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Vorwort 

Das  Buch  des  Kaufmanns  ist  aus  der  Praxis  hervorgegangen  und  für  die  Praxis 
geschrieben.  Es  will  in  knapper  Form  eine  klare,  lebensvolle  und  bei  aller  Wissen- 
schaftlichkeit doch  vollkommen  gemeinverständliche  Darstellung  aller  Zweige  des 
Handels  und  der  gesamten  Handelswissenschaften  im  weitesten  Sinne  geben. 

Zwar  ist  in  Deutschland  kein  Mangel  an  kaufmännischen  Hand-  und  Nachschlage- 
büchern, aber  sie  scheinen  mir  theoretisches  Wissen  und  praktisches  Können  nicht 
genügend  zu  verbinden.  Dieses  Ziel  hat  mir  während  meiner  langen  kaufmännischen 
und  lehramtlichen  Tätigkeit  und  so  auch  bei  der  Herausgabe  und  Bearbeitung  dieses 
seit  Jahren  geplanten  und  vorbereiteten  Werkes  in  erster  Linie  vorgeschwebt.  Ich 
hoffe,  ihm  im  Buche  des  Kaufmanns  nahe  gekommen  zu  sein. 

Die  Anforderungen,  die  unsere  Zeit  in  immer  höherem  Masse  an  den  gesamten 
Kaufmannsstand  stellt,  zwingt  selbständige  wie  angestellte,  jüngere  wie  ältere 
Kaufleute  zu  immer  vollkommnerer  Berufsbildung.  Aber  immer  grösser  wird  auch, 
wie  ich  als  Vorsteher  und  Dozent  der  auch  von  vielen  Nichtkaufleuten  besuchten 
Bankbeamten -Fachschule  beobachtet  habe,  die  Zahl  der  Industriellen  und  Ge- 
werbtreibenden,  Juristen,  Beamten  und  Studierenden  aller  Fakultäten,  die 
über  das  ganze  Gebiet  der  Handelswissenschaften  Belehrung  suchen.  Ihnen  allen 
soll  das  Werk  dienen. 

Hervorragende  Persönlichkeiten  aus,  Wissenschaft  und  Praxis,  Autoritäten  auf  den 
von  ihnen  behandelten  Gebieten,  nennt  das  Mitarbeiterverzeichnis.  Herzlich  danke 
ich  ihnen  auch  an  dieser  Stelle  für  ihre  Mühe  und  Arbeit,  für  die  Bereitwilligkeit,  mit 
der  sie  auf  meine,  oft  nicht  leicht  zu  erfüllenden  Wünsche  eingegangen  sind,  und 
für  mannigfache  Anregungen.  Dass  unser  aller  Arbeit  nicht  vergeblich  gewesen  ist, 
beweist  die  über  Erwarten  günstige  Aufnahme,  die  das  Werk  schon  bei  seinem  Er- 
scheinen in  Lieferungen  allerseits  gefunden  hat.  Möge  es  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
werden: 

das  Buch  des  Kaufmanns! 

Berlin,  im  September  1905. 


Georg  Obst. 
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Von  Max  Fürst-Berlin. 


Einleitung. 

Die  Berufsbildung  des  Kaufmanns. 


1.  Die  kaufmännische  Lehre. 

Deutschland  ist  das  einzige  grosse  Kultur- 
land, in  dem  die  Ausbildung  des  Kaufmanns 
für  seinen  Beruf  ihren  Schwerpunkt  noch  in 
der  praktischen  Lehre  hat.  Dem  Lehrlings- 
verhältnis liegt  der  Gedanke  zugrunde,  dass  der 
Lehrherr  sich  verpflichtet,  den  Lernenden  wäh- 
rend einer  bestimmten  Zeit,  heute  meist  drei 
Jahre  lang,  in  den  beim  Betriebe  des  Geschäfts 
vorkommenden  kaufmännischen  Arbeiten  zu 
unterweisen,  wofür  ihm  als  Entgelt  die  Arbeits- 
kraft des  Lernenden  für  die  Dauer  der  Lehr- 
zeit zur  Verfügung  steht. 

Die  Zeit  jedoch,  wo  der  Lehrling  mit  dem 
Beginn  der  Lehre  auch  als  Familienglied  in  die 
Hausgemeinschaft  des  Prinzipals  eintrat  und  sich 
im  Laufe  der  Jahre  wirklich  hineinlebte  in  alle 
Einzelheiten  des  Betriebes,  von  der  Arbeit  des 
Hausknechts  an  bis  zu  den  Sorgen  des  Handels- 
herrn, diese  alte  patriarchalische  Zeit,  wo  Lehr- 
beziehungen wie  Verwandtschaftsbeziehungen 
sich  von  einer  Kaufmannsfamilie  zur  anderen 
spannen,  ist  dahin. 

In  den  Grossbetrieben  des  Handels  jeg- 
licher Art  mit  ihrer  bis  ins  kleinste  durchge- 
bildeten Arbeitsteilung,  mit  ihrem  Telegramm- 
und  Formularverkehr,  mit  ihrer  immer  strenge- 
ren Scheidung  zwischen  eigentlich  kaufmänni- 
sch er  Tätigkeit  und  Schreiberarbeit  ist  eine  gründ- 
liche und  vielseitige  Ausbildung,  wie  sie  für  den 
Lehrling  notwendig  ist,  immer  schwieriger  ge- 
worden. Die  Prinzipale  oder  Abteilungsleiter 
sind  durch  die  stets  nervöser  werdende  Tätig- 
keit so  in  Anspruch  genommen,  dass  sie  sich 
nur  in  Ausnahmefällen  um  die  Erziehung  des 
Lehrlings  kümmern  können.  Dieser  wird  mit 
subalterner  Arbeit  beschäftigt,  im  übrigen  mag 
er  die  Augen  aufhalten,  dann  wird  er  schon 
etwas  lernen. 

So  ist  vielfach  die  Sachlage  trotz  dem  Handels- 
gesetzbuche, das  im  §  76,  Absatz  2,  bestimmt: 
„Der  Lehrherr  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen. 


dass  der  Lehrling  in  den  bei  dem  Betriebe 
des  Geschäfts  vorkommenden  kaufmännischen 
Arbeiten  unterwiesen  wird;  er  hat  die  Ausbil- 
dung des  Lehrlings  entweder  selbst  oder  durch 
einen  geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten 
Vertreter  zu  leiten.  Die  Unterweisung  hat  in 
der  durch  den  Zweck  der  Ausbildung  gebotenen 
Reihenfolge  und  Ausdehnung  zu  geschehen." 

In  der  Erkenntnis,  dass  eine  solche  Lehrlings- 
ausbildung, wie  sie  der  Gesetzgeber  mit  Recht 
verlangt,  für  sie  unmöglich  oder  wenigstens 
unbequem  und  unwirtschaftlich  ist,  haben  denn 
auch  viele  grosse  Geschäfte  auf  das  Halten  von 
Lehrlingen  überhaupt  verzichtet. 

Am  besten  steht  es  um  die  Lehre  in  den 
mittleren  Betrieben  des  Gross-  und  Klein- 
handels, vorausgesetzt,  dass  der  Prinzipal  ein  ge- 
bildeter Kaufmann  ist  Hier  ist  eine  persönliche 
Berührung  zwischen  Chef  und  Lehrling  noch 
vorhanden,  eine  Beeinflussung  und  Erziehung 
noch  möglich.  Hier  ist  auch  die  Arbeitsteilung 
noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  so  dass  der 
Lehrling  noch  eine  vielseitige  Beschäftigung 
findet. 

Aber  gerade  die  Zahl  und  Bedeutung  dieser 
mittleren  Kaufleute  geht  zurück.  Sie  leiden  unter 
der  übermächtigen  Konkurrenz  der  Grossen  und 
dem  vielfach  hervortretenden  Bestreben,  den 
Zwischenhandel  möglichst  auszuschalten,  oft 
auch  durch  unlauteren  Wettbewerb.  An  sie  stellt 
der  Kampf  ums  Dasein  immer  stärkere  Anforde- 
rungen. Sich  selbständig  zu  erhalten,  oder  gar 
sich  selbständig  zu  machen,  wird  von  Tag  zu 
Tage  schwieriger.  Die  Zeit,  die  ein  solcher  Prin- 
zipal für  den  Lehrling  zur  Verfügung  hat,  wird 
knapper,  das  Bedürfnis  nach  der  billigen  Arbeit 
des  Lehrlings  und  damit  die  Gefahr  der  Lehr- 
lingszüchterei  grösser. 

Im  kleineren  und  kleinsten  Handel  gibt  es 
neben  tüchtigen  Geschäftsleuten  eine  Menge  so- 
genannter Kaufleute,  die  eigentlich  Höker  sind, 
vom  wirklich  kaufmännischen  Betriebe  keine 
Vorstellung  haben  und  deren  Lebensmöglich- 
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keit  nur  auf  leichtem  Kredit  und  billiger  Lehr- 
lingsarbeit beruht  In  diesen  Geschäften  kann  der 
Lehrling  von  seinem  Lehrherm  kaufmännisches 
Wissen  nicht  erlernen,  weil  dieser  es  selbst  nicht 
besitzt  Das  einzige,  was  er  lernt,  ist  Laden- 
arbeit, Verkehr  mit  der  Kundschaft  und  eine 
beschränkte  Warenkenntnis.  Er  lebt  oft  in  der 
Hausgemeinschaft  des  Lehrherrn,  seine  Stellung 
nähert  sich  der  des  Gesindes. 

Der  wirtschaftliche  Aufschwung  der  letzten 
Jahrzehnte,  der  den  Verfall  der  alten  Lehre  be- 
wirkte, hat  naturgemäss  ein  e  starke  Nachfrage  nach 
Hilfskräften  im  Handelsgewerbe  zur  Folge  ge- 
habt Wenn  früher  der  Prinzipal  eine  Auswahl 
aus  starkem  Angebot  treffen  konnte,  ist  er  jetzt 
vielfach  auf  minderwertiges  Lehrlings- 
material angewiesen.  Aus  den  Kreisen  des  ver- 
fallenden Handwerks  und  anderen  wenig  gebil- 
deten Schichten  strömen  dem  Handel  Elemente 
zu,  bei  denen  oft  eine  Haupttriebfeder  die  Scheu 
vor  schwielenbringender  solider  Handarbeit  ist. 
Die  Kontorarbeit  hat  für  viele  den  Beigeschmack 
der  Feinheit,  sie  kann  mit  gepflegten  Nägeln, 
mit  Kragen  und  Manschetten  geleistet  werden. 
Auch  der  Laden  ist  viel  standesgemässer  als 
die  Werkstatt  und  so  voller  Abwechselung. 

Verschlechterung  der  kaufmännischen  Lehre, 
VerschlechterungundVermehrungdes  Lehrlings- 
materials und  endlich  Erschwerung  der  Etablie- 
rung mussten  ein  Handlungsgehilfenprole- 
tariat schaffen.  Ist  die  Lehrzeit  beendet  und 
die  Konjunktur  steigend,  geht  es  dem  jungen  Ge- 
hilfen leidlich.  Der  Jammer  beginnt,  wenn  die 
geringste  Stockung  in  Handel  und  Wandel  ein- 
tritt Das  Lehrlingsangebot  von  unten  dauert  fort, 
die  Nachfrage  nach  billiger  Lehrlingsarbeit  steigt 
Der  angehende  Gehilfe  aber  läuft  verzweifelt  von 
Kontor  zu  Kontor,  und,  was  das  schlimmste  ist, 
er  sieht  jetzt  ein,  dass  er  eigentlich  nichts  kann. 

Als  Sachverständiger  vor  der  Kommission  für 
Arbeiterstatistik  sagte  ein  angesehener  Kauf- 
mann aus,  dass  er  beim  Antritt  seiner  ersten 
besoldeten  Stellung  „einen  Schreck  bekam,  als 
er  nun  erst  gewahr  wurde,  was  ein  Kommis 
war."  Nachdem  dieser  selbe  Kaufmann  später 
selbständig  war,  engagierte  er  „nur  ältere  junge 
Leute,  weil  diejenigen,  die  direkt  aus  der  Lehre 
kommen,  in  den  meisten  Fällen  erst  als  Kommis 
richtig  lernen."  Dieselbe  Klage  über  die  Schwie- 
rigkeit, gute  kaufmännische  Hilfsarbeiter  zu  be- 
kommen, hört  man  ganz  allgemein.  Stellen- 
losigkeit  der  Schlechtgebildeten  und 
starke  Nachfrage  nach  wirklich  Tüch- 
tigen ist  ein  Hauptzug  auf  dem  Arbeits- 
markt im  Handelsgewerbe. 


2.  Kaufmännische  Fortbildungs- 
schulen. 

Wenn  nun  der  Prinzipal  in  der  praktischen 
Lehre  dem  jungen  Anfänger  nicht  mehr  alle 
lehren  kann,  was  dieser  nötig  hat,  wenn  er  ihi 
nicht  mehr  so  erziehen  kann,  wie  es  notwendig  ist 
dann  verlangt  das  Interesse  des  einzelnen  Lehr-< 
lings,  des  Kaufmannsstandes  und  das  der  ganzer 
Volksgemeinschaft,  dass  diesem  Misstande  ab^ 
geholfen  werde.  Und  da  gerade  das,  woran 
den  jungen  Leuten  meist  mangelt,  erziehlich« 
Beeinflussung  und  Einführung  in  das  kaufmän- 
nische Schreib-  und  Rechenwerk,  von  einer  Schule 
geleistet  werden  kann,  hat  eine  Schulerziehung^ 
an  die  Seite  der  praktischen  Lehre  zu  tretet 
Diese  Schule  für  den  Kaufmannslehrling  muss 
die  Forderungen  und  Mängel  der  Praxis  kennen 
und  in  Ergänzung  der  Praxis  für  die 
Praxis  arbeiten. 

Über  die  Frage,  ob  ein  Zwang  zum  Besuche 
dieser  Schule,  „der  kaufmännischen  Fortbil- 
dungsschule", durch  Staat  oder  Gemeinde  aus- 
zuüben sei,  ist  viel  und  leidenschaftlich  ge- 
stritten worden.  Die  Gründe  für  und  wider 
können  hier  nicht  erörtert  werden.  Wer  un- 
seren Ausführungen  bis  hierher  zustimmt,  und 
die  menschliche  Natur  im  Lehrherrn  und  Lehr- 
ling mit  ihrem  Einschlag  von  Unternehmer- 
egoismus und  unerfahrener  Trägheit  kennt, 
der  muss  zur  Forderung  des  Schulzwanges 
kommen. 

Dieser  Zwang  kann  ein  direkter  sein,  indem 
der  Besuch  der  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schule durch  Landesgesetz  oder  durch  Ortsstatut 
auf  Grund  des  §  120  der  Gewerbe-Ordnung  an- 
geordnet wird,  oder  ein  indirekter.  Im  letzten 
Falle  ist  ein  weiterer  Kreis  —  die  gesamte 
Jugend  in  einem  gewissen  Alter,  oder  nur  die 
männliche  oder  endlich  nur  die  gewerblich  tätige 
Jugend  —  durch  Landesgesetz  oder  Ortsstatut 
zum  Besuche  der  allgemeinen  oder  der  gewerb- 
lichen Fortbildungsschule  verpflichtet  Der  junge 
Kaufmann  wird  von  dieser  Verpflichtung  ent- 
bunden, solange  er  die  kaufmännische  Fort- 
bildungsschule besucht  Diese  auf  indirektem 
Zwange  beruhenden  Schulen  stehen  in  der  Mitte 
zwischen  den  fakultativen  und  obligatorischen 
und  vereinen  manche  Vorzüge  beider  Schul- 
arten in  sich. 

Der  obligatorischen  kaufmännischen  Fort- 
bildungsschule steht  nur  eine  sehr  beschränkte 
Zeit  zur  Verfügung,  meistens  wöchentlich  sechs 
Unterrichtsstunden,  drei  oder  bestenfalls  vier 
Jahre  hindurch.  Allein  daraus  ergibt  sich  schon 
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eine  Beschränkung  auf  das  Allernotwendigste. 
Deutscher  Ausdruck,  besonders  im  Brief- 
schreiben, kaufmännisches  Rechnen  und 
Buchführung,  dazu  eine  deutliche  und 
gefällige  Handschrift,  das  ist  das  Rückgrat 
der  kaufmännischen  Elementarbildung  und  da- 
mit das  Rückgrat  jeder  verständig  organisierten 
kaufmännischen  Fortbildungsschule. 

Dazu  tritt  oft,  einem  Bedürfnis  in  allen 
grösseren  Betrieben  entsprechend,  die  Steno- 
graphie. Unter  dem  Namen  Handelslehre 
oder  Handelskunde  ist  vielfach  ein  Unterrichtsfach 
eingeführt,  das  besonders  das  Post-,  Transport-, 
Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen,  und  die  Haupt- 
sachen aus  der  Handelsgesetzgebung  behandelt. 
Ausserdem  wird  endlich  Wirtschafts-  oder 
Handelsgeographie  gelehrt,  um  den  jungen 
Menschen  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Heimat  zu  unterrichten  und  seinen  Horizont 
durch  Ausblicke  auf  den  Weltmarkt  zu  erwei- 
tern. Damit  ist  auch  der  weitere  Kreis  der 
obligatorischen  Lehrfächer  zu  schliessen.  Eine 
darüber  hinausgehende  Fortbildung,  insbeson- 
dere in  den  fremden  Sprachen,  der  Rechts-  und 
Volkswirtschaftslehre,  dem  Maschinenschreiben 
und  anderen  Gegenständen,  muss  Sache  der 
Freiwilligkeit,  nicht  des  Zwanges  sein. 

Es  muss  immer  wieder  betont  werden,  gerade 
von  Anhängern  desZwanges,  dass  die  Frage  falsch 
gestellt  ist,  wenn  sie  lautet:  obligatorische  oder 
fakultative  Schule?  Wir  wollen  obligatori- 
schen und  fakultativen  Unterricht.  Die 
Pflichtschule  ist  für  den  jungen  Menschen  unter 
1 8  Jahren,  der  nur  Volksschulbildung  hat.  Sie 
kann  nur  ein  Mindestmass  lehren,  ohne  das 
niemand  mit  Anstand  auch  nur  eine  unter- 
geordnete kaufmännische  Stellung  ausfüllen 
kann.  Sie  will  gar  kein  Abschluss  sein,  im 
Gegenteil,  die  Lust  nach  Weiterarbeit  zu  wecken 
ist  ihr  vornehmstes  Ziel.  Ihr  Unterricht  hat 
an  den  Werktagen  während  der  Tages- 
zeit stattzufinden,  und  wo  das  noch  nicht 
der  Fall  ist,  sollten  alle  Beteiligten  es  baldigst 
und  mit  Energie  anstreben.  Der  Abende  und 
der  Sonntage  bedarf  der  junge  Kaufmann  zu 
seiner  weiteren  Ausbildung  durch  gute  Lektüre 
und  fleissiges  Studium.  Jeder,  der  in  die  kauf- 
männische Lehre  eintritt,  und  dem  nicht  Reich- 
tum oder  Verbindungen  den  Lebensweg  ebnen, 
muss  sich  darüber  klar  sein,  dass,  wenn  er  nicht 
ausserhalb  der  praktischen  Lehre  und  der 
obligatorischen  Schule  tüchtig  an  der  Erwei- 
terung seines  Wissens  und  Könnens  arbeitet,  er 
dazu  verdammt  ist,  zeitlebens  ein  Lohnschreiber 
zu  bleiben. 


Für  die  jungen  Leute,  die  freiwillig  weiter 
arbeiten  wollen  an  ihrer  Ausbildung,  sollen  wir 
durch  Einrichtung  von  Abendkursen  sorgen. 
Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist  ein  guter 
Unterricht  in  den  fremden  Sprachen,  der 
einmal  das  sprachliche  Wissen  derjenigen,  die 
von  höheren  Schulen  kommen,  zu  ergänzen 
und  in  praktisches  Können  umzusetzen  hat,  der 
aber  vor  allem  auch  für  frühere  Volksschüler 
bestimmt  ist.  Indem  wir  diesen  gute  und  bil- 
lige Gelegenheit  zur  Erlernung  fremder  Sprachen 
geben,  erfüllen  wir  eine  soziale  Aufgabe 
der  kaufmännischen  Fortbildungsschule,  auf  die 
ich  besonderen  Wert  legen  möchte.  Wir  er- 
möglichen den  fleissigen  und  tüchtigen  Lehr- 
lingen, die  von  der  Volksschule  kommen, 
nach  Ablauf  ihrer  Lehrzeit  mit  denen  zu  kon- 
kurrieren, denen  ein  glücklicheres  Los  erlaubte, 
höhere  Lehranstalten  zu  besuchen.  Wir  ermög- 
lichen ihnen  so  einen  Zugang  auch  zu  den 
leitenden  Stellungen  im  Handelsgewerbe  und 
ein  Aufsteigen  in  höhere  soziale  Schichten.  Zu 
einem  solchen  Aufsteigen  zwingen  zu  wollen 
ist  natürlich  Unfug,  soziale  Pflicht  aber  und 
eine  Forderung  der  Gesundheit  unseres  Ge- 
meinwesens ist  es,  dieses  Aufsteigen  möglich 
zu  machen  und  so  der  Kastenbildung  ent- 
gegen zu  arbeiten. 

Auch  für  Sprachen,  die  in  den  allgemeinen 
Schulen  selten  oder  gar  nicht  gelehrt  werden, 
z.B.  für  Spanisch,  Portugiesisch,  Russisch 
sollen  wir  in  grösseren  Städten  Kurse  einrichten. 
Eine  gute  Ausbildung  in  einer  dieser  Sprachen, 
deren  Kenntnis  bei  uns  weniger  verbreitet,  deren 
Pflege  aber  für  Gegenwarts-  und  Zukunftsgebiete 
unseres  Handels  in  Südamerika  und  Russland 
von  grösster  Bedeutung  ist,  verschafft  dem  ein- 
zelnen fast  die  Gewissheit  guten  Fortkommens, 
der  ganzen  deutschen  Volkswirtschaft  aber  eine 
scharfe  Waffe  im  Konkurrenzkampfe  am  Welt- 
markte. 

In  beiden  Arten  der  Fortbildungsschule,  der 
obligatorischen  und  der  fakultativen,  sollte  noch 
mehr  als  bisher  das  staatsbürgerliche  Mo- 
ment in  den  Vordergrund  treten.   Der  Kauf- 
mannsstand als  solcher,  wie  auch  die  Gemein- 
schaft der  Volksgenossen  hat  ein  starkes  Inter- 
esse daran,  dass  der  kaufmännischen  jugend 
ein    Einblick  in  das  Wesen  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  und  des  modernen  Staates  eröffnet 
i  und  sie  mehr  als  bisher  zur  Mitarbeit  in  Staat 
und  Gemeinde  erzogen  werde. 
I      In   die  Unterhaltungskosten    der    kauf- 
1  männischen    Fortbildungsschulen,    soweit    sie 
I  nicht  durch  Schulgeld  gedeckt  werden,  pflegen 
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sich  meist  die  Gemeinden,  kaufmännische 
Körperschaften  und  der  Staat  zu  teilen. 

Einzelne  Handelsvertretungen  haben  sich  her- 
vorragende Verdienste  auf  dem  Gebiete  des 
Unterrichtswesens  erworben,  wie  beispielsweise 
die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin,  die 
Handelskammern  in  Oppeln,  Halberstadt,  Braun- 
schweig, Magdeburg,  Brandenburg,  Frank- 
furt a.  O.,  Düsseldorf.  Von  Städten  sind  besonders 
Frankfurt  a.  M.,  Mannheim  und  Magdeburg  her- 
vorgetreten. Endlich  ist  auf  die  ganz  hervor- 
ragende Tätigkeit  der  kaufmännischen  Ver- 
eine hinzuweisen,  die  zum  Teil,  lange  ehe  Staat 
und  Gemeinden  sich  ihrer  Pflicht  bewusst  ge- 
worden waren,  durch  Schuleinrichtungen  und 
Vorträge  Tüchtiges  für  die  Fortbildung  der  kauf- 
männischen Jungmannschaft  geleistet  haben.  Be- 
sonders ausgezeichnet  haben  sich  dabei  die 
Glieder  des  Deutschen  Verbandes  kauf- 
männischer Vereine,  der  eine  Hebung  des 
Kauf  mannsstandes  durch  Zusammenarbeiten  von 
Prinzipalen  und  Gehilfen  erstrebt. 

Der  Bildungsabstand,  wie  er  in  der  Fabrik 
zwischen  leitendem  Personal  und  Handarbeitern 
vorhanden  ist,  klafft  noch  nicht  in  gleicher 
Weite  im  Kaufmannsstande.  Die  gleiche  Art 
der  Kleidung,  die  wenigstens  scheinbar  gleiche 
Arbeitsart,  mildern  den  Unterschied  und  tragen 
bis  jetzt  dazu  bei,  zu  verhindern,  dass  die  Klas- 
senunterschiede zum  Klassengegensatz  geworden 
sind.  Aber  man  soll  die  Augen  nicht  schliessen. 
Rein  gewerkschaftliche  Bestrebungen  werden 
bereits  in  einigen  Gehilfenverbänden  gepflegt 
und  treten  neuerdings  besonders  folgerichtig  in 
den  Vereinigungen  der  weiblichen  Angestellten 
hervor. 

3.  Kaufmännische  Schulen  für  Mädchen. 

Die  Frau  hat  jetzt  ausser  im  Laden  auch 
ihre  Stelle  im  Kontor  erobert;  das  ist  eine 
Tatsache,  mit  der  man  sich  abzufinden  hat. 
Sie  hat  sich  bewährt  vor  allem  als  Buchhal- 
terin und  Maschinenschreiberin,  und  ihre  billige 
Arbeitskraft  hat  einen  starken  Einfluss  ausge- 
übt auf  die  Beschleunigung  des  Prozesses  der 
Scheidung  der  Bureauarbeit  von  der  eigentlich 
kaufmännischen  Arbeit.  Sie  tritt  in  das  Kon- 
tor ein,  in  der  Regel  noch  nicht  mit  der 
festen  Absicht,  einen  Lebensberuf  zu  ergreifen 
■  —  noch  winkt  die  Aussicht  auf  Heirat.  Sie 
hat  so  gut  wie  gar  keine  Aussicht,  in  leitende 
Stellungen  zu  gelangen.  Sie  lebt  oft  bei  Eltern 
oder  Verwandten  und  gibt  sich  dann  zufrieden, 
nur  einen  Zuschuss  zur  Lebenshaltung,   nicht 


diese  selbst  zu  erarbeiten.  Sie  ist  im  Anfange 
ihrer  besoldeten  Tätigkeit  oft  noch  minderwer- 
tiger als  selbst  der  schlecht  vorgebildete  männ- 
liche Handlungsgehilfe.  Sie  ist  endlich  persön-i 
lieh  und  wirtschaftlich  meist  schwächer  als  ih 
männlicher  Konkurrent,  dazu  viel  bedürfnisloser. 
So  wirkt  sie  zweifellos  lohndrückend,  un 
das  ist  ein  böser  Misstand. 

Aber  nur  ganz  kurzsichtige  Sozialpolitiker 
können  daran  denken,  die  Frau  wieder  aus  der 
Stellung  zu  drängen,  die  sie  ehrlich  errungen  hat 
Was  erstrebt  werden  muss,  ist  eine  Hebung 
der  Stellung  der  Handlungsgehilfin.  Das 
ist  eine  Forderung,  an  der  nicht  nur  die  Frau 
selbst,  und  der  in  seinem  Lohne  gedrückte 
männliche  Konkurrent,  sondern  vor  allem  auch 
Staat  und  Gemeinde  ernstlich  interessiert  sind, 
denn  jede  unterbezahlte  Frauenarbeit 
ist  eine  gefährliche  Quelle  der  Unsitt- 
lich keit.  Mit  Recht  erstreben  daher  die  Or- 
ganisationen der  weiblichen  Angestellten  höhere 
Löhne  durch  bessere  Bildung  und  gesteigerte 
Leistungen.  Zu  dem  Zwecke  verlangen  sie  die 
Einrichtung  guter  kaufmännischer  Schulen  zur 
Fortbildung  und  Ausbildung  der  Handlungs- 
gehilfinnen. 

Die  freiwilligen  Fortbildungskurse  mit 
Abendunterricht  sind  meist  schlecht  und  unregel- 
mässig besucht,  da  die  Frau  nach  der  Tages- 
arbeit noch  erschöpfter  ist  als  der  Mann,  und 
bei  dem  grossen  Angebot  weiblicher  Hilfskräfte 
der  Arbeitgeber  meist  keine  Rücksicht  auf  die 
Schulzeit  nimmt.  Der  Zwang  zur  kauf  männi- 
schen Fortbildungsschule  durch  Ortsstatut, 
welchen  die  neueste  Fassung  der  Gewerbeord- 
nung ermöglicht,  ist  erst  von  wenigen  Ge- 
meinden, Mannheim,  Freiburg  i.  B.,  Karlsruhe, 
Wiesbaden,  Frankfurt  a.  M.  durchgeführt. 

Eine  eigentliche  Lehrzeit  macht  die  Hand- 
lungsgehilfin nicht  durch,  und  die  auf  Einfüh- 
rung einer  solchen  Lehre  gerichteten  Bestre- 
bungen sind  kurzsichtig  und  verfehlt.  Das 
Mädchen  tritt  ins  Kontor  als  Lohnarbeiterin, 
und  was  sie  an  fachlicher  Bildung  besitzt,  ver- 
dankt sie  einer  Schule. 

Erst  die  rasche  Ausdehnung  der  Frauen- 
arbeit im  Handelsgewerbe  hat  die  schnelle  Ent- 
wicklung des  Privathandelsschulwesens 
bewirkt,  eine  Entwicklung,  die  nicht  durch- 
weg auf  solider  Basis,  sondern  zum  Teil  auf 
der  Ausbeutung  Unerfahrener  beruht.  Daher 
haben  die  Gehilfinnen-  und  andere  Frauen- 
vereine, Gemeinden,  Handelsvertretungen  und 
endlich  auch  der  preussische  Staat  selbst  Han- 
delsschulen für  Mädchen  eingerichtet.  Das  sind 
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also  Schulen,  die  nicht  die  praktische  Lehre 
ergänzen,  sondern  sie  ersetzen  wollen, 
Schulen,  welche  die  ganze  Zeit  und  Arbeit 
ihrer  Schülerinnen  in  Anspruch  nehmen,  und 
deren  Lehrgänge  je  nach  dem  Lehrziel  und  der 
Vorbildung  der  Schülerinnen  auf  1 — 2  Jahre 
berechnet  sind. 

4.  Handelsschulen  für  Knaben. 

Die  Frage  der  Handelsschule  für  Knaben 
ist  vielumstritten.  Mit  Paulsen  halte  ich  für 
die  Aufgabe  der  Erziehung,  alle  geistig- 
sittlichen Kräfte,  auf  denen  die  ideelle  Kultur 
beruht  und  alle  technisch-wirtschaftlichen  Künste 
und  Fertigkeiten,  wodurch  die  materiellen  Kul- 
turgüter hervorgebracht  werden,  durch  gemein- 
same Tätigkeit  des  lehrenden  und  des  lernen- 
den Geschlechtes  zu  erhalten  und  fortzupflan- 
zen. Also  Bildung  der  Persönlichkeit  und 
Ertüchtigung  für  den  Beruf:  to  teach  men 
io  be  men  and  to  help  them  to  become  masters 
of  their  vocation. 

Vielleicht  könnte  man  die  Volksschule  als 
Berufsschule  für  den  Handarbeiter,  die  beiden 
Formen  des  Gymnasiums  als  Gelehrten-  und 
höhere  Beamtenschulen  und  die  Oberrealschule 
als  höhere Technikerschule'bezeichnen,  jedenfalls 
aber  ist  die  Bürgerschule,  die  Urform  der 
heutigen  Realschule,  aus  den  Bedürfnissen  des 
Kaufmannsstandes  heraus  als  Berufsschule 
für  den  Kaufmann  entstanden. 

Sie  hat  manche  Wandlungen  durchmachen 
müssen.  Die  Mathematik  trat  in  den  Vordergrund 
und  verdrängte  das  bürgerliche  und  kauf- 
männische Rechnen  aus  den  oberen  Klassen, 
die  Naturwissenschaften  wurden  stärker  betont, 
und  unter  dem  unheilvollen  Einflüsse  des  Be- 
griffs der  „allgemeinen"  Bildung  und  der  damit 
verbundenen  Berechtigung  zum  einjährigen 
Dienste  hing  man  in  Preussen  der  Bürger- 
schule vorübergehend  sogar  das  Lateinische 
an.  Das  ist  zwar  wieder  verschwunden,  aber 
der  Charakter  der  Bürgerschule  ist  nach  der 
akademischen  Seite  hin  verschoben  geblieben, 
und  die  neueren  Vorschriften  haben  diese  Ent- 
wicklung sanktioniert  und  den  Typ  „Realschule" 
festgelegt  Mit  Recht  wird  daher  namentlich 
aus  Kreisen  des  kaufmännischen  Mittelstandes 
neben  der  sechsklassigen  Realschule  und  aus- 
gestattet mit  denselben  Berechtigungen  eine 
Form  der  Bürgerschule  verlangt,  die,  ohne 
den  Charakter  als  Bildungsanstalt  einzubüssen, 
wieder  mehr  Rücksicht  nehme  auf  die  Bedürf- 
nisse des  kaufmännischen  Lebens. 


Neben  der  offiziellen  Realschule  haben  aller- 
dings als  Innungs-  und  Privatschulen  mehr  oder 
minder  kommerziell  gefärbte  Handelsschulen 
in  sächsischen,  thüringischen,  süddeutschen  und 
Hansa-Städten,  in  Osnabrück  und  Berlin  be- 
standen, die  ältesten  schon  seit  den  dreissiger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts.  Manche  haben 
solide  Arbeit  geleistet  und  guten  Ruf  genossen, 
manche  aber  waren  Rettungsanstalten  für  ge- 
strandete Gymnasiasten  und  Realschüler.  Viele 
waren  sehr  stark  von  Ausländern  besucht,  was 
neben  manchen  Vorteilen  auch  seine  grossen 
Schattenseiten  hat.  Bayern  hat  an  manche  Real- 
schulen Handelsklassen  angefügt,  dasselbe  haben 
einige  preussische  Städte,  wie  Flensburg,  Altona 
und  Danzig  getan.  Andere  Städte,  wie  Cöln, 
Frankfurt  a.  M.,  Mannheim,  Nürnberg,  München 
haben  städtische  Handelsschulen  errichtet. 

Die  Entwicklung  dieser  Schulen  ist  erschwert 
durch  die  mit  der  Absolvierung  der  Untersekunda 
verbundene  Berechtigung  zum  einjährig- 
freiwilligen Militärdienste.  Auf  diese 
Berechtigung  zu  verzichten,  wäre  der  Weg  zur 
Freiheit,  aber  zu  gleicher  Zeit  auch  der  Weg 
zum  Untergange  durch  Schülerschwund.  Diese 
Berechtigung  wird  neuerdings  nur  verliehen, 
wenn  die  Abweichungen  vom  Realschullehrplan 
nicht  zu  gross  sind.  Nach  einem  einheitlichen 
Plane  unterrichten  diese  Schulen  nicht.  Am 
meisten  Fachschule  sind  die  sächsischen  Anstal- 
ten, die  nur  aus  drei  Jahreskursen  bestehen  und 
ein  Aufnahmealter  von  mindestens  14  Jahren 
verlangen,  am  nächsten  der  Realschule  steht 
Cöln.  Alien  gemeinsam  ist  die  Betonung  des 
kaufmännischen  Rechnens,  des  praktischen  Kön- 
nens in  den  modernen  Sprachen,  des  wirtschaft- 
lichen Moments  in  der  Geschichte  und  Erd- 
kunde, des  technologischen  und  warenkund- 
lichen in  den  Naturwissenschaften. 

Ausser  diesen  Handelsschulen  gibt  es  einige 
höhere  Handelsschulen,  die  nur  Schüler  auf- 
nehmen, welche  das  Einjährigenzeugnis  bereits 
besitzen.  Ein  Teil  dieser  höheren  Handelsschulen, 
beispielsweise  in  Dortmund  und  Elberfeld,  sind 
wie  die  Schülerfachkurse  in  Sachsen,  Fachklassen 
mit  einjährigem  Lehrgange,  die  das  Bildungsprin- 
zip hinter  dem  Fachprinzip  zurücktreten  lassen. 
Ein  anderer  Typus,  jetzt  nur  noch  durch  Aachen, 
früher  auch  durch  die  Wöhlerschule  in  Frank- 
furt a.  M.  vertreten,  hat  der  Oberrealschule  ent- 
sprechend einen  vollen  dreijährigen  Oberbau, 
Obersekunda,  Unterprima,  Oberprima.  Die  Reife- 
prüfung dieser  Oberhandelsschule  gewährt  aber 
keine  Berechtigung,  und  die  Klassen  verküm- 
mern  dadurch,   sowie   auch    durch   eine  un- 
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zweckmässige  Gestaltung   des  Lehrplans   und 
des  Unterrichts. 

In  Frankfurt  a.  M.  erstrebt  die  Oberabteilung 
der  städtischen  Handelslehranstalt  den  vollen 
dreijährigen  Lehrgang,  beschränkt  sich  aber 
zur  Zeit  noch  auf  zwei  Jahre  nach  den 
schlechten  Erfahrungen,  die  man  früher  mit  den 
Handelsklassen  der  Wöhlerschule  gemacht  hat. 
Über  die  zweckmässige  Gestaltung  des  Lehr- 
plans der  Handelsschulen  und  höheren  Han- 
delsschulen gehen  die  Meinungen  noch  in 
mancher  Beziehung  auseinander,  eine  Unifor- 
mierung ist  auch  gar  nicht  zu  wünschen.  Die 
Diskussion  darüber  ist  in  den  letzten  Jahren 
zurückgetreten,  da  das  öffentliche  Interesse  sich 
einer  anderen  Art  der  höheren  Ausbildung  des 
Kaufmanns,  durch  eine  wirkliche  Hochschule, 
zuwandte. 

5.  Handelshochschulen. 

Um  die  Verbreitung  dieses  Gedankens,  der 
von  dem  Cölner  Handelsherrn  von  Mevissen 
mit  Begeisterung  vertreten  wurde,  haben  sich 
der  Deutsche  Verband  für  das  kaufmännische 
Unterrichtswesen,  besonders  Prof.  Ehrenberg, 
und  der  Hamburger  Kaufmann  Breymann  ver- 
dient gemacht. 

Die  Entwicklung  der  Volkswirtschaften  zur 
Weltwirtschaft  und  die  immer  steigende  Bedeu- 
tung des  deutschen  Handels  innerhalb  dieser 
Einheit  stellen  dem  Kaufmann,  dem  Organi- 
sator der  Weltwirtschaft,  schon  jetzt  in  Deutsch- 
land schwierige  Aufgaben  privatwirtschaft- 
licher    und    wirtschaftspolitischer    Art.      Ein 


wie  Chamberlain,  Rhodes  und  Carnegie  — 
um  nur  einige  wenige  Beispiele  aus  hunderten 
herauszugreifen  —  hat  Deutschland  nicht  viele 
hervorgebracht  Es  fällt  auf,  wie  viele  Anleihen 
der  Kaufmannsstand  in  Deutschland  für  seine 
Herrscherstellen  bei  den  Juristen  und  Verwal- 
tungsbeamten macht  und  anscheinend  machen 
muss.  Es  ist  unzweifelhaft,  dass  eine  vertiefte  Bil- 
dung, deren  Grundlage  ein  wissenschaftliches 
Erfassen  unseres  ganzen  Wirtschaftslebens  sein 
muss,  dem  jungen  Kaufmanne  Ausblicke  er- 
öffnen kann,  die  ihm  sonst  verschlossen  bleiben, 
dass  eine  solche  Bildung  ihm,  wenn  er  sonst 
der  Mann  dazu  ist,  Impulse  für  sein  ganzes 
Leben  geben  kann,  vor  allem  den  Glauben 
an  seinen,  seines  Standes  und  seines 
Volkes  Beruf.  Ohne  diesen  Glauben  ist  kein 
königlicher  Kaufmann  möglich,  sondern  nur 
ein  Krämer. 

Im  Auslande  soll  der  Deutsche  nicht  bloss 
Geld  verdienen,  er  soll  auch  Achtung  für  deut- 
sches Wesen  erringen,  ein  Pionier  deutscher 
Kultur  sein.  Um  das  zu  können,  muss  er  ge- 
adelt sein  durch  deutsche  Bildung. 

Im  Inlande  hat  er  als  Bürger  zu  wirken. 
Darum  muss  er  gerüstet  sein,  in  Standes-  und 
Interessenvertretungen,  in  Selbstverwaltungs-  und 
politischen  Körperschaften,  im  persönlichen  Ver- 
kehr und  in  gemeinsamer  Arbeit  mit  akademisch 
gebildeten  Beamten  seinen  Mann  zu  stehen.  Und 
wenn  er  gerüstet  sein  muss,  das  Interesse  seines 
Standes  überall  zu  vertreten,  so  muss  er  zugleich 
sich  dessen  stets  bewusst  sein,  dass  er  nicht  zuerst 
Kaufmann  ist,  sondern  in  erster  Linie  deutscher 
Staatsbürger.  Als  solcher  muss  er  die  geschicht- 
Hauptcharakterzug   des  20.  Jahrhunderts  aber  j  liehe  Entwicklung  und  soziale  Gliederung  seines 


wird  sicherlich  der  hoffentlich  friedliche  Kampf 
zwischen  Amerika,  England  und  Deutsch- 
land um  den  Weltmarkt  sein.  Die  Aufgaben,  die 
diese  Entwicklung  den  führenden  Kaufleuten 
zuweist,  werden  immer  mannigfaltiger  und 
schwieriger;  ihnen  wird  nur  der  gewachsen 
sein,  der  von  hoher  Warte  mit  geschultem 
Blicke  das  schwer  entwirrbare  Getriebe  über- 
schaut,   die  waltenden    Kräfte   sicher    erkennt 


Volkes  und  Art  und  Sinn  der  aufstrebenden  Klas- 
sen verstehen  lernen,  damit,  wenn  er  einst 
Hunderte  und  Tausende  zu  leiten  hat,  seine 
suprema  lex  nicht  der  einseitige  Unternehmer- 
standpunkt, nicht  politische  Schlagworte,  sondern 
die  Salus  publica  sei. 

Wenn  nun  eingewendet  wird,  dass  nur  für 
verhältnismässig  wenige  derartige  captains  of 
industry  Raum  vorhanden  sei,  so  ist  das  ohne 


und  richtig  bewertet,  der  mit  kühlem  Kopf  und   weiteres  zuzugeben  mit  der  Einschränkung,  dass. 


festem  Wollen  seine  Entscheidung  trifft. 
Die  Klage  ist  nicht  selten,  dass  als  kaufmänni- 


je  weiter  die  Entwicklung  Deutschlands  zum 
Industriestaate  fortschreitet,    für   den    der   Ex- 


scher  Beamter,  als  subalterner  Geldverdiener  \  port  zur  bitteren  Notwendigkeit  geworden  ist, 
der  Deutsche  unübertroffen  sei,  dass  er  aber  1  desto  mehr  solcher  Führer  erforderlich  wer- 
zu  oft  ein  Pfennigfuchser  sei,  dass  ihm   den  den,  und  dass  endlich  das  Volk,  das  die  grösste 


weite  freie  Blick  des  Angelsachsen,  der  Sinn 
für  Organisation  und  Macht  fehle.  Kaufmän- 
nische Staatsmänner  und  staatsmännische  Kauf- 
leute, wie  die  Direktoren  der  Fast  India  Company, 


Summe  solcher  Persönlichkeiten  hervorbringt, 
schon  dadurch  einen  weiten  Vorsprung  vor 
seinen  Mitbewerbern  hat, 

Von  anderer  Seite  wird  die  Gedankenreihe 


eihe,      ^k 
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die  zur  Forderung  der  Hochschulbildung  für 
den  leitenden  Grosskaufmann  führt,  zugegeben, 
alsdann  aber  der  Schluss  gezogen,  deshalb 
schicke  man  die  jungen  Kaufleute,  die  nach 
Vermögen  und  Begabung  geeignet  erscheinen, 
auf  die  Universität. 

Dagegen  ist  zu  sagen,  dass  der  Kreis,  aus 
dem  sich  alsdann  die  kaufmännische  Aristokratie 
rekrutieren  würde,  noch  mehr  verengert  werden 
würde,  indem  er  nur  die  Abiturienten  der  neun- 
klassigen  höheren  Schulen  umfassen  würde ;  denn, 
wenn  auch  Leute  mit  minderer  Bildung  auf  Uni- 
versitäten geduldet  werden,  so  liegt  doch  gerade 
in  der  Duldung  eine  gewisse  Minderung  der 
Stellung,  die  ganz  gewiss  nicht  erwünscht  sein 
kann.  Ferner  aber,  und  das  ist  die  Hauptsache, 
unsere  Universitäten  haben  andere  Aufgaben,  als 
die  den  Kaufmann  zu  erziehen.  Sie  sind  zu  gleicher 
Zeit  Werkstätten  der  Wissenschaft  und  Lehr- 
institute. Als  Lehrinstitute  haben  sie  wieder  den 
Doppelzweck,  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  und 
zum  ausübenden  Praktiker  zu  erziehen.  Ihre 
Aufgabe  als  Werkstätten  der  Wissenschaft  und 
als  Bildungsanstalten  für  Gelehrte  nicht  nur 
des  eigenen  Volkes  haben  sie  glänzend  gelöst. 
Ob  die  Erziehung  zum  wissenschaftlich  ge- 
bildeten Beamten  immer  gleich  vorzüglich  ist, 
darüber  bestehen  Meinungsverschiedenheiten. 
Aber  auf  die  Frage,  ob  das  Milieu  der  deut- 
schen Universität  gerade  für  den  Kaufmann  ge- 
eignet sei,  kann  es  nur  eine  Antwort  geben: 
die  klare  Verneinung.  Der  junge  Kaufmann 
bedarf  einer  Hochschule,  die  für  ihn  ge- 
schaffen ist,  die  sich  seinenBedürfnissen 
anpasst,  die  ihn  zum  Kaufherrn,  nicht 
zum  Gelehrten  oder  Beamten  erzieht. 

Die  deutschen  Regierungen  haben  sich  denn 
auch  dem  Verlangen  der  Kaufmannschaft  nach  ei- 
genen Handelshochschulen  wohlwollend  gegen- 
übergestellt; aber  mit  Ausnahme  einer  geringen 
Leistung  des  sächsischen  Staates  für  Leipzig  ist 
dieses  Wohlwollen  platonisch  geblieben.  Es 
sind  darüber  bittere  Klagen  laut  geworden;  was 
dem  Beamten,  dem  Landwirt,  dem  Techniker 
recht  sei,  das  sei  dem  Kaufmann  mindestens 
billig.  Vielleicht  haben  die  Klagenden  nicht  ganz 
unrecht,  besonders  nicht  vom  Standpunkte 
dessen  aus,  der  alles  Heil  vom  Staate  erwartet. 

Ich  glaube  aber,  gerade  die  abwartende  Hal- 
tung des  Staates  hat  der  Sache  und  dem  Kauf- 
mannsstande  als  Ganzem  Segen  gebracht,  indem 
sie  ihm  einen  Ansporn  gab  zur  Selbsthilfe 
grossen  Stiles.  Nicht  ohne  Grund  hat  man  dem 
deutschen  Kommerzienrat  öfters  die  Donatoren- 
listen der  amerikanischen  und  englischen  Uni- 


versitäten und  Sammlungen  vorgehalten:  dort 
verstehe  der  Kaufmann  nicht  nur  Geld  zu  er- 
werben, sondern  auch  Geld  für  grosse  Kultur- 
aufgaben auszugeben.  Gerade  durch  den  Han- 
delshochschulgedanken ist  der  Satz,  dass  Reich- 
tum verpflichtet,  auch  bei  uns  in  die  Tat 
umgesetzt  worden.  Männer  wie  Mevissen  und 
Merton  legten  durch  ihre  grossartigen  Stiftungen 
den  Grund  zu  den  Hochschulen  in  Cöln  und 
Frankfurt.  Die  Kaufmannschaft  von  Berlin  ist  im 
Begriffe,  allein  ohne  fremde  Hilfe  unter  Auf- 
wendung von  Millionen  eine  eigene  selbständige 
Hochschule  in  der  deutschen  Reichshauptstadt  zu 
errichten.  Andere  Kaufleute,  gemeinnützige  Ver- 
eine, Handelsstädte  und  Handelskammern  eifern 
ihnen  nach,  und  dieses  Aufflammen  der  Selbst- 
hilfe, des  Sinns  für  das  nobile  offlciam  der 
reichen  Kaufmannschaft  ist  kein  schlechtes  Neben- 
produkt des  Handelshochschulgedankens. 

Durch  ihre  finanzielle  Unabhängigkeit  hatauch 
die  Bewegungsfreiheit  der  einzelnen 
Hochschulen  gewonnen.  Sie  sind  unter  sich 
verschieden;  als  Staatsanstalten  wären  sie  wahr- 
scheinlich mehr  uniform  geworden. 

Abseits  von  den  übrigen  steht  die  Aachner 
Handelshochschule,  eröffnet  Herbst  18Q8, 
die  von  ihren  Studierenden  das  Reifezeugnis 
einer  neunklassigen  höheren  Schule  fordert. 
Sie  wurde  an  die  technische  Hochschule  ange- 
gliedert, was,  abgesehen  von  dem  Kostenpunkte, 
seinen  Grund  darin  hatte,  dass  in  der  Industrie 
das  Bedürfnis  nach  technisch  gebildeten  Kauf- 
leuten und  kaufmännisch  gebildeten  Technikern 
stark  hervortritt.  So  mag  die  Handelshochschule, 
die  hier  mehreine  Handelsfakultät dertechnischen 
Hochschule  ist,  befruchtend  für  die  Studierenden 
der  technischen  Fächer  wirken,  eine  selbständige 
Bedeutung  hat  sie  nicht  gewinnen  können;  be- 
sucht wurde  sie  im  Sommersemester  1903  von 
1 1  Studenten. 

Die  übrigen  drei  Anstalten,  und  denen 
wird  sich  Berlin  anschliessen,  gewähren  ausser 
den  Abiturienten  der  neunklassigen  höheren 
Schulen  auch  solchen  jungen  Leuten  Aufnahme, 
die  im  Besitze  der  Berechtigung  zum  einjähri- 
gen Militärdienste  sind  und  ihre  kaufmännische 
Lehrzeit  durchgemacht,  ferner  Volksschulleh- 
rern, welche  die  zweite  Prüfung  bestanden  haben. 
Durch  die  Ausbildung  dieser  Lehrer  sowie  auch 
geeigneter  Kaufleute  zu  Handelslehrern  wirken 
schon  jetzt  die  Hochschulen  auf  Besserung  des 
Unterrichts  in  Handelsschulen  und  kaufmän- 
nischen Fortbildungsschulen  hin.  Frauen  sind 
in  Frankfurt  und  Berlin  ausdrücklich  als  Stu- 
dierende zugelassen. 
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Die  eigentliche  Grundlage  der  Hoch- 
schulbildung ist  überall  die  Lehre  von  der 
Wirtschaft,  dem  Recht  und  der  Gesellschaft,  dazu 
kommt  die  Ausbildung  in  den  handelstech- 
nischen Fächern  (Buchführung,  kaufmännisches 
Rechnen,  Korrespondenz)  und  in  den  frem- 
den Sprachen.  Ausserdem  wird  den  Studieren- 
den eine  reiche  Auswahl  geistesbildender  Vor- 
lesungen aus  den  verschiedensten  Gebieten  ge- 
boten. Die  Lehrmethode  bemüht  sich,  einen 
Mittelweg  zwischen  eigentlichen  Vorträgen  und 
dialogischer  Unterrichtsform  zu  finden,  in  man- 
chen Disziplinen  tritt  die  Form  des  Hochschul- 
seminars, d.  h.  gemeinsame  wissenschaftliche 
Arbeit  von  Lehrern  und  Studenten  stark  in  den 
Vordergrund.  Wissenschaftliche  Erfassung  und 
Befruchtung  der  Praxis,  Erweiterung  des  Ge- 
sichtskreises und  Aneignung  nützlichen  prak- 
tischen Könnens  sind  überall  das  Ziel.  Die 
Zeit  des  Besuches  ist  auf  4 — 5  Semester 
berechnet,  nach  deren  Ablauf  der  Kaufmann 
ein  Diplom,  der  Handelslehrer  ein  Lehrzeugnis 
durch  eine  Prüfung  erwerben  kann. 

Die  Leipziger  Handelshochschule,  er- 
öffnet am  25.  April  1898,  die  älteste  Anstalt,  ist 
keine  selbständige  Hochschule  im  strengen  Sinne 
des  Wortes.  Das  Wesen  ihrer  Organisation 
ist,  dass  durch  die  Immatrikulation  als  Stu- 
dierender der  Handelshochschule  der  jungeMann 
das  Recht  erhält,  an  der  Universität  Vorlesungen 
zu  hören.  Zu  gleicher  Zeit  werden  von  den 
Lehrern  der  öffentlichen  Handelslehranstalt  für 
ihn  Kurse  in  Handelstechnik  und  von  einer 
Anzahl  Sprachlehrer  Sprachkurse  veranstaltet. 
Nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  kann  er  vor 
einer  dafür  gebildeten  Kommission  eine  Prü- 
fung ablegen.  Besondere  Handelshochschul- 
Professoren  gibt  es  nicht;  ob  und  wie  weit 
der  einzelne  Universitätsdozent  sich  den  Wün- 
schen und  Bedürfnissen  der  Handelsstudenten 
anpassen  kann  und  will,  bleibt  ihm  überlassen. 
Eine  Eigentümlichkeit  Leipzigs  ist  seine  Weit- 
herzigkeit in  der  Aufnahme  von  Ausländern 
namentlich  aus  Osteuropa.  Während  die  Zahl 
der  Immatrikulationen  von  Deutschen  in  den 
ersten  zwölf  Semestern  zwar  einige  Schwan- 
kungen, aber  keine  Steigerung  zeigt  —  Sommer 
1898 :  77,  Winter  1903/4 :  77  —  ist  die  Zahl  der 
Ausländer-Immatrikulationen  von  20  auf  95 
gestiegen  und  übertrifft  damit  die  der  Inländer- 
Immatrikulationen  um  fast  25°/o. 

DieEigenartderam  21.  Oktober  1901  eröffne- 
ten Frankfurter  Akademie  für  Sozial-  und 
Handelswissenschaften  liegt  darin,  dass  sie 
hervorgegangen  ist  aus  der  Vereinigung  zweier 


ursprünglich  getrennter  Bestrebungen,  auf  Schaf- 
fung einer  Handelshochschule  und  einer  Akade- 
mie für  Sozial-  und  Verwaltungswissenschaften. 
Sie  betont  ihre  Aufgabe,  als  Akademie  durch  selb- 
ständige wissenschaftliche  Arbeiten  und  For- 
schungen die  Wissenschaft  als  solche  zu  för- 
dern. Sie  wendet  sich  in  ihrer  Lehrtätigkeit  ausser 
an  Kaufleute,  an  akademisch  gebildete  Beamte 
allerArt,diesieals  Fortbildungshochschule  volks- 
wirtschaftlich und  sozialpolitisch  erziehen  will. 
Besondere  Förderung  hat  sie  auch  dem  Versi- 
cherungswesen und  der  Ausbildung  von  Kandi- 
daten und  Oberlehrern  in  den  neueren  Sprachen 
gewidmet,  wobei  sie  das  Französische  bevorzugt. 

In  den  beiden  letztgenannten  Bestrebungen 
ist  die  am  I.Mai  1901  eröffnete  städtische  Han- 
delshochschule in  Cöln  dem  Frankfurter 
Vorbilde  gefolgt,  doch  tritt  dabei  das  Englische 
mehr  in  den  Vordergrund.  Im  übrigen  kann 
man  die  Cölner  Anstalt  als  die  reinste  Ver- 
körperung des  Handelshochschulgedankens  hin- 
stellen. Sie  wendet  sich  nur  an  den  heran  wachsen- 
den Kaufmann,  ihr  Ausbildungsziel  ist  der  cap- 
tain  of  indiistry;  sie  sieht  schon  in  der  Im- 
matrikulation des  Handelslehrers  ein  notwen- 
diges Übel. 

Die  Berliner  Handelshochschule  wird 
sich  im  wesentlichen  dem  Cölner  Vorbild  an- 
schliessen. 

Auf  weitere  Einzelheiten,  insbesondere  auf 
Verfassung  und  Verwaltung,  auf  Studiengang, 
Vorlesungen  und  Prüfungen  der  verschiedenen 
Anstalten  kann  an  dieser  Stelle  nicht  eingegangen 
werden,  sie  sind  zu  ersehen  aus  den  amtlichen 
Drucksachen  der  einzelnen  Hochschulen,  die 
von  den  Sekretariaten  zu  beziehen  sind. 

Ein  Urteil  darüber,  ob  die  Handelshochschulen 
den  Hoffnungen  entsprechen  werden,  die  auf 
sie  gesetzt  werden,  lässt  sich  natürlich  zur  Zeit 
noch  nicht  abgeben.  Sicher  ist,  dass  sie  über  Er- 
warten stark  besucht  werden  —  Leipzig,  Sommer- 
Semester  1904:434,  Cöln  238,  Frankfurt  152 
immatrikulierte  Studierende  —  sicher  ist  ferner, 
dass  die  jungen  Kaufleute,  die  das  Diplom- 
examen bestanden  haben,  meist  rasch  in  gute 
Stellungen  gekommen  sind. 

Eins  aber  vor  allem  steht  fest,  und  das  ist 
nicht  der  geringste  Segen  der  Handelshoch- 
schulbewegung: die  Hochschulen  in  Cöln  und 
Frankfurt  wirken  als  höhere  Volksbildungs- 
anstalten grossen  Stiles.  Durch  Berufung 
einer  grossen  Zahl  von  hervorragend  tüchtigen 
Männern  aus  den  verschiedensten  Gebieten 
zur  nebenamtlichen  Lehrtätigkeit  —  im  Win- 
tersemester   1903/4    in    Cöln    44,    in    Frank- 
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fürt  1 7  —  und  durch  Anstellung  von  23  haupt- 
amtlichen Dozenten  —  in  Cöln  10,  in  Frank- 
furt 13  —  sind  Lehrkörper  geschaffen,  die  in 
ihrer  Vielseitigkeit,  in  ihrer  Vermittelung zwischen 
Theorie  und  Praxis  einzig  dastehen.  Die  Ar- 
beit und  Intelligenz  dieses  Lehrkörpers  wird 
nicht  nur  den  Studierenden  nutzbar  gemacht, 
sondern  auch  einem  weiten  Kreise  von  Hos- 
pitanten und  Hörern,  die  das  Verlangen  nach  einer 
Fortbildung  höheren  Grades  in  sich  fühlen. 

In  welchem  Umfange  von  dieser  Bildungs- 
gelegenheit Gebrauch  gemacht  wird,  zeigen 
die  Besuchslisten  des  Wintersemesters  1903/4, 
nach  denen  vorhanden  waren 

in  Cöln: 
Immatrikulierte  Studierende,  Prüfungs-  und 

Handelslehrer-Kandidaten 257 

Mitglieder  des  engl.  Seminars 80 

Hospitanten     44 

Hörer      1220  1601 

in  Frankfurt: 

Besucher  (d.  h.  immatrikulierte  Studierende)  133 

Hospitanten     304 

Hörer 215     652 


zusammen     2253 

Damit  sind  wir  am  Schlüsse  unserer  Be- 
trachtung, die  sich  bemühte,  die  Notwendig- 
keit, Bedeutung  und  Arten  der  Kauf  mannsschulen 
darzulegen.  Nicht  jede  Schule  passt  für 
jeden,  aber  jeder  passt  für  eine  Schule. 

6.  Andere  Bildungsgelegenheiten. 

Neben  der  Schule  stehen  dem  vorwärts- 
strebenden jungen  Kaufmanne  Bildungsgelegen- 


heiten mancherlei  Art  offen.  Er  suche  den 
Verkehr  mit  gebildeten  Ausländern,  um 
seine  Sprach-  und  Weltkenntnisse  zu  erweitern; 
und  wenn  sich  ihm  eine  Gelegenheit  bietet, 
ins  Ausland  zu  gehen,  greife  er  mit  beiden 
Händen  zu,  eingedenk  des  alten  Hanseaten- 
spruches: 

Buten  und  binnen 

Wagen  und  Winnen! 
Er  schliesse  sich  an  kaufmännische  Ver- 
eine an,  er  nutze  öffentliche  und  private 
Bibliotheken  aus,  er  lese  regelmässig  den 
Hand  eisteil  einer  grossen  Zeitung  und  we- 
nigstens eine  gute  Zeitschrift,  und  endlich: 
er  erwerbe  im  Laufe  der  Jahre  selbst  eine 
Bücher  Sammlung.  Über  alle  Gebiete  kauf- 
männischen Wissens  erscheinen  alljährlich  Bü- 
cher, viel  Schlechtes  zwar  aber  doch  auch 
manches  Gute.  Aus  diesem  Guten  das  Beste 
zu  verarbeiten  und  zu  dauerndem  Besitze  zu  er- 
werben, ist  eine  ausgezeichnete  Kapitalsanlage, 
die  sich  reichlich  verzinst. 

Jeder  junge  Kaufmann,  so  sagt  ein  welterfah- 
rener Bremer  Handelsherr,  der  nicht  jede  Gelegen- 
heit zu  seiner  Fortbildung  benutzt,  „treibt  haltlos 
der  Verflachung  entgegen  und  bereichert  den 
traurigen  eisernen  Bestand  an  solchen,  die  aller 
höheren  Interessen  bar,  nur  noch  das  eine  Ziel 
vor  Augen  haben,  sich  nach  Aneignung  einer 
öden  Geschäftsroutine  mit  den  zunehmenden 
Lebensjahren  die  üblichen  Alterszulagen  auf  ihr 
Salär  zu  ersitzen." 

Dr.  Carl  Dunker-Berlin. 


Erster  Abschnitt. 
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Einleitung. 


Seit  Jahrtausenden  haben  erleuchtete  Geister 
aus  dem  Schutt  geschichtlicher  Überlieferungen 
wissenschaftliche  Bauwerke  erstehen  lassen,  die 
als  Denkmäler  und  Erbstücke  der  Vergangenheit 
auf  die  Gegenwart  gekommen  sind.  Allein,  „was 
du  ererbt  von  deinen  Vätern  hast,  erwirb  es,  um 
es  zu  besitzen".  Darum  muss  auch  die  Geschichte 
als  Inbegriff  dessen,  was  wir  von  der  Vergangen- 
heit des  Menschengeschlechts  wissen,  von  jedem 
Zeitalter,  jeder  Generation  neu  erarbeitet,  umge- 
staltet, angepasst,  brauchbar  gemacht  werden. 

Darauf  weist  uns  die  Geschichte  der  Ge- 
schichte selbst  hin. 

Sie  ist  ein  Erbstück  aus  theokratischen  und 
aristokratischen  Zeitaltern.  Die  Griechen  und 
Römer,  die  Kirchenväter  und  Scholastiker,  die 
Humanisten  und  Reformatoren  des  1 6.,  die  Poly- 
historen des  1 7.,  die  Aufklärer  des  1 8.,  die  philo- 
sophisch und  spezialwissenschaftlich  geschulten 
Historiker  des  1  Q.Jahrhunderts  stehen  durchweg 
im  Banne  der  metaphysischen  und  ethischen  Über- 
zeugungen priesterlicher  und  adeliger  Herkunft. 
Wohl  geht  seit  dem  Altertum  ein  weltlicher 
Zug  durch  die  Geschichte,  wohl  ist  sie  von  den 
Aufklärungs-  und  Freiheitsströmungen  ergriffen, 
den  Bestrebungen  verschieden  gerichteter  Parteien 
dienstbar  gemacht  und  den  Leitgedanken  der  auf- 
einanderfolgenden Epochen  angepasst  worden; 
aber  sie  blieb  lange,  vielfach  bis  auf  den  heutigen 
Tag,  in  der  Geringschätzung  alles  Materiellen  be- 
fangen, vom  Glauben  an  die  Allmacht  der  Ideen, 
an  den  Bestand  ewiger  Entwicklungsgesetze,  an 
die  Selbstverwirklichung  unbedingt  gültiger  Ide- 
ale beherrscht. 


Trotzdem  hat  sich  neben  der  idealistischen 
eine  materialistische  Geschichtslehre 
herausgebildet,  die  sich  der  minder  hoch  be- 
werteten Hälfte  aller  menschlichen  Tätigkeit, 
dem  wirtschaftlichen  Leben,  mit  einer  bisweilen 
übertriebenen  Ausschliesslichkeit  zugewandt  hat 
In  der  Merkantilzeit  (17.  Jh.)  zeigen  sich  ihre 
frühesten  Spuren,  im  Aufklärungsalter  (18.  Jh.), 
das  die  ersten  Systeme  der  Volkswirtschaftslehre 
hervorgebracht  hat,  gewinnt  sie  Umriss  und 
Inhalt,  im  19.  Jahrhundert  wird  sie  in  den 
Händen  gewisser  Parteien,  namentlich  der  in- 
ternationalen Sozialdemokratie(Marxund  Engels), 
eine  Waffe,  muss  aber  zuletzt  auch  von  der 
objektiven  Wissenschaft  als  berechtigt  anerkannt 
werden,  so  dass  sich  heute  selbst  der  rück- 
ständigste Geschichtsforscher  nicht  zu  zeigen 
wagt,  ohne  sein  Haupt  mit  einigen  Tropfen 
wirtschaftshistorischen  Öls  gesalbt  zu  haben. 
Die  Gegenwart  mit  ihren  riesenhaften  Kämpfen 
um  privat-,  volks-  und  weltwirtschaftliche  Vor- 
teile hat  den  Blick  für  alle  ähnlichen  Erschei- 
nungen, auch  in  den  entlegensten  Zeitab- 
schnitten, geschärft,  das  Interesse  daran  ver- 
mehrt, die  Willigkeit  und  Fähigkeit,  den  ein- 
schlägigen Stoff  zu  verarbeiten,  erhöht. 

Auf  den  folgenden  Blättern  soll  in  grossen 
Zügen  dargelegt  werden,  welche  Bewandtnis 
es  mit  den  wirtschafts-  und  handelsgeschicht- 
lichen Vorgängen  gehabt  habe.  Diese  Abhand- 
lung will  keine  Apologie  für  und  kein  Pam- 
phlet gegen  irgend  eine  Richtung  oder  Vor- 
herrschaft sein,  auch  nicht  für  oder  gegen  des 
„Kaufmanns  Herrschgewalt". 


Vorgeschichtliche  Zeiten. 

I.  Vorgeschichtliche  Zeiten. 
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Übersicht 

Kaum  ein  halbes  Jahrhundert  ist  verflossen, 
dass  der  Begriff  eines  vorgeschichtlichen 
oder  prähistorischen  Zeitalters  aufgekommen 
ist  —  ein  Gebiet  voll  unausjefüllter  und  wohl 
unausfüilbarer  Klüfte,  so  regelmässig  auch  die 
einzelnen  Abschnitte:  die  ältere  und  jün- 
gere Steinzeit,  die  Kupfer-,  Bronze-und 
Eisenzeit  wie  die  geologischen  Schichten  über- 
einander gelagert  zu  sein  scheinen.  Nur  im 
Fluge  soll  der  Blick  über  dieses  erste  und  viel- 
leicht wichtigste,  jedenfalls  am  längsten  dauernde 
Zeitalter  der  Menschengeschichte  hinstreifen,  in 
welcher  die  grundlegenden  Erfindungen  und 
Entdeckungen  gemacht,  die  primitivsten  Wirt- 
schaftsversuche angestellt  worden  sind  und  die 
ursprünglichsten  Gruppenbildungen  unter  den 
Erdbewohnern  stattgefunden  haben.  Der  Mensch 
fängt  an,  sein  Herrscheramt  über  den  Planeten 
auszuüben,  indem  er  sich  die  Natur  schritt- 
weise dienstbar  macht:  die  Natur  und  auch  die 
Wesen  seiner  Gattung. 

1.  Ältere  Steinzeit 

Dieser  Name  deutet  auf  die  triebsmässige 
Tätigkeit  des  Menschen  hin,  der  bereits  in  der 
diluvialen  Eiszeit  als  zweibeiniger,  aufrecht 
gehender  Höhlenbewohner  mitten  unter  einer 
seitdem  teils  ausgestorbenen,  teils  polwärts  oder 
auf  die  Hochgebirge  abgedrängten  Fauna, 
dieser  mit  seinen  aus  Stein,  Knochen,  Holz 
verfertigten  Geräten  zu  Leibe  geht.  Er  kämpft 
einen  harten  Kampf  ums  Dasein,  aber  er  be- 
hauptet sich.  Wie  der  Urmensch  den  Besitz 
des  Feuers,  seines  kostbarsten  Gutes,  erlangt 
haben  mag,  ist  eine  offene  Frage;  doch  er  hat 
es  und  gebraucht  es.  Seinen  Herrschafts- 
antritt kennzeichnet  auch  der  Umstand,  dass 
er  so  ziemlich  über  die  ganze  Erde  verbreitet 
ist;  denn  in  allen  Weltteilen  hat  man  die  für 
die  ältere  Steinzeit  charakteristischen  Artefakte 
aufgefunden.  Beweise  eines  noch  wenig  unter- 
schiedenen, weil  gleichmässig  niedrigen  Ge- 
sittungszustandes. 

2.  Die  jüngere  Steinzeit 

Ein  unmessbar  tiefer  und  breiter  Abgrund 
scheidet  die  ältere  oder  diluviale  von  der  jün- 
geren oder  alluvialen  Steinzeit  Einen 
solchen  Ruck  nach  vorwärts  hat  die  Mensch- 
heit nicht  wieder  während  des  ganzen  Ver- 
laufs ihrer  Geschichte  gemacht     Die  jüngere 


Steinzeit  ist  keine  räumlich  begrenzte,  sondern 
eine  über  die  Erde  verbreitete  (ökumenische) 
Erscheinung.  Welch  ein  Fortschritt  besteht 
allein  darin,  dass  die  Menschen  nunmehr  sess- 
haft  werden,  obgleich  in  den  Wald-  und  Wasser- 
gegenden ein  Teil  beim  Jäger-  und  Fischer- 
leben beharrt,  in  den  Steppen  ein  andrer  Teil 
zur  nomadischen  Lebensweise  übergeht!  Aber 
das  Nomadentum  setzt  gerade  so  wie  die  Sess- 
haftigkeit  eine  der  grössteh  Errungenschaften 
des  Zeitalters  voraus:  die  Umwandlung 
wilder  Tierarten  in  zahme  Hausgenos- 
sen. Der  alluviale  Steinmensch  hat  bereits 
alle  Vierfüssler  gezähmt,  die  heute  noch  den 
Grundbestand  des  Haustierbesitzes  bilden: 
Schaf,  Ziege,  Schwein,  Rind,  Pferd,  Hund. 

Zur  letzten  Bedingung  höherer  Kultur,  der 
Sesshaftigkeit,  hat  sich  der  Erdgebieter 
selbst  erzogen,  indem  er  aus  wild  vorkommen- 
den Gewächsen  veredelte  Nutzpflanzen  schuf, 
deren  am  Boden  haftendes,  an  den  Gang  der 
Jahreszeiten  gebundenes  Leben  zum  Regulator 
seines  eigenen  Daseins  wurde.  Nun  hatte  es 
einen  Sinn,  dass  er  haltbarere  und  gesichertere 
Wohnstätten  aufführte,  darunter  die  Pfahlbauten. 
In  all  den  genannten  Fortschritten  lagen  An- 
triebe zur  Vergesellschaftung.  Dorfartige  An- 
siedlungen  entstanden;  darüber  hinaus  gab  es 
wahrscheinlich  auch  gauartige  Verbände;  und 
die  Bildung  grosser  Sprachfamilien  in  diesem 
Zeitalter  weist  uns  auf  noch  umfassendere, 
durch  Nachbarschaft  und  Blutsverwandtschaft 
zusammengekittete  Gruppen  hin. 

Ohne  eine  gewisse  staatliche  Organisa- 
tion ist  ein  solcher  Gesellschaftszustand  nicht 
zu  denken.  Seit  es  einen  liegenden  und  be- 
weglichen Besitz,  Acker  und  Weide  gab,  musste 
so  etwas  wie  eine  Eigentums-  und  Rechtsord- 
nung, ein  Unterschied  zwischen  Gemein-  und 
Einzelbesitz  vorhanden  sein.  Welch  blutige 
Kämpfe  um  den  Boden,  das  Vieh  und  die 
übrigen  Lebensgüter  geführt  worden  sind,  da- 
von erzählen  uns  die  stummen  Waffen  und 
die  schweigenden  Trümmer  dieser  Zeit  Ist 
denn  doch  der  Fortschritt  von  begünstigten 
Erdstellen  ausgegangen,  die  den  Neid  und  die 
bösen  Begierden  der  minder  begünstigten  Erd- 
stellen wachzurufen  geeignet  waren.  Das  vor- 
dere Asien  ist  z.  B.  die  Heimat  und  wohl 
auch  die  ursprüngliche  Veredelungsstätte  der 
meisten  Nutzpflanzen  und  Haustiere.  Den  in 
diesen  verschollenen  Kämpfen  Gefallenen  und 
den  Toten  überhaupt  sind  Denkmäler  errichtet 
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worden,  die  nicht  bloss  ein  planvolles  Zusam- 
menarbeiten bezeugen,  sondern  auch  auf  die 
Anfänge  der  an  den  Totenkult  anknüpfenden 
Religion  hinweisen. 

Mit  den  Verdiensten  um  Ackerbau  und 
Viehzucht  ist  aber  die  Liste  der  kulturge- 
schichtlichen Grosstaten  der  jüngeren  Steinzeit 
nicht  erschöpft  Sie  ist  auch  das  Uralter  des 
Gewerbfleisses  und  der  über  den  Erhal- 
tungstrieb hinausgreifenden  Kunstfertigkeit.  Ihr 
gehören  das  Flechten,  Spinnen,  Weben,  Zim- 
mern, Gerben,  die  Töpferei,  die  Anfänge  der 
JVIetalltechnik  an.  In  der  Form  und  den  Zie- 
raten, in  der  Wahl  der  Rohstoffe  gibt  sich 
derselbe  Geist  kund,  der  die  Bildsäulen  des 
Phidias,  die  Madonnen  Rafaels  und  die  tau- 
senderlei Wunderdinge  der  angewandten  Künste 
geschaffen  hat. 

Die  Überreste  der  jüngeren  Steinzeit  bilden 
die  ältesten  Anzeichen  eines  weitentfernte  Län- 
der, ja  Erdteile  verbindenden  Handels.  Ob- 
gleich unter  primitiven  Verhältnissen  die  Güter 
von  Hand  zu  Hand,  von  Stamm  zu  Stamm 
gehen,  so  sind  es  doch  besonders  geeignete 
Individuen,  gewissermassen  Kaufleute  von 
Beruf,  die  den  Austausch  an  den  Grenzen 
bewerkstelligen,  mag  auch  ein  Häuptling  oder 
sonstiger  Machthaber  den  Gewinn  in  Anspruch 
nehmen.  Selbst  reisende  Kaufleute  sind 
unter  halbwilden  Völkerschaften  nichts  Uner- 
hörtes; Gastfreundschaft  und  ein  halbentwickel- 
tes Fremdenrecht  erleichtern  den  Tauschver- 
kehr. Wie  dem  auch  gewesen  sein  mag,  die 
grünen  Lieblingssteine:  Nephrit,  Jadeit,  Chloro- 
melanit,  sowie  die  Farberden,  die  Meermuscheln, 
der  Bernstein,  das  Salz  haben  damals  Strecken 
zurückgelegt,  die  auch  bei  den  jetzigen  Ver- 
kehrsverhältnissen als  nicht  unbedeutend  be- 
trachtet werden  und  preiserhöhend  in  die  Wag- 
schale fallen  würden. 

3.  Metallzeit. 

Die  der  Steinzeit  folgende  Metallzeit  be- 
deutet wohl  kulturhistorisch  eine  Steigerung 
des  bisher  Erreichten,  zumal  für  den  Handel; 
aber  wo  die  Menschen  der  Bronze-  und  Eisen- 
zeit nicht  unter  ausnahmsweis  günstigen  Ver- 
hältnissen leben  oder  mit  höhergesitteten  Völ- 
kern in  Berührung  kommen,  unterscheidet  sich 
ihr  Kultumiveau  nicht  wesentlich  von  dem  der 
späteren  Steinzeit     Der  Gebrauch  der  Metalle 


an   sich    bedingt   nicht   den 
neuen  Menschheitmorgens. 


Anbruch   eines 


4.  Von  der  Urgeschichte  zur  ältesten 
Geschichte. 

Wir  stehen  wieder  vor  einer  klaffenden  Lücke 
unserer  Erkenntnis.  Ohne  dass  wir  die  Stufen 
ihres  allmählichen  Werdens  nachweisen  können, 
sehen  wir,  dass  im  4.  und  3.  Jahrtausend  vor 
Christi  Geburt  grosse  Reiche  bestehen  mit 
hoher  eigenartiger  Gesittung,  im  Besitz  von 
Bild  und  Schrift,  den  vergänglichen  Augenblick 
festzuhalten.  Historische  Luft  weht  uns  an.  Der 
Gebrauch  der  Metalle  sinkt  zu  einer  Teiler- 
scheinung der  Gesamtkultur  herab.  Am  mei- 
sten muss  uns  aber  in  Erstaunen  setzen,  dass 
mehrere  stark  unterschiedene  Gesittungskreise 
nebeneinander  auftauchen,  dass  die  vergleichs- 
weise Gleichartigkeit  der  urgeschichtlichen  Kul- 
turzeitalter verschwindet  Obwohl  der  wach- 
senden Differenzierung  eine  ausgleichende,  ein- 
ebnende, verschmelzende  Richtung  entgegen- 
wirkt, scheint  doch  dem  in  der  Menschheit 
waltenden  Genius  nichts  mehr  zu  widerstreben 
als  das  graue  Einerlei,  denn  mit  dem  Ent- 
stehen ungleichartiger  Kulturkreise  und  National- 
kulturen ist  der  Vorgang  der  Vermannigfaltung 
keineswegs  abgeschlossen. 

Stände  und  Klassen,  die  zunächst  den  ein- 
zelnen umklammert  hatten,  scheiden  sich,  bis  dann 
das  Zeitalter  anbricht,  wo  sich  der  Individua- 
lismus regt  und  der  Einzelmensch  von  den 
Banden  befreit  wird,  die  ihn  hemmen.  Nun 
tritt  das  Problem  heran,  die  Rechte  und  Pflich- 
ten des  Einzelwesens  gegen  die  grossen  Ver- 
bände, worin  es  wurzelt,  abzugrenzen  und 
umgekehrt.  Ein  Problem,  das,  wie  jedes  andere 
in  der  Geschichte  auftauchende,  nicht  unbedingt, 
zeitlos  und  allgemeingültig,  sondern  immer 
nur  bedingt, gemäss  den  augenblicklich  bestehen- 
den Verhältnissen,  für  einen  grösseren  oder 
kleineren  Kreis  verbindlich  gelöst  werden  kann. 
Das  Überzeitliche,  Überräumliche,  an  keine  tat- 
sächlichen Bedingungen  Geknüpfte  ist  ein  me- 
taphysischer Grenzbegriff,  ein  Jenseitigkeits- 
traum,  worin  der  Gedanke  an  die  Wirklichkeit 
erloschen  ist  Die  vier-  oder  fünftausend  Jahre 
Wirklichkeit,  die  geschichtlich  vor  uns  aus- 
gebreitet liegen,  kennen  nur  den  Wechsel,  das 
Anderswerden,  das  Vergehen  und  Wiederent- 
stehen. 
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II.  Das  Altertum. 


1.  Der  geographische  Schauplatz  der 
Geschichte. 

Hier,  an  der  Schwelle  der  nicht  allein  durch 
stumme,  sondern  auch  durch  redende  Quellen 
bezeugten  Geschichte  dürfte  es  am  Platze  sein, 
sich  im  Vorübergehen  auf  einige  geogra- 
phische Tatsachen  zu  besinnen.  Ist  doch 
die  Erdoberfläche  der  Wohnort  des  Menschen, 
der  Schauplatz  seiner  Geschichte,  die  Grund- 
feste seiner  Existenz,  sein  wertvollster  Besitz, 
so  dass  die  Geschichte  nur  ein  nie  zu  Ende 
kommender  Kampf  um  den  Raum  zu  sein  scheint. 
In  der  Raumbewältigung  und  in  der  Ausnützung 
der  am  Boden  haftenden  Naturgaben  gipfelt 
die  materielle  Kultur.  So  weltweit  uns  die  Erde 
zu  sein  dünkt,  der  uns  zur  Verfügung  stehende 
Raum  entspricht  bei  näherem  Zusehen  nicht 
den  herkömmlichen  Übertreibungen;  er  ist 
dem  Menschen  nichts  weniger  als  „verschwen- 
derisch" zugemessen.  Von  der  Erdoberfläche 
(ca.  510  Mill.  qkm)  sind,  wie  allbekannt,  fast 
drei  Viertel  mit  Salzwasser  bedeckt  (373 
Mill.  qkm).  Durch  ungezählte  Jahrtausende  hat 
das  Meer  trennend  und  hemmend  auf  die  Erd- 
bewohner gewirkt,  und  wenn  die  Menschen 
auch  langsam  der  länder-  und  völkerverbinden- 
den Eignung  des  Wassers  auf  die  Spur  ge- 
kommen sind,  so  muss  doch  jede  Meile  See- 
fahrt der  Natur  jederzeit  mit  Arbeit,  Kosten, 
Gefahr  und  unzulänglichen  Behelfen  abgetrotzt 
werden.  Von  dem  festländischen  Viertel  der 
Erdoberfläche  (137  Mill.  qkm)  sind  nun  ausser- 
dem grosse  Strecken  unbewohnbar  (Eis-,  Stein-, 
Sandwüsten  usw.)  und  üben,  wie  das  Meer, 
eine  nur  schwer  zu  besiegende  Hemmung  aus. 
Noch  heute  beträgt  der  unkultivierte  und  grossen- 
teils  unkuhivierbare  Boden  20 — 30°/o  der  Ge- 
samtfläche. Da  somit  zu  der  bescheidenen 
Ausdehnung  der  bewohnbaren  Oberfläche  auch 
noch  die  grossen  Unterschiede  ihrer  Beschaffen- 
heit kommen,  ist  es  erklärlich,  dass  um  die 
paar  Flecke  guten  Bodens,  die  über  die  Erde 
verstreut  sind,  zu  allen  Zeiten  mit  List  und 
Gewalt,  mit  gesetzlichen  und  ungesetzlichen 
Mitteln,  im  grossen  und  kleinen  Stil  gekämpft 
worden  ist 

Zweifellos  liegt  der  für  den  Menschen  wert- 
vollste und  wohnsamste  Teil  der  Oberfläche 


im  gemässigten  Klimagürtel,  obgleich  diesen 
die  Tropenzone  an  selbsttätiger  Fruchtbarkeit 
übertrifft.  Von  den  Ländern  der  gemässigten 
Zone  erfreuen  sich  die  den  Wendekreisen  zu- 
nächst liegenden  der  grössten  Vorzüge.  Nun 
bringen  es  aber  die  physikalischen  Verhältnisse 
unseres  Wandelsterns  mit  sich,  dass  gerade  die 
allerbestgelegenen,  auf  der  Nordhalbkugel  und 
namentlich  in  der  Alten  Welt  reichlich  bemes- 
senen Länder  das  Bett  des  trockenen  Passates 
bilden,  deshalb  regenlos,  mindestens  regenarm 
sind  und,  soweit  ihnen  nicht  anderswoher 
Wasser  zuläuft,  den  Charakter  von  Wüsten 
oder  Steppen  aufweisen. 

„In  einem  Gürtel,"  sagt  Ratzel,  ,,der  schräg  durch 
die  ganze  Alte  Welt  vom  10°  südlicher  bis  60"  nörd- 
licher Breite,  vom  Atlantischen  bis  zum  Stillen  Ozean 
zieht,  liegen  weit  ausgedehnte  Gebiete,  welche  Wüste 
oder  Steppe  sind,  und  welchen  die  alten  Kulturgebiete 
wie  Oasen  ein-  oder  angelagert  sind.  In  ihnen  wohnen 
Völker  von  weiter  Verbreitung,  grosser  Beweglichkeit, 
starkem  Einfluss  auf  ihre  Nachbarn,  auf  deren  Gebiete 
sie  beständig  übergreifen,  deren  Grenzen  sie  nicht  nur 
beunruhigen,  sondern  in  deren  Mitte  sie  eindringen, 
unter  denen  sie  sich  festsetzen,  welche  sie  unterwerfen  . . . 
Es  ist  eine  Tatsache,  dass  die  Gebiete  der  Hirtenvölker 
und  die  Kulturgebiete  der  Alten  Welt  sich  so  innig  be- 
rühren, dass  beider  Geschichte  unzertrennlich  ver- 
bunden ist." 

Die  dem  Wüstengürtel  der  Nordhalbkugel 
ein-  oder  angelagerten  Kulturlandschaften  sind: 
Ägypten,  Syrien,  Mesopotamien,  Iran, 
Indien,  China,  von  deren  bewohnbarem  Flä- 
chenraum übrigens  erhebliche,  mit  dem  Wüsten- 
oder Steppencharakter  behaftete  Strecken  abge- 
zogen werden  müssen.  In  all  diesen  Ländern 
sind  Jahrtausende  vor  unserer  Zeitrechnung 
Wandervölker  eingedrungen  und  sesshaft  ge- 
worden, die  daselbst  entweder  heute  noch 
die  Herren  sind  oder  doch  lange  die  Herr- 
schaft ausgeübt  haben.  Überall  sind  von  ihnen 
bereits  sesshafte,  mehr  oder  minder  gesittete 
Urvölker  angetroffen  worden ;  auch  diese  haben 
sich,  trotz  ihrer  Niederwerfung  und  Knechtung, 
nicht  selten  bis  zur  Gegenwart  erhalten.  Nach- 
dem sich  das  Eroberervolk  des  Landes  bemäch- 
tigt hatte,  suchte  es  sich,  erfolglos  freilich 
mitunter,  vor  neuen  Ein-  und  Überfällen  zu 
sichern.  So  brauste  denn  von  Zeit  zu  Zeit 
ein  abermaliger  Wirbelsturm  von  der  Steppe  aus 
über  die  Kulturlandschaften  hin,  verheerend  und 
unwiderstehlich,  aber  selten  imstande,  eine  fest- 
gewurzelte Kultur  zu  entwurzeln. 
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Abriss  der  allgemeinen  Wirtschafts-  und  Handelsgeschichte. 


2.  Der  alte  Orient, 
a)  Ägypten. 

Aus  sagenhaftem  Dunkel  taucht  im  4.  vor- 
christlichen Jahrtausend  mit  einem  Male  das 
despotisch-patriarchalisch  regierte  Pharaonen- 
reich empor.  Ein  hellfarbiges  Volk  hamiti- 
schen  Stammes  herrscht  über  das  vorher  von 
einem   dunkelhäutigen  Urvolk  besetzte  Niltal. 

Damit  war  der  Keim  zu  den  in  Ägypten  vorhandnen 
sozialen  Ungleichheiten  gegeben,  die  sich  aus  andern 
Ursachen  vermehrt  und  verschärft  haben.  Das  Land, 
das  sich  selbst  genügte,  wie  kaum  ein  anderes,  und  sich 
aus  Gründen  der  Selbsterhaltung  gegen  fremde  Völker 
absperrte,  war  dennoch,  gleich  den  übrigen  Staaten 
der  Passatregion,  aus  denselben  Gründen  gezwungen, 
sich  durch  Kriegszüge,  Eroberungen,  Ansiedelungen  vor 
neuen  Einbrüchen  ganz-  oder  halbnomadischer  Scharen 
des  libyschen  Westens,  des  semitischen  Ostens,  des  äthio- 
pischen Südens,  ja  schliesslich  sogar  vor  den  der  nor- 
dischen Völkerschaften  des  Mittelmeeres  zu  bewahren. 
Die  militärische  Ausdehnung  war  immer  auch  mit  einer 
Verpflanzung  einheimischer  Kulturelemente  verbunden. 

Volkswirtschaftlich  ist  Ägypten  das  Urbild 
des  Ackerbaustaates,  der  bei  der  Naturalwirt- 
schaft mit  ihrem  Naturalaustausch,  ihren  Natural- 
löhnen undNaturalabgabenausharrtunddoch  Ar- 
beitsteilung und  Innenverkehr  nicht  ausschliesst. 
Immerwährend  beschäftigte  sich  die  Mehrheit  der 
Bevölkerung  mit  dem  Ackerbau  und  der  min- 
der geachteten  Viehzucht;  aber  gerade  sie  ver- 
mochte am  wenigsten  ihre  Freiheitund  ihr  Eigen- 
tum zu  behaupten,  aus  ihr  gerade  gingen  die 
gesunkenen  Schichten  der  halbfreien  Pächter 
und  der  unfreien  Fronbauern  hervor.  Das 
Land  wurde  allmählich  ein  riesenhaftes  Königs- 
gut; neben  der  Krone  hatten  nur  noch  der 
Beamtenadel  und  die  Priesterschaften  der  natio- 
nalen Heiligtümer  grösseren  Landbesitz  inne. 
Wohl  legen  gewaltige  Regulierungsbauten  den 
Nil  entlang  Zeugnis  für  die  heilsame  Tätigkeit 
der  zentral  istischen  Zwingherrschaft  ab;  wohl 
hat  der  König  die  Milizen  und  Söldner  des 
Reiches  bewaffnet,  erhalten,  in  den  Krieg  ge- 
führt: aber  bei  der  Aufsaugung  des  Kleinbe- 
sitzes durch  die  Krone  scheint  auch  die  wuche- 
rische Ausnützung  der  Fehljahre  —  20*^10  der 
Zahl  aller  Jahre  —  mitgeholfen  zu  haben.  Die 
harte  Fronarbeit  der  Massen  bildete  die  Vor- 
aussetzung für  den  heitern  Lebensgenuss  und 
die  ernsten  Leistungen  der  kleinen  bevorzugten 
Minderheit. 

In  einer  besseren  sozialen  Lage  als  die  Acker- 
bauern befanden  sich  die  Handwerker  und 
Händler.  Indessen  sind  weder  diese  noch  jene 
zu  einem  ständischen  Verband  gekommen.  Den 
Ägyptern  mangelte  der  Unterschied  zwischen 


Stadt  und  Land  im  Sinne  der  Griechen  oder 
der  modernen  Völker.  So  gross  auch  die 
Kunstfertigkeit  der  Altägypter  gewesen  sein  mag, 
ihre  gewerblichen  Erzeugnisse  bildeten  mit  denen 
der  Urproduktion  zwar  die  Grundlage  eines 
lebhaften  inneren  Verkehrs,  doch  nicht  die 
eines  entsprechenden  Aussenhandels.  Wenn  Pa- 
pyrus, Glas,  die  Steinbautechnik  ins  Ausland 
gedrungen  sind,  so  waren  die  ägyptischen  Kauf- 
leute daran  gar  nicht,  Fremdkauf leute  nur  in 
geringem  Masse  beteiligt;  es  vollzog  sich  das 
Hinaus  einheimischer  und  das  Hinein  fremd- 
ländischer Erzeugnisse  mittelst  staatlicher  Be- 
ziehungen, Kriege,  Gesandtschaften,  Wande- 
rungen, Grenzberührungen.  Man  darf  sich 
nicht  durch  Analogien  verleiten  lassen,  den 
Kaufmann  in  allen  Fällen  für  die  Zwischen- 
person zu  halten,  durch  welche  Erzeugnisse, 
Fertigkeiten,  Einrichtungen  von  Volk  zu  Volk 
wandern.  Im  Pharaonenstaate  war  der  König 
selbst  der  grösste  Unternehmer.  Er  allein  konnte 
die  Kräfte  aufbieten  und  das  Risiko  tragen,  wenn 
es  galt,  Güter,  Seltenheiten  von  sonst  uner- 
schwinglicher Kostspieligkeit  herbeizuschaffen. 
Die  berühmten  Fahrten  nach  dem  Lande  P  u  n  t  (Küsten- 
gebiet im  Süden  des  Roten  Meeres),  die  mit  zuweilen 
hundertjährigen  Pausen  veranstaltet  wurden,  können 
schon  darum  nicht  Handelszüge  heissen,  weil  nicht  ge- 
kauft wurde,  um  mit  Gewinn  wieder  zu  verkaufen. 
Das  Herbeigeholte  —  Weihrauch,  Ebenholz,  Gold,  Elfen- 
bein, Felle,  Affen,  Pfauen,  Leoparde  —  diente  zum  Ver- 
brauch und  Gebrauch  bei  Hofe.  Hierbei  haben  die 
Könige  den  Weg  von  Koptos  am  Nil  zum  Roten  Meere 
bahnen  und  mit  Brunnen  versehen  lassen,  wie  sie  auch 
den  Zugang  zu  den  Kupfergruben  der  Sinaihalbinsel, 
den  Goldfeldern  Nubiens,  der  Oase  des  Ammon  er- 
schlossen haben.  In  die  Reihe  dieser  Bestrebungen  ge- 
hört auch  der  von  Ramses  IL  gewagte  und  von  Necho 
wiederholte  Versuch,  das  Rote  Meer  durch  einen  zum 
pelusischen  Nilarm  geführten  Kanal  mit  dem  Mittelmeer 
zu  verbinden  —  ein  Werk,  das  bekanntlich  erst  der 
Perserkönig  Darius  I.  vollbracht  hat. 

Dass  Ägypten  mehrmals  den  Angriffen  sei- 
ner nomadischen  Nachbarn  ausgesetzt  war  und 
erlag,  ist  bei  der  materiellen  Blüte  des  Reiches 
und  dem  unkriegerischen  Charakter  seiner  Ein- 
wohner begreiflich. 

Im  18.  Jh.  V.  Chr.  bemächtigte  sich  das  semitische 
Hirtenvolk  der  Hyksos  des  Unterlandes.  Als  diese  ver- 
trieben waren  (um  1530),  unternahmen  die  ägyptischen 
Könige  selbst  Eroberungszüge,  deren  Zweck  war,  ihrem 
Reich,  namentlich  an  der  Ostseite,  abhängige  Pufferge- 
biete vorzulagern.  Damals  strömte  die  vorderasiatische 
Gesittung  samt  ihrem  Händlertross  so  mächtig  über 
die  Land-  und  Wassergrenze,  dass  die  einheimische 
Kultur  gefährdet  war ;  aber  die  konservativen  Schichten 
haben  unter  Führung  der  Priester  die  alte  Sonderart 
gerettet.  Das  fromme  Land  verfiel  nunmehr  der  längst 
vorbereiteten  Theokratie.  Obgleich  es  im  13.  Jh.  ge- 
lang, die  Einbrüche  der  mittelmeerischen,  vollkommen 
barbarischen   Seevölker  abzuwehren,   folgten  in  Bälde 
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die  Jahrhunderte  der  wechselnden  Fremdherrschaft  (der 
libyschen,  äthiopischen,  assyrischen  vom  10. — 7.  Jh.), 
das  Vorspiel  der  dauernden  Abhängigkeit.  Zwar  raffte 
sich  Ägypten  noch  einmal  auf  unter  der  26.  Dynastie 
—  es  wurde  eine  freisinnige  Fremdenpolitik  getrieben, 
den  Griechen  die  Gründung  des  autonomen  Naukratis 
gestattet,  die  Umschiff ung  Afrikas  durch  phönikische 
Seeleute  veranstaltet  —  aber  es  erlag  525  dem  An- 
griff des  persischen  Grosskönigs  Kambyses.  Von  da 
an  hat  es  für  immer  die  Selbstbestimmung  seiner  Schick- 
sale verloren. 

Was  sich  auch  verändert  haben  mag,  der 
Pharao  hat  jederzeit  einen  Nachfolger  in  der 
Ausbeutung  des  zum  Krongut  gewordenen  Lan- 
des und  des  verknechteten  Volkes  gefunden. 
Mit  aller  Härte  erneuerte  zuletzt  noch  Mehe- 
med  Ali  (1805 — 49)  dieses  bodenständige  Ver- 
hältnis. Doch  hat  auch  die  Wohlfahrtspolitik 
der  Pharaonen  Nachfolge  gefunden,  wie  die 
Strombauten  der  gegenwärtigen  Herren  Ägyp- 
tens, der  Engländer,  beweisen. 

b)  Mesopotamien. 

Auch  das  andere,  schon  um  4000  v.  Chr. 
Geburt  von  historischem  Dämmerlicht  erhellte 
Kulturland  des  alten  Orients,  Mesopotamien 
oder  Babylonien  im  weitesten  Sinn,  ist  eine 
in  die  Wüste  eingelagerte  Flussoase,  deren  wirt- 
schaftliches Gedeihen  von  der  Regelung  des 
Doppelstromes  Euphrat  und  Tigris,  mithin  von 
den  öffentlichen  Zuständen,  von  der  obersten 
Gewalt  abhängt.  Demgemäss  ist  das  Land  in 
periodischem  Wechsel  einer  der  ergiebigsten 
Fruchtböden  Asiens  oder  eine  von  Sümpfen 
unterbrochene  Wüstenei.  Das  früh-,  beinahe 
vorgeschichtliche  Volk  der  Sumerier  hat  die 
hohe  Kultur  vermutlich  geschaffen,  jedenfalls 
besessen,  deren  sich  dann  im  4.  Jahrtausend 
nomadische  Eindringlinge  semitischen  Stammes 
bei  der  vollständigen  Aufsaugung  des  Landes 
bemächtigten.  Während  die  ägyptische  Natio- 
nalkultur sich  jenseits  der  Landesgrenzen  nur 
wenig  ausgebreitet  hat,  wohnt  der  babyloni- 
schen Kultur  von  Anbeginn  eine  kosmopoli- 
tische Ausdehnungsfähigkeit  inne  und  in  dem, 
was  sie  hervorgebracht  hat  und  was  von  ihr 
übrig  ist,  eine  noch  heute  nicht  erloschene 
Lebenskraft. 

Am  Euphrat  ist  der  weltgeschichtliche  Ursprung  des 
Geldwesens  und  der  Geld  Wirtschaft  zu  suchen.  Aller- 
dings lässt  sich  kein  genau  bestimmter  Zeitpunkt  da- 
für angeben.  Vorerst  ist  das  weltläufig  gewordene, 
auf  dem  dodekadischen  Zahlensystem  beruhende  Mass- 
und Gewichtswesen  sowie  die  Zeiteinteilung  von  Baby- 
lonien ausgegangen  und  über  das  mediterrane  Asien 
zu  den  Griechen,  Italikern  und  neueren  Völkern  ge- 
wandert, wo  sie  heute  noch  in  Geltung  stehen,  soweit 
sie  nicht  vom  metrischen  System  verdrängt  sind.  Die 
Gewichtseinheiten  liegen  auch  dem  babylonischen  Gelde 


zugrunde,  das  nicht  aus  Münzen,  sondern  aus  beliebig 
geformten  Edelmetallstücken  bestand,  die  in  jedem  Einzel- 
fall abgewogen  werden  mussten.  Natürlich  bot  das 
unter  keiner  staatlichen  Kontrolle  stehende  Wägegeld 
dem  privaten  Betrüge  freien  Spielraum.  Unter  den 
zahlreichen,  mit  Keilschriftzeichen  versehenen  Ton- 
täfelchen, die  auf  babylonisch-assyrischem  Boden  zum 
Vorschein  gekommen  sind,  den  sog.  Kontrakttafeln, 
befinden  sich  ausser  Miets-,  Pacht-,  Kaufverträgen  u. 
dgl.  auch  Urkunden  über  Gelddarlehen  mit  einem 
zwischen  15  —  33%  schwankenden  Zinsfuss.  Als 
Gläubiger  erscheinen  häufig  die  Priester  der  an  be- 
weglichem und  unbeweglichem  Gute  reichen  Tempel. 
Im  ersten  vorchristlichen  Jahrtausend  bestehen  schon 
selbständige  Bankhäuser,  wie  das  der  Egibi.  Über 
den  inneren  und  äusseren  Warenhandel  des  ge- 
werbefleissigen ,  mit  Städten  besäten  Landes  ist  wenig 
bekannt.  Obwohl  wasserreiche  Flüsse  vorhanden  waren, 
entwickelte  sich  nur  eine  kümmerliche  Binnenschiffahrt, 
weil  das  Gefälle  die  Bergfahrt  nahezu  unmöglich  machte, 
und  obwohl  zu  Babylonien  ein  ausgedehnter  Küsten- 
strich gehörte,  bheb  dieser  verödet  und  der  Persische 
Golf  unbefahren.  Immerhin  lässt  sich  aus  der  Ver- 
breitung babylonischer  Kulturantriebe  auf  weitreichen- 
den Verkehr  und  auf  nahe  Beziehungen  zwischen  Ein- 
heimischen und  Fremden,  auf  Wanderungen  und  An- 
siedelungen schliessen. 

Mehrmals  sind  Erobererscharen,  deren  Spuren 
sich  wieder  verloren  haben,  über  Mesopotamien 
hingezogen  (Elamiten,  Kassiten).  Auch  lang- 
same, aber  gründliche  Einsickerungen  nach- 
drängender Steppenbewohner  semitischen  Blutes 
—  Aramäer,  Chaldäer  —  haben  stattgefunden. 
Desgleichen  sind  die  Bewohner  des  Doppel- 
stromlandes erobernd  gegen  die  Nachbarvölker, 
zumal  die  westlichen,  vorgegangen.  Die  Mittel- 
meerküste übte  eine  zauberhafte  Anziehung 
aus;  das  Wasser  selbst  setzte  der  weiteren  Ex- 
pansion Schranken.  Schon  um  3000  bestand 
ein  bis  zum  Mittelmeer  ausgedehntes  babylo- 
nisches Grossreich.  Insonderheit  die  im  Ge- 
birge hausenden,  auf  schmaler  Ernährungs- 
grundlage fussenden,  durch  üble  Bodenvertei- 
lung bedrängten  Assyrer  suchten  im  Erobern, 
Plündern,  Bedrücken,  Verschleppen  unterwor- 
fener Völker  einen  Ausweg  aus  unleidlich  ge- 
wordenen Wirtschaftszuständen.  Nach  dem 
Untergang  des  assyrischen  Vertilgungsstaates 
(606)  fasste  Nebukadnezar  einen  grossen  Teil 
Vorderasiens  unter  seinem  Scepter  zusammen. 
Ein  Zug  aufbauender  Tätigkeit  ist  seiner  Re- 
gierung nicht  abzusprechen,  allein  zu  seiner 
Zeit  war  die  babylonische  Nationalkultur  be- 
reits ihrer  inneren  Triebkraft  beraubt;  sie  hatte 
sich  durch  Ausstrahlung  erschöpft  und  wurzelte 
nicht  mehr  in  einem  homogenen  Volke,  son- 
dern in  einem  durch  die  „babylonische  Sprach- 
verwirrung" gekennzeichneten  Völkergemisch, 
das  sich  unter  persischer,  hellenistischer,  römi- 
scher Herrschaft  westwärts  wälzte  und  gleich 
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den    Ausbruchsstoffen   eines   Schlammvulkans 
das  höhere  Leben  erstickte. 

c)  Phönizien. 

Die  ersten  Vorläufer  des  Einbruchs  der  Alt- 
orientalen im  ausserasiatischen  Mittelmeergebiet 
waren  die  Phönizier,  die  Hauptvertreter 
des  zwischen  Ägypten  und  Kleinasien  ansäs- 
sigen Syrertums.  Ohne  starke  Eigengesittung, 
früh  von  der  babylonischen  und  in  geringerem 
Masse  von  der  ägyptischen  Kultur  beeinflusst, 
haben  die  Syrer  und  zum  Teil  auch  die  Klein- 
asia'en  eine  vermittelnde,  nicht  schöpferische 
Sendung  zu  erfüllen  gehabt.  Obwohl  die  Kritik 
längst  die  Unhaltbarkeit  der  seit  den  Griechen 
gäng  und  gäbe  gebliebenen  Märchen  über  die 
Erfinder-  und  Lehrtätigkeit  der  Phönizier,  dieses 
dem  vorderasiatischen  Kulturkreis  angehörigen 
Splittervölkleins,  dargetan  hat,  fällt  es  noch 
immer  schwer,  gegen  das  vertausendjährte  Vor- 
urteil anzukämpfen.  Die  Phönizier  gelten  nun 
einmal  für  das  auserwählte  Volk  des  materiellen 
Fortschritts  im  grauen  Altertum,  und  nicht  aus 
spöttischer  Laune,  sondern  in  vollem  Ernst  ver- 
gleicht man  sie  gerne  noch  mit  den  Englän- 
dern. Eines  allerdings  kann  nicht  bestritten 
werden:  dass  sie  das  erste  Volk  von  vergleichs- 
weise höherer  Gesittung  waren,  welches  das 
Mittelmeer  befahren  und  an  dessen  Ufern  Siede- 
lungen angelegt  hat,  um  in  diesem  noch  recht 
barbarischen  Gebiete  Beute  oder  Gewinn  zu 
machen;  auf  die  alte  Zeit,  auf  sie  allein  ist  der 
Goethesche  Ausspruch  anwendbar,  dass  „Krieg, 
Handel,  Piraterie"  nicht  zu  trennen  sind. 

Wenn  auch  die  Phönizier  als  Bewohner  des  dem 
Libanon  vorgelagerten  Küstenstrichs  den  Rohstoff  zu 
einem  verbesserten  Schiffbau:  Zedern  und  Zypressen,  be- 
sassen  und  wirklich  die  besten  Schiffe  vor  den  grie- 
chischen Trieren  bauten,  so  gab  es  doch  kein  noch  so 
barbarisches  Volk  am  Mittelmeergestade  Europas,  das 
von  ihnen  erst  hätte  die  Schiffahrt  erlernen  müssen. 
Es  ist  nicht  Sache  des  Kaufmanns,  zu  lehren  und  Kultur- 
wohltaten auszustreuen;  im  Gegenteil,  sein  Vorteil  ver- 
langt die  Erhaltung  der  geistigen  und  technischen  Un- 
mündigkeit seiner  volksfremden  Kunden.  Wie  der  mo- 
derne Seefahrer  und  Händler  hat  auch  der  altorientalische 
gerade  so  gut  Keime  der  Gesittung  als  Keime  der 
physischen  und  moralischen  Zerstörung  ausgebreitet. 
Der  Kaufmann  sucht  Gewinn  und  fragt  nicht,  ob  er 
schädlich  oder  nützlich  auf  die  Kultur  einwirkt;  eine 
Kolonialpolitik  verbunden  mit  der  Absicht,  die  Einge- 
bomen zu  erziehen,  ist  immer  nur  Sache  des  Staates 
gewesen.  Zu  einer  Politik  aus  solchen  grossen  Ge- 
sichtspunkten hatte  es  den  Stadtkönigen  von  Sidon, 
Tyrus,  Byblus,  Berytus,  Aradus  an  Macht,  dem  Volke 
an  Schwung  gefehlt. 

Als  um  1500  V.  Chr.  die  Fahrten  der  Phö- 
nizier begannen,  entstanden  auch  deren  Ge- 
legenheitsansiedelungen   auf    den    Inseln    und 


Festlandsküsten  des  Mittelmeergebiets.  Noch 
bedurfte  die  Schiffahrtskunst  zahlreicher  Zwi- 
schenstationen, die  zugleich  als  Faktoreien  und 
Ausgangspunkte  für  den  Wanderhandel  zu 
dienen  hatten.  Als  nun  die  Phönizier  bereits 
um  11 00  von  den  Hellenen  aus  dem  Ägäischen 
Meere  verdrängt  worden  waren,  gereichte  es 
ihnen  zum  Vorteil,  dass  sie  sich  unterdessen 
bereits  bis  zum  westlichen  Mittelmeerbecken 
fortgetastet  hatten.  Hier  entfalteten  sie  nun  eine 
durch  Jahrhunderte  konkurrenzfreie  Tätigkeit. 
Sie  fuhren  bis  Tarschisch  (Südspanien),  erhan- 
delten Silber,  Zinn,  Bernstein  und  legten  am 
nordafrikanischen  Gestade  Kolonien  an.  Aber 
ihr  Stern,  der  hier  im  Westen  so  hell  erglänzte, 
erblich.  Seit  dem  8.  Jh.  waren  die  Griechen 
hierher  gefolgt,  und  ihre  eigenen  Abkömmlinge, 
die  Karthager,  nahmen  ihnen,  während  sie 
selbst  von  den  Erobererkönigen  des  Ostens 
und  von  inneren  Parteikämpfen  bedrängt  wur- 
den, die  Seeherrschaft  aus  den  Händen,  Es 
blieb  ihnen  der  Betrieb  der  in  Vorderasien 
eingebürgerten  Industrien  (Weberei,  Färberei, 
Glasfabrikation,  Metallbearbeitung)  und  ausser- 
dem eine  gewisse  nautische  Anstelligkeit,  die 
ihre  binnenländischen  Oberherren  im  Krieg  und 
Frieden  zu  seemännischen  Leistungen  ausnutzen 
konnten.  Nicht  die  Phönizier  selbst  bereiten 
sich  fortan  ihr  schwankendes  Schicksal,  sondern 
sie  steigen  und  fallen  je  nach  den  weltgeschicht-. 
liehen  Konjunkturen. 

d)  Das  Perserreich. 

Zwischen  550  und  500  vereinigten  die  Per- 
serkönige Cyrus,  Kambyses  und  Darius  I.  den 
alten  Orient  vom  Indus  bis  zur  libyschen  Wüste 
zu  einem  „Weltreich"  (von  6  Mill.  qkm  Flä- 
chenraum). Im  Perserreich  zeigen  sich  zuerst 
die  für  die  Nachwelt  massgebenden  Ansätze 
zu  einer  die  Volkswirtschaft  eines  grossen  Län- 
der- und  Völkerkreises  betreffenden  Wohlfahrts- 
politik. In  den  Diadochenstaaten  und  im  Römer- 
reich kamen  die  Ansätze  zu  weiterer  Entfal- 
tung, so  dass  die  modernen  Völker  dann  eine 
nicht  unbedeutende  Erbschaft  von  administra- 
tiven Grundsätzen  und  Einrichtungen  antreten 
konnten. 

Was  dem  Perserreich  mangelte,  wie  dem  Orient  über- 
haupt, war  eine  taugliche  Beamtenschaft;  denn  das 
kleine  Herrenvolk  der  Perser,  dem  die  höheren  Stellen 
im  Heer  wie  in  der  Verwaltung  vorbehalten  waren,  blieb 
nicht  so  unverdorben,  als  es  anfangs  gewesen,  sondern 
wurde  vom  ostländischen  Völkerchaos  und  dessen  Un- 
moral angefressen.  Der  heillos  verkommenen  Be- 
völkerung Vorderasiens  frommte  es  nichts  mehr,  dass 
ihr  ein  erträgliches,  katastermässig  abgestuftes  Mass 
von  Geld-  und  Naturalsteuern  auferlegt  wurde.     Auch 
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dem  Hofe  kann,  trotz  seines  ungeheueren  Trosses,  nicht 
der  Vorwurf  gemacht  werden,  dass  er  das  iVlark  der 
Untertanen  verprasst  habe;  denn  es  wurde  von  Reichs- 
wegen ein  zentraler  Edelmetallschatz  von  solchen  Dimen- 
Monen  angesammelt,  wie  ihn  selbst  heute  nur  die  grossen 
Notenbanken  besitzen. 

Das  Perserreich  war  der  erste  Grosstaat  mit 
einer  allgemeinen  Währung,  und  zwar  war  es  eine 
Doppelwährung  mit  dem  Wertverhältnis  des  Sil- 
bers zum  Golde  wie  13^/3 : 1.  Die  Prägung  der 
Münzen  war  von  einem  der  unterworfenen  Staa- 
ten, von  Lydien,  übernommen  worden,  wo  die 
denkwürdige  Erfindung  des  Münzgeldes  gemacht 
worden  zu  sein  scheint  (ca.  700  v.  Chr.).  Aber  die 
Münzprägung  vermochte  sich  trotz  des  Beispiels 
der  Perserkönige  in  den  Ländern  des  babylonisch- 
ägyptischen Kulturkreises  nicht  einzubürgern, 
da  man  hier  beim  altgewohnten  Wägegeld 
blieb.  Erst  nach  dem  Untergang  des  Perserreiches 
verbreitete  sich  auch  in  den  widerspenstigen  Ge- 
bieten das  hellenisierte  Münzwesen.  —  Das 
Reich  der  Achämeniden  ist  ferner  das  Ursprungs- 
land der  Post  und  des  von  Staats  wegen  ge- 
pflegten Strassenwesens.  An  den  Königsstrassen 
befanden  sich  die  Stationen  für  die  Staatskuriere, 
welche  die  amtliche  Korrespondenz  zwischen 
dem  Hof  und  den  Statthalterschaften  beförder- 
ten. Wenn  auch  nicht  die  Posteinrichtungen, 
so  konnten  doch  die  durch  Besatzungen  sicher 
gemachten  Wege  von  der  Bevölkerung  benutzt 
werden.  Würden  geordnete  Einrichtungen  allein 
ausreichen,  einem  Staate  die  Dauer  zu  verbürgen, 
so  hätte  das  Perserreich  die  Zeiten  des  Alter- 
tums überleben  müssen;  aber  es  ist  jedoch  eben- 
so rasch  zu  gründe  gegangen,  wie  die  vielen 
Eintags- Grosstaaten,  denen  es  in  Vorderasien 
nachgefolgt  war. 

e)  Indien. 

Die  nächsten  Stammverwandten  der  in  das 
vorderasiatische  Chaos  hineingewirbelten  Ira- 
nier,  die  Inder,  trennten  sich  im  2.  Jahrtausend 
v.  Chr.  von  den  übrigen  Ariern,  indem  sie 
nach  dem  von  negerartigen  Stämmen  bewohn- 
ten Vorderindien  zogen,  wo  sie,  abgesondert 
und  nur  wenig  gestört,  eine  von  allen  Ange- 
hörigen ihrer  Völkersippe  verschiedene,  nun- 
mehr fast  4000  Jahre  währende  Entwicklung 
durchgemacht  haben.  Indien  ist  das  wichtigste 
und  bevölkertste  Tropen land  der  Erde,  die 
Heimat  begehrter  Nutzpflanzen  (Reis,  Baum- 
wolle, Zuckerrohr,  Indigo,  Gewürze)  und  Nutz- 
tiere (Elefanten,  Hühner),  sowie  kostbarer  Mi- 
neralien (Edelsteine,  Gold,  Zinn).  Der  Zug 
nach  Indien  hat  den  Welthandel  angeregt  und 
die  Kräfte  erweckt,  ihn  in  Gang  zu  erhalten. 


Der  Kampf  um  Ostindien  bedeutet  immer  auch 
den  Kampf  um  die  kommerzielle  Vorherrschaft. 

Dem  allen  gegenüber  hat  sich  das  indische  Volk 
selbst  mit  der  nämlichen  Gleichgültigkeit  und  Passivität 
verhalten,  die  es  gegen  die  meisten  uns  geschichtlich 
wichtig  dünkenden  Angelegenheiten  zeigt.  Es  hat  die 
tiefsten  religiösen  und  philosophischen  Gedanken,  geniale 
Erfindungen,  wie  die  der  sog.  arabischen  Ziffern,  die  zart- 
sinnigsten  Dichtungen,  die  staunenswertesten  Bauten, 
die  geschmackvollsten  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes, 
ein  auf  der  Rassenverschiedenheit  und  den  Rangab- 
stufungen der  Berufsarten  ruhendes  Gesellschaftssystem 
hervorgebracht;  aber  es  hat  seine  kriegerischen  und  poli- 
tischen Eigenschaften  verkümmern  lassen,  es  hat  unter 
Fremdherrscher  und  Tyrannen  den  Nacken  gebeugt,  dem 
Leben  keine  materiellen  Ziele  gesteckt,  den  Kampf  gegen 
Misswachs  und  Hungersnot  lässig,  daher  erfolglos  ge- 
führt, Schiffahrt  und  Handel  nur  nebenbei  betrieben 
und  so  den  Gewinn  aus  den  Händen  gegeben  trotz 
hoher  kaufmännischer  Begabung,  die  der  Inder  mit  allen 
Indogermanen  teilt.  Der  Zeitpunkt,  wann  der  Land- 
handel zwischen  Vorderindien  und  West-  sowie  Ostasien 
beginnt,  lässt  sich  nicht  feststellen.  Dagegen  ist  der  See- 
handel vom  Roten  Meer  aus  erst  in  der  Ptolemäerzeit 
(ca.  250  v.  Clir.)  eingeleitet  und  in  der  römischen 
Kaiserzeit  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  betrieben 
worden.  Damals  wurde  auch  zum  erstenmal  die  Er- 
scheinung beobachtet,  dass  die  dem  Wert  der  in- 
dischen Einfuhren  entsprechenden  Edelmetallmengen 
nach  Süd-  und  Südostasien  abfliessen,  ohne  aus  diesen 
menschenreichen  Sammelbecken  durch  den  Mechanismus 
des  Welthandels  je  zurückgeleitet  zu  werden.  In  völlig 
undurchdringliches  Dunkel  ist  der  Verkehr  zwischen 
dem  indischen  und  chinesischen  Gesittungskreis  gehüllt; 
nur  sein  Vorhandensein  unterliegt  keinem  Zweifel. 

f)  China. 

Auch  die  Chinesen,  das  Leitvolk  der  mon- 
golischen Rasse,  sind  in  halbgeschichtlicher 
Zeit  aus  dem  Hochland  in  das  Tiefland,  und 
zwar  in  das  am  Hoangho  und  Yantsekjang  ge- 
legene, hinabgestiegen.  Auch  sie  haben  mit  Ur- 
einwohnern und  nachdrängenden  Steppenvöl- 
kern unablässig  um  den  Raum  kämpfen  müssen, 
bei  ihrer  grossen  Anzahl  jedoch  die  Gefahr  der 
Überwältigung  durch  eifrige  Kolonisation  und 
Ausbreitung  ihrer  Kultur  beschworen.  Das  von 
jeher  ackerbauende,  gewerbfleissige,  handel- 
treibende Volk  ist  den  Westasiaten  und  Euro- 
päern nur  mittelbar  durch  die  Seidenausfuhr 
bekannt  geworden. 

Lieferanten  und  Produzenten  der  kostbaren  Ware 
erhielten  gleichmässig  den  Namen  „Serer".  Die  Geo- 
graphen nennen  einen  Überlandweg,  der  vom  Gelben 
bis  zum  Schwarzen  Meer  führt,  die  Seidenstrasse.  Zwar 
wirkte  China  nach  Korea  und  Japan  hinüber,  aber  dem 
Stillen  Ozean  kehrte  das  ausschliesslich  für  die  Land- 
seite interessierte  Volk  teilnahmslos  den  Rücken  zu. 
So  ist  denn  die  altamerikanische  Kultur,  welche 
die  Spanier  im  Entdeckungszeitalter  (16.  Jh.  n.  Chr.)  vor- 
fanden, aus  unbekannten  Anfängen  erwachsen,  autochthon, 
ohne  ostasiatische  Einflüsse.  Erst  die  Spanier  haben  den 
Stillen  Ozean  in  die  Kette  des  Welthandels  eingeschaltet 
und  den  Westen  Amerikas  mit  dem  Osten  Asiens  verbunden. 
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3.  Altgriechenland. 


Im  ersten  Jahrtausend  v.  Chr.  rückte  der 
Schwerpunkt  menschheitlicher  Gesittung  von 
Osten  nach  Westen  vor  an  die  europäischen 
Gestade  des  Mittelmeeres,  an  die  griechische 
Thalassa,  wo  indogermanische  Jungvölker  ihre 
geschichtliche  Laufbahn  betraten  und  wo  auch 
der  westwärts  gerichtete  Schub  des  vorderasia- 
tischen Völkergemenges  zurückgeworfen  wurde. 
Dies  vollbracht  zu  haben  ist  die  geschichtliche 
Grosstat  der  Hellenen,  welche  die  Perser  be- 
siegt und  zur  abendländischen  Kultur  einen  so 
festen  Grund  gelegt  haben,  dass  die  wieder- 
holten Sturmläufe  des  Orients  daran  zu  Schan- 
den geworden  sind. 

a)  Das  trojanische  und  mykenische 
Zeitalter. 

Am  Ende  der  Steinzeit,  in  der  sog.  trojanischen  oder 
Insel-Periode,  mögen  die  Vorväter  der  Griechen  im 
reichgegliederten  Süden  der  Balkanhalbinsel  eingewan- 
dert sein.  Als  sie  sesshaft  geworden  waren,  fanden 
sie  sich  namentlich  an  der  nach  Osten  gekehrten  See- 
seite den  Einflüssen  der  überlegenen  Kultur  Vorder- 
asiens ausgesetzt,  erwiesen  aber  ihre  starke  Eigenart 
durch  selbständige  Anpassung  und  Umarbeitung  der 
fremden  Vorbilder.  Von  dieser  Entwicklungsstufe,  dem 
„mykenischen  Zeitalter"  mit  seinen  Königsburgen,  seiner 
patriarchalischen  Naturalwirtschaft,  seinem  Tauschver- 
kehr, seiner  phantastischen  Erdkunde  geben  uns  die 
homerischen  Gesänge  ein  schon  im  Verblassen  be- 
griffenes Erinnerungsbild,  während  die  seit  Schliemanns 
Ausgrabungen  erschlossenen  Fundstätten  die  greifbare 
Ansciiauung  hinzufügen.  Die  Kargheit  des  griechischen 
Bodens,  von  dem  die  Mächtigen  den  besseren  Teil  be- 
sassen,  ferner  das  durch  die  extensive  Weidewirtschaft 
verstärkte  Landbedürfnis,  und  endlich  kriegerischer  und 
abenteuerlicher  Sinn  weckten  bald  die  Wanderlust  von 
neuem.  Aber  der  Gewinn  ausgedehnterer  Wohnsitze 
auf  den  Inseln  des  Ägäischen  Meeres  und  an  der  klein- 
asiatischen Küste  war  nur  durch  siegreiche  Waffentaten 
zu  erlangen.  Das  Ergebnis  der  spätmykenischen  Wan- 
derzeit war  das  Entstehen  der  äolischen,  jonischen,  do- 
rischen Siedelungen  jenseits  des  JVleeres.  Da  jedoch 
auch  im  europäischen  Griechenland  das  Drücken  und 
Schieben  der  Völkerschaften  wieder  anhob  —  man  fasst 
diese  halb  geschichtlichen  Ereignisse  mit  dem  Namen  der 
„dorischen  Wanderung"  zusammen  —  so  entstanden 
auch  hier  neue  Besitzverhältnisse.  Je  nach  dem  Masse 
des  Widerstandes  erhielten  die  von  den  Eindringlingen 
besiegten  Vorbewohner  ein  höheres  oder  geringeres 
Mass  von  Rechten.  Es  bildeten  sich  drei  typische 
Schichten:  1.  der  Erobereradel,  der  sich  den  Grund- 
besitz aneignete,  um  ganz  dem  Kriege  und  den  Staats- 
angelegenheiten leben  zu  können,  2.  die  unterworfene 
Volksmasse,  die  Heloten  oder  Penesten,  die  den  Herren- 
stand durch  ihre  landwirtschaftliche  Fronarbeit  zu  er- 
nähren hatten,  und  3.  der  Mittelstand  oder  die  Periöken, 
die  auf  kleinen  Freigütern  sassen  oder  die  nicht  zur 
Landwirtschaft  gehörenden  Beschäftigungen  übernahmen. 
Auch  in  den  Gemeinwesen,  die  von  der  dorischen  Wan- 
derung unberührt  geblieben  waren,  trat  der  Kriegsadel 
an  die  Spitze  und  übte  hier  über  die  Masse  der  Bauern, 
Handwerker  und  Händler  (Demos)  die  Herrschaft  aus. 


b)  Die  altgriechische  Ritterzeit. 

,  Man  nennt  das  der  mykenischen  oder  hero- 
ischen Periode  folgende  Zeitalter  wegen  seiner 
Ähnlichkeit  mit  dem  feudalen  Mittelalter  die 
griechische  Ritterzeit.  Die  Ähnlichkeit  zeigt 
sich  beispielsweise  auch  darin,  dass  innerhalb 
des  nun  so  sehr  erweiterten  Ansiedelungsge- 
bietes, trotz  des  Übergewichtes  der  Grund- 
besitzer, das  Handwerk,  das  für  den  ört- 
lichen und  nationalen  Bedarf  arbeitete,  und 
der  Handel,  welcher  Bodenprodukte  und  Ge- 
werbserzeugnisse in  den  Verkehr  brachte,  zu 
erstarken  begannen.  Die  städtischen  Klassen 
mit  geringem  oder  gar  keinem  Grundbesitz, 
aber  mit  beweglichem  Vermögen,  wurden  un- 
zufrieden mit  ihrer  rechtlosen  Stellung  im  Staate 
und  der  harten,  gegen  fremde  Interessen  gleich- 
gültigen Regierungsweise  des  Adels.  Aber 
auch  von  einer  andern  Seite  her  bereitete  sich 
eine  sowohl  wirtschaftliche  als  politische  Krisis 
vor,  die  mit  dem  fast  plötzlichen  Einbrüche 
der  Geldwirtschaft  in  die  bisher  naturalwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  zusammenhing. 

Nachdem  zuerst  das  Metall  an  die  Stelle  des  Viehes 
als  Zahlungsmittel  getreten  war,  kam  schon  im  7.  Jahr- 
hundert das  gemünzte  Geld  aus  dem  angrenzenden 
Lydien  nach  dem  hellenischen  Kleinasien  und  von  dort 
nach  dem  europäischen  Hellas.  In  Ägina  und  Euböa 
prägte  man  bereits  nach  eigenem  Münzfusse;  auch 
Attika  münzte  nach  äginetischer  Währung,  nahm  aber 
zu  Solons  Zeiten  den  leichteren  euböischen  Fuss  an, 
der  infolge  der  steigenden  Bedeutung  des  Landes  der 
attische  genannt  wurde.  Wie  das  babylonische  Ge- 
wicht- und  Massystem  mit  zahlreichen  örtlichen  Mo- 
difikationen den  Asiaten  entlehnt  worden  war,  so  legte 
man  auch  dem  Geldwesen  als  grösste  Zählungseinheit 
das  Talent  zu  gründe,  teilte  es  jedoch  nicht  in  60, 
sondern,  dem  dekadischen  System  gemäss,  in  50  Minen 
zu  100  Drachmen.  Als  Münzmetall  diente  fast  aus- 
schliesslich das  Silber;  Gold  wurde  nur  ausnahmsweise 
und  Kupfer  oder  Bronze  erst  in  später  Zeit  zur  Prägung 
verwendet. 

Durch  das  reissend  schnelle  Vordringen  der 
Geldwirtschaft  kamen  vor  allem  die  kleinen 
Landwirte  ins  Gedränge.  Sie  sollten  mit  teu- 
rem Gelde  zahlen,  ohne  es  erwerben  zu  können; 
denn  die  geringen  Überschüsse  an  Getreide 
und  Vieh  brachten  nichts  ein,  der  Übergang 
jedoch  zum  Öl-,  Wein-,  Gartenbau,  den  der 
adelige  Grundbesitzer  vollziehen  konnte,  war 
ihnen  bei  ihrem  Kapitalmangel  unmöglich.  In 
ihrer  Bedrängnis  wurden  sie  die  Schuldner 
reicher  Adeliger,  denen  sie  ihr  Hab  und  Gut 
und  zuletzt  ihre  eigene  Person  verpfändeten. 
Da  die  unbezahlten  Zinsen  zum  Kapital  ge- 
schlagen wurden,  so  wuchs  die  Schuldenmasse 
bald  derart,  dass  die  Schuldner  im  besten  Fall 
zu  Heloten  auf  ihrem,  nun  dem  Gläubiger  ver- 


d 


Das  Altertum. 


19 


fallenen  Gute  herabgemindert  oder  sonstwo  zu 
Frondiensten  verwendet  oder  gar  ins  Ausland 
als  Sklaven  verkauft  wurden.  Diese  Übelstände 
führten  zum  Aufruhr,  Bürgerkrieg,  Verfassungs- 
umsturz, wobei  gelegentlich  Demagogen  als 
Alleinherrscher  (Tyrannen)  an  die  Spitze  des 
Staates  gelangten,  deren  Wirken  durch  sozial- 
politische Massregeln  zu  gunsten  der  notlei- 
denden Klassen  gekennzeichnet  ist.  In  andern 
Fällen  suchten  Vertrauensmänner  einen  Aus- 
gleich zwischen  den  widerstreitenden  Interessen 
zu  stiften,  ohne  damit  wirklich  den  sozialen 
Frieden  herbeizuführen.  Die  Bewegung  endigte 
entweder  mit  der  vollen  Demokratie  oder  mit 
der  gewaltsamen  Wiederherstellung  der  Aristo- 
kratie, die  zugleich  eine  Plutokratie  war.  In 
Athen  charakterisieren  die  Namen  Kylon,  Dra- 
kon,  Solon,  Peisistratos,  Kleisthenes  die  Stufen 
des  Verlaufes. 

Dass  die  Stürme  vorübergingen,  ohne  die 
griechischen  Staaten  dauernd  zu  verwüsten, 
hatte  nicht  so  sehr  in  der  Wohlfahrtspolitik 
der  Staatsmänner  seinen  Grund,  als  in  der 
räumlichen  und  wirtschaftlichen  Ausdehnung 
des  Griechentums;  denn  während  der  Ritter- 
zeit (ca.  800—550)  breiteten  sich  die  Hellenen 
Städte-  und  zugleich  staatengründend  über  das 
ganze  Mittelmeergebiet  aus.  Von  den  Mutter- 
orten (Metropolen)  löste  sich  ein  Teil  der  Be- 
wohner ab,  um  in  der  Ferne  auf  jungfräu- 
lichem Boden  Tochterstädte  (Apoikien)  anzu- 
legen, die  bei  voller  Unabhängigkeit  und  Selbst- 
herrlichkeit nur  durch  Bande  der  Religion  und 
Pietät  mit  der  Heimat  verknüpft  blieben. 

Es  entstanden  die  Kolonien  an  der  thracischen  Küste, 
am  Hellespont  und  Bosporus,  an  der  Propontis  und  am 
Pontus  Euxinus;  desgleichen  erwuchsen  auf  Sizilien  und 
in  Unteritalien  blühende  Pflanzstädte,  in  letzterem  Ge- 
biete so  zahlreich,  dass  es  den  Namen  Grossgriechen- 
land erhielt.  Weiter  im  Westen  gründeten  die  Hellenen, 
obwohl  sich  ihnen  grössere  Schwierigkeiten  entgegen- 
stellten, an  der  ligurischen,  gallischen,  hispanischen 
Küste  lebensfähige  Ansiedlungen.  Um  nur  einige  der 
im  Hauptzeitalter  der  Kolonisation  gegründeten  Städte 
zu  nennen,  seien  Olynth,  Byzanz,  Trapezunt,  Tanais, 
Korkyra,  Syrakus,  Messana,  Tarent,  Sybaris,  Cumae, 
Neapolis,  Massalia,  Zakynthos  (Sagunt),  Kyrene,  Barka 
erwähnt.  Unter  den  Mutterstädten  waren  besonders 
eifrig  in  der  Kolonisation:  Milet,  Phokaia,  Chalkis, 
Korinth,  Megara. 

Während  die  Kleinasiaten  zumeist  Handels- 
kolonien anlegten,  überwogen  unter  den  Grün- 
dungen der  europäischen  Griechen  die  Acker- 
baukolonien, die  freilich  als  Absatzgebiete  und 
Bezugsquellen  für  Rohstoffe  keinen  geringeren 
Wert  für  den  Handel  besassen,  als  die  eigent- 
lichen Handelskolonien,  wohin  die  Naturpro- 
dukte der  Hinterländer  im  Tausch  gegen  die  Ein- 


[  fuhrartikel  des  griechischen  Gartenbaus  und 
Gewerbefleisses  kamen.  Vor  den  Perserkriegen 
1  (vor  500)  waren  Milet,  Chalkis,  Korinth,  Sikyon, 
{  Megara,  Agina  und  in  einigem  Abstände  Athen 
;  die  wichtigsten  Handels-  und  Industrieplätze. 
Der  griechische  Verkehr  bewegte  sich  aus  geo- 
graphischen Gründen  vornehmlich  zur  See. 
Als  typisches Handelsfahrzeugdienteder Fünfzig- 
ruderer, der  4  —  6  Seemeilen  in  der  Stunde 
zurücklegte.  Wie  die  Phönizier  hielten  sich  die 
Griechen  den  Küsten  nahe  und  landeten  bei 
weiteren  Fahrten  an  vorausbestimmten  Stationen. 
Wenn  die  Herbstnachtgleiche  kam,  wurde  die 
Schiffahrt  bis  zum  nächsten  Frühjahrs -Äqui- 
noktium eingestellt.  Für  den  Binnenverkehr 
standen  wohl  einige  fahrbare  Strassen  zu  Ge- 
bote, aber  meistens  musste  man  sich  mit  Saum- 
pfaden begnügen,  die  auch  von  schnellfüssigen 
Brief  boten  benutzt  wurden.  Eine  Post  gab  es 
nicht;  zu  telegraphischen  Zwecken  wendete  man 
optische  Signale  an,  insonderheit  nächtliche 
Fackelzeichen. 

c)  Die  Zeit  der  nationalen  Kämpfe 
gegen  Perser  und  Karthager. 

Der  Ausbruch  und  Verlauf  der  Perser- 
kriege im  5.  Jh.  (500—449)  brachte  die  stolze 
Entwicklung  des  Griechentums  nicht  ins  Stocken, 
sondern  löste  erst  recht  dessen  Kräfte,  indem 
die  Nation  für  kurze  Zeit  auf  ein  gemeinsames 
Ziel  hingewiesen  wurde.  Was  für  die  mutter- 
ländischen Griechen  die  Angriffe  der  Asiaten 
bedeuteten,  waren  für  den  kolonialen  Westen 
die  gleichzeitigen  Vorstösse  der  Karthager, 
die  früher  mit  den  Etruskern  (Tyrrhenern)  ge- 
meinschaftliche Sache  gegen  die  Hellenen  ge- 
macht hatten  und  nun  mit  den  Persern  Fühlung 
gewannen.  Wie  im  Osten  errangen  auch  im 
Westen  die  Griechen  den  vollen  Sieg. 

Was  der  Hof  von  Susa  bei  seinen  Kriegsunterneh- 
mungen angestrebt  hatte,  war  zunächst  die  Behauptung 
der  Herrschaft  über  die  kleinasiatischen  Griechen;  sie 
war  nicht  möglich,  wenn  nicht  auch  das  europäische 
Griechenland  der  Botmässigkeit  des  Grosskönigs  unter- 
worfen wurde.  Wäre  dies  erreicht  worden,  so  würde 
zugleich  das  östliche  Mittelmeer  seiner  Herrschaft  an- 
heim  gefallen  sein,  und  er  hätte  es  wieder  seinen  ab- 
gedrängten nichtgriechischen  Untertanen  in  Syrien  und 
Kleinasien  überantworten  können.  Seine  Verbündeten, 
die  Karthager,  verfolgten  dagegen  das  Ziel,  den  Westen 
des  Mittelmeers  zu  monopolisieren,  die  Nebenbuhler 
durch  Gewalt  und  Verträge  davon  auszusperren,  vor 
allem  aber  den  griechischen  Kolonisten  Sizilien  zu  ent- 
reissen,  wo  sich  die  Punier  ebenfalls  eingeharkt  hatten. 
Die  Kämpfe  im  Westen  brachten  Syrakus,  die  im 
Osten  Athen  an  die  Spitze  der  beiden  Hälften  des 
Griechentums  als  die  führenden  Grosstädte,  wo  das 
nationale  Leben  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  seinen 
Scheitelpunkt  erreichte. 
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d)  Die  Zeit  der  Kämpfe  um  die  Vor- 
herrschaft. 

Nachdem  Athen  vermöge  seiner  überlegenen 
Kriegsflotte,  der  Schöpfung  des  Themistokles, 
die  erste  Seemacht  Griechenlands  geworden 
war  und  die  Führerschaft  im  Delischen  Bunde, 
dem  477  von  Aristides  gegründeten  Verein  der 
kleineren  Seestaaten,  erlangt  hatte,  nahm  es 
auch  im  Gewerbe-  und  im  Ausfuhrhandel  die 
erste  Stelle  ein.  Es  hatte  nur  noch  die  Neben- 
buhlerschaft von  Korinth  zu  beachten,  das  der 
peloponnesischen  Symmachie  angehörte.  Dieser 
von  Sparta  geleitete  Bund,  der  sonst  nur  mili- 
tärisch-politische Ziele  verfolgte,  wurde  durch 
Korinth  auch  nach  der  wirtschaftlichen  Seite 
hinübergelenkt.  Wie  überall  führte  der  Wett- 
streit friedlicher  Beschäftigungen  letzten  Endes 
zum  Waffenkampf.  Durch  die  beiden  pelo- 
ponnesischen Kriege  (459  —  446  und  43 1  —  404) 
wurde  der  imperialistischen  Politik  Athens  ein 
Ziel  gesetzt,  das  attische  Seereich  zersprengt 
und  die  Überlegenheit  Korinths,  die  bis  zu 
dessen  Untergang  (1 49)  währte,  begründet.  Aber 
selbst  nach  seinem  Falle  (404)  blieb  Athen 
eine  ansehnliche  Industrie-,  Handels-  und  See- 
stadt mit  starkem  Fremdenverkehr  und  einem 
in  klingende  Münze  verwandelbaren  Kapital 
grosser  Erinnerungen. 

Am  frühen  Dahinsterben  aller  griechischen  Herrlich- 
keit waren  nicht  zum  geringsten  Teil  die  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  schuld.  Der  Boden 
aller  griechischen  Staaten,  sowohl  der  aristokratisch- 
agrarischen, als  auch  der  demokratisch -kommerziellen, 
war  unterwühlt.  Jeden  Augenblick  konnte  ein  Umsturz 
eintreten  mit  allen  Greueln,  die  den  Gegenschlag  und 
die  Rache  nach  sich  zogen.  Selbst  Sparta  zitterte  vor 
den  aufständischen  Heloten  und  machte  in  den  letzten 
Stadien  seiner  Selbständigkeit  zwei  Zwangsumteilungen 
seines  Bodenbesitzes  durch.  In  Korkyra  gab  es  427, 
in  Leontini  422,  in  Samos  402,  in  Ägos  370  mörde- 
rische Aufstände  der  unteren  Schichten.  In  Athen  be- 
kämpften sich  die  oligarchische  und  die  demokratische 
Partei  wiederholt  auf  Leben  und  Tod.  Es  war  ein 
unheimliches  Dasein  in  diesem  krisenschwangern  Dunst- 
kreis. Freilich,  dem  attischen  Staate  mangelten  nicht 
die  Mittel  der  Eigenhilfe.  Eines  der  wirksamsten  war 
die  Anlage  von  Bürgerkolonien  oder  Kleruchien.  Land 
für  diesen  Zweck  zu  erwerben,  war  ein  Hauptbeweg- 
grund der  imperialistischen  Ausdehnungs-  und  Handels- 
politik des  Perikles.  Seit  dem  unglücklichen  Ende  des 
peloponnesischen  Krieges  konnte  Athen  seinen  Landraub 
nicht  fortsetzen,  nachdem  es  schon  längst  den  übrigen 
Griechen  unmöglich  geworden  war,  in  den  Barbaren- 
ländern neue  Kolonien  anzulegen  wie  2  bis  300  Jahre 
früher.  Selbst  die  Befreiung  der  kleinasiatischen  Grie- 
chen wurde  zum  Hemmnis  weiterer  Expansion,  da  nun 
das  Perserreich  den  Abtrünnigen  nicht  mehr  zugäng- 
lich war.  Man  empfand  es  wie  eine  Erlösung,  als  im 
Antalcidischen  Frieden  (387)  dem  Grosskönige  die  auf 
der  asiatischen  Seite  des  Mittelmeers  gelegenen  Griechen- 
städte zurückerstattet  wurden   und   sie   nach  Osten  hin 


wieder  Luft  bekamen.  Bei  dem  Mangel  an  Abfluss 
staute  sich  die  auch  anderweitig  bedrängte  Volksmenge 
in  dem  mit  Einwohnern  gesättigten  Mutterlande.  Die 
männliche  Jugend  allerdings  half  sich,  indem  sie  das 
Söldnerhandwerk  ergriff  und  für  fremde  Interessen  ihr 
Bestes  einsetzte.  Hingegen  verschlimmerte  sich  im  5.  und 
4.  Jh.  die  wirtschaftliche  Lage  aller,  die  daheim  bleiben 
wollten  oder  mussten,  von  Menschenalter  zu  Menschen- 
alter. Das  schwerste  soziale  Übel  des  Altertums  hatt 
sich  im  Leibe  des  Griechentums  eingenistet:  die  Skia 
venwirtschaft.  Mit  den  zum  Grossbetrieb  verwen 
deten  Sklaven  konnte  der  im  Gewerbe  oder  in  der 
Urproduktion  beschäftigte  freie  Arbeiter  und  kleine 
Unternehmer  den  Wettbewerb  nicht  aushalten.  Die 
Städte  wimmelten  von  abgewirtschafteten,  niederkon- 
kurrierten Bettelbürgern,  die  vom  Staate  und  von  den 
Reichen  Unterhalt  und  Unterhaltung  heischten,  wie 
300  Jahre  später  die  Proletarier  Roms.  Den  Weg  zu 
der  die  Stadtstaaten  aufzehrenden  Almosenpolitik  be- 
schritt zuerst  Perikles,  indem  er  für  die  pflichtmässigen 
Leistungen  der  Bürger  Athens  Tagegelder  aussetzte 
Dazu  kamen  die  Schaugelder,  welche  die  Vergnügungf.- 
sucht  des  Pöbels  derartig  anstachelten,  dass  ein  Gesetz 
Annahme  fand,  wonach  alle  Überschüsse  der  Staats- 
finanzen fortan  nur  für  Schaustellungen  verwandt  werden 
sollten.  Wie  der  Staat  mussten  auch  die  Reichen  her- 
halten und  kostspielige  Zwangsleistungen,  sog.  Litur- 
gien, übernehmen,  woran  sie  sich  langsam  verbluteten. 
Zwar  gab  es  bis  ins  3.,  ja  bis  ins  2.  Jahrhundert 
noch  immer  Gelegenheiten  zum  Reichwerden;  als  sie 
zu  versiegen  anfingen,  versank  das  bereits  ausgemer- 
gelte Staatswesen  in  Armut  und  Ohnmacht. 

e)  Der  Hellenismus. 
Noch  einmal  bot  sich  dem  ins  Stocken  ge- 
ratenen Griechentum  eine  günstige  Gelegen- 
heit zu  räumlicher,  politischer  und  wirtschaft- 
licher Ausdehnung,  als  nämlich  Alexander 
d.  Gr.  das  Perserreich  eroberte  und  eine  An- 
zahl von  Städten  gründete,  eine  Tätigkeit,  die  spä- 
ter von  den  Herrschern,  die  sein  Reich  teilten,  von 
den  Diadochen  und  Epigonen,  noch  überboten 
wurde.  Die  neue  Ära  der  Städtegründung  stand 
unter  dem  Zeichen  des  Weltbürgertums;  denn 
nicht  nur  Griechen  aus  allen  Gauen  des  Mutter- 
und  des  Koloniallandes,  sondern  auch  Barbaren, 
d.  h.  Nichtgriechen,  fanden  in  den  planmässig 
errichteten  Pflanzungen  Aufnahme.  Dies  be- 
schleunigte die  Hellenlsierung  des  Ostens;  aber 
nicht  das  reine  Griechentum  gedieh  auf  dem 
eroberten  Fremdboden,  sondern  ein  charakte- 
ristisches Kulturgemisch,  der  Hellenismus. 
Ausser  dem  griechischen  Städtewesen  und  der 
griechischen  Sprache  verbreitete  sich  im  Orient 
vornehmlich  das  griechische  Münzwesen,  da 
Alexander  den  attischen  Münzfuss  zum  Reichs- 
münzfuss  erhob  und  der  attischen  Silberdrachme 
den  Goldstater,  wie  ihn  sein  Vater  Philipp  II. 
geprägt  hatte,  beigab.  Eine  seiner  wohltätigsten 
Handlungen  war,  dass  er  den  totliegenden  per- 
sischen Reichsschatz  (angeblich  180000  Talente 
=  800  Mill.  Mark)  wieder  dem  Verkehr  über- 
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gab,  so  dass  das  Land  nicht  mehr  Mangel  an 
Geidumlaufsmittein  zu  leiden  hatte.  Allerdings 
stellte  sich  sofort  ein  Emporschnellen  der  Waren- 
preise ein.  Noch  einmal  floss  verjüngtes  Blut  durch 
die  Adern  desOriechenvolkes,  soweit  es  auch  zer- 
streut sein  mochte.  Aber  der  Schwerpunkt  des 
Lebens  hatte  sich  un widerruf  hch  nach  dem  Osten 
verschoben.  Schon  im  3.  Jh.  begann  die  alte  Hei- 
mat zu  vergreisen.  Unter  den  Diadochenstaaten 
war  Ägypten,  wo  die  Ptolemäer  herrschten,  der 
blühendste.  Alexandria  (332  gegründet)  wurde 
das  Zentrum  des  östlichen  Mittelmeerhandels. 
Auch  der  zunehmende  Handel  mit  dem  ery- 
thräischen  Länderkreis,  wozu  Arabien  und  In- 
dien gehörten,  schlug  seinen  Weg  über  diese 
Gründung  Alexanders  ein.  Daneben  erlangte 
Rhodus  eine  kommerzielle  Bedeutung  wie  nie- 
mals früher,  vorübergehend  auch  Delos,  der 
Hauptmarkt  für  den  gesuchtesten  Handelsartikel 
der  spätgriechischen  und  römischen  Welt:  für 
Sklaven.  Unter  den  Emporien  des  europäischen 
Mutterlandes  behauptete  sich  nur  Korinth  im 
Besitz  seiner  Industrie  und  seiner  Absatzgebiete. 
Das  grösste  unter  den  Diadochenreichen,  das 
seleucidische,  hatte  zuerst  den  Rückschlag 
des  Orients  gegen  den  Vorstoss  des  abendlän- 
dischen Griechentums  zu  verspüren.  Iranische 
Völker  rissen  die  Herrschaft  über  die  vom 
Hellenismus  nur  gestreiften  Länder  jenseits  des 
Tigris  und  zuletzt  über  Mesopotamien  an  sich. 
Während  die  in  Vorderasien  verstreuten  Kultur- 
inseln vom  Asiatentum  überflutet  wurden,  ent- 
artete das  Griechen volk  selbst,  wo  es  auch 
hausen  mochte,  und  wurde  ein  Bestandteil  des 
schon  vorhandenen  Völkergemisches,  das  sich 
seit  dem  2.  Jahrhundert  vor  Christi  Geburt 
über  das  Abendland  ergoss,  wie  denn  zu  allen 
Zeiten  die  von  Ost  nach  West  erfolgten  Be- 
wegungen nachhaltiger  und  ausgiebiger  waren 
als  die  umgekehrt  gerichteten.  Unter  dem  un- 
fruchtbaren Völkerschutt  erstarb  das,  was  wir 
Antike  nennen. 

4.  Das   Römerreich. 

Zunächst  setzte  sich  dem  Untergang  die  ge- 
waltige Kraft  entgegen,  die  in  dem  von  den 
Römern  errichteten  Weltreich  pulsierte.  Drei- 
hundert Jahre  Kriegsarbeit,  das  Blut  von  zehn 
Generationen  hatten  darangesetzt  werden  müssen, 
um  die  das  Miltelmeer  ellipsenförmig  um- 
schliessenden  Länder  in  einem  Gesamtstaate 
zusammenzufügen. 

Eine  kleine  italische  Landstadt,  deren  höchste  Be- 
amten selbst  den  Pflug  führten  und  die  von  der  Vieh- 
währung   schrittweise    zum    Barrengeld,    zur   Kupfer- 


!  und  endlich  zur  Silberniünze  überging,  schwang  sich 
I  zur  Hauptstadt  des  latinischen  Bundes  auf,  überwand 
j  den  gefährlichen  Hader  zwischen  ihren  ständischen  Par- 
teien ,  den  Patriziern  und  Plebejern ,  und  zwang  im 
I  Kampf  um  die  Selbsterhaltung  die  Stämme  und  Staaten 
Italiens,  mit  Einschluss  der  grossgriechischen,  ihre  Ober- 
hoheit anzuerkennen.  Durch  die  Anlage  von  Militär- 
kolonien  und  Strassen  sicherte  Rom  den  Besitz  des 
Erworbenen,  ohne  in  die  wirtschaftliche  und  rechtliche 
Autonomie  der  Untertanen  einzugreifen,  wenn  ihm  die 
Einmischung  nicht  durch  Aufstände  oder  Erregung  von 
Zwietracht  abgenötigt  wurde.  Den  grossen  Schicksals- 
sprunginsDunklevollzogen  dieRömermit  dem  Übergang 
nach  Sizilien  (264),  der  sie  in  den  Ringkampf  der  schon 
im  Erliegen  begriffenen  Griechen  mit  der  ersten  Seemacht 
des  Westens,  mit  den  Puniern,  verwickelte.  Aus  dem 
Streit  um  die  Insel  wurde  ein  Kampf  um  die  Vor- 
herrschaft zur  See,  der  mit  der  Zerstörung  Karthagos 
(146)  endigte.  Durch  den  Zusammenhang  der  Inter- 
essen wurde  Rom  wider  Willen  zu  weiteren  Erobe- 
rungen gedrängt;  es  musste  auch  über  die  Oststaaten 
diadochischen  Ursprungs  seine  Herrschaft  ausdehnen, 
was  in  den  mazedonischen  und  asiatischen  Kriegen  ge- 
schah. Erst  durch  die  Ausrottung  des  Seeräuberwesens 
(67)  wurde  das  Mittelmeer  wirklich  erobert,  dauernd 
befriedet  und  verkehrssicher  gemacht. 

Bis  in  die  späte  Kaiserzeit  blieben  die  Römer 
eifrige  Kolonisatoren,  die  in  dem  weiten  Raum 
zwischen  der  atlantischen  Küste  Spaniens  und 
dem  Schwarzen  Meer  ihrer  Sprache  die  Ober- 
hand verschafften,  wogegen  im  Südosten  grie- 
chische Sprache  und  Ansiedlungsweise  ihr  Ge- 
biet behaupteten,  an  einzelnen  Stellen  sogar 
erweiterten.  Wie  die  Griechen  legten  auch  die 
Römer  städtische  Siedelungen  an  und  gaben 
den  schon  bestehenden  Gauverbänden  ihrer 
Untertanen  städtische  Mittelpunkte.  Wenn  die 
Kolonien  anfangs  zur  Versorgung  der  armen 
Bürger  Roms,  dann  der  ausgedienten  Soldaten 
bestimmt  waren,  so  wurden  sie  später  den  Be- 
wohnern des  ganzen  Reiches  zugänglich  ge- 
macht und  endlich  mussten  sich  die  Kaiser 
sogar  dazu  verstehen,  Barbaren,  namentlich 
Germanen,  diesseits  der  Grenzen  anzusiedeln, 
teils  weil  an  Reichsangehörigen  Mangel  war, 
teils  um  das  Reich  mit  den  Barbaren  gegen 
die  Barbaren  zu  schützen. 

Das  römische  Weltreich  (S^/g  Mill.  qkm  mit 
50—60  Mill.  Einwohnern)  bildet  einen  Kom- 
plex von  Stadtstaaten,  Gauen,  Vasallenfürsten- 
tümern, die  zwar  ihrer  Souveränität  beraubt 
und  dem  Reiche  gegenüber  zu  bestimmten 
Leistungen  verpflichtet,  im  übrigen  aber  sich 
selbst  überlassen  waren,  gedeihen,  welken, 
sterben  konnten,  wie  es  unter  den  bestehen- 
den Verhältnissen  sich  eben  fügte. 

Jeder  dieser  Teile  hat  seine  eigene,  uns  grösstenteils 
unbekannte  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte.  Eine  das 
Gesamtreich  umfassende  Wirtschafts-  und  Handels- 
politik hat  es  nie  gegeben.  Damit  der  Aussenhandel  zu 
einem  einflussreichen  Faktor  hätte  werden  können,  ge- 
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brach  es  an  hinlänglich  zivilisierten  und  friedlichen 
Nachbarn.  In  den  militärisch  geschützten  Grenzorten 
gab  es  einigen  Verkehr,  der,  wo  es  anging,  auch 
weiter  hinausreichte,  beispielsweise  ins  rechtsrheinische 
Germanien  oder  vom  Roten  Meer  bis  nach  Hinter- 
indien. Für  bestimmte  Waren  bestanden  Ausfuhrver- 
bote, so  für  Gold,  Eisen,  Waffen,  Salz,  Öl,  Getreide. 
Ausser  Reichszöllen  waren  auch  Provinzial-  und  Lokal- 
zölle vorhanden,  aber  von  der  bescheidensten  Art 
(2 — 3  Prozent  vom  Werte).  Zu  den  staatlichen  Ein- 
richtungen gehörte  das  ausgedehnte  Strassennetz,  die 
Reichspost,  das  Reichsgeldwesen  auf  Grundlage  der 
Parallelwährung.  Gold-  und  Süberstücke  gingen  aus 
den  kaiserlichen,  Bronze-  und  Kupferstücke  aus  den 
senatorischen  Münzstätten  hervor.  Nachdem  schon  um 
die  Mitte  des  1.  Jahrhunderts  n.  Chr.  G.  Unordnung 
ins  Münzwesen  eingebrochen  war,  gelang  es  erst  dem 
Kaiser  Konstantin  d.  Gr.  im  4.  Jh.  durch  eine  neue 
Währung  geordnete  Verhältnisse  wiederherzustellen. 
Trotz  dieser  und  anderer  Misstände  erfreuten  sich  die 
Provinzen  unter  den  Kaisern  des  1.  und  2.  Jahrhunderts, 
in  einzelnen  Fällen  auch  länger,  einer  Nachblüte,  mit 
der  für  manches  Land  die  guten  Zeiten  auf  Nimmer- 
wiederkehr vorüber  waren.  Weil  das  Reich  niemals 
ein  organisches  Ganze,  sondern  immer  nur  ein  Aggregat 
bildete,  so  spielten  sich  die  Vorgänge  materiellen  Auf- 
und  Abblühens  in  verschiedenstem  Zeitmass  und  mit 
ungleicher  Stärke  ab. 

Und  Rom  selbst?  Es  hatte  gleichfalls  sein 
besonderes  wirtschaftliches  und  soziales  Leben, 
das  freilich  enger  mit  dem  grossen  Ganzen 
verbunden  war,  als  das  einer  Provinzialstadt. 
Zur  Zeit  des  ersten  punischen  Krieges  war 
Rom  noch  im  wesentlichen  eine  Bauernstadt, 
die  sich  eben  durch  die  Silberprägung  (268) 
an  die  geldwirtschaftlich  vorgeschrittene  Mittel- 
meerwelt anschloss  und  durch  den  Seekrieg 
einen  erweiterten  Gesichtskreis  bekam.  Nun 
setzte  aber  der  Umschwung  mit  aller  Macht 
ein,  Kapitalismus,  Sklavenarbeit,  Grossbetrieb 
warfen  das  bisherige  System  des  für  den  Klein- 
und  Eigenbedarf  arbeitenden  Landbaus  und 
Handwerks  nieder.  Aus  den  zu  gründe  gerich- 
teten Existenzen  erhielt  das  städtische  Prole- 
tariat einen  verderblichen  Zuwachs.  Was  auch 
die  Sozialreformatoren  seit  den  Gracchen  (133) 
ersinnen  mochten,  um  den  besitz-  und  arbeits- 
losen Bürgern  zu  helfen,  es  blieb  immer  ein 
eiserner  Rest  übrig,  der  für  jedwede  Bestechung 
zugänglich  war  und  vom  Staate  Brot  und  Spiele 
(panem  et  circenses)  forderte.  Die  Kaiser 
übernahmen  von  der  Republik  die  Sorge  für 
das  hauptstädtische  Proletariat,  das  seit  Aurelian 
nicht  bloss  Getreide,  sondern  Brot,  Fleisch,  Öl, 
Salz,  Wein  erhielt,  wie  denn  die  Kaiser  auch 
die  Fütterung  des  Pöbels  von  Athen  und  Kon- 
stantinopel übernahmen.  Die  anderen  Städte 
mussten  sehen,  mit  ihrem  Bettelbürgertum  allein 


fertig  zu  werden.  So  wie  der  Reiche  den  Armen 
verschlang,  verzehrte  auch  der  Arme  den  Reichen. 
An  dem  unfreiwilligen  Übermass  sozialer  Für- 
sorge, sozusagen  am  Selbstfrass  ist  die  antike 
Gesellschaft  zu  gründe  gegangen. 

Zur  Zeit  der  beginnenden  Proletarisierung 
spaltete  sich  die  oberste  Schichte  der  römischen 
Gesellschaft  in  zwei  Hälften:  den  Amts-  und 
den  Geldadel  (Nobilität  und  Ritterschaft),  die 
beide,  vom  Fluch  kapitalistischer  Unersättlich- 
keit getrieben,  den  Ruin  über  die  Provinzen 
ausdehnten,  nachdem    in   Italien   nichts  mehr 
zu  verderben  übrig  geblieben  war.     Orienta- 
lischer   Konsumtions-Luxus   und    griechischer 
Bildungs-Luxus  zerstörten   die   sittlichen    und 
geistigen  Kräfte  des  entarteten  Doppeladels.  Aber 
aus  dem  Schosse  der  alten  Familien  wuchsen 
die  genialen  Einzelpersonen,  die  grossen  Herren- 
menschen empor,  die  den  Staat  durch  die  Greuel 
der  Bürgerkriege  zu  einer  langen  Gnadenfrist 
gesicherten  Friedens  führten:  zum  Kaisertum. 
Nicht  als  ob  alle  wirtschaftlichen  und  politischen 
Übel  geheilt  worden  wären;  das  war  unmög- 
lich, aber  die  Kaiser  haben  die  widerstreiten- 
den Kräfte  niedeigehalten,  der  Ausplünderung 
und  Auswucherung  des  Reiches  ein  Ende  ge- 
macht, an  die  Stelle  städtischer  gesamtstaatliche 
Einrichtungen  gesetzt.     Nur  das  Heer  konnte 
nicht  an   Übergriffen    gehindert  werden    und 
erhielt  erst  in   der  diokletianischen   Zeit  (An- 
fang des  4.  Jh.)  ein  Gegengewicht  an  der  kaiser- 
lichen Beamtenschaft.  Wohl  nahm  die  Sklaverei 
ab,  jedoch   mehr  aus  Mangel  an   Menschen- 
material und  Arbeit,  als  aus  humanitären  und 
religiösen  Beweggründen.    Auf  dem  Lande  er- 
hielt sich  zwar  da  und  dort  ein  freier  Bauern- 
stand, dafür  aber  entstanden  neue  Formen  der 
Grossgrundherrschaft  und  der  Hörigkeit  (Colo- 
nat).  Kurz,  der  Verfall  setzte,  allen  Regierungs- 
massregeln zum  Trotz,  seinen  unaufhaltsamen 
Gang  durch  die  kaiseriichen  Jahrhunderte  fort 
und  gab  sich  zu  erkennen  durch  Entvölkerung, 
Verarmung,    Rückkehr   zur   Naturalwirtschaft, 
Stocken  des  Verkehrs,  Eindringen  fremder  Völ- 
ker u.  s.  w.    Um  Staat  und  Gesellschaft  fortzu- 
fristen,  formte  die  Staatskunst  des  4.  Jh.  aus 
den  Berufsgenossen  erbliche  Verbände,  die  so- 
lidarisch für  die  Erfüllung  der  ihnen  von  oben 
auferiegten  Leistungen  haften  mussten.    In  den 
starren   Formen  dieses  unerträglichen   Kasten- 
systems ist  der  antike  Staat,  die  antike  Gesell- 
schaft dahingegangen. 
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1.  Die  germanische  Völkerwanderung 

und  die   Kolonisation   des  deutschen 

Ostens. 

Als  im  Jahre  395  durch  die  theodosia- 
nische  Reichsteilung  der  lateinische  Westen 
vom  griechischen  Osten  für  immer  geschieden 
wurde,  war  dem  Westreich  nur  mehr  eine 
Dauer  von  nicht  ganz  100  Jahren  vorher- 
bestimmt, wogegen  das  oströmische  oder 
byzantinische  Reich  trotz  seines  verfallenen 
Aussehens  und  seines  greisenhaften  Zusam- 
menschrumpfens  noch  über  ein  Jahrtausend 
fortbestehen  konnte. 

Der  Westen  wurde  eine  Beute  germanischer 
Wandervölker  und  zerfiel  dabei  in  eine  An- 
zahl von  Staaten,  denen,  mit  Ausnahme  des 
fränkischen,  keine  lange  Dauer  beschieden  war. 
Man  nennt  die  Summe  dieser  denkwürdigsten 
aller  europäischen  Besiedelungsvorgänge,  na- 
mentlich vom  4.  bis  zum  6.  Jh.,  die  Völker- 
wanderung. Die  Bewegung  hat  jedoch  schon 
lange  vorher  angefangen  und  sich  erst  lange 
nachher  ausgeschwungen.  Ihre  Urantriebe  sind 
wirtschaftlicher  Natur.  Einst  in  den  Gras- 
steppen Osteuropas  ansässig,  dann  in  die  Sumpf- 
und  Waldregion  hineingeraten,  bei  relativ  star- 
kem Wachstum  immer  von  Landnot  und  Raum- 
hunger gepeinigt,  haben  die  Germanen  Jahr- 
hunderte vor  der  christlichen  Ära  die  Kelten 
aus  ihren  rechtsrheinischen  Wohnsitzen  nach 
Westen  gedrängt,  bis  ihnen  die  Römer  an  Rhein 
und  Donau  Schranken  zogen,  die  im  3.  Jh. 
n,  Chr.  nicht  mehr  standhielten  und  im  5. 
vollends  zusammenbrachen.  In  den  eroberten 
Provinzen  verschmolzen  die  Germanen  mit 
den  romanisierten  Bewohnern  zu  neuen  ethno- 
graphischen Einheiten,  den  sog.  romanischen 
Völkern. 

Die  durch  den  Abzug  der  Germanen  leer- 
gewordenen Räume  besetzten  slawische  Stäm- 
me, leise,  unmerklich.  Als  die  westliche  Ex- 
pansion der  Germanen  zum  Stehen  kam,  trat 
eine  rückläufige  Bewegung  ein  auf  Kosten  der 
Slawen,  denen  die  Deutschen  einen  Teil  des 
an  sie  verlornen  Gebietes  wieder  abnahmen. 
Schon  in  der  Karolingerzeit  wurde  damit  der 
Anfang  gemacht,  indem  die  südöstlichen  Mar- 
ken wie  ein  Keil  zwischen  Nord-  und  Süd- 
slawen geschoben  und  auch  längs  der  Elbe 
Grenzgrafschaften  errichtet  wurden.  Im  10.  Jh., 
mit  endgültigem  Erfolg  im  12.  und  13.,  dran- 


gen die  Deutschen  über  die  Elbe  gegen  Slawen 
und  Finnen  vor,  eroberten  die  Länder  bis  an 
die  Weichsel  und  den  Finnischen  Meerbusen 
und  fassten  gleichzeitig  in  den  Sudeten-  und 
Karpathenländern  (Siebenbürgen)  festen  Fuss. 
Erst  im  14.  Jh.  kam,  ebenso  wie  die  innere 
Kolonisation,  die  ostwärts  gerichtete  Ausbrei- 
tung der  Deutschen  zum  Stillstand,  die  krie- 
gerische und  die  wirtschaftliche. 

Unterdessen  hatten  auch  die  Wikinger- 
züge, das  letzte  Nachspiel  der  germanischen 
Wanderungen,  aufgehört.  Vom  8. — 11.  Jh. 
suchten  die  Normannen  oder  Skandinavier 
Westeuropa  mit  Raubzügen  heim,  gründeten 
mehrere  Reiche  und  fuhren  zuletzt  sogar 
über  Island  nach  Grönland.  Da  sie  auch 
die  nordamerikanische  Küste  von  Labrador  bis 
Florida  kennen  lernten,  gebührt  ihnen  der 
Ruhm,  ein  halbes  Jahrtausend  vor  Columbus 
Amerika  entdeckt  zu  haben.  Mit  den  trans- 
atlantischen Ansiedelungen  dieser  ersten  Ent- 
decker der  Neuen  Welt  ging  auch  die  Erinne- 
rung daran  verloren. 

2.  Der  lateinische,  griechische  und 
arabische  Kulturkreis. 

Während  der  Rumpf  Westeuropas  samt  sei- 
nen halbinselförmigen  Gliedmassen  noch  in 
verworrenem  Ringen  nach  einer  selbständigen 
Gesittung  begriffen  war,  spielten  sich  am  Mittel- 
meer, dem  wechselseitigen  Berührungsraum 
dreier  Erdteile,  im  7.  und  8.  Jh.  n.  Chr.  Macht- 
verschiebungen ab,  wodurch  das  oströmische 
oder  byzantinische  Reich,  das  der  Völkerwan- 
derung standgehalten  hatte,  die  Hälfte  seiner 
Länder  an  die  Araber  verlor,  die  unter  der 
Fahne  des  Propheten  ein  vom  Indus  bis  Ma- 
rokko und  Spanien  ausgedehntes  Weltreich 
gründeten.  Obgleich  das  letztere,  das  Kalifat, 
bald  wieder  zerbröckelte,  stiessen  seitdem  drei 
verschiedene  Völker-  und  Gesittungskreise  am 
Mittelmeer  zusammen :  der  lateinische  (abend- 
ländische, christkatholische)  im  NW.,  der  by- 
zantinische (griechisch-orientalische)  im  NO. 
und  der  arabische  (mohammedanisch-morgen- 
ländische) im  SO.  und  S.  Unversehens  ver- 
wandelten sich  die  zuerst  feindlichen  Bezieh- 
ungen in  freundliche,  die  wohl  durch  Kriegs- 
stürme unterbrochen,  doch  solange  unersetzbar 
waren,  als  das  Mittelmeer  der  Hauptschauplatz 
des  Welthandels   blieb,    d.   h.    bis   zum    Ent- 
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deckungszeitalter.  Langsam  erwarb  sich  der 
anfänglich  schwächste  Teil,  der  lateinische,  die 
Vorherrschaft,  die  freilich  zur  selben  Zeit,  da 
durch  die  neuen  Seewege  der  südostasiatische 
Warenzug  vom  Mittelmeer  abgelenkt  wurde, 
infolge  des  neuen  Vorstosses,  den  der  Islam 
unter  türkischer  Führung  unternahm,  in  die 
Brüche  ging. 

a)  Die  Byzantiner. 

Auf  dem  Mittelmeer  dauerten,  nachdem  das 
weströmische  Reich  verschwunden  war,  Ver- 
kehr und  Handel  zwischen  den  westlichen  und 
östlichen  Randländern  unverändert,  nur  quan- 
titativ vermindert  fort.  Die  Hauptstadt  des 
byzantinischen  Reiches,  Konstantinopel,  war 
vom  5.  Jh.  an  der  Mittelpunkt  des  internatio- 
nalen Handels  und  der  zum  Teil  in  kaiser- 
lichen Fabriken  betriebenen  Industrie.  Auf 
den  einerseits  bis  Ostasien,  anderseits  bis  Spa- 
nien reichenden  Handelswegen  verkehrten  Grie- 
chen, Syrer,  Juden,  die  ethnographischen  Binde- 
glieder zwischen  Morgen-  und  Abendland.  Bis 
zu  den  Kreuzzügen  verblieb  den  Byzantinern 
die  Kraft  sich  auszudehnen,  so  dass  noch  jetzt 
eine  merkliche  Kluft  zwischen  West-  und  Ost- 
europa besteht,  weil  dieses  zugleich  mit  dem 
religiösen  Schisma  eine  anders  geartete  Kultur 
von  Ostrom  empfangen  hat. 

Aber  schon  vor  dem  Beginn  der  Kreuzzüge 
(1096)  waren  den  Byzantinern  die  Zügel  des 
Welthandels  entglitten.  Je  mehr  das  Völker- 
gewimmel am  Ooldnen  Hörn  zunahm  — 
Russen,  Bulgaren,  Magyaren,  Armenier,  Syrer, 
Perser,  Araber,  Südeuropäer  —  desto  mehr 
entwöhnten  die  Einheimischen  sich  des  Eigen- 
und  Fernhandels.  Endlich  rissen  ihre  Schütz- 
linge, die  Italiener,  zumal  die  Venezianer,  die 
Führerschaft  in  Konstantinopel  an  sich. 

b)  Die  Araber. 

Wie  bereits  das  neupersische  oder  Sasa- 
nidenreich  (227—651)  den  Byzantinern  den 
Weg  nach  Hinterasien  verlegt  und  sich  selbst 
den  Zwischenhandel  mit  dessen  Erzeugnissen 
(Seide,  Gewürze,  Arzeneien,  Färbemitteln)  vor- 
behalten hatte,  so  blieb  es  auch,  als  die  Ara- 
ber Vorderasien  und  Nordafrika  dem  Kalifate 
einverleibt  hatten  (7.  u.  8.  Jh.). 

Gleichwie  Mohammed  Religionsstifter  und 
Kaufmann  gewesen  war,  verstanden  es  die 
Mohammedaner  zu  allen  Zeiten,  bei  ihrer  Aus- 
breitung Religion  und  kaufmännische  Tätigkeit 
zu  vereinigen.  Ihre  grossen  Wallfahrtsorte  sind 
zugleich  Handelshauptstädte,    die    Pilgerzüge, 


Kaufmannskarawanen  und  die  im  Glaubenskrieg 
bezwungenen  Länder  werden  Absatzgebiete.  Ihre 
religiöse  und  kommerzielle  Ausdehnung  reicht 
weiter  als  ihre  politische  Herrschaft.  So  sind 
der  Islam  und  der  Handel  der  Islamiten  über 
die  Sahara,  von  Ägypten  und  von  Arabien 
aus  in  den  dunklen  Erdteil  eingedrungen,  lange 
vor  den  Europäern,  die  noch  gegenwärtig  an 
der  ostafrikanischen  Küste  mit  den  Arabern 
um  Landbesitz  und  Handelsvorteile  ringen. 
Überhaupt  ist  der  Indische  Ozean  vor  der  An- 
kunft der  Portugiesen  (1498)  ein  arabisches 
Meer  gewesen,  das  den  Oströmern  ebenso  wie 
den  Nachfolgern  der  Weströmer,  den  Italienern, 
verschlossen  war. 

Die  beiden  tiefen  Einkerbungen  im  Südrand 
Asiens,  der  Persische  Golf  und  das  Rote  Meer, 
erleichterten  den  Vertrieb  der  dem  Tropen- 
gürtel entnommenen  Waren  über  schmale  Land- 
brücken nach  den  Mittelmeerländern.  Der  Ver- 
bindungskanal zwischen  dem  Roten  Meer  und 
dem  Nil,  der  sowohl  unter  den  Ptolemäern, 
wie  unter  den  römischen  und  oströmischen 
Kaisern,  ja  noch  unter  den  ersten  Kalifen  be- 
nutzt worden  war,  wurde  allerdings  761  aus 
Furcht  vor  Invasionen  verschüttet.  Zeitweise 
fuhren  die  arabischen  und  persischen  Kaufleute 
auf  ihren  gebrechlichen  Schiffen  noch  über 
Indien  hinaus,  selbst  bis  China,  von  wo  sie  878 
ein  fremdenfeindlicher  Aufstand  verscheuchte. 
Dafür  erschienen  nun  die  Chinesen  im  In- 
dischen Ozean,  namentlich  auf  Ceylon.  Seit 
dem  15.  Jh.  zeigten  sich  die  Söhne  des  himm- 
lischen Reiches,  das  unter  der  Ming- Dynastie 
(14. — 17.  Jh.)  den  Fremden  verschlossen  ward, 
nicht  wieder  in  den  Gewässern  des  Indischen 
Ozeans.  Unterdessen  hatte  der  arabische  Handel 
in  den  malaiischen  Stapelorten,  Singapore  (ge- 
gründet 1160)  und  Malakka  (gegründet  1252), 
Stützpunkte  gefunden. 

Die  Herrschaft  über  Meer  und  Land  ge- 
währte der  mohammedanischen  Kaufmannschaft 
den  Vorteil,  die  Erzeugnisse  Südostasiens  aus 
erster  Hand,  also  wohlfeil,  zu  kaufen  und 
mit  wachsendem  Zwischengewinn  mehrmals 
zu  verkaufen,  bis  die  verteuerten  Waren  in  der 
Levante  von  den  europäischen  Kaufleuten  er- 
worben wurden,  die  nun  ihrerseits  durch  mono- 
polistische Kunstgriffe  die  unglaublichsten  Ge- 
winne erzielten,  so  dass  endlich  der  Verbraucher 
dem  einheimischen  Krämer  das  Hundert-,  ja 
Fünfhundertfache  des  ursprünglichen  Preises  zu 
bezahlen  hatte. 

Im  Mittelmeer  haben  die  Sarazenen  nur  vorüber- 
gehend eine  Rolle  gespielt.    Nachdem  von  ihnen  schon 
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im  7.  Jh.  die  syrische  und  ägyptische  Küste  miterobert 
war,  kamen  im  8.  und  9.  die  afrikanische  Nordküste, 
Spanien,  die  Balearen  und  Pithyusen,  Sizilien,  Sardinien, 
Korsika,  Süditalien  in  ihren  Besitz.  Aber  ihr  Sieges- 
lauf brach  sich  an  den  Pforten  des  Frankenreiches  und 
an  den  Mauern  Konstantinopels.  Immerhin  haben  die 
Sarazenen  in  Südeuropa  dankenswerte  Spuren  ihrer 
Anwesenheit  zurückgelassen ;  sie  vermittelten  den  Anbau 
der  indischen  Kulturpflanzen:  Reis,  Baumwolle,  Zucker- 
rohr; sie  bürgerten  die  Agrumen,  die  Seidenzucht  und 
Seidenweberei  ein,  entwickelten  in  der  Fabrikation  von 
Leder,  Stahl,  Geschmeiden,  Majolika,  Papier  eine 
achtenswerte  Betriebsamkeit  und  zeigten  im  Kunstge- 
werbe wie  in  der  Architektur  eine  in  der  muselmännischen 
Welt  unübertroffene  Befähigung. 

3.  Der  südeuropäische  Levantehandel. 

Es  gereicht  den  Italienern  zum  Ruhme,  dass 
sie  die  ersten  Abendländer  waren,  die  in  der 
Levante  Seehandel  trieben,  aber  noch  mehr,  dass 
sie  allen  voran  den  Moslemin  das  Mittelmeer 
entrissen  und  weiterhin  keinen  maritimen  Tätig- 
keitsspielraum gelassen  haben,  als  den  schimpf- 
lichsten von  allen:  den  Seeraub.  Genuesen, 
Pisaner,  Normannen,  Aragonesen  wirkten  zu- 
sammen, den  Ungläubigen  die  Inseln  des  west- 
lichen Mittelmeeres  zu  nehmen,  während  die 
Spanier  unaufhaltsam  vom  Norden  gegen  den 
Süden  der  Iberischen  Halbinsel  vordrangen  und 
die  Mauren  auf  einen  immer  enger  werdenden 
Wohnraum  zusammenschoben.  Es  galt  nun 
die  Waffen  nach  Osten  zu  tragen  und  im 
byzantinisch-islamischen  Länderkreise,  wo  die 
Abendländer  bisher  nur  geduldet  waren,  Herren- 
rechte zu  erkämpfen.  Diesem  der  altweltlichen 
Morgenseite  zugewandten  Ausdehnungsstreben, 
soweit  es  von  wirtschaftlichen  Beweggründen 
geleitet  war,  kamen  die  Kreuzzüge  (1096  bis 
1270)  zu  Hilfe,  die,  obwohl  Religionskriege 
ihrer  Entstehungsursache  nach,  geführt  vom 
westeuropäischen  Adel,  der  auf  dem  eroberten 
Boden  Lehensstaaten  nach  heimischen  Mustern 
errichtete,  dennoch  dem  Handel  italienischer, 
provengalischer,  catalonischer  Städte,  namentlich 
dem  Venedigs,  Genuas,  Pisas,  Marseilles,  Barze- 
lonas,  dienstbar  wurden. 

Der  Einbruch  christlicher  Indogermanen  im 
Orient  war  der  Rückschlag  gegen  den  west- 
wärts gerichteten  Stoss  semitisch-hamitischer 
Mohammedaner  in  den  vorangegangenen  Jahr- 
hunderten. Obwohl  die  Südeuropäer  in  den 
Kreuzfahrerstaaten  bevorrechtete  Handelsnieder- 
lassungen gründen  durften,  so  bedeutete  dies 
nicht  viel,  weil  die  Staaten  keine  rechte  Lebens- 
kraft besassen  und  der  Verkehr  mit  den  Hinter- 
ländern keine  kontinentale  Tiefe  gewann.  Die 
Moslemin  behaupteten  sich  im  Besitz  des  ein- 


träglichen Zwischenhandels  und  Hessen  die 
verhassten  Eindringlinge  nicht  über  die  Rand- 
landschaften hinaus.  So  war  es  in  Westasien 
und  auch  in  den  ägyptischen  Stapelplätzen, 
Alexandrien  und  Kairo,  wo  die  „Franken" 
an  strenge  und  demütigende  Aufenthaltsbe- 
dingungen gebunden  waren. 

Ein  Umschwung  zum  Bessern  trat  erst  ein, 
als  infolge  des  4.  Kreuzzuges  (1202 — 04)  das 
byzantinische  Reich  unter  die  Eroberer,  zumeist 
französische  Ritter,  verteilt  wurde.  Hierbei  ent- 
fielen auf  die  Venezianer,  die  das  Unternehmen 
angestiftet  hatten,  drei  Achtteile  der  beweglichen 
wie  unbeweglichen  Beute,  die  Grundlage  eines 
Kolonialreiches,  dessen  letzte  Bestandteile  erst 
im  18.  Jh.  dem  islamischen  Erbfeind  zugefallen 
sind.  Sie  und  ihre  Nebenbuhler,  die  von  den 
Herrschern  des  wieder  errichteten  neubyzanti- 
nischen Reiches  (1261—  1453)  begünstigten  Ge- 
nuesen, legten  zahlreiche  Niederlassungen  am 
Ägäischen  und  Schwarzen  Meer,  in  Kleinasien 
und  Armenien  an.  Jedoch  mit  raschen  Schritten 
nahte  dem  Expansionsgebiete  der  mittelalter- 
lichen Romanen  das  Verderben.  Als  die  Kreuz- 
fahrer nach  Asien  kamen,  war  der  erste  Vorstoss 
des  Türkentums,  der  seldschukische,  schon  ge- 
brochen. Auch  der  erste  Mongolensturm  unter 
Temudjin  (f  1227)  und  seinen  Nachfolgern 
Hess  die  Kreise,  die  das  Abendland  in  der 
Levante  gezogen  hatte,  ungestört.  Ja,  es  ergab 
sich  nun,  seitdem  Asien  unter  einem  Zepter 
vereinigt  war,  die  Möglichkeit,  in  den  Kontinent 
einzudringen,  ihn  zu  durchqueren;  natürlich  nur 
für  friedliche  Menschen,  wie  Missionäre  und 
Kaufleute.  Damals  reiste  der  Venezianer  Marco 
Polo(1271  —  95)  vom  Schwarzen  bis  ans  Gelbe 
Meer,  brachte  die  anfänglich  für  märchenhaft 
gehaltene  Kunde  von  den  Zuständen  Kathais 
(Chinas)  und  Zipangus  (Japans)  nach  Europa, 
wohin  er  über  Indien  und  Persien  zurückge- 
kehrt war.  Aber  der  zweite  Vorstoss  der 
Türken,  die  1357  in  Gallipoli  auf  europäischem 
Boden  Fuss  fassten,  und  der  zweite  verheerende 
Mongolensturm  unter  Timur  (f  1405)  warfen 
die  schwachbeinigen  Pflanzungen  der  West- 
europäer in  der  Levante  nieder.  Die  erste 
Einnahme  von  Tana  (1395),  der  Fall  Kon- 
stantinopels (1453),  die  Räumung  der  pontischen 
Besitzreste  durch  die  Genuesen  (1475),  die 
türkische  Eroberung  Syriens  und  Ägyptens 
(1517)  bezeichnen  den  Stufengang  des  Unheils. 
Da  die  Portugiesen  gleichzeitig  den  direkten 
Seeweg  nach  Ostindien  auffanden  (1498)  und 
die  Erzeugnisse  Südostasiens  um  das  Kap  nach 
Europa   brachten,    wurde   der   Levantehandel 
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immer  gegenstandsloser,  die  Levante  selbst 
kam  unter  der  türkischen  Misswirtschaft  immer 
mehr  herab,  das  Mittelmeer  verödete,  wurde 
zur  Sackgasse,  wo  überdies  die  Franzosen  und 
die  germanischen  Emporkömmlinge  der  See- 
herrschaft, Holländer  und  Engländer,  den  Handel 
der  bisherigen  Gebieter  italienischen  Blutes 
stückweis  an  sich  nahmen. 

4.  Das  südeuropäische  Handelsgebiet. 

Infolge  des  nie  gänzlich  zerstörten  Zusammen- 
hangs mit  der  antiken  Welt  und  der  Bezie- 
hungen zu  den  byzantinischen  und  islamischen 
Kulturländern  ist  Italien,  nebenbei  auch  die 
Provence  und  Catalonien,  im  Mittelalter  dem 
übrigen  Europa  vorangeeilt.  Dies  gab  sich 
unter  anderm  darin  kund,  dass  dort  die  Geld- 
wirtschaft früher  in  die  naturalwirtschaftlichen 
Kreise  drang  als  anderswo  und  dass  sie  von 
hier  wohlausgebildet  in  die  zurückgebliebenen 
Länder  Europas  verpflanzt  wurde. 

War  bisher  das  europäische  Geldwesen  auf 
die  karolingische Silberwährung  (1  Pfund  = 
20  Schillingen  =  240  Pfennigen)  gegründet,  so 
prägte  man  seit  dem  13.  Jh.  in  Italien  für  den 
Grossverkehr,  da  sich  der  griechische  und 
mohammedanische  Osten  ebenfalls  des  gelben 
Metalles  bediente,  Goldmünzen.  Die  floren- 
tinischen  Gulden  und  venezianischen  Dukaten 
{Zechinen)  wurden  alsbald  in  ganz  West- 
europa nachgebildet.  Auch  der  Wechsel  und 
die  Banknote,  die  Ersatzmittel  des  Geldes,  sind 
von  Italien  ausgegangen;  desgleichen  das  Han- 
dels- und  Seerecht,  die  Handelsgebräuche,  die 
Technik  und  die  Terminologie  des  Handels, 
die  Buchhaltung,  das  kaufmännische  Ziffern- 
rechnen, der  briefmässige  Nachrichtenverkehr, 
aus  welchem  sich,  seitdem  die  Post  eine  regel- 
mässige Zusendung  ermöglichte  (16.  Jh.),  das 
Zeitungswesen  entwickelt  hat. 

Italienische,  zumal  florentinische  Bankhäuser  besassen 
schon  im  13.  Jh.  Zweigniederlassungen  im  Ausland,  ihre 
Vertreter  waren  in  allen  Mess-  und  Stapelorten  zu 
sehen;  sie  kamen  bereits  den  Geldbedürfnissen  der 
Herrscher  entgegen,  nicht  ohne  gelegentlichen  Schaden, 
wie  der  Bankbruch  der  Bardi  und  Peruzzi  zeigt,  den 
die  Zahlungsunfähigkeit  Eduards  III.  von  England  1339 
herbeiführte.  Von  den  niedern  Klassen  wurden  die 
südeuropäischen  Geldverleiher,  die  Kahorsiner  und  Lom- 
barden, gleich  den  Juden  als  Wucherer  gehasst.  Denn 
trotz  des  kirchlichen  Zinsverbotes  war  im  Spätmittel- 
alter ganz  Europa  von  oben  bis  unten  in  die  beiden 
Lager  der  Geldgläubiger  und  der  Geldschuldner  ge- 
spalten. Vergeblich  suchten  Stadtobrigkeiten  und  Geist- 
liche den  kleinen  Mann  durch  öffentliche  Leihhäuser 
(montes  pietatis)  und  Stadtbanken  vor  den  Blutsaugern 
zu  bewahren. 


So  hochentwickelt  das  wirtschaftliche 
Leben  Italiens  war,  so  arg  lagen  dessen  poli- 
tischeZustände  darnieder.  In  dem  Durcheinan- 
der von  Kleinfürstentümern  und  Stadtrepubliken 
fehlte  der  nationale  Sinn,  ja  selbst  der  föderative 
Geist,  der  in  dem  zersplitterten  Altgriechenland 
und  in  den  deutschen  Städten  des  Mittelalters 
lebendig  war.  Trotz  der  Einheit  ihrer  Interessen 
im  Ausland  befehdeten  sich  die  grossen  Handels- 
städte und  in  diesen  wieder  die  Parteien  auf 
Leben  und  Tod.  Amalfi  wurde  von  Pisa, 
dieses  von  Genua  zugrunde  gerichtet  und  im 
Zweikampf  mit  Venedig  zog  die  ligurische 
Hauptstadt  den  kürzern. 

Überhaupt  gewann  Venedig  allen  Mit- 
bewerbern den  Rang  ab  wegen  seines  grossen 
Untertanengebietes  im  norditalienischen  Tiefland 
und  an  der  Ostseite  des  Adriatischen  Meeres, 
in  Istrien,  Dalmatien,  Albanien,  von  seinem  aus- 
gedehnten levantinischen  Interessenkreis  ganz  ab- 
gesehen. Sein  Absatzgebiet  erstreckte  sich  auch 
über  die  Länder  nördlich  von  den  Alpen,  und 
im  14.  Jh.  begann  es,  wie  Genua,  die  Küsten 
der  Niederlande  und  Englands  von  der  See 
her  zu  besuchen.  Überallhin  brachten  seine 
Segler  und  seine  Händlerkarawanen  sowohl 
die  Produkte  heisserer  Zonen  als  auch  die 
Erzeugnisse  des  einheimischen  Kunstfleisses,  der 
in  Seide,  Tuch,  Glas,  Waffen,  Schmuck  Hervor- 
ragendes leistete  und  den  europäischen  Ge- 
schmack seiner  Herrschaft  unterjochte.  Nur 
Florenz  und  Mailand  vermochten  in  den  feineren 
Gewerbserzeugnissen  mit  der  Lagunenstadt  den 
Wettkampf  zu  bestehen;  Genua  tat  sich  mehr 
in  den  gröberen  Artikeln;  2.  B.  in  allem  was 
zum  Schiffbau  gehört,  hervor.  Hart  lastete  das 
Joch  der  venezianischen  Handelsorganisation 
auf  den  Fremdkaufleuten,  den  Untertanen,  ja 
den  eigenen  Bürgern;  doch  alles  musste  der 
Sicherheit  und  des  Vorteils  wegen  geduldig 
hingenommen  werden.  Der  Venezianer  wie 
der  venezianische  Untertan  durften  nur  auf 
venezianischen  Staatsschiffen  ihre  Waren  ein- 
und  ausführen,  und  zwar  von  Venedig  wieder 
nach  Venedig,  wo  die  ausländischen  Händler 
nur  von  Venezianern  kaufen  und  an  solche 
verkaufen  durften.  So  auch  die  Deutschen, 
deren  venezianischer  Handel  sich  ausschliesslich 
in  dem  nach  orientalischen  Vorbildern  er- 
richteten Fondaco  dei  Tedeschi  abspielte. 
Freilich  wurden  sie  für  die  Plackereien  ent- 
schädigt, indem  die  Venezianer  aufhörten, 
selbst  nach  Deutschland  zu  ziehen  und  hier 
den  eingeborenen  Kaufleuten  Konkurrenz  zu 
machen. 
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5.  Die  deutsche  Hansa  und  der  Norden 
Europas. 

Deutschland,  über  das  sich  der  levantisch- 
itahenische  Warenzug  nordwärts  bewegte,  war 
später  als  Itahen  zur  Teilnahme  am  inter- 
nationalen Handel  und  zur  Geldwirtschaft  ge- 
langt. Es  zerfiel  sowohl  geo-und  ethnographisch 
als  auch  politisch  und  volkswirtschaftlich  in 
zwei  Hälften:  eine  südliche,  die  zum  Mittelmeer 
gravitierte,  und  eine  nördliche,  die  durch  den 
Lauf  schiffbarer  Flüsse  auf  die  Nordsee  und 
das  Baltische  Meer  hingewiesen  wurde.  Noch 
zu  Anfang  des  12.  Jh.  hatten  auf  diesen  nord- 
europäischen Binnenmeeren  Skandinavier  und 
Slawen  das  Übergewicht.  Mit  dem  Vordringen 
der  deutschen  Kolonisation  in  die  ostelbischen 
und  baltischen  Länder  änderten  sich  dann  die 
Verhältnisse  zu  Gunsten  der  Deutschen.  Aus 
unscheinbaren  Anfängen  erwächst  im  13.  Jh. 
die  deutsche  Hansa,  die  ohne  Hilfe  des 
Reiches  und  im  Hader  mit  dem  feindlich  ge- 
sinnten Territorialfürstentum  dem  deutschen 
Kaufmann  die  Oberherrschaft  über  den  nord- 
europäischen Handel  bis  zur  Arktis  hin  gewährt. 

Im  14.  und  15.  Jh.  erreicht  sie  ihren  Höhe- 
stand, vom  16.  an  gerät  sie  in  Verfall,  im  17. 
löst  sie  sich  auf.  Das  Gebiet,  wo  die  90  neben 
und  nacheinander  zum  Bunde  gehörigen  Städte 
verstreut  liegen,  reicht  von  Middelburg  in 
Holland  bis  Reval  und  Narwa  in  Esthland; 
im  Süden  erstreckt  es  sich  bis  Andernach, 
Oöttingen,  Halle.  Die  Einteilung  in  Drittel 
und  später  in  Viertel  (Quartiere)  hatte  nur  ge- 
ringe praktische  Bedeutung;  dagegen  bestanden 
lebensvolle,  durch  gemeinsame  Interessen  an- 
einander gekettete  Verbände  landschaftlicher 
Art,  worunter  der  wendische  mit  Lübeck, 
Wismar,  Stralsund,  Greifswald,  Rostock,  Ham- 
burg der  wichtigste  und  für  den  Bund  mass- 
gebende war.  Hier  war  das  Streben  verdichtet, 
den  Handel  zwischen  Ost-  und  Nordsee,  „Oster- 
lingen und  Westerlingen",  monopolistisch  zu 
vermitteln. 

Ganz  ist  das  Ziel  nicht  erreicht  worden, 
aber  um  seinetwillen  bildet  Lübeck  die 
Klammer,  welche  die  losen  Gruppen  zusammen- 
hält Es  lenkt  die  Politik  des  Bundes  nach 
aussen  und  innen,  bewahrt  dessen  Urkunden, 
leitet  die  gemeinsamen  Kriege,  kümmert  sich, 
arbeitet  und  duldet,  wo  die  andern  gelegent- 
lich mithelfen  oder  auch  untätig  beiseite 
stehen.  Lübeck  ist  nicht  die  Hansa,  doch 
hätte  es  ohne  Lübeck  keine  Hansa  gegeben. 

Bei  den  oft  auseinandergehenden  Interessen 


der  Landschaften  und  Einzelstädte  und  bei 
dem  Mangel  einer  unabhängigen  Zwangsge- 
walt bringt  es  der  Bund  nie  zu  einer  festen 
Ordnung  oder  Verfassung.  „Es  hat",  mit 
Dietrich  Schäfer  zu  sprechen,  „weder  eine 
hansische  Flotte,  noch  ein  hansisches  Heer 
existiert.  Bundesfinanzen  oder  eine  wirkliche 
Bundeskasse  hat  es  nie  gegeben,  überhaupt 
keinerlei  ständigen  Bundesbeamten."  Hanse- 
tage, Konföderationen,  Geldbeiträge,  Kriegs- 
hilfe sind  immer  nur  Sache  der  jeweiligen 
Interessenten  gewesen.  Aber  auf  die  Rechte 
und  Vorteile  der  Mitgliedschaft  haben  immer 
alle,  voran  die  Säumigen,  Anspruch  erhoben. 

Von  dem  politischen  Zug,  der  sich  in 
der  Geschichte  des  rheinischen  oder  schwä- 
bischen Städtebundes  zeigt,  ist  im  niederdeut- 
schen Tiefland  nichts  zu  bemerken.  Für  die 
Hansestädte  sind  nur  Erwerbsinteressen 
Richtung  gebend  gewesen.  Kaufleute  haben 
das  Stadtregiment  geführt  und  nur  vorüber- 
gehend sind  die  Zünfte  in  dieses  eingedrungen. 
Allerdings  kann  von  einer  hansischen  Handels- 
politik gesprochen  werden,  aber  bloss  in  dem 
Sinne,  dass  der  Bund  Sonder-  oder  Vorrechte 
zu  erlangen  und  zu  behaupten  suchte;  Diplo- 
matie und  Waffengewalt  waren  für  ihn  nur 
die  Mittel  zum  Zweck.  Die  Geschäfte  trieb 
jede  örtliche  Gruppe  für  sich  und  darin  wie- 
der jeder  einzelne,  sofern  er  nicht  für  be- 
stimmte Fälle  mit  anderen  vergesellschaftet 
war.  Wenn  trotzdem  die  Hansa,  d.  h.  Lübeck 
mit  Hilfe  derer,  die  gerade  helfen  wollten, 
siegreiche  Kriege  gegen  die  nordischen  Reiche, 
Dänemark,  Norwegen,  Schweden,  England,  ge- 
führt hat,  so  ist  dies  eine  Folge  der  Schwäche 
dieser  noch  in  der  Naturalwirtschaft  steckenden, 
mit  Ausnahme  Englands  städtearmen  Staaten 
und  der  relativen  Überlegenheit  des  geldwirt- 
schaftlich vorgeschrittenen  Bundes  gewesen.  Von 
der  Zeit  an,  wo  die  bisher  wirtschaftlich  be- 
vormundeten und  ausgebeuteten  Reiche  finan- 
ziell und  militärisch  erstarken,  wo  sie  eines 
nationalen  Gefühls  und  Eigenwillens  fähig 
sind,  knickt  die  Hansa  zusammen,  weil  sie 
keine  stofflichen  und  sittlichen  Hilfsquellen  be- 
sitzt, ihre  Macht  entsprechend  zu  vergrössern. 

Die  Fremdgebiete,  wo  die  Hansa,  auf  Frei- 
briefe gestützt,  Niederlassungen  hatte  und  den 
Aussenhandel  mehr  oder  minder  beherrschte, 
waren:  England,  Flandern-Brabant,  Norwegen, 
Dänemark -Schonen,  Schweden -Gotland  und 
das  baltische  Russland.  Ihre  Seefahrten  er- 
streckten sich  ausserdem  noch  bis  an  die  fran- 
zösische, im    16.  Jh.  bis  an  die  spanisch-por- 
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tugiesische  Küste.  Zu  Lande  reichten  ihre  Ver- 
bindungen über  Mittel-  und  Oberdeutschland 
nach  Italien. 

England,  im  Mittelalter  ein  überwiegend 
agrarisches  Land  mit  geringfügigem  Eigen- 
handel, wurde  schon  in  der  Karolingerzeit  von 
rheinländischen  Kaufleuten  besucht.  Aus  der 
Kölner  Gildhalle  und  den  Faktoreien  der  Oster- 
linge wuchs  um  1282  der  Londoner  Stahl- 
hof zusammen,  eines  der  vier  grossen  hansi- 
schen Kontore,  wo  der  „Kaufmann  des  Reiches 
Alemannien"  nach  Recht  und  Sitte  der  Heimat 
lebte  und  seine  Waren  einlagerte.  Obwohl  in 
England  auch  italienische  Händler  und  die 
flandrisch-französische  „Hanse  der  17  Städte" 
ihr  Wesen  trieben,  spielte  der  Deutsche  die 
erste  Rolle  im  englischen  Handel.  Aber  die 
Stimmung  schlug  gegen  ihn  um,  als  sich  die 
Engländer  aufrafften  und  die  Ausfuhr  der 
Schafwolle,  des  wichtigsten  Landesprodukts, 
einer  Monopolgesellschaft,  der  „Staplergilde", 
überantworteten.  Von  der  englischen  Regie- 
rung ermuntert,  nahmen  Angehörige  der  Mer- 
cers  Company  (Londoner  Grosskaufleute) 
unter  dem  Namen  Merchant  Adventurers 
den  selbständigen  Vertrieb  der  inländischen 
Tuche  in  die  Hand  und  erwählten  Antwerpen 
zum  Stapelort  hiefür.  Trotz  der  hansischen 
Gegenbemühungen  breitete  sich  im  15.  und 
16.  Jh.  der  englische  Handel  auf  dem  Festland 
bedenklich  aus.  Aber  erst,  lange  nachdem 
sich  das  Inselvolk  von  der  fremden  Handels- 
vorherrschaft befreit  hatte,  wurde  den  Vorrech- 
ten der  Hanseaten  ein  Ende  gemacht  und  der 
Stahlhof  geschlossen  (1598). 

In  Norwegen  bildete  das  Bergener  Kon- 
tor den  Stützpunkt  der  Hanseaten,  die  dem 
unfruchtbaren,  dünnbewohnten  Lande  Lebens- 
mittel und  Gewerbserzeugnisse  zuführten.  Ihr 
wichtigster  Erwerbszweig  bildete  jedoch  der 
Stockfischfang.  Da  nur  sie  die  Absatzwege 
dieser  gesuchten  Fastenspeise  kannten,  so  war 
es  für  sie  ohne  Belang,  dass  auch  andere 
Küstenbewohner  auf  den  Stockfischfang  aus- 
fuhren. Als  sich  aber  die  Holländer  im  1 5.  Jh. 
ebenfalls  auf  die  Seefischerei  warfen,  ging  das 
hansische  Monopol  in  Stücke. 

Eine  ähnliche  Bewandtnis  hatte  es  mit  dem 
Heringfang.  Solange  dieser  Massenfisch  in  der 
Ostsee  laichte,  konnten  die  Hanseaten,  die  in 
Schonen  ihre  Fischereiplätze  (Vitten)  besassen, 
Fang  und  Handel  monopolisieren.  Nachdem 
der  Hering  in  die  Nordsee  ausgewandert  war, 
bekamen  sie  überlegene  Mitbewerber  an  Eng- 
ländern, Holländern,  Franzosen. 


Das  südliche  Schweden  gehörte  damals  den 
Dänen,    welche   die  Gunst  ihrer  geographi- 
schen Lage  wiederholt  benutzten,  den  Hansen 
die  Meeresstrassen  zwischen  Nord-  und  Ost- 
see   zu    versperren.      Minder    glücklich    war. 
Dänemark  bei  seinem  Streben,  die  Vormacht! 
des   baltischen   Länderkreises  zu  werden.     Esf 
scheiterte  zu  Waidemars  II.  (122)  und  Waide- 
mars IV.  Atterdag  Zeiten  an  dem  Widerstand! 
der  Deutschen.    Der  Krieg  mit  letzterm  führ-; 
te  den  engern  Zusammenschluss  der  Hanse-^l 
Städte  durch  die  Kölner  Konföderation  (1367) 
herbei.     Seitdem    die   skandinavischen   Reiche 
zu  einem  Gesamtstaat  verbunden  waren  (Kal- 
marer Union  1397),  und  die  Unionskönige,  um 
von  der  bisherigen  Handelsknechtschaft  loszu- 
kommen, die  Butenhansen  (=  Nichthansen)  be- 
günstigten,   nahm    der  hansische  Einfluss  im 
hohen  Norden  ab.  In  der  2.  Hälfte  des  16.  Jh. 
krachte  die  Hanseherrschaft,  nach  kurzem  Auf- 
flackern in  der  Reformationszeit,  vollends  zu- 
sammen. 

Den  starken  Eckpfeiler  des  hansischen  Han- 
dels bildete  das  Kontor  zu  Gross-Nowgo- 
rod, dem  Stapelort  für  russische  Produkte, 
besonders  Pelze  und  Wachs.  Hier  nahm  die 
bevorrechtete  Stellung  der  Hansen  ein  jähes 
Ende.  Nachdem  Iwan  III.  die  Republik  Now- 
gorod mit  dem  Zarenreich  vereinigt  hatte 
(1471),  liess  er  eines  Tages  die  hansische 
Niederlassung  überfallen  und  deren  Insassen 
nach  Moskau  abführen  (1494).  Zwar  knüpften 
die  Hanseaten  später  neue  Verbindungen  mit 
Russland  an,  aber  ihre  Privilegien  waren  da- 
hin und  Holländer  wie  Engländer  liefen  ihnen 
den  Rang  ab. 

Am  entgegengesetzten  Ende  der  nordeuro- 
päischen Binnenmeere  stand  der  andre  Eck- 
pfeiler des  hansischen  Handels,  das  Kontor 
zu  Brügge  in  dem  bestregierten  und  blühend- 
sten Staate  des  ausgehenden  Mittelalters,  in 
Neuburgund.  Brügge  war  im  14.  und  15.  Jh. 
der  Knotenpunkt  des  nord-  und  südeuro- 
päischen Handels,  der  Zusammenkunftsort  der 
internationalen  Kaufmannschaft.  Dass  diese 
der  Stadt  ihre  Bedeutung  verliehen,  zeigte  sich 
im  15.  Jh.,  als  die  Fremden  aus  verschiedenen 
Gründen  das  gegen  die  See  hin  ungünstig 
gelegene  Brügge  verliessen  und  nach  Antwerpen 
ihren  Aufenthaltsort  verlegten  (1489).  Nur 
die  Hanseaten  blieben  ihrem  altgewohnten 
Stapelplatze  treu  und  siedelten  erst  1568  nach 
dem  neuen  Welthandelszentrum  an  der  Scheide 
über,  kamen  aber  insofern  auch  hier  zu  spät, 
als  im  nämlichen  Jahr  der  80  Jahre  währende 
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niederländische  Befreiungskampf  anfing,  durch 
den  Antwerpen  derart  mitgenommen  wurde, 
dass  die  Fremdi<aufleute  in  den  1580er  Jahren 
sich  veranlasst  sahen,  ihr  Hauptquartier  nach 
Amsterdam  zu  verlegen.  Diese  Vorgänge  fallen 
jereits  in  die  Zeit,  wo  sich  die  Hansa  ihrem 
Ende  näherte. 

6.  Handel-  und  Kaufmannschaft  inner- 
halb des  Aufbaus  der  mittelalterlichen 
Gesellschaft. 

Noch  am  Ausgang  des  Mittelalters  wohn- 
ten ungefähr  ^/^q  der  europäischen  Bevölkerung 
auf  dem  Land  und  beschäftigten  sich  ebenso 
wie  ein  erheblicher  Teil  des  in  der  Stadt 
wohnenden  Zehntels  mit  der  Landwirtschaft. 
Zu  dem  noch  übrig  bleibenden  Bruchteil  ge- 
hörten die  Gewerbs-  und  Handelsleute,  aber 
auch  noch  Rentner,  Geistliche,  Bettler  usw. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel:  die  mittelalter- 
liche Gesellschaft  ruhte  auf  agrarischen  Grund- 
lagen, und  seit  den  Karolingern  bildete  das 
Lehenswesen  ihr  festes  Gerüste. 

Der  hohe  und  niedere  Adel  mit  den  ihm  überge- 
ordneten weltlichen  und  geistlichen  Fürsten  waren  im 
Besitze  des  Grundes  und  Bodens.  Aus  den  freien  und 
unfreien  Landbewohnern  hatte  sich  darunter  eine  Schicht 
von  zinspflichtigen  Bauern  gebildet,  die  sich  seit 
dem  11.  Jh.  leidlichen  Wohlergehens  erfreuten.  Vom 
14.  Jh.  angefangen  begann  jedoch  der  Bauernstand  über 
zunehmenden  Druck  zu  klagen,  wie  denn  tatsächlich 
die  Landbevölkerung  vielfach  ihres  Anteils  am  Gemein- 
eigentum (an  der  „Allmende")  beraubt,  mit  neuen  Auf- 
lagen und  Frondiensten  belastet,  der  gerichtlichen  und 
polizeUichen  Willkür  ihrer  Grundherrschaften  preisge- 
geben worden  ist.  Es  kam  eine  Zeit  der  agrarischen 
Aufstände,  der  „Bauernkriege",  womit  weder  England 
und  Frankreich,  noch  Deutschland,  Ungarn,  Polen  usw. 
verschont  blieben.  Das  Ergebnis  war  ungünstig  für 
die  Aufständischen.  Trotzdem  gab  es  unter  der  Land- 
bewohnerschaft Europas  alle  erdenklichen  Abschattungen 
zwischen  Unfreiheit  und  Freiheit  und  viele  Grade  ma- 
teriellen Wohlergehens.  Ab  und  zu  stellte  sich  die 
Notwendigkeit  ein,  von  Stadt  oder  Staats  wegen  für 
die  Armen  zu  sorgen,  nachdem  bisher  die  gesamte 
Armen-  und  Krankenpflege  in  den  Händen  der  Geist- 
lichkeit geruht  hatte. 

Mitten  in  dieser  ackerbautreibenden  Welt, 
die  an  der  Naturalwirtschaft  und  am  Arbeiten 
für  den  eigenen  Bedarf  festhielt,  lagen,  gleich 
Inseln  im  Ozean,  die  Städte.  Ob  auf  alte 
Römerorte  gebaut  oder  aus  dem  jungfräu- 
lichen Boden  des  nichtrömischen  Europas 
hervorgewachsen,  bilden  die  mittelalterlichen 
Stadtgemeinden  eine  Siedlungsart  für  sich,  als 
deren  Merkmale  die  persönliche  Freiheit  ihrer 
Bewohner,  die  Verwaltung  durch  eigene  Be- 
hörden und  die  Ausstattung  mit  Sonderrechten 


gelten  können.  Verwandelten  Griechen  und 
Römer  alles  Land  in  Stadtbezirke,  so  traten 
sich  vom  Mittelalter  an  3tadt  und  Land  gegen- 
über. Dorf  und  Stadt,  Bauer-  und  Bürger- 
schaft bildeten  fortan  nebeneinander  bestehende 
Kulturtypen  und  Interessentengruppen,  die 
wirtschaftlich  nicht  ohne  einander  gedeihen 
konnten  und  deshalb  in  einen  geregelten  Ver- 
kehr traten. 

In  den  Städten  führten  zuerst  die  alten,  erb- 
gesessenen, durch  Besitz  hervorragenden  Fami- 
lien (die  „Geschlechter",  Patrizier,  Ehrbarkeiten) 
das  Regiment.  Gegen  sie  kämpften  vom 
13. — 15.  Jh.  die  zünftig  organisierten  Hand- 
werker, um  Anteil  am  Stadtregiment  zu  er- 
langen; mit  verschiedenem  Erfolg  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden.  Jedoch  den  Städten  war 
durch  die  gegebenen  Verhältnisse  ein  so  be- 
stimmter Weg  in  wirtschaftlichen  Angelegen- 
heiten vorgezeichnet,  dass  der  Wechsel  in  der 
Verwaltung  meist  bloss  persönliche,  nicht  sach- 
liche Bedeutung  hatte. 

Das  Herz  der  Stadt  bildete  der  Markt.  Die 
städtische  Markt-  oder,  wenn  man  will,  Handels- 
politik ging  naturgemäss  darauf  aus,  den 
Insassen  eine  reichliche  Versorgung  mit  wohl- 
feilen, unverdorbnen  Lebensmitteln  und  Roh- 
produkten sowie  einen  guten,  möglichst  kon- 
kurrenzfreien Absatz  ihrer  Erzeugnisse  und  der 
in  die  Stadt  eingeführten  Fremdwaren  zu  sichern. 
Auf  gewissen  Plätzen  fand  täglich.  Sonn-  und 
Feierlage  ausgenommen,  ein  obrigkeitlich  be- 
aufsichtigter Höckerhandel  statt,  wie  auch  in 
den  Läden  städtischer  Produzenten  täglich  ge- 
kauft und  verkauft  wurde.  Durch  den  Wochen- 
markt kam  die  Stadt  mit  ihrer  ländlichen  Um- 
wohnerschaft in  Berührung,  und  der  Land  mann 
fand  Gelegenheit,  seine  Erzeugnisse  abzusetzen 
und  städtische  Gewerbserzeugnisse  einzutau- 
schen, alles  unter  strengen  Massregeln  gegen 
Preistreiberei  und  Betrug.  Zünftische  und 
städtische  Organe  überwachten  Preis  und  Be- 
schaffenheit der  gewerblichen  Produkte,  für 
wen  immer  sie  bestimmt  sein  mochten;  dagegen 
war  den  einzelnen  Handwerkern  und  Kauf- 
leuten Schutz  gegen  den  Wettbewerb  nach 
aussen  und  innen  geboten.  (S.  den  Abschnitt 
„Grundzüge  der  Nationalökonomie.") 

Der  eigenen  Bürger  wegen  und  um  des 
Verkehrs  mit  der  Fremde  willen  war  es  not- 
wendig, durch  Jahrmärkte  ausserstädtischen 
Käufern  und  Verkäufern  unbehinderten  Zutritt 
für  kurze  Fristen  zu  gewähren.  Die  wichtig- 
sten Jahrmärkte  internationalen  Charakters, 
Messen  genannt,  waren  im  13.  und  14. Jh.  die 
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Messen  der  Champagne  und  Brie,  nach  deren 
Verfall  die  von  Lyon,  Genf,  Frankfurt.  Es 
gab  aber  auch  Orte,  die  ununterbrochen  von 
fremden  Kaufleuten  besucht  und  bewohnt  waren, 
die  grossen  Stapel  platze  des  Welthandels, 
wie  Brügge  und  Venedig. 

Die  Hauptartikel  des  Länder  und  Erdteile  ver- 
bindenden Handels  bestanden  in  Webwaren  und  Speze- 
reien.  Unter  jenen  nahm  das  Tuch  den  ersten  Rang 
ein,  weshalb  auch  Wollhandel  und  Schafzucht  blühten; 
dem  Tuche  folgten  in  absteigender  Linie:  Leinen-, 
Seiden-,  Baumwollgewebe.  Die  Nachfrage  nach  Me- 
tallen und  Metallgeräten  war  die  Ursache,  dass  der 
Bergbau,  namentlich  in  Deutschland,  lebhaft  betrieben 
wurde.  Wegen  des  üblen  Zustandes  der  Landwege 
lohnte  sich  der  Handel  mit  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Produkten  u.  dgl.  nur  auf  dem  Wasserwege;  doch  war 
bloss  in  einzelnen  Ländern  oder  bei  Misswuchs  stärkere 
Nachfrage  vorhanden.  Dagegen  blühte  der  Kleinhandel. 
Auch  Bier  wurde  im  nördlichen  Europa  ausgeführt. 

Das  Leben  des  mittelalterlichen  Kaufmanns 
floss  nicht  so  behäbig  dahin  wie  das  des  Hand- 
werkers. Gezwungen,  seine  Waren  auf  Land- 
und  Seewegen  zu  begleiten,  war  der  Handels- 
nomade den  Gefahren  der  Reise,  den  Plackereien 


der  Zöllner  und  tausenderlei  Schröpfungen  aus- 
gesetzt, was  im  Preise  der  Waren  zum  Vor- 
schein kam,  so  dass  der  Käufer  schliesslich  alle 
Widerwärtigkeiten  des  Kaufmannslebens  mittel- 
bar zu  bezahlen  hatte.  Allerdings  konnte  sich 
der  Geschäftsherr  durch  Familienmitglieder  und 
Bedienstete  („Lieger")  vertreten  lassen;  denn, 
wie  die  Kaufleute  ihre  zunftähnlichen  Verbände 
(Gilden)  besassen,  so  hatten  sie  auch,  wie  die 
Handwerker,  ihre  Lehrlinge  und  Gesellen 
(„Knechte").  Ganz  grosse  Häuser  mit  auslän- 
dischen Zweiganstalten  wurden  von  einer  zen- 
tralen Schreibstube  aus  geleitet.  Als  internatio- 
nales Verständigungsmittel  diente  auch  dem 
Kaufmann  das  Latein.  Die  erste  Landessprache, 
die  ausserhalb  ihrer  Heimat  gebraucht  wurde,^ 
dürfte  das  Italienische  gewesen  sein,  dessen 
Kenntnis  dem  süddeutschen  Handelsmann  un- 
entbehrlich schien.  Darum  zogen  die  jungen 
Leute  nach  Welschland,  von  wo  sie  ausser  der 
Sprache  das  Zifferrechnen  und  die  doppelte 
Buchhaltung  mitbrachten. 


IV.   Das  Zeitalter   der  Entdeckungen  und  der  überseeischen 
Kolonisation.  (15.  bis  19.  Jahrhundert.) 


« 


1.  Kreuzzüge  und  Entdeckungen. 

Das  Haupt-  und  Kernstück  der  mittelalter- 
lichen Geschichte  bildet  der  Zweikampf 
zwischen  Islam  und  Christentum.  Bis 
ins  10.  Jh.  gewann  jener  bei  stetigem  Angriff 
Boden,  während  im  11.  Jh.  eine  Wendung  zu- 
gunsten der  Christen  eintritt.  Die  Kreuzzüge 
stellen  die  Angriffsbewegung  dar,  die  das  Abend- 
land mit  seinen  überschüssigen  Kräften  gegen 
das  Morgenland  unternimmt,  dem  ein  nicht 
unerheblicher  Besiedlungsraum  abgenommen 
wird.  Obwohl  durch  wechselseitigen  Vor- 
teil und  durch  Kulturaustausch  längere  Zeit 
einander  genähert,  verharren  die  beiden  Kreise 
in  ihrer  Gegensätzlichkeit,  so  dass  sich  nicht, 
wie  im  Altertum,  wieder  ein  verderbliches 
Völker-  und  Sittengemenge  bildet.  Unter  tür- 
kischer Führung  geht  im  14.  Jh.  der  in  seinem 
Bestand  unerschütterte  Islam  von  neuem  er- 
obernd gegen  das  Abendland  vor,  und  nun 
kommt  bis  zum  17.  Jh.  an  dieses  wieder  die 
Reihe  der  Defensive. 

Unterdessen  hatte  im  äussersten  Westen  der 
Kampf  um  den  Alleinbesitz  der  Pyrenäen- 
Halbinsel  nie  geruht.  Hier  dauerte  die  Kreuz- 
zugsstimmung noch  fort,  als  sie  im  übrigen 
Europa  schon  verflogen  war,  und  aus  ihr  wur- 


den die  epochalen  Entdeckungen  geboren,  denen 
die  Ausbreitung  der  europäischen  Völkerfamilie 
über  den  nun  erst  in  seinen  wahren  Massen 
bekannt  werdenden  Erdkreis  nachfolgte.  Ein 
literarischer  Überrest  des  Altertums,  die  Geo- 
graphie des  Ptolemäus,  war  die  Leuchte,  bei 
deren  unsicherem  Schein  die  nur  an  Binnen- 
meere gewöhnten  Europäer  sich  auf  die  Ozeane 
hinauswagten. 

Bei  der  Aufschliessungder  unbekannten  Ozeane 
und  Festländer  kamen  den  Pfadfindern  euro- 
päischer Herkunft  die  Errungenschaften  des 
erfinderischen  Geistes  zugute,  der  im  Spätmittel- 
alter ganz  besonders  regsam  gewesen  war.  Die 
europäische  Schiffahrtskunst  hatte  die  vom  Alter- 
tum übernommene  Galeere  durch  das  Segel- 
schiff, mithin  die  teure  Ruderkraft  durch  den 
Wind  ersetzt.  Zur  Orientierung  auf  dem  Wasser 
diente  seit  dem  13.  Jh.  der  in  Italien  erfundene 
Kompass  (Bussole).  Fahrzeug  und  Mann- 
schaft waren  mit  Schiesswaffen  ausgerüstet, 
wie  sie  für  das  längst  bekannte,  aber  zu  nich- 
tigen Zwecken  vergeudete  Pulver  seit  dem  14.  Jh. 
konstruiert  zu  werden  pflegten.  Von  den  neu 
entdeckten  Ländern  erhielt  Europa  sofort  mittels 
der  im  15.  Jh.  erfundenen  Buchdrucker- 
kunst Nachricht,  die  wieder  ohne  das  wohl- 
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feile  Lumpenpapier,  wie  es  seit  dem  14. Jh. 
erzeugt  wurde,  nicht  hätte  durchgreifen  können. 
Die  Hauptsache  war  doch,  dass  die  Entdecker- 
generation einer  ebenso  geistig  hochstehenden 
als  kriegerischen  und  kriegsgeübten  Rasse  an- 
gehörte, deren  Tugenden  und  Fehler  gerade 
auf  einem  Wellenberg  ihrer  Entwicklung  an- 
gelangt waren.  So  hat  denn  zuerst  die  roma- 
nische und  dann  die  germanische  Völkergruppe 
ihre  Gesittung  über  das  Weltmeer  hinüberge- 
tragen und  auch  dort  die  Herrschaft  angetreten, 
wo  die  vor  Alter  undurchdringlich  gewordenen 
Kulturen  jedem  Umbildungsversuch  Wider- 
stand geleistet  haben. 

Mit  der  Unterwerfung,  Besiedelung,  Aus- 
beutung der  neu  entdeckten  oder  erst  zugänglich 
gemachten  überseeischen  Erdstriche  begann 
für  den  Verkehr,  den  Handel,  die  Wirtschaft 
eine  neue  Zeit  voll  der  schwierigsten  Aufgaben. 

2.  Die  Portugiesen  in  Indien. 

Schon  im  14.  Jh.  setzte  das  Vorspiel  des  Ent- 
deckungszeitalters ein.  Italiener,  Portugiesen, 
Spanier,  Franzosen  trieben  sich  in  den  atlantischen 
Gewässern  herum,  wobei  den  Spaniern  die 
Kanarien,  den  Portugiesen  die  Azoren  und  die 
Madeiragruppe  zufielen.  Hierbei  hatte  bereits 
der  portugiesische  König  Heinrich  der  See- 
fahrer (1394—1460)  seine  Hände  im  Spiel. 
Durch  die  von  ihm  ausgerüsteten  Expeditionen 
sind  die  an  Gold,  Elfenbein  und  Sklaven 
reichen  Westküsten  Afrikas  erschlossen  worden. 
Aber  statt  des  anfänglichen  Motivs,  Hilfsmittel 
zur  Bekämpfung  des  Islams  ausfindig  zu  machen, 
erhielten  die  Fahrten  bald  ein  lockenderes  Ziel : 
den  Seeweg  nach  Ostindien  zu  finden,  da  die 
Landwege  dahin,  die  übrigens  niemals  in 
christlichem  Besitz  gewesen  waren,  soeben  durch 
das  Vordringen  der  Türken  unzugänglicher  ge- 
worden waren  denn  je.  Die  Portugiesen  haben 
zuerst  einen  der  möglichen  Seewege  nach  den 
Gewürzländern  aufgefunden:  den  südöst- 
lichen, ums  Kap  der  guten  Hoffnung  herum 
(1498  Vasco  de  Gama).  Über  die  Ver- 
hältnisse rasch  orientiert,  nahmen  sie  dem  Ur- 
feinde  des  Christentums,  den  Arabern,  die 
Herrschaft  im  Indischen  Ozean  ab,  verrammelten, 
den  Venezianern  zum  Schaden,  die  der  Mittel- 
meerregion zugekehrten  Golfe,  den  Persischen 
sowie  den  Arabischen,  und  besetzten  so  viele 
Punkte  Indiens  und  des  malaiischen  Archipels, 
als  ihnen  zum  ersthändigen  Betrieb  des  Ge- 
würzhandels notwendig  schien.  Obgleich  sie 
ihren  Einflusskreis  bis  an  die  chinesische  und 
japanische   Küste   vorschoben,   gründeten   sie 


kein  zusammenhängendes  Kolonialreich,  weil 
sie  ja  doch  bei  ihrer  numerischen  Schwäche 
nicht  imstande  gewesen  wären,  gegen  das  Tropen- 
klima und  gegen  die  brahmanisch-buddhistische 
Gesittung  aufzukommen.  Nachdem  der  Staat 
die  Kosten  der  Erschliessung  des  fernen  Süd- 
ostens bestritten  hatte,  behielt  er  auch  die 
Leitung  des  Handels  dahin  und  machte  sie 
zu  seiner  wichtigsten  Einnahmequelle.  Immer- 
hin durften  sich  die  Untertanen  des  Königs 
von  Portugal  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
am  ostindischen  Verkehr  beteiligen,  aber  die 
Fremden  wurden  davon  nach  anfänglicher  Zu- 
lassung ausgeschlossen.  Selbstverständlich  ent- 
wickelte sich  Lissabon  als  Mittelpunkt  des 
Gewürzhandels  zu  einem  Weltplatz  ersten 
Ranges. 

3.  Die  Spanier  in  Amerika, 
a)  Die  Entdeckung. 
Zur  Zeit,  als  die  Portugiesen  nach  Ostindien 
gelangten,  hatte  Christoph  Columbus  im 
Dienste  Spaniens  bereits  zwei  Expeditionen 
(1492—93  und  1493  —  96)  in  westlicher 
Richtung  veranstaltet,  um  das  ersehnte  Ziel  aller 
Entdeckungsfahrten,  Indien,  d.  h.  Süd-  und 
Ostasien,  zu  erreichen.  Mit  dem  Wahne,  dass  die 
Inseln  und  Küstenstriche,  die  er  auf  seinen  vier 
Fahrten  gefunden  hatte,  Bruchstücke  des 
asiatischen  Kontinentes  seien,  ist  er  ins  Grab 
gestiegen  (1506).  Die  Ahnung,  dass  nicht  die 
Ostseite  der  Alten  Welt,  sondern  eine  Neue 
Welt,  eine  neue  Festlandsinsel  entdeckt  worden 
sei,  wurde  durch  Baiboa,  den  Entdecker  der 
Südsee,  zur  Gewissheit  (1513).  Und  auch  das, 
was  Columbus  vergebens  erstrebt  hatte,  nämlich 
einen  südwestlichen  Weg  nach  Asien  zu 
finden,  wurde  durch  den  ersten  Weltumsegier, 
Magalhaes,  erreicht(1519— 21).  Mitbeispiel- 
loser Tollkühnheit  haben  die  Spanier  Mittel- 
und  Südamerika  ihrer  Herrschaft  untertänig 
gemacht,  und  mit  brutaler  Rücksichtslosigkeit 
haben  sie  die  altamerikanische  Sondergesittung 
vernichtet.  Jedoch  wo  der  Hunger  nach  Edel- 
metallen nicht  gestillt  werden  konnte,  erlahmte 
ihre  Tatkraft.  Im  nordwestlichen  Amerika  sind 
sie  nur  bis  zum  42"  n.  Br.  vorgedrungen;  um 
den  Nordosten  der  Neuen  Welt  haben  sie  sich 
niemals  gekümmert. 

b)  Kulturaustausch  zwischen  der  Alten 

und  Neuen  Welt. 

Die  neu  entdeckte  Erdhälfte  und   das,   was 

sie  der  Alten  Welt  zu  bieten  hatte,  besass  im 

16.  und  noch  im  17.  Jh.  bei  weitem  nicht  die 
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Wichtigkeit,  wie  im  18.  und  noch  mehr  im 
19.  Jh.  In  den  ersten  Menschenaltern  nach  der 
Entdeckung  beeinflusste  vornehmlich  die  zu- 
strömende Fülle  des  peruanischen  und  mexi- 
kanischen Edelmetalls  das  Wirtschaftsleben 
Europas,  insofern  die  Preise  der  Waren  zu 
steigen  begannen,  was  bis  zur  Mitte  des  17,  Jh. 
anhielt.  Stellte  doch  die  Menge  des  im  16.  Jh. 
gewonnenen  Goldes  und  Silbers  einen  Wert 
von  5  —  6  Milliarden  Mark  dar,  das  Zwei-  bis 
Dreifache  des  bisherigen  Münzvorrates  von  etwa 
2V2  Milliarden  Mark.  Der  Wert  des  von  der 
Entdeckung  bis  zum  Abfall  der  Kolonien,  also 
von  1492  —  1825  in  Spanisch- Amerika  aus- 
gebrachten Edelmetalls  wird  auf  25  Milliarden 
Mark  geschätzt.  Im  Vergleich  mit  dem,  was 
die  Alte  Welt  der  Neuen  an  Nutzpflanzen 
und  Haustieren  übermittelt  hat,  ist  das,  was 
die  Neue  Welt  an  eigenartigen  Pflanzen  und 
Tieren  als  Gegengabe  bieten  konnte,  gering- 
fügig. Von  Belang  sind  eigentlich  nur  Mais, 
Tabak,  Kartoffel,  Kakao,  Chinarinde. 

Europa  hat  ausserdem  Stücke  vom  Besten, 
was  es  darzubringen  vermochte,  an  Amerika 
abgegeben:  Teile  seiner  Bevölkerung. 
Für  das  16.  Jh.  kommen  allerdings  nur  die 
eingewanderten  Spanier  in  Betracht.  Ihre 
Zahl  war  nicht  gross,  da  die  heimische  Re- 
gierung bei  dem  Menschenmangel  im  Mutter- 
lande das  Auswandern  nachdrücklich  erschwerte. 
So  vermochten  wohl  die  Kreolen  den  Rang  eines 
Rassenadels  zu  erlangen,  aber  die  Mehrheit  bil- 
den auch  heute  noch  in  Mittel-  und  Südamerika 
die  Indianer,  die  Mischlinge  und  die  Neger, 
die  vom  Anfang  des  16.  bis  zum  Anfang  des 
19.  Jh.  als  Sklaven  eingeführt  und  zuweilen 
auch  gezüchtet  worden  sind.  Der  Negerhandel 
war  ein  Monopol,  Asiento  genannt,  gleich  ge- 
winnbringend für  die  spanische  Krone  wie  für 
diejenigen,  an  die  es  verpachtet  war. 

c)  Die  spanische  Kolonialpolitik. 

Die  Verwaltung  des  spanisch-amerikanischen 
Kolonialreiches  bezweckte  den  Ersatz  der  Re- 
gierungsauslagen und  die  Erzielung  eines  Rein- 
gewinnes für  den  Staat  —  ganz  im  Geiste 
des  damals  vorherrschenden  Fiskalismus  und 
Regalismus.  Der  Anteil,  den  sich  die  spanische 
Krone  an  den  Erträgnissen  der  Neuen  Welt 
vorbehielt,  betrug  durchschnittlich  20  Prozent 
(„königlicher  Quinto").  Bei  dem  Darnieder- 
liegen des  privaten  Unternehmungsgeistes  und 
den  Ausartungen  der  persönlichen  Tatkraft 
konnte  nur  der  Staat  etwas  Erspriessliches 
leisten. 


ür 
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Ein  Hauptgrundsatz  der  Kolonialpolitik  des  rega- 
listischen  und  merkantilistischen  Zeitalters  war  es,  Aus- 
länder vom  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  Ansiedlungs- 
gebieten  fernzuhalten.  Demgemäss  handelte  auch 
Spanien,  wofür  sich  die  Nichtspanier  durch  einen  von 
den  kleinen  Antillen  aus  lebhaft  betriebenen  Schleich- 
handel rächten.  Der  Kontrolle  wegen  durfte  jährlich 
ein-  bis  zweimal  eine  Flotte  nur  von  Sevilla  (später 
Cadix)  unter  Vermittlung  ausschliesslich  bevorrechteter 
Handelshäuser  europäische  Waren  nach  Amerika  bringen. 
In  Portobello  auf  der  Landenge  von  Panama  fand  ein 
mehrwöchige  Messe  statt,  wo  die  Einfuhren  um  da* 
Drei-  bis  Fünffache  ihres  europäischen  Durchschnitts- 
preises verkauft  und  südamerikanische  Produkte  für 
die  Rückfracht  gekauft  wurden.  Nach  diesem  Muster 
spielte  sich  auch  der  mexikanische  Handel  in  Veracruz, 
der  cubanische  in  der  Havanna  ab.  Vereinigt  segelten; 
die  spanischen  Schiffe  nach  Europa  zurück ,  mit  de; 
Locknamen  , .Silberflotte"  geschmückt,  eine  wülkommene 
Beute  für  feindliche  Lauerer.  Erst  im  18.  Jh.  wurde 
das  herkömmliche  Handelssystem  in  wesentlichen  Punkten 
gemüdert.  Da  der  Ertrag  des  spanisch -amerikanischen 
Handels  teils  von  der  Regierung  zu  Weltmachtszwecken 
verwendet,  teils  von  den  fremden  Lieferanten  der  nach 
Amerika  verfrachteten  Waren  aus  dem  Lande  ge- 
schleppt wurde,  so  genoss  das  Mutterland  so  gut  wie 
nichts  von  den  Schätzen  des  Tochtererdteils;  im  Gegen- 
teil, bei  dem  Mangel  an  Gewerbefleiss,  ja  an  Erwerbs- 
sinn, bei  der  Verachtung,  die  das  stolze  Volk  gegen 
Handel  und  Industrie  hegte,  war  es  nicht  anders  mög- 
lich, als  dass  Spanien  allmählich  verarmte  und  die  Krone 
sich  einem  Zustand  dauernder  Zahlungsunfähigkeit 
näherte. 

4.   Die  Teilung  der  Erde  durch  die 
Päpste. 

Ausser  den  Spaniern  haben  sich  im  16.  Jh.  1 
nur  die  Portugiesen  dauerhaft  auf  ameri- 
kanischem Boden  angesiedelt  und  zwar  an  der 
brasilianischen  Küste.  Auf  der  Fahrt  nach  Ost- 
indien begriffen,  hatte  Pedralvarez  Cabral  diesen 
vorspringenden  Teil  Südamerikas  aufgefunden 
(1500).  Nicht  lange  vorher  war  die  Frage  des 
Besitzrechtes  auf  die  entdeckten  und  noch  zu  ent- 
deckenden Länder  durch  einen  päpstlichen  Macht- 
spruch entschieden  worden.  Nachdem  Papst 
Eugen  IV.  1441  Afrika  den  Portugiesen  ge- 
schenkt hatte,  musste  die  Kurie  auch  den  Spaniern 
willfahren,  als  diese  sich  1493  an  sie  um  eine 
Autorisation  ihrer  gegenwärtigen  und  zukünf- 
tigen Entdeckungen  wandte.  Alexander  VI. 
teilte  den  Erdball  1493  mittelst  einer  von  Pol 
zu  Pol  rund  um  die  Erde  gezogenen  Scheide- 
linie zwischen  Spaniern  und  Portugiesen,  wo- 
bei jenen  die  westliche,  diesen  die  östliche 
Hälfte  zugewiesen  wurde.  Durch  den  Vertrag 
von  Tordesillas  (1496)  verlegten  die  beiden 
Erdbesitzer  die  bisher  100  Meilen  westlich  von 
den  Azoren  laufende  Grenze  270  Meilen  weiter 
nach  Westen,  weshalb  dann  Brasilien  für  portu- 
giesisch erklärt  werden  konnte.    Die  Streitfrage 
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wegen  des  Eigentumsrechtes  auf  die  Molukken 
wurde  durch  den  Vertrag  von  Saragossa  (1529) 
zugunsten  der  Portugiesen  entschieden.  Aber 
die  Spanier  behielten  die  Philippinen,  Karo- 
linen, Marianen.  Nachdem  Portugal  mit  Spanien 
vereinigt  worden  war  (1580 — 1640),  erloschen 
alle  durch  die  Erdteilung  entstandenen  Streit- 
fragen, die  umsomehr  veralteten,  als  eine  An- 
zahl seefahrender  Nationen  protestantischen 
Glaubens  in  die  durch  den  päpstlichen  Macht- 
spruch geheiligten  Reservatländer  eindrangen 
und  sich  darin  festsetzten. 

5.  Die  nordwestliche  und  die  nordöst- 

liche Durchfahrt. 

Übrigens  hatten  sich  schon  vor  der  Kirchen- 
trennung Angehörige  verschiedener  Nationen 
im  nördlichen  Amerika  zu  schaffen  gemacht, 
allen  voran  Johann  und  Sebastian  Cabot.  Aber 
bei  dem  Suchen  nach  einer  nordwestlichen 
Durchfahrt,  d.  i.  einem  Seeweg  nördlich  von 
Amerika,  kam  nicht  viel  heraus.  Die  Versuche 
der  Franzosen,  sich  am  Lorenzo  niederzulassen, 
scheiterten,  und  ebenso  sind  die  ersten  An- 
siedlungen  der  Engländer  in  Virginien  einge- 
gangen. Kurz,  am  Anfang  des  17.  Jh.  be- 
sass  ausser  den  Spaniern  und  Portugiesen  kein 
europäisches  Volk  eine  amerikanische  Kolonie. 

Wie  das  Problem  der  nordwestlichen  Durchfahrt  nahm 
das  16.  Jh.  auch  das  der  nordöstlichen  in  Angriff, 
wobei  vom  Weissen  Meere  her  ein  brauchbarer  Zu- 
gang zum  Moskowiterreich  gefunden  wurde.  Sonst 
boten  die  Polargebiete  noch  Gelegenheit  zur  Jagd  auf 
Land-  und  Seesäugetiere.  Ein  ungeheures  Gebiet  er- 
schlossen sich  auch  die  Russen,  die  in  der  Zeit  von 
1580  — 1648  vom  Ural  über  Sibirien  bis  an  den  Stillen 
Ozean  vordrangen.  Erst  die  Forschungsreisen  des  19.  Jh. 
haben  festzustellen  erlaubt,  dass  es  zwar  eine  nordwest- 
liche (Mac  Clure  1851)  und  eine  nordöstliche  (Nordens- 
kjöld  1879)  Durchfahrt  gebe,  dass  aber  beide  für  den 
Handel  unpraktikabel  seien.  Jedenfalls  hat  das  Stre- 
ben, Indien  zu  erreichen,  ohne  die  Wege  der  Spanier 
und  Portugiesen  kreuzen  zu  müssen,  die  Erdkunde  ge- 
fördert. 

6.  Das  niederländische  Kolonialreich. 

Die  von  Spanien  abgefallenen,  seit  1579  un- 
abhängigen Niederlande  haben  zuerst  direkte 
und  regelmässige  Handelsverbindungen  mit  Ost- 
indien angeknüpft,  weil  ihnen  ihr  ehemaliges 
Oberhaupt,  Philipp  IL,  die  Häfen  der  Pyrenäischen 
Halbinsel,  zumal  Lissabon,  versperrt  hatte.  Das 
indonesische  Kolonialreich  (Insulinde)  begründet 
zu  haben,  ist  das  Verdienst  der  holländisch- 
ostindischen  Kompanie,  die  1602  durch 
Verschmelzung  einiger  kleiner  Handelsgesell- 
schaften entstanden  war.    Sie  ist  die  erste  und 


das  Vorbild  der  politischen,  d.  i.  mit  politischen 
Hoheitsrechten  ausgestatteten  Kolonial-  und 
Handelskompanien. 

Mit  Mühe  behaupteten  sich  die  Portugiesen  gegen 
die  Holländer  in  einigen  vorderindischen  Orten  (Goa, 
Diu)  auf  Timor  und  in  Macao.  Die  Holländer  haben 
in  ihren  Besitzungen,  die  des  Klimas  wegen  nicht  zur 
Kolonisation  sondern  nur  zur  Kultivation  geeignet  sind, 
die  Eingebomen  zur  Arbeit  halb  heranerzogen,  halb 
herangezwungen,  demzufolge  sich  ihr  dortiger  Handel 
auch  auf  die  Ausfuhr  von  Landesprodukten  erstreckte. 

Ihnen  ist  auch  die  Entdeckung  des  5.  Erdteils,  Austra- 
liens oder  Neuhollands,  zu  verdanken.  Ihr  grösster 
Landfinder  ist  Abel  Tasman,  der  um  1640  Australien 
umschiffte,  Tasmanien,  Neuseeland  und  die  Fidschi- 
Inseln  entdeckte. 

Den  Niedergang  der  spanischen  Universalmonarchie 
benützte  die  zweitgrösste  der  niederländischen  Handels- 
kompanien, die  westindische,  um  die  atlantische  Seite 
Amerikas  mit  Beschlag  zu  belegen.  Allein  die  seit  1640 
wieder  unabhängig  gewordenen  Portugiesen  gewannen 
Brasilien  zurück  (1661),  und  die  Engländer  besetzten  die 
nordamerikanischen  Ansiedelungen  der  Holländer,  dar- 
unter Neu-Amsterdam,  fortan  Neu-York  genannt. 

Schon  damals  wäre  der  holländische  Aussenbesitz 
verloren  gegangen,  hätten  sich  die  Niederländer  nicht 
seit  1688  eng  an  die  Briten  angeschlossen.  Als  die 
beiden  Völker  während  des  nordamerikanischen  Unab- 
hängigkeitskrieges wieder  Feinde  wurden,  verloren  die 
schwächeren  Niederländer  Neg^patam,  ein  Vorspiel,  dem 
der  gänzliche  Verlust  ihrer  Kolonien  während  der  Napo- 
leonischen Kriege  nachfolgte.  Doch  erhielten  sie  1815 
auf  dem  Wiener  Kongress  einen  Teil  davon  zurück  mit 
Ausnahme  der  in  Vorderindien  gelegenen  Besitzungen, 
Ceylons,  Malakkas,  des  Kaplands  und  Britisch -Guaya- 
nas. Seitdem  sind  die  niederländischen  Kolonien  Staats- 
eigentum. 

7.   Das  französische  Kolonialreich. 

Wie  alle  am  Westrande  der  Alten  Welt  sess- 
haften  Völker  haben  sich  auch  die  Franzosen 
bemüht,  einen  Platz  an  der  Abend-  und  an  der 
Sonnenseite  der  Erde,  in  Amerika  und  Indien,  zu 
gewinnen.  Zur  Zeit  ihrer  Blüte,  im  17.  Jh., 
glückte  es  ihnen  wirklich;  sie  besetzten  und 
besiedelten  obenhin  das  Stromland  des  Lorenzo 
und  Mississippi  —  Kanada  und  Louisiana  — 
ferner  mehrere  kleine  Antillen,  die  Westhälfte 
von  S.  Domingo  1697,  die  Osthälfte  1795,  (ver- 
loren 1803)  und  ein  Stück  von  Guayana (Clayenne). 
Ausserdem  ergriffen  sie  von  westafrikanischen 
Küstenstrichen,  von  den  Inseln  Bourbon  (Re- 
union)  und  Isle  de  France  (Mauritius),  zulatzt 
auch  von  ostindischen  Plätzen  Besitz.  Aliein 
wie  über  den  Handelskomparrien  der  Fran- 
zosen, so  waltete  auch  über  ihren  Kolonien  ein 
eigener  Unstern.  Nachdem  weder  Spanien  noch 
Portugal  mehr  zu  fürchten  waren,  setzte  es  sich 
das  mit  Holland  verbündete  Grossbritannien  in 
den  Kopf,  die  Franzosen  als  die  einzigen  ge- 
fährlichen Nebenbuhler  vom  Meer  abzudrängen 
und  des  überseeischen  Besitzes  zu  entkleiden. 
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Alle  zwischen  1688  und  1815  geführten  Kriege 
drehten  sich  um  die  Angel  der  Seeherrschaft,  d.  h. 
einer  bis  zur  Grenze  der  Alleinherrschaft  aus- 
gedehnten Vorherrschaft.  Die  Friedensschlüsse 
kennzeichnen  die  Etappen  des  Rückganges  der 
französischen  Aussenmacht;  im  Utrechter  Frie- 
den gingen  Neuschottland,  Neubraunschweig 
und  Neufundland  (1713),  im  Pariser  Frieden 
(1763)  Kanada,  Louisiana  (das  Mississippigebiet) 
und  die  besten  indischen  Besitzungen,  bei  der 
Abrechnung  nach  Napoleons  I.  Sturz  (1815) 
die  übrigen  Kolonien  verloren,  mit  Ausnahme 
einiger  Antillen,  westafrikanischer  Küstenstriche, 
der  Insel  Bourbon  und  fünf  ostindischer  Orte, 
darunter  Pondichery. 

8.    Die  Begründung  des  britischen 
Weltreichs. 

Die  Geschichte  Englands  auf  dem  Weltmeer 
beginnt  mit  Kaper-  und  Raubfahrten,  Schmug- 
gel und  Brandschatzung,  hauptsächlich  um  die 
damals  grösste  Seemacht,  Spanien,  zu  schädigen. 
Dies  geschah  schon  vor  dem  Krieg  von  1 585  bis 
1 604,  dessen  denkwürdigstes  Ereignis  das  Miss- 
lingen  des  auf  Englands  Küsten  gerichteten 
Angriffs  der  „Unüberwindlichen  Armada"  war 
(1588).  In  dem  Mass,  als  die  britische  See- 
macht zunahm,  wuchs  auch  die  Neigung  der 
Engländer,  durch  das  ergiebige  Kapergewerbe 
feindliche,  freundliche  und  neutrale  Mächte  zu 
beeinträchtigen.  Darauf  verlegten  sie  sich  noch 
in  der  Napoleonischen  Kriegszeit  (1792  —  1815) 
und  selbst  darüber  hinaus,  trotz  aller  Bemüh- 
ungen, durch  völkerrechtliche  Satzungen  der 
Willkür  des  stärksten  Seestaates  Schranken  zu 
ziehen  (Bewaffnete  Seeneutralität  1780,  Wiener 
Kongress  1815,  Pariser  Kongress  1856). 

Während  die  von  Staats  wegen  organisierte 
Piraterie  schon  im  16.  Jh.  Früchte  trug,  miss- 
langen den  Engländern  in  derselben  Zeit  alle 
Kolonisationsversuche  jenseits  des  Weltmeers. 
Erst  unter  Jakob  I.  (1603  —  26)  erneuerten 
mehrere  privilegierte  Gesellschaften  das  Wagnis, 
Ansiedlungen  an  der  atlantischen  Küste  Nord- 
amerikas zu  gründen;  diesmal  mit  Erfolg. 

War  es  doch  die  gemässigte  Zone  mit  ihrem 
dem  Bodenbau  günstigen  Klima,  wo  sich 
die  Engländer  niederliessen,  denen  die  vom 
Grossgrundbesitz  und  von  der  Weidewirtschaft 
beschlagnahmte  Heimat  kein  Ackerland  mehr 
bot.  Das  tüchtigste  Element  unter  den  Ein- 
wanderern bildeten  die  Leute,  die  vor  der  reli- 
giösen Unduldsamkeit  des  Mutterlandes  im 
stürmereichen  17.  Jh.  über  den  Ozean  flohen: 


Dissenters  aller  Art,  darunter  auch  Katholiken 
und  Quäker.     Auf  dem  herrenlosen  oder  den 
Indianern   für   nichts    abgehandelten    Gebiet 
bildeten  sich  dreierlei  Kolonien:    Eigentümer 
(an  einzelne  Personen  verliehene),  Gesellschafts 
oder  Freibrief-  (Charter)  und  Kronkolonien.  I 
allen   erstand  die  Rechtsordnung  der  Heimal 
wieder  mit  ihrem  Selfgovernement;    wenn  si 
nicht  ausreichte,  schufen  sich  die  Einwandr 
Gesetz  und  Rechte  selbst.    Das  Mutterland  sä 
mit  gesteigerter  Selbstsucht  in  den  aufstrebende 
Tochterländern  nichts   als   eine   willkommen 
Gelegenheit  zur  Bereicherung,  sperrte  deshalb 
deren  Verkehr  mit  den  ausserenglischen   Ge- 
bieten tunlichst  ab  und  suchte  das  Aufkomme 
einer  selbständigen  Industrie  in  den  Kolonie 
zu    verhindern.     Mancherlei    Interessengegen- 
sätze bestanden  schon,  als  Mutter-  und  Tochter- 
gebiet noch  gegen  Spanien,   Holland,   Frank- 
reich zusammenhielten,  als  die  Engländer  den 
Spaniern  die  Insel  Jamaika  (1658)  entrissen,  als 
sie  gegen  die  Holländer  zwischen  1651  und 
1674  drei  Kriege  führten  und  ihnen  die  nord- 
amerikanischen   Besitzungen    nahmen,    woran 
sich  die  Kämpfe  gegen  Frankreich,  64  Kriegs- 
jahre zwischen  1688  und  1815,    die  einträg- 
lichsten von  allen,  reihten.  Nachdem  der  Pariser 
Friede  1763   geschlossen    und    Frankreich    in 
Nordamerika    niedergeworfen    war,    begannen 
die  Interessenverschiedenheiten  zwischen  Eng- 
land und  den  Kolonien  deren  bisher  leidliches 
Verhältnis    zu    zersetzen;    die    Belastung    mit 
unbedeutenden    Auflagen    genügte,    dass    der 
Abfall  eintrat.    Von  den  durch  England  abge- 
drängten Seemächten  unterstützt,  erkämpften  die 
13    angloamerikanischen   Kolonien   ihre 
Unabhängigkeit   (1776—83);    sie   gaben    sich 
dann    die    Form    einer    Bundesrepublik,    die 
ihre  Häfen  zwar  allen  Nationen  öffnete,  jedoch 
fortfuhr,  ihren  Bedarf  im  sitten-  und  stamm- 
verwandten Mutterlande  zu  decken.   Den  Eng- 
ländern  verblieb  nebst    dem   Löwenanteil  am 
nordamerikanischen     Aussenhandel    Kanada, 
das  sich  im  19.  Jh.  bis  an  den  Stillen  Ozean 
und  die  äussersten    Grenzen  der  Bewohnbar- 
keit ausdehnte,  wobei  die  Tätigkeit  der  Hud- 
sonsbai-Kompanie   hervorgehoben  zu  werden 
verdient.    Kanada  ist  einer  der  Schauplätze,  wo 
sich     die    seit    dem    Abfall    der   Vereinigten 
Staaten    freisinnig    gewordene    Kolonialpolitik 
der  Engländer  bis  zur  Stunde  bewährt  hat. 

Als  die  transatlantischen  Kolonien  verloren 
gingen,  waren    die  Briten    auf   der   östlichen 
Halbkugel  eben  mit  der  Eroberung  ihres  i 
di sehen  Reiches  beschäftigt. 
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Englische  Handelsschiffe  hatten  schon  in  den  letzten 
Dezennien  des  16.  Jh.  die  Gewürzländer  besucht.  Im 
Jahre  1600  entstand  die  englisch-ostindische  Han- 
delsgesellschaft, die  jedoch  ein  Jahrhundert  lang 
über  den  Besitz  einiger  Faktoreien  nicht  hinauskam. 
Erst  seit  1702  war  die  durch  Verschmelzung  mit  einer  an- 
dern Gesellschaft  gekräftigte  Kompanie  imstande,  den 
Wettbewerb  mit  den  Franzosen  aufzunehmen.  Robert 
Clive,  der  dieHerrschaft  derKompanie  über  dieGanges- 
länder  anbahnte,  kann  als  der  eigentliche  Begründer 
des  englisch-ostindischen  Reiches  bezeichnet  werden. 
Aber  die  Missregierung  der  Kompanie. bewirkte,  dass 
1773  deren  Verfassung  geändert,  1784  durch  die  Ost- 
india-Bill  Pitts  des  Jüngern  die  Handels-  von  den 
Staatsangelegenheiten  getrennt  und  letztere  einer  Auf- 
sichtsbehörde (Board  of  control)  unterstellt  wurden. 
Die  neuen  Generalgouvemeure ,  namentlich  Warren 
Hastings,  Richard  Wellesley,  Lord  Moira  vollendeten  die 
Unterwerfung  Vorderindiens.  1814  wurde  das  Mono- 
pol der  Gesellschaft  durchbohrt,  indem  die  Regierung 
den  Handel  mit  Ostindien  allen  britischen  Untertanen 
freigab;  1833  wurde  auch  das  Alleinrecht  des  Handels 
mit  China  aufgehoben  und  1849—56  das  ganze  indo- 
britische Gebiet  sogar  den  Fremden  zugänglich  gemacht. 
1858  folgte  die  Aufhebung  der  Kompanie  und  1876 
die  Erhebung  Ostindiens  zu  einem  mit  der  engHschen 
Krone  vereinigten  Kaiserreich. 


Während  des  Weltkrieges  von  1792—1815 
zerstörten  die  Engländer  alle  namhaften  Flotten 
(die  französische,  spanische,  holländische,  dä- 
nische) und  nahmen  den  Franzosen  sowie 
deren  freivialligen  oder  unfreiwilligen  Verbün- 
deten so  viele  Kolonien  ab  (darunter  Ceylon, 
Kapland,  Trinidad,  Helgoland,  Malta,  die 
Jonischen  Inseln),  dass  Grossbritannien  als 
die  alleinige  Kolonialmacht  von  Bedeutung 
aus  der  Kriegszeit  hervorging  und  die  andern 
Staaten  sich  im  19.  Jh.  ihren  Kolonialbesitz, 
mit  oder  ohne  Benützung  etwaiger  Reste,  von 
neuem  erwerben  und  aufbauen  mussten.  Trotz 
gelegentlicher  Rückfälle  in  die  alten  Gewaltsam- 
keiten hat  das  Inselreich,  als  es  bei  dem  Jahr- 
hunderte hindurch  erstrebten  Ziel  angelangt 
war,  den  Dingen  ihren  Lauf  gelassen  und 
sich  beschränkt,  seinen  überlegenen  Besitz  zu 
erhalten  und  zu  mehren.  Als  Angebinde  aus 
dem  Zeitalter  der  Kolonial-  und  Handelskriege 
schleppte  es  eine  Schuldenlast  mit,  die  1815 
ungefähr  800  Millionen  Pfund  betrug. 


V.  Der  Merkantilismus  im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert. 


1.  Wesen  und  Entwicklung  des 
Merkantilismus. 

Mit  dem  Worte  Merkantilismus  oder  Mer- 
kantilsystem sollen  hier  in  erster  Linie  die  langen 
Reihen  wirtschaftsgeschichtlicher  Tatsachen  be- 
zeichnet werden,  die  einem  dreihundertjährigen 
Zeitraum  sein  unterscheidendes  Aussehen  ver- 
liehen haben. 

Obwohl  in  der  Merkantilperiode  jeder  Staat, 
jedes  Volk  seine  eigenen  Ziele  verfolgt  und 
dementsprechend  verschiedene  Mittel  anwendet, 
so  gibt  es  doch  auch  charakteristische  Merk- 
male für  das  ganze  Zeitalter,  das  einen  gemein- 
samen Lebensabschnitt  des  abendländischen 
Kulturkreises  bildet.  Das  Hauptmerkmal  des 
Merkantilismus  besteht  darin,  dass  sich  die 
oberste  Gewalt  für  die  wirtschaftlichen  Inter- 
essen der  Staatsangehörigen  nach  innen  und 
aussen  einsetzt,  unvergleichlich  mehr  als  es 
früher  der  Fall  war  und  später  gewünscht 
wurde,  indem  der  Staat,  vornehmlich  um  seine 
Finanzkraft  und  dadurch  seine  Leistungsfähig- 
keit zu  vermehren,  rücksichtslos  und  gewalt- 
tätig die  Regelung  und  Leitung  des  Handels, 
des  Verkehrs,  der  Produktion,  des  Geld-,  Kre- 
dit-, Bevölkerungs-  und  Kolonisationswesens  in 
die  Hand  nimmt. 

Der  Merkantilismus  ist  die  dem  Zeitalter  des 


Absolutismus  oder  eigentlich  Zentralismus 
entsprechende  Wirtschaftspolitik.  Die  höchste 
Gewalt  nimmt  unmittelbar,  auf  Kosten  der  Zwi- 
schengewalten, die  Herrschaft  über  das  Volk  an 
sich,  um  dessen  gesteigerte  Kraft  ungeteilt  in  den 
Dienst  der  eigenen  Zwecke  zu  stellen.  Daher 
das  Beseitigen  oder  Herabdrücken  der  selbst- 
herrlichen (autonomen)  Körperschaften:  der 
Reichs-  und  Provinzialstände,  der  Städte,  der 
Grundherrschaften,  der  Zünfte,  der  kirchlichen 
Gemeinschaften  mit  ihrer  Fülle  überkommener 
Vorrechte,  mit  ihrem  Finanzwesen,  ihren  Sonder- 
interessen und  ihrem  engherzigen  Widerstand 
gegen  eine  grosszügige  Gesamtstaatspolitik. 
Aber  der  Staat  begehrt  nicht  das  Geld  allein 
und  begehrt  nicht  das  Geld  wegen  des  Geldes, 
sondern  sein  Wesen  und  sein  Wille  ist  die 
Macht.  Diese  findet  ihren  stärksten  Ausdruck 
im  Heerwesen.  Hier  liegt  der  Urantrieb  zu 
der  seit  dem  Spätmittelalter  bemerkbaren,  im 
17.  und  18.  Jh.  ihren  Gipfelpunkt  einnehmenden 
Handels-  und  Wirtschaftspolitik,  die  mit  dem 
Namen  Merkantilismus  bezeichnet  wird. 

Mit  der  fortschreitenden  Kriegstechnik  trat  die  Un- 
zulänglichkeit des  bisherigen  feudalen  Heerwesens, 
das  aus  dem  Zeitalter  der  überwiegenden  Natural- 
wirtschaft stammte,  immer  handgreiflicher  zutage.  Das 
Geld  ermöglichte  die  Anwerbung  von  Söldnern  und 
die  Beschaffung  der  technisch  verbesserten  Kriegs- 
mittel.    In    dem   Lande  der  fortgeschrittensten   Geld- 
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Wirtschaft,  in  Italien,  hat  sich  die  typische  Söldnertruppe 
mit  dem  Condottiere  an  der  Spitze  zuerst  ausgebildet. 
Es  fehlte  aber  der  neuen  Heeresform  die  wichtige 
Eigenschaft  der  Beständigkeit,  so  dass  die  Entwicklung 
von  selbst  auf  ständige  Truppenkörper  und  schliess- 
lich auf  stehende  Heere  hindrängte;  zur  Zeit  des 
dreissigjährigen  Krieges  war  diese  Stabilität  durchwegs 
erreicht,  es  blieb  nur  die  Frage  offen,  ob  die  Soldaten 
im  eignen  Lande  ausgehoben  oder  in  aller  Welt  zu- 
sammengeworben werden  sollten.  Die  Gelderforder- 
nisse für  das  Heer  steigerten  sich  immer  weiter  in  der 
Zeit  von  Ludwig  XIV.  bis  zur  französischen  Revo- 
lution, dieser  Periode  der  europäischen  Teilungs-  und 
der  überseeischen  Kolonialkriege;  gleichzeitig  wuchsen 
auch  die  Kosten  der  Diplomatie  und  der  innem  Ver- 
waltung einschliesslich  des  Hofhaltes.  Dem  stehenden 
Kriegsheer  entsprach  das  ständige  Beamtenheer,  das  in 
demselben  Masse  zunahm,  wie  der  Staat  die  Funktionen 
der  Selbstverwaltungskörper  an  sich  zog. 

Zur  Machtentfaltung  der  neuen  Staaten  wurde 
daher  notwendig:  erstens  ein  Steuerwesen 
mit  reichlich  und  ununterbrochen  fliessenden 
Erträgen,  zweitens  ein  geregeltes  Staatsschul- 
denwesen, 

Was  die  Steuern  betrifft,  so  war  die  Staats- 
kunst anfänglich  darauf  bedacht,  bisher  wenig 
oder  gar  nicht  ausgenützte  Quellen  ohne  Rück- 
sicht auf  Wohl  und  Wehe  der  Untertanen  auf- 
zuspüren. Diese  Richtung  herrscht  vom  15. 
bis  ins  17.  Jh.  Röscher  nennt  sie  die  rega- 
1  istische,  weil  der  Staat  seine  vermehrten 
Bedürfnisse  vorzugsweise  durch  Regalien,  d.  h. 
ausschliesslich  nutzbare  Hoheitsrechte  (s.den  Ab- 
schnitt Finanzwissenschaft),  zu  decken  suchte.  Im 
17.  und  18.  Jh.  jedoch  brach  sich  die  Erkennt- 
nis Bahn,  dass  man  zwar  langsamer  aber  sicherer 
zu  reicheren  Staatseinnahmen  gelange,  wenn 
man  suche,  die  Steuerkraft  des  Volkes  zu  heben 
und  alle  die  Tätigkeiten  zu  fördern  und  vor 
Beeinträchtigung  zu  bewahren,  wodurch  der 
allgemeine  Wohlstand  dauernd  vermehrt  wer- 
den könne.  Die  Mittel,  die  zu  diesem  Zweck 
von  den  Regierungen  angewandt  worden  sind, 
bilden  eben  die  Kennzeichen  des  Merkantilismus. 

Das  fürstliche  und  staatliche  Schulden- 
wesen nahm  im  Spätmittelalter  seinen  Anfang, 
als  bereits  die  Städte,  die  Geistlichkeit,  der 
Adel  den  Kredit  der  Geldleute  in  Anspruch 
nahmen,  unter  denen  es  eine  europäische 
Hochfinanz  gab,  die  an  den  internationalen 
Messorten  und  Stapelplätzen  ihre  Darlehensge- 
schäfte betrieb.  Schon  im  Übergang  vom  1 5.  aufs 
16.  Jh.  brachte  sie  bei  allen  grossen  Staatsange- 
legenheiten ihren  Einfluss  ins  Spiel,  verwickelte 
sich  aber  derart  ins  Gewirre  der  Politik,  dass 
sie  sich  allmählich  daran  verblutete  und  schliess- 
lich vom  Schauplatze  verschwand.  Die  Haupt- 
sitze dieses  weltgebietenden  Geldadels  waren 
Florenz  und  Genua,  jenes  vorwiegend  in  die 


Angelegenheiten  der  französischen  Krone  ver- 
strickt, dieses  mehr  zu  Spanien  haltend. 

Jedoch  das  oberste  der  Geldfürstenhäuser 
war  ein  deutsches,  das  der  Fugger  in  Augs- 
burg, um  das  sich  ein  Kranz  von  andern  ober- 
deutschen Firmen  gruppierte.  Sein  Geschick 
hatte  es  mit  Papst-  und  Kaisertum  verflochten; 
es  stieg  mit  dem  aufsteigenden  Sterne  des 
habsburgischen  Hauses  und  sank  mit  dem 
Niedergang  des  spanischen  Zweiges  dieser 
Fürstenfamilie.  Von  1557  an  wetteiferten  näm- 
lich Frankreich  und  Spanien  im  Bankrottieren, 
doch  gewann  letzteres  einen  traurigen  Vor- 
sprung und  endigte  in  einem  Zustand  chroni- 
scher Zahlungsunfähigkeit,  weil  es  von  seiner 
teuren  Grossmachtspolitik  nicht  lassen  wollte. 
In  der  Blütezeit  des  Merkantilsystems  waren 
mithin  die  internationalen  Finanzhäuser  schon 
zusammengebrochen,  und  wo  sie  sich  noch 
erhalten  hatten,  stiessen  sie  auf  die  Missgunst 
der  Regierungen,  die  den  Ausländern  eine 
nationale,  inländische  Hochfinanz  ent- 
gegenzusetzen trachteten,  welche  dem  geldbe- 
dürftigen Staate  zu  Willen  sein  und  bei  der 
Heranziehung  der  besitzenden  Klassen  zurStaats- 
gläubigerschaft  gute  Dienste  verrichten  sollte. 

2.  Die  einzelnen  Länder, 
a.  Spanien. 

Allen  voran,  schon  im  16.  Jh.,  waren  Portugal  und 
Spanien  vielbeneidete  Länder,  weil  sie  kraft  ihres 
Kolonialbesitzes  und  des  ersthändigen  Vertriebes  über- 
seeischer Erzeugnisse  grosse  Massen  baren  Geldes  an 
sich  zogen.  Spaniens  Weltstellung  beruhte  auf  dem 
amerikanischen  Silber;  selbst  als  die  überragende 
Zeit  Karls  V.  dahin  war,  sicherte  das  weisse  Edelmetall 
dem  Königreich  eine  führende  Rolle  unter  den  Staaten. 
Das  Beispiel  Spaniens  hatte  den  Wert  der  Edelmetalle 
und  nebenbei  den  der  Kolonien  schätzen,  ja  überschätzen 
gelehrt.  Aus  demselben  Beispiel  hatte  man  aber  auch  ge- 
lernt, dass  es  sich  vor  allem  darum  handle,  das  gewon- 
nene Geld  festzuhalten,  nicht  aus  dem  Lande  zu  lassen. 
Denn  Spanien  verarmte  trotz  des  Geldstromes,  der  es 
durchfloss,  weil  es  unter  einer  exemplarisch  schlechten 
Verteilung  und  Bewirtschaftung  des  Bodens  litt,  weil  es 
keine  Industrie,  keinen  rechten  Eigenhandel  und  keinen 
Unternehmungsgeist  besass.  Daher  die  Sucht  der  Mer- 
kantilpolitik, Geld  ins  Land  zu  locken  und  nicht  wie- 
der hinauszulassen,  wie  dies  auch  schon  Venedig  und 
andere  mittelalterliche  Städte  erstrebt  hatten, 

b.  Die  Niederlande. 

Zu  Beginn  des  17.  Jh.  lief  dann  die  kleine  Republik 
der  Niederlande  allen  europäischen  Handelsstaaten 
den  Rang  ab.  Freilich,  ihre  Überlegenheit  hatte  nur 
kurzen  Bestand,  da  sich  in  der  2.  Hälfte  desselben 
Jahrhunderts  England  und  Frankreich  zum  Gegenschlag 
aufrafften.  Aber  Holland  behauptete  einen  erheblichen 
Anteil  am  Welthandel  und  nützte  seinen  Reichtum  auch 
dann  noch  aus,  als  es  seine  Seevorherrschaft  eingebüsst 
hatte.  Erst  unter  den  Schlägen  der  Revolutionszeit 
brach  es  zusammen.  Lange  Zeit  galt  es  als  ein  Muster- 
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land,  würdig,  dass  man  den  Ursachen  seines  Reich- 
tums nachspüre.  Sein  von  den  Zeitgenossen  über- 
schätzter Kolonialhandel  betrug  nur  den  siebenten  Teil 
des  gesamten  Aussenhandels.  Die  Holländer  besassen 
privilegierte  Kompanien  für  den  Handel  mit  fremden 
Ländern,  trieben  sich  aber  überall  herum,  wo  keine 
bevorrechtete  Gesellschaft  den  Wettbewerb  verhinderte. 
Zu  den  Kennzeichen  ihrer  Vorherrschaft  gehörte  der 
Seefisch-,  namentlich  der  Heringsfang.  Was  jedoch  die 
andern  strebsamen  Seemächte  gegen  sie  aufbrachte, 
war,  dass  sie  vermöge  ihrer  überlegenen  Reederei  den 
internationalen  Zwischenhandel  beherrschten.  Wenn 
ihre  Frachtschiffe  drei  Vierteile  der  europäischen  Handels- 
marine ausmachten,  so  verhielt  es  sich  mit  ihrer  Be- 
teiligung bei  der  Einfuhr  in  den  am  Meer  gelegenen 
Staaten  ungefähr  ebenso.  Von  diesem  Joch  suchten 
sich  namenthch  Frankreich  und  England  zu  befreien, 
wogegen  den  Ostseeländern  die  Dazwischenkunft  der 
Holländer  als  Abnehmer  ihrer  Roherzeugnisse  willkom- 
men war,  die  spanischen  Niederlande  und  Deutschland  sich 
die  Scheide-  und  Rheinsperre  gefallen  lassen  mussten  und 
Westdeutschland  nicht  hindern  konnte,  dass  die  Holländer 
das  ganze  Rheingebiet  bis  zur  Schweiz  wirtschaftlich 
ausbeuteten.  Amsterdam  war  statt  Antwerpens  die 
Metropole  des  europäischen  Handels  geworden,  auf 
dessen  Geld-  und  Anleihemarkt  nicht  mehr  die  Fremden, 
sondern  die  Einheimischen  das  entscheidende  Wort 
sprachen,  und  wo  grosse  Finanzgeschäfte  auch  in  der  Zeit 
noch  abgeschlossen  wurden,  als  das  internationale  Geld- 
fürstentum der  Italiener  und  Deutschen  bereits  dahin- 
gegangen und  die  nationale  Wendung  in  der  Wirt- 
schaftspolitik eingetreten  war.  (S.  den  Abschnitt  „Geld, 
Bank  und  Börse".) 

c.  Grossbritannien. 

Gegen  das  Übergewicht  der  Niederländer  hat  zu- 
erst das  nachbarliche  und  lange  ihnen  befreundete  Eng- 
land mit  voller  Kraft  angekämpft.  Die  jahrhunderte- 
lang erstrebte  Befreiung  von  der  italienischen  und 
hanseatischen  Fremdherrschaft  erreichte  das  Inselreich 
zur  Zeit  der  Königin  Elisabeth  (1558—1603).  Da- 
mals fasste  der  Export  englischer  Waren  durch  eng- 
hsche  Kaufleute  auf  dem  Festlande  Wurzel,  privilegierte 
Kompanien  bahnten  den  Verkehr  mit  europäischen  und 
aussereuropäischen  Gebieten  an.  Im  Kriege  mit  Spanien 
legte  England  zur  See  die  Probe  ab,  dass  es  zu  einer 
grossen  maritimen  Zukunft  berufen  sei.  Aber  der  Kampf 
gegen  Spanien  machte  Rücksichten  auf  die  Niederlande 
notwendig,  die  gerade  mitten  in  ihrem  achtzigjährigen 
Befreiungskampfe  standen.  Deshalb  kam  es  nur  zu 
einem  zeitweisen  Geplänkel,  bis  Oliver  Cromwell  1651 
durch  die  Navigationsakte  einen  erschütternden 
Schlag  gegen  den  holländischen  Zwischenhandel  führte. 
Diese  aus  älteren  Schiffahrtsgesetzen  hervorgegangene 
Akte  ist  später  mehrmals  zuerst  in  verstärkendem,  dann 
in  abschwächendem  Sinn  umgearbeitet  und  erst  1849 
aufgehoben  worden.  Sie  bildete  das  Rückgrat  der  halb 
mit  Gesetzen  und  Verträgen,  halb  mit  Ränken  und  Ge- 
walttaten arbeitenden  Handelspolitik  Englands.  Fortan 
waren  die  Fremden  vom  Zwischen-,  Küsten-  und  Ko- 
lonialhandel ausgeschlossen ;  auch  die  Schotten  wurden 
bis  zur  parlamentarischen  Union  von  1706  wie  Aus- 
länder behandelt,  die  Irländer  sogar  bis  1801. 

Da  nun  auch  fremde,  namentlich  französische  Fabri- 
kate auf  den  englischen  Markt  kamen  und  die  hei- 
mische Produktion  bedrohten,  wobei  das  sorgsam 
gehütete  Geld  über  die  Grenzen  entführt  wurde,  so 
ging  England  1678  zu  einer  ZollpoHlik  über,  die  sich 
in   hohen  Tarifsätzen,   Ein-   und   Ausfuhrver- 


boten nicht  genug  tun  konnte.  Rückzölle  und  Prä- 
mien dienten  in  dem  parlamentarisch  regierten  Reich 
als  Bestechungsmittel,  wie  denn  überhaupt  die  Handels- 
politik ein  Kampfgebiet  der  Parteien  wurde.  Da  die 
Whigs  vom  Sturze  der  Stuarts  angefangen  (1688)  öfter 
und  länger  das  Staatsruder  handhabten  als  die  Tories, 
so  richtete  sich  die  Politik  nach  den  Interessen  der  in 
der  herrschenden  Partei  vertretenen  Elemente:  Indu- 
strielle, Rentner,  Reeder,  und  trug  demzufolge  einen  krie- 
gerischen, schutzzöllnerischen  Charakter.  Vergeblich  be- 
mühten sich  die  Tories,  die  durch  Getreidezölle  gekö- 
dert wurden,  eine  friedfertige,  auf  billigen  Verträgen 
ruhende  Handelspolitik  durchzusetzen. 

Die  whigistische  Kriegslust  hatte  einen  ebenso  volks- 
tümlichen wie  grob  materiellen  Beweggrund.  Mit  der 
Kriegsführung  stand  nämlich  das  Wachsen  der  Staats- 
schuld im  Zusammenhang,  und  die  Aufnahme  von  An- 
lehen  bot  die  Möglichkeit  einer  gut  verzinsten  und 
sichern  Kapitalanlage,  Die  Staatsschuld,  wie  sie  seit 
dem  dritten  Raubkrieg  bestand,  war  vermittelst  des 
Parlamentes  auf  den  Reichtum  der  ganzen  Nation  fun- 
diert. Überdies  machten  die  Geldbesitzer  mit  der  Speku- 
lation in  Privatpapieren  wiederholt  schlechte  Erfah- 
rungen, namentlich  1719,  als  mit  den  emporgetriebenen 
Aktien  der  Südseegesellschaft  zugleich  eine  schwere 
Menge  schwindelhafter  Unternehmungen  verkrachte. 
Man  glaubte  an  die  Richtigkeit  der  angewandten  Mittel, 
weil  der  Volkswohlstand  zugenommen  und  derAussen- 
handel  sich  binnen  100  Jahren  (1688  —  1789)  verdrei- 
facht hatte. 

Das  ureinheimische  Wollgewerbe  blühte  auf  Grund- 
lage der  Hausindustrie  und  des  Verlagssystems,  die 
Seidenweberei  kam  infolge  des  Zollkrieges  gegen  Frank- 
reich empor,  überhaupt  das  Luxusgewerbe.  Wenig  be- 
achtet vollzog  sich  seit  der  Mitte  des  18.  Jh.  der  grösste 
Umschwung,  der  in  der  Geschichte  des  Gewerbfleisses 
jemals  eingetreten  ist:  es  verursachte  ihn  nicht  der 
auch  anderwärts  bemerkbare  Übergang  zum  Grossbe- 
trieb, sondern  vielmehr  die  Einführung  des  maschi- 
nellen Betriebes  im  Grossgewerbe.  Der  Umschwung 
in  der  mechanischen  und  später  auch  in  der  chemischen 
Technik  und  der  fabrikmässige  Grossbetrieb  gehen  Hand 
in  Hand,  sie  bedingen  sich  gegenseitig.  Das  Gebiet,  auf 
dem  sich  die  technische  Revolution  abspielte,  war  nicht  das 
der  alten,  gebundenen  Gewerbszweige,  sondern  das  der 
neuen  oder  vernachlässigten,  denen  die  Zukunft  gehörte: 
die  Industrie  der  Baumwolle,  für  welche  die  neuen  Spinn- 
und  Webemaschinen  erfunden  wurden,  ferner  die  Me- 
tallurgie, die  Keramik,  der  Bergbau,  der  Maschinenbau. 

d.  Frankreich. 

Doch  nicht  England  mit  seiner  ausnah msweisen  Lage, 
sondern  das  halb  kontinentale,  halb  ozeanische  und  me- 
diterrane Frankreich  wurde  der  Musterstaat  des 
Merkantilzeitalters.  Stand  es  doch  seit  dem  Py- 
renäischen  Frieden  (1659)  an  der  Spitze  des  europäi- 
schen Staatensystems,  an  Heeres-  und  Finanzmacht 
allen  überlegen,  mit  blühender  Industrie,  das  Vorbild 
der  Mode,  geschmückt  mit  den  heitern  und  ernsten 
Reizen  der  Kunst,  Literatur,  Wissenschaft.  Nirgends 
hatte  sich  auch  der  Merkantilismus  allseitiger  entwickelt, 
als  im  Staate  Ludwigs  XIV.  unter  dem  Generalkontrolleur 
der  Finanzen,  Jean   Baptiste  Colbert  (1661—83). 

Es  wurde  durch  Beseitigung  der  Innern  Zollschran- 
ken das  alte  Frankreich  in  ein  einheitliches  Ver- 
kehrs- und  Handelsgebiet  verwandelt,  ein  ge- 
samtstaatliches Handels-  und  Seerecht  geschaffen,  die 
Getreideausfuhr  nach  den  Ernteergebnissen  und  den 
Preisen  geregelt,  die  Ausfuhr  gewerblich  wichtiger  Roh- 
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Stoffe  verboten,  die  heimische  Industrie  durch  Muster- 
anstalten, Prämien,  Vorschüsse,  Reglements,  Inspektionen 
gefördert,  ein  ebenfalls  auf  den  nationalen  Gewerb- 
fleiss  berechnetes  System  von  Ein-,  Durch-  und  Ausfuhr- 
zöllen aufgestellt,  eine  nationale  Kriegs-  und  Handels- 
flotte ins  Leben  gerufen,  der  Küsten-  und  Kolonial- 
handel den  Landeskindern  vorbehalten,  eine  Anzahl  von 
Monopolkompanien  gegründet,  die  Ansiedlung  in  bei- 
den Erdhälften  unterstützt,  der  innere  Verkehr  durch 
Kanäle  (Canal  du  midi)  und  Kunststrassen  gehoben,  in 
das  Steuerwesen   Ordnung  gebracht  usw. 

So  überstand  Frankreich  bei  dauernder  Zunahme 
der  Produktion  und  des  Aussenhandels  —  letzterer 
verfünffachte  sich  zwischen  1714  und  89  —  die  böse 
Zeit  der  Missregierung  unter  Ludwig  XV.,  ertrug  die 
Folgen  unglücklicher  oder  doch  ergebnisloser  Kriege, 
verschmerzte  einzelne  Unglücksfälle,  wie  die  Katastrophe, 
die  der  von  John  Law  angestiftete  Schwindel  (s.  den 
Abschnitt  „Volkswirtschaftslehre")  herbeiführte.  Trotz 
wachsender  Steuern  aber  konnte  das  Gleichgewicht  im 
Staatshaushalte  nicht  wieder  hergestellt  werden.  Fünfzig- 
mal soll  der  Staat  unter  den  Bourbonen  (1589 — 1789) 
seinen  Verpflichtungen  als  Schuldner  nicht  nachgekommen 
sein.  Hinter  den  kleinen  Willkür-  und  Gewaltakten,  mit 
denen  sich  die  bedrängte  Regierung  zu  helfen  suchte, 
erhob  sich  dräuend  das  Gespenst  des  gänzlichen  Bank- 
bruchs. Die  Angst  hiervor  erzeugte  die  Revolution  und 
den  allgemeinen  Zusammensturz  des  Bestehenden. 

e.  Italien  und  Deutschland. 

In  der  schlimmsten  Lage  unter  allen  europäischen 
Staaten  befanden  sich,  seitdem  die  Welthandelswege 
von  den  europäischen  Binnenmeeren  an  die  atlantischen 
Küsten  gerückt  waren,  die  beiden  Handelsvormächte 
des  Spätmittelalters:  Italien  und  Deutschland.  Jenes 
war  der  Fremdherrschaft  und  Zerrissenheit  anheimge- 
fallen ;  dieses  löste  sich  in  eine  Unzahl  von  souveränen 
Territorialstaaten  verschiedensten  Umfangs  und  Kultur- 
standes auf.  Im  17.  Jh.  erlosch  allmählich  die  Welt- 
stellung Venedigs  und  Genuas;  erst  im  18.  begannen 
einzelne  besser  verwaltete  Länder,  wie  Toskana  und 
die  Lombardei,  wirtschaftlich  wieder  aufzuleben. 

In  Deutschland  folgte  auf  den  seit  der  Mitte  des 
16.  Jh.  einsetzenden  Niedergang  der  dreissigjährige  Krieg 
(1618 — 48),  wodurch  das  Reich  verödete  und  verarmte. 
Ein  unverwelkliches  Blatt  im  Ruhmeskranze 
der  deutschen  Fürsten  ist  es,  das  geistigund 
materiell  niedergebrochene  Volk  wieder  auf- 
gerichtet zu  haben.  Zu  ihren  wirksamsten  Mitteln 
gehörte  die  in  Westeuropa  schon  bewährte  Merkan- 
tilpolitik. Es  galt,  die  Untertanen  von  einer  drei- 
fachen Fremdherrschaft  zu  erlösen:  der  englischen, 
der  holländischen  und  der  französischen. 

War  diese  Abhängigkeit  fürdie  Nordseestädte,  wie  z.B. 
Hamburg  und  Bremen,  die  sich  den  Engländern  und  Hol- 
ländern unterordneten,  als  Grundbedingung  ihrer  Fort- 
existenz nicht  eben  schädlich,  so  ging  damals  doch  zu- 
folge der  Fremdherrschaft  in  Westdeutschland  und  im 
Ostseegebiet  der  deutsche  Eigenhandel  an  das  beute- 
gierige Ausland  verloren.  Die  Geschichte  des  Städte- 
bundes, der  einst  in  Nordeuropa  geherrscht  hatte,  schloss 
1669  mit  dem  letzten  kläglich  besuchten  Hansetag.  Am 
übelsten  waren  die  vereinzelten  Reichsstädte  des  Binnen- 
landes daran,  denen  die  benachbarten  Fürstentümer  die 
Verkehrsadern  abschnürten.  Dagegen  brach  für  die 
grössten    Territorien    oder    Territorial  -  Konglomerate, 


wie  Österreich  und  Preussen,  eine  Zeit  der  Ge- 
nesung und  des  Aufschwungs  an.  Für  die  habsburgi- 
schen  Länder  freilich  erst,  nachdem  die  Türkengefahr 
bewältigt  war  (1699  und  1718).  Kari  VI.,  Maria  Theresia 
und  Josef  II.  bezeichnen  den  Klimax  einer  merkantili- 
stischen  Politik,  die  nur  ein  Glied  der  umfassenden  zen- 
tralistischen  und  aufgeklärten  Reform  des  Staates  bildet. 
In  Preussen  haben  die  Regierungen  des  grossen 
Kurfürsten,  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs  des 
Grossen  dem  Volke  trotz  stärkster  Inanspruchnahme 
zu  leidlichem  Wohlergehen  verhelfen  durch  eine  be- 
wusste,  systematische  Volkswirtschaftspflege:  innere 
Kolonisation,  Sorge  für  die  niedern  Klassen,  ge- 
regeltes Steuerwesen,  Erziehung  einer  vertrauenswür- 
digen Beamtenschaft,  Verkehrsanstalten  (Post,  Kanäle, 
Kunststrassen),  Schiffahrts-  und  Handelskompanien, 
Hafenanlagen,  Kreditinstitute,  gewerbliche  Musteranstal- 
ten, Einfuhrverbote,  Schutzzölle  usw. 

Obgleich  sich  in  Europa  merkantilistische  Ein- 
richtungen und  Massregeln  bis  über  die  grosse 
französische  Revolution  hinaus  erhielten,  war 
doch  schon  gegen  Ende  des  18.  Jh.  zu  be- 
merken, dass  das  alte  System  vor  dem  Geist 
und  den  Bedürfnissen  der  Zeit  zurückweiche. 
Tatsächlich  bot  es  der  Kritik  viele  Angriffs- 
punkte dar.  Und  gerade  die  Kritik,  die  Theorie 
brachte  den  Merkantilismus  zu  Falle,  bahnte 
entgegengesetzten  Ansichten  über  volkswirt- 
schaftliche Dinge  den  Weg.  Ein  nie  vorher 
gewesenes  Ereignis  in  der  Wirtschaftsgeschichte: 
diese  Umstimmung  im  Denken  und  Abschätzen 
als  Einleitung  zu  einem  gänzlichen  Umschwung 
der  praktischen  Politik. 

Gegen  den  Merkantilismus  wurde  hauptsäch- 
lich geltend  gemacht,  dass  er  auf  dem  Miss- 
brauch der  Staatsgewalt  nach  innen  und  aussen 
beruhe,sichZuvielregiererei  und  Bevormundung 
der  kompetenten  Unternehmer  durch  sachunkun- 
dige Obrigkeiten  zu  schulden  kommen  lasse, 
den  Hader  der  Völker  steigere,  Treu  und 
Glauben  im  Völkerverkehr  zerstöre,  das  schäd- 
liche Monopolwesen  begünstige,  die  Erzeug- 
nisse verteuere,  das  Geld  überschätze,  die  Ar- 
beit unterschätze,  das  Individuum  knechte  usw. 

Von  den  zwei  grossen  Schulen,  die  um  die 
Herrschaft  über  die  irre  gewordenen  Geister 
kämpften,  der  von  Quesnay  gestifteten  fran- 
zösischen oder  physiokratischen  und  der 
von  Adam  Smith  gegründeten  schottisch- 
englischen (klassischen,  abstrakten),  behauptete 
letztere  das  Feld.  Die  Smithsche  Lehre  galt 
durch  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  für 
die  Nationalökonomie  an  sich,  deren  Theo- 
reme den  Naturgesetzen  gleichgeachtet  und 
ebenso  unduldsam  gehandhabt  wurden  wie 
kirchliche  Dogmen. 


Volks-  und  Weltwirtschaft  unter  dem  Einfluss  freiheitlicher  Ideen  (1775—1875). 
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VI.  Volks-  und  Weltwirtschaft   unter  dem  Einfluss  freiheitlicher 

Ideen  (1775—1875). 


1.  Die  Revolutionszeit. 

Als  die  Häfen  der  von  England  abgefallenen 
nordamerikanischen  Kolonien  den  Schiffen  aller 
Nationen  geöffnet  wurden  (1776),  war  in  das 
Abschliessungssystem  der  Merkantilzeit  Bresche 
gelegt,  so  dass  für  die  Nichtbriten,  wie  z.  B. 
die  Hamburger,  fortan  doch  die  Möglich- 
keit, am  transatlantischen  Handel  Anteil  zu  ge- 
winnen, bestand.  Dem  Wettbewerb  der  Völker 
wurde  ferner  ein  bisher  sorgsam  verschlosse- 
nes Gebiet  aufgetan,  als  sich  die  südameri- 
kanischen Kolonien  von  Spanien  und  Portu- 
gal lossagten  (1810—25.)  Durch  den  Abfall 
der  Neuen  Welt  genötigt,  gingen  die  europäi- 
schen Staaten,  England  voran,  zu  einem  frei- 
sinnigeren Verhalten  gegen  die  Kolonien  und 
ihre  Mitbewerber  im  Kolonialhandel  über. 

Die  Anzeichen,  dass  es  mit  den  merkantilistischen 
Grundsätzen  der  Abschliessung  nach  aussen  und  der 
Bevormundung  nach  innen  zu  Ende  gehe,  mehrten  sich 
gegen  Ende  des  18.  Jh.  Die  Fürsten  und  Staatsmänner 
der  Aufklärungszeit  waren  den  Sonder-  und  Vorrechten, 
mochten  sie  mittelalterlicher  oder  neuzeitlicher  Herkunft 
sein,  schon  damals  abhold,  weil  sie  ihnen  bei  ihren 
wohlgemeinten  Reformen  im  Wege  standen.  In  allen 
neuen  Gesetzbüchern  brachen  sich  die  naturrecht- 
lichen Ansichten  Bahn,  insbesondere  das  Prinzip  der 
Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Ge- 
setze. Das  Fremdenrecht  strebte  der  Gleichstellung 
von  In-  und  Ausländem  in  Handel  und  Wandel  zu. 
Selbst  das  Völkerrecht  begann  sich  aus  einem  menschen- 
freundlichen Traum  in  ein  Gebilde  der  Wirklichkeit  zu 
verwandeln.  Die  bewaffnete  Seeneutralität  von  1780 
verlangte  in  Hinblick  auf  die  Gewalttätigkeiten  der 
Briten  Achtung  vor  den  Rechten  der  am  Kriege  unbe- 
teiligten Mächte;  doch  fügte  sich  Grossbritannien  eigent- 
lich erst  1856  auf  dem  Pariser  Kongress  den  von  den 
übrigen  Staaten  bereits  angenommenen  Grundsätzen 
des  internationalen  Seerechts.  Die  naturrechtliche  Lehre 
von  der  Freiheit  der  Meere  und  der  Schiffahrt  auf  den 
internationalen  Strömen  wurde  durch  den  Wiener  Kon- 
gress (1815)  anerkannt. 

Der  Hauch  antimerkantilistischer  Freiheit  durchwehte 
selbst  schon  die  kurz  vor  der  französischen  Revolution 
geschlossenen  Handelsverträge;  so  den  englisch-fran- 
zösischen oder  Eden- Vertrag  von  1786,  dem  freilich 
nur  eine  kurze  Dauer  (bis  1793)  beschieden  war.  Seit- 
dem das  Gewerbewesen  nicht  bloss  von  den  städti- 
schen, sondern  auch  von  den  staatlichen  Obrigkeiten 
beeinflusst  wurde  —  dies  war  schon  während  der  Mer- 
kantilzeit üblich  —  wurden  die  Ansprüche  der  Zünf- 
tigen nicht  mehr  unbedingt  respektiert.  Der  Ruf  nach 
Gewerbefreiheit  fand  Widerhall  bei  den  Regierungen; 
in  den  italienischen  Ländern  der  Habsburger  wurde  sie 
zuerst  verwirklicht.  Auch  die  Fesseln  der  Landwirtschaft 
wurden  gelockert;  in  dieser  Richtung  leitete  der  auf- 
geklärte Despotismus  Massregeln  von  grösster  Trag- 
weite ein:    Aufhebung  der   Leibeigenschaft,   Ablösung 


der  bäuerlichen  Lasten,  gerechte  Verteilung  der  Grund- 
steuer usw. 

Was  sich  allerwärts  in  hoffnungsvoller  Weise  ent- 
wickelte, wurde  durch  die  Revolution  von  1789  jäh- 
lings unterbrochen  oder  überhastet,  einem  unbefriedi- 
genden Ende  zugeführt.  Wohl  wurde  der  französische 
Bauer  von  allen  feudalen  Lasten  befreit;  allein  die 
bisherigen  Inhaber  der  überkommenen  Rechte  be- 
kamen keine  Entschädigung  für  ihre  Verluste.  Wohl 
wurden  die  Güter  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  ein- 
gezogen, aber  nur,  um  den  Wüstheiten  der  Spekulation 
preisgegeben  zu  werden,  während  eine  den  untern 
Klassen  vorteilhafte  Zerteilung  des  Grundbesitzes  nicht 
zustande  kam.  Wohl  nahm  der  Steuerdruck  gegen  frü- 
her ab  —  ja  es  gab  nach  dem  Zusammenbruch  der 
Monarchie  lange  Jahre  hindurch  keine  geregelte  Steuer- 
einhebung —  aber  das  Volk  litt  unter  den  will- 
kürlichen Requisitionen  der  durch  den  Umsturz  em- 
porgehobenen Gewalthaber  und  unter  der  Zerrüttung 
des  Geldwesens,  namentlich  unter  der  Papiergeld- 
wirtschaft noch  mehr  als  früher.  1797  trat  der  Staats- 
bankrott ein,  durch  den  45  Milliarden  Assignaten  nebst 
2,4  Milliarden  Territorialmandaten  ausser  Kurs  gesetzt 
und  die  Staatsschulden  auf  '/s  ihres  Nennwertes  herab- 
gemindert wurden. 

Was  nützte  die  1791  verkündigte  Gewerbefreiheit 
in  einem  Lande,  wo  durch  ein  Jahrzehnt  aller  Verkehr, 
alle  Produktion  stockte?  Und  als  Napoleon  Bonaparte 
die  Staatsmaschinerie  und  das  wirtschaftliche  Leben 
wieder  in  Gang  brachte,  da  zehrten  die  Blutsteuer  und 
das  bis  zur  Tollheit  überspannte  Sperrsystem  an  dem 
Marke  der  unverwüstlichsten  aller  Nationen.  Die  Na- 
poleonischen Kriege  bildeten  den  letzten  Abschnitt  des 
englisch-französischen  Zweikampfes,  der  seit  1688  im 
Zuge  war  und  sich  um  den  Besitz  der  Weltherrschaft 
drehte,  ein  Hirngespinst,  das  auch  die  Spanier  zwei 
Jahrhunderte  lang  geäfft  hatte.  Vergebens  trachtete 
der  Kaiser  durch  die  Festlandssperre  (Blockade- 
dekret vom  21.  November  1806)  der  britischen  Volks- 
wirtschaft den  Todesstoss  zu  geben;  denn  die  Völker, 
die  er  hierzu  durch  Kriege  und  Verträge  zwingen 
wollte,  konnten  um  ihrer  selbst  willen  nicht  den  Ver- 
kehr mit  einem  Lande  missen,  das  nun  erst  recht  die 
Meere  und  den  Überseehandel  monopolistisch  beherrschte. 
Mit  dem  Falle  des  ersten  Kaiserreiches  ging  auch  die 
Kontinentalsperre  dahin. 

2.  Die  Restaurationsepoche. 

Der  Umsturz  an  der  Wende  des  18.  und 
19.  Jh.  hatte  den  Erdteil  mit  Schutt  bedeckt; 
aber  merkwürdig  schnell  wuchs  neues  Leben 
aus  den  Ruinen.  Das  neue  wirtschaftliche  Le- 
ben sah  anfänglich  dem  der  Revolution  vor- 
angegangenen zum  Verwechseln  ähnlich.  Nicht 
weil  das  Prinzip  der  Freiheit  in  den  oberen 
Kreisen  Glauben  und  Vertrauen  eingebüsst  hatte, 
sondern  weil  die  einzelnen  Volkswirtschaften 
und  deren  Zweige  mehr  denn  je  des  staat- 
lichen   Schutzes,   der   behördlichen    Fürsorge, 
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der  Fernhaltung  überlegenen  Wettbewerbes  be- 
durften. An  die  Stelle  der  radikalen  trat  eine 
gemässigte  Kontinentalsperre;  denn  England  war 
das  gewerblich  und  kaufmännisch  stärkste  Land, 
vor  welchem  die  andern  auf  der  Hut  sein  muss- 
ten.  Gleich  nach  den  Napoleonischen  Kriegen 
verfiel  es  in  eine  Krisis  (1815 — 18),  weil  es  irr- 
tümlich erwartet  hatte,  nach  beendigter  Blockade 
das  Festland  mit  seinen  unterdes  aufgestauten 
Waren  überschwemmen  zu  können.  Frankreich, 
Österreich,  Spanien,  Russland  usw.  verriegelten 
aber  ihre  Türen,  um  nicht  vom  Ausland  wirt- 
schaftlich abhängig  zu  werden.  Nur  Preussen 
mit  seinem  freisinnigen  Zolltarif  von  1818 
machte  eine  Ausnahme.  Nachdem  der  An- 
schluss  mehrerer  deutschen  Mittel-  und  Klein- 
staaten an  Preussen  die  Gründung  des  Deut- 
schen Zollvereins  (1833/34)  bewirkt  hatte, 
folgte  freilich  eine  protektionistische  Gegenbe- 
wegung, nicht  ohne  Einfluss  der  Theorie; 
Friedrich  List  setzte  seine  Befürwortung  der 
Schutzzölle  als  Erziehungsmittel  für  noch 
nicht  hinlänglich  kräftige  Industrien  und  sein 
nationales  System  der  Volkswirtschaftslehre  dem 
bereits  allerorten  geistig,  wenn  auch  noch  nicht 
tatsächlich  vorwaltenden,  weltbürgerlich  ge- 
sinnten Smithianismus  entgegen.  Fortan  wurden 
diesseits  und  jenseits  des  Ozeans  —  in  Ame- 
rika bekämpften  Hamilton  undCarey  die  Frei- 
handelslehren —  die  Schlagworte  Schutz- 
zoll und  Freihandel  von  den  ringenden 
Parteien  unaufhörlich  gegeneinander  ausgespielt. 
Das  Banner  der  praktischen  Freihandelspoli- 
tik wurde  in  der  Heimat  der  Freihandelstheorie, 
in  England,  entrollt  und  nach  dem  Vorbild 
dieses  tonangebenden  Landes  auch  in  den  Fest- 
landsstaaten eine  Weile  aufgepflanzt.  Bevor  dies 
geschah,  hatten  sich  bereits  Vorgänge  und  Er- 
eignisse abgespielt,  die  einen  Umschwung  und 
Aufschwung  der  Privat-,  Volks-  und  Welt- 
wirtschaft, wie  er  wohl  noch  in  keinem  ge- 
schichtlichen Zeitalter  stattgefunden  hatte,  her- 
beiführten. 

3.  Die  wirtschaftlichen  Fortschritte. 

Der  europäische  Kulturkreis  steht  seit  dem 
Ende  des  18.  Jh.  unter  der  glücklichen  Kon- 
junktion der  Technik  und  des  Kapitalreich- 
tums. Zusammen  haben  sie  die  sinnverwirren- 
den Fortschritte  des  Verkehrswesens,  der  In- 
dustrie, der  Urproduktion,  des  Waren-,  Geld- 
und  Kredithandels  herbeigeführt,  womit  ein  un- 
erhörtes Wachstum  der  Bevölkerung,  aber  auch 
nie  dagewesene  Spannungen  politischer  und 
sozialer  Natur  in  Verbindung  stehen,   die  der 


Staatskunst  neue,  ausgesucht  schwierige  Pro- 
bleme darbieten.  Der  Einbruch  des  Neuen  und 
Übergewaltigen  erfolgte  mit  solcher  Heftigkeit, 
dass  dem  Staat  zeitweise  die  Zügel  entfielen 
und  das  freie  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte 
eintrat,  welches  die  Theorie  und  die  Mehrheit 
der  am  Wirtschaftsleben  Beteiligten  seit  lan- 
gem herbeigewünscht  hatten. 

a.  Der  Verkehr. 

Die  neue  Epoche  der  auf  grosse  Kapitalien  ge- 
stützten Technik  beginnt  mit  der  Dienstbarmachung 
des  Wasserdampfes;  für  die  Industrie  löste  diese 
Aufgabe  zuerst  in  historisch  folgereicher  Art  die  Dampf- 
maschine James  Watts  (1765  und  84),  für  die  Schiff- 
fahrt das  Dampfschiff  Robert  Fultons  (1807),  für  den 
Landverkehr  die  Lokomotive  Georg  Stephensons  (1814). 
Wenige  Jahre  nachher  wurde  die  Elektrizität  an- 
fänglich zu  telegraphischen  Zwecken  (der  Gauss-We^i 
bersche  Telegraph  in  Göttingen  1833),  später  auch,  im 
Wettstreit  mit  anderen  Naturkräften,  zu  den  verschie- 
densten Leistungen  herangezogen. 

Als  Söhne  ihrer  Zeit  haben  die  Kapitalbesitzer,  unter 
stützt  von  den  damals  herrschenden  nationalökonoml 
sehen  und  politischen  Theorien,  nicht  daran  gezweifel 
dass  der  Bau  und   Betrieb   der  neuen  Verkehrsan 
stalten  samt  allem,  was  dazu  gehört,  Sache  der  Ge 
Schäftsleute  und  nicht  des  Staates  sei,   und  auch  heut 
noch  hat  das  Privatkapital  in  der  Handelsmarine  und 
Reederei  den  Güter-  und  Personentransport  auf  dem 
Süss-  und  Salzwasser  vollständig  in  seinem  Besitz,  ohne 
deshalb  staatliche  Subventionen^zu  verschmähen. 

Ebenso  sind  die  Eisenbahnen  in  vielen  Ländern 
von  Privatgesellschaften  gebaut  worden  und  bilden  nocl 
heute  einen  Gegenstand  der  Spekulation  und  der  Konkur 
renz,  z.  B.  in  Nordamerika,  England,  Frankreich.  Eins  der 
Kennzeichen  des  im  letzten  Viertel  des  19.  Jh.  einsetzen- 
den Umschwungs  der  Wirtschaftspolitik  war  es,  dass  die 
Privatbahnen,  z.  B.  im  Deutschen  Reich,  in  Österreich- 
Ungarn,  Italien,  Belgien  nach  Möglichkeit  verstaatlicht 
wurden.  Das  Telegraphenwesen  ist  meistenteils 
vom  Staate  begründet  oder,  wie  in  England,  nachträg- 
lich verstaatlicht  worden.  Nur  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten befindet  es  sich  bis  auf  einen  Bruchteil  in  der  Hand 
einer  Privatgesellschaft.  Um  die  Post,  die  schon  seit 
dem  16.  Jh.  als  staatliche  Anstalt  bestand,  hat  sich  das 
Grosskapital  wenig  beworben. 

b.  Land-  und  Forstwirtschaft. 
Wie  das  Verkehrswesen,  hat  auch  die  Land 
und  Forstwirtschaft  reichlichen  Nutzen  aus 
den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fort- 
schritten der  Zeit  gezogen.  Durch  die  Chemie 
und  Biologie  wurden  Ackerbau  und  Tierzucht  aus 
dem  Zustand  roher  Empirie  auf  die  Stufe  wohl- 
begründeter Erkenntnis  emporgehoben;  die  In- 
dustrie ermöglichte  eine  unmittelbare  Wertstei- 
gerung der  Bodenerzeugnisse  (Zucker,  Spiritus, 
Bier,  Holzbearbeitung u. s.w.);  der  organisierte 
Handel  erleichterte  mit  Hilfe  der  Verkehrsmittel 
den  Absatz;  der  Kredit  bekam  durch  Hypo- 
thekarinstitute, Versicherungsanstalten,  Darle- 
henskassen  Ausdehnung   und    Rückhalt.    Den 
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Volks-  und  Weltwirtschaft  unter  dem  Einfluss  freiheitlicher  Ideen  (1775 — 1875). 
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ackerbautreibenden  Klassen  brachte  die  Zeit  der 
freiheitlichen  Strömungen  soziale  und  politische 
Reformen.  Was  die  aufgeklärten  Monarchen 
angefangen  und  die  Revolutionäre  mit  Unge- 
stüm weitergeführt  hatten,  kam  in  den  ersten 
Dezennien  des  19. Jh.  zum  Abschluss:  Die  Be- 
freiung des  Bauernstandes  und  des  Bodens 
überhaupt  von  den  feudalen  Lasten  und  Ein- 
engungen. Das  bürgerliche  Unternehmertum 
erreichte  sein  seit  langem  erstrebtes  Ziel:  Grund 
und  Boden  konnten  fortan  gekauft,  verkauft, 
belastet,  zerteilt  werden,  was  die  früher  herr- 
schende Rechtsordnung  verwehrt  hatte.  Das 
Seitenstück  zur  west-  und  mitteleuropäischen 
Bauernbefreiung  und  Grundentlastung (Preussen 
seit  1807,  Österreich  seit  1848)  bildet  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  in  Russland 
(1861)  und  die  Sklavenemanzipation  in 
den  aussereuropäischen  Kolonien,  namentlich 
in  Amerika,  wo  sie  sich  von  1808 — 88  hin- 
schleppte. 

Eine  Zeitlang  fanden  dabei  die  europäischen  Staa- 
ten, welche  landwirtschaftliche  Produkte  ausführen 
konnten,  wie  Österreich,  Deutschland,  Russland,  ihre 
Rechnung.  Aber  mehr  und  mehr  machten  sich  die 
neuen,  Raum  und  Zeit  überwindenden  Verkehrsmittel 
geltend.  Länder  mit  besserem  Boden  und  günstigerem 
Klima  traten  in  Wettbewerb  mit  den  zwar  nahe  bei- 
sammenliegenden, aber  kleinräumigen,  erschöpften  und 
teuer  produzierenden  Gebieten  alter  Kultur.  Nord-  und 
Südamerika,  das  pontische  Russland,  das  Kapgebiet, 
Ostindien,  Australien  brachten  solche  Mengen  von  pflanz- 
lichen und  tierischen  Erzeugnissen  jeder  Art  hervor, 
und  diese  kamen  trotz  der  Fracht  so  wohlfeil  auf  den 
Markt,  dass  die  europäische  Landwirtschaft  in  den  1870er 
Jahren  einer  chronischen  Krisis  anheimfiel.  Nicht 
nur  die  Preise  sanken,  sondern  es  wurde  auch  die  Ar- 
beit teurer,  da  die  Arbeitskräfte  Stall  und  Acker  ver- 
liessen,  um  in  den  aufschiessenden  Fabriken  Beschäf- 
tigung zu  suchen.  Im  Handumdrehen  verwandelten  sich 
Ackerbauländer,  die  früher  ländliche  Produkte  ausge- 
führt hatten,  in  Industriegebiete  mit  Lebensmitteleinfuhr. 

Aus  der  Umgestaltung  der  alten  Zustände  gingen 
die  drei  Klassen  der  Grossgrundbesitzer  einschliesslich 
der  Grosspächter,  der  Bauern  und  der  Taglöhner  her- 
vor, letztere  mit  gar  keinem  oder  zu  kleinem  Boden- 
besitz. In  manchen  Ländern  —  wie  in  Grossbritannien, 
Italien,  Spanien  —  fehlt  die  mittlere  Schicht  der  Bauern 
fast  ganz.  Als  die  notleidenden  Landwirte  aller  Kate- 
gorien nach  Staatshüfe  riefen,  war  auch  der  Staat  von 
der  Notwendigkeit  des  Beistandes  überzeugt,  so  sehr 
seine  Hilfe  auch  den  Lehren  der  bisher  herrschenden 
Nationalökonomie  widersprach. 

c  Die  Grossindustrie. 
Auf  industriellem  Boden  unter  der  Herr- 
schaft der  Lehre  des  ökonomischen  Indivi- 
dualismus und  Liberalismus,  die  den  Grund- 
satz: Laissez  faire,  laissez  aller  nicht  ge- 
prägt, aber  von  der  ihr  vorangegangenen  Schule 
der  Physiokraten  übernommen  hatte,  bildeteri 
sich  nie  dagewesene  Abhängigkeitsverhältnisse, 


unerhörte  Spannungen.  Hier  ist  die  sogenannte 
soziale  Frage  entstanden,  der  Gegensatz  zwi- 
schen den  kapitalistischen  Unternehmern  und  den 
besitzlosen  Lohnarbeitern.  Die  theoretisch  vor- 
eingenommene Staatskunst  enthielt  sich  nicht 
bloss  der  Eingriffe  in  das  freie  Spiel  der  Kräfte, 
sondern  sie  hob  die  alten  arbeiterfreundlichen 
Schutzgesetze,  wie  die  Elisabethanische  Lehr- 
lingsordnung von  1562,  auf,  verbot  die  auf 
Selbsthilfe  gerichteten  Bestrebungen  der  Arbei- 
ter und  nahm  bei  Zusammenstössen  Partei  für 
die  Unternehmer  durch  die  brutalste  Verwen- 
dung ihrer  Machtmittel.  War  es  ja  doch  dem 
Unternehmertum  gelungen,  parlamentarischen 
Einrichtungen  zum  Durchbruch  zu  verhelfen, 
wo  sie  noch  nicht  bestanden,  und  die  Parla- 
mente sowie  die  Provinzial-  und  Gemeinde- 
vertretungen ihren  Interessen  willfährig  zu  ma- 
chen. 

Dennoch  ward  auch  den  Unternehmern  bei 
soviel  Macht  und  Freiheit  allmählich  angst  und 
bange:  Die  nationale  und  namentlich  die  inter- 
nationale Konkurrenz,  von  der  man  sich  alles 
Heil  versprochen  hatte,  erwies  sich  als  Quelle 
unvorhergesehener  Bedrängnisse.  Die  Regel- 
losigkeit der  Produktion,  die  in  Überproduktion 
ausartete,  führte  zu  Krisen.  Die  Fabrikanten 
sahen  sich  gezwungen,  ihre  Artikel  möglichst 
wohlfeil  herzustellen,  Surrogate  und  Fälschungen 
auf  den  Markt  zu  bringen,  wobei  sie  häufig 
ihre  maschinellen  Einrichtungen,  bevor  diese 
noch  amortisiert  waren,  ändern  mussten,  um 
nur  konkurrenzfähig  zu  bleiben.  So  ging  denn 
eben  von  den  Grossindustriellen  in  den  70er 
Jahren  der  Ruf  nach  Schutzzöllen,  nach  Staats- 
hilfe aus. 

Unterdessen  hatten  das  Kleingewerbe  und 
die  Hausindustrie  einen  harten,  fast  vergeb- 
lichen Kampf  ums  Dasein  gegen  die  Gross- 
industrie geführt.  Durch  die  Gewerbefreiheit 
völlig  auf  sich  gestellt,  machten  sie  die  Erfah- 
rung, dass  ihnen  die  Selbsthilfe,  z.  B.  Genossen- 
schaften nach  dem  Schulze-Delitzschen  System 
(seit  1850)  nicht  Ersatz  für  das  Verlorene  bie- 
ten könne,  glaubten  vielmehr,  um  sich  behaup- 
ten zu  können,  des  gesetzlichen  und  admini- 
strativen Schutzes  der  öffentlichen  Gewalt  zu 
bedürfen. 

d.  Die  Arbeiterbewegung. 

Am  schwersten  wurden  durch  die  wirtschaft- 
liche Veränderung  die  Lohnarbeiter  ge- 
troffen. Frei,  aber  hilflos  stand  der  nunmehr 
isolierte  Arbeitnehmer  dem  kapitalistischen  Ar- 
beitgeber bei   der  Schliessung  des  Arbeitsver- 
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träges  gegenüber.  Die  Vereinigung  der  Schwa- 
chen wurde  zudem  durch  KoaHtions-  und  Streik- 
verbote hintangehahen ,  die  freilich  meistens 
schon  in  der  Hberalen  Epoche  aufgehoben  wur- 
den. Weniger  die  Unzulänglichkeit  der  Löhne, 
die  harte  Abhängigkeit  und  die  erbarmungslose 
Ausnützung,  als  die  Unsicherheit  seiner  Lage, 
drückte  dem  Dasein  des  Arbeiters  und  seiner 
Angehörigen  den  Stempel  des  Elends  auf.  Wie 
Grossbritannien  industriell  dem  übrigen  Europa 
vorangeeilt  war,  so  war  dort  auch  das  Massen- 
elend am  grössten. 

Ihren  Gipfelpunkt  erreichten  die  sozialen 
Übelstände  zwischen  1840  und  1870.  Wäh- 
rend dieser  Zeit  entstand  das  stramme  Klassen- 
bewusstsein  der  Arbeiter,  welches  allmählich 
das  religiöse,  nationale,  vaterländische  Gefühl 
zurückdrängte  und  von  Grund  aus  dem  Indi- 
vidualismus der  bürgerlichen  Freisinnslehre 
widersprach.  Der  Rückschlag  des  Proletariats 
gegen  das  ihm  aufgeladene  Schicksal  begann 
in  England  und  anderwärts  mit  regellosen 
Ausbrüchen  der  Selbsthilfe  gegen  die  öffent- 
liche Gewalt,  die  es  für  ihre  Pflicht  hielt,  die 
grosskapitalistische  Gesellschafts-  und  Rechts- 
ordnung durch  einseitige  Parteinahme  aufrecht- 
zuerhalten. 

Seit  1832  warfen  sich  Arbeiter  und  Kleinbürger 
Grossbritanniens  auf  Umtriebe,  deren  Ziel  dahinging, 
die  Macht  im  Staate  zu  erlangen  und  die  Verhältnisse 
nach  Wunsch  zu  gestalten.  Als  diese  Bewegung,  der 
sog.  Chartismus,  im  Jahre  1848  endgültig  gescheitert 
war,  suchte  das  englische  Arbeitertum  ohne  Kampf, 
durch  friedliche  Mittel  greifbare  Vorteile  rein  wirt- 
schaftlicher Art  zu  erlangen,  wie  denn  auch  die  lite- 
rarischen Wortführer  des  Inselreiches,  ein  Owen,  Car- 
lyle,  Ruskin,  Kingsley  unermüdlich  den  sozialen  Frie- 
den predigten.  Während  die  Arbeiter  ihre  Kraft  darauf 
konzentrierten,  durch  Gewerkvereine  (trades  unions), 
Einigungsämter,  Konsumvereine,  Ausstände  u.  dgl.  ihre 
Lage  innerhalb  des  bestehenden  Gesellschaftsaufbaues 
zu  verbessern,  fielen  ihnen  Schutzgesetze  und  politische 
Rechte  von  selbst  in  den  Schoss. 

Eine  ganz  andere  Beantwortung  fand  die  soziale 
Frage  im  übrigen  Europa,  vor  allem  in  Frankreich. 
Nachdem  schon  während  der  grossen  Revolution  das 
französische  Proletariat  in  Verbindung  mit  den  radi- 
kalen Bestandteilen  des  Bürgerstandes  die  Herrschaft 
an  sich  gerissen  hatte,  wiederholte  sich  diese  Allianz 
bei  den  Revolutionen  von  1830  und  1848.  Unterdessen 
hatte  die  Literatur  —  die  Schriften  von  Saint  Simon,  Ba- 
zard,  Enfentin,  Fourier,  Gäbet,  Proudhon  —  die  Köpfe  der- 
artig mit  utopistischen  Vorstellungen  erfüllt,  dass  es  schon 
1848  in  der  Juniusschlacht  und  1871  im  Kampfe  der 
Kommune  zu  blutigen  Auseinandersetzungen  zwischen 
den  Klassen  der  Besitzlosen  und  Besitzenden  kam,  wo- 
bei jene  den  kürzeren  zogen.  Obwohl  der  französische 
Sozialismus  sich  in  mehrere  Fraktionen  zersplitterte, 
hörte  er  nicht  auf,  weiterhin  nach  der  Herrschaft  in 
Staat  und  Gemeinde  zu  streben.  In  der  Blütezeit  des 
Utopismus,  unter  dem  Bürgerkönigtum  (1830 — 48),  ist 
auch  der  Anarchismus  entstanden. 


In  Deutschland,  dem  Lande  der  geringsten  gesell- 
schaftlichen Spannung,  entwickelte  sich  trotzdem  noch 
zur  Zeit,  als  es  mehr  ein  Agrar-  denn  ein  Industriege- 
biet war,  die  stärkste  und  andauerndste  proletarische  ^ 
Bewegung,  die  revolutionäre  Sozialdemokratie, 
deren  Väter  Karl  Marx  und  Ferdinand  Lassalle| 
waren. 

Anarchismus  und  Sozialdemokratie,  die  das  Zeitalter^ 
des  ungebundenen  wirtschaftlichen  Kräftespiels  erzeugt;; 
hat,  sind  Erbstücke  der  am  Ruder  stehenden  Gegen- 1 
Wartsgeneration  geworden,  welche  mit  den  einseitigen,| 
im  Sinne  der  Unternehmerklassen  gehandhabten  Frei- 
wirtschaftslehren  gebrochen  und  sich  auf  eine  höhere| 
Zinne  gestellt  hat,  um  der  sozialen  Gefahr  durch  Rück- 
sichtnahme auf  die  Interessen  und  Bedürfnisse  der  ar- 
beitenden Klasse  die  Spitze  abzubrechen. 

e.  Handel  und  Kaufmannschaft. 

Handel  und  Kaufmannschaft  sind  seit  der 
Merkantilzeit  so  wenig  unverändert  geblieben 
wie  die  Urproduktion  oder  die  Gewerbe.  Schon 
das  Entstehen  der  modernen  Post  im  17.  Jh. 
verschaffte  dem  Kaufmann,  der  bis  dahin  zum 
Nomadenleben  verurteilt  gewesen  war,  einen 
höhern  Grad  von  Sesshaftigkeit.  Es  trennte 
sich  immer  entschiedener  der  Handel  vom  Ver- 
kehr: Die  Spedition  wurde  ein  besonderer  Ge- 
schäftszweig. Neue  Berufstypen,  wie  der  Rei- 
sende und  der  Agent,  stellten  fortan  das  be- 
wegliche Element  im  Handel  dar.  An  fernen 
Orten  etablierten  sich  Kommissionshäuser.  Dem 
Wander-,  zumal  dem  Hausierhandel  zeigte  we- 
der die  Merkantil-,  noch  die  Freihandelszeit 
ein  freundliches  Gesicht. 

Im  ganzen  besass  bis  um  die  Mitte  des 
19.  Jh.  der  sesshafte  Gross-  und  Kleinhandel 
einen  unveränderlichen,  ehrenfesten,  spiessbür- 
gerlichen,  genügsamen  Charakter.  Aber  es  kam 
die  Zeit,  in  der,  namentlich  in  den  Städten,  die 
Idylle  ein  Ende  nahm,  die  Zeit  der  Handels- 
freiheit und  des  unbeschränkten  Wettbewerbs. 
Mit  der  gesamten  Umwelt  änderte  sich  die 
Seele  des  Geschäftsmanns,  der  oft  plötzlich  in 
das  Getriebe  der  Volks-  und  Weltwirtschaft 
hineingeschleudert  wurde.  Freilich  veränderten 
sich  häufig  nur  die  Vordergrunderscheinungen, 
während  es  weiter  hinten  beim  alten  blieb. 
Ein  Querschnitt  durch  die  moderne  Kultur- 
welt würde  uns  das  Nebeneinanderbestehen 
steinzeitlicher  Zustände  mit  den  raffiniertesten 
Gebilden  des  Tages  zeigen. 

Vor  allem  vermehrte  sich,  über  das  Wachs- 
tum der  Bevölkerung  hinaus,  die  Zahl  der 
Betriebe  und  der  am  Handel  beteiligten  Per- 
sonen. Gehörte  um  1850  in  Berlin  jeder  40. 
Mann  dem  kaufmännischen  Berufe  an,  so  war 
dies  um  1900  mit  jedem  4.  Manne  der  Fall. 
Dann  verlängerte  sich  die  Kette  der  Zwischen- 
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hände,  die  den  Produzenten  mit  dem  Konsu- 
menten verbinden.  Ferner  gewann  die  Spekula- 
tion und  jede  Gattung  gewagten  Handels  immer 
breiteren  Boden  und  erzeugte  nicht  so  sehr  einen 
ruhigen  Ausgleich  der  Preisunterschiede  an 
verschiedenen  Orten,  als  ein  beständiges  Schwan- 
ken und  Beben  mit  gelegentlichen  Eruptionen. 
Auch  nahm  der  kapitalistische  Grossbetrieb  nicht 
nur  im  Grosshandel  zu,  sondern  er  drang  auch 
in  den  Detailhandel.  Es  kamen  die  Gross ma- 
gazine,  die  Warenhäuser,  die  grossen 
Konsumvereine  auf,  woneben  sich  die  ka- 
pitalschwachen, geschweige  denn  die  bloss  mit 
Kredit  arbeitenden  Kleinhändler  nicht  erhalten 
konnten. 

Ein  Blick  auf  das  Chaos  der  im  Handel  zu- 
tage tretenden  Erscheinungen  lehrt,  dass  trotz 
jahrzehntelangem  Ringen  die  berechtigten  Dauer- 
formen des  Handels  noch  nicht  durchgedrun- 
gen sind.  Der  Unterschied  zwischen  der  Zunft- 
und  Merkantilzeit  einerseits  und  der  Freiwirt- 
schaftsepoche  andrerseits  zeigt  sich  vornehm- 
lich darin,  dass  diese  den  einstigen  Pflegling 
der  Behörden,  den  Gegenstand  ihrer  bevor- 
mundenden Fürsorge,  den  Konsumenten,  voll- 
ständig des  Schutzes  beraubt  und  ihn  zum 
blossen  Ausbeutungsobjekt  herabgedrückt  hat, 
da  sie  wesentlich  nur  den  Interessen  des  Gross- 
grundbesitzes und  der  Grossindustriellen  Rech- 
nung getragen  hat. 

f.  Geld,  Banken  und  Börsen. 
Nach  den  Befreiungskriegen  suchten  die  euro- 
päischen Staaten  zunächst  aus  ihrem  finanziellen 
Elend,  namentlich  der  Papiergeldwirtschaft,  her- 
auszukommen und  wieder  eine  metallische 
Währung  herzustellen,  was  denn  auch  mit  Hilfe 
der  Bankhäuser  und  Börsen  gelang.  Es  wäre 
nun  im  Geiste  der  weltbürgerlichen  Freiwirt- 
schaftslehren  gewesen,  eine  möglichst  umfas- 
sende Münzeinigung,  eine  Weltwährung,  her- 
beizuführen; jedoch  in  Wirklichkeit  kamen  nur 
der  lateinische  Münzbund  (1865)  und  die  skan- 
dinavische Münzunion  (1872)  zustande.  Das 
Geldwesen  blieb  eine  Angelegenheit,  welche  die 
Einzelstaaten  selbstherrlich  ordnen,  weder  durch 
Verträge  binden,  noch  der  individualistischen 
Willkür  und  privatwirtschaftlichen  Gewinnsucht 
ausliefern  wollten.  Einen  Umschwung  in  den 
Währungsverhältnissen  führte  die  Zunahme  der 
Goldausbeute  herbei  (siehe  den  Abschnitt 
Geld). 

Der  Sieg  des  Goldes  konnte  nur  gegen  den  hef- 
tigen Widerstand  der  Theorie  (Bimetallismus)  und  der 
Interessen  durchgesetzt  werden.  In  der  Tat  erregte  die 
Demonetisterung    des  Silbers    und    der    hierdurch   be- 


schleunigte Preisfall  dieses  Geldstoffs  gerechte  Beden- 
ken. Nachdem  die  Vermehrung  des  Silberumlaufs  im 
16.  und  17.  Jh.  das  uralte  Verhältnis  zwischen  den  bei- 
den Edelmetallen,  nämlich  1  :  10,  auf  1  :  15  herabge- 
drückt hatte,  trat  wieder  eine  lange  Zwischenzeit  ver- 
gleichsweiser Wertbeständigkeit  ein.  Erst  1874  ging 
die  Relation  über  1:16  hinaus,  um  nun  sprungweise 
gegen  Ende  des  Jahrhunderts  bis  auf  1  :  35  und  zeitweise 
noch  höher  zu  gelangen.  Von  den  Mengen  des  in  den 
letzten  400  Jahren  (1500—1900)  gewonnenen  Goldes 
und  Silbers  —  dem  Werte  nach  an  100  Milliarden  —  ist 
jedoch  nur  ein  Teil  zur  Münzprägung  verwendet  worden. 

Die  Edelmetall  Vorräte  der  zivilisierten  Mensch- 
heit schlummern  grösstenteils  in  den  sichern  Räu- 
men der  privilegierten  Zentralnotenbanken.  Ihre 
Funktion  als  Zahlungsmittel  haben  die  Clearing- 
häuser eingeschränkt,  ebenso  die  Geldersatz- 
mittel oder  Surrogate,  deren  Abarten  im  19.  Jh. 
ansehnlich  zugenommen  haben.  Das  wichtigste 
darunter  verdankt  dem  öffentlichen  Kredit  seine 
Bedeutung:  die  Bank-  beziehungsweise  Staats- 
note. Im  18.  Jh.  wurde  die  Noten-  oder 
Zettelbank  der  vornehmste  Banktypus,  wie 
im  Jahrhundert  vorher  die  Girobank. 

Trotz  der  vielen  Anleihen,  welche  die  Regierungen 
bei  ihren  Untertanen  aufnahmen,  waren  sie  oftmals 
gezwungen,  auch  im  Auslande  Geld  zu  suchen.  Im  18.  Jh. 
war  hauptsächlich  Amsterdam  mit  seiner  Börse  der 
Platz,  an  welchem  ausländische  Anleihepapiere  unter- 
gebracht werden  konnten,  allenfalls  auch  London  und 
Frankfurt  a.  M.  An  den  internationalen  Börsenplätzen 
wuchs  wieder  eine  internationale  Hochfinanz 
heran,  die  in  der  Zeit  des  Weltkrieges  um  so  unent- 
behrlicher als  Kreditvermittler  wurde,  als  eine  Reihe 
von  Staaten,  u.  a.  auch  die  drei  alliierten  Grossmächte: 
Preussen,  Österreich,  Russland,  bankrottierten.  Schon 
in  den  1820er  Jahren  überragte  das  Haus  Rothschild, 
von  den  fünf  Söhnen  des  hessischen  Hofagenten  Am- 
schel  Mayer  in  Frankfurt,  London,  Paris,  Wien,  Nea- 
pel getragen,  alle  Mitbewerber:  die  Baring,  Hope, 
Parish,Bethmann,Ouvrard,  Lafitteu.  s.  w.  Bald 
sammelten  sich  um  die  Grössen  der  verschiedenen  Börsen 
eine  wachsende  Zahl  gewerbsmässiger  Spekulanten,  und 
endlich  ergriff  die  Spielwut  auch  das  Laienpubhkum. 
Erst  die  verheerende  Krise  von  1873  und  die  ihr  fol- 
genden Stillstandsperioden  haben  dem  breiten  Publi- 
kum die  Beteiligung  an  der  Spekulation  verleidet.  Mitt- 
lerweile veränderte  sich  auch  das  Gefüge  des  Bank- 
wesens. Die  Neigung,  grosse  Unternehmungen  auf 
Aktien  zu  gründen,  griff  zuerst  im  Verkehr  (Eisen- 
bahnen) und  in  der  Industrie  um  sich,  teilte  sich  dann 
aber  dem  Geld-  und  Bankwesen  ebenfalls  mit.  Aktien- 
banken drängten  die  Einzelfirmen  immer  mehr  zurück 
und  verminderten  deren  Zahl.  Es  blieben  jedoch  meh- 
rere, die  zu  den  Welthäusern  gehören,  bestehen. 

g.  Freihandelspolitik. 
Der  Siegeszug  des  Freihandels  ist  von  Eng- 
land ausgegangen,  wo  der  Boden  durch  die 
Lehren  Adam  Smiths  und  seiner  Anhänger  auf- 
gelockert war.  Industrie  und  Handel  des  wirt- 
schaftlich stärksten  Landes  hatten  erleben  müs- 
sen, dass  ihnen  nach  dem  Sturz  Napoleons  I. 
die  Türen   überall   verschlossen   blieben.     Seit 
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der  Krisis  von  1815  traten  sie  für  die  Grund- 
sätze der  Freihandeissciiule  ein.  Die  Propaganda 
wurde  sofort  auch  in  das  Ausland  verpflanzt, 
in  welchem  die  freiheitlich  gesinnten  Parteien 
begierig  die  Schlagworte  des  konstitutionellen 
Musterlandes  aufgriffen  und  für  den  Freihandel 
schon  deshalb  schwärmten,  weil  dieser  das 
Wort  „frei"  enthielt.  England  suchte  aber  das 
Ausland  nicht  deshalb  für  den  Freihandel  zu 
gewinnen,  um  ihm,  sondern  um  sich  selbst 
zu  nützen;  denn  fielen  einmal  die  Schranken, 
welche  die  andern  Staaten  vor  dem  Eindringen 
der  englischen  Fabrikate  schützten,  so  war  man 
des  Erfolges  sicher,  d.  h.  des  Unterganges  der 
noch  schwachen  ausserenglischen  Grossindustrie. 
Schon  fand  die  kühne  Annahme  britischer  Heiss- 
sporne,  dass  kraft  der  internationalen  Arbeits- 
teilung England  „die  alleinige  Weltwerkstatt" 
sein  werde,  Widerhall  auf  dem  doktrinär  ver- 
blendeten Festlande. 

Das  grösste  Hindernis  des  praktischen  Frei- 
handels bildeten  in  England  die  toristischen 
Grossgrundbesitzer,  die  sich  durch  hohe  Le- 
bensmittel- und  Rohstoffzölle  eine  ausgiebige 
Grundrente  gesichert  hatten.  Hier  setzte  die 
Reform  schon  in  den  1820er  Jahren  ein  und 
zwar  unter  Führung  der  gemässigten  Tories, 
an  deren  Spitze  die  Minister  Canning  und  H us- 
kisson  standen.  Das  Reformwerk  setzte  dann 
Robert  Peel  in  den  1840er  Jahren  fort,  unter- 
stützt von  der  Anticornlawleague,  einer  agi- 
tatorischen Meisterschöpfung  der  Manchesterer 
Baumwollmagnaten,  welche  die  Aufhebung  der 
Getreidezölle  anstrebten,  um  ihre  politischen 
Gegenfüssler,  die  Landbarone,  zugrunde  zu 
richten.  So  wurde  denn  auch  1846 — 49  der  Korn- 
zoll aufgehoben  und  durch  eine  geringfügige 
statistisch  eGebührersetzt,diel  869  gleichfalls 
verschwand.  Peel  wurde  noch  überboten  durch 
den  ultraliberalen  Gladstone,  der  in  den  1850er 
und  60er  Jahren  das  bis  zur  Stunde  gültige  Sy- 
stem ausgebaut  hat:  keine  Ausfuhr-,  Durchfuhr- 
und  Einfuhrzölle,  keine  Unterschiedszölle  in  den 
Kolonien,  Gleichstellung  der  fremden  und  kolo- 
nialen Schiffahrt  mit  der  eigenen,  hingegen 
ausgiebige  Finanzzölle  auf  fremdländische  Ar- 
tikel des  Massenluxus:  Wein,  Bier,  Spirituosen, 
Kaffee,  Tee,  Kakao,  Tabak,  Zucker  (bis  1875), 


getrocknete  Früchte,  Spielkarten.  Bis  zur  Höhe 
des  britischen,  übrigens  auch  nicht  absoluten, 
sondern  gewissermassen  hinkenden  Freihandels 
hat  sich  keiner  der  Staaten  erhoben,  die  in  den 
1860  er  Jahren  mit  England  freisinnige  Han- 
delsverträge schlössen,  welche  zusammen  das 
„System  der  westeuropäischen  Freihandelsver- 
träge" genannt  werden. 

Den  ersten  derartigen  Vertrag  schloss  Frank- 
reich. Nach  dem  britischen  Unterhändler,  dem 
Führer  der  Manchestermänner,  erhielt  er  den 
Namen  Cobden-Vertrag  (23.  1.  1860).  Die 
Bekehrung  des  Hauptlandes  der  schutzzöll- 
nerischen  Protektion  zum  Freihandel  war  ein 
so  durchschlagender  Erfolg,  dass  sich  die  üb- 
rigen europäischen  Staaten  beeilten,  mit  Eng- 
land und  untereinander  ins  reine  zu  kommen. 
Aber  schon  um  die  Mitte  der  1870  er  Jahre 
hörte  man  Chamade  blasen.  Als  dann  der  all- 
gemeine schutzzöllnerische  Rückschlag  eintrat, 
beharrte  das  stolze  Albion  bei  seinen  Grund- 
sätzen, die  freilich  derart  durchlöchert  und  zer- 
mürbt wurden,  dass  ihre  Fortdauer  in  Frage 
steht.  Für  England  bedeutet  diese  Wendung 
den  Abschied  von  der  Epoche,  in  der  es  am 
entschiedensten  seine  Produktion  und  seinen 
Reichtum  vermehrt  hatte. 

Nicht  bloss  für  Grossbritannien,  sondern  auch  für 
die  andern  Länder  europäischer  Gesittung  zu  beiden 
Seiten  des  Weltmeers  war  die  Friedenszeit  zwischen 
1815  und  48  eine  Zeit  der  wirtschaftlichen  Sammlung 
und  Erhebung,  die  Kriegszeit  von  1848 — 78  eine  solche 
des  reissendsten  Fortschritts  gewesen,  obwohl  rasch 
aufeinander  folgende  Krisen  die  aufsteigende  Linie  stö- 
rend unterbrachen.  Während  in  der  ersten  Jahrhundert- 
hälfte die  orkanartig  wirkenden  Krisen  eine  Beson- 
derheit Englands  und  der  Union  zu  sein  schienen,  die 
die  Nationalwirtschaften  Europas  fast  unberührt  Hessen 
—  so  die  Krisen  von  1815,  1825,  1837/39,  1847  — 
haben  wegen  des  vermehrten  weltwirtschaftlichen  Zu- 
sammenhanges die  Krisen  der  2.  Jahrhunderthälfte  weite 
Kreise  gezogen  und  meistens  das  Eintreten  langjähriger 
Stockungen  vorausverkündigt.  Die  ausgedehnte  Er- 
schütterung von  1857  ging  rasch  vorüber,  die  von 
1866  griff  nicht  weit  um  sich,  aber  der  „grosse  Krach" 
von  1873  zog  eine  das  Welt  Wirtschaftsgebiet  umfassende 
chronische  Depression  nach  sich,  der  ein  Aufschwungs- 
zwischenspiel 1879 — 82  und  seit  1882  wiederum  eine 
allgemeine  Stockung  folgte.  Einen  1887  beginnenden 
Aufschwung  lähmte  alsbald  die  Krisis  von  1890,  der 
nach  dem  glänzenden  Jahrfünft  1895—1900  abermals 
ein  Rückschlag  nachhinkte,  der  erst  Ende  1903  zu  wei- 
chen anfing. 
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1.  Staats-  und  Volkstum. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  im  letz- 
ten Viertel  des  19.  Jh.  eine  Wendung  in  der 
Wirtschafts-,  ja  in  der  Weltpolitik  eingetreten 
ist,  für  die  einen  Generaltitel  anzuwenden  noch 
nicht  die  Zeit  gekommen  sein  dürfte.  Die 
jüngste  Epoche  ist  schlechthin  die  neumer- 
kantilistische  oder  imperialistische  ge- 
nannt worden.  In  der  Tat  sind  Strömungen 
vorhanden,  für  welche  diese  Prädikate  passen; 
aber  es  dauern  auch  die  dem  vorausgehenden 
Zeitalter  angehörigen  Richtungen  fort  und  viel- 
fach wird  nur  am  historisch  Gewordenen,  am 
Überkommenen  weiter  gebaut.  Ein  bemerkens- 
werter Unterschied  in  den  Anschauungen  ge- 
genüber dem  politischen  und  wirtschaftlichen 
Liberalismus,  der  zwischen  1789  und  1875 
herrschte,  hat  bewirkt,  dass  der  Staat  die  ihm 
zugedachte  Rolle  des  tat-  und  kraftlosen  Zu- 
schauers nicht  weitergeführt,  sondern  die  Lei- 
tung der  Wirtschaftspolitik  in  seinem  Sinn 
wieder  machtvoll  angefasst  hat.  Er  tat  dies  im 
bewussten  Gegensatz  zu  den  selbstsüchtigen  Be- 
strebungen von  Individuen,  Klassen  und  Grup- 
pen, auf  Wunsch  und  unter  dem  Beifall  brei- 
ter Volksschichten,  die  durch  das  ungeregelte 
Spiel  der  sich  selbst  überlassenen  Kräfte  ins 
Gedränge  gekommen  waren,  und  zum  Miss- 
vergnügen derjenigen  Elemente,  die  von  der 
Lockerung  des  Staats-  und  Gesellschaftsbaues 
Vorteil  gehabt  und  dessen  baldigen  Zusam- 
mensturz erhofft  hatten.  Dass  sich  der  Staat 
seiner  Kraft  und  Pflicht  von  neuem  bewusst 
ward,  zeigte  sich  nicht  bloss  in  der  innern 
Wirtschaftspolitik  —  der  Landwirtschafts-,  Ge- 
werbe-, Verkehrs-,  Handels-,  Sozialpolitik  — 
sondern  vor  allem  in  dem  gesteigerten  Bestre- 
ben, die  nationalen  Sonderinteressen  nach  aussen 
zu  schützen  und  zu  fördern,  sowie  den  wirt- 
schaftlichen Spielraum  seiner  Angehörigen  auf 
jede  Weise,  wenn  nötig  mit  Gewalt,  zu  ver- 
grössern.  Das  kennzeichnende  Merkmal  des 
neumerkantilistischen  Imperialismus  bildet  ge- 
rade die  Vereinigung  des  nationalen  Gedan- 
kens mit  dem  Streben  nach  Ausdehnung  und 
Weltherrschaft,  der  Exklusivität  mit  der  Uni- 
versalität. „Die  heutigen  Nationen,"  sagt  Erich 
Marcks,  „wollen  auch  in  ihrer  Weltpolitik,  sich, 
ihre  Eigenart,  ihren  Fortbestand  in  drohender 
Zukunft,   den   Fortbestand  ihrer  Macht,  aber 


zugleich  ihrer  Rasse,  ihrer  Kultur  verteidigen 
und  sichern."  Wie  in  der  Kunst,  so  besteht 
auch  in  der  Weltwirtschaft  und  Weltpolitik 
eine  „Moderne"  von  ausgesprochenstem  Ge- 
gensatz zur  idealistischen  Tradition. 

2.  Das  neue  Staatensystem. 

Die  Staatenwelt  hatte  sich  schon  lange  ver- 
ändert, bis  nachträglich  die  Erkenntnis  zum 
Durchbruch  kam,  dass  das  System  der  fünf 
Grossmächte  (Pentarchie),  wie  es  die  Zeit  der 
fünf  Kongresse  geschaffen,  nicht  mehr  bestehe 
und  dass  das  überlieferte  Prinzip  des  „euro- 
päischen" Gleichgewichts  relativ  belanglos  ge- 
worden sei.  Gegen  Ende  des  19.  Jh.  ist  ein 
völlig  verändertes  Bild  der  politischen  Rang- 
stufenfolge, in  den  Seelen  lebendig  gewor- 
den, der  Gesichtskreis  ist  über  seine  euro- 
päische Beengtheit  hinausgewachsen,  wie  schon 
vorher  die  Macht  und  Kultur  des  gebietenden 
Erdteils.  So  stehen  denn  heute  drei  Grösst- 
m ächte  an  der  Spitze  der  aus  62  Einzelge- 
bilden zusammengesetzten  Staatenwelt:  das  bri- 
tische Reich  —  mit  seinen  29.4  Mill.  qkm 
Fläche  und  ca.  400  Mill.  Einwohnern,  das 
grösste  Weltreich,  das  je  vorhanden  war,  sie- 
ben- bis  achtmal  grösser  als  das  Römerreich 
—  das  russische  Reich  (22.2  Mill.  qkm  mit 
130  Mill.  Einwohnern)  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (9.8  Mill.  qkm  mit  85 
Mill,  Einwohnern).  An  diese  drei  Grösststaaten, 
die  zusammen  fast  die  Hälfte  der  bewohnbaren 
Erdoberfläche  einnehmen,  reihen  sich  als  aktive 
Potenzen  der  Weltpolitik  zunächst  drei  Gross- 
staaten: das  Deutsche  Reich,  Frankreich  und  das 
europäisch  zivilisierte  Japan,  hinter  denen  Öster- 
reich-Ungarn und  Italien  an  Ausdehnungskraft 
und  darum  an  Weltbedeutung  erheblich  zu- 
rückstehen. In  vierter  Linie  befinden  sich  meh- 
rere lebensfrische  Kleinstaaten,  die  den  Be- 
ruf zu  fernerer  Selbständigkeit  in  sich  tragen: 
die  Niederlande  mit  ihrem  beneidenswerten 
Kolonialbesitz,  Belgien,  die  Schweiz,  die  skan- 
dinavischen Länder.  Eine  Gruppe  für  sich  bil- 
den die  wirtschaftlich  tiefstehenden,  überschul- 
deten Staaten  der  Pyrenäen-  und  Balkanhalb- 
insel, desgleichen  die  Mischlingsrepubliken 
Mittel-  und  Südamerikas  —  Länder,  deren  Schick- 
sal von  den  leitenden  Mächten  und  deren  Ne- 
benbuhlerschaften abhängt.  Auch  die  mohamme- 
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danischen  Staaten  Asiens  und  Afrikas,  einschliess- 
lich der  Türkei,  schaffen  sich  ihr  Geschick 
nicht  mehr  selbst  und  harren  der  Besitznahme 
durch  die  im  Wettbewerb  obsiegenden  Mächte. 
Wie  sich  die  Zukunft  Chinas,  des  volkreich- 
sten aller  Staaten  mit  fremdartiger  Zivilisation 
und  des  Lieblingsobjektes  geheimer  Aufteilungs- 
gelüste, gestalten  wird,  ist  seit  dem  russisch- 
japanischen Kriege  (1904)  dunkler  denn  je. 
Tatsächlich  setzte  die  neue  Teilung  der 
Erde,  soweit  sie  sich  während  der  letzten 
zwanzig  Jahre  in  Afrika,  Ozeanien,  Asien  voll- 
zogen hat,  die  Wirksamkeit  von  Grundsätzen 
und  Tendenzen  voraus,  welche  seit  der  Mer- 
kantilperiode verfemt  waren  und  deshalb  min- 
destens verhehlt  wurden.  Die  einst  zurückge- 
stellten Werte  kamen  von  neuem  in  Umlauf; 
die  Welt  erkannte  wieder,  was  der  Raum  be- 
deute; sie  besann  sich  auf  die  alte  Wahrheit, 
dass  der  qualifizierte  Boden  das  höchste  der 
gegenständlichen  Güter  sei  und  dass  eine  er- 
folgreiche Wirtschaftspolitik  im  Landheer  und 
in  der  Kriegsflotte  einen  Widerhalt  besitzen 
müsse. 

3.  Das  Deutsche  Reich. 

Von  wo  ist  der  Übergang  zum  Imperialis- 
mus ausgegangen?  Wo  hat  sich  eine  zielbe- 
wusste  Machtpolitik  nicht  nur  nach  aussen  den 
Überlieferungen  der  Freihandelsperiode  ent- 
gegengestellt, sondern  wo  vor  allem  hat  der 
Staat  die  Regelung  seiner  volkswirtschaftlichen 
und  sozialen  Angelegenheiten,  den  freisinnigen 
Grundsätzen  zum  Trotz,  wieder  in  die  Hand 
genommen?  Gewiss  war  an  mehr  als  einem 
Orte  der  Umschwung  wohl  vorbereitet  und 
automatisch  bereits  im  Gang.  Aber  der  Stein 
ist  doch  eigentlich  durch  die  Bildung  des 
Deutschen  Reiches  unter  preussischer  Füh- 
rerschaft ins  Rollen  gekommen.  Ja,  man  könnte 
sagen,  es  sei  durch  einen  Einzelnen  geschehen, 
durch  Bismarck,  den  Urheber  der  nationalen 
Machtpolitik.  So  wie  das  Deutsche  Reich  alle 
Staaten  gezwungen  hat,  seine  militärischen  Ein- 
richtungen nachzubilden  und  ihre  eigenen  Kräfte 
aufs  äusserste  anzuspannen,  so  hat  es  überhaupt 
dadurch,  dass  es  in  Handel  und  Gewerbe  den 
zweiten  Platz  hinter  England  erklomm,  durch 
seine  Rückkehr  zum  Schutzzoll,  durch  seine 
Währungs-,  Kolonial-,  Sozial-  und  Agrarpoli- 
tik epochemachende  Wirkungen  ausgeübt  und 
Gegenwirkungen  hervorgerufen.  Es  hat  para- 
digmatisch die  Freuden  und  Leiden  der  Ent- 
wicklung unter  den  anders  gewordenen  Welt- 
verhältnissen zu  kosten  bekommen. 


Bekanntlich  war  Deutschland  lange  vor  der 
Neugründung  des  Reiches  bereits  volkswirt-j 
schaftlich,  durch  den  Zollverein,  zusammen- 
geschlossen und  zwar  unter  der  Führun| 
Preussens,  das  zweimal  (1853  und  1865)  der 
Eintritt  seines  Nebenbuhlers,  Österreich,  in  der 
Verein  hintertrieb,  jedoch  ihm  Vorzugsrechte  zu- 
gestand. Der  massige  Zollschutz,  den  das  Ver^ 
einsgebiet  genoss,  kam  der  schwachen  Industrie 
zugute,  ohne  die  Einfuhr  fremder,  namentlict 
englischer  Gewerbserzeugnisse  zu  verhindern^ 
was  wieder  die  Ausfuhr  der  überschüssiger 
Rohprodukte  erleichterte.  In  den  1 860er  Jähret 
folgte  der  Zollverein  der  europäischen  Frei^ 
handelsbewegung  und  schloss,  zum  Teif 
aus  politischen  Gründen,  nach  allen  Seiten  Ver- 
träge mit  geringen  Zollsätzen  und  mit  der  be- 
quemen Meistbegünstigungsklausel.  Die  liberale 
Strömung  behielt  auch  noch  die  Oberhand, 
als  der  Norddeutsche  Bund  gegründet  wurde 
(1867)  und  das  neue  Deutsche  Reich  nach- 
folgte (1871).  Aber  nun  kamen  die  fünf  Milli- 
arden der  französischen  Kriegskontribution  ins 
Land,  das  Gründungsfieber  brach  aus,  es  folgte 
die  Krisis  von  1873,  der  eine  fünfjährige 
Stockung  nachrückte,  und  zugleich  begann  die 
durch  den  ausländischen  Wettbewerb  hervor- 
gerufene Landwirtschaftskrise  fühlbar  zu  wer- 
den. Diese  und  andere  Ursachen  führten  den 
Bruch  mit  der  bisherigen  Handelspolitik  und 
den  Übergang  zum  autonomen  Zollschutz 
herbei,  der  den  unentwegt  protektionistischen 
Fabrikanten  und  den  ehemals  freihändlerischen 
Landwirten  gleich  erwünscht  war.  Massgebend 
für  diese  Umwälzung  war  die  gleichzeitige 
Reform  der  Reichsfinanzen;  tatsächlich  ist  der 
Ertrag  der  Reichszölle  von  ca.  100  (1877)  auf 
beinahe  500  Millionen  Mark  gestiegen  —  eine 
notwendige  Einnahmequelle  angesichts  der  stei- 
genden Ausgaben  und  des  Wachstums  der 
Reichsschuld.  Die  Tarife  von  1879,  1883,1887 
bezeichnen  ebenso  viele  Stufen  des  Ansteigens 
der  Fabrikats-  und  des  Ansteigens  der  Agrar- 
zölle.  Nach  Bismarcks  Abdankung  (1 890)  kehrte 
das  Reich  zum  Prinzip  der  Konventional- 
tarife zurück,  ohne  den  Festboden  des  soli- 
darischen Zollschutzes  zu  verlassen,  schloss 
sich  dem  Österreich-Ungarn,  Italien,  die  Schweiz, 
Belgien  umfassenden  System  der  mitteleuro- 
päischen Handelsverträge  an  (1891|2),  been- 
digte die  mit  Russland  und  Spanien  ausge- 
brochenen Zollkriege  und  arbeitete  dann  an 
der  Erneuerung  der  ablaufenden  Traktate  auf 
Grundlage  des  autonomen,  erhöhte  Industrie- 
und  Landwirtschaftszölle  enthaltenden  Tarifs  von 
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1902.  Der  Plan  eines  mitteleuropäischen 
Zollvereins,  dessen  Ziel  hätte  sein  sollen, 
den  imperialistischen  Gelüsten  der  drei  Welt- 
reiche die  Spitze  zu  bieten,  ist  nicht  verwirk- 
licht worden. 

Der  wirtschaftliche  Aufschwung  Deutschlands 
seit  1871  wies  es  in  verstärktem  Mass  auf  die 
BahnderMacht-  und  Ausdehnungspolitik. 
Es  musste  tun,  was  auch  die  andern  taten, 
die  grösseren,  gewaltigeren,  nicht  mehr  einzu- 
holenden. Gegen  die  Weltpolitik  traten  die 
ausschliesslich  europäischen  Angelegenheiten 
nach  und  nach  überall  in  den  Hintergrund: 
die  französischen  Rachepläne  sowohl,  als  auch 
die  Allianzsysteme  (deutsch-österreichisch-itali- 
enischer Dreibund  1883,  französisch-russischer 
Zweibund).  Es  ergab  sich  als  die  oberste 
aller  Notwendigkeiten,  den  deutschen  Aussen- 
handel  zu  schirmen  und  zu  sichern,  der  Mehr- 
heit des  Volkes  die  Daseinsgrundlagen  zu  er- 
halten. Es  war  kein  Geheimnis,  dass  die  Grösst- 
mächte  das  Emporsteigen  Deutschlands  mit 
scheelen  Augen  betrachteten  und  dem  Ein- 
dringling Schwierigkeiten  zu  bereiten  suchten. 
Sind  doch  der  grösste  Binnen-  und  der  grösste 
Seehandelsplatz  des  Kontinents,  Berlin  und  Ham- 
burg, auf  deutschem  Boden  gelegen;  hat  doch 
der  deutsche  Aussenhandel  gegenwärtig 
eine  Durchschnittshöhe  von  1 1  Milliarden  Mark 
erreicht  gegen  5 — 6  anfangs  der  1870er  Jahre, 
so  dass  er  dem  französischen  und  amerika- 
nischen Gesamthandel  einen  Vorsprung  abge- 
wonnen hat  und  nur  hinter  dem  grossbritan- 
nischen um  ca.  5  Milliarden  zurücksteht.  Aber 
die  Höhe  der  Einfuhr,  die  die  stark  schwan- 
kende Ausfuhr  um  durchschnittlich  P/g  Milli- 
arden überragt,  liefert  den  Beweis,  dass  das 
Deutsche  Reich  einer  der  Industriestaaten 
geworden  ist,  die  zu  ihrem  Fortbestand  frem- 
de Lebensmittel  und  Rohstoffe  nötig  haben. 
Während  das  Zollvereinsgebiet  noch  um  1860 
land-  und  forstwirtschaftliche  Erzeugnisse  zu 
exportieren  imstande  war,  führt  es  heute  Pro- 
dukte dieser  Art  im  Werte  von  2^/2  Milliarden 
ein,  obwohl  seine  eigene  agrarische  Produktion 
sich  auf  etwa  7  Milliarden  Jahreswert  beläuft. 
Hierzu  kommt  ein  Betrag  von  abermals  21/2 
Milliarden  für  Rohstoffe  und  für  Erzeugnisse 
heisserer  Zonen,  welche  teils  gewerblichen 
Zwecken,  teils  der  Befriedigung  des  Massen- 
luxus dienen.  Vorderhand  vermag  das  Reich 
seine  Einfuhren  noch  durch  seine  Ausfuhr  von 
Fabrikaten,  Eisen,  Kohle,  durch  seine  Reederei- 
gewinne (ca.  200  Millionen  Mark),  durch  die 
Zinsen  seiner  im  Auslande  arbeitenden  Kapi- 


talien zu  decken  (letztere  werden  auf  20  Milli- 
arden veranschlagt).  Dieser  über  die  ganze  Erde 
ausgebreitete  Handel  ist  zu  drei  Vierteilen 
Seehandel,  den  nur  eine  starke  Seemacht 
wirksam  schützen  kann  (Flottengesetz  von  1900). 
Allein  was  helfen  alle  Mittel  gegen  die  zuneh- 
mende schutzzöllnerische  Abschliessung  der 
grossen  und  grössten  Reiche,  die  zum  Teil 
schon  deswegen  dem  Deutschen  Reich  über- 
legen sind,  weil  sich  ihr  Gebiet  durch  alle 
Zonen  hinerstreckt  und  weil  sie  fremder  Zu- 
fuhren nur  in  geringem  Mass  bedürfen,  zumal 
wenn  daneben  ihre  Industrie  auf  der  Höhe 
ihrer  Urproduktion  steht  oder  in  absehbarer 
Zeit  stehen  wird?  So  gilt  es  denn  vor  allem, 
sich  nicht  abdrängen  zu  lassen,  wo  dem  Wett- 
bewerb der  Nationen  die  Türen  noch  offen 
stehen,  wie  in  Mittel-  und  Südamerika  oder 
in  Vorder-  und  Ostasien,  und  den  entgegen- 
stehenden Bestrebungen  Trotz  zu  bieten. 

Volkswirtschaftliche  Beweggründe  mancher- 
lei Art  und  Anregungen  von  privater  Seite 
führten  seit  den  1880er  Jahren  den  Erwerb 
von  Schutzgebieten  in  fremden  Erdteilen 
durch  das  Reich  herbei.  Wenn  das  deutsche 
Volk  bei  der  ersten  Teilung  der  Erde  im  Ent- 
deckungszeitalter und  bei  den  Umteilungen  der 
Merkantilperiode  leer  ausgegangen  war,  so 
wollte  es  die  neue  Teilung  in  Afrika,  Ozeanien, 
Ostasien  nicht  unbenutzt  vorübergehen  lassen, 
reizte  jedoch,  trotz  seiner  Bescheidenheit  im 
Zugreifen,  die  Gier  der  erbgesessenen  Kolonial- 
mächte in  nicht  vorherzusehendem  Mass.  Wohl 
hat  das  Deutsche  Reich  bei  der  Teilung  Afri- 
kas (Kamerun,  Togo,  Südwestafrika,  Ostafrika), 
bei  der  Annexion  ozeanischer  Inselgebiete  (Kai- 
ser Wilhelmsland,  Bismarck- Archipel,  Marschall- 
inseln, 1899  Samoa),  bei  der  Anknapperung 
Chinas  (Kiautschou  1898)  und  bei  der  Liqui- 
dation des  spanischen  Kolonialbesitzes  (Mari- 
anen,  Karolinen,  Palaos  1899)  eine  Fläche  von 
2.6  Millionen  qkm  mit  12 — 13  Millionen  Ein- 
wohnern erworben;  aber  es  sind  Gebiete,  die 
bisher  weder  für  die  Kolonisation,  noch  für  die 
Kultivation  erhebliche  Bedeutung  erlangt  haben 
und  vorläufig  schwer  auf  den  Reichssäckel 
drücken.  Gutes,  okkupierbares  Kolonialland  ist 
derzeit  auf  unserem  kleinen  Planeten  nicht 
mehr  zu  haben.  Das  deutsche  Volk  leidet  mehr 
denn  je  an  dem  urgermanischen  Erbübel :  Ra  u  m- 
not  bei  überquellender  Volkszahl. 

Vom  16. — 18.  Jh.  war  Deutschland  der 
Werbeplatz  für  die  Soldtruppen  und  die  ste- 
henden Heere  Europas,  obwohl  es  nach  dem 
dreissigjährigen  Krieg  selbst  keinen  Menschen- 
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überfluss  besass.  Seit  dem  18.  Jh.  beteiligten 
sich  die  Deutschen  an  der  Besiedelung  Ame- 
rikas. Während  zwischen  1700  und  1800  nur 
100000  Deutsche  jenseits  des  Ozeans  eine 
neue  Heimat  gegründet  haben,  beträgt  die  Zahl 
der  deutschen  Auswanderer  im  19.  Jh.  5—6 
Millionen.  Dessenungeachtet  ist  die  Bewohner- 
schaft des  zum  heutigen  Reich  gehörigen  Bodens 
von  20  Millionen  Seelen  im  Anfang  des  19.  |h. 
auf  40  im  Jahre  1870  und  auf  60  in  der  Ge- 
genwart gestiegen,  während  sich  die  Oesamt- 
bevölkerung  Europas  innerhalb  des  19.  Jh. 
von  200  auf  400  Millionen  vermehrt,  also  nur 
verdoppelt  hat. 

Es  würde  zu  weit  führen,  nur  das  wich- 
tigste aufzuzählen,  was,  seit  dem  Bruch  mit 
den  Grundsätzen  der  Freiwirtschaft,  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  getan  haben,  um  die 
schrankenlose  Ungebundenheit  des  wirtschaft- 
lichen Treibens  zu  zügeln  und  die  Volkswohl- 
fahrt zu  fördern.  Nur  der  sozialpolitischen 
Massnahmen  sei  im  Vorübergehn  gedacht:  der 
Arbeiterversicherung  (1883 — 89)  und  der  Ar- 
beiterschutzgesetze (1891  ff.) 

4.  Italien  und  Österreich-Ungarn. 

Italien,  das  mit  Deutschland  noch  zu  Be- 
ginn des  16.  Jh.  an  der  Spitze  des  Welthan- 
dels gestanden  hatte,  teilte  mit  diesem  das 
Schicksal  tiefster  Gesunkenheit  und  erneuten 
Emporsteigens.  Aber  schwerer  als  das  zuerst 
bündisch,  dann  staatlich  geeinigte  Deutschland 
hat  sich  Italien  aus  der  Fremdherrschaft  und 
Zersplitterung  herausgearbeitet;  bis  zur  Gegen- 
wart hat  das  seit  1861  bestehende  Königreich 
mit  seinen  misslichen  Wirtschafts-  und  Finanz- 
verhältnissen zu  kämpfen'  gehabt.  Der  Erfolg 
ist  nicht  ausgeblieben,  soweit  er  sich  in  einem 
Lande  einstellen  kann,  das  zu  wenig  Getreide 
hervorbringt,  zu  wenig  Metalle  und  keine 
Kohlen  hat.  Als  das  geeinigte  Königreich  ins 
Leben  trat,  waltete  die  freihändlerische  Rich- 
tung vor;  aber  aus  fiskalischen  Gründen  musste 
Italien  alsbald  seine  Zölle  erhöhen;  1878  ent- 
schloss  es  sich  zur  autonomen  Tarifpolitik, 
1891  reihte  es  sich  den  mitteleuropäischen 
Vertragsstaaten  an.  Einen  Misserfolg  erlitt  es, 
als  es  an  der  ostafrikanischen  Küste  die  ery- 
thräische  Kolonie  gegründet  hatte  (1885) 
und  diese  auf  Kosten  Abessiniens  auszudehnen 
suchte.  Seit  der  Niederlage  bei  Adua  (1896) 
führt  die  italienische  Siedelung  ein  hoffnungs- 
loses Scheinleben. 

In  koloniale  Abenteuer  hat  sich  der  Länder- 
und Völkerkomplex  nicht  eingelassen,  der  bis 


1867  Kaisertum  Österreich  hiess  und  seitdem 
die  österreichisch-ungarische  Monar- 
chie genannt  wird.  Ausdehnungsbestrebungen 
oder  gar  imperialistische  Tendenzen  wohnen 
diesem  Staate  nicht  inne,  seitdem  seine  poli- 
tischen Verbindungen  mit  Italien  und  Deutsch- 
land zerhauen  worden  sind.  Nur  will  er  bei 
der  Auflösung  der  Türkei  nicht  leer  ausgehen, 
wie  die  Besitznahme  Bosniens  und  der  Her- 
zegowina (1878)  zeigt  Wirtschaftlich  gehört 
Österreich-Ungarn  zu  den  Ländern,  die  sich 
einer  aktiven  Handelsbilanz  erfreuen,  d.  h.  mehr 
aus-  als  einführen,  und  sich  selbst  genügen, 
soweit  es  ohne  Anteil  an  den  Tropen  möglich 
ist.  Auch  Österreich-Ungarn  ist  mit  seinen 
üblen  Finanz-  und  Währungsverhältnissen  fertig 
geworden,  einem  Vermächtnis  aus  der  Zeit 
einer  seine  Kräfte  übersteigenden,  den  Frei- 
heits-  und  Nationalitätsideen  des  Jahrhunderts 
widerstreitenden  Grossmachtspolitik.  Sein  De- 
fizit ist  geschwunden  (1889),  seine  Renten 
haben  den  Paristand  erreicht  (1895),  seine 
Staatsnoten  sind  aus  dem  Verkehr  gezogen, 
seit  1900  gehört  es  zu  den  Goldwährungs- 
ländern. Nachdem  der  Kaiserstaat  bis  zur 
Revolution  1848 — 49  am  josefinischen  Ver- 
botsystem festgehalten  hatte,  ging  er  zu  einem 
schrittweise  gemilderten  Hochschutz  über,  um 
sich  1865  dem  siegreichen  Freihandel  in  die 
Arme  zu  werfen.  Das  Hilfegeschrei  der  Gross- 
industriellen erwirkte  die  Kündigung  der  frei- 
händlerischen Verträge  und  die  Rückkehr  zum 
Schutzzoll  (autonome  Tarife  von  1878  und 
1882).  Den  Fabrikanten  gesellten  sich  die 
von  der  russischen  und  rumänischen  Konkur- 
renz bedrängten  Landwirte  bei,  so  dass  in 
den  Tarif  von  1 887  auch  Agrarzölle  Aufnahme 
fanden.  1891  wandte  sich  Österreich-Ungarn 
dem  System  der  mitteleuropäischen  Konven- 
tionaltarife zu  und  steht  jetzt  vor  der  Erneue- 
rung der  Handelsverträge;  aber  seit  Jahr  und 
Tag  ist  das  staatliche  Leben  auch  nach  der 
wirtschaftlichen  Seite  hin  durch  die  parlamen- 
tarische Obstruktion  gelähmt.  Der  Ausgleich 
mit  Ungarn  und  die  Dualisierung  der  Monar- 
chie (1867)  hat  die  Zoll-  und  Handelseinheit 
der  beiden  Reichshälften  nicht  aufgehoben. 
Mittlerweile  sucht  jedoch  das  überwiegend 
agrarische  Ungarn  durch  künstliche  Züchtung 
einer  nationalen  Industrie  die  Unabhängigkeit 
von  der  industriereichern  Westhälfte  anzubah- 
nen; es  hat  sich  zudem  in  Fiume  einen  mit 
Triest  wetteifernden  Seehafen  und  in  Budapest 
einen  mit  Wien  konkurrierenden  Bank-  und 
Börsenplatz  geschaffen. 
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5.  Die  europäischen  Mittel-  und 
Kleinstaaten. 

Unter  den  wirtschaftlich  blühenden  Klein- 
staaten hat  das  Königreich  der  Niederlande 
am  entschiedensten  den  ihm  günstigen  Frei- 
handel aufrecht  erhalten,  wogegen  das  industriell 
hochentwickelte  Belgien  seiner  Landwirtschaft 
schutzzöllnerische  Zugeständnisse  gemacht  und 
die  Schweiz  einen  Mittelweg  zwischen  den 
handelspolitischen  Gegensätzen  aufgesucht  hat. 
Der  nach  dem  Wiener  Kongress  arg  reduzierte 
Kolonialbesitz  der  Niederländer  ist  im  Laufe 
des  19,  Jh.  über  den  grössten  Teil  Indonesiens 
ausgedehnt  worden.  Er  war  eine  reiche  Ein- 
nahmequelle für  den  Staat,  solange  das  vom 
Gouverneur  van  den  Bosch  1830  eingerichtete 
„Kulturstelsel"  bestand.  Seitdem  sind  aber  die 
Kolonien  der  privaten  Ausbeutung  preisgege- 
ben worden  und  die  Krone  hat  sich  nur  einige 
Monopole  vorbehalten.  Das  Problem,  tropische 
Besitzungen  zu  kultivieren,  die  Eingeborenen 
zur  Arbeit  zu  erziehen  und  dabei  reichen  Ge- 
winn davonzutragen,  haben  die  Niederländer, 
und  fast  nur  sie,  trefflich  gelöst. 

Von  den  skandinavischen  Staaten  neigen 
Dänemark  und  Norwegen  zum  Freihandel, 
sind  aber  aus  fiskalischen  Gründen  genötigt, 
massige  Einfuhrzölle  zu  erheben,  wogegen 
Schweden  die  üblichen  Stufen  von  der  Pro- 
hibition zum  Freihandel  und  wieder  zum  So- 
lidarschutz  (1877,  1892)  durchlaufen  hat. 

Die  Königreiche  der  Pyrenäenhalbinsel  haben 
sich  von  dem  jahrhundertelangen  Verfall,  der 
ihr  grausames  Schicksal  nach  kurzer  Blüte  war, 
nicht  wieder  erholen  können.  Vielmehr  hat 
Spanien  durch  den  unglücklichen  Krieg  mit 
der  Union  (1898)  den  wertvollen  Rest  seines 
Aussenbesitzes  (Kuba,  Puertoriko,  Philippinen) 
verloren.  Obwohl  Portugal  noch  ein  ansehn- 
liches Kolonialgebiet  (über  2  Mill.  qkm)  ge- 
rettet hat,  ist  es  wirtschaftlich  nicht  besser  da- 
ran als  sein  Nachbarreich.  Seit  dem  Methuen- 
Vertrag  (1703)  steht  es  unter  britischer  Bot- 
mässigkeit  und  muss  sich  neuestens,  wie  die 
Türkei,  Griechenland  und  Ägypten,  die  Finanz- 
kontrolle durch  seine  Gläubiger  gefallen  lassen. 

6.  Frankreich. 

Frankreich,  das  Land  des  leidenschaftlich- 
sten Ausdehnungstriebes,  wo  Macht  und  Ruhm 
um  ihrer  selbst  willen  begehrt  werden,  hat 
seit  dem  Zusammenbruch  des  ersten  Kaiser- 
reiches sein  Verlangen  nach  Belgien  und  dem 
linken  Rheinufer  nicht    nur  nicht  befriedigen 
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können,  sondern  es  mit  dem  Verlust  Elsass- 
Lothringens  gebüsst  (1871).  Um  so  erfolg- 
reicher hat  es  seinen  1815  kläglich  zusammen- 
geschrumpften Aussenbesitz  erweitert,  so  dass  das 
französische  Kolonialgebiet  heute  das  drittgrösste 
der  Erde  geworden  ist  (6  Mill.  qkm  mit  47 
Mill.  Einw.).  Den  Anfang  haben  die  Franzosen 
mit  Algier  gemacht  (1830 — 47);  unter  dem 
zweiten  Kaiserreich  kamen  Neu-Kaledonien, 
Tahiti,  Obok,  Cochinchina  (1863),  Cambodja 
(1867)  hinzu  und  das  wieder  in  stand  ge- 
setzte Senegambien.  Noch  mehr  hielt  sich  die 
dritte  Republik  für  die  mangelhaften  europäi- 
schen Aussichten  durch  überseeischen  Erwerb 
schadlos:  Tunis  (1881),  Madagaskar  (1885— 
95),  Indo-China  (1883—88).  Am  meisten 
hat  die  Unterwerfung  Nordwestafrikas  zu 
bedeuten,  die  noch  unvollendet  ist;  doch  ge- 
hört schon  ein  Viertel  des  dunklen  Erdteils 
den  Franzosen. 

In  der  französischen  Geschichte  spielt  der 
Freihandel  gleichfalls  nur  eine  episodische  Rolle. 
Das,  nach  Schmollers  Ausdruck,  „bei  wech- 
selnder Regierungsform  stets  plutokratisch  im 
Interesse  der  Grossgrundbesitzer,  Grossfabri- 
kanten und  Grossbankiers"  verwaltete  Land 
wurde  nur  vorübergehend  von  Napoleon  IIL 
auf  die  freihändlerische  Bahn  hinübergedrängt 
(1860).  Doch  dauerte  es  nach  dem  Sturze  die- 
ses Kaisers  (1870)  einige  Zeit,  bis  die  Franzo- 
sen von  dem  unvolkstümlichen  Konzert  der 
westeuropäischen  Tarifverträge  loskamen.  Die 
ersten  Zollerhöhungen  zeigte  der  Tarif  von 
1881,  der  als  Grundlage  beim  Abschluss  neuer 
Verträge  diente;  dann  ging  es  Jahr  für  Jahr 
auf  der  protektionistischen  Bahn  weiter.  Den 
Gipfelpunkt  bezeichnet  der  gegenwärtig  gültige 
Doppeltarif  von  1892,  ein  Maximal-  und  ein 
Minimaltarif,  letzterer  für  Staaten,  die  Frank- 
reich das  Meistbegünstigungsrecht  einräumen. 
Gleichzeitig  erhielt  auch  die  Kolonial-  und 
Schiffahrtspolitik  ein  merkantilistisches  Gepräge. 
Während  ausländische  Waren  in  den  Kolonien 
mit  hohen  Zöllen  belegt  sind  und  auch  die 
kolonialen  Produkte  nicht  frei  in  die  franzö- 
sischen Häfen  einlaufen,  geniessen  französische 
Waren  vollständige  Zollfreiheit  in  den  Kolonien. 

7.  Russland. 
Unter  den  drei  Grösst-  oder  Weltreichen  hat 
Russland  immer  eine  kulturell  gesonderte 
Stellung  eingenommen.  Von  Anbeginn  ausser- 
halb des  lateinischen  Kulturkreises  stehend, 
durch  den  ^Mongoleneinbruch  (13.  Jh.)  um 
Jahrhunderte  zurückgeschleudert,  hat  es  nach 
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seinem  im  15.  und  16.  Jh.  erfolgten  Wieder- 
aufbau Fühlung  mit  Westeuropa  gesucht,  im 
18.  auf  Kosten  Schwedens,  Polens,  der  Türkei 
sich  einen  Platz  an  den  europäischen  Binnen- 
meeren erkämpft,  nachdem  es  bisher  mit  seinen 
Grenzen  bloss  an  den  arktischen  und  den 
Stillen  Ozean  gereicht  hatte.  Russlands  Ver- 
halten gegen  die  europäische  Zivilisation  war 
allzeit  durch  die  zweifache  Absicht  gekenn- 
zeichnet, seine  nationale  Sonderart  zu  wahren 
und  Fremdes  anzunehmen,  sofern  dies  macht- 
fördernd und  technisch  nachahmenswert  schien. 
Es  ist  dasselbe  Verhalten  wie  das  der  Japaner 
im  letzten  Menschenalter.  Durch  den  Rezeptions- 
prozess  ist  die  angeborene  Volkskraft  nicht 
beeinträchtigt  worden;  sie  zeigte  sich  im  Wachs- 
tum des  Gebietes  und  in  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung. Seit  1800  hat  der  Flächenraum  um 
4  Mill.  qkm  zugenommen,  die  Bevölkerung 
hat  sich  von  20  auf  130  Mill.  vermehrt.  Die 
nach  1815  erworbenen  Gebiete  liegen  in  Asien 
(Kaukasien  1829—59,  Amurland  1858,  Zen- 
tralasien 1865  ff.)  und  sie  bilden  mit  den  altern 
Reichsteilen  ein  kompaktes,  ununterbrochenes 
Ganze.  Russland  verfügt  über  einen  Flächen- 
raum, der  nach  Jahrhunderten  noch  genügen 
wird,  wenn  die  Bevölkerung  des  Reiches  in 
gleichem  Verhältnisse  zunimmt  wie  bisher.  Vor- 
derhand dienen  die  nordasiatischen  Flächen 
zur  Übersiedlung  der  an  Landnot  leidenden 
Bauern  Mittelrusslands,  wohl  auch  zur  Depor- 
tation. In  allen  unterworfenen  Gebieten  haben 
die  Russen  ihre  Fähigkeit  erwiesen,  Kultur 
unter  die  Barbaren  zu  verpflanzen  und  Ver- 
kehrssicherheit zu  schaffen  (Transkaspische  Bahn 
1888,  Transsibirische  Bahn  seit  1891  im  Bau). 
Als  die  Russen,  vereint  mit  den  andern  Gross- 
mächten, den  Japanern  die  Siegesbeute  des 
chinesischen  Krieges  von  1894 — 95  entrissen 
und  sich  selbst  auf  der  dazugehörigen  Halb- 
insel Liaotung  festsetzten,  reizten  sie  das  eben- 
falls ausdehnungsbedürftige  Inselvolk  des  fer- 
nen Ostens  zum  Rachewerk,  das  im  Februar 
1904  seinen  Anfang  nahm.  Die  gelbe  Rasse 
steht  auf,  um  sich  vor  der  Erdrückung  durch 
die  weisse  zu  retten.  Sie  greift  an,  solange  ihr 
die  gegenseitige  Eifersucht  der  Europäer  noch 
Aussichten  gewährt.  Aus  Europafeindlichkeit 
sind  die  Japaner  europafreundlich  gewor- 
den und  haben  sich  seit  der  Mikado-Revolution 
von  1868  das  Um  und  Auf  der,  wie  man  da- 
raus ersehen  kann,  überschätzten  Zivilisation 
Europas  angeeignet;  das,  was  einem  begabten 
Volke  nur  die  Jahrtausende  geben  können, 
Kultur,    haben   sie   selbst   schon   gehabt   und 
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auch  behalten.  Um  dieses  ihres  höchsten  Gu- 
tes willen  haben  sie  sich  fast  drei  Jahrhunderte 
vor  Europa  verschlossen  und  um  seinetwillen 
haben  sie  den  Rassenkampf  eröffnet,  damit  die 
Gelbhäutigen  nicht  dem  Lose  der  Schwarz-, 
Braun-    und  Rotfarbenen  verfallen. 

Gleichzeitig  mit  dem  Imperium  ist  auch  die 
wirtschaftliche  Ausdehnung  des  Zarenreiches  ge- 
wachsen. Im  wesentlichen  war  es  immer  ein 
Ackerbauland  mit  Ausfuhr  von  Naturerzeugnis- 
sen und  Einfuhr  von  Fabrikaten  gewesen.  Aber 
seit  dem  Krim  kriege  (1853—56)  änderten  sich 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gründlich.  Dies 
bewirkte  nicht  so  sehr  die  Bauernbefreiung,  die 
den  Muschik  der  privaten  und  fiskalischen 
Beutesucht  preisgab ,  als  vielmehr  die  Erschliess- 
ung des  Reiches  durch  Eisenbahnen  und  die 
Heranziehung  fremder  Kapitalien  zu  Verkehrs- 
und Industriezwecken.  Nachdem  unter  Alexan- 
der II.  neben  andern  liberalen  Anwandlungen 
auch  freihändlerische  Tendenzen  aufgetreten 
waren,  gewannen  nach  dessen  schrecklichem 
Tod  (1881)  wieder  altrussisch-orthodoxe,  pan- 
slawistische,  hochschutzzöllnerische  Bestrebun- 
gen die  Oberhand.  Schon  seit  dem  Türken- 
krieg von  1 877/78  war  die  Erhöhung  der  Ein- 
nahmen eine  Notwendigkeit,  so  dass  die  Tarife 
der  1880er  Jahre  diesem  Umstand  Rechnung 
trugen.  Der  Tarif  des  Jahres  1891  bezeichnet 
den  äussersten  Punkt  dieser  autonomen  Zoll- 
politik; von  da  an  wandte  sich  Russland  wie- 
der der  Vertragspolitik  zu.  Der  Zollschutz  bil- 
dete jedoch  auch  das  Hauptmittel,  um  ein  in- 
ländisches Grossgewerbe  heranzuerziehen, 
was  auch  mit  Hilfe  ausländischer  Kapitalien 
und  Intelligenzen  in  den  80er  und  90er  Jahren 
bewerkstelligt  wurde.  Seit  der  Krisis  von  1898 
bis  1902  ist  ein  erheblicher  Teil  der  von 
Fremden  geführten  Betriebe  in  russische  Hände 
übergegangen.  Trotzdem  muss  Russland  noch 
immer  grosse  Mengen  von  Metallwaren  und 
Chemikalien,  vornehmlich  aus  Deutschland, 
einführen  und  mit  Naturprodukten  bezahlen; 
diese  dienen  ihm  auch  zur  Verzinsung  der 
ungeheuren  Summen,  die  es  dem  Auslande 
schuldet.  Das  System  der  Finanzminister  Wisch- 
negradsky  und  Witte  hat  zwar  eine  nationale 
Grossindustrie  ins  Leben  gerufen  und  dem 
Staate  die  Mittel  zu  seiner  imperialistischen 
Politik  verschafft,  aber  es  hat  dafür  die  bäuer- 
lichen Massen  dem  Elend  preisgegeben  und 
das  Land  überschuldet.  Demzufolge  rückt  das 
Ziel  des  Russentums,  sich  vom  Ausland  un- 
abhängig zu  machen  und  es  dabei  durch  sei- 
nen   Reichtum    an    Naturerzeugnissen   in    Ab- 
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hängigkeit  zu  erhalten,  weiter  hinaus  —  zum 
Segen  für  die  Staaten,  die  mit  Russland  Han- 
del treiben,  in  erster  Linie  für  das  Deutsche 
Reich. 

8.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

Der  gewaltige  Agrarstaat  in  Nordamerika, 
der  sich  wie  das  Zarenreich  von  der  arktischen 
durch  die  gemässigte  bis  zur  heissen  Zone 
hin  erstreckt,  hat  mit  diesem  die  grossen  Di- 
mensionen, die  Kompaktheit,  die  unausgefüll- 
ten  Räume,  die  Mengen  ausführbarer  Natur- 
produkte, aber  auch  den  Trieb  gemein,  einer- 
seits sich  selbst  genug  zu  sein,  sich  abzu- 
schliessen,  eine  unabhängige  Industrie  durch 
handelspolitische  Gewaltmittel  hervorzupressen, 
anderseits  wirtschaftlich  und  politisch  auszu- 
greifen, die  eigenen  Interessen  unbedingt  zu 
bejahen,  fremde  Rechte  rücksichtslos  zu  ver- 
neinen. Wollte  man  die  Parallele  weiterführen, 
so  wäre  der  Ähnlichkeiten  kein  Ende,  Die 
Union,  dieses  bewusst  und  unbewusst  miss- 
verstandenste  Land  der  Erde,  ist  vom  ersten 
Augenblick  seines  Daseins  an  mit  der  Ausdeh- 
nungssucht behaftet  gewesen  und  spart,  um  sie 
zu  befriedigen,  weder  Ränke  noch  Gewalt.  Um 
1800  ungefähr  2  Millionen  qkm  gross,  auf 
die  atlantische  Seite  beschränkt,  strebte  sie  über 
das  Mississippibecken  hinweg  zum  Stillen  Ozean 
und  gleichzeitig  zum  Mexikanischen  Golf  hin. 
Schon  1803  handelte  sie  den  bedrängten  Fran- 
zosen das  kolossale  Louisiana  (ca.  2  Millionen 
qkm)  ab,  dann  annektierte  sie  halb  Florida  und 
bezahlte  für  die  andere  Hälfte  den  in  der  Klemme 
befindlichen  Spaniern  einen  Bagatellbetrag 
(1819).  Sie  stiftete  Aufruhr  in  Texas,  bekriegte 
die  Mexikaner  und  zwang  sie  zur  Abtretung 
alles  nördlich  vom  Rio  grande  gelegenen  Ge- 
bietes, einschliesslich  Kaliforniens  (1848),  nach- 
dem sie  durch  Drohungen  England  bewogen 
hatte,  den  49.  Breitegrad  als  Grenze  zwischen 
Kanada  und  dem  Unionsgebiet  anzuerkennen 
(„Oregonfrage"  1846).  Im  Jahre  1867  kauf- 
ten die  Vereinigten  Staaten  den  Russen  Alaska 
ab.  Nach  längerer  Pause  suchten  sie  Stütz- 
punkte im  Stillen  Ozean  (Hawai  1892,  Tatuila 
1899)  und  führten  einen  Krieg  gegen  die  Spa- 
nier, um  sich  Portorikos  und  Kubas  sowie  der 
Philippinen  und  Guams  (Marianerigruppe)  zu 
bemächtigen  (1898).  Den  Kubanern  allerdings 
mussten  sie  die  versprochene  Selbständigkeit 
zugestehen,  aber  sie  taten  es  nur  gegen  Son- 
derrechte   und    Handelsvorteile   (1902).     Ein 


grosser  Erfolg  ihrer  nationalen  und  imperia- 
listischen Tendenzen  war,  dass  sie  den  Eng- 
ländern und  Franzosen  ihre  Rechte  auf  den 
Bau  eines  mittelamerikanischen  Seekanals  aus 
den  Händen  wanden  und  dass  sie  sich  nun 
allein  an  die  Arbeit  machen,  über  den  Isthmus 
von  Panama  einen  zwar  interozeanischen,  aber 
nicht  internationalen,  einen  nicht  neutralen, 
also  nach  Belieben  verschliessbaren  Kanal  zu 
führen,  wogegen  das  Projekt  eines  Nikaragua- 
kanals fallen  gelassen  wurde.  Mehr  als  um  die 
übrige  Welt  ist  es  ohne  Zweifel  den  Nord- 
amerikanern um  Amerika  zu  tun.  In  Kanada 
steht  eine  mächtige  Partei  auf  ihrer  Seite,  in 
Mexiko  und  Südamerika  arbeitet  nordameri- 
kanisches Kapital.  Mittels  des  Popanzes  der 
Monroe-Doktrin  verwehren  sie  den  Europäern 
den  Neuerwerb  amerikanischen  Kolonialbesitzes 
und  die  Einmischung  in  amerikanische  Staats- 
angelegenheiten. Sie  deuten  die  Doktrin  im 
Sinne  des  Schlagwortes:  Amerika  den  Ameri- 
kanern —  d,  h.  den  Nordamerikanern.  Doch 
ist  in  Mittel-  und  Südamerika  der  Panameri- 
kanismus  wenig  beliebt. 

Den  Raum  (jetzt  9.4  Millionen  qkm)  auch 
nur  so  weit  zu  besiedeln,  als  es  heute  der 
Fall  ist  (1800:5  Millionen,  1900:75^/2  Milli- 
onen Einw.),  hätte  die  natürliche  Volksvermeh- 
rung nicht  zuwege  gebracht.  Der  Union 
ist  es  zu  statten  gekommen,  dass  sie  das  be- 
liebteste Ziel  der  europäischen  Auswanderung 
bildete.  Von  den  30  Millionen  europäischer 
Auswanderer  im  19.  Jh.  sind  über  20  in  den 
Vereinigten  Staaten  eingewandert,  darunter 
7  Millionen  Briten  und  Irländer,  5  Millionen 
Deutsche.  Weil  nun  die  Zugewanderten  durch- 
weg die  englische  Sprache  angenommen  und 
sich  den  auf  englischen  Grundlagen  ruhenden 
Einrichtungen  des  Landes  gefügt  haben,  rüh- 
men sich  die  Nordamerikaner  ihres  Angel - 
sachsentums  und  spielen  dieses  Schlagwort 
gelegentlich  aus,  wenn  sie  England  auf  ihre 
Seite  bringen  wollen.  Im  übrigen  fühlen  sie 
sich  als  ein  auserwähltes  Volk,  das  nicht  mehr 
wahllos  fremde  Elemente  aufnimmt,  sondern 
unliebsame  fernhält  (Chinesenbill  1882,  Ein- 
wanderungsgesetze 1881 — 92). 

Von  ihrer  Wiegenzeit  an  war  die  Union 
nicht  bloss  mit  dem  Ausdehnungsfieber,  son- 
dern auch  mit  dem  gegensätzlichen  Streben 
nach  Freihandel  und  Schutzzoll  behaftet,  dem 
Ausgangspunkt  für  die  Bildung  der  Parteien, 
die  nach  der  politischen  Herrschaft  trachteten, 
nicht  um  den  Staat  im  Geiste  der  ausgleichen- 
den Gerechtigkeit,  sondern  im  Sinne  des  Par- 
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teiinteresses  und  Privatvorteils  zu  verwalten. 
Die  Demokratie  hat  sich  in  der  Neuen  Welt 
(Nord-  und  Südamerika)  nicht  als  das  bewährt, 
was  die  monarchiemüden  Schwärmer  von  ihr 
weissagten;  sie  hat  weder  Bürger-  noch  aus- 
wärtige Kriege,  weder  Parteilichkeit  noch  Kor- 
ruption, noch  die  Diktatur  und  den  Despotis- 
mus verhindert,  vielmehr  letztern  in  seiner 
schlimmsten  Form,  der  plutokratischen,  geför- 
dert Bis  zum  Jahre  1860  hatten  die  Frei- 
händler („Demokraten"),  d.  i.  die  Sklaven- 
barone des  Südens,  das  Übergewicht.  Als 
es  nun  dem  protektionistischen  Norden  mit 
seinen  Farmern  und  aufblühenden  Städten  ge- 
lang, ans  Ruder  zu  kommen,  setzten  die  „Re- 
publikaner" den  schutzzöllnerischen  Morilltarif 
durch  (1861),  der  während  des  Bürger- 
krieges (1861 — 65)  zweimal  verschärft  wurde. 
Der  Krieg  selbst  beraubte  den  Süden  und  das 
Pflanzertum  ihrer  Vormacht,  den  Farmern  ver- 
schaffte er  die  kostenlose  Aufteilung  des  noch 
reichlich  vorhandenen  Bodens  und  die  Siche- 
rung ihres  Besitzes  durch  das  Heimstättenge- 
setz (1862),  den  Industriellen  brachte  er  den 
dauernden  Zollschutz,  der  nur  vorübergehend 
verringert,  im  ganzen  und  grossen  gesteigert 
wurde.  Besonders  geschah  dies  durch  den 
Mac  Kinley-Tarif  von  1890,  der  allerdings 
1894  durch  die  Wilson-Bill  ermässigt,  aber 
durch  den  noch  gültigen  Dingley-Tarif  des 
Jahres  1897  überboten  wurde.  Diese  Wen- 
dung der  nordamerikanischen  Handelspolitik 
hat  wahre  Verheerungen  in  der  europäischen 
Industrie  angerichtet.  Die  Union  selbst  war 
all  die  Zeit  über  ein  Schauplatz  unheilvoller 
Krisen,  künstlich  erzeugter  Schwankungen  und 
massloser  Preistreibereien.  Sie  ist  der  klassi- 
sche Boden  für  die  Entstehung  der  Trusts, 
welche  sich  nicht  mehr  begnügen,  die  Mono- 
polherrschaft im  eigenen  Lande  anzustreben, 
sondern  sie  im  gesamten  Bereiche  der  Weltwirt- 
schaft ausüben  wollen  (Morganscher  Schiff- 
fahrtstrust, Stahl-,  Fleisch-,  Petroleumtrust).  Auch 
Amerika  ist  überall  auf  dem  Punkt,  sich  gegen 
das  freie  Spiel  der  Kräfte,  das  zur  Ausbeutung 
der  Schwächeren  und  zur  Zwingherrschaft 
einer  grösstkapitalistischen  Oligarchie  führt, 
durch  gesetzliche  und  administrative  Mittel, 
also  durch  die  einst  so  verlästerte  Staatsgewalt, 
einzudämmen. 

9.  Das  britische  Reich. 

Das  grösste  Reich  der  Erde,  das  britische, 
„die  grandioseste  Schöpfung  des  Welthandels- 
geistes seit  Anbeginn  aller  Kulturentwicklung" 


(Hübbe-Schleiden),  ist  weder  nach  1815,  als 
es  die  einzige  aus  der  Merkantilzeit  übrigge- 
bliebene Kolonialmacht  war,  ausdehnungssatt 
gewesen,  noch  ist  es  dies  gegenwärtig,  nach- 
dem ihm  andere  Gross-  und  Kolonialstaaten 
zur  Seite  getreten  sind;  vielmehr  war  es  all 
die  Zeit  über  von  dem  bald  langsamer,  bald 
rascher  pulsierenden  Streben  erfüllt,  seinen  Be- 
sitz zu  vermehren,  seine  Weltstellung  zu  festi- 
gen und,  teils  zur  Sicherung  des  Erworbenen, 
teils  aus  Wetteifer  mit  konkurrierenden  Mäch- 
ten friedliche  wie  kriegerische  Mittel  unab- 
lässig ins  Spiel  zu  bringen.  Zwar  ist  die 
Reihe  blutiger  Kriege,  die  das  Merkantilzeit- 
alter kennzeichnen,  Kriege  mit  europäischen 
Mächten  wegen  aussereuropäischer  Angelegen- 
heiten, nicht  wieder  eröffnet  worden;  aber 
England  hat  den  Janustempel  nur  selten 
schliessen  können,  weil  es  immer  wieder  ge- 
zwungen war,  gegen  wilde  .und  halbbarbari- 
sche Völker,  gegen  Aufruhr  und  Widerspen- 
stigkeit in  allen  Weltteilen  die  Waffen  zu  ge- 
brauchen. Sein  starkes  Bollwerk  bildet  das 
Meer.  Was  für  das  europäische  Inselreich 
gilt,  gilt  auch  für  die  über  die  ganze  Erde 
hin  verstreuten  Besitzungen.  Aber  auf  die 
zwei  Menschenalter,  wo  die  englische  die  ein- 
zige so  zu  nennende  Kriegsflotte  war,  folgte  die 
Zeit  des  neuen  Erdteilungsdranges  und  des  Ent- 
stehens nichtenglischer  Panzergeschwader,  so 
dass  das  Land,  das  sich  in  Unangreifbarkeits- 
träumen  wiegte,  jäh  emporfuhr  und  der  Pflege 
seiner  Seemacht  erneute  Sorgfalt  angedeihen 
Hess.  Zudem  hat  es,  obgleich  es  seit  dem 
Krimkrieg  an  keinem  europäischen  Kriege  täti- 
gen Anteil  nahm,  für  ein  stehendes  Landheer 
aufzukommen,  das  ohne  die  Kolonialtruppen 
jetzt  beinahe  500  000  Mann  stark  ist.  Es  muss 
eben  die  Kosten  seiner  politischen  Grösse 
tragen,  die  wieder  die  Bürgschaft  seiner  mer- 
kantilen Ausdehnung  bildet. 

Den  obersten  Rang  unter  den  aussereuro- 
päischen  Besitzungen  Englands  nehmen  die- 
jenigen Gebiete  ein,  welche  Bewohnern  der 
gemässigten  Zone  als  Ansiedlungsflächen 
dienen  und  wohin  deshalb  die  Auswanderer 
Sprache  und  Sitte  der  Heimat  dauernd  ver- 
pflanzen können.  Solche  Gebiete  besitzt  Eng- 
land nach  dem  Verluste  der  nordamerikani- 
schen Bundesstaaten  in  Kanada,  Australien, 
Südafrika.  Seine  Auswanderer  gehen  ihm,  so 
viel  Selbständigkeit  sie  auch  beanspruchen, 
nicht  ganz  verloren. 

Von  den  12  Millionen  Auswanderern,  die 
seit  den  Befreiungskriegen  das  dreieinige  König- 


Welt-  und  volkswirtschaftliche  Strömungen  in  der  jüngsten  Vergangenheit  (von  1875  ab). 


53 


reich  verlassen  haben,  sind  7 — 8  Millionen 
nach  den  Vereinigten  Staaten  gegangen,  da- 
von die  Hälfte  Irländer,  denen  seit  den  1840er 
Jahren  das  „grüne  Eiland"  durch  Landnot, 
Hunger,  Kartoffelfäule,  Knechtschaft  verleidet 
worden  war.  Der  Rest  (4  Millionen)  hat 
sich  nach  den  verschiedenen,  dem  britischen 
Reiche  noch  angehörenden  Kolonien  begeben. 
Was  dies  bedeutet,  mag  daraus  hervorgehen, 
dass  der  Handel  des  Mutterstaates  mit  den 
10  Millionen  Abkömmlingen,  die  in  Kanada, 
Australien  und  Kapland  wohnen,  4  Milliarden 
Mark  beträgt. 

Der  Auswanderung  steht  in  England  eine 
beträchtliche  Einwanderungentgegen.  Nach- 
dem schon  die  grossen  anglisierten  Kolonien 
das  Beispiel  Nordamerikas  befolgt  hatten,  durch 
strenge  Gesetze  minderwertige,  der  Armen- 
pflege zur  Last  fallende,  die  Arbeitslöhne  un- 
terbietende Elemente  fernzuhalten,  liegt  nun- 
mehr auch  in  England  ein  Gesetzentwurf  vor, 
um  das  Einströmen  von  Einwanderern  zu  hin- 
dern, wie  sie  in  den  letzten  Jahren  zum  all- 
gemeinen Ärgernis  aus  Russland,  Polen,  Ru- 
mänien herbeigekommen  sind  und  sich  nament- 
lich im  Ostende  Londons  eingenistet    haben. 

Die  drei  Aussengebiete  mit  vorwiegend  euro- 
päischer Bewohnerschaft:  Kanada,  Australien, 
Kapland  sind  erst  im  Laufe  des  19.  Jh.  aus 
kleinen  Anfängen  hervorgewachsen.  Das  einst 
französische  und  das  englische  Kanada  wur- 
den 1867  bundesstaatlich  vereinigt,  aber  erst 
nachher  durch  Einverleibung  der  Länder  bis 
zum  Stillen  und  Arktischen  Ozean  erweitert. 
Es  bedurfte  der  ganzen  Erbweisheit  englischer 
Staatskunst,  um  diesen  Staat  vor  dem  Anschluss 
an  die  benachbarte  Union  zu  bewahren;  allein 
die  Mühe  hat  sich  gelohnt,  sofern  gerade  diese 
schutzzöllnerische  Kolonie,  als  die  erste  von 
allen,  dem  Mutterlande  Vorzugszölle  (33  0|q) 
gewährt  und  dessen  Mitbewerber  durch  Zu- 
schlagszölle schikaniert  hat.  Noch  stärker  drückt 
sich  die  imperialistische  oder  grösserbritanni- 
sche  Idee  in  dem  Beistand  aus,  den  Kanada 
wie  Australien  dem  Mutterlande  während  des 
Burenkriegs  geleistet  haben.  Nur  Neufund- 
land mit  Labrador  hält  sich  der  Dominion 
fern.  Erst  durch  das  französisch-englische 
Kolonialabkommen  von  1904  sind  die  Jahr- 
hunderte alten  Streitigkeiten  beider  Staaten 
wegen  der  Fischerei  in  den  Küstengewässern 
endgültig  beigelegt  worden. 

Auch  Australien  ist  in  jüngster  Zeit  (1901) 
durch  freiwilligen  Zusammenschluss  von  sechs 
Staaten    föderativ    geeinigt   worden    {Common 


wealth  of  Australid).  Anfangs  zur  Deportation 
von  Verbrechern  benutzt,  wurde  das  Land  der 
Antipoden  später  von  Ackerbauern,  Viehzüch- 
tern und  Goldsuchern  bevölkert.  So  lange 
die  Urproduzenten  das  Übergewicht  hatten, 
waltete  der  Freihandel  vor;  der  jugendlichen 
Industrie  zuliebe  wandte  sich  die  Mehrheit, 
namentlich  in  den  älteren  Staaten,  dem  Schutz- 
zolle zu.  Während  der  Common  wealth  dem 
Mutterlande  keine  Vorzugszölle  zugestanden 
hat,  ist  dies  in  Neu-Seeland  (1903)  bereitwil- 
ligst geschehen. 

Am  meisten  hat  die  Kapkolonie  —  zu- 
erst 1795,  nochmals  1806  und  endgültig  1815 
aus  holländischen  in  englischen  Besitz  über- 
gegangen —  den  britischen  Oberherren  zu 
schaffen  gemacht.  Es  ist  eine  Geschichte  für 
sich,  wie  die  Bewohner  holländischen  Stammes, 
die  Boers  (Buren)  oder  Afrikander,  durch 
wiederholte  Abwanderung  („Trekken")  der  ihrem 
Freiheitssinn  widerstreitenden  Fremdherrschaft 
zu  entkommen  trachteten;  wie  sie  durch  die 
ihnen  nachrückenden  Bedränger  von  neuem 
verscheucht  wurden,  bis  ihnen  die  geographi- 
sche Breite  und  die  Tsetsefliege  das  Trekken 
unmöglich  machten;  wie  sie  sich  dann,  in 
grösseren  Republiken  (Transvaal  und  Orange 
River)  vereinigt,  zur  Wehre  setzten,  als  die 
Auffindung  von  Diamanten  und  Gold  einen 
aggressiven  Zug  in  das  Verhalten  der  Eng- 
länder brachte;  wie  dann  Spekulantenunholde, 
gleich  Cecil  Rhodes,  und  Flibustiernaturen, 
wie  Doktor  Jameson,  in  ihr  Geschick  ein- 
griffen und  zuletzt  der  grosse  Krieg  (1899 
bis  1902)  ausbrach,  worin  ein  Häuflein  be- 
herzter Männer  gegen  das  Aufgebot  aller 
Kräfte  des  britischen  Weltreichs  standhielt,  bis 
endlich  doch  die  beiden  Freistaaten  dem 
grössern  Ganzen  angegliedert  wurden.  Mitt- 
lerweile hatten  die  Briten  bei  der  Aufteilung 
Afrikas  wacker  zugegriffen  und  Rhodesia,  Bri- 
tisch-Ostafrika,  Sansibar,  Uganda,  Zentralafrika, 
Somaliland  ihrer  Oberhoheit  unterstellt.  Aber 
auch  vom  Norden  her  näherte  sich  der  bri- 
tische Einfluss  dem  Zentrum  Afrikas.  Die 
Engländer  hatten  es  nämlich  nicht  verwinden 
können,  dass  die  Franzosen  seit  dem  Bau  des 
Suezkanals  (1869)  das  grosse  Wort  in  dem 
von  beiden  Nationen  umworbenen  Ägypten 
führten.  1875  gelang  es  der  englischen  Re- 
gierung, den  Aktienbesitz  des  verschuldeten 
Vizekönigs  Ismail  an  sich  zu  bringen.  Um 
die  Ansprüche  der  Gläubiger  zu  schützen,  in- 
tervenierten die  Engländer  in  Ägypten  und 
nahmen  es,  als  es  sich  widersetzte  (1882),  in 
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Beschlag.  Aber  der  Sudan  ging  an  die  durch 
den  Mahdismus  fanatisierten  Mohammedaner 
1885  verloren  und  musste  zurückerobert  wer- 
den, was  erst  1898  nach  der  Niederlage  des 
Kalifa  Abdullahi  bei  Omdurman  geschah.  Seit- 
dem sind  die  ägyptisch -sudanesische  und  die 
südostafrikanische  Macht-  und  Einflussphäre 
des  britischen  Reiches  einander  nahegerückt, 
doch  getrennt  durch  Deutsch-Ostafrika  und 
den  Kongostaat,  so  dass  selbst  der  Plan  einer 
Kap-Kairo-Bahn  vorderhand  aufgegeben  ist, 
ebenso  wie  der  Traum  eines  von  Alexandrien 
bis  Kapstadt  ausgedehnten  anglo-afrikanischen 
Reiches,  das  den  Schwärmern  als  Westsaum 
des  in  ein  britisches  Binnenmeer  verwandelten 
Indischen  Ozeans  galt. 

Das  wertvollste  Kolonialgebiet  Englands  bil- 
det auch  jetzt  noch  Ostindien,  die  Daseins- 
grundlage für  einen  grossen  Teil  des  britischen 
Handels-,  Beamten-  und  Militärstandes.  Da, 
wie  jede  Kolonie,  auch  Indien  grundsätzlich 
für  seine  Ausgaben  aufzukommen  und  seine 
Fehlbeträge  durch  Anlehen  zu  decken  hat,  so 
musste  ihm  wirtschaftlicher  Spielraum  gelassen 
werden.  Es  konnte  auch  nichts  dagegen  ge- 
schehen, dass  wider  den  Willen  und  Vorteil 
Englands  eine  indische  Grossindustrie  entstand. 
Im  übrigen  suchte  das  Herrscherland  sein  süd- 
asiatisches Revier  durch  angelagerte  Gebiete 
zu  vergrössern,  die  bedrohlich  näher  rückende 
Macht  Russlands  am  weiteren  Vordringen  zu 
hindern,  die  maritimen  Verbindungswege  all- 
seitig zu  sichern. 

Von  1 824  an  wurden,  um  den  Weg  nach  China  frei- 
zuhalten, die  Straits-Settlements  besetzt.  1838  erfolgte 
die  Besitznahme  von  Aden,  1857,  um  die  Einfahrt  ins 
Rote  Meer  zu  decken,  die  von  Perim,  Ausser  den 
Himalaja-Staaten  und  Birma  (1885)  hat  England  Be- 
ludschistan  seinem  Machtkreis  einverleibt.  Um  in  Af- 
ghanistan den  Russen  zuvorzukommen,  wurden  drei 
Kriege  geführt  (1839—41,  1878—79,  1879—80).  Die 
jüngste  Bedrängnis  Russlands  durch  den  japanischen 
Krieg  gab  den  Briten  Gelegenheit,  in  Afghanistan,  in 
Persien  und  Tibet  ihren  Einfluss  auf  Kosten  des  russi- 
schen zu  stärken. 

Wie  in  Mittelasien,  so  ist  England  auch  in 
Ostasien  bemüht,  der  russischen  Ausdehnung 
Einhalt  zu  tun  und  seinen  eigenen  Vorteil  zu 
fördern.  Durch  den  Opiumkrieg  hat  es  schon 
1840 — 41  den  Chinesen  Hongkong  und  die 
Eröffnung  mehrerer  Traktatshäfen  abgetrotzt. 
1858 — 60  unternahm  es  mit  den  Franzosen 
im  Bunde  einen  zweiten  erfolgreichen  Krieg 
gegen  das  Reich  der  Mitte.  Nach  dem  von 
China  unglücklich  gegen  Japan  geführten  Kriege 
von  1894 — 95  nahm  England  an  der  Beraubung 
Chinas  teil  (Weiheiwei    1898),    1900—01  am 


Boxerkrieg.   Wenngleich  über  eine  Aufteilung 
Ostasiens  nicht  ernsthaft  unter  den  Mächten  ver- 
handelt worden  ist,  so  hat  doch  England  ge-     j 
trachtet,  das  Yangtsekjanggebiet  merkantil  ab-     ' 
hängig  zu  machen  und  die  Mitbewerber  nach 
Möglichkeit  daraus  zu  verdrängen. 

Niemals,  auch  nicht  in  den  Zeiten  stärkster 
Erschlaffung,  hat  England  es  versäumt,  seinen 
Besitz  zu  vergrössern  und  zu  erhalten.  Durch 
Waffengewalt  nur,  wenn  es  absolut  nicht  an- 
ders ging;  sonst  durch  andere  Mittel,  hauptsäch- 
lich dadurch,  dass  es  aus  der  wechselseitigen 
Feindseligkeit  und  Eifersucht  der  als  Mitbe- 
werber zählenden  Grossmächte  Nutzen  zog. 
Ohne  sich  selbst  zu  binden,  verstand  es  die 
Politik  der  Engländer,  Gegensätze  zu  schaffen 
und  zugleich  die  Aufmerksamkeit  derart  zu 
bannen,  dass  ihr  Umsichgreifen  in  allen 
Weltteilen  so  gut  wie  unbemerkt  blieb.  Mit 
dieser  Unachtsamkeit  ist  es  seit  dem  in  den 
1880  er  Jahren  wieder  ausgebrochenen  Erdtei- 
lungsfieber vorbei.  Aber  England  versteht 
nach  wie  vor,  seine  Verbündeten  in  den  Kampf 
zu  schicken  und  abzuwarten,  bis  der  Augen- 
blick des  Zulangens  gekommen  scheint.  Das 
englische  Volk  hat  immer  auf  selten  derMacht- 
und  Ausdehnungspolitik  gestanden,  und  zwar 
im  Gegensatz  zu  seinen  liberalen  und  radi- 
kalen Staatsmännern,  die  sich  aus  parteipoli- 
tischen Beweggründen  auf  den  individualisti- 
schen Standpunkt  der  Manchestermänner  stellten. 
Wäre  es  nach  dem  Sinne  der  freihändlerischen 
Doktrinäre  gegangen,  so  hätte  England  seinen 
Kolonialbesitz  abgeschüttelt,  auf  den  Gebrauch 
seiner  Machtmittel  verzichtet.  Aber  selbst 
Gladstone  musste  z.  B.  in  Ägypten,  weil  es 
das  Volk  begehrte,  aggressiv  vorgehen,  wo- 
gegen er  sich  den  Vorwurf  zuzog,  den  schon 
beschlagnahmten  Oranje- Freistaat  nach  der 
Schlacht  am  Majuba-Hügel  (1881)  und  den 
Sudan  (1885)  schmählich  preisgegeben  zu 
haben.  Die  Nation  hat  es  ihm  nie  wieder 
verziehen,  so  gut  er  auch  mit  dem  tönenden 
Erz  der  Beredsamkeit  sein  Handeln  zu  be- 
schönigen wusste.  Der  imperialistische  Ge- 
danke fand  besonders  bei  der  konservativen 
Partei  einen  Rückhalt,  für  die  zuerst  die  Literatur 
(Dilke,  Froude,  Seeley)  und  weitverzweigte 
Vereine  (Imperial  Federation  League,  United 
Empire  Trade  League)  Anhänger  warben. 
Disraeli  (Beaconsfield)  hat  dann,  nament- 
lich während  seines  grossen  Ministeriums  1874 
bis  80,  die  Fahne  des  Imperialismus  entrollt 
und  die  Grundfesten  eines  Baues  gelegt,  woran 
Salisbury  und   Chamberlain  weiter  arbei- 
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teten,  ohne  dass  vorderhand  dessen  Vollen- 
dung abzusehen  ist.  Chamberlain  ist  sogar  aus 
dem  Ministerium  Balfour  geschieden,  um  als 
Agitator  für  den  Imperialismus  und  gegen  den 
Freihandel  zu  wirken. 

Der  englische  Imperialismus  besteht  in  zwei 
Formen:  einer  weitern,  die  auf  politischen  und 
militärischen,  bundesstaatlichen  Zusammen- 
schluss  der  zerstreuten  Glieder  des  Weltreichs 
{Greater  Britain)  gerichtet  ist  —  Imperial 
Federation  —  und  einer  engern,  die  sich 
auf  die  Schaffung  eines  Reichszollvereins  — 
Commercial  Union  —  beschränken  will. 
Für  diese  Art  von  Einigung  haben  sich  auf 
wiederholten  Konferenzen  die  amtlichen  Ver- 
treter der  Kolonien  erklärt,  natürlich  als  Geg- 
ner des  Freihandels. 

Schwer  war  es  und  ist  es  noch  heute,  die 
öffentliche  Meinung  Englands  und  selbst  vor- 
geschrittene Imperialisten  dem  Freihandel  ab- 
spenstig zu  machen  und  für  den  Übergang 
zum  Schutzzoll  zu  gewinnen.  So  sehr  das 
Volk  am  Freihandel  hängt  und  darin  die 
Wurzel  seines  wirtschaftlichen  Gedeihens  er- 
blickt, ist  dennoch  auch  in  dieser  Hinsicht  der 
Boden  für  die  Reform  vorbereitet  und  zwar 
durch  die  Erlebnisse  des  letzten  Menschen- 
alters. Von  den  Weissagungen  der  Freihan- 
delsschule hat  sich  die  am  wenigsten  erfüllt, 
dass  die  ganze  übrige  Welt  sich  zum  Frei- 
handel bekehren  werde.  Denn  nach  einem 
kurzen  und  halben  Anlauf  ging  der  bekehrte 
Teil  der  Welt  zum  Schutzsystem  zurück,  dem 
sich  insbesondere  die  eigenen  Kolonien    mit 


rücksichtslosem  Eifer  hingaben.  Das  freihänd- 
lerisch vereinsamte  England  hatte  kein  Mittel, 
mehr  als  die  nackte  Meistbegünstigung  zu  er- 
wirken; es  konnte  nichts  bieten,  keinen  Zwang 
ausüben,  um  handelspolitische  Vorteile  zu  er- 
langen. Schon  in  den  80er  Jahren  setzte  eine 
starke  Bewegung  zu  gunsten  des  Prinzips  Fair 
Trade  contra  Free  Trade  ein.  Es  wirkte  dabei 
die  Beobachtung,  dass  der  englische  Handel 
nicht  mehr  in  dem  Prozentsatz,  wie  früher,  zu- 
nehme, dass  er  festsitze,  dass  ihm  Amerika  und 
Deutschland  unheimlich  an  den  Leib  rückten, 
dass  obendrein  die  durch  Schutzzölle  sich  ab- 
schliessenden Staaten  eine  Industrie  empor- 
brächten, deren  Zweck  darin  bestehe,  den  eng- 
lischen Absatz  zu  vermindern.  Mit  kleinen 
Mitteln,  wie  mit  dem  Handelsmarkengesetz 
{Made  in  Qermany)  war  nichts  auszurichten. 
Was  halfen  auch  die  Vorzugszölle,  die  meh- 
rere Kolonien  dem  Mutterlande  zugestanden, 
obgleich  es  sie  dankend  annahm?  Zuletzt 
kam  der  kostspielige  Burenkrieg,  der  die  Staats- 
schuld so  sehr  vergrösserte,  dass  man,  um  die 
Fehlbeträge  zu  decken,  zu  recht  unfreihänd- 
lerischen  Mitteln  greifen  musste:  zu  einem 
Eingangszoll  auf  Getreide,  zu  einem  Ausfuhr- 
zoll auf  Steinkohle.  Der  schutzzöllnerischen 
Agitation  ist  damit  der  Weg  gewiesen.  Eng- 
land muss  sein  Zollsystem,  seine  Handelspolitik 
ändern,  um  sich  finanziell  zu  stärken.  Aber 
auf  einen  Axthieb  wird  der  ererbte  Freihandel 
jetzt  noch  nicht  fallen. 

Dr.  Richard  Mayr-Wien. 


B.  Handelsgeschichtliche  Monographien. 
I.  Strassen,  Eisenbahnen,  Schiffahrt. 


Allgemeines. 

Die  Entwicklung  des  Verkehrswesens  ist  in 
erster  Linie  eine  Folge  des  Handels,  des  mit 
steigender  Kultur  eingetretenen  Austausches  der 
Erzeugnisse  von  einer  Siedelung  zur  andern. 
Dadurch  wurde  es  notwendig,  besonders  für 
den  zunehmenden  Frachtverkehr  bessere  Ver- 
kehrswege und  Verkehrsmittel  zu  schaffen. 

An  zweiter  Stelle  verdankt  es  seinen  Auf- 
schwung den  Kriegen,  da  für  die  FortschM- 
fung  der  Heeresmassen  und  ihrer  schwerfälligen 
Gerätschaften  bessere  Wege  zur  Notwendigkeit 
wurden,  gleichwie  noch  heute  die  militärischen 
Rücksichten  auf  die  Vervollkommnung  der  Fahr- 


zeuge und  der  Wege  von  grosser  Bedeutung 
sind.  (Heerstrassen,  strategische  Bahnen,  Ka- 
näle, Flottenstationen,  Signaldienst  usw.). 

In  nicht  geringerem  Masse  förderte  die  Ein- 
richtung der  Post,  namentlich  seitdem  sie  den 
Privaten  zugänglich  gemacht  wurde,  die  Ver- 
besserung der  Transportwege  und  Transport- 
mittel. 

Welchen  Anteil  die  Errungenschaften  der 
Technik  und  der  Naturwissenschaften  an 
der  modernen  Verkehrsausgestaltung,  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verbesserung  der  Wege,  der  Trans- 
portmittel und  der  bewegenden  Kraft  haben 
(Dampfkraft,  Elektrizität  —  Eisenbahn,  Schiff- 
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fahrt,  Motorwagen,  Velos  —  Strassenbautechnik, 
Brückenbau,  Kanäle  —  Telegraph,  Telephon)  ist, 
allgemein  bekannt. 

1.  Die  Strassen. 

In  den  ältesten  Zeiten  gab  es  keine  Strassen- 
baukunst.  Auf  ausgetretenen  Pfaden  wan- 
delte der  Mensch  mit  seiner  Schulterlast  —  in 
China  noch  jetztGewichtseinheit  der  Pikul-Schul- 
terlast  —  dem  Laufe  der  Flüsse  und  den  Berg 
rücken  folgend  in  den  Fusstapfen  seiner  Vorgän- 
ger, und  der  Weg  bildete  sich  in  gleicher  Weise, 
wie  der  Pfad  durch  den  frisch  gefallenen  Schnee. 
Der  damalige  Weg  unterschied  sich  vom  heu- 
tigen hauptsächlich  darin,  dass  er  sich  ohne 
eigentlichen  Arbeitsaufwand  bildete  und  dass 
er  die  Hindernisse  mied,  auch  wenn  da- 
durch grosse  Umwege  notwendig  wurden. 

Auf  solchen  ausgetretenen  Pfaden  bewegte 
sich  während  Jahrtausenden  der  Karawanen- 
handel, und  er  benutzt  diese  „Strassen"  heute 
noch,  obgleich  er  in  seiner  Bedeutung  durch 
die  modernen  Verkehrsmittel  zurückgedrängt 
wurde.  Noch  heute  ziehen  sich  die  Handels- 
wege der  Wüsten,  da  sie  an  die  Oasen  und 
ihre  Wunderbrunnen  gebunden  sind,  in  derselben 
Richtung  hin.  Selbstverständlich  wurden  und 
werden  auf  diesen  Wegen  nur  kostspielige 
Güter  fortbewegt. 

Die  ersten  künstlichen  Wege  in  Europa 
wurden  von  den  Phönikern  in  Griechenland 
angelegt,  meistens  Sackstrassen,  die  von  der 
reichgeghederten  Küste  in  die  waldreichen 
Höhen  führten,  deren  Holz  vorzugsweise  für 
den  Schiffbau  verwendet  wurde  („Schleifen"). 

Ihre  gelehrigen  Schüler,  die  Griechen,  die 
ihnen  in  Kunst  und  Gewerbe,  Handel  und 
Schiffahrt  erfolgreich  nachstrebten,  erbauten  ein 
Netz  vorzüglicher  „Tempelstrassen"  mit  einge- 
schnittenen Rinnen  (Geleisen),  auf  denen  die 
geschmückten  Festwagen  die  heiligen  Gaben 
zu  den  Götterstätten,  Delphi,  Olympia  u.  a. 
führten.  Heute  sind  Griechenlands  sagenum- 
sponnene Haine  zum  grössten  Teil  verschwun- 
den, Orte,  in  deren  Namen  der  frühere  Wald- 
reichtum weiter  lebt,  liegen  in  trostloser  Öde, 
die  Tempel  sind  zerfallen,  und  statt  der  Fest- 
wagen, begleitet  von  fröhlichem  Volk,  ziehen 
elende  Karren  mit  ärmlicher  Habe  auf  den  ver- 
lotterten Strassen.  Nirgends  bewahrheitet  sich 
besser  der  alte  Spruch,  dass  das  Verkehrswesen, 
besonders  die  Strassen  Verhältnisse,  ein  Spiegel 
der  Volkskultur  sind,  als  gerade  im  heutigen 
Griechenland,  dem  nur  Spanien  in  dieser  Be- 
ziehung an  die  Seite  gestellt  werden  muss. 


Vorzügliche  Strassen  hatten  auch  die  alten 
Inder,  denen  Religion  und  Sitte,  sie  sorgfältig 
in  Stand  zu  halten  geboten.  Es  musste  eine 
herrliche  Augenweide  sein,  die  festlichen  Züge 
auf  den  mit  Blumen  bestreuten,  mit  Girlanden^ 
bekränzten  Strassen  von  Ort  zu  Ort  durch  die 
tropisch  reiche  Landschaft  ziehen  zu  sehen. 
Wir  haben  hier,  ausser  bei  den  Griechen, 
ein  Beispiel,  wie  bei  den  Alten  auch  die  Re- 
ligion, die  das  ganze  innere  und  äussere 
Leben  durchdrang,  ihren  gewaltigen  Einfluss 
auf  die  Ausgestaltung  der  Verkehrswege  ausübte. 

Sehr  gute  Strassen  besassen  ferner  die  Assy  rer 
und  die  Perser,  an  deren  Post-  und  Heer- 
strassen, die  das  ganze  Land  durchzogen,  die 
Entfernungen  bereits  durch  Meilensteine  ange- 
geben waren. 

Doch  war  es  ein  anderes  Kriegsvolk,  das 
im  Strassen-  und  Brückenbau  des  Altertums 
die  Palme  verdiente,  die  Römer.  Vor  keinem 
Hindernisse  zurückschreckend,  verstanden  sie 
es  überall,  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
weiten  Reiches  ihre  Verkehrswege  den  lokalen 
Verhältnissen  anzupassen.  Welche  Bedeutung 
sie  dem  Strassenwesen  beilegten,  ergibt  sich 
schon  aus  dem  Umstand,  dass  ihm  besondere, 
hochangesehene  Beamte  (Kuratoren)  vorge- 
setzt waren.  Für  die  damalige  Zeit  vortreff- 
liche Wegkarten  (Itinerarien,  z.  B.  die  sog. 
Peutingersche  Tafel)  zeigten  die  Distanzen  und 
die  Stationen  dieser  Strassen,  auf  denen  ein 
lebhafter  und  regelmässiger  Postverkehr  statt- 
fand, für  den  in  bestimmten  Zwischenräumen 
Pferdeauswechslungsstellen  errichtet  waren,  ähn- 
lich wie  man  es  beim  chinesischen  Postdienst 
heute  noch  findet.  Das  gesamte  Netz  der  Römer- 
strassen wird  auf  8—1 0000  geographische 
Meilen  geschätzt.  Im  Orient,  in  den  Mittel- 
meerländern, in  den  Alpen,  in  Deutschland, 
den  Niederlanden,  in  Frankreich  und  England 
erbauten  die  Römer,  die  Strassenbauer  der  alten 
Welt,  mit  gewaltigen  Opfern  an  Arbeit  und 
Geld  Verkehrswege  in  grosser  technischer  Voll- 
endung. 

Ein  reger  Kurierverkehr,  wie  auf  den  römischen 
und  persischen  Strassen,  fand  auch  auf  den  von  den 
Entdeckern  Amerikas  angetroffenen  Kunststrassen  in 
Zentral-  und  Südamerika  (besonders  in  Peru  und 
Mexiko)  statt,  während  die  ersten  guten  Strassen  Nord- 
amerikas erst  im  19.  Jh.  angelegt  wurden. 

Mit  dem  Untergang  des  Römerreiches  gingen 
auch  die  meisten  ihrer  Kunststrassen  dem  Ver- 
fall entgegen  und  Europa  hatte  bis  nach  der 
Mitte  des  18.  Jh.  traurige  Verkehrsverhäitnisse. 
Madame  de  Sevigny  erzählt,  dass  sie  1672  zu 
einer  Reise  von  Paris  nach  Marseille,  die  heute 
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der  Schnellzug  in  wenigen  Stunden  durcheilt, 
einen  vollen  Monat  brauchte,  und  dies,  ob- 
gleich Frankreich  im  Strassenbau  viel  weiter 
als  Deutschland  voran  war.  Die  Zentralisierung 
des  Landes  und  die  Freigabe  der  Post  für  die 
Benutzung  durch  Privatpersonen  im  Jahre  1556 
trug  dazu  hauptsächlich  bei.  Hervorragende 
Verdienste  erwarben  sich  Heinrichs  IV.  Minister 
Sully  und  sein  Nachfolger  Colbert.  Im  Jahre 
1600  wurden  in  Frankreich  8000  Fr.  für  die 
Strassen  ausgegeben,  1606  bereits  3  Millionen. 
Dazu  wurde  das  alte  System  der  Frondienste 
ausgiebig  benutzt. 

Fuhrleute,  die  von  Orleans  Wein  nach  Paris  führten, 
mussten  auf  dem  Rückweg  Sand  und  Pflastersteine  für 
den  Ausbau  der  Kunststrasse,  die  1675  auf  dieser 
Strecke  angelegt  wurde,  unentgeltlich  zur  Stelle  bringen, 
wo  man  ihrer  bedurfte.  Die  Landbewohner  von  16  bis 
65  Jahren  mussten  20 — 40  Tage  ohne  Entgelt  an  den 
Strassen  arbeiten,  während  die  Nachbargemeinden  für 
ihren  Unterhalt  zu  sorgen  hatten.  Auf  diese  Weise 
erbauten  auch  anderwärts  Fürsten,  Fürstbischöfe  und 
Äbte  Strassen  durch  ihr  Gebiet. 

In  Deutschland,  wo  die  Kleinstaaterei  und 
der  dreissigj  ährige  Krieg  auch  der  Entwicklung 
der  Verkehrswege  entgegenwirkten,  trat  erst 
vor  etwa  2^/2  Jahrhunderten  eine  Besserung  ein, 
zuerst  in  der  Nähe  der  zahlreichen  Residenz- 
städte der  Fürsten,  die  nach  französischem  Vor- 
bild, das  ja  damals  auf  allen  Gebieten  des 
deutschen  Kulturlebens  so  mächtig  wirkte,  breite, 
schattige  Fahrwege  anlegten  und  besondere 
„Strassenordnungen"erliessen—  dann  nach 
und  nach  über  das  ganze  Land,  besonders  zur 
Erleichterung  des  Postverkehrs.  Aber  die  Strassen 
unterschieden  sich  lange  Zeit  von  den  früheren 
schlechten  Wegen  nicht  sowohl  durch  eine 
bessere  technische  Anlage,  als  vielmehr  bloss 
durch  die  Breite. 

In  den  Ostseeländern  und  in  Russland 
lagen  die  Verhältnisse  noch  ärger.  Meilenweit 
fand  man  nur  Bohlenwege  (eingerammte 
Pfähle  mit  Querhölzern).  Die  herausgefaulten 
Pfähle  gaben  den  runden  Querhölzern  Raum 
zur  Bewegung,  so  dass  Ross  und  Reiter  be- 
ständig der  Qefahr  ausgesetzt  waren,  zu  stürzen 
und  hernach  von  räuberischen  Wegelagerern 
überfallen  zu  werden. 

Die  Alpen  Strassen  der  Römer  teilten  nach 
deren  Überwindung  durch  die  kraftstrotzenden 
Stämme  der  Völkerwanderung  das  Schicksal 
ihrer  Heerstrassen  zu  Tal.  Erst  mit  Napoleon 
beginnt  wieder  eine  neue  Ära  der  Alpenkunst- 
strassen,  unter  denen  die  Simplonstrasse  mit 
über  600  Brücken  die  grossartigste  ist. 

Wenn  man  auf  diesen  Alpenstrassen  wandelt,  mit 
Olren    külingeschwungenen    Brücken    und    den    vielen 


Galerien,  die  teils  auf  mächtigen  Stützmauern  ruhen, 
teüs  in  die  Felsen  gesprengt  sind,  dann  regt  es  in 
dieser  ehemaligen  Einsamkeit,  die  heute  aber  der  Sports- 
mann bereits  mit  allerlei  Fahrzeug  befährt,  den  Wan- 
derer erst  an,  die  Wandelungen  des  Strassen-  und  Ver- 
kehrswesens zu  überdenken. 

Wie  gross  sind  diese  Wandelungen  in  tech- 
nischer Beziehung!  Einst  nur  selbstgetretcne 
Pfade,  wie  sie  heute  für  den  Fernverkehr  nur 
noch  die  Wüste  aufweist,  als  gewaltigen  Gegen- 
satz zu  den  Schienenwegen,  die  auch  schon 
den  Wüstensand  durchqueren  —  einst  ein  Aus- 
weichen vor  allen  Hindernissen,  höchstens  dass 
Vertiefungen  und  sumpfige  Stellen  durch  Reisig 
und  Steine  ausgefüllt  wurden,  wie  das  in 
Deutschland  noch  im  16.  Jh.  geschah,  oder 
dass  grössere  Sümpfe  durch  Bohlenwege,  wie 
wir  sie  heute  nur  noch  im  Walde  finden,  über- 
brückt wurden,  und  heute  wohlgepflasterte, 
breite  Chausseen,  mit  grossartigen  Brücken, 
Dämmen,  Galerien,  Tunnels  —  einst  ein  spär- 
lich beschotterter  Weg,  schon  ein  Luxus,  heute 
Strassen  mit  solidem  Steinbett  und  Beschot- 
terung —  einst  ein  weitmaschiges  Netz  schmaler 
Wege,  heute  ein  dichtes  Netz  ausgezeichneter 
Strassenzüge. 

Die  Strassen  in  Frankreich  werden  auf  etwa  700  000  km 
Länge  geschätzt,  in  Deutschland  auf  150000,  in  Öster- 
reich-Ungarn 220000,  Italien  120000,  Spanien  kaum 
25  000. 

Der  Aufwand  für  das  Strassenwesen  ist  sehr 
gross,  namentlich  seit  an  die  Stelle  des  früheren 
Decksystems  (Einkarren  der  Kiesel  durch  die 
Fuhrwerke)  das  Walzen  getreten  ist.  Die  An- 
lagekosten der  deutschen  Kunststrassen  werden 
etwa  auf  1200,  die  Verzinsung  dieses  Kapitals 
und  die  Unterhaltungskosten  auf  ungefähr  100 
Millionen  M  im  Jahr  geschätzt. 

Unsere  heutigen  Strassen  zeichnen  sich  vor 
den  früheren  nicht  bloss  durch  besseren  Bau, 
sondern  auch  durch  grössere  Bequemlichkeit 
—  Holzpflaster,  Steinpflaster,  Bürgersteige, 
Übergänge  usw.  —  aus.  Doch  wäre  es  falsch, 
sich  die  Entwicklung  des  Strassenwesens  als 
fortlaufende  Verbesserung  zu  denken.  Die  alten 
Wege  mit  Steinplatten  im  Abstand  der  Räder 
treten  uns  wieder  entgegen  in  den  Strassen, 
die  von  den  deutschen  Fürsten  im  17.  Jh. 
gebaut  worden  sind,  während  die  Römerstrassen 
bereits  vier  Unterlagen  hatten:  ein  bis  zwei 
Schichten  flache  Steine;  in  Mörtel  gelegte  faust- 
grosse  Kiesel;  darüber  nussgrosse  Kiesel  und 
zuletzt  Pflaster  oder  Beschotterung.  Galerien 
und  Hängebrücken  (aus  Weidengeflecht  mit 
einer  Bohlenfahrbahn)  besass  bereits  die  be- 
rühmte Inkastrasse  in  Peru.  Auf  das  französische 
System  mit  zweifacher  Unterlage  folgten   die 
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makadamisierten  Strassen  (mit  klein  zerschlage- 
nen Steinen  ohne  Unterlage),  Doch  gibt  unsere 
Zeit  eine  besondere  Pflege  nicht  mehr  bloss 
den  Heerstrassen,  sondern  im  Gegensatz  zu 
früher  auch  den  Provinzial-  und  Vicinalstrassen. 
Grosse  Aufmerksamkeit  wird  heute  aus  ver- 
kehrstechnischen und  gesundheitlichen  Rück- 
sichten namentlich  dem  Strassenwesen  der  Städte 
geschenkt.  Jede  Grosstadt  belehrt  uns  darüber, 
wenn  wir  einen  Gang  aus  der  „City",  der 
Geschäftsstadt,  in  die  neuen  Viertel  unternehmen. 
Der  Hauptgegensatz  gegen  früher  liegt  aber 
nicht  in  der  Strasse  selbst,  sondern  im  Leben, 
das  sich  auf  ihr  bewegt. 

2.  Die  Eisenbahnen. 

a)  Allgemeines. 

Noch  sind  nicht  100  Jahre  verflossen  seit- 
dem der  erste  nicht  von  Menschen  oder  Tieren 
gezogene,  sondern  von  der  geheimnisvollen 
Kraft  des  Dampfes  betriebene  Wagen  mühsam 
den  langen  Wagenzug  hinzog.  Wer  dachte  da- 
mals daran,  dass  die  Verkehrsmittel,  die  Dampf, 
Elektrizität,  komprimierte  Luft  und  andere  Natur- 
kraft im  Lauf  der  Zeit  zu  erstaunlicher  Voll- 
endung brachten,  im  Leben  der  Völker  einst 
die  Rolle  spielen  würden,  die  ihnen  heute  zu- 
kommt. Wer  könnte  sich  heute  ein  klares 
Bild  machen  von  den  Verkehrsverhältnissen 
jener  Zeit,  die  weder  Eisenbahnen  noch  Dampf- 
schiffahrt, noch  Stadtbahnen  kannte?  Es  gibt 
im  Leben  der  Völker,  wie  im  Leben  des  ein- 
zelnen Menschen,  in  der  Entwicklung  gewisse 
Zeiträume,  die  stürmisch  vorwärtsdrängen,  mit 
fester  Hand  das  Altherkömmliche  zerschmettern 
und  mit  frischem  Wagemut  neue,  ungeahnte 
Bahnen  ebnen.  Der  „Sturm-  und  Drangperi- 
ode" in  der  Literatur  steht  auch  eine  „Sturm- 
und Drangperiode"  in  der  Politik  und  in  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  zur  Seite.  Nichts 
dürfte  wohl  auf  das  Leben  der  Einzelnen  und 
der  Völker  von  so  einschneidender  Wirkung 
gewesen  sein  als  die  moderne  Verkehrsent- 
wicklung. Sie  in  ihren  Hauptzügen  kennen 
zu  lernen,  ist  lohnend  besonders  für  den  Kauf- 
mann, dem  man  heute,  vielfach  mit  Fug  und 
Recht,  den  Mangel  an  Verständnis  für  die 
technisch-wirtschaftlichen  Fragen  vorhält. 

Sehen  wir  in  der  politischen  Geschichte  neue 
Reiche  erstehen,  dann  fragen  wir  unwillkür- 
lich nach  ihrem  Schöpfer;  hören  wir  von  den 
wunderbaren  X-Strahlen,  so  möchten  wir  ihren 
Entdecker  kennen;  lesen  wir  von  der  Ent- 
deckung Amerikas  und  ihren  Folgen  für  die 
Ausgestaltung   unseres   ganzen    Lebens,    dann 


reizt  uns  die  Gestalt  des  Kolumbus  usw.  Sollte 
es  anders  sein,  wenn  wir  den  Schnellzug  vor- 
beisausen sehen?  Wer  hat  die  Eisenbahn  er- 
funden? „Erfinden  ist  der  Abschluss  des  Ge- 
suchten." Das  Goethesche  Wort  bewahrheitet 
sich  auch  in  Bezug  auf  unsere  Verkehrsmittel. 
Hundert  regsame  Geister  haben  dem  schwie- 
rigen Problem  all  ihre  Kraft  und  Zeit  gewidmet, 
eine  Idee  weckte  die  andere,  ein  Versuch  rief 
den  andern,  eine  Verbesserung  zeugte  die  an- 
dere, kleine  Erfolge  schufen  grosse,  grosse  Er- 
folge brachten  der  strebenden  Kraft  Armut  und 
Elend.  Es  war  ein  Ringen  und  Schaffen,  eine 
Fülle  von  Kummer  und  Not,  eine  Menge  er- 
folgloser Versuche,  ein  Wetterleuchten  glän- 
zender Zukunft  —  enttäuschte  Hoffnungen, 
unverzagtes  Wollen,  glückliche  Zufälle.  Nicht 
ein  Mensch  war  es,  der  die  Eisenbahnen  er- 
fand, das  Streben,  das  Wollen  einer  Reihe 
zielbewusster,  kräftiger  Menschen  war  es,  die 
gleichzeitig  der  ganzen  Technik  ein  neues, 
grosses  Feld  schufen. 

Aus  den  altenHolzbahnen  der  Bergwerke 
haben  sich  langsam  die  Eisenbahnen  ent- 
wickelt. Menschen  und  Pferde  waren  die  be- 
wegende Kraft,  und  lange  blieben  sie  es  noch, 
nachdem  Watt  seine  Dampfmaschine  konstru- 
iert hatte.  Die  Lokomotive  verdankt  ihre  heu- 
tige Vollendung  einer  grossen  Reihe  von  In- 
genieuren, unter  denen  Stephenson,  der  als 
Vater  des  Eisenbahnwesens  bezeichnet  wird, 
eine  hervorragende  Stellung  einnimmt.  Ihm 
gelang  es,  auf  Anregung  eines  Nichttech- 
nikers  (Booth)  der  Lokomotive  diejenige  Kessel- 
form zu  geben,  die  sie  für  gesteigerte  Ver- 
kehrsbedürfnisse brauchbar  machte. 

Die  Verbesserung  der  Lokomotive  verursachte 
auch  eine  Verbesserung  der  Fahrbahn  und  die 
Telegraphie  schuf  die  Mittel  für  einen  zweck- 
entsprechenden Signaldienst  Bahn,  Rollma- 
terial und  Signaldienst  sind  daher  die  drei 
Hauptpunkte,  die  für  die  Geschichte  des  Eisen- 
bahnwesens in  Betracht  kommen. 

b)  Der  Weg. 

Die  Spurbahnen  kamen  schon  im  Alter- 
tum vor.  In  Ägypten  bestand,  besonders  zum 
Zwecke  der  Fortschaffung  der  schweren  Steine 
für  die  Pyramiden,  ein  Netz  von  langen  durch 
Plattenreihen  gebildeten  Fahrwegen,  zum  Teil 
mit  eingearbeiteten  Rillen  (vertiefte  Geleise). 
Solche  Rillenbahnen  fanden  sich  aber  auch  an- 
derwärts, so  nachweisbar  in  den  Ruinen  von 
Palmyra  und  Baalbeck,  sowie  in  der  Kyrene. 
Selbst  durch  die  Wüsten  führten  solche  Wege, 
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wie  z.  B.  von  der  Kyrene  nach  den  lybischen 
Wüstenstädten.  Die  Inder  benutzten  solche  Fahr- 
bahnen ebenfalls  für  den  Bau  ihrer  Riesen- 
tempel. In  Hellas  dienten  sie  als  Tempelstrassen. 
Die  Ausweichrillen,  die  sich  dort  an  ver- 
schiedenen Stellen  vorfinden,  sprechen  für  eine 
künstliche  Herstellung  der  5 — 7  cm  tiefen  Rillen. 
Dass  sich  solche  aber  auch  durch  die  Abnutzung 
bilden  können,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  mit 
Granitplatten  besetzte  Londoner  Strasse  zeigte 
die  Rillenspur  schon  nach  3  Jahren.  Auch  die 
Römer  hatten  anfänglich  solche  Wege;  die 
breiten,  technisch  vortrefflich  angelegten  Heer- 
strassen traten  erst  später  an  ihre  Stelle.  Nach 
der  Völkerwanderung  bewegte  sich  der  Ver- 
kehr vorzugsweise  auf  den  Wasserwegen.  Im 
1 5.  Jahrhundert  aber  begann  man  in  den  Berg- 
werken wieder  an  die  Verbesserung  der  Wege 
für  die  Fortschaffung  der  schweren  Materialien 
zu  denken.  Es  entstanden  die  Holzbahnen, 
mit  parallel  laufenden  Holzbalken,  die  auf  Quer- 
hölzern ruhten.  Auf  diesen  Bahnen  wurden  die 
„Hunde"  (kleine  Erz-  und  Kohlenwagen)  durch 
Bergleute  geschoben.  Die  Rollen  der  Wagen, 
die  auf  den  Rundstämmen  sich  bewegten, 
waren  in  der  Mitte  ausgekehlt,  und  es  er- 
forderte viel  Kraft,  die  plumpen  Wagen  bei  der 
starken  Reibung  fortzubringen.  Man  kam  bald 
auf  den  Gedanken,  da,  wo  die  Reibung  und 
daher  auch  die  Abnutzung  am  stärksten  war, 
also  namentlich  bei  Krümmungen,  die  Balken 
mit  s.  g.  Reibeisen  zu  beschlagen.  Deutsche 
Bergleute,  von  der  Königin  Elisabeth  zur 
Hebung  des  Bergbaues  nach  England  be- 
rufen, legten  in  den  dortigen  Bergwerken  wie- 
der solche  Holzbahnen  an.  Bald  darauf  wurde 
nicht  nur  ihr  Bau  vereinfacht  und  verbessert, 
sondern  man  benutzte  sie  auch  als  in  den 
Strassenkörper  eingelassene  Bohlenbahnen 
zum  Transport  der  Bergwerkserzeugnisse  von 
Ort  zu  Ort,  ausserhalb  der  Bergwerke  selbst, 
besonders  in  der  Umgebung  der  Steinkohlen- 
stadt Newcastle  upon  Tyne  (1620).  Auf  stark 
befahrenen  Strassen  benutzte  man  statt  der 
Bohlen  starke  Längsbalken,  die  zur  Spurer- 
haltung auf  Querschwellen  verkämmt  wur- 
den. Als  im  Jahre  1767  die  Eisenpreise  sehr 
niedrig  waren,  Hess  Reynolds,  Mitbesitzer  der 
Coalbrook-Daleschen  Eisenwerke,  in  Ermange- 
lung besserer  Verwendung  des  Eisens  auf  einer 
Versuchsstrecke  die  Längsbalken  mit  11  cm 
breiten,  SVa  cm  dicken,  | I förmigen  Eisen- 
platten belegen.  Dadurch  wurde  die  Reibung 
bedeutend  vermindert  und  die  Widerstandsfähig- 
keit erhöht.     So  entstanden   die   Eisenwege. 


Noch  zeigten  diese  Bahnen  einen  grossen  Übel- 
stand. Die  Wagen  entgleisten  oft  wegen  des 
niedern  Randes  dieser  Gussplatten.  Gurr  stellte 
daher  1776  Winkelschienen  mit  senkrechtem 
Rand  her.  Auch  diese  Schienen  wurden,  mit 
dem  Rand  nach  innen  oder  bei  anderen  Bahnen 
nach  aussen,  auf  den  Längsbalken  angebracht, 
bis  man  entdeckte,  dass  die  Querhölzer  eine 
hinreichende  Unterlage  bilden. 

Solche  Currsche  Bahnen  (Querschwellenoberbau  mit 
freitragenden  Schienen)  sind  als  Kohlenbahnen  in  einzelnen 
Gegenden  Englands  jetzt  noch  im  Gebrauch.  Von  Curr 
stammt  die  Spurweite  unserer  meisten  Bahnen,  5  engl. 
Fuss=  1,436  m.  So  gross  die  Fortschritte  in  der  Ent- 
wicklung der  Spurbahn  bis  dahin  waren,  so  war  diese 
doch  nicht  für  den  Verkehr  grosser  Lasten,  wie  ihn 
der  Lokomotivbetrieb  mit  sich  bringt,  geeignet.  Daher 
haben  auch  die  vielen  Versuche,  einen  brauchbaren 
Dampfwagen  herzustellen,  erst  Erfolg  haben  können, 
nachdem  der  Geleisbau  entsprechend  fortgeschritten 
war.  Im  Jahre  1789  führte  Jessop  seine  gusseiserne 
Pilz  schiene  ein,  die  mit  verdicktem,  pilzförmigem 
Kopf  und  hohem,  tragfähigem  Steg  versehen,  als  Vor- 
bild unserer  heutigen  Eisenbahnschiene  angesehen  werden 
muss.  Erst  diese  Schiene  ermöglichte  die  Fortschaffung 
schwerer  Lasten.  Statt  der  Holzschwellen  benutzte  man 
bald  nach  dem  Vorgehen  Outrams  Steinwürfel  in 
verschiedener  Anordnung,  die  sich  in  Deutschland  für 
diesen  Zweck  teilweise  bis  1880  erhalten  haben. 

Schon  in  den  ersten  Jahren  des  19.  Jh. 
machteNixon  Versuche  mit  seh  miedeeisernen 
Schienen.  1820  erfand  Berkinshaw  das 
Walzen  der  Schienen  und  stellte  sehr  halt- 
bare, über  41/2  m  lange  Schienen  her,  so  dass 
die  Zahl  der  Schienenverbindungen  (=stösse) 
bedeutend  geringer  und  das  Material  viel  mehr 
geschont  wurde.  Gleichzeitig  waren  die  Be- 
mühungen im  Lokomotivbau  von  Erfolg  ge- 
krönt und  damit  der  zweite  Abschnitt  in 
der  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  durch 
Stephensons  grossartiges  Werk,  die  Linie  Liver- 
pol-Manchester  (1830)  eröffnet.  Die  letzte 
Periode  ist  eine  Zeit  der  Vervollkommnung  an 
Geleise  und  Rollmaterial,  namentlich  aber  auch 
im  Signal wesen,  in  der  Organisation  des  Be- 
triebes und  in  der  Ausbreitung  der  Bahnen. 

c)  Das  Fahrzeug. 
Als  Watt  versuchte,  eine  Dampfmaschine  zu 
konstruieren,  entwickelte  sich  ein  eifriges  Streben, 
Dampfwagen,  Dampf  kutschen,  Lokomotiven 
zu  bauen  zur  Fortschaffung  grosser  Mengen 
von  Waren.  Der  erste,  der  hieran  dachte,  war 
ein  Freund  Watts,  der  Glasgower  Student 
Robison.  Veranlassung  gaben  hierzu  die 
Versuche  Papins  und  die  atmosphärische  oder 
Feuermaschine  Newcomens,  sowie  die  Unter- 
suchungen Saverys.  Den  ersten  Dampf- 
wagen, als  Vorläufer  der  Lokomotive,  erbaute 
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der  Franzose  Cugnot,  dessen  Maschine  zum 
erstenmal  1769  in  den  Strassen  von  Paris 
Probefahrten  ausführte,  die  aber  so  unglückhch 
ausfielen,  dass  die  Begeisterung  sich  in  Wider- 
willen umwandelte.  1784  erhielt  James  Watt 
ein  Patent  für  bewegliche  Dampfmaschinen 
zur  Fortschaffung  von  Wagen  auf  Eisenbahnen. 
Ihm  gelang  es  zuerst,  die  hin-  und  hergehende 
Bewegung  des  Kolbens  durch  einen  einfachen 
Kurbelmechanismus,  wie  am  Spinnrocken,  in 
eine  Drehbewegung  umzusetzen.  Die  Arbeiten 
an  der  Vervollkommnung  der  Dampfmaschine 
nahmen  ihn  aber  derart  in  Anspruch,  dass  er 
der  weiteren  Ausgestaltung  der  Lokomotive  keine 
dauerndeAufmerksamkeitschenken  konnte.  Auch 
sein  Schüler  Murdoch,  welcher  darauf  einen 
Dampfwagen  von  6 — 8  Stunden  Geschwindig- 
keit baute,  verfolgte  seine  Idee  nicht  weiter. 
Einen  grossen  Fortschritt  in  der  Entwicklung 
der  Dampf  wagen  verdanken  wir  dem  Amerikaner 
Evans,  der  im  Jahre  1784  ein  Patent  auf 
seine  Ho chdruckdampfmaschine  nahm,  die 
für  den  Betrieb  von  Strassenwagen  viel  ge- 
eigneter war,  als  die  Wattschen  Niederdruck- 
maschinen, die  kaum  den  Druck  der  natür- 
lichen Atmosphäre  überschritten.  Im  Jahre  1786 
bewarb  sich  Evans  umsonst,  verlacht  und  ver- 
höhnt, um  ein  Patent  für  einen  Dampfstrassen- 
wagen  in  Pennsylvanien.  Erst  ein  Jahr  später 
erhielt  er  ein  solches  in  Maryland.  Im  Gegen- 
satz zu  den  hölzernen,  durch  Eisenbänder  ver- 
stärkten oder  aus  dünnem  Blech  hergestellten 
Kesseln  der  Wattschen  Maschinen  empfiehlt 
er  in  seinem  „Führer  des  jungen  Ingenieurs" 
bereits  schmiedeeiserne  Kessel.  Auf  diesen 
Arbeiten  baute  weiter  der  Engländer  Tre veth  i  k, 
der  1 804  den  ersten  einigermassen  brauchbaren 
Dampfwagen  herstellte  und  damit  auf  der 
Eisenbahn  von  Merthyr  Tydvil  fuhr.  Der 
Dampfdruck  seiner  Lokomotive  betrug  etwa 
3  Atmosphären,  und  sie  vermochte  ungefähr 
10  000  kg  zu  ziehen.  Ihr  Hauptfehler  war 
das  geringe  Gewicht,  so  dass  durch  einge- 
schlagene Nägel  künstlich  Widerstand  ge- 
schaffen werden  musste.  Aus  dieser  Zeit 
stammt  auch  die  irrtümliche  Meinung,  dass 
glatte  Räder  auf  glatten  Schienen  nicht  ge- 
nügend Widerstand  haben,  um  eine  schwere 
Last  fortzubewegen, weshalb  schon Blenkinsop 

1811  ein  Patent  auf  eine  Zahnradlokomotive 
nahm.   Im  Auftrage  Blenkinsops  baute  Murray 

1812  die  erste  Zahnradlokomotive,  die 
erste  Zwillingsdampfmaschine.  Trotz  ihres 
Gewichtes  von  5000  kg  konnte  sie  selbst  bei 
66  %o  Steigung  15000  kg   fortschleppen   mit 


einer  mittleren  Fahrgeschwindigkeit  von  5  km 
in  der  Stunde.  Die  Blenkinsop -Murray 'sehe 
Bahn,  die  sich  für  die  Ebene  nicht  eignete, 
wurde  das  Vorbild  unserer  Bergbahnen. 

Gleichzeitig  versuchten  die  Gebrüder  Chapman 
statt  der  Zahnstange  verankerte  Ketten  zu  gebrauchen, 
an  denen  sich  die  Lokomotive  mittels  einer  durch  Dampf 
angetriebenen  Rolle  entlang  ziehen  sollte,  wie  das  heute 
noch  bei  der  Kettenschiffahrt  auf  der  Elbe  und  andern 
Flüssen  zur  Anwendung  kommt.  Ihre  Drehgestelle 
für  die  Lokomotiven  bei  stark  gekrümmten  Linien 
wurden  20  Jahre  später  von  amerikanischen  Technikern 
wieder  zu  Ehren  gezogen.  Der  Umstand,  dass  die 
Lokomotiven  zu  leicht  gebaut  wurden,  so  dass  die 
Reibung  zwischen  Treibrad  und  Schiene  namentlich  für 
das  Anfahren  nicht  stark  genug  war,  führte  zu  den 
sonderbarsten  Versuchen.  So  kam  Brunton  auf  die  Idee, 
eine  Lokomotive  zu  bauen,  die  sich  nach  den  Gesetzen 
der  Fortbewegung  der  Tiere  bewegen  sollte.  Er  ver- 
sah seine  Maschine  mit  zwei  Giraffenbeinen,  die  durch 
die  Kolbenstangen  geknickt,  die  Lokomotive  dadurch 
fortschieben  sollten,  dass  ihre  Gelenkklauen  auf  dem 
Boden  einen  festen  Stützpunkt  fanden. 

1813  nahm  Hedley  ein  Patent  auf  eine 
Lokomotive,  den  ersten  wirklich  brauchbaren 
Wagen  mit  glatten  Rädern.  Eine  seiner  M?.- 
schinen,  die  jetzt  im  South  Kensington  Museum 
aufbewahrt  wird,  wurde  bis  1862  benutzt 
Gleichzeitig  mit  Hedley  trat  Georg  Stephenson 
(geb.  1781)  auf  den  Plan. 

Aus  sehr  kleinen  Verhältnissen  stammend  —  sein 
Vater  war  Heizer,  der  mit  12  Schilling  Wochenlohn 
eine  grosse  Familie  ernähren  musste  —  verdiente  er 
sich  schon  im  Alter  von  acht  Jahren  durch  Hüten  der 
Kühe  sein  Brot.  In  seinen  Mussestunden  knetete  er 
Maschinen  aus  Ton  und  stellte  in  den  kleinen  Bächen 
Mühlen  auf.  Später  wurde  er  Pferdetreiber  einer 
Kohlenbahn,  hernach  Hilfsheizer  bei  seinem  Vater,  dann 
Maschinenwärter  und  schliesslich  Bremser.  Mit  18  Jahren 
lernte  er  schreiben  und  besuchte  fleissig  die  Nacht- 
schulen. Als  nach  dreijähriger  Ehe  seine  Frau  gestorben 
war,  übergab  er  sein  Kind  der  Pflege  guter  Nachbarn 
und  wanderte  nach  Schottland  aus.  Das  Mass  des 
Unglückes,  das  die  Willenskraft  des  jungen  Mannes 
auf  die  Probe  setzen  und  stärken  sollte,  um  ihn  für 
seine  hohe  Kuituraufgabe  zu  befähigen,  war  noch  nicht 
voll:  Schon  nach  einem  Jahre  musste  er  wieder  zurück- 
kehren, um  für  den  erblindeten  Vater  Eltemstelle  an 
der  ganzen  Familie  zu  versehen.  Tage  bitterer  Not 
kamen,  es  war  ein  Kampf  nicht  bloss  ums  Dasein  für 
sich  und  die  Seinen,  ein  Kampf  ums  Werden.  Da 
schlich  auf  einmal  das  Glück  in  die  armselige  Hütte. 
Stephenson  gelang  es,  als  die  Ingenieure  ratlos  da- 
standen, eine  Newcomensche  Maschine  und  eine  Pumpe 
im  Killingworth  Bergwerk,  die  nicht  recht  funktionieren 
wollten,  in  drei  Tagen  wieder  herzustellen  und  Ver- 
besserungen an  denselben  anzubringen ;  hierauf  wurde 
er  sogleich  mit  100  Pfund  Jahresgehalt  als  Aufseher 
über  alle  Maschinen  der  Unternehmer  und  ein  Jahr 
später  als  Grubeninspektor  angestellt.  Nun  war  ihm 
die  Gelegenheit  gegeben,  an  seiner  Ausbildung  und 
der  seines  Sohnes  Robert  zu  arbeiten  und  ihre  vereinte 
Arbeit  wurde  der  Menschheit  zum  Segen. 

In  diese  Zeit  fallen  die  vielen  Versuche  zur 
Herstellung  einer  leistungsfähigen  Lokomotive. 
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Nach  langen  Versuchen  hatte  Stephenson  1&14 
seine  zu  Ehren  des  grossen  Feldherrn  Blücher 
getaufte  Maschine  gebaut.  Sie  zog  (mit  glatten 
Rädern  auf  glatten  Schienen)  in  einer  Stunde 
acht  Wagen  mit  30  000  kg  Gewicht  vier  eng- 
lische Meilen  weit.  Schon  ein  Jahr  später  liess 
er  eine  verbesserte  Maschine  patentieren.  1815 
wurde  er  Bauleiter  der  Stockton -Darlington 
Kohlenbahn,  wo  er  nach  Überwindung  vieler 
Hindemisse  die  Pferdekraft  durch  die  Dampf- 
lokomotive ersetzte.  1823  gründete  er  die  erste 
Lokomotivfabrik  in  Newcastle.  Am  27.  Sep- 
tember 1825  fand  die  Eröffnung  der  Stockton- 
Darlingtonbahn,  der  ersten  Lokomotivbahn  mit 
Personenbeförderung  statt.  Die  Leistungsfähig- 
keit der  Maschine  war  bedeutend  grösser  ge- 
worden, 90  Tonnen  mit  12 — 15  engl.  Meilen 
in  der  Stunde. 

Inzwischen  war  vom  Parlament  auch  der 
Bau  einer  Bahn  von  Liverpool  nach  Manchester 
genehmigt  worden.  Stephenson  erbot  sich,  eine 
Lokomotive  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
20  Meilen  in  der  Stunde  zu  bauen.  Er  wurde 
verhöhnt.  „Was  kann  lächerlicher  sein",  schrieb 
die  Quarterly  Review,  „als  das  Versprechen,  eine 
Lokomotive  für  die  doppelte  Geschwindigkeit 
der  Postkutsche  zu  bauen?  Eher  könnte  man 
glauben,  dass  die  Einwohner  von  Woolwich 
sich  auf  einer  Congreveschen  Rakete  abfeuern 
Hessen,  als  dass  sie  sich  einer  solchen  Maschine 
anvertrauen  würden."  Stephenson  wurde  Bau- 
leiter. Doch  musste  er  seine  ganze  Kraft  ein- 
setzen, um  den  Lokomotivbetrieb  durchzusetzen. 
Die  Direktion  setzte  einen  Preis  von  500  Pfund 
aus  für  eine  Lokomotive,  die  ihr  dreifaches 
Gewicht  mit  einer  Geschwindigkeit  von  zehn 
engl.  Meilen  in  der  Stunde  ziehen,  auf  Federn 
ruhen  und  nicht  mehr  als  550  Pfund  kosten 
sollte.  Am  denkwürdigen  Tag  der  Entschei- 
dung (6.  Oktober  1829)  erschienen  vier  Loko- 
motiven auf  der  Ebene  von  Rainhill.  Robert 
Stephensons  „Rocket"  (Rakete)  siegte.  Sie  zog 
ihr  fünffaches  Gewicht  20  engl.  Meilen.  Auf  der 
Schlussfahrt  legte  Stephenson  sogar  35  Meilen 
zurück.  Unter  den  Mitbewerbern  befand  sich 
auch  Hackworth,  ein  früherer  Mitarbeiter 
von  Hedley  und  Werkführer  Stephensons. 
„Mit  den  Tagen  von  Rainhill",  sagt  Weber, 
„war  der  eigentliche  Schöpfungsakt  des  Eisen- 
bahnwesens geschlossen."  Es  handelte  sich 
von  da  an  nur  um  die  weitere  Ausgestaltung, 
„um  die  Entwicklung  von  Keimen",  wie  Geist- 
beck sagt,  „da  fast  alle  schon  in  Stephensons 
grosser  Schöpfung  enthalten  waren."  Im  Sep- 
tember   1830    wurde    die   Linie   Manchester- 


Liverpool  dem  Verkehr  übergeben.  Es  war  ein 
Nationalfest,  an  dem  alle  Stände  sich  beteiligten. 
1848  starb  Stephenson. 

Den  Namen  Stephenson  erhalten  seine  Werke,  nicht 
zum  wenigsten  auch  sein  Versorgungssystem  für  seine 
Arbeiter.  Mit  Rob.  Stephensons  „Planet",  der  neunten 
Maschine,  die  für  die  Liverpool -Manchester -Bahn  ge- 
liefert wurde  und  die  bereits  auch  im  Äussern  die 
Form  unserer  heutigen  Lokomotiven  aufweist,  schliesst 
auch  der  erste  Entwicklungsabschnitt  der  Lokomotiven. 
Der  Rocket  wog  4V2  Tonnen,  die  heutigen  grossen 
Maschinen  wiegen  100  Tonnen  und  mehr  und  kosten 
den  zehnfachen  Betrag. 

Dass  der  Vervollkommnung  der  Wagen  an- 
fänglich nicht  die  Beachtung  geschenkt  wurde, 
wie  der  Spur  und  der  Lokomotive,  erklärt  sich 
daraus,  dass  dieEisenbahnen  lange  Zeit  überhaupt 
nur  dem  Güterverkehr  dienten.  Blenkinsop 
machte  zuerst  den  Versuch,  auf  seiner  Zahnrad- 
bahn regelmässige  Personenbeförderung 
durchzuführen.  Doch  die  Passagiere  hielten 
sich  fern.  Es  ging  zu  langsam.  Seine  Personen- 
wagen unterschieden  sich  äusserlich  nicht  von  den 
schwerfälligen  Postkutschen.  Den  Zügen  zweiter 
Klasse,  sowie  den  Güterzügen  fehlte  sogar  die 
Bedachung.  Polsterung  war  nicht  vorhanden, 
Heizung  und  Fenster  ebenfalls  nicht.  Die  Reichen 
fuhren  in  ihren  Equipagen,  die  auf  Rollwagen 
gestellt  wurden;  die  Armen  fuhren  auf  den 
Dächern  und  überall,  wo  ein  Plätzchen  zu 
finden  war.  Für  den  Gütertransport  benutzte 
man  primitive,  ungedeckte  Wagen.  Unsere 
heutigen  Viehwagen  sind  zum  Teil  „komfor- 
tabler" als  die  früheren  Personenwagen.  Lehr- 
meister im  Wagenbau  wurden  die  Amerikaner. 

d)  Die  Sicherheitseinrichtungen. 
Von  grosser  Bedeutung  für  den  Bahnverkehr 
ist  das  Signalwesen.  Schon  zu  Stephensons 
Zeit  wurden  von  den  Wärtern  bei  Tag  durch 
Handflaggen,  bei  Nacht  durch  Laternen  Hand - 
Signale  gegeben.  1834  führte  die  Liverpool- 
Manchester- Bahn  die  Standsignale  ein. 
Ein  rotes  Brett  an  einer  drehbaren  Holzstange 
bedeutete  dem  Zuge  zugekehrt:  „Halt".  Durfte 
der  Zug  durchfahren,  so  wurde  das  Signal 
um  einen  rechten  Winkel  gedreht.  Bei  Nacht 
gebot  rotes  Licht  „Halt",  weisses  Licht  „Durch- 
fahrt". Die  durch  die  Gebr.  Chappe  ge- 
machten Beobachtungen,  dass  farbiges  Licht  auf 
grössere  Entfernungen  nicht  wirksam  ist  und 
dass  bei  gewissen  Beleuchtungsverhältnissen 
alle  Farben  verschwinden, führten  Brunei  dazu, 
auf  der  Great  -  Western  -  Bahn  den  Signalen 
nicht  nur  verschiedene  Farben,  sondern  auch 
verschiedene  Formen  zu  geben.  Darauf  baute 
Gregory  1842  seine  Mastensignale  mit  Flügeln 
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(Semaphore)  aus.  Ein  Weichensteller,  der  zwei 
Mastensignale  zu  bedienen  hatte,  kam  auf  die 
Idee,  sie  durch  einen  Draht  zu  stellen.  So 
entstanden  neben  den  Stationssignalen  die 
Distanzsignale  und  zur  Regulierung  der  Aus- 
fahrt der  Züge  die  Ausfahrsignale. 

Neben  diesen  sichtbaren  Signalen  machten 
sich  aus  Gründen  der  Sicherheit  des  Verkehrs 
und  der  Betriebstechnik  auch  hörbare  Signale 
notwendig.  Anfänglich  wurden  sie  mit  dem 
Rufhorn  gegeben,  dann  mit  der  Dampftrompete, 
heute  mit  der  Glocke  und  der  Dampfpfeife. 
Erst  die  Elektrizität  hat  das  Signalwesen  unserer 
Bahnen  auf  die  heutige  Vollkommenheit  ge- 
bracht. 

Wer  reist,  beachtet  gewöhnlich  nur  die  Um- 
gebung, die  Angestellten,  die  Bequemlichkeit 
der  Wagen  und  die  Reisegesellschaft.  Zu  den 
zahlreichen  unbeachteten  Dingen  gehören  die 
Weichen,  die  im  Eisenbahnverkehr  eine  so 
grosse  Rolle  spielen.  Der  Übergang  von  einem 
Geleise  auf  das  andere  wird  neben  Dreh- 
scheiben und  Schiebebühnen  meistens 
durch  Weichen  bewerkstelligt.  Ursprünglich 
hatte  man  sogenannte  Schleppweichen,  bei 
welchen  ein  bewegliches  Schienenstück  auf  die 
eine  oder  andere  Schiene  eingestellt  werden 
kann.  Da  aber  hierbei  ein  Strang  stets  unter- 
brochen bleibt,  so  muss  bei  falscher 
Weichenstellung  unbedingt  eine  Entgleisung 
stattfinden.  Diese  Weiche  hat  sich,  da  sie  ein- 
fach konstruiert  und  billig  ist,  bis  auf  den 
heutigen  Tag  bei  Industriegeleisen,  in  Amerika 
sogar  bei  Hauptbahnen  erhalten.  In  der  Regel 
verwendet  man  jetzt  Rechts-  und  Links- 
weichen, selbst  dreifache  Weichen,  bei 
Kreuzungen  sogenannte  englische  Weichen, 
denen  der  obengenannte  Ubelstand  nicht  an- 
haftet. Sicherheitsweichen  lenken  Wagen, 
die  aus  einem  Seitengeleise  unrichtigerweise 
auf  das  Hauptgleis  gekommen  sind,  ab,  so 
lange  dieses  befahren  wird. 

e)  Einteilung  der  heutigen  Bahnen. 

Die  ersten  Bahnen  waren  fast  durchweg 
Flachlandbahnen  (Talbahnen),  bei  denen 
die  Kunstbauten  (Brücken,  Viadukte,  Galerien, 
Tunnels)  keine  grosse  Rolle  spielten.  Die 
ganze  Anlage  war  einfach;  die  Kurven  waren 
gross;  starke  Steigungen  wurden  vermieden. 
Die  Gründe  hierfür  lagen  zum  Teil  in  dem  Stande 
der  Technik  selbst,  zum  Teil  in  dem  Mangel  an 
finanziellen  Mitteln.  Erst  als  die  Bahnen  auch 
schwierigeres  Gelände  aufsuchten,  die  Berge, 
sumpfige   Gegenden,    die   Städte    mit   ihrem 


grossen  Strassenverkehr,  erst  da  wurde  die 
Anlage  schwieriger  und  kostspieliger.  Ent- 
sprechend dem  Grad  dieser  Schwierigkeit  haben 
sich  die  Bahnen  entwickelt  als  Flachland-, 
Hügelland-,  Gebirgs-,  Berg-,  Städtische 
Hoch-  und  Tiefbahnen,  und  in  gleichem 
Masse  sind  die  Kunstbauten  zahlreicher  und 
grossartiger  geworden.  Die  Geleise  der  Stadt- 
bahnen führen  auf  steinernen  Viadukten  oder 
eisernen  Brücken  über  die  verkehrsreiche 
Strasse  hinweg,  an  vielen  Orten  auch  unter  der- 
selben hindurch  in  langen,  taghell  beleuchteten 
Gewölben,  so  dass  3  Züge  übereinander  hin- 
wegfahren: die  Untergrundbahn,  die  elektrische 
Strassenbahn  und  die  Hochbahn.  Bergbahnen 
erklimmen  die  steilsten  Höhen  an  jähen  Ab- 
gründen vorbei,  über  tiefeingerissene  Schluch- 
ten. Gebirgsbahnen  führen  durch  meilenlange 
Tunnels  in  wenigen  Minuten  vom  Norden  der 
Alpen  nach  dem  italienischen  Süden.  Kein 
Opfer  ist  zu  gross,  kein  Hindernis  zu  stark, 
wenn  es  gilt  dem  Verkehr  und  dem  Handel 
einen  neuen  Weg  zu  bahnen.  Unter-  und 
Oberbau,  Linienführung  und  Triebkraft  passen 
sich  überall  den  besonderen  Verhältnissen  an. 

Die  ursprünglichen  Bahnen  waren  Pferde- 
bahnen. Für  den  städtischen  Tramverkeh- 
hat  sich  diese  Form  bis  heute  erhalten.  Dann 
kamen  die  Dampf  bahnen,  anfänglich  nur  für 
den  Güterverkehr,  dann,  nachdem  sich  die 
Furcht  vor  dem  unheimlichen  Wagen  gelegt, 
auch  für  die  Personenbeförderung.  Heute 
werden  die  verschiedensten  Naturkräfte  in  den 
Dienst  der  Eisenbahn  gestellt:  Luft-,  Gas-, 
Druckwasser-,  elektrische  Bahnen.  Selbst 
die  Anziehungskraft  der  Erde  wird  in  den 
Seilbahnen  ausgenutzt.  Besonders  mannig- 
faltig ist  die  Triebkraft  unserer  heutigen 
städtischen  Bahnen,  sowie  der  Bergbahnen 
(Adhäsions-,  Zahnrad-,  Seilbahnen, 
Bahnen  gemischten  Systems). 

Die  ersten  Bahnen  hatten  durchweg  die 
Currsche  Spurweite,  der  Stephenson  seine 
Lokomotiven  anpassen  musste.  Brunei  ver- 
mochte mit  seinem  Vorschlag  einer  breiteren 
Spur  (7  engl.  Fuss),  die  in  Bezug  auf  Sicherheit 
und  Schnelligkeit  des  Fahrens  bedeutende  Vor- 
teile gebracht  hätte,  leider  nicht  durchzudringen. 
Nur  auf  wenigen  Bahnen,  z.  B.  der  Great 
Western,  wurde  diese  breite  Spur  angenommen. 
Bei  verschiedenen  Spurweiten  ist  natürlich  ein 
Durchgangsverkehr  nicht  möglich.  Daher  drängte 
in  jedem  einzelnen  Lande  der  zunehmende 
Verkehr  rasch  auf  die  einheitliche  Spur- 
weite.    So  wurde  bald  auch   auf  der  Great 
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Western  noch  eine  dritte  Schiene  gelegt,  um 
mit  Wagen  beider  Spurbreiten  fahren  zu  können. 
Im  Verkehr  von  Land  zu  Land  macht  sich 
dieselbe  Notwendigkeit  geltend.  In  den  Ländern, 
welche  von  England  ihre  Lokomotiven  be- 
zogen, musste  die  Spur  der  Lokomotive  an- 
gepasst  werden.  Wir  finden  daher  die  engl. 
Spur  auf  etwa  2/4  aller  Eisenbahnen.  Nur  aus 
strategischen  Gründen,  wie  z.  B.  in  Russland, 
oder  weil  man  den  Bodenverhältnissen  nach 
im  ersten  Entwicklungsstadium  an  einen  An- 
schluss  an  die  ausländischen  Bahnen  nicht 
dachte,  wie  z.  B.  in  Spanien,  haben  einzelne 
Länder  im  Gegensatz  zur  engl,  oder  Normal- 
spur die  Breitspur. 

Anderseits  wurden  aus  finanziellen  Gründen 
zahlreiche  Bahnen,  die  mehr  einem  lokalen 
Bedürfnis  entgegenkommen,  als  Schmalspur- 
bahnen erbaut.  In  Deutschland  haben  sie  eine 
Spurweite  von  1 000,  750  oder  600  mm.  Ihr  Bau 
kostet  durchschnittlich  per  km  30000  Mark 
wenigerals  eineNormalbahn.  Daher  kommtdiese 
Spur  immer  mehr  zur  Anwendung  in  Gegenden 
mitspärlichem  VerkehroderfürbestimmteZwecke 
(Militär-Feldbahnen,  Ausstellungs-,  In- 
dustrie-, Feld-,  Wald-,  Bergbahnen),  na- 
mentlich auch  für  die  Fortschaffung  von  Materi- 
alien aus  Bergwerken,  Gruben,  Bauplätzen  usw. 
Aber  auch  der  Betrieb  der  Schmalspurbahn  ist 
bedeutend  billiger.  Sie  kann  schnell  gebaut 
werden,  die  Geleise  lassen  sich  ohne  erheb- 
liche Kosten  verlegen,  das  Roll material  ist  leichter, 
die  Abnutzung  geringer.  Dass  mit  der  Ver- 
engung der  Spur  die  Betriebssicherheit  ab- 
nimmt, liegt  auf  der  Hand.  Für  Gegenden,  die 
häufigen  Sturmwinden  ausgesetzt  sind,  passen 
sie  ganz  und  gar  nicht. 

Die  Billigkeit  der  Herstellung  und  des  Betriebes  hat 
in  neuerer  Zeit  oft,  im  Gegensatz  zu  einer  weitsich- 
tigen Eisenbahnpolitik,  Schmalspurbahnen  dort  ins  Leben 
gerufen,  wo  nur  eine  Normalspurbahn  die  Aufgabe 
richtig  erfüllen  könnte.  Es  sei  z.  B.  erinnert  an  die  für 
den  Fremdenverkehr  zwischen  den  beiden  schweizerischen 
Touristenzentren  Luzem  und  Interlaken,  sowie  aus  stra- 
tegischen Gründen  wichtige  Brünigbahn,  das  natürliche 
Mittelstück  der  Linie  Ostschweiz  —  Westschweiz.  In 
neuester  Zeit  erwächst  den  Schmalspurbahnen  für  den 
Lokal  verkehr  ein  scharfer  Wettbewerb  in  den  Auto- 
mobilkursen. 

Wir  unterscheiden  heute  ferner  Haupt-,  Ne- 
ben-und  Kleinbahnen.  Diese  Unterscheidung 
konnte  früher  nicht  gemacht  werden.  Meistenteils 
dachte  man  bei  der  Einführung  der  Eisenbahnen 
nicht  an  ein  nach  wirtschaftlichen  Rücksichten 
vernünftig  anzulegendes  Netz,  da  man  die  zu- 
künftige Entwicklung  nicht  ins  Auge  fasste.  Man 
verband  eben  Ort  mit  Ort,  und  schuf  als  selb- 


ständige Bahnen  ungewollt  Teilstrecken  zukünf- 
tiger grosser  Bahnstrecken,  man  baute  nach  und 
nach  Zwischenstücke  hinein  und  kam  so  im  Laufe 
der  Zeit  zu  einem  Netz,  das  in  den  meisten 
Ländern  den  wirtschaftsgeographischen  Ver- 
hältnissen nicht  durchweg  entspricht.  Man  sieht 
das  heute  ein  und  ist  bemüht  die  Fehler  gut 
zu  machen.  Unsere  heutige  Eisenbahnpolitik 
kennzeichnet  sich  dadurch.  Vereinbarungen 
zwischen  den  zahlreichen  Gesellschaften,  Ver- 
schmelzung verschiedener  Bahnen,  Umbau  von 
Schmalspurbahnen,  Bau  von  Verbindungslinien 
und  Teilstücken  zur  Abkürzung,  Rückkauf  der 
Bahnen  durch  die  Staaten,  Beaufsichtigung  der 
Privatbahnen,  internationale  Fahrplankonferen- 
zen, Bestrebungen  zur  Betriebsmittelgemeinschaft 
usw.  arbeiten  auf  dieses  Ziel  hin.  So  haben 
sich  nach  und  nach  Hauptbahnen  und  Haupt- 
linien herausgebildet,  Linien  für  den  internatio- 
nalen Verkehr,  an  den  sich  die  Bahnen  zweiter 
und  dritter  Ordnung  anschliessen.  So  gleicht 
das  europäische  Netz  nunmehr  einem  Baum, 
dessen  Wurzeln  bei  Lissabon  stehen,  dessen 
Stamm  sich  durch  den  Kontinent  hinzieht  und 
seine  Äste  und  Zweige  zu  mächtiger  Krone 
ausbreitet.  Die  Hauptlinie,  der  Stamm,  zieht 
von  Lissabon  (Madrid)  über  Paris,  Köln,  Berlin, 
Warschau,  Moskau,  Samara  nach  Ufa.  Die 
Hauptäste  bilden  die  Linien:  von  Paris  nach 
Calais  (London),  nach  Strassburg,  Wien,  Kon- 
stantinopel, nach  Lyon,  Marseille,  nach  Turin 
durch  den  Mont  Cenis,  nach  Basel,  Gotthard, 
Genua  (Brindisi)  —  von  Berlin  nach  Ham- 
burg, nach  Köln,  Ostende,  Vlissingen,  nach 
Frankfurt,  Basel,  Gotthard,  nach  Leipzig,  Mün- 
chen und  über  den  Brenner  nach  Verona,  nach 
Dresden,  Prag,  Wien  und  über  den  Semmering 
nach  Triest,  nach  Breslau,  Lemberg,  Odessa 
—  von  Moskau  nach  Petersburg,  nach  Wladi- 
kawkas,  nach  Odessa  und  nach  Nischni-Now- 
gorod. 

Ursprünglich  beförderten  die  Bahnen  die 
Reisenden  und  die  Güter  stets  getrennt.  Heute 
finden  wir  auch  auf  diesem  Gebiete  die  mannig- 
fachsten Formen:  Schlepp-,  Industrie-,  Feld- 
Waldbahnen  dienen  nur  für  die  Güterbeförde- 
rung, einzelne  Bergbahnen  nur  für  den  Per- 
sonenverkehr (Touristenbahnen).  Die  meisten 
Bahnen  befördern  Personen  und  Güter,  und 
zwar  nicht  bloss  schwere  Massengüter,  wie  dies 
früher  der  Fall  war,  sondern  auch  Postgegen- 
stände. Luxus-,  Express-,  Schnell-,  und 
Eilzüge  dienen  nur  für  die  Beförderung  der 
Personen  und  ihres  Gepäckes,  auf  grosse  Distan- 
zen. Der  Express  Basel- London  legt  die  Strecke  in 
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22  Stunden  zurück.  Lokalzüge  mit  häufigen 
Anhaltepunkten,  ferner  Tram-  und  Arbeiter- 
züge versehen  den  Personenverkehr  auf  kurze 
Distanzen.  Personenzüge  befördern  Reisende 
und  Eilgutwaren,  gemischte  Züge  gewöhn- 
liches Frachtgut  und  im  Lokalverkehr  Personen. 
Güterzüge  befördern  nur  Waren.  Um  den 
Personenverkehr  nicht  zu  hemmen ,  werden  für 
den  Güterverkehr  besondere  Anlagen  (Güter- 
bahnhöfe) eingerichtet,  die  gleichzeitig  das  Ein- 
und  Ausladen  durch  besondere  Vorrichtungen 
bedeutend  erleichtern.  Diese  Betriebseinrichtung 
unterscheidet  unsere  heutigen  Bahnen  namentlich 
von  den  früheren.  Die  Häufigkeit  der  Züge 
hat  bedeutend  zugenommen  und  für  besondere 
Zwecke  werden  sowohl  im  Güter-  als  im  Per- 
sonenverkehr ausser  den  fahrplanmässigen 
Zügen  auch  noch  Extrazüge  eingeschaltet. 

f)  Der  Eisenbahnzug. 

Betrachten  wir  nun  einen  Zug  in  seiner  Zu- 
sammensetzung. Aus  der  geräumigen  Maschinen- 
halle, in  der  eine  stattliche  Zahl  von  Lokomo- 
tiven ihren  Platz  hat,  läuft  eine  schwere  Ma- 
schine aus,  die  auf  der  Drehscheibe,  die  ein 
bis  zwei  Mann  bedienen,  trotz  ihres  gewaltigen 
Gewichtes  mit  Leichtigkeit  gedreht  und  auf  das 
richtige  Geleise  gestellt  wird.  Es  ist  eine  Ma- 
schine von  65000  kg  Gewicht,  mit  Tender  über 
100000  kg.  Sie  zieht  mit  einer  Kraftentwicklung 
von  über  1200  Pferdekräften  einen  Schnellzug 
von  150000  kg  Schwere  100km  Inder  Stunde. 
—  Stephensons  Rocket  vermochte  wenig  mehr 
als  den  hundersten  Teil  zu  leisten.  Doch  die 
Maschine,  die  wir  vor  Augen  haben,  ist  keines- 
wegs die  schwerste  und  die  leistungsfähigste. 
Amerika  vor  allem  besitzt  noch  grössere  und 
kräftigere  Ungetüme. 

Die  Fortschritte  seit  Anfang  der  dreissiger  Jahre  bis 
heute  mögen  folgende  Zahlen  illustrieren: 

Schienenge  wicht  auf  das  laufende  Meter  17,4,  jetzt 
bis  50  kg,  Schienenlänge  4,5  m,  jetzt  fast  10m;  Durch- 
schnittsgewicht der  Personenzüge  ohne  Lokomotive 
11  000  kg  —  150  000  kg:  D. -gewicht  der  Personenwagen 
3300  kg  —  20000  kg;  D.-gesch windigkeit  der  Personen- 
züge 26 — 65  km;  D. -gewicht  der  Lokomotiven  ohne 
Tender  7100  kg  —  40  000  kg;  Heizfläche  25  qm  —  über 
100  qm.  Dampfdruck  3,5 — 15  Atmosphären  Die  Illinois- 
Zentralbahn  hat  Lokomotiven  von  105  200  kg  Gewicht 
ohne  Tender,  mit  Kesseln  von  2,3  m  Weite,  424  Heiz- 
röhren, 325  qm  Heizfläche,  3 '/a  qm  Rostfläche  und  einem 
Abstand  von  4  m  von  der  Oberkante  bis  zu  den  Schienen. 
Der  Tender  fasst  30  cbm  Wasser  und  12  000  kg  Kohlen. 

Heute  mehren  sich  die  Versuche  mit  elektrischen 
Maschinen,  die  für  die  Kleinbahnen  sich  bereits  vor- 
züglich bewährt  haben,  und  die  man  trotz  vieler  Schwie- 
rigkeiten auch  für  den  Orossbetrieb  mit  Vorteil  zu  ver- 
wenden hofft.  Die  Zahl  der  Lokomotiven  aller  Bahnen 
beträgt  etwa  15  000,  wovon  auf  Europa  ungefähr  die 


Hälfte  entfallen.  Dies  trifft  durchschnittlich  auf  10  km 
Betriebslänge  fast  2  Maschinen.  In  Deutschland  trifft 
es  auf  die  gleiche  Länge  fast  4  Maschinen,  8  Personen- 
und  80  Güterwagen,  in  England  6,  bzw.  7  und  70;  in 
Österreich-Ungarn  2,  bzw.  6  und  40;  in  Dänemark  aber 
nur  2,  6  und  32. 

Äusserst  mannigfaltig  sind  die  Wagen,  aus 
denen  die  Züge  zusammengesetzt  werden.  Um 
den  Bau  der  Luxuswagen  hat  sich  Pull  mann 
ein  grosses  Verdienst  erworben.  Die  Rücksicht 
auf  die  Betriebssicherheit  und  Bequemlichkeit 
wird  in  dem  Wagenbau  immer  grösser.  Die 
Wagen  werden  beleuchtet  durch  Gas  oder  elek- 
trisches Licht.  Man  baut  sie  hoch,  mit  bequemen 
Sitzen,  Polstern,  umlegbaren  Lehnen,  mit  Korri- 
doren, mit  Vorrichtungen  für  das  Unterbringen 
des  Gepäcks,  mit  Wasch-  und  Aborteinrich- 
tungen. Dem  Schütteln  und  Rütteln  sucht  man 
durch  gute  Federung  entgegenzuarbeiten.  Von 
den  vielen  Bequemlichkeiten  nennen  wir:  Vor- 
hänge, Dampfheizung,  Eiswasser  (in  den  ameri- 
kanischen Wagen),  Adressbücher,  ebenso  Hand- 
werkszeug für  Unglücksfälle  in  verschiedenen 
Wagen,  Rauchwagen,  Speise-  und  Schlafwagen. 

Ein  amerikanischer  Schlafwagen  kostet  bis  70000  M, 
40 — 50  Personen  finden  darin  bequem  Platz.  Der  Wagen 
kann  schon  abends  von  9  Uhr  an  bezogen  werden, 
auch  wenn  der  Zug  erst  um  Mitternacht  abfährt,  und 
steht  am  Ende  der  Reise,  auf  ein  Nebengeleise  gestellt, 
bis  morgens  8  Uhr  zur  Verfügung  der  Reisenden.  Die 
Schlafwagengesellschaften,  unter  denen  die  bedeutendste 
die  internationale  Schl.-W.-G.,  mit  Sitz  in  Brüssel,  ist, 
stellen  selbst  den  Bahnen  das  Wagenmaterial  und  das 
Personal.  Ihre  Einnahme  besteht  aus  dem  Zuschlag 
zur  Schnellzugstaxe  I.  Kl.  Ausserdem  führen  einzelne 
Bahnen  sg.  Hotelwagen  (Hoteleinrichtung,  Salon,  Schlaf- 
zimmer und  Küche  in  einem  Wagen).  Die  sibirische 
Bahn  hat  sogar  Wagen  mit  Kapellen.  In  den  ameri- 
kanischen Luxuszügen  werden  nicht  nur  Zeitungen  und 
Zeitschriften,  Zigarren,  Tabak,  Früchte,  Butterbrote, 
Sodawasser,  sondern  auch  kleine  Gebrauchsgegenstände, 
wie  Hosenträger,  Plaidriemen  verkauft. 

In  den  Güterwagen  sehen  wir  ebenfalls  gegen- 
über den  früheren  Rollwagen  für  den  Waren- 
transport und  den  offenen  Wagen  mit  Latten- 
kisten für  den  Viehtransport  erhebliche  Fort- 
schritte, namentlich  in  den  Spezialwagen  für  be- 
sondere Zwecke  (Cisternenwagen  für  Trauben-, 
Wein-  und  Petroleumtransport,  Geflügelwagen, 
Gepäckwagen,  Bierwagen  usw.). 

Bei  Antritt  einer  Reise  erwägen  wir,  wie  wir  am 
bequemsten  und  billigsten  fahren.  Eine  Zuschlagszahlung 
gestattet  uns,  auf  langen  Strecken  den  Schlaf-  oder  Speise- 
wagen zu  benutzen ,  für  eine  kurze  Strecke  nehmen  wir 
den  billigen  Lokalzug.  Kehren  wir  wieder  an  den  Aus- 
gangsort zurück,  so  verlangen  wir  eine  Rückfahrtkarte, 
reisen  wir  in  Gesellschaft  oder  mit  Schülern,  eine  Gesell- 
schafts- oder  Schülerfahrkarte.  Reisen  wir  oft,  so  be- 
nutzen wir  ev.  ein  Kilometerheft  (Baden)  oder  ein 
Generalabonnement  (Schweiz),  machen  wir  eine  Ver- 
gnügungsreise, so  verschaffen  wir  uns  eine  Rundfahr- 
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karte  oder  wir  stellen  uns  aus  verschiedenen  Coupons 
ein  Rundreisebillet  zusammen;  haben  wir  das  Glück, 
einer  bestimmten  Behörde  oder  Beamtenklasse  oder 
dem  Parlament  anzugehören,  so  fahren  wir  mit  Frei- 
fahtrscheinen.  Gelüstet  es  uns  zu  rauchen,  steigen  wir 
in  die  Raucherabteilung,  andernfalls  in  das  Nichtraucher- 
coupe. Will  die  Tochter  allein  reisen,  dann  benutzt 
sie  die  Damenabteilung.  Alles  Einrichtungen,  die  die 
alten  Bahnen  nicht  kannten. 

Ist  es  Zeit  zum  Abfahren?  Im  Wartesaal  und  in  den 
Speisesälen  wird  „abgerufen".  ,, Einsteigen  nach  N., 
ohne  Anhalten  bis  A.  —  Schnellzug  usw."  ruft  der 
Schaffner,  während  der  Zugführer  sich  die  Zusammen- 
setzung seines  Zuges  merkt.  Der  rotbemützte  Vor- 
steher schnurrt  sein  gebieterisches  „Abfahren".  Pünkt- 
lich auf  die  Minute  fahren  wir  ab.  Sollte  es  einen 
Augenblick  über  die  fahrplanmässige  Abfahrtszeit  dauern, 
so  ist  schon  ein  Fahrgast  da,  der  schimpft.  So  ver- 
wöhnt sind  wir  im  Verkehrswesen  geworden! 

Wir  fahren  zum  Bahnhof  hinaus,  ein  langer,  schwerer 
Zug  von  24  Wagen  mit  Leuten  aus  allen  Herren  Län- 
dern. Vor  unseren  Augen,  welche  Menge  von  Schie- 
nen, Weichen,  Wagen,  Wärterhäuschen,  Werkstätten, 
Güterhallen  —  pfeifenden  Lokomotiven,  Wagen,  die  ge- 
schoben werden  —  Fuhrwerken,  die  ein-  oder  ausge- 
laden werden  —  Signalstangen,  Laternen  —  Stellwerken; 
hinaus  geht's  ins  weite  Land.  Man  darf  getrost  hinaus- 
schauen ohne  Sorge  für  die  Augen,  denn  die  Loko- 
motive hat  einen  Rauchverbrenner.  Die  Geschwindig- 
keit der  Zugbeförderung  nimmt  immer  mehr  zu:  Im 
Jahre  1840  betrug  sie  durchschnittlich  30  km  in  der 
Stunde,  1850:  42,  1860:  48,  1870:  56,  1880:  60;  1890: 
70,  1900:  80  km.  Die  Fahrtgeschwindigkeit  ist  um  so 
grösser,  je  günstiger  die  Bodenverhältnisse  eines  Landes 
sind.  Im  Jahre  1900  betrug  sie  in  Deutschland  durch- 
schnittlich 66  km  auf  der  Linie  Berlin-München  (Nord- 
Süd-Express),  dagegen  82,1  km  auf  der  Linie  Berlin- 
Hamburg. 

Die  Linie  St.  Pierre-Orleans  wurde  mit  durchschnitt- 
lich 101,5  km  durchfahren.  In  unseren  Tagen  wurden 
Versuche  mit  elektrischen  Bahnen  bei  200  km  gemacht. 
Diese  gewaltige  Zunahme  der  durchschnittUchen  Ge- 
schwindigkeit seit  1840  ist  um  so  überraschender, 
wenn  man  bedenkt,  dass  gleichzeitig  das  durchschnitt- 
liche Zugsgewicht  von  1840  — 1890  von  50  Tonnen 
auf  das  Vier-  bis  Fünffache  gestiegen  ist.  Diese  Steige- 
rung der  Leistungsfähigkeit  war  nur  möglich  durch 
die  Vervollkommnung  des  Unter-  und  Oberbaues,  der 
Linienführung  und  des  Rollmaterials. 

g)  Bau  und  Organisation. 

Für  den  gesteigerten  Verkehr  bedurfte  es  im 
Laufe  der  Zeit  grosser  und  bequemer  Bahn- 
höfe. Besonders  praktisch  für  die  Reisenden 
sind  die  Kopfstationen  mit  den  Empfangs- 
gebäuden vor  den  toten  Geleisen,  wie  z.  B.  in 
Frankfurt  a.  M.,  München,  Luzern. 

Die  Bahnsteige  für  die  einzelnen  Ausfahrts- 
richtungen münden  alle  auf  einen  Querbahnsteig, 
so  dass  man  nicht  treppab  und  treppauf  zu 
wandern  braucht,  um  von  einem  auf  den  andern 
Bahnsteig  zu  gelangen,  wie  bei  den  durch- 
gehenden Bahnhöfen,  die  allerdings  vom 
Standpunkt  des  bahntechnischen  Betriebes  aus 


vorzuziehen  sind.  Grossartig  sind  auch  die 
Einrichtungen  der  heutigen  Güterbahnhöfe 
und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Lager- 
häuser mit  all  den  sinnreichen  Vorrichtungen 
für  die  Massenbewegung  und  Aufbewahrung 
der  Güter.  Um  die  Unannehmlichkeiten  der 
Grenzverzollung  zu  beheben,  sind  auf  den 
grossen  Bahnhöfen  auch  interne  Zollstätten 
eingerichtet  worden. 

Wer  denkend  einen  Bahnhof  durchschreitet 
und  die  Aufschriften  über  den  Türen  liest,  wer 
die  verschiedenen  Uniformen  sieht  und  die  ein- 
zelnen Angestellten  in  ihrer  Tätigkeit  beobachtet, 
der  staunt  über  die  grosse  Arbeitsteilung,  die 
im  Verkehrswesen  herrscht.  Einegewaltige  Menge 
von  Stationsbeamten,  ein  noch  grösseres 
Heer  von  Fahrpersonal  und  dazu  eine  grosse 
Zahl  von  Bahnbeamten,  die  fern  vom  Betrieb  im 
Direktionsgebäude  in  der  technischen  und 
kommerziellen  Abteilung,  namentlich  auch 
im  Kontrolldienst  arbeiten.  Auf  je  100  Ein- 
wohner entfällt  in  den  Kulturstaaten  ungefähr 
einer  auf  den  Eisenbahndienst.  Sämtliche  Eisen- 
bahnen beschäftigen  im  Betrieb,  abgesehen  vom 
Bau,  etwa  6 — 7  Millionen  Beamte  und  Arbeiter, 
so  dass  einschliesslich  der  Angehörigen  wohl 
über  25  Millionen  Menschen  aus  einem  Verkehrs- 
mittel ihren  Unterhalt  schöpfen,  dem  man  bei 
seinem  Erscheinen  den  Vorwurf  machte,  dass 
es  Tausende  von  Existenzen  ruinieren  werde. 
Man  dachte  dabei  an  den  Fuhrwerks-  und  den 
Postverkehr,  welche  beide  darunter  gelitten, 
anderseits  aber  erst  recht  dadurch  einen  Auf- 
schwung in  anderer  Form  genommen  haben. 

Soll  eine  Bahn  in  Bezug  auf  Herstellungs- 
und Betriebskosten  rationell  angelegt  werden, 
so  bedarf  es  sorgfältiger  technischer  und  volks- 
wirtschaftlicher Untersuchungen.  Heute  ist  man 
in  dieser  Beziehung  vorsichtiger  als  vor  einem 
halben  Jahrhundert,  wo  jeder  grössere  Ort  um 
jeden  Preis  eine  Bahn  haben  wollte.  Je  grösser 
die  voraussichtliche  Rente  ist,  desto  weniger  hat 
man  auf  die  Billigkeit  der  Bahn  Rücksicht  zu 
nehmen.  Daher  werden  heute,  wo  die  Ver- 
kehrsmittel wirtschaftlich  eine  viel  grössere 
Rolle  spielen  als  früher,  auch  viel  kostspieligere 
Bahnen  hergestellt.  Tunnels  hat  man  früher 
vermieden,  dann  stieg  man  so  hoch  als  mög- 
lich ins  Tal  hinauf,  um  die  Tunnels  abzukürzen, 
heute  strebt  man  nach  der  Geraden,  denn 
„Zeit  ist  Geld"  trifft  auch  für  den  Verkehr  zu. 
Früher  umfuhr  man  Gelände,  das  teuer  zu  er- 
werben gewesen  wäre,  die  Bahnen  folgten  den 
Windungen  der  Flüsse  und  umgingen  sumpfiges 
Land,  heute  folgt  man  soviel  als  möglich  der 
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Luftlinie  von  einem  wirtschaftlichen  Mittelpunkt 

zum  andern. 

Dementsprechend  steigen  aber  auch  die  Anlage- 
kosten, während  die  Betriebskosten  dadurch  vermindert 
werden.  Die  Kosten  des  Baues  sind  natürlich  in  den 
einzelnen  Ländern  verschieden,  je  nach  dem  Gelände, 
den  erforderlichen  Kunstbauten,  der  Ausstattung  der 
Bahnen,  den   Bodenpreisen  usw.     In  England  kostete 

1  km  durchschnittlich  600000  M,  in  den  Nieder- 
landen fast  500000  M,  in  Deutschland  250000  M,  in 
Österreich-Ungarn  220  000  M,  in  Frankreich  315000  M, 
in  Dänemark  aber  bloss  etwa  1 1 0  000  M,  in  Europa  durch- 
schnittlich 290000  M,  in  den  Vereinigten  Staaten 
160000  M. 

Das  Anlagekapital  aller  Eisenbahnen  beträgt  etwa 
150 — 160  Milliarden  M.     Es  werden  jährlich  ungefähr 

2  Milliarden  Personen  und  gegen  1  Va  Milliarden  Ton- 
nen Güter  mit  einer  Kraft  von  etwa  300  Millionen 
Pferden  befördert. 

Welche  Wandelungen  in  dieser  Beziehung 
vor  sich  gegangen,  zeigt  uns  die  Betrachtung 
der  Gebirgsbahnen. 

h)  Gebirgsbahnen. 

Die  älteste  Alpenbahn  führt  von  Wien  nach 
Triest  über  denSemmering.  Die  Bauzeit  dauerte 
von  1848 — 1854.  Es  ist  ein  grossartiges  Werk 
mit  15  Tunnels  von  zusammen  4267  m  und 
zahlreichen  Viadukten.  In  dem  Aufwand  von 
Mauerwerk  steht  sie  unerreicht  da,  und  in  Bezug 
auf  die  Abwechslung  der  Landschaftsbilder  hält 
sie  den  Vergleich  aus  mit  den  Bahnen,  die  zu 
den  schönsten  zählen. 

Die  Brennerbahn  wurde  ein  Jahrzehnt 
später  in  Angriff  genommen  und  trotz  des 
schwierigen  Baues  schon  in  3  Jahren  vollendet. 
Sie  zeichnet  sich  aus  durch  die  grosse  Anzahl 
von  Kurven,  die  im  ganzen  fast  61  km  auf 
64^/2  km  gerade  Strecken  ausmachen.  Kaum 
12  km  der  ganzen  Linie  Innsbruck  bis  Bozen 
sind  horizontal.  Etwa  ^j^  der  Bahn  liegt  in 
Steigungen  und  Gefällen  mit  dem  Maximal- 
steigungsverhältnis  1  :  40.  An  Kunstbauten  zählt 
man  66  Brücken  und  27  Tunnels.  Die  Brenner- 
bahn war  die  erste,  bei  der  Kehrtunnels  an- 
gewendet wurden.  Pie  Baukosten  betrugen 
32  Mill.  Gulden.  Die  Pustertalbahn,  mit 
der  fünfthöchsten  Eisenbahnbrücke  der  Welt, 
verbindet  die  beiden  genannten  Ostalpenbahnen. 

Die  Mont  Cenis-Bahn  wurde  1871  nach 
14  jähriger  Bauzeit  eröffnet.  Schon  1832  soll 
Medail  dem  König  Karl  Albert  von  Sardinien 
den  Alpendurchstich  vorgeschlagen  haben.  Etwa 
1/3  der  ganzen  Bahn  läuft  in  38  Tunnels  mit 
zusammen  fast  24  km,  wovon  etwas  mehr  als 
die  Hälfte  auf  den  Haupttunnel  entfällt.  Die 
Ausmauerung  des  Haupttunnels,  der  75  Mill.  Fr. 
kostete,  erforderte  20000  Ztr.  Kalk  und  16  Mill. 


Ziegel.  Beim  Bau  dieser  Bahn  wurden  zum 
erstenmal  Maschinen  zum  Bohren  ange- 
wendet. 

Auf  diese  Bahn  folgte  die  Gotthardbahn, 
die  Königin  der  Alpenbahnen,  sowohl  in  Be- 
zug auf  die  Grossartigkeit  der  technischen  An- 
lagen, als  auch  der  Landschaftsszenerien  zu  bei- 
den Seiten  und  mit  Rücksicht  auf  ihre  wirt- 
schaftliche Bedeutung. 

1869  wurde  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  ein 
bezüglicher  Staatsvertrag  geschlossen,  dem  1871  auch 
Deutschland  beitrat.  Darnach  wurden  Subventionen  ä 
fonds  perdu  festgestellt :  Für  die  Schweiz  und  Deutsch- 
land je  20  Mill. Fr.,  für  Italien  45  Mill  Fr.  Später  zahlten 
die  Subventionsstaaten  noch  weitere  28  Mill.  Fr.,  also 
zusammen  113  Mill.  Fr.  Die  Gesamtkosten  betrugen 
228  Mill.  Fr.  Der  Bau,  bei  dem  Favre  verbesserte 
Maschinen  und  Methoden  zur  Anwendung  brachte,  war 
äusserst  schwierig  und  dauerte  von   1872—1882. 

Die  Zahl  der  bedeutenderen  Kunstbauten  be- 
trägt nahezu  1000.  Darunter  befinden  sich 
222  eiserne  Brücken,  7  Galerien  zum  Schutze 
gegen  die  Lawinen,  53  Tunnels  mit  einer  Ge- 
samtlänge von  41  km,  also  mehr  als  '%  aller 
Tunnels  in  Deutschland.  Der  grosse  Tunnel 
ist  fast  15  km  lang,  3^/2  mal  so  lang  als  alle 
Semmeringtunnels,  fast  4  mal  so  lang  wie  der 
Kaiser  Wilhelm  -  Tunnel  der  Moselbahn  bei 
Kochem. 

Die  vielen  Zerklüftungen,  Letteneinbettungen,  der 
Wasserzudrang  und  die  ausserordentlich  hohen  Tempera- 
turen, 30 — 31°  C,  boten  grosse  Schwierigkeiten.  Die 
Körpertemperatur  der  Arbeiter  stieg  im  Innern  des 
Tunnels  auf  39",  die  Pulsschläge  auf  160.  850  Menschen 
büssten  beim  Bau  ihr  Leben  ein  oder  wurden  zu  Krüp- 
peln. Eine  Fülle  von  Arbeit  und  Intelligenz  hat  dieses 
Werk  erfordert. 

Die  Gotthardbahn  ist  die  natürliche  Ver- 
kehrsader zwischen  den  Nord-  und  Ostseehäfen 
und  den  Mittelmeerhäfen.  Scharfe  Konkurrenz 
bereitete  sie  namentlich  der  Mont  Cenis-,  aber 
auch  z.  T.  der  Brennerbahn,  Kaum  eine  Bahn  hat 
so  einschneidende  Veränderungen  im  Weltver- 
kehr und  im  Welthandel  bewirkt.  Über  den 
Gotthard  geht  heute  auch  die  englisch-ostin- 
dische Post.  Italien  bezieht  seit  der  Eröffnung  der 
Bahn  weit  mehr  von  Deutschland,  der  Schweiz 
und  Belgien  als  früher.  Die  Schweiz  ist  dadurch 
im  Transitverkehr  von  Nord  nach  Süd  an  erste 
Stelle  gerückt,  und  ihr  Fremdenverkehr  hat  einen 
ungeahnten  Aufschwung  genommen.  Für  die 
braunen  Arbeiter  des  Südens  wurde  eine  Aus- 
wandererstrasse nach  Basel  geschaffen,  von  wo 
aus  sie  sich  nach  ganz  Mittel-  und  Westeuropa, 
selbst  nach  Amerika  verbreiten.  .  Der  Hafen 
von  Genua  und  die  italienischen  Bahnen  haben 
eine  erhöhte  Bedeutung  erlangt.  Der  Verkehr 
der  Gotthardbahn  hat  seit  der  Eröffnung  stän- 
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dig  derart  zugenommen,  dass  sie  ihn  zeit- 
weilig, trotzdem  sie  zu  den  bestgeleiteten  und 
besteingerichteten  Bahnen  der  Welt  gehört,  kaum 
zu  bewältigen  vermag. 

Die  Simplonbahn,  deren  19730  m  langer 
Tunnel  wahrscheinlich  Anfang  1905  durchge- 
schlagen sein  wird,  sowie  der  geplante  Ost- 
alpendurchstich (Splügen  oder  Greina),  werden 
daher,  wenn  Italiens  wirtschaftlicher  Aufschwung 
anhält,  einen  Rückgang  dieser  Bahn  nicht  ein- 
treten lassen. 

Die  Arlbergbahn  von  Innsbruck  nach 
Bludenz,  ein  direkter  Weg  von  der  ungarischen 
Kornkammer  nach  dem  Bodensee,  eine  direkte 
Linie  für  den  Verkehr  Frankreichs,  Süddeutsch- 
lands, der  Schweiz  mit  Österreich,  Rumänien 
und  Russland  (Getreide,  Holz,  Vieh!)  wurde 
nach  3  Jahren  Bauzeit  1884  eröffnet. 

Der  Haupttunnel  ist  10  km  lang.  Seine  Kosten  be- 
trugen 32  Vj  Mill.  M,  d.  h.  3250  M  für  das  laufende 
Meter.  Die  Kosten  der  verschiedenen  Tunnels  veran- 
schaulichen folgende  Verhältniszahlen:  9  (Arlberg)  :  12 
(Gotthard)  :  20  (Mont  Cenis). 

Die  im  Bau  begriffene  Simplonbahn  wird 
das  Rhonetal,  die  Westschweiz,  Frankreich  und 
das  Rheingebiet  mit  dem  Tal  der  Tosa,  mit  dem 
Piemont  und  mit  der  Lombardei  verbinden.  In- 
ternationaler Bahnhof  wird  Domodossola.  Die 
Arbeiten  im  Tunnel  waren  wegen  des  enormen 
Wasserzudranges  äusserst  schwierig.  Auf  beiden 
Seiten  zeigten  sich  warme  Quellen  bis  zu  45°  C 
mit  6000  Minutenlitern.  DerSimplontunnel  mit 
fast  20  km  ist  der  längste  aller  Tunnels. 

Der  Splügendurchstich  wird  die  Lom- 
bardei und  das  Hinterland  von  Venedig  mit  der 
Ostschweiz,  dem  westlichen  Österreich  und  mit 
Süddeutschland  verbinden. 

Deutschland  besitzt  eine  in  landschaftlicher 
wie  technischer  Beziehung  höchst  interessante 
Gebirgsbahn  in  der  Schwarzwaldbahn,  die 
das  Bodenseegebiet  mit  dem  Rhein-  und  Mosel- 
gebiet verbindet 

Von  überseeischen  Gebirgsbahnen  ist  be- 
sonders die  transandinische  Bahn  zu  er- 
wähnen, die  auf  drei  verschiedenen  Spurweiten 
Buenos  Ayres  mit  Valparaiso  verbindet. 

i)  Bergbahnen. 
Die  einfachsten  und  ältesten  Bergbahnen  sind 
die  Seilbahnen.  Die  schwere  Last  auf  der 
einen  Seite  zieht  die  leichtere  auf  der  andern 
Seite  hinauf.  (Wasser-,  Waren-  oder  Personen- 
füllung). Zuweilen  wird  das  Seil,  das  über 
Rollen  läuft,  auch  durch  Dampf  bewegt.  Be- 
sonders reich  an  solchen,  hauptsächlich  dem 
Fremdenverkehr    dienenden    Bahnen,    ist   die 


Schweiz.  Es  handelt  sich  dabei  in  der  Regel 
um  kurze  Strecken,  die  Erklimmung  einer  Aus- 
sichtshöhe (Salvatore,  Bürgenstock,  Stanserhorn, 
Territet-  Glion, Vesuvbahn  [Steigungsverhältnis 
1:2],  Ofener  Drahtseilbahn  u.a.).  Die  Santos- 
Bahn,  die  Santos  mit  San  Paolo  verbindet,  hat 
ein  Seil  von  8365  m  Länge.  Die  Schweiz. 
Drahtseilbahnen  (31,5  km)  haben  im  Juli  1904 
fast  900  000  Personen  befördert 

Zahnradbahnen  verwendete  man  zuerst  in 
der  Ebene  (Blenkinsop  1811).  Für  Berg- 
bahnen wurde  das  Zahnradsystem  zum  ersten- 
mal vom  Amerikaner  Marsh  für  die  Bahn  auf 
den  Mount  Washington  (2000  m)  angewendet 
Neben  ihm  erwarben  sich  die  grössten  Ver- 
dienste um  dieses  System  die  Schweizer  Inge- 
nieure Riggenbach  und  Abt 

Zu  den  bekanntesten  Zahnradbahnen  gehören  die 
der  Schweiz:  Vitznau-Rigi  mit  zahlreichen  Kunst- 
bauten, worunter  die  weltbekannte  Schnurtobelbrücke, 
mit  einer  Maximalsteigung  von  25  Proz.;  Arth-Rigi 
(12  km);  Pilatus,  die  kühnste  aller  Bergbahnen; 
Rorschach-Heiden  (am  Bodensee);  Glion-Naye 
(am  Genfersee);  Monte  Generoso  (am  Luganersee); 
Brienzer  -  Rothhornbahn  (am  Brienzersee;  die 
dreifache  Bremsvorrichtung  macht  diese  Bahn  sicherer 
als  die  Talbahnen);  Schynige  Platte;  Wengern- 
alpbahn;  Gornerg ratbahn.  Die  Zahnradbahnen 
der  Schweiz  haben  zusammen  90  km  Länge.  Deutsch- 
lands erste  Zahnradbahn  wurde  1883  eröffnet :  Königs- 
winter  am  Rhein  auf  den  Drachenfels.  In  Öster- 
reich sind  bekannt  die  Schafbergbahn  (Salzkammer- 
gut), die  Gaisbergbahn  (bei  Salzburg),  Nussdorf 
(Wien)-Kahlenberg,  Budapest-Schwabenberg. 

Die  Adhäsionsbahnen  werden  ohne  be- 
sondere Vorrichtungen  für  die  Überwindung 
grosser  Steigungen  wie  Talbahnen  betrieben, 
gehen  aber  in  Bezug  auf  die  Steigungen  bis 
zur  äussersten  Grenze.  Die  bedeutendste  ist 
die  Brennerbahn. 

Die  Ütlibergbahn  bei  Zürich  hat  eine  Steigung 
von  707oo-  53  Vo  der  Bahn  liegen  in  Kurven.  Da- 
neben gibt  es  eine  Reihe  von  Bahnen  gemischten 
Systems,  bei  denen  Adhäsions-  mit  Zahnrad-  oder 
Seüstrecken  abwechseln.  Riggenbach  hat  hierfür  die 
erste  brauchbare  Lokomotive  erbaut.  Die  steilste  aller 
Bergbahnen,  Lauterbrunnen-Mürren  (Bemer  Ober- 
land) wird  auf  der  ersten  Strecke  mit  Drahtseil  in  Ver- 
bindung mit  Zahnstange,  auf  der  zweiten  als  elek- 
trische Bahn  betrieben.  In  diese  Klasse  gehören  ferner 
dieAchenseebahn(Nordtirol),  Erzbergbahn(Steier- 
mark),  die  Strecke  über  den  Iwansattel  der  Linie 
Sarajewo-Mostar,  die  Harzbahn  (Braunschweig), 
die  Brünigbahn  (Schweiz),  die  Visp -Zermatt- 
bahn  (Schweiz)  u.  a. 

Die  Königin  aller  europäischen  Hochgebirgsbahnen 
ist  die  Jungfraubahn  (4166  m  Höhe)  mit  einem 
überwältigenden  Ausblick  auf  die  Hochalpen. 

Amerikanische  Bahnen  führen  allerdings  den  Reisen- 
den noch  in  grössere  Höhen,  so  die  Lima-Oroya- 
Bahn  auf  4769  m,  die  Arequipa-Puno-Bahn  auf 
4580   m.     Bei   4000   m    Höhe    tritt    häufig    die    sog. 
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„Bergkrankheit"  auf  (Atemnot,  heftiges  Herzklopfen, 
Ohrensausen,  Mattigkeit,  Blutungen  aus  Mund,  Nase 
und  Ohren), 

k)  Stadtbahnen. 

Den  Gegensatz  zu  diesen  Bahnen,  die  in 
die  einsamen,  schauerlich  grossartigen  Höhen 
hinaufstreben,  bilden  in  mehr  als  einer  Hin- 
sicht die  Stadtbahnen.  Die  erste  elek- 
trische Bahn  wurde  von  Siemens  &  Halske 
(Gewerbeausstellung  in  Berlin  1879)  erbaut. 
Für  den  dauernden  Gebrauch  fuhr  die  erste 
vom  Kadettenhaus  in  Lichterfelde  nach  dem 
dortigen  Bahnhof  (21/2  km).  Dann  folgte  eine 
zweite  derselben  Firma  bei  Offenbach,  eine 
dritte  bei  Mödling  (Wien)  und  mehrere  Gru- 
benbahnen, Darauf  trat  ein  Stillstand  ein.  In 
der  Mitte  der  80  er  Jahre  führte  ein  Amerikaner 
die  Oberleitung  ein.  Werner  Siemens  vertrat 
hierauf  als  erster  die  Idee  elektrischer  Hoch- 
bahnen. Die  elektrischen  Untergrund- 
bahnen kamen  zuerst  in  London  zur  An- 
wendung. Heute  haben  die  elektrischen  Bah- 
nen ihren  Siegeszug  durch  die  ganze  Welt 
angetreten.  Aus  weiter  Ferne  wird  der  Strom 
hergeleitet,  Millionen  von  Personen  werden 
befördert,  eine  neue  Industrie  ist  erstanden.  Die 
Pferdebahn  verschwindet  immer  mehr.  Für 
den  städtischen  Verkehr  hat  der  elektrische  Be- 
trieb auch  der  Lokomotivbahn  gegenüber  grosse 
Vorteile:  Kein  Rauch,  kein  Dampf,  weniger  Ge- 
räusch, Verminderung  der  toten  Last,  geringere 
Kosten  für  den  Bau.  Die  elektrischen  Bahnen 
dezentralisieren  die  Städte  in  vorteilhafter  Weise, 

Um  den  Strassenverkehr  zu  entlasten,  wer- 
den die  städtischen  Bahnen  vielfach  als  Hoch - 
oder  Untergrundbahnen,  in  neuerer  Zeit 
auch  als  Schwebebahnen  erbaut  (teils  Dampf-, 
teils  elektrische  Bahnen).  1 860  wurde  in  London 
die  erste  Stadtbahn  in  Angriff  genommen,  An- 
fang der  70  er  Jahre  die  New -Yorker  Hoch- 
bahn, zehn  Jahre  später  die  Berliner  Stadtbahn, 
1890  die  elektrische  Untergrundbahn  in  London. 
Heute  haben  eine  grosse  Zahl  von  Städten  diese 
Verkehrsmittel.  Die  Londoner  Stadtbahnen  be- 
fördern jährlich  etwa  70  Millionen  Menschen. 
Selbst  unter  der  Themse  durch  führt  der 
Brunelsche  Tunnel,  der  über  eine  Milliarde 
Mark  gekostet  hat. 

Eine  grosse  Reihe  von  Projekten  unterseeischer 
Bahnen  sind  ausgearbeitet  worden,  so  für  die  Ver- 
bindung zwischen  England  und  Frankreich,  Italien  und 
Sizilien,  Spanien  und  Afrika  u.  a.  Beim  ersten  Pro- 
jekt wurden  bereits  in  den  50  er  Jahren  Probetunnelie- 
rungen  vorgenommen,  welche  die  Möglichkeit  der  Aus- 
führung ergaben.  Selbst  Tunnel  röhrenbahnen  wur- 
den projektiert  (vgl.  Rohrpost!), 


Die  Schwebebahnen  wurden  1821  vom 
Engländer  Palm  er  erfunden  und  fünf  Jahre 
später  auf  einer  kleinen  Strecke  erprobt.  Doch 
geriet  die  Sache  wieder  in  Vergessenheit,  bis 
1860  Fell  bei  Lancashlre  eine  verbesserte, 
kurze  Schwebebahn  baute.  Die  bekannteste 
Schwebebahn  ist  heute  die  von  Elberfeld- 
Barmen.  Jeder  Zug  kann  in  2  Wagen  je 
50  Personen  befördern.  Die  Fahrgeschwindig- 
keit beträgt  etwa  40  km  in  der  Stunde.  Die 
Herstellungskosten  der  Schwebebahnen  sind 
bedeutend  geringer  als  die  der  anderen  Stadt- 
bahnen. 


1)  Brückenbau. 
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Des  beschränkten  Raumes  halber  sollen  die 
Entwicklungsphasen  des  Brückenbaues,  den  na- 
mentlich das  Eisenbahnwesen  förderte,  nur  an- 
gedeutet werden:  Ursprünglich  benutzte  man 
zum  Übergang  seichte  Stellen,  sog.  Furten, 
an  denen  bald  Ortschaften  entstanden.  Hieraus 
erklären  sich  die  vielen  Ortsnamen  auf  fürt, 
ford,  fird  usw.  Später  entstanden  im  Tale  die 
Fähren;  bei  reissender  Strömung  aber  musste 
man  Brücken  bauen.  Sie  wurden  ursprüng- 
lich nur  aus  Holz,  als  sog.  Auslegerbrücken, 
hergestellt.  Dann  baute  man  die  Pfeiler  in  Stein, 
die  Fahrbahn  in  Holz.  Schon  Jahrtausende 
vor  Christus  war  aber  auch  bereits  der  Ge- 
wölbebau bekannt,  und  er  fand  auch  frühzeitig 
Verwendung  für  die  Herstellung  ganz  steinerner 
Brücken.  Meister  im  Brückenbau  des  Altertums 
waren  die  Römer;  Zeugnis  davon  geben  ihre 
grossartigen  Werke  in  Italien,  Spanien  und  an- 
dern Ländern.  Im  Mittelalter  ging  die  Brücken- 
baukunst in  Europa  wieder  zurück,  während 
die  Araber,  Perser,  Chinesen  um  diese  Zeit 
zahlreiche  grosse  Brücken  bauten.  Aus  dem 
Benediktinerorden,  der  die  Baukunst  im  all- 
gemeinen hoch  hielt,  ging  dann  die  Bruder- 
schaft der  Brückenbauer  hervor,  die  z.B. 
die  berühmten  Rhonebrücken  zu  Avignon  und 
Lyon  erbaute,  sowie  viele  andere  in  England 
und  Deutschland.  Nach  und  nach  gelang  es 
auch,  grössere  Spannweiten  herzustellen:  72  m 
bei  der  Addabrücke  bei  Trezzo  (1370 — 77). 
Später  versah  man  die  Brücken  aus  militäri- 
schen Rücksichten  mit  Türmen  und  Toren  und 
damit  war  die  Zeit  gekommen,  wo  man  auch 
auf  den  äussern  Schmuck  Wert  legte.  Im  17. 
und  18.  Jh.  wurden  die  Franzosen  die  Meister 
dersteinernen  Brücken,  und  auch  die  Holzbrücken 
erreichten  im  18.  Jh.  eine  grosse  Vollendung. 
Den  ersten  Versuch  eisernerBrücken  machte 
man,  jedoch  ohne  Erfolg,  in  Lyon.  1779  bauten 
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Darly  und  Wilkinson  die  erste  eiserne  Brücke 
über  den  Severn  (England).  Im  Jahre  1796 
wurde  die  erste  gusseiserne  Brücke  auf  dem 
europäischen  Festland,  bei  Laasan  in  Schlesien, 
erbaut.  Brückeneinstürze  verursachten  hernach 
die  Verwendung  von  Schmiedeeisen  sowie  die 
Konstruktion  von  Hängebrücken.  Heute  hat 
es  die  Brückenbautechnik  zu  einer  erstaunlichen 
Vollendung  gebracht. 

Die  Brooklyn-New-Yorker  Hängebrücke  ist  1825  m 
lang,  fast  26  m  breit.  Sie  besteht  aus  fünf  Abteilungen : 
die  beiden  äussern  für  den  Wagenverkehr,  die  mittlere 
für  die  Fussgänger,  und  dazwischen  je  eine  für  die 
Bahnen.  Der  Fussgängerweg  ist  höher  als  die  andern 
und  gewährt  somit  einen  äusserst  interessanten  ÜberbHck 
über  den  gewaltigen  Verkehr  auf  dieser  Brücke.  An 
derFirthof  Forthbrücke  arbeiteten  während  sieben  Jahren 
4—5000  Arbeiter.  Sie  ist  2468  m  lang  und  hat  in  den 
beiden  Mittelöffnungen  Spannweiten  von  521  m.  Die 
Höhe  beträgt  51  m,  so  dass  Seeschiffe  bequem  darunter 
durchfahren  können.  Der  Pekosviadukt  (Nordamerika) 
ist  fast  101  m  hoch. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  alle  die  gross- 
artigen Brücken  aus  Stein  und  Eisen,  die  Via- 
dukte, die  über  die  Hochgebirgsschluchten  oder 
über  die  Lagunen  führen,  die  grossen  beweg- 
lichen Brücken  (Dreh-,  Roll-,  Hub-,  Klapp- 
brücken), die  an  den  Kreuzungspunkten  der 
Wasserstrassen  mit  den  Landstrassen  oder 
Eisenbahnen  entstanden  sind,  auch  nur  in  ihren 
Hauptvertretern  aufzuzählen.  Schon  eine  Fahrt 
auf  dem  Rheine  zeigt  uns  eine  Menge  archi- 
tektonisch schöner,  technisch  grossartig  ange- 
legter Werke.  Unsere  europäischen  Brücken 
unterscheiden  sich  vorteilhaft  namentlich  in 
erster  Hinsicht  von  den  hölzernen  Riesenge- 
rüsten der  amerikanischen  Eisenbahnbrücken. 
Der  dortige  Holzreichtum  machtsich  im  Brücken- 
bau geltend. 

So  haben  die  Fortschritte  in  der  Mechanik 
(Bau  des  Rollmaterials),  im  Geleisbau  (Unter- 
und  Oberbau),  im  Brücken-  und  Tunnelbau, 
in  der  Linienführung,  in  den  Sicherheitsvor- 
kehrungen Hand  in  Hand  aus  kleinen  An- 
fängen unser  Verkehrsleben  zu  einer  gewalti- 
gen Entfaltung  gebracht. 

m)  Statistik. 

Der  Vollständigkeit  halber  seien  In  abgerundeten 
Zahlen  noch  einige  Daten  angeführt,  welche  die  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens  kennzeichnen: 

Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes:  1830: 
330  km;  1840:  8600  km;  1850:  38000  km;  1860: 
107000  km;  1870:  222000  km;  1880:  367000  km; 
1890:  617000km;   1900:  790000km. 

Stand  Anfang  1903:  Europa  291000km;  Asien 
68000  km;  Amerika  415000  km;  Afrika  23000  km; 
Australien  25  000  km;  Deutschland  53  000  km;  Frank- 
reich 44  000  km;  Russland  52  000  km;  Österreich- 
Ungarn   und   Bosnien   38000  km;   Italien    16000  km; 


Spanien    13  000   km;    Schweiz    4000   km;     Vereinigte 
Staaten  320000  km;  Brasilien  15  000  km. 

Eröffnungsjahre  der  ersten  europäischen  Bahnen 
mit  Lokomotivbetrieb :  1830  Manchester-Liverpool  (Eng- 
land); 1832  St.  Etienne-Lyon  (Frankreich);  1835  (Mai) 
Brüssel-Mecheln  (Belgien);  1835  (Dez.)  Nürnberg-Fürth 
(Bayern);  1 837 (April)  Leipzig- Althen  (bis  Dresden  1839) 
(Sachsen);  1837  (Nov.)  Florisdorf- Wagram  (Österreich); 
1838  (April)  Petersburg-KrasnojeSelo  (Russland);  1838 
(Sept.)  Berlin -Zehlendorf  (Potsdam;  Preussen);  1838 
(Dez.)  Braun  schweig- Wolfenbüttel  (Braunschweig,  erste 
deutsche  Staatsbahn) ;  1 843  Hannover-Lehrte  (Hannover) ; 
1846  Pest-Waitzen  (Ungarn);  1847  Zürich -Baden 
(Schweiz).  Von  1850  an  folgte  auf  diese  kurzen  Strecken 
in  rascher  Aufeinanderfolge  der  Bau  grosser  Linien.  — 
1840  hatte  England  bereits  3600  km  Bahnen.  In  Nord- 
amerika wurde  die  erste  Bahn  1830  eröffnet,  wofür  die 
Lokomotive  aus  England  bezogen  wurde.  1832  wurden 
in  den  Vereinigten  Staaten  bereits  eigene  Lokomotiven 
hergestellt,  und  1835  bestanden  dort  schon  1700  km 
Bahnen ,  während  Europa  damals  erst  670  km  aufwies 
und  die  übrigen  Erdteile  noch  gar  keine  Bahnen  be- 
sassen.  Die  erste  Bahn  auf  dem  europäischen  Festland,, 
die  dem  Personenverkehr  diente,  war  die  Linie  Linz- 
Budweis  in  Österreich  (eine  Pferdebahn). 

In  Deutschland  entstand  die  erste  Aktien- 
gesellschaft für  Bahnbetrieb  im  Jahre  1830. 
Sie  baute  eine  Schmalspurbahn  für  den  Trans- 
port der  Ruhrkohlen  ins  Wuppertal.  Doch 
brauchte  es  zwanzig  Jahre,  bis  diese  endlich  in 
eine  Lokomotivbahn  umgewandelt  wurde.  Das 
Eintreten  Friedrich  Lists  für  das  deutsche 
Eisenbahnwesen  wird  in  einem  anderen  Ab- 
schnitt noch  zu  beleuchten  sein.  Interessant  ist 
das  Gutachten,  welches  das  bayrische  Ober-Medi- 
zinal-Kollegium  anlässlich  der  zu  eröffnenden 
Strecke  Nürnberg-Fürth  abgab:  „Die  schnelle 
Bewegung  muss  bei  den  Reisenden  unfehlbar 
eine  Gehirnkrankheit,  eine  besondere  Art  des 
Delirium  furiosum  erzeugen.  Wollen  aber 
dennoch  Reisende  dieser  grässlichen  Gefahr 
trotzen,  so  muss  der  Staat  wenigstens  die  Zu- 
schauer schützen,  denn  sonst  verfallen  diese 
beim  Anblicke  des  schnell  dahinfahrenden 
Dampfwagens  genau  derselben  Gehirnkrank- 
heit. Es  ist  daher  notwendig,  die  Bahnstrecke 
auf  beiden  Seiten  mit  einem  hohen,  dichten 
Bretterzaun  einzufassen." 

3.  Die  Schiffahrt 

a)  Die  Schiffahrt  im  Altertum, 
Vergeblich  würde  es  sein,  nach  einem  Erfin- 
der der  Schiffahrt  zu  forschen.  Sie  ist  wohl  so 
alt  wie  die  Kultur  überhaupt  und  musste  sich  an 
verschiedenen  Orten  selbständig  entwickeln.  Ein 
Holzstück,  das  ins  Wasser  fällt  und  darauf 
schwimmt,  während  der  Stein  untersinkt,  musste 
schon  darauf  hinweisen.  Das  Tierchen,  das 
auf  dem  schwachen  Rohre  sitzt  und  mit  ihm 
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auf  dem  Wasser  hin  und  her  schaukelt,  musste 
zeigen,  dass  das  Holz  nicht  nur  schwimmt, 
sondern  auch  trägt.  Der  Mann,  der  ins  Wasser 
fällt  und  sich  an  einen  stromabwärts  treibenden 
Baumstamm  klammert,  muss  erkennen,  dass  es 
mit  Hilfe  eines  solchen  möglich  ist,  sich  über 
Wasser  zu  halten.  Die  Beobachtung  schwim- 
mender Tiere,  die  mit  und  gegen  und  durch 
den  Strom  schwimmen,  indem  sie  Beine  oder 
Flossen  als  Ruder  benutzen,  musste  den  Menschen 
schon  frühzeitig  zur  Nachahmung  führen,  an- 
fänglich durch  Rudern  mit  dem  Arm,  später 
mit  kräftigeren,  hölzernen  Armen,  „Rudern". 
Der  Baumstamm  war  das  erste  Notfahrzeug. 

Über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Schiffahrt 
im  Urzustände  betrieben  wurde,  geben  die  Be- 
obachtungen bei  heutigen  Naturvölkern,  die 
Betrachtung  alter  Abbildungen  und  die  neueren 
archäologischen  Ausgrabungen,  besonders  in 
Ägypten,  vielfach  Aufschluss. 

„In  Australien",  sagt  Geistbeck,  „kommen  die  Einge- 
bornen  an  unsere  Schiffe  heran,  ritthngs  auf  Baum- 
stämmen sitzend,  die  an  einem  Ende  zugespitzt  sind. 
Sie  rudern  mit  den  Händen.  In  Kalifornien  bedienen 
sich  die  eingebornen  Fischer  eines  Bündels  Binsen,  die 
in  Form  einer  Hängematte  zusammengebunden   sind." 

Während  wir  im  Baumstamm  die  Ursprung 
liehe  Form  des  Schiffes  zu  erblicken  haben, 
stellen  diese  Bündel  die  Urform  des  Flosses 
vor.  Die  Kokosnuss,  mit  der  die  Kinder  der  Süd- 
seeinsulaner im  Wasser  spielen,  die  ausgehöhlte 
Schale,  die  Fruchtkerne  trägt,  ohne  unterzu- 
gehen oder  vom  Wasser  durchnässt  zu  werden, 
musste  dem  Menschen  den  Gedanken  nahe 
legen,  dicke,  lange  Baumstämme  auszuhöhlen, 
Boote  herzustellen.  Mit  Steinäxten  wurde  der 
Stamm  bearbeitet,  eine  harte  Arbeit,  die  nach 
und  nach  durch  das  Ausbrennen  der  Stämme 
durch  Feuer  vereinfacht  wurde. 

Kolumbus  fand  in  Haiti  solche  Fahrzeuge  (Canoas), 
in  welchen  70  und  mehr  Ruderer  Platz  hatten.  Man 
fand  solche  Schiffe  aber  auch  bei  anderen  Völkern.  Schon 
der  Name  Schiff,  verwandt  mit  der  griechischen  Bezeich- 
nung skaphe  (von  axanxelv  =  graben,  aushöhlen)  deu- 
tet auf  diesen  Ursprung  hin.  Zahlreiche  Museen  ent- 
halten solche  ausgegrabene  Boote. 

Um  Raum  zu  gewinnen,  wurden  die  Schiff- 
bäume immer  mehr  ausgehöhlt,  die  Schiffswände 
immer  dünner.  Das  Zuspitzen  der  Stämme,  um 
den  Widerstand  zu  verringern,  wurde  allgemein. 
Hier  liegen  die  Uranfänge  des  Schiffbaues, 
der,  wie  jede  Kunst  und  Wissenschaft  anfäng- 
lich auf  Erfahrung  durch  Beobachtungen  f  ussend, 
erst  viel  später  auf  wissenschaftlicher  Grundlage 
sich  weiterbildete. 

Die  Australier  bauten  bereits  Boote  aus  Rinde, 
die  zusammengebunden,  oder  falls  das  Boot 


für  mehr  als  eine  Fahrt  zu  dienen  hatte,  mit 
Fasern  und  Wurzeln  zusammengenäht  wurde. 
Um  dem  Wasserdruck  auf  beiden  Seiten  ent- 
gegenzuwirken, wurden  Querhölzer  angebracht, 
die  wohl  gleichzeitig  als  Sitze  verwendet  wer- 
den mochten.  Solche  Boote  hat  man  auch  in 
Nordamerika  gefunden.  Um  die  Schiffe  wasser- 
dicht zu  machen,  überzogen  sie  die  nordameri- 
kanischen Indianer  mit  Tierhäuten,  die  sie  nach- 
her wieder  für  ihre  Zelte  benutzten.  Die  alten 
Bewohner  Britanniens  hatten  bereits  Leder- 
boote. Ähnliche  Boote  — das  Gerüst  besteht 
aus  Knochen  oder  Treibholz  und  ist  mit  See- 
hundfellen überzogen  —  mit  denen  sie  kühne 
Fahrten  in  das  weite  Meer  hinaus  unternehmen, 
besitzen  auch  noch  heute  die  Eskimos. 

Auch  das  Segel,  das  immer  noch  bei  ein- 
zelnen Naturvölkern  in  ganz  ursprünglicher 
Form  verwendet  wird,  ist  eine  sehr  alte  Ein- 
richtung. Ausgrabungen  in  Ägypten  haben  be- 
wiesen, dass  die  Bewohner  des  Niltales  schon 
2500  Jahre  v.Chr.  lange,  flache  Schiffe  besessen 
hatten,  die  durch  Ruder  oder  durch  Segel  fort- 
bewegt wurden.  Über  die  ursprüngliche  Form 
des  Segels  und  die  äussere  Veranlassung  zu  sei- 
ner „Erfindung"  sind  viele  Vermutungen  ausge- 
sprochen worden,  von  denen  wohl  mehr  als  eine 
das  Richtige  treffen  mag,  da  sich  wahrschein- 
lich auch  diese  Einrichtung  an  verschiedenen 
Orten  selbständig  entwickelt  hat. 

Eine  dieser  Entstehungsformen  zeigt  uns  die  Abbil- 
dung eines  indianischen  Kanoes  von  Gattin.  Die  Indi- 
aner stehen  aufrecht  im  Schiff  und  halten  mit  ausge- 
breiteten Armen  eine  Matte  oder  Decke  gegen  den 
Wind.  Das  untere  Ende  ist  an  ihren  Beinen  befestigt. 
Die  Stelle  des  aufrechtstehenden  Menschen  versah  später 
der  Mast,  die  der  ausgebreiteten  Arme  die  Querstange, 
die  Rahe.  Die  Herleitung  des  Segels  von  aufgehängter 
Wäsche  scheint  mir  nicht  sehr  glücklich. 

Auch  die  Steuerung  ist,  wie  überlieferte 
Abbildungen  zeigen,  eine  sehr  alte  Einrichtung. 
Die  Ägypter  benutzten  hierzu  zwei  schaufeiför- 
mige Ruder. 

Das  Floss,  das  durch  Verbinden  von  zwei 
oder  mehr  Stämmen  entsteht  und  dadurch  den 
Vorteil  erlangt,  dass  es  nicht  umschlägt  und 
dass  es  eine  grössere  Last  zu  tragen  vermag, 
ist  ebenfalls  schon  sehr  alten  Ursprunges. 
Die  spanischen  Entdecker  trafen  bereits  ein  sol- 
ches Segelfloss,  das  den  Ozean  befuhr.  Um  bei 
schwerer  Belastung  die  Flösse  über  dem  Wasser 
zu  halten,  kam  man  auf  die  verschiedensten 
Mittel,  die  zum  Teil  heute  noch  im  Gebrauch 
sind.  Auf  den  Flüssen  Mesopotamiens  benutzt 
man  aufgeblasene  Schaf  häute.  Da  mit  dem 
Floss  nur  stromabwärts  Waren  geschifft  wer- 
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den,  wird  es  am  Ziel  der  Reise  auseinander- 
genommen. Das  Holz  wird  verkauft  und  nur 
die  Schafhäute  werden  wieder  zurückbefördert. 
Auf  dem  Nil  werden  statt  der  Häute  irdene 
Gefässe  verwendet,  die  vor  der  Rückreise  eben- 
falls veräussert  werden. 

Das  Floss  kann  zwei  Zwecken  dienen:  Ent- 
weder wird  das  Floss  aus  Zimmerholz,  wie 
man  es  besonders  auf  dem  Rhein  und  dem 
Mississippi  findet,  nur  vom  Strom  getrieben 
und  hat  bloss  den  Zweck,  das  zur  Verschiffung 
und  zum  Verkauf  bestimmte  Holz  zusammen- 
zuhalten und  auf  billige  Weise  zu  transpor- 
tieren, oder  aber,  es  wird  zum  Warentransport 
verwendet  und  durch  Segel  und  Ruder  in  Be- 
wegung gesetzt.  Zu  diesem  Zwecke  benutzte 
man  damals  zwei  durch  Querbalken  verbundene 
Stämme,  über  die  man  eine  erhöhte  Platt- 
form legte.  In  späterer  Zeit  wurde  einer  dieser 
Stämme  zum  Kanoe  umgewandelt,  während  der 
andere  vorerst  ein  sog.  Ausleger  blieb,  der 
bloss  den  Zweck  hatte,  das  Umkippen  zu  ver- 
hindern und  die  Tragfähigkeit  zu  erhöhen.  Spä- 
ter wurde  auch  dieser  als  Kanoe  verwendet. 
So  entstand  die  Doppelpiroge  der  Fidschi- 
insulaner, In  neuerer  Zeit  hat  man  die  Idee 
sogar  im  Dampfschiffbau  verwendet,  im  Verkehr 
zwischen  Calais  und  Dover. 

Die  Alten  trieben  anfänglich  nur  Fluss- 
und  Küstenschiffahrt  und  zwar  jene  nur  für 
die  Talfahrt  Die  Güterbeförderung  zu  Berg 
vollzog  sich  auf  dem  Lande.  Die  ältesten 
Nachrichten  über  den  Flussverkehr  kommen 
vom  Euphrat  und  Tigris,  sowie  vom  Nil. 
In  Babylonien  benutzte  man  schon  2000 
Jahre  vor  Chr.  korbförmige,  mit  Häuten  über- 
zogene Fahrzeuge,  wie  sie  Herodot  genau  be- 
Gchrieben,  zu  regelmässigen  Fahrten.  Kräftiger 
entwickelte  sich  die  Schiffahrt  auf  dem  Nil, 
wo  seit  der  Mitte  des  dritten  Jahrtausends  vor 
Chr.  Lastschiffe  und  später  auch  stolze  Kriegs- 
schiffe schwammen.  Das  dicht  bevölkerte, 
langgestreckte  Niltal  hatte  einen  lebhaften 
Verkehr,  besonders  zur  Zeit  der  für  das  ganze 
Land  so  segensreichen  Überschwemmungen. 
Festlich  geschmückte  Schifferflotten  zogen  als- 
dann von  Stadt  zu  Stadt  und  ganz  Ägypten 
war  voll  Jubel.  Einen  grossen  Teil  der  Wasser- 
fracht machten  die  Bausteine  aus,  die  für  die 
Pyramiden  und  die  grossartigen  wasserbau- 
technischen Anlagen  des  Pharaonenlandes  ver- 
wendet wurden. 

Ahnlich  entwickelte  sich  der  Flussverkehr, 
unterstützt  durch  die  Anlage  zahlreicher  Ka- 
näle,   in    einem    andern,    weit   ausgedehnten 


Lande,  in  dem  die  Wasserstrassen,  die  weit 
in  das  Innere  eindringen,  stets  eine  grosse 
Rolle  spielten,  in  China.  Der  weitverzweigte, 
unbändige  Hoangho  und  der  ruhigere  Jangtse- 
kiang,  an  deren  Ufern  die  ältesten  Kultur- 
stätten sich  zu  Mittelpunkten  des  religiösen 
und  wirtschaftlichen  Lebens  emporschwangen, 
sahen  nicht  nur  einen  grossen  Güterverkehr, 
selbst  auch  die  Kaiser  und  ihre  Würdenträger 
vertrauten  sich  ihnen  auf  ihren  Reisen  an. 
Es  war  wohl  auch  das  Gefühl  der  Nützlich- 
keit der  Gewässer,  das  ihnen  im  religiösen 
Leben  des  Ostens  eine  so  hohe  Bedeutung 
verlieh,  wie  wir  dies  z.  B.  am  belebten  Ganges, 
dem  heiligen  Wasser  der  Inder,  erkennen. 

In  den  drei  genannten  Kulturmittelpunkten, 
China,  Indien  und  Ägypten,  die  neben  so 
vielen  eigenartigen  Zügen  doch  so  viel  Ge- 
meinsames aufweisen,  hat  sich  auch  die  Fluss- 
schiffahrt in  ziemlich  gleicher  Weise  ent- 
wickelt. Wie  der  Handel  der  drei  Völker  zu 
allen  Zeiten  vorzugsweise  Passivhandel  war,  so 
hat  sich  bei  ihnen  auch  der  Verkehr  zu  Wasser 
und  zu  Land  vornehmlich  nur  als  lokaler,  oder 
als  interner  Verkehr  entwickelt,  in  Ägypten  frei- 
lich, unter  dem  Einfluss  von  aussen,  sogar  vor- 
übergehend bis  zu  einem  hohen  Grade, 

Erst  die  Phöniker,  ausgezeichnet  durch 
grosse  Unternehmungslust  und  Sinn  für  Handel 
und  Gewerbe,  fuhren  ins  offene  Meer,  weit 
über  die  Grenzen  des  Mittelländischen  Meeres 
hinaus,  selbst  um  Afrika  herum.  Den  Kurs 
der  Schiffe  bestimmten  sie  nach  dem  Stand 
der  Sterne  und  legten  so  den  Grund  für  die 
Steuermannskunde. 

Ihre  Nachkommen,  die  Karthager,  die  auf 
ihren  Nordlandsfahrten  bis  zur  Bernsteinküste 
gelangten,  haben  in  Schiffahrt  und  Schiffbau 
Bedeutendes  geleistet. 

Über  die  Fahrten  der  Griechen  und  den 
Stand  ihrer  Schiffbautechnik  geben  zahlreiche 
Abbildungen  auf  Münzen  und  Gebäuden,  so- 
wie die  Beschreibungen  von  alten  Schrift- 
stellern bereits  ein  scharf  umgrenztes  Bild. 
Ihre  Seefahrten  führten  sie  durch  das  Mittel- 
ländische und  Schwarze  Meer,  aber  auch  nach 
England  und  in  das  Rote  Meer.  Die  See- 
expedition Nearchs  machte  den  Weg  nach 
Indien  bekannt.  Man  lernte  Ebbe  und  Flut  in 
ihren  Einwirkungen  auf  die  Schiffahrt  besser 
kennen  und  machte  sich  vertraut  mit  den  Mon- 
sunen, den  regelmässig  abwechselnd  vom  asi- 
atischen Festland  nach  Afrika  und  umgekehrt 
wehenden  Jahreszeitenwinden,  welche  die  Schiff- 
fahrt damals  ebenso  in  ihren  Dienst  zog,  wie 
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es  heute  noch  trotz  Gebrauch  des  Dampfes 
der  Fall  ist.  Die  Passate  spielen  für  den  Ver- 
kehr der  alten  und  neuen  Welt  eine  so  grosse 
Rolle,  dass  die  Spanier  diese  günstigen  Winde 
Überfahrtswinde,  passate,  die  Engländer  gerade- 
zu Handelswinde  {trade-winds)  nannten. 

Die  griechischen  Schiffe  hatten  bereits  bis  zu  5  über- 
einander liegende  Ruderreihen.  Eine  Triere  (mit  3 
Ruderreihen  und  170  Ruderern)  enthielt  etwa  300  Tonnen 
nach  heutigem  Masse,  eine  Pentere  (5  Reihen  mit  300 
Ruderern)  etwa  500  Tonnen.  Doch  hatten  die  Griechen 
auch  viel  grössere  Schiffe.  In  der  Seeschlacht  von  Sa- 
lamis (306  V.  Chr.)  hatte  Demetrios  Poliorketes  neben 
anderen  grossen  Schlachtschiffen  ein  löreihiges  Schiff 
mit  etwa  1000  Ruderern.  Die  alten  Schriftsteller  er- 
zählen aber  auch  von  Schiffen  mit  40  Ruderreihen  und 
4000  Ruderern.  Als  nach  dem  Tode  Alexanders  d.  Gr. 
Alexandria  die  „Hauptstadt  der  Welt"  wurde  und  die 
Ausbildung  der  Mathematik  und  Mechanik  durch  die 
dortigen  Gelehrten  den  Schiffbau  auf  eine  bedeutende 
Höhe  brachten,  wurde  das  hellenisierte  Ägypten  die 
erste  Seemacht  der  Welt.  Unter  der  Leitung  des  Vaters 
der  Mathematik,  Archimedes,  Hess  Hiero  11.  von  Syra- 
kus  die  20ruderreihige  Alexandria  bauen  und  schenkte  sie 
seinem  Bundesgenossen  Ptolemäos.  Die  Tragfähigkeit 
dieses  Schiffes  wird  auf  4200  Tonnen  berechnet.  Bei 
Handelsschiffen  fand  man  freilich  weder  derartige 
Grössenverhältnisse  noch  den  luxuriösen,  architekto- 
nischen Schmuck.  Die  Geschwindigkeit  dieser  Schiffe 
war  sehr  gering  (höchstens  5  Knoten). 

Nach  der  Zerstörung  Karthagos  und  dem 
Verfalle  Griechenlands  ging  unter  der  Herr- 
schaft der  Römer,  die  dem  Seewesen  keine 
grosse  Beachtung  schenkten,  Schiffahrt  und 
Schiffbaukunst  bedeutend  zurück.  Der  Seedienst 
galt  ihnen  als  eine  erniedrigende  Beschäftigung. 
Erst  die  Kriege  gegen  die  Seeräuber  brach- 
ten die  Seeschiffahrt  bei  ihnen  zu  höherem 
Ansehen.  Der  Flusschiffahrt  hingegen  wid- 
meten sie  grössere  Aufmerksamkeit  und  schreck- 
ten auch  vor  grossen  Opfern  nicht  zurück,  wenn 
es  galt,  die  Schiffbarkeit  einer  bedeutenden 
Wasserstrasse  zu  erhalten. 

Auf  dem  Tiber  herrschte  trotz  der  ungünstigen 
Mündungsverhältnisse,  hervorgerufen  durch  das  viele 
Geschiebmaterial,  ein  reger  Schiffsverkehr.  Die  Handels- 
schiffe wurden  von  Ochsen  geschleppt,  die  Kriegsschiffe 
von  der  Mannschaft.  Längs  des  Flusses  wurden  ge- 
pflasterte Ziehpfade  angelegt  und,  da  die  Schiffahrt  bei 
Nacht  eingestellt  war,  ein  Wachtdienst  eingerichtet. 
Transportgüter  waren  hauptsächlich  Bausteine  (wie  in 
Babylonien  und  Ägypten),  sowie  von  der  Küste  her 
eingeführte  Industriegegenstände  aus  der  ganzen  da- 
mals bekannten  Welt.  Weniger  Hindemisse  stellten  sich 
der  Schiffahrt  entgegen  auf  der  Rhone,  dem  süd- 
lichen Eingangstor  Frankreichs.  Schon  zur  Zeit  der 
Phöniker  und  Griechen  fand  auf  diesem  Flusse  ein  leb- 
hafter Verkehr  statt,  teils  nach  dem  Herzen  Galliens, 
teils  nach  dem  Rhein,  der  zur  Römerzeit  ebenfalls 
eine  ansehnliche  Schiffahrt  hatte. 

Die  Schiffahrt  des  Altertums  beschränkte  sich 
aber  nicht  auf  das  Mittelmeer  und  seine  Zu- 
flüsse, auf  das  Rote  Meer,  den  Arabischen  und 
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Persischen  Meerbusen  mit  den  Zwillingsströmen 
Euphrat  und  Tigris,  auch  im  Norden,  wo  sie 
schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  gepflegt  worden 
zu  sein  scheint,  entwickelte  sie  sich  in  gan 
selbständiger  Weise.  Die  wildzerrissenen  Küste 
des  Nordens  mit  den  tiefeingeschnittenen  Fjor 
den  und  den  zahlreich  vorgelagerten  Inseln,  der 
Holzreichtum  der  Küste,  der  Fischreichtum  des 
Meeres,  das  Klima,  das  nicht  so  ungünstig  auf 
die  Entwicklung  ausdauernden  Wollens  hin- 
wirkt, wie  das  südländische,  eine  an  Gaben  der 
Natur  weit  sparsamere  Vegetation,  das  waren  die 
günstigen  Vorbedingungen  für  die  Entwicklung 
der  nordischen  Schiffahrt.  Die  Briten  fuhren 
bereits  vor  dem  Einfall  der  Römer  nach  allen 
Küstenländern  der  Nordsee  und  nach  der  spa- 
nischen Nordküste. 


^ 


n 


b)  Die  Schiffahrt  im  Mittelalter  und  in 
der  neuen  Zeit 

Vom  8. —  1 1.  Jh.  waren  die  nordischen  Meere 
belebt  von  den  „Drachenbooten"  der  Nor- 
mannen (Wikinger).  Ihre  Fahrten  erstreckten 
sich  über  die  ganze  Ostsee,  ins  Weisse  Meer 
bis  nach  Archangelsk,  nach  England,  Frank- 
reich und  ins  Mittelmeer,  ja  selbst  nach  dem 
fernen  Island  und  Grönland  und  ein  halbes 
Jahrtausend  vor  Kolumbus  nach  dem  nord- 
amerikanischen Festland.  Tollkühne  Fahrten 
waren  es,  ohne  Kompass,  auf  kleinen  Fahrzeu- 
gen durch  unwirtliche  Meere.  Seeraub,  Fisch- 
fang, abenteuerliche  Züge,  Eroberungen,  Staaten- 
gründungen war  ihre  abwechslungsreiche  Be- 
schäftigung. 

Das  Museum  von  Christiania  enthält  ein  wohlerhal- 
tenes Wikingerboot,  wahrscheinlich  aus  dem  9.  Jh. 
stammend.  Es  hat  25  m  Länge  und  5  m  Breite.  Die 
Takelage  besteht  aus  einem  Mast  mit  Quersegeln. 
Ihre  Schiffe  hatten  30  bis  40  Ruderer  und  daneben  eine 
Besatzung  von  30 — 60  Mann.  Die  Wikingerschiffe  der 
späteren  Zeit  weisen  bedeutende  Fortschritte  auf:  sie 
sind  grösser,  mit  Kastellen  versehen  und  haben  3  Masten. 

Die  Normannen  waren  die  ersten,  welche 
Segel  so  viel  als  möglich  ausschliess- 
lich zur  Fortbewegung  benutzten.  Sie 
waren  die  Begründer  der  nordischen  Schiff- 
fahrt und  befreiten  sich  zuerst  vom  Banne 
der  Küste,  indem  sie  sich  zuerst  mit  ihren 
Schiffen  auf  grosse  Entfernungen  von  ihr  in 
die  See  hinausbewegten.  Sie  standen  im 
Schiffbau  auf  eigenen  Füssen  und  waren  hierin 
die  Lehrmeister  der  deutschen  Hansa.  248 
Kriegsschiffe  mit  12000  Mann  Besatzung  stan- 
den der  Hansa  zum  Schutze  des  Handels  zur 
Verfügung.  Die  hanseatischen  Koggen  (Fahr- 
zeuge) brachten  manche  Verbesserung,  teils  im 
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Bau  des  Schiffskörpers,  teils  in  der  Vergrösserung 
der  Segel,  namentlich  aber  durch  die  Einführung 
einer  vollkommeneren  Steuervorrichtung  (Steuer- 
ruder am  Hintersteven). 

Im  Süden  war  gleichzeitig  die  Herrschaft  des 
Meeres  von  den  Arabern  auf  die  italienischen 
Städte  übergegangen,  namentlich  auf  die  bei- 
den Nebenbuhlerinnen  Genua  und  Venedig, 
der  heutigen  „Königin  des  adriatischen  Meeres", 
damals,  nach  der  Niederwerfung  Genuas,  der 
„Königin  des  Mittelmeeres".  Am  Ende  des  14.  Jh. 
hatte  die  stolze  Dogenstadt  eine  Handelsflotte 
von  3000  Schiffen. 

Die  Galeeren  hatten  bis  50  m  Länge  und  waren 
zweimastig  und  mit  lateinischen  (dreieckigen)  Segeln 
versehen.  Die  Ruder,  von  15  m  Länge,  vi^urden  von 
5  Mann,  Sträflingen,  deren  Los  ein  schreckliches  war, 
bedient.  Die  grösseren  Fahrzeuge,  die  Qaleassen, 
hatten  4  Masten.  Die  beiden  vorderen  waren  mit  (vier- 
eckigen) Rahsegeln,  die  hinteren  mit  lateinischen  Segeln 
versehen.   Die  Ruder  wurden  nur  im  Kampfe  gebraucht. 

Die  Hansa  sowohl,  wie  die  italienischen  Städte 
gingen  zurück,  weil  sie  sich  durch  innere  Zwi- 
stigkeiten  schwächten,  und  weil  sie  sich  nicht 
rechtzeitig  den  durch  die  Entdeckungsfahrten 
der  Spanier  und  Portugiesen  veränderten 
Verhältnissen  anzupassen  verstanden. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
der  Schiffahrt  war  die  Einführung  des  Kom- 
passes in  Europa,  gegen  Ende  des  13.  Jh. 
Erst  diese  Erfindung  gab  der  Ozean  -  Schiff- 
fahrt die  nötige  Sicherheit.  Gleichzeitig  beginnt 
auch  die  schnelle,  fachmännische  Verbesserung 
des  Schiffbaues,  namentlich  der  Takelage.  Die 
Spanier  und  Portugiesen  treten  gegen  Ende 
des  15.  Jh.  in  den  Vordergrund.  Prinz  Hein- 
rich, „der  Seefahrer"  (von  Portugal),  gründet 
die  erste  nautische  Schule.  Zahlreiche  Fahr- 
ten werden  an  der  Westküste  Afrikas  unter- 
nommen, bis  D  i  az  1 486  das  Südende  des  schwar- 
zen Erdteils  und  Vasco  da  Gama  1498  den 
Seeweg  nach  Indien,  dem  Lande  alles  Sehnens, 
dessen  reiche  Schätze  längst  auf  den  italieni- 
schen und  niederländischen  Märkten  feilgeboten 
wurden,  findet. 

Die  Spanier  wandten  sich  nach  Westen.  Der 
Genuese  Kolumbus,  der  in  seiner  Heimat  keine 
Unterstützung  seiner  Pläne  fand,  stellte  sich  in 
den  Dienst  Spaniens.  Den  Orient  galt  es  auf 
dem  Wege  nach  dem  Westen  zu  entdecken, 
hatten  doch  die  Geographen  der  damaligen 
Zeit  (Toscanelli,  Behaim  und  andere)  diesem 
Plane  vorgearbeitet.  Statt  dessen  findet  der  kühne 
Seefahrer  eine  neue  Welt,  und  es  entsteht  ein 
kühner  Wettstreit  in  der  Erforschung  der  Erde. 
Entdeckung  reiht  sich  an  Entdeckung.  Magal- 


haens  macht  die  erste  Reise  um  die  Welt.  Mer- 
kator  schafft  die  heute  noch  gebräuchliche  See- 
karte. Die  Schiffe  (Karavellen)  erhalten  ein  festes 
Deck  und  werden  seetüchtiger. 

Die  spanische  Armada  war  die  stolzeste 
Flotte,  die  die  Welt  bis  dahin  kannte.  Uner- 
messliche  Reichtümer  an  Gold,  Silber  und  Ge- 
würzen kamen  mit  den  zahlreichen  Schiffen 
aus  allen  Weltteilen  nach  Europa,  Schätze,  an 
denen  Spanien  zugrunde  ging.  An  seine  Stelle, 
als  Beherrscher  der  Meere,  traten  die  Nieder- 
lande und  England.  Die  niederländische 
Schiffahrt  entwickelte  sich,  wie  manchenorts, 
aus  der  Fischerei.  Der  Unternehmungsgeist  des 
kleinen  Volkes  schuf  Bündnisse,  Handelsgesell- 
schaften und  Kolonien,  und  die  niederländischen 
Städte  würden  der  Mittelpunkt  des  Welthandels, 
in  dessen  Dienst  70000  niederländische  Han- 
delsschiffe standen.  Ein  Jahrhundert  war  das 
kleine  Land  an  der  Spitze  des  Welthandels, 
„die  Fuhrleute  Europas",  dann  folgte  England, 
das  diese  Stellung  bis  auf  den  heutigen  Tag 
behauptet  hat.  Neben  anderen  Gründen —  grosse 
Willenskraft  des  Volkes,  günstige  Lage  des 
Landes,  Kohlen-  und  Eisenreichtum,  Erfindun- 
gen aller  Art,  frühzeitige  Entwicklung  der  In- 
dustrie —  waren  es  besonders  auch  die  nauti- 
schen Wissenschaften,  die  in  England  her- 
vorragende Vertreter  fanden  und  wesentlich  da- 
zu beitrugen,  diesem  Lande  die  Seeherrschaft 
zu  bewahren. 

Halley  konstruierte  Oktant  und  Sextant,  Harri- 
son  schuf  die  Seeuhren.  Der  deutsche  Astronom  T.  Mayer 
berechnete  auf  britische  Veranlassung  die  Mondtafeln. 

Eine  Zeitlang  schien  es,  als  ob  unter  Col- 
bert  Frankreich  die  Führung  auf  dem  Meere 
übernehmen  würde.  England  hat  sich  aber  be- 
hauptet. In  neuerer  Zeit  haben  die  Vereinigten 
Staaten  und  Deutschland  energisch  in  den  Wett- 
kampf um  die  Seeherrschaft  eingegriffen.  Mit 
Stolz  blickt  jeder  Deutsche  neben  andern  grossen 
Linien  auf  die  Hamburg -Amerika -Linie  und 
den  Norddeutschen  Lloyd,  die  beiden  Muster- 
anstalten nicht  nur  Deutschlands,  sondern  der 
ganzen  Welt. 

Die  Zeit  bis  1500  wird  als  Zeit  der  Ruder- 
schiffahrt bezeichnet,  die  von  1500 — 1840 
als  Zeit  der  Segelschiffahrt.  Um  die  Mitte 
des  letzten  Jahrhunderts  wurde  diese  durch  die 
Dampfschiffahrt  abgelöst,  die  auf  dem  Ge- 
biete des  Schiffbaues  und  der  Schiffahrt  eine 
gänzliche  Umwälzung  hervorbrachte.  Im  Schiff- 
bau selbst  traten  freilich  schon  zur  Zeit  der 
Segelschiffe  ganz  neue  Formen  auf. 

Dem  Aufschwung  der  Seeschiffahrt  entspricht 
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aber  immer  noch  nicht  die  Entwicklung  der 
Flusschiffahrt.  Die  Gründe  hierfür  sind 
mannigfach:  Die  ängstlich  das  Heiligtum  ihres 
Bodens  wahrende  Kleinstaaterei,  die  gegen- 
seitige Eifersüchtelei,  die  sich  darin  gefiel,  mög- 
lichst viele  Hemmnisse  dem  freien  Verkehr 
entgegenzustellen,  die  vielen  Zölle  —  an  der 
Elbe  zeitweilig  35  —  der  niedrige  Stand  der 
Wasserbautechnik,  die  vielen  Privilegien.  Als 
dann  die  Eisenbahnen  aufkamen  und  das 
erste  Misstrauen  gegen  sie  sich  gelegt  hatte, 
da  glaubte  man  erst  recht,  der  Flusschiffahrt 
keine  Aufmerksamkeit  mehr  schenken  zu  müssen. 
Erst  unsere  Zeit  würdigte  wieder  in  vollem 
Masse  die  Bedeutung  der  binnenländischen, 
natürlichen  und  künstlichen  Wasserwege.  Auf 
dem  Rhein  hat  sich  die  Schiffahrt  seit  den  70er 
Jahren  der  Tonnenzahl  nach  vervierfacht  und 
auch  für  die  anderen  bedeutenderen  Flüsse  zeigt 
die  Statistik  eine  ähnliche  Zunahme. 

c)  Die  Entwicklung  der  Dampfschiffahrt. 

Das  Los  der  Erfinder  ist  zumeist  kein  be- 
neidenswertes, und,  wo  dies  nicht  zutraf,  hat 
im  Laufe  der  Zeit  die  Einbildungskraft  es  so 
gestaltet.  Pap  in  soll  das  erste  Dampfboot  er- 
baut haben,  das  bei  der  ersten  Fahrt  auf  der 
Fulda  von  Schiffern,  die  um  ihre  Existenz  be- 
kümmert waren,  zerschlagen  wurde.  Neuere 
Untersuchungen  ergaben,  dass  sein  Schiff  kein 
Dampfboot  war.  Die  ersten  Versuche  wurden 
vom  Engländer  Savery  (f  1716)  ausgeführt. 
1753  setzte  die  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  Paris  einen  Preis  aus  auf  die 
Erfindung  einer  Maschine,  die  die  Kraft  des 
Windes  ersetzen  könnte.  B  e  r  n  o  u  i  1 1  i ,  der  vor- 
schlug. Schrauben,  die  durch  Pferdegöpel  oder 
Dampfmaschinen  bewegt  wurden,  an  der  Seite 
des  Schiffes  anzubringen,  erhielt  den  Preis. 
Euler  machte  1764  einen  ähnlichen  Vorschlag. 
Nach  vielen  vergeblichen  Versuchen  von  Fran- 
zosen, unter  denen  Jouffroy  dem  Ziel  am 
nächsten  kam,  gelang  es  den  Engländern  Miller, 
Taylor  und  Symington,  ein  brauchbares 
Dampfschiff  herzustellen.  Die  weiteren  Versuche 
in  England  scheiterten  an  dem  Widerstand  der 
Kanaleigentümer,  so  dass  Symingtons  „Char- 
lotte Dundas",  das  erste  verwendbare  Dampf- 
boot, vergessen  wurde.  Gleichzeitig  machten  in 
Amerika  Ramsay  und  Fitch  Versuche.  Li- 
vingston,  der  die  Bedeutung  der  Dampf- 
schiffahrt für  das  aufstrebende  Amerika  erkannte, 
nahm  sich  warm  der  Sache  an,  besonders  als 
er  1801  als  Gesandter  nach  Paris  kam  und 
dort  den    intelligenten  Landsmann,    Ingenieur 


Rob.  Fulton  kennen  lernte,  den  die  Versuche 
der  Franzosen  und  Engländer  nicht  ruhen 
Hessen. 

Livingston  verschaffte  dem  vielseitigen  Erfinder  die 
nötigen  Mittel,  so  dass  1803  auf  der  Seine  die  erste  Probe- 
fahrt stattfinden  konnte,  die,  obwohl  erfolgreich,  in  der 
sturmbewegten  Zeit  doch  nicht  genugsam  beachtet  wur- 
den. Die  Versuche  wurden  daher  nach  Amerika  verlegt. 

Am  17.  Aug.  1807,  also  fast  2  Jahrzehnte 
vor  der  Eröffnung  der  ersten  Lokomotivbahn, 
machte  Fultons  „Clermont"  die  erste  Probe- 
fahrt auf  dem  Hudson,  verlacht  von  der  Menge, 
gleichwie  Bonaparte  dessen  Versuch  auf  der 
Seine  einen  „Schwindel"  genannt  hatte.  Allein 
das  Hohngelächter  verwandelte  sich  in  brausen- 
den Jubel,  als  sich  die  Leistungsfähigkeit  des 
Schiffes  erwies,  und  von  da  an  blieb  es  als  Passa- 
gierboot dauernd  im  Verkehr.  Das  Schiff,  das 
nahezu  43  m  Länge  und  15  m  Breite  hatte 
und  eine  Maschine  von  20  Pferdekräften  be- 
sass,  legte  bei  der  Probefahrt  die  Strecke  New- 
York-Albany  (150  Seemeilen)  in  32  Stunden, 
bei  der  Rückfahrt  sogar  in  30  Stunden  zurück. 

In  Europa  fuhr  das  erste,  vom  Schotten  Bell 
erbaute  Dampfschiff,  „Komet"  genannt,  weil 
es  im  Kometjahr  1811  erbaut  worden  war, 
1812  auf  dem  Ciyde,  zwischen  Glasgow  und 
Greenock.  Vier  Jahre  später  befuhren  schon 
20  Dampfer  die  schottischen  Flüsse.  1816  er- 
schien das  erste  englische  „Plaisierschiff"  auf 
dem  Rhein,  wo  10  Jahre  später  das  erste  Dampf- 
schiffahrtsunternehmen, die  Preussisch-rhei- 
nische  Dampfschiffahrtsgesellschaft  in 
Köln,  ins  Leben  gerufen  wurde.  Auf  der  Elbe 
wurde  die  Dampfschiffahrt  1816,  auf  der  Do- 
nau 1830  eröffnet. 

Die  erste  ozeanische  Fahrt  legte  im  Jahre 
1819  die  „Savannah"  zurück,  die  in  26  Tagen 
von  Savannah  (Amerika)  nach  Liverpool  fuhr, 
wobei  aber  die  Dampfkraft  18  Tage,  die  Segel 
8  Tage  benutzt  wurden.  Erst  nach  fast  2  Jahr- 
zehnten, 1838,  wurde  der  zweite  Versuch  ge- 
macht. Am  23.  April  langten  die  Dampfer 
„Sirius"  (mit  320  Pferdekräften)  nach  19  Tagen 
und  der  „Great  Western"  (mit  400  Pferdekräf- 
ten) in  15  Tagen  von  England  aus  in  New- 
York  an,  wo  sie  mit  unbeschreiblichem  Jubel 
empfangen  wurden.  Rasch  machten  sich  nun 
die  Engländer  an  die  Einführung  regelmässiger 
Postdampferkurse:  1840  lief  der  Cunard- 
dampfer  „ßritannia"  von  Liverpool  nach  Halifax 
(Boston)  aus.  Der  Reeder  Samuel  Cunard 
erhieh  von  der  Regierung  eine  jährliche  Sub- 
vention von  65  000  ^  gegen  die  Verpflichtung, 
monatlich  ein  Postschiff  zwischen  den  genann- 
ten Häfen  verkehren  zu  lassen.  Von  da  an  be- 
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ginnt,  von  den  Regierungen  kräftig  unterstützt, 
ein  reger  Wettstreit  der  Nationen,  ihren  Teil 
an  der  Seeschiffahrt  zu  erhalten. 

d)  Fortschritte  des  Schiffbaues. 

Die  erste  Schule  für  den  Schiffbau  ent- 
stand in  England  im  Jahre  1811.  Bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  war  Holz 
das  Schiffbaumaterial.  Zwar  hatte  England  schon 
1787  ein  eisernes  Kanalfahrzeug,  nachdem 
das  erste  Walzwerk  für  Eisenbleche  und  eiserne 
Winkelstangen  errichtet  worden  war.  Der  Er- 
folg war  da,  aber  auch  das  Misstrauen  gegen 
die  Verwendung  des  Eisens  im  Schiffbau  blieb. 
Wie  kann  man  ein  Fahrzeug  bauen  aus  Eisen, 
das  ja  im  Wasser  untersinkt?  Wie  kann  man 
sich  der  Magnetnadel  anvertrauen,  auf  einem 
eisernen  Schiff,  dessen  Material  auf  dieselbe 
störend  wirkt?  Der  Rost  müsste  zudem  ein 
solches  Schiff  durchnagen.  Es  bedurfte  der 
Arbeiten  hervorragender  Ingenieure  (Trevethik, 
Dickenson,  Brunei  u.  a.)  bis  die  Schiffbauer 
dieses  Misstrauen  beseitigten.  Laird  und  Scott 
Rüssel  begannen  den  Bau  grosser  eiserner  Schiffe, 
und  der  Erfolg  war  ein  durchschlagender 
(grössere  Zähigkeit  bei  Havarien,  Verringerung 
des  Eigengewichtes  des  Schiffskörpers,  Erhöh- 
ung der  Tragfähigkeit,  grösserer  Stauraum).  Laird 
führte  zur  Erhöhung  der  Sicherheit  die  wasser- 
dichten Schotte,  Brunei  den  Doppelboden  mit 
weitverzweigtem  Zellensystem  ein.  Mitte  der 
70er  Jahre  erbauten  die  Franzosen  die  ersten 
Schiffe  aus  Stahl;  dadurch  wurde  die  Trag- 
fähigkeit gegenüber  dem  eisernen  Schiff  noch- 
mals um  20  *^/o  erhöht.  Heute  werden  mehr  als 
95<^/o  der  grösseren  Dampfer  aus  Stahl  und 
Eisen  erbaut. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
der  Schiffahrt  war  die  Erfindung  der  Schraube. 
Den  ersten  Schraubendampfer  baute  der  Öster- 
reicher Joseph  Ressel  und  Hess  ihn  1829 
auf  der  Adria  vom  Stapel  laufen.  Es  war  ein 
kleines  Schiff  von  6  Pferdekräften,  die  „Civetta". 
Die  Fahrt  verlief  vorzüglich,  da  schmolz  auf 
einmal  ein  weich  statt  hart  gelötetes  Dampf- 
rohr. Das  kleine  Schiff  stand  plötzlich  still.  Die 
Behörden  verboten  die  weiteren  Versuche,  und 
als  einzige  Frucht  seiner  Arbeit  erhielt  Ressel 
in  England  und  Frankreich,  das  F.  Sauvage 
als  dem  „Erfinder"  (?)  der  Schraube  in  Boulogne 
ein  Denkmal  gesetzt  hat,  Patente,  die  er  «nicht 
zu  verwerten  imstande  war.  1836  wurde  Ressels 
Idee  vom  englischen  Landwirt  Smith  verwen- 
det. Bei  einer  Probefahrt  wurde  nahezu  die 
Hälfte   der   hölzernen,    aus   zwei    ganzen  Ge- 


windegängen bestehenden  Schraube  durch  Auf- 
schlagen auf  einen  festen  Gegenstand  abge- 
brochen und  —  das  Schiff  fuhr  schneller.  Da- 
her erhielten  die  Schrauben  nur  noch  die  Länge 
eines  Ganges.  Da  er  auch  auf  offener  See  seine 
Fahrten  erfolgreich  ausführte,  wurde  von  der 
englischen  Admiralität  der  Bau  eines  grossen 
Schraubendampfers  beschlossen  (1838).  Das 
Schiff  wurde  „Archimedes"  getauft,  zu  Ehren 
des  grossen  Gelehrten,  dessen  zum  Heben  von 
Wasser  konstruierte  Wasserschraube  das  Vor- 
bild der  neuen  Bewegungsvorrichtung  gewor- 
den ist 

Gleichzeitig  gelangte  auch  der  Schwede  Eric- 
son,  der  in  England  lebte,  zu  vorzüglichen 
Resultaten  mit  seinem  Schraubendampfer  „Fran- 
cis Ogdett\  In  England  fand  er  jedoch  keine 
Unterstützung,  wohl  aber  in  Amerika,  wo  er 
den  ersten  Schraubendampfer  der  neuen  Welt, 
den  „Robert  Stockton"  erbaute.  Einige  Jahre 
später  hatte  Amerika  bereits  50  solcher  Dampfer. 
1845  durchquerte  der  „Great  Britain"  als  erster 
Schraubendampfer  den  Ozean.  Heute  hat  die 
Schiffsschraube  die  Raddampfer  auf  dem  offenen 
Meere  vollständig  verdrängt. 

Von  grosser  Bedeutung  waren  ferner  die  Ver- 
besserungen im  Bau  der  Schiffsmaschinen. 
Der  Kohlenverbrauch  ist  dadurch  gegenüber 
dem  der  ersten  Dampfer  auf  den  vierten  Teil 
gesunken.  Die  Sicherheit  hat  sich  durch  die  An- 
wendung von  einander  unabhängig  arbeitender 
Maschinen  und  durch  das  Zweischraubensystem 
sehr  gehoben.  Die  Stetigkeit,  d.  h.  die  Eigen- 
schaft, möglichst  wenig  aus  der  Ruhelage  zu 
kommen,  hat  zugenommen,  und  die  Wohn- 
lichkeit und  Pracht  der  Schiffsräume  hat  einen 
hohen  Grad  von  Vollkommenheit  erlangt.  Die 
Schnelligkeit,  die  für  den  Weltverkehr  von  so 
grosser  Bedeutung  ist,  ist  derart  gewachsen, 
dass  wir  in  weniger  als  einer  Woche  nach  der 
neuen  Welt  gelangen  können,  —  Kolumbus 
brauchte  70  Tage  für  die  Fahrt  nach  den  Ba- 
hama-Inseln.  In  eben  diesem  Masse  ist  die 
Grösse  und  Tragfähigkeit  gewachsen.  Der  grösste 
Dampfer  war  der  von  Brunei  erbaute  Great 
Eastern  mit  einer  Länge  von  über  207  m 
und  einem  Innenraum,  der  die  Grösse  des 
Kölner  Domes  übertraf. 

Er  fasste  10000  t  Kohle.  Zum  Betrieb  der  Schaufel- 
räder und  der  Schraube  waren  10  Dampfkessel  mit 
112  Feuerstellen  vorhanden.  Er  war  eingerichtet  für 
den  Transport  von  4000  Personen  und  6000  t  Waren. 
Später  leistete  das  Schiff  grosse  Dienste  für  das  Legen 
der  Telegraphenkabel,  war  dann  einige  Zeit  als  Kohlen- 
schiff vor  Gibraltar  stationiert,  bis  es  in  Liverpool 
wieder  auseinander  genommen  wurde. 
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Die  Last,  die  grössere  Dampfer  und  Segel- 
schiffe mit  sich  führen,  würde  zuweilen  für 
ihre  Fortschaffung  700  und  mehr  Eisenbahn- 
wagen erfordern.  Dazu  kommt  das  Gewicht 
der  grossen  Kohlen-  und  Proviantvorräte,  so- 
wie der  Maschinen.  Diese  Maschinen  allein 
könnten  die  Wohnräume  eines  ansehnlichen 
Hauses  ausfüllen. 

Während  man  seit  dem  Aufkommen  der 
vielen  Konkurrenzlinien  mit  Erfolg  bemüht 
war,  die  Betriebskosten  zu  verringern,  sind  die 
Herstellungskosten  dieser  schwimmenden  Häuser 
gewaltig  gestiegen.  4—7  Millionen  Mark  kosten 
die  grossen  Handelsschnelldampfer  unserer  Zeit. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Miete  der 
Schiffe  {Chartern)  und  für  die  Versicherung  ist 
die  Kenntnis  ihrer  Seetüchtigkeit  Zu  diesem 
Zwecke  werden  sie  von  besonderen  (privaten) 
Instituten  nach  vollendetem  Bau  und  hernach 
in  periodischen  Zwischenräumen  klassifiziert. 
Die  bedeutendsten  Klassifikationsinstitute  sind: 
der  Britische  Lloyd  (London),  das  Bureau  Veri- 
tas  (Paris),  der  Germanische  Lloyd  (Berlin). 
Andere  Bureaus  bestehen  in  Paris,  Triest,  Am- 
sterdam, Genua,  Athen,  Christiania  und  New- 
York.  Die  Klassifikation  enthält:  1.  ein  Zei- 
chen für  die  Schiffe,  die  unter  Aufsicht  der 
Sachverständigen  des  Bureaus  stehen,  2.  die 
Registernummer,  3.  den  Namen  des  Schiffers 
und  des  Schiffes,  4.  das  Datum  der  Erbauung, 
5.  die  eigentliche  Klassifikation,  d.  h.  die  An- 
gabe des  Grades  der  Seetüchtigkeit. 

e)  Die  Verbesserung  der  Fahrwege. 

In  gleicher  Weise  wie  das  Fahrzeug  wurde 
auch  der  Fahrweg  verbessert;  vielfach  gerade 
infolge  des  Baues  der  Seeriesen.  Konnten  die 
alten,  flachgehenden  Fahrzeuge  noch  weit  ins 
Innere  des  Landes  hineinfahren,  so  war  dies 
für  die  Dampferkolosse  nicht  mehr  möglich, 
ohne  Stromverbesserungen  vorzunehmen  und 
den  Fluss-  und  Seehäfen  die  nötige  Aufmerk- 
samkeit zu  schenken.  Andererseits  wurden  diese 
Verbesserungen  aber  auch  durch  die  im  Laufe 
der  Zeit  immer  grösser  werdende  Versandung 
der  Flussmündungen  erforderlich. 

Nebukadnezar  bereits  baute  zu  diesem  Zwecke  eine 
600  km  lange,  künstliche  Wasserstrasse  zur  Offenhal- 
tung der  Euphratmündung.  Im  November  jeden  Jahres 
wurde  dieser  künstliche  Wasserweg  geschlossen,  um 
die  Bewässerung  der  Ländereien  zu  ermöglichen.  Die 
Arbeit  des  Schliessens  erforderte  10000  Menschen  wäh- 
rend 3  Monaten.  Alexander  der  Grosse  Hess  einen 
neuen  Kanal  erbauen,  und  einige  hundert  Jahre  nach- 
her befolgten  die  Römer  an  der  Rhone  und  am  Tiber 
sein  Beispiel.  In  grossem  Umfang  und  auf  wissen- 
schaftlicher Grundlage  betrieben  jedoch   erst  die  Eng- 


länder die  Verbesserung  der  Flussläufe,  namentlich 
der  Mündungen  und  der  daran  gelegenen  Häfen.  Glas- 
gow verausgabte  dafür  von  1770—1785  gegen  140 
Millionen  Mark.  Hervorragenden  Anteil  für  die  För- 
derung der  Technik  auf  diesem  Gebiet  hatten  auch  der 
Hamburger  Dalmann  und  der  Bremer  Franzius. 

Das    durch    eigens   hierzu    erbaute   Schiffe 
(Bagger)  gehobene  Material  lässt  man  entwe- 
der  durch    die  Strömung   hinausschwemmen,      \ 
oder  es  wird,   wenn  die  Verhältnisse  günstig 
sind,  zur  Gewinnung  von  Kulturland  verwen-      = 
det.    Der  Entwurf  zur  Korrektion  der  Unter-      I 
weser  sieht  die  Anlage  von  über  1 000  ha  Bagger-      '\ 
boden  als  Kulturland  vor.    Solche  Verbesser- 
ungen   im    grossen   Stil  wurden  u.  a.    vorge-      j 
nommen  auf  dem  Clyde  (seit  1770),  dem  Tyne      ' 
(seit  1843),  der  Seine  (seit  1846),  auf  der  We-      | 
ser  (seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts), 
auf  der  Weichsel  (seit  den   40er  Jahren),   auf 
der  Donau  (seit  Ende  des  18.  Jh.).    Auf  dem 
Rhein  führten  schon  die  Römer,  dann  nament- 
lich   Karl  der   Grosse   (am    Bingerloch)    Ver- 
besserungen aus.    Den   heutigen  Umfang  aber 
verdanken   diese  Bestrebungen   der  durch   die 
Dampfschiffahrt   gehobenen   Verkehrszunahme 
überhaupt    und  namentlich    dem  Streben,  mit 
den  Seedampfern  möglichst  weit  ins  Innere  des 
Landes  zu  gelangen,  wodurch  mancher  Fluss- 
hafen zum  Meerhafen  wurde. 

Eine  weitere  Ausgestaltung  dieser  Beseitigung 
der  lokalen  Schiffahrtshindernisse  hat  die  neue 
Zeit  gebracht  durch  die  Kanalisierung  der 
Flussläufe  auf  grosse  Strecken,  so  auf  Mosel, 
Fulda,  Main,  Oder  und  vielen  anderen.  Diese 
kanalisierten  oder  auch  nur  regulierten 
Stromläufe  sind  nicht  zu  verwechseln  mit  dtn 
eigentlichen  Kanälen,  die  zur  Verbindung  zweier 
Flüsse  hergestellt  werden,  wie  Rhein-Rhone-^ 
Rhein-Marnekanal  und  andere,  oder  zur  Ver- 
bindung zweier  Meere  als  sogen,  interozeanische 
Kanäle,  wie  der  Suezkanal,  die  bedeutendste 
der  künstlichen  Wasserstrassen. 

Schon  Necho  begann  650  v.  Chr.  den  Bau  eines 
Kanals  vom  Nil  nach  dem  Roten  Meer.  Doch  führte 
er  ihn  nicht  zu  Ende,  um  das  Eindringen  der  Fremden 
in  sein  Land  nicht  zu  erleichtern.  Erst  Ptolemäos  IL 
vollendete  ihn  277  v.  Chr.  Oft  verfallen  und  wieder 
verbessert,  geriet  er  endgültig  in  Verfall,  während  schon 
650  Amru,  der  arabische  Eroberer  Ägyptens,  den  Plan 
zum  Durchstich  des  Suezkanales  fasste,  einen  Plan, 
den  später  (um  1500)  die  Venezianer,  dann  der  Sultan 
Mustapha  III.  (zweite  Hälfte  des  18.  Jh.)  und  Bona- 
parte wieder  aufnahmen,  dessen  Verwirklichung  jedoch 
Ferdinand  von  Lesseps  vorbehalten  war.  Es  brauchte 
den  Aufwand  aller  Energie  und  einer  ungewöhnlichen 
Arbeit,  bis  er  seinen  Plan  bei  Said  Pascha  durchsetzen 
und  die  Compagnie  universelle  du  canal  maritime  de 
Suez  gründen  konnte. 

1859  begann  der  10  Jahre  dauernde  Bau  des 


Die  Schiffahrt. 


77 


Suezkanals.  Gleichzeitig  wurde  auch  der  wäh- 
rend des  Baues  wie  für  den  späteren  Betrieb 
notwendige  Sü  SS  was  s  er  kana  lausgeführt.  Am 
16.  November  1869  fand  die  feierliche  Ein- 
weihung des  Kanals  im  Beisein  zahlreicher 
Fürsten  aus  ganz  Europa  und  einer  ungeheuren 
Menschenmenge  statt.  Lesseps  war,  obgleich 
die  vollständig  ausgearbeiteten  Pläne  zum  Suez- 
kanal nicht  von  ihm,  sondern  vom  österreichi- 
schen Ingenieur  Negrelli  stammen,  der  ge- 
feiertste Mann  in  Europa. 

Der  Kanal  ist  160  km  lang,  8  m  tief,  an  der  Sohle 
22  m,  am  Wasserspiegel  aber  58 — 100  m  breit.  Von 
5  zu  5  Seemeilen  finden  sich  Ausweichstellen  (zwischen 
diesen  Stationen  kann  nur  ein  Schiff  fahren). 

„Cristoph  Columbus  hat  einen  Seeweg  nach 
Indien  gesucht,  Vasco  da  Gama  hat  ihn  ge- 
funden, Ferdinand  von  Lesseps  hat  aber  einen 
solchen  geschaffen."  Die  Fahrt  nach  Ost- 
asien wird  durch  den  Kanal  für  Schnelldampfer 
um  15 — 22  Tage,  für  Frachtdampfer  um  27 — 40 
Tage  abgekürzt,  daher  die  Zunahme  des  Ver- 
kehrs, welcher  sich  fast  verzehnfacht  hat.  Die 
Fahrt  durch  den  Kanal  ist  nur  für  Dampfer, 
für  den  raschen  Transport  wertvoller  Gü- 
ter praktisch.  Billige  Massengüter  werden  immer 
noch  mit  Vorteil  durch  Segelschiffe  um  das 
Kap  der  guten  Hoffnung  geführt.  Der  Suez- 
kanal gab  den  Anstoss  zur  Umgestaltung  der 
Handelsflotten    von  Segel-    zu  Dampferflotten. 

Weniger  vom  Glück  begünstigt  war  Lesseps 
bei  seiner  anderen  Unternehmung,  dem  Durch- 
stich durch  die  Landenge  von  Panama.  Nach- 
dem 1400  Millionen  Fr.  teils  für  Arbeiten,  teils 
für  Bestechungen  und  Betrügereien  ausgegeben 
waren,  musste  Lesseps  1 888  seine  Zahlungen  ein- 
stellen, und  800000  Franzosen  sahen  sich  um 
ihre  im  grossartig  angelegten  Unternehmen 
steckenden  Ersparnisse  betrogen. 

Seither  ist  das  schon  früher  aufgetretene  Pro- 
jekt eines  Nicaragua-Kanals  wieder  in  den 
Vordergrund  getreten,  und  es  besteht  kein  Zwei- 
fel, dass  die  Vereinigten  Staaten,  die  sich  der 
Sache  angenommen  haben,  binnen  kurzer  Zeit 
die  direkte  Verbindung  zwischen  dem  atlan- 
tischen und  dem  grossen  Ozean  herstellen  wer- 
den. 

Der  Kanal  durch  den  Isthmus  von  Korinth 
wurde  schon  von  Periander  (628  v.  Chr.),  von 
Caesar,  Caligula  und  Nero  ins  Auge  gefasst, 
aber  erst  durch  den  ungarischen  General  Türr 
ausgeführt  (1882—1893). 

Ein  Seekanal  im  ureigensten  Sinne  des  Wor- 
tes ist  der  1874  begonnene  Petersburg- 
Kronstadter  Kanal,  der  als  eine  künstliche, 
ausgebaggerte  Wasserrinne   durch   das  seichte 


Meer  gezogen  wurde,  um  den  Schiffen  die 
Fahrt  nach  der  Newa  zu  ermöglichen  und  das 
kostspielige  Umladen  in  Kronstadt  zu  besei- 
tigen. 

Von  grosser  militärischer  und  wirtschaft- 
licher Bedeutung  ist  ferner  der  Kaiser  Wil- 
helm-Kanal, die  Verbindung  von  Nord-  und 
Ostsee  (1887—1895).  Die  Fahrt  von  Hamburg 
nach  dem  Schnittpunkt  der  Dampferlinien  zwi- 
schen Rügen  und  Südschweden  wird  dadurch 
auf  2|g  der  früheren  Zeit  verkürzt. 

Ebenso  grosse  Wechselwirkung,  wie  zwischen 
Kanalbau  und  Entwicklung  der  Dampfschiff- 
fahrt, trat  in  neuerer  Zeit  auch  ein  zwischen 
dieser  und  der  Verbesserung  und  Vergrösserung 
der  Hafenanlagen  und  -Einrichtungen. 

f)  Statistische  Daten. 

Nachstehende  Zusammenstellung,  bei  der 
Schiffe  von  geringem  Tonnengehalt  nicht  be- 
rücksichtigt wurden,  zeigt  für  1902/3  den  An- 
teil der  seefahrenden  Völker  an  der  Weltschiffahrt. 
Massgebend  für  die  Beurteilung  der  Leistungs- 
fähigkeit  ist  einerseits  das  Verhältnis  zwischen 
Dampf-  und  Segelschiffen,  anderseits  der  Tonnen- 
gehalt. Eine  sehr  grosse  Anzahl  von  kleinen 
Schiffen  haben  die  skandinavischen  Reiche, 
ferner  Japan  und  China,  bei  welchen  Staaten 
in  der  untenstehenden  Aufstellung  nur  die 
Schiffe  europäischer  Bauart  aufgeführt  werden. 
(Dänemark  hat  gegen  20000  Schiffe  mit  4 
und  weniger  Tonnen  Raumgehalt.)  Europa 
besitzt  etwa  84000  Schiffe  mit  20  Millionen 
Tonnen,  darunter  nahezu  20000  Dampfschiffe 
mit  14  Millionen  und  übertrifft  damit  alle 
andern  Erdteile  zusammengenommen.  Die 
Zusammenstellung  zeigt,  dass  der  Tonnen- 
gehalt der  Dampfschiffe  durchschnittlich  viel 
grösser  ist  als  der  der  Segelschiffe.  Die 
Bemannung  der  englischen  Schiffe,  mit  Aus- 
schluss der  in  den  Kolonien  stationierten, 
beträgt  über  ^/^  Million,  die  der  Hamburger 
und  Bremer  Schiffe  42000  Mann  auf  56450 
aller  deutschen  Handelsfahrzeuge.  Sie  zählen 
somit  4000  Mann  mehr  als  die  gesamte 
österreichische  Handelsflotte.  Die  gesamte  Be- 
mannung aller  Handelsschiffe  würde  die  Ein- 
wohnerzahl einer  festländischen  Weltstadt  aus- 
machen. 

Land              Seeschiffe,  davon    Registertonnen  Tonnen  der 

Dampfer        netto  in  Dampfer  in 

Tausenden  Tausenden 

Grossbritannien     20260  9800           10060  8105 

Daz.Kolonialflottel5530  3950             1512  590 

Deutsches  Reich      4050   1550             2205  1625 

Hamburg  allein        1027     571              1173  920 

Bremen  allein            608     343               645  443 
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Land           Seeschiffe, 

davon 

Registertonnen 

Tonnen  der 

Dampfer 

"netto  in 
Tausenden 

Dampfer  in 
Tausenden 

Norwegen  und 

Schweden 

9990 

2255 

2110 

929 

Frankreich 

16020 

1330 

1218 

549 

Italien 

5810 

471 

1000 

425 

Russland 

5810 

1091 

986 

426 

Spanien 

1100 

500 

561 

460 

Niederlande 

3290 

402 

490 

390 

Dänemark 

3590 

502 

414 

270 

Österr.-Ungarn 

1890 

321 

378 

348 

Griechenland 

1075 

150 

321 

139 

Türkei 

1023 

107 

238 

59 

Portugal 

591 

82 

119 

53 

Belgien 

73 

68 

106 

105 

Rumänien 

396 

71 

100 

18 

wurde  am      | 


Wie  einzelne  Länder  vorzugsweise  Dampfschiffahrt 
betreiben,  andere  fast  ausschliesslich  Segelschiffahrt, 
zeigen    am    deutlichsten  Belgien  und  Rumänien. 

Von  aussereuropäischen  Ländern  seien  erwähnt: 
Vereinigte  Staa- 


ten  von  Amerika 

24425 

8055 

6090 

3410 

Japan 

5420 

1441 

995 

610 

Brasilien 

571 

228 

168 

91 

Argentinien 

252 

101 

77 

39 

Chile 

136 

37 

66 

28 

China 

279 

184 

63 

41 

Peru 

60 

5 

27 

4 

Mexiko 

72 

24 

17 

8 

Venezuela 

27 

10 

5 

2 

Wenn    wir 

obige 

Zahlen 

zusamm 

enhalt 

mit  der  Bevölkerungszahl  der  einzelnen  Län- 
der, den  natürlichen  geographischen  Verhält- 
nissen, dann  geben  sie  uns  ein  Bild  über  die 
Summe  von  wirtschaftlicher  Energie,  die  ein- 
zelne Staaten  —  wie  England,  Deutschland,  Skan- 
dinavien, Japan,  Vereinigte  Staaten  —  im  Ver- 
kehrswesen entwickeln  im  Gegensatz  zu  den 
wirtschaftlich  zurückgebliebenen  Ländern  wie 
Venezuela  u.  a. 

Die  bedeutendsten  Dampfschiffahrts- 
gesellschaften der  Welt  sind:  Peninsular  and 
Oriental  Steam  Navig.  Comp.  (London),  British 
India  Steam  Navig.  Comp.  (London),  Cunard 
(Liverpool),  Hamburg- Amerika- Linie  (Ham- 
burg), Norddeutscher  Lloyd  (Bremen),  Messa- 
geries maritimes  (Marseille),  Comp,  generale 
transatl.  (Paris),  Navigaz.  generale  italiana  (Rom), 
Öster.-Ungar.  Lloyd  (Triest). 

W.  Wick-BaseL 

g)  Die  Hamburg-Amerika  Linie  und  der 
Norddeutsche  Lloyd. 
Die  Entwicklung  und  gegenwärtige  Lage 
der  beiden  grossen  deutschen  Dampfschiffahrts- 
gesellschaften, welche  auch  für  das  interna- 
tionale Wirtschaftsleben  von  hoher  Be- 
deutung sind,  soll  auf  Grund  von  Daten  und 
Mitteilungen,  welche  die  beiden  Verwaltungen 
dem  Herausgeber  zur  Verfügung  gestellt  haben, 
in  kurzen  Zügen  skizziert  werden. 


Die  Hamburg-Amerika  Linie 

27.  Mai  1847  mit  einem  Aktienkapital  von 
450000  M  gegründet,  zu  dem  Zweck,  eine 
„regelmässige  Schiffahrtsverbindung  zwi- 
schen Hamburg  und  Nordamerika  zu  unter- 
halten". Im  Verkehr  mit  den  Vereinigten 
Staaten  hatte  vorher  Hamburg  hinter  Bre- 
men zurückgestanden,  namentlich  hatte  der 
Strom  der  über  deutsche  Häfen  gehenden 
Auswanderer  überwiegend  seinen  Weg  über 
Bremen  genommen.  Als  nun  in  den  30er 
und  40  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  der  ge- 
waltige wirtschaftliche  Aufschwung  Nordame- 
rikas eine  immer  lebhaftere  Gestaltung  des 
transatlantischen  Güteraustausches  hervorrief, 
als  die  Zahl  derer,  die  angelockt  durch  die 
besseren  Lebensbedingungen  der  Neuen  Welt 
oder  vertrieben  durch  die  misslichen  politi- 
schen Verhältnisse  des  Vaterlandes  sich  zur 
Auswanderung  entschlossen,  immer  grösser 
wurde,  entstand  in  dieser  geringen  Beteiligung 
der  hamburgischen  Reedereien  an  dem  nord- 
atlantischen Verkehr  eine  drohende  Gefahr, 
dass  der  gesamte  Handel  und  die  Schiffahrt 
Hamburgs  an  die  zweite  Stelle  gedrängt  wür- 
den. Es  ist  das  Verdienst  der  Gründer  der 
H.  A.  L.,  diese  Gefahr  zuerst  mit  klarem  Blicke 
erkannt  und  in  richtiger  Würdigung  der  kom- 
merziellen Bedeutung  der  aufstrebenden  Ver- 
einigten Staaten  eine  ständige  und  gute  Ver- 
bindung mit  ihnen  geschaffen  zu  haben. 

Mit  4  Segelschiffen  begann  die  Gesellschaft 
ihren  Betrieb  Ende  1848.  1853  waren  6  Schiffe 
in  Fahrt.  Als  im  Wettbewerb  auf  dem  Ozean  das 
vom  Winde  unabhängige,  schnellere  Dampf- 
sch  iff  den  Seglern  Konkurrenz  zu  machen 
begann,  da  musste  auch  die  H.  A.  L.,  wollte 
sie  den  neu  entstehenden  amerikanischen,  eng- 
lischen und  bremischen  Dampfschiffahrts-Ge- 
sellschaften nicht  das  Feld  räumen,  vom  Segel- 
zum  Dampfschiff  übergehen.  Anfang  1854 
wurden  nach  Erhöhung  des  Aktienkapitals  auf 
3  Millionen  zwei  Dampfer  von  je  2026  Reg.- 
Tons  brutto  mit  einer  Durchschnittsgeschwin- 
digkeit von  12  — 12i|'2  Knoten  gebaut.  Frei- 
lich fehlte  es  damals  nicht  an  Stimmen,  die 
unter  Hinweis  auf  die  bedeutenden  staatlichen 
Subventionen,  deren  sich  die  konkurrierenden 
ausländischen  Dampfschiffahrts- Gesellschaften 
erfreuten,  eine  Rentabilität  des  so  geänderten 
Betriebes  für  unwahrscheinlich  hielten.  Sie 
sollten  erfreulicherweise  unrecht  behalten.  Der 
Mangel  jeglicher  Staatshilfe  hat  dem  Unter- 
nehmen nichts  geschadet,  hat  im  Gegenteil 
einen    Ansporn    zu    immer    vollkommeneren 


Die  Hamburg-Amerika  Linie. 


79 


Leistungen,  zu  immer  rationellerem  Ausbau 
des  Betriebes  gebildet  und  das  Vertrauen  der 
jungen  Gesellschaft  in  die  eigene  Kraft  schon 
früh  erstarken  lassen. 

Die  beiden  neu  erbauten  Dampfer  wurden  Mitte 
1855  in  Dienst  gestellt  und  fanden  zunächst  in  der 
Ausführung  von  Truppentransporten  nach  der  Krim  im 
Dienste  Englands  und  Frankreichs  gewinnbringende 
Verwendung.  Am  1.  Juni  1856  begannen  dann  die 
regelmässigen  Dampferfahrten  auf  der  New-Yorker 
Linie,  die  zuerst  monatlich,  bald  aber  14tägig  erfolgten. 
Mit  der  begonnenen  Umgestaltung  des  Schiffsparks 
ging  Hand  in  Hand  eine  weitere  Ausgestaltung  des 
Betriebes.  Der  grössere  Tiefgang  der  Dampfschiffe  er- 
forderte die  Beschaffung  einer  Leichter-  und  Hilfsflotte, 
daneben  wurde  die  Errichtung  eines  Ausrüstungsmagazins 
nötig.  Auch  mit  der  Erwerbung  einer  eigenen  Pier  im 
New-Yorker   Hafen   wurde  nicht   länger  gezögert. 

Die  Segler  wurden  nach  und  nach  abge- 
stossen  und  durch  Dampfer  ersetzt.  Schon 
1860  steht  die  H.  A.  L.  in  der  Reihe  der  euro- 
päischen Schiffahrtsgesellschaften,  denen  der 
Personenverkehr  nach  Nordamerika  oblag,  an 
zweiter  Stelle.  Die  zunehmende  Geschwindig- 
keit ihrer  Fahrten  lenkte  die  Aufmerksamkeit 
der  Passagiere  und  Exporteure  immer  mehr 
auf  sich  und  verschaffte  der  Gesellschaft  einen 
beträchtlichen  Anteil  an  der  Beförderung  des 
Postverkehrs  von  und  nach  Amerika. 

Der  Ausbruch  des  nordamerikanischen  Bürgerkrieges 
führte  vorübergehend  eine  Stockung  des  Warenver- 
kehrs herbei,  was  jedoch  durch  umfangreiche  Ver- 
schiffungen von  Kriegsmaterial  wieder  ausgeglichen 
werden  konnte.  Der  Personenverkehr  zeigte  in 
den  60  er  Jahren  eine  fast  ununterbrochene  Steigerung. 
Als  1865  mit  dem  Friedensschluss  zwischen  Nord-  und 
Südstaaten  ein  jähes  Anschwellen  des  Auswanderer- 
stromes eintrat,  konnte  die  H.  A.  L.  schon  6  stattliche 
Dampfer  in  den  Dienst  dieser  Auswanderung  stellen. 
Auch  im  Güterverkehr  zeigte  sich  bald  wieder  eine 
steigende  Tendenz,  da  sich  das  Wirtschaftsleben  der 
Vereinigten  Staaten  von  den  Wunden,  die  der  Bürger- 
krieg ihm  geschlagen  hatte,  erstaunlich  schnell  erholte. 
Die  wachsende  Transportmenge  bedingte  eine  weitere 
Vergrösserung  der  verfügbaren  Schiffsräume,  so  dass 
wir  1870  die  Gesellschaft,  deren  Aktienkapital  auf  11 
und  deren  Obligationsschuld  auf  3,78  Mill.  M.  ange- 
wachsen war,  bereits  im  Besitz  von  1 1  Dampfern  sehen. 
Neben  der  New-Yorker  Fahrt,  auf  der  die  Expeditionen 
jetzt  wöchentlich  stattfanden,  war  seit  1867  eine  Linie 
nach  New-Orleans  und  Havanna  eingerichtet  worden, 
welche  jedoch  nach  einigen  Jahren  auf  längere  Zeit 
wieder  aufgegeben  werden  musste.  Als  dauernd  er- 
wies sich  dagegen  der  1871  begonnene  und  mannig- 
fach ausgestaltete  Dienst  nach  West  Indien.  In  St. 
Thomas,  dem  nunmehrigen  Stützpunkte  des  Westindien- 
verkehrs, wurde  ein  Lagerplatz  gemietet  und  ein  Kohlen- 
depot errichtet  Der  gleichen  Beharriichkeit  der  Direk- 
tion in  dem  Verfolgen  des  für  richtig  erkannten  Weges 
verdankte  die  Geseilschaft  auch  den  Erwerb  eines  eige- 
nen Trockendocks  in  Hamburg  (1870). 

Nach  dem  deutsch-französischen  Kriege,  der 
auch  für  die  H.  A.  L.  nicht  ohne  nachteilige 
Wirkung  gewesen  war,  brach  für  die  Gesell- 


schaft eine  Zeit  harten  Kampfes  an.  Die  dem 
Kriege  folgenden  Gründerjahre  hatten  in  Ham- 
burg eine  Konkurrenzlinie,  die  Deutsche  Trans- 
atlantische Dampfschiffahrts-Gesellschaft  oder 
Adler- Li  nie  entstehen  lassen,  die  im  Herbst 
1 873  mit  drei  neuen  Dampfern  auf  dem  Kampf- 
platz erschien,  obgleich  die  H.  A.  L.  schon 
selbst  dem  1871  und  1872  rapide  steigenden 
Verkehr  eine  rasch  steigende  Tonnage  zur  Ver- 
fügung stellte.  Als  die  Adler-Linie  in  die 
Fahrten  eintrat,  war  die  Hochflut  der  günstigen 
Konjunktur  schon  wieder  verlaufen.  In  einem 
wütenden  Raten  kämpfe,  der  über  ein  Jahr 
lang  dauerte  und  naturgemäss  auch  der  H.  A.  L. 
schwere  Verluste  brachte,  trug  diese  den  Sieg 
davon.  Gegen  eine  Vergütung  von  51/2  Mill. 
5%iger  Schuldverschreibungen  und  71/2  Mill. 
neu  zu  emittierender  Stammaktien  übernahm 
sie  das  gesamte  schwimmende  und  feste  In- 
ventar der  Adler-Linie.  Dadurch  wuchs  in- 
dessen der  Schiffspark  der  H.  A.  L.  über  das 
Mass  des  tatsächlichen  Bedarfs  weit  hinaus, 
denn  inzwischen  war  die  grosse  Wirtschafts- 
krise mit  voller  Gewalt  ausgebrochen.  Nur 
ganz  allmählich  gelang  es  ihr,  sich  der  über- 
flüssigen Schiffe  zu  entledigen  und  dadurch 
wieder  gesunden  Zuständen  die  Wege  zu  ebnen. 
Nachdem  das  Jahr  1876  ein  Defizit  von  S^/a 
Mill.  M  gebracht  hatte,  sah  sich  die  Leitung 
1877  gezwungen,  eine  Reduktion  des  Aktien- 
kapitals von  221/2  auf  15  Mill.  M  vorzunehmen. 
Nunmehr  auch  finanziell  wieder  auf  eine  ge- 
sunde Basis  gestellt,  hat  die  Gesellschaft  in 
den  folgenden  Jahren  erfreuliche  Ergebnisse  zu 
verzeichnen.  Aber  schon  im  Jahre  1883  wurde 
diese  Periode  erneuten  Aufblühens  durch  einen 
zweiten  heftigen  Konkurrenzkampf  —  diesmal 
mit  den  zur  Union-Linie  verbundenen  ham- 
burgischen Reedereien  von  Sloman  und  Carr 
—  unterbrochen.  Der  Kampf,  in  dem  gegen- 
seitiges Unterbieten  die  Raten  in  der  New- 
Yorker  Fahrt  auf  ein  vorher  unbekanntes  Ni- 
veau herabdrückte,  dauerte  bis  1886  und  en- 
digte mit  einem  Übereinkommen,  das  für  die 
Zukunft  Konkurrenzstreitigkeiten  ausschloss. 
Auf  Grund  dieses  Übereinkommens  trat  dann 
auch  Albert  Ballin,  der  jetzige  General- 
direktor der  H.  A.  L.,  in  die  Leitung  der  Ge- 
sellschaft ein,  deren  Betrieb  sich  seitdem  so 
gewaltig  erweitert  hat,  dass  ihr  Liniennetz  jetzt 
den  Erdball  umspannt  und  ihre  Ozean- 
dampferflotte nach  Grösse  wie  nach 
Beschaffenheit  die  der  Handelsmarine 
der  meisten  europäischen  Staaten  weit 
hinter  sich  zurücklässt. 
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1889  traten  die  Schnelldampfer  „Auguste 
Viktoria"  und  „Columbia"  in  Dienst  und  er- 
warben sich  bald  durch  ihre  Schnelligkeit,  gute 
Bauart  und  die  Eleganz  ihrer  Einrichtungen  viele 
Freunde.  1890  und  1891  wurden  zwei  wei- 
tere ähnliche  Schnelldampfer  gestellt:  Der 
„Fürst  Bismarck",  welcher  die  Überfahrt  über 
den  Atlantischen  Ozean  in  6  Tagen  11  Stun- 
den und  44  Minuten  als  das  damals  schnellste 
Ozeanschiff  der  Welt  zurücklegte,  und  die 
„Normannia".  1891  wurde  die  Linie  nach 
Philadelphia  eingerichtet  und  die  Hamburger 
Hansa-Linie,  die  seit  1881  Fahrten  nach  Mont- 
real und  Boston  unterhalten  hatte,  für  5  Mill.  M 
übernommen. 

Von  1892  an  wurden  winters  die  Schnelldampfer 
von  New-York  nach  Genua  geleitet.  Seit  1894  ge- 
staltete sich  die  wirtschaftliche  Situation  wieder  gün- 
stiger. Für  den  New-Yorker  Dienst  wurden  nun  vier 
grosse  Doppelschraubendampfer  gebaut,  die  zugleich 
Raum  für  zahlreiche  Passagiere,  besonders  Auswanderer, 
und  eine  bis  dahin  noch  nirgends  erreichte  sehr  er- 
hebliche Ladefähigkeit  hatten,  die  Dampfer  der  P-KIasse 
,, Pennsylvania",  ,, Patricia",  „Pretoria"  und  „Graf  Wal- 
dersee". Auch  im  übrigen  wurden  nach  bewährten 
Typen  ganze  Gruppen  gleichartiger  Schiffe  erbaut. 
1896  entstand  die  Linie  Genua-La  Plata.  Inzwischen 
stieg  das  Aktienkapital  der  Gesellschaft  binnen  weniger 
Jahre  von  30  auf  80  Mill.  M. 

Das  Jahr  1898  brachte  die  wichtige  Aus- 
dehnung des  Betriebes  durch  die  Fahrten  nach 
Ostasien.  Anfänglich  mit  dem  Norddeutschen 
Lloyd  gemeinsam,  seit  1903  allein  betreibt  die 
H.  A.  L.  zurzeit  eine  grosse  Frachtdampferlinie 
nach  dem  fernen  Osten  und  8  Anschlusslinien 
in  den  ostasiatischen  Gewässern,  die  nachein- 
ander in  den  folgenden  Jahren  eingerichtet 
wurden.  Die  konkurrierende  Hamburger  King- 
sin-Linie  wurde  aufgekauft  und  eine  Fracht- 
dampferlinie zwischen  New-York  und  Ostasien 
durch  den  Suez-Kanal  den  ostasiatischen  Ver- 
bindungen hinzugefügt.  Im  Juni  1900  wurde 
eine  Linie  nach  Nordbrasilien  eröffnet,  und 
einige  Monate  später  wurden  die  Linien  der 
Hamburger  Reederei  de  Freitas  nach  Südame- 
rika aufgekauft.  Die  gesamten  Hamburger 
Linien  nach  dem  östlichen  Südamerika,  die 
zurzeit  auf  vier  angewachsen  sind  —  drei 
nach  Brasilien  und  eine  nach  dem  La  Plata 
—  werden  jetzt  in  Betriebsgemeinschaft  mit 
der  Hamburg-Südamerikanischen  Dampfschiff- 
fahrts-Gesellschaft  befahren.  An  der  Westküste 
von  Amerika  beteiligt  sich  die  H.  A.  L.  durch 
Vertrag  seit  Anfang  1901  an  den  Fahrten  der 
Hamburger  Kosmos-Linie  nach  Chile,  Peru, 
Equador,  Zentralamerika,  Mexiko,  San  Fran- 
cisco und  zu  den  Häfen  des  Puget  Sound. 
Im  Frühjahr  1901  wurde  die  englische  Atlas- 


Linie  aufgekauft,  die  regelmässige  Verbindungen 
zwischen  New-York  und  Westindien  unterhielt, 
und  in  der  Folge  ausgestaltet. 

Das  Jahr  1900  leitete  mit  der  Einstellung 
des  Schnelldampfers  „Deutschland"  eine  neue 
wichtige  Epoche  in  der  Entwicklung  der  Ge- 
sellschaft ein.  In  diesem  Dampfer  besitzt  die 
Gesellschaft  noch  heute  ein  Schiff,  das  an 
Schnelligkeit,  Grösse  und  Schönheit  der  Passa- 
giereinrichtungen auf  allen  Weltmeeren  nur 
ganz  wenige  Rivalen  hat.  Vier  Jahre  lang  hat 
kein  anderer  Dampfer  auch  nur  annähernd  die 
Geschwindigkeit  dieses  stolzesten  Rekordschiffes 
erreichen  können,  das  die  Überfahrt  über  den 
Nordatlantischen  Ozean  auf  seiner  schnellsten 
Reise  in  5  Tagen,  7  Stunden  und  38  Minuten 
zurückgelegt  und  23^/2  Knoten  Überfahrtsge- 
schwindigkeit erzielt  hat.  In  der  New-Yorker 
Fahrt  sind  namentlich  die  Dampfer  der  Moltke- 
Klasse  beliebt  geworden,  die  mit  geringerer 
Geschwindigkeit  laufen,  aber  durch  ihren  ruhi- 
gen Gang  nnd  die  Passagiereinrichtungen  mo- 
dernste Vorteile  bieten.  In  den  Jahren  1905 
und  1906  werden  zwei  Riesendampfer  in  Dienst 
gestellt  werden,  die,  ebenso  wie  jene,  weniger 
durch  ihre  Geschwindigkeit  als  durch  ihren 
Komfort  einzuladen  berufen  sind;  zum  ersten 
Male  werden  diese  beiden  Schiffe  A  la  carte- 
Restaurants  auf  den  Ozean  bringen  und  den 
Reisenden  freistellen,  entweder  in  alter  Weise 
den  Fahrpreis  einschliesslich  der  Table  d'höte- 
Verpflegung  auf  dem  Schiffe  zu  entrichten  oder 
aber  im  Billet  nur  die  Fahrt  zu  bezahlen  und 
sich  im  Restaurant  an  Bord  beliebig  selbst  zu  be- 
köstigen. Die  Grösse  dieser  Schiffe  —  23  500 
resp.  25  000  Registertons  —  wird  im  Weltschiff- 
bau einen  Fortschritt  darstellen  und  das  Prinzip  der 
Rentabilität  möglichst  grosser  Schiffe  weiter  aus- 
bauen. Zu  erwähnen  sind  ferner  die  sieben 
mittelgrossen  Dampfer,  welche  unter  dem  Na- 
men der  Prinzendampfer  —  sie  sind  nach  den 
Söhnen  des  Deutschen  Kaisers  und  des  Prin- 
zen Heinrich  genannt  —  dem  Personen-  und 
Frachtverkehr  nach  Mittelbrasilien,  Mexiko  und 
auf  der  Route  Genua-New-York  dienen. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  femer  zwei  Ver- 
gnügungsdampfer der  Gesellschaft  ein,  von  denen  die 
„Prinzessin  Viktoria  Luise"  im  Jahre  1900,  der  „Me- 
teor" im  Jahre  1904  in  Fahrt  gestellt  wurden.  Beide 
führen  nur  eine  1.  Kajüte,  und  alle  ihre  Einrichtungen 
sind  so  getroffen,  dass  mit  ihnen  auf  die  denkbar  be- 
quemste und  angenehmste  Weise  2—300  Personen  Ge- 
sellschaftsreisen nach  allen  Meeren  der  Erde  unterneh- 
men können.  Dieser  Tätigkeitszweig  der  Gesellschaft 
hat  durch  die  Verschmelzung  des  Stangen  sehen  Reise- 
bureaus mit  der  H.  A.  L.  eine  weitere  Ausgestaltung 
erfahren. 
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Alles  in  allem  ist  die  Flotte  der  Gesellschaft 
bis  Anfang  1905  auf  149  Ozeandampfer  an- 
gewachsen, die  zusammen  einen  Rauminhalt 
von  723930  Registertons  aufweisen.  Dazu  ge- 
sellt sich  eine  Hilfsflotte  von  170  Fahrzeugen 
mit  30690  Tons,  so  dass  die  H.  A.  L.  also 
gegenwärtig  über  319  Fahrzeuge  mit  754620 
Brutto- Registertons  verfügt. 

Aus  der  Entwicklung  der  Gesellschaft  in 
den  allerletzten  Jahren  ist  folgendes  hervorzu- 
heben: Im  Jahre  1901  wurde  der  Hafen  Em- 
den dem  Betrieb  übergeben,  und  die  H.  A.  L. 
ist  seitdem  bestrebt,  dem  Hafen  möglichst  viel 
Verkehr  zuzuführen.  Im  gleichen  Jahre  wur- 
den neue  grosse  Auswandererhallen,  die  dem 
Aufenthalt  der  russischen  und  zahlreicher  an- 
derer Auswanderer  vor  ihrer  Einschiffung  die- 
nen, in  Hamburg  in  Betrieb  genommen.  Das 
Jahr  1902  brachte  die  letzte  Kapitalserhöhung 
der  Gesellschaft,  von  80  auf  100  Mill.  M, 
sowie  ferner  den  Abschluss  eines  Vertrages 
mit  dem  amerikanisch-englischen  Schiffahrts- 
trust unter  Führung  des  Hauses  J.  P.  Morgan  & 
Co.,  der  nachmaligen  International  Mercan- 
tile  Marine-Co.,  deren  mächtige  Konkurrenz 
auf  diese  Weise  rechtzeitig  abgewendet  wurde. 
Für  die  H.  A.  L.  bedeutete  dies  Abkommen 
nur  den  Schlusstein  in  ihrer  seit  Mitte  der 
80  er  Jahre  konsequent  und  erfolgreich  durch- 
geführten Politik  der  Verbandsbildung  und 
Verträge.  Im  Frühjahr  1902  wurde  ein  Eil- 
schleppdienst zwischen  Hamburg  und  meh- 
reren Häfen  der  Rheinprovinz  eingerichtet.  Im 
Winter  1903  wurde  zum  ersten  Male  ein  regel- 
mässiger Salondampferdienst  zwischen  Ge- 
nua und  Nizza  längs  der  Riviera  während  der 
Badesaison  aufgenommen.  Gegen  Ende  des 
gleichen  Jahres  wurden  neue  Hafenanlagen  in 
Betrieb  genommen.  In  den  Verkehr  mit  Me- 
xiko traten  neue,  dem  schnelleren  Personen- 
verkehr angemessenere  Dampfer  (Prinzen-Klasse) 
und  veranlassten  eine  Neugestaltung  des  Mexiko- 
dienstes (vier  Linien),  der  nunmehr  ganz  von  dem 
westindischen  (sechs  Linien)  getrennt  wurde. 
Im  überseeischen  Passagierverkehr  hat  die  1904 
erfolgte  Einbeziehung  Dovers  in  die  Zahl  der 
europäischen  Anlaufhäfen  der  H.  A.  L.  wesent- 
liche Verbesserungen  gebracht,  darunter  als 
wichtigste  die,  dass  die  Anschlusszüge  von 
Berlin  und  nach  London  äusserst  günstig  ge- 
legt werden  konnten.  Es  werden  jetzt  direkte 
Überfahrtskarten  von  Berlin  nach  England  und 
Amerika  ausgegeben,  und  die  Reise  von  der 
Hauptstadt  des  Deutschen  Reichs  nach  England 
kann  schon  in  24  Stunden  ausgeführt  werden. 
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Zur  Zeit  unterhält  die  H.  A.  L.,  deren  Be- 
triebsausdehnung ihrem  Namen  längst  entwach- 
sen ist,  Verbindungen  mit  fast  allen  Teilen 
der  Erde,  ca.  50  regelmässige  Linien,  teils 
allein,  teils  in  Betriebsgemeinschaft  mit  andern 
Reedereien.  Verträge  und  Abmachungen  bin- 
den die  meisten  Konkurrenzlinien,  um  Raten- 
kämpfe zu  vermeiden.  Die  Verbreitung  der 
Gesellschaftsinteressen  über  die  verschiedensten 
Meere  und  Wirtschaftsgebiete  gewährleistet  der 
H.  A.  L.  ein  gleichmässiges  Prosperieren,  in- 
sofern Misserfolge  und  wirtschaftliche  Krisen 
an  der  einen  Stelle  durch  bessere  Verhältnisse 
an  anderer  Stelle  wettgemacht  werden.  Die 
schon  beschriebene  Flotte  und  die  zahlreichen 
Landanlagen  der  Gesellschaft  repräsentieren 
einen  Buchwert  von  ca.   175  Mill.  M. 

Die  Leistungen  der  H.  A.  L.  im  Personen- 
und  Güterverkehr  sind  namentlich  in  den  letz- 
ten Jahren  auf  eine  gewaltige  Höhe  gestiegen: 
1848  beförderte  die  Gesellschaft  mit  4  Segel- 
schiffen 168,  1903  mit  129  in  Fahrt  befind- 
lichen Dampfern  304346  Passagiere.  Die 
Güterbeförderung  betrug  zur  Zeit  der  ersten 
vollständigen  Aufschreibungen  im  Jahre  1871 
155000,  im  Jahre  1903  aber  bereits  4800554 
cbm.  Diese  Zahlen  lassen  einen  Schluss  zu  auf 
die  Bedeutung  des  geschilderten  Betriebes  im 
deutschen  und  im  internationalen  Wirtschafts- 
leben. 

Der  Norddeutsche  Lloyd  wurde  1857 
mit  einem  Kapital  von  3  Millionen  Taler  ge- 
gründet, mit  dem  Zweck,  „regelmässige  Dampf- 
schiffahrtsverbindungen mit  europäischen  und 
transatlantischen  Ländern  herzustellen,  Fluss- 
und  Seeassekuranzen  zu  übernehmen,  den  bis- 
herigen Dampferverkehr  für  Personen  und  Güter, 
sowie  für  den  Schleppdienst  von  Fluss-  und 
Seeschiffen  auf  der  Weser  und  deren  Neben- 
flüssen oberhalb  und  unterhalb  Bremens  zu 
erhalten  und  zu  erweitern." 

Während  des  ersten  Jahres  betrieb  der  N.  L. 
mit  vier  kleinen  Dampfern  eine  Linie  nach  Eng- 
land. Für  die  kurze  Zeit  darauf  eröffnete  Linie 
nach  New- York  waren  in  England  und  Schott- 
land 4  grosse  Schraubendampfer  in  Bau  gege- 
ben. Die  Abfahrt  des  ersten  transatlantischen 
Dampfers  des  N.  L.,  „Bremen",  von  der  Weser 
nach  New- York  war  auf  den  19.  Juni  1858  fest- 
gesetzt worden.  Die  fünf  Tage  vorher  erfolgte 
Probefahrt  gestaltete  sich  zu  einer  erhebenden 
Feier,  zu  der  u.  a.  die  Mitglieder  des  Senats  und 
der  Handelskammer  eingeladen  worden  waren. 
Die  Ansprache  des  Vorsitzenden  des  Aufsichts- 
rats klang  in  die  Worte  aus:  „In  unserm  Wappen 
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—  ein  Anker,  der  den  Bremer  Schlüssel  kreuzt 
und  den  ein  Eichenkranz  umschhesst  —  sehen 
Sie  unsern  Wahlspruch:  In  dem  Anker  halten 
wir  die  Hoffnung  fest,  dass  der  Schlüssel  uns 
die  Verkehrswege  eröffnen  werde,  die  wir  mit 
deutscher  Manneskraft,  Ausdauer  und  Treue 
festhalten  wollen." 

Am  19.  Juni  1858  verliess  der  Dampfer  „Bremen" 
die  Reede  von  Bremerhaven  zu  seiner  ersten  Ozean- 
fahrt mit  100  Tons  Frachtgütern,  1  Kajüts-  und  93  Zwi- 
schendeckspassagieren. Die  Ankunft  in  New-York  er- 
folgte am  4.  Juli  morgens  7  Uhr.  Dampfer  „Bremen" 
hatte  eine  Länge  von  334  Fuss  und  eine  Breite  von 
42  Fuss  über  Deck.  Die  Ladefähigkeit  belief  sich  auf 
etwa  850  Tons  Kohlen  und  1000  Tons  Güter.  Das 
Schiff  war  mit  einer  Maschine  von  700  Pferdekräften 
versehen.  Die  erste  Kajüte  konnte  60  Passagiere,  die 
zweite  110  und  das  Zwischendeck  401  Personen  auf- 
nehmen. Am  30.  Juli  kam  der  Dampfer  wieder  auf 
der  Weser  an,  nach  einer  Fahrt  von  nur  12  V*  Tagen 
von  New-York.  Im  gleichen  Jahre  wurden  noch  drei 
weitere  transatlantische  Dampfer  in  Fahrt  gestellt. 

1859  war  die  neue  Geestebahn,  Bremen-Bre- 
merhaven, beendet,  und  fortan  wurden  die  Fahr- 
gäste direkt  von  Bremen  bis  nahe  an  die  Dampfer 
gebracht.  Mit  seinen  4  Dampfern  eröffnete  der 
N.  L.  nunmehr  einen  regelmässigen  14täglichen 
Dienst  nach  New-York. 

1860  übertrugen  die  Postverwaltungen  in 
England  und  den  Vereinigten  Staaten  dem  N.  L. 
die  Beförderung  der  Post,  wodurch  das 
junge  Unternehmen  den  beiden  in  England 
bestehenden  Gesellschaften,  der  Cunard-  und 
Inmanlinie,  ebenbürtig  an  die  Seite  gestellt 
wurde. 

Trotz  mancherlei  Missgeschicken  technischer  Art,  trotz 
des  amerikanischen  Bürgerkrieges  entwickelte  sich  der 
Betrieb  des  N.  L.  stetig  weiter.  Ein  neuer  Dampfer 
„Amerika"  trat  im  Mai  1863  seine  erste  Reise  nach 
New-York  an.  Der  Dampfer  war  mit  einer  Geschwin- 
digkeit von  13  englischen  Meilen  einer  der  schnellsten 
der  damaligen  Zeit.  Nachdem  im  Jahre  1865  der  ameri- 
kanische Bürgerkrieg  zum  Abschluss  gekommen  war, 
zeigte  sich  als  natürliche  Folge  ein  grosser  Aufschwung 
des  Verkehrs  mit  Amerika  und  eine  bedeutend  zuneh- 
mende Auswanderung  aus  Europa  dahin.  Im  Oktober 
1866  wurde  der  neue  Dampfer  „Deutschland"  in  Fahrt 
gestellt. 

Die  grosse  Zunahme  des  Verkehrs  zeigte 
sich  darin,  dass  die  bisherigen  Htäglichen  Fahr- 
ten nicht  mehr  genügten.  Im  Jahre  1867  trat 
die  wöchentliche  Fahrt  zwischen  Bremen  und 
New-York  ins  Leben,  die  durch  acht  grosse 
Dampfer  vermittelt  wurde.  Die  äusserst  gün- 
stigen finanziellen  Ergebnisse  —  65  Rund- 
reisen nach  New-York  hatten  eine  Einnahme 
von  etwa  2  ^/g  Millionen  Talern  geliefert,  was 
im  Jahre  1867  eine  Dividende  von  20°/o  er- 
möglichte —  führten  die  leitenden  Männer  des 
N.  L.  dem  Gedanken  näher,  den  vorhandenen 


Dampferverbindungen    neue    Linien    hinzuzu- 
fügen. 

Brachte  der  deutsch-französische  Krieg  naturgemäss 
eine  vorübergehende  Stockung  in  dem  fortschreitenden 
Entwicklungsgange,  so  konnte  bereits  im  Herbst  1870 
der  Betrieb  wieder  in  ziemlich  bedeutendem  Umfange 
einsetzen.  Am  18.  Januar  1872  wurde  das  neue  Trocken- 
dock des  N.  L.  in  Bremerhaven,  dessen  Länge  121  m 
betrug,  durch  Docken  des  Lloyddampfers  „Deutsch- 
land" eröffnet,  und  wurde  in  den  ersten  fünf  Monaten 
von  15  Dampfern  benutzt. 

Dem  wirtschaftlichen  Aufschwung  nach  dem 
Kriege  folgte  ein  schwerer  Rückschlag,  der 
aber  die  Verwaltung  des  N.  L.  nicht  vor 
neuen  Unternehmungen  zurückschrecken  Hess. 
1876  wurde  eine  neue  Linie  nach  Südamerika 
eingerichtet,  die  zunächst  in  monatlich  einmaliger 
Fahrt  via  Antwerpen  und  Lissabon  nach  Brasilien 
und  den  La  Plata-Staaten  betrieben  wurde.  Im 
Jahre  1878  entschloss  man  sich  zu  einer  mo- 
natlich zweimaligen  Expedition,  wovon  die  eine 
via  Antwerpen  und  Lissabon  nach  Brasilien 
mit  den  Hafenplätzen  Bahia,  Rio  de  Janeiro 
und  Santos,  die  andere  via  Antwerpen  nach 
dem  La  Plata  mit  den  Häfen  von  Montevideo 
und  Buenos  Aires  ging. 

Die  neue  Periode  in  der  Geschichte  des 
N.  L.  ist  durch  die  Einführung  der  Schnell- 
dampfer charakterisiert.  Dem  ersten  Schnell- 
dampfer, der  „Elbe",  die  im  Jahre  1881  in  den 
Dienst  der  Gesellschaft  gestellt  wurde,  folgten 
in  kurzen  Zwischenräumen  die  „Werra"  und 
die  „Fulda",  sodass  der  N.  L.  im  Jahre  1883  mit 
Zuhilfenahme  einiger  älterer  Schiffe  eine  regel- 
mässige wöchentliche  Schnellfahrt  zwischen 
Bremerhaven  und  New-York  ins  Leben  rufen 
konnte.  Die  Benutzung  dieser  Schnelldampfer 
seitens  der  deutschen  und  amerikanischen  Post- 
verwaltung rechtfertigte  die  Anschaffung  neuer 
Schnelldampfer.  1884  wurden  „Eider"  und 
„Ems",  mit  einer  Schnelligkeit  von  17  Meilen 
in  die  nordamerikanische  Fahrt  eingestellt,  zwei 
Jahre  später  folgten  die  Schwesterschiffe  „Aller", 
„Trave"  und  „Saale",  die  18  Meilen  in  der 
Stunde  machten,  und  in  den  Jahren  1887  bis 
1890  wurden  vier  weitere  Schnellpostdampfer 
fertiggestellt.  In  den  Dampfern  der  Dresden- 
und  Geraklasse  schuf  der  N.  L.  einen  neuen 
Typ  kombinierter  Fracht-  und  Passa- 
gierdampfer, welche  umfangreiche  Ladungs- 
quantitäten und  gleichzeitig  auch  Kajüts-  und 
Zwischendecksreisende  in  grosser  Zahl  auf- 
zunehmen vermögen. 

Ins  Jahr  1885  fällt  der  Abschluss  des  Ver- 
trags des  N.  L.  mit  dem  Reich  wegen  Einrieb 
tung  und  Unterhaltung  von    Postdampfer 
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linien  nach  Ostasien  und  Australien.  Für 
Unterhaltung  dieser  Linien  und  Besorgung  des 
Postdienstes  auf  ihnen  wurde  dem  N.  L.  eine 
staatliche  Beihilfe  gewährt.  1886  bereits  konnte 
die  Reichspostdampferlinie  nach  Ostasien  durch 
den  Dampfer  „Oder"  und  1886  die  nach 
Australien  durch  den  Dampfer  „Salier"  eröffnet 
werden.  Eine  Schnellpostdampferlinie  Genua- 
Gibraltar -New- York  wurde  1891,  eine  Linie 
Marseille -Alexandrien  190.4  und  eine  Linie 
Bremen-Australien  1905  ins  Leben  gerufen. 
Wesentlich  für  die  Entwicklung  der  Reichs- 
postdampf erlin  ien  wurde  die  Einstellung  neuer 
Schiffe  mit  grösserer  Ladefähigkeit,  die  gleich- 
zeitig als  Passagierdampfer  für  Tropenfahrten 
eingerichtet  waren. 

1895  wurde  ein  völlig  neuer  Schiffstypus 
geschaffen,  die  Dampfer  der  „Barbarossa- Klasse". 
Beim  Bau  dieser  Dampfer  wurde  vor  allen 
Dingen  die  Möglichkeit  angestrebt,  ein  ausser- 
ordentlich grosses  Frachtquantum  und  gleich- 
zeitig eine  verhältnismässig  grosse  Zahl  von 
Passagieren  in  drei  verschiedenen  Klassen  be- 
fördern zu  können,  die  Anordnungen  aber  so 
zu  treffen,  dass  die  Passagierräume  von  den 
Frachträumen  gänzlich  unabhängig  sind.  Im 
gleichen  Jahre  wurde  der  Stettiner  Vulkan  mit 
dem  Bau  eines  Doppelschrauben-Schnellpost- 
dampfers —  „Kaiser  Wilhelm  der  Grosse" 
wurde  er  später  getauft —  betraut.  Ein  Schwester- 
schiff dieses  Dampfers  „Kronprinz  Wil- 
helm", wurde  im  Herbst  1901  in  Fahrt  ge- 
stellt. Diesen  beiden  Riesendampfern  folgte  ein 
noch  grösserer,  der  Schnelldampfer  „Kaiser 
Wilhelm  II,",  der  einen  erheblichen  Fortschritt 
gegen  alle  bisher  in  Fahrt  befindlichen  Dampfer 
darstellt. 

Heute  betreibt  der  N.  L.,  dessen  Aktien- 
kapital 20  Mill.  M  beträgt,  34  Schiffahrts- 
linien: 7  Linien  nach  Nordamerika,  4  nach 
Südamerika,  1  nach  Ostasien,  1  nach  Australien, 
5  Zweiglinien  im  Anschluss  an  die  ostasia- 
tischen Hauptlinien,  10  Zweiglinien  im  Küsten- 
und  Inseldienst  des  Ostens,  1  Linie  im  Mittel- 
ländischen Meer  und  5  europäische  Linien. 
Ausserdem   gehört   zum    Betrieb   der  Gesell- 


schaft eine  umfangreiche  Flusschiffahrt  auf 
der  Weser.  Die  Seeschiffe  des  N.  L.  haben 
im  Jahre  1903  auf  ihren  Fahrten  durch  die 
Weltmeere  eine  Strecke  von  5954430  Seemeilen 
zurückgelegt,  d.  i.  eine  Entfernung,  welche  hin- 
reichen würde,  um  276  mal  den  Erdball  zu  um- 
spannen. Auf  diesen  Reisen  sind  374  972  Passa- 
giere und  3292881  cbm  Ladung  befördert 
worden.  Der  Verbrauch  an  Kohlen  bewertete 
sich  1903  auf  mehr  als  203/4,  der  an  Proviant 
auf  über  1 5  Mill.  M.  Die  Flotte  des  N.  L.  be- 
steht z.  Z.  (Januar  1905)  aus  329  Fahrzeugen, 
von  denen  1 65  Dampfer  und  unter  diesen  1 1 6 
Seedampfer  sind.  Auch  zwei  Schulschiffe:  „Her- 
zogin Sophie  Charlotte"  und  „Herzogin  Cecilie" 
besitzt  er.  Die  Besatzung  der  Flotte  beläuft 
sich  auf  über  11900  Mann.  Zum  Personal 
des  N.  L.  zählen  einschliesslich  der  Direktion 
320  kaufmännische  Angestellte,  über  2000  tech- 
nische Angestellte  und  6000  Dockarbeiter, 
Küper,  Stauer,  die  im  Heimatshafen  und  den 
zahlreichen  auswärtigen  Häfen  für  den  N.  L. 
beschäftigt  sind,  alles  in  allem  ein  Personal 
von  mehr  als  20000  Menschen. 

Neben  seinem  Schiffspark  besitzt  der  N.  L. 
in  Bremerhaven  ein  Trockendock  mit  Repara- 
turwerkstätten, Magazine  für  Proviant-  und 
Schiffsausrüstung,  einen  Landungsplatz  mit 
Bahnhof  und  Wartehalle  für  Reisende  mit  Ge- 
päckabfertigung, verschiedene  Lagerschuppen 
für  abgehende  und  ankommende  Güter  sowie 
Kohlenschuppen;  in  Bremen  ein  Proviantamt,  ver- 
bunden mit  einer  Dampfwäscherei,  Werkstätten- 
anlagen mit  einer  Giesserei  und  eine  Gepäck- 
abfertigungshalle; in  New-York  Pieranlagen 
mit  Wartehallen  und  Packhaus;  in  Genua, 
New-York  und  Hongkong  Betriebs-  und  Ma- 
schinen-Inspektionen; verschiedene  Kohlende- 
pots in  auswärtigen  Häfen,  verschiedene  Kon- 
trollstationen, eine  Sanitätsstation  in  Rio  Branco 
bei  Santos  und  andere  Anlagen.  Ausserdem 
verfügt  der  N.  L.  über  das  grösste  deutsche 
Trockendock,  das  neue  Kaiserdock  in  Bremer- 
haven, welches  er  vom  Bremischen  Staat  für 
eine  jährliche  Pachtsumme  in  eigene  Verwal- 
tung genommen  hat.  Der  Herausgeber. 


II.  Entwickelung  des  Postwesens. 
1.  Zweck  und  Wesen  der  Post. 


Der  Begriff  „Post"  ist  in  den  verschiedenen 
Kulturperioden  der  Menschheit  ein  wechseln- 
der gewesen;  als  wesentlich  hat  ihm  stets  zu- 


grunde gelegen  der  Zweck  einer  geregelten 
Beförderung  in  Schrift  oder  Druck  verkörper- 
ter Nachrichten  mittels  einer  auf  planmässiges 
Ineinandergreifen  berechneten,  über  ein  grösse- 
res   Gebiet   sich    erstreckenden   Veranstaltung. 
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Mit  diesem  Hauptzweck  sind  im  Laufe  der 
Kulturentwicklung  andere  Zwecke  verbunden 
worden,  die,  besonders  in  der  Neuzeit,  der  Post 
eine  grössere  Vielgestaltigkeit  der  Aufgaben 
zugewiesen  haben. 

Von  altersher  empfand  jede  ausgebildete 
Herrscher-  oder  Staatsgewalt  den  Besitz  eines 
zuverlässigen  Nachrichtendienstes  als  ein  wich- 
tiges Mittel  für  die  Sicherung  und  Ausübung 
ihrer  Macht  Daher  verdanken  die  ersten  zu- 
sammenhängenden Veranstaltungen  für  eine 
sichere  und  beschleunigte  Nachrichtenbeförde- 
rung ihr  Entstehen  der  staatlichen  Unterneh- 
mung; sie  waren  dem  Dienste  des  Herrschers 
oder  Staates  allein  vorbehalten.  Bei  den  älte- 
sten Kulturvölkern,  den  Ägyptern,  Babyloniern, 
Assyrern,  Indern,  Persern,  Römern,  auch  im 
alten  Peru  und  Mexiko,  bestanden  Anstalten 
mit  stationsweise  eingerichtetem  Wechsel  der 
Boten  oder  Kuriere,  der  Reit-  und  Zugtiere, 
für  die  unaufgehaltene  Beförderung  der  Be- 
fehle, Berichte  und  sonstigen  Nachrichten  in 
Staatsangelegenheiten.  Auf  den  privaten  Nach- 
richtenverkehr der  Untertanen  erstreckte  sich 
die  staatliche  Fürsorge  nicht,  wozu  auch  ein 
ausgeprägtes  Bedürfnis  kaum  vorlag.  Die  so- 
zialen und  wirtschaftlichen  Beziehungen  der 
alten  Völker  bewegten  sich  in  engeren,  mehr 
örtlichen  Kreisen;  zu  ihrer  Aufrechterhaltung 
genügte  der  persönliche  Verkehr,  die  Entsen- 
dung besonderer  Boten  oder  die  Benutzung 
von  Gelegenheiten.  Die  Sklaverei  war  ein 
Hemmschuh  für  die  freie  Entfaltung  von  Han- 
del und  Gewerbe;  das  Altertum  war  arm  an 
mechanischen  Erfindungen,  an  Fortschritten 
zur  Verbesserung  des  Transport-  und  des 
Schriftwesens.  Auch  das  Mittelalter  schuf  kein 
grösseres,  allgemeines  Verkehrsbedürfnis.  Erst 
nach  Abschluss  der  Feudalzeit  des  Mittelalters, 
als  eine  regere  Kultur  sich  entfaltete,  die  Städte 
und  das  freie  Bürgertum  erstarkten,  Gewerbe- 
fleiss  und  Handel  aufblühten,  das  Zeitalter  der 
Entdeckungen  und  Erfindungen  anbrach  und 
dem  menschlichen  Geiste  neue  Gesichtskreise 
sich  erschlossen,  als  besonders  nach  Einfüh- 
rung des  Lumpenpapiers  die  Erfindung  der 
Buchdruckerkunst  der  Förderung  des  geistigen 
Verkehrs  der  Menschen  und  der  Verbreitung 
der  Kultur  ein  mächtiges  Hilfsmittel  wurde, 
da  vervielfältigten  und  verdichteten  sich  die 
allgemeinen  Verkehrsbeziehungen  in  einem 
Masse,  dass  öffentliche  Anstalten  für  die  Be- 
förderung brieflicher  Nachrichten  ein  Gemein- 
bedürfnis zu  werden  anfingen.  Es  bildeten 
sich  zunächst  städtische  und  korporative  Boten- 


verbindungen, die  sich  gegenseitig  zu  einem 
Verkehrsnetz  ergänzten. 

Lange  Zeit  hindurch  bestanden  diese  An- 
stalten neben  den  für  die  Beförderung  der 
staatlichen  Korrespondenzen  eingerichteten  Po- 
sten, doch  gerieten  sie  unvermeidlich  in  einen 
wachsenden  Widerstreit  der  Befugnisse  und 
Interessen.  Je  mehr  aber  in  den  Zeitverhält- 
nissen die  Richtung  zur  Ausbildung  der  lan- 
desherrlichen Macht  sich  Bahn  brach,  die  Auf- 
gaben  der  Staatspolizei  erweitert  und  schärfer; 
bestimmt  wurden,  desto  eher  musste  dieser^ 
Widerstreit  mit  dem  Übergang  des  privaten 
Briefverkehrs  auf  die  Staatspost  enden,  zumal 
fiskalische  Gründe  dies  vorteilhaft  machten.; 
So  entstand  aus  der  Vereinigung  beider  Be- 
triebe die  Staatspost  der  Neuzeit  als  eine 
monopolistische,  dem  Gesamtinteresse  der 
Volkswirtschaft  dienende,  einheitliche  Verkehrs- 
anstalL  Wie,  ausgehend  von  der  antiken  Staats- 
post, das  moderne  Postwesen  sich  von  Stufe 
zu  Stufe  geschichtlich  entwickelt  hat,  ergibt 
sich  aus  nachstehendem. 

2.   Geschichte  der  Posteinrichtungen, 
a)  Altertum. 

Perserreich.  Die  Anfänge  des  Postwesens 
stammen,  wie  alle  Kultur,  aus  dem  Orient. 
Als  der  PerserkönigCyrus  sein  weites,  von  Indien 
bis  zum  griechischen  Inselmeer  reichendes  Reich 
durch  Eroberungen  gegründet  hatte,  erkannte  er 
die  Notwendigkeit,  zur  Sicherung  seiner  Herr- 
schaft über  die  unterworfenen  Völker,  eine  rasche 
Verbindung  mit  den  Befehlshabern  und  Statt- 
haltern in  den  Provinzen  zu  unterhalten.  Hier- 
zu richtete  er  einen  Kurierdienst  {angarä)  auf 
den  grossen  Routen  des  Reichs  mit  zahlrei- 
chen Stationen  zum  Wechsel  der  Pferde  ein, 
von  dem  Xenophon  sagt,  dass  er  schneller 
war  als  der  Flug  der  Kraniche,  daneben  auch 
einen  Ferndienst  mittels  Rufer-  und  Fanal- 
Stationen.  Die  nachfolgenden  Perserkönige 
behielten  diese  Einrichtung  bei.  Die  grosse 
Heerstrasse  von  Sardes  nach  Susa  zählte  nach 
Herodot  bei  einer  Länge  von  450  Parasangen 
(=  337  Meilen)  1 1 1  Poststationen.  Alexander 
der  Grosse  bediente  sich  des  persischen  Kurier- 
dienstes in  dem  besiegten  Reich.  In  dem  neu- 
persischen Reich  der  Sassaniden  stellte  Arta- 
xerxes  die  alte  Kurierpost  wieder  her.  Von 
ihrem  langen  Bestände  gibt  ein  Vertrag  Kunde, 
den  Kaiser  Justinian  im  Jahre  562  n.  Chr.  mit 
dem  Sassanidenreich  wegen  gegenseitiger  Be- 
nutzung des  Staats-Postdienstes  geschlossen  hat 
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Die  Hellenen  kannten  die  Perserpost, 
welche  sie  ayyaqriiov  nannten,  doch  war  für 
solche  kein  Boden  in  dem  alten,  in  Städte-Re- 
publiken zersplitterten  kleinen  Griechenland. 

Römerreich.  Das  alte  römische  Welt- 
reich bedurfte  einer  Staatspost  aus  dem  gleichen 
Grunde  wie  Cyrus,  In  seinem  fortschreitenden 
Wachstum  dehnte  sich  das  Reich  vom  Euphrat 
bis  zum  atlantischen  Ozean,  vom  Rhein  und  der 
Donau  bis  zu  den  Katarakten  des  Nils  und 
den  Wüsten  Afrikas  aus.  Bereits  als  die  Re- 
publik die  italischen  Lande  ihrer  Herrschaft 
unterwarf,  wurden  Botenverbindungen  zur  Be- 
förderung der  Staatsdepeschen  hergestellt.  Die 
nötigen  Boten,  tabellarii  (von  tabella  =  Brieftäfel- 
chen) waren  dem  Senat  und  den  Obrigkeiten 
zugeteilt.  Die  General-  und  Zollpächter,  welche 
in  den  eroberten  Gebieten  die  Staatsländereien 
ausbeuteten  und  die  Steuern,  Abgaben,  Zölle 
einhoben,  unterhielten  eigene  ausgedehnte  Boten- 
verbindungen, die  nebenbei  auch  private  Korre- 
spondenzen beförderten.  Als  mit  dem  Wach- 
sen des  Reichs  die  Versendungen  und  Reisen 
in  Staatsangelegenheiten  grössere  Verhältnisse 
annahmen,  wurden  die  Gemeinden  an  den 
durch  die  Provinzen  führenden  Strassenzügen 
zu  Fronfuhren  und  Naturalverpflegung  für  die 
reisenden  Sendboten,  Beamten,  Militärs  heran- 
gezogen, ähnlich  wie  schon  die  Beförderung 
der  persischen  Kuriere  auf  Fronleistungen  be- 
ruht hatte.  Bald  schon  rissen  in  der  Benut- 
zung der  Fronverpflichtungen  Missbräuche  und 
Willkürlichkeiten  ein.  Das  Kaiserreich  trat 
diesen  losen  Zuständen  entgegen. 

Augustus  brachte  den  Beförderungsdienst 
in  eine  feste  Gliederung,  so  dass  er  als  der 
Begründer  der  römischen  Staatspost, 
des  cursus  publicus,  bezeichnet  werden  darf. 
Die  Verpflichtungen  der  Provinzen  für  die 
Unterhaltung  des  cursus  publicus  wurden  durch 
kaiserliche  Anordnungen  und  Gesetze  geregelt. 
Aufgabe  des  cursus  publicus  war  die  Beför- 
derungen der  Korrespondenzen,  Geld-  und 
Frachtsendungen  in  kaiserlichen,  Staats-  und 
Militärangelegenheiten,  sowie  der  in  staatlichen 
Aufträgen  reisenden  Staatsbeamten  und  Mili- 
tärs. Entlang  den  grossen  Staatsstrassen  waren 
Stationen  eingerichtet,  die  sich  in  Hauptstatio- 
nen, mansiones  (von  manere  =  bleiben),  zum 
Wechsel  der  Beförderungsmittel  und  zur  nächt- 
lichen Rast,  und  in  dazwischen  gelegenen,  nur 
zum  Wechsel  der  Beförderungsmittel  bestimm- 
ten Stationen,  mutationes  einteilten.  Die  man- 
siones befanden  sich  in  der  Regel  in  wich- 
tigeren   Plätzen,    am    Sitz    von   Behörden,   an 


Knotenpunkten,  bei  den  Militärposten,  und 
waren  mit  Unterkunftsräumen  und  allem 
Bedarf  für  die  Staatskuriere  (veredarii)  und 
für  sonstige  Reisende  ausgestattet.  In  den 
Itinerarien  waren  die  Kurse  nach  ihnen  ein- 
geteilt. 

Die  Beförderungsart  unterschied  sich  in 
cursus  velox,  Kurier-  oder  Schnellpost,  und 
cursus  tardigradus  oder  clabularis,  langsame 
Post  für  die  Beförderung  geringerer  Personen 
in  grösserer  Zahl  und  von  Frachtsendungen. 
Die  Beförderung  im  cursus  velox  erfolgte  teils 
mit  Reitpferden,  per  veredos,  teils  mit  leichten 
zwei-,  später  auch  vierrädrigen  Wagen  mit 
Pferde-  oder  Maultiergespann.  Im  cursus  tar- 
digradus wurden  zumeist  Ochsen  zur  Bespan- 
nung der  schwereren  Fahrzeuge  (clabulae,  Lei- 
terwagen) verwendet.  Die  Benutzung  des  cur- 
sus publicus  erfolgte  auf  Grund  eines  Frei- 
passes, diploma.  Die  Freipässe  lauteten  ent- 
weder nur  auf  freie  Beförderung,  oder  als  be- 
sondere Vergünstigung  auch  auf  freie  Her- 
berge und  Verpflegung  (diplomata  extraordi- 
naria  oder  tractoriae). 

Die  zunehmenden  Ansprüche  des  Staats  und 
die  einreissenden  Missbräuche  der  Einrichtung 
steigerten  die  Unterhaltungslast  der  Provinzial- 
gemeinden  mit  der  Zeit  bis  zur  Grenze  der 
Leistungsunfähigkeit,  bedrückten  die  Gemeinden 
bis  zum  wirtschaftlichen  Ruin.  Zwar  kämpften 
die  Kaiser  mit  Gesetzen  und  Verordnungen  da- 
gegen an,  schränkten  die  Fronverpflichtungen 
ein,  untersagten  den  Handel  mit  Freipässen, 
Hadrian  richtete  selbst  eine  fiskalische  Ver- 
waltung des  Dienstes  ein,  doch  dauerten  die 
Bedrückungen  der  Gemeinden  fort  und  bil- 
deten einen  wahren  Krebsschaden  der  römi- 
schen Staatspost.  Zu  einer  öffentlichen 
Wohlfahrtsanstalt  des  Verkehrs  konnte 
sie  sich  bei  ihrer  auf  Naturalverpflichtungen 
aufgebauten  Organisation  nicht  entwickeln; 
sie  blieb  ein  Werkzeug  der  Regierungsgewalt. 

b)  Übergangsverhältnisse  des  Mittel- 
alters. 
Unter  den  Umwälzungen  der  Völkerwande- 
rung verfielen  bald  die  Einrichtungen  des  aus 
seinem  Zusammenhang  gerissenen  cursus  pub- 
licus; nur  im  oströmischen  Reiche  erhielten 
sie  sich  noch  längere  Zeit.  Im  Frankenreiche 
bildete  sich  zuerst  ein  neues  geschlossenes 
Staatswesen  auf  romanischer  Grundlage.  Auf 
seinem  Boden  erstanden  auch  gewisse,  dem 
cursus  publicus  ähnliche  Einrichtungen  wieder 
aus  den  Trümmern. 


^6 


Handelsgeschichtliche  JMonographien. 


#  Die  Merovinger  und  Karolinger  hielten  an 

der  aus  der  römischen  Herrschaft  überkomme- 
nen Verpflichtung  der  Untertanen  fest,  für  die 
Staatsreisen  die  nötigen  Beförderungsmittel  zu 
stellen,  auch  Unterkunft  und  Verpflegung  für 
die  reisenden  königlichen  Kuriere  und  Ge- 
sandten zu  gewähren.  Wie  zur  römischen 
Zeit  wurden  für  diese  Reisen  Freipässö  (diplo- 
mata,  tractoriae)  ausgestellt,  in  denen  die  alten 
technischen  Ausdrücke  des  cursus  publicus 
wiederkehren.  Karl  der  Grosse  soll  drei  grosse 
Kurse  mit  Stationen  (mansiones)  nach  Spanien, 
Italien  und  Deutschland  eingerichtet  haben, 
doch  ist  hierüber  Urkundliches  nicht  erhalten. 

c)  Neuzeit 

Vorgehen  Frankreichs.  Ein  zusammen- 
hängendes System  von  Verbindungen  erstand  erst 
wieder,  als  nach  endgültiger  Entscheidung  der 
Kämpfezwischen  den  Königen  und  den  grossen 
Vasallen  in  der  nachkarolingischen  Zeit  Frank- 
reich als  monarchischer,  nationaler  Einheitsstaat 
durch  Ludwig  XI.  fest  begründet  worden  war. 
Dieser  schuf  zur  straffen  Zusammenfassung  des 
Reichs  nach  dem  Vorbilde  des  cursus  publicus 
eine  Staats- Kurierpost  durch  das  Edikt  vom  19. 
Juni  1464,  welches  anordnete,  dass  auf  den 
grossen  Strassen  von  4  zu  4  Lieues  Stationen 
durch  maistres  coureurs  unterhalten  werden  sol- 
len, welche  die  erforderliche  Anzahl  von  Pferden 
bereitzuhalten  haben,  um  die  königlichen  Kuriere 
und  die  mit  Pass  im  königlichen  Auftrage  rei- 
senden Personen,  ferner  die  ihnen  zugehenden 
Staatsdepeschen  zu  befördern.  Zur  Einrich- 
tung und  Überwachung  der  ganzen  Anstalt 
wurde  ein  grand-maistre  des  coureurs  de  France 
bestellt,  der  sich  in  der  Nähe  der  Person  des 
Königs  zu  halten  hatte.  Abweichend  von  der 
römischen  Staatspost  war  der  Grundsatz,  dass 
die  Anstalt  nicht  mehr  durch  Fronleistungen, 
sondern  aus  Staatsmitteln  unterhalten  werden 
sollte.  Die  Angestellten  erhielten  Gagen  und 
Gebühren  für  die  Pferdegestellung.  König 
Karl  VIII.  richtete  mit  Patent  vom  27.  Januar 
1487  zur  besseren  Beaufsichtigung  des  Dien- 
stes das  Amt  eines  „controlleur  des  chevau- 
cheurs"  ein.  Der  urkundlich  hierbei  zum 
ersten  Male  vorkommende  Ausdruck  „postes"  ist 
seitdem  als  allgemein  gebräuchlich  in  die  Spra- 
chen der  zivilisierten  Völker  übergegangen. 

Die  Bezeichnung  weist  darauf  hin,  dass  die  franzö- 
sische Kurierpost  dem  römischen  Vorbilde  entlehnt  war, 
denn  „postes"  ist  abgeleitet  von  „positi  equi"  oder 
auch  „posita  statio". 

Aus  Ordonnanzen  desselben  Königs  ergibt 
sich,  dass  schon  damals  ein  Interessengegensatz 


bestand  zwischen  der  für  Staatszwecke  einge- 
richteten Kurierpost  und  den  sogenannten  Uni- 
versitätsposten, welche  in  Frankreich  die 
Beförderung  der  privaten  Briefschaften,  durch 
ein  ausgedehntes  Netz  von  Botenverbindungen, 
an  sich  gezogen  hatten.  Diese  Universitäts- 
posten waren  mit  alten  Privilegien  ausgestattet 
und  erfreuten  sich  eines  tatsächlichen  Boten- 
monopols, das  sie  auch  trotz  der  Gegenmass- 
nahmen  der  Könige,  wie  die  Beschränkung 
des  Botendienstes,  die  Einsetzung  königlicher 
Boten  für  die  Beförderung  der  gerichtlichen 
Schriftstücke,  die  Regelung  der  durch  die  kö- 
niglichen Posthalter  vermittelten  Beförderung 
von  Privatsendungen,  die  Einrichtung  eines 
festen  Postenganges  und  die  Ausdehnung  der 
Posteinrichtungen  auf  Seitenstrassen,  bis  zum 
Jahre  1 643  zu  behaupten  wussten,  wo  es  durch 
Ordonnanz  des  Staatsrats  gegen  Rente  abge- 
löst wurde. 

Taxissche  Posten  zur  Verbindung  der 
habsburgischen  Lande.  Das  Beispiel  der 
von  Ludwig  XI.  ins  Leben  gerufenen  Kurier- 
post gab  den  Anstoss  zu  ähnlichen  Ein- 
richtungen in  anderen  Ländern.  In  den 
österreichischen  Landen  soll  bereits  unter 
Kaiser  Friedrich  III.  ein  Kurierdienst  durch 
Steiermark  und  Tirol  nach  Italien  unter  der 
Aufsicht  des  Oberjägermeisters  Roger  von 
Taxis  eingerichtet  worden  sein.  Auf  Tirol 
dürften  die  ersten  Spuren  der  habsburgischen 
Posteinrichtungen  jedenfalls  zurückführen.  Ur- 
kundlich steht  fest,  dass  Kaiser  Maximilian  I. 
1493  einen  Johann  (Jan)  von  Taxis  in  Tirol 
zu  seinem  „Postmaister"  einsetzte  und  ihn 
1496  nochmals  als  solchen  bestätigte.  Philipp 
der  Schöne,  Maximilians  Sohn,  ernannte  als 
Regent  Burgunds  1500  Franz  von  Taxis  zum 
„capitaine  et  maistre  de  nos  postes",  übertrug 
auch  als  König  Philipp  I.,  nachdem  ihm  die 
Krone  Kastiliens  zugefallen,  demselben  Taxis 
durch  ein  neues  Abkommen  vom  18.  Januar 
1504  die  Einrichtung  von  Reitposten  mit  fest- 
gesetzten Beförderungsfristen  von  Brüssel  nach 
dem  jeweiligen  Ort  des  spanischen,  österrei- 
chischen und  französischen  Hoflagers  gegen  ein 
Jahresfixum,  sowie  Gewährung  von  Privilegien. 
Sein  Sohn  Karl  I.  von  Spanien  schloss  1516 
abermals  einen  Vertrag  mit  Franz  und  dessen 
Neffen  Baptist  von  Taxis,  durch  den  jene  Post- 
verbindungen verbessert  und  neue  nach  Rom 
und  den  spanischen  Besitzungen  in  Unteritalien 
geschaffen  wurden.  Der  König  verpflichtete 
sich  zugleich,  für  seine  Gebiete  ein  Verbot 
dahin   zu  erlassen,    dass  niemand  ohne  Vor- 
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wissen  und  Lizenz  der  Taxis  Postpferde  oder 
Post  halten  dürfe,  versprach  auch,  dass  allein 
sie  „maistres  des  postes  et  couriers"  für  Spa- 
nien,  Rom  und  Neapel  sein   sollten. 

Taxis  im  heiligen  Deutschen  Reich; 
Widerstreit  der  städtischen  und  landes- 
herrlichen Posteinrichtungen.  Als  Karl  I.  von 
Spanien  zum  Deutschen  Kaiser,  als  Karl  V.,  gewählt 
worden  war,  bestellte  er  den  Baptist  von  Taxis 
1520  zum  „Chief  et  maistre  general  de  noz 
postes  par  tous  noz  royaumes,  pays  et  seigneu- 
ries".  Auf  diese  Urkunden  stützten  sich  die  An- 
sprüche der  Taxis  auf  das  alleinige  Recht 
zum  Betriebe  des  Postwesens  in  den 
unter  dem  habsburgischen  Scepter  ver- 
einten Ländern  und  im  Deutschen  Reich. 
Sie  sind  die  Grundlage  geworden  nicht  nur 
für  das  Entstehen  des  taxisschen  Postwesens, 
sondern  überhaupt  des  modernen,  den  staat- 
lichen und  privaten  Briefverkehr  in  sich  ver- 
einigenden öffentlichen  Postwesens, 

Als  privilegierte  Oeneralunternehmer  hatten 
die  Taxis  das  natürliche  Bestreben,  die  loh- 
nende Beförderung  der  privaten  Briefschaften, 
welche  durch  die  bereits  verbreiteten  Boten- 
verbindungen besorgt  wurde,  an  sich  zu  ziehen. 
Aus  der  Verbindung  der  staatlichen  mit  der 
allgemeinen  Verkehrsfürsorge  wird  für  das 
taxissche  Haus  das  geschichtliche  Verdienst 
abgeleitet,  die  Erfindung  der  Posten  gemacht 
zu  haben.  Kaiser  Ferdinand  IL  hat  in  einem 
Diplom  vom  Jahre  1621  die  Taxis  „die  ersten 
Erfinder  und  Erheber  des  Postwesens"  genannt 
Moser  in  seinem  „Deutschen  Staatsrecht"  sagt: 
„Es  bleibt  also  das  förmliche  Postwesen  aller- 
dings eine  taxissche  Erfindung,  welche  ganz 
erstaunliche  Folgen  nach  sich  gezogen  hat  und, 
wann  sie  in  Schranken  bleibt,  dem  Publiko 
und  Privatis  zu  unsäglichem  Nutzen  und  denen, 
so  die  Einkünfte  davon  beziehen,  zu  grossem 
Profit  gereicht."  Die  Monopolansprüche  und 
Ausdehnungsbestrebungen  der  Taxis  verwickel- 
ten sie  aber  in  fortgesetzte  Streitigkeiten  mit 
den  bestehenden  Botenanstalten  und  den  grösse- 
ren Landesherren  im  Deutschen  Reich. 

Insbesondere  waren  es  die  aufblühenden 
Städte,  welche  bei  der  Zersplitterung  des 
Reichs  in  unzählige  kleine  Territorialherrschaf- 
ten seit  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  die 
Herstellung  zusammenhängender  Botenverbin- 
dungen in  die  Hand  genommen  hatten.  Die 
Gründung  der  Städtebünde  zu  gemeinsamem 
Schutz  von  Handel  und  Verkehr  kam  der  Ent- 
wicklung dieser  Verbmdungen  besonders  zu 
statten.     In  den  grösseren  Handelsplätzen  gab 


es  wohleingerichtete  Botenanstalten,  die  zur 
Besorgung  der  Briefe  der  Städte  und  der 
Kaufmannschaft  miteinander  in.  regelmässiger 
Verbindung  standen.  Durch  städtische  Boten- 
ordnungen wurde  das  Botenwesen  frühzeitig 
geregelt.  Es  wurden  Läuferboten,  für  die 
weiten  Reisen  aber  auch  berittene  oder  fah- 
rende Boten  unterhalten.  Neben  den  Städte- 
posten hatte  sich  in  Süddeutschland  aus  der 
gelegentlichen  Mitnahme  von  Briefen  durch 
die  herumreisenden  Metzger  als  besondere  Ab- 
art die  sogenannte  Metzgerpost  zu  einem  förm- 
lichen Verkehrsmittel  ausgebildet.  Die  grösseren 
Landesherren  hatten  für  ihre  Herrschaftszwecke 
ebenfalls  Botenverbindungen  eingerichtet,  deren 
Beförderer  nebenbei  auch  Privatbriefe  mitbe- 
sorgten. Die  Städte  waren  nicht  willens,  ihre 
unabhängigen  und  einträglichen  Botenanstalten 
zugunsten  der  taxisschen  Posten  preiszugeben. 
Die  Landesfürsten  leisteten  aus  Eifersucht  auf 
ihre  Landeshoheit,  und  um  nicht  eine  mög- 
liche Ertragsquelle  aus  der  Hand  zu  geben, 
Widerstand    gegen    die   taxisschen    Absichten. 

Aus  zwei  Gründen  wurde  die  Gültigkeit 
der  mit  vorgedachten  Urkunden  den  Taxis 
verliehenen  kaiserlichen  Vorrechte  angefochten : 
Es  wurde  eingewendet,  dass  die  in  der  nie- 
derländischen Kanzlei  französisch  abgefassten 
Verleihungen  nur  für  die  niederländischen 
Postenzüge  gälten,  und  dann  wurde  seitens  der 
Landesfürsten  bestritten,  dass  der  Betrieb  des 
Postwesens  als  ein  Reichsregal  und  nicht  viel- 
mehr als  ein  landesherrliches  Regal  anzusehen  sei. 

Um  diese  Einwendungen  zu  entkräften,  be- 
trieben die  Taxis,  dass  Kaiser  Rudolf  IL  im 
Jahre  1595  Leonard  L  von  Taxis  zum  Gene- 
ral-Oberpostmeister im  heiligen  Deut- 
schen Reich  ernannte  und  ferner  1597  in 
einem  kaiserlichen  Mandate  die  Post  für  ein 
hochbefreites  kaiserliches  Regal  erklärte.  La- 
moral  von  Taxis  erwirkte,  dass  Kaiser  Mathias 
ihm  1615  das  Reichs-Generalpostmeisteramt 
als  neuangesetztes  Regale  für  sich  und  seine 
männlichen  Erben  zu  Lehen  gab. 

Landesherrliche  Ansprüche  auf  das 
Post- Regal.  Die  Frage,  ob  das  Postwesen  ein 
Reichs-  oder  landesherrliches  Regal  sei,  blieb  ein 
dauernder  Streitpunkt  zwischen  den  Kaisern, 
bezw.  den  Taxis  einerseits  und  den  grossen 
Landesfürsten  andererseits,  denen  Kaiser  Mathias 
selbst  einen  triftigen  Vor  wand  dadurch  gegeben 
hatte,  dass  er  vor  Erteilung  des  Lehens  den 
Lamoral  von  Taxis  durch  einen  Revers  die 
Ausschliessung  der  Posten  in  den  zum  Reich 
gehörigen  österreichischen  Erblanden  von  dem 
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verliehenen  Regal  anerkennen  Hess,  Die  Lan- 
desfürsten nahmen  die  gleiche  Ausschliessung 
für  ihre  eigenen  Lande  in  Anspruch,  nach  dem 
westfälischen  Frieden  umsomehr,  als  in  der 
neuen  Reichsverfassung  die  Landeshoheit  der 
Reichsstände  zum  Grundgesetz  gemacht  war. 

Die  bei  den  Friedensverhandlungen  zwar  auch  er- 
örterte, jedoch  offen  gelassene  Postfrage  ist  später 
wiederholt  bei  der  Abfassung  der  Kapitulationen  für 
die  Kaiserwahl  in  Betracht  gezogen  worden.  Die  in 
die  Kapitulationen  aufgenommenen  bezüglichen  Klauseln 
fielen  in  verschiedenem  Sinne  aus. 

In  seiner  tatsächlichen  Ausgestaltung  wurde 
das  taxissche  Reichspostwesen  durch  die  Macht- 
verhältnisse bestimmt.  Die  mächtigeren,  dem 
kaiserlichen  Einfluss  mehr  entrückten  Landes- 
herren, am  entschiedensten  und  allen  voran 
der  grosse  Kurfürst  von  Brandenburg,  ver- 
schlossen ihr  Gebiet  den  taxisschen  Reichs- 
posten. Die  weniger  mächtigen  oder  dem 
kaiserlichen  Einfluss  zugänglicheren,  zu  güt- 
lichem Auskommen  mit  Taxis  geneigten  Lan- 
desherren duldeten,  willig  oder  unwillig,  die 
Reichsposten  in  ihren  Landen.  Für  die  zahl- 
losen kleinen  fürstlichen,  geistlichen,  städtischen, 
ritterschaftlichen  Gebiete  im  Süden  und  Westen 
Deutschlands,  denen  die  innere  Fähigkeit  zu 
Staatseinrichtungen  grösserer  Art  abging,  wurde 
gegenüber  der  Entwicklung  der  Verkehrsbe- 
ziehungen das  Vorhandensein  einer  gemein- 
samen, weitreichenden  Verkehrsanstalt  ohnehin 
ein  gegebenes  Bedürfnis.  So  kam  es,  dass 
Taxis  aus  dem  Kampfe  mit  den  städtischen 
Botenanstalten  und  den  Landesfürsten  im  ganzen 
südlichen  und  westlichen,  zum  Teil  auch  mitt- 
leren Deutschland  als  Herr  des  Postwesens 
hervorging. 

d)  Neueste  Zeit. 

Ende    des    alten    Reichs- Postwesens. 

Deutschland  teilte  sich  postalisch  schliesslich 
in  drei  Hauptgruppen:  das  ebengenannte 
Gebiet  der  Reichsposten,  das  Gebiet  der  Lan- 
desposten im  nördlichen  Deutschland,  das  Ge- 
biet des  österreichischen  Postwesens  in  den 
Erblanden.  Dieser  Zustand  dauerte  bis  zu  den 
Umwälzungen,  die  die  napoleonische  Zeit  zu 
Eintritt  des  neunzehnten  Jahrhunderts  brachte. 
Im  Frieden  zu  Luneville  vom  9.  Februar  1801  wur- 
den die  linksrheinischen  Gebiete  an  Frankreich  abge- 
treten; die  von  Gebietsverlusten  betroffenen  deutschen 
Reichsfürsten  wurden  durch  Säkularisation  geistlicher 
Gebiete  und  Einziehung  von  Reichsstädten  entschädigt. 
Nach  dem  dritten  Koalitionskriege  gegen  Frankreich 
erhielten  Bayern  und  Württemberg  für  ihre  Allianz  mit 
Napoleon  durch  den  Pressburger  Frieden  1805  die 
Königswürde  mit  der  vollen  Souveränität.  Am  12.  Juli 
1806  wurde  in  Paris  unter  dem  Protektorat  Napoleons 


der  Rheinbund  deutscher  Reichsfürsten  begründet,  denen 
hierfür  gleichfalls  volle  Souveränität  und  Unabhängig- 
keit vom  Reich,  unter  Mediatisierung  vieler  kleinen 
unmittelbaren   Reichsstände,   zuerkannt  wurde. 

Kaiser  Franz  IL  entsagte  am  6.  August  1806 
der  zum  Schatten  gewordenen  deutschen  Kaiser- 
würde. Das  heilige  römische  Reich  deutscher 
Nation  bestand  nicht  mehr;  die  von  Taxis 
verwalteten  Reichsposten  verloren  ihre  staats- 
rechtliche Grundlage.  Aus  dem  Zusammen- 
bruch des  alten  Deutschen  Reichs  ging  Deutsch- 
land nach  seiner  Befreiung  von  der  napoleo- 
nischen Herrschaft  mit  einer  neuen  territorialen 
Ordnung  und  in  neuer  Verfassung  als  Staaten- 
bund hervor,  zusammengesetzt  aus  39  nun  völlig 
souveränen  Staaten.  Das  deutsche  Volk  hatte 
für  seine  patriotischen  Opfer  im  Freiheitskriege 
eine  nationale,  Deutschland  einigende,  freiheit- 
liche Verfassung  erhofft.  Die  deutschen  Klein- 
staaten und  freien  Städtehatten  ein  Programm  für 
die  kräftige  Ausbildung  der  Reichsgewalt,  unter 
angemessener  Beschränkung  der  Landessouve- 
ränität für  die  zur  Beratung  stehende  neue 
Verfassung  vorgelegt. 

Allein  der  Dualismus  der  beiden  deutschen 
Grossmächte  und  die  partikularistische  Eifersüch- 
telei der  Mittelstaaten  erzeugte  jene  traurige 
deutsche  Bundesverfassung  der  Bundesakte  vom 
8.  Juni  1815,  von  der  mit  Recht  gesagt  wor- 
den ist,  dass  sie  kläglicher  war,  als  das  Ge- 
bäude des  alten  Reichs  in  den  Jahrhunderten 
des  Niederganges.  Auch  die  Herstellung  eines 
einheitlichen  Reichspostwesens  blieb  ein 
unerfüllter  Traum.  Artikel  17  der  Bundesakte 
bestimmte  den  Fortbestand  der  taxisschen  Posten. 
Dem  anbrechenden  Jahrhundert  der  Dampf- 
maschinen, der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe  und 
Telegraphen,  des  gewaltigen  Aufschwunges  der 
Industrie,  der  Entwicklung  des  Welthandels, 
der  Zentralisation  und  des  Wettkampfes  der 
Nationen  ging  Deutschland  als  eine  ohnmäch- 
tige Vielheit  in  sich  uneiniger  Staatswesen 
entgegen,  von  denen  namentlich  die  mittlerer 
Grösse  in  selbstherrlicher  Grossmannssucht 
jeder  Einigung  zu  gemeinsamem  Handeln  die 
grössten  Schwierigkeiten  bereiteten. 

Postalische  Buntscheckigkeit  im  Deut- 
schen Bund,  löselbständige Postverwaltungen 
leiteten  das  deutsche  Postwesen.  Sie  behandelten 
den  Austausch  von  Postsendungen  zwischen 
ihren  Gebieten  als  „internationalen"  Verkehr, 
über  den  feierliche  Verträge  abgeschlossen  wur- 
den. Vielgestaltigkeit  und  Verteuerung  der  Taxen, 
Umständlichkeiten  im  Betriebe,  Belastung  des 
Transits  mit  hohen  Portobeträgen,  künstliche 
Umleitungen   bei   der  Beförderung,    kurz   Er- 


II 


Entwickelung  des  Postwesens. 


89 


schwerungen  aller  Art  für  den  Verkehr  waren 
das  unvermeidliche  Ergebnis.  Kein  einheit- 
licher Grundsatz  leitete  die  Regelung  der  Post- 
beziehungen zum  Auslande.  Die  Ver- 
schiedenheiten des  Münz-,  Mass-  und  Gewichts- 
systems vergrösserten  den  postalischen  Wirr- 
warr. Ein  Nebenstück  hierzu  bildete  die  Er- 
schwerung alles  Verkehrs  durch  die  Zoll- 
schranken und  Zollplackereien  an  den  inneren 
Landesgrenzen.  Aus  den  zerfahrenen,  ohn- 
mächtigen Zuständen  der  deutschen  Bundes- 
verfassung wuchs  das  Sehnen  des  deutschen 
Volks  nach  Einigung,  nach  Kaiser  und  Reich. 
Preussen  mit  seinem  geordneten,  straffen  Staats- 
gefüge,  auch  ausgezeichnet  durch  ein  schon 
frühzeitig  unter  der  Fürsorge  des  grossen  Kur- 
fürsten und  Friedrichs  des  Grossen  wohl  ein- 
gerichtetes Postwesen,  war  der  gegebene  Kri- 
stallisationskern für  den  wachsenden  Einigungs- 
drang. 

Reform-  und  Einigungsbestrebungen. 
Der  erste  grosse  Akt  der  Einigung  vollzog  sich 
durch  die  von  Preussen  nach  hartnäckigem 
Widerstreben  des  mittelstaatlichen  Partikularis- 
mus durchgesetzte  Gründung  des  Zoll- 
vereins, der  mit  dem  Jahre  1834  ins  Leben 
trat.  Er  regte  das  postalische  Einigungsbe- 
dürfnis mächtig  an. 

Ein  zweiter  grosser  Anstoss  trat  hinzu,  die 
Penny-Portoreform  Rowland  Hills  in 
England  im  Jahre  1840:  An  die  Stelle  der 
alten  fiskalischen  Taxgrundsätze  setzte  sie  als 
obersten  Grundsatz  die  Befreiung  und  Ent- 
fesselung des  Verkehrs  durch  die  Einheit  und 
Wohlfeilheit  der  Taxe.  Nicht  mehr  sollte  die 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Leistungen  tax- 
mässig  erfasst  werden,  sondern  sie  sollte  im 
entstehenden  Massenverkehr  einen  allgemeinen 
Ausgleich  finden. 

In  grellem  Gegensatz  hierzu  standen  die 
hohen  und  verwickelten  Taxen  der  deutschen 
Postverwaltungen.  Die  Notwendigkeit  einer 
Änderung  zwang  sich  auf.  Die  österreichische 
Postverwaltung  leitete  im  Jahre  1842  Unter- 
handlungen mit  mehreren  andern  deutschen 
Postverwaltungen  behufs  Ermässigung  der 
gegenseitigen  Portotaxen  ein.  Die  preussische 
Postverwaltung  vertrat  der  österreichischen 
gegenüber  zunächst  den  Standpunkt,  dass  man 
eine  Reform  nur  werde  erreichen  können, 
wenn  Deutschland  in  seiner  Gesamtheit  als 
ein  einziges  Postgebiet  behufs  Festsetzung 
gleichmässiger  Taxen  behandelt  werde. 

Bei  beiden  Postverwaltungen  fasste  der  Ge- 
danke der  Gründung  eines  deutschen  Postver- 


eins Wurzel ;  eifersüchtig  machten  sie  sich  spä- 
ter die  Priorität  des  Gedankens  streitig.  Nach 
Verständigung  über  die  Grundzüge  legten  die 
beiden  Verwaltungen  im  März  1847  eine  ge- 
meinschaftliche Denkschrift,  betitelt  „Proposition 
der  Grundlagen  eines  deutschen  Postvereins", 
den  deutschen  Postverwaltungen  zur  Verhand- 
lung vor.  Eine  Postkonferenz  der  deutschen 
Postverwaltungen  trat  im  Oktober  1847  in 
Dresden  zur  Beratung  der  Proposition  zu- 
sammen. 

Kennzeichnend  für  den  damaligen  verwirr- 
ten Zustand  der  Postverhältnisse  in  Deutsch- 
land sind  die  folgenden  Worte  der  Eröffnungs- 
rede des  österreichischen  Kommissars:  „Ohne 
die  Kenntnis  von  den  in  den  deutschen  Bun- 
desstaaten zur  Zeit  bestehenden  Postnormen 
und  Einrichtungen  und  ohne  eindringende  Er- 
wägung der  praktischen  Möglichkeit,  sie  zu 
verschmelzen  und  gleichzeitig  zu  reformieren, 
muss  jeder  Detailvorschlag  zur  Durchführung 
der  proponierten  Posteinigung  vorzeitig  er- 
scheinen." Die  in  37  Sitzungen  während  31/2  Mo- 
naten gepflogenen  Beratungen  der  Postkon- 
ferenz führten  zu  keinem  tatsächlichen  Ergebnis. 

Der  deutsch-österreichische  Postverein. 
Die  Kämpfe  der  Jahre  1848  und  1849  um 
eine  Reichsverfassung,  die  durch  Aufrichtung 
einer  starken  Reichsgewalt  unter  einem  Erb- 
kaiser dem  deutschen  Volke  Einheit,  Macht 
und  Grösse  sichern  sollte,  erstreckten  sich  auch 
auf  das  deutsche  Postwesen.  Die  von  der  Na- 
tionalversammlung in  Frankfurt  a.  M.  beschlos- 
sene Reichsverfassung  teilte  die  oberste  Leitung 
der  Posten  der  Reichsgewalt  zu. 

Zwar  scheiterten  wiederum  die  nationalen 
Hoffnungen  des  deutschen  Volkes,  doch  einig- 
ten sich  als  Nachwirkung  der  Einheitsbe- 
strebungen, wesentlich  auf  das  tatkräftige  Be- 
treiben des  preussischen  Handelsministers  von 
der  Heydt,  Preussen  und  Österreich  über  den 
Abschluss  des  Vertrages  vom  6.  April  1850 
zur  Gründung  des  deutsch-österreichi- 
schen Postvereins,  welchem  zunächst  Bayern 
und  dann  die  übrigen  Staaten  mit  eigenem 
Postwesen,  schliesslich  auch  die  taxissche  Post- 
verwaltung beitraten.  Der  Vereinsvertrag  er- 
streckt sich  auf  den  zwischen  den  Vereins- 
ländern stattfindenden  Postverkehr  und  auf  die 
Postbeziehungen  zum  Auslande,  dagegen  nicht 
auf  den  inneren  Verkehr  der  Landes-Postge- 
biete. 

In  erster  Hinsicht  wurden  wesentliche  Fort- 
schritte zur  Einheit  des  Vereinsverkehrs  und 
des  Verkehrs  mit  dem  Auslande  gemacht.    Die 
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Hauptgrundsätze  waren  folgende:  Einheitlich- 
keit des  gesamten  Postgebiets  für  den  Vereins- 
verkehr und  den  Verkehr  mit  dem  Auslande; 
Oleichmässigkeit  der  Taxen;  Transitfreiheit  (d.  h. 
freies  Recht)  über  die  schnellsten  Routen;  Allein- 
bezug der  Portoeinnahme  für  das  Ursprungs- 
land und  Bestreitung  der  einheitlich  festge- 
setzten Transitgebühren  hieraus;  Wegfall  der 
bisherigen  Transitporti  und  desfallsigen  Taxzu- 
schläge; periodische  Postkonferenzen  zur  Aus- 
bildung des  Vereins  in  bezug  auf  Verbesse- 
rungen, Gleichheit  der  Gesetzgebung  und  der 
Reglements. 

Auf  dieser  Grundlage  wurden  massige  Ein- 
heitsportosätze für  Briefe,  nach  drei  Entfernungs- 
stufen, für  Kreuzbandsendungen  und  Waren- 
proben, ferner  Einheitsgebühren  für  den  Be- 
zug von  Zeitungen,  und  später  Einheitstaxen 
für  Pakete  und  Wertsendungen  eingeführt,  so- 
wie einheitliche  Vorschriften  über  die  Be- 
schaffenheit der  Sendungen  und  die  Versen- 
dungsbedingungen erteilt.  In  bezug  auf  den 
innern  Verkehr  der  einzelnen  Vereins- Postge- 
biete wurde  jedoch  die  Vielgestaltigkeit  der 
Taxen  und  der  Bedingungen  nicht  behoben. 
Dem  Nebeneinander  der  sechzehn  selbstän- 
digen Postverwaltungen  haftete  die  Buntscheckig- 
keit der  Bundesverhältnisse  auch  ferner  an.  So 
lange  nicht  auf  diesem  wie  auf  andern  volks- 
wirtschaftlichen Gebieten,  sowie  auf  dem  po- 
litischen Gebiete  eine  Einigung,  eine  Zusam- 
menfassung der  nationalen  Kräfte  durchgesetzt 
wurde,  blieb  Deutschland  in  seiner  Machtent- 
faltung im  Hintertreffen  gegen  die  wirtschaft- 
lich und  national  erstarkten  Grosstaaten. 

Die  Norddeutsche  Bundespost  Das  Jahr 
1866  brachte  die  erste  Etappe  der  nationalen 
Einigung  in  dem  unter  Preussens  obsiegender 
Führung  gegründeten  Norddeutschen  Bunde. 
Der  Artikel  48  seiner  Verfassung  setzte  fest, 
dass  das  Postwesen  für  das  gesamte  Bundes- 
gebiet als  einheitliche  Staatsverkehrsanstalt  ein- 
gerichtet und  verwaltet  werden  sollte.  Abge- 
sehen von  dem  Postwesen  der  ausserhalb  des 
Bundes  belassenen  drei  süddeutschen  Staaten 
und  des  ausscheidenden  Österreichs,  sowie 
Luxemburgs,  wurden  alle  bisherigen  selbständi- 
gen Postverwaltungen  Deutschlands  zu  dem 
einheitlichen  Bundes-Postwesen  verschmolzen. 
Die  taxissche  Postverwaltung  war  zuvor  durch 
Preussen  gegen  Entschädigung  abgelöst  worden. 
Zur  Ausführung  jenes  Verfassungsartikels  erging 
das  Gesetz  vom  2.  November  1867  über  das 
Postwesen  des  Norddeutschen  Bundes.  Durch 
ein  weiteres  Gesetz,  vom  4.  November  1867, 


erlangte  das  im  Norddeutschen  Bunde  geeinte 
Deutschland  endlich,  28  Jahre  nach  der  Hill- 
schen Portoreform,  das  Einheitsporto  von 
1  Silbergroschen. 

Die  Reichspost.  Der  siegreiche  deutsch- 
französische Krieg  brachte  mit  der  Wiederauf- 
richtung des  Deutschen  Reichs  auch  das  Reichs- 
postwesen. Die  Reichsverfassung  dehnte  im 
wesentlichen  die  Bestimmung  der  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  über  das  Postwesen  auf 
das  Reich  aus.  Zwar  behielten  Bayern  und 
Württemberg  in  bezug  auf  die  innere  Ver- 
waltung ihres  Postwesens  und  auf  die  regle- 
mentarischen und  Tarifbestimmungen  für  den 
internen  Verkehr  eine  Reservatstellung,  doch 
wurden  sie  in  allen  anderen  Beziehungen,  über 
die  Vorrechte  der  Post,  die  rechtlichen  Ver- 
hältnisse derselben  zum  Publikum,  die  Porto- 
freiheiten und  das  Posttaxwesen,  der  einheit- 
lichen Postgesetzgebung  des  Reichs  unterstellt. 
Auch  die  Wahrnehmung  der  Beziehungen  zu 
den  Postverwaltungen  des  Auslandes  steht,  ab- 
gesehen von  einer  Mitbeteiligung  Bayerns  und 
Württembergs  hinsichtlich  des  Verkehrs  mit 
ihren  Grenzländern,  ausschliesslich  dem  Kaiser, 
bez.  den  von  ihm  bestellten  Reichsbehörden,  zu. 

Die  Frucht  der  postalischen  Einheit  Deutsch- 
lands liegt  in  einer  Reihe  von  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen und  Einrichtungen  zutage,  die  dem 
deutschen  Postverkehr  eine  ungeahnte  Entfal- 
tung verliehen  und  zu  dem  grossartigen  wirt- 
schaftlichen Aufschwung  Deutschlands,  sowie 
zur  Hebung  des  deutschen  Ansehens  im  Aus- 
lande wesentlich  mit  beigetragen  haben. 

Unterm  28.  Oktober  1871  wurde  das  Ge- 
setz über  das  Postwesen  des  Deutschen  Reiches 
erlassen,  das  die  Grundsätze  des  Gesetzes  über 
das  Postwesen  des  Norddeutschen  Bundes  auf 
das  gesamte  Reich  ausdehnte  und  zugleich 
verschiedene  Erleichterungen  brachte,  darunter 
die  Aufhebung  des  Postregals  für  die  Per- 
sonenbeförderung und  eine  Einschränkung  des 
Postzwangs  für  politische  Zeitungen  im  ört- 
lichen Verkehr.  Unter  demselben  Datum  er- 
ging auch  das  Gesetz  über  das  Posttaxwesen 
im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs,  das  als  neue 
Erleichterung  das  Landbriefbestellgeld  aufhob. 

Eine  Novelle  zu  diesem  Gesetz,  vom  17.  Mai 
1873,  führte  die  Einheitstaxe  für  Pakete 
bis  zum  Gewichte  von  5  kg  ein,  verein- 
fachte und  ermässigte  zugleich  die  Portoab- 
stufung für  schwere  Pakete  und  Wertsendungen. 

Eine  weitere  Novelle,  vom  20.  Dezember 
1899,  erhöhte  das  einfache  Briefgewicht  auf 
20  g  und  brachte,  neben  Erleichterungen  des  lo- 
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kalen  Briefverkehrs  und  Anordnungen  zu  bes- 
serer Sicherung  des  Postmonopols,  die  Be- 
messung der  Gebühren  für  den  Zeitungs- 
bezug auf  eine  richtigere  Grundlage,  als  welche 
statt  des  Prozentsatzes  vom  Einkaufspreise  der 
Zeitungen  die  Häufigkeit  des  Erscheinens  und 
das  zu  befördernde  Gewicht  angenommen 
wurde. 

Unter  den  zahlreichen  Neuerungen,  die  durch 
die  mehrfach  neu  erlassenen  Postordnungen  her- 
beigeführt wurden,  mögen  nur  beispielsweise 
genannt  werden:  die  Einführung  der  Post- 
karten, eine  Erfindung  des  Postreformators 
Stephan,  der  Postaufträge  zur  Geldein- 
ziehung und  Akzepteinholung,  die  Er- 
weiterung und  Verbilligung  des  Postanwei- 
sungsdienstes. 

3.  Internationale  Postbeziehungen, 
a)   Entstehen  des  Weltpostgedankens. 

In  enger  Beziehung  zur  Reichspost  steht 
die  Gründung  des  Weltpostvereins;  er 
ist  geschichtlich  das  Endergebnis  der  deutschen 
Posteinigung,  und  ist  hervorgegangen  ebenso- 
wohl aus  deutschen  Gedanken  wie  aus  deut- 
scher Initiative.  Der  Gedanke  zur  Gründung 
eines  Weltpostvereins  ist  ungefähr  gleich  alt 
wie  der  der  Gründung  eines  deutschen  Post- 
vereins, 

Als  dieser  Gedanke  bald  nach  der  Hill- 
schen Portoreform  anfing,  die  deutsche  Post- 
welt zu  beschäftigen,  erschien  im  Jahrgange 
1 84 1  des  in  Frankfurt  a.  M.  herausgegebenen 
Herrfeldtschen  Archivs  für  das  Postwesen  ein 
Aufsatz,  der,  anknüpfend  an  die  Erörterungen 
über  den  deutschen  Postverein  unter  der  Spitz- 
marke „Die  Grundlagen  zu  einem  Weltpost- 
verein", die  Frage  der  Bildung  eines  solchen 
aufwarf.  In  diesem  Aufsatz  wurden  ausführ- 
liche Vorschläge  gemacht,  und  es  ist  interes- 
sant, dass  in  ihren  wesentlichen  Bestandteilen 
bereits  die  Grundsätze  enthalten  waren,  die 
später  im  deutsch-österreichischen  Postverein 
und  im  Weltpostverein  ihre  Verwirklichung 
gefunden  haben.  Es  wurde  vorgeschlagen, 
eine  Einheitstaxe  von  6  kr.  bei  Entfernungen 
über  20  Meilen  durch  alle  Staaten  einzuführen, 
die  Transitvergütungen  fallen  zu  lassen,  im 
Bestimmungslande  keine  Taxe  oder  Bestellge- 
bühr zu  erheben,  die  Gesetzgebung  und  Ein- 
richtung des  Vereins  auf  einem  allgemeinen 
Postkongresse  zu  verhandeln  und  alle  drei 
Jahre  einen  neuen  Kongress  zusammentreten 
zu  lassen,  um  Veränderungen,  die  das  Bedürfnis 


unaufhaltsam    gebietet,    beschliessen    und    an- 
ordnen zu  können. 

Als  im  Jahre  1851  die  erste  Postkonferenz 
des  deutsch-österreichischen  Postvereins  in  Ber- 
lin zusammentrat,  wurde  ihr  von  Preussen  und 
Österreich  der  gemeinschaftliche  Vorschlag 
unterbreitet,  die  Zusammenberufung  eines  euro- 
päischen Postkongresses  zu  veranlassen  mit 
dem  Gedanken  der  Bildung  eines  europäischen 
Postvereins.  Die  Postkonferenz  kam  jedoch 
zu  dem  Beschlüsse,  dass  bei  der  damaligen 
Lage  sich  bestimmte  Anträge  für  das  Ausland 
noch  nicht  formulieren  Hessen,  und  dass  der 
Verein  zunächst  nur  die  österreichische  und 
preussische  Regierung  ersuchen  sollte,  mit  den 
ausserdeutschen  Staaten  über  die  Herbeifüh- 
rung gleichmässiger  Taxierungsvorschriften  und 
gleichförmiger  Normen  für  die  Transitleistung, 
ferner  gleichförmiger  Vorschriften  für  den 
internationalen  Postverkehr '' namens  des  Ver- 
eins in  Unterhandlung  zu  treten. 

Auch  ausserhalb  Deutschlands  wurde  die 
Herstellung  einer  Gleichförmigkeit  für  den 
internationalen  Postverkehr  als  ein  Bedürfnis 
empfunden.  Die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  richtete  im  September 
1862  ein  Zirkular  an  die  europäischen  Regie- 
rungen, das  unter  Hinweis  auf  die  im  inter- 
nationalen Briefverkehr  bestehenden  Schwierig- 
keiten ein  auf  gemeinsamer  Grundlage  zu 
treffendes  internationales  Abkommen  empfahl 
und  behufs  Erörterung  der  einschlägigen  Fragen 
den  Zusammentritt  einer  Postkonferenz  vor- 
schlug. Sie  fand  1863  in  Paris  statt  und 
stellte,  ohne  zu  einem  Vertragsschluss  zu  füh- 
ren, eine  grössere  Zahl  einheitlicher  Grund- 
sätze auf,  die  fortan  für  die  Regelung  des 
internationalen  Verkehrs  Beachtung  fin- 
den sollten. 

b)  Gründung  des  allgemeinen  Postver- 
eins. Schöpferisches  Vorgehen  Stephans. 

Schienen  hiernach  alle  Verhältnisse  hinzu- 
weisen und  sich  vorzubereiten  auf  die  Bildung 
einer  grösseren  internationalen  Postvereinigung, 
hatte  besonders  der  deutsch-österreichische  Post' 
verein  mit  seinen  erprobten  Grundsätzen  be- 
reits ein  fertiges  Vorbild  geschaffen,  so  fehlte 
doch  noch  die  zielbewusste,  tatkräftige  Initia- 
tive und  das  Gewicht  eines  machtvollen  Ein- 
flusses, um  den  vorhandenen  Gedanken  in 
eine  schöpferische  Tat  umzusetzen. 

Die  politische  Einigung  Deutschlands  brachte 
auch  nach  dieser  Richtung  die  Erfüllung.    Als 
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durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1866  die 
Übernahme  und  Ablösung  des  taxisschen  Post- 
wesens geboten  war,  wurde  der  damalige  Refe- 
rent für  die  ausländischen  Postbeziehungen  im 
Preussischen  Generalpostamt,  der  Geheime 
Postrat  Heinrich  Stephan,  mit  dieser  Mission 
betraut  Ihm  fiel  es  damit  zu,  den  ersten 
Schritt  zur  Herstellung  der  deutschen  Postein- 
heit zu  vollziehen. 

Stephan,  ein  Mann  von  genialer  Begabung, 
voll  Begeisterung  für  hohe  Ziele,  der  aus- 
dauernde Tatkraft  mit  Fernblick  und  diplo- 
matischem Geschick  verband,  nahm  den  Faden 
nicht  nur  zur  Vollendung  der  postalischen 
Einigung  Deutschlands,  sondern  auch  zur  Ver- 
wirklichung des  Weltpostvereins  auf.  Noch 
als  vortragender  Rat  entwickelte  er  1868  in 
einer  amtlichen  Denkschrift,  „betreffend  den 
allgemeinen  Postverein",  die  Grundzüge  für 
dessen  Bildung.  Der  Ausbruch  des  deutsch- 
französischen Krieges  unterbrach  die  auf  An- 
trag der  Bundes-Postverwaltung  bereits  einge- 
leiteten diplomatischen  Vorerörterungen  des 
Gegenstandes.  Zu  jener  Zeit  wurde  Stephan 
an  die  Spitze  des  Bundes- Postwesens  berufen; 
nach  beendigtem  Kriege  Leiter  des  Reichspost- 
wesens, veranlasste  er  die  Wiederaufnahme  der 
diplomatischen  Vorverhandlungen  und  erzielte, 
dass  am  15.  September  1874  in  Bern  ein 
Kongress  von  Bevollmächtigten  der  europäischen 
Länder,  ferner  von  Ägypten  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  zur  Beratung 
und  Beschlussfassung  über  den  von  der  deut- 
schen Postverwaltung  ausgearbeiteten  Entwurf 
eines  Vertrages  zur  Errichtung  eines  „Allge- 
meinen Postvereins"  (Union  generale  des  Postes) 
zusammentrat. 

Mit  nur  wenigen  Änderungen  von  grund- 
sätzlicher Bedeutung  fand  dieser  Entwurf  An- 
nahme; am  9.  Oktober  1874  unterzeichneten 
die  Bevollmächtigten  aller  vertretenen  Länder, 
mit  alleiniger  Ausnahme  Frankreichs,  dem  je- 
doch das  Protokoll  zur  nachträglichen  Zeich- 
nung offen  gelassen  wurde,  den  grundlegenden 
Vereinsvertrag,  dessen  Hauptgrundsätze  waren: 
Einheit  des  gesamten  Vereinsgebiets  für 
den  Austausch  von  Briefpostsendungen  (Briefe, 
Postkarten,  Zeitungen  und  andere  Drucksachen, 
Warenproben,  Geschäftspapiere)  im  Vereins- 
verkehr und  im  Verkehr  mit  Nichtvereinslän- 
dern;  Transitfreiheit  (freies  Anrecht)  auf  den 
schnellsten  Routen;  allgemeine  Vereinstaxe  von 
25  Cts.  für  je  15  g  der  Briefe,  jedoch  mit  einem 
durch  besondere  Münz-  oder  andere  Verhält- 
nisse  bedingten   Spielraum   bis    32  Cts.  nach 


oben  und  20  Cts  nach  unten,  von  der  Hälfte 
dieser  Sätze  für  Postkarten  und  von  7  Cts.  für 
je  50  g  der  übrigen  Sendungen  mit  einem 
entsprechenden  Spielraum  zwischen  11  und 
5  Cts.;  Alleinbezug  des  Portos  durch  die 
erhebende  Verwaltung;  Festsetzung  eines 
massigen  Einheits-Gebührensatzes  für 
den  Landtransit  und  eines  Höchstsatzes  für 
den  über  300  Seemeilen  hinausgehenden  See- 
transit und  Vergütung  des  Transits  auf  Grund 
von  Statistik;  schiedsgerichtliche  Entscheidung 
von  Meinungsverschiedenheiten;  Wertbrief- 
und  Postanweisungsdienst  noch  zu  ver- 
einbarenden Nebenabkommen  vorbehalten; 
wenigstens  alle  drei  Jahre  neuer  Postkongress 
zur  Fortbildung  des  Vereins;  Einrichtung  eines 
ständigen  internationalen  Bureaus  für  die  Ver- 
einsangelegenheiten. 

Die  wichtigste  Änderung  des  Entwurfs  be- 
stand darin,  dass  die  vorgeschlagene  Unent- 
geltlichkeit des  Transits  als  zur  Zeit  undurch- 
führbar erachtet  und  durch  statistisch  zu  be- 
rechnende Transitvergütungen  nach  massigen 
Einheitssätzen  ersetzt  wurde.  Das  durch  den 
Berner  Vertrag  geschaffene  einheitliche  Post- 
gebiet umfasste  37  Mill.  qkm  mit  einer  Be- 
völkerung von  350  Mill. 

Mit  Recht  bezeichnete  der  Kongress- Präsi- 
dent Borel  beim  Schlüsse  den  Kongress  als 
einen  Markstein  nicht  nur  in  der  Chronik  der 
Posteinrichtungen,  sondern  in  der  Geschichte 
der  Menschheit.  Mit  Seherblick  sagte  er  vor- 
aus, dass  der  Berner  Vertrag  dazu  bestimmt 
sein  werde,  in  naher  Zukunft  alle  Glieder  der 
grossen  menschlichen  Familie  postalisch  zu 
vereinen. 

In  der  Tat  hat  sich  dies  Ereignis  im  Ver- 
lauf von  kaum  25  Jahren  vollzogen,  sieht  man 
von  wenigen  halbzivilisierten  Ländern  ab.  Die 
Grundzüge  der  Berner  Post- Grundakte  waren 
so  einfache,  der  Nutzen  der  Vereinheitlichung 
der  internationalen  Postbeziehungen  so  hand- 
greiflich, und  auch  das  hohe  Ziel  der  Ver- 
einigung der  Völker  zum  friedlichen  Zusam- 
menwirken im  Dienste  der  Kultur  regte  so  zur 
Nachfolge  an,  dass  der  Beitritt  neuer  Länder 
zum  Verein  sich  rasch  mehrte. 

Es  war  hierbei  von  Wichtigkeit,  die  Schwie- 
rigkeiten zu  ordnen,  die  wegen  der  Kosten 
des  Seetransports  dem  Anschluss  entfernter 
überseeischer  Länder  im  Wege  standen.  Hier- 
zu gab  besonderen  Anlass  der  Umstand,  dass 
Britisch-Indien  bereits  im  Jahre  1875  seinen 
Beitritt  anmeldete. 
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c)  Ausgestaltung  zum  „Weltpostverein" 
und  Verallgemeinerung  der  Betriebs- 
zweige. 
Eine  Postkonferenz  der  beteiligten  Postver- 
waltungen wurde  auf  den  17.  Januar  1876 
nach  Bern  einberufen,  die  eine  Verständigung 
über  einen  den  besonderen  Umständen  Rech- 
nung tragenden  See-Transitgebührensatz  erzielte. 
Infolgedessen  traten  Britisch-Indien  und  die 
französischen  Kolonien  alsbald,  und  im  Jahre 

1877  Brasilien,  Japan,  Persien,  von  britischen 
Kolonien  die  Bermuden,  Guyana,  Jamaika, 
Trinidad,  Mauritius,  Labuan,  die  Strait  Settle- 
ments und  Hongkong,  ferner  alle  dänischen, 
niederländischen,  spanischen  und  portugiesi- 
schen Kolonien  dem  Verein  bei.    Am  1.  April 

1878  folgte  Argentinien. 

Durch  diesen  Zuwachs  hatte  der  bisher  vor- 
wiegend europäische  „Allgemeine  Postverein" 
bereits  einen  grösseren,  weltartigen  Charakter 
angenommen  als  der  verfassungsmässige  zweite 
Postkongress  von  Bevollmächtigten  der  Ver- 
einsländer am  2.  Mai  1878  in  Paris  zusam- 
mentrat Seine  Aufgabe  war,  die  Vereinssat- 
zungen, welche  in  dem  Berner  Grundvertrage 
absichtlich  eine  allgemeine  und  weite  Formu- 
lierung erhalten  hatten,  damit  innerhalb  der- 
selben die  sehr  voneinander  abweichenden 
Postbetriebe  der  verschiedenen  Länder  doch 
die  Möglichkeit  der  Vereinigung  fänden,  nun- 
mehr in  bestimmtere  Form  zu  bringen  und 
ausserdem  die  in  Bern  vorbehaltene  Verein- 
barung von  Nebenabkommen  über  den  Wert- 
brief- und  Postanweisungsdienst  zu  erledigen. 
Es  wurde  dabei  der  Grundsatz  befolgt,  der 
auch  für  die  folgenden  Postkongresse  mass- 
gebend geblieben  ist,  nach  Verhältnis  der  all- 
mählichen gegenseitigen  Annäherung  der  Ver- 
einsglieder vom  Allgemeinen  zum  Besonderen 
vorzuschreiten.  In  diesem  Sinne  beseitigte  der 
Pariser  Postkongress  den  bisher  für  die  Fest- 
setzung der  Taxen  den  einzelnen  Ländern  ge- 
lassenen Spielraum  und  bestimmte  sie  einheit- 
lich auf  25  Cts.  für  je  15  g  der  frankierten 
Briefe,  10  Cts.  für  die  Postkarten,  5  Cts.  für 
je  50  g  der  übrigen  Gegenstände  mit  einem 
Mindestbetrag  von  25  Cts.  für  Geschäftspapiere 
und  10  Cts.  für  Warenproben,  und  zwar  mit 
Festlegung  der  in  abweichender  Landesmünze 
zu  erhebenden  Äquivalente  durch  das  Regle- 
ment zum  Vereinsvertrage.  Die  Seetransitsätze 
wurden  auf  neue  feste  Einheitssätze  ermässigt, 
gleichzeitig  unter  fester  Begrenzung  der  hier- 
für zulässigen,  jedoch  nicht  verbindlichen  Tax- 
zuschläge.    Mexiko,   Peru,  Salvador,  die  Re- 


publik Honduras,  Liberia  traten  dem  Verein 
bei.  Seinem  universelleren  Charakter  entspre- 
chend wurde  dem  Verein  die  Bezeichnung 
„Weltpostverein"  (Union  Postale  Univer- 
selle) gegeben.  Beim  Inkrafttreten  des  revi- 
dierten Pariser  Vereinsvertrages  umfasste  er 
76  Mill.  qkm  mit  einer  Seelenzahl  von  763  Mill. 

Die  Nebenabkommen  über  den  Wertbrief- 
und  Postanweisungsdienst  wurden,  wie  alle 
späteren  derartigen  Nebenabkommen,  nur  zwi- 
schen den  fakultativ  sich  daran  beteiligenden  Län- 
dern abgeschlossen,  jedem  anderen  Vereins- 
lande aber  der  spätere  Anschluss  freigestellt. 
Als  wesentliche  Bestimmungen  wurden  aufge- 
nommen: Für  die  Wertbriefe  eine  Mindestgrenze 
der  Wertangabe  von  5000  Frs.,  eine  Porto- 
taxe wie  für  einen  Einschreibebrief  plus  Ver- 
sicherungsgebühr von  10  Cts.  für  je  200  Frs. 
im  Verkehr  zwischen  Nachbarländern,  bezw. 
von  25  Cts.  im  übrigen  Verkehr,  u.  a.  mit 
Zuschlag  von  10  Cts.  für  Seetransit;  für  die 
Postanweisungen  eine  Einzahlungsgrenze  von 
500  Frs.  und  eine  Gebühr  von  25  Cts.  für  je 
25  Frs.  mit  einem  Mindestbetrage  von  50  Cts. 

Im  Jahre  1880  wurde  nochmals  in  Paris 
durch  eine  besondere  Postkonferenz  ein  wei- 
teres Nebenabkommen  über  den  Postpaketdienst 
abgeschlossen.  Es  wurden  zugelassen:  Post- 
pakete ohne  Wertangabe  bis  zum  Gewichte 
von  3  kg  mit  einer  aus  Portoanteilen  von  je 
50  Cts.  für  jedes  an  der  Beförderung  beteiligte 
Postgebiet  sich  zusammensetzenden  Einheits- 
taxe und  gewissen  Zuschlägen  für  die  etwaige 
Seebeförderung,  sowie  für  einzelne  Länder. 

Im  Jahre  1885  fand  verfassungsmässig  der 
dritte  Postkongress  in  Lissabon  statt,  auf 
welchem  Slam  und  Bolivien,  demnächst  auch 
der  Kongostaat,  dem  Verein  beitraten.  Er  ver- 
fügte die  fakultative  Einführung  der  Eilbestel- 
lung, räumte  dem  Absender  einer  Sendung 
das  Recht  der  Rückforderung  oder  Adress- 
änderung ein,  erhöhte  die  Mindestgrenze  der 
Wertangabe  bei  Wertbriefen  auf  10000  Frs., 
gestattete  die  telegraphische  Übermittelung  von 
Postanweisungen,  erhöhte  die  Gewichtsgrenze 
für  Postpakete  auf  5  kg  und  liess  bei  den  Paketen 
Wertangabe  und  Nachnahme  zu.  Ausserdem 
wurde  ein  Nebenabkommen  über  die  Einfüh- 
rung von  Postaufträgen  zur  Geldeinziehung 
beschlossen. 

Im  Jahre  1890  fand  in  Brüssel  eine  beson- 
dere Konferenz  einiger  Vereins- Postverwaltun- 
gen zur  Vereinbarung  des  Entwurfs  für  ein 
Nebenabkommen  über  den  Post-Zeitungsbe- 
zug slatt,  der  dem  im  Jahre  1891  in  Wien  zu- 
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sammengetretenen  Postkongress  zur  Beratung 
unterbreitet  und  von  demselben  angenommen 
wurde.  Das  hervorragendste  Ereignis  des 
Wiener  Postkongresses  war  der  Eintritt 
des  britischen  Australiens  in  den  Verein.  Die 
Einebnung  der  Schwierigkeiten,  welche  sich 
diesem  Eintritt  entgegengestellt  und  hauptsäch- 
lich auf  der  Höhe  der  von  den  australischen 
Kolonien  gezahlten  Postdampfschiff- Subven- 
tionen und  ihren  Ansprüchen  hinsichtlich  des 
Stimmrechts  im  Verein  beruht  hatten,  war 
mühevoll  und  langwierig  gewesen.  Um  so 
freudiger  wurde  von  dem  Kongress  das  Er- 
eignis begrüsst,  dass  nunmehr  der  letzte,  dem 
Verein  noch  ferngebliebene  Erdteil  sich  ihm 
angliederte  und  damit  das  Band  des  Vereins 
um  den  ganzen  Erdball  schlang.  Die  deut- 
schen Schutzgebiete  und  Tunis  waren  schon 
zuvor  in  den  Verein  getreten,  Natal  und  Zulu- 
land folgten.  Der  Kongress  beschloss  wieder- 
um eine  Anzahl  neuer  Erleichterungen,  dar- 
unter die  Ermässigung  der  Wertversicherungs- 
gebühren (höhere  Wertprogression  von  300  Frs.), 
die  Zulassung  der  sogenannten  Wertkästchen 
(kostbare  Gegenstände  enthaltend),  die  Besei- 
tigung der  Mindest-Postanweisungsgebühr  von 
50  Cts.,  und  verfügte  ferner  die  Einrichtung 
eines  Clearing-Verfahrens  bei  dem  in- 
ternationalen Bureau  behufs  Saldierung 
der  gegenseitigen  Abrechnungen  nicht 
nur  der  Post-,  sondern  auch  der  Telegraphen- 
verwaltungen durch  Gesamt-Ausgleichung. 

Mit  letzterem  wurde  ein  bereits  bei  der 
Gründung  des  Vereins  ausgesprochener  Zweck 
verwirklicht.  Dagegen  blieb  noch  immer  ein 
Hauptgrundsatz,  den  der  Stifter  des  Vereins 
in  dem  Entwurf  für  die  Berner  Grundakte  als 
wesentliche  Voraussetzung  für  die  Einheit  der 
Vereinstaxen  aufgestellt  hatte,  unerledigt,  näm- 
lich die  Unentgeltlichkeit  des  Transits  der 
Briefpost.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen,  um 
zunächst  die  Ausdehnung  und  den  Ausbau 
des  Vereins  zu  fördern,  war  die  Angelegenheit 
einstweilen  zurückgestellt,  doch  wuchsen  un- 
verkennbar wegen  der  mit  der  Verkehrszu- 
nahme steigenden  Höhe  der  Transitzahlungen 
auch  die  Schwierigkeiten  ihrer  Lösung. 

d)  Anbahnung  der  Unentgeltlichkeit  des 
Transits;  Bedeutung  für  die  Zukunft 

Der  verfassungsmässige  vierte  Postkongress, 
der  1897  in  Washington  zusammentrat,  er- 
öffnete die  Bahn  zur  Beseitigung  der  Tran- 
sitgebühren auf  der  Grundlage  eines  von 
der  deutschen   Postverwaltung  ausgearbeiteten 


Vorschlages  in  dem  Sinne  eines  schrittweisen 
Vorgehens.  Die  sofortige  radikale  Abschaffung 
der  Transitgebühren  würde   erhebliche  Inter- 
essen der  die  wichtigen  Land-  und  Seetransit- 
routen unterhaltenden  Länder  schwer  benach- 
teiligt  haben.     Der   Kongress   beschloss,   zu- 
nächst nur  diejenigen  Länder,  deren  Zahlungs- 
saldo vom  Transit  in  Einnahme  oder  Ausgabe] 
sich    innerhalb    einer  massigen    Grenze   hielt;^ 
aus    dem    Vergütungsverfahren    ganz    auszu- 
schliessen,  im  übrigen  aber,  um   ein  weiteres] 
Anwachsen  der  Transitzahlungen  zu  verhüten,« 
diese  für  die  Dauer  bis  zum  Ausserkrafttreten  ■ 
des   neuen   Washingtoner   Vertrages   auf   denj 
durch  die  letzte  Statistik  des  Jahres  1 896  festf 
gestellten  Verkehrsumfang  zu  beschränken  undj 
ausserdem  die  Transitgebührensätze  in  Jahres- j 
fristen  stufenweise  herabzusetzen.     Auf  diesemj 
Wege  würde  das  Endziel  sein  eine  Ablösung] 
des    Einnahmesaldos  der   Haupt-Transitländer 
mittels    Pauschalierung    der    Selbstkosten    zu 
Lasten  des  Vereins. 

Dem  Stifter  des  Weltpostvereins,  dem  grossen 
Postreformator  Stephan,  war  es  vor  seinem 
kurz  vor  dem  Washingtoner  Postkongress  er- 
folgten Tode  nicht  mehr  vergönnt,  jene  ersten 
Schritte  zur  Verwirklichung  des  von  ihm  un- 
entwegt im  Auge  behaltenen  Grundsatzes  der 
Unentgeltlichkeit  des  Transits  zu  erleben.  Er 
hat  die  Verwirklichung  seiner  Hoffnung  dem 
Weltpostverein  und  in  erster  Linie  der  deut- 
schen Reichspostverwaltung  als  Vermächtnis 
hinterlassen.  Erst  mit  der  Befreiung  des  Ver- 
kehrs von  den  Transitgebühren  wird  die  Frei- 
heit des  Transits  zur  vollen  Wahrheit  werden, 
erst  dann  wird  die  in  den  noch  zulässigen 
Zuschlagtaxen  enthaltene  Ungleichheit  der  Brief- 
taxen ganz  beseitigt  und  die  volle  Gleich- 
mässigkeit  durch  das  ganze  Weltpostgebiet 
hergestellt  werden,  und  weitere  Reformen  der 
Einheitstaxen  im  Sinne  fortschreitender  Er- 
mässigung werden  dann  möglich  sein. 

Auch  der  Washingtoner  Kongress  beschloss 
wiederum  eine  Anzahl  von  Erleichterungen, 
darunter  die  Erhöhung  des  Gewichts  der 
Warenproben  auf  350  g,  die  Ausdehnung  der 
Einzahlungsgrenze  für  Postanweisungen  auf 
1000  Frs.  und  die  Ermässigung  der  Gebühr 
für  die  über  100  Frs.  hinausgehenden  Ein- 
zahlungsbeträge auf  die  Hälfte.  Korea  trat 
dem  Verein  bei.  Auch  China  hatte  Bevoll- 
mächtigte zu  dem  Kongress  entsandt,  hat  den 
Beitritt  jedoch,  obwohl  ihm  das  Protokoll  offen 
gelassen  wurde,  noch  nicht  vollzogen.  Kap- 
land hatte  sich  schon  vor  dem  Kongress,  im 
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Jahre  1895,  angeschlossen.  Der  Verein  wuchs 
in  seiner  Ausdehnung  auf  102  Mill.  qkm  mit 
einer  Seelenzahl  von  1 075  Mill.  an.  Die  durch 
Nebenabkommen  geregelten  besonderen  Be- 
triebszweige erfuhren  eine  zunehmende  Verallge- 
meinerung durch  den  Anschluss  weiterer  Vereins- 
länder. Auch  hierdurch  sind  die  internationalen 
Postbeziehungen  wesentlich  vereinheitlicht  und 
der  Abschluss  sonst  notwendiger  zahlreicher  Se- 
parat-Postverträge  entbehrlich  gemacht  worden. 
Solche  Verträge  haben  im  allgemeinen  nur 
noch  insoweit  Berechtigung,  als  es  sich,  wie 
im  Vereinsvertrage  selbst  vorgesehen,  um  eine 
über  die  Vereinsbestimmungen  hinausgehende 
Erleichterung  des  Verkehrs  zwischen  Ländern 
handelt,  die  in  einer  besonders  engen  Inter- 
essengemeinschaft stehen,  wie  bei  dem  Post- 
vertrage zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  und  dem  Abkommen  mit  Luxemburg, 
oder    bei    der  Abmachung   mit   der  Schweiz 


wegen  Annahme  des  einfachen  Briefgewichts 
von  20  g,  oder  ferner,  wo  es  auf  Beziehungen 
und  Einrichtungen  ankommt,  die  in  den  Ver- 
einsverträgen nicht  vorgesehen  sind,  wie  in 
den  Paket-Übereinkommen  mit  Grossbritannien 
und  seinen  Kolonien,  sowie  mit  einigen  an- 
deren Ländern.  — 

Aus  dem  Berner  Grundvertrage  ist  ein  ge- 
waltiger Organismus  erwachsen,  für  dessen 
Gesundheit  und  ferneres  Gedeihen  seine  bis- 
herige kraftvolle  Entwicklung  bürgt.  Deutsch- 
lands Name  ist  mit  seiner  Begründung  ver- 
bunden, und  Deutschland  hat  bei  seinem  Werde- 
gang in  allen  wichtigen  Beziehungen  die  Füh- 
rung gehabt.  Möge  Deutschland  stets  dessen 
eingedenk  sein,  dass  ihm  als  Urheber  des  Welt- 
postvereins auch  die  Ehrenpflicht  obliegt,  all- 
zeit an  der  Spitze  aller  Fortschritte  des  Welt- 
postvereins zu  bleiben. 

B.  Frit  seh -Berlin. 


III.  Kurzer  Abriss  der  Bankgeschichte. 


1.  Die  Banken  im  Altertum. 

Wann  und  wo  die  Anfänge  des  Bankwesens 
zu  suchen  sind,  wissen  wir  nicht.  Dass  sie 
aber  weit  hinter  die  Zeiten  des  klassischen 
Altertums  zurückreichen,  dafür  sind  mehrfach 
Beweise  erbracht  worden. 

So  wissen  wir  z.  B.,  dass  es  schon  ums 
Jahr  2300  v.  Chr.  bei  den  Chaldäern  Ban- 
kiers gegeben  hat,  welche  Einlagen  angenom- 
men, Darlehen  gewährt  und  Zahlungsaufträge 
ausgeführt  haben.  Ums  Jahr  2000  v.  Chr.  ist 
das  Münz-  und  Bankwesen  der  Chinesen 
bereits  ziemlich  entwickelt  gewesen.  Bei  den 
Babylon  lern  hat  es  im  8.  Jh.  v.  Chr.  Ban- 
kiers gegeben,  welche  den  Kredit-  und  Zah- 
lungsverkehr erleichterten,  indem  sie  Gelder 
zur  Verzinsung  annahmen  und  gegen  Entgelt 
ausliehen.  Neben  gut  geprägten  Münzen  waren 
bereits  Banknoten,  welche  an  den  Inhaber  zahl- 
bar waren,  im  Verkehr. 

Bankiers  im  alten  Griechenland  waren 
vielfach  die  Priester.  „Mit  allen  bedeutenden 
Heiligtümern",  schreibt  Ernst  Curtius  in  sei- 
ner Griechischen  Geschichte,  „war  eine  umfang- 
reiche Finanzverwaltung  verbunden,  indem  es 
die  Aufgabe  der  Priester  war,  durch  kluge 
Verwaltung,  durch  vorteilhafte  Verpachtungen, 
durch  Darlehen  usw.  die  jährlichen  Ein- 
künfte zu  steigern  und  einen  Schatz  zu  bilden, 
welcher  nicht  nur  zur  Aufrechterhaltunsf  der 


Würde  des  Gottesdienstes  ausreichte,  sondern 
auch  für  die  nationale  Macht  des  Heiligtums 
eine  wesentliche  Forderung  war."  Auch  als 
Aufbewahrungsorte  von  Geld- und  Schmuck- 
gegenständen kamen  die  Tempel,  hauptsächlich 
die  von  Delphi,  Ephesus,  Delos  und  Samos 
in  Betracht.  Besonders  die  Plätze  unter  der 
Schwelle  des  Gotteshauses  sowie  einige  eigens 
hierzu  hergerichtete  Räume  innerhalb  des  Tem- 
pelhofes galten  als  beliebte  Aufbewahrungsorte. 
Sie  vertraten  die  Stelle  unserer  heutigen  Bank- 
tresors und  wurden  von  Privaten,  Städten  und 
Herrschern  gern  benutzt.  Doch  es  kamen  auch 
Zeiten,  wo  die  Heiligkeit  des  Altars  nicht  mehr 
respektiert  wurde,  und  Diebe  und  Räuber 
selbst  vor  den  Türen  des  Tempels  nicht  zu- 
rückscheuten. Nach  den  Forschungen  des 
Franzosen  Villiaume  gilt  es  so  gut  wie  er- 
wiesen, dass  auch  Herostrat  den  berühmten 
Dianatempel  zu  Ephesus  nicht  deswegen  in 
Brand  gesteckt  hat,  um,  wie  berichtet  wird, 
seinen  Namen  dauernd  unsterblich  zu  machen, 
sondern  er  hatte  das  Feuer  angelegt,  um  einen 
vorher  von  ihm  begangenen  Tempelraub  nicht 
ans  Tageslicht  kommen  zu  lassen. 

Eine  starke  Konkurrenz  erwuchs  den  Heilig- 
tümern in  den  Trapeziten  —  abgeleitet  von 
TQajreC^a  =  Tisch  — ,  von  denen  wir  zum 
ersten  Male  etwas  im  4.  Jh.  v.  Chr.  erfahren, 
deren  Tätigkeit  sich  hauptsächlich  auf  die  An- 
nahme von  Depositengeldern  und  Wertgegen- 
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ständen  und  die  Vermittlung  von  Zahlungen 
erstreckte.  Für  den  hohen  Grad  der  Entwick- 
lung des  griechischen  Bankwesens  zeugt  die 
weitgehende  Arbeitsteilung:  Neben  den  Trape- 
ziten  gab  es  den  Stand  der  dgyvQajioißoi, 
welche  das  Umwechseln  in  fremde  Münzen 
besorgten,  und  den  der  öavsiöral  oder  xP^ö- 
rai,  welche  Darlehen,  teils  mit,  teils  ohne  Un- 
terpfand, gewährten. 

Was  für  Griechenland  die  Trapeziten,  das 
waren  für  Rom  die  argentarii,  welche  im  3. Jh. 
V.  Chr.  auftreten.  Eine  strenge  Trennung  der 
Geschäftszweige,  wie  in  Griechenland,  scheint 
bei  ihnen  nicht  durchgeführt  worden  zu  sein. 
Die  Namen:  argentarii,  mensarii  und  nummu- 
larii  lassen  nicht  erkennen,  welcher  Zweig  des 
Bankgeschäftes  besonders  gepflegt  worden  ist. 
Im  nächstfolgenden,  dem  2.  Jh.  v.  Chr.,  führte 
die  Mehrheit  der  Bankiers  den  Namen  argen- 
tarii. Ihre  Läden  waren  meist  auf  dem  Forum 
in  festen  Tabernen.  Hieraus  erklärt  sich  die 
Bezeichnung  für  fallieren:  „foro  cedere"  oder 
„a  foro  fugere".  Eine  gedeihliche  Entwick- 
lung nahm  das  römische  Bankwesen,  das  im 
wesentlichen  im  Münz  Wechselgeschäft,  in  der 
Annahme  von  Geldern  als  depositum  reguläre 
und  depositum  irreguläre  und  dem  Ausleihen 
von  Geldern  bestanden  hat,  und  von  Hadrian 
an  unter  Staatskontrolle  gestellt  war,  fast  bis 
zur  Zeit  der  Völkerwanderung. 

2.  Italienisches  Bankwesen  im  11.  bis 
in  das  17.  Jahrhundert. 

Die  Zersplitterung  des  Münzwesens,  die 
grosse  Wanderlust,  die  häufigen  Umprägungen 
und  Münzverschlechterungen,  die  Ungenau ig- 
keiten  im  Gewicht  —  alles  dies  Hess  in  Italien 
zur  Zeit  der  Kreuzzüge  das  Aufkommen  einer 
neuen  Berufsklasse,  welche  das  Münz  wechsel- 
geschäf  t  betrieb,  als  wünschenswert  erscheinen. 
Bei  den  grossen  Messen,  welche  in  den  ita- 
lienischen Handelsstädten  stattfanden,  schlugen 
die  Geldwechsler,  welche  zumeist  aus  dem  Ge- 
werbe der  Goldschmiede  hervorgegangen  waren 
und  die  einzigen  Vertreter  des  Bankwesens 
darstellten,  ihren  Tisch,  ihre  banca  auf,  von 
der  sie  —  wie  in  Griechenland  die  Trapeziten, 
in  Rom  die  mensarii  —  ihren  Namen,  ban- 
cherii,  ableiteten. 

Aus  dem  Münzwechselgeschäft  entwickelte 
sich  ein  Depositenverkehr.  Als  mit  dem 
zunehmenden  Handel  sich  Kapitalien  bildeten, 
ersuchte  man  Personen,  welche  in  hohem 
Masse  vertrauenswürdig  erschienen,  die  zur  Zeit 


nicht  gebrauchten  Gelder  aufzubewahren.  Ein 
solches  Vertrauen  genoss  im  allgemeinen  das 
Gewerbe  der  Geldwechsler.  Je  nach  dem  Wun- 
sche des  Deponenten  wurde  das  Geld  als  de- 
positum reguläre  betrachtet,  d.  h.  der  Kunde 
erhielt  die  nämlichen  Geldstücke,  die  er  zur 
Aufbewahrung  übergeben  hatte,  zurück,  oder 
es  wurde  dem  Wechsler  das  Recht  ein- 
geräumt, das  Geld  als  ein  depositum  irre- 
guläre weiter  auszuleihen.  Im  ersteren  Falle 
hatte  der  Deponent  Aufbewahrungsgebühren  zu! 
entrichten.  Lieh  jedoch  der  Bankier  das  Geld 
weiter  aus  oder  beteiligte  er  sich  damit  an 
einem  Geschäft,  so  erhielt  der  Deponent  Zin- 
sen vergütet.  Pflicht  des  Wechslers  war  es, 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  er  jederzeit  in  der 
Lage  war,  auf  Wunsch  dem  Deponenten  das 
depositum  zurückzuzahlen.  Derjenige,  der  das 
in  ihn  gesetzte  Vertrauen  missbrauchte,  wurde 
dadurch  gebrandmarkt,  dass  ihm  als  Symbol 
seine  banca  zerbrochen  wurden  —  banco  rotto, 
woher  das  Wort  Bankerott  sich  herieitet. 

Das  Geldwechselgeschäft  verliert  als  Haupt- 
geschäftszweig der  Bankiers  allmählich  an  Be- 
deutung, und  an  seine  Stelle  tritt  die  Zah- 
lungsvermittlung und  später  das  Kredit- 
geschäft. Mittelpunkt  des  Geldhandels  der 
Welt  wurde  Florenz  —  an  dessen  Macht- 
stellung noch  heute  der  Name  florin,  einer 
dereinst  internationalen  Münze,  erinnert.  Seit 
dem  14.  Jh.  lassen  sich  in  Italien  drei  Grup- 
pen von  Bankiers  unterscheiden:  1.  Die  ban- 
cherii,  das  sind  die  vornehmen  Grossbankiers, 
von  denen  in  Florenz  die  Bardi,  die  Medici, 
die  Peruzzi  und  die  Frescobaldi  und  in 
Siena  die  Salimbeni  besonders  berühmt  wa- 
ren, 2.  die  weniger  angesehenen  usuarii  (Pfand- 
leiher) und  3.  die  bancharoti  (Handwechsler). 
In  der  Regel  wurden  sie  vereidigt  und  mussten 
einen  Bürgen  oder  eine  Kaution  als  Sicherheit 
dafür  stellen,  dass  sie  die  durch  Statuten  oder 
besondere  Gesetze  erlassenen  Vorschriften  ge- 
treulich erfüllen  werden. 

Eine  besondere  Berühmtheit  haben  die  campsores 
camerae  apostolicae,  die  Bankiers  der  Kurie,  er- 
langt, welche  die  für  die  Päpste  aus  aller  Herren  Län- 
dern zuströmenden  Gelder  mittels  eines  gut  organisierten 
Systems  einsammelten.  Die  Geldgeschäfte  des  „hei- 
ligen Vaters"  besorgen  zu  dürfen,  dies  galt  für  eine 
hohe  Ehre,  um  die  sich  die  angesehensten  Bankiers 
lebhaft  stritten.  Im  15.  und  16  jh.  waren  hierzu  die 
Medici,  die  Rothschüds  der  italienischen  Renaissance, 
auserkoren. 

Neben  den  Bankiers  gab  es  an  bedeuten- 
deren Handelsplätzen  bereits  frühzeitig  Ban- 
ken,  und  zwar  waren   es  fast  ausschliesslich 
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Girobanken,  deren  Betrieb  sich  folgender- 
massen  gestaltete:  Kaufleute  und  Private  des 
Orts  deponierten  bei  der  Bank  eine  Summe 
gemünzten  oder  ungemünzten  Silbers  oder 
Goldes,  das  ihnen  nach  Prüfung  des  Gewichts 
und  Edelmetallgehaltes  auf  Konto  gutgeschrieben 
wurde.  Hatte  der  Einleger  an  einen  Dritten, 
der  ebenfalls  bei  der  betreffenden  Bank  ein 
Konto  besass,  eine  Zahlung  zu  leisten,  so 
konnte  die  Begleichung  der  Schuld  durch  ein- 
fache Umschreibung  in  den  Büchern  der  Bank 
erfolgen.  Der  Betrag  wurde  von  dem  Konto 
des  einen  Kunden  ab-  und  dem  des  andern 
zugeschrieben.  Von  dem  Kreislauf  {yvQog),  wel- 
chen das  Geld  durch  diese  Zu-  und  Abschreib- 
ungen gewissermassen  macht,  erhielten-  diese 
Institute  den  Namen  Girobanken. 

Das  älteste  derartige  Institut  war  die  Vene- 
zianische Bank,  deren  Gründung  bereits  in 
das  letzte  Drittel  des  12.  Jh.  fällt.  Sie  entstand 
dadurch,  dass  einer  Anzahl  vornehmer  Bürger 
Venedigs,  bei  denen  der  Staat  eine  Zwangs- 
anleihe aufgenommen  hatte,  als  Entschädigung 
das  Privileg  zur  Gründung  der  Bank,  deren 
Kapital  die  Schuld  des  Staates  bilden  sollte, 
erteilt  wurde.  Gleichen  Ursachen  verdanken 
die  im  14.  und  15.  Jh.  in  Genua  errichteten 
Banken  ihre  Entstehung. 

Haftete  diesen  Banken  schon  bei  ihrer  Grün- 
dung insofern  etwas  Unsolides  an,  als  das 
Grundkapital  vollständig  festgelegt  war,  so  ge- 
rieten später  diese  und  andere  auf  ähnlicher 
Grundlage  errichteten  Institute  vielfach  in  Zah- 
lungsschwierigkeiten dadurch,  dass  sie  die  De- 
positen- und  Girogelder  zu  gewagten  Speku- 
lationen benutzten.  Gegen  diese  unsolide  Ge- 
schäftsgebarung erliess  1403  der  Senat  von 
Venedig  eine  Verordnung,  nach  der  den  Ban- 
ken verboten  war,  von  Waren,  Geld  oder  an- 
dern Gütern  mehr  zu  exportieren  als  das  an- 
derthalbfache des  dem  Staate  geliehenen  Be- 
trages. Doch  die  Klagen  über  unsolide  Ge- 
schäftsführungverstummten auch  hiernach  nicht: 
Die  Fälle,  in  denen  die  Deponenten  ihre  Ein- 
lagen gar  nicht  oder  erst  nach  längerem  Drän- 
gen zurückerhielten,  mehrten  sich.  1584  er- 
zählt der  Senator  Contarini,  dass  von  103 
venezianischen  Banken,  deren  man  sich  erinnert, 
trotz  zahlreicher  Kautelen  96  ein  unrühmliches 
Ende  genommen  haben.  In  der  Spekulations- 
wut sei  die  Ursache  zu  suchen.  „Einen  Teil 
legen  sie  im  Handel  mit  dem  Morgenland, 
einen  andern  in  Geschäften  mit  dem  Abend- 
land an,  einen  andern  Teil  wieder  stecken  sie 
in  Getreidekäufe  usw." 


Schliesslich  sah  der  Senat  von  Venedig  keinen 
andern  Weg  zur  Besserung,  als  Schliessung 
der  bestehenden  Banken  und  Errichtung  einer 
staatlichen  Girobank.  Eine  solche  wurde 
im  Jahre  1587  unter  dem  Namen  „Banco 
di  Rialto"  ins  Leben  gerufen.  Ihr  Leiter 
wurde  vom  Senat  gewählt  und  vom  Staat  be- 
soldet. Die  Bank  war  öffentliche  Hinterlegungs- 
stelle, und  alle  Wechsel  sollten  bei  ihr  zahl- 
bar gesteht  werden.  Da  jedoch  „eine  einzige 
Bank  dem  Bedürfnis  aller  Kaufleute  verschie- 
dener Nationen  nicht  genügen  kann",  so  wurde 
1595  bereits  wieder  einem  Privatinstitut  die 
Konzession  erteilt.  Eine  zweite  Staatsbank 
wurde  1619  unter  dem  Namen  Banco  del 
Giro  errichtet,  welche  bis  zum  Jahre  1806 
bestanden  hat 

3.  Die  Bank  von  Amsterdam. 

Ähnliche  Ursachen  wie  in  den  grossen  Han- 
delsplätzen, insbesondere  die  schlechten  Münz- 
verhältnisse, führten  auch  in  andern  Ländern 
zur  Errichtung  von  Girobanken.  Die  beiden 
bedeutendsten  waren  die  nach  dem  Muster  der 
venezianischen  Banken  in  den  Jahren  1609 
resp.  1619  errichtete  Bank  von  Amsterdam 
und  die  Hamburger  Bank. 

Die  unter  der  Bürgschaft  der  Stadt  stehende 
Bank  von  Amsterdam  nahm  einheimische 
und  fremde  Münzen  an,  ohne  Rücksicht,  ob 
sie  vollwichtig  waren  oder  nicht,  und  kredi- 
tierte dem  Einleger  den  auf  Grund  des 
Metallwertes  sich  ergebenden  Betrag. 
Diese  Gutschrift  wurde  Bankgeld  genannt. 
Da  alle  auf  Amsterdam  gezogenen  Wechsel 
im  Betrage  von  300  Gulden  und  mehr  in 
diesem  Bankgeld  gezahlt  werden  mussten,  so 
war  jeder  Kaufmann  genötigt,  ein  Konto  bei 
der  Bank  zu  unterhalten,  und  es  konnte  nicht 
wundernehmen,  dass  die  durch  die  Bank 
tagtäglich  erfolgten  Umschriften  einen  grossen 
Umfang  einnahmen. 

Ein  von  der  Bank  von  Amsterdam  sehr  gepflegter 
Geschäftszweig  war  die  Beleihung  von  Gold-  und 
Silberbarren.  Bis  zu  95  "/o  des  Metallwertes  er- 
hielt der  Deponent  von  der  Bank  auf  Wunsch  als  Dar- 
lehen, auf  das  keine  Zinsen,  sondern  nur  eine  Provi- 
sion in  Höhe  von  */^ — Va  "/o  berechnet  wurde.  Fand 
nicht  innerhalb  von  6  Monaten  die  Einlösung  des  Pfan- 
des statt,  so  fiel  es  an  die  Bank,  welche  hierdurch  all- 
jährlich einen  ziemlich  erheblichen  Gewinn  zog. 

Gegen  die  Statuten  der  Bank  verstossende 
Kreditgewährungen  an  Private,  an  Gesellschaf- 
ten und  an  die  Stadt  Amsterdam  brachten  die 
Bank  in  späteren  Jahren  vielfach  in  Zahlungs- 
schwierigkeiten,  welche   eine    Minderung   des 
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Wertes  des  Bankgeldes  zur  Folge  hatten,  und 
schliesslich  im  Jahre  1819  zur  Schliessung  der 
Bank  führten. 

4.  Grossbritannien. 

Die  ersten  Bankiers  in  England  waren  die 
Juden,  welche  unter  Wilhelm  dem  Er- 
oberer ins  Land  gekommen  waren.  Ihre 
Haupttätigkeit  erstreckte  sich  auf  das  Ausleihen 
von  Geldern,  in  der  Regel  auf  Grundlage  eines 
Wechsels.  Von  dem  grossen  Reichtum,  zu 
dem  eine  grosse  Anzahl  von  ihnen  gelangt 
war,  lassen  sich  Schlüsse  auf  die  Höhe  der 
geforderten  Zinsen  ziehen. 

Nach  Vertreibung  der  Juden  aus  England 
(1290)  ging  das  Bankgeschäft  auf  die  Lom- 
barden, an  deren  Tätigkeit  noch  heute  die 
Lombard  Street  erinnert,  über.  Ihr  Hauptge- 
schäft bestand  in  der  Annahme  verzinslicher 
Depositen  und  in  der  Gewährung  von  Dar- 
lehen gegen  Unterpfand. 

Vom  16.  Jh.  ab  befassten  sich  die  englischen 
Goldschmiede,  welche  von  altersher  einen 
bedeutenden  Handel  mit  Edelmetallen  betrieben 
und  aus  diesem  Grunde  feuer-  und  diebes- 
sichere Gewölbe  besassen,  mit  der  Aufbewah- 
rung von  Geldern.  „Diese  grosse  Änderung", 
schreibt  Macaulay,  „griff  nicht  ohne  heftige 
Opposition  und  Geschrei  Platz.  Die  altmo- 
dischen Kaufleute  klagten  bitterlich,  dass  eine 
Klasse  von  Leuten,  die  vor  30  Jahren  sich  auf 
ihr  eigentliches  Gewerbe  beschränkt  und  einen 
schönen  Profit  an  Bowlen  und  Schüssen  aus 
getriebenem  Silber  usw.  gezogen  hatten,  nun 
Schatzmeister  geworden  seien  und  bald  die 
Herren  der  ganzen  city  werden  würden.  Diese 
Wucherer,  hiess  es,  spielten  Hazard  mit  dem, 
was  durch  den  Fleiss  und  die  Sparsamkeit 
anderer  Leute  eingeerntet  sei.  Fielen  die  Würfel 
gut,  so  wurde  der  Schelm,  der  das  Geld  auf- 
bewahre, wohl  ein  Alderman;  fielen  sie  schlecht, 
so  würde  der  Narr,  der  sein  Geld  ihnen  an- 
vertraut habe,  bankerott." 

Die  Anweisungen,  die  von  diesen  Goldschmieden 
ausgegeben  wurden,  diegoldsmith's  notes,  erlang- 
ten in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jh.  grosse  Bedeu- 
tung und  weite  Verbreitung.  Die  Noten,  die  Vorläufer 
der  Checks,  lauteten  in  der  Regel  auf  den  Inhaber  und 
waren  zahlbar  bei  Vorzeigung. 

Eine  reine  Girobank,  wie  in  Venedig,  Ge- 
nua, Amsterdam,  Hamburg  und  Nürnberg  hat 
es  in  England  niemals  gegeben.  Sie  war  nicht 
nötig,  da  hier  ein  geregeltes  einheitliches  Münz- 
wesen bestand,  und  nicht,  wie  in  den  genann- 
ten andern  Orten,  die  Münzen  der  verschiedenen 


Nachbarstaaten  zirkulierten.  Waren  die  Münzen 
abgenutzt  oder  beschnitten,  so  konnte  England, 
dies  hat  schon  Adam  Smith  in  seinem  Werk 
„Natur  und  Ursachen  des  Volkswohlstandes" 
ausgeführt,  die  Währung  wirksam  durch  eine 
Neuprägung  wiederherstellen.  Nicht  brauchte 
es  zur  Gründung  einer  Umschreibe-(Giro-) 
Bank  und  zur  Schaffung  eines  Bankgeldes  zu 
schreiten. 

Frühzeitig  dagegen  finden  wir  in  England 
das   Notenbankwesen    geregelt:    1694    wurde 
mit  einem  Kapital  von  1200000  g  die  Bank,^ 
von  England  ins  Leben  gerufen,  deren  Or- 
ganisation   und   Tätigkeit   in    einem    späterer 
Kapitel  noch  ausführlich  gewürdigt  werden  soll. 

Das  Monopol  der  Bank  von  England,  als 
einzige  Aktiengesellschaft  in  England  und 
Wales  Bankgeschäfte  zu  betreiben,  wurde  1826 
eingeschränkt  —  die  Gründung  von  Aktien- 
banken {Joint-Stock-Banks)  wird  gestattet  an 
Orten,  welche  65  oder  mehr  (engl.)  Meilen 
von  London  entfernt  sind  —  und  1833  gänz- 
lich aufgehoben.  Auch  in  London  selbst  steht 
nunmehr  der  Gründung  von  Aktienbanken 
nichts  mehr  im  Wege.  Das  Hauptpassivge- 
schäft beruht  in  der  Ansammlung  von  Depo- 
sitengeldern. Ursprünglich  von  Bankiers  be- 
trieben, ging  es  später  auf  die  Privatbanken, 
d.  h.  Banken  mit  nicht  mehr  als  6  Teilneh- 
mern, und  neuerdings,  von  Jahr  zu  Jahr  mehr, 
auf  die  Aktiengesellschaften  über. 

Die  englischen  Depositenbanken  werden  ein- 
geteilt in 

1.  purely  metropoätan  and  suburban  banks, 
d.  h.  reine  Londoner  Banken,  ohne  Filialen 
in  der  Provinz; 

2.  metropolitan  and  provincial  banks,  d.  h. 
Banken,  welche  in  London  und  in  der  Pro- 
vinz Geschäfte  besitzen  und 

3.  parely  provincial  banks,  d.  h.  reine  Pro- 
vinzialbanken. 

Zur  1.  Gruppe  gehört  u.  a.  die  1834  begründete 
London  and  Westminster  Bank  (Aktienkapital: 
^  2,8  Millionen),  zur  2.,  neben  der  Bank  von  England 
u.  a.  die  Union  of  London  and  Smith's  Bank 
(3,55  MilL  $),  die  Lloyds  Bank  (3,548  Mill.  S),  die 
Nat ional  Provincial  Bank  of  England  (2,3  Mill.^). 

Neben  den  Depositenbanken  gibt  es  colonial 
banks  (Kolonialbanken),  welche  ihren  Haupt- 
sitz in  London  oder  einer  der  englischen  Ko- 
lonien, und  Filialen  in  einer  oder  in  mehreren 
der  englischen  Kolonien  resp.  in  London  ha- 
ben und  den  Zahlungs-  und  Kreditverkehr 
mit  den  Kolonien  vermitteln,  ferner  foreign 
banks,  welche  ihr  Arbeitsfeld  in  fremden  Län- 
dern haben.  Als  solche  gelten  auch  die  Lon- 
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doner  Filialen  nicht  englischer  Banken,  wie 
die  des  Credit  Lyonnais,  des  Comptoir  Natio- 
nal d'Escompte,  der  Deutschen  Bank,  der  Dresd- 
ner Bank  usw. 

Als, ,ßö//^/^' werden  nach  englischem  Sprach- 
gebrauch die  Firmen  bezeichnet,  welche  „vor- 
wiegend fremde,  ihnen  von  einer  grösseren 
oder  kleineren  Zahl  von  Kunden  auf  kürzere 
oder  längere  Frist  anvertraute  Gelder  in  ihrem 
Geschäft  verwenden"  (Edgar  Jaffe). 

Das  englische  Bankwesen  der  Gegenwart 
steht  unter  dem  Zeichen  der  Konzentration: 
Die  grossen  Institute  saugen  die  kleinen  auf 
und  errichten  in  der  Provinz  Filialen,  in  Lon- 
don Depositenkassen, 

5.  Frankreich. 

Ein  lehrreiches  Beispiel  dafür,  dass  der  Staat 
sich  nicht  in  Bankspekulationen  einlassen  soll, 
bietet  die  Bankgeschichte  Frankreichs.  Als  in- 
folge der  Verschwendung  Ludwigs  XIV.  und 
des  Herzogs  Philipp  von  Orleans  das  Land  in 
arge  finanzielle  Bedrängnis  gekommen  war, 
erbot  sich  der  Schotte  John  Law,  der  auf 
seinen  Reisen  das  Bankwesen  verschiedener 
Länder  kennen  gelernt  hatte,  die  Finanzen 
Frankreichs  zu  ordnen  und  die  Staatsschuld 
zu  vermindern.  Der  Regent  ging  auf  den  Vor- 
schlag ein,  und  durch  das  Edikt  vom  Jahre  1716 
erhielt  Law  die  Ermächtigung  zur  Gründung 
der  Banque  generale.  Ihr  Kapital  betrug 
6  Millionen  Francs,  eingeteilt  in  1200  Aktien 
ä  5000  Francs,  von  denen  1/4  in  barem  Gelde 
und  \  in  Staatsschuldscheinen,  deren  Kurs 
damals  sehr  niedrig  stand,  zu  erlegen  war. 
Die  Geschäfte  der  Bank  sollten  in  der  Haupt- 
sache in  der  Notenausgabe,  in  der  Diskontie- 
rung von  Wechseln,  in  der  Annahme  von 
Depositen  und  in  der  Zahlungsvermittlung 
bestehen.  Zahlreiche  spekulative  Geschäfte  und 
die  gewaltige  Summe  der  zirkulierenden  Noten, 
für  welche  genügende  Deckungsmittel  nicht 
vorhanden  waren,  führten  bereits  nach  kurzer 
Zeit  zum  Ruin  der  Bank  und  zur  Erschüt- 
terung des  gesamten  Geld-  und  Kreditwesens 
Frankreichs. 

Wenige  Jahrzehnte  hatten  genügt,  all  die  trau- 
rigen Erfahrungen  vergessen  zu  machen,  welche 
die  Regierung  bei  der  Lawschen  Bank  gesam- 
melt hatte.  1776  entstand  in  Paris  unter  dem 
Namen  Caisse  d'escompte  eine  neue  Bank, 
welche  %  des  aus  15  Millionen  Francs  be- 
stehenden Kapitals  dem  Staat  leihen  sollte. 
Diese  Darlehen  an  die  Regierung  machten  es 
der  Bank  bereits  im  Jahre   1783   unmöglich. 


ihre  Noten  gegen  bares  Geld  einzulösen.  1787 
wurden  gleichzeitig  mit  der  Erhöhung  des 
Kapitals  auf  100  Millionen  an  die  Regierung 
70  Millionen  Francs,  zur  Sicherung  des  Noten- 
umlaufs, welcher  damals  ca.  98  Millionen  be- 
trug, gezahlt.  Die  Vorschüsse,  welche  die  Re- 
gierung forderte,  wurden  immer  grösser:  1790 
hatte  die  Bank  an  den  Staat  eine  Forderung 
von  400  Millionen  Francs.  Als  die  Bank  nicht 
mehr  in  der  Lage  war,  ihre  Verpflichtungen 
zu  erfüllen,  wurde  sie,  es  war  dies  im  August 
1793,  aufgelöst. 

Die  darauf  ins  Leben  gerufenen  Banken 
bestanden  nur  kurze  Zeit.  Sie  wurden  bald 
von  andern  Instituten  überragt  und  gingen 
infolgedessen  in  die  im  Jahre  1800  gegrün- 
dete Bank  von  Frankreich  auf  (s.  dieses 
Kapitel  im  Abschnitt  „Geld,  Bank  und  Börse"). 

Die  im  Dezember  1852  mit  grossen  Hoff- 
nungen von  den  Brüdern  Isaac  und  Emil 
Pereire  ins  Leben  gerufene,  von  Napoleon 
sanktionierte  Societe  generale  de  credit 
mobilier  —  gemeinhin  Credit  mobilier 
genannt  —  musste  bereits  1867  in  Liquidation 
treten. 

Aufgabe  dieses  Kreditinstitutes,  das  den  bestehen- 
den Banken  und  Bankiers  eine  Spitze  bieten  und  spe- 
ziell eine  Konkurrenz  für  das  Haus  Rothschild  sein 
sollte,  war  u.  a.  „Zeichnung  und  Erwerbung  öffentlicher 
Effekten,  Aktien  und  Obligationen  bei  den  verschie- 
denen als  anonyme  Gesellschaften  konstituierten  in- 
dustriellen und  Kreditunternehmungen;  Emission  ihrer 
eigenen  ObHgationen;  Verkauf  oder  Verpfändung  aller 
erworbenen  Effekten,  Aktien  und  Obligationen;  Sub- 
mission auf  alle  Anleihen". 

Das  Kapital  betrug  60  Millionen  Francs.  Ausserdem 
aber  hatte  der  Credit  mobilier  das  Recht,  bis  zum 
zehnfachen  Betrage  dieser  Summe  Obligationen  auszu- 
geben. Durch  diese  Obligationen  sollte  auch  den 
weniger  Begüterten  Gelegenheit  gegeben  werden,  an  der 
Entwicklung  der  Industrie  zu  profitieren.  Sie  fanden 
jedoch  nicht  den  erwarteten  Absatz,  besonders  dann 
nicht,  als  die  Erkenntnis  durchdrang,  dass  die  Grün- 
dungen der  Bank  auf  wenig  solider  Basis  ruhten.  1856 
bereits  trat  ein  rapider  Kurssturz  der  Aktien  ein,  und 
11  Jahre  später  liquidierte  die  Bank. 

Unter  den  modernen  Privatbanken  nimmt  der 
im  Jahre  1863  gegründete  Credit  Lyonnais 
die  hervorragendste  Stellung  ein.  Einen  gewal- 
tigen Aufschwung  nahm  das  Institut  seit  An- 
fang der  achtziger  Jahre,  als  es  durch  die  Er- 
fahrungen des  Bontoux-Krachs  (1882)  ge- 
witzigt, sich  nunmehr  fast  ausschliesslich  dem 
Kommissions-  und  Depositengeschäft  widmete. 
Unter  Leitung  von  Henry  Germain  (f  1905) 
entstand  das  fein  geästelte  Filialen-  und  Depo- 
sitensystem des  Credit  Lyonnais,  das  auch  für 
die  Banken  anderer  Länder  vorbildlich  gewor- 
den, aber  bis  zum  heutigen  Tage  unübertroffen 
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geblieben  ist.  Das  Aktienkapital  ist  auf  250, 
der  Reservefonds  auf  100  Millionen  Francs 
angewachsen. 

Zweiganstalten  besitzt  er  in  zahlreichen  Hauptstädten 
und  Handelsplätzen  der  Welt,  so  u.  a.  in  Alexandria, 
Barcelona,  Brüssel,  Genf,  Jerusalem,  Kairo,  Konstanti- 
nopel,  London,  Madrid,  Moskau,  Odessa,  Port -Said, 
St.  Petersburg,  San  Sebastian,  Sevilla,  Smyrna  und 
Valencia.  In  Frankreich  gibt  es  kaum  einen  Ort 
von  Bedeutung,  an  dem  er  nicht  vertreten  ist.  Über 
Paris  hat  er  ein  Netz  von  45  Depositenkassen  aus- 
gespannt. Ende  des  Jahres  1903  betrug  die  Zahl  der 
bei  der  Bank  geführten  Konten  352731.  Der  Kassen- 
bestand belief  sich  auf  115,9  Millionen  Francs. 

6.  Österreich-Ungarn. 

Die  älteste  Bank  des  Landes,  welche  Be- 
deutung besitzt,  ist  die  Österreichisch -un- 
garische Bank,  das  Zentralnoteninstitut  bei- 
der Reichshälften,  das  aus  der  mit  kaiserlichen 
Patenten  vom  1.  Juni  1816  gegründeten  pri- 
vilegierten Österreichischen  Nationalbank 
hervorgegangen  ist  Sie  hat  dem  Staate,  be- 
sonders in  Kriegszeiten,  erhebliche  Dienste 
geleistet,  ist  aber  dadurch  zeitweise  selbst  in 
harte  Bedrängnis  gekommen.  Als  im  März 
des  Jahres  1848  die  Schuld  des  Staates  auf 
fast  150  Millionen  Gulden  angewachsen  war 
und  die  Bank  ihre  Aktiva  nicht  realisieren 
konnte,  sah  sie  sich  genötigt,  im  Mai  1848 
ihre  Barzahlungen  einzuschränken  und  bald 
darauf  gänzlich  einzustellen.  Ihre  gegenwärtige 
Organisation,  welche  auf  dem  Gesetz  vom 
Jahre  1899  beruht,  wird  in  einem  späteren 
Abschnitt  noch  darzustellen  sein. 

Von  anderen  Banken  sind  zu  nennen:  die 
österreichische  Kreditanstalt  für  Han- 
del und  Gewerbe,  welche  1855  gegründet  ist 
und  gegenwärtig  ein  Kapital  von  1  OOMillionen  K 
besitzt,  ferner  die  Österreichische  Länderbank 
(1880),  der  Wiener  Bankverein  (1880),  die 
Niederösterreichische  Escompte  -  Gesellschaft 
(1855),  die  Anglo-österreichische  Bank  (1863), 
die  Österreichische  Bodenkreditanstalt  (1864), 
die  Union -Bank  (1870),  die  Böhmische  Es- 
compte-Bank  (1863)  und  die  Böhmische  Union- 
Bank  (1872). 

Zwischen  Aktienbanken  und  Privatbankiers 
besteht  seit  Entstehen  der  ersteren  ein  harter 
Kampf,  der  in  der  Neuzeit  einen  immer  schär- 
feren Charakter  angenommen  und  dazu  ge- 
führt hat,  dass  die  Privatbankiers  und  die  klei- 
neren Institute  immer  mehr  verschwunden 
sind  und  die  grossen  Institute  ihr  Aktienkapi- 
tal und  die  Zahl  ihrer  Filialen  und  Depositen- 
kassen in  raschem  Tempo  vermehrt  haben. 


7.  Deutschland. 

In  den  Zeiten  des  dreissigjährigen  Krieges, 
im  Jahre  1619,  entstand  die  später  zu  grosser 
Bedeutung  gelangte  Hamburger  Bank.  Wie 
die  anderen  Girobanken  betrachtete  auch  sie 
es  als  eine  ihrer  Hauptaufgaben,  der  Münz- 
verschlechterung und  der  durch  die  „Kipper 
und  Wipper"  geübten  Münzbeschneidung  Ein- 
halt zu  tun.  Ein  Guthaben  konnte  ursprüng- 
lich nur  durch  Einzahlung  vollwichtiger  Taler 
erworben  werden.  Eine  Kreditgewährung  war 
ausgeschlossen.  Umschriften  und  Abhebungen 
erfolgten  durch  Anweisungen  über  ein  be- 
stimmtes Quantum  Silber.  Rechnungsgeld 
war  die  „Mark  Banco",  welche  eine  ideale 
Werteinheit  von  8^/3  g  Feinsilber  war. 

Ein  Teil  der  Depositen-  und  Girogelder 
wurde  gegen  Unterpfand  ausgeliehen.  Da  alle 
Geschäfte  der  Bank  auf  solider  Grundlage  be- 
ruhten und  die  strengen  Satzungen  fast  stets 
eingehalten  wurden,  so  hatte  sie  unter  den 
schlimmen  Zeiten  —  Krisen,  1813  Plünderung 
ihrer  Kassen  durch  Marschall  Davoust  —  nur 
verhältnismässig  wenig  zu  leiden. 

Mit  Schaffung  einer  einheitlichen  Währung 
für  das  ganze  Deutsche  Reich  (1873)  war  die 
Banko  Mark  überflüssig  geworden,  und  als 
am  1.  Januar  1876  die  Deutsche  Reichsbank 
ihre  Tätigkeit  begann,  da  wurde  aus  der  Ham- 
burger Bank  eine  Filiale  der  Reichsbank. 

Ebenso  wie  die  Hamburger  Bank  widmete  sich  auch 
der  im  Jahre  1621  errichtete  Banco  Public©  in  Nürn- 
berg dem  Giro-  und  Depositengeschäft,  ohne  jedoch 
jemals  die  Bedeutung  der  Amsterdamer  oder  Hamburger 
Bank  erlangt  zu  haben. 

Ein  Rechnungsgeld  besass  auch  die  am 
17.  Juni  1765  von  Friedrich  dem  Grossen  ins 
Leben  gerufene  „Kgl.  Giro-  und  Lehnbank 
in  Berlin"  und  die  im  gleichen  Jahre  er- 
richtete „Giro-  und  Leihbank"  in  Breslau. 
Das  Bankpfund  =  V4  Friedrichsdor,  hatte 
24  Groschen  ä  12  Pfennige.  Alle  königlichen 
Kassen  und  alle  in  Berlin  und  Breslau  an- 
sässigen Kaufleute  sollten  ihre  Bücher  in  dieser 
Valuta  führen,  und  alle  Wechsel  im  Betrage 
von  mehr  als  100  Taler  mussten  in  Berlin 
oder  Breslau  bei  der  Bank  zahlbar  gemacht, 
d.  h.  in  dieser  Bankvaluta  ausgestellt  werden. 

Der  Giroverkehr  bewegte  sich  anfangs  in 
sehr  engen  Grenzen,  wofür  der  Grund  wohl 
hauptsächlich  in  der  Höhe  der  Gebühren  — 
bei  Eröffnung  eines  Bankfoliums  waren  50 
und  für  jedes  Folium  (20  Posten)  5  Taler  zu 
entrichten  —  zu  suchen  ist.  Auch  der  Noten- 
.u  ml  auf  war  so  gering,  dass  die  Barmittel  der 
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Bank,  auf  deren  Stammkapital  nur  knapp  ^jg  Mil- 
lion Taler  eingezaiilt  waren,  keine  nennens- 
werte Erhöhung  erforderten. 

Die  Gelder  zur  Betreibung  des  Diskont- 
und  Lombardgeschäftes  erhielt  die  Kgl.  Giro- 
und  Lehnbank  erst,  als  1768—69  verfügt  wor- 
den war,  dass  ihr  die  Mündel-,  Gerichts-  und 
Stiftungsgelder  als  verzinsliche  Depositen  zu 
überweisen  seien.  Zur  Bequemlichkeit  ihrer 
Kundschaft  wurden  an  mehreren  Orten  Filialen 
errichtet,  1806  gab  es  deren  12. 

Bald  trat  der  umgekehrte  Fall  ein.  Die  Bank 
hatte  mehr  Mittel,  als  sie  für  die  einzig  statt- 
hafte Anlage  für  Depositengelder,  den  Diskont- 
und  Lombardverkehr,  welcher  wegen  des  damals 
in  Preussen  wenig  entwickelten  kaufmännischen 
Verkehrs  nur  von  geringem  Umfange  war,  ver- 
wenden konnte. 

In  der  Sucht,  die  ihr  anvertrauten  Gelder 
möglichst  nutzbringend  anzulegen,  Hess  sich 
die  Bank  zu  einem  Schritt  verleiten,  der  sich 
bald  bitter  rächen  musste,  da  er  gegen  das 
oberste  Gesetz  der  Bankpolitik  verstösst,  wel- 
ches besagt,  dass  eine  Bank  keinen  anders  ge- 
arteten Kredit  geben  darf,  als  sie  selbst  genom- 
men hat,  d.  h.  kurzfristigen  Depositengeldern 
müssen  leicht  und  schnell  einziehbare  Forde- 
rungen der  Bank  gegenüberstehen.  Ein  grosser 
Fehler  der  Bank  war  es,  einen  grossen  Teil 
der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalien  als 
hypothekarische  Darlehen  weggegeben  zu 
haben.  1 806,  in  dem  Unglücksjahre  Preussens, 
kam  es  zur  Katastrophe:  Die  Depositen  wur- 
den stürmisch  von  der  Bank  zurückgefordert 
Vergeblich  aber  versuchte  die  Bankverwaltung, 
die  dagegen  auf  Hypotheken  ausgeliehenen 
Gelder  zurückzuerhalten.  Grosse  Verluste  — 
alles  in  allen  ca.  71/3  Millionen  Taler  —  ent- 
standen für  die  Bank  hauptsächlich  auch  da- 
durch, dass  die  warschauisch-sächsische  Regie- 
rung auf  Grund  der  mit  Napoleon  1808  zu 
Bayonne  abgeschlossenen  Konvention  zahlreiche 
ausstehende  Forderungen  der  Bank  konfiszierte. 

Der  1817  mit  der  Leitung  des  Instituts  be- 
auftragte Präsident  Friese  war  bestrebt,  das 
bei  seinem  Amtsantritt  vorgefundene  Defizit 
von  ca.  7,2  Millionen  Taler  möglichst  S(ihnell  zu 
beseitigen.  Dass  ihm  dies  in  hohem  Masse  ge- 
lungen ist,  erzählt  uns  die  Geschichte  der  Bank. 

Mit  der  Ausgabe  von  Kassenscheinen, 
ä  100  Taler,  wie  sie  auch  bis  1808  bereits 
im  Umlauf  waren,  \vurde  1820  wieder  be- 
gonnen. 

Neben  den  Noten  der  Kgl.  Giro-  und  Lehn- 
bank finden  wir  im  3.  und  4.  Jahrzehnt  des 


vorigen  Jahrhunderts  bereits  Noten  von  Privat- 
instituten. 1824  wurde  in  Berlin  der  Kassen - 
Verein,  1833  die  Ritterschaftliche  Privat- 
bank in  Stettin,  1834  die  Bayrische  Hypo- 
theken- und  Wechselbank  in  München  und 
1838  die  Leipziger  Bank  in  Leipzig  ge- 
gründet. 

Die  Errichtung  der  Anhalt-Dessauischen 
Landesbank  gab  Preussen  Veranlassung,  seine 
Zettelbank  so  umzugestalten,  dass  sie  die  Kon- 
kurrenz der  Nachbarbank  nicht  zu  fürchten 
brauchte.  Die  Preussische  Bank,  welche 
aus  der  Kgl.  Giro-  und  Lehnbank  hervorge- 
gangen war,  trat  am  1.  Januar  1847  ins  Leben. 
Sie  war,  abgesehen  von  dem  vom  Preussischen 
Staate  geleisteten  Einschuss  von  1  Million 
Taler,  mit  Privatkapital  ausgestattet :  1 0  000  An- 
teile ä  1000  Taler  wurden  ausgegeben.  Die 
bisherigen  Beamten  und  Angestellten  der  Kgl. 
Giro-  und  Lehnbank  traten  in  das  neue  In- 
stitut über  und  blieben  Staatsbeamte.  Die 
Organisation  der  Bank  war  so  vorzüglich^ 
dass  die  meisten  damals  getroffenen  Einrich- 
tungen später  von  der  Deutschen  Reichsbank, 
mit  deren  Organisation  wir  uns  in  einem 
späteren  Kapitel  noch  zu  beschäftigen  haben 
werden,  beibehalten  worden  sind. 

Im  Jahre  1848  wurden  „Normativbedingungen" 
für  die  Errichtung  von  „Privatnotenbanken"  —  sa 
wurden  diese  Anstalten  im  Gegensatz  zur  Preussischen 
Bank  genannt  —  erlassen.  Die  Summe  der  diesen  In- 
stituten gestatteten  Notenemission  wurde  insgesamt  auf 
7  Mill.  Taler  festgesetzt,  während  die  Preussische  Bank 
bis  zu  21  Mill.  Taler  Banknoten  ausgeben  durfte. 

Aus  der  Bank-Ordnung  sind  u.  a.  zwei  Be- 
stimmungen hinsichtlich  der  zu  treffenden  Zins- 
politik von  Interesse:  §  1  sagt:  Aufgabe  der 
Bank  soll  es  sein,  einer  übermässigen  Steige- 
rung des  Zinsfusses  vorzubeugen.  §  6  ver- 
bietet der  Bankleitung,  bei  Lombarddarlehen 
einen  Zinsfuss  von  6^/0  zu  überschreiten,  An- 
ordnungen, welche  den  Anschauungen  ver- 
gangener Zeiten  entsprungen  sind.  Der  Rein- 
gewinn wurde  nach  Vorwegnahme  einer  Di- 
vidende für  die  Aktionäre  und  einer  Über- 
weisung in  den  Reservefonds  zur  Hälfte  zwi- 
schen Staat  und  Aktionäre  geteilt. 

1856  wurde  das  private  Kapital  der  Preussi- 
schen Bank  auf  15,  1866  auf  20  Millionen 
Taler  erhöht.  Auch  sonst  waren  diese  beiden 
Jahre  für  das  Institut  sehr  bedeutungsvoll: 
1856  erhielt  die  Bank  das  Recht  der  unbe- 
schränkten Notenemission,  und  das  Kriegs- 
und Krisenjahr  1866  gab  der  Bank  die  Mög- 
lichkeit, einen  Beweis  ihrer  Leistungsfähig- 
keit zu  geben  und  zu  zeigen,  wie  erspriess- 
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lieh  eine  zentrale  Notenbank  wirken  könne. 
Während  die  anderen  Notenbanken,  welche 
ganz  Deutschland  künstUch  mit  ihren  Noten 
überschwemmt  hatten,  nicht  in  der  Lage 
waren,  in  diesem  kritischen  Jahre  allen  an  sie 
herantretenden  berechtigten  Ansprüchen  zu  ge- 
nügen, bewährte  sich  die  Preussische  Bank 
vollkommen.  Dies  mag  mit  zu  dem  Wunsche, 
der  Zersplitterung  des  Notenbankwesens  ein 
Ende  zu  bereiten,  beigetragen  haben. 

Um  letzteres  zu  erreichen,  erliess  der  Nord- 
deutsche Bund,  mit  dessen  Begründung  ein 
Zentralorgan  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
geschaffen  worden  war,  am  27.  März  1870  das 
sog.Banknotensperrgesetz,  welches  dieEnt- 
stehung  künftiger  Notenbanken  von  der  Bun- 
desgesetzgebung abhängig  machte  und  den 
Einzelstaaten  die  Befugnis  entzog,  bereits  be- 
stehenden Banken  ihr  Privileg  zu  erweitern. 
Für  die  süddeutschen  Staaten  trat  dieses 
Gesetz  erst  mit  dem  I.Januar  1872  in  Kraft, 
so  dass  sie,  das  Kommende  vorausahnend, 
in  aller  Eile  noch  einige  neue  Noteninstitute 
gründen  und  das  Privileg  bereits  bestehender 
Banken  erweitern  konnten. 

Nicht  weniger  als  144  Arten  papierner 
Wertzeichen  und  33  zur  Notenausgabe  be- 
rechtigte Institute  gab  es  1873  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs.  Die  geplante  Reform  ver- 
zögerte sich  infolge  des  Partikularismus  der 
süddeutschen  Staaten  und  der  Bedenken  des 
preussischen  Finanzministers  von  Camphausen. 
Dreimal  musste  das  Banknotensperrgesetz  von 
1870  verlängert  werden,  bis  am  14.  März  1875 
das  Bankgesetz  erlassen  und  als  Ausdruck  der 
deutschen  Einheit  die  Deutsche  Reichsbank 
geschaffen  worden  ist. 

Von  Privatinstituten  kommen  bis  in  die 
Mitte  des  19.  Jh.  fast  ausschliesslich  die  Zettel- 
banken in  Betracht.  Giro-  und  Kontokorrent- 
verkehr war  noch  so  gut  wie  unbekannt.  Die 
Gründung  zahlreicher  grosser,  noch  heute  zum 
Teil  sehr  angesehener  Banken,  welche  ihre 
Tätigkeit  hauptsächlich  in  der  Kreditvermitt- 
lung suchten,  fällt  in  das  Jahrzehnt  von  1850 
bis  1860. 

In  chronologischer  Reihenfolge  betrachtet, 
ist  zunächst  der  A.  Scha  äff  hausen  sehe  Bank- 
verein zu  nennen,  welcher  im  Jahre  1848 
unter  Mitwirkung  der  preussischen  Regierung 
aus  dem  in  Zahlungsschwierigkeiten  geratenen 
Kölner  Bankhause  A.  Schaaffhausen  hervorge- 
gangen ist 

Durch  Generalversammlungsbeschluss  vom  10.  De- 
zember   1903    ist  die   Bank  in  Interessengemein- 


schaft mit  der  Dresdner  Bank  getreten.  Die 
von  den  beiden  Banken  erzielten  Reingewinne  werden 
seit  Beginn  des  Geschäftsjahres  1904  zusammengeworfen 
und  nach  Verhältnis  des  Aktienkapitals  verteilt. 

1851  wurde  von  David  von  Hansemann, 
dem  preussischen  Finanzminister  des  Jahres 
1848,  die  Direktion  der  Diskontogesell- 
sehaft  in  Form  einer  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  gegründet.  Ihr  Zweck  sollte  sein,^ 
„die  Erwerbstätigkeit  zu  fördern,  und  zwar] 
dadurch,  dass  sie  den  ihr  angeschlossenen  Ge- 
nossen auf  die  Geschäftsanteile  Kredit  ge-| 
währte." 

Das  Kapital,  das  anfangs  nur  541  600  Taler,  auf  diel 
nur  10%  eingezahlt  waren,  betragen  hatte,  wuchs  1856^ 
auf  die  Höhe  von  10  Mill.  Taler.  Mitte  der  sechziger 
Jahre  wurde  die  Bank  in  die  Rothschildgruppe 
aufgenommen,  d.  i.  jene  Vereinigung  von  Banken  und 
Bankiers,  welcher  damals  in  Deutschland  die  Rothschilds, 
das  Bankhaus  S.  Bleichröder  und  die  Bank  für  Handel 
und  Industrie  angehörten.  1895  übertrug  die  frühere 
Norddeutsche  Bank  in  Hamburg  ihr  gesamtes 
Vermögen  und  ihre  Schulden,  sowie  das  bestehende 
Handelsgeschäft  behufs  Verschmelzung  an  die  Direktion 
der  Diskontogesellschaft. 

Von  den  Kölner  Bankiers  Mevissen  und 
Oppenheim  wurde  1853  in  Darmstadt  mit 
einem  Kapital  von  25  Mill.  Gulden  die  Bank 
für  Handel  und  Industrie  (Darmstädter 
Bank)  errichtet.  Nach  dem  Statut  sollte  ihre 
Aufgabe  sein,  „der  deutschen  Industrie  vor- 
übergehend die  zu  ihrem  Betriebe  dienenden 
Kapitalien  verzinslich  in  laufender  Rechnung 
zu  überweisen,  ohne  jedoch  dabei  der  Agio- 
tage Vorschub  zu  leisten  und  das  Kapital  zu 
unproduktiven  Börsenspekulationen  anzuregen". 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  wird  vielfach 
ebenso  wie  die  1856  in  Wien  errichtete  Österreichi- 
sche Kreditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe 
und  die  im  gleichen  Jahre  in  Leipzig  gegründete  All- 
gemeine Deutsche  Kreditanstalt,  als  eine  Nach- 
ahmung des  Credit  mobilier  bezeichnet.  Dies  ist  je- 
doch nicht  richtig:  Das  Gründungsgeschäft  spielt  bei 
den  genannten  Banken  nicht  im  entferntesten  die  Rolle 
wie  bei  den  Pariser  Instituten,  auch  findet  eine  Aus- 
gabe verzinslicher  Obligationen  der  Bank  nicht  statt. 

Die  Berliner  Handelsgesellschaft  wurde 
1856  mit  45  Millionen  Mark  als  Kommandit- 
Gesellschaft  auf  Aktien  gegründet.  Ihr  Zweck 
war  „Betrieb  von  Bank-,  Handels-  und  in- 
dustriellen Gesellschaften  aller  Art,  sowie  Be- 
gründung, Vereinigung  und  Konsolida- 
tion von  Aktiengesellschaften". 

1870  wurde  die  Deutsche  Bank  ins  Leben 
gerufen.  Das  Schwergewicht  legte  sie  von 
Anfang  an  auf  das  reguläre  Depositen-  und 
Kontokorrentgeschäft  und  den  Verkehr  mit 
überseeischen  Ländern.  „Betrieb  von  Bankge- 
schäften aller  Art,  insbesondere  Förderung  und 
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Erleichterung  der  Handelsbeziehungen  zwischen 
Deutschland,  den  übrigen  europäischen  Län- 
dern und  den  überseeischen  Märkten",  sollen 
nach  dem  Statut  ihre  Hauptaufgaben  sein. 
Unter  den  deutschen  Kreditbanken  nimmt  die 
Deutsche  Bank  heute  die  erste  Stelle  ein. 

Fast  ebenso  schnell,  wie  dies  letztere  Insti- 
tut, entwickelte  sich  die  wenige  Jahre  später 
gegründete  Dresdner  Bank,  Im  Dezember 
1872  aus  dem  Bankgeschäft  von  Michael 
Kaskel  in  Dresden  hervorgegangen,  suchte 
sie  ihre  Aufgabe  im  „Betrieb  des  Bank-  und 
Kommissionsgeschäftes  in  allen  seinen  Teilen". 
Ebenso  wie  die  Deutsche  Bank  pflegt  sie  in 
liohem  Masse  das  Depositengeschäft,  und  durch 
Errichtung  einer  Filiale  in  London  und  enge 
Beziehungen  zu  Banken  und  Bankiers  aller 
Länder  ist  sie  mit  Erfolg  bestrebt,  den  deut- 
schen Handel  zu  fördern. 

Die  Aktienkapitalien  und  Reserven  der  grossen  Ban- 
ken stellen  sich  (Januar  1905)  einschliesslich  der  Reichs- 
bank und  der  Seehandlung  folgendermassen : 

Kapital  Reserven 

Mill.  M  Mill.  M 

Dresdner  Bank-Schaaffhausen     .     .     285  70 

Deutsche  Bank 180  75 

Diskonto-Gesellschaft 170  50,2 

Darmstädter  Bank         154  23,5 

Reichsbank ISO  64 

Berliner  Handels-Oesellschaft     .     .     100  29,4 

Seehandlung 100  

Kommerz-  und  Diskontobank     .     .       85  13 

Nationalbank  für  Deutschland    .     .       60  9,7 

Mitteldeutsche  Kreditbank      ...       45  5,1 

Die  Zahl  der  Privatbankgeschäfte,  von 
denen  Firmen  wie  Mendelssohn  &  Co.  und 


S.  Bleichröder  in  einer  Reihe  mit  den  Oross- 
banken  rangieren,  ist  dauernd  im  Abnehmen 
begriffen.  Selbst  alte,  meist  hochangesehene 
Firmen  verschwinden,  da  das  Erträgnis  viel- 
fach in  keinem  Verhältnis  zum  Risiko  steht, 
das  ihre  Inhaber  eingehen.  Viele  kleine  und 
mittlere  Firmen  gehen  in  den  grossen  Insti- 
tuten auf.  Immer  weiter  schreitet  der  Kon- 
zentrationsprozess  im  Bankbetriebe.  Er  hat 
seine  Nachteile  und  seine  Vorzüge:  Die  Ver- 
antwortlichkeit der  Leiter  der  grossen  Institute 
wird  mit  dem  wachsenden  Kapital  eine  immer 
grössere.  Andererseits  bieten  aber  auch  die 
grösseren  Banken  ihren  Gläubigern  in  der 
Regel  grössere  Garantien  als  die  kleinen  Fir- 
men. 

Dass  der  Bankierstand  als  Ganzes  auf  der 
Höhe  seiner  Aufgabe  steht  und  dass  speziell  das 
deutsche  Bankwesen  auf  solider  Grundlage  be- 
ruht, das  hat  u.  a.  die  letzte  Krisis  bewiesen, 
und  wenn  der  Bankierstand  nach  wie  vor  be- 
strebt sein  wird,  ihm  zur  Unehre  gereichende 
Personen  frühzeitig  aus  seinen  Reihen  zu  ent- 
fernen, dann  wird  das  deutsche  Bankwesen 
sein  und  bleiben:  ein  Stützpunkt  für  unser 
ganzes  Wirtschaftsleben,  ein  Bollwerk,  das  in 
kritischen  und  kriegerischen  Zeiten  von  stür- 
mischen Wogen  wohl  umspült,  aber  nicht 
niedergerissen  werden  kann,  ein  Rettungsanker, 
an  den  Tausende  und  Abertausende  sich  klam- 
mern und  die  erhoffte  Unterstützung  und  Hilfe 
finden  werden. 

Georg  Obst-Berlin. 


IV.  Die  Entwickelung  des  Versicherungswesens. 


Die  Lehre  von  der  Versicherung  hat  keine 
weit  zurückreichende  Geschichte,  aber  auf  die 
Um-  und  Ausgestaltung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  hat  das  Versicherungswesen,  eine  der 
schönsten  und  wichtigsten  Schöpfungen  unserer 
Zeit,  einen  gewaltigen  Einfluss  ausgeübt.  Der 
vorsichtige  Wirtschafter  versichert  gegen  eine 
massige  Vergütung  alles,  was  der  Gefahr,  durch 
unheilvolle  Ereignisse  zugrunde  zu  gehen,  aus- 
gesetzt ist:  das  Schiff,  das  dem  launischen 
Meer  anvertraut  ist,  die  Ware,  die  es  mit  sich 
führt,  die  Güter,  die  auf  der  Eisenbahn  befördert 
werden,  die  Vorräte  in  den  Magazinen  und 
Lagerhäusern,  die  Mobilien  für  Haushalt  und 
Geschäft,  die  Gebäude,  das  Vieh,  die  Früchte 
des  Feldes,  das  Leben  des  Wirtschafters,  seiner 
Angehörigen  oder  von  Drittpersonen,  die  Tage 
der  Krankheit  und  des  Alters,  und  vieles  andere. 


1.  Die  Seeversicherung. 

Sie  ist  der  älteste  Zweig  und  heute  noch 
vom  rechtlich-technischen  Standpunkte  aus  der 
ausgebildetste.  Die  Gefahren  zur  See  waren 
so  mannigfaltige  —  und  zwar  bei  dem  niedri- 
geren Stand  des  Schiffbaues  und  der  Nautik 
und  dem  stark  ausgebildeten  Seeräuberwesen 
früher  noch  grösser  als  heute  — ,  dass  der 
Wunsch,  sich  hiergegen  zu  schützen,  frühzeitig 
entstehen  musste.  Schon  die  Griechen  und 
Römer  kannten  einige  Einrichtungen,  die  als 
Vorläufer  der  Seeversicherung  angesehen  werden 
müssen,  vor  allem  das  Darlehen  gegen  Seezins, 
bei  den  Römern  foenus  nauticum  genannt 
Dieses  Seedarlehen  (pecunia  trajecticia  =  Über- 
fahrtsgeld)  wurde  für  verschiedene  Zwecke  ge- 
geben.   Der  Schiffer  nahm  das  geliehene  Geld 
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mit  sich,  um  am  Bestimmungsort  seiner  Fahrt 
Waren  dafür  zu  kaufen  und  sie  in  die  Heimat  zu 
bringen,  oder  es  wurden  dafür  im  Heimathafen 
Waren  gekauft,  die  er  anderswohin  führte, 
um  sie  dort  zu  verkaufen.  Auch  wurden  die 
Darlehen  zuweilen  gegeben,  um  damit  der  Be- 
satzung die  Löhne  zu  zahlen  oder  notwendig 
werdende  Ausbesserungen  des  Schiffes  vor- 
nehmen zu  lassen.  Die  Seegefahr  trug  der 
Gläubiger.  Er  konnte  das  Darlehen  mit  dem 
Zins  nur  zurückfordern,  wenn  das  Geld  oder 
die  Ware  oder  das  Schiff  im  Bestimmungs- 
hafen angekommen  war.  Dafür  war  es  ihm 
aber  auch  gestattet,  einen  höheren  Zins  zu 
nehmen,  als  wie  er  sonst  für  Darlehen  erlaubt 
war  (Kaiser  Justinian  setzte  12%  als  Zinsmaxi- 
mum fest).  Die  Gefahren  inneren  Ver- 
derbens der  Ware  oder  des  Verlustes  infolge 
Verschuldens  des  Darlehensnehmers  oder  der 
Besatzung  berührte  den  Gläubiger  nicht.  Sein 
Darlehen  hatte  also  den  Charakter  einer  Ver- 
sicherung des  Darlehensnehmers  gegen  die 
Gefahren  der  See. 

Ähnliche  Einrichtungen  finden  wir  bei  den 
seefahrenden  Völkern  des  Mittelalters. 

Die  eigentliche  Seeversicherung  im 
heutigen  Sinne  lässt  sich  in  Flandern  und 
Portugal  schon  im  13.  Jahrhundert  nachweisen. 
Eine  besonders  starke  Entwicklung  scheint  sie 
im  14.  und  15.  Jahrhundert,  im  Zeitalter  der 
Entdeckungen  (Barcelona,  Venedig)  genommen 
zu  haben.  Infolge  des  sehr  ausgedehnten 
Handels  derarragonischen  Küstenbewohner  ent- 
stand die  Assekuranzordnung  von  1458,  der 
aber  wahrscheinlich  schon  andere  Assekuranz- 
ordnungen in  Spanien  vorausgegangen  waren, 
sowie  das  erste  Versicherungsgesetz  von  Florenz 
(1523).  In  den  Niederlanden  wird  sie  1551 
in  einer  Ordonnanz  Kaiser  Karls  V.  erwähnt.  Im 
16.  Jahrhundert  war  sie  schon  ganz  allgemein 
in  Spanien,  Italien,  den  Niederlanden,  England, 
Frankreich  und  Hamburg  eingeführt.  Zu  Anfang 
des  1 7.  Jahrhunderts  gewann  sie  grössere  Selb- 
ständigkeit besonders  in  Frankreich  und  Eng- 
land. 1601  entstand  hier  die  erste  kgl.  Ver- 
ordnung wegen  besserer  Einrichtung  der  Asse- 
kuranzen. Zugleich  wurde  in  London  eine  eige- 
ne Assekuranzkommission  eingesetzt,  mit  dem 
Hauptzwecke,  Streitigkeiten  zwischen  Versicherer 
und  Versicherten  zu  schlichten.  Doch  ging  diese 
Kommission  bald  wieder  ein,  da  man  sich  lieber, 
wie  dies  heute  noch  der  Fall  ist,  an  Schieds- 
richter wandte. 

Berühmtheit  als  viel  angerufener  Schiedsrichter  er- 
langte Lord  Mansfield,  dem  es  England  mitzuverdanken 


hat,  dass  es  auf  diesem  Zweige  des  Versicherungs- 
wesens, wie  nachher  auch  in  den  andern,  die  erste 
Stelle  erringen  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  behaupten 
konnte. 

In  Frankreich  erhielt  die  Seeversicherung 
1668  durch  ein  königliches  Edikt  eine  Ver- 
fassung. 1686  entstand  in  Paris  die  erste 
Assekuranzkompanie.  Die  erste  grosse,  auf 
Aktien  gegründete  Seeassekuranzkompanie,  der 
Lloyd,  bildete  sich  jedoch  in  England  (1820). 
London  ist  heute  noch  der  Hauptplatz  für  das 
Seeversicherungsgeschäft. 

Von  den  Plätzen  auf  dem  Festland  nimmt 
in  dieser  Hinsicht  Hamburg,  der  erste  Hafen 
des  Kontinents,  die  erste  Stelle  ein.  Das  ge- 
samte Seeversicherungsgeschäft  Hamburgs  — 
(Assekuranzkompanien ,  Privat-  Assekurateure, 
Agenturen  auswärtiger  Gesellschaften)  —  betrug 
vor  90  Jahren  etwa  63  Mill.  M,  gegen  Ende 
der  80  er  Jahre  aber  bereits  2000  Mill.  M. 
Die  Prämien  sanken  in  der  gleichen  Zeit  von 
3^2%  (durchschnittlich)  auf  iV2o°/o-  Mehr  als 
die  Hälfte  der  25  Gesellschaften,  die  um  die 
Mitte  des  letzten  Jahrhunderts  bestanden,  sind 
eingegangen,  da  auch  auf  diesem  Gebiete  die 
Entwicklung  nach  dem  Grossbetrieb  (mit  vielen 
Agenturen)  hinzielt.  Ausserdem  wird  heute  die 
Seeversicherung  als  Zweig  von  verschiedenen 
Transportversicherungsgeschäften  betrieben. 

Die  Transportversicherung  zu  Lande 
ist  ganz  neuen  Ursprungs. 

2.  Die  Feuerversicherung. 

Nach  der  Seeversicherung  ist  sie  die  älteste. 
Ihre  ursprüngliche  Form,  die  auf  Gegenseitig- 
keit beruhende,  entwickelte  sich  aus  denselben 
Anfängen  wie  die  Lebensversicherung,  aus 
dem  Streben  gegenseitiger  Hilfeleistungen  der 
mittelalterlichen  Berufsverbände.  Schon  zu  An- 
fang des  Mittelalters  bestanden  sog.  Brand- 
gilden, kleine  lokale  Verbände,  die  teils  die 
Hilfeleistung  bei  Brandfällen,  teils  den  Ersatz 
des  durch  den  Brand  verursachten  Schadens 
bezweckten. 

Die  Vergtitung  für  Schäden,  die  nicht  unmittelbar 
durch  das  Feuer,  sondern  z.  B.  durch  das  zum  Löschen 
verwendete  Wasser  entstanden,  blieb  bis  in  die  neueste 
Zeit  bei  der  Feuerversicherung  ausgeschlossen. 

Diese  Gilden  fanden  später  namentlich  auch 
in  Preussen  starke  Verbreitung.  Hier  wurden 
solche  auch  von  den  Behörden  gegründet  und 
die  Eingesessenen  hatten  die  Pflicht,  den  Gil- 
den beizutreten.  Die  Zwangsbeiträge  nannte 
man  daher  „Brand steuern". 

Abgesehen  von  diesen  Gilden  entwickelte 
sich  die  Feuerversicherung  in  den  ersten  selb- 
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ständigen,  meist  wenig  erfolgreichen  Anfängen 
im  15.  und  16. Jahrhundert  besonders  in  Eng- 
land und  Frankreich. 

In  England  geschah  dies  vorerst  auf  dem 
Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  (1667)  und 
zwar  für  die  Gebäudeversicherung.  Häufig 
war  hier,  wie  anderwärts,  ein  Hauptzweck  der 
Versicherung  die  Erleichterung  der  Aufnahme 
von  Darlehen  auf  die  versicherten  Häuser. 

In  England,  das  überhaupt  im  Versicherungs- 
wesen allen  andern  Ländern  vorausging,  ent- 
wickelte sich  auch  zuerst  das  Mobiliarver- 
sicherungswesen. Die  erste  Mobiliarver- 
sicherungsgesellschaft, die  Fire  Office  Com- 
pany, gegründet  1710,  mit  einem  Aktien- 
kapital von  10  Mill.  M,  eröffnete  auch  die 
Ära  des  Auftretens  der  spekulativen  Gesell- 
schaften. Es  dauerte  lange,  bis  die  Aktien- 
gesellschaften neben  den  auf  Gegenseitigkeit 
gegründeten,  vom  Vertrauen  des  Volkes  ge- 
tragenen Verbänden  ihre  Existenz  mit  Erfolg 
behaupten  konnten.  Heute  haben  sie  diese 
überflügelt.  Ihre  Prämien  haben  sie  infolge 
der  Konkurrenz  herabgesetzt,  und  die  Bedin- 
gungen wurden  im  allgemeinen  für  den  Ver- 
sicherten günstiger.  Auch  hier  zeigt  sich  mit 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Versicherungen  ein 
Zurückgehen  der  Zahl  der  Anstalten,  ein  Über- 
gehen zum  Grossbetrieb  und  eine  Herabsetzung 
der  Prämien  infolge  des  grossen  Wettbewerbes 
in-  und  ausländischer  Gesellschaften.  Kaum 
ein  Zweig  wirtschaftlicher  Tätigkeit  trägt  so 
sehr  das  Gepräge  der  Volkseigentümlichkeiten 
als  charakteristisches  Merkmal  aufgedrückt,  wie 
die  Versicherung.  Die  englischen  Gesellschaf- 
ten, die  neben  der  Feuerversicherung  häufig 
auch  die  Lebensversicherung  betreiben,  zeichnen 
sich  aus  durch  grosse  Regsamkeit,  starke  Ein- 
wirkung auf  das  gesamte  Volksleben,  Aus- 
dehnungs-  und  Kombinationslust. 

In  Frankreich  entstand  die  erste  Feuer- 
versicherungsgesellschaft 1745  in  Paris.  In 
Deutschland  wurde  bereits  1609  dem  Gra- 
fen von  Oldenburg  der  Entwurf  zu  einer 
„Landesbrandversicherungskasse"  vorgelegt,  den 
er  jedoch  aus  religiösen  Bedenken  ablehnte. 

Die  damals  allgemein  herrschende  Auffassung,  wonach 
Unglücksfälle,  wie  alle  Ereignisse,  die  gewaltsam,  un- 
vorhergesehen in  den  ruhigen  Gang  des  Alltagslebens 
eingriffen,  in  fatalistischer  Weise  als  von  Gott  ver- 
hängte Züchtigungen  und  Prüfungen  angesehen  wurden, 
gegen  die  Schutz-  und  Vorbeugungsmittel  anzuwen- 
den, eine  frevelhafte  Auflehnung  gegen  Gott  selbst  wäre 
—  diese  Auffassung  hat,  besonders  auf  dem  Lande,  dem 
Versicherungswesen  lange  Zeit  grosse  Hindernisse  in  den 
Weg  gelegt.  Und  doch  war  gerade  auf  dem  Lande  eine 
Hilfeleistung    bei  den  häufigen  Brandschäden  am  nö- 


tigsten. (Durchweg  hölzerne  Bauten,  Anhäufung  von 
brennbaren  Stoffen,  wie  Stroh,  Heu,  grössere  Häufigkeit 
der  Blitzschläge,  schlechtere  Löschvorrichtungen  usw.). 
Auf  den  Domänen  entstanden  die  ersten  Gegenseitig- 
keitsanstalten. 

1676  wurde  in  Hamburg  eine  Generalsteuer- 
kasse gegründet.  Darauf  folgten  verschiedene 
provinziale,  öffentliche  Kassen:  Braunschweig 
1701,  BerUn  1718,  Kursachsen  1729. 

Nach  einem  Versuch  einer  in  Preussen 
(1765)  privilegierten  Landesanstalt  für  Mobiliar- 
versicherung entstanden  die  ersten  Anfänge 
dieses  Versicherungszweiges  als  berufsgenossen- 
schaftliche Verbände  für  Prediger,  Lehrer  usw. 
(Preussen  1769).  In  Hamburg  bildete  sich  als- 
dann die  erste  spekulative  Mobiliarversicherungs- 
anstah  Deutschlands  (1779).  Eine  staatliche 
Anstalt,  deren  Vergütungen  aber  nur  ^^  oder 
i/g  betrugen,  bestand  schon  1784  in  Kur- 
sachsen. Einen  kräftigen  Aufschwung  nahm  das 
Feuerversicherungswesen  in  Deutschland  seit 
den  20  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts,  als  der 
weitsichtige  Kaufmann  Arnoldi  die  Gothaer 
Feuerversicherungsbank,  welche  noch  heute 
die  bedeutendste  auf  Gegenseitigkeit  beruhende 
Feuerversicherungsanstalt  ist,  ins  Leben  gerufen 
hatte. 

Seit  dieser  Zeit  entwickelte  sich  auch  ein 
harter  Kampf  zwischen  den  Aktien-  und  den 
Gegenseitigkeitsgesellschaften,  von  denen  nur 
wenige,  vorab  die  zu  Gotha,  die  Konkurrenz 
erfolgreich  aushielten.  Die  ältesten  Aktien- 
gesellschaften für  Feuerversicherung  entstanden 
in  Berhn  1812,  Leipzig  1819,  Aachen  1825. 
In  Österreich  entstand  die  erste  öffentliche 
Anstalt  1811,  die  erste  Aktiengesellschaft  1822. 
Das  Feuerversicherungswesen  der  Länder 
deutscher  Zunge  hat  sich  seit  seinen  An- 
fängen als  besonders  solid  gekennzeichnet. 
Diesem  Umstand  verdankt  es  wohl,  wie  dies 
auch  bei  den  übrigen  Versicherungszweigen 
der  Fall  ist,  seine  stetige  Entwicklung  und 
das   wachsende  Vertrauen   auch    im  Ausland. 

1898  bestanden:  in  Deutschland  72,  in  der  Schweiz 
17,  in  Deutsch-Österreich  3  Feuerversicherungsanstalten. 
Die  Versicherungssummen  betrugen  in  Millionen  Mark : 
25672;  2922;  361. 

3.  Die  Lebensversicherung, 
a.  Allgemeines. 
Vorläufer  dieses  wichtigsten  und  interessan- 
testen Versicherungszweiges,  der  in  seinen 
mannigfaltigen  Arten  und  Kombinationen  den 
verschiedensten  Verhältnissen  Rechnung  trägt, 
der  das  höchste  wirtschaftliche  Gut,  den  Träger 
der  Arbeit  selbst  versichert,  waren  die  Bruder- 
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laden  oder  Knappschaftskassen  der  deut- 
schen Bergleute.  Sie  bestanden  schon  vor  mehr 
als  600  Jahren. 

Andere  Vorbilder  der  Kranken-,  Unfall-, 
Lebensversicherung  sind  die  Begräbnis-  und 
Witwenkassen  der  mittelalterlichen 
Zünfte,  die  Witwenkassen  der  Geist- 
lichen und  Lehrer  im  17. Jh.,  die  Reise- 
und  Unfallversicherungen,  die  zuerst  in 
Verbindung  mit  der  Seeversicherung  auftraten. 
Im  1 6.  Jahrhundert  wurden  Verbote  erlassen 
gegen  die  sog.  Wettassekuranzen  auf  das 
Leben  hervorragender  Personen.  Eine  andere 
der  damaligen  Zeit  eigene  Versicherung  bestand 
darin,  dass  man  sich  durch  Zahlung  einer  Prämie 
eine  Loskaufssumme  sichern  konnte,  falls 
man  in  türkische  Sklaverei  geriet.  Die  An- 
fänge der  eigentlichen  Lebensversicherung 
liegen  in  den  sog.  Tontinen,  benannt  nach  dem 
italienischen  Arzt  To  n  t  i ,  dem  Günstling  des  Kar- 
dinals deMazarin.  Unter  Louis  XI V.,  für  dessen 
verschwenderischen  Hof  halt  ungeheure  Summen 
aufgewendet  wurden,  betrugen  die  jährlichen 
Staatsausgaben  etwa  3000  Mill.  Franken,  denen 
bloss  etwa  900  Mill.  Franken  Einnahmen  gegen- 
überstanden. Daher  musste  man  auf  alle  mög- 
lichen Mittel  sinnen,  um  dem  Staate,  d.  h.  dem 
König  —  Ludwig  XIV.  herrschte  damals  — 
neue  Einnahmequellen  zu  erschliessen.  Zu 
diesem  Zwecke  schlug  Tonti  1653  seine  Ver- 
sicherungspläne vor,  welche  von  Ludwig  XIV., 
nicht  aber  auch  vom  Parlament  günstig  beur- 
teilt wurden. 

Bei  den  Tontinen  bezahlen  eine  bestimmte 
Anzahl  Personen  von  gleichem  Alter  eine 
gleiche  Einkaufssumme,  wogegen  die  Regierung 
sich  verpflichtet,  die  Zinsen  regelmässig  zu  be- 
zahlen, in  der  Weise,  dass  den  überlebenden 
Mitgliedern  ausser  den  Zinsen  auf  die  von 
ihnen  gezahlten  Summen  auch  die  Zinsen  von 
der  Summe,  welche  die  Verstorbenen  einge- 
zahlt haben,  zufliessen.  Solche  Staatstontinen 
(älteste  Art  der  Renten)  wurden  in  Frank- 
reich wiederholt  gegründet,  und  auf  Grund 
des  hieraus  geschöpften  Beobachtungsmaterials 
veröffentlichte  Deparcieux  1746  sein  Werk 
über  die  Wahrscheinlichkeitsrechnung.  In  der 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gingen  die  Staats- 
Tontinen  wegen  Mangel  an  Beteiligung  ein. 
Ähnliche  auf  gegenseitiger  Beerbung  be- 
ruhende, private  Tontinen,  wie  z.  B.  die 
Schweiz.  Nationalversicherungskasse,  haben  sich 
erhalten  und  in  Amerika  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  vergangenen  Jahrhunderts  sich  von 
neuem  entwickelt. 


Die  wissenschaftHche,  technisch-zuverlässige 
Grundlage  hat  erst  der  Lebensversicherung 
die  Erfindung  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung durch  den  Franzosen  Blaise  Pascal 
gegeben,  welcher  damit  zum  erstenmal  (1654)  an 
die  Öffentlichkeit  trat,  in  einem  Vortrage  vor  einer 
kleinen  Versammlung  von  Gelehrten,  die  sich 
bei  P.  Mersenne  versammelte  und  aus  der  später 
die  Akademie  der  Wissenschaften  hervorging. 
Von  Pascal  datiertauch  die  erste  „Rechnungs- 
maschine", der  erst  200  Jahre  später  eine  voll- 
kommenere, der  „Arithmometer"  von  Thomas, 
dem  Gründer  des  Phönix  und  des  Soleil, 
folgte. 

Bald  erschienen  eine  Reihe  hervorragender  Werke 
auf  diesem  Gebiet  (Laplace,  Lacroix,  Laurent,  Bertrand, 
Poincare),  vor  allem  aber  das  des  Niederländers  Chr. 
Huyghens,  der  in  seiner  Abhandlung  von  1657  die 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  systematisierte  und  das  In- 
teresse daran. in  die  weitesten  Kreise  trug.  Seiner  Ab- 
handlung fügte  er  5  Probleme  zur  Lösung  bei,  was 
Bernouilli  zur  Herausgabe  seines  berühmten  Werkes: 
„Ars  conjectandi"  veranlasste.  Auch  Spinoza  löste 
zwei  dieser  Probleme.  Eine  vollständige  Lösung  gab 
1716  Nicolaas  Struijk  in  seinem  Werk:  „Die  Berech- 
nung der  Wahrscheinlichkeiten  beim  Spiel  usw." 

Auf  Grund  dieser  Vorarbeiten  konnten  nun 
die  sog.  Mortalitäts-  oder  Sterblichkeits- 
tafeln aufgestellt  werden,  zu  denen  das  erste 
statistische  Material  die  „Kirchenlisten"  über 
Geburten  (d.  h.  Taufen),  Heiraten  und  Sterbe- 
fälle, boten,  zu  denen  später  noch  die  Daten 
der  Volkszählungen  und  die  Zusammen- 
stellungen der  statistischen  Ämter  hinzu- 
kamen. 

Den  Wert  einer  Leibrente  nach  wissen- 
schaftlichen Grundsätzen  auf  Grund  einer  Mor- 
talitätstafel berechnete  zuerst  der  Niederländer 
de  Witt  (1671).  Doch  ist  die  Herkunft  seiner 
Tafel  unbekannt.  In  die  gleiche  Zeit  fallen 
die  bezüglichen  Bestrebungen  Petlys  und  Graunts 
in  England. 

Die  erste,  auf  der  Verwertung  eines  umfang- 
reichen, der  Herkunft  nach  bekannten  Materials 
(6000  Todesfälle)  beruhende  Mortalitätstafel 
stammt  vom  Theologen  Casp.  Neumann  in 
Breslau  (1687  —  1690).  Auf  seinen  Beobach- 
tungen, die  er  der  Royal  Society  mitteilte, 
baute  Halley  1691  die  erste  Sterblichkeitstafel 
in  der  Form  auf,  wie  sie  heute  gebräuchlich 
ist.  Diese  Tafel  hatte  jedoch  den  Fehler,  dass 
sie  die  Sterblichkeit  zu  hoch  annahm.  Daher 
setzte  sie  hohe  Prämien  voraus,  und  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften, die  sie  benutzten,  er- 
zielten anfänglich  sehr  grosse  Gewinne.  Doch 
hielt  sich  nach  und  nach,  hauptsächlich  aus 
diesem  Grunde,  das  Publikum  immermehr  zu- 
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rück.  Im  18.  Jh.  wurden  diese  Tafeln  ver- 
bessert von  Kersseboom,  Süssmilch,  Deparcieux, 
Euler  u.  a.  In  der  Erkenntnis,  dass  eine  Tafel 
nicht  für  alle  Zeiten  und  nicht  für  alle  Länder 
passt,  strebte  man  allerorts  nach  der  Herstel- 
lung nationaler  Tafeln  aus  einem  möglichst 
grossen  Material,  So  wurde  in  England  eine 
Tafel  aus  85000  Todesfällen  berechnet. 

Die  Sterblichkeit  hat  seit  200  Jahren  be- 
deutend abgenommen.  Während  damals  z.  B.  in 
Breslau  von  1000  Einwohnern  nur  461,  in  Berlin 
nur  324  das  20.  Lebensjahr  erreichten,  trifft  es 
jetzt  in  Norddeutschland  durchschnittlich  490, 
in  der  Schweiz  636.  Diese  Zahlen  zeigen 
den  Wechsel  der  Sterblichkeit  nicht  nur  für 
die  verschiedenen  Zeiten,  sondern  auch  für  die 
Verschiedenheit  von  Land  zu  Land. 

Die  Gründe  für  die  Abnahme  der  Sterblich- 
keit sind  sehr  mannigfacher  Art:  Vernünf- 
tigere Kinderpflege  —  Abhärtung,  zweck- 
entsprechendere Nahrung  und  Kleidung,  Ver- 
sorgung während  der  Abwesenheit  der  arbei- 
tenden Eltern  in  Kinderhorten  und  Kleinkinder- 
schulen — ,  bequemere  und  gesundere 
Wohnungen  —  grössere  Räume  und  Gänge, 
mehr  Luft  und  Licht,  rationellere  Heizung; 
amtliche  Wohnungsenqueten  — .bessere  Nah- 
rung —  bessere  Löhne,  grössere  Abwechs- 
lung, strengere  Lebensmittelgesetze  ■ — ,  bes- 
sere Kleidung  in  Form  und  Stoff  — 
seit  Einführung  der  Baumwolle  ist  die  Mög- 
lichkeit, die  Kleider  zu  wechseln  und  rein  zu 
halten,  auch  bei  den  unteren  Klassen  grösser 
geworden  und  damit  eine  Hauptursache  für 
die  Entstehung  und  Verschleppung  anstecken- 
der Krankheiten  gefallen  —  sanitäre  Vor- 
kehrungen des  Staates,  der  Gemeinden 
und  gemeinnütziger  Gesellschaften,  so- 
ziale Fürsorge,  Fortschritte  der  Heil- 
kunde und  Verbreitung  der  Kenntnisse 
der  allgemeinen  Gesundheitslehre  in  allen 
Volksschichten  —  Strassenpflasterung,  -reini- 
gung,  -kanalisierung,  öffentliche  Anlagen;  po- 
puläre Vorträge  und  Schriften  über  Gesund- 
heitspflege, Samariterkurse,  Militärsanitätsvereine, 
Naturheilvereine,  Volksbäder,  Schulbäder;  Mäs- 
sigkeits-  und  Abstinenzbewegung;  Kurorte  und 
Sanatorien,  Ferienheime  für  Schüler  und  An- 
gehörige von  Berufsorganisationen;  Turnen  und 
Sport;  Krankenkassen;  Arbeiterschutzgesetze  mit 
Rücksicht  auf  Arbeitszeit,  -räume,  Alter  und 
Geschlecht  der  Arbeiter,  Schutzvorrichtungen 
in  Fabriken,  Verbot  der  Verwendung  gewisser 
gesundheitsschädlicher  Stoffe,  z.  B.  des  Phos- 
phors in  der  Zündhölzchenfabrikation;   Kuh- 


pockenimpfung durch  die  nach  Duvillard  die 
mittlere  Lebensdauer  eines  Neugebornen  sich 
um  3^2  Jahre  erhöht  hat,  —  Veredlung  des 
Genusslebens  (Waldfeste,  Ausflüge  usw.)  — 
Verbesserung  der  Verkehrsmittel. 

Die  heutige  Entwicklung  des  Versicherungs- 
wesens zeigt  eine  Fülle  von  Kombinationen, 
oft  auch  eine  ungesunde  Künstelei. 

b)  Die   Entwicklung   der   Lebens- 
versicherung in  einzelnen  Ländern. 

Grossbritannien.  Nach  altem  mosaischem 
Gesetz  war  jedes  7.  Jahr  (7  =  heilige  Zahl 
der  Alten)  ein  Jahr  der  Befreiung,  gleichzeitig 
aber  ein  kritisches  Jahr.  Daher  die  Bestim- 
mung, dass  Verträge  oder  Wetten  auf  das  Le- 
ben einer  Person  nicht  über  7  Jahre  hin- 
aus stattfinden  sollten,  oder  ein  Leben  auf 
7  Jahre,  zwei  Leben  auf  14  Jahre  usw. 

Ins  16.  Jh.  fällt  die  Einrichtung  der  Kir- 
chenregister, etwas  später  die  der  Londoner 
Sterberegister,  auf  die  John  Graunt  seine  Sterbe- 
liste aufbaute.  Auf  seinen  Arbeiten  baute  Petty 
weiter,  der  es  versuchte,  ein  Verhältnis  herzu- 
stellen zwischen  der  Quadratwurzel  des  Alters 
und  der  Aussicht,  ein  Alter  von  70  Jahren  zu 
erreichen.  Eine  Person  von  16  Jahren  hatte 
danach  4 mal  mehr  Aussichten,  70  Jahre  alt 
zu  werden  als  ein  neugebornes  Kind,  ein 
neunjähriges  Kind  3 mal  mehr  usw. (]/l6  =  4; 
y9  =  3).  Das  war  die  erste  Idee  eines  „Ge- 
setzes der  Sterblichkeit",  welche  weiter 
ausgebaut  wurde  von  Halley,  der  auf  den 
Irrtum  der  Regierung,  welche  Leibrenten  ohne 
Rücksicht  auf  das  Alter,  zum  siebenfachen 
Rentenbetrag  gewährte,  aufmerksam  machte. 
Er  stellte  fest,  dass  ein  20 jähriger  Mann  100 
Aussichten  gegen  1  hat,  nach  einem  Jahre 
noch  zu  leben,  ein  50jähriger  aber  nur  38 
auf  eine  und  begründete  damit  das  Prinzip, 
dass  die  Prämie  sich  nach  dem  Alter  zu  rich- 
ten habe.  In  gleicher  Richtung  wirkten  auch 
de  Moivre  und  Dodson. 

Bis  dahin  bestanden  neben  der  1697  be- 
gonnenen staatlichen  Leibrentenversicherung 
nur  die  1698  und  1699  gegründeten  privaten 
Witwen-  und  Waisenversorgungen,  die  1705 
gegründete  „Amicable"  und  die  Royal  Ex- 
change und  London  Assurance. 

Die  Amicable  Society  for  a  perpetual  Assu- 
rance Office  liatte  den  Zweck,  durch  Beiträge  der 
Mitglieder  ein  Kapital  für  deren  Todesfall  zu  bilden.  Das 
Eintrittsalter  durfte  nicht  unter  12  und  nicht  über  55 
Jahre  sein.  Alle  Mitglieder  zahlten  den  gleichen  Bei- 
trag. 1734  wurde  die  Garantiesumme  auf  den  Mindest- 
betrag von  100  ^  festgesetzt.  Dies  war  die  erste  Versiehe- 
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rung  für  eine  feste  Summe,  die  beim  Tode,  gleichgültig, 
wann  er  eintrat,  zu  zahlen  war. 

Der  wegen  seines  Alters  in  eine  Versiche- 
rung nicht  aufgenommene  Engländer  Dodson 
beschloss  eine  neue  Gesellschaft  mit  verschie- 
denen Prämien  für  die  verschiedenen  Lebens- 
alter zu  gründen.  Es  entstand  1762  die  Equi- 
table.  Seitdem  nahm  das  Versicherungswesen 
in  England  einen  gewaltigen  Aufschwung. 
(Grosse  Vermögen;  Sicherstellung  der  jüngeren 
Kinder  in  den  Majoraten.)  Die  älteste  der 
noch  bestehenden  Gesellschaften  ist  die  1714 
gegründete  Union  Assurance  Society,  welche 
auch  die  Lebensversicherung  seit  dem  ersten 
Dezennium  des  letzten  Jahrhunderts  betreibt. 
Bis  Ende  1868  wurden  366  Gesellschaften 
errichtet.  Davon  sind  nahezu  die  Hälfte  in 
andere  Gesellschaften  übergegangen  und  fast 
80  eingegangen.  20  Jahre  später  bestanden 
noch  104  Gesellschaften,  darunter  1/5  auf  Ge- 
genseitigkeit. Daneben  hat  England  zahlreiche 
Friendly  Societies  zur  gegenseitigen  Unterstüt- 
zung in  Krankheit,  Alter  und  Todesfall.  Mitte 
des  letzten  Jahrhunderts  bestanden  deren  39000 
mit  über  2  Millionen  Mitgliedern  und  gegen 
200  Millionen  M  Vermögen.  Die  Totalsumme 
der  Polizen  betrug  damals  nach  der  Schätzung 
von  Kinkelin  8000  Millionen  Fr.  auf  der  gan- 
zen Welt;  170  Fr.  pro  Kopf  in  England,  15  Fr. 
in   Frankreich,    13,6  Fr.  in  Deutschland. 

b)  Deutschland.  An  den  Verbesserungen  der 
auf  Grundlage  der  Neumannschen  Statistik 
(s.S.  1 06)  aufgestellten  Halleyschen  Sterblichkeits- 
tafel nahm  nach  Euler  besonders  Süssmilch 
hervorragend  Anteil,  dessen  Schrift:  „Die  gött- 
liche Ordnung  in  den  Veränderungen  des  mensch- 
lichen Geschlechts,  aus  der  Geburt,  dem  Tode 
und  der  Fortpflanzung  desselben  erwiesen"  1714 
erschienen  war.  Seine  Tafel  hatte  zwar  mehr 
Mängel  als  die  Halleysche,  gab  aber  zu  Ver- 
besserungen starke  Anregung.  Erst  im  19.  Jh. 
nahm  die  Beteiligung  Deutschlands  an  der  Her- 
stellung von  Sterblichkeitslafeln  grösseren  Um- 
fang an.  Es  geschah  dies  infolge  der  Er- 
richtung statistischer  Bureaus,  die  gleich  von 
Anfang  an  mit  Sachkenntnis  und  Gewissen- 
haftigkeit arbeiteten.  Ein  Hauptverdienst  für 
die  Hebung  der  Statistik  hatte  der  deutsche 
Zollverein,  für  die  Invaliditätsstatistik  seit  1868 
der  „Verein  deutscher  Eisenbahn- Verwaltungen". 

Da  es  bis  zum  Jahre  1828  keine  deutsche 
Lebensversicherungsanstalt  gab,  konnten  deut- 
sche Sterblichkeitstafeln  auch  erst  später  geschaf- 
fen werden.  Dagegen  bestehen  aus  früherer  Zeit 
gute  Tafeln  von  Pensionsanstalten,  so  die  heute 
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noch  in  deutschen  Landen  vielfach  verwendete 
Brunesche  Tafel  (1837),  gegründet  auf  den 
Erfahrungen  der  königlich  preussischen  allge- 
meinen Witwen-Verpflegungsanstalt.  Wenn  auf 
dem  Gebiete  der  Aufstellung  von  Sterblich- 
keitstafeln England,  auf  dem  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung Frankreich  die  Lehrmeister 
waren,  so  hat  Leibniz  durch  die  Erfindung 
der  Differentialrechnung  das  Verdienst,  für  den 
weiteren  Ausbau  der  Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung den  Grund  gelegt  zu  haben,  auf  dem 
mit  Erfolg  Jakob  und  Joh.  Bernoulli,  Euler 
und  Gauss  weiter  arbeiteten.  Im  19.  Jh.  waren 
es  vorzugsweise  deutsche  Gelehrte,  die  sich 
mit  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  befassten. 

Erstes  deutsches  Lehrbuch  der  Lebensversicherungs- 
technik von  Tetens  1785  —  heute  massgebend:  Zill- 
niers  „Rechnungen"  und  Karups  „Handbuch". 

Nationale  Anstalten  entwickelten  sich  in 
Deutschland  langsam,  aber  dafür  um  so  solider. 
Der  erste  Versuch  in  Hamburg  (durch  Beneke 
1806)  scheiterte  bald  infolge  der  kriegerischen 
Zeiten;  und  auch  ein  anderes  Projekt  in  Elber- 
feld  (1823)  gelangte  nicht  zur  Ausführung. 
Ausgeführt  dagegen  wurde  die  Idee  Arnoldis, 
des  Begründers  der  Feuerversicherungsbank 
in  Gotha.  1829  begann  die  Deutsche  Lebens- 
versicherungsbank in  Gotha  ihre  Tätigkeit.  Sie 
hat  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  nur 
als  die  bedeutendste  der  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  Gesellschaften,  sondern  auch  als  die 
grösste  Gesellschaft  Deutschlands  behauptet. 

Während  der  Vorbereitung  für  die  Errich- 
tung dieser  Anstalt,  die  den  Grundsatz  der 
Gegenseitigkeit  zur  Anwendung  brachte, 
entstand  1828  als  erste  Aktiengesellschaft 
die  Deutsche  Lebensversicherungsgesellschaft  in 
Lübeck.  Darauf  folgten  1830  die  Leipziger 
und  die  Hannoversche,  1836  die  Berlinische 
Lebensversicherungsgesellschaft  und  die  Lebens- 
versicherungsanstaltderBayerischenHypotheken- 
und  Wechselbank  in  München. 

Erst  2  Jahrzehnte  später  (1855)  wurde  die  erste 
Sterblichkeitstafel,  die  von  Heym,  auf  Grund  der  Er- 
fahrungen einer  deutschen  Gesellschaft  angefertigt,  die 
jedoch  keine  praktische  Bedeutung  erlangte,  da  die 
deutschen  Gesellschaften  nach  den  englischen  Tabellen 
rechneten.  Die  Gothaer  Gesellschaft  benutzt  noch  heute 
die  von  ihr  verbesserten  Tafeln  von  Babbage.  Die 
grösste  Bedeutung  haben  für  Deutschland  die  „Deut- 
schen Sterblichkeitstafeln  aus  den  Erfahrungen  von  23 
Lebensversicherungsgesellschaften". 

Seit  1852  hat  sich  das  Versicherungswesen 
in  Deutschland  immer  mehr  und  mehr  ent- 
wickelt, so  dass  heute  die  vielleicht  zu  grosse 
Anzahl  von  45  Gesellschaften  in  Deutschland 
besteht. 


Die  Entwickelung  des  Versicherungswesens. 
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c)  Frankreich.  1746 erschien  von  Deparcieux 
eine  Schrift  unter  dem  Titel:  „Essai  sur  les 
probabilites  de  la  vie  humaine."  Seine  Tafel 
wurde  nach  und  nach,  teilweise  mit  Ände- 
rungen, in  verschiedenen  Ländern  eingeführt, 
und  ist  z.T.  heute  noch  in  Gebrauch,  z.  B.  bei  der 
Caisse  nationale  d'assurances  en  cas  de  deces.  Für 
die  Bedeutung  seiner  Erstlingsschrift  auf  diesem 
Gebiete  spricht  am  besten  seine  Ernennung 
zum  Mitglied  der  Akademie  der  Wissenschaften. 
Aus  der  Feder  Duvillards  erschien  1775  das 
vielleicht  noch  bedeutsamere  Werk  „Recherches 
sur  les  rentes,  les  emprunts  et  les  rembour- 
sements."  1 787  gestattete  der  König  die  Einrich- 
tung der  Lebensversicherung  in  Frankreich  und 
gab  der„Compagnie  Royale  d'assurance",  die  be- 
reits die  Feuerversicherung  betrieb,  für  die 
Dauer  von  15  Jahren  das  ausscliliessliche  Pri- 
vilegium für  die  Lebensversicherung.  Duvil- 
lard  wurde  der  Mathematiker  dieser  Gesell- 
schaft, die  sehr  viele  Feinde  hatte,  vor  allen 
Mirabeau,  der  sie  in  seiner  Schrift  gegen  die 
Agiotage  heftig  angriff.  Am  24.  April  1793 
wurde  die  Gesellschaft  vom  Konvent  verboten 
und  47  Liegenschaften,  die  ihr  gehörten,  wur- 
den versteigert.  Bei  diesem  Anlasse  verlangte 
die  Nationalversammlung  von  Duvillard  Ver- 
sicherungsberechnungen mit  Rücksicht  auf  die 
notleidenden  Arbeiter.  Seine  Berechnungen 
fanden  den  Beifall  des  mächtigen  Condorcet, 
wie  vorher  die  für  die  Compagnie  Royale. 
Duvillard  spielte  jedoch  von  da  ab  eine  eigen- 
tümliche Rolle,  er  begann  nämlich  mit  grosser 
Heftigkeit  die  königl.  Gesellschaft  zu  bekämpfen 
und  fasste  die  Idee,  einen  Versicherungs- 
verein zu  gründen.  Im  Jahre  1797  legte  er 
dem  Institut  eine  grosse  Arbeit  vor,  von  der 
freilich  nur  ein  Teil  gedruckt  wurde,  und  zwar 
der,  der  sich  mit  dem  Einfluss  des  Impfens  auf 
die  Lebensdauer  befasste.  Die  von  ihm  ange- 
fertigte, nach  seiner  Angabe  auf  101  542  Todes- 
fällen beruhende  Tafel  wurde  erst  1894  von 
den  Gesellschaften  aufgegeben. 

Die  Kriege  nach  der  Revolution  waren  der 
Entwicklung  des  Versicherungswesens  sehr  un- 
günstig. Benj.  Delessert  gründete  im  Verein 
mit  Jacques  Lafitte  eine  „Compagnie  d'assurances 
maritimes",  die  im  Jahre  1816  von  Louis  XVIII. 
den  Titel:  Compagnie  Royale  d'assurances 
maritimes"  erhielt.  Schon  bei  dieser  Gelegen- 
heit war  aber  eine  Erweiterung  für  Versiche- 
rungen von  Landtransporten,  wie  für  Leben 
und  Feuer  vorgesehen.  1820  wurden  die 
beiden  letztgenannten  Zweige  eingeführt 

1818  entstand  die  „Compagnie  d'assurances 


generales  maritimes",  1819  die  „Compagnie 
d'assurances  generales  contre  l'incendie"  und 
die  „Compagnie  d'assurances  generales  sur  la 
vie."  Diese  drei  Gesellschaften  werden  unter 
dem  Namen  „Les  trois  Generales"  zusammen- 
gefasst.  1829  wurde  die  „Union  vie"  be- 
gründet. Ihren  Bestrebungen,  eine  nationale 
Sterblichkeitslafel  herzustellen,  verdankt  die 
sogenannte  „Experience"  1860  ihre  Entstehung, 
die  jedoch  erst  1878  zur  Anwendung  kam. 
Später  wurden  von  diesen  Gesellschaften  im 
Verein  mit  dem  Phönix  neue  Tafeln  herge- 
stellt. Neben  den  Versicherungsgesellschaften 
besitzt  Frankreich  eine  grosse  Reihe  von  „Hilfs- 
gesellschaften", eine  Schöpfung  von  Leon  Say 
und  Hippolite  Maze. 

d)  Die  Schweiz.  Die  Schweiz  ist  lange 
Zeit  in  der  eigentlichen  Lebensversicherung 
zurückgeblieben,  da  die  kleinen  Verhältnisse 
einer  nationalen  Anstalt  anfänglich  nicht  den 
nötigen  Nährboden  gaben.  Dagegen  haben  sich 
in  keinem  Lande  die  privaten  und  staatlichen 
Witwen-,  Waisen-  und  Krankenkassen,  sowie 
das  Sparkassenwesen,  so  stark  und  so  gesund 
entwickelt. 

Der  erste  Versuch  für  die  Herstellung  einer  Sterblich- 
keitstafel in  der  Schweiz  reicht  bis  ins  Jahr  1766  zu- 
rück .  Damals  hatte  man  ausser  den  mangelhaften  Sterbe- 
registern der  Pfarrämter  noch  keine  amtlichen  Sta- 
tistiken. Ein  hervorragendes  Verdienst  an  der  Ver- 
besserung der  Tafeln  hatten  die  grossen  Mathematiker 
Euler  und  Bernoulli,  doch  blieben  die  nach  falschen  Me- 
thoden hergestellten  noch  ein  volles  Jahrhundert  in  Ge- 
brauch. Die  erste  brauchbare  schweizerische  Tafel  ist 
die  von  Gisi  (1867),  die  von  dem  statistischen  Bureau 
benutzt  wurde,  um  nach  der  Methode  von  Zeuner  die 
erste  Sterblichkeitstafel  für  die  ganze  Schweiz  herzu- 
stellen (1881). 

1840 — 41  entstanden  die  ersten  schweize- 
rischen Versicherungs-Gesellschaften  in  St.  Gal- 
len und  Bern,  die  sich  jedoch  nach  wenigen 
Jahren  bereits  wieder  auflösen  mussten.  Darauf 
folgten  1857  die  schweizerische  Rentenanstalt 
in  Zürich  und  1858  die  „Societe  d'assurances 
sur  la  vie"  in  Lausanne.  1864  wurde  die  Ba- 
loise  gegründet,  welche  heute  eine  der  grössten 
und  bestgeleiteten  Gesellschaften  ist.  Ein  grosses 
Verdienst  um  die  Hebung  der  Versicherungs- 
wissenschaft und  um  deren  praktische  Verwer- 
tung bei  Errichtung  von  Hilfs-,  Kranken-,  Wit- 
wen-, Waisen-  und  Unterstützungskassen  ge- 
bührt Professor  Kinkelin.  Zahlreiche  Gesell- 
schaften und  Vereine  haben  nach  seinen  An- 
gaben ihre  Kassen  eingerichtet.  Der  Unter- 
stützungs-  und  Versicherungsverein  Schweiz. 
Postbeamten  gestaltete  sich  zu  dem  auf  wissen- 
schaftlicher  Grundlage  beruhenden  „Schweiz. 
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Lebensversicherungsverein"  um.  Den  Bestre- 
bungen der  schweizerischen  gemeinnützigen  Ge- 
sellschaft verdankten  die  bernischen  und  bas- 
lerischen  Alters-  und  Sterbekassen  —  heute  in 
der  „Schweizerischen  Sterbe-  und  Alterskasse" 
vereinigt  —  ihre  Entstehung. 

Seit  1885  übt  der  Bund  eine  sorgfältige 
Kontrolle  aus,  und  die  Berichte  des  eidgen. 
Versicherungsamtes  haben  sich  im  In-  und  Aus- 
land einen  guten  Klang  verschafft.  Ausge- 
nommen von  der  Kontrolle  sind  die  auf  Ge- 
genseitigkeit beruhenden  Gesellschaften.  (Die 
der  Eisenbahnen  unterstehen  der  Aufsicht  des 
Eisenbahndepartements.)  Die  in  der  Bundes- 
verfassung vorgesehene  obligatorische  Un- 
fall- und  Krankenversicherung  durch  den  Bund 
ist  leider  noch  nicht  zur  Tatsache  geworden. 

Die  nachstehenden  Zahlen  veranschaulichen 
die  Entwicklung  des  Lebensversicherungswesens 
in  der  Schweiz  (von  1886 — 1902)  und  zeigen 
zugleich,  dass  die  Tendenz  dieser  Entwicklung 
zugunsten  der  Gesellschaften,  die  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhen  oder  wenigstens  die  Gewinn- 
beteiligung eingeführt  haben,  hinneigt,  wie  dies 
bei  den  deutschen  auch  der  Fall  ist. 


Gesellschaften 

Schweizerische 

Deutsche 

Französische 

EngHsche 

Amerikanische 

Auf  Gegenseitigkeit 


1886  1902     1886    1902 
Aktienkapital  in 
Zahl  der  Ges.  Millionen  Fr. 
30       33 
7         6       17         17 
7         8       51         6372 
11        11      146       105 

2  5       82  Va   113^4 

3  3  IV,       IV, 
9         9 


Gewinnreserve  d.  Vers,  in  Mill.  Fr.  2797,  783  7^ 

Es  beteiligten  sich  am  schweizerischen  Geschäft 
in  Millionen  Fr.                           1886 

Kap.-Vers.      Rent.-Vers. 

Schweiz.  Gesellschaften  15272  ^U 

Deutsche  „  657,  Vso 

Französische       „  118%  ^U 

Englische  „  ISVi^  Vsoo 

Amerikanische    „  97io  */i5 

1902 

Kap.-Vers.  Rent.-Vers. 

Schweiz.  Gesellschaften           31OV5  27^ 

Deutsche             „                      166  ^/^g 

Französische       „                      158%  Vs 

Englische            „                      707^  V«. 

Amerikanische    „                      30  7a  Via 

Diese  Zahlen  zeigen,  dass  die  französischen  Gesell- 
schaften in  der  Schweiz  am  wenigsten,  die  deutschen 
unter  den  ausländischen  am  meisten  an  Boden  ge- 
winnen. 

Wie  sich  diese  Gesellschaften  im  allgemeinen  ent- 
wickelten, ergeben  folgende  Zahlen,  wobei  von  den 
acht  deutschen  die  Atlasgesellschaft  nicht  berücksich- 
tigt ist. 


Kapitalversicherungen 
abzüglich  Rückversicherungsbestand 

1886  1902 

Deutsche  Gesellschaften       2254  Mill.       4674  Mill. 
Französische         „  2562     „  3413     „ 

Amerikanische      „  3937     „         15235     „ 

Rentenversicherungen. 

1886  1902 

Deutsche  Gesellschaften       17,  Mill.  47,  Mill. 

Französische         „  31         „  85         „ 

Amerikanische      ,,  67*     „  15         „ 

e)  Österreich-Ungarn.  Die  ersten  priva- 
ten Versicherungsinstitute  waren:  die  Allgemeine 
Versorgungsanstalt  in  Wien  (1824),  die  All- 
gemeine Kapitalien-  und  Rentenanstalt  in  Wien 
(1829)  und  die  dreiTriester  Gesellschaften  (1822, 
1831,  1838),  die  daneben  auch  andere  Ver- 
sicherungen betreiben.  Die  Fortbildung  der 
Versicherungswissenschaft  wurde  hier,  wie  in 
manchem  andern  Lande,  mehr  von  den  Hoch- 
schulen —  1 898  wurde  das  Institut  der  öster- 
reichischen Versicherungstechniker  gegründet  — 
als  unmittelbar  von  den  Gesellschaften  geför- 
dert. 

f)  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Die  Lebensversicherung  wurde  von  England  aus 
eingeführt  und  entwickelte  sich  sehr  rasch,  aber 
weniger  solid  als  in  Europa.  Hauptplatz  für 
diesen  Erwerbszweig  ist  New- York.  Den  Fort- 
schritt von  1886 — 1902  veranschaulichen  die 
drei  grossen  New- Yorker  Gesellschaften: 

Kapitalversicherung. 

TheNew-Vork       TheEquitable  The  Germania 

1886     1577V2  Mill.  Fr.     2133V5  Mill.  2257.,  Mill. 

1902     8052         „       „        6698Vg     „  48473      „ 
Rentenversicherung. 

TheNew-York     TheEquitable  The  Germania 
1886           5V5  Mill.  Fr.         7^  Mill.  7*0  Mill. 

1902  9V5     „       „  5         „  Vs       „ 

Die  erste  Lebensversicherungsgesellschaft  war 
in  diesem  Lande  die  1759  in  Pensylvanien 
gegründete,  noch  heute  bestehende  „Presbyterian 
Minister's  Fund",  bestimmt,  den  Witwen  und 
Waisen  der  Pastoren  Renten  auszuzahlen.  Ähn- 
liche Kassen  entstanden  bald  in  Menge.  1843 
wurde  die  Mutual  Life  Insurance  Company  of 
New-York  gegründet,  deren  Versicherungs- 
summe von  1843  —  1899  von  6^2  auf  5266 
Mill.  $  gestiegen  war,  also  im  Laufe  eines 
halben  Jahrhunderts  nahezu  sich  vertausend- 
facht hat  —  eine  Entwicklung,  wie  sie  die 
Gesellschaft  keines  anderen  Landes  zeigt  Was 
aber  die  innere  selbständige  Ausgestaltung  des 
Versicherungswesens  anbelangt,  so  hält  ein 
Vergleich  nicht  stand.  Trotz  der  durchaus 
verschiedenartigen  Verhältnisse  benutzte  man 
bis  1859  (American  experience  table  von  Shep- 
pard  Homans)    die  englischen  Tafeln.     Auch 
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die  Staatsaufsicht  —  1856  in  Massachusetts 
zuerst  ausgeübt  —    ist  zumeist  keine  scharfe. 

g)  Die  Niederlande.  Struijk  stellte  bereits 
eine  „männliche  und  eine  weibliche  Tafel"  her. 
Kersseboom,  der  zu  den  Hauptförderern  der 
Versicherungs Wissenschaft  gehört,  verbesserte 
die  vorhandenen  Tafeln  erheblich.  Prof.  Van 
Swinden  nahm  1795  zum  erstenmal  in  Amster- 
dam eine  Volkszählung  vor.  Darauf  folgte 
1829  die  erste  amtliche  Zählung,  die  seitdem 
alle  10  Jahre  erfolgt. 

Früher  wurden  Leibrenten  vom  Staat  oder 
von  Provinz-  und  Gemeindebehörden  verkauft, 
während  die  Gründung  von  „Kassen",  „Börsen", 
„Sozietäten"  vollständig  frei  gegeben  war,  bis 
deren  Zahl  zu  gross  wurde.  Die  Staaten  von 
Zeeland  stellten  zuerst  (1 776)  eine  „Regulierung" 
hierfür  auf.  1830—40  folgten  verschiedene 
königl.  Dekrete,  die  auch  die  Genehmigung 
der  Tarife  vorschrieben.  1880  sprach  aber  der 
„hohe  Rat  der  Niederlande"  diesen  Dekreten 
alle  Rechtskraft  ab,  so  dass  seither  diese  Ge- 
sellschaften nur  den  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches unterstehen.  Die  ersten  Leibrenten 
werden  im  13.  Jahrhundert,  also  sehr  viel  früher 
als  in  den  meisten  andern  Ländern,  erwähnt. 
Die  „Börsen",  die  nicht  auf  wissenschaftlicher 
Grundlage  beruhten,  schössen  im  16.  Jh.  wie 
Pilze  aus  dem  Boden. 

1807  entstand  die  „Holländische  Sozietät  von 
Lebensversicherungen",  die  erste  Gesellschaft 
dieser  Art  auf  dem  Festland.  Die  darauf  fol- 
genden Gesellschaften  vermochten  sich  nicht 
über  Wasser  zu  halten.  Erst  um  1850  ent- 
standen solide  Gesellschaften,  wie  z.  B.  die 
„Nederland".  Sehr  stark  entwickelt  hat  sich  in 
den  Niederlanden  die  bogen.  Volks  Versiche- 
rung, bei  der  Aufnahme  ohne  ärztliches  Zeug- 
nis erfolgt. 

h)  Skandinavien.  Schon  im  Jahre  1653 
versuchte  Klingenberg,  ein  dänischer  Freund 
und  Mitarbeiter  Tontis,  eine  Tontine  zu  gründen, 
um  dem  dänischen  König  dadurch  Geld  zu 
verschaffen.  Im  folgenden  Jahrhundert  ent- 
standen zahlreiche  Tontinen  und  Leibrenten- 
vereine, sowie  Witwen-  und  Waisenkassen 
(Militär- Witwenkasse  1707).  1795  wurde  die 
vom  Staate  garantierte  „Allgemeine  gegen- 
seitige Hilfskasse"  gegründet  Aus  der  „Lebens- 
versicherungsgesellschaft von  1842"  entwickelte 
sich  die  „Staatsanstalt  für  Lebensversicherung". 
Der  Staat  selbst  schenkte  dem  Versicherungs- 
wesen bisher  wenig  Aufmerksamkeit 

In  Schweden  betrieben  die  Feuerversiche- 
rungsgesellschaften Skandia   (1855)  und  Svea 


(1867)  zuerst  die  Lebensversicherungsgeschäfte. 
Darauf  folgten  1872—73  die  reinen  Lebens- 
versicherungsanstalten Nordstjernan  und  Thule. 
Die  schwedischen  Gesellschaften  rechnen  nach 
den  Tafeln  der  17  englischen  Gesellschaften. 
Die  Prämienreserven  werden  seit  1867  zu  4^io 
berechnet  Trotz  der  verhältnismässig  niedrigen 
Prämiensätze  haben  die  Gesellschaften  wegen 
der  günstigen  Sterblichkeit  gut  gearbeitet 

i)  Russland  ist  wie  auf  anderem,  so  auch 
auf  diesem  Gebiete  in  Theorie  und  Praxis  rück- 
ständig geblieben.  Das  Versicherungswesen  ist 
hier  erst  seit  zwei  Jahrzehnten  bekannt  1843 
hielt  Prof.  Zernoff  in  Moskau  die  ersten  Vor- 
lesungen über  die  Wahrscheinlichkeitsrechnung. 
Seither  sind  hierüber  einige  grössere  Werke 
erschienen.  Als  einzige  nationale  Tafel  wird 
verwendet  die  der  Compagnie  Russe  d'assu- 
rance  des  capitaux  et  des  rentes. 

k)  Belgien.  Versicherungskassen  finden  sich 
hier  schon  im  14.  Jh.  Anfang  des  19.  Jh. 
wurde  die  erste  belgische  Versicherungsgesell- 
schaft gegründet  1844,  in  welchem  Jahre 
mehrere  Pensionskassen  für  Staatsbeamte  ent- 
standen, erschien  ein  Gesetz  über  die  Witwen- 
und  Waisenkassen  für  diese  Beamten.  Alle 
diese  Kassen  hatten  einen  schweren  Stand,  da 
sie  nicht  auf  versicherungstechnischer  Grund- 
lage aufgebaut  waren.  Mit  Ausnahme  der 
unter  Staatsgarantie  gebildeten:  „Caisse generale 
de  retraite"  und  der  privaten  Versicherungs- 
gesellschaften, haben  die  belgischen  Versor- 
gungseinrichtungen die  Forderungen  der  Ver- 
sicherungswissenschaft wenig  berücksichtigt. 

Die  germanischen  Völker  haben  überhaupt  auf  dem 
Gebiete  des  Versicherungswesens  theoretisch  mehr  und 
tiefer,  praktisch  solider  gearbeitet  als  die  romanischen 
und   slavischen. 

Auch  in  Spanien  und  Italien  hat  sich  die  Ver- 
sicherungswissenschaft spät  und  langsam  entwickelt. 

I)  Japan.  Hier  entwickelten  sich  die  ersten 
Versicherungsgesellschaften  aus  Wohltätigkeits- 
kassen unter  den  Landleuten,  Arbeitern  und 
Kaufleuten  zum  Zweck  der  gegenseitigen  Unter- 
stützung im  Falle  der  Not  Der  Beweggrund 
war  ein  religiöser.  Die  Kassen  verschafften 
auch  denjenigen,  die  im  Namen  der  Mitglieder 
eine  Pilgerfahrt  zu  einem  heiligen  Tempel  unter- 
nahmen, die  nötigen  Mittel  zur  Reise.  Die 
eigentliche  Lebensversicherung  ist  europäischen 
Ursprungs.  1880  wurde  die  erste  japanische 
Versicherungsgesellschaft  gegründet  nach  dem 
Muster  der  „Amicable".  Die  Prämien  stuften 
auch  hier  sich  nicht  nach  dem  Alter  ab.  Etwa 
10  vorher   gegründete,   ähnliche  Kassen  ver- 
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mochten  sich  nicht  zu  halten.    1894  wurde  die 
Gesellschaft  umgewandelt. 

Im  Jahre  1881  entstand  die  erste  Gesellschaft 
auf  wissenschaftlicher  Grundlage.  Die  weitere 
Entwicklung  zeigen  folgende  Zahlen. 

1881  1899 

Gesellschaften             1  38,  davon  32  Aktien-, 

Policen                    885  611515  6  Kommandit- 

Kapit.  in  Yen  485300  166672  027  gesellschaften. 

So  hat  auch  auf  diesem  Gebiet  Japan  eine 
bewundernswerte,  grossartige  Entwicklung  ge- 
nommen. Die  Gesetzgebung  über  das  Ver- 
sicherungswesen begann  mit  dem  ersten  Handels- 
gesetzbuch (1893).  Die  Kontrolle  übt  das 
Handels-  und  Landwirtschaftsdepartement  aus. 
Die  wissenschaftliche  Fachliteratur  ist  ziemlich 
reichhaltig  und  reicht  ins  Jahr  1880  zurück. 
1 895  wurde  das„Versicherungsinstitut  für  Japan" 
gegründet,  das  mehr  als  100  Mitglieder  zählt 
und  eine  Monatsschrift  veröffentlicht.  Daneben 
besteht  seit  1 900  ein  Verein  von  Versicherungs- 
mathematikern. 

m)  In  Australien  wurde  1849  die  erste 
Lebensversicherungsgesellschaft  in  Sydney  ge- 
gründet, die  Auslralian  Mutual  Provident. 

n)  Kanada.  Gegen  1840  gründeten  einige 
schottische  Gesellschaften  Agenturen  in  Kanada; 
worauf  bald  amerikanische  das  Beispiel  nach- 
ahmten. Die  erste  nationale  Gesellschaft,  die 
„Canada  Life  Assurance"  wurde  1847  gegrün- 
det. Die  zweite  folgte  erst  1868.  1900  be- 
standen 18  Gesellschaften.  1875  wurde  ein 
Versicherungsamt  mit  Kontrollrecht  geschaffen. 
Wie  sehr  die  nationalen  Gesellschaften  den  aus- 
ländischen das  Feld  zu  bestreiten  vermochten, 
zeigt  nachstehende  Aufstellung. 

Prozente  der  abgeschlossenen  Versicherungen. 

Gesellschaften : 

Im  Jahre      Kanadische         Englische        Amerikanische 

1870  13    7o  13,6  7o  73,47o 

1885  54,8  „  14,5  „  30,7  „ 

1898  61,4  „  9,9  „  28,7  „ 

Von  Kanada  aus  gingen  manche  Verbesse- 
rungen, die  besonders  das  Versicherungswesen 
der  Vereinigten  Staaten  beeinflussten,  haupt- 
sächlich in  Beziehung  auf  grosse  Risikos. 

4.  Die  Arbeiterversicherung. 

Aus  verschiedenen  Gründen  erfolgte  eine  Ar- 
beiterversicherung zuerst  beim  Bergbau.  Hier 
machte  sich  der  Gegensatz  zwischen  Grossunter- 
nehmertum und  Arbeiterschaft  infolge  der 
Eigenart  des  Betriebes  am  schnellsten  fühlbar. 
(Eigenartige,  schwere  Gefahren;  die  Abgele- 
genheit  von  den  städtischen  Hilfsmitteln  zwingt 


zur  eigenen  Fürsorge  für  Unglücksfälle  und 
Alter,  für  die  Hinterbliebenen.) 

So  entwickeltesich  diese  Fürsorge  in  Deutsch- 
land schon  früh,  zum  Teil  aus  der  Initiative 
der  Arbeitnehmer  oder  der  Arbeitgeber,  zum 
Teil  auf  Grund  der  Verordnungen  der  Berg- 
behörden. Schon  um  das  Jahr  1300  sind 
Bergwerkskassen  erwähnt,  z.  B.  in  der  Kotten- 
berger  Bergordnung,  die  das  Wesen  von  Un- 
terstützungskassen hatten  (Bruderladen,  Knapp- 
schaftskassen, Gnadengroschenkassen).  Wo  die 
Grubenbesitzer  mitwirkten,  bestimmten  diese 
die  Beitragspflicht,  entsprechend  der  früher  all- 
gemeinen Auffassung,  dass  in  solchen  Ange- 
legenheiten der  Arbeitnehmer  nichts  darein  zu 
reden  habe. 

Nach  dem  allgemeinen  preussischen  Landrecht 
hatte  der  Bergwerksbesitzer  einen  Anteil  des 
Grubenertrages  (2  Freikuxen)  diesen  Kassen  zu- 
zuweisen. Bei  Erkrankung  eines  Arbeiters  war 
der  Lohn  in  der  Regel  für  einige  Wochen  aus- 
zuzahlen. Da  diesen  Kassen  aber  eine  mathe- 
matische Grundlage  fehlte,  mussten  sie  oft  ihre 
Unterstützungen  einschränken.  Deutschland  ist, 
wie  auch  noch  in  einem  späteren  Abschnitt  ge- 
zeigt werden  wird,  allen  andern  Staaten  in  der 
Arbeiterfürsorge  vorausgeeilt  Grundlegend 
waren  die  Gesetze  von  1876  und  1883.  Sie 
ordneten  die  obligatorische  Versicherung 
für  alle  gewerblichen  Lohnarbeiter  und  die 
Hilfsarbeiter  in  gewerblichen  Unternehmungen 
an,  die  weniger  als  ein  Jahresverdienst  von 
2000  M  haben;  seit  1883  müssen  alle  gegen 
Gehalt  beschäftigte  Personen  versichert  sein, 
deren  Tages -Verdienst  6%  M  nicht  über- 
steigt. 1885  wurde  die  Unfallversicherung 
u.  a.  auch  auf  das  Personal  der  Post-,  Tele- 
graphen-, der  Marine  und  Heeresverwaltung 
ausgedehnt,  1886  auf  die  Personen  im  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betriebe.  1892  fand 
nochmals  eine  Erweiterung  des  Kreises  der  Ver- 
sicherungspflichtigen statt,  mit  Unterscheidung 
von  7  Arten  von  Kassen  (Ortskranken-,  Be- 
triebs-, Baukranken-,  Innungskranken-,  Knapp- 
schafts-, eingeschriebene  Hilfskassen  und  solche, 
die  gegründet  wurden  auf  Grund  landesrecht- 
licher Vorschriften  mit  obrigkeitlicher  Geneh- 
migung). Jj 

1852  bestanden  in  Preussen  53  Knappschaftsvereine*' 
mit  56462  Mitgliedern  (fünf  SechstelallerBergleute)  1893 
hatten  die  preussischen  Kassen  427487  Mitglieder,  die 
bayerischen  7663,  die  sächsischen  30802,  die  württem- 
bergischen 2161,  die  hessischen  1715,  die  übrigen 
deutschen  Kassen  8291,  zusammen  478119  Mitglieder. 
Unterstützung  erhielten  1893  in  Preussen:  41902  als 
Invaliden,  39  660  als  Witwen,  51157  als  Waisen.    Das 
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Vermögen  betrug  über  52  Mill.  M,  die   Beiträge  der 
Arbeiter  fast  15,  die  der  Arbeitgeber  12Va  Mill.  M. 

Mit  der  Verpflanzung  des  deutschen  Berg- 
baues nach  England  fanden  auch  dort  die 
Bergwerkskassen  Eingang.  Einen  Aufschwung 
aber  erfuhren  sie  erst  in  den  60  er  Jahren,  zu- 
sammenfallend mit  dem  Erwachen  des  Standes- 
bewusstseins  und  des  Zusammenschlusses  der 
Bergarbeiter  (1878:  6  Kassen  mit  117600  Mit- 
gliedern, etwa  ^|4  aller  Kohlenarbeiter,  mit  etwa 
20  M  Vermögen  pro  Kopf).  Die  Unternehmer 
leisten  10—20^10  des  Arbeiterbeitrages.  Schon 
in  10  Jahren  hatte  sich  die  Mitgliederzahl  mehr 
als  verdoppelt.  Seit  1880  unterstehen  diese 
Kassen  dem  Registerzwang  und  damit  der 
Staatskontrolle. 

In  Frankreich  bestehen  zahlreiche  Hilfs- 
kassen, die  seit  1894  auf  eine  solidere  Grund- 
lage gestellt  und  der  Staatsaufsicht  unterstellt 
sind.  Die  Beitragspflicht  der  Arbeiter  be- 
trägt höchstens  2  ^Iq  des  Lohnes.  Der  Arbeit- 
geber zahlt  die  Hälfte  des  Beitrages  der  Ar- 
beiter. Daneben  bestehen  zahlreiche,  staatlich 
kontrollierte  Pensionskassen.  Arbeitgeber 
und  -nehmer  zahlen  je  2  o/q  des  Lohnes.  Die 
Pensionsberechtigung  beginnt  mit  dem  55.  Le- 
bensjahr. 

In  Belgien  wurden  1839  infolge  zweier 
grosser  Grubenunglücke  Pensionskassen  er- 
richtet (caisses  communes  für  Unfall-,  Alters-, 
Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversorgung). 
1885  hatte  Belgien  6  Kassen  mit  101855  Mit- 
gliedern von  180  Werken. 

In  Italien  wurden  die  ersten  staatlichen  Ver- 
suche gemacht  in  den  Schwefelgruben  Siziliens, 
während  in  Sardinien  und  in  der  Romagna 
schon  vorher  freiwillige  Hilfskassen  errichtet 
worden  waren.  Die  sardinischen  wurden  von 
den  Unternehmern  selbständig  verwaltet  (sie 
zogen  den  Arbeitern  3 — 4*^/o  vom  Lohn  als 
Beitrag  ab). 

In  Österreich  bestand  seit  1854  für  die 
Bergwerksbesitzer  die  Pflicht  zur  Errichtung 
von  Bruderladen.  In  versicherungstechnischer 
Hinsicht  wurde  daselbst  jedoch  erst  durch  die 
Gesetzgebung  über  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung von  1887/8  eine  Besserung  erzielt, 
in  engem  Anschluss  an  die  deutsche  Gesetz- 
gebung. 

Eine  Unfallgesetzgebung  besteht  in 
Deutschland,  Österreich,  Norwegen,  Finnland, 
England  und  der  Schweiz.  In  den  beiden  letzt- 
genannten Ländern  regelt  sie  bloss  die  Haft- 
pflicht. In  der  Schweiz  hat  das  Volk  am 
20.  Mai  1900  mit  starker  Mehrheit  den  von 


Forrer  mit  grosser  Sachkenntnis  ausgearbeiteten 
Entwurf  einer  Unfall-  und  Krankenversicherung 
leider  abgelehnt. 

Auch  in  der  Invaliden-,  Alters-,  Witwen- 
und  Waisenversorgung  aller  Lohnarbeiter 
ging  Deutschland  voran  (1889).  Da  die  tech- 
nischen Grundlagen  fehlten  und  nirgends  dies- 
bezügliche Erfahrungen  vorlagen,  betrachtete 
man  das  Gesetz  vielfach  als  ein  „verfehltes 
Experiment". 

In  den  übrigen  Staaten  besteht  für  diese 
Arten  von  Versicherungen  kein  Zwang,  sie 
werden  gegen  hohe  Prämien,  von  Versiche- 
rungsgesellschaften mitbetrieben,  oder  von  be- 
sonderen dafür  geschaffenen  privaten  oder  staat- 
lichen Kassen.  Zu  den  staatlichen  gehören  die 
franz.  Altersrenten kasse,  die  belgische  allge- 
meine Ersparnis-  und  Alterskasse,  die  englische 
Rentenkasse  (seit  1833)  und  die  Renten-  und 
Kapitalversicherung  durch  die  englische  Post- 
sparkasse (seit  1864). 

In  neuester  Zeit  ist  man  vielerorts  bestrebt, 
an  die  Stelle  der  wohltätigen  Unterstützung 
bei  Arbeitslosigkeit  die  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  zu  setzen,  ein  ideal  ge- 
dachtes, aber  praktisch  schwer  durchführbares 
Unternehmen,  das  geeignet  ist,  Arbeitsscheue 
zu  erziehen. 

5.  Die  Hagelversicherung. 

Sie  hat  sich  bereits  in  den  80  er  Jahren  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  zu  entwickeln  begonnen,  hat 
jedoch  bis  heute  noch  mit  grossen  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen:  Schwierigkeit  der  Abschät- 
zung des  Schadens;  Fehlen  einer  mathematischen 
Grundlage  für  die  Berechnung  der  wahrschein- 
lichen Hagelschäden;  hohe  Prämien  oder  gänz- 
licher Ausschluss  von  der  Versicherung  in 
Gegenden  mit  häufigem  Hagelschlag;  Sorg- 
losigkeit der  Ackerbautreibenden  in  den  seltener 
vom  Hagel  heimgesuchten  Gegenden.  Die  Ge- 
genseitigkeitsgesellschaften haben  auch  bei  die- 
sem Versicherungszweig  die  Aktiengesellschaften 
überflügelt  (niedrigere  Prämien;  grösseres  Zu- 
trauen auf  eine  gerechte  Abschätzung  des  Scha- 
dens). Versicherungssummen  in  Deutschland  bei: 

1873  nach  20  Jahren 
Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften                        454  Mill.  M  771   Mill.  M 

Aktiengesellschaften      1200         „  1000 

Die  staatliche  Hagelversicherung  wur- 
de geschaffen,  um  die  Versicherung  auch  den 
Bewohnern  hagel  reicherer  Gegenden  mög- 
lich  zu  machen.     Bayern   errichtete  mit  einer 
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Staatsdotation  von  1  Million  M  und  einem 
jährlichen  Zuschuss  von  40000  M  eine  öffent- 
liche Hagelversicherungsgesellschaft  (1884),  die 
unter  staatlicher  Leitung  steht.  Die  Zahl  der 
Versicherten  stieg  von  1884 — 1894  um  das 
zwölffache,  von  7375  auf  85  580. 

Anderwärts  beschränkt  sich  der  Staat  darauf, 
den  Bauern  durch  staatliche  Beihilfe  der  Nach- 
schusspflicht  zu  entheben,  so  z.  B.  in  Baden 
und  Württemberg,  welche  Länder  1891  und 
1895  mit  der  „Norddeutschen  Hagelversiche- 
rungs-Gesellschaft in  Berlin"  dahin  zielende 
Verträge  abgeschlossen  haben. 

6.  Die  Viehversicherung. 

Die  Versicherung  gegen  Viehverluste  besteht 
schon  seit  geraumer  Zeit  unter  dem  Namen 
„Kuhgilden"  oder  „Kuhladen".  Preussen  hatte 
1887  bereits  4875  Viehversicherungsvereine 
mit  512594  Mitgliedern.  Die  Zahl  der  ver- 
sicherten Tiere  betrug  1456189,  die  Versiche- 
rungssumme fast  178  Millionen.  Süddeutsch- 
land hatte  Ende  der  80  er  Jahre  etwa  1100 
Vereine.  Im  Laufe  der  Jahre  haben  diese  nur 
langsam  zugenommen.  Diese  kleinen,  lokalen 
Verbände  sind  vielerorts  nicht  beliebt,  weil  sie 
bei  Seuchen  ihre  Mitglieder  sehr  stark  in  An- 
spruch nehmen. 

Das  deutsche  Reichsgesetz  von  1880,  auf- 
gebaut auf  den  Gesetzen  des  Norddeutschen 
Bundes  (1869)  und  Preussens  (1875)  sieht 
Entschädigungen  vor  für  die  an  Rinderpest  zu- 
grunde gehenden  Tiere.  Diese  Entschädigun- 
gen werden  in  der  Regel  von  den  Vieheigen- 
tümern als  jährliche  Beiträge  eingezogen.  Es 
ist  also  eine  Zwangsversicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit. Die  Aktiengesellschaften  konnten 
auf  diesem  Gebiete  mit  den  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften, deren  erste  Friedrich  der  Grosse 
für  die  Provinz  Schlesien  (1765)  gründete, 
nicht  konkurrieren. 


7.  Die  Hypothekenversicherung. 

Ein  Plan  hierzu  ging  aus  vom  preussischen 
Kommerzienrat  Wildegans  1801,  sowie  von 
Masius  1846—47.  Im  Jahre  1858  wurde  durch 
Engel  die  sächsische  Hypothekenversicherungs- 
gesellschaft in  Dresden  gegründet,  1862  durch 
Hübner  die  preussische.  Zwei  Jahre  vorher  ent- 
stand die  Vindobona  in  Wien.  Verschiedene 
Aktiengesellschaften  haben  nachträglich  diesen 
Zweig  neben  der  Hypotheken  Vermittlung  be- 
trieben. Er  hat  sich  nicht  sonderlich  entwickelt, 
da  auch  hier  die  Hemmnisse  vorhanden  sind: 
Schwierigkeit,  das  Risiko  zu  bemessen;  hohe 
Prämien;  grosse,  unberechenbcreSchwankungen 
in  den  Verhältnissen  des  Grundbesitzes,  des 
Kredits,  des  Zinsfusses,  der  landwirtschaftlichen 
und  städtischen  Mietrente.  Es  fehlen  deshalb 
dem  Versicherungszweige  die  soliden  mathe- 
matischen Grundlagen. 

8.  Die  Rückversicherung. 

Diese  entstand  durch  die  Konkurrenz  in  den 
30  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts.  Früher 
nahmen  die  Gesellschaften  für  bestimmte  Ri- 
sikos bestimmte  Maxima  der  Versicherungs- 
höhe an,  z.  B.  M  200000  oder  400000  für 
ein  Warenlager.  Infolge  der  hierdurch  notwen- 
dig werdenden  Versicherung  bei  verschiedenen 
Gesellschaften  entstanden  grössere  Kosten  und 
viele  Unannehmlichkeiten.  Auch  die  Gefahr  be- 
trügerischer Versicherungen  mehrte  sich.  Um 
all  dies  zu  verhüten,  übernahmen  einzelne  Ge- 
sellschaften die  ganze  Versicherung  allein  und 
versicherten  ihrerseits  wieder  einen  Teil  bei 
andern  Gesellschaften.  Für  diesen  Zweck  ent- 
standen nach  und  nach  die  Rückversicherungs- 
anstalten. 

Mehrere  nicht  genannte  Versicherungszweige 
sind  durchaus  neue  Einrichtungen  und  kommen  hier 
nicht  in  Betracht.  Einzig  die  Eisenbahnversiche- 
rung hat  sich  in  England  ziemlich  früh  und  allgemein 
entwickelt.  W.  Wick- Basel. 
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Zweiter  Abschnitt. 


Grundzüge  der  Nationalökonomie. 

Einleitung:  Grundbegriffe. 


1.  Bedürfnisse.    Bedarf. 

Die  wirtschaftliche  Tätigkeit  des  Menschen 
wird  hervorgerufen  durch  Bedürfnisse,  d.h. 
durch  Empfinden  eines  Mangels  und  das  Streben, 
diesen  Mangel  durch  bestimmte  Mittel  zu  be- 
seitigen. Die  hierauf  gerichtete  Tätigkeit  ist 
Zweck  und  Ziel  des  menschlichen  Tuns. 

Nach  der  Dringlichkeit,  nach  dem  Grade 
ihrer  Wichtigkeit,  unterscheidet  man: 

1.  unentbehrliche  Bedürfnisse,  das  sind 
solche,  deren  Nichtbefriedigung  von  dem  Men- 
schen als  ein  Nachteil,  als  ein  Schaden  in  seiner 
Lebenserhaltung  empfunden  wird  und 

2.  entbehrliche  Bedürfnisse,  welche  der 
Mensch  befriedigen  will,  weil  sie  der  Lebens- 
wohlfahrt, dem  Behagen  dienen. 

Anstatt  von  entbehrlichen  und  unentbehriichen  Be- 
dürfnissen spricht  man  auch  häufig  von  natürlichen 
und  künstlichen  Bedürfnissen  oder  von  Existenz- 
und  Kulturbedürfnissen,  von  Natur- und  Anstand- 
bedürfnissen. Nicht  gleichbedeutend  ist  die  Unter- 
scheidung in  individuelle  und  allgemeine  Be- 
dürfnisse. 

Abhängig  sind  die  Bedürfnisse,  was  ihre 
Zahl  und  Stärke  anbelangt,  in  hohem  Masse 
von  den  klimatischen  Verhältnissen  —  Unter- 
schied der  Kleidung,  Ernährung  und  Wohnung 
in  Tropenländern  und  in  Ländern  der  ge- 
mässigten oder  kalten  Zone  —  der  Verschieden- 
heit der  Menschen  selbst  —  Umgebung  und 
Zusammenleben,  Alter,  Beruf  —  und  von  den 
Zeitverhältnissen.  In  betreff  des  letzten  Punktes 
gilt  der  Satz,  dass  mit  steigender  Kultur  die 
Bedürfnisse  dringender  und  zahlreicher  wer- 
den, „die  Ansprüche  des  Lebens  wachsen". 
Vieles,  was  früher  noch  als  grosser  Luxus  galt, 
ist  heute  allgemeines  Bedürfnis  und  den  wei- 


testen Kreisen  leicht  zugänglich,  so  z.  B.  ein 
gewisses  Mass  der  Schulbildung. 

Von  den  augenblicklichen  Bedürfnissen 
zu  unterscheiden  sind  die  künftigen  Bedürf- 
nisse: Auf  höherer  Kulturstufe  stehende  Völker 
und  Personen  werden  nicht  nur  bestrebt  sein, 
die  Bedürfnisse  des  Augenblickes  zu  befrie- 
digen, sondern  sie  werden  auch  durch  Sparen, 
durch  Versicherungen  usw.  für  die  Zukunft 
Sorge  tragen,  in  der  vermutlich  sich  Bedürf- 
nisse einstellen  werden,  deren  Befriedigung 
ihnen  ohne  entsprechende  Vorsorge  in  der 
Regel  nicht  möglich  sein  wird. 

Bedarf  nennt  man  die  Gesamtheit  der 
Gegenstände  und  Leistungen,  welche  zur  Be- 
friedigung der  leiblichen  und  geistigen  Bedürf- 
nisse eines  Menschen  oder  eines  Volkes  not- 
wendig sind.  Die  Menge  der  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  vorhandenen,  zur  Stillung 
der  Bedürfnisse  dienenden  Mittel  wird  als  Vor- 
rat bezeichnet. 

2.  Die  Güter. 

Die  Mittel,  welche  als  geeignet  gehalten 
werden,  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  zu 
dienen,  werden  Güter  im  wirtschaftlichen 
Sinne  genannt.  Wie  die  Bedürfnisse  der  Men- 
schen entstehen,  sich  verändern  und  sich  wie- 
der verlieren,  so  entsteht  das  Gut,  wächst, 
mindert  sich  und  kann  auch  ganz  verloren 
gehen. 

Röscher  führt  als  Beispiel  dafür,  dass  mit  jedem 
Wechsel  unserer  Bedürfnisse  sich  auch  die  Grenzen  des 
Güterreiches  verändern,  die  Tabakpflanze  an.  Existiert 
hat  sie  wahrscheinlich  seit  Jahrtausenden,  „ein  Out  aber 
ist  sie  erst  geworden,  seitdem  man  ihre  Brauchbarkeit 
zum  Schnupfen,  Rauchen  usw.  erkannt  und  bedürfen 
gelernt  hat." 
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Die  Einteilung  der  Güter  kann  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspuniitcn  erfolgen.  Man 
unterscheidet  hinsichtlich  ihres  Ursprungs:  in- 
nere und  äussere  Güter.  Die  inneren  Güter  — 
Gesundheit,  Fähigkeiten,  Fertigkeiten,  Kennt- 
nisse —  sind  als  persönliche  Güter  dem  Men- 
schen angeboren  oder  anerzogen.  Die  äusse- 
ren Güter  sind  entweder  freie  oder  wirtschaft- 
liche Güter. 

Freie  Güter  sind  solche,  welche  die  Natur 
dem  Menschen  ohne  menschliche  Arbeit  liefert, 
wie  Sonnenlicht,  Luft,  das  Weltmeer  und  solche, 
welche  herrenlos  in  grosser  Menge  vorhanden 
sind  und  die  jedermann  in  leichter  Weise  in 
jedem  einzelnen  Falle  des  Bedürfnisses  —  durch 
Sammeln,  Suchen  usw.  —  sich  aneignen  kann. 
Für  den  Nationalökonomen  sind  freie  Güter 
überhaupt  keine  Güter. 

Wirtschaftliche  Güter  lassen  sich  ein- 
teilen in: 

a)  Persönliche  Güter,  das  sind  die  per- 
sönlichen Dienstleistungen  von  Sklaven  oder 
Leibeigenen  in  Ländern,  wo  die  Kultur  sie 
noch  nicht  abgeschafft  hat,  ferner  Real- 
lasten, die  Instleute  oder  Bauern  zu  tragen 
haben. 

b)  Sachgüter,  das  sind  Stoffe  in  der  Na- 
tur, welche  nur  „in  beschränkter  Menge  im 
Verhältnis  zum  gegebenen  und  dem  wirt- 
schaftlicherweise voraus  zu  beurteilenden  Be- 
darf vorhanden  und  verfügbar  sind"  (Phi- 
lippovich).  Es  mögen  Rohstoffe  sein,  die  von 
der  Natur  ohne  Zutun  des  Menschen  erzeugt 
sind  oder  Fabrikate,  d.  h.  vom  Menschen  ver- 
arbeitete Rohstoffe  (Naturstoffe).  Immer  ist  zur 
Erlangung  wirtschaftlicher  Sachgüter  irgend- 
welche menschliche  Arbeit,  sei  es  eigene  oder 
fremde,  mit  oder  ohne  Entgelt  erforderlich. 

c)  Unkörperliche  Güter  (res  incorporales 
des  römischen  Rechts).  Es  sind  dies  Ver- 
hältnisse zu  Personen  oder  Sachen  und  die  sich 
daraus  ergebenden  Rechte,  die  vielfach  ebenso 
wie  Sachgüter  abgeschätzt  werden  können.  Es 
sei  hier  nur  erinnert  an  den  Verkauf  eines  ange- 
sehenen Geschäftshauses,  wo  für  die  Übernahme 
der  Kundschaft,  oder  als  noch  besseres  Bei- 
spiel, an  den  Verkauf  eines  Verlages,  wo  für 
die  Übernahme  der  Abonnenten  und  Mitarbeiter 
einer  Zeitung  oder  Zeitschrift  hohe  Preise  ge- 
zahlt werden.  Wird  das  Blatt  veräussert,  so 
wird  bei  Festsetzung  des  Kaufpreises  das  Ver- 
hältnis zu  Inserenten  und  Leserkreis  und  dem 
bewährten  Stamm  der  durch  Vereinbarungen 
verpflichteten  Mitarbeiter  in  Berücksichtigung 
gezogen,  d.  h.  der  Erwerber  muss  dafür,  dass 


ihm  das  Recht  eingeräumt  wird,  in  die  be- 
stehenden Verträge  einzutreten,  eine,  je  nach 
den  Umständen  bemessene  grössere  oder  ge- 
ringere Summe  entrichten. 

Ein  ähnliches  Verhältnis  besteht  auch  beim 
Verkauf  von  Apotheken:  Der  Käufer  muss 
ausser  dem  Wert  der  Warenbestände  und  der 
Ladeneinrichtung  einen  Preis  für  das  Eintreten 
in  die  Konzessionsrechte,  für  Übernahme  der 
Kundschaft  entrichten. 

3.  Der  Wert. 

Unter  Wert  eines  Gutes  versteht  man  den 
Grad  der  Wertschätzung,  die  man  einem 
wirtschaftlichen,  zur  Befriedigung  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse  dienenden  Gut  beilegt.  Erst 
wenn"  Gut  und  Bedürfnis  vorhanden  ist  und 
zwei  oder  mehrere  Gegenstände,  welche  der 
Befriedigung  von  Bedürfnissen  dienen,  mit- 
einander verglichen  werden,  entsteht  der  Wert, 
„die  Marke,  welche  alle  wirtschaftlichen  Dinge 
kennzeichnet". 

Da  die  Schätzung  durch  verschiedene  Men- 
schen naturgemäss  sehr  verschieden  ausfallen 
wird,  so  müsste  man  einem  Gegenstande  un- 
zählige Werte  beimessen.  Da  dies  jedoch  aus 
mannigfachen  Gründen  sehr  unpraktisch  und 
unzweckmässig  wäre,  so  hat  man  sich  daran 
gewöhnt,  unter  „Wert"  den  allgemein  aner- 
kannten Wert  zu  verstehen,  der  Gebrauchs- 
wert oder  Tauschwert  sein  kann. 

Der  Gebrauchs-  oder  Nützlichkeits- 
wert bezeichnet  das  Mass  der  Fähigkeit,  Be- 
dürfnisse zu  befriedigen.  Er  wird  um 
so  höher  sein,  je  gebrauchsfähiger  sich  das 
Gut  für  die  Bedürfnisbefriedigung  erweist  und 
je  dringender  das  Bedürfnis  ist,  das  gestillt 
werden  soll.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  der 
Gebrauchswert  eines  Gutes  nicht  an  allen  Orten 
und  zu  allen  Zeiten  der  nämliche  ist,  son- 
dern je  nach  den  Zwecken,  denen  das  Gut 
dient,  und  je  nach  dem  Gebrauche,  den  eine 
grössere  oder  kleinere  Zahl  Personen  davon  zu 
machen  versteht,  Schwankungen   unterliegt. 

Unter  Tausch-  oder  Verkehrswert  ver- 
steht man  das  Mass  der  Fähigkeit  eines  Gutes, 
ein  anderes  Gut  oder  andere  Güter 
dafür  zu  erlangen,  einzutauschen.  Vorbe- 
dingungen des  Tauschwertes  sind: 

1.  der  Gebrauchswert.  Einen  Gegenstand, 
der  keine  Brauchbarkeit  für  unsern  Bedarf  be- 
sitzt, wird  natürlich  niemand  gegen  ein  anderes 
Gut  eintauschen  wollen; 

2.  die  Möglichkeit,  ein  Gut  zu  über- 
tragen; 
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3.  ein  gewisser  Grad  von  Seltenheit.  Je 
seltener  ein  Gegenstand  ist  und  je  schwieriger 
sich  somit  seine  Beschaffung  gestaltet,  desto 
höher  wird  sein  Tauschwert  sein. 

Der  Tauschwert  ist  ein  Unterwert  des  Ge- 
brauchswertes. Nicht  alle  Güter,  welche 
Gebrauchswert  haben,  besitzen  Tauschwert. 
Er  ist  nicht  vorhanden,  wenn  die  Güter  nicht 
übertragbar  sind,  wie  Titel,  Ehrenrechte,  klima- 
tische Verhältnisse,  oder  wenn  sie  ohne  Mühe 
erlangt  werden  können.- 

Die  Höhe  des  Tauschwertes  ist  abhängig 
vom  Gebrauchswert  des  Tauschgutes,  von  der 
Schwierigkeit  seiner  Erlangung  und  von  seiner 
Seltenheit. 

Mit  Affektions-  oder  Liebhaberwert 
bezeichnet  man  den  Wert,  der  nicht  bemessen 
wird  nach  dem  Grade  der  Brauchbarkeit  des 
Gutes,  sondern  nach  der  für  den  Gegenstand 
gehegten  Vorliebe.  So  wird  z.  B.  ein  ererbter 
oder  geschenkter  Gegenstand  von  dem  Besitzer 
vielfach  weniger  wegen  seines  Nutzens  als 
wegen  der  lieben  Erinnerungen,  die  sich  daran 
knüpfen,  geschätzt  werden.  Einen  Liebhaber- 
wert besitzen  ferner  mitunter:  Briefmarken,  alte 
Bücher,  Kunstwerke,  Schmuckgegenstände  usw. 

Je  nach  dem  Werte,  den  ein  Gut  für  eine 
bestimmte  Person  unter  bestimmten  Umstän- 
den oder  je  nach  dem  Werte,  den  eine  Güler- 
art  nach  allgemeinem  Dafürhalten  für  die 
Gesamtheit,  fürs  Volk  hat,  unterscheidet 
man  den  konkreten,  individuellen  Wert 
—  auch  Sonderwert  genannt  —  und  den 
abstrakten,  gemeinen  Wert  —  Gattungs- 
wert nennt  ihn  Adolf  Wagner. 

Verwandt  hiermit  ist  die  durch  Neumann 
und  V.  Böhm-Bawerk  erfolgte  Einteilung  in 
objektiven  und  subjektiven  Wert.  „Jener 
ist  die  anerkannte  Tüchtigkeit  eines  Gutes  zur 
Herbeiführung  irgend  eines  einzelnen  äusseren 
Erfolges,  dieser  die  praktische  Bedeutung,  die 
ein  Gut  für  den  Interessenkreis  eines  be- 
stimmten Subjekts  dadurch  erlangt,  dass 
dieses  sein  Wohlbefinden  in  irgend  einem 
Stücke  vom  Besitze  des  Gutes  abhängig  weiss." 

Beispiel:  Objektiv  betrachtet  ist  ein  Hundert- 
marifschein  soviel  wert  als  ein  anderer.  Für  das  ein- 
zelne Subjekt  (Millionär,  armer  Mann)  besitzt  er 
aber  einen  ganz  verschiedenen  Wert. 

Die  Erläuterung  der  Begriffe  „Geld"  und 
„Preis"  erfolgt  im  Abschnitt:  „Geld". 

4.  Einkommen  und  Vermögen. 

Einkommen  ist  die  Summe  aller  wirtschaft- 
lichen Güter,  welche  in  regelmässiger  Wieder- 


kehr einem  Wirtschaftenden  in  einer  Wirt- 
schaftsperiode zur  Verfügung  stehen. 

Vermögen  ist  die  Summe  aller  wirtschaft- 
lichen Güter,  welche  sich  über  den  Bedarf 
der  laufenden  Wirtschaftsperiode  hin- 
aus im  Eigentum  eines  einzelnen  Menschen 
(physischen  Person)  —  Privat  vermögen  — • 
oder  einer  Vereinigung  von  Menschen  — (ju- 
ristischen Person)  —  Gesellschafts-,  Ge- 
meinde-, Staats-,  Volksvermögen  —  be- 
finden. 

Nach  der  Bestimmung  und  späteren  Ver- 
wendung des  Vermögens  unterscheidet  man: 
Genussvermögen  und  Produktiv-(Erwerbs-)Ver- 
mögen. 

Als  Genussvermögen  werden  diejenigen 
Güter  bezeichnet,  welche  zu  unmittelbarer  Be- 
dürfnisbefriedigung dienen.  Dies  kann  ge- 
schehen : 

a)  durch  sofortige  Konsumtion  (Aufzeh- 
rung), das  sind  z.  B.  die  Lebensmittel.  Das 
Genussvermögen  ist  dann  Verbrauchs  ver- 
mögen, 

b)  durch  allmähliche  Konsumtion  in 
längerer  Benutzung,  Gebrauchs  vermögen  ge- 
nannt. Hierher  gehören  z.  B.  Hauseinrich- 
tungen, Fuhrwerke  usw., 

c)  ohne  Konsumtion:  Die  Güter  dienen 
zur  Befriedigung  eines  ideellen  Bedürfnisses. 
Man  spricht  dann  von  einem  Nutz  vermögen, 
wozu  z.  B.  Ziergärten,  Gemälde  und  Statuen 
zu  zählen  sind. 

Das  Produktivvermögen  oder  Kapital 
umfasst  diejenigen  Güter  oder  Geldwerte,  welche 
zur  weiteren  Produktion,  d.  h.  zur  Herstellung 
neuer  Güter  oder  zum  Gelderwerb  dienen. 
Es  ist  entweder  stehendes  (Anlage-)  oder 
umlaufendes  (Betriebs-)  Kapital. 

Das  Vermögen  ist  ferner  teils  Privat-,  teils 
Volksvermögen. 

Zu  letzterem  sind  auch  die  freien  Güter 
zu  rechnen,  d.  h.  die  unbeschränkt,  im  Über- 
fluss  vorhandenen  Naturgaben,  die  noch  nicht 
in  den  Besitz  eines  einzelnen  übergegangen 
sind  oder  nicht  übergehen  konnten,  und  die 
aus  diesem  Grunde  der  Gesamtheit  der  Bürger 
oder  den  Einwohnern  einer  bestimmten  Ge- 
gend zugute  kommen,  sei  es,  dass  sie  deren 
Einkommen  auf  diese  oder  jene  Weise  meh- 
ren, sei  es,  dass  sie  deren  Lebensgenuss  erhöhen. 
Erinnert  sei  hier  nur  an  die  grossen  Einnah- 
men aus  dem  Fremdenverkehr,  welche  die 
Schweiz  infolge  ihrer  Naturschönheiten,  Italien 
infolge  seiner  Kunstschälze  und  historischen 
Erinnerungen,  zahlreiche  in-  und  ausländische 
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Orte  infolge  ihrer  Heilquellen  usw.  alljährlich 
erzielen. 

Nach  der  relativen  Grösse  des  Einkommens 
einzelner  Personen  unterscheidet  man:  Reich- 
tum (Überfluss),  Wohlstand,  Auskommen, 
Dürftigkeit,  Armut  und  Mangel   (Elend). 

Von  Wohlstand  redet  man,  wenn  Bedürfnis 
und  Vermögen  und  Einkommen  im  harmonischen 
Verhältnis  stehen  und  auch  die  Möglichkeit  vor- 
handen ist,  einige  Ersparnisse  zu  machen.  Der 
Begriff  ist  natürlich  nach  Zeit,  Ort,  sozialer 
Stellung  des  Besitzenden  usw.  ebenso  dehnbar 
wie  der  des  Reichtums  und  der  der  andern 
Vermögens-  und  Einkommensabstufungen.  Reich 
nennt  man  jemanden,  der  ein  so  grosses  be- 
wegliches oder  unbewegliches  Kapital  besitzt, 
dass  das  Erträgnis,  das  er  daraus  ohne  oder 
mit  verhältnismässig  sehr  wenig  eigener  Arbeit 
gewinnt,  ihm  im  Überfluss  die  Mittel  zur  Be- 
friedigung seiner  gesteigerten  Bedürfnisse  ge- 
währt. Sinkt  das  Einkommen  unter  das  Mass, 
bei  dem  man  das  Wort  „Auskommen- 
finden" anwendet,  das  noch  gestattet,  den 
mittleren  Standes-  und  Landesbedürfnissen  ge- 
rechtzuwerden,so  spricht  man  von  Dürftigkeit. 
Der  Dürftige  kann  nur  einen  Teil  seiner  not- 
wendigen Bedürfnisse  befriedigen.  Identifiziert 
wird  Dürftigkeit  häufig  mit  Armut.  Doch 
wird  mit  letzterer  Bezeichnung  in  noch  höhe- 
rem Masse  das  Unvermögen,  aus  eigenen  Mit- 
teln die  notwendigsten  Bedürfnisse  zu  befrie- 
digen, ausgedrückt.  Bleibt  fremde  Hilfe  aus, 
dann  herrscht  Elend. 

5.  Die  Wirtschaft. 

Der  stete,  sich  immer  wieder  erneuernde 
Verbrauch  von  Gegenständen  der  Natur  zwingt 
den  Menschen,  in  allen  KuUur-  und  Lebens- 
verhältnissen zur  Befriedigung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  auf  die  entgeltliche  Beschaffung 
von  Gütern  bedacht  zu  sein.  Die  hierauf  ge- 
richtete Tätigkeit  bezeichnet  man  als  wirt- 
schaftliche Tätigkeit. 

Nicht  gleichbedeutend  mit  „wirtschaftlicher 
Tätigkeit"  ist  der  Begriff  Wirtschaft.  Hier- 
unter versteht  man  nicht  bloss  die  planmässig 
geordnete  Tätigkeit  des  Menschen,  welche  auf 
Güterbeschaffung,  sondern  auch  die,  welche 
auf  deren  Verwendung  und  Verteilung 
gerichtet  ist.  „Wirtschaftliche  Tätigkeit  ist  die 
Tätigkeit  für  eine,  nicht  in  einer  Wirtschaft, 
Wirtschaft  aber  ist  die  Organisation  der  Güter- 
verwendung. Die  Organisation  der  wirtschaft- 
lichen Tätigkeit,  der  Güterbeschaffung,  dagegen 
ist  heute  in   technischer  Beziehung  der  „Be- 


trieb", in  wirtschaftlicher  Beziehung  die  „Un- 
ternehmung" (Carl  Johannes  Fuchs). 

Vor  der  Anschaffung  von  Gütern  wird  jeder  er- 
wägen, ob  der  Mühe-  und  Güteraufwand,  der  hierfür 
erforderlich  ist,  auch  im  richtigen  Verhältnis  zu  dem 
Wert  der  Güter  steht.  Jeder  wird  bestrebt  sein,  die 
darauf  zu  verwendende  Tätigkeit  und  die  dagegen  hin- 
zugebenden Güter  möglichst  gering  zu  bemessen. 
Dieses  Prinzip  gilt  für  alle  Gebiete  menschlicher  Tätig- 
keit. Auf  keinem  aber  äussert  es  sich  in  dem  Masse, 
mit  solcher  Ausschliesslichkeit,  wie  auf  wirtschaftHchem 
Gebiet,  so  dass  es  geradezu  den  Namen  des  wirt- 
schaftlichen oder  ökoilomischen  Prinzipes  er- 
halten hat. 

Als  Wirtschaf  tseinheiten  bezeichnet  Phi- 
lipp o  vi  ch  „jene  einzelnen  physischen  Per- 
sonen, oder  jene  Mehrheiten  von  Personen, 
deren  Wille  und  Bedürfnisse  massgebend  sind 
für  die  Leitung  der  Wirtschaft".  Zu  unter- 
scheiden sind:  Einzelwirtschaft  und  Ge- 
mein- oder  Kollektivwirtschaft.  Mit  je- 
nem Begriff  bezeichnet  man  in  der  Regel  eine 
Wirtschaft,  welche  auf  eigene  Rechnung, 
mit  diesem  eine  Wirtschaft,  welche  auf  Rech- 
nung mehrerer  Personen  geführt  wird. 
Mit  andern  Worten:  Bei  der  Einzelwirtschaft 
ist  eine  einzelne,  bei  der  Gemeinwirtschaft  eine 
Mehrheit  von  Personen  Träger  der  Wirtschaft. 

Privat-,  Volks-,  Weltwirtschaft.  Wie 
man  mit  Privatwirtschaft  die  wirtschaftliche 
Tätigkeit  eines  einzelnen,  so  bezeichnet  man 
mit  Volkswirtschaft  die  Wirtschaft  eines 
Volkes  und  mit  Weltwirtschaft  die  Wirt- 
schaft der  gesamten  Menschheit.  Nicht  nur 
die  einzelnen  Individuen,  sondern  auch  die 
Völker  in  ihrer  Gesamtheit  treten  einander 
näher,  um  Güter  vorteilhaft  auszutauschen 
(Weltausstellungen,  Post-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsverträge), den  Verkehr  zu  erleichtern  (Bau 
von   Eisenbahnen  und  Kanälen)  usw. 

6.  Das  Wesen  der  Volkswirtschaft. 

Die  Volkswirtschaft  wird,  analog  den  von 
„Wirtschaft"  gegebenen  Definitionen,  in  der 
Regel  definiert  als  diejenige  Tätigkeit  eines 
politisch  selbständigen  Volkes,  welche  darauf 
gerichtet  ist,  den  Güterbedarf  aller  seiner  An- 
gehörigen zu  decken.  „Sie  entsteht  zugleich 
mit  dem  Volke.  Weder  ist  sie  von  Menschen 
erfunden,  noch  von  Gott  übernatürlich  gelehrt, 
sondern  ein  natürliches  Produkt  der  Anlagen 
und  Triebe,  welche  den  Menschen  zum  Men- 
schen machen"  (Röscher). 

Bei  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  wird 
von  Schäffle  und  Ad.  Wagner  neben  dem 
privatwirtschaftlichen  System  =  spezielle  Ent- 
geltlichkeit  von    Leistung  und   Gegenleistung 
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und  dem  gemeinwirtschaftlichen  System  mit 
seiner  bloss  generellen  Entgeltlichkeit,  auch  noch 
ein  drittes,  das  karitative  System  —  unentgelt- 
liches Geben  und  Empfangen  —  unterschieden. 

a)  Das  privatwirtschaftliche  System: 
Jeder  sorgt,  unabhängig  von  den  anderen,  aus- 
schliesslich für  sich  und  die  Seinen,  d.  h.  für 
die  Befriedigung  seiner  und  der  Seinen  Bedürf- 
nisse. Der  einzelne  erwägt  genau,  ob  der 
Nutzen,  den  er  zieht  aus  dem,  was  er  empfängt, 
der  geforderten  Leistung  gemäss  ist.  Folge- 
richtig müsste  der,  welcher  überhaupt  nichts 
produziert  oder  der,  welcher  etwas  produziert, 
was  ihm  die  anderen  nicht  abnehmen  wollen, 
elend  zugrunde  gehen. 

b)  Das  gemeinwirtschaftliche  System: 
Streng  durchgeführt,  müssten  die  Bürger  ge- 
meinschaftlich wohnen  und  gemeinschaftlich 
beköstigt  werden,  Rang-  und  Standesunter- 
schiede in  Wegfall  kommen.  Die  Höhe  und 
Art  der  Produktion  des  einzelnen  müsste  sche- 
matisch geordnet  werden. 

c)  Das  karitative  System:  Jeder  überlässt 
„auf  widmungswirtschaftlichem  Wege"  das,  was 
er  über  den  Bedarf  hinaus  produziert,  durch 
Schenkung  seinen  Mitmenschen. 

Eine  praktische  Verwirklichung  mit  allen 
Konsequenzen  hat  bisher  weder  das  eine  noch 
das  andere  dieser  drei  Systeme  gefunden.  Wohl 
aber  können  wir  eine  Kombination  dieser 
drei  Prinzipien  erkennen:  Wenn  auch  ein  jeder 
selbst  für  Beköstigung,  Kleidung  und  Wohnung 
zu  sorgen  hat,  so  ist  neben  dieser  Eigen- 
wirtschaft doch  noch  immer  ein  gut  Stück 
Gemeinwirtschaft  in  der  Familie,  ferner  in 
der  Gemeinde  und  im  Staat  —  Sicherheit, 
Rechtsschutz,  Unterrichtswesen  usw.  —  zu 
finden.  Nicht  minder  gross  als  das  privat- 
wirtschaftliche und  gemeinwirtschaftliche  ist 
das  karitative  Moment,  in  dem  das  Gefühl  der 
aufopfernden  Liebe  und  Uneigennützigkeit  zum 
Ausdruck  kommt. 

Eigennutz  und  Gemeinsinn  stehen  sich 
gegenüber.  Doch  das  Zusammenleben  der 
Menschen  zwingt  auch  den  selbstsüchtigsten, 
Tauschgeschäfte  zu  machen,  und  auf  diese 
Weise  mit  seinen  Mitmenschen  in  Verkehr  zu 
treten.  Daher  ist  die  Volkswirtschaft  kein  Krieg 
allergegenalle,  kein  N  eben  einander-sondernein 
Miteinanderwirken.  Das  Wohl  des  einzelnen 
hängt  in  hohem  Masse  von  dem  Wohlergehen 
seiner  Mitmenschen,  ja  das  einer  ganzen  Er- 
werbsklasse häufig  von  dem  Wohlergehen  einer 
andern  Erwerbsklasse  ab.  Diewichtigsten  gleich- 
zeitigen Vorgänge  bedingen  einander  wechsel- 


seitig. „Kein  blühender  Ackerbau  ist  möglich 
ohne  blühenden  Gewerbefleiss;  aber  auch  um- 
gekehrt, die  Blüte  des  letzteren  hat  die  des 
ersteren  zur  Voraussetzung"  (Röscher). 

7.  Volkswirtschaftslehre,  Volkswirt- 
schaftspolitik und  Finanzwissenschaft. 

Die  Volkswirtschaftslehre,  auch  Nationalöko- 
nomie, Politische  Ökonomie  oder  Sozialöko- 
nomie genannt  —  Ökonomie  abgeleitet  von: 
oixog  =  Haus  und  vö^oq  =  Gesetz,  Lehre 
—  ist  die  Wissenschaft,  welche  sich  mit  der 
Wirtschaft  des  Volkes,  des  Staates  und  der 
menschlichen  Gesellschaft  überhaupt  be- 
schäftigt und  zur  Erkenntnis  der  Gesetze  führen 
soll,  nach  denen  das  Wirtschaftsleben  der  Völ- 
ker sich  ordnet  und  gestaltet.  Die  National- 
ökonomie ist  eine  Erfahrungswissenschaft.  Ihre 
wichtigsten  Hilfswissenschaften  sind:  Ge- 
schichte, Rechts-  und  Staatswissenschaft  und 
Technologie. 

Eingeteilt  wird  die  Nationalökonomie  in 
drei  grosse  Gebiete: 

1.  die  allgemeine  oder  theoretische  National- 
ökonomie, Volkswirtschaftslehre  genannt, 

2.  die   spezielle    oder    praktische   National- 
ökonomie, die  Volkswirtschaftspolitik  und 

3.  die  Finanzwissenschaft. 

Die  Volkswirtschaftslehre  prüft  die  ver- 
schiedenen Vorgänge  und  Einrichtungen  des 
Wirtschaftslebens  auf  ihre  Ursachen  und 
Wirkungen.  Sie  erforscht  ihre  Entstehung 
und  ihren  Verlauf  und  untersucht,  was  ist, 
warum  ist  es  und  wie  ist  es  so  geworden? 
Auf  dem  Wege  der  Beobachtung  sammelt  sie 
die  allgemeinen  Regeln,  welchen  die  Erzeu- 
gung (Produktion),  der  Umlauf  (Zirkulation), 
die  Verteilung  (Distribution)  und  der  Ver- 
brauch (Konsumtion)  der  Güter  unterworfen 
sind. 

Die  Ergebnisse  findet  sie  durch  die  beiden 
Hauptmethoden  der  Forschung,  durch  Deduk- 
tion oder  durch  Induktion  oder  durch  Anwen- 
dung beider  Methoden.  Eine  Deduktion 
liegt  vor,  wenn  man  von  bewiesenen  oder  keines 
Beweises  bedürftigen  Sätzen  ausgehend,  aus  dem 
Allgemeinen  in  logischer  Weise  das  Besondere 
folgert.  So  kann  man  (Kleinwächter)  auf  deduk- 
tivem Wege  z.  B.  zu  nachstehender  Schluss- 
folgerung kommen:  Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
jeder  Körper,  den  man  in  die  Hand  nimmt, 
beim  Loslassen  zu  Boden  fällt.  Der  Gegenstand, 
den  ich  in  der  Hand  halte,  ist  ein  Körper.  Ergo 
muss  auch  dieser  Gegenstand,  wenn  ich  ihn 
loslasse,  zu  Boden  fallen.  —  Eine  Induktion 
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liegt  vor,  wenn  man  auf  Grund  häufiger  Erfahrung 
(Empirie)  oder  Experimente  oder  auf  Grund 
des  durch  Geschichte,  Statistik  oder  Enqueten 
gegebenen  Beobachtungsmaterials  aus  dem 
Besonderen  das  Allgemeine  folgert.  Bleiben 
wir  bei  dem  obigen  Beispiel :  Wer  verschiedene 
Gegenstände  nacheinander  in  die  Hand  genom- 
men und  dabei  beobachtet  hat,  dass,  wenn  sie 
losgelassen  werden,  zur  Erde  fallen,  gelangt 
auf  induktivem  Wege  zu  dem  Ergebnis:  Jeder 
Körper,  der  nicht  in  seiner  Lage  festgehalten 
wird,  fällt  zu  Boden. 

Richtige  Folgerungen  zu  ziehen  aus  der  Geschichte 
und  Statistik  wird  in  der  Regel  nur  dem  möglich  sein,  der 
einen  Blick  für  das  Praktische  besitzt  und  mit  den  ein- 
schlägigen Verhältnissen  vertraut  ist.  Als  Beweis  da- 
für, dass  sich  aus  einer  Statistik,  wenn  die  Zahlen 
tendenziös  zusammengestellt  werden,  alles  herauslesen 
lässt,  erzählt  Carey  folgende  Anekdote:  Ein  amerika- 
nischer Regierungsbeamter  erhielt  den  Auftrag,  be- 
stimmte statistische  Tabellen  anzufertigen.  Als  er 
fragte,  welcher  Partei  Behauptungen  er  damit  beweisen 
solle,  erhielt  er  die  Antwort:  ,, Können  Sie  denn  die  Be- 
hauptungen beider  Parteien  beweisen?",  worauf  dieser 
dann  erwiderte:  „Gewiss,  beide  gleich  gut." 

Im  Gegensatz  und  doch  wieder  in  enger 
Berührung  mit  der  theoretischen  Volkswirt- 
schaftslehre stehen  die  beiden  praktischen 
Gebiete  der  Nationalökonomie:  Die  Volks- 
wirtschaftspolitik und  die  Finanzwissenschaft. 
Sie  lehren  die  Grundsätze,  nach  denen  der 
Staat  und  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
auf  Grund  der  von  der  Volkswirtschaftslehre 
aufgedeckten  Tatsachen,  je  nach  Umständen, 
am  zweckmässigsten  zu  handeln  haben. 

Während  die  Wirtschaftslehre  untersucht, 
„was  ist,  warum  ist  es  und  wie  ist  es  so  ge- 
worden ?",  ist  es  Aufgabe  der  Wirtschafts  p  o  1  i  t  i  k , 
die  Lehren  der  theoretischen  Nationalökonomie 
zu  verwirklichen  und  die  Frage  zu  beantworten, 
„was  soll  sein  und  wie  soll  es  sein?"  Was 
hat  Staat  und  Gemeinde  zu  tun,  um  allen 
ihren  Gliedern  wenigstens  das  Minimum  äusserer 
Kultur,  das  „Existenzminimum",  das  menschen- 
würdige Dasein,  d.  h.  ausreichende  Nahrung 
und  gesunde  Wohnung  zu  schaffen  ?  —  Mittel 
und  Wege  hierzu  zu  finden,  die  vorhandenen 
Schäden  zu  beseitigen  und  damit  bessere  Zu- 
stände zu  erreichen,  ist  die  vornehmste,  zu 
allen  Zeiten  und  an  allen  Orten  gleichbleibende 
Aufgabe  der  Wirtschaftspolitik. 

Die  Wirtschaftspolitik  der  Staaten  kann  sein 
eine  Wirtschaftspolizei,  insofern  sie  auf  ihre 
Bürger  einen  Z  wang  ausübt —  Gewerbe-,  Forst-, 
Feldpolizei  usw.  —  oder  eine  Wirtschafts- 
pflege, insofern  sie  Hindernisse,  welche  der 
Wirtschaftsfreiheit  entgegenstehen,  beseitigt  und 


j  den  privaten  Einzelwirtschaften  Anregungen 
gibt  und  Unterstützungen  zuteil  werden  lässt. 

Nach  den  verschiedenen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens gliedert  sich  die  Wirtschaftspolitik 
in  eine  Nationalökonomie  der  Urproduktion 
oderRohstoffgewinnung  — Ackerbau,  Forst- 
wesen, Fischerei,  Bergbau  — ,  der  Rohstoff- 
verarbeitung—  Gewerbe  —  und  der  Güter- 
verteilung und  Güter  Versendung —  Handel 
und  Verkehrswesen. 

Die  Finanzwissenschaft,  das  zweite 
grosse  Gebiet  der  praktischen  Nationalöko- 
nomie im  weiteren  Sinne  des  Wortes,  ist  die 
Lehre  vom  öffentlichen  Haushalt.  Sie 
lehrt  die  Grundsätze,  nach  denen  Staat,  Kreis 
und  Gemeinde  sich  die  zur  Erreichung  ihrer 
Zwecke  notwendigen  Mittel  durch  Steuern  usw. 
am  zweckmässigsten  verschaffen.     Sie  zerfällt: 

1.  in  die  Lehre  von  den  Ausgaben, 

2.  in  die  Lehre  von  den  Einnahmen  und 

3.  in  die  Lehre  von  den  Beziehungen  zwi- 
schen Ausgaben  und  Einnahmen. 

Wichtigkeit  der  volkswirtschaftlichen 
Bildung.  Ist  auch  die  Volkswirtschaftslehre 
eine  der  jüngsten  Wissenschaften,  so  steht  sie 
doch  an  Wichtigkeit  den  andern  nicht  nach. 
Nicht  gibt  sie  uns  Anweisungen,  wie  man 
sät  und  erntet,  wie  man  Metalle  bearbeitet  oder 
Münzen  prägt,  wohl  aber  zeigen  uns  ihre  Ge- 
setze z.  B.,  „unter  welchen  allgemeinen  Be- 
dingungen eine  Arbeit  produktiv  ist,  welches 
der  Nutzen  des  Kapitals  ist,  welche  Ursachen 
den  Geldwert  erhöhen  oder  vermindern,  welche 
soziale  Faktoren  auf  die  Steigerung  oder  die 
Abnahme  des  Einkommens  und  der  Gewinne 
Einfluss  üben,  welche  Umstände  für  die  Höhe 
des  Kapitalzinsfusses  massgebend  sind"  (Leroy- 
Beaulieu). 

Von  besonders  hohem  Wert  ist  die  Volks- 
wirtschaftslehre und  die  Kenntnis  ihrer  Gesetze 
für  den  Kaufmann  und  den  Industriellen. 
Gibt  sie  ihm  doch  Aufklärung,  in  welchem 
Zusammenhange,  in  welchen  Wechselbeziehun- 
gen seine  Tätigkeit  mit  dem  gesamten  Wirt- 
schaftsleben steht,  wie  durch  Arbeitsteilung  die 
einzelnen  Berufszweigesich  entwickelt  haben  usw. 
Durch  diese  Beschäftigung  mit  der  Wissenschaft 
wird  nicht  nur  die  Berufsfreudigkeit  er- 
höht, sondern  der  nationalökonomisch  ge- 
schulte Kaufmann  wird  auch  aus  den  Kennt- 
nissen, die  er  sich  angeeignet  hat,  mancherlei 
praktischen  Nutzen  ziehen.  Er  wird,  um 
nur  das  eine  Beispiel  zu  erwähnen,  die  An- 
zeichen einer  herannahenden  Krisis  in  der  Regel 
weit  eher  erkennen  als   seine  Berufskollegen, 
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welche  sich  nicht  mit  Nationalökonomie  und 
Wirtschaftsgeschichte  beschäftigt  haben,  und  er 
wird  infolge  dieser  Erkenntnis  dementsprechende 
Dispositionen  treffen. 

Das  Gebiet  der  Nationalökonomie  ist  nun 
so  umfangreich,  dass  bei  dem  knappen  zur 
Verfügung  stehenden  Räume  die  Verfasser 
bei  der  Darstellung  sich  grösstmögliche  Be- 
schränkung auferlegen  mussten.  Mögen  die 
Anregungen,  die  hier  gegeben  werden,  und  in 
das  Studium  der  Nationalökonomie  einführen 
sollen,  zahlreiche  Leser  veranlassen,  sich  weiter 
in  den  Gegenstand  zu  vertiefen!  Die  Mehrzahl 
der  im  folgenden  Abschnitt  angegebenen  Werke 
dürfte  in  jeder  grösseren  kaufmännischen  Biblio- 
thek vorhanden  sein. 

8.  Literatur. 

Von    der   überaus  zahlreichen  nationalöko- 
nomischen Literatur  sollen  nur  einige  wenige 
für  den  Kaufmann    hauptsächlich    in  Betracht 
kommende  Werke  genannt  werden. 
A.   Kurze  Lehrbücher. 

A.  Adler,  Leitfaden  der  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig 
1900. 

H.  Belohlawek,  Orundzüge  der  Volkswirtschafts- 
lehre, Stuttgart  1890. 

R.  van  der  Borght,  Finanzwissenschaft,  Leipzig  1902. 

J.  Conrad,  Grundrisse  zum  Studium  der  politischen 
Ökonomie,  Jena  1901. 

Luigi  Cossa,  Die  ersten  Elemente  der  Wirtschafts- 
lehre, Freiburg  i.  B.  1896. 

AdolfDamaschke,  Geschichte  der  Nationalökonomie, 
Jena  1905. 

TheodorEheberg,  Finanzwissenschaft,  Leipzig  1903. 


Eugen  Fridrichowicz,  Kurzgefasste  Kompendien 
der  Staatswissenschaften,  Berlin  1904. 

Carl  Johannes  Fuchs,  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig 
1902. 

Max  Haushofer,  Grundzüge  der  politischen  Öko- 
nomie, Berlin   1902. 

Carl  Jentsch,  Grundbegriffe  und  Grundsätze  der 
Volkswirtschaft,  Leipzig  1895. 

Friedrich  Kleinwächter,  Lehrbuch  der  National- 
ökonomie, Leipzig  1902. 

Lehr-Neuburg,  Politische  Ökonomie,  München  1899. 

Paul  Leroy-Beaulieu,  Grundriss  der  Nationalöko- 
nomie, Frankfurt  a.  M.   1896. 

Wilhelm  Neurath,  Elemente  der  Volkswirtschafts- 
lehre, Leipzig  1903. 

GeorgObst,  Geld-,  Bank- u.  Börsenwesen,  Leipzigl903. 

Quaritsch,  Kompendium  der  Nationalökonomie,  Leipzig 
1901. 

Hugo  Schober,  Katechismus  der  Volkswirtschafts- 
lehre, Leipzig  1896. 

B.  Umfassende  Lehrbücher. 

Gustav  Cohn,  System  der  Nationalökonomie,  Leipzig 
1885—98. 

Eugen  von  Philippovich,  Grundriss  der  Politischen 
Ökonomie,  Leipzig  1899. 

Wilhelm  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft, 
Stuttgart. 

Gustav  Schmoller,  Grundriss  der  allgemeinen  Volks- 
wirtschaftslehre, Leipzig  1900 — 04. 

Gustav  von  Schönberg,  Handbuch  der  Politischen 
Ökonomie  (unter  Mitwirkung  zahlreicher  Fachgelehr- 
ter), Tübingen  1896—98. 

Adolph  Wagner,  Grundlegung  der  politischen  Öko- 
nomie, Leipzig  1892. 

Derselbe,  Finanzwissenschaft,  Leipzig  1892. 

C  Wörterbücher. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  herausge- 
geben von  Conrad,  Elster,  Lexis  und  Loening, 
Jena  1898—1900. 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  herausgegeben  von 
L.  Elster,  Jena  1898. 


A.  Geschichte  der  Nationalökonomie. 


1.  Klassisches  Altertum. 

Eine  systematische,  d.  h.  eine  einheitlich  ge- 
gliederte Behandlung  wirtschaftlicher  Fragen 
und  Erscheinungen  gab  es  im  Altertum  und 
auch  am  Ende  des  Mittelalters  noch  nicht. 
Sie  war  der  neueren  Zeit  vorbehalten.  Das 
geringe  Verständnis  für  wirtschaftliche  Fra- 
gen und  damit  zusammenhängend  die  verhält- 
nismässig seltene  Beschäftigung  mit  ihnen  hat 
seinen  Grund  wohl  darin,  dass  die  freien  Bür- 
ger sich  hauptsächlich  mit  Politik  und  Heeres- 
dienst beschäftigten  und  für  Wirtschaftsange- 
legenheiten wenig  Zeit  übrig  hatten.  Die  Regel 
bildete  die  geschlossene  Hauswirtschaft,  d.  h. 
die  Wirtschaftsform,  bei  der  fast  alle  zur  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse  notwendigen  Ge- 


genstände im  eigenen  Haushalt  durch  Sklaven 
erzeugt  wurden.  Auf  Erwerb  gerichtete  Tätig- 
keit, mit  Ausnahme  des  Ackerbaus,  galt  als  un- 
rühmlich und  als  eines  freien  Mannes  unwürdig. 

Nichtsdestoweniger  finden  wir,  besonders 
im  alten  Griechenland,  mehrere  wirtschaft- 
liche Fragen,  allerdings  ohne  Erkennen  des 
inneren  Zusammenhanges,  behandelt.  Neben 
Plato  (429-  348  v.  Chr.,  Schrift  „Vom  Staat") 
sind  vor  allem  Aristoteles  und  Xenophon 
zu  nennen,  welche  u.  a.  über  das  Wesen  des 
Reichtums,  die  Güterverteilung,  die  Natur  des 
Geldes  und  Zinses,  die  Sklaverei  usw.  sich  aus- 
gelassen haben. 

Von  den  volkswirtschaftlichen  Anschauungen 
der  alten  Rom  er  gibt  uns  Atr  corpus  juris  civilis 
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ein  gutes  Spiegelbild.  Wirtschaftliche  Fragen 
—  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  —  wur- 
den ferner  behandelt  von  Cicero  —  Werk 
„Über  die  Pflichten"  —  von  Seneca  und 
Plinius  dem   Älteren. 

2.  Mittelalter  und  neuere  Zeit. 

Die  immer mehrdurchdringendeLehre Christi, 
welche  den  rücksichtslosen  Egoismus  verur- 
teilte und  Liebe  und  Entsagung  predigte,  die 
Gleichheit  aller  verkündigte,  Sklaverei  und  Un- 
freiheit abschaffen  wollte,  andererseits  aber  auch 
lehrte,  dass  Arbeit  keine  Schmach  sei  —  diese 
neue  Lehre  konnte  auch  auf  das  Wirtschafts- 
leben der  damaligen  Zeit  nicht  ohne  Einfluss 
bleiben. 

Theologen  —  Thomas  von  Aquino(t  1274), 
Nicolaus  Oresmius  (fl372).  Bernhardin  von 
Siena  (f  1444)  —  waren  es  in  erster  Linie, 
welche  sich  auf  Basis  der  christlichen  Lehre 
mit  wirtschaftlichen  Fragen  beschäftigten  und 
wirtschaftliche  Ideen  formulierten.  Besonders 
der  Münz-  und  Zinsfrage  wurde  eingehende 
Beachtung  geschenkt.  Viel  erörtert  wurde,  ob 
es  berechtigt  sei,  Zinsen  zu  fordern  oder  ob 
dies  nicht  durch  den  Satz  „mutuum  date  nihil 
inde  sperantes"  verboten  sei. 

Die  Theorien,  welche  der  französische  Bi- 
schof Nikolaus  Oresmius  in  einem  um- 
fangreichen Werk  über  Geld-  und  Münzwesen 
aufgestellt  hatte,  wurden,  speziell  von  Italie- 
nern, weiter  ausgebaut.  Zu  nennen  ist  hier 
in  erster  Linie  der  Neapolitaner  Antonio 
Serra  und  sein  1613  erschienenes,  berühmtes 
Werk  „Über  die  Art,  den  Staaten,  welche  des 
Goldes  und  Silbers  von  Natur  entbehren,  sol- 
ches im  Überfluss  zu  verschaffen." 

Gewaltige  Umwälzungen  am  Ende  des  Mit- 
telalters, insbesondere  auch  die  beiden  grossen 
welthistorischen  Ereignisse:  Die  Auffindung 
des  Seeweges  nach  Indien  und  die  Ent- 
deckung Amerikas,  boten  der  wissenschaft- 
lichen Forschung  neue  Gesichtspunkte  und 
zwangen  die  Schriftsteller  des  1 6.  Jh.  gewisser- 
massen,  sich  eingehend  mit  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  der  Völker  zu  beschäf- 
tigen. 

3.  Das  Merkantilsystem. 

Im  16.  und  17.  Jh.  finden  wir  bei  vielen 
Staatsmännern  das  Streben,  den  Ackerbaustaat 
auch  zum  Handels-  und  Industriestaat  zu  ma- 
chen. Um  den  Reichtum  ihres  Landes  zu  meh- 
ren und  es  vom  Auslande  unabhängig  zu 
machen,  sind  sie  bemüht,  dem  Lande  eigenen 


Handel,  eigene  Schiffahrt,  eigene  Industrie 
zu  geben. 

Der  Reichtum  eines  Landes,  so  urteilte  man 
damals  allgemein,  besteht,  ebenso  wie  der  Reich- 
tum eines  einzelnen,  im  Besitz  von  Edel- 
metall und  Geld  als  der  flüssigsten  Form  des 
beweglichen  Kapitals.  Daher  sei  der  Vorrat 
an  Gold  und  Edelmetallen  zu  erhöhen.  Es 
könne  dies  erfolgen  durch  Verbot  ihrer  Aus- 
fuhr oder  Begünstigung  ihrer  Einfuhr  und  in- 
ländischen Gewinnung  (Bergbau  auf  Edelme- 
talle). 

Um  Gold  vom  Auslande  ins  Inland  ziehen 
zu  können,  müsse  dafür  gesorgt  werden,  dass 
ans  Ausland  mehr  verkauft  als  von  ihm  ge- 
kauft werde,  oder,  wie  man  es  ausdrückt,  dass 
die  Handels-  resp.  Zahlungsbilanz  stets  günstig 
(aktiv)  sei. 

Diejenigen,  welche  diese  Grundsätze  auf- 
stellten und  befolgten,  wurden  Merkantilisten, 
ihre  Lehre,  welche  in  allen  neuen  Staaten  zur 
Herrschaft  gelangte,  Merkantilsystem  (Mer- 
cantil  =  den  Handel  betreffend)  genannt. 

Zur  Erlangung  einer  günstigen  Handels- 
bilanz, dem  Hauptziel  des  Merkantilsystems, 
wurden  die  verschiedensten  Massregeln  ange- 
wendet. Die  einheimische  Ausfuhr  fertiger  Pro- 
dukte wurde  durch  Gewährung  von  staatlichen 
Unterstützungsgeldern,  Prämien,  angespornt. 
Die  Einfuhr  von  Rohprodukten  begünstigte 
man,  fremde  Fabrikate  jedoch  wurden  mit  so  ho- 
hen Einfuhrzöllen  belastet,  dass  ihre  Einfuhr 
so  gut  wie  ausgeschlossen  war.  Die  Anlegung 
von  Strassen  und  der  Bau  von  Kanälen  sollte 
gleichfalls  dem  Handelsverkehr  dienen.  Zum 
Transport  mussten  fast  ausschliesslich  Schiffe 
der  heimischen  Flagge  benutzt  werden. 
Handelskompagnien  wurden  errichtet  und  mit 
öffentlichen  Rechten  ausgestattet.  Der  Vermin- 
derung des  Geldbestandes  dienten  Ausfuhr- 
verbote von  Geld  und  Edelmetallen  und 
Bestimmungen  über  den  Münzfuss  der 
Geldarten. 

Die  Kolonien,  die  alle  grösseren  Staaten  zur 
Zeit  ihrer  Blüte  besassen,  mussten  ihre  Produkte 
und  Rohstoffe  an  das  Mutterland  senden  und 
auf  der  anderen  Seite  auch  wieder  alle  Fabrikate 
und  gewerblichen  Produkte  von  ihm  beziehen. 
Alle  gewerbliche  und  industrielle  Produktion 
war  den  Kolonien  verboten.  „Nicht  ein  Nagel 
zu  einem  Hufeisen  durfte  in  ihnen  fabriziert 
werden." 

Ebenso  wie  nach  aussen  hin,  war  auch  im 
eigenen  Lande  durch  verschiedene  Bestimmun- 
gen und  Rechte  die  freie  Konkurrenz  so  gut 
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wie  beseitigt.  Den  Interessen  der  Produzen- 
ten diente  die  Zunftverfassung,  auf  die 
später  noch  zurückzukommen  sein  wird.  Zum 
Nutzen  der  Konsumenten  wurden  „Schau- 
ämter" geschaffen,  welche  die  Waren  auf  ihre 
Güte  prüften  und  die  Preise  kontrollierten. 

Ebenso  wie  eine  Vermehrung  des  Geldes, 
wurde  auch  ein  Anwachsen  der  Bevöl- 
kerung als  im  Interesse  des  Staates  liegend 
erachtet.  Man  begünstigte  daher  die  Einwan- 
derung und  setzte  Belohnungen  auf  hohe  Kin- 
derzahl aus,  während  die  Auswanderung  er- 
schwert, ja  direkt  verboten  wurde. 

Anwendung  gefunden  hat  das  Merkantil- 
system zuerst  in  Spanien  durch  Karl  V.,  dann 
in  England  durch  Oliver  Cromwell,  wel- 
cher 1651  die  berühmte  „Navigationsacte" 
erliess,  welche  in  ihrer  erweiterten  Fassung 
vom  Jahre  1661  bestimmte,  dass  Ein-  und 
Ausfuhr  nach  den  englischen  Kolonien  durch 
englische  Schiffe  zu  erfolgen  habe,  dass  ferner 
kein  Schiff  zur  Küstenschiffahrt,  welche  bis- 
her hauptsächlich  von  Holländern  betrieben 
worden  war,  zuzulassen  sei,  welches  nicht  einem 
Engländer  gehöre  und  von  diesem  geführt 
werde  und  dessen  Bemannung  nicht  minde- 
stens zu  drei  Vierteln  aus  Engländern  be- 
stehe. Europäische  Waren  durften  nur  auf  Schif- 
fen des  Ursprungslandes  der  Waren,  ausser- 
europäische  Waren  nur  auf  englischen  Schif- 
fen nach  England  gebracht  werden. 

In  Frankreich  bildete  John.  Bapt.  Colbert 
als  Finanzminister  Ludwigs  XIV.  (1661  — 1683) 
dieses  Schutzzollsystem,  das  nach  ihm  auch 
als  Colbertismus  bezeichnet  wird,  systema- 
tisch und  erfolgreich  aus.  Nach  innen  hin 
wurden  Reglements  erlassen,  welche  die  arbei- 
tenden Bürger  in  weitgehendstem  Masse  be- 
vormundeten. Eine  heftige  Gegnerschaft  er- 
litt das  Merkantilsystem  in  Frankreich  nach 
Scheitern  der  Finanzoperation  des  Schotten 
John  Law,  des  Verfassers  der  Schrift  „Money 
and  Trade  considered"  (1705),  und  der  hier- 
aus entstandenen  ungünstigen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse. 

Gegen  die  Lehren  des  Merkantilsystems 
wendeten  sich  auch  die  Naturrechtslehrer  und 
Philosophen  des  17.  und  18.  Jh.,  vor  allem 
auch  Jean  Jacques  Rousseau,  welcher  es 
als  nicht  wünschenswert  bezeichnete,  dass  der 
einzelne  in  seinem  Wollen  und  Handeln  ein- 
geschränkt werde  und  dass  der  Staat,  der  ein 
„Vertrag  der  Individuen"  ist,  nur  da  eingreife, 
wo  es  sich  um  Sicherheit  der  Person  und  des 
Eigentums  handele.     Die  Übertragung   dieser 


individualistischen  Theorie  auf  das  volks- 
wirtschaftliche Gebiet  erfolgte  durch  die  Phy- 
siokraten  und  durch  Adam  Smith. 

4.  Das  physiokratische  System. 

Als  Gründer  des  physiokratischen  Systems 
pflegt  Frangois  Quesnay,  Leibarzt  Lud- 
wigs XV.  (f  1774),  genannt  zu  werden.  Aus- 
gangspunkt der  Lehre  ist  die  Anerkennung 
einer  natürlichen  Ordnung  (die  (pvaiq  [Na- 
tur] muss  xQatelv  [herrschen]),  der  „ordre  na- 
tareV\  welche  von  Gott  selbst  vorgeschrieben 
ist.  Die  Hauptquelle  des  Reichtums  einer  Na- 
tion ist  die  Natur.  Produktiv  ist  nur  die 
Landwirtschaft,  nur  sie  allein  schafft  neue 
Werte.  Der  Reinertrag  des  Grund  und  Bo- 
dens, der  „produit  net'  ist  die  Quelle  des 
Glücks  und  Wohlstandes,  nicht  das  Gold  oder 
Silber,  wie  die  Merkantilisten  lehren,  denn  die 
Menschen  können  hiermit  nicht  ihren  Hunger 
stillen,  sie  leben  nicht  vom  Golde,  sondern 
von  Gütern.  Aufgabe  des  Staates  muss  es 
sein,  den  produit  net  der  Bodenproduktion  auf 
eine  möglichst  grosse  Höhe  zu  bringen.  An 
Stelle  der  indirekten  Steuern  soll  nur  eine  ein- 
zige Steuer,  impöt  unique,  vom  Reinein- 
kommen, dem  produit  net  des  Landbaues,  er- 
hoben werden.  Hierdurch  würde  auch  das 
Einkommen  aller  andern  Stände  getroffen 
werden:  Was  auch  immer  besteuert  werde, 
alle  Steuern  trägt  der  Bauer. 

In  drei  Klassen  teilt  Quesnay  die  Bevöl- 
kerung: 

l.in  die  Grundeigentümer  {la  classe  des 
proprietaires),  welche  von  ihren  Pächtern 
den  Reinertrag  erhalten  und  neben  der  ober- 
sten Verwaltung  ihrer  Güter  als  vornehmste 
Klasse  ehrenamtlich  tätig  sein  sollen; 

2.  in  die  tätigen  Landwirte,  die  Pächter 
(la  classe  productlve),  welche  für  ihre  Arbeit 
nur  so  viel  erhalten,  als  sie  für  ihren  Le- 
bensunterhalt gebrauchen,  den  Überschuss 
des  Erwirtschafteten  aber  als  Pacht  abgeben 
müssen  und 

3.  in  die  unproduktive  Klasse  {la  classe 
sterile),  welche  keine  neuen  Werte  erzeugt, 
deren  Angehörige  nur  das  von  der  zweiten 
Klasse  Erzeugte  umformen  und  verteilen.  In- 
du-^trie  und  Handel  gehören  nach 
Quesnay  darum  auch  zu  dieser  Klasse. 
Ist  es    nach  Quesnay  oberstes   Prinzip  der 

Wirtschaftsordnung,  „die  grösstmögliche  Ver- 
mehrung der  Annehmlichkeiten  durch  grösst- 
mögliche Verminderung  der  Kosten  zu  erzie- 
len",   so   könne  dies  nicht  durch  einengende 
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Schranken  und  Bevormundungen  erreicht  wer- 
den, sondern  einzig  und  allein  dadurch,  dass 
dem  einzelnen  grösstmögliche  Bewegungsfrei- 
heit gegeben  werde.  Laissez  faire,  laissez  pas- 
ser, das  Geschehen-  und  Gewährenlassen,'  der 
Ausspruch,  der  von  Gournay  (f  1 759)  stammt, 
ist  das  Schlagwort  der  Physiokraten  geworden. 

Die  Lehre  Quesnays  verbreiteten  und  bauten 
aus:  Mirabeau  der  Ältere,  Mercier  de  la 
Riviere,  Dupont  de  Nemours  und  vor 
allen  Dingen  Turgot,  Minister  Ludwigs  XVI., 
welcher  in  seinem  Werk  „Reflexions  sur  la 
formation  et  la  disiribiition  des richesses^' {\ltt) 
zum  erstenmal  die  wirtschaftlichen  Vorgänge 
und  Begriffe  systematisch  behandelte.  Seine 
Lehre  gipfelte  in  dem  Satze:  „Ich  kenne  kein 
anderes  Mittel,  irgend  eine  Industrie  zu  beleben 
als  die  grösste  Freiheit  und  die  Befreiung  von  allen 
Steuern,  die  das  missverstandene  Interesse  des 
Fiskus  auf  allerlei  Waren  im  Überfluss  gelegt 
hat".  In  Deutschland  fand  das  System  An- 
hänger in  Schlettwein  und  dem  Markgrafen 
Carl  Friedrich  von  Baden,  welcher  auf  Ver- 
anlassung seines  Freundes  Mirabeau  die  Grund- 
steuer als  einzige  Steuer  in  drei  Dörfern  ver- 
suchsweise eingeführt  hatte  —  ein  Versuch, 
der  sich  durchaus  nicht  bewährt  hat. 

Wie  die  Lehre  der  Merkantilisten,  dass  Gold 
und  Silber  allein  die  Quelle  des  Volkswohl- 
standes sei,  so  war  auch  die  Grundidee  der 
Physiokraten,  dass  nur  die  Natur,  die  landwirt- 
schaftliche Arbeit  allein  Güter  hervorbringen 
kann,  einseitig  und  irrig,  und  ihre  praktische 
Befolgung  hat  dem  Wirtschaftsleben  der  betr. 
Völker  mannigfache  Schäden  zugefügt.  Aber 
jedes  dieser  beiden  Systeme  hatte  auch  einen 
unverkennbaren  Nutzen:  Der  Merkantilismus 
hat  den  auswärtigen  Handel,  der  Physiokratis- 
mus  die  Landwirtschaft  gehoben. 

5.  Das  Industriesystem 
des  Adam  Smith. 

Die  wissenschaftlichen  Betrachtungen  über 
die  wirtschaftlichen  Vorgänge,  die,  wie  wir 
gesehen  haben,  in  Frankreich  Turgot  angestellt 
hatte,  werden  von  dem  Schotten  Adam  Smith, 
der  Turgot  auf  einer  nach  Frankreich  unter- 
nommenen Reise  kennen  gelernt  hatte,  fortge- 
setzt. Als  Ergebnis  erscheint  im  Jahre  1776 
das  erste  grundlegende  nationalökonomische 
Lehrbuch  der  Nationalökonomie  unter  dem 
Titel  „An  inquiry  into  the  nature  and  caases 
of  the  Wealtfi  of  Nations"  (Untersuchungen 
über  Natur  und  Ursachen  des  Volkswohlstan- 
des).    Die  darin  ausgesprochenen  Lehren  sind 


auf  das  Wirtschaftsleben  von  so  einschneiden- 
der Bedeutung  gewesen,  dass  man  heute  viel- 
fach folgende  Gliederung  der  Geschichte  der 
Nationalökonomie  findet: 

1.  die  Nationalökonomie  vor  Adam  Smith; 

2.  die  Lehre  des  Adam  Smith; 

3.  die  Nationalökonomie   seit  Adam  Smith. 

Adam  Smith  wurde  1723  in  dem  schotti- 
schen Dorfe  Kirkaldy  geboren.  Er  studierte 
in  Glasgow  und  Oxford  und  begann  1748 
bereits  Vorlesungen  an  der  Universität  Edin- 
burg  zu  halten.  Von  1752 — 1763  war  er 
Professor  der  Moralphilosophie  an  der  Univer- 
sität Glasgow.  In  den  nächsten  Jahren  be- 
gleitete er  den  Herzog  Buccleugh  auf  dessen 
Reisen  und  lernte  bei  dieser  Gelegenheit  während 
seines  zehnmonatigen  Aufenthalts  in  Frank- 
reich Turgot  und  die  andern  französischen 
Physiokraten  kennen.  1766 — 1776  schrieb  er 
in  der  Stille  seines  Heimatortes  das  Werk,  das 
seinen  Namen  für  alle  Zeiten  unsterblich  ge- 
macht hat.  Es  gliedert  sich  in  fünf  Bücher, 
die  alle  von  einer  glänzenden  Beobachtungs- 
gabe zeugen  und  dem  Leser  eine  Fülle  von 
Anregungen  geben. 

Das  1.  Buch  handelt  von  der  Lehre  vom  Werte, 
von  dem  Gelde,  vom  Preise  und  von  den  Arten  des 
Einkommens,  das  2.  vom  Kapital  und  von  der  Pro- 
duktion, das  3.  von  den  verschiedenen  Arten  der  ge- 
werblichen Tätigkeit  und  von  der  Vermehrung  der 
Güter,  das  4.  vom  Handel  und  den  bisher  aufgestellten 
Wirtschaftstheorien  und  das  5.  von  den  Einkünften  und 
Ausgaben  des  Staates,  von  der  Finanzwissenschaft. 

Die  Quelle  des  Volksreichtums  ist  nach 
Adam  Smith  die  Arbeit,  industry,  daher  der 
Name  „Industriesystem",  und  zwar  sowohl  die 
gewerbliche  als  auch  die  landwirtschaftliche.  Er 
betont  die  Wichtigkeit  der  Arbeitsteilung  — 
Beispiel  von  der  Stecknadelfabrikation,  welche 
hervorgerufen  wird  durch  die  dem  Menschen 
innewohnende  „Neigung  zum  Tausche, 
welche  eines  der  wichtigsten  Merkmale  ist,  wel- 
che den  Menschen  vom  Tiere  unterscheiden". 
Tauschwert  haben  nur  solche  Güter,  welche 
durch  Arbeit  hergestellt  werden.  Die  Höhe 
des  Tauschwertes  für  jede  Ware  ist  gleich  der 
Quantität  der  Arbeit,  über  welche  der  Verkäufer 
mittels  der  Ware  verfügen  kann.  „Wenn  es 
ebensoviel  Stunden  Arbeit  kostet,  einen  Biber 
oder  sieben  Hasen  zu  schiessen,  dann  haben 
sieben  Hasen  den  gleichen  Tauschwert  wie  ein 
Biber." 

Vom  Tauschwert  ausgehend  kam  Smith  dann 
zur  Untersuchung  der  Preisbildung  und  zur 
Erörterung  der  Frage:  „Wie  verteilt  sich  das 
Einkommen    eines    Volkes?"     Seine   Antwort 
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lautete:  Es  verteilt  sich  unter  die  Grund- 
eigentümer, diese  erhalten  einen  Teil  des 
Arbeitsproduktes,  weil  sie  gestatten,  dass  ihr 
Boden  benutzt  wird,  die  Kapitalisten  (Unter- 
nehmer), welche  Zins  und  Risikoprämie  erhalten, 
und  die  Arbeiter.  Die  Grundbestandteile  aller 
Preise  sind:  Grundrente,  Kapitalgewinn 
und  Arbeitslohn. 

Um  die  Arbeit  möglichst  ertragsfähig  zu 
machen,  ist  nach  Smith  neben  der  Arbeits- 
teilung von  höchster  Wichtigkeit:  die  freie 
Konkurrenz.  In  Übereinstimmung  mit  der 
Lehre  der  Physiokraten  entwickelte  er  den  Ge- 
danken, dass  jeder  Mensch  seinen  eigenen 
Vorteil  am  besten  kenne,  und  dass  der 
menschliche  Egoismus  jedendazuführe, 
so  zu  handeln,  wie  es  der  Gesamtheit 
förderlich  sei.  Alle  Gebundenheit  und  Be- 
vormundung solle  beseitigt,  alle  Beschränkung 
und  jedes  Monopol  aufgehoben,  und  der  freien 
Konkurrenz  vollständig  freier  Spielraum  ge- 
lassen werden.  Die  Schutzzölle  sollen,  da 
sie  die  Waren  verteuern,  abgeschafft  werden. 
Besteht  freie  Ein-  und  Ausfuhr,  dann  könne 
ein  jedes  Volk  das  produzieren,  was  es  nach 
seiner  Lage,  seinen  Verhältnissen  und  der  Fähig- 
keit seiner  Einwohner  usw.  für  das  zweck- 
mässigste  halte,  und  von  andern  Ländern  be- 
ziehen, was  diese  billiger  liefern  können.  „Was 
in  der  Haushaltung  einer  Privatfamilie  Klugheit 
ist,  das  kann  in  der  Verwaltung  eines  grossen 
Staates  wohl  keine  Torheit  sein?"  An  die 
Stelle  des  Handels-  und  Gewerbeschutzes  muss 
die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  treten. 

Ist  Adam  Smith  in  der  früheren  Zeit  sehr 
überschätzt  worden  —  sein  packender  Doktri- 
narismus eroberte  die  Geister  im  Sturmschritt  — 
so  ist  man  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht  selten 
in  das  Extrem  übergegangen  und  unterschätzt 
ihn.  Wenn  heute  vielfach  darauf  hingewiesen 
wird,  dass  viele  seiner  Lehren  gar  nicht  von 
ihm  zuerst  ausgesprochen  worden  sind,  so 
ist  dies  zum  Teil  richtig,  aber  sein  grosses 
Verdienst  ist  es,  diese  zerstreuten  Lehren  ge- 
sammelt und  systematisch  behandelt  zu  haben. 
Seine  Grundregeln  der  Besteuerung,  auf  die 
in  anderem  Zusammenhange  noch  zurückzu- 
kommen sein  wird,  wurden  überall  in  den 
Hauptzügen  als  richtig  anerkannt.  Seine  grössten 
Triumphe  erlebte  er  im  britischen  Inselreich, 
und  auch  heute  noch  beruhen  die  englischen 
Steuern  auf  dem  Smithschen  Prinzip. 

Viele  Ideen,  die  er  entwickelt  hat,  sind  von 
den  Staaten  praktisch  durchgeführt  worden  — 
hierzu  ist  auch  die  Aufhebung  der  Guts- 


untertänigkeit und  die  Einführung  der 
Gewerbefreiheit  in  Preussen, welche  durch 
dieStein-HardenbergscheGesetzgebung(1807 — 
1811)  erfolgte,  zu  rechnen.  Angefeindet  je- 
doch wurde  seine  Lehre,  dass  der  Eigennutz 
des  einzelnen  Menschen  sich  mit  dem  Gesamt- 
wohl der  Gesellschaft  decke,  woraus  er  ab- 
leitete, dass  der  Staat  und  seine  Organe  mög- 
lichst wenig  in  das  Wirtschaftsleben  einzu- 
greifen und  seine  Tätigkeit  auf  Schutz  nach 
aussen  gegen  die  Landesfeinde,  und  nach 
innen  auf  Rechtsschutz  der  Bürger  zu  be- 
schränken habe.  Hierzu  muss  bemerkt  wer- 
den, dass  die  Smithsche  Forderung  etwas 
weniger  schroff  klingt,  wenn  man  sie  im 
Zusammenhange  mit  seinem  Werk  über  die 
Ethik  betrachtet. 

6.  Malthus  und  Ricardo. 

(Die  Lehre  von  den  volkswirtschaft- 
lichen Disharmonien.) 

Um  den  Ausbau  des  Smithschen  Systems 
machten  sich  in  England  u.  a.  in  hohem  Masse 
verdient:  Malthus  und  Ricardo,  die  man, 
weil  sie  im  Gegensatz  zu  der  optimistischen 
Smithschen  Beurteilung  der  Kulturentwicklung 
die  Lehre  von  den  volkswirtschaftlichen  Dis- 
harmonien verkünden,  die  Pessimisten  nennt. 

a)ThomasRobertMalthus  (1766—1834), 
ein  anglikanischer  Geistlicher,  suchte,  ebenso 
wie  Ricardo,  die  Ursachen  des  Massenelends, 
das  in  England,  besonders  bei  wirtschaft- 
lichen Fortschritten,  sich  bemerkbar  ge- 
macht hatte,  zu  ergründen.  Seine  Ideen  legte 
er  nieder  in  seinen  zwei  Hauptwerken:  „An 
essay  on  thepnnaple  of  population"  (Ein  Ver- 
such über  das  Gesetz  der  Bevölkerung,  1 798 — 
1804)  und  „Principles  of  political  economy" 
(Grundzüge  der  Nationalökonomie). 

Berühmt  geworden  ist  er  hauptsächlich  durch 
das  erstere  Werk,  in  welchem  er  eine  Bevöl- 
kerungstheorie aufstellt.  „Verschwende- 
risch", sagt  er,  „sät  die  Natur  in  allen  orga- 
nischen Reihen  den  Samen  des  Lebens  aus; 
aber  sie  ist  un verhältnismässig  karg  mit  dem 
Raum  und  der  notwendigen  Nahrung.  Die 
Keime,  welche  die  Erde  jährlich  gebiert,  ver- 
möchten, wenn  ihnen  eine  allseitige  Entwick- 
lung gestattet  wäre,  im  Laufe  weniger  tausend 
Jahre  Millionen  von  Welten  zu  erfüllen;  aber 
das  eiserne  Scepter  der  Notwendigkeit  zeichnet 
ihnen  beengende  Grenzen  vor,  und  auch  der 
Mensch  vermag  durch  keine  Anstrengung  seines 
Verstandes  diese  Schranken  niederzureissen." 
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Die  Tendenz  der  Bevölkerung  zur  Vermeh- 
rung über  die  Unterhaltsmittel  hinaus  suchte 
er  durch  Aufstellung  einer  mathematischen  For- 
mel verständlich  zu  machen.  Ohne  Hemmun- 
gen, so  berechnete  er,  verdoppelt  sich  die  Be- 
völkerung in  25  Jahren,  so  dass  sie  also  in  der 
Reihe  dieser  Zeitabschnitte  in  geometrischer 
Progression,  d.h. wie  1:2  :4  :8  :  16:32  usw. 
wächst;  die  Nahrungsmittel  können  sich  da- 
gegen niemals  rascher  als  in  arithmetischer 
Progression,  d.  h.  wie  1:2:3:4:5:6  usw. 
vermehren. 

Hieraus  zog  er  die  Konsequenz,  dass  alle 
auf  die  Volksmehrung  gerichteten  (popula- 
tionistischen)  Massnahmen  des  Staates  schäd- 
lich sind.  Er  verlangte  Aufhebung  der  öffent- 
lichen Armenpflege,  weil  sie  bei  den  Armen, 
indem  sie  ihnen  die  Sorge  für  die  Zukunft  ab- 
nimmt, das  Gefühl  der  Selbstverantwortlichkeit 
abstumpft.  Dadurch  mehre  sich  die  Zahl  der 
leichtsinnigen  Eheschliessungen,  die  Bevölke- 
rungsziffer wachse  rasch  und  das  Massenelend 
werde  immer  grösser.  Dies  daure  naturgemäss 
solange,  bis  das  Gleichgewicht  zwischen  Be- 
völkerungszahl und  Nahrung  wieder  hergestellt 
ist.  „Niemand  hat  ein  Recht  auf  Existenz,  für 
den  kein  Platz  an  der  Tafel  des  Lebens  gedeckt 
ist.  jStehe  auf  und  gehe  in  den  Tod,  du  bist 
überflüssig*,  sagt  die  Natur  oder  Gott,  und  Ar- 
mut, Verbrechen,  Elend,  Pestilenz  sind  die  Diener, 
welche  diese  furchtbaren   Befehle   ausführen." 

Der  Hauptfehler  der  Malthusschen  Lehre 
ist  der,  dass  Malthus  nicht  die  Steigerungsfähig- 
keit der  Produktion  in  Rechnung  zog  und 
ferner  unberücksichtigt  Hess,  dass  Verkehrs- 
wege und  Verkehrsmittel  auch  die  weitesten 
Entfernungen  überbrücken  können.  Zu  seiner 
Entschuldigung  muss  jedoch  daran  erinnert 
werden,  dass  es  zu  seiner  Zeit  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffe  noch  nicht  gab. 

b)  David  Ricardo  (1772  —  1823)  ist  der 
bedeutendste,  scharfsinnigste  Schüler  von  Adam 
Smith.  Von  Hause  aus  Kaufmann  und  Bankier, 
trieb  er,  nachdem  er  ein  grösseres  Vermögen 
erworben  hatte,  mit  Eifer  nationalökonomische 
Studien.  Sein  Hauptwerk  „On  the  principles 
of  polttical  economy  and  taxation"  (Grundsätze 
der  politischen  Ökonomie  und  der  Besteue- 
rung), das  1817  erschienen  war  und  verschie- 
dene wirtschaftliche  Probleme  —  Lehre  vom 
Wert,  Arbeitslohn,  Kapitalgewinn,  die  Grund- 
rente usw.  —  behandelte,  erregte  grosses  Auf- 
sehen und  verschaffte  ihm  eine  solche  Berühmt- 
heit, dass  er  bald  ins  Parlament  berufen  wurde. 

Bekannt    geworden    ist   Ricardo    besonders 


durch  seine  Grundrententheorie,  welche 
zwar  vorher  schon  von  Anderson  und 
Malthus  aufgestellt  worden  war,  aber  erst 
durch  ihn  eine  scharfe  und  klare  Formu- 
lierung erlangt  hat.  Grundrente,  d.  i.  der- 
jenige Teil  des  Erzeugnisses  der  Erde,  welcher 
dem  Grundherrn  für  die  Benutzung  der  ur- 
sprünglichen und  unzerstörbaren  Kräfte  des 
Bodens  zu  entrichten  ist,  entsteht  nach  ihm 
erst,  wenn  infolge  der  Bevölkerungszunahme 
der  Boden  erster  Güte  nicht  mehr  zureicht 
und  infolgedessen  Boden  geringerer  Güte  in 
Anbau  genommen  wird.  Liefert  eine  bestimmte 
Fläche  des  Bodens  No.  1  100,  die  gleiche 
Fläche  des  Bodens  No.  2  90  Mass  Getreide, 
so  bildet  der  Preis,  den  die  Grundbesitzer  für  die 
überschiessenden  10  Mass  erhalten,  die  Grund- 
rente für  Boden  No.  1.  Grundrente  entsteht 
ferner,  wenn  auf  einen  Teil  des  schon  bebauten 
Bodens,  um  der  Nachfrage  zu  genügen,  mehr 
Kapital  und  Arbeit  verwendet  werden  muss. 
Ricardo,  auf  dessen  Grundrententheorie  noch 
an  anderer  Stelle  zurückzukommen  sein  wird, 
weicht  hiermit  wesentlich  von  der  Lehre  von 
Adam  Smith  ab,  nach  der  jeder  Boden  Grund- 
rente abwirft. 

Die  Ricardosche  Wertlehre  schliesst  sich 
an  die  Adam  Smithsche  an.  Nicht  aber  stimmt 
Ricardo  mit  Smith  darin  überein,  dass  der 
Wert  eines  Gegenstandes  nach  der  Arbeitszeit, 
welche  zu  seiner  Herstellung  notwendig  ist, 
zu  messen  und  dass  der  Wert  der  Arbeit  un- 
veränderlich sei.  Ricardo  sagt:  „Diejenigen 
Dinge,  welche  Nutzen  gewähren,  erhalten  ihren 
Tauschwert  aus  zwei  Quellen:  aus  ihrer  Sel- 
tenheit und  aus  der  hierfür  verwendeten 
Quantität  Arbeit.  Es  gibt  Dinge,  deren 
Wert  einzig  von  ihrer  Seltenheit  abhängt,  ihre 
Quantität  kann  nicht  durch  Arbeit  vergrössert 
werden,  daher  kann  ihr  Wert  nicht  durch  ihre 
wachsende  Menge  verringert  werden." 

Neben  der  Grundrententheorie  und  der  Wert- 
lehre ist  als  dritte  Lehre  erwähnenswert  die 
RicardoscheTheorie  des  Arbeitslohnes.  Lassen 
wir  Ricardo  selbst  reden: 

„Die  Arbeit,  sowie  alle  andren  Dinge,  welche  ge- 
kauft oder  verkauft  werden,  und  deren  Quantität  ver- 
mehrt oder  vermindert  werden  kann,  hat  einen  natür- 
lichen Preis  und  einen  iVlarktpreis. 

Der  natürhche  Preis  der  Arbeit  ist  der,  welcher  die 
Arbeiter  in  den  stand  setzt,  zu  leben  und  ihr  Geschlecht 
fortzupflanzen.  Dass  der  Arbeiter  sich  und  seine  Familie 
ernähren  kann,  hängt  nicht  von  der  Quantität  Geld  ab, 
die  er  als  Arbeitslohn  empfängt,  sondern  von  der 
Quantität  Lebensmittel  und  anderer  Dinge,  an  die  er 
sich  gewöhnt  hat,  und  die  er  für  seinen  Arbeitslohn 
einkaufen  kann.    Der  natürliche  Preis  der  Arbeit  hängt 
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also  vom  Preise  der  Lebensmittel  und  sonstiger  Be- 
dürfnisse ab,  die  zum  Unterhalt  des  Arbeiters  und 
seiner  Familie  erforderlich  sind.  Ein  Steigen  oder 
Fallen  im  Preise  dieser  Gegenstände  erhöht  oder  ver- 
ringert den  natürlichen  Preis  der  Arbeit. 

Der  Marktpreis  der  Arbeit  wird  bestimmt  von 
dem  Verhältnis  des  Angebots  zur  Nachfrage,  die  Arbeit 
ist  teurer,  wenn  keine  Hände  zu  finden  sind,  und  wohl- 
feil, wenn  ein  Überfluss  daran  vorhanden  ist.  Wie  gross 
auch  die  Abweichung  des  JVlarktpreises  vom  natürlichen 
Preis  der  Arbeit  sein  mag  —  er  pflegt  auch  hier,  wie 
bei  aBen  andern  Dingen,  sich  immer  wieder  letzterem 
zu  nähern". 

Weiter  führt  Ricardo  aus,  dass  der  Lohn 
gemeiner  Arbeit  bestimmt  werde:  einmal  durch 
die  Grösse  des  „Lohnfonds",  d.  i.  desjenigen 
unveränderlichen  Teiles  des  Volkskapitals,  wel- 
cher zur  Entlohnung  der  Arbeiter  zur  Ver- 
fügung steht  und  dann  durch  die  Zahl  der 
beschäftigten  Arbeiter,  welche  daran 
partizipieren. 

Sinkt  der  Lohn  unter  den  Stand  der 
natürlichen  Lohnhöhe,  dann  würde  ein 
grosses  Elend  in  der  Arbeiterklasse  entstehen, 
die  Todesfälle  sich  mehren  und  die  Geburts- 
ziffer abnehmen.  Diese  Verringerung  der  Ar- 
beiter hat  alsdann  eine  Lohnsteigerung  zur 
Folge.  Umgekehrt,  bewegt  sich  der  Lohn 
über  dem  Stand  der  natürlichen  Lohn- 
höhe, dann  tritt  ein  gewisser  Wohlstand  ein, 
die  Geburten  steigen,  und  die  Todesfälle  in- 
folge der  bessern  Lebenshaltung  und  der 
Pflege,  welche  den  Kindern  der  Arbeiter  zu- 
teil wird,  verringern  sich.  Die  hierdurch  nach 
etwa  15 — 20  Jahren  eingetretene  grössere  Ver- 
mehrung der  Arbeiter  drückt  alsdann  den 
Arbeitslohn  wieder  herunter.  Hieraus  zieht 
Ricardo  den  Schluss,  dass  der  durchschnittliche 
Lohn  des  Arbeiters  auf  die  Dauer  das  Existenz- 
minimum nicht  übersteigt,  d.  h.  nicht  höher 
ist,  als  sein  und  seiner  Familie  Unterhalt  kostet. 
Dieses  „eherne  Lohngesetz"  Ricardos  wurde 
von  den  Sozialisten,  insbesondere  von  Fer- 
dinand Lassalle,  weiter  ausgebaut. 

Eine  Herausgabe  der  gesammelten  Werke  Ricardos 
erfolgte  1846  durch  Mac  Culloch,  der  sich  bereits 
durch  seine  ,,Literature  of  political  economy"  einen 
angesehenen  Namen  erworben  hatte. 

7.  Bastiat  und  Carey. 

(Die  Lehre  von  den  volkswirtschaft- 
lichen Harmonien.) 
„Harmonies  economiques"  lautet  der  Titel  des 
Hauptwerkes  von  Fr.Bastiat(1801— 50),dasin 
seinem  Todesjahr  erschienen  ist.  In  diesem  Werke, 
das  eine  Gegenschrift  zu  Proudhons  „Contradic- 
tions  economiques"  war,  führte  er  als  leitenden 
Gedanken    durch,    dass   alle    wesentlichen 


wirtschaftlichen  Interessen  in  Harmo- 
nie stehen.  Diese  Harmonie  werde  vor  allem 
dann  zutage  treten,  wenn  unbedingte  wirt- 
schaftliche Freiheit  herrsche,  bei  der  ein 
Gegensatz  zwischen  dem  Interesse  des  einzel- 
nen und  dem  der  Gesamtheit  nicht  bestehen 
könne.  Für  diese  Idee  der  wirtschaftlichen 
Freiheit,  für  den  Freihandel,  ist  Bastiat,  das 
Haupt  der  Freihandelsschule  in  Frankreich, 
in  zahlreichen  populären  Vorträgen  und  Schrif- 
ten eingetreten,  und  zwar  nicht  ohne  Erfolg. 
Auf  Bastiats  Einfluss  ist  es  zurückzuführen, 
dass  Napoleon  III.  die  prohibitiven  Schutz- 
zölle abschaffte  und  an  ihre  Stelle  massige 
Schutzzölle  setzte. 

Aber  nicht  nur  in  Frankreich,  sondern  auch 
in  Deutschland  hat  Bastiat  damals  zahlreiche 
Anhänger  gefunden,  welche  viel  erhofften,  wenn 
der  Staat  sich  nicht  in  das  Wirtschaftsleben 
einmische,  sondern  den  Grundsatz  befolge: 
laissez  faire,  laissez  passer. 

Die  Malthussche  Bevölkerungslehre  be- 
kämpft Bastiat,  indem  er  die  Gegenbehauptung 
aufstellt,  dass  durch  eine  Volksvermehrung  eine 
Hebung  des  Volkswohlstandes  eintrete.  In 
der  Wertlehre  stimmt  er  mit  Ricardo  darin 
überein,  dass  Werte  nur  durch  menschliche 
Arbeit  erzeugt  werden  können.  Hieraus  fol- 
gert er  aber  dann,  dass  nur  das  Eigentum  zu 
rechtfertigen  sei,  das  auf  Grund  von  Arbeit 
entstanden  ist.  „Ein  jeder  Mensch  besitzt 
einen  Anspruch  auf  das,  was  er  erar- 
beitet hat,  aber  nur  auf  das."  Auf  die 
Naturkräfte  soll  niemand  einen  Anspruch  er- 
heben dürfen.  Sie  müssen  gemeinsam  allen 
zur  Verfügung  stehen. 

Ebenso  wie  Bastiat  kämpft  auch  der  Ameri- 
kaner Henry  C.  Carey  (1793 — 1879)  gegen 
die  pessimistischen  Anschauungen  des  Ricardo 
und  Malthus  und  tritt  deren  Lehren  von  der 
Bevölkerung,  der  Grundrente  und  dem 
Arbeitslohne  entgegen. 

Henry  C.  Carey,  1793  in  Philadelphia  geboren, 
trat  bereits  mit  12  Jahren  in  die  Buchhandlung  seines 
Vaters  als  Lehrling  ein.  Die  ihm  hier  gebotene  Ge- 
legenheit, nationalökonomische  Schriften  zu  lesen,  nutzte 
er  nach  Möglichkeit  aus,  und  da  seine  Intelligenz  und 
sein  auf  das  Praktische  gerichteter  Sinn  ihn  schon  in 
jungen  Jahren  zu  einem  wohlhabenden  Mann  machte, 
so  konnte  er  sich  bald  ausschliesslich  wirtschaftlichen 
Studien  und  schriftstellerischer  Tätigkeit,  in  welcher  er 
sich  äusserst  produktiv  zeigte,  widmen.  Sein  Haupt- 
werk „Principles  of  social  science"  erschien  1858 — 5Q 
in  3  Bänden. 

Careys  Anschauungen  basieren,  das  muss 
vorausgeschickt  werden,  auf  den  wirtschaft- 
lichen   Verhältnissen    Nordamerikas,    d.    h. 


128 


Geschichte  der  Nationalökonomie. 


eines  erst  in  der  Entwicklung  begriffenen  Lan- 
des, Daraus  erklärt  sich  zum  Teil  der  Wider- 
spruch und  die  Gegnerschaft  mit  Malthus  und 
Ricardo,  welche  ihren  Lehren  hauptsächlich 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Englands  zu- 
grunde gelegt  hatten. 

Gegen  die  Ricardosche  Grundrentenlehre 
wendet  Carey  ein,  dass  nach  seinen  in  Ame- 
rika gesammelten  Erfahrungen  die  Wirtschafts- 
entwicklung, die  Bebauung  und  Ansiedelung 
gerade  in  entgegengesetzter  Richtung  erfolge, 
als  Ricardo  es  annimmt.  Bei  zunehmender 
Bevölkerung  gehen  die  Menschen  vom  Ge- 
brauch minder  guter  Werkzeuge  und  Arbeits- 
methoden zu  immer  besseren  über,  und  erst 
diese  besseren  Werkzeuge  und  die  gestiegene 
Bevölkerungsziffer  ermöglicht  es  ihnen,  anstatt 
des  sandig  trockenen  und  armen  Bodens  auf 
Höhen  und  Abhängen  den  sumpfigen  und 
reichen  Boden  in  den  Niederungen,  an  breiten 
Stromläufen,  in  Anbau  zu  nehmen. 

Nach  Carey  ist  also  die  Entwicklung  des 
Ackerbaus  nicht,  wie  Ricardo  es  annimmt,  so, 
dass  erst  besserer  und  dann  schlechterer  Boden 
bearbeitet  wird,  sondern  umgekehrt:  Erst  wird 
der  geringere  und  allmählich  erst  der  bessere 
Boden  in  Angriff  genommen.  Während  die 
ersten,  noch  ganz  verstreut  wohnenden  Ansied- 
ler nur  mühsam  der  Natur  das  Notwendigste 
abzuringen  vermochten,  nährt  heute  der  Boden 
Millionen  und  aber  Millionen  in  reichlicher 
Fülle.  Die  Erträge  nehmen  also  nicht  ab, 
wie  Ricardo  es  lehrt,  sondern  wachsen,  und 
zwar  steige  bei  fortschreitender  Kultur  in  nor- 
malen Zeiten  nicht  nur  das  Einkommen  der 
Grundbesitzer,  sondern  auch  der  Lohn  der 
Arbeiter.  Die  tatsächlichen  Verhältnisse,  sagt 
Carey,  zeigen  die  Unrichtigkeit  des  Satzes, 
dass  der  Arbeitslohn  auf  das  Minimum  dessen, 
was  zum  Leben  notwendig  ist,  herabgedrückt 
werde. 

8.  Schutzzoll-   und   Freihandelsystem. 

Nach  merkantilistischer  Lehre  sollten, 
wie  wir  gesehen  haben,  hohe  —  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  der  Zölle  werden  wir  später 
noch  zurückkommen  —  Schutzzölle  be- 
stehen, um  die  Einfuhr  fremder  Waren  zu 
verhüten  und  die  Handelsbilanz  günstig  zu 
stellen.  Die  Physiokraten  hingegen  ver- 
langten Abschaffung  der  Schutzzölle,  weil 
der  internationale  Handel  nicht  künstlich  be- 
schränkt werden  dürfe.  Die  gleiche  Forderung 
in  noch   nachdrücklicherer  Form  stellt  Adam 


Smith  auf  Grund  seiner  Lehre  von  der  Ar- 
beitsteilung. 

Von  den  Vertretern  des  Freihandels  in  der 
Praxis  ist  vor  allem  Richard  Cobden  (1804 
— 1865)  zu  nennen.  Als  Präsident  der  Han- 
delskammer von  Manchester  veranlasste  er  diese 
im  Jahre  1838,  nachdem  er  im  Jahre  1837 
mit  einigen  Freunden  die  Liga  zur  Bekämp- 
fung der  Getreidezölle  (die  Anti-Corn-Law- 
League)  gegründet  hatte,  dass  eine  Petition  um 
Abschaffung  der  Korngesetze  an  das  Parlament 
gerichtet  wurde.  Ihre  Ablehnung  vom  Parla- 
ment hatte  zur  Folge,  dass  sich  um  ihn  eine 
Partei  bildete,  welche  heftig  gegen  alle  Zölle 
agitierte  und  für  allgemeinen  Freihandel  ein- 
trat. Diese  Freihandelspartei  —  auch  Man- 
chesterpartei genannt  nach  dem  Orte,  von 
dem  die  Bewegung  ausgegangen  war  —  grün- 
dete den  noch  heute  bestehenden  Cobden- 
klub. 

Mit  dem  Ausdruck  „Manchesterman"  bezeichnet  man 
heutzutage  die  Anhänger  der  extremen  individualisti- 
schen Wirtschaftspolitik,  welche  absoluten  Freihandel 
auf  der  einen  Seite  und  die  Passivität  des  Staates, 
„der  nur  die  Nachtwächteraufgabe  habe,  groben  Un- 
fug und  ruhestörenden  Lärm  zu  verhüten",  in  allen 
wirtschaftlichen   Dingen  auf  der  andern  Seite  fordern. 

Eifrige  Anhänger  der  englischen  Frei- 
handelsschule waren  ferner  Mac  Culloch 
{Principles  of  political  economy,  1825),  in 
Frankreich:  Bastiat  und  Michel  Chevalier, 
in  Deutschland:  Prince-Smith (1809— 1874), 
Schulze-Delitzsch  (1808  —  1883),  V.  Böh- 
mert,  O.  Michaelis  und  Max  Wirth. 

Gegner  des  Freihandels  waren  der  Nord- 
amerikaner Carey,  Simonde  de  Sismondi 
(geb.  1773  in  Genf)  und  in  Deutschland  vor 
allem  Friedrich  List  (1789—1846),  welcher 
in  seinem  Werke:  „Das  nationale  System  der 
politischen  Ökonomie"  (1844)  dem  Individua- 
lismus und  dem  Kosmopolitismus  (Weltbür- 
gertum) der  englischen  Schule  das  „natio- 
nale System"  gegenüberstellte.  National 
wurde  das  System  genannt,  weil  es  die  ein- 
zelnen Nationen,  soweit  sie  ein  selbständiges 
Wirtschaftsgebiet  bilden,  zu  selbständigen  Or- 
ganismen ausbauen  sollte. 

Friedrich  List,  geboren  1789  in  Reut- 
lingen, besuchte  bis  zum  14.  Jahre  die  Latein- 
schule seiner  Vaterstadt,  kam  dann  als  Schreiber 
in  eine  Kanzlei  und  nachher  in  das  Oberamt 
in  Tübingen.  Ein  von  ihm  abgegebenes  Gut- 
achten lenkte  die  Aufmerksamkeit  des  Mini- 
steriums in  dem  Masse  auf  ihn,  dass  er  1817 
als  Professor  an  die  neugegründete  staatswissen- 
schaftliche  Fakultät  der  Universität  Tübingen 
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berufen  wurde.  Aber  nicht  lange  sollte  er  dieses 
Amt  bekleiden.  1819  bereits  musste  er  die 
Professur  niederlegen,  weil  er  ohne  Ermäch- 
tigung der  württembergischen  Regierung  den 
Deutschen  Handels-  und  Gewerbeverein  ge- 
gründet und  geleitet,  und  in  einer  Petition  an 
den  Bundestag  Aufhebung  der  Binnenzölle  ge- 
fordert hatte. 

Die  Einwohner  seiner  Vaterstadt  Reutlingen 
wählten  ihn  nun  in  die  Ständekammer.  Die 
Regierung  jedoch  annullierte  die  Wahl.  Zwei 
Jahre  später  schickten  ihn  die  Reutlinger  als 
Abgeordneten  in  die  Kammer,  aus  der  er  bereits 
1821  wieder  „wegen  Beschimpfung  von  Staats- 
beamten" ausgestossen  wurde.  Der  ihm  aus 
dem  gleichen  Anlass  zudiktierten  Festungshaft 
und  Zwangsarbeit  entzog  er  sich  durch  Flucht. 
Er  bereiste  England,  Frankreich,  die  Schweiz 
und  nachher  Amerika. 

Die  Eindrücke  und  Erfahrungen,  die  er  in 
dem  letztgenannten  Lande  gesammelt  hatte, 
gaben  seiner  späteren  Wirksamkeit  eine  be- 
stimmte Richtung.  Dort  in  Amerika  lernte  er 
die  hohe  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Eisenbahnen  kennen,  und  als  er  1832  als 
amerikanischer  Konsul  nach  Deutschland  zu- 
rückgekehrt war,  trat  er  mit  aller  Energie  für 
den  Bau  von  Eisenbahnen  ein.  „Die  Eisen- 
bahn wird  Teuerung  eines  Landesteils  unmög- 
lich machen.  Sie  wird  ermöglichen,  dass  jeder 
dort  Arbeit  sucht,  wo  seine  Arbeit  verlangt 
wird.  Strategisch  wird  sie  für  den  Angriffs- 
wie  für  den  Verteidigungskrieg  von  grösster 
Bedeutung  sein  und  im  Frieden  die  Verwal- 
tung verbilligen." 

List  jedoch  hatte  viel  mit  Vorurteilen  der  massgeben- 
den Kreise  zu  kämpfen.  Erklärte  doch  z.  B.  König- 
Friedrich  Wilhelm  III.,  als  ihm  das  Projekt  einer 
Bahn  zwischen  Berlin  und  Potsdam  vorgelegt  wurde: 
„Kann  mir  keine  grosse  Glückseligkeit  vorstellen,  ob 
man  einige  Stunden  früher  in  Potsdam  ankommt  oder 
nicht"  und  stammt  doch  von  dem  damaligen  preussi- 
schen  Verkehrsminister, Generalpostmeister  von  Nagler, 
die  Äusserung:  „Dummes  Zeug!  Ich  lasse  täglich  diverse 
Sechssitzposten  nach  Potsdam  gehen,  und  es  sitzt  nie- 
mand drinnen.  Nun  wollen  die  Leute  gar  eine  Eisen- 
bahn dahin  bauen!  Wenn  Sie  Ihr  Geld  absolut  los- 
werden wollen,  so  werfen  Sie  es  doch  lieber  gleich 
zum  Fenster  hinaus,  ehe  Sie  es  zu  solchem  unsinnigen 
Unternehmen  hergeben !" 

Der  Bau  der  Leipzig- Dresdener  Eisenbahn 
geschah  auf  seine  Anregung.  Bei  andern 
Bahnbauten  wurde  er  als  Sachverständiger  hin- 
zugezogen. Stets  berücksichtigte  er  bei  den 
Anregungen  und  Ratschlägen,  die  er  gab,  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  betr.  Landesteile. 

„Wegen  seiner  Verdienste  um  die  Sache  des 
Deutschen  Handelsvereins  und  des  deutschen 


Eisenbahnsystems"  ernannte  ihn  1840  die  ju- 
ristische Fakultät  in  Jena  zu  ihrem  Ehrendoktor. 
1841  erschien  „Das  nationale  System  der  po- 
litischen Ökonomie",  1843  begründete  er  das 
Zollvereinsblatt.  Die  Opposition,  die  von  allen 
Seiten  erfolgte,  und  ein  schweres  körperliches 
Leiden  verbitterte  ihm  das  Leben  derart,  dass 
er  am  30.  November  1846  in  Kufstein  seinem 
Leben  ein  Ende  bereitete. 

Seine  Anklagen  gegen  die  englische  Frei- 
handefsschule  fasst  List  in  die  Worte:  „Boden- 
loser Kosmopolitismus",  „toter  Materialismus" 
und  „desorganisierter  Partikularismus".  Zu  der 
Smithschen  Einteilung  der  Bevölkerung 
in  produktive  und  unproduktive  Klassen 
bemerkt  er:  „Wer  Schweine  züchtet,  ist  nach 
Smith  ein  produktives  ^  wer  Menschen  erzieht, 
ein  unproduktives  Mitglied  der  Gesellschaft. 
Der  Arzt,  welcher  seine  Patienten  heilt,  gehört 
nicht  in  die  produktive  Klasse,  wohl  aber  der 
Apothekerjunge,  obgleich  die  Tauschwerte, 
welche  er  produziert,  die  Pillen,  nur  wenige 
Minuten  existieren,  bevor  sie  ins  Wertlose  über- 
gehen. Ein  Newton,  ein  Watt,  ein  Kepler  ist 
nicht  so  produktiv  als  ein  Esel,  ein  Pferd  oder 
ein  Pflugstier." 

Die  Kraft,  Reichtum  zu  schaffen,  sagt 
List,  ist  weit  wichtiger  als  der  Reichtum  selbst, 
denn  sie  verbürgt  nicht  nur  den  Besitz  und 
die  Vermehrung  des  Erworbenen,  sondern  auch 
den  Ersatz  des  Verlorenen.  Der  Reichtum  eines 
Landes  liegt  nicht,  wie  Smith  es  annimmt,  in 
den  Genussmitteln,  sondern  in  den  Pro- 
duktionsmitteln. 

Einer  der  Hauptfehler  des  Smithschen  Systems 
bestehe  darin,  dass  es  nur  ein  System  der  Pri- 
vatökonomie aller  Individuen  eines  Landes  oder 
auch  des  ganzen  menschlichen  Geschlechts  sei. 
Die  Nation,  als  das  Mittelglied  zwischen  In- 
dividualität und  Menschheit,  habe  Smith  nicht 
berücksichtigt,  während  sie  ihm,  List,  so  wich- 
tig erscheine,  dass  er  darauf  sein  ganzes  Ge- 
bäude errichtet  habe. 

Der  Smithschen  einseitigen  Theorie  der 
Tauschwerte  stellt  List  eine  Theorie  der  Pro- 
duktivkräfte gegenüber  und  unterscheidet 
dann  drei  Hauptproduktivkräfte:  die  Agri- 
kulturkraft, die  Manufakturkraft  und  den 
Handel. 

Auf  der  Stufe  der  Agrikultur  sei  Frei- 
handel vorteilhaft;  die  Erhebung  von  Einfuhr- 
zöllen noch  nicht  erforderlich.  Zur  Erreichung 
der  zweiten,  der  Agrikultur-Manufaktur-Stufe 
sei  ein  Schutzzollsystem  notwendig.  Die 
erwachende  Industrie  müsse,  wie  ein  Kind  gegen 
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Angriffe  eines  starken  Mannes,  durch  immer 
stärkere  Zurückweisung  der  fremden  Konkur- 
renz, durch  Einführung  niedriger  Schutzzölle, 
die  allmählich  zu  erhöhen  seien,  erzogen  und 
gekräftigt  werden.  Hat  jedoch  die  Ausfuhr 
von  Industrieartikeln  begonnen,  und  ist  der 
konkurrenzfähig  gewordene  Staat  in  das  dritte 
Stadium,  die  Agrikultur-Manufaktur-Han- 
delsperiode eingetreten,  dann  sei  das  Er- 
ziehungsmittel überflüssig  geworden,  eine 
Erhebung  von  Einfuhrzöllen  brauche  nicht 
mehr  stattzufinden. 

Auf  die  praktische  Anwendung  der  Listschen 
Lehre  wird  später  noch  zurückzukommen  sein. 

Q.  Begriff  und  Anfänge  des  Sozialis- 
mus und  Kommunismus. 

Die  Begriffsbestimmung  des  Wortes  „So- 
zialismus" —  abgeleitet  von  socius  =  Ge- 
nosse und  socialis  =  genossenschaftlich  — 
war  nicht  überall  und  zu  allen  Zeiten  die 
gleiche.  Von  einigen  neueren  Schriftstellern 
wird  das  Wort  Sozialismus  gleichbedeutend 
mit  „Kommunismus"  —  abgeleitet  von  com- 
munis ==  gemeinsam  —  gebraucht.  Präzise 
Definitionen  dieser  Begriffe  gibt  Schönberg, 
dessen  Ausführungen  wir  hier  in  den  Haupt- 
sachen folgen. 

Kommunismus  und  Sozialismus  sind  ur- 
sprünglich beide  aus  den  humanen  Bestrebungen 
hervorgegangen,  die  Not  und  das  Elend  im 
Volksleben  zu  beseitigen.  Es  sind  Systeme 
zur  vermeintlichen  Lösung  des  Problems  der 
Lohnarbeiterfrage,  der  sog.  sozialen  Frage. 
Beide  sehen  die  Ursachen  der  Übelstände  ledig- 
lich in  unrichtigen  wirtschaftlichen,  sozialen, 
rechtlichen  und  politischen  Institutionen  und 
wollen  deshalb  eine  radikale  Um-  und  Neu- 
gestaltung des  Wirtschaftsorganismus,  der 
Rechtsordnung  und  des  Staatswesens  der  Kul- 
turvölker. Als  Grundprinzip  wird  aufgestellt: 
Einschränkung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  des 
einzelnen  und  Übernahme  der  Sorge  und  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Lage  des  Individuums 
durch  die  Gesamtheit. 

Besteht  in  dieser  Beziehung  eine  Gleich- 
heit der  Anschauungen  des  Kommunismus  und 
des  Sozialismus,  so  gehen  beide  Richtungen, 
doch  in  ihren  Zielpunkten  wie  in  den  prak- 
tischen Vorschlägen  auseinander. 

Der  Kommunismus  ist  Gütergemein- 
schaft mit  gleicher  ökonomischer  Lage  aller; 
er  gebietet,  dass  keine  Ungleichheit  irgend  wel- 
cher Art  bestehe.  Alle  Produktionsmittel,  alle 
Genussmittel  sollen  Eigentum  der  Gesamt- 


heit sein,  welche  die  Herstellung,  Verteilung 
und  Konsumtion  nach  dem  Prinzip  der  Gleich- 
heit regelt  und  für  Ausbildung  und  Unterhalt 
der  Jugend  zu  sorgen  hat.  Arbeitszwang 
für  alle  Arbeitsfähigen.  Kein  Privateigentum, 
infolgedessen  auch  kein  Erbrecht. 

Der  Sozialismus  erblickt  das  Hauptübel 
in  der  ungerechten  Verteilung  der  Güter  in 
der  Volkswirtschaft.  Nicht  wie  der  Kommu- 
nismus sieht  er  die  Lösung  des  Problems  in 
der  völligen  Gleichheit  aller,  er  verlangt 
aber  eine  Ausgleichung  der  bestehenden 
grossen  Unterschiede  des  Einkommens  und  des 
Besitzes.  Das  Einkommen  soll  Arbeits- 
ertrag sein.  Verworfen  wird  die  freie  in- 
dividualistische Produktionsweise,  bei 
der  es  infolge  der  Abhängigkeit  des  Arbeiters 
vom  Unternehmer  nicht  möglich  sei,  allen  ein 
gesichertes,  glückliches  Dasein,  ein  Recht  auf 
Arbeit  und  Lebensgenuss,  zu  schaffen.  An  ihrer 
Stelle  wird  empfohlen:  die  sozialistisch- 
genossenschaftliche Produktionsweise, 
d.  h.  eine  Organisation,  bei  welcher  alle  Pro- 
duktionsmittel —  hinsichtlich  der  Konsum- 
tionsmittel gehen  die  Forderungen  auseinan- 
der —  in  das  Eigentum  der  Gesamtheit  — 
Verstaatlichung  oder  Vergesellschaftung  (Kol- 
lektivismus) —  überzuführen  seien. 

Der  Ausgangspunkt  der  kommunistisch-so- 
zialen Bewegung  ist  das  Missverhältnis  zwischen 
Arbeit  und  Arbeitslohn,  die  ungleiche  Vertei- 
lung der  Güter,  so  dass  die  einen  im  Überfluss 
leben,  die  andern  im  Elend  schmachten.  Die 
Untersuchung  des  Gedankens,  wie  eine  Besse- 
rung dieser  Verhältnisse  herbeigeführt  werden 
könne,  ist  bis  in  die  Zeit  des  klassischen 
Altertums  zurück  zu  verfolgen. 

Zur  Zeit  des  sinkenden  Griechentums  schrieb 
Plato  seine  bedeutungsvollen  Werke  „Über  den 
Staat"  und  „die  Gesetze".  In  dem  idealistischen 
Staatswesen,  das  er  schildert,  herrscht  Güter- 
und Weibergemeinschaft;  es  gibt  kein  Privat- 
eigentum, keine  Familie,  keine  Ehe.  Die  Bevölke- 
rung besteht  aus  drei  Klassen:  \.  aus  der  herr- 
schenden Kriegerklasse,  2.  aus  den  Philosophen 
und  3.  aus  der  Erwerbsklasse,  die  sich  aus 
Ackerbauern,  Handwerkern  und  ihren  Sklaven 
zusammensetzt.  Die  Mittel  für  den  Unterhalt 
der  beiden  ersten  Klassen  liefert  die  zuletzt 
genannte.  Die  Erziehung  der  körperlich  ge- 
sunden Kinder  —  die  andern  werden  ausge- 
setzt —  erfolgt  in  Staatsanstalten. 

Ein  weiterer  Versuch,  ein  idealistisches  Staats- 
gebilde, diesmal  vom  christlichen  Standpunkte 
aus,  darzustellen,  erfolgte  durch  den  englischen 


I 


ä 


Geschichte  der  Nationalökonomie. 


131 


Kanzler  Thomas  Morus.  Nach  seinem  1516 
erschienenen,  viel  gelesenen  und  bewunderten 
Werk,  das  er  Utopia  —  ov  rojiog  =  kein 
Ort,  „Nirgendheim"  —  nannte,  haben  nachher 
erschienene  Werke,  welche  phantastische  Staats- 
gebilde (Staatsromane)  darstellten,  den  Namen 
Utopien  erhalten. 

Zu  nennen  ist  hier  die  Schrift  des  Dominikaner- 
mönches Campanella  vom  „Sonnenstaat"  (um  1625), 
Morellys  „Naufrages  des  iles  flottantes"  (1753), 
Cabets  „Voyage  en  Icarie"  (1840),  des  Nordameri- 
kaners Bell  am  y  ,, Rückblick  aus  dem  Jahre  2000" 
(1888)  und  Hertzkas  „Freiland"  (1890). 

10.  Der  Sozialismus  in  Frankreich. 

Den  Anstoss  zu  einer  sozialen  Bewegung  in 
Frankreich  haben  neben  dem  Physiokratismus 
hauptsächlich  die  Lehren  von  Jean  Jacques 
Rousseau  gegeben.  In  seinem,  der  Akademie 
in  Dijon  bei  einem  Preisausschreiben  einge- 
reichten Werk  „Über  den  Ursprung  und  die 
Ungleichheit  unter  den  Menschen"  führt  er 
aus,  dass  ursprünglich  alle  Menschen  gleich 
waren  und  dass  erst  mit  Entstehung  des 
Privateigentums  Privilegien  und  damit  die 
soziale  Ungleichheit  geschaffen  worden  ist. 

„Der  erste,  der  um  ein  Stück  Land  einen  Zaun  zog 
und  dabei  erklärte,  »dies  gehört  mir«  und  Leute  fand, 
die  so  töricht  waren,  ihm  das  zu  glauben,  war  der 
eigentliche  Gründer  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft. Wie  grosse  Verheerungen,  wie  viele  Kriege 
und  Mordtaten  wären  der  Menschheit  erspart  geblieben, 
wenn  jemand  den  Zaun  zerstört,  die  Gräben  verschüttet 
und  den  andern  zugerufen  hätte:  »Hütet  euch,  diesem 
Betrüger  zu  glauben.  Ihr  seid  verloren,  wenn  ihr  ver- 
gesst, dass  die  Früchte  des  Bodens  allen  gehören, 
dieser  selbst  aber  niemandem  gehört«". 

Von  grossem  Einfluss  auf  die  sozialistischen 
Lehren  war  ferner  sein  Werk  über  den  Ge- 
sellschaftsvertrag {Contract  social,  1762),  in 
welchem  er,  ausgehend  von  der  Anschauung, 
dass  die  Entstehung  des  Staates  auf  einen  Ver- 
trag der  Individuen  zurückzuführen  sei,  zu  der 
Folgerung  gelangt,  dass  Souveränität  und  ge- 
setzgebende Gewalt  in  der  Hand  derer  liegen 
müsse,  welche  den  Vertrag  eingegangen  sind, 
d.  i.  beim  Volk. 

Unter  den  Männern  der  Revolutionszeit,  wel- 
che für  Aufhebung  des  Privateigentums  ein- 
traten und  kommunistische  Ideen  praktisch 
durchführen  wollten,  ist  an  erster  Stelle  Grac- 
chus Babeuf  (1760 — 1797)  zu  nennen,  der 
beim  Versuch,  die  Herrschaft  an  sich  zu 
reissen,  sein  Leben  unter  der  Guillotine  lassen 
musste. 

Von  grösserer  Bedeutung  als  die  Schriften 
von  Babeuf  waren  für  die  weitere  sozialistische  I 


Entwicklung  die  desGrafen  Saint-Simon,  Charles 
Fouriers,  Louis  Blancs  und  Proudhons.  Der 
Graf  Saint-Simon  (1760 — 1825)  suchte  in 
seinen  Schriften  —  insbesondere  sind  zu  nennen : 
„Catechlsme  des  Industrieis"'  (1821)  und  ,,Noa- 
veaii  Chrlstlanlsme''  (1825)  —  den  Nachweis 
zu  führen,  dass  die  Arbeit,  welche  er  „l'ln- 
dustrle"  nennt,  nicht  diejenige  Stellung  im 
Staat  einnimmt,  welche  sie  verdient.  Die  grosse 
Klasse  der  „Industriellen"  —  hierzu  rechnete 
er  alle  diejenigen,  welche  bei  der  Hervorbrin- 
gung materieller  Güter  tätig  sind  —  müsse 
als  nützlichster  Teil  der  Bevölkerung  die  Herr- 
schaft über  die  Gesellschaft  besitzen.  Nur  die 
Bienen  dürfen  herrschen,  nicht  die  Drohnen. 
Die  „Bourgeoisie",  wozu  er  die  Besitzenden 
und  die  „Legistes"  —  Beamte,  Gelehrte,  Schrift- 
steller, Advokaten  —  rechnet,  bekämpfe  zwar 
den  Adel  und  suche  ihm  seine  politische 
Macht  streitig  zu  machen,  aber  nicht  um  den 
„Industriellen  zu  helfen,  sondern  nur  aus  Egois- 
mus: „öte-toi  de  la,  que  je  m'y  mette". 

In  seinem  kurz  vor  seinem  Tode  erschie- 
nenen „Nouveau  Chrlstiatilsme"  legt  er  seinen 
religiösen  Standpunkt  dar.  Der  leitende  Ge- 
danke ist:  Die  Menschen  müssen  sich  als  Brü- 
der betrachten  und  einer  den  andern  lieben, 
denn  Gott  hat  gesagt,  liebet  euch  und  helfet 
euch  einander.  Im  Prophetentone  wendet  er 
sich  dann  am  Schluss  dieses  Werkes  an  die 
Fürsten:  „Höret  die  Stimme  Gottes,  der  zu 
euch  durch  meinen  Mund  redet;  gedenket 
dessen,  dass  Gott  den  Mächtigen  gebietet,  alle 
ihre  Kräfte  aufzuwenden,  um  das  soziale  Wohl 
der  Armen  zu  erhöhen." 

Ausgebaut  wurde  die  Lehre  Saint -Simons 
nach  seinem  Tode  durch  seinen  Schüler  Ba- 
zard  nach  der  wirtschaftlichen  Seite  —  Auf- 
hebung des  Erbrechtes  und  aller  Privilegien 
und  Verteilung  der  Güter  nach  dem  Prinzip 
„Jedem  nach  seiner  Fähigkeit,  jeder 
Fähigkeit  nach  ihren  Werken"  —  und 
durch  seinen  Schüler  Enf antin  nach  der  reli- 
giösen Seite.  Als  letzterer  das  Prinzip  der 
freien  Liebe  proklamierte,  kam  es  zu  einer 
Scheidung  in  der  Saint-Simonistischen  Schule 
und  nachher  zu  deren  völliger  Auflösung. 

Die  Bedeutung  des  Saint-Simonismus  liegt 
darin,  dass  von  ihm  „erstens  die  Organisation 
der  besitzlosen  Arbeitenden  gegen  die  Be- 
sitzenden bereits  mit  den  Argumenten  bezw. 
Formeln  eingeleitet  war,  welche  dem  gegen- 
wärtigen Sozialismus  dienen,  und  zweitens, 
dass  auf  den  Gegensatz  der  sozialpolitischen 
Interessen,    welche  die  Besitzenden   einerseits, 
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die  Besitzlosen  andererseits  haben,  hingewiesen 
worden  ist"  (H.  von  Scheel). 

Charles  Fourier  (1772—1837),  Sohn 
eines  Kaufmanns  und  selbst  dem  Kaufmanns- 
stande bis  zu  seinem  Tode  in  untergeordneter 
Stellung  angehörend,  bekämpft  den  Handel, 
weil  er  unproduktiv  sei  und  zu  viel  Betrü- 
gereien bei  ihm  vorkämen.  Das  Hauptübel 
sieht  er  darin,  dass  bei  den  Konkurrenzkämpfen, 
welche  die  einzelnen  Individuen  zu  bestehen 
haben,  zu  viel  Kräfte  verloren  gehen.  Eine 
Besserung  erhofft  er  von  einer  planmässigen 
Organisation  der  Arbeit,  die  so  beschaf- 
fen sein  müsse,  dass  ein  jeder  nur  die  Ar- 
beiten zu  verrichten  habe,  die  ihm  Freude 
und  Genuss  bereiten. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  sollten  je 
1500 — 2000  Personen  auf  einem  Terrain  von 
je  einer  französischen  Quadratmeile  zu  einer 
„Phalange",  in  welcher  ein  gemeinschaftliches 
Wirtschafts- und  Wohngebäude,ein„phalanstese", 
bestehen  sollte,  sich  zusammenschliessen.  Je 
nach  Neigungen  und  Fähigkeiten  würden  sich 
die  Mitglieder  zu  dieser  oder  jener  Arbeit  — 
in  der  Regel  aber,  damit  Abwechslung  besteht, 
zu  mehreren  Arbeiten  und  Verrichtungen  — 
zu  melden  haben.  Die  Verteilung  des  Gewinnes 
sollte  am  Jahresschluss  in  der  Weise  erfolgen, 
dass  ö|i2  der  Arbeit,  ^/^g  dem  Kapital  und  ^^ 
dem  Talent,  resp.  den  theoretischen  oder  prak- 
tischen Kenntnissen  zufallen  sollte.  Die  Pha- 
langen, welche  nach  den  phantastischen  Plänen 
Fouriers  sich  dereinst  in  allen  Erdteilen  befin- 
den werden,  sollten  jede  einzeln  von  einem 
„Oberen",  insgesamt  von  einem  „Omniar- 
chen"  mit  Sitz  in  Konstantinopel  geleitet 
werden. 

Wie  Bazard  und  Enfantin  die  Lehre  Saint- 
Simons,  so  war  der  Hauptjünger  Fouriers, 
Victor  Considerant,  bestrebt,  die  Lehre 
seines  Meisters  in  klare  Form  zu  bringen,  sie 
weiter  auszubauen  und  praktisch  zu  verwirkli- 
chen; letzteres  freilich  ohne  jeglichen  Erfolg. 

Die  Idee  Fouriers,  zur  Erhöhung  der  Pro- 
duktivität Arbeitergemeinschaften,  Produktivge- 
nossenschaften, ins  Leben  zu  rufen,  wurde  von 
Buchez(  1796  — 1865),  insbesondere  aber  von 
Louis  Blanc  (1813 — 1882)  aufgenommen. 

In  seinem  Hauptwerk  „Organisation  der 
Arbeit"  (1841)  fordert  Louis  Blanc  zur  Be- 
seitigung der  die  Arbeitenden  schädigenden 
Konkurrenz  das  Eintreten  des  grössten  Arbeit- 
gebers, der  zugleich  auch  des  grössten  Kredits 
sich  erfreue,  des  Staates.  Der  Staat  solle  durch 
Errichtung  zahlreicher  industrieller  Werkstätten 


{ateäers  sociaux)  sich  zum  Herrn  der  Pro- 
duktion machen.  Die  Leitung  der  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage  aufgebauten  Betriebe 
solle  anfangs  durch  den  Staat  erfolgen,  all- 
mählich aber  an  einsichtige,  den  Geschäftsbe- 
trieb kennende  Arbeiter,  welche  von  Arbeitern 
zu  wählen  seien,  übergehen.  Ein  Teil  des 
Reingewinnes  solle  an  die  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaft verteilt  werden,  ein  anderer  zur 
Unterstützung  und  Unterhaltung  Kranker  und 
Arbeitsloser  und  ein  dritter  Teil  zur  Erwei- 
terung des  Betriebes  dienen. 

Erwähnt  möge  hierbei  werden,  dass  die  von  der 
provisorischen  Regierung  zur  Abhilfe  der  Arbeitslosig- 
keit im  Jahre  1848  errichteten  Nationalwerkstätten, 
deren  Organisation  allerdings  z.  T.  von  dem  Louis 
Blancschen  Prinzip  abwich,  sich  nicht  bewährten. 

Im  Gegensatz  zu  Louis  Blanc  bekämpft  P.  J. 
Proudhon  (1809—1865)  nicht  nur  das  Pri- 
vat-, sondern  auch  das  Kollektiveigentum.  Die 
in  seiner  Schrift  „Was  ist  Eigentum?"  von 
ihm  aufgeworfene  Frage  beantwortet  er  mit 
den  Worten:  „Eigentum  ist  Diebstahl." 
Die  Macht  des  Kapitals  will  er  brechen  durch 
eine  Organisation  des  Kredits,  die  derart  sein 
soll,  dass  jeder,  der  produzieren  will,  das  er- 
forderliche Kapital  ohne  Zinsen,  einzig  und 
allein  mit  der  Verpflichtung,  es  zurückzuzahlen, 
erhalten  soll.  Zur  Durchführung  dieser  phan- 
tastischen Forderung  sei  eine  Anarchie,  d.  h. 
eine  Herrschaftslosigkeit,  erforderlich,  in  der 
die  Ordnung  auf  dem  freien  Willen  der  In- 
dividuen beruhe.  „An  Stelle  der  Gesetze  sol- 
len , Kontrakte'  treten." 

11.  Der  Sozialismus  in  England. 

Ein  Zeitgenosse  Fouriers  war  Robert  Owen 
(1771  — 1858),  der  ebenso  wie  jener  für  ge- 
nossenschaftliche Produktion  eintrat. 
Seine  in  die  Praxis  umgesetzten  kommunisti- 
schen Ideen  —  Gründung  kommunistischer 
Gemeinden  von  etwa  100  Mitgliedern,  „New- 
Harmony"  in  Amerika,  „Orbiston"  in  Schott- 
land —  bewährten  sich  jedoch  ebenso  wenig 
wie  die  Fourierschen  Phalangen. 

Mehr  Freude  erlebte  er  an  den  in  seiner 
Baumwollspinnerei  in  New-Lanark  (Schottland) 
von  ihm  eingeführten  Reformen  —  Verkür- 
zung der  Arbeitszeit,  Einschränkung  der  Kin- 
derarbeit usw.  —  welche  ihm  in  hohem  Masse 
die  Liebe  und  Zuneigung  seiner  Arbeiter  ver- 
schaffte. 

Während  Owen  darauf  hinwirkte,  dass  diese 
Reformen,  die  sich  auch  in  finanzieller  Be- 
ziehung bewährt  hatten,  auf  friedlichen: 
Wege  auch  in  andern  Betrieben  Eingang  fanden, 
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machte  sich  in  den  Kreisen  der  Arbeiter,  deren 
Lage  infolge  der  allgemeinen  Geschäftsstockung, 
der  Einführung  der  Maschinen  usw.  zum  Teil 
sehr  traurig  war,  eine  Bewegung  geltend, 
die  in  dem  Klassenkampf  den  einzigen  Aus- 
weg zur  Besserung  ihrer  Lage  erhoffte.  Die 
„Arbeitergesellschaft"  („working  men's  asso- 
ciation"),  welche  1838  in  London  ins  Leben 
gerufen  worden  war,  hielt  es  für  billig,  dass 
„diejenigen,  welche  den  Reichtum  hervorbringen, 
auch  in  erster  Linie  Anspruch  auf  dessen  Ge- 
nuss  besitzen".  Sie  forderte,  um  eine  politische 
Macht  zu  werden,  die  „Volkscharte"  —  nach 
dem  Programm  der  Partei,  Erlangung  der 
Volkscharte,  hat  die  ganze  Bewegung  den  Na- 
men Chartismus  erhalten  — ,  welche  als 
hauptsächlichste  Punkte  allgemeines  und 
direktes  Wahlrecht,  geheime  Abstimmung, 
jährliche  Parlamente  und  Diäten  forderte. 

Bekämpft  wurde  der  Chartismus  durch  die 
christlich-soziale  Bewegung,  welche  von 
den  Geistlichen  Maurice  und  Kingsley  und 
dem  Rechtsanwalt  Ludlow  ausging  und  zur 
Hebung  des  Genossenschaftswesens  und 
Anerkennung  der  Gewerkvereine,  auf  die  an 
anderer  Stelle  zurückzukommen  sein  wird,  in 
hohem  Masse  beigetragen  hat 

Zu  erwähnen  bleibt  noch  die  im  Jahre  1884 
gegründete„Gesellschaft  der  Fabier",  welche 
es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  durch  zahl- 
reiche Zweigvereine  den  Ideen  des  Sozialismus 
in  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  Eingang 
zu  verschaffen. 

Das  Programm  der  englischen  Sozialisten  enthält 
neben  gewissen  politischen  Forderungen  —  wir  folgen 
hier  der  Darstellung,  welche  Philippovich  in  seinem 
Grundriss  der  politischen  Öi<onomie  gegeben  hat  — : 
Aligemeines  Stimmrecht,  Diäten  der  Parlamentsmit- 
glieder, jährlich  neue  Parlamentswahlen,  starke  Be- 
steuerung des  Zins-  und  Renteneinkommens,  vor  allem 
Beschränkung  der  individualistischen  Unternehmungen 
durch  Erweiterung  der  öffentlichen:  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen,  Erweiterung  der  Gemeindebetriebe 
auf  Gas-,  Wasserleitung,  städtisches  Verkehrswesen  usw., 
und  durch  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes,  insbeson- 
dere Einführung  einer  gesetzlichen  Beschränkung  des 
Arbeitstages  auf  8  Stunden. 

12.  Der  Sozialismus  in  Deutschland 

Haben  auchjohann Gottlieb Fichte(1762 
—  1814)  —  sein  bekanntestes  Werk:  „Der 
geschlossene  Handelsstaat"  (1801)  —  und  Karl 
Mario  (Pseudonym  für  Professor  Winkel- 
blech)  1810—1865)  —  sein  Hauptwerk: 
„Untersuchungen  über  die  Organisation  der 
Arbeit  oder  System  der  Weltökonomie"  — 
bereits  sozialistische  Ideen  entwickelt,  so  können 


doch  als  Begründer  dss  „wissenschaftlichen 
Sozialismus"  erst  Rodbertus  und  Marx 
genannt  werden. 

Carl  Rodbertus-Jagetzow  (1805  — 1875) 
—  Jagetzow  genannt  nach  dem  Namen  des 
pommerschen  Gutes,  das  er  bis  zu  seinem  Tode 
bewirtschaftete  —  hat,  wie  er  selbst  sagt,  seine 
Theorie  auf  den  Satz  der  Smith-Ricardoschen 
Schule  aufgebaut,  dass  „alle  Güter  wirt- 
schaftlich nur  als  Produkt  der  Arbeit  an- 
zusehen sind,  nichts  als  Arbeit  kosten", 
und  dass  „das  Produkt  der  Arbeit  den 
natürlichen  Lohn  der  Arbeit  bilde."  — 
Das  Mass  des  Wertes  sei  die  Arbeitszeit  und 
nach  dieser  müsste  gerechterweise  das  Einkom- 
men verteilt  werden.  Dies  geschähe  jedoch 
nicht:  der  besitzlose  Arbeiter  erhalte  nur  einen 
Teil  des  Ertrages  seiner  Arbeit,  den  Rest 
müsse  er  an  den  Grundbesitzer  und  an  den 
Kapitalisten  abgeben,  „der  ernten  will,  wo  er 
nicht  gesät  hat",  und  zwar  gestalte  sich  dieser 
Prozentsatz  bei  steigender  Produktivität  immer 
ungünstiger  für  den  Arbeiter,  indem  sein  An- 
teil ungefähr  der  gleiche  bleibe,  d.  h.  nur  so- 
viel betrage,  wie  er  zu  seiner  Lebensführung 
brauche,  während  Grundbesitzer  und  Kapi- 
talisten einen  steigenden  Anteil  erhalten.  Es 
herrsche  somit  das  „Gesetz  der  fallenden 
Lohnquote". 

Eine  Besserung  der  Verhältnisse  werde  erst 
eintreten,  wenn  die  Ursache  des  Übels,  das 
Privat-,  Grund-  und  Kapitaleigentum,  und  zwar 
auf  f  riedlichem  Wege,  beseitigt  und  an  dessen 
Stelle  getreten  wäre  „da  s  Verd  i  en  st-  oder  reine 
Einkommens- Eigentum".  Zur  Erreichung 
dieses  Zieles  müsse  vom  Staate  ein  „Normal- 
arbeitstag"  und  ein  „Normalarbeitslohn'* 
festgesetzt  werden. 

Alle  Pläne  und  Ideen,  welche  Rodbertus  in 
zahlreichen  Briefen  und  Werken  niedergelegt 
hatte  —  es  seien  hier  nur  genannt  „Soziale 
Briefe  an  von  Kirchmann"  (1850/51),  „Zur 
Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Kreditart 
des  Grundbesitzes"  (1868|69)  und  „Der  Normal- 
arbeitstag" (1870)  —  sind  ohne  praktische 
Bedeutung  für  die  soziale  Bewegung,  die  Be- 
wegung der  Arbeiterklasse,  geblieben. 

Das  Gegenteil  ist  von  den  Lehren  von  Karl 
Marx  (1818 — 1883)  zu  sagen.  Geboren  zu 
Trier  als  Sohn  eines  jüdischen,  später  zum 
Christentum  übergetretenen  Rechtsanwalts,  wid- 
mete er  sich  in  Bonn  und  Berlin  juristischen 
und  philosophischen  Studien,  ging  dann  nach 
Paris,  wo  er  mit  Arnold  Rüge  die  „Deutsch- 
französischen  Jahrbücher"    herausgab,    später 
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nach  Brüssel  und  1849  nach  London,  wo  er 
dauernd  sein  Domizil  aufschlug. 

Mit  seinem  Freunde  Friedrich  Engels 
(1820—1896)  schrieb  Marx  1847  das  Mani- 
fest der  kommunistischen  Partei,  „Die 
Fahne  des  modernen  wissenschaftlichen  Kom- 
munismus" (Fr.  Mehr ing),  worin  er  ausführte, 
dass  die  Geschichte  aller  bisherigen  Gesell- 
schaft die  Geschichte  von  Klassenkämpfen  sei. 
Stets  habe  es  Gegensätze,  wie  Freie  und  Sklaven, 
Patrizier  und  Plebejer,  Barone  und  Leibeigene 
usw.  gegeben,  und  diese  Klassen  hätten  im 
steten  Kampf  miteinander  gestanden.  Heute 
seien  die  Gegensätze:  Bürgertum  —  besitzlose 
Arbeiterschaft,  Bourgeoisie  —  Proletariat.  Die 
bürgerliche  Gesellschaft  müsse  untergehen  und 
das  Proletariat  zur  herrschenden  Klasse  erhoben 
werdea.  Grundeigentum  und  Kapital  seien  zu 
beseitigen,  Kredit-  und  Transportwesen  zu  ver- 
staatlichen. 

Dieses  Manifest  enthält  bereits  den  Grund- 
gedanken der  Marx  -  Engels'schen  Ge- 
schichtsauffassung, der  sog.  „materia- 
listischen Geschichtsauffassung",  welche 
die  schliessliche  Ursache  und  entscheidende 
Bewegungskraft  aller  wichtigen  geschichtlichen 
Ereignisse  in  der  ökonomischen  Entwicklung 
sieht. 

Gegen  diese  Auffassung  wendet  Eduard  Bern- 
stein ein:  „Aller  historischer  Materialismus  hilft  nicht 
über  die  Tatsache  hinweg,  dass  es  die  Menschen 
sind,  die  ihre  Geschichte  machen,  dass  die  Menschen 
Köpfe  haben  und  dass  die  Disposition  der  Köpfe  keine 
so  mechanische  Tatsache  ist,  um  lediglich  durch  die 
Wirtschaftslage  reagiert  zu  werden". 

Der  Kern  der  in  dem  dreibändigen  Haupt- 
werk, „Das  Kapital",  niedergelegten  Marx- 
schen  Lehre  ist  folgender:  Während  früher 
die  Arbeitsmittel  das  Eigentum  der  einzelnen 
Produzenten  waren  und  jeder  nur  für  den 
eigenen  Bedarf  produzierte,  besteht  heute  eine 
Scheidung  zwischen  Produzenten  und  Produk- 
tionsmitteln. Der  Arbeiter  ist  zu  lebensläng- 
licher Lohnarbeit  verurteilt,  wodurch  der  Ge- 
gensatz von  Proletariat  undBourgeoisie 
entsteht.  Mit  Vermehrung  und  Verbesserung 
der  Maschinen  wird  dieser  Gegensatz  immer 
grösser.  Ein  Teil  der  Arbeiter  wird  überflüssig, 
die  Lage  des  andern  Teiles  eine  schlechtere, 
da  an  die  Stelle  der  Handarbeiter  Maschinen- 
arbeiter treten.  Die  Abhängigkeit  vom  Unter- 
nehmer und  die  Ausbeutung  durch  diesen 
ist  eine  grosse:  Bei  dem  starken  Angebot 
von  Arbeitskräften  braucht  der  Unternehmer 
dem  Arbeiter  nur  soviel  Lohn  zu  zahlen, 
als   er   und   seine    Familie   zum    notdürftigen 


Unterhalt  brauchen.  Ist,  um  diesen  Lohn  zu 
verdienen,  eine  Arbeitszeit  von  5  —  6  Stunden 
täglich  erforderlich,  so  wird  dies  dem  Unter- 
nehmer nicht  genügen.  Dieser  wird  vielleicht 
täglich  eine  10 — 11  stündige  Arbeitszeit  vom 
Arbeiter  verlangen.  Das  Produkt  dieser  weiteren 
5  —  6  stündigen  Arbeitszeit  eignet  sich  der  Unter- 
nehmer als  Mehrwert  an,  und  durch  Herab- 
drücken des  Lohnes  und  Verlängerung  der 
Arbeitszeit  wird  er  bestrebt  sein,  diese  „Profit- 
rate" möglichst  zu  erhöhen. 

Die  hierdurch  immer  grösser  werdende  „Verelen- 
dung" muss  nach  Marx  unbedingt  zur  proletarischen 
Revolution  führen.  „Das  Proletariat  ergreift  die  öffent- 
liche Gewalt  und  verwandelt  mittelst  dieser  Gewalt  die 
den  Händen  der  Bourgeoisie  entgleitenden  gesellschaft- 
lichen Produktionsmittel  in  öffentliches  Eigentum.  Durch 
diesen  Akt  befreit  es  die  Produktionsmittel  von  ihrer 
bisherigen  Kapitaleigenschaft  und  gibt  ihrem  gesell- 
schaftlichen Charakter  volle  Freiheit,  sie  durchzusetzen. 
...  In  dem  Masse,  wie  die  Anarchie  der  gesellschaft- 
lichen Produktion  schwindet,  schläft  auch  die  politische 
Autorität  des  Staates  ein.  Die  Menschen,  endlich 
Herren  ihrer  eigenen  Art  der  Vergesellschaftung,  wer- 
den damit  zugleich  Herren  der  Natur,  Herren  ihrer 
selbst  —  frei". 

Ferdinand  Lassalle  (1825  —  1864),  „aus- 
gerüstet mit  der  ganzen  Bildung  seines  Jahr- 
hunderts", wie  er  in  seiner  Bescheidenheit  von 
sich  selbst  sagte,  war  ein  äusserst  befähigter 
Kopf,  ein  ausgezeichneter  Redner  und  ein  sehr 
geschickter  Agitator.  Seine  zahlreichen  Schriften 
jedoch,  von  denen  die  bekanntesten  sind:  „Das 
System  der  erworbenen  Rechte"  und  „Herr 
Bastiat-Schulze  von  Delitzsch,  der  ökonomische 
Julian,  oder  Kapital  und  Arbeit",  hatten  wissen- 
schaftlich keine  oder  nur  geringe  Bedeutung. 
Sie  waren  hauptsächlich  Streit-  und  Agitations- 
schriften. 

Mit  Marx  und  Engels  erkennt  er  den  Grund- 
gedanken der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung an.  Mit  Ricardo  agitiert  er  gegen  das 
herrschende  Produktions-  und  Lohnsystem. 
Grausam  nennt  er  „das  eherne  Lohngesetz", 
weil  es  die  Arbeiter  am  Emporkommen  hindere. 
Individuelle  Selbsthilfe  —  Gründung  von  Ge- 
nossenschaften ,  wie  Schulze-Delitzsch  sie  em- 
pfohlen —  sei  wertlos.  Der  Staat  müsse, 
hier  schliesst  er  sich  an  Louis  Blanc  an,  mit 
seinen  Mitteln  Produktivgenossenschaften  grün- 
den. Um  diese  Forderung  durchführen  zu 
können,  müssten  die  Arbeiter  versuchen,  sich 
Einfluss  auf  die  Regierung  zu  verschaffen,  eine 
politische  Macht  zu  werden.  Nächstes  Ziel 
sei  daher  die  Erkämpfung  des  allgemeinen 
gleichen  und  direkten  Wahlrechtes  und  zwar 
„auf  friedlichem  und  legalem  Wege". 
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Zur  Erreichung  dieser  Ziele  wurde  auf  Las- 
salles Anregung  zu  Leipzig  im  Jahre  1863  der 
„Allgemeine  deutsche  Arbeiterverein" 
gegründet,  der  es  aber  trotz  lebhaftester  Agi- 
tation bei  Lassalles  Tode  (31.  August  1864) 
nur  auf   ca.  4600  Mitglieder   gebracht   hatte. 

Grössere  Bedeutung  erlangte  die  im  Jahre 
1864  von  Karl  Marx  in  London  begründete 
„Internationale  Arbeiterassociation"  — 
kurzweg  „Internationale"  genannt — ,  welche 
sein  sollte  „ein  Mittelpunkt  für  den  Verkehr  und 
das  Zusammenwirken  der  Arbeiter  aller  Länder, 
welche  dasselbe  Ziel  verfolgen:  gegenseitige 
Unterstützung,  den  Fortschritt  und  die  völlige 
Befreiung  der  Arbeiterklassen."  In  ihrem  Pro- 
gramm bekennt  sie  sich  zu  den  im  kommu- 
nistischen Manifest  (s.  S.  134)  vertretenen  An- 
schauungen, aus  dem  nachstehende  charakte- 
ristische Sätze  zitiert  seien: 

„Die  Kommunisten  arbeiten  überall  an  der  Verbin- 
dung und  Verständigung  der  demokratischen  Parteien 
aller  Länder.  Die  Kommunisten  verschmähen  es,  ihre 
Ansichten  und  Absichten  zu  verheimlichen.  Sie  erklären 
es  offen,  dass  ihre  Zwecke  nur  erreicht  werden  können 
durch  den  gewaltsamen  Umsturz  aller  bisherigen  Ge- 
sellschaftsordnung. Mögen  die  herrschenden  Klassen 
vor  einer  kommunistischen  Revolution  zittern.  Die 
Proletarier  haben  nichts  zu  verlieren  als  ihre  Ketten. 
Sie  haben  eine  Welt  zu  gewinnen.  Proletarier 
aller  Länder,  vereinigt  euch!" 

Zwistigkeiten,  welche  zwischen  den  deutschen 
Führern — AugustBebel  und  Wilhelm  Lieb- 
knecht —  und  Anhängern  der  Internationalen 
einerseits  und  den  Mitgliedern  des  von  Las- 
salle begründeten  Arbeitervereins  anderseits  aus- 
gebrochen waren,  führten  1869  auf  dem  Kon- 
gress  zu  Eisenach  zu  einer  Spaltung  in  die 
nationalgesinnten  Lassalleaner  (Führer:  von 
Schweizer)  und  die  radikalen  Marxisten: 
(Führer:  Bebel  und  Liebknecht). 

1875,  auf  dem  Kongress  zu  Gotha,  ver- 
schmolzen sich  die  beiden  Parteien  wieder  und 
nahmen  ein  gemeinsames  (Gothaer)  Pro- 
gramm an,  dessen  Hauptsätze  lauteten: 

„Die  Arbeit  ist  die  Quelle  alles  Reichtums  und  aller 
Kultur,  und  da  allgemein  nutzbringende  Arbeit  nur 
durch  die  Gesellschaft  möglich  ist,  so  gehört  der  Ge- 
sellschaft, d.  h.  allen  ihren  Gliedern,  das  gesamte  Ar- 
beitsprodukt, bei  allgemeiner  Arbeitspflicht,  nach  glei- 
chem Recht,  jedem  nach  seinen  vernunftgemässen  Be- 
dürfnissen. —  In  der  heutigen  Gesellschaft  sind  die 
Arbeitsmittel  Monopol  der  Kapitalistenklasse;  die  hier- 
durch bedingte  Abhängigkeit  der  Arbeiterklasse  ist  die 
Ursache  des  Elends  und  der  Knechtschaft  in  allen 
Formen.  —  Die  Befreiung  der  Arbeit  erfordert  die 
Verwandlung  der  Arbeitsmittel  in  Gemeingut  der  Ge- 
sellschaft und  die  genossenschaftliche  Regelung  der 
Gesamtarbeit  mit  gemeinnütziger  Verwendung  und 
gerechter  Verteilung  des  Arbeitsertrages.  —  Die  Be- 
freiung der  Arbeit   muss  das  Werk  der  Arbeiterklasse 


sein,  der  gegenüber  alle  anderen  Klassen  nur  eine  re- 
aktionäre Masse  sind. 

Von  diesen  Grundsätzen  ausgehend,  erstrebt  die 
sozialistische  Arbeiterpartei  Deutschlands  mit 
allen  gesetzlichen  Mitteln  den  freien  Staat  und  die  so- 
zialistische Gesellschaft,  die  Zerbrechung  des  ehernen 
Lohngesetzes  durch  Abschaffung  des  Systems  der  Lohn- 
arbeit, die  Aufhebung  der  Ausbeutung  in  jeder  Gestalt, 
die  Beseitigung  aller  sozialen  und  politischen  Ungleich- 
heit. —  Die  sozialistische  Arbeiterpartei  Deutschlands, 
obgleich  zunächst  im  nationalen  Rahmen  wirkend,  ist 
sich  des  internationalen  Charakters  der  Arbeiterbewe- 
gung bewusst  und  entschlossen,  alle  Pflichten,  welche 
derselbe  den  Arbeitern  auferlegt,  zu  erfüllen,  um  die 
Verbrüderung  aller  Menschen  zur  Wahrheit  zu  machen. 

Die  sozialistische  Arbeiterpartei  Deutschlands  for- 
dert, um  die  Lösung  der  sozialen  Frage  anzubahnen, 
die  Errichtung  von  sozialistischen  Produktivgenossen- 
schaften mit  Staatshilfe  unter  der  demokratischen  Kon- 
trolle des  arbeitenden  Volkes.  Die  Produktivgenossen- 
schaften sind  für  Industrie  und  Ackerbau  in  solchem 
Umfange  ins  Leben  zu  rufen,  dass  aus  ihnen  die  so- 
zialistische Organisation  der  Gesamtarbeit  entsteht". 

Im  Jahre  1876  wurde  als  Zentralorgan  der 
Partei  der  „Vorwärts"  geschaffen.  Bei  der 
Reichstagswahl  1877  wurden  zwölf  sozial- 
demokratische Abgeordnete  mit  486843  Stim- 
men gewählt.  Das  infolge  des  fluchwürdigen 
Attentats  Hödels  auf  den  greisen  Kaiser  Wil- 
helm I.  (11.  Mai  1878)  von  der  Regierung  dem 
Reichstag  vorgelegte  Gesetz  „gegen  die  gemein- 
gefährlichen Bestrebungen  der  Sozialdemokratie" 
fand  nicht  die  Zustimmung  des  Reichstages. 
Nach  dem  am  2.  Juni  1878  erfolgten  aber- 
maligen Attentat  (von  Nobiling)  erfolgte  die 
Auflösung  des  Reichstages. 

Der  neue  Reichstag,  in  welchem  die  Sozial- 
demokraten nur  neun  Sitze  mit  437158  Stim- 
men erobert  hatten,  nahm  am  21.  Oktober  das 
„Sozialistengesetz"  an,  welches  Vereine, 
Versammlungen  und  Drucksachen,  welche  durch 
sozialdemokratische,  sozialistische  oder  kom- 
munistische Bestrebungen  den  Umsturz  des 
bestehenden  Staates  und  der  Gesellschaftsord- 
nung bezwecken,  verbot  1890  lief  das  Ge- 
setz ab,  auf  Grund  dessen  ca.  1550  Druck- 
schriften (darunter  ungefähr  155  periodische) 
verboten  resp.  beschlagnahmt,  900  Personen 
aus  verschiedenen  Städten,  über  welche  der 
sog.  kleine  Belagerungszustand  verhängt  wor- 
den war,  ausgewiesen  und  ca.  1500  mit  Ge- 
fängnis bestraft  worden  sind.  Ein  in  manchen 
Punkten  gemilderter  Gesetzentwurf  wurde  vom 
Reichstag  abgelehnt,  und  so  lief  das  Sozialisten- 
gesetz stillschweigend  ab. 

Wenige  Wochen  nach  Ablauf  des  Gesetzes 
fand  der  Parteitag  in  Halle  (Oktober  1891) 
statt,  auf  welchem  sich  die  Partei  eine  neue 
Organisation  gab  und   den  Namen   „Sozial- 
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demokratische  Partei  Deutschlands"  an- 
nahm. 

Das  Erfurter  Programm  vom  Jahre  1891 
enthält  nichts  mehr  von  der  von  Lassalle  ge- 
stellten Forderung,  Produktivgenossenschaften 
mit  Staatsmitteln  zu  begründen,  nichts  mehr 
vom  „ehernen  Lohngesetz".  Die  Forderungen 
Lassalles  und  seine  Ideen  sind  zurückgetreten 
vor  der  Lehre  von  Karl  Marx.  Das  Partei- 
programm ist  von  jetzt  ab  von  marxistischem 
Geist  diktiert  Seine  Forderungen  lauten  im 
wesentlichen: 

Allgemeines,  gleiches,  direktes  Wahl-  und  Stimm- 
recht mit  geheimer  Stimmabgabe  aller  über  20  Jahre 
alten  Reichsangehörigen  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts für  alle  Wahlen  und  Abstimmungen.  Pro- 
portional-Wahlsystem  und  bis  zu  dessen  Einführung 
gesetzliche  Neueinteilung  der  Wahlkreise  nach  jeder 
Volkszählung.  Entschädigung  für  die  gewählten  Ver- 
treter. Jährliche  Steuerbewilligung.  —  Erziehung  zur 
allgemeinen  Wehrhaftigkeit.  Volkswehr  an  Stelle  der 
stehenden  Heere.  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden 
durch  die  Volksvertretung. 

Unentgeltlichkeit  des  Schulbesuches  und  der 
Lehrmittel,  der  Rechtspflege  und  des  Rechtsbeistandes, 
sowie  der  ärztlichen  Hilfeleistung  und  der  Totenbe- 
stattung. 

Abschaffung  aller  indirekten  Steuern,  Zolle  usw. 
Dagegen  Einführung  einer  stufenweis  steigenden 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  zur  Bestreitung 
öffentlicher  Ausgaben. 

Zum  Schutze  der  Arbeiterklasse  wird  gefor- 
dert: Ein  achtstündiger  Normalarbeitstag,  Verbot  der 
Erwerbsarbeit  für  Kinder  unter  14  Jahren,  Verbot 
resp.  Einschränkung  der  Nachtarbeit,  eine  wöchentliche 
ununterbrochene  Ruhepause  von  mindesten  36  Stunden, 
Verbot  des  Trucksystems;  rechtliche  Gleichstellung  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten  mit  den 
gewerblichen  Arbeitern,  Beseitigung  der  Gesinde-Ord- 
nungen; Sicherstellung  des  Koahtionsrechtes;  Über- 
nahme der  gesamten  Arbeiterversicherung  durch  das 
Reich  mit  massgebender  Mitwirkung  der  Arbeiter  an 
der  Verwaltung. 

13.  Die  Sozialreform. 

Während  man  auf  der  einen  Seite  bestrebt 
war,  die  sozialdemokratische  Bewegung  durch 
ein  Ausnahmegesetz  einzudämmen,  verkannte 
man  doch  anderseits  auch  nicht  die  Notwen- 
digkeit der  Einführung  sozialer  Reformen  zu- 
gunsten der  arbeitenden  Klassen.  Deutschland 
gebührt  das  Verdienst,  in  dieser  Beziehung 
vorangeschritten  zu  sein.  Durch  die  Bot- 
schaft Kaiser  Wilhelms  l.  vom  17.  Novem- 
ber 1881  und  durch  die  im  Jahre  1890  auf 
Anregung  Kaiser  Wilhelms  IL  nach  Berlin  ein- 
berufene internationale  Konferenz  wurden 
zahlreiche  Anregungen  gegeben,  welche  auf 
fruchtbaren  Boden  gefallen  sind.  An  anderer 
Stelle  wird  zurückzukommen  sein  auf  diese  so- 


ziale Gesetzgebung,  auf  welche  auch  nicht  ohne 
Einwirkung  waren  die  Lehren  der  sogenannten 
„Kathedersozialisten",  d.h.  der  Universitäts- 
professoren, welche  vom  Katheder  den  extremen 
Individualismus  bekämpfend,  1872  zu  Eisenach 
den  Verein  für  Sozialpolitik  begründet  hatten 
oder  auch  sonst  in  Wort  und  Schrift  sozial- 
reformatorisch  tätig  waren.  Hier  sollen  nur 
die  drei  Richtungen  der  Sozialreform,  welche 
auf  die  Praxis  von  nicht  unbedeutendem  Ein- 
fluss  gewesen  sind,  der  Sozialliberalismus, 
die  ko'nservative  Sozialreform  und  die 
christlich-soziale  Reform  kurz  in  ihren 
Zielen  skizziert  werden. 

DerSozial  liberal  ism  US  verlangtauf  Grund- 
lage der  persönlichen  Freiheit  und  rechtlichen 
Gleichheit  aller  Personen  für  jedermann  die 
Möglichkeit,  seine  Anlagen  und  Fähigkeiten 
möglichst  ungehindert  entwickeln  und  an  den 
Kuhurfortschritten  teilnehmen  zu  können.  Hier- 
mit sei  aber  die  Forderung,  dass  alle  Personen 
materiell  gleich  gestellt  sein  müssten,  unver- 
einbar. Das  Privateigentum  an  Produktions- 
mitteln und  das  Bestehen  des  Erbrechtes 
seien  aus  ihrem  Zweck  sowie  aus  wirtschaft- 
lich-technischen Gründen  zu  rechtfertigen.  Wür- 
den diese  Rechtsinstitutionen  aufgehoben  werden^ 
dann  müsste  einem  jeden  der  Anteil  an  mate- 
riellen Gütern,  sowie  die  Art  und  das  Mass 
seiner  Arbeit  von  einer  zentralen  Gewalt  zu- 
gewiesen werden,  d.  h.  es  würde  grösste  Un- 
freiheit bestehen. 

Das  Streben  des  Sozialliberalismus  geht,  wie 
Brentano,  der  wissenschaftliche  Führer  dieser 
Ideenrichtung  es  ausdrückt,  dahin,  auf  dem 
Boden  der  bestehenden  Eigentums-  und  Ge- 
werbeordnung teils  gesetzliche  Massregeln,  teils 
freiwillige  Organisationen  zu  schaffen,  welche 
die  Prinzipien  der  gewerblichen  Freiheit  und 
rechtlichen  Gleichheit  auch  im  Leben  zur  Ver- 
wirklichung bringen,  indem  sie  die  sozial 
Schwächeren  gegen  den  Missbrauch  der  Über- 
macht der  Stärkeren  einerseits  schützen  und 
sie  anderseits  auch  befähigen,  vereint  den  Kampf 
der  wirtschaftlichen  Interessen  mit  den  Stärkeren 
aufzunehmen  und  zu  bestehen. 

Die  konservative  Sozialreform,  die  sich 
in  vielen  Punkten  auf  die  Ideen  von  Rod- 
bertus  stützt,  fordert  als  Grundlage  der  neuen 
Wirtschaftsordnung  den  monarchischen 
Staat,  in  welchem  den  Parteien  und  Klassen 
nur  eine  beratende,  nicht  aber  schlechthin  ent- 
scheidende Stimme  zufallen  soll.  Schutz  der 
wirtschaftlich  Schwachen,  Beseitigung  von  Hin- 
dernissen, welche  ein  Emporkommen  hindern,. 
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positive  Unterstützungen  durch  das  „soziale 
Königtum". 

Von  oben  nach  unten,  sagen  die  Sozial- 
konservativen, nicht  von  unten  nach  oben,  wie 
es  die  Marxisten  fordern,  soll  eine  Umgestal- 
tung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  vor  sich 
gehen,  welche  vor  allem  auch  in  der  Beschrän- 
kung der  Macht  und  des  Einflusses  des  Ka- 
pitals bestehen  müsse.  Von  den  radikaleren 
Sozialkonservativen — auch  Staatssozialisten 
genannt  —  wird  diese  Forderung  weiter  aus- 
gedehnt und  im  Interesse  der  Gesamtheit 
die  Überführung  zahlreicher  bisher  in  Privat- 
betrieb stehender  Unternehmungen  —  Eisen- 
bahnen, Banken,  Versicherungen,  Bergwerke  usw. 
—  in  das  Eigentum  und  die  Verwaltung  des 
Staates  gefordert. 

Neben  Rodbert us  sind  als  konservative  Sozial- 
reformer vor  allem  zu  nennen:  AdolfWagner,  Rud. 
Meyer  und  R.  Todt. 

Die  christlich-soziale  Reform.  Das  ge- 
meinsame Band  der  katholischen  und  der 
evangelischen  Sozialreformpartei  ist  das 
Christentum.  Den  materiellen  Gütern  werden 
die  idealen  Güter  gegenübergestellt,  und  vor 
einer  Überschätzung  der  ersteren  wird  gewarnt 
Anderseits  werden  aber  auch  die  Arbeitgeber 
an  die  sozialen  Pflichten,  welche  sie  ihren  Ar- 
beitern gegenüber  haben,  erinnert  An  Stelle 
des  Egoismus  und  der  materialistischen  Lebens- 
auffassung müsse  die  durch  kirchliche  Gesin- 
nung herbeigeführte  christliche  Nächstenliebe 
treten,  dann  werde  auch  die  Not  und  das 
Elend  wieder  schwinden. 

Auf  die  hauptsächlich  durch  die  verschiedene 
Auffassung  des  religiösen  Problems  und  die 
Stellung  der  kirchlichen  Oberhäupter  bedingten 
Unterschiede  der  katholischen  und  der  evan- 
gelischen Richtung  der  Sozialreform  kann  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden.  Als  Haupt 
der  katholischen  Richtung  ist  zu  nennen:  von 
Ketteier,  Bischof  von  Mainz  (f  1878),  dessen 
Werk  „Die  Arbeiterfrage  und  das  Christentum" 
im  Jahre  1864  erschienen  war,  und  in  Öster- 
reich der  Freiherr  von  Vogel  sang.  An  der 
Spitze  der  evangelischen  Sozialreformpartei  stand 
der  Hofprediger  Stöcker,  welcher  im  Jahre 
1877  die  „christlich -soziale  Arbeiter- 
partei" gegründet  hat 

Die  verschiedenen  Richtungen  der  evangelisch-so- 
zialen Reform  sollten  sich  begegnen  im  „evangelisch- 
sozialen Kongress",  „der  die  sozialen  Zustände 
unseres  Volkes  vorurteilslos  untersuchen,  sie  an  dem 
Masstabe  der  sittlichen  und  religiösen  Forderungen 
des  Evangeliums  messen  und  diese  selbst  für  das  heutige 
Wirtschaftsleben  fruchtbarer  und  wirksamer  als  bisher 
machen  sollte". 


In  der  Bewegung  treten  sich  zwei  Richtungen  ge- 
genüber. Die  eine  Richtung,  repräsentiert  durch 
Stöcker  und  Adolf  Wagner,  lehnt  sich  an  die 
konservative  Partei  an.  Ihr  gegenüber  standen  die 
radikaleren  Elemente,  welche  sich  um  den  Pfarrer 
Naumann  und  den  F*astor  Göhre  scharten.  Während 
letzterer  sich  der  sozialdemokratischen  Partei  anschloss, 
begründete  Naumann  1896  die  „nationalsoziale  Par- 
tei", welche  auf  nationalpolitischer  Grundlage  soziale 
Reformen  durchzuführen  bestrebt  war.  Der  verhält- 
nismässig geringe  Anhang,  den  die  Partei  gefunden 
hatte,  veranlasste  im  Jahre  1903,  bald  nach  den  Reichs- 
tagswahlen, ihre  Führer,  die  Partei  aufzulösen.  Ein 
grosser  Teil  der  Nationalsozialen  mit  ihrem  Führer  Nau- 
mann schloss  sich  der  „Freisinnigen  Vereinigung"  an , 
während  einige  andere,  u.  a.  auch  ihr  Sekretär  und  Ge- 
schäftsführer zu  den  Sozialdemokraten  übergingen. 

14.  Richtungen  der  Nationalökonomie. 

Drei  Richtungen  der  wissenschaftlichen  For- 
schung auf  dem  Gebiete  der  Nationalökono- 
mie kann  man  unterscheiden: 

1.  Die  historische  Richtung.  Die  An- 
hänger dieser  Schule  gehen  von  dem  Grund- 
gedanken aus,  dass  die  Geschichte  die  beste 
Lehrmeisterin  ist  und  dass  man  die  heutigen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  Einrichtungen 
dann  am  besten  verstehen  und  erklären  kön- 
ne, wenn  man  ihren  Werdegang  betrachtet 
Das  Haupt  der  älteren  historischen  Richtung 
ist  Wilhelm  Röscher  (1817—1894).  Von 
ihren  Anhängern  seien  femer  Bruno  Hilde- 
brand und  Karl  Knies  als  die  bedeutend- 
sten hervorgehoben.  Der  hervorragendste  und 
einflussreichste  Vertreter  der  neuen  histori- 
schen Schule  ist  Gustav  Schmoller  (geb. 
1838). 

2.  Dierealistische  und  sozialpolitische 
Richtung.  Sie  sucht  nicht  die  Vergangenheit 
zu  erforschen,  sondern  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse.  Ihre  Fragen  lauten:  „Wie  ist 
es?"  und  „Warum  ist  es  so?"  Mit  der  histo- 
rischen Richtung  hat  sie  zahlreiche  Berührungs- 
punkte. Vertreter  dieser  Richtung  sind  insbe- 
sondere: Lorenz  von  Stein  (1815  —  1890), 
Albert  Schaff le  (1831-1904)  und  Adolf 
Wagner  (geb.  1835),  welcher  sich  insbeson- 
dere auch  um  die  Ausbildung  der  Finanzwis- 
senschaft hoch  verdient  gemacht  hat  und  sich 
eines  Weltrufs  erfreut 

3.  Die  sogenannte  exakte  Richtung. 
Ihre  Vertreter  sind  hauptsächlich  Österreicher 
—  Carl  Menger,  von  Böhm-Bawerk, 
Wieser  u.  a.  — daher  auch  „Wiener  Schule" 
genannt  Durch  die  Entwicklung  einiger  volks- 
wirtschaftlicher Theorien  sind  sie  in  weiteren 
Kreisen  bekannt  geworden. 
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15.  Der  Anarchismus. 


Über  den  Begriff  „Anarchismus"  herrscht 
bisher  in  der  Wissenschaft  keine  Übereinstim- 
mung. Der  Name  kann  ja,  wie  schon  oben 
erwähnt,  nicht  anders  übersetzt  werden,  als 
„Herrschaftslosigkeit",  und  theoretisch  betrach- 
tet ist  der  Anarchismus  nichts  anderes  als  ein 
bis  auf  die  äusserste  Spitze  getriebener  Indi- 
vidualismus. „Jede  Individualität  erscheint  uns 
als  Mittelpunkt  des  Weltalls"  (Elisee  Reclus). 
Alles,  was  die  Freiheit  des  Menschen  beein- 
trächtigt —  und  dies  ist  vor  allem  die  politi- 
sche Zwangsorganisation  des  Staates  —  muss 
überwunden  werden.  Über  die  Art  und  Weise 
aber,  wie  das  geschehen  soll,  und  über  die 
Endziele  der  Anarchisten  gehen  die  Ansichten 
weit  auseinander. 

Begründer  des  Anarchismus  ist  der  Franzose 
Proudhon,  über  dessen  Leben  und  Werke 
bereits  (S.  132)  gesprochen  ist  Einen  besonders 
extremen  Standpunkt  nahm  in  Deutschland 
Johann  Caspar  Schmidt  ein,  welcher  unter 
dem  Pseudonym  Max  Stirner  die  grosses  Auf- 
sehen erregende  Schrift  „Der  Einzige  und  sein 
Eigentum"  herausgab.  „Die  Eigentumsfrage  lässt 
sich  nicht  so  gütlich  lösen,  wie  es  sich  die 
Sozialisten  oder  Kommunisten  denken.  Sie  wird 
nur  gelöst  durch  den  Krieg  aller  gegen 
alle.  —  Die  Gewalt  über  Leben  und  Tod, 
welche  Kirche  und  Staat  sich  vorbehielten,  ich 
nenne  sie  auch  die  meinige.  —  Was  du  zu 
sein  die  Macht  hast,  dazu  hast  du  das  Recht. 
Ich  bin  zu  allem  berechtigt,  dessen  ich  mäch- 
tig bin.  Gewalt  geht  vor  Recht  und  zwar  mit 
—  vollem  Recht." 

Zu  neuem  Leben  erweckt  wurde  der  Anar- 
chismus durch  den  russischen  Emigranten  Mi- 
chael Bakunin.  Dieser  betrachtete  den  Staat 
als  ein  notwendiges  Übel,  Ist  er  aufgelöst, 
dann  wird  auch  die  Gesetzgebung  beseitigt 
werden,  die  Gesetzgebung,  welche  „niemals 
einen  andern  Zweck  gehabt  hat  als  den,  das 
arbeitende  Volk  durch  die  herrschenden  Klassen 
immer  mehr  und  mehr  auszubeuten."  Der 
neuen  Welt  muss  die  Gerechtigkeit  zur 
Grundlage   dienen,   „ohne   sie  keine  Freiheit, 


kein  Gedeihen,  kein  Friede."  In  dieser  Frei- 
heit wird  jeder  nur  das  tun,  was  allen  frommt,  so 
wird  das  „Paradies  auf  Erden"  verwirklicht  sein. 
Die  „Propaganda  der  Tat"  empfahl,  da 
Propaganda  durch  Wort  und  Schrift  ungenü- 
gend sei,  ein  Schüler  Bakunins,  der  Russe 
Netschajew.  Sein  und  seines  Meisters  Ein- 
fluss  war  es,  dass  der  1881  in  London  ta- 
gende Anarchistenkongress,  auf  dem  60  Fö- 
derationen und  59  Sektionen  mit  zusammen 
etwa  50000  Mitgliedern  vertreten  waren,  sich 
ebenfalls  für  die  Propaganda  der  Tat  aussprach. 

„Da  die  technischen  und  chemischen  Wissenschaften 
der  revolutionären  Sache  bereits  grosse  Dienste  geleistet 
haben  und  noch  zu  leisten  bestimmt  sind,  so  empfiehlt 
der  Kongress  allen  Organisationen  und  Mitgliedern, 
grossen  Wert  auf  das  Studium  und  die  Anwendung 
dieser  Wissenschaften,  als  ein  Mittel  des  Angriffs  und 
der  Verteidigung  zu  legen." 

Zahlreiche  elende  Mordtaten  und  Mordver- 
suche auf  Staatsoberhäupter  und  leitende  Staats- 
männer, ja  sogar  auf  Frauen  unternommen, 
„um  die  Gesellschaft  zu  erschrecken",  sind  der 
Lehre  Bakunins  und  Netschajews  zuzuschrei- 
ben. 

Von  anarchistischen  Agitatoren  sind  ferner 
zu  nennen  der  russische  Fürst  Peter  Kra- 
potkin,  als  bedeutendster  anarchistischer  Theo- 
retiker, und  der  frühere  sozialdemokratische 
Reichstagsabgeordnete  Johann  Most,  der  die 
in  New- York  erscheinende  anarchistische  Zei- 
tung „Freiheit"  redigiert.  Anwendung  von  Ge- 
walt wird  von  anarchistischen  Theoretikern 
wie  Benjamin  Tucker,  Elisee  Reclus  und 
Mackay  verworfen. 

Da  die  anarchistischen  Bestrebungen  und 
Attentate  eine  internationale  Gefahr  bilden, 
denen  gegenüber  das  Vertrauen  des  einzelnen 
Staates  in  die  eigenen  Machtmittel  und  die 
Wirksamkeit  seiner  nationalen  Institutionen  nicht 
mehr  ausreichend  ist,  haben  die  Kulturvölker 
miteinander  Vereinbarungen  über  Ausliefe- 
rung derartiger  Verbrecher  getroffen. 

Attentate  gegen  den  Souverän  oder  ein  Mitglied 
einer  souveränen  Familie  sollen  nicht  als  politische  De- 
likte angesehen  werden  und  die  Verbrecher  allemal  der 
Auslieferung  unterworfen  sein,  so  etwa  lautet  die 
Attentatsklausel,  welche  in  zahlreichen  Verträgen 
Aufnahme  gefunden  hat. 
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B.  Orundzüge  der  Volkswirtschaftslehre. 
I.  Die  Lehre  von  der  Gütererzeugung  (Produktion). 


1.  Begriff,  Wesen  und  Arten 

der  Produktion 

in  der  modernen  Volkswirtschaft. 

Der  ewige  Kreislauf  des  Wirtschaftsprozesses 
ist:  Gütererzeugung  (Produktion),  Güterum- 
lauf (Zirkulation)  und  Güterverbrauch  (Kon- 
sumtion), dem  noch  eine  Güterverteilung  (Dis- 
tribution) vorangeht. 

Fast  überall,  ausgenommen  vielleicht  nur  in 
den  tropischen  Gegenden,  hängt  das  Gedeihen 
der  meisten  Naturgaben  von  der  menschlichen 
Tätigkeit  ab,  d.  h.  der  Mensch  muss  seine 
Kräfte  und  Fähigkeiten  anwenden,  um  ent- 
weder die  Ergiebigkeit  des  Bodens  der- 
massen  zu  erhöhen,  dass  die  Gaben  der 
Natur,  welche  zur  Befriedigung  der  immer 
grösser  werdenden  menschlichen  Bedürfnisse 
notwendig  sind,  in  genügender  Menge  hervor- 
gebracht und  gesammelt  (geerntet)  werden,  oder 
€r  muss  die  Naturstoffe  umwandeln,  sie 
einem  Prozess  unterwerfen,  der  ihren  Wert  er- 
höht. Die  auf  Gewinnung  neuer  Güter  oder 
Formveränderung  von  Naturstoffen  gerichtete 
menschliche  Tätigkeit  nennt  man  Produk- 
tion,  die  Ergebnisse  dieser  Tätigkeit  Produkte. 
Für  den  einzelnen  ist,  vom  privatwirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus,  Produktion  =  Erwerb. 

Streng  genommen  produziert  („schafft")  allein 
die  Natur  neue  Stoffe,  wie  es  von  den  Phy- 
siokraten  und  von  Carey  gelehrt  wird.  Die 
menschliche  Tätigkeit  beschränkt  sich  darauf, 
die  vorhandenen  Stoffe  zu  bearbeiten,  sie  in 
neue  Formen,  in  wertvollere  Verbindungen  und 
Anordnungen  zu  bringen,  z.  B.  Verwandlung 
des  Eisens  in  Stahl  durch  Aussonderung  des 
Kohlenstoffes  usw. 

Aufgabe  des  Produzierenden  muss  es  sein, 
sich  von  dem  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit 
leiten  zu  lassen,  d.  h.  darauf  zu  achten,  dass 
durch  die  Umgestaltung  der  Stoffe  eine  Wert- 
erhöhung eintritt,  mit  andren  Worten,  dass 
das  neu  geschaffene  Gut  einen  grösseren 
Wert  repräsentiert  als  die  bei  diesem  Prozess 
zerstörten  Güter  und  der  dabei  gemachte  Auf- 
wand, also  als  die  Produktionskosten. 

Je  nachdem  durch  die  Produktion  Güter 
neu  geschaffen  werden,  resp.  deren  Wert  eine 


Erhöhung  erfährt,  oder  aber  die  Produktion 
sich  auf  persönliche  Dienstleistungen,  Erfin- 
dungen usw.,  d.  h.  mit  den  Händen  nicht  greif- 
bare Resultate,  erstreckt,  spricht  man  von  ma- 
terieller, resp.  immaterieller  Produktion. 
Die  wertschaffende  Tätigkeit  des  Menschen, 
die  materielle  Produktion  kann  bestehen: 

1.  in  der  Okkupation,  der  Aneignung 
und  Besitzergreifung  der  Naturgaben  (Bergbau, 
Jagd,  Fischerei); 

2.  in  der  Unterstützung  der  Natur,  d.h. 
in  der  Benutzung  der  Naturkräfte  und  der 
Naturstoffe  zur  Hervorbringung  von  Sachgü- 
tern (Ackerbau,  Forstwirtschaft,  Viehzucht); 

3.  in  der  Verarbeitung  (Veredlung) 
der  Rohstoffe  (Gewerbe,  Industrie); 

4.  in  der  räumlichen  und  zeitlichen  Ver- 
teilung fertig  gestellter  Produkte  und  vor- 
handener Güter  (Handel,  Verkehrs-  und  Trans- 
portwesen). 

Fasst  man  die  beiden  ersten  Tätigkeiten  zu- 
sammen, so  bleiben  drei  Hauptzweige  der 
materiellen   Produktion: 

1.  Rohstoff-  oder  Urproduktion  (Land- 
und  Forstwirtschaft); 

2.  Rohstoffverarbeitung  (Industrie  und 
Gewerbe); 

3.  Versendung  und  Verteilung  der 
Güter  (Handel  und  Verkehr). 

Die  immaterielle  Produktion,  welche 
keine  neuen  Werte  schafft,  besteht  in  persön- 
lichen Diensten  verschiedenster  Art:  Tätigkeit 
der  Dienstboten,  des  Militärs,  der  Beamten, 
Lehrer,  Geistlichen,  Ärzte,  Gelehrten,  Künst- 
ler usw. 

Neben  der  Einteilung  in  materielle  und 
immaterielle  Produktion  ist  ferner  zu  unter- 
scheiden : 

1.  Produktion  für  den  eigenen  Be- 
darf und 

2.  gewerbliche  Produktion. 

Mit  fortschreitender  Entwicklung  der  Volks- 
wirtschaft nimmt  die  Produktion  für  eigenen 
Bedarf,  diehauswirtschaftliche  Produktion,  immer 
mehrab,  die  gewerbliche  Produktion,  die  Pro- 
duktion für  den  Absatz,  wird  grösser.  „Je- 
der produziert  dasjenige,  was  er  nicht  braucht." 
Mit  der  auf  Austausch  gerichteten  Produktion 
entwickelt  sich   ein   neuer,   der  Urproduktion 
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und  der  Rohstoffverarbeitung  ebenbürtiger  Pro- 
duktionszweig, der  Handel. 

Im  Jahre  1895  verteilte  sich  im  Deutschen  Reich  die 
Bevölkerung  auf  nachstehende  Gruppen  folgender- 
massen: 

1.  Land-  und  Forstwirtschaft  35,74  7o 

2.  Industrie  und  Bergbau  39,12  »/o 

3.  Handel  und  Verkehr  11,52  % 

4.  Häusliche  Dienste  usw.  1,71  "/o 

5.  Liberale  Berufe  5,48  % 

6.  Berufslose  Selbständige  (Rentiers  usw.")    6,43  "/„ 

Summa     100.— 7o 

Bei  der  Gütererzeugung  wirken  drei  Fak- 
toren zusammen,  welche  Produktionsfaktoren 
oder  Produktionselemente  genannt  werden: 
1.  Die  Gaben  der  Natur,  2.  die  Arbeit, 
welche  die  Stoffe  und  Kräfte  der  Natur  be- 
nutzt und  3.  das  Kapital,  welches  die  mensch- 
liche Arbeit  fördert  durch  Werkzeuge,  Ma- 
schinen usw. 

2.  Die  Produktionsfaktoren, 
a)  Die  Natur. 

Die  Natur  gewährt  dem  Menschen  den  zum 
Leben  notwendigen  Raum  und  liefert  ihm 
ferner  die  mannigfaltigen  Stoffe,  die  er  zur 
Produktion  gebraucht  und  aus  denen  er  seine 
Werkzeuge  verfertigt,  kurz,  sie  beeinflusst  die 
ganze  menschliche  Produktion. 

Die  Einteilung  der  Naturgaben  kann  in 
verschiedener  Weise  erfolgen: 

1.  Nach  ihrem  Verwendungszweck.  Man 
unterscheidet:  a)  Naturstoffe,  welche  unmittel- 
bar, d.  h.  ohne  dass  zu  ihrer  Erlangung  Ar- 
beit erforderlich  ist,  als  Genussmittel  (Kon- 
sumtionsmittel) dienen,  wie  z.  B.  die  Früchte  wil- 
der Pflanzen,  das  Wasser,  b)  solche,  bei  denen 
die  Arbeit  der  Besitzergreifung  erforder- 
lich ist,  z.  B.  Tiere  und  c)  solche,  welche  zur 
Hervorbringung  neuer  Güter  (Produk- 
tionsmittel) verwendet  werden,  wie  z.  B.  Holz, 
Steinkohle,  Eisenerze. 

2.  Nach  ihrer  Tauschfähigkeit.  Die  wirt- 
schaftlich brauchbaren  Gaben  der  Natur  sind 
entweder  fähig,  —  weil  nur  beschränkt  vor- 
handen, —  oder  unfähig,  —  weil  allgemein 
zugänglich  —  Tauschwert  zu  erlangen. 
Von  der  letzteren  Kategorie  der  Naturgaben 
sind  auf  die  Produktion  und  das  wirtschaft- 
liche Leben  vor  allem  von  Einfluss:  das  Klima 
—  und  zwar  sowohl  dessen  Wärme  als  Feuch- 
tigkeit — ,  die  orographische  Gestaltung  (Berg 
und  Tal),  die  Wasserläufe,  die  Bodenfrucht- 
barkeit, die  mineralischen  Bestandteile  der  Erd- 
rinde und  dergleichen. 


Von  der  Beschaffenheit  des  Klimas  —  kalt,  ge- 
mässigt oder  heiss,  feucht  oder  trocken  —  ist  der 
Charakter  der  Bevölkerung  abhängig.  Andauernd  starke 
Kälte  beeinflusst,  ebenso  wie  grosse  Hitze,  Körper  und 
Geist  ungünstig.  Im  heissen  Klima  ist  wohl  die  Natur 
freigebiger  als  in  der  gemässigten  und  in  der  kalten 
Zone,  aber  dem  gegenüber  steht  die  grosse  Bequem- 
lichkeit der  Bevölkerung  und  die  Erschlaffung  der  Ener- 
gie in  den  Gegenden,  in  denen  „das  Brot  selbst  nur  als 
Frucht  gepflückt  wird"  (Byron).  Im  kalten  Klima  ist 
das  Umgekehrte  der  Fall.  Grosser  Aufwand  von  Ar- 
beit zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  und  dement- 
sprechend starke  Energie  und  Widerstandskraft. 

Die  tauschfähigen  Naturgaben  wieder 
können  sein:  a)  unbewegliche  Naturgaben, 
d.  h.  solche,  welche  an  Grundstücke  gebunden 
sind,  und  die  nur  von  dessen  Besitzer,  sofern 
es  sich  nicht  um  herrenloses  Gut  handelt, 
ausgenutzt  werden  können,  z.  B.  die  mecha- 
nische Kraft  eines  Wasserfalles,  Mineralquellen, 
und  ß)  bewegliche  Naturgaben. 

Die  Naturkräfte  sind  entweder  organi- 
sche, welche  das  Keimen  und  Wachsen  der 
Pflanzen,  die  Entwicklung  organischer  Wesen 
beeinflussen,  oder  anorganische,  wie  z.  B. 
Elastizität,  Expansionskraft  des  Dampfes  usw. 
b)  Die  Arbeit. 

a)  Arbeit,  Spiel,  Sport.  Unter  Arbeit 
im  weiteren  Sinne  versteht  man  die  Umwand- 
lung einer  Energieform  in  eine  andere;  so 
arbeitet  z.  B.  auch  die  Maschine.  Im  engeren 
Sinne  jedoch  ist  Arbeit  die  zweckbewusste, 
d.  h.  die  zur  Erreichung  eines  bestimmten 
Zieles  erfolgende,  durch  Verstand  und  Willen 
geleitete  Kraftäusserung  eines  Menschen.  Im 
objektiven  Sinne  versteht  man  unter  Arbeit  das 
Resultat  des  Arbeiters,  das  Arbeitsprodukt. 

Vom  Spiel  unterscheidet  sich  die  Arbeit 
dadurch,  dass  diese  gewissermassen  eine  Frei- 
heitsbeschränkung, ein  Zwang  ist,  den  sich 
jeder  auferlegen  muss,  um  sich  die  Güter  be- 
schaffen zu  können,  welche  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  nötig  sind. 

Der  Zwang  und  der  Zweck  der  Tätigkeit  unter- 
scheidet also  die  Arbeit  vom  Spiel;  nicht,  wie  manch- 
mal angenommen  wird,  die  grössere  oder  geringere 
Anstrengung.  Erfordert  doch  z.  B.  die  Tätigkeit 
eines  Schachspielers  oder  eines  Ballspielers  grössere 
geistige  resp.  körperliche  Anstrengung  als  das  Ab- 
schreiben von  Verordnungen,  die  Anfertigung  von 
Rechnungen  usw.,  oder  das  Bewachen  eines  Hauses 
durch  den  Portier.  Auch  die  Länge  der  auf  eine  Tätigkeit 
verwendeten  Zeit  bildet  kein  Unterscheidungsmerkmal 
zwischen  Arbeit  und  Spiel.  Findet  doch  z.  B.  mancher, 
der  8 — 10  Stunden  ununterbrochen  Skat  spielt,  einen 
„Genuss"  daran,  während  manch  anderer,  der,  sei  es 
auch  noch  so  wenig  Stunden  täglich,  auf  Erwerb  gerich- 
tete Tätigkeit  ausübt,  dieses  als  unangenehme  Last  em- 
pfindet. Das  Spiel  kann  jederzeit  abgebrochen  wer- 
den, die  Arbeit  hingegen  muss  in  den  meisten  Fällen 
in  der  vereinbarten  Weise  geleistet  werden. 
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Der  Unterschied  zwischen  Sport,  z.  B. 
Turnen,  Radfahren,  und  Arbeit  besteht  —  so  fin- 
det man  in  mehreren  Lehrbüchern  der  Natio- 
nalökonomieangegeben —  darin,  dass  die  Arbeit 
auf  Schaffung  von  Werten  gerichtete  Tätigkeit, 
„Erwerbstätigkeit",  ist.  In  der  Gegenwart  trifft 
dies  jedoch  insofern  nicht  mehr  ganz  zu,  als 
der  Sport  vielfach  als  Beruf  betrieben  wird  — 
Berufsfahrer  auf  Rennbahnen,  Berufsturner 
{Artisten,  Athleten  usw.)  auf  den  Bühnen  der 
Varietes  usw. 

ß)  Die  menschliche  Arbeitskraft.  Bei 
der  menschlichen  Arbeit  sind  drei,  den  mensch- 
lichen Fähigkeiten  entsprechende  Arten  von 
Produktivkräften  zu  unterscheiden: 

1.  die  physische  Leistungsfähigkeit, 

2.  das  intellektuelle  Element  und 

3.  das  moralische  Element. 

Die  durchschnittliche  physische  Leistungs- 
fähigkeit, die  Arbeitskraft  der  einzelnen  in 
den  verschiedenen  Altersstufen  —  die  Arbeits- 
kraft des  Mannes  ist  in  der  Regel  grösser  als 
die  des  Weibes  —  weicht  bei  den  einzelnen 
Nationen  zum  Teil  wesentlich  voneinander  ab. 

Nach  Conrad  ergibt  sich  folgender  Prozentsatz: 

Die  Altersstufen  in: 

bis  15  Jahre     15 — 60 Jahre  über  60  Jahre 
Prozent  Prozent  Prozent 

Deutschland  35,0  57,3  7,7 

Frankreich  27,0  61,1  11,9 

Grossbritannien  36,3  56,2  7,5 

Österreich  32,2  59,4  8,4 

Italien  32,3  59,4  8,3 

V.  St.  von  Amerika     37,9  56,3  5,8 

Der  Grund  dieser  ungleichen  Prozentsätze 
ist  zum  grossen  Teil  in  der  Verschiedenheit 
der  natürlichen  Anlagen  zu  suchen.  „An  Ar- 
beitsenergie wird  kein  Volk  die  Engländer 
und  Angloamerikaner,  an  Arbeitsverständ- 
nis die  Deutschen,  an  Arbeitsgeschmack  die 
Franzosen  übertreffen"  (Röscher). 

Neben  den  natürlichen  Anlagen  sind  ein 
weiterer  Faktor  die  Kulturverhältnisse  des  betr. 
Landes  und  die  Pflege  und  Ausbildung  des 
Körpers.  In  dieser  Beziehung  könnte  bei  uns 
in  Deutschland  —  diese  Ansicht  wird  von 
hervorragenden  Medizinern  vertreten  —  sowohl 
bei  der  männlichen  als  bei  der  weiblichen 
Jugend  mehr  geschehen.  Dem  alten  Satz  „mens 
Sana  in  corpore  sano'\  d.  h.  nur  in  einem 
gesunden  Körper  kann  ein  gesunder  Geist 
wohnen,  wird  durch  entsprechende  Kör- 
perpflege in  England,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  auch  in  der  Schweiz  mehr 
Rechnung  getragen  als  in  Deutschland. 

Einsichtige  Unternehmer  sind  längst  zu  der 
Erkenntnis  gelangt,  dass  die  Arbeiter,  um  ge- 


sund und  kräftig  zu  bleiben,  gut  gelohnt 
werden  müssen  und  dass  diese  gut  bezahlten 
Arbeiter  in  viel  kürzerer,  von  bestimmten  Pau- 
sen unterbrochener  Arbeitszeit  verhältnismässig 
erheblich  mehr  leisten  als  schlecht  gelohnte 
Arbeiter  in  längerer  Arbeitszeit.  Charakteristisch 
dafür,  dass  für  höheren  Lohn  auch  mehr 
geleistet  wird,  ist  ein  Ausspruch  des  bekann- 
ten englischen  Eisenbahnbauunternehmers  B  ras- 
sey  (bei  „von  Schulze-Gävernitz  „Zum  so- 
zialen Frieden"):  „Der  Bau  eines  Kilometers 
Bahnlinie  kostet  in  allen  Ländern  der  Erde 
etwa  das  gleiche,  gleichviel,  ob  man  den  von 
einer  Handvoll  Reis  lebenden  Hindu  oder 
Chinesen,  den  mittlere  Bezahlung  empfangen- 
den Franzosen,  Italiener  oder  Deutschen,  oder 
den  höchstbezahlten  englischen,  amerikanischen 
oder  australischen  Arbeiter  beschäftigt.  Sehr 
häufig  sogar  war  die  Arbeit  mit  dem  höher 
bezahlten  Arbeiter  als  billiger  bevorzugt  worden". 

Auch  im  kaufmännischen  Betriebe  dringt 
immer  mehr  die  Erkenntnis  durch,  dass  die 
intellektuelle  Leistungsfähigkeit  und  die 
physische  Arbeitskraft  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  in  dem  Verhältnis  steigt,  wie  die  Ar- 
beitszeit abnimmt  und  das  Gehalt  sich  erhöht. 
Die  Konsequenzen,  welche  einsichtige  Chefs 
daraus  schlössen,  waren:  Frühzeitiger  Schluss 
des  Abends,  damit  die  Angestellten  Gelegen- 
heit haben,  in  einer  Fachschule  oder  durch 
Anhören  von  Vorträgen  oder  durch  Selbst- 
studium sich  weiter  zu  bilden,  ferner  regel- 
mässiger Sommerurlaub  und  vollständige 
Schliessung  des  Geschäfts  resp.  des  Bureaus 
an  Sonn-  und  Feiertagen,  damit  den  Ange- 
stellten nach  Tagen  emsiger  Arbeit  auch  Zeit 
bleibt,  neben  der  Ausbildung  des  Geistes  et- 
was für  die  Pflege  ihres  Körpers  zu  tun. 

Neben  dem  physischen  und  dem  intellek- 
tuellen Element  muss  bei  allem  wirtschaftlichen 
Schaffen  als  drittes  das  sittliche  Element 
vorhanden  sein.  Sittliche  Eigenschaften  sind 
vor  allem:  Pflichtgefühl,  Ehrlichkeit  sich  selbst 
und  andern  gegenüber,  Fleiss  und  Ausdauer, 
Gemeinsinn,  Dankbarkeit,  Zuverlässigkeit  und 
dergleichen. 

7)  Arten  der  Arbeit  und  Arbeits- 
systeme. Folgende  Arten  der  Arbeiten  lassen 
sich  unterscheiden:  Produktive  und  unproduk- 
tive Arbeit,  materielle  und  unmaterielle  Arbeit, 
geistige  und  mechanische  Arbeit,  leitende  und 
ausführende  Arbeit,  freie  und   unfreie  Arbeit 

Als  produktiv  oder  rentabel  bezeichnet 
man  in  der  Regel  eine  Arbeit,  wenn  der  Wert 
des  Arbeitsproduktes  grösser  ist  als  die  Pro- 
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duktionskosten.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
spricht  man  von  unproduktiver,  unren- 
tabler, dem  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit 
nicht  entsprechender  Arbeit. 

Mitunter  jedoch  versteht  man  unter  produk- 
tiver Arbeit  eine  solche,  die  neue  Werte 
schafft,  und  unter  unproduktiver  Arbeit  solche, 
welche  dies  nicht  tut.  In  der  richtigen  Er- 
kenntnis, dass  jegliche  Produktion  nur  eine 
Änderung  der  Form  der  Zusammensetzung  usw. 
des  Stoffes  ist,  ist  der  von  den  Physiokraten 
begonnene,  von  den  Merkanti listen  und  von 
Adam  Smith  fortgesetzte  Streit,  welche  Tätig- 
keiten zu  den  wertschaffenden  Arbeiten  zu 
zahlen  sind,  nunmehr  so  gut  wie  begraben. 
Auch  die  sog.  persönlichen  Dienste,  d.  h.  die 
Dienste,  die  eine  Person,  z.  B.  ein  Arzt,  un- 
mittelbar einer  andern  Person  leistet,  die  Tätig- 
keit des  Kaufmanns,  Beamten  usw.,  werden 
heute  allgemein  zu  den  volkswirtschaftlich  pro- 
duktiven Arbeiten  gerechnet 

Die  Begriffe  materielle  und  immaterielle 
Arbeit  sind  verschieden,  je  nachdem  man  das 
Wort  „Arbeit"  objektiv  auffasst,  d.  h.  das  Ar- 
beitsprodukt im  Auge  hat,  oder  subjektiv,  d.  h. 
die  Anstrengung  des  Arbeitenden.  Tut  man 
das  letztere,  so  will  man  damit  ausdrücken, 
ob  das  Arbeitsprodukt  mit  den  Händen  gefasst 
werden  kann  oder  nicht.  Im  subjektiven  Sinn 
versteht  man  unter  materieller  Arbeit  körper- 
liche und  unter  immaterieller  Arbeit  geistige 
Arbeit. 

Wird  diese  Unterscheidung  jedoch  zu  buch- 
stäblich genommen,  dann  ist  sie,  da  die  Be- 
griffe sich  nicht  streng  scheiden  lassen  und 
mit  der  einen  Tätigkeit  meist  auch  die  andere, 
sei  es  auch  in  noch  so  geringem  Masse,  ver- 
knüpft ist,  für  die  Volkswirtschaft  ebenso  wert- 
los, wie  es  die  Einteilung  in  mechanische 
und  geistige  Arbeit  ist. 

Ungefähr  dasselbe  bedeutend,  aber  zweck- 
mässiger wegen  der  geringeren  Dehnbarkeit 
der  Begriffe,  ist  die  Unterscheidung  in  aus- 
führende und  leitende  Arbeit.  Scheidet 
man  die  auf  Produktion  gerichtete  Tätigkeit 
in  1.  die  auf  Feststellung  des  Planes 
(Projektes)  gerichtete  (schöpferische),  2,  die 
leitende  technische  (dispositive)  und  3.  die 
ausführende  Arbeit,  so  handelt  es  sich  bei 
den  beiden  ersten  Gruppen  um  geistige,  lei- 
tende, bei  der  dritten  um  mechanische  Tätig- 
keit 

An  einem  Beispiel  betrachtet:  Bei  dem  Bau 
eines  Hauses  wird  die  ad.  1  genannte  Tätig- 
keit  von  dem  Architekten   oder  dem  Bau- 


unternehmer ausgeübt.  Er  fertigt  die  Pläne 
in  grossen  Umrissen  an,  wählt  die  Baumate- 
rialien aus  und  setzt  einen  Bauleiter  ein,, 
welcher  die  ad.  2  genannte  Tätigkeit,  die  lei- 
tende technische  Arbeit,  auszuführen  hat  Im 
grossen  ganzen  ist  der  Bauleiter  an  den  Plan 
des  Architekten  gebunden.  Seine  Arbeit  er- 
streckt sich  hauptsächlich  auf  die  Überwachung 
der  ad.  3  genannten  Personen,  der  Hand- 
werker und  Arbeiter,  vornehmlich  in  der 
Richtung,  dass  sie  nach  den  von  dem  Archi- 
tekten angegebenen,  von  ihm,  dem  Bauleiter, 
in  einigen  Punkten  vielleicht  noch  weiter  aus- 
geführten Bauplänen  arbeiten.  Ist  dem  Bau- 
leiter Ermächtigung  erteilt,  nach  eigenen  Ent- 
schliessungen  zu  handeln,  geistig  zu  arbeiten, 
so  kommt  diese  Tätigkeit  bei  den  ausführenden 
Organen,  den  Handwerkern  und  Arbeitern  fast 
gänzlich  in  Wegfall. 

Bei  der  ausführenden  Arbeit  unterscheidet 
man  wieder:  1.  gelernte,  geschulte  oder 
qualifizierte  Arbeit  und  2.  ungelernte^ 
ungeschulte  oder  nicht  qualifizierte  Ar- 
beit Der  gelernte  Arbeiter,  der  sich  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  anzueignen  Gelegenheit 
hatte,  hat  eine  besondere  Fachbildung  ge- 
nossen. Er  übt  daher,  im  Gegensatz  zum  un- 
gelernten Arbeiter,  immer  dieselbe  Tätigkeit 
aus.  Die  Arbeit  des  letzteren  hingegen  besteht 
in  einigen  leicht  erlernbaren,  daher  auch  häufig 
wechselnden  Handgriffen.  Heute  arbeitet  er 
hier,  morgen  dort,  wo  sich  nur  Gelegenheit 
zur  Arbeit  bietet,  daher  er  auch  Gelegen- 
heitsarbeiter genannt  wird. 

Nach  ddr  deutschen  Berufsstatistik  vom  Jahre 
1895  waren  in  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel 
tätig: 

Proz.  aller  Er- 
werbstätigen der 
genannten  Be- 
absolut       rufszweige 
Angestellte  621 825  3,29 

Gelernte  Arbeiter  6021641  31,84 

Ungelernte  Arbeiter  4  725326  24,99 

Mithelf.  Familienangehörige  2069585  10,94 

Eine  weitere  Unterscheidung  der  Arbeit  ist 
Einteilung  in  unfreie  und  freie  Arbeit 

Die  Sklavenarbeit,  welche  bei  fast  allen 
Völkern  im  Urzustände  herrschte,  war  in  der 
Regel  sehr  minderwertig,  da  bei  ihr  die  beste 
Triebfeder  der  Arbeit,  der  Eigennutz,  fehlte. 
Selbst  körperliche  Züchtigungen  vermochten 
es  in  der  Regel  nicht,  den  Fleiss  der  Sklaven, 
welche  sich  meist  aus  Kriegsgefangenen  oder 
besiegten  Feinden  rekrutierten,  anzuspornen. 
Eher  das  Gegenteil  bewirkten  sie:  Das  Gefühl 
wurde  abgestumpft  und  die  Arbeitskraft  infolge 
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der  barbarischen  Behandlung  vermindert.  Eine 
mildere  Form  der  Sklaverei  war  die  Leib- 
eigenschaft Der  Leibeigene  konnte  nicht 
wie  der  Sklave,  beliebig  verkauft  werden,  son- 
dern nur  zusammen  mit  dem  Landgut,  auf 
dem  er  tätig  war,  „er  klebte  an  der  Scholle". 
An  die  Stelle  der  Leibeigenschaft  trat  später 
die  Hörigkeit,  und  an  deren  Stelle  das  freie 
Dienstverhältnis  zwischen  Unternehmern 
und  Lohnarbeitern. 

Im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Arten  der 
Arbeitstätigkeit  ist  der  freie  Arbeiter  in  der 
Lage,  die  Früchte  seiner  Arbeit  zu  ernten.  Je 
mehr  Anteil  ihm  daran  gewährt  wird,  desto 
arbeitsfreudiger  wird  er  in  der  Regel  sein  und 
desto  schneller  wird  die  Arbeit  vonstatten  gehen. 
Auf  die  verschiedenen  Lohnsysteme  — Zeit- 
lohn, Stücklohn,  Gewinnbeteiligung  usw.  — 
wird  später  noch  zurückzukommen  sein. 

Neben  dem  Arbeitssystem  der  Unfrei- 
heit —  Sklaverei,  Leibeigenschaft,  Hörigkeit  — 
und  dem  der  Freiheit,  bei  dem  der  Arbeitende 
seine  Arbeitskraft  formell  —  tatsächlich  ist  er 
hierzu  oft  nicht  in  der  Lage  —  nach  freiem 
Willen  so  hoch,  als  es  die  Umstände  gestatten, 
verwerten  kann,  ist  als  drittes,  dazwischen- 
liegendes Arbeitssystem  das  der  korporativen 
Gebundenheit  zu  nennen,  das  in  den  Ge- 
sellenverbänden des  Mittelalters  und  heute  noch 
in  den  Gewerkvereinen  besteht.  Die  Arbeits- 
tätigkeit des  einzelnen  ist  beschränkt  durch 
Normen  einer  Genossenschaft,  welche  ihm  die 
freie  Bewegung  nur  innerhalb  bestimmter,  von 
ihm  mitgesetzter  Schranken  gestattet. 

d)  Die  Arbeitsgliederung:  Arbeitstei- 
lung, Arbeitsvereinigung.  Der  Erfolg  der 
Arbeit  hängt  in  hohem  Masse  von  ihrer  Or- 
ganisation ab,  von  einer  zweckmässigen  Ar- 
beitsteilung oder  Arbeitsvereinigung. 
Unter  jener  versteht  man  die  Zerlegung  der 
Arbeit  in  eine  grössere  Anzahl  von  Einzel- 
tätigkeiten, welche  von  verschiedenen  Personen 
derart  ausgeübt  werden,  dass  jede  einen  an- 
dern Teil  der  Gesamtarbeit  verrichtet.  Bei 
der  Arbeitsvereinigung  hingegen  verbinden 
sich  mehrere  Personen,  um  die  gleichen  Ar- 
beitsverrichtungen gleichzeitig  oder  nacheinan- 
der auszuüben. 

Arbeitsteilung  finden  wir  bereits  in  den 
Anfängen  der  Kultur:  Der  Mann  geht  auf  die 
Jagd  und  schafft  die  Nahrung  herbei,  die  Frau 
bereitet  sie  zu.  Der  Mann  baut  die  Hütte  und 
schützt  sie  vor  feindlichen  Angriffen,  die  Frau 
häh  auf  Ordnung  im  Hause,  gerbt  Felle,  näht 
Kleider  und  hütet  die  Kinder.  Weiter  entwickelte 


sich  die  Arbeitsteilung  verhältnismässig  langsam 
und  noch  im  Mittelalter  hatte  sie  nicht  zugenom- 
men. So  rieten  dem  König  Frotho  III.  seine  Höf- 
linge, er  solle  sich  bald  vermählen,  „damit  ihre 
zerrissene  Wäsche  bald  in  Ordnung  gebracht  wer- 
de". Das  Nibelungenlied  zeigt  uns  Chriemhild 
als  geschickte  Putzmacherin,  die  Odyssee  führt 
uns  u.  a.  drastisch  die  am  Webstuhl  sitzende 
Penelope  und  die  emsige  Wäscherin  Nausikaa 
vor  Augen  usw.  Nach  Röscher  gab  es  noch 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  Hochschott- 
land zahlreiche  Bauern,  „deren  ganze  Kleidung 
Hausprodukt  war,  mit  Ausnahme  der  Mütze, 
des  Schneiders  für  den  Rock  und  der  Nadeln, 
überhaupt  der  eisernen  Werkzeuge." 

Bahnbrechend  für  die  Lehre  von  der  Ar- 
beitsteilung war  Adam  Smith,  welcher  in 
seinem  klassischen  Werk  „Natur  und  Ursachen 
des  Volkswohlstandes"  an  der  Hand  von  Bei- 
spielen darauf  hingewiesen  hat,  dass  durch  die 
Arbeitsteilung  die  Arbeitskraft,  d.  h.  die  Lei- 
stungsfähigkeit eines  jeden  einzelnen  in  hohem 
Masse  gesteigert  werden  könne.  Als  Beispiel 
hierfür  führt  Adam  Smith  an,  dass  ein  Grob- 
schmied,  der  nicht  auf  diese  Arbeit  geschult 
ist,  an  einem  Tage  nur  200 — 300  Nägel  an- 
fertigen könne,  während  der  mit  dieser  Tätig- 
keit vertraute  Nagelschmied  ohne  grosse  An- 
strengung in  der  gleichen  Zeit  etwa  2300  bis 
3000  schaffe.  Ausführlich  behandelt  Smith 
dann  die  Arbeitsteilung  an  dem  berühmt  ge- 
wordenen Beispiel  von  der  Stecknadelfabrikation. 

„Der  eine  zieht  den  Draht,  der  andere  streckt  ihn, 
der  dritte  schneidet  ihn  in  Stücke,  der  vierte  macht  die 
Spitze  daran,  der  fünfte  schleift  ihn  am  andern  Ende, 
auf  das  der  Kopf  gesetzt  werden  soll.  Den  Nadelkopf 
zu  machen,  erfordert  selbst  zwei  bis  drei  voneinander 
verschiedene  Vorgänge.  Den  Kopf  auf  die  Nadel  zu 
setzen,  ist  ein  eigenes  Geschäft;  die  Nadel  weiss  zu 
machen  ein  anderes.  Es  macht  sogar  einen  besonderen 
Arbeitszweig  aus,  die  Nadeln  in  die  Papiere  zu  stecken. 
So  findet  man  die  Arbeit,  eine  Stecknadel  zu  verfer- 
tigen, in  achtzehn  voneinander  gesonderte  Vorrichtungen 
geteilt,  die  in  einigen  Fabriken  dieser  Art  von  ebensa 
viel  Händen  verrichtet  werden." 

Die  Arbeitsteilung  kann  eine  zeitliche,  per- 
sönliche oder  räumliche  sein. 

Bei  der  zeitlichen  Arbeitsteilung  fasst 
eine  Person  die  gleichartigen  Arbeiten  zu- 
sammen, d.  h.  sie  zerlegt  die  Arbeit  in  die 
einzelnen  Akte,  sie  geht  an  die  zweite  Be- 
schäftigung erst  nach  Vollendung  der  ersteren, 
an  die  dritte  Beschäftigung  nicht  früher  als  bis 
die  zweite  zu  Ende  geführt  ist  usw. 

Beispiel:  Verschickt  jemand  zu  einem  Fest  4(^ 
Einladungsbriefe,  so  wird  er  nicht  erst  den  Biref 
und  das  Kuvert  schreiben,  den  ersteren  falten  und  in 
das   Kuvert  tun,  darauf  letzteres  schliessen,   mit  einer 
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Marke  versehen  und  zur  Post  tragen,  sondern  er  wird, 
tim  Zeit  zu  sparen,  erst  alle  Briefe  und  alle  Kuverts 
schreiben,  dann  alle  Briefe  falten  usw.  usw. 

Die  persönliche  oder  objektive  Arbeits- 
ieilung  besteht  darin,  dass  zur  Fertigstellung 
einer  Arbeit  verschiedene  Personen  verschiedene 
Tätigkeiten  ausüben. 

Von  einer  räumlichen  Arbeitsteilung 
spricht  man,  wenn  die  Produktionszweige  sich 
nach  Ländern,  Städten,  Stadtteilen  usw.  sondern, 
an  verschiedenen,  räumlich  getrennten  Orten 
verschiedene  Tätigkeiten  ausgeübt  werden. 

Vorzüge  der  Arbeitsteilung  sind: 

1 .  Leichtere  Erlernung  der  Arbeit,  d.  h.  kür- 
zere, mit  weniger  Kosten  verknüpfte  Ausbil- 
dungszeit; 

2.  Auf  seinem  eng  begrenzten  Gebiete  er- 
langt der  Arbeiter  eine  grössere  Fertigkeit; 

3.  Jeder  sucht  sich  nach  Möglichkeit  die 
Arbeit  aus,  welche  ihm  nach  Befähigung  und 
Neigung  als  die  geeignetste  erscheint:  jeder 
Arbeiter  wird  an  den  Platz  gestellt,  wo  er  am 
erfolgreichsten  wirken  kann. 

4.  Die  Zeitverluste,  mit  welchen  das  Über- 
gehen von  einer  Arbeit  zu  andern  verknüpft 
ist,  fallen  bei  Konzentrierung  der  Tätigkeit  weg; 

5.  Werkzeuge  und  die  immer  mehr  vervoll- 
kommneten Maschinen  können  besser  ausgenutzt 
werden. 

6.  Ersparnis  von  Werkzeugen  und  Material 
infolge  der  grösseren  Geschicklichkeit  der  Ar- 
beiter, die  sie  durch  die  grössere  Übung  er- 
langt haben. 

7.  Die  Erzeugnisse  fremder  Völker  können 
mit  Hilfe  der  internationalen  Arbeitsteilung 
eingeführt  werden. 

Als  Schattenseiten  stehen  diesen  Vorzügen 
der  Arbeitsteilung  u.a.  gegenüber: 

1.  Eine  ununterbrochene  Beschäftigung  auf 
einem  ganz  eng  begrenzten  Arbeitsfelde  hat 
die  Folge,  dass  der  Arbeiter  seinen  Beruf  nicht 
lieb  gewinnt,  im  Gegenteil  erscheint  ihm  die 
Arbeit  langweilig.  Unwillig  nur  geht  er  an 
die  eintönige  Beschäftigung,  welche  seinen  Geist 
abstumpft  und  nur  einen  Teil  seiner  Körper- 
kräfte voll  entfalten  lässt. 

2.  Eine  dauernde  einseitige  Beschäftigung 
macht  den  Arbeiter  zu  andern  Beschäf- 
tigungen unfähig  und  begünstigt  die  soziale 
Ungleichheit.  Der  Arbeiter  ist  in  hohem  Masse 
vom  Unternehmer  (Brotherrn)  abhängig,  da 
ihm  der  Übergang  zu  einem  andern  Beruf 
oder  in  eine  andere  Tätigkeit  infolge  des  be- 
schränkten Könnens  sehr  erschwert  wird.  Als 
grosser  Nachteil  erweist  sich  diese  Einseitigkeit 


insbesondere   dann,  wenn    in  einem   Arbeits 
zweige  die  Produktion  eingeschränkt  oder  ganz 
lieh  eingestellt  wird  und  der  Arbeiter  hierdurch 
beschäftigungslos  wird. 

3.  Bei  der  Arbeitsteilung  geht  häufig  der 
Blick  auf  das  grosse  Ganze  verloren.  Es  tritt 
Überproduktion  ein,  welche  zu  Geschäfts- 
stockungen, zu  Handelskrisen  führt. 

4.  Durch  Einseitigkeit  der  internationalen 
Arbeitsteilung  kann  die  nationale  Selb- 
ständigkeit gefährdet  werden. 

Die  Nachteile,  welche  durch  Arbeitsteilung 
erwachsen,  können  durch  Gegenmittel,  wie 
z.  B.  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  Errichtung 
von  Fortbildungsschulen,  Wechsel  in  der  Be- 
schäftigung usw.  verhütet  oder  zum  mindesten 
doch  vermindert  werden.  „Die  beste  Korrektur 
für  die  Einseitigkeiten  hoher  Arbeitsteilung", 
sagt  Röscher,  „besteht  in  der  Ausdehnung  und 
vielseitigen  Benutzung  der  Müsse,  was  ja  bei- 
des von  derselben  höheren  Kultur,  welche  mit 
der  Arbeitsteilung  zusammenhängt,  immer  mehr 
erleichtert  wird." 

Die  Ausdehnung  der  Arbeitsteilung  ist 
nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  möglich. 
Sie  findet  ihre  Grenzen: 

1.  in  der  Menge  des  Kapitals.  Zu  weit- 
gehender Arbeitsteilung  ist  in  der  Regel  eine 
Anschaffung  kostspieliger  Maschinen  notwen- 
dig und  bei  der  hieraus  sich  ergebenden  Ver- 
grösserung  der  Produktion  ein  grösseres  Lager 
von  Rohstoffen  usw. 

2.  in  der  Grösse  des  Absatzgebietes  und 
der  Fähigkeit,  es  auszudehnen.  Diese  Fähig- 
keit hängt  wiederum  ab: 

a)  von  lokalen  Verhältnissen  und  der  Kauf- 
kraft der  Konsumenten; 

b)  von  den  Kommunikationsmitteln  und 

c)  von  der  Menge  der  auf  den  Markt  kom- 
menden Güter. 

3.  in  der  Jahreszeit,  in  klimatischen  und 
geographischen  Verhältnissen  usw. 

In  der  Landwirtschaft  ist  z.  B.  eine  Arbeitsteilung 
nicht  in  dem  Masse  wie  in  den  Veredlungsgewerben 
möglich.  Bei  der  Einteilung  der  Arbeit  muss  auf  die 
Jahreszeit  und  Witterung  Rücksicht  genommen  werden. 
Da  ein  und  dieselbe  Arbeit  —  pflügen  oder  mähen  oder 
dreschen  —  nur  für  einen  kleinen  Teil  des  Jahres  mög- 
lich ist,  so  muss  derselbe  Arbeiter  auch  ackern,  säen, 
das  Vieh  hüten  usw. 

Der  Arbeitsteilung,  Trennung  der  Arbeiten, 
welche  einander  stören  würden,  muss  die  Ar- 
beitsvereinigung, d,  h.  die  Verbindung  ver- 
schiedener gleichzeitiger  und  ungleichzeitiger 
Tätigkeiten  verschiedener  Menschen  entsprechen. 
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Nach  Bücher  ist  die  Arbeitsvereinigung  oder 
Arbeitsgemeinschaft  entweder: 

1.  Gesellige  Arbeit,  d.  h.  unabhängiges 
Zusammenarbeiten  im  gemeinschaftlichen  Ar- 
beitsraum zum  Zweck  der  Förderung  der  Ar- 
beit durch  Geselligkeit.  Wir  finden  diese 
Arbeitsform  insbesondere  auf  niedrigen  Kultur- 
stufen vor,  wo  die  Freude  an  der  Arbeit  erst 
durch  Zusammenwirken  vieler  entsteht.  Heute 
noch  besteht  in  einigen  Gegenden  gesellige 
Arbeit  in  den  Spinnstuben. 

2.  Arbeitshäufung,  d.  h.  mehrere  Personen 
verrichten  gleichzeitig  die  gleiche  Arbeit,  um 
gemeinschaftlich  ein  Resultat  zu  erzielen,  das 
der  einzelne  nicht  erreichen  kann,  z.  B.  Fort- 
bewegung einer  grösseren  Last,  Hebung  eines 
eisernen  Geldspindes.  Sind  die  einzelnen  Ar- 
beiter von  einander  unabhängig,  so  ist  es  eine 
einfache  Arbeitshäufung,  z.  B.  Maurer,  die 
gleichzeitig  beim  Bau  eines  Hauses  beschäftigt 
sind.  Sind  sie  in  ihrer  Bewegung  von  ein- 
ander abhängig,  so  liegt  eine  Arbeitsver- 
kettung vor,  die  im  Gleichtakt,  wie  es  z.B. 
die  Ruderer  auf  einem  Schiffe  tun,  oder  im 
Wechseltakt,  wie  es  durch  je  drei  Stein- 
setzer oder  je  drei  bis  vier  Drescher  geschieht, 
erfolgen  kann. 

3.  Arbeitsverbindung,  d.  h.  Verrichtung 
verschiedenartiger  aber  einander  bedingender 
Tätigkeiten    durch    Gruppen    von  Arbeitern. 

4.  Arbeitsvereinigung  im  engeren 
Sinne.  Hiermit  bezeichnet  Bücher  die  Ver- 
einigung mehrerer  Berufsarbeiten,  wie  z.  B. 
Handwerk  und  Handel,  Landwirtschaft  und 
Gewerbebetrieb,  in  einer  Person. 

Allen  diesen  Formen  der  Arbeitsgliederung 
ist  gemeinsam,  dass  bei  ihnen  das  Prinzip 
der  Wirtschaftlichkeit,  d.  h.  das  Streben, 
möglichst  grosse  Wirkungen  mit  wenig  Mit- 
teln zu  erzielen,  zum  Ausdruck  kommt. 

c)  Das  Kapital. 
a)  Definitionen  des  Kapitals.  Neben 
Natur  und  Arbeit  ist  als  dritter  Produktions- 
faktor das  Kapital  zu  nennen.  Abgeleitet  von 
dem  mittelalterlichen  Wort  ,,capitale"  (capitalis 
pars  debiti)  verstand  man  hierunter,  ebenso  wie 
im  alten  Griechenland  unter  „xBcpdXaiov"  (das 
Hauptsächliche),  die  dargeliehene  Geldsumme 
im  Gegensatz  zu  den  Zinsen.  Das  Verbot  des 
Zinsnehmens  —  nummtis  nummum  parere  non 
potest,  d.  h.  die  geliehenen  Geldstücke  bringen 
keine  Jungen  zur  Welt  —  und  die  zahlreichen 
Erörterungen,  welche  sich  hieran  knüpften, 
führten   zu  der  Erkenntnis,   dass   man    unter 
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„Kapital"  nicht  bloss  geliehenes  Geld,  sondern 
geliehene  Güter  überhaupt  verstehen  müsse. 

Die  Definitionen,  welche  in  der  nationalökono- 
mischen Literatur  von  dem  Wort  „Kapital"  gegeben 
werden,  gehen  zum  Teil  weit  auseinander.  Es  gehört 
zu  den  vieldeutigsten  Worten  der  volkswirtschaftlichen 
Terminologie: 

Turgot  legt  den  Schwerpunkt  auf  das  Vielhaben. 
„Wer  immer  jedes  Jahr  mehr  Werte  einnimmt,  als  er 
zu  verbrauchen  genötigt  ist,  kann  den  Überschuss  zu- 
rücklegen und  ihn  anhäufen.  Diese  angehäuften  Werte 
sind  das,  was  man  Kapital  nennt." 

Ähnlich  sagt  Adam  Smith:  „Besitzt  jemand  Ver- 
mögen genug,  um  Monate  oder  Jahre  davon  zu  leben, 
so  versucht  er  natürlich,  den  grösseren  Teil  desselben 
nutzbar  zu  machen,  und  verwendet  nur  so  viel  zum 
unmittelbaren  Unterhalt,  als  er  bis  zur  Erhebung  seiner 
Einkünfte  notwendig  braucht.  So  zerfällt  sein  Ver- 
mögen in  zwei  Teile.  Der  Teil,  von  dem  er  Einkünfte 
erwartet,  wird  Kapital  genannt.  Der  andere  dient  zur 
unmittelbaren  Verzehrung." 

Röscher  nennt  Kapital  jedes  Produkt,  welches  zur 
ferneren  wirtschaftlichen  Produktion,  auch  zu  plan- 
mässigem  späteren  Gebrauche,  aufbewahrt  wird. 

Nach  Knies  ist  Kapital  der  für  eine  Wirtschaft  vor- 
handene Bestand  von  Konsumtions-,  Erwerbs-  und  Pro- 
duktionsgütern, welcher  zur  Befriedigung  des  Bedarfes 
in  der  Zukunft  verwendbar  ist. 

Ad.  Wagner  definiert:  „Kapital  ist  derjenige  Teil 
des  Verniögensbesitzes  einer  Person,  welcher  derselben 
als  Erwerbsmittel  zur  Erlangung  eines  Einkommens  aus 
ihm  (Rente,  Zins)  dient  ...  Zu  diesem  Kapitalbesitz 
gehören  sowohl  Vorräte  beweglicher  Erwerbsmittel  als 
auch  Grundstücke  und  Gebäude  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Rentenfonds." 

Rieh.  Hildebrand  sagt:  „Alles  Kapital  besteht  nur 
in  bestimmten  Wertbeträgen,  den  für  Erwerbszwecke 
verfügbaren,  resp.  bereits  faktisch  im  Dienste  bestimm- 
ter Erwerbszwecke  stehenden  Wertbeträgen,  gleichviel 
in  welcher  Gestalt  sich  diese  Wertbeträge  jeweilen  oder 
momentan  befinden  mögen,  nicht  in  bestimmten  Wert- 
objekten." 

Karl  Meyer  versteht  unter  Kapital  Geldbeträge, 
welche  dem  Zweck  der  Einkommensbildung  gewidmet 
sind.  Kapital  ist  nach  ihm  gleichbedeutend  mit  Stamm- 
vermögen einer  Erwerbswirtschaft.  Nicht  als  Kapital 
anzusehen  ist  nur  das  zum  Verbrauch  bestimmte  Ver- 
mögen. 

Zahlreiche  weitere  Definitionen  von  Kapital  findet 
man  in  dem  von  Friedrich  Kleinwächter  behan- 
delten Abschnitt  des  Schönbergschen  „Handbuches  der 
politischen  Ökonomie". 

Im  volkswirtschaftlichen  Sinne  versteht 
man  heute  im  allgemeinen  unter  Kapital  die- 
jenigen Erzeugnisse  menschlicher  Arbeit  — 
Güter  resp.  Geldwerte  — ,  welche  zu  weiterer 
wirtschaftlicher  Tätigkeit,  zur  Hervorbringung 
neuer  Güter  Verwendung  finden,  ohne  dass 
ihr  Wert  vermindert  wird. 

Im  gewöhnlichen  Leben  wird  fälsch- 
licherweise Kapital  und  Geld  meist  als  etwas 
Synonymes  betrachtet,  während  tatsächlich  doch 
neben  Geld  auch  Fabrikgebäude,  Maschinen, 
Werkzeuge  usw.  zum  Kapital  zu  rechnen  sind. 
Das  Geld  ist  nur  eine  der  zahlreichen  Anlage- 
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formen  des  Kapitals,  und  auch  nicht  alles 
Geld  ist  Kapital.  Das  Geld  z.  B.,  das  müssig 
in  den  Kassen  liegt,  ist  kein  Kapital,  da  zum 
Wesen  des  Kapitals  das  Abwerfen  einer 
Rente  gehört. 

ß)  Arten  des  Kapitals.  Man  unterscheidet: 

1.  Stehendes  und  umlaufendes  Kapital. 
Adam  Smith  bezeichnete  als  stehendes 
Kapital  dasjenige,  welches  bei  fortdauernder 
Benutzung  (Maschinen,  Nutztiere),  als  um- 
laufendes Kapital  dagegen  dasjenige,  welches 
durch  Besitzübertragung  (Verkauf)  seinem  Be- 
sitzer einen  Gewinn  abwirft.  • 

Heute  präzisiert  man  etwas  genauer  und  sagt: 
Umlaufendes  oder  flüssiges  Kapital  (Be- 
triebskapital) ist  dasjenige,  dessen  Wert  in 
der  Betriebsperiode  vollständig  in  das  neue 
Produkt  übergeht  Es  kann  also  nur  einmal 
in  dem  jeweiligen  Bestände  zur  Produktion 
verwendet  werden.  So  geht  z.  B.  in  der  Mühle 
das  Getreide  in  Mehl,  in  der  Bäckerei  das  Mehl 
in  Brot  über.  Umlaufendes  Kapital  sind  Brenn- 
stoffe, ferner  alle  Rohstoffe,  welche  in  das  neue 
Produkt  aufgehen  oder  als  Konsumtionsgegen- 
stand verbraucht  werden. 

Das  stehende  oder  fixe  Kapital  (Anlage- 
kapital) hingegen  unterliegt  einer  allmäh- 
lichen Abnutzung  und  überdauert  mehrere 
Betriebsperioden.  Nicht  der  ganze  Wert  wird 
vernichtet  und  in  den  Wert  der  Produkte  über- 
geführt, sondern  nur  ein  Teil  des  Kapitalstockes, 
der  Wert  der  jedesmaligen  Nutzung  (Abnut- 
zungs-,  Amortisationsquote).  Stehendes  Kapital 
sind:  Maschinen,  Werkzeuge,  Geschäfts-  und 
Fabrikräume,  Nutztiere,  sofern  sie  als  Arbeits- 
tiere, Milch-  oder  Mastvieh  und  dgl.  verwendet 
werden,  ferner  Chausseen,  Amtsgebäude,  Eisen- 
bahnen, Brücken,  Kanäle,  Häfen,  Telegraphen- 
leitungen usw. 

Umlaufendes  und  stehendes  Kapital  müssen 
sich  gegenseitig  ergänzen.  Fortwährend  geht 
umlaufendes  in  stehendes  Kapital  und  stehendes 
Kapital  durch  Vermittlung  seiner  Nutzung  in 
umlaufendes  Kapital  über. 

Anlagekapital,  das  ist  das  zur  Begründung 
einer  Unternehmung  erforderliche  Kapital,  und 
Betriebskapital,  das  ist  das  für  den  fort- 
laufenden Betrieb  erforderliche  Kapital,  müssen, 
soll  das  Unternehmen  gedeihen,  im  richtigen 
Verhältnis  zueinander  stehen.  Ein  zu  Hoch- 
greifen des  einen  oder  des  anderen  ist  für 
manchen  Kaufmann  schon  der  Anfang  des 
Ruins  gewesen. 

Ein  Fehler,  dem  man  häufig  begegnet,  ist  die  Ver- 
wechslung von  Anlage-  und  Anfangskapital.    Letz- 


teres setzt  sich  aus  Anlage-  plus  Betriebskapital  zu- 
sammen. 

2.  Bewegliches  (mobiles)  und  unbe- 
wegliches (immobiles)  Kapital.  Zu  letz- 
terem sind  Gebäude,  Grund  und  Boden  usw.  zu 
rechnen. 

Eine  weitere  Einteilung,  die  man  vielfach 
in  nationalökonomischen  Lehrbüchern  findet, 
in  Produktiv-  oder  Erwerbskapital  und 
Gebrauchs-  oder  Genusskapital  können 
wir,  da  wir  es  als  wesentliches  Merkmal  des 
Kapitals  bezeichnet  haben,  dass  sein  Wert  un- 
vermindert bleibt,  nicht  machen.  Der  Aus- 
druck „Gebrauchs-"  resp.  „Genusskapital"  würde 
eine  contradictio  in  terminis  sein.  Das  gleiche 
muss  gesagt  werden  von  der  Einteilung  in 
produktive  und  ruhende  oder  tote  Kapi- 
talien. 

/)  Entstehung  des  Kapitals.  Kapitalien 
können  entstehen  und  sich  vermehren: 

1.  durch  Okkupation  ursprünglich  freier 
Naturgaben,  d.h.  von  Gegenständen  usw.,  welche 
vorher  als  Güter  nicht  anerkannt  waren; 

Die  erste  Entstehung  des  Kapitals  ist  ohne  Zutun 
des  Menschen,  durch  natürliche  Vermehrung  von  Gütern 
(Vieh,  Sklaven)  erfolgt. 

2.  durch  Werterhöhung  infolge  von  Kul- 
turfortschritten. So  werden  z.  B.  die  Häuser 
einer  Stadt,  welche  eine  Eisenbahn  erhalten  hat, 
oder  die  Gebäude  einer  Strasse,  zu  welcher  be- 
queme Kommunikationsmittel  geführt  sind,  im 
Werte  steigen. 

Kapitalien  vermindern  sich  durch  unproduktiven 
Gebrauch  und  durch  Kulturrückschritte,  z.  B. 
kann  der  Wert  der  Gebäude  eines  Ortes  zurückgehen, 
wenn  der  Ort  durch  Eingehen  von  bisher  gepflegten 
Industrien  verödet. 

3.  last  not  least  durch  Ersparnisse,  d.  h. 
dadurch,  dass  mehr  produziert,  als  zur  un- 
mittelbaren Befriedigung  der  Bedürfnisse  im 
Augenblick  erforderlich  ist.  Auf  den  Sparsam- 
keitstrieb sind  von  Einfluss 

a)  persönliche  Anlagen  (Genügsamkeit,  Ge- 
nussenthaltung) und  Erziehung  zur  Spar- 
samkeit —  Schul-  und  Pfennig -Sparkassen; 

b)  die  Möglichkeit,  die  Ersparnisse  bequem 
anzulegen.  Dies  kann  erreicht  werden  durch 
Vermehrung  der  Annahmestellen  der  Sparkassen, 
so  dass  der  Sparer  nicht  genötigt  ist,  einen 
weiten  Weg  zurückzulegen  und  hierdurch  und 
durch  das  Warten  viel  Zeit  zu  verlieren. 

c)  die  Rechtssicherheit.  Der  Staat  muss 
das  Eigentum  schützen,  und  der  Besitzer  muss 
das  Recht  haben,  verfügen  zu  können,  was  nach 
seinem  Tode  mit  dem  Kapital  zu  geschehen 
hat,  also:  geregeltes  Erbrecht. 
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d)  die  Verzinsung  muss  so  hoch  sein, 
dass  sie  einen  Reiz  zur  Sparsamkeit  ausübt. 

Während  einige  Anhänger  der  Freihandels- 
(Manchester-)  Schule  alles  Kapital  aus  Erspar- 
nissen ableiten  wollen,  fallen  zahlreiche  So- 
zialisten in  das  entgegengesetzte  Extrem  und 
bekämpfen  die  Sparsamkeitstheorie.  Tatsache 
ist,  dass  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  in  der  Lage 
ist,  zu  sparen  und  dass,  wie  aus  den  Statisti- 
ken der  Sparkassen  hervorgeht,  eine  grosse 
Zahl  kleiner  Kapitalien  auf  diesem  Wege  ent- 
standen ist. 

6)  Bedeutung  des  Kapitals  (Kapitalistische 
Produktionsweise).  Ohne  Produktivkapital,  d. 
h.  ohne  Werkzeuge,  Maschinen  usw.,  wird 
die  Mehrzahl  aller  Arbeiten  ohne  Erfolg  sein. 
Je  vollendeter  aber  die  Werkzeuge  sind,  mit- 
tels derer  die  Naturkräfte  in  den  Dienst  der 
Menschheit  gestellt  werden,  desto  ergiebiger 
wird  die  Produktion  sein.  Zur  Schaffung  die- 
ser Werkzeuge  und  Maschinen  gehört  Kapi- 
tal. Im  Verhältnis  zu  seiner  Grösse  wird,  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze,  die  Produktion  er- 
leichtert und  verbilligt  werden  können.  Je 
grösser  die  Produktion  ist,  desto  grösser  müs- 
sen auch  die  Vorräte  an  Rohstoffen  und  die 
Mittel  sein,  welche  zur  Unterhaltung  der  Ar- 
beiter usw.  während  der  Produktionsperiode 
notwendig  sind. 

Durch  das  Kapital  ist  der  Mensch  imstande, 
die  Natur  zu  beherrschen,  und  unabhängig 
von  Elementarereignissen  für  die  Zukunft  Vor- 
sorge zu  treffen.  Aus  dem  Umfange  des  Ka- 
pitalbesitzes, welcher  die  Folge  fortschreiten- 
der Arbeit  ist,  wird  sich  der  Grad  der  Kultur 
eines  Volkes  und  eines  Zeitalters  ermessen 
lassen.  Der  sorglos  in  den  Tag  hineinlebende 
Naturmensch  fängt  gewissermassen  jeden  Tag 
von  vorn  an  —  so  erzählt  Rousseau  von  den 
Caraiben,  dass  sie  ihr  Bett  am  Morgen  ver- 
kaufen und  am  Abend  es  weinend  wieder  zu- 
rückzukaufen suchen  —  der  Kulturmensch  hin- 
gegen denkt  auch  an  die  Zukunft  und  unter- 
nimmt Arbeiten,  welche  sich  häufig  erst  nach 
einigen  oder  mehreren  Jahren  bezahlt  machen. 
Er  kann  dies  aber  nur  dann  tun,  wenn  ihm 
eigenes  Kapital  oder  Leihkapital  zur  Verfügung 
steht 

Da  bei  dieser  Organisation  der  Arbeit  das 
Kapital  (Werkzeuge  und  Maschinen)  eine  Haupt- 
rolle spielt,  so  wird  sie,  im  Gegensatz  zum 
„Werk  der  menschlichen  Hand"  vielfach  auch 
die  kapitalistische  Produktionsweise  ge- 
nannt Doch  dieser  Begriff  ist  beinahe  ebenso 
vieldeutig  wie   der  des  Kapitals.     So  versteht 


Böhm-Bawerk  unter  kapitalistischer  Produk- 
tionsweise die  Produktion  auf  Umwegen, 
d.  h.  Produktion  mit  Arbeitsteilung:  Das  betr. 
Produkt  wird  nicht  direkt  erzeugt,  sondern 
erst  Hilfsmittel  zu  dieser  Erzeugung,  deren 
Anfertigung  vielleicht  wieder  einen  neuen  Fa- 
brikationszweig bildet  Die  technische  Ergiebig- 
keit nimmt  im  allgemeinen  mit  den  Produk- 
tionsumwegen zu.  Karl  Marx  nennt  kapi- 
talistische Produktionsweise  den  Zustand,  in 
welchem  sich  das  Produktivkapital  (Arbeits- 
mittel) in  den  Händen  von  Unternehmern 
befindet,  welche  besitzlose  Lohnarbeiter  be- 
schäftigen, die  sie  mit  dem  vereinbarten  Lohn 
abfinden,  während  sie  den  Gewinn  in  ihre 
eigene  Tasche  fliessen  lassen.  Entsprechend  der 
oben  gegebenen  Definition  von  Kapital  ist 
kapitalistische  Produktion  die  Produktion  über 
den  Bedarf  hinaus,  die  Produktion  für  den 
Markt. 

Dass  der  sogenannte  Kapitalismus,  d,  i. 
das  Vorherrschen  des  grossen  Geldkapitals, 
erhebliche  Schattenseiten  hat,  steht  unzweifel- 
haft fest.  Der  Fabrikherr,  der  Grossgrund- 
besitzer, der  Grosskaufmann,  der  Bankdirek- 
tor, der  hunderte  und  tausende  von  Ange- 
stellten hat,  besitzt  eine  ungeheure  Macht,  die 
zwar  nicht  mehr  so  unbeschränkt  ist  wie  zu 
den  Zeiten  vor  der  Arbeiterschutzgesetzgebung, 
die  aber  immerhin  noch  häufig  sehr  drückend 
empfunden  wird.  Das  Ansammeln  des  Kapi- 
tals in  wenig  Händen  hat  wegen  der  schärferen 
Differenzierung  der  Gesellschaft  soziale  Be- 
denken. 

„Die  Bediensteten",  sagt  Kleinwächter,  „ste- 
hen unter  einem  ganz  absolutistischen 
Regime  und  haben  kein  Recht,  auf  den  Gang 
des  Unternehmens  irgend  einen  Einfluss  zu 
nehmen,  denn  der  Unternehmer  ist  ,privater* 
Eigentümer  und  daher  unumschränkter  Herr 
und  Gebieter  seines  Unternehmens.  Leitet  er 
sein  Unternehmen  schlecht,  und  geht  er  dar- 
über zugrunde,  so  haben  die  Bediensteten, 
auch  wenn  sie  es  ganz  und  klar  deutlich  er- 
kennen, keine  Macht,  dies  zu  hindern,  und 
müssen  sich  offenen  Auges  ins  Verderben 
reissen  lassen." 

Andererseits  hat  aber  der  Kapitalismus  auch 
zahlreiche  Lichtseiten.  Ohne  ihn  gäbe  es 
kein  so  ausgedehntes  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphennetz, ohne  ihn  nicht  die  zahlreichen 
Dampferlinien,  deren  Schiffe  alle  Meere  durch- 
kreuzen, ohne  ihn  wäre  manche  epochemachende 
Erfindung  nicht  erfolgt,  zahlreiche  andere  nicht 
praktisch  ausgenutzt  worden. 
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3.  Zusammenwirken  der  Produktions- 
faktoren, 
a)   Verhältnis   der   Produktionsfaktoren 
zu  einander. 

Zu  einer  wirtschaftlichen  Produktion  ist, 
wie  wir  bereits  gesehen  haben,  das  Zusam- 
menwirken von  äusserer  Natur,  Arbeit 
und  Kapital  erforderlich.  Diese  Faktoren 
«ind  aber  nicht  gleichwertig  und  ihre  Zusam- 
mensetzung ist  eine  verschiedene,  je  nach  der 
Kulturstufe  und  den  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen eines  Landes.  In  den  frühesten  Zeiten, 
bei  einer  dünnen  Bevölkerung,  die  wenig  Be- 
dürfnisse hatte,  spielten  die  Gaben  der  äusse- 
ren Natur  die  Hauptrolle.  Die  menschliche 
Tätigkeit  beschränkt  sich  auf  Okkupation.  Mit 
anwachsender  Bevölkerung  konnte  die  blosse 
Natur  die  menschlichen  Bedürfnisse  nicht  mehr 
befriedigen,  und  die  Arbeit  tritt  in  den  Mit- 
telpunkt der  Produktion.  Als  dritter  Faktor 
tritt  dann  das  Kapital  hinzu,  ohne  das,  wie 
wir  bereits  oben  gezeigt  haben,  heute  so  gut 
wie  nichts  produziert  werden  kann.  Mit  Auf- 
kommen der  Maschinen,  mit  Übergang  vom 
Handwerk  zum  Fabrikbetrieb  spielt  das  Kapi- 
tal eine  immer  grössere  Rolle,  so  dass  es  heute 
der  mächtigste  der  genannten  drei  Faktoren  ist. 

In  den  verschiedenen  Produktionszweigen, 
in  den  Gewerben,  in  welchen  Natur,  Arbeit 
und  Kapital  sich  zur  Gütererzeugung  vereini- 
gen, ist  das  Verhältnis  der  Produktionsfaktoren 
untereinander  sehr  mannigfaltig.  Bald  ist  der 
eine,  bald  der  andere  Faktor  vorherrschend 
und  im  Interesse  sowohl  des  Produzenten  wie 
des  Konsumenten  liegt  es,  einen  teureren  Pro- 
duktionsfaktor durch  einen  wohlfeileren  zu  er- 
setzen. Sind  z.  B.,  wie  es  auf  niedriger  Kul- 
turstufe der  Fall  ist,  Grundstücke  billig,  Ar- 
beit und  Kapital  aber  teuer,  so  wird  der  Be- 
sitzer wenig  tun,  um  den  Boden  fruchtbarer 
zu  machen,  er  wird  extensiv  wirtschaften, 
d.  h.  mehr  die  Natur  als  Arbeit  und  Kapital 
wirken  lassen.  In  der  heutigen  Zeit,  bei 
den  teuren  Preisen  von  Grund  und  Boden, 
wird  dagegen  in  der  Regel  sich  eine  inten- 
sive Wirtschaft  empfehlen:  Man  sucht  durch 
erhebliche  Aufwendung  von  Arbeit  und  Ka- 
pital den  Boden  so  ergiebig  wie  möglich  zu 
machen.  Das  gleiche  Prinzip  finden  wir  u.  a. 
auch  beim  Bau  von  Häusern:  In  grossen 
Städten,  in  denen  der  Grund  und  Boden  teuer 
ist,  baut  man  die  Häuser  in  der  Regel  höher 
als  an  kleinen  Orten,  wo  der  Boden  noch 
nicht  so  hoch  im  Preise  steht. 


b.  Verbindung  der  Produktivkräfte 
zum  Unternehmen. 

a)  Begriff  und  Bedeutung  der  Unter- 
nehmungen. Mit  Unternehmung  bezeich- 
net man  die  Vereinigung  von  Kapitals-  und 
Arbeits-,  ev.  auch  Bodenkraft,  zum  Zweck  der 
Produktion  für  den  Verkehr  auf  Rechnung 
und  Gefahr  eines  einzelnen,  resp.  einer  An- 
zahl zu  diesem  Zweck  sich  vereinigenden  Per- 
sonen. Den  oder  die  Leiter  und  Begründer 
dieser  Organisation  nennt  man  Unternehmer. 

Bei  der  Unternehmung  wird  eigenes  Kapi- 
tal und  eigene  Arbeit  mit  fremdem  Kapital 
und  fremder  Arbeit  verbunden.  Der  Gewinn 
des  Unternehmers,  der,  da  er  für  einen  unge-j 
wissen  Markt,  auf  künftige  Nachfrage,  arbeitet,! 
ein  mitunter  ziemlich  erhebliches  Risiko  über- 
nimmt, besteht  in  der  Differenz  zwischen  den 
Produktionskosten  (Zins,  Arbeitslohn)  und  dem 
für  die  produzierten  Güter  erzielten  Preise. 

Die  Bedeutung  der  Unternehmung  liegt 
hauptsächlich  in  folgenden  Momenten: 

1.  Die  Produktionskosten  sind  bei  ihr 
wesentlich  geringer  als  bei  der  Produktion 
durch  den  Privatmann.  Sie  kauft  die  Rohstoffe 
in  grossen  Mengen  ein,  kann  die  Nebenpro- 
dukte besser  verwerten,  nutzt  Maschinen  und 
Werkzeuge  durch  dauernden  Gebrauch  inten- 
siver aus,  spart  durch  weitgehende  Arbeits- 
teilung und  Arbeitsvereinigung  an  Arbeits- 
kräften. 

2.  Infolge  dieser  geringeren  Produktions- 
kosten kann  sie  die  Produkte  billiger  verkau- 
fen, wodurch  sie  einen  schnelleren  und 
grösseren  Absatz  erzielt,  der  einen  rasche- 
ren Umsatz  des  Kapitals  und  Verbilligung  der 
Transportkosten  ermöglicht. 

3.  Sie  regelt  die  Produktion,  zunächst 
natürlich  in  der  Absicht,  Gewinn  zu  erzielen, 
aber  diese  zweckmässige  Organisation  kann 
sich  auch  für  die  Gesamtheit  von  grossem 
Nutzen  erweisen. 

4.  Durch  das  Produzieren  für  den  Markt 
gestattet  sie  eine  rasche  Befriedigung  der 
Bedürfnisse.  Der  Konsument  kann  den  Ar- 
tikel, den  er  braucht,  sofort  haben.  Er  braucht 
ihn  nicht  vorher  zu  bestellen, 

5.  Sie  schafft  einen  Markt  für  Ange- 
bot und  Nachfrage  von  Kapital  und 
Arbeit. 

Unter  unvollkommener  Unternehmung  ver- 
steht man  die  Produktion,  bei  welcher  der  Unterneh- 
mer, um  sein  Risiko  zu  vermindern,  nur  die  Produk- 
tionsmittel und  Arbeitskräfte  bereit  hält,  das  Produkt 
aber  erst  auf  Bestellung  anfertigt. 


H 


j 


Die  Lehre  von  der  Gütererzeugung  (Produktion). 


149 


ß)  Unternehmungsformen.  Je  nachdem 
an  der  Spitze  einer  Unternehmung  eine  ein- 
zelne Person  oder  mehrere  Personen  stehen, 
unterscheidet  man  Einzelunternehmungen 
und  gesellschaftliche  Unternehmungen 
(Kollektiv- Unternehmungen), 

/.  Die  Einzelunternehmung. 

Sie  geht  von  einem  einzigen  Unternehmer 
aus,  dessen  Produktionsbetrieb  oder  Erwerbs- 
tätigkeit sie  ist.  Da  dem  Geschäftsinhaber  als 
dem  Besitzer  der  Produktionsmittel  der  ge- 
samte Gewinn  allein  zufällt,  wie  auch  ihn 
allein  ein  etwaiger  Verlust  trifft,  so  wird  er, 
um  möglichst  viel  Überschuss  zu  erzielen, 
seine  Kräfte  aufs  höchste  anspannen.  Ein  Vor- 
zug der  Einzelunternehmung  vor  der  Gesell- 
schaftsunternehmung ist,  dass  sie  in  hohem 
Masse  der  Entwicklung  der  freien  Persönlich- 
keit dient  und,  da  alles  von  dem  Willen  und 
dem  Entschluss  einer  einzigen  Person  abhängt, 
schnelle  Beweglichkeit,  Ausnutzung  rasch  vor- 
übergehender günstiger  Verhältnisse,  sog.  Kon- 
junkturen gestattet.  Ihre  Grenze  findet  die 
Einzelunternehmung  in  dem  Kapital,  das  dem 
Unternehmer  zur  Verfügung  steht  und  in  des- 
sen beschränkter  Arbeitskraft.  Reicht  eigenes 
Vermögen  und  der  erhaltene  Kredit  nicht  mehr 
aus  und  hat  das  Geschäft  einen  solchen  Um- 
fang erreicht,  dass  der  Unternehmer  keinen 
Überblick  mehr  über  das  Ganze  besitzt,  dann 
wird  zweckmässig  an  die  Stelle  der  Einzel- 
unternehmung eine  der  Formen  der  gesell- 
schaftlichen Unternehmungen  treten. 

2.  Offene  Qesellschaft,  Aktiengesellschaft, 

Kommanditgesellschaft,  Kommanditgesellschaft 

auf  Aktien,  Stille  Gesellschaft,  Qelegenheits- 

gesellschaft. 

Wirtschaftlich  unterscheiden  sich  diese 
Gesellschaftsformen  nach  dem  Mass  der  Be- 
teiligung von  Kapital  und  Arbeit  und  der  Ver- 
teilung des  Gewinnes,  juristisch  nach  dem 
Mass  der  Verantwortlichkeit  der  Gesellschaft 
und  ihrer  Mitglieder. 

Bei  der  offenen  Gesellschaft  —  offen 
genannt,  weil  die  Gesellschafter  durch  Ein- 
tragung ins  Handelsregister  der  Öffentlichkeit 
bekannt  sind  —  vereinigen  sich  zwei  oder 
mehr  Personen,  die  mitunter  auch  verschiede- 
nen Berufszweigen  angehören,  z.  B.  ein  In- 
genieur und  ein  Kaufmann,  unter  gemein- 
schaftlicher Firma,  zum  gemeinsamen  Produk- 
tionsbetrieb bezw.  Erwerb.  Der  Gewinn  wird 
nach  den  im  Gesellschaftsvertrage  getroffenen 
Bestimmungen,  ev.  nach  Kopfzahl  verteilt.  Für 
die  Verpflichtungen  des  Geschäfts  haften  die 


Teilhaber,  Gesellschafter  genannt,  nicht 
bloss  mit  ihrer  Einlage,  sondern  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen. 

Der  unbeschränkten  Haftung  aller  Mitglieder 
bei  der  offenen  Gesellschaft  steht  gegenüber 
die  beschränkte  Haftung  aller  Mitglieder 
bei  der  Aktiengesellschaft.  Sämtliche  Ge- 
sellschafter, Aktionäre  genannt,  sind  nach 
Höhe  ihrer  Beteiligung,  ihres  Aktienbesitzes, 
am  Gewinn  der  Gesellschaft  beteiligt,  ohne 
für  deren  Verbindlichkeiten  persönlich  zu 
haften.  Die  Leitung  und  Verwaltung  der 
Aktiengesellschaft  ruht  in  den  Händen  des 
Direktoriums  und  einer  von  den  Aktionären, 
in  der  Regel  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Körper- 
schaft, welche  als  Kontrollorgan  dienen  soll, 
des  Aufsichtsrates.  Direktorium  und  Aufsichts- 
rat erhalten  für  ihre  Tätigkeit  einen  statuten- 
mässig  festgesetzten  Prozentsatz  des  Reinge- 
winns, sobald  dieser  eine  gewisse  Höhe  über- 
schritten hat  Ausserdem  empfangen  die  Direk- 
toren ein  festes  Gehalt  und  der  Aufsichtsrat 
bei  einigen  Gesellschaften  eine  Pauschalsumme, 
sofern  der  Tantiemesatz  eine  bestimmte  Höhe 
nicht  erreicht. 

Eine  Mischform  der  offenen  Gesellschaft 
und  der  Aktiengesellschaft  ist  die  Komman- 
ditgesellschaft. Unbeschränkt  haftet  ein 
oder  mehrere  Mitglieder,  in  der  Regel  der  oder 
die  Leiter  der  Unternehmung;  beschränkt  in 
Höhe  ihrer  Einlage  die  andern  Mitglieder. 
Die  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  haftenden 
Mitglieder,  Komplementare  —  abgeleitet  von 
complere  =  ausfüllen  —  oder  Geranten  ge- 
nannt, entsprechen  den  Gesellschaftern  bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft,  die  andern  Mit- 
glieder, welche  Kommanditisten  heissen,  den 
Aktionären  bei  der  Aktiengesellschaft. 

Die  Leitung  des  Unternehmens  ruht  bei 
jeder  der  drei  genannten  Gesellschaftsformen 
auf  der  Willensentschliessung  ein  er  Mehr- 
heit. Ein  so  rasches  Handeln  wie  bei  der 
Einzelunternehmung  wird  in  der  Regel  ausge- 
schlossen sein.  Andererseits  ist  aber  auch  die 
Verantwortlichkeit  des  einzelnen  eine  geringere. 
Der  Aktionär  ist  Unternehmer,  jedoch  ohne 
jeglichen  direkten  Einfluss  auf  die  Leitung  des 
Unternehmens,  an  dem  er  mit  Kapital  beteiligt 
ist:  Unternehmerund  Unternehmung  sind 
vollständig  voneinander  losgelöst. 

Vorzüge  der  offenen  Gesellschaft  sind, 
dass  diese  Gesellschaftsform  ein  Zusammen- 
wirken verschiedener  Kräfte  bei  zweckmässiger 
Teilung  der  leitenden  Arbeit  gestattet.  Die 
Mehrheit  der  Unternehmer  ist  besonders  dann 
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von  Wichtigkeit,  wenn  das  Unternehmen  Fili- 
alen an  verschiedener  Art  besitzt,  oder  wenn 
der  eine  Unternehmer  technisch,  der  andere 
kaufmännisch  usw.  geschult  ist.  Dem  gegen- 
über sind  als  Nachteile  der  offenen  Ge- 
sellschaft zu  nennen,  dass  infolge  der  vielen 
Köpfe  und  Sinne,  welche  bei  Entschliessungen 
massgebend  sind,  vielfach  keine  einheitliche 
Leitung  besteht,  welche  Uneinigkeit  dann  häufig 
zur  frühzeitigen  Auflösung  der  Gesellschaft  führt. 
Wegen  der  Teilung  des  Risikos  wird  sie  mitun- 
ter zu  gewagten  Spekulationen  gereizt,  die  infolge 
der  vielfach  bestehenden  Arbeitsteilung  in  tech- 
nische und  kaufmännische  Leitung,  und  des 
Vertrauens,  das  der  eine  Teil  dem  andern 
schenkt,  mitunter  erst  dann  offenbar  werden,  wenn 
sich  bereits  ein  grösserer  Verlust  ergeben  hat. 

Die  Form  einer  Aktiengesellschaft  bietet 
dann  grosse  Vorzüge,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  schnell  grosse  Kapitalien  für  ein 
in  Aussicht  genommenes  Unternehmen  —  Ter- 
raingesellschaft, Strassenbahn,  Bank  usw.  —  zu- 
sammenzubringen. Da  der  einzelne  Anteil 
verhältnismässig  klein  ist  —  der  Nominalbetrag 
der  in  den  letzten  Jahren  ausgegebenen  Aktien 
betrug  meistens  1000  Mark,  auf  die  diesbez. 
Bestimmungen  wird  im  letzten  Abschnitt  des 
Werkes  noch  zurückzukommen  sein — so  können 
auch  kleinere  Kapitalisten  sich  daran 
beteiligen.  Weitere  Vorzüge  der  auf  Aktien 
begründeten  Unternehmung  sind,  dass  ihr  Be- 
stand durch  den  Tod  der  Unternehmer  (Ak- 
tionäre) nicht  gefährdet  ist,  dass  der  Tod 
eines  Direktors  wohl  auf  die  Entwicklung  des 
Unternehmens  einen  ungünstigen  Einfluss  aus- 
üben kann,  aber  nicht  von  solchen  Folgen  be- 
gleitet ist,  wie  z.  B.  mitunter  der  Tod  des  einen 
Gesellschafters  bei  der  offenen  Gesellschaft.  Ein 
Direktor  einer  Aktiengesellschaf  braucht  nicht, 
wie  ein  Gesellschafter  eine  Privatfirma,  Ver- 
mögen zu  besitzen,  und  so  können  geschäfts- 
tüchtige Personen  mit  hervorragend  kaufmän- 
nischen resp.  technischen  Kenntnissen  sich  zu 
einer    leitenden    Stellung  emporarbeiten. 

Wo  viel  Licht  ist,  ist  viel  Schatten,  und 
diese  Schattenseiten  sind,  wenn  man  auch 
die  zahlreichen  Übertreibungen,  die  hier  und 
dort  gemacht  werden,  unberücksichtigt  lässt, 
immerhin  noch  ziemlich  erheblich.  Zunächst 
sind  die  Unkosten  infolge  der  hohen  Gehälter 
der  Direktoren  und  der  Bezüge  der  Aufsichts- 
räte durchschnittlich  verhältnismässig  viel  höher 
als  bei  einer  Privatfirma.  Der  Verwaltungs- 
körper, dem  vielfach  noch  in  höherem  Masse 
als  bei  der  vorgenannten  Gesellschaftsform  die 


einheitliche  Leitung  abgeht,  arbeitet  infolgedessen 
zuweilen  schwerfällig.  Doch  gibt  es  hier,  wie 
jeder,  der  mit  den  praktischen  Verhältnissen 
vertraut  ist,  weiss,  gerade  unter  den  grösseren 
Gesellschaften  vielfach  Ausnahmen.  Dass  bei 
ungenügender  Überwachung  durch  den  Auf- 
sichtsrat bei  den  Aktiengesellschaften  Unred- 
lichkeiten seitens  der  Direktoren  vorkommen 
können,  die  verhältnismässig  erst  spät  entdeckt 
werden,  ist  eine  traurige  aber  wahre  Tatsache. 
Die  Leichtigkeit,  Kredit  zu  erlangen,  führt  in 
guten  Zeiten,  infolge  der  leichten  Kreditge- 
währung, häufig  zu  Überproduktionen,  in 
schlechten  Zeiten  muss,  um  nur  das  Kapital  zu 
beschäftigen,  häufig  ohne  jeglichen  Gewinn 
produziert  werden.  Die  Gefahr,  die  deswegen 
der  Aktienbesitz  für  den  kleinen  Kapitalisten 
in  sich  birgt,  werden  wir  in  dem  Kapitel 
„Anlage  von  Wertpapieren"  näher  beleuchten. 

Der  Ursprung  der  Aktiengesellschaft  ist  in 
Oberitalien  zu  suchen,  wo  am  Ende  des  14.  Jh.  unter 
Einwirkung  der  Staatsgewalt  grosse  Geld-  und  Kredit- 
institute, hauptsächlich  zur  Organisation  des  Staats- 
kredits, errichtet  worden  sind.  Bestimmtes  wissen  wir 
über  die  im  Jahre  1407  ins  Leben  gerufene  Bank  von 
Genua,  die  „Comperae  regiminis  Sandi  Oeorgii", 
welche  dadurch  entstanden  ist,  dass  die  zahlreichen 
Gläubiger  des  Staates  (comperae)  sich  zu  einer  Gesell- 
schaft vereinigt  hatten,  deren  Grundkapital  (20400  An- 
teile ä  25  Scudi)  ihre  Forderungen  an  den  Staat  bil- 
dete. Die  Einnahmen  dieser  Giro-  und  Leihbank,  der 
auch  ein  Teil  der  Staatseinkünfte  verpfändet  war,  sollten 
an  die  Gläubiger  nach  Massgabe  ihres  Besitzes  verteilt 
werden.  Eine  grössere  Ausdehnung  nahm  die  Aktien- 
form an  durch  die  in  Holland,  Frankreich,  England  und 
Deutschland  zum  Zweck  des  überseeischen  Handels  ge- 
gründeten Handelskompanien,  deren  bekannteste 
die  Niederländisch-ostindische  Kompanie  (1602)  war. 
Die  Aktien  lauteten  alle  auf  Namen.  Inhaberaktien 
wurden  zuerst  in  Frankreich  durch  Law  eingeführt. 

In  viel  späterer  Zeit  erst  wurde  in  den  meisten  Staaten 
die  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  von  einer  staat- 
lichen Konzession  abhängig.  In  Deutschland  wurde 
diese  Bestimmung  aufgehoben  durch  das,  das  Aktien- 
wesen regelnde  Gesetz  vom  11.  Juni  1870,  das  aber 
schon  in  seinen  ersten  Jahren  (1870—1873)  so  mannig- 
fache Mängel  zeigte,  dass  die  einen  nichts  weniger  als 
gänzliche  Abschaffung  der  Aktiengesellschaften,  die  andern 
eine  durchgehende  Reform  des  Gesetzes  forderten.  Diese 
erfolgte  durch  das  Reichsgesetz,  betreffend  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die 
Aktiengesellschaften  vom  18.  Juli  1884. 

Zahlreiche  weitere  Änderungen  brachte  dann  das  mit 
dem  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretene  Handelsge- 
setzbuch vom  10.  Mai  1897  (s.  diesen  Abschnitt), 
das  in  den  §§  178—319  das  Aktienrecht  behandelt. 

Durch  die  Kommanditgesellschaft  wird 
Kapitalisten,  welche  aus  dem  oder  jenem  Grunde 
nicht  öffentlich  hervortreten  wollen,  die  Mög- 
lichkeit geboten,  sich  mit  einer  Einlage  an 
einem  Unternehmen  zu  beteiligen,  ohne  däss 
sie  selbst  hierbei  tätig  sind,  während  ein  tüch- 
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tiger  Fachmann  mit  dem  Gelde  der  Kapitalisten 
seine  Kenntnisse  praktisch  verwerten  kann.  Ein 
Nachteil  dieser  Gesellschaftsform  ist,  dass  die 
nicht  persönlich  haftenden,  vielfach  geschäfts- 
unkundigen Gesellschafter  häufig  ein  gar  zu 
grosses  Vertrauen  in  die  Komplementäre  setzen, 
welche  mitunter,  wenn  sie  selbst  wenig  zu  ver- 
lieren haben,  mit  dem  anvertrauten  Gut  va 
banque  spielen. 

Die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
bietet  dagegen  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
etwa  die  gleichen  Vorzüge  und  Nachteile  wie 
die  Aktiengesellschaft. 

In  rechtlicher  Beziehung  ist  sie,  wie  auch 
schon  der  Name  besagt,  eine  Mischform  der 
Kommanditgesellschaft  und  der  Aktiengesell- 
schaft. Die  Geschäftsanteile  der  Kommandi- 
tisten sind  in  gleich  grosse  Beträge,  Aktien, 
zerlegt.  Der  oder  die  persönlich  haften- 
den Gesellschafter  besorgen  die  Geschäfts- 
führung und  vertreten  die  Gesellschaft  nach 
aussen.  Sie  haften,  und  hierdurch  unter- 
scheidet sich  ihre  Stellung  von  der  eines  Di- 
rektors einer  Aktiengesellschaft,  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen.  Der  Einfluss  des  Kom- 
manditisten auf  die  Geschäftsführung  ist  bei  je- 
der Art  der  Kommanditgesellschaft  gleich  gering. 

Von  einer  stillen  Gesellschaft  spricht 
man,  wenn  sich  jemand,  der  sog.  „stille  Ge- 
sellschafter", mit  einer  bestimmten  Einlage, 
gegen  Anteil  anGewinn  undev.auch  Ver- 
lust, jedoch  ohne  das  Recht  zu  besitzen,  einen 
Einfluss  auf  die  Geschäftsführung  auszuüben, 
an  dem  Unternehmen  eines  andern  beteiligt  hat. 
Die  Haftung  des  stillen  Gesellschafters  be- 
schränkt sich  auf  seine  Einlage,  mehr  als  diese 
kann  er  nicht  verlieren.  Ihre  Rückzahlung 
unterliegt  besonderen  Vereinbarungen.  Im  all- 
gemeinen wird  der  tätige  Teilhaber,  welcher 
unumschränkter  Leiter  der  Unternehmung  ist, 
sich  eine  möglichst  lange  Kündigungsfrist  aus- 
bedingen, da  eine  plötzliche  Zurückziehung 
des  Kapitals  nachteilig  auf  den  Geschäftsgang 
einwirken  würde. 

Vorzüge  der  stillen  Gesellschaft  sind:  Mög- 
lichkeit ebenso  rascher,  ungehinderter  Ent- 
schliessung  des  Leiters,  wie  bei  einer  Einzel- 
unternehmung. Der  befähigte  Fachmann  findet 
Gelegenheit,  auch  ohne  Vermögen  zu  besitzen, 
seine  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  praktisch 
selbständig  zu  verwerten,  während  andererseits 
den  Personen,  welche  aus  diesem  oder  jenem 
Grunde  öffentlich  nicht  hervortreten  wollen 
oder  können,  durch  diese  Gesellschaftsform  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  sich  an  gewerblichen 


Unternehmungen  ohne  persönliche  Tätigkeit 
mit  beschränktem  Risiko  zu  beteiligen.  Das  ver- 
hältnismässig seltene  Vorkommen  dieser  Gesell- 
schaftsform dürfte  darauf  zurückzuführen  sein, 
dass  die  Gefahr  einer  Übervorteilung  des  stillen 
Teilnehmers  durch  den,  resp.  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter,  nahe  liegt. 

Die  Gelegenheitsgesellschaft,  das  Kon- 
sortium oder  Syndikat  ist  eine  Vereinigung 
mehrerer  Personen  zur  Durchführung  einer 
bestimmten  Transaktion,  z.  B.  zur  Unterbrin- 
gung einer  Anleihe.  Ist  das  Geschäft  abge- 
wickelt, dann  löst  sich  die  Gesellschaft  wieder  auf. 

Auf   die   rechtliche   Seite  dieser  Gesell- 
schaftsformen   wird    an    einer    andern    Stelle 
dieses  Werkes  noch  ausführlich  zurückzukom- 
men sein. 
3.  Die  Oesellschaß  mit  beschränkter  Haftung. 

Zu  den  genannten  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmungsformen ist  in  Deutschland  durch  Ge- 
setz vom  20.  April  1892  eine  neue  hinzuge- 
treten, welche  bald  eine  grosse  Verbreitung 
erlangt  hat:  Die  Ges^lschaft  mit  beschränkter 
Haftung  (G.m.b.H.).  Während  jede  der  an- 
dern Gesellschaftsformen  sich  nur  für  ein  mehr 
oder  weniger  eng  begrenztes  Gebiet  eignet,  ver- 
einigt die  G.  m.  b.  H.  in  sich  die  Vorzüge  der 
offenen  Gesellschaft  und  der  Aktiengesellschaft. 
Sie  eignet  sich  ebenso  sehr  für  eine  ganz 
grosse  wie  für  eine  ganz  kleine  —  bei  Betei- 
ligung von  zwei  Personen  kann  sie  bereits  ins 
Leben  gerufen  werden  —  Anzahl  von  Mit- 
gliedern. Die  solidarische  Haftung  der  Mit- 
glieder beschränkt  sich  auf  die  vollständige 
Einzahlung  des  Stammkapitals,  welches  min- 
destens 20000  Mark  betragen  muss,  sowie  auf 
dessen  unberechtigte  Minderung.  Gegenüber 
der  offenen  Gesellschaft  hat  sie  den  Vorzug, 
dass  ihre  Mitglieder  im  Geschäft  nicht  persön- 
lich mit  tätig  zu  sein  brauchen,  und  dass  ihre 
Haftung  beschränkt  ist.  Vor  der  Aktiengesell- 
schaft hat  sie  eine  grössere  Beweglichkeit  vor- 
aus: Die  formellen  Vorschriften  sind  nicht  so 
streng,  verschiedene  Kautelen,  die  zum  Schutz 
der  Aktionäre  gegeben  sind,  fallen  bei  ihr  weg. 
Die  geringere  Öffentlichkeit  —  Bilanzen 
brauchen  nur  bei  Bankunternehmungen  ver- 
öffentlicht zu  werden  —  hat  den  Vorzug,  dass 
Dritte  auf  Geschäftserfolge  nicht  aufmerksam 
gemacht  werden  und  vielleicht  ein  Konkurrenz- 
unternehmen eröffnen,  dagegen  für  Gläubiger 
den  Nachteil,  dass  sie  keinen  klaren  Einblick 
in  die  Vermögensverhältnisse  der  Gesellschaft 
bekommen. 

Georg  Obst-Berlin. 


152 


Grundzüge  der  Volkswirtschaftslehre. 


4.  öenossenschafisunternehmungen. 


aa)Begriffsbestimmung,  Ziele  und  histo- 
rische     Entwicklung     der     Genossen- 
schaften. 

Nach  §  1  des  Reichsgesetzes  betreffend  die 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  sind 
Genossenschaften  „Gesellschaften  von  nicht  ge- 
schlossener Mitgliederzahl,  welche  die  Förde- 
rung des  Erwerbs  oder  der  Wirtschaft  ihrer 
Mitglieder  mittels  gemeinschaftlichen  Geschäfts- 
betriebes bezwecken."  Bezieht  sich  diese  De- 
finition nur  auf  eingetragene  Genossenschaf- 
ten, d.  h.  auf  Genossenschaften,  die  in  das 
Genossenschaftsregister  eingetragen  sind  und 
dadurch  Rechtspersönlichkeit  erlangt  haben,  so 
muss  sie  doch  volkswirtschaftlich  in  gleicher 
Weise  für  die  Genossenschaften  gelten,  die  als 
sog.  freie  Genossenschaften  —  in  Deutschland 
besteht  für  die  Genossenschaften  bekanntlich 
kein  Zwang  zur  Eintragung  in  das  Genossen- 
schaftsregister —  nach  den  Bestimmungen  des 
B.  G.  B.  tätig  sind. 

Die  Bedeutung  der  Genossenschaften  für 
das  wirtschaftliche  Leben  hat  mit  den  Zeiten 
gewechselt.  Mit  Recht  wird  die  Genossen- 
schaft als  eine  urdeutsche  Organisation  be- 
zeichnet, die  ursprünglich  gleichzeitig  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Zwecken,  wie  es 
jene  früheren  Zeiten  mit  sich  brachten,  diente. 
Zu  den  Genossenschaften  zählen  auch  die 
Innungen  und  Gilden  des  Mittelalters,  und  dem 
Wesen  der  Genossenschaft  nicht  fern  war  ein 
Bund  wie  der  der  Hansestädte;  zu  den  Genos- 
senschaften zählen  ferner  die  Landschaften.  Zur 
Eigenart  der  Genossenschaften  des  Mittelalters 
gehörte  der  Zwang.  Erst  im  19.  Jahrhundert 
trat  an  die  Stelle  der  privilegierten  Korporation 
die  freie  Genossenschaft  als  ein  Kind  der 
modernen  wirtschaftlichen  und  technischen  Ent- 
wicklung, eine  notwendige  Ergänzung  der  Ge- 
werbefreiheit. 

„Der  Forderung  nach  Innungen",  schreibt  Schulz e- 
Delitzsch,  „liegt  ein  richtiges  Gefühl  zugrunde,  in- 
dem ohne  eine  Einigung  an  eine  Verbesserung  der  Zu- 
stände nicht  zu  denken  ist.  Allein  das  alte  Zunftwesen 
mit  seiner  alles  beschränkenden  Tendenz  ist  ohne  allen 
Gehalt  und  tot,  und  ist  es  durchaus  vergeblich,  durch 
die  Gewerbegesetzgebung  von  aussen  wieder  ein  Leben 
hineinbringen  zu  wollen,  welches  nicht  aus  der  inneren 
Kraft  des  Organismus  selbst  hervorquillt.  Nicht  der 
Zwang,  das  eigene  Interesse  muss  den  Entschluss 
hervorbringen  und  den  Verbänden  Halt  geben,  wenn 
dieselben  dauernd  auf  die  Hebung  des  Arbeiterstandes 
einwirken  sollen,  die  Assoziationen  mit  der  ganzen 
Macht  und  Fülle  ihres  Prinzips  sind  die  „Innungen 
der  Zukunft".  Und  sie  sind  es  tatsächlich  geworden. 
Der  wirtschaftlichen  Bedeutung  tritt  die  soziale  hinzu. 
„Höher  noch",  führt  Gierke  aus,  „als  der  von  der  Ge- 


samtheit auf  die  Mitglieder  zurückströmende  materielle 
Vorteil  .  .  .  steht  der  Zuwachs,  der  durch  die  Genossen- 
schaften dem  Menschen  als  Menschen  wird  .  .  .  Dem 
einzelnen  bleibt  seine  Individualität,  aber  diese  ist  keine 
schrankenlose,  sondern  gibt  einen  Teil  ihres  Wesens  an 
das  Ganze  hin,  als  dessen  Glied  sie  die  Existenzgefahr 
des  isolierten  Atoms  überwindet.  Die  Genossenschaft 
ist  eine  Schule  für  das  gesamte  öffentliche  und  private 
Leben." 

Auf  Beschluss  des  Plenums  der  preussischen 
Nationalversammlung  war  von  der  Kommission 
für  Handel  und  Gewerbe  im  Jahre  1848  eine 
Spezialkommission  für  Handwerkerverhältnisse 
abgezweigt,  der  das  umfangreiche  Material  an 
Petitionen  aus  den  Kreisen  der  Handwerker 
und  Gewerbetreibenden  zur  Bearbeitung  über- 
wiesen wurde.  Zum  Vorsitzenden  dieser  Kom- 
mission wurde  der  Abgeordnete  Schulze  aus 
Delitzsch  gewählt,  der  auf  diese  Weise  einen 
tiefen  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse des  Handwerks  gewinnen,  die  Forde- 
rungen der  Handwerker  kennen  lernen  und 
die  Massnahmen,  die  zur  Verbesserung  der 
wirtschaftlichen  Lage  des  Handwerks  notwendig 
waren,  studieren  konnte.  Sein  Verdienst  ist 
es,  nicht  nur  die  grosse  Bedeutung,  welche 
die  genossenschaftliche  Organisation  für  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  haben  musste,  er- 
kannt, sondern  vor  allem  auch  die  Form  ge- 
funden zuhaben,  in  der  sich  die  genossen- 
schaftlichen Gedanken  in  einer  den 
tnodernen  Verhältnissen  und  Bedürf- 
nissen angepassten  Weise  verwirklichen 
Hessen.  Auf  Schulze  ist  die  Gründung  der 
ersten  Genossenschaften  in  dem  Sinne,  in  dem 
heute  dies  Wort  in  Deutschland  gebraucht  wird, 
zurückzuführen:  Es  waren  dies  Genossenschaften 
der  Handwerker  und  zwar  Vorschussvereine 
und  Genossenschaften  zum  gemeinschaftlichen 
Einkauf  von  Rohmaterialien.  In  Wort  und 
Schrift  wirkte  Schulze  für  die  Ausbreitung  des 
Genossenschaftswesens,  er  verstand  es,  mass- 
gebende Körperschaften  und  Persönlichkeiten 
zu  interessieren,  und  obgleich  Deutschland  da- 
mals zersplittert  und  zerrissen  war,  obgleich 
die  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhält- 
nisse ungewiss  waren,  obgleich  keine  der  vor- 
handenen Gesetzgebungen  für  die  genossen- 
schaftliche Organisation  passten,  verbreiteten 
sich  die  Genossenschaften  schnell,  zunächst 
über  preussische  und  sächsische  Gebiete,  dann 
bald  über  ganz  Deutschland. 

Zwei  Grundsätze  können  für  jene  Genossen- 
schaften als  massgebend,  betrachtet  werden: 
unbedingtes  Festhalten  an  der  Selbsthilfe 
und  an    der  unbeschränkten   Haftpflicht 
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der  einzelnen  Mitglieder  für  die  Verbind- 
lichkeiten der  Genossenschaft. 

Schulze  hat  im  Jahre  1853  sein  volkswirt- 
schaftliches Programm  in  folgenden  Sätzen 
niedergelegt. 

Gerade  in  Deutschland  müsse  bei  dem  ersten  Angriff 
der  Assoziationen  —  dies  in  jener  Zeit  der  für  „Ge- 
nossenschaft" übliche  Ausdruck  —  mit  einer  gewissen 
Zurückhaltung  vorgegangen  werden,  weil  die  Zerstö- 
rung der  früheren  Gewerbsorganisationen  noch  nicht 
vollständig  genug  erfolgt,  der  Platz  noch  nicht  von  den 
alten  Trümmern  so  weit  geräumt  ist,  um  mit  völliger 
Freiheit  zum  Neubau  zu  schreiten.  Insbesondere  hat 
man  mit  dem  den  Deutschen  eigentümlichen  Hange  zur 
Absonderung  zu  kämpfen,  der  mit  der  Isolierung  die 
Selbständigkeit  opfern  zu  müssen  scheint,  obschon  diese 
letztere  der  Wahrheit  nach  nur  durch  jenen  innigen  An- 
schluss  der  einzelnen  aneinander  gerettet  werden  kann. 
Daher  tut  man  am  besten,  vorerst  mit  den  wirtschaft- 
lichen und  beschränkteren  gewerblichen  Verbänden  zu 
beginnen,  welche  die  Vorbedingungen  eines  lohnenden 
Gewerbebetriebes  den  Mitgliedern  sichern,  ohne  die- 
selben im  Gewerbebetrieb  selbst  vorläufig  zu  assoziieren, 
der  vielmehr  von  jedem  einzelnen,  wie  bisher,  für  seine 
eigene  ausschliessliche  Rechnung  fortgesetzt  wird.  Erst 
wenn  man  ihnen  auf  diese  Weise  die  ausserordentliche 
Macht  der  Assoziation  augenfällig  bewiesen,  sie  ge- 
wissermassen  so  für  deren  höheren  Stufen  erst  empfäng- 
lich und  reif  gemacht  hat,  soll  man  allmählich  zur  Bil- 
dung grosser  gemeinsamer  Etablissements  mit  ihnen 
vorschreiten,  sich  aber  ja  vor  unvermittelten  und  über- 
eilten Versuchen  dieser  Art  hüten,  welche  bisher  meist 
misslungen  sind,  was  jedesmal  die  üble  Folge  hat,  dass 
dadurch  der  Boden  auf  längere  Zeit  für  jede  derartige 
Saat  verdorben  wird. 

In  diesem  Sinn  hat  Schulze  ein  ineinandergreifendes 
System  von  Assoziationen  zu  organisieren  versucht, 
welches  die  wichtigsten  Beziehungen  der  arbeitenden 
Klassen  umfasst  und  überall  auf  die  Grundsätze  der 
Solidarität  und  Selbsthilfe  gegründet  ist  Die  Spitze 
der  Genossenschaften  war  für  Schulze  die  Produktiv- 
genossenschaft. 

Verwirklicht  ist  dies  System  nicht  worden. 
Als  Schulze  es  aufstellte,  konnte  er  weder  die 
wirtschaftliche  Gestaltung  der  folgenden 
Jahrzehnte  voraussehen  noch  vor  allem  die 
Herrschaft,  zu  welcher  der  Staatssozialis- 
mus gelangen  würde,  in  dem  ein  schweres 
Hindernis  für  die  Ausbreitung  der  Produktiv- 
genossenschaften zu  sehen  ist. 

Obwohl  Schulze-Delitzsch  mit  einem  starken 
Misstrauen  der  Regierungen  gegen  die 
Ausbreitung  des  Genossenschaftswesens  und 
gleichzeitig  mit  der  Gegnerschaft  der  So- 
zialdemokratie zu  rechnen  halte,  dehnte  sich 
das  Genossenschaftswesen  gleichwohl  alsbald 
auf  alle  Berufsarten  aus.  Für  die  verschie- 
denartigsten wirtschaftlichen  Zwecke  wurde  die 
genossenschaftliche  Organisation  benutzt.  Aus- 
gehend von  den  Verhältnissen  der  Hand- 
werker übertrug  sich  das  Genossenschafts- 
wesen  in  den  sechziger  Jahren    auf  die  Ar- 


beiter und  auf  die  Landwirtschaft.  Für 
erstere  kamen  Konsumvereine  und  Bau- 
genossenschaften in  Betracht,  für  letztere 
alle  die  vielfachen  Genossenschaftsarten,  die  es 
der  Landwirtschaft  ermöglichen,  die  Wirtschaft 
rationeller  zu  betreiben  und  auch  eine  Reihe 
von  Nebenbetrieben  zur  besseren  Verwer- 
tung der  landwirtschaftlichen  Produkte  hinein- 
zubeziehen. 

Für  die  Landwirtschaft  kam  ausser  dem 
Schulze-Delitzschschen  System  noch  das  Raiff- 
eisensche  System  in  Betracht.  Die  Eigen- 
art der  Raiffeisenschen  Darlehnskassen 
liegt  in  einer  sehr  engen  Begrenzung  des 
Wirkungskreises  der  Genossenschaft,  in  der 
Verbindung  der  Kreditgenossenschaft  mit  dem 
gemeinschaftlichen  Bezug  der  landwirt- 
schaftlichen Rohstoffe  und  womöglich  dem 
gemeinschaftlichen  Vertrieb  der  Produkte 
der  Mitgliederjn  der  langfristigen  Kreditge- 
währung, in  der  geringen  Bewertung  der 
eigenen  Kapitalbildung  der  Genossenschaf- 
ten; dazu  kommt  noch  eine  Reihe  organisa- 
torischer Unterschiede  von  grösserer  oder  ge- 
ringerer Bedeutung.  Die  Organisation  von 
Schulze-Delitzsch  unterscheidet  sich  von  der 
von  Raiffeisen  dadurch,  dass  Schulze-Delitzsch 
die  Mitglieder  der  Genossenschaften  und  die 
Genossenschaften  selbst  auf  die  Einsetzung 
der  eigenen  Kraft  hinweist,  während  Raiff- 
eisen die  Genossenschaften  von  karitativen 
Grundsätzen  leiten  lässt.  Im  Laufe  der  Jahr- 
zehnte haben  sich  die  Unterschiede  zum  Teil 
verwischt,  und  wenn  auch  heute  vielleicht  in 
Neuwieder  Kreisen  noch  viel  von  „christlicher 
Nächstenliebe"  die  Rede  sein  mag,  so  findet 
diese  bei  den  Raiffeisenschen  Genossenschaften 
nicht  schärferen  Ausdruck  als  bei  den  Genossen- 
schaften eines  andern  Systems.  Heute  liegl 
der  Gegensatz  vor  allem  in  einer  weitgehenden 
geschäftlichen  Zentralisation  bei  den  Raiff- 
eisenschen Kassen,  während  die  Schulze- 
Delitzschschen  Genossenschaften  an  einer 
möglichsten  Dezentralisation  festhalten. 

Nicht  immer  ging  es  bei  der  Entwicklung 
des  Genossenschaftswesens  ohne  Stürme  und 
Störungen  ab.  Mitte  und  Ende  der  sechziger 
Jahre  versuchten  konservative  und  klerikale 
Kreise  das  Genossenschaftswesen  in  den  Dienst 
der  Politik  zu  stellen,  und  es  entstanden  kon- 
servative und  klerikale  Kreditkassen,  die  freilich 
bald  ein  unrühmliches  Ende  nahmen.  Stets 
hat  sich  noch  als  richtig  gezeigt,  dass  jede 
Verbindung  der  Genossenschaft  mit  ausserhalb 
der  wirtschaftlichen  Aufgaben  liegenden  Mo- 
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menten  der  Genossenschaft  zum  Schaden  ge- 
reicht. In  die  sechziger  Jahre  fällt  die  Be- 
kämpfung der  Konsumvereine  durch  Lassalle, 
und  gleichfalls  in  die  sechziger  Jahre  fallen  auch 
die  Bestrebungen  gewisser  Kreise  der  preussi- 
schen  Regierung,  einen  entscheidenden  Ein- 
fluss  auf  das  Genossenschaftswesen  zu  gewinnen 
und  es  mit  Hilfe  finanzieller  Förderung  unter 
staatliche  Autorität  zu  bringen. 

Ende  der  sechziger  Jahre,  im  Jahre  1867, 
erfolgte  endlich,  und  zwar  zuerst  in  Preussen, 
die  gesetzliche  Anerkennung  der  Genossen- 
schaften. Schulze-Delitzsch  hatte  die  Genug- 
tuung, dass  seine  Vorschläge  zur  gesetzlichen 
Regelung  der  Verhältnisse  der  Genossenschaf- 
ten im  grossen  ganzen  die  Billigung  der  ge- 
setzgebenden Körperschaften  fanden.  Als  dann 
das  Deutsche  Reich  geschaffen  war,  war  es 
Schulzes  eifrigstes  Bestreben,  an  die  Stelle  der 
Landesgesetzgebung  für  die  Genossenschaf- 
ten die  Reichsgesetzgebung  treten  zu  lassen, 
und  das  norddeutsche  Genossenschaftsgesetz 
von  1868  war  denn  auch  tatsächlich  eins  der 
ersten  deutschen  Gesetze,  das  alsbald  auch  auf 
die  süddeutschen  Staaten  übertragen  wurde. 

Unterder  Geltung  des  Gesetzesvon  1868  hat 
das  deutsche  Oenossenschafts  Aresen  eine  ruhige  und  solide 
Entwicklung  genommen,  hat  sich  mehr  und  mehr  aus- 
gebreitet und  vertieft,  hat  schliesslich  alle  Berufsklassen 
und  Erwerbsstände  in  ihren  verschiedenen  Arten  und 
Gattungen  umfasst.  Während  jedoch  in  den  Kreisen 
der  Landwirte  von  Jahr  zu  Jahr  das  Verständnis  für 
die  grosse  Bedeutung  der  Genossenschaften  wuchs,  trat 
auf  dem  Gebiete  der  Handwerkergenossenschaften 
zunächst  ein  gewisser  Stillstand  ein,  und  zahlenmässig 
lässt  sich  feststellen,  wie  mit  dem  Zeitpunkt,  zu  dem 
in  den  Handwerkerkreisen  die  Bestrebungen  auf  Durch- 
führung einer  Zwangsorganisation  und  Einführung  des 
Befähigungsnachweises  mit  aller  Energie  einsetzten,  die 
Handwerkergenossenschaften  von  Jahr  zu  Jahr  zurück- 
gingen. 

Bereits  in  den  70  er  Jahren  hatte  Schulze-Delitzsch 
eine  Revision  des  Genossenschaftsgesetzes 
angestrebt,  um  eine  Reihe  Verbesserungen  einzuführen. 
Doch  erst  im  Jahre  1889  kam  es  zur  Revision  und 
einer  durchgreifenden  Umgestaltung  der  Genossenschafts- 
gesetzgebung. Die  Wirkung  des  neuen  Genossen- 
schaftsgesetzes von  1  889  war  eine  wesentlich  an- 
dere als  die  der  Oenossenschaftsgesetzgebung  von 
1867-68. 

Vier  Momente  sind  es,  die  auf  die  Gestal- 
tung des  Genossenschaftswesens  in  den  letzten 
15  Jahren  von  entscheidendem  Einfluss  gewesen 
sind:  die  Zulassung  von  Genossenschaften  mit 
beschränkter  Haftpflicht,  die  Zulassung  der 
Bildung  von  Genossenschaften,  die  ganz  oder 
zum  Teil  aus  Genossenschaften  bestehen,  die 
gesetzliche  Anerkennung  von  Genossenschafts- 
verbänden, vor  allem  aber  die  finanzielle  staat- 
liche   Förderimg    des    Genossenschaftswesens. 


Bis  zum  Jahre  1889  konnten  nur  Genossen- 
schaften mit  unbeschränkter  Haftpflicht  gegrün- 
det werden,  und  dieser  Umstand  war  zweifel- 
los ein  wirksamer  Schutz  gegen  Versuche,  das 
Gebiet  des  Genossenschaftswesens  zum  Feld 
volkswirtschaftlicher  Experimente  zu  machen. 
Anders  wurde  dies  nach  der  Zulassung  von 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht. War  diese  Zulassung  zweifellos  not 
wendig,  und  wurde  sie  auch  von  allen  Ge- 
nossenschaftsverbänden  gebilligt,  so  hat  sie 
doch  im  Laufe  der  Jahre  gezeigt,  wie  sie  die 
Möglichkeit  bietet,  missbräuchlich  das  Ge- 
nossenschaftswesen anzuwenden. 

Von  1889  ab  steht  die  Gestaltung  des  Ge- 
nossenschaftswesens hauptsächlich  unter  dem 
Einfluss  des  Grundsatzes:  „Selbsthilfe  er- 
gän  ztdurch  Staatshilfe"  und  derZentral  isa- 
tionsbestrebungen.  Den  Ausgangspunkt  hier- 
für hat  das  sog.  „sozialreformatorische  Genossen 
Schaftswesen"  des  Freiherrn  v.  Broich  gegeben, 
der  das  Genossenschaftswesen  in  neue  Bahne 
zu  bringen  suchte.  Sind  auch  die  von  ih 
gegründeten  Verbände  und  Genossenschafte 
fast  ausnahmslos  inzwischen  wieder  eingegan 
gen,  so  haben  seine  Gedanken  doch  vielfach 
Verwirklichung  gefunden,  aber,  wie  wir  be- 
haupten möchten,  nicht  im  Interesse  einer 
günstigen  Entwicklung  des  Genossenschafts- 
wesens. Verkörpert  sind  seine  Ideen  in  der 
grossen  Zahl  der  heute  bestehenden  Zentral- 
kassen und  sonstigen  Zentralgenossenschaften, 
sowie  der  mit  Staatsmitteln  dotierten  Geld- 
institute. 

Der  Erfolg  des  finanziellen  Eingreifens 
der  Staaten  in  die  Entwicklung  des  Genossen- 
schaftswesens hat  ganz  naturnotwendig  zu  einer 
treibhausartigen  Gestaltung  des  Genossenschafts- 
wesens geführt,  und  vielfach  haben  sich  Ge- 
nossenschaften und  Zentralen  bei  der  Grün- 
dung so  sehr  auf  die  Staatshilfe  verlassen,  dass 
darüber  die  Schaffung  eines  soliden  wirtschaft- 
lichen Fundaments  vollkommen  vernachlässigt 
ist.  Auch  die  Selbstverwaltung  der  Ge- 
nossenschaften ist  vielfach  geschädigt,  indem 
an  die  Staatshilfe  die  staatliche  Aufsicht  sich 
anlehnt.  Diese  Staatshilfe  hat  man  zuweilen 
damit  entschuldigt  und  gerechtfertigt,  dass  mit 
ihr  die  beteiligten  Kreise  zur  Selbsthilfe  er- 
zogen werden  sollen.  Doch  die  Resultate  die- 
ser Erziehung  sind  andere  gewesen:  Die  Be- 
gehrlichkeit ist  vielfach  ins  ungemessene  ge- 
wachsen, und  das  Verständnis  für  die  Unter- 
schiede zwischen  Selbsthilfe  und  Staatshilfe  ist 
zum  Teil    so  vollständig   geschwunden,    dass 
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z.  B.  in  agrarischen  Kreisen  die  staatlichen 
Unterstützungen  gar  nicht  mehr  als  solche 
anerkannt  werden,  und  man  in  ihnen  nur 
die  Verwirklichung  eines  angeblichen  Rechtes 
derOenossenschaften  auf  Unterstützung 
seitens  des  Staates  erblickt.  Auf  einzelnen 
Gebieten  haben  sich  die  schädlichen  Folgen 
der  finanziellen  Förderung  des  Staates  bereits 
gezeigt,  so  z.  B.  auf  dem  der  Komhausge- 
nossen Schäften  in  Preussen.  Die  finanzielle 
Förderung  wurde  zunächst  dem  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesen  zuteil  und  ist  dann 
übertragen  auf  das  Handwerk.  Hat  die  staat- 
liche Förderung  auf  dem  Gebiet  des  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesens  zu  einer 
treibhausartigen  Entwicklung  geführt  und  zu 
bedenklichen  Zentralisationen,  so  scheinen  die 
Erfolge  auf  dem  Gebiet  des  Handwerkerge- 
nossenschaftswesens noch  erheblich  bedenk- 
licher zu  sein. 

Man  kann  heute  recht  oft  hören,  dass  die 
„Selbsthilfe"  nicht  ausreiche,  um  der  Genossen- 
schaft die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  zu  ermög- 
lichen; die  Anschauung,  die  sich  hierin  zu  er- 
kennen gibt,  ist  vollkommen  unrichtig,  denn 
sie  lässt  unberücksichtigt,  dass  der  Fehler  nicht 
an  der  Genossenschaft  liegt,  sondern  an  der 
Kreditbasis,  die  die  Genossenschaft  sich  ge- 
geben. Wo  diese  zu  schwach  ist,  da  fehlt  es 
allerdings  an  den  notwendigen  Betriebskapi- 
talien, doch  dann  liegt  eben  auch  nicht  der 
Mangel  im  System,  sondern  in  der  Organisa- 
tion. Wenn  z.  B.  die  Gründer  einer  Kredit- 
genossenschaft sich  mit  der  beschränkten  Haft- 
pflicht und  einem  geringfügigen  Geschäftsanteil 
begnügen,  dann  ist  es  erklärlich,  dass  die  Ge- 
nossenschaft nicht  den  genügenden  Kredit  fin- 
det   

Eine  Eigenart  der  Genossenschaft  ist  die 
Ausschaltung  von  Arbeitskräften.  Die 
Genossenschaft  will  für  ihre  Mitglieder  Arbei- 
ten erledigen,  die  bisher  von  dritter  Seite  aus- 
geführt wurden.  So  hat  denn  jede  Genossen- 
schaft auch  ihre  Gegner,  das  sind  die  Ge- 
schäftsleute, die  infolge  der  Gründung  der  Ge- 
nossenschaft die  Mitglieder  der  Genossenschaft 
als  Kunden  verlieren.  Am  stärksten  tritt  diese 
Gegnerschaft  den  Genossenschaften  gegenüber 
hervor,  die  „Handel  treiben",  wie  z.  B.  die 
Konsumvereine,  wobei  wir,  um  allen  Miss- 
verständnissen vorzubeugen,  gleich  hervorhe- 
ben wollen,  dass  wir  dabei  nicht  an  den  „ge- 
winnbringenden" Handel  denken.  Gegen  diese 
Genossenschaftsart  hat  sich  bisher  die  stärkste 
Gegnerschaft  geltend  gemacht,  und  bereits  im 


Jahre  1879  hat  ein  Vereinstag  des  Allgemei- 
nen Verbandes  betont,  dass  die  Konsumvereine 
ebenso  existenzberechtigt  wie  irgend  eine  an- 
dere Genossenschaftsart  seien. 

Die  Gegnerschaft  gegen  die  Konsum- 
vereine geht  von  einer  völligen  Verkennung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  aus,  so  wurde 
kürzlich  in  einer  Generalversammlung  des  Ver- 
bandes deutscher  Kaufleute  und  Gewerbtreiben- 
den  folgender  nicht  von  tiefem  wirtschaftlichen 
Verständnis  zeugender  Antrag  zum  Beschlüsse 
erhoben:  „Es  solle  die  Reichsgewerbeordnung 
dahin  ergänzt  werden:  Die  Vereine  zum  ge- 
meinschaftlichen Einkaufe  von  Lebens-  oder 
Wirtschaftsbedürfnissen  im  grossen  und  Ab- 
lass  im  kleinen  (Konsumvereine)  bedürfen  zur 
Ausübung  des  Gewerbebetriebes  der  staatlichen 
Erlaubnis,  deren  Erteilung  von  dem  Nachweis 
eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  ist. 
Vor  Erteilung  der  Erlaubnis  sind  die  Handels- 
und Handwerkskammern  gutachtlich  zu  hören." 
Auffallend  ist,  wenn  Mitglieder  des  Handels- 
standes, für  die  doch  die  wirtschaftliche  Be- 
wegungsfreiheit Lebenselement  ist,  sich  auf 
einen  solchen  engherzigen  Standpunkt  stellen. 
Die  Konsequenz  des  Beschlusses  des 
Verbandes  deutscher  Kaufleute  und  Gewerb- 
treibenden  könnte  nur  sein:  für  die  Gründung 
jeder  Genossenschaft  die  Bedürfnisfrage  zu 
stellen,  und  die  Gründung  an  die  Erteilung 
der  Genehmigung  der  Behörden  zu  knüpfen. 
Von  solcher  Beschränkung  würden  die  Klein- 
händler selbst  vielleicht  recht  schwer  betroffen 
werden.  Die  Einkaufsgenossenschaft  der  Händ- 
ler ist  dem  Grosshändler  genau  ebenso  unbe- 
quem, wie  die  Genossenschaft  der  Konsumenten 
dem  Kleinhändler,  und  der  Grosshändler  wird 
ebensowenig  geneigt  sein,  die  Bedürfnisfrage  für 
die  Gründung  einer  Genossenschaft  der  Händler 
zu  bejahen,  es  sei  denn,  dass  er  gerade  die  Genos- 
senschaft als  Kundin  erhält,  wieder  Kleinhändler 
die  Frage,  ob  ein  Bedürfnis  zur  Gründung 
eines  Konsumvereins  vorhanden  ist  Es  ist 
aber  undenkbar,  dass  in  der  Zeit  der  Herr- 
schaft der  Maschine  und  des  Verkehrs  die  Er- 
richtung einer  Genossenschaft  an  die  Geneh- 
migung der  Behörden  soll  geknüpft  werden 
dürfen  —  und  warum  denn  schliesslich  auch 
diese  Vorschrift  nur  für  die  Begründung  eines 
Konsumvereins  in  der  Form  der  Genossen- 
schaft? warum  nicht  auch  in  der  Form  der 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung?  oder  in 
der  Form  der  Aktiengesellschaft?! 

Zu  den  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften nimmt  der  Kleinhandel  eine  ähnliche 
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Stellung  ein  wie  zu  den  Konsumvereinen.  Hier 
kann  er  freilich  mit  Recht  geltend  machen,  dass 
es  mit  dem  Grundsatze  der  Billigkeit  nicht  ver- 
träglich ist,  wenn  der  Staat  in  einseitiger  Weise 
finanziell  eine  Genossenschaft  unterstützt,  wie 
£S  bei  den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
gang  und  gäbe  ist. 

Die  Entwicklung  der  Konsumvereine  ist  der 
Ausgangspunkt  für  eine  tiefgehende  Spaltung 
im  Genossenschaftswesen  geworden.  Neben 
der  alten  Schulze-Delltzschschen  Richtung,  die  in  den 
Genossenschaften  Mittel  sieht  zur  Erhaltung  des 
Mittelstandes,  Organisationen,  mit  denen  sich  die 
Unbemittelten  die  Vorteile  des  Grossbetriebes  (Produk- 
tion, Werkzeuge,  Maschinen)  oder  des  Grossbezuges 
(Wirtschafts-  und  Lebensbedürfnisse,  Rohstoffe,  vor 
allem  Geld)  beschaffen  können  —  hat  sich  eine  neue 
Richtung  entwickelt,  welche  die  Organisation  der 
Konsumenten  mit  Hilfe  der  Genossenschaft 
als  System  vertritt  und  von  ihr  aus  und  mit  ihr  glaubt, 
die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  durch  eine  sozia- 
listische ersetzen  zu  können.  Namhafte  Führer  der 
sozialdemokratischen  Partei,  vor  allem  solche,  die  zu 
den  Revisionisten  zählen,  stehen  an  der  Spitze  der  Be- 
wegung. Die  Ziele,  die  man  sich  steckt,  sind  sehr 
weitgehende.  So  sagt  von  Elm  in  seiner  Schrift:  „Die 
Genossenschaftsbewegung"  (1901):  „Man  muss  von  dem 
Gesichtspunkt  aus  die  Sache  behandeln,  dass  die  ge- 
nossenschaftliche sowohl  als  auch  die  gewerkschaftliche 
Bewegung  als  eine  Ergänzung  der  politischen  Bewegung 
zu  betrachten  ist."  — 

Von  der  Ausbreitung  der  Genossenschaften 
und  der  Bedeutung,  welche  sie  für  das  wirt- 
schaftliche Leben  erlangt  haben,  legen  folgende, 
aus  dem  Vorwort  des  „Jahrbuches  des  Allge- 
meinen Verbandes  deutscher  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften"  für  1903  entnom- 
menen Ziffern  Zeugnis  ab: 

11719  Kreditgenossenschaften  hatten  1600858  Mit- 
glieder. Der  Gesamtumsatz  belief  sich  auf  rund  11 
Milliarden  M,  der  Betrag  der  gewährten  Kredite  bei 
7336  Genossenschaften  auf  rund  3  Milliarden  M.  Es 
standen  am  Jahresschluss  aus  an  Krediten  bei  10678 
Kreditgenossenschaften  1,6  Milliarde  M.  Die  Geschäfts- 
guthaben bei  11719  Kreditgenossenschaften  betrugen 
200,75  Millionen  M,  die  Reserven  91,75  MilHonen  M 
und  die  fremden  Gelder  1,75  Milliarde  M. 

878  Konsumvereine  hatten  821089  Mitglieder  und 
erzielten  einen  Verkaufserlös  von  207  Millionen  M. 
Sie  arbeiteten  mit  16  Millionen  M  Geschäftsguthaben, 
7,5  Millionen  M  Reserven  und  22,5  Millionen  M  frem- 
den Geldern. 

166  Baugenossenschaften  hatten  50429  Mitglieder. 
Der  Wert  der  von  diesen  Genossenschaften  erbauten 
Häuser  belief  sich  auf  67,75  Millionen  M.  Sie  arbei- 
teten mit  8,5  Millionen  M  Geschäftsguthaben,  1  Mil- 
lion M  Reserven  und  62  Millionen  M  fremden  Geldern. 

Bei  1408  landwirtschaftlichen  Bezugsgenossenschaften 
waren  140202  Mitglieder  beteiligt.  Der  Verkaufserlös 
betrug  34,5  Millionen  M.  Gearbeitet  wurde  mit  830  000  M 
Geschäftsguthaben,  2  Millionen  M  Reserven,  15  Mil- 
lionen M  fremden  Geldern. 

1238  Molkereigenossenschaften  zählten  120344  Mit- 
glieder, denen  für  die  eingelieferte  Milch  120  Mil- 
lionen M  bezahlt  waren.     Die  Geschäftsguthaben  be- 


trugen 5,  die  Reserven  8  und  die  fremden  Gelder  38 
Millionen  M. 

62  Winzergenossenschaften  hatten  3130  Mitglieder. 
Der  Verkaufserlös  aus  verkauften  Waren  betrug  461  139 
M.  Die  Geschäftsguthaben  der  Mitglieder  sind  mit 
111  983  M  und  die  Reserven  der  Genossenschaft  mit 
382923  M  verzeichnet. 

Handwerkergenossenschaften  und  Einkaufsgenossen- 
schaften der  Händler  beteiligen  sich  leider  in  sehr  ge- 
ringem Umfange  an  der  Statistik,  so  dass  Zahlen,  welche 
die  Gesamtresultate  dieser  Genossenschaften  erkennen 
lassen,  nicht  angegeben  werden  können. 

Bei  der  Würdigung  obiger  Zahlen  darf  nicht 
ausser  acht  gelassen  werden  der  Einfluss,  den 
die  staatliche  Förderung  auf  die  Entwicklung 
des  Genossenschaftswesens  ausgeübt  hat.  Im- 
merhin ergeben  die  Zahlen,  wie  tief  das  Ge- 
nossenschaftswesen in  alle  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse eingedrungen  ist,  und  welch  ausser- 
ordentliche Verbreitung  es  unter  der  erwerbs- 
tätigen Bevölkerung  Deutschlands  gefunden  hat. 
Kein  Wirtschaftsgebiet  gibt  es,  auf  dem 
man  nicht  auch  die  Spurender  genossen- 
schaftlichen Tätigkeit  findet.  Macht  sich 
doch  die  genossenschaftliche  Arbeit  selbst  auf 
Gebieten  bemerkbar,  auf  denen  man  sonst  nur 
gewohnt  ist,  Kapitalgesellschaften  zu  begegnen, 
so  z.  B.  auf  dem  Gebiet  der  Kartelle.  So- 
wohl einzelne  Betriebe  haben  sich  zum  Zweck 
der  Kartellbildung  zu  Genossenschaften  ver- 
einigt, wie  auch  Genossenschaften  bereits  sich 
für  eine  Ringbildung  zusammengeschlossen 
haben.  Finden  wir  hierbei  nun  auch  die  Ge- 
nossenschaft als  Vertreter  der  Kartelle  und 
der  Ringe,  so  steht  doch  zweifellos  fest,  dass 
gegenüber  der  Macht  der  Kartelle  und  Ringe 
die  genossenschaftliche  Organisation  den  besten 
Schutz  den  Kreisen  bietet,  die  von  jener  Macht 
bedroht  sind.  Am  nächstliegenden  erscheint 
hierbei  die  Einbeziehung  der  Eigenproduk- 
tion in  die  Tätigkeit  der  Konsumvereine,  die 
denn  auch  tatsächlich  von  Jahr  zu  Jahr  weitere 
Fortschritte  macht.  Die  Bäckerei  finden  wir 
vielfach  schon  bei  Konsumvereinen.  Auch 
andere  Betriebe  werden  aufgenommen,  freilich 
nicht  immer  mit  Erfolg,  denn  bei  vielen  dieser 
Betriebe,  insbesondere  bei  der  Schlächterei, 
hat  sich  bisher  meist  gezeigt,  dass  sie  sich 
nicht  für  die  „genossenschaftliche  Arbeit"  eig- 
net. Im  grossen  will  die  oben  bezeichnete 
moderne  Richtung  der  Konsumvereine  die  Eigen- 
produktion betreiben,  und  die  dieser  Richtung 
angehörige  Grosseinkaufsgesellschaft  deutscher 
Konsumvereine  in  Hamburg  hat  bereits  den  Bau 
einer  Seifenfabrik  in  Angriff  genommen. 

Nur  andeutungsweise  lassen  sich  im  Rahmen 
einer  solchen  AbhandlungalledieZieleerwähnen, 
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Jie  mit  Hilfe  der  genossenschaftlichen  Organi- 
sation verfolgt  werden,  so  mögen  denn  hier 
wenigstens  erwähnt  werden  die  Bestrebungen  auf 
die  Verwendung  der  genossenschaftlichen  Orga- 
nisation zur  Ansiedlung  der  ländlichen  Ar- 
beiter. Selbst  für  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb  ist  die  Genossenschaft  bereits  ver- 
wertet. Der  Anwendungder  genossenschaftlichen 
Organisation  zur  Ansiedlung  ländlicher  Arbeiter 
werden  jedoch  zweifellos  sich  grössere  Schwie- 
rigkeiten entgegenstellen,  als  die  städtischen 
Baugenossenschaften  zu  überwinden  haben. 
Diese  Genossenschaftsart  hat  seit  der  Zulassung 
von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht durch  das  Genossenschaftsgesetz  von 
1889  und  vor  allem,  seitdem  die  verschiedenen 
Versicherungsanstalten  reiche  Mittel  zur  Ver- 
besserung der  Wohnungslage  der  arbeitenden 
Bevölkerung  zur  Verfügung  stellen,  die  wei- 
teste Verbreitung  gefunden.  Dabei  trägt  man 
sich  in  gewissen  Kreisen  mit  sehr  kühnen  Hoff- 
nungen. Man  sieht  in  der  Baugenossenschaft 
ein  wirksames  Mittel,  der  „Lösung  der  Woh- 
nungsfrage" näher  zu  kommen.  Es  ist  hier 
nicht  der  Platz,  die  Möglichkeit  der  Lösung 
und  gerade  mit  diesen  Mitteln  näher  zu  unter- 
suchen. Schon  aber  fühlen  sich  die  Haus- 
und Grundbesitzer  in  ihrer  Existenz  bedroht, 
und  auf  ihren  Kongressen  nehmen  sie  gegen 
die  behördliche  Förderung  der  Baugenossen- 
schaften Stellung.  Wie  die  Gegner  der  Kon- 
sumvereine lassen  sich  auch  die  Gegner  der 
Baugenossenschaften  bei  ihren  Abwehrmass- 
regeln leider  nur  allzu  sehr  von  Schreckge- 
spenstern und  Übertreibungen  leiten.  Es  ist 
nicht  richtig,  wenn  in  der  Darlehnsgewährung 
der  Versicherungsanstalten  an  Baugenossen- 
schaften eine  unzulässige  Förderung  dieser  Ge- 
nossenschaftsart erblickt  wird.  Diese  Darlehns- 
gewährung an  Baugenossenschaften  entspricht 
durchaus  dem  Wesen  der  Versicherungsan- 
stalten. Wenn  in  einer  der  Publikationen  des 
Zentral  Verbandes  der  städtischen  Haus-  und 
Grundbesitzervereine  mit  Bezug  auf  eine  Bau- 
genossenschaft betont  wird,  dass  diese  trotz 
der  ihr  von  der  Versicherungsanstalt  zur  Ver- 
fügung gestellten  Darlehen  als  eine  solche  zu 
betrachten  ist,  die  „auf  eigenen  Füssen"  steht, 
so  verdient  dieser  Standpunkt  nur  vollkommen 
Billigung,  und  es  wäre  erwünscht,  dass  er  die 
allgemeine  Anerkennung  des  Zentralverbandes 
der  städtischen  Haus-  und  Grundbesrtzerver- 
eine  fände. 

Eine  genaue  Klassifizierung  der  Genos- 
senschaften erscheint  bei  der  heutigen  Ent- 


wicklung und  Mannigfaltigkeit  des  Genossen- 
schaftswesens fast  unmöglich.  Nach  dem  von 
der  Preussischen  Zentral -Genossenschaftskasse 
herausgegebenen  Jahr-  und  Adressbuch  der  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  gab  es 
im  Deutschen  Reich: 

Am  1.  Januar  1904 
Mit- 


glieder 

1818624 

6586 

123  809 

2651 

16898 

5567 


702 

1880 

25404 

3900 

2299 

21564 

208031 

187490 

2246 

10409 

6856 

818 

183 

29 

11255 

818915 

106479 

5173 

28587 


1.  Kreditgenossenschaften  13  686 

2.  Rohstoffgen.,  gewerbl.  187 

3.  „  landw.  1503 

4.  Wareneinkaufsvereine  59 

5.  Werkgenossenschaften,  gewrerbl.         166 

6.  „  landw.  235 

7.  Genossenschaften    zur  gemein- 

schaftl.  Beschaffung  von  Ma- 
schinen und  Geräten  8 

8.  Magazingen.,  gewerbl.  53 

9.  „  landw.  213 

10.  Rohstoff- u.  Magazingen.,  gewerbl.      115 

11.  „  „  landw.  21 

12.  Produktivgenossenschaften,  gew.       177 

13.  „  landw.  u.  zwar:      2996 

a)  Molkerei-  und  Käsereigen.       2574 

b)  Brennereigenossenschaften  146 

c)  Winzervereine  179 

d)  Gen.  für  den  Bau  und  Ver- 
trieb von  Feld- u.  Gartenfrüchten  78 

e)  Schlachtgenossenschaften  9 

f)  Fischereigenossenschaften  7 

g)  Forstgenossenschaften  3 

14.  Zuchtgenossenschaften  158 

15.  Konsumvereine  1741 

16.  Wohnungs-  u.  Baugen.,  eigentliche      538 

17.  ,,  „       Vereinshäuser    51 

18.  Sonstige  Genossenschaften  224 

bb)  Die  wichtigsten  Arten  der 
Genossenschaften. 
a)  Kreditgenossenschaften.  Unter  den 
Genossenschaften  in  Deutschland  nimmt  die 
Kreditgenossenschaft  wohl  die  erste  Stelle  ein, 
und  dies  ist  erklärlich,  wenn  man  berücksich- 
tigt, welch  grossen  Wert  geordnete  Kreditver- 
hältnisse für  das  gesamte  geschäftliche  Leben 
besitzen.  Die  ersten  Kreditgenossenschaften 
entstanden  zur  Zeit  der  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Zerrissenheit  Deutschlands,  zu  einer 
Zeit,  in  der  das  Bankwesen  überhaupt  noch 
sehr  mangelhaft  ausgebildet  war,  und  die  Kre- 
ditbeschaffung sich  auch  für'  die  Bessergestell- 
ten nicht  leicht  machte,  als  insbesondere  auf 
dem  Lande  der  Wucher  noch  blühte.  Die 
Kreditgenossenschaften  haben  nach  vieler  Rich- 
tung hin  bahnbrechend  gewirkt,  ihre  Einrich- 
tungen haben  zum  Teil  den  Grossbanken  spä- 
ter als  Vorbilder  gedient,  und  das  Verdienst 
der  Kreditgenossenschaften  ist  es,  auf  dem 
Lande  wirksamer  den  Wucher  beseitigt  zu 
haben,  als  dies  durch  die  strengste  Wucher- 
gesetzgebung möglich  gewesen  wäre. 
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Grundzüge  der  Volkswirtschaftslehre. 


Eine  richtig  organisierte  und  geleitete  Kre- 
ditgenossenschaft kann  heute  als  Volksbank 
im  wahren  Sinn  des  Wortes  betrachtet  werden, 
sie  betreibt  alle  die  Geschäftszweige,  die  in 
den  Rahmen  eines  Bankgeschäfts  hineinfallen, 
dabei  unter  steter  Berücksichtigung  der  Ver- 
hältnisse auch  der  kleinen  Gewerbtreibenden 
aller  Art.  In  der  T.Auflage  des  Schulze-Delitzsch- 
schen  Buches:  „Vorschuss-  und  Kreditvereine  als 
Volksbanken"  werden  folgende  Geschäftszweige 
aufgeführt :  Darlehen  auf  Schuldschein  und  Wech- 
sel; Diskontierung  von  Geschäftswechseln;  Be- 
leihung von  Wertpapieren  (Lombardierung); 
Kredit  in  Kontokorrent;  Akzeptkredit;  Kautions- 
kredit; Beleihung  und  Einzug  von  Forderungen; 
An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren ;  Aufbewah- 
rung und  Verwaltung  von  Wertstücken.  Infolge 
der  Notwendigkeit  der  Geldbeschaffung,  um  das 
Kreditbedürfnis  der  Mitglieder  zu  befriedigen, 
pflegt  die  Kreditgenossenschaft  den  Sparkassen- 
verkehr, den  Depositenverkehr,  den  Checkver- 
kehr. 

Der  grösste  Teil  der  Kreditgenossenschaften 
des  Allgemeinen  Verbandes  gehört  einem  G  iro- 
verbande  an,  der  vor  allem  den  Zweck  hat, 
das  Inkasso  von  Wechseln  auf  Orte,  an  denen 
Mitglieder  des  Giroverbandes  wohnen,  zu  ver- 
einfachen, zu  sichern,  und  die  Kosten  auf  das 
möglich  kleinste  Mass  zu  vermindern.  Die 
Kreditgenossenschaft  macht  durch  ihre  Zuge- 
hörigkeit zum  Giroverband  ihren  Platz  zum 
Bankplatz  und  eröffnet  den  Gewerbtreibenden 
die  bequemsten  geschäftlichen  Beziehungen  zu 
allen  Plätzen  von  auch  nur  einiger  wirtschaft- 
licher Bedeutung. 

Angegliedert  ist  dem  Giroverband  der  Ch  eck- 
verband,  der  die  Mitglieder  verpflichtet,  gegen- 
seitig  die   Checks   provisionsfrei    einzuziehen. 

Das  Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes  für  1903 
bringt  eine  detaillierte  Statistik  über  den  Checkverkehr 
bei  208  Kreditgenossenschaften.  Die  Einzahlungen  auf 
Checkkonto  bei  diesen  Genossenschaften  betrugen 
337  903  200,  die  Auszahlungen  336  674  214,  doch  ist 
dabei  zu  berücksichtigen,  dass  die  Zahl  der  Genossen- 
schaften, die  dem  Checkverkehr  ähnliche  Einrichtungen 
haben,  viel  grösser  ist.  Die  Kreditgenossenschaften 
haben  zweifellos  sich  ein  grosses  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  sie  den  Checkverkehr  in  die  gewerbliche 
Mittelklasse  eingeführt  haben. 

Ist  die  Kreditgenossenschaft  richtig  organi- 
siert, so  ist  sie  auch  erfahrungsgemäss  stets  in 
der  Lage,  sich  die  notwendigen  Betriebskapi- 
talien zu  beschaffen;  die  „Selbsthilfe"  reicht 
vollkommen  aus.  Wenn  man  heute  hier  und 
dort  hört,  es  ginge  nicht  ohne  Staatshilfe,  so 
ergibt  eine  nähere  Prüfung  der  Verhältnisse 
stets,  dass  die  Kreditgrundlage  der  Genossen- 


schaft zu  schwach  ist,  dass  man  die  beschränkte 
Haftpflicht  gewählt  und  geglaubt  hat,  mit  einem 
kleinen  Geschäftsanteil  auszukommen.  Wenn 
die  Mitglieder  einer  Kreditgenossenschaft  sich 
fürchten,  das  mit  der  Mitgliedschaft  notwendige 
Risiko  zu  übernehmen,  so  ist  die  natürliche 
Folge,  dass  sie  die  geschäftlichen  Erfolge  nicht 
finden.  Wie  nachteilig  die  finanzielle 
Förderung  des  Staates  gerade  auf  Kre- 
ditgenossenschaften einwirken  muss, 
liegt  klar;  stets  hat  sich  noch  gezeigt,  dass  die 
staatliche  Hilfe  nur  die  Begehrlichkeit  steigert. 
Wenn  bei  den  Anfängen  der  systematischen 
staatlichen  FörderungdesGenossenschaftswesens 
die  Gegner  ausschliesslich  in  den  Kreisen  der 
Genossenschaften  zu  suchen  waren,  die  auf 
dem  Boden  der  Selbsthilfe  standen,  so  herrscht 
heute  die  grösste  Unzufriedenheit  in  den  Kreisen 
der  subventionierten  Genossenschaften,  weil 
hier  schliesslich  Forderungen  gestellt  sind,  die 
unmöglich  erfüllt  werden  können.  Man  be- 
gehrt nicht  nur  leicht  zugänglichen  Staatskredit, 
sondern  stellt  auch  an  die  Höhe  des  Kredits 
die  denkbar  weitgehendsten  Ansprüche  und 
verlangt,  dass  der  Kredit  weit  unter  dem 
landesüblichen  Zinsfuss  gewährt  wird.  Die 
staatliche  Förderung  ist  Mitte  der  90  er  Jahre 
zuerst  in  Preussen  in  ein  System  gebracht  wor- 
den, indem  zur  Förderung  des  genossenschaft- 
lichen Personalkredits  eine  Bank  gegründet 
wurde,  der  zunächst  5  Millionen  M  über- 
wiesen wurden,  und  der  heute  50  Millionen 
vom  Staate  als  Grundkapital  überwiesen  sind. 
Um  dieser  Bank,  der  Preussischen  Zentral-Ge- 
nossenschaftskasse  (s.  diesen  Abschnitt),  die 
Arbeit  und  die  Prüfung  der  Sicherheit  der 
Einzelgenossenschaften  zu  erleichtern,  sieht  das 
betreffende  Gesetz  vor,  dass  der  Kredit  nicht 
direkt  an  die  einzelne  Genossenschaft  gewährt 
wird,  sondern  an  die  von  den  einzelnen  Ge- 
nossenschaften gebildeten  Verbandskassen.  Der 
Erfolg  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  war  nun 
natürlich,  dass  eine  grosse  Zahl  von  Verbands- 
kassen ins  Leben  gerufen  wurde,  und  hier- 
durch ist  die  Zentralisation  der  Genossen- 
schaften bedenklich  gesteigert  worden,  woraus 
sich  m.  E.  nicht  zu  unterschätzende  Gefahren 
ergeben,  denn  die  Zentralisation  und  die  daraus 
folgende  Wechselwirkung  führt  zu  undurchsich- 
tigen Beziehungen  unter  den  Genossenschaften 
und  steigert  wesentlich  das  Risiko  der  Einzel- 
genossenschaft. 

Dem  Vorgange  Preussens  in  der  staatlichen 
Förderung  der  Kreditgenossenschaften  sind  die 
meisten  Bundesstaaten  gefolgt 
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Als  der  Staat  fördernd  und  reglementierend 
in  das  Genossenschaftswesen  eingriff,  wurde 
auch  der  Versuch  gemacht,  nach  dem  Vor- 
bilde der  ländlichen  Darlehnskassen  Hand- 
werkerkreditkassen zu  gründen;  die  ins- 
besondere von  der  Leitung  des  allgemeinen 
deutschen  Genossenschaftsverbandes  geäusserten 
Warnungen  wurden  nicht  gehört.  Die  in  die- 
ser Weise  gegründeten  Genossenschaften  haben 
sich  fast  ausnahmslos  als  nicht  lebensfähig  er- 
wiesen. Es  ist  nicht  zweckmässig,  die  Zuge- 
hörigkeit zur  Kreditgenossenschaft  auf  eine 
bestimmte  Berufsklasse  zu  beschränken,  und 
die  Schulze- Delitzschschen  Genossenschaften 
gehen  auch  von  dem  Grundsatz  aus,  alle  Be- 
rufsklassen in  sich  zu  vereinigen;  dadurch  wird 
nicht  nur  zwischen  Stadt  und  Land,  sondern 
allgemein  zwischen  allen  Berufsarten  ein  Aus- 
gleich zwischen  Geldangebot  und  Geldnach- 
frage herbeigeführt,  es  wächst  vor  allem  auch 
die  Kreditfähigkeit  der  Genossenschaft. 

Die  Kreditgenossenschaft  ist  eine  Personal- 
gesellschaft, dient  daher  auch  nur  der  Be- 
friedigung des  Personalkredits,  d.  h.  des  Um- 


laufkredits. Es  ist  ein  Fehler,  wenn  die  Kre- 
ditgenossenschaft auf  die  Befriedigung  des 
Realkredits  ausgedehnt  wird.  Sie  ist  in  der 
Beziehung  nicht  zu  verwechseln  mit  den  Land- 
schaften. 

Liegt  die  Haupttätigkeit  der  Kreditgenossen- 
schaft auch  auf  dem  Gebiet  des  Kreditwesens, 
so  ist  daneben  nicht  gering  zu  veranschlagen 
ihre  Tätigkeit  als  Sparkasse;  besonders  kommt 
dabei  in  Betracht  der  auf  die  Mitglieder  aus- 
geübte Zwang,  Geschäftsanteile  zu  bilden,  dann 
aber,  und  dies  ist  wahrlich  nicht  gering  zu 
veranschlagen,  der  Einfluss,  den  die  Genossen- 
schaft dadurch  ausübt,  dass  die  Mitglieder  an- 
gehalten werden  zur  pünktlichen  Erfüllung 
ihrer  Pflichten  der  Genossenschaft  gegenüber 
sowohl  bei  der  Zinszahlung  wie  bei  der  Rück- 
zahlung des  Kredits. 

Die  oben  mitgeteilten  Zahlen  bieten  ein  Bild 
von  der  gesamten  geschäftlichen  Tätigkeit  der 
Kreditgenossenschaften.  Wie  sich  die  Ergeb- 
nisse auf  die  verschiedenen  Systeme  verteilen, 
zeigt  nachstehende  Tabelle: 


Verbände 


Zahl 


•H  c 


•^^ 


abgerundet  in  Millionen  Mark 


Umsatz 


Betrat     Betragt      Oe- 
Betrag    ^^^  ^^     ^^j^„^^_ 

/"Ä«  guthaben 
wahrten  schluss  ,^ 

Kredite    S^äh^f^''- 
I  Kredite     gheder 


Re- 
serve- 
fonds 


Ange- 
liehene 
fremde 
Gelder 


1.  Allgemeiner  Verband  der  deut- 
schen Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgen., Kreditgen.    .  .  . 

2.  Reichsverband  der  deutschen 
landwirtschaftl.  Gen. ,  Spar- 
und  Darlehnskassen 

3.  Generalverb,  ländlicher  Gen. 
für  Deutschland  in  Neuwied. 
Darlehnskassen 

4.  Verband  landwirtschaftlicher 
Gen.  in  Württemberg,  Dar- 
lehnskassenvereine 

5.  Revisionsverband  schlesischer 
Gen.  in  Breslau 

6.  Trierischer   Revisionsverband 

7.  Kreditgen.    in    Württemberg 

8.  NiedersächsischerVerband  von 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgen. 
in  Hannover,  Kreditvereine  . 

9.  Verband  der  polnischen  Er- 
werbs-   und   Wirtschaftsgen. 


960 


7008 


3982 


970 

11 
227 

? 


? 
141 


911 


6097 


3190 


966 

11 
227 
101 


75 
141 


542180 


506069 


288040 


102000 

7566 
17557 
48016 


25677 
63825 


8102 


1368 


479 


122 

? 

28 
305 


620 

? 


2492 

779 

265 

526 

? 

186 

? 

j> 

? 

5 

9 

16 

225 

68 

? 

? 

? 

52 

150 


12 


57 


14 


1 

0,1 
20 


0,2 
0,3 
6 


74 


59 


231 


4 
11 
55 


75 
53 


1903 


1902 


1902 


1903 

1902 
1903 
1903 


1903 
1903 


ß)  Handwerkergenossenschaften.  „Wohl 
ist  das  allgemeine  Gefühl,  welches  den  ganzen 
Handwerkerstand  gegenwärtig  durchdringt:  das 
Gefühl  von  der  völligen  Unhaltbarkeit  seiner 
Stellung  gegen  die  jetzt  im  Verkehr  zur  Gel- 
tung kommenden  Mächte,  das  Kapital  und  die 


Fabrikindustrie,  nur  allzu  begründet.  Alle  sind 
darüber  einig,  dass  man  nicht  so  stehen  blei- 
ben könne.  Anstatt  sich  über  die  Eingriffe 
der  Fabrik  und  des  Handels,  über  die  Über- 
macht des  Kapitals  zu  beklagen,  sollte  man 
sich  lieber  selbst  der  Vorteile  des  fabrikmäs- 
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sigen,  des  kaufmännischen  Betriebes  bemäch- 
tigen und  sich  das  Kapital  nutzbar  machen." 
Mit  diesen  Worten  wandte  sich  Schulze-De- 
litzsch  im  Jahre  185  3  an  die  deutschen  Hand- 
werker und  empfahl  ihnen  die  „Assoziationen 
mit  der  ganzen  Macht  und  Fülle  ihres  Prin- 
zips". Im  Frühjahr  1899  richtete  der  preussi- 
sche  Finanzminister  v.  Miquel  ein  Schreiben 
an  die  Handwerker  nach  Osnabrück,  indem 
er  diese  darauf  aufmerksam  machte,  dass  „es 
heute  gilt  für  den  Handwerkerstand  wie  für 
die  Bauern,  durch  festen  Zusammenschluss  die- 
jenigen Vorteile,  soweit  möglich,  sich  anzu- 
eignen, welche  das  Grosskapital  und  der  Gross- 
betrieb ihnen  voraus  haben".  Miquel  bezeich- 
nete als  die  Mittel,  welche  „den  Mittelstand 
auch  heute  noch  erhalten  und  stärken,  wie 
dies  die  ländlichen  Genossenschaften  täglich 
zeigen:  die  Bildung  von  Kreditgenossenschaften, 
den  genossenschaftlichen  Einkauf  von  Rohmate- 
rialien, wo  es  möglich  ist,  den  genossenschaft- 
lichen Verkauf,  ja,  soweit  die  Verhältnisse  es 
gestatten,  Bildung  gemeinsamer  Werkstätten 
unter  Benutzung  von  Dampfmaschinen  und 
anderer  Motoren,  jedenfalls  Verwendung  in 
der  eigenen  Werkstatt"  (neben  tüchtiger  Vor- 
bildung, guter  Buchführung,  energischer  Mit- 
arbeit des  Meisters),  denn  „die  Zeit  der  Privi- 
legien und  Monopole  ist  vorbei.  Die  durch 
die  Gesetzgebung  gegebenen  Organisations- 
rahmen haben  nur  Wert,  wenn  sie  durch  Selbst- 
hilfe und  wirtschaftliche  Energie  ausgefüllt 
werden.  Vorwärts,  nicht  rückwärts  muss  der 
Handwerker  blicken,  dann  wird  sein  Ringen 
auch  mehr  Verständnis  finden,  sein  Wert  für 
die  heutige  Gesellschaft  wird  besser  erkannt 
und  sein  Streben  mehr  als  bisher  auch  von 
den  übrigen  Klassen  der  Bevölkerung  unter- 
stützt werden."  Durch  die  Genossenschaft 
soll  der  Handwerker  mit  den  gleichen 
wirtschaftlichen  Waffen  ausgerüstet  wer- 
den, die  heute  den  Grossbetrieb  zum 
Siege  führen.  Der  Schwache  muss  sich  dem 
Starken  anpassen,  soll  er  im  wirtschaftlichen 
Leben  nicht  unterliegen.  Sind  die  Kräfte  des 
einzelnen  nicht  ausreichend,  um  gegenüber 
dem  Starken  die  Selbständigkeit  mit  Erfolg  zu 
verteidigen,  so  muss  es  zum  Zusammenschluss 
der  einzelnen  kommen.  Von  so  grosser  wirt- 
schaftlicher Bedeutung  auch  die  Kreditgenossen- 
schaft für  den  Handwerker  ist,  indem  sie  ihm 
das  für  seinen  Betrieb  notwendige  Betriebs- 
kapital beschafft,  die  Kreditgenossenschaft  al- 
lein ist  nicht  imstande,  den  Handwerker  dem 
Grossbetriebe  konkurrenzfähig  zu  machen.  Für 


jeden  Handwerker  kommt  es  darauf  an,  beim 
Einkauf  der  Rohstoffe,  bei  Anwendung 
der  Maschinen,  beim  Verkauf  der  Waren 
der  Produktionsweise  des  Grossbetriebes  ähn- 
liche Bedingungen  zu  erreichen  (vgl.  hierzu 
Crüger,  Anleitung  zur  Gründung  von  Hand- 
werkergenossenschaften). Die  hierbei  in  Be- 
tracht kommenden  Genossenschaften  führen 
die  Bezeichnung  Rohstoff  vereine,  Magazin- 
genossenschaften, Werkgenossenschaf- 
ten. 

1.  Die  Rohstoffgenossenschaft  gestattet 
dem  Handwerker,  die  Rohstoffe,  Halbfabrikate 
zu  Preisen  einzukaufen,  wie  sie  dem  Gross- 
industriellen gestellt  werden;  sie  bietet  den 
Mitgliedern  die  besten  Bezugsquellen,  die  beste 
Qualität.  Die  Mitglieder  brauchen  kein  oder 
nur  ein  kleines  eigenes  Lager  zu  halten,  die 
Rohstoffgenossenschaft  ist  ihr  Lager;  dadurch 
ersparen  sie  nicht  allein  die  oft  grosse  Miete 
für  Lagerräume,  sondern  insbesondere  auch  in 
Waren  zinslos  liegendes  Kapital,  sie  sparen  die 
Mühe  der  Aufstapelung,  der  Aufbewahrung, 
die  Sorge,  dass  die  Rohstoffe  nicht  durch  La- 
gerung minderwertig  werden.  So  erübrigt  sich 
für  sie,  Rohstoffe  von  höherem  Werte,  leicht 
verderblicher  Natur  in  grösseren  Quantitäten 
auf  Lager  zu  nehmen.  Dazu  kommt,  dass 
diese  Zusammenarbeit  die  Mitglieder  einander 
nähert  und  sie  bestimmt,  gemeinsam  die  An- 
gelegenheiten ihres  Gewerbes  zu  verfolgen.  Der 
Verkauf  seitens  der  Rohstoffgenossenschaften 
erfolgt  zu  Marktpreisen,  von  dem  Überschusse 
erhalten  die  Mitglieder  für  ihre  Kapitalbeteili- 
gung eine  begrenzte  Dividende,  der  Rest  wird 
unter  sie  nach  Verhältnis  der  Einkäufe  verteilt. 
Der  allgemeine  Genossenschaftstag  zu  Breslau 
(1904)  hat  für  die  Handwerkergenossenschaften 
folgende  Grundsätze  aufgestellt: 

a)  Bei  der  Gründung  ist  die  Bedürfnisfrage  und  die 
Lebensfähigkeit  zu  prüfen,  und  nur  wenn  diese  Fragen 
aller  Voraussicht  nach  bejaht  werden  können,  ist  zur 
Gründung  zu  schreiten. 

b)  Es  ist  nach  erfolgter  Gründung  darauf  hinzu- 
wirken, dass  namentlich  bei  Rohstoff-,  bei  Ein-  und 
Verkaufsgenossenschaften  anfänglich  der  Geschäftsbe- 
trieb innerhalb  der  durch  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
bedingten  Grenzen  gehalten  wird  und  erst  allmählich 
Hand  in  Hand  mit  dem  Wachsen  des  eigenen  Betriebs- 
kapitals einen  immer  grösseren  Umfang  annimmt. 

c)  Das  Prinzip  der  Barzahlung  ist  als  eine  der 
wesentlichsten  Grundlagen  der  Handwerkergenossen- 
schaften zu  betrachten  und  durchzuführen. 

d)  Die  einzelnen  Genossenschaftsarten  sind  nament- 
lich  bei   der  Gründung   streng   auseinander  zu  halten. 

e)  Stets  ist  zu  beachten,  dass  diese  Genossenschaften 
niemals  ihren  Geschäftsbetrieb  auf  die  Aufgaben  einer 
Kreditgenossenschaft  erstrecken  dürfen. 
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2.  Magazingenossenschaften.  Der  Hand- 
werker muss  „magazinfähig'' werden;  den  Weg 
dazu  zeigt  die  Magazingenossenschaft.  Nur 
wenn  eine  Verkaufsgenossenschaft  der  Hand- 
werker besteht,  ist  es  diesen  mögUch,  sich  an 
Aussteilungen  zu  beteiligen,  in  den  Wettbewerb 
um  grössere  Bestellungen  bei  Submissionen 
einzutreten.  Haben  die  Handwerker  eine  Ma- 
gazingenossenschaft gebildet,  so  tritt  diese  als 
Bewerberin  auf,  und  sie  kann  als  solche  dem 
Vergeber  der  Arbeit  auch  Garantie  für  die 
Ausführung  bieten.  Sie  tritt  ebenbürtig  zu 
kapitalkräftigen  Unternehmern  in  Wettbewerb. 
Nur  die  Magazingenossenschaft  ermöglicht  es 
in  der  Regel  den  Handwerkern,  Einrichtungen 
zu  treffen,  an  die  das  kaufende  Publikum  durch 
die  offenen  Läden,  durch  Bazare  und  Waren- 
häuser heute  gewöhnt  ist.  Zweifellos  haben 
wir  es  hierbei  aber  mit  einer  für  Organisation 
und  Geschäftsführung  schwierigen  Art  der  Ge- 
nossenschaft zu  tun,  insbesondere,  das  mag 
hier  wenigstens  erwähnt  werden,  ist  grösste 
Vorsicht  geboten  bei  der  Ordnung  der  Herein- 
nahme von  Waren  der  Mitglieder  ins  Magazin, 
der  Preisbestimmung  und  der  Zahlung  des 
Preises.  Unter  keinen  Umständen  darf  die  Genos- 
senschaft die  Waren  der  Mitglieder  bar  bezah- 
len und  das  Risiko  des  Verkaufs  auf  sich  nehmen. 

3.  Werkgenossenschaften  sind  die  Ge- 
nossenschaften, die  den  Mitgliedern  die  Er- 
richtung einer  gemeinschaftlichen  Betriebsstätte 
ermöglichen,  um  die  Mitglieder  in  die  Lage 
zu  versetzen,  für  den  Betrieb  die  Maschinen 
nutzbar  zu  machen,  deren  Aufstellung  für  den 
einzelnen  Betrieb  nicht  lohnend  sein  würde. 
Eine  Abart  dieser  Werkgenossenschaften,  die, 
wie  bemerkt,  auf  die  Errichtung  einer  ge- 
meinschaftlichen Betriebsstätte  abzielen, 
sind  jene  Genossenschaften,  die  es  sich  zur 
Aufgabe  gestellt  haben,  die  Maschinen,  die 
der  Handwerker  in  der  Werkstatt 
braucht,  gemeinschaftlichzukaufen.  Die 
erstere  Genossenschaft  hat  erheblich  grössere 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  wie  diese  Ab- 
art einer  Werkgenossenschaft,  deren  Vorteile 
bei  aller  Einfachheit  des  Geschäftsbetriebes  sehr 
grosse  sind;  besonders  überall  dort,  wo  die 
Elektrizität  in  den  Dienst  des  Gewerbes  ge- 
stellt wird,  und  infolgedessen  auch  für  den 
kleinen  Gewerbtreibenden  die  Benutzung  von 
Maschinen  sich  ermöglicht,  sollte  die  Bildung 
derartiger  Genossenschaften  alsbald  in  Angriff 
genommen  werden. 

4.  Die  Produktionsgenossenschaften, 
obwohl  ihre  Zahl  gering  geblieben  ist,  mögen 
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der  Vollständigkeit  halber  erwähnt  sein.  Der 
Wunsch  des  Meisters,  seine  Selbständigkeit  zu 
halten,  ist  das  schwerste  Hindernis  für  die 
Errichtung  der  Produktivgenossenschaft.  Dazu 
kommt  dann  freilich  noch,  dass,  wenn  die 
Produktivgenossenschaft  gegründet  ist,  sie  von 
allen  Genossenschaftsarten  am  meisten  wirt- 
schaftHche  und  finanzielle  Schwierigkeiten  zu 
überwinden  hat,  die  keineswegs  immer  in  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  liegen,  sondern 
auch  darauf  zurückzuführen  sind,  dass  die  de- 
mokratische Grundlage  der  Genossenschaft,  der 
Wunsch  eines  jeden  Mitgliedes,  mitzusprechen, 
die  einheitliche,  zielbewusste  Leitung  erschwe- 
ren. Es  ist  überdies  eine  nicht  zu  bestreitende 
Tatsache,  dass  die  Produktivgenossenschaft, 
wenn  sie  gedieh,  alsbald  auch  geneigt  war, 
der  Aufnahme  neuer  Mitglieder  Hindernisse 
zu  bereiten,  sodass  schliesslich  die  Produktiv- 
genossenschaft sich  nur  durch  die  Form  von 
anderen  privaten  Interessen  dienenden  Gesell- 
schaftsbetrieben unterschied.  Es  gilt  von  der 
Produktivgenossenschaft  der  Handwerker  das 
gleiche,  was  für  die  Produktivgenossen- 
schaft der  Arbeiter  in  Betracht  kommt.  Da- 
zu kommt  dann  noch  die  oben  bereits  her- 
vorgehobene Ungunst  der  gesamten  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Verhältnisse. 

In  den  letzten  Jahren  hat  eine  starke  Ver- 
mehrung der  verschiedenen  Handwerker- 
genossenschaftsarten stattgefunden,  es  darf 
aber  nicht  verkannt  werden,  dass  hierauf  von 
wesentlichem  Einfluss  die  staatlicherseits  er- 
folgte Förderung  des  Genossenschaftswesens 
gewesen  ist,  und  die  Zukunft  erst  zeigen  muss, 
ob  die  zahlreich  erfolgten  Gründungen  auch 
von  Bestand  sind.  Über  die  geschäftlichen 
Resultate  fehlt  es  bisher  leider  an  einer  um- 
fassenden Statistik.  Die  Angaben  des  Jahrbuches 
des  Allgemeinen  Verbandes  beziehen  sich  nur 
auf  verhältnismässig  wenige  Handwerkerge- 
nossenschaften; erwünscht  ist  es,  dass  die  Or- 
gane des  Staates,  die  auf  die  Förderung  des 
Genossenschaftswesens  einen  so  grossen  Ein- 
fluss in  den  letzten  Jahren  ausgeübt  haben, 
auch  die  geschäftlichen  Resultate  der  von  ihnen 
direkt  oder  indirekt  ins  Leben  gerufenen  Ge- 
nossenschaften bekannt  geben. 

/)  Das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen. Von  allen  Gewerben  hat  die 
Landwirtschaft  am  besten  es  verstanden,  die 
genossenschaftliche  Organisation  sich  nutzbar 
zu  machen  und  hierdurch  es  ermöglicht,  die 
Landwirtschaft  intensiv  zu  betreiben  und  eine 
Reihe  Nebengewerbe  in  den  landwirtschaft- 
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liehen  Betrieb  hineinzubeziehen.  Insbesondere 
das  Molkerei wesen  hat,  wie  die  oben  mitge- 
teilten Zahlen  ergeben,  für  die  deutsche  Land- 
wirtschaft eine  ausserordentliche  Bedeutung  ge- 
wonnen, und  dies  ist  fast  ausschliesslich  der  ge- 
nossenschaftlichen Organisation  zu  verdanken. 
Die  Viehzucht  ist  wesentlich  mit  Hilfe  der 
Genossenschaften  gehoben.  Freilich  hat  sich  die 
Landwirtschaft  auch  durch  die  auf  verschiedenen 
Gebieten  erzielten  Erfolge  verleiten  lassen,  die  ge- 
nossenschaftlicheOrganisation  dortzu  verwerten, 
wo  sie  nicht  angebracht  ist.  Vor  Jahr  und 
Tag  ging  der  Ruf  durch  die  Landwirtschaft, 
dass  Bäckerei,  Schlächterei,  Müllerei  dem  land- 
wirtschaftlichen Betrieb  einverleibt  werden  müss- 
ten.  Zahlreiche  Genossenschaften  wurden  zu 
diesem  Zweck  ins  Leben  gerufen.  Schwerlich 
sind  die  Landwirte  dabei  auf  ihre  Rechnung 
gekommen.  Gross  ist  besonders  der  Misser- 
folg auf  dem  Gebiete  der  Kornhausgenos- 
senschaft in  Preussen,  und  eine  nicht  geringe 
Schuld  an  dem  Misserfolg  liegt  in  der  staatlichen 
Förderung  und  falschen  Organisation,  Das 
ist  eben  der  Fehler,  der  heute  vielfach  gemacht 
wird,  dass  man  glaubt,  mit  Hilfe  der  genos- 
senschaftlichen Organisation  könne  jedes  be- 
liebige wirtschaftliche  Ziel  erreicht  werden, 
die  genossenschaftliche  Organisation  sei  das 
Allheilmittel  zur  Besserung  aller  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  Nur  selten  ist  die  genos- 
senschaftliche Organisation  gebraucht  zum  Voll - 
betrieb  einer  Landwirtschaft,  es  scheinen 
sich  hierbei  ähnliche  Schwierigkeiten  zu  ergeben, 
wie  bei  der  industriellen  Produktivgenossen- 
schaft, Auch  die  Versuche,  ganz  neue  Wege 
zur  Lösung  mancher  sozialer  Frage  mit  Hilfe 
der  Siedlungsgenossenschaften  zu  ge- 
winnen, sind  bisher  fehlgeschlagen. 

Ein  scharfer  Gegensatz  hat  sich  im  Laufe 
der  Jahre  zwischen  den  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  und  dem  Han- 
del herausgebildet.  Schuld  hieran  ist  vor  allem 
die  staatliche  Förderung  des  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesens,  durch  die 
sich  der  Handel  wesentlich  beeinträchtigt 
fühlte.  Dazu  kommen  noch  Übertreibungen 
auf  dem  Gebiet  des  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftswesens, dessen  Vertretungen  zum 
Teil  den  Handel  als  ein  zu  bekämpfendes 
Übel  darstellen  und  die  Ansicht  vertreten, 
dass  es  möglich  wäre,  den  gesamten 
Händlergewinn  in  dieTaschen  derLand- 
wirte  zu  leiten.  Aus  diesen  Gegensätzen 
haben  sich  schon  manche,  auch  für  die  Land- 
wirtschaft recht  bedenkliche  Nachteile  ergeben. 


Erwähnt  seien  neben  den  Kornhausgenossen- 
schaften,  mit  denen  der  Getreidehandel  aus- 
geschaltet werden  sollte,  nur  die  W  ein  bau - 
genossenschaften,  die  sich  selbst  durch  ihre 
Bekämpfung  des  Handels  in  eine  recht  be 
denkliche  Lage  gebracht  haben.  Alle  die 
Genossenschaftsarten  sind  an  und  für  sich  be 
rechtigt  und  können  gedeihen,  wenn  sie  richtig 
organisiert  sind,  aber  sie  müssen  fehlschlagen^ 
wenn  die  natürlichen  Grenzen  überschritten 
werden,  wenn  man  unerreichbare  Ziele  ver- 
folgt. 

d)  Die  Konsumvereine.  Sie  verfolgen 
wirtschaftliche  und  soziale  Aufgaben  und  ge- 
hören zu  den  Genossenschaften,  welche  die 
Vorteile  des  Grossbezuges  den  Mitgliedern 
zuführen  sollen.  Von  grosser  Bedeutung  für 
die  Entwicklung  der  Konsumvereine  ist  der 
Umstand  geworden,  dass  sie  den  Grundsatz 
des  Rochdaler  Vereins:  Verkauf  zu  Tagespreisen, 
angenommen  haben.  Der  Konsumverein  ist  eine 
Sparkasse  der  Mitglieder,  denn  die  erzielten 
Überschüsse  werden  nach  dem  Warenbezug 
unter  die  Mitglieder  verteilt.  Dazu  kommt  das 
gerade  bei  den  deutschen  Konsumvereinen 
meist  durchgeführte  Prinzip  der  Barzahlung. 
Man  kann  füglich  behaupten,  dass  die  sozi- 
ale und  erzieherische  Bedeutung  der 
Konsumvereine  in  Deutschland  nicht  zurück- 
steht hinter  der  direkten  wirtschaftlichen.  Wir 
haben  oben  Erwähnung  getan  der  Gegensätze, 
die  sich  im  deutschen  Genossenschaftswesen 
durch  verschiedene  Richtungen  auf  dem 
Gebiet  des  Konsumvereinswesens  herausge- 
bildet haben;  sie  kommen  besonders  in  der 
Zentralisation  beim  Wareneinkauf  und  in 
der  Aufnahme  der  eigenen  Produktion  zum 
Ausdruck;  ihr  Ausgangspunkt  liegt  in  der  ver- 
schiedenen Auffassung  über  die  Ziele  der  Kon- 
sumvereine. 

Ungerecht  ist  die  Behandlung,  die  vielfach  von 
selten  der  Behörden  den  Konsumvereinen  zu- 
teil wird.  Während  das  Genossenschaftsgesetz 
den  Konsumvereinen  den  Verkauf  an  Nichtmit- 
glieder  verbietet,  damit  ihnen  also  untersagt, 
ein  Gewerbe  zu  betreiben,  wird  die  staatliche 
Besteuerung  der  Konsumvereine  von  Jahr  zu  Jahr 
drückender.  Nur  selten  nehmen  die  Behörden 
gegenüber  den  Konsumvereinen  eine  sympa- 
tische  Stellung  ein.  Kürzlich  hat  sogar  der 
preussische  Eisenbahnminister  v.  Budde  den 
Versuch  gemacht,  die  Eisenbahnarbeiter  in  der 
Bildung  von  Konsumvereinen  zu  beschränken. 
So  allgemein  war  jedoch  der  Widerspruch, 
der  sich  gegen  diesen  Eingriff  in  das  privat- 
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wirtschaftliche  Leben  der  Beamten  und  Arbei- 
ter erhob,  dass  alsbald  der  Minister  eine  Reihe 
Missverständnisse  geltend  machen  musste,  die 
bei  der  Auslegung  seines  Erlasses  vorgekom- 
men. Wir  haben  uns  oben  in  dem  allgemeinen 
Teil  mit  den  Bestrebungen  der  Gegner  der 
Konsumvereine  und  deren  Wünschen  beschäf- 
tigt. Alle  diese  Gegner  haben  bisher  den  Kon- 
sumvereinen nicht  den  geringsten  Schaden  zu- 
zufügen vermocht,  im  Gegenteil,  jede  Be- 
schränkung, die  dem  Geschäftsbetrieb  durch 
die  Gesetzgebung  zugedacht  war,  ist  hernach 
in  der  Praxis  ins  Gegenteil  umgeschlagen.  Be- 
dauerlich ist,  dass  unter  dem  Einfluss  gewisser 
Richtungen  die  Konsumvereine  einen  ausge- 
sprochenen Klassenstandpunkt  einnehmen, 
dass  sie  zu  Arbeitergenossenschaften  werden, 
während  es  früher  gerade  einer  ihrer  Vorzüge 
war,  dass  sie  sozial  auch  dadurch  wirkten, 
dass  sie  alle  Berufsklassen  umfassten,  und  so 
einen  wirtschaftlichen  Mittelpunkt  für  die  In- 
teressen verschiedener  Kreise  abgaben. 

Mit  der  Aufnahme  der  eigenen  Produktion 
wird  der  Konsumverein  in  gewisser  Beziehung 
zur  Produktivgenossenschaft  Während  frei- 
lich die  eigentliche  industrielle  Produktiv- 
genossenschaft allein  den  Interessen  der  be- 
teiligten Produzenten  dient,  geht  die  Produktion 
des  Konsumvereins  von  Interessen  der  Kon- 
sumenten aus;  dadurch  freilich  wird  am  leich- 
testen die  grosse  Schwierigkeit  der  Produk- 
tivgenossenschaft, ein  Absatzgebiet  zu  finden, 
überwunden. 

e)  Einkaufsgenossenschaften  und  Händ- 
ler. Allmählich  überzeugen  sich  die  Gegner 
der  Konsumvereine,  die  in  den  Kreisen  der 
Kleinhändler  zu  suchen  sind,  dass  mit  Hilfe  der 
Gesetzgebung  den  Konsumvereinen  nicht  bei- 
zukommen und  der  Weg  der  Selbsthilfe  der 
sicherste  ist.  Sie  suchen  ihre  wirtschaftliche 
Lage  dadurch  zu  verbessern,  dass  sie  sich  gün- 
stigere Einkaufsbedingungen  schaffen.  So  sind 
in  den  letzten  Jahren  eine  grosse  Anzahl  Ein- 
kaufsgenossenschaften der  Händler  ent- 
standen, und  sie  scheinen  in  der  Regel  mit 
gutem  Erfolg  zu  arbeiten,  sie  haben  vor  allem 
auch  die  erwartete  Wirkung  gehabt,  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Kleinhändler  zu  festigen, 
wobei  neben  den  wirtschaftlichen  direkten  An- 
teilen für  die  Mitglieder  in  Betracht  kommt,  dass 
diese  sich  durch  die  gemeinsame  Arbeit  in  der 
Genossenschaft  näher  haben.  Unter  diesen 
Genossenschaften  sind  verschiedene  Arten 
zu  unterscheiden.  Es  gibt  Einkaufsgenossen- 
schaften   der   Händler  einer  Branche,   die 


ihren  Wirkungskreis  auf  einen  kleinen  bestimm- 
ten Kreis  beschränken,  die  z.  B.  die  Händler 
einer  Stadt  umfassen  —  und  es  gibt  Genossen- 
schaften, die  sich  über  ganz  Deutschland  er- 
strecken und  aus  den  einzelnen  Orten  oder 
Bezirken  grosser  Städte  eben  nur  wenige 
Mitglieder  aufnehmen  mit  Rücksicht  auf  die 
Konkurrenz  unter  den  Angehörigen  der  be- 
treffenden Branche.  Zu  diesen  Genossenschaf- 
ten gehören  u.  a.  der  Verband  deutscher  Kurz- 
waren- und  Posamentengeschäfte,  E.  G.  m.  b.  H. 
zu  Berlin  und  „Nord  &  Süd",  Einkaufsgenossen- 
schaft für  Luxuswaren  usw.  in  Eisenach. 

Q  Die  Baugenossenschaften,  Zu  unter- 
scheiden sind  Baugenossenschaften,  die  für  ihre 
Mitglieder  Häuser  zu  Eigentumserwerb 
herstellen  wollen  und  solche,  die  sich  darauf  be- 
schränken, ihren  Mitgliedern  Mietswohnun- 
gen zu  beschaffen.  In  bodenreformerischen  Krei- 
sen sucht  man  zwischen  diesen  beiden  Baugenos- 
senschaftsarten einen  Gegensatz  zu  konstruieren, 
man  spricht  nur  von  den  letzteren  Baugenossen- 
schaften als  den  echten  Genossenschaften,  wäh- 
rend man  den  ersteren  Baugenossenschaften  zum 
Vorwurf  macht,  dass  sie  neue  Haustyrannen  schaf- 
fen. Der  hier  gebildete  Gegensatz  ist  u.  E.  ein 
künstlicher,  in  die  Genossenschaften  hineinge- 
tragener, denn  Tatsache  ist,  dass  beide  Ge- 
nossenschaftsarten ihr  Arbeitsgebiet  haben,  und 
dass  es  jedenfalls  von  hoher  wirtschaftlicher 
und  sozialer  Bedeutung  ist,  wenn  eine  Ge- 
nossenschaft ihre  Mitglieder  zu  Eigentümern 
eines  kleinen  Anwesens  machen  kann.  Dies  ist 
aber  nur  dort  möglich,  wo  Arbeiter  und  kleine 
Gewerbtreibende  in  Frage  kommen,  die  eine  ge- 
sicherte Existenz  besitzen,  während  für  die  grosse 
Masse  der  Lohnarbeiter  naturgemäss  die  Bau- 
genossenschaften, die  Mietswohnungen  her- 
stellen, in  Betracht  kommen.  Wie  die  Zu- 
lassung der  beschränkten  Haftpflicht,  die  Ein- 
wirkung der  Versicherungs-  und  sonstigen  An- 
stalten bei  der  Kreditgewährung  die  Entwick- 
lung der  Baugenossenschaften  gefördert  hat, 
und  welche  Resultate  von  einer  Anzahl  Ge- 
nossenschaften gezeitigt  sind,  das  ist  oben  be- 
reits dargelegt. 

Dr.   Hans  Crüger-Charlottenburg. 

5.  Die  Kprporations-  {öffentliche)  Unter- 
nehmung. 

Den  Einzel-  und  Gesellschafts-Unternehmun- 
gen gegenüber  stehen  die  Unternehmungen, 
die  sich  in  Händen  von  Zwangsgemein- 
wirtschaften, wie  denen  des  Staates,  der 
Gemeinde,     der    Provinz    usw.    befinden. 
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Staatliche,  städtische  usw.  Unternehmungen 
sind  z.  B.  der  Betrieb  von  Eisenbahnen, 
Landgütern,  Bergwerken,  Banken,  Wasser-,  Gas- 
und  Elektrizitätswerken  usw.  Diese  Unterneh- 
mungen können  entweder  aus  finanziellen  Grün- 
den nach  privatwirtschaftlichen  Grundsätzen 
(Erzielung  eines  möglichst  hohen  Gewinnes) 
betrieben  werden  —  infolge  solcher  Einnahme- 
quellen ist  der  Staat,  die  Stadt  usw.  in  der  Lage, 
die  Beitragsleistungen  der  Bürger  (Steuern  usw.) 
niedriger  bemessen  zu  können  —  oder  sie 
werden  betrieben  mit  Rücksicht  auf  das  ge- 
meine Wohl.  Auch  beide  Momente  können 
massgebend  sein,  wie  es  z.  B.  bei  den  Ver- 
kehrsanstalten der  Fall  ist.  Bei  manchen 
Betrieben  besitzt  auch  der  Staat  ein  Regal  oder 
Monopol,  z.  B.  beim  Post-,  Telegraphen-  und 
Münzwesen. 

Es  gibt  auch  staatliche,  städtische  usw.  Unternehmun- 
gen, die  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Wohl 
dienen,  indem  ihre  Benutzung  (BibUotheken)  oder  Be- 
sichtigung (Museen)  dem  Publikum  vollständig  kosten- 
frei oder  gegen  eine  sehr  niedrige  Gebühr  gestattet  wird. 

Inwieweit  der  Staats-  und  Kommunalbetrieb 
wünschenswert  ist,  darüber  gehen  die  Ansich- 
ten der  Nationalökonomen  weit  auseinander. 
Während  die  einen,  insbesondere  Ad.  Wag- 
ner, möglichst  viele  Betriebe  verstaatlichen  resp. 
verstadtlichen  wollen,  weisen  andere  auf  die 
Gefahren  hin,  welche  eine  zu  weite  Aus- 
dehnung nach  sich  führen  würde. 

Eine  staatliche  und  städtische  Verwaltung 
wird  naturgemäss  immer  bureaukratischer  sein 
als  eine  Verwaltung,  in  der  Kaufleute  sitzen. 
Beamte,  welche  nicht  oder  nur  wenig  kaufmän- 
nisch geschult  sind,  die  keinen  Anteil  an  dem  Ge- 
winne der  von  ihnen  geleiteten  Gesellschaft  ha- 
ben, werden  weit  seltener  als  ein  Kaufmann  den 
Mittelweg  zwischen  Wagemut  und  übertriebener 
Vorsicht  finden.  Ganz  und  gar  nicht  eignet  sich 
der  Staatsbetrieb,  wenn  es  sich  um  einen  Produk- 
tionszweig handelt,  der  Konjunkturen  unterwor- 
fen ist,  denn  dann  tritt  die  Beschränkung  der 
Selbständigkeit  der  Leiter  und  der  lange  Instan- 
zenwegalsgrosses Hindernis  entgegen  (Ausführ- 
licheres hierüber  unter  „Finanzwissenschaft")! 

Der  Grund,  der  häufig  für  eine  Verstaatlichung  an- 
geführt wird,  dass  die  Staatsbetriebe  Musteranstal- 
ten sind,  resp.  sein  können,  in  welchen  den  Kultur- 
fortschritten und  den  Bedürfnissen  der  Arbeiter  in 
hohem  Masse  Rechnung  getragen  wird,  darf  m.  E. 
nicht  massgebend  sein,  da  in  dieser  Beziehung  auch 
von  den  einsichtigen  privaten  Unternehmern  vielfach 
weit  mehr  als  vom  Staate  geleistet  wird. 

6.  Die  Gewerkschaß. 
Eine  bereits  im  12.  Jahrhundert  vorkommende 
Form  der  Vergesellschaftung  ist  die  Gewerk- 


schaft. Sie  hat  ihren  Grund  in  den  beim  Berg- 
bau herrschenden  Verhältnissen.  Ein  Bergwerk 
ist  kein  Unternehmen,  das  jährlich  einen  an- 
nähernd gleichen  Betrag  abwirft;  der  Vorrat  von 
Mineralien,  den  esbirgt,  erschöpft  sich  mit  den 
Jahren.  Da  das  Anlagekapital,  d.  i.  der  Betrag,  wel- 
cher zur  Erschliessung  des  Bergwerks  und  Ab- 
bau des  oder  der  Lager  erforderlich  ist,  sich  im 
voraus  nicht  berechnen  lässt,  so  ist  das  „Gruben- 
feld", die  Gewerkschaft,  nicht  wie  die  Aktien- 
gesellschaft, in  Anteile  von  bestimmter  Grösse 
eingeteilt,  sondern  in  ideelle  Anteile  an  den 
gesamten  Bergwerksbesitz,  sog.  Kuxe  —  abgelei- 
tet von  kukiis  das  Ertragbringende.  Nach  älterem 
deutschen  Recht  hatte  eine  Gewerkschaft  128, 
jetzt  100  oder  1000  Anteile,  welche  stetsauf  den 
Namen  des  Inhabers,  des  Gewerken,  lauten. 

Da  sich  ein  Reingewinn  aus  der  jährlichen 
Ausbeute  nicht  berechnen  lässt,  so  wird  jede 
Einnahme  als  „Gewinn",  jede  Ausgabe  als  Ver- 
lust verbucht.  Gewinne  (Ausbeute)  werden 
verteilt  und  Verluste,  d.  h.  Ausgaben,  durch 
Einforderung  einer  von  der  Majorität  der  Ge- 
werken beschlossenen  „Zubusse"  beglichen. 
Kommt  ein  Gevverke  der  Aufforderung,  die 
beschlossene  Zubusse  zu  leisten,  nicht  nach, 
so  wird  die  Gewerkschaft  gegen  ihn  klagbar. 
Er  kann  sich  aber  trotz  Verurteilung  von  die- 
ser Zahlung  befreien,  wenn  er  seine  Kuxe  an 
die  Gewerkschaft  abtritt  (Dereliction),  die 
sie  dann  entweder  in  ihr  Portefeuille  nimmt 
oder  den  einzelnen  Gewerken  gutschreibt. 

Die  Vertretung  der  Gesellschaft  nach  aussen  hin  er- 
folgt durch  den  Repräsentanten  oder  den  aus 
mehreren  Personen  bestehenden  Grubenvorstand. 
Organ  der  Gesellschaft  ist  der  Direktor,  welcher 
nicht  Gewerke  zu  sein  braucht.  Eine  Vermögensbilanz 
wird  nicht  alljährlich  gezogen. 

7.  Die  industrielle  Partnerschaft. 
Eine  verhältnismässig  selten  vorkommende 
Gesellschaftsform  ist  die  industrielle  Partner- 
schaft, deren  Wesen  darin  besteht,  dass  die  in 
einem  Unternehmen  tätigen  Lohnarbeiter  durch 
Kapitaleinlagen,  seien  sie  auch  noch  so  gering, 
Teilhaber  desselben  werden.  Die  Gewinn- 
beteiligung soll  ein  Anreiz  zu  emsigerer  Tätig- 
keit sein  und  das  Interesse  am  Gedeihen  des 
Unternehmens  erhöhen. 

8.  Betriebsformen.  (Gross-,  Mittel-,  Kleinbetrieb) 
Dem  wirtschaftlichen  Begriff  der  Unter- 
nehmung entspricht  der  technische  des 
Betriebes.  Scharfe  Grenzen  zwischen  Gross-, 
Mittel-  und  Kleinbetrieb  gibt  es  natürlich  nicht. 
Charakteristische  Merkmale  für  den  ge  werb  - 
liehen  Grossbetrieb  (dieFabrik) sind:  grosses 
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Anlage-  und  Betriebskapital;  grosse  Produktion 
und  interlokaler  und  internationaler,  die  Kon- 
junktur ausnutzender  Absatz;  kaufmännische 
Oberleitung,  welche  dispositive  (anordnende), 
nicht  ausführende  Tätigkeit  ist;  weitgehendste 
Arbeitsteilung  und  Abstufung  der  Arbeitenden 
nach  ihren  Fähigkeiten;  wo  es  angängig  ist 
Maschinenbetrieb. 

Für  den  gewerblichen  Kleinbetrieb 
(Handwerk)  sind  dementsprechend  charakte- 
ristisch: kleines  Anlage-  und  Betriebskapital; 
geringe  Produktion  für  einen  örtlichen,  zum 
Teil  festen  Kundenkreis;  Beteiligung  des  Inha- 
bers, dessen  Bildung  und  soziale  Stellung  sich 
wenig  von  der  des  Arbeiters  unterscheidet, 
auch  an  der  werktätigen  Arbeit;  mangelhaft 
entwickelte  Arbeitsteilung;  Produktion  mit 
Werkzeugen  anstatt  mit  Maschinen. 

Bei  der  Landwirtschaft,  wo  die  Maschine 
nur  für  wenige  Arbeitsverrichtungen  verwen- 
det werden  kann,  besteht  der  Unterschied  zwi- 
schen Gross-  und  Kleinbetrieb  hauptsächlich 
in  der  Grösse  des  Betriebskapitals  und  in  der 
Verschiedenheit  der  Absatzorganisation. 


Während  bei  der  Industrie  und  beim 
Handel  die  Entwickelung  vom  Kleinbetrieb 
zum  Grossbetrieb  fortschreitet , ist  bei  der  Land- 
wirtschaft eher  das  Umgekehrte  zu  beobach- 
ten. Dies  erklärt  sich  zum  Teil  daraus,  dass 
bei  den  ersteren  beiden  Erwerbszweigen  durch 
den  Grossbetrieb  die  Ergiebigkeit  der  Pro- 
duktion erhöht  und  die  Produktionskosten  ver- 
mindert werden  können,  während  bei  der  Land- 
wirtschaft in  der  Regel  ein  Bauerngut  eine 
intensivere  Ausnutzung  des  Bodens  als  ein  Rit- 
tergut ermöglichen  wird. 

Sind  schon  für  den  Gross-  und  Kleinbetrieb 
die  charakteristischen  Merkmale  nicht  leicht 
aufzufinden,  so  ist  diese  Angabe  naturgemäss 
noch  erheblich  schwieriger  für  den  zwischen 
Gross-  und  Kleinbetrieb  stehenden  Mittel- 
betrieb. Klein  wächter  meint,  dass  man  die 
Begriffe:  Gorss-,  Mittel-  und  Kleinbetrieb  am 
ehesten  mit  den  Worten:  „Wohlstand",  „ge- 
wisser mittlerer  Wohlstand"  und  „Dürf- 
tigkeit' kennzeichnen  könne  —  Definitionen, 
die  m.  E.  jedoch  nicht  ganz  zutreffend  sind. 


II.  Umlauf  der  Güter  (Verkehrslehre) 


I 


1.  Begriff  und  Organisation  des 
Güterumlaufs. 

In  je  höherem  Masse  sich  die  Arbeits- 
teilung entwickelt,  d.  h.  je  mehr  Spezialitäten 
sich  ausbilden,  und  je  vollkommener  die  Ver- 
kehrstechnik die  weitesten  Entfernungen  über- 
brückt, desto  grössere  Wanderungen  wird  das 
vollendete  Produkt,  die  Ware,  machen  und 
desto  mehr  Menschen  —  Kaufleute,  Agenten, 
Händler  usw.  und  ihre  Angestellten  —  werden 
tätig  sein,  die  Güter  aus  der  Hand  des  Pro- 
duzenten in  die  des  Konsumenten  gelangen 
zu  lassen. 

Die  Hauptursachen  des  Güterumlaufs  sind 
die  Mannigfaltigkeit  der  Natur  und  der 
menschlichen  Gaben  sowie  das  Steigen 
der  Bedürfnisse  der  Menschen.  Wäre 
die  Natur  und  Kultur  auf  der  ganzen  Welt 
die  gleiche,  und  wären  alle  Menschen  gleich- 
geartet und  gleichbegabt,  so  würden  alle  Wirt- 
schaften die  gleichen  Güter  erzeugen  und  ein 
Tausch  wäre  nicht  nötig.  Jeder  würde  pro- 
duzieren, was  er  verbraucht.  Aber  diese  Eigen- 
produktion ist  nur  möglich,  solange  die  Be- 
dürfnisse der  Menschen  noch  sehr  gering  sind, 
und  sie  auf  einer  niedrigen  Kulturstufe  stehen. 


Die  ersten  Anfänge  des  Tausches  zwi- 
schen zwei  Stämmen  dürften  sich  nicht  auf 
friedlichem  Wege  abgespielt  haben,  sondern 
in  der  Form  des  räuberischen  Überfalls.  Nach- 
her erst,  als  man  die  Produkte  des  andern 
Landes  kennen  und  schätzen  gelernt  und  sich 
überzeugt  hatte,  dass  der  räuberische  Überfall 
nicht  immer  zum  Ziel  führe  dürfte  der  Wunsch 
aufgetaucht  sein,  die  Produkte  des  andern 
Stammes  auf  dem  Wege  friedlichen  Tausches 
zu  erlangen  (Kleinwächter). 

Wie  dieser  Austausch  sich  häufig  gestaltet 
hat,  darüber  gibt  uns  Herodot  ein  anschau- 
liches Bild:  Die  Karthager,  so  schreibt  er,  leg- 
ten ihre  Waren  am  Meeresstrande  (der  afrika- 
nischen Westküste)  aus  und  bestiegen  dann 
wieder  ihre  Schiffe,  nachdem  sie  zuvor  den 
Eingeborenen  ihr  Erscheinen  durch  eine  Rauch- 
säule angekündigt  hatten.  Darauf  erschienen 
die  Bewohner  des  betreffenden  Küstenstriches, 
legten  Gold  neben  die  ausgebreiteten  Waren 
und  zogen  sich  dann  wieder  zurück.  Nun 
kamen  die  Karthager  wieder  von  ihren  Schiffen 
ans  Land.  Fanden  sie  das  Gold  ihrer  Preis- 
bestimmung angemessen,  so  nahmen  sie  es 
mit  sich,  und  der  Handel  war  abgeschlossen. 
War  ihnen   jedoch   der  Betrag  zu  gering,    so 
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setzte  sich  das  stumme  Feilschen  so  lange  fort, 
bis  neben  die  Waren  so  viel  Gold  gelegt  war, 
als  sie  erwartet  hatten,  oder  aber  sie  nahmen 
ihre  Waren  zurück. 

Ein  derartiger  stunimerTauschhandel  herrscht, 
wie  Ernst  Häckel  in  seinen  „Indischen  Reisebriefen" 
erzählt,  noch  heute  bei  den  Weddas.  Diese  schleichen 
sich,  berichtet  Häckel,  zur  Nachtzeit  in  die  umliegen- 
den Dörfer,  hängen  an  die  Tür  der  Orobschmiede 
Fleisch  und  Honig  und  zugleich  ein  Tonmodell  einer 
Axt  usw.,  welche  sie  zu  besitzen  wünschen.  Nach  diesem 
Modell  stellt  der  Grobschmied  den  verlangten  Gegen- 
stand her  und  hängt  ihn  an  seine  Tür,  von  wo  ihn 
einer  der  Weddas  wiederum  zur  Nachtzeit  abholt. 

Der  räuberische  Überfall  und  der  friedliche 
Austausch  von  Waren  zwischen  zwei  Stämmen 
oder  Völkerschaften  führten  zu  der  oben  bereits 
näher  behandelten  Arbeitsteilung  der  Stammes- 
genossen. Ganz  allmählich  sonderten  sich  die 
Berufe;  besonders  scharf  tritt  der  Gegensatz 
zwischen  Stadt  und  Land  hervor.  In  die  Arbeit, 
welche  bisher  von  einer  Person  verrichtet  worden 
war,  teilen  sich  nunmehr  mehrere.  Die  Folge 
ist,  dass  der  Austausch  immer  grösser  wird, 
und  die  Personen,  welche  produzieren,  was 
sie  nicht  konsumieren,  und  konsumieren,  was 
sie  nicht  produzieren,  immer  weniger  in  der 
Lage  sind,  ihre  Produkte  direkt  an  den  Kon- 
sumenten zu  liefern.  Ein  berufsmässiger 
Handelsstand  entsteht,  welcher  es  sich  zur 
Aufgabe  macht,  den  Güterumlauf  schnell  zu 
regulieren,  d.  h.  das  Gut  möglichst  rasch  aus 
der  Hand  des  Produzenten  in  die  des  Kon- 
sumenten zu  überführen  und  somit  die  Pro- 
duktion zu  befördern. 

Sowohl  den  Ort,  an  dem  Kauf-  und  Ver- 
kauflustige zusammentreffen,  als  auch  die  Ge- 
samtheit der  Absatzgelegenheiten  für  ein  Gut 
nennt  man  den  Markt.  Dieser  wird  um  so 
grösser  sein,  je  rascher  und  bequemer  das  für 
den  Absatz  bestimmte  Gut,  die  Ware,  Abnehmer 
findet,  sich  vertauschen  lässt,  d.  h.  je  grösser 
ihre  Zirkulationsfähigkeit  ist.  Diese  hängt 
ab:  Von  dem  Gebrauchswerte  der  Ware,  von 
ihrer  Aufbewahrungs-  und  Transportfähigkeit, 
von  den  Kosten  ihres  Transports,  von  dem 
Verhältnis  ihres  Umfangs  und  Gewichts  zu 
ihrem  Wert,  von  ihrer  Dauerhaftigkeit,  Beliebt- 
heit usw. 

Mit  dem  Steigen  der  Kultur  werden  immer 
mehr  Menschen  tauschbedürftig  und  tausch- 
kräftig, und  es  wächst  die  Schnelligkeit  und 
die  Freiheit  des  Güterumlaufs.  „Auf 
jeder  ganz  niedrigen  Wirtschaftsstufe  ist  der 
Umlauf  tausendfach  gefesselt  durch  die  all- 
gemeine Rechtsunsicherheit;  in  der  nächsten 
Periode  durch  die  Vorrechte  unzähliger  Fami- 


lien, Korporationen,  Gemeinden,  Stände  usw.; 
weiterhin  gewöhnlich  durch  eine  juristisch  all- 
mächtige Bevormundung,  ja  Erziehung  von 
Seiten  des  Staates.  Eine  jede  dieser  Epochen 
hebt  die  vorhergehende  auf,  ist  milder  als  sie: 
bis  endlich  zur  vollen  Freiheit,  wo  jede  Wirt- 
schaft sogar  schädliche  Handlungen  vornehmen 
darf,  wenn  sich  nur  der  Schaden  auf  sie  allein 
beschränkt"  (Röscher). 

Die  natürliche  Folgerung  aus  den  Grund- 
sätzen der  persönlichen  Freiheit  und  Unab- 
hängigkeit ist  die  Freiheit  der  Produktion  und 
des  Verkehrs,  der,  nunmehr  aller  Fesseln  ledig, 
sich  zur  freien  Konkurrenz,  zur  Handels- 
und Gewerbefreiheit  ausgestaltet.  Diese 
unbeschränkte  Konkurrenz  muss  aber  in  sitt- 
licher Selbstbeherrschung  des  einzelnen  wie 
des  gesamten  Volkes  wurzeln,  es  muss  ein 
tüchtiger,  gesunder  Mittelstand  vorhanden  sein, 
sonst  wird  sie  ein  allgemeines  ,,sauve-qui-peut" 
(Bäzard),  ein  „morcellement  industriel  und  ein 
fmude  commerciale"  (Fourier),  wobei  „nicht 
immer  die  Tüchtigeren,  sondern  oft  diejenigen, 
welche  nur  eben  die  Gewissensloseren  sind, 
siegen"  (Ad.  Wagner).  In  die  richtigen  Bah- 
nen gelenld,  ruft  die  freie  Konkurrenz  zwar 
„eine  Art  von  Krieg  zwischen  den  Menschen 
als  Produzenten"  hervor,  aber  sie  macht  auch 
„die  ganze  Menschheit  als  Konsumenten  zu 
einer  gleich  interessierten  Gesellschaft"  (Röscher). 

Hinsichtlich  der  auszutauschenden  Güter 
lassen  sich  folgende  Arten  des  Verkehrs 
unterscheiden: 

1.  Austausch  von  Sachgütern  gegen  andere 
Sachgüter, 

2.  Austausch  von  Sachgütern  gegen  Dienst- 
leistungen, 

3.  Austausch  von  Dienstleistungen  gegen 
andere  Dienstleistungen. 

Verkehrsmittel  sind: 

\.  Transport-  und  Kommunikationsmittel, 
welche  die  Güter  vom  Produktions-  nach  dem 
Konsumtionsorte  schaffen,  auch  Verkehrsmittel 
im  engeren  Sinne  genannt, 

2.  Geld  und  Kredit,  welche  die  Werte  ver- 
gleichen und  ausgleichen  und  die  dem  un- 
mittelbaren Tausch  entgegenstehenden  Hemm- 
nisse beseitigen, 

3.  Mass  und  Gewicht,  welche  es  ermög- 
lichen, die  Quantitäten  der  Güter  zu  messen. 

Von  den  Arten  des  Handels  soll  an  an- 
derer Stelle  eingehend  gesprochen  werden. 
Die  Vorzüge  des  Weltverkehrs  und  Welt- 
handels schildert  Ihering  (Der  Zweck  im 
Recht)  an  einem  Beispiel   in  so  vortrefflicher. 
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anschaulicher  Weise,   dass  wir   es   uns   nicht 
versagen  können,  es  ungekürzt  wiederzugeben  : 

„Bei  einem  Zeitungsblatt  bezahle  ich  mit  dem  Groschen 
den  Unternehmer  der  Zeitung,  den  Drucker  mit  seinen 
Leuten,  den  Papierfabrikanten,  das  ganze  Redaktions- 
personal, die  Korrespondenten,  die  Depeschen,  die  Post, 
den  Kolporteur.  Die  Anteile,  die  ich  in  diesen  und  in 
andern  Fällen  entrichte,  nehmen  Dimensionen  an,  die 
wegen  ihrer  Kleinheit  jeder  Berechnung  und  Vorstel- 
lung spotten.  Aber  nur  der  völlig  Urteilslose  kann 
glauben,  dass  dieselben  in  meinem  Groschen  in  mini- 
malster Gestalt  nicht  enthalten  seien.  Dieses  Phäno- 
men beruht  auf  drei  Einrichtungen,  die  wir  der  Voll- 
endung unseres  heutigen  Verkehrssystems 
verdanken:  Der  Teilung  der  Arbeit,  der  Vornahme  der 
Arbeit  für  eine  unbestimmte  Vielheit  zukünftiger  Ab- 
nehmer und  drittens  der  Ausdehnung  des  Handels  über 
die  ganze  Erde.  Die  Schätze  des  Krösus  würden  nicht 
ausgereicht  haben,  ihm  eine  Tasse  Kaffee  und  ein 
Zeitungsblatt  zu  verschaffen,  wenn  er  alle  Opera- 
tionen, die  zu  dem  Zwecke  nötig  sind,  individuell 
für  sich  hätte  vornehmen  lassen  wollen.  Ein  Armer 
wird  heute  für  wenige  Groschen  von  mehr  Menschen 
bedient  als  Krösus,  wenn  er  seine  ganze  Schatzkammer 
hätte  ausleeren  wollen." 

2.  Der  Preis. 

a)  Allgemeines. 

Preis  einer  Ware  ist  die  Menge  von  Gü- 
tern und  Arbeitsleistungen,  welche  man  als 
Gegenleistung  für  Güter  und  Arbeitsleistungen 
erhält,  oder,  da  Geld  allgemeines  Tauschmittel 
ist,  die  Geldsumme,  welche  man  beim  Aus- 
tausch gegen  Ware  empfängt.  Preis  ist  also 
der  in  Geld  ausgedrückte  Tauschwert 
«iner  Ware  oder  einer  Leistung. 

Den  Anforderungen,  welche  man  an  ein 
allgemeines  Preismass  stellt  —  es  muss  leicht 
teilbar  und  bequem  aufzubewahren  sowiezu 
transportieren  sein,  d.  h.  möglichst  kleines 
Gewicht  und  geringer  Umfang  im  Verhältnis 
zu  seiner  Grösse,  ferner  allgemein  bekannt  und 
anerkannt  und  von  Raum  und  Zeit  unabhän- 
gig sein  —  genügen  am  ehesten  die  Edel- 
metalle. Nur  eine  Eigenschaft  fehlt  ihnen:  ihr 
Preis  ist  nicht  unveränderlich,  gleiche 
Quantitäten  Edelmetalle  haben  zu  verschiedenen 
Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  nicht  immer 
die  gleiche  Kaufkraft  besessen. 

In  dieser  Erkenntnis  ist  als  bestes  Preismass 
von  Adam  Smith  die  menschliche  Arbeit, 
von  vielen  andern  das  Getreide  vorgeschla- 
gen worden.  Aber  diese  Wertmesser  haben 
so  viele  Nachteile  —  verschiedene  Bewertung 
der  Arbeit,  verschiedener  Wert  des  Getreides 
je  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  —  dass  die 
Edelmetalle  (Gold  und  Silber)  noch  immer 
den  weitbesten  Wertmesser  abgeben.  Zur  Ver- 
gleichung  der  Verhältnisse  verschiedener  Peri- 


oden dürfte  es  sich  empfehlen,  daneben  noch 
die  Getreide-  und  Fleischpreise  und  die  Woh- 
nungsmieten in  Betracht  zu  ziehen. 

Zur  Bezeichnung  eines  hohen  Preises  bedient 
man  sich  der  Worte  „kostbar"  und  „teuer", 
welche  jedoch  von  verschiedener  Bedeutung 
sind.  Kostbar  nennt  man  die  Ware,  deren 
Produktionskosten  sich  hoch  stellen  und  deren 
Preis  im  Vergleich  mit  ähnlichen  Waren  hoch 
ist.  Teuer  ist  die  Ware,  deren  Preis  in  kei- 
nem richtigen  Verhältnis  zu  den  Produktions- 
kosten steht. 

b)  Preisbildung. 

«)  Subjektiver  und  objektiver  Preis. 
Der  Preis  ist  entweder  ein  subjektiver,  d.h. 
ein  geforderter,  oder  ein  objektiver,  d.h.  ein 
Preis,  der  im  Tauschverkehr  wirklich  erzielt 
worden  ist.  Der  objektive  Preis  fällt  mit  dem 
subjektiven  zusammen  bei  Kauf  nach  Kata- 
logen, in  Geschäften  mit  „festen  Preisen",  be- 
sonders im  Detailhandel.  Im  Grosshandel 
(Börse)  nennen  Käufer  und  Verkäufer  ihre  sub- 
jektiven Preise.  Der  Preis,  zu  dem  eine  Eini- 
gung erzielt  wird,  zu  dem  das  Tauschgeschäft 
zustande  kommt,  ist  der  objektive. 

Bei  den  in  Tauschverkehr  tretenden  Personen 
herrschen  hinsichtlich  des  zu  tauschenden  Gutes 
naturgemäss  entgegengesetzte  Interessen:  Jeder 
will  eine  möglichst  hohe  Gegenleistung  er- 
langen, d.  h.  möglichst  hoch  verkaufen  und 
für  das  einzutauschende  Gut  möglichst  wenig 
hingeben.  Den  Sieg  trägt  dann  in  der  Regel 
der  wirtschaftlich  Stärkere  davon,  d.  h.  in  die- 
sem Falle  derjenige,  der  das  geringere  In- 
teresse am  Zustandekommen  des  Geschäftes 
hat.  Wodurch  wird  nun  aber  der  Preis  be- 
stimmt? Massgebend  hierfür  sind  hauptsäch- 
lich: Die  Produktionskosten  der  Ware,  die 
Meinung  der  Käufer  und  Verkäufer  über  den 
Wert  der  Ware,  sowie  etwaige  Vereinbarungen 
der  Produzenten. 

ß)  Die  Produktionskosten  der  Ware. 
Um  eine  regelmässige  Wiedererzeugung  von 
Waren,  welche  mit  gleichbleibenden  oder  sich 
verringernden  Kosten  beliebig  vermehrt  wer- 
den können,  zu  sichern,  wird  der  Preis  auf 
die  Dauer  sich  nicht  wesentlich  von  den  Pro- 
duktionskosten (Kostenpreis)  entfernen 
können.  Steigt  er  infolge  grösserer  Nachfrage 
erheblich  über  die  Produktionskosten,  dann 
wird  infolge  des  grösseren  Gewinnes  eine 
grössere  Produktion  eintreten  —  auch  andere 
Unternehmer  werden  Anlass  nehmen,  sich  auf 
diesen  Produktionszweig  zu  legen  —  und  durch 
das  grössere  Angebot  wird  der  Preis  wieder 
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sinken.  Geht  der  Preis  auf  die  Produktions- 
kosten herab  oder  gar  darunter,  so  wird  die  Pro- 
duktion, welche  ohne  Nutzen  oder  mit  Ver- 
lust erfolgt,  eingeschränkt  oder  gänzlich  ein- 
gestellt werden.  Dies  wird  eine  Steigerung 
zur  Folge  haben,  bis  schliesslich  wieder  bei 
einem  bestimmten  Preise,  der  je  nach  der 
Grösse  der  Konkurrenz  usw.  sich  wenig  oder 
mehr  über  die  Kosten  der  Produktion  erhebt, 
Angebot  und  Nachfrage  ungefähr  einander 
gleich  sind. 

Die  beiden  Grenzen,  zwischen  denen  beim 
Einzeltausch  der  Preis  schwankt,  werden  durch 
die  Wertschätzungen  des  Käufers  und  Verkäu- 
fers bestimmt.  Die  obere  Grenze  ist  gleich 
dem  Wert,  welchen  der  Käufer,  die  untere 
gleich  dem  Wert,  welchen  der  Verkäufer  seiner 
Ware  beimisst.  Der  Preis  wird  aber  nie  ganz 
die  Untergrenze  erreichen  oder  auf  die  Ober- 
grenze steigen,  da  sonst  der  wirtschaftliche 
Antrieb  zum  Tausche  fehlen  würde. 

Ausnahmen  gibt  es  auch  hier  in  Menge,  und 
Kleinwächter  gibt  in  seinem  „Lehrbuch  der  National- 
ökonomie" zahlreiche  Belege  hierfür.  Er  führt  u.  a. 
aus,  eine  wie  wesentliche  Rolle  bei  der  Festsetzung 
der  Preise  das  Herkommen  spielt,  und  wie  der  Kon- 
sument in  völliger  Unkenntnis  über  die  Produktions- 
kosten sei.  „Was  weiss  z.  B.  eine  Hausfrau  von  den 
Produktionskosten  eines  Kilogramm  Rind-  oder  Ham- 
melfleisch?" Auch  die  Zahlungsfähigkeit  der  Käufer 
spielt  bei  Abstufung  der  Preise  eine  grosse  Rolle:  er- 
mässigte  Eintritts-  und  Fahrpreise  für  Soldaten,  Stu- 
denten, Kinder  usw.,  verschiedene  Tarife  derselben 
Getränke  und  Speisen  in  demselben  Restaurant;  ver- 
schieden hohe  Eintrittspreise  in  Sammlungen,  Museen, 
Ausstellungen  usw.  an  einem  oder  mehreren  bestimmten 
Tagen  der  Woche,  an  welchen  die  sog.  „Gesellschaft" 
, .unter  sich"  sein  will. 

Bei  nicht  beliebig,  sondern  nur  mit  er- 
höhtem Kostenaufwand  vermehrbaren  Wa- 
ren (Monopolgütern)  —  z.  B.  land-und  forst- 
wirtschaftliche Bodenprodukte  eines  räumlich 
begrenzten  Gebietes  —  ist  der  Preis  infolge  der 
beschränkten  Konkurrenz  der  Verkäufer  im  all- 
gemeinen weniger  von  den  (höchsten)  Produk- 
tionskosten als  von  zahlreichen  andern  Momenten 
abhängig.  Doch  können  auch  hier  die  Preise 
nicht  beliebig  in  die  Höhe  gesetzt  werden. 
Es  muss  auf  die  Zahlungsfähigkeit  der  Kon- 
sumenten, sowie  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dass  durch  einen  verwandten  Indu- 
striezweig eine  Konkurrenz  entstehen  kann. 
So  können  z.  B.  mit  der  Eisenbahn  die  Damp- 
fer, mit  Omnibussen  die  Strassenbahnen  usw. 
konkurrieren. 

7)  Die  Meinung  der  Käufer  und  Ver- 
käufer über  den  Wert  der  Ware.  Beim 
Tausch  von  Gütern  können  sich  gegenübertreten : 


Das  Angebot 

wird 

bestimmt: 


Die  Nach- 
frage wird  be 
stimmt: 


1.  Ein  Käufer  und  ein  Verkäufer, 

2.  Ein  Käuferund  mehrere  Verkäufer  oder 

3.  Mehrere  Käufer  und  ein  Verkäufer. 

Für  den  Käufer  sowohl  wie  für  den  Ver- 
käufer sind  bei  Abgabe  des  Gebots  und  der 
Forderung,  sowie  bei  der  schliesslichen  Be- 
stimmung des  Preises  (Carl  Johannes  Fuchs) 
zahlreiche  Gründe  massgebend. 

1.  durch  die  Stärke  des  Geldbedarfs 
der  Verkäufer; 

2.  durch  die  Brauchbarkeit  des  Geldes 
(Kaufkraft)  für  den  Verkäufer; 

3.  durch  die  ,, Produktionskosten" 
oder  doch  wenigstens  die  „Selbst- 
kosten" des  Verkäufers;  d.  h.  durch 
die  Wertschätzung  seitens  des  Ver- 
käufers; 

4.  durch  die  Möglichkeit  anderwei- 
tigen Absatzes,  d.  h.  durch  die 
Konkurrenz  der  Käufer. 

1.  durch  die  Stärke  des  vom  Käufer 
zu  deckenden  Bedarfs; 

2.  durch  die  Brauchbarkeit  der  von 
ihm  begehrten  Ware; 

3.  durch  die  Zahlungsfähigkeit,  resp. 
den  „Kredit"  des  Käufers; 

4.  durch  die  Möglichkeit  anderwei- 
tiger Beschaffung,  d.  h.  durch  die 
Konkurrenz  der  Verkäufer. 

6)  Schranken  des  freien  Wettbewerbs 

(Kartelle,  Trusts  usw.).  Das  Walten  der  freien 
Konkurrenz  kann  durch  freiwillige  Vereinba- 
rungen der  Unternehmer  über  Regelung  der 
Produktion  gehemmt  werden.  Derartige  Ver- 
einbarungen zwischen  Industriellen  und  Kauf- 
leuten desselben  Geschäftszweiges,  welche  den 
Zweck  haben,  durch  gemeinsame  Rege- 
lung der  Produktion  und  des  Absatzes 
die  Konkurrenz  einzuschränken  oder 
gänzlich  auszuschliessen,  um  hierdurch 
die  Lage  der  betreffenden  Branche  zu  Ungun- 
sten der  Konsumenten  günstiger  zu  gestalten, 
nennt  man  Kartelle. 

Die  Formen,  in  welchen  dies  geschieht,  kön- 
nen verschiedener  Art  sein;  hauptsächlich  kom- 
men die  Kartelle,  welche  eine  Preisregulie- 
rung anstreben,  in  Betracht.  Bei  solchen  Kar- 
tellen verpflichten  sich  die  betreffenden  Unter- 
nehmer gegenseitig,  die  Waren  im  Kartellge- 
biet nicht  unter  einem  vereinbarten  Minimal- 
satze abzugeben,  oder,  wennsieals  Käuferauf- 
treten, nicht  mehr  als  einen  festgesetzten  Preis  als 
Maximalsatz  zu  bewilligen  und  deponieren  Gel- 
der oder  Wertpapiere,  welchebei  Nichteinhaltung 
der  Vereinbarungen  ganz  oder  teilweise  als 
Konventionalstrafe  verfallen.  Derartige  Kartelle 
sind  insbesondere  in  Zeiten  wirtschaftlicher  De- 
pression berechtigt,  wenn  bei  zurückgehenden 
Preisen  die  einzelnen  Unternehmer,  um   ihre 
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Maschinen  nicht  still  stehen  zu  lassen,  sich 
gegenseitig  derart  unterbieten,  dass  ein  Ge- 
winn für  sie  nicht  mehr  bleibt,  ja  sie  mitunter 
sogar  Geld  zusetzen. 

Andere  Arten  von  Kartellen  sind  solche, 
welche  die  Produktion  regeln.  Es  wird 
festgesetzt,  wie  viel  die  Gesamtheit  der  ver- 
einigten Unternehmer  produzieren  darf  und 
dann  für  jedes  Werk,  das  zum  Kartell  gehört,  der 
Absatz  bestimmt,  der  nicht  überschritten  werden 
darf,  oder  aber,  es  werden  die  bei  sämtlichen  kar- 
tellierten Werken  einlaufenden  Aufträge  nach 
einem  bestimmten  Modus  —  Leistungsfähigkeit, 
Gebiet  usw.  —  verteilt,  jedes  Werk  erhält  sein 
„Kontingent". 

Von  geringerer  wirtschaftlicher  Bedeutung  sind  die 
Kartelle,  welche,  häufig  ohne  bindende  Erklärung 
der  einzelnen,  Vereinbarungen  über  Zahlungsbe- 
dingungen, Abzüge  bei  Barzahlungen,  Lieferfristen  usw. 
treffen. 

In  wirtschaftlicher  Beziehung  verwandt  den 
Kartellen,  jedoch  in  der  Rechtsform  verschieden, 
sind  die  Trusts.  Während  bei  dem  Kartell 
die  Tätigkeit  der  Mitglieder  bis  auf  die  eine 
gemeinschaftlich  beschlossene  Vereinbarung 
(Preis,  Produktion  usw.)  vollständig  selbständig 
ist,  findet  bei  dem  Trust,  der  eine  Form  der 
sog.  Fusion  ist,  eine  Verschmelzung  der  ver- 
bündeten Unternehmer  zu  einem  neuen  Unter- 
nehmen statt 

Die  wirtschaftliche  Wirkung  der  Kar- 
telle, welche  zuerst  in  Frankreich  in  den  dreissi- 
ger  und  vierziger  Jahren  —  Kartell  der 
Sodafabrikanten  1838,  Verband  der  Kohlen- 
zechen im  Loirebecken  1842  —  aufgekommen 
sind,  kann  sehr  verschieden  sein.  Die  ihrer 
Entstehung  zugrunde  liegende  Idee,  die  Pro- 
duktion dem  Bedarf  anzupassen,  ist  eine 
sehr  gesunde,  aber  schädhch  können  die 
Kartelle  wirken,  wenn  die  kartellierten  Unter- 
nehmer ihre  durch  den  Zusammenschluss  er- 
langte Macht  missbrauchen  und  zur  Ausbeu- 
tung der  Konsumenten  oder  zur  Bedrückung 
der  andern  Produzenten  benutzen.  Letzteres 
geschah  z.  B.  durch  die  Standard-Oil-Company, 
welche  durch  starke  Preisherabsetzung  des 
Petroleums  die  beiden  bisher  noch  unabhängi- 
gen deutschen  Petroleumunternehmungen  ge- 
zwungen hat,  sich  ihrem  Willen  zu  unterwerfen. 

Auswüchse  der  Kartelle  sind  die  „Ringe", 
„Schwänze",  „Pools",  „Corners"  usw.  Es 
sind  dies  Vereinigungen,  welche  von  Speku- 
lanten zu  dem  Zweck  gebildet  sind,  bestimmte 
Arten  von  Waren  dem  Verkehr  zeitweih'g  zu 
entziehen,  um  sie  dann  zu  wucherisch  empor- 
getriebenen Preisen  zu  verkaufen. 


Alle  derartigen  einseitig  —  von  selten 
der  Verkäufer  —  getroffenen  Vereinbarungen 
wirken  natürlich  in  hohem  Masse  auf  die  Preis- 
bestimmung ein. 

e)  Obrigkeitliche  Regelung  des  Prei- 
ses (Preistaxen).  Eine  weitere  Ausnahme 
von  dem  Satze,  dass  die  Preise  sich  nach  dem 
Angebot  der  Nachfrage  regeln,  tritt  dann  ein^ 
wenn  es  sich  um  einen  monopolartigen 
Betrieb  handelt,  d.  h,  wenn  es  für  die  be- 
treffenden Waren  nur  einen  einzigen  oder  eine 
beschränkte  Anzahl  konzessionierter  Verkäufer 
gibt.  In  diesem  Falle  werden,  hauptsächlich 
zum  Schutze  des  Publikums,  noch  heute 
vielfachobrigkeitliche  Taxen  erlassen, welche 
natürlich  stets  höher  als  die  Produktionskosten 
sind,  wofür  aber  dem  Verkäufer  häufig  noch 
besondere  Verpflichtungen  auferlegt  werden, 
so  z.  B.  dem  Apotheker,  dass  er  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Waren  usw.  stets  in  gutem  Zu- 
stande auf  Lager  haben  muss, 

Preistaxen  bestehen  ferner  vielfach  für  Benutzung 
der  Transportmittel  —  Eisenbahnen,  Dampfer,  Droschken, 
Strassenbahnen,  Omnibusse  usw.  —  Feste  Gebühren 
gibt  es  bei  Amtshandlungen  (Notar,  Gerichtsvollzieher, 
Auktionator  usw.). 

Q  Arten  der  Preise.  Von  subjektiven 
und  objektiven,  von  Kartell-  und  Mono- 
polpreisen war  bereits  (S.  167  u.  168)  die 
Rede.  (S.  auch  den  Abschnitt  „Geld".) 

Von  einem  natürlichen  Preis,  der  sich 
durch  das  Walten  der  freien  Konkurrenz  bildet, 
spricht  man  im  Gegensatz  zu  einem  künst- 
lichen Preis,  der  wieder  ein  Seltenheits- 
oder Monopolpreis,  d.  h.  ein  Preis,  der 
sich  hoch  über  den  Produktionskosten  bewegt 
—  Hemmung  des  Angebots  —  oder  ein  Not- 
oder Schleuderpreis  sein  kann,  d.  h.  der 
unter  die  Produktionskosten  gesunken  ist,  weil 
die  Nachfrage  abgenommen  hat  und  es  sich 
z.  B.  um  Waren  (Obst,  Blumen  usw.)  handelt, 
welche,  da  sie  dem  Verderben  leicht  ausgesetzt 
sind,  schnell  „um  jeden  Preis"  veräussert  wer- 
den müssen. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Marktpreis,  wor- 
unter man  den  Preis  versteht,  der  sich  für  die 
Güter  bei  Walten  der  freien  Konkurrenz  bildet, 
steht  der  Liebhaber-  oder  Affektionspreis, 
d.  i.  der  weit  über  den  wahren  Wert  gehende 
Preis,  der  infolge  besonderer  Vorliebe  für  einen 
Gegenstand,  der  einzig  in  seiner  Art  ist  (wert- 
volles Gemälde,  alte  Geige,  seltene  Brief- 
marke usw.),  bewiUigt  wird. 

Stehen  Preise  verschiedener  Güter  derart  im 
Zusammenhang,  dass  die  Preisbildung  des 
einen  Gutes  durch  die  des  andern  unmittelbar 
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beeinflusst  wird,  so  nennt  man  derartige  Preise 
zusammenhängende  oder  konnexe  Preise. 
Zusammenhängende  Preise  finden   wir  (siehe 
Philippovich) : 

1.  bei  zusammenhängender  Produktion  meh- 
rerer Güter,  wenn  bei  der  Herstellung  neben 
dem  Hauptprodukt  sich  Nebenprodukte  ergeben, 
wie  z.  B.  Coaks  und  Steinkohlenteer  bei  der  Gas- 
bereitung; 

2.  bei  verschiedenen  Produktionen  mit  dem 
gleichen  Unternehmer.  Die  Betriebe  (Acker- 
bau, Milchwirtschaft,  Viehzucht)  hängen  technisch 
häufig  derart  zusammen,  dass  die  Kosten  und  der 
Gewinn  jeder  Produktion  nicht  besonders  berechnet 
werden  kann; 

3.  bei  verschiedenen  Unternehmungen,  mit 
jeweils  selbständiger  Produktion,  welche  durch 
die  Einheit  des  Vermögens  zusammengehalten 
werden.  Ein  in  dem  einen  Zweige  sich  etwa  er- 
gebender Verlust  kann  durch  Gewinn  in  einem 
andern  ausgeglichen  werden; 

4.  bei  Transportunternehmungen,  z.  B.  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiffen.  Hier  ist  es  ganz  un- 
möglich, die  Kosten  zu  bestimmen,  welche  die  Be- 
förderung des  einzelnen  Gutes  oder  der  einzelnen 
Person  verursacht.     Ähnlich  verhält  es  sich 

5.  beim    Kleinhandel.     Auch   hier  ist  eine  genaue 
Repartierung  der  Generalunkosten   —   Miete,    Be- 
leuchtung, Heizung  usw.  —  für  den  einzelnen  zum 
Verkauf  gelangenden  Gegenstand  nicht  möglich. 
Die   Begriffe  Engros-  und  Detailpreise 

bedürfen  keiner  Erläuterung.  Erwähnt  sei  nur, 
dass  ein  Steigen  resp.  Fallen  der  Engrospreise 
nicht  in  genau  derselben  Höhe  auf  die  Detail- 
preise einzuwirken  braucht  und  mitunter  auch 
nicht  einwirken  kann,  da  bei  letzteren  zu  dem 
Selbstkostenpreise  ein  ziemlicher  grosser  Satz 
für  Geschäftsunkosten  usw.  zugeschlagen  wer- 
den muss,  der  zu  berücksichtigen  ist,  ganz 
gleich,  ob  die  Warenpreise  hoch  oder  niedrig 
sind. 

3.  Geld. 

Dieses  für  den  Kaufmann  äusserst  wichtige 
Kapitel  wird  an  anderer  Stelle  (Abschnitt  „Geld, 
Bank  und  Börse")  eingehende  Behandlung 
finden. 

4.  Kredit. 

a)  Begriff,  Wesen  und  Definitionen  des 
Kredits. 
Kredit  —  abgeleitet  von  credere  =  ghnben, 
Vertrauen  schenken  —  nennt  man  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiet  den  Glauben,  das  Vertrauen, 
das  man  in  jemanden  setzt,  dass  er  seine  über- 
nommenen Verpflichtungen  erfüllt.  Im  wirt- 
schaftlichen Verkehr  ist  häufig  ein  Kreditge- 
währen nötig,  weil  der  Austausch  wirtschaft- 
licher Güter  sich  nicht  immer  Zug  um  Zug 
vollzieht,  d.  h.  bei  der  Leistung  gleichzeitig 
die  Gegenleistung  stattfindet,  sondern  auch  so, 


dass  zwischen  Empfangnahme  eines  Gutes,  einer 
Zahlung  usw.,  und  der  Gegenleistung  eine  Zeit- 
differenz liegt.  Der  wirtschaftliche  Verkehr,  bei 
welchem  beabsichtigt  oder,  infolge  der  Art  der 
Geschäfte,  notwendig  zwischen  beiden  Leistun- 
gen eine  Zeitdifferenz  besteht,  wird  Kredit 
verkehr,  die  bei  diesem  Verkehr  vorkommen 
den  Geschäfte  Kreditgeschäfte  und  die  überi 
tragbaren  Versprechen  Kreditpapieregenann 
Die  Grundlagen  des  Kredits  sind:  Zah 
lungsfähigkeit,  Zahlungswille  und  event 
Zahlungszwang.  Der  Gläubiger  hat  dem 
nach  bei  Eingehung  des  Kreditgeschäftes  z 
prüfen,  ob  der  Schuldner  zahlen  kann,  ob 
zahlen  will  und  welche  Mittel  und  Wege  ih 
nötigenfalls  zur  Verfügung  stehen,  die  Zah 
lung  zu  erzwingen. 

1.  Zahlungsfähigkeit.  Ein  Kaufmann, 
ein  Handwerker  usw.  soll  nur  demjenigen  Ware 
auf  Kredit  liefern,  von  dem  er  annimmt,  dass 
er  in  der  Lage  ist,  nach  kurzer  Zeit  oder 
nach  einer  vereinbarten  längeren  Frist  Zahlung 
zu  leisten.  Gegen  diesen  Grundsatz  wird 
leider  vielfach  gefehlt:  Die  Borgbereit- 
schaft wird  vielfach  übertrieben. 

Bei  einem  Prozess,  der  im  Sommer  1904  in  Berlin 
zur  Verhandlung  gelangte  —  angeklagt  war  ein  Titular- 
professor  und  seine  Ehefrau  wegen  zahlreicher  Be- 
trügereien —  erklärten  mehrere  der  geschädigten 
und  als  Zeugen  vernommenen  Handwerker  und  Kauf- 
leute,  dass  sie  auf  den  Titel  hin,  ohne  weitere 
Erkundigungen  einzuziehen,  Kredite,  die  z.  T. 
beträchtliche  Summen  erreicht  hätten,  gewährt  haben, 
und  dass  dies  nicht  bloss  in  dem  vorliegenden  Falle  ge- 
schehen sei,  sondern  auch  sonst  geschehe.  Mit  Recht  wur- 
de in  dem  Urteil  gesagt,  dass  diejenigen,  welche  in  dieser 
leichtsinnigen  Weise,  ohne  sich  über  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Schuldners  zu  informieren,  Kredit  ge- 
währen, moralisch  beinahe  ebenso  zu  verurteilen  seien, 
wie  das  Ehepaar,  welches  auf  diese  Leichtfertigkeit  bau- 
end, ihre  Schwindeleien  ausgeübt  hat. 

Am  sorgfältigsten  wird  bei  einer  Kreditge- 
währung naturgemäss  derjenige  verfahren,  der 
sie  berufsmässig  betreibt,  das  ist  der  Bankier. 
Wir  werden  hierauf  in  dem  Abschnitt  „Geld, 
Bank  und  Börse"  noch  ausführlich  zurück- 
kommen. 

Das  Vertrauen  in  die  Leistungsfähigkeit  des 
Schuldners  allein  ist  aber  noch  nicht  ausreichend, 
um  einen  Kredit  zu  rechtfertigen.  Es  muss  hin- 
zukommen: 

2.  Der  Zahlungswille.  Der  Gläubiger 
mussauf  die  Ehrlichkeit,  den  guten  Willen, 
die  Absicht  des  Schuldners,  sein  Versprechen 
zu  erfüllen,  vertrauen  können.  Dies  gilt  ins- 
besondere dann,  wenn  der  Gläubiger  keine 
Machtmittel  gegen  den  Schuldner  besitzt,  wie 
z.  B.  die  Besitzer  fremder  Staatsanleihen,  so-  . 
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fern  keine  besonderen  (jarantien  —  Verpfän- 
dung von  Zöllen  usw.  —  gewährt  sind.  Aber 
auch  in  andern  Fällen  ist  bei  Kreditgewährung 
zu  berücksichtigen: 

3.  Der  Zahlungszwang.  Der  Gläubiger 
muss  auf  den  Schutz  der  Gerichte  rechnen 
können.  Es  müssen  ihm  Machtmittel  zur  Ver- 
fügung stehen,  einen  Zwang  gegen  einen  bös- 
willigen oder  leichtsinnigen  Schuldner  auszu- 
üben. Für  Verbindlichkeiten,  welche  von  An- 
gehörigen fremder  Staaten  eingegangen 
sind,  ist  es  von  hohem  Wert,  wenn  zwischen 
den  verschiedenen  Völkern  gute  Verkehrsbe- 
ziehungen bestehen. 

Definitionen  des  Kredits.  Die  Begriffs- 
bestimmungen des  Kredits  sind  sehr  zahlreich. 
Neben  ins  betont,  der  Etymologie  des  Wertes 
folgend,  in  seiner  Definition  vor  allem  das 
Moment  des  Vertrauens.  „Kredit  ist  das 
Vertrauen,  das  man  in  die  Wirksamkeit  eines 
Versprechens  setzt,  wodurch  eine  Person  gegen 
empfangene  Werte  zur  künftigen  Leistung  von 
Gegenwerten  sich  verpflichtet,  sowie  die  Fähig- 
keit, vorhandene  Werte  gegen  ein  solches  Ver- 
sprechen in  freiwilliger  Übereinkunft  von  an- 
dern Personen  sich  zu  verschaffen."  Adolf 
Wagner  hebt  als  eins  der  wesentlichen  Mo- 
mente des  Kredits  die  „Freiwilligkeit"  her- 
vor und  definiert:  „Kredit  ist  derjenige  privat- 
wirtschaftliche Verkehr  oder  dasjenige  freiwil- 
lige Geben  und  Empfangen  wirtschaftlicher 
Güter  zwischen  verschiedenen  Personen,  wo 
die  Leistung  des  einen  im  Vertrauen  auf  die 
gegebene  Zusicherung  späterer  Gegenleistung 
des  andern  erfolgt."  Röscher  sagt:  „Kredit 
ist  die  freiwillig  eingeräumte  Befugnis,  über 
fremde  Güter  gegen  das  blosse  Versprechen 
des  Gegenwertes  zu  verfügen."  Gustav  Cohn 
definiert  kurz:  „Kredit  ist  Vertrauen  in  die 
Fähigkeit  eines  andern  zu  künftiger  Zahlung." 

b)  Arten  des  Kredits. 

Teils  mehr  nach  ökonomischen,  teils  mehr 
nach  rechtlichen  Merkmalen  werden  folgende 
Einteilungen  des  Kredits  und  der  Kreditge- 
schäfte gemacht: 

1.  Mit  Rücksicht  auf  die  Person  des  Kre- 
ditnehmers: 

a)  öffentlicher  Kredit,  d.  i.  der  Kredit 
öffentlich-rechtlicher  Körperschaften  des  Staa- 
tes, der  Provinzen,  der  Gemeinden,  wie  er  in 
Staats-,  Provinzial-  und  Stadtanleihen  vorliegt 
und 

b)  Privatkredit.  Von  einem  solchen  spricht 
man,  wenn  eine  einzelne  Person  oder  eine  Firma 


oder  Gesellschaft  als  Schuldner  auftritt.  Also 
wieder  zwei  Unterabteilungen: 

a)  Schuldverhältnisse  einzelner  physi- 
scher Personen  und 

ß)  Schuldverhältnisse  der  gesellschaft- 
lichen Wirtschaftseinheiten. 

2.  Nach  der  Dauer  des  Kreditgeschäf- 
tes: 

a)  kurzfristiger  Kredit  (z.  B.  Diskont- 
kredit) und  langfristiger  Kredit  (z.  B.  Hypo- 
thekarkredit) oder 

b)  terminierter  Kredit  und  unterminier- 
ter Kredit,  je  nachdem  gleich  bei  Eingehung 
des  Geschäfts  eine  Ablaufsfrist  festgesetzt  ist 
oder  nicht.  Der  unterminierte  Kredit  kann 
wieder  sein: 

a)  kündbarer  Kredit  oder 

ß)  unkündbarer  Kredit. 

Da  die  Länge  und  die  Kündbarkeit  des  Kreditver- 
hältnisses auf  die  Dispositionen  des  Gläubigers  sowohl 
wie  des  Schuldners  von  grossem  Einfluss  ist,  so  spielen 
diese  Momente  bei  Festsetzung  des  Zinsfusses  eine 
nicht  unwesentliche  Rolle. 

3.  Nach  Art  der  Sicherstellung  des  Gläu- 
bigers: 

a)  Personalkredit.  Er  wird  gegeben  im 
Vertrauen  auf  die  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit und  die  Ehrlichkeit  des  Schuldners. 
Er  kann  sein: 

ä)  ein  einfacher  Personalkredit:  Nur 
die  Person  des  Kreditnehmers  haftet  oder 

ß)  ein  Bürgschaftskredit:  Neben  dem 
Kreditnehmer  übernehmen  noch  eine  oder 
mehrere  Personen,  eine  Firma  usw.  eine  Ga- 
rantie. 

b)  Realkredit.  Die  Garantien  liegen  haupt- 
sächlich in  Pfandrechten,  welche  der  Kredit- 
nehmer dem  Kreditgeber  eingeräumt  hat  und 
rechtlich  auch  einräumen  darf.  Der  Realkredit, 
der  also  gewährt  wird  auf  Grund  des  Be- 
sitzes des  Schuldners,  kann  sein: 

ß)  ein  Faustpfandkredit:  Die  beweg- 
lichen Pfänder  (Wertpapiere,  Waren,  Nutzungs- 
gegenstände, Edelmetalle  usw.)  gehen  in  der 
Regel  bis  zur  Zahlung  der  Schuld  in  den  Be- 
sitz des  Kreditgebers  über.  Wird  das  Pfand 
zur  verabredeten  Zeit  nicht  eingelöst,  so  kann 
sich  der  Gläubiger  durch  dessen  Verkauf  schad- 
los halten. 

ß)  ein  Hypothekarkredit:  Das  Pfandob- 
jekt bleibt,  mit  dem  Betrage  der  Forderung 
belastet,  im  Besitz  des  Schuldners.  Der  Gläu- 
biger kann  erst  dann  die  Hand  auf  das  ver- 
pfändete Objekt  legen,  wenn  der  Schuldner 
seinen  Verpflichtungen  nicht  nachgekommen  und 
Klage  beim  Gericht  erhoben  ist. 
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Da  es  sich  um  ein  unbewegliches  Pfand 
handelt,  so  nennt  man  diesen  Kredit  auch 
Immobiliarkredit. 

4.  Nach  dem  Zweck  der  Verwendung 
der  durch  Kredit  erlangten  Güter: 

a)  Konsumtivkredit:  Die  auf  Kredit  er- 
haltenen Güter  dienen  zur  Befriedigung  lau- 
fender Bedürfnisse,  zum  Lebensunterhalt,  zur 
Verzehrung  (Konsumtion). 

b)  Produktivkredit:  Der  Kredit  wird  ge- 
währt im  Vertrauen  auf  schöpferische  Arbeit. 
In  produktiven  Unternehmungen  soll  er  Ver- 
wendung finden. 

Der  Produktivkredit  braucht  nicht  immer 
volkswirtschaftlich  nützlich  und  der  Konsum- 
tivkredit nicht  immervolkswirtschaftlich  schäd- 
lich zu  sein.  Ein  Unternehmer,  der  Schulden 
gemacht  hat,  um  seinen  Betrieb  zu  vergrössern, 
ohne  jedoch  auf  die  Absatzfähigkeit  des  betr. 
Artikels  und  die  Rentabilität  seines  Unter- 
nehmens Rücksicht  genommen  zu  haben,  han- 
delt vielleicht,  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  ebenso  unwirtschaftlich,  wie 
etwa  jemand,  der  Schulden  macht,  um  gut  essen 
und  trinken  und  seinen  Vergnügungen  nach- 
gehen zu  können,  ohne  an  die  Zukunft  zu 
denken.  Andererseits  kann  aber  auch  der  soge- 
nannte Konsumtivkredit  vom  volkswirtschaftli- 
chen Standpunkt  aus  wohl  berechtigt  sein,  wenn 
er  zur  Heranbildung  oder  Erhaltung  von  Pro- 
duktivkräften in  Anspruch  genommen  wird,  z.  B. 
zum  Unterhalteines  Studenten  während  seiner  Stu- 
dien, eines  Künstlers  während  seiner  Ausbildung, 
oder  wenn  geschulte  Arbeitskräfte  erhalten  werden 
sollen,  oder  bei  Krankheit,  Arbeitslosigkeit  usw. 

Innerhalb  des  Produktivkredites  unter- 
scheidet man  wieder: 

a)  den  Betriebskredit,  welcher  aufgenom- 
men wird,  um  den  Betrieb  des  Unternehmens 
ungestört  aufrecht  zu  erhalten,  wenn  ausstän- 
dige Beträge,  erwartete  Gelder  einmal  nicht  einge- 
gangen sind.  Seiner  Natur  nach  ist  er  kurzfristig. 

ß)  den  Besitz-  oder  Rentenkredit,  wel- 
cher die  Mittel  zum  Ankauf  von  Maschinen, 
zum  Bau  oder  der  Vergrösserung  des  Fabrik- 
gebäudes usw.  gewähren,  also  zur  Vergrösse- 
rung des  Stammkapitals  dienen  soll.  Die  Rück- 
zahlung dieser  Darlehen  muss  auf  mehrere  Wirt- 
schaftsperioden verteilt  werden,  es  muss  also 
langfristiger  Kredit  sein. 

5.  In  bezug  auf  das  innere  Wesen  des 
Kreditgeschäftes: 

a)  eigentliche  oder  beabsichtigte  Kre- 
ditgeschäfte. Die  Hauptform  derselben  sind  die 
Darlehnsgeschäfte,  und 


b)  notwendige  oder  natürliche  Kre- 
ditgeschäfte, wie  Pacht,  Miete,  Lohn.  Wer 
Kreditgeber  und  wer  Kreditnehmer  ist,  richtet 
sich  danach,  ob  die  Zahlung  pränumerando  oder 
postnumerando  erfolgt. 

Eine  weitere  Einteilung,  die  mitunter  noch  gemacht 
wird  in: 

a)  entgeltlicher  Kredit  und 

b)  unentgeltlicher  Kredit 

ist  von  wenig  Wert,  da  wirtschaftlich  in  Betracht  heute 
fast  nur  die  entgeltlichen  Kreditgeschäfte  kom- 
men: Wer  Kredit  in  Anspruch  nimmt,  muss  Zinsen 
zahlen,  die  mitunter  allerdings  nicht  berechnet  werden, 
sondern  in  erhöhten  Preisen  usw.  zum  Ausdruck  kommen. 

c)  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  Kredits. 

a)  Erhöhung  der  Produktivität  der  vor- 
handenen Kapitalien.  Eine  grössere  Be- 
deutung erlangte  der  Kredit  erst  bei  fortge- 
schrittener Kultur  und  nach  Ausdehnung  des 
geldwirtschaftlichen  Verkehrs.  Jetzt  erst 
wurde  die  Übertragung  von  Produktiv-  und  Ver- 
brauchsgütern von  einer  Hand  in  die  andere 
erleichtert,  da  derjenige,  der  sie  empfängt,  bei 
der  Rückgabe  nicht  an  die  konkreten  Formen 
gebunden  ist:  Das  Darlehn  wird  in  dem  all- 
gemein anerkannten  und  den  Eintausch  in  an- 
dere Güter  gestattenden  Gute,  dem  Geld 
empfangen  und  in  Geld,  das  eine  Umwand- 
lung in  jede  beliebige  andere  Form  ermög- 
licht, zurückerstattet.  Der  kreditwirtschaft- 
liche Verkehr,  der  nicht,  wie  es  von  eini- 
gen älteren  Nationalökonomen  gelehrt  wird, 
als  eine  besondere  Entwicklungsstufe  der  Volks- 
wirtschaft, sondern  als  eine  an  den  geldwirt- 
schaftlichen Verkehr  angelehnte  Form  zu  be- 
trachten ist,  tritt  immer  mehr  hervor  im  Ge- 
gensatz zu  dem  Verkehr,  bei  welchem  Leistung 
und  Gegenleistung  zeitlich  nicht  auseinander- 
fallen, dem  sogen.  Barverkehr. 

Die  hohe  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Kredits  besteht  also  darin,  dass  er  vorhan- 
dene Vermögenswerte  von  einer  Wirt- 
schaft, der  des  Eigentümers,  in  eine  andere, 
die  des  Benutzers,  überträgt.  Neue  Kapitalien, 
wie  es  der  Schotte  John  Law  und  später 
dann  Macleod  angenommen  hat,  kann  der 
Kredit  ebenso  wenig  schaffen,  wie  die  Arbeits- 
gliederung neue  Arbeiter. 

Kapitalien  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  Produk- 
tionsmittel, und  aus  Kredit  allein  kann  man  nicht  den 
geringsten  Gegenstand  anfertigen.  „Kredit  ist  ebenso 
wenig  Kapital,  wie  eine  Anweisung  auf  Geld  selbst 
Geld  ist"  (Philippovich). 

Falsch  ist  andererseits  aber  auch  die  Unter- 
schätzung des  Kredits,  wie  es  durch  John 
Stuart  Mill  geschieht,  welcher  bestritt,  dass  der 
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Kredit  an  sich  eine  produktive  Macht  sei. 
Erwiesen  und  von  den  neueren  Nationalöko- 
nomen auch  zugegeben  ist,  dass  der  Kredit 
in  der  Tat  die  vorhandenen  Kapitalien 
produktiver  macht  und  somit  fördernd  auf 
die  Güterproduktion  einwirkt.  Es  kann  dies  in 
der  Weise  geschehen,  dass 

1.  die  Kapitalien  aus  der  Hand  derjenigen, 
welche  sie  nicht  produktiv  zu  verwenden  im- 
stande sind,  in  die  Hand  der  Personen  usw. 
geleitet  werden,  welche  sie  ergiebig  ausnutzen, 
indem  sie  sie  der  Güterproduktion  zuführen. 
So  sind  z.  B.  die  Witwen  und  Waisen  meist 
nicht  in  der  Lage,  mit  dem  Vermögen,  das 
ihnen  ihr  Gatte  oder  ihre  Eltern  hinterlassen 
haben,  einen  Produktionszweig  zu  betreiben, 
desgleichen  nicht  der  Beamte  oder  Angestellte, 
der  sich  einige  Tausend  Mark  gespart  hat. 
Sie  legen  das  Geld  in  Staats-  oder  Stadtan- 
leihen, Pfandbriefen,  industriellen  Obligationen 
oder  Aktien  an  und  fördern  dadurch  vielleicht 
den  Bau  von  Eisen-  und  Strassenbahnen,  Me- 
liorationen von  Gütern,  die  Ausnutzung  von 
Patenten  usw.; 

2.  durch  kreditiertes  Kapital  auch  dem  ver- 
mögenslosen, befähigten  Kaufmann,  Landwirt, 
Handwerker  usw.  die  Möglichkeit  gegeben 
wird,  sich  selbständig  zu  machen,  und  einem 
selbständigen  Kaufmann  usw.  seinen  Betrieb 
zu  vergrössern.  „Die  Kreditwirtschaft  verleiht 
der  persönlichen  Tüchtigkeit  und  dem  morali- 
schen Wert  des  Menschen  dieselben  Eigenschaf- 
ten, die  in  der  Geldwirtschaft  das  Kapital  be- 
sitzt" (Hildebrand); 

3.  durch  Vereinigung  zahlreicher  kleinerer 
Summen  in  Sparkassen  oder  in  den  Depositen- 
kassen der  Banken  die  Ausführung  grosser,  viel 
Kapital  erfordernder  Unternehmungen  ermög- 
licht wird.  „Ohne  Kredit  wäre  die  Spekulation 
ein  Vogel  ohne  Flügel"  (Ihering). 

ß)  Ersparnis  an  metallnen  Umlaufs- 
mitteln.  Eine  weitere  Wirkung  des  Kredits 
ist,  dass  durch  Umlauf  von  Kreditpapieren 
(Wechseln),  ferner  durch  die  sog.  Geldsurro- 
gate (Checks,  Reichskassenscheine,  Banknoten), 
durch  einen  umfangreichen  Giroverkehr  und  ein 
ausgedehntes,  durch  den  Kredit  ermöglichtes  Ab- 
rechnungswesen  —  Saldierung,  Clearing  — 
(s.  den  Abschnitt  „Geld,  Bank  und  Börse")  eine 
erhebliche  Ersparnis  an  metallnen  Um- 
laufsmitteln  möglich  geworden  ist,  deren 
wirtschaftliche  Bedeutung  darin  beruht,  dass 

1.  die  Geldmenge  im  Lande  einen  Einfluss 
auf  die  Warenpreise  ausübt. 


2.  der  lokale,  nationale  und  internationale 
Zahlungsverkehr  in  hohem  Masse  vereinfacht 
wird.  Besonders  im  Bankverkehr  wird  durch 
ein  ausgedehntes  Check-,  Giro-  und  Abrech- 
nungswesen  eine  Anzahl  von  Boten  und  Geld- 
zählern erspart.  Handelt  es  sich  um  Zah- 
lungen an  einem  andern  Ort,  so  werden  durch 
Benutzung  der  genannten  Zahlungsmittel  die 
Transportkosten  erspart  oder  doch  auf  ein  Mi- 
nimum vermindert. 

Eins  der  interessantesten  Beispiele,  wie  grosse  in- 
ternationale Zahlungen  geregelt  werden,  bietet  die  Be- 
gleichung der  Kriegsentschädigung,  welche  Frank- 
reich 1871  und  in  den  folgenden  Jahren  an  Deutsch- 
land zu  entrichten  hatte.  Es  wurden  gezahlt: 
273  Millionen  Francs  in  französischem  Golde 
239         „  „        „  „  Silber 

105         ,,  ,,        „         deutschem  Golde 


.also  617  Millionen  Francs  in  klingender  Münze. 
Ferner: 

125  Millionen  Francs  in  französischen  Banknoten 
4248         „  „        „  „     Wechseln  ver- 

schiedener  Währung,    und 
325         „  ,,        wurden  für  die  Elsässisch- 

Lothringische  Eisenbahn    in  Anrechnung 
gebracht. 


also  4698  Millionen  Francs  durch  Kreditpapiere  und 
Verrechnung. 
Einige  weitere  Beispiele  von  der  Abwicklung  des 
internationalen  Zahlungsausgleiches  sind  in 
meiner  Schrift  „Organisation  des  Zahlungsverkehrs" 
mitgeteilt. 

/)  Vorsorge  für  die  Zukunft.  Der  Kredit 
weckt,  indem  er  die  Neuansammlung  von  Ka- 
pitalien fördert,  indirekt  auch  den  Sparsinn. 
Die  Möglichkeit,  jede  Summe  bequem,  sicher 
und  zinsbringend  anlegen  zu  können  — 
sei  es  durch  Einzahlung  auf  ein  Sparkassen- 
buch, sei  es  durch  Ankauf  eines  guten  Wert- 
papieres  oder  durch  Erwerbung  einer  Hypothek 
—  spornt  auch  diejenigen  zur  Sparsamkeit  und 
zur  Vorsorge  für  die  Zukunft  an,  welche  die 
Kapitalien  nicht  direkt  produktiv  verwenden 
können. 

Auf  dem  Kredit  beruht  ferner  das  ganze 
Versicherungswesen,  das  durch  schützende 
Vorkehrungen  Schaden  abzuwenden  oder  einen 
bereits  erlittenen  Schaden  ganz  oder  zum  Teil 
ersetzen  will.  Siehe  hierüber  den  diesbez.  Ab- 
schnitt. 

d)  Die  Gefahren  des  Kredits.  Soll  der 
Kreditverkehr  gesund  bleiben,  so  muss  er,  sagt 
Lexis,  ausschliesslich  Bankkredit  sein.  Er 
darf  nicht  in  leichtsinniger  Weise  genommen 
und  nicht  ohne  weiteres  gegeben  werden.  Eins 
der  wirksamsten  Mittel  gegen  leichtfertiges  Kre- 
ditieren von  Waren  ist  eine  kurze  Verjäh- 
rungsfrist.   Von  weiteren  Massregeln,  die  in 
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Deutschland  getroffen  sind,  um  einem  ungesun- 
den Kredit  und  seinen  nachteiligen  Folgen  vor- 
beugen sollen,  seien  genannt:  Die  Aufhebung 
der  Schuldhaft,  welche  den  vom  Unglück 
verfolgten  Schuldner  in  gleicher  Weise  getroffen 
hat,  wie  einen  böswilligen,  kein  Mitleid  ver- 
dienenden Schuldner,  die  Aufhebung  der 
Moratorien,  d.  h.  Suspension  der  Schuldge- 
setze, die  strafgesetzliche  Bedrohung  des 
Kreditgebens  an  Minderjährige  und  des 
Bankerotts,  die  Wuchergesetze  und  das 
Gesetz  über  die  Abzahlungsgeschäfte. 

Mit  einem  komplizierten  Räderwerk,  das  gut 
funktioniert,  so  lange  alles  in  Ordnung  ist,  das 
aber  vollkommen  zusammenbricht,  wenn  auch 
nur  eins  der  Räder  schadhaft  ist,  vergleicht 
Kleinwächter  treffend  den  Kredit.  Dieses  Zu- 
sammenbrechen kann  infolge  Verkennung  des 
Wesens  des  Kredits  und  infolge  seiner  zu  star- 
ken Überspannung  sowohl  seitens  des  Kredit- 
gebers wie  des  Kreditnehmers  erfolgen. 

Der  Kreditgeber  darf  nicht,  um  nur  mög- 
lichst grosse  Umsätze  zu  erzielen,  bei  der 
Kreditgewährung  ein  zu  weites  Herz  haben. 
Dies  gilt  für  den  kleinen  Kaufmann  ebenso 
wie  für  das  grosse  Bankhaus.  Der  Zigarren- 
kaufmann, der  Weinhändler  und  andere  Ver- 
stössen hiergegen,  wenn  sie,  wie  es  sehr  häufig 
geschieht,  Leuten,  von  denen  sie  nicht  mehr 
wissen,  als  dass  sie  laut  Adressbuch  eine  Woh- 
nung haben,  ihre  Preisverzeichnisse  zusenden 


mit  dem  Vermerk:  Ziel  drei  Monate  oder  ll 
Ziel  sechs  Monate.  Leichtsinnige  Personen 
werden  hierdurch  angespornt,  einen  Konsum- 
tivkredit in  Anspruch  zu  nehmen,  ohne  sich 
im  übrigen  wegen  der  Gegenleistung  Kopf- 
schmerzen zu  machen.  Ähnlich  liegen  die 
Verhältnisse -beim  Bankier,  der,  um  die  zahl- 
reichen Gelder,  die  ihm  anvertraut  sind,  in 
Zeiten  des  Geldüberflusses  nutzbringend  an- 
zulegen, bei  der  Einräumung  von  Krediten 
nicht  so  sorgfältig  vorgeht,  als  er  es  eigentlich 
müsste.  Der  Unternehmer,  der  das  Geld  ver- 
hältnismässig leicht  und  zu  billigem  Zinsfuss 
erhält,  produziert  nun,  wie  man  sagt,  „drauf 
los",  d.  h.  er  achtet  nicht,  ob  Produktion  und 
Absatz  im  richtigen  Verhältnis  zueinander 
stehen.  Da  dies  von  zahlreichen  Unter- 
nehmern geschieht,  erfolgt  dann  eine  Überpro- 
duktion, die  häufig  eine  allgemeine  Krisis  (siehe 
diesen  Abschnitt)  zur  Folge  hat. 

Der  Kreditnehmer  möge  stets  daran  denken, 
dass  es  fremdes  Geld  ist,  mit  dem  er  ar- 
beitet, und  dass  er  infolgedessen  doppelt  vor- 
sichtig sein  muss.  Durch  einen  augenblick- 
lichen Erfolg  soll  er  sich  nicht  zu  gewag- 
ten Spekulationen  hinreissen  lassen.  Vor  allen 
Dingen  aber,  und  sei  das  betreffende  Unter- 
nehmen scheinbar  auch  noch  so  chancenreich, 
möge  er  daran  denken,  dass  es  immer  falsch 
ist,  alles  auf  eine  Karte  zu  setzen. 

Georg  Obst. 


III,  Verteilung  der  Güter  (Distribution). 


1.  Allgemeines. 

Das  Oesamterzeugnis  der  Produktion  bildet 
ihren  Rohertrag.  Zieht  man  von  ihm  ab 
den  Betrag  der  Rohstoffe  und  der  Hilfsstoffe 
(Kohle,  Holz  usw.),  welche  durch  die  Güter- 
erzeugnis verbraucht  wurden,  sowie  den  der 
Abnützung  der  Maschinen,  der  Werk-  und 
Wohnstätten,  so  ergibt  sich  der  Reinertrag 
der  Produktion.  Seine  Verteilung  unter  die 
einzelnen  Glieder  des  Volkes  wird  bestimmt 
durch  seine  Grösse,  die  Bevölkerungszahl  und 
durch  den  Charakter  des  Verteilungssystems. 
Dieses  Verteilungssystem  kann  ein  freies  oder 
ein  künstliches  sein.  Bei  einer  künstlichen 
Güterverteilung  würde  irgend  eine  Autorität 
den  Gesamtreinertrag  zu  verteilen  haben.  Bei 
freier  Güterverteilung,  wie  sie  in  der  heutigen 
Kulturwelt  herrscht,  ist  die  Grundlage  das 
Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  und 
der  freie  Wettbewerb  unter  den  Produzierenden. 


Der  Anteil  des  einzelnen  an  der  Verteilung 
des  Reinertrages  der  Volkswirtschaft  heisst  sein 
Einkommen.  Man  versteht  im  besondern  dar- 
unter „die  regelmässigen  Jahreseinnahmen  einer 
wirtschaftlichen  Person,  welche  verbraucht  wer- 
den können,  ohne  ihre  Vermögenslage  zu  ver- 
schlechtern" (Schmoller). 

Das  sächsische  Einkommensteuer-Gesetz  vom  2.  Juli 
1878  §  25  gibt  folgende,  in  den  Gesetzen  anderer 
deutschen  Staaten  wiederkehrende  Erklärung:  „Als 
Einkommen  gilt  die  Summe  aller  in  Geld  und  Geldes- 
wert bestehenden  Einkommen,  abzüglich  der  auf  Er- 
langung, Sicherung  und  Erhaltung  dieser  Einnahmen 
verwandten  Ausgaben,  sowie  etwaiger  Schuldzinsen, 
auch  insofern  diese  nicht  zu  den  eben  bezeichneten 
Ausgaben  gehören.  Ausserordentliche  Einnahmen  durch 
Erbschaften  und  ähnliche  Erwerbungen  gelten  jedoch 
nicht  als  steuerpflichtiges  Einkommen,  sondern  als  Ver- 
mehrung des  Stammvermögens." 

Das  Einkommen  kann  Naturaleinkommen 
oder  Geldeinkommen  sein.  Naturaleinkom- 
men   wird    gewöhnlich    in    freier   Wohnung^ 
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Nahrungsmitteln  usw.  gewährt.  In  früheren 
Wirtschaftsepochen  vorherrschend,  tritt  diese 
Form  des  Einkommens  in  der  modernen  Ent- 
wicklung immer  mehr  zurück,  gegenüber  dem 
Geldeinkommen,  das  dem  einzelnen  die 
volle  Freiheit  gewährt,  durch  dieses  Tauschmit- 
tel alle  Bedürfnisse  nach  freiem  Willen  zu 
befriedigen. 

Fundiertes  Einkommen  ist  ein  aus  Ver- 
mögen fhessendes  Einkommen,  nichtfun- 
diertes Einkommen  besteht  namentlich  aus 
Arbeitslohn.  Diese  Unterscheidung  ist  insbe- 
sondere für  die  Steuerpraxis  wichtig.  (S.  den 
Abschnitt  „Finanzwissenschaft".) 

Gebundenes  Einkommen  umfasst  das  so- 
gen. „Existenzminimum",  d.  h.  das  Einkommen, 
das  von  seinem  Bezieher  zum  standesgemässen 
Unterhalt  notwendig  verbraucht  werden  muss. 
Das  Einkommen,  das  darüber  hinaus  reicht, 
heisst  freies  Einkommen.  Dies  ermöglicht 
erst  die  Weckung  und  die  Befriedigung  hö- 
herer Kulturbedürfnisse. 

Solange  der  gesamte  Reinertrag  einer  Volks- 
wirtschaft niedrig  ist,  kann  auch  von  einem 
allgemeinen  Wohlstand  der  Volksglieder  nicht 
die  Rede  sein.  Ist  der  gesamte  Reinertrag  aber 
ausreichend,  ist  er,  wie  es  der  heutige  Stand 
unserer  Technik  zweifellos  erlaubt,  jederzeit 
unschwer  zu  erhöhen,  so  liegt  die  Entscheidung 
über  den  Anteil  des  einzelnen  an  Wohlstand 
und  Kultur  nicht  sowohl  auf  dem  Gebiet  der 
Güterproduktion,  als  auf  dem  Gebiet  der  Güter- 
verteilung. Der  Kampf  um  den  Anteil  der 
einzelnen  am  gesamten  Reinertrag  der  Volks- 
wirtschaft ist  deshalb  der  Inhalt  dessen,  was 
heute  als  „Soziale  Frage"  die  Leidenschaften 
weckt  und  das  öffentliche  Leben  beherrscht. 
Diese  Tatsache  macht  ein  möglichst  exaktes 
Wissen  gerade  auf  diesem  Gebiete  für  jeden 
Staatsbürger  zur  besonderen  Pflicht. 

Bei  der  Lehre  von  der  Gütererzeugung  haben 
wir  als  die  drei  Grundfaktoren  jeder  Produk- 
tion kennen  gelernt:  den  Boden  als  Inbegriff 
der  gesamten  sichtbaren  Schöpfung,  aller  na- 
türlichen Stoffe,  Kräfte  und  Vorteile;  die  Ar- 
beit als  die  Zusammenfassung  aller  mensch- 
lichen Anstrengung  zur  Hervorbringung  von 
„Gütern"  und  das  Kapital  als  produzierte 
Produktionsmittel:  Wohn-  und  Werkstätten, 
Vorräte,  Maschinen  usw. 

Diese  drei  Produktionsfaktoren  gliedern  den 
volkswirtschaftlichen  Reinertrag  in  drei  Teile: 
Der  Teil  des  Produktes,  der  für  die  Benutzung 
der  Naturvorteile  geleistet  wird,  heisst  Grund- 
rente; die  Arbeit  erhält  den  Lohn;  die  Ent- 


schädigung für  die  Nutzung  des  Kapitals  heisst 
Zins. 

Wie  geht  nun  die  Verteilung  des  Gesamt- 
ertrages unter  diesen  drei  Faktoren  vor  sich, 
und  welche  Bedeutung  für  das  gesamte  Wirt- 
schaftsleben hat  die  Entwicklung  von  Grund- 
rente, Arbeitslohn  und  Kapitalzins?  Diese  Fra- 
gen stellen  heisst  das  soziale  Problem  auf  seine 
einfachsten  Formeln  zurückführen. 

2.  Die  Grundrente. 

„Die  Grundrente  ist  derjenige  Teil  des  Er- 
zeugnisses der  Erde  oder  die  Vergütung,  welche 
dem  Grundherrn  für  die  Benutzung  der  ur- 
sprünglichen und  unerschöpflichen  Kräfte  des 
Bodens  bezahlt  wird"  (Ricardo).  Der  Boden, 
als  Teil  der  Erdoberfläche,  auf  dem  die  Men- 
schen leben  und  wohnen  müssen,  erscheint 
zunächst  als  Baustelle  für  menschliche  Behau- 
sung. Der  Eigentümer  des  Bodens  erlaubt 
diese  Benutzung  gegen  eine  bestimmte  Ent- 
schädigung —  die  Grundrente.  Der  Acker, 
das  Feld,  die  Weide  geben  Grundrente;  denn 
das  Holz  des  Waldes  und  die  wild  wachsen- 
den Früchte,  die  auf  herrenlosem  Lande  nur 
die  Mühe  des  Einsammelns  kosteten,  sie  dürfen 
auf  Privatboden  nur  gesammelt  werden,  wenn 
für  diese  Erlaubnis  dem  Bodeneigentümer  ein 
Zuschlagspreis  —  die  Grundrente  —  abgegeben 
wird.  Ebenso  werfen  Bergwerke,  Steinbrüche, 
Wasserläufe  Grundrente  ab. 

Bei  „nacktem"  Boden,  d.  h.  bei  solchem,  auf 
den  keine  Kulturarbeit  verwandt  worden  ist, 
wird  die  Grundrente  sich  im  wesentlichen  mit 
der  Pacht  decken.  Bei  Kulturboden  muss  zu- 
nächst von  der  Pacht  der  Zins  für  die  zu 
seiner  Bewirtschaftung  gemachten  Kulturauf- 
wendungen (Gebäude,  Drainagen  usw.),  also 
der  in  diesem  Boden  steckende  Kapitalzins, 
abgezogen  werden.  Bei  der  Bergwerksrente 
muss  beachtet  werden,  dass  hier  die  Uner- 
schöpflichkeit der  Naturkräfte  nicht  Platz  greift, 
wie  beim  geregelten  Ackerbaubetrieb,  bei  dem 
durch  zweckmässige  Düngung  die  dem  Boden 
entzogenen  Stoffe  erneut  werden.  Die  Kohlen, 
Erze  usw.,  die  beim  Bergbau  gewonnen  wer- 
den, müssen  zum  Teil  als  Kapitalverbrauch 
gelten,  der  je  nach  der  grösseren  oder  ge- 
ringeren Zeitdauer  bis  zur  Erschöpfung  der 
Lager  in  Anrechnung  zu  setzen  ist. 

Die  erste  und  wichtigste  Ursache  der  Ent- 
stehung der  Grundrente  liegt  in  dem  Mono- 
pol Charakter  des  Bodens.  Der  Raum,  den 
der  Boden  bietet,  seine  Kräfte,  seine  Stoffe 
sind  nur  in  beschränktem   Masse  vorhanden; 
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deshalb  kann  sein  Eigentümer  von  demjenigen, 
der  ihn  zum  Leben  und  Arbeiten  benutzen 
muss,  eine  Rente  fordern.  Diese  Monopol- 
rente wird  überall  da  entstehen,  wo  aller  in 
Betracht  kommende  Boden  Privateigentum  ge- 
worden ist. 

Eine  Erklärung  der  Grundrente  wesentlich 
als  „Differenzialrente"  haben  Malthus  und 
Ricardo  aufgestellt,  und  der  deutsche  Land- 
wirt Johann  Heinrich  von  Thünen  hat  sie 
ausgebaut. 

Danach  beginnt  die  Bodenbebauung  stets  mit  dem 
besten  Boden.  So  lange  nur  dieser  angebaut  wird, 
werden  im  Preise  für  seine  Produkte  nur  Arbeitslohn 
und  Kapitalzins  vergütet.  Das  wird  anders,  sobald 
die  Bevölkerungszunahme  zwingt,  auch  Boden  zweiter 
Klasse  in  Kultur  zu  nehmen.  Hat  der  Boden  erster 
Klasse  100  Zentner  Korn  ergeben,  so  wird  der  Bo- 
den zweiter  Klasse,  weil  er  eben  weniger  fruchtbar 
ist,  bei  gleicher  Kapital-  und  Arbeitaufwendung  nur 
ca.  90  Zentner  Korn  ergeben.  Der  Preis  für  diese  90 
Zentner  muss  aber,  da  er  nur  Kapital  und  Arbeit  ent- 
schädigt, so  hoch  sein,  wie  früher  der  von  100  Zent- 
nern auf  dem  besten  Boden  war.  Jetzt  erhält  aber 
auch  der  Besitzer  dieses  Bodens  für  90  Zentner  so 
viel,  wie  er  früher  für  100  Zentner  erhalten  hat.  Hier- 
aus ergibt  sich  also  ein  Plus  von  10  Zentnern  für  ihn, 
und  dieses  Plus  bildet  seine  Grundrente.  Wird  Boden 
dritter  Klasse  in  Anbau  genommen,  auf  dem  gleiche 
Kapital-  und  Arbeitaufwendung  nur  80  Zentner  Er- 
trag liefern,  so  gewinnt  auch  der  Boden  zweiter  Klasse 
Grundrente  (10  Zentner).  Die  Grundrente  des  Bo- 
dens   erster  Klasse  aber  wird  auf  20  Zentner  steigen. 

Ricardo  irrt,  wenn  er  meint,  dass  auf  dem 
jeweiligen  schlechtesten  Boden  niemals  Grund- 
rente entstehen  könne.  Ist  kein  freier  Boden 
mehr  vorhanden,  fordert  aber  die  wachsende 
Volkszahl  auch  die  Bebauung  des  schlechte- 
sten Bodens,  so  wird  auch  hier  Monopol- 
rente entstehen,  indem  sein  Eigentümer  seine 
Benutzung  nur  gestattet,  wenn  er  dafür  die 
geforderte  Gegenleistung  erhält.  Ausser  der 
verschiedenen  Fruchtbarkeit  wird  auch  die  ver- 
schiedene Lage  verschiedene  Rente  hervor- 
rufen. Die  Transportkosten  der  Erzeugnisse 
nach  dem  Absatzmarkt  haben  auf  die  Gestal- 
tung der  Grundrente  oft  bestimmenden  Ein- 
fluss. 

Eine  ausserordentlich  wichtige  Erscheinung, 
die  den  Grund  und  Boden  grundsätzlich  von 
allen  andern  Faktoren  der  Volkswirtschaft 
trennt,  ist  seine  Preisbildung.  Während  bei 
allen  „Waren"  die  Basis  der  Preisbildung  die 
Herstellungskosten  sind,  ist  bei  Grund  und 
Boden  die  Grundrente  die  Preisbasis.  Der 
Bodenpreis  ist  die  kapitalisierte  Grundrente. 
Die  Möglichkeit,  für  den  nackten  Boden  4  M 
Pacht  zu  erhalten,  gibt  diesem  Boden  einen 
Marktwert  von  100  M.   Die  Grundrente  selbst 


aber  wird  bestimmt  durch  Angebot  und  Nach- 
frage. Dieser  Gedanke  ist  für  die  Steuerpraxis 
ausserordentlich  wichtig.  Eine  Steuer  auf  Roh- 
stoffe und  auf  fertige  Produkte  setzt  den  Waren- 
preis in  die  Höhe;  eine  Steuer  auf  nackten 
Grund  und  Boden  setzt  den  Bodenpreis  herab. 
Wenn  auf  einem  Stück  Land,  das  4  M  Grund- 
rente bringt,  1  M  Steuer  gelegt  wird,  so  wird 
der  Marktwert  dieses  Grundstückes  auf  75  M 
herabsinken. 

Ebenso  würde  der  Erlass  einer  Grundsteuer 
nur  den  Preis  des  Bodens  in  die  Höhe  setzen, 
ein  Vorteil,  der  beim  nächsten  Erbfall  oder 
Verkauf  kapitalisiert  wird,  so  dass  der  zweite 
Besitzer  keinerlei  Vorteil  davon  hätte,  da  er 
in  erhöhten  Hypothekenzinsen  jenen  Steuer- 
betrag an  Private  zu  entrichten  hätte.  Eine 
Abwälzung  einer  Bodensteuer  auf  Pächter  und 
Mieter  aber  ist  bei  dieser  Sachlage  ausge- 
schlossen. 

,,Eine  Steuer  auf  Grundrente",  sagt  Stuart  Mill, 
, .fällt  ausschliesslich  auf  die  Eigentümer  des  Grund  und 
Bodens.  Es  gibt  keinerlei  Mittel  und  Wege,  die  sie 
instand  setzen  könnten,  diese  Steuer  auf  andere  ab- 
zuwälzen". „Eine  Steuer  auf  Grundrente",  erklärt  Ri- 
cardo, ,, würde  ganz  und  gar  auf  die  Grundeigen- 
tümer fallen.  Sie  könnte  auf  keine  Konsumentenklasse 
abgewälzt  werden",  und  Ad.  Wagner  sagt  in  seiner 
Schrift  „Wohnungsnot  und  Bodenfrage":  ,,Es  gilt  die 
alte  nationalökonomische  Regel,  die  schon  von  der 
klassischen  Nationalökonomie  aufgestellt  worden  ist: 
eine  Steuer,  die  auf  Grundrente  fällt,  kann  nicht  eigent- 
lich abgewälzt  werden.  Sie  wird  von  demjenigen  ge- 
tragen, der  sie  zahlen  muss". 

Die  für  die  Praxis  wichtigste  Unterscheidung 
der  Arten  der  Grundrente  ist  die  in  landwirt- 
schaftliche, städtische  und  Bergwerks- 
rente. 

Die  landwirtschaftliche  Grundrente  in 
Deutschland  bewegt  sich  zur  Zeit  trotz  der 
starken  Vermehrung  der  Volkszahl  nicht  durch- 
weg in  steigender  Linie.  Die  Pachtergebnisse 
der  preussischen  Domänen  geben  sogar  zum 
Teil  eine  sinkende  Ziffer,  die  in  einzelnen  Ge- 
bieten recht  erheblich  ins  Gewicht  fällt. 

Der  Pachtertrag  sank  von  1890 — 99  pro  ha  z.  B.  im 
Regierungsbezirk  Liegnitz  von  42.50  auf  31.50  M, 
im  Regierungsbezirk  Potsdam  von  30.59  auf  25.43  M, 
im  Regierungsbezirk  Marienwerder  von  27.60  auf 
23.13  M. 

Die  Ursache  dieser  Erscheinung  ist  die  Er- 
schliessung weiten  landwirtschaftlichen  Neu- 
landes in  Nord-  und  Südamerika,  zum  Teil 
auch  in  Ostindien.  Hier  wird  der  Boden  zu 
einem  ausserordentlich  niedrigen  Preise,  mit- 
unter sogar  noch  unentgeltlich  (Heimstätten- 
land), abgegeben.  Die  natürliche  Fruchtbarkeit 
dieser  Gebiete  ist  ausserordentlich  gross.  Trotz 
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der  grösseren  Transportkosten  kann  dieses  Land 
seine  Früchte  auch  auf  den  europäischen  Markt 
so  billig  bringen,  dass  dadurch  die  landwirt- 
schaftliche Grundrente  in  den  alten  Kultur- 
staaten in  weitem  Umfang  zum  Stillstehen,  ja 
zum  Rückgang  gezwungen  worden  ist.  Aller- 
dings wird  diese  Erscheinung  nur  vorüber- 
gehend sein  können,  da  auch  in  den  neu  er- 
schlossenen Ländern  die  stetig  fortschreitende 
Industrie  immer  mehr  Boden  beschlagnahmt, 
das  Durchschnittslohnniveau  hebt  und  immer 
mehr  Landprodukte  für  den  eigenen  Markt 
beansprucht. 

Ein  Beweis  dafür,  dass  die  landwirtschaft- 
liche Grundrente  und  damit  das  wirkliche  Ei- 
gentum des  Bodens  unter  den  gegenwärtigen 
Rechtsverhältnissen  immer  mehr  den  Bauern, 
d.  h.  also  den  Bearbeitern  des  Bodens  entzogen 
wird,  ist  auch  die  Hypothekarverschuldung. 
Es  ist  zu  beklagen,  dass  über  die  Höhe  der 
Hypothekarverschuldung  in  Deutschland  kein 
genügendes  amtliches  Material  vorliegt. 

Preussen  bringt  seit  1886  amtliche  An- 
gaben über  die  Hypothekarbewegung,  d.  h. 
über  die  Eintragungen  und  über  die  Löschun- 
gen. Danach  ergibt  sich,  dass  die  Zunahme 
der  Verschuldung,  d.  h.  die  Summe  der  Hypo- 
theken, die  mehr  eingetragen  als  gelöscht  wur- 
den, allein  für  die  preussische  Landwirtschaft 
folgende  Zahlen  aufweist: 

in  Millionen  M  in  Millionen  M 

1886  133       1895    264 

1887  88       1896    277 

1888  116      1897    321 

1889  179      1898    358 

1890  156      1899    388 

1891  206      1900    396 

1892  208      1901    403 

1893  228       1902    395 

1894  237  1903  444 
Einem  Teil  dieser  ungeheuren  Schuldenver- 
mehrung steht  ja  wohl  eine  Vermehrung  des 
Wertes:  Gebäude,  Umzäunung  usw.  gegenüber; 
aber  es  wäre  in  jedem  Falle  wirtschaftlich  un- 
gesund, wenn  alle  Verbesserungen  an  unserem 
Kuhurboden  durch  Schuldenvermehrung  auf- 
gewogen würden.  So  weit  man  aber  Zahlen 
vergleichen  kann,  steigt  die  Verschuldung  weit 
schneller  als  der  Versicherungswert. 

In  Bayern,  rechts  vom  Rhein,  z.  B.  war  der  Zu- 
wachs 

des  Versicherungswertes       der  Hypothekenschuld 
in  Millionen  Mark 
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1895: 

93,9 

129,64 

1896: 

114,6 

165,46 

1897: 

149,0 

227,39 

Das  Bedenklichste  bei  dieser  ganzen  Erschei- 
nung besteht  darin,  dass  der  kleinbäuerliche 
Besitz  am  schwersten  von  der  Schuldenver- 
mehrung betroffen  wird.  Nach  den  von  der 
preussischen  Staatsregierung  in  den  Jahren  1883 
und  1896  in  42  Amtsgerichtsbezirken  verschie- 
dener Provinzen  aufgenommenen  Proben  über 
den  Gang  der  Verschuldung  betrug  die  Zu- 
nahme in  dieser  Zeit  bei  Gütern  mit  1500M 
Grundsteuerreinertrag  1 8,7  ^j^,  bei  mittelbäuer- 
lichem Besitz  (300—1500  M  G.  -  R.  -  Ertrag) 
37,8%,  bei  kleinbäuerlichen  Besitzungen  (90 
bis  300  M  G.-R.-Ertrag)  55,1  oj^. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  eine  solche  Ent- 
wicklung schwere  Gefahren  in  sich  birgt.  Die 
namentlich  von  der  Schule  der  deutschen  Bo- 
denreformer geforderte  planmässige Entschul- 
dung und  Schaffung  eines  deutschen  Agrar- 
rechts, das  eine  schrankenlose  Verschuldung 
des  Kulturbodens  ausschliesst,  wird  immer  mehr 
in  den  Vordergrund  der  Agrarpolitik  rücken. 
Zur  Zeit  plant  die  preussische  Staatsregierung 
„Probeentschuldungen",  zunächst  für  die  Pro- 
vinzen Brandenburg  und  die  Rheinprovinz. 

Die  städtische  Grundrente  zeigt  den 
Charakter  der  Monopolrente  am  deutlichsten. 
Hier  kann  von  einer  Arbeit  des  Eigentümers 
an  der  Baustelle  selbst  in  der  Regel  keine 
Rede  sein.  Die  Höhe  der  städtischen  Grund- 
rente ist  zunächst  abhängig  von  der  Aus- 
nutzungsmöglichkeit der  Baustelle.  Wo  durch 
den  Einfluss  von  Sitte  und  Gewohnheit  oder 
Gesetz  nur  kleine  Häuser  möglich  sind,  bleibt 
die  Rente,  welche  die  Baustelle  gewährt,  die 
„Hausrente",  in  bescheidenen  Grenzen.  Wo, 
wie  im  Osten  Deutschlands,  die  Mietskaserne 
erlaubt  ist,  wächst  die  Hausrente  zur  schwin- 
delnden Höhe  der  „Kasernierungsrente". 
Indem  die  Baustellenpreise  die  Ausnutzungs- 
möglichkeit des  Raumes  vorweg  beschlagnah- 
men, verkehren  sie  jeden  Versuch,  durch  Ka- 
sernenbau die  Wohnungsherstellung  zu  ver- 
billigen, in  sein  Gegenteil. 

Die  Wohnungen  in  den  besten  Bauformen, 
wie  sie  in  England,  in  Belgien  und  in  West- 
deutschland vorhanden  sind,  sind  billiger  als 
die  schlechtesten  Hofwohnungen  von  Berlin, 
Hamburg  und  Leipzig.  Gute  Bauordnungen, 
welche  die  Mietskasernen  unmöglich  machen, 
senken  also  nur  die  Grundrente,  steigern  aber 
nie  die  Wohnungspreise! 

Als  der  Landrat  von  Stuben  rauch  durch  seine  viel- 
zitierte ,, Teltower  Bauordnung"  den  Mietskasernenbau  in 
einer  Reihe  von  Berliner  Vororten  zu  beschränken  suchte, 
sanken  an  dem  Tage  dieses  Erlasses  (20.  Dezember  1892) 
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die  Aktien  der  Terraingesellschaft  „Kurfürstendamm"  um 
16,  die  der  Terraingesellschaft  „Friedenau"  um  37  "/o- 

Eine  besonders  wichtige  Erscheinung  der 
Grundrente  ist  ihr  stetes  Steigen  dort,  wo  die 
Bevölkerung  sich  vermehrt  und  die  Kulturein- 
richtungen ausgebaut  werden.  Jeder  Bau  einer 
Schule,  einer  Kirche,  einer  Kaserne,  jeder  Aus- 
bau von  Verkehrsmitteln,  jede  Anlegung  von 
Schmuckplätzen  bringt  der  Grundrente  des  an- 
liegenden Bodens  einen  Zuwachs.  Die  Schule 
der  deutschen  Bodenreformer  hat  deshalb  diese 
„Grundrente  von  morgen"  Zuwachsrente 
genannt. 

Für  die  Umgebung  Dresdens  hat  Geh.  Regierungs- 
rat von  Nostiz  beachtenswerte  Berechnungen  aufge- 
stellt. Nach  ihm  wechselte  im  Vorort  Lob  tau  ein 
Grundstück  in  einem  Jahre  fünfmal  den  Besitzer,  und 
der  Kaufpreis  stieg  dabei  von  32000  auf  290000  M. 
Der  Quadratmeter  Bauland  stieg  in  den  Jahren  1879 — 
1899  durchschnittlich  in  den  Vororten  Deuben  um  200, 
Kalitz  550,  Reick  570,  Cotta  1100  und  in  Laubegast 
um   13007o. 

In  der  Kolonie  Grunewald  bei  Berlin  stieg  in 
10  Jahren  (1889-99)  der  Wert  der  Quadratrute  von 
40  M  auf  700  M. 

Der  Wert  des  nackten  Bodens  von  Charlotten- 
burg im  ganzen  wurde 

1886  auf  45  Millionen  M 

1897    „  300         „  „     geschätzt. 

In  einem  Jahrzehnt  also  (von  1886 — 97)  ist  der 
Gesamtwert  des  Bodens  von  Charlottenburg  um  mehr 
als  ^/^  Milliarde  M  gewachsen.  Die  Bevölkerung  nahm 
in  derselben  Zeit  um  etwa  100000  Köpfe  zu,  d.  h.  jeder 
neu  einziehende  oder  neugeborene  iÜensch  vermehrte 
den  Wert  des  nackten  Bodens  um  durchschnittlich  2500  M. 

Diese  Zuwachsrente  nun  kann  sein  eine 
„natürliche"  und  eine  „spekulative".  Überall, 
wo  Menschenzahl  und  Kulturarbeit  sich  mehrt, 
wird  die  Arbeit  des  einzelnen  so  viel  lohnen- 
der werden,  dass  er  für  die  Möglichkeit  dieser 
Arbeit,  d.  h.  für  die  Benutzung  des  Bodens 
an  dieser  Stelle,  willig  einen  höheren  Preis 
entrichtet.  Sind  Aussenterrains,  d.  h,  Land  an 
der  Peripherie,  „frei",  d.  h.  ist  dort  noch  die 
landwirtschaftliche  bzw.  die  gärtnerische  Grund- 
rente Basis  des  Preises,  so  wird  die  Zuwachs- 
rente nur  wirklichem  Vorteil  gegenüber  in  Er- 
scheinung treten.  Anders  ist  es  aber,  wenn 
das  Land  an  der  Peripherie  sich  in  „festen 
Händen"  befindet,  welche  die  Haus-  oder  ja 
die  Käsern ierungsrente  als  Grundlage  des  Preises 
anzuerkennen  zwingen.  Dann  setzt  die  moderne 
Terrainspekulation  ein.  In  dieser  „spekulativen" 
Zuwachsrente  ist  zuletzt  die  Ursache  der  Bo- 
denteuerung und  damit  des  Wohnungselends 
(s.  S.  186  ff.)  unserer  modernen  Industrieplätze 
zu  suchen. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  städtische  Grund- 
rente einen  übermässigen  Anteil  an   dem  Er- 


trage der  Volkswirtschaft  beschlagnahmt.  Der 
nackte  Boden  von  Berlin  wird  zur  Zeit  auf  i 
mindestens  4000  Millionen  M  geschätzt.  Rech- 
net man  die  reine  Grundrente  zu  4  ^/q,  so  er- 
gibt sich,  dass  sie  jährlich  160  Millionen  M, 
d.  h.  an  jedem  Arbeitstag  500000  M  von  dem 
Reinertrag  für  sich  beansprucht.  Dann  erst 
kann  an  eine  Verzinsung  für  das  Kapital,  das 
in  Häusern,  Werkzeugen,  Maschinen  usw.  steckt, 
dann  erst  kann  an  Lohn  für  alle  geistige  und 
körperliche  Arbeit  gedacht  werden.  Diese 
städtische  Grundrente  aber,  so  folgert  die  heute 
in  den  anglo-sächsischen  Ländern  vielfach  herr- 
schende und  auch  in  Deutschland  schnell  wach- 
sende Schule  der  Bodenreformer,  ist  allein  ein 
Produkt  der  Zusammenarbeit  aller.  Würden 
die  Bewohner  Berlins  diesen  Ort  verlassen,  so 
würde  die  Grundrente  mit  einem  Schlage  auf 
die  überaus  geringe  landwirtschaftliche  Rente 
für  unfruchtbaren  Sandboden  zurücksinken. 
Ihre  Reformvorschläge  gehen  deshalb  dahin, 
einen  möglichst  hohen  Teil  der  Grundrente, 
und  namentlich  der  Zuwachsrente,  für  die  Ge- 
samtheit zu  gewinnen,  so  die  Spekulation  in 
Boden  unfruchtbar  zu  machen,  damit  auszu- 
schalten, und  der  Gesamtheit  steigende  Ein- 
nahmen zuzuführen  (s.  den  Abschnitt  „Finanz- 
wissenschaft"). 

Die  Bergwerksrente  beansprucht  deshalb 
eine  besondere  Beachtung,  weil  sie  am  leich- 
testen monopolisiert  werden  kann,  was  bei 
der  landwirtschaftlichen  Grundrente  fast  aus- 
geschlossen erscheint,  und  selbst  bei  der  städti- 
schen nur  in  Ausnahmefällen  möglich  ist.  Pe- 
troleum, Quecksilber,  Kohlen,  Eisen,  diese  un- 
entbehrlichen Grundlagen  aller  menschlichen 
Produktion  können  leicht  von  Kartellen  oder 
Trusts  oder  auch  einzelnen  beherrscht  oder, 
wie  der  fachmännische  Ausdruck  lautet,  „kon- 
trolliert" werden.  Dass  Monopolisierungen 
dieser  Stoffe  die  Industrie  in  eine  Abhängig- 
keit bringen  können,  die  für  die  gesamte  Ent- 
wicklung eines  Volkes  grosse  Gefahren  in  sich 
birgt,  ist  klar.  Im  Hinblick  darauf  hat  selbst 
Schmoller,  der  sich  stets  sehr  vorsichtig 
ausdrückt,  das  Wort  geprägt:  „Tatsächliche 
Monopolien  werden  am  besten  durch  den  Staat, 
d.  h.  die  Allgemeinheit  kontrolliert." 

3.  Der  Arbeitslohn. 

Der  Teil,  den  die  Arbeit  am  Reinertrag  der 
Volkswirtschaft  erhält,  heisst  Lohn.  Unter  Lohn 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  versteht  man 
das  vertragsmässige  Entgelt  bei  vorwiegend 
körperlicher  Arbeit.     Bei  einer  Anstellung  auf 
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längere  Zeitdauer  und  bei  vorwiegend  geistiger 
Arbeitsleistung  wird  der  Lohn  zum  „Gehalt". 
Bei  einzelnen  Berufsklassen  (Schauspielern) 
heisst  der  Lohn  Gage.  Honorar  wird  er  ge- 
nannt in  den  sogenannten  freien  oder  liberalen 
Berufen. 

Der  Lohn  kann  in  Gebrauchsgegenständen 
(Wohnung,  Lebensmitteln  usw.)  oder  in  Geld 
gezahlt  werden.  Je  nachdem  dies  geschieht, 
unterscheidet  man  Naturallohn  und  Geldlohn. 
Der  Naturallohn  ist  die  ältere  Form  der 
Entlöhnung.  Er  tritt  jetzt  immer  mehr  zurück 
und  ist  selbst  da,  wo  er  noch  herrscht  —  bei 
Dienstboten,  landwirtschaftlichen  Arbeitern, 
Gärtnern,  Lehrlingen  usw.  —  immer  nur  in 
Verbindung  mit  dem  Geldlohn  üblich.  Der 
Naturallohn  hat  den  Vorteil,  die  Arbeiter  von 
den  Schwankungen  der  Marktpreise  für  die 
unentbehrlichsten  Lebensbedürfnisse  unabhän- 
gig zu  machen.  Er  vermehrt  aber  die  Ab- 
hängigkeit von  dem  Arbeitgeber  so  weit,  dass 
seine  Aufrechterhaltung  nur  noch  dort,  wo 
wirklich  eine  Teilung  der  Hauswirtschaft  durch 
die  Natur  der  Dienste  geboten  ist,  möglich 
sein  wird.  Die  Versuche  industrieller  Unter- 
nehmer, sich  durch  Naturallöhnung  in  Form 
von  Lebensmitteln  an  ihre  Arbeiter  einen  be- 
sonderen Gewinn  zu  sichern  (Trucksystem) 
sind  heute  in  Deutschland  gesetzlich  verboten. 

Wenn  der  Lohn  nur  nach  der  Zeit  der  Ar- 
beit (Tag,  Woche,  Monat  usw.)  bestimmt  wird, 
so  nennt  man  ihn  Zeitlohn.  Wird  er  nach 
dem  Produkt  der  Arbeit  bestimmt,  so  spricht 
man  von  Stück-  oder  Akkordlohn. 

Der  Zeitlohn  ist  in  seiner  Berechnung  der 
einfachste.  Er  gibt  den  Arbeitenden  die  Mög- 
lichkeit, für  bestimmte  Zeiten  mit  bestimmten 
Summen  zu  rechnen.  Der  Stücklohn,  der 
den  Lohn  nach  der  individuellen  Leistung  fest- 
setzt, gibt  dem  Arbeiter  eine  grössere  Unab- 
hängigkeit. Die  Überwachung,  die  beim  Zeit- 
lohn vom  Arbeitgeber  ununterbrochen  geübt 
werden  muss,  fällt  hier  fort.  Besondere  Tuch- ' 
tigkeit  und  besonderer  Fleiss  können  bei  diesem 
System  auch  besonderen  Vorteil  erreichen. 
Allerdings  steht  diesem  Vorteil  die  Gefahr 
gegenüber,  dass  die  einzelnen  ihre  Kräfte  über 
Gebühr  anstrengen  („Akkordarbeit  —  Mord- 
arbeit"). 

Ein  Versuch,  die  Vorteile  des  Zeitlohns  und 
des  Stücklohns  zu  verbinden,  stellt  die  „Prä- 
mienlöhnung" dar.  Die  Grundlage  ist  der 
Zeitlohn.  Wird  vom  einzelnen  die  Durchschnitts- 
leistung überschritten,  so  werden  ihm  beson- 
dere Vergütungen  bewilligt,    die   man   wieder 


als  Fleiss-Prämien  (bei  vergrösserter  Ar- 
beitsmenge) als  Qualitätsprämien  (für  be- 
sonders gute  Arbeitsprodukte)  und  als  Er- 
sparnisprämien (bei  vorsichtigem  Gebrauch 
der  Rohstoffe,  schonender  Behandlung  der 
Werkzeuge)  unterscheiden  kann. 

Eine  unmittelbare  Verbindung  von  Zeit-  und 
Stücklohn  bietet  dasGruppenakkordsystem. 
Hier  übernimmt  eine  Vereinigung  von  Arbei- 
tern gegen  einen  bestimmten  Lohn  eine  be- 
stimmte Arbeitsleistung.  Zunächst  berechnen 
die  Arbeiter  einen  bestimmten  Tagelohn,  Er- 
zielen sie  durch  ihre  Leistung  einen  Überschuss 
über  diesen  Zeitlohn,  so  wird  dieser  nach 
Massgabe  der  verdienten  Löhne  verteilt.  Mög- 
lich ist  dieses  System  nur  dann,  wenn  eine 
Gruppe  von  Arbeitern  sich  eine  selbstgewählte 
Autorität  setzt,  mit  der  bindende  Abmachungen 
getroffen  werden  können. 

Eine  namentlich  in  Frankreich  viel  gerühmte 
und  auch  in  Deutschland  neuerdings,  beson- 
ders durch  den  verdienten  Grossindustriellen 
Heinrich  Freese  empfohlene  Ausbildung  des 
Lohnsystems  soll  durch  die  Gewinnbeteiligung 
der  Angestellten  erreicht  werden.  Ihr  Wesen 
ist  die  Scheidung  des  Lohns  in  einen  festen 
und  in  einen  beweglichen  Teil.  Letzterer  soll 
steigen  und  fallen  mit  dem  Ergebnis  des  Be- 
triebes und  so  die  gegen  Lohn  Angestellten 
mit  seinem  Gedeihen  und  Verderben  in  einen 
unmittelbaren  Zusammenhang  bringen.  Der 
vielfach  erhobene  Einwand,  dass  dann  die  An- 
gestellten auch  an  dem  Verlust  des  Betriebes 
beteiligt  werden  müssten,  ist  hinfällig.  Man 
braucht  nur  an  die  überall  üblichen  „Tan- 
tiemen" der  Aufsichtsratsmitglieder  zu  erinnern, 
die  auch  eine  Art  Gewinnbeteiligung  darstellt. 

Ein  interessanter  Versuch  ist  seitens  der  Berliner 
Omnibusgesellschaft  angestellt  worden,  indem  sie  als 
Gewinnbeteiligung  für  jeden  Wagenführer  imd  Kutscher 
die  Dividende  einer  Aktie  von  300  M  festgesetzt  hat. 
Unternehmer,  wie  der  schon  genannte  Heinrich  Freese 
in  Berlin,  Professor  Abbe  in  Jena  rühmen  die  prak- 
tische Wirkung,  die  das  Interesse  für  den  Betrieb  wecken, 
den  Fleiss,  die  Sorgfalt  der  Angestellten  erhöhen.  Auch 
die  Badische  Staatseisenbahnverwaltung  hat  in  den 
Jahren  1882 — 90  mit  der  Gewinnbeteiligung  gute  Er- 
fahrungen gemacht,  und  ihre  Aufhebung  wurde  durch 
Gründe  herbeigeführt,  die  ausserhalb  der  Sache  selbst 
lagen. 

Eng  verwandt  mit  der  Gewinnbeteiligung 
ist  das  System  der  gleitenden  Lohnskalen 
(sliding  Scale  in  England,  in  Amerika  „Basis- 
System"). 

Der  Verkaufspreis  der  Produkte  und  der 
Lohn  sollen  durch  diese  Art  der  Löhnung  in 
eine  bestimmte  Wechselbeziehung  gebracht  wer- 
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den,  so  dass  die  Löhne  je  nach  derHöhe  der  Ver- 
kaufspreise steigen  und  sinken.  Das  Entschei- 
dende über  den  Wert  der  Lohnskala  ist  die 
Festsetzung  des  „Normallohns"  und  des  „Nor- 
malpreises". Der  jeweilige  „Marktpreis"  wird 
von  Vertrauensmännern  der  Arbeitgeber  und 
der  Arbeitnehmer  gemeinschaftlich  für  bestimmte 
gleiche  Zeiträume  festgesetzt,  und  das  Verhält- 
nis zwischen  Marktpreis  und  Normalpreis  be- 
stimmt auch  das  Verhältnis  zwischen  dem 
wirklichen  Lohn  und  dem  Normallohn.  Schon 
aus  dem  Wesen  dieser  Lohnart  geht  hervor, 
dass  zur  Durchführung  der  Lohnskala  bestimmte 
Voraussetzungen  gegeben  sein  müssen.  Sie  wird, 
da  es  sich  nur  um  Durchschnittsberechnun- 
gen handeln  kann,  bei  Gewerben  anwendbar 
sein,  bei  denen  die  Herstellungskosten  ziemlich 
gleichartige  bleiben,  also  bei  Gewinnung  von 
Rohstoffen,  wie  Kohlen,  Eisen  usw.  und  ferner 
bei  Vorhandensein  von  starken  Organisationen, 
sowohl  der  Arbeitgeber  als  auch  der  Arbeit- 
nehmer. Ist  dies  der  Fall,  dann  kann  die 
„gleitende  Lohnskala"  wohl  zum  wirtschaftlichen 
Frieden  beitragen. 

Nach  der  amtlichen  britischen  Arbeitsstatistik  haben 
allein  im  Januar  1900  etwa  153  000  Arbeiter  eine  Lohn- 
steigerung nach  den  Vorschriften  der  „sliding  scales" 
erhalten. 

Über  die  Frage,  welche  Gesetze  die  Höhe 
des  Lohns  in  einer  Volkswirtschaft  bestim- 
men, sind  verschiedene  Theorien  aufgestellt, 
über  deren  Einzelheiten  auf  den  historischen 
Abriss  verwiesen  werden  muss.  Hier  sei  nur 
bemerkt,  dass  die  von  Malthus  und  Ricardo 
begründete  und  von  Lassalle  ausgebaute  Lehre 
des  „ehernen  Lohngesetzes"  heute  mehr  und 
mehr,  auch  von  marxistischer  Seite,  aufgegeben 
wird.  Die  von  Heinrich  von  Thünen  zuerst 
ausgeführte,  dann  von  der  Schule  der  Boden- 
reformer, namentlich  von  Henry  George  aus- 
gebaute Lehre,  dass  der  Arbeitslohn  von  den 
Bodenrechtsverhältnissen  abhängt,  gewinnt  im- 
mer mehr  Bedeutung.  Nach  ihr  hängt  die 
Lohnhöhe  „von  der  Grenze  des  Anbaues"  ab, 
d.  h.  davon,  wie  schwer  oder  wie  leicht  es 
der  Arbeit  wird,  Zugang  zum  Boden  und 
den  in  ihm  ruhenden  Rohstoffen  zu  gewinnen. 
So  lange  jemand  das  Allernötigste  sich  selbst 
in  freier  selbständiger  Arbeit  und  aus  dem 
Boden  erwerben  kann,  so  lange  wird  er  nicht 
gegen  einen  Lohn,  der  geringer  ist  als  das 
Produkt  seiner  freien  Arbeit,  sich  in  den  Dienst 
eines  andern  stellen.  Können  viele  Glieder 
einer  Volkswirtschaft  in  solcher  freien  Arbeit 
sich   das  Notwendigste  schaffen,  so  muss  die 


Lohnhöhe  auch  der  untersten  Arbeiterschicht 
eine  verhältnismässig  hohe  sein,  und  da  diese 
stets  die  Basis  ist,  auf  der  sich  die  Lohnhöhe 
für  qualifizierte  und  geistige  Arbeit  erhebt,  so 
würde  dadurch  jeder  Lohn  entsprechend  in 
die  Höhe  gesetzt  werden  müssen.  Ist  dagegen 
der  Zugang  zur  Natur  durch  bestimmte  Eigen- 
tums- und  Rechtsverhältnisse  unmöglich  oder 
doch  so  erschwert,  dass  er  für  die  meisten 
Mitglieder  des  Volkes  zur  Unmöglichkeit  wird, 
so  muss  derjenige,  der  nichts  als  seine  Arbeits- 
kraft besitzt,  zu  jedem  Preise,  bei  dem  eine 
Fortführung  des  Lebens  noch  möglich  erscheint, 
sich  denjenigen  „in  Lohn  geben",  die  direkt 
oder  indirekt  Herren  der  natürlichen  Stoffe, 
Vorteile  und  Kräfte  sind. 

Die  vielfach  angestellten  Versuche,  durch 
Fachorganisationen  den  Lohn  und  damit 
den  „Standard  of  life"  einzelner  Schichten  zu 
heben,  sind  zu  begrüssen  und  haben  erziehe- 
risch und  vorübergehend  auch  wirtschaftlich 
für  die  organisierten  Lohnempfänger  Vorteil. 
Auf  die  Dauer  ist  es  aber  unmöglich,  dass 
einzelne  Schichten  besonders  gute  wirtschaft- 
liche Positionen  behaupten.  In  der  Zeit  der 
Gewerbefreiheit  würde  jede  besonders  günstige 
Lage  eines  Berufs  und  Standes  so  viel  Men- 
schen anziehen,  dass  ein  Überangebot  von 
Kräften  die  Folge  wäre,  was  wiederum  ein 
Sinken  des  Lohnes  auf  das  allgemeine  Durch- 
schnittsniveau zur  Folge  haben  müsste.  Alle 
Schichten  in  einem  Volke,  die  von  Arbeitslohn 
in  irgend  einer  Form  leben,  haben  deshalb 
im  Grunde  das  gleiche  Interesse  an  einer  Ord- 
nung, die  den  Anteil  der  Grundrente  am  Rein- 
ertrag der  Volkswirtschaft  massig  sein  lässt  und 
dadurch  eine  Erhöhung  des  Lohnanteiles  er- 
möglicht. 

4.  Der  Kapitalzins. 

Das  Kapital  gehört  nicht  zu  den  Urquellen 
der  Produktion.  Diese  sind  allein  der  Boden  und 
die  Arbeit,  und  nur  aus  der  Verbindung  beider 
können  „Güter"  „produziert"  werden.  Um  die 
Arbeit  ergiebiger  zu  machen,  ist  es  aber  oft 
von  grösstem  Wert,  sich  „Werkzeuge"  zu 
schaffen.  Man  kann  mit  der  Hand  Fische 
greifen.  Unterbricht  man  diese  Tätigkeit  aber 
und  verwendet  diese  Zeit  auf  das  Anfertigen 
von  Netzen  oder  Angeln,  so  wird  auf  die 
Dauer  mit  diesen  Werkzeugen  die  Arbeit  des 
Fischfanges  ergiebiger  werden,  als  wenn  man 
sie  ununterbrochen  ohne  Werkzeuge  fortgesetzt 
hätte.  Diese  Werkzeuge  sind  aufgespeicherte 
Arbeit,  die  der  Arbeit  wieder  dienen  sollen; 
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sie  sind  „Kapital".  Es  ist  eine  Quelle  zahl- 
loser Missverständnisse,  dass  der  Begriff  Kapital 
in  Wissenschaft  und  Sprachgebrauch  in  der 
verschiedenartigsten,  oft  sich  widersprechendsten 
Art  angewendet  wird  (s.  S.  145). 

Der  Anteil,  den  das  Kapital  am  Reinertrag 
der  Volkswirtschaft  hat,  ist  der  Zins.  Seine 
Höhe  wird  durch  den  Jahresbetrag  vom  100 
der  Kapitalsumme  angegeben  (Zinsfuss).  Die 
Höhe  des  Zinsfusses  regelt  sich  nach  den- 
selben Gesetzen,  nach  denen  sich  der  Waren- 
preis bestimmt.  Er  ist  also  abhängig  vom 
Kapitalsangebot  und  Kapitalsnachfrage.  Dazu 
tritt  die  Höhe  der  Sicherheit,  die  das  ausge- 
liehene Kapital  in  den  einzelnen  Fällen  er- 
langt (Risiko-Prämie). 

Ist  eine  möglichst  vollkommene  Sicherheit 
für  die  Leistung  von  Zins  und  Kapital  ge- 
geben, so  wird  der  Zinsfuss  niedriger  sein, 
als  dort,  wo  ein  Risiko  für  das  Kapital  besteht. 
Es  ist  deshalb  durchaus  natürlich,  dass  Kapi- 
talsanlagen in  Industrieunternehmungen,  nament- 
lich in  neueren,  höheren  Zins  geben  müssen 
als  in  sicheren  Anlagen,  wie  sie  gut  fundierte 
Staatsanleihen  darstellen. 

Gesetzlich  beschränkt  ist  die  Höhe  des 
Zinsfusses  nur  durch  die  Wuchergesetze, 
welche  einen  zu  hohen  Zinsfuss  verbieten, 
wenn  damit  die  „Notlage,  der  Leichtsinn  und 
die  Unerfahrenheit  eines  andern  ausgebeutet 
werden".  Zivilrechtliche  Nichtigkeit  eines  wu- 
cherischen Rechtsgeschäfts  ermöglicht  das  Bür- 
gerliche Gesetzbuch  (§  138,  Abs.  2),  indem  es 
diese  Geschäfte  als  „gegen  die  guten  Sitten 
verstossend"  erklärt.  Ist  die  Höhe  des  Zins- 
fusses nicht  vertraglich  festgesetzt,  so  tritt  der 
„gesetzliche  Zins"  ein,  der  in  Deutschland  im 
bürgerlichen  Verkehr  4  o/^,  im  Handelsverkehr 
auf  5^1q  festgesetzt  ist. 

Die  Frage,  ob  ein  niedriger  oder  ein  höherer 
Zinsfuss  günstiger  für  das  wirtschaftliche  Le- 
ben ist,  lässt  sich  nicht  in  einfacher  Formel 
beantworten.  Niedriger  Zinsfuss  kann  seinen 
Grund  haben:  in  dem  grossen  Reichtum  eines 
Volkes,  in  der  Höhe  des  Angebots  verfüg- 
baren Kapitals,  in  dem  Zutrauen  zu  den  Rechts- 
verhältnissen des  Landes,  das  die  Risikoprämie 
auf  ein  geringes  Mass  herabsetzt,  aber  auch 
andererseits  in  mangelnder  Nachfrage,  in  einem 
Wirtschaftszustand,  in  dem  die  Freudigkeit  oder 
Fähigkeit  zu  kapitalsverbrauchenden  Unterneh- 
mungen fehlt 

Ausserordentlich  wichtig  ist  auch  hier  die 
GestaitungderGrundrentenverhältnisscDeutsch- 
land   hat  durch   die  Einrichtung  privilegierter 


Hypothekenbanken,  deren  Pfandbrief- Um- 
lauf zur  Zeit  allein  auf  mehr  als  6  Milliarden 
Mark  geschätzt  wird,  eine  Einrichtung,  die 
zweifellos  viel  Kapital  absorbiert,  das  damit 
der  eigentlichen  Produktion  entzogen  wird. 
In  England  halten  volkswirtschaftliche  Kreise 
das  Fehlen  dieser  Einrichtungen  für  eine  Haupt- 
ursache des  billigen  Staatskredits  und  der  leich- 
teren Flüssigmachung  von  Kapitalien  für  indu- 
strielle Unternehmungen  daheim  und  in  den 
Kolonien. 

Als  eine  besondere  Art  des  Einkommens, 
das  in  der  Regel  neben  Grundrente,  Arbeits- 
lohn und  Kapitalzins  gesetzt  ist,  gilt  vielfach 
der  Unternehmergewinn.  Streng  volks- 
wirtschaftlich betrachtet,  ist  die  Entschädigung, 
die  der  Unternehmer  erhält,  eine  Zusammen- 
setzung aus  den  genannten  Faktoren.  Der 
Unternehmergewinn  wird  Grundrente  sein, 
wenn  dem  Unternehmer  Boden  und  Rohstoffe 
gehören,  er  wird  Lohn  sein  für  die  leitende 
Arbeit  im  Produktionsprozess,  und  er  wird 
endlich  Kapitalzins  sein,  d.h.  Entschädigung 
für  die  Benutzung  der  Maschinen,  Werkzeuge, 
Gebäude  usw.,  die  im  Produktionsprozess  ge- 
braucht werden. 

Die  Berechtigung  des  Zinses  ist  in  der  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaft  ausserordentlich 
umstritten.  Aristoteles  verwarf  den  Geldzins, 
„weil  Geld  nicht  Geld  erzeuge".  Ähnlich 
stand  die  christliche  Auffassung  bis  zum  Aus- 
gang des  Mittelalters.  Gestützt  auf  2.  Mose  25 
und  Lucas  6,  35  kam  das  kanonische  Recht 
zum  Verbot  des  Zinsnehmens:  die  Zeit 
gehöre  Gott,  deshalb  dürfe  man  sich  die  Zeit 
nicht  bezahlen  lassen.  Die  gesellschaftliche 
Ächtung  der  Juden  im  Mittelalter  ist  zum 
grossen  Teil  auf  ihr  Zinsnehmen  zurückzufüh- 
ren. Auch  christliche  Händler,  die  Zins  nahmen, 
wie  die  sog.  „Kawerschen",  waren  mit  dem 
gleichen  gesellschaftlichen  Makel  behaftet.  Volks- 
wirtschaftlich gerechtfertigt  wurde  das  Zins- 
verbot durch  die  wirtschaftlichen  Zustände,  in 
denen  jeder  einzelne  im  wesentlichen  selbst 
das  Notwendigste  produzieren  konnte,  und  wo 
man  Geld  zu  Konsumtionszwecken  nur  in 
ausserordentlichen  Notfällen  brauchte;  dann  aber 
sollte  die  Hilfe  nicht  als  Geschäft,  sondern  als 
Übung   der  Nächstenliebe    betrachtet  werden. 

Wurde  Geld  zu  produktiven  Zwecken 
verwandt,  so  war  auch  durch  das  kanonische 
Recht  der  Zins  erlaubt,  und  zwar  1.  als  Ren- 
ten kau  f.  Wenn  jemand  Geld  aufnahm,  um 
durch  Verbesserung  das  Land  ertragreicher  zu 
machen,   so    musste  er  von   dem   Mehrertrag 
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dem  Darleiher  die  geliehene  Summe  und  einen 
gewissen  Anteil  an  dem  durch  diese  Summe 
hervorgerufenen  Mehrwert  abtreten.  2.  Als 
Kaufbriefzins.  Dieser  galt  als  Entgelt  für 
die  Arbeit  und  das  Risiko  des  Geldtransportes, 
das  man  dadurch  ersparte,  dass  man  durch 
die  Vermittlung  des  dritten  das  Geld  in  einem 
fremden  Ort  erheben  konnte.  3.  Als  Zins  bei 
Geschäftseinlagen  (Comenda).  Thomas  von 
Aquino  (f  1274)  verteidigte  ihn  zuerst:  mache 
das  Geld  die  Arbeit  produktiver,  so  habe  das 
Geld  auch  Anspruch  an  einen  Anteil  des  da- 
durch erzeugten  Mchrertrages. 

Eine  Änderung  der  Zinslehre  brachte  das 
Steigen  der  Geldwirtschaft  nach  der  Er- 
schliessung der  Goldfelder  Amerikas.  Luther 
erklärte  1521  noch  „den  zynskauff  als  ein 
f igur  und  antzeygen,  dass  die  weit  mit  schweren 
Sunden  dem  teuffei  verkauft  sey."  Calvin, 
der  Schweizer  Reformator,  der  in  der  Handels- 
stadt Genf  lehrte,  verteidigte  den  Zins  aus- 
drücklich. Wenn  man  für  Geld  Boden  kau- 
fen und  dessen  Früchte  geniessen  könne,  so 
müsse  man  auch  direkt  von  seinem  Gelde 
Früchte  in  Form  des  Zinses  nehmen  dürfen. 
Auch  die  neueste  Rechtfertigung,  die  von 
Henry  George  gegeben  ist,  hat  einen  ähn- 
lichen Gedankengang.  Das  Kapital  in  Gestalt 
von  Obst-  und  Waldbäumen,  Kornfeldern, 
Viehherden  bringt  durch  das  natürliche  Wachs- 
tum einen  Mehrertrag,  der  nicht  allein  als  Lohn 
der  darauf  verwandten  Arbeit  anzusehen  ist, 
sondern  der  in  dem  Wesen  dieses  Kapitals 
selbst  liegt.  Da  alle  Formen  des  Kapitals  gegen- 
einander frei  austauschbar  seien,  könne  auch 
jede  Form  des  Kapitals  für  seinen  Eigentümer 
einen  Mehrwert  erzeugen,  eben  den  Zins. 

Eine  Quelle  der  Ausbeutung  sehen  die  Mar- 
xisten und  die  Anarchisten  im  Kapitalzins,  der 
ein  Teil  des  Produktes  fremder  Arbeit  sei,  das 
sich  der  Besitzer  ohne  entsprechende  Gegen- 
leistung, lediglich  auf  Recht  eines  Eigentum- 
titels angeeignet  habe. 

In  den  Jahren  1848  und  1849  machte  Proudhon 
einen  Versuch,  die  Ausbeutung  durch  seine  „Waren- 
bank" zu  beseitigen,  die  zinslos  die  gelieferten  Waren 
der  Mitglieder  untereinander  austauschen  sollte.  Der 
Versuch  fand  namentlich  nach  dem  Scheitern  der  „Na- 
tionalwerkstätten" grosse  Teilnahme:  etwa  20  000  Teil- 
nehmer Hessen  sich  einzeichnen;  aber  die  zinslose 
Warenbank  trat  nicht  ins  Leben,  weil  Proudhon  in 
dieser  Zeit  zu  drei  Jahren  Gefängnis  wegen  Beleidi- 
gung des  Präsidenten  Napoleon  verurteilt  wurde. 

Die  Bodenreformer  erklären  den  Zrns  für 
berechtigt.  Den  kommunistischen  und  anar- 
chistischen Ausführungen  gegenüber  weisen  sie 
darauf  hin,  dass  das  Industrie-   und  Han- 


delskapital in  der  Volkswirtschaft  eine  ganz 
andere  Rolle  spiele,  als  die  kapitalisierte  Grund- 
rente, wie  sie  in  Bodenpreis  und  Hypo- 
theken zutage  treten.  Steckt  ein  Kapitalist 
sein  Geld  in  ein  Industrieunternehmen,  so 
schafft  er  dadurch  zunächst  Arbeitsgelegenheit, 
er  zahlt  Lohn,  er  stellt  nützliche  oder  ange- 
nehme Waren  her,  er  vermehrt  die  Güter- 
mengen der  Volkswirtschaft.  Ein  Kapitalist 
dagegen,  der  Baustellen  kauft,  schafft  dadurch 
keine  Arbeitsgelegenheit,  zahlt  keinen  Lohn, 
schafft  keine  Güter,  sondern  ruft  nur  „spe- 
kulative" Grundrente  hervor,  die  das  Leben 
und  Arbeiten  des  Volkes  erschwere.  Selbst 
der  Industrieaktionär,  der  nicht  persönlich  am 
Produktionsprozess  teilnehme,  wirke  volkswirt- 
schaftlich wertvoller,  und  selbst  ausserordent- 
lich hoher  Gewinn  wirke  hier  wesentlich 
anders,  als  in  Terrain-  oder  Bergwerksspeku- 
lation. Die  80 ''jo  Dividende  z.  B.,  welche  die 
Auergasglühlicht-Gesellschaft  in  den  ersten  Jah- 
ren verteilt  habe,  ist  zunächst  durch  das  grosse 
Risiko,  das  in  der  Unterstützung  jeder  neuen 
Erfindung  liege,  gerechtfertigt.  Dieser  ausser- 
ordentliche Gewinn  in  der  Beleuchtungsin- 
dustrie habe  so  viel  neue  geistige  Arbeit,  tech- 
nische Fortschritte  usw.  angeregt  und  dadurch 
so  viel  neue  Arbeitsgelegenheit  geweckt,  dass 
der  Gewinn  dieser  einen  Gesellschaft  sich  bald 
dem  Durchschnittsniveau  genähert  habe,  als 
dauernde  Folge  aber  eine  bessere  und  billigere 
Beleuchtung  geblieben  sei. 

5.  Der  gegenv^ärtige  Stand  der 
Einkommenverteilung. 

Die  wertvollsten  Angaben  über  die  Bewegung  der 
Einkommen  in  Preussen  hat  bis  jetzt  Soetbeer 
gemacht.  Wir  entnehmen  dem  „Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften"  II  die  nebenstehenden  Ziffern: 

Im  Königreich  Sachsen  hatten  im  Jahre  1884 
68,3%  der  Erwerbenden  unter  700  M  Jahreseinkom- 
men. Im  Grossherzogtum  Sachsen-Weimar  ver- 
dienten 1885  74,3%  Erwerbstätige  im  Jahre  weniger 
als  700  M.  Es  ist  richtig,  dass  alle  diese  Zahlen  eine 
allmähliche  Besserung  zeigen.  So  war  die  Zahl  der  Be- 
völkerung mit  einem  Jahreseinkommen  von  unter  3000M  in 
Preussen,  die  1888  noch  97,78  7o  betrug,  im  Jahre  1900 
auf  96,95  7o  gefallen.  Der  Aufstieg  ist  aber  so  ge- 
ring, dass,  wenn  die  Entwicklung  in  gleicher  Weise 
fortschreiten  würde,  erst  im  Jahre  2000  in  Preussen 
von  100  Erwerbstätigen  je  10  ein  Einkommen  von 
3000  M  und  darüber  erreichten.  Dazu  kommt,  dass 
die  nominellen  Zahlen  kein  Bild  des  wirklichen  Ein- 
kommens geben;  ein  grosser  Teil  der  Einkommensver- 
mehrung wird  durch  notwendige  Ausgaben  (Steigerung 
der  Grundrente,  wie  sie  sich  namentlich  in  der  Steige- 
rung der  Mieten  für  Wohn-  und  Werkstätten  zeigt) 
wieder  ausgeglichen.  ^ 

S.  a.  S.  186  und  187. 
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Einkommensklassen 


Zahl  der  Zensiten 


mit  Angehörigen 
Personen      1 


Dürftige  Einkommen  bis  525  M  .  .  .  . 
Kleine  Einkommen  526—2000  M  .  .  . 
Massige  Einkommen  2001—6000  M.  . 
Mittlere  Einkommen  6001—20  000  M. 
Grosse  Einkommen  20001  — 100000  M 
Sehr  grosse  Einkommen  über  100000  M 


Betrag  der  Einkommen 


im  ganzen 
Mill.  M 


pro  Zensit      pro  Kopf 
M         I         M 


1876 

6  369  856 

16  840  444 

1  381  044 

212200 

27  300 

1  940 


Zusammen       24  832  784 


25,65 

67,82 

5,56 

0,85 

0,12 


100,00 


1  324,7 

16,86 

400 

208 

4  354,4 

55,42 

926 

258 

1219,5  i 

15,52 

3  174 

833 

559,6  1 

7,12 

9  601 

2  637 

285,7 

3,64 

38  093 

10  467 

113,1  i 

1,44 

212  681 

58  323 

7  857,0 


100,00 


928 


316 


Dürftige  Einkommen  bis  525  M  .  .  .  . 
Kleine  Einkommen  526—2000  M  .  .  . 
Massige  Einkommen  2001—6000  M.  . 
Mittlere  Einkommen  6001—20000  M. 
Grosse  Einkommen  20001  —  100000  M 
Sehr  grosse  Einkommen  über  100  000  M 


Zusammen 


Dürftige  Einkommen  bis  525  M  .  .  . 
Kleine  Einkommen  526—2000  M  .  .  . 
Massige  Einkommen  2001—6000  M  . 
Mittlere  Einkommen  6001—20000  M. 
Grosse  Einkommen  20001—100000  M 
Sehr  grosse  Einkommen  über  100000  M 


8  285  164 

29,20 

18  052  480 

63,62 

1  702  610 

6,00 

292  381 

1,03 

38  470 

0,14 

IS      2  930 

0,01 

28  374  035 

100,00 

1  650,5 

4  805,0 

1  486,4 

806,2 

417,1 

167,0 


Zusammen 


1890 

8  383  359 

18  562  145 

1  778  155 

317  193 

43  400 

3  681 


28,82 

63,81 

6,12 

1,09 

0,16 


29  087  933      100,00 


9  332,2 


1  647,4 

5  119,7 

1  593,1 

882,1 

474,2 

219,6 


17,68 

402 

51,49 

914 

15,93 

3  240 

8,64 

9  617 

4,47 

37  821 

1,79 

198  731 

100,00 

941 

9  936,1 


16,58 

51,53 

16,08 

8,83 

4,77 

2,21 


100,00 


472 

197 

928 

276 

3  248 

896 

9  639 

2  781 

37  855 

11  027 

276  789 

59  666 

973 


199 

266 

873 

2  757 

10  843 

56  973 


329 


342 


Adolf  Damaschke-Berlin. 


IV.  Verbrauch  (Konsumtion)  der  Güter. 


1.  Begriff  und  Arten  der  Konsumtion. 

a)  Begriff  der  Konsumtion. 

Konsumtion  ist  gänzliche  oder  teilweise 
Vernichtung  der  gegebenen  Formen  der  Güter, 
zum  Teil  unter  Aufhebung  oder  Minderung 
ihres  Wertes  oder,  wie  Röscher  es  ausdrückt, 
„Aufhebung  einer  Brauchbarkeit  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  nicht  eine  andere  höhere 
Brauchbarkeit  an  die  Stelle  tritt". 

Sie  ist  entweder  nach  menschlicher  Ab- 
sicht Gebrauch  oder  Verbrauch  für  wirtschaft- 
liche Zwecke  (eigentliche  oder  zweck- 
mässige Konsumtion),  oder  sie  geschiehtun- 
beabsichtigt,  ohne  dass  hiermit  irgend  eine 
Erfüllung  ihres  Güterzweckes  verbunden  ist, 
durch  ausserwirtsciiaftliche  Ursachen,  wie  z.  B. 
durch  gewaltsame  Naturereignisse,  durch  Krieg, 
Mutwillen  usw.  (Verlustkonsumtion). 

Beispiele:  Vernichtung  blühender  Städte  durch  ein 
Erdbeben,  Brand  eines  Hauses,  schädliche  Wirkung 
der  Regenzeit  in  den  Tropenländem,  Verderb  der  Ernte 
durch  Hagelschlag,  feindliche  Zerstörungen  im  Kriege, 
Brandstiftung  usw. 


Sehen  wir  von  der  sog.  Verlustkonsumtion 
ab,  so  können  wir  nach  dem  Zweck,  dem  sie 
dient,  eine  zweifache  Art  der  Konsumtion 
unterscheiden: 

1.  Die  Genusskonsumtion,  die  Kon- 
sumtion im  engeren  Sinne:  Die  Güter 
werden  verbraucht  zur  Befriedigung  mensch- 
licher Bedürfnisse. 

2.  Die  Erwerbskonsumtion  oder  der 
Güterverbrauch:  Die  Güter  werden  ge- 
braucht zu  neuer  Produktion,  und  zwar  der- 
art, dass  ihre  Form  zerstört  wird,  ihr  Wert 
jedoch  in  der  Regel  in  das  neue  Produkt  über- 
geht. 

Im  wirtschaftlichen  Leben  ist  die  Konsum- 
tion Ausgangspunkt  und  Endziel  aller  Tätig- 
keit jeglicher  Produktion.  Der  Mensch  pro- 
duziert, um  seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen, 
d.  h.  um  die  produzierten  Güter  zu  verbrau- 
chen, um  zu  leben.  Die  Konsumtion  der 
Güter  steht  im  wechselseitigen  Verhältnis  zu 
ihrer  Produktion.    Nur  was  vorher  produziert 
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worden  ist,  kann  konsumiert  werden,  und  das 
Streben  nach  Bedürfnisbefriedigung  zwingt, 
wie  wir  gesehen  haben,  zur  Produktion.  Die 
Konsumtion  ist  „die  Krone  des  Baumes,  von 
welchem  die  Produktion  die  Wurzel,  Umlauf 
und  Verteilung  der  Güter  den  Stamm  bilden" 
(A.  Walker). 

Wie  es  nach  dem  Prinzip  der  Wirtschaft- 
lichkeit Aufgabe  der  Produktion  ist,  tun- 
lichst viel  Werte  zu  erzeugen  mit  Auf- 
wendung möglichst  geringer  Arbeitsleistung 
und  Hingabe  möglichst  geringer  Werte,  so  ist 
es  Aufgabe  der  Konsumtion,  mit  Zerstörung 
oder  Abnutzung  möglichst  geringer  Werte  einen 
tunlichst  hohen  Nutzeffekt  zu  erreichen. 

b)  Produktive  und  unproduktive  Kon- 
sumtion. 

Je  nachdem  die  Konsumtion  von  Gütern 
zur  Herstellung  neuer  Werte  dient  oder  zur 
Befriedigung  wirklicher  Bedürfnisse  notwendig 
ist,  oder  sie  keinem  der  beiden  Zwecke  dient, 
spricht  man  von  einer  produktiven  und  einer 
unproduktiven  Konsumtion. 

Die  produktive  Konsumtion  wird,  da 
aus  den  vernichteten,  verbrauchten  oder  abge- 
nutzten Werten  (Rohprodukte,  Maschinen,  Werk- 
zeuge) unter  andern  Formen  wieder  neue  Werte, 
die  einen  grösseren  Gebrauchswert  als  die  zer- 
störten haben,  entstehen,  mit  Recht  vielfach 
als  reproduktive  Konsumtion  bezeichnet. 
Diese  findet  z.  B.  statt,  wenn  aus  Brettern  Tische 
und  Schränke,  oder  aus  Leder  Schuhe  und 
Stiefel  angefertigt  werden. 

Im  weiteren  Sinne  des  Wortes  kann  man 
als  reproduktive  Konsumtion  auch  den  Ver- 
brauch der  Güter  bezeichnen,  welche  zwar 
zunächst  nur  zur  Befriedigung  persönlicher 
Bedürfnisse  dienen  (Nahrungsmittel,  Kleidung), 
deren  Konsumtion  aber  zur  Erhaltung  des  Le- 
bens und  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  not- 
wendig ist.  Reproduktiv  kann  auch  die  Kon- 
sumtion sein,  welche  zur  weiteren  geistigen 
Ausbildung  (Schule,  Universität)  dient  und  so- 
mit die  Grundlage  zur  Vermehrung  des  spä- 
teren Einkommens  bildet. 

Als  unproduktive  Konsumtion  bezeich- 
net man  nicht  bloss  die  Konsumtion,  aus  der 
überhaupt  keine  oder  keine  entsprechenden 
neuen  Werte  hervorgehen,  sondern  auch  jeden 
überflüssigen  Verbrauch.  Eine  unproduk- 
tive Konsumtion  ist  z.  B.  die  mutwillige  Zer- 
störung von  Gebrauchsgegenständen,  das  Ein- 
werfen einer  Fensterscheibe,  das  Inbrandstecken 
einer  gefüllten  Scheune  usw.,  ferner  ist  hierzu 


zu  rechnen  der  Aufwand  für  Speisen  und  Le- 
bensmittel, die  in  so  grosser  Menge  angeschafft 
werden,  dass  sie  vor  dem  Genuss  verderben 
(schimmeln,  faulen  usw.),  durch  die  also  keine 
neuen  Werte  erzeugt  werden  können.  Un- 
produktiv, weil  unwirtschaftlich,  ist  auch  die 
Konsumtion,  welche  mit  zu  grossem  Auf- 
wände erkauft  wird,  d.h.  wenn  zur  Erreichung 
eines  Zweckes  Ausgaben  gemacht  werden,  die 
in  keinem  richtigen  Verhältnis  zu  dem  stehen, 
was  erlangt  worden  ist. 

Eine  besondere  Art  der  unproduktiven  Kon- 
sumtion ist  der  Luxus. 

c)  Der  Luxus. 

Der  Begriff  Luxus  ist  sehr  dehnbar.  Im 
allgemeinen  aber  versteht  man  darunter  einen 
Aufwand  an  wirtschaftlichen  Gütern, 
der  sich  über  den  durchschnittlich  üb- 
lichen oder  (standesgemäss)  notwendi- 
gen Gebrauch  eines  Volkes  oder  einer 
Berufsklasse  erhebt.  Die  Anschauungen 
über  das,  was  als  Luxus  zu  bezeichnen  ist, 
haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  sehr  geändert. 
Treffend  schildert  Röscher  in  seinem  „System 
der  Volkswirtschaft"  den  Luxus  in  seinen  ver- 
schiedenen Perioden.  Drei  grosse  Zeitabschnitte 
unterscheidet  er. 

Während  der  ersten  Periode  wird  grosser 
Luxus  —  jedoch  mehr  in  der  Quantität  als  in 
der  Qualität  —  mit  den  Erzeugnissen  des 
eigenen  Bodens  getrieben.  Da  jedoch  der 
Ritter  nicht  mehr  essen  und  trinken  kann,  als 
der  Magen  aufzunehmen  vermag,  so  hält  er 
eine  zahlreiche  Dienerschaft,  welche  ihm  be- 
hilflich ist,  seinen  Überfluss  zu  verzehren  und 
veranstaltet  grosse  Feste,  zu  denen  zahlreiche 
Einladungen  ergehen.  Hierdurch  tritt  der  Ge- 
gensatz zwischen  reich  und  arm  nicht  so  sehr 
hervor.  „Zwischen  der  Lebensweise  der  ver- 
schiedenen Klassen  ist  keine  bedeutende  Kluft. 
Das  sind  die  goldenen  Zeiten  der  Aristokratie, 
wo  fast  niemand  ihre  Rechtmässigkeit  bezwei- 
felt." 

Der  Luxus  der  zweiten  Periode  hat  seine 
schönste  Entwicklung  im  neueren  England  ge- 
funden. Mehr  „auf  wirklichen,  gesunden  und  ge- 
schmackvollen Lebensgenuss,  denn  auf  unbeque- 
men Prunk  gerichtet",  bezeichnet  ihn  Röscher  mit 
dem  Ausdruck  „Komfort".  Der  Grad  seiner 
Entwicklung  ist  aus  der  Verbrauchsmenge  ge- 
wisser feinerer  Waren  — Weissbrot,  Zucker, 
Südfrüchte  usw.  —  zu  erkennen.  Es  tritt  das 
Bestreben  hervor,  alle  Güter,  die  man  über- 
haupt besitzen  will,  in  bester  Qualität  zu  be- 
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sitzen  und  sich  dafür  lieber  mit  wenigen  zu 
begnügen. 

In  der  dritten  Periode  treten  „Unnatur  und 
Verweichlichung  an  die  Stelle  der  Schönheit  und 
des  Lebensgenusses",  wie  z.  B.  in  Rom  in  der 
früheren  Kaiserzeit,  wo  man  sich  an  vermeint- 
lichen Lebensgenüssen  zu  überbieten  versuchte: 
Im  Wein  wurden  kostbare  Perlen  aufgelöst, 
bei  Tisch  die  Kleider  mehrere  Male  gewech- 
selt. „Seefische  wurden  lebend  auf  die  Tafel 
gebracht,  betäubt  und  mit  einer  Brühe  be- 
gossen, welche  den  schönen  Anblick  gewährte, 
den  sterbenden  Fisch  seine  Farbe  wechseln 
zu  sehen." 

Nicht  jeder  Luxus  ist  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  verwerflich.  Im  Gegenteil,  ein 
vernünftiger  Luxus,  wie  er  z.  B.  in  der  von 
Röscher  geschilderten  zweiten  Periode  geherrscht 
hat,  spornt  zur  Nacheiferung  an  und  fördert 
auf  diese  Weise  die  ganze  Produktion. 

Wie  steht  es  nun  aber  mit  dem  von  reichen 
Leuten  häufig  in  unsinniger  Weise  getriebenen 
Luxus?  Darf  er  erlaubt  sein,  ist  er  nicht  volks- 
wirtschaftlich schädlich?  Richtig  ist,  dass  hier- 
durch „Geld  unter  die  Leute"  gebracht  wird, 
und  dass  durch  Entfaltung  des  Luxus  der  Ver- 
mögensvergrösserung  und,  da  Geld  eine  grosse 
Macht  ist,  auch  der  Machtentfaltung  Einhalt 
getan  wird.  Vom  wirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  jedoch  ist  übermässiger  Luxus,  abgesehen 
davon,  dass  er  vielfach  in  Verschwendung 
ausartet,  deswegen  verwerflich,  weil  die  durch 
ihn  beschäftigten  Personen,  die,  wie  Kammer- 
diener und  Lakaien,  häufig  mit  ihrem  Herrn 
in  Nichtstun  wetteifern  wollen,  sonst  eine  pro- 
duktive Tätigkeit  ausüben  könnten. 

In  der  richtigen  Erkenntnis,  dass  ein  über 
weite  Kreise  der  Bevölkerung  ausgedehnter, 
raffinierter  Luxus  über  kurz  oder  lang  zur 
Verweichlichung  führt  und  den  moralischen 
und  wirtschaftlichen  Verfall  eines  Volkes  zur 
Folge  haben  muss,  wurden  in  früherer  Zeit 
zu  seiner  Einschränkung  von  verschiedenen 
Regierungen  Luxusverbote  (Kleiderordnun- 
gen, Aufwand  bei  Gastmählern  usw.)  erlassen, 
die  später  vielfach  in  Luxussteuern  umge- 
wandelt worden  sind.  Ihre  grösste  Entwick- 
lung haben  diese  Steuern  in  England  und 
in  Frankreich  gefunden. 

Luxussteuern  in  England:  Wagen-,  Bedienten- 
und  Wappensteuer,  in  Frankreich:  Steuern  auf  Wagen 
und  Pferde,  Fahrräder,  Automobile,  auf  Billards  usw., 
Italien  hat  eine  Fahrrad-,  Holland  eine  Bedienten- 
und  Pferdesteuer.  Unter  die  Luxussteuern  ist  auch 
die    deutsche    Schaumweinsteuer    zu    rechnen.    — 


Einziehungskosten   wenig   ein,   so  liegt  in  ihnen  doch 
ein  versöhnendes,  sozialpolitisches  Element. 

2.  Gleichgewicht  zwischen  Produktion 
und  Konsumtion. 

Da  Produktion  und  Konsumtion,  wie  wir 
gesehen  haben,  einander  bedingen,  so  muss 
darauf  geachtet  werden,  dass  ein  ungefähres 
Gleichgewicht  zwischen  beiden  besteht,  dass 
jedem  Angebot  möglichst  eine  Nachfrage  und 
jeder  Nachfrage  möglichst  ein  Angebot  gegen- 
übersteht. Genau  kommt  dieses  Gleichge- 
wicht in  Wirklichkeit  nie  zustande:  Bald  wird 
die  Quantität  der  in  einem  bestimmten  Zeitraum 
produzierten  Güter  etwas  grösser,  bald  etwas 
kleiner  als  der  gleichzeitige  Verbrauch  sein. 
Ist  das  Missverhältnis  erheblich,  so  entsteht  eine 
Krisis  (s.  nächsten  Abschnitt). 

Die  Konsumtion  der  Güter  geht  vor  sich 
in  den  einzelnen  Haushalten.  Ein  Haushalt 
ist  die  „Wirtschaftsführung  eines  einzelnen  oder 
einer  Mehrheit  von  Personen,  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte einer  Ordnung  ihres  Güterver- 
brauches betrachtet"  (Philippovich).  Nach  dem 
Gegensatz  der  privaten  und  öffentlichen  Wirt- 
schaftseinheiten spricht  man  von  privatem 
Haushalt  (Einzel-,  Familien-,  Vereins-  oder 
Verbandshaushalt)  und  öffentlichem  Haus- 
halt (Haushalt  des  Staates,  der  Kommune  usw.). 

Eines  jeden  Haushaltes  Aufgabe  ist  es,  die 
Ausgaben  entsprechend  den  Einnahmen  zu 
verteilen.  Obgleich  diese  Ausgaben  von  indi- 
viduellen Bedürfnissen  abhängen,  so  tritt  doch 
bei  Beobachtungen  des  Konsums  der  grossen 
Massen  eine  ziemlich  grosse  Regelmässigkeit 
der  Prozentsätze,  welche  für  dieselben  Zwecke 
ausgegeben  werden,  hervor.  Aus  diesen  Zah- 
len können  wir  u.  a.  ungefähr  ersehen,  wie 
sich  die  Lebenshaltung  der  einzelnen  Klassen 
gestaltet,  ob  sie  im  Laufe  der  Zeit  besser  oder 
schlechter  geworden  ist,  d.  h.  ob  der  Prozent- 
satz, der  für  die  sog.  höheren  Lebensbedürf- 
nisse ausgegeben  wird,  eine  Steigerung  oder 
eine  Herabsetzung  erfahren  hat.  Dass  im  all- 
gemeinen die  erstere  Tendenz  vorherrschend 
ist,  zeigt  der  in  den  letzten  Jahrzehnten  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  erheblich  gestiegene 
Konsum  von  Kaffee,  Tee,  Zucker,  Kakao, 
Schokolade,  Südfrüchten  usw.,  wozu  allerdings 
auch  der  Umstand  beigetragen  hat,  dass  infolge 
der  grossen  Fortschritte  der  Technik  und  der  Ver- 
besserung der  Verkehrswege  und  Verkehrsmittel 
eine  zum  Teil  nicht  unerhebliche  Verbilligung 
dieser  Genuss-  und  Nahrungsmittel  eingetreten 


Bringen  auch  alle  diese  Steuern  im  Verhältnis  zu  ihren  j  ist.  Die  erhebliche  Steigerung  des  Verbrauchs  von 
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Baumwolle  —  1836:0,34,  1898:6,30  kg  pro 
Kopf  der  deutschen  Bevölkerung  —  ist  ebenso 
ein  Zeichen  höherer  Kultur,  wie  der  in  noch 
höherem  Masse  gestiegene  Verbrauch  von  Eisen 
—  1836:5,  1897:134  kg  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung —  ein  Zeichen  enormer  technischer 
Fortschritte  ist. 

Die  Behauptung,  welche  Karl  Marx  vor 
40  Jahren  aufgestellt  hatte,  dass  zwei  Drittel 
der  nationalen  Produktion  von  einem  Fünftel 
der  Bevölkerung  verbraucht  werde,  entspricht 
und  entsprach  wohl  auch  nie  den  Tatsachen. 
So  berechnet  z.B.  R.  E.  May  in  seiner  Schrift 
„Das  Verhältnis  des  Verbrauches  der  Massen 
zu  demjenigen  der  Wohlhabenden  und  Reichen" 
(1900)  den  Verbrauch  aller  derjenigen  Deut- 
schen, welche  ein  Jahreseinkommen  unter 
3000  M  haben,  auf  das  sechsfache  des  Ver- 
brauches der  Personen,  deren  Einkommen  mehr 
als  3000  M  beträgt.  Der  Verbrauch  bei  den 
Jahreseinkommen  unter  2000  resp.  unter  1050M 
ist  nach  May  viereinhalbmal  resp.  zweimal  so 
gross,  als  der  Verbrauch  aller  derer,  welche 
ein  Einkommen  von  mehr  als  2000  resp.  1050  M 
besitzen. 

Ebenso  unrichtig  wie  die  Behauptung  von 
Marx  ist  die  ebenfalls  vielfach  vertretene,  dass 
die  Armen  immer  ärmer  und  zahlreicher,  die 
Reichen  immer  reicher  und  grösser  an  Zahl 
werden  und  ein  Verschwinden  der  mittleren 
Einkommen  zu  konstatieren  sei. 

Schmoller  beweist  in  seinem  „Grundriss" 
die  Unrichtigkeit  dieses  Satzes  durch  zahl- 
reiches statistisches  Material.  Zwar  werden  die 
Reichen  reicher  —  derselbe  reichste  Privatmann 
hatte  in  Preussen  1875:5,  1901 : 20  Millionen  M 
Einkommen  —  aber  ihre  Zahl  nimmt  auch 
erheblich  zu.  Ein  Einkommen  über  3000  M 
versteuerten  in  Altpreussen  1852:43489,  1867: 
72983,  in  ganz  Preussen  1873:123284, 
1894:319317,  1902:449741   Personen. 

Berechnet  man,  welchen  prozentualen  Anteil 
jede  Einkommensstufe  an  der  Gesamtheit  der 
Einkommensbezieher  oder  Steuerzahler  aus- 
macht, so  ergibt  sich  nach  Schmoller  folgendes. 
Es  hatten  ein  Einkommen  von: 

1879  1894 

300—  800  M        76,3  7o  65,3  7« 

800—3300  „        20,9  „  31,1  „ 

3300—9600  „         2,3  „         2,8  „ 

über    9600  „         0,5  „         0,8  „ 

Also  gerade  die  mittleren  Einkommen  haben 
am  stärksten  zugenommen,  was  z.  T.  allerdings 
auf  schärfere  Einschätzungen  zurückzuführen  ist. 

Von  den  preussischen  physischen  Einkom- 
mensteuerpflichtigen gab  es: 


mit  Einkommen  von 

1893 

1902 

900—     3  000  M 

2118 

3  310 

3  000—     6  000    „ 

204 

291 

6  000—     9  500    „ 

55 

77 

9  500—  30  500    „ 

46 

64 

30  500—100  000    „ 

9 

13 

über  100  000    „ 

1,6 

2,7 

in  Tausenden  ausgedrückt: 

absolute 
Zunahme^ 
1  192 
87 
22 
18 
4 
1-1 

Zu    welchen    Zwecken    werden    nun    diese^ 
Einkommen  verwendet?  Der  Statistiker  Engel^ 
hat  den  Satz  aufgestellt:  „Je  ärmer  durchschnitt- 
lich eine  Familie  ist,  umso  mehr  Prozente  derj 
Gesamtausgabe  verwendet  sie  durchschnittlich;! 
auf    Nahrung"    (Engelsches    Gesetz).    Als 
Beleg  hierfür  dienen  die  folgenden  pro  1857 
für   das   Königreich  Sachsen  von   ihm  aufge- 
stellten Prozentzahlen,  welche  sich  auch  unge- 
fähr mit  den  pro  1855  von  Ducpetiaux  für 
Belgien  angegebenen  Zahlen  decken. 

Ausgaben 
einer     einer  Familie    einer  wohl- 

,..  Arbeiter-  des  Mittel 

für: 

Nahrung 

Kleidung 

Wohnung 

Feuerung  u.  Beleuchtung 

Erziehung,  Unterricht 

Öffentliche  Sicherheit 

Gesundheitspflege 

Persönliche  Dienste 

Um  die  verschiedene  Wohlhabenheit  der 
Staaten  zu  charakterisieren,  hat  Mulhall  auf 
Grund  der  für  1880 — 82  bekannten,  resp.  ge- 
schätzten Ziffern  zusammengestellt,  wieviel 
vom  Volkseinkommen  auf  die  Ernährung  und 
wieviel  für  andere  Zwecke  verwendet  wird. 
Hiernach  entfielen  in  Prozenten: 

für  auf  Ernährung     auf  alles  übrige 

Grossbritannien  37,8  62,2 

Frankreich  40,1  59,9 

Deutschland  51,8  48,2 

Russland  60,1  39,9 

Österreich-Ungarn  53,1  46,9 

Italien  54,0  46,0 

Verein.  Staaten  von  Amerika    37,6  62.4 

Was  Engel  von  der  Familie  sagt,  das  gilt 
nach  der  Mulhallschen  Tabelle  auch  von  der 
Nation:  Je  ärmer  eine  Nation  ist,  desto  mehr 
verwendet  sie  prozentual  für  Nahrungsmittel. 
Während  Grossbritannien  und  die  Vereinigten 
Staaten  nur  37 — 38%  des  Gesamteinkommens 
für  Ernährung  ausgeben,  beträgt  dieser  Satz 
in  Russland  60  7o- 

Ob  der  Posten  für  Wohnung,  den  Engel 
bei  allen  drei  Klassen  mit  12%  angesetzt  hatte, 
den  damaligen  Verhältnissen  entsprochen  hat, 
mag  dahingestellt  bleiben.  Heute  treffen  diese 
Prozentsätze  jedenfalls  nicht  mehr  zu.     Bereits 
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im  Jahre  1868  hat  Schwabe  auf  Grund  der 
Berliner  Mietverhältnisse  den  Satz  aufgestellt: 
„Je  vermögender  eine  Familie  ist,  umso  grössere 
Summen,  aber  umso  weniger  Prozente  der  ge- 
samten Ausgaben  verwendet  sie  durchschnitt- 
lich auf  die  Wohnungsmiete."  In  Leipzig 
betrug  nach  Angaben  des  dortigen  statisti- 
schen Amts  im  Jahre  1900  der  Anteil  der 
Miete  am  Einkommen: 


in  den  Einkommensklassen 

/o 

bis    1  100  M 

23,00 

über   1  100—  2  200  „ 

19,02 

„       2  200—  4  300  „ 

19,30 

„      4  300—  8  400  „ 

15,70 

„       8  400—16  000  „ 

11,64 

„     16  000—26  000  „ 

8,43 

über  26  000  „ 

4,42 

In  Berlin,  München,  Dresden,  Mannheim 
und  in  zahlreichen  andern  Städten  ist  der  für 
Wohnungsmiete  ausgegebene  Prozentsatz  des 
Gesamteinkommens  bei  den  minder  Begüterten 
meist  noch  höher  als  in  Leipzig.  Und  was 
wird  dafür  geboten?  Am  1.  Dezember  1900, 
d.  h,  nach  einem  glänzenden  wirtschaftlichen 
Aufschwung  fanden  sich  nach  Ad.  Damaschke 
(Aufgaben  der  Gemeindepolitik): 

übervölkerte  Wohnungen  mit 
„höchstens"  1  heizbar.     2  heizbar.  Zimm. 
Zimmer  u.  6  od.  mehr     u.  11  oder  mehr 
Bewohnern  Bewohnern 

Berlin  27  792  485 

Breslau  7  060  196 

Hannover  3  238  149 

Magdeburg  4  501  Ö9 

Charlottenburg  1  723  51 

Königsberg  5  302  124 

Altona  2  001  75 

Halle  3  390  75 

Barmen  4  399  168 

Posen  2  961  87 

In  Berlin  allein  leben  mehr  als  200000 
Menschen  dauernd  in  Wohnungen  ohne  einen 
heizbaren  Raum  oder  in  Wohnungen,  welche 
so  übervölkert  sind,  dass  ein  gesundes  Fami- 
lienleben direkt  ausgeschlossen  ist.  Damaschke 
folgert  dann  hieraus  sehr  richtig:  „Was  sollen 
solchen  Zahlen  gegenüber  alle  Versuche  von 
edlen  und  tüchtigen  Menschen  bedeuten,  die 
da  glauben,  ihre  Schuldigkeit  getan  zu  haben, 
wenn  sie  Zeit  und  Geld  in  Vereinen  zur  He- 
bung der  Sittlichkeit  oder  der  Massigkeit  oder 
des  Kunstverständnisses  anwenden!  Solange 
Hunderttausende  die  notwendigsten  Vorbe- 
dingungen der  Gesundheit  des  Leibes  und 
Geistes  entbehren,  muss  jede  Reformarbeit,  die 
nicht  den  Mut  hat,  die  Wurzel  des  Übels  an- 
zugreifen, als  bedauerliche  Kräftezersplitterung 
gelten." 

Die  Wohnungsfrage  ist  nicht  bloss  eine 


Frage  der  Arbeiterklasse,  sie  ist  von  gleich- 
wichtiger Bedeutung  auch  für  den  Mittelstand, 
für  den  Kaufmann  und  für  den  kaufmänni- 
schen Angestellten,  der  sich  nach  getaner  Ar- 
beit nach  einem  gesunden,  behaglichen  Heim 
sehnt.  Während  die  Lebenshaltung  der  un- 
teren und  mittleren  Klassen  in  den  letzten 
Jahrzehnten  erheblich  besser  geworden  ist, 
haben  die  Wohnungsverhältnisse  infolge 
des  Steigens  der  Grundrente  (s.  S.  175  ff.)  im 
allgemeinen  eine  Verschlechterung  erfahren. 
Hier  Besserung  zu  schaffen,  die  Frage  zu 
lösen,  wie  kann  allen  Menschen  ein  men- 
schenwürdiges Unterkommen  geschafft  wer- 
den, ist  eins  der  wichtigsten,  allerdings 
auch  schwierigsten  Probleme  der  mo- 
dernen Wirtschaftspolitik. 

3.  Bevölkerung  und  Regelung  der 
Produktion  und  Konsumtion. 

a)    Bevölkerungslehre    oder    Populatio- 
nist ik. 

Einen  wichtigen  Faktor  zur  Herstellung  des 
Gleichgewichts  zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion bildet  die  Grösse  der  Bevölke- 
rung. Sie  übt  einen  entscheidenden  Einfluss 
auf  die  Kultur  und  die  gesamte  Volkswirtschaft 
aus,  denn  durch  jede  Vermehrung  oder  Ver- 
minderung der  Bevölkerung  wächst,  resp.  ver- 
ringert sich  die  Zahl  der  Produzenten  und 
der  Konsumenten.  Es  entsteht  nun  die  Frage, 
wie  verhält  es  sich  bei  der  wachsenden,  resp. 
geringer  werdenden  Anzahl  der  Menschen  in 
einem  Lande  mit  dem  Gleichgewicht  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion,  und  welche  Mittel 
müssen  angewendet  werden,  um  ev.  die  Volks- 
vermehrung zu  hemmen  oder  zu  fördern. 

Unter  „Bevölkerung"  versteht  man  die 
Gesamtheit  der  gleichzeitig  auf  einem  bestimm- 
ten Gebiet  wohnenden  Menschen.  Sie  wird 
als  „dünn"  bezeichnet,  wenn  der  Boden  er- 
heblich ertragsfähiger  ist  als  die  Zahl  der  Be- 
wohner. „Dicht"  oder  „ausserordentlich 
dicht"  nennt  man  sie  im  allgemeinen,  wenn 
die  Bodenerzeugnisse  des  betr.  Landstriches 
zur  Befriedigung  des  Nahrungsbedarfs  nicht 
mehr  ausreichen.  Von  einer  „Übervölke-, 
rung",  auf  deren  Gefahr  zum  erstenmal  Mal- 
thus  (s.  S.  125)  hinwies, unterscheidet  sich  eine 
„dichte  Bevölkerung"  dadurch,  dass  bei  ersterer 
nicht  nur  ein  Mangel  an  Nahrungsmitteln,  son- 
dern auch  an  andern  Erzeugnissen,  die  gegen 
Bodenprodukte  eingetauscht  werden  können, 
d.  h.  also  ein  Missverhältnis  zwischen  Bewoh- 
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nerzahl  und  Unterhaltsmitteln  besteht,  während 
die  Lebenshaltung  einer  dichten  Bevölkerung 
(in  Industriebezirken)  unter  Umständen  eine  er- 
heblich bessere  als  die  einer  dünnen  (Land-)Be- 
völkerung  sein  kann. 

Geht  in  einem  Lande  die  Dichtigkeit  der  Be- 
völkerung unter  ein  gewisses  Minimum  herab, 
dann  wird  die  Kulturentwicklung  gehemmt 
werden. 

Die  Begriffe  „dünn"  und  „dicht"  sind  natur- 
gemäss  sehr  dehnbar.  Zweckmässig  ist  es 
daher,  die  Bevölkerungsdichtigkeit  durch  die 
Anzahl  der  Personen,  welche  auf  einem  be- 
stimmten Flächenraum,  auf  1  qkm  wohnen,  zu 
bezeichnen.  Man  pflegt  dies  als  die  relative 
Bevölkerung  zu  bezeichnen  im  Gegensatz  zur 
absoluten,  d.  h.  der  Gesamtziffer  der  Be- 
wohner eines  Landes. 

Seh  moller  (Grundriss  I.  Teil)  gibt  über  die  Be- 
völkerungsdichtigkeit verschiedener  Länder  zu  verschie- 
denen Zeiten  einen  interessanten  Überblick.  Hiernach 
kamen  auf  den  qkm  in: 

Frankreich  Deutschland  England  und 

zuCäsarsZeit  7,6  zuChristiGeb.  5 —  6  Wales 


1328 

40 

1300 

17—20 

1100 

8 

1574 

27 

1620 

25 

1500 

17 

1700 

42 

1700 

26—28 

1700 

33 

1800 

50 

1800 

40—45 

1800 

58 

1898 

72 

1900 

104 

1900 

213 

In  den  Jahren  1890 — 1900  kamen  auf  den  qkm  in: 
Kgr.  Preussen  99  Westfalen  158Prov.Sachsenll6 
Pommern  54  Rheinland       213  Kgr.  Sachsen  280 

Mecklenburg  46  Schlesien        116  Bayern  81 

Hannover  67  Posen  65Württemberglll 


Schleswig-Holstein73  Brandenburg  125  Baden 
ferner  in 
Belgien  229       Norwegen 

Grossbritannien 

u.  Irland         132 
Italien  107 

Europ.  Russland  21 
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7 
Schottland  56 

Russ.  Centralasien       1,6 
Nieder-Österreich    133 
Campanien  190 

Aus  diesen  Ziffern  geht  hervor,  dass  die- 
jenigen Gebiete,  welche  am  besten  kultiviert 
sind,  vielfach  auch  die  dichteste  Bevölkerung 
haben.  „Ohne  eine  gewisse  Dichtigkeit  können 
Arbeitsteilung,  lebendiger  Verkehr,  Marktwesen, 
Gewerbe,  städtisches  Leben,  gesteigerte  geistige 
Berührung  und  Reibung  der  Menschen,  Künste 
und  Wissenschaften  nicht  existieren" (Schmoller). 


Neben  der  Bevölkerungsgrösse  und  -Dich- 
tigkeit sind  in  wirtschaftlicher  Beziehung  auch 
die  Altersklassen  und  das  Zahlenverhältnis  der 
Geschlechter  von  Bedeutung. 

Was  die  Altersklassen  anbelangt,  so  un- 
terscheidet man  Jahrgänge  des  Erwerbs  und 
Jahrgänge,  in  welchen  Erwerbstätigkeit  noch 
nicht  oder  nicht  mehr  ausgeübt  werden  kann. 

Nach  Rauchberg  (Art.  Arbeitsgliederung  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatsw.)  gab  es  unter  1000  Ein- 
wohnern : 

in  der  Jugendperiode,    in  der  Altersperiode, 

bis  zum  vollendeten      nach  Vollendung  des 

15.  Lebensjahr 

in  Deutschland  351 


Osterreich  342 

Ungarn  387 

Italien  322 

Grossbritannien  u. 

Irland  348 

Belgien  328 

Frankreich  262 

d.Vereinigt.  Staaten 
von  Amerika  381 


60.  Lebensjahres 
80 
79 
56 
89 

78 

97 

125 

56 


Da  die  Frau  an  der  Produktion  sich  we- 
sentlich weniger  als  der  Mann  beteiligt,  so  ist 
es  für  das  Verhältnis  der  Produktion  zur  Kon- 
sumtion in  einem  Lande  nicht  unwesentlich, 
wie  die  Zahl  der  Personen  des  männlichen 
Geschlechts  sich  zu  denen  des  weiblichen 
verhält. 

Es  kommen  auf  1000  Männer  in  Europa: 
1024,  in  Deutschland:  1040,  in  England:  1132, 
in  Frankreich:  1014,  in  Italien:  995,  in  Grie- 
chenland: 905,  in  Australien:  852  Frauen. 

Die  Zunahme  der  Bevölkerung  beruht 
auf  dem  Überschuss  zwischen  Geburten  und 
Todesfällen  und  der  Ein-  und  Auswanderung. 
Die  durch  Geburten  und  Todesfälle  hervorge- 
rufene Grössenveränderung  nennt  man  die 
natürliche  Bevölkerungsbewegung,  im 
Gegensatz  zu  derwirklichen  Bevölkerungs- 
bewegung, bei  der  ausserdem  noch  das  Plus 
oder  Minus,  das  die  Differenz  zwischen  Ein- 
und  Auswanderung  ergibt,  berücksichtigt  wor- 
den ist. 


Im  Zeitraum  1891—95  entfiel  auf  1000  Bewohner: 


Geburten 
Todesfälle 

mithin  natürlicher  Zuwachs 


s 

— 

c 

1 

42 

s 

u 

1 

Ol 

g 
1 

11 

•■ss 

•s 

1 

e 

u 

N 

g 

•a 

■  'S 

■2 

g 

J3 

1 

Q 

o 

2=» 
o 

tu 

z 

C/3 

Z 

36,3 

37,5 

36,3 

29,6 

22,6 

28,2 

29,2 

33,0 

27,5 

30,3 

23,3 

27,9 

25.6 

18,7 

22,3 

20,1 

20,2 

19,6 

17,0 

16,8 

13,0 

9,6 

10,7 

10,9 

0,3 

8,1 

9,0 

13,4 

10,5 

13,5 
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Dem  natürlichen  Zuwachs  der  Bevölke- 
rung entspricht  in  etwa  gleichen  Verhältnissen 
überall,  mit  Ausnahme  von  Irland  und  Frank- 
reich, auch  der  wirkliche  Zuwachs. 

In  Irland  findet  infolge  der  wirtschaftlichen  Not- 
lage, trotz  eines  Geburtenüberschusses  von  etwa 
8  pro  Mille  jährlich,  eine  jährliche  wirkliche  Ab- 
nahme der  Bevölkerung  von  4 — 5  pro  Mille  statt. 
Die  Bevölkerungsziffer  Frankreichs  liat  in  den  letz- 
ten Jahren  wenig  Veränderung  erfahren. 

b)  Bevölkerungspolitik. 

a)  Massregeln  zur  Förderung  der 
Volksvermehrung.  Unter  Bevölkerungs- 
politik versteht  man  die  Massregeln  der  Staaten, 
welche  darauf  gerichtet  sind,  die  Bevölkerungs- 
ziffer in  ein  richtiges  Verhältnis  zur  Produk- 
tionsfähigkeit des  Landes  zu  bringen. 

Von  den  Mitteln,  die  früher  zur  künstlichen 
Beförderung  der  Volksvermehrung  ange- 
wendet worden  sind,  ist  in  erster  Linie  das 
direkte  Gebot  des  Heiratens  zu  nennen. 
Für  Kinderreichtum  wurden  Staatsprämien 
ausgesetzt.  So  machten  schon  im  alten  Sparta 
3  Kinder  den  Vater  vom  Wachtdienst  frei, 
während  4  Kinder  von  allen  öffentlichen  Lasten 
befreiten.  In  Frankreich  verordnete  Colbert 
1 666 :  Wer  sich  vor  dem  20.  Jahre  verheiratet, 
soll  bis  zum  25.  Jahre  völlig  steuerfrei  sein; 
wer  10  eheliche  Kinder  hat,  wird,  sofern  sie 
nicht  Priester  sind,  für  immer  von  Steuern  be- 
freit; ist  er  adelig,  so  bekommt  er  lOOOLivres 
Pension,  bei  12  Kindern  2000  Livres,  steuer- 
freie Unadliche  bekommen  die  Hälfte  und 
Freiheit  von  allen  Gemeindelasten.  Die  Trauer- 
zeiten wurden  herabgesetzt,  und  Gewährungen 
von  Heiratsausstattungen  gehörten  nicht  zu  den 
Seltenheiten. 

Eine  weitere,  zur  Beseitigung  des  Volks- 
mangels vielfach  erfolgte  Massregel  war  die 
Berufung  von  Einwanderen,  welche  durch 
Verbreitung  von  Kulturfortschritten  vielfach 
segensreich  wirkten.  Auch  die  preussischen 
Könige  —  insbesondere  Friedrich  Wilhelm  I.  und 
Friedrich  der  Grosse  —  haben  in  der  Heran- 
ziehung von  Kolonisten  ein  grosses  Geschick 
entfaltet.  Die  Einwanderer  erhielten  Ackerland, 
mitunter  auch  noch  die  Gebäude  unentgeltlich, 
und  waren  für  eine  Reihe  von  Jahren  von  Ab- 
gaben und  vom  Militärdienst  befreit.  Neben 
einer  Anzahl  fleissiger  und  fähiger  Leute  be- 
fanden sich  unter  den  Kolonisten  aber  auch 
manche,  welche  sich  des  Vertrauens,  das  man 
in  sie  gesetzt  hatte,  gänzlich  unwürdig  er- 
wiesen, welche  gut  leben,  aber  nicht  arbeiten 
wollten. 


Ebenfalls  durch  Landschenkungen  oder  durch 
mancherlei  Begünstigungen  bei  Urbarmachun- 
gen der  Ländereien  suchten  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  die  englischen  Acker- 
baukolonien Einwohner,  welche  arbeitslos  waren 
oder  keine  Chancen  hatten,  sich  in  ihrer  Heimat 
emporarbeiten  zu  können,  an  sich  zu  ziehen. 
Die  Vereinigten  Staaten  insbesondere  wurden 
das  Hauptziel  der  Auswanderer.  Während  1821 
—1830  144000,  1851—1860  2600000  Per- 
sonen dort  einwanderten,  hat  sich  die  Zahl 
1881—1890  auf  5180000  erhöht. 

Den  Einwanderungsbegünstigungen  standen 
vielfach  strenge  Auswanderungsverbote 
gegenüber.  So  betrachtete  z.  B.  Friedrich  Wil- 
helm I.  die  Auswanderung  eines  preussischen 
Bauern  als  „Desertion",  auf  die  Todesstrafe 
gesetzt  war.  Später  dachte  man  etwas  milder 
hierüber,  aber  bis  zum  Jahre  1825  noch  verlor 
in  Deutschland  der  Ausgewanderte  den  Schutz 
des  Staates.  Heute  sind  derartige  Beschrän- 
kungen aufgehoben,  und  nur  noch  durch  die 
Wehrgesetze  wird  die  Freizügigkeit  einge- 
schränkt. 

/3) Massregeln  zur  Hemmung  der  Volks- 
vermehrung. Die  Mittel,  welche  die  Volks- 
vermehrung hemmen  sollen,  können  präven- 
tive, d.h.  vorbeugende,  einen  noch  nicht  be- 
stehenden Bevölkerungszuwachs  verhindernde 
oder  repressive  Mittel  sein,  d.  h.  solche, 
welche  einen  bereits  vorhandenen  Zuwachs 
wieder  beseitigen  wollen. 

Präventive  Massregeln  waren  in  früheren 
Zeiten  Heiratsverbote  und  Heiratsbeschrän- 
kungen. In  neuerer  Zeit  sind  in  Deutschland, 
mit  Ausnahme  Bayerns,  die  Heiratserschwe- 
rungen, ebenso  wie  die  Auswanderungsverbote, 
wenn  man  von  dem  zur  Eheschliessung  er- 
forderlichen Minimalalter  absieht,  beseitigt  wor- 
den. Die  Einwilligung  zur  Heirat,  welche  von 
dem  Nachweis  eines  bestimmten  Jahreseinkom- 
mens abhängt,  braucht  heute  nur  noch  von 
Offizieren  und  einigen  wenigen  Beamtenkate- 
gorien nachgesucht  zu  werden. 

Ein  Gegengewicht  des  dem  Menschen  inne- 
wohnenden Geschlechtstr  ieb  es  ist  die  Selbst- 
beherrschung und  das  Pflichtgefühl.  Wer  einen 
Hausstand  zu  gründen  beabsichtigt,  sollte  vor- 
her reiflich  erwägen,  ob  er  in  der  Lage  ist, 
sich  und  die  Seinen  standesgemäss  zu  unter- 
halten. Dieses  Gefühl  der  Verantwortlichkeit 
ist  in  dem  Mittelstande  und  vielfach  auch  in 
den  besser  situierten  Arbeiterkreisen  erfreulicher- 
weise ziemlich  stark  ausgeprägt.  Wenig  oder  gar 
nicht  existiert  es  dagegen  bei  den  untersten. 
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„proletarischen"  Klassen,  deren  ganzer  Le- 
bensgenussvielfach nur  Liebe  und  Branntwein  bil- 
det. Ihnen  ist  es  gleichgültig,  wie  die  Kinder,  die 
sie  erzeugen,  sich  durchs  Leben  schlagen.  Bis  zu 
ihrer  Erwerbsfähigkeit  fallen  sie  meist  der  Ge- 
meinde oder  der  privaten  Armenpflege  zur  Last. 

Zu  weit  gehen  andererseits  die  Neu-Mal- 
thusianer,  welche  frühe  Ehen  mit  beabsich- 
tigter Beschränkung  der  Kinderzahl  —  auf  2 
bis  3  —  verlangen. 

Repressive  Gegentendenzen  der  Bevölke- 
rungszunahme sind  teils  Krankheit  und  Elend, 
teils  Laster  und  Verbrechen  (Kindesaussetzungen). 
Durch  Kriege,  Revolutionen,  Seuchen  usw.  kann 
eine  akute  Verminderung  der  Bevölkerung  er- 
folgen, die  aber  in  den  darauf  folgenden  Jahren 
des  Aufschwunges  durch  zahlreichere  Ehe- 
schliessungen und  Geburten  häufig  bald  wie- 
der auf  den  alten  Stand  gebracht  wird. 

4.  Armenwesen  und  Armenpflege. 
a)   Wesen   und  Ursachen    der   Armut. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  der  Bevöl- 
kerungsfrage steht  auch  die  Armenversorgung. 
Nach  dem  Sprachgebrauch  nennen  wir 
„arm"  diejenige  Person  oder  ganze  Familie, 
der  die  Mittel  fehlen,  um  dem  Kulturzustande 
und  der  gesellschaftlichen  Stellung  gemäss 
leben  zu  können,  und  die  auch  nicht  in  der 
Lage  ist,  sich  diese  Mittel  ohne  fremde  Hilfe 
verschaffen  zu  können.  Juristisch  wird  dieser 
Zustand  jedoch  nur  als  „Bedürftigkeit"  be- 
zeichnet, und  arm  nur  derjenige  genannt,  wel- 
cher nicht  imstande  ist,  sich  die  für  den  nö- 
tigsten Lebensunterhalt  erforderlichen  Mittel 
zu  beschaffen. 

Arme  und  Bedürftige  hat  es  zu  allen  Zeiten 
gegeben.  Alle  Religionen,  insbesondere  aber 
das  Ghristentum,  predigen  Nächstenliebe  und 
fordern  auf,  diejenigen,  die  in  Not  sind,  zu 
unterstützen.  Neben  der  Gesellschaft  ist  aber 
auch  der  Staat  und  die  Gemeinde  bestrebt, 
die  Armut  zu  lindern  und  ihr,  soweit  es  geht, 
vorzubeugen. 

Die  Ursachen  der  Armut  können  mannig- 
facher Art  sein:  Es  können  selbstverschul- 
dete, z.  B.  Trunksucht,  Arbeitsscheu,  oder 
unverschuldete,  durch  äussere  Umstände 
bedingte  sein,  z.  B.  Arbeitslosigkeit  infolge 
Einschränkung  des  Betriebes,  infolge  von  Krank- 
heit oder  mangels  lohnender  Tätigkeit.  Im  letz- 
teren Falle  tritt  häufig  Massenarmut  (Paupe- 
rismus) ein. 

Nach  der  1880  im  Königreich  Sachsen  und  der  1885 
in  Deutschland  erhobenen  Statistik  wurden  aus  öffent- 
lichen Kassen  unterstützt: 


wegen  in  Sachsen    in  Deutschland 

Tod  des  Ernährers               5.1 17o  18,1% 

Verletzung  und  Krankheit  18,55  „  30,3  „ 

Gebrechen                           10,23,,  12,4,, 

Altersschwäche                     17,70,,  14,8,, 

Grosser  Kinderzahl             19,96,,  7,2  „ 

Arbeitslosigkeit                    18,52.  6,0  „ 
Trunk,  Arbeitsscheu  und 

anderer  Ursachen             9,93,,  11,2,, 


1 00,00  "/o 
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b)  Armenpflege. 

Eine  organisierte  Armenpflege  gab  es  weder 
im  Altertum  noch  im  Mittelalter.  Die  ersten 
Ansätze  hierzu  scheinen  in  der  Mitte  des  15. 
Jahrhunderts  in  Frankfurt  a.  M.  erfolgt  zu  sein. 
Eine  systematische  Armenpflege  durch  die  Städte 
verlangte  Martin  Luther,  welcher  in  seiner 
Schrift  an  den  Adel  deutscher  Nation  es 
nennt  „der  grössten  Nöten  eine,  dass  alle 
Bettelei  abgetan  würde  in  der  ganzen  Christen- 
heit". 

Die  englische  Armenpflege,  geregelt  1601 
durch  die  Elisabethakte,  war  in  vieler  Be- 
ziehung mustergültig.  Das  Gesetz  ging  von 
dem  Grundsatz  aus  „Staat  und  Gesellschaft 
sind  verpflichtet,  für  jeden  Hilfsbedürftigen 
Sorge  zu  tragen".  Die  Oberaufsicht  übernahm 
der  Staat,  welcher  zahlreiche  Lokalverbände, 
bestehend  aus  einem  oder  mehreren  Kirch- 
spielen, schuf  und  zu  Armenvätern  die  Vor- 
steher der  Kirchspiele  ernannte,  denen  das  Recht 
verliehen  war,  die  erforderlichen  Mittel  durch 
Ausschreibung  einer  Armensteuer  zu  beschaffen. 
Heute  liegen  die  Verhältnisse  in  England  so, 
dass  die  Lokalbehörde  die  unmittelbare  Für- 
sorge ausübt,  aber  an  eine  von  der  Zentral- 
behörde für  das  ganze  Land  einheitlich  fest- 
gesetzte Minimal-  resp.  Maximalsumme  der 
Unterstützung  gebunden  ist. 

In  Frankreich  ist  die  Armenpflege  Ange- 
legenheit der  Gemeinden,  weswegen  eine 
einheitliche  Regelung  des  Unterstützungs- 
wesens, wie  in  England,  nicht  möglich  ist. 
Daneben  übt  auch  die  Kirche  in  weitgehender 
Weise  die  Armenpflege  aus.  Trotzdem  steht 
die  Bettelei  in  Frankreich  in  grosser  Blüte. 
Wesentlich  in  letzter  Beziehung  übertroffen 
wird  es  freilich  noch  durch  Italien. 

In  Deutschland  wurden  durch  Bundes- 
gesetz vom  6.  Juni  1870  Bestimmungen  über 
die  Erlangung  des  Unterstützungswohnsitzes 
(Heimatsrecht)  und  über  die  Unterstützungs- 
pflicht erlassen.  Organe  der  Armenpflege 
sind  1.  die  Ortsarmenverbände,  das  sind 
Verbände,  welche  nur  eine  oder  wenige  Ge- 
meinde- und  Gutsbezirke  umfassen  und  2.  die 
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Landarmenverbände,  welche  aus  Provinzen, 
Regierungsbezirken  oder  Grosstädten  bestellen. 
Ein    Recht    auf    Unterstützung   (Unter- 
stützungswohnsitz) wird  erworben: 

1.  durch  den  Aufenthalt.  Der  Betreffende 
muss  sich  freiwillig  ununterbrochen  zwei  Jahre 
lang  nach  vollendetem  18.  Lebensjahre  ohne 
Armenunterstützung  in  dem  Ortsarmenverbande 
aufgehalten  haben; 

2.  durch  Verheiratung.  Die  Ehefrau  teilt 
den  Unterstützungswohnsitz  des  Mannes; 

3.  durch  Abstammung.  Die  Kinder  teilen 
den  Unterstützungswohnsitz  der  Eltern. 

Diejenigen,  welche  an  dem  einen  Ort  das  Armen- 
recht verloren,  es  an  dem  andern  aber  noch  nicht  er- 
worben haben,  unterliegen  der  Unterstützungspflicht 
der  Landarmenverbände.  Der  zur  Fürsorge  nicht 
verpflichtete  Ortsarmenverband  erhält  die  Aufwen- 
dungen, die  er  für  einen  in  seinem  Bezirk  sich  auf- 
haltenden Verarmten  gemacht  hat,  vom  Landarmenver- 
bande,  resp.  dem  eigentlich  verpflichteten  Ortsarmen- 
verbande zurückerstattet. 

Die  Unterstützungspflicht  erstreckt  sich  auf 
Obdach,  unentbehrlichen  Lebensunterhalt,  Pflege 
in  Krankheitsfällen  und  Begräbnis  bei  Ableben. 
Die  Organe  der  Armenpflege  haben  die  schwere 
Aufgabe,  ihre  Entscheidungen  derart  zu  fällen, 
dass  einerseits  die  Armenlast  nicht  ins  un- 
ermessliche  steigt,  auch  Personen  zu  Bettlern 
nicht  erzogen  werden,  dass  andererseits  Arme 
nicht  verhungern,  Kranke  nicht  ohne  ärztliche 
Hilfe  bleiben.  „Die  Armenunterstützung  soll 
nur  in  der  äussersten  Not  gegeben  werden. 
Es  sollen  ihr  solche  Nachteile  —  Verlust  des 
Wahl-  und  anderer  Ehrenrechte,  Entbehrungen, 
wie  sie  das  Armenhaus  auferlegt  —  anhaften, 
dass  der  Tüchtige  strebt,  sie  wieder  los  zu 
werden;  dass  der  freie,  gesunde  Arbeiter  nie 
auf  den  Gedanken  kommt,  er  könnte  auch 
Armenhilfe  nachsuchen,  könnte  seine  Kinder 
einer  Armenanstalt  übergeben"  (Schmoller). 

Die  Frage,  ob  offene  oder  geschlossene 
Armenpflege,  d.  h.  Unterstützung  in  der  Woh- 
nung der  Bedürftigen  oder  Pflege  in  Armen-, 
Siechen-  und  Krankenhäusern  zweckmässiger 
ist,  kann  nur  von  Fall  zu  Fall  entschieden 
werden.  Beide  haben  ihre  Vorzüge  und  er- 
gänzen einander. 

Eine  weitgehende  Dezentralisation  der 
Armenpflege  hat  vor  einer  Zentralisation  den 
Vorzug,  dass  den  ehrenamtlichen  Personen 
die  Verhältnisse  der  einzelnen  Armen,  da  sie 
in  deren  Bezirk  wohnen,  besser  bekannt  sind. 
Zentralorganisation  und  ehrenamtliche,  offene 
Armenpflege,  werden  in  gewisser  Beziehung 
vereint  in  dem  sog.  Elberfelder  System. 


Im  Jahre  1852  wurde  die  Stadt  Elberfeld 
von  von  der  Hey  dt  zum  Zweck  der  Armen- 
pflege in  18  Bezirke  und  jeder  Bezirk  wieder 
in  14  Quartiere  eingeteilt.  Jeder  Bezirk  hat 
einen  Bezirksvorsteher,  jedes  Quartier  einen 
Armenpfleger.  Jedem  Armenpfleger  sind  4 — 5 
Familien  zugeteilt,  die  er  regelmässig  alle 
14  Tage  besucht  und  deren  Berater  er  sein 
soll.  In  dringenden  Fällen  kann  er  eigen- 
mächtig Unterstützungen  gewähren,  sonst  hat 
er  das  Gesuch  der  Bezirksversammlung  vor- 
zulegen, welche  die  Entscheidung  trifft.  Die 
Bezirksvorsteher  kommen  alle  14  Tage  zu- 
sammen, um  der  Armendeputation  Bericht  zu 
erstatten  und  sich  die  erforderlichen  Mittel 
anweisen  zu  lassen. 

Neben  der  öffentlichen  Armenpflege  ist  von 
nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  die  Tätig- 
keit der  zahlreichen  Wohltätigkeitsvereine^ 
die  vornehmlich  daraufhin  gerichtet  ist,  solchen 
Personen  Hilfe  zu  bringen,  welche  der  öffent- 
lichen Armenpflege  noch  nicht  anheimgefallen 
sind. 

5.  Störung  des  Gleichgewichts  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion  (Krisen). 

a)  Begriff  und  Wesen  der  Krisis. 

Das  Wort  „Krisis",  das  im  medizinischen 
Sinne  im  Verlauf  einer  Krankheit  deren  Höhe- 
punkt bezeichnet,  wird  auf  nationalökonomi- 
schem Gebiete  zur  Bezeichnung  der  Erkrankung 
des  Wirtschaftskörpers  überhaupt  gebraucht. 
Man  bezeichnet  mit  Krisis  eine  Störung  im 
Wirtschaftsleben,  die  aus  den  verschieden- 
sten Gründen  eingetreten  sein  kann,  die  aber 
doch  schliesslich  immer  auf  das  andauernd 
unausgeglichene  Verhältnis  von  Produktion 
und  Konsumtion,  von  Angebot  und  Nachfrage 
hinausläuft.  „Das  Wesen  der  Krisis  besteht 
jedesmal  darin,  dass  der  eine  nicht  oder  nicht 
preiswürdig  verkaufen  oder  der  andere  nicht 
oder  nicht  genug  kaufen  kann  oder  will" 
(Kleinwächter). 

Die  Überproduktion  hat  ihren  Grund  in 
der  Regel  darin,  dass  die  Produzenten  den 
Markt  nicht  übersehen  können  und  dass,  wenn 
eine  Steigerung  der  Nachfrage  eintritt,  jeder 
Produzent,  sofern  es  sich  um  einen  lohnenden 
Artikel  handelt,  eine  grosse  Unternehmungs- 
lust entfaltet  und  seine  Produktion  erheblich 
vergrössert,  ohne  darauf  zu  achten,  ob  die 
Nachfrage  nicht  kleiner  und  die  Produktion 
seitens  der  Konkurrenz  nicht  grösser  geworden 
ist.    Neue  Unternehmungen  werden  gegründet 
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Bestehende  Fabriken,  Geschäfte  usw.  erhalten, 
wenn  der  betreffende  Geschäftszweig  für  gewinn- 
bringend gilt,  vielfach  Kredit,  ohne  dass  die 
Kreditgeber  sorgfältig  prüfen,  ob  das  Unter- 
nehmen gut  geleitet  wird  und  ob  auch  in  der  Zu- 
kunft auf  grosse  Gewinne  zu  rechnen  sei.  —  Der 
Umschlag  lässt  gewöhnlich  nicht  lange  auf  sich 
warten.  Sind  z.  B.  erheblich  mehr  Fahrräder 
produziert  worden,  als  der  Markt  aufnehmen 
kann,  so  wird  naturgemäss  die  Folge  sein, 
dass  die  Fahrrad- Fabrikanten  und  -Händler  in 
starke  Konkurrenz  miteinander  treten  und  ihre 
Ware  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  erheblich 
gesunkenen  Preisen  werden  verkaufen  können. 

Es  entsteht  eine  Krisis  in  der  Fahrradin- 
dustrie; aber  aus  dieser  partiellen,  d.  h,  der 
sich  nur  auf  einen  einzelnen  Industriezweig 
erstreckenden  Krisis  kann  sich  leicht  eine  das 
ganze  Wirtschaftsleben  ergreifende,  all- 
gemeine Krisis  entwickeln.  Endlich,  nach 
jahrelanger  Stockung,  wenn  die  Vorräte  zu  stark 
gesunkenen  Preisen  losgeschlagen  sind,  ent- 
wickelt sich  allmählich  wieder  ein  Gleichge- 
wicht zwischen  Produktion  und  Konsumtion. 

Das  ganze  Geschäftsleben  unserer  Zeit  voll- 
zieht sich  in  einem  kreisartigen  Auf-  und  Nie- 
dergang: Auf  Perioden  des  Aufschwunges  fol- 
gen in  Zeiträumen  von  etwa  6 — 15  Jahren 
Perioden  des  Niederganges,  in  welcher  das 
Geschäftsleben  und  die  Unternehmungslust 
stockt,  in  welcher  rasche  und  erhebliche  Preis- 
veränderungen eintreten,  die  Beschäftigungs- 
losigkeit  zunimmt,  die  Konkurse  sich  vermehren, 
der  Zinsfuss  sinkt  und  die  Dividendenpapiere 
fallen  —  eine  Krisis.  Aufschwung  (Hausse), 
Krisis,  Niedergang  (Depression)  sind  die  drei 
Stationen  des  wirtschaftlichen  Kreislaufes.  Nicht 
als  plötzliche  Krankheit  tritt  meistens  die  Krisis 
auf,  sondern  sie  ist,  wie  Schmoller  es  aus- 
drückt, „der  akute  Ausdruck  des  Umschwunges 
vom  Wellenberg  zum  Wellental  der  wirtschaft- 
lichen Bewegung". 

Ursachen  einer  Krisis  sind  häufig:  Ge- 
steigerte Unternehmungslust  infolge  der  gün- 
stigen Konjunktur,  starke  Vertrauensseligkeit 
des  grossen  Publikums,  Festlegung  von  Gel- 
dern in  industriellen  Unternehmungen,  erheb- 
liche Umsätze,  Spekulation  in  Dividendenpapie- 
ren, Steigen  des  Zinsfusses  usw.  Symptome 
einer  herannahenden  Krisis  sind:  Abnehmen 
der  Reserven  an  Metallgeld,  Anziehen  des  Bank- 
diskonts, Forderung  und  Gewährung  grösserer 
Bankkredite  usw.  —  Es  treten  Zusammenbrüche 
von  Unternehmungen  ein.  Buch-  und  Bilanz- 
fälschungen, Unterschlagungen  und  Veruntreu- 


ungen treten  zutage,  die  Leichtgläubigkeit  ver- 
wandelt sich  in  grösstes  Misstrauen,  das  Publi- 
kum zieht  seine  Depositengelder  aus  den  Ban- 
ken, was  zur  Folge  hat,  dass  die  Banken  ihre 
Aussenstände  einzuziehen  versuchen  und  die  ge- 
währten Kredite  zum  grossen  Teil  kündigen.  — 
Zahlreiche,  auf  schwachen  Füssen  stehende 
Unternehmungen  müssen  ihren  Betrieb  ein- 
stellen, und  es  entstehen  die  oben  geschilderten 
Verhältnisse.  Dass  Ursachen,  Verlauf  und  Dauer 
der  Krisen  nicht  stets  die  gleichen  sind,  wer- 
den die  beiden  folgenden  Abschnitte  zeigen. 

b)  Überblick  über  die  Geschichte  der 
Krisen. 

Die  erste  Krisis,  über  die  wir  Aufzeichnungen 
besitzen  —  über  die  Krisen  in  der  Blütezeit 
Griechenlands  und  Roms  ist  uns  wenig  be- 
kannt —  ist  die  Lübecker  Handelskrisis 
zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts.  Lübecker 
Kaufleute  wollten  die  Einbusse,  die  sie  durch 
die  Konkurrenz  der  Niederlande,  England  und 
Hamburg  erlitten,  durch  umfangreiche  Waren- 
einkäufe und  gewagte  Spekulationen  ausgleichen. 
Die  Folge  war  eine  übermässige  Inanspruch- 
nahme des  Kredits,  ein  hoher  Zinsfuss  und 
endlich  die  Katastrophe,  deren  Eintritt  durch 
das  schlecht  geregelte  Münzwesen  noch  be- 
schleunigt wurde. 

In  Holland  artete  in  den  Jahren  1634  bis 
1637  der  Handel  in  Tulpenzwiebeln  (Tul- 
penmanie) zu  schwindelhafter  Spekulation  aus. 
Angehörige  aller  Berufsklassen  spekulierten,  zum 
Teil  in  der  Form  unserer  modernen  Zeitge- 
schäfte, in  dem  Modeartikel,  den  Tulpenzwiebeln. 
500 — 1000  Gulden  wurde  für  manche  Zwiebel 
gefordert  und  bezahlt,  und,  um  sich  an  der 
Spekulation  beteiligen  zu  können,  wurden  an- 
dere Wertobjekte,  wie  Häuser  und  Güter,  zu 
Schleuderpreisen  veräussert.  Als  der  Taumel 
am  grössten  war,  trat  (1637)  plötzlich  der 
Umschwung  ein:  Niemand  mehr  wollte  Zwie- 
beln kaufen,  was  zur  Folge  hatte,  dass  ihr 
eingebildeter  Wert  wieder  auf  die  normale 
Höhe  zurückging.  Die  Krisis  verursachte  wirt- 
schaftliche Störungen  schlimmster  Art,  und 
lange  Zeit  hat  das  Land  unter  dem  allge- 
meinen Zusammenbruch  zu  leiden  gehabt. 

Der  grosse  Aufschwung,  den  in  England 
der  Handel  und  die  Industrie  während  des 
letzten  Drittels  des  17.  Jh.  genommen  hatte, 
führte  1 696,  mit  verursacht  durch  das  schlechte 
Münzwesen  —  die  umlaufenden  Münzen  waren 
meistenteils  stark  beschnitten  —  zu  einer  Geld- 
krisis.   Während  sie  bestand,  zahlte  die  Bank 
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von  England  auf  Forderungen  an  sie  nur  18°/o 
in  i<lingender  Münze  aus. 

In  Frankreich  führten  1720  die  Manipu- 
lationen des  Schotten  John  Law  zu  einer 
grossen  Krisis.  Dieser  hatte  sich  erboten,  durch 
Ausgabe  von  Papiergeld  die  Finanznot  des  Staa- 
tes zu  beseitigen,  und  es  wurde  ihm  (1716)  die 
Konzession  zur  Gründung  einer  Privatnoten- 
bank, d&c  Banque generale j  erteilt.  Da  dieses  Insti- 
tut Gelder  zu  dem  Satze  von  6  °/o  auslieh,  wäh- 
rend vorher  der  übliche  Zinsfuss  1 2  ^/o  t'etragen 
hatte,  so  erfreute  es  sich  bald  allgemeiner  Be- 
liebtheit 1717  gründete  Law  mit  einem  Kapi- 
tal von  100  Millionen  Livres  —  200000  Ak- 
tien ä  500  Livres  —  die  Mississippi-Ge- 
sellschaft, deren  Zweck  Ausbeutung  der 
Mississippiländer  war.  Die  in  Verfall  geratene 
ostindische,  chinesische  und  afrikanische  Kom- 
pagnie kaufte  er  auf  und  verschmolz  die  Ge- 
sellschaften zur  Compagnie  des  Indes.  Kapital: 
50  Millionen  L.,  eingeteilt  in  Stücke  ä  500  L. 
Von  500  stieg  der  Preis  der  Aktien  auf 
550,  1000,  5000  und  schliesslich  auf  18000 
bis  20000  L.  Da  kam  die  Gewinnverteilung: 
40%  Dividende  warf  die  Generalversammlung 
aus.  Einige  Besitzer  fingen  zu  rechnen  an: 
40  o/o  auf  500  L  nominale  =  200  L.  Da 
aber  der  Preis  nicht  500,  sondern  20000  L. 
ist,  so  erhält  man  200  L.  auf  20000  L,  d.  h. 
das  Geld  verzinst  sich  mit  1  %.  Nun  ging 
es  ans  Verkaufen.  Um  den  Kurs  zu  hal- 
ten, werden  von  der  Verwaltung  1  Milli- 
arde L.  Banknoten  ausgegeben  —  aber  nie- 
mand wollte  die  Banknoten  mehr  annehmen. 
Im  schnellen  Tempo  fiel  der  Preis  der  Aktie 
von  20000  auf  40  L,  aber  auch  dieser  Preis  war 
noch  zu  hoch,  denn  bei  der  wenige  Monate  spä- 
ter nötig  gewordenen  Liquidation  kam  nur  5  L. 
auf  die  Aktie  zur  Verteilung.  Der  Zusammen- 
bruch der  Lawschen  Unternehmungen  —  Law 
selbst  war  geflüchtet  —  musste  bei  den  Riesen- 
summen, um  die  es  sich  handelte,  naturgemäss 
eine  grosse  Handels-  und  Verkehrsstockung 
zur  Folge  haben.  Es  war  die  grösste  Krisis, 
welche  die  Welt  bisher  erlebt  hatte. 

In  dem  gleichen  Jahre  (1720)  brach  in  Eng- 
land, ebenfalls  infolge  von  Kurstreibereien 
und  des  plötzlichen  Sinkens  der  Kurse  — 
hier  handelte  es  sich  um  die  Aktien  der  Süd- 
seegesellschaft  —  eine  Krisis  aus. 

Noch  in  demselben  Jahrhundert,  in  dem 
Law  den  Bankerott  des  französischen  Staates 
heraufbeschworen  hatte,  erlebte  Frankreich 
die  sog.  Assignaten  krisis.  Durch  Beschluss 
der  französischen  Nationalversammlung  wurden 
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1790  400  Millionen  L.  Assignations  (An- 
weisungen) emittiert,  welche  Summe  immer 
mehr  und  mehr  vermehrt  wurde,  bis  sie  1796 
die  Höhe  von  45  Milliarden  erreicht  hatte.  1 793 
trotz  des  Zwangskurses  bereits  auf  ein  Drittel 
ihres  Nominalwertes  gesunken,  war  der  Wert 
der  Assignaten  Anfang  1796  1  °|o.  Ende  Fe- 
bruar jenes  Jahres  wurden  sie  dann  ausser 
Kurs  gesetzt. 

Für  das  Wirtschaftsleben  zahlreicher  Länder 
waren  von  einschneidender  Bedeutung  die 
Kriegsjahre  1756 — 1763.  In  Hamburg  hatte 
sich  während  dieser  Zeit  der  Handel  sehr  stark 
ausgedehnt.  Nach  dem  Friedensschluss  trat 
ein  Rückschlag  ein,  dem  aber  bald  wieder  ein 
Aufschwung  und  wenige  Jahre  später  eine 
zweite  heftigere  Krisis,  deren  Hauptursachen 
Münzverschlechterungen  und  Wechselreitereien 
waren,  folgte. 

Hatten  die  napoleonischen  Kriege  für  Eng- 
land einen  grossen  Aufschwung  zur  Folge  — 
war  es  den  Engländern  doch  gelungen,  fast 
den  Handel  der  ganzen  Welt  an  sich  zu  reissen 
—  so  machten  sich  nach  der  Beendigung  des 
Krieges,  1815  die  Folgen  der  Massenproduk- 
tion übel  bemerkbar.  Ein  allgemeiner  Preis- 
sturz, der  zahlreiche  Bankerotte  zur  Folge  hatte, 
trat  ein.  Die  Segnungen  des  Friedens  und 
gute  Ernten  Hessen  aber  die  Wunden  des  un- 
gesunden Wirtschaftskörpers  bald  heilen.  Doch 
allzu  schnell  waren  die  traurigen  Folgen  der 
Überproduktion  wieder  vergessen.  Zahlreiche 
Neugründungen  wurden  vorgenommen,  und 
10  Jahre  später  folgte  eine  neue  Absatzkrisis, 
die  auch  das  Bankwesen  des  Landes  —  70 
englische  Provinzialbanken  sahen  sich  genö- 
tigt, ihre  Zahlungen  einzustellen  —  sehr  in 
Mitleidenschaft  zog. 

Zu  etwa  gleicher  Zeit  (1818  — 1826)  war  in 
Deutschland  eine  vor  allem  die  Landwirt- 
schaft berührende  Krisis,  eine  Agrarkrisis 
ausgebrochen.  Infolge  guter  Ernten  in  ganz 
Europa  waren  die  Getreidevorräte  erheblich  ge- 
wachsen und  die  Preise  infolgedessen  stark 
zurückgegangen.  Zahlreiche  Landwirte  gerieten 
in  Not:  Viele  Güter  und  Grundstücke  gelang- 
ten zur  Versteigerung.  Den  Pächtern  musste 
Nachlass  und  Stundung  der  Pacht  gewährt 
werden. 

Die  1837  in  Nordamerika  ausgebrochene 
Krisis  hatte  ihre  Ursache  zum  grossen  Teil  in 
den  ungesunden  Bankverhältnissen,  auf  die  bei 
Besprechung  des  Bankwesens  der  Vereinigten 
Staaten  noch  zurückzukommen  sein  wird. 

Eine  von  England  ausgehende,  auf  Arne- 
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rika,  Deutschland,  Holland  und  Frank- 
reich sicherstreckende  Krisistrat  1847  infolge 
von  Missernten  ein,  insbesondere  hatte  eine  all- 
gemeine Kartoffelkrankheit  die  Kartoffelernte  fast 
vernichtet. 

Anfang  der  1850  er  Jahre  trat  in  Westeuropa 
und  in  Amerika  wieder  ein  Aufschwung 
ein,  dem  infolge  von  Überspekulation  und 
schwindelhaften  Gründungen  1 857  schon  wie- 
der eine  Krisis  folgte.  Zu  einer  Kreditkrisis 
führte  1866  der  Zusammenbruch  einer  grossen 
englischen  Bank. 

Die  nächste  Krisis  hatte  in  Deutschland 
ihren  Ursprung.  Der  so  glorreich  verlaufene 
Krieg  und  der  „Milliardensegen",  der  sich  über 
unser  Land  ergossen  hatte,  weckte  die  Unterneh- 
mungslust in  ganz  hervorragendem  Masse.  Die 
Industrie  nahm  einen  gewaltigen  Aufschwung, 
zahlreiche  Gesellschaften  aller  Art  —  1 870  bis 
1873  ca.  960  Gesellschaften  mit  etwa  31/2  Mil- 
liarden Mark  —  wurden  gegründet.  In  der 
Sucht,  schnell  reich  zu  werden,  stürzte  sich 
das  Publikum  leichtsinnig  auf  Börsenspekula- 
tionen, und,  kritiklos  wie  es  war,  wurde  Be- 
trügern und  Schwindlern  der  Gimpelfang  leicht 
gemacht.  All  diesen  optimistischen  Stimmun- 
gen bereitete  der  im  Mai  1873  an  der  Wiener 
Börse  ausgebrochene  Krach  ein  jähes  Ende. 
Angst,  Hoffnungslosigkeit  und  Misstrauen  pflanz- 
ten sich  schnell  von  Land  zu  Land  fort.  Viele 
Rentiers  und  zahlreiche  „kleine  Leute"  verlo- 
ren ihr  ererbtes  oder  erspartes  Vermögen,  die 
Arbeiter  zum  grossen  Teil  ihre  Beschäfti- 
gung. 

Frankreich,  das  noch  die  Wunden,  welche 
der  Krieg  geschlagen,  zu  heilen  hatte,  nahm 
an  dem  allgemeinen  Aufschwung  nicht  teil  und 
wurde  daher  auch  von  der  Krisis  (1873  und 
1874)  nicht  betroffen.  Dagegen  hatte  es  1882 
die  Bontoux-Krise  durchzumachen.  Bon- 
toux  gründete  bekanntlich,  um  die  Macht  der 
Rothschilds  in  Frankreich  zu  brechen,  1879 
die  Union  generale,  welche  wieder  zahlreiche 
andere  Gesellschaften  ins  Leben  rief.  Ihre 
Aktien  waren  von  500  auf  3080  (1881)  ge- 
stiegen, um  dann  rapid  auf  335  zu  fallen.  Die 
Summen,  welche  direkt  und  indirekt  durch 
den  Sturz  der  Bank  verloren  gingen,  erreich- 
ten eine  enorme  Höhe. 

DerSchauplatz  der  letzten  der  zu  erwähnenden 
Krisen  war  wieder  Deutschland.  Ein  Alarmsig- 
nal, ein  Warnungszeichen ,  die  Unternehmungs- 
lust einzudämmen,  war  die  im  Dezember  1899 
erfolgte  Erhöhung  des  Bankdiskonts  auf  7  o/^. 
Der  Zusammenbruch  der  Preussischen  Hypo- 


thekenbank und  der  Pommerschen  Hypotheken- 
bank mit  ihren  Tochtergesellschaften  liess  den 
Eintritt  einer  weite  Dimensionen  annehmenden 
Krise  befürchten.  Doch  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben war  widerstandsfähiger  als  in  frühe- 
ren Zeiten,  und  die  Krisis  erstreckte  sich  er- 
freulicherweise nur  auf  wenige  Branchen.  Sehr 
erheblich  waren  immerhin  die  Verluste,  welche 
die  deutschen  Sparer  und  Kapitalisten  durch 
den  Zusammenbruch  der  genannten  Hypo- 
thekenbanken, sowie  der  Dresdner  Kreditan- 
stalt, der  Leipziger  Bank  und  einiger  indu- 
strieller Unternehmungen  erlitten  haben. 

c)  Arten,  Ursachen  und  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Krisen. 

Je  nach  dem  Ausgangspunkt  und  der  Aus- 
dehnung der  Störungserscheinungen  unterschei- 
det man: 

Bedarfskrisen.  Die  Produktion  steht  hin- 
ter dem  notwendigen  Bedarf  zurück,  infolge- 
dessen tritt  eine  Verteuerung  des  betreffenden 
Artikels  ein.  Da  die  ganze  Welt  heute  ein 
grosser  Markt  ist,  so  haben  diese  Krisen  nur 
noch  historisches  Interesse. 

Produktionskrisen  oder  Handelskrisen 
im  engeren  Sinne.  Die  Produktion  ist  erheb- 
lich grösser  als  der  Bedarf.  Der  Grund,  dass 
ein  Teil  der  produzierten  Waren  keine  Ab- 
nehmer findet,  kann  sowohl  auf  selten  der 
Konsumenten  wie  auf  der  der  Produzenten 
liegen.  Es  kann  die  Kaufkraft  der  Konsu- 
menten durch  Krieg,  Revolutionen,  Epide- 
mien, Missernten  oder  wirtschaftliche  Verluste 
irgend  welcher  Art  quantitativ  erhebliche  Ein- 
busse  erlitten,  vielleicht  auch  die  Qualität  sich 
bei  den  der  Mode  unterworfenen  Artikeln  ge- 
ändert haben,  oder  aber  die  Produzenterr 
haben  sich  in  übertriebene  Spekulationen  ein- 
gelassen, haben  in  ihrem  Optimismus  zu  viel 
produziert,  ohne  sich  um  den  Absatz  der  Waren 
zu  bekümmern.  Diese  Krisen  werden  deshalb 
auch  Absatzkrisen  genannt. 

Zur  Produktionskrisis  gesellt  sich  häufig  noch 
eine  Kredit-,  Börsen-  und  Bankkrisis.  Bei 
günstiger  Konjunktur  werden,  wie  schon  er- 
wähnt, Bankkredite  übermässig  in  Anspruch 
genommen,  zahlreiche  neue  Gesellschaften  ent- 
stehen, die  Spekulationen  in  den  an  den  Börsen 
gehandelten  Dividendenpapieren  und  industriel- 
len Obligationen  werden  immer  grösser,  die  Kur- 
se steigen  und  steigen  —  endlich  und  plötzlich 
bringt,  wie  uns  die  Geschichte  der  Krisen  lehrt, 
häufig  ein  unbedeutendes  Moment  den  Stein  ins 
Rollen:  Jeder  will  seine  Papiere  verkaufen  und,  da 
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keine  entsprechende  Nachfrage  besteht,  tritt  ein 
starker  Rückgang  der  Kurse  ein,  der  noch  ver- 
stärkt wird,  wenn  die  Banken  die  Kunden, 
welche  auf  die  Papiere  Geld  schuldig  sind, 
infolge  der  gesunkenen  Kurse  auffordern,  Ein- 
schuss  zu  leisten  und  diese,  da  sie  hierzu  in 
der  Regel  nicht  imstande  sind,  einen  entspre- 
chenden Teil  der  beliehenen  Wertpapiere  ver- 
kaufen müssen. 

Diejenigen  Banken,  welche  in  der  Kredit- 
gewährung leichtfertig  gewesen  sind  und  einen 
grossen  Teil  ihrer  Aussenstände  weder  sofort 
noch  vermutlich  in  nächster  Zeit  werden  ein- 
ziehen können,  auf  der  andern  Seite  aber  dem 
ängstlich  gewordenen  Publikum  seine  Einlagen 
(Depositengelder)  zurückzahlen  müssen,  befinden 
sich  während  einer  solchen  Krisenzeit  in  einer 
schlimmen  Lage.  Sind  die  Grundlagen  des 
betreffenden  Bankhauses  oder  der  Bank  solid, 
so  werden  sie  häufig  durch  die  andern  Banken 
und  Bankiers  des  Ortes  gestützt,  denn  eine 
Zahlungseinstellung,  so  sagen  diese  sich  mit 
Recht,  bewirkt  unter  dem  Publikum  eine  der- 
artige Panik,  dass  auch  die  solidesten  Häuser 
schwer  darunter  zu  leiden  haben. 

Von  einer  Geldkrisis  spricht  man,  wenn 
entweder  mehr  Umlaufsmittel  als  der  Verkehr 
aufnehmen  kann  und,  weil  sie  minderwertig, 
nicht  aufnehmen  will  zirkulieren  —  in  Frank- 
reich verursachten  eine  Geldkrisis  die  Noten 
der  Banque  generale  und  die  Assignaten,  in 
Amerika  die  Noten  der  Konföderierten  Staaten  — , 
oder  wenn  zu  wenig  Umlaufsmittel  vorhanden 
sind,  wie  z.  B.  bei  der  englischen  Geldkrisis 
von  1 696,  oder  wenn  das  Wertverhältnis  (Re- 
lation) der  Edelmetalle  oder  des  Wertes  des 
Metallgeldes  im  Verhältnis  zum  Papiergeld  sich 
wesentlich  verändert  hat. 

Eine  Agrarkrisis  ist  eine  durch  starken 
Rückgang  des  Preises  des  Getreides  und  anderer 
Bodenprodukte  bei  der  Landwirtschaft  einge- 
tretene Krankheitserscheinung.  Sie  konnte  früher, 
als  es  noch  an  Transportgelegenheiten  fehlte, 
sogar  bei  günstigen  Ernten  eintreten,  wie  es 
z.  B.  in  den  1820er  Jahren  in  Deutschland 
vorgekommen  ist.  Die  Einnahmen  der  Land- 
wirte werden  durch  einen  grossen  Preisdruck 
der  Bodenprodukte  wesentlich  geringer,  wäh- 
rend die  Ausgaben  kaum  eine  Verminderung 
erfahren  können. 

Die  Ursachen  der  Krisen  sind  hiermit  in 
den  Hauptsachen  angegeben.  Die  Krisentheorien 
und  die  Krisenliteratur  haben  sich  besonders  in 
den  letzten  Jahren  sehr  vermehrt.  Wenn  uns 
auch  Jahrhunderte  von  den  Zeiten  trennen,  in 


denen  man  das,  was  wir  unter  Krisis  verstehen, 
als  ein  „Strafgericht  Gottes"  ansah,  so  entstand 
doch  eine  richtige  Erkenntnis  des  Wesens  der 
Krisis  erst  am  Beginne  des  19.  Jh. 

Den  Grund  der  Überproduktion  glaubte  man 
früher  vielfach  in  den  immer  mehr  und  mehr 
aufkommenden  Maschinen  und  im  Grossbetrieb 
suchen  zu  müssen.  Malthus  sieht  das  Übel 
in  der  starken  Kapitalansammlung  durch  die 
Reichen.  Louis  Blanc  führt  die  Krisen  auf 
die  freie  Konkurrenz  zurück.  Karl  Marx  und 
die  Sozialisten  sehen  in  den  Krisen  die  Ur- 
sache der  „anarchischen",  kapitalistisch  organi- 
sierten Produktionsweise,  die  ein  richtiges  Über- 
sehen des  Bedarfs  nicht  zulasse.  Der  Eng- 
länder Jevons  will  die  Krisen  auf  die  Miss- 
ernten, und  letztere  wieder  auf  die  in  regel- 
mässigen Intervallen  sich  zeigenden  Sonnen- 
flecke zurückführen.  Schon  der  Anfang,  be- 
sonders aber  die  letzten  Jahrzehnte  des  vorigen 
Jahrhunderts  haben  die  Haltlosigkeit  seiner 
Theorie  ergeben. 

Mit  weit  mehr  Berechtigung  kann  man  sagen, 
dass  die  Ursachen  der  Krisen  des  19.  Jh.  in 
letzter  Linie  immer  in  Fehlern  und  Missgriffen 
egoistischer  Unternehmer,  welche  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Gesamtbedarf  produzierten,  zu 
suchen  sind.  Von  den  früheren  Krisen  unter- 
schieden sie  sich  dadurch,  dass  sie  nicht  die 
Wirkung  einer  einzelnen  Ursache  waren,  wie 
z.  B.  die  einer  Missernte  oder  einer  politischen 
Katastrophe,  und  ferner  unterschieden  sie  sich 
durch  ihre  kürzere  Dauer. 

Dadurch,  dass  man  die  Symptome  der  Krank- 
heit und  ihren  Verlauf  kennt,  dass  Statistiken 
bei  der  Hand  sind  und  der  Telegraph  alle 
wichtigen  Vorkommnisse  in  den  entferntesten 
Orten  in  die  Industrie-  und  Handelszentren  weiter 
meldet,  kann  man  ihr  verhältnismässig  leicht 
beikommen.  Auf  die  zahlreichen  Mittel,  welche 
zur  Bekämpfung  und  Milderung  der 
Krisen  in  Vorschlag  gebracht  worden  sind, 
kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 
Ein  Universalmittel  gibt  es  nicht.  „Jedoch  fast 
alle  Schäden",  sagt  Schmoller,  „wären  beseitigt, 
wenn  die  Preise  sich  stets  normal,  dem  wirk- 
lichen Bedarf  entsprechend,  bewegten,  wenn 
sie  nicht  erst  zu  hoch  stiegen,  dann  zu  plötz- 
lich sänken  und  zuletzt  zu  lange  lethargisch 
tief  blieben.  Aller  Schwindel,  alle  unreelle 
Gewinnsucht  arbeitet  mit  künstlichen  Preis- 
und    Kurstreibereien." 

Werden  die  schädlichen  Wirkungen  der 
Krisen  von  vielen  schlimmer  erachtet  als  sie 
tatsächlich  sind,  so  gibt  es  auch  andere,  welche 
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sie  für  einen  Segen  halten.  So  vergleicht 
sie  z.  B.  Max  Wirth  mit  einem  Gewitter,  das 
zwar  auch  das  Getreide  beugt  und  Bäume  um- 
reisst,  das  aber,  indem  es  die  Luft  reinigt  und 
befruchtend  wirkt,  mehr  Nutzen  als  Schaden 
anrichtet.  Eine  gewisse  Mittelstellung  nimmt 
der  Geh.  Oberfinanzrat  Müller  ein,  der 
auf  dem  1.  Deutschen  Bankiertage  auf  Grund 
seiner  hervorragenden  Sachkenntnis,  die  er  wäh- 
rend einer  langen  Praxis  in  verschiedenartiger 
Tätigkeit  gewonnen,  erklärte:  „Ich  persönlich 
teile  nicht  die  Hoffnung  derjenigen,  die  da 
sagen,  es  möchte  keine  Krisis  mehr  kommen. 
Ich  glaube  vielmehr,  dass  die  Hoffnung  auf 
eine    völlige    Beseitigung   der    Krisen    ebenso 


eitel  ist,  wie  die  Hoffnung  auf  einen  ewigen 
Frieden,  und  ich  stehe  in  dieser  Frage  auf 
demselben  Standpunkt  wie  Feldmarschall  Moltke 
ihn  bezüglich  des  ewigen  Friedens  vertreten 
hat,  indem  er  sagte,  der  Krieg  sei  als  Erzie- 
hungsmittel für  die  Menschheit  unentbehrlich 
und  nützlich.  Ebenso  sind  m.  E.  Krisen  für 
die  wirtschaftliche  Erziehung  des  Vol- 
kes unerlässlich  und  ebenfalls  nützlich. 
Es  ist  weder  in  der  Privatwirtschaft  noch  in 
der  Volkswirtschaft  je  ein  Vermögen  entstan- 
den, ohne  dass  der  Erwerber  ein  gewagtes 
Unternehmen  gemacht  hätte.  —  Nur  wer  wagt, 
gewinnt;  freilich  ist  aber  erforderlich,  dass  er 
auch  vorher  genau  wägt." 


C.  Orundzüge  der  Volkswirtschaftspolitik. 


Wie  schon  oben  erwähnt,  lassen  sich  3  Haupt- 
zweige der  Produktion  unterscheiden: 

1.  die  Urproduktion  oder  Rohstoffgewin- 
nung: Jagd,  Fischerei,  Landwirtschaft,  Forst- 
wirtschaft und  Bergbau, 


2.  die     Rohstoffverarbeitung,    welche 
durch  die  Gewerbe  erfolgt  und 

3.  die  Verteilung  und  Versendung  der 
Güter:  Handel  und  Verkehrswesen. 


I.  Urproduktion. 

1.    Die   Landwirtschaft.  1      Noch  heute    kommt  diese  Wirtschaftsform, 

a)  Landwirtschaftliche  Betriebssysteme,  bekannt  auch  unter  dem  Namen  Wechsel- 
a)  Die  Feldgraswirtschaft  und  die  1  Wirtschaft,  Koppelwirtschaft  m  verschie- 
Brandwirtschaft.  Im  Nildelta  und  in  Meso- '  denen  Gebirgsgegenden  Süddeutschlands,  in 
potamien  finden  wir  Ackerbau  mit  voller  Sess-  einigen  Teilen  der  Alpen  —  Egartenwirt- 
haftigkeit  der  Bewohner  schon  zu  einer  Zeit,lschaft  —  und  in  einzelnen  Gegenden  Eng- 
in der  in  Zentralasien,  der  Urheimat  der  Indo- '  lands  vor.  Meist  ist  sie  allerdings  insofern 
germanen,  noch  Nomadentum  herrschte,  d.  h.  geregelt,  als  eine  gewisse  Zeitfolge  für  den 
der  Zustand,  in  welchem  die  Einwohner  mit  Graswuchs  bezw.  den  Anbau  innegehalten  wird, 
ihrem  Vieh  umherzogen  und,  wenn  die  einen       Dabei   gibt  es  noch  wieder  einige  Abarten.     So 


Weideplätze  abgegrast  waren,  andere  aufsuch- 
ten. Die  Semiten  wurden  im  Ackerbau  die 
Lehrer  der  Arier,  und  die  Tötung  des  Abel 
durch  Kain  bedeutet  nach  Ihering  nichts  an- 
deres als  die  Verdrängung  des  Hirtentums 
durch  den  Ackerbau. 

Als  die  Stämme  allmählich  anfingen,  sess- 
haft  zu  werden,  entwickelte  sich  ein  geregelter 


wird  z.  B.  bei  der  Schleswig-Holsteinschen 
Koppelwirtschaft  das  ganze  Land  in  eine  Anzahl 
von  Schlägen,  in  der  Regel  6—12  geteilt,  von  denen 
im  turnusmässigen  Wechsel  einige  als  Acker-  und  die 
andern  als  Weideland  benutzt  werden. 

Auf  dem  gleichen  Prinzip,  Wechsel  zwischen 
Acker-  und  Weideland,  beruht  die  Brand- 
wirtschaft,  welche  ihren  Namen  daher  hat, 
dass  die  obere  Narbe    des  Bodens  samt  den 


Ackerbau  in  der  Weise,  dass  ein  kleiner  Teil  |  auf  ihr   wachsenden  Pflanzen    usw.   losgelöst 


des  Weidelandes  bestellt  wurde.  Da  man  aber 
den  Dünger  nicht  kannte  und  es  auch  sonst 
nicht  verstand,  den  Boden  ertragfähig  zu  machen, 
so  wurde,  um  dem  Lande  mehr  abzuge- 
winnen, das  zum  Ackerbau  bestimmte  Weide- 
land fortwährend  gewechselt.  Weil  jeder  Teil 
des  Bodens  bald  der  Feld-,  bald  der  Gras- 
wirtschaft diente,  so  erhielt  diese  Art  des  Acker- 
bausystems den  Namen  Feldgraswirtschaft. 


und  in  kleinen  Haufen  aufgeschüttet  wird. 
Diese  werden  in  Brand  gesteckt,  und  die  Asche 
dient  als  Dünger. 

ß)  Die  Körnerv^^irtschaft  und  das  Drei- 
feldersystem. Das  bis  in  das  vorige  Jahrhundert 
hinein  vorwiegend  angewendete  Betriebssystem 
war  das  Dreifeldersystem,  auch  Körner- 
wirtschaft genannt,  weil  dabei  der  Acker  fast 
ausschliesslich  zum  Getreidebau  benutzt  wird. 


^ 
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Der  Acker  eines  Dorfes,  die  Feldmark  wurde  in 
drei  Felder  oder  Fluren  geteilt,  von  denen  im 
jährlichen  Wechsel  eines  mit  Winterjgetreide 
(Weizen  oder  Roggen),  eines  mit  Sommergetrei- 
de (Gerste  oder  Hafer)  bebaut  wurde,  während 
das  dritte  brach  lag. 

Feldmark  des  Dorfes. 


Feld  I 


Feld  II 


Feld  III 


1.  Jahr 


2.  Jahr 


Winter- 
getreide 


Sommer- 
getreide 


Sommer- 
getreide 


3.  Jahr 


Brache 


Brache 


Brache 


Winter- 
getreide 


Winter-  Sommer- 

getreide getreide 

4.  Jahr  wie  1.  Jahr  usw. 

Das  Brachfeld  diente  bis  Johannis  als  Weide, 
im  „Brachmonat"  (Juni)  wurde  es  umgebro- 
chen, gedüngt  und  zur  Wintersaat  vorbereitet. 
Ständige  Weide  war  mitunter,  aber  nicht  im- 
mer vorhanden.  Gemüse  und  Hülsenfrüchte 
wurden  in  dem  am  Hause  liegenden  Garten  ge- 
pflanzt. 

Einen  grossen  Fortschritt  bedeutete  die  Ein- 
führung der  sog.  verbesserten  Dreifelder- 
wirtschaft, bei  der  ein  Teil  des  Landes  nicht 
mehr  brach  liegt,  sondern  zeitweise  mit  Futter- 
gewächsen, Kartoffeln  und  Hülsenfrüchten  be- 
baut wird.  Die  vermehrte  Futtergewinnung 
gestattet  das  Halten  eines  grösseren  Viehbe- 
standes, und  dieser  wieder  macht  eine  bessere 
Düngung  des  Bodens  möglich,  wodurch  seine 
Ergiebigkeit  erhöht  wird.  In  noch  höherem 
Masse  wird  dieser  Zweck  durch  das  folgende 
System  erreicht. 

/)  Die  Fruchtwechselwirtschaft.  In  der 
englischen  Grafschaft  Norfolk  hatte  man 
zuerst  die  Fruchtwechselwirtschaft  einge- 
führt, welche  keine  Brache  kennt  und  die  Bo- 
denerschöpfung durch  zweckmässigen  Wechsel 
der  anzubauenden  Früchte  zu  verhindern  sucht. 
Halmfrüchte  folgen,  da  man  erkannt  hat,  dass 
dadurch  der  Boden  zu  sehr  erschöpft  wird, 
niemals  zwei  Jahre  hintereinander  auf  dem- 
selben Boden,  sondern  wechseln  mit  Blatt- 
früchten ab.  Der  Turnus  ist:  Wintergetreide, 
Wurzelgewächse,  Sommergetreide,  Klee. 


Feld  1 


1.  Jahr 


2.  Jahr 


3.  Jahr 


4.  Jahr 


Winter- 
getreide 


Wurzel- 
gewächse 


Sommer- 
getreide 


Klee 


Feld  II 


Wurzel- 
gewächse 


Sommer- 
getreide 


Klee 


Winter- 
getreide 


Feld  III 


Sommer- 
getreide 


Klee 


Winter- 
getreide 


Wurzel- 
gewächse 


Feld  IV 


Klee 

Winter- 
getreide 


Wurzel- 
gewächse 


Sommer- 
getreide 


Gegenüber  den  andern  genannten  Betriebs- 
formen erfordert  die  Fruchtwechselwirtschaft, 
da  der  Boden  grosser  Bearbeitung  bedarf,  zahl- 
reichere Arbeitskräfte,  vor  allem  auch  starke 
Düngung. 

ö)  Die  freie  Wirtschaft.  Sie  ist  infolge 
sachgemässer  Bearbeitung  und  guter  Düngung 
des  Bodens  an  keine  bestimmte  Fruchtfolge 
gebunden.  Es  wird  die  Frucht  angebaut, 
welche,  je  nach  Umständen,  voraussichtlich 
den  grössten  Ertrag  abwerfen  wird.  Diese 
Betriebsform,  die  jedoch  grosse  Anforderungen 
an  den  Boden  und  an  die  Fähigkeiten  des  Land- 
wirts stellt,  ist  die  intensivste  aller  landwirt- 
schaftlichen Betriebsformen. 

Die  klimatischen  Verhältnisse  müssen  dabei 
günstig  sein;  freilich  alles  Eindringen  von  Licht, 
Wärme  und  Luft  in  den  Boden  hat  seine  Grenze, 
ins  unermessliche  lässt  sich  der  Ertrag  nicht  stei- 
gern. Nach  dem  Gesetz  der  abnehmen- 
den Bodenerträge  hat  eine  Verdoppelung 
des  Kapital-  und  Arbeitsaufwandes  im  inten- 
siven landwirtschaftlichen  Betriebe  von  einem 
bestimmten  Punkte  an  nicht  mehr  eine  Ver- 
doppelung des  Ertrages  zur  Folge,  d.  h.  jeder 
Scheffel  Getreide,  der  über  den  Durchschnitts- 
ertrag erzielt  werden  soll,  erfordert  einen  Mehr- 
aufwand an  Dungmitteln,  Arbeitslohn  usw., 
wobei  jedoch  die  mehr  aufgewendeten  Pro- 
duktionskosten nicht  in  gleichem  Verhähnis 
zum  Erlös  des  Mehrertrages  stehen. 

Dass  bestimmte  wirtschaftliche  und  natür- 
liche Verhältnisse  vorhanden  sein  müssen,  um 
den  landwirtschaftlichen  Betrieb  intensiver  ge- 
stalten zu  können,  weisiHeinrichvonThünen 
(1783  —  1850)  nach  in  seinem  Werk  „Der 
isolierte  Staat  in  Beziehung  auf  Landwirtschaft 
und  Nationalökonomie  oder  Untersuchungen 
über  den  Einfluss,  den  die  Getreidepreise,  der 
Reichtum  des  Bodens  und  die  Abgaben  auf 
den  Ackerbau  ausüben". 

b)  Agrarverfassung. 

a)  Älteres  Agrarrecht  (Die  Zeit  der  Ge- 
bundenheit). Zwei  Formen  der  Siedelung 
lassen  sich  unterscheiden:  Einzelhöfe  und 
Dörfer.  Bei  der  Einzelhofsiedelung  liegt 
der  Hof  des  Bauern  inmitten  seines  Landes, 
während  bei  der  in  Deutschland  überwiegen- 
den Form  der  Dorf  siedelung  beim  Bauernhof 
nur  kleine  Ländereien,  z.  B.  Obst-  und  Ge- 
müsegärten, sich  befinden. 

Meitzen  unterscheidet  drei  Arten  von  Dörfern: 

1.  das  Haufendorf,  das  sich  durch  grosse  Unregel- 
mässigkeit der  Lage  der  Gehöfte  auszeichnet; 

2.  das  Strassen-   oder  Reihendorf.     Die  Gehöfte 
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liegen  an  der  in  gerader  Linie  durch  das  Dorf  sich 
ziehenden  Strasse,  in  deren  Mitte  etwa  Kirche  und 
Schule  sich  befindet,  und 
3.    das   Runddorf.     Die   Gehöfte    liegen  an  der  das 
Dorf  kreisförmig  umschiiessenden  Strasse. 

Die  Äcker  sind  in  „Gewanne"  (auch  „La- 
gen" oder  „Breiten"  genannt),  d.  h.  nach  der  Bo- 
dengüte, Lage  usw.  in  begrenzte  Feldabschnitte 
geteih.  Ein  Bodenkomplex  derselben  Art  und 
Lage  bildet  immer  ein  Gewann.  Jedes  Ge- 
wann wieder  zerfällt  in  so  viele  Streife  als  die 
Gemeinde  Haushalte,  „Hufenbesitzer",  zählt. 
Das,  anfangs  nur  ideelle  Besitztum  des  Bauern 
liegt  also  zerstreut  (Gemengelage). 

Über  die  Entstehung  dieser  Flurverfassung,  welche 
man  GewannverfassungmitGemengelage  nennt, 
gehen  die  Ansichten  weit  auseinander.  Knapp  hält  es 
für  gänzlich  ausgeschlossen,  dass  bei  der  ersten  Flur- 
bebauung bereits  eine  Verteilung  des  Bodens  in  dieser 
raffinierten  Weise,  die  doch  eine  genaue  Kenntnis  der 
Bodengüte  usw.  zur  Voraussetzung  hat,  erfolgt  ist. 
Nach  seiner  Ansicht  seien  die  Gemengelage  infolge  des 
allmählichen  Aufbrechens  der  Flur  —  Verwandlung  des 
Weidelandes  in  Ackerland  —  entstanden.  Andere  wieder 
(Hildebrand,  Wittich  usw.)  vertreten  die  Ansicht, 
dass  die  Teilung  durch  eine  Grundherrschaft  er- 
folgt sei,  in  der  Absicht,  die  bäuerlichen  Pflichten  gleich- 
massig  zu  verteilen. 

Bei  der  Bewirtschaftung  der  Gewanne  — 
Aussaat,  Ernte  usw.  —  musste  sich,  da  die 
Parzellen  durcheinander  lagen  und  in  der  Re- 
gel keine  getrennten  Zugangswege  besassen, 
jeder  einzelne  nach  dem  andern  richten.  Not- 
wendig wurde  der  Flurzwang,  d.  h.  jeder 
Wirt  musste  nach  Beschluss  der  Dorfgemeinde 
an  einem  bestimmten  Tage,  und  zwar  im  we- 
sentlichen auf  Grundlage  der  Dreifelderwirt- 
schaft, mit  der  Saat  ein  und  derselben  Frucht 
und  auch,  damit  beim  Viehauftrieb  einer  den 
anderen  nicht  hinderte,  zum  festgesetzten  Ter- 
min mit  der  Ernte  beginnen. 

Neben  den  ursprünglich  freien  Bauern  ent- 
standen, hauptsächlich  durch  Gewalt,  dien  st- 
und zinspflichtige  Bauern,  welche  ent- 
weder das  Land  der  Fron-  oder  Herrenhöfe 
zu  bestellen  und  daneben  noch  andere  Dienste 
dem  Gutsherrn  zu  leisten  oder  aber  einen  Teil 
des  Ertrages  ihrer  Wirtschaft  an  den  Herrenhof 
abzuliefern  hatten.  Die  Zahl  der  hörigen, 
d.  h.  von  dem  Gutsherrn  abhängigen  Bauern 
wuchs  im  Laufe  der  Jahrhunderte  immer  mehr 
auf  Kosten  der  freien  Bauern.  Zum  Teil  aber 
gaben  die  Bauern,  durch  Übergabe  ihres  Ho- 
fes, freiwillig  ihre  Freiheit  auf.  Dies  ge- 
schah hauptsächlich  aus  drei  Gründen:  Ent- 
weder um  sich  von  der  immer  mehr  drückend 
werdenden  Heerespflicht  zu  entziehen,  oder 
um  Schutz   gegen    das  Raubrittertum  zu  ge- 


messen oder  endlich,  weil  es  damals  als  ein 
Gott  wohlgefälliges  Werk  galt,  sein  Gut  einem 
geistlichen  Herrn  zu  übergeben.  Auf  die  letzte 
Art  entstanden  u.  a.  die  grossen  Grundherr- 
schaften in  Salzburg,  St.  Gallen  u.  Fulda. 

Das  Mass  der  persönlichen  und  wirtschaft- 
lichen Unfreiheit  des  Bauern  war  in  den  einzel- 
nen Gebietsteilen  je  nach  deren  historischen 
Entwicklung  teils  grösser,  teils  geringer.  Am 
besten  gestaltete  sich  die  Lage  der  Bauern  im 
N.W.,  am  schlechtesten  im  N.  O.  Deutschlands. 
Es  hing  dies  damit  zusammen,  dass  die  Grund- 
herrschaft im  Nordwesten  die  Bauern  we- 
niger bedrückte  als  die  Gutsherrschaft  im 
Nordosten.  Der  Grundherr  verlangte  ge- 
wöhnlich nur  massige  Abgaben  vom  Wirt- 
schaftsertrage, während  der  Gutsherr  Dienst- 
leistungen, d.  h.  Bewirtschaftung  des  guts- 
herrlichen Bodens  forderte,  wodurch  der  Bauer 
natürlich  persönlich  sehr  abhängig  vom  Guts- 
herrn wurde. 

Die  Dienstleistungen,  welche  der  Herr  kraft  seiner 
grund-,  resp.  gutsherrschaftlichen  Gewalt  vom  Bauer 
fordern  darf,  nennt  man  Fronden  oder  Robot.  Sie 
waren  entweder  Spann -Robot,  der  Bauer  war  ver- 
pflichtet, mit  einem  oder  mehreren  Gespannen,  oder 
Fuss-  oder  Hand-Robot,  er  war  verpflichtet  mit 
seiner  persönlichen  Arbeitskraft,  an  einer  Anzahl  von 
Tagen  in  der  Woche  seinem  Herrn  Dienste  zu  leisten. 

Der  Grundherr  forderte  diese  persönlichen  Dienste 
meist  nur  für  gemeinnützige  Zwecke,  wie  z.  B.  für  den 
Wege-  und  Strassenbau. 

ß)  Bauernbefreiung.  Einen  entscheiden- 
den Wendepunkt  in  der  Agrarverfassung  bil- 
deten die  Beschlüsse  der  französischen 
Nationalversammlung  vom  4.  Aug.  1789. 
Auf  einen  Antrag,  „die  Adelsvorrechte,  welche 
durch  ihren  Druck  die  Volkswut  hervorge- 
rufen, aufzuheben,  die  persönliche  Untertänig- 
keit der  Landleute  für  erloschen,  alle  ihre 
dinglichen  Leistungen  aber  für  ablösbar  zu 
erklären",  wurde  beschlossen,  sämtliche 
Feudalrechte  ohne  Entschädigung  auf- 
zuheben. Frankreich  gebührt  der  Ruhm,  zu- 
erst jenem  entwürdigenden  Zustande  ein  für 
allemal  ein  Ende  bereitet  zu  haben.  Nicht 
nur  im  eigenen  Lande,  auch  dort,  wo  die 
französische  Verwaltung  vorübergehend  einge- 
führt wurde  —  Italien,  Schweiz,  Spanien,  linkes 
Rheinufer,  Westfalen  —  galten  die  Bestimmun- 
gen des  Code  Napoleon,  der  weder  irgend 
welche  Ungleichheiten  bürgerlicher  Rechte 
kannte  noch  irgend  andere  Eigentumsbeschrän- 
kungen als  Servituten  und  ablösbare  Geldren- 
ten zuliess. 

In  Deutschland  ging  Preussen  bahn- 
brechend  voran,   indem  es  durch  Edikt  vom 
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9.  Oktober  1807  die  Erbuntertänigkeit  auf- 
hob und  nunmehr  jedem  Einwohner  des  Staates, 
was  bisher  Edelleuten,  Bürgern  oder  Bauern  ge- 
setzHch  vorbehalten  war,  gestattete,  Grundstücke 
aller  Art  zu  besitzen.  Auch  das  Recht  der  frei- 
en Vererbung  und  Teilbarkeit  der  Güter  wurde 
gewährt  Im  Interesse  der  teilweise  stark  ver- 
schuldeten Besitzer  ging  aber  der  preussische  Staat 
nicht  so  rigoros  vor,  dass  er  alle  bäuerlichen 
Lasten  sofort  und  ohne  Entschädigung 
aufhob,  dass  er  gleich  auf  das  Endziel,  den 
Bauern  zum  unbeschränkten  Eigentümer  seines 
Bauernhofes  mit  politischen  Rechten  zu  machen, 
lossteuerte,  sondern  es  wurde  durch  das  Re- 
gulierungsedikt (14.  Sept.  1811)  und  die  Dekla- 
rationen vom  29.  Mai  1816  bestimmt,  dass  die 
Regulierung  —  Ablösung  der  auf  ihnen  lie- 
genden Land-  und  Spanndienste,  Naturalliefe- 
rung  usw.  —  auf  solche  bäuerlichen  Stellen 
beschränkt  bleiben  solle,  welche  ihren  Inhaber 
als  selbständigen  Ackerwirt  ernähren  konnten 
(Kriterium:  Spannfähigkeit),  und  die  vor  dem 
Jahre  1763  als  Bauern-  oder  Kossätengüter 
eingetragen  waren. 

Durch  das  Regulierungsedikt  vom  14.  September 
1811  musste  der  Gutsherr  aufgeben,  resp.  verzichten 
auf:  1.  das  Eigentum  am  Bauerngut,  2.  die  Frondienste 
des  Bauern,  3.  sämtliche  Geld-  und  Naturalabgaben 
des  Bauern,  4.  die  Hofwehr  und  5.  die  verschiedenen 
Berechtigungen,  welche  der  Gutsherr  auf  dem  Bauern- 
lande gehabt  hatte  (z.  B.  Weiderecht).  Der  Bauer 
musste  verzichten  auf:  1,  Unterstützungen  bei  Un- 
glücksfällen, 2.  das  Recht  des  Holzbezugs  aus  den 
gutsherrlichen  Waldungen,  3.  die  Herstellung  und  Er- 
haltung seiner  Gebäude  und  4.  auf  gewisse  Hütungs- 
und Waldgerechtsame. 

Er  musste  ausserdem,  sofern  es  sich  um  erblichen 
Besitz  handelte,  ein  Drittel,  im  andern  Falle  die  Hälfte 
des  bisher  von  ihm  bebauten  Landes  abtreten.  Wurde 
das  Gut  hierdurch  zu  klein,  so  konnte  auch  eine  ent- 
sprechende Geldrente  vereinbart  werden. 

Weiter  ausgedehnt  wurde  die  Regulierung 
durch  Gesetz  vom  2.  März  1850,  welches  an- 
ordnete, dass  die  Ablösung  —  sie  erstreckte 
sich  auch  auf  die  von  der  Regulierung  bisher 
ausgeschlossenen  Bauern  —  nicht  mehr  durch 
Abtretung  von  Land  oder  Gewährung  einer 
dauernden  Rente  sondern  gegen  eine  Am o r- 
tisationsrente  zu  erfolgen  habe. 

Der  Staat  griff  helfend  ein,  indem  er  für 
jede  Provinz  eine  Rentenbank  errichtete.  Der 
berechtigte  Herr  wurde  durch  Schuldverschrei- 
bungen dieser  Rentenbanken,  Rentenbriefe 
genannt,  abgefunden,  während  der  Bauer  ver- 
pflichtet wurde,  die  von  ihm  zu  zahlende  Rente 
an  die  staatliche  Rentenbank  abzuführen. 

Die  Rentenbriefe  sind  mit  4^/0  verzinsliche 
Inhaberpapiere,   deren  Nominalbetrag  sich  auf 


das  20  fache  der  Jahresrente  berechnet.  Neben 
diesen  4*^/o  Zinsen  hat  der  Verpflichtete  eine 
Amortisationsquote  von  1%  oder,  wenn 
ihm  dies  angenehmer  war,  auch  nur  von  ^'^j^ 
an  den  Staat  zu  entrichten.  Im  ersteren  Falle 
wird  die  Amortisation  in  41Vi2>  ^^  letzteren 
Falle  in  56 ^/ig  Jahre  beendet,  d.  h.  nach  Ver- 
lauf dieser  Zeit  wird  der  Bauer  freier  Eigen- 
tümer seines  Landes.  Er  hat  nichts  geschenkt 
erhalten,  er  hat  sich  losgekauft. 

Die  letzten  Untertänigkeitsverhältnisse  wurden  durch 
Gesetz  vom  12.  Juli  1892  beseitigt. 

Durch  die  Bauernbefreiung  ist  die  Zahl  der 
Bauernstellen  etwas,  das  Bauernland  erheblich 
vermindert  worden.  Ein  Teil  der  Bauern  ist 
Gutsarbeiter  geworden,  aber  diese  sind  tätig  in 
freier  Lohnarbeit  und  nicht,  wie  früher,  in  un- 
freier Fronarbeit.  Durch  das  Abtreten  von 
Land  ist  der  kapitalistische  Grossbetrieb  ge- 
fördert worden. 

Ähnlich  wie  in  Preussen  gestaltete  sich  die  Bauern- 
befreiung auch  in  den  andern  deutschen  Ländern. 
In  Österreich  wurde  die  Entschädigungsfrage  in 
der  Weise  gelöst,  dass  alle  Lasten,  welche  aus  der 
bloss  persönlichen  Untertänigkeit,  aus  dem  Schutzver- 
hältnis usw.  entsprungen  waren,  unentgeltlich  auf- 
gehoben wurden.  Abgelöst  wurden  die  unver- 
änderlichen Naturalabgaben  an  Kirchen,  Schulen  und 
Pfarren  und  die  Leistungen  aus  gewissen  Verträgen. 
Gegen  billige  Entschädigung  aufgehoben  wurden 
Fronden,  Robot  und  Zehent  (Philippovich). 

7)  Reformen  der  Agrarverfassung.  Wa- 
ren die  Gemengelage  und  der  damit  ver- 
knüpfte Flurzwang  ein  grosses  Hindernis  für 
einen  intensiven  landwirtschaftlichen  Betrieb,  so 
waren  ein  anderes  Hindernis  die  Gemeinwei- 
den (Allmenden,  Gemeinheiten).  Diese  Er- 
kenntnis führte  dazu,  zunächst  auf  dem  Wege 
freiwilligen  Austausches,  soweit  es  irgend 
möglich  war,  den  zerstreut  liegenden  Besitz 
zusammenzulegen  und  zweckmässige  Zugänge 
zu  schaffen.  Da  es  aber  hierbei  viel  Streitig- 
keiten und  wenig  Einigungen  gab  —  jeder 
wollte  beim  Tausch  etwas  verdienen  —  so 
musste  die  Staatsgewalt  die  Regulierung  — 
Separation,  Feldvereinigung,  Verkoppe- 
lung.  Arrondierung,  Vereinödung  oder 
Konsolidation  genannt  —  in  die  Hand 
nehmen. 

Schöpfer  des  deutschen  Feldregulie- 
rungsverfahrens, das  für  zahlreiche  andere 
Länder  vorbildlich  wurde,  war  Friedrich 
der  Grosse,  welcher  1771  Reglements  wegen 
Auseinandersetzung  und  Aufhebung  der  Ge- 
meinheiten und  Gemeinhutungen  in  Schlesien 
erliess.  Vereidete  Kommissare  sollten  unter 
Zuziehung  erfahrener  Bauern  die  Regulierung 
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in  die  Wege  leiten  und  auch  Meliorationen 
durch  Wasserabzug,  Wege  usw.  auf  gemein- 
schaftliche Kosten  vornehmen  lassen.  Durch 
diese  Reglements  und  durch  weitere  Gesetze 
wurde  bestimmt: 

1.  Der  Prozentsatz  der  Beteiligten,  welcher 
erforderlich  ist,  um  auch  gegen  den  Willen 
der  Minorität  die  Regulierung  vorzunehmen 
(Provokationsrecht).  Der  Prozentsatz  wurde 
mehrfach  geändert. 

2.  Kommen  verschiedene  Klassen  von  Grund- 
stücken, z.  B.  Äcker,  Wiesen  und  Gärten,  in 
Betracht,  so  soll  jeder  Interessent  tunlichst 
gleichartige  und  gleichwertige  Grundstücke 
wieder  erhalten. 

3.  Die  Kosten  der  Vermessung  usw.  werden 
auf  die  Teilnehmer  je  nach  dem  Wert  ihres 
Grundbesitzes  repartiert. 

4.  Streitigkeiten  werden  in  erster  Instanz 
durch  die  Generalkommissionen  —  jede 
Provinz  besitzt  eine  —  in  zweiter  und  dritter 
Instanz  durch  das  Oberlandeskulturgericht 
in  Berlin  entschieden. 

Die  Gemeinheitsteilung,  d.  h.  die  Be- 
seitigung jeglicher  gemeinschaftlicher  Nut- 
zung landwirtschaftlicher  Grundstücke,  erfolgte 
zuerst  in  den  norddeutschen  Küstenländern. 
Die  Bestimmungen,  wer  Teilung  beantragen 
darf  und  nach  welchem  Masstabe  sie  zu  er- 
folgen hat,  waren  in  den  verschiedenen  Lan- 
desteilen verschieden.  Vielfach,  besonders  in 
Süddeutschland,  gingen  die  Gemeinheiten  in 
das  Eigentum  der  politischen  Gemeinde  über, 
so  dass  die  Gemeindeglieder  kein  individu- 
elles Eigentum  besassen. 

Die  Aufteilung  der  Gemeindeweiden  und 
Gemeindewiesen  hatte  häufig  den  Nachteil, 
dass  zahlreiche  Landarbeiter,  die  hinfort  der 
Möglichkeit,  ihre  Einnahmen  durch  Halten 
einiger  Kühe,  Schafe,  Schweine  usw.  etwas  zu 
vergrössern,  beraubt  waren,  nach  der  Stadt 
zogen. 

ö)  Agrarisches  Eigentumsrecht.  Drei 
Formen  der  landwirtschaftlichen  Unternehmung 
lassen  sich  unterscheiden: 

1.  Selbstbewirtschaftung.  Das  Gut  wird 
von  dem  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens 
bewirtschaftet. 

2.  Administration.  Ist  der  Besitzer  un- 
mündig, versteht  er  nichts  von  der  Landwirt- 
schaft oder  will  er  sich  zeitweise  einem  andern 
Beruf  (Offizier)  widmen,  so  lässt  er  das  Gut 
für  seine  Rechnung  von  einem  besoldeten 
Beamten  (Administrator)  bewirtschaften. 

3.  Pacht.     Ist  aus  einem  der  angegebenen 


oder  infolge  eines  andern  Grundes  eine  Selbst- 
bewirtschaftung für  eine  längere  Zeitperiode 
nicht  möglich,  so  wird  das  Gut  verpachtet, 
was  aus  zahlreichen  Gründen  —  der  Pächter 
hat  in  der  Regel  ein  grösseres  Interesse  an 
der  dauernden  Rentabilität  des  Gutes  als  der 
Administrator  —  der  Administration  vorzuzie- 
hen ist.  Die  Pacht  wird  heute  fast  durchgängig 
in  Geld  und  nicht  mehr,  wie  früher  zum 
grossen  Teil,  in  Naturalien  bezahlt. 

Nach  der  Dauer  der  Pacht  unterscheidet 
man  Zeitpacht  und  Erbpacht.  Bei  der 
ersteren  Form  läuft  die  Pacht  nach  der  verein- 
barten Reihe  von  Jahren  —  1 5  bis  20  in  der 
Regel  —  ab,  und  der  Vertrag  ist  event.  wie- 
der zu  erneuern.  Die  Lage  des  Erbpächters 
dagegen  gleicht  beinahe  der  des  Besitzers.  Stirbt 
der  Erbpächter,  so  geht  das  Pachtrecht  auf 
seine  Erben  über.  Das  Pachtgeld  (Canon) 
ist  entweder  ein  für  allemal  bestimmt,  oder  es 
steigt  und  fällt  mit  den  Preisen  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse.  Empfehlenswert  ist 
das  System  der  Erbpacht  dann,  wenn  der  Päch- 
ter beabsichtigt,  das  Gut  später  zu  erwerben. 
Auch  im  Preussischen  Rentengutgesetz  ist  eine 
Ablösung  der  Rente  vorgesehen. 

Renten  gut  ist  ein  Stück  Land,  das  gegen 
Zahlung  einer  festen  Geldrente  als  Eigentum 
übertragen  ist.  Anzahlung  wird  in  der  Regel 
nicht  gefordert,  hingegen  muss  Betriebs- 
kapital nachgewiesen  werden. 

Domänen  sind  Ländereien,  welche  dem 
Staate  oder  dem  Herrscherhause  gehören.  Sie 
werden  auf  eine  Reihe  von  Jahren  an  tüchtige 
Landwirte,  welche  ein  angemessenes  Betriebs- 
kapital nachweisen  können,  verpachtet  (Do- 
mänenpächter) und  gelten  vielfach  mit  Recht 
als  Musterwirtschaften.  Für  den  Verkauf 
der  Domänen  wird  geltend  gemacht,  dass 
der  Pachtpreis  nur  eine  geringe  Verzinsung 
(ca.  2i/2°/o  des  Verkaufspreises)  gewährt. 

Nach  ihrem  Ertrage  und  der  wirtschaft- 
lichen Stellung,  welche  der  Eigentümer  resp. 
Bewirtschafter  einnimmt,  unterscheidet  man 
grosse,  mittlere  und  kleine  Güter.  Gross 
nennt  man  ein  Gut,  das  einen  Wirt  vollständig 
mit  der  Leitung  und  Verwaltung  beschäftigt. 
Bei  einem  mittleren  Gut  nimmt  der  Wirt 
auch  zum  Teil  an  den  ausführenden  Arbeiten 
teil.  Wird  das  Land  nur  von  dem  Wirt  und 
dessen  Familie  bestellt,  so  spricht  man  von 
einem  kleinen  Gut. 

Parzellen-  oder  Zwergbesitz  nennt  man 
das  Land,  das  nebenbei,  z.  B.  von  unteren 
Eisenbahnbeamten,  bebaut  wird. 
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Vorzüge  des  landwirtschaftlichen 
Grossbetriebes  sind:  Leichtere  Teilung  und 
Vereinigung  der  Arbeit,  Verwendung  teurer 
aber  viel  Zeit  und  Arbeitskräfte  ersparender 
Maschinen,  also  bessere  Ausnutzung  der  tech- 
nischen Fortschritte,  vorteilhaftere  Verwendung 
der  Produkte,  Zucht  von  edlerem  Vieh  und 
edleren  Früchten  usw.  Wirtschaftlich  schädlich 
ist  die  Vereinigung  übermässig  grosser  Güter- 
komplexe in  einer  Hand  (Latifundienbesitz). 

Dem  bäuerlichen  Besitz  —  mittlere  und 
kleine  Güter  —  wird  nachgerühmt,  dass  das 
Interesse  der  Beteiligten  ein  grösseres  ist,  dass 
die  Bebauung  und  Ausnutzung  des  Bodens 
mit  grösserer  Sorgfalt  erfolgen  kann  und  dass 
Aufsichtspersonal  erspart  wird. 

Nach  Schmoller  hat  man  in  Deutschland  1882 
und  1895  etwas  über  5  Millionen  landwirtschaftliche 
Haupt-  und  Nebenbetriebe  gezählt,  wovon  etwa  25  000 
Grossbetriebe  über  100  ha,  5—600  über  1000  ha  be- 
wirtschaften; neben  ihnen  stehen  281000  grössere 
Bauernbetriebe,  welche  30  —  100  ha,  an  mittleren  und 
kleineren  Bauernbetrieben  je  fast  1  Million,  welche 
5 — 20  und  2 — 5  ha  bewirtschaften,  und  ca.  3  Millionen 
Parzellenbetriebe.  Von  1882 — 1895  haben  sich  wesent- 
lich nur  die  Gruppen  der  mittleren  und  kleineren  Bauern 
vermehrt,  welche  um  35000,  resp.  72 000 gestiegen  sind. 

Um  einer  zu  weit  gehenden,  die  Existenz- 
fähigkeit des  Besitzers  in  Frage  stellenden  Zer- 
splitterung des  Grund  und  Bodens  entgegen- 
zuwirken, wurde  in  einigen  Teilen  Deutsch- 
lands und  in  einigen  fremden  Staaten  die 
Geschlossenheit  der  Güter  durch  die  Ge- 
setzgebung begünstigt.  Dies  geschah,  indem 
entweder  eine  dauernd  unteilbare  Mindestfläche, 
wie  z.  B.  in  Bayern,  Nassau  und  Schweden, 
festgesetzt  wurde,  oder  indem  die  Abtrennung 
prozentual iter,  z.  B.  auf  33^3%  in  Sachsen,  be- 
schränkt war.  Hiermit  im  Zusammenhange 
stehen  die  Bestimmungen  über  das  Anerben- 
recht und  das  Fideikommiss. 

Ein  bäuerliches  Erbrecht,  das  im  Todes- 
falle Teilungen  vermeiden  will,  ist  das  An- 
erbenrecht Es  gilt  in  einigen  Gebietsteilen 
ohne  weiteres,  sofern  der  Besitzer  keine  testa- 
mentarische Verfügung  getroffen  hat,  in  einigen 
andern  nur  dann,  wenn  der  verstorbene  Eigen- 
tümer in  ein  vom  zuständigen  Amtsgericht  ge- 
führtes Grundbuch  (Höferolle)  eingetragen 
ist.  Bezweckt  wird  durch  diese  Rechtsinsti- 
tution, dass  das  Gut  ungeteilt  an  einen 
Erben,  den  „Anerben",  übergeht,  dem  in 
einigen  Provinzen  grosse  Vergünstigungen  zu- 
teil werden.  So  erhält  z.  B.  in  der  Provinz 
Hannover  der  Anerbe  ^/g  vorweg,  ^j^  des 
massig  abgeschätzten  Wertes  bilden  die  Masse, 
welche  nach  gewöhnlicher  Erbregel  geteilt  wird. 


I  Eine  Bestimmung,  dass  der  Anerbe  den  Hof 
nicht  veräussern  darfj  besteht  nicht. 
j  Ebenso  wie  durch  das  Anerbenrecht,  wird 
auch  durch  das  Fideikommiss  ein  Familien- 
mitglied zum  Nachteil  der  andern  begünstigt. 
Während  jedoch  das  Anerbenrecht  sich  auf 
bäuerliche  Güter  bezieht,  kommt  das  Fidei- 
kommiss nur  für  den  Grossgrundbesitz,  und 
zwar  fast  ausschliesslich  für  den  adligen  Gross- 
grundbesitz in  Betracht.  Nach  dem  Tode  des 
Nutzniessers  geht  das  Besitztum  in  die  Nutz- 
ni essung  der  vom  Stifter  des  Fideikommisses 
bestimmten  Persönlichkeit,  in  der  Regel  an  den 
ältesten  Sohn  (Majorat),  mitunter  aber  auch 
an  den  jüngsten  Sohn  (Minorat),  oder  an  den 
Ältesten  der  Familie  überhaupt  (Senio rat)  über, 
der  es  nicht  veräussern  und  auch  nicht  durch 
Hypotheken  usw.  belasten  darf. 

Dies  hat  den  Nachteil,  dass  notwendige 
Meliorationen,  welche  die  Ertragsfähigkeit  des 
Gutes  steigern  würden,  häufig  nicht  vorge- 
nommen werden.  Dazu  kommt  ferner,  dass 
nicht  immer  das  tüchtigste  Familienmitglied  in 
die  Nutzniessung  eintritt.  Für  die  Volkswirt- 
schaft sind  die  Fideikommisse  hauptsächlich 
deswegen  schädlich,  weil  durch  sie,  speziell  in 
Gegenden,  wo  der  Grossgrundbesitz  ohnedies 
überwiegt,  die  Errichtung  kleiner  Bauernstellen 
dauernd  ausgeschlossen  ist.  In  den  östlichen 
Provinzen  Preussens  sind  13,  3%  aller  Ritter- 
güter fideikommissarisch  festgelegt. 

Ein  so  ausgezeichneter  Kenner  dieser  Verhältnisse 
wie  Max  Sering,  dem  wohl  niemand  nachsagen  wird, 
dass  er  agrarfeindlich  gesinnt  ist,  urteilt:  „Die  zum 
Latifundienbesitz  geschlagenen  Ländereien  sind  ein  für 
allemal  dem  Zugang  anderer  Erwerber  entzogen,  weil 
es  gestattet  ist,  eine  beliebig  grosse  Fläche  für  ewige 
Zeit  durch  Familienfideikommisse  festzulegen.  Ange- 
sichts solcher  Zustände  werden  auch  diejenigen,  welche 
diesem  Rechtsinstitut  nicht  prinzipiell  ablehnend  gegen- 
überstehen, die  Ansicht  Conrads  teilen  müssen,  dass  es 
notwendig  ist,  der  Fideikommissbildung  durch 
gesetzliche  Fixierung  einer  nicht  zu  grossen 
Maximalfläche  Schranken  zu  setzen." 

Als  Vorzug  der  Fideikommisse  wird  ange- 
führt, dass  sie  die  Vorteile  bieten,  welche  dem 
Grossgrundbesitz  überhaupt  eigen  sind,  ins- 
besondere, dass  die  in  ihrem  Bereich  liegenden 
Waldungen  von  grossem  wirtschaftlichen  Nutzen 
seien  und  dass  es  durch  sie  möglich  würde, 
den  Glanz  alter  Adelsgeschlechter  aufrecht  zu 
erhalten.  „Diejenigen  Gesinnungen  und  Fähig- 
keiten aber,  durch  deren  Fortpflanzung  die 
Aristokratie  staatserhaltend  wirkt,  vermag  im 
vollen  Masse  nur  eine  bodenständige  Grund- 
aristokratie zu  entfalten"  (Gierke).  Andere  be- 
tonen dem  gegenüber,  dass  der  zuerst  genannte 
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Vorteil  auch  auf  andere  Weise  als  durch  die 
Institution  des  Fideikommisses  erreicht  werden 
könne  und  dass  das  zweite  Moment  ein  rein 
politisches  und  daher  für  die  Volkswirtschaft 
nicht  in  Betracht  kommendes  sei. 

Vorschläge,  das  Fideikommisswesen  zu  re- 
formieren, sind  von  fachkundiger  Seite  zahl- 
reich gemacht  worden.  So  empfehlen  z.  B. 
Conrad  und  Buchenberger,  ihre  Rechts- 
wirksamkeit nach  dem  Muster  der  englischen 
y^entails"  zeitlich  zu  beschränken. 

Als  ein  Fortschritt  anzusehen  ist  es,  wenn 
in  Preussen  das  Rentengütergesetz  vom 
27.  Juni  1890  unter  gewissen  Voraussetzun- 
gen gestattet,  einen  Teil  des  Fideikommisses  zu 
veräussern  gegen  eine  Rente,  welche  dann  an 
Stelle  des  verkauften  Grund  und  Bodens  einen 
Bestandteil  des  Fideikommisses  bildet. 

c)  Landwirtschaftliches  Kreditwesen. 

Das  Wesen  des  Kredits  (s.  a.  S.  170  ff.)  und 
der  Kreditinstitute  im  allgemeinen  wird  im 
Abschnitt  „Geld,  Bank  und  Börse"  ausführlich 
behandelt  werden.  Die  Eigenart  der  landwirt- 
schaftlichen Kreditverhältnisse  erfordert  je- 
doch besondere  Erläuterungen,  die  zweck- 
mässig an  dieser  Stelle  erfolgen. 

Der  Landwirt  bedarf  Kredit: 

1.  Zur  Erwerbung  des  Grund  und  Bodens 
oder  im  Erbfalle  zur  Auseinandersetzung  mit 
den  andern  Erben  (Besitzkredit). 

2.  Zur  Vornahme  von  Boden-  und  Kultur- 
verbesserungen, zu  Bauten,  zur  Anschaffung 
von  Inventar  usw.  (Investitions-  oder  Me- 
liorationskredit). 

3.  Zur  Beschaffung  von  Betriebskapital  für 
grössere  unvorhergesehene  Ausgaben  oder,  falls 
erwartete  Gelder  nicht  eingegangen  sind,  zur 
Beschaffung  von  Saatgut,  Düngmitteln,  Zahlung 
von  Löhnen  usw.  (Betriebskredit). 

Während  das  zur  Fortführung  des  Betriebes 
geliehene  Kapital  in  der  Regel  in  derselben 
oder  in  einer  der  nächsten  Wirtschaftsperioden 
zur  Rückzahlung  gelangt,  ist  der  Meliorations-, 
vor  allem  aber  der  Besitzkredit  ein  langsich- 
tiger. Soll  der  Landwirt  nicht  in  Verlegenheit 
geraten,  so  muss  eine  lange  Kündigungsfrist 
oder  überhaupt  Unkündbarkeit  des  Darlehns  sei- 
tens des  Gläubigers  festgesetzt  sein.  Aus  die- 
sem Grunde  ist  ein  Bedürfnis  für  besondere 
landwirtschaftliche  Kreditanstalten  vor- 
handen.    Diesem  Zweck  dienen: 

Öffentliche  Anstalten.     Sie  sind: 
a)    Genossenschaftliche     Kreditinsti- 
tute, sog.   Landschaften.     Die  erste  Land- 


schaftwurde im  Jahre  1770  unter  Friedrich  dem 
Grossen  in  Schlesien  nach  dem  Plane  eines 
Berliner  Kaufmanns,  namens  B  ü  h  r  i  n  g,  errichtet. 
Als  nach  Beendigung  des  siebenjährigen  Krieges 
der  schlesische  Adel  und  Grundbesitz  unter  den 
Folgen  der  Verwüstungen  sehr  zu  leiden  hatte 
und  den  zum  Aufbau  der  Wohn-  und  Wirt- 
schaftsgebäude und  zur  Anschaffung  von  Vieh 
benötigten  Kredit  überhaupt  nicht  oder  nur  unter 
grossen  Opfern  {\0—\2X  Zinsen)  erhalten 
konnte,  kam  Bühring  der  Gedanke,  der  Kredit- 
not durch  Errichtung  von  genossenschaft- 
lichen Kreditinstituten  zu  steuern.  Nicht 
der  Gutsbesitzer,  der  das  Darlehn  erhält,  allein, 
sondern  sämtliche  zur  Ritterschaft  gehörigen 
Besitzer  von  Gütern  —  die  bäuerlichen  Güter 
wurden  erst  später  für  beleihungsfähig  erklärt 
—  sollten  solidarisch  für  die  Verbindlich- 
keiten haften.  Friedrich  der  Grosse  billigte 
den  Plan  und  der  spätere  Grosskanzler  von 
Gar m er,  der  von  ihm  beauftragt  wurde,  ihn 
auszuführen,  rief  im  Jahre  1770  die  Schle- 
sische Landschaft  ins  Leben.  Sie  bewährte 
sich  dermassen,  dass  Friedrich  der  Grosse  bald 
auch  in  den  andern  Provinzen  derartige  land- 
wirtschaftliche Institute  errichten  liess. 

Die  kreditsuchenden  Gutsbesitzer  erhalten  von 
ihnen  hypothekarische  Darlehen,  aber  nicht  in 
barem  Gelde,  sondern  in  Pfandbriefen,  deren 
Zinsfuss  3,  31/3  oder  40/^  beträgt.  Die  Prin- 
zipien, nach  denen  die  zu  beleihenden  Güter 
von  ortskundigen  Landwirten  abgeschätzt  und 
die  Höhe  des  zu  gewährenden  Darlehns  be- 
stimmt wird,  sind  bei  den  einzelnen  Land- 
schaften verschieden.  Überall  aber  wird  durch 
ehrenamtliche  Vorstände  und  bezahlte  Beamte 
mit  grösster  Sorgfalt  zu  Werke  gegangen. 

b)  Staatsanstalten,  Landeskreditan- 
stalten usw.,  welche  in  der  Regel  aus  den 
Rentenbanken  hervorgegangen  resp.  mit  ihnen 
verbunden  waren.  Hierzu  sind  auch  zu  zählen 
die  Institute,  welche  Kredit  zu  Meliorations- 
zwecken gewähren,  die  Landeskulturrenten- 
banken. Der  Staat  tritt  als  Vermittler  zwi- 
schen Geldgeber  und  Geldnehmer  auf  und 
übernimmt  die  Bürgschaft  für  die  ausgegebenen 
Schuldverschreibungen. 

c)  Private  Hypothekenbanken,  d.  h. 
die  auf  Aktien  gegründeten  Immobiliarkredit- 
institute. Sie  gehen  in  der  Beleihung  in  der 
Regel  etwas  weiter  als  die  Landschaften,  welche 
meist  nur  bis  zur  Hälfte  oder  zwei  Drittel  des 
von  ihr  festgestellten  Taxwertes  Kredit  gewäh- 
ren. Zu  Unrecht  wird  ihnen  der  Vorwurf 
gemacht,  dass  sie  die  Landwirte  „ausbeuten". 
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Die  Mittel  zur  Kreditgewährung  verschaffen 
sie  sich,  ebenso  wie  die  Landschaften,  durch 
Ausgabe  von  Pfandbriefen.  Da  diese  Institute 
in  hohem  Masse  auch  dem  städtischen  Kredit 
dienen,  wird  auf  sie  im  Abschnitt  „Bank  und 
Börse"  noch  zurückzukommen  sein. 

Ausser  diesen  Anstalten  dient  den  Landwir- 
ten der  Privatkredit.  Kapitalisten  geben 
dem  Landwirt  die  gesuchte  Summe  gegen 
Schuldschein,  oder  sie  lassen  das  Geld  hypo- 
thekarisch auf  das  betreffende  Gut  eintragen, 
d.  h.  die  Schuld  wird  ins  Grund-  oder  Hypo- 
thekenbuch eingetragen  und  über  diese  Ein- 
tragung eine  urkundliche  Abschrift  ausgefertigt, 
welche  die  Legitimation  des  Gläubigers  bildet. 

Über  Personal-  und  Real-,  Mobiliar- 
und  Immobiliarkredit  siehe  den  Abschnitt 
„Kredit"  (S.  170 ff). 

Über  die  auf  genossenschaftlicher  Ba- 
sis beruhenden  Vorschussvereine  und 
Darlehnskassen,  welche  Personalkredit 
(als  Betriebskredit)  gewähren,  siehe  den  Artikel 
„Genossenschaftswesen"  (S.  152  ff.). 

d)  Landwirtschaftliche  Interessenvertre- 
tungen. 

Viel  früher  als  Kaufleute  und  Gewerbetrei- 
bende haben  sich  die  Landwirte  in  Vereinen 
und  Verbänden  in  erstaunlich  grosser  Zahl 
zusammengeschlossen,  um  vereint  ihre  Interes- 
sen besser  vertreten  zu  können. 

Die  der  Zahl  nach  grösste  Vereinigung  ist 
der  1893  begründete  „Bund  der  Landwirte", 
der  infolge  seiner  masslosen  Forderungen  an 
den  Staat  auf  Kosten  aller  andern  erwerben- 
den Klassen,  ja  sogar  der  kleinen  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  eine  grosse  Anzahl  Gegner 
hat,  der  aber  dem  Kaufmann  als  nachahmens- 
wertes Beispiel  insofern  dienen  kann,  als  er 
zeigt,  welch  eine  Macht  im  Staate  eine  sich 
einmütig  zusammenschliessende  Berufsklasse 
werden  kann. 

Die  offizielle  Interessenvertretung  der 
Landwirtschaft  bilden  in  Preussen  die  durch 
Gesetz  vom  30.  Juni  1894  errichteten  Land- 
wirtschaftskammern.  Sie  haben  Gutachten 
abzugeben  über  das,  was  ihnen  von  der  Re- 
gierung vorgelegt  wird  und  können  Initiativ- 
anträge stellen.  Den  technischen  Fortschritt 
in  der  Landwirtschaft  sollen  sie  fördern  usw. 
Zur  Erledigung  einzelner  Aufgaben  werden 
Ausschüsse  gebildet,  welche  beliebig  Mitglieder 
kooptieren  können. 

Als  beratende  Organe  der  obersten  Regie- 
rungsbehörden   in    landwirtschaftlichen   Ange- 


legenheiten dienen  u.  a.  das  Generalkomitee 
des  landwirtschaftlichen  Vereins  in  Bayern,  der 
Landwirtschaftsrat  in  Baden  und  Elsass-Lothrin- 
gen,  der  Landeskulturrat  in  Sachsen  usw. 

e)  Landwirtschaftliches  Unterrichts- 
wesen. 

Eine  der  jüngsten  Wissenschaften  ist  die 
Landwirtschaftslehre.  Sie  umfasst  die  Che- 
mie, Physik,  Technik,  soweit  sie  auf  die  Boden- 
kultur mit  Nutzen  angewendet  werden  können, 
und  die  Lehre  von  dem  Bau  und  Betrieb  land- 
wirtschaftlicher Maschinen.  Wer  später  einmal 
einen  grossen  landwirtschaftlichen  Betrieb 
leiten  soll,  wird  sich  gute  Kenntnisse  in  diesen 
Wissenschaften  erwerben  müssen.  Am  zweck- 
mässigsten  geschieht  dies  durch  Besuch  einer 
landwirtschaftlichen  Hochschule,  die 
zum  Teil  nach  Thaerschem  Vorbilde  mit  einem 
Mustergute  verknüpft  sind,  oder  durch  den  Be- 
such einer  Universität  oder  eines  Polytechni- 
kums, wo  diese  Disziplinen  gelehrt  werden. 

Den  Bedürfnissen  des  kleinen  Gutsbesitzers 
und  des  besser  situierten  Bauern  genügen  die 
Land  wirtschaftsschulen,deren  erfolgreicher 
Besuch  in  der  Regel  die  Berechtigung  zum 
einjährig-freiwilligen  Dienst  verleiht. 

Geringe  Anforderungen  an  die  Vorbildung 
(Besuch  einer  Dorf-  oder  Volksschule)  stellen 
die  Winter-  und  Sonntagsschulen.  Vielen 
Zuspruch  finden  auch  die  Wanderlehrer, 
die,  ebenso  wie  die  landwirtschaftlichen 
Ausstellungen,  besonders  älteren  Landwirten 
und  Bauern  manche  nützliche  Anregung  geben. 

Zur  Erlangung  gediegener  Kenntnisse  auf 
einem  speziellen  Gebiet  dienen  die  Obstbau-, 
Gemüsebau-,  Gartenbau-,  Molkerei  schu- 
len usw. 

2.  Die  Forstwirtschaft. 

a)  Bedeutung  der  Wälder. 
Grosse    Waldungen    sind    in    verschiedener 
Beziehung  von  hohem  Nutzen: 

1.  Der  Wald  liefert  Nutz-,  Bau-,  Brenn- 
holz, Viehfutter  (Eicheln  und  Bucheckern), 
Waldstreu  usw.  Ausserdem  kommt  in  Be- 
tracht: 

2.  Er  ist  von  hoher  klimatischer  Bedeu- 
tung, indem  er  in  den  heissen  Monaten  die 
Hitze,  im  Winter  die  Kälte  mildert.  Die  Tem- 
peraturgegensätze eines  Landes  werden  in  er- 
heblichem Masse  durch  grosse  Wälder  ausge- 
glichen. 

3.  Durch  den  Wald  wird  die  Feuchtig- 
keit besser  verteilt.     Das  Regenwasser,  das 
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sich  durch  atmosphärische  Niederschläge  bil- 
det, lassen  die  Bäume  und  die  Streudecke 
nur  langsam  abfliessen.  Hieraus  erklärt  sich 
seine  Wirksamkeit  auf  die  gleichmässige 
Wasser  menge  von  Quellen  und  Flüssen, 
welche  nicht  eintrocknen  und  auch  andererseits 
nicht  oder  nur  verhältnismässig  selten  austreten 
und  das  Land  überschwemmen. 

4.  Die  Wälder  bieten  einen  Schutz  gegen 
Naturgewalten,  sie  bilden  im  Hochgebirge 
einen  Wall  gegen  Schnee  und  Lawinen  und 
schützen  die  Meeresküsten  gegen  Versandung 
ebenso  wie  gegen  Überflutung. 

5.  Die  reine  Waldluft  fördert  die  Gesundheit, 
daher  der  Wald  mit  Recht  die  Lunge  der 
Städte  genannt  wird. 

Nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  behandelte 
Waldungen  nennt  man  Forsten  —  falsch  ist 
es  also,  vom  „wilden  Forst"  zu  sprechen  — 
und  die  Massnahmen,  die  darauf  abzielen,  sie 
zweckmässig  zu  bewirtschaften,  Forstpolitik. 

b)   Forstwirtschaftssysteme   und    Forst- 
politik. 

Je  nach  Grösse  und  Sorgfalt  der  aufgewen- 
deten Arbeit  und  damit  zusammenhängend, 
nach  der  Verjüngung  der  Waldungen  unter- 
scheidet man  Plänter-  und  Schlagbetrieb. 

Bei  der  Plänter-  oder  Famelwirtschaft 
lässt  der  Besitzer  des  Waldes,  je  nach  Bedarf, 
die  ältesten  oder  die  ihm  für  den  bestimmten 
Zweck  am  meisten  brauchbar  erscheinenden 
Bäume  fällen,  so  dass  Bäume  der  verschieden- 
sten Lebensalter  durcheinander  stehen.  Ist  der 
Wald  dagegen  in  Abteilungen  von  etwa  gleich 
alten  Bäumen  (Schläge)  geteilt  und  finden 
Abforstungen  in  der  Weise  statt,  dass  in  jeder 
Wirtschaftsperiode  ein  Schlag,  in  der  Regel 
der  älteste  Jahrgang,  abgehauen  und  durch 
Neupflanzungen  sofort  wieder  ergänzt  wird,  so 
spricht  man  von  einer  Schlagwirtschaft. 
Sind  alle  Schläge  gefällt  und  aufgeforstet  wor- 
den, so  sagt  man,  der  „Umtrieb"  ist  vollendet. 

Holzgärtnerei  nennt  man  den  Betrieb,  bei  dem 
es  sich  nicht  um  Waldungen,  sondern  um  einzelne 
Bäume  und  Baumgruppen  handelt.  Die  Behandlung 
eines  jeden  Baumes  ist  bei  ihr  eine  individuelle. 

Nach  der  Länge  der  Umtriebszeit  un- 
terscheidet man: 

1.  Hochwaldbetrieb.  Man  lässt  die  Bäume 
bis  zu  ihrer  vollen  Höhe,  zum  Teil  auch  bis 
zu  ihrer  vollen  Stärke  wachsen  und  erst  im 
späteren  Lebensalter  abhauen.  Der  alte  Baum 
macht  einem  neuen  Platz,  der  in  der  Regel  in 
Schonungen  aus  Samen  gezogen  worden  ist. 


2.  Niederwaldbetrieb.  Das  natürliche 
Wachstum  des  Baumes  wird  unterbrochen,  in- 
dem nach  etwa  10—25  Jahren  der  Stamm  ab-  | 
geschlagen  wird.  Die  Wurzelstöcke  schlagen 
aus,  und  neue  Stämme  gehen  hervor.  Nur 
diejenigen  Stöcke,  welche  die  Fähigkeit  ver- 
loren haben,  wieder  auszuschlagen,  werden 
durch  neue,  aus  Samen  gezogene  Bäume  ersetzt. 

3.  Mittelwaldbetrieb.  Es  werden  nicht, 
wie  beim  Niederwaldbetrieb,  in  der  Umtriebs- 
zeit alle  Bäume  abgeschlagen,  sondern  ein 
Teil  bleibt  stehen,  um  auszuwachsen. 

Je  nachdem  der  Anbau  aus  einer  oder  meh- 
reren Baumarten  besteht,  spricht  man  von 
reinen  und  von  gemischten  Beständen. 
Reine  Bestände  kommen  im  Hochwald  wie  im 
Niederwald  vor.  Das  Gedeihen  der  gemisch- 
ten Bestände  ist  im  wesentlichen  von  den 
Lichtmengen  abhängig,  welche  die  einzelnen 
Baumarten  in  den  verschiedenen  Lebensaltern 
bedürfen. 

Da  die  Gefahr  nahe  liegt,  dass  der  der- 
zeitige Besitzer  von  Waldungen  durch  Ab- 
holzung  im  Augenblick  für  ihn  günstige,  aber 
für  dieZukunft  schädlicheForstwirtschaft(Raub- 
wirtschaft)  treibt,  und  da  andererseits  Wald- 
bestände, wie  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen 
haben,  von  hohem  Nutzen  für  das  ganze  Land 
sind,  so  ist  es  Aufgabe  des  Staates,  eine  ent- 
sprechende Forstpolitik  zu  treiben.  Es  er- 
wächst für  ihn  die  Aufgabe,  seine  eigenen 
Forsten  nicht  nur  nicht  zu  veräussern,  son- 
dern sie  bei  jeder  sich  bietenden  Gelegenheit  zu 
vergrössern  und  sie  so  zu  bewirtschaften,  dass 
die  von  ihm  getroffenen  Einrichtungen  vor- 
bildlich wirken.  Ferner  wird  er  dafür  Sorge 
zu  tragen  haben,  dass  die  Gemeinde-  und 
Privatwaldungen  rationell  bewirtschaftet 
werden. 

Letzteres  kann  in  der  Weise  erfolgen,  dass 
entweder  der  Staat  die  Verwaltung  der  Forsten 
gegen  entsprechende  Entschädigung  übernimmt 
(Beförsterungssystem)  oder  aber,  wie  es  in 
den  meisten  Gegenden  Deutschlands  und  Öster- 
reich-Ungarns der  Fall  ist,  die  Aufsicht  (Auf- 
sichtssystem),  mit  der  gewisse  Befugnisse 
verknüpft  sind,  ausübt.  Je  nach  Bedürfnis  wird 
er  z.  B.  anordnen,  dass  nur  nach  einem  ratio- 
nellen Umtriebssystem  abgeholzt  wird,  dass 
grössere  Waldungen  nur  durch  geprüfte  Forst- 
beamte bewirtschaftet  werden  dürfen,  dass 
Schutzwaldungen  errichtet  werden  usw. 

Weil  bei  den  Waldungen  neben  dem  Streben 
nach  grosser  Rentabilität  auch  in  hohem  Masse 
die  Interessen   des  allgemeinen  Wohls  zu  be- 
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rücksichtigen  sind,  eignet  sich  der  Waldbetrieb 
mehr  für  den  Staat  und  für  die  Gemeinde 
als  wie  für  Private.  In  Deutschland,  dessen 
Waldbestand  ungefähr  1/4  seiner  Gesamtfläche 
beträgt,  gehören  etwa  33  <^/o  der  Wälder  dem 
Staat,  19%  den  Gemeinden  und  48%  Pri- 
vaten, und  zwar  hauptsächlich  Grossgrundbe- 
sitzern. 

Der  Bestand  von  Staatsforsten  beträgt  in  Prozenten 
des  gesamten  Waldlandes  in  Preussen  33,4,  in  Bayern 
34,8,  in  Sachsen  43,6,  in  Württemberg  31,1,  in  Baden 
10,0,  in  Elsass-Lothringen  29,8,  in  Österreich  7,3,  in 
Ungarn  15,3,  in  Frankreich  9,4. 

3.  Jagd  und  Fischerei. 

Jagd  und  Fischerei  bildeten  die  ältesten 
Tätigkeiten  des  Menschengeschlechts  und  waren, 
als  Haupterwerbszweige  betrieben,  häufig  mit- 
einander verknüpft. 

a)  Die  Jagd. 
Da  der  Wildbestand  gegen  früher  erheblich 
abgenommen    hat,    so    wird    die  Jagd    heute 
hauptsächlich   im  Nebenberuf  oder  zum  Ver- 
gnügen (Sport)  ausgeübt. 

Diejagdberechtigung  steht  seit  1848  in 
Deutschland,  mit  Ausnahme  von  Mecklenburg- 
Schwerin,  in  dem  noch  grundherrschaftliches 
Jagdrecht  auf  fremden  Boden  besteht,  den 
Grundeigentümern  zu,  sofern  gewisse  Vorbe- 
dingungen erfüllt  sind.  So  wird  z.  B.  in 
Deutschland,  wenn  es  sich  nicht  um  vollstän- 
dig eingezäunte  Grundstücke  handelt,  auf  denen 
dem  Eigentümer  stets  das  Recht  zu  jagen  zu- 
steht, zur  Ausübung  der  Jagd  eine  zusam- 
menhängende Fläche  von  bestimmtem  Umfange 
—  in  Preussen  76,6,  in  Bayern  im  Flachlande 
81,8,  im  Hochgebirge  163,3  ha  —  gefordert. 
Kleinere  Grundstücke  werden  zu  Jagdbezirken 
zusammengefasst,  in  denen  die  Besitzer  gemein- 
sam die  Jagd  ausüben  oder  sie  verpachten 
dürfen.  Weiter  ist  zur  Ausübung  der  Jagd 
erforderlich,  dass  der  Jäger,  ganz  gleich,  ob  er 
Eigentümer,  Pächter  oder  auch  nur  Jagdgast 
ist,  sich  einen  auf  seinen  Namen  lautenden 
polizeilichen  Erlaubnisschein  (Jagdschein), 
der  z.  B.  in  Preussen  und  Bayern  15  M,  in 
Württemberg  20  M  kostet,  ausstellen  lässt. 

Um  ein  planloses  Abschiessen  des  Wildes 
zu  verhüten,  ist  zu  gewissen  Zeiten  die  Aus- 
übung der  Jagd  verboten.  Diese  Hege-  oder 
Schonzeit  wird  für  jede  Wildart  besonders 
festgesetzt  und  ist  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen nicht  dieselbe. 

Die  Frage,  ob  und  in  wieweit  der  Jagdbe- 
rechtigte für  den  durch  das  Wild  auf  fremden 
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Grundstücken  angerichteten  Schaden  aufzu- 
kommen hat,  wird  in  Deutschland  durch  reichs- 
und  landesgesetzliche  Vorschriften  geregelt. 

Im  §  835  des  B.  Q.-B.  heisst  es:  „Wird  durch 
Schwarz-,  Rot-,  Elch-,  Dam-  oder  Rehwild  oder  durch 
Fasanen  ein  Grundstück  beschädigt,  an  welchem  dem 
Eigentümer  das  Jagdrecht  nicht  zusteht,  so  ist  der 
Jagdberechtigte  verpflichtet,  dem  Verletzten  den  Scha- 
den zu  ersetzen.  Die  Ersatzpflicht  erstreckt  sich  auf 
den  Schaden,  den  die  Tiere  an  den  getrennten,  aber 
noch  nicht  eingeernteten  Erzeugnissen  des  Grundstücks 
anrichten." 

b)  Die  Fischerei. 
Man  unterscheidet  zahme  oder  künstliche 
und  wilde  oder  natürliche  Fischerei.  Die 
zahme  Fischerei  wird  in  künstlich  angelegten 
Gewässern  betrieben,  worin  durch  Brutanstalten 
der  Fischbestand  vermehrt  wird.  Die  wilde 
Fischerei,  die  zur  zahmen  in  ähnlichem  Ver- 
hältnis wie  Jagd  zur  Viehzucht  steht,  er- 
streckt sich  auf  die  natürlichen  Gewässer  und 
kann  Binnen-,  Küsten-  oder  Hochsee- 
fischerei sein. 

Binnenfischerei  wird  in  Binnengewässern, 
d.  h.  in  Flüssen,  Kanälen,  Teichen  und  Seen 
betrieben.  Die  Berechtigung  hierzu  steht  teils 
dem  Staate,  teils  den  Gemeinden,  teils  Privat- 
personen zu.  Auf  internationalen  Flüssen 
ist  die  Fischerei  vielfach  durch  internatio- 
nale Vereinbarungen  geregelt,  so  z.  B.  die 
Lachsfischerei  im  Rhein. 

Als  Küstenfischerei  bezeichnet  man  die 
Fischerei  im  Meere  bis  zu  3  Seemeilen  (5 1/2  km 
=  alte  Kanonenschussweite)  Entfernung  von 
der  Küste,  ferner  die  Fischerei  in  den  Mün- 
dungen der  grossen  Flüsse  und  in  den  Haffen. 
Sie  ist  den  Angehörigen  des  betreffenden  Küsten- 
staates vorbehalten,  falls  nicht  durch  Verträge 
anderes  bestimmt  ist. 

Hochseefischerei  wird  die  Fischerei  im 
offenen  Meere  genannt,  wenn  die  Entfernung 
von  der  Küste  mehr  als  3  Seemeilen  beträgt. 
Nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  ist  sie  im 
allgemeinen  jedermann  gestattet. 

In  betreff  der  Hochseefischerei  in  der  Nordsee  sind 
1882  durch  den  Haager  Vertrag  Vereinbarungen  zwi- 
schen den  Nordseestädteri  getroffen  worden,  nach  wel- 
chen polizeiliche  Überwachung  der  Fischereischiffe  statt- 
findet und  das  Recht  der  Durchsuchung  auch  fremden 
Schiffen  eingeräumt  wird. 

Um  ein  Aussterben  des  Lachses  im  Rhein  zu  ver- 
hüten, ist  1885  zwischen  allen  Rheinuferstaaten  der 
Lachsfischereivertrag  abgeschlossen  worden. 

Ebenso  wie  bei  der  Jagd,  gibt  es  auch  bei 
der  Fischerei  Schonreviere  und  Schon- 
zeiten, und  ebenso  wie  dort  ist  auch  hier  zur 
Ausübung  der  Fischerei  in  der  Regel  ein  Be- 
rechtigungsschein  erforderlich.      Zum    Schutz 
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und  zur  Hebung  der  Fischerei  sind  auch  viel- 
fach Vorschriften  über  Fanggeräte  und  Fang- 
weise, sowie  Verbote  resp.  Einschränkungen 
des  Wasserverbrauchs  zu  industriellen  oder 
landwirtschaftlichen  Zwecken  erlassen  worden. 
„Zur  Förderung  der  Seefischerei"  lautet 
ein  seit  1887  regelmässig  wiederkehrender 
Posten  des  deutschen  Reichshaushaltsetats. 
Durch  Bau  von  Hochseefischerei-Fahrzeugen, 
Nachlass  von  Hafen-  und  Lotsengebühren,  An- 
lage besonderer  Fischereihäfen  usw.  sucht  der 
Staat  in  richtiger  Würdigung  der  Bedeutung 
der  Fischnahrung  für  weite  Schichten  der  Be- 
völkerung auf  die  Seefischerei  fördernd  einzu- 
wirken. 

4.  Der  Bergbau. 

Bereits  im  alten  Griechenland  und  in  Rom 
soll  eine  Trennung  des  Bergbaurechts  vom 
Grundeigentum  bestanden  haben,  d.  h.  die  Ver- 
fügung über  die  unter  der  Erde  ruhenden 
Mineralien  hatte  nicht  der  Grundbesitzer,  son- 
dern der  Landesherr  resp.  der  Staat.  Im  Laufe 
der  Zeit  wurde  auf  dieses  Bergregal  gegen 
Zahlung  einer  Abgabe,  des  „Zehnten",  vielfach 
Verzicht  geleistet.  Jetzt  ist  auch  diese  Ab- 
gabepflicht weggefallen.  Die  unentdeckt 
unter  der  Erde  ruhenden  Mineralien  gelten  als 
herrenloses  Eigentum.  Die  „Freiheit  des 
Bergbaues"  macht  es  jedermann  möglich, 
auch  auf  fremdem  Boden  nach  verleihbaren 
Mineralien  zu  suchen,  zu  „schürfen."  „Mutet" 
der  Finder,  d.  h.  ersucht  er  um  Verleihung 
eines  Bergwerksfeldes,  so  muss  ihm  dieses  ge- 
währt werden. 

An  die  Stelle  des  Regals  ist  das  Bergho- 
heitsrecht getreten.  Der  Staat  übt  ein  Auf- 
sichtsrecht über  die  Bergwerke  aus,  er  prüft 
und  genehmigt  die  Betriebspläne,  fordert  eine 
bestimmte  Vorbildung  der  leitenden  Beamten, 
erlässt  sicherheitspolizeiliche  Vorschriften  usw. 
An  der  Spitze  der  Bergbehörden  steht  in 
Preussen  sowie  auch  in  den  meisten  anderen 


Bergbau    treibenden    Staaten    das  Ministerium 
für  Handel  und  Gewerbe, 

Über  die  dem  Bergbau  eigentümliche  Be- 
triebsform, die  Gewerkschaft,  ist  an  anderer 
Stelle  (s.   S.   164)   bereits  gesprochen  worden. 

Die  soziale  Lage  der  Bergleute  ist  in  den 
einzelnen  Ländern  sehr  verschieden.  Im  all-, 
gemeinen  aber  steht  ihr  Einkommen  nicht  im 
Verhältnis  zu  der  Gefahr  für  Leben  und  Ge- 
sundheit, der  sie  stets  ausgesetzt  sind.  Wäh- 
rend im  Altertum  der  Bergbau  vielfach  durch 
Sklaven  betrieben  wurde,  gab  es  nachher 
Zeiten,  wo  die  Tätigkeit  im  Bergwerk  ehren- 
voller als  jede  andere  Arbeit  galt.  Ein  be- 
sonderer Sagenkreis  (Berggeister,  Kobolde  und 
Wünschelrute)  knüpfte  sich  um  die,  welche 
unter  der  Erde  arbeiteten. 

Infolge  der  grossen  Berufsgefahr  haben  sich 
die  Bergarbeiter  (Knappen)  und  ihre  Aufseher 
(Steiger  und  Obersteiger)  weit  früher  als  andere 
Arbeiter  zusammengetan  und  Kassen  zur  Unter-  ^ 
Stützung  bei  Unglücksfällen  gegründet.  Es 
waren  dies  die  Knappschaftskassen  oder 
Bruderladen,  die  bereits  in  einer  Bergord- 
nung aus  dem  Jahre  1300  erwähnt  werden. 
Heute  ist  die  Mitgliedschaft  an  einem  Knapp- 
schaftsverein, der  Unterstützung  in  Krankheits-, 
Invaliditäts-  und  Todesfällen  gewährt,  obliga- 
torisch. Die  Kosten  werden  von  Bergwerks- 
besitzern und  Arbeitern  getragen.  Die  Frage, 
ob  durch  Verstaatlichung  des  Bergbaus 
die  Lage  der  Arbeiter  sich  im  allgemeinen 
besser  gestalten  wird,  ist  nicht  ohne  weiteres 
zu  bejahen.  Zum  Schutz  von  Gesundheit  und 
Leben  sind  schon  jetzt  weitgehende  Massregeln 
getroffen  worden.  Eine  erhebliche  Erhöhung 
der  Löhne  würde  eine  Verteuerung  der  Pro- 
dukte zur  Folge  haben. 

Die  theoretische  Ausbildung  der  Leiter  der 
Bergwerke  erfolgt  in  Bergakademien,  die 
fachliche  Ausbildung  der  ausführenden  Arbei- 
ter in  Bergschulen. 


II.  Die  stoffveredelnden  Gewerbe. 


1.  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  Gewerbe. 

a)  Vorstufen  des  Handwerks. 

ß)  Hausfleiss.  Über  die  Frage,  welche 
Entwicklungsstufen  die  Kulturvölker  durch- 
laufen haben,  sind  die  Ansichten  der  National- 
ökonomen und  Wirtschaftshistoriker  sehr  ge- 


teilt. Noch  bis  in  das  zweite  Drittel  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  war  die  Ansicht  vorherr- 
schend, dass  jedes  Volk  zuerst  von  der  Jagd 
und  Fischerei  lebte,  dann  zur  Viehzucht 
überging  und  schliesslich  dauernd  sesshaft 
wurde  und  Ackerbau  trieb.  Zu  diesen  drei 
Wirtschaftsstufen  fügte  dann  Friedrich  List 
noch  als  vierte  und  fünfte  Stufe  der  Güter- 
beschaffung die  „Agrikultur-Manufaktur- 
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Periode"  und  die  „Agrikultur-Manufak- 
t  u  r- Hand  eis  per  iode". 

Neuere  Gelehrte  beschränken  sich  auf  die 
Wirtschaftsstufen  des  Güterverkehrs.  So 
unterscheidet  Bruno  Hildebrand  neben  der 
Natural-  und  Geldwirtschaft  noch  die  Kredit- 
wirtschaft, welche  Käufer  und  Verkäufer  für 
die  Zeit  des  Kreditverhältnisses  bindet.  (Siehe 
hierüber  auch  S.  170  ff.)  Bücher  unter- 
scheidet nach  der  Länge  des  zurückzulegenden 
Weges:  Geschlossene  Hauswirtschaft, 
Stadtwirtschaft  und  Volkswirtschaft; 
Schmoller  in  ähnlicher  Weise:  Dorf-, 
Stadt-,  Territorial-  und  Staatswirtschaft. 

In  der  geschlossenen  Hauswirtschaft 
besteht  kein  Güterverkehr,  es  herrscht  Eigen- 
produktion, d,  h.  die  Güter  werden  in  der 
eigenen  Wirtschaft  erzeugt  und  auch  ver- 
braucht. Diese  Produktion  im  Hause  und  für 
das  Haus  nennt  man  Hausfleiss  oder  Haus- 
werk. Zwischen  den  einzelnen  Hausgenossen 
besteht  eine  mehr  oder  minder  grosse  Arbeits- 
teilung. Weit  ausgedehnt  ist  diese  Arbeits- 
teilung beim  System  der  unfreien  (Sklaven-) 
Arbeit  und  bei  der  hörigen  Arbeit  in  den 
Fronhöfen. 

Die  Sklaven  und  Unfreien  in  den  römischen 
Häusern,  deren  Zahl  häufig  mehr  als  100  betrug, 
übten  teils  verschiedene  Handwerke  mit  weitgehender 
Arbeitsteilung  aus  {Jamilia  rusticä),  teils  leisteten  sie 
persönliche  Dienste  {familia  urbanä).  Bei  der  Fron- 
hofswirtschaft  (zur  Karolingerzeit)  wurde  das  Land 
von  leibeigenen  Bauern  bewirtschaftet.  Aber  diese 
leibeigenen  Knechte  und  Mägde  übten  auch  sonst  ge- 
werbliche Produktion  aus,  sie  waren  unfreie  Hand- 
werker. 

/9)  Lohn  werk.  Aus  dem  Hausfleiss,  der 
gewerblichen  Eigenproduktion,  bildete  sich 
das  Lohnwerk,  die  Kundenarbeit,  heraus. 
Es  sind  hierbei  zwei  Formen  zu  unterscheiden: 
Entweder  der  Arbeiter  tritt  zeitweilig  gegen 
Lohn  und  Kost  in  die  Wirtschaft  des  Kunden 
ein  und  verbleibt  dort,  bis  die  betreffende  Ar- 
beit vollendet  ist  —  in  Süddeutschland  noch 
heute  bekannt  unter  dem  Namen  „auf  die  Stör 
gehen"  —  oder  aber  der  Lohnwerker  besitzt 
eine  feste  Betriebsstätte  und  verarbeitet  dort 
den  ihm  übergebenen  Rohstoff,  wie  z.B. 
der  Müller,  der  Leineweber  usw.  Man  nennt 
dies  Heim  werk.  Auf  den  Fronhöfen  in 
Deutschland  boten  die  Hörigen,  als  ihre  Zins- 
hufe vermindert  wurde,  den  Städtern  ihre 
Dienste  an. 

Einzelne  Gewerbe  sind  vielfach  bis  in  die  neueste 
Zeit  Lohnwerk  geblieben,  so  z.  B.  die  Schneiderei. 
Die  Schneider  besitzen  häufig  kein  Tuchlager,  sondern 
erhalten  den  Stoff  vom  Kunden  geliefert. 


Aus  der  Periode  der  geschlossenen  Haus- 
wirtschaft ist  diejenige  der  Stadtwirtschaft 
hervorgegangen.  Liefert  der  Besteller  nicht 
mehr  das  Material,  dann  entsteht  die  Form  des 
Handwerks.  Es  wird  kein  Lohn  mehr  für 
die  Arbeit,  sondern  ein  Preis  für  das  fertige 
Produkt,  d.  h.  für  Arbeit  und  Rohstoff  gezahlt 
(Preiswerk).  Nicht  mehr  auf  Bestellung,  son- 
dern für  den  Markt  wird  produziert.  Die 
Güter  werden  zu  Waren,  es  kommt  die  Periode 
der  Volks-  und  Weltwirtschaft. 

b)  Das  freie  Handwerk  und  die  Zünfte. 

Einen  freien  Handwerkerstand  hat  es  neben 
gewerblich  ausgebildeten  Sklaven  bereits  bei 
den  alten  Ägyptern,  Griechen  und  Römern 
gegeben.  In  Deutschland  nahm  die  Entwick- 
lung des  Handwerks  ihren  Ausgang  von  den 
Klöstern,  in  denen  die  Mönche  selbst  sich  der 
gewerblichen  Produktion  widmeten,  und  von 
den  Fronhöfen.  Zur  Blüte  gelangen  konnte 
es  jedoch  erst  nach  Aufkommen  der  Städte. 
Durch  die  Stadtherren  wurde  der  Zuzug  begün- 
stigt. Die  Unfreien  wurden  frei  nach  dem 
Satze:  „Stadtluft  macht  frei  binnen  Jahr  und 
Tag".  Die  Städter  wurden  die  Produzenten 
für  die  Landbevölkerung. 

Eine  Vereinigung  der  Handwerker  desselben 
Gewerbes,  welche  alle  in  einer  Strasse  wohnten,, 
fand  statt  in  den  Zünften.  Die  Zunftverfassung 
bildet  den  Unterbau  der  Stadtverfassung,  sie 
war  Organ  der  öffentlichen  Verwaltung.  Jeder 
Bürger  musste  einer  Zunft  angehören.  Auch 
Kaufleute,  Krämer,  Schiffer,  Rebleute  usw.  wa- 
ren zünftig  organisiert.  Wer  mehrere  verwandte 
Gewerbe  ausübte,  durfte  sich  selber  die  Zunft, 
der  er  sich  anschliessen  wollte,  wählen. 

Der  Grundgedanke  der  Zunftverfas- 
sung war,  die  Interessen  der  Produzenten  und 
Konsumenten  miteinander  in  Einklang  zu  brin- 
gen, um  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  zwischen 
ihnen  herzustellen, 

„Eine  Konkurrenzregulierung  im  Inter- 
esse der  örtlichen  Gewerbetreibenden,  des  lo- 
kalen Marktes",  nennt  Schmoller  die  Zunftver- 
fassung. Der  Zunftgenosse  ist  verpflichtet,  die 
Interessen  der  Konsumenten  zu  wahren,  er  hat 
jeden  Kunden  zu  befriedigen  und  gute,  „ge- 
rechte" Arbeit  zu  angemessenem  Preise  zu  lie- 
fern. Für  die  Güte  der  Produkte  übernimmt 
die  Zunft  die  Garantie.  Schutzmassregeln  für 
die  Zunftgenossen  sind:  Das  Handwerk  darf 
nur  von  Angehörigen  der  Zunft  ausgeübt  wer- 
den, auswärtige  Produzenten  werden  nur  zu 
den  Jahrmärkten  zugelassen. 
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DerbrüderschaftlicheCharakterderZünfte 
kam  u.  a.  dadurch  zum  Ausdruck,  dass  eine 
Konkurrenz  unter  den  Zunftgenossen  nicht  be- 
stand: Beim  Verkauf  der  Waren  konnte  kein 
Unterbieten  stattfinden,  da  amtliche  Preistaxen 
bestanden,  während  der  Kauf  der  Rohprodukte 
meist  durch  die  Zunft  erfolgte.  In  Erkrankungs- 
und Todesfällen  wurde  für  die  Beteiligten  in 
weitgehender  Weise  gesorgt  usw. 

Die  Zunftmitglieder  waren  Meister, Ge- 
sellen und  Lehrlinge.  Vollberechtigt  waren 
jedoch  nur  die  Meister.  Gesellen  und  Lehr- 
linge waren  Schutzgenossen  der  Zunft.  Aber. 
Lehrlings-  und  Gesellenstand  war  im  12.  und 
13.  Jh.  nur  ein  Durchgangsstadium.  Jeder 
Lehrling  wurde  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
Geselle,  ging  dann  auf  die  Wanderschaft  und 
wurde  nach  einiger  Zeit  Meister. 

Die  Vorzüge  der  Zunftverfassung  rühmt  Schmoller 
in  seinem  Werk  über  die  Strassburger  Tucherzunft  mit 
folgenden  trefflichen  Worten:  „  .  .  .  .  Im  Hause  des 
Meisters  lernte  der  Lehrling  neben  dem  Handwerk 
Zucht  und  Sitte,  in  der  Gesellenbrüderschaft  wurde  der 
Geselle  geschult,  in  der  Zunft  und  auf  der  Zunftstube 
lernte  der  angehende  Meister  gutes  Betragen  und 
höfliche  Sitte,  er  lernte  .Massigkeit  im  Essen  und  Trinken, 
er  lernte  Schweigen  und  Gehorchen,  wo  es  sich  ziemt, 
er  lernte,  dass  selbst  die  Freuden  des  gemeinsamen 
Lebens,  der  Tanz  und  der  Schmaus,  das  Zechen  und 
die  Hochzeit,  nur  in  bestimmten  Formen  und  Zere- 
monien behaglich  und  ohne  Störung  sich  vollziehen 
und  voll  genossen  werden  können;  er  lernte,  dass 
auch  die  Schmerzen  des  Lebens,  der  Tod  von  Weib 
und  Kinder  leichter  zu  ertragen  sind,  wenn  teilneh- 
mende Genossen  mit  der  gebührenden  Ehre,  mit  den 
Leichengerälschaften  der  Zunft  den  Leidtragenden  auf 
solchem  Wege  feierlich  geleiten.  Wenn  er  die  reichen, 
hochmögenden  Herren  Kaufleute  beneiden  wollte,  dass 
sie  sich  in  unbegrenzter  Zahl  Seelmessen  kauften  und 
ihm  so  selbst  im  Himmel  zuvorkämen,  so  erinnerte  er 
sich,  dass  auch  seine  Zunft  ihre  Altäre  im  Münster 
habe  und  bei  den  Prozessionen  mit  so  viel  schönen 
Lichtern  erscheine.  Kurz,  er  war  nicht  ein  einzelner 
vereinsamter  Mann,  der  allein  sein  oft  kümmerliches 
Geschick  zu  tragen  hatte,  wozu  die  individualistische 
Aufklärungsgesetzgebung  des  18.  und  19.  Jahrhunderts 
den  kleinen  Handwerker  und  Fabrikarbeiter  machen 
wollte". 

Ein  gewerblicher  Arbeiterstand  und 
Interessengegensätze  zwischen  Meister  und  Ge- 
sellen bildeten  sich  erst  heraus,  als  das  Meister- 
werden erschwert  wurde,  als  die  Zünfte  ge- 
schlossen, Traktierung  der  Zunftgenossen  und 
ein  kostbares  Meisterstück  gefordert  und  zur 
Ausübung  des  Gewerbes  grössere  Kapitalien 
sowie  Nachweis  „ehrlicher  Geburt"  usw.  not- 
wendig wurden.  Zur  Vertretung  der  Interessen 
der  Gesellen  bilden  sich  Gesellenverbände  (Vor- 
sitzender: Altgeselle).  Der  Lohn  derGesellen 
wurde  durch  die  Zünfte  bestimmt,  und  als  einst 
in  der  Tuchmanufaktur   am  Niederrhein  eine 


Einigung  über  die  Lohnhöhe  nicht  erzielt  wer- 
den konnte,  griff  die  Gesellenorganisation  zum 
Streik,  was  sich  in  andern  Gegenden  später 
des  öftern  wiederholte. 

c)  Verfall  der  Zunftorganisation. 

Die  Organisation  der  Zünfte  bewährte  sich 
so  lange,  als  für  einen  bekannten  Markt 
produziert  wurde.  Als  aber  infolge  besserer 
Verkehrsmittel  und  der  Fortschritte  in  der  Tech- 
nik  auch  für  den  Absatz  in  der  Ferne,  für 
einen  Markt,  dessen  Absatzgebiet  man  nicht 
kannte,  gearbeitet  wurde,  als  das  Unternehmer- 
tum sich  entwickelte  und  zahlreiche  Betriebe 
mehr  Arbeiter  einstellten,  da  trat  Neid  und 
Eifersucht  ein,  und  mit  der  „Brüderlichkeit" 
war  es  ein  für  allemal  vorbei. 

Während  in  der  Blütezeit  der  Zünfte  man- 
cher zurückgewiesen  wurde,  weil  man  seine 
Leistungen  als  gering  einschätzte,  so  war  man 
jetzt  bedacht,  die  Aufnahme  eines  neuen  Mit- 
gliedes, das  tüchtiges  leistete,  zu  erschweren 
oder  unmöglich  zu  machen,  weil  man  be- 
fürchtete, dass  es  den  Zunftgenossen  eine  starke 
Konkurrenz  bereiten  würde. 

Wie  gegen  die  Zunftgenossen,  so  herrschte 
auch  andern  Zünften  gegenüber  eine  engherzige 
Gesinnung.  Die  einzelnen  Zünfte  lagen  fortwäh- 
rend miteinander  im  Streit,  ob  diese  oder  jene 
Arbeit  von  dieser  oder  jener  Zunft  auszuführen 
sei,  ob  z.  B.  Fensterrahmen  Glaser-  oder  Tischler- 
arbeit sei,  ob  das  Färben  von  Tuchen  den 
Tuchmachern  oder  den  Tuchscherern  zukomme 
usw.  Gegen  die,  welche,  ohne  der  Zunft  an- 
zugehören, ein  Gewerbe  ausübten,  wurde  pro- 
zessiert. Nicht  die  schlechtesten  Kräfte  waren 
diese  „Pfuscher"  oder  „Stümpler",  welche  ausser- 
halb der  Zunft  und  ausserhalb  der  Stadttore 
arbeiten  mussten.  Infolge  des  Missbrauches 
ihrer  Macht  stand  die  Zunft  in  der  Regel  nur 
noch  Söhnen  und  Schwiegersöhnen  von  Meistern, 
Gatten  oder  Verlobten  von  Meisterswitwen  offen. 
Für  alle  andern  war  das  Meisterwerden  sehr 
erschwert,  sei  es  durch  eine  lange  Lehr-  und 
Gesellenzeit  (7  bezw.  12  Jahre)  und  durch  das 
kostspielige  Meisterstück,  sei  es  durch  Vor- 
schriften über  Wanderzeit,  durch  Erschwerung 
der  Niederlassung  usw. 

d)  Die  Hausindustrie. 
Neben  dem  Handwerk  hatte  sich  seit  dem 
16.  Jh.  eine  neue  Betriebsform,  die  Haus- 
industrie (Verlagssystem,  Heimarbeit) 
entwickelt,  d.  h.  diejenige  gewerbliche  Pro- 
duktion, bei  welcher  der  kapitalkräftige  Unter- 
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nehm  er  oder  Verleger  —  so  genannt,  weil 
er  den  Betrag  für  die  Waren  vorlegt,  vor- 
schiesst  —  eine  grössere  Anzahl  in  der  Regel 
nicht  der  Zunft  angehörende  Meister  und 
Arbeiter,  wie  dies  früher  in  der  Weberei  und 
neuerdings  in  der  Konfektion  vielfach  ge- 
schieht, in  deren  eigenem  Heim  beschäftigt. 
Kaufmännische  Leitung  und  gewerbliche  Tätig- 
keit sind  getrennt.  Nach  dem  Grad  der  Ab- 
hängigkeit des  Hausindustriellen  vom  Unter- 
nehmer und  der  Art  des  Verkehrs,  unterscheidet 
man  hauptsächlich  folgende  Formen  der  Haus- 
industrie: 

1.  Arbeit  des  Hausindustriellen  für  einen 
und  Arbeit  für  mehrere  Verleger.  Im  letz- 
teren Fall  besitzt  der  Hausindustrielle  meist 
noch  eine  Anzahl  Gesellen  und  Lehrlinge, 
während  derjenige,  der  nur  für  einen  einzigen 
Verleger  arbeitet,  in  der  Regel  hausindustrieller 
Arbeiter  ist  und  Unterstützung  bei  der  Ar- 
beit nur  durch  Familienangehörige  findet. 

2.  Es  findet  Arbeitsteilung  in  der  Weise 
statt,  dass  von  jedem  Heimarbeiter  in  jeder 
Werkstatt  nur  ein  Teilprodukt  hergestellt  und 
jeder  Unternehmer  dann  so  viele  Gruppen  be- 
schäftigt, als  zur  Fertigstellung  des  gebrauchs- 
fähigen Produktes  notwendig  sind,  oder  aber 
es  erfolgt  diese  Arbeitsteilung  bereits  in  der 
Werkstätte,  d.  h.  der  Heimarbeiter  liefert  ge- 
brauchsfertige Ware  ab. 

3.  Lohn-,  Kauf-  und  Faktorensystem. 
Liefert  der  Verleger  dem  Heimarbeiter  den 
Rohstoff  und  leiht  ihm  die  teuren  Werkzeuge 
und  Maschinen  und  zahlt  ihm  Lohn  nach  der 
Zahl  der  abgelieferten  Stücke,  so  liegt  das 
Lohnsystem  vor.  Beim  Kaufsystem  hat  der 
Heimarbeiter  den  Rohstoff  selber  zu  beschaffen. 
Werkzeuge  sind  teils  sein  Eigentum,  teils  wer- 
den sie  ihm  vom  Verleger  zur  Verfügung  ge- 
stellt. Die  Waren  werden  zumeist  nach  Be- 
stellung und  Muster,  mitunter  jedoch  auch 
auf  Vorrat  gearbeitet  und  für  die  fertigen 
Waren  wird  ein  vereinbarter  Preis  gezahlt. 
Tritt  zwischen  Verleger  und  Heimarbeiter  eine 
Mittelsperson  (Faktor,  Fercher,  Zwischenmeister) 
—  im  Interesse  der  Heimarbeiter  wird  dieses 
Amt  mitunter  vom  Lehrer  oder  Geistlichen 
übernommen  — ,  so  spricht  man  vom  Fak- 
torensystem. Beuten  diese  die  Arbeiter  durch 
hohe  Anrechnung  der  Rohmaterialien  oder  durch 
niedrige  Löhne  und  übermässige  Arbeitszeit 
aus,  so  bezeichnet  man  dies  mit  Sweating- 
system  (Schwitzsystem). 

4.  Die  Heimarbeit  kann  Haupt-  oder  Ne- 
bengewerbe sein.     Letztere  Art  findet  man 
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häufig  bei  Frauen  der  unteren  und  mittleren 
Stände,  nicht  selten  aber  auch  bei  kleinen 
Landwirten  während  des  Winters. 

In  den  letzten  Jahren  ist  überall  eine  Abnahme  der 
Hausindustrie  zu  konstatieren.  Nach  Schmoller  ist  die 
Zahl  der  selbständigen  Hausindustriellen  (ohne  ihre 
Gehilfen)  in  Deutschland  während  der  Zeit  von  1882 
—  1895  von  329644  auf  237389,  d.h.  um  15  Vg»/« 
zurückgegangen.  In  der  Schweiz  sollen  19  7n  der  Ar- 
beitenden der  Hausindustrie  angehören,  in  Russland 
die  6 — 7  fache  Zahl  der  Fabrikarbeiter. 

e)  Die  Fabrikindustrie. 

Wie  aus  dem  Gewerbe  die  Hausindustrie, 
so  entwickelte  sich  aus  dieser  die  Manufaktur 
und  die  Fabrikindustrie.  Der  Unternehmer 
beschäftigt  die  Leute  nicht  mehr  in  deren 
Wohnungen,  sondern  schafft  selbst  Arbeits- 
räume, in  denen  die  Arbeiter  unter  seiner  Ober- 
leitung gegen  Lohn  tätig  sind.  Der  dezen- 
tralisierte Betrieb  wird  zu  einem  zentralisierten. 
Aus  dem  Handbetrieb  der  Manufaktur  entsteht 
nach  Aufkommen  der  Dampfmaschinen  die 
Fabrikindustrie. 

Bot  schon  die  Hausindustrie  dem  Hand- 
werker mehr  Gewähr,  immer  beschäftigt  zu 
sein,  als  wenn  er  selbst  für  den  Absatz  der 
Waren  zu  sorgen  hatte,  so  wurde  er  durch  den 
Fabrikbetrieb  in  noch  höherem  Masse  von  der 
Sorge,  arbeitslos  werden  zu  können,  befreit: 
Der  Fabrikbesitzer  wird,  im  Gegensatz  zum  Ver- 
leger, selbst  bei  rückgängiger  Konjunktur  in 
der  Regel  weiter  produzieren,  da  ein  grosser 
Teil  der  Unkosten  (Miete,  Gehälter  der  Ange- 
stellten, Verzinsung  des  Betriebskapitals)  auch 
beim  Stillstehen  des  Betriebes  nicht  gespart  wird. 
Einen  weiteren  Vorzug  für  den  Arbeitnehmer 
bietet  der  Fabrikbetrieb  auch  insofern,  als  die 
Arbeitsräume  in  den  Fabrikgebäuden  in  der 
Regel  luftiger  und  gesunder  sind  als  in  der 
Wohnung  der  Heimarbeiter.  Ein  Nachteil  des 
Fabrikbetriebes  ist  das  Hervortreten  eines  Klas- 
sengegensatzes zwischen  Unternehmer  und  Ge- 
werbegehilfen und  das  Entstehen  eines  Lohn- 
arbeiterstandes,  der,  im  Gegensatz  zum 
Gesellen  beim  Handwerksbetrieb,  niemals  Aus- 
sicht hat,  sich  selbständig  zu  machen.  Infolge 
der  grossen  Arbeitsteilung  ist  auch  die  Arbeit 
in  der  Regel  eintöniger  als  beim  Handwerks- 
betrieb. 

Für  den  Arbeitgeber  bietet  der  Fabrikbe- 
trieb den  Vorteil,  dass  er  eine  zweckmässige 
Arbeitsteilung  vornehmen  lassen  kann,  so  dass 
die  Tätigkeit  von  Arbeitern  verschiedenartiger 
Befähigungen  ineinander  greifen.  Der  Betrieb 
wird  auch  dadurch  verbilligt,  dass  die  Ein- 
käufe von   Rohmaterialien  in  grossen  Mengen 
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erfolgen  und  dass  infolge  des  Maschinenbe- 
triebes die  Herstellungskosten  stark  verringert 
werden.  Häufig  ist  erst  durch  ihre  Billig- 
keit vielen  Produkten  ein  Markt  geschaffen 
worden. 

Als  Mittel  zur  Weiterbildung  der  Fabrik- 
betriebe dienen  (Philippovich): 

1.  Spezialisation,  d.  h.  Beschränkung  der 
Produktion  auf  einige  bestimmte,  voneinander 
nicht  wesentlich  verschiedene  Artikel; 

2.  Kombination  mehrerer  Betriebe  etwa 
in  der  Weise,  dass  der  Unternehmer  nicht  bloss 
die  fertigen  Produkte  sondern  auch  die  hierzu 
erforderlichen  Roh-  und  Hilfsstoffe  in  andern 
ihm  gehörigen  Fabriken  herstellt; 

3.  Trennung  der  kaufmännischen  und  tech- 
nischen Aufgaben  derart,  dass  für  ersteren 
Zweck  selbständige  Unternehmungen  ins  Leben 
gerufen  werden,  infolgedessen  der  Unternehmer 
seine  Kräfte  nicht  zersplittern  braucht; 

4.  örtliche  Zusammenfassung  von  Fa- 
briken (Maschinen-  und  Baumwollenindustrie, 
Spinnerei  und  Weberei),  wodurch  mancherlei 
Ersparnisse  erzielt  werden  können. 

Bei  kombinierten  Unternehmungen  liegen  die  Be- 
triebe örtlich  mitunter  auch  weit  auseinander.  So  be- 
sitzt z.  B.  Krupp  neben  seinem  Hauptwerk  in  Essen, 
die  Qermaniawerft  in  Kiel,  das  Grusonwerk  in  Buckau, 
mehr  als  500  Eisenstein  gruben  im  Aus-  und  Inlande, 
4  Kohlenbergwerke,  4  Hochofenanlagen,  gegen  120 
Dampfhämmer,  eigene  Dampfer  und  Eisenbahnen  usw. 

2.  Die  Gewerbeverfassung, 
a)  Das  Konzessionssystem. 

Als  das  Zunftwesen  immer  mehr  ausartete 
und  man  nach  Mitteln  zur  Änderung  dieser 
unhaltbaren  Zustände  suchte,  da  begann  die 
Ansicht  durchzudringen,  dass  die  Zunftrechte 
doch  in  letzter  Linie  vom  Staate  gegeben 
seien  und  dieser  daher  auch  das  Recht  besitze, 
sie  aufzuheben  oder  abzuändern.  Hiervon 
wurde  denn  auch  seit  der  Mitte  des  17.  Jh. 
vielfach  Gebrauch  gemacht.  Aufgehoben  wurde 
vor  allem  die  Zunftgerichtsbarkeit.  Zahl- 
reiche andere  Missbräuche  wurden  durch  die 
Gesetzgebung  beseitigt. 

Aber  damit  allein  begnügte  sich  der  Staat 
nicht.  Er  bestimmte,  dass  in  Zukunft  die  Aus- 
übung eines  neuen  Gewerbebetriebes  von  sei- 
ner Genehmigung  (Konzession)  abhängig 
sein  solle.  Da  die  alten  Zunftgewerbe  bestehen 
blieben,  gab  es  nunmehr  zünftige  und  nicht- 
zünftige Gewerbe.  In  die  Zunftorganisation 
griff  der  Staat  resp.  der  Landesherr  ein,  in- 
dem er  neben  die  Innungsmeister  auch 
solche  Personen  setzte,   welche  die  von   der 


Zunft  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  er- 
füllt hatten,  sogenannte  Frei-  oder  Gnaden- 
meister. 

Durch  die  Konzessionserteilung  wurde 
bezweckt,  die  Unternehmer  vor  übermässiger 
Konkurrenz,  das  Publikum  vor  schlechten  Er- 
zeugnissen zu  schützen  oder,  wie  es  in  der 
bayerischen  Verordnung  von  1 807  ausgedrückt 
ist,  „die  verschiedenen  Emährungszweige  in 
ein  angemessenes  Verhältnis  zu  setzen  und  den 
Zustand  der  Gewerbe  nach  einem  richtigen 
staatswirtschaftlichen    Systeme   zu  verbessern". 

Ein  Fehler  dieses  Systems  ist,  dass  der  Staat 
weder  bei  Prüfung  des  Bedürfnisses  noch  bei 
der  der  Befähigung  in  der  Lage  ist,  immer 
so  zu  entscheiden,  wie  es  im  Interesse  der 
Allgemeinheit  liegt.  Indem  der  Staat  die  Kon- 
zession erteilt,  ladet  er  sich  eine  grosse  Ver- 
antwortung auf,  denn  das  Publikum  ist  zu- 
meist der  Ansicht,  dass  es  nunmehr  der  eigenen 
Prüfung  der  Verhältnisse  enthoben  sei. 

Die  Konzession  wird  daher  zweckmässig  auf 
solche  Gewerbe  zu  beschränken  sein,  bei  denen 
der  einzelne  nicht  in  der  Lage  ist,  die  Unter- 
nehmungen auf  ihre  Sicherheit  prüfen  zu  kön- 
nen, wie  es  z.  B.  bei  den  Notenbanken  und 
Versicherungsgesellschaften  der  Fall  ist,  oder 
wo  Arzneimittel  zum  Verkauf  gelangen,  die, 
wenn  sie  in  schlechter  Beschaffenheit  und  nicht 
von  Sachkundigen  verabfolgt  werden,  für  den 
Kranken  unwirksam,  wenn  nicht  gar  schäd- 
lich sein  können,  oder  wo  Gifte  verkauft 
werden,  die  nicht  jedem  leicht  zugänglich 
sein  dürfen:  das  sind  die  Apothekengewerbe. 
Ferner  werden  zweckmässig  nur  mit  Kon- 
zession betrieben  werden  dürfen  z.  B.  die 
Schankbetriebe,  weil  die  Gesellschaft  grosses 
Interesse  daran  hat,  dass  sie  nicht  in  zu  grosser 
Zahl  existieren,  ferner  die  Pfandleiher,  die  der 
Staat  beaufsichtigen  muss,  weil  sie  sonst  die 
Notlage  in  schlimmster  Art  ausbeuten  könnten. 

Ein  sehr  weitgehendes  Konzessionssystem  besass 
Bayern  bis  zum  Jahre  1868.  Wer  ein  Gewerbe  aus- 
üben wollte,  musste  zuvor  die  Erlaubnis  des  Staates 
einholen,  die  nur  dann  erteilt  wurde,  wenn  der  Be- 
werber einen  Befähigungsnachweis  bringen  konnte,  und 
wenn  an  dem  betr.  Orte  ein  Bedürfnis  zur  Nieder- 
lassung vorhanden  war. 

b)  Die  Gewerbefreiheit. 
Bei  dem  mit  dem  Fortschritt  der  Technik 
immer  nötiger  werdenden  Grossbetrieb  musste 
das  System  der  Gebundenheit,  ganz  gleich, 
ob  es  Zunftwesen  oder  Konzessionssystem  war, 
dem  von  den  Naturrechtslehrern  längst  gefor- 
derten System  der  Gewerbefreiheit  weichen. 
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Praktisch  durchgeführt  wurde  die  Gewerbe- 
freiheit zuerst  in  Frankreich.  Dort  hatte 
Turgot  1776  bereits  den  Versuch  gemacht,  sie 
mit  Ausnahme  von  4  Gewerben  —  Barbiere 
und  Perücken macher,  welche  das  Privileg  er- 
kauft hatten,  und  ferner  aus  Sicherheitsgründen 
die  Apotheker,  Goldschmiede,  Buchdruckerund 
Buchhändler  —  einzuführen.  Der  Versuch  miss- 
glückte zwar  und  kostete  Turgot  seinen  Mi- 
nisterposten, aber  die  von  ihm  gegebenen  An- 
regungen wurden  allmählich  doch  verwirklicht. 
Die  einmal  geschlossenen  Zünfte,  21  an  Zahl, 
wurden  nicht  wiederhergestellt,  die  übrigen 
89  wurden  in  44  zusammengezogen  und  ihre 
Organisation  teilweise  verbessert.  Von  neuem 
abgeschafft  wurden  in  Frankreich  die  Zünfte 
und  Gilden  durch  Gesetz  vom  17.  Juni  1791, 
welches  die  Gewerbefreiheit  einführte,  die 
einem  jeden,  der  die  Gebühr  für  einen  Ge- 
werbeschein entrichtete,  das  Recht  zuerkannte, 
ein  Gewerbe  auszuüben. 

Dem  Beispiele  Frankreichs  folgte  zunächst 
Preussen,  welches  die  in  Frankreich  durch 
Revolution  erzwungenen  Reformen  auf  fried- 
lichem Wege  einzuführen  beabsichtigte.  Durch 
die  „Geschäftsinstruktion  für  die  Regierungen 
vom  26.  Dezember  1808"  wurde  von  der 
preussischen  Staatsverwaltung  die  Gewerbe- 
freiheit im  Prinzip  anerkannt. 

In  dieser  denkwürdigen  Geschäftsinstruktion  heisst 
es  u.  a:  „Bei  allen  Ansichten,  Operationen  und  Vor- 
schlägen der  Regierungen  muss  der  Grundsatz  leitend 
bleiben,  niemanden  in  dem  Genuss  seines  Eigentums, 
seiner  bürgerlichen  Gerechtsame  und  Freiheit,  solange 
er  in  den  gesetzlichen  Grenzen  bleibt,  weiter  einzu- 
schränken, als  es  zur  Beförderung  des  allgemeinen 
Wohls  nötig  ist ;  einem  jeden  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  die  möglichst  freie  Entwickelung  und  An- 
wendung seiner  Anlagen,  Fähigkeiten  und  Kräfte,  in 
moralischer  sowohl  als  physischer  Hinsicht  zu  gestatten 
und  alle  dagegen  noch  obwaltenden  Hindernisse  bald- 
möglichst auf  eine  legale  Weise  hinweg  zu  räumen". 

In  Preussen  wurde  durch  Edikte  vom  2.  No- 
vember 1 8 1 0  und  7.  September  1811,  ebenso  wie 
in  Frankreich,  der  selbständige  Gewerbebetrieb 
lediglich  abhängig  gemacht  von  der  Lösung 
eines  Gewerbescheins  und  einer  alljähriich  zu 
zahlenden  Gewerbesteuer.  Zur  Ausfertigung 
des  Gewerbescheins  genügte  für  die  Mehrzahl 
der  Gewerbe  ein  polizeiliches  Leumunds- 
attest. Nur  für  8  Gewerbe  —  Apotheker, 
Juweliere,  Maurer,  Mühlenbaumeister,  Schorn- 
steinfeger, Seeschiffszimmerleute,  Verfertiger 
chirurgischer  Instrumente  und  Zimmerieute  — 
„bei  deren  ungeschicktem  Betriebe  gemeine 
Gefahr  obwaltet  oder  welche  eine  öffentliche 
Beglaubigung  oder  Unbescholtenheit  erfordern". 


sollte   es    neben    des    Leumundsattestes   noch 
eines  Befähigungsnachweises  bedürfen. 

Die  Zünfte  blieben  unter  dem  Namen 
„Innungen"  vielfach  bestehen.  Ihre  Vor- 
rechte wurden  ihnen  jedoch  genommen.  Einen 
rechtlichen  Unterschied  zwischen  zünftigen  und 
j  nichtzünftigen  Meistern  und  Gesellen  gab  es 
nicht  mehr.  Ebenso  wurde  der  Unterschied 
zwischen  Stadt  und  Land  für  das  Gewerbe 
beseitigt,  und  auch  auf  dem  flachen  Lande  ist 
der  Gewerbebetrieb  nunmehr  ausnahmslos  zu- 
gelassen. Jedoch  galt  damals  dieses  Gesetz 
nicht  für  alle  Landesteile. 

Eine  einheitliche  Gewerbeordnung  für 
die  ganze  preussische  Monarchie,  welche  nach- 
her auch  die  Grundlage  der  Gewerbeordnung 
des  Deutschen  Reichs  geworden  ist,  gelangte 
am  17.  Januar  1845  zur  Einführung.  Die 
älteren  Innungen  blieben  auch  jetzt  noch  be- 
stehen, doch  wurden  ihre  Statuten  revidiert. 
Anlage  und  Betrieb  der  Unternehmungen  wurde 
bis  auf  wenige  Fälle,  bei  denen  eine  polizei- 
liche Genehmigung  nachgesucht  werden  musste, 
freigegeben. 

Eine  Einschränkung  der  Gewerbefreiheit 
erfolgte  1849,  und  zwar  hauptsächlich  infolge 
des  Drängens  des  im  Juli  und  August  1848 
in  Frankfurt  a.  M.  tagenden  „Handwerker- 
parlaments". Es  wurde  nunmehr  wieder  ein 
Befähigungsnachweis  und  in  der  Regel 
auch  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Innung  ge- 
fordert. Zur  Meisterprüfung  wurde  nur  zu- 
gelassen, wer  das  24.  Lebensjahr  vollendet, 
eine  dreijährige  Lehrzeit  bei  einem  selbständigen 
Gewerbetreibenden  durchgemacht  und  nach  be- 
standener Gesellenprüfung  noch  wenigstens 
3  Jahre  als  Geselle  gearbeitet  hatte. 

Vollständige  Gewerbefreiheit  brachte,  nach- 
dem zwei  Jahre  zuvor  das  Gesetz  über  die 
allgemeine  Freizügigkeit  erlassen  war,  die 
Gewerbeordnung  des  norddeutschen 
Bundes  vom  21.  Juni  1869,  welche  nach 
Gründung  des  Deutschen  Reiches  Reichs- 
gesetz wurde. 

In  den  einzelnen  deutschen  Staaten  gestaltete 
sich  die  Entwicklung  zur  Gewerbefreiheit  ver- 
schieden. Fast  überall  aber  ist  in  den  Jahren 
1861 — 1864  eine  liberalere  Gewerbegesetz- 
gebung festzustellen,  die  den  Grundsatz  der 
Gewerbefreiheit  schon  stark  zum  Ausdruck 
brachte. 

In  Österreich  wurde  nach  zwei  vergeblichen  Ver- 
suchen (1,821  und  1835),  das  Gewerberecht  liberal  zu 
gestalten,  am  20.  Dezember  1859  die  Gewerbefreiheit, 
jedoch  mit  zahlreichen  Ausnahmen,  eingeführt.  Das  Ge- 
setz vom  17.  Juni  1883  stellte  aber  den  Innungszwang 
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und  das  Gebot  des  Befähigungsnachweises  wieder  her. 
Die  nicht  fabrikmässig  betriebenen  Gewerbe  wur- 
den in  Zwangsgenossenschaften  zusammengeführt. 

c)  Die    neuere    Gewerbe-Gesetzgebung. 

Durch  die  Reichsverfassung  vom  16.  April 
1871  wurde  bestimmt:  „Für  ganz  Deutschland 
besteht  gemeinsames  Indigenat  mit  der  Wir- 
kung, dass  Angehörige  eines  jeden  Bundes- 
staates in  jedem  andern  zum  Gewerbebetriebe 
unter  denselben  Voraussetzungen  wie  die  Ein- 
heimischen zuzulassen  sind."  An  dem  nun- 
mehr für  alle  Teile  Deutschlands  geltenden 
Gesetz  vom  21.  Juni  1869  ist  im  Lauf  der 
Jahre  durch  zahlreiche  Novellen  so  viel  ge- 
ändert worden,  ohne  dass  es  jemals  zu  einer 
einheitlichen  Neugestaltung  gekommen  ist,  dass 
heute  eigentlich  nur  noch  das  Gerippe  des 
alten  Gesetzes  besteht. 

Das  Grundprinzip  der  Gewerbefreiheit 
ist  nicht  angetastet  worden.  Grundsätzlich 
ist  in  Deutschland  jedermann  berechtigt,  ein 
oder  mehrere  Gewerbe  selbständig  zu  betreiben, 
mit  Ausnahme  der  wenigen,  im  Gesetz  selbst 
vorgesehenen  Fälle.  Staatsangehörigkeit  und 
Geschlecht  sind  ohne  Einfluss  auf  die  Be- 
rechtigung, das  Gewerbe  auszuüben.  Einem 
jeden  ist  somit  Gelegenheit  gegeben,  seine 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  in  der  ihm  am 
zweckmässigsten  erscheinenden  Weise  zur  Gel- 
tung zu  bringen  und  seine  Natur-,  Kapital-  und 
Arbeitskraft  zur  grösstmöglichen  Ausnutzung 
gelangen  zu  lassen,  was  ja  auch  im  Interesse 
des  gesamten  Volkswohlstandes  liegt.  Aber  die 
Gewerbefreiheit  birgt  auch  Gefahren  in  sich: 
Dadurch,  dass  zahlreiche  Personen,  häufig  in 
leichtsinniger  Weise,  sich  selbständig  machen, 
wird  die  Konkurrenz  verschärft,  und  im  Kampf 
ums  Dasein  unterliegen  dann  die  weniger  Lei- 
stungsfähigen. Aus  selbständigen  Handwerkern 
werden  nicht  selten  abhängige  Arbeiter. 

Auch  für  die  Konsumenten  kann  der 
Grossbetrieb  und  die  Vereinigung  der  Produ- 
zenten (Kartelle),  sofern  dadurch  Monopole  ge- 
schaffen werden,  zum  Schaden  gereichen.  An- 
dererseits sind  aber  zahlreiche  Bestimmungen 
einzig  und  allein  im  Interesse  der  Konsumen- 
ten und  der  Allgemeinheit  erlassen  worden. 
(S.  S.  210.)  Eine  besondere  behördliche  Ge- 
nehmigung ist  einzuholen,  sofern  es  sich  um 
Anlagen,  wie  z.  B.  Pulverfabriken,  Gasanstalten, 
chemische  Fabriken,  Bleichereien  usw.  handelt, 
durch  welche  die  Nachbarschaft  gefährdet  oder 
belästigt  werden  kann. 

Die  Rechte  der  Innungen  wurden  durch  Ge- 
setz vom  18.  Juli  1881  wieder  erweitert.  Ihre 


Aufgaben  sollten  neben  Pflege  des  Gemein- 
geistes hauptsächlich  sein:  Errichtung  von  Ge- 
werbegerichten und  Einigungsämtern,  Fürsorge 
für  das  Herbergswesen  und  den  Arbeitsnach- 
weis, Regelung  des  Lehrlingswesens,  fachliche 
Ausbildung  der  Lehrlinge  und  Weiterbildung 
der  Gesellen  und  Meister,  Abhaltung  von  Ge- 
sellen- und  Meisterprüfungen,  Unterstützung 
ihrer  Mitglieder  und  deren  Angehörigen,  Bil- 
dung von  Schiedsgerichten  zur  Schlichtung 
von  Streitigkeiten  gewerblicher  Art  usw. 

Durch  Gesetz  vom  8.  Dezember  1884  kann  mit  Zu- 
stimmung der  höheren  Verwaltungsbehörde  ausschhess- 
iich  den  Mitgliedern  einer  Innung  das  Recht,  LehrUnge 
zu  halten,  verliehen  werden.  Das  Gesetz  vom  6.  Juli 
1887  ermächtigt  die  Innungen,  auf  Grund  einer  Ver- 
fügung der  höheren  Verwaltungsbehörde  auch  Nicht- 
mitgHeder  zu  den  Kosten  für  Herbergs wesen,  Arbeits- 
nachweis, fachlichen  Unterricht  und  Gewerbegerichte 
(Einigungsämter)  heranzuziehen. 

Neben  die  freiwilligen  Innungen  können 
laut  Gesetz  vom  26.  Juli  1897  auf  Antrag 
bei  Zustimmung  der  Majorität  der  Beteiligten 
und  durch  Verfügung  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde Zwangs  i n n u ngen  treten,  deren 
Aufgaben  etwa  die  gleichen  wie  die  der  an- 
deren Innungen  sind. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Handwerks 
ihres '  Bezirks  können,  laut  Gesetz  vom  12. 
März  1900,  auf  Anordnung  der  Landeszentral- 
behörde des  betreffenden  Bezirks  Handwerks- 
kammern errichtet  werden.  Die  Wahl  ihrer 
Mitglieder  erfolgt  durch  die  Innungen  aus  der 
Zahl  ihrer  Mitglieder  und  durch  die  gewerb 
liehen  Vereinigungen  des  Kammerbezirks. 

Aufgaben  der  Handwerkskammern  sind  hauptsäch- 
lich: Regelung  und  Überwachung  des  Lehrlingswesens, 
Errichtung  von  Fachschulen  und  Prüfungsausschüssen 
Erstattung  von  Gutachten  an  Staats-  und  Gemeinde- 
behörden, Darstellung  der  Handwerksverhältnisse  in 
Jahresberichten,  Beratung  über  Wünsche  und  Forde- 
rungen der  Handwerker  und  ev.  Stellung  von  An- 
trägen usw. 

Einige  weitere  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung werden  im  letzten  Abschnitt  dieses 
Werkes  angeführt  werden. 
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3.  Die  Arbeiterfrage. 

a)  Der  Lohnarbeiterstand  und  die 

soziale  Frage. 
Ein  Lohnarbeiterstand  ist,  wie  oben  gezeigt, 
erst  mit  dem  Aufkommen  der  Maschinen  ent- 
standen. Immer  weitere  Kreise  ergriffen  hat 
er  mit  der  Maschinenentwickelung.  Wur- 
den durch  die  hierdurch  erzielte  Arbeitser- 
sparnis auch  zahlreiche  menschliche  Kräfte 
überflüssig,  so  trat  doch  durch  den  grösseren 
Verbrauch  der  Erzeugnisse  ein  Mehrbedarf  von 


II 


M 


Die  stoffveredelnden  Gewerbe. 
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Arbeitskräften  ein,  infolgedessen  die  grosse 
Masse  der  sonst  im  Handwerksbetrieb  Tätigen 
nunmehr  als  Fabrikarbeiter  Beschäftigung  findet. 

Das  Arbeitsverhältnis  ist  ein  freies,  doch 
stellt  jeder  Vertragsabschluss  zwischen  Unter- 
nehmer und  Lohnarbeiter  einen  Kampf  dar, 
bei  dem  der  Stärkere  aus  der  Lage  des  Schwäche- 
ren nach  Möglichkeit  Nutzen  zu  ziehen  sucht. 
Klassengegensätze  haben  bereits  in  früheren 
Zeiten  vielfach  bestanden  —  Kastenwesen  in 
Indien  und  Ägypten,  Sklaverei  im  Altertum, 
Hörigkeitsverhältnis  im  Mittelalter  —  ein  Klassen- 
bewusstsein  ist  aber  erst  in  den  vorgeschrit- 
tenen Staaten  bei  den  besser  vorgebildeten  Ar- 
beitern hervorgetreten.  Von  einer  sozialen 
Frage,  d.  h.  dem  Problem,  wie  das  „Missver- 
hältnis zwischen  berechtigten  Lebensansprü- 
chen einer  ganzen  Gesellschaftsklasse  gegen- 
über den  ihr  zukommenden  wirtschaftlichen 
Befriedigungsmitteln  und  sozialen  wie  politi- 
schen Institutionen"  (Conrad)  zu  beseitigen 
wäre,  konnte  erst  die  Rede  sein,  als  die  un- 
tersten Schichten  der  Bevölkerung  ihre  Lage 
als  eine  ungerechte  empfanden. 

Zu  dieser  Erkenntnis  kamen  sie  neuerdings 
wieder  durch  die  bessere  Bildung,  die,  in  den  letz- 
ten Jahrzehnten,  nicht  zum  wenigsten  dem  allge- 
meinen Volksschulunlerricht  zuzuschreiben  ist 
und  welche  die  Arbeiter,  die  etwas  gelernt  haben, 
veranlasst,  grössere  Ansprüche  an  das  Leben 
zu  stellen,  d.  h.  höheren  Lohn  für  ihre  Ar- 
beit zu  fordern.  Als  die  Arbeitgeber  die  erbetenen 
Lohnerhöhungen  nicht  eintreten  Hessen,  trat  un- 
ter den  Arbeitern  eine  Erbitterung  ein,  die,  als  die 
Kluft  zwischen  arm  und  reich  immer  grösser 
wurde,  an  Heftigkeit  immer  mehr  zunahm. 
Um  eine  Macht  zu  werden  und  ihre  Forde- 
rungen besser  durchsetzen  zu  können,  schlös- 
sen sich  die  Arbeiter  zusammen,  um,  was  auf 
friedlichem  Wege  nicht  zu  erreichen  ist,  durch 
Arbeitsniederlegung  (Streik)  zu  erlangen.  Nach 
Mitteln  und  Wegen  zu  suchen,  durch  soziale 
Reformen  die  unteren  Klassen  immer  mehr 
zu  heben  und  die  verschiedenartigen  Inter- 
essen von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  mit- 
einander in- Einklang  zu  bringen,  ist  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  der  modernen  Volks- 
wirtschaftspolitik. 

Die  Hauptwege,  die  Arbeiterfrage  zu  lösen, 
sind  in  der  Gegenwart:  L  die  Selbsthilfe 
und  2.  die  Staatshilfe.  Während  die  Selbst- 
hilfe hauptsächlich  durch  Bildung  von  Ge- 
nossenschaften (s.  S.  152ff.),  durch  Wohl- 
fahrtseinrichtungen usw.  sowie  durch  Gewerk- 
vereine erfolgt,  ist  besonders  der  Staat  bestrebt 


gewesen,  seinen  Teil  zur  Lösung  der  Arbeiter- 
frage beizutragen:  durch  Arbeiterschutzge- 
setzgebung,durch  Arbeiterversicherungs- 
gesetzgebung und  durch  Arbeiterversöh- 
nungspolitik, welche  in  der  Errichtung  von 
Schiedsgerichten  und  Einigungsämtern  ihren 
Ausdruck  fand. 

b)  Koalitionsfreiheit,  Gewerkvereine, 
Streiks,  Lockout,  Einigungsämter. 
Eins  der  ältesten  und  bekanntesten  Mittel 
der  Arbeiter,  ihre  Interessen  besser  vertreten, 
insbesondere  günstigere  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen erzielen  zu  können,  ist  die  Koa- 
lition, d.  h.  die  Vereinigung  zahlreicher  Ar- 
beiter desselben  Unternehmers,  desselben  Ge- 
werbes an  einem  Ort  oder  im  ganzen  Lande. 

Treffend  drückt  Kleinwächter  dies  aus  mit  den 
Worten:  „Wann  und  wo  es  den  Menschen  schlecht 
geht,  stecken  sie  —  genau  wie  die  Schafe  bei  einem 
Gewitter  {est  solamen  miseris  socios  habuisse  malorum) 
—  die  Köpfe  zusammen,  um  sich  gegenseitig  ihr  Leid 
zu  klagen  und  über  etwaige  Mittel  zur  Abhilfe  zu  be- 
raten.    Dies   taten   denn  auch  die  Arbeiter   zunächst". 

Die  koalierte  Masse  der  Arbeiter  wird  mit 
ihren  Wünschen,  mögen  sie  sich  auf  Erhöhung 
der  Löhne  oder  auf  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit, Verbesserung  der  Arbeitsräume  usw.  be- 
ziehen, weit  eher  durchdringen  als  der  einzelne 
Arbeiter.  Erklären  die  Arbeitgeber,  die  Wünsche 
nicht  erfüllen  zu  können,  dann  suchen  die  ko- 
alierten Arbeitnehmer  ihre  Forderungen  meist 
dadurch  zu  erzwingen,  dass  sie  alle  gleich- 
zeitig die  Arbeit  niederlegen,  streiken. 

In  früheren  Zeiten  waren  derartige  Koali- 
tionen der  Arbeiter  in  der  Regel  gesetzlich  ver- 
boten und  Zuwiderhandlungen  wurden  schwer 
bestraft.  Als  eine  Auflehnung  gegen  die  Ob- 
rigkeit galten  die  Koalitionen,  und  solange 
obrigkeitliche  Taxen  bestanden  haben,  mag 
dieses  Verbot  wohl  berechtigt  gewesen  sein. 
Als  diese  abgeschafft  waren,  liess  sich  das 
Koalitionsverbot  durch  nichts  mehr  rechtfertigen. 
Nachdem  1824  in  England  Koalitionsfreiheit 
gewährt  worden  war,  folgte  1864  Frankreich, 
das  im  Jahre  1791  Arbeiterkoalitionen  als  „Atten- 
tat gegen  die  Freiheit  und  die  Erklärung  der 
Menschenrechte"  mit  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  bedroht  hatte,  1869  Deutschland 
(Gewerbeordnung)  und  1870  Österreich.  Ge- 
wisse Schranken  werden  aber  immerhin  be- 
stehen bleiben  müssen:  Vor  allem  darf  das 
freie  Gewähren  lassen  nicht  soweit  gehen,  dass 
dadurch  die  Interessen  der  Gesamtheit  verletzt 
werden.  Vertragsbruch,  vor  allem  aber  auch 
Verleitung  hierzu,  muss  auch  dem  Arbeiter  als 
etwas  Verwerfliches  gelten. 
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Ein  Jahr  nach  Gewährung  der  KoaUtions- 
freiheit  liatten  sich  in  England  die  trades 
unions  (Oewerkvereine),  d.h.  Korporationen 
von  Lohnarbeitern  eines  bestimmten  Gewerbes 
gebildet,  welche  bezweckten,  die  nominelle 
Freiheit  des  Arbeitsvertrages  dadurch  zu  einer 
tatsächlichen  zu  machen,  dass  sie  neben  die 
Arbeitgeber  als  gleichberechtigte  Kontra- 
henten die  Arbeitnehmer  setzten.  Durch  engen 
Zusammenschluss  erhoffte  man  die  ungünstige 
Lage,  in  welcher  sich  der  isolierte  Lohnarbeiter 
bisher  befand,  zu  beseitigen.  Nur  tüchtige 
Arbeiter  sollten  zur  Mitgliedschaft  zugelassen 
werden.  Verlangt  wurde  u.  a.  der  Nachweis 
einer  regulären  Lehrzeit  und  der  Fähigkeit, 
den  in  dem  betr.  Distrikt  herrschenden  allge- 
meinen Lohnsatz  verdienen  zu  können.  Da- 
durch, dass  die  Gewerkschaft  nur  die  besseren 
Elemente,  die  bei  einer  Arbeitseinstellung  nicht 
leicht  durch  andere  Arbeiter  ersetzt  werden 
konnten,  aufnahm,  stärkte  sie  ihre  Macht  in 
hohem  Masse. 

Nach  dem  Vorbilde  der  englischen  trades 
unions  sind  in  Deutschland  im  Jahre  1868 
die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine 
—  so  genannt  nach  ihren  Gründern:  Dr.  Max 
Hirsch  und  Franz  Duncker  —  und  daneben, 
mit  ähnlichen  Zielen,  die  sozialdemokra- 
tischen Gewerkschaften  geschaffen  worden, 
zu  denen  später  noch  eine  Anzahl  freier  Or- 
ganisationen (christliche  Gewerkvereine) 
getreten  sind. 

Die  Mitgliederzahl  dieser  drei  Gruppen  betrug: 

Sozialdemokratische  Gewerkschaften 

Zentralverbände  Ende  1903     ..     .          .     941  529 
Lokalvereine  Ende  1903 17  577 

Hirsch-Dunckersche  (fortschrittliche)  Gewerk- 
vereine Ende  1903 110  215 

Christliche  Gewerkschaften 

Gesamtverband  der  christl.  Gewerkschaften 

Ende  März  1904    .  ....  100053 

Dem   Gesamtverband    nicht   angeschlossen 

Ende  März  1904    .  ...  103  108 

Unabhängige  Gewerkschaften  und  Vereine  ca.       69  000 

Die  wöchentlichen  Beiträge,  welche  die  Mit- 
glieder zahlen,  und  etwaige  ausserordentliche 
Umlagen  dienen  hauptsächlich  zur  Unter- 
stützung bei  Arbeitslosigkeit,  welche  häufig 
dadurch  entsteht,  dass  das  Mitglied  mit  Ge- 
nehmigung des  Gewerkvereins  die  Arbeit  bei 
einem  Unternehmer,  der  angeblich  vorhandene 
Misstände  nicht  beseitigt,  niederlegt.  Gelingt 
es  der  Gewerkschaft  nicht,  auf  friedlichem  Wege 
angemessene  Vereinbarungen  mit  dem  Arbeit- 
geber zu  treffen,  ihn  zur  Nachgiebigkeit  zu 
bewegen,  dann  wird  sie,  vorausgesetzt,  dass 
sie  ihres  Sieges  ziemlich  sicher  ist  und  ihre 


Kriegskasse  einigermassen  gefüllt  ist,  zu  ihrem 
stärksten  Kampfmittel,  dem  Streik  greifen, 
d.  h.  sie  ermächtigt  ihre  Mitglieder,  die  Arbeit 
niederzulegen  und  führt  ihnen  während  der 
Zeit  des  Ausstandes  Unterstützungen  zu. 

Als  Gegenmittel  gegen  die  Streiks  greifen 
die  Unternehmer  häufig  zur  Aussperrung 
{lock-out),  d.  h.  alle  Unternehmer  schliessen, 
wenn  auch  nur  ein  Teil  der  Arbeiter  streikt, 
gleichzeitig  ihre  Fabriken.  Sie  bezwecken  da- 
mit, die  Streikkasse  zu  schwächen  und  auf 
diese  Weise  einen  Druck  auf  die  Arbeiter  aus- 
zuüben. 

Da  Streiks  und  Aussperrungen  gewaltige 
Summen  verschlingen,  und  durch  jedes  dieser 
Kampfmittel  in  der  Regel  beiden  Parteien 
Schaden  zugefügt  wird,  so  ist  man  sowohl 
auf  Seiten  der  Arbeitgeber  wie  auf  der  der 
Arbeitnehmer  bemüht,  nur  im  äussersten  Not- 
falle der  andern  Partei  den  Krieg  zu  erklären. 
Zur  friedlichen  Beilegung  der  Streitigkeiten 
sind  vielfach  Einigungsämter  —  zuerst  1860 
in  London  —  geschaffen  worden,  deren  Mit- 
glieder zur  Hälfte  aus  Arbeitgebern  und  aus 
Arbeitnehmern  bestehen  und  deren  Schieds- 
spruch sich  die  streitenden  Parteien  zu  fügen 
haben. 

In  Deutschland  ist  durch  das  Gewerbege- 
richtsgesetz von  1890  und  1901  den  Gewerbe- 
gerichten, welche  zur  Hälfte  aus  Arbeit- 
gebern und  zur  Hälfte  aus  Arbeitnehmern  ge- 
bildet sind,  nicht  nur  die  Befugnis  gewährt, 
in  Streitfällen  Recht  zu  sprechen,  sondern  sie 
können  auch  von  beiden  Parteien  als  Eini- 
gungsämter angerufen  werden. 

Die  in  diesem  Falle  bestehende  Gleichbe- 
rechtigung und  das  Hand  in  Hand  arbeiten 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  hat  auch 
schon  manche  andere  gute  Folgen  gezeitigt: 
Die  Arbeitgeber  haben  nicht  selten  erst  hier 
den  schlichten  Arbeiter  schätzen  gelernt,  und 
die  Arbeiter  wieder  sind,  häufig  unter  Ein- 
sichtnahme der  Bücher,  zu  der  Überzeugung 
gelangt,  dass  in  vielen  Fällen  die  Einkom- 
mensverhältnisse der  Arbeitgeber  nicht  so 
glänzend  sind  als  in  Arbeiterkreisen  angenom- 
men wird.  Auf  dieser  Basis  der  Wertschätzung 
und  des  gegenseitigen  Vertrauens  lässt  sich 
dann  leichter  unterhandeln,  als  wenn  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  von  vornherein  sich 
als  zwei  feindliche  Parteien  gegenüberstehen. 

c)  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Wenn  nichts  anderes,  so  gebietet  es  schon 
das  volkswirtschaftliche  Interesse,  dass  der  Staat 
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Massregeln  zum  Schutz  der  Arbeitskraft,  der 
Gesundheit  und  Sicherheit  des  Arbeiters  an- 
ordnet. Eine  direkte  Veranlassung  zu  diesen 
staatlichen  Eingriffen  boten  zuerst  die  am  An- 
fang des  19.  Jh.  in  England  unter  den  dor- 
tigen Fabrikarbeitern  herrschenden  Verhältnisse. 

Das  als  erstes  Arbeiterschutzgesetz  Englands  1802 
„zur  Bewahrung  der  Gesundheit  und  Moral  der  Lehr- 
linge in  den  Baumwollfabriken"  erlassene  Gesetz  wurde 
später  auf  die  ganze  Textilindustrie  ausgedehnt.  Die 
Vorschriften  bezogen  sich  nur  auf  die  Verwendung  von 
Kindern,  deren  regelmässige  Beschäftigung  untersagt 
war,  sofern  sie  noch  nicht  das  9  Jahr  erreicht  hatten, 
und  die  Arbeitszeit  jugendlicher  Arbeiter,  d.  h.  von 
Personen  unter  18  Jahren,  welche  nicht  länger  als  lOVa 
Stunden  und  nur  bei  Tage  arbeiten  durften.  Gleiche 
Vorschriften  galten  von  1844  ab  auch  für  diejenigen 
weiblichen  Personen,  welche  älter  als  18  Jahre  waren. 
Durch  spätere  Gesetze,  speziell  die  aus  den  Jahren 
1878  und  1891,  wurde  der  Schutz  auf  weitere  Kreise 
ausgedehnt.  Frauen  —  für  Wöchnerinnen  gelten 
noch  besondere  Vorschriften  —  und  jugendliche 
Arbeiter,  d.  h.  Personen  unter  18  Jahren,  dürfen  nur 
tagsüber,  und  in  der  ganzen  Woche  nur  56 — 60  Stunden 
beschäftigt  werden.  Zur  Überwachung  der  Befolgung 
der  Vorschriften  betr.  Arbeitszeit  dienen  männliche  und 
weibliche  Fabrikinspektoren.  In  sanitärer  Beziehung 
werden  Kontrollen  durch  das  Gesundheitsamt  ausgeübt. 
Die  Sammlung  des  statistischen  Materials  ist  dem  labor 
department  übertragen. 

Wie  in  den  meisten  andern  Staaten,  so  wur- 
den auch  in  Preussen  die  zum  Schutz  der 
Arbeiter  erlassenen  Verordnungen  den  engli- 
schen Bestimmungen  in  der  Hauptsache  nach- 
gebildet. Durch  Gesetz  vom  6.  April  1839 
wurde  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
9  Jahren  in  Fabriken  und  Bergwerken  unter- 
sagt und  die  Arbeitszeit  von  9 — 16jährigen 
Personen  auf  10  Stunden  täglich  beschränkt. 
1853  wurde  das  Mindestalter  auf  12  Jahre 
festgesetzt,  13 — 14jährige  durften  anstatt  10 
nur  6  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 
Durch  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  vom 
Jahre  1869  und  durch  deutsches  Gesetz  vom 
Jahre  1879  wurden  die  bisher  nur  für  Fabriken 
geltenden  Bestimmungen  auch  auf  Bergwerke, 
Gruben  usw.  ausgedehnt  und  der  Grundsatz 
ausgesprochen,  dass  jeder  Unternehmer  ver- 
pflichtet ist,  diejenigen  Massregeln  zu  treffen, 
welche  nach  Art  des  Betriebes  für  Gesundheit 
und  Leben  des  Arbeiters  erforderlich  sind. 
Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  war 
ferner  das  Verbot  des  Trucksystems,  d.h. 
die  Bezahlung  des  Arbeiters  durch  Waren 
antsatt  mit  barem  Gelde. 

Durch  bas  sog.  Trucksystem  war  der  Arbeiter 
stets  benachteüigt  worden:  Er  musste  die  Waren  zu 
einem  Preise,  den  er  nicht  kontrollieren  konnte,  ab- 
nehmen. Auch  das  Kreditieren  von  Waren  seitens  des 
Ardietgebers  hatte  schwere  Nachteile  für  den  Arbeiter 
zur  Folge. 


Einschneidende  Änderungen  brachte  die 
Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  1.  Juni 
1891,  das  sog.  Arbeiterschutzgesetz.  Es 
wollte  den  Arbeitenden  einen  Ruhetag  in  der 
Woche  verschaffen  und  führte  die  Sonntags- 
ruhe in  grossem  Stile  ein.  Die  Beschäfti- 
gung von  Kindern  unter  13  Jahren  und  von 
Schulpflichtigen  in  Fabriken  wurde  verboten. 
Für  die  Arbeitsdauer  und  die  Arbeitszeit 
jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter,  welche 
die  Gruppe  der  „geschützten  Personen"  bilden, 
wurden  Grenzen  festgesetzt.  Die  höchst  zu- 
lässige Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  über 
1 6  Jahre  beträgt  seitdem  11,  an  den  Vor- 
abenden von  Sonn-  und  Festtagen  10  Stunden 
täglich.  Wöchnerinnen  dürfen  kurz  vor  der 
Entbindung  und  4  Wochen  nach  dieser  über- 
haupt nicht  und  in  der  5.  und  6.  Woche  nur 
auf  Grund  eines  ärztlichen  Attestes  beschäftigt 
werden. 

Im  Interesse  des  internationalen  Wettbe- 
bewerbes  schien  eine  möglichst  gleichmässige 
Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  angebracht. 
Die  von  der  Schweiz  gegebene  Anregung 
wurde  ausgeführt  von  Kaiser  Wilhelm  IL,  der 
im  März  1890  eine  Konferenz  nach  Berlin  be- 
rief (BerlinerKonferenz),  in  welcher  in  langen 
Beratungen  von  den  15  teilnehmenden  Staaten 
das  Mindestmass  des  dem  Arbeiter  zuzubilli- 
genden Schutzes  angegeben  wurde.  Für  Deutsch- 
land hatten  die  meisten  dieser  Beschlüsse  in- 
sofern wenig  praktischen  Wert,  als  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  schon  weit  über  das  an- 
gegebene Mindestmass  hinausgegangen  waren. 

Der  internationale  Arbeiterschutzkon- 
gress  in  Zürich  (1897)  hatte  in  bezug  auf 
Sonntagsruhe,  Nachtarbeit  und  Ruhepausen 
folgende  Forderungen  aufgestellt: 

„1.  Nachtarbeit,  d.  h.  Arbeit  zwischen  8  Uhr 
abends  und  6  Uhr  morgens ,  ist  für  Arbeiter  jegHchen 
Alters  und  beiderlei  Geschlechts  gesetzlich  zu  verbieten. 
Ausnahmen  können  nur  für  erwachsene  Männer  und 
nur  für  diejenigen  Industriezweige  gemacht  werden, 
welche  aus  technischen  Gründen  auf  ununterbrochenen 

Betrieb  angewiesen  sind Die  Arbeiter  dürfen 

übrigens  auch  in  solchen  Fällen  nur  mit  ihrer  Zustim- 
mung zur  Nachtarbeit  verwendet  werden. 

2.  Über  zeit  arbeit  ist  für  Kinder,  junge  Leute 
beiderlei  Geschlechts  unter  18  Jahren,  sowie  auch  für 
Frauen,  nicht  gestattet.  Für  erwachsene  Männer  kann 
dieselbe  ausnahmsweise  gestattet  werden,  wenn  der 
Betrieb  durch  unvorhergesehene  Ereignisse  gestört 
worden  ist  und  hieraus  dem  Unternehmer  oder  den 
Arbeitern  ein  bedeutender  materieller  Schaden  erwächst. 
Wegen  Oeschäftsandrang  darf  Überzeitarbeit  nicht  ge- 
stattet werden. 

3.  Bei  Industriezweigen,  welche  ihrer  Natur  nach 
ununterbrochenen  Betrieb  erfordern,  muss  in  3 
achtstündigen  Schichten  gearbeitet  werden,  wobei  in  be- 
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stimmten  Zeiträumen  Schichtenwechsel  stattfinden  soll. 
Um  den  Arbeitern  eine  24  stündige  Sonntagsruhe  zu 
ermöglichen,  soll  an  den  Sonntagen  eine  Reserveschicht 
eingelegt  werden." 

Auch  in  bezug  auf  Sicherheit,  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  der  Arbeiter  enthält  die  Gewerbe- 
ordnung zahlreiche  Vorschriften.  So  sind  alle 
Neuanlagen  darauf  zu  prüfen,  ob  sie  den  nö- 
tigen Schutz  für  Gesundheit  und  Leben 
der  Arbeiter  gewähren,  ob  z.  B.  bei  Ausbruch 
eines  Feuers  oder  einer  Explosion  die  Arbeiter 
rasch,  ohne  dass  einer  den  andern  behindert, 
die  Räume  verlassen  können.  In  sanitärer 
Beziehung  bestehen  Vorschriften  über  Licht- 
und  Luftverhältnisse  der  Arbeits-  und  Schlaf- 
räume, über  Abortanlagen  und  Trinkwasser- 
verhältnisse, über  Beseitigung  des  bei  dem 
Betriebe  entstehenden  Staubes  und  der  ent- 
wickelten Dünste  und  Gase  usw.  Aus  Sitt- 
lichkeitsgründen soll,  soweit  als  angängig, 
Trennung  der  männlichen  und  weiblichen  Ar- 
beiter bestehen.  Ankleide-,  Waschräume  usw. 
müssen  nach  Geschlechtern  getrennt,  in  ge- 
nügender Anzahl  vorhanden  sein. 

d)  Die  Arbeiterversicherungsgesetz- 
gebung. 

a)  Allgemeines.  Solange  die  Arbeiter  im 
Hörigkeitsverhältnis  standen,  musste,  wenn  sie 
erkrankt  oder  arbeitsunfähig  geworden  waren, 
ihr  Herr  für  Verpflegung  und  Wohnung  sor- 
gen. Mit  Beginn  des  freien  Arbeitsvertrages 
fiel  diese  Fürsorge  weg.  Der  Arbeiter  war 
bei  Krankheit  und  in  Not  nunmehr  auf  sich 
allein  angewiesen.  Um  sich  gegen  diese  Ge- 
fahren zu  sichern,  bildeten  die  Arbeitnehmer 
—  bei  den  Bergarbeitern  geschah  dies  schon 
in  sehr  früher  Zeit  —  Vereinigungen,  welche 
gegen  Zahlung  periodischer  Beiträge  in  Not- 
fällen Beihilfe  gewährten.  Gut  organisiert  w.aren 
insbesondere  auch  die  Unterstützungskassen 
der  Gesellenverbände  zur  Zeit  der  Zunftverfas- 
sung. Beim  Aufkommen  des  modernen  Fabrik- 
betriebes mehrte  sich  die  Zahl  der  Kassen, 
welche  im  Falle  der  Krankheit,  der  Arbeits- 
unfähigkeit oder  des  Todes  helfend  eingriffen, 
aber  es  war  doch  nur  ein  unerheblicher  Pro- 
zentsatz der  Arbeiter,  welcher  gewillt  war,  Bei- 
träge für  diese  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden 
Kassen  zu  entrichten.  Wirksam  konnte  nur  die 
obligatorische  Versicherung  sein. 

Das  Verdienst,  zuerst  einen  allgemeinen  Ver- 
sicherungszwang eingeführt  zu  haben,  gebührt 
Deutschland.  Angeregt  durch  die  „Kaiserliche 
Botschaft"  vom  17.  November  1881  besitzen 
wir    im    Deutschen    Reich    eine   dreigliedrige 


obligatorische  Arbeiterversicherung: 
1.  gegen  Krankheit,  2.  gegen  Betriebsunfälle 
und  3.  gegen  Alter  und  Invalidität.  Noch  nicht 
vorhanden  dagegen  ist  eine  Reichs-,  Witwen- 
und  Waisen-  und  eine  Arbeitslosenversiche- 
rung. 

ß)  Die  Krankenversicherung.    Das  erste 
der    sozialpolitischen    Arbeiterversicherungsge- 
setze der  Neuzeit  war  das  Kranken  versiche- 
rungsgesetz  vom  15.  Juni   1883,  das  am 
1.  Dezember  1884   in   Kraft  getreten   ist  und 
im  April  1892  eine  neue  Fassung  erhalten  hat.^ 
Nach    ihm    unterliegen    der  gesetzlichen   Ver- 
sicherungspflicht alle  im  Gewerbe-  oder  Han-j 
delsbetrieb    gegen   Lohn    oder  Gehalt   bis  zu] 
einem  Jahreseinkommen  von  2000  M  beschäf- 
tigten   Personen.      Eine   bestimmte    Kasse    ist^ 
nicht  vorgeschrieben,  sondern  das  Gesetz  ver- 
langt nur  die  Zugehörigkeit  zu  einer  der  fol- 
genden Kassen: 

1.  Betriebs-  oder  Fabrikkrankenkassen,  d.h. 
Kassen,  welche  von  einem  Unternehmer 
für  die  von  ihm  beschäftigten  Arbeiter 
errichtet  sind; 

2.  Ortskrankenkassen,  welche  in  der  Regel 
nur  aus  Angehörigen  ein  und  desselben 
Berufes  bestehen  sollen; 

3.  Baukrankenkassen,  errichtet  für  eine  be- 
stimmte Periode,  z.  B.  für  die  Zeit  des 
Baues  einer  Eisenbahn,  eines  Kanals  usw. 

4.  Landesrechtliche  Krankenkassen,  d.  h.  auf 
Grund  landesrechtlicher  Vorschriften  er- 
richtete Kassen; 

5.  Eingeschriebene  Hilfskassen,  d.  h.  auf 
Gegenseitigkeit  beruhende  Kassen,  welche 
ihren  Mitgliedern  in  Krankheitsfällen  Un- 
terstützung gewähren; 

6.  Innungskrankenkassen,  errichtet  für  die 
bei  Meistern  der  Innung  beschäftigten 
Gesellen  und  Lehrlinge; 

7.  Knappschaftskassen,  für  die  Bergarbeiter 
ins  Leben  gerufen  von  den  Knappschafts- 
vereinen; 

8.  Gemeindekrankenkassen.  Von  der  Ge- 
meinde für  alle  diejenigen,  welche  einer 
andern  Krankenkasse  nicht  angehören, 
errichtet,  werden  sie  von  dieser  auch  ver- 
waltet. Sie  unterscheiden  sich  in  dieser 
Beziehung  von  den  Ortskrankenkassen, 
über  welche  der  Gemeinde  nur  ein  Auf- 
sichtsrecht zusteht. 

Die  Leistungen  der  einzelnen  Arten  von 
Kassen  sind  entsprechend  der  Höhe  der  ein- 
geforderten Beiträge  verschieden.  Mindestens 
aber   muss   sich    die   Unterstützung   —    freie 
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ärztliche  Behandlung,  und  bei  Erwerbsunfähig- 
keit Krankengeld,  resp.  Verpflegung  und  Kur 
im  Krankenhause  —  auf  13  Wochen  erstrecken. 
Die  Einziehung  der  Beiträge  erfolgt  bei 
den  Arbeitgebern,  welche  ^/g  der  Summe  dem 
Arbeiter  vom  Lohn  in  Abzug  bringen  dürfen. 

7)  Die  Unfallversicherung.  Während 
das  Haftpflichtgesetz  vom  27.  Juni  1871 
nur  Bestimmungen  für  industrielle  Betriebe  ge- 
troffen hatte  und  nach  ihm  nur  der  Arbeit- 
geber regresspflichtig  gemacht  werden  konnte, 
dem  oder  dessen  Rechtsvertreter  ein  Verschulden 
an  dem  im  Betrieb  erfolgten  Unfall  nachgewiesen 
werden  konnte,  steht  nach  dem  Unfallver- 
sicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  mit 
dessen  verschiedenen  Ergänzungen  und  der  Ab 
änderung  vom  30.  Juni  1900  dem  Arbeiter  usw. 
—  auch  Schlosser,  Klempner,  Schornsteinfeger 
z.  B.  sind  in  das  Gesetz  einbegriffen  — ,  dem 
ein  Unfall  zugestossen  ist,  auch  dann  ein  Recht 
auf  Unterstützung  zu,  wenn  er  den  Unfall  in- 
folge eigenen  Verschuldens  erlitten  hat. 
Nur  eigene  vorsätzliche  Herbeiführung 
schliesst  den  Anspruch  aus. 

Die  Beiträge  für  die  Unfallversicherung 
werden,  im  Gegensatz  zur  Krankenversicherung, 
nur  von  den  Arbeitgebern,  und  zwar  mittels 
Umlage,  je  nach  Zahl  der  Arbeiter  und  der 
von  den  Versicherten  verdienten  Löhne  und 
Gehälter,  erhoben.  Es  bestehen,  je  nach  dem 
Grade  der  mit  den  einzelnen  Betrieben  ver- 
bundenen Unfallgefahr,  Gefahrenklassen  für 
jede  Berufsgenossenschaft,  d.  i.  die  für 
bestimmte  Bezirke  gebildete  Vereinigung  von 
Unternehmern  gleicher  oder  verwandter  ver- 
sicherungspflichtiger Betriebe. 

Die  Leistungen  der  Kassen  erstrecken  sich 
auf: 

1.  Pflege  bis  zur  Heilung,  beginnend  mit 
der  14.  Woche  —  bis  dahin  hat  für  den  Ver- 
letzten die  Krankenkasse  zu  sorgen, 

2.  Gewährung  einer  Rente,  deren  Höhe  sich 
nach  der  Schwere  des  Unfalls  und  der  Höhe 
des  im  letzten  Jahre  verdienten  Arbeitslohnes 
richtet,  für  die  Zeit  der  Arbeitsunfähigkeit,  resp. 
der  geminderten  Arbeitsfähigkeit  und 

3.  Erstattung  der  Begräbniskosten  und  Ge- 
währung einer  Rente  an  die  nächsten  Hinter- 
bliebenen, falls  der  Unfall  den  Tod  des  Ver- 
letzten herbeigeführt  hat. 

Ist  die  Entschädigung  durch  die  Genossen- 
schaft resp.  den  Sektionsvorstand  festgestellt, 
so  erhält  der  Berechtigte  von  Seiten  des  Ge- 
nossenschaftsvorstandes eine  Bescheinigung  über 
die  ihm  zustehenden  Bezüge  und  Mitteilung, 


durch  welche  Postanstalt  —  die  Post  schiesst 
die  Beträge  vor  und  zieht  sie  am  Schluss  des 
Rechnungsjahres  von  den  einzelnen  Berufsge- 
nossenschaften ein  —  die  Zahlung  erfolgt. 

Um  Unfälle  nach  Möglichkeit  zu  ver- 
hüten, sind  die  Berufsgenossenschaften  befugt, 
und  sie  machen  hiervon  ausgiebig  Gebrauch, 
für  alle  Betriebe  ihres  Genossenschaftsbezirkes 
oder  für  bestimmte  Betriebszweige  resp.  In- 
dustriearten Vorschriften  zu  erlassen:  1.  über 
die  von  den  Mitgliedern  zur  Verhütung  von 
Unfällen  in  ihren  Betrieben  zu  treffenden  Ein- 
richtungen und  2,  über  das  von  den  Versicher- 
ten in  den  Betrieben  zu  beobachtende  Ver- 
halten. Zuwiderhandeln  gegen  die  letztere  Be- 
stimmung wird  mit  Geldstrafe,  Zuwiderhan- 
deln gegen  die  Vorschriften  ad  1  mit  Ein- 
schätzung in  eine  höhere  Gefahrenklasse,  resp. 
mit  Zuschlägen  bis  zur  doppelten  Höhe  der 
bisherigen  Beiträge  bedroht. 

Eine  segensreiche  Wirkung  üben  die  Berufsgenossen- 
schaften vielfach  auch  dadurch  aus,  dass  sie  von  ihrem 
I  Recht,  die  Verletzten  schon  vor  Ablauf  der  13  Wochen 
j  betragenden  Karenzzeit  in  Pflege  zu  nehmen,  Gebrauch 
machen  und  durch    eine  sachgemässe   Behandlung  die 
Heilung  beschleunigen. 

d)  Die  Invaliditäts-und  Altersversiche- 
i  rung.  Das  Gesetz  vom  22.  Juni  1 899  über 
die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  hatte  in 
der  praktischen  Anwendung  so  zahlreiche 
Mängel  ergeben,  dass  umfangreiche  Änderungen 
und  Zusätze  notwendig  erschienen.  Sie  er- 
folgten durch  das  Invalidenversicherungs- 
gesetz vom  13.  Juli  1899,  das  mit  dem 
1.  Januar  1900  in  Kraft  getreten  ist 

Zweck  der  Versicherung  ist  die  Gewäh- 
rung einer  jährlichen  Rente,  und  zwar  einer 
Invalidenrente  für  den  Fall,  dass  die  Er- 
werbsfähigkeit um  2/3  vermindert  ist  und  dem 
Betreffenden  ein  Anrecht  auf  Unfallrente  nicht 
zusteht,  oder  einer  Altersrente,  sofern  der 
Versicherte  das  70.  Lebensjahr  vollendet  hat. 
Versicherungspflichtig  sind  männliche  und 
weibliche  Lohnarbeiter  vom  1 6.  Lebensjahre 
an  in  sämtlichen  Berufszweigen,  ferner  Be- 
triebsbeamte und  Handlungsgehilfen 
mit  einem  Jahreseinkommen  von  nicht 
mehr  als  2000  M. 

Die  Kosten  werden  durch  das  Reich,  die 
Arbeitgeber  und  die  Arbeitnehmer  aufgebracht. 
Das  Reich  gewährt  zu  jeder  zu  zahlenden  Rente 
einen  jährlichen  Zuschuss  von  50  M.  Arbeit- 
geber und  Versicherter  entrichten  laufende 
Beiträge,  und  zwar  jeder  zu  gleichen  Teilen. 
Die  Höhe  der  wöchentlich    zu  entrichtenden 
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Beträge  wird  nicht  durch  das  Alter  oder  durch 
die  Berufsgefahr,  sondern  einzig  und  allein 
durch  die  Höhe  des  Lohnes  bestimmt. 

Bis  zur  Festsetzung  eines  andern  Betrages,  welche 
der  Zustimmung  des  Reichstages  bedarf,  sind  in  wöchent- 
lichen Beiträgen  zu  erheben:  in  Lohnklasse  I  14  Pfg., 
Lohnklasse  II  20  Pfg.,  Lohnklasse  III  24  Pfg.,  Lohn- 
klasse IV  30  Pfg.,  Lohnklasse  V  36  Pfg.  Die  Ent- 
richtung der  Beträge  findet  durch  die  Arbeit- 
geber durch  Einkleben  der  betr.  Marken  auf  die  Quit- 
tungskarten statt,  doch  kann  die  Hälfte  des  verwende- 
ten Betrages  vom  Lohn  in  Abzug  gebracht  werden. 
Sind  Abzüge  bei  einer  Lohnzahlungsperiode  unterblieben, 
so  dürfen  sie  für  die  betr.  Periode  nur  noch  bei  der 
nächstfolgenden  Lohnzahlung  nachgeholt  werden. 

Die  Anwartschaft  auf  die  Invaliden- 
rente beginnt  nach  einer  Wartezeit  von  200, 
auf  die  Altersrente  nach  einer  solchen  von 
1200  Arbeitswochen.  Während  militärischer 
Dienstleistungen  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten, 
sowie  bei  bescheinigter  zeitweiser  Erwerbsun- 
fähigkeit sind  Beiträge  nicht  zu  entrichten,  doch 
werden  diese  beitragsfreien  Wochen  in  die  Warte- 
zeit mit  eingerechnet.  Die  Invalidenrente  beginnt 
mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Verlust  der 
Erwerbsfähigkeit  eingetreten  ist,  die  Invalidi- 
tätsrente mit  dem  I.Tage  des  7 1 . Lebensjahres. 
Die  Auszahlung  der  Rente  erfolgt  durch   die 


Post.  Ihre  Höhe  wird  nach  Lohn-  und  Alters- 
klassen berechnet. 

Bei  der  Invalidenrente  tritt  zu  dem  festen  Zu- 
schuss  des  Reichs  —  für  jede  Rente  jährlich  50  M 
—  und  dem  Grundbetrage  von  60  M  bei  Lohn- 
klasse I,  70  M  bei  II,  80  M  bei  III,  90  M  bei  IV  und 
100  M  bei  V  noch  ein  Steigerungssatz  hinzu,  der, 
je  nach  der  Lohnklasse,  3,  6,  8,  10  oder  12  Pfg.  beträgt. 

Bei  der  Altersrente  beträgt  der  von  der  Versiche- 
rungsanstalt aufzubringende  Teil  in  Lohnklasse  I  60, 
in  II  90,  in  III  120,  in  IV  150  und  V  180  M-  Sind 
mehr  als  1200  Beitragswochen  nachgewiesen,  so  sind 
die  1200  Beiträge  der  höchsten  Lohnklassen  der  Be- 
rechnung zugrunde  zu  legen. 

Eine  Rückerstattung  der  Hälfte  der  ent- 
richteten Beiträge  findet  statt:  1.  an  weibliche 
Personen,  welche  eine  Ehe  eingehen  und  min- 
destens 200  Wochen  Beiträge  entrichtet  haben ; 
2.  an  Versicherte,  welche  Unfallrente  beziehen, 
und  denen  daher  ein  Anspruch  auf  Invaliden- 
rente nicht  zusteht  und  3.  an  Hinterbliebene 
einer  versicherten  Person,  welche  mindestens 
während  200  Wochen  Beiträge  geleistet  hat, 
aber  noch  nicht  rentenberechtigt  gewesen  ist. 
Personen,  welche  dem  Versicherungszwange 
nicht  unterliegen,  können,  solange  sie  das  40.  Le- 
bensjahr nicht  vollendet  haben  und  ihr  Gehalt 
nicht  über  3000  M  beträgt,  sich  freiwillig 
selbst  versichern. 


III.  Handel  und  Verkehrswesen. 

Diese  Materie  wird  in  einem  besonderen  (3.)  Abschnitt   des  Werkes   ausführlich    behandelt. 

D.  Grundzüge  der  Finanzwissenschaft. 
Einleitung:  Finanzwirtschaft  und  Finanzwissenschaft. 


Die  Aufgabe  jeder  Wirtschaft  besteht,  wie 
wir  gesehen  haben,  in  der  Herbeischaffung 
der  Güter,  welche  der  Wirtschaftende  zur  Be- 
friedigung seiner  Bedürfnisse  benötigt  und 
darin,  dass  die  Güter  auch  zweckmässig  ver- 
wendet werden.  Ebenso  ist  es  auch  Aufgabe 
der  Finanzwirtschaft  —  Finanz  abgeleitet  von 
finatio,  flnancia  peamiana  =  schuldige  Lei- 
stung —  die  Mittel  herbeizuschaffen,  um  die 
Ausgaben  des  Staates,  bezw.  der  Provinz,  des 
Kreises  oder  der  Gemeinde  bestreiten  zu  können. 
Gleicht  die  Finanzwirtschaft  in  vielen  Punkten 
der  Privatwirtschaft,  vor  allem  auch  darin,  dass 
sie  ebenfalls  Einnahmen  und  Ausgaben  hat, 
so  treten   doch  einige  Unterschiede  hervor. 

1.  Die  private  Einzelwirtschaft  bezweckt  die 
Beschaffung  materieller  Güter.  Die  Finanz- 
wirtschaft, speziell  die  des  Staates,  hat  eine 
höhere  Aufgabe:    Sie  soll   immaterielle  Güter 


herstellen,  welche  sich  zwar  nicht  in  Geld  um- 
rechnen lassen,  die  aber  geeignet  sind,  die 
Grundlagen  geistiger  und  materieller  Kultur 
zu  fördern.  Zu  den  Aufgaben  des  Staates  ge- 
hören infolgedessen:  Gewährung  des  Rechts- 
schutzes, Erhaltung  eines  Berufsheeres  zur 
Sicherung  des  Friedens  und  zur  Verteidigung 
des  Vaterlandes  in  Zeiten  der  Gefahr,  Erhal- 
tung von  Bildungsanstalten  usw. 

2.  Eigentümer  des  Staatsvermögens  ist  die 
Gesamtheit  der  Bevölkerung.  Hieraus  ergibt 
sich,  dass  der  Staat  seine  Einkünfte  und  sein 
Vermögen  nicht  wie  der  einzelne  Bürger  be- 
liebig verwenden,  sondern  nur  zur  Erfüllung 
der  ihm  jeweils  gestellten  Aufgaben  benutzen 
darf.  Eine  Vermögensansammlung  wird,  so- 
fern es  sich  nicht  um  Rücklagen  für  geplante, 
aber  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangte 
Zwecke  handelt,  der  Staat,  im  Gegensatz  zur 
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Einzelperson,  nicht  vornehmen.  Häufig  da- 
gegen wird  er  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
spätere  Generationen  belasten  müssen. 

3.  Bei  der  Privatwirtschaft  haben  sich  die 
Ausgaben  nach  den  ungefähr  feststehenden 
Einnahmen  zu  richten.  Bei  der  Finanzwirt- 
schaft ist  das  Umgekehrte  der  Fall:  Zuerst 
wird  der  Staatsbedarf  festgestellt,  freilich  auch 
unter  einiger  Rücksichtnahme  auf  die  zu  erwar- 
tenden Einnahmen  aus  Steuern,  Zöllen,  Ge- 
bühren usw.,  und  dann  erst  wird,  wenn  sie 
nicht  ausreichend  erscheinen,  bestimmt,  wie 
die  Mittel  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts 
im  Haushaltsplan  beschafft  werden  sollen. 

4.  Während  zwischen  Privatwirtschaften  Lei- 
stung und  Gegenleistung  beiderseitig  ver- 
einbart werden,  werden  bei  der  Finanzwirtschaft 
die  Gegenleistungen,  welche  sich,  wie  z.  B.  der 
Rechtsschutz  oder  die  Sicherheit  der  Person, 
nicht  in  Geld  ausdrücken  lassen,  einseitig  durch 
den  Staat  (gesetzgebende  Körperschaften  usw.) 
bestimmt  und  zwangsweise  erhoben. 

Die  Finanzwissenschaft,  auch  Lehre 
vom  öffentlichen  Haushalt  genannt,  hat 
die  Aufgabe,  systematisch  die  Grundsätze  auf- 
zustellen, nach  denen  der  Staat  —  resp.  der 
Kreis  oder  die  Gemeinde  —  bei  Beschaffung 
und  Verwendung  der  zur  Erfüllung  seiner 
Aufgaben  nötigen  Mittel  zu  verfahren  hat. 

Historisches.  Da  in  früheren  Zeiten  der  Staat 
ausser  Rechtsspruch,  Unterhalt  des  Heeres  und  event. 
Besoldung  einiger  Beamten  meist  nur  wenig  für  die 
Aligemeinheit  zu  leisten  hatte,  so  waren  die  Ausgaben, 
denen  vielfach  grössere  Einnahmen  aus  Privatbesitz 
des  Herrschers  gegenüberstanden,  nur  unerheblich. 
Von  einerFinanzwissenschaftkonnte  daher,  solange 
diese  Verhältnisse  bestanden,  und  zu  Zeiten,  in  denen 
die  Leistungen  an  den  Staat  vielfach  in  Naturalabgaben 
erfolgten,  nicht  die  Rede  sein. 

Der  erste  Finanzschriftsteller  von  Bedeutung  war 
der  Franzose  Jean  Bodin  (1530 — 1589).  Die  Finanzen 


nannte  er  die  „Nerven  des  Staates".  Nur  in  Notfällen 
sollten  die  Ausgaben  durch  Steuern  bestritten  wer- 
den, gewöhnlich  mussten  die  Erträge  aus  den  Domänen, 
welche  sich,  wie  er  meinte,  sehr  steigern  Hessen,  ge- 
nügen. Ähnliche  Grundsätze  vertritt  in  seiner  Schrift 
,,De  aerario"  (1612)  der  Deutsche  Jacob  Bornitz. 
Der  Handels-  und  Gewerbebetrieb  des  Staates,  vor 
allem  aber  das  Lotto,  das  keine  ehrenhafte  Einnahme- 
quelle bilde,  sei  zu  verwerfen.  Gegen  die  am  Ende 
des  17.  Jh.  überall  aufkommenden  Verbrauchssteuern 
(Accisen),  die  für  den  Staat  mitunter  recht  einträglich 
waren,  durch  die  aber  auch  die  Armen  in  hohem  Masse 
besteuert  wurden,  sprach  sich  K.  Klock  aus.  L.  von 
Seckendorff  hingegen  („der  deutsche  Fürsten- 
staat 1655")  wül  die  indirekten  Steuern  (Accise)  den 
direkten  vorgezogen  sehen.  In  England  haben  die 
Philosophen  Hobbes  und  Locke,  in  den  Niederlan- 
den Delacourt  und  Boxhorn  die  Finanzwissenschaft 
gefördert. 

Eine  Vertiefung  und  systematische  Ausbildung  fand 
sie  im  18.  Jh.  durch  Adam  Smith  und  noch  mehr 
durch  James  Stewart,  ferner  durch  von  Justi 
(„System  des  Finanzwesens")  und  von  Sonnen- 
fels. Die  vier  Smithschen  Besteuerungsgrundsätze  — 
eine  Steuer  muss  gerecht,  bestimmt,  bequem  und 
mit  geringen  Einziehungskosten  verknüpft 
sein  —  fanden  in  fast  allen  Staaten  Anerkennung,  und 
auch  zahlreiche  deutsche  Finanzschriftsteller  wurden  von 
Smith  beeinflusst. 

In  neuester  Zeit  wurde  die  Finanzwissenschaft  u.  a. 
durch  die  Arbeiten  von  v.  Malchus,  Rau,  Nebenius, 
Röscher,  Lorenz  von  Stein,  Gustav  Cohn, 
von  Mayr,  Schanz,  Vocke,  Schäffle,  Eheberg, 
Conrad  und  vor  allem  durch  das  Werk  „Finanzwis- 
senschaft" von  Adolf  Wagner  in  hohem  Masse  ge- 
fördert. 

Es  machen  sich  auf  der  jetzigen  Entwicklungsstufe 
der  Finanzwissenschaft  nach  Ad.  Wagner  fol- 
gende vier  Haupteinfiüsse  geltend:  1.  Soziale  Auffas- 
sung der  Volkswirtschaft,  der  Produktions-  und  Ver- 
teilungsordnung. 2.  Organische  und  historische  Auf- 
fassung des  Staates.  Neben  Rechts-  und  Machtzweck 
werden  Kultur-  und  Wohlfahrtszweck  wieder  anerkannt. 
3.  Praktische  Wirkungen  der  neueren  Produktions- 
technik und  4.  die  Konsequenzen  der  sozialen  Bewe- 
gung. Aus  all  diesem  folgt:  Soziale  Finanz-  und 
besonders  Steuerpolitik  in  Verbindung  mit  und  als 
Mittel  für  positive  Staatswirtschafts-  und  Sozialpolitik. 


I.  Die  öffentlichen  Ausgaben. 


1.  Allgemeines. 

Wie  schon  erwähnt,  pflegt  der  Staat  oder 
die  Gemeinde  bei  Aufstellung  des  Haushalts- 
plans zunächst  zu  erforschen,  welche  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen  sind,  welcher  Staats-,  resp. 
Gemeindeaufwand  zu  machen  ist,  und  erst 
nach  Feststellung,  welche  Summen  dafür  be- 
nötigt sind,  Vorsorge  für  entsprechende  Deckung 
zu  tragen. 

Da  mit  steigender  Kultur  die  Ansprüche, 
welche  von  den  Bürgern  an  Staat  und  Ge- 
meinde gestellt  werden,  im  stetigen  Wachsen 
begriffen  sind,  so  haben  auch  die  öffentlichen 


Ausgaben  die  Tendenz  zu  steigen.  Neben  den 
Ausgaben  für  Kulturzwecke  verschlingt  grössere 
Summen  hauptsächlich  die  in  fast  allen  Staaten 
erfolgte  Steigerung  der  Wehrkraft:  der  bewaff- 
nete Friede. 

Nach  dem  Journal  of  the  Royal  Statistical 
Society  verausgaben  für  militärische  Zwecke  in  Mü- 
lionen  M: 

1880  1890  1900 


Grossbritannien 

570 

656 

855 

Frankreich 

600 

625 

766 

Russland 

678 

767 

720 

Italien 

200 

390 

348 

Deutschland 

405 

596 

756 
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Bei  der  Verwendung  der  Ausgaben 
muss  in  erster  Linie  der  Grundsatz  der  Ge- 
rechtigkeit und  der  Sittlichkeit  massgebend 
sein.  Die  mit  Staats-,  resp.  Gemeindemitteln 
geschaffenen  Einrichtungen  sollen  allen  Volks- 
klassen zu  gute  kommen.  Handelt  es  sich 
um  Massnahmen,  die  das  Gemeinwohl  för- 
dern sollen,  z.  B.  um  Errichtung  von  Kran- 
kenhäusern, um  Anlage  eines  Wasserwerkes, 
um  Neuerrichtung  von  Schulen,  dann  darf  die 
Kostenfrage  kein  Hindernis  bilden;  anderer- 
seits müssen  unnötige  Ausgaben  vermieden 
werden.  Der  Reichtum  des  Landes,  resp.  der 
Gemeinde  und  die  Leistungsfähigkeit  der  Bürger 
wird  die  Grenze  des  Erreichbaren  bestimmen. 

2.  Arten  des  Bedarfs  und  der  Aus- 
gaben. 

Der  Bedarf  des  Staates  ist  ein  Personal- 
und  ein  Realbedarf. 

a)  Die  persönlichen  Dienste,  welche  für 
den  Staat  zu  leisten  sind,  können  sein: 

a)  unentgeltliche,  z.  B.  Erfüllung  der 
Wehrpflicht,  Ausübung  des  Amtes  eines 
Schöffen  oder  Geschworenen  oder 

ß)  entgeltliche:  Besoldete  Beamten:  höhere 
Beamte  (akademisch  vorgebildet),  Sub- 
alternbeamte (technisch  vorgebildet)  und 
Unterbeamte.  Sie  sind  in  der  Regel  auf 
Lebenszeit  angestellt.  Ihre  Besoldung 
setzt  sich  zusammen  aus:  dem  Gehalt, 
das  nach  einer  bestimmten  Skala  steigt, 
aus  einem  Wohnungsgeldzuschuss,  dessen 
Höhe  sich  nach  der  Beamtenklasse  und 
der  Grösse  des  Ortes  richtet  (statt  dessen 
wird  mitunter  Dienstwohnung  gewährt). 
Dazu  treten  unter  Umständen  Funktions- 
zulagen, Diäten  bei  Reisen  und  bei  Beschäf- 
tigung ausserhalb  des  Dienstbezirkes  usw. 
Ferner  steht  allen  Beamten  ein  Ruhegehalt, 
und  im  Todesfalle  ihren  Witwen  und 
Waisen  eine  Pension  zu. 

b)  Der  Realbedarf  des  Staates  wird  ge- 
deckt durch: 

a)  Eigene  Produktion.  Sie  geschieht  heute 
nur  noch  ausnahmsweise.  Münzen  und 
Kriegsmaterial  stellt  der  Staat  wohl  des- 
halb her,  um  Veruntreuungen  und  In- 
diskretionen nach  Möglichkeit  zu  ver- 
hüten. 

ß)  Ankauf  von  Sachgütern.  Die  Liefe- 
rungen werden  zumeist  auf  dem  Sub- 
missionswege vergeben.  Beim  Zuschlag 
soll  nicht  allein  das  Prinzip,  so  billig  als 
möglich  zu  kaufen,  ausschlaggebend  sein, 


sondern   es  sollen  auch   sozial-politische 
Rücksichten  obwalten. 
Man  unterscheidet  ferner  Ausgaben: 

a)  nach  der  Zweckmässigkeit: 

a)  Produktive  Ausgaben,  das  sind  solche 
Ausgaben,  welche  die  Produktion  un- 
mittelbar fördern,  z.  B.  Bau  von  Eisen- 
bahnen, Aufforstung  von  Wäldern. 

ß)  UnproduktiveAusgaben.  Hierzurechnet 
man  u.  a.  die  Ausgaben  für  die  Heeres- 
verwaltung, für  Rechtspflege,  für  poli- 
zeilichen Schutz,  d.  h.  für  Zwecke,  bei 
denen  ein  sichtbarer  Erfolg  häufig  nicht 
sogleich  hervortritt.  Würden  diese  Aus- 
gaben jedoch  nicht  erfolgen,  dann  wären 
häufige  Störungen  im  ganzen  Erwerbs- 
leben die  notwendige  Folge; 

b)  nach   der  Regelmässigkeit: 

a)  Ordentliche  Ausgaben,  d.  h.  Ausgaben, 
welche  zur  Bestreitung  eines  regel  massig 
wiederkehrenden  Bedarfs,  wie  z.  B. 
Kosten  der  Verwaltungszweige,  oder  Ver- 
zinsung der  Staatsschuld,  dienen.  Ständig 
nennt  man  die  Ausgaben,  wenn  sie  jahr- 
aus, jahrein  von  gleicher  Grösse  sind,  wie 
z.B.  für  die  Zivilliste;  unständig,  wenn 
ihr  Betrag  schwankt.  Den  ordentlichen  Aus- 
gaben sollen  zweckmässig  ordentliche,  d.  h. 
jährliche,  resp.  in  jeder  Finanzperiode  wie- 
derkehrende Einnahmen  gegenüberstehen. 

ß)  Ausserordentliche  Ausgaben.  Man 
bezeichnet  damit  solche  Ausgaben,  welche 
unregelmässig  wiederkehrend,  zur  Befrie- 
digung eines  unmittelbaren  Bedarfs  der 
Gegenwart,  z.  B.  eines  Krieges,  der  Neu- 
bewaffnung des  Heeres,  der  Errichtung 
von  Staatsgebäuden,  oder  auch  zur  Deckung 
eines  Defizits  im  ordentlichen  Etat  zu 
dienen  bestimmt  sind.  Bestritten  werden 
die  ausserordentlichen  Ausgaben,  sofern 
für  die  betr.  Zwecke  keine  Mittel  in  Re- 
serve gestellt  sind,  durch  Aufnahme  einer 
Anleihe; 

c)  nach  der  örtlichen  Verteilung  und  Ver- 
wendung: 

a)  Ausgaben,  welche  dem  ganzen  Staate 
zu  gute  kommen  und 

ß)  Ausgaben,  welche  nur  örtlichen  In- 
teressen dienen. 

d)  nach  den  Verwaltungszweigen  der  Be- 
hörden-Organisation. Diese  setzen  sich  zu- 
sammen aus: 

a)  Ausgaben  auf  Grund  der  Verfassung. 
Hierzu  gehören  neben  den  Ausgaben  für 
die  Volksvertretung,    für  einen  etwaigen 
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Staatsrat  usw.,  die  für  das  Staatsoberhaupt 
(Monarchen,  resp.  Präsidenten)  oder  die 
oberste  Volksvertretung  (Kongress). 

Die  Dotation  oder  Zivilliste  für  das  Staatsober- 
haupt beträgt  in  Preussen  15,719  Millionen  M,  in  Bayern 
5,4  Mill.  M,  in  Österreich  -  Ungarn  18,8  Mill.  K,  in 
Grossbritannien  0,612  Mill.  ß.  —  Sofern  nicht  durch 
Gesetz  besondere  Apanagen  festgesetzt  sind,  erhalten 
die  Mitglieder  der  fürstUchen  Familie  ihren  Unterhalt 
von  dem  Oberhaupt,  der  diese  Beträge  seiner  Zivilliste 
entnimmt. 

ß)  Ausgaben  für  auswärtige  Angelegen- 
heiten: Ministerium  des  Äusseren,  Ge- 
sandtschaften,  Konsulate,  Koionialverwal- 
tung  usw. 

7)  Ausgaben  für  Heeresverwaltung. 


Besonders  im  Kriegsfalle  schwellen  diese  Ausgaben 
erheblich  an.  So  berechnet  Ad.  Wagner,  dass  Frank- 
reich der  Krieg  von  1870 — 71  allein  an  verrech- 
neten Ausgaben  9,9  Milliarden   Francs    gekostet  hat. 

6)  Ausgaben  für  Rechtspflege:  Richter, 
Beamte,  Gerichtsgebäude,  Polizei,  Straf- 
anstalten usw. 

e)  Ausgaben  für  innere  Verwaltung:  Kul- 
tus und  Unterricht,  Verkehr-  und  Unter- 
richtswesen, Statistik,  Münz-,  Mass-  und 
Gewichtswesen,  Gesundheitspflege  usw. 

Q  Ausgaben  für  Finanzverwaltung:  Ver- 
waltungs-  und  Betriebskosten  des  staatli- 
chen Besitzes,  Erhebung  der  Steuern  und 
Zölle,  Verwaltung,  Verzinsung  und  Til- 
gung der  Staatsschuld. 


II.    Die  öffentlichen   Einnahmen. 


1.  Erwerbseinkünfte. 

a)  Einnahmen  ausDomänen  undForsten. 

Die  Erträgnisse  der  Staatsdomänen,  welche 
in  früherer  Zeit  die  Haupteinnahmequelle  des 
Staates  bildeten,  liefern  in  der  Gegenwart  nur 
einen  geringen  Prozentsatz  der  Staatseinnahmen, 
in  England  z.  B.  nur  0,2  Millionen  gegenüber 
einem  Budget  von  90  Millionen  £.  Es  sind 
zahlreiche  Argumente  für  und  gegen  den 
Domanialbesitz  geltend  gemacht  worden. 

Zu  gunsten  des  Domanialbesitzes  wurde  früher  an- 
geführt, dass  in  Zeiten  der  Not  die  Domänen  einen 
Rückhalt  für  den  Staat  bieten  und  dass  in  normalen 
Zeiten  die  Steuerschraube  weniger  stark  angezogen 
zu  werden  braucht.  Als  Musterwirtschaften  sollen 
die  Domänen  erzieherisch  auf  die  Landwirte  wirken. 
Das  häufig  angeführte  Argument,  der  Staat,  der  selbst 
einen  grossen  Besitz  an  Grund  und  Boden  habe,  könne 
die  Not  der  Landwii  tschaft  am  eigenen  Leibe  spüren, 
kann  gleichzeitig  auch  gegen  den  Domanialbesitz  geltend 
gemacht  werden:  Die  Gefahr  liegt  nahe,  dass  der 
Staat,  der  in  hohem  Masse  an  den  Getreidepreisen  in- 
teressiert ist,  hierdurch  in  seiner  Handelspolitik  beein- 
flusst  wird.  Einseitige  Begünstigungen  können  ferner 
deshalb  erfolgen,  weil  bei  grösseren  Einnahmen  aus 
Domänen  das  Steuerbewilligungsrecht  seitens  des  Par- 
laments illusorisch  wird.  Ein  weiterer  Grund,  der 
s.  Z.  auch  für  Preussen  ausschlaggebend  gewesen  ist, 
einen  Teil  seiner  Domänen  zu  veräussern,  ist,  dass  der 
Staat  niemals  so  vorteilhaft  wie  der  Private  wirtschaftet, 
indem  er  mitunter  nur  die  Verzinsung  von  knapp  2% 
des  Wertes  des  Wirtschaftsgutes  erzielt. 

Betreffs  der  verschiedenen  Arten  der  Ver- 
waltung der  Domänen  — Selbstverwaltung, 
Administration,  Verpachtung  —  s.  S.  200. 

Über  Staatsforsten  und  Bedeutung  der 
Wälder  ist  das  Notwendigste  bereits  oben 
(S.  203)  gesagt  worden. 

Die  bei  Einführung  der  Verfassung  auftretende  Frage: 
Gehören  die  Domänen  dem  Fürsten,  oder  sind  sie 
Staatsgut?  wurde  in  mehreren  Ländern  in  der  Weise 


geregelt,  dass  die  Domänen  als  Eigentum  des  Staates 
erklärt,  jedoch  mit  einer  Rente  für  das  Staatsoberhaupt 
belastet  worden  sind.  In  Preussen  werden  aus  den 
Einkünften  der  Domänen  und  Forsten  7719296  M 
vorweg  als  Teil  der  Krondotation  entnommen. 

b)  Einnahmen  aus  Gewerbe  und  Handel. 

Die  Frage,  ob  der  Staat  Berg-  und  Hüt- 
tenwerke und  Salinen,  die  er  zumeist  in- 
folge alter  Rechtsverhältnisse  (Bergregal  usw.) 
besitzt,  beibehalten  oder  veräussern  oder  gar 
vielleicht  seinen  Besitz  vermehren  soll,  wird 
gerade  in  der  Gegenwart  wieder  stark  ventiliert. 

Für  staatlichen  Besitz  der  Bergwerke  wird 
hauptsächlich  angeführt,  dass  der  Bergbau,  soll 
er  nicht  in  Raubbau  ausarten,  nach  Plänen 
vorgenommen  werden  müsse,  welche  den  Be- 
trieb nicht  nur  für  die  Gegenwart  nutzbringend 
gestalten,  sondern  auch  die  Zukunft  des  Werkes 
im  Auge  behalten,  und  hierzu  eigne  sich  der 
Staat  besser  als  ein  Privatmann.  Der  Staat, 
der  grosse  Kohlengruben  oder  andere  Berg- 
werke, welche  wertvolle  Mineralien  liefern, 
besitze,  sei  ferner  in  der  Lage,  einer  seitens 
der  Privatgrubenbesitzer  beabsichtigten  künst- 
lichen Preistreiberei  wirksam  entgegenzutreten, 
oder  doch  wenigstens  die  Mehrerträge  der  All- 
gemeinheit zugute  komtnen  zu  lassen. 

Gegen  Staatsbergwerke  wird  u.a.  angeführt, 
dass  ihr  stark  schwankender  Ertrag  die  Auf- 
stellung des  Budgets  sehr  erschwere;  ferner, 
dass  der  Staat  stets  teurer  als  der  Private  wirt- 
schafte, und  dass  der  Beamte  seiner  ganzen 
Stellung  nach  nur  in  seltenen  Fällen  den  beim 
Bergbaubetrieb  erforderlichen  Mittelweg  zwi- 
schen Wagemut  und  Vorsicht  einschlagen 
könne.  Kaufmannstätigkeit  und  Staatstätigkeit, 
so  äusserte   sich    schon   Adam  Smith  einmal. 
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sind  unvereinbar.  Am  ehesten  eignen  sich  für 
den  Staatsbetrieb  noch  die  Salinen.  Hier  ist 
die  Produktion  einfach,  und,  da  der  Absatz 
jährHch  ungefähr  der  gleiche  ist,  fehlt  das 
spekulative  Moment. 

Im  Deutschen  Reich  befinden  sich  nach  Conrad 
(1900)  im  Staatsbesitz: 

Jahresproduktion  in  Mill.  M 
32  Kohlenbergwerke  92,2 

7  Steinsal^bergwerke  1,2 

2  Kalisalzbergwerke  4,0 

22  Eisenerzwerke  1,1 

15  sonstige  Bergwerke  4,4 

24  Salinenbergwerke  6,9 

Was  Über  die  Staatsbergwerke  gesagt  ist, 
g^lt  im  grossen  ganzen  auch  für  die  Staats- 
fabriken.  Ein  sich  überhaupt  ergebender 
Reingewinn  wird  aus  den  angeführten  Gründen 
in  der  Regel  sehr  gering  sein.  Von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen,  wird  der  Fabrikbetrieb 
seitens  des  Staates  zweckmässiger  unterbleiben. 

Von  grösserer  praktischer  Bedeutung  ist  die 
Frage  einer  Verstaatlichung  des  Bankbe- 
triebes. Soll  dieZentralnotenbankdes Lan- 
des verstaatlicht  werden?  Diese  Frage  taucht  in 
Deutschland,  Frankreich  und  mehreren  andern 
Ländern  regelmässig  einige  Zeit  vor  Ablauf 
des  Privilegs  des  betr.  Instituts  auf.  Stets  er- 
heben sich  dabei  eine  Anzahl  Stimmen  für  und 
andere  gegen  eine  Verstaatlichung. 

Für  die  Verstaatlichung  wird  angeführt,  dass 
die  Staatsbank  grosse  Erträgnisse  abwerfe  und 
dass  den  Aktionären  speziell  durch  das  Noten- 
privileg ein  grosses  Geschenk  gewährt  werde. 
Hierauf  ist  jedoch  zu  erwidern,  dass  als  Ent- 
gelt der  Staat  nicht  unerheblich  am  Gewinn 
beteiligt  ist  (s.  die  Abschnitte  „Deutsche  Reichs- 
bank" und  „Bank  von  Frankreich")  und  dass 
neben  den  Geldleistungen  die  Bank  dem  Reich, 
resp.  dem  Staat  zu  unentgeltlichen  Diensten 
verpflichtet  ist. 

Gegen  eine  reine  Staatsbank  spricht,  dass 
das  sog.  „gemischte  System",  wie  es  u.  a.  in 
England,  Frankreich  und  Deutschland  besteht, 
sich  praktisch  bewährt  hat,  während  dies  von 
den  mit  Staatskapital  betriebenen  Banken,  wie 
z.  B.  der  Russischen  Reichsbank,  nicht  immer 
gesagt  werden  kann.  In  Russland  ist  ferner 
die  Staatsbank  de  facto  nichts  anderes  als  eine 
Zweigabteilung  des  Finanzministeriums,  und 
überall,  wo  dies  der  Fall  ist,  liegt  die  Gefahr 
nahe,  dass  mit  der  Notenausgabe  Missbrauch 
getrieben  wird,  dass  eine  leichtfertige,  offene 
oder  verschleierte  Borgwirtschaft  seitens  des 
Staates  eintritt.  Wenn  in  den  früheren  Zeiten 
Notenbanken  gezwungen  waren,  ihre  Zahlungen 


einzustellen,  so  lag  der  Grund  zumeist  in  un- 
glücklichen Finanzgeschäften  mit  dem  Staat.  ■ 
Im  Kriegsfalle  wird  eine  Zentralbank,  welche  | 
mit  Privatkapital  arbeitet,  stets  im  Vorteil  ge- 
genüber einer  Staatsbank  sein.  „Die  Bank  von 
Frankreich  hat  uns  gerettet,  weil  sie  keine 
Staatsbank  war",  so  rief  Thiers  aus.  Wäre 
sie  eine  Staatsbank  gewesen,  so  wäre  ihr  Kredit 
1870/71  schwer  erschüttert  worden  und  sie 
hätte  für  den  französischen  Staat  nicht  das 
leisten  können,  was  sie  in  geradezu  bewun- 
dernswerter Weise  geleistet  hat.  Nicht  unwesent- 
lich Ist  auch  ferner  der  Umstand,  dass  im 
Falle  eines  Krieges  Privateigentum  nicht  be- 
schlagnahmt werden  darf.  Als  1870  deutsche 
Truppen  die  Kassenvorräte  einer  Filiale  der 
Bank  von  Frankreich  konfisziert  hatten,  ordnete 
auf  eine  diesbezügliche  Beschwerde  der  Kron- 
prinz Friedrich  Wilhelm  die  sofortige  Zurück- 
gabe des  Geldes  an,  weil  die  Beschlagnahme 
zu  Unrecht  erfolgt  sei,  das  Kapital  der  Bank 
gehöre  Privaten,  die  Bank  sei  kein  reines 
Staatsinstitut.  —  So  spricht  nichts  dafür,  wohl 
aber  viel  gegen  eine  Verstaatlichung  der  Zentral- 
notenbank des  Landes, 

Eine  häufig  nicht  unerhebliche  Einnahme- 
quelle für  den  Staat  bilden  die  Glücksspiele. 
Zwei  Arten  von  Lotterien  sind  zu  unterschei- 
den: die  genuesische  Lotterie  oder  das 
Zahlenlotto  und  die  holländische  Lot- 
terie oder  die  Klassenlotterie. 

Beim  Zahlenlotto,  das  heute  noch  in 
Österreich  und  in  Italien  besteht,  nimmt  der 
Staat  Einsätze  von  beliebiger  Höhe  auf  die  im 
Glücksrad  befindlichen  Nummern  — Zahlen  von 

1  bis  90  —  an.  5  Nummern  werden  gezogen, 
und  nach  der  Anzahl  der  herausgekommenen 
Nummern,  auf  welche  gewettet  ist —  1  (Auszug), 

2  (Ambo),  3  (Terne),  4  (Quaterne),  5  (Quinterne) 
—  richtet  sich  die  Höhe  des  Gewinnes  (Viel- 
faches des  Einsatzes).  Dieser  steigert  sich  noch, 
wenn  die  gewettete  Zahl  an  einer  bestimm- 
ten Stelle  herauskommt  (auf  den  Ruf  setzen). 
Die  Höhe  der  Gewinne  ist  derart  festgesetzt, 
dass  nach  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung 
nur  etwa  die  Hälfte  der  Einsätze  wieder  zur 
Auszahlung  gelangt.  Die  andere  Hälfte  bil- 
dete nach  Abzug  der  nicht  unerheblichen  Be- 
triebskosten den  Gewinn  des  Staates. 

Niemals  derartig  schlimme  Folgen  wie  das 
Zahlenlotto,  durch  das  schon  manche  Existenz 
zugrunde  gerichtet  ist,  kann  die  Klassenlot- 
terie zeitigen,  welche  u.  a.  In  Preussen  (seit 
1703),  Sachsen,  Mecklenburg-Schwerin,  Braun- 
schweig, Hamburg,  Lübeck,  Thüringen-Anhalt, 
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Hessen,  ferner  in  Holland  (seit  1726),  Spanien, 
Ungarn  (seit  1897)  besteht.  Infolge  der  Lang- 
samkeit des  Herganges  der  Ziehung,  des  vor- 
her festgesetzten  Preises  der  Lose,  welcher, 
auch  wenn  nur  ein  kleiner  Anteil  gespielt  wird, 
doch  erheblich  höher  ist  als  der  Einsatz  beim 
Zahlenlotto,  wird  die  Leidenschaft  der  Spieler 
bei  der  Klassenlotterie  niemals  eine  solche 
Höhe  wie  beim  Zahlenlotto  erreichen.  Sind 
alle  Lose  abgesetzt,  dann  hängt  der  Gewinn 
des  Staates,  im  Gegensatz  zur  Zahlenlotterie, 
nicht  von  Zufälligkeiten  ab.  Zahl  und  Grösse 
der  Lose  wie  die  der  Gewinne,  von  denen 
der  Staat  eine  bestimmte  Quote  bezieht,  ist 
planmässig  festgestellt. 

c)  Einnahmen  aus  Transportunterneh- 
mungen. 

Im  Gegensatz  zur  Tätigkeit  in  Handel  und 
Gewerbe  eignet  sich  aus  volkswirtschaftlichen 
und  finanziellen  Gründen  ein  staatlicher  Be- 
trieb sehr  wohl  für  Transportunternehmungen. 
Die  zahlreichen  Versuche,  die  angestellt  wor- 
den sind,  haben  sich  zumeist  in  hohem  Masse 
bewährt. 

a)  Eisenbahnen.  Während  in  den  süd- 
deutschen Staaten  die  Bahnen  zumeist  vom  Staate 
gebaut  und  betrieben  worden  waren,  hatten  in 
Nord-  und  Mitteldeutschland  vorwiegend  Privat- 
unternehmer resp.  Gesellschaften  den  Bau  und 
den  Betrieb  von  Eisenbahnen  übernommen. 
In  der  Umwandlung  der  bestehenden  Pri- 
vatbahnen in  Staatsbahnen  ging  vor  allem 
Preussen  voran.  Umfangreiche,  im  Privat- 
besitz befindliche  Linien  wurden  seit  Ende  der 
1870er  Jahre  nach  und  nach  von  Preussen 
angekauft,  so  dass  jetzt  dieser  Staat,  nachdem 
auch  die  thüringischen  Bahnen  verstaatlicht  sind, 
und  er  mit  Hessen-Darmstadt  eine  Eisenbahn- 
gemeinschaft geschlossen  hat,  alle  wichtigen 
Linien  in  Deutschland  beherrscht. 

Die  Frage,  ob  dem  Privatbahn-  oder 
Staatsbahnsystem  im  Interesse  der  Allge- 
meinheit der  Vorzug  zu  geben  sei,  ist  in 
Deutschland,  das  heute  nur  noch  ganz  wenig 
Privatbahnen  besitzt,  zugunsten  des  Staats- 
bahnsystems  entschieden  worden.  Hierfür 
waren  hauptsächlich  folgende  Gründe  aus- 
schlaggebend: 

1.  Aktiengesellschaften,  welche  Bahnen  bauen 
und  betreiben,  sind  bestrebt,  möglichst  grosse 
Einnahmen  zu  erzielen,  um  hohe  Dividenden 
und  Tantiemen  verteilen  zu  können. 

Sie  werden  daher  in  der  Regel  nur  solche 
Linien  bauen,   welche  bereits  für  die  nächste 


Zukunft  eine  angemessene  Rentabilität 
versprechen.  Da  aber  das  öffentliche  Interesse 
erfordert,  dass  auch  in  andern  Gegenden  eine 
Verkehrserleichterung  durch  Bahnen  geschaffen 
wird,  so  wird  der  Staat  Privatgesellschaften  zum 
Bau  solcher  weniger  rentablen  Strecken  nur 
dann  bestimmen  können,  wenn  er  ihnen  Zu- 
schüsse für  den  Bahnbau  gewährt  oder  andere 
Zugeständnisse  macht.  Diese  können  in  einer 
jährlichen  Subvention  bestehen  oder  aber  in 
der  Garantie  einer  bestimmten  Minimaldivi- 
dende. Diese  Erwägung  muss  für  den  Staat 
massgebend  sein,  den  Betrieb  selbst  zu  über- 
nehmen. 

2.  Beim  Waltenlassen  der  freien  Konkurrenz 
liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  zwei  wichtige 
Orte  durch  mehrere  von  verschiedenen  Ge- 
sellschaften errichtete  Bahnen  verbunden  wer- 
den und  dass  hierdurch  eine  überflüssige  und 
für  alle  Teile  schädliche  Zersplitterung  der 
Unternehmungen  eintritt. 

3.  Ebenso  nachteilig  wie  die  Zersplitterung, 
welche  teure  Baukosten  verursacht  —  bei  eini- 
gen Linien  wird  das  Endziel  nur  auf  Um- 
wegen erreicht  werden  können  —  führt  sie 
auch  nicht  selten  zu  heftigen  Tarifkämpfen, 
weshalb  es  häufig  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit liegt,  die  konkurrierenden  Unternehmungen 
zu  fusionieren,  wodurch  jedoch  die  Gefahr 
eines  Monopols  sehr  nahe  gerückt  wird. 

4.  Der  Eisenbahnbetrieb  bildet  eine  gute 
Einnahmequelle  für  den  Staat,  auch  dann,  wenn, 
wie  es  z.  B.  in  Preussen  durch  Gesetz  vom 
27.  Mai  1882  angeordnet  ist,  ein  Teil  der 
Einnahmen  zur  Amortisation  von  Staatsschulden 
benutzt  wird. 

5.  Ein  einheitliches  Netz  und  eine 
einheitliche  Verwaltung,  welche  besonders 
auch  im  Kriegsfalle  grosse  Vorteile  gewährt, 
ist  nur  bei  einer  Konzentration  möglich,  und 
bei  der  Grösse  und  Wichtigkeit  des  Objekts 
kann  dabei  einzig  und  allein  der  Staat  in  Be- 
tracht kommen. 

Im  Gegensatz  zu  Deutschland  bestehen  Pri- 
vatbahnen noch  in  grosser  Zahl  in  Gross- 
britannien, Frankreich  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

ß)  Die  Post.  Der  Entwicklungsgang  der 
Post  ist  von  berufener  Seite  bereits  im  ersten 
Abschnitt  dieses  Werkes  ausführlich  geschil- 
dert worden.  Da  für  die  Verstaatlichung 
der  Post  die  gleichen  Gründe,  zum  Teil  noch 
in  erhöhtem  Masse,  wie  für  die  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  sprechen,  so  ist  es  erklärlich, 
dass  in  allen  Ländern  der  Postbetrieb  staatlich 
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ist,  der  Staat  das  Postmonopol  besitzt.  Ver- 
schlossene, in  einigen  Ländern  auch  offene  Briefe 
unterliegen  dem  Postzwang. 

Neben  der  Versendung  von  Briefen 
und  Drucksachen  beschäftigt  sich  die  Post 
in  mehreren  Ländern,  so  z.  B.  in  Deutschland, 
auch  mit  der  Zeitungsbestellung. 

Der  Posthalter,  welcher  durch  seinen  Beruf  mit  der 
Aussenwelt  in  Verbindung  steht,  war  in  früheren  Zeiten 
vielfach  der  Herausgeber  einer  Zeitung.  Nicht  mit 
Unrecht  vielleicht  wird  deshalb  angenommen,  dass  der 
von  der  Post  heute  betriebene  Geschäftszweig  der  Zei- 
tungsbestellung davon  seinen  Ursprung  hat. 

Ferner  betreibt  die  Post  das  Geldvermitt- 
lungsgeschäft, indem  sie  Gelder  per  Postan- 
weisung oder  Wertbrief  zur  Übersendung  an- 
nimmt und  Gelder  per  „Nachnahme"  oder  „per 
Postauftrag"  einzieht.  Weniger  rentabel  für 
die  Post  gestaltet  sich  der  Paketverkehr 
und  der  Telegraph. 

Bei  letzterem  sind  sogar  in  den  meisten 
Ländern  die  Verwaltungskosten  grösser  als  die 
Einnahmen.  Um  sie  wenigstens  auf  ein  Gleich- 
gewicht zu  bringen,  wird  von  den  einen  Er- 
höhung, von  den  andern  Verbilligung  der  Tarife, 
von  der  man  eine  stärkere  Benutzung  des  Tele- 
graphs  erhofft,  gefordert. 

Ebenso  wie  der  Telegraph,  eignet  sich  auch 
das  Telephon  in  hohem  Masse  zum  Staats- 
betriebe. In  den  meisten  Ländern  ist  denn 
auch  die  Anlage  und  der  Betrieb  des  Fern- 
sprechwesens als  ausschliessliches  Privileg  des 
Staates  in  Anspruch  genommen  worden.  In 
Deutschland  geschah  dies  durch  Gesetz  vom 
6.  April   1892. 

Im  Gegensatz  zum  Eisenbahnetat  werden  in  Deutsch- 
land von  der  Post  Bauten  (Postgebäude)  undAnschaf- 


2.  Gebühren. 

a)    Begriff    und    Wesen    der    Gebühren. 

Gebühren  sind  Vergütungen,  welche  die 
Staatsgewalt  von  den  einzelnen  Bürgern  für 
einzelne  in  deren  Interesse  erfolgte  und  von 
ihnen  begehrte  Tätigkeiten  (Regierungsleistun- 
gen) erhebt.  Die  Festsetzung  der  Gebühren 
erfolgt,  ebenso  wie  bei  den  Steuern,  durch  den 
Staat,  d.  h.  einseitig. 

Gemeinsam  ist  den  Gebühren  mit  den 
Steuern,  dass  sie  Beiträge  aus  dem  Privatver- 
mögen für  die  Tätigkeit  der  Staatsgewalt  sind. 
Das  Unterscheidungsmerkmal  liegt  nach 
der  jetzt  vorherrschenden  Ansicht  darin,  dass 
die  Gebühr  nicht  allen  Bürgern  auferlegt  wird, 
sondern  nur  im  Anschluss  und  als  Vergütung 
für  eine  bestimmte,  in  einem  besonderen 
Fall  in  Anspruch  genommene  Tätigkeit  der 
Staatsgewalt  erhoben  wird  und  die  Kosten  der 
betreffenden  Tätigkeit  ungefähr  deckt.  Ist  sie 
höher,  so  ist  der  Mehrbetrag  als  eine  Steuer 
anzusehen.  Wäre  sie  niedriger  oder  würde 
sie  überhaupt  nicht  erhoben  werden,  so  wäre 
eine  übermässige  Inanspruchnahme  der  öffent- 
lichen Dienstleistungen  die  notwendige  Folge. 
Dadurch  aber  würden  die  Bürger,  welche  die 
Dienste  des  Staates  nicht  in  Anspruch  nehmen, 
insofern  geschädigt  werden,  als  sie  zu  den 
allgemeinen  Unkosten  beisteuern  müssten.  Dass 
der  Staat  unter  gewissen  Umständen,  z.  B.  im 
Falle  der  Bedürftigkeit,  ermächtigt  ist,  die  Ge- 
bühr ganz  oder  teilweise  zu  erlassen,  hat  hier- 
mit nichts  zu  tun. 

Früher  wurden  vom  Staat  bei  zahlreicheren 
Anlässen  als   heute  Gebühren   erhoben.     Die 


bSei^^^'"'  ^^^'"^^  "'""'^  ^"'  '''"  ^^'"^•""^^'"^"  ;  Einnahmen  (Sportein)  flössen  dem  die  Tätig- 
en Etat  des  Deutschen  Reiches  für  das  Rechnungs- 1  l^^it  ausübenden  Beamten  zu.  Da  dies  aber 
jähr  1904  waren  für  fortdauernde  Ausgaben  der  ZU  Unzuträglichkeiten  geführt  hat,  SO  ist  eine 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  —  eine  Trennung  j  Ablösung  erfolgt:  Die  Gebühren  kommen  ZU- 
,des  Ergebnisses  der  beiden  Verwaltungszweige  ist  aus  ;  ^^^j^^    g^f^j.^  ^-^  überhaupt  noch  erhoben  wer- 

den,  der  Staatskasse  zu,  während  den  Beamten 
für  ihre  Amtshandlungen  ein  festes  Einkommen 


technischen   Gründen   schwer  durchzuführen 


ange- 


413,6  Mill.  M 
35,4     „ 


setzt 

für  einmalige  Ausgaben 
in  Summa  also  449,0     „       ,, 

Da  die  Einnahmen  auf  480,0     ,,       ,, 

veranschlagt  worden  sind,  so  sind  31,0     „       ,, 

als  Überschuss  angenommen  worden. 

/)  Andere  Transportunternehmungen. 

Neben  Eisenbahn-  und  Post-  kommen  in  eini- 
gen Staaten  auch  Dampfschiffahrtsunter- 
nehmungen, wie  z.  B.  auf  dem  Bodensee, 
für  den  Staatsbetrieb  in  Betracht. 

Kleinbahnen,  Strassenbahnen,  Omnibusse  usw. 
eignen  sich  als  Lokalunternehmungen  mehr 
zum  Betrieb  durch  den  Kreis  oder  die  Ge- 
meinde als  durch  den  Staat. 


gewährt  wird.  Aus  den  Beamten-  (Diener-) 
Gebühren  sind  Fiskusgebühren  geworden. 
Nur  in  wenigen  Fällen,  wie  z.  B.  beim  No- 
tariat, fliessen  die  Gebühren  dem  betreffenden 
Beamten  zu. 

b)  Arten  der  Gebühren. 

Man  unterscheidet  Gebühren  für  Rechts- 
pflege und  Verwaltimgsgebühren. 

Bei  Gebühren  für  Rechtspflege  sind 
wieder  drei  Arten  zu  unterscheiden: 

1.  Gebühren  aus  der  streitigen  Zivil- 
gerichtsbarkeit.     Sie    sollen    ungefähr    die 
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Kosten  decken.  Übermässige  hohe  Gebühren 
würden  manchen  hindern,  sein  vermeintliches 
Recht  geltend  zu  machen,  während  anderer- 
seits zu  niedrige  Gebühren  der  Prozessucht 
Vorschub  leisten.  Zur  Zahlung  der  Gebühren 
wird  die  unterliegende  Partei  verurteilt.  Mit- 
unter findet  jedoch  auch  eine  Repartierung 
statt.  Über  die  Höhe  der  Gebühren  unter- 
richtet der  letzte  Abschnitt  dieses  Werkes. 

2.  Gebühren  aus  der  Strafgerichtsbar- 
keit. Ihre  Bemessung  richtet  sich  nach  den 
Kosten  des  Verfahrens  (Zeugen-  und  Sachver- 
ständigen-Gebühren) und  der  Höhe  der  auf- 
erlegten Strafe.  Erhoben  werden  sie  vom 
Verurteilten,  soweit  dessen  Verhältnisse  es  er- 
möglichen, 

3,  Gebühren  aus  der  nichtstreitigen  Ge- 
richtsbarkeit. Sie  werden  erhoben  bei  Mit- 
wirkung der  Behörden  in  Rechtsgeschäften,  in 
Vormundschafts-  und  Pflegesachen,  bei  der 
Regulierung  von  Nachlässen,  bei  Eintragung 
von  Patenten,  Mustern  und  Modellen  usw. 

Die  Verwaltungsgebühren  werden  von 
Eheberg  in  seiner  „Finanz Wissenschaft"  einge- 
teih  in: 

1.  Allgemeine  Verwaltungsgebühren, 
d.  h,  solche,  „welche  allen  Zweigen  der  Ver- 
waltung gemeinsam  sind,  ohne  an  eine  spe- 
zielle Organisation  des  technischen  Betriebes 
gebunden  zu  sein".  Hierzu  gehören  u.  a.  die 
Gebühren,  welche  von  mehreren  Staaten  bei 
einer  Anstellung  oder  beim  Aufrücken  in  ein 
höheres  Amt  erhoben  werden,  die  Gebühren 
für  Ausstellung  von  Zeugnissen,  Legitimations- 
papieren, Pässen,  bei  Erteilung  von  Konzes- 
sionen und  Berechtigungen  usw. 

2.  Besondere  Gebühren  der  einzelnen 
Verwaltungszweige,  Hierzu  zählen  in  erster 
Linie  die  Schulgelder,  welche  von  manchen 
Lehrern  der  Finanzwissenschaft  als  eine  beson- 
dere Art  der  Abgaben,  als  „Beiträge",  klassi- 
fiziert werden.  Ferner  sind  zu  erwähnen  die 
Gebühren  im  Konsulatswesen,  Gesund- 
heitswesen (Desinfizierung,  Leichenschau)  und 
Inder  Volkswirtschaftspflege  (Eich-, Pun- 
zierungsgebühren,  Gebühren  für  Revision  von 
Dampfkesseln,  Fahrstühlen,  privaten  Heilanstal- 
ten usw,). 

3.  Gebühren  für  Erteilung  besonderer 
Rechte,  z.  B.  für  die  Gewährung  eines  Gewerbe- 
patents, für  die  Ermächtigung,  Orden  eines 
fremden  Staates  zu  tragen,  für  Verleihung  von 
Titeln,  für  Rang-  und  Standeserhöhungen  usw. 

4.  Gebühren  für  Befreiungen  von  Ver- 
pflichtungen, resp,  für  Gewährung  von 

15 


Vergünstigungen,  z,  B.  für  vorzeitige  Mün- 
digkeitserklärung, für  Dispense  in  Eheangele- 
genheiten usw. 

c)  Festsetzungsarten  der  Gebühren. 

Die  Höhe  der  zu  erhebenden  Gebühr  soll 
sich,  wie  schon  erwähnt,  hauptsächlich  nach 
dem  verursachten  Zeit-  und  Kostenaufwande 
richten. 

Vielfach  ist  es  aber  auch  für  zweckmässig 
gehalten  worden,  die  Höhe  der  Gebühren  von 
anderen  Umständen  abhängig  zu  machen.  Je 
nachdem  dies  geschieht  oder  nicht  geschieht, 
spricht  man  von  veränderlichen  Gebüh- 
ren oder  von  festen  (fixen)  Gebühren.    ' 

Die  veränderlichen  Gebühren  wieder  können 
sein:  Rahmengebühren  —  der  betreffenden 
Behörde  ist  ein  gewisser  Spielraum  zwischen 
einem  in  Anrechnung  zu  bringenden  Höchst- 
und  Mindestsatz  gegeben  —  oder  Gradations- 
gebühren. Im  letzteren  Falle  richtet  sich  ihre 
Höhe  nach  der  für  den  betreffenden  Gegen- 
stand in  Anspruch  genommenen  Zeit,  des  Um- 
fangs  der  Schriftstücke  und  vor  allem  nach  der 
Höhe  des  Wertes.  Geschieht  letzteres,  so  spricht 
man  von  Prozentualgebühren  —  die  Ge- 
bühr richtet  sich  genau  nach  Prozenten  des 
Wertes—  oder  von  Klassengebühren  —  be- 
stimmte Beträge  bilden  je  eine  Wertklasse,  für 
jede  dieser  Wertklassen  besteht  ein  einheitlicher 
Satz,  nach  dem  die  Gebühren  erhoben  werden. 

Nach  Art  der  Berechnung  unterscheidet  man 
ferner:  Einzel-  und  Bauschgebühren.  Ein- 
zelgebühren sind  solche,  welche  für  jede  Lei- 
stung, z.  B.  für  jeden  Schriftsatz,  besonders  be- 
rechnet werden.  Findet  eine  derartige  Spezifika- 
tion nichtStatt,  sondern  wird  für  die  Gesamt- 
heit der  Leistungen  eine  Gebühr  in  Ansatz  ge- 
bracht, so  spricht  man  von  einer  Bausch-  oder 
Pauschalgebühr. 

d)  Erhebung  der  Gebühren. 

Die  Entrichtung  der  Gebühren  soll  dem- 
jenigen, der  sie  zu  leisten  hat,  möglichst  wenig 
Umstände,  dem,  der  sie  zu  erhalten  hat,  mög- 
lichst geringe  Kosten  bereiten  Die  Erhebung 
kann  direkt  oder  indirekt  erfolgen. 

Bei  direkter  Erhebung  werden  die  Ge- 
bühren entweder  an  die  Behörde,  welche  die 
Tätigkeit  ausgeübt  hat  oder  an  die  von  ihr 
bestimmte  Kasse  gezahlt. 

Die  indirekte  Erhebung  der  Gebühren 
geschieht  durch  Verwendung  von  gestempelten 
Bogen  oder  von  Stempelmarken,  welche  auf  das 
Schriftstück,    die   Urkunde    usw.   aufzukleben 
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sind.  Für  Publikum  und  Behörde  bietet  diese 
Form  der  Gebühreneinziehung  eine  grosse  Er- 
leichterung. Zur  Vermeidung  von  Stempel- 
hinterziehungen oder  irrtümlicher  Verwendung 
von  Stempelmarken  erfolgen  von  Zeit  zu  Zeit 
Revisionen. 

3.  Steuern. 

a)  Die  Steuern  im  allgemeinen. 
a)  Begriff  und  Begründung  der  Steuern. 

Steuern  sind  Abgaben,  welche  von  der  öffent- 
lichen Gewalt  (Staat,  Provinz,  Gemeinde  usw.) 
zur  Befriedigung  des  finanziellen  Bedarfs  den 
Einzelwirtschaften  auferlegt  werden,  ohne  dass 
eine  bestimmte  Gegenleistung  erfolgt.  Das 
Merkmal  der  Steuern  ist,  dass  sie  mit  Zwang 
erhoben  werden. 

Während  in  früheren  Zeiten  Steuern  nur 
dann  erhoben  wurden,  wenn  die  andern  Ein- 
nahmen zur  Bestreitung  der  Ausgaben  nicht 
hinreichten  —  der  Fürst  musste  die  Untertanen 
bitten,  Steuern  erheben  zu  dürfen,  daher  der 
Name  „Beden" —  bilden  heute  die  Steuern  in 
der  Regel  die  Haupteinnahmequellen  des 
Staates  und  der  andern  Gemeinwesen. 

Das  Besteuerungsrecht  des  Staates  wurde 
in  älteren  Zeiten  aus  dem  „allgemeinen  Ober- 
eigentumsrecht" abgeleitet.  Seit  Beginn  des 
18.  Jh.  wurde  als  Begründung  angeführt,  dass 
der  einzelne  Bürger  durch  den  Staat  mehr  oder 
wenigererhebliche  Vorteile  geniesse.  Die  Grösse 
der  vom  Staate  dem  einzelnen  gegenüber  er- 
folgten Leistungen  müsse  den  Masstab  für  die 
Besteuerung  bilden,  der  Leistung  des  Staates 
müsse  eine  gleich  grosse  Gegenleistung  des 
Bürgers  folgen.  So  lautete  die  sog.  Vergel- 
tungstheorie, die  1699  von  dem  englischen 
Philosophen  Hobbes  aufgestellt,  von  Rotteck, 
Faucher,  Michaelis,  Lorenz  von  Stein  u.  a. 
noch  in  neuerer  Zeit  als  richtig  anerkannt 
worden  ist. 

Gegen  die  Vergeltungstheorie  wird  angeführt,  dass 
es  bei  dem  Verhältnis,  in  welchem  der  Bürger  zum 
Staate  steht,  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sei,  Leistung 
und  Gegenleistung  genau  abzuwägen.  „Das  Verhältnis", 
sagt  Conrad,  „wird  am  richtigsten  aufgefasst  und  ver- 
glichen mit  dem  der  Eltern  zu  ihren  Kindern,  wo  auch 
die  Pflichten  der  Kinder  nicht  bemessen  werden  können 
nach  dem,  was  sie  von  den  Eltern  empfangen  haben." 

Die  Assekuranztheorie  fasst  den  Staat 
als  eine  grosse  Versicherungsgesellschaft  auf. 
Je  mehr  der  einzelne  zu  versichern  hat,  d.  h. 
je  mehr  er  besitzt,  eine  desto  höhere  Prämie 
(Steuer)  soll  er  entrichten.  Diese  Theorie 
leidet  an  zwei  Fehlern.  Einmal  lässt  sie  un- 
berücksichtigt, dass  der  Staat  ausser  den  Eigen- 
tumsrechten noch  andere  Rechte  zu  schützen 


und  zu  sichern  hat  und  ferner,  dass  den  Bür- 
gern ausser  Rechten  auch  Pflichten  zustehen.      ' 

Diesen  beiden  Steuertheorien  gegenüber  steht 
die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit, die  in  Deutschland  die  herrschende 
geworden  ist.  Die  Feststellung  der  Leistungs- 
fähigkeit ist  jedoch  mit  nicht  unerheblichen 
Schwierigkeiten  verknüpft.  Es  bleibt  dabei  noch 
offene  Frage,  ob  der  proportionalen  oder  der  pro- 
gressiven Besteuerung  der  Vorzug  zu  geben  sei. 

ß)  Technische  Ausdrücke  im  Steuer- 
wesen. Steuerzahler  (Censit)  wird  derjenige  ge- 
nannt, welcher  entweder  selbst  oder  durch  einen 
Beauftragten  die  Steuer  an  die  betreffende  Kasse 
entrichtet,  Steuerträger  der,  aus  dessen  Ein- 
kommen oder  Vermögen  sie  genommen  wird. 
Der  Staat  darf  wohl  bestimmen,  wer  die  Steuern 
zu  zahlen  hat,  nicht  aber  liegt  es  in  seiner 
Macht  anzuordnen,  wer  sie  zu  tragen  hat. 
(S.  S.  228).  In  England  z.  B.  wird  die  Grund- 
steuer vom  Pächter  eingezogen.  Dieser  aber 
legt  sie  nur  aus  für  den  Besitzer  des  Grund 
und  Bodens.  Er  ist  nur  Steuerzahler,  während 
Steuerträger  der  Eigentümer  ist.  Steuerträger 
und  Steuerzahler  heissen  Steuersubjekte. 

Steuerquelle  ist  die  Summe  von  Gütern 
(Vermögen,  Ertrag,  Einnahmen),  aus  der  die 
Steuer  entrichtet  wird,  Steuerbemessungs- 
grundlage oder  Steuerobjekt  der  Gegen- 
stand oder  die  Handlung,  „welche  vom  Gesetz 
zum  Masstab  oder  Anlass  der  Besteuerung  ge- 
macht wird"  (Eheberg).  Oberster  Grundsatz 
der  Besteuerung  ist:  Das  Einkommen,  nicht 
aber  auch  das  Vermögen  ist  zu  treffen  (Aus- 
nahme: Erbschaftssteuer). 

Steuereinheit  ist  das  zur  leichteren  Berech- 
nung des  Ertrages  nach  Mass,  Zahl,  Gewicht 
usw.  bestimmte  Steuerobjekt.  Von  dieser  Steuer- 
einheit, z.  B.  Hektar,  Hundert,  Zentner  wird 
der  Steuersatz  erhoben.  Steuerfuss  ist  der 
Prozentsatz,  der  vom  Steuergegenstand  zu  ent- 
richten ist. 

7)  Die  Adam  Smithschen  Grundsätze 
der  Besteuerung.  Die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Besteuerung  erfolgen  soll,  sind  nicht 
an  allen  Orten  und  zu  allen  Zeiten  die  glei- 
chen gewesen.  Massgebend  jedoch  für  die 
meisten  Länder  sind  auch  heute  noch  die  vier 
Steuerregeln,  welche  Adam  Smith  aufgestellt 
hat.     Er  verlangt: 

1.  Allgemeine  Steuerpflicht  der  Unter- 
tanen im  Verhältnis  zu  ihrer  Leistungsfähig- 
keit, d.  h.  nach  der  Höhe  des  Einkommens, 
welches  sie  unter  dem  Schutze  des  Staates  be- 
ziehen.   Jeder  Untertan,  der  die  Staatseinrich- 
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tungen  geniesse,  resp.  geniessen  kann,  habe 
auch  zu  deren  Kosten  beizutragen.  Einige  Klas- 
sen der  Bevölkerung  —  in  früheren  Zeiten  war 
es  die  des  Adel  und  Klerus  —  steuerfrei  zu 
lassen,  sei  eine  Ungerechtigkeit. 

Zahlreiche  Steuerfreiheiten,  welche  früher  be- 
standen haben,  sind  aufgehoben  worden,  zum  Teil 
gegen  Entschädigung.  Steuerfrei  sind  heute 
nur  noch  ganz  wenig  Staatsbeamte,  deren  Ge- 
halt dementsprechend  gekürzt  ist  (Jenenser  Pro- 
fessoren), ferner  die  regierenden  Häuser,  Ge- 
sandte, Stiftungen  usw. 

2.  Einen  fest  bestimmten  Steuerbetrag. 
Die  Höhe  der  Steuer  soll  nicht  der  Willkür 
der  Beamten  überlassen  sein.  Sie  muss  im 
voraus  fest  bestimmt  sein,  auch  bezüglich  der 
Zeit,  zu  der  sie,  sowie  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  zur  Erhebung  gelangt.  Andererseits 
müssen  aber  •  auch  Vorkehrungen  getroffen 
sein,  um  Hinterziehungen  und  Umgehungen 
möglichst  unmöglich  zu  machen. 

3.  Bequemlichkeit.  Die  Steuer  muss  zu 
der  Zeit  und  in  der  Form  erhoben  werden, 
die  für.  den  Steuerzahler  vermutlich  die  geeig- 
netste und  bequemste  ist.  Eine  Verbrauchs- 
steuer soll  z.  B.  erst  möglichst  kurz  vor  dem  Ver- 
brauch, eine  ländliche  Grundsteuer  erst  möglichst 
nach  Eingang  der  Ernte  usw.  erhoben  werden. 

In  Berlin  und  seinen  Vororten  ist  es  seit  1896  den 
Steuerzahlern  gestattet  worden,  die  betr.  Steuerkasse 
zu  beauftragen,  die  fälligen  Steuerbeträge  bei  einem 
von  dem  Steuerzahler  zu  bestimmenden  Bank- 
hause einzuziehen.  Von  dieser  Ermächtigung,  die  es 
erübrigt,  die  Steuer  längere  Zeit  im  Hause  bereit  zu 
halten,  wird  aber  verhältnismässig  noch  wenig  Gebrauch 
gemacht,  was  zum  Teil  vielleicht  seinen  Grund  darin 
hat,  dass  viele  vermeiden  wollen,  dass  andere  einen 
Blick  in  ihre  Steuer-  und  Einkommensverhältnisse  be- 
kommen. 

4.  Billige  Erhebungskosten.  Bei  der 
Verpachtung  der  Steuern,  die  in  früheren  Zei- 
ten vielfach  üblich  war,  floss  ein  grosser,  häu- 
fig sogar  der  grössere  Teil  der  vom  Volk 
gezahlten  Steuern  in  die  Taschen  der  Steuer- 
pächter. Zweckmässiger  und  bei  weitem  bil- 
liger ist  die  Erhebung  der  Steuern  durch  Be- 
amte. 

Da  die  Einziehung  ganz  kleiner  Steuerbe- 
träge in  der  Regel  verhältnismässig  hohe  Er- 
hebungskosten verursacht,  ist  die  Freilassung 
der  kleinen  Einkommen  —  in  Preussen 
die  Einkommen  unter  900  M  —  vollkommen 
berechtigt. 

Röscher  formuliert,  indem  er  den  3.  und  4.  Grund- 
satz von  Adam  Smith  zusammenzieht: 

1.  Grundsätze   der  Verhältnismässigkeit  oder  mate- 
riellen Gerechtigkeit; 


2.  Grundsätze  der  Ordnung  oder  formalen  Gerech- 
tigkeit; 

3.  Grundsätze  der  Wirtschaftlichkeit  oder  Klugheit. 

ö)  Proportionale  und  progressive  Be- 
steuerung. Proportional  nennt  man  die 
Besteuerung,  welche  alle  Einkommen  in  dem 
gleichen  Verhältnis  trifft,  progressiv  diejenige, 
bei  der  der  Prozentsatz  der  Besteuerung  mit 
der  Höhe  des  Einkommens  wächst. 

Dass  eine  Steuer,  sagen  wir  von  3^/o,  den 
armen  Mann,  der  ein  Jahreseinkommen  von 
1000  M  besitzt,  ungleich  härter  trifft  als  den, 
der  jährlich  10000  M  zu  verzehren  hat,  be- 
darf keiner  Erörterung.  Dem  letzteren  bleiben 
zur  Bestreitung  seiner  andern  Ausgaben  immer 
noch  9700  M,  während  für  den  ersteren  die 
30  M  vielleicht  ein  Verzicht  auf  die  notwen- 
digsten Ausgaben  bedeuten.  „Das  Opfer  des 
absolut  gleichen  Steuerbetrages  und  der  näm- 
lichen Steuerquote  wird  um  so  schwerer,  je 
kleiner  letzteres  ist,  und  umgekehrt" (Ad.  Wagner). 

Diese  Erkenntnis  hat  in  einigen  Ländern 
schon  frühzeitig  zur  Einführung  einer  pro- 
gressiven Besteuerung  geführt,  so  z.  B.  in  Sach- 
sen durch  Friedrich  August.  Die  Steuer  be- 
trug bei  den  niedrigsten  zur  Besteuerung  ge- 
langenden Einkommen  1  ^/o  und  erhob  sich 
bis  auf  8°/o.  Die  preussische  Klassensteuer 
begann  mit  0,7 ^/q  und  endete  mit  3^Iq,  Die 
Prozentsätze  der  neuen  preussischen  Einkom- 
mensteuer schwanken  zwischen  0,66  und  4"|o. 

Gegner  der  progressiven  Besteuerung  ist  heute  u.  a. 
der  französische  Nationalökonom  Leroy-Beaulieu. 
Auch  Gneist  sprach  sich  gegen  die  Progression  aus. 
Sie  sei  ein  Gift  und  führe  eine  Demoralisation  des 
ganzen  Steuersystems  herbei. 

Die  Haupteinwände,  welche  gegen  die  pro- 
gressive Besteuerung  erhoben  werden,  sind: 

1.  Sie  sei  eine  Strafe  auf  besonderen  Fleiss, 
besondere  Tüchtigkeit  und  besondere  Sparsam- 
keit (Stuart  Mill). 

2.  Dem  Reichen  falle  es  ebenso  schwer,  wie 
dem  Armen,  sich  Einschränkungen  aufzuerlegen, 
Bedürfnisse  zu  entbehren,  an  die  er  sich  ge- 
wöhnt hat. 

3.  Die  grossen  Einkommen  würden  hierdurch 
völlig  aufgezehrt  werden.  „Sie  ist  ein  Geier, 
der  sein  eigenes  Innere  zerfleischt"  (Jollivet). 

4.  Eine  starke  Progression  fördere  die  De- 
fraudation. 

Gegen  diese  Bedenken  wird  eingewendet: 
ad  1.  Vermögen  werden  häufig  nicht  er- 
worben, sondern  ererbt,  ebenso  wie  auch  die 
Erzielung  grosser  Einkommen  häufig  nicht  die 
Folge  besonderen  Fleisses,  sondern  der  Erzieh- 
ung und  der  hierbei  aufgewendeten  Mittel  sei. 
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ad  2.  Der  Einwand  sei  derart  frivol,  dass 
er  keiner  Widerlegung  bedürfe. 

ad  3  und  4.  Nur  eine  sehr  starke  Progression, 
wie  sie  z.  B.  Robespierre  1795  in  Frankreich 
dekrediert  hat,  könne  diese  Folgen  haben. 

Die  richtige  Höhe  der  Progression  festzu- 
setzen, ist  infolge  des  Fehlens  eines  festen 
Masstabes  äusserst  schwierig.  Sehr  treffend 
bemerkthierzu  Neumann:  „DieProgression 
der  Steuersätze  wird  nach  dem  Umfange  mensch- 
licher Kraft  stets  willkürlich  bleiben;  sie  wird 
aber  trotz  dieser  Willkür  unter  den  Voraus- 
setzungen erheblicher  Steuerlast  und  bedeuten- 
der Vermögensunterschiede  immer  noch  den 
Vorzug  haben  vor  der  nichtwillkürlichen  schrei- 
enden Ungerechtigkeit  der  proportionalen 
Steuer." 

Während  früher  die  Ärmeren  zugunsten  der  Reichen 
sehr  hoch  besteuert  wurden  („misera  plebs  contribuit"), 
machen  sich  heute  vielfach  Bestrebungen  entgegenge- 
setzter Art  geltend.  Es  wird  gefordert,  dass  der  Staat 
durch  eine  gesunde  Steuerpolitik  verhüte,  dass  ,,die 
Reichen  immer  reicher  und  die  Armen  immer  ärmer 
werden".  Mit  den  Steuern  sollen  sozialpolitische  Zwecke 
verbunden,  vor  allem  eine  gerechtere  Verteilung  des 
Vermögens  und  Einkommens  erzielt  werden. 

Anstatt  der  Progression  wird  häufig  die  De- 
gression  (Regression)  angewendet:  Alle  Ein- 
kommen von  bestimmter  Höhe  ab  unterliegen 
dem  gleichen  Steuerfusse,  Bei  kleineren  Ein- 
kommen sinkt  der  Prozentsatz  der  Besteuerung 
in  verschiedenen  Abstufungen.  Bei  einer  ge- 
wissen unteren  Grenze  des  Einkommens  hört 
die  Besteuerung  überhaupt  auf  (Freilassung 
des  Existenzminimums). 

s)  Verschiedene  Besteuerung  des  fun- 
dierten und  des  unfundierten  Einkom- 
mens. Fundiert  nennt  man  das  aus  Ver- 
mögen snutzung(Grundstücken,Wertpapieren 
usw.)  gezogene,  unfundiert  das  durch  gei- 
stige oder  körperliche  Arbeit  erworbene 
Einkommen. 

Für  eine  höhere  Besteuerung  des  fundierten 
Einkommens  wird  geltend  gemacht,  dass  das 
Einkommen  unabhängig  von  der  Arbeitskraft  des 
einzelnen  sei,  dass  es  auch  dann  fortbestehe, 
wenn  die  Arbeitskraft  vermindert  oder  erloschen 
sei.  Derjenige  dagegen,  der  unfundiertes  Ein- 
kommen beziehe,  müsse  Rücklagen  machen 
für  die  Zeit,  wo  er  nicht  mehr  in  der  Lage 
sei,  seinen  Beruf  auszuüben. 

Für  den  Kaufmann,  Arzt,  Advokaten  usw. 
trifft  dies  zu.  Nur  durch  Abschluss  einer 
Lebens-,  Renten-,  Unfalls-,  Invaliditätsversiche- 
rung usw.  oder  durch  Sparen  wird  es  ihm 
in  der  Regel  möglich  sein,  sich  und  den 
Seinen  ein  sorgenfreies  Alter  zu  verschaffen. 


Nicht,  oder  nur  beschränkt  gilt  dies  dagegen 
für  den  pensionsberechtigten  Beamten.  Bei 
der  Verschiedenheit  des  unfundierten  Einkom- 
mens würde  eine  rein  mechanische  Unter- 
scheidung zwischen  fundierten  und  unfundier- 
ten Einkommen  häufig  Ungerechtigkeiten  zur 
Folge  haben. 

Eine  besondere  Besteuerung  des  fundierten 
Einkommens  findet  in  der  Regel  erst  dann 
statt,  wenn  eine  gewisse  Einkommens-  oder 
Vermögenshöhe  erreicht  ist.  Die  Form,  in 
der  sie  erfolgt,  kann  sehr  verschieden  sein. 

In  Preussen  besteht  seit  1893  als  Zuschlagssteuer 
neben  der  Einkommensteuer  eine  Ergänzungs-  oder 
Vermögenssteuer,  auf  die  noch  später  zurückzu- 
kommen sein  wird. 

Q    Die    Steuerüberwälzung.    Dass    ein 

Unterschied  zu  machen  ist  zwischen  Steuer- 
zahler und  Steuerträger  und  dass  die  Steuer 
häufig  nicht  den  belastet,  dem  sie  auferlegt 
ist,  darauf  ist  schon  oben  hingewiesen  worden. 
Belastet  die  Steuer  auch  keinen  anderen,  so 
spricht  man  von  Steuerab wälzung;  muss 
sie  ein  anderer  tragen,  so  liegt  eine  Steuer- 
überwälzung vor. 

Eine  Abwälzung  der  Steuer,  die  als  ein 
Teil  der  Produktionskosten  anzusehen  ist,  kann 
durch  Nutzbarmachung  der  technischen  Fort- 
schritte, durch  bessere  Organisation,  durch  ver- 
mehrte Produktion  usw.  erfolgen.  Als  ein  Bei- 
spiel hierfür  sei  die  Rübensteuer  erwähnt,  welche 
nach  dem  Gewicht  der  Rüben  berechnet  wird. 
Um  sie  abzuwälzen,  d.  h.  den  zu  entrichten- 
den Betrag  wieder  einzubringen,  ist  man  be- 
strebt, immer  zuckerreichere  Rüben  zu  ernten. 
Das  gleiche  gilt  von  der  Branntwein-  und 
Biersteuer. 

Die  Überwälzung  kann  sein  eine  Fort- 
wälzung  —  sie  äussert  sich  in  einem  vom 
Käufer  erhobenen  Preisaufschlag  in  Höhe  der 
Steuer  oder  eines  Teiles  derselben  —  oder  eine 
Rückwälzung  —  dem  Käufer  ist  es  infolge 
der  durch  die  Steuer  verminderten  Nachfrage 
möglich,  den  zu  zahlenden  Preis  um  die  Steuer 
zu  kürzen,  d.  h.  die  Steuer  auf  den  Vormann 
zurückzuwälzen. 

In  welcher  Weise  die  Überwälzung  vor  sich 
geht,  ob  alle  Steuern  sich  überwälzen  lassen, 
und  welchen  Einfluss  diese  Überwälzung  auf 
die  Preise  ausübt,  darüber  gehen  die  Ansich- 
ten weit  auseinander.  Gegenüber  der  Lehre 
der  Physiokraten,  dass  alle  Steuern  schliess- 
lich der  Grundbesitzer  trage,  suchte  Ri- 
cardo nachzuweisen,  dass  die  Grundeigen- 
tümer in  der  Lage  seien,  die  Steuer  durch 
Erhöhung  der  Getreidepreise  von  sich  abzu- 
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wälzen,  und  zwar  nicht  unmittelbar  auf  die 
Konsumenten,  sondern  auf  die  Klasse  des  be- 
weglichen Kapitalbesitzes:  Da  die  grosse  Menge 
der  Arbeiter  nicht  imstande  sei,  die  erhöhten 
Preise  für  die  Nahrungsmittel  zu  zahlen,  müs- 
sen Lohnerhöhungen  eintreten.  Die  Steuer 
falle  somit  den  Unternehmern  zur  Last. 

Nach  Canard  und  v.  Prittwitz  verteilt  sich  jede 
Steuer,  ganz  gleich,  ob  sie  vom  Käufer  oder  vom  Ver- 
käufer getragen  wird,  zunächst  auf  beide  in  dem- 
selben Verhältnis,  wie  die  Konkurrenz  dem  einen 
oder  dem  andern  günstiger  ist ;  im  Lauf  der  Zeit  ver- 
teile sie  sich  aber  über  das  ganze  Volk,  ebenso  wie 
das  Blut,  das  z.  B.  aus  der  Ader  eines  Armes  gelassen 
werde,  den  ganzen  Körper  blutleer  mache. 

Die  Möglichkeit,  alle  Steuern  abwälzen  zu 
können,  geben  J.  G.  Hoffmann  und  Lorenz 
von  Stein,  und  von  praktischen  Staatsmännern 
Thiers  und  Bismarck  zu.  Adolf  Held  und 
Adolf  Wagner  hingegen  halten  nur  die 
indirekten  Steuern  für  abwälzbar.  Einen 
mittleren  Standpunkt  nimmt  J,  Conrad  ein, 
welcher  die  Abwälzung  für  eine  Machtfrage 
hält,  bei  der  es  sich  nur  von  Fall  zu  Fall  fest- 
stellen lassen  werde,  welcher  Teil  der  sich 
gegenüberstehenden  Parteien  als  der  wirtschaft- 
lich Stärkere  die  Macht  haben  werde,  die  Steuer- 
abwälzung vorzunehmen. 

Die  Überwälzung  kann  eine  von  dem  Ge- 
setzgeberbeabsichtigte oder  aber  eine  nicht 
beabsichtigte  sein. 

Aus  steuertechnischen  Gründen  werden  zahl- 
reiche indirekte  Steuern  nicht  bei  dem  erhoben, 
der  sie  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  tragen 
soll,  d.  h.  beim  Konsumenten,  sondern  bei  einer 
Mittelsperson,  in  der  Regel  bei  dem  Produ- 
zenten oder  bei  dem  Händler.  Die  Steuer  wird 
gewissermassen  nur  vorschussweise  erhoben, 
denn  eine  Abwälzung  auf  die  Käufer  liegt  im 
Sinne  des  Gesetzgebers  und  ist  von  diesem 
direkt  beabsichtigt. 

Zuweilen  jedoch  finden  auch  Abwälzungen 
statt,  die  vom  Gesetzgeber  nicht  beabsich- 
tigt sind.  Der  wirtschaftlich  Stärkere  bürdet 
dem  wirtschaftlich  Schwächeren  mitunter  Lasten 
auf,  die  er  selbst  tragen  sollte,  so  ist  z.  B,  von 
vielen  Warenhausbesitzern  die  Warenhaus- 
steuer auf  die  Lieferanten  abgewälzt  worden, 
indem  diese  seit  Einführung  dieser  Steuer  einen 
Extrarabatt  in  ungefährer  Höhe  der  Steuer  ge- 
währen müssen. 

Nicht  unbedingt  nötig  ist  es,  dass  die  über- 
wälzte Steuer  einen  Preisaufschlag  zur  Folge 
hat  Sie  kann  sich  auch  in  der  Quantität  oder 
in  der  Qualität  bemerkbar  machen. 

Ebenso  wie  bei  den  Steuern  kann  auch  bei 
den  Zöllen  eine  Überwälzung  stattfinden.  Ob 


das  Ausland  oder  das  Inland  den  Zoll  trägt, 
oder  ob  sie  sich  beide  daran  teilen,  hängt  von 
verschiedenen  Umständen  ab,  bei  Getreide- 
zöllen z.  B.  vom  Ausfall  der  Ernte.  Ist  diese 
im  Inlande  gut  gewesen,  so  wird  das  Ausland, 
sofern  es  ein  Interesse  am  Export  hat,  den 
ganzen  Zoll  oder  wenigstens  einen  Teil  des- 
selben tragen  müssen. 

1])  Die    Einteilung   der    Steuern.     Man 

unterscheidet: 

1.  Nach  der  Art  der  Veranlagung:  Repar- 
titionssteuern  und  Quotitätssteuern. 

Bei  den  Repartitionssteuern  —  auch  Umlage- 
steuern genannt  —  ist  die  Gesamtsumme,  welche 
die  Steuern  einbringen  muss,  gesetzlich  im 
voraus  bestimmt  (kontingentiert)  und  wird  auf 
die  vorhandenen  Steuerpflichtigen  nach  deren 
Leistungsfähigkeit  verteilt  (repartiert).  Eine  Re- 
partitionssteuer  ist  z.  B.  in  Preussen  die  Grund- 
steuer, in  England  die  Einkommensteuer,  in 
Frankreich  die  Grund-,  Personal-  und  Mobi- 
liarsteuer usw.  Während  bei  den  Repartitions- 
steuern der  zur  Erhebung  gelangende  Gesamt- 
ertrag fixiert  ist,  steht  bei  den  Quotitäts- 
steuern der  Prozentsatz  fest,  den  der  Steuer- 
pflichtige zu  zahlen  hat.  Eine  Quotitätssteuer 
ist  z.  B,  die  preussische  Einkommensteuer. 

2.  Nach  der  Art  der  Körperschaft,  welcher 
der  Steuerertrag  zufliesst:  Staatssteuern  — 
hierzu  gehören  die  Staatssteuern  im  engeren 
Sinne  und  die  Reichssteuern  — ,  Kommunal- 
steuern —  Gemeinde-,  Kreis-,  Provinzialsteuern 
—  und  Steuern  von  Verbänden,  Vertre- 
tungen usw.  —  Kirchen,  Handels-,  Hand- 
werker-, Land  Wirtschaftskammern  usw. 

3.  Nach  der  Art  der  Erhebung:  Direkte 
und  indirekte  Steuern.  Als  direkte  Steuern 
bezeichnet  man  in  der  Regel  die  Steuern, 
welche  unmittelbar  von  den  Personen  erhoben 
werden,  die  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
die  Steuer  auch  tragen  sollen,  als  indirekte 
Steuern  die,  welche  von  einem  Dritten  erhoben 
werden,  von  dem  vermutet  wird,  dass  er  im- 
stande sei,  die  Last  zu  überwälzen  (siehe  den 
vorigen  Abschnitt),  und  zwar  auf  die,  welche 
durch  die  Steuer  eigentlich  belastet  werden  sol- 
len, d.  h.  die  Konsumenten. 

Von  einigen  Schriftstellern  werden  als  direkte 
Steuern  die  bezeichnet,  welche  nach  feststehen- 
den Tatsachen  und  nach  fortlaufend  geführten 
Kataster  (Steuerrolle),  in  den  Eintragung  am 
Anfang  jedes  Steuerjahres  erfolgt,  erhoben  wer- 
den, als  indirekte  Steuern  die,  welche  anläss- 
lich einer  besonderen  Handlung  zu  entrichten 
sind. 
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J.  G.  Hoffmann  nannte  die  Steuern  vom  Besitz 
(Grundstück,  Gewerbjeberechtigung)  direkte,  die  von 
Handlungen  (Einfuhr,  Produktion,  Verkauf  usw.)  in- 
direkte. Conrad  bezeichnet  als  direkte  Steuern  die- 
jenigen, bei  denen  man  von  den  Einnahmen  oder  vom 
Besitz  unmittelbar  auf  die  Leistungsfähigkeit  schliesst, 
als  indirekte  die,  bei  denen  man  von  den  Ausgaben 
auf  die  Einnahmen  und  dadurch  indirekt  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit schliesst. 

Anstatt  von  direkten  und  indirekten  Steuern 
spricht  man  auch  häufig  von  Schätzungen 
und  Aufwands- oder  Gelegenheitssteuern. 
„Im  Gegensatz  zu  den  Schätzungen",  sagt  Ad. 
Wagner,  „treffen  die  Aufwandsteuern  nicht  im 
voraus  bestimmte  einzelne  Personen,  sondern 
jeden  beliebigen  dann,  aber  auch  nur  dann, 
wenn  er  eine  bestimmte  Verwendung  oder  Be- 
nutzung des  Vermögens  oder  eine  bestimmte 
Ausgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine 
Steuer  anschliesst". 

Zu  den  direkten  Steuern  gehören  die  Er- 
tragssteuern, die  Einkommensteuer  und  die 
Vermögenssteuer.  Indirekte  Steuern  sind: 
die  Verkehrssteuern  und  die  Verbrauchs- 
und Aufwandssteuern  einschliesslich  der 
Zölle. 

4.  Nach  der  Erhebungsstelle:  Inland- 
steuern, d.  h.  Steuern,  welche  innerhalb  des 
Landes  erhoben  werden,  und  Grenzsteuern 
oder  Zölle,  denen  die  Waren  unterliegen, 
welche  die  Grenze  eines  wirtschaftlichen  Ein- 
heitsgebietes passieren. 

5.  Nach  der  Regelmässigkeit  der. Er- 
hebung: Ordentliche  Steuern,  d.h. Steuern, 
welche  regelmässig,  und  ausserordentliche 
Steuern,  d.  h.  Steuern,  welche  nur  bei  be- 
stimmten Anlässen  zur  Erhebung  gelangen. 

6.  Nach  der  Art  der  Zahlungsmittel: 
Naturalsteuern,  welche  zum  Teil  heute  noch 
in  einigen  Kolonien  bestehen,  und  Q  eidsteuern. 

b)  Die  Ertragssteuern. 

«)  Begriff.  Ertragssteuern  sind  direkte  Steuern, 
welche  nicht  bis  zum  Einkommen  vordrin- 
gen, sondern  die  Erträgnisse  an  ihrer  Quelle 
treffen.  Die  Bemessung  erfolgt  zumeist  nicht 
nach  dem  wirklichen  Ertrag,  sondern  nach  dem 
Durchschnitt  mehrerer  vorangegangener  Jahre 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit der  zur  Steuerzahlung  Herange- 
zogenen. 

Vorzüge  der  Ertragssteuern  sind:  Ihre  Er- 
hebungskosten sind  verhältnismässig  niedrig; 
mit  Reklamationen  und  Zwangsverfahren  braucht 
im  allgemeinen  weniger  gerechnet  zu  werden. 
Der  Staat  hat  objektive  Anhaltspunkte,  ein  Ein- 
dringen in  persönliche  Verhältnisse  findet  nicht 


statt.  Für  den  Zahler  sind  diese  Steuern,  da 
sie  meist  abwälzbar  sind,  wenig  drückend,  dem 
Staat  aber  bringen  sie  eine  erhebliche,  im  all- 
gemeinen gleichbleibende  Einnahmequelle. 

Dem  gegenüber  stehen  einige  nicht  uner- 
hebliche Nachteile:  Die  Ertragssteuer  kann 
hart  und  ungerecht  sein,  einmal,  weil  sie  nach 
dem  mittleren  und  nicht  nach  dem  wirklichen 
Ertrage  bemessen  wird  und  dann,  weil  Schul- 
den in  der  Regel  nicht  berücksichtigt  werden, 
d.  h.  nicht  abzugsfähig  sind.  Die  Steuer  ist 
wenig  elastisch.  Eine  progressive  Besteuerung 
ist  fast  ebenso  wenig  möglich  wie  die  Frei- 
lassung eines  Existenzminimums. 

Entsprechend  den  aus  den  Ertragsarten :  Land- 
wirtschaft, Hausbesitz,  Gewerbe,  Kapitalbesitz 
und  Arbeit  erzielten  Erträgen,  unterscheidet 
man   5  Hauptarten  der  Ertragssteuer: 

L  die  Grundsteuer, 

2.  die  Gebäudesteuer, 

3.  die  Gewerbesteuer, 

4.  die  Kapitalrentensteuer  und 

5.  die  Lohn-  und  Besoldungs-  oder  Arbeits- 
ertragssteuer. 

ß)  Die  Grund-  und  die  Gebäudesteuer. 

/.  Die  Grundsteuer. 

Die  älteste  Ertragssteuer  ist  die  Besteuerung  des 
Grund  und  Bodens,  welche  im  frühen  Altertum 
bereits  bekannt  war.  Bemessung  der  Steuer  er- 
folgte anfangs  in  roher  Form,  nach  rein  äusser- 
lichen Gegenständen  (Joch, Hufe  usw.).  Vermes- 
sungen des  Grund  und  Bodens  fanden  dann 
unter  den  Cäsaren  statt.  Einen  Kataster  rich- 
tete Kaiser  Augustus  ein,  in  welchem  alle  Äcker 
und  Wiesen  mit  der  Anzahl  der  Morgen,  Gärten 
auch  noch  mit  der  Anzahl  der  Bäume  usw. 
verzeichnet  waren.  Im  Mittelalter  waren  an  den 
Besitz  des  Grund  und  Bodens  zahlreiche  Ver- 
pflichtungen geknüpft,  vor  allem  der  Heerbann, 
die  Wehrpflicht.  Eine  Befreiung  hiervon  trat 
ein  gegen  Zahlung  einer  Grundsteuer,  des 
„Hufenschoss".  Aus  der  Grundsteuer  wurde 
eine  Grundlast,  deren  Betrag  bei  einem  Ver- 
kauf des  Grundstückes  berücksichtigt  wurde. 

In  neuerer  Zeit  will  man  nicht  mehr  die 
Grundrente  fassen,  sondern  den  Reinertrag  be- 
steuern. Den  Durchschnitt  dieses  sehr  schwan- 
kenden Ertrages  einigermassen  richtig  festzu- 
stellen, ist  nur  möglich  mit  Hilfe  der  Kata- 
strierung.     Diese  besteht: 

L   in   der  Vermessung  des  Landes, 

2.  in  der  Klassifizierung  des  Bodens  und 

3.  in  der  Bonitierung,  d.  h.  der  Ermittlung 
der  durchschnittlichen  Ertragsfähigkeit. 
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Die  Vermessung  erfolgt  durch  Anlage 
eines  Parzellen-  oder  eines  Outskatasters. 
Der  Parzellen kataster  enthält  die  Angaben  über 
die  einzelnen  Parzellen  ohne  Berücksichtigung 
der  Besitzverhältnisse,  in  dem  Gutskataster  wer- 
den die  Güter,  welche  eine  Wirtschaftseinheit 
bilden,  zusammengefasst.  Der  kostspieligere 
ist  der  Parzellen  kataster. 

Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der  Klassi- 
fizierung, d.  h.  der  Feststellung,  für  welche 
Kulturart  der  Boden  benutzbar  ist. 

In  Preussen  erfolgt  z.  B.  Einreihung  in  eine  der  fol- 
genden 7  Klassen:  Ackerland,  Gärten,  Wiesen,  Weiden, 
Holzungen,  Wasser,  Ödland. 

Die  Bonitierung  erfolgt  hauptsächlich  auf 
Grund  des  durchschnittlichen  Reinertrages, 
d.  h.  des  Betrages,  der  sich  nach  Abzug  der 
mittleren  Produktionskosten  vom  mittleren  Roh- 
erh-age  ergibt.  Zu  diesem  Zweck  erfolgt  in 
jedem  Katasterbezirk  die  Einteilung  des  Bodens 
in  verschiedene  Bonitätsklassen. 

Andere  Wege,  die  Bonität  zu  ermitteln,  sind: 
Feststellung  des  Rohertrages  oder  des  mitt- 
leren Kaufpreises  oder  des  mittleren  Pacht- 
preises. 

Ein  Eingehen  auf  die  Orundsteuergesetze  der  ein- 
zelnen Länder  verbietet  sich  durch  den  Raum.  Nur 
die  preussische  Grundsteuer  soll  in  ihren  Haupt- 
zügen skizziert  werden. 

Definitiv  geregelt  wurde  die  Grundsteuer  in 
Preussen  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1861. 
Dieses  Gesetz  kontingentierte  die  jährlich  auf- 
zubringende Grundsteuer  auf  10  Millionen 
Taler.  1866  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Kon- 
tingents auf  13,2  Millionen  Taler  (39,6  Mil- 
lionen M),  d.  h.  2,7  "/o  der  damaligen  Staats- 
einnahmen. 

Das  Gesamtkontingent  wird  nach  dem  Ver- 
hältnis des  durch  einen  Parzellenkataster  er- 
mittelten Reinertrages  der  steuerpflichtigen 
Grundstücke  auf  die  einzelnen  Provinzen,  in- 
nerhalb jeder  Provinz  wieder  auf  die  Kreise, 
innerhalb  dieser  wieder  auf  die  Gemeinden 
und  einzelnen  Grundstücke  verteilt. 

Steuerfrei  sind  u.a.  Grundstücke  des  Staates  und 
des  Reiches,  die  Domanialgrundstücke  der  deutschen 
Standesherren,  für  öffentliche  Zwecke  bestimmte  Land- 
und  Wasserstrassen,  die  auch  vorher  schon  steuerfrei 
gewesenen  Grundstücke  der  Kirchen  und  Schulen  usw. 

Eine  Neukatastrierung  —  die  erste  er- 
folgte in  der  Zeit  von  1861  bis  1864  —  hat 
nicht  mehr  stattgefunden;  einmal  wegen  der 
erheblichen  Kosten,  die  sie  verursacht,  und 
dann  weil  man  sich  klar  war,  dass  eine  ge- 
naue Feststellung  des  Reinertrages  usw.  doch 
niemals  zu  erzielen  sein  werde.  Verände- 
rungen   (Ab-    und    Zugänge,    Besitzwechsel) 


werden  in  das  für  jeden  Bezirk  angelegte  Flur- 
buch und  '  in  die  Grundsteuer-Mutter- 
rolle eingetragen. 

Durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1893  ist  in 
Preussen  die  Grundsteuer,  ebenso  wie  die  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer,  den  Gemeinden 
zur  Ausnutzung  überlassen  worden. 

2.  Die  Qebäudesteuer. 

Eng  verwandt  mit  der  Grundsteuer  und 
daher  vielfach  auch  in  einem  Gesetz  behandelt 
ist  die  Gebäudesteuer,  d.  h.  die  Steuer,  welche 
der  Besitzer  bezw.  Sfutzniesser  aus  dem  Er- 
trage des  Gebäudes  zu  entrichten  hat. 

Betroffen  werden  von  der  Gebäudesteuer 
sowohl  die  städtischen  wie  die  landwirt- 
schaftlichen Gebäude,  Wohnhäuser  ebenso 
wie  Fabriken,  selbstbenutzte  wie  vermie- 
tete Häuser. 

Die  Bemessung  der  Steuer  kann  nach 
verschiedenen  Prinzipien  erfolgen: 

1.  Nach  der  Grösse  der  mit  Gebäuden  be- 
bauten Fläche  oder  nach  der  Grösse  der  ganzen 
Fläche,  die  zum  Grundstück  gehört  (geschieht 
vielfach  auf  dem  platten  Lande). 

2.  Nach  der  Zahl  der  Feuerherde  (Rauch- 
fänge) oder  der  der  Türen  und  Fenster  (Tür- 
und  Fenstersteuer  in  Frankreich). 

3.  Nach  der  Bauart  und  der  Anzahl  der 
Stockwerke   und  Zimmer   (Hausklassensteuer). 

4.  Nach  der  Höhe  der  Baukosten,  resp.  dem 
Erwerbspreise  (Wertsteuer). 

5.  Nach  dem  Ertrage  der  Mieten  und  zwar 
entweder  der,  welche  tatsächlich  im  letzten 
Jahre  bezahlt  worden  sind  oder  der,  welche 
hätten  eingehen  können  (Mietsertragssteuer). 

In  Preussen  (Gesetz  vom  21.  Mai  1861)  erfolgt 
die  Veranlagung  durch  eine  besondere  Kommission  auf 
Grund  des  jährlichen  Nutzungswertes  der  Gebäude. 
Die  Steuer  beträgt  bei  Wohn  gebunden  47^,  bei  Ge- 
bäuden, welche  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  dem 
Gewerbebetrieb  dienen  2  7o  des  Nutzungs wertes. 
Der  Nutzungswert  wird  in  Städten  und  in  denjenigen 
ländUchen  Ortschaften,  in  denen  eine  regelmässige  Ver- 
mietung der  Mehrzahl  der  Gebäude  stattfindet,  nach 
dem  durchschnittlichen  Mietspreis  der  letzten  10  Jahre 
bemessen.  In  den  ländlichen  Ortschaften  finden  neben 
der  Grösse,  Bauart  und  Beschaffenheit  der  Gebäude, 
der  Hofräume  und  Hausgärten  auch  die  Gesamtver- 
hältnisse der  dazu  gehörigen  Grundstücke  Berücksich- 
tigung. Eine  Revision  der  Steuerveranlagung  findet 
alle  15  Jahre  statt. 

In  Bayern  (Gesetze  vom  15.  Aug.  1828  und  19.  Mai 
1881)  trifft  die  ,, allgemeine  Haussteuer"  „die  Nutzung 
aus  Häusern  in  Städten,  Märkten  und  auf  dem  platten 
Lande".  Die  Bemessung  der  Steuer  erfolgt  nach  dem 
Mietsertrage  (Mietsertragssteuer),  oder  wenn 
dieser  keinen  genügenden  Anhalt  für  die  Besteuerung 
gewährt,  nach  der  überbauten  Fläche  und  dem  Hof- 
raume. 
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3.  Die  Bauplatzsteuer. 
Unvollkommen  wird,  unseres  Erachtens  nicht 
mit  Unrecht,  von  vielen  Sozialpolitikern  die 
Grund-und Gebäudesteuer  genannt,  welchekeine 
Handhabe  bietet  zur  Sonderbesteuerung  der 
Bauplätze  (Bauplatzsteuer),  durch  die  allein 
ein  Liegenlassen  von  Bauterrains  aus  Speku- 
lationszwecken erschwert  werden  kann.  Eine 
derartige  Ermächtigung  ist  in  Preussen  durch 
das  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893 
den  Gemeinden  erteilt  worden.  Diese  dürfen 
„Liegenschaften,  welche  durch  die  Fest- 
setzung von  Baufluchtlinien  in  ihrem 
Werte  erhöht  worden  sind  (Bauplätze),  nach 
Massgabe  dieses  höheren  Wertes  zu  einer  hö- 
heren Steuer  als  die  andern  Liegenschaften 
heranziehen".  Aus  technischen  Gründen  und 
infolge  der  Rechtsprechung  des  Oberverwal- 
tungsgerichtes ist  aber  diese  Steuer  von  den 
Gemeinden,  die  sie  seinerzeit  eingeführt  hatten, 
wieder  aufgehoben  worden. 

4.  Die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert. 

Durch  die  Veranlagung  zur  Grund-  und 
Gebäudesteuernach  dem  Nutzungswert, 
d.  h.  nach  ihrem  Bruttom ietsertrage,  werden  die 
Eigentümer  der  Häuser,  in  denen  eine  grosse 
Anzahl  sog.  kleiner  Mieter  wohnt,  stark  benach- 
teiligt im  Verhältnis  zu  den  Besitzern  von 
Grundstücken  mit  grossen,  sog.  herrschaftlichen 
Wohnungen,  die  nur  wenig  Mieter  zählen, 
denn  es  ist  Tatsache,  dass  je  kleiner  die  Woh- 
nungen, desto  grösser,  nach  Prozenten  gerech- 
net,  die  Verwaltungskosten  sind,  ferner  die  Aus- 
gaben für  Gas,  Wasser,  Reparaturen,  Berei- 
nigung usw.  und  die  Mietsausfälle. 

In  noch  höherem  Grade  unberechtigt  ist 
aber  die  Besteuerung  der  Bauplätze  nach 
dem  Nutzungswert.  Wird  nicht  die  unge- 
sunde Bauspekulation  geradezu  dadurch  ge- 
fördert, dass  für  ein  in  einer  der  Hauptstrassen 
gelegenes  Terrain,  das  einen  Wert  von  1  Mill.  M 
oder  noch  mehr  hat,  bei  Bemessung  der  Steuer 
nach  dem  Ertrag,  den  das  Land  als  Acker 
oder  Wiese  abwirft,  jährlich  eine  Grundsteuer 
von  nur  1   oder  2  M  zu  zahlen  ist. 

Ein  wohl  gangbares  Mittel,  um  zum  Ziel  zu  ge- 
langen, schlagen  die  deutschen  Bodenreformer  vor. 
Ad.  Damaschke  schreibt  darüber  in  seinen  „Auf- 
gaben der  Gemeindepolitik":  „Jeder  Besitzer  eines 
Grundstückes  hat  dieses  sein  Eigentum  zu  taxieren  und 
nach  der  selbstgeschätzen  Höhe  einen  gewissen 
Prozentsatz  als  Steuer  zu  entrichten.  Um  aber  die 
Gefahr  von  ihm  zu  nehmen,  dass  er  den  Wert  seines 
Grundeigentums  zu  niedrig  einschätze,  müsste  die  Be- 
stimmung getroffen  werden,  dass  die  Gemeinde,  wenn 
sie  den  Boden  für  kommunale  Bedürfnisse  braucht, 
das  Recht  hat,  ihn  zu  dem  selbstgeschätzten  Werte  zu 


erwerben.  Schätzt  der  Grundstücksbesitzer  zu  hoch,  so 
droht  die  hohe  Steuer;  schätzt  er  zu  niedrig,  so  droht 
ev.  die  Abfindung  durch  die  Stadt.  Durch  diese  Scylla 
und  Charybdis  würde  allein  der  Weg  der  Wahrheit, 
und  des  Rechts  hindurchführen." 

Die  preussischen  Gemeinden,  welche  bisher 
von  dem  ihnen  zustehenden  Recht,  die  Grund- 
und  Gebäudesteuer  nach  dem  gemeinen 
Wert  zu  erheben,  Gebrauch  gemacht  haben, 
sind  damit  sehr  gut  gefahren.  Neben  dem 
finanziellen  Moment  —  die  Gemeinden  haben 
durch  Erhebung  der  Grundwertsteuer  erheb- 
liche Mehreinnahmen  erzielt  —  ist  auch  das 
sozialpolitische  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung.  Vermöge  dieser  Steuer  kann  in 
hohem  Masse  der  Wohnungsnot  abgeholfen 
werden.  Sie  würde  nämlich  die  Folge  haben, 
dass  unbebaute  Ländereien,  die  innerhalb  eines 
Bebauungsplanes  liegen,  von  den  Besitzern, 
welche  nicht  die  wesentlich  höhere  Steuer 
entrichten  wollen,  zu  niedrigeren  Preisen  als  ur- 
sprünglich geplant  verkauft  werden  würden, 
was  die  Bautätigkeit  ausserordentlich  fördern 
würde. 

Der  Steuersatz,  der  jetzt  zur  Erhebung  gelangt, 
schwankt  zwischen  1  ^1^  und  3  vom  Tausend. 

In  Kiautschou  wird  nach  der  Landord- 
nung vom  2.  September  1898  eine  Grund- 
wertsteuer in  Höhe  von  6°|o  erhoben.  Damit 
die  Steuer  der  Werterhöhung  des  Bodens  folgen 
kann,  erfolgt  alle  3  Jahre  eine  Neueinschätzung 
des  Grund  und  Bodens.  Die  Steuer  ist  so 
hoch  gegriffen,  damit  die  Anhäufung  von  Land 
zu  Spekulationszwecken  erschwert,  wenn  nicht 
ganz  verhütet  wird.  „Bei  den  für  Landver- 
käufen im  übrigen  eingeführten  Beschränkun- 
gen", so  heisst  es  in  der  Begründung,  „wird 
kein  Kaufmann  anders  als  im  Falle  wirklichen 
Bedürfnisses  sein  Kapital  in  Grundstücken  an- 
legen, da  er  dasselbe  von  vornherein  mit  6^/o 
verzinsen  muss". 

/)  Die  Gewerbesteuer.  Die  Gewerbe- 
steuer, d.  h.  die  das  Einkommen  aus  dem  Ge- 
werbe treffende  Steuer,  ist  entweder  eine  all- 
gemeine für  alle  Gewerbe  geltende  —  in 
manchen  Ländern  auch  für  die  liberalen  Be- 
rufe —  oder  eine  spezielle,  nur  für  einzelne 
Gewerbe  in  Betracht  kommende.  Die  Berech- 
tigung, Gewerbesteuer  zu  erheben,  wurde  in 
früheren  Zeiten  aus  der  Konzessionserteilung 
—  daher  derName  Patentsteuer  —  hergeleitet 
Heute  bildet  sie  einen  wichtigen  Bestandteil 
der  Ertragssteuern. 

Da  der  Reinertrag  aus  dem  Gewerbe  in  der 
Regel  nur  schwer  zu  ermitteln  ist  —  die  Be- 
steuerungsgrundsätze   sind    in    den    einzelnen 
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Ländern  sehr  verschieden  —  so  ist  man  auf 
äussere  Kennzeichen  angewiesen.  Solche 
können  sein  die  Grösse  des  stehenden  Ka- 
pitals, z.B. die  Zahl  der  Maschinen  und  deren 
Pferdekräfte,  die  Zahl  der  Pressen  in  einer 
Druckerei,  der  Zimmer  in  einer  Gastwirtschaft 
usw.,  oder  die  Grösse  des  umlaufenden 
Kapitals,  oder  die  Grösse  des  Absatzes, 
oder  die  Zahl  der  Gehilfen  und  Arbeiter, 
oder  die  der  benutzten  Räume,  resp.  die 
hierfür  gezahlte  Miete,  oder  bei  Lokalgewer- 
ben die  Grösse  des  Ortes. 

In  Preussen  (Gesetz  vom  24.  Juni  1891) 
sind  —  abgesehen  von  den  Gewerben  im 
Umherziehen,  welche  für  jedes  Kalenderjahr 
einenGewerbeschein(Wandergewerbesteuer) 
zu  lösen  haben,  dessen  Preis  in  der  Regel 
48  M  beträgt,  jedoch  ev,  bis  auf  6  M  ermässigt 
oder  auf  144  M  erhöht  werden  kann  —  alle 
Gewerbebetriebe  mit  weniger  als  1500  M  Jah- 
resertrag oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital von  weniger  als  3000  M  steuerfrei. 
Die  andern,  steuerpflichtigen  Betriebe  werden 
in  vier  Klassen  geteilt: 

Klasse  Jahresertrag  von       oder  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital von 
I     mehr  als  50000  M         mehr  als  1   Million  M 
II        20  000—50  000,,  150  000—1000000,, 

III  4000—20000  „  30000—    150000  „ 

IV  1500—   4000  „  3000—     30000  „ 

Die  Veranlagung  erfolgt  durch  Steueraus- 
schüsse nach  Veranlagungsbezirken.  Diese 
bilden  für  Klasse  I  die  Provinzen  und  die 
Stadt  Berlin,  für  Klasse  II  die  Regierungsbe- 
zirke, für  Klasse  III  und  IV  die  landrätlichen 
Kreise. 

Die  Steuerpflichtigen  der  Klassen  II,  III  und 
IV  in  einem  Veranlagungsbezirk  bilden  jede 
für  sich  eine  Steuergesellschaft.  Diese  hat 
ein  bestimmtes  Kontingent  aufzubringen  und 
zwar  in  II  300,  in  III  80  und  IV  16 mal  so 
viel  Mark  als  «Betriebe  in  der  betr.  Steuerklasse 
gezählt  werden.  Die  Verteilung  des  Kontingents 
auf  die  einzelnen  Gewerbetreibenden  erfolgt 
nach  Schätzung  der  Ertrags  Verhältnisse  durch 
Steuerausschüsse,  deren  Vorsitzender  ein  Re- 
gierungskommissar ist.  Die  Grenzen  der  Steuer, 
die  bei  der  Veranlagung  nicht  überschritten 
werden  dürfen,  sind  gesetzlich  festgelegt.  Es 
beträgt  die  Mindeststeuer  in  Klasse  II  156, 
in  III  32,  in  IV  4  M,  die  Höchststeuer  in 
Klasse  II  480,  in  III   192,  in  IV  36  M. 

Die  Mitglieder  der  Klasse  I  (Provinzial- 
steuergemeinschaft)  zahlen  bei  einem  ge- 
schätzten Jahresertrage  von  50000 — 54  800  M 
524  M  Steuer.    Bei  höheren  Erträgen  sind  für 


jede  angefangenen  4800  M  48  M  mehr  Steuer 
zu  entrichten. 

Eine  Deklarationspflicht  der  Gewerbetrei- 
benden besteht  nur  insofern,  als  sie  die  Klasse 
anzugeben  haben,  welcher  ihr  Betrieb  ange- 
hört. Bei  Reklamationen  muss  jedoch  selbst- 
verständlich Auskunft  über  die  Höhe  des  Er- 
trages erfolgen. 

Neben  der  Gewerbesteuer  ist  von  Gastwirt- 
schaften sowie  für  den  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus  eine  besondere  Betriebs- 
steuer zu  entrichten,  welche  für  die  Klassen 
I— IV  100  resp.  50,  resp.  25,  resp.  15  M,  für 
Klasse  V  (weniger  als  1500  M  Jahresertrag) 
10  M  pro  Jahr  beträgt. 

ö)  Die  Kapitalrentensteuer.  Die  Kapital- 
rentensteuer, auch  Zinsrenten-  oder  Leihzins- 
steuer genannt,  ist  eine  Steuer  vom  Ertrage  der 
Leihkapitalien  resp.  der  auf  Grund  eines  hin- 
gegebenen Kapitals  bezogenen  Leib-  und  Jahres- 
renten. Sie  bildet  eine  Ergänzung  der  Grund-, 
Gebäude-  und  Einkommensteuer.  Im  Gegen- 
satz zu  diesen  aber  ist  die  Veranlagung  äusserst 
schwierig,  denn  hier  handelt  es  sich  nicht  nur 
darum,  die  Höhe  des  Ertrages  festzustellen, 
sondern  zu  forschen,  ob  bei  dem  einzelnen 
überhaupt  eine  derartige  Ertragsquelle  vorhan- 
den ist. 

Um  zu  einem  einigermassen  richtigen  Re- 
sultat zu  gelangen,  hat  man  hauptsächlich  fol- 
gende zwei  Wege  eingeschlagen:  Verpflichtung 
der  Kapitalrentner  zur  Selbsteinschätzung  oder 
Fassung  des  Ertrages  an  der  Einkommens- 
quelle. 

Gegen  die  Selbstdeklaration  wird  viel- 
fach angeführt,  dass  das  Pflichtbewusstsein 
zahlreicher  Steuerpflichtiger  nicht  so  gross  ist, 
dass  sie  der  Wahrheit  entsprechende  Deklara- 
tionen abgeben.  Aus  diesem  Grunde  beschrän- 
ken sich  mehrere  Länder,  in  welchen  eine 
Kapitalrentensteuer  existiert,  nicht  auf  einen 
Appell  an  das  Pflichtgefühl,  sondern  sie  be- 
drohen diejenigen,  welche  unrichtige  Erklä- 
rungen über  ihr  Einkommen  aus  Kapitalbesitz 
abgeben,  mit  hohen  Geldstrafen,  welche  event. 
auch  von  den  Erben  zu  entrichten  ist.  Als 
Mittel,  Steuerdefraudationen  zu  entdecken,  wird 
Klarlegung  der  Vermögensverhältnisse  bei  allen 
Todesfällen  gefordert 

Die  Einziehung  der  Kapitalrentensteuer  an 
der  Einkommensquelle  des  Censiten,  wenn 
diese  Quelle  eine  öffentliche  Körperschaft  oder 
eine  Aktiengesellschaft  ist,  geschieht  in  der 
Weise,  dass  die  Steuer  von  dem  Betrage  der 
Zinscoupons  gekürzt  wird,  was  die  Erhebung 
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wesentlich  vereinfacht.  Ist  der  Staat  selbst  der 
Schuldner,  so  erfolgt  der  Abzug  in  Form  einer 
Couponsteuer.  Diese  aber  hat  den  Nach- 
teil, dass  sich  der  ausländische  Kapitalist  häu- 
fig daran  stösst  und  somit  die  Unterbringung 
der  Anleihe  im  Auslande  sehr  erschwert  wird. 

Eine  progressive  Besteuerung  mit  Freilassung  der 
kleineren  Einkommen  ist  bei  der  Couponsteuer  un- 
durchführbar. 

Bei  Privatschulden  wird,  wenn  eine  ge- 
setzliche Anzeigepflicht  für  den  Schuldner  ein- 
geführt werden  sollte,  die  Steuer,  ganz  gleich, 
bei  wem  sie  erhoben  wird,  doch  schliesslich 
vom  Gläubiger,  der  sie  eigentlich  tragen  sollte, 
auf  den  Schuldner  abgewälzt  werden. 

Gegen  die  Einreihung  der  Aktiendivi- 
denden unterdieZinsensteuern  führt  Röscher 
an,  dass  derjenige  Aktionär,  welcher  seine  Ak- 
tien hoch  über  dem  Emissionskurs  gekauft 
hat,  eine  gleiche  Dividendensteuer  weit  schwe- 
rer als  ein  ursprünglicher  Aktionär  trägt. 
Mehr  berechtigt  scheint  mir  der  gegen  die  Cou- 
ponsteuer erhobene  Einwand  zu  sein,  dass  eine 
Besteuerung  dieses  Einkommens  bereits  in  an- 
derer Weise  erfolgt,  nämlich  durch  die  Ge- 
werbe- und  Einkommensteuer,  welche  die  Ge- 
sellschaft, und  die  Einkommensteuer,  welche 
der  Aktionär  zu  entrichten  hat. 

All  diese  Gründe  haben  die  meisten  Staaten, 
z.  B.  Preussen,  veranlasst,  von  der  Einfüh- 
rung einer  Kapitalrentensteuer  abzusehen. 

f)  Die  Steuer  auf  den  Arbeitsertrag.  Die 
Arbeitsertragssteuer  trifft  das  aus  Lohn  oder 
Gehalt  bezogene  Einkommen.  Berechtigt  ist 
sie  nur  in  solchen  Ländern,  in  denen  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  nicht  besteht, 
wie  z.  B.  in  Bayern  und  Württemberg. 

In  Bayern  ist  Steuerobjekt  das  noch  nicht  mit  Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbe-  oder  Kapitalrentensteuer  getrof- 
fene Einkommen.  Steuerpflichtig  ist  demnach  das  Ein- 
kommen: 1.  aus  Lohnarbeit,  2.  aus  wissenschaftlicher 
und  künstlerischer  Beschäftigung,  3.  aus  Pachtung  und 
Verpachtung  von  Gütern  und  Gewerben,  4.  aus  Be- 
soldungen, Dienstemolumenten  und  Pensionen,  5.  aus 
Leibrenten. 

Die  Steuer  steigt  von  Vio  7o  (bei  500  M)  bis  3  7o 
(bei  Einkommensklassen  über  50000  M).  Befreit  von 
der  Steuer  sind  u.a.  Personen  unter  18  Jahren,  soweit 
sie  ein  Einkommen  aus  Arbeit  haben,  ferner  weibliche 
Personen,  welche  ein  solches  unter  500  und  ein  Ge- 
samteinkommen unter  700  M  haben,  vaterlose  Min- 
derjährige und  Erwerbsbeschränkte,  deren  Einkom- 
menbezüge 750  und  deren  Gesamteinkommen  1200  M 
nicht  übersteigt,  ferner  Gemeinden,  Stiftungen  für  Wohl- 
tätigkeit, Unterricht  usw. 

In  Württemberg  wird  die  Arbeitsertragssteuer  auf 
jede  Art  des  Erwerbes  aus  persönlichen  Diensten  er- 
hoben. Einkommen  unter  350  M  sind  steuerfrei.  Von 
Einkommen  bis  850  ist  Vio^on  dem  Mehrbetrage  von 
850—1700  M  Vio.  von  1700—2250  */io.  von  2550— 


3400  7io»  von  dem  weiteren  Einkommen  der  ganze 
Betrag  steuerpflichtig. 

c)  Die  Einkommensteuern. 
a)  Die   Personal-   und    Klassensteuer. 

Aus  der  ältesten  Form  der  Steuer,  der  Bede, 
d.  h.  der  vom  Landesfürsten  für  ausserge- 
wöhnlichen  Bedarf  in  unregelmässigen  Zwi- 
schenräumen erbetenen  Steuer,  hat  sich  als 
ständige  Abgabe  die  Kopf-  oder  Leibsteuer 
entwickelt.  In  ihrer  rohesten  Form  nimmt  sie 
auf  die  Höhe  des  Einkommens  des  einzelnen, 
auf  Alter  und  Geschlecht  keinerlei  Rücksicht, 
sondern  ausgehend  davon,  dass  jeder  ein  Ein- 
kommen besitzt,  das  es  ihm  ermöglicht,  einen 
Teil  hiervon  für  öffentliche  Zwecke  zu  opfern, 
erhebt  sie  den  gleichen  Betrag  von  allen  Per- 
sonen. Die  später  erfolgende  Beschränkung 
auf  die  Erwerbsfähigen  bedeutetschon  einen 
Fortschritt. 

In  einer  etwas  gemilderten  Form  hat  in 
Russland  die  Kopfsteuer  bis  1885  bestanden. 
Bei  Vornahme  einer  Volkszählung  (Revision) 
wurden  alle  steuerpflichtigen  Personen  männ- 
lichen Geschlechts  (Revisionsseelen)  in  die  Re- 
visionslisten eingetragen.  Die  Steuerquote  wurde 
multipliziert  mit  der  Anzahl  der  Revisionsseelen 
und  diese  sich  ergebende  Summe  hatte  die 
Gemeinde  als  Kontingent  aufzubringen.  Sie 
repartierte  diesen  Betrag  auf  die  einzelnen  nach 
ihrem  Einkommen  aus  Gemeindeland  usw.  und 
nach  Herkommen.  In  Sibirien  besteht  diese 
Kopfsteuer  noch  heute. 

Als  Steuer  der  Eingeborenen  gelangt  die  Kopfsteuer 
heute  noch  vielfach  in  den  Kolonien  zur  Erhebung, 
so  z.  B.  seitens  Deutschland  in  Samoa,  seitens  Frank- 
reich in  Dahomey  und  Madagaskar. 

Aus  der  Kopfsteuer  ging  vielfach  die  etwas  ge- 
rechtere Form  der  Klassensteuer  hervor.  Auch  sie 
dringt  zwar  noch  nicht  in  die  wirklichen  Ein- 
kommensverhältnisse ein,  die  Einschätzung  stützt 
sich  nicht  auf  ziffernmässige  Er/nittelung  des 
Einkommens,  aber  die  Höhe  der  Steuer  steht 
doch  wenigstens  einigermassen  im  Verhältnis 
zur  Leistungsfähigkeit.  Auf  Grund  einer  Schät- 
zung werden  nämlich  die  Steuerpflichtigen  nach 
Berufen  in  verschiedene  Klassen  eingeteilt,  und 
in  jeder  Klasse  werden  dann  wieder  verschie- 
dene Stufen  unterschieden.  Ist  auch  das  Ver- 
anlagungsverfahren ziemlich  einfach,  so  muss 
die  Besteuerung  naturgemäss  doch  vielfach  un- 
zutreffend, ungerecht  sein. 

Lehrreich  ist  die  Entwickelung  der  preussischen 
Klassensteuer:  Anstelle  der  seit  1811  zur  Hebung 
gelangten  Kopfsteuer  in  Höhe  von  Va  Taler  trat  1820 
und  in  etwas  vollendeterer  Form  1822  die  Klassen - 
Steuer,  welche  4  Hauptklassen  mit  je  3  Steuerstufen 
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unterschied.  Klasse  I  zahhe:  144,  96,  48;  II:  24,  18, 
12;  IH:  8,  6,  4;  IV:  3,  2  und   IV2  Taler  Steuer. 

1851  erfolgte  eine  neue  Klasseneinteilung.  Es 
zahlten  nunmehr  Klasse  I:  24,  18,  12;  II:  8,  6,  4; 
III:  3,  2,  IV2  Taler  Steuer.  Für  Einkommen  von  mehr 
als  1000  Talern  wurde  eine  klassifizierte  —  klassifi- 
ziert genannt,  weil  für  alle  in  eine  Klasse  fallende 
Einkommen  der  gleiche  Betrag  zu  entrichten  war  — 
Einkommensteuer  erhoben,  welche  sich  in  30  Klassen 
gliederte,  deren  jede  einen  Spielraum  Hess,  der  bei 
Stufe  1  (Einkommen  von  1000-1  200  Taler)  z.  B.  200, 
bei  Stufe  5  (2000  —  2400  Taler)  400,  bei  Stufe  29  (200  000  — 
240000)  40  000  Taler  betrug.  Da  der  Steuersatz  (3«/o) 
von  der  Untergrenze  jeder  Stufe  berechnet  wurde,  so 
war  dies  eine  Begünstigung  der  Vermögenden,  insbe- 
sondere derer,  welche  ein  jährliches  Einkommen  von 
mehr  als  240000  Taler  hatten,  denn  diese  zahlten  alle 
nur  37o  von  240000  Talern  Einkommen,  d.h.  7200 Taler. 

Nach  mehreren  Reformen,  «die  sich  z.  T.  auch  auf 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  kann,  bezogen,  erfolgte  durch 
Gesetz  vom  24.  Juni  1891  die  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer. 

ß)   Die  allgemeine   Einkommensteuer. 

Während  bei  der  Klassensteuer  die  Bevöl- 
kerung zumeist  nach  äusseren  Merkmalen,  z.  B. 
Berufsklassen,  in  mehr  oder  weniger  Klassen 
geteilt  wird,  wobei  für  alle  in  dieselbe  Klas- 
se fallenden  Einkommen  der  gleiche  Steuer- 
satz zur  Hebung  gelangt,  bezweckt  die  allge- 
meine Einkommensteuer  den  einzelnen  unter 
Berücksichtigung  der  persönlichen  Verhält- 
nisse zu  besteuern. 

Von  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  welche 
das  ganze,  aus  verschiedenen  Quellen  zusammen- 
fliessende  Einkommen  als  Ganzes  betrachtet  (Preussen, 
Sachsen  usw.)  ist  zu  unterscheiden  die  partielle  Ein- 
kommensteuer, welche  die  einzelnen  Teile  gesondert, 
an  ihrer  Quelle  besteuert  (England). 

Als  Vorzüge  der  Einkommensteuer  werden 
gerühmt: 

1.  Sie  ist  sehr  beweglich  und  gestattet,  den 
Betrag  nach  dem  wechselnden  Bedarf  herauf- 
und  herabzusetzen; 

2.  Sie  bietet  die  denkbar  grösste  Möglich- 
keit, den  einzelnen  nach  seiner  Leistungsfähig- 
keit, unter  Berücksichtigung  persönlicher  Ver- 
hältnisse, zu  besteuern; 

3.  Progressive  Besteuerung  und  Freilassung 
des  Existenzminimums  wird  durch  sie  er- 
möglicht; 

4.  Eine  Doppelbesteuerung  und  die  Mög- 
lichkeit, die  Steuer  zu  überwälzen,  ist  ausge- 
schlossen; 

5.  Die  Erhebungskosten  sind  im  allgemeinen 
niedriger  als  bei  jeder  andern  Steuer; 

6.  Ihr  ungefährer  Betrag  lässt  sich  im  voraus 
berechnen. 

Als  Mängel  der  Einkommensteuer  werden 
angeführt: 


1.  Ihre  Beweglichkeit  kann  die  leitenden 
Staatsmänner,  resp.  das  Parlament  veranlassen, 
die  Steuerschraube  zu  straff  anzuziehen; 

2.  Bei  Nachprüfung  der  Selbsteinschätzung  ist 
Vorlage  der  Bücher,  Rechnungen  usw.  häufig  er- 
forderlich, was  von  den  Steuerpflichtigen  nicht 
selten  als  ein  Misstrauensvotum  und  eine  Schi- 
kane betrachtet  wird; 

3.  Sie  verleitet,  besonders  wenn  sie  stark 
progressiv  ist,  zur  Defraudation.  Mac  Culloch 
sagt,  sie  ist  „eine  Besteuerung  der  Ehrlichkeit 
und  eine  Prämie  für  Meineid  und  Betrug." 

4.  Die  Erhebungskosten  der  kleinen  Be- 
träge sind  infolge  der  vielfach  fruchtlos  ver- 
laufenden Exekutionen  erheblich. 

Eingeführt  wurde  die  Einkommensteuer  zu- 
erst in  England,  und  zwar  im  Jahre  1798 
durch  Pitt.  1816  aber  wurde  sie  bereits  wie- 
der abgeschafft.  Derart  verhasst  war  sie,  dass 
auf  Grund  eines  Parlamentsbeschlusses  alle 
Urkunden,  welche  sich  auf  sie  bezogen,  ver- 
brannt wurden. 

Die  heutige  englische  Einkommensteuer  be- 
ruht auf  der  Parlamentsakte  von  1842,  welche 
allerdings  im  Laufe  der  Zeit  einige  Änderungen 
erfahren  hat.  Das  gesamte  Einkommen,  so- 
wohl dieNutzung  des  Vermögens  als  die  Nutzung 
der  Arbeitskraft  umfassend,  wurde  nach  den 
Hauptertragsarten  in  5  Abteilungen  (shedules) 
unterschieden: 

A.  Einkommen  aus  Grundbesitz  {owners- 
tax).  Die  Erhebung  dieser  Steuer  erfolgt  zwar 
beim  Pächter  oder  Mieter,  doch  ist  dieser  be- 
fugt, sie  bei  Zahlung  der  Pacht  in  Abzug  zu 
bringen. 

B.  Einkommen  aus  Pachtungen  {farmers- 
tax).  Diese  Steuer  trägt  der  Pächter,  dem  es 
freigestellt  ist,  die  Hälfte  —  in  Schottland  und 
Irland  ein  Drittel  —  des  gezahlten  Pachtgeldes 
als  Einkommen  aus  der  Pachtung  anzunehmen, 
oder  aber  zu  deklarieren. 

C  Einkommen  aus  Kapital  {fundholders- 
tax).  Die  Auszahlung  der  Zinsen  und  Divi- 
denden erfolgt  abzüglich  der  Einkommensteuer. 

D.  Einkommen  aus  Besoldung  (Gehalt  und 
Lohn). 

E.  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb  und  alles 
andere  Einkommen,  welches  nicht  in  eine  dieser 
4  Klassen  fällt. 

Steuerfrei  sind  diejenigen,  deren  Gesamt- 
einkommen 160  £  nicht  übersteigt.  Einkom- 
men von  1 60 — 400  £  zahlen  nur  Steuer  von 
einem  um  160,  von  400—500  £  von  einem 
um  100  i^  gekürzten   Betrage. 

Der  Prozentsatz  der  zur  Erhebung  gelangen- 
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den  Steuer  wird  vom  Parlament  für  jedes 
Budget  festgesetzt  und  unterliegt  ziemlich  be- 
trächtlichen Schwankungen. 

Neben  der  englischen  ist  von  einschneiden- 
der Bedeutung  die  preussische  Einkom- 
mensteuer, welche,  wie  schon  erwähnt,  auf 
dem  Gesetz  vom  24.  Juni  1891   beruht. 

Die  Besteuerung  beginnt  mit  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  900  M.  Bei  den  mitt- 
leren Einkommenstufen  (9500—30500  M)  be- 
trägt die  Steuer  3^|o.  Bei  Einkommen  von 
9500  bis  herab  zu  Einkommen  von  mehr  als 
900  M  sinkt  der  Prozentsatz  in  25  Stufen, 
bis  er  mit  0,62  •'/o  seinen  niedrigsten  Stand 
erreicht.  Bei  höherem  Einkommen  als  30500 
steigt  der  Satz  von  3%  in  Stufen  von  1500, 
resp.  2000  M,  bis  er  bei  einem  Einkommen 
von  100000  M  mit  4^Jq  seinen  höchsten  Stand 
erreicht. 

Zur  Veranschaulichung  der  Degression,  resp.  Pro- 
gression diene  folgende  Tabelle: 

Die  Steuer  beträgt  bei  einem  Einkommen  von: 

100  000—105  000  iVl  4000  M  =       4     7« 

90  000—  92  000   „  3500    „    =       S'/g  „ 

29  500—  30  500    „  900    „    =       3      „ 

9  500—   10  500    „  300   „    =       3      „ 

5  000—     5  500    „  132   „    =ca.272„ 

3  300—     3  600    „  70    „    =       2      „ 

1  650—      1  800   „  26   „    =       IV2  „ 

1  200—     1  350   „  12    „    =       1      „ 

900—     1  050    ,,  6    „    =       0,6  „ 

Die  persönliche  Leistungsfähigkeit  des  Steuer- 
pflichtigen wird  noch  insofern  berücksichtigt, 
als  bei  einem  Einkommen  von  unter  3000  M 
für  jedes  nicht  selbständige  Familienmitglied 
unter  14  Jahren  50  M  vom  Einkommen  in 
Abzug  gebracht  werden,  bei  Einkommen  unter 
9500  M  aus  besonderen,  die  Leistungsfähig- 
keit der  Steuerpflichtigen  „wesentlich  beein- 
trächtigenden wirtschaftlichen  Verhältnissen" 
eine  Herabsetzung  bis  um  3  Steuerstufen  statt- 
finden darf. 

Die  Veranlagung  erfolgt  für  jedes  Etats- 
jahr auf  Grund  von  Steuererklärungen,  resp. 
durch  Einschätzung  seitens  hierzu  gebildeter 
Kommissionen.  Personen,  welche  bereits  mit 
einem  Einkommen  von  mehr  als  3000  M  zur  Ein- 
kommensteuer veranlagt  sind,  sind  auch  unauf- 
gefordert, sonstige  Steuerpflichtige  dagegen  nur, 
sobald  eine  besondere  Aufforderung  des  Vor- 
sitzenden der  Veranlagungskommission  an  sie 
ergeht,  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung 
verpflichtet.  In  dieser  muss  „nach  bestem  Wissen 
und  Gewissen"  der  Gesamtbetrag  des  Ein- 
kommens angegeben  sein,  getrennt  nach  den 
vier  grossen  Einnahmequellen :  Kapitalvermögen, 
Grundvermögen,  Handel  und  Gewerbe,  gewinn- 


bringende Beschäftigung,  bezw.  Rechte  auf 
periodische  Hebungen.  Feststehende  Einnah- 
men sind  nach  dem  für  das  Steuerjahr  zu  er- 
wartenden Betrage,  schwankende  Einnahmen 
nach  dem  Durchschnitt  der  drei  der  Veranla- 
gung unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  zu 
berechnen. 

Wer  eine  Steuererklärung,  zu  welcher  er 
verpflichtet  ist,  nicht  rechtzeitig  abgibt,  verliert 
sein  Reklamationsrecht;  tut  er  es  auch  nach 
nochmaliger  Aufforderung  nicht,  so  hat  er 
neben  der  veranlagten  Steuer  einen  Zuschlag 
von  25°/o  zu  zahlen.  Falsche  Deklaration  wird 
ev.  mit  dem  4 — lOfachen  des  hinterzogenen 
Betrages  bestraft.  Verjährung  tritt  erst  in 
10  Jahren  ein. 

d)  Die  Vermögenssteuer. 

Bei  der  Vermögenssteuer,  die  eine  der 
ältesten  direkten  Steuern  ist,  war  und  ist  zu- 
meist Steuerquelle  nicht  das  Vermögen  selbst, 
sondern  das  mit  Hilfe  des  Vermögens  ge- 
wonnene Einkommen. 

Von  einer  reellen  Vermögenssteuer  spricht  man, 
wenn  der  Staat  einen  Teil  des  Vermögens  wegnimmt  — 
erhoben  in  Zeiten  der  Not  —  von  einer  nominellen 
Vermögenssteuer,  wenn  das  Vermögen  nur  als  Grund- 
lage für  eine  zu  erhebende  Einkommen-  oder  Ertrags- 
steuer dient. 

Da  nennenswertes  Vermögen  nur  bei  einem 
verhältnismässig  kleinen  Teil  der  Bürger  vor- 
handen ist,  und  da  ferner  auf  Grund  des  Ver- 
mögens noch  kein  sicherer  Schluss  auf  die 
Höhe  des  Einkommens  gezogen  werden  kann, 
so  hat  eine  Vermögenssteuer  nur  dann  Be- 
rechtigung, wenn  sie  neben  andern  Steuern 
erhoben  wird,  gewissermassen  als  Ergänzung 
anderer  Steuern  dient,  wie  z.  B.  die  nieder- 
ländische Vermögenssteuer  vom  27.  Sept. 
1892,  die  hessische  Vermögenssteuer  vom 
12.  August  1899  und  die  preussische  Er- 
gänzungssteuer vom   14.  Juli  1893. 

Nach  dem  preussischen  Ergänzungs- 
steuergesetz sind  steuerpflichtig  physische 
Personen,  welche  ihren  Wohnsitz  oder  Grund- 
besitz oder  gewerbliche  Unternehmungen  in 
Preussen  haben,  sofern  das  bewegliche  und 
unbewegliche  Vermögen  —  Möbel,  Hausrat 
usw.  sind  steuerfrei  —  nach  Abzug  der  Schul- 
den mehr  als  6000  M  beträgt.  Diejenigen, 
deren  Jahreseinkommen  weniger  als  900  M 
beträgt,  sowie  die  weiblichen  Personen,  welche 
für  Minderjährige,  Waisen  oder  Erwerbsun- 
fähige zu  sorgen  haben,  brauchen  Ergänzungs- 
steuer erst  bei  einem  Vermögen  von  20000  M 
und  darüber  zu  entrichten. 
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Der  Normalsatz  ist  V2  P^o  Mille  des  steuer- 
baren Vermögens.  Die  Stufen  steigen  bis  zu 
24  000  M  um  je  2000,  bis  zu  60  000  M  um 
je  4000,  von  da  ab  auf  je  10  000  und  von 
200  000  M  ab  um  je  20  0Q0  M.  Da  die 
Steuer  vom  Anfangssatz  der  Stufe  zu  ent- 
richten ist,  so  kann  man  sie  als  degressiv 
bezeichnen. 

Eine  Verpflichtung,  die  Höhe  seines  Ver- 
mögens anzugeben,  l)esteht  nicht.  Die  Ver- 
anlagung erfolgt  auf  Grund  einer  Selbstein- 
schätzung oder,  wenn  sie  fehlt,  nach  der  Schä- 
tzung durch  einen  Ausschuss,  gleichzeitigmit  der- 
jenigen zur  Einkommensteuer,  jedoch  immer  nur 
alle  3  Jahre  für  eine  Periode  von  3  Jahren. 

e)  Die  Verkehrssteuern. 

c)  Begriff  und  Arten.  Verkehrssteuern 
sind  Abgaben,  welche  bei  Gelegenheit  der  Ver- 
mögens- oder  Güterübertragung  erhoben  wer- 
den. Insbesondere  bezeichnet  man  als  Verkehrs- 
steuern Abgaben,  die  in  keinem  Verhältnis  zur 
Gegenleistung  stehen  und  daher  als  Gebühren, 
aus  denen  ein  grosser  Teil  dieser  Steuern  her- 
vorgegangen ist,  nicht  mehr  angesehen  werden 
können. 

Als  Vorzug  der  Verkehrssteuern  wird  an- 
geführt, dass  sie  für  den  Staat  sehr  einträglich 
sind  und  ihre  Höhe  sich  der  Leistungsfähig- 
keit der  Steuerpflichtigen  anpassen  lässt.  Dem- 
gegenüber stehen  als  Nachteile:  Unmöglichkeit, 
den  Ertrag  im  voraus  zu  berechnen,  Erschwe- 
rung des  Verkehrs,  Schädigung  der  Rechts- 
sicherheit, insofern  als  Verträge  wegen  des 
hohen  Stempels  vermieden  werden  usw.  Von 
der  Wissenschaft  wird  den  Verkehrssteuern 
zumeist  jegliche  innere  Berechtigung  abge- 
sprochen. 

„Unmöglich  ist  es",  sagt  z.  B.  Lorenz  von  Stein, 
„die  allgemeine  Verkehrssteuer  rationell  zu  begründen. 
Diese  Steuer  neben  einer  Erwerbs-  und  Einkommen- 
steuer kann  nie  durch  die  Wissenschaft,  sondern  nur 
durch  das  Bedürfnis  des  Staates  erklärt  werden.  Die 
in  der  Verkehrssteuer  liegende  Doppelbesteuerung  kann 
weder  jemals  eine  wohlberechnete,  noch  eine  gleiche 
sein". 

Einen  gewissen  Nutzen  schreibt  Ad.  Wagner 
den  Verkehrssteuern  immerhin  insofern  zu,  als 
sie  den  Spekulations-  und  Konjunkturgewinn 
treffen,  was  „durch  die  Objekt-  und  Subjekt- 
besteuerung des  berufsmässigen  Erwerbes" 
nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Weise  erfolgt 

Etwas  Verführerisches,  sagt  Schäffle,  besitzen  die 
VerkehrssteueiTi  insofern,  als  ,,die  Saugpumpe  der  Reihe 
nach  an  sehr  verschiedenen  Stellen  angesetzt  werden 
kann.  Eine  schlaue  Politik  der  Steuervermehrung  braucht 
nur  schrittweise  vorzugehen,  so  wird  sie  immer  die 
Lastträger  der  alten  Gebühren-,  Ertrag-  und  Aufwand- 


steuern gegen  neue  Opfer  der  Verkehrsbesteuerung 
auf  ihre  Seite  ziehen  und  schliesslich  alle  schon  ge- 
rupften Steuerkräfte  «der  Konsequenz  und  der  Gerech- 
tigkeit wegen»  zu  einer  Majorität  zusammenbringen 
können". 

Eingeteilt  werden  die  Verkehrssteuern  in 
zwei  Hauptgruppen,  in: 

1 .  Steuern  vom  Verkehr  unter  Lebenden  und 

2.  Steuern  vom  Vermögensverkehr  von  Todes 
wegen,  d.  h.  Erbschaftssteuern. 

Die  Steuer  vom  Vermögensverkehr  unter 
Lebenden  kann  wieder  sein: 

a)  eine  Immobiliarverkehrs-  auch  Übertra- 
gungs-  oder  Besitzveränderungssteuer  genannt; 

b)  eine  Steuer  vom  Umsätze  beweglichen 
Vermögens,  oder 

c)  ein  Gebührenäquivalent. 

ß)  Die  Steuer  vom  Umsatz  mit  unbe- 
weglichen Werten.  Diese  Steuer  wird,  wie 
der  Name  besagt,  erhoben  auf  den  Verkehr 
mit  Immobilien,  und  zwar  sowohl  beim  Kauf 
und  Verkauf,  wie  auch  bei  Expropriationen, 
Verpachtungen  und  Verpfändungen,  bei  Schen- 
kungen  und  Stiftungen  unter  Lebenden  usw. 

Ist  die  Immobiliarverkehrssteuer  auch  sehr 
alt  und  mitunter  auch  sehr  ertragreich,  so  ist 
man  doch  über  ihren  Wert  und  ihre  Berech- 
tigung in  der  Wissenschaft  sowohl  wie  in  der 
Praxis  sehr  geteilter  Ansicht.  Gerechtfertigt 
wird  die  Steuer  durch  den  Hinweis,  dass  die 
vom  Staat  und  den  Gemeinden  getroffenen 
Schutz-  und  Sicherheitseinrichtungen  in  erster 
Linie  und  in  hohem  Masse  dem  Immobiliar- 
besitz zugute  kommen,  was  auch  aus  einer, 
zum  Teil  nicht  unerheblichen  Wertsteigerung 
der  Liegenschaften  hervorgehe.  Demgegenüber 
wird  angeführt,  dass  es  durch  nichts  gerecht- 
fertigt sei,  „das  Prinzip  von  Leistung  und 
Gegenleistung,  das  man  sonst  als  der  moder- 
nen Idee  der  Besteuerung  fremd  und  im  ein- 
zelnen gar  nicht  durchführbar  erkannt  hat, 
gerade  an  dieser  Stelle  anzuwenden"  (Eheberg). 
Zahlreiche  Finanzschriftsteller  halten  eine  Steuer 
nur  bei  Veräusserung  von  Bauplätzen  und 
städtischen  Immobilien,  nicht  aber  auch  von 
ländlichen  Immobilien  berechtigt.  Im  letzteren 
Falle  könne  von  einem  Spekulationsgewinne 
in  der  Regel  keine  Rede  sein,  und  da  diese 
Steuer  besonders  dann,  wenn  sie  hoch  gegriffen 
ist,  den  Übergang  eines  Stück  Landes  usw.  in 
andere  Hände  verhindere  oder  mindestens  doch 
sehr  erschwere,  so  sei  sie  zu  verwerfen. 

Der  preussische  Staat  erhebt  (Gesetz  vom  31.  JuH 
1895)  bei  Kauf  und  Tausch  1%  des  Kaufpreises  bei 
inländischen  Grundstücken  und  Grundgerechtigkeiten, 
172%  bei  ausländischen  Immobilien.  In  Bayern  gibt  es 
eine  „Besitzveränderungsgebühr",  welche  bis  zu  1000  M 
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1%,  bis  zu  2000  M  lV//„  und  darüber  2%  beträgt. 
In  Elsass-Lothringen  beträgt  die  Steuer  S'/a,  in  Baden 
2V2,  in  Österreich  S'/aVo-  Frankreich  erhebt  für  das 
Enregistrement  (Registrierung)  unbeweglicher  Gegen- 
stände 47o- 

Seitens  einiger  Staaten  ist  den  Gemeinden 
gestattet  worden,  für  sich  einen  Zuschlag  zu 
der  zugunsten  des  Staates  erhobenen  Im  mobi- 
liarsteuer zu  erheben.  Von  diesem  Recht  ist 
bisher  jedoch  nur  verhältnismässig  wenig, 
resp.  in  geringem  Umfange  Gebrauch  gemacht 
worden. 

Nach  Ad.  Damaschke  (Aufgaben  der  Gemeinde- 
politik) erheben  von  23  grösseren  preussischen 
Gemeinden  3:  IVaVo  von  bebauten  und  unbebauten 
Grundstücken,  3:  V^Vo  von  bebauten  und  P/o  von 
unbebauten,  15:  17^  von  bebauten  und  unbebauten 
Grundstücken,  2:  l'/jVo  von  bebauten  und  unbebauten 
Grundstücken.  In  Bayern  haben  bisher  101  Gemein- 
den die  Genehmigung  zur  Erhebung  einer  örtlichen 
„Besitzveränderungsabgabe"  erhalten.  Der  durch- 
schnittlich zur  Erhebung  gelangende  Prozentsatz  be- 
trägt VaVo- 

Im  Zusammenhang  mit  der  Immobiliarver- 
kehrssteuer  ist  zu  nennen  die  Steuer  auf 
Konjunkturgewinn.  Durch  diese  Steuer 
soll  ein  Teil  des  unverdienten,  d.  h.  ohne 
Anstrengung  und  Opfer  erzielten  Wertzu- 
wachses von  Grund  und  Boden,  des 
„unearned  incremenf,  der  Gesamtheit  zugute 
kommen. 

Ein  Recht  zur  Erhebung  dieser  Steuer  kann, 
abgesehen  davon,  dass  eine  hohe  Besteuerung 
des  mühelos  erzielten  Gewinnes  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  entspricht,  auch  dar- 
aus abgeleitet  werden,  dass  die  Werterhöhung 
des  Grund  und  Bodens  mehr  oder  minder  durch 
die  Kulturarbeiten  der  Gemeinde  eingetreten  ist. 
Eine  derartige  Beäermentabgabe  besteht  viel- 
fach in  England,  Amerika  und  Australien  und 
bringt  nicht  unerhebliche  Erträge. 

In  Preussen  ist  den  Gemeinden  durch  §  Q  des 
Kommunalabgabengesetzes  die  Erhebung  dieser  Steuer 
gestattet:  „Die  Gemeinden  können  behufs  Deckung  der 
Kosten  für  Herstellung  und  Unterhaltung  von  Veran- 
staltungen, welche  durch  das  öffentliche  Interesse  er- 
fordert werden,  von  denjenigen  Grundeigentümern  und 
Gewerbetreibenden,  denen  hierdurch  besondere  wirt- 
schaftliche Vorteile  erwachsen,  Beiträge  zu  den  Kosten 
der  Veranstaltungen  erheben.  Die  Beiträge  sind  nach 
den  Vorteüen  zu  bemessen." 

Am  vollkommensten  durchgeführt  ist  die 
Zuwachssteuer  in  Kiautschou:  SS^/g^/o  der  Zu- 
wachsrente beträgt  sie,  d.  h.  steigt  der  Grund 
und  Boden  „durch  Verhältnisse,  welche  der 
Besitzer  nicht  herbeigeführt  hat,  die  vielmehr 
allein  dem  durch  die  Tätigkeit  des  Gouverne- 
ments oder  der  Gesamtheit  der  Gemeinde  ver- 
anlassten Emporblühen  des  Platzes  zugeschrie- 


ben sind",  so  erhält  die  Gesamtheit  ^/g  der 
Wertsteigerung. 

Neben  der  Zuwachssteuer  und  der  bereits 
oben  erwähnten  Grundwertsteuer  wird  in  Ki- 
autschou noch  ^ine  Umsatzsteuer  von  2  °/o  des 
Wertes,  hälftig  vom  Käufer  und  vom  Verkäufer 
zu  zahlen,  erhoben. 

7)  Die  Steuer  vom  Umsatz  mit  beweg- 
lichen Werten.  Das  Bedürfnis  der  aus- 
gleichenden Gerechtigkeit  und  das  Suchen  nach 
Einnahmequellen  hat  dazu  geführt,  die  Ver- 
kehrssteuern weiter  auszubilden  und  auch  die 
Übertragungsakte  von  beweglichen  Gütern  zu 
besteuern.  Grossbritannien  und  Frankreich  sind 
hierbei  vorangegangen.  Deutschland  ist  erst 
später  gefolgt. 

Die  bekanntesten  dieser  meist  in  Form  eines 
Stempels  erhaltenen  Steuern  sind: 

1.  Die  Quittungs-  und  Rechnungs- 
steuer. Sie  ist  sehr  anfechtbar,  insbesondere 
dann,  wenn  sie  nicht  in  Abstufungen,  sondern 
in  Form  eines  Fixstempels,  der  die  kleinen 
Produzenten  und  Konsumenten  unverhältnis; 
massig  hoch  belastet,  erhoben  wird. 

Frankreich  besteuert  Quittungen  des  Privat  Ver- 
kehrs mit  einem  Fixstempel  von  0,10  Fr.,  Quittungen 
von  und  an  öffentliche  Kassen  mit  einem  solchen  von 
0,25  Fr. 

2.  Die  Wechselstempelsteuer.  Sie  wird 
prozentual  oder  skalamässig  erhoben  und  ist 
in  der  Regel  vor  der  ersten  Begebung  eines 
Wechsels  zu  entrichten.  Auch  auf  Checks 
wird  diese  Steuer  in  einigen  Ländern  erhoben. 

Betreffs  der  deutschen,  englischen,  französischen  und 
österreichisch -ungarischen  Wechselstempelsteuer  vgl. 
den  Anhang  zum  Abschnitt  „Wechsel". 

3.  Die  Börsensteuer,  welche  in  einer 
Emissions-  und  einer  Umsatzsteuer  be- 
steht. Die  Emissionssteuer  wird  erhoben  bei 
Ausgabe  neuer  Wertpapiere,  für  jedes  Wertpapier 
also  nur  einmal,  die  Umsatzsteuer  beim  jedes- 
maligen Besitzwechsel.  Zur  Begründung  dieser 
Steuern  wird  u.  a.  angeführt,  dass  sie  eine  Ergän- 
zung der  Einkommen-  und  Ertragssteuern  sei, 
welche  die  Börsenumsätze  und  Börsengewinne 
nicht  genügend  erfasse.  Berechtigt  sind  die 
Börsensteuern  insoweit,  als  auch  andere  Eigen- 
tumsübertragungen von  einer  Steuer  getroffen 
werden.  Sie  dürfen  jedoch  nicht  zu  hoch  be- 
messen werden,  weil  sie  sonst  volkswirtschaft- 
lich schädlich  sind.  Eine  hohe  Emissionssteuer 
erschwert  den  einheimischen  Banken  und 
Bankiers  bei  internationalen  Geschäften  das  Ge- 
schäft, und  eine  zu  hohe  Umsatzsteuer  hemmt 
die  volkswirtschaftlich  nützliche  Spekulations- 
tätigkeit an  den  Börsen. 
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Über  die  Höhe  des  in  Deutschland  zur  Er- 
hebung gelangenden  Emissions-  und  Schluss- 
notenstempels  vgl.  den  Abschnitt  „Geld,  Bank 
und  Börse". 

Femer  sind  zu  nennen: 

Die  Steuern  auf  Lotterielose  und  Lotte- 
riegewinne, auf  Versicherungsverträge, 
Eisenbahnfahrkarten,  Frachtbriefe,  Fak- 
turen, Annoncen  usw. 

ö)  Das  Steuer-  o(}er  Gebührenäqui- 
valent. Eine  Ersatzsteuer  zur  Verkehrs-,  ins- 
besondere aber  zur  Erbschaftssteuer,  ist  das 
sog.  Steuer-  oder  Gebührenäquivalent,  auch 
„Taxe  von  der  toten  Hand"  genannt.  Sie  wird 
von  einigen  Staaten  bei  solchen  Vermögens- 
subjekten erhoben,  bei  denen,  weil  sie  Gene- 
rationen überdauern,  Eigentumsübertragungen 
nicht  vorkommen,  wie  z,  B.  bei  juristischen 
Personen,  öffentlichen  Korporationen,  Handels- 
und Versicherungsgesellschaften,  Vereinen  usw. 

In  Bayern  ist  ein  Gebührenäquivalent  von  1  "/q  des 
Wertes  ohne  Abzug  der  Schulden  alle  20  Jahre  zu  ent- 
richten, in  Österreich  von   Va — ^"/o   alle   10  Jahre. 

s)  Die  Erbscliafts-  und  Schenkungs- 
steuern. Eine  der  am  leichtesten  zu  tragen- 
den Steuern  ist  die  vom  Vermögensverkehr 
von  Todes  wegen  zu  entrichtende  Erbschafts- 
steuer. Ihre  Höhe,  die  in  den  einzelnen  Län- 
dern sehr  erheblich  voneinander  abweicht, 
richtet  sich  nach  dem  Grade  der  Verwandt- 
schaft resp.  der  Beziehung  zum  Erblasser  und 
nach  der  Höhe  der  Erbschaft.  Um  Steuerhinter- 
ziehungen —  etwa  dadurch,  dass  allmählich 
schenkungsweise  Übertragung  an  die  Erben 
erfolgt  —  nach  Möglichkeit  zu  verhüten,  ist 
mit  der  Erbschaftssteuer  in  der  Regel  eine 
Schenkungssteuer  verknüpft. 

Preussen  erhebt  1 — 8  7o  Erbschaftssteuer.  Deszen- 
denten und  Aszendenten,  sowie  Ehegatten  des  Erb- 
lassers haben  keine  Erbschaftssteuer  zu  zahlen.  Schen- 
kungsurkunden unterliegen  der  gleichen  Steuer.  In 
Bayern  beträgt  die  Erbschaftssteuer  4 — 87o,  in  Würt- 
temberg in  ihrem  niedrigsten  Satze  höchstens  2,  in 
ihrem  höchsten  höchstens  8  7o  —  die  Höhe  wird  für 
jede  Finanzperiode  festgesetzt,  in  Sachsen  1  — 8"/o, 
in  Baden  1— 107„. 

Verhältnismässig  hohe  Erbschaftssteuern  erheben  Eng- 
land, die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  die  Schweiz. 

f)  DieAufwand-  oder  Verbrauchssteuern. 
a)  Begriff,  Beurteilung  und  Arten.  Die 

Aufwand-  oder  Verbrauchssteuern  sind  indirekte 
Steuern,  welche,  wie  auch  der  Name  besagt, 
erhoben  werden  bei  Gelegenheit  des  Ver- 
brauches teils  notwendiger,  teils  entbehrlicher 
Gegenstände.  Daraus,  dass  die  einzelne  Haus- 
haltung ein  gewisses  Quantum  von  Bier,  Kaf- 


fee, Zucker  usw.  verbraucht,  wird  von  man- 
chen gefolgert,  dass  sie  auch  in  der  Lage  sei, 
einen  der  Quantität  und  Qualität  entsprechen- 
den Betrag  für  öffentliche  Zwecke  zu  opfern. 

Als  Vorzüge  der  Aufwandsteuern  werden 
genannt:  Sie  sind,  insbesondere  bei  allgemei- 
nem Wohlstand,  sehr  ergiebig  bei  verhältnis- 
mässig geringen  Erhebungskosten;  bei  ihrer 
Veranlagung  findet  ein  Eindringen  in  persön- 
liche Verhältnisse  nicht  statt;  ihre  Erhebung 
ist  einfach;  die  Besteuerung  erfolgt  nach  Lei- 
stungsfähigkeit; auch  im  Inlande  sich  aufhal- 
tende Ausländer  können  durch  die  Steuer  ge- 
troffen werden;  da  ihre  Höhe,  vielleicht  über- 
haupt ihr  ganzes  Vorhandensein,  den  meisten 
unbekannt  ist,  gibt  sie  wenig  Anlass  zur  Un- 
zufriedenheit. 

Als  Nachteile  der  Aufwandsteuern  sind  an- 
zuführen: Ihr  stark  schwankender  Ertrag  macht 
die  Aufstellung  des  Budgets  schwierig;  sie 
bieten  vielfach  Anlass  zu  Fälschungen  und 
Steuerhinterziehungen;  die  kleinen  Einkommen 
werden  unverhältnismässig  hoch  belastet;  das 
Freilassen  eines  Existenzminimums  ist  un- 
durchführbar. 

Die  Gliederung  der  Verbrauchssteuern 
kann   nach  verschiedenen  Prinzipien  erfolgen: 

1.  nach  der  Art  der  besteuerten  Gegenstände: 

a)  Steuern  auf  notwendige  Verbrauchs- 
gegenstände, wie  z.  B.  Salz,  Mehl,  Fleisch; 

b)  Steuern  auf  allgemein  gebrauchte, 
aber  zum  Leben  nicht  unbedingt  erfor- 
derliche Gegenstände,  wie  Kaffee,  Bier, 
Tee,  Zucker,  Tabak,  Wein,  Branntwein 
usw.  (Massenluxus); 

c)  Steuern  auf  Luxusgegenstände,  wie 
Schaumwein,  Delikatessen,  Pferd  und 
Wagen,  Automobile  usw. 

Diese  Art  der  Gliederung  ist  insofern  nicht  ganz 
einwandsfrei,  als  es  bei  manchen  Verbrauchsgegen- 
ständen zweifelhaft  ist,  in  welche  Kategorie  sie  einzu- 
reihen sind,  z.  B.  der  Zucker. 

2.  nach  der  Form  der  Veranlagung  und 
Erhebung: 

a)  Produktionssteuern.  Sie  knüpfen  an 
den  Erzeugungsprozess  an  und  können 
Steuern  sein  vom  Rohstoff  —  bemessen 
nach  den  zu  verarbeitenden  Materialien 
—  vom  Halbfabrikat  oder  vom  fer- 
tigen Produkt.  Die  letzte  Art  der  Be- 
steuerung hat  den  Vorzug,  dass  die  Be- 
messung nicht  bloss  nach  der  Quantität, 
sondern  auch  nach  der  Qualität  erfolgen 
kann.  Mitunter  bestehen  auch  mehrere 
dieser  Besteuerungsformen  nebeneinander. 
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b)  Zirkulationssteuern. Siesind:a)Trans- 
portsteuern,  die  den  steuerpflichtigen 
Gegenstand  treffen,  wenn  er  vom  Aus- 
land kommt  oder  ins  Ausland  geht  (Zölle, 
s.  S.  244  ff.),  oder  wenn  er  in  abgeschlossene, 
kleinere  Gebietsteile  des  Staates  (insbes. 
in  Städte)  gelangt  (Binnenzölle,  Tor- 
steuern, Oktroi,  Accise)  —  oder 
ß)  Handelssteuern,  die  vom  Verkäufer 
kurz  vor  dem  Konsum(Schanksteuer)  er- 
hoben werden. 

c)  Lizenzgebühren.  Es  sind  dies  Ab- 
gaben, welche  einmal  oder  jährlich,  nach 
Vereinbarung  mit  der  Steuerverwaltung, 
für  das  Recht  (Lizenz),  gewisse  Gewerbe 
auszuüben,  bestimmte  Gegenstände  zu 
produzieren  und  damit  Handel  zu  treiben, 
entrichtet  werden. 

ß)  Die  Mehl-,  Mahl-  und  Brotsteuer. 
Absolut  unentbehrliche  Verbrauchsartikel,  wie 
Brot,  Fleisch  und  Salz,  sollten  aus  sozialen 
Gründen  unbesteuert  bleiben.  Gleicht  doch 
die  Besteuerung  dieser  notwendigen  Verbrauchs- 
gegenstände gewissermassen  einer  Kopfsteuer 
und  zwar  einer  umgekehrt  proportionalen: 
Der  Brot-  und  Salz.vonsum  steigt  mit  fallen- 
den Einkommen. 

Abgesehen  von  den  Getreide-  und  Mehl- 
zöllen sind  die  sehr  einträglichen,  aber  stark 
angefeindeten  Steuern  auf  Mehl  und  Brot  von 
den  meisten  Staaten  aufgehoben  worden.  In 
Form  einer  Torsteuer  gelangen  sie  jedoch  von 
einigen  Gemeinden  noch  zur  Erhebung. 

7)  Die  Fleisch-  und  Schlachtsteuer. 
In  früheren  Zeiten  entweder  nach  der  Stück- 
zahl und  Art  des  Viehs  oder  nach  dem  Ge- 
wichte —  teils  als  Handelssteuer  (Abgabe  vom 
Verkauf),  teils  als  Torsteuer  (beim  Passieren 
einer  Grenze)  erhoben,  haben  heute  viele  Staaten 
aus  sozialen  und  aussteuertechnischen  Gründen 
auf  Erhebung  dieser  Steuern  verzichtet,  haben 
es  aber  den  Gemeinden  anheimgestellt,  das 
Schlachten  (Schlachtsteuer),  resp.  das  Einbringen 
von  Fleisch  in  die  Stadt  (in  Form  von  Torab- 
gaben) zu  besteuern. 

d)  Die  Salzsteuer.  Sie  ist  eine  der  ältesten 
indirekten  Steuern.  Von  der  gabeile  da  sei 
in  Frankreich  liegen  schon  Nachrichten  aus 
dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  vor.  Zu  unter- 
scheiden ist:  das  Salzmonopol  und  die  Salzsteuer 
in  Form  einer  Produktionssteuer.  Beim  Salz- 
monopol behält  sich  der  Staat  die  Salzge- 
winnung oder  den  Salzhandel  oder  beides  vor. 
Der  vom  Staat  einseitig  festgesetzte  Verkaufs- 
preis  setzt  sich  zusammen   aus   Produktions- 
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kosten  und  Steuer.    Salzmonopol  besteht  heute 
noch  u.  a.   in   Österreich-Ungarn,  Italien  und      f 
in  der  Schweiz. 

Ergänzt  wurde  das  Salzmonopol  häufig  durch  eine 
Salzkonskription:  Jedes  Haus  war  verpflichtet,  eine 
nach  der  Kopfzahl  seiner  Mitglieder  bestimmte  Menge 
Salz  innerhalb  eines  Jahres  von  den  Staatsniederlagen 
zu  kaufen.  Wiederveräusserung  war  verboten.  In 
Preussen  war  der  Bedarf  1725  für  jede  Person  über 
9  Jahr  auf  4  Metzen,  für  jede  Kuh  oder  10  Schafe 
auf  2  Metzen  festgesetzt.  Für  jede  nicht  abgeholte 
Metze  war  eine  Strafe  vwn  4  Groschen  zu  entrichten. 
1816  wurde  die  Konskription  bis  auf  einige  wenige 
Gegenden  aufgehoben. 

In  Deutschland  ist  an  Stelle  der  Mono- 
polsteuer die  Fabrikatsteuer  (Gesetz  vom 
12.  Oktober  1867)  getreten.  Die  Salzsteuer 
für  das  im  Inlande  erzeugte  Salz  beträgt  12  M 
für  100  kg,  der  Salzzoll  vom  eingeführten 
ausländischen  Salz  12,80  pro  100  kg.  Steuer- 
frei ist  Vieh-,  Dung-,  Gewerbe-  und  Bade- 
salz, sofern  es  durch  Denaturierung  für  den 
menschlichen  Konsum  unbrauchbar  gemacht 
worden  ist.  Die  Einnahmen  aus  dieser  Steuer 
belaufen  sich  für  das  Deutsche  Reich  jährlich 
auf  ca.  50  Millionen  M. 

s)  Die  Weinsteuer.  Die  Besteuerung  des 
Weins  bietet  insofern  erhebliche  Schwierig- 
keiten, als  die  Weinproduktion  in  zahlreichen 
kleinen  Betrieben  erfolgt,  erhebliche  Mengen 
vom  Produzenten  direkt  an  den  Konsumenten 
versandt  werden  und  eine  Besteuerung  nach 
der  Qualität  weitgehende  Kontrollen  und  grosse 
Kosten  verursachen  würde.  Aus  diesen  Gründen 
haben  viele  Länder  auf  die  Erhebung  einer 
Weinsteuer  verzichtet.  Wo  sie  aber  besteht, 
sollte  Rücksicht  darauf  genommen  werden,  ob  in 
dem  betreffenden  Lande  der  Wein  allgemeines 
Nahrungsmittel  (Volksgetränk),  wie  in  Italien, 
Spanien,  Portugal,  Frankreich,  im  südlichen 
Österreich,  in  Süddeutschland,  am  Rhein,  oder 
ob  er  Luxusgetränk  ist. 

Die  Steuer  kann  sein: 

a)  Eine  Produktionssteuer,  bemessen  ent- 
weder nach  der  Grösse  der  mit  Wein  be- 
bauten Fläche  oder  nach  den  gekelterten 
Quantitäten.  Da  auf  die  Qualität  keine 
Rücksicht  genommen  wird  und  ferner  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten 
die  Erträgnisse  sehr  verschieden  sind,  so  ist 
man  von  dieser  rohen  Form  der  Erhebung  in 
der  neueren  Zeit  fast  überall  abgekommen. 

b)  Eine  Transportsteuer.  Die  Besteue- 
rung erfolgt  beim  Versand  durch  den  Pro- 
duzenten —  steuerpflichtig  ist  meist  dieäer, 
zuweilen  aber  auch   der  Empfänger  —  oder 
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bei  der  Einlagerung  oder  bei  Einführung  in 
ein  geschlossenes  Gebiet  (Torsteuer). 

c)  Eine  Handels-  oder  Schanksteuer, 
die  beim  Kleinverkauf  erhoben  wird.  Infolge 
der  schwierigen  und  lästigen  Kontrolle  findet 
meist  Abfindung  durch  eine  Pauschalsumme 
statt. 

In  Deutschland  wird  eine  Weinsteuer  in 
Baden,  Württemberg,  Hessen  und  El- 
sass-Lothringen  erhoben.  Die  verwickelt- 
ste  Weinsteuer  (sieben  verschiedene  Erhe- 
bungsformen), „das  umfassendste,  kühnste  und 
durchdachteste  Gesetz,  das  je  von  einem  Fi- 
nanzminister erfunden  worden  ist"  (v.  Hock) 
hatte  bis  zum  Jahre  1901   Frankreich. 

Nach  dem  Schaumweinsteuergesetz  vom  9.  Mai 
1902  ist  in  Deutschland  für  jede  Flasche  Schaumwein, 
der  aus  Fruchtwein  ohne  Zusatz  von  Trauben- 
wein hergestellt  ist,  0,10  M,  für  jede  Flasche  andern 
Schaumwein  0,50  M,  für  eine  halbe  Flasche  die  Hälfte, 
für  jede  kleinere  Flasche  ein  Vierte',  zu  entrichten. 

g)  Die  Branntweinsteuer.  Dass  derBrannt- 
wein  wegen  seines  hohen  Alkoholgehalts  und 
des  in  ihm  enthaltenen  Fuselöls  das  schäd- 
lichste der  alkoholischen  Getränke  ist  —  Irren- 
ärzte haben  festgestellt,  dass  ca.  30 ^|o  der  auf- 
genommenen Kranken  Alkoholiker  sind  — 
steht  fest  Eine  hohe  Besteuerung  seines  Ur- 
stoffs,  des  Spiritus,  wegen  ist  zur  Einschrän- 
kung des  Konsums  daher  wohl  angebracht. 
Jedoch  sollte  Spiritus,  der  für  gewerbliche 
Zwecke  als  Roh-  oder  Hilfsstoff  benutzt  wird, 
stets  steuerfrei  bleiben. 

Die  üblichen  Methoden  der  Besteuerung, 
welche  an  die  Hauptprozesse  bei  der  Bren- 
nerei anknüpfen,  sind: 

1.  Die  Materialsteuer.  Nur  nach  der 
Menge  der  verwendeten  Materialien  (Rohstoffe) 
erhoben,  lässt  diese  Steuer  unberücksichtigt, 
dass  der  Ertrag  infolge  der  verschiedenen  Be- 
schaffenheit der  Rohstoffe  und  der  Art  ihrer 
Behandlung  sehr  schwankend  ist. 

2.  Die  Würzsteuer  knüpft  an  den  Prozess 
der  Gärung  des  Zwischenprodukts,  der  Würze 
an.  Aus  dem  mit  dem  Saccharometer  ermit- 
telten Zuckergehalt  wird  das  Alkoholerträgnis 
berechnet. 

3.  Die  Maischraumsteuer  und  die  Bla- 
sen-oderKesselsteuer  werden  bemessen  nach 
dem  Raumgehalt  des  zur  Gärung  der  Maische 
benutzten  Bottichs,  resp.  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit und  Grösse  des  zur  Destillierung 
verwendeten  Apparates,  der  Blase. 

4.  Die  Fabrikatsteuer  wird  erhoben  am 
Ende  des  Prozesses,  wenn  der  Branntwein  in 
den  freien  Verkehr  gelangt.    Vor  den  andern 
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Arten  der  Besteuerung  bietet  sie  insofern  grosse 
Vorzüge,  als  ihre  Höhe  nach  dem  wirklich  ge- 
lieferten Erzeugnis  bemessen  werden,  und  beim 
Export  die  Rückvergütung  unschwer  festgesetzt 
werden  kann.  Andererseits  aber  erfordert  sie 
auch  einen  grossen  Kontrollapparat,  der,  be- 
sonders dann,  wenn  es  sich  um  kleine  Betriebe 
handelt,  verhältnismässig  grosse  Kosten  ver- 
ursacht. 

Auch  durch  ein  Monopol  kann  eine  Be- 
steuerung des  Branntweins  erfolgen.  Dies  ge- 
schieht in  der  Schweiz,  in  Russland  und  in 
Serbien. 

In  Deutschland  —  Gesetz  vom  24.  Juni 
1887,  Novellen  von  1891,  1895,  1898  und 
T.Juli  1902  —  wird  als  Hauptsteuer  die  Fa- 
brikatsteuer, Verbrauchsabgabe  genannt, 
erhoben.  Sie  ist  zu  zahlen,  sobald  der  Brannt- 
wein aus  der  steuerlichen  Kontrolle  in  den 
freien  Verkehr  tritt,  und  zwar  zu  zahlen  von 
dem,  der  das  Fabrikat  zur  freien  Verfügung 
erhält. 

Für  jedes  Liter  reinen  Alkohols,  das  zur 
Gesamtjahresmenge  (Gesamtkontingent)  gehört, 
werden  0,50  M,  für  jedes  Liter,  das  darüber 
hinaus  produziert  wird,  0,70  M  Steuer  erhoben. 
Das  Gesamtkontingent  wird  berechnet,  indem 
die  Einwohnerzahl  Norddeutschlands  (ehemalige 
Branntweingemeinschaft)  mit  4,5,  die  Süddeutsch- 
lands mit  3  multipliziert  wird.  Die  Festsetzung 
des  Gesamtkontingents  für  das  Reich  und  die 
Verteilung  auf  die  einzelnen  Brennereien  er- 
folgt alle  5  Jahre. 

Da  das  Kontingent  des  mit  0,50  M  zu  ver- 
steuernden Branntweins  (Spiritus)  kleiner  ist  als 
der  Bedarf  des  Inlandes  und  daher  auch  noch 
der  mit  einer  Verbrauchsabgabe  von  0,70  M 
belegte  Branntwein  zur  Deckung  des  Bedarfs 
dienen  muss,  so  erhält  der  steuerpflichtige 
Brenner,  der  nur  0,50  M  Steuer  zahlt,  eine 
„Liebesgabe"  von  0,20  M  pro  Liter,  denn 
auf  Grund  des  Preisbildungsgesetzes  wird  der 
Konsument  für  diesen  Branntwein  ebenso  viel 
zahlen  müssen,  als  wenn  er  mit  0,70  M  ver- 
steuert worden  wäre. 

Auf  Antrag  des  Brennereibesitzers  kann  Kontingents- 
branntwein anstatt  mit  0,50  mit  0,70  M  abgefertigt 
und  für  die  Differenz  ein  Berechtigungsschein 
ausgehändigt  werden,  welcher  bei  Entrichtung  der 
Branntweinsteuer  in  Zahlung  gegeben  werden  darf. 

Zu  dieser  Verbrauchsabgabe  von  50  resp. 
70  M  pro  hl  reinen  Alkohols,  die  alle  Bren- 
nereien zu  entrichten  haben,  treten  noch  Zu- 
schlagssteuern hinzu: 

1,  Für  landwirtschaftliche  Brennereien, 
d.  h.  Brennereien,   welche  ausschliesslich   Ge- 
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treide  oder  Kartoffeln  verarbeiten,  die  Maisch- 
bottichsteuer. Sie  beträgt  1,31  M  für  jeden 
hl  des  Rauminhalts  der  Maischbottiche  und 
für  jede  Einmaischung,  jedoch  tritt  bei  kleineren 
Brennereien  in  gewissen  Fällen  Ermässigung  auf 
%o,  resp.  ^Iio,  resp.  ^j^q  des  normalen  Satzes  ein. 

2.  Für  Fruchtbrennereien  (Material- 
brennereien), d.  h.  solche,  welche  Beeren, 
Obst,  Trauben  usw.,  also  lediglich  nichtmeh- 
lige Stoffe  —  jedoch  mit  Ausnahme  von  Me- 
lasse, Rüben  und  Rübensaft  —  verarbeiten,  eine 
nach  der  Art  der  eingemaischten  Rohstoffe  zwi- 
schen 0,25  M  und  0,85  M  pro  hl  schwankende 
Materialsteuer. 

3.  Für  gewerbliche  Brennereien  ein 
Zuschlag  von  20  M  für  den  hl  reinen  Alko- 
hols, wobei  jedoch  für  kleinere  Brennereien 
gewisse  Ermässigungen  eintreten. 

Für  die  grösseren  Brennereien  ist  durch 
das  Gesetz  vom  15.  Juni  1895  neben  der  Ver- 
brauchs- und  der  Zuschlagssteuer  noch  eine 
besondere, proportional  steigende  Brennsteuer 
zu  entrichten. 

Steuerfrei  ist  aller  Branntwein,  welcher 
exportiert  wird  oder  zu  gewerblichen  oder 
wissenschaftlichen  Zwecken,  zum  Heizen,  Ko- 
chen oder  zur  Beleuchtung  Verwendung  findet. 
Vorschrift  ist  jedoch,  dass  der  zu  gewerblichen 
Zwecken  gebrauchte  Branntwein  durch  Dena- 
turierung (Zusatz  von  Schwefel-  oder  Ter- 
pentinöl usw.)  für  Trinkzwecke  unbrauchbar 
gemacht  wird. 

rj)  Die  Biersteuer.  Leichter  als  die  Be- 
steuerung des  Weins  und  Branntweins  ist  die 
des  Biers  insofern,  als  es  fast  ausschliesslich 
Erzeugnis  selbständiger  Gewerbetätigkeit  ist 
und  seine  Herstellung  zumeist  in  grösseren 
Betrieben  erfolgt.  Im  Gegensatz  zur  Spiritus- 
besteuerung bieten  sich  aber  dadurch  gewisse 
Schwierigkeiten,  dass  beim  Bier  verschiedene 
Qualitätsunterschiede  zu  berücksichtigen  sind. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  kann  er- 
folgen : 

1.  Nach  der  Menge  der  verwendeten  Roh- 
materialien (Hopfen,  Gerste).  Diese  Besteue- 
rungsart hat  sich  als  unpraktisch  erwiesen:  Die 
Hopfensteuer,  weil  der  Hopfen  nicht  in  glei- 
chen Quantitäten  benötigt  wird  und  zu  be- 
fürchten ist,  dass  an  seine  Stelle  Surrogate 
treten,  welche  die  Qualität  des  Bieres  ver- 
schlechtern, die  Gerstensteuer,  weil  die  Aus- 
beute des  zur  Herstellung  des  Bieres  gebrauch- 
ten Malzes  sehr  verschieden  ist. 

2.  Nach  dem  Gewicht  oder  der  Menge  des 
Malzes.    Die  Steuer  ist  zu  entrichten  entweder 


im  ersten  Stadium  der  Verarbeitung,  vor  dem 
Vermählen  (Malzsteuer)  oder  im  geschroteten 
Zustande  der  Einmaischung.     Für  Brauereien      | 
hat  die  Besteuerung  den  Vorteil,   dass  sie  in-      .; 
folge  der  leichten  Kontrolle  von   der  Steuer-      ! 
behörde  wenig  behelligt  werden  und  sich  auch 
die  Neuerungen  der  Technik  zu  nutze  machen 
können.    Gegen  diese  Steuerform  spricht,  dass 
sie  die  Qualität  nicht  genügend  berücksichtigt 
und    dass   ferner  der  Besitzer  einer  kleineren 
Brauerei,    weil    seine  unvollkommeneren   Ein- 
richtungen ihm  eine  Ausnutzung  der  Rohstoffe 
nicht  in  dem  Masse,  wie  in  einem  grösseren 
Betriebe  gestatten,  im  Nachteile  ist. 

3.  Als  Fabrikationssteuer  nach  der  Lei- 
stungsfähigkeit der  Vorrichtungen,  und 
zwar  entweder  nach  dem  Rauminhalt  des  zum 
Sieden  benutzten  Kessels  (Kesselsteuer)  oder 
nach  dem  Rauminhalt  des  Maischbottichs,  in 
dem  die  Masse  den  Gärungsprozess  durch- 
macht (Maischbottichsteuer).  Gegen  diese 
Steuer  spricht  u.a.,  dass  die  Gefässe  nicht  ge- 
statten, einen  richtigen  Schluss  auf  die  Quan- 
tität oder  Qualität  zu  ziehen,  und  dass  die 
Kontrolle  insofern  kompliziert  ist,  als  die  Bot- 
tiche während  der  Zeit,  in  der  sie  nicht  be- 
nutzt werden,  unter  Steuerverschluss  gehalten 
werden  müssen. 

4.  Als  Halbfabrikatssteuer  in  Form  der 
Würzesteuer,  welche  bemessen  wird  nicht 
nur  nach  der  Quantität  sondern  auch  nach 
der  Qualität  der  Würze,  d.  h.  des  gemaischten, 
gekochten  und  mit  Hopfen  versetzten  Stoffes. 
Sie  erfordert  scharfe,  den  Betrieb  sehr  störende 
Kontrollen. 

5.  Als  Fabrikatssteuer  in  Form  der  Fass- 
oder Gebindesteuer.    Das  fertige  Bier  wird 

—  zumeist  durch  eine  auf  dem  Spundloch  be- 
festigte Stempelmarke  —  in  dem  Augenblick 
besteuert,  wo  es  aus  der  Brauerei  in  den  Ver- 
kehr gelangt.  Diese  Art  der  Besteuerung  wäre 
die  denkbar  beste,  wenn  es  gelänge,  neben 
der  Quantität  auch  die  Qualität  zu  besteuern. 
Dies  würde  aber  das  schon  jetzt  sehr  kostspie- 
lige Kontroll  verfahren  noch  erheblich  verteuern. 

In  Deutschland  besteht  keine  einheitliche 
Bierbesteuerung.    Der  grösste  Teil  des  Reiches 

—  nicht  beteiligt  sind:  Baden,  Bayern,  Elsass- 
Lothringen  und  Württemberg  —  gehört  der 
Brausteuergemeinschaft  (Gesetz  vom  31. 
Mai  1872)  an,  welche  eine  Rohmaterialsteuer 
besitzt. 

Es  werden  erhoben  für  100  kg  netto: 
Getreide  (Malz,  Schrot),  Reis,  grüne  Stärke  4  M 

Stärke,  Dextrin,  Sirup  6  „ 

Zucker,  Zuckerauflösungen  u.  andere  Malzsurrogate  8  „ 
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Zu  unterscheiden  sind  drei  Formen  der  Be- ! 
Steuerung: 

a)  Die  Einmaisciuingssteuer,  welche,  da 
der  Brauer  der  Steuerbehörde  anzuzeigen  hat, 
wann  und  wieviel  er  einmaischen  will,  auch 
„Versteuerung  auf  Brauanzeige"  genannt  wird. 
Die  Einmaischung  erfolgt  in  Anwesenheit  eines 
Steuerbeamten.  Wo  die  Rohmaterialien  aufzu- 
bewahren sind  und  zu  welcher  Tageszeit  die 
Einmaischung  erfolgen  darf,  darüber  bestehen 
bestimmte  Vorschriften. 

b)  Die  Vermahlungssteuer,  welche  nach 
dem  Gewicht  des  zu  vermählenden  Malzes  er- 
hoben wird.  Aber  nur  grössere  Brauereien, 
d.  h.  solche,  welche  mindestens  50000  kg 
Malz  im  Jahre  verarbeiten,  dürfen  diese  Steuer- 
form, bei  der  zahlreiche  Kautelen  bestehen  — 
steueramtlicher  Verschluss  der  Mühle,  Vermah- 
lung in  Anwesenheit  eines  Steuerbeamten  usw. 
—  beantragen. 

c)  Die  Steuerfixation,  d.  h.  der  Brauer 
zahlt  für  einen  bestimmten  Zeitraum  eine  mit 
der  Steuerbehörde  vereinbarte  Pauschalsumme 
(„Abfindung").  Diese  hauptsächlich  im  Inter- 
esse der  kleineren  Brauereien  gestattete  Besteue- 
rungsform findet  heute  in  etwa  drei  Fünfteln 
aller  gewerblichen  Brauereien  Anwendung. 

Bayern  hat  eine  Malzsteuer,  und  zwar  werden 
pro  hl  ungebrochenes  Malz  als  Einheitssatz  6  M  er- 
hoben, wobei  jedoch  bei  kleinerem  Jahresverbrauch 
(unter  5000  resp.  6000  hl)  eine  Ermässigung,  bei  grösse- 
rem (über  30000  resp.  40000  hl)  ein  Zuschlag  statt- 
findet. 

Württemberg  und  Baden  besitzen  ebenfalls  eine 
Malzsteuer,  die  jedoch  nicht  nach  dem  Raum  (Hohlmass), 
sondern  nach  Gewicht  bemessen  wird.  Der  Zusatz  von 
Surrogaten  ist  in  Bayern,  Baden  und  Württemberg, 
nicht  jedoch  im  Bereich  der  Brausteuergemeinschaft 
verboten. 

InElsass-Lothringengelangt  noch  die  aus  derfran- 
zösischen  Zeit  herstammende  Kesselsteuer  zur  Erhebung. 

Infolge  der  verschiedenen  Besteuerungsarten 
wird  im  Verkehr  zwischen  Nord-  und  Süd- 
deutschland eine  Übergangssteuer  (Aus- 
gleichungszoll) erhoben. 

d^)  Die  Rübenzuckersteuer.  Der  Zucker 
ist,  das  haben  neuere  Untersuchungen  ergeben, 
nicht  nur  ein  Genussmittel,  sondern  auch  ein 
hochwichtiges  Nahrungsmittel,  das  den  Kör- 
per bei  intensiver  Anstrengung  stärkt  und  ein- 
gebüsste  Kräfte  zu  ersetzen  vermag.  Hierauf 
ist  in  der  neueren  Zeit  bei  der  Besteuerung 
des  Zuckers  (Brüsseler  Zuckerkonvention)  Rück- 
sicht genommen  worden. 

Die  Besteuerung  ist  in  folgenden  Formen 
mögh'ch: 


1.  Als  Rohstoffsteuer  (Rübensteuer), 
wobei  die  gesäuberten  Rüben,  die  in  die 
Schnitzel  maschine  gelangen,  versteuert  wer- 
den. Diese  Steuer  hat  den  Vorzug,  leicht 
feststellbar  zu  sein,  den  Betrieb  nicht  zu  stö- 
ren und  infolge  des  Bestrebens,  möglichst 
viel  Zucker  aus  den  Rüben  zu  gewinnen, 
zur  Vervollkommnung  des  Rübenbaues  und 
der  Technik  anzuspornen. 

2.  Als  Fabrikationssteuer,  die  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  Apparate  bemessen 
wird,  infolgedessen  aber  sehr  unvollkom- 
men und  nur  als  Pauschalierungssteuer 
durchführbar  ist. 

3.  Als  Halbfabrikatssteuer(Zuckersaft- 
steuer),  bemessen  nach  der  Menge  und 
Dichtigkeit  des  Zuckersafts. 

4.  Als  Fabrikatssteuer,  die  entweder  nach 
Fertigstellung  des  Produkts  oder  bei  sei- 
nem Eintritt  in  den  Verkehr  erhoben  wird. 
Sie  ist  die  beste  Steuerform,  gerecht,  weil 
sie  das  tatsächlich  erzielte  Produkt  besteu- 
ert und  weil  beim  Export  eine  richtig  be- 
messene Steuerrückerstattung  möglich  ist. 

Der  deutsche  Zollverein  führte  1841  ein- 
heitlich auf  100  kg  gewaschener  Rüben  eine 
Steuer  von  0,10  M  ein,  welche,  mehrfach  er- 
höht, im  Jahre  1885  auf  1,70  M  angewachsen 
war.  1887  wurde  sie  wieder  auf  0,80  M  er- 
mässigt,  gleichzeitig  aber  eine  Fabrikatssteuer 
(„Verbrauchsabgabe")  in  Höhe  von  12  M 
für  100  kg  Zucker  eingeführt.  Vom  1.  August 
1892  ab  ist  die  Rübensteuer  und  damit  auch 
die  bisherige  verdeckte  Ausfuhrprämie  in  Weg- 
fall gekommen. 

Mit  dieser  Ausfuhrprämie  hatte  es  folgende  Be- 
wandtnis: Da  nicht  beabsichtigt  war,  die  Zuckerindu- 
strie, sondern  den  Zuckerkonsum  zu  besteuern,  so 
musste  beim  Export  die  Steuer  zurückvergütet  werden. 
Da  aber  die  verarbeiteten  Rüben  durchschnittlich  einen 
höheren  Zuckergehalt  besassen,  als  bei  Bemessung  der 
Rübensteuer  angenommen  worden  war,  so  war  der  zu- 
rückvergütete  Betrag  höher  als  die  ursprünglich  ent- 
richtete Steuer,  wodurch  tatsächlich  eine  Ausfuhrprämie 
gewährt  war. 

Gleichzeitig  mit  dem  Wegfall  der  Rübensteuer 
fand  eine  Erhöhung  der  Fabrikatssteuer  von 
12  auf  18  M  statt,  und  an  Stelle  der  bisheri- 
gen versteckten  wurden  offene  Ausfuhr- 
prämien („Ausfuhrzuschüsse")  in  Höhe  von 
1,25  M  bis  2  M  pro  100  kg  gewährt.  Durch 
Gesetz  vom  27.  Mai  1896  wurde  die  Aus- 
fuhrvergütung, je  nach  der  Raffinade  des  Zuckers, 
auf  2,50  M,  resp.  3  M  resp.  3,55  M  festge- 
setzt, gleichzeitig  aber  neben  der  Fabrikatssteuer 
eine  Betriebssteuer  und  ein  Kontingen- 
tierungszuschlag erhoben.    Das  Gesetz  vom 
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6.  Januar  1903  hob  die  beiden  letzten  Steuern 
wieder  auf  und  setzte  die  Fabrii<atssteuer,  um 
sie  mit  den  Bestimmungen  der  internatio- 
nalen Zuckerkonvention  in  Einklang  zu 
bringen,  auf  14  M  pro  100  kg  herab.  Der 
Eingangszoll  aus  Ländern,  welche  keine  Prä- 
mie gewähren,  wird  in  dem  höchsten  Betrage, 
der  nach  der  Konvention  zulässig  ist,  erhoben. 

Die  internationaleZuckerkonvention,  welche 
am  5.  März  1902  in  Brüssel  zwischen  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Gross- 
britannien, Italien,  den  Niederlanden,  Schweden  und 
Norwegen  abgeschlossen  worden  ist,  bestimmt  in 
der  Hauptsache  folgendes:  Die  genannten  Staaten  ver- 
pflichten sich,  keine  direkten  oder  indirekten  Zucker- 
prämien mehr  zu  gewähren.  Zucker  aus  Ländern,  in 
denen  eine  Zuckerprämie  in  irgend  einer  Form  gewährt 
wird,  soll  mit  einem  besonderen  Strafzoll  belegt  wer- 
den, Zucker  aus  Vertragsstaaten  dagegen  zum  niedrigsten 
Satz  des  Einfuhrtarifes  zugelassen  werden.  Die  Dif- 
ferenz zwischen  den  Zoll-  und  Steuersätzen  auf  aus- 
ländischen Zucker  und  den  auf  inländischen  Zucker 
darf  in  keinem  Falle  mehr  als  6  Fr.  für  100  kg  betragen. 

i)  Die  Tabaksteuer.  Neben  dem  Brannt- 
wein ist  nach  allgemeiner  Ansicht  der  Tabak 
das  beste  Steuerobjekt.  Er  ist  ein  entbehr- 
liches, und  in  grossen  Mengen  konsumiert,  so- 
gar ein  schädliches  Genussmittel.  Berechtigt 
erscheint  es  daher,  allen  Tabakkonsum,  auch 
den  der  unteren  Klassen,  zu  besteuern,  jedoch 
die  besseren  Qualitäten  in  höherem  Masse  als 
die  geringeren. 

Die  Steuer  kann  veranlagt  werden: 

1.  Als  Flächensteuer,  bemessen  nach  der 
Grösse  der  mit  Tabak  bebauten  Fläche.  Sie 
gestattet  bei  Bildung  von  Bonitätsklassen  auch 
eine  Besteuerung  der  Qualität,  nimmt  aber 
keine  Rücksicht  auf  das  Ernteergebnis  und  ist 
im  allgemeinen  wenig  ergiebig.  Das  gleiche 
gilt  auch  von  der  Pflanzungssteuer,  die  nach 
der  Zahl    der  Tabakpflanzen   bemessen    wird. 

2.  Als  Materials  teuer.  Die  Besteuerung 
erfolgt  nach  dem  Gewicht  der  getrockneten 
resp.  ungetrockneten  Blätter.  Erhoben  wird 
die  Steuer  entweder  vom  Pflanzer  oder  vom 
Fabrikanten,  bevor  eine  Verarbeitung  des  Ta- 
baks stattfindet. 

3.  Als  Fabrikatssteuer.  Sie  kann  in  drei 
Formen  erscheinen:  a)  als  Fakturensteuer: 
erhoben  nach  den  vom  Fabrikanten  der  Steuer- 
behörde vorgelegten  Fakturen,  deren  Richtig- 
keit vom  Abnehmer  zu  bescheinigen  ist;  b)als 
Stempelsteuer:  Der  Verkauf  darf  nur  in  be- 
stimmten Verpackungen  erfolgen,  die  mit  einer 
Stempelmarke  derart  verschlossen  sind,  dass 
ein  Öffnen  des  Pakets  ohne  Beschädigung  der 
Stempelmarke    nicht    möglich    ist   (Vereinigte 


Staaten  von  Amerika);  c)  als  Banderollen- 
steuer: zur  Verpackung  —  alle  Fabrikate 
dürfen  nur  verpackt  zum  Verkauf  gelangen  — 
müssen  amtliche  Bänder  (Banderollen)  verwen- 
det werden  (Russland). 

Ausser  diesen  Besteuerungsformen  bestand 
und  besteht  noch  heute  vielfach  das  Mono- 
pol, welches  entweder  ein  Handels-  oder 
ein  Fabrikmonopol  oder  beides  gleichzeitig 
sein  kann,  und  eine  einseitige  Preisfestsetzung 
gestattet.  Beim  vollen  Monopol  behält  sich 
der  Staat  allein  das  Recht  vor,  Tabak  anzu- 
bauen, resp.  er  gestattet  den  Tabakbau  nur 
unter  der  Bedingung,  dass  der  volle  Ertrag  an 
ihn  verkauft  wird.  Die  Fabrikate  lässt  er  durch 
bestimmte,  von  ihm  hierzu  ermächtigte  (kon- 
zessionierte) Händler  verkaufen. 

Die  meisten  Länder,  wie  Frankreich,  Italien,  Öster- 
reich-Ungarn usw.,  haben  das  iVlonopol  in  eigener  Regie, 
andere  Länder,  z.  B.  Portugal,  verpachten  es,  mitunter 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  sie  am  Ge- 
winn partizipieren  {„regle  co'inferessee''  in  Spanien  und 
in  der  Türkei). 

In  Deutschland  wurde  die  seit  1868  be- 
stehende Flächensteuer  1879  in  eine  Ge- 
wichtssteuer umgewandelt  —  für  100  kg 
Rohtabak  in  fabrikationsreifem  Zustand  sind 
45  M  zu  entrichten  — ,  und  nur  für  Grund- 
stücke von  unter  4  Ar  wird  eine  Flächensteuer 
in  Höhe  von  4,5  Pfg.  pro  qm  erhoben. 

4.  Zölle. 

a)  Begriff  und  Arten  der  Zölle. 

Zölle  —  Zoll  abgeleitet  von  xtXoq  =  Ab- 
gabe (Maut  abgeleitet  von  /««äz/t^  =  tauschen), 
sind  Abgaben,  welche  auf  gewisse  Waren  — 
ursprünglich  als  Entgelt  für  Leistungen  (Wege- 
und  Brückenzölle),  heute  ohne  Entgelt  —  beim 
Passieren  einer  Grenze  oder  Zollinie  erhoben 
werden. 

Man  unterscheidet: 

1.  Nach  der  Richtung  der  Warenbewegung: 
Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhrzölle. 
Von  Bedeutung  sind  nur  die  Einfuhrzölle.  In 
Deutschland  wurden  die  Durchfuhrzölle  1861 
und  die  Ausfuhrzölle  1873  aufgehoben. 

2.  Nach  dem  Zweck  ihrer  Erhebung.  Schutz- 
zölle, Finanzzölle  und  Ausgleichszölle. 

3.  Nach  dem  Masstab  ihrer  Erhebung:  Wert- 
zoll e  —  bemessen  nach  dem  deklarierten 
Wert  der  Waren  —  und  spezifische  Zölle, 
bemessen  nach  der  Gewichtseinheit  oder  Stück- 
zahl der  Ware,  z.  B.  beim  Vieh. 

4.  Nach  der  Bemessung  in  bezug  auf  die 
verschiedenen  Länder:  Einheits-  und  Diffe- 
rentialzölle. 
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Gelänge  es,  jedes  Produkt  im  Verhältnis  zu 
seinem  Wert  zu  fassen,  so  würde  der  Wert- 
zoll entschieden  dem  spezifischen  Zoll  vorzu- 
ziehen sein.  Dies  ist  aber  wegen  der  nicht 
immer  zuverlässigen,  meist  schwer  kontrollier- 
baren Deklarationen  unmöglich.  Der  Vorschlag, 
es  solle,  um  Hinterziehungen  zu  vermeiden, 
der  Staat  ermächtigt  sein,  die  Gegenstände  zum 
angegebenen  Wert,  zuzüglich  eines  gewissen 
Prozentsatzes  (Transportkosten  und  Geschäfts- 
gewinn) zu  erwerben  (Präemtionsrecht),  kann 
immer  nur  ein  Notbehelf  sein  — ,  und  so  fin- 
den wir  fast  überall  die  spezifischen  Zölle. 

Differentialzölle,  d.  h.  Zölle  von  ver- 
schiedener Höhe  für  gleiche  Kategorien  von 
Waren,  durch  welche  einige  Länder  andern 
gegenüber  bevorzugt  werden,  mitunter  aber 
auch  von  verschiedener  Höhe,  je  nachdem  die 
Einfuhr  zu  Wasser  oder  zu  Lande  stattfindet. 
Zur  Bescheinigung  der  Herkunft  der  einzufüh- 
renden Waren  werden  „Ursprungszertifi- 
kate" gefordert. 

Andere  Arten  von  Zöllen: 

Retorsionszölle  (Wieder Vergeltungs- 
zölle) sind  Massregeln  der  Abwehr  gegen  ein 
fremdes  Land,  welches  durch  seine  Zollpolitik 
oder  sein  sonstiges  Verhalten  die  Angehörigen 
des  eigenen  Staates  schädigt. 

So  gestattet  z.  B.  das  deutsche  Zollgesetz, 
dass  Waren,  die  aus  Staaten  kommen,  welche  deut- 
sche Schiffe  oder  Waren  deutscher  Herkunft  un- 
günstiger behandeln  als  die  irgend  eines  andern  Staates, 
mit  einem  Zuschlage  bis  zu  50%  des  tarifmässigen 
Zollsatzes  belegt  werden  können,  soweit  nicht  Verträge 
entgegenstehen.  Im  „Zollkriege"  mit  Kussland  (1893) 
wurden  solche  Retorsionszölle  erhoben. 

Prohibitivzölle  nennt  man  Zölle,  welche 
so  hoch  sind,  dass  sie  in  gleicher  Stufe  mit 
einem  Einfuhrverbot  rangieren. 

Rückzölle  sind  Vergütungen,  welche  ge- 
währt werden  bei  Ausfuhr  bestimmter  Waren, 
bei  deren  Einfuhr  bezw.  bei  Einfuhr  der  be- 
treffenden Rohstoffe  oder  Halbfabrikate  Zölle 
entrichtet  worden   sind. 

b)  Zolltechnisches. 
Welche  Waren  zollpflichtig  sind,  und  wie 
hoch  der  Satz  ist,  mit  dem  sie  zu  verzollen 
sind,  sagt  der  Zolltarif.  Dieser  ist  entweder 
alphabetisch,  d.  h.  nach  dem  Anfangsbuchstaben 
der  zollpflichtigen  Gegenstände,  oder  systema- 
tisch-sachlich, d.  h.  nach  der  inneren  Zusammen- 
gehörigkeit der  Gegenstände  geordnet,  oder 
er  ist  kombiniert,  d.  h.  die  Hauptgruppen  sind 
alphabetisch,  die  Unterabteilungen  systematisch 
geordnet.   Ein  amtliches  alphabetisches  Waren- 


verzeichnis dient  in  der  Regel  zur  leichteren 
Auffindung. 

Von  einem  autonomen  Tarif  spricht  man, 
wenn  dieZollsätze  ohne  Vereinbarungen  mit  dem 
Auslande  allein  von  den  inländischen  gesetzge- 
benden Faktoren  festgesetzt  sind.  Der  Konven- 
tionaltarif dagegen  ist  ein  Tarif,  der  mit  dritten 
Staaten  vereinbart  worden  ist.  Besteht  im  Verkehr 
mit  ein  oder  mehreren  Staaten  ein  Konventional- 
tarif, so  wird  der  für  die  andern  Staaten  auto- 
nom festgesetzte  Tarif  Generaltarif  genannt. 

Speziell  die  Handelspolitik  der  letzten  Jahr- 
zehnte ist  dem  Abschluss  von  Handels- 
verträgen günstig  gewesen.  In  ihnen  findet 
sich  vielfach  die  Meistbegünstigungsklau- 
sel, d.  h.  das  Zugeständnis,  dass  alle  Vergün- 
stigungen, welche  einem  der  vertragsch liessen- 
den Staaten  zugebilligt  sind,  resp.  noch  zuge- 
billigt werden,  ohne  weiteres  auch  auf  alle 
übrigen  Staaten,  welche  mit  diesen  beiden 
Staaten  in  Beziehung  stehen,  übertragen  werden. 
Bei  einer  allgemeineren  Anwendung  dieser 
Klausel  muss  jede  Individualisierung  aufhören. 

Der  Umfang,  in  welchem  diese  Meistbegünstigung 
gilt,  kann  sehr  verschieden  sein.  Art.  1 1  des  Friedens- 
vertrages zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Frank- 
reich sagt  z.B.:  ,,Da  die  Handelsverträge  mit  den  ver- 
schiedenen Staaten  Deutschlands  durch  den  Krieg  auf- 
gehoben sind,  so  werden  die  deutsche  und  die  fran- 
zösische Regierung  den  Grundsatz  der  gegenseitigen 
Behandlung  auf  dem  Fusse  der  meistbegünstigten 
Nation  ihren  Handelsbeziehungen  zugrunde  legen." 
Diese  Abmachung  erstreckt  sich  auf  „die  Eingangs-  und 
Ausgangsabgaben,  den  Durchgangsverkehr,  die  Zollfor- 
malitäten, die  Zulassung  und  Behandlung  beider  Na- 
tionen  und  deren  Vertreter." 

Im  Zusammenhang  mit  der  Frage  der  Meist- 
begünstigung steht  die  Frage  der  Minimal- 
und  Maximaltarife.  Im  Normaltarif  (Gene- 
raltarif) ist  ein  Maximalzoll  angegeben.  Er 
bildet  die  Grundlage  bei  Handelsvertragsver- 
handlungen, bei  denen,  um  Zugeständnisse  zu 
erhalten,  nach  dem  Satze  „do  iit  des^^  (ich 
gebe,  damit  du  gibst),  Zugeständnisse  gemacht 
werden  dürfen,  jedoch  mit  der  Einschränkung, 
dass  nicht  unter  die  im  Minimaltarif  ange- 
gebenen Sätze  gegangen  werden  darf. 

Um  Zollhinterziehungen  zu  verhüten,  be- 
steht die  Vorschrift,  dass  zollpflichtige  Gegen- 
stände nur  auf  bestimmten  Strassen,  den  Zoll- 
strassen,  resp.  nur  unter  bestimmten  Moda- 
litäten eingeführt  werden  dürfen.  Besondere 
Aufmerksamkeit  wird  seitens  der  Steuerbehör- 
den naturgemäss  den  Grenzgebieten  zugewandt, 
wo  der  Schmuggel  mitunter  in  hoher  Blüte  steht. 

Zur  Bequemlichkeit  der  Empfänger  ist 
die    Einrichtung   getroffen    worden,    dass    die 
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Verzollung  nicht  an  der  Grenze,  sondern  erst 
am  Bestimmungsort,  sofern  dort  eine  Steuer- 
behörde vorhanden  ist,  stattfindet.  Der  Emp- 
fänger kann  hier  selbst  die  Pakete  in  Gegen- 
wart der  Steuerbeamten  öffnen  und  die  Ge- 
genstände verzollen. 

Zollerleichterungen  werden  gewährt  im 
Interesse  des  Reiseverkehrs  (Freilassung  des 
persönlichen  Bedarfs  des  Reisenden)  und  des 
Grenzverkehrs,  d.  h.  des  Verkehrs  zwischen 
Bewohnern  der  Grenzorte  zweier  Staaten  (Frei- 
lassung gewisser  Konsumgegenstände,  Hand- 
werksgeräte usw.).  Im  Veredlungsverkehr, 
d.  h.  bei  Versendung  von  Waren  ins  Ausland 
zur  Vervollkommnung  (Veredlung)  —  Bleichen, 
Färben,  Vermählen  von  Getreide  usw.  —  und 
Wiederrücksendungderselben,  haben  einigeStaa- 
ten  sich  gegenseitigZollfreiheit  zugestanden.  Mit- 
unter wird  „Identitätsnachweis"  gefordert. 

Zu  den  Zollerleichterungen  sind  auch  die 
Zollstundungen,  welche  zuverlässigen  Per- 
sonen gewährt  werden,  zu  rechnen.  Auf  Wunsch 
wird  mitunter  auch  ein  fortlaufendes  Konto 
eröffnet,  auf  dem  die  bereits  belasteten  Zölle 
bei  einer  Wiederausfuhr  der  Waren  zurück- 
gebucht werden. 

Zur  Erleichterung  des  Handels  gibt  es  Zoll- 
niederlagen oder  Lagerhäuser  [entrepdts, 
docks,  warehouses),  in  denen  zollpflichtige  Waren 
eine  Zeitlang  unverzollt  niedergelegt  werden  kön- 
nen. Neben  öffentlichen  gibt  es  private  Nieder- 
lagen, an  die,  sofern  sie  unter  amtlichem 
Mitverschluss  stehen,  weder  Eigentümer  noch 
Zollbehörde  einseitig  gelangen  können.  Die 
Privatlager  sind  entweder  Kreditlager  — die 
zum  Absatz  im  Vereinsgebiet  bestimmten  Wa- 
ren sind  gelagert  zur  Sicherung  des  darauf 
ruhenden  aber  kreditierten  Eingangszolls  — 
oder  Transitlager  —  die  Identität  der  ein- 
zelnen, zum  Absatz  nach  dem  Ausland  be- 
stimmten Kolli  wird  festgehalten  —  oder  Tei- 
lungslager —  ohne  Festhaltung  der  Identität 
der  Kolli;  Zu-  und  Abschreibungen  erfolgen 
nach  dem  Nettogewicht.  In  Deutschland  dür- 
fen die  Waren  in  Kreditlagern  nicht  über  1/2, 
in  Transitlagern  nicht  über  5  Jahre  ruhen. 

Eine  weitere  Erleichterung  für  den  Zwischen- 
handel mit  dem  Auslande  bieten  die  Frei- 
lager und  die  Freihäfen,  von  denen  die 
ersteren  als  Zoll-Ausland  betrachtet  werden, 
während  die  letzteren  überhaupt  nicht  zum 
Zollgebiet  gehören.  Die  Entrichtung  des  Zolles 
hat  erst  stattzufinden,  wenn  die  Waren  aus 
dem  Freihafenbezirk  ins  Innere  des  Landes 
geführt  werden,  was  den  Vorteil  hat,  dass  sich 


der  Eigentümer  nicht  sofort  zu  entscheiden 
braucht,  ob  die  Waren  weiter  ins  Ausland 
verfrachtet  oder  ins  Inland  gebracht  werden 
sollen. 

c)  Schutzzölle. 
Friedrich  List  hat  in  seinem  Werk  „Das 

nationale  System  der  politischen  Ökonomie" 
darauf  hingewiesen,  dass  ein  Volk  aus  dem 
Zustande  vorwiegender  Rohstoffproduktion  des 
Hirten-  und  Ackerbaustaates  zu  einer  entwickel- 
ten Produktion  des  Industrie-  und  Handels- 
staates nur  gelangen  könne,  wenn  die  Staats- 
gewalt die  noch  auf  schwachen  Füssen  stehen- 
de inländische  Industrie  bezw.  die  inländische 
Landwirtschaft  so  lange  vor  der  überlegenen 
Konkurrenz  des  Auslandes  schützt,  bis  sie  die- 
ser gewachsen  ist.  Das  Mittel  hierzu  seien 
Schutzzölle,  welche  die  ausländischen,  zur 
Einfuhr  gelangenden  Produkte  wesentlich  ver- 
teuern. Hierdurch  erhält  die  inländische  In- 
dustrie, welche  noch  keine  lange  Erfahrung 
und  keine  geschulten  Arbeitskräfte  besitzt  und 
daher  teurer  produziert,  einen  gewissen  Vor- 
sprung, allerdings  zum  Nachteil  der  Konsu- 
menten, welche  mehr  zahlen  müssen  als  beim 
Walten  der  freien  Konkurrenz  nötig  wäre.  Aber 
nur  zur  Erziehung  soll  dieser  Zoll,  der  einem 
Teil  der  Bevölkerung  Opfer  auferlegt,  dienen. 
Ist  das  Inland  konkurrenzfähig  geworden,  so 
soll  der  Zoll  wieder  in  Wegfall  kommen. 

Lexis  stellt  diesem  System  gegenüber  das 
System  der  Solidarität  der  protektioni- 
stischen  Interessen,  welches  eine  Bevor- 
zugung der  inländischen  Handelstätigkeit  vor 
der  ausländischen  fordert.  Alles,  was  im  In- 
lande  erzeugt  ist,  soll  —  Schlagwort:  „Schutz 
der  nationalen  Arbeit"  —  einen  gewissen 
Vorsprung  vor  den  im  Auslande  produzierten 
Erzeugnissen  erhallen. 

Die  Schutzzölle,  welche  teils  agrarische,  teils 
industrielle  Schutzzölle  sind,  haben,  wie  schon 
der  Name  besagt,  den  Zweck,  die  inländische 
Produktion  zu  schützen,  der  demnach  am  voll- 
kommensten erreicht  werden  würde,  wenn  die 
Zölle  nichts  oder  recht  wenig  einbrächten.  Ihre 
Behandlung  gehört  in  den  Abschnitt  „Volks- 
wirtschaftspolitik"; nur  aus  systematischen  Grün- 
den sind  sie  an  dieser  Stelle  erwähnt  worden. 

d)  Finanzzölle. 

Nur  der  Finanzzoll  ist  Steuerzoll,  d.h.  er 
wird  auferlegt  in  der  Absicht,  dem  Staat 
dauernde,  ergiebige  Einnahmen  zu  verschaffen. 
Steuerzahler  ist  in  der  Regel  der  Importeur, 
Steuerträger   der  Konsument,    der   durch    die 
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Finanzzölle,  die  nur  eine  besondere  Art  von 
Aufwandsteuern  sind,  möglichst  nach  seiner 
Leistungsfähigkeit  getroffen  werden  soll.  Fi- 
nanzzölle dienen  als  eine  Ergänzung  resp. 
Erweiterung  der  bestehenden  Verbrauchsab- 
gaben. 

Sie  werden  erhoben  auf  solche  aus  dem  Aus- 
lande kommende  Waren,  welche 

1.  im  Inlande  in  Konkurrenz  mit  dem  Aus- 
lande produziert  werden  und  auch  im  Inlande 
mit  einer  Verbrauchssteuer  belegt  sind,  oder 

2.  im  Inlande  nicht  erzeugt  werden,  die  aber 
infolge  Ähnlichkeit  mit  inländischen  Verbrauchs- 
artikeln, als  deren  Ersatz  sie  event.  gebraucht 
werden  würden,  ein  geeignetes,  ja  notwendiges 
Steuerobjekt  sind. 

Zu  den  Gegenständen,  welche  einem  Zoll 
unterliegen  müssen,  damit  das  Inland,  welches 
eine  Verbrauchsabgabe  zahlt,  nicht  geschädigt 
werde,  gehören  vor  allem  Salz,  Zucker, 
Branntwein,  Wein,  Bier  und  Tabak. 

Artikel  der  zweiten  Kategorie  sind  für  Ge- 
samteuropa die  transatlantischen  und  speziell 
tropischen  Produkte  (Kolonialwaren),  wie  Kaf- 


fee, Tee,  Kakao  und  die  meisten  Gewürze, 
ferner  für  einen  grossen  Teil  Europas  die  süd- 
und  westeuropäischen  Produkte,  wie  Südfrüchte 
und  Reis. 

Der  Ertrag  der  Zölle  betrug  im  Deutschen 
Reich  pro  1903/04  511  Mill.  M.  Davon  ent- 
fallen auf  die  eigentlichen  Finanzzölle  (Kaffee, 
Tabak,  Petroleum)  nur  etwa  25\.  Der  Rein- 
ertrag aus  den  Zöllen  floss  in  die  Reichs- 
kasse. 

Beträgt  die  Einnahme  des  Reiches  aus  den 
Zöllen  und  der  Tabaksteuer  in  einem 
Jahre  mehr  als  130  Mill.  M,  so  wird  (clau- 
sula Franckenstein,  in  Kraft  seit  dem  1.  April 
1880)  die  diesen  Betrag  übersteigende  Sum- 
me an  die  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Massgabe  ihrer  Bevölkerung  überwiesen.  Es 
findet  eine  Verrechnung  mit  den  Matriku- 
larbeiträgen,  d.  h.  den  Abgaben,  welche  die 
Einzelstaaten  „zur  Erfüllung  gemeinsamer  Auf- 
gaben" an  das  Reich  zu  entrichten  haben, 
statt.  Mitunter  erreichen  die  Überweisungen 
einen  höheren  Betrag  als  an  Matrikularbei- 
trägen  zu  entrichten  ist. 


111.  Gleichgewicht  zwischen  Staatseinnahmen  und 

Staatsausgaben. 


1.  Ordnung  des  öffentlichen  Haushaltes. 

a)  Wirtschaftsplan  und  Budget. 

Eine  ziffermässige  Gegenüberstellung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  die  Aufstellung 
eines  Planes,  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
ins  Gleichgewicht  bringt,  ist  für  jede  private 
Wirtschaft  erwünscht,  für  eine  öffentliche 
Wirtschaft  aber  unbedingtes  Erfordernis. 

Die  Staatsregierungen  und  die  öffentlichen 
Körperschaften  stellen  die  in  einer  bestimmten 
Zeit  voraussichtlich  sich  ergebenden  Einnah- 
men und  die  von  ihnen  notwendig  gehaltenen 
Ausgaben  zusammen,  das  Budget  —  abgelei- 
tet von  bougette  =  lederne  Tasche  (des  Schatz- 
kanzlers) —  auch  Etat  —  abgeleitet  von  s/a/«s; 
auch  Staatshaushaltsplan  oder  zutreffenden- 
falls Kreis-  oder  Stadthaushaltsplan  usw. 
genannt  Die  Etats-  oder  Finanzperiode,  d.  h. 
die  Zeit,  für  welche  diese  Aufstellung  erfolgt,  ist 
meist  einjährig,  so  z.  B.  in  Deutschland  und 
Preussen,  In  Bayern,  Sachsen  und  Würt- 
temberg ist  sie  zwei-,  in  Hessen  dreijährig. 

Je  nachdem  in  dem  Budget  die  Betriebs-, 
Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  besonders 


angegeben  sind  oder  nicht,  unterscheidet  man 
Brutto-Budget  und  Netto-Budget.  Die 
Netto-Budgets  entstammen  einer  Zeit,  da  ein 
grosser  Teil  der  Staatseinkünfte  noch  in  Na- 
turalabgaben bestand.  Heute  sind  die  Brutto- 
Budgets  vorherrschend.  Mitunter  wird  dem 
Brutto-Budget  ein  Netto-Budget  beigefügt. 

Das  Deutsche  Reich  kann  nur  Netto-Budgets 
aufstellen,  und  zwar  deswegen,  weil  es  seine  Einnahmen 
(ausgenommen  Zölle  und  Salzsteuer)  nicht  selbst  er- 
hebt, sondern  von  den  einzelnen  Staaten  gegen  Ver- 
gütung bestimmter  Prozentsätze  erheben  lässt.  Netto- 
Budgets  haben  femer  Sachsen  und  Württemberg. 
Preussen,  Bayern,  ferner  England,  Frankreich, 
Österreich-Ungarn  haben  Brutto-Budgets. 

Gegliedert  ist  das  Budget  entsprechend  der 
Organisation  der  Behörden,  d.  h.  es  werden 
für  bestimmte  Zwecke  („Titel",  „Kapitel") 
bestimmte  Summen  bewilligt  (s.  S.  248).  Über- 
tragungen (virements)  von  einem  Titel  auf  den 
andern  oder  von  einem  Jahr  auf  das  andere 
sind,  da  sie  das  Budgetrecht  der  gesetzgeben- 
den Faktoren  illusorisch  machen  würden,  in 
den  meisten  Staaten  verboten. 

Im  österreichischen  Finanzgesetz  heisst  es 
z.  B. :    ,,Die  nach  den   einzelnen   Kapiteln,   Titeln  und 
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Paragraphen  des  Staatsvoranschlägs  bewilligten  Kredite 
dürfen  nur  zu  den  in  den  bez.  Kapiteln,  Titeln  und 
Paragraphen  bezeichneten  Zwecken  —  gesondert  für 
das  ordentliche  und  das  ausserordentliche  Erfordernis 
—  verwendet  werden. 

Nach  der  Wiederkehr  der  Ausgaben  und 
Einnahmen  unterscheidet  man:  Ordentlich'es 
Budget  und  Ausserordentliches  Budget. 
Ins  ordenthche  Budget  werden  die  längere 
Zeit  hindurch  regelmässig  wiederkehrenden, 
sich  verhältnismässig  nur  wenig  ändernden 
Einnahmen  und  Ausgaben  gesetzt,  während 
die  unvorhergesehenen  oder  unberechenbaren 
Einnahmen  (Schenkungen,  letztwillige  Zuwen- 
dungen usw.)  und  die  unerwartet  gestellten 
Ansprüche  an  die  Staatsgewalt  (Bauten,  Feld- 
züge, Militärvorlage  usw.)  das  ausserordent- 
liche Budget  (Extraordinarium)  bilden.  Die 
im  ordentlichen  Budget  aufgeführten  Ausgaben 
sind  zum  grossen  Teil  auf  Grund  der  Verfassung 
oder  der  Vereinbarungen,  welche  mit  Zustim- 
mung der  Volksvertretung  für  längere  Zeit  ge- 
troffen sind,  zu  leisten.  Sie  geben  daher  im  Parla- 
ment meist  weniger  Anlass  zu  Debatten  als  die 
im  ausserordentlichen  Budget  geforderten  Posten. 

Gedeckt  wird  ein  ausserordentlicher  Bedarf, 
der  durch  die  ordentlichen  Einnahmen  nicht  ge- 
deckt werden  kann,  durch  Einführung  neuer  oder 
durch  Erhöhung  bisheriger  Steuern  oder  durch 
Aufnahme  einer  Anleihe.  Handelt  es  sich  um  Aus- 
gaben für  den  Bau  von  Eisenbahnen,  Kanälen 
usw.,  d.  h.  um  Unternehmungen,  welche  auch 
einer  kommenden  Generation  noch  zugute  kom- 
men, so  ist  die  Aufnahme  einer  Anleihe  wohl 
berechtigt. 

Reichshaushalts-Etat  des  deutschen 

Reiches  für  das  Rechnungsjahr  1904. 

A.    Ausgaben. 

1.  Fortdauernde  Ausgaben, 

1.  Bundesrat 

2.  Reichstag 

3.  Reichskanzler  und  Reichskanzlei 

4.  Auswärtiges  Amt 

5.  Reichsamt  des  Innern 

6.  Verwaltung  des  Reichsheeres 
6a.  Reichsmilitärgericht 

7.  Verwaltung  der  kaiserl.  Marine 

8.  Reichs-Justizverwaltung 

9.  Reichsschatzamt 

10.  Reichseisenbahnamt 

11.  Reichsschuld 

12.  Rechnungshof 

13.  Allgemeiner  Pensionsfonds 

14.  Reichs-Invalidenfonds 

15.  Post-  und  Telegraphenverwaltung 

16.  Reichsdruckerei 

17.  Eisenbahnverwaltung  

Summa  1  696  161  674 


M 

759  780 

241  600 

15  476  757 

68  995  157 

578  130  193 

549  633 

99  301  578 

2  178  529 

213  378  605 

400  880 

104  712  550 

973  820 

78  867  320 

41  621  399 

413  594  192 

5  519  181 

71  460  500 


2.  Einmalige  Ausgaben, 
a)  Ordentlicher  Etat. 

1.  Reichstag 

2.  Auswärtiges  Amt 

3.  Reichsamt  des  Innern 

4.  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
4a.  Reichsdruckerei 

5.  Verwaltung  des  Reichsheeres 
5a.  Reichsmilitärgericht 

6.  Verwaltung  der  kaiserl.  Marine 

7.  Reichs-Justizverwaltung 
7a.  Reichsschatzamt 

8.  Reichsschuld 
8a.  Rechnungshof 

8b.  Eisenbahnverwaltung 
8c.  Reichseisenbahnamt 

9.  Aus  Anlass  der  Expedition  in  das  Süd- 

afrikanische Schutzgebiet 

Summa 


M 

22  043  626 

9  466  000 

13  271  012 

283  000 

36  203  833 

16  000 

83  153  970 

55  000 

900 


6  851  500 
4  000 

513  000 
171  861  841 


b)  Ausserordentlicher  Etat. 

1 .  Reichsamt  des  Innern  5  000  000 
la.  Reichsschatzamt  15  000 

2.  Post-  und  Telegraphenverwaltung  22  095  000 

3.  Verwaltung  des  Reichsheeres  31  813  564 

4.  Verwaltung  der  kaiserl.  Marine  46  115  000 

5.  Eisenbahnverwaltung  13  041  600 

6.  Aus  Anlass  der  Expedition  nach  Ostasien  12  764  047 

7.  Zur  Deckung  des  Fehlbetrages  im  or- 

dentlichen Haushalt  für  1902  30  608  622 

8.  Zuschuss  zu  den  einmaligen  Ausgaben 

des  ordentlichen  Etats  5  035  200 


Summa  166  488  033 

Summa  der  einmaligen  Ausgaben  338  349  874 

„  „  fortdauernden       „      1  696  161  674 

Summa  der  Ausgaben  2  034  511  548 

B.    Einnahmen. 

1 .  Zölle  und  Verbrauchssteuern  843  686  470 

2.  Reichsstempelabgaben  88  856  000 

3.  Post-  und  Telegraphenverwaltung  480  144  130 

4.  Reichsdruckerei  8  315  000 

5.  Eisenbahnverwaltung  96  305  700 

6.  Bankwesen  11048  500 

7.  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen  37  327  320 

8.  Aus  dem  Reichs-Invalidenfonds  42  562  624 

9.  Überschüsse  aus  früheren  Jahren  113  900 
9a.  Zuschuss  des  ausserordentlichen  Etats  5  035  200 

10.  Ausgleichungsbeträge  18  191  558 

11.  Matrikularbeiträge  236  437  113 

1868  023  515 

12.  Ausserordentliche  Deckungsmittel  166  488  033 

Summa  der  Einnahmen  2  034  511  548 
Die  Ausgabe  beträgt  2  034  511  548 

b)  DieOrganisation  derFinanzbehörden. 
Im  Gegensatz  zu  früher  erfolgt  heute  die 
Verwaltung  der  Finanzen  in  den  meisten  Län- 
dern nicht  durch  ein  Kollegium  der  Minister, 
sondern  es  ist  vorherrschend  das  System  der 
Einzelverwaltung.  Die  Spitze  der  Finanzver- 
waltung bildet  das  Finanzministerium.  Des- 
sen Aufgabe  ist  es,  von  den  einzelnen  Ministem 
möglichst  genaue  Voranschläge  der  Einnahmen 
und    Aufgaben  zu  fordern   und  danach    den 
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Etat  aufzustellen.  Ist  der  Wirtschaftsplan  fest- 
gestellt, so  werden  den  einzelnen  Zentralbe- 
hörden „Kredite  eröffnet",  d.  h.  sie  erhalten 
aus  Staatsmitteln  die  Beträge  überwiesen,  über 
die  sie  verfügen  dürfen. 

Von  Lorenz  von  Stein  wird  das  Finanzministerium 
bezeichnet  als  „der  grosse  Apparat  für  die  Einnahmen 
des  Staates,  der  zugleich  im  Staatshaushalt  die  Zahlung 
der  Ausgaben  besorgt,  ohne  doch  mit  der  Verwendung 
dieser  für  die  einzelnen  Verwaltungszwecke  zu  tun  zu 
haben.  . .  .  Der  Finanzminister  ist  nicht  für  die  Gesetzes- 
vorschläge, die  Verordnungen  und  die  verwaltende 
Tätigkeit  der  übrigen  Regierungen  verantworthch,  son- 
dern dafür,  dass  in  denselben  die  finanziellen  Ge- 
setze des  Staates  und  die  wirtschaftlichen  Kräfte  des 
Volkes  nicht  verletzt  werden." 

Die  zentrale  Finanzbehörde  setzt  sich 
häufig  aus  mehreren  Abteilungen  zusammen, 
die  je  eine  Gruppe  von  Geschäften  behandeln. 

In  Preussen  z.  B.  gibt  es  im  Finanzministerium 
eine  Abteilung  für  Etats-  und  Kassenwesen,  eine  für 
direkte  und  eine  für  indirekte  Steuern. 

Für  solche  Dienstzweige,  welche  technische 
Fachbildung  erfordern,  bestehen  in  einigen 
Ländern  zur  Entlastung  des  Ministers  „General- 
direktionen". 

Dem  Finanzministerium  als  der  zentralen 
Behörde  unterstellt  sind  die  in  den  einzelnen 
Provinzen  oder  Kronländern  bestehenden,  die 
Steuern  grösserer  lokaler  Verbände  verwalten- 
den Finanzdirektionen,  diemittleren  (pro- 
vinzialen)  Finanzbehörden,  oder  wie  sie 
sonst  genannt  werden.  Die  Bezeichnungen 
und  Befugnisse  weichen  naturgemäss  in  den 
einzelnen  Ländern  voneinander  ab. 

In  Preussen  z.  B.  bestehen  für  Verwaltung  der 
indirekten  Steuern  und  Zölle,  d.  h.  für  die  Reichssteuem, 
Provinzialsteuerdirektionen,  während  direkte 
Steuern  sowie  die  Domänen  und  Forsten  unter  den 
Finanzabteilungen  der  Bezirksregierung  stehen. 

Direkt  mit  dem  Steuerzahler  usw.  in  Be- 
rührung kommen  die  unteren  (lokalen)  Fi- 
nanzbehörden, die  Elementarstellen. 

In  Preussen  erfolgt  die  Kontrolle  und  Erhebung 
der  Reichssteuem  durch  die  Zoll-  und  Steuerämter, 
während  die  dem  preussischen  Staate  zufliessenden 
Steuern  meist  durch  Gemeindeorgane  eingezogen  werden. 

Mit  einer  Einheit  der  Finanzleitung  ist  in  der 
Regel  auch  eine  Einheit  des  Kassenwesens 
verknüpft:  Die  unteren  (lokalen)  Kassen  liefern 
an  die  mittleren  (proxrinzialen)  Kassen  ihre 
Überschüsse  ab  und  diese  wieder  an  die  Zen- 
tralkassen. 

In  Preussen  fungiert  als  Zentralkasse  die  Gene- 
ralstaatskasse. Neben  diesen  bestehen  aber  noch 
drei  andere  zentrale  Kassen :  die  Staatsschuldentilgungs- 
kasse, die  Generallotteriekasse  und  die  Kasse  der  Unter- 
richtsverwaltung. JVlittlere  Kassen  sind  die  Regie- 
rungshauptkassen, untere  Kassen  die  Kreis- 
kassen. 


Kassenführerin  des  Staates  ist  in  einigen 
Ländern  die  Zentralnotenbank.  Am  weite- 
sten durchgeführt  ist  dies  in  England.  Was 
die  Deutsche  Reichsbank  für  das  Reich 
leistet,  wird  in  dem  Abschnitt  „Reichsbank" 
angeführt  werden. 

Rechnungslegung  hat  durch  die  zentrale 
Finanzbehörde  zu  erfolgen.  Es  wird  hierbei  die 
Sollrechnung  —  die  im  Etat  vorgesehenen 
Einnahmen  und  Ausgaben  —  der  Istrech- 
nung —  den  laut  Büchern  tatsächlich  erfolgten 
Einnahmen  und  Ausgaben  —  gegenüber- 
gestellt. 

Ob  die  Ausgaben  in  zweckentsprechender 
Weise  erfolgt  sind,  ob  Finanzwirtschafts-  oder 
Staatshaushaltsführung  mit  dem  Staatshaushalts- 
plan übereinstimmt,  wird  durch  verschiedene 
Kontrollorgane  geprüft. 

1.  Die  Rechnungskontrolle  prüft  die 
Rechnungen  auf  ihre  Übereinstimmung  mit 
den  Belegen  usw. 

2.  Die  Verwaltungskontrolle  prüft,  ob 
die  Anweisungen  von  den  Behörden  rechtmässig 
geschehen  sind,  d.  h.  mit  dem  Wirtschaftsplan 
in  Einklang  gebracht  werden  können,  und  ferner,, 
ob  sie  zweckmässig  gewesen  sind. 

3.  Die  Verfassungskontrolle,  die  in 
konstitutionellen  Monarchien  in  der  Regel  vom 
Parlament  ausgeübt  wird,  prüft,  ob  die  Finanz- 
verwaltung in  Einklang  mit  dem  Staatshaus- 
haltsplan erfolgt  ist.  Werden  Überschreitungen 
desselben  als  gerechtfertigt  anerkannt,  so  wird 
der  Regierung  „Indemnität"  (nachträgliche 
Genehmigung  der  Ausgaben)  erteilt. 

In  Preussen  besorgt  die  Oberrechnungs- 
kammer die  Kontrolle  des  gesamten  Staats- 
haushaltes, indem  sie  die  Rechnungen  über 
Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldern, 
über  Zugang  und  Abgang  von  Staatseigentum 
und  über  die  Verwaltung  der  Staatsschulden 
prüft  und  feststellt.  Sie  prüft:  1.  kalkulatorisch 
(rechnerisch),  2.  auf  die  Etatsmässigkeit  der 
Ausgaben  und  3.  auf  die  Zweckmässigkeit  der 
Ausgaben.  Der  Präsident  der  Oberrechnungs- 
kammer wird  vom  König  auf  Vorschlag  des 
Staatsministeriums  ernannt  und  besitzt,  ebenso 
wie  auch  die  andern  Mitglieder  des  Kollegiums, 
weitgehende  Befugnisse.  Es  ist  eine  dem  Finanz- 
minister nebengeordnete  Behörde,  derenMit- 
glieder  hinsichtlich  der  Disziplinarverhältnisse 
den  richterlichen  Beamten  gleichgestellt  (un- 
absetzbar) sind.  Das  Ergebnis  dieser  Prüfung 
enthält  der  nach  Ablauf  eines  jeden  Geschäfts- 
jahres anzufertigende  Bericht,  der  dem  König 
und  der  Volksvertretung  (in  Preussen  dem  Land- 
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tag)  vorgelegt  wird.  Auf  Grund  dieses  Berichtes 
erfolgt  dann  die  erbetene  Entlastung. 

Die  oberste  Kontrollbehörde  in  Deutsch- 
land ist  der  Rechnungshof  desDeutschen 
Reiches.  Die  Organisation  ist  der  der  preussi- 
schen  Oberrechnungskammer,  welche  sich  sehr 
gut  bewährt  hat,  nachgebildet.  Die  obersten  Be- 
amten sind  in  beiden  Körperschaften  dieselben. 

2.  Die  Staatsschulden. 
a)  Arten  der  Staatsanleihen. 

Deckung  für  ausserordentliche  Ausgaben 
eines  Staates,  die  sich  nicht  aus  seinen  ordent- 
lichen Einnahmen  bestreiten  lassen,  kann  auf 
verschiedenem  Wege  beschafft  werden:  durch 
Erhöhung  der  bestehenden  und  Einführung 
neuer  Steuern,  durch  Verkauf  von  Staatseigentum 
oder,  was  am  häufigsten  geschieht,  durch  Auf- 
nahme einer  Anleihe.  Hierbei  sind  zu 
unterscheiden : 

ß)  Verwaltungs-  und  Finanzschulden. 
Als  Verwaltungsschulden  bezeichnet  man 
Schulden,  „welche  aus  der  Wirtschaftsführung 
und  der  Funktion  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige, ausgenommen  die  allgemeine  Finanz- 
verwaltung, hervorgehen"  (Ad.  Wagner).  Zu 
ihrer  Kontrahierung  bedarf  es  keiner  speziellen 
gesetzlichen  Ermächtigung,  sondern  sie  erfolgt 
auf  Grund  der  allgemeinen  verfassungs-  und 
verwaltungsrechtlichen  Befugnisse  der  einzelnen 
Verwaltungen. 

Zu  den  Verwaltungsschulden  gehören  z.  B.  die  noch 
nicht  bezahlten  Rechnungen  über  Waren  usw.,  welche 
an  den  Staat  geliefert  worden  sind,  ferner  die  Beamten- 
kautionen, Gerichtsdepositen,  unerhobene  Coupons  von 
Staatsanleihen  usw. 

Im  Gegensatz  hierzu  stehen  die  Finanz- 
schulden, d.h.  die  für  die  eigentlichen  Zwecke 
der  Finanz  von  der  allgemeinen  Finanzverwal- 
tung auf  Grund  besonderer  Ermächtigung  auf- 
genommenen Anleihen. 

ß)  Schwebende  und  fundierte  Schulden. 
Schwebende  Schulden  {dettes  ßottantes,  floa- 
ting  debts)  nennt  man  die  für  kürzere,  fun- 
dierte(konsolidierte,  feste  oder  dauernde) 
Schulden,  die  für  längere  Zeit  oder  über- 
haupt ohne  Rückzahlungsverpflichtung  aufge- 
nommenen Anleihen.  Während  die  schwe- 
bende Schuld  dazu  dient,  ein  vorübergehendes 
Geldbedürfnis  des  Staates  zu  befriedigen,  ein 
augenblickliches  Missverhältnis  zwischen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  zu  beseitigen,  sollen 
durch  Aufnahme  einer  fundierten  Schuld 
dem  Staate  Kapitalien  für  längere  Dauer 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  Infolgedessen 
ergibt  sich  auch  ein  Unterschied  in  bezug  auf 


das  Kündigungsrecht.  Die  Aufnahme  schwe- 
bender Schulden  erfolgt  durch  Benutzung  eines 
Bankkredites  oder  durch  Ausgabe  von  Schatz- 
anweisungen (Schatzwechseln),  welche  in  der 
Regel  in  hohen  Beträgen  ausgegeben  und  nach 
kurzer,  meist  schon  bei  ihrer  Ausgabe  bestimm- 
ter Frist  —  wenige  Monate  oder  Jahre  — 
fällig  werden.  Bei  den  fundierten  Schulden 
hingegen  stehen  dem  Gläubiger  keine  oder  nur 
sehr  beschränkte  Kündigungsrechte  zu. 

In  Deutschland  stehen,  nach  §  7  der  Reichs- 
schuldenordnung vom  19.  März  1900,  dem  Reichs- 
kanzler die  Bestimmungen  darüber  zu,  zu  welcher 
Zeit,  in  welchen  Beträgen  und  zu  welchem  Prozent- 
satz Schatzanweisungen  ausgegeben  werden  sollen.  — 
Die  Umlaufszeit  der  zur  vorübergehenden  Verstärkung 
der  ordentlichen  Betriebsmittel  der  Reichshauptkasse 
bestimmten  Schatzanweisungen  darf  den  Zeitraum  von 
sechs  Monaten  nach  dem  Ablaufe  des  betreffenden 
Rechnungsjahres  nicht  überschreiten. 

Die  Schatzanweisungen  sind  entweder  mit  halbjähr- 
lich zu  trennenden  Coupons  versehen,  oder  aber  sie  sind 
unverzinslich,  d.  h.  die  Zinsen  werden  bei  der  Be- 
gebung bereits  berücksichtigt.  Die  Schatzwechsel  wer- 
den diskontiert. 

/)  Freiwillig  gewährte  und  erzwungene 
Anleihen.  Die  freiwilligen  Anleihen  wer- 
den als  innere  oder  als  äussere  Schuld  be- 
zeichnet, je  nachdem  sie  im  Inlande  oder  im 
Auslande  aufgelegt  sind,  oder  sich  vorwiegend 
im  Besitz  von  Inländern  oder  Ausländern  be- 
finden. Werden  die  Anleihen  zwangsweise 
als  eine  verschleierte  Vermögenssteuer  —  von 
der  sie  sich  aber  dadurch  unterscheiden,  dass 
sie  zurückgezahlt  werden  —  allen  Bürgern 
oder  einzelnen  Klassen  der  Bevölkerung  auf- 
erlegt, so  spricht  man  von  einer  Zwangs- 
anleihe —  früher  auch  patriotische  An- 
leihe genannt.  Unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Besteuerung  beurteilt,  will  sie  Ad.  Wagner 
„prinzipiell  ebensowenig  verwerfen,  wie  hohe 
Steuern,  wenn  der  Bedarf  des  Staates  sie  for- 
dert". Eine  der  ältesten  Arten  der  Zwangs- 
anleihe ist  es,  wenn  der  Staat  geleistete 
oder  noch  zu  leistende  Dienste  (Gläubiger, 
Pensionäre,  Beamte)  in  Bons  anstatt  in  barem 
Gelde  bezahlt.  Eine  Abart  der  Zwangsan- 
leihen sind  auch  die  vorschussweise  eingefor- 
derten Steuern,  zu  denen  jedoch  ebenso  wie  zu 
den  andern  Zwangsanleihen  ein  Staat  nur  in 
äussersten  Fällen  der  Not  greifen  wird. 

ö)  Verzinsliche  und  unverzinsliche  An- 
leihen. Abgesehen  von  den  Darlehen,  welche 
einige  Zentralnotenbanken  den  betreffenden 
Staaten  zinsfrei  überlassen  müssen,  bildet  heute 
die  Regel,  dass  der  Staat  für  Anleihen,  die  er 
aufnimmt,  eine  Verzinsung  gewährt.  Versteckt 
ist    diese    mitunter    bei    Prämienanleihen, 


1 


Gleichgewicht  zwischen  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben. 


251 


sofern  diese  Zinsen  nicht  in  Form  von  Zinsen 
ausbezahlt,  sondern  angesammelt  und  als  Prä- 
mien (Gewinne)  verteilt  werden. 

Das  Papiergeld,  das  ein  unverzinsliches  Darlehen 
des  Staates  ist,  wird  ausführlich  in  dem  Abschnitt 
„Geld,  Bank  und  Börse"  behandelt  werden. 

b)  Begebung  (Emission)  der  Staats- 
anleihen. 

a)  Begebung  auf  direktem  Wege.    Der 

Staat  wendet  sich  direkt  an  die  Kapitalisten, 
indem  er  entweder  einzelne  Stücke  der  An- 
leihen durch  die  Staatsbank,  durch  Makler  usw. 
zum  Tageskurse  an  der  Börse  oder,  wie  es  in 
Frankreich  geschieht,  beständig  durch  die  Haupt- 
steuereinnehmer in  den  Departements  verkau- 
fen lässt.  Dieser  Einzelverkauf  ist  aber  nur 
dann  zweckmässig,  wenn  der  Staat  das  Geld 
nicht  sofort  benötigt.  Ist  letzteres  der  Fall, 
dann  empfiehlt  sich  eine  öffentliche  Sub- 
skription: Der  Staat  fordert  die  Kapitalbe- 
sitzer auf,  die  Anleihe  zu  dem  von  ihm  fest- 
gesetzten Kurse  zu  zeichnen.  Dies  geschieht 
durch  Ausfüllung  und  Abgabe  eines  „Zeich- 
nungsscheines" bei  einer  der  Zeichnungsstellen, 
als  welche  zumeist  die  Zentralbank  und  deren 
Filialen,  angesehene  Banken  und  Bankiers, 
Steuerämter  usw.  fungieren.  Werden  grössere 
Beträge  gezeichnet  als  zur  Subskription    auf- 


gelegt sind,  d.  h.  findet  eine  Überzeichnung 
statt,  dann  erfolgt  eine  Reduktion  der  ein- 
gelaufenen Zeichnungen.  Der  Zuteilungsmodus 
kann  sehr  verschieden  sein.  Im  allgemeinen 
jedoch  werden  die  Zeichner  kleinerer  Beträge, 
sowie  die  Personen,  welche  voraussichtlich  die 
Papiere  als  dauernde  Kapitalanlage  benutzen 
werden,  nach  Prozenten  berechnet,  mehr  be- 
rücksichtigt als  die,  bei  denen  die  Befürchtung 
naheliegt,  dass  sie  die  Papiere  sofort  wieder 
verkaufen  werden,  sobald  ihr  Kurs  etwas  gestie- 
gen ist. 

ß)  Begebung  durch  Vermittlung  von 
Banken  und  Bankhäusern.  Es  geschieht 
dies  in  der  Weise,  dass  der  Staat  die  ganze 
Anleihe  einer  Bank  oder  einer  Bankfirma,  die 
sein  Vertrauen  geniesst,  zu  einem  bestimmten 
Kurse  überlässt  oder  aber,  was  häufiger  ge- 
schieht, die  Banken  und  Bankiers  offen  oder 
in  verschlossenen  Anerbietungen  miteinander 
konkurrieren  lässt:  eine  öffentliche  Submis- 
sion ausschreibt.  Diejenige  Bank  oder  Ban- 
kengruppe (Konsortium)  —  in  der  Regel 
vereinigen  sich  zu  diesem  Zwecke  mehrere 
Firmen  —  welche  das  Höchstgebot  abgibt, 
d.  h.  am  meisten  für  die  Anleihe  zu  zahlen 
verspricht,  erhält,  wenn  sie  sonst  in  gutem  Ruf 
steht,  den  Zuschlag, 
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Die  Festsetzung  des  Kurses,  zu  welchem 
dem  grossen  Publikum  die  Anleihe  angeboten 
wird,  bleibt  in  der  Regel  den  Firmen  über- 
lassen, die  sie  übernommen  haben.  Er  muss 
so  bemessen  sein,  dass  die  durch  die  Emission 
entstehenden  Unkosten  —  Prospekte,  Einfüh- 
rungskosten an  der  Börse,  Inserate  usw.  — 
gedeckt  werden  und  den  Emissionshäusern  für 
Arbeit  und  Risiko  ein  entsprechender  Gewinn 
verbleibt.  Wird  dieser  zu  hoch  bemessen,  dann 
vergrössert  sich  die  Gefahr,  dass  die  Emission 
einen  schlechten  Erfolg  hat,  d.  h.  dass  nur  auf 
einen  Teil  der  Anleihe  subskribiert  werden  wird. 

Bietet  bei  Emission  inländischer  Anleihen 
die  Inanspruchnahme  vermittelnder  Emissions- 
häuser mannigfache  Vorteile,  so  ist  sie  jedoch 
unbedingt  erforderlich,  wenn  es  sich  um  die 
Emission  einer  auswärtigen  Anleihe  handelt. 

c)  Die  Verwaltung  und  Tilgung  der 
Staatsschuld. 

a)  Die  Verwaltung   der    Staatsschuld 

erfolgt  meist  durch  besondere  Organe  —  für 
Preussen  durch  die  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden, fürs  Reich  durch  die  Reichs- 
Schuldenverwaltung  — ,  welche  im  Behör- 
denorganismus in  der  Regel  eine  unabhängige 
Stellung  einnehmen.  Über  ihnen  stehen  im  kon- 
stitutionellen Staate  parlamentarische  Staats- 
schulden-Kontrollkommissionen.  Es  sind 
dies  in  Preussen:  die  Staatsschulden-Kom- 
mission, bestehend  aus  dem  Präsidenten  der 
Oberrechnungskammer  und  je  drei  vom  Herren- 
haus und  vom  Abgeordnetenhaus  gewählten 
Mitgliedern,  in  Deutschland:  die  Reichs- 
schulden-Kommission, bestehend  aus  dem 
Präsidenten  des  Rechnungshofes,  aus  sechs 
Bevollmächtigten  oder  stellvertretenden  Bevoll- 
mächtigten zum  Bundesrat  und  aus  sechs  Mit- 
gliedern des  Reichstages. 

Die  Schuldenverwaltungs-Kommission  stellt 
die  Schuldverschreibungen  nebst  den  dazu  ge- 
hörenden Zins-  und  Erneuerungsscheinen  (Ta- 
lons) aus,  sorgt  für  prompte  Zahlung  der  Zin- 
sen und  der  Beträge  der  zur  Rückzahlung  ge- 
kündigten Stücke  —  die  erforderlichen  Sum- 
men werden  ihr  bei  Fälligkeit  aus  den  Ein- 
künften des  Landes  zur  Verfügung  gestellt.  In 
einigen  Ländern,  besonders  in  England,  erfolgt 
die  Verwaltung  der  Staatsschulden  durch  die 
Zentralnotenbank. 

Soll  eine  Anleihe  in  den  breiteren  Volks- 
schichten Aufnahme  finden,  so  müssen  die 
einzelnen  Schuldverschreibungen  auf  niedrige 
Beträge  lauten. 


Wegen  des  leichteren  Besitzüberganges  vef- 
dient  das  Inhaberpapier  im  allgemeinen  — 
nur  im  Falle  eines  Verlustes  entstehen  Wei- 
terungen —  den  Vorzug  vor  dem  Namen- 
papier,  das  auf  den  Namen  lautend,  nur 
mittels  Indossoment  übertragbar  ist. 

In  einigen  Ländern  besteht  das  Inskrip- 
tionssystem (System  der  Buchschuld),  d.h. 
der  Name  des  Gläubigers  und  die  Höhe  seiner 
Forderung  wird  in  ein  Staatsschuldbuch  einge- 
tragen. Um  aber  den  Umsatz  in  den  Anleihen 
zu  erleichtern,  wird  zumeist  über  die  Eintra- 
gung ein  auf  Inhaber  oder  Namen  lautendes 
Zertifikat  ausgefertigt. 

In  Frankreich  werden  die  Auszüge  aus  dem  „grand 
livre  de  la  dette  publiqu^^:  „extrait  d'inscription"  oder 
auch  kurz  „inscription" ,  in  England  die  aus  dem  „great 
ledgei^':  „stockcertificates"  genannt. 

Die  Schuldverschreibungen  des  Deutschen 
Reiches  und  seiner  Bundesstaaten  lauten  sämt- 
lich auf  den  Inhaber.  Auf  dessen  Wunsch 
kann  aber  die  Briefschuld  des  Deutschen  Rei- 
ches, die  von  Preussen,  Sachsen,  Hessen,  Ham- 
burg, Frankfurt  a.  M.  usw.  durch  Eintragung  in 
das  Reichs-,  resp.  Staats-,  resp.  Stadtschuldbuch 
in  eine  Buchschuld  umgewandelt  werden.  ,■ 

Wer  z.  B.  einen  Posten,  sagen  wir  30000  M,  '1 
Deutsche  3%  Reichsanleihe  besitzt,  kann 
unter  Einlieferung  der  vollen  Stücke  —  Mäntel 
und  Couponsbogen  —  beantragen,  die  bis- 
herige Schuld  durch  Eintragung  in  das  bei 
der  Reichsschuldenverwaltung  zu  führende 
Reichsschuldbuch  in  eine  Buchschuld  des 
Reiches  umzuwandeln. 

Ist  die  Eintragung  in  das  Reichsschuldbuch, 
von  dem  aus  Gründen  der  Sicherheit  eine 
wortgetreue  Abschrift  an  einem  andern  Orte 
aufbewahrt  wird,  erfolgt,  so  werden  die  ein- 
gelieferten Schuldverschreibungen  vernichtet. 
Über  die  Eintragung  wird  eine  Quittung 
erteilt,  die  aber  für  den,  der  auf  ungesetz- 
mässige  Weise  in  ihren  Besitz  gelangen  sollte,, 
nicht  den  geringsten  Wert  besitzt,  da  sie,  wie 
auf  ihr  ausdrücklich  vermerkt  ist,  ,,nicht  als 
eine  über  die  Forderung  ausgestellte  Verschrei- 
bung  gilt".  Durch  Eintragung  der  Schuld  in 
das  Schuldbuch  wird  also  der  Gläubiger  in 
vollem  Umfange  gegen  die  Gefahr  geschützt, 
durch  Verlust  der  Papiere  seines  Forderungs- 
rechtes verlustig  zu  gehen. 

Die  Zinsen  werden  in  der  Zeit  vom  14. 
Tage  vor  bis  zum  8.  Tage  nach  dem  Fällig- 
keitstermin durch  eine  Reichs-  oder  Landes- 
kasse, durch  die  Reichsbank  oder  durch  die 
Post  ausgezahlt. 
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An  Gebühren  werden  nach  der  Novelle  vom 
28. Juni   1903  erhoben: 

1.  für  Eintragungen  und  Löschungen,  jede  Einschrift 
in  das  Reichsschuldbuch  besonders  gerechnet  0,25  M, 
von  je  angefangenen  1000  M  des  Betrags,  über  den 
verfügt  wird,  zusa  nmen  mindestens  1   M; 

2.  für  die  Ausreichung  von  Reichsschuldverschrei- 
bungen für  je  angefangene  1000  M  Kapitalbetrag 
0,50  M,  zusammen  mindestens  1   M. 

Gebühren  werden  nicht  erhoben:  für  die  Ein- 
tragungen bei  der  Umwandlung  von  Reichsschuldver- 
schreibungen in  Buchschulden  des  Reichs;  für  Eintra- 
gung und  Löschung  von  Vermerken  über  Bevoll- 
mächtigungen, sowie  über  Änderungen  in  der  Person 
oder  der  Wohnung  des  eingetragenen  Berechtigten; 
für  Eintragung  und  Löschung  von  Vermerken,  nach 
welchen  ein  Vormund,  Pfleger  oder  Beistand  über  eine 
Forderung,  die  zu  dem  seiner  Verwaltung  unterstellten 
Vermögen  gehört,  nur  mit  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts verfügen  kann  (§§  1815,  1816,  1915 
und  1693  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches). 

Die  Gebühren  werden  von  dem  Antragsteller,  so- 
weit nötig,  im  Verwaltungszwangsverfahren  eingezogen. 
Auch  kann  die  Vorausbezahlung  der  Gebühren  gefor- 
dert werden. 

An   Gebühren  für  die  gerichtliche    oder  nota- 
rielle Beglaubigung  der  Anträge  sind  zu  erheben: 
bei  Beträgen  bis  2000  M:   1,50  M, 
bei  Beträgen  über  2000  M:  3  M, 
soweit    nicht   nach   landesrechtlichen  Vorschriften  eine 
geringere  Gebühr  zur  Erhebung  kommt. 

Eingetragen  waren  in  das  Reichsschuldbuch 
am  30./9.  1903  5397  Konteninhaber  mit  einem  Kapital 
von  369,4  Millionen  M.  Das  Preussische  Staatsschuld- 
buch, dessen  Eintragungen  usw.  in  analoger  Weise  er- 
folgen, zählte  am  1./4.  1905  32477  Konten  mit 
1709,6  Millionen  M. 

ß)  Die  Konversion  und  Konsolida- 
tion der  Anleihen.  „Der  Kapitalzins  muss 
so  heilig  gehalten  werden,  wie  jedes  recht- 
mässige Eigentum;  aber  nur,  wenn  man  ihm 
seinen  natürlichen  Lauf  lässt.  Er  wird  eine 
Beraubung,  wenn  der  Staat  ihn  eigenmächtig 
über  der  Höhe  hält,  welche  die  Umstände  be- 
stimmen." (Leroy-Beaulieu).  Haben  im  Lauf 
der  Jahre  die  wirtschaftlichen  und  politischen 
Verhältnisse  eines  Landes  eine  Änderung  er- 
fahren, d.  h.  ist  der  Zinsfuss  gesunken,  der 
Kredit  des  Landes  gestiegen,  dann  sucht  der 
Staat  hieraus  Vorteil  zu  ziehen,  und  es  tritt 
vielfach  eine  Anpassung  des  Anleihezinses  an 
die  Verhältnisse  des  heimischen  Geldmarktes, 
eine  Zinsreduktion  —  Konversion  oder 
Konvertierung  genannt  —  ein.  Der  Staat 
erklärt  seinen  Gläubigern,  dass  er  von  einem 
bestimmten  Termin  ab  die  Anleihe,  z.  B.  an- 
statt mit  4%  nur  noch  mit  4°/o  vom  Nomi- 
nalwerte verzinsen  werde,  dass  er  aber  bereit 
sei,  denjenigen,  welche  sich  mit  dieser  Kon- 
version nicht  einverstanden  erklären,  das  Ka- 
pital zum  Nennwerte  zurückzuzahlen.  Denen, 
die    in    die   Zinsherabsetzung   willigen,    wird 


mitunter  noch  eine  einmalige  Vergütung  (Kon- 
vertierungsprämie) gewährt,  ausserdem  wird 
ihnen  wohl  das  Versprechen  erteilt,  dass  vor 
einer  gewissen  Anzahl  von  Jahren  eine  noch- 
malige Zinsherabsetzung  bei  dieser  Anleihe  nicht 
stattfinden  wird.  Die  alten  Obligationen  wer- 
den entweder  in  neue  umgetauscht  oder  es 
findet  einfach  eine  Abstempelung  der  Stücke 
und  der  Couponsbogen  statt. 

Eine  Konversion  kann  auch  in  der  Weise  erfolgen, 
dass  die  Gläubiger  veranlasst  werden,  eine  Zuzahlung 
zu  leisten,  ohne  dass  damit  eine  Erhöhung  der  Zins- 
summe eintritt.  Auch  Abänderungen  sonstiger  Be- 
dingungen, wie  z,  B.  Umwandelung  einer  zurückzu- 
zahlenden Schuld  in  eine  Rentenschuld,  pflegt  man 
als  Konversion  zu  bezeichnen. 

Nicht  ZU  verwechseln  mit  der  Konversion, 
d.  h.  der  vertragsmässigen  Herabsetzung 
des  Nominalzinsfusses,  die  sich  nur  der  Staat, 
dessen  Finanzen  geregelte  sind,  erlauben  darf, 
ist  die  gewaltsame,  einseitige  Zinsherabset- 
zung bankerotter  Staaten.  In  diesem  Falle, 
der  einer  partiellen  Zahlungseinstellung  gleich 
kommt,  spricht  man  von  notleidenden  An- 
leihen  und   notleidenden  Zinsscheinen. 

Mit  einer  Konversion  verknüpft  ist  mitunter 
die  Konsolidation,  d.  h.  die  Zusammen- 
ziehung mehrerer  Schuldkategorien,  Anleihen 
usw.  in  eine  einheitliche,  konsolidierte 
oder  unifizierte  Anleihe.  Die  in  England 
für  die  einzelnen  Abschnitte  der  konsolidierten 
Anleihen  übliche  Bezeichnung:  Consols  — 
consols  abgeleitet  von  Consolidated  Stocks  — 
hat  sich  auch  in  Deutschland  eingebürgert. 

/)  Die  Tilgung  der  Anleihen.  Die  An- 
leihe kann  sein: 

1.  Kündbar  auf  beiden  Seiten:  Jeder-- 
zeit  besitzt  der  Gläubiger  das  Recht,  den  Be- 
trag zurückzufordern,  und  der  Schuldner  das 
Recht,  die  Anleihe  zu  kündigen.  Da  die  An- 
leihen an  einer  oder  mehreren  Börsen  gehan- 
delt werden  und  somit  die  Möglichkeit  be- 
steht, sie  jederzeit  veräussern  zu  können,  an- 
dererseits der  Staat  in  Gefahr  schwebt,  dass 
bei  steigendem  Zinsfuss  Rückzahlung  der  An- 
leihen gefordert  wird,  so  ist  man  in  der  Neu- 
zeit von  diesem  Typus  fast  gänzlich  abge- 
kommen. 

2.  Unkündbar  auf  beiden  Seiten  und 
zwar: 

a)  Ohne  Rückzahlungstermin:  Immer- 
währende, ewige  Rente.  Auf  dem  An- 
leiheschein ist  nur  die  Rente  angegeben,  kein 
Kapitainennbetrag,  ein  solcher  kann  daher 
auch  nicht  —  im  Gegensatz  zur  kündbaren, 
ewigen  Rente  —  gekündigt,  „abgelöst"  werden. 
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b)  Mit  festem  Rückzahlungstermin. 
Hierbei  sind  wieder  zu  unterscheiden: 

a)fest  verzinslicheAnleihen  mit  Tilgung 
nach  einem  im  voraus  festgesetzten  Verlosungs- 
plan, wobei  in  den  ersten  Jahren  die  Rück- 
zahlung in  der  Regel  gering  oder  überhaupt 
gänzlich  ausgeschlossen  ist. 

Um  die  Rückzahlung  durchführen  zu  können, 
haben  einige  Staaten  besondere  Tilgungs- 
fonds geschaffen.  Zuerst  (1786)  geschah  dies 
in  England,  wo  bis  1829  der  Pittsche  „sin- 
king-fimd"-  bestand,  dann  1816  in  Frankreich 
{„caisse  d'amortissemenf%  1817  in  Österreich. 
Heute  bestehen  Schuldentilgungskassen 
u.  a.  in  Bayern  und  in  Baden. 

Im  allgemeinen  hat  sich  das  System  des  Tilgungs- 
fonds praktisch  wenig  bewährt.  Hat  doch  der  Zwang 
häufig  dazu  geführt,  eine  alte  Schuld  durch  Aufnahme 
einer  neuen  zu  tilgen.  Auch  die  Wissenschaft  kann 
sich  damit  nicht  befreunden.  Ad.  Wagner  sagt: 
„Erlaubt  es  die  Finanzlage,  und  erscheint  es  sonst 
zweckmässig,  so  tilge  man  in  grösserem  Masse  frei- 
willig, jedenfalls  besser  ohne  den  mechanischen  Zwang 
einer  solchen  Institution,  —  oder,  wenn  aus  politisch- 
psychologischen, parlamentarischen  Gründen  zwar  nach 
gesetzlich  festgestelltem  Plan,  so  wenigstens  in  der 
Form  der  festen  prozentweisen  Tilgung  aus  laufenden 
ordentlichen  Etatsmitteln Das  etwa  volkswirt- 
schaftlich (im  Kriege)  vernichtete  Kapital  kann  man  ja 
doch  nicht  wieder  durch  die  Tilgung  schaffen,  das  pro- 
duktiv, z.  B  in  Eisenbahnen,  angelegte,  darin  als  stehen- 
des steckende  Kapital  doch  nicht  wieder  disponibel 
machen." 


ß)  Lotterie-  oder  Prämienanleihen. 
Die  Zinsen  werden  entweder  gänzlich  (unver- 
zinsliche Anleihen)  oder  zum  Teil  (verzinsliche 
Anleihen)  aufgespart  und  in  Gestalt  von  Prä- 
mien, welche  nach  einem  im  voraus  bestimm- 
ten Plan  zur  Verlosung  gelangen,  ausbezahlt. 
(Ausführliches  hierüber  im  Abschnitt  „Geld, 
Bank  und  Börse"), 

/)  Zeitrenten  oder  Annuitäten  und 
Leibrenten,  welche  in  Deutschland  weit 
weniger  als  in  England  und  in  Frankreich  be- 
kannt sind.  Sie  bezwecken  eine  Verzinsung  und 
allmähliche  Rückzahlung  des  Kapitals  und 
enden  mit  Ablauf  des  vereinbarten  Zeitraumes 
(in  England  49-  und  99  jährige  Renten)  oder 
(Leibrenten)  mit  dem  Tode.  Da  das  Kapital 
allmählich  aufgezehrt  wird,  empfiehlt  sich  ihre 
Erwerbung  nur  in  bestimmten  Fällen. 

Ähnlichkeit  mit  der  Leibrente  haben  die 
Tontinen:  Bei  ihnen  kommen  jedoch  Renten 
der  Teilnehmer,  welche  verstorben  sind,  ganz 
oder  teilweise  den  überlebenden  Mitgliedern 
der  betreffenden  Jahresklasse  zugute.  Es  ge- 
langen infolgedessen  mitunter  dabei  ganz  an- 
sehnliche Summen  zur  Auszahlung.  So  gab 
es  in  Frankreich  bis  1883  noch  eine  1786 
geborene  Teilnehmerin  dertontined'Orleans, 
welche  zuletzt  80000  Fr.  Rente  bezog. 

Georg  Obst. 


Dritter  Abschnitt. 


Handelslehre. 


I.  Aufgabe  und  Bedeutung  des  Handels. 


1.  Begriffsbestimmung. 

Die  Art  und  Weise,  wie  der  Begriff  „Han- 
del" aufgefasst  wird  oder  werden  sollte,  ist 
nicht  nur  von  überaus  grosser  Bedeutung  in 
theoretischer  Beziehung,  indem  damit  ganze 
Systeme  wirtschaftlicher  Grundsätze  und  Ein- 
richtungen stehen  und  fallen,  sondern  auch  in 
praktischer  Hinsicht  ist  es  sehr  wichtig,  dass 
die  Begriffsbestimmung  ein  klares  Bild  ver- 
schafft, in  dem  sich  die  ganze  Handelslehre 
widerspiegelt.  Dem  Wortlaute  nach  bedeutet 
„Handel"  den  Übergang  von  Gütern  aus  einer 
Hand  in  die  andere.  Unser  deutsches  Wort 
legt  also  das  Hauptgewicht  auf  die  Hand- 
lung, die  Besitzübertragung,  nicht  auf  das 
übertragene  Gut,  die  Ware,  während  der  Fran- 
zose an  den  Verkehr  „mit  Waren"  {commerce) 
denkt.  In  der  Tat  ist  die  Besitzübertragung 
das  charakteristische  Grundmerkmal  des  Han- 
dels, und  nicht  die  Ware.  Denn  einerseits 
wird  Handel  getrieben  nicht  nur  mit  Waren 
im  engeren  und  weiteren  Sinne  (mit  Werten), 
sondern  auch  mit  Rechten,  und  andererseits 
ist  es  gerade  ein  Unterscheidungszeichen  des 
Handels  von  der  Erzeugung  (Produktion)  und 
dem  Verbrauch  (Konsumtion),  dass  er  mit  den 
Waren  keine  wesentlichen  Veränderungen  vor- 
nimmt Unser  deutsches  Wort  ist  daher  zu- 
treffender. Immerhin  liegt  in  dem  Worte 
selbst  nur  eine  Andeutung,  aber  nicht  eine 
klare  Definition,  da  der  Handel  nur  eine  be- 
stimmte Art  der  Besitzübertragung  umfasst. 

Güter  können  in  den  Besitz  eines  andern 
übergehen : 

ohne  dass  der  eine  Teil  eine  Gegen- 
leistung empfängt: 


a)  Durch  Schenkung.  Der  Umsatz  hierdurch 
ist  viel  bedeutender,  als  wie  man  es  sich  im 
ersten  Augenblick  vorstellt.  Solcher  freiwilligen 
Hingabe  von  Gütern  verdanken  die  Wohltätig- 
keitsanstalten zu  einem  grossen  Teil,  die  Wohl- 
tätigkeitsvereine ganz  ihre  Einnahmen.  Man 
denke  an  die  Krankenhäuser,  Lungenheilstätten,. 
Rekonvaleszentenheime,  Altersversorgungsan- 
stalten, Kinderhorte;  ferner  an  die  zahlreichen 
Wohltätigkeitsvereine,  welche  die  Personen,  die 
durch  Krankheit,  Arbeitslosigkeit  usw.  in  Not 
geraten  sind,  unterstützen,  und  an  die  zahllosen 
im  verborgenen  wirkenden  Wohltäter;  man; 
denke  an  die  Einrichtung  von  öffentlichen 
Bibliotheken  und  Lesehallen,  an  die  Verteilung 
von  Stipendien,  an  die  „Festgeschenke",  die 
sogar  ganze  Industrien  und  Kleinhandelszweige 
schaffen.  Wir  brauchen  nur  an  die  Spielwaren- 
industrie zu  erinnern  und  an  das  allgemeine 
geschäftige  Treiben  in  den  Verkaufsmagazinen 
zur  Weihnachtszeit.  Alle  diese  den  Handel  in 
hohem  Masse  beeinflussenden  Anschaffungen,^ 
die  den  Wert  ungezählter  Millionen  ausmachen,, 
führen  durch  die  weitere  Güterübertragung  von 
selten  der  Käufer  zu  Güterumsätzen  ohne  Gegen- 
leistung, woraus  wir  erkennen,  dass  es  nicht 
richtig  ist,  wenn  man  den  Handel  kurzweg, 
wie  es  so  oft  geschieht,  mit  „Güterumsatz" 
gleichstellt;  denn  nicht  jeder  Güterumsatz  ist 
Handel. 

b)  Durch  Erbschaft.  Es  können  durch  sie 
grosse  Vermögen  entstehen,  aber  auch  grosse 
Vermögen  zersplittert  werden.  Interessant  ist 
in  dieser  Beziehung  die  Beobachtung,  wie 
Leute  mit  grossem  Vermögen  dessen  Zersplit- 
terung dadurch  vorbeugen,  dass  sie  eine  Art 
hierarchische  Familiengesellschaft  bilden,  wie 
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es  z.  B.  die  Rothschilds  getan  haben.  Würde 
diese  Familie  nicht  im  Zusammenschluss  ge- 
blieben sein,  und  würde  sich  nach  bäuerlichem 
Prinzip  jedes  Glied  selbständig  gemacht  haben, 
,80  hätte  sie  sich  neben  den  mächtigen  Kredit- 
banken auf  die  Dauer  nicht  in  der  hervor- 
ragenden Stellung  behaupten  können,  die  sie 
tatsächlich  noch  besitzt.  In  dieser  Hinsicht 
könnte  sich  der  Kleinhandel  an  diesem  Vor- 
gehen ein  Beispiel  nehmen. 

Auch  die  Güterübertragung  durch  Erbschaft 
beeinfiusst  den  Handel  und  das  ganze  wirt- 
schaftliche Leben  ungemein  (z.  B.  in  der  erb- 
schaftlichen Güterschlächterei).  Auch  dieser  Gü- 
terumsatz ist  gewaltig,  aber  doch  kein  Handel. 

c)  Durch  Irrtum,  indem  sich  jemand  für 
den  rechtmässigen  Eigentümer  einer  Sache  hält, 
während  der  wirkliche  Eigentümer  von  seinem 
Eigentumsrecht  nichts  weiss. 

A  leiht  B  ein  ^Buch,  ohne  seinen  Namen  hineinge- 
schrieben oder  eine  Aufzeichnung  gemacht  zu  haben. 
A  und  B  sterben.  Der  Sohn  des  B  behält  das  Buch 
in  der  Meinung,  es  gehöre  seinem  Vater,  während  der 
Sohn  des  A  von  diesem  Buche  gar  nichts  weiss. 

d)  Durch  Fund.  Der  rechtmässige  Eigentümer 
kann  nicht  ermittelt  werden.  Dies  kann  schon 
aus  der  Natur  des  Fundes  hervorgehen,  oder 
die  Bemühungen,  den  Eigentümer  ausfindig  zu 
machen,  können  fruchtlos  geblieben  sein.  Be- 
trächtlich wird  dieser  Posten  des  Eigentums- 
erwerbes bei  den  Verkehrsanstalten,  die 
aber  billigerweise  dieses  Eigentum  nicht  zu 
ihren  Gunsten,  sondern  für  einen  wohltätigen 
Zweck  verwenden  (Zuweisung  zum  Pensions-, 
Kranken-  oder  Unterstützungsfonds). 

e)  Durch  Fundverheimlichung,  -Unter- 
schlagung, -diebstahl.  Der  unredliche  Fin- 
der gibt  sich  keine  Mühe,  den  Eigentümer  zu 
ermitteln,  trotzdem  die  Natur  des  Gegenstandes 
oder  die  näheren  Umstände  des  Fundes  dies 
möglich  erscheinen  liessen,  oder  er  behält  den 
Gegenstand,  trotzdem  er  den  rechtmässigen 
Eigentümer  kennt. 

f)  Durch  Arglist,  indem  jemand  dem  Eigen- 
tümer den  Gegenstand  durch  wissentlich  falsche 
Angaben  entlockt. 

Dies  geschieht  namentlich  gegenüber  Minderjährigen, 
weshalb  sie  vom  Gesetze  dadurch  geschützt  werden, 
dass  sie  nur  Rechte  selbständig  erwerben,  aber  keine 
Pflichten  eingehen  können.  Es  geschieht  ferner  geistig 
beschränkten  Personen  oder  den  in  Handel  und  Ver- 
kehr weniger  erfahrenen  Frauen  gegenüber. 

g)  Durch  Betrug.  Dieser  äussert  sich  in  sehr 
verschiedenen  Formen,  Die  alltäglichste  be- 
steht in  der  Verkürzung  von  Mass  und  Ge- 
wicht, in  der  Verschleierung  der  Qualitäten  usw. 
Hieran  hat  allerdings  der  Handel  einen  grös- 


seren Anteil  als  die  Industrie,  weil  er  es  nicht 
wie  diese  zumeist  mit  Kennern,  sondern  mit 
einem  nicht  sachkundigen  Publikum  zu  tun  hat. 

h)  Durch  Unterschlagung,  wobei  gewöhn- 
lich auch  noch  ein  grober  Vertrauensmiss- 
brauch begangen  worden  ist. 

i)  Durch  Erpressung,  d.  h.  eine  Enteig- 
nung unter  Androhung  von  einschüchternden 
Handlungen  (Bekanntgabe  ehrverletzender  Tat- 
sachen usw.). 

k)  Durch  Diebstahl.  Die  Häuf  igkeitdes  Dieb- 
stahles nimmt  in  paralleler  Kurve  zu  mit  dem 
Steigen  der  Lebensmittel-  und  Wohnungspreise 
und  dem  Fallen  der  Arbeitsgelegenheit.  In 
den  Ländern  mit  erschlaffendem,  die  Arbeits- 
lust lähmendem  Klima,  ist  er  häufiger. 

Die  Erwerbung  gestohlener  Gegenstände,  die  oft  den 
Trödlern,  Antiquaren,  Goldschmieden  usw.  angeboten 
werden,  kann  dem  Käufer  arge  Unannehmlichkeiten 
bereiten,  wenn  sie  nicht  in  gutem  Glauben  gekauft 
werden  bei  einem  Händler,  der  berufsmässig  mit  solchen 
Gegenständen  handelt,  oder  bei  einer  öffentlichen  Ver- 
steigerung. 

1)  Durch  gewaltsame  Enteignung  (Raub, 
Plünderung).  Diese  Art  der  Besitzergreifung 
von  Gütern  spielte  früher  im  Leben  der  Völ- 
ker eine  grosse  Rolle.  Denken  wir  an  den  See- 
raub, den  fast  alle  Seestaaten  trieben,  der  zur 
Entwicklung  der  Schiffahrt  nicht  wenig  beitrug; 
an  den  Karawanenraub,  den  Menschenraub,  der 
die  Sklaverei  entstehen  Hess,  auf  der  sich  die 
Plantagenwirtschaft  aufbaute,  endlich  an  die 
Plünderung  der  Kaufmannsgüter  auf  Land- 
strassen durch  Wegelagerer. 

m)  Durch  Aneignungherrenlosen  Gutes. 
Der  Begriff  „herrenloses  Gut"  wird  um  so 
weiter  gefasst,  je  unkultivierter  ein  Volk  und 
je  weiter  entlegen  die  Zeit,  von  der  die  Rede  ist. 

Noch  bis  tief  ins  Mittelalter  hinein  war  auch  in  ge- 
sitteten Ländern  herrenloses  Gut  alles  Lebendige  und 
Leblose,  was  das  Meer  oder  die  Flüsse  an  das  Ufer 
der  Strandherren  schwemmten,  und  das  Strandgut  war 
ihm  verfallen  (Strand recht).  Nach  dem  Grundruhe- 
recht gehörte  alles,  was  ausserhalb  des  Weges  auf  den 
Boden  fiel,  dem  Herrn  des  Bodens.  Ja,  selbst  wenn 
Fahrzeuge  den  Boden  des  Grundherrn  berührten,  z.  B. 
die  Wände  eines  Hohlweges,  so  gehörten  sie  ihm. 

Bei  allen  diesen  freiwilligen  und  unfreiwil- 
ligen Güterübertragungen  erwirbt  der  eine  Teil 
ein  Eigentum,  ohne  dass  der  andere  eine 
Gegenleistung  empfängt.  Einen  Übergang  zur 
Gegenseitigkeit  bildet: 

der  Güterumsatz  infolge  von  Spiel  oder 
Wette,  indem  beide  Teile  gleichmässig  das 
Risiko  übernehmen.  Der  Handel  entsteht 
jedoch  erst  durch  die  folgenden  Formen  der 
Güterübertragung: 

Indem  der  gebende  Teil   eine  Gegen- 
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leistung  empfängt  Ohne  diese  Gegen- 
leistung, die  gleichzeitig  oder  erst  später  er- 
folgen, in  einer  in  Tausch  gegebenen  Sache 
oder  in  einer  Dienstleistung  bestehen  kann, 
würde  von  keiner  der  beiden  Parteien  eine 
Besitzübertragung  erfolgen.  In  dem  darin 
zum  Ausdruck  kommenden  gegenseitigen 
Willen  liegt  ein  Merkmal  der  besonderen 
Art  des  Güterumsatzes,  die  man  Handel 
nennt  Dieser  besteht  in  einer  Menge  von 
Besitzesübertragungen  zwischen  zwei  Parteien, 
die  ihren  Willen  hierfür  offenbaren.  Es  ist 
nun  klar,  dass  hierbei  nicht  Planlosigkeit, 
sondern  bestimmte  Gesetze  vorwalten,  die  auf 
niedriger  Gesittungsstufe  ihren  Urquell  nur 
im  Egoismus,  auf  höherer  teilweise  auch  in 
sozialen  Rücksichten  haben. 

Im  ersten  Falle  besteht  der  Handel  im  ge- 
werbsmässigen Ankauf  von  Waren,  in  der 
Absicht,  sie  mit  Gewinn  wieder  zu  verkaufen. 
Die  gewerbsmässige,  berufliche  Tätigkeit  bildet 
ein  weiteres  Merkmal.  Wer  nur  gelegent- 
lich Güter  kauft  und  sie  wieder  verkauft, 
betreibt  kein  Handelsgeschäft,  Auf  diesem 
Standpunkt  steht  ziemlich  allerorts  die  Handels- 
gesetzgebung. Wer  sich  der  Mühen  unter- 
zieht, Waren  einzukaufen  und  sie  wieder  zu 
verkaufen,  wer  dabei  das  Risiko  des  Verlustes 
übernimmt,  der  muss  und  will  einen  Gewinn 
erzielen.  Auch  dieser  Punkt  bildet  daher  in 
der  landläufigen  Auffassung  des  Handels  ein 
besonderes  Merkmal  und  die  Gesetzgebung 
stellt  sich  ebenfalls  auf  diesen  Boden,  jedoch 
mit  Unrecht,  denn  die  Gewinntendenz  ist  nicht 
nur  dem  Handel  in  der  Regel  eigen,  sondern 
jeder  gewerbsmässigen  Tätigkeit,  der  Landwirt- 
schaft, dem  Kleingewerbe,  der  Industrie,  dem 
Verkehrs-  und  Versicherungsgeschäft,  selbst  im 
allgemeinen  der  Ausübung  der  Kunst  und  der 
Wissenschaft  Das  hässliche  Lied  vom  Brot- 
erwerb, der  aller  Ideale  bar,  ohne  um  der- 
selben selbst  willen  zu  arbeiten,  als  Schmarotzer 
sein  Dasein  fristet,  es  findet  sein  Echo  in  fast 
allen  Räumen,  in  denen  gearbeitet  wird,  gleich- 
gültig welcher  Art  die  Arbeit  sei,  und  es  ist  ein  Un- 
recht, durch  diesen  Vorhalt  die  Dienste  des  Han- 
delsstandes nach  altem  Brauch  zum  Zerrbild  einer 
gesunden  Entwicklung  stempeln  zu  wollen. 

Es  wird  dem  Handel  vorgeworfen,  er  sei  nicht  pro- 
duktiv, daher  sei  der  Gewinn,  den  er  einsteckt,  nicht 
verdient.  Diese  Behauptung  beruht,  wie  wir  später 
nachweisen  werden,  auf  einer  vollständigen  Verkennung 
seiner  volkswirtschaftlichen  Funktionen. 

Es  gibt  bereits  auch  Handelsbetriebe,  die 
den  privatwirtschaftlichen  Charakter  nicht 
besitzen  und  ohne  Gewinnabsichten  ins  Leben 
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gerufen  worden  sind.  Der  Handel  folgt  heute 
nicht  mehr  den  schmutzigen  Schleichwegen 
der  alten  Hausierer  und  Trödler,  deren  Ziel 
freilich  meist  die  Übervorteilung  in  Ver- 
bindung mit  Diebstahl  war.  Der  heutige 
Handel  stellt  sich  als  soziale  Einrichtung 
ebenso  sehr  wie  die  andern  Erwerbsformen  in 
den  Dienst  der  Gemeinnützigkeit,  des  öffent- 
lichen Wohles.  Wie  viele  Genossenschaften 
treiben  Handel  ohne  die  Absicht  auf  Gewinn, 
es  sei  denn,  dass  man  die  in  Form  von  Rück- 
vergütungen ausbezahlten  Ersparnisse  als  Ge- 
winn bezeichnen  wollte.  Wenn  der  Staat  das 
Alkoholmonopol  einführt,  um  dem  Genuss 
des  Alkohols,  namentlich  in  seinen  schädlich- 
sten Formen  (z.  B.  Kartoffelsprit)  entgegenzu- 
arbeiten, so  treibt  er  doch  Handel.  Aber  eine 
Absicht  auf  Gewinn  ist  nicht  vorhanden.  So 
werden  in  der  Schweiz  die  hieraus  erzielten 
Überschüsse  an  die  Kantone  zur  Verwendung 
für  gemeinnützige  Zwecke  verteilt  Es 
wäre  daher  an  der  Zeit,  dass  endlich  aus  der 
Begriffsbestimmung  des  Handels  die  Gewi  un- 
ten den  z  ausgemerzt  würde.  Aber  auch  in 
dem  privatwirtschaftlichen  Handel  wird  der 
sog.  Gewinn  infolge  des  scharfen  Wettbewer- 
bes immer  mehr  zu  einem  so  kleinen  Arbeits- 
lohn herabgedrückt,  wie  ihn  kaum  eine  andere 
Unternehmungsform  aufweist 

Der  Handelsstand  hat  sich  notwendigerweise 
mit  der  Arbeitsteilung  als  ein  unentbehr- 
liches Glied  im  wirtschaftlichen  Organismus 
herausgebildet  Er  erfüllt  besondere  wirtschaft- 
liche Funktionen  namentlich  dadurch,  dass 
er  die  Raum-  und  Zeithindernisse  beseitigt, 
die  sich  dem  Ausgleich  zwischen  Bedarf  und 
Deckung  entgegenstellen.  Dass  er  dafür  ein 
Entgelt  verlangt,  ist  nichts  für  ihn  Eigentüm- 
liches, sondern  das  hat  er  gemein  mit  allen 
andern  Berufsarten,  die  wirtschaftliche  Funk- 
tionen erfüllen. 

Die  herkömmliche  Begriffsbestimmung  des 
Handels  muss  daher  in  folgenden  Punkten 
geändert  werden: 

Handel  und  Warenumsatz  sind  nicht  das- 
selbe. Ein  grosser  Teil  des  Güterumlaufes  voll- 
zieht sich  auf  andere  Weise. 

Die  Gewinntendenz,  die  dem  privatwirt- 
schaftlichen Handel  wie  jedem  Erwerbe  eigen 
ist,  ist  nicht  ein  charakteristisches  Merkmal  des 
Handels  überhaupt,  indem  der  soziale  (ge- 
nossenschaftliche und  staatliche)  Handel  dieselbe 
nicht  kennt,  da  das  gemeinnützige  Prinzip  des 
sozialen  Handels  der  Gewinntendenz  schnur- 
stracks zuwider  läuft 


258 


Handelslehre. 


Wir  haben  aber  auch  im  vorhergehenden 
gesehen,  dass  der  Handel  sich  nicht  auf  den 
Produktenaustausch  beschränkt.  Auch  in  die- 
ser Beziehung  ist  daher  die  gebräuchUche 
Definition  abzuändern.  Auch  der  Arbitrageur 
z.  B.  treibt  Handel,  aber  die  Gegenstände 
seines  Handels  sind  keine  Produkte,  keine 
Waren,  sondern  Werte,  die  auf  Waren,  oder 
die  allgemeinste  Ware,  das  Geld,  Anspruch 
geben.  In  der  Definition  des  Handels  hat 
daher  an  Stelle  des  Wortes  „Warenumsatz" 
„Wert Umsatz"  zu  treten.  Da  auch  abstrakte 
Dinge,  wie  Rechte,  Erfindungen  usw.  Gegen- 
stände des  Handels  sind,  kann  auch  in  dieser 
Beziehung  der  Handel  mit  Produktenaustausch 
nicht  identifiziert  werden.  Übrigens  besteht 
der  Handel  durchaus  nicht  durchwegs  in 
einem  unmittelbaren  Austausch,  bei  dem  Wert 
gegen  Wert  hingegeben  wird,  sondern  oft  bloss 
in  einer  Vermittlung  dieses  Austausches,  wie 
im   Kommissionsgeschäft. 

Unter  Handel  versteht  man  daher  die 
Gesamtheit  aller  zum  Zwecke  des  plan- 
mässigen  Ausgleichens  von  Bedarf  und 
Deckung  gewerbsmässig  vollzogenen 
unmittelbaren  oder  mittelbaren  Wert- 
übertragungen zwischen  zwei  dahin 
zielenden  Parteien. 

2.  Entwicklungsstufen  des  Handels. 

Wenn  man  von  Entwicklungsstufen  des  Han- 
dels spricht,  so  ist  das  nicht  so  aufzufassen, 
als  ob  im  Verkehr  des  einzelnen  Volkes  oder 
in  dem  Verkehr  von  Volk  zu  Volk  sich  ge- 
wisse gleichzeitige  Entwicklungsphasen  heraus- 
gebildet hätten,  wobei  die  eine  sich  auf  der 
andern  aufbaute.  Es  handelt  sich  nicht  um 
eine  fortlaufende,  historische  Aufeinanderfolge 
von  bestimmten  Erscheinungsformen  des  Han- 
dels, denn  geschichtlich  war  diese  Entwicklung 
bei  den  einzelnen  Völkern  verschieden,  und 
die  geschichtlichen  Ereignisse  und  allgemein 
kulturellen  Verhältnisse  führten  zeitweilig  sogar 
wieder  einen  Rückgang  herbei;  es  handelt  sich 
vielmehr  um  Entwicklungsstufen  der  Art  des 
Handels,  die  freilich  im  allgemeinen  mit  der 
Entwicklung  der  gesamten  Kultur  zusammen- 
fallen. Es  sind  folgende  Stufen  zu  unter- 
scheiden : 

a)  Der  reine  Tausch. 

Unkultivierte  Völker  und  unzurechnungs- 
fähige Personen  tauschen  wie  die  Kinder:  Der 
Beweggrund  des  Tausches  ist  kein  wirtschaft- 


licher; er  ist  nicht  gerichtet  auf  die  Vermeh- 
rung oder  Vervollkommnung  des  Besitzes 
auf  Grund  haushälterischer  Erwägungen;  er 
zielt  nicht  ab  auf  eine  planmässige  Befriedi- 
gung von  Bedürfnissen.  Er  beruht  einzig  auf 
der  psychologischen  Tatsache,  dass  das  Gefühl, 
eine  Sache  nicht  zu  besitzen,  während  ein 
anderer  sie  besitzt,  instinktmässig  ein  Streben 
nach  diesem  Gegenstand  hervorruft.  Dieses 
Streben  wird  um  so  stärker,  je  grösser  die 
Schwierigkeit  erscheint,  den  Gegenstand  zu  er- 
langen. Entsprechend  dem  Grade  dieser  ver- 
muteten oder  wirklichen  Schwierigkeit  wächst 
die  Geneigtheit,  für  ihn  einen  grösseren  oder 
kleineren  Teil  des  eigenen  Besitzes  herzugeben. 
Diesen  Tausch  beherrscht  daher  einzig  der 
Liebhaberwert  (s.  S.  1 1 7). 

Der  kleine  Knabe  hat  Blumen,  das  Mädchen  hat 
ein  Taschenmesser.  Sie  tauschen,  denn  die  Neigung 
beider  ist  naturgemäss  auf  den  Gegenstand  gerichtet, 
der  im  Besitz  des  andern  ist,  und  zwar  weil  er  im 
Besitz  des  andern  ist.  Die  Neigung  geht  aber  auch 
auf  den  andern  Gegenstand  wegen  dessen  Natur  selbst. 
Auf  diese  Weise  kommt  daher  nur  ein  Tausch  zu- 
stande, dem  diese  Merkmale  anhaften. 

b)Der  Tausch  mit  direkter  Vergleichung 
des  Gebrauchswertes. 
Die  Unterscheidung  des  Wertes  prägt  sich 
dem  Menschen  frühzeitig  ein,  selbst  zu  einer 
Zeit,  wo  ihm  der  Begriff  „Wert"  noch  nicht 
geläufig  ist. 

Ein  Knabe  hat  Bleikugeln,  ein  anderer  gebrannte 
Tonkugein.  Sie  tauschen  gegenseitig  eine  Kugel  aus. 
Nach  einiger  Zeit  springt  die  Tonkugel  entzwei;  einer 
zweiten,  dritten  geht  es  ebenso,  während  die  Blei- 
kugel unversehrt  bleibt.  Diese  Beobachtung  bringt 
den  beiden  Knaben  den  Begriff  des  „Gebrauchswertes" 
bei.  Die  Bleikugel  hat  einen  höheren  Gebrauchswert, 
und  der  Knabe  wird  in  Zukunft  seine  Bleikugeln  nur 
vertauschen,  wenn  er  für  ein  Stück  mehrere  der  an- 
deren Sorte  erhält. 

Diese  Form  des  Tausches  setzt  die  Beschränkung 
auf  einige  wenige  Alltags- Bedarfsgegenstände  voraus, 
wie  dies  nur  auf  sehr  niedriger  Kulturstufe  der  Fall 
ist.  So  mussten  ursprünglich  Jäger  und  Fischervölker 
ihre  wenigen  Waffen  und  Gerätschaften  austauschen, 
die  ihnen  zum  Erwerb  der  Nahrung  und  zur  Her- 
stellung von  Wohnung  und  Kleidung  dienten.  In  die- 
ser Form  des  Tausches  liegen  bereits  die  ersten  Keime, 
aus  denen  heraus  sich  der  Handel  im  engeren  Sinne 
entwickelt  hat:  die  Arbeitsteilung  und  die  Wert- 
schätzung der  im  Gegenstande  liegenden 
Arbeit. 

Die  Arbeitsteilung  selbst  beruht  auf  den  Verschie- 
denheiten der  geographischen  Verhältnisse,  auf  den 
persönlichen  Neigungen  und  Fähigkeiten.  Erst  auf 
höherer  Kulturstufe  treten  zu  diesen  Beweggründen 
der  Arbeitsteilung  eine  grosse  Anzahl  neuer  Beweg- 
gründe verschiedenster  Art.  Die  Arbeitsteilung  bedingt 
die  Wertschätzung  der  Arbeit  und  so  büdet  sich  für 
den  Tausch  eine  wirtschaftliche  Unterlage. 
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c)  Der    Tausch    unter    Benutzung    von 

Wertmessern. 

Wenn  wir  heule,  bei  der  Mannigfaltigkeit 
der  Gegenstände,  die  wir  für  Wohnung,  Klei- 
dung, Nahrung,  Verschönerung  des  Lebens 
und  für  unsere  geistigen  Bedürfnisse  gebrau- 
chen, gezwungen  würden,  alle  diese  Gegen- 
stände in  ihrem  Werte  unmittelbar  unter  sich 
selbst  zu  vergleichen,  so  würde  uns  das  ein- 
fach unmöglich  sein.  Abgesehen  davon,  dass 
wir  den  Wert  sehr  vieler  Gegenstände,  na- 
mentlich derjenigen,  die  wir  selten  gebrauchen, 
überhaupt  nicht  kennen  und  in  dieser  Hin- 
sicht auf  die  Ehrlichkeit  des  Verkäufers,  den 
die  scharfe  Konkurrenz  im  Zaume  hält,  ange- 
wiesen sind,  würde  uns  diese  Art  der  Wert- 
schätzung nicht  möglich  sein,  weil  die  grosse 
Verschiedenheit  in  der  äusseren  Form  und  in 
ihrer  Zweckbestimmung  eine  unmittelbare  Wert- 
vergleichung ebenso  wenig  zulassen,  wie  ein 
Musikstück  und  eine  Landschaft  nicht  unmit- 
telbar auf  ihre  Schönheit  verglichen  werden 
können. 

Ein  Jäger  konnte  in  den  Vorzeiten  wohl  den  Wert 
eines  Pfeiles  mit  dem  eines  Wildes  vergleichen,  weil 
die  Erfahrung  ihm  zeigte,  welches  die  durchschnittliche 
Arbeitsleistung  für  die  Herstellung  eines  Pfeiles  oder 
für  die  Erlegung  eines  Tieres  war.  Er  kannte  den  Wert 
seiner  Waffen  und  seiner  Beute,  wie  der  Fischer  den 
Wert  seiner  Gerätschaften,  der  Ackerbauer  den  seiner 
Früchte,  der  Viehzüchter  den  seines  Viehes  kannte. 
Mit  diesen  Gegenständen  des  alltäglichen  Umganges 
begann  man  nun  die  zu  tauschenden  ihrem  Werte 
nach  zu  vergleichen.     Sie  wurden  zu  Wertmessern. 

Man  nennt  diese  Art  des  Tausches  Barattge- 
schäft (von  ital.  barattare  =  vertauschen;  franz. 
troquer;  deutsch  =  verstechen).  Dieses  Geschäft  kommt 
heute  noch  mitunter  vor  im  landwirtschaftlichen 
Verkehr.  Der  Landwirt  liefert  dem  städtischen  Klein- 
händler oder  Handwerker  Obst  und  bezieht  dafür 
Kleider,  Haushaltungsgegenstände,  Geräte. 

Auch  im  Trödel handel  kommt  eine  Art  Baratt- 
geschäft vor,  indem  der  Trödler  von  Haus  zu  Haus 
gehend  alte  Gegenstände  gegen  neue  eintauscht,  wo- 
bei freilich  die  Unkenntnis  des  einen  Teils  in  der  Wert- 
schätzung häufig  missbraucht  wird. 

d)  Der  Kauf,  d.  h,  der  Tausch  unter  Be- 
nutzung von  Wertmessern  und  Tausch- 
mitteln. 

Da  bei  steigender  Kultur  die  Bedürfnisse 
immer  zahlreicher  werden  und  damit  auch  die 
Gegenstände,  die  zur  Bedürfnisbefriedigung 
dienen,  so  wird  es  unmöglich,  dass  A,  der 
etwas  zu  vertauschen  sucht,  immer  gerade  den 
B  findet,  der  diesen  Gegenstand  eintauschen 
möchte  und  in  der  Lage  ist,  gerade  jenen  an- 
deren Gegenstand  dafür  in  Tausch  zu  geben, 
den  A  eintauschen  möchte.  Wenn  B  aber 
dem  A  einen  anderen  Gegenstand  geben  kann, 


der  seiner  Natur  nach  leicht  zu  vertauschen  ist, 
dann  kann  A  für  diesen  Tauschgegenstand 
bei  einer  anderen  Person  den  zuerst  gewünsch- 
ten Gegenstand  eintauschen. 

Solche  leicht  vertauschbaren  Gegenstände  sind  nun 
selbstredend  die  des  alltäglichen  Gebrauches,  die  in- 
folgedessen als  Wertmesser  dienen  können,  wie  z.  B. 
Vieh,  Früchte,  Waffen  u.  a.  Nun  vollzieht  sich  der  Tausch 
als  Kauf.  Die  eine  Partei  erwirbt  den  unmittelbar  ge- 
wünschten Gegenstand.  Als  Gegenleistung  dafür  gibt  sie 
einen  von  jenen  Gegenständen,  an  denen  der  Wert  der 
Tauschobjekte  gemessen  wird  (Wertmesser)  und  die 
ihrer  allgemeinen  Gebrauchsfähigkeit  entsprechend  leicht 
in  Tausch  gegeben  werden  können  (Tauschmittel),  de- 
nen also  die  beiden  Haupteigenschaften  des  Geldes 
eigen  sind.  Auf  dieser  Stufe  kommt  nicht  mehr  der 
Gebrauchswert  in  Betracht,  sondern  der  Tausch- 
oder  Verkehrswert. 

Die  mannigfaltigen  Tauschmittel  und  Wertmesser 
(Getreide,  Ochsen,  Schafe,  Fische,  Felle,  Stoffe,  Mu- 
scheln usw.)  werden  bei  gesteigertem  Verkehr  immer 
mehr  zugunsten  eines  einzigen  allgemeinen  Tausch- 
mittels und  allgemeinen  Wertmessers,  des  Edelmetall- 
geldes, aus  ihrer  Rolle  herausgedrängt. 

Ein  eigener  Handelsstand  entsteht  erst 
auf  dieser  Stufe.  Wie  aber  die  verschiedenen 
Entwicklungsstadien  neben  einander  bestehen 
können,  das  zeigt  uns  der  stumme  Handel, 
der  sich  von  den  Zeiten  der  Phöniker  bis  auf 
unsere  Tage  (s.  S.  165)  erhalten  hat. 

Die  heutige  Zeit  hat  die  höchste  Entwick- 
lungsstufe des  Handels  hervorgebracht,  durch 
die  Einrichtung  der  Ersatztauschmittel,  der 
Geldsurrogate,  die  zur  Kreditwirtschaft  führten 
und  damit  auch  dem  Handel  ein  eigenartiges, 
zeitgemässes  Gepräge  gaben.  Dem  Wesen  nach 
hat  freilich  unsere  Zeit  keinen  neuen  Handel 
geschaffen,  wohl  aber  der  Art  und  der  Inten- 
sität nach.  Der  Handel  unserer  Zeit  ist  stoff- 
lich und  räumlich  ausgedehnter  als  der 
frühere,  da  er  mit  der  Entwicklung  der  In- 
dustrie und  der  Verkehrsmittel,  sowie  mit  dem 
fortschreitenden  internationalen  Zusammen- 
schluss  Schritt  halten  musste.  Er  ist  rascher, 
mannigfaltiger,  organischer  in  seiner  Glie- 
derung und  seinen  Einrichtungen,  da  die  stei- 
gende Konkurrenz,  die  wachsende  Unterneh- 
mungslust, die  Arbeitsteilung,  die  rasch  sich 
folgenden  Erfindungen  immer  neue  Formen 
hervorrufen,  und  immer  mehr  auf  eine  plan- 
mässige,  wirtschaftliche  Gruppierung,  auf  eine 
zielbewusste  Tätigkeit  hindrängen,  die  zwischen 
frischem  Wagen  und  berechnendem,  vorsich- 
tigem Wägen  den  erfolgreichen  Mittelweg  zu 
suchen  hat.  Unser  heutiger  Handel  ist  gefahr- 
voller als  der  früherer  Zeiten,  Denn,  wenn 
auch  die  Rechtsentwicklung  dem  Handel  un- 
serer Zeit  einen  besseren  Boden  geschaffen 
hat,  so  bedingen  doch  die  eigenartig  sich  ent- 
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wickelnden  Kreditverhältnisse,  die  raffinierteren 
Methoden  in  der  Erwerbung  und  Erhaltung 
der  Kunden,  der  grössere  Wirkungskreis  des 
Kaufmanns  eine  vermehrte  Vorsicht.  Maschinen- 
Überproduktion,  Lohnbewegungen,  Ringe  usw., 
rasches  Umschlagen  der  Mode  erzeugen  na- 
türliche und  künstliche  Krisen  und  schwan- 
kende Zustände  in  der  Produktion,  die  auch 
den  Handel  tief  erschüttern.  Veränderungen 
in  den  Zollgesetzgebungen,  politische  Bünd- 
nisse weisen  dem  Handel  neue  Richtungen. 
Daher  verlangt  unsere  Zeit  nicht  mehr  bloss 
einen  eigenen  Handelsstand,  sondern  an  Stelle 
der  mechanisch  arbeitenden  Krämer  tüchtig 
gebildete  Kaufleute,    Diesen  Erwägungen  ver- 


danken die  Handels- 
ihre  Entstehung, 


und  Handelshochschulen 


3.  Stellung  des  Handels  im  wirtschaft- 
lichen Organismus. 

Um   die  Aufgabe  und   die  Funktionen  des 
Handels  kennen  zu  lernen,  wollen  wir  im  Zu 
sammenhang  den  Organismus  der  Volks 
Wirtschaft  betrachten. 

Produktion  (Gütererzeugung). 

A.  Urgewerbe. 

(Gewinnung  der  Rohstoffe  durch  einzelne,  Ge- 
nossenschaften, Gesellschaften,  durch  Ge- 
meinde und  Staat),  durch: 


l-       i 


a)  Raubbau 


b)  technischen  Betrieb 


Betrieben  mit  primitivem  Werkzeug,  ohne  Schonung 
der  Produktionsfaktoren,  ohne  wirtschaftliche  Plan- 
mässigkeit,  ohne  Ausnutzung  der  Abfallstoffe,  in  der 
Absicht,  einen  augenblicklich  grossen  Gewinn,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zukunft  zu  erzielen. 


Betrieben  mit  technisch  vervollkommneten  Maschinen, 
mit  wirtschaftlich  durchdachter  Organisation  der  Arbeit, 
mit  stark  entwickelter  Arbeitsteilung,  in  der  Absicht 
durch  in  kaufmännischer  und  technischer  Hinsicht  plan- 
mässige  Ausnutzung  des  gesamten  Wertes  Nutzen 
zu  ziehen. 


Das  Urgewerbe  (Urproduktion)  zieht  seine  Stoffe  aus  dem: 


a)  Pflanzenreich 


ß)  Tierreich 


y)   Mineralreich 


Getreidebau  (Vereinigte  Staa- 
ten, Russland,   Rumänien,  Ungarn). 

Futterbau  (nördl.  u.  südl.  ge- 
mässigte Zone). 

Weinbau  (Frankreich,  Italien, 
Spanien,  Portugal,  Ungarn,  Griechen- 
land, Nordafrika,  Kapkolonie,  Kali- 
fornien). 

Obstbau  (Südfrüchte  der  Mittel- 
meerländer, Kernobst  der  gemäss. 
Zonen). 

Gemüsebau  (subtropischeZonen, 
Umgebung  der  Städte). 

Plantagenbau  (Kaf  f  ee,Tee,Reis, 
Indigo,  Baumwolle,  Gewürze  usw. 
in  den  Kolonien), 

Forstwirtschaft  (Bewirtschaf- 
tung des  Hoch-  und  Niederwaldes; 
Gebirgsgegenden ,  Russland ,  Ver- 
einigle Staaten). 


Die  Rohstoffe,  die  das  Urgewerbe  hervor- 
bringt, werden  z.  T.  sofort  konsumiert,  z.  T. 
werden  sie  im  Gewerbebetriebe  zu  Halb-  und 
Ganzfabrikaten  verarbeitet.  Das  Gewerbe  be- 
zieht sie  teils  direkt,  mit  Umgehung  des  Han- 
dels, teils  durch  den  Handel,  der  dadurch  einen 
Ausgleich  zwischen  der  Produktion  und  dem 
Bedarf  von  Rohstoffen  bewirkt.  Es  ist  daher 
irrig,  den  Handel  bloss  als  Vermittler  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion  zu  bezeichnen; 
ebenso  ist  es  unrichtig,  ihn  unter  allen  Um- 
ständen als  notwendiges  Bindeglied  zwischen 


Jagd  und  Fischfang  (Sibirien, 
Kanada,  nordische  Gewässer,  Neu- 
fundland, Mittelmeer  —  Flüsse). 

Zucht  von  Tieren  (Vieh, Pferde, 
Maultiere,  Esel,  Schafe,  Ziegen, 
Schweine,  Kamele,  Renntiere,  Hunde, 
Strausse,  Kaninchen,  Bienen,  Ge- 
flügel, Sing-  und  Ziervögel,  Coche- 
nilles  u.  a.). 


Bergbau  auf  Metalle:  Gold 
(Australien,  Südafrika,  Alaska,  Kali- 
fornien), Silber  (Kordiliieren),  Eisen 
(England,VereinigteStaaten,Deutsch- 
land,  Österreich)  usw. 

Bergbau  aufKohle:  (England, 
Deutschland ,  Belgien ,  Frankreich, 
Vereinigte  Staaten  u.  a). 

Bergbau  auf  andere  feste 
Mineralien:  Steine  (Schweiz.Öster- 
reich),  Schwefel  (Sizilien  usw.). 

Salinenbau:  Bergwerkssalze 
(Österreich),  Salinensalze  (Schweiz), 
Meersalze  (Italien  [durch  Verdun- 
stungsprozess],  Skandinavien  [durch 
Gefrierungsprozess]). 

Gewinnung  mineralischer 
Wasser  und  Öle:  (Heilquellen, 
Petroleum  usw.). 


Erzeugung  und  Verbrauch  hinzustellen,  da  auch 
die  Konsumenten  mitunter  den  Übergang  der 
Produkte  aus  der  Hand  der  Erzeugers  in  die 
des  Verbrauchers  unmittelbar  bewerkstelligen, 
wie  z.  B.  die  Konsumvereine. 

Den  Raubbau  und  die  Gewinnung  der  Rohstoffe  aus 
dem  Mineralreich  bezeichnet  man  als  okkupatorische 
Gewerbe,  die  technische  Gewinnung  von  Rohstoffen 
aus  Tier-  und  Pflanzenreich  rechnet  man  der  Landwirt- 
schaft zu. 

B.  Gewerbe. 

(Verarbeitung  der  Rohstoffe  [Häute]  zu  Halbfabri- 
katen [Leder]  und  Fabrikaten  [Schuhe]). 
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a)  Handwerk 


b)  Industrie 


Erzeugung  im  kleinen,  Absatz  im  kleinen;  vorzugs- 
weise Handarbeit. 

Gliederung  der  Berufe:  Schreiner  (Bau-,  Möbel- 
schreiner), Schuster  usw. 

Gliederung  der  Funktionen:  Meister, Geselle,  Lehrling. 

Oft  mit  dem  Kleinhandel  verbunden  (Handwerk 
mit  Ladengeschäft). 


Erzeugung  und  Absatz  im  grossen;  vorzugsweise 
Maschinenarbeit. 

Gliederung  in  Z  w  e  i  g  e :  Maschinen-  und  Textilindustrie 
(Baumwoll-,  Wollindustrie)  usw. 

Gliederung  der  Funktionen:  kaufmännisches  und 
technisches  Personal. 

Oft  mit  dem  Kleinhandel  (durch  Detailreisen) 
verbunden. 

Ein  besonderer  Zweig  ist  die  Hausindustrie. 


Handel  (Ausgleich  von  Bedarf  und 
Deckung).  Betrieb  durch  einzelne  Kauf- 
leute, durch  Handelsgesellschaften  und 
Genossenschaften  (Konsumvereine,  land- 
wirtschaftliche Verbände  usw.). 

1.  Eigentlicher  Handel: 

Waren-,  Buch-,  Kunst-,   Werthandel  — 
Gross-,  Kleinhandel  —  usw. 

2.  Vermittler  des  Handels: 

Agent,  Kommissionär,  Makler,  Spediteur, 
Lagerhalter  usw. 

3.  Hilfsgewerbe  des  Handels: 
Transport-  und  Versicherungsgeschäft. 

4.  Staatliche  Hilfseinrichtungen: 
Schauanstalten ,    Ausstellungen,    Handels- 
museen, Patentwesen  usw. 

Gliederung  der  Funktionen: 

Geschäftsführer  (Prokurist,  Handlungsbevollmäch- 
tigter), Buchhalter,  Kassierer,  Korrespondent, 
Reisender,  Kontorist,  Disponent,  Magaziner,  Ver- 
käufer, Lehrling,  Ausläufer. 


,  ^er  Rohstoffe  duj... 
»>)> — _  ^ 


Konsum 


Die  unter  3  und  4  genannten  Anstalten  haben  vor- 
zugsweise, aber  nicht  ausschliesslich  den  Charakter  von 
Handelseinrichtungen.  Sie  stehen  auch  im  Dienst  der 
Industrie. 

Die  Stellung  des  Handels  im  wirtschaftli- 
chen Organismus  geht  aus  obiger  Darstellung 
hervor.  Den  vom  sog.  Handelsstand  betrie- 
benen Handel  darf  man  nicht  als  den  Handel 
überhaupt  auffassen. 

Der  Handelsstand  kauft  Rohstoffe  vom  Erzeuger 
und  verkauft  sie  wieder  an  den  Fabrikanten  (zu  wei- 
terer Verarbeitung)  oder  an  andere  Kaufleute  (Zwi- 
schenhandel), oder  an  den  Verbraucher.  Der  Handels- 
stand kauft  ferner  Fabrikate  und  verkauft  sie  direkt 
an  den  Verbraucher  oder  mittelbar  durch  den  Zwi- 
schenhandel. 

Handelsgeschäfte  mit  Umgehung  des  Han- 
delsstandes treibt  aber  auch  der  Produzent, 
der  die  Rohstoffe  aus  erster  Hand  ohne  kauf- 
männische Vermittlung  einkauft  und  die  Fabri- 
kate unmittelbar  an  die  Verbraucher  liefert,  so- 
wie die  Genossenschaften,  die  ihre  Bedarfs- 
artikel direkt  vom  Erzeuger  beziehen  und  an 
die  Mitglieder  absetzen.  Diese  direkten  Han- 
delsgeschäfte nehmen,  wie  die  Jahresberichte 
der  Genossenschaften  ausweisen,  einen  immer 
grösseren  Umfang  an,  so  dass  der  Handels- 
stand das  Feld  seiner  Wirksamkeit  sich  fort- 
während verengern  sieht,  und  überhaupt  nur 
mit  grösserer  Umsicht,  mit  vermehrter  Arbeit 
bei  vermindertem  Gewinn  sich  zu  behaupten 
imstande  ist. 

In  der  Entwicklung  unserer  heutigen  Wirt- 
schaft besteht  das  Streben,  die  Zwischenhände 
immer  mehr  auszuschalten,  eine  naturnotwen- 
dige Reaktion  gegen  jede  wirtschaftlich  aus- 
geartete, unfruchtbare  Arbeitsteilung.  Durch 
die  stark  entwickelte  Arbeitsteilung  sind  Ge- 
werbe, Handel  und  Verkehr  gross  geworden. 
Im  Laufe  der  Zeit  aber  hat  sie  Formen  ange- 
nommen, die  den  W  unsch  nach  einem  direk- 
teren Wege  notwendig  hervorrufen  mussten. 
Die  Konsumenten  haben  sich  vorerst  zusam- 
mengeschlossen zum  Zwecke  einer  billigeren 
Beschaffung  der  Alltagsartikel,  und  es  wird 
keinem  entgehen,  dass  es  gewisse  Artikel  gibt, 
deren  Umsatz  dem   eigentlichen  Handelsstand 
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immer  mehr  entzogen  wird.  Den  Konsumen- 
ten folgten  die  Produzenten  unter  der  Parole 
„direkter  Einkauf  der  Rohstoffe,  direkter  Ab- 
satz der  Fabrikate".  Ausschaltung  der  kauf- 
männischen Zwischenhände,  wo  immer  es  an- 
geht, ist  heute  auch  bei  vielen  Grossgewerbe- 
treibenden das  vermeintlich  rationelle  Streben 
geworden.  Man  ist  bereits  ins  andere  Extrem 
geraten,  wie  das  z.  B.  die  Übelstände  des  De- 
tail reisens  zeigen. 

Dass  es  so  weit  kam,  hat  der  Handelsstand  sich  selbst 
zuzuschreiben.  Er  hat  es  versäumt,  die  so  überaus  not- 
wendige feste  Fühlung  mit  dem  Gewerbe  zu  erhalten 
und  zu  bewahren,  indem  er  seine  Stellung  zu  einseitig, 
losgerissen  aus  dem  Organismus  der  ganzen  Wirtschaft 
auffasste,  gleithwie  auch  unsere  Handelsschulen  ziem- 
lich allerwärts  zu  einseitig  den  „Kaufmann"  ausbilden 
wollen,  ohne  Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Handelsbeflissenen  sich  später  in  den 
Dienst  der  Industrie  zu  stellen  hat.  Das  Abstreifen 
schablonenhafter  Einseitigkeit  muss  für  den  Handels- 
stand ein  erstes  Ziel  sein,  und  es  ist  ein  erfreuliches 
Zeichen,  dass  man  heute  von  kaufmännischer  und  in- 
dustrieller Seite  aus  einen  innigeren  Kontakt  wünscht. 

Nur  auf  diese  Weise  wird  der  Kaufmann  sowohl, 
wie  der  Gewerbetreibende  seine  Stellung  richtig  er- 
fassen, die  gegenseitige  Abhängigkeit  verstehen  lernen 
und  dazu  kommen,  die  Auswüchse  zu  erkennen  und 
zu  beseitigen,  ohne  damit  auch  das  Gute  einer  zweck- 
entsprechenden Arbeitsteilung  auszurotten.  Nur  auf 
diese  Weise  wird  ferner  der  Handelsstand  ein  Gegen- 
gewicht finden  gegen  die  Tendenz,  ihn  immer  mehr 
beiseite  zu  schieben. 

Unsere  Zeit  der  Vereinigung  der  Konsumenteninter- 
essen in  den  genossenschaftlichen  Verbänden  aller  Art 
geht  ja  noch  einen  Schritt  weiter,  wie  dies  z.  B.  die 
Konsumvereine  mit  Selbstproduktion,  namentlich  in 
England,  dem  klassischen  Lande  der  wirtschaftlichen 
Umwälzungen,  zeigen.  Der  Konsument  will  sein  eigener 
Produzent  werden.  Der  Konsument  will  zum  Selbst- 
kostenpreis erzeugen,  statt  zum  Fabrikpreis  kaufen. 
Man  will  in  einer  den  Zeitverhältnissen  entsprechend 
veränderten  Form  die  individuelle  Selbstproduktion  der 
alten  Zeiten  in  kollektiver  Weise  wieder  erneuern.  In 
den  englischen  Konsumvereinen  gibt  es  u.  a.  Kleider, 
Schuhwaren,  Stoffe,  Möbel,  Haushaltungsgegenstände 
aller  Art  usw. 

Allen  diesen  einschneidenden  Verhältnissen 
gegenüber  hilft  die  schönste  „Handschrift" 
nichts,  sondern  nur  ein  Einleben  in  die  wirt- 
schaftlichen Zustände,  ein  Verstehenlernen  der- 
selben, ein  Anpassen  an  dieselben.  Um  die 
Stellung  des  Handels  nicht  bloss  im  wirtschaft- 
lichen Organismus  überhaupt,  sondern  im 
Wirtschaftsleben  eines  Volkes  zu  verstehen, 
muss  man  ferner  die  Wirtschaftsbilanz 
eines  Volkes  ins  Auge  fassen,  d.  h.  die  Grösse 
der  Produktion  und  des  Konsums  und  ihr 
gegenseitiges  Verhältnis,  sowie  das  Einkommen 
und  das  Ausgeben  eines  Volkes.  Im  allge- 
meinen ist  diese  Ermittlung  sehr  schwierig, 
zumal  die  Produktionsstatistik  in  einigen  Län- 
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dern  noch  sehr  im  Rückstand  ist,  weshalb 
man  es  begrüssen  muss,  dass  private  und  kor- 
porative Erhebungen  die  Lücken  einigermassen 
ausfüllen. 

4.  Vorteile  des  Handels  für  den  Pro- 
duzenten und  Konsumenten. 

Wo  jedermann  Handel  treibt,  wie  in  Persien*MH 
lässt  dies,    sagt  Röscher,  auf  einen  niedrigenl^ 
Kulturgrad   schliessen.     Allein    in  der  kurzen 
Zeit,  die  seit  seinem  Tode  verstrichen  ist,  hat 
sich    doch    eine   derartige   Verschiebung   dei 
wirtschaftlichen    Verhältnisse   vollzogen,    dass, 
was  Röscher  als  einen  besonderen  Vorzug  de: 
Handelsstandes  betrachtet,  zum  Teil  bloss 
mehr  auf  den   Handel  als  solchen,  den  ge- 
nossenschaftlichen  und  staatlichen  inbegriffen, 
zutrifft.     In  diesem  Sinne  sind  auch  die  nach- 
folgenden Erörterungen  aufzufassen. 

Betrachten  wir  vorerst  die  Vorteile,  die  der 
Handel  dem  Erzeuger  bringt.  Der  Produ- 
zent erspart  Zeit,  indem  er  seine  Erzeugnisse 
dem  Kaufmann  im  grossen  absetzen  kann. 
Auf  diese  Weise  wird  es  ihm  ermöglicht,  der 
Produktion  dauernd  seine  volle  Aufmerksam- 
keit zu  schenken,  was  bei  der  starken  Arbeits- 
teilung und  dem  immer  schärfer  werdenden 
internationalen  Wettstreit  von  zunehmender 
Wichtigkeit  ist.  Die  Mühe  des  Verkaufes 
wird  verringert,  so  dass  er  seine  ganze  Tätig- 
keit der  Produktion  widmen  kann.  Der  Kauf- 
mann erweitert  ihm  das  Absatzgebiet,  in- 
dem er  sich  in  seinem  eigenen  Interesse  Mühe 
gibt,  neue  Artikel  einzuführen.  Der  Händler 
verschafft  ihm  neue  Bezugsquellen.  Er  kennt 
die  lokale  Produktion,  die  Transportverhält- 
nisse usw.  und  stellt  seine  Erfahrungen  in  den 
Dienst  des  Industriellen.  Der  Handel  schafft 
neue  Bedürfnisse  und  regt  so  die  Indu- 
strie an.  Die  Auslage  der  Gegenstände  im 
Schaufenster,  die  reiche  Auswahl  im  Laden, 
die  Musterkollektion  des  Reisenden,  die  Re- 
klame usw.  dienen  nicht  nur  dem  Kaufmann, 
sondern  auch  dem  Industriellen.  Der  Kauf- 
mann fördert  die  Interessen  des  Gewerbe- 
treibenden durch  geschäftliche  Winke.  Im 
Umgang  mit  den  Kunden  macht  er  manche  Er- 
fahrungen, die  er  dem  Industriellen  zu  dessen 
Nutzen  mitteilt.  (Die  Kunden  wünschen  eine 
andere  Verpackung,  grössere  oder  kleinere 
Pakete,  eine  Qualität  finde  wenig  Absatz,  eine 
andere  werde  viel  verlangt,  sei  aber  nicht  vor- 
handen; die  eine  Sorte  werde  von  den  Kunden 
zu  teuer  befunden,  was  vielleicht  eine  Folge 
unrichtiger  Produktionsmethode  oder  falscher 
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Kalkulation  ist  usw.).  Der  Handel  unterstützt 
den  Fabrikanten  durch  sein  Kapital  —  wir 
brauchen  hierbei  nicht  bloss  an  die  Banken 
zu  denken,  sondern  auch  an  den  Kaufmann. 
Er  zahlt  pünktlicher  und  schneller,  als  dies 
manchmal  beim  Konsumenten  der  Fall  ist;  er 
leistet  Vorschüsse  und  kauft  auf  sein  eigenes 
Absatzrisiko  hin.  Der  Industrielle  kann  infolge- 
dessen fast  sein  ganzes  Kapital  der  Produktion 
widmen.  Der  Handel  vermindert  dem  Indu- 
striellen die  Gefahr  der  Verluste.  Der  Pro- 
duzent hat  einen  kleinen,  leichter  kontrollier- 
baren Kundenkreis,  Der  Fabrikant  kann  die 
Produktion  leichter  auf  wenige  Gegen- 
stände einschränken,  was  bewirkt,  dass  er 
bessere,  zweckentsprechende  maschinelle  Ein- 
richtungen treffen  kann  und  ferner  bewirkt, 
dass  die  Geschicklichkeit  der  Arbeiter  und  da- 
durch ihre  Leistung  erhöht  wird.  Da  der 
Fabrikant  einen  gründlicheren  Einblick  in  alle 
Einzelheiten  der  eigenen  und  fremden  Pro- 
duktion erlangt,  gewinnt  er  an  Konkurrenz- 
fähigkeit, er  braucht  weniger  Lagerräume 
für  Rohstoffe  und  Fabrikate  und  hat  weniger 
Versandspesen. 

Ohne  Handel  wären  Spezialgeschäfte, 
die  nur  bestimmte  Artikel  oder  gar  bloss  ge- 
wisse Produkte  für  ein  einzelnes  Gebiet  her- 
stellen, gar  nicht  denkbar  (Arbeitsteilung  in 
der  Stickerei:  Exportwaren  für  Amerika,  für 
England,  für  die  Mittelmeerländer). 

Dem  Konsumenten  gewährt  der  Handel 
den  Vorteil,  dass  er  die  gewünschten  Gegen- 
stände in  unmittelbarer  Nähe  findet.  Früher 
brachten  die  Kauileute  fremde  Gegenstände 
von  weit  her  auf  die  Märkte.  Heute  findet 
der  Verbraucher  seine  Bedarfsgegenstände  noch 
viel  näher,  indem  der  Händler  sich  niederlässt, 
wo  immer  ein  paar  Häuser  beisammenstehen. 
So  erspart  der  Handel  dem  Verbraucher  Zeit 
und  Mühe,  die  dieser  mehr  seinem  Berufe 
widmen  kann.  Der  Händler  muss  eine  reiche 
Auswahl  von  Waren  vorrätig  halten  und  mög- 
lichst allen  Geschmacksrichtungen  der  Kunden, 
oft  selbst  ihren  Launen  Rechnung  tragen.  Gross 
und  klein,  arm  und  reich  muss  etwas  Passen- 
des bei  ihm  finden.  Im  Spezialitätengeschäft 
erwartet  man  eine  besonders  grosse  Auswahl 
von  Waren  in  bezug  auf  die  Qualitäten, 
Farben,  Formen  usw.,  im  Warenhaus  aus 
Rücksicht  auf  die  Buntscheckigkeit  der  dort 
aufgestapelten  Artikel.  Der  Konsument  kann 
endlich  beim  Händler  in  kleineren  Mengen 
einkaufen,  als  wie  dies  im  Einkauf  beim  Pro- 
duzenten in  der  Regel  der  Fall  sein   müsste. 


So  wird  er  besser  gegen  Verderben  lagernder 
Ware  geschützt,  Einnahmen  und  Ausgaben 
können  leichter  miteinander  in  Einklang  gesetzt 
werden.  Auch  wird  der  Kaufmann  wegen  der 
Vielseitigkeit  seiner  Beziehungen  und  unter  dem 
Drucke  des  stärkeren  Wettbewerbs  bereitwilliger 
seine  Vorräte  gegen  einen  kleinen  Nutzen 
abgeben. 

5.  Umfang  und  Bedeutung  des  heu- 
tigen Handels. 

a)  Allgemeines. 

Der  Behauptung  gegenüber,  der  Handel  sei 
nicht  ein  vollberechtigtes  Glied  im  Organis- 
mus der  Wirtschaft,  sondern  ein  auf  Kosten 
der  Produzenten  und  Konsumenten  lebender 
Schmarotzer,  muss  immer  und  immer  wieder 
auf  seine  Bedeutung  im  Wirtschaftskörper  hin- 
gewiesen werden.  Auf  den  Laien  wirken  diese 
Verirrungen  einer  neuerungssüchtigen  Schrift- 
stellerei  im  ersten  Augenblick  bestrickend.  Denkt 
er  nach,  sucht  er  einen  Einblick  in  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  zu  gewinnen,  so  muss 
sich  freilich  auch  ihm  die  Bedeutung  des  Han- 
delsstandes und  des  Handels  aufdrängen.  Wir 
brauchen  dabei  ausser  an  die  erwähnten  Vor- 
teile, die  der  Handel  dem  Produzenten  und 
dem  Konsumenten  gewährt,  nur  noch  an  seine 
andere  Hauptaufgabe  zu  denken,  die  Fort- 
schaffung der  Waren  aus  Gegenden,  wo  sie 
in  Überfluss  vorhanden  sind,  in  solche,  wo 
sie  mangeln.  Dadurch  schafft  der  Handel  tat- 
sächlich, ohne  Umgestaltung  der  Waren,  neue 
Werte  und  wird  produktiv.  Er  vermindert 
dadurch  auch  die  Preisschwankungen  und 
schränkt  die  Vergeudung  in  wohlfeiler  Zeit, 
die  Not  in  teuerer  Zeit  ein. 

Welchen  Umfang  der  ganze  Handelsver- 
kehr hat,  lässt  sich  nicht  genau  feststellen, 
im  Gegensatz  zur  Produktion,  für  welche 
die  Statistik  ziemlich  genaue  Werte  ange- 
ben kann.  Die  Handelsstatistik  kann  nur  den 
Umsatz  von  Land  zu  Land,  die  Einfuhr  und 
Ausfuhr,  mit  ziemlicher  Genauigkeit  feststellen, 
wobei  jedoch  noch  zu  berücksichtigen  bleibt, 
dass  in  den  einzelnen  Ländern  nach  verschie- 
denen Grundsätzen  die  Zusammenstellungen 
stattfinden,  die  eine  zweckentsprechende  Ver- 
gleichung  erschweren. 

Immerhin  lassen  sich  trotz  Verschiedenheit 
der  statistischen  Systeme  Anhaltspunkte  für  eine 
annähernd  richtige  Vergleichung  der  Aussen- 
handeis -Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  ge- 
winnen. Der  Umfang  des  Gesamthandels  aber 
lässt  sich  nicht  ermitteln,  da  der  interne  oder 
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Binnenhandel  nicht  ziffernmässig  festgestellt 
werden  kann.  Das  Importgeschäft  in  der  See- 
stadt verkauft  an  den  binnenländischen  Gros- 
sisten oder  an  den  Detaillisten,  der  Grossist 
verkauft  an  den  Kleinhändler  oder  den  Hausierer. 
Diese  Handelsbewegung,  bei  der  oft  verschiedene 
Zwischenhände  beteiligt  sind,  entgeht  den  Auf- 
zeichnungen der  Statistik.  Dasselbe  gilt  für  den 
Handel  mit  Waren,  die  im  Inlande  hergestellt 
und  durch  eine  oder  mehrere  Hände  gehend, 
im  Binnenland  verkauft  und  verzehrt  werden. 
Eine  Idee  vom  Umfang  und  der  Bedeutung 
des  Binnenhandels,  der  wohl  in  den  meisten 
Ländern,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  einen 
grossen  Zwischenhandel  betreiben,  den  Aussen- 
handel  weit  übertrifft,  erhalten  wir  nur  durch 
eine  sorgfältige  Vergleichung  aller  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  eines  Landes.  Die  Pro- 
duktionsstatistik gestattet  wohl  zusammen 
mit  den  statistischen  Zahlen  über  Ein-  und  Aus- 
fuhr annähernd  den  Wert  des  inländischen  Ver- 
brauchs festzustellen,  nicht  aber  den  Wert  der 
Verbrauchsgegenstände  im  ganzen  Handels- 
verkehr. Um  einen  Annäherungswert  zu  er- 
mitteln, müssen  noch  die  Betriebseigentüm- 
lichkeiten, namentlich  die  Absatzmethoden 
der  Hauptindustrien  berücksichtigt  werden.  Die 
eine  Industrie  besorgt  z.  B.  den  Absatz  direkt 
durch  Hausierer,  die  andere  verkauft  fast  aus- 
schliesslich an  die  kleinen  Ladengeschäfte,  die 
dritte  an  Grossisten.  Weiter  muss  die  Be- 
rufsstatistik beachtet  werden,  nach  der  sich 
an  der  Hand  der  Statistik  über  ein-  und  aus- 
geführte Waren,  nach  Gattungen  geordnet,  eine 
mutmassliche  Zahl  der  bei  diesem  Handel  be- 
teiligten Personen  berechnen  lässt.  Freilich 
kann  diese  Zahl  nicht  in  ein  direktes  Verhältnis 
zu  der  Zahl  der  im  Binnenhandel  beschäftigten 
Personen  gesetzt  werden,  da  der  Binnenhandel 
seiner  Natur  nach  für  den  gleichen  Umsatz- 
wert eine  viel  grössere  Zahl  von  Personen 
erfordert.  Nach  der  Berufszählung  von  1895 
gibt  es  in  Deutschland  auf  1000  Einwohner 
115  in  Handel  und  Verkehr  Beschäftigte. 

Der  Aussenhandel  wird  unterschieden  in 
Spezial-  und  Effektivhandel.  Jener  umfasst 
a)  bei  der  Einfuhr:  1.  alle  beim  Eingang  so- 
fort verzollten,  sowie  die  zollfrei  eingehenden 
Waren;  2. alle  aus  (staatlichen)  Niederlagshäusern 
oder  Freilagern  in  den  Konsum  übergehenden 
Waren,  b)  bei  der  Ausfuhr:  alle  exportierten 
Waren  einheimischen  Ursprungs,  einschliesslich 
solcher,  für  die  der  Eingangszoll  bezahlt  und 
die  im  Handelsverkehrwieder  ausgeführt  wurden. 

Der  Effektivhandel  umfasst:  a)  bei  der  Ein- 


fuhr: 1.  alle  oben  unter  1.  angegebenen  Waren, 
2.  alle  auf  die  Lager  eingehenden  Waren,  d.  h. 
die  auf  die  Niederlagen  und  Freilager  ge- 
brachten und  die  mit  Geleitscheinen  abgefer- 
tigten Warensendungen,  b)  bei  der  Ausfuhr: 
1.  die  oben  unter  b)  angegebenen  Waren,  so- 
wie die  Ausfuhr  ab  Lager,  d.  h.  solche  Waren, 
die  vorübergehend  im  Inland  lagern  und  dann 
wieder  ausgeführt  werden. 

b)  Der  Aussenhandel. 
Der  Wert  des  ganzen  Aussenhandels  pro  1 902 
beträgt  mehr  als  100  Milliarden  M   oder  den 
Wert  von  etwa  36  Millionen  kg  Gold. 

Der  Aussenhandel   (Spezialhandel)  betrug  im  Jahre 
1902  in  Millionen  M: 


Land 


Grossbritannien 

land  .... 
Deutsches  Reich . 
Frankreich  .  . 
Niederlande  .  . 
Belgien.  . 
Österreich- Ungarn 
Russland  .  .  . 
Italien  .... 
Schweiz  .  .  . 
Spanien  .  .  . 
Schweden  .  .  . 
Dänemark  .  .  . 
Türkei  .... 
Rumänien  .  .  . 
Norwegen .     .     . 


u.    Ir- 


Einfuhr  Ausfuhr  |    Total    proKopf 


M 


Japan     

China  (Vertra^shäfen) 
Brit.  Besitz  in  Asien 


10820 

5631 

3750 

3641 

1928 

1462 

1143 

1438 

914 

708 

568 

495 

452 

229 

327 


583 

836 

2247 


Ägypten     .... 
Brit    Besitz  in  Afrika 
Französ.  „     „      „ 


Brit.  Besitz  in  Australien 


Vereinigte  Staaten  von 
Amerika      .     .     .     . 

Brasilien 

Argentinien    .     .     .     . 
Mexiko.     .     ,     .     .     . 

Chile 

Brit.  Besitz,  in  Amerika 


Europa  . 
Amerika 
Asien  . 
Afrika  . 
Australien 


Total 

davon    Grossbritannien 
und  Kolonien  .     .     . 


307 

1441 
449 


1285 


4071 
474 
417 

304 

203 

1088 


34113 
7330 
4763 
2365 
1-362 


5792 

4678 

3444 

3077 

1400 

1550 

1783 

1193 

708 

647 

442 

363 

287 

303 

203 


558 

568 

2862 


366 

550 
366 

1450 


5715 
742 

727 

227 

260 

1091 


26353 
9757 
5095 
1439 
1578 


16612 

10309 

7194 

6718 

3328 

3012 

2926 

2631 

1622 

1355 

1010 

858 

739 

532 

530 


1141 
1404 
5109 


391 
181 
184  V, 
1222 
480 
65V8 

31V» 

80 
492 

71 
200 
330 

31 

89 
2357, 


24 


17 


673 1     33  V, 
19911     49 

_815l     28 

"27351  500 


9786 
1216 
1144 
531 
463 
2179 


II2V4 

81 
229 

39 
125 
291 


60466 

17087 

9858 

3804 

2940 


152 
115V, 

12 

25V, 
445 


49933    44222      94155      61V, 
16881     11745      28626      80V, 

Vorstehende  Zahlen  der  Handelsstatistik  zeigen  fol- 
gende Hauptdaten: 

Auf  Europa  entfällt  V3  des  ganzen  Aussenhandels, 
auf  das  gewaltig  ausgedehnte  Asien  mit  seiner  zum 
Teil  recht  dichten  Bevölkerung  nur  Vio>  ^'^o  weniger 
als  auf  das  Deutsche  Reich  allein. 
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Europa  ist  neben  Afrika  der  einzige  Kontinent, 
der  eine  grössere  Einfuhr  hat  (Import:  Export  =  17:13). 
Besonders  stark  tritt  diese  Erscheinung  auf  bei  Gross- 
britannien  und  Irland,  wo  die  Einfuhr  den  dop- 
pelten Betrag  der  Ausfuhr  ausmacht.  Nimmt  man 
den  Kolonialhandel  dieses  Landes  hinzu,  dann  ergibt 
sich  das  Verhältnis  von  17:  12  in  ziemlicher  Überein- 
stimmung mit  dem  für  ganz  Europa.  Der  britische 
Aussenhandel  dominiert  (nach  absoluten  Zahlen)  nicht 
nur  in  Europa,  wo  er  mehr  als  einen  vierten  Teil  des 
Gesamtaussenhandels  des  Kontinentes  ausmacht,  son- 
dern auch  im  ganzen  Welthandel,  von  dem  fast  ein 
Drittel  auf  das  englische  Weltreich  entfällt. 

Eine  grössere  Ausfuhr  als  Einfuhr  weisen  auf:  Russ- 
land (11  :  17),  Österreich-Ungarn  (mit  geringem 
Unterschied),  die  meisten  amerikanischen  Staaten 
(Mexiko  ausgenommen),  die  britischen  Besitzungen 
(mit  Ausnahme  der  afrikanischen). 

In  absoluten  Zahlen  folgen  sich  die  Haupt- 
handelsländer der  Bedeutung  nach  in  nach- 
stehender Ordnung:  Grossbritannien,  Deutsch- 
land, Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Frank- 
reich, Niederlande,  Belgien,  Österreich-Ungarn, 
Russland,  Italien,  die  Schweiz.  Die  Schweiz  ist 
der  einzige  Binnenstaat,  der  zu  den  wichtigen 
Handelsländern  gezählt  werden  muss.  Dass  bei 
der  heute  so  hoch  entwickelten  Schiffahrt  die 
Küstenländer  in  erster  Linie  den  Handel  an 
sich  reissen,  liegt  auf  der  Hand. 

Diese  Zahlen  lassen  die  Bedeutung  des 
Handels  für  die  einzelnen  Länder  erkennen. 
Sie  zeigen  aber  auch  den  verschiedenen  Grad 
der  Abhängigkeit  der  Kulturländer  vom  Welt- 
markt. Deutlicher  aber  treten  uns  diese  Ver- 
hältnisse entgegen,  wenn  wir  die  Zahlen  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  ins  Auge  fassen. 

In  dieser  Hinsicht  folgen  sich  die  Haupthandels- 
staaten in  durchaus  anderer  Ordnung: 

Niederlande  (1222),  Schweiz  (492),  Belgien  (480), 
Orossbritannien  und  Irland  (391),  Dänemark  (330), 
Norwegen  (235Vsj),  Argentinien  (229),  Schweden  (200), 
Frankreich  (I84V2),  Deutschland  (181).  Diese  Länder 
stehen  über  dem  Durchschnitt  von  Europa  (152).  Dar- 
unter aber  finden  wir:  Rumänien  (89),  Italien  (80), 
Spanien  (71),  Österreich-Ungarn  (ÖSV^),  Serbien  (38). 
Auch  ganz  Amerika  (115  YJ  und  die  Vereinigten 
Staaten  allein  (II2V2)  weisen  pro  Kopf  einen  kleineren 
Aussenhandel  auf  als  Europa.  Diese  Verhältniszahlen 
haben  sich  im  Laufe  der  letzten  Jahre  wenig  ge- 
ändert. Deutschland  und  Frankreich  wechselten  in  der 
Reihenfolge  ab. 

Wenn,  um  diese  Zahlen  näher  zu  beleuchten,  die 
Schweiz  herausgegriffen  wird,  so  geschieht  es,  weil 
die  Bedeutung  des  Handels  für  ein  Land  an  keinem 
andern  Beispiel  besser  dargelegt  werden  kann.  Die 
Schweiz  bezog  in  den  letzten  fünf  Jahren  für  durch- 
schnittlich 335  Fr.  Waren  aus  dem  Ausland  und  hatte 
dagegen  eine  Ausfuhr  von  weniger  als  250  Fr.  pro  Kopf. 
Sie  bezieht  etwa  die  Hälfte  ihrer  Subsistenzmittel  aus 
dem  Ausland  und  liefert  demselben  etwa  ein  Drittel 
ihrer  Produktion.  Dadurch  charakterisiert  sie  sich  als 
Handelsstaat,  da  beiden  andern  Ländern,  Handels- 
länder ersten  Ranges,  wie  England,  Deutschland,  Frank- 
reich nicht  ausgenommen,   die  Produktion   für  den  in- 


ländischen Konsum  ein  Mehrfaches  des  Importes  aus- 
macht, so  dass  der  Handel  für  die  wirtschaftliche  Ge- 
samtlage nirgends  so  wichtig  ist,  wie  in  der  Schweiz, 
auch  die  Niederlande  nicht  ausgenommen,  da  dort  nur 
die  verschiedene  Methode  der  Handelsstatistik  eine 
höhere  Zahl  bedingt.  Die  Schweiz  berücksichtigt  in 
der  Handelsstatistik  nur  die  Einfuhr  für  den  eigenen 
Konsum.  Sie  führt  daher  auch  nicht,  wie  die  andern 
mitteleuropäischen  Länder,  die  auch  keinen  Kaffee  er- 
zeugen, einen  Kaffeeexport  auf. 

Den  Einfluss  des  Verhältnisses  zwischen  Ein-  und 
Ausfuhr  auf  die  ganze  Wirtschaftslage  bringt  nament- 
lich der  Wechselkurs  zur  Geltung.  So  zeigt  sich  in 
der  Schweiz  mit  dem  Steigen  des  Überschusses  der 
Einfuhr  von  1894  bis  gegen  Ende  1900  von  201,2  Mil- 
lionen Fr.  auf  275  Mill.  Fr.  (oder  von  24,47  %  auf 
24,75  7„)  eine  Verschlechterung  der  Valuta,  indem  der 
Wechselkurs  für  kurze  Sicht  auf  Frankreich  von  durch- 
schnittlich 100,04  auf  100,54  stieg.  Aus  diesem  Grunde 
ist  auch  kaum  ein  Land  in  seiner  ganzen  Wirtschafts- 
gebarung so  sehr  an  den  Welthandel  gekettet  wie 
die  Schweiz. 

c)  Die  Handels-  und  Zahlungsbilanz. 
Auf  den  ersten  Blick  müsste  es  erscheinen, 
dass  ein  Land,  dessen  Einfuhr  so  sehr  die  Aus- 
fuhr übersteigt,  das  also  für  den  Güteraustausch 
so  sehr  ans  Ausland  verschuldet  wird,  nach 
und  nach  verarmen  müsste.  Dass  aber  diese 
Theorie  der  Handelsbilanz,  trotzdem  sie 
wegen  ihrer  bestrickenden  Einfachheit  heute 
noch  mitunter  als  ein  Axiom  gilt,  nichtig 
ist,  beweist  die  tägliche  Erfahrung.  Gross- 
britannien, Deutschland,  Frankreich,  die  Nie- 
derlande, Belgien,  Schweiz  und  andere  wirt- 
schaftlich hochstehende  Länder  mit  allgemeinem 
Wohlstand  müssten  danach  schlechter  stehen 
als  Serbien,  Bulgarien,  Russland  und  die  süd- 
amerikanischen Staaten.  Die  Bilanz  des  Wa- 
renverkehrs ist  eben  nur  ein  Teil,  freilich 
der  wichtigste  der  Zahlungsbilanz.  Eine 
Aktivbilanz  des  Warenverkehrs  weisen  nur 
ackerbautreibende,  kulturell  weniger  entwickel- 
te Völker  auf,  die  vornehmlich  nur  land- 
wirtschaftliche Rohprodukte  ausführen,  in  den 
eigenen  Bedürfnissen,  namentlich  nach  der 
Richtung  der  feineren  Lebenshaltung  und  des 
darauf  begründeten  Importes  teuerer  Luxus- 
waren hingegen  sehr  bescheiden  sind.  Aus- 
nahme: die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Die  Unterschiede  in  den  Angaben  der  einzelnen 
Länder,  wonach  z.  B.  England  eine  grössere  Summe 
für  den  Import  aus  der  Schweiz  angibt,  als  die  Schweiz 
für  den  Export  nach  England,  ergeben  sich  hauptsäch- 
lich aus  den  zugeschlagenen  Fracht-  und  Transport- 
versicherungsspesen. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  wie  dieser  Unter- 
schied zwischen  Ein-  und  Ausfuhrwerten  ge- 
deckt wird,  d.  h.  die  Frage  nach  der  Zah- 
lungsbilanz.    Hierbei   kommen  ausser  dem 
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Warenverkehr  eine  Reihe  von  sehr  wichtigen, 
wenn  auch  nur  annähernd  ihrem  Werte  nach 
bestimmbaren  Faktoren  in  Betracht  Dahin  ge- 
hören folgende  Hauptposten: 

1.  Der  Fremdenverkehr,  der  z.  B.  der 
Schweiz  jähriich  etwa  100  Millionen  Fr.  ein- 
bringt. 

Von  Bedeutung  als  Aktivposten  der  Zahlungsbilanz 
ist  diese  Einnahmequelle  auch  für  Skandinavien,  die 
österreichischen  Alpenländer  und  Italien.  Von  Deutsch- 
land fliesst  wohl  auf  diesem  Wege  mehr  Geld  ab  als 
zu,  ebenso  von  England  und  den  Vereinigten  Staaten. 
Die  Wirkungen  des  Fremdenverkehrs  machen  sich  nicht 
nur  geltend  im  Hotelwesen  und  im  Warengeschäft, 
sondern  in  zahlreichen  andern  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmungsformen (Post,  Telegraph,  Spedition,  Industrie 
von  Luxusartikeln,  Eisenbahn,  Binnenschiffahrt  usw.). 

2.  Die  Einnahme  aus  dem  internationalen 
Frachtenverkehr. 

Dieser  Posten  ist  für  ein  inmitten  hochentwickelter 
Kulturländer  gelegenes  Transitland,  wie  die  Schweiz, 
von  grosser  Bedeutung.  Es  sei  hier  nur  an  die  Ge- 
winne aus  dem  Getreidetransit  der  Gotthardbahn  er- 
innert. England  und  die  Niederlande  decken  einen 
grossen  Teil  des  Überschusses  ihrer  Einfuhr  gegen  ihre 
Ausfuhr  durch  Einnahmen  für  Frachten  im  Seeverkehr, 
sowie  für  Seeversicherung.  Schon  die  Phöniker  und 
Griechen,  deren  Länder  dicht  bevölkert,  aber  in  bezug 
auf  Rohstoffe  nicht  besonders  exportfähig,  bei  der  hohen 
Kultur  dieser  Völker  aber  für  feine  Luxuswaren  sehr 
aufnahmefähig  waren,  deckten  einen  Teil  der  vom  Aus- 
lande bezogenen  Güter  durch  das  Frachtgeschäft. 

3.  Der  Gewinn  von  den  im  Ausland 
betriebenen  Geschäften. 

Dieser  Posten  bildet  für  alle  Industrieländer  einen 
wichtigen  Faktor.  Weil  in  Agrarländern  die  Arbeits- 
löhne niedriger  sind,  erscheint  es  vorteilhaft,  die  Roh- 
stoffe möglichst  an  Ort  und  Stelle,  wenigstens  teil- 
weise zu  verarbeiten;  es  werden  dadurch  auch  die 
Transportkosten  vermindert.  Die  Zoll-  und  Absatz- 
verhältnisse veranlassen  besonders  die  Industrieländer, 
d.  h.  die  Länder  mit  überschiessendem  Import,  zur 
Gründung  ausländischer  Unternehmungen.  Diese  Grün- 
dungen und  Beteiligungen  mit  Kapital  nehmen  von 
Seiten  der  Industrieländer  immer  mehr  zu,  auch  des 
einen  Industrielandes  in  dem  anderen.  Deutschland  hat 
wohl  in  dieser  Hinsicht  in  den  letzten  Jahren  die  grössten 
Fortschritte  gemacht.  Für  Frankreich,  England,  die  Ver- 
einigten Staaten  und  die  Schweiz  bilden  solche  Unter- 
nehmungen  ebenfalls  einen    bedeutenden  Aktivposten. 

4.  Die  Zinsen  und  Dividenden  von 
festen  Anlagewerten  (Obligationen). 

Die  gesamte  Wirtschaftslage  lässt  vermuten,  dass 
Frankreich,  Deutschland,  England  und  die  Vereinigten 
Staaten  aus  dieser  Einnahmequelle  am  meisten  schöpfen. 
Diese  Kapitalverschiebungen  spielen  in  dem  wirtschaft- 
lichen Ausgleich  eine  grosse  Rolle.  Die  ins  Ausland 
wandernden  Kapitalien  gehen  zwar  für  die  Ausnutzung 
im  eigenen  Land  verloren,  sie  bringen  dort  aber  grösseren 
Gewinn,  der  dem  eigenen  Lande  zufliesst. 

Sobald  das  Kapital  für  das  Inland  nicht 
mehr  ausreicht,  beginnt  die  Rückströmung  des 
in  der  Fremde  angelegten  Kapitals.   Kapital - 


rückzahlungen  aus  vorstehendem  Grunde 
oder  infolge  von  Kündigung  oder  Konversion 
der  Anleihen  sind  unberechenbar.  Sie  allein 
aber  machen  die  Aufstellung  einer  Handels- 
bilanz, die  die  „Verarmungs-  und  Bereiche- 
rungstheorie" beweisen  sollen,  illusorisch. 

Neben  diesen  Hauptpunkten,  welche  die 
Zahlungsbilanz  am  meisten  beeinflussen,  seien 
der  Vollständigkeit  halber  noch  erwähnt: 

Zahlungen  für  im  Ausland  lebende 
Personen  (Reisende,  Studenten  usw.).  Der 
Chef  des  statistischen  Bureaus  des  Washing- 
toner Schatzamtes  berechnet  sie  für  die  Ver- 
einigten Staaten  auf  75 — 100  Mill.  $  jährlich. 
—  Überschuss  der  Prämieneinnahmen 
derVersicherungsgesellschaften.  —  Über- 
schuss im  Veredlungsverkehr.  —  Über- 
tragung von  Erbschaften,  Legaten, Mitgift,  Schen- 
kungen, Einbürgeruhgsgelder,  Unterstützungen 
bei  Unglücksfällen,  Pensionen,  Renten,  Kom- 
pensationen im  internationalen  Postverkehr, 
Kriegskontributionen  u.a.  —  Erst  wenn  alle  diese 
Posten  nicht  hinreichen,  um  den  Ausfall  zwi- 
schen Ein-  und  Ausfuhr  zu  decken,  tritt  der 
Verkauf  von  Vermögensbestandteilen  an  das 
Ausland  oder  Geldimport  ein. 

Wenn  wir  somit  die  Zahlen  der  Handels- 
statistik richtig  verstehen  wollen,  haben  wir 
sie  den  übrigen,  vorgenannten  Faktoren  gegen- 
über zu  stellen.  Wir  müssen  sie  aber  auch 
noch  nach  einer  andern  Seite  hin  untersuchen. 

d)  Verschiedene  Bedeutung  des  Handels 

mit  Rücksicht  auf  die  Warengattungen 

und  die  Bezugs-  und  Absatzländer. 

In  bezug  auf  die  Warengattungen  sind 
die  drei  Hauptkategorien  zu  unterscheiden : 
Lebensmittel,  Rohstoffe  und  Fabrikate. 
Bei  Industrieländern  (mit  dichter  Bevölkerung) 
spielt  die  Einfuhr  der  Lebensmittel  eine  grosse 
Rolle,  bei  Ackerbau  treibenden  Ländern  bilden  sie 
den  Hauptausfuhrgegenstand.  Die  Lebensmittel, 
sowie  die  Rohstoffe  für  die  Industrie,  die  vor- 
zugsweise auch  aus  Agrarstaaten  kommen,  müs- 
sen von  den  Industriestaaten  im  Interesse  der 
Arbeiterschaft  und  der  Konkurrenzfähigkeit  der 
Industriellen  zollfrei  oder  mit  geringem  Zoll 
eingelassen  werden,  während  bei  den  Fabri- 
katen die  schutzzöllnerischen  Prinzipien  leichter 
durchgeführt  werden  können.  Daher  wird  es 
schon  von  diesem  Standpunkt  aus  für  die 
Agrarstaaten  viel  leichter,  ihnen  vorteilhafte 
Handelsverträge  abzuschliessen. 

In  der  Schweiz  beträgt  die  Einfuhr  von  Rohstoffen 
etwas  mehr  als  ein  Drittel  der  Gesamteinfuhr,  die  von 
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Fabrikaten  etwa  ein  Drittel,  die  von  Lebensmitteln  et- 
was weniger  als  ein  Drittel.  So  steht  die  Schweiz  in 
einem  schroffen  Gegensatz  z.  B.  zu  Rumänien,  Russ- 
land und  andern  Agrarstaaten.  Bei  der  Ausfuhr  be- 
tragen die  Fabrikate  über  ^/^,  ja,  wenn  die  indu- 
striell hergestellten  Lebensmittel  (Schokolade,  kon- 
densierte Milch  usw.)  zu  den  Fabrikaten  gerechnet 
werden,  etwa  ^/j^  der  Gesamtausfuhr.  Daher  die  grosse 
Abhängigkeit  der  Schweiz  vom  Weltmarkt,  daher  das 
Bangen  —  grösser  als  in  jedem  andern  Lande  —  um 
die  Erzielung  günstiger  Handelsverträge  (Englands 
und  Deutschlands  Export  von  Fabrikaten  [einschliess- 
lich fabrizierter  Lebensmittel]  beträgt  etwa  ^1^,  der 
Frankreichs  Vs»  der  Belgiens  V2  der  ganzen  Ausfuhr). 
Der  Ausfuhrwert  an  Fabrikaten  pro  Kopf  der  Bevöl- 
kerung betrug  in  den  letzten  Jahren  in  der  Schweiz 
durchschnittlich  180  Fr.,  in  England  und  Belgien  120  Fr., 
in  Deutschland  fast  60,  in  Frankreich  55,  in  Österreich 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  weniger  als  20  Fr. 

Um  die  Handelsverhältnisse  eines  Landes 
richtig  zu  beurteilen,  genügt  zuweilen  diese 
Gegenüberstellung  nicht,  sondern  es  bleibt  zu 
erwägen,  wie  sich  der  Exportwert  der  Fabri- 
kate verteilt  auf  Roh-  und  Hilfsstoffe,  auf  ein- 
heimische und  fremde  Arbeit. 

Bei  Maschinen,  für  deren  Herstellung  in  der  Schweiz 
das  Rohmaterial,  wie  die  Kohle,  aus  dem  Ausland  be- 
zogen werden  muss,  schwankt  der  Anteil  des  Landes 
am  Exportwert,  je  nach  ihrer  Gattung,  zwischen  etwa 
35  und  70%;  bei  Käse  beträgt  er  volle  1007o.  bei 
Seidenwaren  kaum  20  7o.  da  etwa  *l^  des  Wertes  auf 
den  vom  Ausland  zu  Ijeziehenden  Rohstoff  entfallen. 
Für  die  Beurteilung  des  Wertes  der  Industrien  kommen 
deshalb  diese  Erwägungen  in  erster  Linie  in  Betracht. 
Sie  beeinflussen  aber  auch  den  ganzen  Handel  eines 
Volkes. 

Beim  Aussenhandel  ist  es  auch  nicht  gleich- 
gültig, nach  welchem  Land  ausgeführt,  von 
welchem  Land  eingeführt  wird.  Der  Absatz 
nach  Industriestaaten  ist  immer  mehr  gefähr- 
det und  grösseren  Schwankungen  unterworfen 
als  der  Absatz  nach  Agrikulturländern.  Der 
Handel  mit  Ländern,  die  dem  Schutzzoll  hul- 
digen, ist  weniger  festbleibend  als  der  Handel 
mit  Nationen  des  Freihandelssystems,  Daher 
war  es  für  alle  Handelsvölker  von  grösstem 
Interesse,  dass  England  bisher  die  Politik  der 
„offenen  Türe"  befolgte  und,  wie  es  auch  bei 
Deutschland  der  Fall  ist,  den  andern  Ländern 
im  Handel  mit  seinen  Kolonien  die  gleichen 
Rechte  einräumte,  wie  seinen  eigenen  Unter- 
tanen, im  Gegensatz  zu  den  romanischen  Län- 
dern, deren  Kolonien  mehr  oder  weniger  na- 
tional abgeschlossene  Ausbeutungsobjekte  dar- 
stellen. 

Auch  ist  es  für  ein  Land  von  grosser  Be- 
deutung, dass  sein  Aussenhandel,  namentlich 
die  Ausfuhr,  sich  auf  einen  möglichst  grossen 
Völkerkundenkreis  verteile. 

Das  deutsche  Zollgebiet  weist  diesbezüglich  folgende 
Ziffern  auf  (1902): 


in  MiUionen  M: 

Einfuhr: 

Ausfuhr 

Belgien 

197 

261 

Dänemark 

75 

131 

Frankreich 

306 

253 

Grossbritannien 

611 

966 

Italien 

193 

130 

Niederlande 

206 

394 

Österreich-Ungarn 

720 

533 

Russland 

774 

372 

Schweden  u.  Norwegen 

104 

180 

Schweiz 

169 

285 

Britisch  Indien 

215 

57 

Vereinigte  Staaten 

911 

499 

Argentinien 

202 

47 

Brasilien 

119 

44 

Chile 

113 

32 

Australien 

289 

169 

Total 

6094 

5131 

Vorstehende  Zahlen  zeigen  England  als  den  besten 
Abnehmer,  die  Vereinigten  Staaten,  Russland  und  Öster- 
reich als  die  grössten  Lieferanten. 

Wie  es  ferner  für  ein  Land  wünschenswert  ist,  eine  mög- 
lichst mannigfache  Industrie  zu  besitzen,  die  durch  Pro- 
duktionsvorteile, die  auf  geographischen  und  kulturellen 
Verhältnissen  beruhen,  gestützt  wird,  um  weniger 
von  den  Launen  des  Weltmarktes  und  der  Mode  ab- 
hängig zu  sein,  so  ist  es  für  den  Handel  von  grosser 
Bedeutung,  dass  nicht  nur  die  Gesamtproduktion,  son- 
dern auch  das  einzelne  Fabrikat  einen  möglichst  grossen 
Absatzkreis  habe,  so  dass  eine  wirtschaftliche  Krise  eines 
Landes  oder  politische  Verhältnisse  nicht  ganze  Indu- 
strien und  zahlreiche  Exportgeschäfte  lahmlegen,  wie 
dies  bei  einseitigem  Absatz  der  Fall  sein  kann.  In 
dieser  Hinsicht  stehen  sich  England,  Deutschland  und 
die  Schweiz  vorzüglich,  dank  den  vielen  Kaufleuten,  die 
in  allen  Ländern  der  Industrie  ihres  Landes  die  Wege 
bahnen. 

6.  Wechselwirkungen  zwischen  Handel, 
allgemeiner  Kultur  und  Volksleben. 

Je  höher  die  Kultur  eines  Volkes,  desto 
blühender  seine  ganze  Wirtschaft.  Freilich  kann 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  noch  eine  Zeit 
als  Nachwirkung  der  kulturellen  Entwicklung 
aufsteigend  sein,  wenn  diese  bereits  im  Nieder- 
gang begriffen  ist. 

Höhere  Kultur  läutert  die  Rechtsan- 
schauungen und  schafft  so  dem  Handel  eine 
sichere,  freiere  Grundlage.  Der  Seeraub 
bildete  bei  vielen  Völkern  das  erste  Entwick- 
lungsstadium der  Schiffahrt  und  des  Seehan- 
dels. Dem  Karawanenhandel  ging  der  Kara- 
wanenraub voraus.  Hermes  und  Merkur  waren 
nicht  nur  die  Gottheiten  des  Windes,  der 
Schnelligkeit,  der  Ausreisser,  der  Diebe,  son- 
dern auch  die  Schutzgötter  der  Händler.  Der 
Handel  wird  mit  steigender  Kultur  notgedrun- 
gen ehrlicher,  und  damit  geht  Hand  in  Hand 
ein  Wachsen  des  Ansehens  des  Handelsstandes. 
Mit  Recht  begegnete  man  in  alten  Zeiten  dem 
Hausierer,    dem    damaligen    Hauptträger    des 
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Handels,  mit  Misstrauen,  denn  sein  Sinnen 
ging  auf  Betrug  und  Übervorteilung.  Heute 
ist  der  Handel  zu  einem  wichtigen  Kulturträger 
und  Kulturpionier  geworden.  Der  Handels- 
stand hat  ein  erhöhtes  Interesse  an  einer  guten 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung,  an  der  Er- 
haltung von  Treue  und  Glauben  und  an  der 
Ausbreitung  veredelter  Rechtsbegriffe  auch  unter 
den  weniger  kultivierten  Völkern. 

Mit  höherer  Kultur  schwindet  die  Gebun- 
denheit des  Handels  an  Stände,  Korpo- 
rationen, Gemeinden  und  an  hemmende 
Gebräuche. 

Im  Altertum  und  Mittelalter  waren  Handel  und 
Kirche  eng  miteinander  verbunden.  Jesus  treibt  die 
Händler  aus  dem  Tempel  zu  Jerusalem;  Wallfahrten 
und  Märkte  in  der  buddhistischen,  mohammedanischen 
und  christlichen  Welt;  Kirchenfeste  und  Messen;  Handel 
der  Klöster;  kirchliches  Zinsverbot;  das  Lateinische  als 
Geschäftssprache  in  Lübeck  bis  zur  Mitte  des  16.  Jh. 
Der  Handel  war  gebunden  an  die  Zünfte,  an  ver- 
schiedene hemmende  Rechtseinrichtungen,  Sta- 
pel-, Umschlag-,  Kaufrecht ;  Zollfreiheit  für  einzelne,  ver- 
schiedene Höhe  der  Binnenzölle  je  nach  der  Herkunft 
des  Fuhrmannes;  Vorschrift  der  einzuschlagenden  Strassen 
für  den  Transport  der  Handelsgüter,  Verbot  des  Be- 
suches gewisser  Messen;  Geleit-  und  Vorspanngelder; 
Frondienste  der  Fuhrleute;  Ausfuhrverbote  usw. 

Die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  und 
die  damit  verbundene  Freizügigkeit  unserer 
Zeit,  die  Handels-,  Niederlassungs-  und 
Freundschaftsverträge,  die  wachsende  re- 
ligiöse Toleranz  haben  hierin  gründlichen 
Wandel  geschaffen.  Auch  der  Handelsfrau 
hat  die  neue  Zeit  die  ihr  gebührenden  Rechte 
gegeben. 

Höhere  Kultur  schafft  erst  einen  organisch 
gegliederten  Handelsstand  (Arbeitsteilung 
zwischen  Industrie  und  Handel;  Arbeitsteilung 
in  den  Arten  des  Handels  und  im  einzelnen 
Geschäftsbetrieb),  sowie  eine  besondere  staat- 
liche Fürsorge  für  den  Handel:  Han- 
delsgesetzgebung, in  der  besonderen  Ab- 
sicht der  Kodifizierung  der  Handelsgebräuche, 
der  Vereinfachung  und  Verkürzung  des  Ver- 
fahrens, Handelsgerichte  für  die  sachkun- 
dige und  rasche  Erledigung  der  Prozesse, 
Handelsministerien,  Handelskammern, 
Handelsmuseen,  Ausstellungen,  geord- 
netes Münzwesen,  Konsulate,  Aufsicht 
über  Börsen,  Versicherungs-  und  Ver- 
kehrsanstalten. Auch  die  kaufmännischen 
Interessenverbände  aller  Art  sind  Kinder  un- 
serer heutigen  Kulturentwicklung.  Das  gleiche 
gilt  vom  Handelsschulwesen.  Höhere  Kul- 
tur schafftauch  einen  rascheren  und  zuver- 
lässigeren Handel  durch  die  Vermehrung  und 
Verbesserung  der  Hilfseinrichtungen,  besonders 


der  Verkehrsmittel:  Eisenbahn,  Vereinheitlichung 
der  Tarifsysteme,  Herabsetzung  der  Frachtsätze, 
grössere  Schnelligkeit,  Erleichterung  der  Ver- 
zollung durch  interne  Zollämter,  internationale 
Linien;  Fortschritte  im  Schiffahrtswesen,  Bod- 
merei; Telegraph,  Kabel,  Depeschenagenturen; 
Telephon;  Post,  Weltpostverein,  Giro-  und 
Checkverkehr  der  Post,  Postsparkassen;  Spedi- 
tion; Informationswesen;  Agenturen  usw.  Da- 
durch nehmen  auch  die  Güter  im  Umsatz  zu, 
sowohl  nach  Gattung  als  nach  Menge.  Der 
Londoner  isst  australisches  Fleisch;  der  Asiate 
trinkt  bayrisches  Bier;  Bausteine  aus  dem  Gott- 
hard  gehen  bis  weit  ins  Innere  Deutschlands; 
Asphalterde  aus  dem  Jura  wird  nach  London 
verschifft;  der  deutsche  Baumeister  verwendet 
amerikanisches  Holz;  Russland  bezieht  ameri- 
kanische Eisenbahnschienen;  China  schickt  uns 
Seide,  wir  senden  ihm  Maschinen.  Waren, 
die  man  früher  auch  nicht  dem  Namen  nach 
kannte,  sind  durch  Handel  und  Verkehr  zu 
Massenverbrauchsgütern  geworden  und  haben 
die  ganze  Lebenshaltung  durchaus  umgestaltet. 

Der  Einfluss  des  Handels  auf  das 
Volksleben  ist  gewaltig.  Der  Handel  neigt 
zum  Kosmopolitismus,  wie dielndustriezum 
Nationalismus,  und  Ackerbau  und  Kleinhandel 
zum  Kommunalismus,  daher  wendet  sich  der 
Kaufmann  mehr  dem  Freihandel,  der  Industrielle 
mehr  der  Schutzzollpolitik  zu.  Der  Handel 
beseitigt  viele  Vorurteile  durch  seinegründ- 
lichere Bekanntschaft  mit  dem  Ausland.  Er 
macht  in  religiöser  und  politischer  Beziehung 
tolerant,  aber  auch  gleichgültig.  Er  fördert 
die  Volksbildung  und  zwar  unmittelbar 
durch  seine  Funktionen,  aber  auch  mittelbar 
durch  die  grossen  Spenden,  die  aus  Kauf- 
mannskreisen, insbesondere  in  Amerika,  für 
diesen  Zweck  fliessen.  Der  Handel  erfordert 
gebieterisch  eine  höhere  Fachbildung.  Der 
Handelsstand  kann  sich  in  seiner  Mehrzahl 
noch  nicht  damit  befreunden;  er  hängt  eben 
trotz  aller  Beweglichkeit  mehr  als  der  Indu- 
strielle am  alten,  an  der  Routine.  Der  kauf- 
männische Angestellte  ist  ein  Mitarbeiter  seines 
Prinzipals,  nicht  eine  lebende  Maschine  wie 
der  Fabrikarbeiter.  Daher  haben  die  kaufmän- 
nischen Organisationen,  z.B.  die  kaufmännischen 
Vereine,  einen  durchaus  anderen  Charakter  als 
die  gewerblichen  Vereinigungen,  die  in  allem 
die  Interessen  von  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer einander  gegenüberstellen. 

Freilich  hat  aber  der  Handel  auch  manchen 
schädlichen  Einfluss  auf  das  Volksleben.  Kauf- 
leute vernachlässigen  erfahrungsgemäss  häufig 
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die  so  notwendige  elterliche  Beaufsichtigung 
über  die  Ausbildung  ihrer  Kinder,  ohne 
Opfer  zu  scheuen,  alles  der  Schule  überlassend, 
die  eben  nur  im  Verein  mit  dem  Elternhause 
fruchtbringend  arbeiten  kann.  Die  Erziehung 
der  Lehrlinge  artet  vielfach  in  die  sogen. 
Lehrlingszüchterei  aus.  Das  Familienleben  lei- 
det mancherorts  infolge  der  Reisen.  Der  Ma- 
terialismus erstickt  bei  manchem  Kaufmann 
das  Streben  nach  dem  Idealen. 

Im  Handelsstande  selbst  haben  die  neben 
den  Ladengeschäften  neu  entstandenen  Formen, 
die  um  die  Herrschaft  ringen,  Warenhäuser, 
Versandgeschäfte,  Bazare  als  kapitalistischer 
Detailhandel  einerseits,  die  genossenschaftlichen 
Konsumentenverbände  anderseits  ein  Gefühl  der 
Beunruhigung,  gegenseitiges  Misstrauen,  un- 
aufhörliche Fehden  hervorgebracht,  die  stets 
wieder  neue  Formen  hervorrufen,  die  das  ganze 


Volksleben  durchdringen  (Antikonsumverbin- 
dungen,  Rabattvereine,  Boykottierung  von  Lie- 
feranten der  Konsumvereine,  Angriffe  auf  Be- 
amte und  Lehrer,  die  den  Konsumentenverbänden 
angehören). 

So  zeigt  sich  der  Handel  als  das  beweg- 
lichste Element  im  Wirtschaftsleben  wie  im 
Volksleben.  Wenn  Hand  und  Muskeln  das 
Gewerbe,  die  Adern  das  Verkehrswesen  ver- 
sinnbilden,  dann  sind  die  Nerven  das  Organ 
des  Handels,  empfindlich  für  jeden  kleinsten 
Eindruck.  Der  ausgedehnte  Handel  in  seiner 
Anpassungsfähigkeit  an  alle  Verhältnisse,  mit 
den  überwiegend  guten  Wirkungen  auf  die 
gesamte  Kultur,  mit  seiner  unvergleichlichen 
Fähigkeit,  die  Auswüchse  aus  sich  selbst  her- 
aus zu  heilen,  ist  eine  der  grossartigsten  und 
schönsten  Erscheinungsformen  der  vielseitigen, 
immer  beweglichen  Volks-  und  Weltkultur. 


II.  Arten  des  Handels. 


1.  Einteilung  des  Handels  nach  dem 
Gegenstande. 

Die  Handelsgüter  werden  unterschieden  in 
eigentliche,  reale  Waren  und  in  uneigentliche, 
ideelle  Waren.  Jene  haben  den  Stoffwert  in 
sich  selbst,  diese  geben  Anspruch  auf  eine 
reale  Ware,  in  der  Regel  auf  die  vornehmste, 
das  Geld.  Der  Warenhandel  umfasst  aber  nicht 
den  Umsatz  aller  realen  Güter,  indem  der 
Geld-  und  Immobilienhandel  von  ihm  ausge- 
nommen sind. 

a)  Der  Warenhandel. 

Der  Warenhandel  befasst  sich  mit  dem  Um- 
satz der  beweglichen  Sachgüter  (mit  Ausschluss 
des  Geldes  und  der  Wertpapiere).  Er  war  zu 
allen  Zeiten  die  hervorragendste,  im  Altertume 
sogar  die  einzige  Art  des  Handels.  Nach  der 
Gattung  der  umgesetzten  Waren  gliedert  er  sich 
in  verschiedene  Handelszweige  (Branchen). 

Der  Landesproduktenhandel  (Getreide-, 
Wein-,  Öl-,  Wollhandel)  setzt  die  Erzeugnisse 
des  eigenen  Landes  um,  in  der  Regel  ohne 
technische  Verarbeitung.  Zumeist  sind  es  Bo- 
denerzeugnisse (Feldfrüchte  u.  a.),  oft  aber  auch 
tierische  (Honig,  Eier,  Butter,  Käse).  Häufig 
wird  hierbei  der  Kaufmann  übergangen,  indem 
der  Landwirt  seine  Produkte  (Früchte  usw.) 
unmittelbar  an  den  Verbraucher  oder  an  den 
Fabrikanten  absetzt  (Flachs,  Fett  usw.). 

Die  Verallgemeinerung  und  Verbilligung  der  Ver- 
kelirsmittel,  durch  die  solche  Erzeugnisse  aus  den  fern- 
sten Ländern   auf  den  Markt   gebracht   werden,   üben 


auf  die  Preise  im  Landesproduktenhandel  einen  aus- 
gleichenden Einfluss  aus,  so  dass  die  Schwankungen 
bei  guter  oder  schlechter  Ernte  eines  Landes  in  diesem 
selbst  nicht  mehr  so  bedeutend  sein  können,  wie  früher. 
Dagegen  machen  sich  die  Ernteverhältnisse  eines  Haupt- 
produkfionslandes  auf  dem  ganzen  Weltmarkt  geltend. 
Besonders  stark  sind  diese  periodischen  Schwankungen 
im  Getreidehandel,  namenthch  im  Sommer,  sobald  man 
den  kommenden  Ernteertrag  abzuschätzen  beginnt.  Die 
zeitlichen  Schwankungen  der  Preise  der  Landesprodukte 
innerhalb  eines  Jahres  sind  grösser  als  die  örtlichen. 
Industrielle  Gegenden  haben  höhere  Preise  der  Lebens- 
mittel als  Ackerbau  treibende.  Fasst  man  aber  lange 
Zeiträume  in  Betracht,  so  zeigen  die  Bodenprodukte, 
besonders  das  Getreide,  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Handelsartikeln  geringe  Preisschwankungen.  Verände- 
rungen im  Preise  der  einen  Getreideart  ziehen  auch 
solche  der  andern  Arten  nach  sich,  da  sich  ihr  Preis- 
verhältnis im  allgemeinen  nach  ihrem  Nutzwert  richtet. 
Eine  grosse  Rolle  in  bezug  auf  die  PreisnivelUerung 
spielen  heute  die  Produktenbörsen. 

Der  Viehhandel  befasst  sich  mit  dem  Um- 
satz von  Nutz-  und  Schlachtvieh,  (Gross-  und 
Kleinvieh  [Pferde,  Rindvieh,  Schafe,  Schweine, 
Geflügel  usw.]  häufig  steht  damit  in  Verbin- 
bindung  der  Handel  mit  Fellen,  Hörnern,  Haa- 
ren, Federn  usw.).  Wie  auch  auf  diesem  Ge- 
biet eine  grosse  Arbeitsteilung  eingetreten  ist, 
zeigt  z.  B.  das  Vorhandensein  grosser  Darm- 
handlungen, die  von  Ungarn  aus  nach  allen 
Ländern  Europas  exportieren. 

Der  Ernteausfall,  Viehseuchen,  der  Stand 
der  Exportverhältnisse,  namentlich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Zölle  für  Vieh  und  tierische 
Produkte,  üben  auf  die  Preisbildung  einen 
grossen  Einfluss  aus.   Bei  hochkultivierten  Völ- 
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kern  wächst  die  Zahl  des  Nutzviehes  stärker 
als  die  des  Schlachtviehes.  Die  Schweiz  ex- 
portiert nicht  nur  eine  grosse  Zahl  teuer  be- 
zahlten Zuchtviehes,  sondern  auf  der  Nutzvieh- 
zucht beruht  auch  eine  Anzahl  ihrer  blühend- 
sten Industrien  (Schokolade,  Käse,  kondensierte 
Milch).  Italien  exportiert  viel  Schlachtvieh. 
Russland,  England,  Deutschland,  Frankreich 
haben  einen  bedeutenden  Handel  in  Pferden, 
die  Vereinigten  Staaten  und  Südamerika  in 
Hornvieh,  Russland  in  Schafen  und  Ziegen. 
Der  Export  von  Fleisch  (Amerika,  Australien), 
Geflügel  (Italien,  Ungarn),  feinen  Wurstwaren 
(Gotha,  Frankfurt,  Wien,  St.  Gallen  u.  a.)  bildet 
für  manche  Gegend  und  manche  Stadt  eine 
wichtige  Einnahmequelle. 

Der  Holz-  und  Brennmaterialienhan- 
del (Bau-,  Brennholz,  Kohlen).    Schiffbauholz 
liefern    vornehmlich    Norwegen    und    Hinter- 
indien, Bau-  und   Möbelholz  die  Vereinigten 
Staaten.     Das  Holz  gelangt   auf    die  grossen 
Auktionsplätze  teils  durch  Flösse,  teils  auf  grossen 
Dampfern,  denen  das  Holz  in  billiger  Fracht  als 
Ballast  dient.     Im  Holzhandel  finden  vielfach 
auch  auf  dem  Kontinent  englische  Masse  Anwen- 
dung. Sehr  oft  geschieht  der  Einkauf  in  Bausch 
und  Bogen,  d.  h.  nach  einer  allgemeinen  Über- 
sicht ohne  vorheriges  genaues  Ausmass.     Im 
Kohlenexport   stehen    England    und    Deutsch- 
land an  der  Spitze.    Die  Kohle  gehört  zu  den- 
jenigen Waren,  die  häufig  durch  Ringbildung 
im  Inland  künstlich    im   Preise   hochgehalten 
werden.     Das  Kleingeschäft  im  Kohlenhandel 
ist  unterbunden  durch  die  üblichen  langfristigen 
Lieferungsverträge. 

Der     Kolonialwarenhandel,     oft    auch 
Spezereiwarenhandel      genannt,     welcher 
Name  ursprünglich  den  Handel  mit  Essenzen, 
flüchtigen  und  wohlriechenden  Ölen  bezeich- 
nete,   bringt   die  Rohprodukte  der  wärmeren 
Länder,   die   zum  Teil  europäische  Kolonien 
sind,   auf  den  Markt,  besonders  Rohrzucker, 
Reis'  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Gewürze,  Südfrüchte 
—  Baumwolle,  Wolle  —  Farbmittel.   Den  Um- 
satzziffern und  der  Grösse  des  Absatzgebietes 
nach  nimmt  er  die  erste  Stelle  ein.  Von  grosser 
Bedeutung  für  die  Entwicklung  des  Kolomal- 
warenhandels  sind  die  Monopole  und  die  Zölle. 
Hauptplatz  für  den  Kolonialwaren-Grosshandel 
ist  London.  Bedeutende  Auktionen  von  Kolonial- 
waren finden  auch  in  deutschen, niederländischen 
und  französischen  Hafenplätzen  statt.   Kein  an- 
derer Handel  ist  im  Kleinbetrieb  so  überfüllt, 
wie  dieser.    Der  Umstand,  dass  es  sich  um  All- 
tagsbedarfsartikel   handelt   und    die    Meinung, 


dass  man  zur  Führung  eines  solchen  Geschäfts 
weder  Warenkenntnisse  noch  kaufmännische 
Bildung  und  Erfahrung  brauche,  verleitet  man- 
chen, sich  diesem  Erwerbszweig  zu  widmen. 
Und  doch  ist  kein  anderer,  wie  er,  so  sehr 
vom  Genossenschaftsbetrieb  bedrängt.  Die  un- 
begrenzte Anzahl  seiner  Kleinbetriebe  ist  wohl 
auch  eine  der  Hauptursachen,  dass  ein  wirksamer 
Zusammenschluss  der  Beteiligten  nicht  zustande 
kommt,  obgleich  kein  anderer  Kleinhandels- 
betrieb so  viele  eifrig  die  Standesinteressen  ver- 
fechtende Fachblätter  besitzt,  wie  der  Kolonial- 
warenhandel. 


Der  Materialwarenhandel  (Mehl,  Salz, 
Brennöl  usw.).  Diese  Bezeichnung  hat  an  ver- 
schiedenen Orten  ganz  verschiedene  Bedeutung, 
wie  überhaupt  eine  allgemein  zutreffende,  ge- 
nau ausscheidende  Einteilung  des  Warenhan- 
dels in  Zweige  ebenso  wenig  möglich  ist,  wie 
eine  streng  systematische  Klassifikation  der  Ge- 
werbe. —  Der  Mehlhandel  ist  oft  mit  dem 
Getreidehandel  verbunden.  Der  Salzhandel  ist 
in  verschiedenen  Ländern  Monopol. 

Der  Drogenhandel  wird  oft  in  Verbin- 
dung mit  dem  Kolonialwarenhandel  betrieben. 
Er  setzt  verschiedene  Apothekerwaren,  Wur- 
zeln, Stiele,  Blätter,  Blüten,  Früchte,  Samen, 
Harze,  Gummi,  Rinden,  Öle,  sowie  Chemi- 
kalien und  Farbwaren  um.  In  den  meisten 
Ländern  gehört  er  zu  den  sogenannten  kon- 
zessionierten Gewerben. 

Die  Konzession  oder  Bewilligung  zur  Ausübung  eines 
Oewerbebetiiebes  oder  Berufes,  früher  hauptsachhch 
aus  fiskalischen  Gründen  angeordnet,  hat  sich  auch 
unter  dem  System  der  Gewerbefreiheit  für  emzelne 
Unternehmungsformen  erhalten,  besonders  bei  solchen, 
wo  ein  mangelhafter  Betrieb  gemeingefährlich  oder  ge- 
meinschädlich sein  würde  (Apotheker,  Arzt,  Drogist 
Advokat  Notar,  Lehrer,  Auswanderungsagent  und 
-Unternehmer,  Versicherungsagent  und  -Unternehmer, 
Vertrieb  von  Lotterielosen,  Bergbau,  Fischerei,  Eisen- 
bahn- und  Schiffahrtsunternehmungen,  Trödel-  und 
Hausierhandel,  Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiri- 
tuosen, sowie  mit  Sprengstoffen,  Betrieb  von  Wirt- 
schaften, Pfandleih-,  Stellenvermittlungsanstalten). 

Der  Kurzwarenhandel  umfasst  eine  grosse 
Menge  sehr  verschiedener,  meist  kleiner  Gegen- 
stände für  Haushalt,  Spiel  und  Schmuck  (Bi- 
jouterien, Schreib-  und  Zeichenmatenalien, 
Küchengeräte,  Werkzeug,  Knöpfe  usw.).  Die 
Galanteriewaren  (Perlen,  Schmucksachen, 
Ledertaschen  usw.)  bilden  einen  Teil  der  Kurz- 
waren. Der  Kurzwarenhandel  besteht  also  in 
einer  weiteren  Zusammenkoppelung  verschie- 
dener Geschäftsarten,  die  ihrerseits  schon  durch 
die  Erweiterung  der  „geführten  Artikel"  sich 
in    den    Gegensatz    zu    den    Spezialgeschäften 
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stellten:  Handel  mit  Haushaltartikeln,  Schreib- 
materialienhandlung usw. 

Diese  Zusammenziehung  gestattet  es,  wegen  der 
Mannigfaltigkeit  der  Artikel  den  Anschein  der  grossen 
Auswahl  zu  erwecken,  ohne  genötigt  zu  sein,  in  Wirk- 
lichkeit so  viele  wenig  marktgängige  Spezialartikel 
führen  zu  müssen,  wie  die  eigentlichen  Spezialgeschäfte. 
Die  Mannigfaltigkeit  der  Gegenstände  kommt  auch  der 
bekannten  Vorliebe  der  Hausmütterchen  entgegen,  den 
notwendigen  Ausgang  möglichst  rasch  zu  erledigen. 
Daher  haben  diese  Geschäfte  den  Absatz  der  billigen 
Artikel  an  sich  gerissen  und  den  Spezialgeschäften  ver- 
bleibt zumeist  nur  der  Handel  mit  teuerem  Gegen- 
ständen, bei  denen  es  sich  lohnt,  einen  „besonderen 
Gang"  zu  machen.  Die  Spezialgeschäfte  müssen  da- 
her des  beschränkteren  Umsatzes  wegen  einen  etwas 
grösseren  Gewinn  beanspruchen,  dafür  aber  leisten  sie 
mehr  Sicherheit  für  die  Güte  und  Preiswürdigkeit  ihrer 
Waren.  Die  Spezialgeschäfte  passen  nur  für  grössere 
Städte.  Die  Ortswahl  ist  für  sie  eine  gegebene,  näm- 
lich im  Mittelpunkt,  nicht  in  den  Aussenvierteln,  weil 
das  kaufkräftige  Publikum  hier  fehlt.  Überhaupt  kon- 
zentriert sich  das  Ladengeschäft  in  die  verkehrsreiche 
Mitte  der  Stadt.  Für  die  Aussenquartiere  passen  nur 
Geschäfte,  die  mit  Alltagsware  handeln.  Andere  Gegen- 
stände holt  der  Konsument  Heber  in  der  ,, Stadt",  im 
Bewusstsein,  dort  eine  grosse  Auswahl  zu  finden  und 
durch  die  Betrachtung  der  Auslagen  in  den  Schaufenstern 
orientierende  Vergleiche  anstellen  zu  können.  Diese 
Verteilung  der  Ladengeschäfte  hat  auf  die  Liegenschafts- 
und Wohnungspreise  einen  grossen  Einfluss.  Das  starke 
Spezialisieren  in  Handelszweige  ist  eine  der  Hauptur- 
sachen der  Überfüllung  des  Krämerberufes.  Die  als 
Reaktion  eingetretene  Konzentration  oder  Gruppierung 
wirkt  in  gegenteiligem  Sinne,  da  die  Beobachtung,  dass 
diese  Gruppierung  immer  grösseren  Umfang  annimmt 
und  immer  mehr  Kaufleute  ausschaltet,  manchen  vom 
Betrieb  eines  Ladengeschäfts  abhält,  selbst  auf  Gebieten, 
wo  dieses  als  Spezialgeschäft  überlegen  ist. 

Das  Kurzwaren-Ladengeschäft  hat  bereits 
gefährliche  Konkurrenten  im  Bazar  und  im 
Warenhaus,  die,  so  viel  angefochten  sie  auch 
sind,  doch  nichts  anderes  darstellen  als  einen 
weiteren  Ausbau  der  Kurzwarengeschäfte,  frei- 
lich mit  zum  Teil  veränderten  Betriebsformen, 
Aber  auch  die  Konsumvereine,  die  frü- 
her fast  ausschliesslich  Spezereiwaren  führ- 
ten, folgen  dem  Beispiel  (Einführung  von 
Schlächterei  und  Bäckerei,  Küchengeschirr, 
Stoffe,  Wein  usw.).  Hauptbezugsquellen  für 
einen  grossen  Teil  der  Kurzwaren  sind:  Wien, 
Paris,  Berlin,  für  Spielwaren:  Nürnberg  und 
Fürth. 

Der  Manufakturwarenhandel  befasstsich 
mit  dem  Umsatz  der  Erzeugnisse  der  Textil- 
industrie (gewebte  Stoffe,  Kleider).  Einen  Teil 
dieses  Handels  bildet  vielerorts  der  Mode- 
warenhandel (Hüte,  Pelze,  Konfektion).  In  die- 
sem Handelszweig  hat  sich  mehr  als  in  den  vor- 
genannten das  Bazar-System  der  Einheits- 
preise eingebürgert,  das  an  wirtschaftlichen 
Grundsätzen  gemessen   nicht  als  rationell  be- 


zeichnet werden  kann.  Der  Manufakturwaren- 
handel hat  in  einigen  Ländern  auch  mehr  als 
jeder  andere  Kleinhandel  die  Einrichtung  von 
Zweigniederlassungen,  z.  B.  die  sogen. 
Volksmagazine,  geschaffen.  Hierin  wetteifern 
mit  ihm  nur  die  Warenhäuser,  Bazare  und  die 
Geschäfte  mit  Patentartikeln. 

Eine  Spezialisierung  des  Manufakturwarenhandels 
findet  in  verschiedener  Richtung  statt :  Herren-,  Damen-, 
Kinderkonfektion,  Restegeschäfte,  die  oft  unter  dem 
Deckmantel  der  „besonders  günstigen  Gelegenheit"  in 
Resten  von  brauchbarer  Grösse  zerschnittene  Stoffe  zu 
eben  denselben  Preisen  verkaufen,  wie  die  Manufaktur- 
handlungen den  Meterpreis  vom  ganzen  Stück  berechnen. 

Manufaktur-,  Kurz-  und  Metallwaren  sind  die  wich- 
tigsten Ausfuhrartikel  Europas,  Drogen  und  Metall - 
waren  die  Haupteinfuhrgegenstände.  Ähnlich  geartet, 
wie  die  Kurz-  und  Modewarenhandlungen,  sind  die 
Aussteuer-  oder  besser  Ausstattungsgeschäfte, 
die  alles  liefern,  was  zur  vollständigen  Einrichtung 
einer  Wohnung  oder  auch  eines  Bureaus  notwendig  ist. 

Es  kann  sich  hier  nicht  darum  handeln,  alle 
die  Unterabteilungen  des  Warenhandels,  nach 
Verkaufsgegenständen  unterschieden,  zu  be- 
handeln. Ihre  Zahl  ist  sehr  gross  und  die 
Kombination  sehr  mannigfaltig.  Die  deutsche 
Gewerbezählung  (1895)  zählt  1015  verschie- 
dene Handelszweige  auf.  Je  entwickelter  ein 
Volk  ist,  desto  mehr  tritt  die  Arbeitsteilung 
nach  dieser  Richtung  hin  auf,  während  gleich- 
zeitig für  bestimmte  Gegenstände,  freilich  für 
eine  Menge,  ein  Zusammenhäufen  in  einem 
Betrieb  stattfindet. 

Eine  besondere  Art  des  Warenhandels  ist  der 
Trödelhandel,  der  gebrauchte  Gegenstände 
ein-  und  verkauft  (alte  Kleider,  Möbel ,  Bett- 
zeug, Bilder,  Porzellanwaren,  Metallgeräte  usw.). 
Die  Trödler  müssen,  wie  die  Pfandleiher,  genau 
darüber  Rechenschaft  geben  können,  von  wem 
sie  die  Gegenstände  erworben  haben. 

b)  Der  Kunst-,  Antiquitäten-  und 
Buchhandel. 
Der  Warenhandel  umfasst  Waren,  deren  Wert 
sich  zusammensetzt  aus  dem  Wert  der  Roh-  und 
Hilfsstoffe  und  den  Herstellungskosten  (Trans- 
port-, Lager-,  Versicherungsspesen,  Lohn  der 
Arbeit,  die  zumeist  mechanischer  Natur  ist), 
sowie  dem  Gewinn  (Stoff  und  Arbeit).  Die 
auf  die  Herstellung  verwendete  Arbeit  ist  fast 
ausschliesslich  masch  inen  massig.  Daneben  gibt 
es  eine  Reihe  von  Waren,  z.  B.  Spielsachen, 
bei  denen  in  der  zur  Herstellung  erforderlichen 
Tätigkeit  auch  ein  guter  Teil  geistiger  Arbeit 
steckt,  deren  Wertschätzung  daher  viel  schwie- 
riger ist,  als  bei  Handarbeit  im  eigentlichen 
Sinn  des  Wortes.     Dieses  Zurückdrängen  der 
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mechanischen  Arbeit  durch  die  geistige  ge- 
schieht in  verschiedenen  Graden.  Beim  Spiel- 
zeug kommt,  so  sehr  auch  in  der  einfach  sinn- 
reichen Konstruktion  geistige  Arbeit  einge- 
schlossen ist,  doch  in  erster  Linie  die  Grösse, 
Stärke,  kurz  das  Materielle  bei  der  Wertschätzung 
in  Betracht.  Beim  Gemälde  aber  spielt  die 
Menge  der  verbrauchten  Farben  keine  Rolle 
und  ebensowenig  die  Dicke  der  Leinwand. 
Das  künstlerische,  geistige  Erzeugnis  wird  be- 
zahlt Dieses  Erzeugnis  hat  ebensowenig  wie 
eine  Seltenheit  einen  bestimmten  Marktpreis, 
sondern  es  gilt  dafür  der  Liebhaber-  oder 
Affektionspreis.  Nur  für  meist  mechanisch 
hergestellte  Vervielfältigungen  (Kopien),  wo  die 
mechanische  Herstellungsweise  in  den  Vorder- 
grund tritt,  kommt  wieder  der  Marktpreis  in 
Betracht.  Überwiegt  aber  auch  bei  der  Ver- 
vielfältigung die  geistige  Arbeit,  wie  dies  z.  B. 
bei  der  Kopie  eines  alten  Meisters  durch  einen 
heutigen  Künstler  der  Fall  ist,  so  tritt  auch 
hier  wieder  der  Liebhaberpreis  ein.  Aber  doch 
besteht  zwischen  Original  und  Kopie  als  Han- 
delsgegenstand ein  grosser  Unterschied,  selbst 
wenn  es  dem  jungen  Künstler  gelingen  sollte, 
sein  Vorbild  vollends  zu  erreichen.  Das  Original 
hat  immer  den  Vorzug,  dass  es  einzig  ist,  wäh- 
rend Kopien  beliebig  vermehrt  werden  können. 
Daher  zeigt  sich  hier  nach  Richtung  und  Art 
ein  Unterschied  zum  Warenhandel  im  engeren 
Sinne.  Im  Warenhandel  gilt  der  neue  Kasten 
mehr  als  der  alte,  im  Kunsthandel  umge- 
kehrt. 

Der  Kunsthandel,  der  nur  mit  Origi- 
nalen handelt,  setzt,  wie  der  Antiquitäten- 
handel, grosse  künstlerische  und  wissenschaft- 
liche Bildung  voraus.  Das  Risiko  ist  sehr 
gross,  aber  ebenso  kann  es  auch  der  Gewinn 
sein.  Abnehmer  sind  zu  einem  grossen  Teile 
die  Museen.  Wenn  im  Handel  überhaupt  der 
Einkauf  in  der  Regel  schwieriger  ist,  als  der 
Verkauf,  so  ist  dies  namentlich  im  Kunsthan- 
del der  Fall.  Der  Einkauf  geschieht  meistens 
in  Privathäusern  oder  bei  öffentlichen  Ver- 
steigerungen. Zum  Ankauf  ganzer  Privat- 
sammlungen bilden  sich,  weil  dazu  häufig  sehr 
grosses  Kapital  erforderlich  ist,  oft  Gelegen- 
heitsgesellschaften von  Kunsthändlern.  Einen 
lohnenden  Nebenerwerb  findet  der  Kunsthändler 
durch  die  Übernahme  der  Leitung  von  Kunst- 
auktionen. Der  Kunsthandel  beschäftigt  sich 
mit  dem  Vertrieb  alter  und  neuer  Kunstgegen- 
stände, der  Antiquitätenhandel  nur  mit  dem  Ver- 
trieb von  alten  (Waffen,  Keramik,  Schmuck- 
sachen,  Bilder,  alte  Handschriften,   historische 


Gegenstände,  Seltenheiten).  Fälschungen  kom- 
men auf  diesem  Gebiet  nicht  selten  vor. 

Mehr  nach  der  Seite  des  eigentlichen  Waren- 
handels hin  neigt  sich  jene  Form  des  Kunst- 
handels, die  sich  mit  dem  Vertrieb  der  Pro- 
dukte der  vervielfältigenden,  graphischen  (zeich- 
nenden) Künste  beschäftigt  (Handzeichnungen, 
Holzschnitte,  Kupfer-  und  Stahlstiche,  Litho- 
graphien, Photographien,  illustrierte  Werke,  An- 
sichtskarten, Albums  usw.).  Für  den  immer 
grössere  Bedeutung  erlangenden  Ansichtskarten- 
handel bestehen  an  allen  grösseren  Orten 
Spezialgeschäfte.  Die  Photographie,  sowie  die 
Licht-  und  Buntdruckerei  haben  dadurch  eine 
grosse  Entwicklung  genommen. 

Der  Kunsthandel  bedeutet  für  die  Kunst  das- 
selbe, was  der  Buchhandel  für  die  Wissen- 
schaft. Der  Verlag  ist  gewöhnlich  ein  selb- 
ständiges Unternehmen. 

Der  Musikalienhandel  setzt  Musikalien, 
Musikliteratur  und  öfter  auch  Musikinstrumente 
um.  Beim  Verkaufe  von  neuer  Musik  und  Instru- 
menten arbeitet  er  mit  einem  beträchtlichen, 
bei  klassischen  Werken  dagegen  mit  kleinerem 
Gewinn.  Der  Gewinn  ist  im  allgemeinen, 
nach  Prozenten  berechnet,  grösser  als  im 
Warengeschäfte.  Der  Verlag  klassischer  Musik 
wird  in  England  sehr  gepflegt.  Bevorzugte  Ab- 
nehmer (Musiker,  Lehrer  usw.)  erhalten  Rabatt. 

Auch  der  Musikalienhandel  setzt,  soweit  es 
sich  um  Musikwerke  handelt,  Geisteserzeug- 
nisse um,  und  steht  in  dieser  Hinsicht  auf  der 
Stufe  des  Kunsthandels.  Doch  unterscheidet 
er  sich  von  diesem  sehr  wesentlich:  Einen 
Unterschied  zwischen  Original  und  Kopie  gibt 
es  bei  ihm  ebensowenig  wie  beim  Buch- 
handel. Bei  Kunstgegenständen  haben  die  Ver- 
vielfältigungen als  individuelle  Arbeit  verschie- 
denen Wert,  bei  Musikalien  haben  sie  als  mecha- 
nische Arbeit  gleichen  Wert.  Für  den  Instru- 
mentenhandel, besonders  für  den  mit  Streich- 
instrumenten, bedarf  es  besonderer  Kenntnisse, 
um  die  technische  Ausführung  richtig  bewerten 
zu  können. 

Im  Buchhandel  unterscheidet  man  das 
Verlags-,  Sortiments-,  Antiquariats-, 
Reise-  und  Kommissionsgeschäft. 

DerVer  leger  erwirbt  gewöhnlich  vom  Autor 
(Schriftsteller)  gegen  ein  Honorar  (Ehrenver- 
gütung) die  Manuskripte  (Handschriften),  lässt 
sie  auf  eigene  Kosten  drucken  und  vertreibt 
die  Bücher.  Zwischen  dem  Verleger  und  Autor 
wird  ein  Verlagsvertrag  abgeschlossen,  des- 
sen Hauptinhalt  betrifft:  Titel,  Zweck  und 
ungefähren  Umfang  des  Werkes,  Honorar  für 
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den  Druckbogen  (zu  16  Seiten),  Bestimmungen 
über  die  folgenden  Auflagen,  Rechtsverhält- 
nisse zwischen  Autor  und  Verleger. 

Der  Sortimenter  verhält  sich  zum  Ver- 
leger, wie  der  Kaufmann  zum  Produzenten. 
Er  hält  ein  Lager  (Sortimentsauswahl)  der  Ver- 
lagsartikel zahlreicher  Verlagsbuchhandlungen. 
Zuweilen  sind  beide  Geschäftszweige  vereinigt. 
Der  Verlagsbuchhändler  beschränkt  sich  zu- 
meist auf  bestimmte  Gebiete  (handelswissen- 
schaftlicher, geographischer,  naturwissenschaft- 
licher, belletristischer  Verlag,  Herausgabe  von 
Lehrmitteln  usw.).  Der  Sortimenter  muss  eine 
möglichst  grosse  Auswahl  von  Büchern  vor- 
rätig haben,  jedoch  findet  man  auch  Spezial- 
buchhandlungen,  z.  B.  für  technische  Literatur. 
Das  Provinzsortiment  ist  häufig  mit  Neben- 
branchen: Kunst-,  Musikalien-  und  Schreib- 
materialienhandel verbunden. 

Der  Sortimenter  erhält  in  der  Regel  25 — 
SSVs^/o  Rabatt  auf  den  feststehenden  Laden- 
preis, sowie  ein  Freiexemplar  beim  Bezüge 
einer  bestimmten  Anzahl  desselben  Buches  (z. 
B.  bei  6,  10,  12  Exemplaren).  Die  neuesten 
Verlagsartikel  werden  dem  Sortimenter  durch 
das  „Börsenblatt  für  den  deutschen  Buchhan- 
del" oder  besondere  „Zirkulare"  angezeigt  und 
darnach  von  ihm  seinem  Kundenkreise  ent- 
sprechend verlangt. 

Der  Sortimenter  bezieht  die  Bücher  1.,  ä  con- 
dition,  d.  h,  mit  der  Bedingung,  dass  er  die 
nichtverkauften  Exemplare  bis  zur  nächsten 
Ostermessabrechnung  dem  Verleger  zurück- 
senden (Remittenden,  Krebse)  oder  zur  Verfü- 
gung (Disponenden)  stellen  kann,  2.,  in  feste 
Jahresrechnung  und  3.,  gegen  bar.  Was 
von  dem  Kommissionsgut  bis  zur  Ostermesse 
nicht  remittiert  oder  disponiert  wurde,  muss 
bei  der  Jahresabrechnung,  die  am  Montag  nach 
dem  „Kantatesonntag"  im  Deutschen  Buch- 
händlerhaus in  Leipzig  erfolgt,  bezahlt  wer- 
den. Bei  ordnungsgemässer  Erledigung  der  Ab- 
rechnung wird  auf  den  fälligen  Saldo  ein 
„Messagio"  von  1  %  gewährt.  Das  Deutsche 
Buchhändlerhaus  ist  die  Abrechnungsstelle 
des  deutschen  Buchhandels  (Buchhändlermesse; 
Börsenverein  der  deutschen  Buchhändler  [ge- 
gründet 1825];  Lehranstalt  für  Buchhandlungs- 
lehrlinge). 

Das  Barsortiment  an  Buchhandels-Zen- 
tralen vermittelt  zwischen  Verlag  und  Sorti- 
ment. Es  unterhält  ein  Lager  der  meisten  gang- 
baren gebundenen  Bücher  des  In-  und  Aus- 
landes zu  Originalbarpreisen  und  vereinfacht 
und  beschleunigt  für  den  Sortimenter  den  Be- 
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zug  der  bei  ihm  fest  bestellten  Bücher.  Der 
Gewinn  wird  hauptsächlich  durch  Ausnutzung 
der  Freiexemplare  und  einem  kleinen  Extra- 
Rabatt erzielt. 

Der  Antiquariatshandel  befasst  sich  mit 
dem  An-  und  Verkauf  älterer,  durch  den  Sor- 
timentsbuchhandel nicht  mehr  beziehbarer,  oder 
neuerer,  aber  zu  ermässigten  Preisen  ausgebo- 
tener Bücher. 

Der  Reisebuchhandel  vertreibt  durch  Rei- 
sende grössere  Werke  (Konversationslexika, 
Klassiker,  Atlanten  usw.)  gegen  Ratenzahlungen 
an  das  Publikum. 

Die  bedeutendsten  Buchhandelsplätze 
sind  Leipzig,  Berlin,  Stuttgart,  Wien,  London, 
Paris,  Mailand,  Rom,  New- York,  Philadelphia, 
Boston,  Cincinnati.  Der  deutsche  Buchhandel 
steht  durch  seine  Organisation  obenan.  In 
Leipzig  haben  die  deutschen  und  die  bedeu- 
tendsten ausländischen  Buchhändler  ihren  Kom- 
missionär, bei  dem  viele  Verleger  ein  Auslie- 
ferungslager halten.  Die  Verleger  senden  ihrem 
Kommissionär  an  einem  oder  mehreren  Wochen- 
tagen die  verlangten  Bücher  für  die  Besteller, 
die  Sortimenter  ihre  Verlangzettel  zur  Vertei- 
lung und  behufs  Einholung  eiliger  Bestellun- 
gen. Der  Kommissionär  verteilt  dann  die  Pakete, 
sendet  jedem  der  andern  Kommissionäre  das 
für  ihn  Eingegangene  und  an  seine  Kommitten- 
ten alle  Pakete,  die  von  den  einzelnen  Kom- 
missionären für  sie  eingetroffen  sind.  Er  er- 
hält dafür  meistens  eine  bestimmte  Kommissi- 
onsgebühr. Ausserdem  berechnet  er  die  Kosten 
der  Verpackung  und  1  ^/^  Barpaket-Provision. 
Weitere  Kommissionsplätze  sind  Stuttgart,  Ber- 
lin, Wien,  Paris,  London  usw. 

Die  Ladenpreise  sind  an  fast  allen  Orten 
dieselben.  Ein  Unterschied  ergibt  sich  z.  B.  für 
die  Schweiz  insofern,  als  die  dem  Buchhändler- 
verband angehörenden  Firmen  die  Mark  zu 
1.35  Fr.,  die  andern  zu  1.25  Fr.  berechnen. 
In  den  englisch  sprechenden  Ländern  sind  die 
Ladenpreise  sehr  hoch.  Doch  werden  die  Werke 
in  der  Regel  bald  partieweise  versteigert  und 
als  second-hand-books  (Bücher  aus  zweiter  Hand) 
sehr  billig  in  den  Handel  gebracht.  Solche 
Versteigerungen  finden  auch  in  Paris  und 
in  Leipzig  statt. 

Die  Übereinstimmung  der  Preise  im  organi- 
sierten Buchhandel  bringt  es  mit  sich,  dass  er 
im  allgemeinen  weniger  für  Reklame,  die 
meist  durch  Prospekte,  Weihnachtskataloge,  In- 
serate, Plakate,  Versendung  von  Frei-  und  Rezen- 
sionsexemplaren an  Fach-  und  Tageszeitungen, 
sowie  durch  Ansichtssendungen  geschieht,  aus- 
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zugeben  hat,  als  das  Warengeschäft  und  die 
Industrie. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  oben  erwähn- 
ten Kommissionsgeschäft  istder  Kommission  s- 
verlag.  Der  Buchhändler  übernimmt  vom 
Verfasser  die  auf  dessen  Kosten  hergestellten 
Exemplare  zum  Vertrieb.  Er  berechnet  eine 
ziemlich  hohe  Provision,  von  der  jedoch  die 
Versendungsspesen  und  der  übliche  Rabatt  an 
die  Sortimenter  wieder  in  Abzug  kommen. 

Auf  diese  Weise  werden  zumeist  entweder 
Erstlingswerke  von  Autoren,  die  sich  noch 
keinen  Namen  gemacht  haben,  oder  Spezial- 
werke,  bei  denen  mit  Rücksicht  auf  den  kleinen 
Interessentenkreis  ein  grosses  Absatzrisiko  vor- 
handen ist,  umgesetzt. 

Der  Selbstverlag,  wobei  der  Autor  Her- 
stellung und  Vertrieb  allein  besorgt,  kommt 
gewöhnlich  bei  Werken  vor,  die  nicht  leicht 
einen  Verleger  finden.  Da  die  Propaganda 
nicht  genügend  durchgeführt  werden  kann  und 
der  Bezug  unbequem  ist,  kann  der  Vertrieb 
immer  nur  sehr  beschränkt  sein. 

Der  Kolporteur  besorgt  den  Vertrieb  von 
Lieferungswerken,  Bilderwerken,  Karten  u.  a. 
als  Hausierer  im  Buchhandel.  Er  erhält  oft, 
um  ihn  zu  vermehrter  Tätigkeit  anzuspornen, 
ausser  der  Provision  das  oder  die  ersten  Hefte 
umsonst.  Neben  guten,  umfangreichen  Wer- 
ken kommt  auf  diese  Weise  häufig  Schund- 
literatur in  den  Handel,  namentlich  nie  enden- 
wollende Romane  und  Schauergeschichten.  In 
bezug  auf  die  Aufdringlichkeit  sind  die  mei- 
sten Kolporteure  wohl  die  schlimmste  Sorte  von 
Hausierern. 

c)  Der  Liegenschaftenhandel. 

Unter  Warenhandel  im  engeren  Sinne  ver- 
steht man  den  Umsatz  beweglicher  Sach- 
güter. Der  Liegenschaftenhandel  ist  daher  da- 
von ausgenommen.  Er  ist  besonders  schwierig, 
wegen  der  vielen  rechtlichen  Formalitäten,  die 
dabei  zu  erfüllen  sind.  In  diesem  Handels- 
zweig spielt  der  Unterhändler  eine  grosse  Rolle. 
Oft  ist  mit  dem  Liegenschaftenhandel  der  Han- 
del mit  Gülten  oder  mit  Hypotheken  verbunden. 
Produktion  (Spekulationsbauten)  und  Handel 
sind  hier  häufig  miteinander  vereinigt.  Ein 
Auswuchs  des  Liegenschaftshandels  liegt  in  der 
Güterschlächterei,  d.  h.  im  Ankauf  grösserer 
Güter,  die  hernach  derart  parzelliert  wieder 
veräussert  werden,  dass  der  einzelne  Teil  wegen 
seiner  Kleinheit  wirtschaftlich  nicht  mehr  ratio- 
nell bewirtschaftet  werden  kann. 


d)  Der  Werthandel  oder  das  Bank- 
geschäft. 

Unter  Werten  versteht  man  Papiere,  die  auf 
eine  Ware  oder  einen  Geldbetrag  Anspruch 
geben.  Der  Handel  mit  solchen  Papieren  ist 
Sache  der  Banken  und  Bankgeschäfte.  Diese 
befassen  sich  aber  auch  mit  dem  Geld-  und 
Edelmetallhandel,  denn,  wiewohl  das  ge- 
münzte Geld  auch  eine  Ware  ist,  unterscheidet 
es  sich  doch  von  den  übrigen  Waren  durch 
seine  besonderen  volkswirtschaftlichen  Funk- 
tionen. Es  ist  gewissermassen  eine  Anweisung 
auf  alle  übrigen  Waren.  Näheres  hierüber  brin- 
gen die  Erörterungen  über  Geld-,  Bank-  und 
Börsen  wesen. 

2.  Einteilung  des  Handels   nach   der 
Ortsbeziehung. 

Beim  Platzhandel  befinden  sich  Käufer 
und  Verkäufer  an  demselben  Ort.  Beim  Laden- 
handel sucht  der  Käufer  den  Verkäufer  auf, 
beim  Hausierhandel  umgekehrt,  beim  Mess- 
und  Börsenhandel  treffen  sich  beide  an  einem 
dritten  Ort.  Beim  Distanzhandel  befinden 
sich  Käufer  und  Verkäufer  nicht  am  gleichen 
Ort.  Sucht  der  Händler  die  Kunden  auf,  so 
spricht  man  von  Wanderhandel,  im  Gegen- 
satz zum  sesshaften  Handel. 

a)  Der  WanderhandeL 
Der  Hausierhandel.  Der  Wanderhandel 
ist  älter  als  der  sesshafte  Handel,  der  sich  erst 
mit  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  Meh- 
rung der  Bedürfnisse  aus  jenem  entwickelte. 
Heute  aber  drängt  der  sesshafte  Handel  den 
Wanderhandel  in  allen  seinen  Formen  immer 
mehr  zurück. 

Die  älteste  Form  des  Wanderhandels  ist  das 
Hausieren.  Daraufhin  deuten  schon  die  Aus- 
drücke j,von  Haus  zu  Haus",  „Kauf  und  Lauf", 
„Handel  und  Wandel".  Noch  im  18.  Jh.  ver- 
kauften die  englischen  Barchentweber  ihre  Er- 
zeugnisse an  Kaufleute,  die  mit  Packpferden 
die  Ware  im  Lande  herumführten.  Die  Muster 
wurden  von  -den  Kaufleuten  durch  Reisende 
herumgeschickt.  In  damaliger  Zeit  bestand  nicht 
eine  so  tiefgehende  Arbeitsteilung  zwischen 
Handel  und  Verkehr,  wie  heute.  Der  Wan- 
derhändler hatte  in  der  Regel  die  Transport- 
mittel (Pferde  und  Wagen)  selbst  zu  stellen 
und  für  die  Beförderung  seiner  Waren  zu 
sorgen.  Noch  lange  hat  sich  dieser  Verkehr  von 
städtischen  sog.  Mi -gros -Geschäften  mit  dem 
Lande  erhalten,  und  manch  eines  ist  daran  zu- 
grunde gegangen,  weil  es  den  veränderten  Zeit- 
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Verhältnissen  nicht  Rechnunggetragen  hatte.  „Ein- 
schränkung der  Unkosten"  verlangt  die  heutige 
Zeit.  Die  Unkosten  sind  aber  beim  Fuhrwerkver- 
kehr sehr  gross.  Daher  ist  das  Hausieren  mit  dem 
von  Zugtieren  bespannten  Wagen  heute  meisten- 
orts  verschwunden,  ausser  im  Handel  mit  land- 
wirtschaftlichen Produkten.  Der  Hausierer  ent- 
fernt sich  auch  nicht  mehr  so  weit  von  seiner 
Bezugsquelle,  er  kauft  die  Waren  oft  zum  Teil 
unterwegs  ein  oder  lässt  sie  sich  von  seinem 
ständigen  Lieferanten  (Grossist,  Bazar  oder 
Fabrikant)  nachsenden,  so  dass  für  den  kleinen 
Vorrat  ein  Kasten,  ein  Korb  oder  schlimmsten 
Falles  ein  Handkarren  genügt.  Zuweilen  be- 
zieht er  die  Waren  nicht  für  eigene  Rechnung, 
sondern  bloss  zum  auftragsgemässen  Verkauf 
mit  einem  Anteil  am  Gewinn.  In  diesem  Falle 
unterscheidet  er  sich  wenig  von  dem  Detail- 
reisenden des  Fabrikanten,  denn  der  wohl- 
klingende Name  tut  nichts  zur  Sache.  Freilich 
nimmt  der  Detailreisende,  der  die  Privatkund- 
schaft aufsucht,  in  der  Regel  bloss  Bestellun- 
gen (nach  den  vorgelegten  Mustern)  auf,  doch 
kommt  hierbei  auch  direkter  Verkauf  der 
„Muster"  an  die  Kunden  vor,  wie  z.  B.  Uhren, 
Goldwaren  usw.,  oft  mit  Umgehung  der  Pa- 
tente. 

Mit  der  Zunahme  des  sesshaften  Handels 
wird  der  Hausierhandel  immer  mehr  als  eine 
nicht  mehr  zeitgemässe  Konkurrenz  empfunden, 
ja  viele  Gewerbetreibende  und  Krämer  be- 
trachten das  Hausieren  überhaupt  als  eine  Art 
unlauteren  .Wettbewerbs.  In  der  Tat  hat  der 
Hausierhandel  in  den  Städten  mit  dem  stark 
entwickelten  Ladengeschäft  kaum  mehr  eine 
Berechtigung,  im  Gegensatz  zu  den  dünnbe- 
völkerten Gegenden  (z.  B.  Sibirien,  der  Westen 
der  Vereinigten  Staaten),  wo  er  heute  noch 
eine  Notwendigkeit  ist.  Aber  dennoch  sehen 
wir  auch  in  der  Stadt  den  Hausierer  von  Türe 
zu  Türe  ziehen.  Die  Leichtigkeit,  sich  auf 
diese  Weise,  ohne  etwas  gelernt  zu  haben  und 
ohne  über  nennenswerte  Mittel  zu  verfügen, 
sein  Auskommen,  wenn  auch  ein  spärliches, 
zu  verdienen,  verlockt  viele,  sich  diesem  „Be- 
rufe" zu  widmen,  der  nicht  selten  mit  einem 
versteckten  Bettel  verbunden  ist. 

Unter  den  Hausierern  befinden  sich  allerdings  viele 
gebrechliche  Leute,  die  eine  andere  Arbeit  nicht  ver- 
richten können.  Deutschland  zählte  1885  nicht  we- 
niger   als  113  329  Hausierer. 

Der  Hausierhandel  hat  für  einige  Zweige 
der  Hausindustrie,  die  gewisse  billige  Waren 
erzeugen,  eine  grosse  Bedeutung,  so  in  Deutsch- 
land besonders  für  das  sächsische  Erzgebirge, 


Westfalen,  Hessen-Nassau  und  den  Schwarz- 
wald. Diese  Gegenden  senden  eine  Menge 
von  Hausierern  in  die  Nachbargebiete,  nament- 
lich aber  in  die  Schweiz.  Der  Hausierhandel 
bringt  teils  solche  Gegenstände  in  den  Handel, 
die  wegen  geringer  Nachfrage  oder  geringerer 
Haltbarkeit  vom  Kleinhändler  nicht  gehalten 
werden,  teils  aber  auch  allerlei  Ausschuss- 
ware, besonders  in  Kurzwaren. 

Die  Schattenseiten  des  Hausierhandels  sind 
mannigfaltig:  Verleitung  zu  unnützen  Ein- 
käufen durch  Aufdringlichkeit,  Neigung  zur 
Übervorteilung,  Mangel  an  Gewähr,  Vorschub 
für  Schmuggel,  Beeinträchtigung  des  ortsan- 
sässigen Kleinhandels  und  Gewerbes,  die  zur 
Bestreitung  der  Ortslasten  herangezogen  wer- 
den, während  der  Hausierer  nur  eine  Gebühr 
entrichtet.  Das  Misstrauen  der  durch  Aus- 
schussware Geprellten  erstreckt  sich  nachher 
gewöhnlich  auf  den  betreffenden  Artikel  selbst 
und  bringl  auch  so  dem  Umsatz  des  Klein- 
handels Schaden. 

Besonders  empfindlich  werden  diese  Übelstände  in- 
folge einer  auf  diesem  Gebiete  mangelhaften  Gesetz- 
gebung in  der  Schweiz,  das  von  ausländischen  Hau- 
sierern in  einzelnen  Gegenden  überschwemmt  wird. 
Die  in  den  Handels-  und  Niederlassungsverträgen  ver- 
einbarte Gleichstellung  mit  den  Landesangehörigen  wird 
für  den  schweizerischen  Hausierer  meist  wirkungslos, 
da  die  meisten  Länder  die  Bedürfnisklausel  in  ihr 
Hausiergesetz  aufgenommen  haben,  wodurch  sie  in 
wirksamer  Weise  den  Hausierhandel  einschränken,  wenn 
nicht  ganz  unmöglich  machen  können. 

Der  Strassenhändler  stellt  sich  mit  seinen 
Waren(Quincaillerie-,  Kurzwaren,  Blumen,  Zünd- 
hölzer und  Raucherutensilien,  Esswaren  usw.) 
an  Plätzen  mit  lebhaftem  Verkehr  auf,  beson- 
ders an  Strassenkreuzungspunkten,  in  der  Nähe 
der  Bahnhöfe,  der  Post-  und  Telegraphenge- 
bäude, bei  Tramhaltstellen,  an  den  Brücken- 
enden usw.  Meistens  wechselt  er  den  Stand- 
punkt je  nach  den  Verhältnissen.  An  schönen 
Sonntagen  stellt  er  sich  längs  der  Zugänge  zu 
Parkanlagen  und  öffentlichen  Spazierwegen  auf, 
zur  Zeit  von  Festen  macht  er  sich  in  die  Nähe 
der  Budenstadt,  abends  wird  er  Wirtschafts- 
hausierer. Im  Gegensatz  zum  Hausierer,  der 
seinen  Korb  selbst  in  den  abgelegensten  Ge- 
birgsweiler  hinaufträgt  und  lieber  die  Aussen- 
quartiere  als  das  Geschäftsviertel  absucht, 
drängt  sich  der  Strassenhändler  mitten  in  den 
Verkehr  hinein,  und  auf  der  belebtesten  Strasse 
lässt  er  zur  Weihnachtszeit  seine  automati- 
schen Figuren  ihre  drolligen  Sprünge  machen. 

Die  Wanderlager  sind  in  der  Regel  Un- 
ternehmungen, die  nicht  gerade  auf  solider 
Grundlage  beruhen.     Es  wird  vorübergehend 
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ein  Oeschäftslokal  gemietet,  die  Reklametrom- 
mel gewirbelt,  gut  aufgeputzte,  zum  Teil  auf- 
gefrischte Ware  (Kleider,  Modeartikel,  Aus- 
schussware in  Haushaltgegenständen)  wird  von 
tüchtigen  Schaufensterdekorateuren  in  verlocken- 
der Form  ausgestellt,  nach  einiger  Zeit  folgt 
gar  ein  Ausverkauf.  Das  Geschäft  geht  wirk- 
lich ein  und  ersteht  wieder  —  in  einem  andern 
Stadtviertel  oder  an  einem  andern  Orte,  oft 
auch  unter  anderer  Firma,  zu  der  ein  „Stroh- 
mann" seinen  Namen  geliehen.  Durch  solche 
Wanderlager  werden  in  vielen  Fällen  nicht 
nur  die  Abnehmer,  zumeist  durch  das  Mittel 
der  Qualitätsverschleierungen  betrogen,  son- 
dern oft  auch  die  Lieferanten,  die  sich  plötz- 
lich einer  Zahlungseinstellung  ihres  Kunden 
Jakob  gegenübersehen,  der  morgen  als  Johann 
wieder  ein  anderes  Wanderlager  eröffnet. 

Der  Markt-  und  Messhandel.  Auf  dem 
Markte  finden  sich  Käufer  und  Verkäufer 
zu  bestimmten  Zeiten  ein  zum  Abschluss  der 
Geschäfte.  Dadurch  unterscheidet  er  sich  von 
den  vorgenannten  Arten  des  Wanderhandels. 
Dem  Kleinhandel  dienen  die  Märkte  und 
Messen,  sofern  diese  den  Charakter  der  Jahr- 
märkte tragen,  dem  Grosshandel  die  Messen, 
mit  denen  die  Abrechnung  verbunden  ist,  so- 
wie die  Börsen.  Auf  den  Wochenmärkten 
werden  hauptsächlich  landwirtschaftliche  Er- 
zeugnisse umgesetzt  (Früchte,  Gemüse,  Fabri- 
kate, deren  Erzeugung  mit  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  dem  Garten-  und  Obstbau  in 
unmittelbarer  Beziehung  steht,  oder  die  durch 
Nebenbeschäftigung  der  Bauern  oder  durch 
Taglohnarbeit  erzeugt  werden).  Geistige  Ge- 
tränke dürfen  nicht  auf  dem  Markte  feilge- 
boten werden.  Zur  Bequemlichkeit  der  Käufer 
und  Verkäufer  und  zum  Schutze  der  feilgebote- 
nen Waren  errichten  die  Städte  besondere 
Markthallen,  wo  täglich,  besonders  am  Vor- 
mittag, Handel  getrieben  wird.  Märkte  und 
Markthallen   unterliegen   polizeilicher  Aufsicht. 

Auf  den  Jahrmärkten,  die  gewöhnlich  kurz 
vor  dem  Jahreszeitenwechsel  als  Frühjahrs-  und 
Herbstmärkte  abgehalten  werden,  kommen  Stoffe, 
Kleider,  Schuhe,  Pelzwaren,  Hüte,  Geschirr, 
Bazarartikel  usw.  zum  Verkauf,  Die  Jahrmärkte 
sind  eine  Einrichtung,  die  sich  überlebt  hat 
und  infolgedessen  immer  mehr  zurückgeht. 
Einzig  in  verkehrsarmen  Gegenden  haben  sie 
noch  ihre  Berechtigung.  Einige  Bedeutung 
haben  sie  noch  im  Süden,  In  vielen  Fällen  er- 
halten sie  sich  nur  noch  durch  die  damit  ver- 
bundenen Lustbarkeiten.  Von  Bedeutung  sind 
immer  noch  die  Spezialmärkte  (Vieh-,  Woll- 1 


markte  usw.).  Das  von  Jahrmärkten  Gesagte 
gilt  auch  von  den  Messen,  sofern  sie  dem 
Kleinhandel  dienen.  In  Nischnij- Nowgorod 
beträgt  der  durchschnittliche  Umsatz  150 — 
200  Millionen  Rubel.  Die  wichtigsten  Mess- 
plätze für  den  Grosshandel  sind:  Leipzig (Buch- 
liändlermesse),  Frankfurt  a.  M,  Frankfurt  a,  O., 
Irbit,  Sinigaglia,  Beaucaire,  Lyon,  Nischnij-Now- 
gorod,  Lodz,  Warschau,  Kiachta,  Mekka. 

Der  Wanderhandel  ist  teils  durch  die  Ge- 
werbeordnung, teils  durch  Spezialgesetze  ein- 
geschränkt. Zu  seiner  Ausübung  bedarf  es 
des  Wandergewerbescheines,  der  jedes  Jahr 
erneuert  werden  muss,  der  aber,  wenn  die  ge- 
setzlich bestimmten  Voraussetzungen  nicht  ein- 
gehalten werden,  zurückgezogen  werden  kann. 
Im  Umherziehen  dürfen  nicht  gehandelt  werden : 
geistige  Getränke,  gebrauchte  Kleidungsstücke, 
Garnabfälle  von  Seide,  Wolle,  Baumwolle  und 
Leinen,  Gold-  und  Silberwaren,  Spielkarten, 
Wertpapiere,  Pulver  und  Waffen,  Petroleum 
und  Spiritus,  Arzneimittel,  optische  Instrumente, 
Sämereien  und  Futtermittel,  Bäume  und  Sträu- 
cher. Wanderlager  haben  am  Verkaufslokal 
Namen  und  Wohnort  des  Verkäufers  anzu- 
bringen. Der  Marktverkehr  wird  geregelt  durch 
die  Gewerbeordnung.  Die  Ortspolizeibehörden 
erlassen  die  Marktordnung. 

b)  Der  sesshafte  Handel. 

Der  Hökerhandel  ist  die  sesshafte  Art 
des  Strassengeschäftes.  Der  Höker  verkauft 
von  einem  offenen  Stand  aus  Nahrungsmittel 
aller  Art  (Butter,  Eier,  Gemüse,  Obst,  Geflügel, 
Fische,  zuweilen  auch  Fleisch,  Blumen,  Süd- 
früchte, Nippsachen),  Die  Bude  errichtet  er 
selbst,  oder  aber  die  Gemeinde  stellt  sie  auf 
und  vermietet  sie.  Oft  hat  der  Höker  seine 
Verkaufsstelle  aber  auch  bloss  in  einem  Haus- 
gang. In  grossen  Städten  konzentriert  sich  dieser 
Handel  immer  mehr  in  den  geschützten  Markt- 
hallen. (Paris  zieht  aus  diesen  Hallen  jährlich 
gegen   8  Millionen  Franken  an  Standgeldern). 

Der  Ladenhandel  ist  die  allgemeinste  Form 
des  sesshaften  Kleinhandels,  während  der  Gross- 
handel sehr  oft  keinen  Laden,  wohl  aber  aus- 
gedehnte Lagerräume  besitzt.  Wie  mannig- 
faltig die  Gruppierung  des  Ladenhandels  ist, 
zeigt  uns  ein  Gang  durch  eine  städtische 
Hauptstrasse.  (Lage,  Grösse,  Ausstattung, 
Reichhaltigkeit  kommen  als  wichtige  Betriebs- 
faktoren im  Abschnitt  Betriebslehre  zur  Sprache). 

Der  Bazarhandel  setzt  vorwiegend  Papier-, 
Glas-,  Porzellan-  und  Lederwaren,  Kurzwaren, 
sowie  Spiel-    und  billige  Schmuckwaren 
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Haushaltgegenstände  um.  Im  Gegensatz  zum 
übrigen  Warengeschäft  wird  im  Bazar  für  sämt- 
h'che  Gegenstände  ein  Einheitspreis  festge- 
setzt. Danach  unterscheidet  man  50  Pfennig- 
Bazare,  1  Mark-Bazare  usw.  Diese  Einheitspreise 
werden,  wie  die  Preise  im  Warenhaus,  zu- 
weilen auf  48  oder  95  Pfennige,  29  Cen- 
times usw.  angesetzt,  um  billiger  zu  verkaufen 
als  die  Konkurrenzgeschäfte  mit  den  abgerun- 
deten Beträgen  von  30,  40  und  100,  und  um 
den  Anschein  zu  erwecken,  als  ob  die  Ge- 
schäftskalkulation hier  die  sorgfältigste,  der 
Gewinnzuschlag  der  bescheidenste  wäre.  In 
einzelnen  Bazaren  bestehen  verschiedene  Ab- 
teilungen mit  verschiedenen  (selten  mehr  als 
zwei)  Einheitspreisen.  Manches  Bazargeschäft 
hat,  gewöhnlich  in  unmittelbarer  Nähe,  Filialen 
mit  verschiedenen  Einheitspreisen. 

Die  Bazargeschäfte  haben  auf  die  Entwick- 
lung der  Industrie  einen  grossen  Einfluss  ge- 
habt. Infolge  ihres  grossen  Umsatzes  in  billi- 
gen, schön  ausgestatteten  Geschenkgegenständen 
sind  sie  vorzügliche  Abnehmer,  die  auch  pünkt- 
lich zu  zahlen  imstande  sind,  da  sie  nur  gegen 
bar  verkaufen.  Daher  haben  sich  verschiedene 
Industriezweige  mit  Rücksicht  auf  Preis  und 
Ausstattung  der  Bazarware  den  besonderen 
Bedürfnissen  dieser  Geschäftshäuser  angepasst. 
Dieselben  Produzenten  arbeiten  heute  auch  für 
die  Warenhäuser,  die  den  Bazaren  ihre  Exi- 
stenz immer  mehr  erschweren,  so  dass  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  viele  davon  eingingen, 
andere  in  Warenhäuser  umgewandelt  wurden. 
Dagegen  wurde  der  Grundsatz  der  Einheits- 
preise von  einzelnen  Spezialgeschäften  aufge- 
nommen, die  sich  teils  auch  Bazar  nennen 
(Hut-,  Schuhbazar),  teils  auf  diesen  Namen 
verzichten,  da  ihm  bereits  der  Stempel  der  Ge- 
ringwertigkeit der  Waren  aufgedrückt  ist  (Kon- 
fektionsgeschäfte). 

Das  Warenhaus  (Grossmagazin)  besteht 
in  einer  Vereinigung  vieler  verschiedenartiger 
Ladengeschäfte.  Charakteristisch  für  dasselbe 
ist  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Artikel, 
Warenhäuser  finden  daher  ihren  Boden  nur 
in  grössern  Städten;  Versuche,  sie  in  kleinern 
Orten  einzubürgern,  sind  bisher  nicht  geglückt. 
Dagegen  fangen  heute  einzelne  Unternehmer 
an,  Warenhäuser  in  mehreren  weniger  belebten 
Vierteln  zu  errichten,  um  Mietzinsen  zu  er- 
sparen, und  weil  sie  es  für  richtig  halten,  dass 
der  Händler  dem  Konsumenten  möglichst  auf 
den  Leib  rücke.  Es  ist  aber  zu  bezweifeln, 
ob  diese  Vorstadt-Grossmagazine  Erfolg  haben 
werden. 


Die  ersten  Warenhäuser  entstanden  in  London  um 
die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  In  England,  Frank- 
reich, in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Deutschland  und 
in  der  Schweiz  haben  sie  sich  am  stärksten  entwickelt. 
Das  grösste  Warenhaus  der  Welt  ist  das  von  William 
Witeley  in  den  60er  Jahren  gegründete  Riesenge- 
schäft in  London,  das  alles  führt,  ,,was  der  Mensch 
braucht  von  der  Wiege  bis  zum  Grabe"  und  in  60  Ab- 
teilungen über  6000  Personen  beschäftigt.  Die  Waren- 
häuser, Magazine  und  Bureaus  nehmen  einen  Flächen- 
raum von  über  70000  Quadratmeter  ein.  Sehr  stark 
entwickelt  hat  sich  das  Warenhausgeschäft  in  Paris. 
Diese  Stadt  zählt  neben  mehr  als  100  mittelgrossen 
Bazaren  50  grosse  Warenhäuser  mit  etwa  50000  An- 
gestellten. Der  Jahresumsatz  des  Bonmarche,  der, 
wie  der  Louvre,  zu  den  solide  geleiteten  Grossmaga- 
zinen gehört,  stieg  von  25  Millionen  Fr.  (1872)  auf  ca. 
200  Millionen  (1900).  Der  Louvre  erreichte  1898 
einen  Umsatz  von  145  Millionen,  der  Printemps 
60  Millionen  und  Potin  in  Lebens-  und  Genussmit- 
teln allein  100  Millionen  Franken.  Ein  grosser  Teil 
dieses  Umsatzes  wird  durch  den  Versand  nach  aus- 
wärts erzielt  —  der  Bonmarche  allein  exportiert  jähr- 
lich für  40 — 50  Millionen  Fr.  Der  Entwicklung  des 
französischen  Warenhauses  kam  es  sehr  zu  statten,  dass 
die  Stadt  einen  so  grossen  Fremdenverkehr  besitzt  und 
dass  die  Pariser  Mode  die  Weltmode  geworden  ist. 

Deutschland  zählt  etwa  500  Warenhäuser, 
von  denen  gegen  100  als  „Warenhaus"  ins 
Handelsregister  eingetragen  sind.  Berlin  allein 
hat  gegen  100  Warenhäuser  und  Grossbazare. 
Etwa  ^/g  aller  Handelsangestellten  entfallen  in 
Berlin  auf  diese  Betriebe.  Infolge  der  Aus- 
dehnung der  Warenhäuser  ist  es  begreiflich, 
dass  sich  die  Inhaber  der  Ladengeschäfte  und 
die  Handwerker  gegen  sie  zur  Wehr  setzen. 
Inwieweit  dies  mit  Recht  oder  mit  Unrecht 
geschieht,  kann  nur  eine  objektive  Würdigung 
der  Verhältnisse  ergeben. 

Der  Erfolg  der  Warenhäuser  beruht  zu  einem 
guten  Teil  darin,  dass  der  Käufer  eine  grosse 
Menge  der  verschiedensten  Bedarfsartikel 
beieinander  findet.  Diese  unleugbare  Tatsache 
muss  sich  der  Ladenhandel  zu  nutzen  machen, 
indem  er  zweckentsprechend,  den  neuen  Ver- 
hältnissen angepasst,  eine  reiche  Auswahl  Wa- 
ren gruppiert,  namentlich  auch  billige,  es 
dem  Spezialgeschäft  überlassend,  die  teueren 
Artikel  für  die  „oberen  Zehntausend"  zu  halten. 
Das  Kolonialwarengeschäft  muss  auch  Delika- 
tessenhandlung werden,  das  Manufakturwaren- 
geschäft muss  sich  erweitern  zum  Konfektions-, 
Modewaren-  und  Ausstattungsgeschäft  oder  in 
der  Grosstadt  sich  auf  ganz  bestimmte  Speziali- 
täten einschränken.  Der  gleiche  Weg  führt 
zum  gleichen  Ziel. 

Das  Warenhaus  verlangt  bare  Bezahlung. 
Dadurch  schützt  es  sich  einerseits  vor  Verlusten, 
andererseits  wird  es  hierdurch  in  den  stand  ge- 
setzt, bar,  d.  h.  billig  einzukaufen.  Man  spricht 


278 


Handelslehre. 


vielerorts  von  Offiziers-  und  Beamtenbazaren. 
Diese  Benennung  deutet  darauf  hin,  welche 
Kreise  solche  Geschäfte  vorzugsweise  besuchen : 
die  Festbesoldeten  des  kaufkräftigen  Mittelstandes. 
Dem  Ladengeschäft  bleiben  vielfach  die  Kredit- 
käufer. Hier  karm  nur  eine  stramme  Organisation 
helfen,  die  den  Barverkauf  streng  durchführt. 
Aber  diese  Organisation  lässt  sich  leider  schwer 
durchführen,  einmal  wegen  der  Vielheit  der 
Kleinhändler  überhaupt,  dann  wegen  der  vielen 
unberufenen  Elemente,  die  sich  zum  Schaden 
der  rechtlich  Arbeitenden  in  diesen  Stand  hinein- 
drängen. In  sozialer  Hinsicht  ist  es  von  grosser 
Bedeutung,  dass  die  Käufer  an  die  Barzahlung 
gewöhnt  werden,  wie  dies  auch  bei  den  Kon- 
sumvereinen der  Fall  ist. 

Es  ist  eine  irrige  Ansicht,  dass  die  Waren- 
häuser und  die  Grossbazare  bloss  dem  Klein- 
handel und  Kleingewerbe  Schaden  bringen. 

In  einer  Eingabe  an  die  Regierung  des  Kantons  St. 
Gallen  finden  sich  folgende  Handelsgeschäfte,  die  sich 
durch  die  Warenhäuser  geschädigt  fühlen:  Manu- 
fakturwaren, Konfektions-,  Mercerie-,  Posamenterie-, 
Quincaillerie- ,  Schuh-,  Strumpf-,  Putz-,  und  Mode- 
waren, Spezerei-,  Kolonial-,  Eisen-,  Geschirr-,  Glas-, 
Korb-,  Bürsten-,  Spielwaren,  Geschäfte  in  Schreib- 
materialien, Büchern,  Brennmaterial,  Tabak  u.  a.,  dann 
Gewerbe :  Schneider,  Schuhmacher,  Schreiner,  Drechsler, 
Kupferschmiede,  Kürschner,  Tapezierer,  Sattler,  Uhr- 
macher, Goldschmiede,  Optiker,  Buchbinder,  Photo- 
graphen, Flaschner,  Messerschmiede,  Coiffeure,  Brot- 
und  Zuckerbäcker,  Metzger,  Wirte,  Modistinnen  und 
andere.  Diese  Aufzählung  zeigt  die  grosse  Bedeutung 
der  Warenhäuser  für  das  ganze  wirtschaftliche  Leben. 

Das  Warenhaus  umgeht  vielfach  auch  den 
Grosshändler,  indem  es  seine  Einkäufe  direkt 
beim  Produzenten  macht.  Als  grosser  Abneh- 
mer und  pünktlicher  Zahler  erhält  der  Inhaber 
des  Warenhauses  die  Waren  zu  den  billigsten 
Preisen.  Ein  Gegengewicht  kann  hierin  der 
Kleinhandel  nur  schaffen,  wenn  er  sich  zu  Ein- 
kaufsgenossenschaften zusammenschliesst. 
Die  Warenhäuser,  die  Konsumvereine  und  an- 
dere Genossenschaften  haben  Verbände  ge- 
bildet, um  ihren  gemeinsamen  Interessen  bes- 
ser zu  dienen.  Es  müssen  auch  die  Klein- 
händler einsehen,  dass  nur  eine  Organisation 
stark  macht.  Wie  sie  andere  Berufsarten  für 
sich  haben  schaffen  können,  so  muss  dies 
auch  dem  Kleinhändler  möglich  sein.  Der 
Grossist,  dem  etwa  durch  Bildung  von  Ein- 
kaufsgenossenschaften 10 — 20%  Gewinn,  den 
er  beim  Verkauf  erzielt,  entgehen,  würde 
freilich  einen  solchen  Zusammenschluss  eben- 
so ungerne  sehen,  wie  die  Kleinhändler  den 
Migroshandel  der  Grossisten,  der  oft  in  Wirk- 
lichkeit sich  wenig  vom  Detailhandel  unter- 
scheidet    Auch    im    Engroshandel    ist   eben 


eine  Überfüllung  eingetreten.  Zu  viele  Zwi- 
schenhändler suchen  nach  Arbeit  und  Ver- 
dienst. Billig  einkaufen,  um  billig  zu  verkau- 
fen, muss  auch  dem  Detaillisten  die  Losung 
sein.  Dem  Grossisten  bleibt  noch  Spielraum 
genug  zur  Betätigung  auf  jenen  Gebieten,  wo 
es  besonderer  Kenntnisse  bedarf,  d.  i.  besonders 
im  überseeischen  Handel. 

Durch  das  Zusammenziehen  verschiedener 
Geschäftsarten  unter  eine  Leitung  wird  es  dem 
Inhaber  unmöglich,  für  die  einzelnen  Gat- 
tungen diejenige  Waren  kenn  tnis  zu  erwerben, 
die  der  erfahrene  Kleinhändler  im  engeren 
Rahmen  seines  Geschäftes  besitzt.  Darin  sind 
tüchtige  Händler  den  Leitern  und  Angestellten 
des  Warenhauses  und  der  Konsumvereine  immer 
überlegen.  Aber  diese  Überlegenheit  können 
sie  sich  nur  zu  nutzen  machen,  wenn  sie  sich 
durch  Zusammenschluss  die  Einkaufsvorteile 
sichern  (Zum  Zwecke  der  Absatzvorteile  haben 
die  Gewerbetreibenden  in  den  Gewerbe- 
hallen ein  wirksames  Mittel  geschaffen,  das 
allerdings  dem  Kleinhandel  nicht  zugänglich  ist). 

Das  Warenhaus  kann  im  Verhältnis  zum 
Umsatz  die  Spesen  verringern.  In  vielen 
Fällen  tritt  aber  diese  Verringerung  in  der 
Praxis  nicht  ein.  Die  Reklame  verschlingt  eine 
grosse  Summe  Geldes.  Die  Spezialgeschäfte  be- 
dürfen ihrer  nicht  so  sehr,  der  genossenschaft- 
liche Handelsbetrieb  noch  weniger.  Durch  die 
grosse  Reklame  schaffen  sie  sich  aber  auch 
oft  eine  wohlwollende  Presse. 

Bei  den  Warengeschäften  handelt  es  sich  um 
einen  grossen  Umsatz,  der  es  erlaubt,  sich 
mit  einem  kleinen  Gewinn  zu  begnügen. 
Das  ist  ohne  Zweifel  ein  Vorteil  für  die  Kon- 
sumenten, aber  auch  ein  Nachteil  für  die  vielen 
kleineren  Geschälte,  die  gleiche  Artikel  führen. 

Wenn  man  in  den  Inseraten  eines  Warenhauses  liest : 
„Kinderhemden  8—14  Pf.,  Damenhemden  78  Pf., 
Frottiertücher  3  Pf.,  grosse  Toilettespiegel,  in  Nuss- 
baum  oder  Goldrahmen  78  Pf . .  .  .  usw.",  so  wird 
jeder  denkende  Mensch  sich  sagen,  dass  es  sich  bei 
diesen  Preisen  nicht  um  eine  reelle  Geschäftsgebarung 
handeln  kann.  Da  aber  keine  Mittel  vorhanden  sind, 
diesem  Verfahren,  das  die  Dummen  auf  den  Leim  lockt, 
Einhalt  zu  tun,  sucht  man,  da  der  Staat  kein  Recht  hat, 
die  Einrichtung  von  Warenhäusern  zu  verbieten  oder 
zu  verhindern,  Rettung  in  der  Sonderbesteuerung 
(als  Branchen-,  Umsatz-,  Filial-,  Raum-,  Miets-  oder 
Personalsteuer).  Der  Staat  hat  die  Pflicht,  beim  Um- 
wandlungsprozess  des  Kleinhandels  zum  Grossbetrieb 
den  wirtschaftlich  Schwächeren  zu  schützen,  damit  er 
Zeit  gewinne,  sich  den  neuen  Verhältnissen  anzupassen. 
Ob  nun  die  Sondersteuer  das  geeignete  Mittel  hier- 
für sei,   ist   eine  noch  nicht  gelöste  Frage. 

Der  Bonmarche  in  Paris  zahlt  jährlich  ca.  1'/^  Mil- 
lionen Fr.  Steuer,  also  etwa  VsVo  vom  Umsatz.  Der 
Louvre  zahlt    1    Million  Fr.   Steuer     (Die   französische 
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Warenhaussteuer  richtet  sich  übrigens  nicht  nur  nach  dem 
Umsatz,  sondern  auch  nach  der  Zahl  der  Angestellten 
und  nach  dem  Raum).  Diese  Steuersätze  lassen  auf 
den  hohen  Gewinn  der  betreffenden  Geschäfte  schliessen. 
In  Preussen,  Sachsen  und  Bayern  hat  die  Sonder- 
steuer nicht  den  gewünschten  Erfolg  gehabt.  Ausser 
dem  früher  üblichen  Kassaskonto  verlangen  nun  die 
von  der  Sondersteuer  („Erdrosselungssteuer")  betroffenen 
Geschäfte  von  ihren  Lieferanten  noch  einen  besonderen 
Warenskonto,  welche  der  Steuer  gleichkommt.  Dadurch 
haben  die  Warenhäuser  die  Steuer  auf  die  Lieferanten 
abgewälzt.  Dass  diese  aber  bei  den  durch  die  Kon- 
kurrenz geschaffenen  niedrigen  Preisen  diese  Steuer 
nicht  selbst  tragen,  sondern  sie  auf  die  Arbeiter  weiter 
abwälzen,  liegt  auf  der  Hand. 

Es  wird  den  Warenhäusern  nachgerühmt, 
dass  sie  ihre  Angestellten  besser  bezahlen  und 
leichter  Wohlfahrtseinrichtungen  für  sie 
schaffen  können.  Tatsächlich  zahlen  sie,  ebenso 
wie  viele  andere  Kaufleute,  vielfach  Hunger- 
löhne. Die  Arbeitsteilung,  die  durch  die  gross- 
betriebsähnliche  Konzentration  des  Kleinhandels 
verursacht  wird,  muss  aber  im  Laufe  der  Zeit 
zu  einer  strafferen  Organisation  der  Arbeitneh- 
mer, und  damit  zu  besseren  Löhnen  und  bes- 
serer Behandlung  führen. 

Ein  Vorteil  des  Warenhauses  beruht  darin, 
dass  kein  Kaufzwang  vorhanden  ist.  Wenn 
die  Hausfrauen  in  einem  Ladengeschäft  nicht 
das  finden,  was  sie  wünschen,  glauben  sie  an- 
standshalber etwas  anderes  kaufen  zu  müssen; 
im  Warenhaus  hingegen  gehen  sie  zwanglos 
von  einer  Abteilung  zur  andern.  In  dieser  Hin- 
sicht soll  auch  der  Ladeninhaber  den  grössten 
Takt  bewahren:  Keine  Aufdringlichkeit,  keine 
saure  Miene,  sonst  geht  ihm  der  Kunde  ein 
für  allemal  verloren. 

Wegen  des  grossen  Umsatzes  kann  das 
Warenhaus  bald  diesen,  bald  jenen  Artikel  zu 
Schleuderpreisen  veräussern,  um  dadurch 
die  Kundschaft  anzulocken.  Dadurch  wirken 
die  Warienhäuser  ein  auf  eine  ungesunde  Preis- 
gestaltung. Viele  als  Lockartikel  ausgestellte 
Waren  sind  übrigens  oft  bei  der  Nachfrage 
„augenblicklich  ausgegangen",  „werden  teils 
nicht  mehr  gehalten"  oder  „kommen  erst  in 
14  Tagen  wieder  an".  In  solchen  Fällen  ver- 
führt häufig  die  Fülle  ähnlicher  Gegenstände 
oder  im  allgemeinen  die  wirkliche  oder  schein- 
bare Billigkeit  der  Artikel  zum  Einkauf  un- 
passender oder  unnützer  Gegenstände. 

Es  wurde  oben  darauf  hingewiesen,  dass 
sich  dem  Kampfe  der  Kleinhändler  gegen  die 
Warenhäuser  auch  die  Handwerker  ange- 
schlossen haben.  Aber  diese  haben  auch  ihrer- 
seits, wie  der  Grosshandel  und  die  Grossin- 
dustrie, immer  nur  auf  das  eigene  Interesse 
schauend,   zuerst    in    den    Wirkungskreis    der 


Kleinhändler  eingegriffen,  als  noch  keine  Waren- 
häuser bestanden,  indem  sie  beim  Aufkommen 
des  maschinellen  Betriebes  in  der  Industrie  für 
den  ihnen  durch  das  Gewerbe  entgangenen 
Gewinn  darin  einen  Ersatz  suchten,  dass  sie 
neben  der  Werkstatt  noch  ein  Ladengeschäft 
führten  und  so  dem  Kleinhandel  Konkurrenz 
machten,  —  gezwungenerweise,  weil  das  Sprich- 
wort vom  „goldenen  Boden"  des  Handwerks 
vielfach  nicht  mehr  zutrifft. 

Das  Versand geschäft  ist  meistens  mit  dem 
Warenhaus  und  den  Grossbazaren  verbunden. 
Es  sucht  seine  Kundschaft  durch  Zusenden  von 
Preislisten,  Katalogen  und  Mustersendungen. 
Einzelne  Versandgeschäfte  führen  eine  ebenso 
grosse  Anzahl  von  Artikeln  wie  die  Warenhäuser, 
andere  beschränken  sich  auf  einige  wenige 
Waren  (Tee,  Kaffee,  Zigarren  usw.).  Der  nied- 
rige Portosatz  vonO,  50  M  für  Fünfkilopakete 
hat  das  Versandgeschäft  sehr  begünstigt 

Das  Raten-  oder  Abzahlungsgeschäft 
will  es  dem  Minderbemittelten  ermöglichen, 
einen  teueren  Gegenstand,  den  er  nicht  auf 
einmal  bezahlen  kann,  gegen  Ratenzahlungen 
anzuschaffen.  So  kann  sich  manche  Näherin 
eine  Maschine  erwerben,  die  ihren  Verdienst 
vergrössert,  und  manches  junge  Ehepaar  für 
sich  ein  einigermassen  trautes  Heim  schaffen. 
Allein,  wie  die  wohltätige  Einrichtung  der 
Pfandleihanstalten  sehr  oft  missbraucht  wird, 
so  auch  die  der  Abzahlungsgeschäfte,  Die 
Not  wird  sehr  oft  ausgenutzt;  indem  die  Waren 
mit  einem  übermässig  grossen  Gewinn  berech- 
net werden.  Ist  der  Käufer  später  nicht  in 
der  Lage,  seinen  Verpflichtungen  pünktlich 
nachzukommen,  dann  trifft  ihn  die  ganze  Härte 
der  zu  seinen  Ungunsten  geschaffenen  Verein- 
barungen, die  meist  in  der  Wegnahme  der 
Gegenstände  ohne  jedwede  Rückvergütung  be- 
steht Ein  Nachteil  des  Ratengeschäfts  besteht 
ferner  darin,  dass  es  möglich  ist,  ohne  grössere 
Mittel  sich  wertvolle,  unnötige  Gegenstände  zu 
verschaffen.  Der  solideste  Zweig  dieses  Ge- 
schäfts ist  der  Handel  in  Klavieren  und  Näh- 
maschinen. In  Deutschland  sind  die  Rechts- 
verhältnisse der  Abzahlungsgeschäfte  geregelt 
durch  das  Gesetz  vom   16.  Mai  1894. 

Das  Partiewarengeschäft  beruht  meistens 
auf  unsolider  Grundlage.  Daraufhin  deutet 
schon  die  ständige  Auskündigung:  „Kaufe  stets 
Lagerposten  aus  Konkursen  oder  Liquidationen", 
„Infolge  Aufkaufs  eines  Konkurslagers  offeriere 
zu  nachstehenden,  erstaunlich  billigen  Prei- 
sen .  ."  usw.  Es  gibt  wohl  kaum  eine  Ge- 
schäftsart, deren  Gebaren   so    sehr  den  Cha- 
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rakter  des  unlauteren  Wettbewerbes  trägt,  wie 
diese.  Das  Partiewarengeschäft  verändert  oft 
seinen  Standort  und  wird  so  zum  Wander- 
handel. 

Die  Einteilung  des  Handels  nach  den  Orts- 
beziehungen ist  mit  den  vorangehenden  Er- 
örterungen nicht  erschöpft.  In  der  Praxis 
kommen  hierfür  noch  verschiedene  andere  Be- 
zeichnungen vor,  die  sich  allerdings  nicht 
systematisch  klassifizieren  lassen.  Vor  allem 
sind  zu  unterscheiden  der  Land-  und  der  See- 
handel. Jener  war  früher  weit  bedeutender 
als  dieser,  da  erst  die  Fortschritte  der  Nautik 
und  der  Schiffbaukunst  die  Entwicklung  des 
Seehandels  ermöglichten.  Ein  wichtiger  Zweig 
ist  der  Karawanenhandel  (Land-  und  Schiffs- 
karawanen unter  dem  Schutze  bewaffneter  Be- 
gleiter, namentlich  bei  den  zahlreiche  Lasttiere 
besitzenden  Nomadenvölkern).  Für  diesen 
Handel  eignen  sich  besonders  verhältnismässig 
kostbare  Waren  (Gold,  Elfenbein,  Glasperlen 
[von  Gablonz  und  Venedig],  Waffen-  und 
Schmuckgegenstände). 

Der  Welthandel  umfasst  den  Wertaustausch 
aller  Völker.  Er  hat  als  notwendige  Voraus- 
setzung die  Verschiedenheit  der  Produktions- 
fähigkeit der  einzelnen  Länder,  der  Neigungen 
der  Völker  und  der  Kulturstufen.  Billiger, 
bequemer  und  rascher  Verkehr,  internationaler 
Rechtsschutz,  Konsulate,  Börsen  usw.  sind  seine 
Grundlagen. 

Der  Binnenhandel  bezeichnet  den  Waren- 
umsatz im  eigenen  Land.  Der  Küstenhan- 
del (Cabotage,  vom  span.  Wort  cabo  =  Kap, 
Vorgebirge)  begreift  in  sich  den  Handel  der 
Küstenstädte  eines  Landes  untereinander.  Zu 
besonderer  Bedeutung  gelangt  er  in  Ländern 
mit  reichgegliederter  Küste  und  grosser  Ver- 
schiedenheit in  Klima  und  Bodenbeschaffen- 
heit der  einzelnen  Küstengebiete. 

Der  Aussenhandel  verkauft  Waren  ins 
Ausland  (Export-  oder  Ausfuhrhandel)  oder  kauft 
solche  im  Ausland  (Import-  oder  Einfuhrhandel). 
Je  einförmiger  Bodenbeschaffenheit,  Klima  und 
Industrie,  desto  notwendiger  wird  für  ein  Land 
der  Aussenhandel.  Bedeutend  wird  er  nament- 
lich für  die  Länder,  die,  wie  die  Schweiz,  bei 
verhältnismässig  dichter  Bevölkerung  eine  stark 
entwickelte  Industrie  haben,  für  welche  das 
Ausland  vorzugsweise  das  Bezugsgebiet  für 
Rohprodukte,  das  Absatzgebiet  für  Fabrikate 
bildet.  Mit  Vorteil  und  auf  die  Dauer  können 
nur  besonders  gute  oder  sehr  billige  Waren 
exportiertwerden.  Ein  stark  entwickelter  Aussen- 
handel  bewirkt  daher  ein  Streben   nach  Ver- 


besserung einzelner  Waren,  was  auch  dem  in- 
ländischen Konsumenten  zu  statten  kommt, 
andererseits  aber  auch  die  Tendenz  zur  Her- 
stellung billiger  und  schlechter  Waren,  sowie 
zur  Vermehrung  von  Betrieben,  die  ihre  Ar- 
beiter schlecht  bezahlen. 

Die  fremden  Erzeugnisse,  die  wir  ohne  den 
Einfuhrhandel  nicht  besitzen  würden,  wirken 
anregend  auf  das  einheimische  Gewerbe. 

Der  Zwischenhandel  kauft  im  Ausland 
und  verkauft  dorthin.  Er  setzt  voraus:  gün- 
stige geographische  Lage,  initiativen  Charakter 
und  tüchtige  Bildung  des  betreffenden  „Han- 
delsvolkes". Oft  drängt  dazu  die  Unfrucht- 
barkeit des  eigenen  Landes.  Er  regt  die  ein- 
heimische Produktion  an,  hat  aber  stets  einen 
vorübergehenden  Charakter  (Phöniker,  Araber, 
italienische  Handelsstädte,  Spanier,  Portugiesen, 
Holländer,  Engländer). 

3.  Weitere  Einteilungen  des  Handels. 

Nach  der  Beteiligung  eines  Volkes 
am  Handel  des  eigenen  Landes:  Aktiv- 
(Selbst-)handel  und  Passiv-(Fremd-) 
handel.  —  (Ägypten — England). 

Nach  dem  Grade  der  betriebstechni- 
schen Entwicklung:  direkter  und  indi- 
rekter Handel. 

Mit  Zunahme  der  Kapitalien,  des  Sinkens 
des  Zinsfusses,  der  allgemeinen  und  der  Ge- 
schäftskenntnisse, der  vortrefflichen  staatlichen 
und  privaten  Förderungseinrichtungen  für  Han- 
del und  Verkehr  werden  die  Mittelstationen  und 
die  Zwischenhändler  immer  mehr  vermieden. 
Der  Handel  wird  immer  unmittelbarer,  selbstän- 
diger, frei  von  der  ausländischen  Vormundschaft 

Nach  dem  Zeitpunkt  der  Vollendung 
des  Geschäftes:  Bedarfs-  und  Spekula- 
tionshandel. Jener  fasst  die  augenblick- 
lichen Bedürfnisse  der  Verbraucher  ins  Auge, 
dieser  die  zukünftige  Nachfrage.  Im  Waren- 
kleinhandel bildet  der  Bedarfshandel,  im  Waren- 
grosshandel der  Spekulationshandel  die  Regel. 

Nach  dem  Umstand,  ob  derHandel  für 
eigene  oder  für  fremde  Rechnung  be- 
trieben wird:  Eigen-  oder  Proprehan- 
del  und  Kommissionshandel.  Im  Eigen- 
handel kauft  und  verkauft  der  Kaufmann  selbst 
und  für  sich  selbst;  der  Kommissionär  (Be- 
auftragte) kauft  und  verkauft  im  eigenen  Namen, 
aber  für  Rechnung  und  Gefahr  seines  Auftrag- 
gebers, des  Kommittenten,  ohne  als  Ange- 
stellter in  dessen  Diensten  zu  stehen.  Auch 
der  Agent  besorgt,  wie  der  Kommissionär, 
Geschäfte  für  den  Auftraggeber,  aber  im  Gegen- 


H 


Allgemeine  Handelsbetriebslehre. 


281 


satz  zum  Kommissionär  im  Namen  seines  Auf- 
traggebers. 

Nach  der  Art  des  Absatzes:  Gross-  und 
Kleinhandel.  Der  Unterschied  dieser  beiden 
Arten  des  Handels  Hegt  nicht  in  der  Grösse  des 
Umsatzes,  im  Umfang  des  Geschäftes,  in  der 
Zahl  der  Angestellten,  sondern  in  dem  Umstand, 
dass  der  Grosshändler  (Grossist)  an  Händler 
und  Fabrikanten  verkauft,  der  Kleinhändler  un- 
mittelbar an  die  Verbraucher,  an  das  „Publi- 
kum". Der  Grosshandel  (Engroshandel)  kauft 
in  der  Regel  in  grossen  Mengen  unmittelbar 
vom  Produzenten,  und  verkauft  ebenfalls  in 
grossen  Quantitäten  an  Industrielle,  Migros- 
händler,  Detaillisten,  zuweilen  auch  an  andere 
Grosshändler.  Der  Kleinhändler  kauft  meistens 
in  kleinen  Mengen  vom  Grosshändler,  manch- 
mal auch  vom  Fabrikanten.  Manches  Gross- 
geschäft betreibt  nebenbei  auch  den  Kleinhan- 
del durch  Detailreisen,  Versand  u.  s.  f.  Viele 
Kleingeschäfte,     so    namentlich    die    Waren- 


häuser, Bazare  und  Versandgeschäfte  haben 
einen  grösseren  Jahresumsatz  als  manches  Gross- 
geschäft. Der  Grosshandel  schlägt  seinen  Sitz 
auf  in  den  Verkehrszentren  oder  in  den  Pro- 
duktionsorten, der  Kleinhandel  muss  möglichst 
in  die  Nähe  der  Konsumenten  rücken.  Der 
Grosshandel  muss  rasch  allen  Preisschwan- 
kungen des  Rohstoffes  folgen,  während  der 
Kleinhandel  bei  Preisherabsetzungen  dies  nicht 
immer  gleich  tut.  Der  Kleinhändler  hat  weit 
mehr  mit  den  Launen  seiner  Kunden  zu  rech- 
nen; er  hat  ein  wohlassortiertes  Lager  zu  hal- 
ten, während  der  Grossist  zuweilen  mit  blossen 
Mustern  auskommt  und  innerhalb  der  üblichen 
Lieferfristen  die  Bestellungen  ausführt.  Der 
Grosshandel  setzt  sein  Kapital  rascher  um  und 
kann  sich  wegen  der  Grösse  des  Umsatzes 
und  der  verhältnismässig  geringeren  Spesen 
mit  einem  kleineren  Aufschlag  auf  den  Ein- 
kaufspreis begnügen. 


III.  Allgemeine  Handelsbetriebslehre. 


1.  Gesetzliche  Voraussetzungen. 

Der  Handel  untersteht  als  Gewerbe  der  Ge- 
werbeordnung (den  Gewerbegesetzen).  Die 
heutigen  Gewerbeordnungen  setzen  im  Gegen- 
satz zu  den  früheren  an  Stelle  des  Zunft- 
zwanges die  Gewerbefreiheit. 

Bis  weit  ins  11.  Jh.  hinein  hatte  Deutschland  ausser 
in  den  Klöstern,  die  der  Sitz  der  feineren  Gewerbe 
waren,  fast  keine  andern  Handwerker  als  die  Hörigen 
auf  den  Fronhöfen.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters war  die  Gewerbeverfassung  durchdrungen  von 
dem  Grundgedanken  der  Körperschaft  und  des 
Privilegiums.  Die  ursprünglich  zu  gemeinnützigen 
Zwecken  gebildeten  Gilden  wurden  zu  Schutzgilden. 
Die  Kaufleute  organisierten  sich  zuerst,  dann  folgten 
die  Handwerker  und  die  hofrechtlichen  Innungen.  Die 
Auswüchse  des  Zunftwesens  (s.  S.  208)  im  Verein  mit 
der  das  18.  Jh.  charakterisierenden  Abneigung  gegen 
alle  Korporationen  führten  zur  Gewerbefreiheit.  In  Eng- 
land entwickelte  sie  sich  neben  dem  Zunftzwang,  in- 
dem sowohl  die  neu  entstandenen  Gewerbezweige,  als 
auch  diejenigen  auf  dem  Lande  frei  erklärt  wurden. 
Auf  dem  Festland  entstand  die  Einrichtung  der  Frei- 
m  eist  er,  sowie  das  Konzessionssystem,  ursprüng- 
lich aus  blosser  landespolizeilicher  Reglementierungs- 
sucht eingeführt,  heute  zumeist  aus  sozialen  Rücksichten 
noch  für  einzelne  Fälle  beibehalten  (s.  S.  270). 

Ausserdem  wird  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
eingeschränkt  durch  Steuer-  und  Zollgesetze, 
Privilegien,  Monopole  usw.  Die  Stempelge- 
bühren (indirekte  Steuern)  werden  unter  ver- 
schiedenen Namen  erhoben  (Siehe  den  Abschnitt 
,, Finanzwissenschaft").  Die  Monopole,  d.  h.  das 
alleinige  Recht  zum  Betrieb  eines  Gewerbes,  verbieten 
teils  die  freie   Dienstleistung,   teils  die  freie  Produk- 


j  tion,  oder  den  freien  Handel  mit  vielen  Waren,  auch 
beides  zugleich.  Der  Patent-  und  Musterschutz 
ist  ebenfalls  eine  Einschränkung  der  Gewerbefreiheit, 
da  nur  der  Patentinhaber  zur  Produktion  und  zum  Ver- 
trieb der  gesetzlich  geschützten  Ware  berechtigt  ist. 

Die  heutigen  Gewerbeordnungen  geben  jeder 
nach  den  Landesgesetzen  vertragsfähigen 
Person  das  Recht  zum  selbständigen  Betrieb 
eines  Handelsgeschäftes,  wobei  der  Ausländer 
dem  Inländer  infolge  der  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten  abgeschlossenen  Handels-  und 
Niederlassungsverträge  unter  Beachtung  der  be- 
sonderen Landesgesetze  gleichgestellt  ist.  Nach 
einigen  Gesetzen  sind  gewisse  Stände  vom 
selbständigen  Handelsbetrieb  ausgeschlossen, 
so  z.  B.  Militärpersonen  (Adelige),  Geistliche, 
Lehrer.  Minderjährige  können  nur  mit  Zu- 
stimmung des  gesetzlichen  Vertreters  ein  selb- 
ständiges Handelsgeschäft  betreiben,  Frauen 
meistens  nur  mit  ausdrücklicher  oder  still- 
schweigender Genehmigung    des  Ehemannes. 

Die  Lebensmittelgesetze  und  Verordnungen 
der  Lebensmittelpolizei  enthalten  scharfe  Strafbe- 
stimmungen gegen  Fälsch  ungvonNahru  ngs- 
mitteln,  Verkauf  unreifen  Obstes,  Verwen- 
dung gesundheitsschädlicher  Farben  bei  Zucker- 
bäckerwaren und  Gebrauchsgegenständen. 

Strenge  Vorschriften  bestehen  über  die  Auf- 
bewahrung und  den  Verkauf  von  Giften  und 
leicht  brennbaren  Stoffen.  —  Gifthaltige 
Mittel    müssen    die  Aufschrift  „Gift",  Benzin- 
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gefässe  den  Vermerk  „Feuergefährlich"  tragen 
usw.  Die  einschränkenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen beziehen  sich  aber  auch  auf  die 
Zeit  —  Ladenschluss  am  Sonntag,  wenigstens 
während  des  Gottesdienstes  —  auf  Ausver- 
käufe, Liquidationen  und  vieles  andere. 
Der  Handeltreibende  muss  daher  nicht  bloss 
die  einschlägigen  Gebiete  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches und  das  Handelsgesetzbuch  kennen, 
sondern  auch  die  den  Handel  und  Verkehr 
betreffenden  Spezialgesetze  und  Verordnungen. 

2.  Die  Handeltreibenden. 

Im  volkswirtschaftlichen  Sinne  bezeichnet 
man  als  Handeltreibende  alle  diejenigen, 
die  gewerbsmässig  Waren  einkaufen,  um  sie 
in  gleichem  Zustand  oder  doch  nur  unwesent- 
lich verändert,  wieder  zu  verkaufen.  Dadurch 
wird  der  Gegensatz  zum  Gewerbetreibenden  und 
zu  andern  Ständen,  z.  B.  zu  denen,  die  wissen- 
schaftliche, künstlerische,  politische  Dienste 
leisten,  zum  Ausdruck  gebracht.  Der  Handel- 
treibende nimmt  mit  den  Waren  nur  diejenige 
Arbeit  vor,  die  zu  ihrer  Erhaltung  nötig  ist, 
oft  auch  das  Sortieren  der  Ware  nach  Gat- 
tung und  Qualität,  das  Etikettieren,  Um- 
packen, Mischen. 

Kaufmann  nennt  der  Sprachgebrauch 
denjenigen,  der  sich  für  seinen  Beruf  theoretisch 
und  praktisch  vorgebildet  hat  und  ihn  ent- 
weder selbständig  (als Geschäftsinhaber,  Prin- 
zipal) oder  als  Angestellter  und  Bevoll- 
mächtigter betreibt.  Nicht  zu  den  Kaufleuten 
werden  in  der  Regel  gerechnet:  die  Krämer, 
Hausierer,  Höker,  Trödler.  In  Deutsch- 
land macht  der  Sprachgebrauch  vielerorts  auch 
einen  Unterschied  zwischen  Handelsmann  und 
Kaufmann.  Der  Handelsmann  bezieht  die 
Waren  persönlich,  aus  erster  Hand,  und  ver- 
kauft sie  am  Absatzplatz  (meist  auf  Jahrmärkten, 
daher  Fierant,  ital.  fiera  =  Jahrmarkt)  in  klei- 
nen Mengen  selber  wieder. 

Bei  der  engen  Verbindung  von  Handel  und 
Industrie  wird  heute  mancher  Fabrikant  auch 
Kaufmann,  da  er  seine  Produkte  selbst  ver- 
treibt, und  mancher  Kaufmann  wird  auch  Ge- 
werbetreibender dadurch,  dass  er  seinem  La- 
den eine  Werkstätte  angliedert  (Schuhhandlung 
mit  Schusterwerkstätte). 

Das  Handelsgesetzbuch  (abgek.im  folgen- 
den H.  G.  B.)  bezeichnet  daher  als  Kaufleute 
nicht  bloss  diejenigen,  die  der  Sprachgebrauch 
so  nennt,  sondern  auch  eine  grosse  Zahl  von 
Gewerbetreibenden,  im  Gegensatz  zum  Sprach- 
gebrauch aber  nur  die  Selbständigen,  nicht 


die  Angestellten.  Nach  dem  H.  G.  B.  sind 
Kaufleute  aber  auch  die  Krämer,  Höker  usw., 
kurz  jeder,  der  selbständig  ein  Handels- 
gewerbe betreibt. 

Das  deutsche  H.  G.  B.  führt  als  Handelsgewerbe  auf: 

1.  Die  Anschaffung  und  Weiterveräusserung  von 
beweglichen  Sachen  (Waren)  oder  Wertpapieren,  ohne 
Unterschied,  ob  die  Waren  unverändert  oder  nach  einer 
Bearbeitung  oder  Verarbeitung  weiter  veräussert  werden; 

2.  die  Übernahme  der  Bearbeitung  oder  Verarbei- 
tung von  Waren  für  andere,  sofern  der  Betrieb  über 
den  Umfang  des  Handwerks  hinausgeht  (z.  B.  Färb& 
reien,  Bleichereien  usw.); 

3.  die  Übernahme  von  Versicherungen  gegen  Prämi 
(Versicherungsaktiengesellschaften) ; 

4.  die  Bankier-  und  Geldwechslergeschäfte; 

5.  die   Übernahme  der  Beförderung  von  Person 
und  Gütern  (Bahnen,  Omnibus,  Tram,  Fluss-  und  See 
Schiffahrtsunternehmungen) ; 

6.  die  Geschäfte  der  Kommissionäre,  Spediteure  und 
Lagerhalter; 

7.  die  Geschäfte  der  Handlungsagenten  und  Handels- 
makler; 

8.  die  Verlagsgeschäfte,  sowie  die  übrigen  Geschäfte 
des  Buch-  und  Kunsthandels; 

9.  die  Geschäfte  der  Druckereien,  deren  Betrieb 
über  den  Umfang  des  Handwerkes  hinausgeht. 

Handelsgewerbe  sind  ferner  alle  Unternehmen,  die 
nach  Art  und  Umfang  einen  in  kaufmännischer  Weise 
eingerichteten  Geschäftsbetrieb  erfordern,  z.  B.  Handels- 
gärtnereien, Ziegeleien  usw. 

Handwerksbetriebe  und  landwirtschaftliche  Neben- 
gewerbe (z.  B.  Spritbrennerei,  Holzkohlenerzeugung) 
werden  zu  Handelsgewerben,  wenn  der  Inhaber  seine 
Firma  ins  Handelsregister  eintragen  lässt.  Rein  land- 
wirtschaftliche, forstwirtschaftliche  und  Bergwerksbe- 
triebe sind  keine  Handelsgewerbe. 

Die  Handwerker,  sowie  alle  Personen,  die  ein 
Kleingewerbe  betreiben,  nennt  man  Minderkaufleute, 
da  nach  §  4  des  H.  G.  B.  auf  sie  die  handelsgesetz- 
lichen Bestimmungen  über  Firma,  Buchführung  und 
Prokura  keine  Anwendung  finden.  Die  Minderkauf- 
leute haben  auch  nicht  das  Recht,  Handelsgesellschaften 
im  rechtlichen  Sinne  zum  gemeinsamen  Betrieb  des 
Handwerks  zu  bilden.  Im  übrigen  stehen  sie  den 
Vollkaufleuten  gleich.  Sache  der  einzelnen  Landes- 
regierungen ist  es,  den  Umfang  des  ,, Kleingewerbes" 
und  damit  die  Grenze  zwischen  Voll-  und  Minderkauf- 
leuten festzusetzen.  Bisher  ist  dies  nicht  geschehen, 
da  es  in  der  Praxis  sehr  schwer  ist,  diese  Grenze  in 
allgemein  zutreffender  Weise  zu  ziehen. 

In  der  Schweiz  kennt  man  diese  Unterscheidung 
nicht.  Die  bundesrätliche  Verordnung  zum  Handels- 
register unterscheidet    als  eintragspflichtige  Gruppen: 

1.  das  Handelsgewerbe  (in  engerem  Sinne  gefasst 
als  in  Deutschland), 

2.  das  Fabrikgewerbe  mit  Einschluss  der  Veredlungs- 
gewerbe, 

3.  nach  kaufmännischer  Art  betriebene  Gewerbe. 
Alle  drei  Arten  werden  von  der  Verordnung  genau 
umschrieben.  Im  Warenhandel  en  gros,  mi-gros  und 
en  detail,  sowie  bei  den  unter  2.  und  3.  genannten 
Gewerben  tritt  die  Eintragspflicht  erst  ein,  wenn  das 
Warenlager  durchschnittlich  2000  Fr.  und  der  Jahres- 
umsatz (Roheinnahme)  mindestens  10000  Fr.  beträgt. 
Die  Frage,  wer  als  Handeltreibender  oder  als  Kauf- 
mann (im   weiteren  Sinne)   aufzufassen  sei,  ist  somit 
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nicht  nur  verschieden,  je  nachdem  man  sich  auf  den 
Standpunkt  des  Handelsgesetzbuches  oder  des  Sprach- 
gebrauchs stellt,  sondern  sie  ist  auch  je  nach  dem 
Lande  verschieden  zu  beantworten. 

Der  Handel  kann  von  einer  Person  oder 
von  mehreren  gemeinschaftlich  betrieben 
werden. 

a)  Der  Einzelkaufmann. 

Im  Kleinhandel  ist  es  Regel,  dass  das  Ge- 
schäft von  einer  Person  geführt  wird.  Der 
kleine  Umfang  des  Geschäftes  ermöglicht  es 
einem  einzelnen,  den  Einkauf,  die  Lagerung 
und  den  Verkauf  zu  besorgen  und  die  nötigen 
Bücher  zu  führen.  Bei  grösserer  Ausdehnung 
des  Geschäftes  hilft  die  Familie  mit.  In  der 
Regel  gestattet  es  der  Kleinhandel  nicht,  mit 
fremdem  Personal  zu  arbeiten,  da  das  Sa- 
lär von  Angestellten  bei  dem  geringen  Gewinn 
und  dem  kleinen  Umsatz  zu  sehr  in  die  Wag- 
schale fiele.  Im  Ladengeschäft  zieht  es  ferner 
die  Kundschaft  vor,  mit  dem  Inhaber  anstatt 
mit  Angestellten  zu  verkehren.  Überdies  ist 
die  Kontrolle  der  Angestellten  im  Kleinhandel 
viel  schwerer  als  im  Grosshandel. 

Sobald  aber  ein  Geschäft  umfangreicher  wird, 
kann  der  Inhaber  der  Mitwirkung  von  Hilfs- 
personen nicht  entbehren.  Die  Leitung  aber 
behält  der  Einzelkaufmann  stets  allein.  Nur  sein 
Wille  entscheidet;  nur  er  hat  einen  Überblick 
über  das  Ganze.  Der  Wirkungskreis  der  An- 
gestellten ist  beschränkt,  schablonenhaft.  Die 
Gesellschaftsform  hat  im  Kleinhandel  nur  dann 
einen  Zweck,  wenn  infolge  der  grossen  Aus- 
dehnung, z.  B.  bei  Warenhäusern,  Filialen,  am 
Geschäft  interessierte  Arbeitskräfte  oder  Ka- 
pitalien herangezogen  werden  müssen.  Sonst 
passt  nur  die  Einzelunternehmung.  Aber 
auch  für  den  Grosshandel  hat  diese  ihren  Vor- 
teil. Der  Handel  muss  jede  günstige  Gelegen- 
heit, jede  Veränderung  in  den  Marktverhält- 
nissen sofort  wahrnehmen  und  rasch  danach 
handeln.  Daher  passt  für  ihn  die  Einzelunter- 
nehmung mit  voller  eigener  Verantwortung. 
Die  Ausdehnung  des  Geschäftes  ruft  hier  frei- 
lich häufiger  eine  Arbeitsteilung  hervor,  wo- 
bei die  höheren  Angestellten  mehr  als  im  Klein- 
handel eine  selbständig  disponierende  Tätigkeit 
entfalten.  Die  Gründe  für  die  Bildung  von 
Gesellschaften  treten  daher  häufiger  im  Gross- 
handel als  im  Kleinhandel  ein. 

Der  Geschäftsinhaber  hat  sich  einer  Firma 
(firmus  =  fest)  zu  bedienen.  Darunter  versteht 
man  den  feststehenden  Namen  (Handels-,  Ge- 
schäftsnamen), unter  dem  ein  Einzelkaufmann 
oder  eine  Gesellschaft   ein  Geschäft   betreibt, 


klagt  oder  verklagt  werden  kann,  und  in  dem 
stets  die  Unterschrift  gegeben  wird.  Der  Einzel- 
inhaber eines  Geschäftes  darf  seiner  Firma  kei- 
nen Zusatz  hinzufügen,  der  auf  ein  Gesell- 
schaftsverhältnis schliessen  lässt  (z.B. . .  „&  Co."), 
auch  dann  nicht,  wenn  er  einen  stillen  Teil- 
haber hat.  Übernimmt  er  aber  ein  schon  be- 
stehendes Geschäft,  dann  darf  er  in  Deutsch- 
land —  in  der  Schweiz  ist  es  nicht  statthaft 
—  die  Firma  weiterführen,  auch  wenn  es  eine 
Gesellschaftsfirma  ist.  Derartige  „unwahre" 
Firmen,  die  nach  aussen  kundtun  sollen,  dass 
das  Geschäft  unverändert  bleibt,  entstehen  bei 
Kauf  oder  Erbschaft  eines  Geschäftes.  Der 
Verkäufer  oder  die  Miterben  müssen  die  Fort- 
führung der  alten  Firma  bewilligen.  Unwahre 
Firmen  entstehen  ferner  bei  Gesellschaften,  wenn 
ein  Associe  austritt  und  sein  Name  (oder  „&  Co.") 
in  der  Firma  bleibt,  oder  wenn  ein  Teilhaber 
eintritt  und  die  Firma  bloss  die  Namen  der 
früheren  Teilhaber  weiterführt.  Für  den  Be- 
trieb hat  die  Weiterführung  der  Firma  inso- 
fern grossen  Wert,  als  der  Name  der  Kund- 
schaft geläufig  ist.  Zusätze  wie  „N.  N.  Nach- 
folger von  A.  B."  lassen  das  Geschäft  schon 
als  ein  verändertes  erscheinen. 

Der  Inhaber  eines  Geschäftes  hat  als  Firma 
seinen  Familiennamen  mit  wenigstens  einem 
ausgeschriebenen  Vornamen  zu  führen.  Jede 
neue  Firma  muss  sich  von  den  schon  bestehen- 
den, eingetragenen  Firmen  unterscheiden.  Be- 
steht schon  eine  gleichlautende  Firma,  z.  B. 
„A.  Müller",  so  muss  ein  unterscheidender  Zu- 
satz hinzugefügt  werden,  z.  B.  „A.  Müller  jun." 
oder  „Engroshandlung",  oder  eine  nähere  Be- 
zeichnung, wie  z.  B.  „Bankgeschäft".  Kaufleute, 
die  Läden  besitzen,  sind  verpflichtet,  ihren 
Familiennamen  oder  die  Handelsfirma  mit  min- 
destens einem  Vornamen  an  der  Aussenseite 
des  Ladens  in  deutlicher  Schrift  anzubringen. 

Die  Firma  muss  der  Vollkaufmann  ins  Han- 
delsregister eintragen  lassen,  d.  i.  das  Buch, 
das  alle  gesetzlich  vorgeschriebenen  Eintra- 
gungen zu  jedermanns  Einsicht  aufnehmen 
muss.  In  Deutschland  wird  es  von  den  bür- 
gerlichen Gerichten,  in  Österreich  von  den 
Handelsgerichten,  in  der  Schweiz  in  den  ein- 
zelnen Kantonen  von  verschiedenen  Behörden 
(Kantonskanzlei,  Handelskammersekretär,  Be- 
zirksgerichtsschreiber u.  a.)  geführt.  Es  be- 
zweckt die  Förderung  von  Treue  und  Glauben 
im  Handel,  namentlich  aber  die  Regelung  des 
Firmenwesens.  Das  Gesetz  unterscheidet  zwi- 
schen solchen,  die  sich  eintragen  lassen  müssen 
und  jenen,  die  sich  eintragen  lassen  können 
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Durch  die  Eintragung  erwirbt  der  Kaufmann  das 
alleinige  Recht  zum  Gebrauch  der  Firma:  An 
einem  und  demselben  Ort  dürfen  nicht  zwei 
gleichlautende  Firmen  bestehen.  Die  Han- 
delsregistereintragung erhöht  ferner  auch  die 
Kreditfähigkeit  des  Unternehmers,  namentlich 
wenn  von  ihr,  wie  z.  B.  in  der  Schweiz,  die 
Konkursfähigkeit  abhängig  ist.  Wer  die  Ein- 
tragungspflicht versäumt,  kann  von  der  Re- 
gisterbehörde mit  einer  Ordnungsstrafe  belegt 
und  von  ihr  aus  oder  durch  einen  dritten  zur 
Eintragung  veranlasst  werden.  Die  bei  Han- 
delsregistereintragungen geforderten  Unterschrif- 
ten werden  sehr  wertvoll,  wenn  es  sich  in 
Prozessen  um  bestrittene  Unterschriften  han- 
delt. Die  Eintragungen  werden  der  Geschäfts- 
welt durch  amtliche  Publikationen,  oft 
auch  durch  die  Lokalblätter  zur  Kenntnis  ge- 
bracht. Der  Kaufmann,  der  ein  Geschäft  gründet 
oder  kauft,  hat  in  erster  Linie  der  Eintragungs- 
pflicht zu  genügen. 

b)  Die  Handelsgesellschaft. 

Wenn  man  die  vom  Handelsrecht  ange- 
nommenen Gesellschaften  als  Handelsgesell- 
schaften bezeichnet,  so  könnte  man  versucht 
sein  zu  glauben,  dass  diese  für  den  Waren- 
handel besonders  geeignet  seien.  In  Wirklich- 
keit passen  sie  besser  für  die  Industrie,  für 
Banken  und  für  Transport-  und  Versiche- 
rungsunternehmungen. Der  Name  Handels- 
gesellschaft kommt  daher,  dass  das  Gesetz  den 
Begriff  „Handelsgewerbe"  weiter  als  die  Volks- 
wirtschaft fasst. 

Handelsgesellschaften  entstehen,  wenn  sich 
zwei  oder  mehrere  Personen  verbinden,  um 
mit  gemeinsamen  Mitteln  und  unter  gemein- 
samer Firma  Handelsgeschäfte  zu  betreiben. 
Die  Gründe  der  Errichtung  von  Handels- 
gesellschaften können  sein: 

1.  Mangel  an  Kapital,  um  ein  Geschäft 
zu  gründen,  zu  erweitern  und  auszugestalten. 
Im  Kleinhandel  tritt  dieser  Grund  seltener  ein, 
ausser  bei  Warenhäusern,  Versandgeschäften, 
Filialgründungen  usw.  Handelt  es  sich  bloss 
um  vorübergehenden  Kapitalmangel,  wie  z.  B. 
zum  Einkauf  einer  grösseren  Warenmenge  in- 
folge besonders  günstiger  Umstände,  so  bildet 
sich  häufig  eine  sog.  Gelegenheitsgesell- 
schaft. Im  Detailhandel  entstehen  Gesell- 
schaften zum  Zwecke  der  Zusammenhaltung 
des  Kapitals  beim  Übergang  eines  Geschäftes 
an  die  Söhne  oder  die  Erben.  Zuweilen  be- 
teiligen sich  Verwandte  auch  als  stille  Teil- 
haber. Im  Warengrosshandel  tritt  dieser  Grund 
der  Gesellschaftsbildung  häufiger  ein. 


2.  Mangel  an  Arbeitskräften,  um  durch 
gründliche  Arbeitsteilung  erfolgreicher  arbeiten 
zu  können.  Bei  mangelnder  Arbeitskraft  zieht 
der  Detailhandel  in  der  Regel  Hilfskräfte 
heran  (Familienglieder,  Lehrlinge,  Ladenmäd- 
chen, „Stundenbuchhalter",  im  Warenhaus-  und 
Genossenschaftsbetrieb  auch  eine  ganze  Anzahl 
von  Kontoristen).  Der  Grosshändler  aber  sucht, 
wenn  seine  eigene  Arbeitskraft  nicht  ausreicht, 
häufig  gleichgestellte  und  gleichinter- 
essierte Arbeitskräfte.  Der  eine  Gesell- 
schafter besorgt  alsdann  den  Einkauf  und 
das  Lager,  der  andere  den  Verkauf  und  das 
Kontor;  der  eine  den  Umsatz  (Ein-  und  Ver- 
kauf) einer  Warengruppe,  der  andere  den  einer 
anderen;  der  eine  die  Waren-,  der  andere  die 
Kontorabteilung. 

3.  Mangel  an  Kenntnissen  (technische 
oder  kaufmännische);  ein  Grund  der  Gesell- 
schaftsbildung, der  hauptsächlich  in  der  In- 
dustrie zur  Geltung  kommt,  zuweilen  aber  auch 
im  Warengrossgeschäft.  Der  eine  Teilhaber  hat 
gründliche  Warenkenntnisse,  der  andere  besitzt 
mehr  Erfahrung  oder  eine  grössere  Fähigkeit 
in  betriebstechnischer  Hinsicht. 

4.  Alter,  Gesundheitszustand  oder 
Charaktereigentümlichkeiten  eines  Ge- 
schäftsinhabers. Ein  älterer  oder  kränk- 
licher Inhaber  eines  Geschäftes,  der  ihm  allein 
nicht  mehr  vorstehen  kann,  zieht  es  häufig  vor, 
einen  interessierten  Gesellschafter,  statt  einen 
bevollmächtigten  Angestellten  zur  Leitung  heran- 
zuziehen. 

5.  Beseitigung  der  Konkurrenz  durch 
Vereinigung  zweier  Geschäfte,  wobei  das  eine 
als  Filiale  weiterbesteht  oder  eingeht.  Erspar- 
nisse in  der  Miete,  der  Reklame,  den  Löhnen; 
Einkaufsvergünstigungen  infolge  grösserer  Be- 
züge; Wegfallen  der  Preisdrückerei ;  Möglich- 
keit besserer  Geschäftsorganisation.  Dieser  Fall 
tritt  öfter  im  Gross-  als  im  Kleinhandel  ein, 
mehr  bei  Inhabern  von  Spezialgeschäften 
als  bei  Inhabern  von  Geschäften  mit  Alltags- 
artikeln. 

6.  Gründung  von  Filialen  (Zweigge- 
schäften). Die  Übergabe  der  Leitung  einer 
Filiale  an  einen  Angestellten  birgt  immer 
die  Gefahr  in  sich,  dass  er,  nachdem  er  einen 
Einblick  in  das  Geschäft  genommen  und  die 
Kundschaft  kennen  gelernt  hat,  die  zumeist 
wieder  nur  ihn  und  das  ihm  unterstellte  Per- 
sonal kennt,  sich  als  Konkurrent  selbständig 
macht.  Der  Gesellschafter  aber  ist  an  beide 
Geschäfte  gekettet. 

7.  Teilung  der  mit  dem  Geschäftsbe- 
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trieb  verbundenen  Gefahr.  Dieser  Grund 
kommt  beim  Kommissionsgeschäft  selten, 
regelmässig  dagegen  beim  Versicherungs- 
geschäft in  Betracht. 

8.  Aufnahme  eines  Angestellten  als 
Teilhaber,  der  dadurch  für  geleistete  Dienste 
belohnt  und  dessen  Kraft  noch  stärker  und 
dauernd  an  das  Geschäft  gebunden  werden 
soll.  Im  Kleinhandel  spielt  dieser  Grund  der 
Gesellschaftsgründung  wegen  der  untergeord- 
neten Stellung  der  Angestellten  keine  Rolle, 
wohl  aber  in  umfangreichen  Warengeschäften 
wegen  der  dort  abgegrenzten  Arbeitsgebiete, 
die  an  der  Spitze  Mitarbeiter  erfordern,  die 
selbständig  Verfügung  treffen  können.  Am 
häufigsten  kommt  dieser  Grund  wohl  vor  bei 
Gründungen  von  Industriegesellschaften. 

9.  Verwandtschaftliche  Verhältnisse. 
Aufnahme  eines  Verwandten,  das  Streben,  ein 
ererbtes  Geschäft  der  Familie  und  ihren  Nach- 
kommen zu  erhalten. 

10.  Erhöhung  des  Kredites,  ein  gefähr- 
liches Experiment,  wenn  es  sich  bloss  auf  die 
Tatsache  der  Gesellschaftsgründung  stützt. 

Die  Gesellschaften  haben  gegenüber  der  Ein- 
zelunternehmung den  Vorteil,  dass  sie  leichter 
über  grosse  Kapital-  und  Arbeitskräfte  verfügen 
und  dadurch  konkurrenzfähiger  werden,  dass 
sie  daher  auch  Kapitalverluste  und  den  Ver- 
lust eines  Geschäftsleiters  durch  den  Tod  leichter 
ertragen  können,  dagegen  den  Nachteil,  dass 
das  rasche  Disponieren  erschwert  wird,  wenn 
die  Gesellschafter  bei  zu  treffenden  wichtigen 
Entschlüssen    uneinig  sind. 

Der  schriftlich  abgeschlossene  Gesell- 
schaftsvertrag enthält  hauptsächlich  Bestim- 
mungen über:  Zweck,  Anfang,  Dauer,  Auf- 
lösung der  Gesellschaft,  Rechte  und  Pflichten 
der  Mitglieder,  Organisation,  Buchführung, 
Verteilung  von  Gewinn  und  Verlust,  Ein-  und 
Austritt  von  Gesellschaftern  usw. 

Über  die  Unterschiede  der  einzelnen  Ge- 
sellschaftsformen in  wirtschaftlicher  und  recht- 
licher Beziehung  vgl.  S.  149  ff.  und  den  letzten 
Abschnitt  dieses  Werkes,  über  Genossen- 
schaften S.  152ff. 

3.  Das  Handlungspersonal. 

Der  Inhaber  eines  grösseren  Geschäftes,  das 
die  Arbeitsteilung  notwendig  macht,  bedarf  der 
Gehilfen,  d.  h.  solcher  Personen,  die  ihm 
im  Handelsgewerbe  infolge  eines  dauernden 
Dienstverhältnisses  kaufmännische  Dienste 
leisten.  Zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften, 
die  den  Prinzipal   verpflichten,   ist  das  Hand- 


lungspersonal an  und  für  sich  nicht  ermächtigt. 
Doch  sind  einzelne  Angestellte  gewöhnlich  als 
Handlungsbevollmächtigte  mit  der  Stellvertre- 
tung des  Prinzipals  in  der  einen  oder  andern 
Richtung  betraut.  Die  Techniker  einer  Fabrik, 
sowie  die  Arbeiter,  gehören  wohl  zum  Ge- 
schäfts-, aber  nicht  zum  Handlungspersonal, 
da  sie  keine  kaufmännischen,  sondern  wissen- 
schaftliche und  gewerbliche  Dienste  leisten. 

Der  Buchhalter  hat  die  Geschäftsbücher 
zu  führen  —  in  grösseren  Geschäften  sind 
dem  Hauptbuchhalter  zur  Führung  der 
Nebenbücher  sog.  Hilfsbuchhalter  beige- 
geben. Er  muss  die  Eigenschaften  besitzen, 
die  keinem  Handlungsgehilfen  abgehen  dürfen: 
Treue,  Gewissenhaftigkeit,  Ordnungsliebe,  Ar- 
beitsamkeit, Verschwiegenheit,  Willigkeit,  Höf- 
lichkeit und  Führung  eines  guten  Lebenswandels. 
Er  muss  die  Buchhaltungsformen  gründ- 
lich kennen,  um  die  für  das  Geschäft  passendste 
Form  herauszufinden,  d.  h.  diejenige,  die  bei 
möglichst  kleinem  Aufwand  von  Mühe  und 
Zeit  ein  möglichst  deutliches  Bild  der  Geschäfts- 
lage und  Geschäftsführung  gibt.  Es  darf  ihm 
nicht  genügen,  die  Geschäftsvorfälle  technisch 
richtig  und  pünktlich  eingetragen  zu  haben, 
sondern  er  muss  auch  imstande  sein,  dem 
Prinzipal  aus  der  Buchführung  Winke  er- 
teilen zu  können  zur  Abstellung  von  Übel- 
ständen, die  in  unrichtiger  Organisation,  Kal- 
kulation usw.,  überhaupt  in  nicht  zweckent- 
sprechender Geschäftsführung  liegen.  Er  darf 
nicht  schablonenhaft  mit  toten  Zahlen  rechnen, 
denn  manche  Buchhaltung  ist  mathematisch 
wohl  richtig,  aber  nicht  wirtschaftlich.  Wenn 
irgend  angängig,  soll  die  doppelte  Buchhal- 
tung geführt  werden. 

Der  Kassierer  besorgt  die  Einnahme  und 
Ausgabe  des  Geldes  und  führt  hierüber  das 
Kassabuch  (Haupt- und  Hilfskassierer).  Zuweilen 
hat  er  Kaution  (Sicherstellung)  zu  leisten.  Er- 
forderlich für  diesen  Posten  sind:  gründliche 
Kenntnis  der  kursierenden  und  ausser  Kurs 
gesetzten,  sowie  der  tarifierten  Münzen  und 
Banknoten,  schnelles  und  sicheres  Rechnen, 
Gewandtheit  in  der  Abfassung  der  einschlägigen 
Kontorarbeiten,  höfliches  Benehmen,  mitunter 
auch  Sprach kenntnisse.  In  betriebstechnischer 
Hinsicht  bedarf  er  nicht  so  gründlicher  Kennt- 
nisse wie  der  Buchhalter  und  Korrespondent. 

Der  Korrespondent  besorgt  den  Brief- 
wechsel mit  den  Geschäftsfreunden.  Der  tüchtige 
Korrespondent  ist  nicht  nur  befähigt,  einen 
sprachlich  richtigen  Brief  zu  schreiben,  der 
alle  Ungehörigkeiten    einer   sog.    Kaufmanns- 
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spräche  vermeidet,  er  besitzt  auch  Geschäfts- 
kenntnisse. Buchhaltung  und  Korrespondenz 
sind  die  Spiegel  der  Geschäftsführung.  Jene 
spiegelt  mehr  nach  innen,  diese  mehr  nach 
aussen.  Beide  dienen  vornehmlich  als  Grund- 
lage für  die  Beurteilung  eines  Hauses. 

In  kleineren  Geschäften  sind  die  Funktionen  des 
Buchhalters,  Kassierers  und  Korrespondenten  vereinigt. 
In  grösseren  Geschäften  sind  auch  Korrespondenten, 
die  fremder  Sprachen  kundig  sind,  angestellt. 

Der  Handlungsreisende  ist  mit  dem  Ab- 
schluss  von  Geschäften  auf  andern  Plätzen  be- 
auftragt. Besucht  er  nicht  nur  die  Wieder- 
verkäufer, sondern  auch  die  Konsumenten,  so 
nennt  man  ihn  Detailreisenden.  Zum  De- 
tailreisen, das  dem  Kleinhandel  grossen  Schaden 
bringt,  sind  viele  Geschäfte  durch  die  Macht 
der  veränderten  Verhältnisse  gezwungen  wor- 
den. Der  Platzreisende  sucht  die  Kund- 
schaft am  Orte  des  Geschäftes  auf  (Kolpor- 
tage im  Buchhandel,  Absatz  von  Kleider- 
stoffen usw.).  Bezieht  er  keinen  festen  Ge- 
halt, sondern  nur  eine  durch  Vertrag  bestimmte 
Vergütung  (Provision)  für  die  abgeschlossenen 
Verkäufe,  so  wird  er  Provisionsreisender 
genannt.  Oft  erhält  er  ausser  der  Provision, 
unter  der  Bedingung,  dass  er  ein  bestimmtes 
Mindestquantum  verkauft,  noch  eine  Reisever- 
gütung (Tagegeld).  Provisionsreisende  halten 
namentlich  die  Buchhandlungen,  sowie  Ge- 
schäfte für  Spezial-  und  Patentartikel.  Die 
Provision  soll  ein  Ansporn  zu  reger  Tätigkeit 
sein.  Sehr  oft  ist  diese  Form  aber  auch  die 
Veranlassung  zur  Nachlässigkeit  in  der  Erkun- 
digung über  die  Zahlungsfähigkeit  der  Ab- 
nehmer. 

Die  Aufgabe  der  Handlungsreisenden  ist 
infolge  der  übermässigen  Konkurrenz  sehr 
schwierig,  und  deswegen  besorgen  heute  sehr 
viele  Geschäftsinhaber  das  Reisen  selbst.  Der 
Reisende  hat  darnach  zu  trachten,  möglichst 
viel  Ware  zu  den  für  sein  Geschäft  günstig- 
sten Bedingungen  an  zahlungsfähige  Kunden 
abzusetzen.  Er  bedarf  einer  guten  Gesund- 
heit, die  ihm  das  Reisen  jederzeit  gestattet  und 
ebenso  eines  aufgeweckten.  Geistes.  Er  muss 
beharrlich,  aber  nicht  zudringlich  sein,  Höf- 
lichkeit und  Takt  im  Umgang  mit  den  Kun- 
den bewahren.  Mit  tüchtigen  Sprachkenntnissen 
muss  er  Gewandtheit  in  der  Rede  und  Schlag- 
fertigkeit verbinden.  Der  gesunde  (nicht  ausge- 
artete, triviale)  Humor,  der  für  jedermann  eine 
Quelle  inneren  Wohlbehagens  bildet,  wird  für 
den  Reisenden  zur  werbenden  Kraft.  Er  muss 
gründliche  Branche-  und  Warenkenntnisse  be- 


sitzen, die  Fabrikate  der  Konkurrenten,  die  er 
bei  Einwänden  seiner  Kunden  stets  taktvoll 
beurteilen  soll,  kennen  und  es  verstehen,  den 
Charakter  und  die  geschäftlichen  Eigentüm- 
lichkeiten der  Kunden  zu  durchschauen,  um 
gegen  ihre  Einwendungen  in  jeder  Beziehung 
gewappnet  zu  sein.  Sein  Augenmerk  darf  sich 
aber  nicht  nur  einseitig  auf  den  Verkauf  rich- 
ten, er  muss  die  Marktverhältnisse  kennen 
lernen,  und  ein  offenes  Auge  für  die  Wand- 
lungen des  Konsums  haben.  Die  Anregungen, 
die  er  auf  der  Reise  empfängt,  können  seinem 
Geschäfte  von  grosser  Bedeutung  sein.  Er  hat 
nach  neuen  Absatzgebieten  zu  suchen,  über 
die  Kunden  sich  zu  informieren  in  bezug  auf 
die  Zahlungsfähigkeit  und  die  Gründe  ihrer 
Geschäftsbeziehungen  zu  andern  Firmen.  Er 
muss  es  verstehen,  mit  der  Zeit  zu  rechnen, 
muss  Ordnung  halten  in  allem. 

Der  Magaziner  (Lagerist,  Lagerdiener)  über- 
nimmt die  eingehenden  Waren,  prüft  sie,  lagert 
sie  zweckentsprechend  ein  und  besorgt  die 
Verpackung  und  den  Versand  der  bestellten 
Waren;  er  muss  Warenkenntnisse  besitzen  und 
über  Eingang  und  Ausgang  ein  Lagerbuch 
(Warenskontro)  führen. 

Der  Kontorist  (Kommis)  führt  einzelne 
Nebenbücher,  hilft  in  der  Korrespondenz  aus 
und  besorgt  die  sog.  Kontorarbeiten  (Rech- 
nungen und  Scheine).  Er  hat  keine  selbstän- 
dige Stellung,  sondern  ist  dem  Buchhalter, 
Korrespondenten  oder  Kassierer  untergeordnet. 

Der  Verkäufer  (oder  die  Verkäuferin)  besorgt 
im  Kleinhandel  den  Verkauf  der  Waren.  Er 
muss  viele  Eigenschaften,  die  vom  Reisenden 
gefordert  werden,  mit  denen,  die  der  Magaziner 
besitzen  muss,  verbinden:  Schnelles  Arbeiten, 
Gewandtheit  in  der  Rede,  Freundlichkeit  im 
Umgang,  Ordnungsliebe,  Warenkenntnis  usw. 
Im  Kleinhandel  liegt  ihm  oft  auch  die  schwie- 
rige Aufgabe  der  Ausstattung  der  Schaufenster 
(s.  S.  297)  ob.  Im  Grossbetrieb  des  Kleinhandels 
hat  man  hierfürbesondere  Dekorateure,  die  oft 
zugleich  als  Empfangsherren  funktionieren  und 
die  Kunden  in  die  gewünschte  Abteilung  ge- 
leiten. Die  Anforderungen,  die  an  den  Ver- 
käufer gestellt  werden,  sind  je  nach  der  Art 
des  Geschäftes  sehr  verschieden. 

Der  Disponent  (oder  die  Direktrice)  hat 
an  eine  Anzahl  im  gleichen  Räume  tätiger  Ar- 
beiter oder  Arbeiterinnen  die  Arbeit  zu  verteilen 
und  deren  Ausführung  zu  überwachen.  Im 
kaufmännischen  Geschäft  besorgt  diese  Arbeit 
der  Abteilungsvorstand  (Bureauchef). 

Der  Volontär  arbeitet  im  Geschäft  ohne 
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Entschädigung,  in  der  Absicht,  seine  Geschäfts- 
kenntnisse zu  erweitern,  um  nachher  leichter 
eine  Stelle  zu  finden.  Oft  wird  aber  auch  der 
Volontär  als  unbezahlter  Angestellter  verwendet. 

Der  Lehrling  tritt  auf  Grund  des  Lehr- 
vertrages in  ein  Geschäft,  um  sich  die  nö- 
tigen praktischen  und  theoretischen  Kennt- 
nisse zur  Ausübung  eines  Berufes  anzueignen. 
Die  Lehrlingsverhältnisse  (s.  S.  1)  haben  gegen 
früher  eine  grosse  Änderung  erfahren.  Der 
Lehrling  wohnt  nicht  mehr  im  Hause  des 
Kaufherrn,  er  zahlt  kein  Lehrgeld  mehr,  son- 
dern verlangt  seinerseits  eine  Entschädigung 
als  Monatslohn  oder  Jahresgratifikation. 

Unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  wird  der 
Lehrling  die  gründlichste  Lehre  durchmachen  in 
dem  Geschäft,  das  aus  den  engen  Schranken 
des  Kleingeschäfts  herausgewachsen  ist,  aber 
noch  nicht  eine  sehr  weitgehende  Arbeitstei- 
lung hat.  Ebenso  kommen  in  Betracht  die 
Ortswahl,  die  Art  des  Geschäftes,  seine  Or- 
ganisation, die  Geschäftsgrundsätze  des  Prin- 
zipals, die  Tüchtigkeit  der  Angestellten   usw. 

Im  kleinen  Ladengeschäft  besorgt  der  Lehrling  auch 
die  Arbeit  des  Packers.  Die  Arbeitsteilung  des  Gross- 
geschäfts verlangt  hierfür  eine  besondere  Person.  Im 
Warenhaus  und  Bazar  bedarf  es  hierzu  besonders 
gewandter  Angestellten.  Viele  Geschäfte  benutzen  ihre 
Lehrlinge  auch  als  Ausläufer,  um  hierfür  keinen  Lohn 
zahlen  zu  müssen.  In  vielen  Geschäften,  wo  man  be- 
sondere Ausläufer  hat,  haben  diese  auch  die  Reinigungs- 
arbeiten zu  besorgen. 

Alle  diese  Glieder  des  Hilfspersonals  haben 
im  Geschäftsbetrieb  ihre  besondere  Aufgabe, 
und  je  nach  der  Art  des  Betriebes  spielt  die 
eine  oder  andere  Stelle  eine  grössere  Rolle. 
Im  Buchhandel  nimmt  der  Verkäufer  eine  an- 
dere Stellung  ein  als  im  Kolonialwarengeschäft, 
in  der  Fabrik  hat  der  Buchhalter  einen  schwie- 
rigeren Posten  als  im  Warengrossgeschäft,  auf 
der  Bank  eine  schablonenmässigere  Arbeit  als 
im  Warenhandel,  und  selbst  in  der  gleichen 
Branche  wechseln  die  Verhältnisse  je  nach 
Umfang  und  Organisation  des  Geschäfts.  Unter 
allen  Umständen  aber  erfüllt  ein  Angestellter 
seine  Aufgabe  nur  dann,  wenn  er  seine  Ar- 
beit nicht  maschinenmässig  erledigt  und  wenn 
er  das  Ineinandergreifen  der  verschiedenen 
Funktionen  versteht. 

Da  der  Unternehmer  oftmals  die  Leitung 
des  Geschäfts  aus  verschiedenen  Gründen  dau- 
ernd oder  vorübergehend  nicht  allein  besorgen 
kann,  überträgt  er  einzelnen  seiner  Angestell- 
ten besondere  Vollmachten  als  Geschäftsfüh- 
rer, Prokuristen  oder  Handlungsbevoll- 
mächtigte. 


Der  Geschäftsführer  (Direktor,  Dirigent, 
Disponent,  Faktor)  leitet  das  Geschäft  entweder 
dauernd,  oder  während  der  Abwesenheit  des 
Eigentümers,  als  „Chef"  des  ganzen  Unter- 
nehmens, oder  als  Abteilungsvorstand.  Oft 
liegt  ihm  nur  die  Leitung  ob,  oft  aber  auch 
noch  die  Besorgung  der  Buchhaltung  oder 
Korrespondenz  usw. 

Der  Prokurist  {pro  cura  =  Fürsorge)  ist 
zu  allen  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen 
Handlungen,  die  der  ordentliche  Betrieb  des 
Handelsgewerbes  mit  sich  bringt,  ermächtigt, 
nicht  aber  zum  Verkauf  oder  zur  Belastung 
von  Grundstücken  (Generalprokura).  Der  Pro- 
kurist kann  aber  auch  bloss  eine  beschränkte 
V o  1 1  m ac h t  f ür  bestimmte  Handlungen  erhalten 
(Spezialprokura).  In  diesem  Falle  hat  er  mit 
Rücksicht  auf  eine  etwaige  Überschreitung  sei- 
ner Vollmacht  häufig  Kaution  zu  leisten.  Die 
Prokura  kann  auch  Personen  erteilt  werden, 
die  nicht  zum  Handlungspersonal  gehören, 
z.  B.  der  Ehefrau  oder  einem  Sohne.  Sie  ist 
jederzeit  widerruflich  und  nicht  übertragbar. 
Der  Prokurist  setzt  zur  Firmazeichnung  seinen 
handschriftlichen  Namen  und  den  Vermerk 
„per  Prokura"  (p.  p.;  p.  pa.;  p.  pr.).  Oft  wird 
die  Prokura  an  mehrere  Personen  derart  er- 
teilt, dass  zur  rechtsverbindlichen  Unterschrift 
die  Namen  zweier  oder  mehrerer  Bevollmäch- 
tigter notwendig  sind  (Kollektivprokura)» 
Die  Prokura  wird  ins  Handelsregister  einge- 
tragen und  durch  die  Zeitung,  sowie  durch 
besondere  Anzeigen  an  die  Geschäftsfreunde 
bekannt  gemacht. 

Der  Handlungsbevollmächtigte  ist  be- 
fugt zur  Vornahme  der  durch  Gesetz  und  durch 
Vertrag  ihm  zustehenden  Geschäfte.  So  darf 
der  Reisende  von  Gesetzes  wegen  Gelder  von 
den  Kunden  in  Empfang  nehmen,  der  Ver- 
käufer alle  Obliegenheiten  erfüllen,  die  ihm  als 
Verkäufer  in  einem  Laden  oder  in  einem  Waren- 
lager aufgetragen  worden  sind.  Durch  Vertrag 
kann  der  Prinzipal  den  Buchhalter  beauftragen, 
die  Rechnungsauszüge  zu  unterzeichnen.  Der 
Disponent  kann  ermächtigt  werden,  Personen 
zu  kaufmännischen  Arbeiten  anzustellen.  Die 
Vollmacht  kann  sich  auf  alle  Geschäfte  er- 
strecken, die  der  Betrieb  des  Geschäftes  mit 
sich  bringt. 

Von  Gesetzes  wegen  ist  dem  Handlungsbevollmäch- 
tigten die  Veräusserung  und  hypothekarische  Belastung 
von  Grundstücken  verboten  (wie  dem  Prokuristen), 
ferner  die  Ausstellung,  Akzeptierung  und  Indossierung 
von  Wechseln,  die  Aufnahme  von  Darlehen  und  die 
Führung  von  Prozessen.  Sonstige  Beschränkungen 
müssen    vertragsmässig    festgelegt    werden.      Dritten. 
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gegenüber  haben  sie  nur  Geltung,  wenn  sie  ihnen  be- 
kannt gemacht  wurden.  Der  Handlungsbevollmächtigte 
zeichnet  „per  oder  pro  NN",  „i.  A.  NN"  (im  Auftrag), 
„/.  V.  NN"  (in  Vollmacht)  und  setzt  darunter  seinen 
Namen. 

4.  Die  selbständigen  Hilfspersonen 
(Vermittler)  des  Handels. 

Eine  Anzahl  Handeltreibende  bedienen  sich 
zur  Abwicklung  ihrer  Geschäfte  ausser  ihrem 
eigenen  Handlungspersonal  noch  anderer,  selb- 
ständiger Mittelspersonen  (Agenten,  Kommis- 
sionäre, Makler,  Frachtführer,  Spediteure,  Schiffer, 
Lagerhalter,  Versicherer). 

Der  Handlungsagent  ist,  ohne  Handlungs- 
gehilfe zu  sein,  ständig  damit  betraut,  für  das 
Handelsgewerbe  eines  andern  Geschäfte  zu 
vermitteln  oder  im  Namen  eines  andern  abzu- 
schliessen.  Es  gibt  somit  Agenten,  welche  die 
Geschäfte  nur  vermitteln,  so  dass  diese  erst 
rechtskräflig  werden  mit  der  Bestätigung  des 
Geschäftsherrn,  und  solche,  die  selbständig  Ge- 
schäfte für  dritte  abschliessen  dürfen. 

Als  selbständiger  Gewerbetreibender,  der  be- 
rechtigt ist  auch  für  eigene  Rechnung  oder 
für  andere  Firmen  Geschäfte  abzuschliessen, 
unterscheidet  sich  der  Handlungsagent  vom 
sog.  Repräsentanten,  der  als  Handlungsge- 
hilfe im  Dienste  eines  auswärtigen  Geschäftes 
steht.  Die  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem 
Agenten  und  dem  Hause  oder  den  Häusern, 
die  er  vertritt,  richten  sich  nach  dem  Agentur- 
vertrag, der  u.a.  dem  Agenten  stets  verbietet, 
die  Geschäfte  eines  Konkurrenten  zu  besorgen. 

Der  Einkaufsagent  kauft  Waren  ein,  zu- 
meist Rohmaterialien  in  den  See-  und  Stapel- 
plätzen, weniger  häuf  ig  Fabrikate  in  den  binnen- 
ländischen Fabrikstädten.  Gewöhnlich  ist  er 
nur  für  einen  Platz  bestellt,  seltener  für  einen 
ganzen  Bezirk.  Um  seine  Aufgabe,  für  sein 
Geschäftshaus  in  vorteilhaftester  Weise  die  Ein- 
käufe zu  bewirken,  erfüllen  zu  können,  muss 
er  die  Platzverhältnisse  gründlich  kennen  und 
tüchtige  Branchekenntnisse  besitzen.  Hierin  ist 
er  oftmals  dem  Kommissionär  überlegen,  da 
dieser  oft  seine  Tätigkeit  auf  ein  viel  grösseres 
Gebiet  von  Waren  ausdehnt. 

Sein  Streben  muss  es  sein,  die  Beziehungen 
zu  Produzenten  und  Importeuren  möglichst 
vielseitig  und  regsam  zu  gestalten.  Häufig  liegt 
ihm  auch  der  Empfang,  die  Verzollung,  die 
Lagerung,  Versicherung,  zuweilen  das  Um- 
packen der  Ware  ob. 

Der  Verkaufsagent  legt  seinen  Kunden, 
um  sie  zum  Ankauf  zu  ermuntern,  die  von 
seinen  Auftraggebern  empfangenen  Muster  und 


Preislisten  vor.  Wie  der  Einkaufsagent,  muss 
auch  er  eine  grosse  Tätigkeit  entfalten,  um  zu 
den  bestehenden  Geschäftsverbindungen  stets 
neue  zu  erwerben.  Auch  im  Agenturgeschäft 
ist  die  Konkurrenz  sehr  gross. 

Grössere  Handelshäuser  halten  auch  für  die 
Vermittlung  im  Platzgeschäft  sog.  Platzagen- 
ten. Sehr  viele  Agenten  halten  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften (Haupt-  oder  Ge- 
neralagenturen und  Agenturen).  Diese  ver- 
mitteln den  Abschluss  von  Versicherungsver- 
trägen und  besorgen,  im  Gegensatz  zu  den 
Versicherungsmaklern,  auch  den  Einzug  der 
Prämien,  die  Auszahlungen  usw. 

Es  gibt  Geschäftszweige,  die  den  Namen  Agentur 
tragen,  denen  aber  der  Charakter  eines  Agenturge- 
schäftes abgeht  (z.  B.  Depeschenagenturen).  An- 
dererseits gibt  es  Hilfspersonen  im  Handelsgewerbe, 
die  als  Agenten  aufzufassen  sind,  auch  wenn  sie  diesen 
Namen  nicht  tragen,  z.  B.  die  Provisionsreisenden. 

Der  Agent  bezieht  für  die  vermittelten  Ge- 
schäfte eine  durch  Vertrag  vereinbarte  Vergü- 
tung (Provision,  Kommission),  seltener  auch 
einen  Mindestbetrag  einer  jährlichen  Provi- 
sion oder  einen  festen  Jahresgehalt  und 
eine  Tantieme.  Für  die  im  regelmässigen 
Geschäftsbetrieb  entstehenden  Kosten  (Miete, 
Porto  usw.)  kann  der  Agent  gesetzlich  keinen 
Ersatz  beanspruchen;  tatsächlich  werden  sie 
ihm  jedoch  oft  ganz  oder  teilweise  vergütet. 

Der  Kommissionär  besorgt  für  seinen 
Auftraggeber  (Kommittenten)  den  Ein-  und  Ver- 
kauf von  Waren  oder  von  Wertpapieren,  wie 
der  Agent,  aber  in  seinem  eigenen  Namen. 
Die  Preise  werden  ihm  meistens  begrenzt  (limi- 
tiert), bei  Einkauf  nach  oben,  beim  Verkauf 
nach  unten.  Mitunter  wird  ihm  auch  freie 
Hand  gelassen.  Kann  er  unter  der  gesetzten 
Preisgrenze  (Limitum)  einkaufen  oder  über  der- 
selben verkaufen,  so  hat  er  dem  Auftraggeber 
nicht  die  limitierten,  sondern  die  wirklichen 
(effektiven)  Preise  in  Rechnung  zu  stellen.  Die 
durch  Vertrag  oder  Platzgebrauch  bestimmte 
Provision  beträgt  im    Warengeschäft   1— 5*^/o- 

Von  grosser  Bedeutung  wird  das  Kommis- 
sionsgeschäft hauptsächlich  für  die  Vermittlung 
zwischen  dem  Produzenten  und  dem  ersten 
Käufer  (als  Verkaufs-  oder  Einkaufskommission), 
sowie  zwischen  dem  Importhandel  und  dem  bin- 
nenländischen Grosshandel.  Der  Grosshändler 
bedient  sich  seiner  entweder  zur  Vermittlung 
einzelner  Geschäfte,  oder  er  überträgt  ihm 
die  Vermittlung  aller  Geschäfte  auf  einem  be- 
stimmten Platze.  Der  Kommissionär  hält  seine 
Kommittenten  über  die  Marktverhältnisse  seines 
Platzes  ständig  auf  dem  laufenden,  er  schickt 
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ihnen  Marktberichte  und  Börsennachrichten, 
unterrichtet  sie  über  die  Ernteverhältnisse  usw. 
Der  Einkaufskommissionär  schickt  seinem 
Auftraggeber  nach  Erledigung  des  Auftrages 
die  Einkaufsrechnung  (Faktur).  Er  berechnet 
den  Einkaufspreis  samt  Einkaufskosten  und 
andern  Spesen  (Porto,  Maklergebühr,  Wägegeld, 
Ausbesserung  der  Verpackung,  Umpackung, 
Frachten,  Zölle  usw.).  ^Die  Provision  wird  be- 
rechnet vom  Einkaufspreis  nach  Zuschlag  der 
Spesen,  bei  der  Verkaufsrechnung  nach  Abzug 
der  Kosten.  Die  Art  des  Geschäftsbetriebes 
ist  in  technischer  Beziehung  ziemlich  die  gleiche 
wie  beim  Einkaufsagenten. 

DerVerkaufskommissionär  (Konsignatar) 
besorgt  für  seinen  Auftraggeber  (Konsignant) 
den  Verkauf  seiner  Produkte,  namentlich  im 
überseeischen  Geschäft.  Da  der  Kommissionär 
im  Gegensatz  zum  festen  Käufer  nicht  Eigen- 
tümer der  Ware  ist,  stellt  der  Konsignant  die 
sog.  Konsignationsfaktur  aus,  die  den  Ver- 
merk enthält,  dass  die  Ware  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Absenders  versandt  worden  ist.  Der 
Verkaufskommissionär  leistet  dem  Exporteur 
oder  dem  Fabrikanten  grosse  Dienste  durch  seine 
Platzkenntnis.  Er  erweitert  sein  Absatzgebiet, 
er  macht  ihn  aufmerksam  auf  die  Verände- 
rung der  Markt  Verhältnisse  usw.,  unterstützt 
ihn  aber  auch  durch  sein  Kapital,  indem  er 
ihm  Vorschüsse  auf  die  Konsignationsware  gibt 
i^h — ^/s  des  Fakturabetrages).  Diese  Vorschüsse 
spielen  eine  grosse  Rolle  im  Betrieb  des  Welt- 
handels, namentlich  bei  der  Einfuhr  über- 
seeischer Waren.  England  verdankt  seine 
Stellung  im  Welthandel  zu  einem  guten  Teil 
der  Kapitalkraft  seines  starkentwickelten  Kom- 
missionsgeschäftes, das  die  Produkte  der  ganzen 
Welt,  namentlich  aber  der  kapitalarmen  tropi- 
schen Exportländer  an  sich  zieht.  Für  den 
Konsignanten  bildet  dieses  System  den  ein- 
zigen Weg  der  Sicherstellung.  Der  Komis- 
sionär  besitzt  seinerseits  als  Deckung  für  seinen 
Vorschuss  die  Ware  oder  bei  schwimmender 
Ware  das  Konnossement  (Seefrachtbrief).  Der 
Vorschuss  des  Konsignatars  wird  gewöhnlich 
nicht  in  bar  übermittelt,  sondern  der  Konsignant 
zieht  auf  ihn  einen  Wechsel. 

Der  Verkaufskommissionär  leistet  seinem 
Auftraggeber  aber  auch  dadurch  einen  grossen 
Dienst,  dass  er  gegen  Provision  die  Bürg- 
schaft, das  Delcredere  (del  credere  =  für  den 
Glauben,  den  Kredit  einstehen),  für  den  rich- 
tigen Eingang  der  Gelder  von  selten  der  Käufer 
übernimmt.  Im  Einkaufsgeschäft  übernimmt  der 
Kommissionär    dem   Kommittenten  gegenüber 
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zuweilen  die  Garantie  für  die  Lieferungsfähig- 
keit des  Verkäufers  und  berechnet  dafür  eben- 
falls das  Delcredere. 

Für  die  baren  Auslagen  berechnet  der  Kom- 
missionär Zinsen.  Kommt  eine  Verkaufskom- 
mission ohne  Schuld  des  Kommissionärs  nicht 
zu  Stande,  z.  B.  weil  das  Preislimitum  nicht 
zu  erreichen  war,  oder  weil  der  Konsignant 
in  der  Zwischenzeit  die  Waren  anderwärts 
besser  verkauft  hat,  so  ist  der  Kommissionär 
berechtigt,  eine  Auslieferungsprovision  zu 
verlangen,  wenn  vertraglich  eine  solche  aus- 
bedungen oder  wenn  sie  ortsüblich  ist.  Für 
seine  Forderungen  haftet  die  Kommissionsware 
als  Pfand. 

Um  die  Geschäftshäuser  zu  Aufträgen  auf- 
zumuntern, übersendet  ihnen  der  Kommissionär 
häufig  sog.  Conti  finti,  d.  h.  fingierte,  ein- 
gebildete Einkaufs-  und  Verkaufsrechnungen, 
die  im  übrigen  genau  so  aussehen,  wie  die 
über  wirkliche  Geschäfte  ausgestellten.  So  er- 
sehen die  Kaufleute,  wie  hoch  ihnen,  mit 
Einschluss  der  Spesen,  Zölle,  Frachten  usw. 
ein  Einkauf  z.  B.  in  Havre,  Marseille,  Ant- 
werpen, Hamburg  usw.  zu  stehen  kommt,  oder 
welches  bei  Konsignationen  auf  verschiedene 
Plätze  der  Reinertrag  wäre.  Der  Kommissionär 
muss  daher  nicht  nur  Platz-  und  Warenkenntnisse 
besitzen,  sondern  er  muss  auch  die  Zoll-  und 
Transportverhältnisse  genau  kennen.  Liefert  er 
die  Waren  vom  eigenen  Lager,  wobei  er  die 
Einkaufsspesen  berechnen  darf,  oder  übernimmt 
er  selbst  als  Käufer  die  Konsignationsware,  so 
nennt  man  dies  „ein  Geschäft  in  sich". 

Der  Makler  (Sensal,  Courtier)  vermittelt 
die  Geschäfte  an  der  Börse. 

Über  die  Waren-  oder  Produktenmakler 
siehe  die  „Warenbörse",  über  die  Fonds- 
makler den  Abschnitt  „Börse". 

Der  Schiffsmakler  (Schiffsklarierer) besorgt 
die  Vermittlung  von  Schiffsbefrachtungen  zwi- 
schen dem  Schiffseigentümer  (Reeder)  und  dem 
Befrachter.  Er  besorgt  auch  die  Verzollung: 
der  Waren,  die  Vermietung  und  den  Verkauf 
von  Schiffen.  Der  Frachtmakler  vermittelt 
den  Abschluss  von  Frachtverträgen  zwischen 
Frachtführer  und  Absender  im  Landhandel. 
Der  Assekuranzmakler  besorgt  die  Vermitt- 
lung von  Seeversicherungen,  sowie  die  Berech- 
nung und  Verteilung  von  Seeschäden.  (Dies 
namentlich  in  England  und  den  Niederlanden). 

Der  Makler  trägt  alle  von  ihm  vermittelten  Ge- 
schäfte in  sein  Tagebuch,  das  täglich  von  ihm  zu 
unterzeichnen  ist,  ein  und  stellt  den  Kontrahenten  die 
Schlussnote  zu. 
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Der  Spediteur  besorgt  die  Güterversendung 
für  Rechnung  anderer,  indem  er  sich  der  Fracht- 
führer, Eisenbahn,  Schiffer  und  Fuhrleute  be- 
dient. Der  Empfänger  der  Ware  erhält  so- 
mit die  Ware  vom  Frachtführer,  der  ihm  eine 
Empfangsanzeige  übersendet.  Diese  er- 
mächtigt den  Empfänger  nach  Erfüllung  der 
auf  der  Sendung  etwa  haftenden  Verbindlich- 
keiten (z.  B.  Nachnahme)  zu  deren  Abholung. 
Häufig  lässt  sich  der  Empfänger  die  Ware 
durch  den  Camionneur  ins  Haus  bringen. 
Der  Spediteur  bedient  sich  oft  der  Zwi- 
schenspediteure, wenn  irgend  möglich  sei- 
ner eigenen  Filialen.  Es  gibt  wohl  kaum 
ein  Geschäft,  für  das  die  Errichtung  von  Fili- 
alen, besonders  an  den  Grenzorten,  so  zweck- 
entsprechend ist,  wie  das  Speditionsgeschäft. 
Der  Spediteur  übersendet  dem  Zwischenspe- 
diteur die  Anzeige  der  erfolgten  Absendung 
(Speditionsavis)  mit  den  Angaben,  wie  mit 
der  Ware  zu  verfahren  sei. 

Der  Spediteur  mit  seinen  gründlicheren 
Kenntnissen  der  Transport-  und  Zollverhält- 
nisse, leistet  dem  Kaufmann  dadurch  wesent- 
liche Dienste,  dass  er  für  ihn  Frachtbrief, 
Ladeschein,  Konnossement,  Zolldeklaration  aus- 
schreibt und  die  Versicherung  der  Waren  be- 
sorgt. Oft  ist  der  Spediteur  selbst  Agent  einer 
Transportversicherungsgesellschaft.  Der  Spedi- 
teur gewährt  auch  Vorschüsse  auf  die  ver- 
sandten Waren  und  übernimmt  das  Inkasso 
der  Forderungen  der  Absender.  Er  vereinigt 
Stückgüter  nach  der  gleichen  Richtung  zu  Wa- 
genladungen, so  dass  sie  als  Sammelgut  zu 
einem   billigeren  Frachtsatz   befördert  werden. 

Häufig  ist  mit  dem  Speditionsgeschäft  die 
Reiseagentur  verbunden,  in  Hafenplätzen  auch 
das  Import-  und  Exportgeschäft,  sowie 
das  Kommissionsgeschäft.  Andererseits  be- 
sorgen heute  auch  viele  Bahngesellschaften, 
besonders  in  England,  das  Speditionsgeschäft. 
So  zeigt  sich  auch  hier  das  Grundgesetz  jedes 
wirtschaftlichen  Betriebes:  Loslösung  einer  wirt- 
schaftlichen Spezialtätigkeit  aus  dem  Organis- 
mus des  Ganzen,  dann  wieder  das  Heranziehen 
verwandter  Unternehmungsformen  und  zuletzt 
—    die  Konkurrenz  von  allen  Seiten. 

Auf  grossen  Plätzen  haben  sich  die  Spedi- 
teure zu  Kartellen  vereinigt.  Dadurch  wird 
es  ihnen  leichter,  Sammelladungen  zu  beschaffen; 
auch  der  Preisdrückerei  arbeitet  diese  Orga- 
nisation entgegen. 

Die  Provision,  welche  der  Spediteur  für 
seine  Mühe  erhält,  wird  entweder  nach  dem 
Gewicht  der  Ware   oder    nach    der  Zahl  der 


Kolli  (der  Stücke)  berechnet.  Seine  Spesen- 
rechnung enthält  ausserdem  die  bei  Empfang- 
nahme und  Weiterbeförderung  entstandenen 
Kosten.  Den  Gesamtbetrag  seiner  Rechnung 
erhebt  der  Spediteur  durch  Nachnahme  oder 
durch  eine  auf  Sicht  gestellte  Kommissions- 
tratte. Ständige  Kunden  belastet  er  in  laufen- 
der Rechnung,  mit  den  Eisenbahngesellschaften 
steht  er  im  Kontokorrentverhältnis. 

Oft  übernimmt  der  Spediteur  die  Versen- 
dung auch  gegen  feste  Übernahmspreise, 
die  er  von  Zeit  zu  Zeit  seinen  Kunden  be- 
kannt gibt.  Infolge  der  vielen  Geschäftsbe- 
ziehungen, der  zahlreichen  Filialen,  der  Welt- 
kenntnis des  Spediteurs,  der  vor  Gründung 
oder  Übernahme  eines  Geschäftes  in  der  Regel 
jahrelang  im  Ausland  tätig  gewesen,  ist  er 
auch  in  der  Lage,  Fabrikanten,  Grossisten,  Im- 
porteuren und  Exporteuren  wertvolle  Ratschläge 
zu  erteilen. 

Der  Frachtführer  (Botenfuhrmann,  Fuhr- 
halter, Flusschiffer,  Binnenseeschiffahrts-  und 
Eisenbahngesellschaft)  übernimmt  wie  der  Ree- 
der den  Transport  von  Gütern  unmittelbar  vom 
Absender  oder  durch  Vermittlung  des  Spedi- 
teurs oder  des  Frachtmaklers.  (S.  den  Abschnitt 
„Hilfsgewerbe  des  Handels"). 

Der  Lagerhalter  übernimmt  gewerbsmässig 
die  Einlagerung  und  Aufbewahrung  von  Gü- 
tern. Schiffs-  und  Eisenbahngesellschaften  be- 
sorgen die  Einlagerung  in  ihren  eigenen  Lager- 
häusern als  Nebengewerbe. 

Der  Versicherer  übernimmt  gegen  eine 
bestimmte  Vergütung  (Prämie)  die  Verpflich- 
tung, Schadenersatz  zu  leisten,  falls  das  ver- 
sicherte Gut  verloren  gehen  oder  beschädigt 
werden  sollte. 

5.  Die  Gegenstände  des  Handels- 
betriebes. 

a)  Allgemeines. 

Gegenstände  des  Handelsbetriebes  sind:  Wa- 
ren (d. h. bewegliche  Sachgüter),  Immobilien 
(Liegenschaften),  Werte  (ideelle  Waren,  z.  B. 
Aktien),  Forderungen  und  Rechte.  Das 
Handelsgewerbe  im  engerem  Sinne  befasst  sich 
nur  mit  Waren,  das  Bankgeschäft  mit  Werten. 

Der  Handel  mit  Rechten  trifft  vornehmlich 
die  Patente,  mit  deren  Kauf  und  Verkauf  sich 
besonders    die    Patentbureaus    beschäftigen. 

In  bezug  auf  Forderungen  zeigt  uns  die 
Praxis,  dass  selbst  sehr  zweifelhafte  Guthaben, 
z.  B.  Verlustscheine  im  Konkursverfahren, 
Gegenstand  des  Handels  sind. 
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Der  Handel  mit  Werten  spielt  eine  grosse 
Rolle,  Ihr  Markt  ist  die  Börse.  Die  Werte 
werden  nicht  wie  die  Waren  nach  ihrem  Stoff- 
wert gehandelt,  sondern  nach  ihrem  ideellen 
Wert.  Ihr  Preis  ist  nicht  der  Nennwert,  son- 
dern der  Kurswert.  Solche  Werte  sind:  An- 
weisungen, Wechsel,  Banknoten,  Papiergeld, 
Obligationen,  Aktien,  Genusscheine,  Lose,  Kuxen. 

Der  Waren handel  umfasst  den  Handel  mit 
allen  Rohstoffen  und  den  daraus  gefertigten 
Fabrikaten.  In  der  Hauptsache  besteht  der  Welt- 
handel in  dem  Austausch  europäischer  Fabrikate 
gegen  aussereuropäische  Rohstoffe.  Doch  ex- 
portieren auch  Amerika  und  Japan  eine  Menge 
von  Fabrikaten,  und  Europa  exportiert  viele 
Rohstoffe,  ebenfalls  Erzeugnisse  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  und  des  Bergbaues.  Eine 
scharfe  Grenze  zwischen  Fabrikat  und  Rohstoff 
lässt  sich  oft  nicht  ziehen.  Einen  ungefähren 
Masstab  bietet  nur  das  Verhältnis  zwischen  Stoff- 
und  Arbeitswert. 

Olivenöl  ist  als  ein  Rohstoff  zu  betrachten,  ein 
parfümiertes  Öl  aber  als  ein  Fabrikat.  Wein  ist  ein 
Rohstoff,  Bier  ein  Fabrikat.  (Kunstwein  aber  ist  ein 
Fabrikat,  und  das  Bier,  das  Naturvölker  aus  Hirse 
usw.  sieden,  ein  Rohstoff).  In  der  geschäftlichen  Um- 
gangssprache, namentlich  an  der  Börse,  bezeichnet  man 
als  Fabrikate  oder  Produkte  alle  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse,  die  in  grösseren  Mengen  in  den  Handel 
kommen. 

Der  Handel  ist  an  dem  Warenumsatz  in 
verschiedener  Weise  beteiligt,  je  nachdem  es 
sich  um  europäische  oder  aussereuropäische 
Rohstoffe  oder  um  Fabrikate  (Halb-  und  Ganz- 
fabrikate) handelt. 

b)  Europäische  Rohprodukte. 
Landesprodukte,  wie  Fleisch,  Getreide, 
Wolle  usw.,  nennt  man  solche  Rohstoffe,  die 
auch  in  Europa,  aber  nicht  in  diesem  Erd- 
teil allein,  oder  nicht  einmal  hauptsächlich  er- 
zeugt werden,  z.  B.  Wolle,  im  Gegensatz  zu 
den  Rohstoffen,  die  nur  aus  den  Tropen 
kommen,  z.  B.  Baumwolle.  Ein  grosser  Teil 
der  europäischen  Rohstoffe  gelangt  vom  Pro- 
duzenten zum  Gewerbetreibenden  oder  Kon- 
sumenten ohne  die  Vermittlung  des  Handels. 
Dies  gilt  namentlich  von  Verzehrungsgegen- 
ständen,  die  noch  einer  Verarbeitung  be- 
dürfen. Der  Müller  kauft  das  Getreide  oft 
unmittelbar  vom  Produzenten,  der  Metzger  das 
Vieh  vom  Landwirt.  Der  Kleinhandel  ist  aus 
dem  Verkehr  mit  diesen  Gegenständen  so  gut 
wie  ausgeschlossen.  Der  Grosshandel  aber  [ 
bemächtigt  sich  dieser  Warenbewegung  im 
Zwischenhandel.  Der  Einkauf  geschieht  hier- 
bei  in   der  Form   des  Kleinhandels,  der  Ver-  i 


j  kauf  in  der  Form  des  Qrosshandels  (zuweilen 
in  der  der  Handelstrusts),  indem  das  Roh- 
material  nur  den  Verarbeitern    geliefert  wird. 

Im  kleinen  Marktverkehr  werden  ferner  viele 
für  den  sofortigen  Verbrauch  bestimmte 
Landesprodukte  (Gemüse,  Eier,  Fische  usw.) 
mit  Umgehung  des  Handels  vom  Erzeuger 
unmittelbar  an  den  Verbraucher  abgesetzt. 
Aber  auch  auf  diesem  Gebiet  gelingt  es  nicht, 
'  den  Handel  vollständig  auszuschalten.  Die 
Versorgung  grosser  Städte  mit  diesen  Nah- 
rungsmitteln erfordert  die  Mitwirkung  des 
Gross-  und  Kleinhandels.  Oft  tritt  beim  Um- 
satz solcher  Waren  der  sog.  Vorkauf  ein,  in- 
dem die  Händler  in  der  ersten  Stunde  die 
Waren  aufkaufen.  Der  Markthändler  hat  da- 
durch die  Sicherheit,  alles  zu  verkaufen  und 
braucht  nicht  den  ganzen  Vormittag  auf  dem 
Markt  zu  stehen.  Da  aber  der  Vorkauf  zu- 
weilen in  recht  empfindlicher  Weise  diese  Ar- 
tikel verteuert,  ist  er  an  einzelnen  Orten  ver- 
boten. Den  Einkauf  besorgen  oft  sog.  Auf- 
käufer, welche  die  nicht  zum  sofortigen  Ver- 
brauch geeigneten  Waren  beim  Erzeuger  im 
\  kleinen  für  ihren  Auftraggeber,  den  Gross- 
händler, einkaufen,  der  sie  hernach  in  grossen 
Mengen  auf  die  aufnahmsfähigen  Märkte  bringt. 
Dieser  Aufkauf  ist  eine  betriebstechnisch  ge- 
sunde Arbeitsteilung  im  Gegensatz  zum  Vor- 
kauf, d.  h.  der  Einschaltung  eines  schmarotzen- 
den Zwischengliedes. 

Da  die  Landesprodukte  in  den  Städten  das 
beste  Absatzgebiet  finden,  bringen  sie  Produ- 
zenten und  Händler  dorthin  in  grossen  Mengen 
zum  Verkauf.  Wenn  für  den  lokalen  Bedarf 
die  Zufuhren  zu  gross  sind,  müssen  die  über- 
schüssigen Waren  gelagert  werden.  So  wer- 
den die  Städte  zu  Stapel  platzen  für  Landes- 
produkte, und  dem  Handel  liegt  es  ob,  durch 
den  Export  einen  Abflusskanal  für  sie  zu 
schaffen.  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  und 
die  Verbesserung  der  Lebenshaltung  breiter 
Schichten  des  Volkes  können  den  Konsum 
nach  und  nach  in  dem  Umfange  steigern,  dass 
zuerst  der  Export  sich  immer  mehr  vermindert, 
schliesslich  ganz  aufhört  und  an  seine  Stelle 
der  Import  von  Rohprodukten  treten  muss. 

Während  Deutschland  bis  in  die  Mitte  des  letzten  Jahr- 
hunderts mehr  Roggen  aus-  als  eingeführt  hat,  ist  heute 
das  Umgekehrte  der  Fall.  Dasselbe  gilt  von  Weizen 
und  Gerste.  Frankreich,  früher  eines  der  ersten  Oe- 
treideexportländer,  führt  heute  dem  Werte  nach  nahezu 
zehnmal  mehr  Getreide  ein,  als  es  ausführt.  In  Eng- 
land, das  in  den  fünfziger  Jahren  noch  ^/^  seines  Kon- 
sums an  Getreide  produzierte,  ist  die  Erzeugung  auf  we- 
niger als  Vi  seines  Bedarfs  gesunken.  Ähnlich  liegen  die 
Verhältnisse  in  der  Schweiz,  in  den  Niederlanden,  Skan- 
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dinavien    und    in    den    Mittelmeerländern.      Diese    in  | 
engem  Zusammenhang  mit  der  industriellen  Entwicklung  I 
stehende  Veränderung   der  Produktionsverhältnisse   hat 
auch  den  Handel  erheblich  beeinflusst  und  kam  nament-  | 
lieh  weniger  bevölkerten  Ländern  zu  statten  (Russland, 
Rumänien,  Ungarn,  besonders  aber  auch  den  an  jung- 
fräulichem Boden  reichen  Vereinigten  Staaten).  ' 

c)  Überseeische  Rohprodukte. 

Sie  sind  für  die  Erzeugungsländer  vorzugs- 
weise Ausfuhrartikel,  dabei  der  geringen  Be- 
völkerungsdichtigkeit und  der  schwachen  Ent- 
wicklung der  Industrie  der  eigene  Konsum  nur 
einen  kleinen  Teil  der  Landesprodukte  auf- 
nehmen kann.  Doch  zeigt  sich  in  dieser  Hin- 
sicht eine  bedeutsame  Umwälzung.  Europäi- 
sche Firmen  legen  in  diesen  Ländern  Fabriken 
an,  um  die  Nähe  der  Rohstoffe,  die  billigen  I 
Arbeitskräfte,  oft  auch  Absatzvorteile  auszu- 
nutzen. Das  einheimische  Kapital  folgt  diesem 
Beispiel,  die  Banken  unterstützen  mit  ihren 
Mitteln  diese  Bestrebungen,  und  der  Staat  hilft 
ebenfalls  durch  Schutzzölle  und  andere  Ein- 
richtungen. So  wächst  mit  dem  Erstarken  der 
einheimischen  Industrie  der  innere  Konsum 
der  Landeserzeugnisse,  sowohl  der  unmittel- 
baren Verzehrungsgegenstände,  als  auch  der 
Produkte,  die  dem  Gewerbe  als  Rohstoff  die- 
nen. Auf  diesem  Wege  gelangt  man  immer 
näher  zur  wirtschaftlich  rationellen,  internatio- 
nalen Arbeitsteilung. 

Dieser  Entwicklungsprozess  beeinflusst  aber 
nicht  nur  die  Produktion  und  den  Konsum, 
sondern  namentlich  auch  den  Handel,  der  für 
den  Umsatz  der  exotischen  Produkte  eine  viel 
grössere  Rolle  spielt  als  für  den  der  europäi- 
schen Rohstoffe,  „da  die  letzten  Abnehmer  auf 
der  ganzen  Erde  zerstreut  sind  und  die  Pro- 
duzenten möglichst  bald  Zahlung  für  ihre 
Waren  wünschen,  so  dass  die  Intervention 
eines  mit  selbständigem  Kapital  operierenden 
Handels  wieder  unentbehrlich  wird"  (Lexis). 
Den  Umsatz  der  überseeischen  Rohstoffe  vom 
Erzeuger  zum  Gewerbetreibenden  besorgt  der 
Grosshandel  (Exporteur,  Importeur,  Kommis- 
sionär, Agent,  Grossist)  ohne  Mitwirkung  des 
Kleinhandels,  den  Verkauf  der  überseeischen 
Verzehrungsgegenstände  (Tee,  Kaffee  u.  a.)  an 
die  Verbraucher  aber  besorgt  der  Kleinhändler, 
der  sie  vom  Grossisten  bezieht.  Im  Handel 
mit  den  überseeischen  Rohstoffen  haben  sich 
einige  Seeplätze  infolge  ihrer  günstigen  Lage, 
ihrer  Kapitalkraft,  ihrer  Unternehmungslust  als 
Knotenpunkte  des  Weltverkehrs  oder  als  Ein- 
gangspforten eines  dicht  bevölkerten,  industrie- 
reichen Hinterlandes  ein  Monopol  geschaffen. 
Sie  sind  die  grossen  Sammelstellen  geworden. 


an  denen  das  Kommissions-  und  Importge- 
schäft, die  Warenbörse,  die  Auktionen,  das 
Lagerhausgeschäft  zusammenwirken  zur  Kon- 
zentration der  Vorräte,  zur  Lagerung  und  Sor- 
tierung, zur  Klassifizierung  und  damit  zur 
Preisbildung.  An  diese  Zentralplätze  als  Ordre- 
häfen  wird  auch  die  „schwimmende  Ware" 
geleitet,  deren  Menge  neben  den  vorhandenen 
Vorräten  auf  die  Preisgestaltung  einwirkt.  An 
diesen  Zentralplätzen,  seltener  direkt  im  über- 
seeischen Erzeugungsland,  kauft  der  Grossist 
und  der  Fabrikant  ein. 

d)  Fabrikate. 
Die  Mitwirkung  des  Handels  beim  Umsatz 
der  Fabrikate  ist  je  nach  deren  Art  sehr  ver- 
schieden. Die  fabrizierten  Nahrun gs-  und 
Genussmittel  werden  vom  Fabrikanten  ge- 
wöhnlich unmittelbar  an  den  Ladenbesitzer, 
oft  sogar  direkt  an  den  Verbraucher  verkauft, 
indem  der  Gewerbetreibende  durch  einen  eigenen 
Laden  selbst  den  Vertrieb  besorgt.  Grosshandel 
und  Kommissionsgeschäft  werden  nicht  in  Mit- 
leidenschaft gezogen,  ausser  bei  einigen  Welt- 
handelsartikeln dieser  Art,  z.  B.  dem  Zucker. 
Auch  im  Umsatz  der  Halbfabrikate  wird 
der  selbständige  Händler  immer  mehr  verdrängt. 
Der  Gewerbetreibende  kauft  die  zur  weiteren 
Verarbeitung  erforderiichen  Halbfabrikate  (z.  B. 

1  Baumwollgarn,  Papier)  unmittelbar  von  ihrem 
Erzeuger,  um  durch  die  Vermeidung  der  Zwi- 

;  schenhände    eine    Ersparnis   zu    erzielen    und 

I  häufig  auch,  um  bei  direktem  Einkauf  beson- 
dere fabrikationstechnische  Ansprüche  an  die 
Beschaffenheit    der    Halbfabrikate    besser   zur 

!  Geltung  bringen  zu  können.  Beim  Bezug  aus 
dem  Ausland  bedient  er  sich  oft  der  Vermitt- 
lung eines  Kommissionärs. 

In  bezug  auf  die  Fabrikate  sind  zu  unter- 
scheiden die  sog.  individualisierten  Fa- 
brikate unddiekuranten  Industrieerzeug- 
nisse. Jene  werden  auf  Bestellung  für  einen 
bestimmten  Zweck  hergestellt  und  eignen  sich 
daher  nicht  als  Handelsgegenstände,  namentlich 
wenn  sie  einen  hohen  Wert  haben  oder  wenn 

i  die    Herstellung    die   besonderen    Bedürfnisse 

i  nur  eines  einzelnen  berücksichtigen  muss. 
Hierin  liegt  ein  grosser  Unterschied  zwischen 
Gewerbe  und  Handel.  Das  Handwerk  baut 
zu  einem  guten  Teile  auf  der  Rücksichtnahme 

i  auf  individuelle  Bedürfnisse  und  Wünsche  auf, 
der  Handel  beruht  auf  der  Befriedigung  von 
Allgemeinbedürfnissen.  Handelsartikel  können 
daher  nur  solche  Waren  sein,  die  dem  laufen- 
den  Bedarf  entsprechen  und  deshalb  auf  Lager 
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gehalten  werden  können.  In  bezug  auf  die 
individualisierten  Fabrikate  gibt  es  nun  freilich 
wieder  verschiedene  Abstufungen.  Der  Schuster 
macht  Schuhe  für  verkrüppelte  Füsse  nur  auf 
Bestellung,  Handelsgegenstände  sind  solche 
Erzeugnisse  nicht.  Beim  Schneider  kann  auch 
der  Wohlbeleibte  sich  eine  passende  Kleidung 
verschaffen,  nicht  aber  in  jedem  Konfektions- 
geschäft. 

Schon  an  diesen  zwei  Beispielen  sehen  wir  einen 
Unterschied:  Der  Schuhhändler  überweist  den  Mann 
mit  den  verkrüppelten  Füssen  an  den  Schuhmacher, 
der  Kleiderhändler  übernimmt  die  Lieferung  gegen 
einen  massigen  Zuschlag.  Im  ersten  Falle  braucht  es 
spezieller  Erfahrung,  so  dass,  wenn  selbst  der  Schuh- 
händler eine  eigene  Werkstätte  besitzt,  er  in  den  mei- 
sten Fällen  keinen  Arbeiter  hat,  der  in  solchen  Arbeiten 
gewandt  ist.  Im  zweiten  Falle  erfordert  die  Herstel- 
lung keine  besonderen  Kenntnisse.  Solche  Kleider 
werden  aber  deswegen  für  den  Verkauf  nicht  herge- 
stellt, weil  sie  zu  wenig  allgemein  brauchbar  sind  und 
somit  die  Nachfrage  zu  gering  ist.  Bei  Waren  dieser 
Art  handelt  es  sich  nicht  um  strenge  Anpassung  an 
die  Bedürfnisse  einer  Person,  sondern  um  die  Befrie- 
digungvon  Ausnahmebedürfnissen  einer  beschränk- 
ten Anzahl  von  Personen.  Hier  spielt  der  Handel  be- 
reits den  Vermittler.  Je  häufiger  diese  besonderen  Be- 
dürfnisse auftreten,  desto  eher  findet  sich  auch  schon 
die  Geneigtheit,  solche  Gegenstände  im  Spezialhan- 
del  zu  vertreiben,  z.  B.  Sanitätsgeschäfte.  In  diesen 
Fällen  tritt  der  Charakter  der  Individualisierung  noch 
mehr  zurück,  und  so  lässt  sich  die  Grenze  zwischen 
dem  individualisierten  und  dem  kuranten  Fabrikat  nicht 
leicht  ziehen.  Eine  Übergangsstufe  bilden  die  Gegen- 
stände, die  nur  bestimmte  Standesbedürfnisse  be- 
friedigen, z.B.  Studentenutensilien  (Mützen,  Bänder  usw.). 
In  diesem  Falle  wird  oft  ein  Teil  der  Ware  selbst  her- 
gestellt, ein  Teil  von  andern  Gewerbetreibenden  be- 
zogen, so  dass  auch  hier  der  Grosshandel  ganz,  der 
Kleinhandel  zum  Teil  ausgeschaltet  ist. 

Beim  Bezug  grosser  Maschinen,  einer 
bedeutenden  Menge  von  Installationsgegen- 
ständen und  anderem  technischen  Material, 
z.  B.  Eisenbahnschienen,  wird  der  Handel  in 
der  Regel  umgangen  und  die  Anschaffung  auf 
dem  Wege  der  Submission  bewerkstelligt 
und  zwar  sowohl  bei  Einzelunternehmern  als 
bei  Gesellschaften  und  beim  Staat.  Mit  dem 
Submissionswesen  sind  mancherlei  Auswüchse 
verbunden. 

Unter  den  kuranten  Fabrikaten  sind  die  ge- 
eignetsten Handelsgegenstände  die  Waren,  die 
für  die  unmittelbare  Befriedigung  der  Bedürf- 
nisse nach  Kleidung,  Haushalt-,  Küchenein- 
richtung usw.  dienen.  Beim  Handel  mit  diesen 
Gegenständen  treten  auch  die  meisten  Mittel- 
glieder ein.  Diese  Fabrikate  werden  als  Mas- 
senartikel erzeugt,  aber  im  kleinen  abgesetzt. 
Schon  aus  diesem  Grunde  wird  die  Mitwir- 
kung eines  ausgedehnten  selbständigen  Gross- 
und   Kleinhandels    zum    Vertrieb    notwendig. 


Es  geschieht  dies  aber  auch,  weil  der  Fabri- 
kant der  Kapitalunterstützung  der  Kauf- 
leute bedarf,  da  er  nicht  auf  die  Rückströmung 
seines  Betriebskapitals,  d.  h.  bis  die  massen- 
haft erzeugten  Güter  verkauft  sind,  warten 
kann.  Ferner  macht  es  die  Ausdehnung  des 
Absatzgebietes  nötig,  dass  der  Kaufmann  auch 
seine  Kenntnisse  der  Landes-  und  Platzver- 
hältnisse in  den  Dienst  des  Industriellen  stellt. 
Bei  vielen  Waren  dieser  Art  hat  der  durch 
Vermittlung  einer  grossen  Reihe  kaufmänni- 
scher Mittelpersonen  bewerkstelligte  Export- 
handel eine  viel  grössere  Bedeutung  als  der 
mehr  durch  die  Vermittlung  des  Kleinhandels 
bewirkte  binnenländische  Absatz.  Dies  trifft 
z.  B.  ziemlich  allgemein  zu  für  die  Seiden- 
industrie und  den  Handel  mit  diesen  Produk- 
ten, meistens  auch  für  die  Baumwollfabrikation 
der  Industriestaaten. 

6.  Gründung,  Betrieb  und  Auflösung 
des  Geschäftes. 

a)  Die  Gründung. 

Bei  der  Gründung  eines  Unternehmens  muss 
viele  Vorsorge  getroffen  sein,  wenn  ein  Erfolg 
erwartet  werden  darf. 

Vor  allem  muss  hinreichendes  Kapital  vor- 
handen sein.  Im  Handelsgewerbe  im  engeren 
Sinne  beruht  die  Leistungsfähigkeit  mehr  auf 
dem  Kapital  als  auf  der  Arbeit,  im  Gegensatz 
zum  Kleingewerbe,  und  zwar,  mehr  auf  dem 
umlaufenden  als  auf  dem  stehenden,  im  Gegen- 
satz zur  Grossindustrie.  Das  stehende  Kapital 
besteht  häufig  nur  in  den  notwendigen  Räum- 
lichkeiten und  deren  Einrichtung.  Sehr  oft 
bedarf  es  selbst  dieser  nicht  einmal,  da  staat- 
liche Einrichtungen,  wie  Niederlagshäuser,  Ge- 
treidehallen usw ,  sowie  private  Unternehmun- 
gen ihm  dienen  können.  Das  umlaufende  Ka- 
pital wird  weit  weniger  als  im  industriellen 
Betrieb  durch  Betriebskosten  (Löhne,  Miete  usw.) 
aufgesaugt,  vielmehr  ist  es  möglich,  dass  es 
häufig  von  Geld  in  Waren  umgewandelt  wird. 
Unrichtig  wäre  es  anzunehmen,  dass  der  Klein- 
händler durchweg  eines  kleineren  Kapitales 
bedürfe  als  der  Grosshändler.  Die  Höhe  des 
erforderlichen  Kapitals  ist  abhängig  von  der 
Grösse  und  der  Art  des  Umsatzes,  sowie  von 
der  Art  des  Geschäftes,  von  dem  Umstände, 
ob  beim  Absatz  Barzahlung  oder  Kreditgewäh- 
rung die  Regel  ist.  Die  Ausdehnung  des  Han- 
delsgewerbes auf  Spekulationsgeschäfte  erfordert 
im  Waren-  und  Bankgeschäft  gleichfalls  grössere 
Kapitalien,  als  wenn  es  eingeschränkt  wird  auf 
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die  weniger  riskierten  Alltagsgeschäfte.  Über 
alles  dies  hat  sich  jeder  bei  der  Gründung 
eines  Geschäftes  Klarheit  zu  verschaffen. 

Der  Bankier  arbeitet  mehr  mit  fremden  Kapitalien 
als  der  Warenhändler.  Im  Eigenhandel  bedarf  es 
grösserer  eigener  Mittel  als  im  Kommissionsgeschäft. 
Das  Versicherungsgeschäft  erfordert  geringe  vorhandene 
KapitaHen,  aber  die  Möglichkeit  einer  raschen  Kapital- 
vermehrung. Ein  weitverzweigtes  Speditionsgeschäft 
kann  mit  geringen  eigenen  Mitteln  arbeiten,  ein  Trans- 
portunternehmen bedarf  eines  grossen  Anlagekapitals. 

Da  aber  bei  jeder  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmung ein  Risiko  vorhanden  ist,  bedarf  sie 
zweckentsprechender  Mittel,  um  nicht  durch  Ver- 
luste, die  in  jedem  Geschäft  unvermeidlich  sind,  I 
in  den  Konkurs  getrieben  zu  werden,  was  ge-  i 
schiebt,  wenn  die  Mittel  fehlen,  eine  Besserung 
der  Verhältnisse  abzuwarten,  die  den  Verlust! 
wieder  wettmacht.  Aber  auch  beim  regelmässi- 
gen Gang  des  Geschäftes  sind  hinreichende 
eigene  Mittel  erforderlich.  Wer  konkurrenzfähig 
sein  will,  muss  vorteilhaft  einkaufen  können. 
Dies  wird  vor  allem  erreicht  durch  prompte 
Zahlung,  die  nur  dann  möglich  ist,  wenn  der 
Unternehmer  so  grosse  Mittel  besitzt,  dass  er 
nicht  an  den  regelmässigen  Eingang  seiner 
Forderungen  gebunden  ist. 

Der  Gang  eines  jeden  Geschäftes  erfordert 
aber  auch  von  Zeit  zu  Zeit,  im  Warengeschäft 
sogar  sehr  häufig,  die  Ergänzung  des  eigenen 
Kapitals  durch  Kredite.  Im  Warenhandel  bildet 
der  Kreditkauf  (Warenkredit)  die  Regel,  so- 
wohl im  Grosshandel  an  der  Börse,  als  im 
Kleinhandel.  Der  Krämer  und  Kleinhändler  wird 
dazu  gezwungen  durch  das  Borgsystem,  das 
diesen  Betrieben  eigentümlich  ist.  Der  Ver- 
käufer der  Ware,  der  sich  meistens  durch  einen 
Wechsel  decken  lässt  und  so  seinem  Abnehmer 
einen  auf  die  übliche  Frist  sich  erstreckenden 
Kredit  gewährt,  nimmt  seinerseits  durch  die 
Wechseldiskontierung  den  Bankkredit  in  An- 
spruch. Dieser  tritt  aber  auch  auf  als  Lom- 
bardkredit (Darlehen  gegen  Waren  oder  Hin- 
terlegung von  Warenpapieren).  Eine  grosse 
Rolle  spielt  der  Kredit  auch  im  Kommissions- 
und Speditionsgeschäft  (Vorschüsse). 

Der  Bankier  gewährt  dem  Kaufmann  viel- 
fach nur  gedeckten  Kredit,  die  Kaufleute 
selbst  aber  räumen  sich  untereinander  Perso- 
nalkredit ein. 

Wer  ein  Geschäft  gründen  will,  muss  daher 
kreditfähig  sein,  d.h.  er  muss  neben  hinreichen- 
den eigenen  Mitteln  einen  unbescholtenen 
Charakter,  Arbeitsfreudigkeit,  Geschäfts- 
und Platzkenntnisse  besitzen.  Diese  stützen 
sich  auf  eine  gute  theoretische  Ausbildung  und 


eine  solide  Schulung  als  Lehrling  und  Ange- 
stellter. Der  Gründer  eines  Unternehmens  hat 
die  gewerbepolizeilichen  und  handels- 
gesetzlichen Vorschriften  (Handelsregister- 
eintragung u.  a.)  zu  erfüllen  und  muss  mün- 
dig sein.  Er  hat  aber  auch  den  betriebs- 
technischen Anforderungen  von  Anfang 
an  zu  genügen,  namentlich  durch  eine  äusserst 
sorgfältige  buchhalterische  Aufstellung  der  Er- 
öffnungsbilanz, wobei  es  ihm  nicht  genügen 
darf,  bloss  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  nach- 
zukommen. Die  Gründung  soll  möglichst  erst 
im  gereiften,  tatkräftigen  Mannesalter  vorge- 
nommen werden.  Junge  Unternehmer  besitzen 
gewöhnlich  zu  wenig  Erfahrung  und  nicht  die 
nötige  Ruhe  des  Urteils,  dagegen  fehlt  älteren 
Personen  oft  die  erforderliche  Willenskraft.  Die 
grösste  Sorgfalt  ist  zu  verwenden  auf  eine 
passende  Ortswahl  und  gleich  von  Anfang 
an    auf  eine  zweckmässige  Organisation. 

b)  Der  Betrieb. 

Wer  sein  Geschäft  mit  Erfolg  betreiben  will, 
muss  sich  folgende  Grundsätze  zu  eigen 
machen  : 

Er  darf  sich  nur  an  ein  Geschäft  wagen, 
das  er  nach  allen  Seiten  gründlich  kennt. 
Andere  Anforderungen  stellt  der  Bankbetrieb, 
andere  der  Warenhandel,  verschieden  sind  sie 
im  Gross-  und  Kleinhandel,  verschieden  im 
Eigen-  und  Kommissionsgeschäft,  verschieden 
nach  Branchen  usw.  Er  muss  die  Bezugs- 
quellen kennen,  die  Absatzgebiete,  die  Usancen, 
die  den  Preis  bestimmenden  Faktoren,  den  Platz 
und  seine  Kundschaft,  die  Handelsobjekte,  das 
Gebaren  der  Konkurrenz,  die  Ausdehnungs- 
fähigkeit des  Handelszweiges,  den  er  erwählt, 
das  mutmassliche  Risiko,  die  Transportverhält- 
nisse usw. 

Er  soll  nicht  im  Vertrauen  auf  den  leicht 
erhältlichen  Kredit  oder  auf  ein  besonderes 
Glück  mit  unzureichenden  Kapitalien  ein 
Geschäft  übernehmen,  aber  auch  nicht  mehr 
Vermögen  zum  Betrieb  verwenden,  als  er  nötig 
hat.  Den  Kredit  soll  er  nur  in  Anspruch 
nehmen,  wenn  die  Umstände  ihn  dazu  zwin- 
gen, und  zwar  nicht  in  höherem  Masse,  als 
wie  er  bei  Ablauf  der  Frist  berechtigterweise 
hoffen  kann,  seinen  Verpflichtungen  gerecht 
werden  zu  können. 

Er  soll  sich  Rechenschaft  geben,  ob  die 
Natur  des  Geschäftes  es  erlaubt,  dieses  nach 
und  nach  zu  erweitern,  oder  ob  es  gleich 
von  Anfang  an  in  einem  grossen  Umfang 
errichtet  werden  muss,  wenn  es  gedeihen  soll. 
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Reicht  die  eigene  Arbeitskraft  nicht  aus,  so 
muss  er  es  verstehen,  tüchtige  Arbeitskräfte 
heranzuziehen  und  richtig  zu  organisieren.  Er 
muss  die  Arbeit  zweckentsprechend  anordnen 
können,  um  jederzeit  seine  Leitung  wirksam 
zu  gestalten  und  den  Einbhck  in  das  Ganze 
zu  bewahren.  Seine  AngesteUten  soll  er  in 
richtiger  Weise  mit  Takt  und  Nachsicht  behan- 
deln und  ihnen  ein  gutes  Beispiel  in  Pünkt- 
lichkeit und  Berufstreue  geben,  und,  um  sie 
an  das  Geschäft  zu  fesseln,  sie  anständig  be- 
solden. 

Er  darf  das  Kalkulieren  nicht  unterschätzen, 
um  den  Verkaufspreis  nicht  zu  niedrig  und 
nicht  zu  hoch  anzusetzen,  da  er  in  jenem 
Falle  mit  Schaden  arbeitet,  in  diesem  nicht 
konkurrenzfähig  ist.  Er  soll  sich  mit  einem  so 
massigen  Gewinn  begnügen,  wie  er  der  Natur 
der  Ware  und  der  Schnelligkeit  des  Umsatzes, 
sowie  den  besonderen  Absatzverhältnissen  ent- 
spricht. 

Er  soll  nur  mit  soliden  und  kreditfähi- 
gen Kunden  arbeiten.  Dies  gilt  in  gleicher 
Weise  für  den  Bankier,  wie  für  den  Waren- 
händler. Der  Reisende  soll  sich  über  die  Zah- 
lungsfähigkeit der  Kunden  sorgfältig  unter- 
richten. Besonders  schwierig  wird  diese  Auf- 
gabe im  überseeischen  Handel.  In  Ländern,  wo 
das  Auskunftswesen  durch  solide  Auskunfts- 
bureaus besorgt  wird,  wie  z.  B,  im  allgemeinen 
in  Deutschland,  kann  sich  der  Handeltreibende 
vertrauensvoll  an  diese  Institute  wenden.  In 
manchem  Lande  aber,  z.  B.  in  Rumänien,  sind 
die  Geschäftspraktiken  dieser  für  den  Handels- 
stand so  wichtigen  Einrichtungen  oft  nicht 
sehr  vertrauenerweckend. 

Um  die  Kundschaft  zu  erhalten  und 
neue  Kunden  zu  gewinnen,  hat  sich  der  Han- 
deltreibende der  grössten  Ehrlichkeit  zu  be- 
fleissen.  Richtiges  Mass  und  Gewicht,  gute 
und  preiswürdige  Ware,  geschmackvolle  und 
saubere  Ausstattung  des  Ladens,  reiche  Aus- 
wahl, freundliche  und  rasche  Bedienung,  An- 
passung an  die  Wünsche  der  Kundschaft  wer- 
den ihn  dieses  Ziel  erreichen  lassen. 

Der  Handeltreibende  hat  aber  nicht  nur  ein 
Interesse,  sich  die  Kundschaft,  sondern  auch 
die  Verbindung  mit  seinen  Lieferanten  zu 
erhalten.  Ohne  zwingend«?  Grund  soll  er 
nicht  von  einem  alten  Lieferanten  abgehen, 
denn  die  Kundschaft  gewöhnt  sich  nicht  nur 
an  den  Händler,  sondern  auch  an  dessen  Ware. 
Doch  darf  er  auch  nicht  phlegmatisch  an  den 
bisherigen  Lieferanten  hängen.  Er  muss  sich 
stets    über     die    Geschäftsgebarung     anderer 


Lieferanten  durch  Anfragen,  Verlangen  von 
Preislisten  usw.  auf  dem  laufenden  erhalten. 
Er  hat  nicht  nur  gegenüber  der  Kundschaft 
reell  zu  handeln,  sondern  auch  gegenüber  den 
Lieferanten  (keine  ungerechtfertigte  Abzüge  bei 
Zahlungen,  Entschädigung,  wenn  pünktliche 
Zahlung  nicht  möglich,  keine  Reklamationen, 
bloss  in  der  Absicht,  eine  Preisreduktion  zu 
erzwingen). 

Er  soll  gewissenhaft  und  in  zweckent- 
sprechender Weise  nicht  nur  seine  Geschäfts- 
bücher, sondern  auch  das  Haushaltbuch 
führen  und  für  den  Haushalt  keinen  grösseren 
Aufwand  machen,  als  es  sein  Geschäftsgewinn 
und  die  eigenen  Mittel  erlauben.  Das  Leben 
auf  „hohem  Fuss"  wirkt  meist  mehr  kredit- 
schädigend als  kreditfördernd. 

Er  muss  peinliche  Ordnung  halten  in  der 
Korrespondenz,  da  danach  häufig  die  Qua- 
lität eines  Hauses  beurteilt  wird. 

Er  muss  es  sich  zur  Regel  machen,  so  viel 
als  möglich  bar  zu  zahlen,  so  wenig  als  mög- 
lich zu  kreditieren,  mit  fremdem  Geld  über- 
haupt nicht  zu  spekulieren,  mit  dem  seinigen 
äusserst  vorsichtig.  Den  richtigen  Mittelweg 
zu  finden  zwischen  Wagen  und  Berech- 
nen, zwischen  raschem  Handeln  und 
vorsichtigem  Zurückhalten,  wird  dem 
Kaufmann  manchmal  schwer  fallen.  Allein 
darin  beruht  zu  einem  grossen  Teil  sein  Erfolg 
oder  Misserfolg. 

Auch  seinen  Konkurrenten  gegenüber  muss 
er  stets  korrekt  handeln.  Dies  wird  dem  Handel- 
treibenden angesichts  des  „unlauteren  Wettbe- 
werbs", der  „Schmutzkonkurrenz"  usw.,  manch- 
mal nicht  leicht  sein,  aber  auch  da  gewinnt 
ruhiges  Blut  und  Takt.         ^ 

c)  Die  Auflösung. 

Diese  kann  freiwillig  erfolgen  (Liqui- 
dation) oder  zwangsweise  (Konkurs,  Falli- 
ment, Bankerott).  ^ 

Die  Veranlassung  zur  Liquidation  (liqoT 
dieren  =  flüssig  machen,  zu  Geld  machen, 
Realisieren  der  Aktiven  und  Tilgung  der  'Pas- 
siven) kann  verschiedener  Art  seil),  z.  B.  fort- 
dauernd schlechter  Geschäftsgang,  der 
nicht  in  mangelnden  Eigenschafte]j^es  Inha- 
bers, sondern  in  d^  Natur  des  Cfeschäftes  be- 
gründet ist  und  söVnit  einen  vorteilhaften  »Ver- 
kauf nicht  j^iivarten  lässt. ,  Den  Ursaciteif  des 
schlechtßfl  \janges  hat  der  Inhaber  sorgfältig 
nachzuspüren.  Sehr  oft  liegen'  sie  inf ver- 
fehlter Organisation,  in  unrichtiger  Betriebs- 
weise.   Aus  dieser  Erkenntnis  sind  die  Lehren 
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im  konkreten  Falle  rasch  gezogen,  nicht  so 
rasch  aber  lassen  sich  oft  die  nötigen  Ände- 
rungen durchführen.  Manchmal  rührt  der  Miss- 
erfolg nur  von  einem  oder  von  mehreren  Ge- 
schäftszweigen her,  dann  kann  eine  Einschrän- 
kung oder  Ausdehnung  des  Betriebes  zur 
richtigen  Zeit  den  Übelstand  beseitigen.  Häu- 
fig sind  es  die  Wirkungen  von  Krisen,  die 
sich  je  nach  der  Kapitalkraft  des  Unternehmers, 
der  Art  und  dem  Umfang  des  Unternehmens, 
den  Ortsverhältnissen  usw.  verschieden  fühlbar 
machen.  In  diesem  Falle  heisst  es,  den  Be- 
trieb mit  erhöhter  Vorsicht  durchführen.  Ist  der 
Geschäftsgang  vorübergehend  schlecht,  so 
darf  sich  der  Inhaber  dadurch  nicht  entmutigen 
lassen  und  zu  einer  solch  ungünstigen  Zeit 
den  Verkauf  oder  die  Liquidation  durchführen. 

Weitere  Gründe  zur  Auflösung  können  bieten: 
Alter  oder  Gesundheitsrücksichten  des 
Inhabers,  Wegzug,  Todesfall,  Uneinig- 
keit zwischen   den  Gesellschaftern  u.  a. 

Die  Firma  erhält  während  der  Dauer  der 
Liquidation  den  Zusatz:  „in  Liquidation".  Da 
die  Liquidationsfirma  die  Vermögensstücke  so 
vorteilhaft  als  möglich  zu  verkaufen  sucht,  kann 
die  Liquidation  oft  längere  Zeit  in  Anspruch 
nehmen,  in  der  mitunter  sogar  zur  Vervoll- 
ständigung des  Warenlagers  kleinere  Quanti- 
täten noch  hinzugekauft  werden  müssen.  Zu- 
weilen entwickelt  sich  daraus  eine  „permanente" 
Liquidation,  bei  der  es  nur  auf  Kundenfängerei 
abgesehen  ist. 

Schlechter  Geschäftsgang,  verfehlte  Speku- 
lationen, leichtfertiges  Kreditgeben  können  die 
Veranlassung  geben,  dass  der  Kaufmann  seine 
Zahlungen  einstellen  (sich  insolvent,  zah- 
lungsunfähig erklären)  muss.  In  Krisenzeiten 
kann  dies  vorkommen,  selbst  wenn  die  Aktiven 
grösser  sind  als  die  Passiven,  weil  die  Ver- 
mögensbestandteile schwer  zu  veräussern  sind. 
In  solchen  Fällen  erhält  der  Schuldner  von 
der  Gläubigerversammlung  oft  eine  Zahlungs- 
frist (Moratorium).  Die  Gläubiger  gewähren 
dem  Schuldner  zuweilen  auch  einen  Vergleich 
(Akkord),  d.h.  sie  erklären  sich  mit  50,  6O0/0 
usw.  befriedigt.  Geschieht  dies  nicht,  so  tritt 
das  gerichtliche  Verfahren,  der  Konkurs  ein. 

W.  Wick-Basel. 

7.  Kaufmännische  Propaganda. 

a)  Wesen  und  Zweck  der  Propaganda. 
Der  Absatz  von  Waren  hängt  von  den  Be- 
dürfnissen, den  Mitteln  und  der  Meinung  der 
Käufer  ab.  Es  genügt  durchaus  nicht,  dass 
ein  Kaufmann  solche  Waren  beschafft,  die  Aus- 


sicht auf  Absatz  haben,  er  muss  es  auch  ver- 
stehen, Kunden  zu  gewinnen  und  festzuhalten. 
Dies  ist  der  Zweck  der  kaufmännischen 
Propaganda  oder  Reklame. 

Die  Bedeutung  der  Reklame  beruht  in 
der  Neigung  des  Publikums,  bei  der  Ent- 
schliessung  über  den  Ankauf  von  Waren  und 
bei  der  Auswahl  unter  den  verschiedenen  Er- 
werbsgelegenheiten dem  in  augenfälliger  und 
anpreisender  Form  sich  kundgebenden  Ange- 
bot Gehör  zu  schenken.  Die  Vermehrung  der 
Verkehrsmittel,  mannigfache  Erleichterungen 
zu  ihrer  Benutzung,  die  wachsende  Ausbrei- 
tung des  Zeitungswesens,  die  Entwicklung  der 
polygraphischen  Gewerbe  haben  mit  andern 
Umständen  zusammengewirkt,  um  die  Ver- 
breitung geschäftlicher  Ankündigungen  zu  er- 
leichtern und  damit  deren  Bedeutung  für  das 
Verkehrsleben  zu  erhöhen. 

Jede  Reklame  hat  den  Zweck,  in  dem 
Publikum  die  Überzeugung  zu  wecken,  dass 
das  Empfohlene  gut,  brauchbar,  gediegen, 
preiswert,  wertvoll  ist,  und  dass  etwas  Minder- 
wertiges nicht  so  angeboten  werden  könnte. 
Freilich  —  auch  für  Schundware  wird  oft  ge- 
nug pompöse  Reklame  gemacht.  Daher  rührt 
vielfach  ein  gewisses  Misstrauen  gegenüber  der 
Reklame,  das  der  solide  Kaufmann  nur  da- 
durch zerstören  kann,  dass  er  in  seinen  Rekla- 
men stets  massvoll  und  geschmackvoll  bleibt, 
der  Wahrheit  die  Ehre  gibt  und  seine  Kund- 
schaft reell  bedient,  denn  die  Reklame  allein 
vermag  ein  Geschäft  auf  die  Dauer  nicht  hoch 
zu  halten;  Treue  und  Glauben  sind  die  not- 
wendige Unterlage. 

Barnum,  der  typische  Vertreter  der  ameri- 
kanischen Reklame,  sagte:  „Der  Bauer  sät  sein 
Korn;  während  er  schläft,  wächst  dieses  und 
treibt  vielfältige  Frucht.  Ebenso  ist  es  mit  der 
Anzeige.  Während  du  schläfst  oder  issest  oder 
mit  deinen  Kunden  plauderst,  wird  die  An- 
zeige von  hundert  und  tausend  Leuten  gelesen, 
die  dich  nie  sahen,  noch  von  deinem  Ge- 
schäfte hörten  oder  gehört  haben  würden, 
wenn  deine  Anzeige  nicht  davon  erzählt  hätte." 
Von  Macaulay  stammt  das  Wort:  „Die  An- 
zeigen sind  dem  Geschäft,  was  der  Dampf  für 
die  Maschine  ist:  die  grosse  bewegende  Kraft." 

Dass  die  Reklame  für  die  Geschäftswelt 
nützlich  und  vielfach  sogar  unentbehrlich 
ist,  wird  heutzutage  ziemlich  allgemein  aner- 
kannt. Notwendig  ist  sie,  denn,  sagt  Vander- 
bilt,  „wie  kann  die  Welt  wissen,  dass  du  et- 
was zu  verkaufen  hast,  wenn  du  es  nicht  an- 
kündigst?"   Die  Zahl  der  Käufer,  die  eine  Be- 


Allgemeine  Handelsbetriebslehre. 


297 


zugsquelle  suchen,  bildet  immer  nur  einen 
Bruchteil  des  in  Betracht  kommenden  Pub- 
likums. Notwendig  ist  die  Reklame  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  Konkurrenz.  Ein  intelligenter 
Geschäftsmann  wird  sich  bemühen,  Reklame- 
mittel ausfindig  zu  machen,  die  mindestens 
ebenso  wirksam,  wenn  nicht  zugkräftiger  sind 
als  die  seiner  Konkurrenten,  doch  muss  er  sich 
vor  unfeinen  oder  unerlaubten  Mitteln  hüten; 
erstere  soll  ihm  der  gute  Geschmack  und  der 
Anstand  untersagen,  während  letztere  durch 
das  Gesetz  über  den  unlauteren  Wettbewerb 
auch  ausdrücklich  verboten  sind.  Da  die  ge- 
schickte Propaganda  eine  Kunst  ist,  die  nicht 
jeder  beherrscht,  stellen  grössere  Geschäfte  zur 
Leitung  des  Reklamewesens  besondere  Rekla- 
mechefs an. 

Erfolg  hat  eine  Reklame  nur  dann,  wenn 
sie  häufig  in  derselben  oder  in  wechselnder 
Form  und  an  vielen  Orten  wiederholt  wird. 
Bei  der  grossen  Konkurrenz,  mit  der  in  der 
Geschäftswelt  nun  einmal  gerechnet  werden 
muss,  hat  ein  Geschäft  nur  dann  Aussicht  auf  Er- 
folg, wenn  es  seinen  Namen,  seine  Waren  dem 
Publikum  immer  wieder  ins  Gedächtnis  zu- 
rückruft. Freilich  —  eine  umfassende  Reklame 
ist  teuer,  und  da  die  Waren  dadurch  nicht  zu 
sehr  oder  überhaupt  nicht  verteuert  werden 
sollen,  so  kommt  es  eben  darauf  an,  dass 
möglichst  geschickt  Reklame  zu  machen  ver- 
standen wird.  Das  ist  das  Geheimnis  des  Erfolges, 

Wie  die  einzelnen  Propagandamittel,  die 
wir  im  nachfolgenden  angeben  werden,  zu 
kombinieren  sind,  kann  man  nur  in  jedem 
einzelnen  Falle  entscheiden,  aber  soviel  lässt 
sich  schon  hier  sagen,  dass  bei  grossen  Unter- 
nehmungen Schrift  und  Bild  (Anzeigen,  Druck- 
sachen, Plakate)  und  Rede  (Reisende)  zusam- 
menwirken müssen,  um  einen  durchschlagen- 
den Erfolg  zu  erzielen. 

b)  Die  verschiedenen  Propagandamittel. 
Das  Schaufenster,  dessen  reichhaltige  und 
geschmackvolle  Ausstattung  mit  Waren  natur- 
gemäss  sehr  nahe  liegt,  hat  besonders  in  un- 1 
serer  Zeit,    wo    die   Bevölkerung  sich   immer; 
mehr  in  grossen  Ortschaften  zusammendrängt, , 
an  Bedeutung  gewonnen.    Bei  der  Beschränkt- 1 
heit    vieler    Ladenräume    sind    übrigens    viele ! 
Geschäftsleute  gezwungen,  auch   in   der  Aus- 1 
läge    möglichst    viel    Waren    unterzubringen. 
Man    soll    sich    aber    hier    vor   einem    Zuviel  j 
hüten  und  dafür  Sorge  tragen,  dass  sie  über- 1 
sichtlich  bleibt  und,  ohne  zu  sehr  auffällig  zu  - 
sein,   doch   die  Beachtung  der  Vorübergehen- , 


den  findet  und  einen  gewinnenden  Eindruck 
hinterlässt.  Fenster  und  Spiegelgläser  seien 
stets  sauber.  Mit  der  Beleuchtung  spare  man 
nicht.  Die  ausgelegten  Waren  sollen  möglichst 
oft  erneuert  werden,  wobei  natürlich  stets  auf 
die  Saisonartikel  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Es 
empfiehlt  sich,  von  Zeit  zu  Zeit  einen  neuen 
oder  besonders  wichtigen  Artikel  in  grösseren 
Mengen  auszulegen,  um  die  Aufmerksamkeit 
der  Vorübergehenden  in  erhöhtem  Masse  an- 
zuziehen. Ein  Geschäft,  das  seine  Schaufenster- 
auslagen stets  sauber  hält  und  öfter  erneuert, 
wird  einen  besseren  Eindruck  machen  als  ein 
solches,  das  sie  vernachlässigt.  Grosse  Ge- 
schäfte halten  eigene  Dekorateure,  während 
mittlere  und  kleinere  sich  mit  sog.  Wander- 
dekorateuren behelfen  oder  einen  ihrer  Ange- 
stellten, der  guten  Geschmack  besitzt,  mit  der 
Ausschmückung  der  Schaufenster  betrauen. 

Manche  Geschäfte  bringen  in  den  Schaufenstern 
kleine  Plakate  an.  Diese  sogen.  Schaufenster-Pla- 
kate sind  natürlich  durchweg  kleiner  als  die  Strassen- 
Plakate  und  können  feinere  Einzelheiten  aufweisen  als 
diese,  da  sie  mehr  aus  der  Nähe  betrachtet  werden. 
Sie  sollen  in  wenigen  aber  frischen  Farben  gedruckt 
sein  und  einen  möglichst  knappen,  leicht  lesbaren  Text 
enthalten.  Ausserdem  kann  eine  elegante  Figur  oder  ein 
anderes  entsprechendes  Bild  darauf  angebracht  werden. 

Um  die  Besichtigung  der  Auslage  auch  in 
den  Abendstunden  zu  ermöglichen  und  die 
Aufmerksamkeit  der  Vorübergehenden  darauf 
zu  lenken,  sucht  man  durch  praktisches  An- 
bringen von  Beleuchtungskörpern,  die 
jetzt  in  den  mannigfachsten  Formen  hergestellt 
werden,  in  und  an  den  Schaufenstern  glän- 
zende Lichteffekte  zu  erzielen.  Besonders  ge- 
langen dabei  Gasglühlicht,  Bogenlampen  und 
elektrische  Glühlampen  zur  Verwendung.  Gas- 
glühlichtlampen werden  zur  Erzielung  eines 
erhöhten  Lichteffekts  mit  grossen  Reflektoren 
versehen  und  in  dem  oberen  Teil  des  Schau- 
fensters angebracht.  Bogenlampen  können 
wegen  ihrer  grossen  Form  meist  nur  ausser- 
halb des  Schaufensters  Verwendung  finden. 
Da  diese,  ebenso  wie  elektrische  Glühlampen 
in  ihrem  Betriebe  für  einen  Teil  der  Laden- 
inhaber zu  kostspielig  sind,  hat  man  neuer- 
dings verschiedene  Neuheiten  eingeführt. 

Die  Fachzeitschrift  „Licht  und  Wasser"  berichtet  dar- 
über: Das  hängende  Oasglühlicht  dürfte  infolge 
seiner  verkürzten  Form  speziell  auf  dem  Gebiete  der 
Schaufensterbeleuchtung  wesentliche  Vorteile  bieten. 
Die  Gaszuführung  erfolgt  bei  diesem  System  von  oben. 
Wegen  ihrer  kleinen  Form  können  diese  Lampen  ohne 
Schwierigkeit  im  Innern  des  Schaufensters~angebracht 
werden.  Schäden  durch  Verbrennungsgase  werden 
leichter  zu  verhüten  sein,  da  die  Lampen  mit  einer 
zweckmässigen  Vorrichtung  zur  Abführung  der  Gase 
versehen   sind.     Die   Leuchtkraft   dieses  Glühlichtes 
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kann  durch  Anordnung  von  mehreren  Lampen  in  einer 
Reihe  oder  gruppenweise  derart  gesteigert  oder  deko- 
rativ angewandt  werden,  dass  nicht  nur  einwandfreie 
Beleuchtung  der  ausgestellten  Waren  erzielt  wird,  son- 
dern das  Schaufenster  auch  eine  Anziehungskraft  für 
entfernt  stehende  Beschauer  bilden  dürfte.  Neuerdings 
verwendet  man  zur  Beleuchtung  von  Schaufenstern 
auch  vielfach  Pressgaslicht,  beziehungsweise  Gas- 
glühlicht-Bogenlampen,  welche  in  bedeutend  klei- 
nerer Form  als  bisher  hergestellt  werden  und  deshalb 
erheblich  geringere  Unterhaltungskosten  verursachen. 
Im  Innern  der  Schaufenster  angebracht  und  zweck- 
mässig verteilt,  erzielt  diese  Lampe  ganz  vorzügliche 
Lichteffekte. 

Das  Verkaufspersonal  kann  sehr  viel  zum 
Gedeihen  eines  Geschäftes  beitragen.  Es  soll 
nicht  bloss  gründliche  Warenkenntnis  besitzen, 
sondern  auch  verstehen  mit  dem  Publikum 
umzugehen,  höflich,  zuvorkommend  und  auch 
unangenehmen  Kunden  gegenüber  geduldig 
sein  und  stets  ruhig  und  sicher  auftreten.  Es 
soll  in  taktvoller  und  nicht  aufdringlicher  Weise 
Propaganda  für  das  Geschäft  machen,  indem 
es  bei  der  Kundschaft  die  Überzeugung  weckt: 
Hier  wird  man  gut  bedient.  Auch  gegen 
Kauflustige,  die  allzu  wählerisch  sind  und  an 
allem  zu  kritisieren  haben,  soll  man  nicht  un- 
höflich werden.  Der  Verkäufer  verheimliche 
nicht  die  Mängel  der  billigen  Ware  und  preise 
auch  nicht  überschwenglich  die  Vorzüge  der 
teuren  Artikel.  Er  dränge  dem  Käufer  nie 
etwas  auf,  sondern  überlasse  ihm  die  Wahl 
und  erleichtere  ihm  die  Entscheidung  durch 
eine  nicht  zu  knappe  Auswahl. 

Billige  Preise  sind  zwar  eine  gute  Em- 
pfehlung für  ein  Geschäft,  aber  ein  solides 
Unternehmen  kann  ohne  Gewinn  nicht  be- 
stehen, und  auch  in  der  Billigkeit  gibt  es  eine 
Grenze, 

Sehr  treffend  hat  Karl  Schurz  in  seiner  Rede 
auf  dem  „Deutschen  Tag"  in  Chicago  zwei 
Arten  der  Konkurrenz  unterschieden:  Un- 
terbieten im  Preise  und  Überbieten  im 
Werte: 

„Es  gibt  in  dem  Kampf  der  Konkurrenz  zwei  Arten 
von  geschäftlicher  Politik,  die  für  den  Charakter  des 
Geschäftsmannes  und  den  des  Geschäfts  bezeichnend 
sind.  Die  eine  ist  das  Unterbieten  der  Preise  mit  der 
Devise  Billig  und  schlecht  .  Das  ist  die  Politik  des 
Spiessbürgers,  eine  Politik,  die  eines  tüchtigen  Mannes 
und  eines  tüchtigen  Volkes  unwürdig  ist.  Die  andere 
ist  die  Politik  des  Überbietens  im  Werte  —  mit  der 
Devise  »Beste  Ware  für  guten  Preis  <.  Das  ist  die 
Politik  des  Geschäftsmannes  von  weitem  Blick  und  von 
Charakterstolz;  des  Mannes,  der  mit  offenem  Geist  die 
Bedürfnisse  seiner  Zeit  erforscht  und  die  besten  Mittel 
sucht,  ihnen  zu  genügen;  der  die  Fortschritte  der  Er- 
findung und  die  Entwicklung  der  Gelegenheiten  mit 
scharfem  Auge  verfolgt;  der  mit  grossem  Sinn  und 
freigebiger  Hand  die  Wissenschaft  und  die  Kunst  zu 
seinen  Gehilfen  macht,  der  sich  mit  ehrlichem  Handeln 


eine  ehrliche  Kundschaft  gewinnt  und  der  auf  dem 
Boden  des  gewonnenen  Vertrauens  mit  kühnem  Unter- 
nehmungsgeist weiteres  wagen  darf.  Das  ist  die  Politik 
eines  Volkes,  das  seine  Industrie  und  seinen  Handel 
in  grossem  Masstabe  aufbauen  will;  eines  Volkes,  das 
Geist  besitzt  und  diesen  Geist  zu  gebrauchen  versteht; 
eines  Volkes,  das  in  seine  eigene  Kraft  Vertrauen  und 
vor  seinem  eigenen  Charakter  Respekt  hat.  Das  ist 
die  Politik,  die  den  Weltmarkt  erobern  und  ihn  auch 
behaupten  kann." 

Die  Inhaber  von  Warenhäusern  und  Ramsch- 
geschäften suchen  das  Publikum  vielfach  durch 
Unterschreiten  der  von  dem  Fabrikanten  einer 
Ware  festgesetzten  Detailpreise  anzulocken.  Zu- 
meist werden  hierzu  solche  Artikel  ausgewählt, 
die  von  einer  bekannten  Fabrik  herrühren  und 
deren  normaler  Preis  allgemein  bekannt  ist. 
Nur  diese  eignen  sich  als  Lockartikel,  nicht 
aber  Waren,  die  in  vielen  Fabriken  hergestellt 
werden.  Gegen  die  erwähnte  Unterbietung 
im  Detailhandel  (Schleuderverkauf)  lässt 
sich  gesetzlich  nichts  erreichen.  Nur  wenn 
der  Fabrikant  sich  von  seinen  Abnehmern 
einen  Revers  ausstellen  lässt,  dass  sie  die  be- 
zogenen Waren  nicht  unter  einem  gewissen 
Preis  verkaufen,  kann  er  sich  —  aber  auch 
dann  nur  ungenügend  —  gegen  Preisdruck 
schützen.  Übrigens  sollte  der  einsichtige  Käufer 
sich  sagen,  dass,  wenn  er  in  einem  Geschäft 
einzelne  Artikel  unter  Preis  erhält,  er  andere 
desto  teurer  bezahlen  muss. 

Zugabeartikel  werden  entweder  den  Waren 
beigelegt,  wie  farbige  Bilder  bei  Schokolade, 
oder  werden  den  Kunden  nach  Auswahl  über- 
reicht, wie  hübsch  ausgestattete  Kalender  beim 
Jahreswechsel.    Die  Gewährung  von  Geschen- 

I  ken  an  den  100.  oder  einen  andern  näher  be- 
zeichneten Kunden  ist  nach  einer  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  als  Lotterievergehen  zu  be- 
trachten und  deshalb  unstatthaft. 

j      Packungen  können,  wenn  sie  originell  und 

1  geschmackvoll  sind,  zwar  nicht  den  Wert  derWare 
an  sich,  wohl  aber  den  Wert  als  Marktware 
erhöhen,  insofern  sie  günstig  auf  das  Publikum 
einwirken  und  sich  seinem  Gedächtnis  einprägen, 

t  so  dass  Verwechselungen  mit  Konkurrenzwaren 
vermieden  werden.  Die  Verpackung  kann  auch 
als  Marke,   als  Warenzeichen  dienen, 

Warenzeichen  sind  Zeichen,  welche  die  aus  einer  be- 
stimmten Fabrikations-  oder  Betriebsstätte  stammenden 
Waren  von  gleichartigen  Waren  anderer  Herkunft  un- 
terscheiden. Das  Recht  an  einem  Zeichen  wird  er- 
worben durch  Eintragung  in  die  Rolle  des  Patentamtes, 
dessen  Abteilung  für  Warenzeichen  die  Prüfung  vor- 
nimmt, die  sich  hauptsächlich  darauf  erstreckt,  ob  dem 

Zeichen  die  erforderliche  Unterscheidungskraft  inne- 
wohnt.    Die   Führung   eines  Warenzeichens  ist  nur  in 

einem    Geschäftsbetrieb    zulässig.     Das    Zeichen    kann 

daher    auch   nur   mit   dem   Geschäftsbetrieb    auf   einen 
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andern  übergehen.  Wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu 
welchem  das  Warenzeichen  gehört,  von  dem  einge- 
tragenen Inhaber  nicht  fortgesetzt  wird,  kann  Löschung 
des  Zeichens  beantragt  werden. 

Wortzeichen,  im  Gegensatz  zu  figürlichen  Zeichen, 
sind  erst  seit  dem  Gesetz  vom  12.  Mai  1894  zur  Ein- 
tragung als  Warenzeichen  zugelassen,  doch  sind  davon 
ausgeschlossen  die  Warennamen  (als  Freizeichen,  d.  h. 
im  Gemeingebrauch  befindliche  Zeichen,  die  nach  An- 
schauung der  beteiligten  Verkehrskreise  nur  die  Eigen- 
schaften der  Waren,  nicht  aber  ihre  Herkunft  aus  einer 
bestimmten  Produktions-  oder  Verkaufsstätte  charak- 
terisieren), die  Angaben  über  Art,  Zeit  und  Ort  der 
Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über  Preis-,  Men- 
gen- und  Gewichtsverhällnisse  der  Ware  enthalten. 
Wortzeichen  werden  in  ihrer  graphischen  Darstellung, 
wie  auch  dem  Klanglaut  nach  geschätzt. 

Während  es  früher  üblich  war,  dass  der 
Fabrikant  seine  Erzeugnisse  mit  seinem  Namen 
versah,  werden  jetzt  zumeist  neue  Wörter  ge- 
bildet, wie:  Javol,  Wuk  u.  dgl. 

Diese  Terminologie  der  Reklame,  wie  Richard 
M.  Meyer  sie  nennt,  ist  eine  charakteristische  Erschei- 
nung unserer  Zeit.  Sofern  es  sich  um  sinngemässe 
und  praktische  Bezeichnungen  handelt,  ist  nichts  da- 
gegen einzuwenden,  allein  unter  den  500  derartigen 
Bezeichnungen  dient  die  Mehrzahl  dazu,  die  deutsche 
Sprache  zu  verunstalten.  Lächerlich  ist  z.  B.  der  Name 
,,Hundolin"  für  eine  Flüssigkeit,  die  „gegen  jede  Ver- 
unreinigung durch  Hunde"  wirksam  sein  soll,  ebenso 
Backeroi,  Petrolina,  Saniplombina,  Mohra,  Schlanka  und 
wie  alle  die  Reklamenamen  auf  ol,  al,  in,  on,  ose,  ine, 
gen,  fer  usw.  lauten 

Anzeigen  in  Zeitungen,  Zeitschriften  und 
Büchern  sind  heutzutage  die  häufigsten  Re- 
klamemittel. Man  unterscheidet  dabei  zwischen 
eigentlichen  Anzeigen  (gewöhnliche  An- 
zeigen auf  den  letzten  Seiten  der  Blätter)  und 
Reklamen  (Ankündigungen  in  mehr  oder 
weniger  versteckter  Form  im  redaktionellen 
Teil  oder  an  dessen  Schluss). 

Die  Anzeige  kann  entweder  eine  einfache 
Geschäftsankündigung  sein,  wie  sie  besonders 
von  älteren  und  vornehmeren  Firmen  gepflegt 
wird,  die  der  modernen  Reklame  abhold  sind, 
oder  in  irgend  einer  Weise  auffällig  ge- 
staltet sein.  Dies  geschieht  gewöhnlich  durch 
ein  in  grosser  Schrift  gesetztes  Stichwort,  eine 
Frage  oder  dgl.  An  Stelle  von  grossen  An- 
zeigen ziehen  manche  Geschäfte  häufigere  kleine 
Anzeigen  vor.  Es  gibt  aber  auch  hier  eine 
Grenze  nach  unten,  denn  ist  die  Anzeige  ver- 
hältnismässig klein,  so  wird  sie  leicht  über- 
sehen und  imponiert  nicht.  Auch  mit  der 
Wiederholung  gleichartiger  Inserate  sei  man 
vorsichtig.  In  der  Regel  ist  ein  Wechsel  zu 
empfehlen. 

Wenn  ein  „stehendes  Inserat"  glücklich 
gewählt  ist,  so  übt  es  eine  sichere  Wirkung 
aus,  aber  es  hat  den  Nachteil,  dass  der  Leser 


sich  an  seinen  Anblick  gewöhnt  und  es  dann 
nicht  mehr  beachtet.  Andererseits  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  ein  ununterbrochen  wech- 
selndes („bewegliches")  Inserat  schwieriger  her- 
zustellen und,  falls  dabei  Klischees  verwendet 
werden,  auch  kostspieliger  ist.  Wer  also  nicht 
die  nötige  Erfindungsgabe  für  stets  neue  Stich- 
worte und  Entwürfe  besitzt,  begnüge  sich  lieber 
mit  einem  guten  stehenden  Inserat.  Ein  Mit- 
telweg zwischen  beiden  Verfahren  besteht  dar- 
in, dass  man  ein  Klischee  für  den  Namen 
oder  das  Erzeugnis,  ein  Klischee  der  Form 
oder  des  Wortes  wählt,  im  übrigen  aber  den 
Text  der  Ankündigung  je  nach  der  Saison 
verändert. 

Schwarze  Umrahmungen  verfehlen  ihren 
Zweck,  wenn  in  dem  betreffenden  Bialte  zu 
viele  Anzeigen  schwarz  umrahmt  sind.  Über- 
haupt vermeide  man  in  Tageszeitungen  viel 
Schwarz  in  den  Anzeigen,  da  dies  doch  nur 
grau  herauskommt.  Besser  wirkt  ein  weisser 
Raum  rings  um  das  Inserat.  Bei  Anzeigen 
über  die  ganze  Breite  der  Seite  vermeide  man 
zu  lange  Zeilen,  da  diese  das  Lesen  erschweren. 
Man  vermeide  auch  schwer  lesbare  Zier-  und 
Phantasieschriften,  dagegen  kann  ein  über- 
grosser Buchstabe  zu  Beginn  oder  in  der  Mitte 
des  Textes,  ein  grosses  Frage-  oder  Ausrufungs- 
zeichen, ein  Emblem  oder  eine  Vignette  da- 
zu beitragen,  die  Aufmerksamkeit  auf  das  In- 
serat zu  lenken.  Für  bildliche  Darstellungen 
benutze  man  nur  Klischees,  die  für  die  be- 
treffende Druckart  (Rotations-  oder  Schnell- 
pressendruck) besonders  angefertigt  worden 
sind.  An  Stelle  von  halb-  und  ganzseitigen 
Inseraten  ist  ein  kurzer  treffender  Text  im  Re- 
klameteil oft  ebenso  wirksam,  zumal  wenn  er 
öfter  wiederholt  wird. 

Verlangt  der  Inserent  einbesonderesText- 
Arrangement,  so  verständige  er  sich  mit 
dem  Verlage,  da  die  Druckerei  vielleicht  nicht 
das  gewünschte  Schriftmaterial  hat.  Ist  die  An- 
zeige aber  für  mehrere  oder  für  viele  Zeitungen 
bestimmt,  so  empfiehlt  es  sich,  sie  klischieren 
zu  lassen  und  jeder  Zeitung  das  Inserat-Kli- 
schee zu  senden.  Warenhäuser  und  andere 
Geschäfte,  die  häufig  ganze  oder  halbe  Seiten 
von  Tageszeitungen  zu  Anzeigen  benutzen, 
lassen  am  besten  von  einer  Druckerei  eine 
aparte  Schrift  anschaffen,  die  nur  für  ihre  An- 
zeigen benutzt  werden  darf.  Solche  Anzeigen 
treten  natürlich  aus  dem  Rahmen  der  Zeitung 
heraus,  und  ihre  Wirkung  macht  die  Mehr- 
ausgabe reichlich  bezahlt.  Die  Anzeige  kann 
übrigens  in   der  einen  Druckerei  für  alle  an- 
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dern   Zeitungen   stereotypiert  werden   (Matrize 
oder  Klischee). 

Kollektiv-Reklamen  bestehen  in  der  ge- 
meinsamen   Ankündigung   von   verschiedenen 
Firmen    in    einheitlicher    Form.      Sie    erregen 
wegen   ihres  grösseren  Umfangs  und  vielfach 
auch  wegen  ihrer  wirkungsvollen  Ausstattung 
in  höherem  Masse  die  Aufmerksamkeit  als  zer- 
streute kleinere  Inserate.    Empfehlenswert  sind 
derartige  Inserate  z.  B.  für  Spediteure  aus  einer 
grösseren  Anzahl  von  Städten  in  grossen  Tages- 1 
Zeitungen   und   Handelsblättern   oder  für  eine ; 
Anzahl  nicht  konkurrierender  Geschäfte  in  einem  \ 
Organ,   in   dem  z.   B.  für  einen  Badeort  Re- 
klame gemacht  werden  soll. 

Wo  soll  man  inserieren?  Diese  Frage  kann 
stets  nur  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen 
beantwortet  werden.  Der  Inhaber  eines  kleinen 
Geschäfts  in  einem  Städtchen,  in  dem  nur  ein 
oder  zwei  Lokalblätter  erscheinen,  muss  diese 
natürlich  zur  Insertion  benutzen.  In  einer 
grossen  Stadt  ist  es  durchaus  nicht  nötig,  in 
allen  Blättern  anzukündigen.  Bei  der  Auswahl 
nehme  man  nicht  bloss  auf  die  Abonnenten- 
zahl (nicht  zu  verwechseln  mit  der  oft  zeit- 
weilig erhöhten  Auflage)  Rücksicht,  sondern 
auch  auf  den  Charakter  des  Blattes  und  seiner 
Leser,  auf  seinen  Abonnementspreis,  sein  An- 
sehen als  politisches  Blatt  usw.  Ob  für  die 
Insertion  politische  Zeitungen  oder  illustrierte 
Zeitschriften  vorzuziehen  sind,  lässt  sich  nur 
je  nach   dem  Inhalt  der  Anzeige  entscheiden. 

Die  Wirksamkeit  der  Anzeigen  bei  einer 
grösseren  Propaganda  kann  man  durch  ver- 
schiedene Mittel  kontrollieren.  Ein  Ver- 
sandgeschäft, dessen  Tätigkeit  sich  über  ganz 
Deutschland  erstreckt,  kann  z.  B.  gleichzeitig 
in  solchen  Blättern  inserieren,  deren  Haupt- 
verbreitungsbezirk sich  nicht  berührt.  Es  kann 
dann  leicht  feststellen,  in  welchen  Blättern  die 
Insertion  wirksam  war.  Es  ist  aber  nicht  im- 
mer ratsam,  nur  Blätter  mit  getrenntem  Ver- 
breitungsbezirk zu  wählen.  Deshalb  fügen 
manche  Geschäfte  dem  Ortsnamen  eine  laufende 
Nummer  oder  z.  B.  der  Hausnummer  einen 
Buchstaben  bei  oder  bringen  in  ihrer  Adresse 
irgend  eine  Veränderung  an.  Da  das  Publi- 
kum die  erwähnten  Zeichen  als  zur  Adresse 
gehörig  ansieht  und  sie  deshalb  bei  Anfragen 
oder  Bestellungen  wiederholt,  kann  der  Inse- 
rent feststellen,  welchem  Blatte  er  den  Auf- 
trag zu  verdanken  hat. 

Diese  Mittel  sind  aber  durchaus  nicht  immer  zuver- 
lässig; sie  können  auch  bei  der  Bestellung  durch  die 
Post   zu  Verwirrungen  Anlass  geben    und  vor  allem: 


sie  machen  auf  das  Publikum  keinen  sonderlich  gün- 
stigen Eindruck,  denn  ein  grosses  Geschäft  kann  sich 
mit  einer  möglichst  einfachen  Adresse  begnügen.  Ein 
vorsichtiger  Geschäftsmann,  der  sich  über  den  Charakter 
der  Insertionsorgane  genau  informiert  und  die  Ent- 
wicklung der  Presse  genau  verfolgt,  kann  auf  solche 
Kontrollmittel  verzichten. 

Redaktionelle  Reklame  ist  bei  den  In- 
serenten sehr  beliebt.  In  französischen  Zei- 
tungen findet  man  täglich  Reklamen  im  redak- 
tionellen Teil,  sogar  auf  der  ersten  Seite.  Diese 
Reklamen  werden  natürlich  sehr  teuer  bezahlt. 
Die  deutschen  Zeitungen  sträuben  sich  zumeist, 
redaktionelle  Empfehlungen  aufzunehmen,  da- 
gegen sind  sie  bei  grösseren  Insertionsauf- 
trägen  in  der  Regel  bereit,  im  Reklameteil 
(unter  „Geschäftliche  Mitteilungen"  oder  dgl.) 
eine  Notiz  gratis  aufzunehmen. 

Reklame-Feuilletons  haben  sich  in  deut- 
schen Zeitungen  nie  recht  einbürgern  können. 
Über  bedeutungsvolle  Erfindungen  und  Neue- 
rungen bringen  zwar  die  Zeitungen  besondere 
Feuilletons,  nicht  aber  Artikel  über  Erzeug- 
nisse, an  deren  Absatz  nur  der  Fabrikant  oder 
Händler  Nutzen  hat.  Die  Zeitungen  setzen 
bezahlte  Reklame-Feuilletons  zwar  an  den 
Schluss  des  redaktionellen  Teiles,  aber  der 
einigermassen  erfahrene  Leser  merkt  auf  den 
ersten  Blick,  dass  es  sich  um  eine  geschäft- 
liche Reklame  handelt,  selbst  wenn  der  Titel 
noch  so  allgemein  gehalten  ist,  die  Neugier 
weckt  oder  menschenfreundlich  klingt.  Eine 
offen  auftretende  Reklame  wird  übrigens  einen 
günstigeren  Eindruck  machen  als  eine  solche, 
die  gewissermassen  verschämt  oder  hinterlistig 
auftritt. 

Anzeigen  in  Adressbüchern  von  Städ- 
ten, in  Ausstellungskatalogen  u.  dergl. 
haben  in  der  Regel  keinen  oder  nur  einen  ge- 
ringen praktischen  Wert,  dagegen  sind  solche 
zu  empfehlen  in  Fachkalendern,  Reise- 
führern, praktischen  Werken  usw.,  sofern 
es  sich  um  gut  eingeführte  oder  wenigstens 
aussichtsreiche  Unternehmungen  handelt.  Da 
auf  diesem  Gebiete  viel  Schwindel  getrieben 
wird,  gehe  man  nur  auf  solche  Insertions- 
anerbieten  ein,  die  von  vertrauenswürdiger 
Seite  ausgehen. 

Bei  Kalendern  kommt  es  darauf  an,  wie  stark 
der  Anzeigeanhang,  wie  hoch  die  Auflage  und  der  in 
früheren  Jahren  erzielte  Absatz  ist.  Natürlich  eignet 
sich  nicht  jeder  Artikel  zur  Ankündigung  in  einem  be- 
liebigen Kalender,  zu  dessen  Herausgabe  sich  heutzu- 
tage jeder  kleine  Verleger  berufen  glaubt.  Die  Her- 
stellung eines  Kalenders  ist  ja  billig:  an  Honorar  wird 
oft  genug  nicht  ein  Pfennig  verausgabt,  der  Inhalt  wird 
einfach  zusammengestoppelt  und  mit  einigen  alten  Kli- 
schees illustriert.    Durch  pompöse  Insertionseinladungen 
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werden  oft  für  einige  Tausend  Mark  Inserate  zusammen- 
gebettelt, während  der  Kalender  selbst  fast  gar  keinen 
Absatz  findet.  Bei  neuen  Kalendern  sei  man  also 
sehr  auf  der  Hut.  Man  halte  sich  Heber  an  die  alten 
gut  eingeführten  Kalender,  von  denen  jedes  Jahr  100000 
oder  noch  mehr  Exemplare  abgesetzt  werden.  Ein  höherer 
Insertionsbetrag  ist  dann  jedenfalls  viel  besser  angewandt 
als  ein  niedriger  bei  einem  Kalender,  von  dem  man 
nicht  weiss,  ob  er  auch  Käufer  finden  wird.  Ratsam 
ist  es,  im  Text  unter  „Allerlei"  oder  ,, Gemeinnütziges" 
eine  Reklamenotiz  mit  einem  Hinweis  auf  die  Anzeige 
aufnehmen  zu  lassen. 

Bei  Fachkaiendern  ist  die  Auflage  allerdings  bei 
weitem  nicht  so  hoch,  als  bei  volkstümlichen,  religiösen 
oder  patriotischen  usw.  Kalendern.  Aber  wenn  es  ein 
angesehener  Fachkalender  ist,  von  dem  man  sicher  weiss, 
dass  er  in  die  Hände  von  Interessenten  kommt,  so  er- 
scheint eine  Insertion  darin  empfehlenswert. 

Die  Annoncenexpeditionen  übernehmen 
die  Vermittlung  von  Anzeigen  an  Zeitungen 
des  In-  und  Auslandes.  Sie  bevorzugen  na- 
türlich diejenigen  Blätter,  die  ihnen  den  höch- 
sten Rabatt  gewähren.  Da  dies  aber  keines- 
wegs immer  die  besten  Insertionsorgane  sind, 
empfiehlt  es  sich,  direkt  mit  den  Zeitungen 
zu  verkehren.  Diese  gewöhnen  sich  allmäh- 
lich daran,  den  Kunden,  die  ihnen  regelmässig 
ihre  Aufträge  zuwenden,  denselben  Nachlass 
zu  gewähren  wie  den  Annoncenexpeditionen. 

Die  Zeitungen  liefern  auf  Wunsch  Beleg- 
nummern, doch  sind  sie  hierzu  gesetzlich 
nicht  verpflichtet.  Man  bedinge  sich  also  ev. 
bei  Erteilung  des  Auftrages  die  Zusendung 
von  Belegnummern  aus. 

Das  Plakat  als  Reklamemittel  ist  ziemlich 
neueren  Ursprungs.  In  den  letzten  Jahrzehnten 
hat  man  mit  Recht  grossen  Wert  auf  künst- 
lerischen Entwurf  wie  auch  auf  gediegene 
Ausführung  gelegt,  denn  in  einer  Zeit  ver- 
feinerten Geschmacks  finden  gewöhnliche  Pla- 
kate keine  Beachtung.  Vielfach  sind  es  sogar 
Künstler  von  Ruf,  die  für  hohe  Preise  Ent- 
würfe liefern,  die  zumeist  in  Chromolithogra- 
phie ausgeführt  werden. 

Schon  im  Altertum  und  Mittelalter  gab  es  Plakate, 
aber  ihre  Herstellung  nahm  erst  in  neuerer  Zeit  einen 
grossen  Aufschwung,  als  Aloys  Senefelder  die  Litho- 
graphie erfunden  und  1796  die  erste  lithographische 
Druckerei  errichtet  hatte.  Die  Herstellung  der  Plakate 
auf  lithographischem  Wege  besass  unstreitig  einen  grossen 
Vorzug  gegenüber  dem  einfachen  Buchstaben-  oder  Holz- 
schnittdruck. Auch  die  später  zur  Vervollkommnung 
gelangte  Chromolithographie  oder  Lithochromie  war  für 
den  Plakatdruck  von  grossem  Vorteil,  weil  ein  mehr- 
farbiges Bild  die  Aufmerksamkeit  in  höherem  Masse 
auf  sich  zieht  als  ein  schwarzes  oder  einfarbiges. 

Ein  Plakat  soll  kein  Gemälde  sein  und 
dem  Beschauer  nicht  durch  schwer  verständ- 
liche Allegorien  ein  Rätsel  aufgeben;  es  soll 
vielmehr  durch  eine  prägnante,  einfache  Zeich- 
nung   und    auffällige,    gut    zusammengestellte 


Farben  wirken.  Ein  gutes  Plakat  kann  uns 
auch  ästhetischen  Genuss  und  Befriedigung 
gewähren,  muss  es  aber  nicht  immer;  vor 
allem  soll  es  das  Publikum  beeinflussen  und 
überzeugen,  zu  einem  Versuche  reizen.  Aller- 
dings darf  man  nicht  ausser  acht  lassen,  dass 
Plakate  in  erster  Linie  dem  Tagesinteresse 
(Theater,  Vergnügungslokale,  Konzerte  usw.) 
dienen  und  zum  Kaufen  nur  anregen,  soweit 
es  sich  um  vorwiegend  augenblickliche  Bedürf- 
nisse oder  um  Artikel  für  Leute  handelt,  die 
Zeit  haben,  die  Plakatsäulen  zu  betrachten. 

Ein  Plakat  soll  „redend"  sein,  d.  h.  es  soll 
das  Publikum  gewissermassen  anreden  und 
zum  Lesen  auffordern.  Man  erreicht  dies  z.  B. 
durch  ein  grossgedrucktes  eigentümliches  Wort^ 
eine  auffällige  Zeile  oder  durch  ein  Bild,  das 
nur  in  wenigen  Farben  ausgeführt  zu  sein 
braucht.  Nicht  nötig  ist  es,  den  eigentlichen 
Text,  abgesehen  von  den  Stichworten,  in  be- 
sonders grosser  Schrift  zu  setzen,  denn  wenn 
die  Aufmerksamkeit  der  Vorübergehenden  durch 
das  Stichwort  oder  ein  Bild  erregt  ist,  werden 
sie  zumeist  auch  das  übrige  lesen.  Der  Text 
soll  aber  möglichst  eigenartig  gruppiert  wer- 
den, da  ein  einförmiges  Aussehen  der  Zeilen 
das  Lesen  erschwert  oder  gar  davon  abschreckt. 
Ist  ein  Plakat  mit  Text  überladen,  so  findet  es 
keine  oder  nur  geringe  Beachtung.  Das  gleiche 
gilt  von  den  Plakaten  auf  zu  grellfarbigen  oder 
gestreiften  Papieren,  die  die  Schrift  nicht  zur 
Geltung  kommen  lassen  und  oft  auch  durch 
ihr  buntes  Aussehen  abstossend  wirken. 

In  einem  beachtenswerten  Vortrag  hat  Professor 
F.  Doepler  die  wesentlichen  Eigenschaften  eines  Plakats 
und  die  häufig  in  Deutschland  vorkommenden  Fehler 
gekennzeichnet.  Die  Grundbedingungen  für  jedes  Plakat 
wie  für  jede  Reklamearbeit  sind :  Einfachheit  im  Figür- 
lichen, Klarheit  und  Lesbarkeit  der  Schrift,  Beschrän- 
kung in  den  Mitteln.  In  diesen  drei  Punkten,  beson- 
ders den  letzten  beiden,  sind  die  Amerikaner  uns  voraus; 
ihre  Plakate  sind  auffäUig,  lesbar  auf  weite  Entfernun- 
gen und  also  zweckdienlich.  Die  Gegensätze  in  den 
Farben  sind  teilweise  schreiend,  aber  durch  den  Zweck 
geboten.  Das  Figürliche  tritt  bei  den  Amerikanern 
zurück,  bei  uns  in  den  Vordergrund. 

Man  findet  bei  uns  die  Wirkung  der  Schrift  zu  kalt 
und  sucht  deshalb  durch  sinnbezügliches  Beiwerk,  Em- 
bleme, Medaillen  usw.,  Leben  und  Wärme  in  den  Ent- 
wurf zu  bringen.  Man  wählt  zunächst  die  Embleme,, 
ordnet  sie  in  einer  fliessenden  Linie  an  und  lässt  einen 
hinreichend  grossen  Raum  für  die  Schrift  frei. 

Bei  dem  Entwurf  von  Plakaten  ist  es  eine  grosse 
Kunst,  sich  zu  beschränken.  Je  weniger  man  auf  dem 
Blatte  anbringt,  desto  besser  ist  es.  Auch  in  den  Farben 
ist  Masshalten  nötig;  mit  den  drei  Farben:  Rot,  Gelb, 
Blau  und  einer  Konturplatte  muss  man  alles  machen 
können.  Die  Landwirtschaft  z.  B.  kann  mit  einem  ein- 
fachen Pflug  symbolisiert  werden ;  tausend  andere  Dinge 
daneben  anzubringen,  ist  deutsche  Unsitte.    Überhaupt 
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wird  auf  deutschen  Plakaten  meist  zu  viel  Beiwerk 
und  zu  viel  Text  angebracht.  Da  kann  natürlich  die 
Schrift  nur  klein  sein  und  an  besondere  Wirkung  nicht 
gedacht  werden.  Regelmässige  Ausführung  eines  Pla- 
kats ist  nicht  zu  empfehlen.  Das  Unregelmässige,  aus 
dem  Rahmen  Fallende  macht  den  Beschauer  viel  eher 
aufmerksam.  Wenn  z.  B.  zu  einer  Umrahmung  zwei 
Farben  angewandt  würden,  die  eine  ringsum,  die  andere 
nur  an  einem  Punkte,  so  wird  durch  diese  Abweichung 
von  dem  Gewohnten  das  Auge  angezogen  und  also 
durch  den  kleinen  Punkt  auf  die  grosse  Farbe  gelenkt. 
Helle  Farbe  auf  hellem  Grunde  und  umgekehrt  ist  ein 
arger  Fehler.  Jeder  Teil  des  Plakates,  besonders  die 
Schrift,  muss  auf  eine  gewisse  Entfernung  deutlich  er- 
kennbar sein. 

Die  Herstellung  der  Plakate  erfolgt  entweder 
durch  Buchdruck  oder  durch  Lithographie; 
das  letztere  Verfahren  erzeugt  schönere,  aber 
auch  erheblich  teurere  Plakate. 

Für  das  Anschlagen  an  den  Säulen  besteht 
in  den  meisten  Städten  ein  eigenes  Plakat- 
institut, das  gegen  einen  bestimmten  Tarif  alles 
weitere  veranlasst  (der  Preis  ist  verschieden  je 
nach  der  Grösse  des  Plakats  und  der  Dauer 
des  Anschlages). 

Die  Mauerreklame  (farbige  Inschriften  auf 
Häusergiebeln,  Gartenmauern  usw.,  sowie  grosse 
Holz-  und  Blechplakate  an  den  Mauern)  war 
früher  nur  in  grossen  Städten  üblich.  Sie  ist 
inzwischen  längs  der  Eisenbahnlinien  selbst 
bis  in  die  kleinsten  Dörfer  gedrungen.  Sie 
hat  natürlich  auch  nur  Wert  für  Artikel,  die 
für  den  Massenkonsum  berechnet  sind  oder 
doch  für  weitere  Kreise  in  Betracht  kommen. 

Die  elektrische  Reklame  ist  aus  Amerika 
zu  uns  gekommen  und  hat  nur  für  Grosstädte 
Wert.  Natürlich  kann  es  sich  dabei  nur  um 
einen  kurzen  Text,  den  Namen  einer  Firma 
oder  eines  Produktes,  also  wenige  Schlagworte 
handeln,  die  als  Lichtbilder  auf  einer  Mauer 
oder  einem  Reklameschild  erscheinen.  Ent- 
weder erscheinen  die  Worte  plötzlich  voll- 
ständig (ev,  in  verschiedenen  Farben  hinter- 
einander) oder  ein  Buchstabe  nach  dem  andern, 
wie  wenn  sie  langsam  geschrieben  würden. 

In  Grosstädten  gibt  es  ausserdem  wan- 
dernde Reklamemänner  (mit  Plakaten  auf 
Brust  und  Rücken),  Zettelverteiler  u.  dergl. 

Drucksachen,  Briefbogen,  Rechnun- 
gen,  Kuverts  usw.  eines  Geschäfts  können 
in  verschiedener  Weise  der  Reklame  dienstbar 
gemacht  werden.  Die  Abbildung  des  Geschäfts- 
hauses, der  Fabrik,  Wiedergabe  von  Auszeich- 
nungen (Medaillen)  sind  auch  heute  noch  be- 
liebt, obgleich  sie  in  unserer  Zeit  mit  ihrem 
modernen  Stil  als  altmodisch  betrachtet  werden. 
Ob  man  nun  jene  oder  andere  Motive  verwen- 
det, auf  jeden  Fall  sollen  die  Drucksachen  ge- 


schmackvoll, auch  in  den  Farben  nicht  über 
laden  sein.  Alte  bekannte  Firmen  begnüge: 
sich  sogar  vielfach  mit  einem  einfachen  schwär 
zen  Aufdruck  der  Firma  und  etwaiger  allge 
meiner  Mitteilungen. 

Zirkulare  sind  zur  Einführung  eines  Ge- 
schäftes, zur  Ankündigung  neuer  Artikel  usw. 
notwendig.  Sie  werden  an  bekannte  Geschäfts 
freunde  und  mutmassliche  Abnehmer  gerichtet| 
Die  Erlangung  geeigneten  Adressen material 
ist  dabei  natüriich  von  grosser  Bedeutung.  Ei 
Kleinhändler  kann  sich  wohl  auch  der  Zirku 
lare  bedienen,  sofern  er  die  nötigen  Adresse 
seines  Bezirkes  besitzt.  In  einer  grössere 
Stadt  ist  dieses  Verfahren  für  einen  Kaufmann, 
dessen  Abnehmerkreis  sehr  weit  ist,  zu  um- 
ständlich und  kostspielig.  Für  ihn  wird  in 
den  meisten  Fällen  der  Weg  der  Zeitungs- 
anzeigen der  einzig  gangbare  sein,  doch  kann 
ausserdem  an  bessere  Adressen  eine  Zirkular- 
versendung erfolgen,  z.  B.  von  selten  der  Kon- 
fektionsgeschäfte bei  Beginn  einer  Saison. 

Billiger  als  der  direkte  Versand  von  Pro- 
spekten ist  der  Versand  als  Zeitungsbeilage, 
Dieser  Modus  ist  aber  nur  dann  zu  empfehlen, 
wenn  man  die  Gewähr  dafür  hat,  dass  die 
Abonnenten  des  betreffenden  Blattes  als  In- 
teressenten in  Betracht  kommen.  Zeitungspro- 
spekte können  auch  besser  gedruckt  werden 
als  ganzseitige  Anzeigen;  die  Mehrkosten  ma- 
chen sich  reichlich  bezahlt,  sofern  es  sich  um 
ein  kaufkräftiges  Publikum  handelt. 

Kataloge  sollen  nicht  zu  unscheinbar  aus- 
sehen, denn  das  Publikum  ist  durch  die  ge- 
schmackvolle, zuweilen  sogar  luxuriöse  Aus- 
stattung der  Geschäftsdrucksachen  verwöhnt. 
Man  würde  aber  zu  weit  gehen,  zu  verlangen, 
dass  jeder  Katalog  ein  kleines  Kunstwerk  mit 
unterhaltendem  Text  sei.  Geschäfte  mit  vielen 
Artikeln,  wie  z.  B.  Versandgeschäfte,  die  viele 
Tausende  Kunden  haben  und  ausserdem  auf 
Wunsch  an  jedermann  ihren  umfangreichen 
Katalog  versenden,  können  diesen  natürlich 
nicht  so  ausstatten,  wie  ein  Geschäft,  das  nur 
einen  Artikel  führt.  Da  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  möglichst  viele  Angaben  mit  Klischees 
usw.  zusammengedrängt  werden  müssen.  Die 
Hauptsache  ist,  dass  alles  deutlich  und  über- 
sichtlich gehalten  ist  und  dass  man  sich  mög- 
lichst rasch  darin  orientieren  kann.  Soweit  es 
aber  irgend  angängig  ist,  soll  man  in  den 
Katalog  auch  interessanten  bezw.  belehrenden 
Text  aufnehmen. 

Kataloge  und  Preislisten  geniessen  nur  dann  einen 
gesetzlichen  Schutz  gegen  Nachdruck  und  Nach- 
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ahmung,  wenn  ihr  Inhalt  und  ihre  Ausstattung  sich 
durch  Originalität  auszeichnen,  also  nicht  bloss  eine 
Aufzählung  von  Waren  mit  Preisangaben  bilden.  Der 
Schutzanspruch  kann  sich  auf  das  Gesetz  über  das  Ur- 
heberrecht vom  19.  Juni  1901  oder  auf  das  Gesetz 
gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  (§  8)  oder  auf  das 
Gesetz  über  die  Warenzeichen  (§  15)  berufen. 

Kleinere  Reklamemittel,  die  neuerdings 
häufig  von  Fabriken  und  Gewerbetreibenden 
benutzt  werden,  sind  u.  a.:  Ansichtspostkarten 
mit  Reklamebildern  oder  Reklameaufschriften 
(Fabrikansichten  in  künstlerischer  Form,  Land- 
schaften, Städte-  oder  Strassenbilder  aus  der 
Gegend,  die  das  Produkt  erzeugt,  auch  wohl 
Genrebilder  u.  dergl.),  künstlerisch  ausgeführte 
Menusvordrucke  mit  Reklamen  von  Weinhand- 
lungen, Mineralbrunnen  usw.  (zur  Gratisabgabe 
an  Restaurants  und  Hotels),  Bieruntersätze, 
Aschenbecher  usw.  von  Porzellangeschäften  für 
Wirtschaften  usw. 

Ausstellungen  haben  für  die  Teilnehmer 
einen  doppelten  Zweck:  Anbahnung  neuer  Ver- 
bindungen und  Auszeichnung  in  dem  Wett- 
bewerb.- Für  Grosshandel  und  Industrie  sind 
sie  ein  Reklamemittel,  das  ihnen  sowohl  auf 
dem  inländischen  Markt  als  auch  auf  dem  Welt- 
markt gute  Dienste  leisten  kann,  aber  im  üb- 
rigen haben  sie  für  die  Geschäftswelt  nur  einen 
sehr  bedingten  Wert.  Der  Erfolg  für  den  ein- 
zelnen Aussteller  steht  sehr  häufig  in  gar  keinem 
Verhältnis  zu  den  hohen  Kosten.  Grosse  Aus- 
stellungen, namentlich  Weltausstellungen,  weisen 
eine  solche  Masse  von  Produkten  auf,  dass  das 
einzelne  fast  völlig  verschwindet.  Zudem  wird 
die  Aufmerksamkeit  der  Besucher  zu  sehr  durch 
die  vielen  Vergnügungen  abgelenkt.  Mehr  Er- 
folg versprechen  dagegen  gut  inscenierte  Pro- 
vinzial-  und  Fachausstellungen.  Auszeichnungen 
haben  übrigens  als  Reklamemittel  nur  einen  sehr 
geringen  Wert,  da  ihre  Zahl  zu  gross  ist  und 
schon  soviel  Schwindelausstellungen  veranstaltet 
worden  sind,  dass  jedermann  sich  ohne  viel 
Mühe  Medaillen  und  Diplome  verschaffen  konnte. 

Der  Export  erfordert  ebenso  wie  das  In- 
landgeschäft eine  sorgfältige  und  nachhaltige 
Propaganda.  Das  Versenden  von  Preislisten 
und  Katalogen  ins  Ausland  ist  die  verhältnis- 
mässig einfachste  und  billigste  Methode,  Aber 
auch  hierbei  sind  mancherlei  Vorbedingungen 
zu  erfüllen.  Die  Kataloge  sollen  in  der  Sprache 
des  Landes  abgefasst  sein,  mit  dem  man  ge- 
schäftliche Beziehungen  anknüpfen  will.  Der 
Text  soll  tadellos  sein,  denn  eine  ungeschickte 
fehlerhafte  Übersetzung  macht  einen  schlech- 
ten Eindruck  und  verhindert  unter  Umständen 
jeden    Erfolg,     Auch   Preise,    Mass    und   Ge- 


wichte sollen  in  den  im  Ausland  üblichen 
Einheiten  angegeben  werden.  In  vielen  Fällen 
wird  der  Fabrikant  den  ausländischen  Markt 
bereisen  müssen,  um  dessen  Eigenart  und 
dessen  Aufnahmefähigkeit  kennen  zu  lernen. 
Hat  er  dann  seine  Produktion  danach  einge- 
richtet, so  wird  er  zumeist  nicht  umhin  können, 
Geschäftsreisende  zur  intensiven  Bearbeitung 
des  Marktes  hinauszusenden,  denn  das  Vor- 
zeigen von  Mustern  und  Proben  wirkt  viel  nach- 
haltiger als  das  Versenden  eines  Katalogs.  Hat 
das  Exportgeschäft  Aussicht  auf  grössere  Ausdeh- 
nung, so  wird  es  notwendig  sein,  in  dem  betr. 
Lande  einen  ständigen  Vertreter  zu  unterhalten. 

Die  Exportmusterlager  in  Stuttgart  (seit  1882) 
und  andern  Städten ,  haben  den  Zweck ,  den  nach 
Deutschland  kommenden  Einkäufern  des  Auslandes  Ge- 
legenheit zu  bieten,  die  Erzeugnisse  der  deutschen  In- 
dustrie kennen  zu  lernen  und  Geschäftsabschlüsse  zu 
vermitteln.  Der  Gründer  des  Stuttgarter  Exportmuster- 
lagers sagt  selbst,  das  sei  nur  ein  Anfang,  an  den  sich 
eine  weitere  Entwicklung  angliedern  soll.  ,,Die  Ver- 
einigung der  beteiUgten  Exportindustriellen  sollte  nicht 
nur  als  Mittel  dienen,  um  ein  möglichst  vollständiges 
Lager  zu  erhalten,  sondern  auch  in  weiterer  Folge  die 
Grundlage  zur  Aussendung  von  Kollektivreisenden, 
Einrichtung  von  Kontoren  und  Filialen  in  Hamburg, 
Berlin,  sowie  im  Ausland,  endlich  zur  Gründung  von 
Exportsyndikaten  für  bestimmte  Spezialitäten  und  Ab- 
satzgebiete abgeben.  Die  Ausstellung  am  Domizilort 
sollte  also  nur  die  Vorstufe  zu  weiterer  Entwicklung 
des  Vermittlungsgeschäftes  und  der  Exportorganisation 
bilden."  Man  drängt  heutzutage  denn  auch  schon 
nach  der  genossenschaftlichen  Ausbildung  des  Exports 
und  der  Errichtung  von  Warenhäusern  im  Auslande, 
die  von  einer  Anzahl  nicht  konkurrierender  Firmen 
gegründet  und  etwa  in  Form  einer  Aktiengesellschaft 
betrieben  werden  sollen.  Am  ersten  sind  auf  diesem 
Gebiete  die  Amerikaner  vorgegangen  und  neuerdings 
sollen  zur  Förderung  des  Exports  auch  belgische  Wa- 
renhäuser im  Ausland  begründet  werden. 

c)  Unlautere  Reklamemittel. 
Unter  unlauterem  Wettbewerb  versteht 
man  ein  geschäftliches  Gebaren,  das  verwerf- 
liche Mittel  anwendet,  um  sich  Vorteile  zu 
verschaffen,  namentlich  um  Kunden  heranzu- 
ziehen. Die  ersten  reichsgesetzlichen  Bestim- 
mungen über  den  unlauteren  Wettbewerb  ent- 
hält das  Warenzeichengesetz  vom  12.  Mai  1894. 
Sie  betreffen  den  Schutz  des  Namens,  die  Firma, 
die  Ausstattung  und  die  falschen  Herkunfts- 
angaben, sowie  den  Missbrauch  von  Wappen. 
Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896,  das  am  L  Juli 
desselben  Jahres  in  Kraft  getreten  ist,  schützt 
gegen  Reklameunfug,  Quantitätsverchleierungen, 
Kreditschädigung  durch  üble  Nachrede,  Namen- 
und  Firmenmissbrauch  und  gegen  Verletzung 
von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen. 

T.  Kellen-Essen. 
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8.  Die  Konkurrenz  im  Handelsbetrieb. 

a)  Allgemeines. 

Konkurrenz,  ein  herrliches  und  ein  hässliches 
Wort.  Was  das  moderne  Wirtschaftsleben 
Grosses  und  Fruchtbringendes  erzeugt,  ist  zum 
grössten  Teil  eine  Frucht  der  Konkurrenz, 
ebenso  auch  die  zahlreichen  Auswüchse  und 
Krankheitserscheinungen.  Alle  werden  von  der  1 
Konkurrenz  betroffen.  Jung  und  Alt,  alle  Stände, 
überall.  Wer  ins  Leben  hinaustritt,  um  sein 
Brot  zu  erwerben,  fühlt  die  drückenden  Hände 
der  Konkurrenz  auf  seinen  Schultern.  Die  elen- 
deste Stelle,  die  ihren  Inhaber  kaum  zu  er- 
nähren vermag,  ruft  eine  Schar  von  Bewerbern 
herbei.  Mit  dem  Streben,  sein  Möglichstes 
zu  tun,  um  als  „Glücklicher"  dabei  auserkoren 
zu  werden,  paart  sich  der  herbe  Gedanke, 
dass  alle  Bemühungen  fruchtlos  sein  könnten. 
Dieses  beängstigende  Gefühl  gebärt  Neid  und 
Missgunst  und  führt  zuweilen  zur  Anwendung 
von  Mitteln,  welche  die  kalte  Berechnung  gierig 
erprobt,  wenn  auch  das  Herz  sich  dagegen 
sträubt,  Konkurrenz!  Wie  gross  muss  sie  erst 
werden  im  Kaufmannsstand,  im  Handel,  der 
mehr  als  alle  andern  Unternehmungen  ab- 
hängig ist  von  einer  grossen  Reihe  von  Faktoren, 
die  alle  raschen  Veränderungen  unterworfen 
sind,  deren  Ausnutzung  den  Wettbewerb  mit 
zwingender  Notwendigkeit  hervorrufen.  Daher 
muss  der  Kaufmann  mit  gutem  Rüstzeug 
den  Kampf  aufnehmen. 

Am  grössten  ist  die  Konkurrenz  im  Innen- 
handel, der  das  geringste  Mass  von  Kennt- 
nissen, kleine  Kapitalien,  weniger  aufreibende 
Tätigkeit  erfordert  und  daher  am  meisten  über- 
füllt ist.  In  dieser  Überfüllung  liegt  die  grösste 
Konkurrenz  und  die  Wurzel  der  neuen  Formen 
des  Kleinhandels,  der  Konsumvereine  und  Wa- 
renhäuser. Untüchtige  und  kapitalarme  Perso- 
nen wenden  sich  oft  dem  Kleinhandel  zu; 
sie  kalkulieren  nicht,  sie  drücken  die  Preise 
hinunter,  sie  führen  schädliche  Geschäftsprak- 
tiken ein  und  schädigen  so  das  legitime  Ge- 
schäft, das  sich  wegen  solcher  Elemente  nicht 
wirksam  zur  Wahrung  der  Interessen  organi- 
sieren kann.  Das  hat  man  in  Detaillisten- 
kreisen längst  eingesehen. 

Der  schweizerische  Detaillistenverband  z.  B. 
führt  deshalb  in  seinen  Statuten  als  Hauptzweck  auf: 
Hebung  der  Berufstüchtigkeit,  Verbesserung  des  Lehr- 
lingswesens. Die  weiteren  Zwecke  geben  ein  deutliches 
Bild  von  der  Art  der  Konkurrenz:  Gründung  eines  Vereins- 
organes,  Schaufensterdekoration,  Pflege  zivilen  Geistes 
unter  den  Konkurrenten,  Boykottierung  von  Schleuder- 
und  Schwindelgeschäften,  Stellungnahme  gegenüber 
grundsatzlosen  Fabrikanten  und  Lieferanten,- Erstrebung 


zweckdienlicher  Gesetze  gegen  das  Hausierunwesen, 
Wanderlager,  Detailreisen,  Gella  Coupons,  unreelles 
Rabattmarkenwesen  usw.,  Erstrebung  von  Vorteilen  für 
die  Mitglieder  durch  Unfall-  und  Lebensversicherung, 
Schaufensterversicherung  usw. 

Als  eines  von  vielen  Beispielen  sei  nur  das 
Hydra-  oder  Gellasystem  herausgegriffen: 
Eine  Pariser  Firma  versendet  gegen  Nach- 
nahme von  10  Franken  4  Coupons.  Die  Ab- 
nehmerin soll  diese  Coupons  zu  je  2^/2  Fr.  an 
vier  andere  Personen  verkaufen  und  jede  von 
diesen  wieder  4  Coupons  zum  Verkauf  aus 
Paris  beziehen.  Ist  dies  geschehen,  so  erhält 
die  erste  Abnehmerin  einen  Gegenstand  im 
wirklichen  Werte  von  40  Fr.,  z.  B.  einen 
seidenen  Jupon,  eine  Bluse  u.  a.  gratis,  nur 
4  Freundinnen  braucht  man  dazu  aufzumun- 
tern, denen  das  gleiche  Glück  winkt.  Das 
geht  eine  Zeitlang,  aber  dann  haben  so  viele 
„Freundinnen"  solche  Coupons,"'  dass  sie  statt 
der  Abnehmerinnen  nur  andere  Geprellte  fin- 
den, die  ihre  Coupons  nicht  los  werden  und 
so  ihr  Geld  verloren  haben.  Der  Vertrieb  sol- 
cher Coupons  ist  daher  vielerorts  polizeilich 
verboten.  Durch  solche  Praktiken  wird  also 
der  Kleinhandel  selbst  von  aussen  her  be- 
drängt. 

Die  Konkurrenz  durch  den  Hausierhandel 
wurde  bereits  angedeutet,  ebenso  der  Umstand, 
dass  auch  der  Handwerker  durch  die  Er- 
richtung eines  Ladengeschäftes  und  der  Gross- 
ind u  s  t  r  i  e  1 1  e  durch  das  Detailreisen  den  Wett- 
bewerb verschärft.  In  bezug  auf  das  Hausieren 
hat  Österreich  eine  strenge  Gesetzgebung,  die 
die  Ausländer  vom  Hausieren  vollständig  aus- 
schliesst,  aber  auch  den  Landesangehörigen  die- 
ses Gewerbe  erschwert  oder  für  einzelne  Plätze 
geradezu  unmöglich  macht.  Die  Gottscheer 
(Krain)  haben  durch  die  gesetzliche  Einschrän- 
kung ihres  schwunghaften  Hausierhandels  mit 
Südfrüchten  sich  zu  massenhafter  Auswanderung 
veranlasst  gesehen.  Nicht  in  allen  Ländern  leidet 
der  ansässige  Handel  gleich  unter  dem  Hausier- 
handel, teils  weil  die  gesetzlichen  Einschränkun- 
gen verschieden  sind,  teils  weil  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  nicht  gleichartig  sind.  In 
Italien  hat  der  Hausierer  kein  dankbares  Feld,  Ita- 
liener aber  treiben  diesen  Handel  in  der  gan- 
zen Welt.  Verschärft  wurde  die  Konkurrenz 
im  Detailhandel  aber  namentlich  durch  den 
genossenschaftlichen  Zusammenschluss  der  Kon- 
sumenten. 

Hierbei  kommen  nicht  nur  die  sogen.  Konsum- 
vereine in  Betracht,  sondern  auch  andere  Ge- 
nossenschaften. Der  ostschweizerische  Verband  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  (126)  hat  ein  Lager- 
haus   in  Winterthur.     Fast    alle    dazu    gehörigen   Ge- 
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nossenschaften  führen  neben  Dünger,  Kraftfuttermitteln 
und  Sämereien  auch  sog.  Konsuniartikel.  Der  Verwal- 
tungsbericht erwähnt  68  Wagen  Backmehl,  52  Wagen 
Kohlen,  119  Wagen  Zucker,  3500  hl  Wein,  viele  tau- 
send Stück  Tuch  und  Haushaltungsartikel,  70000  Stück 
Gratulations-,  Trauer-  und  Ansichtskarten  usw. 

Wenn  es  gilt,  im  schweren  Existenzkampf 
gegen  Warenhäuser  und  Konsumvereine  Front 
zu  machen,  dann  stehen  Kleinhandel  und  Klein- 
gewerbe in  einer  Reihe.  Sonst  führen  aber 
auch  hier  die  Konkurrenz  und  die  entgegen- 
stehenden Interessen  auf  getrennte  Wege. 

Eine  bittere  Konkurrenzverschärfung  schaffen 
die  Warenhäuser,  und  zwar  sowohl  durch 
die  Mannigfaltigkeit  ihrer  Artikel,  als  auch  oft 
durch  ihre  Geschäftspraktiken.  Die  Lockarti- 
kel, die  in  den  Rahmen  eines  Warengeschäfts 
passen,  reichen  nicht  mehr  aus,  selbst  warme 
Würste  werden  an  den  sogenannten  „Aus- 
nahmetagen" unter  dem  Selbstkostenpreis  ver- 
kauft. Die  Warenhäuser  drücken  nicht  nur 
auf  den  Kleinhandel  und  das  Kleingewerbe, 
sondern  auch  auf  den  Grosshandel  und  die 
Industrie  und  zwar  namentlich,  seitdem  sie 
sich  zu  einem  Ringe  vereinigt  haben. 

Das  Organ  dieses  Verbandes,  ,,Das  Warenhaus", 
gibt  diese  Tatsache  zu,  indem  es  schreibt:  , .Einige 
Grosse  sind  zu  einem  Verbände  zusammengetreten 
und  haben  mit  der  Industrie  Fühlung  gesucht  und  hier 
erscheint  uns  eine  Gefahr  für  die  Kleineren  zu  entste- 
hen —  nicht  allein  für  die  kleineren  Warenhäuser,  son- 
dern überhaupt  für  den  ganzen  Detailhandel,  denn 
einem  solchen  Ringe  dürfte  dieser  nicht  gewachsen 
sein.  Es  kommt  uns  jetzt  schon  so  vor,  als  strebe 
dieser  Ring  nach  der  Macht,  dem  gesamten  Kleinhan- 
del, wo  es  nur  angeht,  die  Bezugsquellen  zu  ver- 
stopfen, um  sie  sich  allein  nutzbar  zu  machen.  Das 
wäre  ein  unschöner  Kampf  des  Übermächtigen  gegen 
den  Wehrlosen,  dem  man  nicht  müssig  zuschauen  darf, 
und  dem  kein  aufrichtiger  Freund  der  Warenhäuser 
Erfolg  wünschen  wird."  Diese  Wehklage  gilt  wohl 
mehr  den  kleinen  Warenhäusern  als  dem  Detailhandel. 

Weniger  gross  ist  die  Konkurrenz  imAussen- 
handel,  besonders  deswegen,  weil  der  Kampf 
um  den  Weltmarkt  schwieriger  ist  als  die  Be- 
tätigung im  Binnenhandel.  Die  Ringbildung, 
die  besonders  unter  den  Fittichen  des  einhei- 
mischen Schutzzolles,  verbunden  mit  Ausfuhr- 
prämien und  dergleichen,  gedeiht,  kann  im 
internationalen  Handel  selten  eine  so  kräftige 
und  dauernde  Wirksamkeit  entfalten. 

Der  Kampf  gegen  die  Konkurrenz  im  Handel 
kann  vom  einzelnen  nur  dann  mit  Aussicht 
auf  Erfolg  durchgeführt  werden,  wenn  er  sich 
an  die  oben  angegebenen  Grundsätze  des  Ge- 
schäftsbetriebes hält.  Aber  auch  diese  Waffen 
helfen  ihm  nur  dazu,  den  Platz  unter  seines- 
gleichen zu  behaupten.  Im  Kampfe  gegen  die 
kapitalistischen  und  die  genossenschaft- 
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liehen  Tendenzen  hilft  den  selbständigen 
Handeltreibenden  nur  der  Zusammenschluss 
zum  Verband. 

Die  kapitalistische  Betriebsweise  zeigt 
sich  teils  als  Fabrikhandel,  indem  der  Pro- 
duzent direkt  an  den  Verbraucher  verkauft, 
teils  als  Filialhandel  durch  die  Schaffung 
zahlreicher  Verkaufsstellen  in  der  Hand  eines 
Kapitalisten  oder  einer  Kapitalvereinigung,  teils 
als  Warenhaushandel,  durch  die  kapitalisti- 
sche Gruppierung  und  Konzentration  einer 
Summe  von  Einzelgeschäften.  Betriebstechnisch 
die  höchste  Form  des  kapitalistischen  Betriebes 
stellen  aber  die  Trusts  dar,  mit  gewaltigen 
Kapitalien,  einer  vorzüglichen  Organisation  und 
einer  bewundernswerten  Arbeitsteilung.  Ihr 
oft  rücksichtsloses  Vorgehen  gegen  die  Schwä- 
cheren, die  entweder  zur  Aufgabe  ihrer  Unter- 
nehmung gezwungen  werden,  oder  sich  den 
Anordnungen  der  Trusts  in  allem  zu  fügen 
haben,  bildet  eine  grosse  soziale  Gefahr  für 
Produktion,  Handel  und  Konsum.  Ihr  höchstes 
Ziel  besteht  in  der  Beseitigung  der  Konkur- 
renz durch  Zusammenlegen  der  Betriebe  und 
durch  Kapitalüberlegenheit. 

Die  genossenschaftliche  Betriebsweise 
(s.  S.  152 ff.)  —  Vereinigung  der  wirtschaftlich 
Schwachen  in  grosser  Zahl  —  steht  in  schroffem 
Gegensatz  zum  Ziele  der  Trusts  —  Vereini- 
gung der  wirtschaftlich  Starken  in  kleiner  Zahl 
zu  einem  mächtigen  Kapitalverband.  Beide 
Betriebsformen  haben  sich  neben  der  herge- 
brachten Betriebsweise  notwendigerweise  auf 
dem  Boden  der  freien  Konkurrenz  entwickeln 
müssen.  Es  war  ein  langes  Ringen,  um  aus 
den  hemmenden  Schranken  des  Mittelalters 
heraus  auf  den  Tummelplatz  des  freien  Wett- 
bewerbs zu  gelangen.  Die  Interessengegen- 
sätze mehrten  sich,  wirtschaftliche  Not  und 
der  nie  rastende,  erfinderische  Menschengeist 
Hessen  neue  Formen  entstehen,  der  Kampf 
wurde  immer  stärker,  die  Organisation  des 
Kapitals  und  der  Massen  immer  mächtiger, 
die  Auswüchse  zahlreicher  und  damit  der  Ruf 
der  durch  die  neuen  Formen  Bedrängten  nach 
Staatshilfe  immer  lauter  (Trustgesetzgebung, 
Sonderbesteuerung  u.  a.).  Allein  die  wirtschaft- 
lichen Entwicklungsgesetze  waren  stets  stärker 
als  die  in  den  Gesetzbüchern  geschriebenen. 
So  kann  auch  hier  der  Staat  nicht  in  entschei- 
dendem Sinne  in  den  durch  die  freie  Kon- 
kurrenz hervorgerufenen  Entwicklungsgang  ein- 
greifen. Wohl  aber  muss  er  seine  ganze  Kraft 
einsetzen,  namentlich  auf  strafrechtlichem  und 
sozialem  Gebiete,  um  den  Auswüchsen  des 
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freien  Wettbewerbs  zu  steuern.  Freilich  sind 
diese  so  mannigfaltiger  Art  und  die  Grenze 
zwischen  „erlaubt"  und  „unerlaubt"  ist  im  Kon- 
kurrenzkampf oft  so  schwer  zu  ziehen,  dass 
selbst  in  dieser  Einschränkung  die  Gesetzge- 
bung häufig  versagt. 

b)   Der  unlautere  Wettbewerb. 

Es  kann  sich  hier  nicht  darum  handeln  zu 
erklären,  was  der  Gesetzgeber  unter  unlauterem 
Wettbewerb  versteht.  Darin,  sowie  in  dem 
Rechtsschutz,  der  gegen  die  unlauteren  Machen- 
schaften gewährt  wird,  gehen  die  Gesetze  der 
einzelnen  Länder  sehr  weit  auseinander.  Einige 
Staaten  haben  es  überhaupt  noch  nicht  zu 
einer  solchen  Gesetzgebung  gebracht,  so  dass 
im  einzelnen  Falle  die  in  Betracht  kommen- 
den Bestimmungen  des  B.  G.  B.  oder  des  H. 
G.  B.,  weil  zu  allgemein  gehalten,  keinen  wirk- 
samen Schutz  gewähren.  Hier  handelt  es  sich 
nur  darum,  zu  zeigen,  in  welcher  Weise  der 
unlautere  Wettbewerb  als  eine  Gefährdung  und 
Schädigung  des  reellen  Geschäftsbetriebes  auftritt. 

Durch  den  unlauteren  Wettbewerb  werden 
entweder  die  Interessen  einiger  bestimmter  Mit- 
bewerber geschädigt,  oder  diejenigen  aller  Mit- 
bewerber. In  jenem  Falle  kommen  in  Betracht: 

a)  Die  missbräuchliche  Anwendung 
gleicher  oder  doch  zur  Verwechslung  ähnlicher, 
fremder  Unterscheidungszeichen.  Dazu 
gehört  der  Missbrauch  eines  Namens,  indem 
z.  B.  das  Geschäft  nicht  den  Namen  desjenigen 
trägt,  der  es  betreibt  und  die  Mittel  dazu  her- 
gegeben hat,  sondern  unter  dem  eines  Stroh- 
mannes, der  mit  einer  bekannten  Firma  den 
gleichen  Namen  trägt,  geführt  wird.  Oft  wird 
auch  der  Etablissementsnamen,  d.  h.  die 
für  ein  bestimmtes  Unternehmen  charakteri- 
stische Bezeichnung  nachgeahmt,  oder  Phan- 
tasienamen (z.  B.  „Roter  Adler").  Die  Namen 
dieser  Art  dienen  sowohl  als  Domizilmerkmale, 
wie  als  Warenbezeichnungen.  Die  Nachahmung 
kann  sich  auch  beziehen  auf  figürliche  Zei- 
chen, wie  sie  am  Geschäftsschilde,  am  Wagen 
usw.  angebracht  sind,  auf  die  Ausstattung 
der  Drucksachen,  der  Geschäftslokali- 
täten usw. 

b)  Die  Herabsetzung  des  Ansehens 
fremder  Unternehmungen,  durch  falsche 
Behauptungen  über  deren  Leistungsfähigkeit  zu 
dem  Zwecke,  das  Vertrauen  bei  der  Kund- 
schaft und  den  Kredit,  den  die  Firma  geniesst, 
herabzudrücken. 

c)  Die  Bestechung  von  Angestellten 
eines  Unternehmens,  um  mit  dem  Prinzipal 


„ins  Geschäft"  zu  kommen,  um  Geschäfts- 
geheimnisse zu  erfahren,  Zeichnungen  und 
Modelle  zu  erhalten  usw. 

Durch  diese  und  andere  Fälle  erleidet  zu- 
meist nur  ein  einzelner  Unternehmer  Schaden. 
Gegen  alle  aber  richten  sich  die  folgenden, 
häufig  vorkommenden  Fälle  des  unlauteren 
Wettbewerbes: 

d)  Falsche  Herkunftsbezeichnungen, 
um  minderwertige  Waren  unter  einem  bekann- 
ten Namen  besser  absetzen  zu  können;  wobei 
aber  zu  erwähnen  ist,  dass  viele  ehemalige 
Herkunftsbezeichnungen,  wie  z.  B.  „Kölnisches 
Wasser"  im  Laufe  der  Zeit  zu  Gattungs- 
namen geworden  sind. 

e)  Reklameausschreitung,  z.  B.  durch 
Ankündigung  grosser  Vorräte,  die  nicht  vor- 
handen sind,  durch  unrichtige  Angaben  über 
das  Alter  des  Geschäftes,  über  Bezugsquelle 
und  Bezugsart  (Aufkauf  von  Konkurslagern), 
über  Ausverkäufe  (sofern  es  nur  Scheinaus- 
verkäufe sind),  über  Gratislieferungen,  sowie 
durch  unrichtige  Preis-  und  Qualitätsangaben. 

f)  Anmassung  besonderer  Auszeich- 
nungen, z.  B.  widerrechtlicher  Gebrauch  von 
Medaillen,  Diplomen,  Orden,  Staatswappen, 
oder  widerrechtliche  Bezeichnung  als  Erfinder, 
Patentinhaber. 

g)  Quantitätsverschleierungen,  indem 
bei  Waren,  die  gebrauchsgemäss  in  einer  be- 
stimmten Grösse  und  Verpackung  und  einem 
bestimmten  Gewicht  oder  der  gleichen  Stück- 
zahl in  den  Handel  kommen,  die  Grösse  oder 
Verpackung  beibehalten,  das  Gewicht  oder  die 
Stückzahl  aber  verringert  wird. 

h)  Qualitätsverschleierungen.  Verkauf 
von  Surrogaten  für  echte  Waren,  selbst  wenn 
die  Ware  preiswürdig  verkauft  wird,  Fälschung 
echter  Waren  (namentlich  Lebensmittel). 

Wer  die  Zeitungen  aufmerksam  liest,  der 
wird  erstaunt  sein  über  die  Fülle  von  Inse- 
raten, die  den  unlauteren  Wettbewerb  auf  der 
Stirne  tragen.  „Geld,  viel  Geld",  „500  Mark 
monatlich  Nebenverdienst",  „Totalausverkauf", 
„Teilausverkauf",  „50^lo  unter  dem  Ankaufs- 
preis", „Aufgabe  des  Geschäftes",  „Aus  einem 
Konkurslager",  „150  Artikel  für  2  Mark",  „Preis- 
aufgabe", „Zeugnis  für  erlangte  Heilung", 
„Partiewaren",  „Reste"  usw.  Mit  allen  diesen 
zumeist  auf  den  Kundenfang  gerichteten  Ma- 
chenschaften hat  der  ehrliche  Händler  zu 
rechnen.  Der  Kampf  ist  ein  schwerer  im  heu- 
tigen Handelsbetrieb,  aber  auch  hier  trifft  zu: 
„Ehrlich  währt  am  längsten." 
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IV.  Der  Betrieb  des  Warenhandels. 


1.  Gründung  oder  Kauf  eines  Ge- 
schäftes, Beteiligung  an  einem 
schon   bestehenden  Geschäfte. 

Die  Gründung  eines  Warengeschäftes  setzt 
tüchtige  Waren-  und  Platzi<enntnisse  voraus. 
Von  grosser  Bedeutung  ist  die  Orts  wähl. 
Ein  Warenhaus  gehört  in  eine  Hauptstrasse 
oder  an  einen  öffentHchen  Platz,  Läden,  in 
denen  Konsumgegenstände  verkauft  werden, 
können  auch  in  einer  Nebenstrasse  bestehen, 
für  den  Verkauf  von  Gerätschaften  für  Hand- 
werker findet  man  im  engsten  Winkel  ein 
günstiges  Plätzchen,  vorausgesetzt,  dass  die 
Ware  gut  ist;  wer  Zigarren  und  Raucher- 
utensilien führt,  muss  seinen  Laden  an  einer 
Strassen kreuzung  oder  an  einer  Strassenecke 
haben.  Das  Modewarengeschäft  gedeiht  nicht 
in  einem  Aussenviertel ,  wo  vielmehr  nur  für 
ein  Magazin  für  Arbeiterkleider  die  richtige 
Lage  ist.  Ein  Spezialitätengeschäft  kann  seine 
Verkaufsräumlichkeiten  in  eine  Nebengasse, 
selbst  in  das  „Entresol"  verlegen,  ein  Geschäft 
mit  Luxus  oder  Alltagsartikeln  hat  seinen 
richtigen  Platz  in  einer  belebten  Strasse.  Der 
Kleinhändler  muss  den  Kunden  möglichst  nahe 
rücken,  der  Grosshändler  bedarf  dieser  Rück- 
sichtnahme nicht  so  sehr.  Zwei  Spezialitäten- 
geschäfte derselben  Art  können  leichter  in  un- 
mittelbarer Nähe  bestehen  als  zwei  Geschäfte, 
die  tägliche  Bedarfsartikel  halten,  weil  jene  die 
Kunden  aus  einem  weiteren  Kreise  anziehen. 

Wer  ein  Geschäft  kaufen  will,  hat  sich  vor 
allem  die  Fragen  zu  stellen:  Warum  wird  das 
Geschäft  verkauft?  Welche  Vorteile  bietet  der 
Kauf  gegenüber  einer  Neugründung?  Wie 
gross  sind  die  Aussichten  auf  Erhaltung  der 
Kundschaft?  Wie  hoch  wird  die  Kundschaft 
beim  Kauf  eingeschätzt?  Es  ist  eine  sorgfältige 
Inventur  aufzunehmen,  die  Geschäftsbücher 
sind  genau  zu  kontrollieren  und  zwar  nicht 
bloss  die  Buchungen  des  letztvergangenen  Jahres. 
Wo  wegen  der  Mannigfaltigkeit  der  Artikel 
eine  genaue  Inventur  nicht  möglich  ist,  wie 
z.  B.  im  Bazargeschäft,  werden  die  Waren  zu- 
weilen in  Bausch  und  Bogen  (en  bloc)  gekauft. 
In  diesem  Falle  bedarf  es  einer  besonderen 
Gewandtheit  in  der  Abschätzung  nach  Menge, 
Qualität  und  Wert  der  Warenbestände.  Schwie- 
rig wird  es  für  den  Käufer  stets,  zu  verhüten, 
dass  der  Verkäufer,  der  die  Kundschaft  kennt, 
hernach   ein   Konkurrenzgeschäft   gründet,    da 


auch  die  klarsten  Vertragsbestimmungen  mit 
Hilfe  von  Verwandten  oder  Strohmännern  leicht 
umgangen  werden  können. 

Wer  sich  an  einem  Warengeschäft  als  Ge- 
sellschafter beteiligen  will,  muss  sich  die 
Gründe  klar  legen  lassen,  die  den  Geschäftsin- 
haber zur  Aufnahme  eines  Gesellschafters  ver- 
anlassen und  muss  sich  einen  gründlichen 
Einblick  in  die  Geschäftslage,  den  Betrieb  und 
die  mutmasslichen  Aussichten  verschaffen. 

2.  Bekanntgabe  nach  aussen. 

Der  Kleinhändler  macht  die  Geschäftseröff- 
nung bekannt  durch  Inserate,  durch  Zettel,  die 
er  ins  Haus  tragen  oder  auf  der  Strasse  ver- 
teilen lässt,  sowie  durch  geschmackvolle  Aus- 
stattung des  Schaufensters.  Der  Grosshändler 
benutzt  ausser  diesen  Mitteln  auch  das  Rund- 
schreiben (Zirkular).  Alle  diese  Mittel,  die  auch 
während  des  Geschäftsbetriebes  arvzuwenden 
sind,  fasst  man  zusammen  unter  den  Titel 
„Reklame"  (siehe  den  Abschnitt:  „Kaufmän- 
nische Propaganda",  S.  296  ff.). 

3.  Allgemeine  Betriebsregeln. 

Der  Warenhändler  sollte  folgendes  beher- 
zigen : 

Er  suche  die  vorteihaftesten  Bezugsquellen 
zu  erfahren.  Dies  kann  er  erreichen  durch:  Reisen, 
Aufenthalt  im  Ausland,  Briefwechsel  mit  Aus- 
ländern, Fachzeitschriften  und  Studium  der  han- 
delsgeographischen Literatur,  Berichte  der  Kon- 
suln,  Handelskammern,  Handelsemissäre  usw. 

Er  vergleiche  genau  die  Preise  der  verschie- 
denen Bezugsquellen  und  die  beim  Waren- 
bezug von  den  verschiedenen  Orten  entstehen- 
den Kosten  unter  sorgfältiger  Berücksichtigung 
der  Usancen,  Tarife,  Zollverhältnisse  usw. 

Er  kaufe  nur  gute  Waren  in  Anpassung  an 
die  Wünsche  der  Konsumenten. 

Er  kaufe  nicht  mehr,  als  er  vermutlich  braucht, 
es  sei  denn,  dass  die  Ware  ausserordentlich 
billig  oder  ein  Steigen  der  Preise  wahrschein- 
lich ist. 

Er  warte  mit  dem  Einkauf  nicht,  bis  die 
Artikel  ausgegangen  sind,  sondern  halte  stets 
ein  wohlausgeslattetes  Lager. 

Er  kaufe  so  viel  als  möglich  bar,  auf  Ziel 
nur  dann,  wenn  er  hoffen  kann,  in  der  Zwi- 
schenzeit mit  dem  Gelde  mehr  zu  verdienen, 
als  der  Diskont  ausmacht. 
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Er  kaufe  soviel  als  möglich  aus  erster  Hand, 
weil  Zwischenhändler  die  Ware  verteuern. 

Der  Einkauf  soll  in  möglichst  grossen  Men- 
gen erfolgen,  da  hierdurch  günstigere  Bedin- 
gungen erzielt  werden. 

Er  suche  sich  stets  über  die  Tendenz  der 
Preisbewegung  durch  die  Kommissionäre,  Agen- 
ten, Marktberichte  usw.  auf  dem  laufenden  zu 
erhalten. 

Er  begnüge  sich  mit  einem  kleinen  Gewinn, 
handle  reell  und  sei  nicht  zudringlich  beim 
Verkauf. 

4.  Der  Kauf  als  Vertrag. 

Durch  den  Kaufvertrag  verpflichtet  sich  der 
Verkäufer,  dem  Käufer  den  Gegenstand  zu  vollem 
Rechte  und  Genüsse  zu  übergeben,  und  der 
Käufer  verpflichtet  sich,  dem  Verkäufer  den  ver- 
abredeten Preis  zu  bezahlen.  Sofern  nicht  Verein- 
barung oder  Übung  entgegenstehen,  sind  beide 
Kontrahenten  (Vertragschliessende)  verpflichtet, 
ihre  Leistungen  gleichzeitig  (Zug  um  Zug)  zu 
erfüllen.  Im  Kleinhandel  bildet  diese  Form 
des  Verträgsabschlusses  die  Regel.  Im  Gross- 
handel hingegen  spielt  das  Lieferungsgeschäft 
eine  grosse  Rolle.  Hierbei  hat  der  Verkäufer 
entweder  die  ganze  Ware  erst  an  einen  spä- 
teren, fest  vereinbarten,  oder  durch  vorher- 
gehende Kündigung  bestimmten  Termin,  oder 
auf  verschiedene  Termine  bestimmte  Mengen 
der  verkauften  Ware  zu  liefern. 

Der  Verkäufer  trägt,  wenn  nichts  anderes 
vereinbart  wird,  die  Kosten  der  Übergabe  — 
besonders  des  Messens  und  Wagens  — ,  der 
Käufer  diejenigen  der  Abnahme,  sowie  des 
Transportes.  Der  Kleinhändler,  der  in  Ange- 
legenheiten des  Transportes  oft  nicht  bewan- 
dert ist,  vereinbart  oft  Frankolieferung.  In 
diesem  Falle  rechnet  man  gebrauchsmässig  zu 
den  Transportkosten:  Die  Ausgangs-,  Durch- 
gangs- und  Einfuhrzölle,  die  während  des 
Transportes  erhoben  werden,  nicht  aber  die 
Verbrauchssteuern,  die  bei  Empfang  der  Ware 
zu  zahlen  sind. 

5.  Der  Einkauf. 

Der  Einkauf  ist  in  der  Regel  schwieriger 
als  der  Verkauf.  Der  Kaufmann  muss  mög- 
lichst grosse  Mengen  einkaufen,  um  günstige 
Bedingungen  zu  erhalten.  Er  muss  die  be- 
sonderen Wünsche  der  Kundschaft  gut  kennen 
und  namentlich  vorsichtig  sein  im  Einkauf 
von  Neuheiten  und  Modeartikeln.  Doch  darf 
er  auch  nicht  zu  zurückhaltend  sein.  Er  hat 
stets  für  eine  reichhaltige  Auswahl  von  Waren 


zu  sorgen,  die  sich  gut  präsentieren.  Die  Art 
der  Verpackung  spielt  hierbei  eine  grosse  Rolle. 
Haltbare  Gegenstände  kann  er  eher  in  grösse- 
ren Mengen  einkaufen  als  weniger  haltbare. 
Der  Einkauf  wird  ihm  umso  leichter,  je  kleiner 
die  Anzahl  der  von  ihm  geführten  Artikel,  und 
je  gangbarer  diese  sind.  Doch  hängt  diese  Be- 
schränkung nicht  einzig  von  seinem  Willen  ab, 
da  er  oft,  um  die  Kundschaft  zu  erhalten,  man- 
chen „unbequemen"  Artikel  führen  muss,  an 
dessen  Verkauf  er  wenig  oder  nichts  verdient. 
Persönliche  Vorzüge,  wie  Sachkenntnis,  Reg- 
samkeit sind  für  den  Einkauf  oft  wichtiger  als 
für  den  Verkauf. 

Vor  allem  hat  sich  der  Händler  die  Produ- 
zenten zu  sichern,  wenn  er  seine  Kunden  mit 
der  „gewohnten"  Ware  bedienen  und  stets 
leistungsfähig  bleiben  will. 

Für  den  Besitzer  eines  Ladengeschäftes  scheint 
der  Einkauf  leicht  zu  sein,  da  er  mit  Fabri- 
kanten und  Grosshändlern  in  regelmässiger 
Verbindung  steht,  die  Reisenden  ihm  die  Muster 
vorlegen  und  ihm  Offerten  von  allen  Seiten 
zugehen.  Aber  gerade  die  Vielheit  des  Ange- 
botes macht  ihm  den  Einkauf  schwerer.  Er 
hat  nicht  die  Mittel  zur  Hand,  die  eingehenden 
Muster  genau  auf  ihren  Wert  zu  untersuchen; 
die  für  eine  richtige  Kalkulation  erforderlichen 
Kenntnisse  stehen  ihm  oft  nicht  zur  Verfügung. 

Der  Kleinhändler  kauft  beim  Produzenten 
oder  beim  Grossisten  ein.  Welchen  Weg  er 
einschlagen  soll,  hängt  von  der  Grösse  und 
Art  des  Geschäftes,  von  den  Betriebsmitteln 
und  —  von  der  Intelligenz  des  Geschäftsin- 
habers ab.  Ganz  kleine  Geschäfte  kaufen  von 
kleinen  Grossisten  oder  von  Grosshändlern  des 
gleichen  Platzes  oder  einer  benachbarten  Gross- 
stadt. Grössere  Detailgeschäfte  kaufen  direkt 
beim  Importeur  oder,  wie  die  Warenhäuser 
und  Konsumvereine,  beim  Produzenten.  Der 
Kleinhändler,  der  Kaffee  und  Tee  verkauft,  be- 
zieht seinen  Bedarf  vom  Grossisten,  da  bei 
dem  kleinen  Bezug  ein  direkter  Einkauf  mit  zu 
grossen  Unkosten  verbunden  wäre.  Wer  Seife, 
Zigarren,  Tuchwaren  führt,  bezieht  sie  aus 
erster  Hand,  vom  Fabrikanten.  Wer  über  ge- 
ringe Betriebsmittel  verfügt,  muss  den  Kredit 
des  Grosshändlers  in  Anspruch  nehmen,  wo- 
durch ihm  freilich  die  Ware  verteuert  wird. 
Gemeinsamer  Einkauf,  der  zu  billigeren  Preisen 
geschieht  und  ausserdem  Frachtersparnis  schafft, 
kann  allein  den  Mangel  an  grossen  Betriebs- 
mitteln ausgleichen. 

Dem  Grosshändler  wird  der  Einkauf  noch 
schwieriger.    Er  muss  stets  orientiert  sein  über 
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den  Stand  der  Hauptmärkte  für  seine  Ware, 
die  „sichtbaren  Vorräte"  und  die  erwarteten 
Zufuhren.  Darüber  halten  ihn  Rundschreiben 
von  Handelshäusern  und  Kommissionären, 
Preisverzeichnisse  usw.  auf  dem  laufenden.  Er 
muss  die  Platzusancen  genau  kennen  (Zah- 
lungs-,  Rabattbedingungen,  Gutgewicht,  Be- 
rechnung der  Verpackung,  Courtage,  Provision, 
Transportkosten,  Erfüllungsort  usw.).  Er  muss 
es  verstehen,  die  Preise  der  auf  verschiedenen 
Plätzen  angebotenen  Waren  nach  Menge, 
Qualität  und  Geldeinheit  zu  vergleichen. 
Die  auf  Börsenzetteln,  Preislisten  usw.  an- 
gegebenen Preise  verstehen  sich  stets  auf  eine 
bestimmte  Menge,  die  an  den  einzelnen  Plätzen 
nicht  immer  dieselbe  ist.  In  den  Massein- 
heiten besteht  freilich  nicht  mehr  der  frühere 
Wirrwarr,  doch  kommen  auch  heute  noch  ge- 
wisse Waren  in  Kolli  von  einer  herkömm- 
lichen, aber  nicht  gleichmässigen  Grösse  auf 
den  Markt  und  werden  nach  dem  Bruttoge- 
wicht, unter  Abzug  einer  usancemässigen  Tara 
berechnet,  so  dass  ein  genauer  Masstab  für 
die  Kalkulation  nicht  gegeben  ist.  Eine  Ver- 
gleichung  der  Qualität  ist  ebenfalls  sehr  schwer, 
da  die  Börsentypen  an  den  andern  Plätzen 
verschieden  sind.  Daher  ist  auch  eine  inter- 
nationale Preisstatistik  und  Preisvergleichung, 
wenn  man  sich  nicht  auf  Annäherungswerte 
beschränken  will,  nicht  möglich.  Für  die 
Reduktion  der  Geldeinheiten  muss  nicht  der 
Pariwert  der  Münzen,  sondern  der  Wechsel- 
kurs zugrunde  gelegt  werden,  der  oft  für  das 
Resultat  einer  geschäftlichen  Operation  von 
grösster  Bedeutung  ist.  Für  den  Kleinhändler 
kommen  beim  Einkauf  diese  Erwägungen  nicht 
in  Betracht,  wohl  aber  für  den  Grosshändler, 
der  zudem  imstande  sein  muss,  die  Konjunk- 
turen im  Einkauf  rasch  auszunutzen,  während 
der  Kleinhändler  seinen  Bedarf  in  Ruhe 
decken  kann.  Ist  der  Einkauf  für  den  Gross- 
händler an  und  für  sich  schon  schwieriger  als 
für  den  Kleinhändler,  so  kommt  noch  hinzu, 
dass  der  Grossist  hierbei  oft  keine  freie  Hand 
hat.  Zahlreiche  Gegenstände  werden  durch 
die  Hausindustrie  erzeugt,  die  den  Rohstoff 
vom  Fabrikanten  erhält  und  die  diesem,  mit 
Umgehung  des  Grosshändlers,  die  Waren  ab- 
zuliefern hat.  Andererseits  haben  oft  die  Zwi- 
schenhändler die  Kleinproduzenten  in  der  Hand, 
indem  sie  ihnen  bindende  Vorschüsse  leisteten 
(Getreidekauf  in  Russland).  Die  Produzenten 
bilden  Ringe,  oder  sie  besorgen  den  Verkauf 
gemeinschaftlich,  oder  sie  sind  an  das  Kom- 
missionsgeschäft eines  grossen  Platzes  gebunden.  | 


Der  Kauf  gegen  Vorauszahlung  (Prä- 
numerations-,  Antizipationskauf)  findet  statt, 
wenn  der  Abnehmer,  in  dessen  Zahlungsfähig- 
keit der  Lieferant  Misstrauen  hegt,  zuerst  den 
Betrag  einsenden  muss,  bevor  die  Ware  an 
ihn  abgesandt  wird.  Eine  volle  Vorausbezah- 
lung kommt  selten  vor,  häufig  aber  die  Anti- 
zipation eines  Teiles  {Arrha,  altdeutsch  =  An- 
geld, Aufgeld,  Handgeld,  Vorschuss),  besonders 
bei  Landesprodukten,  die  erst  noch  erzeugt 
werden  müssen.  (In  Russland  gewöhnlich  '/j 
der  Kaufsumme). 

Bar-  und  Kreditkauf.  Die  Waren  wer- 
den gegen  bar  oder  auf  Ziel  gekauft.  Selbst- 
verständlich wird  für  die  gegen  bar  gekauften 
Waren  ein  niedrigerer  Preis  bezahlt.  Da  der 
Verkäufer  hierbei  früher  in  den  Besitz  des 
Geldes  gelangt,  kann  er  es  zinstragend  anlegen 
oder  es  meistens  mit  noch  grösserem  Gewinn 
im  Geschäfte  selbst  wiederum  verwenden.  Die 
Preisermässigung  (Skonto)  beträgt  daher  ge- 
wöhnlich mehr  als  der  landesübliche  Zins  aus- 
machen würde.  Beim  Bareinkauf  erhält  der 
Abnehmer  vom  Verkäufer  auch  deshalb  eine 
Preisermässigung,  weil  das  Risiko  des  Ein- 
ganges des  Geldes  dadurch  beseitigt  wird. 
Der  Verkäufer,  der  den  Kredit  einräumt,  heisst 
Gläubiger,  Kreditor,  der  Käufer  Schuldner  oder 
Debitor.  Der  Kauf  auf  Kredit,  der  im  binnen- 
ländischen Handel  die  Regel  bildet,  gestattet  im 
Prinzip  dem  Käufer,  so  lange  mit  der  Zah- 
lung zu  warten,  bis  er  die  Ware  ganz  oder  zum 
grossen  Teil  verkauft  hat.  Im  allgemeinen 
richtet  sich  die  dem  Käufer  eingeräumte  Zah- 
lungsfrist (das  Ziel)  wohl  nach  der  Schwierig- 
keit der  Verkäuflichkeit  der  Ware:  der  Zah- 
lungstermin wird  weiter  hinausgeschoben  bei 
Goldwaren  als  bei  Kolonialwaren.  Die  Zah- 
lungsfristen sind  auch  länger  oder  kürzer  je 
nach  den  Zahlungs-  und  Kreditverhältnissen 
des  Landes  —  Italien  z.  B,  hat  längere  Zahlungs- 
fristen als  Deutschland  — ,  immerhin  wird  als 
durchschnittliche  Norm  genommen:  2,  3,  4, 
6,  9,  12  Monate. 

Da  der  Verkäufer  in  sehr  vielen  Fällen  bei  der  Aus- 
stellung der  Rechnung  nicht  weiss,  ob  der  Käufer  die 
Ware  sofort  bezahlen  wird,  so  berechnet  er  die  Preise 
meistens  für  den  Kreditkauf  unter  Angabe  des  Skontos, 
den  er  bei  Barzahlung  berechnet.  („Ziel  3  Monat  oder 
2"/o  Skonto"  usw.  Es  kommt  zuweilen  vor,  dass  die 
Preise  „gegen  bar  mit  2%  Skonto"  angegeben  wer- 
den. Hier  handelt  es  sich  nicht  um  einen  Skonto, 
sondern  um  das  Versprechen  einer  besonderen  Ver- 
günstigung). 

Schutz  gegen  schädliches  Kreditnehmen  und 
Kreditgeben  zwischen  Einkäufer  (Kleinhändler, 
Grossist)  und  Verkäufer  (Grossist,   Importeur, 
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Produzent)  gewähren  die  hierfür  geschaffenen 
Vereinigungen  der  Kreditreformvereine. 

Tages-  und  Lieferungskauf.  Beim  Tages- 
kauf (Effektivgeschäft)  ist  die  Ware  sofort  zu 
h'efern,  beim  Lieferungs-  oder  Termingeschäft 
erst  an  einem  späteren,  vereinbarten  Termin, 
indem  häufig  die  Ware  beim  Kaufabschluss 
noch  nicht  im  Besitz  des  Verkäufers  ist  (noch 
nicht  erzeugt,  noch  unterwegs,  noch  einge- 
lagert). Für  den  Produzenten  haben  die  Lie- 
ferungsgeschäfte den  grossen  Vorteil,  dass  sie 
ihm  einen  regelmässigeren  Geschäftsbetrieb  ge- 
statten. Über  die  Lieferungsgeschäfte  siehe  den 
Abschnitt  „Warenbörsen". 

Der  Kauf  auf  Auktionen,  d.  i.  auf  öffent- 
lichen Versteigerungen.  Solche  finden  in  regel- 
mässigen Zwischenräumen  oder  je  nach  Vor- 
handensein einer  genügenden  Warenmenge  an 
den  grossen  Seehandelsplätzen  statt  und  wer- 
den meist  längere  Zeit  vorher  in  den  grösseren 
Handelszeitungen  angezeigt.  Die  Kommissio- 
näre senden  überdies  ihren  Geschäftsfreunden 
gleichzeitig  mit  der  Einladung  zu  Aufträgen 
Muster  der  zu  versteigernden  Waren.  Die 
Ware  wird  meist  in  kleinere  Teile  (Lose,  Ka- 
velinge)  zerlegt  und  einzeln  versteigert.  Die 
bedeutendsten  Auktionen  finden  statt  in  Amster- 
dam, Rotterdam  und  Middelburg  durch  die 
holländische  Maatschapij  (für  Kaffee,  Tabak, 
Indigo,  Gewürze),  in  London  (Indigo,  austra- 
lische und  Kapwolle),  in  Havre  und  Antwerpen 
(Wolle). 

Der  Kauf  auf  Reisen.  Der  Händler  be- 
gibt sich,  um  möglichst  vorteilhaft  einzukaufen, 
ins  Produktionsland  selbst.  Anstatt  baren  Gel- 
des empfiehlt  es  sich,  einen  Kreditbrief  mit- 
zunehmen (siehe  hierüber  den  Abschnitt  „Geld, 
Bank  und  Börse"), 

Kauf  nach,  auf  und  zur  Probe.  Man 
unterscheidet: 

Kauf  nach  Probe,  d.  h.  der  Verkäufer 
hat  die  Ware  zu  liefern  entsprechend  dem 
von  ihm  oder  vom  Käufer  gelieferten  Muster 
oder  entsprechend  der  letzten  Sendung  („wie 
von  letzter  Sendung").  Hat  die  Ware  die  we- 
sentlichen Eigenschaften  des  Musters,  so  nennt 
man  sie  „probemässig".  Diese  Art  des  Ein- 
kaufes bildet  die  Regel. 

Kauf  auf  Probe  (auf  Besicht,  Handel  auf 
Nachstich  [bei  Kaffee  und  Zucker],  Handel 
auf  Nachziehen  [bei  Baumwolle],  Handel  aufs 
Kosten  [Wein],  Kauf  nach  Belieben).  Hierbei 
ist  der  Verkäufer  durch  sein  Angebot  gebun- 
den, der  Käufer  kann  jedoch  innerhalb  der 
vereinbarten    oder    gebräuchlichen    Zeit   vom 


Vertrag  zurücktreten,  wenn  ihm  die  Ware  nicht 
gefällt.  Von  dieser  erhält  er  meist  bis  zur 
Annahmeerklärung  nur  einen  kleinen  Teil.  Über^ 
den  Kauf  ä  condition  im  Buchhandel  s.  S.  27^ 

Kauf  zur  Probe.  Hierbei  kauft  der  KäufeJ 
ein  kleines  Quantum  fest,  indem  er  dem  VerH 
käufer  erklärt,  eine  grössere  Menge  nachzube 
stellen,  wenn  ihm  die  Ware  zusagt.  Be- 
stellt er  dieses  grössere  Quantum  wirklich,  so 
schliesst  er  nunmehr  einen  Kauf  nach  Probe  ab. 

Der  Kauf  für  eigene  oder  für  fremde 
Rechnung.  Grosshändler  und  Fabrikanten 
kaufen  häufig  durch  Vermittlung  von  Agenten 
und  Kommissionären  ein,  da  diese  die  Markt- 
verhältnisse des  betr.  Platzes  besser  kennen  als 
der  fernstehende  Grossist.  Dem  Kommissionär 
wird  hierbei  ein  Limit  (Preisgrenze)  gesetzt. 
Kann  er  billiger  einkaufen,  so  hat  er  den  wirk- 
lichen Einkaufspreis  in  die  Rechnung  (Faktura) 
einzustellen.  Für  seine  Mühewaltung  erhält 
er  eine  Provision,  deren  Höhe  sich  nach  der 
Schwierigkeit  des  Einkaufes  richtet. 

Der  Kauf  in  Partizipation  (ital.  partici- 
pare  =  Anteil  haben).  Mitunter  schliesst  der 
Kaufmann  ein  Geschäft  nicht  allein  ab,  sei  es, 
weil  ihm  die  Mittel  dazu  fehlen,  oder  sei  es, 
weil  er  das  Risiko  beschränken  will,  sondern 
er  geht  ein  Metä-Geschäft  ein.  Die  hier- 
über aufgestellte  Rechnung  heisst  bei  Beteili- 
gung von  2  Personen  Conto  a  metä,  bei  3 
Conto  a  tre.  Conto  terzo.  Sehr  oft  tritt  das 
Partizipationsgeschäft  ein  für  den  Ein-  und 
Verkauf,  oft  aber  auch  nur  für  den  Einkauf, 
z.  B.  von  Weinen,  Kolonialwaren  u.  a.  im 
Produktionslande. 

Dem  Einkauf  geht  oft  die  Preisanfrage  voraus. 
Der  Kleinhändler  wendet  sich  an  Firmen,  deren  Adressen 
er  durch  Geschäftsfreunde,  durch  Kunden,  Fachblätter, 
Adressbücher  usw.  erfährt.  Er  ersucht  sie  um  Preis- 
listen oder  um  Angabe  der  Preise  für  bestimmte  Waren 
und  um  Mustersendungen.  Oft  ist  hierbei  ein  Kauf 
zur  Probe  oder  auf  Probe  verbunden.  Der  Gross- 
händler, Fabrikant,  Kommissionär  kommt  ihm  in  dieser 
Hinsicht  entgegen,  indem  er  ihm  von  sich  aus  Preis- 
Hsten,   Offerten,   Muster,  Conti  finti  usw.   sendet. 

Die  Bestellung  erfolgt  entweder  infolge 
eines  Antrages  des  Produzenten  oder  Gross- 
händlers oder  aus  eigenem  Antrieb.  Sie  ge- 
schieht entweder  mündlich  auf  dem  Bureau 
des  Lieferanten  selbst,  oder  beim  Reisenden 
oder  Agenten,  oder  brieflich,  oft  auch  durch 
Telegramm  oder  Telephon.  In  jedem  Falle 
aber  hat  der  Besteller  dem  mündlichen  Auf- 
trag eine  schriftliche  Bestätigung  folgen  zu 
lassen,  die  den  wesentlichen  Inhalt  seiner  Be- 
stellung wiederholt  (Menge,  Gattung,  Liefer- 
zeit usw.),  um  später  bei  Eintreffen  der  Ware 
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prüfen  zu  können,  ob  sie  seiner  Bestellung 
entspreche.  Der  Empfänger  notiert  die  Be- 
stellung, damit  sie  ordnungsgemäss  erledigt 
werde,  im  Bestellbuch.  Die  Menge  wird 
angegeben  in  Zentnern,  Kilogramm,  Metern 
usw.  (genau),  oder  bei  Waren,  die  usance- 
gemäss  stets  in  annähernd  gleichen  Gewichts- 
quantitäten verpackt  werden,  in  Säcken,  Ballen, 
Fässern  usw.  (ungenau).  Wird  die  Menge  nur 
ungefähr  (circa)  angegeben,  so  hat  der  Ver- 
käufer stets  volle  Einheiten  (Collo,  Wagen- 
ladung, Stück  bei  Tuchen  usw.)  zu  liefern,  in- 
dem er  sich  möglichst  nahe  an  die  angegebene 
Menge  hält. 

Ergibt  sich  die  gewünschte  Sorte  nicht 
schon  aus  früheren  Geschäften  oder  Verein- 
barungen, so  wird  sie  besonders  angegeben 
durch  Ausdrücke,  wie  f,  ff,  fein,  extra,  la  usw., 
sonst  wird  Ware  mittlerer  Güte  angenommen. 

Bei  schriftlicher  Bestellung  ist  der  Verkauf 
gesetzlich  gültig,  ohne  dass  der  Lieferant  den 
Empfang  der  Bestellung  bescheinigt  und  er- 
klärt, dass  er  die  Ware  liefern  werde,  ausser 
wenn  dies  auf  dem  betr.  Platze,  oder  in  dem 
betr.  Geschäftszweig  üblich  ist.  Kann  der 
Lieferant  die  Bestellung  nicht  ausführen,  so 
hat  er  sofort  nach  Empfang  der  Bestellung 
seinem  Kunden  Mitteilung  zu  machen,  sonst 
gilt  der  Antrag  als  angenommen. 

In  grösseren  Geschäften  benutzt  man  für  die 
Bestellungen  übersichtlich  angeordnete,  vorge- 
druckte Bestellzettel.  Postkarten  sollen  in  der 
Regel  für  Bestellungen  nicht  verwendet  werden. 

Der  Kaufmann  kommt  oft  in  die  Lage, 
über  Personen,  die  er  zu  Bestellungen  veran- 
lassen will  oder  von  denen  er  Aufträge  er- 
halten hat,  Erkundigungen  einzuziehen.  Er 
wünscht  in  diesem  Falle  Auskunft  zu  erhalten 
über  die  Ehrenhaftigkeit  und  die  Charakter- 
eigenschaften überhaupt,  über  Geschäftskennt- 
nisse des  Kunden,  sowie  über  seine  Zahlungs- 
fähigkeit. Hierbei  spielt  die  Wahl  des  Aus- 
kunftgebenden eine  grosse  Rolle.  Ein  Freund 
oder  Bekannter  wird  vielfach  eine  zu  gute,  ein 
Konkurrent  mitunter  eine  schlechtere  Auskunft 
erteilen  als  der  betr.  Kaufmann  es  verdient.  Die 
„Referenzen",  die  der  kreditsuchende  Besteller 
aufgibt,  können  oft  auch  nicht  als  unbefangen 
gelten.  Daher  wendet  man  sich  zu  diesem 
Zwecke  mit  Vorliebe  an  ein  gutes  Auskunfts- 
bureau. 

6.  Der  Empfang  der  Ware. 

Kommt  die  Ware  am  Bestimmungsort  an, 
so  ist  sie  vor  der  Übernahme  genau  zu  prüfen, 


um  äusserlich  erkennbare  Mängel  und  Be- 
schädigungen, die  vom  Transport  herrühren, 
sofort  dem  Frachtführer,  oder  wenn  dieser  die 
Ware  schon  mit  Mängeln  behaftet  übernommen 
und  im  Frachtbrief  als  solche  bezeichnet  hat, 
dem  Absender  gegenüber  festzustellen.  Eine 
derartige  Reklamation  nach  Übernahme  der 
Ware  würde  fruchtlos  sein. 

Nach  der  Abnahme  ist  die  Ware  möglichst 
rasch  auf  die  innere  Beschaffenheit  zu  prüfen. 
Dies  kann  bei  den  meisten  Waren  sofort  ge- 
schehen, bei  andern  (z.  B.  Wein)  muss  vor 
der  Prüfung  noch  eine  kurze  Lagerung  ein- 
treten. Oft  können  sich  der  Natur  der  Sache 
nach  innere  Mängel  erst  nach  geraumer  Zeit 
zeigen.  Das  B.  G.  B.  setzt  daher  eine  ziem- 
lich lange  Frist  (6  Monate)  fest,  innerhalb  der 
Bemängelungen  geltend  gemacht  werden  dürfen. 
Häufig  bestimmt  der  Verkäufer  in  der  Be- 
schwerdeklausel auf  der  Faktur  selbst  eine 
kürzere  Frist  (8 — 14  Tage). 

Die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Fest- 
setzung des  Masses  und  Gewichtes  (Verglei- 
chung  mit  der  Rechnung),  der  Beschaffenheit 
der  Ware  (Vergleichung  mit  den  Mustern). 
Werden  Waren  gleicher  Art  von  verschiedenen 
Lieferanten  bezogen,  so  empfiehlt  sich  eine 
sorgfältige  Vergleichung  der  Waren  der  ver- 
schiedenen Bezugsquellen.  Mängel  müssen 
dem  Verkäufer  sofort  nach  ihrer  Entdeckung 
mitgeteilt  werden.  Mangelhafte  Waren  dürfen 
nicht  einfach  zurückgesandt  werden,  sondern 
sind  dem  Lieferanten  „zur  Verfügung"  zu 
stellen  (Dispositionsware)  und  inzwischen  ord- 
nungsgemäss aufzubewahren.  Der  Verkäufer 
wird  alsdann  die  Ware  zurückziehen  oder 
umtauschen,  oder  er  wird  sie  am  gleichen 
Ort  oder  in  der  Nähe  an  einen  andern  Kun- 
den zu  verkaufen  suchen  (Auslieferungsschein). 
Er  wird  den  Auftrag  zur  Versteigerung 
geben  —  als  amtliche  Versteigerung  darf  sie 
der  Empfänger  von  sich  aus  unter  Anzeige  an 
den  Verkäufer  vornehmen  lassen,  wenn  es  sich 
um  dem  Verderb  ausgesetzte  Ware  handelt 
—  oder  dem  Empfänger  einen  angemessenen 
Nachlass  gewähren.  Dies  tritt  namentlich 
ein,  wenn  es  sich  nicht  um  wesentliche  Mängel 
handelt,  die  allein  dem  Empfänger  das  Recht 
geben,  vom  Vertrag  zurückzutreten  oder  die 
Wandlungsklage  zu  stellen,  sondern  um  klei- 
nere Mängel,  die  nur  zur  Minderungsklage 
berechtigen. 

Ein  ehrlicher  Kaufmann  wird  es  vermeiden,  gering- 
fügige Mängel  als  Anlass  zu  Bemängelungen  und  Scha- 
denersatzansprüchen zu  benutzen  im  Vertrauen  darauf, 


312 


Handelslehre. 


dass  der  Lieferant  einen  Nachlass,  auch  wenn  er  noch 
so  ungerechtfertigt  ist,  oft  den  Unannehmlichkeiten 
einer  langen  Auseinandersetzung  oder  gar  eines  Pro- 
zesses vorzieht.  Um  diesen  Verdacht  nicht  aufkommen 
zu  lassen,  lässt  der  Empfänger  grössere  Mängel  in  der 
Regel  durch  Sachverständige  feststellen. 

Importeure,  Kommissionäre  und  Grossisten, 
welche  die  Ware  oft  nicht  auf  ihr  eigenes 
Lager  nehmen,  prüfen  sie,  sobald  sie  im  See- 
hafen eingetroffen  oder  gelöscht  ist.  Diese 
Prüfung  wird  für  binnenländische  Grosshändler 
häufig  von  Maklern  besorgt,  die  aus  den  ein- 
zelnen Kolli  kleinere  Proben  entnehmen  („Mu- 
ster ziehen")  und  sie  dem  Eigentümer  über- 
senden. Dieser  vergleicht  die  empfangenen 
Proben  wieder  mit  den  Mustern  und  behält 
beide  wenigstens  bis  zum  Ablauf  der  gesetz- 
lichen oder  mit  den  Abnehmern  vereinbarten 
Reklamationsfrist  auf. 

7.  Die  Lagerung  der  Ware. 

Der  stehende  Handel  bedarf,  im  Gegensatz 
zum  Wanderhandel  und  zum  Kommissions- 
geschäft, eines  festen  zweckentsprechenden 
Warenlagers,  dessen  Art  und  Grösse  von  der 
Art  und  dem  Umfang  des  Geschäftes  abhängen. 
Der  Kleinhändler,  der  von  Lieferanten  der 
nächsten  Nähe  kauft,  braucht  nicht  ein  so 
grosses  Lager,  wie  der  Grossist,  der  seine 
Waren  in  grossen  Mengen  von  weit  her  be- 
zieht. Ein  Geschäft  mit  gleichförmigen  Ar- 
tikeln kommt  mit  einem  kleineren  Lager  aus 
als  ein  anderes,  das  mannigfaltige  Artikel  führt. 
Bei  Alltagswaren  hat  das  Lager  jahraus  jahr- 
ein durchschnittlich  denselben  Umfang;  bei 
Ernteprodukten,  Modewaren  hingegen  schwankt 
der  Bestand  in  den  einzelnen  Jahreszeiten.  Waren 
der  gleichen  Gattung  können  in  einem  Lager- 
raum untergebracht  werden,  nicht  aber  Waren 
verschiedener  Gattung,  wie  sie  z.  B.  das  Kolo- 
nialwarengeschäft führt.  Die  einen  verlangen 
einen  trockenen  oder  warmen,  die  andern  einen 
feuchten  oder  kalten  Aufbewahrungsraum.  Ein- 
zelne Waren  können  im  Freien,  im  Hof,  ge- 
lagert werden,  andere  verlangen  einen  ge- 
schlossenen Lagerraum.  Feuergefährliche  Waren 
dürfen  in  grösseren  Mengen  nur  ausserhalb 
der  Stadt  oder  in  Räumen  mit  besonderen 
Schutzvorrichtungen  eingelagert  werden.  Die 
richtige  Lagerung  der  Waren  ist  von  grösster 
Wichtigkeit.  Grössere  Geschäfte  halten  hier- 
für ein  besonderes  Lagerpersonal,  dem  in  der 
Regel  nicht  nur  die  Sorge  für  die  Erhaltung 
der  Waren  obliegt,  sondern  oft  auch  das  Um- 
packen, Sortieren,  Mischen  und  namentlich  die 
Kontrolle    über   die  Ein-   und  Ausgänge  der 


Waren.  Der  vorsichtige  Kaufmann  versichert 
sein  Warenlager  gegen  Feuersgefahr,  Diebstahl, 
Einbruch,  Wasserschaden. 

Da  die  Warenbestände  des  Grosshändlers 
ausserordentlich  schwankend  sind,  hält  er  oft 
nicht  ein  eigenes  Lager,  sondern  bringt  sie  in 
öffentliche  oder  private  Lagerhäuser  oder  in 
die  Zollniederlagen  (Transit-,  Teilungs-,  Kredit-, 
Kontenlager). 

8.  Die  Absatzgewinnung. 

Der  Händler,  der  sich  mit  Waren  zum  Ver- 
kauf versehen  hat,  darf  nicht  warten,  bis  die 
Kunden  ihn  aufsuchen,  er  muss  vielmehr  selbst 
an  sie  herantreten  und  durch  die  verschieden- 
sten Mittel  die  Aufmerksamkeit  auf  sein  Ge- 
schäft lenken.  Die  richtigen  Mittel  hierfür  zu 
finden  ist  neben  der  Kalkulation  wohl  der 
schwierigste  Teil  der  Aufgaben  des  Kaufmannes. 
Der  Wanderhandel  macht  im  allgemeinen  keine 
Reklame  mit  Ausnahme  der  Wand  erlager, 
die  die  Werbetrommel  kräftig  schlagen.  Im 
Detailhandel  ist  die  Aufwendung  an  Mühen 
und  Kosten  für  die  Absatzgewinnung  gering, 
im  Grosshandel  aber  verschlingt  die  Reklame 
bedeutende  Summen.  Die  hauptsächlichsten 
Mittel  für  die  Absatzgewinnung  sind  folgende: 
Boten,  welche  die  Privathäuser  besuchen,  die 
Nachfrage  ermitteln  und  hernach  die  Zustellung 
der  gewünschten  Waren  besorgen  —  Detail- 
reisende, die  von  den  Produzenten  haupt- 
sächlich auf  das  Land  geschickt  werden  — 
Ausschmückung  der  Schaufenster  —  gute 
Anordnung  der  Waren  im  Laden  oder  Ma- 
gazin —  sorgfältige,  freundliche  Be- 
dienung—  Inserate,  Plakate,  Preislisten, 
Kataloge  —  Rundschreiben,  Offert- 
schreiben — ■  Beschickung  von  Ausstel- 
lungen, Besuch  von  Märkten — Anstellung 
von  Reisenden,  Agenten,  Kommissio- 
nären —  Versendung  von  Marktberichten 
usw. 

9.  Der  Verkauf. 

Beim  Verkauf  spielt  die  Lage  des  Verkaufs- 
magazins, sowie  die  Gewandtheit  des  Verkäufers 
eine  grosse  Rolle.  Dauernd  wird  der  Erfolg 
nur  sein  bei  gutem  Einkauf  und  massigem 
Gewinn.  Der  Zuschlag  des  Kleinhändlers  ist 
schwankender  (nach  Warengattung  und  Jahres- 
zeit) als  beim  Grosshändler.  (In  Paris  beträgt 
er  bei  Milch,  Butter  und  Käse  12—25^1^,  bei 
Früchten  und  Gemüsen  20— 25<^/o,  bei  Tee 
60  0/0,    bei    Mehl    50— 100  "/o.    während    bei 
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Kaffee  nur  10  ^|o,  bei  Zucker  fast  gar  kein  Ge- 
winn für  den  Kleinhändler  verbleibt).  Da  der 
Kunde  die  Preise  der  meisten  Artikel  nicht  so 
genau  kennt  wie  der  Kleinhändler  und  er- 
fahrungsgemäss  seinem  Laden  treu  bleibt,  so 
wird  der  Kunde  von  einzelnen  Kleinhändlern 
häufiger  übervorteilt  als  diese  von  den  Gross- 
händlern. Die  Konkurrenz  zwingt  den  Gross- 
händler, seine  Bedingungen  der  Marktlage  an- 
zupassen. Der  Kleinhändler  dagegen  folgt  den 
Preisaufschlägen  sehr  rasch,  dem  Abschlag  oft 
nur  langsam. 

Im  Kleinhandel  sollte  die  Ware  im  Inter- 
esse des  Händlers  und  des  Kunden  nur  gegen 
bar  verkauft  werden,  im  Grosshandel  hingegen 
ergibt  sich  der  Verkauf  auf  Kredit  als  die  ge- 
wöhnliche Form.  Die  Kreditverkäufe  verrech- 
net der  Grosshändler  im  Kontokorrent,  der 
Kleinhändler  schreibt  sie  in  die  Ladenstrazze 
(Kladde).  Zur  Überwachung  des  Verkaufs- 
personals im  Kleinhandel  verwendet  man  die 
Kassablocks,  die  an  der  Zählkasse  abgegeben 
werden  müssen,  oder  man  stellt  automatische 
Kontrollkassen  auf. 

Im  Grosshandel  erfolgt  der  Verkauf  nach 
vorausgegangener  Bestellung.  Die  Ausfüh- 
rung der  Bestellung,  die  bei  ihrem  Eingang 
im  Bestellbuch  vermerkt  wurde,  hat  genau 
nach  den  Weisungen  des  Bestellbriefes  und 
mit  Rücksicht  auf  die  darin  nicht  genannten 
Punkte  nach  den  früheren  Vereinbarungen 
oder  der  Platz-,  Branche-  oder  Geschäftsusance 
zwischen  den  beiden  Häusern  zu  geschehen. 
Können  die  Bedingungen  nicht  genau  inne- 
gehalten werden,  so  frage  der  Verkäufer,  falls 
er  z.  B.  die  Ware  nicht  in  der  gewünschten 
Qualität  besitzt  und  sie  sich  nicht  rasch  ver- 
schaffen kann,  beim  Besteller  an,  ob  er 
ihm  Ware  annähernd  gleicher  Beschaffen- 
heit senden  dürfe.  Hält  oder  erzeugt  der 
Verkäufer  den  bestellten  Artikel  nicht  mehr, 
so  hat  er  den  Auftrag  möglichst  rasch  abzu- 
lehnen. 

Der  Magaziner,  der  an  der  Hand  des  Bestell- 
briefes die  Waren  auszuwählen,  zusammenzu- 
stellen und  zu  verpacken  hat,  punktiert  den 
Bestellschein  oder  Bestellbrief,  sorgt  für  eine 
richtige  Auswahl  und  für  pünktlichen  Versand. 
(Prüfung  der  Ware,  Sortieren,  Etikettieren,  Ver- 
packen, Ausstellung  des  Frachtbriefes,  zuweilen 
auch  der  Faktur,  die  jedoch  meist  auf  dem 
Korrespondenzbureau  abgefasst  wird,  Eintra- 
gung in  die  Warenkontrolle  [Ordre-,  Kommis- 
sions-, Waren-,  Lagerbuch],  Ausstellung  der  j 
Zolldokumente  usw.).  | 


10.  Ausgleichung  der  Schuld-  und 
Forderungsverhältnisse. 

Die  Zahlungsbedingungen  sind  in  der  Regel 
in  der  Rechnung  angegeben  („Ziel  3  Monate", 
„gegen  unsere  Tratte  per  2  Monate",  „gegen 
bar",  „zahlbar  innerhalb  30  Tagen  mit  2  ^jo 
Skonto"  usw.). 

Die  Tilgung  der  Warenschuld  kann  erfolgen : 

1.  durch  Barzahlung  (Barsendung,  Ri- 
messe); 

a)  durch  eingeschriebenen  Brief,  dem  der  Be- 
trag in  Banknoten,  Reichskassenscheinen,  Briefmarken 
für  kleinere  Beträge,  Coupons  oder  auch  in  Münzen 
beigelegt  ist.  (Münzen  müssen  so  befestigt  werden, 
dass  sie  beim  Schütteln  ihre  Lage  nicht  verändern); 

b)  durch  Postanweisung; 

c)  durch  einen  dritten,  z.  B.  einen  Geschäftsfreund. 
(Erlag  für  fremde  Rechnung).  In  diesem  Falle  wird 
eine  Doppelquittung  ausgestellt  (..doppelt,  für  einfach 
gültig"); 

2.  durch  Abrechnung  (Kompensation,  Ver- 
rechnung einer  Gegenforderung; 

3.  durch  Giroüberweisung,  indem  die 
Girobank  den  Betrag  dem  Schuldner  belastet, 
dem  Gläubiger  gutschreibt.  Auf  diese  Weise 
begleichen  Importeur  und  Grossist,  Importeur 
und  Produzent,  Exporteur  und  Fabrikant,  nicht 
aber  die  Kleinhändler  ihre  Rechnungen; 

4.  durch  Wechsel,  Anweisung  oder 
Check; 

a)  der  Kunde  A  (in  Augsburg)  schickt  dem  Lieferan- 
ten B  (in  Berlin)  aus  seinem  Portefeuille  einen  mit 
Indossament  an  B  versehenen  Wechsel  (Rimesse)  mit 
einem  Begleitbrief,  in  dem  Summe.  Zahlungsort,  Ver- 
falltag usw.  angegeben  sind.  Die  Einrichtung  des 
Kontokorrents  gestattet  es,  auch  solche  Wechsel  zu 
senden,  die  in  der  Summe  nicht  gerade  mit  dem  Schuld- 
betrag übereinstimmen; 

b)  A  trassiert  einen  Wechsel  auf  einen  seiner  Schuld- 
ner und  stellt  ihn  an  die  Ordre  von  B; 

c)  A  kauft  bei  seinem  Bankier  einen  Wechsel  auf 
Berlin  und  remittiert  ihn  B; 

d)  A  remittiert  einen  Wechsel  auf  einen  andern 
deutschen  Platz ;  B  kann  diesen  Wechsel  verkaufen  oder 
weiter  indossieren; 

e)  A  schickt  einen  Wechsel  auf  einen  ausländischen 
Platz  (Devise); 

f)  A  gibt  den  Auftrag,  auf  ihn  zu  trassieren  oder  B 
tut  dies  von  sich  aus,  indem  er  ihm  die  Tratte  zum 
Akzept  einschickt  oder  ihn  bloss  von  der  Ausstellung 
benachrichtigt  (Trattenavis) ; 

g)  A  gibt  B  den  Auftrag,  auf  seinen  Schuldner  N 
zu  trassieren  (Kommissionstratte); 

h)  A  gibt  seinem  Schuldner  N  den  Auftrag,  an  B 
einen  Wechsel  zu  remittieren  (Kommissionsrimesse); 

i)  A  zahlt  durch  telegraphische  Anweisung  (cable 
transfer)  oder  Check; 

Welcher  Weg  einzuschlagen  ist,  hängt  vorerst  von 
den  Wechselkursen  ab  und  ist  Sache  der  Arbitrage- 
rechnung (s.  den  Abschnitt:  ,, Kaufmännisches  Rechnen") 

5.  durch   Hinterlegung  (Deposition),   die 
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bei    Streitigkeiten    oft    als    Vorsichtsmassregel 
dient.  — 

Mahnungen  an  säumige  Zahler  haben  mit 
Takt  und  Vorsicht  zu  geschehen,  denn  zuweilen 
beruht  die  Versäumnis  der  Zahlung  nicht  auf 
schlechtem  Willen,  sondern  auf  einem  Ver- 
sehen, oft  auf  mangelnder  Buchhaltung.  Zum 
Schutze  gegen  gewohnheitsmässig  schlechte 
Zahler  haben  sich  an  manchen  Orten  die 
Kaufleute  zu  Kreditoren  vereinen  zusammen- 
geschlossen und  lassen  die  Ausstände  durch 
den  Verein  eintreiben.  Den  Mitgliedern  wer- 
den solche  Kunden  durch  die  sog.  schwarzen 
Listen  bekannt  gegeben. 

11.  Die  Kalkulation. 

Die  Konkurrenzfähigkeit  und  der  Erfolg 
eines  Unternehmens  beruhen  zum  grössten 
Teil  auf  einer  richtigen  Kalkulation,  die  sowohl 
beim  Einkauf  als  beim  Verkauf  die  Wegleitung 
bildet.  Vorerst  ist  es  wichtig,  den  Selbst- 
kostenpreis zu  ermitteln,  d.h.  den  Preis,  den 
der  Kaufmann  für  die  Ware  bis  zum  Verkauf 
zu  zahlen    oder   zu    berechnen   hat,    nämlich: 

1.  den  Einkaufspreis  (Fakturapreis).  Die- 
ser muss  dem  Verkäufer  bezahlt  werden  unter 
Abzug  der  gebräuchlichen  Wert-  und  Gewichts- 
vergütungen. Die  Quantitätseinheiten,  die  der 
Wertberechnung  zugrunde  liegen,  sind  je  nach 
Warengattung  und  Platz  verschieden  und  wer- 
den oft  in  Fakturen  und  Preislisten  nicht  ge- 
nannt, sondern  als  bekannt  vorausgesetzt.  Stück- 
ware wird  per  Stück,  Dutzend  oder  Gros, 
Kohle  per  Hektoliter  oder  Wagenladung  notiert; 

2.  die  durch  die  Warenbeschaffung  ent- 
stehenden besonderen  Kosten. 

Die  Kosten,  die  mit  dem  Einkauf  und  der  vor- 
läufigen Aufbewahrung  verbunden  sind. 

Ausbessern  der  Verpackung,  Umpackung,  Sortie- 
rung usw.,  für  die  der  beauftragte  Einkäufer  einen  be- 
sonderen Posten  in  seine  Rechnung  einstellt  —  Lager- 
miete und  Feuerversicherung,  falls  die  Ware  nicht 
(sofort)  auf  das  eigene  Lager  genommen  wird  —  Ein- 
kaufsprovision und  Courtage  —  Einfuhrzölle; 

die  Transportkosten  —  Fracht,  Transportver- 
sicherung, Gebühr  des  Frachtmaklers  —  statistische 
Gebühr  bei  der  Durchfuhr; 

die  Empfangsspesen  (Rollgeld,  sogen,  „kleine 
Spesen") ; 

die  besonderen  Aufwendungen  für  die  Lage- 
rung und  Aufbewahrung. 

3.  Die  Kosten,  die  durch  Bezahlung 
der  Warenschuld  entstehen  (Kosten  des 
Rembourses)  —  Porto,  Stempel,  Wechselpro- 
vision und  -Courtage.  Diese  Posten  lassen 
sich  in  der  Regel  genau  feststellen,  im  Gegen- 
satz   zum   Anteil  an   den  allgemeinen  Spesen. 

4.  Die  allgemeinen  Unkosten: 


Zinsen  für  das  eigene  und  das  geliehene  Kapital 
(berechnet  vom  Tage  der  Zahlung  an  den  Lieferanten 
bis  zum  Tage  der  Zahlung  durch  den  Abnehmer); 

Miete  für  Laden,  Magazine  und  Lagerräume  (eigea 
oder  gemietete); 

Kosten  für  Beleuchtung,  Heizung,  Reinigung 
der  Geschäftsräume; 

L  ö  h  n  e  der  Angestellten,  Beiträge  an  die  Krankenkasse ; 

Steuern  (städtische  und  staatliche); 

Versicherungsprämien; 

Kosten  für  Bureauutensilien,  Stempel-  und  Brief- 
marken; 

Kosten  für  die  kaufmännische  Propaganda; 

Abschreibungen  für  Abnützung  der  Einrichtungs- 
gegenstände, für  Wertverminderung  durch  Lagern  oder 
Änderung  der  Mode,  Gewichtsverluste  durch  Ein- 
trocknen. 

5.  Risikoprämie,  d.  h.  ein  Zuschlag  für 
die  Gefahr,  dass  der  Käufer  die  Ware  nicht 
zahlt,  sowie  für  andere  erfahrungsgemäss  ein- 
tretende Verluste.  Besonders  gross  muss  diese 
Prämie  bei  Verkauf  auf  Abschlagszahlung  sein. 

6.  Die    beim    Verkauf    erwachsenden 

Kosten: 

Verkaufsprovisionen  und  -Courtage,  Del- 
credere; 

Versand-,  Fracht-  und  Transportversiche- 
rungsspesen; 

Kosten,  die  beim  Einzug  der  Forderung  ent- 
stehen, namentlich  im  Verkehr  mit  böswilligen  Ab- 
nehmern; 

Vergütungen  an  Mass  und  Gewicht,  Frei- 
exemplare usw. 

Den  Anteil  an  diesen  allgemeinen  Spesen 
und  Verlusten  annähernd  richtig  zu  berechnen 
und  zu  verteilen,  setzt  grosse  Geschäftskenntnis 
und  Erfahrung  voraus.  An  dieser  Klippe  schei- 
tern so  viele,  die  ohne  die  nötige  Vorbildung 
sich  dem  Handel,  besonders  dem  Kleinhandel, 
widmen,  und  schaden  hiermit  nicht  nur  sich 
selbst,  sondern  auch  dem  gebildeten,  erfahrenen 
und  richtig  kalkulierenden  Handelsstand.  Den 
Lohn  für  die  eigene  Arbeit  und  die  Entschä- 
digung für  das  Risiko,  das  jeder  Handel  mit 
sich  bringt,  bildet  der  Gewinnzuschlag,  der 
je  nach  der  Gattung  der  Waren,  den  Zahlungs- 
verhältnissen eines  Landes,  der  Absatzmenge  usw. 
verschieden  ist.  Die  vermehrte  Konkurrenz 
zwingt  den  Kaufmann  im  allgemeinen,  mit 
einem  kleineren  Gewinn  als  früher  zu  arbeiten, 
einzelne  Artikel  sogar,  um  die  Kundschaft  nicht 
zu  verlieren,  ohne  Gewinn  abzugeben.  Bei 
Nahrungsmitteln  „arbeitet"  der  Kaufmann  mit- 
unter nur  mit  5 — lO^Jo,  bei  Luxuswaren  da- 
gegen manchmal  mit  100 — 200%  Gewinn. 
Beim  Absatz  grösserer  Mengen  kann  sich  der 
Kaufmann  mit  einem  kleineren  Gewinnzuschlag 
begnügen  als  im  Detailhandel.  Um  die  um- 
ständliche Kalkulation  zu  ersparen,  wird  nicht 
selten  der  Verkaufspreis  kurzweg  durch  einen 
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aus  der  Erfahrung  geschöpften  oder  durch  Kal- 
kulationstabellen ermittelten  Zuschlag  in  Pro- 
zenten zum  Rechnungsbetrag  bestimmt. 

12.  Usancen  im  Warenhandel. 

Die  Usancen  gelten  teils  in  grösseren  Ge- 
bieten, teils  nur  an  einzelnen  Orten  oder  zwi- 
schen zwei  Geschäftshäusern.  Sie  betreffen 
die  Preisbestimmung,  Mass  und  Gewicht,  Ver- 
packung, Versendung,  Abzüge  bei  mangelhafter 
Ware,  Kreditgewährung  usw. 

Wertabzüge.  Bei  Barzahlungen  wird  der 
Skonto  in  Abzug  gebracht,  sofern  der  Rech- 
nungsbetrag für  einen  Zeitkauf  festgesetzt  wurde. 
Als  Rabatt  bezeichnet  man  den  Preisabzug, 
der  dem  Wiederverkäufer,  besonders  dem  Hau- 
sierer, gewährt  wird.  Gewöhnlich  ist  er  höher 
als  der  Skonto  (oft  nennt  man  Rabatt  auch  den 
Nachlass  bei  nicht  völlig  vertragsmässig  gelie- 
ferter Ware).  Der  Skonto  umfasst  den  laufen- 
den Geldzins  und  die  Risikoprämie.  Er  richtet 
sich  aber  auch  nach  der  Grösse  der  Bestel- 
lung, der  Gattung  der  Waren,  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  des  Landes.  Unter  De- 
kort versteht  man  jenen  ungerechtfertigten  Ab- 
zug am  Rechnungsbetrag,  der  infolge  von 
Abrundung  der  Summe  entsteht  (Rechnung: 
M  107,87;  Zahlung:  107,85;  107,80;  107;  100). 
(An  einzelnen  Orten  bezeichnet  Dekort  auch 
den   Nachlass  für  den  Minderwert  der  Ware). 

Gewichtsabzüge.  Brutto  oder  Rohge- 
wicht ist  das  Gewicht  eines  Warenkollos  samt 
Umhüllung  (Verpackung,  Emballage);  Tara 
nennt  man  das  Gewicht  der  Verpackung, 
Nettogewicht  das  der  Ware  ohne  Verpackung. 
Wird  das  wirkliche,  durch  Abwägen  der  Ver- 
packung ermittelte  Gewicht  in  Abzug  gebracht, 
so  spricht  man  von  reiner,  wirklicher  oder 
Nettotara,  wird  die  Tara  nach  einem  Durch- 
schnittssatze berechnet,  nennt  man  sie  usuelle 
oder  Usotara  (nach  Kolli  oder  in  Prozenten 
vom  Bruttogewicht).  Als  Super-  oder  Extra- 
tara wird  bei  gewissen  Waren  ausser  der 
wirklichen  Tara  noch  eine  nach  Stückzahl  der 
Kolli  oder  in  Prozenten  vom  Gewicht  berech- 
nete besondere  Gewichtsvergütung  in  Abzug 
gebracht.  Einzelne  Waren  werden  „brutto 
für  netto"  gehandelt,  d.  h.  die  Verpackung 
wird  nicht  besonders  ausgesetzt,  sondern  der 
Rechnungsbetrag  wird  vom  Bruttogewicht  be- 
rechnet. Gutgewicht  (Ggw),  gewöhnlich 
^|2 — 2*^,0  vom  Nettogewicht,  ist  eine  Gewichts- 
vergütung, die  der  Grosshändler  dem  Klein- 
händler gewährt,  für  die  Verluste  beim  Aus- 
wägen im  kleinen.  Weitere  Gewichtsvergütungen, 


die  aber  immer  mehr  in  Abgang  kommen, 
sind:  die  Bonifikation  (Refaktie),  Vergütung 
für  schadhafte,  unbrauchbare  Teile;  Leckage 
(Dekalo),  Vergütung  für  den  Abgang  von 
Flüssigkeiten  beim  Lagern  oder  Transport; 
Besenschom  (Besenschaum),  Vergütung  für 
das,  was  an  den  Fässern  und  Kistenwänden 
beim  Ausleeren  hängenbleibt;  Fusti  (Abgang), 
Vergütung  für  unbrauchbare  und  unreine  Be- 
standteile (Blätter,  Stiele,  Steine). 

Bezeichnung  der  Qualitäten.  Diese 
werden  in  den  Preislisten,  Warenofferten  oder 
Rechnungen  durch  einfache  Beiwörter  ausge- 
drückt, wie  „fein",  „mittel",  „gut  ordinär"  oder 
in  noch  grösserer  Unterscheidung  durch  „fein- 
fein" (ff),  „superfein"  (spf),  la  (prima  =  erste 
Qualität).  Bei  andern  Waren  gibt  man  die 
verschiedenen  Farbentöne  an,  den  Zustand  der 
Vor-  oder  Zubereitung  usw.  (ultramarin;  sor- 
tiert, geschält).  Bei  mancher  Ware  wird  die 
besondere  Eigenschaft  bezeichnet,  die  ein  we- 
sentliches Merkmal  des  Kaufvertrages  ausmachen 
soll. 

Die  Quantitätseinheiten,  für  welche  sich 
die  in  den  Fakturen,  Conti  finti,  Marktberichten 
oder  Börsenzetteln  angegebenen  Preise  ver- 
stehen, sind  verschieden  je  nach  den  Platz- 
usancen. 

Die  Kenntnis  der  Platzgebräuche  ist  von  grosser 
Bedeutung,  da  sie  vielfach  rechtsverbindlich  wirken  für 
jene  Punkte,  die  zwischen  den  VertragschHessenden 
nicht  ausdrücklich  verabredet  wurden,  so  dass  sie  die 
Handelsgesetzgebung,  die  sich  oft  auf  sie  beruft,  er- 
gänzen. Sie  bestimmen  z.  B.,  ob  eine  Ware  nach  Mass 
oder  nach  Gewicht  verkauft,  nach  welcher  Einheit  usw. 
sie  berechnet  werde. 

Die  Zahlungsbedingungen  richten  sich 
nach  den  Branche-,  Platz-  und  Geschäftsge- 
bräuchen und  sind  in  der  Regel  auf  der  Fak- 
tura angegeben. 

Usancen,  betreffend  den  Erfüllungsort  (frei 
ab  hier,  franko),  die  Reklamationsfrist  („Re- 
klamationen müssen  spätestens  14  Tage  nach 
Empfang  der  Ware  erfolgen"),  die  Liefer- 
frist usw. 

Preisnotierung.  Im  Warenhaus,  sowie 
im  Bazar,  im  Konfektionsgeschäft,  in  vielen 
Spezialgeschäften  u.  a.  werden  die  Preise  dem 
Publikum  durch  Anhängezettel  bekannt  ge- 
geben. Hier  versteht  sich  der  Preis  durchweg 
für  das  Stück.  Bei  Ware,  die  nach  dem  Ge- 
wicht verkauft  wird,  soll  die  Preisangabe  mit 
der  Gewichtsangabe  (Pfund,  kg)  verbunden 
sein.  Im  Binnenhandel  werden  die  Preise 
durchweg  in  inländischer  Währung,  im 
überseeischen  Handel   zuweilen  in  der  Valuta 
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des  Bestimmungslandes  notiert.  Die  soge- 
nannte Handelsdepesche  bringt  die  Preise 
zur  Kenntnis  der  andern  Plätze.  Gestützt  da- 
rauf werden  die  Preisparitäten  berechnet, 
d.  h.  die  gleichwertigen  Preise  für  die  Notie- 
rungen nach  den  Usancen  der  andern  Plätze. 

Hamburg  notiert  z.  B.  Petroleum  in  M  per  50  kg, 
New-York  in  Cents  per  Gallone,  Batum  in  Kopeken 
per  Pud.  Die  Paritätsrechnung  hat  somit  zu  ermitteln, 
wieviel  ein  Pud  in  Kopeken  in  New-York  oder  Ham- 
burg oder  wieviel  50  kg  in  M  in  New-York  oder 
Batum  kosten.  Zu  dieser  Ermittlung  muss  man  die 
Platzusancen ,  die  Mass-,  Gewichts-  und  Wertverhält- 
nisse kennen.  Der  Umrechnung  des  Geldes  muss  der 
Wechselkurs  zugrunde  gelegt  werden,  bei  europäischen 
Plätzen  der  Sicht-Devisenkurs,  bei  überseeischen  Plätzen 
die  telegraphische  Anweisung  [cable  transfer).  Die  De- 
visen notieren  auf  überseeische  Plätze  nach  Sicht  oder 
8  Tage,  1,  2,  3  Monate  nach  dato.  Man  hat  somit 
den  notierten  Kurs  auf  den  Sichtkurs  zu  reduzieren 
unter  Berücksichtigung  der  Überfahrtszeit,  die  der 
Wechsel  braucht,  um  vom  Ausstellungsort  an  das 
Domizil  des  Bezogenen  zu  gelangen.  Bei  direkten 
Aufträgen  werden  die  Exportwaren  gewöhnlich  ,, franko 
Bord"  des  Bestimmungshafens  in  der  Valuta  des  Be- 
stimmungslandes notiert,  nach  einzelnen  Plätzen  aber 
auch  in  fremden  Währungen  (z.  B.  nach  Südamerika 
häufig  in  M  oder  Fr. ,  nach  Ostasien  in  Fr.  oder  $, 
nach  Gegenden  mit  lebhaftem  Verkehr  mit  England 
in  t).  Bei  Konsignationen  auf  überseeische  Plätze  stellt 
der  Kommissionär  die  Rechnung  in  der  Valuta  seines 
Platzes  auf.  Im  überseeischen  Verkehr  ist  es  Gebrauch, 
Wechsel  auf  ein  bedeutendes  Handelszentrum,  beson- 
ders London,  zu  remittieren  oder  die  Tratten  dort  zu 
domizilieren. 

W.  Wick-Basel. 

13.  Die  Warenbörsen. 

a)  Märkte,  Messen,  Börsen. 

Schon  in  den  frühesten  Phasen  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  erkannte  man  die 
Notwendigkeit,  dass  Käufer  und  Verkäufer  zu 
bestimmten  Zeiten  und  an  bestimmten  Orten 
sich  zusammenfinden,  um  Waren  zu  verkaufen, 
bezw.  zu  kaufen.  Auf  diese  Weise  entstand 
die  älteste  uns  bekannte  Einrichtung  zur  För- 
derung des  Handels,  der  sog.  Markt  (franz. 
marche,  engl,  market). 

Diese  Märkte  wurden,  je  nachdem  sie  an  bestimmten 
Tagen  der  Woche  oder  des  Jahres  stattfanden,  Wochen- 
oder Jahrmärkte  genannt.  Sie  werden  heute  meisten- 
teils nur  noch  in  mittleren  und  kleineren  Orten  ab- 
gehalten und  dienen  hauptsächlich  dem  Detailhandel. 
Auf  den  Jahrmärkten  werden  die  verschiedenartigsten 
Handelsartikel  zum  Verkaufe  angeboten,  während  die 
Wochenmärkte  gewöhnlich  nur  für  einzelne  Waren  oder 
für  eine  Gruppe  zusammengehöriger  Waren  abgehalten 
werden.  Zahl,  Zeit-  und  Dauer  der  Märkte  wird  von 
der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  festgesetzt.  Der 
Marktverkehr  wird  durch  die  Marktordnungen  ge- 
regelt, die  von  der  Ortspolizei  im  Einvernehmen  mit 
der  Gemeindebehörde  aufgestellt  werden.  Die  Markt- 
abgaben dürfen  nur  eine  Vergütung  für  den  überlas- 
senen  Raum  und  den  Gebrauch  von  Buden  und  Gerät- 


schaften bilden.  Die  Jahrmärkte  haben  an  Bedeutung 
sehr  verloren  und  die  Staatsbehörden  trachten  daher, 
sie  immer  mehr  zu  beschränken  und  neue  Jahrmärkte 
nur  ganz  ausnahmsweise  zu  genehmigen. 

Um  auf  den  Märkten  den  Marktverkehr  ge- 
gen Wetter  und  Kälte  zu  schützen,  hat  man 
in  vielen  Städten  eigene  geschlossene  Hallen, 
Markthallen,  gebaut..  Diese  modernen  Markt- 
hallen unterscheiden  sich  von  den  Märkten 
dadurch,  dass  in  ihnen  der  Marktverkehr  nicht 
auf  einzelne  Tage  und  Wochen  beschränkt  ist, 
sondern  ununterbrochen  an  allen  Werktagen 
des  Jahres  stattfindet;  ferner  dass  in  diesen 
Markthallen  die  Verkaufsstände  fest  und  ver- 
schliessbar  sind  und  nach  den  Waren,  die  dort 
zum  Verkaufe  gelangen,  mit  allem  notwendigen 
(fliessendem  Wasser,  Eisbehältern,  Schränken, 
Vorratskellern,  Wagen  und  speziellen  Verwal- 
tungsräumen) ausgestattet  sind. 

Die  erste  moderne  Halle  dieser  Art  war  die  1767 
in  Paris  errichtete  halle  eti  ble  (Getreidehalle),  welche 
1810  unter  Napoleon  vollständig  als  Halles  centrales 
ausgebaut  worden  ist  und  in  zehn  Pavillons,  durch 
breite  Strassen  voneinander  getrennt,  eine  Fläche  von 
25  600  qm  bedeckt.  Die  Londoner  Zentralhalle  um- 
fasst  eine  Grundfläche  von  14  400  qm  und  wurde  1868 
fertiggestellt.  Im  Jahre  1871  erhielt  Wien  seine  erste 
grosse  Markthalle.  Heute  ist  das  Markthallensystem 
in  den  Grosstädten  schon  sehr  ausgebildet  und  finden 
wir  neben  den  Zentralhallen,  die  dem  Grosshandel  zu 
dienen  haben,  in  grosser  Menge  die  Detailhallen  für 
den  Kleinhandel. 

Von  den  zahlreichen  Jahrmärkten,  deren 
Abhaltung  gewöhnlich  mit  einem  kirchlichen 
Feste  zusammenfiel,  und  bei  welchen  ein  grösse- 
rer Zusammenfluss  von  Menschen  stattfand, 
entwickelten  sich  im  Laufe  der  Zeiten  einzelne 
derart,  dass  sie  mehrere  Wochen  dauerten.  Es 
kamen  Käufer  und  Verkäufer  aus  grossen  Ent- 
fernungen, auch  aus  dem  Auslande,  hier  zu- 
sammen, die  solchen  Jahrmärkten  mehr  als  eine 
lokale  Bedeutung  verschafften;  man  nannte  sie 
Messen  (franz. /ö/r^,  engl. /a/rs). 

Auf  diesen  Messen  wurden  nicht  nur  die  dort  vor- 
handenen Waren  verkauft,  sondern  es  wurden  auch 
Geschäfte  abgeschlossen  auf  Lieferung  nach  vorgezeigten 
Mustern.  Für  die  Zahlung  wurde  gewöhnlich  die  Frist 
bis  zur  nächsten  Messe  gewährt,  so  dass  diese  Messen 
gleichzeitig  zu  Abrechnungstagen  wurden.  Gefördert 
wurden  diese  Messen  durch  die  Regierungen  dadurch, 
dass  sie  sog.  Messfreiheiten  gewährten.  Die  Blüte- 
zeit der  Messen  ist  jedoch  vorüber.  Heute  haben  sie 
nur  noch  in  Russland  und  Asien  eine  Bedeutung, 
wo  es  an  ausreichenden  und  guten  Kommunikations- 
mitteln noch  mehr  oder  weniger  fehlt.  In  dem  übrigen 
Europa  dienen  die  Messen  nur  noch  als  Abrechnungs- 
stellen und  zu  Musterausstellungen,  auf  denen  der 
Detailverkauf  meistens  das  Übergewicht  hat.  Der  Han- 
delsverkehr auf  den  Messen  ist  durch  die  sog.  Mess- 
ordnung geregelt. 

Von  Bedeutung  sind  heute  noch  die  grosse  Messe  in 
Nischnij-Nowgorod    (s.  S.  276)    und    die   Messen 
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von  Lodz  und  Warschau.  In  Frankreich  waren 
früher  die  Messen  von  Lyon  und  der  Champagne 
(Reims,  Chälons  u.a.)  sehr  berühmt.  In  Deutsch- 
land sind  die  wichtigsten  Messen  in  Leipzig,  beson- 
ders für  den  Buchhandel,  und  Frankfurt  a.  M.  Im 
Anfang  des  Jahres  1904  wurde  in  Paris  beschlossen, 
alljährlich  vom  17.  bis  26.  März  im  Marche  du  Temple 
eine  der  Leipziger  Messe  ähnliche  Messe  abzuhalten, 
die  aber  nur  dem  inländischen  Handel  zu  dienen  be- 
stimmt ist,  zu  der  daher  Ausländer  nicht  zugelassen 
werden  sollen.  Bedingung  ist,  dass  nur  Verkäufe  en 
gros  abgeschlossen  werden,  die  nach  den  ausgestellten 
Mustern  zu  erfolgen  haben.  Als  Preise  für  die  Plätze 
werden  6 — 20  Fr.  per  qm  verlangt.  Diese  erste  der- 
artige Messe   ist   am   17.  März  1904    eröffnet  worden. 

Die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel,  die 
Verbilligung  der  Transporte  und  insbesondere 
die  Erschliessung  überseeischer,  von  der  Natur 
reichgesegneter  Länder  für  den  Welthandel, 
haben  namentlich  in  der  zweiten  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhunderts  immer  zahlreichere  Waren 
in  immer  grösseren  Massen  dem  internationalen 
Handelsverkehre  übergeben.  Die  durch  das 
moderne  Verkehrswesen  hervorgerufenen  Um- 
wälzungen auf  allen  Wirtschaftsgebieten  Hessen 
auch  die  Messen  und  Märkte  nicht  unberührt 
oder  unverändert  und  drängten  diese  vormals 
blühenden  Institutionen  allmählich  auf  einen 
lokal  und  territorial  eng  begrenzten  Wirkungs- 
kreis zurück.  Die  anfangs  nur  über  bereits 
am  Erfüllungsorte  vorhandene  Ware  zustande 
gekommenen  Geschäfte  wurden,  als  sich  diese 
Art  der  Geschäftsabwicklung  zu  schwerfällig 
erwies,  später  nicht  mehr  durch  Zuführung 
und  sofortige  Übergabe  sowie  unmittelbare 
Bezahlung  der  Ware,  sondern  auf  Grund  von 
Kaufproben  abgeschlossen.  Der  Produzent  oder 
Händler  vermied  dadurch  die  Gefahr  des 
Hin-  und  Rücktransportes  und  auch  des  Ver- 
derbens einer  vielleicht  nicht  sofort  verkäuf- 
lichen Ware;  der  Gewerbetreibende  oder  In- 
dustrielle dagegen  konnte  sich  den  Zeitpunkt 
der  Warenübernahme  nach  Massgabe  seines 
Bedarfes  regeln. 

Die  Interessengemeinschaft  führte  die  Be- 
sitzer und  Abnehmer  einer  oder  mehrerer  be- 
stimmten Warengattungen  an  einem  gemein- 
schaftlich gewählten  Orte  zusammen,  wo  sich 
alsbald  ein,  oft  zwar  den  behördlichen  Vor- 
schriften widersprechender,  aber  zumeist  still- 
schweigend geduldeter,  regelmässiger  Geschäfts- 
verkehr entwickelte,  an  welchem  die  Anwesenden 
ihre  geschäftlichen  Angelegenheiten  erörterten, 
über  die  einzuleitenden  Handelsoperationen 
berieten  und  ihre  Geschäfte  abschlössen.  Die 
Zahl  der  Verkäufer  wuchs,  der  Kreis  der  Ab- 
nehmer erweiterte  sich,  das  gesteigerte  Ange- 
bot, die  erhöhte  Kaufkraft  und  Kauflust  zeitig- 


ten eine  nach  allen  Seiten  hin  wirkende  Kon- 
kurrenz. Die  Regelmässigkeit  der  Zusam- 
menkünfte förderte  aber  auch  die  Leichtigkeit 
der  Geschäftsabschlüsse,  deren  Anzahl  und 
Offenkundigkeit  wieder  eine  aus  der  Abwägung 
aller  Meinungen  und  Ansichten  hervorgehende, 
den  tatsächlichen  Vorrats-  und  Bedarfsmengen 
entsprechende  Preisbildung  sicherte.  Dieses 
Zusammentreffen  von  Geschäftsinteressen  schuf 
aber  auch  zahlreiche  Berührungspunkte,  er- 
leichterte die  Anknüpfung  neuer  und  festigte 
den  Bestand  alter  Geschäftsbeziehungen.  All- 
gemein geübte  und  deshalb  auch  allgemein 
anerkannte,  den  Bedürfnissen  des  Handels  und 
Verkehres  entsprungene  Geschäftsgebräuche 
bürgerten  sich  ein,  die  im  Handel  sich  unab- 
lässig fortentwickelnden  Rechtsüberzeugungen 
wurden,  sobald  sie  Gemeingut  geworden,  in 
feste  Formen  gebracht,  zur  Erleichterung  und 
Sicherung  des  Geschäftsverkehres  wurden  be- 
sondere Einrichtungen  (Schiedsgerichte, 
Preisnotierungen,  Kündigungsbureaus 
usw.)  geschaffen,  den  regelmässigen  Zusammen- 
künften durch  Aufstellung  von  Satzungen  ein 
fester  Halt  verliehen.  So  entwickelte  sich  ein 
ständiger  Vereinigungspunkt  für  einen  bestimm- 
ten Kreis  von  Geschäftsinteressenten,  in  welchem 
allmählich  die  einzelnen  Märkte  des  Inlandes 
und  schliesslich  die  Weltmarktplätze  der  ver- 
schiedenen Kulturländer  in  Verbindung  ge- 
bracht, der  Absatz-  und  Umsatzfähigkeit  land- 
wirtschaftlicher und  industrieller  Produkte  ein 
breiter,  konzentrierter  Markt  eröffnet  wurde. 
Es  war  die  Institution  der  Börse  (irsinz. Bourse, 
engl.  Exchange). 

b)  Definition,  Einteilung  und  Organi- 
sation  der  Warenbörsen. 

ß)  Definition  der  Börsen.  Unter  B,  versteht 
man  die  regelmässige  Zusammenkunft  von  Kauf- 
leuten, Versicherungsunternehmern,  Reedern 
und  Spediteuren  oder  von  deren  Vertretern, 
um  miteinander  direkt  oder  durch  Mittelsper- 
sonen auf  Grund  von  feststehenden  Normen 
Handelsgeschäfte  in  Wertpapieren,  Wechseln 
(Devisen),  Valuten,  in  realen  Waren  und  mit 
diesem  Handel  in  Verbindung  stehende  Ver- 
sicherungs-,  Fracht-,  Belehnungs-,  Speditions- 
und Einlagerungsgeschäfte  abzuschliessen. 

Die  von  der  Enquetekommission  vorgeschlagene 
Definition  „die  B.  ist  eine  durch  den  Staat  genehmigte 
und  unter  Staatsaufsicht  stehende  Veranstaltung  von 
Gemeinden  oder  Handelskorporationen  zu  dem  Zwecke, 
den  Handelsverkehr  zu  erleichtern  und  die  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Interessen  zu  fördern"  wurde  in  das 
Gesetz  nicht  aufgenommen,  weil  eine  Definition  des 
Begriffes  B.  kaum  erschöpfend  gegeben  werden  könnte. 
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In  den  russischen  Börsenstatuten  wird  folgende  De- 
finition gegeben:  „Die  B.  ist  der  Versammlungsort 
zum  gegenseitigen  Verkehr  und  zu  Geschäftsverabre- 
dungen in  allen  Umsätzen  des  Handels  und  der  Indu- 
strie, wie  auch  zum  Empfang  der  für  sie  notwendigen 
Nachrichten,  welche  deshalb  auch  an  der  B.  zur  allge- 
meinen Kenntnis  angeschlagen  werden". 

Im  übertragenen  Sinne  bezeichnet  man  als 
B.  auch  die  Gesamtheit  der  diese  Geschäfte 
abschliessenden  Personen,  die  man  gewisser- 
massen  personifiziert  und  dann  von  ihrer  Hal- 
tung, Stimmung,  Tendenz  usw.  spricht. 

ß)  Einteilung  der  Börsen.  Rücksichtlich 
der  Waren,  in  welchen  an  den  B.  Handels- 
geschäfte abgeschlossen  werden  dürfen,  lassen 
sich  die  B.  einteilen:  a)  in  allgemeine  B. 
und  b)  in  B.  mit  bestimmtem  Wirkungs- 
kreis. 

Zu  den  allgemeinen  B.  zählen  alle  die- 
jenigen, an  welchen  alle  in  der  obigen  Defi- 
nition aufgezählten  Handelsgeschäfte  abge- 
schlossen werden  dürfen.  Derlei  B.  werden 
gewöhnlich  nicht  nur  in  der  Praxis,  son- 
dern auch  offiziell  kurzweg  „Börse"  genannt, 
so  z.  B.  „Wiener  Börse",  „Leipziger  Börse", 
„Hamburger  Börse"  u.  a.  Das  charakteristische 
dieser  B.  ist,  dass  an  ihnen  unbedingt  die 
Handelsgeschäfte  in  Wertpapieren,  Wechseln 
und  Valuten  stattfinden,  während  bezüglich 
der  Handelsgeschäfte  in  realen  Waren  manches- 
mal einzelne  Einschränkungen  gemacht  werden. 

Als  B.  mit  bestimmtem  Wirkungskreis 
bezeichnen  wir  hingegen  solche,  die  nur  für 
die  Handelsgeschäfte  einer  bestimmten  Gruppe 
von  Waren  oder  auch  nur  für  einen  einzigen 
Welthandelsartikel  eingerichtet  sind. 

Diese  B.  lassen  sich  demgemäss  in  3  Unter- 
gruppen einteilen: 

a)  Geld-,  Fonds-  oder  Effektenbörsen. 
Handelsgeschäfte  werden  nur  in  Wertpapieren, 
Wechseln  (Devisen),  Checks,  Anweisungen, 
Münzen  und  Edelmetallen,  Banknoten  und 
Papiergeld  (s.  den  Abschnitt  „Börse")  gemacht. 

b)  Produkten-  oder  Getreidebörsen. 
Nur  in  den  von  vornherein  bestimmten,  realen 
Waren  dürfen  Handelsgeschäfte  abgeschlossen 
werden.  Solche  Waren  sind:  Getreide  (Weizen, 
Roggen,  Mais,  Gerste  und  Hafer),  Reis,  Ölsaaten, 
Hülsenfrüchte,  Sämereien,  Kartoffeln,  Zwiebeln, 
Eier,  Wein,  Honig,  Hopfen,  Pflaumen,  Nüsse, 
Heu,  Stroh,  dann  die  aus  diesen  Waren  erzeugten 
Fabrikate,  bezw.  Abfallstoffe:  Mehl,  Kleie,  Brot, 
Rollgerste,  Malz,  Malzkeime,  aus  Ölsaaten  oder 
Sämereien  erzeugte  Öle,  Ölkuchen,  Pflaumen- 
mus, Spiritus,  Presshefe,  Schlampe  und  Tre- 
bern.    Ausserdem  dürfen  auch  die  mit  diesem 
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Handel  in  Verbindung  stehenden  Versicherungs-, 
Frachtbelehnungs-,    Speditions-,   Einlagerungs 
und  Sackleihgeschäfte  gemacht  werden. 

Die  wichtigsten,  im  internationalen  Handel^ 
eine  hervorragende  Rolle  spielenden  Produktenb. 
sind:  Wien  (B.  für  landwirtschaftliche  Produkte),; 
Prag,  Czernowitz,  Breslau,  Köln  a.  R.,  Stutt- 
gart (Landesproduktenb.);  in  Berlin,  Cöln,' 
Königsberg  i.  P.  und  Mannheim  stehen  die 
Produktenb.  mit  den  dortigen  Effektenb.  unter 
gemeinschaftlicher  Leitung;  Zürich,  Paris  (Bourst 
de  Commerce);  Moskau  hat  neben  der  allge- 
meinen B.  eine  eigene  Getreidebörse. 

In  London  bestehen  sechs  Produktenb.,  die  ohne 
jeden  inneren  Zusammenhang  sind,  in  Liverpool  zwei, 
in  HuU  eine.  In  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas 
gibt  es  27  Getreideb.  Die  zwei  grössten  sind  die 
Produce  Exchange  in  New-York  und  Chicago,  welche 
zugleich  die  grössten  Produktenb.  der  Welt  sind;  ferner 
sind  zu  nennen  die  in  St.  Louis,  Duluth,  Minneapolis 
und  Toledo. 

c)  Spezialbörsen.  Derlei  B.  sind  nur  für 
einen  einzigen  Welthandelsartikel  eingerichtet. 
Ausnahmsweise  können  auch  mehrere  zusam- 
mengehörige Welthandelsartikel  an  einer  Spe- 
zialb, gehandelt  werden,  wie  z.  B.  Eisen  und 
Kohle  oder  Kohle  und  Montanprodukte.  Die 
Spezialb.  finden  im  internationalen  Handel 
immer  mehr  Ausbreitung. 

Am  meisten  ist  das  System  der  Spezialb.  in  London 
und  New-York  ausgebildet,  wo  selbständige  Spezialb. 
für  Baumwolle,  Petroleum,  Steinkohle,  Eisen,  Metalle 
{Metal  Exchange),  Leder,  Wolle  u.  a.  bestehen.  Von 
andern,  schon  länger  bestehenden  Spezialb.  seien  ge- 
nannt: die  Zuckerb.  in  Magdeburg,  die  *uchhändlerb. 
in  Leipzig,  die  Baumwollenb.  in  Bremen  und  Liverpool, 
die  Hopfenb.  in  Nürnberg  und  Saaz  (Böhmen),  die 
Fleischb.  in  Moskau,  die  Kohlen-  und  Eisenb.  in  Brüssel, 
Charkow  u.  a.  In  neuester  Zeit  wurden  folgende  Spe- 
zialb, errichtet:  Weinb.  in  Genua  und  Verona  (1903), 
eine  Eierb.  in  Sofia,  eine  Kaffeeb.  in  Rio  de  Janeiro. 
In  Düsseldorf  und  Essen  sind  die  Spezialb.  für  Pro- 
dukte der  montanen  und  metallurgischen  Industrie  mit 
der  Effektenb.  vereinigt. 

y)  Organisation  der  Börsen.  Hinsicht- 
lich ihrer  Organisation  lassen  sich  die  B. 
ebenfalls  in  zwei  grosse  Hauptgruppen  unter- 
scheiden. 

Zur  1.  Gruppe  rechnen  wir  die  B.,  deren 
Organisation  durch  die  Gesetzgebung  des  be- 
treffenden Staates  geregelt  ist.  Zu  ihr  gehören 
die  modernen  Warenb.  des  europäischen  Konti- 
nentes und  die  Produktenb.  von  Chicago  und 
New-York.  Diese  B.  weisen  eine  Mischung 
von  staatlicher  Regelung  und  Selbstverwaltung 
auf,  deren  Umfang  in  den  einzelnen  Ländern 
wieder  sehr  verschiedenartig  gestaltet  ist.  Sie 
besitzen  den  Charakter  öffentlicher  Korpo- 
rationen mit  einem  weitgehenden  Selbstverwal- 
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tungsrechte.  Das  Interesse  des  Staates,  dass 
gewisse  allgemeine  Grundsätze  in  bezug  auf 
börsenrechtliche  und  administrative  Verhältnisse 
zum  Durchbruche  gelangen,  ist  bei  diesen  B. 
durch  den  gesetzlichen  Vorbehalt  der  Statuten- 
genehmigung gewahrt.  Der  Grundsatz  der 
allgemeinen  Börsenfähigkeit  ist  bei  diesen  Wa- 
renb.  als  Regel  aufgestellt,  aber  nahezu  durch- 
wegs sind  kraft  gesetzlicher  Vorschriften  solche 
Personen  vom  Börsenbesuche  ausgeschlossen, 
die  wegen  des  Mangels  vermögensrechtlicher 
Eigenberechtigung  die  Tragweite  der  einge- 
gangenen Verbindlichkeiten  nicht  ermessen  kön- 
nen, deren  Zahlungsfähigkeit  zufolge  Insolvenz 
oder  Konkurses,  deren  persönliche  Integrität 
zufolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  für 
die  prompte  und  reelle  Erfüllung  der  über- 
nommenen Vertragsverpflichtung  keine  volle 
Gewähr  bietet.  Ohne  jede  Einschränkung  be- 
steht die  allgemeine  Börsenfähigkeit  nur  bei 
den  Warenb.  in  Hamburg,  Bremen,  Lübeck. 

Zur  2.  Gruppe  gehören  B.,  welche  auf  rei- 
nem Privatkorporationscharakter  und  Gesell- 
schaftsrechten beruhen,  und  unter  denen  sich 
sogar  einige  auf  Gewinn  berechnete  Aktien- 
gesellschaften befinden.  Dies  sind  alle  B.  in 
England  und  die  meisten  von  Nordamerika. 
Diese  B.  sind  freie  Vereinigungen  {Limited 
companies)  —  frei  im  Gegensatze  zur  staat- 
lichen Organisation  —  besitzen  eine  klubartige, 
nach  aussen  zunftartig  abgeschlossene,  pluto- 
kratische  Verfassung,  unterstehen  der  staatlichen 
Autorität  nuj-  wie  sonstige  zu  erlaubten  Zwecken 
gegründete  Vereine. 

In  London  bestehen  15  Warenb.  ohne  jeden  inneren 
organischen  Zusammenhang.  Darunter  sind  folgende 
Produktenb.  zu  nennen:  die  zwei  unter  dem  gemein- 
samen Namen  „Mark  Lane"  zusammengefassten  B.  für 
den  Lokalhandel,  ferner  die  als  Aktiengesellschaft  das 
Zentrum  des  englischen  Getreidehandels  bildende  Komb. 
„The  ßaltic"  („Ostsee"),  die  zwei  nur  für  den  Termin- 
handel bestimmten  B.  ,,The  London  Produce  Exchange" 
und  „Clearing  house^' ,  schliesslich  die  Aktiengesellschaft 
„London  Corn  Trade  Association".  Die  andern  neun 
Warenb.  sind  Spezialb.  für  die  übrigen  Welthandels- 
artikel. 

Der  zweitgrösste  Getreideplatz  Englands,  Liverpool, 
besitzt  eine  der  Londoner  „Mark  Lane"  nachgebildete 
„Corn  Exchange"  und  „Liverpool  Corn  Trade  Asso- 
ciation", welche  alle  drei  Zweige  des  Getreidehandels, 
den  Loko-,  Kargo-(Schiffsladung)  und  Licferungshandel 
vereinigt.  In  Nordamerika  haben  sich  die  meisten 
Produktenb.  ganz  partikularistisch  entwickelt.  Der 
dezentralisierten  Entwicklung  entsprechend  hat  sich  auch 
hier  ungeachtet  der  grossen  Oleichartigkeit  in  der 
inneren  Organisation  eine  einheitliche  technische  Be- 
zeichnung für  diese  B.  nicht  herausgebildet,  sie  um- 
fassen regelmässig  alle  Getreidearten,  Schmalz  und  die 
Rohprodukte  der  bedeutenden  amerikanischen  Fleisch- 
industrie.    Die  Mitghedschaft   ist  wohl  an   keinen  be- 


stimmten Geschäftsbetrieb,  aber  an  den  Besitz  eines 
Mitgliedschaftszertifikates  gebunden. 

Die  auf  die  Organisation  der  B.  der 
1.  Gruppe  Bezug  habende  Gesetzgebung 
ist  folgende: 

Deutschland.  Als  eigenes  Reichsgesetz 
wurde  das  „Börsengesetz  vom  22,  Juni  1896" 
erlassen. 

Der  §  1  sagt :  ,,Die  Errichtung  einer  B.  bedarf  der 
Genehmigung  der  Landesregierung;  diese  ist  befugt, 
die  Aufhebung  bestehender  B.  anzuordnen.  Die  Landes- 
regierungen üben  die  Aufsicht  über  die  B.  aus.  Sie 
können  die  unmittelbare  Aufsicht  den  Handelsorganen 
(Handelskammern,  kaufmännischen  Korporationen)  über- 
tragen". §  2  bestimmt,  dass  für  die  B.  Staatskom- 
missare zu  bestellen  sind,  und  normiert  gleichzeitig 
deren  Tätigkeit.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der 
§  4:  „Für  jede  B.  ist  eine  Börsenordnung  zu  er- 
lassen. Die  Genehmigung  erfolgt  durch  die  Landes- 
regierung. Dieselbe  kann  die  Aufnahme  bestimmter 
Vorschriften  in  die  Börsenordnung  anordnen,  insbe- 
sondere die  Vorschrift,  dass  in  den  Vorständen  der 
Produktenb.  die  Landwirtschaft,  die  landwirtschaftlichen 
Nebengewerbe  und  die  Müllerei  eine  entsprechende 
Vertretung  finden." 

Auf  Grund  dieses  Ges.  sind  seit  Beginn  des 
Jahres  1897  für  alle  in  Deutschland  bestehen- 
den B.  neue  B.-Ordnungen   in  Kraft  getreten. 

Österreich.  Hier  besteht  das  Börsen- 
gesetz vom  1.  April  1875,  ferner  das  Ges. 
vom  1.  August  1895,  betr.  die  Einführung  des 
Ges.  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  (Zivilprozessordnung) 
und  das  Ges.  vom  4.  Januar  1903,  mit  welchem 
einige  abändernde  und  ergänzende  Bestimmun- 
gen zu  dem  Ges.  vom  1.  April  1875,  betr. 
die  Organisierung  der  B.,  erlassen  werden. 

Nach  §  1  des  Ges.  vom  1.  April  1875  ist  zur  Er- 
richtung von  B.  die  Bewilligung  des  Finanz-  und  Han- 
delsministeriums nach  Anhörung  der  Handel-  und  Ge- 
werbekammer erforderlich.  Die  B.  stehen  unter  einer 
selbständigen  Leitung  und  unter  staatlicher  Aufsicht. 
§  2  ordnet  an,  dass  für  jede  B.  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes ein  besonderes  Statut  festgestellt  wird,  welches 
der  speziellen  Genehmigung  des  Finanz-  und  Handels- 
ministeriums unterliegt. 

Für  die  Errichtung  von  landwirtschaftlichen  B. 
(Produktenb.)  wurden  durch  Ges.  vom  4.  Januar  1903 
andere  Normen  festgestellt.  §  1  sagt:  „Als  landwirt- 
schaftliche B.  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  jede  B., 
deren  Verkehr  sich  laut  des  Statutes  auf  Getreide  und 
Mühlenfabrikate  erstreckt  und  zwar  in  der  Regel  ohne 
Unterschied,  ob  der  B. -Verkehr  auf  diese  Erzeugnisse 
beschränkt  oder  auch  auf  andere  Waren  ausgedehnt  ist. 

§  2.  Zur  Errichtung  einer  landwirtschaftlichen  B.  ist 
die  Bewilligung  des  Ackerbau-,  des  Finanz-  und  des 
Handelsministeriums  nach  Anhörung  der  landwirtschaft- 
lichen Landeskorporation  (Landeskulturrat,  Landwirt- 
schaftsgesellschaft u.  dgl.)  sowie  der  Handels-  und 
Gewerbekammern  des  Landes  erforderlich.  Das  Statut 
einer  landwirtschaftlichen  B.  sowie  Änderungen  an 
einem  solchen  bedürfen  der  Genehmigung  der  zustän- 
digen Ministerien. 

Durch    diese    Fassung    wird    auch    dem    Ackerbau- 
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ministerium  und  den  landwirtschaftlichen  Korporationen 
der  entsprechende  Einfluss  bei  der  Errichtung  und  Or- 
ganisation der  Produktenb.  gewahrt. 

Ungarn.  In  Ungarn  besteht  z.  Z.  noch 
kein  eigenes  B.-Gesetz.  Die  Errichtung  einer 
B.  bedarf  aber  auch  der  Zustimmung  der  Re- 
gierung, und  das  Statut  untediegt  der  Geneh- 
migung des  ungarischen  Handelsministers. 

In  Frankreich  beruht  die  Organisation  der 
B.  auf  den  Art.  71 — 73  des  Code  de  commerce. 
Die  Gründung  einer  B.  erfolgt  nach  Anhörung 
der  Chambre  de  commerce  des  betr.  Platzes, 
der  auch   die  allgemeine  Verwaltung  zusteht. 

In  Holland  erlässt  die  betr.  Stadtgemeinde 
die  näheren  Bestimmungen  über  die  Errich- 
tung, Organisation  und  Aufsicht  der  Börse. 

In  Belgien  sind  die  §§  61—63,  Buch  VI 
des  Handelsges.  vom  30.  Dezember  1867,  ab- 
geändert durch  Ges.  vom  1  I.Juni  1883,  für  die 
Errichtung  von  B.  massgebend.  Die  B.-O.  wird 
von  der  betr.  Stadtgemeinde  erlassen  und  muss 
durch  königliches  Reskript  genehmigt  werden. 

In  Russland  besteht  für  die  B.  auch  eine 
eigene  Gesetzgebung.  Das  Statut  jeder  B. 
muss  „Allerhöchst",  d.  h.  durch  den  Kaiser 
bestätigt  werden. 

Bez.  der  Beobachtung  der  Ordnung  und  Wohlan- 
ständigkeit an  den  russischen  B.  sind  die  Art.  2189 — 
2194  des  Handelsreglements  massgebend.  Diejenigen, 
welche  die  B.-O.  verletzen,  unterliegen  den  dafür  in 
den  Artikeln  1275 — 1279  des  Straf kodex  (russische 
Kriminalgesetzgebung)  festgesetzten  Strafen. 

c)  Börsenstatute  und  Börsenordnungen. 

Berlin  besitzt  eine  B.,  bestehend  aus  einer 
Fonds-  und  einer  Produktenb.  Die  unmittel- 
bare Aufsicht  über  sie  steht  der  Handelskammer 
zu  Berlin  zu. 

Die  neue  B.-Ordnung,  vom  31.  März  1903, 
die  von  der  Berliner  Handelskammer  entworfen 
ist,  wurde  am  1.  April  1903  von  dem  Mi- 
nister für  Handel  und  Gewerbe  genehmigt 
und  trat  am  1.  Mai  1903  in  Kraft. 

Die  B.  zu  Berlin  hat  zum  Zwecke  die  Erleichterung 
des  Betriebes  von  Handelsgeschäften  in  (§  12):  I.Mün- 
zen- und  Edelmetalle,  Staatspapiere  (s.  Abschnitt  „Börse"). 
2.  Getreide,  Mehl,  Braumalz,  Stärke,  Zucker,  Saat, 
Rüböl,  Petroleum,  Spiritus,  Holz  und  andern  Produkten 
und  Waren  (Produktenb.). 

Stettin  besitzt  eine  B.  für:  Den  Handel  mit  allen 
im  Zolltarife  aufgeführten  Waren,  soweit  sie  Gegen- 
stand des  Grosshandels  sind;  das  Geschäft  der  See- 
und  Flusschiffsreeder,  der  Schiffsagenten  und  der  Kahn- 
schiffer; das  Speditionsgeschäft ;  das  Transport versiche- 
rungs-  und  Feuerversicherungsgeschäft;  den  Handel  mit 
Geld,  Wechseln  und  Wertpapieren. 

Danzig.  Die  B. -Einrichtung  der  Preisnotierungen 
dient  zur  Zeit  dem  Getreide-  und  Zuckerhandel  sowie 
dem  Seebefrachtungsgeschäft,  kann  aber  auf  Beschluss 
des  Vorsteheramtes  auf  andere  Gegenstände  ausgedehnt 


werden.  Alle  übrigen  B. -Einrichtungen  dienen  dem 
gesamten  Grosshandel  einschliesslich  des  See-  und  Bin- 
nenschiffahrtsverkehrs. 

Königsberg  i.  Pr.  Der  B. -Vorstand  besteht  aus 
höchstens  20  Vertretern  des  Handels,  welche  das  Vor- 
steheramt  immer  auf  1  Jahr  ernennt.  Aus  dieser 
Vertreterzahl  wählt  das  Vorsteheramt  gleichzeitig  den 
Vorsitzenden  und  die  Stellvertreter.  Für  Angelegenheiten 
des  Handels  mit  landwirtschaftlichen  Produkten  kommen 
zu  den  Mitgliedern  des  B.-Vorstandes  noch  dazu:  3  Ver- 
treter der  Landwirtschaft,  welche  die  Landwirtschafts- 
kammer der  Provinz  Ostpreussen  auf  je  3  Jahre,  und 
1  Vertreter  der  Getreidemüilerei,  welchen  der  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  auf  3  Jahre  ernennt.  Die  B.- 
Einrichtungen der  Preisnotierung  und  der  Sachverstän- 
digen-Kommissionen dienen  dem  Handel  mit  Erzeug- 
nissen der  Landwirtschaft,  deren  Nebengewerbe  und  der 
Müllerei,  dem  Handel  in  Wertpapieren,  sowie  dem  Be- 
frachtungsgeschäft auf  See-  und  Binnenwasserstrassen. 
Alle  übrigen  B.-Einrichtungen  sind  die  gleichen  wie  in 
Danzig. 

Die  B.  in  Magdeburg  will  ,, Termingeschäfte  in 
Rohzucker  ermöglichen".  Die  Aufsicht  wird  von  den 
Ältesten  der  Kaufmannschaft  gehandhabt. 

Leipzig.  An  der  Leipziger  B.  werden  gehandelt: 
1.  Wechsel,  Geld  und  Wertpapiere  (Fondsbörse);  2.  land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse  sowie  Rüböl,  Rapskuchen 
und  Spiritus  (Produktenbörse);  3.  Wolle  und  Kammzug 
sowie  andere  Waren  (Warenb.).  Die  B.  steht  unter 
der  Aufsicht  der  Leipziger  Handelskammer. 

Cöln  Die  B.  zu  Cöln  hat  zum  Zwecke  die  Erleich- 
terung des  Betriebes  von  Handelsgeschäften  in:  1.  Mün- 
zen, Banknoten,  Wertpapieren,  Coupons,  Wechseln,  Checks 
und  Anweisungen  (Effelctenbörse),  —  2.  Getreide,  Mehl, 
Rüböl,  Spiritus  und  andern  Produkten  und  Waren  (Pro- 
duktenbörse). 

Hamburg.  Der  Senat  hat  auf  Grund  des  B.-Ge- 
setzes  vom  22.  Juni  1896  die  unmittelbare  Aufsicht 
über  die  Hamburger  B.  der  dortigen  Handelskammer 
übertragen  und  am  23.  Dezember  1896  eine  neue  B.- 
Ordnung, welche  45  §§  umfasst,  genehmigt.  Die  B.- 
Ordnung gilt  für  den  Verkehr  im  B.- Gebäude  und  für 
denjenigen  B.- Verkehr  des  Kaffee-,  Zucker- und  Baum- 
wollhandels, der  ausserhalb  des  B. -Gebäudes  in  den 
diesem  Verkehr  dienenden  Räumen  stattfindet. 

Der  B.- Vorstand  besteht  aus  42  Personen  und  glie- 
dert sich  in  folgende  Abt.:  1.  Allgemeine  Abt.,  2.  Abt. 
für  Wertpapiere,  Wechsel,  Geld  und  Edelmetall,  3.  Abt. 
für  Spiritus,  4.  Abt.  für  Kaffee,  5.  Abt.  für  Zucker  unn 
6.  Abt.  für  Baumwolle.  Zu  Mitgliedern  der  allgemeined 
Abt.  werden  Mitglieder  der  Handelskammer,  zu  Mit- 
gliedern der  übrigen  Abt.  Angehörige  der  betr.  Ge- 
schäftszweige ernannt.  Die  Ernennung  erfolgt  durch 
die  Handelskammer.  Die  Abt.  für  Wertpapiere  zählt 
13,  die  für  Kaffee  und  Zucker  je  7  und  jede  andere  | 
Abt.  je  5  Mitgl.  Jede  Abt.  wählt  ihren  Vorsitzenden; 
der  Vorsitzende  der  allgemeinen  Abt.,  der  B.- Kommis- 
sion ist  zugleich  Vorsitzender  des  gesamten  B.-Vor- 
standes. Nach  §  22  sind  die  B.-Einrichtungen  für  den 
Handel  in  Waren,  Wertpapieren,  Wechseln,  Geld  und  | 
Edelmetall,  sowie  in  Schiffen,  Grundstücken  und  Hypo- 
theken, ferner  für  das  Lagerungs-,  Beförderungs-  und 
Versicherungsgewerbe  bestimmt;  doch  ist  auch  für  an- 
dere Zweige  der  Tätigkeit  die  Benutzung  der  B.-Ein- 
richtungen nicht  ausgeschlossen.  Der  amtlichen  Fest- 
stellung der  Preise  (Kurse)  sind  die  §§32—43  gewid- 
met. Ein  Terminhandel  findet  in  Wertpapieren,  Spiri- 
tus, Kaffee,  Zucker  und  Baumwolle  statt.    Die  Geschäfts- 
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bedingungen  hierfür  werden  von  den  betr.  Abteilungen 
des  B. -Vorstandes  festgesetzt  und  von  der  Handels- 
kammer genehmigt. 

Bremen.  Die  neue  B.-Ordnung  für  Bremen  ist  in 
ihren  37  §§  ebenfalls  dem  neuen  deutschen  B.-Gesetz 
vollständig  angepasst  und  gilt  für  den  Verkehr  im  B.- 
Gebäude. B.-Aufsichtsbehörde  ist  die  Handelskammer. 
Der  B.-Vorstand  zerfällt  in  2  Abteilungen:  die  Abt.  I 
besteht  aus  6  von  der  Handelskammer  aus  ihrer  Mitte 
gewählten  Mitgl.,  welche  alle  durch  das  B.-Gesetz 
und  die  B.-Ordnung  dem  B.-Vorstand  übertragenen 
Geschäfte  mit  Ausnahme  der  amtlichen  Feststellung  der 
B.-Preise  für  Fonds  und  Aktien  obliegen.  Letzteres 
ist  Aufgabe  der  II.  Abteilung,  die  aus  5 — 7  von  der 
Handelskammer  auf  3  Jahre  gewählten  Mitgl.  besteht. 
Den  Mitgl.  der  II.  Abt.  sind  die  gleiche  Zahl  von  Stell- 
vertretern beigeordnet.  Die  B. -Einrichtungen  sind  für 
den  Handel  in  Waren,  in  Wertpapieren,  Wechseln  und 
Geld,  sowie  in  Grundstücken,  ferner  für  das  Lagerungs-, 
das  Beförderungs-  und  das  Versicherungsgewerbe  be- 
stimmt. Die  Handelskammer  kann  aber  auch  andere 
Geschäftszweige  zu  den  B.- Einrichtungen  zulassen,  nur 
muss  sie  dem  Senate  Mitteilung  machen. 

Mannheim.  Nach  §  1  der  B.-Ordnung  besteht 
die  B.  aus  2  Abt.,  eine  für  das  Warengeschäft  —  die 
Produktenb.  —  und  eine  für  das  Geschäft  in  Wert- 
papieren —  die  Effektenb.  Die  B. -Leitung  obliegt  dem 
B. -Vorstande,  welcher  aus  12  Mitgl.  besteht,  von  denen 
5  dem  Produktengeschäft,  je  eines  der  Müllerei  und 
der  Landwirtschaft  und  5  dem  Effektengeschäfte  an- 
gehören müssen.  Die  Mannheimer  B.  (§  20)  hat  zum 
Zweck  die  Erleichterung  des  Betriebes  von  Handels- 
geschäften in  1.  Getreide,  Mais,  Mehl,  Kleesaat,  Pe- 
troleum, Spiritus  und  andern  Produkten  und  Waren; 
2.  Staats-  und  andern  für  den  Handelsverkehr  geeig- 
neten Wertpapieren  jeder  Gattung. 

Düsseldorf  und  Essen.  Die  in  diesen  beiden 
Städten  befindlichen  B.  haben  den  Zweck,  insbesondere 
den  An-  und  Verkauf  von  Produkten  der  montanen 
und  metallurgischen  Industrie  und  von  Anteilen  an  in- 
dustriellen Etablissements  zu  erleichtern.  Die  B.-O. 
bestimmen,  dass  die  B.  unter  der  Aufsicht  der  Han- 
delskammer stehen.  In  Essen  besteht  der  B.-Vorstand 
aus  12  Mitgl.,  welche  die  Handelskammer  im  Dezember 
jedes  Jahres  für  das  kommende  Kalenderjahr  aus  den 
die  B.  besuchenden  Kaufleuten  und  Industriellen  wählt ; 
ia  Düsseldorf  besteht  der  B.-Vorstand  aus  18  Mitgl., 
welche  von  den  Besuchern  der  B.  im  Dezember  ge- 
wählt werden. 

Die  B.- Ordnungen  aller  B.  Deutschlands 
enthalten  die  Einsetzung  eines  Ehrengerichts, 
welches  nach  bestimmten  Vorschriften  gewählt 
oder  ernannt  wird  und  das  jene  B.-Besucher 
zur  Verantwortung  zu  ziehen  hat,  welche  im 
Zusammenhange  mit  ihrer  Tätigkeit  an 
der  B.  sich  eine  mit  der  Ehre  oder  dem  An- 
spruch auf  kaufmännisches  Vertrauen  nicht  zu 
vereinbarende  Handlung  haben  zuschulden  kom- 
men lassen. 

Österreich-Ungarn.  Wien  besitzt  eine 
Effekten-  und  Warenb.,  die  „Wiener  Börse" 
und  eine  selbständige  „Börse  für  landwirtschaft- 
liche Produkte." 

§  1  des  Statuts  vom  Jahre  1904  lautet:  Der  B.- 
Verkehr erstreckt  sich  auf  Wertpapiere,  welche  im  amt- 
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liehen  Kursblatte  notiert  werden  dürfen,  auf  Wechsel, 
Münzen,  Edelmetalle,  Banknoten,  Papiergeld  und  Coupons, 
dann  auf  Waren  und  mit  dem  Warenhandel  in  Verbin- 
dung stehende  Versicherungs-,  Fracht-,  Speditions-  und 
Leihgeschäfte.  Ausgeschlossen  vom  B. -Verkehr  in  Waren 
sind  Getreide  und  Mühlenfabrikate,  sowie  die  dem  Ver- 
kehre in  diesen  Artikeln  dienenden  Versicherungs-, 
Fracht-,  Speditions-  und  Leihgeschäfte.  Die  Besucher, 
bezw.  Mitglieder  der  B.  teilen  sich  demgemäss  in  die 
Sektion  für  das  Effektengeschäft  und  in  die  Sektion 
für  das  Warengeschäft. 

Die  Leitung  der  Wiener  B.,  welche  den  Titel  „Wiener 
Börsenkammer"  führt,  besteht  aus  30  Mitgliedern, 
welche  ihre  Funktion  ehrenamtlich  ausüben  und  den 
Titel  „Börsenrat"  führen. 

Das  letzte  Statut  der  B.  für  landwirtschaftliche  Pro- 
dukte in  Wien  datiert  vom  17.  April  1903  und  ist  ganz 
neu  im  Sinne  der  Ges.  vom  1.  April  1875  und  vom 
4.  Januar  1903  verfasst  und  von  der  Regierung  ge- 
nehmigt worden. 

Prag  besitzt,  ebenso  wie  Wien,  eine  Waren- 
und  Effektenb,,  die  „Prager  Börse"  und  eine 
selbständige  Produktenbörse. 

Das  Statut  der  Prager  B.  vom  2.  Dezember  1875 
umfasst  6  Abschnitte  mit  103  §§.  Es  lautet  im  §  1 : 
„Der  B.-Verkehr  erstreckt  sich  auf  Effekten,  welche 
im  amtlichen  Kursblatte  notiert  werden  dürfen,  auf 
Wechsel,  Münzen,  Edelmetalle,  dann  auf  Waren,  Ver- 
sicherungs-, Fracht-  und  Speditionsgeschäfte.  Der  Ver- 
kehr in  Getreide-  und  Mühlenfabrikaten  ist  von  der 
Prager  Waren-  und  Effektenb.  ausgeschlossen. 

Das  Statut  der  Prager  Produktenb.  vom  29.  Oktober 
1903  ist  genau  wie  das  der  B.  für  landwirtschaftliche 
Produkte  in  Wien  im  Sinne  des  neuen  Ges.  vom  4.  Januar 
1903  verfasst. 

Triest.  Borsa  mercantile  (Warenb.).  Die  letzten 
Statute  dieser  B.  umfassen  15  §§,  basieren  auf  den  Ges. 
vom  1.  April  1875  und  vom  1.  August  1895  und  wur- 
den am  4.  März  1896  genehmigt.  Nach  §  9  ist  die 
Leitung  und  Verwahung  der  B.  der  B. -Direktion  über- 
tragen, welche  aus  den  Mitgliedern  der  B.-Deputation 
besteht,  die  alljähriich  aus  10  Personen  zusammenge- 
stellt wird,  und  zwar  auf  Grund  der  diesbez.  Ernen- 
nungen im  Schosse  der  Handelskammer  und  sich  da- 
durch von  der  Wiener  und  Prager  B.  unterscheidet, 
wo  der  Vorstand,  die  B.-Kammer,  von  den  B. -Mitglie- 
dern gewählt  wird. 

Budapest.  Das  letzte  Statut  der  Budapester  Waren- 
und  Effektenb.  trat  am  1.  August  1897  in  Wirksamkeit. 
Hinsichtlich  der  Organisation  lautet  es  ähnlich  wie  das 
der  Wiener  B.  Wesen  und  Zweck  der  B.  wird  im  §  1 
präzisiert:  „Die  Budapester  Waren-  und  Effektenb.  ist 
eine  der  Oberaufsicht  des  kgl.  ungarischen  Handels- 
ministers  mit  den  Rechten  einer  Korporation  und  der 
Autonomie  ausgestattete  Institution,  welche  den  Zweck 
hat,  den  Handelsverkehr  in  allen  Warengattungen,  in 
Wertpapieren,  Wechseln,  Münzen  und  Edelmetallen  zu 
erleichtern  und  zu  regeln". 

Schweiz.  Die  Statuten  der  Getreideb.  in  Zürich  um- 
fassen nur  10§§.  §1  lautet:  „Die  Getreideb.  ist  eine 
Korporation  mit  dem  Sitze  in  Zürich,  deren  Zweck  die 
Förderung  und  Regelung  des  Getreidehandels  in  der 
Schweiz  ist.  Sie  stellt  sich  insbesondere  die  Aufgabe: 
a)  einen  Vereinigungspunkt  für  die  Getreidehändler, 
Müller  und  Bäcker  zu  schaffen ;  b)  das  Geschäft  durch 
Usancen  und  Schiedsgerichtsverfahren  zu  regeln;  c)  die 
Interessen  des  Geschäftes  in  jeder  Hinsicht  zu  vertreten." 
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Holland.  In  Rotterdam  wird  das  Statut  der  B. 
von  der  Stadtvertretung  erlassen.  „Der  Bürgermeister 
und  die  Stadträte  von  Rotterdam  tun  zu  wissen,  dass 
durch  den  Rat  der  Gemeinde  in  seiner  Sitzung  vom 
4.  Oktober  1894  folgende  Verordnung  für  die  B.  fest- 
gestellt worden  ist": 

Im  B.-Gebäude  werden  abgehalten:  eine  grosse  B. 
vom  Kaufhandel;  eine  Komb.  (Korenbeurs),  eine  Flachsb. 
(Vlasbeurs),  eine  Leinsaatb.  (Lijnzaadbeurs).  Die  Auf- 
sicht, die  Erstattung  von  Vorschlägen  usw.  ist  einer  Kom- 
mission übertragen,  deren  Wirksamkeit  durch  ein  vom 
Bürgermeister  und  den  Stadträten  erlassenes  Reglement 
bestimmt  wird.  Die  Kommission  für  die  grosse  B. 
besteht  aus  6  Kaufleuten,  jene  für  die  Korn-,  Flachs- 
und Leinsaatb.  aus  4  Händlern  in  Getreide,  Flachs 
und  Leinsaat.  Die  Mitgl.  dieser  Kommission  werden 
aus  einer  von  der  Kaufhandelskammer  (Kamer  van 
Koophandel)  eingereichten  doppelten  Anzahl  von  Per- 
sonen durch  den  Bürgermeister  und  die  Stadträte  ernannt. 

Russland.  Die  wichtigsten  allgemeinen  B.  sind  in 
Petersburg,  Reval,  Riga,  Libau,  Moskau,  Warschau, 
Charkow,  Nishnij-"Nowgorod,  Rostow  a.  D.,  Astrachan, 
Saratow,  Simbirsk,  Lodz,  Rybinsk,  Kiew,  Odessa,  Ni- 
kojajew,  Samara,  Baku,  Kalaschnikow,  Zarizyn.  Ausser- 
dem bestehen  Spezialb.  u.  a.  in  Moskau  (Getreideb), 
Moskau  (Fleischb.),  Charkow  (Eisen-  und  Steinkohlenb.), 
Nishnij-Nowgorod  (Jahnnarktb.).  Die  1904  in  Tagan- 
rog  eröffnete  B.  soll  hauptsächlich  den  Getreide-Export- 
handel regulieren. 

Frankreich.  Paris  hat  zwei  vollständig  voneinan- 
der unabhängige  B.:  la  Bourse  de  Paris  (s.  d.  Abschnitt 
Börse)  und  la  Bourse  de  Commerce. 

An  der  Produktenb.  (Bourse  de  Commerce)  erstreckt 
sich  der  Handel  auf  die  Artikel  Weizen,  Roggen  und 
Hafer,  Mehl,  Öle,  Spiritus  und  Zucker.  Es  bestehen 
eigene  Bestimmungen  für  den  Marche  de  Ble,  Seigle 
et  A  voine  de  Paris,  Marche  des  Farines  fleur  de  Paris, 
Marche  d'Huiles  sur  la  Place  de  Paris,  Marche  des 
Alcools  sur  la  Place  de  Paris  und  Marche  des  Sucres 
blancs  sur  la  Place  de  Paris.  Für  jeden  dieser  Märkte 
wird  durch  das  Statut  eine  Kommission,  bezw.  eine 
Chambre  Syndicale  von  9  Mitgliedern  eingesetzt,  die 
ihren  Sitz  an  der  B.  haben. 

Belgien.  Die  Stat.  der  belgischen  B.  basieren  auf 
den  Art.  61—63  des  belgischen  Handelsgesetzes  vom 
30.  Dezember  1867,  abgeändert  durch  Gesetz  vom 
11.  Juni  1883. 

In  Brüssel  existiert  eine  Effektenb.  ^ßoff/-5^rfes/o«rfs 
publics),  eine  Metall-  und  Kohlenb.  (Bourse  des  metaux 
et  charbons)  und  eine  Produktenb.  {Bourse  des  grains, 
farines,  huiles  et  alcools).  Die  beiden  ersten  befinden 
sich  im  Palais  de  la  Bourse;  die  letztgenannte  wird 
jeden  Mittwoch  im  Marche  de  la  Madeleine  abgehalten. 

Die  Metall-  und  Kohlenb.  findet  einmal  wöchentlich, 
Mittwoch  von  2 — ^j^A  Uhr  nachmittags  statt.  Sie  wird 
durch  ein  von  der  Stadt  Brüssel  und  der  Effektenb. 
ganz  unabhängiges  Syndikat  verwaltet,  das  aus  18  Mit- 
gliedern, welche  von  den  Mitgl.  der  B.  gewählt  wer- 
den, besteht.  Mitgl.  der  B.  sind  die  Eigentümer,  Ver- 
walter, Direktoren  und  Bevollmächtigten  der  belgischen 
Eisen-  und  Kohlenindustrie,  welche  sich  in  3  Gruppen 
teilen,  deren  jede  6  Mitgl.  in  das  Syndikat  wählt. 

Die  Warenb.  in  Antwerpen  ist  eine  freie  Vereini- 
gung der  dortigen  Kaufleute,  Schiffskapitäne,  Makler 
(Courtiers)  und  Kommissionäre,  welche  sich  täglich  von 
1  —  3  Uhr  im  grossen  B.-Saal  versammeln,  um  ihre  Ge- 
schäfte abzuschliessen.  Sie  hat  keine  eigene  Leitung, 
und    es    besteht  auch   keine   Kommission,    welche  die 


Kurse  festsetzt  —  diese  werden  ausschliesslich  von  den 
Courtiers  festgestellt  —  sondern  die  Angelegenheiten 
der  B.  und  der  auf  derselben  abgeschlossenen  Gesch^ifte 
werden  alle  durch  die  Handelskammer  erledigt,  zu 
weichem  Behufe  diese  Handelskammer  eine  von  dei 
übrigen  Handelskammern  ganz  abweichende  Einrichtungf" 
hat.  DieChambre  de  commerce  in  Antwerpen  zählt  gegen- 
wärtig ca.  1000  wahlberechtigte  Mitglieder  (Membres), 
welche  in  einer  Generalversammlung  das  Comite  central, 
bestehend  aus  21  Mitgliedern,  wählen.  Ferner  wählen 
diese  Membres,  welche  sich  nach  Branchen  gruppieren, 
die  Sektionen  der  Kammer,  deren  es  30  gibt.  Das 
Bureau  jederSekt.  besteht  aus  einem  Präsidenten,Vizeprä- 
sidenten,  Sekretär  und  ev.  noch  aus  einem  oder  mehreren 
Räten  (Conseillers).  Die  gewählten  Präsidenten  der  30  Sekt, 
sind  auch  Mitglieder  des  Comite  central,  so  dass  dieses, 
die  eigentliche  Kammer,  aus  51  Mitgl.  besteht.  Weiter 
wählen  die  nach  Branchen  vereinigten  Membres  auch 
noch  die  Chambres  arbitrales.  Solcher  Chambres  arbi- 
trales  et  de  consiliation  gibt  es  jetzt  (März  1905)  17,  und 
zwar  für  folgende  Gruppen:  1.  Cafes;  2.  Cinients  et 
Materiaux  de  Construdion;  3.  Diamants;  4.  Engrais; 
5.  Fruits;  6.  Huiles  et  graisses  industrielles;  7.  Laines 
etpeignes;  S.  Navigation  Interieure;  9.  Matieres  tanuantes 
et  tinctoriales;  10.  Petrole;  11.  Saindoux  et  Salaisons; 
12.  Sucres  bruits  et  raff  Ines;  13.  Tabacs;  14.  Textlles 
et  crins;  15.  Transport  et  Navigation;  16.  Vins  et 
Spiritueux;  17.  Bieres. 

Ausser  diesen  17  Chambres  arbitrales  bestehen  noch 
ganz   selbständig    und    unabhängig   von    der  Handels 
kammer  die  bekannten  Chambres  arbitrales  pour  grai 
et  graines. 

Jede  Chambre  arbitrale  hat  ihr  eigenes  Statut  und 
ihre  eigene  Hausordnung,  ferner  ein  administratives 
Bureau,  bestehend  aus  dem  Präsidenten,  Vizepräsiden- 
ten und  dem  Secretaire-Tresorier  und  ausserdem  die 
gewählten  Schiedsrichter  (Arbitres),  deren  Zahl  bei  den 
meisten  Kammern  12,  bei  einzelnen  15  oder  18  be- 
trägt. Die  Mitgl.  dieser  Chambres  arbitrales  sind  ver- 
pflichtet, alle  aus  ihren  Geschäften  an  der  Warenb. 
entstehenden  Streitigkeiten  ihrer  zugehörigen  Kammer 
zu  unterbreiten. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Die  grossen 
Produktenb.  in  Chicago  und  New-York  beruhen  eben- 
falls auf  gesetzlicher  Grundlage.  Der  ursprüngliche 
Name  der  New -Yorker  Produktenb.,  ,, New -Yorker 
Handels-Vereinigung",  wurde  durch  einen  Beschluss 
der  gesetzgebenden  Gewalt  1873  abgeändert  in  ,, New- 
York  Produce  Exchange"  Die  jetzt  geltenden  Sta- 
tuten der  New-Yorker  Produktenb.  wurden  am  8.  April 
1873  angenommen  und  in  der  Zwischenzeit  wiederholt 
geändert,  das  letztemal  am  10.  Juni  1904. 

Die  B. -Leitung  obliegt  einem  Direktorium  (Board 
of  Managers),  bestehend  aus  dem  Präsidenten,  Vize- 
präsidenten und  12  Direktoren,  welche  von  den  wahl- 
berechtigten B. -Mitgliedern  gewählt  werden.  B. -Mit- 
glied an  dieser  Produktenb.  zu  werden  ist  weit  schwie- 
riger und  komplizierter  als  an  den  europäischen  Börsen. 

An  der  New-Yorker  Produktenb.  können  Geschäfte 
abgeschlossen  werden  in  Getreide,  Mehl,  Heu  und 
Stroh,  Ölsaaten,  Öl  (tierische  Öle,  Mineralöle,  Oliven- 
öle, Baumwollsamenöl),  Hopfen,  Butter,  Käse,  Schmalz 
und  Speck,  Rindfleisch  und  Schweinefleisch,  Petroleum 
(rohes  Petroleum,  raffiniertes  Petroleum  und  Naphtha) ; 
ferner  können  dort  Segelschiffe  und  Dampfer  gechartert 
werden  (maritimer  Handel).  Für  jeden  dieser  Artikel  sind 
die  Bestimmungen  zur  Regulierung  der  Transaktionen 
kodifiziert   und   die   Kontraktsformulare   (Schlussbriefe) 
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festgesetzt.  Diese  werden  jedes  Jahr  in  dem  Jahrbuch 
(Report  of  the  New-York  Produce  Exchange)  veröffent- 
licht. Das  Hauptgeschäft  findet  in  Getreide,  Mehl, 
Petroleum,  Schmalz  und  Speck  statt. 

d)  Die  Handelsmakler. 

Die  Handelsgeschäfte  auf  den  B.  werden  in 
der  Regel  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  nicht 
direkt  abgeschlossen,  sondern  durch  Mittels- 
personen, Handelsmakler  {Sensale,  franz.  Cour- 
tlers, engl.  Brokers).  Auf  den  verschiedenen 
B.-Plätzen  haben  diese  eine  sehr  verschiedene 
Stellung.  Im  allgemeinen  kann  man  sie  teilen 
in:  a)  vereidete,  ernannte  Handelsmakler  und 
b)  private  Handelsmakler  (Agenten,  Unterhänd- 
ler). Die  Stellung  und  die  Verpflichtungen  sind 
namentlich  für  die  erste  Kategorie  im  Gesetz-, 
bezw.  im  Verordnungswege  genau  bestimmt. 
Die  vereideten  Makler  dürfen  die  Gebühr,  die 
sie  für  ihre  Vermittelung  zu  beanspruchen 
haben,  nicht  nach  Willkür  in  Rechnung  stel- 
len, da  sie  eine  von  den  betreffenden  Behör- 
den gesetzlich  oder  usancemässig  festgesetzte  ist 
(Maklergebühr,  Sensarie,  Courtage,  Brokerage). 

Die  Handelsmakler  vermitteln  für  den  Auftrag- 
geber Käufe  und  Verkäufe  über  Waren,  Schiffe, 
Wechsel,  Münzsorten,  Werteffekten,  ferner  Ver- 
träge über  Versicherungen,  Bodmerei,  Befrach- 
tung und  Miete  von  Schiffen,  sowie  über  Land- 
und  Wassertransporte  und  andere  den  Handel 
betreffende  Gegenstände.  Sie  können  für 
alle  oder  nur  für  einzelne  Arten  von  Makler- 
geschäften bestellt  werden,  bezw.  dieselben  be- 
treiben. Man  unterscheidet  daher  auch  Geld-, 
Wechsel-,  Waren-,  Assekuranz-,  Schiffsmakler 
u.  dgl.  Handelsmakler  können  auch  an  Orten, 
wo  keine  B.  sind,  bestellt  werden,  wenn  es 
die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  erfordern. 

In  Deutschland  fand  bis  zum  Erlass  des  B. -Ge- 
setzes eine  amtliche  Bestellung  von  Handelsmaklern  im 
Sinne  des  §  66  des  Handelsgesetzb.  statt.  Durch  das 
B. -Gesetz  wurden  die  sogenannten  Kursmakler  ge- 
schaffen. Zur  Mitwirkung  bei  der  amtlichen  Festset- 
zung des  B. -Preises  von  Waren  und  Wertpapieren  sind 
Hilfspersonen  (Kursmakler)  zu  ernennen  (§  30  d.  B.-G.). 
Diese  Kursm.  werden  von  der  Landesregierung  bestellt 
und  entlassen  und  haben  vor  Antritt  ihrer  Stellung  den 
Eid  zu  leisten,  dass  sie  die  ihnen  obliegenden  Pflichten 
getreu  erfüllen  werden.  Die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Bestellung,  Entlassung  und  Organisation  der 
Kursmakler  werden  von  der  Landesregierung  erlassen. 
Dagegen  wurden  durch  den  §  34  des  B. -Gesetzes, 
welcher  lautet:  ,, Für  die  Vermittlung  von  B. -Geschäften 
findet  eine  amtliche  Bestellung  von  Handelsmaklern 
im  Sinne  des  Artikels  66  des  Handelsgesetzb.  nicht 
statt;  die  bisher  erfolgten  Bestellungen  verlieren  ihre 
Wirksamkeit",  die  bisherigen  amtlichen  Bestellungen 
von  Handelsm.  aufgehoben. 

Auf  Grund  des  §  30  des  B.-G.  haben  die  einzelnen 
Landesregierungen  für  die  betr.  B.  sogenannte  Makler- 


ordnungen erlassen,  welche  die  entsprechenden  Vor- 
schriften enthalten. 

An  der  Berliner  B.  ist  die  Maklerordnung  für  die 
Kursm.  mit  dem  1.  Januar  1897  in  Kraft  getreten. 

An  der  Hamburger  Warenb  gehören  die  Handelsm. 
zur  2.  Kategorie,  d.  h.  sie  sind  nicht  vereidet,  keine 
Kursmakler.  Ihre  Zahl  ist  unbeschränkt.  Darunter 
gibt  es  jedoch  „beeidigte  Auktionatoren",  die  die  Ver- 
pflichtung haben,  Besichtigungen  und  Taxierungen, 
welche  ihnen  von  Behörden  aufgetragen  werden,  vor- 
zunehmen. 

In  Bremen  wurden  die  durch  eine  Senatsverordnung 
vom  9.  Dezember  1867  aufgelassenen  vereidigten  Bör- 
senm.  durch  eine  Verordnung  des  Senats  vom  3.  Januar 
1904  wieder  ins  Leben  gerufen.  Diese  vereidigten 
B  -Makler  müssen  Mitgl.  des  Kaufmannskonventes  sein 
und  werden  widerruflich  angestellt.  Gleichzeitig  hat 
der  Senat  eine  Versteigerungsordnung  für  diese  ver- 
eidigten B.-Makler  und  eine  Dienstanweisung  im  Sinne 
des  §  43  des  Handelskammergesetzes  erlassen  und  die 
Gebühren  für  das  Maklergeschäft  festgesetzt. 

In  Österreich  werden  die  Handelsm.  amtlich  be- 
stellt und  vereidigt,  gehören  also  zur  1.  Kategorie. 
Die  auf  die  Handelsm.  bezüglichen  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  wurden  durch  Ges.  vom  4.  April 
1875  neu  festgestellt. 

In  Ungarn,  bezw.  an  der  Budapester  Waren-  und 
Effektenb.  wurden  die  Handelsm.  früher  ebenfalls  amt- 
lich bestellt.  Sie  führten  den  offiziellen  Namen  ,, Be- 
fugte Börsenagenten"  und  waren  allein  berechtigt,  an 
der  Börse  die  Geschäfte  zu  vermitteln.  Diese  Insti- 
tution der  befugten  Börsenagenten  (Makler)  wurde  je- 
doch bei  der  Einführung  des  neuen  Börsenstat.  am 
1.  August  1897  aufgehoben.  Das  Maklergewerbe 
ist  somit  freigegeben. 

In  Frankreich  wurde  das  Gewerbe  der  Warenm. 
(Courtiers  de  marchandises)  durch  das  Ges.  vom  18.  Juli 
1866  als  frei  erklärt.  Es  werden  jedoch  an  jeder 
Börse  nur  eine  bestimmte  kleine  Anzahl  Makler  zu- 
gelassen, die  allein  die  Kurse  festsetzen  und  das  Recht 
zur  Abhaltung  von  Auktionen  haben.  Sie  müssen 
Mitglieder  der  Maklerassoziation  sein,  die  durch 
eine  aus  ihrer  Mitte  gewählte  Syndikatkammer  die 
Disziplinargewalt  über  sie  ausübt  (S.  auch  den  Abschnitt 
,, Börse"). 

In  Belgien  enthält  der  Code  de  Commerce  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Wechselagenten  (Agents 
de  Changes)  und  Warenniakler  (Courtiers)  und  zwar 
Buch  I,  Titel  5,   §§  64—68. 

An  den  russischen  B.  gibt  es  nur  ernannte,  ver- 
eidigte Makler. 

In  England  ist  das  Maklergewerbe  seit  1885  ganz 
frei  gegeben.  Dort  bilden  die  M.  {Brokers)  freie  Kor- 
porationen, wie  z.  B,  die  Londoner  oder  Liverpoolei 
„Qeneral-Brokers- Association"^  (S.  auch  den  Abschnitt 
„Börse"). 

e)  Diebörsenmässigen  Handelsgeschäfte. 

Die  Handelsgeschäfte  auf  den  Börsen  kön- 
nen mündlich  oder  schriftlich,  direkt  oder 
durch  Vermittlung  abgeschlossen  werden.  In 
jedem  Falle  sind  zwischen  den  beiden  Kon- 
trahenten, dem  Verkäufer  und  Käufer,  soge- 
nannte Schlussbriefe  (Schlusszettel, Schlussnoten) 
auszuwechseln. 

Ein  Warenschlussbrief  muss  enthalten: 
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a)  Ort  und  Datum  des  Abschlusses; 

b)  den  Namen  oder  die  Firma  des  Käufers 
und  Verkäufers  sowie  ev.  des  Vermitt- 
lers (Maklers); 

c)  die  Bezeichnung  der  Gattung,  des  Quan- 
tums, der  Qualität  und  ev.  der  Prove- 
nienz der  verkauften  Ware; 

d)  den  Kaufpreis  und  die  Zahlungsbedin- 
gungen; 

e)  die  Bezeichnung  des  Ortes  der  Lieferung, 
bezw.  der  Übernahme,  sowie  die  Erfül- 
lungszeit; 

f)  die  Bestätigung  des  ev.  geleisteten  An- 
geldes; 

g)  die  Unterschrift  des  Verkäufers,  bezw. 
Käufers,  und  ev.  des  Vermittlers. 

Ausserdem  sind  auf  diesem  Schlussbriefe, 
für  welche  an  den  einzelnen  Handelsplätzen 
die  entsprechenden  Formen  festgesetzt  sind,  in 
der  Regel  auch  noch  die  betr.  Platzusancen 
abgedruckt  und  der  Passus,  dass  sich  die  kon- 
trahierenden Parteien  ihnen  unterwerfen. 

Unter  Usancen  versteht  man  im  allgemeinen  Platz- 
gebräuche, welche  von  den  Kaufleuten  eines  Handels- 
platzes durch  freiwilliges  Übereinkommen  festgestellt 
und  anerkannt  werden ;  unter  Börsen-Usancen  hingegen 
diejenigen  dieser  Platzgebräuche,  die  vom  B.-Vorstande 
festgestellt  oder  anerkannt  wurden  und  daher  für  die 
an  der  Börse  abgeschlossenen  Geschäfte  massgebend 
sind. 

Der  Schlussbrief  wird  in  zwei  gleichlauten- 
den Exemplaren  ausgefertigt.  Der  Austausch 
erfolgt  gewöhnlich  in  der  Weise,  dass  der 
Verkäufer  das  von  ihm  unterschriebene  Exem- 
plar dem  Käufer  übergibt  und  gleichzeitig  das 
2.  Exemplar  (den  Gegenbrief)  zur  Bestätigung 
des  Inhalts  vorlegt.  Wurde  das  Geschäft  durch 
Vermittlung  eines  Maklers  abgeschlossen,  so 
fertigt  dieser  beide  Exemplare  des  Schlussbriefes 
aus,  unterschreibt  sie  und  sendet  je  ein  Exem- 
plar dem  Verkäufer  und  dem  Käufer  zu,  die 
gegenseitig  durch  Unterschrift  den  Inhalt  des 
Schlussbriefes  bestätigen  lassen. 

Unter  der  sub  e)  erwähnten  Erfüllungszeit 
versteht  man  die  Zeit,  in  welcher  die  verkaufte 
Ware  tatsächlich  geliefert  werden  muss.  Die 
Erfüllungszeit  kann  ein  Tag,  eine  Woche,  ein 
halber  Monat,  ein  ganzer  Monat  usw.  sein. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Erfüllungszeit  lassen 
sich  die  Handelsgeschäfte  einteilen  in: 

1.  Handelsgeschäfte  in  prompter  Ware.  Die 
Ware  muss  sogleich  geliefert  werden. 

2.  Handelsgeschäfte  in  rollender  oder  schwim- 
mender Ware.  Im  Momente  des  Ge- 
schäftsabschlusses muss  die  bezeichnete 
Ware  bereits  der  Eisenbahnunternehmung, 


bezw.  der  Schiffahrtsgesellschaft  übergeben 
sein. 

3.  Handelsgeschäfte  in  Waren  auf  Verladung 
in  einer  bestimmten  Zeit. 

4.  Handelsgeschäfte  in  Waren  auf  Lieferung. 
Der  Verkäufer  hat  die  Verpflichtung,  die 
verschlossene  (verkaufte)  Ware  innerhalb 
eines  gewissen,  bestimmten  Zeitraumes 
zu  liefern.  Man  nennt  diese  Geschäfte 
kurzweg  Lieferungs-  oder  Zeitgeschäfte. 
Sie  bieten  sowohl  dem  Verkäufer  als  dem 
Käufer  grosse  Vorteile. 

Bei  den  Lieferungsgeschäften  muss  die  Er- 
füllung, d.  h.  die  Übergabe,  bezw.  die  Über- 
nahme der  Ware  vor  Ablauf  des  beim  Ge- 
schäftsabschlüsse bestimmten  Zeitraumes  erfol- 
gen. Die  Lieferung  erfolgt  gegen  Kündigung. 
Zu  kündigen  hat  der  Verkäufer;  nur  bei 
Lieferungsgeschäften  „in  Käufers  Wahl"  kün- 
digt der  Käufer.  Die  Kündigung  muss  in  der 
Regel  mittels  eingeschriebenen  Briefes  erfolgen 
und  enthalten:  das  Quantum,  den  Tag,  für 
welchen  zur  Übernahme  gekündigt  wird,  den 
Kaufpreis,  den  Ort  der  Übergabe  und  das  Da- 
tum der  Kündigung. 

Die  Kündigungsfristen  sind  an  den  einzelnen 
Börsenplätzen  verschieden,  ebenso  auch  die 
näheren  Bestimmungen  der  Kündigung  und 
die  daran  sich  schliessende  Übernahme  der 
Ware,  Das  Nähere  enthalten  die  betreffenden 
Platzusancen.  Ebenso  hat  man  für  die  Bezeich- 
nung einzelner  Zeiträume  bestimmte  technische 
Ausdrücke. 

Alle  unter  a),  b),  c)  und  d)  besprochenen 
Handelsgeschäfte  sind  sog.Effektivgeschäfte, 
d.  h.  solche  Handelsgeschäfte,  bei  welchen  die 
verschlossene  Ware  vom  Verkäufer  effektiv  ge- 
liefert und  vom  Käufer  effektiv  übernommen 
werden  muss.  Alle  diese  Geschäfte  werden 
auf  Grund  von  Proben  (Mustern)  abgeschlossen. 
Die  Fixierung  der  Qualität  beruht  daher  auf 
einem  Übereinkommen  zwischen  Käufer  und 
Verkäufer.  Auch  bezüglich  des  Quantums, 
welches  bei  diesen  Geschäften  geschlossen 
wird,  bestehen  keine  speziellen  Vorschriften; 
nur  bei  der  Lieferung  wird  auf  die  zu  liefern- 
den Quantitäten  Rücksicht  genommen.  Die 
Effektivgeschäfte  sind  in  der  Regel  nicht  über- 
tragbar. Ist  eine  Übertragung  (Zession)  ge- 
stattet, so  geschieht  dies  durch  Zession  des 
Schlussbriefes.  Der  Verkäufer  kann  seinen 
Schlussbrief  niemals  zedieren. 

Aus  den  Lieferungs-  oder  Zeitgeschäften  hat 
sich  im  Laufe  der  Zeit  eine  ganz  eigene  Gat- 
tung von  Handelsgeschäften,  die  sog. Termin- 
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geschäfte,  entwickelt,  welche  sich  von  den 
Zeit-  oder  Lieferungsgeschäften  dadurch  unter- 
scheiden, dass  sie  im  Wege  der  Kompensa- 
tion abgewickelt  werden  können,  während  bei 
den  Zeit-  oder  Lieferungsgeschäften  die  ver- 
schlossene Ware  vom  Verkäufer  effektiv  ge- 
liefert und  vom  Käufer  effektiv  übernommen 
werden  muss.  Fungibilität  wird  dadurch 
erreicht,  dass  für  diese  Geschäfte  in  dem  be- 
treffenden Handelsartikel  unter  Zugrundelegung 
fester  Mengeneinheiten  (Quantitäten)  und  be- 
stimmter Lieferungstermine  gemeinsame  Be- 
stimmungen über  Qualität  usw.  von  vornherein 
festgestellt  sind,  so  dass  die  einzelnen  Geschäfte 
bezüglich  ihres  Vertragsinhaltes,  den  stets  wech- 
selnden Preis  ausgenommen,alle  gleichartig  sind. 
Die  B.-Termingeschäfte  können  daher  meist 
nur  für  ein  bestimmtes  Quantum  oder  ein  viel- 
faches desselben  abgeschlossen  werden.  Dieses 
Quantum  nennt  man  einen  Schluss.  Die 
Fixierung  der  Termine,  das  ist  jener  Zeit- 
raum, in  welchem  die  Ware  geliefert  werden 
muss,  ist  durch  die  Börsenusancen  vollständig 
geregelt.     Es  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Pro  laufenden  Monat,  d.i.  vom  Tage  des 
Geschäftsabschlusses  bis  zum  Ultimo  des- 
selben Monates. 

2.  Die  einfachen  oder  Monatstermine.  Sie 
umfassen  einen  vollen  Monat  und  lauten: 
pro  Januar,  pro  Februar  usw. 

3.  Die  Doppeltermine  oder  Zweimonatter- 
mine, welche  immer  zwei  aufeinander- 
folgende Monate  umfassen.  Z.  B.  pro 
Januar-Februar,  pro  Mai-Juni  usw. 

4.  Die  langen  Termine.  4  oder  6  auf- 
einanderfolgende Monate  umfassend.  Sie 
sind  namentlich  an  der  Pariser  Produkten- 
börse eingebürgert.  Z.  B.  pro  Januar- 
April  (4  Premier  mois),  pro  Mai-August 
(4  chauds  mois)  usw. 

5.  Termine  mit  bestimmten  Namen,  z.  B. 
Frühjahrstermin,  Herbsttermin  usw.  Unter 
solchen  Bezeichnungen  ist  auf  den  ein- 
zelnen Handelsplätzen  immer  eine  be- 
stimmte Zeit  verstanden. 

Die  Qualität  ist  für  ein  und  dieselbe  Ware 
stets  die  gleiche^  bestimmt  durch  die  Usancen 
für  den  Terminhandel,  und  zwar  ist  immer 
eine  sog.  Minimalqualität  festgesetzt. 

Die  Bestimmungen  über  den  Terminhandel 
enthalten  an  den  einzelnen  B.  alle  den  Pas- 
sus, dass  die  Ware  effektiv  geliefert  werden 
muss  und  dass  der  Schlussbrief  nur  mit  Ein- 
willigung des  andern  Kontrahenten  an  einen 
dritten  zediert  werden  kann,  also  genau  so  wie 


bei  den  Effektivgeschäften.  Da  es  aber  bei 
den  Termingeschäften  im  Interesse  aller  Betei- 
ligten liegt,  dass  kompensiert  werden  kann, 
so  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Parteien 
an  und  für  sich  auf  das  ihnen  zustehende 
Recht  verzichten,  Erfüllung  ausschliesslich  von 
derjenigen  Person  zu  verlangen,  mit  welcher 
sie  abgeschlossen  haben.  Die  Praxis  bestätig-t 
diese  Auffassung. 

Auf  Grund  dieser  Auseinandersetzungen  kön- 
nen wir  daher  die  Börsentermingeschäfte  in 
folgender  Weise  definieren:  Börsenterminge- 
schäfte in  Waren  sind  solche  Zeitgeschäfte,  für 
die  durch  die  Usancen  des  betreffenden  Platzes 
im  voraus  derart  gleichartige  Vertragsabschlies- 
sungsbedingungen  festgesetzt  sind,  dass  ledig- 
lich durch  Normierung  des  Preises  der  Einzel- 
vertrag perfekt  wird  und  diese  so  geschaffene 
Fungibilität  der  Verträge  es  dem  Käufer,  bezw. 
Verkäufer  ermöglicht,  bei  der  Abwicklung  sie 
in  der  Regel  je  nach  Wahl  in  ein  Lieferungs- 
geschäft effektiver  Ware  oder  in  ein  Kompen- 
sationsgeschäft zu  verwandeln. 

Eine  Hauptrolle  bei  den  Termingeschäften 
spielt  die  Kündigung  oder  Andienung  der 
verkauften  Ware.  Zu  kündigen  hat  selbstver- 
ständlich der  Verkäufer.  Da  jedes  Termin- 
geschäft auf  einen  fixen  Termin  geschlossen 
ist,  so  muss  es  spätestens  mit  Schluss  des 
Termines  abgewickelt  sein.  Das  Recht  des 
Verkäufers,  zu  kündigen,  beginnt  mit  dem  An- 
bruch des  Termines.  Hat  jemand  z.  B.  per 
Mai  verkauft,  so  kann  er  am  \.  Mai  bereits 
kündigen;  er  kann  aber  auch  erst  in  den  letzten 
Tagen  des  Mai  kündigen,  es  muss  nur  vom 
Momente  der  Kündigung  noch  soviel  Zeit  im 
Termin  laufen,  dass  nach  den  Vorschriften  für 
die  Übernahme  der  Ware  das  ganze  Quantum 
der  gekündigten  Ware  vor  Ablauf  des  Ter- 
mines übernommen  werden  kann.  Aus  die- 
sem Rechte  des  Verkäufers  folgt,  dass  der 
Käufer  vom  Momente  des  Eintrittes  des  Ter- 
mines stets  bereit  sein  muss,  die  Kündigung 
entgegenzunehmen. 

Für  die  Kündigung  bestehen  an  einigen  Ter- 
minbörsen besondere  Vorschriften.  Man  hat  für 
die  Kündigung  einen  eigenen,  vorgeschriebenen 
Kündigungsschein  (Kündigungszettel),  an  den 
französischen  Börsen  „Filiere",  an  den  eng- 
lischen „Declaration  of  tendef\  in  New-York 
„transferable  order"  und  in  Chicago  „Notice 
of  delivery"  genannt,  welcher  vom  Verkäufer 
auf  Grund  des  Schlussbriefes  genau  ausgefüllt 
werden  muss.  Dieser  Kündigungsschein  muss, 
wenn    die    Abwicklung    (Liquidation)    der 
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Termingeschäfte  durch  die  B,  selbst  erfolgt, 
zuerst  im  B.-Sekretariat  protokolliert  werden 
und  geht  dann  vom  Verkäufer  A  an  den 
Käufer  B.  Hat  dieser  den  Schluss  vor  Beginn 
des  Termines  an  C  verkauft,  bezw.  zediert, 
so  hat  er  die  Verpflichtung,  den  Kündigungs- 
schein mit  seinem  Giro  versehen  an  C  weiter 
zu  begeben,  und  so  läuft  dieser  von  Hand  zu 
Hand  bis  zum  letzten  Käufer,  z.  B.  F,  der  dann 
als  Übernehmer  der  gekündigten  Ware  gilt. 
F  hat  den  Kündigungsschein  wieder  im  B.- 
Sekretariat zu  überweisen,  und  dieses  besorgt 
die  Berechnung  der  Preisunterschiede,  welche 
sämtlichen  Kontrahenten  mit  der  Aufforderung 
bekannt  gegeben  werden,  zu  einer  ihnen  be- 
stimmten Zeit  mit  den  Schlüssen,  behufs  deren 
Austausch  und  behufs  Regelung  der  Guthaben, 
im  Liquidationsbureau  der  Börse  zu  erscheinen. 

Die  Rechnung  gleicht  sich  naturgemäss  immer 
derart  aus,  dass  der  letzte  Übernehmer  des 
Kündigungsscheines  dem  ersten  Kündiger  (Ver- 
käufer) bei  der  Übernahme  der  Ware  den  von 
diesem  bei  seiner  Kündigung  geforderten  Preis 
zu  bezahlen  hat.  Nach  Regelung  der  Gut- 
haben, bezw.  nach  Begleichung  der  Differenzen 
erhält  der  letzte  Übernehmer  des  Kündigungs- 
scheines vom  Liquidationsbureau  der  B.  einen 
Legitimationsschein  ausgefolgt. 

Die  Ausfolgung  dieses  Legitimationsscheines 
bedeutet,  dass  die  Liquidation  ordnungsgemäss 
abgewickelt  wurde  und  dass  sein  Besitzer  be- 
rechtigt und  verpflichtet  ist,  die  von  dem  ersten 
Kündiger  gekündigte  Ware  gegen  Erlag  des 
von  diesem  in  der  Kündigung  geforderten 
Preises  an  dem  bestimmten  Tage  zu  über- 
nehmen. Der  Inhaber  dieses  Legitimations- 
scheines hat  nun  die  Verpflichtung,  die  ge- 
kündigte Ware  zu  besichtigen,  um  festzustellen, 
ob  sie  den  kontraktlichen  Bedingungen  ent- 
spricht. Zu  diesem  Behufe  ist  er  berechtigt, 
von  der  besichtigten  Ware  eine  Probe  zu 
nehmen.  Entspricht  diese  nach  der  Anschau- 
ung des  Empfängers  nicht  den  kontraktlichen 
Bedingungen,  so  hat  er  das  Recht  und  die  Pflicht, 
das  B.-Schiedsgericht  (s.  S.  329)  anzurufen. 

Um  die  Abwicklung  der  Termingeschäfte, 
namentlich  derer,  die  sich  kompensieren,  noch 
mehr  zu  vereinfachen,  hat  man  an  den  einzel- 
nen Terminbörsen  eigene  für  die  Abwicklung 
dienende  Institute  geschaffen,  sog.  Waren -Ab - 
rechnungsbureaus  oder  Waren -Clearing- 
häuser; zuerst  1876  in  Liverpool  für  den 
Baumwollterminhandel. 

Die  Abrechnung  erfolgt  auf  Basis  des  Li- 
quidationskurses, d.  h.  eines  von   der  B.  fest- 


gesetzten, in  der  Regel  dem  Durchschnittskurse 
des  vorhergehenden  Tages  entsprechender 
Kurses. 

Bei  dieser  Art  der  Abwicklung  der  B.-Ter- 
mingeschäfte  kann  auf  eine  Sicherstellung  der, 
aus  den  Geschäften  sich  ergebenden  Vertragsver- 
pflichtungen nicht  Rücksicht  genommen  wer- 
den.   Im  Termingeschäft  spielt  aber  die  Kre-I 
ditwürdigkeit   des  Gegenkontrahenten  eine] 
sehr  wichtige  Rolle.    Es  muss  jedem  Termin- 
händler daran  liegen,  einen  Gegenkontrahenten 
zu  bekommen,  welcher  seine  Vertragsverpflich- 
tungen zu  erfüllen  gewillt  und  insbesondere 
imstande  ist.    Das  erfordert  aber  eine  gewisse^ 
Geschäfts-  und  Personalkenntnis.    Man  hat  da- 
her versucht,   auch    die  Kreditwürdigkeit  der 
Gegenkontrahenten  zu  generalisieren   und  hat 
zu   diesem   Zwecke   Einrichtungen  geschaffen, 
welche   nicht  nur  die  Abwicklung  und  Ver- 
rechnung der  Termingeschäfte  besorgen,  son- 
dern   auch   deren  ordnungsmässige  Erfüllung 
garantieren,  es  sind  dies  die  schon  erwähnten 
Warenliquidationskassen  und  das  amerikanische' 
Einschuss-  oder  Marginsystem. 

Welch  tiefgreifende  Wirkung  die  B.-Termin- 
geschäfte  auf  den  Handel  geübt  haben,  geht 
daraus  hervor,  dass  in  den  meisten  Staaten 
von  den  Regierungen  und  Parlamenten  dagegen 
Stellung  genommen  wurde.  Allerdings  be- 
schränkt sich  diese  Stellungnahme  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Getreideterminhandel. 

In  Österreich  kam  nach  langen  Beratungen 
und  eingehenden  Enqueten  das  Gesetz  vom 
4.  Januar  1903  zustande,  mit  welchem  einige 
abändernde  und  ergänzende  Bestimmungen  zum 
Gesetze  vom  1.  April  1875,  betr.  die  Organi- 
sation der  B.,  erlassen  wurden.  Durch  dieses 
Gesetz  wurde  der  Terminhandel  in  Getreide- 
und  Mühlenfabrikaten  verboten. 

In  Deutschland  wurde  die  Frage  durch 
das  B.-Gesetz  vom  22.  Juni  1896  eriedigt,  das 
den  B.-Tcrminhandel  in  einem  eigenen  Ab- 
schnitt behandelt,  in  dem  es  im  §  50  lautet: 
„Der  börsenmässige  Terminhandel  in 
Getreide  und  Mühlenfabrikaten  ist  un- 
tersagt." 

Gegen  diese  Bestimmungen  des  B.-Gesetzes  wurde 
in  deutschen  Handelskreisen  eine  lebhafte  Agitation  ent- 
faltet. Alle  Handelskammern  und  sonstige  Handels- 
vertretungen nahmen  wiederholt  dagegen  Stellung  und 
wiesen  die  schädliche  Wirkung  des  neuen  B.-Gesetzes 
nach.  Der  Widerstand  richtete  sich  hauptsächlich  gegen 
die  in  §  50  ausgesprochene  Untersagung  des  B.-Termin- 
geschäftes  in  Anteilen  von  Bergwerks-  und  Fabriks- 
unternehmungen, sowie  in  Getreide-  und  Mühlenfabri- 
katen und  dann  dagegen,  dass  die  zivilrechtliche  Gültig- 
keit von  B.-Termingeschäften  von  der  Eintragung  der 
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Parteien  in  ein  B. -Register  abhängig  gemacht  wird. 
Die  Regierung  hat  daher  am  11.  Juni  IQOl  den  B.-Aus- 
schuss  aufgefordert,  über  diese  Anregung  zur  Abände- 
rung einzelner  Bestimmungen  des  B.-Gesetzes  ein  Gut- 
achten abzugeben.  Über  die  Verhandlungen  des  B.- 
Ausschusses leitete  der  preussische  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  im  September  1901  eine  Besprechung 
ein,  zu  der  hervorragende  Börsenmänner,  Juristen,  Land- 
wirte und  Parlamentarier  zugezogen  wurden.  Aus 
den  Ergebnissen  dieser  Besprechung  ging  der  Entwurf 
eines  Gesetzes  hervor,  betr.  die  Änderung  des  Ab- 
schnittes IV  des  B.-Gesetzes,  der  dem  Deutschen  Reichs- 
tage am   19.  Februar  1904  vorgelegt  worden  ist. 

An  der  Hamburger  allgemeinen  Warenb. 
haben  sich  die  Termingeschäfte  in  Baumwolle, 
Kaffee,  Spiritus  und  Zucker,  wie  selbe  bisher 
bestanden  haben,  erhalten;  ebenso  an  der 
Bremer  Warenb.  das  Termingeschäft  in  Baum- 
wolle. Nur  musste  die  Hamburger  Liquida- 
tionskasse ihr  Regulativ  mit  den  Bestimmun- 
gen des  neuen  deutschen  B.-Gesetzes  in  Ein- 
klang bringen.  Das  an  der  Leipziger  B. 
bestehende  Termingeschäft  in  Kammzug  wurde 
vom  Bundesrate  ab  1.  Juni  1899  verboten. 
Termingeschäfte  in  Rüböl  und  Spiritus,  welche 
durch  das  B.-Gesetz  nicht  verboten  wurden, 
werden  an  der  Produktenb,  in  Berlin  nicht 
mehr  abgeschlossen. 

An  der  Rotterdamer  B.  macht  man  Termin- 
geschäfte in  Weizen,  Roggen,  Kaffee,  Zucker, 
Baumwolle,  Pfeffer,  Korinthen  (Krenten),  Ge- 
würznelken (Kruidmegelen)  und  Zinn.  Jedes 
Termingeschäft  kann  nur  durch  die  dort  be- 
stehende Liquidationskasse  gemacht  werden. 

In  London  schliesst  man  Termingeschäfte 
in  Weizen,  Mais,  Kaffee,  Zucker,  Baumwolle, 
Tee,  Seide  u.  a.,  alle  nur  durch  das  „London 
Prodiice  Clearing  House,  Limited." 

In  Paris  werden  Termingeschäfte  geschlos- 
sen in  „Sucre  blanc"  (Kristallzucker),  und  zwar 
ist  dieser  Zuckerterminmarkt  der  erste  der  Weh; 
ferner  besteht  ein  bedeutendes  Termingeschäft  in 
Weizen,  Roggen,  Hafer  und  Weizenmehl ^/7zn«fö 
fleur  de  Paris),  dann  in  Spiritus,  Rüb-  und  Leinöl. 

In  Budapest  können  Termingeschäfte  in 
Getreide,  Ölsaaten,  Pflaumen  und  Pflaumen- 
mus eingegangen  werden. 

In  Russland  werden  Termingeschäfte  nur 
in  dem  Artikel  Zucker  abgeschlossen,  dagegen 
wird  das  Termingeschäft  in  sehr  erheblichem 
Umfange  an  den  B.  in  New- York  und  Chicago 
betrieben.  In  New- York  werden  Termingeschäfte 
in  Weizen,  Mais,  Baumwolle  und  Kaffee,  nicht 
aber  auch  in  Wertpapieren,  geschlossen. 

f)  Waren-Liquidationskassen. 

Die  erste  Waren-Liquidationskasse  wurde  1882  in 
Ha  vre    gegründet.     Sie    ist    für    die    Artii<el    Kaffee, 


Baumwolle,  Indigo  und  Schweinefett  eingerichtet.  Eben- 
falls 1882  wurde  in  New -York  eine  Liquidationskasse 
gegründet.  1887  wurde  in  Hamburg  eine  Waren- 
Liquidationskasse  mit  einem  Aktienkapital  von  3  Mil- 
lionen M  errichtet,  welche  für  das  Termingeschäft  in 
Kaffee  und  Zucker  zu  dienen  hat.  1888  folgte  Mar- 
seille mit  der  Gründung  einer  „Caisse  de  liquidation 
des  affaires  en  marchandises"  mit  einem  Aktienkapital 
von  einer  Million  Fr.;  ebenfalls  1888  konstituierte  sich 
in  Rotterdam  eine  Liquidationskasse  unter  dem  Titel 
„Rotterdanische  Likwidatiekas"  mit  einem  Aktienkapital 
von  2  Millionen  Gulden,  welche  die  Termingeschäfte 
für  alle  Handelsartikel  ausführt,  in  welchen  an  der 
Rotterdamer  B.  überhaupt  Termingeschäfte  gemacht 
werden;  ferner  entstand  eine  solche  Liquidationskasse 
in  Amsterdam  und  im  Mai  1888  eine  in  London 
unter  dem  Namen  „London  produce  Clearing  House  limi- 
ted", welche  für  die  Termingeschäfte  in  Weizen,  Mais, 
Kaffee,  Zucker,  Tee  und  Rohseide  eingerichtet  war. 
In  Paris  gründete  man  1887  die „Ca/s5^  de  liquidation 
des  Operations  sur  marchandises"  für  den  Weizen-, 
Roggen-,  Mehl-,  Zucker-,  Spiritus-,  Rüb-  und  Leinöl- 
handel. Eine  gleichnamige  Kasse  existiert  seit  1887 
in  Antwerpen  für  den  Kaffeehandel.  In  Magdeburg 
hat  man  eine  Liquidationskasse  für  Zucker  und  in 
Leipzig  eine  für  Kammzuggeschäfte. 

Die  Waren-Liquidationskassen  haben  einen 
doppelten  Zweck.  Sie  garantieren  beiden  Kon- 
trahenten die  ordnungsmässige  Erfüllung  der 
Geschäfte,  und  sie  sind  gleichzeitig  die  Ab- 
rechnungsstelle für  diese  Geschäfte.  Zur  Er- 
reichung dieses  Zweckes  hat  jede  Waren- 
Liquidationskasse  ausser  den  Gesellschafts- 
statuten ihre  eigenen  Satzungen  und  zwar  für 
jeden  Handelsartikel,  der  in  den  Bereich  ihrer 
Tätigkeit  fällt,  ein  spezielles  Regulativ,  nach 
dessen  Normen  die  Termingeschäfte  durchge- 
führt werden  müssen,  und  ausserdem  die  Re- 
gulative für  die  Abrechnung. 

Den  Hauptvorteil  für  den  Kontrahenten  bie- 
ten die  Liquidationskassen  durch  die  Kompen- 
sation. Die  Gesellschaft  kompensiert  die  von 
einem  und  demselben  Kontrahenten  für  einen 
bestimmten  Lieferungstermin  gemachten  Käufe 
und  Verkäufe  und  erkennt,  bezw.  belastet  den 
Kontrahenten  mit  der  zu  seinen  Gunsten,  bezw. 
Ungunsten  sich  ergebenden  Differenz. 

Die  Liquidationskassen  haben  eigene  Ab- 
rechnungsstellen, wodurch  die  Verrechnung 
von  sich  ausgleichenden  Kontrakten  möglichst 
vereinfacht  und  die  gekündigten  Partien  durch 
eine  direkte  Verbindung  des  ersten  Verkäufers 
mit  dem  letzten  Käufer  rascher  abgewickelt 
werden  sollen.  Dieser  Abrechnungsstelle  muss 
der  Kontrahent  speziell  beitreten,  wenn  er  deren 
Vorteile  geniessen  will.  Die  Abrechnungsstelle 
berechnet  den  Beteiligten  für  die  verrechneten 
Kontrakte  —  Kauf  und  Verkauf  zusammen  — 
sowie  jedem  Teilnehmer  an  der  Kündigung 
eine  bestimmte  Gebühr. 
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g)  Amerikanisches  Marginsystem. 

Das  amerikanische  Einschuss-  oder  Margin- 
system besteht  darin,  dass  bei  B. -Terminge- 
schäften jede  Partei  (Käufer  und  Verkäufer)  zu 
ihrer  Sicherheit  von  der  Gegenpartei  nach  Ab- 
schiuss  des  Geschäftes  verlangen  kann,  dass 
sie  einen  bestimmten  Teil  des  Kaufpreises  an 
dritter  Stelle  hinterlegt  und  dieses  Depot  bei 
eintretenden,  für  sie  ungünstigen  Preisände- 
rungen um  den  Betrag  dieser  Änderung  erhöht. 
Gut  renommierte  Firmen  erlassen  sich  häufig 
die  Einzahlung  des  ersten  Einschusses,  des 
Originalmargin  gegenseitig,  um  nicht  erheb- 
liche Barmittel  festlegen  zu  müssen,  wenn  nicht 
gerade  die  Marktlage  jenes  Sicherungsmittel 
zu  ergreifen  mahnt.  Von  der  Forderung  von 
Nachschüssen  sehen  die  amerikanischen  Börsen- 
händler jedoch  niemals  ab. 

Die  durch  das  Marginsystem  an  den  ameri- 
kanischen Produktenb.  festgelegte,  dem  Um- 
laufe entzogene  Geldsumme  ist  sehr  beträcht- 
lich, in  Chicago  durchschnittlich  fast  fünf 
Millionen  $.  Das  Margininteresse  spielt  bei 
der  amerikanischen  Getreidespekulation  oft  die 
Hauptrolle  und  wird  häufig  zur  Kreditfrage, 
so  dass  ihr  Ausgang  mehr  vom  Geldmarkt 
als  vom  Getreidemarkt  abhängt.  Die  Kom- 
missionäre gehen  in  der  Regel  darauf  aus,  den 
Kommittenten  aus  dem  Engagement  zu  werfen, 
und  der  Kampf,  der  bei  diesen  Terminspeku- 
lationen zwischen  der  Hausse-  und  Baisse- 
partei geführt  wird,  konzentriert  sich  oft  nur 
um  die  Marginspekulation.  Ja,  es  gibt  Fach- 
männer, welche  die  Meinung  vertreten,  dass 
diese  beiden  Parteien  manchmal  stillschweigend 
die  Preisführung  so  leiten,  dass  bald  der  einen, 
bald  der  andern  Partei  bei  dem  betr.  Margin- 
interesse entsprechende  Preisbeeinflussung  auf 
Kosten  des  Kommittenten  überlassen  werde. 
Der  Schutz  wird  also  auch  bei  diesem  System 
wieder  nur  dem  Kapitalkräftigen  zuteil,  der 
jeder Nachschussforderung  gerecht  werden  kann. 

h)  Die  amtliche  Preisnotierung  an  den 
Warenbörsen. 
Der  Preisnotierung  an  den  Warenb.  wird  in 
neuerer  Zeit  eine  besondere  Aufmerksamkeit, 
namentlich  von  selten  der  betr.  Regierungen 
gewidmet.  Es  bestehen  daher  entweder  spe- 
zielle Reglements  für  die  Feststellung  der  B.- 
Preise, wie  z.  B.  an  den  österreichischen  und 
ungarischen  B.,  oder  es  enthalten  bereits  die 
B.-Ordnungen  ausführliche  Bestimmungen  über 
die  Feststellung  der  B.-Preise,  wie  z.  B,  in 
Deutschland. 


Die  Preisnotierung  im  Warenhandel  erfolgt 
immer  für  eine  bestimmte  Mengeneinheit,  für 
ein    bestimmtes  Quantum.     Bei    den    meisten 
Welthandelsartikeln  wird  die  Quantität  durch] 
das  Gewicht  bestimmt.     Bei    allen    derartigen 
Waren    erfolgt   die  Preisnotierung   per  %  1,1 
50,  100  oder  1000  kg,  oder  per  engl.  Pfund, 
per  engl.  Zentner  usw.  Bei  einigen  Artikeln,  bei 
denen  die  Quantität  nach.Hohlmass  bestimmt] 
wird,  erfolgt  die  Preisnotierung  per  Liter  oderi 
Hektoliter   oder    per   englische  Gallone   oderj 
per   russischen  Wedro  u.  dgl.     Endlich  wird! 
bei  einzelnen  Waren  die  Menge  durch  sogenJ 
Zählmasse  festgestellt,   auf  Basis   deren    dann] 
die  Preisnotierung  erfolgt,  also  per  Stück,  Paar, 
Dutzend,  Gros,  Schock  usw. 

Weiter  wird  bei  der  Preisnotierung  im  Wa- 
renhandel   auch    die  Provenienz  (Herkunft)' 
und    die  Qualität  der  Ware   angegeben,    und 
zwar  beides  durch  bestimmte  übliche  Bezeich- 
nungen. 

Ein  wichtiger  Punkt  bei  der  Festsetzung 
des  Preises  ist  ferner  der  Erfüllungsort. 
Es  muss  der  Ort  angegeben  werden,  wohin 
der  Verkäufer  die  Ware  zu  liefern,  bezw.  wo 
der  Käufer  sie  zu  übernehmen  hat.  Hinsichtlich 
des  Erfüllungsortes  unterscheidet  man  bei  den 
Preisnotierungen  folgende  Bezeichnungen: 

a)  Preis  ab  Magazin  oder  Lagerhaus 
oder  Entrepot:  Die  Ware  muss  vom  Käufer 
im  Magazin,  bezw.  Lagerhaus  oder  Entrepot 
übernommen  werden,  und  zwar  verzollt  oder 
unverzollt,  je  nach  Abmachung. 

b)  Preis  franko  oder  frei  an  Bord  (eng- 
lisch fob.  =  free  on  board)  oder  franko 
Waggon  oder  franko  Bahnhof.  Der  Ver- 
käufer muss  die  Ware  auf  seine  Kosten  bis  an 
Bord  des  Schiffes  oder  in  den  Waggon  oder 
zur  Bahnstation  liefern. 

c)  Preis  cf  (Cost  and  freight):  Der  Ver- 
käufer trägt  alle  Kosten  bis  franko  Bord  und 
bezahlt  überdies  noch  die  Fracht  bis  zu  dem 
Bestimmungshafen,  aber  nicht  die  Seeasseku- 
ranz. Solche  Preisanstellungen  nennt  man 
„Kost-Fracht- Verkäufe". 

d)  Preis  cif  {Cost  Insurance  and  freight) 
oder  caf  {cout,  assurance,  frei):  Ebenso  wie 
bei  c),  nur  ist  der  Verkäufer  ausserdem  noch 
verpflichtet,  die  Ware  bei  einer  anerkannt  zu- 
verlässigen Gesellschaft  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmanns  zu  versichern. 

e)  Preis  „^jc  quay''  oder  „ex  warehouse" 
des  europäischen  Platzes:  Der  Preis  ver- 
steht sich  nach  den  Usancen  des  betreffenden 
Platzes.     Die  Ware   muss   auf  diesem   Platze 
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dem  Käufer  statt  an  Bord,  wie  unter  c)  und 
d),  „am  Quai",  bezw.  „im  Lagerhause"  über- 
geben werden. 

Der  Preis  oder  Kurs  der  an  den  Warenb. 
gehandelten  Waren  wird  durch  spezielle  Or- 
gane oder  auf  Basis  bestimmter  Reglements 
nach  Schluss  der  B.  amtlich  festgesetzt.  Man 
unterscheidet  den  Geldkurs  (Nachfrage,  Ge- 
sucht, Argent,  Demande),  d.  i.  der  Kurs,  zu 
welchem  bei  Börsenschluss  die  betreffende 
Ware  zu  kaufen  gesucht  wurde,  und  den  Waren  - 
kurs  (Angebot,  Brief,  Lettre,  Offert),  zu  wel- 
chem bei  Börsenschluss  die  betreffende  Ware 
zum  Verkaufe  angeboten  wurde.  Der  Unter- 
schied der  beiden  Kurse,  die  Spannung 
(Marge)  ist  je  nach  den  verschiedenen  Waren 
grösser  oder  kleiner.  Wie  der  Geld-  und 
Warenkurs  zu  ermitteln  ist,  bestimmen  an 
den  einzelnen  Börsen  die  betreffenden  Ver- 
ordnungen. 

i)  Börsenschiedsgerichte. 

Um  die  aus  den  Handelsgeschäften  sich  er- 
gebenden Streitigkeiten  möglichst  rasch  zu  be- 
heben, hat  man  an  den  B.  eine  eigene  Gattung 
von  Gerichten,  die  B.- Schiedsgerichte,  einge- 
führt. Sie  sind  teils  gesetzlich  geregelt,  teils 
durch  eine  freiwillige  Vereinbarung  der  B.- 
Interessenten geschaffen  worden. 

In  Deutschland  beruhen  die  Schiedsgerichte  auf 
einer  freiwilligen  Vereinigung  der  B.-Interessenten. 
Deren  Kompetenz  wurde  durch  das  B. -Gesetz  vom 
22.  Juni  1896  geregelt,  dessen  §28  lautet:  „Eine  Ver- 
einbarung, durch  welche  die  Beteiligten  sich  der  Ent- 
scheidung eines  B. -Schiedsgerichts  unterwerfen,  ist  nur 
verbindlich,  wenn  jeder  der  Beteiligten  Kaufmann  oder 
für  den  betreffenden  Geschäftszweig  in  das  Börsen- 
register eingetragen  ist,  oder  wenn  die  Unterwerfung 
unter  das  Schiedsgericht  nach  Entstehung  des  Streit- 
falles erfolgt." 

Infolgedessen  enthalten  die  B. -Ordnungen  der  deut- 
schen B.  im  Gegensatz  zu  den  Statuten  der  österreichi- 
schen und  ungarischen  B.  nicht  die  ausführlichen  Be- 
stimmungen über  die  B. -Schiedsgerichte,  sondern  in 
der  Regel  nur  einen  einzigen  §,  der  sagt,  dass  Strei- 
tigkeiten durch  ein  Schiedsgericht  ausgetragen  werden. 
So  enthält  die  Börsenordnung  für  die  Mannheimer 
Börse  folgenden  Paragraph  (19):  „Streitigkeiten,  welche 
aus  dem  Handel  an  der  Produktenbörse  zwischen  ihren 
Mitgliedern  entstehen,  werden  vorbehaltlich  den  Be- 
stimmungen des  §  28  des  Börsengesetzes  durch  ein 
Schiedsgericht  entschieden.  Die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Zusammensetzung,  das  Verfahren  und  die  Zu- 
ständigkeit des  Schiedsgerichts  trifft  der  Börsenvorstand 
mit  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde." 

Der  Verein  der  Oetrei dehändler  der  Ham- 
burger B.  hat  im  Juli  1904  zur  Entscheidun'g  der 
Streitigkeiten  in  bezug  auf  die  Geschäfte,  abgeschlossen 
auf  Grund  des  Deutsch  -  Niederländischen  Vertrages, 
der  die  Grundlage  des  Getreidegeschäfts  zwischen  Russ- 
land, Rumänien  und  der  Türkei  als  Exportstaaten  und 
Deutschland    und    der    Niederlande    als    Importstaaten 


bildet,  ein  Schiedsgericht  ins  Leben  gerufen,  dessen 
Bestimmungen  mit  jenen  des  eben  zitierten  Mannheimer 
Schiedsgerichtes  so  ziemlich  übereinstimmen;  nur  ein 
prinzipieller  Unterschied  besteht,  nämlich,  dass  das  Ober- 
schiedsgericht hier  auch  in  Qualitätsstreitigkeiten  ange- 
rufen werden  kann,  in  welchem  Falle  es  aus  fünf 
Schiedsrichtern  besteht,  die  vom  Vorsitzenden  des  Vor- 
standes des  Vereins  aus  der  Liste  der  Schiedsrichter 
gewählt  werden,  während  für  alle  andern  Streitigkeiten 
die  Mitglieder  des  Vorstandes  des  Vereins  der  Ge- 
treidehändler der  Hamburger  B.,  bezw.  deren  statuten- 
mässige  Stellvertreter  das  Oberschiedsgericht  bilden. 

Die  Schiedsgerichtsordnung  für  die  Produktenb.  in 
Co  In,  genehmigt  vom  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe am  29.  August  1900,  stimmt  im  grossen  ganzen 
ebenfalls  mit  der  Mannheimer  Schiedsgerichtsordnung 
überein.  Das  Oberschiedsgericht  besteht  auch  aus  5 
Schiedsrichtern,  die  aber  mittelst  des  Loses  aus  der 
Liste  der  sämtlichen  Schiedsrichter  (36)  bestimmt  werden. 

Aus  diesen  drei  Schiedsgerichtsordnungen  (Mannheim, 
Cöln  und  Hamburg)  sei  noch  besonders  hervorgehoben, 
dass,  wie  bei  den  B.-Schiedsgerichten  in  Österreich 
und  Ungarn,  der  Schiedsspruch  die  Wirkungen  eines 
gerichtlichen  Urteils  hat  und  dass  seine  Vollstreckbar- 
keit durch  die  Einholung  des  gerichtlichen  Vollstreckungs- 
urteils zu  erwirken  ist  (Deutsche  Zivilprozessordnung 
§  1042). 

An  der  Leipziger  Produktenb.  besteht  ebenfalls 
ein  Schiedsgericht,  dem  alle  ihre  Besucher,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  die  Geschäfte  an  der  B.  gemacht  sind 
oder  nicht  (§  2),  unterworfen  sind.  Die  Zahl  der 
Schiedsrichter,  welche  alljährlich  im  Dezember  von  der 
Handelskammer  aus  der  Reihe  der  B. -Besucher  gewählt 
werden,  beträgt  15.  Ein  Oberschiedsgericht  besteht  nicht. 

In  Österreich  sind  sie  durch  Ges.  vom  1.  AprH 
1875,  betr.  die  Organisation  der  B.  (§  6),  geschaffen 
und  durch  die  Artikel  XIII  bis  XXVI  des  Gesetzes  vom 
1.  Aug.  1895,  betr.  die  Einführung  des  Ges.  über  das 
gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten (Zivilprozessordnung),  neu  geregelt  worden.  Die 
Statuten  der  österreichischen  B.  mussten  daher  im  Sinne 
der  Bestimmungen  dieses  letztgenannten  Gesetzes  abge- 
ändert werden.  Streitigkeiten  aus  B. -Geschäften  müssen, 
wenn  die  Parteien  nichts  anderes  schriftlich  vereinbart 
haben,  durch  das  an  der  betr.  B.  bestellte  Schiedsge- 
richt ausgetragen  werden.  Bezüglich  der  Warenbranche 
sind  der  Kompetenz  des  Schiedsgerichtes  auch  Streitig- 
keiten aus  Warengeschäften,  die  ausserhalb  der  B.  ge- 
schlossen wurden,  einschliesslich  der  Versicherungs-, 
Fracht-  und  Speditionsgeschäfte,  insoweit  solche  Ge- 
schäfte als  Warengeschäfte  anzusehen  sind,  unterworfen, 
jedoch  nur  unter  nachstehenden  Voraussetzungen: 

1.  Jeder  der  Streitteile  muss  entweder  ein  Organ 
der  öffentlichen  Verwaltung,  oder  eine  Handelsgesell- 
schaft, oder  eine  Erwerbs-  oder  Wirtschaftsgenossen- 
schaft, oder  ein  Mitglied  oder  Besucher  einer  B.,  oder 
eine  solche  Person  sein,  die  sich  berufsmässig  mit  der 
Produktion,  dem  Handel  oder  der  Verarbeitung  jener 
beweglichen  Sachen  beschäftigt,  die  den  Gegenstand 
des  Geschäfts  bilden. 

2.  Das  Geschäft,  welches  Gegenstand  des  Streites 
vor  dem  Schiedsgerichte  ist,  muss  sich  auf  Waren  be- 
ziehen, die  an  der  B.  gehandelt  werden  dürfen. 

3.  Die  beiden  Streitteile  müssen  sich  beim  Abschlüsse 
oder  vor  Abwicklung  des  Geschäfts  in  einem  schrift- 
lichen Schiedsverträge  dem  Ausspruche  des  Schiedsge- 
richts unterworfen  haben;  protokollierte  Kaufleute  und 
Mitglieder  oder  Besucher  einer  B.  werden  dem  Schieds- 
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gerichte  der  Wiener  B.  (Warenb.)  schon  durch  die  un- 
beanstandet gebliebene  Annahme  eines  Schlussbriefes 
unterworfen,  in  dem  die  Bestimmung  enthalten  ist,  dass 
Rechtsstreitigkeiten  aus  dem  Geschäfte  vor  dem  Schieds- 
gerichte der  Wiener  B.  zu  entscheiden  sind. 

Die  Bildung  oder  Zusammensetzung  der  Schieds- 
richter-Kollegien ist  an  den  einzelnen  B.  verschie- 
den.    Das  Amt   eines  Schiedsrichters  ist  ein  Ehrenamt. 

An  der  Budapester  Waren-  und  Effektenb.  wurde 


das  bisher  bestandene  Schiedsgericht  durch  das  neue 
B. -Statut  den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
sprechend geregelt.  Der  letzte  §  (42)  des  am  l.Aug. 
1897  in  Kraft  getretenen  B.-Statuts  lautet:  „Das  Ver^ 
fahren  vor  dem  B.-Schiedsgericht  wird  durch  die  die-J 
sem  Statut  als  Anhang  beigefügten  Vorschriften  geregelt."! 
Vgl.  mein  Werk  „Die  Technik  des  Welthandels". 
Wien-Leipzig.    3,  Auflage.    1905. 

Dr.  R.  Sonndorfer-Wien.j 


V.  Hilfsgewerbe  des  Handels. 


1.  Das  Verkehrswesen. 

a)  Allgemeines. 

Vom  ökonomischen  Standpunkt  aus  sind 
als  Verkehrsmittel  aufzufassen:  Naturkräfte, 
Arbeitskräfte  und  Kapital,  vom  technischen 
Standpunkt  aus:  der  Weg,  das  Fahrzeug  und 
die  bewegende  Kraft. 

Als  billigste  Naturkraft  wird  der  Wind 
für  Segelschiffe  und  Segelwagen  benutzt.  Aus 
diesem  Grunde  wird  die  Segelschiffahrt  sich 
immer  erhalten  für  den  Transport  wohlfeiler 
Massengüter,  die  keine  teuere  Fracht  ertragen. 
Die  Dampf  kraft  wird  ausgenutzt  für  die 
Schiffahrt  und  den  Landtransport  (Dampfschiffe, 
Lokomotiven,  Motorwagen  für  Personen-  und 
Güterbeförderung),  dieElektrizität  für  Bahnen, 
Tramways  und  im  Telegraphen  für  die  Nach- 
richtenbeförderung, der  Luftdruck  für  Rohr- 
post, die  Anziehungskraft  für  Drahtseil- 
bahnen, Ebbe  und  Flut,  Meeresströmun- 
gen für  die  Seeschiffahrt,  die  Kraft  des 
fliessenden  Wassers  (Gefälles)  für  die  Fluss- 
schiffahrt (Flösse)  usw.  Die  vermehrte  Aus- 
nutzung der  verschiedenen  Naturkräfte  ruft 
immer  neue  Industrien  hervor  und  erweitert 
damit  den  Umfang  des  Handels. 

Die  ursprünglichste  Arbeitskraft  ist  die 
menschliche  Muskelkraft,  die  heute  noch  in 
vielen  Gebieten,  so  z.  B.  im  Sudan,  das  Haupt- 
transportmittel bildet.  Sie  ist  am  wenigsten 
von  der  Beschaffenheit  des  Weges  oder  von 
besonderen  Verkehrseinrichtungen  abhängig. 
Frühzeitig  zog  der  Mensch  tierische  Ar- 
beitskräfte als  Transportmittel  für  verschie- 
dene Zwecke  in  seinen  Dienst  (Reit-,  Saum-, 
Zugtiere,  Brieftauben).  Die  Nachfrage  nach 
menschlichen  Arbeitskräften  schuf  den  Sklaven- 
handel, der  die  Plantagenwirtschaft  und  damit 
den  Handel  mit  tropischen  Erzeugnissen  in 
Aufschwung  brachte.  Der  Mangel  an  Zug- 
und  Reittieren  rief  besonders  an  den  Orten, 
die  längs  der  grossen  Karawanenstrassen  lagen, 
einen  regen  Handel  hervor.   Dem  gesteigerten 


Verkehr  konnten  die  menschlichen  und  tie- 
rischen Arbeitskräfte  nicht  mehr  genügen,  und 
der  erfinderische  Menschengeist  schuf  mecha- 
nische Arbeitskräfte  aller  Art,  die  in  der 
Industrie  und  in  dem  Verkehrswesen  die  phy- 
sische Arbeitsleistung  des  Menschen  und  der 
Tiere  immer  entbehrlicher  machen,  dafür  aber 
umso  mehr  die  geistige  Kraft  des  Menschen 
in  Anspruch  nehmen  und  ihn  immer  mehr 
zum  wirklichen  „Herrn  der  Schöpfung"  machen. 

Das  Kapital  erlangt  besonders  im  Eisen- 
bahn- und  Schiffahrtswesen  immer  grössere 
Bedeutung.  Ohne  die  Kapitalkraft  der  Aktien- 
gesellschaften, die  sich  namentlich  der  mo- 
dernen Umgestaltung  des  Verkehrs  widmeten, 
würden  wir  hierin  noch  ein  gutes  Stück  zu- 
rückstehen. Freilich  ist  im  Laufe  der  Zeit  das 
Kapital  im  Verkehrswesen  zu  einer  solchen 
Macht  herangewachsen,  dass  Staaten  und  Städte 
es  angebracht  gehalten  haben,  einige  Betriebs- 
zweige dem  privaten  Kapital  zu  entziehen. 
Durch  den  Übergang  von  dem  ,  überall  zuerst 
und  ausschliesslich  waltenden  Naturfaktor"  zu 
den  höheren  Produktionsfaktoren,  Arbeit  und 
Kapital,  trat  namentlich  im  Verkehrswesen,  und 
zwar  am  meisten  im  Eisenbahnwesen,  eine 
Intensitätssteigerung  hervor.  Das  Verhältnis  des 
Anlagekapitals  zum  Betriebskapital  beträgt  bei 
den  deutschen  Eisenbahnen  etwa  15:1,  wäh- 
rend es  sich  in  der  Landwirtschaft  wie  2^/2:1 
stellt.  Das  Aufkommen  und  die  Entwicklung 
der  Eisenbahnen  hat  daher  den  Kapitalmarkt 
in  einer  Weise  beeinflusst,  wie  kaum  eine 
andere  wirtschaftliche  Erscheinung. 

Der  Verkehrsweg  soll  möglichst  wenig 
bewegende  Kraft  in  Anspruch  nehmen,  das 
Fahrzeug  tunlichst  schonen  und  auf  weite 
Strecken  die  Benutzung  von  Fahrzeugen  der- 
selben Art  gestatten  unter  Innehaltung  der  mög- 
lichst direkten  Linie.  Diesen  Anforderungen 
kommt  die  heutige  Zeit  in  hohem  Masse  ent- 
gegen (Verbesserung  der  Wasserwege,  Brücken, 
Tunnels,  Einschnitte,  Umbau  von  Schmalspur- 
bahnen usw.). 
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Das  Fahrzeug  muss  sich  an  die  Beschaffen- 
heit des  Bodens,  die  Transportgüter,  die  Trans- 
portkräfte, sowie  an  die  Anforderungen,  die 
an  die  Beförderung  der  Personen  und  Güter 
in  bezug  auf  SchneUigkeit,  Sicherheit  und 
Massen haftigkeit  gestellt  werden,  anpassen.  Das 
Idealfahrzeug,  welcher  Art  der  Beförderung  von 
Gütern  es  auch  dienen  soll,  muss  möglichst 
billig  hergestellt  und  möglichst  billig  unter- 
halten werden  können.  Es  muss  sich  wenig 
abnutzen,  die  treibende  Kraft  möglichst  aus- 
nutzen lassen.  Man  muss  möglichst  grosse 
Mengen  von  Gütern  damit  transportieren 
können,  und  das  Fahrzeug  muss  für  einen 
schnellen,  sicheren  und  bequemen  Betrieb  ein- 
gerichtet sein. 

Die  bewegende  Kraft  kann  um  so  ge- 
ringer sein,  je  besser  der  Weg  ist.  Einer  Ein- 
heit auf  dem  Kanal  entsprechen  für  die  gleiche 
Last  auf  der  Eisenbahn  8—10,  auf  einer  frisch 
beschotterten  Strasse  100 — 120  Einheiten.  Die 
bewegende  Kraft  ist  abhängig  von  den  geo- 
graphischen Verhältnissen. 

In  Gegenden  mit  vielen  nutzbaren  Wasserkräften, 
wie  in  der  Schweiz,  spielt  die  elektrische  Kraft  eine 
grössere  Rolle,  als  in  Steinkohlengebieten,  die  für  die 
Dampfkraft  billigen  Erzeugungsstoff  liefern.  In  Gegen- 
den, wo  Pferde  und  Futter  bilhg  sind,  wie  in  Russland, 
Ungarn,  Turkestan  u.  a.  ist  der  Strassentransport 
rascher,  weil  selbst  an  leichte  Wagen  mehrere  Pferde 
angespannt  werden. 

Handel  und  Transportwesen  bedingen 
sich  gegenseitig.  Der  Fortschritt  des  einen 
führt  zu  einem  Fortschritt  des  andern.  Erst  die 
modernen  Verkehrsmittel  haben  den  Welthandel 
in  seiner  Ausdehnung  möglich  gemacht.  Jede 
Verbesserung  der  Verkehrseinrichtungen  übt 
sofort  auf  den  Handel  einen  Einfluss  aus; 
andererseits  ist  es  die  Ausbreitung  des  Handels, 
die  der  bedeutendste  Ansporn  für  Verbesse- 
rungen im  Verkehrswesen  ist.  In  gleicher  Weise 
wirken  Transport-  und  Kreditwesen  auf- 
einander ein  (grössere  Leichtigkeit  sich  Auskunft 
zu  verschaffen  usw.). 

b)  Die  Eisenbahn. 
a)  Wirkungen  des  Eisenbahnverkehrs. 

Die  Eisenbahn  hat  im  Landtransport  eine  gänz- 
liche Umwälzung  hervorgebracht,  denn  sie  hat 
den  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  bewe- 
gende Kraft  vervollkommnet.  Sie  hat 
grossen  Kapitalien  Gelegenheit  zur  Anlage 
geboten;  sie  hat  dem  Bank-  und  Börsen- 
handel eine  Fülle  von  Handelsobjekten  ge- 
bracht; sie  hat  das  Speditionsgeschäft  zu 
seiner  heutigen  Bedeutung  erhoben.  Der 
Eisenbahntransport    ist    schneller   als   jeder 


andere  Landtransport.  Namentlich  im  Fern- 
verkehr ist  durch  Ausschalten  einer  grossen 
Anzahl  von  Haltestellen,  durch  Einführung 
schneller  fahrender  Züge,  sowie  durch  .Verein- 
barungen der  verschiedenen  BahnverwaHungen 
untereinander  bezüglich  des  Anschlusses,  die 
Schnelligkeit  der  Beförderung  von  Menschen 
und  Gütern  immer  mehr  gewachsen  (Inter- 
nationale Fahrplankonferenzen).  Der  Eisenbahn' 
transport  ist  auch  billiger,  pünktlicher  und 
regelmässiger  als  jeder  andere  Landtransport. 
Als  die  Eisenbahnen  eingeführt  wurden,  kostete  die 
Kohlenbeförderung  durch  Frachtfuhrwerk  pro  Tonnen- 
kilometer 40  Pfg.,  auf  der  Eisenbahn  I3V5  Pfg-,  1890 
2'/r,  Pfg.  als  ordentlicher  Frachtsatz,  während  Kohle 
nach  Ausnahmetarifen  zu  IV4.  Pfg-  befördert  wurde. 
I  In  der  Akte  der  Stockton  Darlington  Bahn  (1822)  wurde 
von  gegnerischer  Seite  die  Klausel  durchgesetzt,  dass 
für  die  Meile  nicht  mehr  als  7-2  Penny  pro  Tonne  als 
Frachtsatz  erhoben  werden  dürfe.  Man  wollte  dadurch 
die  Bahn  zugrunde  richten.  Der  billige  Satz  war  aber 
eine  Hauptursache  ihres  Gedeihens. 

Als  Wirkungen  des  Eisenbahnverkehrs  auf 
das  gesamte  Leben  sind  zu  erwähnen:  Zu- 
nahme des  Reisens  und  damit  Verbreitung  geo- 
graphischer und  kommerzieller  Kenntnisse; 
Förderung  des  Nachrichtenwesens,  des  Handels 
und  Verkehrs;  Anziehung  von  Menschen  in  die 
Bahngebiete;  Herabsetzung  des  für  den  Hand- 
werker und  Industriellen  nötigen  Betriebskapitals 
infolge  rascherer  und  billigerer  Herbeischaffung 
des  Rohmaterials  und  Erleichterung  des  Trans- 
portes der  Fabrikate;  Nivellierung  der  Arbeits- 
löhne und  der  Warenpreise;  bessere  Verteilung 
der  Ernte;  Mannigfaltigkeit  der  Konsumartikel; 
Schaffung  neuer  Industrien;  vermehrte  Arbeits- 
gelegenheit im  Transportgewerbe;  Veränderung 
der  Kriegsführung  usw. 

ß)  Staats-  und  Privatbahnen.  Eisenbahnen 
werden  vom  Staat  und  von  Privatgesell- 
schaften gebaut.  Von  Privatgesellschaften 
bloss,  wenn  sie  Gewinn  versprechen,  daher 
nur  Linien  durch  dichtbevölkerte  Gebiete,  vom 
Staat  auch  durch  wenig  verkehrsreiche  Gegenden, 
oft  vornehmlich  aus  militärischen  Gründen.  In 
einzelnen  Ländern  wurden  ursprünglich  nur 
Privatbahnen  gebaut,  so  in  England,  Frankreich, 
Österreich,  Italien,  der  Schweiz,  Nordamerika, 
in  andern  nur  Staatsbahnen,  so  in  Holland, 
Württemberg,  Baden,  in  andern  beide  neben- 
einander, so  in  Preussen,  Bayern,  Belgien. 

Die  heutige  Tendenz  (s.  a.  S.  223)  ist  fast  an 
allen  Orten  für  Staatsbahnen.  Man  erwartet  von 
ihnen  eine  Verbilligung  der  Frachtsätze  und  der  Fahr- 
gelder, grössere  Sorgfalt  in  bezug  auf  die  Sicher- 
heitsvorkehrungen, bessere  Berücksichtigung  der  ver- 
kehrsärmeren Gegenden,  erheblichen  Gewinn  für  die 
Staatskasse.     Die  Erwartungen  haben  sich  manchenorts 
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nicht  erfüllt,  wohl  infolge  des  Mangels  an  Konkurrenz, 
sowie  wegen  des  „Bureaukratisnius",  der  grosse  staat- 
liche Verwaltungen  leicht  beherrscht.  Den  Auswüchsen 
des  Privatbahnsystems  wehren  übrigens  die  staatlichen 
Kontrolk,  die  Tarifvorschriften  u.  a. 

Die  Privatbahnen  bedürfen  der  Konzession. 
Diese  enthält  Bestimmungen  über  die  Linien- 
führung, die  Ausführung  des  Baues  und  des 
Zubehörs  (Telegraphen  usw.),  über  die  ErÖff- 
nungszeit, die  Tarife,  die  Dauer  der  Bewilligung, 
die  Leistungen  des  Staates  an  die  Gesellschaft 
usw.  Die  Konzession  wird  erst  nach  durch- 
geführter Projektierung  (Bestimmung  der 
Trace,  Anfertigung  der  Baupläne  und  Kosten- 
voranschläge) erteilt. 

Die  Staatsunterstützung  kann  bestehen  in: 
1. Zinsgarantie  des  Staates  in  bestimmter  Höhe 
für  bestimmte  Eisenbahn-Wertpapiere.  Reicht  der  Er- 
trag des  Unternehmens  zur  Zahlung  der  Zinsen  nicht 
aus,  so  muss  der  Staat  die  fehlende  Summe  zuschiessen. 
In  der  Regel  müssen  die  Zuschüsse  aus  späteren  Über- 
schüssen zurück  vergütet  werden  und  zwar  „der  ganze 
oder  grösste  Teil  der  später  über  den  Garantiesatz  oder 
einen  andern  Reinertragssatz  sich  erhöhenden  Rente  zur 
Heimzahlung  der  Zuschüsse"  (Österreich)  oder  in  der 
Weise,  dass  der  Staat  einen  Anteil  an  dem  Reinertrag 
bezieht,  wie  früher  in  Preussen. 

2.  Übernahme  eines  Teiles  der  Aktien  durch 
den  Staat    (oft  auch  durch  die  Gemeinden)  (Preussen). 

3.  Zahlung  einer  bestimmten  Summe  ohne  Zins  und 
Rückerstattung  (Subvention). 

4.  Vorschüsse  während  des  Baues  (Frankreich  gab 
beim  Bau  der  Linie  Strassburg-Basel  ein  Darlehen  von 
12600000  Fr.  zu  47^  [plus  17o  Amortisation]). 

5.  Schenkung  von  Ländereien.  Unentgeltliche 
Abtretung  des  Bodens  für  den  Bahnkörper  oder  selbst 
für  Siedelungen  längs  der  Bahn  (Vereinigte  Staaten) 
oder  durch  Übernahme  eines  Teiles  der  Arbeit. 

6.  Expropriationsrecht  (Enteignungsrecht),  das 
Eisenbahngesellschaften  erteilt  wird,  damit  sie  den  nö- 
tigen Boden,  falls  sie  sich  mit  den  Eigentümern  nicht 
gütlich  einigen,  zwangsweise  gegen  eine  von  der  Be- 
hörde festzusetzende  Entschädigung  erwerben  können. 

7.  Durch  Befreiung  von  öffentlichen  Lasten. 

Die  Gegenleistungen  der  Privat  bahnen 
betreffen  meistens: 

1.  Das  Ankaufsrecht  des  Staates  an  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  und   zu   bestimmten  Bedingungen. 

2.  Das  Heimfallrecht,  wonach  die  Bahnen  an 
einem  bestimmten  Zeitpunkt  ohne  Entschädigung 
Eigentum  des  Staates  werden. 

3.  Rückerstattung  der  Garantiezuschüsse  und 
Subventionen,  wenn  die  späteren  Reinerträgnisse  dies 
gestatten, 

4.  Verpflichtung  zu  gewissen  Transporten 
zu  bestimmten  Taxen  (Post-,  Militär-  und  Gefangenen- 
transport). 

5.  Aufstellung  von  staatlich  genehmigten  Ma- 
ximaltarifsätzen. 

Das  Kapital  verschafft  sich  der  Staat  durch 
Aufnahme  von  Anleihen,  Eisenbahngesellschaf- 
ten durch  Aktien  und  Obligationen.  Die  Privat- 
bahnen sind  vom  Geldmarkt  mehr  abhängig 
als   die   Staatsbahnen.     In  der  Anstellung  des 


Personals  haben  die  Privatbahnen  freiere  Hand 
als  die  zuweilen  an  viele  Rücksichten  gebun- 
denen Staatsbahnen. 

7)  Der    Betrieb    im    allgemeinen.     Die 

Bahnen  werden  in  der  Regel  von  dem  Unter- 
nehmer selbst  verwaltet,  zuweilen  auch,  nament- 
lich die  Verbindungsbahnen,  verpachtet.  Der 
Betrieb  umfasst  die  Personen-  und  Gepäckbe- 
förderung, die  Beschaffung  und  den  Unterhalt 
des  Rollmaterials,  den  Unterhalt  der  Bahn, 
das  Rechnungswesen  und  die  Kontrolle,  das 
Signalwesen  usw. 

Um  einen  regelmässigen  Betrieb  zu  ermög- 
lichen, werden  Fahrpläne  aufgestellt.  Die 
Notwendigkeit,  die  Abfahrtszeiten  so  festzu- 
setzen, dass  die  Züge  Anschluss  an  die  Züge 
der  andern  Bahnen  finden,  erschwert  sehr  ihre 
Aufstellung.  Namentlich  aber  treten  in  dieser 
Hinsicht  die  lokalen  Interessen  denjenigen  des 
Schnellzugsverkehrs  zwischen  entfernten  Haupt- 
orten entgegen. 

Mit  Rücksicht  auf  einen  ordnungsmässigen 
Betrieb  werden  die  Betriebsreglements 
aufgestellt.  Diese  enthalten  alle  Bedingungen 
und  Vorschriften,  unter  denen  die  Bahn  die 
Beförderung  von  Personen  und  Sachen  über- 
nimmt und  übernehmen  muss,  unter  Angabe 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Bahn  und  des 
Publikums. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind  nahezu  bei  allen 
Bahnen  dieselben: 

1.  Jede  Bahn  muss  jedes  Gut  zum  Transport  an- 
nehmen, falls  nicht  gesetzlich  vorgeschriebene  Ableh- 
nungsgründe vorhanden  sind. 

2.  Jede  Bahn  hat  jedes  von  der  Anschlussbahn  über- 
nommene Transportgut  weiter  zu  befördern  und  haftet 
solidarisch  für  den  Transport. 

Die  Reglements  waren  früher  privatrecht- 
licher Natur  und  wurden  von  jeder  Bahn  nach 
Willkür  aufgestellt.  Heute  unterstehen  alle 
Bahnen  dem  vom  Staate  aufgestellten  „Allge- 
meinen Transportreglement".  Spezielle  Bestim- 
mungen einzelner  Bahnen  dürfen  mit  diesem 
nicht  in  Widerspruch  stehen.  Für  den  inter- 
nationalen Verkehr  haben  sich  viele  Bahnen 
schon  frühzeitig  in  den  Hauptpunkten  geeinigt 
Gesetzlich  wurde  diese  Angelegenheit  jedoch 
jerst  durch  das  „internationale  Übereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr"  geregelt,  das 
auf  eine  Anregung  des  schweizerischen  Bundes- 
rates (1876)  von  verschiedenen  Staaten  getroffen 
wurde  und  als  Gesetz  am  1.  Jan.  1893  in 
Kraft  trat  (Deutschland,  Österreich-Ungarn, 
Frankreich,  Italien,  Schweiz,  Belgien,  Nieder- 
lande, Luxemburg,  Russland). 

6)  Anforderungen    an    den  Personen- 
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und  Gütertransport.  Erstes  Erfordernis  für 
den  Personentransport  ist  Sicherheit  des 
Betriebes  (gutes  Material,  sorgfältige  Kontrolle, 
Bremsen,  Notbremsen,  solider  Unter-  und  Ober- 
bau, zuverlässige  Angestellte),  dann  S  c  h  n  e  1 1  i  g- 
ke  i  t(Express-,Blitz-,Schnell-,  Personenzüge),  B  e  - 
quemlichkeit  und  klasssenweise  Abstu- 
fung der  Fahrpreise  bis  zur  Wohlfeil- 
heit (namentlich  für  die  stärker  besuchte  III. 
oder  IV.  Klasse,  Generalabonnements  usw.). 

Im  Gütertransport  muss  gefordert  werden: 
Wohlfeilheit,  nicht  zu  häufige  Änderung 
in  der  Klassifikation,  Einschränkung  der 
Ausnahmefrachtsätze  auf  das  Notwendigste, 
Gleichheit  der  Gütertarife  für  alle  Ab- 
sender, Haftbarkeit  der  Bahn  für  Schäden, 
die  durch  ihr  Verschulden  entstehen  (Verlust, 
Beschädigung,  verspätete  Lieferung),  genügendes 
Personal  zur  Bewältigung  des  Verkehrs,  aus- 
reichendes und  zweckentsprechendes  Wagen - 
material. 

Sehr  viel  hat  für  die  Verbesserung  des  Wagenparkes 
der  „Verein  deutscher  Eisenbahn-Verwaltungen"  ge- 
leistet, dem  deutsche,  österreichisch-ungarische,  hollän- 
dische, belgische,  luxemburgische,  russisch-polnische 
(Warschau- Wien)  und  bosnische  Eisenbahnverwaltungen 
angehören.  Das  Netz  dieser  Bahnen  umfasst  etwa 
91000  km. 

In  bezug  auf  Beschaffenheit  und  Zahl  der  Wagen 
weisen  besonders  die  italienischen  Bahnen  noch  viele 
Mängel  auf. 

Von  Wichtigkeit  ist  auch,  dass  die  Wagen 
für  die  verschiedenen  Gattungen  der  Fracht- 
güter in  einem  richtigen  Verhältnis  zum  Be- 
darf vorrätig  sind,  dass  sie  so  wenig  als  mög- 
lich unbenutzt  stehen  bleiben  oder  zu  wenig 
belastet  werden.  Erschwert  wird  die  Durch- 
führung solcher  Vorschriften  durch  den  grossen 
Wechsel  des  Verkehrs  von  Station  zu  Station 
und  durch  die  mangelhafte  Überwachung  des 
Güterdienstes  auf  den  kleinen  Stationen,  Die 
Bestimmungen,  die  getroffen  worden  sind  für 
die  Fälle  verspäteter  Rücksendung  der  Wagen 
fremder  Gesellschaften,  lassen  sich  nicht  streng 
durchführen. 

Viele  gewerbliche  Unternehmungen  haben  ihre  eige- 
nen Wagen,  so  die  Brauereien,  Petroleumhandelsgesell- 
schaften, Weinexporteure  u.  a. 

t)  Das  Rechnungswesen  und  die  Kon- 
trolle ist  bei  den  Eisenbahnen  sehr  schwierig 
infolge  der  grossen  Arbeitsteilung  und  der 
Vielseitigkeit  des  Betriebes. 

Beschaffung,  Verrechnung  und  Kontrolle  der  Fahr- 
karten aller  Klassen;  Revision  und  Eintragung  der 
Rapporte  der  Güter-  und  Gepäckexpeditionen;  Rech- 
nungsführung über  die  Leistungen  des  Rollmaterials 
und  über  die  Kilometervergütung  des  Fahrpersonals; 
Führung  von  Inventarverzeichnissen ;  Kontrolle  der  Rech- 


nungen der  Magazine  und  der  Werkstätten;  Abrech- 
nung mit  der  Post  und  mit  andern  Bahnverwaltungen, 
wofür  besondere  Abrechnungsstellen  geschaffen  werden 
mussten ;  Aufstellung  der  Betriebsrechnung,  der  Bilanz, 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sowie  der  graphischen  Dar- 
stellungen für  den  Geschäftsbericht ;  Verwaltung  der  For- 
mulare. Ausserdem  kommen  eine  Reihe  von  Spezialrech- 
nungen  vor  (Pensions-,  Kranken-,  Hilfskassen,  Lebens- 
mittelmagazine, Lagerhäuser,  Polizeitransporte  usw.). 
Die  Zusammenstellungen  sind  meist  tabellarisch  mit  Aus- 
scheidung der  Kolonnen:  Personen-,  Gepäck-,  Güter-, 
Tiertransport,  teils  nach  Stationen,  teils  nach  Bahnen 
geordnet.  Ausser  den  Einnahmen  aus  Personen-  und 
Güterbeförderung  kommen  zur  Verrechnung:  Die 
Mieten  von  Restaurationen,  Bahnhofsbuchhandlungen, 
Läden,  Dienstwohnungen,  Grundstücken,  Werkstätten 
usw.  Die  Ausgaben  betreffen  die  allgemeine  Verwal- 
tung, Besoldungen,  Zinsen,  Aufsicht  und  Unterhalt  der 
Bahn,  Bureaubedürfnisse,  Versicherungs-Beiträge  an  die 
Hüfskassen  u.  a. 

Q  Das  Tarifwesen.  Unter  Tarif  versteht 
man  die  tabellarische  Zusammenstellung  der 
Beförderungspreise  (Tarifsätze)  für  den  Trans- 
port von  Personen  und  Gütern  für  eine  be- 
stimmte Eisenbahnroute.  Das  Tarif  Schema 
umfasst  alle  Tarife  einer  Eisenbahn.  Die  Ta- 
rife der  einzelnen  Bahnen  bedürfen  der  staat- 
lichen Genehmigung  und  dürfen  den  „All- 
gemeinen Tarifvorschriften"  des  Staates 
nicht  widersprechen,  namentlich  dürfen  die  darin 
festgestellten  Höchstpreise  nicht  überschritten 
werden.  Der  Maximaltarif  enthält  somit 
die  Sätze,  über  die  hinaus  die  Bahn  laut  staat- 
licher Verordnung  oder  laut  Konzession  oder 
Subvention  nicht  gehen  darf.  Der  Tarifsatz 
ist  das  Produkt  aus  der  Kilometeranzahl  und 
der  Grundtaxe  (Tarif ei nheit).  Darunter  ver- 
steht man  den  Frachtsatz  für  die  Beförderung 
von  100  oder  1000  kg  einen  km  weit  (Zent- 
ner-, Tonnenkilometer)  oder  einer  Person 
(Personenkilometer).  In  Deutschland  sind 
die  einheitlichen  Kilometertarife,  in 
Österreich-Ungarn,  Italien,  Frankreich,  Russland 
und  in  der  Schweiz  die  Staffeltarife  vor- 
herrschend. 

Bei  diesen  wird  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  die 
Grundtaxe  von  Zone  zu  Zone  (gewöhnlich  zu  100  km 
gerechnet)  immer  kleiner.  Der  Tarifsatz  wird  gebildet 
durch  die  Summe  der  Zonensätze,  z.  B,  bei  einer  Ent- 
fernung von  230  km  =  100  mal  Grundtaxe  der  Zone 
A  -f  lOOmal  Grundtaxe  der  Zone  B-|-30mal  Grund- 
taxe der  Zone  C.  Diese  Staffeltarife  sind  nicht  zu 
verwechseln  mit  den  Zonentarifen,  bei  denen  für 
grössere  Längeneinheiten  (5,  10,  25  km)  eine  Taxe 
festgestellt  wird,  die  zu  bezahlen  ist,  auch  wenn  nur 
ein  Teil  des  Zonengebietes  durchfahren  wird.  Der 
ungarische  Zonentarif  setzt  für  den  Nachbarverkehr 
Zonen  von  1  —  10  km,  11  —  15  km,  16—20  km,  für 
den  Fernverkehr  21 — 25  km,  26—40  km,  41 — 55  km  usw. 
fest.  Die  Zonentarife  finden  ausgedehnte  Anwendung 
im  Personenverkehr.  Im  Güterverkehr  wenden  ihn 
einige  Bahnen  in  dem  Sinne  an,   dass  die  Einheitsent- 
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fernung,  mit  der  die  Taxe  wächst,  von  1  km  auf  10  km 
erhöht  wurde. 

Der  Gütertarif.  Ursprünglich  wurde  von 
Fall  zu  Fall  mit  dem  Verfrachter  über  den 
Frachtsatz  ein  Abkommen  getroffen.  Dies  ist 
heute  noch  üblich  im  Schiffahrtsverkehr.  Bei 
Privatbahnen  kommt  diese  Preisfestsetzung  eben- 
falls vor  für  grössere  Gütermengen,  die  gleichzei- 
tig von  einem  Verfrachter  versandt  werden,  wäh- 
rend kleinere  Mengen  stets  nach  einem  bestimm- 
ten Tarif  zur  Beförderung  übernommen  werden. 
Man   unterscheidet  verschiedene  Tarifsysteme: 

l.DasKlassifikations- oder  Wertsystem. 
Hierbei  gilt  der  Grundsatz,  dass  Rohstoffe  mit 
niedrigen,  Halbfabrikate  mit  höheren,  fertige  Fa- 
brikate, namentlich  Luxuswaren,  mit  den  höch- 
sten Taxen  belegt  werden,  ferner,  was  im  ganzen, 
aber  nicht  durchweg,  mit  obigem  Grundsatz 
übereinstimmt,  dass  Waren,  die  in  einer  grossen 
Menge  einen  geringen  Wert  darstellen,  billig 
befördert  werden,  weil  sie  überhaupt  nur  da- 
durch transportfähig  werden.  Durch  Heran- 
ziehung dieser  Güter  vermehrt  die  Bahn  die 
Nutzlast  gegenüber  der  toten  Last,  die  sie  ohne- 
hin mitführen  muss  und  vermindert  relativ  die 


Kosten,  indem  ein  grosser  Teil  der  Ausgaben 
(Zinsen,  Gehälter)  erforderlich  ist,  auch  wenn 
die  Bahn  gar  keinen  Verkehr  hätte. 

2.  Das  sogen,  natürliche  oder  Wagen- 
ra  um  System,  das  sich  während  des  Krieges 
1870 — 71  in  Elsass-Lothringen  entwickelte  und 
nachher  beibehalten  wurde.  Mit  seinen  sehr 
niedrigen  Sätzen  nimmt  es  keine  Rücksicht  auf 
den  Wert  der  Güter,  sondern  setzt  verschie- 
dene Sätze  fest  je  nach  der  Schnelligkeit  des 
Transportes  (Eil-,  Frachtgut),  nach  dem  be- 
nutzten Raum  (Stückgut,  Wagenladung)  oder 
nach  besonderen  Umständen  (offene  oder  ge- 
deckte Wagen). 

3.  Das  gemischte  System,  eine  Verbin- 
dung der  beiden  vorgenannten,  das  heute  vor- 
herrschend ist.  Die  Sätze  werden  gebildet  aus 
den  Elementen:  Schnelligkeit  der  Beförderung, 
Raumausnutzung  und  Wert  für  Gewichts-  und 
Streckeneinheit,  Hinzufügungeiner  Abfertigungs- 
gebühr und  relative  Verminderung  der  Fracht- 
sätze mit  der  Entfernung. 

Die  Aufstellung  eines  solchen  Tarifes  verdeutlicht 
das  folgende  Schema  aus  dem  Tarif  der  schweizerischen 
Bundesbahnen  (Taxen  pro  100  kg  in  Centimes): 


Entfernungen 

Basel 
nach  und  von 

Eilgut 

Wagenladungen 

Effektiv- 1  Tarif- 
Kilometer 

Stückgut 

Allgemeine 
Klassen 

Spezialtarife 

I 

II 

III 

1 

2 

A 

B 

a 

b       1      a      j       b 

a 

b 

120 

119 

Aadorf 

432 

218 

176 

164 

146 

122 

106 

112 

93 

95 

60 

53 

53 

Aarau 

208 

106 

87 

82 

74 

61 

53 

56 

48 

50 

33 

104 

104 

Aarberg 

381 

192 

156 

145 

130 

109 

94 

99 

83 

88 

54 

44 

44 

Aarburg 

177 

90 

75 

70 

64 

52 

46 

48 

41 

43 

29 

216 

225 

Aigle 

792 

398 

319 

297 

263 

224 

190 

202 

168 

179 

105 

DieEntfernungen  werden  angegeben  in  Ki- 
lometern des  wirklichen  Bahnabstandes  (effektiv) 
und  in  Tarifkilometern,  für  welche  die  Taxe 
berechnet  wird.  Bei  Bergstrecken  findet  (auch 
für  die  Talfahrt)  ein  Zuschlag  zu  den  Effek- 
tivkilometern statt,  ebenso  für  besonders  kost- 
spielige Strecken,  z.  B.  solche  mit  Tunnels, 
grossen  Brücken. 

In  der  Ortschaftenkolonne  folgen  sich 
die  Stationen  in  der  Reihenfolge  ihrer  Lage, 
dagegen  haben  die  einzelnen  Stationen  alpha- 
betische Tariftabellen  (wie  im  obigen  Beispiel), 
um    das  Auffinden  zu  erleichtern. 

Die  Tariftabelle  zerfällt  in  zwei  Hauptabtei- 
lungen: Stückgut  und  Wagenladungen. 
Das  Stückgut  ist  entweder  Eilgut  oder  Fracht- 
gut (in  obiger  Tabelle  als  Stückgut  einge- 
stellt).    Klasse  2    der  Stückgüter   betrifft   die- 


jenigen Waren,  die  als  Wagenladungen  zu  den 
Sätzen  der  Spezialtarife  befördert  werden,  z.  B. 
Roheisen,  Kartoffeln,  Getreide  usw. 

Eilstückgut  zahlt  bei  den  preussischen  Staatsbahnen 
den  doppelten  Satz  der  allgemeinen  Stückgutklasse  (1), 
bei  der  Gotthardbahn  den  tarifierten  Betrag,  der,  wie 
bei  den  meisten  Bahnen,  ziemlich  dem  Doppelbetrag 
gleichkommt.  Eilgut  in  Wagenladungen  zahlt  fast 
durchweg  den   doppelten  Tarif  von  Stückgutklasse  1. 

Die  zweite  Hauptabteilung  (Wagenladungen) 
zerfällt  in  die  beiden  Abteilungen:  allgemeine 
Klassen  und  Spezialtarife.  Die  Sätze  des 
Spezialtarifes  III  sind  die  niedrigsten.  Zu  den 
Spezialtarifen  werden  bestimmte  Güter  (nament- 
lich Rohstoffe,  geringwertige  Massenartikel)  be- 
fördert, die  in  den  Tarifvorschriften  angegeben 
sind  mit  dem  Vermerk,  ob  auf  sie  der  I.,  IL 
oder  III.  Spezialtarif  angewendet  werden  müsse. 

Die  Verwaltung  kann  diese  Sätze  nicht  eigenmächtig 
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erhöhen,  wohl  aber  kann  sie  noch  besondere,  billigere 
Ausnahmetarife  aufstellen,  um  den  Transitverkehr 
eines  Massenartikels  an  sich  zu  ziehen.  Oft  geschieht 
dies  auch  mit  Rücksicht  auf  Artikel,  die  für  ein  be- 
stimmtes Gebiet  (Industriebezirk)  oder  für  bestimmte 
Stationen  von  besonderer  Wichtigkeit  sind. 

Jeder  der  drei  Spezialtarife  zerfällt  wieder  in  zwei 
Abteilungen.  Klasse  A,  Aufgabe  oder  Zahlung  von 
5000  kg;  Klasse  B,  Aufgabe  oder  Zahlung  von  10000  kg. 

Die  nicht  ausdrücklich  als  Güter  der  Spezialtarife 
aufgeführten  Waren  zahlen  bei  5000 — 10000  kg  die 
Taxe  der  allgemeinen  Wagenladungsklasse  A,  bei 
10  000  kg  die  der  Klasse  B. 

Die  Sammeltarife  gestatten  die  Vereini- 
gung von  Stüci<gütern  zu  einer  Wagenladung 
zu  billigerem  Frachtsatz.  Von  dieser  Einrich- 
tung machen  namentlich  die  Spediteure  im 
internationalen  Verkehr  Gebrauch. 

Die  Differentialtarife  werden  als  solche 
bezeichnet,  wenn  sich  Tarifverschiedenheiten 
ergeben,  indem  für  gleiche  Mengen  desselben 
Gegenstandes  von  und  nach  Stationen  der- 
selben Linie  ungleiche  Einheitssätze  berechnet 
werden,  oder  wenn  für  gleichlange  Strecken 
derselben  Eisenbahn  sich  eine  ungleiche  Tari- 
fierung  der  gleichen  Warenmenge  ergibt.  Oft 
versteht  man  darunter  auch  die  durch  die 
Konkurrenz  der  Bahnen  geschaffenen  Ausnahme- 
tarife. Hierher  gehören  auch  die  sog.  Abon- 
nementstarife für  den  Transport  gewisser 
Waren. 

Als  Lokaltarif  bezeichnet  man  den  Tarif 
einer  Bahn,  im  Gegensatz  zum  Verband- 
tarif, den  mehrere  Bahn  Verwaltungen  gemein- 
sam bestimmen.  Die  Verbandtarife,  sowohl  die 
inländischen  als  die  internationalen,  setzen  sich 
zusammen  aus  den  Lokaltarifen  der  beteilig- 
ten Bahnen,  sind  aber  oft  niedriger  als  die 
Summe  der  Einzelsätze.  Die  einmal  berechnete 
Manipulationsgebühr  entfällt  je  zur  Hälfte  der 
Versand-  und  der  Empfangsstation.  Die  Tarife 
enthalten  den  Frachtanteil  eines  jeden  Landes 
in  einer  besonderen  Ziffer,  entweder  in  der 
betreffenden  Landeswährung  oder  in  einer 
einheitlichen  Währung.  Solche  Verbandtarife 
bestehen  zwischen  den  meisten  europäischen 
Staaten. 

Formell  bloss  ist  der  Unterschied  zwischenStations-, 
Entfernungs-  und  Schnittarif.  Der  Stationstarif 
gibt  für  jede  Station  den  Tarifsatz  für  Sendungen  nach 
jeder  andern  Station  der  Bahn  an.  Der  Entfernungs- 
tarif besteht  aus  dem  Kilometerzeiger  und  der  Ge- 
bührenberechnungstabelle. Der  Schnittarif  setzt  sich 
zusammen  aus  dem  Tarifsatz  für  die  Strecke  Versand- 
station bis  Schnittpunkt  (im  internationalen  Verkehr  die 
Grenze)  und  dem  Satz  für  die  Strecke  Schnittpunkt  bis 
Bestimmungsstation. 

Der  Person entarif  ist  verhältnismässig  ein- 
facher. Die  Einheitstaxen  weichen  bei  den  ver- 


schiedenen Bahnen  im  Personenverkehr  stärker 
voneinander  ab  als  im  Gütertransport.  Die 
Taxe  per  Personenkilometer  erster  Klasse  ist 
gewöhnlich  doppelt,  die  der  zweiten  Klasse 
Pl'gmal  so  gross  als  die  der  dritten  Klasse. 
Die  der  vierten  etwa  halb  so  gross  als  die 
der  dritten.  In  den  meisten  Ländern  sind  die 
Fahrpreise  bei  Schnell-,  Personen-  und  Lokal- 
zügen verschieden. 

Auf  den  preussischen  und  hessischen  Staats- 
eisenbahnen werden  pro  km  in  Pfennigen  (mit  Ein- 
schluss  von  25  kg  Freigepäck)  berechnet: 


Schnellzüge 


Klasse 

I    I     II     I     III 


9      6,67      4,67 


Personenzüge 


Klasse 

I   I  II  I  III  I  IV 


8 


Überfracht 
für  je  10  kg 


0,5 


Bei  Rückfahrkarten,  welche  für  Personen-  wie  für 
Schnellzüge  gelten  und  45  Tage  Gültigkeit  haben,  wird 
das  km  in  der  I.  Klasse  mit  12,  in  der  II.  mit  9  und 
in  der  III.  mit  6  Pf.  berechnet. 

Ausser  in  dem  erwähnten  Zonentarif  treten  Ermässi- 
gungen in  den  S.  64  und  65  angegebenen  Fällen  ein. 

ri)  DerWettbewerb  im  Eisenbahnwesen. 

Die  Herstellung  neuer  Bahnen  lediglich  aus 
Wettbewerbsgründen  ist  von  vorneherein  ziem- 
lich ausgeschlossen,  einmal  wird  der  Staat  die 
Konzession  nicht  erteilen,  dann  aber  wird 
wegen  der  Unsicherheit  der  Rente  die  Auf- 
bringung der  grossen  Kapitalien,  die  für  den 
Bau  erforderlich  sind,  sehr  schwierig  sein,  es 
sei  denn,  dass  angenommen  werden  darf,  dass 
mit  dem  Bau  der  neuen  Linie  der  Verkehr  des 
Gebietes  den  Aufwendungen  entsprechend  zu- 
nimmt, was  aber,  sofern  ein  genügend  dichtes 
Eisenbahnnetz  besteht,  ausgeschlossen  ist. 

Konkurrenzlinien  in  diesem  Sinne  können  daher  auf 
die  Dauer  nicht  gedeihen.  England  liefert  hierfür  Bei- 
spiele. Im  Jahre  1872  konnten  von  262  Millionen  £ 
Aktienkapital,  das  in  solchen  Wettbewerbslinien  ange- 
legt war,  3V2  Mill.  gar  keine  Dividende  verteilen, 
13  Mill.  höchstens  1  Vo.  4V2  Mill.  nur  1— 27o,  10  Mill. 
2—3%,  27  Mill.  bloss  3— 4''/o-  In  den  Vereinigten 
Staaten  kamen  1893  nicht  weniger  als  74  solcher  Eisen- 
bahngesellschaften mit  einem  Anlagekapital  von  über 
7  Milliarden  M,  ein  Netz  von  47237  km  betreibend, 
in  Konkurs.  Bei  diesem  Konkurrenzkampf,  in  dem  die 
Tarifsätze  gedrückt  werden,  muss  der  Schwächere  unter- 
liegen oder  sich  mit  dem  Stärkeren  verbinden.  Die  Folge 
dieser  Vereinigung  ist  alsdann  eine  Erhöhung  der  Durch- 
schnittsfrachtsätze. Diese  betrugen  vor  und  nach  Bildung 
der  sog.  Trunk-Line-Pools  (1876)  für  die  Strecke  von 
New-York  nach  Chicago  für  100  Pfund: 

I.  Kl.        II.  Kl         III.  Kl.         IV.  Kl. 

1876  43  41  36  26  cts. 

1877  75  68  58  42  cts. 

Auf  die  Dauer  kann  sich  freilich  diese  starke  Er- 
höhung wegen  der  Konkurrenz  der  Schiffahrtslinien  usw. 
nicht  halten. 
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Der  Wettbewerb  der  Bahnen  zielt  heute 
hauptsächUch  darauf  ab,  die  Güterbeförderung 
nach  grossen  Verkehrsknotenpunkten,  nament- 
lich aber  auch  den  Transitverkehr  von  Massen- 
gütern durch  das  Mittel  der  Ausnahmetarife 
an  sich  zu  reissen.  Die  Preisgestaltung  wird 
dadurch  günstig  beeinflusst.  Das  zunehmende 
Eisenbahnverbands-  und  Kartei Iwesen ,  sowie 
die  fortschreitende  Verstaatlichung  schränken 
den  Wettbewerb  der  einzelnen  Linien  immer 
mehr  ein,  sofern  es  sich  um  die  Bahnen  eines 
einzelnen  Landes  handelt.  Durch  die  Zunahme 
des  internationalen  Verkehrs,  das  Streben  nach 
Verkürzung  der  Fahrdauer  usw.  wird  aber 
andererseits  der  Wettbewerb  von  Land  zu  Land 
immer  schärfer. 

&)  Eisenbahnpolitik.  Zwischen  den  ein- 
zelnen Gliedern  einer  Staatswirtschaft  besteht  ein 
inniger  Zusammenhang,  eine  organische  Ver- 
kettung, weshalb  jedes  Glied  in  seiner  Ent- 
wicklung sich  möglichst  an  die  Entwicklungs- 
stufe der  andern  Glieder  anpassen  muss,  damit 
nicht  eines  durch  eine  ungesunde  Entwicklung 
den  ganzen  Körper,  die  Gesamtwirtschaft,  ge- 
fährde. Die  Eisenbahnpolitik  hat  daher  dafür 
zu  sorgen,  dass  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen dem  höchsten  Wirtschaftsgesetze  folgen, 
dem  „Streben  nach  dem  grössten  erreichbaren 
Nutzen  mit  dem  geringsten  Aufwand  von  wirt- 
schaftlichen Opfern". 

Die  erste  Frage  ist,  ob  es  angezeigt  sei,  eine 
Eisenbahn  zur  Zeit  in  einem  bestimmten  Staats- 
gebiet zu  bauen.  Sie  wird  nun  bejaht  werden 
dürfen,  wenn  eine  Menge  wirtschaftlicher,  sozialer 
und  politischer  Voraussetzungen  zutreffen  (Ka- 
pitalreichtum, stark  entwickeltes  Kreditwesen, 
reger  Handel  und  Verkehr,  ziemliche  Gewerbe- 
tätigkeit, gesunde  politische  und  soziale  Ver- 
hältnisse). Weiter  handelt  es  sich  darum,  Bau  und 
Betrieb  der  Bahnen  den  besonderen  Verhält- 
nissen des  Verkehrsgebietes  anzupassen  unter  Be- 
rücksichtigung der  allgemeinen  wirtschaftlichen, 
technischen  und  finanziellen  Verhältnisse. 

Länder  mit  hoher  Wirtschaftsentwicklung 
(England,  Deutschland,  Belgien,  Frankreich, 
Schweiz)  bedürfen  intensiver  Bau-  und 
Betriebsweise,  Länder  einer  niedrigeren 
Kulturstufe  (Russland,  Türkei,  die  mittleren 
Teile  des  nordamerikanischen  Festlandes,  die 
südamerikanischen  Staaten,  die  Kolonien)  ex- 
tensiver Bau-  und  Betriebsweise.  Tech- 
nisch unterscheiden  sich  die  beiden  Arten 
durch  die  verschiedene  Stärke  des  Unter-  und 
Oberbaues,  durch  Kunstbauten,  Qualität  des 
Rollmaterials,  Ausstattung  der  Stationen,  Auf- 
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wand  an  Personal   und  Betriebsmitteln,  wirt- 
schaftlich durch  die  Höhe  der  Kosten, 

In  Ländern  althergebrachter  Kultur  entwickelt 
sich  das  Eisenbahnnetz  nur  Schritt  für  Schritt, 
zuerst  die  Mittelpunkte  des  Wirtschaftslebens, 
dann  die  Nebenorte  miteinander  verbindend. 
In  Ländern,  bei  denen  es  gilt,  rasch  weite  Ge- 
biete zu  erschliessen  und  die  Ansiedelung  zu 
erleichtern,  wie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten, 
geht  der  Bau  grosser  Linien  rascher  vor  sich. 
In  den  erstgenannten  Gebieten  wird  Bau  und 
Betrieb  von  Anfang  an  solider  durchgeführt, 
in  den  Ländern  mit  extensiver  Verkehrswirt- 
schaft trägt  manche  Einrichtung  in  Bau  und 
Betrieb  oft  auf  lange  Zeit  hinaus  einen  provi- 
sorischen Charakter. 

So  spielte  beim  sog.  amerikanischen  Oberbausystem 
das  Holz  eine  grosse  Rolle,  im  Brückenbau  heute  noch 
Der  Holzreichtum  des  •  Landes  war  dabei  von  masi 
gebendem  Einfluss.  Auch  die  geographischen  Verhälti 
nisse  sind  für  die  Ausgestaltung  des  Eisenbahnwesens 
von  grosser  Bedeutung.  In  hügeligen  Gegenden  (wie 
in  England)  sind  Unter-  und  Überführungen  notwen- 
diger, aber  auch  weniger  kostspielig  als  in  Flachländern. 
In  schwachbevölkerten  Gegenden,  deren  Haupterwerbs- 
quelle die  Landwirtschaft  bildet,  indem  sich  nur  an 
wenigen  günstig  gelegenen  Orten  Markt-  und  Industrie- 
plätze entwickeln,  macht  sich  das  System  der  Neben- 
bahnen weniger  notwendig  als  in  Industriegebieten. 

Kleinbahnen  werden  immer  mehr  von  den 
Gemeinden  gebaut  und  notwendig,  sobald 
durch  Haupt-  und  Nebenbahnen  in  angrenzen- 
den, von  den  Bahnen  höherer  Ordnung  nicht 
direkt  Nutzen  ziehenden  Gebieten  stärkere  Ver- 
kehrsbedürfnisse sich  bemerkbar  machen,  als 
wie  der  Strassenverkehr  sie  bewältigen  kann. 

Kleinbahnen,  die  voraussichtlich  erträgnislos 
bleiben  werden,  sollte  der  Staat  nicht  konzes- 
sionieren, weil  oft  wenig  Bemittelte  sich  daran 
beteiligen.  Andererseits  wieder  soll  der  Staat 
durch  eine  sorgfältige  Kleinbahngesetzgebung 
und  durch  Unterstützungen  die  Ausgestaltung 
eines  nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  an- 
gelegten  Kleinbahnnetzes  zu  fördern    suchen. 

Vor  Einführung  des  preussischen  Kleinbahngesetzes 
von  18Q2  hatten  in  Preussen  328  Städte  über  1000  Ein- 
wohner (also  mehr  als  */^  dieser  Städte)  keine  Eisen- 
bahnverbindung. Darunter  waren  11  mit  über  5000, 
26  mit  über  4000,  59  mit  über  3000  Einwohnern. 

Die  Kleinbahnen  haben  die  Aufgabe,  die 
Beziehungen  zwischen  Landwirten,  Arbeitern, 
Industriellen,  Grosshändlern  und  Konsumenten 
zu  erleichtern.  Es  sind  die  kleinen  Adern, 
die  das  Blut  aus  den  Hauptadern  in  alle  Kör- 
perteile und  wieder  zurück  tragen. 

Die  Eisenbahngesetze  und  -Verordnungen 
haben  auf  den  Unterschied  der  Arten  der  Bah- 
nen gebührend  Rücksichten  zu  nehmen.     Bei 
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Hauptbahnen  verlangt  der  Staat  Doppelgeleise, 
bei  Kleinbahnen  wäre  dies  wirtschaftlich  nicht 
gerechtfertigt,  ausser  z,  B.  bei  Strassenbahnen, 
die  ebenfalls  unter  dem  Kleinbahngesetze  stehen, 
weil  die  Bewältigung  des  grossen  Verkehrs  dies 
erfordert.  Die  Linienführung  der  Hauptbahnen 
muss  das  Interesse  grosser  Gebiete,  die  der 
Kleinbahnen  das  Lokalinteresse  berücksichtigen. 
Hinsichtlich  ihrer  Anschlüsse  müssen  sich  die 
Kleinbahnen  nach  den  Vollbahnen  richten. 

Von  grosser  Bedeutung  sind  ferner  die  Vor- 
schriften, die  die  Betriebssicherheit  der  Bahnen 
und  die  Tarife  betreffen.  Das  Recht  des  Staates 
in  bezug  auf  die  Tarife  erstreckt  sich  auf  die 
von  ihm  allein  festzustellenden  Grundsätze, 
nach  denen  die  Tarife  aufgestellt,  gehandhabt, 
geändert  oder  ausser  Kraft  gesetzt  werden, 
auf  die  Tarifkontrolle  und  auf  die  Fest- 
setzung der  Tarifmaxima.  Die  Bestimmung 
über  die  obere  Grenze  der  gestatteten  Tarif- 
sätze schreibt  in  der  Regel  die  Tarifermäs- 
sigung vor,  sobald  eine  gewisse  Dividende 
erreicht  ist.  Doch  haben  solche  Anordnungen 
in  der  Praxis  selten  Erfolg  gehabt.  In  den 
Vereinigten  Staaten  z.  B.  führten  sie  zur  „Ver- 
wässerung",  d.  h.  den  Aktionären  wurden, 
um  die  Auszahlung  hoher  Dividenden  zu  ver- 
meiden, neue  dividendenberechtigte  Aktien  zu 
niedrigen  Preisen  überlassen.  Die  Überschüsse 
waren  nun  auf  eine  grössere  Anzahl  Aktien 
zu  verteilen,  was  die  Dividenden  verkleinern 
musste. 

i)  Die  Eisenbahn  und  die  übrigen 
Verkehrseinrichtungen.  Die  Eisenbahnen 
entlasten  den  Strassenverkehr  erheblich. 
Andererseits  wird  der  Strassenverkehr  durch 
Eisenbahnen  vielfach  erschwert,  namentlich 
in  den  Städten,  weshalb  Über-  und  Un- 
terführungen und  vermehrter  Sicherheits- 
dienst an  Kreuzungsstellen  usw.  häufig  not- 
wendig werden.  Untergrund-,  Hochbahnen 
und  Tramways,  die  in  die  äusseren  Stadtwinkel 
führen,  geben  dem  Personen-  und  Fuhrwerk- 
verkehr zwar  freieren  Raum,  engen  ihn  anderer- 
seits aber  ein.  In  jedem  Falle  aber  bilden  sie 
die  beste  Verbindung  zwischen  Zentrum  und 
Aussengemeinden  und  üben  einen  wesent- 
lichen Einfluss  auf  die  Wohnungsver- 
hältnisse aus.  Strassenbahnen  haben  seiner- 
zeit den  Fuhrwerkverkehr  stark  beeinträchtigt, 
auch  manchen  Unglücksfall  herbeigeführt.  Heute 
hat  man  sich  im  Fuhrwesen  an  die  Strassen- 
bahnen gewöhnt  Die  Eisenbahnen  haben  an 
manchen  Orten  den  Fuhrwerkverkehr  zu- 
grunde gerichtet  oder  doch  bedeutend  einge- 

22 


schränkt.  Als  die  Eisenbahnen  aufkamen,  glaubte 
man,  die  Flusschiffahrt  sei  dem  Untergang 
geweiht.  Die  Eisenbahnen  haben  jedoch  den 
Fluss-  und  Seeverkehr  nur  gefördert,  in- 
dem sie  die  Güter  unmittelbar  an  die  Einla- 
dungsstelle  bringen  und  der  Fluss-  und  See- 
schiffahrt die  Güter,  die  zu  einer  billigen  Fracht 
befördert  werden  müssen  (Massengüter)  über- 
lassen. 

Der  Postverkehr  ist  durch  die  Eisenbah- 
nen erst  auf  die  Höhe  gekommen.  Nur  die 
Eisenbahn  hat  es  ermöglicht,  dass  für  Brief- 
und  Paketsendungen  im  internen  und  im  inter- 
nationalen Verkehr  so  niedrige  Taxen  erhoben 
werden.  Die  Eisenbahnen  haben  in  dieser 
Hinsicht  grosse  finanzielle  Leistungen  für  die 
Post  zu  übernehmen.  So  lange  es  sich  um 
Staatsbahnen  und  Reichspost  handelt,  ist  es 
nur  eine  Überwälzung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  von  einer  Verwaltung  auf  die  an- 
dere. Anders  aber  gestaltet  sich  das  Verhält- 
nis zwischen  Privatbahn  und  Staatspost,  ein 
Umstand,  der  beim  stetigen  Verlangen  nach 
Verbilligung  der  Posttarife  nicht  ausser  acht 
gelassen  werden  darf.  Der  volkswirtschaftlich 
richtige  Ausgleich  zwischen  Leistung  der  Eisen- 
bahn und  der  Post,  namentlich  im  Paketver- 
kehr, ist  noch  nicht  vorhanden. 

x)  Der  Kaufmann  im  Verkehr  mit  der 
Eisenbahn.  Der  Kaufmann,  der  der  Bahn 
eine  Ware  zur  Beförderung  übergeben  will,  hat 
sich  vorerst  zu  fragen,  ob  er  sie  als  Express-, 
Eil-  oder  Frachtgut  versenden  will.  Mass- 
gebend hierfür  ist:  1.  Die  Beschaffenheit 
der  Ware  (leicht  verderbliche  Ware,  lebende 
Ware  usw.);  2.  die  Lieferungsfrist;  3.  die 
Entfernung  des  Bezugsortes;  4.  der  Wert 
der  Ware  im  Verhältnis  zum  Gewicht;  5.  die 
Höhe  der  Frachtsätze;  6.  die  Menge. 

Der  Absender  hat  den  Frachtbrief  auszu- 
stellen, wofür  die  Bahn  bestimmte  Formulare 
besitzt.  (Im  lokalen  und  inländischen  Verkehr 
genügt  1  Frachtbrief,  im  internationalen  da- 
gegen müssen  2 — 3  ausgestellt  werden,  die 
alle  den  Expeditionsstempel  zu  tragen  haben). 
Er  kann  von  der  Bahn  ein  Duplikat  ver- 
langen, durch  das  er  das  Verfügungsrecht  über 
die  Güter  bis  zur  Ablieferung  an  den  Em- 
pfänger behält.  Die  Bahn  haftet  für  Ver- 
lust oder  Beschädigung  der  Ware  nur 
bei  nachgewiesenem  groben  Versehen. 
Sie  haftet  nicht,  wenn  der  Schaden  durch 
Verschulden  des  Absenders  oder  eines  Ver- 
fügungsberechtigten, durch  mangelhafte  Ver- 
packung, durch   die  natürliche    Beschaffenheit 
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des  Gutes  oder  durch  höhere  GewaU  entstan- 
den ist,  namentlich  nicht,  wenn  der  Absender 
im  Frachtbrief  Art  und  Beschaffenheit  des 
Gutes  unrichtig  angegeben  hat.  Ist  die 
Eisenbahn  ersatzpflichtig,  so  ist  der  gemeine 
Handelswert,  den  das  Gut  am  Ort  der  Ab- 
sendung am  Einlieferungstage  hatte,  nebst  den 
ausgelegten  Zöllen  usw.  zu  ersetzen.  Sind  die 
Mängel  nicht  sogleich  erkennbar,  so  muss  inner- 
halb einer  Woche  eine  Besichtigung  der  Ware 
durch  Gerichtssachverständige  oder  durch  die 
Eisenbahn  schriftlich  beantragt  werden.  Ein 
Interesse  an  der  rechtzeitigen  Lieferung  muss 
auf  dem  Frachtbrief  deklariert  werden,  sonst 
ist  die  Bahn  für  verspätete  Ablieferung  nicht 
haftbar.  Die  Verjährungsfrist  für  Schadener- 
satzansprüche und  für  Rückforderung  zu  hoch 
berechneter  Fracht  beträgt  ein  Jahr.  Innerhalb 
dieser  Frist  kann  auch  die  Bahn  zu  niedrig 
erhobene  Frachten  nachträglich  einziehen. 

In  allem  gelten  die  Bestimmungen  der  Trans- 
portreglements. Ist  der  Kaufmann  mit  ihnen 
nicht  vertraut,  so  wendet  er  sich  mit  Vorteil 
an  einen  Spediteur.  Nach  dem  von  Deutsch- 
land (1890)  mit  den  7  angrenzenden  Staaten 
und  mit  Italien  geschlossenen  Übereinkommen 
ist  jede  Bahn  verpflichtet,  jedes  Gut,  dessen 
Ablehnung  nicht  durch  gesetzliche  Vorschriften 
gerechtfertigt  werden  kann,  zur  Beförderung 
anzunehmen.  Die  am  Transport  beteiligten 
Bahnen  haften  solidarisch. 

Die  Frachtbriefe  im  internationalen  Verkehr  enthalten 
gewöhnlich  einen  zweisprachigen  Text  (Deutsch  und 
Französisch;  Italienisch  und  Französisch  usw.). 

Ausser  dem  Frachtbrief  hat  der  Absender 
die  erforderlichen  Zollpapiere  der  Bahn  ein- 
zuhändigen. Die  Zolldeklaration  muss  Namen 
und  Wohnort  desAbsendersund  des  Empfängers, 
Anzahl,  Gattung,  Zeichen  und  Nummern  der 
einzelnen  Kolli,  Brutto-  und  Nettogewicht,  so- 
wie die  Benennung  der  Ware  nach  Angabe 
des  Zolltarifes  enthalten.  Für  Wagenladungen 
wird  auf  Grund  des  Frachtbriefes  und  der 
Zolldeklaration  der  Ladeschein  über  den  In- 
halt ausgestellt.  Für  die  Statistik  des  Ausland- 
verkehrs (die  sog.  statistische  Erklärung)  ist  dem 
Zollamt  ein  Anmeldeschein  unter  gleichzei- 
tiger Zahlung  der  „statistischen  Gebühr"  abzu- 
geben. 

Die  Fracht  wird  nach  kg  gerechnet  und  auf 
je  10  kg  aufgerundet.  Das  Minimalgewicht, 
das  zur  Berechnung  kommt,  beträgt  20  kg  (für 
21  kg  werden  30  kg  berechnet).  Wenn  das 
Gewicht  der  Ware  zur  Frachtberechnung  er- 
höht oder  vermindert  wird,  so  tritt  die  Auf- 


rundung erst  nach  erfolgter  Reduktion  ein.  Bei 
sperrigen  Gütern  wird  z.  B.  50°/o  zum  Ge- 
wicht zugeschlagen,  bei  Emballagen  aber  50°|o 
abgezogen.    So  berechnet  man  die  Fracht 

wirkl.  berechnetes 

für  Gewicht  Gewicht 

sperrige  Güter:  82  kg  dazu  50%  =  123  kg  =  130kg 
Emballage:  82  kg  davon  50%  =    41  kg  =    50  kg 

Beträge  unter  5  Pf.  werden  nicht  berücksich- 
tigt (1,80  M  statt  1,84),  5  Pf.  und  mehr  wer- 
den auf  10  Pf.  aufgerundet  (1,90  M  statt  1,85 
oder  1,87).  Die  Minimaltaxe  bei  Fracht- 
stückgut beträgt  0,30  M  für  eine  Sendung, 
bei  Eilstückgut  0,50  M.  Eilstückgüter  werden 
zur  doppelten  Frachtguttaxe  gerechnet,  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Waren,  die  nach  dem  Spe- 
zialtarif  für  bestimmte  Eilgüter  berech- 
net werden,  z.  B.  Bienen,  Brot,  Butter,  lebende 
frische  und  geräucherte  Fische,  Muschel-  und 
Schaltiere,  frische  Gemüse,  Milch,  frische  Bee- 
ren u.  a.  Da  solche  Güter  bei  einer  längeren 
Transportdauer  verderben  würden,  werden  sie 
als  Eilgut  spediert,  aber  zur  Frachtguttaxe  be- 
rechnet, um  diese  Gegenstände  des  alltäglichen 
Konsums  nicht  zu  verteuern.  Der  Frachtbrief 
muss  solche  Waren  genau  bezeichnen,  z.  B. 
„frisches  Steinobst".  („Frisches  Obst"  würde 
nicht  genügen,  da  z.  B.  Südfrüchte,  Kastanien, 
Nüsse  nicht  nach  dem  Spezialtarif  spediert 
werden). 

Gibt  der  Absender  Spezialtarifgut  mit  andern 
Gütern  auf  einen  Eilgutfrachtbrief  zur  Beför- 
derung, so  wird  die  Eilguttaxe  für  die  ganze 
Sendung  berechnet. 

Beispiel:  Die  Frachtguttaxe  beträgt  für  100  kg 
vom  Orte  A  nach  B  0,67  M,  somit  die  Eilgutfracht 
1,34.  Ein  Händler  in  A  gibt  83  kg  frische  Beeren  und 
35  kg  frische  Mandeln  auf  einen  Frachtbrief  auf. 
Berechnung:  83  -|-  35  =»  118  kg  wirkl.  Gewicht,  120  kg 
berechnetes  Gewicht  ä  1,34  M  =  1,60  M.  Stellt  er 
für  jede  Ware  einen  eigenen  Frachtbrief  aus,  so  hat 
er  zu  zahlen: 
83  kg  wirkl.  Gew.,  90  kg  aufgerund.  Gew.  ä  0,67  M 

==  0,60  M 
35  kg  wirkl.  Gew.,  40  kg  aufgerund.  Gew.  ä  1,34  M 

=  0,50  M   =  1,10  M 

Bei  Schnellzugsgut  wird  für  Stückgut 
der  Eilstückgutsatz  für  das  doppelte  wirkliche 
Gewicht,  im  Minimum  für  40  kg,  berechnet. 
Die  Taxe  hierfür  beträgt  im  Minimum   1  M. 

Für  die  Wagenladungstaxe  kommen 
wenigstens  5000  kg  in  Berechnung.  Mitunter 
ist  es  vorteilhafter,  für  5000  kg  zu  bezahlen, 
auch  wenn  das  wirkliche  Gewicht  weit  unter 
5000  kg  beträgt. 

2500  kg  Umzugsgut  von  Mannheim  nach  München 
kosten  bei  der  Stückguttaxe  ä  3,72  M  per  100  kg  = 
93  M  —  nach  Spezialtarif  111  (Nebenklasse)  für  5000  kg, 
ä  1,42  M  per  100  kg  gerechnet,  aber  nur  71  M. 
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Eilwagenladungen  werden  berechnet  nach 
den  Sätzen  der  allgemeinen  Wagenladungs- 
klasse (A  und  B)  für  das  doppelte  Gewicht. 
(Für  Klasse  A,  gewöhnlich  5000  kg,  als  Eil- 
gutwagenladung 10000  kg,  für  Klasse  B,  ge- 
wöhnlich 10000  kg,  als  Eilgutwagenladung 
20000  kg).  Bei  Schnellzugsgut  werden 
die  Wagenladungen  zum  vierfachen  Gewicht 
berechnet  (nach  Klasse  A,  ÜOOO  kg  als  20000  kg). 

Beispiel  der  Warenklassifikation: 


Werden  Stückgüter  der  allgemeinen  Stück- 
gutklasse (Frachtgut)  und  des  Spezialtarifes 
in  getrennter  Verpackung  mit  einem  Fracht- 
brief aufgegeben,  so  wird  für  beide  Klassen 
die  eigene  Taxe  berechnet.  Werden  Waren 
beider  Klassen  zusammen  verpackt,  so  wird 
für  die  ganze  Sendung  der  Satz  der  allgemei- 
nen Stückgutklasse  berechnet 


Gegenstände 

Haupt- 
positionen 

'u 

V 

11 

CO 

E  =  Spezial- 
tarif für  be- 
stimmte Eil- 
güter 

St  =  Spezial- 
tarif für  be- 
stimmte 
Stückgüter 

Spezialtarif 
der  Wagen- 
ladungsgüter 

G  =  in  ge- 
deckt gebau- 
ten Wagen 
zu  befördern 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Abfälle  bei  der  Steinnussbearbei- 
tung  (Steinnusspäne,  Steinnussmehl) 
Abfälle  der  Bastwarenfabrikation 
(Abfälle  der  Bearbeitung  unedler  Metalle 
und  Metallwaren) 
Abfälle  der  Bettfedernfabrikation 

Steinnüsse 

Bruchmetall 
Düngemittel 

S 

• 

• 
St 

II 

« 
III 

II 

Alphastoff 

G 

Bäume  und  Gesträuche  usw. 

*  =  die  Anwendung  der  Spezialtarife,  die  Berechnung  der  Sperrgutfracht  oder  die  Verladung  in  ge- 
deckt gebauten  Wagen  ist  von  besonderen  Voraussetzungen  abhängig. 


Die  Ausnahmetarife  sind  im  allgemeinen 
bei  den  einzelnen  Bahnen  verschieden.  Für 
einzelne  Güter  haben  sich  jedoch  die  meisten 
Bahnen  auf  einen  einheitlichen  Tarif  geeinigt 
(z.  B.  Holzausnahmetarif,  Rohstofftarif). 

Für  jede  Wagenladung,  die  Ausfuhrgut 
enthält,  ist  ein  besonderer  Frachtbrief  mit  der 
Bemerkung:  „Zur  Ausfuhr  nach  dem  Zollaus- 
land" aufzustellen.  Der  Frachtbrief  muss  ent- 
halten: Die  Zahl  der  in  dem  Wagen  verlade- 
nen Stücke,  ihre  Marke  und  Nummer,  sowie 
das  Gesamtgewicht  jeder  Gattung,  die  Ver- 
packungsart usw. 

Für  Mineralsäuren  in  Glas-  und  Tonballons  von 
mehr  als  75  kg  Einzelgewicht  wird  die  Fracht  für 
mindestens  2000  kg  für  jede  Frachtbriefsendung  er- 
hoben. Werden  Edelmetalle,  Kunstgegenstände  usw. 
versandt,  so  wird  für  Stückgut  das  IVa  fache  des  wirk- 
lichen Gewichtes  nach  den  Sätzen  der  Eilguttaxe  (min- 
destens für  3750  kg  für  jede  Sendung)  berechnet. 

Besondere  Bestimmungen  bestehen  für  Gegenstände, 
die  leicht  zerbrechlich  sind,  für  solche,  die  mehr  als 
7  m  Länge  haben,  für  sperrige  Güter,  Fahrzeuge,  ge- 
brauchte Emballagen,  Flüssigkeiten  in  Kessel-  und  Ge- 
fässwagen,  Schutzwagen,  für  die  Beförderung  der  Güter 
in  offen  gebauten,  gedeckten  oder  offenen  Wagen  mit 
Decke,  für  das  Auf-  und  Abladen  der  Güter,  die  Be- 
rechnung der  Taxen  für  bestimmte  Güter  (Langholz, 
frisches    Fleisch),    die    Beförderung  von    Privatdecken 


j  und  Ladegeräten,  die  verschiedenen  Gebühren  (Wäge- 
geld, Zählgebühr,  Krangeld,  Lager-  und  Platzgeld, 
Wagenstandgeld,  Stempelgebühren,  Desinfektionsgebühr, 
Zollabfertigung,  Nachnahmeprovision,  Kosten  bei  nach- 
träglicher Verfügung  über  die  zum  Versand  gegebenen 
Güter,  Deckenmiete,  Frachtzuschlag  für  Angabe  des 
Interesses  an  der  Lieferung,  Benachrichtigungsgebüh- 
ren usw.). 

c)  Die  Schiffahrt. 

a)  Bedeutung  und  Wirkungen  des 
Schiffahrtsverkehrs  sind  mit  Rücksicht  auf 
die  Gesamtwirtschaft  im  ganzen  dieselben,  wie 
die  des  Eisenbahnverkehrs.  Doch  hat  auf  den 
Welthandel  die  Entwicklung  des  Schiffahrts- 
wesens einen  grösseren  Einfluss  ausgeübt 
als  das  Eisenbahnwesen.  Erst  die  Schiffahrt 
hat  den  modernen  Welthandel,  den  Austausch 
der  Produkte  der  entferntesten  Gegenden  er- 
möglicht. 

Wenn  man  die  Telegraphen  „die  Nerven 
der  Volkswirtschaft"  nennt,  so  sind  die  Eisen- 
bahn- und  Schiffahrtslinien  „die  Adern".  Die 
Schiffahrt  hat  dem  Landtransport  gegenüber 
den  Vorteil,  dass  der  Weg  ihr  unentgeltlich 
zur  Verfügung  steht,  meistens  keine  Unterhal- 
tungskosten verursacht,  ferner  dass  die  Fahr-: 
zeuge  weniger  der  Abnutzung  ausgesetzt  sind, 
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und  die  bewegenden  Kräfte  zum  Teil  eben- 
falls unentgeltlich  ihr  zur  Verfügung  stehen 
(Wind,  Ebbe  und  Flut,  „das  Atemholen  des 
Meeres",  Meeresströmungen).  Dem  stehen  frei- 
lich auch  wieder  Nachteile  gegenüber  (Nebel, 
Sturm,  Klippen,  Untiefen,  die  so  manchem 
Schiffe  schon  verhängnisvoll  geworden  sind). 

Die  Wasserstrassen  waren  die  ersten  Kulturwege. 
Sie  erhielten  früher  Bedeutung  als  die  Landstrassen, 
und  zwar  die  Stromwege  früher  als  das  Meer,  die 
Küstenfahrten  früher  als  der  Verkehr  des  offenen  Mee- 
res, die  Binnenmeere  vor  den  weiten  Verkehrsebenen 
des  Ozeans.  Phöniker,  Karthager,  Griechen,  Italiener, 
Spanier,  Portugiesen,  Hanseaten,  Niederländer,  Englän- 
der trugen  mit  ihrer  Schiffahrt  Handel,  Verkehr  und 
Kultur  in  die  weite  Welt  hinaus. 

Heute  beruht  der  Aussenhandel  vieler  Län- 
der zu  einem  grossen  Teil  auf  der  Seeschiff- 
fahrt, die  den  Handel  vorzugsweise  an  ein- 
zelne Häfen  kettet,  die  zugleich  das  Kom- 
missionsgeschäft an  sich  ziehen.  Der 
Seeverkehr  hat  die  grossen  Emporien  des 
Welthandels  geschaffen,  in  denen  gewaltige 
Vorräte  aufgestapelt  werden,  welche  die  ganze 
Marktlage  in  vielen  Artikeln  beherrschen. 

Die  billigen  Frachtsätze  des  Seeverkehrs  er- 
möglichen der  Stadt  London  eine  hinreichende  Ver- 
proviantierung, die  Auktionen  an  den  Seeplätzen  sind 
in  einzelnen  Kolonialwaren  massgebend  für  das  binnen- 
ländische Geschäft  der  Grossisten,  die  „schwimmende 
Ware"  übt  auf  die  Börsenkurse  grossen  Einfluss  aus. 

Der  Fluss  wird  als  Wasserstrasse  um  so 
wertvoller,  je  grösser  und  gleichmässiger  sein 
Wasserbestand  ist.  Hierin  zeichnen  sich  na- 
mentlich die  Flüsse  Frankreichs,  Russlands, 
Deutschlands  und  der  Vereinigten  Staaten  aus. 
Diese  Länder  pflegen  daher  die  Flusschiffahrt 
und  das  Kanalwesen  in  besonderem  Masse, 
indem  sie  eine  volkswirtschaftlich  richtige  Ar- 
beitsteilung zwischen  Flusschiffahrt  und 
Eisenbahnverkehr  durchführen.  Einen  Ge- 
gensatz hierzu  bilden  die  spanischen  Flüsse 
mit  ihren  tief  eingeschnittenen  Rinnsalen  und 
der  schwankenden  Wassermenge,  so  dass  sie 
bald  Überschwemmungen  verursachen,  bald 
derart  eintrocknen,  dass  sie  bei  dem  Mangel 
guter  Strassen  als  Fahrwege  für  die  Fuhrwerke 
benutzt  werden  (rambla).  Die  Einwirkung  der 
Flusschiffahrt  auf  das  ganze  Wirtschaftsleben 
illustrieren  der  Rhein,  die  Donau,  die  Wolga, 
der  Tajo.  —  (Verschieden  geartete  Flüsse,  ver- 
schiedene Kulturverhältnisse). 

Von  grosser  Bedeutung  ist  das  Gefäll  der 
Flüsse,  sowie  der  Umstand,  ob  der  Fluss  mehr 
oder  weniger  Geschiebematerial  mit  sich  führt. 
Wo  dieses  am  Ende  des  Oberlaufes  in  Seen 
abgelagert  wird,  bleibt  die  Mündung  offen  und 
für  grosse  Schiffe  zugänglich  (Rhein),  wo  dies 


nicht  der  Fall  ist,  versandet  die  Mündung  (Po, 
Loire).  Dieser  Umstand  beeinflusst  nicht  nur 
die  Schiffahrt  und  damit  den  Handel,  sondern 
die  ganze  Volkswirtschaft.  Manche  Güter  kön- 
nen nur  dann  mit  Erfolg  den  internationalen 
Wettkampf  bestehen,  wenn  sie  auf  dem  billigen 
Weg  der  Flussschiffahrt  ausgeführt  werden 
können.  Die  Staaten  schenken  daher  mit  Recht 
der  Regulierung  der  Flüsse  immer  grössere 
Aufmerksamkeit. 

Stromschnellen  (Donau),  Katarakte  (Nil), 
Wasserfälle  (Niagara)  verursachen  mit  Rück-^ 
sieht  auf  Flusskorrektionen  und  Umgehungs- 
kanäle grosse  Kosten,  weswegen  bei  der  Durch- 
fahrt durch  künstliche  Wasserstrassen  verhält- 
nismässig hohe  Gebühren  erhoben  werden. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  die  Art  der  Mün- 
dung. Bei  der  einfachen  Mündung  entwickelt 
sich  ein  bedeutender  Hafenplatz  in  ihrer  nächsten 
Nähe  und  den  Fluss  aufwärts  an  der  Stelle, 
wo  die  Seeschiffe  nicht  mehr  weiter  gelangen 
können,  bei  Gabelungen  und  Deltas  an  den 
hauptsächlichsten  Armen,  sowie  an  den  Tei- 
lungspunkten, während  sich  möglichst  in  der 
Mitte  des  Deltagebietes  ein  Eisenbahnknoten- 
punkt entwickelt.  In  bezug  auf  die  Bildung 
von  Verkehrszentren  gehen  Schiffahrt  und 
Eisenbahnverkehr  getrennte  Wege.  Jene  ist 
an  die  vorhandenen  Wasserstrassen  und  die 
besonderen  Strom  Verhältnisse  gebunden  und 
erweitert  nach  und  nach  die  uralten  Siedelungen, 
der  Eisenbahnverkehr  hingegen  schafft  neue 
Verkehrszentren  selbst  da,  wo  früher  eine  öde 
Wildnis  lag,  und  zieht  allmählich  Handel  und 
Industrie  an  diese  Pionierstellen  des  Wirt- 
schaftslebens. 

Bei  Ästuarien  (Elbe-,  Weser-,  Garonne-, 
Themsemündung)  bildet  sich  der  Haupthafen, 
wie  bei  Meerbusen,  im  innersten  Winkel,  wäh- 
rend an  der  Küste  oft  ein  Winterhafen  entsteht 
Die  Schiffahrtsunternehmungen  drängen  mög- 
lichst weit  ins  Land  hinein,  die  Eisenbahnen 
möglichst  nahe  an  den  Meeresstrand.  Es  ent- 
wickelt sich  daher  zwischen  beiden  oft  ein  un- 
fruchtbarer Wettbewerb  in  den  Küstengegenden. 

Die  Limane,  eine  Art  versandeter  Ästuarien, 
wie  in  Südrussland,  sind  für  die  Anlage  von 
Häfen  ungünstig. 

Beim  Meer  es  weg  ist  die  Strecke  auf  dem 
offenen  Meer  weniger  gefährlich  als  die  Meer- 
engen und  die  Küstenstrecke.  Der  Wacht- 
und  Signaldienst  an  den  Küsten  und  in  den 
Meerengen  erfordert  grosse  Summen  (Leucht- 
türme, Wachtschiffe,  Lotsen  usw.). 

Der  Wert  einer  Küste  hängt  ab  von  der  Zugang- 
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lichkeit  zur  See  und  zu  Lande.  Steilki'sten  sind  im 
allgemeinen  die  vorteilhaftesten.  Klippenküsten,  die 
frühzeitig  das  Piratentum  entstehen  Hessen  (Dalmatien, 
Rif,  Schweden  usw.),  sind  für  die  Verkehrsentwicklung 
weniger  günstig,  Flach-  und  Dünenküsten  am  wenigsten. 
Am  stärksten  hat  sich  die  Schiffahrt  entwickelt  bei 
Völkern  mit  starker  Industrie,  dichter  Bevölkerung,  in- 
dustriellem Hinterland. 

Von  grosser  Bedeutung  wurde  die  Schiffahrt 
für  das  Auswanderungswesen  (Italien,  Un- 
garn) und  die  Besiedelung  aussereuropäischer 
Gebiete  (Vereinigte  Staaten,  Südamerika). 

ß)  Der  Betrieb  im  allgemeinen* 

/.  Die  Flusschiffahrt. 

Zum  Betrieb  der  Flusschiffahrt  durch 
Schiffer  oder  Dampfschiffahrtsgesellschaften  ist 
die  staatliche  Konzession  erforderlich.  Auf 
dem  nämlichen  Fluss  vermitteln  oft  mehrere 
Gesellschaften  den  Transport,  so  auf  der  Donau 
die  „Erste  k.  k.  privil.  Donau-Dampfschiffahrts- 
gesellschaft", die  „Ungarische  Fluss-  und  See- 
schiffahrtsgesellschaft", die  „Rumänische  Mono- 
pol-Schiffahrtsgesellschaft". Für  die  Schiffahrt 
auf  Flüssen,  die  mehrere  Staatsgebiete  durch- 
f Hessen,  werden  zwischen  den  einzelnen  Staaten 
besondere  Verträge  abgeschlossen  (Seh  i  ff  ah  rts- 
akte).  Wo  für  die  Binnenschiffahrt  die  Ein- 
richtung des  Schiffsregisters  besteht,  wie  z.  B. 
in  Deutschland,  müssen  Schiffe  grösseren  Raum- 
inhaltes eingetragen  werden  (Name,  Eigen- 
tümer, Rauminhalt,  Bauart,  Bauzeit  des  Schiffes). 
Die  Urkunde,  welche  dem  Eigentümer  hierüber 
ausgestellt  wird,  heisst  Schiffscertifikat 
(Rechte  und  Pflichten  des  Flusschiffers  richten 
sich  nach  dem  Handelsgesetzbuch). 

Der  Flusschiffer  hat  meistens  folgende  Pa- 
piere an  Bord  zu  führen: 

1.  das  Schiffspatent  (Nachweis  über  Eigentümer 
und  Tüchtigkeit  des  Schiffes); 

2.  das  Schifferpatent  (Fähigkeitsausweis  für  den 
Schiffer); 

3.  den  Messbrief  (oder  Aufbrief;  Nummer  und 
Klasse  der  Tüchtigkeit,  Grössenangabe,  Tragfähigkeit); 

4.  die  Frachtbriefe  über  die  Ladung  (Ladescheine); 

5.  das  Manifest  (Verzeichnis  der  Ladung); 

6.  die  Zoll-  und  Steuerscheine; 

7.  die  Pässe  und  Dienstbücher  für  den  Schiffer 
und  die  Mannschaft. 

Die  Befrachtung  wird  häufig  vermittelt  durch 
die  Frachtmakler  und  durch  die  Spediteure. 
Der  Frachtbrief  enthält  den  Namen  des  Schif- 
fers oder  des  Steuermannes  und  hat  Ähnlich- 
keit mit  dem  Frachtschein  des  Fuhrmannes, 
doch  wird  die  Lieferzeit  nicht  angegeben. 
Die  grossen  Gesellschaften  verwenden  Fracht- 
briefe, die  ein  Mittelding  darstellen  zwischen 
dem  Seeladeschein  und  dem  Eisenbahnfracht- 
brief. 


Die  Schiffe  laufen  entweder  jeden  Hafen 
am  Flusse  an  (Sammeldienst),  oder  sie  fahren 
direkt  nach  dem  Seehafen  (direkter  Dienst). 

Bei  grösseren  Transporten  lässt  sich  der 
Spediteur  von  den  verschiedenen  Gesellschaften 
die  Frachtsätze  notieren.  Gestützt  auf  diese 
Ansätze  übermittelt  er  seinen  Kunden  sog. 
fingierte  Spesenrechnungen. 

2.  Die  Seeschiffahrt. 

Die  Seeschiffahrt  wird  betrieben  von 
„Küstenschiffen"  (Schiffe  kurzer  Fahrt)  für 
den  Dienst  der  Küstenfahrt  zwischen  Häfen 
des  gleichen  Landes  (Kabotage)  oder  von 
Seeschiffen  (Schiffe  langer  Fahrt)  für  den 
Verkehr  zwischen  europäischen  Häfen  oder 
solchen  des  Mittelmeeres  und  des  Schwarzen 
Meeres  (europäische  Fahrt)  oder  ausser- 
europäischer Häfen  (Ozeandampfer).  Die 
Kabotage  ist  oft  nur  den  Schiffen  des  eigenen 
Landes  gestattet.  Da  die  Schiffahrt  der  Volks- 
wirtschaft grosse  Dienste  leistet,  erhalten  die 
Gesellschaften  oft  bedeutende  staatliche  Unter- 
stützungen (subventionierte  Linien,  nament- 
lich in  England).  Die  Eintragung  der  zur 
Führung  der  Landesflaggen  berechtigten 
Seeschiffe  ins  Schiffsregister  durch  die  Amts- 
gerichte (Deutschland)  oder  die  Seebehörden 
und  Hafenämter  (Österreich)  dient  dazu,  das 
Eigentum  und  die  Nationalität  des  Schiffes 
nachzuweisen  (Schiffscertifikat,  Registerbrief).  Der 
Eigentümer  des  Schiffes  oder  ein  von  ihm  Be- 
auftragter (Schiffer,  Schiffsführer,  Kapitän)  hat 
vor  allem  für  die  Seetüchtigkeit  zu  sorgen 
(solider  Bau,  Ausrüstung  mit  den  erforderlichen 
Instrumenten  und  Rettungsapparaten,  hinrei- 
chende, tüchtige  Bemannung,  genügende  Vor- 
räte an  Lebensmitteln  und  Heizmaterial).  Der 
Seeschiffer,  der  entweder  für  die  ganze  Reise 
mit  einer  bestimmten  Summe  oder  monatweise 
bezahlt  wird  (Gage  oder  Heuer,  oft  mit  An- 
teil an  der  Primage)  ist  der  Vorgesetzte  der 
Schiffsbesatzung  (Offiziere, Ärzte,  Matrosen, 
Maschinisten,  Heizer,  Kellner  u.  a.). 

Die  Papiere,  die  er  an  Bord  zu  führen  hat, 
sind  folgende: 

1.  das  Schiffsjournal  (Logbuch,  Tagebuch), 
in  das  alle  wichtigen  Ereignisse  einzutragen 
sind,  die  auf  das  Schiff,  die  Bemannung,  die 
Ladung  und  die  Reise  Bezug  haben.  Schon 
wo  die  Ladung  eingenommen  wird,  ist  im 
Schiffsjournal  alles  zu  verzeichnen,  was  getan 
wurde,  um  das  Schiff  seetüchtig  und  für  die 
Aufnahme  der  Ladung  geeignet  zu  machen. 
Während    des  Einnehmens   der  Ladung  oder 
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des  Ballastes  werden  Eintragungen  gemacht, 
die  sich  beziehen  auf  Wind  und  Wetter  bei 
Empfangnahme  der  Güter,  auf  die  Mengen, 
die  täglich  abgeladen  (d.  h.  im  Seeverkehr: 
eingeladen)  wurden,  auf  die  Verteilung  des 
Ballastes  im  Schiffsraum,  auf  den  jeweiligen 
Tiefstand  des  Schiffes.  Beim  Verlassen  des 
Hafens  und  auf  der  Reise  werden  alle  wich- 
tigeren Ereignisse  eingetragen  (nautische  Be- 
obachtungen, Geburten  und  Todesfälle,  Schiffs- 
unfälle, Anlaufen  von  Nothäfen,  Beschlüsse  des 
Schiffsrates,  Dienstpflichtverletzungen  von  Offi- 
zieren oder  Matrosen).     Ist  das  Schiff  im  Be- 


stimmungshafen angelangt,  so  werden  im  Jour- 
nal die  wichtigsten  Daten  über  Einfahrt  und 
Löschung  vermerkt  (Einführung  des  Schiffes 
durch  einen  Lotsen,  Vorkehrungen  für  die  Lö- 
schung, Art  der  Löschung,  Anzeige  an  die 
Ladungsempfänger  usw.). 

Das  Schiffsjournal  wird  gewöhnlich  vom  Steuermann 
oder  vom  ersten  Schiffsoffizier  geführt.  Besonders  wich- 
tige Ereignisse  (Unfälle,  Verhalten  der  Mannschaft) 
trägt  der  Kapitän  selbst  ein.  Das  Schiffsjournal  gibt 
ein  genaues  Bild  vom  Verlauf  der  Reise  und  dient  bei 
Unfällen  den  Behörden  gegenüber  als  Beweismittel. 
Beispiel  eines  Schiffsjournals  nach  den  Bestimmungen 
des  deutschen  H.G.B.: 


^^ 


Journal  des  deutschen  Schiffes 
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den  .  . 


.  .  auf  der  Reise  von 


nach 


Stunden 
V  m 


Wind 


Gesteuerter 
Kurs 


Abtrift 


Ortliche 
Ablenkung 


Seemeilen 


Begebenheiten 


1 
2 

usw. 


2.  Das  Lade-  oder  Löschbuch.  Im  Lade- 
oder Löschbuch,  das  ähnlich  wie  die  Em- 
pfangs- und  Versandbücher  im  Speditions- 
geschäft geführt   wird,    werden    die    einge- 


net  wird.  Es  enthält:  Nummer,  Marke,  Ge- 
wicht, Inhalt  der  verladenen  Güter,  sowie  der 
sogenannten  Paccotiglia,  d.  h.  der  vom  Schiffs- 
führer oder  der  Schiffsmannschaft  auf  eigene 


nommenen  und  gelöschten  (ausgeladenen) '  Rechnung  mitgenommenen  Waren,  Namen  der 


Güter  eingetragen  (Nummern,  Marken,  Zahl, 
Grösse  der  Kolli,  Packungsart,  Name  des  Ab- 
laders [Versenders]  und  des  Empfängers,  Tag, 
an  dem  das  Gut  an  Bord  gelangte).  Der  Lade- 
schein, vom  Steuermann  ausgestellt  und  „au 
porteur"  lautend,  bildet  einen  Auszug  aus  dem 
Ladebuch.  Er  berechtigt  den  Inhaber,  vom 
Schiffer  die  Unterzeichnung  des  Konnossements 
zu  verlangen. 

In  Kriegszeiten  führt  das  Schiff  ein  besonderes  La - 
dungscertif ikat  mit  sich,  welches  amtlich  bescheinigt, 
dass  das  Schiff  keine  Kriegskonterbande,  namentlich 
keine  Waffen  und  Munition  enthält. 


3.  Manifest  nennt  man  das  genaue  Ver- 
zeichnis der  verladenen  Güter,  das  vom  Schiffs- 
kapitän oder  vom  Steuermann  auf  Grund  des 
Ladebuches  oder  vom  Schiffsmakler  auf  Grund 
der  Konnossemente  hergestellt  und  unterzeich- 

Manifest 
der  Ladung  des  Schiffes Kapitän  . 


Absender  und  Empfänger,  sowie  die  Orte,  wo 
die  Waren  verladen  wurden  und  wo  sie  aus- 
geladen werden  sollen,  Schiffsproviant  und 
Effekten  der  Passagiere,  Namen  des  Schiffes, 
Heimathafen.  Wie  viele  Manifeste  mitzuführen 
sind,  bestimmen  die  Schiffsmanifestord- 
nungen. 

Das  Manifest  bildet  die  Grundlage  für  die  Zollbe- 
handlung. Wenn  sich  Fahrzeuge,  die  Waren  führen, 
der  Zollinie  auf  die  Entfernung  einer  Meile  nähern, 
ohne  durch  die  Gewalt  eines  äusseren  Ereignisses  ge- 
zwungen zu  sein,  so  muss  das  Manifest  unbedingt 
vorhanden  sein,  ausser  wenn  die  Ladung  aus  zollfreien 
Gegenständen  besteht  oder  aus  Waren,  die  mittels  zoll- 
amtlicher Dokumente  von  einem  Zollamt  an  das  andere 
abgefertigt  werden.  Beim  Einlaufen  in  den  Hafen,  wo 
die  Verzollung  vorgenommen  werden  soll,  ist  das 
Manifest  der  Zollbehörde  zu  übergeben.  Das  Löschen 
der  Ladung  erfolgt  nach  schriftlicher  Bewilligung  des 
Zollamtes  im  Beisein  von  Zollbeamten  an  besonders 
hierfür  bestimmten  Plätzen.     Muster  eines  Manifestes: 


bestimmt  nach 


i 


Nummer 

des 
Konnosse- 
ments 

Nummer 
d.  Kolli 

Zeichen 

w?cht  i     '"^^^'^ 

1 

Befrachter 

Empfänger 

Versand- 
hafen 

Bestim- 
mungs- 
hafen 

Schiffs- 
lohn 
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4.  Der  Messbrief.  Jedes  Schiff,  das  zur 
Seefahrt  zum  Zwecke  des  Erwerbes  bestimmt 
ist,  muss  bei  demjenigen  Bundesstaat,  bei  dem 
das  Schiff  „beheimatet"  ist,  zur  Eintragung  in 
das  Schiffsregister  angemeldet  werden.  Darauf- 
hin wird  das  Fahrzeug  amtlich  vermessen,  die 
Klasse  festgestellt  und  hierüber,  sowie  über 
die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  das  so- 
genannte „Certifikat"  ausgestellt,  das  stets  an 
Bord  gehalten  werden  muss.  Durch  die  Ver- 
messung (Aichung)  wird  der  Raumgehalt 
und  daraus  die  Ladefähigkeit  des  Schiffs 
ermittelt.  Der  Laderaum  bezeichnet  das  Volu- 
men, das  unter  Deck  zur  Verladung  benutzt 
werden  kann. 

Man  unterscheidet  mit  Rücksicht  auf  den  beanspruch- 
ten Laderaum  die  Schwer-  und  Leichtgüter.  Jene 


dürfen  nicht  mehr  als  40  engl.  Kubikfuss  per  Brutto- 
tonne (1015  kg)  in  Anspruch  nehmen.  Diese  werden 
nach  Raum  und  Gewicht  tarifiert.  Für  die  Massenar- 
tikel haben  sich  hierin  besondere  Usancen  herausge- 
bildet. So  rechnet  man  z.  B.  in  Calcutta  20  Cwt 
(engl.  Zentner)  Salpeter  auf  35  engl.  Kubikfuss,  das 
gleiche  Quantum  Zucker  auf  39. 

Der  amtlich  ermittelte  Raumgehalt  wird  entweder  in 
Kubikmetern  oder  in  englischen  Registertonnen  aus- 
gedrückt (1  Registerton  =  100  engl.  Kubikfuss  = 
2,83  Kubikmeter).  Der  Raumgehalt  bildet  die  Grund- 
lage der  Berechnungen  für  Benutzung  der  Hafen- 
einrichtungen und  Zollabgaben,  sowie  der  Kanalge- 
bühren. Vom  Bruttotonnengehalt  (Grosstonnage,  To- 
taltonnage) ist  der  Nettotonnengehalt  (Registertonnage) 
zu  unterscheiden.  Dieser  bezeichnet  den  Raumgehalt 
nach  AbiUg  der  Unterkunftsräume  der  Schiffsmann- 
schaft, der  Maschinen-,  Kessel-  und  Kohlenräume.  Der 
Messbrief  wird  von  den  Behörden  nach  besonderen 
Formularien  ausgestellt.  Formular  eines  Mess- 
briefes: 


Hafen  und  Sanitätsamt  in 
Messbrief 

Segei- 
des 1^ i"  Schiffes,  genannt mit Flagge 

gebaut,  mit Deck  und Maschinen  von  ....  Pferdekräften. 

Das  genannte  Schiff  wurde  am im  Sinne  des  Gesetzes  vom  .  . 

gemessen.  (in  Worten) 

Sein  gesetzlich  gültiger  Tonnengehalt  beträgt und  zwar 

Unter  dem  Tonnendeck Tonnen 

Zwischen  dem  genannten  Deck  und  dem  Verdeck      „       

Geschlossene  Räume  auf  Deck  ,,       


Eisen 
'Holz 


Stem- 
pel 


zusammen  Tonnen 
Abzug  des  Maschinenraumes  usw.  „ 

Gesetzlich  ermittelter  Tonnengehalt  Tonnen 

Aichdimensionen: 

Länge  auf  dem  Tonnendeck  m  . 

Grösste  innere  Breite  in  der  Längenmitte      m  . 

Innenhöhe  in  der  Längenmitte  m  . 


den 


Früher  wurde  an  Stelle  des  Messbriefes  der 
sogenannte  Beilbrief  (Biel-  oder  Bylbrief,  von 
schwed.  byla  ==  bauen)  ausgestellt,  den  heute 
vielfach  der  Registerbrief  vertritt. 

5.  Der  Registerbrief  oder  das  Certifi- 
kat. Er  ist  das  amtliche  Zeugnis  darüber, 
wann,  wo  und  für  wen  das  Schiff  gebaut  wur- 
de, über  die  Art  und  Grösse  des  Schiffes,  die 
Art  des  verwendeten  Holzes  usw.  Der  bei 
grösseren  Reparaturen  angefertigte  neue  Beil- 
brief heisst  auch  Rekonstruktionsbrief. 
Wird  das  Schiff  von  einem  andern  Schiffer 
gekauft,  so  hat  dieser  auch  den  Kaufbrief 
mitzuführen.  Bei  Änderung  des  Namens  des 
Schiffes,  die  nur  mit  Genehmigung  der  Be- 
hörden erfolgen  darf,  ist  auch  die  Namens- 
änderungsurkunde an  Bord  mitzuführen. 

Die  Registrierung  erfolgt  gewöhnlich  je  nach  dem 
Umstand,  ob  ein  Schiff  für  die  kleine  oder  für  die  grosse 


Der  beeidete  Aicher: 


Küstenfahrt  oder  für  die  weite  Seefahrt  bestimmt  ist, 
in  ein  besonderes  Register. 

Der  Registerbrief  enthält  femer :  Namen  des  Schiffes, 
Bauart,  Masse,  Brutto-  und  Nettotonnengehalt,  Ort 
und  Zeit  der  Eintragung,  Heimatshafen  (.  .  .  .  im  Be- 
zirk des  Seeamtes  .  .  .),  Normalzahl  der  Mannschaft 
(mit  Ausschluss  des  Kapitäns),  Anzahl  der  Geschütze, 
Name,  Geburts-,  Wohnort  und  Staatsangehörigkeit  des 
Reeders,  Schiffsanteüe,  Erwerbsgrund,  Bemerkungen 
über  nachträgliche  Eigentumsveränderungen,  Pfändun- 
gen usw.,  sowie  die  Aufforderung  an  die  Zivil-  und 
Militärbehörden,  dem  Schiff  ,, erforderlichen  Falles  allen 
möglichen  Beistand  und  Schutz  angedeihen  zu  lassen". 

6.  Das  Schiffsinventar,  ein  Verzeichnis 
aller  Teile,  die  nicht  zum  Rumpfe  gehören 
(Takelwerk,  Anker,  Boote  usw.). 

7.  Die  Musterrolle  mit  den  Heuerverträgen, 
die  die  auf  dem  Seemannsamt  vollzogenen 
Kontrakte  zwischen  dem  Schiffsführer  und  der 
Mannschaft  enthält. 

Sie  wird  vom   Musterschreiber   oder  Wasserschout 
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ausgestellt  und  enthält  folgende  Angaben:  Name  des 
Schiffes,  Name  des  Heimathafens,  Tonnengehalt,  Name 
und  Wohnort  des  Eigentümers,  Zahl  der  Mannschaft, 
Name  des  Schiffskommandanten,  Schiffskategorie,  Ver- 
zeichnis der  ursprünglichen  Bemannung  und  der  spä- 
teren Veränderungen  im  Mannschaftsbestand.  Fortl. 
Nummer;  Diensteigenschaft  am  Bord,  Vor-,  Zuname 
und  Vaterschaft,  Geburtsjahr,  Geburts-  und  Wohnort, 
Zahl,  Datum  und  Ort  des  Seebuches,  Vereinbarung  über 
die  Dauer  der  Verheuerung,  Vereinbarung  über  die 
Heuer  und  die  Geldsorte,  Ablauf  der  Heuer,  Vorschüsse, 
Unterschrift  oder  Zeichen  des  Verheuerten,  sowie  die 
Unterschriften  des  Kapitäns  und  der  Verheuerten  mit 
den  Erklärungen,  den  Bestimmungen  des  Heuerver- 
trages nachleben  zu  wollen.  Bei  Ankunft  und  Abfahrt 
des  Schiffes  wird  die  Musterrolle  von  den  Hafen-  oder 
Konsulatsbehörden  revidiert  unter  Angabe  des  Ankunfts- 
oder Abgangsdatums,  des  Herkunfts-  oder  Bestimmungs- 
hafens und  der  Zahl  der  Mannschaft. 

8.  Das  Lohnabrechnungsbuch,  das  dazu 
dient  bei  Streitigkeiten  über  die  gehörig  und 
rechtzeitig  erfolgte  Lohnentrichtung  den  Aus- 
weis zu  Hefern. 

Es  enthält:  Vor-,  Zu-  und  Vatersname,  Heimatsort, 
Tag  der  Einschiffung,  Heuerlohn,  Tag  der  Ausschiffung, 
Tag  der  ev.  Wiederverheuerung,  Auszahlungen,  Ort, 
Datum,  Unterschrift  des  Empfängers. 

9.  Der  See-  oder  Schiffspass.  (Angabe 
der  NationaHtät  des  Schiffes  [oft  in  einem  be- 
sonderen Bürgerbrief],  des  Schiffers,  der 
Mannschaft,  gewöhnlich  in  mehreren  Sprachen 
ausgestellt).  Auch  die  Pässe  der  Passagiere 
dürfen  nicht  fehlen. 

10.  Der  Oesundheitspass  (Zeugnis  über 
den  Gesundheitszustand  des  verlassenen  Ha- 
fens und  der  an  Bord  befindlichen  Personen 
—  reines,  verdächtiges,  unreines  Patent). 

11.  Das  Stauungsattest,  wenn  die  Stau- 
ung, d.  h.  die  sorgfältige  Unterbringung  der 
verladenen  Güter  durch  besondere,  von  der 
Obrigkeit  bestellte  „Stauer"  erfolgte. 

12.  Das  Schiffsbuch  für  die  Buchung  der 
Kassageschäfte  und  der  persönlichen  Forde- 
rungen des  Kapitäns. 

Es  ist  das  Kontobuch,  das  der  Kapitän  an  den 
Seeplätzen  führt,  wo  er  mit  dem  Einnehmen  der  Fracht- 
beträge und  der  Zahlung  der  Vorschüsse  usw.  betraut  ist. 

13.  Das  Ladungscertifikat  (in  Kriegs- 
zeiten) oder  ein  besonderes  Certifikat  für  das 
Einlaufen  eines  Schiffes  mit  Deckladung  in 
einen  britischen  Hafen  (nach  den  Bestimmungen 
der  Merchant  Shipplng  Acts  von   1876). 

14.  Die  von  den  Zollgesetzen  geforder- 
ten Urkunden  (Ursprungs-,  Konsularzeug- 
nisse  usw.). 

15.  Die  Frachtverträge.  Konnossemente 
für  Stückgüter,  Charte  partie  für  Ladungen, 
für  die  ein  ganzes  Schiff  oder  Teile  desselben 
gemietet  wurden. 


3.  Der  Hafen. 

Unter  Hafen  versteht  man  einen  am  Meer 
oder  an  einem  Strom  liegenden  Anker-  oder 
Liegeplatz,  an  dem  die  Schiffe  beladen  und 
entladen  werden  und  in  welchem  sie  Schutz 
finden.  Natürliche  Häfen  bilden  sich  be- 
sonders an  Steilküsten;  bei  den  künstlichen 
Häfen  muss  durch  kostspielige  Anlagen  (Mo- 
len, Kais),  durch  Ausbaggern  dafür  gesorgt 
werden,  dass  der  Ankergrund  genügend  tief, 
der  Ankerplatz  vor  dem  Wellenschlag  mög- 
lichst geschützt  ist.  Die  Häfen  bedürfen  zur 
Erleichterung  des  Verkehrs  zahlreicher  beson- 
derer Einrichtungen  (Schuppen,  Magazine,  Hafen- 
bahnen, Docks  [Trockendocks  und  Schwimm- 
docks] und  Kräne). 

Unter  Freihafen  versteht  man  einen  ausser- 
halb der  Zollgrenzen  gelegenen,  als  Zollaus- 
land betrachteten  Hafen.  In  Europa  gibt  es 
heute  nur  noch  einen  Freihafen:  Gibraltar. 
Dagegen  besitzen  einige  Seehäfen  sog.  Frei- 
hafenviertel,  wie  Hamburg  und  Kopenhagen. 

Für  die  Benutzung  der  Hafeneinrichtungen 
sind  die  sog.  Hafengelder  zu  entrichten,  ent- 
weder sofort  bei  der  Ankunft  des  Schiffes  oder 
mit  Beginn  der  Ein-  oder  Ausladung  der  Rei- 
senden oder  Waren,  seltener  erst  bei  der  Ab- 
fahrt des  Schiffes. 

In  Hamburg  wird  das  Hafen-  oder  Tonnengeld  der 
ankommenden  Schiffe  mit  10  Pfg.  per  cbm  (Netto- 
raumgehalt)  berechnet.  In  bestimmten  Fällen  ist  nur 
die  Hälfte  des  Tonnengeldes  zu  entrichten,  z  B.  für 
ankommende  Schiffe,  die  nur  Steinkohlen,  Koks,  Bau- 
holz, Zement,  Kalk,  Steine,  Torf,  Eichenlohe,  Gips  oder 
Heringe  geladen  haben,  für  alle  120  cbm  und  darunter 
haltenden  Seeschiffe  usw.  Schiffe,  die  nur  Ballast 
geladen  haben  und  wieder  mit  Ballast  abgehen,  solche, 
die  wegen  Havarie  wieder  nach  Hamburg  zurückkehren 
und  mit  der  gleichen  Ladung  wieder  ausgehen,  zahlen 
keine  Hafengebühr. 

Über  die  Einrichtungen  der  Häfen  orientieren 
die  sog.  Hafenlexika.  Das  von  W. T. Lund- 
green  enthält  die  Beschreibung  von  25000 
Hafenplätzen,  Name  und  Lage  des  Hafens, 
Wassertiefe  bei  Flut  und  Ebbe,  Beschreibung 
des  Hafens,  Beschreibung  der  Einsegelung, 
Hafengelder  inkl.  Dockgelder,  Schleppgeleise, 
Lotsengelder,  sonstige  Ausgaben  für  Leichter- 
und  Stauerlohn,  Makler-  und  Konsulatsgebühr, 
Proviant,  Ausbesserung  der  Schiffe,  Ein-  und 
Ausfuhr. 

4.  Die  Ankunft  des  Schiffes  im  Hafen. 

Für  die  Einfuhr  in  den  Hafen  besteht  fast 
ausnahmslos  die  Pflicht,  wegen  der  mit  dem 
Einlaufen  verbundenen  Gefahr  einen  Lotsen 
an  Bord  zu  nehmen,  d.h.  einen  in  der  Schiff- 
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fahrt  erfahrenen  Seemann,  der  die  Hafenver- 
hältnisse genau  kennt  und  daher  befähigt  ist, 
die  Schiffe  in  den  Hafen  hinein-  oder  hinaus- 
zuführen (ein-  oder  auslotsen). 

Auf  der  Elbe  führen  die  Admiralitätslotsen 
das  Schiff  von  Kuxhafen  nach  der  Bosch,  und  die 
Böschlotsen  von  dort  nach  Hamburg.  Der  Hafen- 
lotse bringt  sie  daselbst  an  den  Böschplatz.  Der 
Kapitän  ist  nicht  verpflichtet,  sich  der  beiden 
erstgenannten  Lotsen  zu  bedienen  —  das  staatlich  fest- 
gesetzte Lotsengeld  muss  er  jedoch  unter  allen  Um- 
ständen bezahlen  —  wohl  aber  ist  er  verpflichtet,  den 
Hafenlotsen  an  Bord  zu  nehmen  und  ihm  die  Füh- 
rung des  Schiffes  anzuvertrauen. 

Das  Entlöschen  geschieht  entweder  am  Ha- 
fenkai oder  durch  sog.  Leichterschiffe  (Leich- 
ter, Ewer,  Hulke,  Schuten),  d.  h.  kleine  Fahr- 
zeuge, welche  einen  Teil  der  Warenladung  des 
Schiffes  an  Bord  nehmen,  damit  das  Schiff 
einen  geringern  Tiefgang  erhält  und  seich- 
tere Stellen  leichter  passieren  kann.  Wenn  am 
Hafenkai  gelöscht  wird,  so  trägt  die  Kaiver- 
waltung, wenn  durch  Leichter  gelöscht  wird, 
der  Ewerführer  die  Verantwortlichkeit  für  Mängel 
der  empfangenen  Güter,  falls  diese  nicht  auf 
dem  Konnossement  vermerkt  werden.  Die 
Löschung  hat  an  dem  Platz  zu  geschehen,  der 
vom  Empfänger  der  Ware  hierfür  angewiesen 
wird.  Stückgüter  werden  am  ortsüblichen  Platz 
gelöscht. 

Die  Kosten  der  Ausladung  trägt  in  der  Regel 
die  Reederei,  die  übrigen  Kosten,  z.  B.  die  des 
Wagens  oder  Messens,  der  Empfänger.  Die 
Löschzeit,  d.  h.  die  Zeit,  innerhalb  der  das  Gut 
vom  Schiff  ausgeladen  und  zur  Verfügung  des 
Empfängers  ans  Land  gebracht  sein  muss,  be- 
ginnt am  Tage  nach  der  Löschbereitschafts- 
erklärung. Ihre  Dauer  (Liegetage)  richtet 
sich,  wenn  sie  nicht  gegenseitig  vereinbart  wird, 
nach  den  örtlichen  Verordnungen,  wobei  Sonn- 
und  Feiertage,  stürmische  Tage,  die  ein  Aus- 
laden nicht  ermöglichen,  nicht  in  Betracht 
kommen.  Für  die  übrige  Zeit  wird  pro  Tag 
eine  ziemlich  hohe  Vergütung  (Liege-,  Über- 
liege-, Wartgeld)  berechnet  (bis  1  M  pro 
Tonne  Bruttoraumgehalt). 

Nach  den  Hamburger  Bestimmungen  über  die  Lösch- 
bereitschaftsanzeige und  über  die  Löschzeit  beträgt  ihre 
Dauer  bei  der  Verfrachtung  eines  Schiffes  im  ganzen, 
wenn  die  Ladung  an  einen  Empfänger  geht,  bei  Segel- 
schiffen bis  zur  Grösse  von  30  gemessenen  Register- 
tonnen Nettoraumgehalt  3  Tage,  von  über  100 — 200 
8  Tage,  von  200 — 300  9  Tage  usw.  (bezw.  im  Winter 
3,  9  und  10  Tage  u.  s.  f.),  bei  Dampfschiffen  von 
über  200 — 300  Tonnen  im  Sommer  4,  im  Winter  5 
Tage. 

Will  der  Schiffer  aus  irgend  einem  Grunde 
schneller  entlöschen,  so  zahlt  er  dem  Empfän- 


ger für  die  Bewilligung  hierfür  eine  Vergütung 
'(Dispatchmoney). 

5.  Das  Beladen  des  Schiffes. 

Das  Schiff  nimmt  die  Ladung  vom  Orte 
(A),  wo  der  Vertrag  abgeschlossen  wurde  ein 
und  bringt  sie  nach  dem  andern  Orte  (B),  oder 
es  fährt  in  Ballast  (selten  leer)  nach  einem 
andern  Hafen  (B),  nimmt  dort  die  Ladung  ein, 
und  bringt  sie  an  den  Ort  (A),  wo  der  Ver- 
trag abgeschlossen  wurde  oder  an  einen  andern 
Ort  (C),  oder  es  nimmt  die  Ladung  am  Ort  A 
ein,  bringt  sie  nach  dem  Ort  B,  nimmt  dort 
eine  Rückladung  ein  und  bringt  sie  nach  dem 
Ort  A,  oder  es  hat  „Eskalen  zu  machen",  d.  h. 
verschiedene  Häfen  anzulaufen,  um  Ladung 
aufzunehmen  und  zu  löschen. 

Unter  Befrachtung  {Chartering)  versteht 
man  die  Miete  eines  Schiffes  auf  eine  bestimmte 
Zeit  oder  für  eine  bestimmte  Reise.  Der  Mieter 
heisst  in  diesem  Falle  „Befrachter".  Werden 
nur  einzelne  Teile  des  Schiffes  gemietet,  so 
nennt  man  den  Mieter  „Ablader"  oder  „Ver- 
lader". Wird  die  Fracht  für  ein  Schiff  ohne 
Angabe  des  Gewichts,  der  Stückzahl  oder  des 
Kubikinhalts  bedungen,  so  nennt  man  dies 
eine  Befrachtung  in  der  „Ruse"  {Lump  sunt 
charter).  Falls  der  Befrachter  nicht  eine  ganze 
„volle  und  bequeme"  Ladung  zu  liefern  hat, 
wird  entweder  der  ihm  zur  Verfügung  stehende 
Raum,  oder  das  Quantum,  oder  die  Gattung 
der  zu  versendenden  Güter  angegeben.  Liefert 
er  die  Ladung  nicht,  so  hat  er  die  Faut- 
fracht (franz.  faute  de  frei  =  Mangel  an 
Fracht)  gewöhnlich  in  der  Höhe  der  ausbe- 
dungenen Fracht,  nach  dem  Seerecht  einzelner 
Staaten  nur  bis  zur  Hälfte  derselben  zu  zahlen. 

Der  Kapitän  hat  an  dem  vom  Verlader  bestimmten  Lade- 
platz anzulegen  (,,das  Schiff  liegt  in  Ladung  auf  Stück- 
güter", „das  Schiff  legt  auf  Stückgüter  an").  Ohne  Ge- 
nehmigung des  Abladers  dürfen  seine  Güter  nicht  als 
Deckladung,  d.  h.  in  Dunetten,  Räumen,  auf  Deck  auf- 
gebaut, verladen  oder  an  die  Seiten  des  Schiffes  gehängt 
werden.  Ohne  Not  darf  die  Ladung  auch  nicht  auf 
ein  anderes  Schiff  geladen  werden.  Der  Kapitän  oder 
Steuermann  stellt  dem  Ablader  einen  Empfangs- 
schein aus,  wonach  der  Schiffer  das  Konnossement 
ausstellt.  Der  Kapitän  hat  auch  für  „Stauung  nach 
Seemannsbrauch"  zu  sorgen,  damit  keine  Steife 
(Verlegung  des  Schwerpunktes  in  den  Kiel  des  Schiffes), 
kein  Schlingern  (Schwanken  des  Schiffes  von  einer 
Seite  zur  andern),  keine  ranke  Stauung  (infolge  zu 
hoher  Lage  des  Schwerpunktes  oder  zu  geringen  Bal- 
lastes) eintritt.  Besondere  Aufmerksamkeit  hat  der  Ka- 
pitän dem  Stauen  zu  schenken  bei  Verfrachtung  von 
Stückgütern  in  ,, Bausch  und  Bogen".  Wichtig  ist  nicht 
nur  die  Rücksichtnahme  auf  das  Einladen  eines  möglichst 
grossen  Quantums,  sondern  auch  auf  das  sog.  Gar- 
nieren {Dunnage),  d.  h.  den  Schutz  der  Ladung  gegen 


346 


Handelslehre. 


Beschädigung  durch  Seewasser  usw.,  durch  Matten, 
Bretter  oder  andere  Waren,  die  durch  Seewasser  keinen- 
Schaden  nehmen. 

6.  Signale  und  Flaggen. 

Die  Signale  werden  gegeben  durch  Flaggen, 
Laternen,  Kanonenschüsse,  Blickfeuer  oder  Ra- 
keten. Mit  18  Flaggen  und  Wurzeln  (Kon- 
sonanten darstellend)  kann  man  nach  dem 
internationalen  Signalbuch  78642  Sig- 
nale geben,  von  denen  etwa  20000  zu  Fragen 
und  Antworten  verwendet  werden.  Auf  grosse 
Entfernungen,  bei  denen  die  Farben  verschwin- 
den, werden  die  Signale  durch  verschieden- 
artig geformte  Körper  gegeben. 

Jedes  Schiff  hat  an  der  Oaffel  oder  am  Be- 
sanmast  die  Landesflagge  zu  führen.  Die 
Berechtigung  hierzu  gibt  das  Certifikat  oder 
der  Registerbrief.  Daneben  führen  die  Han- 
delsschiffe meist  noch  die  sog.  Haus-  oder 
Kontorflagge  (am  Grossmast). 

7.  Havarie. 

Seeschäden  werden  in  der  Regel  auf  die 
Habe  (span.  haveria,  averia)  des  Reeders  (Schiff) 
und  des  Befrachters  (Ladung)  verteilt. 

Als  grosse  Havarie  bezeichnet  man  die 
Schäden  und  die  daraus  entstandenen  Kosten, 
die  dem  Schiffe  absichtlich  zugefügt  werden, 
um  das  übrige  zu  retten  (Überbordwerfen  von 
Gütern  und  Schiffsgerätschaften,  Kappen  [Ab- 
hauen] der  Masten,  freiwilliges  Stranden,  Kosten 
beim  Einlaufen  in  den  Nothafen,  Wegschneiden 
von  Tauen  oder  Segeln,  Ankern,  Ankertauen 
oder  Ankerketten  usw.).  Im  Bestimmungshafen 
hat  der  Kapitän  der  hierfür  gesetzlich  bestimm- 
ten Behörde  (Seegericht,  Seeamt,  Konsul)  so- 
fort eine  Darstellung  des  Seeunfalles  zu  geben 
(Verklarung).  Diese  ist  von  ihm  und  der 
Mannschaft  eidlich  zu  bekräftigen  und  muss 
den  Aufzeichnungen  des  Schiffsjournals  ent- 
sprechen. Bei  Verhinderung  des  Führers  hat 
der  ihm  im  Range  nächste  Schiffsoffizier  die 
Verklarung  zu  bewirken. 

Die  Untersuchung  über  die  Ursachen  des  Unfalles 
erstreckt  sich  besonders  auf  folgende  Punkte: 

1.  Ob  Mängel  in  der  Bauart  und  der  Beschaffenheit 
des  Schiffes  usw.,  oder  Mängel  des  Fahrwassers  und 
der  Hilfseinrichtungen  den  Unfall  herbeigeführt  haben. 

2.  Ob  der  Kapitän  oder  Steuermann  durch  fehler- 
hafte Handlung  oder  Unterlassung  den  Unfall  ver- 
schuldet hat. 

Die  Festsetzung  des  Schadens  erfolgt 
im  Bestimmungshafen  oder  im  Hafen,  wo  die 
Reise  aufhört,  auf  Grund  der  Verklarung  und 
nach  sofortiger  Anzeige  an  den  Korrespon- 
denten des  Reeders  (oder  den  Makler),  durch 
besondere  hierfür  bestimmte,  unbeteiligte  Per- 


sonen {Dispacheure,  oft  Schiffsmakler).  Die 
Berechnung  nennt  man  Dispache  (span.  = 
Verteilung).  Sie  enthält  die  Darstellung  der 
Begebenheiten,  und  die  Verteilung  des  Scha- 
dens auf  Schiff,  Fracht  und  Ladung. 

Schon  frühzeitig  (1860)  tauchte  das  Bestreben  auf, 
in  Angelegenheiten  der  Havarie  internationale  Verein- 
barungen zu  treffen  (Verein  für  die  Reform  und  Kodi- 
fikation des  Völkerrechtes  von  Liverpool).  Auf  Grund 
der  Beschlüsse  dieses  Vereins  wurden  im  Jahre  1877  zu 
Antwerpen  12  Regeln,  die  York- Antwerprules  aufge- 
stellt, die  1890  teilweise  verändert,  heute  noch  die 
Grundlage  für  die  Behandlung  der  Havarieschäden  bilden. 

Die  partikulare  oder  besondere  Hava- 
rie betrifft  die  durch  Unfall  verursachten  Schä- 
den und  Kosten.  Schiffer  und  Befrachter  tragen 
diese  Schäden  allein,  je  nachdem  sie  den  einen 
oder  den  andern  treffen.  Bei  Zusammenstössen 
trägt  der  schuldige  Teil  den  Schaden;  liegt 
kein  Verschulden  vor,  so  ist  der  Unfall  als 
besondere  Havarie  anzusehen. 

Im  uneigentlichen  Sinne  bezeichnet  man  als  kleine 
Havarie  die  Unkosten  der  Schiffahrt  (Lotsen-,  Hafen-, 
Schleppgelder,  Eisbrechergebühren  usw.),  die,  wenn 
keine  andere  Verabredung  getroffen  wurde,  zu  Lasten 
des  Verfrachters  fallen. 

8.  Die  Bodmerei. 
Die  Bodmerei  (abgeleitet  von  niedersäch- 
sisch bodem  =  Schiffsboden)  ist  ein  Seedar- 
lehnsgeschäft.  Der  ausserhalb  des  heimatlichen 
Hafens  befindliche  Schiffer  (Kapitän)  wird  mit- 
unter, um  die  Reise  fortsetzen  oder  das  Schiff 
und  die  Ladung  erhalten  zu  können,  ein  Dar- 
lehen aufnehmen  müssen.  Zur  Sicherung  des 
Darlehens,  für  das  eine  hohe  Prämie  berechnet 
wird,  werden  Schiff,  Fracht  oder  Ladung  — 
letztere  allein  nur,  wenn  das  Anleihen  ledig- 
lich mit  Rücksicht  auf  die  Ladung  aufgenom- 
men wird  —  oder  alle  drei  zusammen,  dem 
Darlehnsgeber  (Bodmereigeber,  Bodmerist)  vom 
Bodmereinehmer  verpfändet  (verbodmet).  Der 
Gläubiger  kann  sich  nach  Ankunft  des  Schiffes 
an  dem  Endpunkt  der  Reise  wegen  seiner  An- 
sprüche nur  an  die  verpfändeten  Gegenstände 
halten,fürdie  dasDarlehnsgeschäft  abgeschlossen 
worden  ist.  Eine  solche  Urkunde,  Bodmerei- 
brief, Bodmereivertrag  genannt,  kann  auf  Ver- 
langen des  Bodmereigebers  in  mehreren  Exem- 
plaren, und  an  die  Ordre  des  Gläubigers,  oder 
bloss  an  Ordre  ausgestellt  werden.  Der  Ordre- 
Bodmereibrief  kann  durch  Indossament  über- 
tragen werden. 

Wegen  der  hohen  Bodmereiprämien  darf  der  Schiffer 
ein  solches  Anleihen  nicht  aufnehmen,  wenn  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  ist,  das  Geld  vom  Reeder  oder  von 
einem  Korrespondenten  des  Reeders,  oder  von  einem 
Ladungsinteressenten  zu  erhalten.  Diese  Möglichkeit 
wird   infolge   der  Entwicklung   der  Telegraphie  immer 


Hilfsgewerbe  des  Handels. 


347 


grösser,  andererseits  erhalten  die  Schiffer  oft  Zirkular- 
Seekreditbriefe,  die  auf  Banken  verschiedener  Seeplätze 
lauten. 

9.  Der  Schiffsunternehmer. 
Der  Eigentümer  eines  Schiffes,  das  er  zu 
Seefahrten  für  seinen  Erwerb  benutzt,  heisst 
Reeder.  (Die  Bezeichnung  findet  keine  An- 
wendung auf  Personen,  die  ein  Schiff  nur 
mit  der  Absicht  auf  einen  gewinnbringen- 
den Wiederverkauf  erwerben).  Die  hohen 
Herstellungs-  und  Betriebskosten  bringen  es 
mit  sich,  dass  in  der  Regel  verschiedene  Per- 
sonen am  Eigentum  eines  Schiffes  beteihgt 
sind.  Die  Gesamtheit  alier  dieser  Personen 
nennt  man  Reederei,  die  Beteiligten  Mit- 
reeder, den  Anteil  jedes  einzelnen  Schiffs- 
part. Jeder  Mitreeder  nimmt  an  Gewinn  und 
Verlust  des  Unternehmens  im  Verhältnis  der 
Grösse  seines  Partes  zum  Gesamtvermögen 
Anteil,  Eine  solidarische  Haftpflicht,  wie  bei 
den  der  Reederei  ähnlich  organisierten  offenen 
Handelsgesellschaften  findet  nicht  statt 

Bei  Beschlussfassungen  entscheidet,  wie  bei  den  Ak- 
tiengesellschaften, nicht  die  Anzahl  der  Mitglieder,  son- 
dern die  Menge  der  Parten.  Für  die  Führung  des 
Unternehmens  wird  oft  ein  sog.  Korrespondent- 
reeder angestellt,  der  etwa  die  gleichen  Rechte  wie 
der  Prokurist  eines  Handelsgeschäftes  besitzt.  Er  darf, 
wie  dieser,  keine  Immobilien  veräussem  und  hypotheka- 
risch belasten,  doch  hat  er  das  Recht,  Bodmereianleihen 
aufzunehmen. 

Hauptplätze  des  europäischen  Reederei- 
geschäfts sind  London,  Liverpool,  Hamburg, 
Bremen  und  Marseille. 

Auch  im  Schiffahrtswesen  geht  die  Entwick- 
lungstendenz auf  den  Grossbetrieb  (Betriebs- 
gemeinschaften, Zusammenlegen  von  Linien, 
Aufkauf  kleinerer  Unternehmungen,  Verträge 
usw.).  Bis  jetzt  hat  der  Staat  dieses  Gebiet 
der  Privatunternehmung  überlassen,  doch  übt 
er  in  mancher  Hinsicht  einen  entscheidenden 
Einfluss  auf  die  Entwicklung  der  Schiffahrt 
aus  (Subventionen,  Vorschriften  über  den  Bau 
der  Schiffe,  Privilegien  usw.). 

7)  Tarifwesen. 

/.  Binnenschiffahrt. 

Weil  der  Transport  auf  Flusschiffen  und 
Kähnen  sehr  billig  ist,  eignet  er  sich  nament- 
lich für  Massengüter  wie  Eisen,  Steine,  Kohlen, 
Holz,  Asphalterde,  landwirtschaftliche  Rohpro- 
dukte. Für  Stückgüter  wird  ein  Mindestge- 
gewicht  von  100  (seltener  50)  kg  berechnet, 
oder  ein  Mindestfrachtsatz  von  2 — 3  M.  Zu- 
weilen wird  die  Fracht  auch  nach  Last 
(=  2000  kg)  oder  Karre  (=  1700  kg)  berechnet. 

Das    Tarifwesen    ist   der   Natur   der    Sache 


nach  bei  der  Schiffahrt  nicht  so  fest  geregelt, 
wie  im  Eisenbahntransport.  Die  Frachtsätze 
richten  sich  nach  dem  jeweiligen  Wasserstand, 
nach  dem  verfügbaren  Laderaum  und  nach 
dem  Raumverhältnis  des  zu  verfrachtenden 
Gutes  und  sind  um  so  höher,  je  niedriger 
der  Wasserstand  ist  und  je  zahlreicher  die  zur 
Versendung  bestimmten  Güter  sind.  Bei  Mass- 
gut sind  sie  höher  als  bei  Gewichlgut,  bei 
Stückgut  höher  als  bei  ganzen  Schiffsladungen. 

Der  Grosshändler  —  für  den  Kleinhändler  kommt 
der  Bezug  der  Ware  auf  dem  Wasserweg  nicht  in  Be- 
tracht —  wendet  sich  wegen  der  Frachtvermittlung  mit 
Vorteil  an  den  Spediteur,  der  durch  Anfragen  nach  den 
Übernahmssätzen  bei  verschiedenen  Gesellschaften  die 
billigsten  Frachtsätze  ermittelt  und  infolge  der  Kennt- 
nis der  Verhältnisse  dem  Kaufmann  bei  Beförderung  der 
Güter  auf  dem  Wasserwege  ebenso  gute  Dienste  leistet 
wie  beim  Landtransport. 

Kahnfrachten  werden  an  einigen  bedeutenden  Um- 
schlaghäfen (Aussig,  Ruhrort)  auf  den  Frachtbörsen 
durch  die  Frachtmakler  vermittelt. 

Die  Frachtsätze  werden  notiert  ab  Lade- 
stelle der  Schiffahrtsgesellschaft,  ab 
Waggon  Ladekai,  ab  Bord  des  Schiffes, 
so  dass  noch  verschiedene  Spesen,  wie  Um- 
schlagspesen oder  Werftgebühren,  Rollgeld, 
Liegegeld,  Ufer-,  Kai-,  Krangebühren,  Zoll- 
abfertigungsgebühr u.  a.  zu    berechnen   sind. 

Diese  Umschlagspesen  sind  je  nach  den  Ortsverhält- 
nissen und  Ladeeinrichtungen  in  den  einzelnen  Binnen- 
häfen sehr  verschieden,  so  dass  es  für  den  Kaufmann 
sehr  schwer  wird,  die  Fracht  zu  kalkulieren. 

Kommen  die  Güter  mit  der  Eisenbahn  in  den  Ver- 
schiffungshafen, so  kommt  zu  den  obigen  Spesen  noch 
der  Fuhrlohn  vom  Frachtenhofe  bis  zur  Ladestelle 
des  Schiffes  hinzu. 

Es  werden  entweder  nur  reine  Wasser- 
frachten mit  oder  ohne  Umschlagspesen  no- 
tiert oder  auch  Durchfrachten,  d.  h.  kom- 
binierte Bahn-  und  Wasserfrachten.  Dies  ge- 
schieht, wenn  die  Schiffahrtsgesellschaft  den 
Transport  übernimmt  vom  Hafen  bis  zu  einem 
Bestimmungsort,  der  nicht  am  Flusse  liegt. 
Die  Durchfracht  umfasst  alsdann  den  Fuhrlohn 
oder  die  Kosten  des  Bahntransportes  bis  zur 
Verladestelle,  die  Fracht  für  den  Wassertrans- 
port und  die  Bahnfracht  bis  zur  Bestimmungs- 
station. 

2.  Seeschiffahrt. 

Die  Fracht  für  Leichtgut  (Massgut)  wird 
nach  dem  Mass  (Masseinheit:  1  engl.  Schiffs- 
tonne =  40  engl.  Kubikfuss),  die  für  Schwer- 
gut (Gewichtsgut)  nach  dem  Gewicht  (Mass- 
einheit: 1  Tonne  =  1000  kg  oder  1  engl.  Ge- 
wichtstonne :=  2240  engl.//.  =  1015  kg)  be- 
rechnet. Schwergüter  sind  solche,  die  per  engl. 
Schiffstonne  mehr  als  1000  kg  wiegen.  Alle 
andern  Güter  sind  Leichtgut.    Die  Frachtsätze 
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verstehen  sich  entweder  „in  füll"  (im  ganzen), 
d.  h.  ohne  jeden  andern  Zuschlag,  oder  mit 
Primgeld  {Primage,  Kapplaken,  von  holl.  kap 
=  Kappe,  und  laken  =  Tuch,  Kopftuch)  d.  h. 
mit  einem  Zuschlag  von  10 — 15%  zur  Nor- 
malfracht. Für  Massengüter  bestehen  billigere 
Frachtsätze  als  für  Stückgüter. 


Die  Stückgutsätze  werden  von  den  Gesellschaften 
auf  eine  Anfrage  hin  von  Fall  zu  Fall  notiert,  die 
Sätze  für  Massengüter  werden  an  den  Frachtbörsen 
festgesetzt.  Doch  haben  einige  Gesellschaften  auch 
feste  Tarife  ausgegeben,  so  die  Deutsche  Levantelinie 
in  Hamburg  (einen  Tarif  mit  Durchfrachtsätzen),  die 
Deutsch-Ost-Afrika-Linie  (in  Hamburg)  und  der  öster- 
reichische Lloyd. 


Beispiel : 


Reduzierter  Spezialtarif  für  Ostafrika. 
Gültig  bis  auf  Widerruf,  ab  Triest  oder  Fiume. 


iVlombassa 

Sansibar 

Beira 

Lor.-Marquez 

Durban 

Artikel 

Shillings 

Shillings 

Shillings 

Shillings 

Shillings 

per 
1000  kg 

per 

per 

1000  kg 

per 

10«)  kg 

per 

1000  kg 

per 

per 

1000  kg 

per  J 
""1 

Abestwaren       ...          ... 

Asphalt 

Baumwollgame  und  Gewebe  .     . 

Besen  und  Bürsten 

Bier 

Zement 

usw. 

38/- 
28/- 

38/- 

28/- 

34/- 
26/- 

38/- 
28/- 

38/- 

28/- 

34/- 
26/- 

40/- 
30/- 

40/- 
30/- 

40/- 

28/- 

40/- 
30/- 

40/- 
30/- 

40/- 

28/- 

40/- 
30/- 

40/- 
30/- 

40/- 

28/- 

1 

Die  Minimalfracht  beträgt  10/-,  unter  diesem  Betrage  werden  keine  Konnossemente  gezeichnet. 

Anmerkung:    Auf  vorstehende  Sätze  kommt   ein  Zuschlag  von  S^/^,  Primage  in  Anrechnung. 

In  den  Sätzen    für  Lorenz©- Marquez  und  Durban  sind  die  Landungsspesen  inbegriffen. 

Die  Sätze  für  Mombassa,  Sansibar  und  Beira  verstehen  sich  exkl.  Landungsspesen.  Sie  betragen  für 
alle  Güter:  in  Mombassa  5/-,  in  Sansibar  5/-,  in  Beira  9/-  per  1000  kg  oder  cbm  und  werden  gleichzeitig  mit 
der  Fracht  eingehoben. 

Für  alle  nicht  benannten  Artikel  und  für  Güter  ungewöhnlichen  Umfanges  oder  Gewichtes  sind  die  Fracht- 
sätze von  Fall  zu  Fall  zu  vereinbaren.  Die  Frachten  sind  im  voraus  bei  der  Aufgabe  des  Gutes  zahlbar. 
Nachnahmen  werden  nicht  angenommen.  Jede  Sendung  muss  rechtzeitig  angemeldet  werden  und  gut  nur  nach 
schriftlicher  Bestätigung  seitens  der  Gesellschaft  als  definitiv  gebucht.  Jedenfalls  aber  muss  die  Ware  min- 
destens 8  Tage  vor  Abgang  des  Dampfers  im  Verschiffungshafen  ladebereit  sein. 


In  ruhigen  Zeiten  sind  die  Frachtsätze  im 
Seetransport,  wenigstens  bei  der  Ausfahrt,  we- 
niger schwankend  als  im  Binnenverkehr.  Für 
die  Heimreise  bestimmt  sich  der  Frachtsatz 
immer  von  Fall  zu  Fall,  je  nach  Angebot 
und  Nachfrage.  In  Kriegszeiten  entstehen  sehr 
hohe  Frachtsätze,  sowohl  im  überseeischen  Ver- 
kehr nach  den  kriegführenden  Gebieten,  als 
namentlich  auch  in  der  Küstenschiffahrt,  da 
dieser  durch  die  Inanspruchnahme  der  Handels- 
dampfer für  militärische  Zwecke  ein  grosser 
Teil  der  zur  Bewältigung  des  Verkehrs  nötigen 
Fahrzeuge  entzogen  wird. 

Bei  kleinen  Partien  wird  entweder  ein  Mindest- 
gewicht (50 — 1000  kg)  oder  ein  Mindestsatz  be- 
rechnet, der  für  die  einzelnen  Waren  verschieden  ist. 
Betreffend  der  Abkürzungen  „cif"  und  „fob''  s.  S  328. 

Die  Frachtsätze  sind  verschieden  für  Schnelldampfer 
und  reguläre  Dampfer,  femer  nach  der  Gattung  der 
Waren. 


ähnlich  ist  und  vom  Versender  dem  Empfänger 
übermittelt  wird,  der  ihn  wie  einen  Wechsel 
weiter  indossieren  kann.  Der  Absender  ist 
verpflichtet,  die  Güter  rechtzeitig  abzuliefern, 
sonst  hat  er  Liegegeld,  und  im  Falle  der 
Nichtlieferung  die  Hälfte  der  ausbedungenen 
Fracht  zu  zahlen. 

Massgebend  sind  hierfür  die  „Verladungsbedin- 
gungen" der  verschiedenen  Gesellschaften;  für  Be- 
schwerden wegen  Verspätung,  Verlust,  Schädigung  der 
Sendung  durch  den  Schiffer  gelten  im  allgemeinen  die 
Haftpflichtbestimmungen,  die  auf  den  Fracht- 
führer Bezug  haben;  Rechte  und  Pflichten  der  Trans- 
portunternehmung werden  geregelt  durch  das  „Ge- 
setz betreffend  die  privatrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Binnenschiffahrt". 

Vor  Antritt  der  Reise  hat  der  Schiffer  zu 
untersuchen,  ob  das  Schiff  und  die  Ausrüstung 
in  gutem  Zustand  und  die  Ware  richtig  ge- 
staut ist.     Nach  Ankunft  am   Bestimmungsort 


i^     c  .      -IT    i    V.        sj.  j      !  hat  er  den  Empfänger  zur  Löschung  aufzu- 

e  SPr  *^^"^'"^""  **"  Verkehr  mit  der  fordern.     Vollzieht  dieser  sie  nicht  innerhalb 
Schiffahrtsunternehmung.  ^^^  festgesetzten  Frist,  so  hinterlegt  der  Schiffer 

I.Binnenschiffahrt.  .,   die  Güter  auf  Kosten  des  Empfängers  in  einem 

Über   die  übernommenen  Stuckguter   wird   öffentlichen  Lagerhaus, 
vom  Kapitän  der  Ladeschein  ausgestellt,   der  |       ßei    der    grossen   Konkurrenz    der    Schiffahrtslinien 
in    seinen    Angaben    dem    Eisenbahnfrachtbrief  j  und  den  daraus  folgenden  gegenseitigen  Unterbietungen 
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der  Frachtsätze  empfiehlt  es  sich,  die  Frachtsätze  der 
verschiedenen  Reedereien  einzuholen  und  zu  verglei- 
chen. Der  kürzere  Weg  nach  dem  Seehafen  oder  an 
den  Bestimmungsort  überhaupt,  unter  Benutzung  der 
Eisenbahn,  ist  nicht  immer  der  vorteilhaftere. 

Den  unmittelbaren  Verkehr  zwischen  den 
Binnen- und  Seehäfen  besorgt  der  sog.  direkte 
Verkehr,  während  beim  Sammeldienst  das 
Schiff  jeden  Hafen  längs  des  Flusses  anläuft, 
um  Güter  aufzunehmen. 

Unter  den  Dampfschiffahrtsgesellschaften  sind  zu 
nennen:  Die  Kette  und  die  Österreichische  Nordwest- 
dampfschiffahrtsgesellschaft auf  der  Elbe  zwischen  Prag 
und  Hamburg,  die  Mannheimer  Dampfschleppschiffahrts- 
gesellschaft, die  Niederländische  Dampfschiffreederei  auf 
dem  Rhein  und  seinen  Nebenflüssen. 

2.  Seeschiffahrt. 
Der  Kaufmann,  der  Waren  im  Seeverkehr 
verschicken  will,  hat  vor  allem  für  eine  rich- 
tige Verpackung  zu  sorgen,  nicht  bloss  mit 
Rücksicht  auf  die  besonderen  Vorschriften  und 
Bedürfnisse  des  Seetransportes  selbst,  sondern 
auch  hinsichtlich  der  besonderen  Bedürfnisse 
und  Geschmacksrichtungen,  die  im  Bestim- 
mungslande massgebend  sind. 

Dies  gilt  namentlich  für  die  innere  Verpackung 
der  Waren,  die  sog.  Accomodage,  die  den  Zweck  hat, 
den  in  den  Kisten  verpackten  Einzelstücken  ein  ele- 
gantes, gefälliges,  den  örtlichen  Wünschen  entsprechen- 
des Aussehen  zu  geben.  Als  äussere  Verpackung 
dient  häufig  die  sog.  ,,Seekiste",  eine  Holzkiste  mit 
Zinkeinsatz,  der  verlötet  wird,  um  das  Eindringen  von 
Seewasser  zu  verhindern.  Die  Verpackungsweise  ist 
sehr  verschieden,  je  nach  dem  Herkunftsland  oder  der 
Warengattung.  Nordamerika  verschifft  den  Tabak  in 
Fässern,  Ostindien  in  Ballen  und  Matten.  Kohle,  Salz, 
Getreide  u.  a.  Gegenstände  werden  meist  unverpackt, 
lose  ins  Schiff  geschüttet,  Petroleum  in  sog.  Tank- 
dampfer; Wolle  wird  in  Ballen  spediert,  die  hydraulisch 
gepresst  werden. 

Die  Gewichtsangaben  müssen  ebenfalls  dem  Bestim- 
mungslande angepasst  sein  (Liter,  Gallonen;  Meter, 
varas  [span.  Elle],  Yards  usw.),  ebenso  die  wirklichen 
Gewichte  (kleine  Kisten  und  Ballen  nach  Ländern 
mit  Karawanenverkehr).  Waren,  die  nach  den  Tropen 
versandt  werden,  bedürfen  einer  besonders  sorgfältigen 
und  zweckentsprechenden  Verpackung. 

Der  Kaufmann  oder  Spediteur  hat  die  Waren 
einige  Tage  vor  Abgang  des  Dampfers  im 
Hafen  bereit  zu  stellen,  sonst  riskiert  er,  dass 
die  Güter  bis  zur  Abfahrt  des  nächsten  Damp- 
fers auf  seine  Kosten  (Lager-  und  Abfuhrgeld) 
auf  Lager  genommen  werden  (Ladeschluss). 
Wird  die  Ware  mit  der  Bahn  zum  Seehafen  be- 
fördert, so  erhält  der  Frachtbrief  die  Bemerkung: 
„Zur  Ausfuhr  über  See  nach  ausserdeutschen 
Ländern",  da  die  Eisenbahnen  für  solche  Güter 
besonders  billige  Frachten  berechnen.  Für  Stück- 
güter wird  das  Konnossement,  für  grosse  La- 
dungen die  Charte  partie  ausgestellt. 


Beispiele  der  den  Handelsverkehr  betreffen- 
den Dokumente  folgen  im  Abschnitt  „Kontor- 
arbeiten". 

d)  Das  Postwesen, 

a)  Bedeutung  und  Wirkungen  des  Post- 
wesens. Die  Entwicklung  dieser  meistbe- 
nutzten Verkehrseinrichtung  fällt  ursächlich  und 
zeitlich  mit  der  Entwicklung  der  übrigen  Ver- 
kehrseinrichtungen zusammen.  Doch  hat  das 
Postwesen  mehr  als  jede  andere  Verkehrsform 
im  Laufe  der  Zeit  tiefeinschneidende  Umge- 
staltungen erfahren,  namentlich  dadurch,  dass 
die  Eisenbahnentwicklung  sowie  die  Fortschritte 
der  Schiffahrt  das  Postwesen  einerseits  ein- 
schränkten, indem  sie  den  Personenverkehr  an 
sich  zogen,  und  den  Gütertransport  der  Post 
nur  für  bestimmte  Gegenstände  (Brief-,  Paket- 
und  Geldverkehr)  zuliessen,  andererseits  aber 
den  Nachrichtendienst  erst  auf  die  heutige 
Höhe  brachten. 

Grossen  Einfluss  üben  Post  und  Telegraph 
auf  die  örtliche  und  zeitliche  Preisausglei- 
chung aus,  indem  die  Berichte  über  den 
Saatenstand,  die  Ernte,  die  vorhandenen  Wa- 
ren, die  Zufuhren,  den  Verkauf  usw.  durch 
die  sog.  Handelsdepeschen,  die  Marktberichte 
und  die  Zeitungen  zu  jedes  Interessenten 
Kenntnis  gelangen.  Der  Nachrichtendienst  der 
Post  hat  im  Verein  mit  dem  Eisenbahn-  und 
Schiffahrtswesen  die  Weltmarktpreisbil- 
dung an  die  Stelle  der  lokalen  Preisbildung 
gesetzt.  Die  Sicherheit  der  Handelsbe- 
ziehungen hat  durch  den  verbesserten  Nach- 
richtendienst gewonnen.  In  hohem  Masse  ist 
er  ein  Mittel  zur  Erhaltung  wirtschaftli- 
cher Güter  geworden.  Die  Fortschritte  auf 
allen  Gebieten  des  Kulturlebens  werden 
durch  ihn  rasch  zum  allgemeinen  Gut.  So  ist 
die  Post  zu  einem  hervorragenden  Kulturwerk- 
zeug geworden,  das  namentlich  auch  auf  die 
Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens  und  auf 
die  Entwicklung  des  Staatslebens  von  beson- 
derer Bedeutung  ist  (s.  S.  83  ff.). 

Die  heutige  Post  besorgt  die  Beförderung 
von  Briefen,  Postkarten,  Kartenbriefen,  Tele- 
grammen, Zeitungen,  Drucksachen,  Geschäfts- 
papieren, Warenproben,  Geldbriefen,  Paketen 
mit  und  ohne  Wertangabe,  sowie  den  Per- 
sonenverkehr. Ausser  diesen  rein  kaufmänni- 
schen Geschäften  versieht  sie  häufig  Bankier- 
dienste (s.S.  355 ff.),  wirkt  mit  beim  Zolldienst, 
bei  Renten-  und  Lebensversicherungen,  bei 
Zustellung  von  gerichtlichen  und  Betreibungs- 
akten, bei   der  Steuererhebung  usw. 
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Die   Bedeutung  des  Postverkehrs    ergibt    sich    aus 
nachfolgenden  abgerundeten  Zahlen :  Die  Zahl  der  jähr- 
lich  aufgegebenen,    empfangenen    und    transitierenden 
Briefe  beträgt  in  Millionen:   Europa  6100;   Amerika 
3000;  Asien  400;  Australien  230;  Afrika  70;  —  Ver- 
einigte Staaten  2650;  Grossbritannien  und  Irland  1850 
Deutschland  1420;    Frankreich   940;    Österreich    720 
Russland  270;  Italien  210;  Belgien  140;  Schweiz  130 
Spanien  100.     Davon   entfallen  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung in:   Türkei   0,5;   Brasilien  1,4;   Italien   6,5; 
Österreich-Ungarn  ISVg;  Deutschland  26  Va;   Schweiz 
43;  Australien  46;  Grossbritannien  und  Irland  48 

Postkarten  (in  MilHonen):  Europa  1430;  Amerika 
530:  Asien  380;  Austrahen  5;  .Afrika  2;  —  Deutsch- 
land 520;  Vereinigte  Staaten  510;  Grossbritannien  340; 
Österreich-Ungarn  240;  Schweiz  40.  In  Deutschland 
kommen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  10,  in  der 
Schweiz  12  Postkarten,  in  Spanien  auf  15  Köpfe  nur 
eine. 

Sehr  gross  ist  ferner  die  Zahl  der  von  der  Post  be- 
förderten, bei  ihr  bestellten  und  durch  sie  bezogenen 
Zeitungen:  Europa  über  3  Milliarden,  Amerika  über 
1 V4  Milliarden,  Asien  und  Australien  über  100  Millionen, 
Afrika  über  20  Millionen  —  Vereinigte  Staaten  IV«; 
Deutschland  1*/^  Milliarden.  In  der  Schweiz  kommen 
auf  den  Kopf  33,  in  Russland  nicht  ganz  2. 

Die  Zahl  der  durch  die  Post  beförderten  Zeitungen, 
andern  Drucksachen  und  Warenproben  beträgt  über 
13  Milliarden,  wovon  etwa  die  Hälfte  auf  Europa 
(mehr  als  Vio  ^uf  Deutschland)  entfällt.  Pro  Kopf  der 
Bevölkerung  erreicht  die  Schweiz  das  Maximum  mit 
rund  50  (Fremdenverkehr,  stark  entwickelte  Industrie 
und  reger  Handel). 

Der  Paketverkehr  der  Post  ist  ebenfalls  ganz 
bedeutend:  Europa  370;  Amerika  90,  Asien  5,  Afrika 
und  Australien  je  gegen  2  Millionen;  Deutschland  über 
160  Millionen.  Pro  Kopf:  Schweiz  6;  Deutschland 
über  3,  Italien  nur  0,2,  Russland  gar  bloss  0,03. 

Durch  Postanweisungen  werden  in  Deutschland 
jährlich  etwa  6100  Mülionen  M,  in  Österreich-Ungarn 
2000,  in  der  Schweiz  380  Mill.  M  bezahlt.  In  Län- 
dern, wo  der  Checkverkehr  stark  entwickelt  ist,  bleibt 
der  Postanweisungsverkehr  verhältnismässig  zurück 
(Grossbritannien  etwa  1000  Mill.;  Vereinigte  Staaten 
gegen  700  Mill.  M).  In  dem  wirtschaftlich  rückstän- 
digen Portugal  beträgt  der  Postanweisungsverkehr 
weniger  als  15  Mill.  M. 

Nachnahmesendungen  kommen  in  der  Schweiz 
pro  Kopf  gegen  7,  in  Deutschland  gegen  2V2,  in  Russ- 
land auf  20  Köpfe  eine.  In  Postaufträgen  hat 
Deutschland  den  grössten  Verkehr  (über  600  Mül.  M). 

Auf  100000  Einwohner  kommen  in  der  Schweiz  120, 
in  Deutschland  70,  in  Grossbritannien  50,  in  China  nur 
3  Postanstalten. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  in  der  neueren 
Zeit  die  Entwicklung  der  Seepost  —  es  exi- 
stieren ca.  200  Postdampfschifflinien  —  ge- 
worden. Namentlich  Deutschland  ist  in  dieser 
Beziehung  in  der  letzten  Zeit  einen  grossen 
Schritt  vorwärts  gerückt,  indem  es  sich  von 
der  Vormundschaft  anderer  Nationen  durch 
Errichtung  eigener  Postdampferlinien  los- 
gerissen hat  (deutsche  Postdampferfahrten  nach 
Nord-,  Zentral-  und  Südamerika,  nach  West- 


und  Ostafrika,  nach  Australien  und  Ostasien) 
und  zur  Verbesserung,  Vereinfachung  und  Be- 
schleunigung des  Verkehrs,  namentlich  mit 
Amerika,  bemüht  war. 

ß)  Staat  und  Postwesen.  Die  Verfassung 
des  Deutschen  Reiches  bestimmt,  in  Überein- 
stimmung mit  den  andern  KuUurstaaten,  dass 
das  Post-  und  Telegraphenwesen  für  das  ganze 
Reichsgebiet  als  einheitliche  Staatsanstalt  ein- 
gerichtet und  verwaltet  wird  und  die  Überschüsse 
in  die  Reichskasse  fliessen  (Bayern  hat  sich  in 
dieser  Hinsicht  ein  Reservatrecht  erhalten). 

Der  Postzwang  verpflichtet  das  Publikum, 
bei  der  Versendung  von  verschlossenen  Briefen 
und  von  politischen  Zeitungen  sich  der  Staats- 
post zu  bedienen. 

Das  Gesetz  über  das  Postwesen  des  Deutschen  Reiches 
(28.  Okt.  1871)  bestimmt:  Die  Beförderung  aller  ver- 
siegelten, zugenähten  oder  sonst  verschlossenen  Briefe, 
sowie  aller  Zeitungen  politischen  Inhaltes,  die  öfter  als 
einmal  wöchentlich  erscheinen,  gegen  Bezahlung,  von 
Orten  mit  einer  Postanstalt  nach  Orten  mit  einer  Post- 
anstalt des  In-  und  Auslandes  auf  andere  Weise,  als 
durch  die  Post,  ist  verboten.  Briefe  und  Zeitungen, 
die  aus  dem  Ausland  an  einen  Ort  mit  Postanstalt  im 
Inland  gesandt  werden,  oder  transitieren,  müssen  bei 
der  nächsten  inländischen  Postanstalt  zur  Weiterbeför- 
derung eingeliefert  werden.  Unverschlossene  Briefe, 
die  in  Paketen  befördert  werden,  sind  den  verschlos- 
senen Briefen  gleichzuachten.  Dagegen  dürfen  Paketen, 
die  verschlossen  sind,  und  auf  andere  Weise  als  durch 
die  Post  befördert  werden,  unverschlossene  Briefe,  Fak- 
turen, Rechnungen.usw.  beigelegt  werden,  wenn  sie  nur 
den  Inhalt  des  Paketes  betreffen. 

Das  Reichsgesetz  vom  20.  Dez.  1899  dehnt  den 
Postzwang  auf  verschlossene  und  solchen  gleichzuach- 
tende Briefe  aus,  die  innerhalb  der  Gemeindegrenzen 
des  Ursprungsortes  verbleiben,  sofern  dieser  eine  Post- 
anstalt besitzt.  Doch  ist  die  Beförderung  von  Briefen 
und  politischen  Zeitungen  gegen  Bezahlung  durch  ex- 
presse  Boten  (Privatboten,  die  in  ständigem  Dienst  des 
Unternehmens  stehen)  oder  Fuhren  gestattet,  wenn  der 
Bote  nur  von  einem  Absender  geschickt  wird  und 
keine  dem  Postzwang  unterliegende  Gegenstände  von 
anderen  oder  an  andere  mitnimmt. 

Durch  die  Staatspost  ist  die  notwendige 
Betriebszentral  isation  durchgeführt  worden 
in  Verbindung  mit  einer  möglichst  grossen 
Ausdehnung  des  Netzes,  eine  Vereinfachung 
und  Verallgemeinerung  des  Verkehrs,  die  allen 
Vorteile  bietet.  Je  mehr  der  Postverkehr  sich 
entwickelte,  desto  mehr  drängte  sich  das  Ge- 
bührenprinzip auf,  das  die  allgemeine  Be- 
deutung des  Postverkehrs  für  jeden  einzelnen 
und  die  gesamte  Volkswirtschaft,  im  Gegen- 
satz zu  den  speziellen  Diensten  anderer  Ver- 
kehrszweige, zum  Ausdruck  bringt.  Die  Haft- 
pflicht der  Post  und  die  Strafbestimmungen 
bei  Übertretung  des  Postregals  werden  in  den 
einzelnen  Postgesetzen  behandelt. 


Hilfsgewerbe  des  Handels. 
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7)  Der  Betrieb  im  allgemeinen. 

1.  Die  Verkehrsmittel  der  Post. 

Die  Fussboten  finden  sich  auch  heute  noch 
in  Ländern  mit  alter  Kultur  (Depeschenträger 
in  China).  Auch  in  Japan,  in  Britisch-Indien 
und  Marokko  bedient  sich  die  Post  der  Eil- 
boten (Dauerläufer).  In  neuerer  Zeit  hat  der 
Botendienst  auch  in  Europa  wieder  eine  er- 
höhte Bedeutung  erlangt  durch  die  Anstellung 
von  Landbrief  trägern(etwa30000in  Deutsch- 
land). Die  Landbewohner  sind  daher  in  Deutsch- 
land und  vielen  anderen  Ländern  nicht  mehr  ge- 
nötigt, die  Postsendungen  abholen  zu  müssen. 

Die  Pferdepost  mit  der  uralten  Einrichtung  der 
Wechselstationen,  kommt  in  China  und  Slam,  sowie  in 
der  russisch-sibirisch-chinesischen  Überlandpost  häufig 
zur  Verwendung,  in  Siam  ebenfalls  Büffel-  und  Ele- 
fantenposten, in  Nordafrika  Kamelposten. 

Die  verschiedenen  Ansprüche  in  bezug  auf 
Personenbeförderung,  die  Mannigfaltigkeit  der 
Güterbeförderung,  die  Anpassung  an  die  geo- 
graphischen und  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
haben  zur  Verwendung  einer  Reihe  sehr  ver- 
schiedener Fahrzeuge  im  Postdienst  geführt 
(Hundeschlitten  in  Ostsibirien, Renntierschlit- 
ten in  Nordrussland,  Ochsenfuhrwerke  in  den 
Kaukasusländern,  Eilpostwagen,  Postomnibusse). 
Die  Jahresleistung  dieser  Postfuhrwerke  wird 
auf  etwa  1  Milliarde  km  geschätzt,  wobei  je- 
doch die  zahlreichen  Postfuhrwerke  für  den 
städtischen  Bestelldienst  nicht  eingerechnet  sind. 
Für  den  Landbestelldienst  kommt  neuerdings 
das  Fahrrad  in  Betracht.  Das  Hauptbeför- 
derungsmittel ist  aber  heute  die  Eisenbahn, 
die  den  Transport  der  Postsachen  in  der  Re- 
gel unentgeltlich  zu  übernehmen  hat.  Die  An- 
gestellten der  Fahrpost  haben  auf  verkehrs- 
reichen Eisenbahnstrecken  oft  eine  sehr  grosse 
Arbeitsleistung  zu  erfüllen  (Sortieren  und  Ein- 
tragen der  Einschreibebriefe). 

Für  eilige  Briefbeförderung  zwischen  den 
Postämtern  der  Grosstädte  wurde  die  Rohr- 
post eingeführt:  Unter  dem  Strassen pflaster 
liegende  Röhren,  durch  die  mittels  Luftdruck 
(alle  15  Minuten)  ein  „Zug"  von  10  — 12  hin- 
tereinander liegenden  Stahlblechbüchsen,  die 
die  Briefe  enthalten,  mit  einer  Geschwindigkeit 
von  1  km  in  der  Minute  von  einem  Rohrpost- 
amt an  das  andere  befördert  werden.  Von  den 
Rohrpostämtern  werden  die  Sendungen  sofort 
dem  Adressaten  zugestellt.  Von  der  Absen- 
dung bis  zur  Bestellung  darf  höchstens  eine 
Stunde  verstreichen.  Auch  zur  Beförderung 
eiliger,  ankommender  und  abgehender  Briefe 
des  Fernverkehrs  wird   die   Rohrpost  benutzt. 


2.  Die  Wege  des  internationalen  Postverkehrs, 

Wie  das  Eisenbahnnetz  sich  von  den  In- 
dustrie-, Handels-  und  Verkehrsmittelpunkten 
in  der  Form  ineinander  greifender  Spinnen- 
netze in  den  Hauptästen  nach  den  bedeuten- 
den Seeplätzen  hinzieht,  so  findet  der  Post- 
verkehr von  dort  seine  Fortsetzung  nach  den 
überseeischen  Hafenplätzen,  wo  Schiffahrt  und 
Eisenbahn  sich  wieder  treffen.  Mehr  als  ein 
halbes  Hundert  Postlinien  verbinden  die  Küsten 
•des  atlantischen  Ozeans.  Der  Wettbewerb  zwang 
zu  verbesserten  Einrichtungen,  namentlich  zu 
vermehrter  Schnelligkeit;  die  Fortschritte  der 
Technik,  die  reichen  Mittel  durch  die  Bildung 
grosser  Kapitalgesellschaften  und  die  im  Inter- 
esse von  Ein-  und  Ausfuhrhandel  und  Industrie 
den  Postdampfergesellschaften  zufliessenden 
staatlichen  Subventionen  ermöglichten  diese 
Verbesserungen.  Die  Post  von  Berlin  nach 
Sydney  über  Suez,  die  vor  35  Jahren  etwa 
60  Tage  brauchte,  benötigt  dazu  heute  wenig 
mehr  als  die  Hälfte  der  Zeit. 

Nach  Nord-  und  Mittelamerika  vermitteln  den 
Postverkehr  hauptsächlich  deutsche,  englische  und  fran- 
zösische Linien: 

der  Norddeutsche  Lloyd  (Bremerhaven— Southampton 
—  Cherbourg,  New-York),  die  Hamburg- Amerika-Linie 
(Cuxhaven  —  Southampton — Cherbourg,  New-York),  die 
American  Line  (Southampton — Cherbourg — New-York),, 
die  White  Star-Line  und  Cunard-Linie  (Queenstown — 
New-York),  die  Compagnie  generale  transatlantique 
(Havre — New-York).  Von  New-York  wird  die  Post 
mit  der  Eisenbahn  weiterbefördert  (nach  Chicago  braucht 
sie  einen  Tag,  nach  St.  Francisco  und  Mexiko  5  Tage, 
nach  Montreal  in  Kanada  bloss  13 — 14  Stunden).  Der 
Weg  über  New-York  bildet  auch  die  kürzeste  Post- 
verbindung nach  Westindien  und  Zentralamerika. 

Nach   Südamerika  vermitteln    den   Postverkehr: 

die  Hamburg-Amerika-Linie  (Hamburg,  Columbien 
und  Venezuela  [Venezuela  hat  auch  direkte  Verbindung 
mit  New-York]),  die  Hamburg-Südamerikanische  Dampf- 
schiffahrtsgesellschaft (Hamburg,  Lissabon,  Brasilien, 
Uruguay,  Argentinien),  die  Kosmos  (Hamburg,  Ant- 
werpen durch  die  Magaihaensstrasse  nach  Chile),  der 
Norddeutsche  Lloyd  (Bremerhaven,  Antwerpen,  Lissabon, 
Brasilien  und  den  Platastaaten),  die  Pacific  Steam  Na- 
vigation Co.  (Liverpool,  La  Rochelle,  Lissabon,  Brasi- 
lien, Platastaaten  und  durch  die  Magaihaensstrasse  nach 
Chile  und  Peru),  die  Royal  Mail  Steam  Packet  Co. 
(Southampton — Guyana,  Venezuela,  Columbien,  sowie 
über  Lissabon  nach  Brasilien  und  den  Platastaaten),  die 
Comp,  generale  transatlantique  (Bordeaux — Lissabon — 
Brasilien  und  den  Häfen  am  Plata),  die  Messageries 
maritimes  und  die  Transports  maritimes  (Marseille — 
La  Plata),  die  Navigazione  generale  und  die  Veloce 
(von  Genua  nach  dem  Plata).  Es  besteht  ferner  ein 
regelmässiger  Postdampferverkehr  von  Amsterdam  nach 
niederl.  Guyana  (Paramaribo),  sowie  von  Panama  nach 
Guayaquil,  Callao,  Valparaiso. 

Nach  Asien: 

Norddeutscher  Lloyd  (geht  abwechselnd  von  Hamburg 
und  Bremen  ab,  nimmt  die  Post  in  Neapel  auf  und 
fährt  nach  Colombo,  Singapore,  Hongkong,  Shanghai,, 
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Yokohama),  die  Peninsular  and  Oriental  Steam  Navi- 
gation Co.  (London— Indien,  China,  Japan.  Aufnahme 
der  über  den  Gotthard  beförderten  „indischen"  Post 
in  Brindisi),  die  Messageries  maritimes  (Marseille — 
Ostasien),  die  Pacific  Mail  und  die  Occidental  and 
Oriental  Steamship  Co.  (San  Francisco — Japan  und 
China),  die  Canadian  Pacific  Steamship  Co.  (von  Van- 
couver  nach  Japan  und  China).  Nach  Sibirien  wird 
die  Post  befördert  über  Moskau  und  von  da  durch  die 
sibirische  Bahn,  nach  Persien  über  Russland  (Tiflis)  nach 
Täbris  und  Teheran,  nach  Syrien  über  Konstantinopel 
und  Brindisi  nach  Beirut  oder  Jaffa,  nach  Kleinasien 
über  Österreich  und  Konstantinopel  nach  Smyrna.  Der 
österreichische  Lloyd,  der  seine  Fahrten  von  Triest  auch 
nach  Indien,  China  und  Japan  (und  in  Betriebsgemein- 
schaft mit  der  „Adria"  auch  von  Triest  [oder  Fiume] 
nach  Pernambuco,  Bahia,  Rio  de  Janeiro  bis  Santos) 
ausdehnt,  ist  von  besonderer  Bedeutung  im  Verkehr 
mit  den  levantinischen  Küsten. 

Nach  Afrika  (hauptsächlich  englische  Linien): 

die  Wörmann  Linie  (Hamburg — Loanda  mit  Anlaufen 
der  meisten  Häfen  von  Tanger  weg),  die  deutsche 
Ostafrikalinie  (Hamburg  —  Natal,  Aufnahme  der  Post  in 
Neapel),  die  Messageries  maritimes  (Marseille — Natal), 
die  British  India  Steam  Navigation  Co.  (London — San- 
sibar), die  Union  Castle  Mail  Steamship  Co.  (Sout- 
hampton — Kapstadt,  Durban),  die  British  and  African 
Steam  Navigation  Co.  und  die  African  Steam  Ship  Co. 
(Liverpool — Loanda).  Nach  den  verschiedenen  Kolo- 
nien besorgen  zumeist  Schiffe  nationaler  Unternehmun- 
gen den  Postverkehr  (portugiesische  von  Lissabon  aus 
nach  Angola,  Sofala  und  Mozambique,  belgische  von 
Antwerpen  nach  dem  Kongo,  französische  von  Bordeaux 
und  Marseille  nach  Senegambien,  Algier,  Tunis  usw.). 

Nach  Australien: 

der  Norddeutsche  Lloyd  (Bremerhaven — Neapel — 
Sydney),  die  Peninsular  and  Oriental  Steam  Navi- 
gation Co.  (London — Brindisi,  Sydney),  die  Orient  Steam 
Navigation  Co.  (London — Neapel — Sydney),  die  Messa- 
geries maritimes  (Marseille— Sydney — Neukaledonien), 
die  Oceanic  Steamship  Co.  (San  Francisco,  Sandwich- 
und  Samoainseln,  Neu-Seeland,  Sydney),  die  Canadian- 
Australian  Mail  Line  (Vancouver — Sydney). 

3.  Die  Zweige  des  Postdienstes. 
aa)  Die  Briefpost, 
der  wichtigste  Zweig  des  Postwesens,  dient 
zur  raschen  Beförderung  geschriebener  oder 
gedruckter  Nachrichten  sowie  der  Zeitungen 
und  der  Warenproben.  Die  Taxen  für  die 
Beförderung  sind  durch  den  Tarif  festgesteHt, 
der  den  Lokal-,  Landes-,  Grenz-Welt- 
postvereinsbezirk  und  die  Gebiete  ausser- 
halb des  Weltpostvereins  unterscheidet. 

Ausgeschlossen  von  der  Beförderung  mit  der  Brief- 
post sind:  alle  Sendungen,  die  ihrer  Natur  nach  ge- 
eignet sind,  andere  Korrespondenzen  zu  beschädigen, 
oder  solche,  die  äusserlich  den  Gesetzes-  und  Re- 
glementsbestimmungen zuwiderlaufende  Bemerkungen 
(z.  B.  beleidigender  oder  unsittlicher  Natur)  tragen, 
femer  Postkarten,  Drucksachen  und  Warenmuster,  die 
den  für  sie  aufgestellten  Vorschriften  nicht  entsprechen. 
Briefe  mit  Pappschachteln  dürfen  die  Dimensionen  von 
20  cm  Länge,  10  cm  Breite  und  5  cm  Höhe  nicht  über- 
schreiten. Gegenstände  in  Rollenform  werden  (mit 
Ausnahme  der  Drucksachen  und  Mustersendungen)  zur 


Beförderung  als  Briefsendungen  nicht  angenommen. 
Im  Verkehr  mit  dem  Ausland  ist  es  verboten,  in  die 
gewöhnlichen  oder  eingeschriebenen  Briefsendungen 
im  Umlauf  befindliche  kurshabende  Münzen,  Gold-  oder 
Silbersachen,  Edelsteine  usw.  einzulegen,  falls  das  Be- 
stimmungsland dies  verbietet  (in  der  Schweiz  gilt  das 
Verbot  auch  für  den  internen  Verkehr). 

Der  Absender  hat  sich  zu  vergewissern,  ob 
die  zu  versendenden  Gegenstände  nach  den 
Gesetzen  des  Bestimmungslandes  als  Brief  be- 
fördert werden  können,  ob  bestimmte  Vor- 
schriften über  das  Gewicht,  den  Verschluss 
bestehen,  ob  sie  zollpflichtig  sind  usw. 

Die  Einführung  von  Postkarten  wurde  1 865 
von  Stephan  angeregt  und  1 869  wurden  sie 
in  Österreich  zum  erstenmal  verwendet. 

Karten,  die  nicht  von  der  Post  bezogen 
werden,  müssen  in  Form,  Grösse  und  Dicke 
den  Vorschriften  entsprechen  und  das  Wort 
„Postkarte"  auf  der  Vorderseite  tragen.  Der 
Empfänger  und  der  Bestimmungsort  können 
auf  der  Vorderseite  durch  aufgeklebte  Zettel 
bezeichnet  werden,  ebenso  auf  der  Rückseite 
die  Adresse  des  Absenders.  Auf  der  Rückseite 
aufgeklebte  Zettel  mit  Zeichnungen,  Bildern  usw. 
müssen  auf  der  ganzen  Fläche  befestigt  wer- 
den. Die  Vorderseite  darf  in  den  meisten 
Ländern  nur  die  Adresse  enthalten.  In  einigen 
Ländern  wird  bei  Ansichtskarten  hiervon 
eine  Ausnahme  gemacht  und  gestattet,  die 
Adresse  auch  auf  der  Vorderseite  (links),  deut- 
lich durch  einen  Strich  von  der  Adresse  (rechts) 
getrennt,  anzubringen.  Sehr  bequem  sind  die 
Doppel  karten,  von  denen  eine  als  Antwort- 
karte bezeichnet  sein  muss,  sowie  die  in  ein- 
zelnen Ländern  gebräuchlichen  Kartenbriefe. 
Im  Verkehr  mit  dem  Ausland  soll  man  die 
mit  „Weltpostverein"  überschriebenen  Karten 
benutzen.  Doch  befördert  die  Post  bei  ge- 
nügender Nachfrankatur  auch  die  für  den 
Innenverkehr  bestimmten  Karten. 

Als  Drucksachen  werden  zu  niedriger 
Taxe  als  Briefe  alle  Gegenstände  befördert,  die 
hergestellt  sind  durch  Buchdruck,  Steindruck, 
Kupfer-,  Stahlstich,  Photographie,  Hektographie, 
Chromographie  und  ähnliche  mechanische  Ver- 
fahren (die  mit  der  Schreibmaschine,  der  Ko- 
pierpresse oder  mit  Durchdruck  hergestellten 
Schriftstücke  sind  ausgenommen).  Im  Ausland- 
verkehr gelten  die  Vervielfältigungen  der  mit  der 
Feder  oder  Schreibmaschine  hergestellten  Schrift- 
stücke ebenfalls  als  Drucksachen,  wenn  sie 
durch  ein  mechanisches  polygraphisches  Ver- 
fahren hergestellt  und  in  mindestens  20  gleichen 
Exemplaren  am  Postschalter  aufgegeben  werden. 

Die  Drucksachen  müssen  offen  aufgegeben 
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werden,  so  dass  ihr  Inhalt  leicht  geprüft  wer- 
den kann  (Kreuzband,  offener  Umschlag,  Um- 
schnürung). Die  Drucksachen  dürfen  in  keiner 
Richtung  mehr  als  45  cm  Ausdehnung  haben 
(rollenförmige  Drucksachen,  deren  Durchmesser 
10  cm  nicht  übersteigt,  dürfen  jedoch  bis  75  cm 
lang  sein)  und  keine  handschriftliche  oder  durch 
mechanisches  Verfahren  hergestellte  Textände- 
rungen und  keine  Zeichen  enthalten,  aus  denen 
man  eine  verabredete  Sprache  vermuten  kann. 
Handschriftliche  Änderungen  und  Zusätze  u.  a.  sind 
in  folgenden  Ausnahmefällen  gestattet:  Beifügung  von 
Korrekturbogen  zum  Manuskript  und  Zusätze  und  Än- 
derungen, die  die  Form,  den  Druck  und  den  zu  drucken- 
den Inhalt  betreffen;  Widmungen  auf  Büchern,  Musi- 
kalien usw.  (Beilegung  von  Rechnungen  mit  handschrift- 
lichen Zusätzen,  die  den  Inhalt  der  Sendung  betreffen) ; 
Anstreichen  und  Unterstreichen  hervorzuhebender  Wörter 
und  Sätze;  Anbringen  und  Verändern  von  Zahlen,  die 
in  Marktberichten,  Preislisten  usw.  als  Bestandteile  der 
Preisbildung  nötig  sind;  Angabe  des  Namens  des  Rei- 
senden und  Tag  seines  Eintreffens  auf  Reiseankün- 
digungen u.  s.  f.  Abonnierte  Drucksachen  (z.  B. 
Lesemappen)  werden  in  der  Schweiz  bis  zu  2  kg  für 
die  ausserordentlich  ermässigte  Taxe  von  15  Cts.  für 
den  Hin-  und  Herweg,  15  Cts.  für  Weitersendungen 
befördert.  Als  Drucksache  können  Ansichtspostkarten 
versandt  werden,  sofern  das  Wort  „Postkarte"  durch- 
strichen und  durch  ,, Drucksache"  ersetzt  ist  und  die 
Karten  keine  Mitteilungen  enthalten. 

Zeitungen.  Bei  jedem  Postamt  werden  in 
der  Regel  Abonnements  auf  periodisch  er- 
scheinende Zeitungen  angenommen.  Die  Listen 
und  die  Preisverzeichnisse  der  in-  und  auslän- 
dischen Zeitungen  und  Zeitschriften,  die  der 
Post  zum  Vertrieb  übergeben  sind  und  durch  sie 
abonniert  werden  können,  liegen  auf  grösseren 
Postämtern  zur  Einsicht  auf.  Der  Abonne- 
mentsbetrag ist  sofort  bei  der  Bestellung  zu 
erlegen.  DieZeitungen  und  Zeitschriften  können 
entweder  auf  der  Post  abgeholt,  oder  es  kann 
gegen  Zahlung  des  Bestellgeldes  die  Zustellung 
ins  Haus  verlangt  werden. 

Als  Geschäftspapiere  werden  bis  zum 
Höchstgewicht  von  1  kg  innerhalb  Deutsch- 
lands, 2  kg  nach  den  andern  Ländern  befördert: 

Alle  ganz  oder  teilweise  mit  der  Hand  geschriebenen 
oder  gezeichneten  Schriftstücke  und  Urkunden,  die  nicht 
den  Charakter  einer  wirklichen  und  persönlichen  Korre- 
spondenz tragen,  wie  Prozessakten,  von  öffentlichen 
Beamten  aufgenommene  Urkunden  jeder  Art,  Fracht- 
briefe oder  Konnossemente,  Rechnungen,  die  verschie- 
denen dienstlichen  Dokumente  der  Versicherungsgesell- 
schaften, Abschriften  oder  Auszüge  aussergerichtlicher 
Verträge,  handschriftliche  Partituren  oder  Notenblätter, 
die  abgesondert  versandten  Manuskripte  von  Werken 
oder  Zeitungen,  offene  Briefe  älteren  Datums,  die  den 
Charakter  einer  aktuellen  und  persönlichen  Korrespon- 
denz verloren  haben,  sowie  Kopien  davon,  korrigierte 
Schüleraufgaben,  mit  Ausschluss  jeglicher  Beurteilung 
der  Arbeit,  Lohn-,  Dienst-  und  Arbeitsbücher  u.  a. 
Die  Dimensionsgrenzen   sind  die  gleichen  wie  bei  den 
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Drucksachen.    Aufschrift  dieser  Sendungen :  „Oeschäfts- 
papiere". 

Warenproben  müssen  mit  dem  Vermerk: 
„Probe",  „Muster"  oder  „Warenprobe"  versehen 
sein.  Zu  billigen  Taxen  werden  solche  Muster 
befördert,  die  keinen  Handelswert  haben  („Mu- 
ster ohne  Wert").  Die  Proben  sind  derart  ein- 
zuliefern, dass  ihr  Inhalt  leicht  geprüft  werden 
kann.  Nach  Form,  Verpackung  und  sonstiger 
Beschaffenheit  müssen  sie  zur  Beförderung  mit 
der  Briefpost  geeignet  sein.  Gegenstände  aus 
Glas,  Flüssigkeiten,  Öle,  fette  Stoffe,  Farbstoffe, 
Pulver,  lebende  Bienen  werden  nur  zur  Beför- 
derung als  Warenproben  zugelassen,  wenn  die 
besondere  Verpackung  jede  Gefahr  für  andere 
Sendungen  oder  für  die  Beamten  ausschliesst 
(Doppelschachteln). 

Frische  Blumen  können  nach  England  und  den  Nieder- 
landen nicht  als  Warenmuster  geschickt  werden.  Höchst- 
gewicht: 350  g  (in  der  Schweiz  im  internen  Verkehr 
500  g).  Für  einzelne  Waren  finden  Einschränkungen 
des  Höchstgewichtes  statt.  Handschriftliche,  persön- 
liche Mitteilungen  sind  verboten,  dagegen  sind  Ver- 
merke gestattet  über:  Name  oder  Firma  des  Absenders 
und  des  Empfängers,  Fabrik-  oder  Handelsmarke,  Num- 
mern, Preise  und  Angabe  des  Gewichtes,  der  verfüg- 
baren Menge,  der  Herkunft  und  der  Natur  der  Ware. 
Mehrere  unter  einer  Umhüllung  zusammen  verpackte 
Warenproben  dürfen  nicht  an  verschiedene  Adressen 
gerichtet  sein. 

Drucksachen,  Geschäftspapiere  und 
Warenproben  dürfen  zu  einer  Sendung  ver- 
einigt werden,  wenn  die  Sendung  im  inländischen 
und  deutsch-österreichischen  Verkehr  1  kg  im 
ganzen,  im  übrigen  Auslandverkehr  2  kg  nicht 
übersteigt  und  jeder  Gegenstand  für  sich  ge- 
nommen die  Grenzen  des  für  ihn  festgesetzten 
Höchstgewichtes  nicht  überschreitet. 

Gerichtliche  Akte.  Vorladungen,  Notifi- 
kationen usw.  besorgt  die  Post  in  einigen 
Ländern. 

bb)  Die  Fahrpost. 

Die  Beförderung  von  Paketen  durch  die 
Post  ist  jüngeren  Datums  als  die  der  Briefe. 

Als  Fahrpoststücke  gelten  im  Auslandverkehr 
alle  Waren-  und  Wertsendungen,  mit  Ausnahme  der 
Briefe  mit  Wertangabe  und  der  Wertschachteln,  im  In- 
landverkehr alle  Sendungen  mit  deklariertem  Wert,  die 
Sendungen  ohne  Wertdeklaration,  sowie  die  Nachnahmen, 
sofern  ein  bestimmtes  Gewicht  oder  eine  bestimmte 
Summe  überschritten  wird. 

Für  Stücke  mit  Wertangabe  kommt  neben 
der  Gewichtstaxe  noch  eine  Werttaxe  zur 
Anwendung.  Für  den  Ausland  verkehr  be- 
stehen Spezialtarife,  welche  auch  den  Maximal- 
betrag der  zulässigen  Wertangabe  enthalten. 
Ausgeschlossen  von  der  Versendung  mit  der 
Post  sind  Gegenstände,  deren  Beförderung  mit 
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Gefahr  verbunden  ist,  namentlich  alle  durch 
Reibung,  Luftzudrang,  Druck  oder  sonst  leicht 
entzündlichen  Stoffe,  ätzende  Flüssigkeiten, 
Zuwiderhandlungen  durch  Aufgabe  solcher  Ge- 
genstände unter  unrichtigen  Angaben  verpflichten 
nicht  nur  zum  Ersatz  des  entstandenen  Scha- 
dens, sondern  werden,  auch  wenn  kein  Schaden 
entstanden  ist,  bestraft. 

Zerbrechliche,  leicht  dem  Verderben  unter- 
worfene, übermässig  grosse  Gegenstände,  so- 
wie solche,  die  sich  für  den  Posttransport 
nicht  eignen,  braucht  die  Post  nicht  zu  beför- 
dern. Tut  sie  es,  so  geschieht  es  nur  auf 
Rechnung  und  Gefahr  des  Versenders,  der  eine 
dahin  lautende  Erklärung  (Garantieschein)  zu 
unterzeichnen  hat. 

Pakete  im  internen  Verkehr  müssen  in 
einigen  Ländern,  z.  B.  in  Deutschland,  von  einer 
Postpaketadresse  begleitet  sein,  zu  der  höch- 
stens drei,  bei  Nachnahmepaketen  nur  ein  Paket 


aufgegeben  werden  darf.    Es  ist  nicht  gestattet, 
Pakete  mit  Wertangabe  und  gewöhnliche  Pa- 
kete auf  eine  Postpaketadresse  zu  versenden. 
Sind  mehrere  Pakete  mit  Wertangabe  auf  einer] 
Adresse  eingetragen,  so  muss  der  Wert  jedes" 
einzelnen  besonders  angegeben  werden.     Die 
Aufschrift  auf  dem  Paket,  oder  wenn  dies  nicht 
möglich   ist,  auf  einem   Anhängezettel,    muss| 
mit  der  Aufschrift  der  Paketadresse   überein- 
stimmen. 

Fahrpoststücke,  die  auf  farbigen  Zetteln  mit  fettem 
Druck  die  Aufschrift   „Dringend"  tragen   (und  deni 
gleichen  Vermerk  auf  der  Paketadresse  haben),  werdeitj 
durch   Eilboten   bestellt,   wenn   sie  nicht   den  Vermerk^ 
„Postlagernd"  tragen. 

Pakete  nach  dem  Ausland  müssen  von 
den  nötigen  Ausweispapieren  für  die  Waren- 
statistik und  die  zollamtliche  Behandlung  be- 
gleitet sein.  Über  die  erforderliche  Anzahl 
dieser  Inhaltserklärungen  vgl.  S.  365  ff. 


Absenduiigsort: 
Lieu  de  d^part: 


Absendungsland:  Deutschland. 
Pays  d'origine:  Allemagne. 

Zollinhaltserklärung. 
Declaration  en  Douane. 


Bestimmungsort : 
Lieu  de  destiuation : 

Bestimmungsland : 
Pays  de  destination  s 


Der  unterzeichnete  Absender,  wohnhaft  in 
L'expediteur  soussign6,  domicilie  ä 


versendet  mit  der  Post 
declare  envoyer  par  la  poste 


an 
ä 


die  nachstehend  näher  bezeichneten  Waren  usw. 
les  marchandises  etc.  ci-apres  d^taillees: 


Art  der  Ver- 
packung und 
Bezeichnung 
der  Sendung. 

Nature  de 
l'emballage 
et  signature 

de  l'envoi. 

Rohgewicht 
der  Sendung. 

Poids  brut 
de  l'envoi. 

Gesamtwert. 
Valeur  totale. 

Genaue  Bezeich- 
nung des  Inhalts 
der  Sendung.*) 

Contenu  detaille 
de  l'envoi. 

Reingewicht 

jeder 

Warengattung. 

Poids  net  par 

espece  des 
marchandises. 

Wert  jeder 
Warengattung. 

Valeur  par 

espece  des 

marchandises. 

Bemer- 
kungen. 

Obser- 
vations. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

! 

Ort 

den 

Lieu 

le 

Name  des  Absenders 

Nom  de  l'expediteur 

19 


*)  Allgemein  gehaltene  Angaben,   wie   Kolonialwaren,    Kurzwaren,    Manufakturwaren,    Materialwaren, 
Medikamente,  Schnittwaren,  Weisswaren  usw.,  sind  unzulässig. 

Der  Absender  hat  sich  darüber  zu  verge-  j  beschränkungen,  keinem  Ein-  oder  Durchfuhr- 
wissern,    ob   seine   Sendung   keinen  Einfuhr- 1  verbot  unterworfen  ist  Die  Pakete  müssen  die 
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Adresse  in  lateinischer  Schrift  (nicht  mit  Bleistift 
geschrieben)  enthalten,  sorgfältig  verpackt  und 
verschlossen  sein  (Lack-,  Bleisiegel  usw.).  Bei 
Wertpaketen  muss  die  Adresse  auf  die  Um- 
hüllung selbst  gesetzt  werden.  Die  Wertangabe 
muss  sowohl  auf  dem  Paket,  wie  auf  der 
Paketadresse  vermerkt  sein.  Mitteilungen  auf 
der  Paketadresse  sind  nur  im  Verkehr  mit  einigen 
Ländern  gestattet.  Den  Paketen  dürfen  Rech- 
nungen, nach  den  meisten  Ländern  aber  keine 
Briefe,  beigelegt  werden. 

Postfrachtstücke.  Für  den  Verschluss,  die  Ver- 
packung, die  Aufschrift,  die  Beipackung  von  Briefen 
gelten  im  allgemeinen  die  Bestimmungen  für  die  Post- 
pakete. Die  Taxen  werden  bestimmt:  im  Postpaket- 
verkehr nach  dem  Poststücktarif,  im  Postfrachtstück- 
verkehr nach  den  Fahrposttarifen.  Nach  den  meisten 
Ländern  werden  Postfrachtstücke  bis  zum  Gewicht  von 
50  kg,  nach  Italien  bis  zu  20  kg,  nach  Russland  bis 
zu  120  russ.  F*fd.  (=  49,1415  kg),  nach  Orten  in  Finn- 
land, die  an  der  Eisenbahn  liegen,  bis  48  russ.  Pfd. 
(=  19,6566  kg),  nach  den  übrigen  Orten  in  Finnland  bis 
zu  24  russ.  Pfd.  angenommen. 

Die  Wertangabe  (in  Reichswährung)  soll 
den  Wert  der  Sendung  nicht  übersteigen,  Briefe 
mit  Wertangabe  können  Metall-  und  Papier- 
geld, sowie  Wertpapiere  enthalten.  Das  Metall- 
geld, dessen  Beifügung  einige  Länder  verbie- 
ten, muss  in  Papier  eingewickelt  und  so  be- 
festigt sein,  dass  es  seine  Lage  nicht  verändern 
kann.  Im  Inlandverkehr  beträgt  das  Meistge- 
wicht der  Briefe  mit  Wertangabe  250  g,  im 
Auslandverkehr  besteht  keine  besondere  Ge- 
wichtseinschränkung. Betreffs  zulässiger  Höhe 
der  Wertangabe  nach  den  einzelnen  Ländern 
vgl.  den  Tarif.  Der  Umschlag  darf  keine  far- 
bigen Ränder  enthalten  und  muss  nach  Vor- 
schrift versiegelt  sein. 

Wertschachteln  und  Wertkästchen,  im 
Verkehr  Deutschlands  und  mit  Österreich-Un- 
garn wie  Pakete  mit  Wertangabe  behandelt, 
sind  bis  zum  Höchstgewicht  von  1  kg  — 
Maximaldimension:  30  cm  Länge,  10  cm  Breite, 
10  cm  Höhe  —  unter  Berechnung  der  Ge- 
wichts- und  Werttaxe,  begleitet  von  der  vor- 
geschriebenen Anzahl  Zollpapiere,  nach  vielen 
Ländern  zulässig  für  den  Transport  von  Klein- 
odien und  Pretiosen.  Briefe,  Geschäftspapiere, 
kursfähige  Münzen,  Banknoten,  Werttitel,  die 
auf  den  Inhaber  lauten,  dürfen  ihnen  nicht 
beigeschlossen  werden   (s.  Anhang  b). 

Unter  Rückschein  versteht  man  eine  Em- 
pfangsbescheinigung des  Adressaten. 

cc)  Die  Bankierdienste  der  Post. 
Die  Post  leistet  Bankierdienste  durch: 
Postnoten,  auf  feste  Beträge  lautende  An- 


weisungen, die  gegen  eine  geringe  Gebühr 
bei  allen  Landespostämtern  eingelöst  werden. 
Diese  Einrichtung  besteht  in  England,  Indien, 
Australien,  in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Frank- 
reich, Italien  und  in  den  Niederlanden. 

Kreditbriefe.  Sie  werden  nach  Art  der 
kaufmännischen  Akkreditive  von  den  italieni- 
schen Hauptpostanstalten  bis  zur  Höhe  der 
einbezahlten  Beträge  auf  die  übrigen  Postan- 
stalten ausgestellt. 

Postanweisungen.  Sie  sind  der  wich- 
tigste Zweig  der  postalischen  Zahlungsvermitt- 
lung. Die  Post  übernimmt  nicht  die  Beförde- 
rung, sondern  die  Auszahlung  von  Geldbe- 
trägen, die  bei  ihr  eingezahlt  worden  sind, 
an  dritte,  und  zwar  auf  gewöhnliche  oder 
auf  telegraphische  Anweisung. 

Im  internen  Verkehr  können,  unter  Benutzung 
der  von  der  Post  zu  beziehenden  Formulare, 
Beträge  bis  zu  800  M,  nach  dem  Ausland 
Beträge  in  verschiedener  Höhe,  je  nach  dem 
Bestimmungsland,  übermittelt  werden.  DieTarife 
geben  den  Höchstbetrag  nach  jedem  Lande, 
sowie  den  Umrechnungskurs  an  (s.  Anhang  a). 

Auf  den  Postanweisungen  für  das  Ausland 
und  in  vielen  Ländern,  z.  B.  in  Deutschland, 
muss  auch  für  das  Inland  die  Summe  stets  in 
Buchstaben  und  in  Zahlen  in  der  Währung 
des  eigenen  Landes  oder,  wenn  es  vorge- 
schrieben ist,  in  der  des  Bestimmungslandes 
angegeben  werden.  Die  Formulare  sind  mit 
Tinte  (oder  durch  Druck)  auszufüllen.  Über 
Vermerke  auf  dem  Abschnitt  und  über  die 
Höhe  der  Gebühren  vgl.  den  Anhang  d. 

Die  britische  Postverwaltung  erhebt  in  einigen  Fäl- 
len auf  Anweisungen  nach  den  Kolonien  eine  Um- 
speditionsgebühr,  die  vom  Anweisungsbetrag  in 
Abzug  gebracht  wird.  (Die  Gebühr  beträgt  3  d  bis 
zum  Betrag  von  2  1^,  6  d  für  Beträge  von  2 — 6  ^, 
9  d  für  Beträge  von  6 — 10  ^).  Die  Auszahlung  er- 
folgt gegen  Quittung  des  Empfängers  auf  der  Post- 
anweisung. Bei  Entrichtung  einer  besonderen  Gebühr 
(20  Pfg.,  25  Cts.)  wird  dem  Absender  eine  Meldung 
(Auszahlungsschein)  über  die  Auszahlung  einer 
Postanweisung  zugestellt. 

Postauszahlungen  können  auch  telegra- 
phisch angewiesen  werden.  Die  Aufgabe- Post- 
stelle nimmt  in  das  Telegramm  auch  andere, 
auf  die  Verfügung  über  das  Geld  bezügliche 
Mitteilungen  auf,  wenn  der  Absender  sie 
schriftlich  angibt.  Die  Bestimmungs-Postan- 
stalt  übermittelt  dem  Empfänger  den  Betrag 
durch  einen  besonderen  Boten,  wenn  die  An- 
weisung nicht  den  Vermerk  „postlagernd"  trägt. 
Die  Nachsendung  telegraphi scher  Anweisungen 
erfolgt  auf  dem  Postweg,   nicht  telegraphisch, 
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wenn    Absender    oder    Empfänger   dies  nicht 
ausdrücklich  vorgeschrieben  haben. 

Die  Postnachnahme.  Nachnahmen  sind 
in  Deutschland  bei  Brief-  und  bei  Paketsen- 
dungen zulässig  (s.  S.  374  f.).  Der  Nachnahmebe- 
trag ist  sowohl  auf  dem  Brief,  wie  auf  dem  Paket 
und  der  Paketadresse  (in  der  Währung  des 
Bestimmungslandes)  anzugeben.  Unmittelbar 
unter  dem  Nachnahmebetrag  ist  der  Name 
und  die  Adresse  des  Versenders  anzugeben. 
Für  die  Nachnahmen  wird  bei  der  Aufgabe 
keine    Nachnahmegebühr  erhoben. 

Der  Empfänger  kann,  wenn  der  Absender  nichts 
Gegenteiliges  („Vermerk  sofort  zurück")  vorgeschrie- 
ben hat,  eine  Einlösungsfrist  von  7  Tagen  beanspruchen. 
Tut  er  es  nicht,  so  wird  bei  Nichteinlösung  die  Sen- 
dung sofort  zurückgesandt.  Ebenso  lange  werden 
postlagemde  Nachnahmesendungen  zur  Verfügung  des 
Empfängers  gehalten. 

Postaufträge  sind  nach  Orten  Deutsch- 
lands zulässig  bis  zum  Betrag  von  800  M 
(hinsichtlich  der  andern  Länder  s.  S.  372  ff.).  Der 
I3etrag  muss  in  der  Währung  des  Bestimmungs- 
landes angegeben  sein  (nach  der  Türkei  und 
Ägypten  jedoch  in  Franken).  Zu  schriftlichen 
Mitteilungen  darf  das  hierfür  vorgeschriebene 
Formular  nicht  verwendet  werden.  Für  den 
Verkehr  mit  ausserdeutschen  Ländern  kommt 
ein  besonderes  (deutsch  und  französisch  ab- 
gefasstes)  Formular  zur  Anwendung.  Eine  Sen- 
dung darf  mehrere  Wertpapiere  enthalten,  die  bei 
höchstens  5  Zahlungspflichtigen  einzuziehen 
sind  (im  Inlandsverkehr  ist  die  Einlage  von 
Papieren  für  verschiedene  Zahlungspflichtige 
nicht  gestattet).  Der  eingezogene  Beirag  wird 
dem  Absender  durch  Postanweisung,  abzüg- 
lich der  Einzugs-,  Postanweisungs-  und  etwa- 
iger Stempelgebühr  übersandt.  Zulässig  zur 
Einziehung  sind:  Quittungen,  Rechnungen,  an 
Ordre  lautende  Zahlungsversprechen,  Wechsel, 
Zins-  und  Dividendenscheine,  verloste  Effekten 
usw.  (s.  S.  372ff.).  Der  Postauftrag  ist  verschlos- 
sen frühestens  7  Tage  vor  dem  zur  Vorwei- 
sung bestimmten  Tag,  falls  ein  solcher  angege- 
ben wird,  unter  der  Aufschrift:  „Postauftrag 
nach  .  .  .  ."  aufzugeben. 

Der  Postauftrag  zur  Akzepteinholung(nur 
im  Inlandverkehr)  darf  mehrere  Wechsel  ent- 
halten, wenn  sie  derselben  Person  (oder  Firma) 
zur  Annahme  vorgelegt  werden  sollen.  Der  an- 
genommene Wechsel  wird  von  der  Postanstalt 
sofort  dem  Auftraggeber  zurückgesandt.  Bei  der 
ersten  Vorzeigung  nicht  akzeptierte  Wechsel 
werden  nach  7  Tagen  noch  einmal  vorge- 
zeigt, falls  der  Auftrag  nicht  den  Vermerk 
enthält:  „Sofort  zurück",  oder  „Sofort  an  NN" 


oder  „Sofort  zum  Protest".  In  letzterem  Falle 
wird  der  Postauftrag  nach  erfolgloser  Vorzei- 
gung an  den  Absender  zurückgesandt  oder 
an  NN  weiter  befördert  oder  einer  zur  Pro- 
testaufnahme befugten  Person  überwiesen. 

Durch  den  Postcheckverkehr,  der  für 
Deutschland  geplant  ist,  hat  die  Zahlungs- 
vermittlung durch  die  Post  ihre  höchste  Stufe 
erreicht. 

Das  österreichische  Postsparkassenamt  hat  ungefähr 
40  000  Checkkonten  (Industrielle,  Kaufleute,  Klein- 
händler, Handwerker,  Gelehrte,  Künstler,  Privatpersonen). 
Der  Umsatz  (Ein-  und  Rückzahlungen)  beträgt  jähi'iich 
mehr  als  10  Milliarden  Kronen,  wovon  etwa  2  Milliai'len 
durch  Gutschrift  auf  Checkkonto  überwiesen  werden, 
ohne  dass  also  dabei  Bargeld  dem  Verkehr  entzogen 
wird.  Auf  diese  Weise  leistet  die  Post  grosse  volVs- 
wirtschaflliche  Dienste,  gleichwie  dies  durch  das  Post- 
sparkassenwesen geschieht,  das  in  zahlreichen  Län- 
dern eingeführt  ist. 

dd)  Der  Personenverkehr. 

Der  Postpersonenverkehr  zeigt  überall  einen 
Rückgang,  da  die  Beförderung  in  Postwagen 
durch  die  Ausdehnung  der  Eisenbahnnetze 
immer  entbehrlicher  wird. 

d)  Das  Tarifwesen  der  Post.  Bei  keiner 
andern  Verkehrsunternehmung  sind  die  Haupt- 
anforderungen an  das  Tarifwesen,  Billigkeit 
und  Einfachheit,  in  dem  Grade  erfüllt,  wie  beim 
Postwesen. 

Massgebend  für  den  Ansatz  der  Tarifsätze 
sind:  Die  Expeditionskosten,  d.  h.  der  Auf- 
wand für  die  Behandlung  der  Sendung  am 
Abgangs-  und  am  Bestimmungsort  und  die 
nach  Gewicht  und  Entfernung  bemessenen 
Beförderungskosten.  Der  Umstand,  dass  bei 
dem  heutigen  Massenverkehr  und  den  ver- 
besserten Verkehrsmitteln  die  Beförderungs- 
kosten auch  auf  grosse  Entfernungen  hin  gegen- 
über den  Manipulationskosten  immer  mehr  auf 
ein  Minimum  sich  reduzieren,  hat  es  mit  sich 
gebracht,  dass  im  Briefpostverkehr  die  Entfer- 
nung keine  grosse  Rolle  mehr  spielt.  Der 
billige  Briefportosatz  im  Weltpostvereinsgebiet 
hat  sich  bewährt.  Dem  gegenüber  halten  ein- 
zelne Länder,  wie  Italien  und  Frankreich,  an 
einem  zu  hohen  Porto  für  den  internen  Ver- 
kehr fest.  Bei  Paketen,  die  grösseres  Gewicht 
haben,  wird  die  Entfernung  bei  der  Tarifie- 
rung  berücksichtigt  (s.  S.  365  ff.).  Wie  sehr 
die  Post  auf  Vereinheitlichung  der  Taxen  auf 
grosse  Entfernungen  hinzielt,  zeigt  namentlich 
die  einheitliche  Versicherungsgebühr  (Wert- 
angabe), bei  der  die  Entfernung  nicht  berück- 
sichtigt wird,  trotzdem  mit  zunehmender  Ent- 
fernung auch  die  Gefahr  des  Verlustes  wächst. 
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Für  das  Gebiet  des  deutsch-österreichischen 
Postvereins  bestehen  fast  durchgängig  die  glei- 
chen Taxen.  Im  Weltpostvereinsgebiet  ist  Ein- 
heitlichkeit wenigstens  im  Briefporto  erzielt 
worden.  Für  den  Briefpostverkehr  Deutsch- 
lands mit  seinen  Kolonien  gelten  die  internen 
Taxen.  Postsendungen  können  frankiert  oder 
unfrankiert  aufgegeben  werden.  In  dem  letz- 
teren Falle  hat  der  Empfänger  „Strafporto" 
zu  zahlen.  (Unfrankierte  Drucksachen,  Waren- 
muster und  Geschäftspapiere  werden  nicht  be- 
fördert. Ungenügend  frankierte  Gegenstände 
unterliegen  einer  Nachtaxe  im  doppelten  Be- 
trag der  fehlenden  Frankatur).  Die  Verweige- 
rung der  Zahlung  des  Nachportos  gilt  als 
Annahmeverweigerung. 

t)  Der  Kaufmann  im  Verkehr  mit  der 
Post.  Der  Kaufmann  hat  sich  mit  dem  Tarifwe- 
sen, mit  den  Vorschriften  über  Verpackung  usw., 
mit  der  richtigen  Ausfüllung  der  Postformu- 
lare und  Begleitpapiere  vertraut  zu  machen. 
Sollen  die  Sendungen  mit  der  nächsten  geeig- 
neten Post  befördert  werden,  so  hat  sie  der 
Aufgeber  vor  der  „Schlusszeit"  einzuliefern. 
(Briefe  und  Postkarten  ^/^ — 1/2  Stunde  vor  Ab- 
gang der  Post,  Drucksachen,  Geschäftspapiere, 
Warenproben  1/2— l'Std.,  Pakete  1  Std.).  Die 
Aufgabe  der  Briefe  kann  auch  durch  Abgabe 
am  Postschalter  oder  durch  Einwurf  in  die 
Briefkästen  der  Bahnpostwagen  erfolgen.  Alle 
Sendungen  sollen  deutlich  adressiert  und  gut 
verpackt  sein.  Verlangt  der  Aufgeber,  dass 
eine  mangelhaft  verpackte  Sendung  beför- 
dert werde  —  was  nur  geschieht,  wenn  für 
andere  Postgegenstände  keine  Gefahr  daraus 
entsteht  —  so  ist  der  Aufschrift,  bei  Paketen 
auch  der  Paketadresse,  die  Bemerkung  anzu- 
fügen: „Auf  meine  Gefahr".  Für  etwaige 
Schäden,  die  hieraus  entstehen,  ist  der  Absen- 
der haftbar.  Für  eingeschriebene  Sendungen, 
Postanweisungen  und  -auftrage,  sowie  für  Sen- 
dungen mit  Wertangabe  erhält  der  Absender 
einen  Empfangsschein.  So  lange  eine  Sen- 
dung dem  Empfänger  nicht  ausgeliefert  wor- 
den ist,  kann  sie  der  Absender  unter  den  in 
der  Postordnung  vorgeschriebenen  Bedingungen 
zurücknehmen  (am  Aufgabe-  oder  am  Bestim- 
mungsort). 

Briefe  und  Paketsendungen,  Postanweisungen 
und  Postaufträge,  Sendungen  mit  Wertangabe 
bis  6000  M  werden  dem  Empfänger  ins  Haus 
geschickt,  andere  Sendungen  muss  der  Adressat 
von  der  Post  abholen.  Beim  Bezug  von  ein- 
geschriebenen Postgegenständen  kann  der  ge- 
forderte   Identitätsnachweis     geliefert    werden 


durch  die  gesetzlichen  Ausweisschriften  (Pässe, 
Aufenthaltskarten),  sowie  durch  den  für  die 
zu  erhebende  Sendung  ausgestellten  postamt- 
lichen Aufgabe-Empfangsschein  und  durch 
die  sog.  Identitätsbücher.  Viele  Kaufleute 
lassen  die  Postsachen,  um  rascher  in  ihren  Be- 
sitz zu  gelangen,  abholen.  Hierzu  bedarf  es 
einer  schriftlichen  Erklärung  in  der  von  der 
Postverwaltung  vorgeschriebenen  Form. 

e)DasTelegraphen-  und  Telephonwesen. 

«)  Entwickelung.  Der  Gedanke,  Mitteilungen  in 
die  Feme  zusenden,  musste  sich  mit  Notwendigkeit  schon 
den  ältesten  Völkern  aufdrängen.  Die  Mittel  dieses  Aus- 
tausches waren  freilich  in  ihrer  Anwendungsfähigkeit 
sehr  beschränkt,  der  Art  nach  aber  sehr  mannigfaltig. 
Zu  der  Zeit,  wo  bei  dem  Naturmenschen  sich  das  Be- 
dürfnis nach  der  veredelnden  Musik  noch  nicht  fühlbar 
machte,  entstanden  doch  die  ersten  Musikinstrumente  für 
künstliche  Lautübermittlung,  die  Rufhömer,  die 
im  Krieg,  beim  kriegerischen  Spiel  und  bei  der  Jagd 
erschollen.  Daraus  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  die 
verschiedenartigsten  Formen  entwickelt,  die  auch  heute 
nicht  nur  der  Pflege  der  Musik,  sondern  auch  als  Mit- 
tel dienen  zur  Erteilung  von  Distanzsignalen.  So  finden 
wir,  wie  heute  noch  bei  den  Naturvölkern  der  Grund- 
ton ihrer  Musik  auf  diese  Entstehungsform,  auf  den 
kräftigen,  weithintragenden  Ton  abgestimmt  ist,  auch 
bei  Kulturvölkern  die  Urform  der  Telegraphie  noch  in 
zahlreichen  Formen.  Dem  Landraann,  der  weit  draussen 
auf  dem  Felde  arbeitet,  ruft  die  Glocke  vom  entfernten 
Kirchturm  den  Feierabendgruss  entgegen.  Bei  frohen 
Ereignissen,  die  das  Herz  des  ganzen  Volkes  durch- 
dringen, schweben  Glockenklänge  und  Kanonendonner 
von  Ort  zu  Ort  als  Boten  des  Jubels.  In  Zeiten  der 
Gefahr  ruft  die  eherne  Glockenstimme  ins  weite  Land 
hinaus  zur  Sammlung. 

Im  Schiffahrts-  und  Eisenbahnwesen  spielt  heute  noch 
die  Lauttelegraphie  (Hörner,  Glocken,  Pfeifen)  eine 
grosse  Rolle,  ebenso  im  Militärwesen.  Daneben  ent- 
wickelte sich  in  mannigfachen  Formen  die  optische 
Telegraphie  (Höhenfeuer,  Strandfeuer,  Fackeln,  mit 
denen  durch  verschiedene  Bewegungen  verschiedene 
Signale  gegeben  werden  können ;  Rauchsäulen,  die  durch 
Beimengung  von  Blättern  usw.  in  das  Feuer,  in  der 
Farbe  nuanciert,  durch  Fächer  in  verschiedenförmige 
Schwingungen  gebracht .  werden.  Diese  Art  des  Ge- 
dankenaustausches verstanden  meisterhaft  die  nord- 
amerikanischen Indianer.  —  Raketen  (Schiffsverkehr, 
belagerte  Festungen);  Flaggen  (Schiffsverkehr);  höl- 
zerne, bewegliche  Arme,  die  an  Stangen  angebracht 
sind  (Claude,  Chappe,  Brunei).  Die  letztgenannte 
Form  findet  noch  eine  grosse  Anwendung  im  Eisen- 
bahnwesen. 

Die  elektrische  Telegraphie.  Die  Entdeckung 
Galvanis  bei  dem  bekannten  Froschexperiment  und 
die  darauf  beruhende  Erfindung  der  Volt aschen  Säule, 
die  die  neugefundene  Elektrizitätsquelle  erheblich  zu 
steigern  vermochte,  bilden  den  Grundstein,  auf  dem 
sich  die  elektrische  Telegraphie  aufbaute.  Die  Not- 
wendigkeit, bei  dem  gesteigerten  Verkehr  einen  rascheren 
Austausch  der  Mitteilungen  zu  bewerkstelligen,  bildete 
die  Triebfeder.  1809  stellte  Sommer  in  g  in  München 
einen  Telegraphenapparat  her,  bei  dem  der  von  einer 
Voltaschen  Säule  ausgehende  Strom  durch  Zersetzung 
von  Wasser  in  Gefässen  auf  der  Empfangsstation  Buch- 
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Stäben  bezeichnete.  Die  Zahl  der  Drähte  zwischen 
beiden  Stationen  musste  der  Zahl  der  wiederzugebenden 
Zeichen  entsprechen.  Die  Entdeckung  des  Elektromagne- 
tismus durch  den  Dänen  Oersted  (1820)  führte  Schil- 
ling dazu,  einen  Apparat  zu  konstruieren,  bei  dem  die 
Ablenkungen  von  fünf  Magnetnadeln  an  der  Empfangs- 
station Zahlen  bezeichneten,  die  man  an  Hand  eines 
Ziffernlexikons  in  Worte  umwandelte,  ein  Verfahren, 
das  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  für  Chiffredepeschen 
erhalten  hat.  Die  Ausführung  der  ihm  aufgetragenen 
Telegraphenverbindung  zwischen  Petersburg  und  Kron- 
stadt verhinderte  sein  Tod. 

Die  erste  grössere  Anlage  eines  elektromagnetischen 
Telegraphen  errichteten  1833  Gauss  und  Weber  zwi- 
schen der  Sternwarte  und  dem  physikalischen  Kabinett 
in  Göttingen  (Drahtlänge  8000  Fuss).  1836/7  ver- 
wandelte Steinheil,  ein  Schüler  von  Gauss,  den  Nadel- 
telegraphen in  einen  Schreibtelegraphen,  so  dass 
nicht  mehr  die  Ablenkung  der  Magnetnadel  beobachtet 
werden  musste,  sondern  der  Empfangsapparat  selbst 
durch  Punkte  die  Drehung  der  Stäbchen  notierte  und 
die  Zeichen  durch  2  verschieden  gestimmte  Glocken 
auch  dem  Gehör  bemerkbar  machte.  1838  machte 
Steinheil  auch  die  ausserordentlich  wichtige  Entdeckung 
der  Erdleitung.  Dadurch  wurde  der  bis  dahin  zur 
Rückleitung  erforderliche  zweite  Draht  entbehrlich. 
1837  erfand  Morse  den  nach  ihm  benannten  Schreib- 
und Druckapparat,  den  er  während  10  Jahren  mit  un- 
ermüdlichem Fleisse  verbesserte.  Sein  System,  nach 
dem  durch  den  Elektromagneten  ein  Stahlstift  auf  einem 
durch  ein  Uhrwerk  sich  fortbewegenden  Papierstreifen 
Striche  und  Punkte  hervorbringt,  ist  heute  noch  allge- 
mein im  Betrieb.  Weitere  Verbesserungen  brachten 
Siemens  und  Halske,  Hughes  u.  a.  Der  Hughes- 
sche  Typendruckapparat  hat  sich  als  der  leistungsfähigste 
erwiesen. 

Werner  Siemens  gelang  es,  durch  eine  hierzu  er- 
dachte Maschine  die  Guttapercha  ohne  Naht  um  den 
Draht  zu  legen  und  so  das  erste  brauchbare  Kabel 
herzustellen.  1850  legte  Brett  das  erste  submarine 
Kabel  von  Dover  nach  Calais.  Als  es  nach  einigen 
Tagen  riss,  wurde  1851  ein  neues  Kabel  gelegt,  das 
bis  1859  aushielt.  Durch  diesen  Erfolg  ermutigt,  wur- 
den mehrere  andere  Linien  zwischen  England  und  Ir- 
land, England  und  Skandinavien,  Italien  und  Sardinien 
gelegt.  Auch  das  weite  Meer  musste  bezwungen  wer- 
den. Im  Jahre  1857  begann  Field  im  Verein  mit  Brett 
den  Bau  eines  Kabels  für  die  Verbindung  von  Eng- 
land mit  New-Foundland.  Das  erste  interkontinentale 
Kabel  ging  verloren,  das  zweite  hielt  stand  während 
25  Tagen.  Dasselbe  Los  traf  das  Kabel,  das  von  Suez 
nach  Indien  gelegt  wurde  —  eine  riesige  Summe  Gel- 
des, eine  gewaltige  Arbeit,  ein  Meer  von  Hoffnungen 
verschlang  das  Meer  unwiederbringlich.  Da  zog  die 
stolze  Great  Eastern  aus,  das  gigantischste  Schiff,  das 
je  gebaut  wurde.  Es  kehrte  wieder  zurück,  das  Kabel 
war  gebrochen.  Erst  im  Jahre  1866  gelang  es,  zwi- 
schen Europa  und  Amerika  eine  dauernde  Kabelver- 
bindung herzustellen.  Der  27.  Juli  1866,  an  dem 
diese  Verbindung,  die  den  fernen  Westen  so  nahe 
gerückt,  hergestellt  wUrde,  gehört  zu  den  denk- 
würdigsten Tagen  der  Weltgeschichte.  Nun  folgten 
eine  Reihe  von  Kabellegungen.  Schon  am  8.  Sept. 
konnte  das  alte  Kabel  wieder  gefasst,  ausgebessert  und 
neben  das  neue  gelegt  werden,  so  dass  schon  in  we- 
niger als  2  Monaten  nach  Vollendung  der  ersten  Ver- 
bindung mit  Amerika  die  zweite  hergestellt  war.  Das 
Netz  der  heutigen  Kabel  umfasst  etwa  150  000  See- 


meilen und  hat  einen  Kostenaufwand  von  gegen  1  Mil- 
liarde M  verursacht. 

Die  Entwicklung  des  Landtelegraphenwesens 
veranschaulichen  folgende  Zahlen: 

Es  gibt  Telegraphenanstalten  in  Europa:  75  000,  in 
Amerika:  35000,  in  Asien:  ungefähr  7000,  in  Australien : 
mehr  als  3000,  in  Afrika:  mehr  als  2000.  Auf  10000 
Einwohner  kommen  in  Australien  und  in  der  Schweiz 
über  6,  in  Deutschland  über  4,  in  China  0,005  Anstalten. 
Die  Länge  der  Telegraphenlinien  umspannt  die  Erde 
40  mal,  die  der  Telegraphendrähte  gegen  250  mal,  wovon 
fast  die  Hälfte  auf  Europa  entfällt.  Die  Anzahl  der 
jährlich  aufgegebenen  Telegramme  beträgt  mehr  als 
400  Millionen,  wovon  Europa  mit  ^^  teilnimmt  (über 
300  Millionen,  gegen  81  Millionen  im  Jahre  1875). 
Den  grössten  Telegraphenverkehr  hat  England  mit  mehr 
als  20  Telegrammen  pro  Kopf  der  Bevölkerung;  Belgien 
und  die  Schweiz  haben  ungefähr  14,  Frankreich  und 
die  Vereinigten  Staaten  12,  Deutschland  ungefähr  9, 
Russland  1  '/a- 

Der  Einfluss  der  Telegraphie  auf  das  gesamte 
Wirtschaftsleben,  insbesondere  auf  die  Börse 
wie  die  Preisbildungen,  ferner  auf  das  poli- 
tische und  soziale  Leben,  auf  die  Kriegführung 
usw.  ist  so  bedeutend,  dass  man  mit  Recht 
sagen  darf,  der  Telegraph  sei  einer  der  Haupt- 
faktoren aller  Lebensverhältnisse. 

ß)  Das  Telephon  ist  eine  Schöpfung  der  Neuzeit. 
1861  fertigte  der  Lehrer  Reis  in  Friedrichsdorf  bei  Hom- 
burg den  ersten  elektrischen  Tonübertrager,  den  er  zwei 
Jahre  später  als  „Telephon"  (Fernsprecher)  in  ver- 
besserter Form  der  Öffentlichkeit  vorführte.  (Viel  früher 
schon  haben  die  Engländer  Hooke  (1667)  und  Wheat- 
stone(1819)  Versuche,  Töne  in  die  Ferne  fortzu- 
pflanzen, angestellt).  Die  praktische  Verwendung,  eine 
Weiterentwicklung  des  Reisschen  Telephons,  stammt 
vom  Amerikaner  Graham  Bell,  der  das  Problem  der 
Wiedergabe  des  artikulierten  Schalles,  also  der  Sprache, 
löste  (1876).  Bedeutende  Verbesserungen  brachten  nach- 
her Edison  und  Werner  Siemens. 

Das  erste  Fernsprechamt  für  den  öffentlichen 
Verkehr  wurde  am  12.  Nov.  1877  in  Friedrichs- 
berg bei  Berlin  eröffnet.  Die  deutsche  Reichs- 
postverwaltung hat  zuerst  die  Einführung  des 
Telephons  kräftig  in  die  Hand  genommen. 
Ende  1877  hatten  bereits  16  deutsche  Tele- 
graphenanstalten Telephoneinrichtungen,  1878: 
287;  1879:  788;  1880:  1126;  1885:  3170; 
1890:  5228;  1895:  7788.  Auch  in  andern 
Ländern  entwickelte  es  sich  sehr  schnell.  Eu- 
ropa zählt  gegen  4000  Orte  mit  Fernsprech- 
einrichtungen und  etwa  ^/g  Million  Fernsprech- 
stellen. 

Durch  das  Telephon  werden  jetzt  auch 
kleinere  Orte  verhältnismässig  billig  an  das 
Welttelegraphennetz  angeschlossen.  Die  Ver- 
besserung der  Leitungen,  namentlich  dadurch, 
dass  der  Eisendraht  durch  Kupferdraht,  Phos- 
phor- und  Siliciumbronze  ersetzt  wurde,  und 
andere  Verbesserungen  ermöglichten  Telephon- 
verbindungen grosser  Strecken,  die  den  Tele- 
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graphenverkehr  bedeutend  entlasten.  Von  einer 
Hauptstadt  zur  andern,  vom  Norden  der  Alpen 
nach  dem  Süden  wird  durch  das  Telephon 
gesprochen.  Trotzalledem  stehen  wir  noch 
mitten  in  der  Entwicklung:  Das  Problem  der 
überseeischen  Telephonie  harrt  noch  der  Lö- 
sung; Marconis  drahtloser  Telegraph  hat  be- 
reits glänzende  Proben  abgelegt,  die  namentlich 
für  die  Schiffahrt  grosses  versprechen. 

y)  Der  Staat  und  das  Telegraphen- 
tind  Telephonwesen.  Im  Interesse  der  All- 
gemeinheit nahm  der  Staat  das  Telegraphen- 
und  Telephonwesen  in  die  Hand.  —  Den 
Kabelverkehr  musste  er  freilich,  wegen  des 
grossen  Risikos,  der  Privatinitiative  überlassen. 
Deutschland,  namentlich  Preussen,  gingen  in 
dieser  Beziehung  voran. 

1849  wurde  die  Linie  Berlin— Hamburg  (47  Meilen) 
fertiggestellt,  der  die  Linie  Berlin — Köln — Aachen  und 
andere  folgten.  Die  hohen  Gebühren  und  die  Eifer- 
süchtelei der  Kleinstaaten  und  die  verschiedenen  Appa- 
rate machten  einen  durchgehenden  Verkehr  erst  spät 
möglich. 

Den  ersten  Schritt  zur  Intemationalisierung  des 
Telegraphenverkehrs  tat  der  1850  begründete  Deutsch- 
Österreichische  Telegraphenverein.  Fast  gleichzeitig 
traten  auch  die  westeuropäischen  Staaten  unter  Frank- 
reichs Führung  näher  zusammen,  und  1852  erwirkte 
Preussen  die  Annäherung  der  beiden  Gruppen.  Nun 
suchten  alle  Staaten  so  rasch  als  möglich  ihre  Linien 
an  die  Netze  der  Nachbarstaaten  anzuschliessen.  War 
auf  diese  Weise  ein  europäisches  Netz  geschaffen,  so 
blieb  doch  eine  lästige  Mannigfaltigkeit  der  Betriebs- 
grundsätze bestehen. 

1 865  schlössen  die  europäischen  Staaten  (mit 
Ausnahme  Englands,  dessen  Telegraphie  noch 
in  Privatbetrieb  war,  und  des  Kirchenstaates) 
zu  Paris  den  internationalen  Telegra- 
phenvertrag ab  (Morseapparat,  Bereithaltung 
von  besonderen  Drahtleitungen  für  den  inter- 
nationalen Dienst,  Einheitlichkeit  der  Taxen  für 
Telegramme,  die  zwischen  den  Stationen  je 
zweier  Vertragsstaaten  auf  dem  gleichen  Weg 
gewechselt  werden). 

1868  wurde  der  Vertrag  in  Wien  revidiert 
(Anschluss  des  asiatischen  Russlands  und  Bri- 
tisch Indiens  —  Zulassung  des  Hughes  Appa- 
rates für  den  Verkehr  der  Hauptplätze  —  Grün- 
dung des  „Internationalen  Bureaus  der 
Telegraphenverwaltungen  in  Bern").  Eine 
Einheitlichkeit  im  Tarifwesen,  die  von  Deutsch- 
land an  allen  folgenden  Telegraphenkonferen- 
zen befürwortet  worden  war,  kam  nicht  zu- 
stande. Auf  dem  Londoner  Kongress  (1879) 
wurde  die  allgemeine  Durchführung  des  Wort- 
tarifs beschlossen,  hernach  1885  der  reine 
Worttarif  (mit  Wegfall  der  Grundtaxe)  ein- 
geführt.    In  den  folgenden  Jahren  traten,  be- 


sonders auf  Deutschlands  Betreiben,  verschie- 
dene Verbesserungen  ein,  namentlich  durch  die 
Herstellung  direkter  Linien  (Berlin — Rom;  Ber- 
lin— Odessa),  durch  die  Aufhebung  der  Kon- 
trollstationen für  die  Durchgangstelegramme, 
durch  die  Erwerbung  von  Kabeln  durch  den 
Staat,  durch  Herabsetzung  der  Taxen,  Erleichte- 
rung der  Telegrammaufgabe  usw.  Das  Tele- 
graphenmonopol wird  von  den  Staaten,  wie 
das  Postregal,  nicht  aus  finanziellen  Gründen, 
sondern  aus  volkswirtschaftlichen,  öffentlich- 
rechtlichen Rücksichten  beansprucht.  Telegraphie 
und  Telephonie  können  nur  in  der  Hand  des 
Staates  den  Gesamtinteressen  in  richtiger  Weise 
dienen  (Gesetz  über  das  Telegraphenwesen  des 
Deutschen  Reiches  1892;  Telegraphenwege- 
gesetz 1899). 

ö)  Der  Betrieb.  Gegen  Zahlung  der  Ge- 
bühren hat  jeder  das  Recht  auf  Beförderung 
von  ordnungsmässigen  Telegrammen  und  auf 
Zulassung  zu  einer  ordnungsmässigen  telepho- 
nischen Unterhaltung  durch  die  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  bestimmten  Anlagen.  Im  internen 
wie  im  internationalen  Verkehr  behalten  sich 
die  Verwaltungen  das  Recht  vor,  Privattele- 
gramme, die  die  Sicherheit  des  Staates  gefähr- 
den, oder  gegen  die  Landesgesetze,  die  öffent- 
liche Ordnung  oder  die  guten  Sitten  Verstössen, 
von  der  Beförderung  auszuschliessen  und  eben- 
so haben  die  Regierungen  im  internationalen 
Vertrag  den  Vorbehalt  aufgenommen,  in  be- 
sonderen Fällen  (Krieg  usw.)  die  Telegraphen- 
linien dem  Privatverkehr  vorübergehend  ganz 
oder  teilweise  zu  verschliessen.  Auf  der  Ver- 
letzungdes Telegraphengeheimnisses  sind  Strafen 
(nicht  unter  3  Monat  Gefängnis)  festgesetzt. 
Die  Gesetze  bestimmen  die  Ausnahmen  für 
strafgerichtliche  Untersuchungen,  Konkurs,  zivil- 
prozessual ische  Fälle  u.  a.,  sowie  die  Beschlag- 
nahme (Telegraphengesetz,  Strafprozess-,  Kon- 
kursordnung). 

Die  Aufgabe  der  Telegramme  kann  bei 
jeder  Telegraphenanstalt,  die  dem  Tele- 
graphenverkehr eröffnet  ist,  auch  brieflich 
(Briefkasten)  erfolgen,  ebenso  bei  Bahnposten 
für  die  nächste  Telegraphenanstalt,  bei  den 
Telegraphenboten  und  den  Landbrief- 
trägern, sowie  auf  telephonischem  Weg. 
Für  die  Börsen  sind  besondere  Leitungen 
nach  den  Hauptbörsenplätzen  gelegt  und  in 
den  Börsengebäuden  Annahme-  und  Betriebs- 
stellen eingerichtet  worden  (auch  dem  Zei- 
tungsverkehr sind  viele  Linien  zur  ausschliess- 
lichen Beförderung  von  Zeitungsnachrichten 
zu  ermässigten  Gebühren  eingerichtet  worden). 
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Ist  am  Bestimmungsort  eine  Telegraphenanstalt 
nicht  vorhanden,  so  wird  das  Telegramm  von 
der  nächstgeiegenen  Anstalt  durch  Post  oder 
Eilboten  dem  Empfänger  übersandt.  Tele- 
grammaufgabeformulare liegen  bei  jeder  Anstalt 
zur  unentgeltlichen  Benutzung  auf. 

DasaufzugebendeTelegramm  (Urschrift)  muss, 
um  Verstümmlungen,  die  namentlich  bei  Tele- 
grammen in  verabredeter  Sprache  schlimme 
Folgen  haben  können,  zu  vermeiden,  leserlich 
geschrieben  sein.  Die  hohen  Gebühren  sind 
oft  der  Grund  der  stark  gekürzten  und  daher 
häufig  unverständlichen  Telegramme.  Sehr  oft 
entstehen  Zweideutigkeiten  durch  die  Verwen- 
dung von  Fremdwörtern,  wie  z.  B.  offeriere, 
was  je  nach  Umständen  als  Kauf-  oder  Ver- 
kaufsofferte aufgefasst  werden  kann.  Für  die 
besonderen  Angaben  (bezahlte  Antwort,  Em- 
p^^angsanzeige,  dringendes  Telegramm,  Nach- 
sendung usw.)  können  besondere  Abkürzungen 
angewendet  werden.  Die  Adresse  muss  alles 
Notwendige  enthalten,  um  das  Telegramm 
sofort  bestellen  zu  können.  Für  sogenannte 
Telegrammadressen  (Gebühr  30  M  pro 
Jahr)  bestehen  besondere  Vorschriften. 

Besondere  Arten  von  Telegrammen. 
Durch  Zahlung  der  dreifachen  Gebühr  eines 
gewöhnlichen  Telegramms  und  den  Vermerk 
„dringend"  (D)  vor  der  Aufschrift  kann  der 
Aufgeber  den  Vorrang  der  Beförderung  vor 
gewöhnlichen  Telegrammen  erlangen.  Bei  Tele- 
grammen mit  bezahlter  Antwort  kann  die 
Antwort  des  Empfängers  (bis  zu  30  Wörtern) 
vorausbezahlt  werden  („Antwort  bezahlt"  [R  P], 
dringende  Antwort  bezahlt  [RPD]).  Verlangt 
der  Aufgeber,  dass  die  verschiedenen  Anstalten, 
die  bei  der  Beförderung  des  Telegramms  mit- 
wirkten, eine  Vergleichung  vornehmen,  so  hat 
er  zu  bemerken:  „zur  Vergleichung"  (TC) 
„Empfangsanzeige"  (PC)  verlangt  telegra- 
phische Mitteilung  über  Tag  und  Stunde  der 
Bestellung.  Soll  diese  Mitteilung  durch  die 
Post  geschehen,  so  lautet  der  Vermerk:  „Em- 
pfangsanzeige durch  die  Post"  (PGP). 
Telegramme,  die  zu  vervielfältigen  sind  und 
die  an  mehrere  Empfänger  in  einer  Ortschaft 
oder  in  verschiedenen,  aber  zum  Bestellbezirk 
einer  Anstalt  gehörenden  Ortschaften  wohnen, 
oder  an  einen  Empfänger  in  der  gleichen  Ort- 
schaft, aber  nach  verschiedenen  Wohnungen 
oder  Bureaus  gerichtet  sind,  müssen  den  Ver- 
merk „X  Aufschriften"  (T  M  x)  tragen.  (Com- 
muniquer  toutes  adresses).  Seetelegramme, 
die  zwischen  den  Schiffen  und  den  Küsten- 
Seetelegraphen  gewechselt  werden,  müssen  ent- 


weder in  der  Sprache  des  Landes,  in  dem 
der  Seetelegraph  liegt  oder  in  den  Zeichen 
des  allgemeinen  Handelskodex  abgefasst  sein. 
Als  „Telegramme  in  offener  Sprache" 
bezeichnet  man  Telegramme,  die  für  jedermann, 
der  sie  in  die  Hand  bekommt,  verständliche 
Sätze  ergeben  (Handelszeichen  sind  gestattet). 

Für  Telegramme  in  offener  Sprache,  die  in  Deutsch- 
land mit  lateinischen  oder  deutschen  Buchstaben  ge- 
schrieben werden  müssen,  sind  folgende  Sprachen  zu- 
gelassen worden:  anamitisch,  arabisch,  armenisch,  dä- 
nisch, deutsch,  englisch,  flämisch,  französisch,  griechisch, 
hebräisch,  holländisch,  italienisch,  japanisch,  lateinisch, 
luxemburgisch,  malayisch,  norwegisch,  persisch,  portu- 
giesisch, rumänisch,  schwedisch,  siamesisch,  slavisch, 
spanisch,  ungarisch,  türkisch. 

„Telegramme  in  verabredeterSprache" 
sind  solche,  die,  obwohl  in  Wörtern  zusam- 
mengestellt, die  alle  eine  sprachliche  Bedeutung 
haben,  für  die  Dienststellen  keine  verständ- 
lichen Sätze  bilden.  Die  Wörter  hierfür  dür- 
fen höchstens  10  Buchstaben  enthalten  und 
müssen  der  deutschen,  englischen,  französischen, 
holländischen,  italienischen,  lateinischen,  por- 
tugiesischen oder  spanischen  Sprache  entnom- 
men sein. 

„Telegramme  in  chiffrierter  Sprache" 
bestehen  aus  arabischen  Ziffern,  deren  Bedeu- 
tung nur  den  Eingeweihten  bekannt  ist. 

Das  Bestreben,  die  Kosten  durch  Kürzungen 
zu  verringern  und  dadurch  zugleich  ihren  In- 
halt für  den  nicht  Eingeweihten  unverständ- 
lich zu  machen,  hat  die  Handels-Codistik 
geschaffen.  Sie  ist  von  grosser  Bedeutung  für 
Bankgeschäfte,  Import-  und  Exportgeschäfte,  für 
die  binnenländische  Industrie  und  den  Gross- 
handel, sowie  für  den  diplomatischen  Verkehr. 
Die  Telegraphenschlüssel  (Codes)  zerfallen  in 
Wort-  und  in  Zahlencodes. 

Zuerst  haben  einzelne  Geschäftshäuser  private  Codes 
benutzt,  die  nur  in  ihrem  Verkehr  unter  sich  Anwen- 
dung fanden.  Sie  ersetzten  häufig  vorkommende  Sätze 
durch  einzelne  Wörter,  z.  B.  bedeutete  inklusive  = 
mit  Sack  per  100  kg,  brutto  für  netto;  24030  =  240 
Sack  zu  30  M.  Später  verwendete  man  vom  Sinn  der 
Depesche  unabhängige  Wörter  für  ganze  Sätze,  z.  B. 
Wandern  =  Wir  können  Ihren  Auftrag  nicht  ausführen. 
Damit  war  in  bezug  auf  Kürze  und  Geheimnisbewah- 
rung (namentlich  gegenüber  Ländern  mit  Privatbetrieb, 
wie  die  zentralamerikanischen  Staaten)  schon  bedeutend 
gewonnen.  Der  Umstand  aber,  dass  man  keine  Eigen- 
namen verwenden  durfte  und  dass  man  sich  auf  Wörter 
mit  höchstens  10  Buchstaben  beschränken  wollte  (11 
zählten  schon  für  2  Wörter),  machte  die  Auffindung 
einer  genügenden  Zahl  passender  Wörter  schwierig. 
Infolgedessen  kam  man  auf  den  Gedanken,  ein  Wort 
für  2  oder  mehr  Bedeutungen  zu  verwenden,  z.  B. 
wunderbar  =  M  10,  oder  M  20,  M  30,  M  40,  wenn 
es  sich  um  einen  Gegenstand  handelte,  bei  dem  die 
Preisschwankungen  nicht  so  gross  waren,  dass  eine 
Zweideutigkeit  hätte  entstehen  können.  Darauf  bezeich- 
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nete  man  bloss  die  Einer  zu  diesen  Teilpreisen,  z.  B. 
„Apfelbaum"  =  42  V*  Shilling  cif  Hamburg.  (In  der 
Tabelle  steht  auf  der  gleichen  Linie  mit  dem  Wort 
Apfelbaum  2'/^,  als  Überschrift  über  der  Kolonne  cif 
Hamburg).  Damit  war  man  wieder  einen  Schritt  weiter 
gekommen,  aber  die  Beschränkung  auf  eine  gewisse 
Wortzahl  blieb. 

Die  Erfahrung  zeigte,  dass  man  in  einem 
Code  nur  solche  Wörter  verwenden  durfte, 
die  sich  mindestens  durch  2  Buchstaben  unter- 
scheiden. Da  ferner  der  Morse-Apparat  die 
Buchstaben  nur  durch  Striche  und  Punkte  an- 
deutet, musste  man  überdies  die  Wörter  so 
auswählen,  dass  nicht  durch  Ungenauigkeit 
in  den  Abständen  eine  Zweideutigkeit  oder 
Unrichtigkeit  entstehen  konnte.  Dadurch  wurde 
man  in   der   Wortauswahl   noch   mehr  einge- 

Wurzeln 
Wir  offerieren  Ihnen  fest: 


schränkt  und  für  Laien,  welche  die  Technik 
des  Telegraphierens  nicht  kannten,  wurde  diese 
Auswahl  besonders  schwierig.  So  entstanden 
neben  den  mangelhaften  Oeschäftscodes  die 
allgemeinen  Codes,  zuerst  der  sogenannte 
ABC  Code  von  Clauson  Thue.  Alle  diese 
Arbeiten  hatten  den  Fehler,  dass  man  für 
jede  Mitteilung  ein  Wort  brauchte  und  dass 
sie  für  alle  Unternehmungsformen  gleichzeitig 
dienen  mussten.  Erst  später  kam  man  dazu, 
besondere  Codes  für  besondere  Zwecke  zu 
schaffen,  z.  B.  einen  Code  für  den  Kaffeehan- 

]  del,  einen  für  Schiffahrtsangelegenheiten  usw., 

j  und   die  Wörter   in   Wurzeln   und   Endungen 

I  zu  teilen,  z.  B.: 

i 

Endungen 


zum  Preise  von  M 


Triest 


Hamburg      j     Quantum 


ä  60  kg  k  100  kg 


15  oder  30  oder  45        j  lani  i         port 

157,  oder  SO'/a  oder  45V3  '^pid  potit 

„lapida"  bedeutet  also  „Wir  offerieren  Ihnen 
fest  zum  Preise  von  M  45^/2,  Triest,  50  Sack 
ä  60  kg." 

Auf  diese  Weise  wird  die  Mitteilung  kürzer, 
die  Schwierigkeit  der  Aufstellung  von  Tabellen 
aber  grösser  als  beim  System  der  einfachen 
Wortcodes,  da  Wurzel  und  Endung  zusammen 
nicht  mehr  als  10  Buchstaben  enthalten  sollen 
und  jede  Wurzel  (oder  Endung)  sich  wenig- 
stens durch  2  Buchstaben  von  jeder  andern 
Wurzel  (oder  Endung)  unterscheiden  muss.  Das 
Streben  nach  solchen  Kürzungen  führte  zu 
sonderbaren  Zusammensetzungen  (Abababa  = 
wir  verkauften  mit  einer  Reduktion  von  20io)> 
so  dass  das  Internationale  Bureau  in  Bern  sich 
veranlasst  sah,  ein  Verzeichnis  der  zulässigen 
Wörter  herauszugeben.  Damit  wurde  für  die 
Aufstellung  von  Codes  ein  wertvolles  Material 
geschaffen  und  durch  die  Anordnung  des  Ver- 
zeichnisses ein  Wink  für  Aufstellung  von 
Zahlencodes  gegeben,  wobei  5  Ziffern  als  ein 
Wort  gerechnet  werden.  Auch  für  die  Zahlen- 
depeschen bestehen  verschiedene  Methoden  und 
neben  den  Geschäftstelegraphenschlüsseln  auch 
allgemeine  Codes,  besondere  Zusammenstellun- 
gen für  Kursdepeschen,  Marktberichte  usw. 
Jede  Zahl,  auch  die  Null,  hat  je  nach  ihrer 
Stellung  als  Einer,  Zehner  usw.  eine  verschie- 
dene, im  Code  angegebene  Bedeutung.  Eines 
der  vorzüglichsten  Zahlensysteme  ist  das  von 
Herb. 

Wortzählung.  Als  Wörter  werden  bezahh: 
einzelnstehende  Buchstaben  oder  Ziffern,  Un- 


50  Sack 
100  Sack 


a 
abam 


andos 
aus 


terstreichungszeichen.  Klammern,  Anführungs- 
zeichen, sowie  die  Abkürzungen  bei  beson- 
deren Telegrammen  (z.  B.  R  P  ^  bezahlte  Ant- 
wort usw.). 

Zustellung,  Nachsendung,  Zurückzie- 
hung und  Berichterstattung  von  Tele- 
grammen. Auf  Wunsch  werden  Telegramme 
auch  postlagernd  zur  Verfügung  gehalten,  oder 
telephonisch  übermittelt  Ist  der  Empfänger 
nicht  anwesend,  so  wird  das  Telegramm  an  ein 
erwachsenes  Familienglied  oder  an  einen  Dienst- 
boten oder  Geschäftsgehilfen  ausgehändigt.  Soll 
das  Telegramm  offen  bestellt  werden,  so  ist 
der  Vermerk  anzubringen  (RO).  Telegramme 
mit  dem  Vermerk  PG  =  „postlagernd",  oder 
T  R  =  „telegraphenlagernd",  werden  nur  dem 
Empfänger  oder  einem  von  ihm  Bevollmäch- 
tigten nach  Vorzeigung  der  Legitimation  ausge- 
liefert. „Bahnhoflagernde"  Telegramme  werden 
an  den  Bahnhofsvorsteher  zur  Aushändigung 
an  den  Empfänger  abgegeben.  Nachzusendende 
Telegramme  haben  den  Vermerk  zu  tragen: 
„nachzusenden"  (FS). 

Die  Gebühr  für  gewöhnliche  Telegramme  beträgt 
5  Pfg.  für  jedes  Wort,  mindestens  aber  50  Pfg.  für 
jedes  T.  Für  dringende  T.  kommt  die  dreifache 
Gebühr  zur  Anwendung.  Für  die  Vergleichung 
wird  V4  der  Gebühr  für  ein  gewöhnliches  T.  berechnet. 
Die  Gebühr  für  Beförderung  durch  Eilboten  kann  vom 
Absender  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  mit  40  Pfg. 
bezahlt  werden.  Bei  Vervielfältigung  eines  T.  werden 
die  Aufschriften  in  die  Wortzahl  mit  eingerechnet,  und 
es  wird  eine  besondere  Vervielfältigungsgebühr  er- 
hoben. 

W.  Wick-Basel. 
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Handelslehre. 

a)  Gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefsendungen. 


Gegenstand 

Orts-  u.  Nachbar- 
ortsverkehr 1) 

1   Porto 

Gewichts-      fr.  """ 

stufe                fr- 

Pf.  Pf. 

Inland 
und  Luxembur 

Pc 

Gewichts-     fr. 
stufe 

Pf. 

)rto 
un- 
fr. 
Pf. 

Deutscl 
Schutzgeb 

Gewichts- 
stufe 

le 
lete 

Pc 

fr. 

Pf. 

) 

)rto 
un- 
fr. 
Pf. 

Österreich- Ungarn 
mit  Bosn.-Herzegow 
und  Liechtenstein 
Porto 

Gewichts-     fr.|  """ 

stufe       !       *•■. 

,Pf.   Pf. 

Ausland  2) 

Porto 
Gewichts-      fr.       ""■ 
stufe                   "• 
Pf.       Pf. 

Briefe  .... 

bis  250  g 

5 

10 

bis  20  g 
üb.  20 -250  g 

10 
20 

20 

30 

bis  20  g 
üb.  20- 250g 

10 
20 

20 
30 

bis  20  g 
üb.  20— 250g 

10 
20 

20 
30 

für  je  15  g 
ohne  Meist- 
gewicht«) 

20 

40 

Postkarten.  . 

einfache 
mit  Antwort 

2 
4 

4 

einfache 
mit  Antwort 

5 
10 

10 

einfache 
mit  Antwort 

5 

10 

10 

einfache 
mit  Antwort 

5 

10 

10 
20 

einfache 
mit  Antwort 

10 
20 

20 

Drucksachen . 

bis  50  g 

Qb.  50— 100  g 

„  100- 250  g 

„250 -500  g 

„500g -1kg 

2 
3 
5 
10 
15 

.b« 

153 

a 

N 

c 

3 

bis  50  g 

üb.  50- 100  g 

„  100— 250  g 

„  250— 500g 

„  500g— 1kg 

3 
5 
10 
20 
30 

3 
N 

c 
a 

bis  50  g 
üb.  50— lOOg 
„  100-250g 
„  250— 5()0g 
„  500g— 1kg 
„  1— 2  kg 

3 
5 
10 
20 
30 
60 

.b« 

2 

3 
N 

n 

3 

bis  50  g 

üb.  50— lOOg 

„  100-250g 

„  250— 500g 

„  500g— 1kg 

3 

5 
10 
20 
30 

12 

■3 

N 

c 
a 

für  je  50  g 
bis  zum 
Meistge- 
wichte von 
2  kg 

5 

Warenproben 

bis  250  g 
üb.  250 -350g 

5 
10 

bis  250  g 
üb.  250— 350g 

10 
20 

bis  250  g 
üb.  250 -350g 

10 
20 

bis  250  g      10 
Üb.2B0-350g20 

für  ie  50g 
bis  zum 
Meistgewich- 
te von  3,ö0  g 

5 
min- 
dest. 

10 

.bjQ 

Geschäfts- 
papiere .  . 

bis  250  g 

üb.  250— 500g 

„  500g— 1kg 

5 
10 
15 

bis  250  g 

üb.  250— 500g 

„  500g-lkg 

10 
20 
30 

bis  250  g 
üb.  250— 500g 
„500g-lkg 
„  l-2kg 

10 
20 
30 
60 

unzulässig 

für  je  50  g 
(bis  zum 
Meistge- 
wichte von 
2  kg 

5 
min- 
dest. 

20 

"3 

c 

3 

Zusammenge- 
packte   Ge- 
genstände 
(Drucksachen, 
Warenproben, 
Geschäftspap.) 

bis  250  g 

Üb.250-500g 

„  500g-lkg 

5 
10 
15 

bis  250  g 

üb.  250— 500g 

„  500g-lkg 

10 
20 
30 

bis  250  g 
üb.250-500g 
„  500g-lkg 
.,  l-2kg 

10 
20 
30 
60 

bis  250  g 
üb.250-350g 
(Geschäfts- 
papiere aus- 
geschlossen) 

10 
20 

N 

c 

3 

für  je  50  g 
Meistge- 
wicht 2kgS) 

5 

J 

Einschreibgebühr  20  Pf.  für  jede  Sendung  (Ausland  Frankozwang).    Rückschein  20  Pf. 
1)  Eilbestellgeld  im  Orte  25  Pf. ;  Landbestellung  vorausbezahlt  60  Pf. 
ä)  Im  Verkehr  mit  der  Schweiz  steigt  die  Gewichtsstufe  für  Briefe  von  20  zu  20g. 

8)  Wenn  die  Sendung  Geschäftspapiere  enthält  mindestens  20  Pf.,  wenn  Drucksachen  und  Warenproben  mindest.  10  Pf. 
*)  Grenzverkehr  (30  km)  mit  Belgien,   Dänemark.  Niederlande,  je  15g  10  Pf,  unfrank.  20  Pf.;   mit  der  Schweiz  je  20g 
10  Pf.,  unfrankiert  20  Pf. 

b)  Briefe  und  Kästchen  mit  Wertangabe. 


m 


Benennung 

Meistbetrag 

Wertbriefe 

Wert- 
kästchen 
30:10:10cm 

Wertbriefe  und 
Wertkästchen 

Bemerkungen 

A 

der 

der 

Porto 

■5^ 

Versicherungs- 

1) Der  Gesamtbetrag  der  Versiehe 

Länder 

Wertangabe 

für  je  15g 

.s  ^ 

bis  zum 
Gewicht 
von  1  kg 

gebühr  für  je 
240  M 

rungsgebühr    ist     erforderlichen 
Falls  auf  eine    durch    5  teilbare 
Pfennigsumme  nach  oben  abzu- 

M 

Pf. 

Pf. 

M 

Pf. 

Pf.i) 

runden. 

1.  Argentinien  .  . 

8000 

20 

20 

1 

60 

16 

1,  Nur  nach  bestimmten  Orten. 

2.  Belgien 

8000 

20 

20 

— 

80 

8 

2.  Eilbestellung  und  Nachnahme 

3.  Bosnien-Herze- 

zulässig. 

gowina    u.   San- 

3.  Meistgewicht  der  Wertbriefe 

dschak  Novibazar 

unbeschränkt 

Einheitssatz 

— 

— 

— 

deutsch-österr. 

250  g,    kein    Frankierungs- 

4.  Brit.  Kolonien 

65 

5Pf.fürje300M, 

zwang.      Bei    Rückscheinen 

a)  Mittelmeer: 

mindestenslOPf., 

bosn.-herzegow. 

41/6  Pf. 

Frankierungszwang.  Einfüh- 

Malta, Cypern 

rung  ausländischer  Lotterie- 

b) Afrika:  Gambien 

für  je  250  M 

lose  verboten. 

(nur    Bathurst), 

4.  Eilbestellung    nach    Guyana 

Lagos  (selbst),  St. 

(nur  nach  Georgetown  und 

Helena,  Seychellen 

New -Amsterdam    zulässig). 

(Victoria,     Mähe), 

25  Pf.   Eilbestellgebühr  vom 

Mauritius. 

Absender  zu  entrichten. 

c)  Amerika:     Brit. 

Einführung  von  Lotterielosen 

Guyana,  Brit. Hon- 

in Guyana  verboten. 

duras,  Brit.  West- 

4a. Versicherungsgebühr  36  Pf. 

indien      (Antigua, 

für  je  240  M. 

Barbados,    Domi- 

nica, Grenada,  Ja- 

maica,  Montserrat, 

1 

Anhang:  Posttarife. 
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Benennung 

Meistbetrag 

Wertbriefe 

Wert- 
kästchen 
30:10:10cm 

Wertbriefe  und 
Wertkästchen 

Bemerkungen 

i. 

Porto 
bis  zum 
Gewicht 

der 

der 

Porto 

■g* 

Versicherungs- 

Länder 

Wertangabel 

für  je  15  g 

ti 

gebühr  für  je 
240  M 

1)  Der  Gesamtbetrag  der  Versiche- 
rungsgebühr   ist    e.  F.  auf  eine 

.s  ^ 

von  1  kg 

durch    5  teilbare   Pfennigsumme 

M 

Pf. 

Pf. 

M    |Pf. 

Pf.i) 

nach  oben  abzurunden. 

Nevis,    St.   Kitts, 

1 

St.  Christoph,   St. 

Lucia,  St.  Vincent 

Tobago,  Trinidad, 

Virginische  Inseln, 

Falklandinseln  i  nur 

Stanley) ,        Neu- 

Fundland. 

d)  Asien:     Ceylon, 

Hongkong,  Straits 

Settlements  .... 

2400 

20 

20 

— 

— 

28 

5.  Bulgarien  .... 

8000 

20 

20 

1 

60 

20 

5.  Einführung       ausländischer 

^.  Chile 

8000 

20 

20 

1    1  60 

16 

Lotterielose  verboten. 

7.  China 

6.  Nur  nach  bestimmten  Orten. 

a)  Hankau,  Nanking 

Eilbestellung    sowie    Nach- 

Itschang,   Peking' 

nahme  bis  200  Pesos  zulässig. 

Shanghai, Tsching! 

7.  Für  Wertbriefe,   welche  an 

tschoufu,    Tschin- 

Angehörige  der  Ostasiatisch. 

kiang,  Tschoutsun, 

Besatzungsbrigade  gerichtet 

Tsinanfu,      Weih- 

sind   oder  von  ihnen  her- 

sien, Tientsin  und 

rühren  ,     gelten     dieselben 

Tongku  (deutsche 

Taxen   wie  für  Wertbriefe 

Postämter)      .  .  . 

8000 

20 

20 

2 

40 

28 

nach   und  aus  dem  Schutz- 

h) Amoy,      Canton, 

gebiete  Kiautschou. 

Chefoo,  Foochow, 

7a.  Nachnahme  bis  zu  800  M 

Hoihow,  Liu  Kung 

zulässig. 

Tau,  Ningpo,  Swa- 

tow(brit.Postanst.) 

2400 

20 

20 

— 

— 

36 

c)  Kaigan,     Peking, 

Tientsin,    Tschu- 

8.  Eilbestellung  nur  nach  Post- 

gutschak,      Urga 

orten  zulässig  und  mit  Aus- 

(russ.  Postämter) 

unbeschränkt 

20 

20 

— 

— 

8 

schluss  von  Island,  Faröer  u. 

■d)  Canton,  Fort  Bay- 

Grönland.     Nachn.,    Wert- 

ard,    Hoihow, 

kästchen  (ausschl.  Grönland 

Mongtze,  Pakhoi, 

u.  Island)  zulässig.    Einführ. 

Potsi ,      Quangt- 

ausländischer      Lotterielose 

cheon,    Tchekam, 

verboten. 

Yunnansen  (indo- 

9. Nachnahme      zulässig     bis 

chinesische  Post- 

360 Kr. 

anstalten) 

8000 

20 

20 

2 

— 

28 

10.  Eilbestellung  u.  Nachnahme 

S.  Dänemark  mit 

bis   800  M   zulässig.      Un- 

Faröer,  Grönland 

frankierte  Wertbriefe  10  Pf. 

und  Island  .... 

unbeschränkt 

20 

20 

— 

80 

8 

mehr;m.RückscheinFranko- 

9.  Dan.  Antillen 

8000 

20 

20 

— 

— 

16 

zwang. 
10a  Nur  nach  Bagamojo,  Dares- 
salaam,    Kilwa,    Lindi,   Mi- 

10.  Deutschland 
Reichsgebiet, 

bis  10  geogr.  Meilen 

20  Pf. 

weiter  40  Pf. 

Meistgewicht  250  g 

30  Pf.  bis  20  g, 

5  Pf. 

Bayern   u.   Würt- 
temberg). 
10a.  Deutsch  -Ost- 
afrika   

unbeschränkt 
8000 

für  je  300  M, 
mindest.  10  Pf. 

kindani,   Mohoro,   Pangani, 
Saadani,Tanga.  Nachnahme 
zulässig  bis  800  M. 
1 1 .  Nachnahme  zulässig.  Wert- 

/     unbe- 
schränkt 

40  Pf.  über  20  g 
bis  250  g 

2 

40 

28 

sendungen  nach  dem  Sudan 
sind  nicht  zulässig. 

ll.Egypten  über 

für  Wert- 

12.  Nur  nach  Assab  u.  Massaua. 

Triest  oder 

{       briefe 
8000  M 
für  Wert- 

20 

20 

2 

— 

1          28 

Nachnahme,      Eilbestellung 

Italien 

2 

40 

zulässig,    25  Pf.   vom   Ab- 

kästchen 

sender  zu  entrichten. 

12.  Erythrea,     ital. 

13.  Nachnahme      zulässig      bis 

Kolonie 

8000 

20 

20 

2 

40 

28 

1000    Fr.       Lose     fremder 

13.  Frankreich   mit 

Lotterien   dürfen  nicht  ein- 

Monaco U.Algerien 

8000 

20 

20 

— 

80 

8 

geführt  werden. 
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Handelslehre. 


Meistbetrag 

Wertbriefe 

Wert- 
kästchen 
30:10:10  cm 

Wertbriefe  und 
Wertkästchen 

Bemerkungen 

Benennung 

jä 

Porto 
bis  zum 
Gewicht 

der 
Länder 

der 
Wertangabe 

Porto 
für  je  15  g 

Sj3 

11 

Versicherungs- 

gebübr  für  je 

240  M 

^)  Der  Gesamtbetrag  der  Versiche- 
rungsgebühr   isi  e.  F.   auf  eine 

c  ^ 

von  1kg 

durch    5  teilbare  Pfennigsumme 

1 

M 

Pf. 

Pf. 

M  |Pf. 

Pf.i) 

nach  oben  abzurunden. 

14.  Französische 

H.Guadeloupe,  Martinique, 

Kolonien  .... 

8000 

20 

20 

2 

— 

28 

Franz. -Guyana,  Franz. -Gui- 

15. Griechenland  . 

unbeschränkt 

Einheitssatz 
1.20  M 

deutsch-österr. 
5  Pf  für  je  300  M, 
mindestens  lOPf., 
ausserdem  fürdie 

nea,   Gabun,   Franz.  Somali- 
küste ,    Franz,   Kongogebiet, 
Dahomey,  Senegal,  Reunion, 

Seebeförderung 
8  Pf.  für  je  240  M 

Pondichery,  Cochinchina,  An- 
nam.Tonkin,  Neu-Caledonien, 

16.  Grossbritan- 

Madagaskar, Comoren,  Elfen- 

nien   u.   Irland 

2400 

20 

20 

— 

— 

20 

beinküste. 

17.  Italien     mit    S. 

15.  Meistgewicht  der  Wertbrief e 

Marino 

8000 

20 

20 

1 

20 

20 

250  g,  zulässig  nur  nach  eini- 

17a. Japan   mit  For- 

gen  Orten.  Keine  Rückscheine. 

mosa 

1 6.  Eilbestellung  zulässig.    25  Pf. 

a)  über  Italien.  . 

8000 

20 

20 

2 

40 

28 

17.  Eilbestellung  und  Nachnahme 

b)  üb.  Frankreich 

8000 

20 

20 

2 

— 

28 

bis  1000  Fr.  zulässig. 

18.  Kamerun  .... 

8000 

30  Pf.  bis  20  g, 
40  Pf.  über  20  g 

~ 

1 

60 

16 

1 7a.  Eilbestellung  u.  Nachnahme 
bis  400  Yen  zulässig. 

19.  Kiautschou  .  . 

8000 

30  Pf.  bis  20  g, 
40  Pf.  über  20  g 

~ 

2 

40 

28 

18.  Nur  nach  Duala  und  Victoria. 
Meistgewicht  der  Wertbriefe 

20.  Luxemburg  .  . 

8000 

30  Pf.  bis  20  g, 
40  Pf.  über  20  g 

60 

8 

250  g.     Nachnahme  zulässig. 
19.  Meistgewicht  der  Wertbriefe 

21.  Marokko(Cassa- 

250  g.  Zulässig  nach  Tsingtau, 

blanca,  Mazagan, 

Tsangku,  Kaumiu. Kiautschou 

Mogador,     Saffi, 

(Stadt).  Nachnahme  zulässig. 

Tanger,  deutsche 

20.  Eilbestellung    u.  Nachnahme 

Postanstalten)   .  . 

8000 

20 

20 

1 

60 

16 

zulässig.      Meistgewicht  der 

22.  Montenegro    . 

unbeschränkt 

20 

20 

2 

— 

28 

Wertbriefe  250  g.  Einführung 

23.  Niederlande    . 

20  000 

20 

20 

— 

80 

8 

ausländ. Lotterielose  verboten. 

24.  Norwegen  .   .  . 

unbeschränkt 

20 

20 

— 

— 

20 

21.Nachn.  zulässig  bis  800  M. 

25.  Portugal  .... 

8000 

20 

20 

2 

— 

20 

22.  Nachnahme     bis     1000     Fr. 

(mit  Azoren  und 

für  Briefe, 

und    Eilbestellung    zulässig, 

Madeira) 

28 

Gebühr  25  Pf. 

26.  Portugiesische 

für  Kästchen 

23.  Eilbestellung  und  Nachnahme 

Kolonien 

bis  500  Gulden  zulässig." 

a)  in    Afrika    (An- 

24. Nachn.  bis  720  Kr.  zulässig. 

gola,  Cap  Verdi- 

25.  Eilbestell,  u.  Nachn.  zulässig. 

sche  Inseln,  Gui- 

26. Nur  nach  bestimmten  Orten. 

nea,     Mozambi- 

Eilbesteliung  zulässig. 

que,  St.  Thomas, 

8000 

20 

20 

3 

20 

28—52 

27.  Nachnahme  zulässig.  —  Ein- 

Principe)   .... 

4 

80 

führung  ausl.Lotteriel.  verbot. 

b)  in  Asien  (Portu- 

5 

60 

28.  Die  Einführung  ausländischer 

giesisch    Indien, 

Lotterielose  ist  verboten. 

Macao,  Timor) . 

. 

29.  Nachnahme  zulässig.     Eilbe- 

27. Rumänien  .  .  . 

8000 

20 

20 

1 

20 

20 

stellung  nach  Postorten  zu- 

28. Russland      mit 

lässig.  Die  Briefe  müssen  je 

Finnland 

unbeschränkt 

20 

20 

— 

— 

8 

nach  dem  vom  Absender  ge- 

29. Schweden 

wählt.  Beförderungsweg  den 

a)  über  Dänemark . 

unbeschränkt 

20 

20 

— 

20 

Leitvermerk   „über  Sass- 

b) über      Sassnitz- 

nitz"  oder  „über  Dänemark" 

Trelleborg   .  .  . 

unbeschränkt 

20 

20 

— 

- — 

8 

tragen. 

30.  Schweiz   .... 

unbeschränkt 

20  Pf.  für  je  20  g 

20 

— 

80 

8 

30,  Eilbestell,  u.  Nachn.  zulässig. 

31.  Serbien 

8000 

20 

20 

— 

■ — 

20 

31.  Ausserdem    sind   Briefe    mit 

32.  Spanien    .... 

8000 

20 

20 

— 

— 

20 

unbeschränkter    Wertangabe 

(einschl.   der  Ba- 

durch    Vermittelung    österr. 

learen  u.  Canari- 

Postanstalten  zulässig.  Nähere 

schen  Inseln) 

Auskunft    erteilen  die  Post- 

33. Tripolis, Italien. 

ämter.  —  Einführung  auslän- 

Postämter in  Ben- 

discher  Lotterielose  verboten. 

gasi  und  Tripolis 

1      8000 

20 

20 

2 

— 

28 

33.  Eilbestell,  u.  Nachn,  zulässig. 
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Benennung 

der 

Länder 

Meistbetrag 

der 
Wertangabe 

Wertbriefe 

Wert- 
kästchen 
30:10:10  cm 

Wertbriefe  und 
Wertkästchen 

Bemerkungen 

Porto 
für  je  15  g 

Porto 
bis  zum 
Gewicht 

Versicherungs- 
gebühr für  le 
240  M 

')  Der  Gesamtbetrag  der  Versiche- 
rungsgebühr   ist    e.  F.    auf  eine 

von  1  leg 

durch  5    teilbare  Pfennigsumme 

M 

Pf. 

Pf. 

M 

Pf. 

Pf.i) 

nach  oben  abzurunden. 

34.  Türkei(deutsche 

34.  Bezüglich  anderer  Leitwege 

Postämter) 

usw.  erteilen  die  Postämter 

a)  Constantinopel 

8000 

20 

20 

2 

40 

28 

nähere  Auskunft.  Zu  a)  und 

b)  Beirut,  Jaffa,  Je- 

b) Nachnahme  zulässig. 

rusalem,  Smyrna 

8000 

20 

20 

3 

20 

36 

Zu  c)  nur  nach  bestimmten 

c)  durch   Vermitte- 

Orten.  Nachnahme  zulässig. 

lung  der  öster- 

Zu d)  Eilbestellung  zulässig. 

reichischen  Post- 

Nachnahme nur  nach  Scutari 

anstalten      über 

(Albanien)  zulässig.  Die  Auf- 

Triest  

unbeschränkt 

20 

20 

2 

— 

28 

schrift    muss    den  Vermerk 

d)  Janina,     Scutari 

„Bureau    de    Poste    Italien" 

(Albanien)    [ital. 

enthalten. 

Postanstalten]    . 

8000 

20 

20 

2 

— 

28 

Zu  e)  nur  nach  bestimmten 

e)  Ottomanische 

Orten. 

Postanstalt,  (üb. 

Rumänien,   Bul- 

2 

40 

28 

garien)  

8000 

20 

20 

2 

— 

20 

35.  Tunis 

35.  Nachn.  zulässig  bis  1000  Fr. 

a)  über  Italien  .  .  . 

8000 

20 

20 

2 

40 

28 

b)  über  Frankreich 

8000 

20 

20 

2 

— 

28 

c)  Postpakete. 


Das  Porto  für  gewöhnliche  Pakete  wird  nach  dem  Gewicht  und  nach  der  Entfernung  berechnet;  für 
letztere  sind  für  den  deutschen  und  österr.-ungarischen  Verkehr  6  Taxzonen  gebildet:  I  bis  10,  II  bis  20, 
III  bis  50,  IV  bis  100,  V  bis  150,  VI  über  150  geographische  Meilen  in  der  Luftlinie.  Pakete  im  Ortsverkehr 
unterliegen  dem  Tarif  der  I.  Zone.  Für  eingeschriebene  Pakete  sind  ausser  dem  Porto  20  Pf.  Einschreibgebühr, 
für  Pakete  mit  Wertangabe  noch  die  Versicherungsgebühr  zu  entrichten.  Für  dringende  Pakete  in  Deutsch- 
land 1  M.     Für  Sperrgut  50  7o  mehr. 


Gewichts- 

.., . 

porto 

Porto 
für  das 

«32 

ouj  e 

Porto 

für  das 

Pakete    nach    Orten 

1  M   ■?•§  S 

Gewicht 

Pakete  nach  Orten  in  den 

"SiS. 

Gewicht 

in  den  Ländern 

uT3  g 

^|2 

Ländern 

5I2 

•a-o 

1^ 

bis 

^i 

bis 

55 

!§.•§£ 

SjN 

kg 

M 

Pf. 

kg 

M  |Pf. 

Deutschland   und 

Pf. 

Pf. 

Brasilien  via  Hamb.  od.  Bremen 

2  frz. 

3 

4 

Österreich-Un- 

garn.        Zone  I 

25 

5 

Britisch    Guyana    via    Hamburg 

„    11 

50 

10 

oder  Bremen  u.  England     . 

2  dtsch. 

1 

1 

60 

„  III 

50 

20 

3 

2 

60 

.,   IV 

50 

30 

5 

3 

60 

„    V 

50 

40 

Britisch    Ostafrika    via   Hamburg 

.,  VI 

50 

50 

oder  Bremen  u.  England     .     . 

2  dtsch. 

1 

1 

60 

Algerien 

2  frz. 

^ 

1 

''0 

3 
5 

2 
3 

60 
60 

Argentinische  Republik 

via  Hamburg  od 

er  Bremen 

3  dtsch. 

1 
5 

2 
3 

20 
40 

Bulgarien  mit  Ostrumelien      .     . 
Canada  via  Hamburg  od.  Bremen 

4  frz. 

5 

1 

80 

via  Belgien     . 

.     . 

4  frz. 

5 

4 

20 

und  England 

2   dtsch. 

1 

2 

20 

via  Frankreich 

4  frz. 

5 

4 

20 

3 

3 

80 

via  Osterreich  u 

nd  Italien. 

4  frz. 

5 

3 

— 

5 

.5 

40 

via  Schweiz  unc 

Italien     . 

3  frz. 

5 

3 

— 

Capkolonie  mit  Betschuanaland   . 

2  dtsch. 

1 

2 

20 

Azoren    

3  frz. 

>> 

1 

SO 

2 
3 

4 

3 
5 

7 

80 
40 

Belgien . 

3  frz. 

s 

so 

Bolivien  via  Hamburg 

5  dtsch. 

1 

3 

20 

5 

4 

— 

1 

5 

8 

60 

Bosnien,  Herzegowina, 

Sandschak, 

Ceylon,   mit  deutschen  Dampfern 

2  dtsch. 

1 

2 

20 

Novibazar     .     .     . 

5  dfsch. 

3 

4 

— 

5 

3 

— 
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Pakete  nach  Orten  in  den 
Ländern 


U)   (ß   O) 

i,  2  "= 


nN 


Porto 
für  das 
Gewicht 


Pf. 


Pakete  nach  Orten  in  den 
Ländern 


oW  g 

U   öl    V 

i,  <^  a 


Porto 
für  das 
Gewicht 

bis 
kg 


Chile  via  Hamburg  direkt .     .     . 

China  (deutsche  Postanstalten) 
via  Bremen  oder  Hamburg 

Columbien  via  Hamburg    .     .     . 

Corsika    . 

Cypem  via  Österreich  (Triest) 
Dänemark  mit  Faröer,  Grönland, 

Island 

Deutsch-Neu-Guinea    jviaHamb. 
Deutsch-Ostafrika      .   >     oder 
Deutsch-Südwestafrika  J  Bremen 
Egypten  via  Österreich  (Triest)  . 
Finnland     via    Lübeck    oder  (im 

Sommer)  Stettin 

Frankreich  mit  Monaco.  .  .  . 
Gibraltar m.  deutsch  Postdampfern 

Griechenland  via  Österreich  (Triest) 
Grossbritannien   und   Irland:    via 

Belgien  oder  Niederlande  .  . 
Hongkong  via  Bremen  od.  Hamb. 

mit  deutschen  Postdampfern    . 

Italien  mit  S.  Marino  via  Ostern, 
Schweiz  oder  Frankreich 

Japan  mit  Formosa  via  Hamburg 
oder  Bremen 


Kamerun  via  Hamburg  direkt 
Kiautschou  Schutzgebiet  via  Bre- 
men oder  Hamburg   .     .     . 

Kongostaat  via  Belgien      .     . 
Korea,    japanische  Postanst.    via 
Bremen  oder  Hamburg  .     . 

Luxemburg 

Grenzverkehr  30  km.  .  . 
Madeira  via  Hamburg  mit  deutsch 

Postdampfern 

Malta  via  Österreich  od.  Schweiz 

und  Italien 

Marokko  via  Hamburg .     .     . 

nach  Tanger  via  Gibraltar  . 

Mauritius  via  Frankreich    .     . 
Mexiko  via  Hamburg  direkt  . 

Montenegro  via  Österr.-Ungam 

Natal  mit  Zululand  via  Hamburg 

oder  Bremen 


3  dtsch. 

2   dtsch 

2   dtsch 

2  frz. 
2  dtsch. 

2   dtsch 

2  dtsch 

3  frz. 

2   dtsch 
2  frz. 

2  dtsch 

3  frz. 

2   dtsch 

2  dtsch 

3  frz. 

2  frz. 

I 

I  2  dtsch 

I  2  dtsch 

I  4  frz. 

2  frz. 


2  frz. 

3,2  frz 

2  dtsch 

2  dtsch. 

3  frz. 

2  frz. 

3  dtsch, 
2  dtsch 


Neu-Süd-Wales  via  Bremen  direkt 

Niederlande 

Niederl.  Indien  via  Niederlande  . 

Norwegen  via  Sassnitz  .     .     .     . 

via  Hamburg     .     .     . 

Oranjefluss- Kolonie  via  Hamburg 

oder  Bremen  und  England  .     . 


Persien  via  Russland  (Baku,  Enzeli) 
via  Bremen  od.  Hamb.  (Seeweg) 

Peru  via  Hamburg  direkt  .     .     . 

Portugal  (Festland)  via  Belgien  . 

via  Hamburg  oder  Bremen 
Reunion  via  Frankreich.     .     .     . 
Rumänien  via  Österreich    .     .     . 
Russland  direkt  mit  Finnland  und 

Transkaspien 

Salvador  via  Frankreich     .     .     . 
Samoa  via  Bremen  direkt  .     .     . 


Schweden  via  Dänem.  od.  Sassnitz 

Schweiz 

Serbien,  Belgrad,  Schabatz      .     . 

übrige  Orte .     . 
Siam  via  Bremen  oder  Hamburg 

Spanien  mit  Balearen    .     .     .     . 
Süd-Australien  via  Bremen  direkt 


Togo  via  Hamburg  direkt      .     . 

Transvaal    via    Hamburg    oder 

Bremen  und  England      .     . 


Türkei:   Konstantinopel  via  Con- 

stanza 

Beirut,  Jaffa,  Jerusalem,  Smyma 

via  Costanza 

Österreichische  Postämter,  via 

Constanza 

Tunis  via  Frankreich      ...     .     . 
Uruguay  via  Hamb.  od.  Bremen 

Venezuela  via  Hamburg  direkt   . 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
(eigene  Vermittelung)      .     .     . 

Zanzibar  via  Hamb.  od.  Bremen 
und  England 


2  dtsch 

3  dtsch 

4  holl. 

>2   dtsch 


2   dtsch 


5  frz. 

2  frz 

3  frz. 


frz. 
frz. 
frz. 
frz. 

dtsch 

frz. 

dtsch 


3  dtsch 

2  dtsch 

3  dtsch 
2  dtsch, 

5  frz. 

2  dtsch, 

2  dtsch. 

2  dtsch. 


2  frz. 

2  frz. 

4  frz. 

3  frz. 

3  dtsch, 

4  dtsch, 

2  dtsch. 

2  dtsch, 
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Benennung 

der 

Länder 


Meist- 
betrag 
einer  Post- 
anweisung 


Gebühr 
(vom  Absender  zu 
entrichten) 
Pf.        ]    für  je 


Die  Ausstellung 
der  Postanwei 
sung  hat  zu  er- 
folgen in 


Auf  dem  Ab- 
schnitte der 

Postanweisung 
sind  zulässig 


Bemerkungen 


1.  Argentinien 


2.  Australien, 
Neu -Süd -Wales, 
Queensland,  Süd- 
Australien,  Victo- 
ria, West- Austra- 
lien, 

Neu-Seeland   .  .  . 
Tasmania 


100  Pesos 


400  M 


40  ^ 
210  M 


3.  Belgien 1000  Fr. 


4.  Brasilien  .  .  .  . 

5.  Britische  Be- 
sitzungen bzw. 
Britische  Post- 
anstalten in 
aussereuropäi- 
schen  Ländern, 
namentlich  Brit. 
Postanstalten : 

a)  Mittelmeer:  Gib- 
raltar, Cypern 

b)  in  Afrika:  Brit.  Ost- 
afrika, Brit.  Zen- 
tralafrika, Gambi- 
en,  Goldküste,  La- 
gos, Mauritius, 
Nord-  u.  Süd-Ni- 
geria, St.  Helena, 
Seychellen,  Sierra 
Leone,Somaliland, 
Uganda,  Zanzibar. 

c)  in  Amerika:  *Ber- 
muda-Inseln,  Brit. 
Quyana.Brit.  Hon- 
duras, Brit.  West- 
indien ,  Falkland- 
Inseln,  Neu-Fund- 
land ,   Panama. 

d)  in  Asien :  'Britisch 
Nord-Borneo, 
•Ceylon,  China 
(brit.  Postanst.  in 
Hoihow,  Wei-hai- 
Wei,  Hongkong, 
*Labuan)  Sarawak, 
Strait-Settlements. 

e)  in  Australien :  Fid- 
ji-Inseln  nur  Suva. 

6.  Britisch-(Ost-) 
Indien  mit 


500  Fr. 


40^ 


Bis  80  M==  20  Pf.  für 
je  20  M,  für  jede 
weiter,  40M  =  20Pf. 


20 


20  M 


Wie  Nr.  1 


Wie  Nr.   1 

20  I     20  M 

bis  London 
Die  Gebühr  für  die 
Übermittelung  ab 
London  —  3  d 
für  ']e  5  £  oder 
einen  Teil  dieses 
Betrages  —  wird 
seitens  der  briti- 
schen Postverwal- 
tung von  dem 
Einzahlungsbetrage 
in  Abzug  gebracht. 
Wünscht  der  Ab- 
sender auch  diese 
Gebühr  zu  tragen, 
so  muss  er  den  Be- 
trag der  Postanwei- 
sung entsprechend 
höher  bemessen. 


Pesos  u.  Cen- 
tavos (Gold- 
geld oro  sel- 
lado)  (1  Peso 
Gold  =  4  M 
7  Pf.) 


Wie  Nr.  5 


Fr.  u.  Centi- 
men   (100  Fr 
=  81  M 
20  Pf.) 
Wie  zu  3 

Pfd.  Steri.  (gi); 

Schillinge  (s), 

Pence  (d)    (10 

Ig  =  204  M 

50  Pf.) 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Wie  Nr.  5 


Schriftliche 

Mitteüungen 

jeder  Art 

Wie  zu  3 

Der  Name  u. 
mindestens  der 
Anfangsbuch 

Stabe  eines 
Vornamens  des 
Absenders  (bz 
d. Bezeichnung 
der  Firma  des 
Absenders)    u. 

die  genaue 
Adresse  des- 
selben müs- 
sen angegeb. 
sein.  Sonstige 
Mitteilungen 

sind  nicht 
statthaft. 


40  g 


20 


20  M 


Wie  Nr.  5 


Wie  Nr.  5 


1.  Nur  nach  bestimmten  Or- 
ten zulässig.  Eilbestellung 
zulässig,  25  Pf.  vom  Ab- 
sender zu  entrichten. 


Wie  Nr.  5 


Eilbestellung  und  tele- 
graphische Postanweisun- 
gen zulässig. 

Nur  nach  bestimmten  Or- 
ten zulässig. 

Die  Postanweisung  muss 
ausser  dem  Namen  und 
der  genauen  Adresse 
des  Empfängers  minde- 
stens den  Anfangsbuch- 
staben eines  Vornamens 
des  Empfängers  (bz.  die 
Bezeichnung  der  Firma 
desselben)  enthalten.  Der 
Absender  hat  gleichzei- 
tig mit  der  Einlieferung 
der  Postanweisung  den 
Empfänger  über  die  er- 
folgte Einzahlung  des  Be- 
trages zu  benachrichtigen. 


•)  nach  diesen  Gebieten  nur 
bis  10  Sß  zulässig. 


6-  Wie  Nr.  5.  —  Auf  Post- 
anweisungen an  Person  ei» 
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Benennung 

der 

Länder 


Meist- 
betrag 
einer  Post- 
anweisung 


Gebühr 
(vom  Absender  zu 
entrichten) 
Pf.         j    für  je 


Die  Ausstellung 
der  Postanwei- 
sung hat  zu  er- 
folgen in 


Auf  dem  Ab- 
schnitte der 
Postanweisung 
sind  zulässig 


Bemerkungen 


Birma,  den  Anda- 
manen  -  Inseln , 
Postanstalten      in 
Bagdad ,       Basra, 

Bunder -Abbas, 
Buschir,  Guadur, 
Jask,  Linga,  Mas- 
kat, Mahommerah, 
Bahrein  und  den 
französischen  Be- 
sitzungen in  Kari- 
kal,  Mähe,  Pondi- 
chery,  Yanaon. 
.  Bulgarien  .  .  . 
mit  Ost-Rumelien 


8.  Ca  na  da  (einschl. 
Brit.  -  Columbien, 

Neu-Braun- 
schweig ,        Neu- 
Schottland  u.Prinz- 
Edward-Inseln). 

9.  Cap-Kolonie 
(einschl.  Betschua- 
naland,  Natal.Rho- 
desia  u.  Zululand). 

10.  Chile 


11. China 

a)  Amoy ,  Canton, 
Futschau,  Hankau, 
Itschang.Nanking, 
Peking,  Shanghai, 
Swatau,  Tientsin, 
Tongku,  Tsching- 
tschoufu,  Tschin- 
kiang ,  Tschifu, 
Tschoutsun,  Tsi- 
nanfu ,  Weihsien 
(deutsche  Postan- 
stalten); wegen 
anderer  Orte  siehe 
Nr.  5. 

b)  Hangchow,  New- 
chwang ,  Shashe, 
Soochow  (japani- 
sche Postanstalt.). 

12.CubanebstPhi- 
lippinen. 

13.  Dänemark  nebst 
Island  und  den 
Faröer. 

14.  Dänische  An- 
Antillen  


40  Ü 


20 


20  M 


500  Fr. 


lOODoUars 


40   ji 


500  Pesos 


800  M 


Wie  Nr.  1 


20 


20 


20  M 


20  M 


Wie  Nr.  1 


10, 
mindest.  20 


20  M 


400  Yen 

lOODollars 
360Kronen 

360Kronen 


Wie  Nr.  1 


20')     !  20M 
bis  New-York 


10, 
mindest.  20 


20  M 


Wie  Nr.  1 


Wie  No.  5 


Franken     und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 

Dollars  und 

Cents 

(100  Doli.  = 

424  M) 


Wie  Nr.  5 


Pesos  u.  Cen- 
tavos (Gold- 
geld) 1  Peso 
Gold  =  1  M 

54  Pf.) 
Mark  u.  Pf. 


Yen  und  Sen. 

(100  Yen  = 

21  IM) 

Wie  Nr.  8 


Kronen  und 

Öre  (100  Kr. 

=  112M 

75  Pf.) 


Wie  No.  5 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 

Wie  Nr.  5 


Wie  Nr.  5 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Wie  Nr.  57 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


indischer  Abkunft  muss 
der  Name,  der  Stamm 
oder  die  Kaste  des  Emp- 
fängers und  der  Name 
des  Vaters  desselben  an- 
gegeben sein. 


1 


7.  Nur  nach  bestimmten  Or- 
ten telegraphische  Post- 
anweisungen zulässig. 

8.  Wie  Nr.  5.  —  Dem  Be- 
stimmungsort ist  derNam  e 
der  Provinz  u.  des  Kreises 
(county)  hinzuzufügen. 


9.  Wie  Nr.  5.  40  fl?  nach  der 
Capkolonie;  nach  den  übri- 
gen Gebieten  bis  10  Ä?  zu- 
lässig. 

10.  Nur  nach  bestimmten  Or- 
ten. Eilbestellung  zulässig. 

IIa.  Die  Auszahlung  erfolgt 
in  den  landesüblichen  Zah- 
lungsmitteln nach  dem 
Tageskurse. 

IIb.  Eilbestellung  zulässig. 

12.  Die  Postanweisung  muss 
ausser  dem  Namen  des 
Empfängers  und  dessen 
genauer  Adresse  seinen 
Vornamen  oder  minde- 
stens die  Anfangsbuch- 
staben seines  oder  seiner 
Vornamen  enthalten.  Bei 
Firmen  genügt  die  ge- 
wöhnliche Bezeichnung 
der  Firma. 

13.  Nach  Dänemark  selbst 
telegraphische  Postanwei- 
sungen, sowie  Eilbestel- 
lung im  Ortsbestellbezirk 
zulässig.  Nach  Island 
Postanweisungen  nur  nach 
Reykjavik  zulässig. 

14.  Postanweisungen  sind  zu- 
lässig nach  St.  Thomas, 
Christiansted  (St.  Croix) 
u.  Frederiksted  (St.  Jean). 


*)  Für  die   Übermittelung  ab   New-York   wird  von  der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  eine 
Gebühr  von  3—30  Cents  vom  Einzahlungsbetrage  abgezogen. 
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Benennung 

der 

Länder 


Meist- 
betrag 
einer  Post- 
anweisung 


Gebühr 
(vom  Absender  zu 
entrichten) 
Pf.         I    für  je 


Die  Ausstellung 
der  Postanwei- 
sung hat  zu  er- 
folgen in 


Auf  dem  Ab- 
schnitte der 

Postanweisung 
sind  zulässig 


Bemerkungen 


15  Deutschland  . 

16.  Deutsch  -  Neu- 
Guinea    .... 


IT.Deutsch  -Ost- 
afrika   


17a.  Deutsch  -Süd- 
westafrika 


18.  Egypten 


19.  Finnland  .  .  .  . 
(schwedische  Ver-i 
raittelung) 


20.  Frankreich  mit 
Monaco,  Algerien. 


21.  Französ.  Kolo- 
nien in  West- 
afrika(Dahomey, 

Elfenbeinküste, 
Französ.     Guinea, 
Franz.    Kongoge- 
biet,Ober-Senegal, 
Senegal.  Gabuan.) 

22.  Griechenland  . 


23.  Grossbritan- 
nien u.  Irland 


24.  Honduras,    Re- 
publik. 


800  M 
800  M 
800  M 

BOOM 


Bis  5M.  .  lOPf 
üb.  5-100M20,, 
„  100-200,,  30  „ 
„  200-400,,  40  „ 
„  400-600,,  50  „ 
„  600-800,,  60  „ 


desgl. 


1000  Fr. 


360Kronen 


1000  Fr. 


500  Fr. 


1000  Fr. 


40  Si 


Wie  Nr.  1 


Wie  Nr.  1 
bis  Malmö 
ab  Malmö*) 

Wie  Nr.  1 


Wie  Nr.  1  ') 
bis  Paris 
ab  Paris**) 


Wie  Nr.  1 


20 


20  M 


Mark  u.  Pf. 


Mark  u.  Pf. 


Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 


Kronen  u.  Öre 
(100  Kr.  = 
112  M   75  Pf.) 


Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 

Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 


Franken  und 

Centimen 

(100Fr.==81M 

20  Pf.) 

Wie  Nr.  5 


Dienst  einstweilen  eingestellt 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Schriftliche 
Mitteüungen 
nicht  zulässig 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Wie  Nr.  5 


16.  Nur  nach  Berlinhafen, 
Finschhafen ,  Friedrich  - 
Wilhelmshafen,  Herberts- 
höhe u.  Stephansort,  Ma- 
tupi. 

17.  Nur  nach  Bagamoyo, 
Daressalaam,  Kilwa,  Lindi, 
Mikindani,  Mohorro,  Pan- 
gani,  Saadani  und  Tanga. 
Auszahlung  in  den  lan- 
desüblichen Zahlungsmit- 
teln nach  d.  Kurse  von 
3  Rupien  =  4  Mark. 

I7a.  Nur  nach  Bethanien, 
Gibeon,  Gobabis,  Oroot- 
fontein,  Karibib,  Keet- 
manshoop,  Lüderitzbucht, 
Okahandja,Omaruru,Out- 
jo,  Rehoboth,  Swakop- 
mund,  Warmbad,  Wind- 
hoek. 

18.  Nach  allen  Orten  Unter-, 
Mittel-  u.  Ober-Egyptens 
bis  Wadi-Halfa  einschl. 
sowie  nach  einigen  Orten 
im  Sudan.  Telegr.  Post- 
anweis.  nach  Alexandrien 
und  einigen  grösseren 
Orten  zulässig. 
Eilbestell,  im  Ortsbezirk 
zulässig,  25  Pf.  im  voraus. 

19.  Die  Umwandlung  der  Be- 
träge in  die  finnische 
Währung  erfolgt  schwe- 
discherseits  nach  dem 
Wertverhältnis  von  1  fin- 
nischer Mark  (100  Penni) 
=  72Vj  Oere. 

*)  Für  die  Übermittelung 
ab  Malmö  wird  schwedi- 
scherseits  von  dem  Ein- 
zahlungsbetrag eine  Ge- 
bühr von  V2V0  in  Ab- 
zug gebracht. 

20.  Telegraphische  Postan- 
weisungen zulässig. 

21.  Nur  nach  bestimmt.  Orten. 
**)  Für  Übermittelung  ab 
Paris  wird  französisch  er- 
seits  V.  d.  Betrage  eine 
Geb  V.  */j  %  für  die  er- 
sten 100  Fr.  u.  von  V^Vo 
für  die  übrige  Summe  in 
Abzug  gebracht. 

22.  Nur  nach  Athen,  Corfu, 
Patras,  Piräus,  Syra  und 
Volo.  Eilbestell,  zulässig. 

23.  Wie  Nr. 5.  Telegraphische 
Postanweisung,   zulässig. 


>)  Für  die  Übermittelung  ab  Paris  wird  eine  Gebühr  von  VgVo  für  die  ersten  100  Franken  und  von  V^V^  für 
die  darüber  hinausgehende  Summe  vom  Einzahlungsbetrage  von  der  französischen  Postverwaltung  abgezogen. 
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Handelslehre. 


Benennung 

der 

Länder 


Meist- 

betrag 

einer  Post- 

anweisuno' 


Gebühr 
(vom  Absender  zu 
entrichten) 
Pf.         I    für  je 


EHe  Ausstellung 
der  Postanwei- 
sung hat  zu  er- 
folgen in 


Auf  dem  Ab- 
schnitte der 

Postanweisung 
sind  zulässig 


Bemerkungen 


25.  Japan     einschl. 
Formosau.Pes- 
cadores-Inseln. 

26.  Italien  mit  San 
Marino ,  Tripolis 
(ital.  Postamt)  u. 
Kolonie  Erythrea. 

27.  Kamerun  .  .  .  . 

28.  Karolinen    .  .  . 

29.Kiautschou.  .  . 

30.  Kongostaat  .  . 
(belgische  Vermit- 
telung) 


31.  Korea  (japanische 
Postanstalten) 

31a.  Kreta 

32.  Liberia 

33.  Luxemburg    .  . 


34.  Malta  über  Italien 


35.  Marokko,  Casa- 
blanca,  Fez,  La- 
rache,  Marrakesch, 
Mazagan ,  Moga- 
dor,  Rabat,  Saffi, 
Tanger  (deutsche 
Postämter). 

35a.  Marshall- 

Inseln  

3Ö.  Montenegro  .  . 
37.  Niederlande .  . 


400  Yen 


1000  Fr. 


800  M 

800  M 
800  M 
1000  Fr. 


400  Yen 

500  Fr 
400  M 
800  M 


1000  Fr. 


800  M 


Wie  Nr.  1 


Wie  Nr.  1 


Wie  in  Deutschland 

desgl. 

desgl. 

Wie  Nr.  1 
bis  Brüssel 

ab  Brüssel  f 

1 
! 
I 
Wie  Nr.  1 

Wie  Nr.  1 

Wie  Nr.  1 
Bisl00M  =  20Pf. 
100— 200,,  =30,, 
200— 400,,  =40,, 
400—600  „  =  60  „ 
600— 800  „=80  „ 

Wie  Nr.  1 
bis  Syracus 
ab  Syracus* 


10, 
mindest.  20 


20  M 


Wie  Nr.  IIb. 


Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 


>Mark  u.  Pf 

Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 

Wie  Nr.  IIb. 
Wie  Nr.  31 

Mark  u.  Pf. 


Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 

Mark  u.  Pf. 


Schriftliche 

(Mitteilungen 
jeder  Art 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 

Schriftliche 
Mitteilungen 
nicht  zulässig 


(Schriftliche 
Mitteilungen 
jeder  Art 


Schriftliche 
/Mitteilungen 
j    jeder  Art 

Wie  Nr.  5 


800  M 

1000  Fr, 

500  Fl. 
(Guld.)Ndrl. 


38.  Niederländi- 
sche   Kolonien 
(Niederl.  Antillen, 
Niederl.    Guyana, 
Niederl.  Indien). 

39.  Norwegen  .  .  . 


40.  Österreich- 
Ungarn  (einschl. 
Liechtenstein,  Ok- 
kupationsgebiet 
Bosnien-Herzego- 
wina u.  Sandschak 
Novibazar). 


250  Fl. 

(Guld.) 
Ndri. 

720Kronen 


800  M 


Wie  in  Deutschland 

Wie  Nr.  1 

desgl. 

desgl. 


desgl. 


10, 

mindest.  20 


20  M 


Mark  u.  Pfge 

Wie  Nr.  31 

Gulden  U.Cents 

(100F1.=169M 

50  Pf.) 

Gulden  U.Cents 

(100F1.=169M 

50  Pf.) 


Kronen  u.  Öre 
(100  Kr.  = 

112  M  75  Pf.) 
Kronen  und 

Heller  (100  Kr 

=  85M7Pf.) 


Schriftliche 

^Mitteilungen 

jeder  Art 


Schriftliche 
'Mitteilungen 
jeder  Art 


25.  Telegraphische  Postan 
Weisungen  nach  Toki 
Yokohama  zulässig.  Deni 
Bestimmungsorte  ist  der 
Name  der  Provinz  und 
des  Kreises  hinzuzufügen. 
Eilbestellung  zulässig. 

26.  Eilbestellung  u.telegraph. 
Postanweis.  nach  Italien 
und  San  Marino  zulässig. 

27.  Nur  nach  Buea,  Duala» 
Edea,  Kribi,  Rio  del  Rey 
und  Victoria. 

28.  Zulässig  n.  Ponape  u.  Yap. 

29.  Zulässig  nach  Kaumi,  Ki- 
autschou  (Stadt),  Litsun, 
Tsingtau.  Die  Auszah- 
lung erfolgt  in  d.  Landes- 
währung (mexikanischen 
Dollars)  n.  d.  Tageskurse. 

30.  Nur  nach  Banana,  Boma, 
Leopoldville  und  Matadi. 
Eilbestell,  zulässig,  f  Für 
dieÜbermittelung  abBrüs 
sei  wird  eine  Gebühr  vo: 
VaVo  für  die  ersten  1 00  Fr. 
und  von  Vi'/o  für  den 
übrigen  Teil  von  dem 
Einzahlungsbetrage  in  Ab- 
zug gebracht. 

31.  Nur  nach  bestimmt.  Orten. 
Eilbestellung  zulässig. 

32.  Nur  nach  Monrovia,  ferner 
nach  den  anderen  Orten, 
wenn  die  Aufschrift  den 
Zusatz  trägt :  General 
Post  Office  in  Monrovia. 

33.  Eilbestellung  u.  telegraph. 
Postanweisung,    zulässig. 

34.  Wie  Nr.  5.  •  Für  die  Über- 
mittelung ab  Syrakus  wer- 
den für  je  25  Fr.  10  Cent, 
abgezogen. 

35a.  Nur  nach  Jaluit. 

36.  Nur  nach  bestimmt.  Orten. 
Eilbestellung  u.  telegraph. 
Postanweisung,   zulässig. 

37.  Eilbestellungen  und  tele- 
graphische Postanweisun- 
gen zulässig. 

38.  Nur  nach  bestimmt.  Orten. 
Von  einem  Absender  darf 
an  denselben  Empfänger 
innerhalb  8  Tagen  kein 
höherer  Betrag  als  250  Fl. 
mit  Postanweisung  über- 
sandt  werden. 

39.  Telegr.  Postanweisungen 
zulässig.  Eilbestell,  nur 
nach  Bergen,  Christiania, 
Stavanger,  Trondhjem. 

40.  Eilbestellung,  telegraph. 
Postanweisung,   zulässig. 


ir 
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Benennung 

der 

Länder 


Meist- 
betrag 
einer  Post- 
anweisung 


Gebühr 
(vom  Absender  zu 
entrichten) 
Pf.        I    für  je 


Die  Ausstellung 
der  Postanwei- 
sung hat  zu  er- 
folgen in 


Auf  dem  Ab- 
schnitte der 
Postanweisung 
sind  zulässig 


Bemerkungen 


41.  Oranjefluss- 
Kolonie  .  .  .  . 


41a.  Panama      siehe 
Nr.  5b. 


42.  Peru 


43.  Portugal 
(einschliesslich 
Azoren  u.  Madeira) 

43a.  Portugiesi- 
sche Kolonien 
a)  in  Afrika  (Cap- 
verdische  Inseln, 
Portugiesisch- 
Guinea,  St.  Tho- 
mas und  Principe, 
Angola ,  Mozam- 
bique) 


b)  Portug.  Indien  .  . 
44.  Rumänien    .  .  . 


44a.  Russland  (aus- 
schliessl.  Finnland) 


45.  Salvador  .  .  .  . 

46.  Samoa  (Deutsch. 
Schutzgebiet). 

47.  Schweden    .  .  . 


48.  Schweiz 

49.  Serbien 

50.  Siam 

51. Togo 

Tripolis      siehe 
Nr.  20  u.  26. 

52.  Transvaal    .  .  . 

53.  Türkei 

a)  Constantinopel, 
Smyrna  (deutsche 
Postämter)  .  .  .  . 

b)  Beirut,  Jaffa,  Je- 
rusalem (deutsche 
Postämter)  .  .  .  . 

c)  Nach  den  in  der 
letzten  Spalte  auf- 
geführten Orten  . 


10 

^ 

195 

Sol 

de  F 

lata 

800 

M 

400 

M 

10 

ii 

500 

Lei 

100  Rubel 

800  M 

800  M 

720Kronen 

1000  Fr. 

1000  Fr. 

800  M 

800  M 

40  ig 

800  M 

1000  Fr. 

1000 

Fr. 

20 


20  M 


Wie  Nr.  1 


desgl. 


Wie  Nr.  5 


Sol  u.  Centavos 

(100  Sol  = 

205  M) 


Mark  u.  Jf. 


Wie  Nr.  5 


Wie  Nr.  1 
bis  Lissabon 

20         I  20  M 
bis  Bombay 
Wie  Nr  1. 


Wie  Nr.  42 

desgl. 
I 
Wie  Nr.  17 

Wie  Nr.  1 

desgl. 

desgl. 

desgl. 
I 
Wie  in  Deutschland 


20 


20  M 


10,  20  M 

mindest.  20 

desgl. 
Wie  Nr.  1 


Mark  u.  Pf. 


Wie  Nr.  5 

Lei  und  Bani 
(100Lei=81M 
20  Pf.) 


Rubel  u.  Kope- 
ken (100  Rubel 
=  216  M) 
Mark  u.  Pf. 

Mark  u.  Pf. 


Kronen  u.  Öre 

(100  Kr.  = 

112M  75  Pf.) 

j  Franken   und 
y   Centimen 
j   (100  Fr. 
181  M  20  Pf.) 

Mark  u.  Pf. 

Mark  u.  Pf. 


Wie  Nr.  5 

a)  türk.  Gold- 
währung (türk 
Pfund.,  Piaster 
u.Para)(l  Pfd. 
türk.  =  18  M 

65  Pf.) 

bu.c)Fr.u.Cent. 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Nur  Name  u 
Adresse  des 
Absenders 
Wie  Nr.  5 

Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Wie  Nr.  5 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Wie  Nr.  5 


Schriftliche 

)  Mitteilungen 

jeder  Art 


41.  Wie  Nr.  5.  Zulässig  nur 
nach  bestimmten  Orten. 

41a.  Nur  nach  Panama  Stadt. 

42.  Nur  nach  bestimmt.  Orten. 
Eilbestellung  zulässig. 

43.  Nur  nach  bestimrat.Orten; 
ebenso  telegraph.  Post- 
anweisungen. 

43b.  Wie  Nr.  6. 

Zu  a)  u.  b).  Nur  nach 
bestimmten  Orten  zuläs- 
sig. Wegen  der  Gebühr 
für  Übermittelung  ab  Lis- 
sabon bezw.  ab  Bombay 
erteilen  die  Postanstalten 
Auskunft. 

44.  Postanweisungen  —  auch 
telegraphische  —  sind  nur 
nach  bestimmten  Orten 
zulässig. 

44a.  Die  Postanweisung  muss 
ausser  dem  Namen  und 
der  genauen  Adresse  des 
Empfängers  mindestens 
den  Anfangsbuchstaben 
eines  Vornamens  des  Emp- 
fängers oder  seine  Firmen- 
bezeichn.  enthalten.  Bei 
Postanweis.  nach  weniger 
bekannten  Orten  ist  auch 
das  Gouvernement  anzu- 
geben. 

45.  TelegraphischePostan  Wei- 
sungen zulässig.  Eilbe- 
stellung nur  nach  der 
Hauptstadt  San  Salvador 
zulässig.  Die  Auszahlung 
erfolgt  nach  dem  Kurse 
von  4  M  =  1  Peso  Gold. 

47.  TelegraphischePostanwei- 
sungen  zulässig.  Eilbe- 
stellung zulässig  nach 
Gothenburg,  Malmö  und 
Stockholm. 

48.  Eilbestellung  u.  telegraph. 
Postanweisung,   zulässig. 

49  Telegraphische  Postan- 
weisungen zulässig. 

50.  Postanweisungen  nach 
Bangkok  und  Chiengmai, 
telegraph.  nur  nach  Bang- 
kok.   Eilbestell,  zulässig. 

51.  Nur  nach  Agome-Palime, 
Klein-Popo  und  Lome. 

52.  Wie  Nr.  5. 

53c.  Nach  Adrianopel,  Caiffa, 
Cavalla,  Chios,  Dardanel- 
len, Dede-Agatsch,Duraz- 
ZQ,  Galiipoli,  Ineboli,  Ja- 
nina, Kerassonda,  Lagos, 
Metelin,  Prevesa,  Rhodus, 
Rodosto,  Salonik,  Samsun, 
San  Giovanni  di  Medua, 
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Handelslehre. 


Benennung 

der 

Länder 


Meist- 
betrag 
einer  Post- 
anweisung 


Gebühr 
(vom  Absender  zu 
entrichten) 
Pf.        I    für  je 


Die  Ausstellung 
der  Postanwei- 
sung hat  zu  er- 
folgen in 


Auf  dem  Ab- 
schnitte der 
Postanweisung 
sind  zulässig 


Bemerkungen 


■ 


d)  Ottomanische 
Postanstalten  . 


54.  Tunis 


55.  Uruguay  .  .  .  . 


56.  Verein.  Staaten 
vonAmerikamit 
Hawai  (Sandwich- 
Inseln)  [nur  Hono- 
lulu] ;  Porto  Rico 
[nur  Arecibo,  Ma- 
yaguez,  Ponce,  San 
Juan]. 


22  Pfund 

türk.(Gold) 

1000  Fr. 


200  Pesos 


lOODollars 


Wie  Nr.   1. 
desgl. 

desgl. 


20 


20  M 


Wie  Nr.  54a 

Franken  und 

Centimen 

(100Fr.=  81M 

20  Pf.) 

Pesos  und 

Centavos 

(Goldgeld) 

(1    Peso   Gold 

=  4M  40  Pf.) 

Dollars  und 

Cents 

(100  Doli.   = 

424  M) 


Schriftliche 

Mitteilungen 

jeder  Art 


Der  Name  und 
die  Adresse  des 
Absend,  müs- 
sen, der  aus- 
zuzahl.  Betr.  u. 
der  Tag  d.  Ein- 
zahl, können 
angegeb.  sein. 
Weit.  Angaben 
sind  unzulässig 


Santi  Quaranta,  Scio,  Scu 
tari,  Trapezunt.Tschesme, 
Valona,  Vathi  (Samos) 
[Österreich.  Postämter]. 

53d.  Nur  nach  best.    Orten. 

54.  Nur  nach  bestimmt.  Orten ; 
ebenso  telegraph.  Post- 
anweisungen. 

55.  Nurnach  bestimmt.  Orte; 
Eilbestellung  zulässig 

56.  Die  Postanweisung  muss 
ausser  dem  Namen  des 
Empfängers  und  der  ge- 
nauen Bezeichnung  des- 
selben seinen  Vornamen 
oder  mindestens  die  An- 
fangsbuchstaben seines 
oder  seiner  Vornamen 
enthalten ;  bei  Firmen  ge- 
nügt die  gewöhnliche  Be- 
zeichnung der  Firma.  Dem 
Bestimmungsort  ist  der 
Name  des  Staates  (state) 
und,  wenn  möglich,  auch 
des  Kreises  (county)  hin- 
zuzufügen. 


e)  Postaufträge. 


Benennung 

der 

Länder 


Meistbetrag 

eines 
Postauftrags 


Taxe 


Porto 
Pf. 


Feste 
Oebühr 


Pf. 


Bemerkungen 


Be  Igien 


Chile  (nur  nach  bestimm- 
ten Orten). 

Deutschland.     .     .     . 
Egypten  (nur  nach  be- 
stimmten Orten). 


Frankreich  mit  Monaco 
und  Algerien. 


1000   Franken 

200  Pesos  Gold 

800  M 
1000   Franken 

1000    Franken 


20 
für  je  15  g 

20 

für  je  15  g 

10  resp.  20 

20 
für  je  15  g 


20 
für  je  15  g 


Italien  mit  San  Marino   lilOOO  Franken 
und  Erythrea. 


20 
für  je  15  g 


20 


20 


30 
20 


20 


20 


Wechselproteste  werden  vermittelt,  wenn 
der  Vermerk  „Protet"  oder  ,,Protet  im- 
mediat"  auf  dem  Auftrage  sich  befindet. 

Alle  Postaufträge  sind  an  das  Postamt  Val- 
paraiso zu  adressieren.  Wechselproteste 
werden  nicht  vermittelt. 

Zins-  und  Dividendenscheine  sowie  abge- 
laufene Wertpapiere  dürfen  nicht  beige- 
fügt sein.  Wechselproteste  werden  nicht 
vermittelt. 

Wechselproteste  werden  vermittelt  (auf  den 
Inseln  überhaupt  nicht  und  in  Algerien 
nur  in  bestimmten  Orten);  hierzu  Ver- 
merk ,,ä  protester"  auf  dem  Auftrage, 
ausserdem  ist  eine  schriftliche  Verpflich- 
tung des  Absenders  zur  Zahlung  ent- 
stehender Protestkosten  erforderlich.  Zins- 
scheine und  abgelaufene  Wertpapiere 
ausgeschlossen. 

Wenn  Einziehung  in  Metallgeld  verlangt 
wird,  ist  derVermerk  ,,payable  en  monnaie 
metallique"  erforderlich.  Alle  auf  den 
Inhaber  lautende  Wertpapiere,  Lose  oder 
Schuldbriefe  auswärtiger  Lotterien,  Zins-, 
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Benennung 

Meistbetrag 

Taxe 

Feste 

der 

eines 

Porto 

Gebühr 

Bemerkungen 

Länder 

Postauftrags 

Pf. 

Pf. 

10 

Dividendenscheine  usw.  sind  ausgeschl. 
Wechselproteste  werden  vermittelt ;  hier- 
zu Vermerk  „Protet"  oder  „Protet  im- 
mediat"  auf  dem  Auftrage,  ausserdem 
eine  schriftliche  Verpflichtung  des  Ab- 
senders zur  Zahlung  entstehender  Pro- 
testkosten erforderlich. 

Luxemburg    .     .     . 

800  M 

bis  20  g  einschl. 
\            20 
über  20— 250g 

20 

Wechselproteste  werden  vermittelt. 

Niederlandeu.Niederi. 

500  Gulden 

20 

20 

Zins-  und  Dividendenscheine,  sowie  abge- 

Indien. 

für  je  15  g 

laufene  Wertpapiere  dürfen  nicht  bei- 
gefügt sein.  Wechselproteste  werden 
nicht  vermittelt.  ^  Nach  Nieder!.  Ost- 
indien nur  nach  bestimmten  Orten. 

Norwegen      .... 

720  Kronen 

20 

für  je  15  g 

20 

Nur  nach  bestimmten  Orten  zulässig.  Zins- 
und  Dividendenscheine,  sowie  abgelau- 
fene Wertpapiere  dürfen  nicht  beigefügt 
sein.  Wechselprot.  werden  nicht  vermittelt. 

Österr. -Ungarn     mit 

1000  Kronen 

10 

Bei  Aufträgen  nach  Ungarn  sind  die  Namen 

Liechtenstein    (ausschL 

bis  20  g  einschl. 

20 

mit  lateinischen  Buchstaben  zu  schreiben. 

des  Okkupationsgebiets 

20 

—   Wechselprot.  werden  nicht  vermittelt. 

Bosnien  -  Herzegowina 

über20— 250g 

und    Sandschak    Novl- 

bazar). 

Portugal 

800  M 

20 

20 

Nur  nach  bestimmten  Orten.    Postaufträge 

(einschl.  der  Azoren  u. 

für  je  15  g 

sind  an  das  Postamt  Lissabon  oder  Porto 

Madeira). 

zu  adressieren.  Zinsscheine  und  Divi- 
dendenscheine, sowie  abgelaufene  Wert- 
papiere dürfen  nicht  beigefügt  sein. 
Wechselproteste  werden  nicht  vermittelt. 

Rumänien  ... 

1000  Franken 

20 

für  je  1 5  g 

20 

Nur  nach  bestimmten  Orten.  Wechselpro- 
teste werden  nicht  vermittelt. 

Schweden 

720  Kronen 

20 
für  je  15  g 

20 

Zins-  und  Dividendenscheine,  sowie  abge- 
laufene Wertpapiere  dürfen  nicht  beigefügt 
sein.  Wechselprot.  werden  nicht  vermittelt. 

Schweiz      ... 

1000   Franken 

20 
(im    Gren?  ge- 
biet 10  Pf.) 
für  je  20  g 

20 

Lotterielose  und  andere  auf  das  Lotterie- 
spiel bezügl.  Papiere  dürfen  nicht  bei- 
gefügt sein.  Postaufträge  mit  dem  Ver- 
merk „Zum  Protest"  oder  „Sofort  zum 
Protest"  zulässig.  Postaufträge  mit  dem 
Vermerk  ,,Zur  Schuldbetreibung"  werden 
an  besondere  Betreibungsämter  weiter- 
gegeben. 

Tripolis 

1000   Franken 

20 

20 

Wechselproteste    werden    nicht   vermittelt. 

(Bengasi  und  Tripolis, 

für  je  15  g 

Zins-,    Dividenden-   und    Rentenscheine, 

ital.  Postanstalten). 

Lose  auswärtiger  Lotterien,  abgelaufene 
Wertpapiere  und  auf  den  Inhaber  lautende 
Wertpapiere  sind  ausgeschlossen. 

Türkei 

800  M 

20 

20 

Wechselproteste    werden    nicht   vermittelt. 

a)  Constantinopel, 

für  je  15g 

Bei    den   Orten   zu  c)   ist  dem  Bestim- 

Smyrna (deutsche  Post- 

mungsort der  Vermerk  „Österreichisches 

ämter), 

Postamt"  oder  ,, Bureau  de  poste  autri- 

b)  Beirut,  Jaffa,  Jerusalem 

1000   Franken 

20 

20 

chien"  hinzuzufügen. 

(deutsche  Postämter), 

für  je  15  g 

c)  Adrianopel ,       Caiffa, 

1000   Franken 

20 

20 

Candia,   Canea,  Caval- 

für  je  15  g 

la,  Dardanellen,  Dede- 

Agatsch,  Durazzo,  Gal- 

lipoli,   Ineboli,  Janina, 

Kerasonda,  Lagos,  Me- 
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Benennung 

1  Meistbetrag 

Taxe 

Feste 

i 

der 

eines 

Porto 

Gebühr 

Bemerkungen                        1 

Länder 

Postauftrags 

Pf. 

Pf. 

telin,  Prevesa,  Retimo, 

i 

Rhodos,   Rodosto,   Sa- 

i 

lonik,     Samsun,     San 

Giovanni     di     Medua, 

Scutari  (Albanien),  Santi 

•? 

Quaranta,  Chios,  Tra- 

". 

pezunt,  Tschesme,  Va- 

J 

lona,  Vathy  (Samos). 

1 

d)  Scutari  (Albanien)  (ital. 

1000  Franken 

20 

20 

Postanstalt). 

für  je  15  g 

Tunis     ..... 

1000   Franken 

20 
für  je  15  g 

20 

Nur    nach    bestimmten    Orten.     Wechsel- 
proteste werden  nicht  vermittelt.    Zins- 
scheine    und    abgelaufene    Wertpapiere 
ausgeschlossen. 

f)  Postnachnahmesendungen. 


Bestimmungsland 


Meistbetrag 

einer 

Nachnahme 


Bemerkungen 


Deutschland  (Reichspostgebiet,  Bayern,  Württemberg) 


800  M 


Belgien         

Bosnien-Herzegowina 

Chile  (nur  nach  bestimmten  Orten) 

China 

a)  Amoy,  Canton,  Futschau,  Hankau,  Itschang,  Nanking, 
Peking,  Shanghai,  Swatau,  Tschingtschoufu,  Tschin- 
kiang,  Tschoutsun,  Tsinanfu,  Tientsin  Tongku, 
Tschifu  Weihsien,  (deutsche  Postanstalten)     .     .     . 

b)  Hangchow,  Shashe,  Soochow  (Japan.  Postanstalten) 
Deutsch-Ost-  und  Südwestafrika,  Togo,  Kiaut- 

schou,  Kamerun,  Neu-Guinea 

Dänemark  mit  Faröer  und  Dänische  Antillen   .     . 

Frankreich  mit  Monaco  und  Algerien 

Italien  mit  San  Marino') 

Erythrea     

Japan  (einschl.  Formosa) 

Korea  (japanische  Postanstalten) 

Luxemburg   

Marokko  (Casablanca,  Fez,  Larache,  Marrakesch,Mazagan, 

Mogador,  Rabat,  Saffi,  Tanger,  deutsche  Postanstalten), 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich-Ungarn  mit  Liechtenstein^) 

Nach  Österreich  mit  Liechtenstein 

Nach  Ungarn 

Portugal  (einschl.  Azoren  und  Madeira)     .     .     .     .     . 

Rumänien  (nur  bestimmte  Orte) 

Samoa 

Schweden 

Schweiz 


1000  Franken 
1000  Kronen 
200  Pesos  (Gold) 


800  M 
400  Yen 

800  M 
360  Kronen 
1000  Franken 

1000  Franken 

400  Yen 
400  Yen 
800  M 

800  M 

500  Gulden  Ndl. 

720  Kronen 

1000  Kronen 

500  Kronen 

400  M 

500  Franken 

800  M 

720  Kronen 
1000  Franken 


Wie  für 
eine  gleich 
artige  Sen 
düng  ohne 
Nachn.;  bei 
Einschreib 
send,   auch 
Einschreib 

gebühr. 
Ausserdem 
10  Pf.  Vor 

zeigegeb. 


Briefe  u.  Postkarten  mit 
Nachn.  auch  unfrankier 
zulässig.  Die  Vorzeige 
geb.  kommt  zugleich  ml 
d.  Porto  zur  Erhebung." 
Sie  ist  auch  dann  zu  ent- 
richten, wenn  die  Sen- 
dung nicht  eingelöst 
wird. 


O     Oh 

1° 


Der  eingezogene 
Betrag  wird  nach  Ab- 
zug der  tarifmässigen 

Postanweisungsge- 
bühr und  der  Ein- 
ziehungsgebühr von 
10  Pf.  dem  Absender 
durch  Postanweisung 
übermittelt, 

(  ')  Wenn  die  Ein- 
ziehung in  Metallgeld 
verlangt  wird,  ist  der 
Vermerk  „payable  en 
monnaie  metallique" 
in  der  Aufschrift  erfor- 
derlich. 

'^)  Einschreibbriefe 
mit  Nachnahme  auch 
unfrankiert  zulässig. 
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Bestimmungsland 

Meistbetrag 

einer 

Nachnahme 

Tarif 
Porto 

Bemerkungen 

Tripolis  (nach  Bengasi  und  Tripolis,  ital.  Postanstalten) 
Türkei 

a)  Constantinopel,  Smyrna  (deutsche  Postanstalten)    . 

b)  Beirut,  Jaffa  und  Jerusalem  (deutsche  Postanstalten) 

c)  Adrianopel,  Caiffa,    Candia,   Canea,   Cavalla,   Chios, 
Dardanellen,  Dede-Agatsch,  Durazzo,  Gallipoli,Ineboli, 
Janina,  Kerasonda,  Lagos,  Metelin,  Prevesa,  Retimo, 
Rhodus,  Rodosto,  Salonik,  Samsun,  San  Giovanni  di 
Medua,  Santi  Quaranta,  Scutari  (Albanien),  Trapezunt, 
Tschesme,Valona,Vathy  (Samos)  (österr.  Postanstalten) 

d)  Canea  (Kreta)  u.  Scutari  (Albanien)  (ital.  Postanstalten) 
Tunis 

1000  Franken 

800  M 
1000  Franken 

1000  Franken 
1000  Franken 
1000  Franken 

Das   gewöhnliche  Porto  für 
die  betreffenden  Sendungen 
u.  20   Pf.   Einschreibgebühr. 

g)  Telegramme. 

(Für  den  billigsten  oder  gebräuchlichsten  Weg  berechnet). 

Vorbemerkungen:  Ein  Taxwort  bis  15  Buchstaben  oder  5  Ziffern.  Mindestbetrag  für  ein  gewöhn- 
liches Telegramm:  nach  Grossbritannien  und  Irland  80  Pfg.,  im  übrigen  Verkehr  50  Pfg.  Stadttelegramme 
beträgt  die  Worttaxe  3  Pfg.,  Mindesttaxe  30  Pfg.  Telegrammgebühren  sind  im  voraus  zu  entrichten.  Durch 
5  nicht  teilbare  Pfennigbeträge  werden  auf  solche  erhöht.  Apostrophe,  Bindestriche,  Interpunktionszeichen 
werden  nicht  berechnet.  Punkte,  Kommas,  Bindestriche  und  Bruchstriche,  zur  Bildung  von  Zahlen  benutzt, 
gelten  als  je  eine  Ziffer.  Quittung  über  entrichtete  Telegrammgebühr  wird  gegen  Zahlung  von  20  Pfg.  er- 
teilt. Für  jedes  Telegramm,  welches  einem  bestellenden  Boten  zur  Beförderung  an  die  Telegraphenanstalt 
mitgegeben  wird,  kommt  eine  Gebühr  von  10  Pfg.  zur  Erhebung. 


A.  Europäischer  Vorschriften- 
bereich: 


Deutschland 


Worttaxe 
M     [Pf. 


Afrika,  W es tküste:Canarische Inseln 
Französisch-Sudän  und  Senegal  .  . 
übrige  Länder  s.  unter  B. 

Algerien 

Azoren 

Belgien ] 

Bosnien-Herzegowina     .     .     .     .| 

Bulgarien  und  Ostrumelien      .     .1 

Dänemark ... 

Frankreich   sowie  die  Republik  An- ij 
dorra  und  das  Fürstentum  Monaco  .  ! 

Gibraltar || 

Griechenland   ... 

Grossbritannien  und  Irland     .     .!j 

Italien 

Kreta |! 

Luxemburg I 

Malta 1 

Marokko  . ' 

Montenegro      ......... 

Niederlande 

Norwegen    

Österreich-Ungarn  u.  das  Fürsten- 
tum Liechtenstein 

Portugal  ...  

Rumänien 

Russland,  europäisches,  kaukasisches 
und  transkaspisches 

Schweden 

Schweiz  

Serbien     

Spanien  u.  die  spanischen  Besitzungen 
an  der  Nordküste  Afrikas  .... 

Tripolis .     . 


70 
40 

20 
70 
10 
20 
20 
10 

12 
25 
30 
15 
15 
45 
5 
40 
40 
20 
10 
15 

5 
20 
15 

20 
15 
10 

20 

20 
65 


B.  Aussereuropäischer  Vor- 
schriftenbereich: 


Türkei,  europäische  und  asiatische, 
[ausgenommen  Ostrumelien  (s.  Bul- 
garien)] mit  Einschluss  von  Medina 
(Medine)  in  Hedjaz    ...... 


Tunis 


B.  Aussereuropäischer  Vor- 
schriftenbereich: 

Afrika,    Süd-:    Britisch  -  Mittelafrika 
(Nyassaland),  Nordrhodesia      .     .     . 

Deutsch- Südwestafrika 

Kap-Kolonie 

Afrika,  Ostküste: 

Abessinien  (via  Erythrea)  .  .  .  . 
Französische  und  italienische  Be- 
sitzungen am  Roten  Meere: 

Französische,  Obock   .               .     . 
Djibouti 

Erythrea  [italien.J,  Assab      .     .     . 

übrige  Anstalten 

Britisch-Ostafrika  und  Uganda : 

Mombassa 

übrige  Anstalten 

Deutsch-Ostafrika : 

Bismarckburg,  Udjidji 

übrige  Anstalten 

Kokos-Keeling-Inseln 

Madagaskar 

Mauritius 

Portugiesisch  -  Ostafrika :      Louren?o 

Marques  oder  Delagoa  Bay  (Ort), 

Mozambique  (Ort) 

Anstalten    in    den    Distrikten    Gaza, 

Inhambane,  Louren?©  Marques  (aus- 

genomm.  den  Ort  Louren^oMarques 


Worttaxe 
M         Pf. 


45 
20 


75 
60 


85 


2 

70 

2 

85 

2 

65 

2 

75 

2 

60 

2 

90 

3 

15 

2 

75 

2 

60 

3 

30 

2 

60 

65 
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B.  Aussereuropäischer  Vor- 
schriftenbereich: 


Worttaxe 
M     I     Pf. 


oder  Delagao  Bay)    und   Mozam- 
bique  (ausgen.  den  Ort  Mozambique) 

Anstalten  in  Zambezia 

Anstalten  der  Baira  Railway  Company 

Rodriguez,  Insel 

Seychellen 

Zanzibar 

Afrika,  Westküste:  Ascension   .     .     . 

Bathurst     .     .     . 

Dahomey   .     .     . 

Elfenbeinküste:  Grand  Bassam     .     . 

übrige  Anstalten     ...... 

Französisch -Congo 

Französisch  Guinea:  Conakry .     .     . 

übrige  Anstalten 

Goldküste :  Accra,  Sekondi .... 

übrige  Anstalten 

Kamerun 

Nigeria:  Bonny,  Brass,  Lagos  .  . 
Egwanga,  Eket  Fishtown,  Forcados, 
Old  Calabar  (via  Bonny)     .     .     . 

übrige  Anstalten 

Portugiesisch- Westafrika : 

Angola:  Loanda 

mit  Loanda  verbundene  Anstalten 
sowie  Quinzao,  Quissol  u.  Zaire 

Benguella 

mit  Benguella  verbünd.  Anstalten 
Mossamedes    (via    Suez    Aden 
Durban  Kapstadt)     .     .     .     . 
mit  Mossamedes  verbundene  An- 
stalten (via  Suez  Aden  Durban 

Kapstadt) 

Guinea:  Bissau  (Bissao),  Bolama  . 

Principe 

San  Thome 

St    Helena,  Insel 

Sierra    Leone:    Cline    Town,    Sierra 

Leone,-  Water  Street 

übrige  Anstalten 

Togo  (via  Kotonou)  .     .  .     . 

übrige  Länder  s.  unter  A. 
Arabien  [ausgenomm.  Mascat  (Muscat) 
siehe  Persischen  Golf] : 
Aden  u.  Perim  (via  Emden  Vigo  Suez) 
Hedjaz  [ausgen.  Medina  (Medine)  s. 
Türkei]   (via   Emden   Vigo   Suez 

Souakim)  

Vemen  (via  Emden  Vigo  Suez  Perim) 
Argentinische  Republik  u.  Punta- 

Arenas  in  Chile 

Australien  (via  Emden  Vigo  Madras): 

Fidji-Inseln 

Neu-Caledonien 

Neu-Seeland 

Norfolk,  Insel 

Bolivien 

Brasilien:  Pernambuco 

übrige  Anstalten 

Britisch-Guyana (via  Emden  Azoren) 
Britisch-Indienu.Birm  a(viaBushire) 
Britisch-Nord-Borneo  (via  Emden 

Vigo  Madras):  Labuan 

übrige  Anstalten 


8 
10 
10 

10 


70 
10 
85 
60 
60 
60 
60 
60 
10 
60 
75 
50 
60 
65 
75 
95 
30 
10 

30 
30 

90 

95 
25 
30 

90 


10 

95 

4 

80 

7 

40 

6 

85 

2 

60 

3 

60 

3 

65 

5 

30 

60 


15 
20 

30 

65 
80 
10 
25 
95 
10 
10 
20 
60 

60 
80 


B.  Aussereuropäischer  Vor- 
schriftenbereich: 


Ceylon  (via  Bushire) 

Chile     (ausgenommen    Punta - Arenas, 

siehe  Argent.  Republik) 

China  (via  Emden  Vigo  Madras):  Macau 

(Macao) 

übrige  Anstalten 

Columbien,    Republik   (via  Emdep 

Azoren):  Buenaventura 

übrige  Anstalten 

Costa  Rica  (via  Emden  Azoren)  .  . 
Ecuador  (via  Emden  Azoren)  .  .  . 
Egypten:     I.  Region  .     .  .     .     . 

II.  Region 

III.  Region [ 

Souakim  (via  Suez)  ■     .    j 
Fanning,   Insel   (via  Emden  Azoren 

Vancouver) 

Französisch-Guyana    (via    Emden 

Azoren) 

Französisch-Indo-China  (via  Em- 
den Vigo  Moulmein): 

Annam,  Tonkin 

Cochinchina,  Cambodja,  Laos    . 
Guam,  Insel  (via  Emden  Azoren  Com- 

mercial  Pacific) 

Guatemala  (via  Emden  Azoren): 

San  Jose  de  Guatemala 

übrige  Anstalten 

Hawai:  Honolulu  auf  Oahu  (via  Emden 

Azoren  Commercial  Pacific)  .  .  . 
Honduras  (via  Emden  Azoren)  .  . 
Isthmus  von    Panama    (via  Emden 

Azoren)    

Japan    mit   Einschluss  der  Insel  For- 

mosa  (via  Wladiwostok)  .  .  .  . 
Kapverdische  Inseln: 

St.  Vincent,  Insel 

San  Thiago,  Insel 

Korea  (via  Wladiwostok: 

Chemulpo,  Fusan,  Seoul      .     .     .     . 

übrige  Anstalten 

Madeira . 

Malakka   Halbinsel  (via  Emden  Vigo 

Madras) 

Mexico    (via   Emden  Azoren):    Altar, 

Arizpe,  Banamichi,  Chihuahua  (Stadt), 

Guaymas,Hermosillo,MatamorosPuer- 

to,  Monterrey,  Sabinas,  Saltillo,  Sauz 

Coatzacoalcos,  Mexico  (Stadt),  Salina 
Cruz,  Vera  Cruz  (Stadt) .... 

übrige  Anstalten 

Midway,   Insel   (via   Emden  Azoren 

Commercial  Pacific) 

Nicaragua  (via  Emden  Azoren): 

San  Juan  del  Sur  

übrige  Anstalten    ....... 

Niederländisch-Guyana   (via  Em- 
den Azoren)      

Niederländisch-Indien  (via  Emden 

Vigo  Madras): 

Java 

übrige  Inseln 

Paraguay 

Penang,  Insel  (via Emden  Vigo  Madras) 


Worttaxe 
M     I     Pf. 
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B.  Aussereuropäischer  Vor- 
schriftenbereich: 


Worttaxe 
M     I    Pf. 


Persien,  Bushire 

übrige  Anstalten 

Persischer  Golf  u.  Mascat  (Muscat) 
in  Arabien 

Peru 

Philippinen  (via  Emden  Vigo  Madras): 

Luzon 

Negros,  Panay,  Cebu 

Russland,  asiatisches 

Mandschurei  u.  Halbinsel  Kwantung 

(via  europäisches  Russland  direkt) 

Bokhara ] 

Salvador  (via  Emden  Azoren):  i 

Libertad | 

übrige  Anstalten 

Siam   (via  Emden  Vigo  Moulmein) 

Singapore   (via  Emden  Vigo  Madras)! 

Uruguay 

Venezuela  (via  Emden  Azoren): 
Barcelona,  Carupano,  Cumanä,  Hi- 
guerote,    Maracaibo,    Port    la    Mar, 

Puerto  Cabello 

übrige  Anstalten 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika, 
Britisch- Amerika,  St.  Pierre  u. 
Miquelon  sowie  Bahama-,  Ber- 
muda- und  Turks-Inseln  (via 
Emden  Azoren): 

1 .  Cape  Breton ,  Connecticut ,  Maine, 
Massachusetts,  New-Brunswick,New- 
foundland ,  New  -  Hampshire,  Nova 
Scotia,  Ontario,  Prince  Edward  Isl., 
Quebec,  Rhode  Isl.,  St.  Pierre  und 
Miquelon,  Vermont 

2.  Delaware ,  District  of  Columbia, 
Maryland,  Pennsylvania      .... 

3.  Alabama,  Carolina  (North  u.  South), 
Georgia,  Illinois,  Indiania,  Kentucky, 
Michigan,  Mississippi,  Ohio,  Tennes- 
see, Virginia,  West-Virginia,Wisconsin 

4.  Arkansas,  Colorado,  Dakota  (North 
und  South),  Indian  Territory,  Iowa, 
Kansas,  Montana,  Nebraska,  New- 
Mexico  Territory,  Oklahoma  Terri- 
tory, Texas,  Wyoming 

5.  Arizona  Territory,  California,  Idaho, 
Manitoba,  Nevada,  Oregon,  Utah, 
Vancouver  Isl.,  Washington    .     .     . 

6.  New-Jersey:  Hoboken,  Jersey  City 
übrige  Anstalten 

7.  New-York:  New-Vork  (Stadt)  sowie 
sämtliche  im  ,, Verzeichnis  der  für  den 
internationalen  Verkehr  geöffneten 
Telegraphenanstalten"  mit  [New- 
Vork  City]  bezeichneten  Anstalten  . 

übrige  Anstalten 

8.  Florida:  Pensacola 

Key  West 

übrige  Anstalten 

9.  Louisiana:  New-Orleans    .     .     .     . 
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B.  Aussereuropäischer  Vor- 
schriftenbereich: 


Worttaxe 
M         Pf. 


übrige  Anstalten 

10.  Minnesota:  Duluth,  Minneapolis,  St. 
Paul,  South  St.  Paul  Stock  Yards, 
Winona 

übrige  Anstalten 

11.  Missouri:  St.  Louis 

übrige  Anstalten  .     .  . 

12.  British  Columbia:  Clinton,  One 
hundred  and  fifteen  Mile  House 

Alexandria ,  Barkerville ,  Lülooet, 
One  hundred  andfifty  Mile  House, 
Pavillon,  Quesnelle,  Soda  Creek 

Blackwater,  Fräser  Lake.     .     .     . 

Aberdeen  Cannery,  Hazelton,  Mau- 
ricetown,  Port  Simpson,  Skeena 
Canyon,  Telegraph  Creek 

Atlin 

Bennett,  Frasier,  Log  Cabin,  Pen- 
nington,  Summit  (White  Pass)  . 

übrige  Anstalten 

13.  Northwest  Territories  (of  Canada): 
Big  Salmon,  Cariboo  Crossing,  Five 
Fingers,  Fort  Selkirk,  Hootalinqua, 
Lower  Labarge,  Selwyn,  Tagish, 
White  Horse ,     •     • 

Cowley 

Dawson  City,  Forty  Mile,  Northern 
International  Boundary,  Ogilvie, 
Stewart  River 

übrige  Anstalten 

14.  Alaska 

15.  Bahama-Inseln 

16.  Bermuda-Inseln 

17.  Turks-Inseln 

West  Indien  (via  Emden  Azoren): 

Antigua 

Barbados 

Cuba:  Havanna 

übrige  Anstalten 

Curagao 

Dominica  (kleine  Antillen-Insel)    .     . 

Grenada 

Guadeloupe 

Jamaica 

Les  Saintes 

Marie-Galante 

Martinique 

Porto-Rico 

St.  Christoph  (St.  Kitts)     .     .     .     . 

Ste.  Croix .     .     . 

San  Domingo: 

Haiti,  Republik :  Cap  Ha'itien,  Mole 

St.  Nicolas,  Port  au  Prince  .     . 

übrige  Anstalten 

San    Domingo,    Republik:    sämtl. 

Anstalten 

St.  Lucia 

St.  Thomas 

St.  Vincent,  Westindien 

Trinidad,  Insel 
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2.  Versicherungswesen  und  Versiche- 
rungsgeschäft. 

a)  Allgemeines. 

Durch  die  Versicherung  (Assekuranz,  vom 
lateinischen  assecumre  =  versichern)  verpflichtet 
sich  der  eine  Kontrahent  (Versicherer,  Asse- 
kurant),  den  andern  (Versicherten,  Assekuraten) 
für  gewisse  Verluste  (Schäden),  die  ihn  treffen 
können,  gegen  Entrichtung  einer  Geldsumme 
(Prämie)  zu  entschädigen.  Die  hierüber  auf- 
gestellte Urkunde  heisst  Police  (Polizze).  Dem 
Versicherungsvertrag  liegen  die  Versicherungs- 
bedingungen zugrunde,  die  in  der  Hauptsache 
im  Vertrage  abgedruckt  sind.  Die  Anw^erbung 
geschieht  durch  besondere  Agenten,  General- 
agenten usw.,  sofern  die  Versicherung  eine 
freiwillige  ist,  im  Gegensatz  zur  Zwangsver- 
sicherung, bei  welcher  der  Staat  sie  für  ge- 
wisse Fälle,  z.  B.  die  Mobiliarversicherung,  ob- 
ligatorisch erklärt  und  meist  auch  selbst  als 
Versicherer  auftritt. 

Die  Versicherung  hat  den  Zweck,  die  Schäden, 
die  viele  Objekte  gleichmässig  treffen  können, 
voraussichtlich  aber  nur  einzelne  wirklich  treffen, 
gleichmässig  zu  verteilen  und  so  eine  Ge- 
fahrengemeinschaft zu  bilden,  bei  welcher 
den  einzelnen  durch  Zahlung  der  Prämie  wirk- 
lich ein  Verlust,  der  aber  gering  und  (meist) 
von  vornherein  genau  bestimmt  ist,  trifft,  wäh- 
rend er  den  vielleicht  eintretenden  wirklichen 
Schaden  auf  den  Versicherer,  eigentlich  die 
Gesamtheit  der  Versicherten  abwälzen  kann. 
Damit  das  Versicherungsunternehmen  seinen 
Zweck  voll  erreiche,  darf  die  Zahl  der  Ver- 
sicherten und  der  Geschäftsbezirk  nicht  zu  klein 
sein  (Ortskrankenkassen,  Hagelkassen  usw.),  weil 
es  sonst  im  Falle  eines  verheerenden  Ereig- 
nisses (Epidemie,  grosser  Brand  usw.)  seinen 
Verpflichtungen  nicht  nachkommen  könnte. 

Die  Leistungen  der  Versicherten  sind  ent- 
weder periodische  (Versicherungsbeiträge 
oder  Prämien)  oder  sie  bestehen,  was  aber  nur 
selten  und  nur  bei  der  Lebensversicherung 
vorkommt,  in  einer  einmaligen  Kapital- 
einzahlung. Die  Höhe  der  Prämie  richtet 
sich  nach  dem  Grade  der  Schadensgefahr  und 
fusst  auf  statistischen  Berechnungen.  Ausser 
der  Prämie  hat  der  Versicherte  meistens  bei 
Abschluss  des  Vertrages  eine  Policegebühr 
zu  zahlen. 

Die  Leistung  des  Versicherers  besteht  in  der 
Auszahlung  der  Versicherungssumme  bei  Ein- 
tritt des  Ereignisses,  das  bei  der  Versicherung 
ins  Auge  gefasst  worden  ist.     Bei  der  Lebens- 


versicherung wird  die  volle  Summe  ausbezahlt 
—  von  vielen  Gesellschaften  auch  im  Falle  des 
Selbstmordes  — ,  bei  der  Sachversicherung  tritt 
das  Abschätzungsverfahren  ein,  falls  nicht 
die  ganze  Sache  zerstört  wurde(Sachverständige). 

Den  vom  Versicherten  oder  durch  dessen 
Mitwirkung  oder  Anstiftung  in  doloser  Weise 
verursachten  Schaden  hat  die  Versicherungsge- 
sellschaft nicht  zu  decken. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des 
Versicherungswesens  liegt  vor  allem  in  der 
Stärkung  der  Unternehmungslust  und  Arbeits- 
kraft, in  der  durch  Wiedererstattung  der  ver- 
lorenen Werte  bedingten  Fortdauer  der  Pro- 
duktionsfähigkeit, in  der  Ansammlung  von  Er- 
sparnissen und  Reservekapitalien  usw. 

Die  Versicherungssumme  darf  den  Wert 
des  versicherten  Objektes  nicht  übersteigen, 
sonst  tritt  eine  Überversicherung  ein,  welche 
die  gegenteiligen  Wirkungen  hat.  Ebenso  ist 
die  Doppel  Versicherung,  d.  h.  die  Versicherung 
desselben  Objektes  bei  mehreren  Gesellschaften 
unstatthaft  Die  Lebensversicherung  macht  der 
Natur  der  Sache  nach  hierin  eine  Ausnahme. 

Dem  Gegenstande  nach  zerfällt  die  Versiche- 
rung in  folgende  Zweige: 

a)  Die  Sachversicherung  (Real-,  Elemen- 
tarversicherungen). Sie  versichert  gegen  Schä- 
den, die  durch  Naturkräfte  (Feuer,  Wasser, 
Hagel)  verursacht,  die  Vernichtung  oder  eine 
Wertverminderung  von  Gütern  herbeigeführt 
haben.  Es  gibt  folgende  Hauptzweige  der  Sach- 
versicherung: 

a)  Die  Feuerversicherung,  als  Immobi- 
liarversicherung im  15.,  als  Mobiliarver- 
sicherung im  17.  Jh.  entstanden.  Sie  be- 
greift in  sich  nicht  nur  das  Mobiliar  im 
engeren  Sinne,  sondern  alle  Sachwerte; 

b)  die  Transportversicherung:  L  die 
Seeversicherung  von  Schiff  und  La- 
dung und  —  einzig  bei  dieser  Art  —  des 
ev.  entgangenen  Gewinnes  und  gewisser 
Kosten,  2. die  Landtransportversiche- 
rung (auf  Seen,  Flüssen,  Eisenbahnen); 

c)  die  Hagelversicherung  (landwirtschaft- 
liche und  Gartenprodukte); 

d)  die  Viehversicherung,  die  immer  noch 
nicht  die  gebührende  Beachtung  erfahren 
hat; 

e)  die  Glasversicherung; 

f)  die  Wasserleitungsversicherung  (ge- 
gen Schäden  durch  Springen  der  Röhren; 
ein  Anfang  der  allgemeinen  Wasserschaden- 
versicherung), 1886  in  Deutschland  ent- 
standen ; 
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g)   Einbruchsdiebstahl- Versicherung; 

h)  Versicherung  gegen  Kursverluste  durch 
Auslosung; 

i)  Versicherung  gegen  Verluste  durch  Kre- 
ditgewährung. 

ß)  Die  Personenversicherung  ist  entwe- 
der eine  Kapitalversicherung,  indem  bei  To- 
desfall oder  an  einem  vorher  bestimmten  Datum 
eine  bestimmte  Summe  ausbezahlt  wird,  oder 
eine  Rentenversicherung.  Je  nach  der  Art 
des  Ereignisses,  bei  dem  die  Summe  zur  Aus- 
zahlung gelangt,  unterscheidet  man: 

a)  Die  Lebensversicherung  im  engeren 
Sinne,  1)  auf  Todesfall,  2) auf  ein  bestimmtes 
Datum.  Die  Art  und  Weise  des  Versiche- 
rungsabschlusses ist  sehr  verschieden:  die  Prämie 
bleibt  für  jedes  Jahr  gleich  oder  nimmt  nach 
und  nach  ab  —  der  Versicherte  ist  am  Ge- 
winn beteiligt  oder  nicht  —  der  Gewinn  wird 
zur  Versicherungssumme  zugeschlagen  oder 
durch  eine  Unfallversicherung  kompensiert  — 
der  Versicherte  zahlt  die  Prämie  sein  ganzes 
Leben  oder  nur  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Jahren  —  die  Summe  ist  zahlbar  erst  bei  Todes- 
fall oder  bei  Eintritt  in  ein  gewisses  Alter 
oder  nach  einer  gewissen  Anzahl  von  Jahren 
—  der  Versicherte  schliesst  eine  gemeinsame 
Versicherung  ab  (z.  B.  Ehegatten;  bei  Todes- 
fall des  einen  wird  die  Summe  an  den  andern 
ausbezahlt)  —  alle  diese  Fälle  werden  kombi- 
niert. Zu  erwähnen  hierbei  ist  auch  die 
Aussteuer-  und  Militärdienstversiche- 
rung. 

b)  Die  Krankenversicherung.  Bei  Ein- 
tritt einer  Krankheit  wird  eine  im  voraus  be- 
stimmte Vergütung  pro  Tag  geleistet,  und  zwar 
für  die  ganze  Krankheitsdauer  oder  für  eine 
bestimmte  Zeit; 

c)  Die  Unfall-  und  Invaliditätsver- 
sicherung. Auszahlung  einer  Kapitalsumme 
oder  einer  Rente  an  die  Hinteriassenen,  je 
nachdem  gänzliche  oder  vorübergehende  In- 
validität eintritt.  Besondere  Arten  hiervon  sind 
die  Kriegsversicherung,  die  Haftpflicht- 
versicherung (für  Unfälle,  die  dritten  Perso- 
nen zustossen,  für  die  der  Arbeitgeber  haft- 
bar ist),  die  Reiseunfallversicherung; 

d)  Die  Rentenversicherung,  d.  h.  die 
Auszahlung  einer  Alterspension  (seltener  einer 
bestimmten,  einmal  zu  entrichtenden  Kapital- 
summe); 

e)  Die  Witwen-  und  Waisenversiche- 
rung. Beim  Tode  des  Ernährers  wird  an  die 
Witwe  eine  Leibrente  (seltener  eine  Zeitrente, 
z.  B.  im  Falle  der  Wiederverheiratung),  an  die 


Kinder  eine  Zeitrente  bis  zu  einem  gewissen 
Alter  bezahlt. 

f)  Arbeitslosen- Versicherung.  Die  Ver- 
sicherung kann  entweder  zugunsten  der  eigenen 
Person  oder  zugunsten  Dritter  abgeschlossen 
werden   (Verwandter  oder  fremder  Personen). 

y)  Die  Rückversicherung,  die  häufig 
Feuer-,  Transport-  und  Hagelversicherungsge- 
sellschaften bei  Rückversicherungsanstalten  neh- 
men, wenn  sie  das  übernommene  Risiko  nicht 
allein  tragen  wollen. 

Diese  einzelnen  Zweigewerden  entweder  allein 
oder  in  Verbindung  miteinander  betrieben. 

Formen  der  Versicherungsunterneh- 
mung.  Der  Versicherer  ist  meist  eine  Genossen- 
schaft oder  Aktiengesellschaft,  die  staatlich  kon- 
zessioniert und  ins  Handelsregister  eingetragen 
sein  muss.  Der  Staat  übt  auch  die  Aufsicht 
über  das  Versicherungswesen  aus  (Versiche- 
rungsämter; Kontrolle  durch  Staatskommissäre). 
Einige  Staaten  verlangen  die  Hinterlegung  von 
sog.  Garantiefonds  oder  Kautionen,  alle  Staaten 
die  öffentliche  Rechnungslegung. 

In  Deutschland  ordnet  das  Reichsgesetz  über  die 
privaten  Versicherungsunternehmen  vom  12.  Mai  1901 
die  Errichtung  eines  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung 
an,  das  das  deutsche  Versicherungswesen  schützen  und 
überwachen  soll. 

Man  unterscheidet: 

a)  Die  Erwerbsversicherungsgesell- 
schaft (Aktiengesellschaft),  ein  Unternehmen, 
das  von  Kapitalisten,  um  Gewinn  zu  erzielen, 
ins  Leben  gerufen  wird.  Der  bei  ihr  Ver- 
sicherte zahlt  eine  bestimmte  Prämie  und  ist 
zu  keinen  Nachschüssen  verpflichtet.  Die 
Prämieneinnahme  hat  als  Deckung  für  die 
auszuzahlenden  Schäden  zu  dienen.  Der  Über- 
schuss  wird  nach  Abzug  der  Verwaltungs- 
kosten teils  dem  Reservefonds  zugewiesen, 
teils  als  Dividende  an  die  Aktionäre  verteilt. 
Reichen  Prämieneinnahme  und  Reservefonds 
zur  Deckung  der  auszuzahlenden  Schäden  nicht 
aus,  so  ist  das  Aktienkapital  heranzuziehen, 
von  dem  in  der  Regel  nur  etwa  25^Iq  ein- 
bezahlt sind,  während  an  die  Gesellschaft  De- 
potwechsel als  Sicherstellung  gegeben  werden. 

b)  Die  Gegenseitigkeitsgesellschaft. 
Die  Versicherten  bilden  für  sich  allein  die 
Versicherungsgesellschaft.  Die  Prämien,  die 
nur  zur  Deckung  der  Schäden  und  der  Verwal- 
tungskosten zu  dienen  haben,  sind  in  der  Regel 
niedriger  als  bei  den  Aktiengesellschaften.  Je- 
des Mitglied  ist  zu  Nachschüssen  verpflichtet 
Hierher  gehören  auch  die  unter  staatlicher  Lei- 
tung stehenden  Brandkassen. 


380 


Handelslehre. 


c)  Die  gemischte  Versicherungsgesell- 
schaft ist  entweder  eine  Gegenseitigkeitsge- 
sellschaft, die  auch  gegen  feste  Prämien  Ge- 
schäfte abschliesst  oder  eine  Aktiengesellschaft, 
welche  den  Versicherten  einen  Teil  des  Ge- 
winnes zukommen  lässt. 

d)  Die  Selbstversicherung.  Da  dieser 
das  charakteristische  Merkmal  der  Gefahren- 
gemeinschaft abgeht,  ist  sie  keine  eigentliche 
Versicherung  sondern  nur  eine  Schadenfür- 
sorge, indem  die  durch  die  verschiedenen 
Teile  eines  grossen  Vermögens  (z.B.  verschie- 
dene Schiffe  einer  Reederei)  hervorgebrachten 
Gewinne  zum  Teile  einem  Reservefonds  zu- 
gewiesen werden,  aus  dem  die  Schäden,  die 
einen  Teil  (z.  B.  ein  Schiff)  treffen,  gedeckt 
werden. 

b)  Die  Transportversicherung. 

Während  dieLand  trän  sport  Versicherung 
erst  im  19. Jahrhundert  entstand,  geht  die  See- 
versicherung bis  ins  13.  Jahrhundert  zurück. 
Die  bedeutendste  Seeversicherungsgesellschaft  ist 
der  britische  Lloyd,  der  an  allen  Hafen- 
plätzen der  Erde  ihre  Agenten  hält. 

Der  Name  Lloyd  kommt  vom  Besitzer  eines  Kaffee- 
hauses in  London  {Lloyd's  Coffeehouse),  in  dem  seit 
Anfang  des  18.  Jhs.  die  Schiffer,  Reeder,  Makler  ver- 
kehrten und  ihre  Geschäfte  abschlössen. 

Sehr  bedeutend  ist  das  Seeassekuranzgeschäft 
in  Hamburg  und  in  Bremen.  Die  Versicherungs- 
summe bei  den  Hamburger  Assekuranzkom- 
pagnien beträgt  etwa  2  Milliarden  M.  Die  Ge- 
winne dieser  Gesellschaft  sind  ausserordentlich 
schwankend.  Die  Flusschiffahrtsversicherung 
trat  zuerst  am  Main  und  am  Rhein  auf.  Die 
später  aufgekommene  Eisenbahntransportver- 
sicherung ist  teilweise  durch  die  Betriebs- 
reglements geordnet. 

Die  Seeversicherung  wird  entweder  für 
eigene  Rechnung  oder  durch  Kommissionäre 
für  fremde  Rechnung  abgeschlossen. 

Gegenstand  der  Versicherung  kann  jedes 
in  Geld  schätzbare  Interesse  am  Schiff  und  an 
der  Ladung  sein,  somit 

a)  das  Schiff  (casco)  sowie  Schiffsparten. 
Die  Versicherung  des  casco  (Rumpf  und  Kiel) 
umfasst  auch  alles  Zubehör  (Masten,  Segel  usw.), 
nicht  aber  die  bloss  für  besondere  Zwecke  an 
Bord  befindlichen  Gegenstände,  z.  B.  das 
Fischereigerät.  Grosse  Gesellschaften  bedienen 
sich  bezüglich  des  Casco  der  Selbstversiche- 
rung; 

b)  die  Fracht,  der  Erwerb  des  Schiffes  auf 
der  Reise  (Netto-Frachtversicherung,  im  Gegen- 


satz zur  Brutto-Frachtversicherung,  bei  der  auch 
die  Ausrüstung  mitversichert  ist); 

c)  die  Überfahrts-  oder  Passagegelder. 
Geht  das  Schiff  verloren,  oder  wird  es  see- 
untauglich, so  ist  der  Reeder  verpflichtet,  für 
den  Unterhalt  und  die  Beförderung  der  Reisenden 
nach  dem  Bestimmungshafen  zu  sorgen.  Durch 
die  Versicherung  der  Passagegelder  schützt  er 
sich  gegen  den  dadurch  entstehenden  Verlust; 

d)  die  Güter  {Cargo,  Ladung).  Der  Ver- 
sicherungswert setzt  sich  zusammen  aus  dem 
Fakturenwert,  den  bis  zur  Verladung  der  Waren 
entstehenden  Spesen  und  den  Versicherungs- 
kosten. Die  Güter  müssen  in  der  Regel  genau 
bezeichnet  werden;  die  eventuelle  Rückfracht, 
deren  Zusammensetzung  der  Versicherte  nicht 
angeben  kann,  wird  als  „Retoure"  bezeichnet; 

e)  der  erhoffte  (imaginäre)  Gewinn, 
ein  Zuschlag  zum  Werte,  den  die  Ware  im 
Versandhafen  hat.  Wird  der  Wert,  den  die 
Ware  am  Bestimmungsort  hat,  der  Versiche- 
rung zugrunde  gelegt,  so  fällt  dieser  Gewinn- 
zuschlag weg; 

f)  die    Provision    des    Konsignataren; 
g)dieBodmereigelder,  die  nur  zugunsten 

des  Bodmeristen  versichert  werden  können; 

h)  die  Havariegelder,  die  der  Schiffer 
bei  Seeunfall  aufwenden  muss; 

i)  die  besonderen,  vom  Schiffer  zu 
tragenden  Kosten,  z. B. Quarantäne-, Lotsen- 
gelder, Schlepplohn  usw.; 

k)  die  Heuerforderungen  der  Schiffs- 
besatzung, mit  Ausnahme  derjenigen  des  Ka- 
pitäns und  der  Mannschaft,  also  z.  B.  diejenige 
der  Ärzte. 

Die  Rückversicherung  kommt  bei  der 
Seeversicherung  häufig  vor. 

Die  Versicherung  wird  meist  durch  Assekuranz- 
makler vermittelt,  die  den  Schlusszettel  hierüber 
anfertigen  und  die  von  ihnen  ausgestellte  Police  unter- 
zeichnen. Diese  enthält  die  Namen  der  Kontrahenten, 
des  Schiffes  und  des  Schiffers,  die  versicherte  Summe, 
die  Bezeichnung  des  Versicherungsgegenstandes,  die 
Angaben  über  die  Reise,  die  Prämie,  die  Versicherungs- 
bedingungen, Datum  der  Ausstellung  und  Unterschrift. 
Ist  sie  „an  Ordre"  ausgestellt,  so  kann  sie  durch 
Indossament  übertragen  werden.  Erfolgt  die  Ver- 
sicherung für  fremde  Rechnung,  so  braucht  der  Ver- 
sicherte nicht  genannt  zu  werden  (,,an  den  In- 
haber", „für  sich  oder  für  Rechnung,  wen  es 
angeht",  „für  N.  N.  oder  einen  andern",  ,,für 
Freundes  Rechnung").  Für  ,, Retouren"  steht  oft 
an  Stelle  des  Namens  des  Schiffes  die  Bemerkung: 
,,auf  Güter  in  unbenannten  Schiffen",  „in  Schiff 
Viktoria  oder  in  einem  andern". 

Der  Wert  wird  in  der  Police  entweder 
genau  festgestellt  (taxierte  Police)  oder  vor- 
läufig offen    gelassen    (offene  Police)  unter 
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Nennung  eines  gewissen  Betrages,  für  den  der 
Versicherer  zu  haften  hat.  Geht  die  mit  offener 
Police  versicherte  Ware  zugrunde,  so  hat 
der  Versicherte  dem  Versicherer  den  wirklichen 
Wert  der  Ware  zu  beweisen.  Die  Einzel- 
police  gilt  für  eine  bestimmte  Ware  und 
eine  bestimmte  Reise,  die  Generalpolice 
für  alle  möglichen  Werte,  die  während  einer 
bestimmten  Zeit  einer  Gefahr  ausgesetzt  werden. 
Beginn  und  Endtermin  der  Versicherung  sind 
genau  anzugeben. 

Nach  deutschem  Seerecht  beginnt  die  Versicherung  mit 
dem  Zeitpunkt,  wo  die  einzuladenden  Waren  das  Land 
verlassen.  Das  Ende  der  Gefahr  ist  gewöhnlich  auf 
14  Tage  nach  Ankunft  des  Schiffes  im  Bestimmungs- 
hafen festgesetzt.  Die  Waren  werden  zum  Zwecke 
der  Schadensberechnung  in  Unterabteilungen  zerlegt, 
die  jeweilen  eine  selbständige  Versicherungssumme 
darstellen  (Taxen  oder  Serien). 

Die  Versicherung  kann  sich  auf  folgende 
Gefahren  beziehen: 

a)  Seeunfälle,  die  durch  Elementarereig- 
nisse oder  Verschulden  eines  Dritten  eintreten. 
Eindringen  des  Seewassers  (Leckwerden); 
Sitzenbleiben  auf  einer  Klippe  oder  Untiefe 
(Stranden);  Auffahren  auf  den  Strand,  wobei 
es  von  den  Wellen  derart  beschädigt  wird, 
dass  es  verlassen  werden  muss  (Scheitern); 
Untergang  auf  offenem  Meer  (Schiffbruch 
oder  Brand,  Explosion);  Umschlagen  des 
Schiffes  (Kentern);  Zusammenstösse  (Über- 
seglung,  wenn  das  eine  Schiff  untergeht); 
Schäden  durch  Eisdruck,  Blitz,  Erdbeben, 
Diebstahl,  Plünderung  usw. 

b)  Kriegsunfälle  (Embargo,  d.  h.  An- 
haltung  von  Schiffen  im  Hafen  eines  krieg- 
führenden Landes,  um  das  Schiff  nicht  in  die 
Hände  des  Feindes  geraten  zu  lassen  oder  um 
es  für  Kriegszwecke  zu  benutzen). 

Seit  dem  Pariser  Vertrage  von  1856  darf  Embargo 
auf  Schiffe  neutraler  Mächte  nicht  mehr  gelegt  wer- 
den; Prise  =  Aufbringung,  Wegnahme  eines  Schiffes 
und  Abführung  in  den  feindlichen  Hafen.  Die  gericht- 
liche Erkenntnis  der  Wegnahme  macht  sie  zur  ,, guten 
Prise";  Wegnahme  der  Ladung  oder  Vorkaufsrecht; 
Beschlagnahme   von  Schiffen  —  Seeraub  —  Meuterei. 

c)  Verschollenheit.  Der  Versicherte  hat 
das  Recht,  das  ausgefahrene  Schiff,  wenn  er 
innerhalb  bestimmter  Zeit  nichts  über  das- 
selbe gehört  hat,  zu  abandonnieren,  d.  h. 
aufzugeben  und  vom  Versicherer  die  verein- 
barte Summe  zu  verlangen. 

Das  Seerecht  der  einzelnen  Staaten  bestimmt,  in 
welchen  Fällen  der  Versicherer  von  der  Zahlung  der 
Versicherungssumme  befreit  ist  (Untauglichkeit  des 
Schiffes,  ungenügende  Bemannung,  schlechte  Verpackung 
der  Waren  usw.). 

Ausserdem  kommen  die  sog.  Franchisen  = 
Befreiungen,  die  vertragsmässig  aufgestellt  wer- 


den, vor.  Sie  sind  gewöhnlich  in  den  Statuten 
enthalten  und  werden  meistens  auf  der  Police 
wiederholt.  Sie  bezeichnen  gewisse  im  Ver- 
sicherungsvertragangegebene Prozentsätze.  Schä- 
den, die  diese  Prozentsätze  nicht  erreichen, 
werden  vom  Versicherer  nicht  vergütet. 

Der  Grund  für  diese  Franchisen  liegt  in  dem  Um- 
stand, dass  die  Ursache  geringfügiger  Schäden  oft 
schwierig  und  nur  mit  verhältnismässig  grossen  Kosten 
ermittelt  werden  kann.  Als  solche  Beschränkungs- 
klauseln kommen  in  Betracht :  „Frei  von  den  ersten 
(1  0)  Prozent "  (d.  h.  bis  zu  107o  hat  der  Versicherte  den 
Schaden  selbst  zu  tragen) ;  ,,frei  von  10%  Entschä- 
digung" (d.  h.  wenn  der  Schaden  10"/6  erreicht  oder 
übersteigt,  so  wird  der  ganze  Schaden  vergütet);  „frei 
von  Beschädigung"  (Total- Franchise).  Der  Ver- 
sicherer haftet  für  keinen  Schaden,  der  aus  irgend- 
welcher Beschädigung  entstanden  ist,  wohl  aber  für 
die  Beiträge  zur  grossen  Havarie;  „frei  von  Be- 
schädigung ausser  im  Strandungsfalle";  — 
„frei  von  Bruch";  „frei  von  Kriegsgefahr"  usw.; 
,,nur  für  Seegefahr";  „frei  von  Werfen  und 
Überbordspülen"  (Seewurf  und  Seesturz). 

Die  Höhe  der  Prämie  richtet  sich  nach  der 
Versicherungssumme  und  der  Gefahr. 
Diese  ist  namentlich  abhängig  von  der  Schiffs- 
gattung und  -Beschaffenheit,  vom  Reiseweg  und 
Ziel,  von  der  Reisedauer,  der  Jahreszeit,  der 
Verpackung  der  Güter  usw.  Die  Prämie  richtet 
sich  aber  auch  nach  der  Konjunktur  (Preis- 
listen mit  Angabe  der  „laufenden  Prämien"), 

Wird  eine  Versicherung  ganz  oder  teilweise 
aufgehoben  (ristorniert,  vom  italienischen  ristor- 
nare  =  wieder  umwenden),  so  erhält  der  Ver- 
sicherer eine  Ristornoprovision  (^4—^2^/0 
des  ursprünglichen  Betrages). 

Die  Flusstransportversicherung,  heute 
sehr  verbreitet,  wird  sowohl  von  besonderen 
Gesellschaften  als  auch  von  Versiche- 
rungsanstalten als  besonderer  Zweig, 
oft  auch  von  den  Dampfschiffgesellschaf- 
ten selbst  betrieben.  In  diesem  Falle  wird 
die  Prämie,  falls  es  im  Frachtvertrag  nicht 
heisst  „franco  Prämie",  zum  Frachtsatz  hin- 
zugeschlagen. Die  Versicherung  wird  häufig 
auch  durch  die  Schiffsprokureure  besorgt. 
Sie  erstreckt  sich  auf  Verluste  und  Beschädi- 
gungen, die  durch  einen  Schiffsunfall  verur- 
sacht werden.  Für  Veruntreuungen  des  Schiffers 
und  der  Mannschaft,  für  Schäden,  die  durch 
unrichtiges  Stauen  eintreten,  für  Überliege- 
kosten  usw.  haften  die  Gesellschaften  nicht. 
Mitversichert  ist  das  Ein-  und  Ausladen  mittels 
Leichterfahrzeugen,  sowie  die  in  Notfällen  vor- 
genommene Überladung  in  andere  Schiffe  usw. 
Wird  ein  einzelner  Transport  versichert,  so  spricht 
man  von  Einzel  Versicherung,  im  Gegensatz 
zur    Abonnementsversicherung    (Generalpolice 
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oder  offene  Police),  bei  der  Gütertransporte 
auf  einer  bestimmten  Linie  für  eine  bestimmte 
Zeit  versichert  werden.  In  der  Versicherung 
für  Landtransporte  kommen  ferner  die  sog. 
Pauschalpolicen  vor,  und  zwar  mit  monat- 
licher Abschreibung  oder  mit  täglicher 
Versicherungssumme.  Im  ersten  Falle  wird 
eine  Summe  festgesetzt,  die  dem  ungefähren 
Gesamtwert  der  jährlich  transportierten  Güter 
entspricht.  Jeden  Monat  ist  der  Versicherungs- 
gesellschaft der  Gesamtwert  der  monatlichen 
Transporte  aufzugeben,  der  von  der  Gesamt- 
summe abgeschrieben  wird.  Ist  die  ganze 
Summe  erschöpft,  so  ist  der  gleiche  Betrag 
gegen  Bezahlung  der  gleichen  Prämie  wieder 
zu  deklarieren.  Bei  Tagespolicen  (Versicherung 
mit  täglicher  Versicherungssumme)  wird  der 
Versicherte  täglich  von  neuem  für  eine  be- 
stimmte Höchstsumme  versichert. 

Die  Eisen  bah  ntransportversicherung 
besorgen  häufig  die  Spediteure.  Der  Ver- 
sicherer haftet  für  Gefahren,  die  entstehen 
durch :  Feuer,  Explosion,  Blitz,  Erdbeben,  Über- 
schwemmung, Zusammenstoss,  Diebstahl.  Aus- 
geschlossen ist  die  Ersatzpflicht  für  Schäden, 
die  durch  Krieg,  Aufruhr,  Plünderung,  Schleich- 
handel oder  durch  ein  Verschulden  des  Ver- 
sicherten oder  seines  Vertreters,  durch  Nicht- 
einhaltung der  Lieferpflicht  entstehen,  sowie 
für  Waren,  die  durch  ihre  natürliche  Beschaffen- 
heit, durch  Ungeziefer  oder  Witterungseinflüsse 
zugrunde  gehen. 

Die  Versicherung  von  Gütertrans- 
porten durch  Fuhre.  Der  Versicherer  haftet 
für  alle  Schäden,  die  den  Transport  durch 
höhere  Gewalt  oder  durch  Unfälle  treffen  (nicht 
aber  für  Diebstahl  oder  durch  Verschulden  des 
Frachtführers  und  seiner  Leute  entstehende 
Schäden). 

Beim  Posttransport  kommt  die  Versiche- 
rung zur  Anwendung  in  der  Einrichtung  der 
Wertdeklaration.  Da  jedoch  die  Prämie 
ziemlich  hoch  ist,  haben  sich  besondere  Va- 
loren -Versicherungsgesellschaften  zu 
diesem  Zwecke  gebildet. 

c)  Verschiedene  Versicherungszweige. 
1.  Die  Versicherung  von  Musterkoffern 
und  Reiselagern  erstreckt  sich  auf  alle  Schä- 
den und  Verluste,  denen  die  Musterkoffer,  Reise- 
lager und  Passagiereffekten  durch  Unfälle  des 
Transportmittels,  durch  höhere  Gewalt,  Brand, 
Diebstahl,  gewaltsames  Erbrechen  während  des 
Transportes,  während  des  Aus-  und  Einladens, 
und  während  des  Aufenthaltes  im  Hotel  aus- 


gesetzt sind.  Die  Koffer  dürfen  keine,  der 
Explosion  oder  Selbstentzündung  unterworfene 
Gegenstände,  wie  z.  B.  Zündhölzer,  enthalten. 
Die  Haftpflicht  beginnt  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
dem  die  Gegenstände  die  Wohnung  des  Eigen- 
tümers verlassen  und  endet  mit  ihrer  Rückkehr. 
Der  Versicherte  hat  die  Türe  seines  Hotel- 
zimmers gut  zu  verschliessen,  den  Schlüssel 
bei  sich  zu  tragen,  und  die  Gegenstände  bei 
Nacht  in  verschlossenem  Koffer  aufzubewahren. 

2.  Die  Valoren  versicherung.  Als  Valoren 
(Wertsendung)  bezeichnet  man  im  Versiche- 
rungsgeschäft Aktien,  Obligationen,  Wechsel, 
Checks,  Coupons,  Banknoten,  Staatsnoten, 
Münzen,  Gold  und  Silber  in  Barren,  Schmuck- 
sachen, Edelsteine,  Perlen  usw. 

Zu  billigeren  Sätzen  als  die  Post  pflegen  auch 
Versicherungsgesellschaften  diese  Versicherung 
zu  übernehmen.  Der  Versicherer  haftet  für 
Schäden,  die  durch  Raub,  Diebstahl,  Unter- 
schlagung, Feuer,  Wasser  oder  Unfall  entstehen, 
nicht  aber  für  solche,  die  durch  Plünderung, 
Krieg  usw.  hervorgerufen  werden.  Als  Ver- 
sicherungswert wird  in  der  Regel  der  Markt- 
oder Börsenpreis  der  zu  versichernden  Gegen- 
stände angenommen. 

3.  Die  Glas-  und  Glastransportver- 
sicherung, in  den  20er  Jahren  des  19.  Jh.  in 
Frankreich  und  England  entstanden,  bezweckt 
die  Versicherung  von  Spiegelscheiben,  Schaufen- 
stern usw.  gegen  Schäden  durch  Zerbrechen,  Zer- 
springen, infolge  von  Sturm,  Hagel,  Explosion, 
sowie  durch  böswillige  oder  unvorsichtige  Zer- 
störung, nicht  aber  auch  gegen  Schäden,  die 
durch  Kriegsereignisse,  Erdbeben,  grobe  Fahr- 
lässigkeit des  Versicherten  entstehen.  Gläser  kön- 
nen auch  versichert  werden  gegen  Bruchgefahr 
für  die  Reise  per  Eisenbahn,  Schiff  oder  Fuhre 
von  der  Verladungssteile  bis  zur  Baustelle. 

4.  Die  Versicherung  gegenEinbruchs- 
diebstahl.  Der  Versicherer  haftet  dem  Ver- 
sicherten für  jeden  durch  Einbrechen  ver- 
ursachten Verlust.  Eingeschlossen  in  der  Ver- 
sicherung sind  auch  die  Schäden,  die  durch 
den  Einbruch  an  den  Lokalitäten,  dem  Mo- 
biliar usw.  verursacht  werden.  Nicht  haftet  der 
Versicherer  für  Diebstahl,  der  durch  grobes  Ver- 
sehen des  Versicherten  oder  durch  Hausgenossen 
oder  durch  Krieg  usw.  verursacht  wird.  Bei  den 
einzelnen  Gesellschaften  bestehen  besondere 
Bestimmungen  über  die  Behandlung  von  Ein- 
brüchen bei  Tag  und  für  die  bei  Nacht  er- 
folgenden, in  bewohnten  oder  in  unbewohnten 
Lokalitäten.  Die  Versicherung  erstreckt  sich  auf: 
Kontoreinrichtungen,    Wertpapiere,    Coupons, 
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Papiergeld,  Münzen,  Edelmetall,  Edelsteine, 
Schmucksachen ,  Akten ,  Sparkassenbücher, 
Warenbestände  usw.  Als  Versicherungsquan- 
tum gilt  der  durchschnittliche  Vorrat.  Im 
Schadensfalle  muss  der  vorhandene  Bestand 
durch  die  Buchhaltung  (Skontren)  nachgewiesen 
werden  können.  Werden  von  den  Versicherten 
Gegenstände  aus  den  im  Vertrag  angegebenen 
Lokalitäten  entfernt,  so  tritt  die  Versicherung 
ausser  Kraft.  Der  Versicherte  ist  angehahen, 
die  versicherten  Gegenstände  sorgsam  aufzu- 
bewahren. 

5.  Die  Versicherung  gegen  Kursver- 
luste. Sie  kommt  vor  bei  Prämienanleihen, 
Pfandbriefen,  Obligationen  usw.,  die  höher 
stehen,  als  ihr  Rückzahlungswert  ist.  Vgl.  den 
Abschnitt  „Geld,  Bank  und  Börse". 

6.  Die  Kautionsversicherung.  Hier- 
durch sollen  dem  Unternehmer  Schäden,  die 
ihm  durch  Veruntreuungen  von  selten  der  An- 
gestellten (Direktoren,  Prokuristen,  Kassiere  usw.) 
erwachsen  können,  vergütet  werden. 

Der  kautionspflichtige  Angestellte,  der  nicht 
genügend  eigene  Mittel  zur  Kautionsstellung 
besitzt,  kann  durch  Zahlen  einer  Prämie  eine 
Police  erwerben,  auf  Grund  deren  die  Ver- 
sicherungsgesellschaft die  Kaution  für  ihn  über- 
nimmt. Bei  Berechnung  der  Prämien  kommen 
verschiedene  Punkte  in  Betracht;  Stellung  des  An- 


gestellten im  Geschäft,  Vermögensverhältnisse, 
Familienverhältnisse,  Art  des  Geschäfts  usw. 

7.  Die  Gütertransport-Haftpflicht-Ver- 
sicherung hat  den  Zweck,  den  Frachtführer 
gegen  Ersatzansprüche  zu  sichern,  die  gegen 
ihn  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  er- 
hoben werden  können.  Die  Versicherung  be- 
ginnt mit  der  Übernahme  der  Güter  durch 
den  Frachtführer  und  endigt  mit  der  Über- 
gabe der  Waren  an  die  Transportanstalt  oder 
an  den  Eigentümer.  Ausgeschlossen  von  der 
Versicherung  sind  Verluste  am  Eigentum  des 
Spediteurs  selbst,  Schäden  beim  Transport  auf 
fremden  Fuhrwerken  u.  a. 

8.  Die  Kreditversicherung  will  gegen 
die  Gefahren  der  Kreditwirtschaft  schützen. 
Die  Versuche,  die  bei  der  Einführung  dieser 
volkswirtschaftlich  nützlichen  Versicherung  ge- 
macht worden  sind,  haben  sich  bisher  nicht 
bewährt.  Man  ersetzte  Verluste  bis  zu  ^/g.  Der 
Versicherte  zahlte  eine  Prämie  von  2 — 15°/o 
und  durfte  ohne  Genehmigung  der  Gesell- 
schaft keine  Zahlungsfrist  gewähren.  Ver- 
sicherten, die  keine  Verluste  erlitten,  wurden 
Prämien-Rückvergütungen  gewährt. 

Eine  praktisch  durchführbare  Form  dieser  Ver- 
sicherungsart besteht  in  der  Hypothekenversiche- 
rung, die  den  Zweck  hat,  die  Hypothekengläubiger 
gegen  Verluste  bei  Konkursen  usw.  zu  schützen. 


VII.  Staat  und  Handel. 


Der  Einfluss  des  Staates  auf  die  Ausge- 
staltung des  Handels  und  die  Wechselwirkungen 
zwischen  der  Entwicklung  und  dem  Betrieb 
des  Handels  und  seiner  Hilfsgewerbe  einerseits 
und  dem  Staate  in  seiner  Handels-  und  Ver- 
kehrspolitik anderseits,  wurde  in  den  vorher- 
gehenden Kapiteln  zum  Teil  bereits  erwähnt, 
zum  Teil  werden  spätere  Abschnitte  darüber 
weiteren  Aufschluss  bringen.  Es  kann  sich 
daher  in  diesem  Abschnitt  nur  darum  handeln, 
das  anderswo  Gesagte  in  einige  Worte  zu- 
sammenzufassen und  daran  anknüpfend  ein- 
zelne dieser  Massnahmen  und  Wechselwir- 
kungen näher  zu  erörtern,  um  ein  zusammen- 
hängendes Bild  davon  zu  geben. 

Den  grössten  Einfluss  übt  der  Staat  auf  den 
Handel  aus  durch  die  Handelsgesetzgebung. 
Aus  einer  grossen  Menge  staatlicher  Verord- 
nungen, die  für  Handel  und  Verkehr  viel 
weniger  Schutz-  und  Förderungsmittel,  als 
vielmehr  lästige  Hindernisse  darstellten,  hat 
sich    im    Laufe    der   Zeit    das    Handelsrecht 


herausgebildet,  das,  den  beweglichen  Bedürf- 
nissen des  Handels  angepasst,  die  solide 
Grundlage  bildet,  auf  der  sich  der  Handels- 
verkehr aufbaut  und  das,  mehr  als  alle  andern 
Rechtsgebiete,  nach  einer  Übereinstimmung  der 
internationalen  Rechtsanschauungen  hinzielt  und 
so  für  das  ganze  Kulturleben  ein  äusserst  wich- 
tiger Faktor  wird.  Die  Handelsgesetzgebung  ist 
entweder  im  Handelsgesetzbuch  kodifiziert,  oder 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  oder  in  Spezial- 
gesetzen (s.  den  letzten  Abschnitt  des  Werkes) 
niedergelegt.  Von  grosser  Bedeutung  ist  die 
Ausgestaltung  des  Wechsel  rechtes  geworden, 
das  neben  dem  Gesellschaftsrecht  die  grösste 
internationale  Gleichförmigkeit  in  den  Haupt- 
zügen erreicht  hat.  Dadurch,  dass  der  Staat 
die  Wechselstrenge,  die  schnelle  Exekution, 
die  Einschränkung  der  Einreden  beim  Wechsel 
schuf,  hat  er  dem  Handel  ein  für  die  weitere 
Entwicklung  ungemein  wertvolles  Mittel  ge- 
geben —  ein  bequemes  Zahlungsmittel  auch 
für  den  internationalen  Verkehr  und  zugleich 
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eine  Grundsäule  der  Kreditwirtschaft.  Von 
grosser  Wichtigkeit  ist  auch  die  Einrichtung 
des  Handelsregisters  und  das  Firmen- 
recht geworden.  Die  Eintragungen  in  das 
Handelsregister  und  ihre  Veröffentlichung  in 
den  Amtsblättern  geben  Aufschluss  über  den 
Inhaber  des  Geschäftes,  über  die  Art  der  Haft- 
barkeit usw.  und  sind  so  eines  der  wichtig- 
sten Mittel  für  die  Beurteilung  eines  Unter- 
nehmens. Das  Firmenrecht  gewährt  den  besten 
Schutz  gegen  unlautere  Geschäftsmanipula- 
tionen, denen  viele  Staaten  auch  durch  Spezial- 
gesetze beizukommen  suchen.  Es  ist  dies 
nicht  ganz  leicht:  auf  der  einen  Seite  das 
Gebundensein  an  das  Prinzip  der  Gewerbe- 
freiheit und  der  persönlichen  Freiheit,  auf  der 
andern  Seite  die  Pflicht,  Verletzungen  von 
Treu  und  Glauben  in  Handel  und  Verkehr 
nach  Kräften  zu  unterdrücken.  Hier  ruft  der 
Kleinhandel  und  das  Kleingewerbe,  die  oft 
alles,  was  die  herkömmliche  Betriebsweise 
schädigt,  als  unlauteren  Wettbewerb  betrachten, 
nach  Staatshilfe,  dort  werden  die  raffiniertesten 
Mittel  ersonnen,  um  das  Gesetz  zu  umgehen. 
Ein  ebenso  schwieriges  Gebiet  ist  die  Börsen- 
gesetzgebung. Der  Staat  m  ischt  sich  entweder 
überhaupt  nicht  in  die  Börsenangelegenheiten, 
oder  aber  er  übt  eine  mehr  oder  weniger 
strenge  Aufsicht  aus,  oder  er  reglementiert  die 
Börse,  aber  in  unrichtiger  Auffassung  ihrer 
Stellung  und  ihrer  Wirkungen,  so  dass  sie  ihre 
volkswirtschaftlichen  Funktionen  nicht  richtig 
erfüllen  kann  und  dass  sie,  zum  Schaden  des 
eigenen  Landes,  zu  Gunsten  auswärtiger 
Börsen  zurückgedrängt  wird.  —  Besonders  sorg- 
fältig ist  in  den  meisten  Staaten  das  Gesell- 
schaftsrecht ausgebildet.  Selbst  England, 
das  kein  Handelsgesetzbuch  besitzt,  da  neben 
dem  common  law  (Gewohnheitsrecht)  die  auf 
der  Beobachtung  der  kaufmännischen  Usancen 
aufgebaute  Gerichtspraxis  noch  heute  die  Grund- 
lage für  handelsrechtliche  Entscheidungen  bil 
det,  hat  in  dem  Company  act  doch  einen  An- 
fang hierzu  geschaffen.  Mangelhaft  ist  in  den 
meisten  Ländern  das  Buchführungsrecht 
ausgebildet.  Das  schweizerische  Obligationen- 
recht fasst  es  in  drei  Artikel  zusammen,  zu 
dem  allerdings  noch  einige  Bestimmungen  über 
die  Buchführung  bei  Aktiengesellschaften  hin- 
zutreten. Andere  Länder,  namentlich  Russland 
und  die  südamerikanischen  Staaten,  haben  wieder 
eine  Menge  unzweckmässiger  Bestimmungen 
über  die  notwendigen  Bücher  usw.  aufgestellt 
Sehr  günstig  hat  der  Staat  ferner  auf  die 
Entwicklung    des    Handels    eingewirkt   durch 


die  Regulierung  des  Mass-  und  Geld- 
wesens. Der  alte  Masswirrwarr  war  nicht 
nur  dazu  angetan,  den  Handel  zu  erschweren, 
sondern  er  musste  auch  eine  Hauptquelle  für 
unehrliches  Handeln,  Übervorteilung  usw.  durch 
ungenaue  Masse  sein.  Heute  übt  der  Staat 
hierin  eine  strenge  Aufsicht  aus  (Eichämter, 
amtliche  Wagen  u.  a.).  Die  Münzverschlech- 
terungen, die  zur  Zeit  der  „Kipper  und 
Wipper"  von  kleinen  Fürsten  und  grossen 
Staaten  wetteifernd  betrieben  wurden,  haben 
heute  einer  strengen,  lediglich  von  volkswirt- 
schaftlichen Zweckmässigkeitsgründen  geleiteten 
Pflege  des  Geldwesens  durch  den  Staat  Platz 
gemacht.  So  wurde  der  Zahlungsverkehr  auf 
eine  solide  Grundlage  gestellt.  Der  Staat  leistet 
dem  Zahlungsverkehr  aber  auch  grosse  Dienste 
durch  seine  Monopolanstalten,  die  Post  und 
den  Telegraphen.  Freilich  haben  einzelne 
Staaten  durch  übermässige  Ausgabe  von  Pa- 
piergeld oft  auch  sehr  schädigend  in  den  Gang 
der  ganzen  Volkswirtschaft  eingegriffen. 

Sehr  gross  ist  der  Einfluss  des  Staates  auf 
das  Verkehrswesen.  Dadurch,  dass  er  Post, 
Telegraph  und  Telephon  an  den  meisten 
Orten,  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  als 
Monopol  an  sich  gezogen  hat,  hat  der  Post- 
verkehr erst  seine  grosse  Ausdehnung  erhalten 
und  dient,  wie  kein  anderes  Verkehrsmittel, 
der  ganzen  Bevölkerung  von  der  belebten 
Grosstadt  bis  in  den  entferntesten,  einsamen 
Weiler.  Das  Eisenbahnwesen  haben  einige 
Staaten  den  Privaten  überlassen.  Doch  haben 
sie  sich  das  Recht  der  Kontrolle,  der  Fest- 
setzung der  Maxi maltarif Sätze,  der  Genehmigung 
der  Fahrpläne,  des  Rückkaufes  usw.  gewahrt. 
Von  den  finanziellen  Opfern,  welche  die  Staaten 
für  einzelne  Bahnen  gebracht  haben,  ist  oben 
bereits  gesprochen  worden. 

Die  Schiffahrtslinien  erfreuen  sich  grosser 
Unterstützungen  durch  den  Staat,  für  den  sie 
von  Tag  zu  Tag  mit  der  Zunahme  der  ein- 
heimischen Industrie,  des  internationalen  Ver- 
kehrs und  namentlich  auch  des  Verkehrs  mit 
den  nach  und  nach  erstarkenden  Kolonien 
immer  höhere  Bedeutung  erlangen. 

Das  Versicherungswesen  hat  der  Staat, 
sofern  es  sich  um  die  für  den  Handel  beson- 
ders wichtigen  Zweige  handelt,  der  Privat- 
unternehmung überlassen,  doch  übt  er  in  den 
meisten  Ländern  eine  strenge  Aufsicht  aus. 
Dasselbe  gilt  vom  Bankwesen.  Reine  Staats- 
banken haben  nur  Russland,  Schweden  und 
mehrere  schweizerische  Kantone  (Kantonal- 
banken).    Die  Notenbanken   unterstehen  einer 
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strengen  Aufsicht,  ihr  Geschäftskreis  ist  gesetz- 
lich eingeschränkt,  und  sie  sind  zur  perio- 
dischen EinHeferung  von  Ausweisen  über  ihren 
Stand  usw.  verpfUchtet. 

Der  Warenhandel  wird  durch  den  Staat 
teils  gefördert,  teils  eingeschränkt  (Steuerfrei- 
heit der  Konsumvereine,  Warenhaussteuer,  Hau- 
siergesetzgebung, Verbot  des  Hydrasystems, 
Verbot  des  Vertriebes  von  Lotterielosen,  die 
nicht  staathch  zugelassen  worden  sind,  Vor- 
schriften über  die  Ausverkäufe,  Gesetz  über 
die  Abzahlungsgeschäfte  usw.).  Ein  Haupthin- 
dernis für  die  freie,  ungehemmte  Entwicklung 
des  Handels  bilden  die  Zölle,  die  Ein-  und 
Ausfuhrverbote,  sowie  die  Monopole. 

Durch  das  Monopol  erhält  der  Erzeuger  oder  Be- 
sitzer eines  Gegenstandes  das  alleinige  Recht,  ihn  her- 
zustellen oder  damit  Handel  zu  treiben.  Der  Staat 
kann  das  Monopol  einer  einzelnen  Person  erteilen  (Ta- 
xissche  Post)  oder  einer  Gesellschaft  (privilegierte  Banken 
und  Schiffahrtsgesellschaften)  oder  er  kann  es  sich  selbst 
vorbehalten.  Staatsmonopole  (Regale)  bestehen 
in  den  meisten  Staaten  für  die  Gewinnung  und  den 
Verkauf  des  Salzes  und  des  Pulvers.  Ferner  kommen 
in  Betracht  das  Tabak-,  Zündhölzchen-,  Alkohol-,  Post-, 
Telegraphen-,  Telephon-  und  teilweise  das  Eisenbahn- 
monopol. Im  Prinzip  hat  der  Staat  kein  Recht,  die 
private  Unternehmung  durch  die  Staatsunternehmung, 
den  privaten  Handel  durch  den  von  Staatswegen  be- 
triebenen Handel  zu  ersetzen,  wenn  nicht  gewichtige 
Gründe  hierfür  sprechen.  Die  Beweggründe  für  die 
Einführung  von  Staatsmonopolen  sind  verschiedener  Art : 
fiskalische  (Finanz-  oder  Steuermonopole:  Salz,Tabak), 
hygienische  (Zündhölzchen),  polizeiliche  (Pulver), 
soziale  (Lotterie),  technische  (Verkehrswesen)  oder 
mehrere  Gründe  zusammen. 

Die  privaten  Monopole  können  entweder  durch  den 
Staat  verliehen  werden  (Patent-,  Muster-,  Modell-, 
Warenzeichenschutz;  Schutz  des  geistigen 
Eigentums)  oder  durch  Vereinigung  der  Produzenten 
entstehen  (Ringe,  Trusts,  Corners,  Kartelle, 
Konventionen).  Im  Sinne  des  Erfindungsschutzes 
fördern  die  Monopole  die  gewerbliche  Entwicklung; 
die  Finanzmonopole,  sowie  die  durch  Ringe  geschaf- 
fenen Monopolpreise  sind  hingegen  ein  Hemmnis  für 
Handel  und  Industrie,  wenn  auch  zugegeben  werden 
muss,  dass  auch  sie  ausnahmsweise  und  vorübergehend 
gute  Einwirkungen  auf  die  ganze  Volkswirtschaft  aus- 
üben. Der  durch  die  Ringe  geschaffenen  Monopol- 
wirtschaft gegenüber  ist  der  Staat  in  der  Regel  ohn- 
mächtig, wie  sich  dies  in  den  Vereinigten  Staaten,  dem 
Land  der  Trusts,  zeigt.  Das  Volk  hingegen  wehrt  sich 
dagegen  durch  die  genossenschaftliche  Organisation  und 
dadurch,  dass  es  sich  Surrogaten  und  andern  Gegen- 
ständen zuwendet,   die  dasselbe  Bedürfnis  befriedigen. 

Da  es  oft  schwierig  ist,  das  wesentliche 
(patentfähige)  einer  Erfindung  für  die  bei  der 
Patentanmeldung  erforderliche  Patentschrift  klar 
und  unzweideutig  auszudrücken,  gibt  es  be- 
sondere Patentanwälte,  die  dfem  Patent- 
suchenden, gestützt  auf  ihre  gründlicheren 
Kenntnisse  der  Verhältnisse  beratend  zur  Seite 
stehen  oder  die  Patenterwerbung  und  -ausbeu- 
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tung  vermitteln  (Siehe  den  Abschnitt  „Patent- 
recht"). 

Durch  die  Einführung  des  Musterschut- 
zes hat  der  Staat  der  Industrie  wie  auch 
dem  Handel  einen  grossen  Dienst  geleistet.  Der 
Warenzeichenschutz  ermöglicht  es  dem 
Kaufmann,  durch  eingetragene  Zeichen  seine 
Waren  von  denen  der  Konkurrenten  zu  unter- 
scheiden. Dem  Schutz  des  geistigen  Eigen- 
tums dient  das  Urheber-  und  Vertriebs- 
recht an  Büchern,  Bildern,  graphischen  Dar- 
stellungen usw. 

Zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  seien  noch 
einige  besondere  staatliche  Einrichtungen  zur 
Förderung  des  Handels  erwähnt: 

Die  Schauanstalten  (Leggen)  haben  den 
Zweck,  die  Güte  gewisser  (Ausfuhr-)  Artikel 
amtlich  durch  sog.  Schauer  (Probierer,  Braker) 
in  bezug  auf  Qualität,  Mass  und  Gewicht,  so- 
wie Verpackung  feststellen  zu  lassen,  um  da- 
durch das  kaufende  Publikum  vor  Übervor- 
teilung zu  schützen  und  dem  Lande  oder  dem 
Orte  den  guten  Ruf  zu  wahren  (Konditionier- 
anstalten  für  Spinnerei-  und  Textilwaren; 
Zwangsstempelung  der  Gold-  und  Silber- 
waren). In  diesen  Anstalten  lebt  in  veränderter 
Form  eine  bewährte  Zunfteinrichtung  weiter. 

Die  Handelsmuseen  sind  nicht  zu  ver- 
wechseln mit  den  Gewerbemuseen.  Diese  haben 
den  Zweck,  dem  Publikum  die  Arbeiten  des 
einheimischen  Gewerbefleisses  vorzuführen. 
Die  Handelsmuseen  aber  enthalten  nicht  nur 
diese,  für  den  fremden  Besucher  in  erster  Linie 
interessanten  Gegenstände,  sondern  auch  die 
wichtigsten  Importartikel,  was  sowohl  dem 
Gewerbetreibenden  als  auch  dem  Händler  und 
dem  Konsumenten  Anregung  bringt.  Verschie- 
dene Handelsmuseen  sind  private  Einrichtungen, 
doch  geniessen  auch  diese  in  der  Regel  eine 
Staatsunterstützung. 

Die  Ausstellungen  haben  den  Zweck,  die 
Konsumenten  über  den  Stand  und  die  Fort- 
schritte der  einzelnen  Produktionszweige  mit 
Rücksicht  auf  einzelne  Produzenten  oder  Länder 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  dem  Klein- 
gewerbe und  der  Industrie  Anregung  zu  geben 
und  dem  Handel  die  Wege  für  einen  lohnen- 
den Export  und  Import  zu  zeigen  (Landes- 
und Weltausstellungen;  allgemeine  und  Fach- 
ausstellungen, vorübergehende  und  pernamente 
Ausstellungen,  Exportmusterlager  usw.). 

Über  Handelskammern  s.  S.  387 ff. 

Die  Handelsgerichte  bezwecken  eine 
schnelle,  sachverständige  Rechtsprechung  in 
Streitigkeiten  über  Handelssachen.  Es  sind  ent- 
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weder  selbständige  Gerichte  oder  besondere 
Abteilungen  der  Zivilgerichte,  aus  Kaufleuten 
und  Juristen  zusamrn engesetzt.  Ausser  diesen 
hat  der  Staat  im  Interesse  des  Handels  noch 
die  See-  und  Börsengerichte  und  neuer- 
dings zur  Rechtsprechung  oder  Schlichtung 
von  Streitigkeiten  zwischen  Chef  und  Handels- 
angestellten die  Kaufmann sgerichte  ins  Le- 
ben gerufen. 


sollen,  bestätigt,  das  Exequatur  (d.  h.  er  möge 
sein  Amt  ausüben)  verliehen  hat. 

Einzelne  Staaten  haben  ihren  Gesandtschaften 
besondere  Handelsattaches  zugeteilt. 

Das  Handelsministerium  ist  das  oberste 
Amt  zur  Leitung  der  den  Handel  betreffenden 
Angelegenheiten  eines  Staates.  Aufgabe  der 
Handelsministerien  ist  in  vielen  Staaten  auch 
die  Vorbereitung  und  der  Abschluss  der  Han- 


n 


Einen  grossen  Dienst  leistet  der  Staat  dem  :  delsverträge,  wobei  neben  kaufmännischen 
Handel  und  der  Industrie  durch  die  Konsu- 1  und  industriellen  Sachverständigen  (Konsuln, 
late,    die  an    die  Stelle    der   mittelalterlichen  !  Handelskammern,  Grossindustriellen,  kaufmän- 


Faktoreien  getreten  sind,  und  daher  in  wenig 
zivilisierten  Ländern  grössere  Rechte  besitzen, 
als  in  hochkultivierten.  Sie  haben  in  erster 
Linie  das  Handelsinteresse  ihres  Volkes 
im  Auslande  zu  wahren  und  ihren  Regierungen 
über  ihre  Beobachtungen  Berichte  einzusenden. 
Der  Wert  dieser  Konsularberichte  wird  freilich  wegen 
ihres  verspäteten  Erscheinens  oder  ihrer  summarischen 
Abfassung  oft  illusorisch.     Das   gleiche    gilt  von   den 


nischen  Vereinen),  die  zur  Beratung  herange- 
zogen werden,  auch  nichtkaufmännische  Kräfte 
mitwirken  (die  übrigen  Ministerien  u.  a.),  da 
die  Handelsverträge  auch  finanzielle  und  poli- 
tische Verhältnisse  und  Interessen  berühren. 

Den  Inbegriff  aller  Massregeln,  welche  die 
Regierung  zur  Förderung  des  Handels  ergreift, 
nennt  man  die  Handelspflege;  ihre  besondere 
Richtung,    namentlich   mit  Rücksicht   auf    die 


Berichten  der  Handelsemissäre,  die  vom  Staat  oder ,  ,,        .....  ,         j    j.     t  , 

von  Handels-  oder  Industrieinteressenten  zum  Studium  j  angewandten  Mittel  und  die  Ziele  nennt  man 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ins  Ausland  geschickt  I  Handelspolitik.  Sie  wird  durch  die  ver- 
werden.  schiedenartigsten    Verhältnisse    dauernd    oder 

Man  unterscheidet:  Berufskonsuln  f^co«- j  vorübergehend  beeinflusst  (Beschaffenheit,  La- 
sules  missij  —  in  der  Regel  sind  es  Juristen  —  ge  und  Grösse  des  Landes;  Kulturgrad  und 
und  sog.  Wahlkonsuln  (consules  electi).  Jene  [  -richtung  des  Volkes;  Eigenschaften  des  Vol- 
sind  Untertanen  des  Staates,  den  sie  vertreten,  kes;  politische  Verhältnisse;  soziale  Zustände; 
und  Berufsbeamte,  diese  bekleiden  ein  Ehren- 1  Produktions-    und    Absatzkrisen;     Finanzlage 


amt  und  sind  meistens  Untertanen  des  fremden 
Staates,  z.  B.  Kaufleute  am  Konsulatssitz. 

Nach  dem  Range  unterscheidet  man:  Gene- 
ralkonsuln (für  ein  ganzes  Land  oder  eine 
Provinz),  Konsuln  und  Vizekonsuln.  Die 
sog.  Konsularagenten  dagegen  sind  nur 
Privathilfsbeamte  der  Konsuln. 

Die  Konsuln  erhalten  ein  besonderes  Patent, 
den  sog.  Provisionsbrief  (lettre  de  provision). 
Ihre  amtliche  Tätigkeit  dürfen  sie  erst  auf- 
nehmen, wenn  sie  der  Staat,  in  dem  sie  wirken 


des  Staates  u.  a.). 

Nachdem  das  Gewerbeschulwesen  und  die 
humanistische  Bildung  vom  Staate  lange 
Zeit  kräftig  gefördert  worden  ist,  bringen  Staat 
und  Gemeinden  heute  ebenfalls  nicht  unerheb- 
liche Opfer  für  das  kaufmännische  Bildungs- 
wesen, in  der  richtigen  Erkenntnis,  dass  bei 
der  verschärften  Konkurrenz  nur  ein  gebildeter, 
tüchtiger  Kaufmannsstand  seine  Aufgabe  richtig 
erfüllen  kann. 

W.  Wick-Basel. 


Anhang. 

Körperschaften  zur  Vertretung  der  Interessen  von  Handel  und 

Industrie. 


Allgemeines. 

Unter  den  Körperschaften,  welche  den  Zweck 
haben,  die  Interessen  von  Handel  und  Indu- 
strie zu  vertreten,  sind  zu  unterscheiden:  1.  auf 
gesetzlicher  Grundlage  beruhende  Körperschaf- 
ten und  2.  freie  wirtschaftliche  Vereinigungen. 

In  der  ersten  Gruppe  ist  wiederum  danach 
zu  trennen,  ob  die  Körperschaften  gesetzlich 


berufen  sind,  a)  die  Interessen  bestimmter  ört- 
lich begrenzter  Bezirke  zu  vertreten  (Handels- 
kammern, Handels-  und  Gewerbekammern, 
kaufmännische  Korporationen;  nachstehend  kurz 
als  Handelskammern  bezeichnet)  oder  ob 
sie  b)  den  Zweck  haben,  die  Regierungen  in 
bestimmten  Zweigen  der  Staatsverwaltung,  ins- 
besondere des  wirtschaftlichen  Lebens  mit  sach- 
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kundigem,  gleichzeitig  die  Interessen  bestimm- 
ter Bezirke  oder  Berufszweige  wahrnehmen- 
dem Rate  zu  unterstützen  (wirtschaftliche 
Beiräte). 

Die  zweite  Gruppe  setzt  sich  zusammen 
aus  Körperschaften,  die  a)  die  Interessen  be- 
stimmter beruflich  oder  regional  abgegrenzter 
Gebiete  (Industriezweige,  Handelsgruppen  usw.) 
speziell  zu  vertreten  beabsichtigen  (wirtschaft- 
liche Einzelvertretungen),  und  aus  sel- 
chen, die  b)  die  verschiedensten  Interessen 
ohne  Rücksicht  auf  Berufszweige  und  Gegen- 
den in  sich  auszugleichen  und  hiermit  um- 
fassende wirtschaftliche  Gesamtvertre- 
tungen darzustellen  bestrebt  sind.  In  den 
nachfolgenden  Ausführungen  werden  in  der 
Hauptsache  die  offiziellen  Vertretungen  von 
Industrie  und  Handel  besprochen  werden. 

a)  Die  Handelskammern. 
a)  Name  und  Zusammensetzung;  Ab- 
grenzung    des     Interessengebiets.     Der 

Name  „Handelskammer"  ist  insofern  irrefüh- 
rend, als  dadurch  der  Eindruck  erweckt  wer- 
den könnte,  dass  es  sich  nur  um  Körperschaf- 


ten zur  Vertretung  der  Güterverteilung,  nicht 
auch  der  Gütererzeugung  handele.  Dass  dem 
nicht  so  ist,  wird  am  deutlichsten  dadurch 
dargetan,  dass  in  den  den  Kammern  zugrunde 
liegenden  Gesetzen  stets  ausdrücklich  die  Ver- 
tretung der  Gesamtinteressen  der  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  als  ihre  Bestimmung  be- 
zeichnet wird.  Darauf,  dass  die  Handelskam- 
mern in  gleicher  Weise  Vertreter  von  Industrie 
und  Handel  sind,  weist  weiter  nicht  nur  ihre 
geschichtliche  Entwicklung,  sondern  auch  ihre 
Tätigkeit  hin,  —  mit  Recht  bemerkt  Lusensky 
in  seinem  Kommentar  des  preussischen  Han- 
delskammergesetzes, dass  es  durchaus  keine 
seltene  Erscheinung  sei,  dass  Handelskammern 
zur  Förderung  der  heimischen  Gütererzeugung 
für  Massregeln,  namentlich  auf  dem  Gebiete 
der  Zollpolitik  eintreten,  die  vom  Standpunkte 
des  Handels  aus  als  Erschwernisse  des  Güteraus- 
tausches eher  zu  bekämpfen  sein  würden  — 
das  wird  insbesondere  auch  durch  ihre  tatsäch- 
liche Zusammensetzung  dargetan. 

Hierüber  gibt  eine  vom  Deutschen  Handelstag  auf 
Grund  amtlichen  Materials  nach  dem  Stande  vom  1.  Sep- 
tember 1902  aufgestellte  Statistik  folgendes  Bild: 


Anzahl  der 
Körperschaf- 
ten 

Gesamtzahl 

der 
Mitglieder 

Mitglieder  aus 
Industrie      Handel 

K 

mit  mehr 

der  Industrie 

örperschaften 

Vertretern         1   mit  gleichviel 

, ,       .  ,       Vertretern  von 

des  Handels  |  ind.  u.  Handel 

1 

Preussen       |           90 

Übrige 
Bundesstaaten               59 

1961 
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Betont  werden  muss  hierbei,  dass  die  Ver- 
tretung des  Handwerks,  abgesehen  von 
Bayern  und  teilweise  Sachsen  (siehe  unten), 
vom  Wirkungskreis  der  Handelskammern  direkt 
ausgeschlossen  ist,  nachdem  für  das  Gebiet  des 
gesamten  Deutschen  Reichs  durch  Gesetz  vom 
26.  Juli  1897  die  Handwerkskammern  geschaf- 
fen worden  sind. 

Dieses  Handwerkskammergesetz  ist  eine  Quelle 
unzähliger  Streitigkeiten  zwischen  Handelskammern  und 
Handwerkskammern  bezw.  Innungen  über  die  Abgren- 
zung der  Begriffe  Fabrik  und  Handwerk  geworden. 
Für  viele  Betriebe,  die  ursprünglich  Handwerksbetriebe 
waren,  so  in  der  Tischlerei,  im  Baugewerbe,  Druckerei, 
Konfektion  u.  a.  m.,  ist  es  infolge  der  modernen  Ent- 
wicklung zum  Grossbetrieb  zweifelhaft,  ob  sie  noch 
zum  Handwerk  zu  rechnen  sind.  Dies  ist  nicht  nur 
von  Bedeutung  zur  Entscheidung  darüber,  ob  solche  Be- 
triebe nunmehr  zur  Handwerkskammer  oder  zur  Handels- 
kammer ihre  Beiträge  zu  leisten  haben,  sondern  auch  dar- 
über, ob  sie  Innungen  angehören  müssen  und  somit  deren 
bisweilen  lästigen  Bestimmungen  unterworfen  sind,  ins- 


besondere auch  darüber,  ob  solche  Betriebe  den  auf  Grund 
der  Gewerbeordnung  von  den  Handwerkskammern 
bezw.  Innungen  zu  erlassenden  Bestimmungen  über 
Lehrlingshaltung  und  Lehrlingsprüfung,  über  Führung 
des  Meistertitels  u.  a.  m.  unterworfen  sind.  Mit  der 
Entscheidung  derartiger  Streitigkeiten  sind  gegenwär- 
tig in  Deutschland  allenthalben  teils  die  ordentlichen 
Gerichte,  teils  die  Verwaltungsgerichte  beschäftigt; 
das  Reichsgericht  hat  gewisse  Grundsätze  aufgestellt, 
auf  Grund  deren  die  einzelnen  Fälle  entschieden  wer- 
den können,  soz.  B.,  obder  Betriebsinhaber  mehr  kauf- 
männisch oder  mehr  handwerksmässig  tätig  ist,  ob  im  Be- 
trieb weitgehende  Arbeitsteilung  durchgeführt  ist  und 
eine  grössere  Anzahl  von  Mascliinen  aufgestellt  ist, 
nach  der  Anzahl  der  beschäftigten  Arbeiter  und  dem 
Umfange  des  Gesamtumsatzes  usw.  In  beteiligten 
Kreisen  wird  danach  gestrebt,  eine  endgültirje  Lösung 
auf  Grund  eines  gesetzgeberischen  Aktes  zu  finden. 
Im  Königreich  Sachsen  hat  man  sich  zu  helfen  ge- 
sucht, indem  man  für  die  zweifelhaften  Betriebe  ein 
sogenanntes  Optionsrecht  einführte,  d.  h.  es  in  das 
freie  Ermessen  dieser  Betriebe  stellte,  ob  sie  zur  Han- 
delskammer oder  zur  Gewerbe-(Handwerks-)Kammer 
gehören  wollen. 
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Was  die  Vertretung  des  Kleinhandels  be- 
trifft, so  sind  im  allgemeinen  die  auf  Grund 
des  H.  G.  B.  nicht  handelsregisterpflichtigen 
Minderkaufleute  ausserhalb  des  Wirkungskreises 
der  Handelskammern  stehend.  Im  übrigen  ist 
der  Kleinhandel,  soweit  das  Wahlstatut  einzel- 
ner Kammern  nicht  bestimmte  Steuerstufen  von 
der  Beteiligung  an  der  Wahl  zur  Handels- 
kammer ausschliesst,  nominell  durch  die  Han- 
delskammer vertreten.  Der  Einfluss  des  Klein- 
handels in  der  Handelskammer  ist  im  allge- 
meinen aber  recht  gering  und  darum  den 
Wünschen  dieses  Berufsstandes  nicht  entspre- 
chend. Die  Kleinhändler  gehen  infolgedessen 
darauf  aus,  zu  eigenen  Organisationen  zu  ge- 
langen, in  denen  sie  ihre  Interessen  wirksamer 
vertreten  können.  Eine  diesen  Wünschen  ent- 
sprechende Detaillistenkammer  besteht  seit 
kurzer  Zeit  in  Hamburg. 

j^)  Geschichte  der  Handelskammern. 
Die  Einrichtung  der  deutschen  Handelskam- 
mern, wie  sie  jetzt  bestehen,  ist  eine  Schöpfung 
des  19.  Jahrhunderts. 

Bei  seinem  Beginn  wurden  im  Rheinland  in  der  Zeit 
der  französischen  Herrschaft  von  der  Regierung  nach 
dem  Muster  der  entsprechenden  französischen  Institution 
chatnbres  consultatives  de  manufactures,  fabriques,  aris 
et  metters  bezw.  Handelskammern  gegründet,  die  nach 
der  Wiedereinsetzung  der  preussischen  Herrschaft  auf- 
recht erhalten  oder  neu  sanktioniert  wurden.  Vorher 
jedoch  hat  es  schon  Körperschaften  zur  Vertretung 
der  Interessen  des  Handels,  und  Gewerbes  in  Deutsch- 
land gegeben.  Handwerkergilden  und  Kaufmannsgilden 
vertraten  ihre  Stelle  in  der  früheren  Zeit  der  zünft- 
lerischen  Handels-  und  Qewerbeverfassung,  die  ebenso 
gut,  wie  die  heutigen  Handelskammern  behördlich  sank- 
tioniert und  teilweise  sogar  mit  obrigkeitlichen  Befug- 
nissen ausgestattet  waren.  Aus  ihnen  gingen  dann  in 
der  Zeit  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit,  als  für 
die  zünftlerische  Organisation  der  Kaufmanns-  und 
Handwerkergilden  kein  Raum  mehr  war,  die  kaufmän- 
nischen Korporationen  mit ,, Ältesten  der  Kaufmannschaft", 
„Vorstehern  und  Vorsteherämtern  der  Kaufmannschaft" 
an  der  Spitze  hervor,  die  sich  später  dann  wieder  teils 
in  Handelskammern  umwandelten,  teils  deren  Stelle 
vertraten.  Auch  in  den  andern  deutschen  Bundesstaaten 
wurden  bis  um  die  Mitte  des  19.  Jh  entsprechende 
Organisationen,  wie  in  Preussen  geschaffen,  teils  Han- 
delskammern, teils  Handels-  und  Gewerbekammern;  aber 
auch  hier  fehlt  es  nicht  an  Vorläufern,  die  weit  in  die 
zünftlerische  Zeit  zurückreichen,  so  das  „perpetuirliche 
consilium  commerciorum"  zu  Lübeck,  welches  als  das 
älteste  Vorbild  der  späteren  Handelskammer  durch  De- 
kret des  Rats  vom  1.  März  1672  eingesetzt  wurde, 
oder  die  Dresdener  Kaufmannschaft,  die  ihre  Gründung 
bis  in  die  Jahre  1653/54  zurückführt,  oder  der  Nürn- 
berger Handelsvorstand,  der  früher,  als  Nürnberg  noch 
Reichsstadt  war,  mit  einem  mit  vollständiger  streitiger 
Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  „Merkantil-Friedens-  und 
Schiedsgericht"  in  Verbindung  stand;  die  Handelskammer 
zu  Mannheim  führt  ihre  Geschichte  bis  in  dasjahr  1728  zu- 
rück ;  in  Sonneberg  bestand  eine  sog.  Handelskommission 
schon  seit  1799  als  Vertretung  des  damaligen  privilegier- 


ten Grosshandels,  sie  wurde  nach  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit im  Herzogtum  Meiningen  1867  in  eine  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  umgewandelt;  die  Korporati- 
onen der  Kaufmannschaft  zu  Rostock  und  Wismar  beste- 
hen, wie  es  in  dem  Wismarer  Statut  heisst,  ,,seit  uralter 
Zeit"  als  Körperschaften  mit  dem  Recht  einer  juristi- 
schen Person.  Erwähnt  seien  in  diesem  Zusammen- 
hange als  Vorläufer  der  Handelskammern,  die  zum  Teil 
heute  noch  existieren,  das  Seglerhaus  zu  Kolberg  mit 
seiner  Seglerhausordnung  vom  24.  März  1592,  die 
Kaufmannschaft  zu  Rügenwalde  mit  Zunftrolle  vom 
12.  Dezember  1660,  die  korporierte  Kaufmannschaft 
zu  Wolgast  mit  Rolle  vom  4.  März  1733,  die  Kauf- 
mannschaft zu  Stolp  mit  der  später  durch  modernere 
Satzungen  ersetzten  Handelsordnung  für  die  Kaufleute 
von  der  Gewandschneiderzunft  vom  22.  August  1803, 
neben  welcher  erst  seit  1900  eine  Handelskammer  be- 
steht. 

7)  Gesetzgebung  und  Einrichtung  der 
Handeiskammern.  Eine  einheitliche  deutsche 
Reichsgesetzgebung,  wie  sie  für  das  Klein- 
gewerbe durch  das  bereits  erwähnte  sogen. 
Innungsgesetz  vom  26.  Juli  1897  in  den  Hand- 
werkskammern geschaffen  worden  ist,  existiert  für 
die  Vertretungen  von  Industrie  und  Handel  nicht; 
weder  Gewerbeordnung  noch  Handelsgesetz 
enthalten  diesbezügliche  Bestimmungen.  Die 
Organisation  der  Handelskammern  in  Deutsch- 
land ist  denn  auch  durchaus  nicht  einheitlich. 

Zunächst  unterscheiden  sich  prinzipiell  von 
den  andern  Handelskammern  die  drei  hansea- 
tischen Kammern  (Bremen,  Hamburg  und 
Lübeck),  denen  in  weiterem  Masse  als  den 
Kammern  in  andern  Bundesstaaten  ein  behörd- 
licher Charakter  insofern  gegeben  ist,  als  sie 
zur  Begutachtung  über  zu  erlassende  Gesetze, 
die  Industrie,  Handel  und  Verkehr  angehen, 
gehört  werden  müssen,  und  ihnen  die  Ver- 
waltung bestimmter,  Industrie,  Handel  und  Ver- 
kehr betreffender  Obliegenheiten  der  Staats- 
hoheit übertragen  ist. 

So  bestimmt  z.  B.  die  Lübecksche  Kaufmannsordnung 
vom  21.  Juni  1898,  die  sich  in  ihrem  1.  Teil  mit  der 
Kaufmannschaft,  d.  h.  der  Vereinigung  Lübeckscher 
Bürger,  welche  das  Handelsgewerbe  selbständig  be- 
treiben oder  es,  ohne  zu  einer  andern  Berufstätig- 
keit übergegangen  zu  sein,  betrieben  haben,  im 
2.  Teil  mit  der  Handelskammer,  d.  h.  dem  mit  der  Lei- 
tung der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Kaufmann- 
schaft betrauten  Vorstande,  beschäftigt,  über  den  Wir- 
kungskreis der  Handelskammer:  ,,Der  Wirkungskreis 
der  Handelskammer  umfasst  teils  die  Geschäftsführung 
für  die  kaufmännische  Vereinigung,  teils  die  Ausübung 
derjenigen  Befugnisse,  welche  ihr  in  Handels-,  Schiff- 
fahrts-  und  Industrieangelegenheiten  des  Lübeckschen 
Freistaats  übertragen  sind.  Zu  der  Wahrnehmung  der 
Interessen  des  Handels,  der  Schiffahrt  und  der  Industrie, 
soweit  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  letzteren 
nicht  der  Gewerbekammer  obliegt,  ist  die  Handels- 
kammer verpflichtet.  Sie  hat  nach  Massgabe  der  ihr 
erteilten  Befugnisse  diejenigen  Massnahmen  zu  ergreifen, 
welche  zur  Förderung  jener  Interessen  zweckdienlich 
sind."     Nach    den  Vorschriften    über    die    Obliegen- 
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heiten  der  Kammer  heisst  es  dann  in  den  Bestimmun- 
gen über  die  Beziehungen  zum  Senat  und  den  Be- 
hörden: „Über  alle  Staatsverträge,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, soweit  sie  den  Handel,  die  Schiffahrt  und 
die  Industrie  des  Lübeckschen  Freistaats  betreffen, 
muss  das  Gutachten  der  Handelskammer  eingeholt 
werden." 

Ebenso  bestimmt  das  bremische  Gesetz,  die  Han- 
deiskammer betr.,  vom  I.Januar  1894:  ,,Über  alle  in 
Handels-  und  Schiffahrtsangelegenheiten  zu  erlassenden 
Gesetze  wird  vorab  die  Handelskammer  zu  einer  Be- 
gutachtung veranlasst." 

Weiter  heben  sich  aus  dem  Kreise  der 
übrigen  Handelskammern  diejenigen  heraus, 
die  neben  Handel  und  Industrie  auch  gleich- 
zeitig noch  das  übrige  Gewerbe  vertreten. 
Hierzu  gehören  in  erster  Linie  die  bayerischen 
Handels-  und  Gewerbekammern,  weiche 
nach  der  „bayerischen  Verordnung,  die  Handels- 
und Gewerbekammern  und  die  Bezirksgremien 
für  Handel  und  Gewerbe  betr.,  vom  25.  Ok- 
tober 1 889"  —  an  der  auch  infolge  des  Hand- 
werkskammergesetzes nichts  geändert  worden 
ist,  obwohl  daneben  Handwerkskammern  ein- 
gerichtet sind  —  die  Aufgabe  haben,  die  Inte- 
ressen des  Handels,  der  Industrie  und  des  Ge- 
werbes zu  vertreten  und  zu  fördern. 

Sie  bestehen  aus  zwei  Abteilungen:  1.  der  Han- 
delskammer für  Handel  und  Industrie,  2.  der  Ge- 
werbekammer für  die  übrigen  Gewerbe.  Wahl- 
stimmberechtigt sind:  1.  zur  Handelskammer  alle  Per- 
sonen, welche  am  Sitze  der  Kammer  selbständig 
ein  zur  Gewerbesteuer  veranlagtes  Gewerbe  betreiben 
und  als  Inhaber  oder  persönlich  haftende  Teilhaber 
der  betreffenden  Handelsfirma  im  Handelsregister  ein- 
getragen sind  (ausgenommen  Apotheker),  ferner  die 
am  Sitze  der  Kammer  wohnenden  Vorstandsmitglieder 
derjenigen  Handelsgeschäfte  betreibenden  Aktiengesell- 
schaften und  eingetragenen  Genossenschaften,  welche 
ebendaselbst  ihren  Sitz  haben ;  2.  zur  Gewerbekammer 
alle  übrigen  Personen,  welche  am  Sitze  der  Kammer 
selbständig  ein  zur  Gewerbesteuer  veranlagtes  Gewerbe 
betreiben  und  in  Orten  mit  einer  Bevölkerung  von 
mehr  als  20000  Einwohnern  mindestens  5  M,  mehr  als 
4000  bis  20000  Einwohnern  mindestens  4  JVl,  4000  und 
weniger  Einwohnern  mindestens  3  M  Gewerbesteuer 
entrichten.  Charakteristisch  für  die  bayerischen  Handels- 
und Gewerbekammern  ist,  dass  für  jeden  Regierungs- 
bezirk eine  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  bestehen 
hat,  und  dass  Bezirksgremien  für  Handel  und  Gewerbe 
für  Orte  oder  Bezirke,  wo  ein  Bedürfnis  hierfür  ob- 
waltet, auf  Antrag  der  Beteiligten  mit  Genehmigung 
des  Staatsministeriums  gebildet  werden.  Diesen  Bezirks- 
gremien liegt  ob  die  Förderung  und  Vertretung  des 
Handels,  der  Industrie  und  der  Gewerbe  ihres  Bezirks 
in  gleicher  Weise,  wie  den  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern in  Ansehung  des  Regierungsbezirks.  Sie 
bestehen  wie  die  Handels-  und  Gewerbekammern  aus 
2  Abteilungen.  Ihre  Vorsitzenden  bezw.  deren  Stell. 
Vertreter  sind  auswärtige  Mitglieder  der  Handels-  und 
Gewerbekammer.  Bezüglich  der  Obliegenheiten  der 
Handels-  und  Gewerbekammern  heisst  es  im  Gegensatz 
zu  den  Aufgaben  der  hanseatischen  Kammern:  „Sie 
haben  den  Staatsbehörden  als  begutachtende,  sachver- 


ständige Organe  in  Fragen  zu  dienen,  welche  Handel, 
Industrie  und  Gewerbe  betreffen,  sie  sind,  soweit 
tunlich,  bei  jeder  wichtigen  Angelegenheit  dieser  Art 
zu  hören."  Weiter  sind  sie  zur  Wahrnehmung  der 
Interessen  von  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  berufen 
und  befugt,  die  zur  Förderung  derselben  geeigneten 
Einrichtungen  zu  beraten  und  bei  der  zuständigen  Be- 
hörde anzuregen.  Sie  üben  die  ihnen  durch  besondere 
Gesetze,  Verordnungen  und  Ministerialvorschriften 
übertragenen  Funktionen  aus.  Denselben  kann  mit 
ihrer  Zustimmung  die  Verwaltung  oder  die  Aufsicht 
auf  die  Verwaltung  von  Anstalten  und  Einrichtungen, 
welche  zur  Förderung  des  Handels,  der  Industrie  und 
der  Gewerbe  bestehen,  übertragen  werden.  Sie  haben 
einen  Jahresbericht  zu  erstatten  und  Verkehr  mit  den 
Bezirksgremien  zu  unterhalten.  Die  Kosten  der  baye- 
rischen Handels-  und  Gewerbekammern  werden  durch 
Zuschüsse  aus  Kreis-  und  Zentralfonds  für  Industrie 
und  durch  Beiträge  der  Wahlberechtigten  (also  der 
am  Sitze  der  Kammer  befindlichen  Gewerbetreibenden) 
gedeckt.  Ausserdem  können  im  Bedürfnisfalle  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  auch  die  Bezirksgremien 
zur  Leistung  von  angemessenen  Beiträgen  herange- 
zogen werden. 

Ausser  in  Bayern  bestehen  noch  Handels- 
und Gewerbekammern  im  Königreich 
Sachsen  und  im  Herzogtum  Sachsen- 
Meiningen. 

In  Sachsen  ist  im  Handels-  und  Gewerbekammer- 
gesetz vom  4.  Aug.  1900  vorgesehen,  dass  eine  Tren- 
nung in  Handelskammern  und  Gewerbekammern,  die 
selbständig,  ganz  unabhängig  nebeneinander  bestehen, 
vorgenommen  werden  kann.  Von  dieser  Möglichkeit 
ist  in  Leipzig,  Dresden,  Chemnitz  und  Plauen  Gebrauch 
gemacht.  In  Zittau  jedoch  besteht  noch  eine  gemein- 
schaftliche Handels-  und  Gewerbekammer,  welche  die 
Interessen  von  Handel  und  Industrie,  resp.  die  des 
Handwerks  in  2  Abteilungen  wahrnimmt.  — Ausdrücklich 
entzogen  ist  die  Vertretung  des  Handwerks  den 
Handels-  und  Gewerbekammern  in  Sachsen- Meinin- 
gen. Handwerker  sind  bei  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer nur  dann  beteiligt,  wenn  sie  als  Inhaber  oder 
Vertreter  einer  Firma  ins  Handelsregister  eingetragen 
sind. 

In  den  bedeutenderen  Bundesstaaten  lassen 
sich  die  Handelskammern  ferner  danach  unter- 
scheiden, ob  sie  gesetzlich  für  das  ganze 
Gebiet  des  betreffenden  Bundesstaates 
errichtet  sind,  oder  ob  sie  für  bestimmte 
Gebiete  des  Bundesstaates  auf  Wunsch 
der  Bezirkseingesessenen  mit  ministe- 
rieller   Genehmigung    errichtet    werden. 

In  den  bereits  erwähnten  Hansestädten  sind  die 
Handelskammern  auf  Grund  eines  Landesgesetzes 
für  das  ganze  Gebiet  des  Bundesstaates  er- 
richtet. In  Bayern  hat,  wie  erwähnt,  auf  Grund 
der  gen.  Allerhöchsten  Verordnung  für  jeden 
Regierungsbezirk  eine  Handels-  und  Gewer- 
bekammer zu  bestehen.  Das  gesamte  Ge- 
biet des  Grossherzoglums  Hessen  ist  in  7 
Handelskammerbezirke  aufgeteilt.  Die  Han- 
delskammern zu  Braunschweig,  Coburg,  Gotha, 
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Dessau,  Greiz,  Gera,  Arnstadt,  Rudolstadt  sind 
für  die  Gesamtheit  ihrer  Bundesgebiete  er- 
richtet; die  Handelskammer  zu  Oldenburg  ist 
für  das  Gebiet  des  Herzogtums  Oldenburg, 
die  Handelskammer  zu  Rostock  für  das  ge- 
samte Gebiet  der  beiden  mecklenburgischen 
Grossherzogtümer  ins  Leben  gerufen. 

Anders  verhält  es  sich  in  Preussen, 
Sachsen,  Württemberg  und  Baden,  so- 
wie in  Sachsen-Meiningen.  Für  Preussen 
bestimmt  in  dieser  Beziehung  der  §  2  des 
Handelskammerges.  vom  24.  Febr.  1870  und 
19.  Aug.  1897:  „Die  Errichtung  einer  Handels- 
kammer unterliegt  der  Genehmigung  des 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe." 

In  der  praktischen  Handhabung  dieser  Bestimmung 
sind  nach  Lusensky  (1.  c.)  im  allgemeinen  folgende  Ge- 
sichtspunkte beachtet  worden:  „a)  Voraussetzung  ist,  dass 
der  Wunsch  nach  Errichtung  einer  Handelskammer  für 
einen  Ort  oder  einen  weiteren  Bezirk  aus  dem  Kreise  der 
in  der  Handelskammer  zu  vertretenden  Berufsstände 
dieses  Orts  oder  Bezirks  den  Behörden  gegenüber 
zum  Ausdruck  gelangt,  b)  Wenn  die  Anregung  zu 
weiterer  Verfolgung  geeignet  erscheint,  wird  den  be- 
teiligten Kaufleuten  und  Gewerbetreibenden  (von  den 
Behörden)  Gelegenheit  gegeben,  zur  Frage  der  Er- 
richtung einer  Handelskammer  Stellung  zu  nehmen, 
meist  in  der  Weise,  dass  die  örtlichen  oder  Kreis- 
behörden die  beteiligten  Personen  zu  einer  Versamm- 
lung einladen,  in  der  die  Angelegenheit  erörtert  wird, 
c)  Auf  Grund  des  Ergebnisses  dieser  Verhandlungen 
macht  sich,  alsdann  der  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe darüber  schlüssig,  ob  die  Errichtung  der  Han- 
delskammer zu  genehmigen  sei  .  .  "  In  dem  am 
25.  März  vom  Handelsminister  Freiherrn  v.  Berlepsch 
dem  Abgeordnetenhause  vorgelegten  Handelskammer- 
gesetzentwurf, der  überhaupt  durch  einen  organischen 
Aufbau  den  Handelskammern  zu  grösserer  Bedeutung 
verhelfen  wollte,  war  vorgesehen,  das  ganze  Staats- 
gebiet in  die  Organisation  einzubeziehen,  in  die  auch 
die  kaufmännischen  Korporationen  übergeleitet  werden 
sollten.  Die  Schaffung  leistungsfähiger  Kammern  sollte 
dadurch  gesichert  werden,  dass  die  Abgrenzung  der  Be- 
zirke der  Regierung  vorbehalten  wurde.  Der  Berlepsch- 
sche  Entwurf  wurde  jedoch  nicht  Gesetz  und  die  Folge  ist, 
dass  vereinzelte  preussische  Gebietsteile  noch  immer  keine 
Vertretung  in  irgend  einer  Handelskammer  haben.  Da- 
gegen erstrecken  sich  eine  grössere  Anzahl  preussischer 
Handelskammern,  da  in  früheren  Zeiten  die  beantragte 
ministerielle  Genehmigung  zur  Errichtung  einer  Han- 
delskammer fast  ausnahmslos  erteilt  wurde,  auf  recht 
eng  begrenzte  Bezirke.  Seit  einer  Reihe  von  Jahren 
wird  indessen,  worauf  Lusensky  besonders  hinweist, 
Gewicht  darauf  gelegt,  dass  „Handelskammern  nur  für 
solche  Bezirke  errichtet  werden,  die  infolge  ihrer 
räumlichen  Ausdehnung  oder  ihrer  gewerblichen  und 
kommerziellen  Entwicklung  einerseits  bedeutendere 
Mittel  aufbringen  können,  andererseits  Gewähr  dafür 
bieten,  dass  sich  in  ihnen  eine  genügende  Anzahl  von 
Persönlichkeiten  findet,  die  nach  Bildung  und  Intelligenz 
zu  Handelskammermitgliedern  geeignet  sind;  wo  diese 
Voraussetzungen  nicht  zutrafen,  sind  Anträge  auf  Er- 
richtung einer  Handelskammer  neuerdings  grundsätzlich 
abgelehnt  worden."  Noch  einen  Schritt  weiter  ist  man 
gegangen,   indem  man  die  Kammern  des  Regierungs- 


bezirks Liegnitz,  die  nur  unverhältnismässig  kleine 
Bezirke  vertreten,  zu  einem  Ausschuss  der  Handels- 
kammern des  Regierungsbezirks  Liegnitz,  bestehend 
aus  den  Handelskammern  zu  Görlitz,  Hirschberg,  Lan- 
deshut, Lauban,  Liegnitz,  Sagan  zusammengefasst  hat. 
Die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Kammern  wird 
natürlich  völlig  gewahrt.  Hiermit  soll,  wie  es  in  einer 
Denkschrift  der  Regierung  zu  Liegnitz  heisst,  ein 
freier,  grosser  und  einheitlicher  Beratungskörper  für 
den  Bezirk  Liegnitz  geschaffen  werden,  welcher  sich 
über  solche  Massregeln  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung zu  äussern  haben  würde,  die  die  allgemeinen 
Interessen  von  Handel  und  Gewerbe  berühren,  wäh- 
rend die  besonderen  Verwaltungsaufgaben  den  einzel- 
nen Handelskammern  verbleiben  sollen.  —  Im  König- 
reich Sachsen  erfolgt  die  Errichtung  von  Handels- 
bezw.  Gewerbekammern,  die  Bestimmung  über  ihren 
Sitz,  die  Abgrenzung  ihrer  Bezirke  und  über  die  Zahl 
der  Mitglieder,  sowie  die  Entscheidung  darüber,  ob 
und  inwieweit  Handelskammern  und  Gewerbekammern 
getrennte  Kollegien  bilden,  durch  Verordnung  des 
Ministeriums  des  Inneren.  Auf  Grund  solcher  Verord- 
nung sind  Handelskammern  für  das  Gebiet  des  ganzen 
Königreichs  errichtet.  —  Dasselbe  ist  der  Fall  im 
Königreich  Württemberg,  wo  die  Errichtung  der 
Handelskammern  nach  Anhörung  der  beteiligten  Kreise 
von  königlicher  Verordnung  abhängig  gemacht  wird, 
und  in  Baden,  wo  die  Feststellung  der  Bezirke  der 
Handelskammern  durch  Verfügung  des  Ministeriums  des 
Innern  erfogt.  —  Für  das  Herzogtum  Sachsen-Mei- 
ningen bestimmt  Artikel  77  des  meiningenschen  Gewer- 
begesetzes vom  16.  Juni  1862,  dass  in  den  als  Mittel- 
punkt der  Gewerbe  und  des  Handels  sich  zeigenden 
Orten,  in  Übereinstimmung  mit  der  Mehrzahl  der  In- 
teressenten Handels-  und  Gewerbekammern  eingerichtet 
werden  können,  welche  bestimmt  sind,  die  gemein- 
schaftlichen Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe 
zu  vertreten  und  der  Regierung  als  sachverständige 
Organe  zu  dienen.  Jedesmal  durch  ein  besonderes 
Gesetz  wird  dann  für  jede  einzelne  Handels-  und 
Gewerbekammer  bestimmt,  dass  die  Staatsregierung 
ermächtigt  ist,  die  statutenmässigen  Beiträge  der  Mit- 
glieder der  Kammer  zu  deren  Kosten  im  Verwaltungs- 
wege beitreiben  zu  lassen;  für  jede  einzelne  Handels- 
und Gewerbekammer  sind  dann  die  Statuten  durch 
besonderes  Ausschreiben  des  Staatsministeriums  (Abtei- 
lung des  Innern)  sanktioniert.  Auf  Grund  dieser  Bestim- 
mungen sind  Kammern  für  die  Kreise  Meiningen,  Sonne- 
berg, Hildburghausen  und  Saalfeld  errichtet. 


d)  Die  weitere  Organisation  und 
Tätigkeit  der  Handelskammern.  Nach  dem 
preussischen  Handelskammergesetz,  dessen  Be- 
stimmungen diejenigen  anderer  Bundesstaaten, 
soweit  Besonderheiten  nicht  bereits  oben  hervor- 
gehoben oder  später  noch  zu  berühren  sind, 
im  allgemeinen  entsprechen,  haben  die  Handels- 
kammern die  Gesamtinteressen  der  Han- 
del- und  Gewerbetreibenden  ihres  Be- 
zirkes wahrzunehmen,  insbesondere  die 
Behörden  in  der  Förderung  des  Handels  und 
der  Gewerbe  durch  tatsächliche  Mitteilungen, 
durch  Anträge  und  Erstattung  von  Gutachten 
zu    unterstützen.     Die    Handelskammern    sind 
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weiter  befugt,  Anstalten,  Anlagen  und  Einrich- 
tungen, welche  die  Förderung  von  Handel 
und  Gewerbe,  sowie  die  technische  und  ge- 
schäftliche Ausbildung,  die  Erziehung  und  den 
sittlichen  Schutz  der  darin  beschäftigten  Ge- 
hilfen und  Lehrlinge  bezwecken,  zu  begründen, 
zu  unterhalten   und  zu   unterstützen. 

Alljährlich  bis  spätestens  Ende  Juni  haben 
die  Handelskammern  über  die  Lage  und  den 
Gang  des  Handels  während  des  vorher- 
gegangenen Jahres  an  den  Handelsminister  zu 
berichten  und  den  Bericht  im  Druck  zu  ver- 
vielfältigen. Ausserdem  sind  sie  verpflichtet, 
durch  die  öffentlichen  Blätter,  oder  in  sonst 
geeigneter  Weise,  den  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden ihres  Bezirkes  fortlaufende  Mittei- 
lungen aus  den  Beratungsprotokollen,  sowie 
summarisch  von  ihren  Einnahmen  und  Aus- 
gaben Kenntnis  zu  geben. 

An  denjenigen  Orten,  an  welchen  Handels- 
kammern ihren  Sitz  haben,  ernennen  sie,  unter  Vor- 
behalt der  Bestätigung  des  Regierungspräsidenten, 
die  Handelsmakler.  Börsen  und  andere  für 
den  Handelsverkehr  bestehende  öffentliche  An- 
stalten können  unter  die  Aufsicht  der  Handels- 
kammer gestellt  werden;  dies  ist,  soweit  Börsen 
bestehen,  geschehen.  Die  Handelskammer  ist 
befugt,  Dispacheure  und  solche  Gewerbetrei- 
bende der  in  §  36  der  Reichsgewerbeordnung 
bezeichneten  Art  (Feldmesser;  Bücherrevisoren; 
diejenigen,  welche  den  Feingehalt  edler  Me- 
talle, oder  die  Beschaffenheit,  Menge  oder  rich- 
tige Verpackung  von  Waren  irgend  einer  Art 
feststellen;  Güterbestätiger,  Schaffner,  Wäger, 
Messer;  Bracker,  Schauer,  Stauer  usw.;  die  dort 
gleichfalls  genannten  Auktionatoren  sind  im 
Handelskammergesetz  ausdrücklich  ausgenom- 
men), deren  Tätigkeit  in  das  Gebiet  des  Han- 
dels fällt,  öffentlich  anzustellen  und  zu  be- 
eidigen. Auf  Grund  dieser  Bestimmungen 
werden  von  den  Handelskammern  ausser  Bü- 
cherrevisoren und  Dispacheuren  insbesondere 
Handelschemiker,  Probenehmer  für  Zucker  und 
Melasse,  die  in  Konditionieranstalten  als  Sach- 
verständige tätigen  Gewerbetreibenden,  Messer, 
Wäger  usw.  angestellt  und  beeidigt,  weiter  für 
die  Anstellung  und  Tätigkeit  solcher  Sachver- 
ständiger Bestimmungen  erlassen,  bisweilen 
einheitlich  für  grössere  Kreise  von  Handels- 
kammern (so  für  Bücherrevisoren,  Handels- 
chemiker und  Dispacheure);  ausserdem  be- 
nennen auch  sonst  die  Handelskammern  in 
einzelnen  Fällen  Sachverständige  für  bestimmte 
Gebiete  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit.  Endlich 
liegt    den    Handelskammern    die    Ausstellung 


von  Ursprungszeugnissen  und  andern  dem 
Handelsverkehr  dienenden  Bescheinigungen  ob. 
Die  Mitglieder  der  Handelskammer  werden 
gewählt.  Wahlberechtigt  und  verpflichtet,  zu 
den  Kosten  der  Handelskammer  beizutragen, 
sind,  sofern  sie  zur  Gewerbesteuer  veranlagt 
sind: 

1 .  diejenigen  Kaufleute  (natürliche  und  juristi- 
sche Personen),  die  als  Inhaber  einer  Firma 
in  einem  der  für  den  Bezirk  der  Handels- 
kammer geführten  Handelsregister  eingetragen 
stehen. 

Zufolge  dieser  Bestimmung  haben  die  Handelskam- 
mern ein  hohes  Interesse,  dass  ein  Handelsregister 
geführt  und  auf  dem  Laufenden  gehalten  wird.  Unter- 
stützt werden  sie  hierbei  durch  das  Reichsgesetz  über 
die  Angelegenheiten  der  FreiwilHgen  Gerichtsbarkeit 
vom  17.  Mai  1898,  welches  in  §  126  sagt:  ,,Die 
Organe  des  Handelsstandes  sind  verpflichtet,  die 
Registergerichte  behufs  der  Verhütung  unrichtiger  Ein- 
tragungen (in  das  Handelsregister,  deren  Führung  den 
Amtsgerichten  obliegt),  sowie  behufs  der  Berichtigung 
und  Vervollständigung  des  Handelsregisters  zu  unter- 
stützen; sie  sind  berechtigt,  Anträge  zu  diesem 
Zwecke  bei  den  Registergerichten  zu  stellen  und  ge- 
gen Verfügungen ,  durch  die  über  solche  Anträge  ent- 
schieden wird,  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  zu 
erheben.  Die  näheren  Bestimmungen  werden  von  den 
Landesregierungen  getroffen." 

2.  diejenigen  ein  Handelsgewerbe  treibenden 
Gesellschaften  und  Genossenschaften,  die  in 
einem  der  Handels-  und  Genossenschaftsregister 
des  Handelskammerbezirks  eingetragen  stehen; 

3.  die  im  Bezirk  der  Handelskammer  den 
Bergbau  treibenden  Alleineigentümer  oder  Päch- 
ter eines  Bergwerks,  Gewerkschaften  oder  Ge- 
sellschaften, auch  wenn  sie  nicht  im  Handels- 
oder Genossenschaftsregister  eingetragen  stehen; 

4.  die  Besitzer  von  im  Handelskammerbe- 
zirk belegenen  Betriebsstätten,  welche  zu  einem 
ausserhalb  dieses  Bezirks  bestehenden,  im  Han- 
delsregister eingetragenen  Unternehmen  ge- 
hören, auch  wenn  die  Betriebsstätten  nicht  im 
Handelsregister  eingetragen  stehen,  sofern  sie 
nach  Art  und  Umfang  einen  in  kaufmänni- 
scher Weise  eingerichteten  Geschäftsbetrieb 
erfordern. 

Von  Wahlrecht  und  Beitragspflicht  sind  aus- 
geschlossen: die  Reichs-  und  Staatsbetriebe, 
die  mit  einem  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betriebe  verbundenen  Nebengewerbe  und  ferner 
die  landwirtschaftlichen  und  Handwerksge- 
nossenschaften. Die  Handelskammer  kann  be- 
schliessen,  dass  Wahlrecht  und  Beitragspflicht 
ausser  von  den  Erfordernissen  des  §  3  von 
der  Veranlagung  in  einer  bestimmten  Klasse 
oder  zu  einem  bestimmten  Satze  der  Gewerbe- 
steuer bedingt  sein  soll. 


bQ2  Handelslehi  e. 

Zu  Mitgliedern  der  Handelskammer 
wählbar  sind:  deutsche  Staatsangehörige,  die 
mindestens  25  Jahre  alt  und  zur  Abgabe  der 
Wahlstimme  befähigt  sind,  ferner  Personen, 
die  zu  Mitgliedern  wählbar  waren,  aber  ihre 
die  Wählbarkeit  begründende  Tätigkeit  oder 
Stellung  aufgegeben  haben.  Hierbei  sei  be- 
sonders hingewiesen  auf  den  Unterschied,  der 
zwischen  den  Mitgliedern  der  Handelskam- 
mer und  den  zur  Handelskammer  Wahlbe- 
rechtigten besteht. 

Die  unter  den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  bis- 
weilen vorhandene  Anschauung,  dass  sämtliche  Bezirks- 
eingesessene des  Handelskammerbezirks,  die  zur  Han- 
delskammer wahlberechtigt  sind,  befugt  seien,  sich 
die  Bezeichnung  „MitgUed  der  Handelskammer"  bei- 
zulegen, hat  beispielsweise  dazu  geführt,  dass  vom 
Schöffengericht  bezw.  Landgericht  Breslau  ein  Auktio- 
nator, der  sich  in  einer  an  das  preussische  Handels- 
ministerium gerichteten  Eingabe  als  ,, MitgUed  der  Han- 
delskammer" unterzeichnet  hatte,  zu  10  M  Geldstrafe 
verurteilt  wurde  auf  Grund  des  §  360,  8  des  Straf- 
gesetzbuchs wegen  unbefugter  Annahme  einer  Würde. 

Die  Wahlen  erfolgen,  sofern  es  nicht  durch 
ein  von  der  Handelskammer  festgesetztes  Statut 
anders  beschlossen  ist,  in  der  Weise,  dass  die 
Wahlberechtigten  unter  Zugrundelegung  des 
Ergebnisses  ihrer  Veranlagung  zur  Gewerbe- 
steuer in  drei  Abteilungen,  deren  jede  ^g  der 
Kammermitglieder  wählt,  geteilt  werden,  inner- 
halb der  Wahlabteilungen  können  mit  Geneh- 
migung des  Handelsministers  Wahlbezirke  ge- 
bildet werden.  Der  Kostenaufwand  der  Kam- 
mer wird  von  ihr  selbst  geregelt.  Sie  hat 
einen  Etat  aufzustellen  und  bekannt  zu  machen, 
wobei  den  Masstab  für  die  Umlegung  der 
Kosten  auf  die  Wahlberechtigten  die  staatlich 
veranlagte  Gewerbesteuer  bildet.  Das  Ergeb- 
nis der  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  sowie 
etwa  später  eintretende  Veränderungen  werden 
der  Handelskammer  von  den  Steuerausschüssen 
kostenfrei  mitgeteilt.  Einsprüche  gegen  die 
Heranziehung  zu  Handelskammerbeiträgen  sind 
innerhalb  zweier  Wochen  nach  der  Zahlungs- 
aufforderung bei  der  Handelskammer  anzu- 
bringen. Gibt  sie  ihnen  nicht  Folge,  so  kann 
im  Wege  des  Verwaltungsstreitverfahrens  Ein- 
spruch erhoben  werden.  Die  Kammer  ist  be- 
fugt, zur  Deckung  der  Kosten  von  Anstalten, 
Anlagen  und  Einrichtungen,  die  für  einzelne 
Teile  des  Handelskammerbezirks  ausschliesslich 
bestimmt  sind,  oder  ihnen  vorzugsweise  zu- 
gute kommen,  die  Beitragspflichtigen  dieser 
Bezirksteile  oder  Betriebszweige  zu  besonderen 
Beiträgen  heranzuziehen.  Die  Geschäftsführung 
liegt  in  den  Händen  eines  am  Anfang  jeden 
Jahres  zu  wählenden  Vorsitzenden  und  zweier 


Stellvertreter.  Von  den  meisten  grösseren  Han- 
delskammern   sind    Bureaus    eingerichtet    und 
mit  der  Geschäftsführung  der  Kammer  volks- 
wirtschaftliche   bezw.    juristische    Beamte 
Sekretäre,  Geschäftsführer,  Syndici  —  betrau 
Die  Handelskammer  besitzt  die  Rechte  eine 
juristischen  Person  und  führt  ein  den  heraldi 
sehen  Adler  enthaltendes  Siegel   mit  der  Um^ 
Schrift:  „Handelskammer  zu  (für)  ....".     In 
Preussen  unterliegen  die  Handelskammern  der 
Aufsicht   des  Ministers    für  Handel    und  Ge- 
werbe, auf  dessen  Antrag  sie  durch  Beschluss       . 
des  Staatsministeriums  aufgelöst  werden  könnenJ^B 
in  den  andern  Bundesstaaten  meist  den  beson-^B 
deren  Abteilungen  in  den  Staatsministerien  für 
die  inneren  Angelegenheiten. 

In  Bayern  ist  die  Aufsicht  über  die  Handels-  und 
Gewerbekammern  seit  dem  1.  Januar  1905  an  Stelle 
des  Staatsministeriums  des  Innern,  dem  sie  bisher  unter- 
standen, dem  Staatsministerium  des  Kgl.  Hauses  und 
des  Äusseren  übertragen  worden.  —  In  Württemberg 
unterstehen  die  Handelskammern  dem  Ministerium  des 
Innern.  Als  Zwischeninstanz  zwischen  Ministerium  und 
Handelskammern  besteht  dort  eine  Zentralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel,  über  deren  Aufgaben  und  Be- 
fugnisse Grundbestimmungen  vom  30  Nov.  1900  Auf- 
schluss  geben.  Diese  Zentralstelle  vermittelt  den  regel- 
mässigen Verkehr  zwischen  Handelskammern  und  Mi- 
nisterium; an  sie  haben  die  Kammern  ihre  an  das 
Ministerium  bestimmten  Berichte  einzureichen  und 
empfangen  von  dort  die  Entschliessungen  des  Mini- 
steriums. Diese  Zentralstelle  gibt  u.  a.  auch  eine  Zu- 
sammenstellung der  Jahresberichte  der  Handelskammern 
heraus.  Die  Organe  der  Zentralstelle  sind  der  Vor- 
stand, das  Verwaltungskollegium  und  das  Gesamt- 
kollegium, in  welch  letzteres  die  Handelskammern  Bei- 
räte wählen. 

£)  Die  kaufmännischen  Korporationen. 

In  den  Übergangs-  und  Schlussbestimmungen 
des  preussischen  Handelskammergesetzes  heisst 
es:  „Auf  die  zu  Berlin,  Stettin,  Magdeburg, 
Tilsit,  Königsberg,  Danzig,  Memel  und  Elbing 
bestehenden  kaufmännischen  Korpora-  ^ 
tionen  und  auf  das  Kommerzkollegium  zu 
Altona  findet  dieses  Gesetz  mit  wenigen  Aus- 
nahmen keine  Anwendung."  Die  aufgeführten 
Körperschaften  sind  befugt,  sich  in  Handels- 
kammern umzuwandeln,  oder  falls  eine  Handels- 
kammer für  den  Bezirk  besteht,  sich  mit  dieser 
zu  vereinigen.  Diese  Korporationen  sind,  wie 
bereits  erwähnt,  und  zwar  auf  Grund  von 
Statuten,  seit  1820  errichtet  worden,  welche 
vom  König  bestätigt,  und  nach  Erlass  des 
preussischen  Handelskammergesetzes  von  1 870 
revidiert  und  erneut  bestätigt  worden  sind. 
Die  Korporationen,  sind,  im  Gegensatz  zu  den 
Handelskammern  keine  Zwangsgemeinschaften, 
sondern  der  Beitritt  zu  ihnen  ist  dem  freien 
Willen  der  Kaufleute  überlassen.     Beitrittsbe- 
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rechtigt  sind  im  wesentlichen  dieselben  Be- 
rufskreise, für  deren  Vertretung  die  Handels- 
kammern bestimmt  sind.  Allgemein  ist  die 
Entrichtung  eines  Eintrittsgeldes,  sowie  einer 
Eintragungsgebühr  vorgeschrieben.  Organe  der 
Korporation  sind  die  Generalversammlung  und 
der  aus  Wahlen  der  Korporationsmitglieder 
hervorgehende,  zur  laufenden  Verwaltung  be- 
stellte Vorstand  („Älteste  der  Kaufmannschaft" 
in  Berlin  und  Elbing,  „Vorsteher  der  Kauf- 
mannschaft" in  Stettin,  „Vorsteheramt  der  Kauf- 
mannschaft" in  Königsberg,  Memel,  Tilsit,  Dan- 
zig).  Die  Aufgaben  der  Korporationen  auf  öffent- 
lich-rechtlichem Gebiet  sind  die  gleichen,  wie 
die  der  Handelskammern.  Meist  wird  es  in 
den  Statuten  als  Bestimmung  der  Korporation 
bezeichnet,  „die  Gesamtinteressen  des  in  ihr 
vertretenen  Handelsstandes  wahrzunehmen  und 
zu  fördern".  Die  im  Handelskammergesetz 
und  anderen  Gesetzen  den  Handelskammern 
zugewiesenen  einzelnen  Verwaltungsaufgaben 
sind  in  gleicher  Weise  von  den  Vorständen 
der  kaufmännischen  Korporationen  zu  erfüllen. 
Für  die  Tätigkeit  der  kaufmännischen  Korpo- 
rationen spieh  die  Vermögensverwaltung  ihrer 
meist  ausgedehnten  Besitzungen  und  milden 
Stiftungen  eine  besondere  Rolle. 

Während  das  „Kommerzkollegium  zu  Altona" 
und  die  „Korporation  zu  Magdeburg"  sich  in- 
zwischen in  Handelskammern  umgewandelt 
haben,  ist  in  Berlin,  nachdem  die  von  der 
Korporation  der  Kaufmannschaft  ursprünglich 
beschlossene  Umwandlung  in  eine  Handels- 
kammer an  den  vom  preussischen  Handels- 
minister für  die  Aufstellung  des  Handelskammer- 
statuts gestellten  Bedingungen  und  an  dem  von 
der  Korporation  diesen  Bedingungen  des  Mi- 
nisters entgegengesetzten  Widerstände  geschei- 
tert war,  eine  Handelskammer  durch  Verfügung 
des  preussischen  Handelsministers  vom  19.  De- 
zember 1901  errichtet  und  am  14.  April  1902 
konstituiert  worden. 

Um  die  Befugnisse  der  nebeneinander  bestehen- 
den Körperschaften  (Handelskammer  und  Korporation) 
abgrenzen  zu  können,  stimmte  das  preussische  Ab- 
geordnetenhaus am  1.  Mai  1902  einem  Gesetzentwurf 
der  Regierung  zu,  wonach  dem  Handelskammergesetz 
die  Bestimmung  eingefügt  wird,  dass,  insoweit  für  den- 
selben Bezirk  Korporation  und  Handelskammer  bestehen, 
der  Handelsminister  bestimmt,  in  welchem  Umfange 
die  den  Organen  des  Handelsstandes  zustehenden  öffent- 
lich-rechtlichen Befugnisse  noch  von  der  kaufmännischen 
Korporation  wahrzunehmen  sind.  Auf  Grund  dieses 
Gesetzes  hat  der  preussische  Handelsminister  im  De- 
zember 1902  bestimmt,  dass  a)  die  gutachtliche  Äusserung 
vor  Erlass  von  Bestimmungen  über  die  Grenze  des 
Kleingewerbes  und  über  die  Zusammenfassung  benach- 
barter Orte  bezw.  Gemeinden   zu   einem   Ort,   b)  die 


iVlitwirkung  bei  der  Führung  der  Handelsregister  von 
der  Korporation  der  Kaufmannschaft  neben  den  zustän- 
digen Handelskammern  (das  Gebiet  der  Korporation 
erstreckt  sich  über  die  Gebiete  der  Handelskammern  Berlin 
und  Potsdam)  bis  auf  weiteres  noch  wahrzunehmen 
sind.  Ausschliesslich  den  Handelskammern  stehen  fol- 
gende öffentlich-rechtliche  Befugnisse  der  amtlichen 
Handelsvertretungen  zu:  1.  öffentliche  Anstellung  von 
Dispacheuren  und  Gewerbetreibenden;  2.  Ausstellung 
von  Ursprungszeugnissen  und  andern  dem  Handels- 
verkehr dienenden  Bescheinigungen;  3.  Wahl  von  Mit- 
gliedern der  Bezirkseisenbahnräte;  4.  Erteilung  der 
öffentlichen  Ermächtigung,  deren  Handelsmakler  zu  Ver- 
käufen oder  Käufen  bedürfen;  5.  Vorschlagsrecht  für 
die  Ernennung  von  Handelsrichtern;  6.  Bestellung  von 
Revisoren  zur  Prüfung  des  Hergangs  der  Gründung 
von  Aktiengesellschaften  und  von  K-ommanditgesell- 
schaften  auf  Aktien. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Börse,  welche 
die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  zunächst  weiter  zu 
führen  hatten,  wurde  durch  Erlass  des  preussischen 
Handelsministers  vom  27.  März  1903  der  Handelskammer 
übertragen.  Die  Ältesten  dagegen,  welche  das  Börsen- 
gebäude besitzen  und  verwalten,  senden  Mitglieder  in 
den  Börsenvorstand. 

Die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 
sind  also  nach  wie  vor  amtliche  Handelsvertretung  geblie- 
ben, ihre  Bedeutung  für  die  Vertretung  der  Interessen 
von  Industrie  und  Handel  von  Berlin  und  seinen  Vor- 
orten hat  durch  die  Errichtung  der  Handelskammer, 
insbesondere  was  die  Stellung  von  Anträgen  und  die 
Erstattung  von  Gutachten  angeht,  durchaus  nichts  ein- 
gebüsst;  über  das  weite  Feld  ihrer  Tätigkeit  gibt  der 
sehr  reichhaltige  Jahresbericht  (Berliner  Jahrbuch  für 
Handel  und  Industrie)  einen  Überblick.  Darüber  hin- 
aus haben  sich  die  Ältesten  besondere  Verdienste  er- 
worben durch  die  Organisation  und  Ausgestaltung  der 
von  ihnen  unterhaltenen  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schulen, durch  eine  auch  weiteren  Kreisen  zur  Ver- 
fügung stehende  sehr  gute  volkswirtschaftliche  Biblio- 
thek, durch  ihr  insbesondere  über  Eisenbahn-  und 
Zollangelegenheiten  orientierendes  Verkehrsbureau  und 
durch  Gründung  einer  Handelshochschule  in  Berlin. 

Neben  den  gesetzlich  festgelegten  mehr  all- 
gemeineren Obliegenheiten  entwickeln  die  Han- 
delskammern auch  noch  eine  sehr  rege  Tätig- 
keit von  mehr  lokal  begrenztem  Interesse 
(Behandlung  von  Verkehrsfragen,  kaufmänni- 
sches Bildungswesen  usw.).  Für  die  einzelnen 
Zweige  sind  meist  Kommissionen,  resp.  Aus- 
schüsse, zur  Begutachtung  von  Angelegenheiten 
besonderer  Interessentenkreise,  auch  für  be- 
stimmte Geschäftszweige,  ständige  Deputationen 
oder  Fachausschüsse  geschaffen,  die  nicht  ledig- 
lich aus  Kammermitgliedern,  sondern  auch  aus 
Sachverständigen  der  Branche  zusammengesetzt 
sind.  Für  Kammern  mit  ausgedehnten  Bezirken 
bestehen  wohl  auch  noch  in  den  dem  Handels- 
kammersitze entfernt  gelegenen  bedeutenderen 
Orten  besondere  Bezirksorganisationen,  denen 
die  Wahrnehmung  der  Interessen  dieser  Orte  im 
besonderen  obliegt.  Zur  Regelung  dieser  und 
ähnlicher  Fragen  haben  sich  die  meisten  Kam- 
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mern  Geschäftsordnungen  geschaffen,  in  denen 
die  Fragen  der  Organisation  und  des  Geschäfts- 
ganges geregelt  werden. 

b)  Handelskammervereinigungen. 

In  dem  Bestreben,  Angelegenheiten,  die  wei- 
tere Kreise  angehen,  in  gemeinschaftlichen  Be- 
ratungen behandeln  zu  können,  haben  sich  die 
Handelskammern  für  bestimmte  Bezirke  folgende 
freien  Vereinigungen  oder  Verbände  von 
Handelskammern  geschaffen:  Verband  der 
amtlichen  Handelsvertretungen  von  Posen  und 
Westpreussen,  Vereinigung  ostdeutscher  Han- 
delskammern, Verband  brandenburgischer  Han- 
delskammern, Verband  mitteldeutscher  Handels- 
kammern, Vereinigung  hannoverscher  Handels- 
kammern, Vereinigung  von  Handelskammern 
des  niederrheinisch -westfälischen  Industriebe- 
zirks, Vereinigung  von  Handelskammern  des 
südwestfälischen  Industriebezirks,  Vereinigung 
der  Handelskammern  des  Königreichs  Sachsen, 
Württembergischer  Handelskammertag,  Badi- 
scher Handelstag,  Hessischer  Handelskammertag. 

Eine  Vereinigung  der  Handelsvertretungen 
des  ganzen  Deutschen  Reiches  findet  im  Deut- 
schen Handelstag  statt.  Dieser  (seit  1861 
bestehend)  verfolgt  den  Zweck,  die  Interessen 
von  Deutschlands  Industrie  und  Handel  zu 
fördern.  Ausser  den  Handelskammern  zählt 
er  auch  noch  einige  industrielle  Körperschaften 
zu  Mitgliedern  und  umfasst  insgesamt  167 
körperschaftliche  Mitglieder.  Er  stellt  eine  freie 
Vereinigung  sämtlicher  amtlichen  Handelsver- 
tretungen des  Deutschen  Reiches  dar;  sein  Tä- 
tigkeitsbereich umfasst  die  gesamte  Tätigkeit 
der  Handelsvertretungen,  soweit  sie  über  loka- 
len oder  regionalen  Umfang  hinausgehen;  sie 
bezieht  sich  insbesondere  auf  Fragen,  die  die 
Organisation  der  Handelsvertretungen  angehen, 
auf  Fragen  der  Zoll-  und  Handelspolitik,  der 
Sozialpolitik,  des  Verkehrswesens,  des  Patent- 
Musterzeichenschutzes  u.a.m.  Sein  Sitz  ist  Ber- 
lin, wo  er  ein  ständiges  Bureau  unterhält. 

Eine  im  Auftrag  des  Deutschen  Handelstags  von 
seinem  Generalsekretär  unter  dem  Titel  „Handel  und 
Gewerbe"  herausgegebene  Zeitschrift  orientiert  so- 
wohl über  die  Tätigkeit  des  Deutschen  Handelstags,  als 
auch  über  die  der  Handelskammern  und  gibt  darüber 
hinaus  eine  zusammenfassende  Darstellung  aller  wesent- 
lichen wirtschaftUchen  Vorkommnisse,  soweit  sie  mit 
den  Interessen  von  Industrie  und  Handel  irgendwie  in 
Beziehung  stehen. 

Bezüglich  der  ausländischen  Handels- 
kammern sei  erwähnt,  dass  sie  in  England  und 
seinen  Kolonien,  sowie  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  freie  Vereine  sind.  In  Österreich 
sind  die  Handels-  und  Gewerbekammern  ausser 


ihrer  sonstigen  Tätigkeit,  die  in  bezug  auf  die 
Aufsicht  über  die  einzelnen  Handels-  und  Gewer- 
bezweige infolge  der  handeis-  und  gewerbepoli- 
tischen Verfassung  Österreichs  eine  weit  reich- 
haltigere als  die  der  deutschen  Handelskammern 
ist,  politische  Wahlkörper  für  die  Wahlen  zu 
Landtagen  und  Reichsrat. 

ZurFörderung  der  ausländischen  Beziehungen 
sind  neuerdings  Gründungen  von  Handels- 
kammern im  Auslande  an  grösseren  aus- 
wärtigen Plätzen  im  Gange.  Von  England,  Frank- 
reich, Italien  und  anderen  Ländern  aus  sind 
solche  Gründungen  mit  gutem  Erfolge  vorge- 
nommen worden.  Entsprechende  deutsche  Ein- 
richtungen in  Brüssel  und  Budapest  scheiterten, 
zwar  nicht  an  Erfolglosigkeit,  wohl  aber  an 
finanziellem  Mangel,  dem  abzuhelfen  das  Deut- 
sche Reich  bedauerlicherweise  nicht  gewillt  war. 

c)  Die  wirtschaftlichen  Beiräte. 

Die  wirtschaftlichen  Beiräte  der  Regierung 
haben,  wie  die  Handelskammern  den  Zweck, 
die  Regierungsorgane  beim  gesetzgeberischen 
Vorgehen  mit  sachkundigem  Rat  zu  unter- 
stützen. Von  den  Handelskammern  unterschei- 
den sie  sich  dadurch,  dass  ihre  Mitglieder,  so- 
v/eit  sie  aus  Wahlen  der  Interessenten  hervor- 
gehen, nicht  von  den  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden selbst,  sondern  von  hierzu  behörd- 
licherseits bestimmten  Zentralorganisationen 
(Handelskammern,  Handelstag  u.  a.)  gewählt 
werden.  Sie  stellen  Kollegien  von  Interessen- 
ten bestimmter,  festumgrenzter  Gebiete  dar,  die 
mit  besonderer  Sachkunde  ausgestattet  sind, 
mit  denen  ausserdem  die  Regierung  direkt 
in  Verbindung  tritt,  um  so  nötigenfalls  auf 
schnellstem  Wege  zu  dem  ihr  gerade  erfor- 
derlichen sachkundigen  Rat  zu  gelangen. 

An    erster  Stelle   zu   nennen    ist   der   1897     j 
beim   Reichsamt    des  Innern  errichtete  Wirt-      I 
schaftlicheAusschuss.  Errichtet  zum  Zwecke     \ 
der  Vorbereitung  und   Begutachtung  handeis-     | 
politischer  Massnahmen,    besteht  er   aus  Ver-     '. 
tretern  der  Industrie,   der  Landwirtschaft  und 
des  Handels,  die  teils  vom  Reichskanzler  un- 
mittelbar, teils  auf  Vorschlag  der  drei  Haupt- 
vertretungskörperschaften  (Deutscher  Handels- 
tag, Deutscher  Landwirtschaftsrat  und  Zentral- 
verband Deutscher  Industrieller)  ernannt  werden. 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  sind  auf  folgende 
sechs  Kommissionen  verteilt :  I.Textilindustrie,  2.  Mon- 
tan- und  Hüttenindustrie,  einschl.  Metallverarbeitung, 
3.  chemische,  keramische,  Glas-,  Papier-  und  verwandte 
Industrien,  4.  alle  übrigen  Industriezweige  (allgemeine 
Kommission),  5.  Landwirtschaft,  sowie  Nahrungs-  und 
Genussmittel,  6.  Handel  und  Schiffahrt.  In  Tätigkeit 
getreten  ist  der  wirtschaftliche  Ausschuss  bis  jetzt  bei 
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Ausarbeitung  des  neuen  Zolltarifs  und  der  neuen  Handels- 
verträge; eine  Arbeit,  die  weiteren  Kreisen  zugänglich 
geworden  ist,  sind  die  zur  Vorbereitung  des  Zolltarifs 
angestellten  Produktionserhebungen. 

Von  weiteren  Beiräten,  die  bei  den  Reichs- 
behörden bestehen,  sind  folgende  zu  nennen: 

Der  Börsenausschuss.  Dieser  ist  gemäss 
§  3  des  Börsengesetzes  vom  22r  Juni  1896  als 
Sachverständigenorgan  zur  Begutachtung  über 
die  durch  dieses  Gesetz  der  Beschlussfassung 
des  Bundesrats  überwiesenen  Angelegenheiten 
gebildet.  Die  Mitglieder  werden  vom  Bun- 
desrat in  der  Regel  auf  5  Jahre  gewählt,  und 
zwar  die  Hälfte  auf  Vorschlag  der  Börsenor- 
gane, die  andere  Hälfte  unter  angemessener 
Berücksichtigung  von  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie. 

Die  Berufungskammer  in  Börsen- 
Ehrengerichtssachen  (§  17  des  Börsenge- 
setzes). Sie  entscheidet  über  Berufungen  gegen 
Entscheidungen  des  Börsenehrengerichts.  Der 
Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter  werden 
vom  Bundesrat  bestimmt,  die  Beisitzer  und 
deren  Stellvertreter  vom  Börsenausschuss  aus 
seinen  auf  Vorschlag  der  Börsenorgane  beru- 
fenen Mitgliedern  gewählt. 

Das  Kaiserliche  Statistische  Amt  wird  bei 
Erfüllung  der  ihm  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
beiterstatistik zugewiesenen  Aufgaben  durch  den 
bei  der  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  gebilde- 
ten Beirat  für  Arbeiterstatistik  unterstützt. 
Der  Beirat  besteht  aus  dem  Präsidenten  des 
Kaiserl.  Statistischen  Amts  als  Vorsitzenden  und 
14,  zur  Hälfte  vom  Bundesrat,  zur  Hälfte  vom 
Reichstag  gewählten  Mitgliedern. 

Ihm  Hegt  insbesondere  ob:  1.  auf  Anordnung  des 
Bundesrats  oder  Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern) 
die  Vornahme  arbeiterstatistischer  Erhebungen,  ihre 
Durchführung  und  Verarbeitung,  sowie  ihre  Ergebnisse 
zu  begutachten;  2.  in  Fällen,  in  denen  es  zur  Ergän- 
zung des  statistischen  Materials  erforderlich  erscheint, 
Auskunftspersonen  zu  vernehmen;  3.  dem  Reichskanz- 
ler (Reichsamt  des  Innern)  Vorschläge  für  die  Vor- 
nahme oder  Durchführung  arbeiterstatistischer  Erhe- 
bungen zu  unterbreiten.  Die  früher  vorhandene  Kom- 
mission für  Arbeiterstatistik  hat  mit  Errichtung  des 
Beirats  zu  bestehen  aufgehört. 

Beim  Statistischen  Amt  tritt  eine  Kommis- 
sion zur  Ermittelung  der  Handelswerte, 
bestehend  aus  hervorragenden  Sachverständigen 
der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des  Han- 
dels, jährlich  zusammen. 

Im  Reichsversicherungsamt  werden  die 
nichtständigen  Mitglieder  (für  die  gewerbliche 
Unfallversicherung,  für  die  landwirtschaftliche 
Versicherung  und  für  die  Seeunfallversicherung) 
teils  vom  Bundesrate,   teils  von  den  Vorstän- 


den der  Berufsgenossenschaften,  teils  von  Ver- 
tretern der  versicherten  Arbeiter  gewählt. 

Be  m  Aufsichtsamt  für  Privatversiche- 
rung (Gesetz  vom  12.  Mai  1901)  ist  zur  Mit- 
wirkung bei  der  Aufsicht  und  zur  Teilnahme 
an  den  wichtigeren  Entscheidungen  aus  Sach- 
verständigen des  Versicherungswesens,  neuer- 
dings auch  aus  einigen  Vertretern  der  Ver- 
sicherten ein  Versicherungsbeirat  gebildet, 
dessen  Mitglieder  vom  Kaiser  auf  Vorschlag 
des  Bundesrats  auf  5  Jahre  ernannt  sind. 

Beim  Reichsamt  des  Innern  besteht  eine 
technische  Kommission  für  Seeschiffahrt  und 
beim  Auswärtigen  Amt  der  Beirat  für  das 
Auswanderungswesen  und  der  Kolonial- 
rat. 

Als  ein  Beirat,  der  zwar  nicht  einer  bestimm- 
ten Reichsbehörde  zugeteilt  ist,  dessen  Wir- 
kungskreis sich  aber  gleichwohl  auf  das  ganze 
Reich  erstreckt,  ist  der  bei  der  ständigen  Tarif- 
kommission der  deutschen  Eisenbahnen  be- 
stehende Ausschuss  der  Verkehrsinteres- 
senten anzusehen. 

Die  Tarif kommission  besteht  zur  Zeit  aus  14  deut- 
schen Eisenbahn  Verwaltungen,  zu  denen  noch  mit  be- 
schränkter Zuständigkeit  zwei  schweizerische  Eisen- 
bahnverwaltungen hinzukommen.  Der  Ausschuss  der 
Verkehrsinteressenten  besteht  aus  4  vom  Deutschen 
Landwirtschaftsrat  bezeichneten  Vertretern  der  Land- 
wirtschaft, je  4  vom  Deutschen  Handelstag  bezeichneten 
Vertretern  der  Gewerbetätigkeit  und  des  Handels  und 
einem  von  der  bayerischen  Staatsregierung  bezeichne- 
ten Mitglied.  Die  Tarifkommission  und  der  Ausschuss 
sind  zuständig  für  die  Beratung  folgender  Angelegen- 
heiten: Allgemeine  Zusatzbestimmungen  zur  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung,  allgemeine  Tarifvorschriften,  Güter- 
klassifikation und  Nebengebührentarif  einschliesslich 
der  Sätze.  Die  Beschlüsse  der  Tarifkommission  und  des 
Ausschusses  unterliegen  im  allgemeinen  der  Weiterbe- 
handlung durch  die  Generalkonferenzen  der  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen,  die  der  Regel  nach  einmal 
jährlich  auf  Berufung  durch  den  preussischen  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  stattfinden. 

Von  Beiräten,  die  bei  den  Behörden  der 
einzelnen  Bundesstaaten  bestehen,  seien  hier 
nur  die  Eisenbahnräte  erwähnt. 

In  Preussen  besteht  laut  Gesetz  vom  1.  Juni  1882 
1.  ein  Landeseisenbahnrat  als  Beirat  der  Zentral- 
verwaltung der  preussischen  Staatseisenbahnen,  2.  Be- 
zirkseisenbahn rate  als  Beiräte  der  Staatseisenbahn- 
direktionen. Die  Bezirkseisenbahnräte  sind  von  den 
Eisenbahndirektionen  in  allen  die  Verkehrsinteressen 
des  Bezirks  oder  einzelner  Distrikte  desselben  berüh- 
renden wichtigen  Fragen  (namentlich  bei  Feststellung 
bezw.  Ändenmg  der  Fahrpläne  und  Tarife)  zu  hören; 
sie  können  auch  selbständig  Anträge  an  die  Direktionen 
richten.  Dem  Landeseisenbahnrat  sind  zur  Äusserung 
vorzulegen:  Die  dem  Entwurf  des  Staatshaushaltsetats 
beizufügende  Übersicht  der  Normaltransportgebühr  für 
Personen  und  Güter;  die  allgemeinen  Bestimmungen 
über  die  Anwendung  der  Tarife;  die  Anordnungen 
wegen  Zulassung  oder  Versagung  von  Ausnahme-  und 
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Differentialtarifen,  Anträge  auf  allgemeine  Änderungen 
des  Betriebs-  und  Bahnpolizeireglements.  Auch  hat 
der  Landeseisenbahnrat  in  allen  wichtigeren,  das  öffent- 
liche Verkehrswesen  der  Eisenbahn  berührenden  Fragen 
auf  Verlangen  des  Ministers  sein  Gutachten  zu  er- 
statten. Die  Mitglieder  der  Bezirkseisenbahnräte  setzen 
sich  zusammen  aus  Vertretern  des  Handels,  der  In- 
dustrie und  der  Landwirtschaft  und  werden  von  den 
Handelskammern  und  anderen  Körperschaften  ernannt. 
Die  Mitglieder  des  Landeseisenbahnrates  werden  teils 
von  den  Ministern,  teils  von  den  Bezirkseisenbahnräten 
ernannt. 

Ähnliche  Eisenbahnräte  gibt  es  auch  in  Bayern, 
Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Elsass -Lothringen  und 
Oldenburg. 

d)  Freie  Vereinigungen  zur  Vertretung 
der  Interessen  von  Industrie  und  Handel. 

In  dem  im  Reichsamt  des  Innern  zusammen- 
gestellten Verzeichnis  der  im  Deutschen  Reiche 
bestehenden  Vereine  gewerblicher  Unternehmer 
zur  Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen 
werden  zunächst  Allgemeine  Vereine  auf- 
gezählt und  zwar  solche,  die  A.  die  Industrie 
(Zentralverband  Deutscher  Industrieller,  Bund 
der  Industriellen),  B.  den  Handel  (Verein  zur 
Förderung  der  Handelsfreiheit,  deutsch-russi- 
scher Verein  usw.),  C  Industrie  (Gewerbe)  und 
Handel  (Deutscher  Handelstag,  Handelsvertrags- 
verein, Zentralstelle  zur  Vorbereitung  von  Han- 
delsverträgen, Zentralverband  deutscher  Kauf- 
leute und  Gewerbetreibender  usw.)  vertreten. 
Unter  den  in  dieser  Kategorie  aufgezählten 
Vereinen  findet  sich  eine  grosse  Anzahl  solcher, 
die  nur  Interessen  bestimmter  Gegenden,  wie 
z.  B.  Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirtschaftlichen  Interessen  in  Rheinland  und 
Westfalen,  Verband  Ostdeutscher  Industrieller, 
Verband  Sächsischer  Industrieller,  oder  die  rein 


tion  und  Verwandtes,  Wagenbau,  Schiffswerfte, 
Fahrräder-  und  Motorfahrzeugfabrikation;  elek 
trotechnische     Industrie;       Musikinstrumente 
Uhrenindustrie;  Öl,  Wachs,  Stearin  und  Seife 
chemische  Industrie;    Gas-  und  Wasserwerke 
Acetylenindustrie;    Steine    und    Erden;    Glas 
Häute,  Leder,  Lederwaren,  Kautschuk;  Textil- 
industrie; Bekleidungsindustrie;  Papierindustrie 
und  Buchbinderei;  Holz-,  Flecht-  und  Schnitz- 
stoffe;   Nahrungs-    und  Genussmittelindustrie; 
polygraphisches  Gewerbe,   Kunstgewerbe  und 
Buchhandel;    Photographie,    photographische 
Artikel;    Baugewerbe;    andere  Gewerbe  (z.  B. 
Handel  mit  Tieren,  Rohprodukten,  Geld-  und 
Kredithandel,  Versicherungsgewerbe,  Verkehrs- 
gewerbe usw.).     In   einem  Anhang  sind  Ver- 
einigungen für  Industrie  und  Handel    zusam- 
mengefasst,  bei  welchen  wissenschaftliche  und 
technische  Zwecke    im   Vordergrunde   stehen, 
weiterhin  auch  Vereine  auf  dem  Gebiete  des 
Verkehrswesens,  der  Technik  usw.,  deren  Mit- 
glieder   nur   zum    Teil    gewerblichen    Unter- 
nehmern zuzurechnen  sind,  die  aber  für  Handel 
und  Gewerbe  eine  erhebliche  Bedeutung  haben ; 
so  der  Verein  zur  Förderung   des  Gewerbe- 
fleisses,   Zentralverein    für  Handelsgeographie, 
Deutscher  Verband  für  das  kaufmännische  Unter- 
richtswesen, Deutscher  Vortragsverband,  Deut- 
scher Verband  kaufmännischer  Vereine,  Verein 
Deutscher  Ingenieure,  Deutscher  Technikerver- 
band, Deutscher  nautischer  Verein,  Zentralverein 
für  Hebung  der  deutschen  Fluss-  und  Kanalschiff- 
fahrt  usw.    —    Auch    unter   diesen  Gruppen 
finden  sich  teils  solche  Verbände,  die  sich  über 
ganz  Deutschland  erstrecken  (wie  der  Verein 

_._, ^.  „.^  .w...   Deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller,  Verein 

lokale  Interessen  vertreten,  wie  z.  B.  die  an  vielen  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen 
Orten  bestehenden  sogenannten  Handelsvereine.  Industrie  Deutschlands,  Bund  Deutscher  Nah- 
Weiter  sind  die  Vereine  nach  den  von  ihnen   rungsmittelfabrikanten  und  -Händler,  Verein  der 


vertretenen  Berufskreisen  in  folgende  Abteilun- 
gen eingeteilt:  Berg-  und  Hüttenwesen;  Eisen 
und  Stahl;  sonstige  Metalle,  Maschinenfabrika- 


Deutschen  Zuckerindustrie),  oder  die  nur  re- 
gionale bezw.  lokale  Interessen  vertreten. 

Dr.  Gottfr.  Leuckf eld-Berlin. 


Vierter  Abschnitt. 


Geld,  Bank  und  Börse. 

A.  Geld. 
I.  Der  Begriff  und  die  Funktionen  des  Geldes. 


1.  Der  wirtschaftliche  Begriff  des 
Geldes. 

Es  ist  eine  alte  Erfahrung,  dass  die  alltäg- 
lichsten Vorstellungen  einer  genauen  Begriffs- 
bestimmung häufig  die  grössten  Schwierig- 
keiten entgegenstellen,  und  diese  Erfahrung 
gilt  auch  von  dem  Komplex  wirtschaftlicher 
Erscheinungen,  die  wir  als  „Geld"  bezeichnen. 
In  unserer  Wirtschaftsverfassung  ist  das  Geld 
dasjenige  Gut,  das  fast  bei  allen  wirtschaft- 
lichen Handlungen  sich  mit  Unvermeidlichkeit 
einstellt,  so  verschieden  auch  die  einzelnen 
wirtschaftlichen  Vorgänge  und  die  Kreise,  in 
denen  sie  sich  vollziehen,  sein  mögen.  Das 
Geld  vermittelt  die  wirtschaftlichen  Beziehun- 
gen der  einzelnen  Personen  und  Unterneh- 
mungen innerhalb  einer  jeden  wirtschaftlichen 
Gemeinschaft  und  nicht  weniger  die  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zwischen  den  durch  den 
Handel  zur  Weltwirtschaft  verbundenen  Volks- 
wirtschaften. Da  in  unserer  Wirtschaftsver- 
fassung die  Gütererzeugung  für  den  eigenen 
Bedarf  gänzlich  hinter  der  Produktion  für  den 
Absatz  zurücktritt,  so  bringt  nahezu  jede  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  eine  durch  Geld  zu  ver- 
mittelnde Beziehung  zu  dritten  Personen  mit 
sich.  Aber  trotz  dieser  wirtschaftlichen  All- 
gegenwart des  Geldes  ist  es  in  der  national- 
ökonomischen Wissenschaft  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  nicht  gelungen,  eine  Übereinstim- 
mung über  die  Feststellung  und  Abgrenzung 
des  Geldbegriffs  herbeizuführen. 

Die  Schwierigkeiten  liegen  namentlich  in 
folgenden  Umständen:  einmal  lässt  der  Grad 
der  Entwicklung  der  Wirtschaftsverfassung  und 
des  Rechts  den  Geldbegriff  in  einer  verschie- 


denen Ausgestaltung  erscheinen;  ferner  kann 
die  Feststellung  des  Geldbegriffs  nicht  an  ob- 
jektiv feststehende  Eigenschaften  bestimmter 
Gegenstände  anknüpfen,  denn  eine  genauere 
Betrachtung  ergibt,  dass  ein  und  derselbe  kon- 
krete Gegenstand,  je  nach  den  Diensten,  die 
er  für  die  menschliche  Wirtschaft  leistet,  Geld 
oder  auch  nicht  Geld  sein  kann,  eine  Wahr- 
nehmung, die  übrigens  von  allen  Kategorien 
wirtschaftlicher  Güter  gilt:  nicht,  wie  die  Dinge 
an  sich  beschaffen  sind,  sondern  was  die  Dinge 
für  die  menschliche  Wirtschaft  leisten,  ent- 
scheidet über  ihren  wirtschaftlichen  Charakter. 
So  ist  z.  B.  das  Edelmetall  Geld,  solange  es 
als  Tauschmittel,  als  Zahlungsmitlei  und  in 
ähnlichen  Funktionen  dient;  es  ist  gewöhnliche 
Ware,  wenn  es  zu  Schmuckgegenständen, 
Geräten  usw.  verwendet  wird.  Das  Geld  ist 
also  nicht  ein  Ding  an  sich,  sondern  ein  be- 
stimmtes Objekt  ist  Geld,  soweit  es  Träger 
gewisser,  näher  festzustellender  Funktionen  ist. 
Diese  Funktionen,  deren  in  der  Regel  eine 
ganze  Anzahl  —  fünf  oder  sechs  —  aufge- 
zählt werden,  müssen  sich  aus  der  Stellung 
des  Geldes  in  dem  Organismus  der  Volks- 
wirtschaft ergeben. 

Die  wirtschaftlichen  Güter  unterscheiden  sich 
in  erster  Linie  danach,  ob  sie  unmittelbar  der 
menschlichen  Bedürfnisbefriedigung  dienen, 
oder  ob  sie  nur  Mittel  sind,  die  dazu  verwendet 
werden,  um  solche  gebrauchsfertigen  Güter 
herzustellen  und  dem  menschlichen  Konsum 
zuzuführen.  Die  ersteren  sind  die  „Konsum- 
güter", deren  Herstellung  der  Zweck  einer 
jeden  wirtschaftlichen  Tätigkeit  ist,  die  letzteren 
kann  man  als  „Mittelsgüter"  bezeichnen.  Die 
Mittelsgüter  selbst  zerfallen,  je  nach  der  Art 
ihrer  Verwendung,  in  folgende  Gruppen: 
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1.  die  eigentlichen  Produktionsmittel,  das 
sind  solche  Güter,  die  als  Rohstoffe,  Hilfs- 
stoffe, Werkzeuge  usw.  zur  Umformung  der 
gegebenen  Materie  in  einen  für  den  Verbrauch 
geeigneten  Zustand  dienen; 

2.  die  Transportmittel,  das  sind  solche  Gü- 
ter und  Vorrichtungen,  welche  der  Überfüh- 
rung von  Gütern  nach  dem  Ort  ihrer  etwaigen 
weiteren  Verarbeitung  oder  ihres  endgültigen 
Konsums  dienen; 

3.  die  Gegenstände,  welche  die  Übertragung 
von  Werten  zwischen  den  wirtschaftenden  In- 
dividuen vermitteln. 

Die  3.  Gruppe  fällt  zusammen  mit  dem,  was 
wir  als  „Geld"  bezeichnen.  Das  Geld  dient, 
solange  es  Geld  ist,  niemals  dem  unmittel- 
baren Verbrauch ;  sobald  die  als  Geld  dienen- 
den Substanzen  dem  Verbrauch  oder  dauern- 
den Gebrauch  der  wirtschaftenden  Individuen, 
etwa  in  Form  von  Schmuckgegenständen  zu- 
geführt vverden,  hören  sie  eben  auf,  Geld  zu 
sein.  Das  Geld  gehört  auch  nicht  zu  den 
eigentlichen  Produktionsmitteln,  denn  es  nimmt 
—  immer  solange  es  Geld  ist  —  weder  als 
Rohstoff,  noch  als  Hilfsstoff,  noch  als  Werk- 
zeug, noch  in  irgend  einer  andern  Weise  an 
der  Umformung  der  Materie  teil.  Es  gehört 
auch  nicht  zu  den  Transportmitteln,  durch  die 
Güter  von  einem  Ort  zum  andern  getragen 
werden;  aber  seine  Stellung  ist  derjenigen  der 
Transportmittel  analog:  wie  letztere  die  Güter- 
übertragung von  Ort  zu  Ort  vermitteln,  so 
vermittelt  das  Geld  die  Güterübertragung  von 
Person  zu  Person,  d.  h.  aus  dem  Besitz 
der  einen  in  den  der  andern  Person;  die  Trans- 
portmittel sind  Werkzeuge  des  interlokalen 
Verkehrs,  das  Geld  ist  das  Werkzeug  des  in- 
terpersonalen Verkehrs.  Beide  Arten  von 
Verkehr  sind  scharf  zu  unterscheiden;  so  oft 
auch  eine  Eigentumsübertragung  mit  einer  ört- 
lichen Übertragung  zusammenfallen  mag,  so 
ist  das  doch  keineswegs  immer  der  Fall:  man 
denke  nur  etwa  an  den  Verkauf  von  Grund- 
stücken und  andern  Immobilien;  auch  wenn 
bei  einem  beweglichen  Gegenstand  Orts-  und 
Besitzwechsel  zusammenfallen,  so  haben  wir 
es  doch  mit  zwei  selbständigen  Aktionen  zu 
tun,  deren  jede  durch  ein  besonderes  Werk- 
zeug vermittelt  wird:  wird  Getreide  verkauft, 
so  bewirken  Wagen,  Schiffe,  Eisenbahnen  usw. 
die  örtliche  Übertragung,  während  das  den 
Kaufpreis  darstellende  Geld  der  Besitzüber- 
tragung dient. 

Wir  haben  also  mit  der  Stellung  des  Geldes 
im  Organismus  der  Volkswirtschaft  seine  grund- 


legende Funktion  im  allgemeinen  festgestellt. 
Das  Geld,  so  wie  es  uns  in  irgend  einer  ge- 
gebenen Volkswirtschaft  entgegentritt,  ist  jedoch 
keine  schemenhafte  Funktion,  sondern  es  stellt 
sich  uns  als  ein  bestimmter  Kreis  konkreter 
Objekte  dar.  Aber  diese  Objekte  sind  nur 
Geld,  soweit  sie  die  oben  festgestellte  Funktion 
erfüllen,  und  zwar  nicht  nur  gelegentlich  oder 
beiläufig,  sondern  regelmässig  und  in  ihrer 
ordentlichen  Bestimmung.  Nur  wo  bestimmte, 
nach  äusserlichen  Merkmalen  unterscheidbare 
Objekte  (vor  allem  die  Münzen)  die  Funktion 
der  Güterübertragung  von  Person  zu  Person 
erfüllen  und  speziell  für  diese  Funktion  her- 
gestellt werden,  kann  man  vom  Geld  im  vollen 
Sinne  des  Wortes  sprechen.  Wo  die  Ent- 
wicklung noch  nicht  soweit  vorgeschritten  ist, 
mag  es  zwar  Dinge  geben,  die  nebenbei  die 
Funktionen  des  Geldes  erfüllen,  es  gibt  aber 
noch  kein  Geld;  so  in  dem  frühen  Zustand 
der  Volkswirtschaft,  in  dem  Rinder,  Salz,  Tabak, 
Häute  und  Felle,  Stäbe  und  Ringe  aus  Edel- 
metall usw.  als  Tauschmittel  dienten. 

Geld  im  wirtschaftlichen  Sinne  ist 
mithin  die  Gesamtheit  derjenigen  Ob- 
jekte, welche  in  einem  gegebenen  Wirt- 
schaftsgebiete und  in  einer  gegebenen 
Wirtschaftsverfassung  die  ordentliche 
Bestimmung  haben,  die  Übertragung  von 
Wer-ten  zwischen  den  wirtschaftenden 
Individuen  zu  vermitteln. 

2.  Die  einzelnen  Erscheinungsformen 
des  Geldes. 

Da  die  Objekte,  welche  regelmässig  die 
Funktionen  des  Geldes  versehen,  wenigstens 
teilweise  diesen  Funktionen  entzogen  und  andern 
Verwendungen  zugeführt  werden  können,  da 
ferner  Gegenstände,  deren  eigentliche  Bestim- 
mung auf  einem  andern  Felde  liegt,  gelegent- 
lich als  Mittel  der  Güterübertragung  verwendet 
werden,  so  können  auch  bei  der  denkbar  grössten 
Klarheit  über  die  Funktionen  des  Geldes  Zweifel 
darüber  bestehen  bleiben,  welche  konkreten 
Objekte  im  gegebenen  Falle  als  Geld  zu  be- 
zeichnen sind.  In  der  Tat  herrscht  in  diesem 
Punkte  in  der  Nationalökonomie  grosse  Mei- 
nungsverschiedenheit. 

Als  Gegenstände,  die,  sei  es  in  ihrer  ordent- 
lichen Bestimmung,  sei  es  nur  gelegentlich  als 
Mittel  der  Wertübertragung  dienen,  kommen 
in  Betracht: 

1.  das  gemünzte  Metallgeld, 

2.  das  vom  Staat  ausgegebene  Papiergeld, 

3.  die  Banknoten, 
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4.  Checks,  Wechsel    und  ähnliche  Obliga- 
tionen, 

5.  Briefmarken,    Coupons,    Konsumvereins- 
marken usw. 

Das  gemünzte  Metallgeld  wird  in  der  Regel 
als  die  klassische  Erscheinungsform  des  Geldes  ange- 
sehen, und  das  mit  gutem  Recht,  denn  die  Münze  ver- 
dankt ihre  Entstehung  lediglich  dem  Bestreben,  das 
Edelmetall  in  eine  Form  zu  bringen,  in  der  es  zur  Er- 
füllung der  Geldfunktionen  am  besten  geeignet  ist. 
Immerhin  muss  man  sich  vor  Augen  halten,  dass  die 
Münzform  an  sich  allein  noch  nicht  den  Geldcharakter 
bedingt.  Es  gibt  Münzen,  deren  Geldcharakter  inner- 
halb des  Staates,  der  sie  ausprägt,  keineswegs  ausser 
Zweifel  steht;  das  am  meisten  angeführte  Beispiel  da- 
für ist  der  für  den  Verkehr  mit  der  Levante  und  Afrika 
geprägte  österreichische  Maria-Theresia-Taler,  der  trotz 
seiner  Münzform  und  trotz  seiner  Herstellung  auf  den 
staatlichen  Münzstätten  in  Österreich  von  niemanden  als 
Geld  angesehen  wird.  Der  Grund  ist  offenbar  darin 
zu  finden,  dass  diese  Handelsmünzen  in  Österreich  selbst 
nicht  die  ordentliche  Bestimmung  haben,  den  Verkehr 
zwischen  den  wirtschaftenden  Individuen  zu  vermitteln. 

Staatspapiergeld  und  Banknoten  müssen,  wenn 
man  sich  auf  den  Boden  der  oben  gegebenen  Defi- 
nition stellt,  als  Geld  anerkannt  werden,  denn  sie  haben 
ihre  unzweifelhafte  und  ausschliessliche  Bestimmung 
darin,  gleich  dem  Metallgelde  und  neben  dem  Metall- 
gelde, event.  auch  an  Stelle  des  Metallgeldes  als  Mittel 
der  Güterübertragung  von  Person  zu  Person  zu  dienen. 
Wer  freilich  den  Begriff  des  Geldes  enger  zieht,  wer 
nur  Gegenstände,  die  einen  ,, Substanzwert"  haben  und 
als  „Wertmesser"  dienen  oder  bestimmte  juristische 
Eigenschaften  besitzen,  als  Geld  ansehen  will,  mag  zu 
einem  andern  Ergebnis  kommen. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Staatspapiergeld  und  den 
Banknoten  können  Wechsel,  Checks  und  ähnliche 
Papiere  nach  der  oben  gegebenen  Definition  nicht 
als  „Geld"  angesehen  werden.  Die  ordentliche  Be- 
stimmung des  Wechsels  besteht  in  der  besonderen 
Sicherung  einer  aus  irgend  einem  Grunde  entstandenen, 
in  verhältnismässig  naher  Zeit  fälligen  Forderung.  Dass 
der  Wechsel  gelegentlich  auch  zur  Vermittlung  von 
Umsätzen  und  Wertübertragungen  Verwendung  findet, 
beweist  für  seine  Geldeigenschaft  nichs;  denn  der  Wechsel 
kann  die  ordentliche  Bestimmung,  der  er  seine  Ent- 
stehung verdankt,  durchaus  erfüllen,  auch  wenn  er  zu 
keinem  Umsatz  und  keiner  Zahlungsleistung  verwendet 
wird,  sondern  bis  zum  Tage  seines  Verfalls  in  einer 
und  derselben  Hand  bleibt.  Ähnlich  verhält  es  sich 
mit  dem  Check  und  andern  Anweisungen.  Die  ordent- 
liche Bestimmung  des  Checks  beruht  nicht  in  der  Geld- 
funktion, der  Check  ist  vielmehr  lediglich  ein  Zahlungs- 
mandat eines  wirtschaftenden  Individuums  an  eine  Bank, 
die  seine  Kasse  führt,  eine  Bestimmung,  die  von  der- 
jenigen, selbst  als  Zahlungsmittel  zu  dienen,  augen- 
scheinlich verschieden  ist.  Allerdings  kann  der  Check, 
ebenso  wie  der  Wechsel,  neben  seiner  ordentlichen  Be- 
stimmung auch  als  Umsatzmittel  verwendet  werden; 
aber  der  Unterschied  gegenüber  den  ausschliesslich  für 
diesen  Zweck  bestimmten  Banknoten  zeigt  sich  darin, 
dass  die  Natur  des  Checks  sich  mit  einer  längeren 
Zirkulation  nicht  verträgt  und  dass  die  Verkehrsgewohn- 
heit und  das  Checkrecht  der  meisten  Staaten  die  Prä- 
sentation des  Checks  zur  Einlösung  binnen  weniger 
Tage  nach  der  Ausstellung  verlangt.  Der  wesentliche 
Unterschied    zwischen   Staatspapiergeld    und   Banknote 


auf  der  einen  Seite,  Wechsel  und  Check  auf  der  andern 
Seite,  der  auf  der  Verschiedenheit  der  ordentlichen  Be- 
stimmung dieser  Papiere  beruht,  findet  seinen  Ausdruck 
auch  in  dem  rein  äusserlichen  Merkmal,  dass  Staats- 
papiergeld und  Banknoten  dadurch  gewissermassen  in 
das  Geldsystem  eingepasst  sind,  dass  sie,  wie  das  Me- 
tallgeld auf  runde  Summen  lauten,  während  Wechsel 
und  Checks,  entsprechend  ihrer  ausserhalb  der  Geld- 
funktion liegenden  ordentlichen  Bestimmung,  auf  die 
zufälligen  und  ungeraden  Beträge  lauten,  die  ihr  eigent- 
licher Entstehungsgrund  involviert. 

Dass  die  eigentliche  Zweckbestimmung  von  Coupons, 
Briefmarken,  Konsumvereinsmarken  usw.  gänzlich  ausser- 
halb der  Geldfunktion  liegt  und  dass  diese  Gegenstände 
auch  durch  ihre  gelegentliche  Benutzung  als  Umsatz- 
mittel nicht  zu  Geld  werden,  bedarf  keiner  näheren 
Erörterung. 

3.  Die  Einzelfunktionen  des  Geldes. 

Übersicht. 
Ebenso  wie  sich  aus  der  Stellung  des  Geldes 
in  der  Volkswirtschaft  der  Begriff  des  Geldes 
und  die  Abgrenzung  der  Erscheinungsformen 
des  Geldes  ergibt,  lassen  sich  aus  ihr  die  ein- 
zelnen Funktionen  des  Geldes  ableiten.  Solche 
Einzelfunktionen  sind: 

1.  als  allgemeines  Tauschmittel, 

2.  als  allgemeines  Zahlungsmittel, 

3.  als  Mittel  der  Kapitalübertragung, 

4.  als  allgemeines  Wertmass, 

5.  als  Wertträger  durch  Zeit  und  Raum  (Wert- 
bewahrungs-  und  Werttransportmittel). 

Von  diesen  5  Funktionen  ergeben  sich  die  3  zuerst 
genannten  aus  der  Grundfunktion  des  Geldes  als  Mittel 
der  Wertübertragungen  durch  eine  einfache  Analyse  der 
verschiedenen  durch  das  Geld  vermittelten  Verkehrs- 
vorgänge. Die  Wertübertragungen  von  Person  zu 
Person  zerfallen  in  einseitige  und  doppelseitige  Über- 
tragungen. Die  einseitigen  Übertragungen  sind  solche, 
die  ohne  spezielle  Gegenleistung  oder  überhaupt  ohne 
Gegenleistung  erfolgen,  bei  denen  also  nur  ein  Ver- 
kehrsobjekt übertragen  wird  und  die  eine  Person  nur 
gibt,  die  andere  nur  empfängt;  hierher  gehören  Schen- 
kungen und  andere  freiwillige  Vermögensübertragungen, 
ferner  die  von  den  Gerichten  auferlegten  Vermögens- 
strafen, Entschädigungen  und  Ersatzleistungen,  schliess- 
lich alle  zwangsweise  auferlegten  Leistungen  an  die 
Obrigkeit,  wie  insbesondere  die  Steuern.  Bei  der 
doppelseitigen  Übertragung  kommen  nicht  nur  zwei 
Personen,  sondern  auch  zwei  verschiedene  Verkehrs- 
objekte in  Frage,  von  denen  jedes  das  Entgelt  für  das 
andere  darstellt  und  deren  Übertragung  zwischen  den 
beiden  beteiligten  Personen  in  umgekehrter  Richtung 
erfolgt,  so  dass  jede  von  beiden  zugleich  Geber  und 
Empfänger  ist.  Innerhalb  des  Kreises  der  doppelseitigen 
Übertragungen  ist  nun  weiter  zu  unterscheiden  zwischen 
solchen,  bei  denen  Leistung  und  Gegenleistung  sich  in 
demselben  Augenblicke  Zug  um  Zug  vollziehen,  und 
solchen,  bei  denen  Leistung  und  Gegenleistung  zeitlich 
auseinander  fallen,  indem  die  Gegenleistung  für  einen 
späteren  Termin  bedungen  wird;  im  ersteren  Falle  liegt 
ein  einfacher  Tausch  vor,  im  zweiten  Falle  handelt  es 
sich  um  einen  komplizierten  Verkehrsvorgang,  dessen 
erster,  in  der  Gegenwart  sich  abspielender  Teil  eine 
Kreditgewährung  darstellt   und   dessen   zweiter  in  der 
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Zukunft  sich  vollziehender  Teil  in  der  Erfüllung  der 
aus  der  Kreditgewährung  hervorgegangenen  Verbind- 
lichkeit besteht.  Auch  wenn  die  Verbindlichkeit  aus 
einer  freiwilligen  Übertragung  hervorgegangen  ist,  steht 
sie  doch,  sobald  sie  einmal  zustande  gekommen  ist, 
dem  Willen  des  Verpflichteten  als  etwas  Fremdes  und 
Zwingendes  gegenüber;  der  Verpflichtete  kann  an  der 
Verbindlichkeit  weder  in  bezug  auf  ihren  Inhalt,  noch 
auf  den  Zeitpunkt  ihrer  Erfüllung  einseitig  etwas  ändern, 
und  darin  ist  die  einmal  eingegangene  Verpflichtung 
den  seitens  der  Gerichte  oder  des  Staates  einseitig  und 
zwangsweise  auferlegten  Leistungen  verwandt. 

Im  Gegensatz  zu  der  als  „Tausch"  bezeichneten, 
sich  Zug  um  Zug  vollziehenden  doppelseitigen  Über- 
tragung, werden  die  einseitigen  Leistungen  und  die 
in  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  bewirkten  Über- 
tragungen, soweit  sie  in  Geld  geschehen,  als  „Zahlung" 
bezeichnet;  dabei  wird  das  Wort  „Zahlung"  in  einem 
engeren  Sinn  gebraucht  als  im  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauch, der  jede  in  Geld  bestehende  Wertübertragung, 
auch  wenn  sie  die  eine  Seite  einer  sich  Zug  um  Zug 
vollziehenden  doppelseitigen  Übertragung  darstellt,  eine 
„Zahlung"  nennt.  Die  im  Wege  der  Kreditgewährung 
bewirkten  Übertragungen,  deren  Gegenleistung  in 
einem  zukünftigen  Zeitpunkt  erfolgen  soll,  sind  zu 
einem  grossen  Teil  „Kapitalübertragungen".  Demnach 
lässt  sich  die  Grundfunktion  des  Geldes,  die  in  der 
Vermittlung  der  Wertübertragungen  besteht,  auflösen 
hl  die  Funktion  als  allgemeines  Tauschmittel,  als  all- 
gemeines Zahlungsmittel  und  als  Mittel  der  Kapital- 
übertragung. 

a)  Die  Funktion  als  allgemeines  Tausch  - 
mittel. 
Der  einheitliche  Vorgang  des  Tausches  wird 
durch  die  Dazwischenkunft  des  Geldes  in  zwei 
getrennte  und  verhältnismässig  selbständige 
Verkehrsvorgänge  zerlegt,  in  einen  Verkauf 
und  einen  Kauf.  Wenn  bei  dem  einfachen 
Tausch  z.  B.  Schuhe  unmittelbar  gegen  Brot 
hingegeben  werden,  so  werden  nach  der  Da- 
zwischenkunft des  Geldes  die  Schuhe  zunächst 
gegen  Geld  verkauft  und  dann  mit  dem  Geld 
das  Brot  gekauft.  Aber  diese  scheinbare  Kom- 
plikation bedeutet  in  Wirklichkeit  für  die  Volks- 
wirtschaft einen  Vorteil,  dessen  Tragweite  gar 
nicht  hoch  genug  zu  veranschlagen  ist.  Nur 
durch  den  Gebrauch  des  Geldes  als  des  all- 
gemeinen Tauschmittels  ist  es  gelungen,  die 
grossen  Hindernisse  zu  überwinden,  die  dem 
naturalen  Austausch  in  jeder  primitiven  Wirt- 
schaftsverfassung gegenüberstehen. 

Diese  Hindernisse  sind  in  der  Hauptsache  folgende: 

1.  Nur  selten  werden  sich  zwei  Leute  treffen,  von 
denen  jeder  im  Wege  des  Austauschs  gerade  das  Gut 
abgeben  will,  das  der  andere  zu  erwerben  wünscht, 
z.  B.  ein  Nagelschmied,  der  Brot  braucht,  und  ein 
Bäcker,  der  Nägel  nötig  hat. 

2.  Noch  viel  seltener  wird  das  Gut,  das  der  eine 
abzugeben  hat,  im  Werte  auch  nur  ungefähr  dem 
Gute  entsprechen,  das  er  dafür  von  einem  andern  er- 
werben möchte;  wer  z.  B.  Brot  braucht  und  einen 
kostbaren  Stein  abzugeben  hat,  kann,  selbst  wenn  er 
einen  Bäcker  findet,  der  bereit  ist,  den  Edelstein  gegen 


Brot  zu  erwerben,  nicht  soviel  Brot  brauchen,  wie  der 
Stein  wert  ist. 

Ohne  eine  Beseitigung  dieser  Schwierigkeiten  wäre 
auf  Grundlage  des  Privateigentums  und  der  Selbst- 
bestimmung der  Individuen  eine  über  die  rohesten 
Anfänge  hinausgehende  Arbeitsteilung  und  eine  er- 
giebigere Gestaltung  der  Gütererzeugung  überhaupt 
nicht  denkbar.  Die  Überwindung  der  dem  naturalen 
Tausch  entgegenstehenden  Hindernisse  ist  aber  nur 
auf  dem  Umweg  über  ein  allgemeines  Tauschmittel 
möglich:  dadurch,  dass  derjenige,  der  Güter  irgend- 
welcher Art  gegen  andere  Güter  veräussern  will,  seine 
Waren  zunächst  gegen  ein  Verkehrsobjekt  absetzt,  von 
dem  er  annehmen  kann,  dass  es  von  allen  andern,  die 
Waren  zu  veräussern  haben,  gern  als  Gegenwert  an- 
genommen wird.  Während  auf  den  frühesten  Stufen 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  diejenigen  Güter,  nach 
denen  wegen  ihres  Gebrauchszwecl<s  der  grösste  Be- 
gehr vorhanden  war  —  z.  B.  Vieh  bei  Hirtenvölkern, 
Waffen  bei  Jägervölkern,  Schmuckgegenstände  und 
edle  Metalle  nahezu  überall  — ,  gelegentlich  als  Tausch- 
mittel Verwendung  fanden,  hat  sich  allmählich  in  dem 
Geld  eine  besondere  Güterart  entwickelt,  die  unter 
Ausschluss  aller  unmittelbaren  Gebrauchs- und  Verbrauchs- 
zwecke lediglich  der  Vermittlung  des  Austauschs  und 
der  damit  zusammenl»ängenden  Funktionen  dient  und 
gegen  die  alle  andern  überhaupt  veräusserlichen  Güter 
erhältlich  sind. 

Die  wichtigste  Folge  des  Gebrauchs  des 
Geldes  als  eines  allgemeinen  Tauschmittels  ist, 
dass  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  des  einzelnen 
oder  einzelner  kleiner  Gruppen  von  der  Bindung 
an  deren  individuellen  Bedarf  befreit  wurde. 
Solange  überhaupt  noch  kein  Tausch  besieht, 
im  Zustande  der  „Eigenproduktion",  erzeugt 
jeder  nur  das,  was  er  selbst  benötigt,  und  er 
kann  —  abgesehen  von  Raub  und  Geschenken 
—  nur  das  konsumieren,  was  er  selbst  erzeugt. 
Im  Zustande  des  naturalen  Tauschs  wird  die 
Richtung  der  produktiven  Arbeit  zwar  nicht 
mehr  ausschliesslich  durch  den  eigenen  Bedarf 
der  einzelnen  Individuen  und  Gruppen  be- 
stimmt, aber  doch  durch  die  Bedürfnisse  des 
engeren  Kreises  von  Personen,  auf  die  man  zur 
Beschaffung  der  zur  Befriedigung  des  eigenen 
Bedarfs  dienenden  Güter  unmittelbar  ange- 
wiesen ist.  Erst  das  Geld  als  allgemeines 
Tauschmittel  hat  auch  diese  Fessel  gelöst  und 
die  wirtschaftenden  Individuen  in  den  stand 
gesetzt,  die  benötigten  Bedarfsgüter  von  andern 
Personen  als  den  Abnehmern  der  eigenen  Pro- 
dukte zu  beziehen.  Wenn  in  dem  oben  an- 
geführten Falle  der  Nagelschmied  Brot  braucht, 
dann  ist  er,  sobald  in  dem  Gelde  ein  allge- 
meines Tauschmittel  existiert,  nicht  mehr  aus- 
schliesslich auf  die  Bäcker  als  Abnehmer  für 
seine  Nägel  angewiesen,  er  kann  diese  viel- 
mehr an  irgendwen,  der  Nägel  nötig  hat, 
gegen  Geld  verkaufen  und  sich  mit  dem  Gelde 
das  Brot  beschaffen.    Derjenige,  der  sich  eines 
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kostbaren  Steines  gegen  andere  Dinge  ent- 
äussern will,  ist  nicht  mehr  genötigt,  den 
ganzen  Gegenwert  in  den  Erzeugnissen  seines 
Abnehmers  in  einem  den  eigenen  Bedarf  weit 
überschreitenden  Umfang  anzunehmen,  er  kann 
vielmehr  mit  dem  Gelde,  das  er  erlöst,  tausen- 
derlei verschiedenartige  Dinge  von  tausend 
verschiedenen  Personen  erwerben.  Das  Geld 
ist  also  gewissermassen  der  Brennpunkt  aller 
Tausch  Vorgänge:  für  alle  Güter,  für  die  über- 
haupt innerhalb  der  Volkswirtschaft  ein  Bedarf 
besteht,  ist  das  Geld  erhältlich,  und  anderer- 
seits können  mit  dem  Geld  alle  Güter,  die 
überhaupt  veräusserlich  sind,  erlangt  werden. 
Die  durch  das  Geld  bewirkte  Befreiung  der 
Produktion  von  dem  individuellen  Bedarf  der 
Produzenten  hat  einmal  die  Verfeinerung  der 
Arbeitsteilung  mit  ihrem  Gefolge  an  technischen 
Fortschritten,  ferner  die  zweckmässige  Organi- 
sation der  Produktion  in  der  Kapitalien  und 
menschliche  Arbeitskräfte  zu  einer,  einem  einheit- 
lichen Produktionswerke  zusammenfassenden 
Unternehmung  möglich  gemacht  und  dadurch 
die  Ergiebigkeit  der  wirtschaftlichen  Arbeit  un- 
ermesslich  gesteigert.  Die  spezialisierte  Arbeits- 
teilung ist  nur  dadurch  möglich,  dass  in  dem 
Gelde  für  jedermann,  wenn  er  nur  mit  seiner 
Spezialproduktion  innerhalb  des  Rahmens  des 
Gesamtbedarfs  grosser  Staaten,  ja  des  Erdballs, 
bleibt,  die  Sicherheit  besteht,  gegen  seine  Er- 
zeugnisse die  zur  Befriedigung  seiner  indivi- 
duellen Bedürfnisse  nötigen  Güter  erhalten  zu 
können.  Ebenso  ist  nur  dadurch,  dass  die  an 
sich  unteilbaren  Erzeugnisse  einer  grossen 
Unternehmung  gegen  Geld,  das  die  Zerlegung 
in  die  kleinsten  Wertbruchteile  gestattet,  ver- 
äussert werden,  die  Möglichkeit  vorhanden, 
Kapitalien  und  Arbeitskräfte  entsprechend  ihrer 
Mitwirkung  an  dem  gemeinschaftlichen  Pro- 
duktionswerke z.  B.  an  dem  Bau  eines  Ozean- 
dampfers, zu  entlohnen;  nur  durch  diese  Mög- 
lichkeit ist  der  Boden  für  eine  wirksame  Or- 
ganisation der  Produktion  in  unserer  auf 
Privateigentum  und  Selbstbestimmung  der  In- 
dividuen beruhenden  Gesellschaftsordnung  ge- 
geben. 

b)  Die  Funktion  als  allgemeines 
Zahlungsmittel. 
Wo  in  dem  Gelde  ein  Verkehrsobjekt  be- 
steht, vermittelst  dessen  alle  übrigen  Güter 
leicht  beschafft  werden  können,  da  erfolgen 
auch  einseitige  Vermögensübertragungen  in 
der  Regel  am  besten  in  Geld,  nämlich  in 
allen  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  freiwillig 
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oder  gezwungen  Leistende  nicht  imstande  ist, 
aus  seinem  Eigenen  heraus  gerade  diejenigen 
Güter  abzugeben,  auf  welche  sich  der  Bedarf 
des  Empfängers  richtet.  Insbesondere  wenn 
es  sich  um  zwangsweise  auferlegte  Leistungen 
handelt,  hat  es  die  den  Zwang  ausübende  Ge- 
walt in  der  Hand,  in  allen  Fällen,  in  denen 
ihren  Zwecken  nicht  durch  naturale  Leistungen 
am  besten  entsprochen  wird,  die  Leistungen  in 
Geld  zu  normieren. 

In  wichtigen  Fällen  liegt  nach  dieser  Richtung  hin 
eine  zwingende  Notwendigkeit  vor:  überall  dort,  wo 
durch  richterlichen  Spruch  Vermögensleistungen  —  sei 
es  als  Entschädigungen  und  Ersatz  oder  sei  es  als  Strafen 
—  auferlegt  werden,  muss  das  Recht  Bestimmung  über 
den  Gegenstand  der  Leistung  treffen;  da  es  sich  bei 
den  Ersatzleistungen  gerade  darum  handelt,  dass  ein 
bestimmter  Gegenstand  von  spezifischem  Gebrauchs- 
wert nicht  geleistet  werden  kann,  und  da  bei  Ent- 
schädigungen und  Vermögensstrafen  von  vornherein 
nur  allgemeine  Vermögensleistungen  in  Frage  kommen, 
so  drängt  sich  von  selbst  die  Normierung  der  Leistung 
in  Geld  auf,  das  für  die  Gesamtheit  der  dem  Rechte 
unterworfenen  Individuen  leichter  beschaffbar  und  an- 
dererseits für  alle  wirtschaftlichen  Zwecke  leichter  ver- 
wendbar ist  als  irgend  ein  anderes  Verkehrsobjekt. 
Auch  die  Festsetzung  der  Steuern  in  Geld  entspricht  einer 
inneren  Notwendigkeit:  nur  im  Wege  von  Geldsteuern 
kann  der  Staat  auch  solche  Personen  zur  Deckung 
seiner  Bedürfnisse  heranziehen,  für  deren  Erzeugnisse 
oder  besondere  Leistungen  er  keine  oder  keine  voll- 
ständige Verwendung  hat;  nur  auf  diesem  Wege  wird 
die  Möglichkeit  geschaffen,  die  Kosten  der  staatlichen 
Wirksamkeit  auf  die  einzelnen  Glieder  nach  ihrer  all- 
gemeinen, von  der  konkreten  Form  ihres  Besitzes  und 
ihrer  Tätigkeit  unabhängigen  Leistungsfähigkeit  zu  ver- 
teilen. Dass  dadurch  die  Ausgiebigkeit  der  Besteuerung 
gegenüber  der  Erhebung  von  Naturalabgaben  ganz 
gewaltig  gesteigert  wird,  bedarf  keiner  weiteren  Er- 
örterung. Schliesslich  werden  auch  die  aus  dem  pri- 
vaten Verkehr  hervorgehenden  allgemeinen  vermögens- 
rechtlichen Forderungen,  wie  Renten-  und  Zinsansprüche, 
Forderungen  auf  Rückerstattung  von  Vermögenswerten 
usw.,  vorzugsweise  in  Geld  normiert;  auch  hier  ist 
bestimmend,  dass  bei  keinem  andern  Verkehrsobjekt 
der  Forderungsberechtigte  eine  ähnliche  Sicherheit  für 
die  unbedingte  Verwendbarkeit  im  zukünftigen  Zeit- 
punkte der  Erfüllung  der  Forderung  hat,  wie  bei  dem 
Gelde,  gegen  das  alle  andern  Güter  eingetauscht  werden 
können,  und  dass  auch  der  Verpflichtete  im  allgemeinen 
bei  keinem  andern  Verkehrsobjekte  eine  ähnliche  Frei- 
heit in  der  auf  die  Beschaffung  des  geschuldeten  Gutes 
gerichteten  Tätigkeit  hat,  da  ja  Geld  gegen  alle  andern 
Güter  beschafft  werden  kann. 

In  den  bisher  dargestellten  Beziehungen  erscheint 
die  Funktion  des  Geldes  als  Zahlungsmittel  bedingt 
durch  seine  Tauschmittelfunktion :  einseitige  Leistungen 
werden  in  Geld  auferlegt  und  zukünftige  Leistungen 
werden  in  Geld  vereinbart,  weil  gegen  das  Geld  in- 
folge seiner  Tauschmitteleigenschaft  alle  andern  Dinge 
am  leichtesten  beschafft  werden  können.  Das  Ver- 
hältnis zwischen  den  beiden  Funktionen  ist  jedoch  das 
einer  wechselseitigen  Bedingtheit.  Die  Geschichte  der 
Entstehung  des  Geldes  zeigt,  dass  vielfach  gewisse 
Güter  dadurch  zum  allgemeinen  Tauschmittel  geworden 
sind,    dass  die  weltliche   oder  geistliche  Obrigkeit  die 
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an  sie  zu  bewirkenden  Leistungen  in  diesen  Gütern 
normierte;  das  musste  den  Begehr  nach  diesen  Gütern 
steigern  und  auf  diese  Weise  ihre  Verwendung  als 
Tauschmittel  begünstigen.  Auch  heute  noch  tritt  in 
gewissen  Fällen  die  Bedingtheit  der  Tauschmittelfunktion 
durch  die  Zahlungsmittelfunktion  klar  zu  Tage:  bei 
einer  Papierwährung  z.  B.  werden  die  in  ihrem  Stoffe 
wertlosen  und  gegen  Metallgeld  nicht  einlösbaren 
Scheine  ganz  offenkundig  nur  deshalb  in  Austausch 
gegen  andere  Verkehrsobjekte  genommen,  weil  ihnen 
die  Gesetzgebung  die  Fälligkeit  beigelegt  hat,  zur  Er- 
füllung von  Geldschulden  zu  dienen,  weil  sie  zu  Zah- 
lungen an  den  Staat  verwendet  werden  können,  weil 
die  gerichtlichen  Urteile,  soweit  sie  auf  Geld  lauten, 
diese  Scheine  als  Geld  anerkennen,  kurz  weil  sie  durch 
die  Gesetzgebung  zu  Zahlungsmitteln  gemacht  sind. 
Ohne  diese  durch  die  Gesetzgebung  gewährleistete 
Verwendung  der  Papierscheine  zu  Zahlungszwecken 
würde  niemand  auf  den  Gedanken  kommen,  sie  im 
Austausch  gegen  andere  Güter  anzunehmen. 

c)  Die  Funktion  als  Mittel  der  Kapital- 
übertragung. 

Wenn  mobiles  Kapital  im  Wege  des  Kredits 
an  dritte  Personen  auf  Zeit  und  gegen  Entgelt 
(Zins)  übertragen  werden  soll,  so  erfolgt  in 
allen  Fällen,  in  welchen  nicht  die  von  der 
dritten  Person  benötigten  Güter  gegeben  wer- 
den, die  Übertragung  für  beide  Teile  am  zweck- 
mässigsten  in  Geld;  selbst  dann,  wenn  die 
Übertragung  in  anderen  Gütern  erfolgt,  wird  der 
in  der  Zukunft  zu  entrichtende  Gegenwert 
am  besten  in  Geld  festgesetzt. 

Die  Gründe  sind  einleuchtend.  Der  Besitzer  eines 
nicht  in  Geld  bestehenden  Kapitals  muss,  wenn  er 
dieses  ausleihen  will,  erst  einen  Kontrahenten  suchen, 
der  gerade  diese  bestimmte  Art  von  Kapital  benötigt, 
während  für  die  Verwendung  eines  Geldkapitals,  gegen 
das  andere  Güter  in  jeder  beliebigen  Form  ohne  wei- 
teres beschafft  werden  können,  keinerlei  Beschränkung 
besteht.  Was  die  zukünftige  Erstattung  des  Gegen- 
wertes anlangt,  so  begegnet  die  Rückgabe  in  natura 
schon  deshalb  erheblichen  Schwierigkeiten,  weil  die 
meisten  Güter  durch  ihre  Benutzung  aufgebraucht  oder 
wenigstens  erheblich  abgenutzt  werden  und  nicht  ohne 
weiteres  durch  andere  Güter  der  gleichen  Art  vertret- 
bar sind.  Dagegen  ist  das  Geld  das  ,,fungibelste" 
aller  Verkehrsobjekte:  gleiche  Summen  können  sich 
ohne  Rücksicht  auf  die  speziellen  Stücke,  aus  denen 
sie  bestehen,  unbedingt  vertreten.  Die  Schwierigkeit 
der  Festsetzung  des  in  der  Zukunft  zu  erstattenden 
Gegenwertes  fehlt  deshalb  von  vornherein,  wenn  die 
Kapitalübertragung  in  Geld  erfolgt;  sie  wird,  wenn 
die  Kapitalübertragung  in  natura  bewirkt  wird,  da- 
durch behoben,  dass  die  Rückerstattung  in  Geld  nor- 
miert wird.  Ähnliche  Erleichterungen  bietet  die  Ver- 
mittlung des  Geldes  hinsichtlich  der  Festsetzung  der 
Zinsen  für  die  Dauer  der  Kapitalüberlassung. 

Diese  Vorteile  des  Geldgebrauchs  haben  dazu  ge- 
führt, dass  der  Kapitalverkehr  sich  ganz  vorwiegend 
in  Geld  vollzieht.  Andererseits  wäre  ohne  den  Geld- 
gebrauch wegen  der  grossen,  dem  naturalen  Kapital- 
darlehen entgegenstehenden  Hindernisse  eine  irgendwie 
ei hebliche  Ausdehnung  des  Kapitalverkehrs  und  damit 
auch    der    Kapitalansammlung    ebenso    unmöglich    ge- 


wesen, wie  eine  erhebliche  Ausdehnung  des  Güteraus- 
tauschs  und  damit  auch  der  Güterproduktion. 

d)  Die  Funktion  als  allgemeines 
Wertmass. 

Um  diese  Funktion  des  Geldes  richtig  zu 
beurteilen,  muss  man  sich  vor  Augen  halten, 
dass  der  Wert  keine  den  Dingen  an  sich  an- 
haftende Eigenschaft  ist,  wie  Ausdehnung, 
Farbe,  Härte,  Temperatur  usw.,  dass  er  viel- 
mehr auf  den  Beziehungen  des  menschlichen 
Subjekts  zu  den  Dingen  der  Aussenwelt  be- 
ruht. Der  Wert  der  Dinge  ist  seinem  Ursprung 
nach  durchaus  subjektiver  Natur,  Objektiv 
tritt  der  Wert  der  Dinge  nur  in  Erscheinung 
in  dem  Austausch,  in  dem  verschiedene  Güter 
in  bestimmten  Quantitäten  gegeneinander  um- 
gesetzt werden.  Das  Austauschverhältnis  selbst 
ist  das  Produkt  der  subjektiven  Werturteile 
der  tauschenden  Individuen.  In  dem  Austausch- 
verhältnis wird  der  Wert  des  einen  Gutes  je- 
weils durch  den  Wert  des  dafür  hingegebenen 
andern  Gutes  ausgedrückt.  Zwar  hat  die 
objektive  Tatsache  eines  Austauschverhältnisses 
zwischen  zwei  Gütern  zu  der  Abstraktion  ge- 
führt, dass  jedes  der  beiden  Güter  mit  einem 
bestimmten  Quantum  von  „Tauschwert"  oder 
„Verkehrs wert"  ausgestattet  sei;  da  aber  stets 
nur  ein  Austauschverhältnis  zwischen  zwei 
Gütern  gegeben  ist,  so  lässt  sich  der  „Tausch- 
wert" eines  Gutes  stets  nur  an  dem  Tausch- 
wert eines  andern  Gutes,  das  für  das  erstere 
ausgetauscht  wird  oder  ausgetauscht  werden 
kann,  messen  oder  ausdrücken. 

Sobald  nun  in  dem  Geld  ein  allgemeines 
Tauschmittel  vorhanden  ist,  werden  alle  übri- 
gen Güter  regelmässig  zunächst  gegen  Geld 
umgesetzt,  so  dass  das  Geld  regelmässig  die 
eine  Seite  der  durch  den  Austausch  verwirk- 
lichten Gleichung  darstellt.  Den  in  Geld  be- 
stehenden Gegenwert  nennt  man  Preis,  und 
der  Geldpreis  wird  zum  allgemeinen  Ausdruck 
für  den  Wert  aller  wirtschaftlichen  Güter.  Die 
dem  Geldsystem  eines  Landes  zugrunde  lie- 
gende Einheit,  in  der  alle  Geldsummen  aus- 
gedrückt werden,  fungiert  im  Anschluss  daran 
als  Einheit  für  die  Bemessung  von  Werten 
überhaupt.  Die  Funktion  des  Geldes  als  Wert- 
mass stellt  sich  mithin  als  die  Folge  seiner 
Funktion  als  allgemeines  Tauschmittel  dar. 

Wenn  man  die  Verwendung  des  Geldes  als  allge- 
meinen und  einheitlichen  Ausdruck  für  den  Wert  aller 
Verkehrsobjekte  als  „Wert m essung"  bezeichnet  und 
dem  Gelde  die  Funktion  als  „Wertmass**  beilegt,  so 
muss  dabei  beachtet  werden,  dass  sich  die  durch  das 
Geld  bewirkte  Messung  der  Werte  von  allen  andern 
Messungen  wesentlich  unterscheidet.     Bei  allen  andern 
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Messungen,  z.  B.  der  Ausdehnung  und  des  Gewichts 
eines  Gegenstandes  oder  der  Grösse  eines  Zeitraums, 
wird  eine  bekannte  und  objektiv  feststehende  Einheit 
zugrunde  gelegt  und  durch  diese  Einheit  die  Grösse 
des  zu  messenden  Gegenstandes  ermittelt.  Bei  der 
Wertmessung  durch  das  Geld  steht  jedoch  an  sich  der 
Wert  des  Geldes  ebensowenig  fest,  wie  der  zu  mes- 
sende Wert  des  andern  Verkehrsobjekts.  Das  einzige, 
was  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswertes  objektiv 
feststeht,  sind  vielmehr  —  wie  oben  ausgeführt  wurde 
—  die  Austauschverhältnisse,  in  denen  die  ein- 
zelnen Verkehrsobjekte  gegeneinander  umgesetzt  wer- 
den. Örtliche  Verschiedenheiten  und  zeitliche  Verän- 
derungen des  Verkehrswertes  eines  Gutes  können  des- 
halb nur  in  einer  Verschiebung  seines  Austauschverhält- 
nisses zu  andern  Gütern  objektiv  in  Erscheinung  treten ; 
aber  eben  deshalb  ist  ohne  weiteres  konstatierbar  nur 
eine  Verschiebung  im  Wertverhältnis  zwischen  zwei 
Gütern,  während  stets  die  Frage  offen  bleibt,  ob 
und  in  welchem  Masse  diese  Verschiebung  verur- 
sacht ist  durch  eine  Veränderung  des  Wertes  des  einen 
oder  des  andern  oder  der  beiden  Verkehrsobjekte. 
Wenn  in  einer  naturalen  Tauschwirtschaft  an  einem 
gegebenen  Orte  und  zu  einer  gegebenen  Zeit  1  Rind 
gegen  8  Schafe  ausgetauscht  wird,  an  einem  andern 
Orte  oder  zu  einer  andern  Zeit  dagegen  1  Rind  gegen 
6  Schafe,  so  darf  nicht  ohne  weiteres  gesagt  werden, 
dass  an  dem  zweiten  Orte  oder  zu  der  späteren  Zeit 
der  Wert  des  Rindes  für  sich  genommen  kleiner  oder 
der  Wert  des  Schafes  für  sich  genommen  grösser  ist 
als  an  dem  ersten  Ort  und  zu  dem  ersten  Zeitpunkt. 
Nur  indirekt,  durch  eine  Prüfung  der  auf  das  Aus- 
tauschverhältnis einwirkenden  Faktoren,  wie  Angebot 
und  Nachfrage,  oder  durch  eine  Prüfung,  wie  sich  die 
Austauschverhältnisse  eines  jeden  der  beiden  Verkehrs- 
objekte zu  andern  Verkehrsgütern  gestaltet  haben, 
wird  man  zu  Schlussfolgerungen  darüber  kommen 
können,  auf  der  Seite  welches  der  beiden  Tauschob- 
jekte Veränderungen  vorgegangen  sind,  die  die  Ver- 
schiebung des  Austauschverhältnisses  zu  erklären  ver- 
mögen. Was  für  den  naturalen  Austausch  gilt,  trifft 
auch  für  den  Austausch  der  Verkehrsobjekte  gegen 
Geld  zu.  Wenn  das  Austauschverhältnis  zwischen  Geld 
und  Waren,  d.  i.  der  Warenpreis,  sich  ändert,  so  bleibt 
zunächst  auch  hier  die  Frage  offen,  ob  und  wieweit 
der  Grund  der  Verschiebung  auf  der  Seite  des  Geldes 
oder  der  Ware  liegt,  ob  der  Wert  des  Geldes  oder 
der  Wert  der  Ware  sich  verändert  hat.  Die  Tatsache, 
dass  wir  den  Wert  aller  andern  Güter  in  Geld  aus- 
zudrücken gewohnt  sind,  lässt  das  Geld  als  den  festen 
Pol  in  der  Bewegung  der  Verkehrswerte  erscheinen; 
sie  darf  jedoch  nicht  darüber  hinaustäuschen,  dass 
das  Geld  ebenso  wie  die  übrigen  Güter  den  Einflüssen 
ausgesetzt  ist,  welche  eine  Veränderung  der  Austausch- 
verhältnisse herbeiführen.  Der  Wert  des  Geldes,  in 
dem  der  Wert  aller  andern  Güter  ausgedrückt  wird, 
ist  also  weder  objektiv  feststehend  noch  unveränder- 
lich, weil  es  überhaupt  keinen  objektiv  feststehenden 
und  unveränderlichen  Wert  gibt. 

Trotz  dieser  Einschränkung  ist  die  Wertmassfunk- 
lion  des  Geldes  von  ausserordentlicher  Bedeutung  für 
die  Volkswirtschaft.  Wie  Brüche  mit  verschiedenem 
Nenner  erst  dann  addiert  werden  können,  wenn  man 
sie  auf  einen  gemeinsamen  Nenner  gebracht  hat,  ebenso 
lässt  sich  der  Gesamtwert  einer  Vielheit  verschieden- 
artiger Güter  nur  dadurch  ausdrücken  und  lassen 
sich  die  Werte  verschiedener  Güter  und  Gütermengen 
nur  dadurch  vergleichen,  dass  man  den  Wert  eines 
jeden    einzelnen   dieser  Güter  auf  das  Geld   als  einen 


einheitlichen  Wertausdruck  zurückführt.  Nur  auf  diesem 
Wege  ist  ein  einheitlicher  Ausdruck  für  das  aus  ver- 
schiedenen Güterarten  bestehende  Vermögen  der  ein- 
zelnen Individuen  möglich;  erst  durch  die  Zurückfüh- 
rung  aller  Eingänge  und  Ausgänge  der  Haushaltungen 
auf  das  Geld  wird  eine  geordnete  Wirtschaftsführung 
möglich,  und  nur  das  Geld  als  einheitlicher  Wertaus- 
druck gestattet  die  Berechnung  und  Vergleichung  von 
Produktionskosten  und  Ertrag  und  damit  auch  die  Be- 
rechnung des  Reingewinnes  und  der  Rentabüität  einer 
jeden  wirtschaftlichen  Unternehmung.  Auch  die  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  den  einzelnen  Staaten, 
wie  sie  in  Einfuhr  und  Ausfuhr  in  Erscheinung  treten, 
sind  nur  dadurch  zu  übersehen  und  zu  beurteilen,  dass 
die  eingeführten  und  ausgeführten  Waren  auf  einen 
einheitlichen  Wertausdruck  gebracht  werden. 

e)  Die  Funktion  als  Wertträger  durch 
Zeit  und  Raum. 
Indem  das  Geld  als  Mittel  der  Wertüber- 
tragungen von  Person  zu  Person  dient,  fun- 
giert es  häufig  gleichzeitig  als  Wertbewahrungs- 
und Werttransportmittel.  Eine  besondere  und 
selbständige  Funktion  des  Geldes  als  Wertträger 
durch  Zeit  und  Raum  liegt  j'edoch  insofern 
vor,  als  das  Geld  Wertträger  durch  Zeit  und 
Raum  sein  kann,  ohne  gleichzeitig  als  Wert- 
träger von  Person  zu  Person  zu  dienen. 

Jede  planmässige  Wirtschaft  hat  zur  Voraussetzung, 
dass  der  Mensch  nicht  mehr  von  der  Hand  in  den  Mund 
lebt,  sondern  für  künftige  Bedürfnisse  Vorsorge  trifft. 
Nun  steht  der  längeren  Aufbewahrung  von  Gütern, 
die  für  den  unmittelbaren  Konsum  bestimmt  sind,  das 
Hindernis  entgegen,  dass  die  meisten  Verbrauchsgüter 
einem  verhältnismässig  raschen  Verderb  ausgesetzt  sind. 
Zur  Aufspeicherung  für  die  Zukunft  empfehlen  sich  des- 
halb besonders  solche  Güter,  die  einmal  eine  mög- 
lichst grosse  Widerstandskraft  gegen  zerstörende  Ein- 
flüsse der  äusseren  Natur  besitzen  und  gegen  die  man 
femer  jederzeit  die  benötigten  Güter  leicht  erhalten 
kann.  Namentlich  aus  dem  letzteren  Gesichtspunkte 
heraus  ist  es  erklärlich,  dass  das  Geld,  weil  es  allge- 
meines Tausch-  und  Zahlungsmittel  ist,  in  grossem 
Umfang  als  Mittel  der  Wertbewahrung  verwendet  wird. 
Immerhin  hat  das  Geld  alsWertbewahrungs-  oder  „The- 
saurierungs"  mittel  nur  eine  sekundäre  Bedeutung; 
neben  dem  Geld  erfüllen  andere  Güter  diesen  Zweck, 
und  vor  allem  geht  die  neuzeitliche  Entwicklung  der 
Volkswirtschaft,  die  alle  vorhandenen  Kräfte  für  die 
Schaffung  neuer  Werte  auszunutzen  sucht,  darauf  hinaus, 
die  Aufspeicherung  effektiver  Geldvorräte  zu  beschrän- 
ken. Sobald  die  Rechtssicherheit  hinreichend  entwickelt 
ist,  sodass  eine  auf  Geld  lautende  Forderung  für  die  Zu- 
kunft nahezu  dieselbe  Verfügung  über  Geld  gewährt, 
wie  der  effektive  Besitz  von  Geld,  wird  die  Aufspeiche- 
rung des  baren  Geldes  zurückgedrängt  durch  die  An- 
lage des  verfügbaren  Vermögens  in  zinstragenden  Geld- 
forderungen: an  die  Stelle  der  Funktion  des  Geldes 
als  Wertbewahrer  tritt  mehr  und  mehr  seine  Funktion 
als  Mittel  der  Kapitalübertragung. 

Eine  selbständige  Funktion  des  Geldes  als  Wert- 
transportmittel liegt  dann  vor,  wenn  das  Geld,  ohne 
seinen  Besitzer  zu  ändern,  zu  Wertübertragungen  von 
Ort  zu  Ort  benutzt  wird.  Das  ist  der  Fall,  wenn  das 
Geld  seinen  Besitzer  auf  Reisen,  bei  Umzügen  oder 
bei   der  Auswanderung  begleitet,    oder  wenn    es  von 
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seinem  Besitzer  nach  einem  andern  Ort,  sei  es  zum 
Zweck  der  Aufbewahrung,  sei  es  zum  Zweck  der  pro- 
duktiven Verwendung,  übertragen  wird.  Dass  solche, 
ohne  Besitzwechsel  sich  vollziehende  örtliche  Vermö- 
gensübertragungen vorzugsweise  in  Geld  erfolgen, 
hat  seine  Ursache  darin,  dass  das  Geld  das  beweglichste 
und  am  leichtesten  transportierbare  und  gleichzeitig  das 
zur  Beschaffung  aller  andern  Dinge  am  leichtesten  ver- 
wendbare Verkehrsgut  zu  sein  pflegt.  Auch  hier  liegt 
mithin  der  Zusammenhang  mit  der  Grundfunktion  des 
Geldes  klar  zu  Tage. 

4.  Der  juristische  Geldbegriff. 

Das  Geld  ist  zwar  seinem  Ursprung  nach 
eine  wirtschaftliche  Institution,  es  hat  aber,  wie 
andere  gesellschaftUche  Einrichtungen,  seine 
volle  Ausbildung  erst  durch  den  Staat  und 
seine  Rechtsordnung  erhalten. 

Eine  genauere  Betrachtung  des  Geldes  vom 
juristischen  Standpunkte  aus  ergibt,  dass  wir 
im  rechtlichen  Sinne  einen  engeren  und  einen 
weiteren  Geldbegriff  zu  unterscheiden  haben. 
Das  Geld  im  engeren  juristischen  Sinne  um- 
fasst  diejenigen  Geldsorten,  welchen  das  Recht 
die  Eigenschaft  als  „gesetzliches  Zahlungsmittel" 
ausdrücklich  beigelegt  hat.  Dass  es  aber  nicht 
nur  im  wirtschaftlichen,  sondern  auch  im  recht- 
lichen Sinne  einen  weiteren  Geldbegriff  gibt, 
geht  daraus  hervor,  dass  eine  Reihe  von  Sonder- 
bestimmungen über  das  Geld,  namentlich  in 
der  Eigentumslehre,  sich  nicht  nur  auf  die  mit 
gesetzlicher  Zahlungskraft  ausgestatteten  Geld- 
sorten beziehen,  sondern  auch  auf  Münzen 
und  andere  Geldsorten,  denen  die  Eigenschaft 
eines  gesetzlichen  Zahlungsmittels  in  dem  be- 
treffenden Rechtsgebiete  nicht  zuerkannt  ist. 
Wenn  z.  B.  das  B.  G.  B.  bestimmt,  dass  an  be- 
weglichen Sachen  der  gutgläubige  Erwerber 
auch  dann  Eigentümer  wird,  wenn  die  Sache 
nicht  dem  Veräusserer  gehörte,  es  sei  denn, 
dass  die  Sache  dem  rechtmässigen  Eigentümer 
gestohlen  worden,  verloren  gegangen  oder  sonst 
abhanden  gekommen  war,  und  wenn  es  weiter 
bestimmt,  dass  die  letzterwähnte  Ausnahme  für 
Geld  nicht  gilt,  dass  also  das  Eigentum  an 
Geld  unter  allen  Umständen  auf  den  gutgläu- 
bigen Erwerber  übergeht,  so  ist  klar,  dass  hier 
unter  „Geld"  nicht  nur  die  mit  gesetzlicher  Zah- 
lungskraft ausgestatteten  Münzen  und  Scheine 
verstanden  sind,  sondern  auch  ausländische 
Münzen,  denen  im  Inland  gesetzliche  Zahlungs- 
kraft nicht  zukommt,  inländische  Handelsmün- 
zen usw.  Das  gleiche  gilt  von  dem  Rechts- 
satz, dass  bei  einer  Geldschuld,  die  auf  eine 
bestimmte  Münzsorte  lautet,  die  unverschuldete 
Unmöglichkeit  der  Leistung  den  Schuldner 
nicht,  wie  bei  allen  andern  Sachen,  von  der 


Leistung  befreit,  sondern  dass  in  diesem  Falle 
die  Zahlung  so  zu  leisten  ist,  wie  wenn  keine 
Münzsorte  verabredet  gewesen  wäre;  auch  hier 
ist  es  gleichgültig,  ob  die  ursprünglich  verab- 
redete Münzsorte  mit  gesetzlicher  Zahlungs- 
kraft ausgestattet  ist  oder  war.  Ebenso  erstreckt 
sich  die  Sonderstellung,  welche  das  Bürger- 
liche Recht  dem  Gelde  in  dem  eingebrachten 
Gute  der  Ehefrau  und  in  dem  der  Nutzniessung 
des  Vaters  unterliegenden  Vermögen  des  Kindes 
anweist,  auf  das  Geld  im  weiteren  Sinne.  Auch 
der  Anwendung  des  rechtlichen  Unterschieds 
zwischen  Tausch  und  Kauf  liegt  der  Geldbe- 
griff im  weiteren  Sinne  zugrunde.  Kauf  ist 
ein  Umsatz  einer  Ware  gegen  Geld.  Auch 
wenn  der  Verkauf  eines  Grundstückes  gegen 
eine  bestimmte  Geldsumme,  deren  Zahlung 
ausdrücklich  in  Banknoten,  die  nicht  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  sind,  vereinbart  wird,  bleibt 
dieses  Rechtsgeschäft  ein  Kauf.  Ferner  ist  es 
ein  Erfordernis  des  Wechsels,  dass  er  auf  eine 
bestimmte  Geldsumme  lautet.  Die  Wechsel- 
ordnung sieht  aber  ausdrücklich  den  Fall  vor, 
dass  ein  Wechsel  auf  eine  Münzsorte,  die  am 
Zahlungsorte  keinen  Umlauf  hat,  oder  auf  eine 
Rechnungswährung  lautet. 

Eine  Einrichtung  wird  aus  der  Sphäre  des 
rein  Wirtschaftlichen  dadurch  in  die  Sphäre 
des  Rechts  erhoben,  dass  sie  durch  Gewohn- 
heitsrecht oder  Gesetz  in  ihren  Funktionen 
anerkannt  wird.  Demgemäss  kann  man  das 
Geld  im  weiteren  juristischen  Sinne  folgender- 
massen  definieren; 

Geld  im  weiteren  juristischen  Sinne 
ist  in  einem  jeden  Staatsgebiete  die  Ge- 
samtheit derjenigen  Gegenstände,  die 
von  der  Rechtsordnung  in  der  ordent- 
lichen Bestimmung,  die  Übertragung 
von  Vermögenswerten  von  Person  zu 
Person  zu  vermitteln,  anerkannt  sind. 

Alle  Sonderbestimmungen  über  das  Geld 
lassen  sich  aus  der  rechtlichen  Anerkennung 
seiner  wirtschaftlichen  Grundfunktion  herleiten. 

Der  engere  juristische  Begriff  des  Geldes, 
für  den  man  auch  die  Bezeichnung  „Wäh- 
rungsgeld" anwendet,  knüpft  an  die  rechtliche 
Ausgestaltung  derjenigen  Funktion  an,  die  juri- 
stisch von  der  grössten  Bedeutung  ist,  der 
Funktion  als  Zahlungsmittel. 

Wenn  wir  jedoch  im  Gegensatz  zu  dem 
soeben  bestimmten  weiteren  Geldbegriff  das 
Geld  im  engeren  juristischen  Sinne  einfach  als 
„gesetzliches  Zahlungsmittel"  definieren,  so  be- 
darf diese  Bezeichnung  noch  einer  Verdeut- 
lichung.   Wenn  man  unter  Zahlung  die  Hin- 
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gäbe  von  Geld  oder  die  Erfüllung  einer  auf 
Geld  lautenden  Verbindlichkeit  versteht,  so  hat 
der  Begriff  des  Zahlungsmittels  das  Geld,  das 
durch  ihn  definiert  werden  soll,  selbst  zur 
Voraussetzung;  der  Satz,  „Geld  ist  das  gesetz- 
liche Zahlungsmittel",  würde  dann  nichts  heissen, 
als  „Geld  ist  der  Gegenstand,  in  dem  die  auf 
Geld  lautenden  Verbindlichkeiten  gesetzlich  zu 
erfüllen  sind".  Fasst  man  aber  das  Wort  Zah- 
lung in  einem  weiteren  Sinne  (gleichbedeutend 
mit  dem  lateinischen  Wort  solutiö),  nämlich 
als  Leistung  einer  geschuldeten  Verbindlichkeit 
überhaupt,  dann  scheint  die  Definition  des 
Geldes  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  nicht 
zuzutreffen ;  „Zahlungsmittel"  ist  dann  vielmehr 
der  bestimmte  Gegenstand  oder  die  Sachenart, 
auf  welche  die  Verbindlichkeit  lautet,  einerlei 
ob  Geld  oder  etwa  Getreide.  Die  Definition 
des  Geldes  im  engeren  juristischen  Sinne  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  erhält  jedoch  einen 
brauchbaren  Sinn,  wenn  man  ihm  folgende 
Bedeutung  gibt:  Geld  im  engeren  rechtlichen 
Sinne  oder  Währungsgeld  sind  diejenigen  Sa- 
chen, in  welchen  im  Zweifel,  d.  h.  falls  nicht 
eine  bestimmte  Geldsorte  ausdrücklich  verab- 
redet ist,  die  auf  Geld  in  allgemeinem  Sinne 
oder  auf  Geld  schlechthin  lautenden  Leistungen 
gesetzlich  zu  bewirken  sind,  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  der  Gläubiger  einerseits  die  Lei- 
stung in  diesen  Sachen  vom  Schuldner  ver- 
langen kann,  und  dass  er  andererseits  die  ihm 
vom  Schuldner  angebotene  Leistung  in  diesen 
Sachen  bei  Vermeidung  der  Rechtsfolgen  des 
Annahmeverzugs  nicht  ablehnen  darf.  Den  Geld- 
schulden, in  welchen  keine  spezielle  Geldsorte 
normiert  ist,  stehen  diejenigen  auf  bestimmte 
Geldsorten  lautenden  Schulden  gleich,  bei  denen 
die  Leistung  in  der  verabredeten  Sorte  aus 
irgend  einem  Grunde  unmöglich  geworden 
oder  bei  denen  die  Vertragsabrede  über  die  zu 
leistende  Sorte  aus  irgend  einem  andern  Grunde 
hinfällig  geworden  ist;  in  solchen  Fällen  tritt 
an  die  Stelle  des  „vertragsmässigen  Zah- 
lungsmittels" das  gesetzliche  Zahlungsmittel. 


Ebenso  wie  sich  das  gesetzliche  Zahlungs- 
mittel bei  Sorlenschulden,  deren  Erfüllung  in 
der  ursprünglich  bedungenen  Geldsorte  un- 
möglich geworden  ist,  zu  dem  vertragsmässigen 
Zahlungsmittel  verhält,  ebenso  verhält  sich  das 
Geld  im  engeren  juristischen  Sinne  zu  allen 
Leistungen,  die  Inhalt  von  Verbindlichkeiten 
sein  können.  Wenn  irgend  eine  vertragsmässige 
Leistung  unmöglich  geworden  ist,  ohne  dass 
gleichzeitig  die  Befreiung  des  Schuldners  von 
der  Leistung  eintritt,  so  ist  die  Leistung  in 
Geld  zu  bewirken;  da  die  Art  der  Entstehung 
einer  solchen  auf  Geld  lautenden  Verbindlich- 
keit von  vornherein  jede  vertragsmässige  Ab- 
rede über  eine  bestimmte  Geldsorte  ausschliesst, 
so  kann  hier  als  Erfüllungsobjekt  nur  das  Geld 
im  engeren  juristischen  Sinne  in  Betracht  kom- 
men; das  Geld  im  engeren  juristischen  Sinne 
ist  deshalb  als  das  „eventuell  letzte  zwangs- 
weise Solutionsmittel"  definiert  worden.  Aber 
diese  Eigenschaft  des  Geldes  als  letztes  Solu- 
tionsmittel ergibt  sich,  wie  wir  gesehen  haben, 
als  notwendige  Konsequenz  aus  dem  Begriff 
des  gesetzlichen  Zahlungsmittels,  dem  wir  den 
Begriff  des  vertragsmässigen  Zahlungsmittels 
und  den  weiteren  Begriff  des  vertragsmässigen 
Solutionsmittels  gegenübergestellt  haben. 

Wenn  man  das  Geld  im  engeren  rechtlichen 
Sinne  oder  das  Währungsgeld  als  das  gesetz- 
liche Solutions-  oder  Zahlungsmittel  bezeichnet, 
so  heisst  das  nach  den  vorausgegangenen  Aus- 
führungen: 

Währungsgeld  ist  die  Gesamtheit  derjenigen 
Sachen,  welche  kraft  Gesetzes  als  Erfüllungs- 
mittel dienen 

1.  bei  Geldschulden,  die  keine  vertragsmässige 
Abrede  über  die  zu  leistende  Geldsorte  oder 
eine  hinfällig  gewordene  Abrede  dieser  Art 
enthalten. 

2.  bei  allen  übrigen  Schuldverhältnissen,  bei 
welchen  die  vertragsmässige  Abrede  über  den 
speziellen  Leistungsgegenstand  ohne  gleich- 
zeitige Befreiung  des  Schuldners  von  der  Lei- 
stung hinfällig  geworden  ist. 


11.  Die  Oeldverfassung. 


1.  Die  Geldstoffe. 

So  einheitlich  sich  der  Begriff  des  Geldes 
uns  darstellt,  so  vielgestaltig  treten  uns  die 
Dinge  gegenüber,  die  diesen  Begriff  in  der 
Wirklichkeit  verkörpern.  Das  Geld  eines  jeden 
Staates  besteht  aus  einer  Anzahl  verschieden- 
artiger Stoffe  in  verschiedenartiger  Form;  aber 


der  Einheit  des  Geldbegriffes  entspricht  auch 
in  der  körperlichen  Erscheinung  des  Geldes 
die  Tatsache,  dass  alle  die  verschiedenen  Geld- 
arten eines  Staates  in  der  Geldverfassung,  der 
kunstvollen  Organisation  des  Geldwesens,  zu 
einem  einheitlichen  und  wohlgegliederten  Sy- 
stem zusammengefasst  sind. 
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Geld. 


a)  Die  Edelmetalle  als  Geldstoffe, 

Für  die  Gestaltung  der  körperlichen  Erschei- 
nung des  Geldes,  für  die  Wahl  der  Geldstoffe 
und  deren  Formgebung  sowie  für  die  Zu- 
sammenfassung der  verschiedenen  Geld  dar- 
stellenden Objekte  zu  einer  einheitlichen  Geld- 
verfassung sind  ausschlaggebend  die  Erforder- 
nisse, die  sich  aus  den  Funktionen  des  Geldes 
und  dem  Stand  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung ergeben. 

Die  Tatsache,  dass  die  Edelmetalle  Gold 
und  Silber  den  Grundstoff  für  das  Geld  in 
jeder  normalen  Geldverfassung  bilden,  ist  histo- 
risch und  theoretisch  auf  folgende  Erfordernisse 
des  Geldes  zurückzuführen: 

Die  Aufgabe  des  Geldes,  als  Mittel  der  Wert- 
übertragungen von  Person  zu  Person  zu  die- 
nen, erfordert: 

ein  Gut  von  allgemeiner  Begehrtheit, 
ein  Erfordernis,  dem  die  Edelmetalle,  die  sich 
infolge  ihrer  Schönheit  und  Formbarkeit  als 
Rohstoffe  für  Schmuck  und  kostbare  Geräte 
besonders  eignen,  vorzüglich  entsprechen; 

leichte  Übertragbarkeit,  also  Transport- 
fähigkeit und  Handlichkeit,  ein  Erfordernis, 
dem  nur  solche  Verkehrsobjekte  genügen,  die 
in  kleinem  Volumen  und  Gewicht  einen  hohen 
Wert  darstellen; 

Möglichkeit  der  Darstellung  beliebig  grosser 
Werte,  ein  Erfordernis,  das  Teilbarkeit  und 
Formbarkeit  des  Geldstoffs  voraussetzt; 

absolut  gleichartige  Beschaffenheit 
des  Geldstoffes,  auf  Grund  welcher  gleiche 
Gewichtsmengen  stets  gleiche  Werte  darstellen 
und  sich  deshalb  gegenseitig  restlos  ersetzen 
und  vertreten   können; 

Widerstandsfähigkeit  des  Geldstoffs  ge- 
gen schädliche  Einflüsse  aller  Art;  er  darf  durch 
den  Transport  nicht  leiden,  und  er  muss  in 
der  Hand  desjenigen,  der  ihn  empfängt,  seine 
Beschaffenheit  und  seinen  Wert  möglichst  un- 
verändert bewahren. 

Das  sind  im  grossen  ganzen  die  Erforder- 
nisse, denen  die  Edelmetalle  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  besser  als  alle  andern  Sachgüter 
entsprechen,  und  auf  denen  es  beruht,  dass 
die  Edelmetalle  sich  im  Laufe  der  Entwicklung 
überall  als  der  wichtigste  Geldstoff  durchge- 
setzt haben  und  dass  in  ihnen  noch  heute  das 
Geld  ganz  vorzugsweise  seine  Verkörperung 
findet. 

b)  Das  gemünzte  Geld. 
In  einem  Punkte  vermögen  die  Edelmetalle 
als  solche  den  sich  aus  den  Funktionen   des 


Geldes  ergebenden  Erfordernissen  nicht  ohne 
weiteres  zu  entsprechen:  Die  Leichtigkeit  der 
Übertragung  hängt  nicht  nur  von  den  trans- 
porttechnischen Momenten  ab,  denen  die  Edel- 
metalle infolge  ihrer  Kostbarkeit  und  Wider- 
standsfähigkeit in  so  hohem  Masse  genügen, 
sondern  auch  von  der  Einfachheit  gewisser, 
für  die  Übertragung  von  Werten  notwendiger 
geistiger  Operationen.  Die  Beschaffenheit  und 
das  Gewicht  des  zu  übertragenden  Gegenstan- 
des dürfen  zu  ihrer  Feststellung  nicht  ein  um- 
ständliches und  schwieriges  Verfahren  notwen- 
dig machen,  die  Darstellung  bestimmter  Wert- 
grössen  in  dem  als  Geld  zu  gebrauchenden 
Gute  darf  keine  komplizierte  Rechentätigkeit 
zur  Voraussetzung  haben,  sondern  muss  durch 
ein  einfaches  Vorzählen  von  gleichartigen  oder 
in  einfachen  Wertverhähnissen  zueinander  ste- 
henden Stücken  bewirkt  werden  können.  Die 
Schwierigkeiten,  welche  dem  Gebrauch  der 
Edelmetalle  als  Geld  darin  entgegenstanden,  dass 
in  jedem  einzelnen  Falle  das  Gewicht  und 
der  Feingehalt  der  Edelmetallstücke  in  einem 
schwierigen  Verfahren  ermittelt  und  daraus  der 
Wert  der  Edelmetallstücke  berechnet  werden 
musste,  hat  schon  in  den  frühesten  Zeiten  der 
Verwendung  der  Edelmetalle  zu  Geldzwecken 
dazu  geführt,  dass  die  für  den  Tauschverkehr 
bestimmten  Edelmetalle  in  eine  bestimmte  Form 
gebracht  wurden,  in  Ringe  und  Stäbe  von  be- 
stimmter Feinheit  und  bestimmtem  Gewicht; 
so  in  Babylonien  und  Ägypten.  Das  Bedürf- 
nis der  autoritativen  Beglaubigung  des  Ge- 
wichts und  der  Feinheit  der  Edelmetallstück- 
chen hat  die  Veranlassung  gegeben,  dass  die 
Edelmetallstückchen  gestempelt,  und  dass 
schliesslich  nach  einheitlichen  Typen  herge- 
stellte kleine  Metallscheiben  mit  einem  die  ganze 
Oberfläche  bedeckenden  Gepräge  versehen  wur- 
den. Auf  diese  Weise  entstanden  die  Mün- 
zen, deren  Anfänge  —  soweit  unsre  Kenntnis 
reicht  —  auf  das  kleinasiatische  Grenzgebiet 
der  griechischen  und  orientalischen  Kultur  zu- 
rückgehen und  dem  7.  Jahrhundert  vor  Christi 
Geburt  angehören.  Das  allgemeine  Erforder- 
nis, aus  dem  die  Erfindung  der  Münze  her- 
vorging, besteht  noch  heute  in  unveränderter 
Stärke  und  sichert  dem  gemünzten  Metall  seine 
unbedingte  Vorherrschaft  unter  den  Erschei- 
nungsformen des  Geldes. 

c)  Die  Vielheit  der  Geldstoffe. 
Der  vorwiegende  Gebrauch  des  einen  oder 
anderen  Geldstoffs  hängt  einerseits  ab  von  den 
Produktionsverhältnissen  der  Edelmetalle,  ande- 
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rerseits  von  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen, 
insbesondere  von  der  Ausdehnung  der  Geld- 
wirtschaft über  die  verschiedenen  Schichten 
des  Verkehrs,  von  der  Lebhaftigkeit  der  Um- 
sätze und  von  der  Grösse  des  Volkswohlstan- 
des. Keine  Geldverfassung  kann  jedoch  aus- 
schliesslich mit  einem  Geldstoff  auskommen; 
das  bereits  erwähnte  Erfordernis  der  leichten 
Darstellbarkeit  der  verschiedensten  Wertgrössen 
in  Geld  macht  es  notwendig,  eine  Vielheit  von 
Geldstoffen  zu  benutzen.  Von  der  Tausend- 
marknote bis  zum  Pfennigstück  ist  ein  weiter 
Spielraum,  der  unmöglich  durch  einen  einzi- 
gen Geldstoff  ausgefüllt  werden  kann.  Die 
Verwendbarkeit  unseres  wichtigsten  Geldstoffs, 
des  Goldes,  hat  sowohl  nach  unten  als  auch 
nach  oben  seine  Grenze.  Unter  die  Grösse 
des  Zehnmarkstücks  kann  man  nach  den  prak- 
tischen Erfahrungen  mit  den  Goldmünzen  nicht 
herabgehen,  ohne  dass  sie  unhandlich  und 
leicht  verlierbar  werden.  Der  Raum  vom  Zehn- 
markstück abwärts  gehört  infolgedessen  dem 
Silber  bis  zu  dem  Punkte,  wo  auch  die  Sil- 
bermünzen anfangen  zu  klein  zu  werden.  Von 
diesem  Punkte  abwärts  bleibt  Raum  für  die 
Verwendung  unedler  Metalle,  des  Nickels  und 
Kupfers.  Nach  oben  hin  kommt  auch  für 
das  Gold  der  Punkt,  wo  es  nicht  mehr  als 
ein  bequemes  Geld  angesehen  wird.  Zwar 
lassen  sich  beliebig  grosse  Summen  in  Gold- 
stücken zusammenstellen,  aber  bei  grösseren 
Beträgen  wird  den  papiernen  Geldzeichen  all- 
gemein der  Vorzug  gegeben.  Es  ist  beque- 
mer, fünf  Noten  zu  100  Mark  als  25  Zwan- 
zigmarkstücke bei  sich  zu  tragen,  oder  10000 
Mark  in  10  Banknoten  zu  1000  Mark  als  in 
500  Zwanzigmarkstücken  zu  bezahlen.  Auch 
hinsichtlich  kleinerer  Beträge  erscheinen  für 
gewisse  Zwecke  papierne  Geldzeichen  geeig- 
neter als  Metallgeld.  So  werden  z.  B.  die 
deutschen  Reichskassenscheine,  namentlich  in 
den  Abschnitten  zu  5  und  20  M  vielfach  zur 
Versendung  in  Briefen  benutzt. 

Die  Unmöglichkeit,  dem  Verkehrsbedürfnis 
durch  einen  einzigen  Geldstoff  oder  gar  eine 
einzige  Geldsorte  zu  genügen,  stellt  die  das 
Geldwesen  regelnde  und  die  Münzprägung 
ausübende  Staatsgewalt  vor  die  Aufgabe,  eine 
Vielheit  von  sich  gegenseitig  ergänzenden  Geld- 
sorten aus  verschiedenen  Stoffen  zu  schaffen. 
Das  Geld  kann  jedoch  seine  Aufgaben  nur 
dann  in  vollkommener  Weise  erfüllen,  wenn 
es  trotz  der  Vielheit  seiner  körperlichen  Er- 
scheinungsformen, der  Geldsorten  und  Geld- 
stoffe, eine  in  sich  geschlossene  Einheit  bildet, 


und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  einzelnen 
Geldsorten  zueinander  in  einem  einfachen 
und  ein  für  allemal  festgelegten  Wertverhält- 
nisse stehen  und  sich  innerhalb  der  durch  die 
Natur  des  Geldstoffs  gegebenen  Schranken  bei 
Zahlungsleistungen  aller  Art  gegenseitig  ver- 
treten können.  Die  Staatsgewalt  hat  also  wei- 
terhin die  Aufgabe,  aus  den  verschiedenen 
Geldsorten  und  Geldstoffen  ein  solches  ein- 
heitliches Geldsystem  zu  schaffen. 

2.  Die  technische  Einrichtung  der 
Geldsysteme. 

a)  Rechnungseinheit. 

In  seiner  äusseren  Erscheinung  ist  das  Geldsystem 
der  planmässig  durchgetührte  Aufbau  einer  Anzahl  ver- 
schieden grosse  Werte  darstellender  Geldsorten.  Diesem 
Aufbau  liegt  eine  Einheit  zugrunde,  durch  deren  Viel- 
fachen oder  Bruchteile  sich  alle  Geldsummen  ausdrücken 
lassen  und  auf  die  sich  alle  dem  Geldsystem  angehö- 
renden Geldsorten  zurückbeziehen,  die  sich  also  zu 
dem  Geldsystem  ebenso  verhält,  wie  das  Meter  und 
Gramm  zum  Mass-  und  Gewichtssystem.  Wir  be- 
zeichnen diese  Einheit  als  ,, Rechnungseinheit"  oder 
„Geldeinheit".  Die  Rechnungseinheit  hat  in  den  ver- 
schiedenen Geldsystemen  verschiedene  Namen  und  stellt 
verschiedene  Wertgrössen  dar.  Sie  ist  z.  B.  im  deutschen 
Geldsystem  die  ,,Mark",  im  französischen,  belgischen, 
schweizerischen  usw.  der  „Frank",  im  holländischen 
der  „Gulden",  im  englischen  das  „Pfund  Sterhng"  usw. 

b)  Rechnungssystem. 

Wie  aus  der  Mass-  und  Gewichtseinheit  Unter-  und 
Überabteilungen  gebildet  werden  (Zentimeter  und  Kilo- 
meter, Dekaliter  und  Hektoliter,  Milligramm  und  Kilo- 
gramm usw.),  so  auch  aus  den  Rechnungseinheiten  der 
Geldsysteme.  Der  Zahlenaufbau  der  Einteilung,  das 
,, Rechnungssystem",  ist  bei  den  einzelnen  Geldsystemen 
verschieden;  wie  im  Mass-  und  Gewichtssystem  hat 
jedoch  auch  hier  die  Dezimaleinteilung  in  der  neueren 
Zeit  die  grösste  Ausdehnung  erfahren.  Die  Mark  wird 
in  100  Pfennige  geteilt,  der  Frank  in  100  Centimes, 
der  holländische  Gulden  und  der  amerikanische  Dollar 
in  100  Cents.  Dagegen  zerfiel  der  preussische  Taler 
in  30  Silbergroschen  ä  12  Pfennig,  der  süddeutsche 
Gulden  in  60  Kreuzer,  und  heute  noch  wird  das  eng- 
lische Pfund  Sterling  in  20  Schillinge  ä  12  Pence  ein- 
geteilt. Da  unser  ganzes  Zahlensystem  auf  dezimaler 
Grundlage  beruht,  ermöglicht  die  dezimale  Einteilung 
des  Geldsystems  eine  ausserordentliche  Erleichterung 
für  das  Rechnen  mit  Geldsummen, 
c)   Stückelung. 

Der  auf  der  Geldeinheit  beruhende  zahlenmässige 
Aufbau  des  Geldsystems  ist  entscheidend  für  die  Aus- 
wahl der  einzelnen  Geldsorten,  für  die  sog.  ,, Stücke- 
lung" ;  die  Rechnungseinheit  selbst,  ihre  Unterteilungen 
und  Vielfachen  werden  in  Münzen  und  Papierscheinen 
dargestellt.  Die  Münznamen  sind  von  den  Namen  der 
Rechnungseinheit  und  ihren  Unterteilungen  mitunter 
verschieden ;  so  ist  die  Rechnungseinheit  des  englischen 
Geldsystems  das  „Pfund  Sterling",  während  die  Gold- 
münze, welche  diese  Rechnungseinheit  verkörpert, 
,,Sovereign"  heisst.  In  Deutschland  ist  den  Reichs- 
goldmünzen zu  10  M  der  Name  ,, Krone",  denjenigen 
zu  20  M  der  Name  „Doppelkrone"  offiziell  beigelegt 
worden,    während   der  Art.  1    des  Münzgesetzes   aus- 
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drücklich  die  „Mark"  als  Rechnungseinheit  bezeichnet 
und  während  die  Angabe  von  Geldsummen  stets  nur 
in  Mark  und  Pfennigen,  nie  in  Kronen  oder  Doppel- 
kronen erfolgt. 

Das  Münzgesetz,  welches  die  Stückelung  des  Geld- 
systems vorschreibt,  gibt  regelmässig  auch  die  Vor- 
schriften über  den  Metallgehalt  und  das  Gepräge  der 
einzelnen  Sorten. 

d)  Münz  gewicht. 

Hinsichtlich  des  Metallgehaltes  ist  zunächst  zu  be- 
achten, dass  das  im  Münzwesen  angewendete  Gewichts- 
system sich  mitunter  von  dem  allgemeinen  Gewichts- 
system unterscheidet.  So  ist  das  in  den  Münzgesetzen 
des  deutschen  Reichs  angewendete  Gewichtssystem  das 
Zollpfund  (=  500  g),  das  in  tausend  Teile  eingeteilt 
wird,  obwohl  bereits  in  der  Mass-  und  Gewichtsord- 
nung des  Norddeutschen  Bundes  vom  17.  August  1868 
das  Kilogramm  als  Verkehrsgewicht  eingeführt  worden 
war.  Erst  die  Münznovelle  vom  9.  Juni  1900  hat  das 
besondere  Münzgewicht  beseitigt  und  es  durch  das 
allgemeine  Verkehrsgewicht  ersetzt.  In  England  weicht 
heute  noch  das  Münzgewicht,  das  gleichzeitig  im  Edel- 
metallhandel Anwendung  findet,  von  dem  allgemeinen 
Verkehrsgewicht  ab;  als  Verkehrsgewicht  ist  das  „Avoir- 
du-pois-Piund"  =  453,593  g  in  Anwendung,  im  Münz- 
wesen und  im  Edelmetallhandel  das  „Trqy-Piund"  = 
373,742  g. 

e)  Münzfuss. 

Das  Verhältnis  der  Rechnungseinheit  des  Geldsystems 
zu  dem  für  den  Wert  des  Geldes  bestimmenden  Metall 
(Währungsmetall)  heisst  „Münzfuss".  Der  Münzfuss 
drückt  aus,  wie  viel  mal  die  Rechnungseinheit  des  Geld- 
systems auf  die  Gewichtseinheit  des  Währungsmetalls 
geht.  Der  Münzfuss  der  preussischen  Silberwährung 
z.  B.  war  der  ,,Dreissig-Taler-Fuss",  d.  h.  es  wurden 
aus  einem  Pfund  Silber  dreissig  Taler  „ausgebracht"; 
der  Münzfuss  unserer  heutigen  deutschen  Goldwährung 
ist  ein  1395-Markfuss,  denn  aus  je  einem  Pfund  des 
Währungsmetalls,  des  Goldes,  werden  1395  Mark  aus- 
geprägt. Durch  den  Münzfuss  ist  der  Gehalt  der  aus 
dem  Währungsmetail  geprägten  Münzen  gegeben. 
Wenn  aus  je  einem  Pfund  Gold  1395  M  geprägt  werden, 
so  ergibt  sich  daraus  für  das  Zehnmarkstück  ein  Gold- 
gehalt von  Pfund  =  3,58423  g,  für  das  Zwanzig- 
markstück ein  Goldgehalt  von  t^t^  Pfund  =  7, 16846  g. 

f)  Feingehalt  und  Feinheit. 
Das  Gewichtsquantum  Edelmetall,  welches  eine  Münze 
enthält,  wird  ,;Feingehalt"  genannt.  Der  Feingehalt 
unterscheidet  sich  deshalb  von  dem  Brutto-  oder  Rauh- 
gewicht der  Münzen  (in  der  alten  Münzsprache  auch 
„Schrot"  genannt),  weil  das  Edelmetall,  das  zur  Münz- 
prägung verwendet  wird,  zur  Erhöhung  seiner  Wider- 
standsfähigkeit gegen  die  Abnutzung  durch  Reibung 
usw.  regelmässig  einen  bestimmten  Zusatz  von  Kupfer 
erhält  (Beschickung,  Legierung).  Das  Verhältnis  des 
Feingehalts  zum  Rauhgewicht  nennt  man  „Feinheit" 
(in  der  alten  Münzsprache  „Korn").  Die  neueren 
Münzgesetze  der  meisten  Staaten  bestimmen  die  Fein- 
heit der  Münzen  in  Tausendteüen;  so  bestimmte  die 
deutsche  Münzgesetzgebung:  ,,Das  Mischungsverhält- 
nis der  Reichsgoldmünzen  wird  auf  900  Tausendteile 
Gold  und  100  Tausendteile  Kupfer  festgestellt".  Da- 
gegen wird  in  England  die  Feinheit  des  Edelmetalls 
heute  noch  nach  der  früher  allgemein  üblichen  Methode 
ausgedrückt,  indem  angegeben  wird,  wieviel  Feinmetall 
auf  das  Troypfund  legierten  Goldes   von   24  Karat  ä 


4  Grän  oder  auf  das  Troypfund  legierten  Silbers  von 
12  Unzen  ä  20  Pennyweight  kommt.  Weitaus  die 
meisten  Staaten  haben  für  ihre  Goldmünzen  und  ihre 
grösseren  Silbermünzen  ein  Mischungsverhältnis  von 
900  Tausendteilen  Edelmetall  und  100  Tausendteilen 
Kupfer  angenommen.  Die  wichtigste  Ausnahme  macht 
auch   hier  England,   dessen  Goldmünzen   eine  Feinheit 

von  —  (22  Karat)  und  dessen  Silbermünzen  eine  Fein- 
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heit  von  77:  (11  Unzen    2  Pennyweight)    haben. 


Die 


Metallmasse,   welche  das  für  die  Ausmünzung  vorge- 
schriebene   Mischungsverhältnis    darstellt,    nennt    man 
„Münzmetall",    „Münzgold"     oder    ,, Münzsilber"     (in 
England  „Standard  gold"  und  „Standard  sitver"). 
g)    Fehlergrenzen. 

Eine  absolute  Genauigkeit  in  der  Ausprägung  der 
Münzen  wäre  nur  unter  unverhältnismässig  grossen 
Kosten  zu  erreichen.  Da  andererseits  an  einer  tun- 
lichst genauen  Ausprägung  ein  grosses  öffentliches  In- 
teresse besteht,  setzen  die  Münzgesetze  sogenannte 
,, Fehlergrenzen"  fest  (auch  „Remedium"  oder  „Tole- 
ranz" genannt),  innerhalb  deren  eine  Abweichung  vom 
gesetzlichen  Schrot  und  Korn  gestattet  ist.  Bei  den 
deutschen  Reichsgoldmünzen  darf  die  Abweichung  in 
der  Feinheit  nicht  mehr  als  2  Tausendteile,  im  Rauh- 
gewicht nicht  mehr  als  27-2  Tausendteile  betragen.  Bei 
den  Reichssilbermünzen  sind  die  Fehlergrenzen  auf 
3  Tausendteile  in  der  Feinheit  und  10  Tausendteile  im 
Rauhgewicht  festgesetzt.  Diese  Abweichungen  sind 
jedoch  in  der  deutschen  Münzgesetzgebung  nur  bei 
den  einzelnen  Stücken  gestattet,  während  hinsichtlich 
der  gesamten  Prägmasse  eine  vollständige  Genauigkeit 
nach  Feingehalt  und  Gewicht  vorgeschrieben  ist.  Die 
Prüfung  der  Feinheit  des  Münzmetalls  und  des  Ge- 
wichts der  Münzplättchen  nennt  man  „Justierung", 
h)  Passiergewicht. 

Für  die  umlaufenden  Münzen  wird,  um  gegenüber  der 
Gefahr  der  natürlichen  Abnutzung  ihren  tatsächlichen  Fein- 
gehalt in  möglichst  naher  Übereinstimmung  mit  dem  ge- 
setzlichen Feingehalt  zu  erhalten ,  in  der  Regel  eine  Ab- 
nutzungsgrenze vorgesehen,  bei  deren  Überschreitung 
die  Münzen  die  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel verlieren  und  zur  Umprägung  eingezogen  werden. 
Die  Abnutzungsgrenze  muss  natürlich  etwas  weiter  ge- 
griffen sein  als  die  für  die  Ausmünzung  gestattete  Ab- 
weichung vom  Normalgewicht.  Bei  den  Reichsgold- 
münzen ist  eine  Abnutzung  von  5  Tausendteüen  ge- 
genüber dem  Normalgewicht  gestattet;  solange  diese 
Abnutzung  nicht  überschritten  ist,  haben  sie  bei  allen 
Zahlungen  als  vollwichtig  zu  gelten.  Das  Mindest- 
gewicht, bei  dem  die  Münzen  ihre  Eigenschaft  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  noch  bewahren,  heisst 
„Passiergewicht".  Das  Passiergewicht  ist  mithin  gleich 
dem  Normalgewicht  abzüglich  der  gestatteten  Ab- 
nutzung. 

Die  unter  das  Passiergewicht  abgenutzten  Münzen 
werden  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden  behandelt. 
In  Deutschland  sind  sie  bei  allen  staatlichen  Kassen  zu 
ihrem  vollen  Nennwerte  anzunehmen  und  für  Rechnung 
des  Reichs  zur  Einschmelzung  einzuziehen;  der  durch 
die  Abnutzung  entstandene  Verlust  wird  hier  also  von 
der  Gesamtheit  getragen.  In  England  dagegen  ver- 
lieren die  unter  das  Passiergewicht  abgenutzten  Mün- 
zen ihre  gesetzliche  Zahlungskraft  nicht  nur  im  Privat- 
verkehr, sondern  auch  gegenüber  den  öffentlichen 
Kassen;  eine  Verpflichtung  des  Staats  zur  Einziehung 
der    abgenutzten    Münzen    auf    seine    Rechnung    liegt 
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nicht  vor,  und  jedermann  ist  berechtigt,  solche  Stücke, 
wenn  sie  ihm  in  Zahlung  angeboten  werden,  zu  zer- 
schneiden und  sie  dem  Besitzer  zurückzugeben,  ein 
Recht,  von  dem  besonders  die  Banken  Gebrauch 
machen. 

3.  Die  Zusammenfassung  der 

verschiedenen  Geldstoffe  zu  einem 

einheitlichen  Geldsystem. 

a)  Das  Problem  der  Einheitlichkeit  des 
Geldsystems. 

Das  Streben  nach  der  Zusammenfassung  der 
verschiedenen  Geldstoffe  zu  einem  einheitlichen 
Geldsystem  hat  die  Entwicklung  des  Geld- 
wesens während  vieler  Jahrhunderte  beherrscht; 
erst  in  der  modernen  Geldverfassung  ist  eine 
befriedigende  Lösung  dieses  Problems  gelun- 
gen. Die  zu  überwindende  Schwierigkeit  be- 
stand darin,  dass  die  aus  verschiedenen  Stoffen 
bestehenden  Geldsorten,  z.  B.  die  kupfernen 
Pfennigstücke,  die  silbernen  Markstücke,  die 
goldenen  Kronen  und  Doppelkronen,  in  ein 
festes  gegenseitiges  Wertverhältnis  gebracht 
werden  sollen,  während  die  verschiedenen 
Geldstoffe  selbst,  Kupfer,  Silber  und  Gold,  in 
ihrem  gegenseitigen  Wertverhältnis  fortgesetzten 
Schwankungen  unterliegen.  Eine  Lösung  war 
nur  möglich,  wenn  es  entweder  gelang,  die 
Schwankungen  im  Wertverhältnis  der  Geld- 
stoffe selbst  zu  beseitigen,  also  beispielsweise 
den  Wert  des  Silbers  in  Gold  absolut  festzu- 
legen; oder  wenn  es  gelang,  nur  hinsichtlich 
eines  einzigen  Geldstoffs  den  Wert  des  un- 
geprägten  Metalls  in  der  natürlichen  Verbin- 
dung mit  dem  Wert  des  daraus  gemünzten 
Geldes  zu  belassen,  den  Wert  aller  übrigen 
Geldsorten  jedoch  von  dem  Wert  ihres  Stoffes 
unabhängig  zu  machen  und  mit  dem  Wert 
jenes  andern  Geldstoffes  zu  verbinden. 

Der  erstere  Weg  hat  sich  als  ungangbar 
erwiesen:  alle  Versuche,  das  Wertverhältnis 
zwischen  Gold  und  Silber  festzulegen,  sind 
daran  gescheitert,  dass  der  Staat  und  seine 
Gesetzgebung  nicht  in  der  Lage  sind,  sämt- 
liche auf  den  Wert  dieser  Metalle  einwirken- 
den Faktoren  zu  beherrschen.  Dagegen  zeigt 
uns  eine  Betrachtung  unserer  bestehenden 
Geldverfassung,  dass  die  Lösung  des  Problems 
auf  dem  an  zweiter  Stelle  genannten  Wege 
gelungen  ist:  Einzig  und  allein  die  Gold- 
münzen leiten  bei  uns  ihren  Wert  von  ihrem 
Stoffe  ab,  der  Wert  des  in  einem  Zwanzig- 
markstück enthaltenen  Goldes  ist  bis  auf  mini- 
male Abweichungen  gleich  20  M;  dagegen 
ist  der  Wert  aller  übrigen   Geldsorten   unab- 


hängig von  dem  Werte  ihres  Stoffes,  des  Silbers, 
Nickels,  Kupfers  und  des  Papiers,  er  steht 
vielmehr  in  einem  festen  Verhältnis  zu  den 
Goldmünzen,  welche  die  Grundlage  unseres 
Geldsystems  bilden.  Obwohl  seit  der  Ein- 
führung unseres  Münzsystems  der  Wert  des 
Silbers  gegenüber  dem  Wert  des  Goldes  um 
mehr  als  die  Hälfte  gesunken  ist,  obwohl  der 
Silbergehalt  des  Einmarkstückes  heute  noch 
nicht  40  Pfennig  wert  ist,  gelten  unverändert 
20  silberne  Einmarkstücke  soviel  wie  ein  gol- 
denes Zwanzigmarkstück.  Dasjenige  Metall,  das 
ausschlaggebend  für  den  Wert  des  Geldes  ist, 
nennt  man  „Währungsmetall". 

Auf  welche  Weise  ist  es  nun  möglich,  die 
Abhängigkeit  des  Wertes  des  gemünzten  Gel- 
des von  seinem  Material  in  Ansehung  des  einen 
Geldstoffes  aufrecht  zu  erhalten,  in  Ansehung 
der  übrigen  Geldstoffe  dagegen  aufzuheben 
und  die  aus  verschiedenen  Stoffen  hergestellten 
Geldstoffe  unter  sich  in  ein  festes  Wertverhält- 
nis zu  bringen? 

b)  Das  „freie  Prägerecht". 
Es  ist  klar,  dass  der  Wert  des  geprägten 
Geldes  sich  von  dem  Wert  des  in  ihm  ent- 
haltenen Metalls  solange  nur  innerhalb  der 
engsten  Grenzen  entfernen  kann,  als  jedes  be- 
liebige Quantum  des  Metalls  ohne  nennens- 
werte Kosten  in  geprägtes  Geld  umgewandelt 
werden  kann.  Der  Wert  des  geprägten  Gel- 
des kann  in  diesem  Falle  höchstens  um  den 
geringfügigen  Betrag  der  Prägekosten  höher 
sein,  als  das  in  ihm  enthaltene  Rohmetall,  und 
andererseits  kann  natürlich  der  Wert  des  ge- 
prägten Geldes  niemals  unter  den  Wert  des 
in  ihm  enthaltenen  Metalls  herabgehen.  Die 
Möglichkeit  der  Umwandlung  beliebiger  Quan- 
titäten Edelmetalls  in  geprägtes  Geld  ist  in  den 
modernen  Geldverfassungen  hinsichtlich  des 
einen  oder  andern  Metalls  sichergestellt  durch 
das  sog.  „freie  Prägerecht",  d.  h.  den  Münz- 
stätten ist  ausdrücklich  die  gesetzliche  Ver- 
pflichtung auferlegt,  das  bei  ihnen  eingelieferte 
Prägemetall  gegen  eine  geringfügige  Gebühr 
für  den  Einlieferer  auszuprägen. 

In  Deutschland  werden  aus  dem  Kilogramm  Gold 
2790  M  geprägt;  die  Prägung  von  Gold  ist  frei,  die 
Prägegebühr  beträgt  6  M  pro  Kilogramm,  sodass  der 
Einlieferer  für  je  ein  Kilogramm  in  Goldbarren  2784  M 
in  Reichsgoldmünzen  erhält.  Da  2790  M  in  Reichs- 
goldmünzen, abgesehen  von  der  etwaigen  gering- 
fügigen Abnutzung,  ein  Kilogramm  Gold  effektiv  ent- 
halten, kann  der  Wert  des  Kilogramms  Gold  nicht 
über  den  Satz  von  2790  M  steigen;  da  andererseits 
die  Münze  an  jedermann  für  je  ein  Kilogramm  Gold 
2784  M    in   Reichsgoldmünzen    verabfolgt,    kann    der 


410 


Geld. 


Wert  des  Kilogramms  Oold  nicht  unter  2784  M  herab- 
gehen. Die  durch  das  freie  Prägerecht  hergestellte 
Verbindung  zwischen  dem  Wert  des  ungeprägten  Goldes 
und  der  Reichsgoldmünzen  ist  mithin  so  eng,  dass 
Schwankungen  nur  zwischen  2784  und  2790  M  pro 
kg  Gold  möglich  sind. 

c)  Die  beschränkte  Prägung. 

Wenn  die  freie  Prägung  die  Garantie  für 
die  Verkettung  des  Wertes  von  Geldstoff  und 
gemünztem  Geld  darstellt,  so  versteht  es  sich 
von  selbst,  dass  der  Ausschluss  der  freien 
Prägung  die  erste  und  wichtigste  Voraussetzung 
für  die  Lösung  der  Verbindung  zv^ischen  dem 
Wert  des  geprägten  Geldes  und  seines  Stof- 
fes ist. 

Der  Staat,  der  das  Recht  der  Münzprägung 
von  den  frühesten  Zeiten  an  für  sich  in  An- 
spruch genommen  hat,  vermag  den  Wert  des 
geprägten  Geldes  durch  die  Beilegung  der  ge- 
setzlichen Zahlungskraft  nur  unter  der  Voraus- 
setzung über  den  Wert  seines  Stoffes  hinaus  zu 
steigern,  dass  er  die  Prägung  nicht  für  jeder- 
mann und  in  beliebigen  Mengen  vornimmt, 
sondern  sie  in  der  eigenen  Hand  behält  und 
sich  selbst  in  der  Ausübung  der  Prägung  eine 
weitgehende  Beschränkung  auferlegt.  Nur  auf 
Grund  dieser  Voraussetzung  für  die  Unab- 
hängigkeit des  Geldwertes  vom  Geldstoff  kann 
der  Staat  die  aus  verschiedenen  Geldstoffen 
bestehenden  Geldsorten  in  ein  festes  Wertver- 
hältnis zu  den  aus  einem  andern  Geldstoff 
hergestellten  und  die  Grundlage  des  Geld- 
systems bildenden  Münzen  bringen. 

d)  Vollwertiges  und  unterwertiges  Geld. 

Selbstverständlich  kann  der  Staat,  da  der 
Wert  einer  Geldsorte  niemals  geringer  sein 
kann  als  der  Wert  des  in  ihr  enthaltenen  Geld- 
stoffes, die  einzelnen  Geldsorten  nur  nach  der 
Richtung  hin  in  ihrem  Werte  von  ihrem  Geld- 
stoff unabhängig  machen,  dass  er  ihnen  ver- 
möge der  beschränkten  Prägung  einen  ihren 
Stoffwert  überschreitenden  Geldwert  beilegt. 
Diejenigen  Geldsorten,  deren  Wert  als  Geld 
nicht  voll  durch  den  Wert  ihres  Stoffes  ge- 
deckt ist,  nennt  man  „unterwertiges  Geld", 
im  Gegensatz  zu  dem  auf  der  freien  Prägung 
beruhenden  „vollwertigen  Gelde",  bei  dem 
Geldwert  und  Stoffwert  bis  auf  minimale 
Schwankungsmöglichkeiten  übereinstimmen,  das 
also  seinen  Wert  voll   in  seinem  Stoffe  trägt. 

Um  zu  verhindern,  dass  der  Stoffwert  des  Geldes, 
das  aus  einem  nicht  frei  ausprägbaren  Metall  herge- 
stellt wird,  infolge  einer  möglicherweise  eintretenden 
Wertsteigerung  dieses  Metalls  den  ihm  im  Verhältnis 
zu  den  frei  ausprägbaren  Geldsorten  beigelegten  Wert 
überschreitet,  muss  der  Feingehalt  des  nicht  frei  aus- 


prägbaren Geldes  von  vornherein  unter  dem  ihm  bei- 
gelegten Werte  bemessen  werden.  Als  zu  Beginn  der 
siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  das  deutsche 
Geldwesen  neu  geordnet  wurde,  hätte  es  dem  damals 
bestehenden  Wertverhältnis  zwischen  Silber  und  Gold, 
das  ungefähr  1  Pfund  Gold  =  1572  Pfund  Silber  war, 
entsprochen,   wenn  die   Reichssilbermünzen  mit  einem 

Silbergehalt  von  —  Pfund  pro  Mark  ausgestattet  worden 

wären;  denn  aus  dem  Pfunde  Gold  werden  1395  M  ge- 
prägt, und  wenn  1  Pfund  Gold  =  15V2  Pfund  Silber 
ist,  so  entspricht  dem  Goldgehalt  der  Mark  ein  Silber- 

15  5         1 

quantum  von  =  --    Pfund.      Um    jedoch    nach 

1395       90  ' 

Möglichkeit  auszuschUessen,  dass  durch  eine  ev.  Wert- 
steigerung des  Silbers  im  Verhältnis  zum  Gold  der 
Wert  des  Siibergehalts  der  Mark  über  den  Wert  ihres 
Goldäquivalents  steige,  hat  man  den  Reichssilbermünzen 
von  vornherein  einen  um  lOVo  geringeren  als  den 
dem  damaligen  Wertverhältnis  zwischen  Gold  und 
Silber  entsprechenden  Feingehalt  gegeben,  indem  man 

ihren  Feingehalt  auf  — -—  statt  auf  -—  Pfund  Silber  pro 
100  90 

Mark  festsetzte. 

Wir  haben  in  der  beschränkten  Prägung  die 
erste  Voraussetzung  kennen  gelernt,  unter  weU 
eher  der  Staat  bestimmten  Geldsorten  einen  ih- 
ren Stoffwert  überschreitenden  und  von  Münzen 
aus  einem  andern  Metall  abgeleiteten  Geldwert 
sichern  kann.  Wirksam  kann  eine  solche 
Tarifierung,  wie  schon  angedeutet  wurde,  nur 
werden,  wenn  der  Staat  sich  selbst  in  der  Aus- 
prägung des  unterwertigen  Geldes  eine  so  weit- 
gehende Beschränkung  auferlegt,  dass  der  Um- 
lauf des  unterwertigen  Geldes  den  Verkehrs- 
bedarf nicht  überschreitet.  Deshalb  haben  die 
Münzgesetze  vielfach  die  Ausprägung  des  unter- 
wertigen Geldes  auf  bestimmte  Beträge,  sei  es 
auf  absolute  Summen,  sei  es  auf  bestimmte 
Quoten  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  ausdrück- 
lich begrenzt. 

Das  deutsche  Münzgesetz  vom  9.  Juli  1873  hat  die 
Ausprägung  von  Reichssilbermünzen  auf  10  M  pro  Kopf 
der  Reichsbevölkerung  beschränkt ;  erst  die  Münznovelle 
von  1900  hat  auf  Grund  des  inzwischen  nachgewie- 
senen grösseren  Verkehrsbedarfs  an  Silbergeld  diese 
Kopfquote  auf  15  M  erhöht.  Die  Ausprägung  von 
Nickel-  und  Kupfermünzen  darf  den  Satz  von  27.2  M 
pro  Kopf  der  Reichsbevölkerung  nicht  übersteigen. 

Zur  weiteren  Sicherung  des  den  unterwertigen 
Münzen  beigelegten  Wertes  hat  man  diesen 
Münzen  vielfach  einen  Kreditcharakter  verliehen, 
indem  man  sie  gewissermassen  mit  einem  For- 
derungsrecht auf  vollwertiges  Geld  ausstattete. 
So  hat  die  Reichsmünzgesetzgebung  der  Reichs- 
verwaltung die  Verpflichtung  auferlegt,  an  be- 
stimmten Kassen  gegen  Reichssilbermünzen  in 
Beträgen  von  mindestens  200  M  und  gegen 
Nickel-  und  Kupfermünzen  in  Beträgen  von 
mindestens  50   M  auf  Verlangen   Reichsgold- 
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münzen  zu  verabfolgen.  Ebenso  sind  die 
papiernen  Geldzeichen,  die  Reichskassenscheine 
und  Banknoten,  auf  Verlangen  des  Inhabers 
gegen  „bares  Geld"  einzulösen.  Dagegen  hat 
das  Reich  in  Ansehung  der  noch  aus  der  Zeit 
vor  der  Reichsgründung  stammenden  Taler, 
die  ebenso  wie  die  Reichssilbermünzen  ein 
unterwertiges  Geld  sind,  eine  Einlösungsver- 
pflichtung bisher  nicht  übernommen.  Das- 
jenige unterwertige  Geld,  das  mit  einem  For- 
derungsrecht auf  vollwertiges  Geld  ausgestattet 
ist,  nennt  man  „Kreditgeld". 

e)   Kurantmünzen    und   Scheidemünzen. 

Von  dem  Gesichtspunkte  ausgehend,  dass 
niemand  genötigt  sein  solle,  sich  die  Zahlung 
beliebig  grosser  Summen  in  einem  Gelde  ge- 
fallen zu  lassen,  das  seinen  Wert  nicht  voll 
in  sich  selbst  trägt,  hat  man  vielfach,  aber  freilich 
nicht  in  allen  Fällen,  die  Zahlungskraft  der 
unterwertigen  Münzen  auf  bestimmte  Beträge 
beschränkt.  So  sind  z.  B.  in  Deutschland  die 
Reichssilbermünzen  gesetzliches  Zahlungsmittel 
nur  für  Beträge  bis  zur  Höhe  von  20  M, 
während  die  gleichfalls  unterwertigen  Taler 
gesetzliches  Zahlungsmittel  bis  zu  jedem  Be- 
trage wie  die  vollwertigen  Reichsgoldmünzen 
sind.  Diejenigen  Geldsorten,  die  gesetzliches 
Zahlungsmittel  bis  zu  jedem  Betrage  sind,  nennt 
man  „Kurantmünzen";  diejenigen  Geldsorten, 
deren  Zahlungskraft  auf  bestimmte  Beträge  be- 
schränkt ist,  nennt  man  „Scheidemünzen". 

Aus  diesen  verschiedenen  Elementen  setzt 
sich  ein  Geldsystem  zusammen:  aus  frei  aus- 
prägbaren Kurantmünzen,  aus  unterwertigen 
Scheidemünzen  mit  beschränkter  Prägung,  event. 
auch  aus  unterwertigen  Münzen,  denen  die 
Eigenschaft  als  Kurantgeld  (als  unbeschränktes 
gesetzliches  Zahlungsmittel)  beigelegt  ist. 

4.  Die  Währungssysteme  und  ihre 
Einteilung, 
a)  Der  Begriff  der  „Währung". 
Man  spricht  von  Währung  in  den  verschie- 
denartigsten  Verbindungen;    zunächst   in   An- 
lehnung   an    die   wichtigsten    Geldstoffe   von 
Goldwährung,  Silberwährung,  Papierwährung 
usw.;  ferner  in  Beziehung  auf  den  Staat,  dessen 
Geldwesen  man  im  Auge  hat,   von  der  deut- 
schen, französischen,  englischen  usw.  Währung; 
schliesslich  in  Anknüpfung  an  die  dem  Geld- 
wesen zugrunde  liegende  Rechnungseinheit  von 
Markwährung,  Talerwährung,  Frankenwährung 
usw.   In  allen  diesen  Anwendungen  wird  unter 
dem  Begriff  der  Währung  ein  gegebenes  Geld- 


wesen in  seiner  Totalität  als  eine  Einheit  auf- 
gefasst;  man  denkt  dabei  ebensowenig  an  die 
körperliche  Erscheinung  des  Geldes  in  den 
einzelnen  Geldsorten,  wie  an  den  reinen  Be- 
griff des  Geldes,  der  unabhängig  ist  von  sei- 
ner Verwirklichung  in  bestimmten  Ländern  oder 
in  einer  bestimmten  Organisation.  Man  ver- 
steht vielmehr  unter  „Währung"  den  als  Ein- 
heit aufgefassten  Inbegriff  des  Geldes  eines 
bestimmten  Staates  oder  des  Geldes  in  einer 
bestimmten  Verfassung.  Bei  der  Bezeichnung 
der  Währung  nach  einem  Staate  oder  der  Rech- 
nungseinheit haben  wir  es  dabei  stets  mit  einer 
speziellen  gegebenen  Geldverfassung  zu  tun, 
bei  der  Bezeichnung  der  Währung  nach  dem 
Geldstoff  dagegen  liegt  ein  Gattungsbegriff  vor, 
der  eine  bestimmte  Kategorie  von  Geldver- 
fassungen bedeutet. 

b)  Die  Einteilung  der  Währungssysteme. 

Die  Unterscheidung  der  Währungssystemc 
in  verschiedene  Kategorien  kann  danach  er- 
folgen, welche  Bedeutung  die  verschiedenen 
Geldstoffe  für  den  Wert  des  Geldes  haben, 
oder  danach,  welche  rechtlichen  Eigenschaften 
den  aus  den  verschiedenen  Geldstoffen  darge- 
stellten Geldsorten  beigelegt  sind. 

Der  erstere  Gesichtspunkt  ist  wirtschaftlicher, 
der  zweite  ist  juristischer  Natur.  Beide  Ge- 
sichtspunkte werden  bei  der  Unterscheidung 
der  praktisch  wichtigsten  Währungssysteme  in 
der  Regel  kombiniert  zur  Anwendung  gebracht. 
Diese  praktisch  wichtigsten  Währungssysteme, 
deren  Beschaffenheit  in  folgendem  dargelegt 
werden  sollen,  sind: 

1.  die  reine  Goldwährung; 

2.  die  hinkende  Goldwährung; 

3.  die  Silberwährung; 

4.  die  Doppelwährung; 

5.  die  Parallelwährung; 

6.  die  Papierwährung; 

7.  die  Silberwährung  mit  gesperrter  Silber- 
prägung. 

a)  Die  reine  Goldwährung.  Sie  ist  eine 
Goldwährung  sowohl  nach  dem  wirtschaft- 
lichen als  auch  nach  dem  juristischen  Gesichts- 
punkte; wirtschaftlich,  weil  das  Gold  allein  frei 
ausprägbar  und  damit  für  den  Wert  des  Gel- 
des bestimmend  ist,  während  die  übrigen  Geld- 
stoffe nur  beschränkt  ausprägbar  und  für  den 
Wert  des  Geldes  bedeutungslos  sind;  juristisch, 
weil  die  Goldmünzen  allein  gesetzliches  Zah- 
lungsmittel bis  zu  jedem  Betrage  sind,  wäh- 
rend die  Geldsorten  aus  den  andern  Metallen 
als  Scheidemünzen  in  ihrer  Zahlungskraft  einer 
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Beschränkung  auf  bestimmte  Höchstbeträge 
unterHegen.  Hierher  gehört  z.  B.  die  engHsche 
Goldwährung,  die  nur  Goldmünzen  als  Ku- 
rantgeld,  Silbermünzen  nur  als  Scheidegeld 
kennt. 

ß)  Die  hinkende  Goldwährung.  Sie  ist 
eine  Goldwährung  nur  vom  wirtschaftlichen, 
nicht  auch  vom  juristischen  Gesichtspunkte  aus. 
Sie  kennt  nur  das  Gold  als  frei  ausprägbares 
Metall  und  der  Wert  der  Rechnungseinheit  ist 
durch  ein  bestimmtes  Goldquantum  bedingt. 
Dagegen  ist  das  Goldgeld  nicht  ausschliesslich 
volles  gesetzliches  Zahlungsmittel,  neben  ihm 
haben  vielmehr  gewisse  Kategorien  von  nicht 
frei  ausprägbaren,  unterwertigen  und  für  den 
Geldwert  bedeutungslosen  Silbermünzen  die 
Kurantgeldeigenschaft;  in  diesem  Punkte  „hinkt" 
die  Goldwährung. 

Ein  Beispiel  für  dieses  Währungssystem  ist  die 
deutsche  Reichswährung.  In  Deutschland  ist  nur  das 
Gold  frei  ausprägbar,  die  Prägung  der  silbernen  Taler 
ist  seit  1873  gänzlich  eingestellt  und  die  Prägung  der 
Reichssilbermünzen  ist  auf  eine  bestimmte  Quote  pro 
Kopf  der  Reichsbevölkerung  beschränkt;  der  Wert  der 

Mark  stimmt  überein  mit  dem  Wert  von Pfund  Gold, 
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vi^ährend  das  Silber  für  den  Wert  des  deutschen  Geldes 
bedeutungslos  ist.  Aber  die  Goldmünzen  sind  nicht 
ausschliesslich  Kurantgeld,  sondern  teilen  sich  in  diese 
Eigenschaft  mit  den  Talern,  die  gleichfalls  bis  zu 
jedem  Betrag  in  Zahlung  genommen  werden  müssen, 
während  die  Reichssilbermünzen  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel nur  für  Beträge  bis  zu  20  M  sind.  Die  deutsche 
Goldwährung  ist  also  nicht  „rein",  sondern  „hinkend". 
Das  gleiche  gilt  von  den  Währungssystemen  Frank- 
reichs, der  Niederlande  und  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika;  auch  in  diesen  Ländern  ist 
nur  das  Gold  frei  ausprägbar  und  für  den  Wert  des 
Geldes  bestimmend,  während  die  silbernen  Fünffranken- 
stücke, die  silbernen  Gulden  und  die  silbernen  Dollar- 
stücke neben  den  Goldmünzen  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel für  jeden  Betrag  sind. 

/)  Die  Silberwährung.  In  diesem  System 
ist  der  Wert  des  Geldes  durch  das  Silber  be- 
dingt; Silber  ist  frei  ausprägbar,  und  Silbergeld 
allein  ist  volles  gesetzliches  Zahlungsmittel. 
Nun  lässt  sich  aber  das  Goldgeld  in  eine  auf 
das  Silber  begründete  Geldverfassung  nicht  in 
derselben  Weise  als  unterwertiges  Geld  mit 
beschränkter  Prägung  und  beschränkter  Zah- 
lungskraft einfügen,  wie  das  Silbergeld  in  eine 
Goldwährung.  Es  wäre  die  verkehrte  Welt, 
wenn  man  die  Münzen  aus  dem  wertvolleren 
Metall,  die  also  grössere  Werte  darstellen,  unter- 
wertig  ausprägen  und  in  ihrer  Zahlungskraft 
beschränken  wollte.  Dem  Silbergeld  in  der 
Goldwährung  dagegen  wird  durch  die  Be- 
schränkung der  Ausprägung  und  der  Zahlungs- 
kraft  derjenige  Raum    im   Geldverkehr   zuge- 


wiesen, in  dem  es  den  Verkehrsbedürfnissen 
entspricht.  Da  man  nur  die  Münzen  aus  den 
weniger  wertvollen  Metallen  als  Scheidegeld 
in  eine  auf  das  wertvollere  Geldmetall  begrün- 
dete Währungsverfassung  eingliedern  kann,  nicht 
auch  umgekehrt,  so  hat  das  System  der  Silber- 
währung an  sich  für  Goldmünzen  überhaupt 
keinen  Raum.  Wo  trotzdem  bei  einer  Silber- 
währung Goldmünzen  geprägt  worden  sind, 
wie  im  deutschen  Münzverein  vor  der  Reichs- 
gründung, da  hat  man,  um  den  Charakter  der 
Geldverfassung  als  Silberwährung  zu  wahren, 
sich  genötigt  gesehen,  die  Goldmünzen  als 
„Handelsmünzen"  gewissermassen  ausserhalb 
der  Geldverfassung  zu  stellen  und  ihnen  die 
Eigenschaft  als  „gesetzliches  Zahlungsmittel" 
und  ein  festes  Wertverhältnis  zu  den  Silber- 
münzen abzusprechen. 

Dagegen  kennt  auch  die  Silberwährung  sil- 
berne Scheidemünzen.  Die  Kosten  der  Aus- 
prägung sind  im  Verhältnis  zum  Wert  der 
geprägten  Münzen  umso  grösser,  je  kleiner  der 
Wert  der  einzelnen  Münzstücke  ist.  Die  Prä- 
gung eines  Zehnmarkstückes  kostet  ebensoviel, 
wie  die  Prägung  eines  Zwanzigmarkstückes, 
so  dass  also  die  Prägung  einer  bestimmten 
Summe  in  Zehnmarkstücken  doppelt  soviel 
kostet,  als  die  Prägung  derselben  Summe  in 
Zwanzigmarkstücken.  Für  die  Prägung  von 
silbernen  Fünfmarkstücken  vergütet  das  Reich 
den  Münzstätten  ^J^^Iq  des  Prägewertes,  für  die 
Prägung  von  Fünfzigpfennigstücken  dagegen 
2  ^la  ^/o,  also  3  ^/g  mal  soviel.  Für  die  Prägung 
der  kleinen  silbernen  Zwanzigpfennigstücke 
wurden  sogar  4*^|o  vergütet.  Dazu  kommt, 
dass  die  kleineren  Münzen  sich  erfahrungsge- 
mäss  beträchtlich  schneller  abnutzen  als  die 
grossen  Stücke.  Um  sich  für  die  höheren  Ko- 
sten der  Ausprägung  und  des  Umlaufs  der 
kleineren  Münzen  schadlos  zu  halten,  hat  man 
auch  bei  Silberwährungen  die  kleinen  Silber- 
stücke als  unterwertige  Scheidemünzen  ausge- 
prägt, so  in  Preussen  die  Silbermünzen  von 
2  ^/g  Silbergroschen  abwärts,  in  Süddeutschland 
vom  Sechskreuzerstück  abwärts. 

d)  Die  Doppelwährung.  Die  bisher  be- 
sprochenen Währungssysteme  sind  auf  einem 
der  beiden  Edelmetalle  aufgebaut,  in  der  Weise, 
dass  entweder  die  Münzen  aus  dem  andern 
Metall  aus  dem  Geldsystem  überhaupt  ausge- 
schlossen sind,  wie  die  Goldmünzen  bei  der 
Silberwährung,  oder  dass  sie  als  ein  nur  be- 
schränkt ausprägbares  und  für  den  Geldwert 
bedeutungsloses  Hilfsgeld  in  das  System  ein- 
gefügt sind,  wie  die  Silbermünzen  in  der  Gold- 


Die  Geldverfassung. 


41i 


Währung.  Im  Gegensatz  dazu  stehen  die- 
jenigen Systeme,  in  welchen  beide  Metalle  — 
sei  es  gleichzeitig  nebeneinander,  sei  es 
auf  Grund  bestimmter  Voraussetzungen  ab- 
wechselnd nacheinander —  als  Währungsmetalle 
fungieren,  die  Parallelwährung  und  die  Doppel- 
währung. Zwar  gehören  diese  Systeme  heute 
im  wesentlichen  der  Geschichte  an;  sie  bilden 
aber  so  wichtige  Durchgangsstufen  zu  dem 
System  der  modernen  Goldwährung,  und  spe- 
ziell die  Doppelwährung  hat  bis  in  die  neueste 
Zeit  eine  so  grosse  Rolle  in  den  münzpoli- 
tischen Bestrebungen  gespielt,  dass  die  Dar- 
stellung dieser  Systeme  nicht  umgangen  wer- 
den kann. 

Bei  der  Doppelwährung  ist  Gold  und  Silber 
frei  ausprägbar,  die  Münzen  aus  beiden  Me- 
tallen sind  volles  gesetzliches  Zahlungsmittel 
und  können  sich  in  dieser  Eigenschaft  in  einem 
bestimmten,  auf  einer  angenommenen  Wert- 
relation zwischen  Gold  und  Silber  beruhenden 
Nennwertsverhältnis  gegenseitig  vertreten.  Die 
Doppelwährung  ist  der  ursprüngliche  Versuch 
der  Herstellung  eines  einheitlichen  Geldsystems 
aus  den  beiden  Edelmetallen,  ein  Versuch,  bei 
dem  man  sich  der  Schwierigkeiten,  die  aus 
den  Schwankungen  des  Wert  Verhältnisses  der 
beiden  Metalle  hervorgehen,  noch  nicht  be- 
wusst  war.  Man  Hess  beide  Metalle  unbe- 
schränkt zur  Ausprägung  zu  und  glaubte,  der 
Machtspruch  des  Staates,  der  Gold-  und  Silber- 
münzen ein  festes  Nennwertsverhältnis  beilegte 
und  der  dem  Schuldner  die  Wahl  gab,  in 
Gold-  oder  Silbermünzen  nach  ihrem  Nenn- 
wert zu  bezahlen,  werde  genügen,  um  beide 
Metalle  in  dem  ihnen  beigelegten  Nennwerts- 
verhältnis gleichzeitig  in  Umlauf  zu  halten. 

Bei  diesem  System  bestimmt  sich  nach  der  ange- 
nommenen Wertrelation  zwischen  den  beiden  Edelme- 
tallen der  Feingehalt  der  aus  Gold  und  Silber  geprägten 
Münzen.  Wenn  z.  B.  der  französischen  Doppelwäh- 
rung das  Wert  Verhältnis  1  kg  Gold  =  IS'/^  kg  Sil- 
ber zugrunde  lag,  wenn  ferner  die  Rechnungseinheit 
des  Systems,  der  Frank,  als  dem  Werte  von  5  g  Münz- 
silber von  '/,„  Feinheit  entsprechend  gedacht  war,  so 
ergab  sich  daraus  für  den  Franken  ein  Äquivalent  von 
Vi6'5  =  Vau  g  Münzgold  von  gleichfalls  %o  Feinheit, 
mithin  für  das  Zwanzigfrankenstück  ein  Gehalt  von 
*%'i  S  Münzgold;  mit  andern  Worten:  aus  dem  Kilo- 
gramm Münzsilber  wurden  200  Fr.,  aus  dem  kg 
Münzgold  2OOXI5V2  =  3100  Fr.  geprägt.  Bei  die- 
sem System  sollte  der  Wert  der  französischen  Rech- 
nungseinheit gleichzeitig  durch  den  Wert  von  5  g 
Münzsiiber  und  den  Wert  von  Y3,,  g  Münzgold  be- 
stimmt sein.  Da  nun  aber  das  Wertverhältnis  von 
Gold  und  Silber  Schwankungen  unterliegt,  die  nie- 
mals haben  beseitigt  werden  können,  ist  die  gleich- 
zeitige Abhängigkeit  des  Geldwertes  von  beiden  Edel- 
metallen  eine  Fiktion,  die  sich   nie  verwirklicht.     Ein 


Frank  kann  in  seinem  Werte  nicht  gleichzeitig  mit  5  g 
Münzsilber  und  V3.1  S  Münzgold  übereinstimmen, 
wenn  5  g  Münzsilber  nicht  mit  Vaa  S  Münzgold 
wertgleich  sind.  Sobald  sich  das  tatsächliche  Wert- 
verhältnis gegenüber  dem  gesetzlich  angenommenen  ver- 
schiebt, muss  sich  die  Undurchführbarkeit  des  Systems 
zeigen. 

Die  Wirkungen  einer  Verschiebung  des  tatsächlichen 
gegenüber  dem  gesetzlich  angenommenen  Wertverhält- 
nis zwischen  Gold  und  Silber,  wie  sie  sich  bei  jedem 
Doppelwährungssystem  eingestellt  haben,  werden  durch 
folgende  Erwägungen  klargestellt: 

Nehmen  wir  zunächst  eine  Wertsteigerung  des  Gol- 
des gegenüber  dem  Silber  an.  Wenn  zur  Zeit  des 
Bestehens  der  französischen  Doppelwährung  der  Wert 
des  Goldes  soweit  stieg,  dass  auf  dem  Edelmetall- 
markte für  1  kg  Gold  16  kg  Silber  (statt  ISVa  kg) 
erhältlich  waren,  so  dachte  kein  Besitzer  von  Gold 
daran,  dieses  Metall  zur  Ausprägung  nach  den  Münz- 
stätten zu  bringen.  Denn  für  1  kg  Münzgold  erhielt 
man  hier  —  abgesehen  von  dem  Abzug  der  Präge- 
kosten —  3100  Fr.;  wenn  man  dagegen  für  1  kg 
Münzgold  auf  dem  freien  Markt  16  kg  Münzsilber 
beschaffte  und  diese  zur  Ausprägung  brachte,  so  er- 
hielt man  16x200  =  3200  Fr.  Bei  einer  Erhebung 
des  Goldwertes  über  die  gesetzliche  Wertrelation  musste 
mithin  das  Gold  den  Münzstätten  fern  bleiben  und  — 
wenigstens  für  private  Rechnung  —  ausschliesslich 
Silber  zur  Ausprägung  gebracht  werden.  Umgekehrt 
war  es  bei  einer  Steigerung  des  Silberwertes  über  die 
gesetzliche  Relation.  Wenn  schon  gegen  15  kg  Silber 
(statt  gegen  15*/^  kg)  ein  kg  Gold  erhältlich  war,  so 
ergab  die  Ausmünzung  der  15  kg  Silber  nur  15x200 
=3000  Fr.,  dagegen  brachte  der  Umsatz  der  15  kg 
Silber  gegen  1  kg  Gold  und  die  Ausprägung  des  letz- 
teren 3100  Fr.;  in  diesem  Falle  lohnte  sich  also  für 
den  Edelmetallhandel  nur  die  Ausprägung  von  Gold. 
Wir  sehen  also,  dass  eine  einfache  Oewinnkalkulation 
dafür  sorgt,  dass  bei  einer  Doppelwährung  stets  das- 
jenige Metall  den  Münzstätten  fern  bleibt,  das  auf  dem 
Markte  höher  bewertet  wird  als  in  der  gesetzlichen 
Relation,  und  dass  ausschliesslich  dasjenige  Metall  zu 
den  Münzstätten  gebracht  wird,  das  auf  dem  Markte 
niedriger  bewertet  wird,  als  in  der  gesetzlichen  Re- 
lation. 

Aber  damit  nicht  genug.  Der  Edelmetallhandel  fin- 
det ausserdem  sein  Interesse  daran,  die  Münzen  des 
auf  dem  Markte  höher  bewerteten  Metalls  aus  dem 
Umlauf  zu  ziehen,  einzuschmelzen  und  zu  exportieren. 
Wenn  der  Wert  des  Kilogramms  Gold  sich  auf  16  kg 
Silber  stellte,  so  konnte  man  sich  durch  Einschmel- 
zung  von  3100  Fr.  in  Goldmünzen  (von  der  gering- 
fügigen Abnutzung  abgesehen)  1  kg  Münzgold  ver- 
schaffen, dieses  gegen  16  kg  Münzsilber  umsetzen  und 
diese  in  16x200  Fr.  =  3200  Fr.  Silbermünzen  aus- 
prägen lassen.  Der  auf  diesem  Weg  zu  erzielende 
Gewinn  erklärt  die  Tatsache,  dass  das  auf  dem  Markte 
höher  als  in  der  gesetzlichen  Relation  bewertete  Me- 
tall nicht  nur  den  Münzstätten  fern  bleibt,  sondern 
auch  in  grossem  Umfang  aus  dem  Verkehr  gezogen 
wird.  Da  die  meisten  Länder  das  für  den  Geldum- 
lauf benötigte  Edelmetall  von  ausserhalb  beziehen, 
äussern  sich  diese  Wirkungen  besonders  deutlich  darin, 
dass  das  auf  dem  Markte  höher  bewertete  Metall  vor- 
wiegend exportiert,  das  auf  dem  Markte  niedriger 
als  im  Münzgesetz  bewertete  Metall  vorwiegend 
importiert  wird.  Die  Münzgeschichte  Frankreichs 
von    1830     bis    1870    ist   dafür    ein    klassisches  Bei- 
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spiel.  In  den  Jahren  1830  bis  1847,  als  das  Wert- 
verhältnis der  beiden  Metalle  im  freien  Verkehr  gegen- 
über dem  gesetzlichen  Wertverhältnis  der  französischen 
Doppelwährung  für  das  Gold  günstiger  war,  hatte 
Frankreich  einen  Nettoexport  von  Gold  in  Höhe 
von  73  Millionen  Fr.  zu  verzeichnen,  der  natürlich 
mangels  einer  eigenen  Goldproduktion  ausschliesslich 
aus  dem  Münzumlaufe  stammte.  In  der  Periode  1852 
— 1864  dagegen,  in  der  die  Goldfunde  in  KaUfomien 
und  Australien  in  Verbindung  mit  einem  starken  Sil- 
berbedarf für  Indien  das  Wertverhältnis  auf  dem  Markte 
für  das  Gold  ungünstiger  als  die  gesetzliche  Relation 
gestalteten, hatten  Frankreich  einen  Nettoimport  von 
Gold  in  der  Höhe  von  3377  Millionen  Fr.,  dagegen 
einen  Nettoexport  von  Silber  in  Höhe  von  1  726  MilH- 
onen  Fr.  Während  der  Goldabfluss  und  Silberzufluss 
vor  1848  Frankreich  zu  einem  fast  ausschhesslichen 
Silberumlauf  gebracht  hatte,  führte  der  Umschwung 
das  Wertverhältnis  zu  der  Bildung  eines  enormen  Gold- 
umlaufs und  zu  einer  empfindlichen  Knappheit  an  Sil- 
bergeld. Die  Doppelwährung  hat  also  die  Wirkung, 
dass  je  nach  den  Schwankungen  des  Wertverhältnisses 
der  Edelmetalle  im  freien  Verkehr  ein  überwiegender 
Goldumlauf  und  ein  überwiegender  Silberumlauf  mit- 
einander abwechseln. 

Aber  auch  in  bezug  auf  die  Bedeutung  der  beiden 
Edelmetalle  für  den  Wert  der  Geldeinheit  findet  ein 
solches  Alternieren  statt.  Da  der  Wert  der  Goldmün- 
zen durch  die  freie  Prägung  mit  dem  Golde,  der  Wert 
der  Silbermünzen  durch  dasselbe  Mittel  mit  dem  Silber 
verbunden  ist,  müssen  sich  die  Veränderungen  im  Wert- 
verhältnis der  Rohmetalle  wenigstens  in  gewissem  Um- 
fang auf  die  aus  ihnen  hergestellten  Münzen  über- 
tragen; schon  aus  dem  Bestreben  heraus,  die  aus  dem 
höherwertigen  Metalle  geprägten  Münzen  zum  Zwecke 
der  Einschmelzung  und  des  Exports  aus  dem  Umlauf 
zu  ziehen,  erklärt  sich  die  Entstehung  einer  Wert- 
differenz zwischen  Gold-  und  Silbermünzen,  welche 
die  Form  des  „Aufgeldes"  oder  „Agios"  auf  die  Mün- 
zen aus  dem  auf  dem  Markte  höher  bewerteten  Me- 
talle annimmt.  Der  Schuldner  hat  das  Recht,  in  den 
Münzen  aus  dem  im  Werte  sinkenden  Metall  zu  ihrem 
Nennwert  zu  zahlen,  während  ihn  niemand  verhindern 
kann  für  die  Münzen  aus  dem  höherwertigen  Metall, 
wenn  solche  von  ihm  gewünscht  werden,  ein  Aufgeld 
zu  berechnen.  In  der  Tat  haben  in  Frankreich  vor 
1848  die  Goldmünzen,  in  der  Zeit  nach  1850  die  sil- 
bernen Fünffrankenstücke  ein  schwankendes  Aufgeld 
notiert;  in  der  ersteren  Periode  waren  also  die  zu 
ihrem  Nennwert  gegebenen  und  genommenen  Silber- 
münzen für  den  Wert  der  französischen  Geldeinheit 
bestimmend,  während  die  mit  schwankendem  Aufgeld 
umlaufenden  Goldmünzen  in  keiner  festen  Beziehung 
mehr  zur  Rechnungseinheit  standen;  in  der  Periode 
nach  1850  haben  die  zu  ihrem  Nennwert  umlaufenden 
Goldmünzen  den  Wert  des  Franken  bestimmt,  während 
die  ein  veränderliches  Aufgeld  notierenden  Silbermün- 
zen für  den  Geldwert  keinen  festen  Anhalt  mehr  gaben. 
In  Wirklichkeit  ist  also  bei  der  Doppelwährung  der 
Wert  des  Geldes  nicht  gleichzeitig  durch  beide  Edel- 
metalle bedingt,  sondern  jeweils  durch  das  auf  dem 
freien  Markte  gegenüber  der  gesetzlichen  Relation 
niedriger  bewertete  Metall.  Man  hat  deshalb  die  Dop- 
pelwährung auch  „alternierende  Währung"  ge- 
nannt, eine  Währung,  bei  der  die  beiden  Metalle  je 
nach  den  Schwankungen  des  Wertverhältnisses  als  Wäh- 
rangsmetall  abwechseln. 

6)  Die  Parallelwährung.   In  diesem  Sy- 


steme sind  —  ebenso  wie  bei  der  Doppel- 
währung —  Gold  und  Silber  frei  ausprägbar, 
und  die  Münzen  aus  beiden  Metallen  sind  ge- 
setzliches Zahlungsmittel;  sie  stehen  jedoch 
zueinander  nicht  in  einem  gesetzlich  festge- 
legten Nennwertsverhältnis  und  können  sich 
jn  der  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel gegenseitig  nicht  vertreten,  sodass  alle 
Zahlungsverpflichtungen  entweder  auf  Goldgeld 
oder  auf  Silbergeld  lauten  müssen  und  dement- 
sprechend zu  erfüllen  sind.  Dabei  ist  natür- 
lich der  Wert  der  Goldmünzen  durch  das 
Gold,  der  Wert  der  Silbermünzen  durch  das 
Silber  bedingt.  Im  Grunde  genommen  ist 
mithin  die  Parallelwährung  kein  einheitliches 
Geldsystem,  sondern  das  unverbundene  Neben- 
einander zweier  selbständiger  Geldsysteme. 

Wo  die  Parallelwährung  in  bewusster  Absicht  ein- 
geführt worden  ist,  z.  B.  in  England  im  Jahre  1663, 
war  sie  aus  der  mit  der  Doppelwährung  gemachten 
Erfahrung  hervorgegangen:  man  hatte  gesehen,  dass 
der  Versuch  der  Festlegung  des  Wertverhältnisses 
zwischen  Silber-  und  Goldmünzen  im  Wege  der  staat- 
lichen Tarif  ierung  die  Wirkung  hatte,  bald  das  Gold- 
geld verschwinden  zu  lassen,  bald  einen  Mangel  an 
dem  für  den  Kleinverkehr  unentbehrlichen  Silbergeld 
hervorzurufen,  ohne  dabei  die  Entstehung  eines  Auf- 
geldes für  die  Münzen  aus  dem  einen  oder  andern 
Metall  zu  verhindern.  Daraus  zog  man  die  Folgerung, 
dass  ein  den  Bedürfnissen  der  verschiedenen  Schichten 
des  Verkehrs  gleichmässig  entsprechender  gleichzeitiger 
Umlauf  von  Gold-  und  Silbermünzen  nur  ermöglicht 
werden  könne  durch  die  Preisgabe  eines  festen  Nenn- 
wertsverhältnisses zwischen  beiden  Münzsorten,  also 
durch  die  Preisgabe  der  Einheitlichkeit  des  Geldsystems. 
Allein  die  aus  den  Schwankungen  im  gegenseitigen 
Wertverhältnis  von  Gold-  und  Silbermünzen  hervorge- 
henden Unzuträglichkeiten  waren  so  gross,  dass  man 
meist  bald  wieder  zur  gegenseitigen  Tarifierung  von 
Gold-  und  Silbermünzen  und  damit  zum  Prinzip  der 
Doppelwährung  zurückkehrte.  Erst  gegen  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  ist  auf  Grund  praktischer  Erfahrungen 
und  theoretischer  Untersuchungen  —  und  zwar  zuerst  in 
England  —  die  Erkenntnis  zum  Durchbruch  gekommen, 
dass  ein  festes  Nennwertsverhältnis  zwischen  Gold-  und 
Silbermünzen  und  einedem  Verkehrsbedarf  entsprechende 
gleichzeitige  Verwendung  der  beiden  Geldmetalle  nur 
gesichert  werden  könne  auf  Grund  der  Beschränkung 
der  Silberprägung  und  der  unterwertigen  Ausprägung 
der  Silbermünzen,  also  auf  Grund  des  Prinzips  der 
Goldwährung.  Die  Beschränkung  der  Silberprägung 
verhindert,  dass  im  Falle  eines  Rückganges  des  Silber- 
werts das  Silber  automatisch  in  die  Zirkulation  ein- 
dringt und  das  Gold  verdrängt ;  die  unterwertige  Aus- 
prägung der  Silbermünzen  hat  die  Folge,  dass  auch 
bei  einer  etwaigen  Wertsteigerung  des  Silbers  —  sie 
müsste  denn  sehr  beträchtliche  Dimensionen  annehmen 
—  die  Einschmelzung  des  Silbergelds  nicht  lohnend 
wird  und  deshalb  unterbleibt. 

g)  Die  Papiervirährung.  Die  bisher  be- 
sprochenen Währungssysteme  zeichnen  sich 
dadurch  aus,  dass  bei  ihnen  der  Wert  des 
Geldes  gegeben  ist  durch  den  Wert  eines  be- 
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stimmten  Quantums  Edelmetall.  Es  gibt  je- 
doch auch  Währungssysteme,  bei  denen  der 
Wert  der  Geldeinheit  gegenüber  allen  andern 
Gütern,  auch  gegenüber  den  Edelmetallen,  sich 
innerhalb  engerer  oder  weiterer  Grenzen  frei 
bewegt,  bei  denen  also  die  Bindung  des  Geld- 
wertes an  irgend  einen  Geldstoff  unterbrochen 
ist.  Diese  Systeme  nennen  wir  „freie  Wäh- 
rungen", im  Gegensatz  zu  den  bisher  dar- 
gestellten Systemen,  den  „gebundenen  Wäh- 
rungen". 

Die  wichtigste  Erscheinungsform  der  freien 
Währungen  ist  die  „Papierwährung".  Das 
Wesen  der  Papierwährung  besteht  darin,  dass 
papierne  Geldzeichen,  die  zwar  auf  einen  be- 
stimmten Betrag  Metallgeld  lauten,  deren  Ein- 
lösbarkeit  jedoch  aufgehoben  ist,  mit  gesetz- 
licher Zahlungskraft  ausgestattet  sind. 

Mit  der  Aufhebung  der  Einlösbarkeit  ist  das  Band 
zwischen  dem  Papiergeld  und  dem  ursprünglichen  Me- 
tallgeld durchschnitten;  da  man  keinen  Anspruch  mehr 
hat,  gegen  den  Schein  den  Betrag  Metallgeldes,  auf 
den  er  lautet,  zu  erhalten,  besteht  die  Möglichkeit, 
dass  das  Papiergeld  gegenüber  dem  ursprünglichen 
Metallgeld  eine  Entwertung  erfährt,  die  in  einem 
schwankenden  Agio  des  ursprünglichen  Metallgeldes 
zum  Ausdruck  kommt.  Andererseits  verhindert  in  den 
meisten  Fällen  der  Umstand,  dass  das  Papiergeld  als 
Mittel  zu  Zahlungen  an  den  Staat  und  zur  Erfüllung 
von  Geldschulden  begehrt  ist,  eine  der  stofflichen 
Wertlosigkeit  der  Papierscheine  entsprechende  totale 
Entwertung  des  Papiergeldes.  Wo  das  ursprüngliche 
Metallgeld,  das  in  der  festen  Beziehung  zu  seinem 
Stoffe  bleibt,  ein  veränderliches  Aufgeld  gegenüber 
dem  umlaufenden  Papiergeld  geniesst,  verändert  sich  der 
Wert  der  Rechnungseinheit  desjenigen  Geldes,  in  welchem 
tatsächlich  gerechnet  und  gezahlt  wird,  gegenüber  dem 
ursprünglichen  Währungsmetall  mit  jeder  Schwankung 
des  Aufgeldes.  Das  ursprüngliche  Metalläquivalent  des 
Geldes  ist  nur  noch  die  obere  Grenze  für  die  mög- 
lichen Schwankungen  des  Geldwertes. 

rj)  Die  Silberwährung  mit  gesperrter 
Prägung.  Ein  analoges  Verhalten  des  Geld- 
wertes gegenüber  dem  ursprünglichen  Wäh- 
rungsmetall ist  dort  zu  beobachten,  wo  die 
freie  Ausprägung  des  letzteren  eingestellt  wird. 
Hier  besteht  die  Möglichkeit,  dass  der  Bedarf 
an  gemünztem  Geld  dessen  Kurs  über  den 
Wert  des  in  ihm  enthaltenen  Metalls  hinaus- 
treibt. 

Ein  Beispiel  dafür  ist  die  Entwicklung  der  indischen 
Währung  in  der  Zeit  von  1893  bis  1898  gewesen. 
Der  Kurs  der  indischen  Rechnungseinheit,  der  Rupie, 
bewegte  sich,  nachdem  im  Juni  1893  die  freie  Prägung 
des  ursprünglichen  Währungsmetalls,  des  Silbers,  ein- 
gestellt worden  war,  in  unregelmässigen  Schwankungen 
bis  zu  50  Vo  und  mehr  oberhalb  des  Wertes  ihres 
effektiven  Silbergehaltes,  bis  es  im  Jahre  1898  gelang, 
ihn  auf  16  d  in  englischem  Goldgeld  festzulegen  und 
ihn  dadurch  in  eine  feste  Beziehung  zu  dem  Wert 
des  Goldes  zu  bringen.  Diese  Geldsysteme  mit  ge- 
sperrter  Prägung    des    Währungsmetalls    sind    jedoch 


abnorme  Erscheinungen,    die   nur   in   Übergangszeiten 
vorkommen. 

5.  Die  internationale  Geldverfassung, 
a)  Valuta   und   Valutaschwankungen. 

Im  allgemeinen  hat  jeder  Staat  seine  eigene, 
durch  Landesgesetze  geordnete  Geldverfassung. 
Das  Verhältnis,  in  welchem  die  verschiedenen 
nationalen  Währungen  zueinander  stehen  und 
das  man  in  der  Regel  im  Auge  hat,  wenn 
man  von  der  „internationalen  Geldverfassung** 
spricht,  ist  für  den  ganzen  internationalen  Ver- 
kehr von  der  allergrössten  Wichtigkeit. 

Der  durch  das  Geld  zu  vermittelnde  Ver- 
kehr von  Land  zu  Land  erfordert  wegen  der 
Verschiedenheit  der  nationalen  Geldsysteme 
den  Umsatz  des  Geldes  des  einen  Landes 
gegen  das  Geld  des  andern  Landes.  Für  die 
Gestaltung  des  Verkehrs  zwischen  zwei  ver- 
schiedenen Ländern  ist  es  deshalb  von  sehr 
erheblicher  Bedeutung,  in  welchem  Verhältnis 
sich  der  Austausch  zwischen  dem  inländischen 
und  dem  ausländischen  Geld  bewirken  lässt, 
ob  dieses  Verhältnis  ein  stabiles  ist,  oder  ob 
es  grossen  Schwankungen  unterliegt.  Die  in- 
ternationalen Verkehrsbeziehungen  werden  be- 
trächtlich erschwert,  wenn  zwischen  dem  Gelde 
der  verschiedenen  Länder  kein  annähernd  festes 
Wertverhältnis  besteht.  Wer  nach  dem  Aus- 
lande Waren  verkauft  und  ausländisches  Geld 
dafür  in  Zahlung  empfängt,  wer  im  Auslande 
Kapital  investiert,  dessen  Zinsen  oder  sonstigen 
Erträgnisse  in  ausländischem  Gelde  eingehen, 
der  muss  Wert  darauf  legen,  mit  einiger  Sicher- 
heit berechnen  zu  können,  wieviel  das  aus- 
ländische Geld  zur  Zeit  des  Zahlungsempfanges 
in  seinem  heimischen  Landesgelde  wert  sein 
wird.  Bei  grossen  und  unberechenbaren 
Schwankungen  können  nur  solche  Transak- 
tionen zu  Stande  kommen,  bei  denen  ent- 
sprechend höhere  Gewinnaussichten  dem  grös- 
seren Risiko  gegenüberstehen. 

Man  nennt  eine  Währung  in  ihren  Bezie- 
hungen zu  fremden  Währungen  „Valuta", 
die  Veränderungen  des  Wertverhältnisses  zwi- 
schen dem  Gelde  zweier  Staaten  nennt  man 
„Valutaschwankungen". 

b)  Die  Paritäten. 
Wo  der  Wert  des  Geldes  durch  die  Ein- 
richtung des  Geldsystems  in  eine  feste  Be- 
ziehung zu  einem  bestimmten  Quantum  Edel- 
metall gesetzt  ist,  da  erscheinen  Valuta- 
schwankungen gegenüber  den  auf  dem  glei- 
chen    Währungsmetall     beruhenden    fremden 
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Währungen  ausgeschlossen,  und  gegenüber 
den  auf  dem  andern  Edelmetall  beruhenden 
Gelde  erscheinen  die  Valutaschwankungen  be- 
dingt und  gleichzeitig  begrenzt  durch  die  Ver- 
änderungen im  Wertverhältnis  der  beiden  Edel- 
metalle. Wenn  zwei  Länder  Goldwährung 
haben,  so  besteht  ein  Gleichungspunkt  für 
das  Wertverhältnis  zwischen  den  beiden  Geld- 
einheiten, der  dem  Verhältnis  der  Gewichts- 
quanten  Gold,  welche  den  beiden  Geldeinheiten 
zugrunde  liegen,  entspricht.  Diesen  Gleichungs- 
punkt zweier  Valuten  nennt  man  „Parität". 

Nach  der  deutschen  Münzgesetzgebung  werden  — 
um  ein  Beispiel  zu  geben  —  aus  dem  Kilogramm  Fein- 
gold 2790  M  geprägt;  nach  den  französischen  Münz- 
gesetzen werden  aus  dem  Kilogramm  Münzgold  von 
7,0  Feinheit   3100  Fr.   geprägt:    also    aus    dem  Kilo- 

,_,  3100  X  10^       -,.^.  .  ...     ... 

gramm  Femgold Fr.    Mithm  ergibt  sich,  da 

|n  Deutschland  das  Goldäquivalent  der  Mark,  in  Frank- 
reich das  Goldäquivalent  des  Franken  für  den  Geld- 
wert bestimmend  ist,  die  Gleichung: 

2790  M  =  11^  Fr.  (=  1  kg  Feingold); 


also : 


1  Fr  = 


2790  X  9 


M  =  ^  M. 
100 


31000 

Die  Parität  zwischen  der  deutschen  und  französischen 
Valuta  ist  mithin  100  Fr  =  81  M. 

Die  Berechnung  der  Parität  ist  umständlicher,  wenn 
die  Münzgewichte  der  in  Frage  kommenden  Geld- 
systeme nicht  übereinstimmen,  aber  das  Prinzip  bleibt 
bei  allen  Währungen  des  gleichen  Währungssystems 
dasselbe;  so  ergibt  sich  die  Berechnung  der  Parität 
zwischen  dem  englischen  und  dem  deutschen  Gelde 
.aus  folgendem  Kettensatze: 

X  Mark  =  1  Pfund  Sterling, 
1  Pfd.  St.  =  240  Pence, 
934,5  Pence  =  1  Unze  Standard-Gold, 
12  Unzen  St.  G.  =  11  Unzen  Feingold, 

1  Unze  F.  G.  =  31,1034962  g  Feingold, 
1000  g  Feingold  =  2790  Mark. 

Aus  diesem  Kettensatz  ergibt  sich  das  Resultat: 
X  =  20,42945 ;  d.  h.  die  Parität  zwischen  der  englischen 
und  deutschen  Valuta  ist  1  Pfund  Sterling  =  20,42945  M 
oder  rund  20,43  M. 

Zwischen  Gold-  und  Silberwährungen  be- 
steht keine  feste  Parität,  der  Gleichungspunkt 
ändert  sich  vielmehr  mit  jeder  Schwankung 
des  Wertverhältnisses  zwischen  Silber  und  Gold. 
So  ergab  sich  aus  dem  Goldwert  des  Silber- 
gehaltes der  Rupie  zu  der  Zeit,  als  das  Silber 
in  London  noch  61  d  pro  Unze  Standard  no- 
tierte, als  Gleichungspunkt  zwischen  dem  eng- 
lischen und  indischen  Gelde  der  Kurs  1  Rupie 
=  22,67  d,  bei  einem  Silberpreis  von  40  d 
dagegen  war  der  Gleichungspunkt  1  Rupie 
=  15  d. 

Zwischen  gebundenen  Währungen  und  freien 
Währungen  (Papierwährungen,  Silberwährungen 
mit  gesperrter  Prägung)  lässt  sich  ein  Glei- 
-chungspunkt   überhaupt  nicht  berechnen,    da 


bei  den  freien  Währungen  der  Wert  der  Rech- 
nungseinheit nicht  durch  irgend  einen  dritten 
Stoff,  dessen  Wert  in  einem  gegebenen  Augen- 
blick bekannt  wäre,  bestimmt  ist. 

c)  Die  ausländischen  Wechselkurse. 

Auch  bei  den  gebundenen  Währungen  be- 
deutet die  Parität  nicht  etwa  das  genaue  Ver- 
hältnis, in  welchem  der  Geldwert  zweier  Län- 
der in  jedem  Augenblick  zueinander  steht, 
sondern  nur  den  durch  den  Metallgehalt  der 
beiderseitigen  frei  ausprägbaren  Münzen  ge- 
gebenen Gleichungspunkt,  um  welchen  sich 
das  tatsächliche  Verhältnis  der  beiden  Valuten 
innerhalb  eines  bestimmten  und  eng  begrenzten 
Spielraums  bewegt.  Das  tatsächliche  Verhältnis 
zwischen  zwei  Valuten  findet  seinen  Ausdruck 
jeweils  in  den  Wechselkursen  des  einen  Landes 
auf  das  andere  Land;  so  das  Verhältnis  zwischen 
der  deutschen  und  englischen  Valuta  in  dem 
Kurs  des  Wechsels  auf  London  in  Berlin  oder 
in  dem  Kurs  des  Wechsels  auf  Berlin  in  London. 
Ein  Blick  auf  den  Kurszettel  zeigt,  dass  dieser 
Kurs  nur  in  seltenen  Fällen  mit  der  exakten 
Parität  l  £  =  20,43  M  übereinstimmt,  dass 
er  andererseits  von  dieser  Parität  nur  innerhalb 
sehr  enger  Grenzen,  etwa  zwischen  20,32  und 
20,54  M  für  das  Pfund  Sterling,  abweicht. 

Der  Wechsel  dient  im  internationalen  Verkehr  in 
weitem  Umfang  zur  Ausgleichung  von  Zahlungen  und 
zur  Ersparung  von  Bargeldsendungen.  Der  deutsche 
Exporteur,  der  Waren  nach  England  verkauft,  lässt 
sich  im  allgemeinen  den  Gegenwert  nicht  in  barem 
Geld  aus  England  senden,  sondern  zieht  für  den  Gegen- 
wert einen  Wechsel  auf  seinen  englischen  Abnehmer; 
diesen  Wechsel  sucht  er  zu  verkaufen  an  Leute,  die 
ihrerseits  Zahlungen  in  England  —  nehmen  wir  an  für 
den  Bezug  von  englischen  Waren  —  zu  leisten  haben 
und  die  nun  an  Stelle  des  Bargeldes  den  auf  den  eng- 
lischen Abnehmer  des  deutschen  Exporteurs  gezogenen 
Wechsel  an  ihren  Lieferanten  senden;  letzterer  macht 
sich  bezahlt,  indem  er  den  Wechsel  dem  Bezogenen 
zur  Einlösung  präsentiert.  Das  ist  der  Vorgang,  wie 
er  sich  im  Kern  bei  der  Benutzung  des  Wechsels  zu 
internationalen  Zahlungsausgleichungen  abspielt,  ein 
Vorgang,  der  allerdings  in  der  Praxis  durch  das  Da- 
zwischentreten der  das  internationale  Geschäft  vermit- 
telnden Banken  weniger  übersichtlich  gemacht  wird. 
In  unserm  einfachen  Beispiel  werden  erspart  eine  Bar- 
sendung des  englischen  Abnehmers  an  den  deutschen 
Exporteur  und  eine  zweite  Barsendung  des  deutschen 
Kaufmanns  an  den  englischen  Lieferanten.  An  die 
Stelle  dieser  beiden  internationalen  Bargeldsendungen 
treten  zwei  weniger  kostspielige  inländische  Zahlungen : 
die  eine  in  Deutschland,  wo  der  Kaufmann  dem  Ex- 
porteur den  Wechsel  auf  England  abkauft;  die  andere 
in  England,  wo  der  von  dem  deutschen  Exporteur  be- 
zogene Kaufmann  den  ihm  von  dem  englischen  Expor- 
teur präsentierten  Wechsel  einlöst. 

Solange  sich  die  Zahlungen,  die  zwei  Länder  an- 
einander zu  leisten  haben,  die  Wage  halten,  ist  eine 
Ausgleichung  dieser  Zahlungen  durch  Wechselziehung 
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und  Wechselversendung  unter  vollständiger  Ersparung 
von  Bargeldsendungen  möglich.  Alle  deutschen  Kauf- 
leute, die  an  England  Zahlungen  zu  bewirken  haben, 
sind  dann  imstande,  sich  Wechsel  auf  England  zu  be- 
schaffen. In  der  Regel  überwiegen  jedoch  die  Zah- 
lungsverpflichtungen auf  der  einen  oder  andern  Seite 
die  Forderungen,  und  dann  muss  zur  Begleichung  des 
Saldos  eine  Bargeldversendung  stattfinden.  Der  Mangel 
an  Übereinstimmung  zwischen  den  Zahlungsverpflich- 
tungen und  den  Forderungen  an  ein  fremdes  Land 
muss  sich,  da  jedermann  seine  Zahlungen  zunächst  auf 
dem  einfacheren  und  billigeren  Wege  der  Wechsel- 
ziehung oder  des  Wechselankaufs  zu  regulieren  sucht, 
unmittelbar  auf  dem  Markte  für  ausländische  Wechsel 
äussern. 

Wenn  Deutschland  in  einem  gegebenen  Augenblick 
mehr  von  England  zu  fordern  als  an  England  zu  zahlen 
hat,  so  ist  die  Folge,  dass  mehr  Wechsel  auf  England 
gezogen  und  auf  dem  deutschen  Markt  angeboten 
werden,  als  dort  zum  Zweck  der  Zahlungsleistung  an 
England  gefragt  sind.  Diejenigen,  die  für  ihre  Wechsel 
auf  England  keine  Abnehmer  finden,  sehen  sich  ge- 
nötigt, die  Wechsel  nach  England  zur  Einlösung 
zu  senden  und  den  Gegenwert  in  barem  Geld  von 
dort  nach  Deutschland  kommen  zu  lassen.  Wenn 
umgekehrt  in  einem  gegebenen  Zeitpunkt  die  Zah- 
lungsverpflichtungen Deutschlands  an  England  seine 
Forderungen  an  England  überwiegen,  dann  ist  die 
Folge,  dass  auf  dem  deutschen  Markte  die  Nach- 
frage nach  Wechseln  auf  England  das  Angebot  über- 
steigt. Wer  nicht  imstande  ist,  sich  zum  Zweck  der 
•Zahlungsleistung  an  England  einen  Wechsel  zu  be- 
schaffen, sieht  sich  zur  Versendung  von  Bargeld  nach 
England  genötigt.  Um  die  Kosten  zu  vermeiden,  die 
mit  dem  Umsatz  deutschen  Geldes  gegen  englisches 
Geld  und  mit  der  Barsendung  verbunden  sind,  werden 
sich  im  ersteren  Falle  die  Verkäufer  von  Wechseln 
lieber  mit  einem  etwas  niedrigeren  Kurse  als  dem  der 
Parität  entsprechenden  begnügen,  und  im  letzteren 
Falle  werden  sich  aus  dem  gleichen  Grunde  die  Käufer 
von  Wechseln  bereit  finden,  lieber  einen  die  Parität 
um  etwas  übersteigenden  Kurs  zu  zahlen. 

Aber  die  daraus  hervorgehenden  Abweichungen  der 
Wechselkurse  von  der  Parität  haben  an  ihrer  Ursache 
auch  ihre  Grenzen:  sobald  der  Wechselkurs  so  hoch 
über  die  Parität  gestiegen  oder  unter  die  Parität  ge- 
sunken ist,  dass  die  Differenz  allen  aus  der  Versendung 


von  Bargeld  usw.  erwachsenden  Kosten  gleichkommt, 
ist  ein  weiteres  Steigen  oder  Fallen  unmöglich,  weil 
eben  dann  niemand  mehr  einen  Wechsel  kaufen  oder 
verkaufen,  vielmehr  jedermann  sich  der  Versendung 
oder  des  Bezugs  von  Bargeld  bedienen  würde.  Die 
beiden  Grenzkurse,  bei  welchen  der  Bezug  oder  die 
Versendung  von  Bargeld  gegenüber  dem  Verkauf  oder 
Ankauf  eines  Wechsels  anfängt  lohnend  zu  werden, 
nennt  man  die  „Goldpunkte".  Neigen  sich  die 
Wechselkurse  dem  Goldpunkte  zu,  der  den  Bezug  von 
Gold  aus  dem  Ausland  lohnend  erscheinen  lässt,  so 
spricht  man  von  „günstigen"  Wechselkursen  und  diesen 
Goldpunkt  nennt  man  den  ,, Goldpunkt  für"  das  be- 
treffende Land.  Im  umgekehrten  Falle  spricht  man 
von  „ungünstigen"  Wechselkursen  und  dem  „Goldpunkte 
gegen"  das  betr.  Land. 

Die  sämtlichen  Kosten,  welche  durch  Bargeldumsätze 
zwischen  verschiedenen  Ländern  entstehen  und  die 
sich  namentlich  aus  den  Transportkosten,  der  Ver- 
sicherung und  Kommission,  dem  während  des  Geld- 
transports zu  erleidenden  Zinsverlust  und  eventuell 
den  Kosten  der  Umprägung  des  Geldes  zusammen- 
setzen, betragen  im  Verkehr  zwischen  den  europäischen 
Ländern  ungefähr  Vu'/o»  so  dass  also  die  Wechselkurse 
zwischen  den  europäischen  Goldwährungsländern  nach 
oben  und  unten  um  ungefähr  VaVo  von  der  Parität 
abweichen  können.  Im  überseeischen  Verkehr  sind  die 
aus  der  Versendung  von  Bargeld  erwachsenden  Kosten 
natürlich  nicht  unwesentlich  höher;  der  Spielraum  für 
die  Wechselkursschwankungen  ist  hier  entsprechend 
grösser.  Aber  auch  im  Verkehr  auf  grosse  Entfer- 
nungen sind  die  bei  Währungsgleichheit  möglichen 
Schwankungen  der  Wechselkurse  um  die  Parität  gegen- 
über den  übrigen  bei  der  kaufmännischen  Kalkulation 
zu  berücksichtigenden  Momenten  so  geringfügig,  dass 
irgendwelche  ins  Gewicht  fallende  Störungen  des  Ver- 
kehrs aus  diesen  Schwankungen  nicht  zu  befürchten 
sind.  Da  andererseits  die  auf  den  Kosten  der  Bar- 
geldsendungen beruhenden  Wechselkursschwankungen 
auch  zwischen  Ländern  mit  dem  gleichen  Rechnungs- 
system unvermeidlich  sind,  wie  die  Wechselkurse  in 
Brüssel  oder  in  der  Schweiz  auf  Paris  beweisen,  so 
kann  man  sagen,  dass  die  Währungsgleichheit  für  den 
internationalen  Verkehr  dem  Bedürfnis  nach  der  Sta- 
büität  des  Verhältnisses  zwischen  den  einzelnen  Valu- 
ten, soweit  es  nach  der  Natur  der  Dinge  überhaupt 
möglich  ist,  gerecht  wird. 


III.  Die  Währungsfrage. 


1.   Edelmetall -Gewinnung  und  Wert- 
verhältnis von  Gold  und  Silber. 

Die  Gestaltung  der  Währungsverhältnisse  ist 
bedingt  durch  die  Edelmetallproduktion  und 
die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse.  Die  Fort- 
schritte der  Völker  zu  grösserer  Wohlhaben- 
heit und  lebhafterem  Verkehr  haben  an  sich 
die  Tendenz,  die  Verwendung  des  wertvolleren 
Metalls  als  Geldstoff  zu  begünstigen;  die  Pro- 
duktionsverhältnisse der  Edelmetalle  jedoch  ent- 
scheiden darüber,  wie  weit  diesen  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  genügt  werden  kann. 
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Die  folgende  Tabelle  gibt  einen  Überblick 
über  die  Gestaltung  der  Edelmetallproduktion 
seit  dem  Beginn  des  19.  Jahrhunderts. 

Die  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Jahresdurchschnitte 
der  einzelnen  Perioden. 


Perioden 

Gold 

Silber 

kg 

1000  M 

kg 

1000  M 

1801  —  1810 

17  778 

49  600 

894  150 

160  053 

1811  —  1820 

11445 

31  932 

540  770 

97339 

1821—1830 

14216 

39  663 

460  560 

81  519 

1831  —  1840 

20  289 

56  606 

596  450 

105  572 

1841—1850 

54  759 

152  777 

780  415 

137  353 

1851—1855 

199  388 

556  308 

886  115 

160  387 
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Geld. 


Perioden 

Gold 
kg   1  1000  M 

Silber 
kg    j 1000  M 

1856—1860" 

201  750 

562  899 

904  990  164  709 

1861  —  1865 

185  057 

516  326 

1  101  150  199  308 

1866  —  1870 

195  026 

544  139 

1  339  085  239  696 

1871—1875 

173  904 

485  207 

1  969  425  344  649 

1876—1880 

172  414 

481  045 

2  450  252  382  062 

1881—1885 

154  959 

432  300 

2  808  400 

424  800 

1886—1890 

169  869 

473  934 

3  387  532 

448  000 

1891—1895 

245  170 

684  031 

4  901  333 

554  200 

1896—1900 

387  898 

1  082  235 

5  205  053 

532  800 

1901 

394  692 

1  101  191 

5  382  369 

436  000 

1902 

445  215 

1  242  150 

5  193  978 

371  650 

1903 

490  350 

1  367  000 

Die  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts 
zeigten  bei  beiden  Edelmetallen  einen  Pro- 
duktionsrückgang, der  teilweise  durch  die  all- 
mähliche Erschöpfung  der  bekannten  Fund- 
stätten, teilweise  durch  politische  Wirren  in 
wichtigen  Produktionsgebieten  verursacht  war. 
Von  den  40er  Jahren  an  bis  gegen  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  ist  dann  sowohl  beim  Gold 
als  auch  beim  Silber  ein  gewaltiger  und  bei- 
spielloser Aufschwung  der  Produktion  einge- 
treten; am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  war  die 
jährliche  Goldgewinnung  etwa  30  mal  so  gross, 
die  jährliche  Silbergewinnung  etwa  10  mal  so 
gross  als  in  der  Periode  1811  —  1830.  Die 
Ursache  dieser  erstaunlichen  Entwicklung  liegt 
teils  in  der  Erweiterung  der  geologischen 
Kenntnis  der  Erdrinde  und  der  damit  verbun- 
denen Entdeckung  neuer  Lagerstätten  von  Gold 
und  Silber,  teils  in  den  ausserordentlichen 
Fortschritten  des  technischen  Verfahrens  der 
Gold-  und  Silbergewinnung.  Besonders  epoche- 
machend waren  beim  Gold  die  Entdeckung 
der  reichen  Goldfelder  in  Kalifornien  und 
Australien  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
und  später  die  Aufschliessung  der  Goldlager- 
stätten in  Transvaal  zu  Beginn  der  90er  Jahre; 
beim  Silber  die  Entdeckung  ausserordentlich 
reicher  Minen  in  den  westlichen  Staaten  der 
Union  und  die  Aufschliessung  der  im  allge- 
meinen zwar  ärmeren  aber  ausserordentlich 
weit  verbreiteten  Silbervorkommen  in  Mexiko, 
welche  die  Produktionsfähigkeit  dieses  Landes 
praktisch  als  unbegrenzt  erscheinen  lassen.  Da- 
bei hat  sich  bei  der  Goldgewinnung  die  in- 
teressante Wandlung  vollzogen,  dass  der  regel- 
rechte Bergbau  gegenüber  der  Ausbeutung  von 
Schwemmlanden  im  Wege  der  Goldwäscherei 
eine  immer  grössere  Bedeutung  erlangt  hat. 
Nach  Suess  stammten  früher  ^/^o  allen  Goldes 
aus  den  Wäschereien,  während  gegenwärtig 
etwa  *|5  des  ausserhalb  Sibirien  gewonnenen 
Goldes  durch  Quarzbergbau  geliefert  werden. 


Diese  Wandlung  ist  deshalb  von  ganz  beson- 
derer Wichtigkeit,  weil  der  Quarzbergbau  eine 
weit  grössere  Nachhaltigkeit  der  Goldgewin- 
nung gewährleistet  als  die  Ausbeutung  der 
sich  leicht  und  rasch  erschöpfenden  oberfläch- 
lichen Goldablagerungen. 

Einen  Überblick  über  die  Edelmetallgewin- 
nung der  wichtigsten  Produktionsländer  gibt 
die  folgende  Tabelle  (Ziffern  für  1902). 


Produktionsland 


Goldproduktion 
Wert 
(1000  M) 


kg 


Australasien    .     . 
Vereinigte  Staaten 
Afrika   .     .     . 
Russland    .     , 
Kanada  (Klondyke) 


122  749 

120  373 

58  716 

33  905 

31  209 


342  470 

335  841 

163  818 

94  595 

87  073 


Produktionsland 


Mexiko  .  .  . 
Vereinigte  Staaten 
Bolivien  .  .  . 
Australasien'  .  . 
Deutschland  .  . 
Peru      .... 


Silberproduktion 
Wert 


kg 


1  872  091 
1  726  603 
404  201 
249  690 
178  032 
132  668 


(1000  M) 


133  953 

123  543 

28  922 

17  866 

12  739 

9  492 


In  einem  auffallenden  Gegensatze  zu  der 
Entwicklung  der  Produktion  der  beiden  Edel- 
metalle scheint  auf  den  ersten  Blick  —  wie 
die  folgende  Tabelle  zeigt  —  die  Gestaltung 
des  Wertverhältnisses  zwischen  Gold  und  Silber 
zu  stehen. 
Wertverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber. 


Perioden 


1kg  Gold') 
=  wieviel 
kg  Silber 


Perioden 


1  kg  Gold 
=  wieviel 
kg  Silber 


1801—1810  15,61  1871  —  1875  15,97 

1811—1820  15,51  1876-1880  17,81 

1821—1830  15,80  1881—1885  18,63 

1831—1840  15,75  1886—1890  21,16 

1841—1850  15,83  1891—1895  26,32 

1851  —  1855  15,41  1896—1900  33,45 

1856—1860  15,30  1901  34,68 

1861—1865  15,40  1902    *  39,14 

1866—1870  15,55  1903  38,10 

*)    In   London   wird    der   Silberpreis  in   Pence  pro 

Unze    Standard    Silber    (d  pro  oz.  st.)    notiert.     Man 

kann    aus    der  Londoner  Notierung  die  Relationszahl 

(die  Anzahl  der  Pfunde  Silber,  die  gleich  einem  Pfund 

Gold  sind)   berechnen,   indem   man  die  konstante  Zahl 

942,9954  54  .  .  .  mit  dem  Londoner  Silberpreis  dividiert. 

Während  gegenüber  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  die  Goldproduktion  beträcht- 
lich stärker  zugenommen   hat  als  die  Silber- 


Die  Währungsfrage. 


419 


gewinnung,  ist  im  letzten  Drittel  des  19.  Jahr- 
hunderts eine  ausserordentliche  Entwertung  des 
Silbers  gegenüber  dem  Golde  eingetreten.  Im 
Durchschnitt  der  ersten  sieben  Jahrzehnte  des 
19.  Jahrhunderts  galt  1  Pfund  Gold  durch- 
schnittlich =  151/2  Pfund  Silber;  das  Wert- 
verhältnis um  die  Wende  des  19.  und  20. 
Jahrhunderts  war:  1  Pfund  Gold  =  35  bis  40 
Pfund  Silber.  Eine  Betrachtung  der  Entwick- 
lung, welche  die  internationale  Währungsver- 
fassung unter  der  Einwirkung  der  Produktions- 
verhältnisse der  Edelmetalle  von  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  an  erfahren  hat,  zeigt  jedoch, 
dass  es  gerade  die  gesteigerte  Produktion  des 
Goldes  als  des  für  die  Länder  europäischer 
Kultur  tauglicheren  Geldstoffes  war,  welche 
den  Wert  des  Silbers  herabdrückte,  indem  sie 
dessen  Verwendung  zu  Geldzwecken  in  gro- 
ssem Umfange  überflüssig  machte;  etwa  ebenso, 
wie  die  enorme  Vermehrung  der  Dampfschiffe 
am  stärksten  auf  die  Frachtraten  der  Segel- 
schiffe gedrückt  hat. 

2.  Die  Entwicklung  der  internationalen 
Währungsverfassung  im  letzten  Jahr- 
hundert. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
hatte  sich  die  internationale  Währungsverfas- 
sung in  einem  gewissen  Ruhezustande  befun- 
den. Die  Staaten  des  europäischen  Kontinents 
waren  mehr  und  mehr  zu  einem  nahezu  aus- 
schliesslichen Silberumlauf  gekommen,  sei  es, 
dass  sie  —  wie  Deutschland  —  die  Silber- 
währung formell  angenommen  hatten,  sei  es, 
dass  auf  Grund  eines  Doppelwährungssystems 
—  wie  in  Frankreich  —  das  Goldgeld  durch 
das  eindringende  Silber  allmählich  verdrängt 
worden  war.  Auch  im  grössten  Teil  der 
aussereuropäischen  Welt,  namentlich  in  den 
grossen  Staaten  Asiens,  in  Vorder-  und  Hinter- 
indien, in  China  und  Japan,  herrschte  das 
Silber  als  Umlaufsmittel  unbedingt  vor.  Da- 
gegen hatte  England  sich  durch  die  gesetzliche 
Einführung  der  Goldwährung  (1816)  seinen 
vorwiegenden  Goldumlauf  gesichert;  neben 
ihm  hatten  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
nur  einige  kleinere  Staaten,  wie  Portugal,  ferner 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
einige  englische  Kolonien  einen  vorwiegenden, 
aber  an  sich  unbedeutenden  Goldumlauf.  Diese 
ungleiche  Teilung  der  Welt  in  Gold-  und 
Silberländer  schien  durch  die  Produktionsver- 
hältnisse der  Edelmetalle  festgelegt  zu  sein. 
Wenn  auch  die  grossen  wirtschaftlichen  Fort- 
schritte in  den  Ländern  des  europäischen  Kon- 


tinents dazu  führen  mussten,  dass  das  Silber- 
geld für  die  Bewältigung  des  Geldverkehrs 
als  unbequem  empfunden  wurde  und  dass  ein 
Bedürfnis  nach  einem  reichlichen  Goldumlauf 
sich  herausbildete,  so  war  doch  eine  stärkere 
Verwendung  von  Goldgeld  solange  ausge- 
schlossen, als  die  Goldproduktion  nur  eine 
ganz  unbeträchtliche  Vermehrung  des  vorhan- 
denen Goldvorrats  brachte. 

Die  grossen  Goldfunde,  die  um  die  Mitte 
des  19.  Jh.  in  Kalifornien  und  Australien  ge- 
macht wurden,  kamen  den  monetären  Bedürf- 
nissen der  europäischen  Kulturwelt  entgegen. 
Gleichzeitig  mit  der  enormen  Vermehrung  der 
Goldproduktion  trat  eine  ungewöhnliche  Stei- 
gerung des  Silberbedarfs  für  Indien  ein.  Der 
Bedarf  war  verursacht  teils  durch  grosse  in- 
dische Silberanleihen,  die  in  den  50er  Jahren 
zu  Eisenbahnbauten,  zur  Bekämpfung  der  häu- 
fig wiederkehrenden  Hungersnot  und  zur  Un- 
terdrückung des  grossen  Eingeborenen -Auf- 
standes von  1857  aufgenommen  wurden.  Zum 
andern  Teil  lag  der  Grund  der  gesteigerten 
Silberausfuhr  nach  Indien  in  der  gewaltigen 
Zunahme  der  indischen  Ausfuhr,  die  nament- 
lich zur  Zeit  des  amerikanischen  Bürgerkriegs, 
als  die  englische  Textilindustrie  sich  genötigt 
sah,  auf  die  indische  Baumwolle  als  Ersatz 
für  die  amerikanische  zurückzugreifen,  eine 
gewaltige  Ausdehnung  annahm.  In  jener  Zeit 
überstieg  in  einzelnen  Jahren  Indiens  Mehrein- 
fuhr an  Silber  um  ein  beträchtliches  die  ganze 
gleichzeitige  Silberproduktion  der  Welt. 

Unter  der  Einwirkung  dieser  Verhältnisse  vollzog 
sich  ein  entscheidender  Umschwung  in  dem  Münzum- 
lauf eines  wichtigen  Teiles  der  Kulturwelt.  Die  ver- 
mehrte Goldgewinnung  und  der  gesteigerte  Silberbe- 
darf bewirkten  zunächst  eine  Verschiebung  im  Wertver- 
hältnis der  beiden  Edelmetalle.  Während  im  grossen 
ganzen  seit  dem  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  der 
Silberwert  eine  sinkende  Tendenz  gezeigt  hatte,  fing 
er  nunmehr  an,  in  die  Höhe  zu  gehen.  Die  Folge 
war,  dass  das  Silber,  das  in  der  ersten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts  das  Gold  aus  dem  französischen  JMünz- 
umlauf  auf  Grund  der  bereits  geschilderten  Eigentüm- 
lichkeit der  Doppelwährung  so  gut  wie  vollständig 
verdrängt  hatte,  nunmehr  aus  Frankreich  unter  dem 
gewaltigen  Strom-  des  eindringenden  Goldes  abzu- 
fliessen  begann.  Auch  in  Ländern,  deren  Münzver- 
fassung für  das  Gold  keinen  Platz  hatte,  zeigte  sich 
eine  Zunahme  des  Goldumlaufs.  So  haben  in  jener 
Zeit  in  den  deutschen  Staaten,  die  keine  Goldmünzen 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  kannten,  ausländische 
Goldmünzen,  namentlich  französische  Zwanzigfranken - 
stücke  und  englische  Sovereigns,  immer  mehr  Eingang 
gefunden. 

Obwohl  einzelne  Theoretiker  von  der  starj<en  Zu- 
nahme der  Goldproduktion  eine  entsprechende  Ent- 
wertung des  Goldes  befürchteten,  wurde  in  der  Welt 
des  praktischen  Verkehrs  die  sich  mehr  oder  weniger 
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automatisch  vollziehende  Verdrängung  des  Silbergeldes 
durch  das  Goldgeld  nichts  weniger  als  ungern  gesehen. 
Die  ganz  überwiegende  Strömung  der  öffentlichen 
Meinung  führte  im  Lauf  von  etwa  IV2  Jahrzehnten 
zu  der  Forderung,  durch  die  Einführung  der  gesetz- 
lichen Goldwährung  einen  überwiegenden  Goldumlauf 
dort,  wo  er  sich  von  selbst  gebildet  hatte,  dauernd 
sicher  zu  stellen,  und  dem  Golde  dort,  wo  es  auf 
Grund  der  bestehenden  Münzverfassung  nicht  von 
selbst  hatte  zur  Geltung  kommen  können,  den  Eingang 
und  die  Vorherrschaft  zu  verschaffen.  Auf  der  inter- 
nationalen Münzkonferenz,  die  auf  Einladung  der  fran- 
zösischen Regierung  im  Jahre  1867  in  Paris  tagte  und 
auf  der  19  europäische  Staaten  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vertreten  waren,  fand  diese  Strö- 
mung darin  Ausdruck,  dass  mit  allen  Stimmen  gegen 
die  eine  der  Niederlande  der  Grundsatz  gebilligt  wur- 
de, dass  eine  internationale  Münzeinheit  nur  auf  dem 
Boden  der  Goldwährung  möglich  sei. 

Den  ersten  entscheidenden  Schritt  hat  Deutsch- 
land getan,  indem  es  nach  der  Gründung  des 
Reichs  durch  die  Münzgesetze  vom  4.  De- 
zember 1871  und  vom  9.  Juli  1873  mit  der 
Durchführung  eines  einheitlichen  deutschen 
Münzsystems  gleichzeitig  den  Übergang  von 
der  Silberwährung  zur  Goldwährung  vollzog. 
Da  um  dieselbe  Zeit  bei  einem  leichten  Rück- 
gang der  Goldgewinnung  die  Silberproduktion 
eine  beträchtliche  Zunahme  und  der  in- 
dische Silberbedarf  eine  starke  Abnahme  er- 
fuhr, sahen  sich  die  Staaten  der  französischen 
Doppelwährung  (Frankreich,  Italien,  Belgien, 
Schweiz),  die  sich  inzwischen  zur  „lateinischen 
Münzunion"  zusammengeschlossen  hatten,  vor 
die  Frage  gestellt,  ob  sie  ihren  in  den  50er 
und  60er  Jahren  entstandenen  Goldumlauf 
durch  das  ihren  Münzstätten  erneut  zuströ- 
mende Silber  wollten  verdrängen  lassen.  Diese 
Frage  wurde  überall  verneint:  in  den  wich- 
tigsten Staaten  der  europäischen  Kultur  wurde 
in  den  70er  Jahren  des  19.  Jh.  die  freie  Prä- 
gung des  Silbers  aufgehoben.  Die  Staaten  des 
lateinischen  Münzbundes  beschränkten  vom 
Jahre  1873  an  ihre  Silberprägungen  und  stell- 
ten sie  in  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre 
völlig  ein.  Die  skandinavischen  Staaten  Schwe- 
den, Norwegen  und  Dänemark  folgten  schon 
im  Jahre  1 872  dem  deutschen  Beispiel  und  be- 
schlossen den  Übergang  zur  Goldwährung.  Die 
Niederlande,  die  seit  1847  eine  streng  durch- 
geführte Silberwährung  hatten,  stellten  im  Jahre 
1873  die  Silberprägung  ein  und  gaben  im  Jahre 
1875  die  Goldprägung  frei.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  verfügten  im  Jahre  1873 
die  Einstellung  der  Silberprägung,  und  im 
Jahre  1879  ergriff  Österreich-Ungarn  dieselbe 
Massnahme. 

In  dieser  Entwicklung  trat  mit  dem  Beginn 
der  80er  Jahre  ein  Stillstand  ein.     Die  starke 


Zunahme  der  Silbergewinnung  und  der  Rück- 
gang des  Silberbedarfs  für  Indien  hatten  in  Ver- 
bindung mit  der  Beschränkung  der  Silber- 
prägung in  den  wichtigsten  Kulturstaaten  zu 
einer  beträchtlichen  Entwertung  des  Silbers 
geführt,  die  zahlreiche  Interessen  verletzte  und 
eine  nachhaltige  Agitation  zu  Gunsten  der 
„Wiederherstellung  des  Silberwertes"  im  Wege 
der  „vertragsmässigen  Doppelwährung"  oder 
des  „Bimetallismus"  hervorrief.  Die  Frage  wurde 
auf  den  internationalen  Münzkonferenzen,  die 
1878  und  1881  zu  Paris,  1893  zu  Brüssel 
abgehalten  wurden,  eingehend  diskutiert,  ohne 
dass  ein  Ergebnis  zustande  kam.  Dagegen  er- 
zielte die  silberfreundliche  Bewegung  in  den 
Vereinigten  Staaten  den  Erfolg,  dass  im  Jahre 
1 878  die  sogenannte  Blandbill erhehliche  Silber- 
ausprägungen (2 — 4  Millionen  I'  pro  Monat)  an- 
ordnete, und  dass  im  Jahre  1 890  die  ShermanbUl 
für  das  Schatzamt  monatliche  Silberankäufe  in 
Höhe  von  4^/2  Millionen  Unzen  vorschrieb.  Aber 
auch  durch  diese  Silberankäufe  wurde  der 
Entwertung  des  weissen  Metalls  kein  Einhalt 
getan.  Die  bimetal listische  Agitation  hatte  je- 
doch den  Erfolg,  mit  der  Ungewissheit  über 
das  künftige  Schicksal  des  Silbers  die  wäh- 
rungspolitische Entwicklung  bis  zum  Jahre  1892 
in  der  Schwebe  zu  halten.  Die  Stockung  in 
der  Goldproduktion  wirkte  in  derselben  Rich- 
tung. 

Der  unaufhaltsame  Rückgang  des  Silber- 
preises, die  immer  deutlicher  zutage  tretende 
Aussichtslosigkeit  der  bimetallistischen  Be- 
strebungen und  schliesslich  die  abermalige 
enorme  Zunahme  der  Goldproduktion  haben 
im  letzten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  eine 
zweite  Reihe  von  währungspolitischen  Mass- 
nahmen hervorgerufen,  die  sich  als  die  Fort- 
setzung der  in  den  70er  Jahren  eingetretenen 
Umwälzung  darstellen.  Zunächst  haben  Öster- 
reich-Ungarn und  Russland  darauf  Bedacht 
genommen,  durch  die  Ansammlung  starker 
Goldreserven  die  Einführung  der  Goldwährung 
vorzubereiten.  In  Österreich-Ungarn  ist  die 
Reform  heute  noch  nicht  formell  zum  Ab- 
schluss  gekommen;  Russland  hat  die  Gold- 
währung im  Jahre  1899  in  aller  Form  pro- 
klamiert. Indien  hat,  um  den  Kurs  seiner 
Rupie  in  englischem  Gelde  von  den  Fluktu- 
ationen des  Silberpreises  unabhängig  zu  machen, 
nach  dem  Scheitern  der  Brüsseler  Münzkon- 
ferenz im  Juni  1893  die  freie  Silberprägung 
eingestellt;  im  Jahre  1899  hat  es  den  Sovereign 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  zum  festen 
Kurs    von    15   Rupien,  entsprechend   dem  in- 


Die  Währungsfrage 


421 


zwischen  erreichten  Kurs  von  16  d  pro  Rupie, 
zugelassen.  Japan  ist  nach  Beendigung  des 
Krieges  mit  China  von  der  Silberwährung  zur 
Goldwährung  übergegangen.  Die  Vereinigten 
Staaten  sahen  sich  durch  die  Gefahr  des  Zu- 
sammenbruchs ihrer  Währung  im  Herbst  1893 
genötigt,  durch  die  Aufhebung  der  Sherman- 
bill  ihre  silberfreundliche  Politik  aufzugeben. 
Nach  heftigen  inneren  Kämpfen  über  die  Wäh- 
rungsfrage, die  bei  der  Präsidentenwahl  im 
Jahre  1897  (Mc.  Kinley  gegen  Bryan)  ihren 
Höhepunkt  erreichten,  hat  die  Union  im  Jahre 
1900  auch  gesetzlich  die  Konsequenz  aus  der 
währungspolitischen  Weltlage  gezogen:  eine 
Bill  vom  14.  März  1900  hat  den  Golddollar 
formell  als  die  Währungseinheit  der  Vereinig- 
ten Staaten  proklamiert.  Auch  in  einer  Reihe 
kleinerer  Staaten  hat  die  Goldwährung  Ein- 
gang gefunden.  Neuerdings  gehen  sogar  China 
und  Mexiko,  die  bedeutendsten  Staaten,  die 
bisher  am  Silber  festgehalten  haben,  mit  dem 
Gedanken  um,  ihr  Geldwesen  auf  Grund  einer 
Goldvaluta  zu  stabilisieren. 

Die  währungspolitische  Entwickelung  vom 
Jahre  1893  an  war  abermals  von  einem  hef- 
tigen Preissturz  des  Silbers  begleitet.  Der  Lon- 
doner Silberpreis,  der  Anfang  der  70er  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  etwa  61  d  —  entspre- 
chend dem  Wertverhältnis  von  1  zu  IS^/g  — 
betragen  hatte  und  dann  auf  weniger  als  40  d 
im  Jahre  1892  —  entsprechend  einer  Relation 
von  etwa  1:24  —  herabgegangen  war,  stellte 
sich  im  Jahre  1902  zeitweise  auf  22 — 23  d,  ent- 
sprechend einer  Relation  von  1  :  42.  Seither 
ist  eine  gewisse  Erholung  des  Silberpreises 
eingetreten;  der  Londoner  Silberpreis  bewegt 
sich  seit  einiger  Zeit  um  27  d  (Relation  1:35). 

Über  die  Ursachen  der  starken  Entwertung  des 
weissen  Metalls  ist  viel  gestritten  worden.  Während 
von  der  einen  Seite  neben  dem  Umschwung  in  der 
Währungsverfassung  der  Kulturwelt  auch  die  Steigerung 
der  Silberproduktion  und  für  die  erste  Zeit  der  Silber- 
entwertung auch  das  Nachlassen  des  Silberbedarfs  für 
den  Osten  als  Ursachen  angesehen  werden,  will  man 
auf  bimetallistischer  Seite  lediglich  die  das  Silber  von 
der  freien  Prägung  ausschliessenden  Änderungen  der 
Münzgesetzgebung  als  die  Ursache  der  Silberentwertung 
gelten  lassen.  Auf  bimetallistischer  Seite  erklärt  man 
ferner  die  Änderungen  der  Münzgesetzgebung  als 
Willkürakte,  die  ebenso  gut  hätten  unterbleiben  kön- 
nen; auf  der  andern  Seite  erblickt  man  in  den  Än- 
derungen der  Münzgesetzgebung  die  notwendige  Kon- 
sequenz der  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  der  Ge- 
staltung der  Edelmetallproduktion. 

Wir  dürfen  es  als  feststehend  annehmen,  dass  das 
Gold  für  den  grösseren  Teil  des  Verkehrs  der  Kultur- 
staaten ein  tauglicherer  Geldstoff  ist,  als  das  Silber. 
Das  vermehrte  Angebot  eines  tauglicheren  Verkehrs- 
mittels hat  nun  —  wie  oben  bereits  angedeutet  wur- 


de —  die  notwendige  Wirkung,  die  Nachfrage  nach 
dem  weniger  tauglichen  zu  vermindern.  Die  starke 
Vermehrung  der  Goldproduktion  musste  demnach  das 
Bedürfnis  des  Verkehrs  nach  Silbergeld  einschränken 
und  dadurch  die  Tendenz  zu  einer  Entwertung  des 
Silbers  schaffen.  Dass  infolge  der  Zunahme  des  Gold- 
umlaufs tatsächlich  überall  in  den  Ländern  unserer  Kultur 
eine  Einschränkung  des  Verkehrsbedarfs  an  Silber  einge- 
treten ist,  zeigt  sich  in  der  Tatsache,  dass  es  grossen 
Zentralbanken,  wie  der  Deutschen  Reichsbank  und  der 
Bank  von  Frankreich,  niemals  seit  der  Entstehung  eines 
erheblichen  Goldumlaufs  gelungen  ist,  mehr  als  ein 
beschränktes  Quantum  von  Silbergeld  im  Verkehr  zu 
halten;  jeder  Versuch,  dem  Verkehr  mehr  Silbergeld 
aufzudrängen,  als  er  benötigt,  hat  immer  wieder  eu 
einem  Rückfluss  von  Silbergeld  zur  Bank  geführt.  Von 
Mitte  1875  bis  Mitte  1879  hat  der  deutsche  Verkehr, 
dem  damals  zwischen  Goldgeld  und  Silbergeld  freie 
Wahl  gelassen  wurde,  nicht  weniger  als  735  Millionen 
M  Silbergeld  an  die  Reichsbank  abgestossen  und  695 
Millionen  M  in  Reichsgoldmünzen  aus  der  Bank  ent- 
nommen. 

Es  kann  also  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  durch 
die  Einstellung  der  freien  Silberprägung  eine  wirkliche 
Verkehrsnachfrage  nach  Silber  beschränkt  und  so  eine 
Entwertung  des  Silbers  herbeigeführt  worden  sei.  Das 
Verhähnis  ist  vielmehr  das  umgekehrte:  Um  den  Silber- 
umlauf auf  einen  dem  veränderten  Verkehrsbedarf  ent- 
sprechenden Umfang  wirksam  zu  beschränken,  dazu 
war  die  Einstellung  der  freien  Silberprägung  und  der 
Übergang  zur  Goldwährung  nötig. 

Die  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  ent- 
sprechende Beschränkung  des  Silbergeldes  in- 
nerhalb des  gesamten  Geldumlaufs  ist  gleich- 
zeitig, wie  oben  dargestellt  wurde,  die  Voraus- 
setzung für  die  Herstellung  eines  einheitlichen 
Geldsystems  aus  beiden  Edelmetallen.  Nur 
bei  einer  beschränkten  Ausgabe  von  Silber- 
münzen ist  es  möglich,  dem  Silbergeide  einen 
von  seinem  eigenen  Stoffe  unabhängigen  und 
sich  vom  Golde  herleitenden  Wert  beizulegen. 
So  hat  die  Ausdehnung  der  Goldwährung 
und  die  Beschränkung  der  Silberprägung  nach 
zwei  Seiten  hin  den  Bedürfnissen  des  Geid- 
verkehrs  Rechnung  getragen. 

3. .  Die  Folgen  der  Silberentwertung. 

Die  währungspolitische  Entwicklung  im 
letzten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  war  begleitet 
von  einem  heftigen  Meinungsstreit  über  die 
„Währungsfrage"  Der  Kernpunkt  des  Wäh- 
rungsproblems ist  die  Frage,  welcher  Geld- 
stoff am  zweckmässigsten  zur  Währungsgrund- 
lage des  Geldsystems  gemacht  wird.  Die 
Bedürfnisse  des  praktischen  Verkehrs  haben 
diese  Frage  zugunsten  des  Goldes  entschieden; 
ebenso  spricht  der  Gesichtspunkt  der  inneren 
Einrichtung  der  Geldsysteme  zugunsten  der 
Goldwährung,  die  für  einen  Silberumlauf  in 
einem  dem  Verkehrsbedarf  entsprechenden  Um- 
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fange  Raum  lässt,  während  einer  Silberwährung 
Goldmünzen  nicht  eingegliedert  werden  können. 
Dagegen  ist  die  Frage  viel  umstritten  worden, 
ob  die  Goldwährung  einem  volkswirtschaftlich 
überaus  wichtigen  Erfordernis,  nämlich  dem 
Erfordernis  der  Wertbeständigkeit  des  Geldes 
entspreche,  ob  nicht  vielmehr  die  durch  die 
Ausdehnung  der  Goldwährung  und  die  „De- 
monehsierung"  des  Silbers  bewirkte  Steigerung 
der  Goldnachfrage  eine  Steigerung  des  Gold- 
wertes und  damit  des  Wertes  des  Geldes  der 
Goldwährungsländer  herbeigeführt  habe.  Da 
die  Gegner  der  Goldwährung  ferner  davon 
ausgingen,  dass  die  Silberentwertung  lediglich 
eine  Folge  der  auf  die  Einführung  der  Gold- 
währung gerichteten  Münzgesetzgebung  sei  und 
dass  durch  eine  Wiederherstellung  der  freien 
Silberprägung  der  alte  Silberwert  wieder  her- 
gestellt werden  könne,  so  wurden  auch  die 
Folgen  der  Silberentwertung  in  die  währungs- 
politische Diskussion  einbezogen. 

Wir  betrachten  zunächst  die  sich  auf  die 
Silberentwertung  beziehenden  Fragen. 

Obwohl  in  der  Goldwährung  das  Silbergeld  nur 
eine  sekundäre  Bedeutung  hat,  so  wurden  doch  aus 
der  Silberentwertung  bedenkliche  Folgerungen  für  die 
Solidität  der  Goldwährungssysteme  hergeleitet.  Wir 
wissen,  dass  die  Silberniünzen  in  einer  Goldwährung 
von  vornherein  unterwertig  ausgeprägt  werden  müssen, 
um  sie  auch  bei  einer  etwaigen  Steigerung  des  Silber- 
wertes im  Umlauf  zu  halten.  Die  gewollte  Unter- 
wertigkeit der  Silbermünzen  hat  jedoch  in  den  ver- 
schiedenen Goldwährungsländern  infolge  der  starken 
Entwertung  des  Silbers  sehr  beträchtliche  Dimensionen 
angenommen.  Während  z.  B.  die  deutschen  Reichs- 
silbermünzen bei  ihrer  Einführung  als  um  lO^/n  unter- 
wertig  gedacht  waren,  sind  sie  infolge  der  Silberentwer- 
tung heute  um  etwa  60 7o  unterwertig:  der  Silber- 
gehalt der  Mark  ist  heute  nur  noch  etwa  40  Pfennig 
wert. 

a)  „Echte  Nachprägung". 

Aus  der  starken  Unterwertigkeit  hat  man 
das  Bedenken  hergeleitet,  dass  bei  einer  betrü- 
gerischen Nachprägung  der  Silbermünzen  in 
ihrem  richtigen  Feingehalt  und  Gewicht  ein 
so  grosser  Gewinn  zu  machen  sei,  dass  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  solche  „echte  Nach- 
prägungen" in  grossem  Umfange  stattfinden 
würden. 

Gegenüber  dieser  Befürchtung  ist  jedoch  zu  erwägen, 
dass  solche  Nachprägungen,  wenn  sie  sich  nicht  bereits 
durch  mangelhaftes  Gepräge  verraten  sollen,  nur  mit 
komplizierten  Maschinen,  mit  bedeutendem  Kapital  und 
mit  einer  Anzahl  von  Arbeitern  und  Gehilfen,  also  mit 
einer  Anzahl  von  Mitwissern,  hergestellt  werden  können. 
Ein  solcher  Betrieb  könnte  unmöglich  lange  verborgen 
bleiben.  Das  Risiko  ist  so  gross,  dass  nach  allen  bis- 
her vorliegenden  Erfahrungen  die  Falschmünzer  trotz 
des  niedrigen  Silberpreises  fast  ausnahmslos  auch  durch 
die  Verwendung  geringwertiger  Legierungen   zu  pro- 


fitieren suchen.  Jedenfalls  ist  die  Gefahr  der  Fälschung 
von  Banknoten  bei  dem  heutigen  Stande  der  Verviel- 
fältigungstechnik beträchtlich  grösser  als  die  Gefahr 
der  echten  Nachprägung  von  Silbermünzen. 

b)  Gefahr    der  Entwertung   des   Silber- 
geldes in  kritischen  Zeiten. 

Ein  zweites  Bedenken,  das  aus  der  starken 
Unterwertigkeit  der  Silbermünzen  hergeleitet 
wird,  geht  dahin,  dass  im  Falle  politischer  Krisen 
und  Katastrophen  und  einer  Erschütterung  des 
Staatskredits  der  dem  Silbergeide  beigelegte 
Wert  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne, 
dass  vielmehr  eine  Entwertung  des  Silbergeldes 
bis  herab  auf  seinen  Stoffwert  eintreten  und 
ein  entsprechend  grosses  Agio  auf  Goldgeld 
entstehen  werde. 

Man  geht  dabei  von  der  Annahme  aus,  dass  im 
Kriegsfall  grosse  Massen  von  Silbergeld  dem  Staate 
zur  Einlösung  in  Goldmünzen  gebracht  würden  und 
dass  der  Staat  diesen  Ansprüchen  nicht  voll  werde  ge- 
nügen können.  Aber  auch  diese  Befürchtung  erscheint 
zum  mindesten  übertrieben.  Der  Verkehr  kann  das 
Silbergeld  auch  in  kritischen  Zeiten  nicht  entbehren; 
er  kann  z.  B.  bei  uns  in  Deutschland  unmöglich  ohne 
Münzen  unter  dem  goldnen  Zehnmarkstück  auskommen. 
Gerade  in  kritischen  Zeiten  sucht  erfahrungsgemäss« 
jedermann  eine  grössere  Kasse  für  alle  Eventualitäten 
zu  halten,  und  deshalb  ist  anzunehmen,  dass  in  solchen 
Zeiten  d^r  Bedarf  des  Verkehrs  an  Silbergeld  eher 
steigen  als  fallen  wird,  dass  mithin  der  befürchtete 
Andrang  zur  Einlösung  von  Silbergeld  bei  den  öffent- 
lichen Kassen  nicht  stattfinden  wird.  Bedenklich  wäre 
in  solchen  Zeiten  weniger  die  Unterwertigkeit  des 
Sübergeldes  an  sich,  als  ein  etwa  vorhandenes  Über- 
mass  von  unterwertigem  Silbergeld;  denn  nur  was 
der  Verkehr  nicht  braucht,  kann  zur  Einlösung  zurück- 
kommen. Bei  uns  in  Deutschland  war  allerdings  in- 
folge des  Unistandes,  dass  die  Durchführung  der  in 
den  Jahren  1871  und  1873  beschlossenen  Goldwährung 
im  Jahre  1879  mit  der  Einstellung  der  Talereinziehung 
und  der  Silberverkäufe  unterbrochen  wurde,  zeitweise 
ein  Übermass  von  Silbergeld  vorhanden,  das  sich  aber 
nicht  im  freien  Verkehr  befand,  sondern  auch  in  nor- 
malen Zeiten  in  den  Kellern  der  Reichsbank  lagerte, 
weil  eben  der  Verkehr  immer  wieder  das  nicht  be- 
nötigte Silber  zur  Bank  zurückschob.  Der  Stand  der 
Reichsbank  ist  dadurch  während  einer  Reihe  von  Jahren 
zwar  nicht  gefährdet,  aber  immerhin  geschwächt  worden. 
Heute  ist  infolge  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und 
des  Verkehrs  der  Punkt  nahezu  erreicht,  an  dem  sich 
der  vorhandene  Bestand  an  Silbergeld  mit  dem  Ver- 
kehrsbedarf an  Silber  ungefähr  deckt. 

c)  Schädigung  des  Silberbergbaus. 

Ais  eine  nachteilige  Folge  der  Silberentwertung  hat 
man  ferner  die  Schädigung  des  Silberbergbaus  hervor- 
gehoben. Die  Tatsache,  dass  die  Silberproduktion  der 
Erde  sich  seit  dem  Beginn  der  Siberentwertung  um 
ein  vielfaches  gesteigert  hat,  spricht  jedoch  dafür, 
dass  ebenso  wie  bei  den  übrigen  Metallen,  bei  Eisen, 
Kupfer  usw.,  deren  Preise  in  den  letzten  Jahrzehnten 
gleichfalls  sehr  erheblich  gesunken  sind,  auch  bei  dem 
Silber  der  Preisrückgang  sein  volles  Äquivalent  in  der 
Verbilligung  der  Produktionskosten,   wie  sie  durch  die 
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bereits  erwähnten  Fortschritte  der  metallurgischen  Tech- 
nik herbeigeführt  worden  sind,  gefunden  hat. 

d)  Die  „Valutadifferenzen". 

Als  die  für  die  Goldwährungsländer  weitaus 
schlimmste  Wirkung  der  Silberentwertung  sind 
von  bimetallistischer  Seite  die  sogenannten  „Va- 
lutadifferenzen" angesehen  worden.  Solange  das 
Wertverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  nur 
innerhalb  relativ  enger  Grenzen  schwankte, 
waren  auch  in  den  Wechselkursen  zwischen 
Gold- und  Silberwährungsländern,  z.B.  zwischen 
England  und  Indien,  nur  geringfügige  Schwan- 
kungen möglich.  Das  änderte  sich  im  letzten 
Drittel  des  19.  Jahrhunderts:  von  den  heftigen 
Schwankungen  und  dem  starken  Rückgang 
des  Silberpreises  musste  auch  die  Valuta  der 
Silberwährungsländer  ergriffen  werden.  Von 
1850  bis  1870  hatte  sich  der  Wechselkurs  auf 
Indien  in  London  um  23  bis  24  d  pro  Rupie 
bewegt;  in  den  folgenden  Jahrzehnten  sank 
der  Kurs  unter  heftigen  Schwankungen  bis 
unter  13  d  herab,  um  sich  dann  infolge  der 
Einstellung  der  freien  Silberprägung  langsam 
wieder  auf  16  d  zu  heben.  Noch  heftigere 
Schwankungen  fanden  statt  hinsichtlich  der 
Papierwährungsländer,  z.  B.  in  den  Wechsel- 
kursen auf  Russland  und  Argentinien.  Auch 
diese  Valutaschwankungen  wurden  häufig  der 
Goldwährung  und  der  Silberentwertung  zur 
Last  gelegt,  während  sie  in  Wirklichkeit  ihren 
Grund  in  den  zerrütteten  Finanzverhältnissen 
der  in  Rede  stehenden  Länder  hatten. 

Ein  zweifelloser  Nachteil,  der  sich  aus  den 
Valutaschwankungen  ergibt,  ist  die  Erschwe- 
rung des  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen 
Währungsgebieten;  sowohl  für  den  Waren- 
handel als  auch  für  den  Kapitalverkehr  be- 
deutet die  Unsicherheit  der  Valuta,  wie  oben 
bereits  ausgeführt  wurde,  eine  erhebliche  Stei- 
gerung des  Risikos.  Es  ist  jedoch  gelungen, 
wenigstens  hinsichtlich  des  Warenhandels  und 
des  kurzfristigen  Kreditverkehrs  diese  Erschwe- 
rung durch  die  Ausbildung  einer  Versicherung 
gegen  Valutaschwankungen  zu  mildern.  Wer 
nach  Russland  Waren  verkaufte,  die  drei  Mo- 
nate später  in  russischer  Währung  zu  bezahlen 
waren,  konnte  sich  gegen  die  Möglichkeit 
eines  inzwischen  eintretenden  Rückganges  des 
Rubelkurses  dadurch  decken,  dass  er  einen 
entsprechenden  Betrag  von  Rubelnoten  für  den 
Termin  des  zu  erwartenden  Zahlungseingangs 
verkaufte  und  den  Kurs  dieses  Terminverkaufs 
seiner  Kalkulation  zugrunde  legte. 

Abgesehen  von  dem  aus  den  Valutaschwan- 
kungen  hervorgehenden  allgemeinen  Nachteil 


der  Störung  des  Verkehrs  von  Land  zu  Land, 
haben  die  Bimetallisten  aus  dem  Valutarück- 
gang der  Silber-  und  Papierwährungsländer 
—  so  paradox  es  klingt  —  ganz  besondere 
Nachteile  für  die  Goldwährungsländer  und 
ganz  besondere  Vorteile  für  die  Länder  mit 
sinkender  Valuta  hergeleitet.  Sie  haben  be- 
behauptet, in  den  Ländern  mit  sinkender  Valuta 
blieben  die  in  Landesgeld  ausgedrückten  Preise 
und  Löhne,  also  auch  die  Produktionskosten 
aller  Waren,  von  der  Entwertung  der  Valuta 
unberührt;  deshalb  sei  auch  der  Produzent 
und  Händler  der  Länder  mit  sinkender  Valuta 
zufrieden,  wenn  er  für  seine  Erzeugnisse  den 
gleichen  Preis  wie  bisher  in  seinem  Landes- 
gelde  erhalte.  Da  er  aber,  wenn  die  Valuta 
seines  Landes  sich  entwertet  hat,  für  ein  ge- 
ringeres Quantum  Goldwährungsgeld  (z.  B. 
deutsches  oder  englisches  Geld)  das  gleiche 
Quantum  seines  Landesgeldes  erhält,  so  könne 
er  ohne  Schaden  nach  Goldwährungsländern 
zu  billigeren  Preisen  verkaufen,  und  zwar  um 
so  mehr,  je  tiefer  sein  Landesgeld  gegenüber 
dem  Goldgelde  im  Wert  gesunken  ist.  Die 
sinkende  Valuta  wirke  also  für  die  Silber-  und 
Papierwährungsländer  wie  eine  Exportprämie. 

Umgekehrt,  so  wurde  argumentiert,  sind  die 
Bewohner  eines  Landes  mit  sinkender  Valuta 
nicht  geneigt,  wegen  des  Valutarückganges  für 
die  aus  den  Goldwährungsländern  eingeführten 
Waren  höhere  Preise  in  ihrem  Landesgelde  zu 
bezahlen  als  bisher.  Das  bedeute,  dass  die 
Importeure  in  Goldgeld  umgerechnet  nur  ge- 
ringere Preise  erzielen  könnten  als  vorher.  Sie 
müssten  sich  entweder  mit  diesen  zufrieden 
geben,  oder  sie  liefen  Gefahr,  den  Absatz  zu 
verlieren.  Der  inländische  Produzent  dagegen 
könne  sich  infolge  des  Gleichbleibens  seiner 
Produktionskosten  mit  dem  gleichen  Preise 
wie  bisher  in  dem  Landesgelde,  also  mit  einem 
geringern  Goldpreise,  zufrieden  geben;  seine 
Produktionskosten  sind,  in  Gold  umgerechnet, 
geringer  geworden.  Der  Valutarückgang  wirke 
also  für  die  von  ihm  betroffenen  Länder  wie 
ein  Schutzzoll  gegen  die  Erzeugnisse  der 
Goldwährungsländer. 

Gegenüber  dieser  Argumentation  ist  folgen- 
des geltend  zu  machen: 

Zunächst  kann  eine  Verschiebung  in  den 
Produktionskosten  zugunsten  des  Landes  mit 
sinkender  Valuta  nur  soweit  eintreten,  als  die 
Produktionskosten  in  der  Tat  aus  dem  heimi- 
schen Landesgelde  bestehen.  Soweit  dies  nicht 
der  Fall  ist,  soweit  die  Produktionskosten  etwa 
in   Naturalien   bestehen,  wie  vielfach   bef  den 
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landwirtschaftlichen  Arbeitslöhnen,  oder  soweit 
etwa  die  Produktionsmittel  aus  Goldwährungs- 
ländern bezogen  und  entsprechend  dem  Sinken 
der  Valuta  teuer  bezahlt  werden  müssen,  wie  viel- 
fach Maschinen  und  Kohlen,  ist  der  Valutarück- 
gang offenbar  auf  das  Verhältnis  der  beider- 
seitigen Produktionskosten  ohne  Einfluss.  Das- 
selbe gilt  für  die  wichtigsten  Rohstoffe  der 
industriellen  Produktion. 

So  hat  der  Rückgang  der  indischen  Valuta  für  die 
indische  Spinnerei  den  auf  die  Rohbaumwolle  entfal- 
lenden Teil  der  Produktionskosten  ebensowenig  zu 
Ungunsten  der  Goldwährungsländer  beeinflussen  können, 
wie  den  auf  die  aus  Europa  importierten  Maschinen 
entfallenden  Teil ;  ebenso  wie  letztere  infolge  des  Valuta- 
rückganges bei  gleichbleibendem  Goldpreise  in  indi- 
schem Gelde  teurer  bezahlt  werden  mussten,  ebenso 
hätte  die  indische  Baumwolle  bei  gleichbleibendem 
Preise  in  indischem  Gelde  von  den  europäischen  Spin- 
nereien infolge  des  Rückganges  der  indischen  Valuta 
zu  einem  billigeren  Preise  in  Gold  bezogen  werden 
können.  Gelegentliche  Berechnungen  haben  ergeben, 
dass  überhaupt  nur  etwa  10  Prozent  der  Produktions- 
kosten von  Garn  mittlerer  Qualität  einer  Beeinflussung 
durch  den  Valutarückgang  zugunsten  der  indischen 
Baumwollspinnerei  unterliegen  konnten.  (Vgl.  meine 
Abhandlung  über  „Aussenhandel  und  Valutaschwan- 
kungen" in  Schmollers  Jahrbuch,  XXI.  2). 

Alle  Erfahrungen  sprechen  ferner  dafür,  dass 
die  Verschiebung  der  Produktionskosten  durch 
die  Valutaschwankungen  nur  vorübergehend 
sind.  Es  tritt  in  den  Ländern  mit  sinkender 
Valuta  allmählich  eine  Ausgleichung  der  Preise 
und  Löhne  ein,  die  mit  den  Exportwaren,  für 
die  auf  dem  Weltmarkte  höhere  Preise  in  der 
zurückgehenden  Landesvaluta  zu  erhalten  sind, 
und  mit  den  Importwaren,  für  die  der  Im- 
porteur auf  höheren  Preisen  in  dem  entwerteten 
Landesgelde  bestehen  muss,  ihren  Anfang  nimmt 
und  sich  allmählich  auf  alle  Schichten  des  Ver- 
kehrs, auf  Preise  und  Löhne  aller  Art,  ausdehnt. 
Die  Statistiken  der  Preise  und  Löhne  in  Indien 
und  namentlich  auch  in  Japan  sind  im  Zu- 
sammenhalt mit  der  Preisentwicklung  der  Oold- 
währungsländer  lehrreiche  Beispiele  für  diese 
Ausgleichung  des  Preisniveaus. 

Auch  mit  diesen  Einschränkungen  lässt  sich 
die  mit  einem  Schutzzoll  und  einer  Export- 
prämie verglichene  Wirkung  der  sinkenden 
Valuta  nicht  als  ein  unzweifelhafter  Vorteil 
ansehen.  Denn  einmal  kann  man  über  die 
Wohltaten  von  Schutzzöllen  und  Exportprämien 
an  sich  schon  verschiedener  Ansicht  sein,  na- 
mentlich wenn  Schutzzoll  und  Exportprämien 
unterschiedslos  die  verschiedenen  Ein-  und 
Ausfuhrwaren  treffen,  der  Schutzzoll  auch  die 
für  die  eigene  Entwicklung  des  Landes  mit 
sinkender    Valuta    notwendigen    Produktions- 


mittel, wie  Kohle,  Eisen  und  Maschinen,  die 
Exportprämie  auch  die  für  die  Ernährung  der 
eigenen  Bevölkerung  notwendigen  Lebensmittel 
und  die  unentbehrlichen  Rohstoffe  der  gewerb- 
lichen Produktion.  Ferner  aber  stehen  den 
behaupteten  Vorteilen  sichere  und  schwere 
Nachteile  gegenüber.  Einem  Valutarückgang 
sind  diejenigen  Länder  am  meisten  ausgesetzt, 
deren  wirtschaftliche  und  finanzielle  Kraft  am 
wenigsten  entwickelt  ist,  die  zur  Aufschliessung 
und  Nutzbarmachung  ihrer  natürlichen  Hilfs- 
quellen am  meisten  auf  die  Unterstützung  durch 
das  Kapital  der  am  weitesten  vorgeschrittenen 
Goldwährungsländer  angewiesen  sind.  Un- 
sichere Valutaverhältnisse  sind  jedoch  gerade  für 
die  Heranziehung  ausländischen  Kapitals  ein 
grosses  Hindernis.  Die  ausländischen  Kapitalisten 
müssen  sich  für  das  Risiko,  das  sich  aus  der  An- 
lage in  einem  Lande  mit  schwankender  Valuta 
ergibt,  durch  Ansprüche  auf  beträchtlich  höhere 
Zinsen  oder  eine  beträchtlich  grössere  Ren- 
tabilität der  Unternehmungen,  in  denen  sie  ihr 
Kapital  investieren,  schadlos  halten.  Vielfach 
sehen  sich  sowohl  die  staatlichen  Finanzver- 
waltungen als  auch  die  privaten  Unternehmungen 
in  solchen  Ländern  genötigt,  das  Kapital  durch 
die  Zusage  der  Verzinsung  und  Rückzahlung 
in  Goldgeld  heranzuziehen;  dann  hat  das  Land 
mit  schwankender  Valuta  selbst  das  ganze  Ri- 
siko zu  tragen,  da  für  die  zukünftigen  Gold- 
zahlungen mit  jedem  weiteren  Valutarückgang 
ein  grösserer  Betrag  in  dem  heimischen  Gelde 
aufzuwenden  ist.  Aus  diesem  Zusammenhang 
erklärt  es  sich,  wenn  englische  Bimetallisten 
die  Silberentwertung  und  ihren  Einfluss  auf 
die  indische  Valuta  dafür  verantwortlich  machten, 
dass  der  Ausbau  der  Eisenbahnen  und  Kanäle 
in  Indien  nicht  in  der  für  die  Entwicklung 
des  Landes  absolut  notwendigen  Weise  ge- 
fördert werden  konnte.  Die  bimetallistische 
Agitation  hat  stets  nur  von  der  bestenfalls  vor- 
übergehenden und  geringfügigen  Begünstigung 
gesprochen,  welche  dem  Getreideexport  Indiens, 
Russlands,  Argentiniens  und  anderer  Länder 
zeitweilig  durch  die  einer  Exportprämie  ähn- 
liche Wirkung  des  Valutarückgangs  zuteil  ge- 
worden ist;  sie  hat  stets  geflissentlich  die  ge- 
waltige Hemmung  der  Exportfähigkeit  jener 
Länder  übersehen,  welche  der  Valutarückgang 
durch  die  Unterbindung  des  Kapitalzuflusses, 
und  damit  zusammenhängend  durch  die  Hin- 
derung des  Ausbaus  der  Verkehrsmittel,  hervor- 
gerufen hat.  In  den  Ländern  mit  sinkender 
Valuta  hat  man  diesen  schweren  Nachteil  am 
eigenen  Leibe  gespürt,  und  so  erklärt  es  sich, 
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dass  jene  Länder  selbst  von  den  Wohltaten 
der  sinkenden  Valuta  nichts  wissen  wollten, 
dass  sie  vielmehr  bereit  waren,  für  die  Her- 
stellung eines  festen  Kursverhältnisses  zwischen 
ihrem  Gelde  und  dem  Gelde  der  Goldwäh- 
rungsländer erhebliche  Opfer  zu  bringen.  Durch 
den  Übergang  der  wichtigsten  Länder  mit 
schwankender  Valuta,  namentlich  Indiens,  Russ- 
lands, Österreich-Ungarns,  Japans,  Argentiniens 
usw.  zu  einer  Goldvaluta,  hat  diese  bessere 
Einsicht  sich  praktisch  betätigt,  so  dass  heute 
der  Streit  um  die  Wirkung  der  „Valutadiffe- 
renzen" in  der  Hauptsache  nur  noch  eine 
historische  und  theoretische  Bedeutung  hat. 

4.  Wesen  und  Wirkungen  der  Ver- 
änderungen des  Geldwertes. 

Die  Frage  des  Geldwertes  und  seiner  Ver- 
änderungen gehört  zu  den  schwierigsten  natio- 
nalökonomischen Problemen.  Schon  bei  der 
Besprechung  der  Funktion  des  Geldes  als  all- 
gemeines Wertmass  wurde  gezeigt,  dass  der 
wirtschaftliche  Wert  keine  den  Dingen  an  sich 
anhaftende  Eigenschaft  ist,  dass  er  objektiv 
nur  in  Erscheinung  tritt  in  den  Austauschver- 
hältnissen, in  denen  die  Güter  gegeneinander 
umgesetzt  werden;  dass  deshalb  bei  Änderun- 
gen des  Austauschverhältnisses  zwischen  zwei 
Gütern  stets  die  Frage  offen  bleibt,  ob  und  in- 
wieweit der  Grund  der  Verschiebung  auf  der 
Seite  des  einen  oder  des  andern  Gutes  liegt, 
oder  —  um  die  gewöhnliche  Ausdrucksweise 
zu  gebrauchen  —  ob  und  wie  weit  sich  der 
Wert  des  einen  oder  der  Wert  des  andern 
Gutes  verändert  hat.  Das  gilt  auch  von  den 
Verschiebungen  in  den  Austauschverhältnissen 
zwischen  dem  Gelde  und  den  übrigen  wirt- 
schaftlichen Gütern,  also  von  den  Verände- 
rungen der  Preise;  auch  hier  steht  es  zunächst 
nicht  fest,  ob  die  Gründe  für  die  Preisver- 
änderungen auf  dei  Seite  des  Geldes  oder  auf 
der  Seite  der  übrigen  Güter  liegen,  ob  der 
„Geldwert"  oder  ob  der  „Warenwert"  sich 
verändert  hat. 

Die  Möglichkeit  der  Veränderungen  des 
Geldwertes  in  diesem  Sinne  als  gegeben  an- 
genommen, ergibt  sich  als  nächste  Aufgabe 
die  Feststellung  der  wirtschaftlichen  Bedeutung, 
der  Begleiterscheinungen  und  Folgen  der  Geld- 
wertveränderungen. 

Veränderung  des  Geldwertes  ist  nach  den  oben 
gemachten  Ausführungen  gleichbedeutend  mit 
Veränderung  der  auf  der  Seite  des  Geldes  wirk- 
samen Bestimmungsgründe  des  Austauschver- 
hältnisses zwischen  dem  Gelde  und  den  übrigen 


Gütern.  Diese  Bestimmungsgründe  sind  Geld- 
bedarf und  Geldversorgung  der  Volkswirt- 
schaft. Ein  Blick  auf  die  tatsächlichen  Vor- 
gänge in  der  Welt  des  Verkehrs  zeigt  nun, 
dass  Veränderungen  im  Geldbedarf  und  in  der 
Geldversorgung  nicht  ohne  weiteres  und  un- 
mittelbar eine  Einwirkung  auf  das  Austausch- 
verhältnis von  Geld  und  Waren  ausüben.  Bei 
einer  erheblichen  Steigerung  der  Goldproduk- 
tion oder  bei  einem  starken  Ooldzuflusse  aus 
dem  Auslande  tritt  durchaus  nicht  immer  das 
neue  Geld  unmittelbar  den  übrigen  Verkehrs- 
objekten gegenüber,  sodass  die  Inhaber  von 
Geld  sich  infolge  des  gesteigerten  Geldange- 
bots mit  einer  geringeren  Menge  von  Waren 
zufrieden  geben  müssten.  Die  nächste  und 
augenfällige  Wirkung  einer  Steigerung  der 
Goldproduktion  oder  eines  Goldzuflusses  zeigt 
sich  vielmehr  in  den  Kassenvorräten  der  grossen 
Zentralbanken,  denen  das  neue  Gold  in  der 
Regel  unmittelbar  zufliesst.  Ebenso  wie  Ver- 
änderungen in  der  Geldversorgung  wirken  auch 
die  Verschiebungen  des  Geldbedarfs  unmittel- 
bar auf  den  Stand  der  grossen  Geldinstitute 
ein;  in  Zeiten  eines  abnehmenden  Geldbedarfs 
sehen  wir  die  Barbestände  der  grossen  Banken 
anschwellen,  und  in  Zeiten  eines  steigenden 
Geldbedarfs  sehen  wir  sie  zusammenschmelzen, 
während  gleichzeitig  die  Notenausgabe  dieser 
Institute  sich  nach  der  umgekehrten  Richtung 
hin  entwickelt.  Die  grossen  mit  dem  Recht  der 
Notenausgabe  ausgestatteten  Zentralbanken 
fangen  also  zunächst  die  Einwirkungen  der 
Veränderungen  von  Geldversorgung  und  Geld- 
bedarf auf,  sie  verleihen  dem  Geldwesen  eine 
weitgehende  Elastizität  und  tragen  damit  zu 
einer  relativen  Stabilität  des  Geldwertes  bei. 
Die  Veränderungen  in  den  Metallbeständen 
der  Banken  haben  offensichtlich  keine  unmit- 
telbaren Beziehungen  zu  Verschiebungen  in 
Warenpreisen,  Arbeitslöhnen  usw.  Dagegen 
haben  sie  eine  unmittelbare  Beziehung  nach 
einer  andern  Richtung  hin,  nämlich  zu  den 
Zinssätzen  für  kurzfristigen  Kredit.  Die  Banken 
sind  im  Interesse  ihrer  eigenen  Zahlungsfähig- 
keit genötigt,  ein  gewisses  Verhältnis  zwischen 
ihrem  Bestand  an  Metallgeld  und  ihren  Ver- 
bindlichkeiten aufrecht  zu  erhalten.  Dieses  Ver- 
hältnis wird  um  so  ungünstiger,  je  grösser  die 
im  Wege  des  Kredits  (namentlich  der  Wechsel- 
diskontierung) an  sie  herantretenden  Ansprüche 
sind;  denn  diesen  Ansprüchen  kann  die  Bank 
nur  genügen  entweder  durch  eine  Erhöhung 
ihrer  Verbindlichkeiten,  indem  sie  für  die  dis- 
kontierten Wechsel  usw.  Banknoten  hinausgibt 
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oder  Gutschriften  auf  Girokonten  leistet,  oder 
durch  eine  Verminderung  ihres  Metallbestandes, 
indem  sie  die  Valuta  der  diskontierten  Wechsel 
usw.  in  Metallgeld  auszahlt.  Das  einzige  durch- 
schlagende Mittel,  das  einer  Bank  zur  Aufrecht- 
erhaltung eines  genügend  sicheren  Verhältnisses 
zwischen  ihren  Verbindlichkeiten  und  ihrem 
Metallvorrat  zur  Verfügung  steht,  ist  die  Ein- 
schränkung der  an  sie  herantretenden  Kredit- 
ansprüche vermittelst  einer  Erhöhung  des  Zins- 
satzes, zu  dem  sie  Kredit  gewährt.  Da  die 
Kreditgewährung  der  grossen  Zentralbanken 
in  der  Hauptsache  in  der  Diskontierung  von 
Wechseln  besteht,  so  kommen  vor  allem  die 
Veränderungen  des  Diskontsatzes  in  Betracht. 
Ebenso  wie  eine  Bank  in  Zeiten  einer  ungün- 
stigen Gestaltung  ihres  Deckungsverhältnisses 
durch  eine  Erhöhung  des  Diskontsatzes  die 
Zügel  anzieht,  ebenso  lässt  sie  in  Zeiten  eines 
auf  reichlicher  Geldversorgung  oder  geringem 
Geldbedarf  beruhenden  allzuhohen  Barbe- 
standes durch  eine  Ermässigung  des  Diskont- 
satzes die  Zügel  nach.  Da  die  grossen  Zentral- 
banken die  letzte  Instanz  des  Geldverkehrs  in 
ihren  Wirtschaftsgebieten  darstellen,  besteht 
zwischen  den  Veränderungen  ihres  Zinssatzes 
und  desjenigen  des  gesamten  Geldmarktes  eine 
enge  Wechselwirkung. 

Wir  sehen  also,  dass  eine  Änderung  der 
Bestimmungsgründe  des  Geldwertes  zunächst 
auf  den  „Leihpreis"  des  Geldes  einwirkt.  Aber 
dadurch  wird  die  Wirkung  solcher  Verände- 
rungen, sobald  sie  über  ein  gewisses  Mass 
hinausgehen,  noch  nicht  erschöpft.  Diejenigen, 
welche  Geld  benötigen,  sei  es  um  Waren  zu 
kaufen,  sei  es  um  Zahlungsverpflichtungen  zu 
erfüllen,  können  sich  das  Geld  auf  zwei  Wegen 
verschaffen:  indem  sie  andere  Verkehrsobjekte 
gegen  Geld  veräussern,  oder  indem  sie  Kredit 
in  Anspruch  nehmen.  Umgekehrt  können 
diejenigen,  die  überflüssiges  Geld  zur  Verfügung 
haben,  dieses  Geld  entweder  gegen  andere  Ver- 
kehrsobjekte umsetzen  oder  es  gegen  Zinsen 
ausleihen.  Angebot  von  Waren  und  Inanspruch- 
nahme von  Kredit,  Nachfrage  nach  Waren  und 
Gewährung  von  Kredit  stehen  mithin  unterein- 
ander in  einer  gewissen  Konkurrenz.  Je  schwerer 
und  teurer  die  Beschaffung  des  benötigten 
Geldesim  Wege  des  Kredits  wird,  desto  mehr 
sehen  sich  diejenigen,  die  Geld  dringend  be- 
nötigen, dazu  gedrängt,  Waren  zu  Preisen 
auszubieten,  zu  denen  sie  bei  leichteren  Kredit- 
verhältnissen nicht  verkaufen  würden;  je  nied- 
riger der  durch  das  Ausleihen  von  Geld  zu 
erzielende  Zihsgewinn  ist,  desto  grösser  wird 


bei  den  Besitzern  von  Geld  die  Neigung,  ihr 
Geld  zum  Ankauf  anderer  Verkehrsobjekte  zu 
verwenden,  von  denen  sie  sich  beim  Verbrauch 
einen  grösseren  Genuss  oder  bei  der  produk- 
tiven Verwertung  einen  höheren  Ertrag  ver- 
sprechen. Ausserdem  unterbleibt  bei  hohen 
Zinssätzen  mancher  Kauf  auf  Kredit,  der  bei 
niedrigeren  Zinssätzen  zustande  kommen  würde, 
namentlich  innerhalb  der  Erwerbsunterneh- 
mungen, welche  die  Höhe  der  zu  zahlenden 
Zinsen  stets  in  Beziehung  zu  der  Höhe  des 
durch  die  Verwendung  des  geliehenen  Geldes 
zu  erzielenden  Gewinnes  setzen.  Von  einem 
gewissen  Punkte  an  wirken  mithin  Verände- 
rungen des  „Leihpreises"  des  Geldes  auf  das 
Austauschverhältnis  zwischen  Geld  und  Waren 
ein,  indem  steigende  Zinssätze  die  Tendenz 
haben,  das  Warenangebot  zu  verstärken  und 
die  Warennachfrage  einzuschränken,  und  indem 
sinkende  Zinssätze  nach  der  umgekehrten  Rich- 
tung einen  Einfluss  ausüben. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  die 
Austauschverhältnisse  zwischen  dem  Geld  und 
den  übrigen  Verkehrsobjekten  der  geschilderten 
Einwirkung  keineswegs  gleichzeitig  und  gleich- 
massig  unterliegen.  Gegebenenfalls  wird  sich 
ein  Rückgang  der  Warenpreise,  Arbeitslöhne 
usw.  dort  am  frühesten  und  am  stärksten 
zeigen,  wo  die  Widerstandsfähigkeit  gegen 
eine  ungünstige  Gestaltung  des  Austauschver- 
hältnisses am  geringsten  ist.  Im  allgemeinen 
kann  man  sagen,  dass  die  Preisbildung  im 
Grosshandel  empfindlicher  gegen  Verände- 
rungen in  den  Wertbestimmungsgründen  ist 
als  im  Kleinverkehr;  dass  sie  bei  den  Roh- 
stoffen und  Halbfabrikaten,  die  als  Massenartikel 
Objekte  des  Grosshandels  sind,  empfindlicher 
ist,  als  bei  den  fertigen  Produkten,  die  ihren 
Absatz  im  Kleinverkehr  finden;  dass  Arbeits- 
löhne und  noch  mehr  die  für  längere  Zeit 
fixierten  Gehälter  ein  grösseres  Beharrungs- 
vermögen haben  als  Waren,  über  deren  Be- 
wertung der  Verkehr  Tag  für  Tag  neu  ent- 
scheidet. Dazu  kommen  die  Unterschiede  in 
der  Position  der  einzelnen  Gruppen  von  Käu- 
fern und  Verkäufern.  Wer  sich  aus  irgend 
welchen  Gründen  gezwungen  sieht,  zu  ver- 
kaufen, wird  im  Falle  einer  Geldwertsteigerung 
die  Wirkung  früher  und  stärker  verspüren  als 
diejenigen,  welche  in  der  Lage  sind,  mit  ihrem 
Angebot  zurückzuhalten.  Wer  gezwungen  ist, 
zu  kaufen,  wird  im  Falle  einer  Geldwertver- 
ringerung sich  früher  genötigt  sehen,  höhere 
Preise  zu  bewilligen  als  diejenigen,  welche 
warten    können.     In    beiden   Fällen    sind   die 


Die  Währungsfrage. 


427 


wirtschaftlich  Stärkeren  imstande,  aus  den  ein- 
tretenden Verschiebungen  auf  Kosten  der  wirt- 
schaftlich Schwächeren  solange  Vorteil  zu 
ziehen,  bis  sich  eine  völlige  Ausgleichung  aller 
Preise,  Löhne  usw.  durchgesetzt  hat. 

Eine  bleibende  Verschiebung  wird  durch 
die  Veränderungen  des  Geldwertes  in  dem 
Verhältnis  zwischen  Schuldnern  und  Gläubigern 
hervorgerufen.  Eine  Steigerung  des  Geldwertes 
bedeutet  eine  Begünstigung  aller  derjenigen, 
welche  Geld  zu  fordern  haben,  sei  es  auf  Grund 
eines  gewährten  Darlehens,  sei  es  auf  Grund 
fester  Renten-  oder  Gehaltsansprüche.  Eine 
Geldentwertung  bedeutet  eine  Begünstigung 
aller  derjenigen,  welche  zu  solchen  feststehen- 
den Zahlungen  verpflichtet  sind.  Da  häufig 
die  „Gläubiger"  ganz  allgemein  als  die  „wirt- 
schaftlich Stärkeren",  denen  eine  Benachteili- 
gung nichts  schade,  die  „Schuldner"  dagegen 
als  die  „wirtschaftlich  Schwächeren",  denen  man 
eine  Bevorzugung  gönnen  dürfe,  hingestellt 
worden  sind,  sei  darauf  hingewiesen,  dass 
„Gläubiger"  in  dem  hier  in  Betracht  kommen- 
den Sinne  nicht  nur  der  grosse  Kapitalist  ist, 
sondern  auch  der  kleine,  oft  unfreiwillige  Rent- 
ner und  der  Arbeiter,  der  seine  Ersparnisse 
in  einer  Sparkasse  angelegt  hat;  dass  auf  der 
andern  Seite  „Schuldner"  nicht  nur  die  Bauern 
sind,  deren  Grundbesitz  mit  Hypotheken  über- 
lastet ist,  sondern  auch  die  grossen  und  grössten 
Unternehmer,  die  teilweise  mit  fremdem  Kapi- 
tal arbeiten. 

Abgesehen  von  den  Verschiebungen  zugun- 
sten oder  zu  Ungunsten  einzelner  Kreise  und 
Gruppen  innerhalb  der  Volkswirtschaft  üben 
die  Veränderungen  des  Geldwertes  einen  Ein- 
fluss  auf  den  gesamten  Gang  des  Wirtschafts- 
lebens aus.  Eine  Geldentwertung  hat  die  Ten- 
denz, zu  Überproduktion  und  Überspekulation 
zu  führen.  Schon  die  Ermässigung  des  Leih- 
preises für  Geld,  die  sich  als  nächste  Folge 
eines  Überwiegens  des  Geldangebots  über  den 
Geldbedarf  ergibt,  begünstigt  eine  Ausdehnung 
der  Unternehmungen;  manches  Geschäft,  das 
bei  5°/'o  Diskont  keinen  Gewinn  mehr  bringen 
würde,  erscheint  bei  3^Jo  noch  lohnend.  Die 
Geldflüssigkeit  bewirkt  ferner  ein  Steigen  der 
Kurse  der  sicheren  und  zu  einem  festen  Satz 
verzinslichen  Anlagepapiere;  dadurch  wird  das 
Publikum  zur  Aufnahme  von  Dividendenpa- 
pieren günstig  gestimmt  Die  Nachfrage  nach 
industriepapieren  regt  zu  Gründungen  an,  die 
ihre  Berechtigung  nicht  in  der  Lage  des  Waren- 
marktes haben,  die  vielmehr  nur  in  Rücksicht 
auf  die  günstige  Absatzgelegenheit  für  Divi- 


dendenpapiere ins  Leben  gerufen  werden.  Die 
sich  allmählich  über  die  einzelnen  Warengat- 
tungen erstreckende  Preissteigerung  trägt  dazu 
bei,  einen  Aufschwung  zu  begünstigen,  der 
von  vornherein  auf  falschen  Voraussetzungen 
beruht.  Indem  die  erweiterten  und  neuge- 
gründeten Unternehmungen  Waren  produzieren, 
für  welche  die  wirkliche  Nachfrage  nicht  ent- 
sprechend vermehrt  ist,  führen  sie  zur  Über- 
produktion; indem  die  vorübergehend  hohen 
Gewinne  einzelner  Unternehmungen,  die  nied- 
rigen Zinssätze  und  die  hohen  Kurse  der 
sicheren  Anlagewerte  zu  einer  übertriebenen 
Nachfrage  nach  Industriepapieren  usw.  Anlass 
geben,  führen  sie  zur  Überspekulation.  Das 
Ende  ist  der  Zusammenbruch. 

Urngekehrt  hat  man  sich  die  Wirkungen 
der  Geld  Wertsteigerung  vorzustellen.  Die  Er- 
höhung der  Zinssätze,  in  der  sich  die  das  An- 
gebot übersteigende  Geldnachfrage  zunächst 
äussert,  beschränkt  die  Geschäftstätigkeit.  Der 
allmählich  platzgreifende  Preisrückgang  ver- 
ringert die  Gewinne  und  lähmt  den  Unter- 
nehmungsgeist. Die  zuerst  und  am  schwersten 
betroffenen  Unternehmungen  sehen  sich  zu 
Betriebseinschränkungen  oder  gar  Betriebsein- 
stellungen gezwungen.  Die  dadurch  verringerte 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften  drückt  schliess- 
lich auch  den  Arbeitslohn,  und  zwar  unter 
Begleiterscheinungen,  die  für  Unternehmer  und 
Arbeiter  gleich  traurig  sind. 

Veränderungen  des  Geldwertes  sind  mithin 

—  einerlei  nach  welcher  Richtung  sie  erfolgen 

—  geeignet,  bedenkliche  Verschiebungen  in 
der  Einkommens-  und  Vermögensverteilung 
und  erhebliche  Störungen  im  ganzen  Wirt- 
schaftsleben hervorzurufen.  Sowohl  aus  Grün- 
den der  Gerechtigkeit  als  auch  im  allgemeinen 
Interesse  der  Volkswirtschaft  erscheint  deshalb 
die  möglichste  Stabilität  des  Geldwertes,  d.  h. 
die  möglichste  Unveränderlichkeit  der  auf  der 
Seite  des  Geldes  wirksamen  Bestimmungsgründe 
der  Preise  usw.,  als  der  erwünschte  Zustand. 

Wenn  nunmehr  die  Frage  geprüft  werden 
soll,  ob  und  wieweit  das  Geld  in  den  letzten 
Jahrzehnten  dem  Erfordernis  der  Stabilität  des 
Geldwertes  entsprochen  hat,  so  muss  man  sich 
zunächst  darüber  klar  sein,  dass  wir  es  bei  den 
soeben  dargestellten  Begleiterscheinungen  und 
Folgen  der  Geldwertveränderungen  nicht  mit 
Wirkungen  zu  tun  haben,  die  unbedingt  ein- 
treten müssen,  sondern  nur  mit  Tendenzen, 
welche  durch  die  auf  der  Seite  der  übrigen 
Verkehrsobjekte  wirksamen  Faktoren  aufge- 
hoben   oder   gar   überboten  werden    können. 
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Die  Erkenntnis  des  vulgären  Fehlers,  der  die 
Ursachen  aller  Preisänderungen  bei  den  Waren 
sieht,  darf  nicht  dazu  verleiten,  diese  Ur- 
sachen ausschliesslich  beim  Gelde  zu  suchen. 

5.  Die  Frage  der  Steigerung  des 
Goldwertes. 

Die  Behauptung,  dass  infolge  der  Ausdeh- 
nung der  Goldwährung  eine  Steigerung  des 
Goldwertes  und  damit  des  Geldwertes  der 
Goldwährungsländer  eingetreten  sei,  war  vom 
Beginn  der  grossen  Umwälzung  der  interna- 
tionalen Währungsverfassung  an  das  wichtigste 
Argument  der  Gegner  der  Goldwährung. 

Man  hat  zunächst  versucht,  die  Notwendigkeit  der 
Goldverteuerung  deduktiv  zu  bew^eisen:  Infolge  der 
Ausdehnung  der  Goldwährung  und  der  Schliessung 
der  Münzstätten  für  das  Silber  sei  in  wichtigen  Län- 
dern dem  Golde  allein  die  Aufgabe  zugewiesen  wor- 
den, die  Gold  und  Silber  früher  gemeinschaftlich  er- 
füllt hätten.  Die  dadurch  hervorgerufene  Steigerung 
der  Nachfrage  für  das  Gold  habe  eine  Verteuerung 
des  Goldes  zur  notwendigen  Folge  gehabt. 

Darauf  ist  zu  erwidern:  Zunächst  ist  es  nicht  rich- 
tig, dass  durch  die  Ausdehnung  der  Goldwährung  und 
die  Einstellung  der  freien  Silberprägung  in  wichtigen 
Ländern  dem  Golde  allein  die  Aufgabe  zugewiesen 
worden  sei,  die  vorher  beide  Edelmetalle  zusammen 
erfüllt  hätten.  Eine  Abstossung  von  Silbergeld  hat 
nur  in  geringem  Umfange  stattgefunden,  die  meisten 
Staaten  haben  bei  der  Einstellung  der  freien  Silber- 
prägung den  ganzen  Betrag  des  bereits  vorhandenen 
Silbergeldes  beibehalten,  in  einzelnen  ist  sogar  mit  den 
Silberprägungen  für  Rechnung  des  Staates  fortgefahren 
worden.  Für  die  Vermehrung  des  vorhandenen 
Geldumlaufs  kam  allerdings  dort,  wo  die  Silberprägung 
gänzlich  eingestellt  wurde,  nur  noch  das  Gold  in  Be- 
tracht. Aber  schon  in  den  50er  und  60er  Jahren  war 
ausschliesslich  das  Gold  für  die  Vermehrung  des  euro- 
päischen Geldumlaufs  in  Betracht  gekommen,  denn 
Indien  hat  damals  zeitweise  mehr  als  die  ganze  gleich- 
zeitige Weltproduktion  an  Silber  absorbiert.  Unter  diesen 
Umständen  konnte  auch  aus  der  geringfügigen  Abnahme 
der  Goldproduktion,  die  von  1870  bis  Mitte  der  80er 
Jahre  andauerte,  um  so  weniger  eine  Steigerung  des 
Goldwertes  hergeleitet  werden,  als  für  die  Jahre 
1850  bis  1873  eine  Verringerung  des  Goldwertes  mit 
einiger  Sicherheit  nachgewiesen  ist  und  als  die  Aus- 
bildung der  auf  Kredit  beruhenden,  Bargeld  ersparen- 
den Einrichtungen  auf  eine  Verringerung  des  Bedarfs 
an  metallischen  Umlaufsmitteln  hinwirken  musste.  Für 
die  heutige  Zeit,  nach  der  grossen  Steigerung  der 
Goldproduktion  im  letzten  Jahrzehnt,  ist  die  geschil- 
derte Beweisführung  gänzlich  unmöglich;  denn  die 
Goldproduktion  allein  ist  heute  ganz  beträchtlich 
grösser,  als  es  in  den  Jahren  1850 — 1870  die  Gold- 
und  Silberproduktion  zusammen  gewesen  waren. 

Neben  diesem  nichts  weniger  als  schlüssigen  deduk- 
tiven Beweis  hat  man  auf  Grund  von  Preisstatistiken 
einen  induktiven  Beweis  für  die  Goldverteuerung  zu 
führen  versucht. 

Bei  der  Verwendung  von  Preisstatistiken 
zur  Ermittelung  von  Veränderungen  des  Geld- 
wertes darf  nicht  ausser  acht  gelassen  werden, 


dass  das  Problem  des  Geldwertes  zwei  ihrem 
Wesen  nach  verschiedene  Fragen  umfasst,  näm- 
lich: 

1.  Die  Frage  nach  dem  tatsächlich  beste- 
henden Austauschverhältnis  zwischen  dem  Gelde 
und  den  übrigen  Verkehrsobjekten  und  dessen 
Veränderungen ; 

2.  Die  Frage  nach  den  auf  der  Seite  des 
Geldes  wirksamen  Bestimmungsgründen  für 
das  zwischen  dem  Gelde  und  den  übrigen 
Verkehrsobjekten  bestehende  Austauschverhält- 
nis und  dessen  Verschiebungen. 

Da  man  die  Umsätze  von  Geld  gegen  an- 
dere Verkehrsobjekte  als  „Kauf"  und  das  im 
Gelde  bestehende  Äquivalent  als  „Preis"  be- 
zeichnet, ist  die  erstere  Frage  mit  derjeni- 
gen der  „allgemeinen  Kaufkraft  des  Geldes" 
und  des  „allgemeinen  Preisniveaus"  identisch. 
Die  Aufgabe  ist  lediglich  statistischer  Na- 
tur, sie  erstreckt  sich  nur  auf  die  Feststellung 
der  tatsächlich  bestehenden  Preise  (im  weite- 
sten Sinne)  und  deren  Verschiebungen. 

Die  zweite  Frage  dagegen  geht  über  die 
Feststellung  tatsächlicher  Verhältnisse  hinaus, 
ihre  Lösung  erfordert  die  Ergründung  der 
Ursachen  gewisser  Tatsachen  und  Vorgänge 
des  Verkehrs;  sie  ist  analytischer  Natur. 

Man  hat  die  erste  Frage  als  das  Problem  des 
„äusseren  Tauschwertes",  die  zweite  als  das  Problem 
des  „inneren  Tauschwertes"  des  Geldes  bezeichnet 
(s.  Menger,  Art.  Geld  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 2.  Aufl.).  Die  Anwendung  der  letz- 
teren Bezeichnung  für  die  Frage  nach  den  auf  Seite 
des  Geldes  liegenden  Bestimmungsgründen  des  Aus- 
tauschverhältnisses zwischen  dem  Gelde  und  den  üb- 
rigen Verkehrsobjekten  ist  —  wie  man  sich  stets  vor 
Augen  halten  muss  —  nur  auf  Grund  der  Abstraktion 
möglich,  dass  ein  jedes  von  zwei  Verkehrsobjekten, 
die  in  irgend  welchen  quantitativen  Verhältnissen  ge- 
geneinander umgesetzt  werden,  ein  bestimmtes  Quan- 
tum von  Tauschwert  umschliesse;  in  diesem  Tausch- 
wertquantum, das  absolut  genommen  überhaupt  nicht 
vorstellbar  ist,  denkt  man  sich  die  auf  der  Seite  des 
Geldes  für  das  Austauschverhältnis  wirksamen  Be- 
stimmungsgründe gewissermassen  kondensiert.  Aus 
Gründen  der  Einfachheit  der  Terminologie  empfiehlt 
es  sich  in  der  Tat,  die  Wirkung  der  auf  der  Seite  des 
Geldes  liegenden  Bestimmungsgründe  für  die  Preise 
unter  der  Bezeichnung  „innerer  Tauschwert  des  Gel- 
des" oder  auch  einfacher  unter  der  Bezeichnung  „Geld- 
wert" zusammenzufassen.  Nur  muss  man  sich  dann 
die  Bedeutung  dieses  Wortes  stets  gegenwärtig  hal- 
ten und  jedes  Durcheinanderwerfen  dieses  Begriffes 
mit  den  tatsächlichen  Austauschverhältnissen,  in  denen 
ausser  dem  Geldwert  auch  der  innere  Tauschwert  der 
übrigen  Verkehrsobjekte  in  Erscheinung  tritt,  ver- 
meiden. 

Dementsprechend  kann  auch  die  einwandfreieste 
Lösung  des  statistischen  Problems  der  ,, Kaufkraft  des 
Geldes"  oder  des  „allgemeinen  Preisniveaus"  stets  nur 
eine  Vorarbeit  für  das  analytische  Problem  des  Geld- 
wertes sein,  niemals  aber  dessen  Lösung  selbst. 
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Allein  schon  das  statistische  Problem  des 
allgemeinen  Preisniveaus  bietet  ausserordent- 
liche Schwierigkeiten,  die  seine  exakte  Lösung 
als  unmöglich  erscheinen  lassen. 

Verhältnismässig  einfach  ist  die  Feststellung  der 
Grosshandelspreise  der  wichtigsten  Stapelartikel,  und 
auf  diese  haben  sich  die  Untersuchungen  über  die 
Kaufkraft  des  Geldes  bisher  im  wesentlichen  beschränkt. 
Für  den  Endzweck  der  Wirtschaft  jedoch,  für  den  Kon- 
sum, sind  gerade  die  schwer  zu  erfassenden  und  schwer 
für  gleichartige  Qualitäten  festzustellenden  Kleinhan- 
delspreise der  fertigen   Produkte  ausschlaggebend. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  ist,  dass  man  nicht  ohne 
weiteres  den  Durchschnitt  aus  den  Preisen  mehrerer 
verschiedenartiger  Güter  ziehen  kann.  Wenn  die  Tonne 
Weizen  160  M,  die  Tonne  Kohlen  20  M,  das  Kilo- 
gramm Silber  120  M  kostet,  so  kann  man  daraus  nicht 
ohne  weiteres  einen  Durchschnittspreis  von  100  M  für 


lalle  drei  Artikel  berechnen,  der  sich  bei  einem  Rück- 
;  gang  des  Kohlenpreises  auf  10  M,  des  Silberpreises 
i  auf  80  M  und  bei  einer  Steigerung  des  Getreidepreises 
i  auf  180  M  etwa  auf  90  M  ermässigen  würde.  Hier 
I  hat  man  jedoch  in  den  sog.  „Index  Numbers"  ein  Aus- 
;  kunftsmittel  gefunden:  Man  hat  für  einen  bestimmten 
j  Ort  und  Zeitraum  den  durchschnittlichen  Preis  eines 
1  jeden  einzelnen  in  der  Preisstatistik  verwendeten  Artikels 
gleich  100  gesetzt  und  für  die  Preise  der  folgenden 
Zeitpunkte  oder  Zeiträume  die  Verhältniszahlen  be- 
I rechnet;  nicht  aus  den  wirklichen  Preisen,  sondern  aus 
I  den  Verhältniszahlen  hat  man  dann  für  jeden  einzelnen 
Zeitraum  den  Durchschnitt  berechnet.  Die  Durchschnitte 
'.  der  Verhältniszahlen,  in  denen  die  Veränderungen  des 
Preisniveaus  zum  Ausdruck  kommen  sollen,  hat  man 
'.  , .Index  Numbers"  genannt. 

I      In  dem  oben  angeführten  Beispiel  würden  sich  dem- 
nach   die  Index- Zahlen  für  die  drei  Artikel  folgender- 
I  massen  berechnen: 


Weizen 
jjM  pro  Tonne  Verhältniszahl 


Kohle 
M  pro  Tonne  iVerhältniszahl 


Silber 
M  pro  kg     iVerhältniszahl 


Index- 
Zahl 


1.  Zeitpunkt 

2.  Zeitpunkt 


160 
180 


100 
112,5 


20 
10 


100 
50 


120 
80 


100 
66,67 


100 
76,39 


Auf  dieser  Grundlage  bauen  sich  eine  Anzahl  Preis- 
statistiken auf.  Die  bekanntesten  sind  diejenigen  Soet- 
beers,  umfassend  die  Zeit  von  1847 — 50  bis  1890, 
Sauerbecks,  umfassend  die  Zeit  von  1867 — 77  bis 
zur  Gegenwart,  und  der  Londoner  Wochenschrift  „The 
Economist",  umfassend  die  Zeit  von  1845 — 50  bis  zur 
Gegenwart. 

In    diesen  Statistiken  ist  jeder  einzelnen  der  aufge- 
führten Waren  auf  das  Endergebnis  genau  der  gleiche  1 
Einfluss  eingeräumt.    Dagegen  hat  man  mit  Recht  ein- 
gewendet, dass  die  Bedeutung  des  Preises  der  einzelnen  I 
Artikel  für  die  allgemeine   Kaufkraft   des  Geldes  eine  { 
sehr    verschiedene    ist.     Wenn   etwa  das   Getreide  im  j 
gleichen  Verhältnis  im  Preise  steigt,   wie   der  Tee  im 
Preise  sinkt,   so   ist   die  Kaufkraft   des  Geldes  gegen-  ! 
über    beiden  Artikeln    zusammen    genommen    für  den  ; 
Konsumenten   nicht  etwa  gleichgeblieben,  sondern  ge- 
sunken;  denn  da  er  viel  mehr  Getreide  als  Tee  ver- 
braucht, muss  er  zur  Deckung  seines  Bedarfs  an  beiden 
Artikeln   zusammen  unbestreitbar  einen  höheren  Geld- 
betrag aufwenden  als   vorher.     Man  kommt  damit  zu 
der   Forderung,   dass   die   einzelnen  Warenpreise  nicht 
als  gleichwertig  in  die  Berechnung  eingestellt  werden, 
sondern  mit  einem  ihrer  relativen  wirtschaftlichen  Be- 
deutung entsprechenden  Koeffizienten. 

Aber  auch  die  umfassendsten,  sorgfältigsten 
und  scharfsinnigsten  Arbeiten  dieser  Art  können 
bestenfalls  nur  ein  mehr  oder  minder  zutref- 
fendes Bild  der  Entwicklung  der  Kaufkraft  des 
Geldes  liefern,  ein  Bild,  das  zu  seiner  auch 
nur  annähernden  Vollständigkeit  der  Ergän- 
zung durch  die  Beobachtung  der  Preise  von 
Grund  und  Boden,  der  Pacht-  und  Mietpreise, 
der  Löhne  und  Gehälter  usw.  bedarf.  Keines- 
falls dürfen  die  Indexzahlen  als  der  Ausdruck 
der  Verschiebungen  der  auf  der  Seite  des 
Geldes  wirksamen  Bestimmungsgründe  für  die 
Austauschverhältnisse,  als  ein  Ausdruck  der 
Bewegungen  des  Geldwertes  aufgefasst  werden. 


Ein  unmittelbarer  Rückschluss  von  den  Index- 
zahlen auf  den  Geldwert  wäre  selbst  bei  einer 
richtigen  und  vollständigen  Zusammenfassung 
aller  Preise  nur  unter  der  Voraussetzung  mög- 
lich, dass  sich  in  der  Preisbewegung  der  ver- 
schiedenen Waren  alle  auf  Seite  der  Waren 
wirksamen  Bestimmungsgründe  vollkommen 
kompensierten,  so  dass  in  den  Endzahlen  nur 
noch  die  auf  der  Seite  des  Geldes  wirksamen 
Bestimmungsgründe  in  Erscheinung  kämen. 
Nun  darf  man  ja  annehmen,  dass  bei  der  Zu- 
sammenfassungeiner grossen  Anzahl  von  Waren- 
preisen die  zufälligen  Besonderheiten  in  der 
Preisbildung  der  einzelnen  Waren  zurücktre- 
ten und  dass  somit  die  Schwankungen  der 
Indexzahlen  auf  gewisse  Ursachen  allgemeiner 
Natur  schliessen  lassen.  Aber  diese  Ursachen 
allgemeiner  Natur  brauchen  keineswegs  aus- 
schliesslich in  Veränderungen  des  Geldwertes  zu 
bestehen;  sie  können  ebensowohl  auf  Seite 
der  Waren  gegeben  sein  in  Veränderungen  der 
allgemeinen  Produktions-  und  transporttech- 
nischen Verhältnisse. 

Die  Arbeit  des  Analysierens  der  auf  Seite 
des  Geldes  und  der  auf  Seite  der  übrigen 
Verkehrsobjekte  wirksamen  Bestimmungsgründe 
wird  mithin  auch  durch  das  denkbar  beste 
System  von  Indexzahlen  nicht  erspart.  Die 
Aufklärung  dieser  Bestimmungsgründe  kann 
nur  im  Wege  der  Einzeluntersuchung  für  ge- 
gebene Zeiträume  und  Wirtschaftsgebiete  er- 
folgen. Lediglich  gewisse  allgemeine  Gesichts- 
punkte lassen  sich  für  solche  Untersuchungen 
aufstellen.     Man  wird  den  in  den  Indexzahlen 
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zusammengefassten  Grosshandelspreisen  von 
Rohprodukten  und  Halbfabrikaten  die  Detail- 
preisegegenübersteilen müssen,  um  durch  eine 
Vergleichung  ihrer  Entwicklung  ein  Bild  von 
der  Besonderheit  der  hier  und  dort  wirkenden 
Ursachen  zu  erhalten;  man  wird  insbesondere 
auch  die  Entwicklung  der  Arbeitslöhne  der 
Gestaltung  der  Preise  entgegenhalten  müssen, 
und  schliesslich  wird  man  sich  nach  dem  Vor- 
handensein derjenigen  Symptome  umsehen 
müssen,  welche  nach  den  Ausführungen  un- 
ter Ziffer  4  dieses  Abschnitts  die  aus  Verän- 
derungen des  Geldwertes  hervorgehenden  Ver- 
schiebungen der  Austauschverhältnisse  begleiten. 

Zur  Prüfung  des  Verhaltens  des  Geldwertes  in  den 
Goldwährungsländern  währer^d  der  letzten  Jahrzehnte 
seien  zunächst  die  von  Sauerbeck  auf  Grund  der  Preise 
von  45  wichtigen  Grosshandelswaren  berechneten  In- 
dexziffern mitgeteilt: 

Jahre  Indexzahl        Jahre  Indexzahl 

1867  —  1877         100  1895  62 

1878—1887  79  1896  61 

1888  70      1897       62 

1889  72      1898       64 

1890  72      1899       68 

1891  72      1900       75 

1892  68      1901       70 

1893  68      1902       69 

1894  63      1903       69 

1904  70 

Danach  zeigen  die  Grosshandelspreise  gegenüber 
dem  durchschnitthchen  Stand  der  Jahre  1867 — 77,  den 
Sauerbeck  zum  Ausgangspunkt  nimmt,  einen  starken 
Rückgang,  der  im  Jahre  1896  mit  einer  Indexzahl  von 
61  seinen  tiefsten  Stand  erreicht,  um  sich  dann  wie- 
der bis  zum  Jahre  1900  nicht  unbeträchtlich  zu  erho- 
len. Es  darf  jedoch  nicht  ausser  acht  gelassen  wer- 
den, dass  die  Periode  1867/77  die  Zeit  des  höchsten 
Preisstandes  im  ganzen  19.  Jahrhundert  war;  Soetbeer, 
der  von  dem  durchschnittlichen  Stand  der  Preise  für  die 
Zeit  1847/50  ausgeht,  erhält  für  die  von  Sauerbeck 
zugrunde  gelegte  Periode  1867/77  eine  durchschnitt- 
liche Indexzahl  von  128,7  und  kommt  für  das  Jahr 
1890,  für  das  die  Sauerbecksche  Indexzahl  72  ist,  auf 
eine  Indexzahl  von  108,12.  Ferner  ist  zu  berücksich- 
tigen, dass  zu  der  Entwicklung  der  Grosshandelspreise 
während  der  letzten  Jahrzehnte  die  statistisch  aller- 
dings nur  schwer  zu  erfassenden  Detailpreise  der  fer- 
tigen Produkte  in  einem  gewissen  Gegensatz  stehen. 
Diese  Tatsache  kommt  in  der  allgemeinen  Beobachtung 
zum  Ausdruck,  dass  das  ,, Leben"  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten nicht  billiger  sondern  eher  teurer  geworden 
ist.  Auch  die  Grundstückspreise  sowie  die  Pacht-  und 
Mietspreise  haben  eine  von  den  Grosshandelspreisen 
der  Stapelartikel  verschiedene  Entwicklung  erfahren. 
Die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  und 
der  dafür  gezahlten  Pachten  haben  in  Deutschland  von 
den  40er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  an  bis  in 
die  80er  und  90er  Jahre  hinein  eine  sehr  erhebliche 
Steigerung  erfahren,  erst  im  letzten  Jahrzehnt  ist  stel- 
lenweise ein  erheblicher  Rückschlag  eingetreten.  Die 
Preise  der  städtischen  Grundstücke  und  Mieten  setzten 
ihre  sehr  erhebliche  Steigerung  nahezu  ohne  Unter- 
brechung fort.  Nicht  minder  haben  die  Arbeitslöhne 
während    der   Zeit    des   Rückgangs    der  meisten    und 


wichtigsten  Grosshandelspreise  in  den  Ooldwährungs- 
ländern,  insbesondere  auch  in  Deutschland,  eine  nicht 
unerhebliche  Steigerung  erfahren,  ganz  abgesehen  von 
der  indirekten  Erhöhung  des  Arbeitslohnes,  die  bei 
uns  in  Deutschland  durch  die  den  Unternehmern  auf- 
erlegten Leistungen  für  die  Arbeiterversicherungen  usw. 
herbeigeführt  worden  ist. 

Ein  Rückgang  des  in  Geld  bestehenden 
Tauschäquivalentes  liegt  mithin  in  der  Haupt- 
sache nur  bei  den  Grosshandelspreisen  vor. 
Zur  Erklärung  dieses  Rückganges  braucht  man 
nicht  auf  eine  Wertsteigerung  des  Geldes  zu- 
rückzugreifen; es  lassen  sich  vielmehr  bei  allen 
den  grossen  Warengruppen,  deren  Preise  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  einen  erheblicheren 
Rückgang  erfahren  haben,  gewichtige  ausser- 
halb des  Geldes  liegende  Gründe  nachweisen, 
die  einen  Preisrückgang  nicht  nur  erklären, 
sondern  bei  einem  Gleichbleiben  der  Wert- 
bestimmungsgründe auf  der  Seite  des  Geldes 
geradezu  als  notwendig  erscheinen  lassen.  Vor 
allem  hat  die  Produktionstechnik  bei  den  wich- 
tigsten Waren  ausserordentliche  Verbesserungen 
erfahren,  die  zu  einer  beträchtlichen  Ermässi- 
gung der  Produktionskosten  geführt  haben; 
das  gilt  nicht  etwa  nur  für  das  Gebiet  der 
stoffveredelnden  Industrie,  sondern  auch  für 
die  landwirtschaftliche  und  bergmännische  Ur- 
produktion. Auf  dem  Gebiete  des  Bergbaues 
und  der  Industrie  ist  zu  den  Fortschritten  der 
eigentlichen  Produktionstechnik  die  leistungs- 
fähigere Gestaltung  der  Organisation  der  Pro- 
duktion infolge  des  Vordringens  des  billiger 
arbeitenden  Grossbetriebs  hinzugekommen. 
Ferner  hat  die  Verbesserung  der  Transport- 
mittel zu  Land  und  zu  Wasser  den  Bezug 
wichtiger  Warengattungen  aus  ihren  vom  euro- 
päischen Markte  weit  entlegenen  Produktions- 
gebieten ganz  erheblich  verbilligt.  Infolge  der 
transporttechnischen  Fortschritte  haben  die  See- 
frachten im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  eine 
Ermässigung  erfahren,  die  allein  schon  hin- 
reicht, um  bei  einzelnen  Waren  den  Preis- 
rückgang auf  dem  europäischen  Markte  zu  er- 
klären. Ausserdem  hat  der  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Ar- 
gentinien, in  Russland,  in  Indien  usw.  grosse 
Gebiete  erschlossen,  in  denen  namentlich  die 
landwirtschaftliche  Produktion  zu  wesentlich 
geringeren  Kosten  möglich  war,  als  in  den 
bisher  im  Bereiche  des  Weltmarktes  belegenen 
Produktionsländern. 

Auf  Grund  dieser  Verhältnisse  könnte  höch- 
stens die  Frage  noch  als  offen  angesehen  wer- 
den, ob  der  volle  Preisrückgang  der  Gross- 
handelswaren auf  die  Ermässigung  ihrer  Be- 
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Schaffungskosten  zurückzuführen  ist,  oder  ob 
er  nicht  wenigstens  zum  Teil  durch  das  Geld 
verursacht  sein  könnte.  Aber  gegen  die  letz- 
tere Möglichkeit  spricht  das  Verhalten  des 
Geldes  gegenüber  den  übrigen  Verkehrsob- 
jekten, insbesondere  gegenüber  der  mensch- 
lichen Arbeit  Wenn  die  Arbeitslöhne  durch- 
weg gestiegen  sind,  so  heisst  das  nichts  an- 
deres, als  dass  das  Geld  gegenüber  der  mensch- 
lichen Arbeit  eine  Verminderung  seiner  Kauf- 
kraft zeigt.  Man  braucht  nicht  soweit  zu  gehen 
wie  gewisse,  namentlich  sozialistische  Theore- 
tiker, die  in  der  menschlichen  Arbeit  den  ein- 
zigen Masstab  aller  Werte  sehen.  Aber  soviel 
steht  jedenfalls  fest,  dass  der  Arbeiter  nur  dann 
bei  sinkenden  Preisen  der  von  ihm  hergestell- 
ten Waren  auf  die  Dauer  einen  gleichbleiben- 
den oder  gar  steigenden  Lohn  erhalten  kann, 
wenn  infolge  technischer  Verbesserungen  mit 
dem  gleichen  Kapital-  und  Arbeitsaufwand  mehr 
Waren  produziert  werden  als  bisher;  also  nur 
dann,  wenn  der  Preisrückgang  der  Produkte 
durch  eine  entsprechende  Vermehrung  der 
Produktion  bei  gleichem  Arbeits-  und  Kapital- 
aufwande  ausgeglichen  wird.  Würde  dagegen 
der  Preisrückgang  der  Produkte  auf  einer  Stei- 
gerung des  Geldwertes  beruhen,  so  bliebe  dem 
Unternehmer  sehr  bald  nur  die  Wahl,  entweder 
auch  die  Arbeitslöhne  entsprechend  der  Stei- 
gerung des  Geldwertes  herabzusetzen,  oder 
dauernd  mit  Verlust  zu  arbeiten  und  schliess- 
lich zugrunde  zu  gehen.  Steigende  Arbeits- 
löhne bei  sinkenden  Warenpreisen  lassen  es 
deshalb  ausgeschlossen  erscheinen,  dass  der 
Rückgang  der  Warenpreise  durch  eine  Erhö- 
hung des  Geldwertes  verursacht  sein  könnte. 
Zu  demselben  Schlüsse,  dass  eine  Geldwert- 
steigerung in  den  Goldwährungsländern  wäh- 
rend der  letzten  Jahrzehnte  nicht  Platz  gegrif- 
fen hat,  führt  eine  Vergleichung  der  Diskont- 
sätze mit  den  Warenpreisen. 

Wir  haben  gesehen,  dass  in  unsrer  modernen  Geld- 
verfassung eine  vom  Gelde  ausgehende  Verschiebung 
der  Preise  sich  zunächst  in  den  Zinssätzen  für  kurz- 
fristigen Kredit  zeigen  müsste;  sinkende  Preise,  deren 
Ursache  in  einer  ungenügenden  Geldversorgung  und 
einer  daraus  hervorgehenden  Geldwertsteigerung  liegen 
würde,  müssten  von  steigenden  Diskontsätzen  begleitet 
sein;  steigende  Preise,  deren  Ursache  eine  allzureich- 
liche Geldversorgung  und  damit  eine  Geldentwertung 
wäre,  müssten  von  sinkenden  Diskontsätzen  begleitet 
sein.  Nun  ist  es  aber  eine  allgemeine  Wahrnehmung, 
dass  vom  Beginn  der  70  er  Jahre  an  die  Diskontsätze 
in  allen  Goldwährungsländern  erheblich  gesunken  sind, 
wenn  auch  innerhalb  kürzerer  Perioden  grössere 
Schwankungen  stattgefunden  haben.  So  ist  der  durch- 
schnittliche Marktdiskontsatz  von  1870/79  bis  1890/99 
folgendermassen  gesunken: 


in  Berlin  von  3,60  7o  auf  2,96% 
in  London  „  3,33  7o  „  2,01 7„ 
in  Paris  „    3,367«    „    2,1 5 7o- 

Seinen  Tiefstand  erreichte  der  Diskontsatz  zu  derselben 
Zeit,  um  welche  auch  die  Warenpreise  auf  ihrem  nie- 
drigsten Punkte  ankamen,  nämlich  um  die  Mitte  der 
90  er  Jahre. 

Aber  nicht  nur  im  grossen  ganzen,  sondern  auch 
in  den  einzelnen  periodischen  Schwankungen  besteht 
ein  nahezu  vollständiger  Parallelismus  nicht  etwa  zwi- 
schen steigenden  Preisen  und  sinkenden  Diskontsätzen, 
sinkenden  Preisen  und  steigenden  Diskontsätzen,  son- 
dern umgekehrt  zwischen  steigenden  Preisen  und  stei- 
genden Diskontsätzen,  sinkenden  Preisen  und  sinkenden 
Diskontsätzen.  Die  genauere  Betrachtung  ergibt,  dass 
in  Zeiten  eines  allgemeinen  wirtschaftlichen  Aufschwungs 
neben  einer  Preissteigerung  regelmässig  auch  eine  Er- 
höhung des  Zinssatzes  für  kurzfristigen  Kredit  eintritt, 
während  in  Zeiten  des  wirtschaftlichen  Stillstandes  neben 
einem  Rückgang  der  Preise  auch  eine  Ermässigung  des 
Diskontsatzes  einzutreten  pflegt.  Aus  einer  Einwirkung 
des  Geldes  heraus  lässt  sich  dieser  Parallelismus  nicht 
erklären;  wäre  das  Geld  die  treibende  Kraft  für  die 
Veränderung  von  Diskontsätzen  und  Warenpreisen 
während  der  letzten  Jahrzehnte  gewesen,  dann  hätte, 
wie  oben  ausgeführt,  der  umgekehrte  Parallelismus 
stattfinden  müssen.  Dagegen  wird  der  tatsächlich  in 
Erscheinung  getretene  Parallelismus  erklärlich,  sobald 
man  nicht  im  Gelde,  sondern  in  den  Waren  die  Ur- 
sachen für  die  Änderungen  des  Preisniveaus  annimmt. 
Wenn  die  Richtungen  der  wirtschaftlichen  Konjunk- 
turen durch  die  Verschiebungen  im  Verhältnis  von 
Produktion  und  Bedarf  bedingt  sind,  wenn  der  stei- 
gende und  ungenügend  gedeckte  Bedarf  nach  Gütern 
irgend  welcher  Art  die  Preise  erhöht,  wenn  infolge 
der  erhöhten  Preise  und  der  sich  daraus  ergebenden 
erhöhten  Gewinne  die  Produktion  ausgedehnt  wird 
und  die  Umsätze  sich  vermehren,  so  ist  die  notwen- 
dige Folge  eine  gesteigerte  Inanspruchnahme  des  Geld- 
marktes; denn  der  einzelne  Unternehmer  sucht  sich 
gegenüber  den  erhöhten  Preisen  und  vermehrten  Um- 
sätzen zu  helfen,  indem  er  einen  stärkeren  Kredit  in 
Anspruch  nimmt,  vor  allem,  indem  er  auf  grössere 
Beträge  Wechsel  zieht,  die  dann  zur  Diskontierung 
gebracht  werden  und  den  Diskontsatz  steigern.  Wenn 
umgekehrt  die  Warenproduktion  die  Aufnahmefähigkeit 
des  Marktes  übersteigt,  wenn  infolgedessen  ein  Rück- 
gang der  Preise  und  der  Unternehmergewinne,  eine 
Lähmung  des  Unternehmungsgeistes  und  eine  Ein- 
schränkung der  Umsätze  eintritt,  so  ist  die  notwendige 
Folge  eine  geringere  Inanspruchnahme  des  Geldmarktes 
und  eine  Ermässigung  der  Zinssätze  für  kurzfristigen 
Kredit. 

Die  Tatsache  des  regelmässigen  Zusammenfal- 
lens  von  Preissteigerung  und  Diskonterhöhung, 
Preisrückgang  und  Diskontermässigung  beweist 
mithin,  dass  in  den  letzten  Jahrzehnten  der 
Einfluss  des  Geldes  sowohl  auf  die  Bewegung 
der  Preise  als  auch  auf  die  Schwankungen 
der  Diskontsätze  hinter  der  Einwirkung  der 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gänz- 
lich zurückgetreten  ist;  dass  mithin  die  auf 
der  Seite  des  Geldes  wirksamen  Bestimmungs- 
gründe sowohl  in  der  Preisbewegung  als  auch 
in  den  Veränderungen  des  Diskontsatzes  hoch- 
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stens  modifizierend  und  deshalb  latent,  nicht 
aber  entscheidend  und  deshalb  greifbar  zum 
Ausdruck  gekommen  sind.  Das  Geld  hat  sich, 
soweit  überhaupt  eine  exakte  Feststellung  mög- 
lich ist,  gegenüber  den  von  den  übrigen  Ver- 
kehrsobjekten ausgehenden  Wirkungen  neutral 
verhalten  und  hat  damit  dem  Erfordernis  der 
„Stabilität  des  Geldwertes"  Genüge  getan. 

6.  Der  Bimetallismus. 

Die  Gegner  der  Goldwährung  haben  sich 
nicht  damit  begnügt,  an  der  bestehenden  Wäh- 
rungsverfassung Kritik  zu  üben,  ihr  die  Silber- 
entwertung mit  ihren  Folgen  sowie  die  an- 
gebliche Steigerung  des  Geldwertes  zur  Last 
zu  legen,  sondern  sie  haben  auch  ein  posi- 
tives Programm  zur  Beseitigung  aller  der  wirk- 
lichen oder  vermeintlichen  Schäden  der  be- 
stehenden Währungsverfassung  aufgestellt.  Die- 
ses Programm  ist  die  „vertragsmässige 
Doppelwährung"  oder  der  „Bimetallis- 
mus." Das  Wesen  des  Doppelwährungsver- 
trages soll  darin  bestehen,  dass  sich  die  ein- 
zelnen Staaten  verpflichten,  die  Doppelwährung 
auf  Grund  eines  und  desselben  Wertverhält- 
nisses zwischen  Silber  und  Gold  einzuführen, 
,d.  h.  Gold-  und  Silbermünzen,  die  sich  zu 
den  ihnen  beigelegten  Nennwerten  vertreten 
können,  nach  einem  und  demselben  Wertver- 
jiältnis  unbeschränkt  für  Private  auszuprägen. 
Welches  Wertverhältnis  zugrunde  gelegt  wer- 
den soll,  ist  an  und  für  sich  keine  grundsätz- 
liche Frage;  in  der  Praxis  haben  die  Bimetal- 
Jisten  stets  ein  für  das  Silber  beträchtlich  gün- 
stigeres Wertverhältnis  verlangt,  als  es  vom 
Beginn  ihrer  Agitation  an  (2.  Hälfte  der  70  er 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts)  auf  dem  Edelme- 
tallmarkte tatsächlich  bestand.  Insbesondere 
unsere  deutschen  Bimetallisten  haben  noch  zu 
einer  Zeit,  als  das  tatsächliche  Wertverhältnis 
zwischen  Silber  und  Gold  bereits  1 :  35  war, 
jdie  Annahme  des  „alten  Wertverhältnisses"  von 
1  :  151/2  für  eine  prinzipielle  Forderung  erklärt. 

Durch  den  Bimetallismus  soll  die  Silberentwertung 
jnit  allen  ihren  nachteiligen  Wirkungen  beseitigt,  soll 
das  Wertverhältnis  zwischen  den  beiden  Edelmetallen 
und  damit  die  Parität  zwischen  Qold-  und  Silbervaluten 
festgelegt  und  soll  schliesslich  durch  die  Wiederver- 
wendung des  Silbers  als  volles  Geldmetall  neben  dem 
Golde  die  angebliche  Geldwertsteigerung  behoben 
werden. 

Die  Durchführbarkeit  des  bimetallistischen  Systems 
steht  und  fällt  natürlich  mit  der  Frage,  ob  die  Fest- 
legung des  Wertverhältnisses  zwischen  Süber  und  Gold 
durch  die  vertragsmässige  Vereinbarung  einer  gesetz- 
lichen Wertrelation  bei  freier  Ausprägung  der  beiden 
Edelmetalle  möglich  ist  oder  nicht.  Die  bisherigen  Er- 
fahrungen mit  der  Doppelwährung  haben  gezeigt,  dass 


dieses  System  an  und  für  sich  die  Stabilität  des  Wert- 
verhältnisses zwischen  den  beiden  Edelmetallen  nicht 
zu  verbürgen  vermag,  dass  vielmehr  auch  in  Ländern 
mit  Doppelwährungen  stets  das  tatsächliche  Wertver- 
hältnis der  beiden  Metalle  geschwankt  hat  und  dass 
je  nach  diesen  Schwankungen  bald  das  Silber,  bald  das 
Gold  zu-  oder  abgeflossen  ist.  Wenn  gegenüber  diesen 
Erfahrungen  die  Bimetallisten  behaupten,  dass  es  einer 
vertragsmässig  für  mehrere  Länder  vereinbarten  Doppel- 
währung gelingen  werde,  das  Wertverhältnis  zwischen 
beiden  Metallen  auf  jeden  beliebigen  Punkt,  ebenso 
auf  1  :  1  wie  auf  1  :  100,  festzulegen,  so  fehlt  für 
diese  Behauptung  bisher  der  Beweis.  Dass  der  Staat 
durch  die  Wiederzulassung  des  Silbers  zur  unbeschränk- 
ten Prägung  den  Silberpreis  beträchtlich  würde  steigern 
können,  ist  niemals  bestritten  worden;  aber  zwischen 
einer  Beeinflussung  des  Preises  und  einer  absoluten 
Festlegung  ist  noch  ein  gewaltiger  Unterschied.  Der 
Staat  kann  allerdings  durch  seine  Gesetze  jeden  Gläu- 
biger dazu  zwingen,  dass  er  sich  die  Zahlung  in  Silber- 
geld zu  dem  diesem  beigelegten  Nennwerte  gefallen 
lässt,  aber  er  kann  —  wie  sich  bisher  stets  wieder 
gezeigt  hat  —  nicht  wirksam  verhindern,  dass  Gold- 
münzen mit  einem  Aufgeld,  d.  h.  zu  einem  höheren 
als  dem  ihnen  beigelegten  Nennwert  in  Zahlung  ge- 
nommen werden,  zumal  da  ein  grosses  Gebiet  der 
Verwendung  der  Edelmetalle,  nämlich  die  Verwendung 
zu  industriellen  Zwecken,  der  Einwirkung  der  Münz- 
gesetzgebung gänzlich  entzogen  ist.  In  Anbetracht 
dieser  Verhältnisse  ist  selbst  von  gemässigt  bimetalli- 
stischer  Seite  anerkannt  worden,  dass  in  diesem  funda- 
mentalen Punkte  eine  absolute  Sicherheit  nicht  gegeben 
werden  könne.  Dass  die  Möglichkeit  der  Festlegung 
des  Wertverhältnisses  um  so  geringer  wird,  je  weiter 
sich  die  angestrebte  Relation  von  der  tatsächlich  auf 
dem  Edelmetallmarkte  bestehenden  entfernt,  liegt  auf 
der  Hand. 

Aber  man  kann  von  allem  theoretischen  Für  und 
Wider  vollkommen  absehen;  man  braucht  sich  nur 
vorzustellen,  wie  sich  das  bimetallistische  System  in 
der  Praxis  ausnehmen  würde,  um  sich  über  seine  Un- 
durchführbarkejt  klar  zu  werden.  Es  wurde  bereits  in 
anderm  Zusammenhang  erwähnt,  dass  der  Verkehr,  wo 
ihm  die  Wahl  zwischen  Gold-  und  Silbergeld  gelassen 
ist,  nur  soviel  Silbergeld  aufnimmt  und  festhält,  als  er 
zur  Bewältigung  der  kleineren  Zahlungen  benötigt; 
den  Überschuss  stösst  er  an  die  grossen  Zentralbanken 
ab.  Wenn  nun  bei  einer  biinetallistischen  Geldverfas- 
sung mit  freier  Süberprägung  und  bei  der  grossen 
Silberproduktion  die  Silbermünzen  ins  ungemessene 
vermehrt  würden,  so  kann  man  nicht  im  Zweifel  da- 
rüber sein,  welchen  Weg  die  neuen  Silbermünzen 
gehen  würden.  Der  Verkehr  braucht  sie  nicht,  er 
würde  sie  den  Banken  zuschieben  und  Gold  oder 
Noten  dafür  aus  ihnen  herausholen.  Die  Banken  aber 
müssten,  da  ja  unter  der  bimetallistischen  Verfassung 
eine  volle  Gleichheit  zwischen  Gold  und  Silber  be- 
stehen soll,  jederzeit  bereit  sein,  für  ihre  Noten  auf 
Verlangen  Gold  herauszugeben.  Würden  sie  Gold 
verweigern  oder  würden  sie  —  wie  es  die  Bank  von 
Frankreich  unter  dem  bimetallistischen  System  aus  Not- 
wehr getan  hat  und  zeitweise  heute  noch  tut  —  zum 
Schutze  ihres  Goldbestandes  das  Gold  nur  unter  Be- 
rechnung einer  Prämie  herausgeben,  so  wäre  damit 
das  bimetallistische  System  in  seiner  Wurzel  zerstört. 
Wenn  die  Zentralbank,  die  höchste  Instanz  des  Geld- 
verkehrs, einen  Unterschied  zwischen  Gold-  und  Silber- 
münzen macht,  indem  sie  die  Goldmünzen  höher  be- 
rechnet,   als    ihrem    Nennwerte    entspricht,    wie    soll 
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da  im  gewöhnlichen  Verkehr  der  Gleichwert  zwischen 
Gold-  und  Silbermünzen  und  das  Wertverhältnis  zwi- 
schen Gold-  und  Silberbarren  aufrecht  erhalten  werden 
können?  Bei  der  gegenwärtigen  Silberproduktion  und 
in  Anbetracht  der  von  jeder  Steigerung  des  Silberpreises 
zu  erwartenden  Zunahme  der  Silbergewinnung  würde 
es  aber  nur  wenige  Jahre  dauern,  bis  die  Goldreserve 
der  sämtlichen  grossen  Zentralbanken  ausgepumpt  und 
durch  Silber  ersetzt  wäre. 

Erschwerend  kommt  hinzu,  dass  —  wie  die  Bime- 
tallisten  selbst  zugeben  —  eine  isolierte  Doppelwäh- 
rung aussichtslos  ist  und  dass  die  vertragsmässige  Ein- 
führung der  Doppelwährung  in  den  wichtigsten  Staaten 
eine  notwendige  Voraussetzung  ist.  Ein  solcher  Doppel- 
währungsvertrag hätte  aber  die  grössten  Bedenken. 
Freilich  hat  man  von  bimetallistischer  Seite  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  modernen  Staaten  sich  nicht  scheuen, 
auf  einer  Reihe  von  Gebieten  von  grosser  volkswirt- 
schaftlicher Bedeutung  die  freie  Selbstbestimmung  durch 
internationale  Verträge  zu  beschränken,  z.  B.  durch 
Verträge  auf  dem  Gebiete  des  Postwesens,  durch  Han- 
delsverträge, Eisenbahnverträge  usw.;  man  hat  daraus 
die  Folgerung  gezogen,  dass  auch  gegen  einen  Wäh- 
rungsvertrag prinzipielle  Bedenken  nicht  geltend  ge- 
macht werden  könnten.  Dabei  wird  jedoch  eine  Be- 
sonderheit der  das  Geld  betreffenden  Verträge  über- 
sehen. Wenn  ein  Staat  einen  Postvertrag  oder  einen 
Handelsvertrag  abschliesst  und  das  Vertragsverhältnis 
wird  nach  einiger  Zeit  wieder  gelöst,  so  ergibt  sich 
daraus  keine  dauernde  Belastung  des  Staatswesens. 
Em  Doppelwährungsvertrag  dagegen  würde  einen  jeden 
der  beteiligten  Staaten  verpflichten,  jedes  beliebige 
Quantum  Silber,  das  zu  seinen  Münzstätten  gebracht 
wird,  auszuprägen  und  damit  zu  gesetzlichem  Zahlungs- 
mittel zu  machen.  Wenn  nun  ein  solcher  Vertrag  in 
die  Brüche  ginge,  sei  es,  weil  er  von  dem  einen  oder 
andern  Teil  nicht  loyal  ausgeführt  wird,  sei  es,  weil 
das  bimetallistische  System  sich  aus  inneren  Gründen 
als  undurchführbar  erweist,  —  so  wäre  die  Lage  aller 
beteiligten  Staaten,  die  mit  einer  gesicherten  Gold- 
währung in  den  Vertrag  eingetreten  sind,  eine  wesent- 
lich ungünstigere  als  vor  dem  Vertrage.  Die  während 
der  Vertragsdauer  ausgeprägten  Silbermünzen  würden 
eine  fortdauernde  Bedrohung  des  Geldwesens  bilden, 
und  die  Rückkehr  zu  gesicherten  Währungsverhältnissen, 
wie  sie  vor  dem  Vertrage  bestanden,  würde  nur  unter 
enormen  Opfern  möglich  sein.  Auch  an  und  für  sich 
doppelwährungsfreundliche  Minister  haben  bisher  stets 
die  Übernahme  einer  solchen  Verantwortlichkeit  abge- 
wiesen. 

Angesichts  der  Aussichtslosigkeit  der  bime- 
tallistischen  Bestrebungen  kann  von  einer  ein- 
gehenden Darstellung  der  etwaigen  Wirkungen 
eines  bimetallistischen  Systems  abgesehen  wer- 
den. Wenn  die  Bimetallisten  von  ihrem  Sy- 
stem früher  die  Beseitigung  der  Valutaschwan- 
kungen erwarteten,  so  hat  die  Entwicklung 
während  des  letzten  Jahrzehntes  die  internatio- 
nale Währungsverfassung  dem  Ziele  möglichst 
stabiler  Beziehungen  zwischen  dem  Oelde  der 
einzelnen  Länder  auf  dem  Boden  der  Gold- 
valuta so  erheblich  näher  gebracht,  dass  auf 
diesem  Felde  für  ein  bimetallistisches  System 
kaum  mehr  etwas  übrig  bleibt.     Wenn  ferner 


die  Bimetallisten  die  Beseitigung  der  angeb- 
I  liehen  Geldwertsteigerung  in  Aussicht  stellten, 
so  hat  die  erhebliche  Steigerung  der  Gold- 
produktion während  des  letzten  Jahrzehntes 
—  abgesehen  von  allem  theoretischen  Pro  und 
Contra  —  die  Befürchtungen  einer  Geldwert- 
steigerung praktisch  widerlegt.  Allerdings  würde 
der  Bimetallismus,  namentlich  der  auf  dem 
Wertverhältnis  von  1  :  15^/2  zu  begründende, 
eine  gewaltige  Revolution  auf  dem  Gebiet  des 
Geldwertes  herbeiführen  müssen,  und  nach 
dieser  Richtung  liegen  die  grössten  Gefahren 
des  bimetallistischen  Systems.  Die  jährliche 
Silberproduktion  beträgt  heute  bei  einem  Silber- 
preis von  etwa  80  M  pro  kg  5,2  Millionen 
kg;  das  sind  zu  dem  alten  Wertverhältnis 
(1  :  15^/2)  nahezu  1  Milliarde  M.  Dass  die 
Hebung  des  Silberpreises  um  mehr  als  100  ^Jq 
(von  80  auf  180  M  pro  kg)  die  Silberproduk- 
tion ins  ungemessene  steigern  würde,  kann 
nach  dem  Urteil  der  Fachleute  kaum  einem 
Zweifel  unterliegen.  Eine  massige  Veranschla- 
gung ergibt,  dass  infolge  des  bimetallistischen 
Systems  der  Metallgeldbestand  der  Welt  im 
Laufe  von  12  bis  15  Jahren  verdoppelt  wer- 
I  den  würde.  Dass  sich  daraus  eine  starke 
I  Geldentwertung  mit  allen  ihren  schlimmen 
Folgen,  wie  sie  oben  geschildert  worden  sind, 
ergeben  müsste,  liegt  auf  der  Hand.  Es 
sei  hier  das  Urteil  eines  vorsichtig  und  kühl 
urteilenden  Gelehrten  wiedergegeben,  der  in 
der  Zeit  des  Rückganges  der  Goldproduktion 
selbst  lange  genug  die  Sache  des  Bimetallis- 
mus vertreten  hat,  sich  aber  durch  die  Steige- 
rung der  Goldproduktion  und  die  Gestaltung 
der  internationalen  Währungsverhältnisse  zu 
einer  Änderung  seiner  Stellungnahme  veran- 
lasst gesehen  hat:  Professor  W.  Lexis  hat  vor 
etwa  8  Jahren,  als  die  Silber-  und  Goldpro- 
duktion zusammengenommen  noch  um  etwa 
600 — 700  Millionen  M  hinter  ihrem  jetzigen 
Umfange  zurückstand,  sich  folgen dermassen 
geäussert: 

„Niemals  wäre  ein  tollkühnerer  Sprung  ins 
dunkle  gemacht  worden,  als  die  Einführung 
des  Bimetallismus  mit  dem  alten  Wertverhält- 
nisse sein  würde.  Niemand  kann  die  Wirren 
und  Katastrophen  ahnen,  die  eine  von  Schwin- 
del und  Krisen  abwechselnd  begleitete  Preis- 
revolution erzeugen  müsste,  wie  sie  durch  die 
gewaltige  Vermehrung  des  Metallgeldes  un- 
zweifelhaft entstehen  müsste." 

Karl  Helfferich. 


28 


434 


Geld. 


V.  Papiergeld. 


1.  Allgemeinster  populärer  Begriff. 

Mit  dem  Namen  „Papiergeld"  pflegen  im 
gewöhnlichen  Leben,  auch  im  Geschäftsver- 
kehr, nach  dem  populären  Sprachgebrauch 
unterschiedslos  alle  aus  Papier  hergestellten, 
auf  einen  Geldbetrag  (Währungsgeldes)  lauten- 
den Ersatzmittel  bezeichnet  zu  werden,  deren 
man  sich  im  Verkehr  statt  des  Metallgeldes, 
der  Münze,  zu  Zahlungen  bedient.  Bei  ge- 
nauerer Betrachtung  ergibt  sich  aber,  dass 
auch  der  gemeine  Sprachgebrauch  dabei  doch 
stillschweigend  von  bestimmten  Voraussetzungen 
ausgeht,  wenn  er  etwas  als  „Papiergeld"  be- 
zeichnet, etwas  vielleicht  sehr  Ähnliches  nicht. 
Die  eine  dieser  Voraussetzungen  ist,  dass  man 
sich  eines  solchen  Ersatzmittels  der  Münze  im 
Verkehr  in  derselben  Weise  wie  der  Münze 
selbst  bedient,  nämlich  mittelst  einfacher  Hin- 
gabe und  Empfangnahme  ohne  weitere  Förm- 
lichkeiten, wobei  der  Besitzer  oder  Inhaber, 
wie  derjenige  der  Münze,  zu  einer  solchen 
Benutzung  in  seiner  Eigenschaft  als  Besitzer 
für  legitimiert  gilt.  Bei  dieser  Benutzung  des 
Papiergeldes  zu  Zahlungen  erfolgt  daher  auch 
keine  Übernahme  von  zivilrechtlichen  Haft- 
verbindlichkeiten für  die  Güte  des  Zahlungs- 
mittels. Die  Prüfung  des  Empfängers  erstreckt 
sich  also,  wie  bei  Münze,  auch  nur  auf  die 
„Echthejt"des  Papiergeldes  und  die  Verbind- 
lichkeit d*essen,  der  damit  Zahlung  leisten  will, 
leistet  und  geleistet  hat,  nur  auf  diese  Echt- 
heit. Die  zweite  Voraussetzung  des  Sprach- 
gebrauchs ist,  dass  nur  dasjenige  Zahlungs- 
mittel „Papiergeld"  genannt  wird,  welches  be- 
stimmungsmässig  für  den  allgemeinen 
Verkehr  geschaffen  (ausgegeben)  wird,  und  da- 
rin umläuft,  um  hier  eben  die  Zahlung  in 
Münze  zu  ersetzen.  Damit  scheiden  einzelne, 
tatsächlich  mitunter  selbst  wichtige  Zahlungs- 
mittel im  Verkehr  aus  dem  Begriff  „Papier- 
geld" aus,  bei  welchen  sonst  die  erwähnte 
erste  Voraussetzung  etwa  ebenfalls  zutrifft. 

Alles  Papiergeld  in  diesem  allgemeinsten 
Sinne  berechtigt  freilich  den  Besitzer,  es  ohne 
weiteres  zu  Zahlungen  zu  benutzen,  nur  soweit  er 
und  unter  den  Bedingungen,  unter  welchen 
er  dafür  Annehmer  findet,  also  was  z.  B.  die 
Zahlkraft  (Kaufkraft)  in  bezug  auf  Waren  und 
Dienstleistungen  nach  der  Stellung  der  Preise 
anlangt.  Das  verhält  sich  aber  bei  der  Münze 
ebenso. 


Dieses  Papiergeld  ist  eine  schriftliche  (ge- 
druckte) auf  Papier  stehende  Urkunde  über 
einen  Geldbetrag,  Diese  Urkunde  hat  entwe- 
der ein  dazu  ausdrücklich  nach  spezieller  Be- 
stimmung der  Rechtsordnung  Ermächtigter,  wie 
namentlich  der  Staat,  ein  sonstiger  öffentlicher 
Körper,  öfters  auch  ein  Privater,  ein  Geschäfts- 
haus, eine  Geseilschaft,  ein  Verein  ausgestellt, 
oder  auch  ein  ohne  solche  spezielle  rechtliche 
(gesetzliche)  Ermächtigung  ein  im  Verkehr  als 
dazu  berechtigt  und  als  hinlänglich  vertrauens- 
würdig Geltender,  z.  B.  mitunter  selbst  ein 
kleiner  Geschäftsmann,  ein  Krämer.  Alles  sol- 
ches Papiergeld  ist  daher  eigentlich  eine  Schuld- 
urkunde  des  Ausstellers  (Ausgebers,  Emit- 
tenten). Dies  auch  in  dem  Falle,  dass  dieser 
sich  nicht  ausdrücklich  verpflichtet  hat  (wie 
bei  dem  unten  besonders  betrachteten,  als 
„Papierwährung"  zu  charakterisierenden  Pa- 
piergelde), noch  rechtlich  als  verpflichtet  gilt, 
vielleicht  von  der  Rechtsordnung  (Gesetz)  der 
sonst  vorhandenen  Verpflichtung  enthoben 
ist,  das  Papiergeld  dem  Besitzer  (Inhaber)  ge- 
gen Metallgeld  (Währung),  auf  das  es  lautet, 
einzulösen,  sei  es  sofort  bei  der  Überreichung 
(Präsentation)  für  diesen  Zweck,  sei  es  über- 
haupt irgend  einmal. 

Zum  Papiergeld  in  diesem  allgemeinsten 
populären  Sinne  gehört  daher  das  im  Abschnitt  2 
weiter  unterschiedene  Staats-,  Kommunal-,  Pri- 
vatpapiergeld, Banknoten  öffentlicher,  privater, 
Gesellschafts-,  Vereinsbanken,  einlösbares  und 
uneinlösbares  Papiergeld  (Papierwährung),  mit 
und  ohne  Zwangskurs  oder  Legalkurs  verse- 
henes, auch  auf  ganz  kleine  Beträge  Geld  aus- 
gestellte Scheine,  sog.  Münzscheine  des  Staats, 
einer  öffentlichen  Münzanstalt,  wie  sie  in  po- 
litischen und  Geldwirren,  wo  selbst  die  Scheide- 
münze aus  dem  inländischen  Verkehr  verschwin- 
det (Österreich,  Italien  noch  Mitte  des  19. Jahr- 
hunderts mehrfach)  ausgegeben  werden;  selbst 
ähnliche  von  Geschäftsleuten,  Krämern  ausge- 
stellte Scheine,  welche  die  Aussteller  in  Zah- 
lung von  Waren  wieder  annehmen  (Italien), 
können  allenfalls  noch  zum  „Papiergeld"  ge- 
rechnet werden,  wenn  sie  im  allgemeinen  Ver- 
kehr umlaufen. 

Dagegen  fallen  auch  nach  dem  wenigst 
strengen  gemeinen  Sprachgebrauch  verschiedene 
andere  Zahlungsmittel,  obwohl  sie  auch  als 
Ersatz  von  Münze,  vielleicht  selbst  im  grossen 
Umfang,    im  Verkehr   zu  Zahlungen    benutzt 
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werden,  nicht  unter  den  Begriff  „Papiergeld", 
weil  beide  oder  doch  eine  der  beiden  oben 
hervorgehobenen  Voraussetzungen  fehlen.  So, 
wenngleich  sie  auch  schriftliche  Schuldurkun- 
den auf  Papier  über  Geldbeträge  darstellen 
und  mitunter  selbst  bestimmungsmässig,  noch 
öfters  jedenfalls  tatsächlich  zu  Zahlungsleistun- 
gen im  Verkehr  dienen,  girierte  Anweisungen, 
Wechsel,  Checks,  selbst  wenn  sie  auf  den  In- 
haber, auf  runde  Beträge  Geld,  auf  Zahlbar- 
keit in  Geld  bei  Sicht,  lauten  und  hierin  allem 
oder  wichtigen  Teilen  des  Papiergeldes  (so  als 
Inhaber-  und  als  Sichtpapiere  den  Banknoten, 
dem  einlösbaren  Staatspapiergelde)  gleichen. 
Denn  bei  diesen  Papieren  ist  die  Benutzung 
zur  Zahlungsleistung  (vom  Inhaberpapier  ab- 
gesehen) an  Förmlichkeiten  (Girierung  usw.. 
Schriftlichkeit)  gebunden  und  verbleiben  regel- 
mässig, auch  beim  Inhaberpapier,  zivilrecht- 
liche Haftverbindlichkeiten  des  Zahlungsleisten- 
den gegenüber  dem  Zahlungsempfänger  hin- 
sichtlich der  Güte  des  Papiers  (nicht  nur  sei- 
ner Echtheit)  und  der  ausdrücklichen  oder 
stillschweigend  angenommenen  Voraussetzun- 
gen betreffs  Zeit,  Ort,  Pünktlichkeit,  Vollstän- 
digkeit der  Einlösung  des  Wechsels,  Checks  usw. 
In  anderen  Fällen  kann  man  schwanken, 
ob  man  sie  zum  „Papiergeld"  rechnen  soll 
und  darf,  so  bei  auf  den  Inhaber  lautenden 
Zinscoupons  öffentlicher  Wertpapiere,  welche 
kurz  vor  und  nach  der  Fälligkeit  zu  Zahlungs- 
leistungen im  Verkehr  an  Geldesstatt  benutzt 
werden,  bei  Brief-  und  Stempelmarken,  von 
denen  ähnliches  im  grösseren  Umfange  gilt, 
bei  Marken  und  dergl.  von  Privaten,  z. 
B.  bei  Krämer-,  Wirts-,  Biermarken,  Abonne- 
mentsmarken, wo  zum  Teil  sogar  die  Erleich- 
terung der  Zahlungsleistungen  statt  mittelst 
Münze  ein  Zweck  der  Ausgabe  mit  ist.  Es 
fallen  zwar,  wie  bei  der  Münze  und  den  oben 
als  „Papiergeld  im  allgemeinen  populären 
Sinne"  bezeichneten  Kategorien  von  Zahlungs- 
mitteln, ebenfalls  die  Förmlichkeiten  bei  der 
Verwendung  als  Zahlungsmittel  und  selbst  die 
zivilrechtlichen  Haftverbindlichkeiten  des  Zah- 
lungsleistenden eventuell  fort.  Aber  der  Sprach- 
gebrauch reiht  sie  doch  in  seinem  folgerich- 
tigen Vorgehen  regelmässig  nicht  mit  unter 
den  Begriff  „Papiergeld",  auch  wenn  er  diesen 
noch  so  weit  fasst.  Denn  die  oben  hervorge- 
hobene zweite  Voraussetzung  für  die  Bezeich- 
nung eines  Zahlungsmittels  als  „Papiergeld", 
die  bestimmungsmässige  —  daher  auch 
meist  bleibende,  wenigstens  länger  dauernde 
—  Funktion  als  Zahlungsmittel  an  Geldesstatt 


im  Verkehr,  fehlt  hier  doch,  selbst  in  den  ge- 
nannten Beispielen  wie  bei  Wirtshausmarken. 
Und  wenn  man  allenfalls  hier  die  Hauptmerk- 
male „des  Papiergeldes  im  allgemeinsten  Sinne" 
für  vorhanden  annehmen  könnte,  wird  doch 
eine  Differenz  noch  bleiben:  Papiergeld  ist, 
wie  Landesmünzen  heute  wenigstens,  für  den 
„allgemeinen"  Verkehr,  regelmässig  eines 
grösseren  räumlichen  Gebiets  und  im  ge- 
samten Publikum  wie  bestimmt,  so  auch 
geeignet;  in  jenen  Spezialfällen  beschränkt  sich 
dagegen  die  Benutzung  von  Marken  usw.  der 
Natur  der  Sache  nach  auf  einen  engen  örtlichen 
Kreis  und,  wenigstens  in  der  Regel,  auch  auf 
ein  spezielles  Kundenpublikum.  Man  wird  daher 
auch  solche  Fälle  mit  Recht  doch  besser  aus 
dem  allgemeinen  Begriff  des  Papiergeldes  aus- 
scheiden. 

2.  Einzelne  Arten  Papiergeldes. 

Wirtschafts-  und  rechtswissenschaftlich  und 
deshalb  doch  auch  in  der  Verkehrspraxis,  müssen 
indessen  unter  dem  Papiergeld  in  dem  soeben 
besprochenen  allgemeinsten  Sinne  des  gemei- 
nen Lebens  verschiedene  Arten  genauer 
unterschieden  werden.  Das  ist  auch  in  der 
Literatur,  selbst  der  älteren  und  zum  Teil  so- 
gar noch  der  neueren  nationalökonömischen 
Fachliteratur,  nicht  immer  oder  doch  nicht 
richtig  und  ausreichend  geschehen.  Die  wirt- 
schaftliche Funktion  im  Verkehr,  die  Ursachen, 
welche  zur  Ausgabe  von  Papiergeld  geschicht- 
lich geführt  haben  und  noch  führen,  die 
wirtschaftlichen  Wirkungen  des  Papiergeldes 
auf  Geld-  und  Münz-,  Kredit-  und  Bankwesen, 
auf  Verkehr,  Produktion,  in-  und  ausländi- 
schen Handel,  Einkommenverteilung  und  Än- 
derung darin  im  Volke,  auf  Preisgestaltung  in 
der  Volkswirtschaft,  die  Beziehungen  zu  den 
öffentlichen  Finanzen  sind  aber  bei  den  ein- 
zelnen Arten  des  „Papiergeldes  im  allgemeinen" 
sehr  verschieden,  selbst  grundverschieden.  Die 
wirtschaftliche  Verschiedenheit  hängt  dabei  mit 
der  rechtlichen  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Arten  eng  zusammen,  wird  zum  Teil  selbst 
ganz  dadurch  bestimmt.  Die  rechtlichen  Un- 
terschiede der  Papiergeldarten  bilden  daher 
auch  die  Grundlage  einer  theoretisch  richti- 
gen und  praktisch  wichtigen  wirtschafts- 
wissenschaftlichen Klassifikation  der  Papier- 
geldarten. Auch  die  wirtschafts-  und  finanz- 
geschichtlichen konkreten  Vorgänge  in  ver- 
schiedenen Ländern  und  Zeiträumen,  damit  zu- 
sammenhängend selbst  vielfach  die  grossen 
politischen    Vorgänge    im   Leben    der  Völker 
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und  Staaten,  können  nur  mit  Hilfe  einer  zu- 
gleich rechts-  und  wirtschaftswissenschaftlichen 
Klassifikation  des  Papiergeldes  richtig  dar- 
gestellt und  verstanden  werden.  Gleiches  gilt 
von  den  Fragen  der  Reformpolitik  nach  grossen, 
regelmässig  aus  politischen  Schwierigkeiten  und 
Nöten,  Kriegen,  Revolutionen,  hervorgegange- 
nen „Papiergeldwirren"  und  Zerrüttungen  des 
Geld-,  Kredit-,  Bank-,  Finanzwesens.  Ursachen, 
Verlauf,  Wirkungen,  Heilverfahren  solcher 
Wirren  sind  je  nach  den  in  Betracht  kommen- 
den Arten  des  Papiergeldes  wieder  ganz  ver- 
schieden. 

Auf  alle  kleineren  und  feineren  Unterschei- 
dungen einer  ganz  speziellen  Klassifikation  der 
Arten  des  Papiergeldes  kann  hier  bei  dem  be- 
schränkten Raum,  braucht  aber  auch  für  unsere 
Zwecke  in  diesem  Werke  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Ein  genaueres  Schema  gab  der 
Verfasser  in  seiner  Abhandlung  im  Schön- 
bergschen  Handbuch  der  politischen  Ökonomie 
(4.  Aufl.,  Bd.  3,  Abt.  1  S.  834 ff).  Hier  kann 
folgende  Klassifikation  genügen. 

a)  Nach  der  Persönlichkeit  des  Ausstellers, 
daher  Schuldners,  lässt  sich  unterscheiden: 

«)  Von  öffentlichen  Körpern,  insbeson- 
dere vom  Staate  ausgegebenes  „Staatspapier- 
geld", das,  abgesehen  von  Banknoten,  geschicht- 
lich häufigste  und  verbreitetste  Papiergeld,  teils 
„uneigentliches"  (einlösbares),  teils  und  nament- 
lich „eigentliches",  sog.  Papierwährung  (s.  u. 
unter  b,  ß).  Auch  Kommunalpapiergeld  ist 
vorgekommen,  z.  B.  in  Deutschland  im  ehemali- 
gen Königreich  Hannover  stadt-hannoversches. 

ß)  Von  Privaten,  bezw.  meistens  von  Pri- 
vatgesellschaften (Erwerbs-,  besonders  Ak- 
tiengesellschaften) ausgegebenes  Papiergeld.  Der 
weitaus  wichtigste  Fall  eines  solchen  ist  das 
„Bankpapiergeld",  die  Banknote,  welche 
von  Banken  ausgegeben  wird.  Diese  Banken 
können  sein  und  waren  und  sind  meistens 
sog.  Noten-  oder  Zettelbanken,  welche  in  der 
Banknotenausgabe,  wenn  nicht  ihr  einziges,  so 
ihr  wichtigstes  Passivgeschäft  haben.  Doch 
kam  und  kommt  auch  Banknotenausgabe 
seitens  anderer  Banken  vor,  welche  andere 
Passivgeschäfte  zugleich  und  mitunter  zuvör- 
derst betreiben  (z.  B.  die  Bayerische  Hypothekerk- 
und  Wechselbank  bis  zum  Reichsbankgesetz 
von  1875). 

Banknoten  ausgebende  Banken,  eigentliche 
Notenbanken  und  sonstige,  können  auch  wirk- 
liche öffentliche  Institute  des  Staats,  der  Kom- 
munalverbände, der  Gemeinden  sein,  auch  wenn 


sie  vermögensrechtlich  und  administrativ  vom 
betreffenden  Fiskus  getrennt  sind.  Beispiele  aus 
Deutschland  waren  die  alte  Preussische  Bank  bis 
1836,  bezw.  1846,  die  Breslauer  Stadtbank  bis 
zum  Fortfall  ihresRechts  zur  Notenausgabe  (1891 
— 94),  ebenso  die  Kommunalständische  Bank  in 
Görlitz  (1 875).  Aus  der  Gegenwart  sind  die  Rus- 
sische Reichsbank,  die  Schwedische  Reichsbank 
zu  nennen.  Überwiegend  waren  und  sind  aberdic 
Banknoten  ausgebenden  Banken  Privat  Insti- 
tute, meist  inAktiengesellschafts- oder  einer 
dieser  verwandten  Rechtsform  (englische /ö/«/*- 
S/öfÄ- Banken),  die  Banknoten  insofern  Privat- 
Papiergeld.  Auch  die  vorkommende  Verwal- 
tung solcher  Institute  durch  den  Staat  selbst, 
bezw.  durch  Staatsbehörden  und -Beamte,  wie  sie 
seit  der  Bankreform  von  1846  bei  der  Preussi- 
schen  Bank,  gegenwärtig  bei  der  Deutschen 
Reichsbank  besteht,  ändert  den  Charakter  der 
Banknoten  einer  solchen  Bank  als  Privatpapier- 
geld nicht,  wenn  nicht  etwa  besondere  Bestim- 
mungen, wie  Staatsgarantie  für  die  Noten,  aus- 
drücklich erlassen  sind. 

Inwieweit  Banknoten  im  wahren  Sinne  dies 
sind  und  damit  zur  Kategorie  des  „uneigent- 
lichen" Papiergeldes  gehören  und  wann  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  sie  den  Cha- 
rakter des  „eigentlichen"  Papiergeldes,  der  Pa- 
pierwährung, annehmen,  wird  im  folgenden 
mit  dargelegt  werden. 

Mitunter  ist  auch  anderes  Privatpapiergeld  als  Bank- 
noten vorgekommen,  z.  B.  in  Deutschland  das  der 
Leipzig- Dresdener  Eisenbahngesellschaft. 

Die  Rechtsgrundlage  für  die  Ausgabe  von 
öffentlichem  und  von  Privatpapiergeld  ist  regel- 
mässig ein  Akt  der  Gesetzgebung  oder  der 
zum  Erlass  von  bezüglichen  Verordnungen  im 
Verwaltungswege  kompetenter  Staatsorgane  (Be- 
hörden). Auch  für  die  Ausgabe  von  Bank- 
noten hat  dies  in  der  Geschichte  der  meisten 
Staaten  gewöhnlich  gegolten,  und  ist  es  sogar 
immer  mehr  in  der  neueren  Zeit  in  den  mo- 
dernen Kulturstaaten  leitender  Rechtsgrundsatz 
geworden.  Doch  kamen  und  kommen  hie 
und  da  noch  Ausnahmen  vor,  indem  ein  Pri- 
vater, ein  Geschäftsmann,  eine  Gesellschaft, 
wenn  auch  etwa  unter  gewissen  Kautelen  und 
Spezialvorschriften,  doch  schon  auf  Grund  der 
Normen  des  gemeinen  Rechts  oder  des  Han- 
dels-, des  Gesellschaftsrechtes  Banknoten  aus- 
geben darf  und  ausgibt  (ältere  englische,  schot- 
tische, nordamerikanische  Verhältnisse). 

Eine  zweite,  im  ganzen  die  theoretisch  und 
praktisch,  volkswirtschaftlich  und  rechtlich  wich- 
tigste Unterscheidung  des  „Papiergeldes  im  all- 
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gemeinen"  ist  die  im  vorausgehenden  schon 
mit  berührte: 

b)  nach  der  rechtlichen  Qualität  des 
Papiergeldes  in  bezug  auf  Zahlungen  unter 
Privaten  und  zugleich  nach  den  rechtlichen 
Verpflichtungen  des  Ausstellers  oder  Schuld- 
ners in  bezug  auf  die  Einlösbarkeit  des  betref- 
fenden Papiei:geldes  in  Metallgeld,  Münze,  bezvv. 
in  eigentlichem  (Währungs-)  Gelde.  Von  der 
Verschiedenheit  hinsichtlich  dieser  Punkte  hängt 
auch  die  wirtschaftliche  Funktion  des  Pa- 
piergeldes, sein  Verhältnis  zum  eigentlichen 
Gelde  (Währung),  seine  Stellung  im  Verkehre, 
sein  Einfluss  auf  Volkswirtschaft,  Produktion, 
Einkommenbildung,  auf  Handel,  besonders  auf 
auswärtigen  Handel,  speziell  auf  alle  Verhält- 
nisse des  Geld-,  Kredit-  und  Bankwesens  ab. 
Am  wichtigsten  fürdas  Verständnis  ist  von  allen 
diesen  Momenten  die  Beziehung  des  Papier- 
geldes zum  eigentlichen  Gelde,  dem  Metall- 
geld. Die  Auffassungen  hierüber  weichen  aller- 
dings hier  je  nach  denjenigen  von  Begriff, 
Wesen,  Funktionen  des  Geldes  selbst  etwas  ab. 
Unter  Verweisung  auf  den  Artikel  „Geld"  in 
diesem  Werke  für  etwaige  Abweichungen, 
kann  der  Verfasser  hier  nur  seine  eigene  Auf- 
fassung von  Geld  zum  Ausgangspunkt  für  das 
Folgende  nehmen,  ohne  diese  aber  hier  näher 
zu  begründen.  Die  oft  erörterte  Frage,  ob  und 
inwiefern  Papiergeld  überhaupt,  dessen  einzelne 
Arten,  auch  Banknoten,  „Geld"  seien,  ist  selbst 
-wieder  verschieden  zu  beantworten  je  nach 
der  Fassung  des  Geldbegriffes.  Auch  die  wei- 
tere Frage,  wie,  in  welchem  Sinne,  Papiergeld 
und  seine  Arten  Ersatzmittel  von  Geld  sind, 
„Geldsurrogate",  eine  theoretisch  und  prak- 
tisch wichtige  Frage,  lässt  sich  nur  in  Anknüp- 
fung an  Begriff  und  Funktionen  des  Geldes 
selbst  richtig  und  einfach  beantworten.  Die 
hier  unter  b)  zu  erörternde  Unterscheidung 
von  zwei  Hauptarten  des  Papiergeldes  knüpft 
ebenfalls  am  besten  an  Begriff  und  Funktionen 
des  Geldes  an. 

Beim  Gelde  lassen  sich  nun  zwei  volks- 
wirtschaftliche und  eine  rechtliche  Funktion 
unterscheiden.  Zwei,  aber  auch  nur  zwei  der 
ersteren,  denn  das  genügt,  da  alle  weiteren, 
öfters  noch  aufgeführten  sich  auf  eine  der  bei- 
den zurückführen  lassen.  Es  sind  die  Funk- 
tion des  Wert-  oder  Preismasses,  wonach 
„Geld"  dazu  dient,  in  Einheiten  von  ihm  die 
Werte  oder  Preise  aller  Sachgüter,  Waren, 
Dienstleistungen  zu  messen,  und  die  Funktion 
des  körperlich  gebrauchten  Tausch-  oder  Um- 
lauf- oder  Zahlmittels,  wonach  „Geld"  da- 


zu dient,  als  Austauschgegenstand  und  Wert- 
äquivalent im  Verkehr  gegen  Sachgüter,  Waren, 
Dienstleistungen  gegeben  und  genommen  zu 
werden.  Die  Benutzung  von  „Geld"  zu  diesen 
beiden  Diensten  beruht  in  der  Volkswirtschaft, 
im  Verkehr  auf  Gewohnheit,  Herkommen,  Sitte 
und  hat  ihren  tieferen  Grund  in  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  und  der  ihm  zugrunde  liegenden 
Arbeitsteilung  in  einem  Wirtschaftsgebiete.  Im 
rein  volkswirtschaftlichen  Sinn  ist  dann 
„Geld"  dasjenige  Sachgut,  welches  im  Verkehr 
in  dieser  Doppelfunktion  des  Wertmasses  und 
Tauschmittels  regelmässig  gebraucht  wird.  Als 
solches  Sachgut  hat  sich  bekanntlich  immer 
allgemeiner  Edelmetall,  in  bestimmter  Form 
der  Münze,  überall  eingebürgert. 

In  weiterer  Entwicklung  der  Dinge  wird 
aber  regelmässig  das  Geld  auch  Gegenstand 
rechtlicher  Normierung.  Die  Rechtsord- 
nung bestimmt,  gewöhnlich  im  Anschluss  an 
die  im  Verkehr  gewohnheitsmässig  eingetretene 
Sachlage,  den  Stoff,  der  als  Geld  dienen 
soll,  die  Form  dieses  Stoffes  (Münze)  und 
legt  bestimmten  Geldstücken  die  Eigenschaft  des 
rechtlichen  (gesetzlichen)  Zahlungsmit- 
tels, die  sog.  Währungseigenschaft  bei. 
Dies  hat  zur  Folge,  dass  dieses  Geld  nun- 
mehr in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  Wert- 
(Vermögens-)  Berechnungen  und  Übertragungen 
an  sich  (in  abstracto,  nicht  in  konkreten  Ge- 
brauchsgütern) handelt,  benutzt  wird,  werden 
muss,  auch  zwangsweise,  ohne  spezielle  Ein- 
willigung des  zum  Zahlungsempfang  Berech- 
tigten, von  diesem  angenommen  werden  muss, 
so  bei  Entschädigungen,  Bussen,  Strafen,  Geld- 
abgaben (Steuern);  ferner  dass  dieses  Geld 
mit  der  Währungseigenschaft  Objekt  der  reinen 
Geldverträge  wird;  dass  es  die  Grundlage  des 
Geld-  und  Münzwesens  bildet,  insbesondere 
auch  ausschliesslich  alsWertmass  und  wenig- 
stens im  grossen  Umfang,  wenn  auch  nicht 
notwendig  ausschliesslich  als  Tausch  oder  Um- 
laufmittel fungiert.  Geld  im  rechtlichen 
Sinne  und  in  den  Verhältnissen  der  höher  ent- 
wickelten Volkswirtschaft  ist  dann  das  mit  der 
Währungseigenschaft  versehene  allein, 
das  „eigentliche"  Geld,  regelmässig  auch 
Landesgeld,  für  ein  Gebiet  mit  einheitlicher 
Rechtsordnung  des  Geldwesens.  Daher  ist  das 
Geld  eines  andern  Landes,  wenn  es  nicht  aus- 
drücklich durch  Staatsverträge  oder  durch  einen 
autonomen  Akt  der  heimischen  Gesetzgebung 
als  gesetzliches  Zahlmittel  im  Inland  anerkannt 
ist,  auch  nicht  in  diesem  vollen  Sinne  ,  Geld"  im 
Inlande.  Unter  dem  heimischen  oder  Landesgeld 
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ist  aber  auch  wieder  nur  dasjenige  im  vollen 
rechtlichen  Sinne  Geld  („absolutes"  Geld), 
welches  in  unbegrenztem  Wertbetrage  in 
Zahlung,  als  „Lösemittel"  von  auf  Landesgeld 
lautenden  Verbindlichkeiten  (Schulden)  ange- 
nommen werden  muss;  daher  meist  allein 
die  sogen,  vollwichtige  Münze  und  die  ihr  in 
dieser  Hinsicht  von  der  Rechtsordnung  gleich- 
gestellte Münze,  so  jetzt  z.  B.  im  Deutschen 
Reiche  die  deutschen  Goldmünzen  von  10 
und  20  M  und  einstweilen  noch  der  Rest  von 
Silbertalern  deutschen  Gepräges.  Die  sogen. 
Scheidemünze  —  bei  der  Goldwährung 
daher  gewöhnlich  alle,  auch  die  grossen  Silber- 
münzen — ,  hat  dagegen  nur  begrenzte 
Zahlkraft,  bis  zu  einem  bestimmten  Wertbe- 
trage, z.  B.  jetzt  in  Deutschland  Reichsilber- 
münzen bis  zu  20,  Nickel-  und  Kupfermünzen 
bis  zu  1  M.  Dieses  Geld  ist  daher  nur  bis 
zu  diesem  Wertbetrage  volles  Landesgeld  und 
Geld  im  rechtlichen  Sinne. 

Nun  besteht  aber  im  entwickelteren  Verkehr, 
besonders  für  grössere  Zahlungen,  vielfach  das 
Bedürfnis  nach  einer  Erleichterung  dieser  Zah- 
lungen, wobei  nicht  immer  jedesmal  die  kör- 
perliche Benutzung  der  Münze  stattzufinden 
braucht  Auch  Aufbewahrung,  Transport,  Re- 
chen- und  Zählarbcit  in  bezug  auf  Geld 
werden  erleichtert,  wenn  diese  körperliche  Be- 
nutzung fortfällt  oder  beschränkt  wird.  So 
entsteht  ein  Bedürfnis  nach  Ersatzmitteln 
von  Geld,  und  zwar  speziell  nur  in  dessen 
Funktion  als  Tausch-  oder  Umlaufsmittel; 
in  verschiedenem  Masse  je  nach  den  Währungs- 
und Münzverhältnissen,  nach  Art  und  Grösse 
des  Verkehrs,  aber  mehr  oder  weniger  doch 
allgemein.  Diesem  Bedürfnis  nach  Ersatzmitteln 
des  baren  Geldes  als  Tausch-  oder  Umlaufs- 
mittel verdankt  das  Papiergeld  und  verdanken 
verwandte,  demselben  Zweck  dienende  Ein- 
richtungen, namentlich  das  Zahlungswesen  der 
Banken  (Giroverkehr,  Checks,  Clearing- Häuser 
usw.)  wesentlich  mit  ihre  Entstehung,  doch 
nicht  alkin. 

Denn  ein  solcher  Ersatz  des  Metallgeldes 
entspricht  auch  noch  andern  allgemeinen  Be- 
dürfnissen der  Volkswirtschaft.  Bei  durchge- 
führter Geldwirtschaft,  nach  Verschwinden  oder 
starker  Einschränkung  der  Naturalwirtschaft,  bei 
immer  entwickelterer  Arbeitsteilung,  grösserer 
Volkszahl,  wächst  der  Bedarf  nach  Geld  als  Um- 
laufsmittel ungeheuer.  Ihn  durch  Edelmetall- 
geld allein  zu  befriedigen,  ist  teils  zu  kost- 
spielig, teils  wäre  es  wegen  der  Unbequem- 
lichkeit  dieses  Geldes  zur  Umsatzvermittlung 


für  den  Verkehr  nicht  befriedigend,  was  selbst 
von  Goldmünzen  gilt,  teils  wäre  es  wegen  der 
Summen,  um  welche  es  sich  dabei  handelt, 
gar  nicht  möglich,  weil  dazu  gar  nicht  Edel- 
metall für  Geldzwecke  genug  vorhanden  oder 
wenigstens  verfügbar  wäre.  Selbst  in  Zeiten 
reichster  Neugewinnung  von  Gold  und  Sil- 
ber, wie  in  der  Gegenwart,  liegt  die  Sache  so. 
Daher  das  volkswirtschaftliche  Bedürfnis,  das 
kostspielige  Edelmetallgeld,  soweit  es  mit  der 
Sicherheit  des  Geld-  und  Kreditwesens  irgend 
vereinbar  ist,  durch  Papiergeld  und  durch 
andere  Zahlungsmittel,  besonders  auch  durch 
Einrichtungen  des  Bankwesens  zu  ersetzen  — 
aber  immer  wieder  nur  in  seiner  Funktion 
als  körperlich  benutztes  Tauschmittel, 
nicht  als  Wertmass  und  nicht  als  Wäh- 
rung. In  diesen  beiden  Funktionen  bleibt 
das  Metallgeld  auch  Grundlage  des  Papier- 
geldes und  des  Zahlungswesens  der  Banken  — 
zunächst  wenigstens,  und  unter  normalen  poli- 
tischen, volkswirtschaftlichen,  finanziellen  Ver- 
hältnissen. 

Mittelst  der  Ausgabe  von  Papiergeld,  selbst 
eines  einlösbaren,  wie  unseres  deutschen  Staats- 
papiergeldes, lässt  sich  ferner  ein  finanzieller 
Gewinn  erzielen.  Da  die  Herstellung  des  Pa- 
piergeldes wenig  kostet,  selbst  für  das  einlös- 
bare in  unsicherer  Zeit  die  wirkliche  Einlösung 
gegen  Münzen  meist  nur  in  geringem  Masse 
verlangt  wird,  so  hat  man  wohl  für  erlaubt 
gehalten,  in  Form  der  Papiergeldausgabe,  auch 
derjenigen  einlösbaren,  eine  Anleihe  im  wesent- 
lichen unverzinslich,  von  dem  Zinsverlust  am 
etwaigen  Bardeckungsfonds  abgesehen,  aufzu- 
nehmen und  so  die  Finanzlage  zu  erleichtern. 
Gerade  das  deutsche  Staatspapiergeld  ist  nament- 
lich aus  solchen  Erwägungen  und  Zielpunkten 
hervorgegangen.  Dass  dies  kein  genügender 
Rechtfertigungsgrund,  vollends  für  bar  gar  nicht 
speziell  gedecktes  Papiergeld  ist,  wird  indessen 
unten  gezeigt  werden  (s.  u.  4).  Man  muss  viel- 
mehr zugeben,  dass  das  Edelmetallgeld  in  sei- 
ner Tauschmittelfunktion  besser  als  durch  jede 
Art  Staatspapiergeld  durch  Bankpapiergeld 
(Banknoten)  und  durch  Zahlungs-  und  Aus- 
gleichungseinrichtungen des  (Depositen-)  Bank- 
wesens ersetzt  wird  (s.  u.  3).  Das  rein  finan- 
zielle Interesse  sollte  hier  nicht  entscheiden. 

Nun  kommen  aber  volkswirtschaftliche  Stö- 
rungen vor,  besonders  auch  im  Verkehr  mit 
andern  Ländern,  in  welchen  das  Edelmetall- 
geld, als  internationaler  oder  Weltgeldstoff, 
schwer  genügend  im  Inlande  zu  erhalten  und 
die    Metallwährung     schwierig     aufrecht     zu 
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halten  ist.  Noch  häufiger,  und  in  der  Ge- 
schichte der  Hauptgrund  des  Zusammenbruchs 
der  Metailwährung,  sind  finanzielle  Nöten  des 
Staats  in  Zeiten  schwerer,  viel  Geld  fordernder 
politischer  Ereignisse,  Kriege,  Revolutionen. 
Man  wird  genötigt,  zur  Deckung  eines  grossen, 
meist  akuten  Geldbedarfs  der  Finanzverwaltung, 
Papiergeld  in  grossen  und  steigenden  Mengen, 
teils  eigentliches  Staatspapiergeld,  teils  Bank- 
papiergeld oder  Banknoten  durch  Vermittlung 
von  Banken  a-uszugeben,  welche  dem  Staate  in 
Banknoten  meist  überhaupt  nicht  oder  erst  nach 
längeren  Terminen,  oft  ungewiss  ob  und  wann 
und  in  welchem  Betrage,  rückzahlbare  grosse 
Darlehn  gewähren.  Die  Einlösbarkeit  dieses 
Papiergeldes  ist  dann  meist  nicht  mehr  aufrecht 
zu  halten,  sie  wird  suspendiert,  für  das  Papier- 
geld oder  die  Banknoten  aber  wird  der  Zwangs- 
kurs  verfügt,  d.  h.  dem  uneinlösbar  ge- 
wordenen Papiergeld  wird  die  Währungs- 
eigenschaft beigelegt.  Damit  verändert  sich 
aber  der  rechtliche  und  der  wirtschaftliche 
Charakter  dieses  Papiergeldes  (oder  dieser 
Banknoten)  von  Grund  aus:  es  wird  aus  einem 
blossen  Ersatzmittel  der  Tauschmittelfunktion 
des  Metallgeldes  nun  auch  ein  Ersatzmittel 
der  Währungsfunktion  und  im  wesentlichen 
damit  auch  der  Wertmassfunktion  dieses  Geldes. 
So  wird  es  ein  eigenes  neues  „Geld", 
welches  die  Verbindung  mit  dem  Metallgeld, 
dessen  Namen  es  führt,  zwar  nicht  notwendig 
ganz,  aber  gewöhnlich  doch  mehr  oder  we- 
niger verliert  und  zumal  in  politischen,  finan- 
ziellen und  wirtschaftlichen  Krisen,  oft  aber 
selbst  dauernd,  mehr  oder  weniger  stark,  ge- 
gen das  Metallgeld  entwertet.  Zugleich  er- 
geben sich  sehr  störende  Schwankungen  seines 
Kurswertes  in  diesem  Geld  und  in  den  festen 
fremden  Währungen,  wie  das  dann  in  den 
Wechselkursen  auf  das  Ausland  mit  Edelmetall- 
währung hervortritt. 

Hiermit  kommen  wir  auf  die  zweite  Ein- 
teilung (unter  b)  des  Papiergeldes  zurück, 
welche  für  das  Verständnis  aller  mit  diesem 
Papiergeld  in  Verbindung  stehenden  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  von  grundlegender  Be- 
deutung ist  Es  sind  danach  zwei  grund- 
verschiedene Arten  von  Papiergeld  zu  un- 
terscheiden, für  welche  übrigens  eine  feste 
Terminologie  nicht  eingebürgert  ist.  Es  wird 
hier  die  folgende  gewählt: 

a)  „Uneigentliches"  Papiergeld:  es  ist 
dasjenige,  welches  das  Landesgeld,  regelmässig 
also  das  Edelmetallgeld  (Münze),  nur  in  dessen 
Funktion    als  körperlich  gebrauchtes  Tausch- 


oder Umlaufsmittel  im  Verkehr  ersetzt,  es  da- 
gegen als  Währung  und  Wertmass  bestehen 
lässt,  daher  auch  auf  dieses  Geld  selbst  lautet. 
Es  muss  zu  diesem  Zweck  regelmässig*  auf 
Verlangen  des  Besitzers  in  dem  betreffenden 
Metallgeld  jederzeit  auf  Sicht  einlösbar  sein. 
Demnach  kann  es  auch  als  „ein lösbares" 
Papiergeld  bezeichnet  werden. 

Allerdings  sind  hiervon  auch  Ausnahmen 
vorgekommen,  aber  wesentlich  nur  formelle 
und  scheinbare.  Mitunter  ist  die  Einlösbar- 
keit in  Metallgeld  nicht  versprochen,  sondern 
nur  die  Annahme  an  Zahlungsstatt  an  öffent- 
lichen Kassen,  so  bei  Staatspapiergeld,  was 
aber  praktisch,  wenn  die  Masse  nicht  zu  gross 
im  Verhältnis  zu  dieser  Verwendbarkeit  an  den 
Kassen  ist,  der  Einlösbarkeit,  wenigstens  in 
ruhigen  Zeiten  und  unter  normalen  politischen, 
finanziellen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen, 
gleichkommt.  Um  die  wirkliche  Verwendung 
zu  Zahlungen  an  den  Kassen  herbeizuführen, 
sind  Bestimmungen,  besonders  früher  (Öster- 
reich, Bancozettel  18.  Jahrhundert,  preussi- 
sche  Kassenscheine  19.  Jahrhundert  usw.)  er- 
lassen worden,  dass  bestimmte  Quoten  dieser 
Zahlungen,  z.  B.  auch  Steuern,  in  solchem 
Papiergeld  erfolgen  müssen,  widrigenfalls  Straf- 
zuschläge eintreten  („Strafagio").  Ferner  hat 
Staatspapiergeld  dieser  Art,  namentlich  aber  auch 
Bankpapiergeld  (Banknoten)  mitunter  den  Cha- 
rakter des  gesetzlichen  Zahlungsmittels  an  Stelle 
der  Währungsmünze  selbst  für  Zahlungen  unter 
Privaten  erhalten,  so  hier  und  da  in  Deutschland 
früher,  so  das  holländische,  italienische,  öster- 
reichische Papiergeld,  ferner  die  Noten  der 
Bank  von  England  für  England  (legal  tender 
1834),  seit  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen 
nach  dem  deutschen  Kriege  auch  die  Noten 
der  Bank  von  Frankreich,  die  der  Österreichisch- 
ungarischen, der  Italienischen  Nationalbank  u.  a. 
m.  Aber  da  hier  die  stete  Einlösbarkeit  gegen . 
Landes- Währungsmünze  bestehen  geblieben  ist, 
ist  dies  Papiergeld  und  sind  diese  Banknoten 
auch  in  diesem  Falle  nicht  Papierwährung, 
kein  eigenes  Geld  geworden.  Man  bezeichnet 
diese  Beilegung  der  Eigenschaft  des  gesetz- 
lichen Zahlmittels  in  solchen  Fällen  mit  dem 
Namen  „Legalkurs",  im  Unterschied  vom 
eigentlichen  „Zwangskurs"  des  eigentlichen 
uneinlösbaren  Papiergeldes  oder  der  wirkli- 
chen Papierwährung. 

Die  beiden  wichtigsten,  meistens  die  allein 
vorkommenden  Spezialarten  dieses  „uneigent- 
lichen" Papiergeldes  sind: 

aa)  Das  (einlösbare)  Staatspapiergeld.  Dies 
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ist  gerade  in  Deutschland  eine  alte,  im  19.  Jahr- 
hundert verbreitetete  Einrichtung  der  Einzelstaa- 
ten gewesen.  An  seine  Stelle  trat  nach  dem  Reichs- 
gesötz  vom  30.  April  1 874  ein  eigenes  gleiches 
neues  Reichspapiergeld,  die  sog.  Reichskassen- 
scheine (s.  u.  4).  Auch  die  Niederlande  haben 
ein  solches  Staatspapiergeld;  ferner,  allerdings 
hervorgegangen  aus  ehemaliger  Papierwährung, 
Österreich-Ungarn  („Staatsnoten"),  Italien,  Nord- 
amerika. In  den  meisten  Staaten  fehlt  da- 
gegen derartiges  Staatspapiergeld,  was  auch 
besser  ist,  wie  die  alsbald  folgende  kritische 
Betrachtung  zeigen  wird  (u.  3  und  4). 

bb)  Das  Bankpapiergeld  oder  die  Bank- 
note. Es  ist  das  geschichtlich  weit  wichtigere, 
geld-  und  kredittechnisch  und  ökonomisch, 
daher  doch  auch  volkswirtschaftlich  dem  oben 
genannten  Staatspapiergelde  vorzuziehen,  wie 
unten  (u.  3.)  dargelegt  werden  wird.  Auf  das 
Banknotenwesen  und  alles,  was  damit  an  volks- 
wirtschaftlichen, auch  legislativen  Fragen  und 
an  Beziehungen  zum  gesamten  Kredit-  und 
Bankwesen  zusammenhängt,  wird  in  diesem 
Artikel  aber  nicht  eingegangen.  Es  ist  dafür 
auf  die  einschlägigen  anderen  Artikel  dieses 
Werkes  zu  verweisen. 

^)  „Eigentliches"  Papiergeld  oder  sogen. 
Papierwährung:  es  ist  dasjenige,  welches  das 
Landes-,  Metall-  und  Währungsgeld,  allerdings 
meist  auch  und  oft  noch  vollständiger  als  das 
„uneigentliche"  Papiergeld,  auch  als  die  Banknote, 
in  der  Funktion  des  körperlich  benutzten  Tausch- 
mittels ersetzt.  Dies  geschieht  vollends  dann, 
wenn  es,  oft  notgedrungen,  weil  anderes  Geld 
fehlt,  in  kleinen  Wertbeträgen  ausgegeben  wird. 
Aber  dieses  eigentliche  Papiergeld  ist  ausser- 
dem noch  infolge  des  Fehlens  oder  der  Aufhe- 
bung der  Verpflichtung  des  Emittenten-Schuld- 
ners, es  auf  Verlangen  in  Landesgeld  einzulösen, 
„uneinlösbar"  und  mit  dem  Zwangskurs 
für  Zahlungen  unter  Privaten  anstelle  des  Landes- 
gelds versehen.  Dadurch  wird  es  zur  eigenen 
Währung  und  zum  eigenen  Wertmass  und 
damit  also  ein  Ersatzmittel  (Surrogat)  des  Metall- 
geldes auch  zugleich  in  dessen  Wäh- 
rungs- und  Wertmassfunktion.  Aus  diesem 
seinen  Rechtscharakter  folgen  seine  eigenartigen, 
meist  sehr  üblen  wirtschaftlichen  und  finan- 
.  ziellen  Einwirkungen. 

In  der  Hauptsache,  wenn  auch  nicht  aus- 
schliesslich, ist  diese  Papierwährung  in  der 
Geschichte  der  letzten  Jahrhunderte,  besonders 
seit  dem  Ende  des  1 7.  Jahrh.  ein  gewaltiges, 
aber  verhängnisvolles  Notmittel  einer  politi- 
schen   Zwecken  (Kriegen,  Revolutionen,  auch 


dauernder  finanzieller  Misswirtschaft,  Defizit- 
deckungen) dienenden  Finanzpolitik,  welche  die 
prinzipiell  verwandte,  nur  weniger  wirksame 
ältere  Finanzpolitik  der  Münzverschlechterung 
abgelöst,  diese  seitdem  auch  weniger  notwen- 
dig gemacht  hat.  Geschichtliche  Hauptbei- 
spiele  sind:  die,  mehrfach  anderen  Ursachen, 
Geschäftsschwindeleien  grösster  Art,  mit  ent- 
springende Notenemission  von  Bankzetteln 
durch  Law  in  Frankreich  1716ff.,  die  grosse 
Assignaten-  und  Mandatenfabrikation  Frank- 
reichs in  der  ersten  französischen  Revolution 
mit  Entwertung  des  Papiergeldes  bis  zum 
Nullpunkte,  die  Papiergeld-  und  Bankwirren 
in  den  skandinavischen  Staaten  im  18.  Jahr- 
hundert, in  den  einzelnen  nordamerikanischen 
Unionstaaten  vor  (17.  — 18.  Jahrh.)  und  in  der 
Union  während  des  Befreiungskrieges,  die 
grossen  Valutazerrüttungen  in  den  meisten 
europäischen  Staaten  während  der  Kriegszeit 
im  französischen  Revolutions-  und  napoleoni- 
schen Zeilalter,  besonders  auch  in  Österreich, 
Russland,  aber  selbst  in  Grossbritannien  („Bank- 
restriktionszeit" 1797 — 1816).  Doch  auch  im 
weiteren  Verlaufe  des  19.  Jahrhunderts,  mehr- 
fach nachdem  mit  grossen  Mühen  und  Opfern 
die  „Valuta"  wiederhergestellt  worden,  d.  h. 
man  zur  festen  Metallwährung  zurückgekehrt 
war  (Österreich,  Russland),  ist  „Papiergeld- 
wirtschaft", meistens  infolge  neuer  politischer 
Katastrophen  und  daraus  entspringenden  Fi- 
nanznöten, in  vielen  Ländern  für  kürzer 
oder  länger,  selbst  für  die  Dauer,  in  ver- 
schiedenem, mehrfach  in  sehr  schlimmem 
Masse  wieder  eingerissen.  Dadurch  sind  in 
dem  betreffenden  Lande  und  in  seinem  Ver- 
kehr mit  dem  Auslande,  im  auswärtigen  Handel, 
daher  selbst  in  der  ganzen  Weltwirtschaft  grosse 
wirtschaftliche,  finanzielle,  soziale  und  politi- 
sche Störungen  veranlasst  worden.  Nicht  nur 
die  politisch,  wirtschaftlich  und  finanziell 
schwachen  südeuropäischen  Staaten,  wie  Spa- 
nien, Portugal,  Griechenland,  und  die  noch 
schwächeren  südamerikanischen  sind  durch 
politische  und  wirtschaftliche  Störungen  zu 
stark  entwertetem  Papiergeld  gekommen,  auch 
grosse  europäische,  wie  Österreich  infolge  der 
1848er  Ereignisse  und  der  späteren  politischen 
Störungen  (1854,  1859,  1866),  wie  Russland 
(im  Krimkriege  und  im  letzten  Türkenkriege 
1877),  Italien  (1866  und  nach  erreichter  Wieder- 
herstellung seiner  Valuta  noch  einmal  vorüber- 
gehend infolge  wirtschaftlicher  und  finanzieller 
Störungen  1893  ff.)  haben  sich  in  Notzeiten 
finanziell  nur  durch  Papierwährung  helfen  kön- 
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nen,  welche  zeitweise  eine  starke  Entwertung  (im 
Max  mum  zeitweise  in  Österreich  bis  33^/o  '" 
1861,  in  Russland  bis  48%  in  1887,  in  Ita- 
lien bis  16—17%  in  1866)  erlitten  hat.  Aber 
selbst  die  nordamerikanische  Union  hat  im 
Bürgerkrieg  (1861  ff.)  zur  Papierwährung  über- 
gehen müssen,  dieses  stark  sich  entwerten 
gesehen  (bis  auf  35%  in  1864)  und  Jahre 
bis  zur  Herstellung  der  „Hartwährung"  ge- 
braucht (1879).  Sogar  das  reiche,  finanzkräftige 
und  patriotische  Frankreich  musste  gleich  nach 
den  ersten  Niederlagen  im  deutschen  Kriege, 
im  August  1870,  die  Bank  von  Frankreich 
von  der  Einlösungspflicht  in  bezug  auf  ihre 
Noten  entbinden,  diesen  den  Zwangskurs  er- 
teilen und  sie  so  zur  Papierwährung  machen 
und  grosse  Darlehen  in  Notenform  zur  Fort- 
führung des  Krieges  nach  dem  Sturze  des 
Kaiserreichs  von  der  Bank  entnehmen.  Nur 
besonders  günstige  Umstände,  geschickte  Fi- 
nanzpolitik und  grosse  Um-  und  Vorsicht 
haben  während  und  nach  dem  Kriege  eine 
eigentliche  Entwertung  des  französischen  Papier- 
geldes verhütet.  Es  hat  nur  in  den  Zeiten 
stärkster  Abzahlungen  der  Kriegs-Milliarden- 
Kontribution  an  das  Deutsche  Reich  eine  ge- 
ringfügige Entwertung  (kaum  P/o)>  die  man 
fast  bloss  als  einen  etwas  stark  ungünstig  ge- 
wordenen Wechselkurs  bezeichnen  kann,  kurz 
vorübergehend  erfahren.  Die  Bank  konnte  bald, 
seit  1874,  tatsächlich  ihre  Barzahlungen  wieder 
aufnehmen  und  wurde  rechtlich  dazu  schon  1879 
verhalten.  Nur  der  Legalkurs  der  Noten  ist 
geblieben. 

Unter  den  grossen  Staatswesen  der  Gegen- 
wart ist  es  nur  Preussen  gewesen,  das  ge- 
waltige politische  Ereignisse  mit  grossen  An- 
forderungen an  seine  Finanzen  und  starken 
Störungsfolgen  für  seine  Volkswirtschaft,  durch- 
machen konnte,  wie  selbst  die  von  1866  und 
1870 — 71,  ohne  zum  Zwangskurs  und  damit 
zur  Papierwährung  zu  greifen,  —  dank  seiner 
politischen  und  vor  allem  seiner  Wehrverfas- 
sung und  deren  Bewährung  in  den  Kriegs- 
taten jener  Jahre.  Hier  tritt  der  enge  Zusam- 
menhang zwischen  Geld-,  Papiergeld-,  Kredit- 
und  Bankwesen  mit  den  politischen  Seiten 
des  Staatslebens  deutlich  hervor.  Grossbritan- 
nien hat  seit  der  napoleonischen  Zeit  keinen 
Krieg  geführt,  der  es  ernstlich  politisch,  wirt- 
schaftlich und  finanziell  gefährden  konnte.  Wie 
Russland  und  Japan  hinsichtlich  ihrer  Finanzen, 
und  namentlich  ihrer  Valuta,  aus  dem  jetzigen 
Kriege  in  Ostasien  (1904  ff.)  hervorgehen  werden, 
ob  es  namentlich  Russland  auf  die  Dauer  ge- 


lingen wird,  die  Einlösbarkeit  seiner  neu  ge- 
regelten Kreditbillete  und  damit  den  Gleichwert 
seines  Papiergeldes  mit  dem  Goldwert,  auf 
den  es  lautet,  zu  erhalten,  muss  die  Zukunft 
lehren. 

Aus  allem  hier  nur  kurz  Erwähnten  folgt  die 
ausserordentliche  vielseitige  Bedeutung  des 
„eigentlichen"  Papiergeldes,  der  Papierwährung 
im  modernen  Völker-  und  Staatsleben.  Es 
übertrifft  darin  bei  weitem  das  „uneigentliche" 
Papiergeld,  vollends  das  dazu  gehörige  Staats- 
papiergeld. Auch  für  die  wissenschaftliche 
Behandlung  vom  nationalökonomischen  Stand- 
punkte aus  ist  es  weit  wichtiger  als  das  an- 
dere Papiergeld,  selbst  als  das  Banknotenwesen, 
zugleich  auch  viel  schwieriger  und  viel  ver- 
wickelter. Es  kann  indessen  hier  im  folgen- 
den (unter  Nr.  5  unten)  nur  in  ganz  knappen 
Umrissen  die  nationalökonomische  Lehre  von 
der  Papierwährung  gegeben  werden. 

3.   Vergleichung  der   Banknoten   mit 
allem  übrigen  Papiergelde. 

Bevor  das  einlösbare  (Staats-)  Papiergeld 
und  die  Papierwährung  hier  noch  weiter  natio- 
nalökonomisch betrachtet  werden,  ist  eine  Ver- 
gleichung alles  dieses  andern  Papiergeldes 
mit  den  Banknoten  zweckmässig.  Eine  solche 
fällt  zu  gunsten  der  Banknoten  aus.  Die  Be- 
gründung hierfür  liefert  wichtige  Argumente 
für  die  nationalökonomische  Beurteilung  dieses 
übrigen  Papiergeldes  und  damit  Fingerzeige 
für  eine  richtige  bezügliche  Wirtschafts-  und 
Finanzpolitik  und  Gesetzgebung, 

Der  eigentlich  prinzipielle  Unterschied  zwi- 
schen Banknote  und  Papierwährung  liegt  in 
den  oben  hervorgehobenen  Momenten,  der 
Einlösbarkeit  jener,  der  Uneinlösbarkeit  dieser, 
dem  Fehlen  eines  eigentlichen  Zwangskurses 
bei  jenen,  dem  Bestehen  eines  solchen  bei 
diesen.  In  diesen  beiden  Momenten  steht 
das  einlösbare  uneigentliche  Staatspapiergeld 
den  Banknoten  gleich.  Aber  in  geld-,  kredit-, 
bank-  und  finanztechnischer  Hinsicht  haben 
Papierwährung  und  einlösbares  Staatspapier- 
geld wieder  etwas  Gemeinsames,  worin  sie 
sich  von  den  Banknoten  unterscheiden,  und 
zwar  zu  ihrem  Nachteil.  Aus  diesen  Verhält- 
nissen folgt  der  Vorzugder  Banknoten  auch  selbst 
vor  dem  einlösbaren  Staatspapiergeld  ohne 
Zwangskurs  und  abermals  auch  noch  dieses 
Unterschieds  wegen  vor  der  Papierwährung. 
Femer  folgt  daraus  inbetreff  letzterer,  dass, 
wenn  sie  einmal  nicht  vermieden  werden  kann, 
wie    in    grossen    politischen    und    finanziellen 
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Katastrophen,  es  den  Vorzug  verdient,  eigent- 
liches Papiergeld  lieber  in  Form  uneinlös- 
barer,  mit  dem  Zwangskurs  versehener  Bank- 
noten durch  eine  tüchtige  grosse  Bank,  als 
direkt  in  Form  reinen  Staatspapiergeldes  aus- 
zugeben. Denn  so  verbleibt  dem  Papiergeld 
zu  seinem  Vorteil  etwas  vom  Wesen  der 
Banknote,  umsomehr,  je  stärker  die  Banknoten- 
ausgabe im  Bankgeschäft  im  Verhältnis  zu  der- 
jenigen für  die  Finanzbedürfnisse  des  Staates 
ist.  Daher  hat  man  vielfach  in  Ländern, 
welche  über  grosse,  gut  akkreditierte  und 
gut  verwaltete  Zentralnotenbanken  verfügen, 
es  vorgezogen,  statt  eigenes  Papiergeld  in 
Finanznöten  auszugeben,  oder  um  wenigstens 
dessen  Ausgabe  beschränken  zu  können,  von 
einer  solchen  Bank  Darlehen  in  Banknoten 
sich  geben  zu  lassen  und  die  Noten  dann  einst- 
weilen für  uneinlösbar  zu  erklären  und  mit 
dem  Zwangskurs  zu  versehen  (England  1797ff., 
Frankreich  1870ff.,  z.T.  auch  Österreich  1848ff., 
Italien  1866,  Russland  seit  der  Errichtung  der 
Reichsbank  u.  a.  m.). 

Der  hier  zu  besprechende  Unterschied  der 
Banknoten  von  allem  übrigen  uneigentlichen 
und  eigentlichen  Papiergeld  liegt  in  der  ver- 
schiedenen Art  ihrer  üblichen  Emission,  durch 
welche  sie  in  den  Verkehr  kommen,  davon 
abhängig  in  ihrer  verschiedenen  Zirkulations- 
art und  Zirkulationsdauer  und  weiter  ihrer  ver- 
schiedenen Art,  wie  sie  zum  Emittenten,  also 
Schuldner,  zurück  und  damit  aus  dem  Ver- 
kehr, sei  es  zeitweise  oder  bleibend,  gelangen. 

Papiergeld,  ausser  den  Banknoten,  wird 
meistens  in  Zahlungen  für  Erwerb  von  Sach- 
gütern, für  Vergütung  von  Diensten,  für  Be- 
richtigung von  Schuldverbindlichkeiten,  daher 
gegen  Quittung  des  Empfängers  ausge- 
geben, ohne  Rücksicht  auf  einen  Bedarf  des 
Verkehrs  nach  diesem  Umlaufsmittel,  bloss  zur 
Befriedigung  von  Finanzbedürfnissen.  Es  bil- 
det daher  eine  ständige  Vermehrung  der  Um- 
laufsmittel in  dieser  Form.  Denn,  kommt  es 
in  Zahlungen  an  die  öffentlichen  (Staats-)  Kassen 
zurück,  für  Steuern  usw.,  so  muss  es  regel- 
mässig alsbald  für  neue  Zahlungen  dieser 
Kassen  wieder  ausgegeben  werden.  Wird  das 
einlösbare  Staatspapiergeld  gegen  Münze  ein- 
gelöst, so  vermindern  sich  sofort  und  blei- 
bend die  Barbestände  an  Münze;  es  wird 
gewöhnlich  auch  hier  baldmöglichst  wieder  in 
Zahlungen  in  den  Verkehr  gesetzt.  Seine 
Rückströmung  zu  der  Einlösungskasse  ist  eine 
von  Zufälligkeiten,  wechselnden  Umständen 
abhängige,  eine  „unregelmässige". 


Wesentlich  anders  liegt  alles  bei  den  Bank 
noten.  Zieht  der  Verkehr  Umlaufsmittel  in 
Banknotenform  der  Münze  vor,  so  fliesst  diese 
in  die  Bank,  füllt  den  Barfonds  und  liefert 
die  Deckungsmittel  für  die  in  den  Verkehr 
kommenden  Banknoten,  daher  auch  für  deren 
Einlösung,  wenn  sie  verlangt  wird.  Ähnliche 
Vorgänge  sind  zwar  auch  beim  einlösbaren 
Staatspapiergelde  möglich  und  kommen  vor, 
allein  sie  sind  meist  weniger  wirksam.  Ge- 
wöhnlich besteht  Staatspapiergeld  aus  kleineren 
Wertbeträgen,  Banknoten  aus  grösseren,  und 
über  Umlaufsmittel  solcher  Art  zu  verfügen, 
ist  ein  Hauptgrund,  Münze  im  Verkehr  durch 
Papier  zu  ersetzen;  deswegen  wird  Münze  zur 
Bank  gebracht  und  werden  Banknoten  dafür 
hinausgegeben,  einem  wirklichen  Verkehrsbe- 
dürfnis gemäss.  Beim  kleinen  Staatspapiergeld 
fehlt  letzteres  meistens,  es  wird  in  den  Ver 
kehr  künstlich  hineingebracht  durch  Verwen- 
dung zu  Zahlungen  seitens  des  Staats  und  nacl 
etwaiger  Einlösung  gleich  wieder  so  verwend 
Vornehmlich  ferner  kommen  Banknoten  als  DarJ 
lehnsvaluta,  daher  gegen  Schuldschein 
überhaupt  erst  in  den  Verkehr,  setzen  also 
ein  vorausgehendes  Bedürfnis  nach  solchen 
Darlehen,  bei  solider  Führung  der  Bankge- 
schäfte, wofür  sich  sichere  Garantien  geben 
lassen,  voraus.  Sie  bilden  dann  zwar  eben- 
falls unmittelbar  eine  Vermehrung  der  Um- 
laufsmittel im  Verkehr  in  dieser  Form,  unter 
der  meist  zutreffenden  Annahme,  dass  der  Dar- 
lehnsnehmer  und  erste  Empfänger  sie  nicht 
einfach  bei  sich  liegen  lässt,  sondern  sie  zu 
Zahlungen,  Verkäufen  usw.  verwendet.  Hier 
bleiben  sie  aber  im  Verkehr  nur,  wenn  und  so- 
lange als  ein  Bedarf  nach  ihnen  besteht  und 
der  Verkehr  sie  als  Umlaufsmittel  der  Münze 
vorzieht  Werden  sie,  um  Münze  zu  erlangen, 
zur  Einlösung  präsentiert,  so  liegt  allerdings 
auch  hier  ein  Fall  „unregelmässiger"  Rück- 
strömung vor.  Dieser  wird  die  Bank  jedoch 
besser  als  der  Staat  seinem  Papiergeld  gegen- 
über gewachsen  sein,  wenn  sie  einen  für  alle 
wahrscheinlichen  Umstände  genügend  hohen 
Barfonds  hält.  Dazu  ist  sie  besser  in  der 
Lage  als  eine  Staatskasse  dem  Staatspapiergeld 
gegenüber,  weil  sie  die  Ansprüche  an  ihren 
Barfonds  leichter  erfahrungsmässig  feststellen 
und  den  verminderten  Barfonds  leichter  wie- 
der anfüllen  kann.  Es  hängt  das  mit  dem 
weiteren  Vorteil  zusammen,  welcher  der  Art 
entspringt,  wie  Noten  vorherrschend  in  den 
Verkehr  gelangen,  nämlich  als  Darlehnsvaluta, 
meist   ausschliesslich    gegen  nicht  sehr  lange 
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laufende  Wechsel,  die  die  Bank  diskontiert. 
Bei  der  Abzahlung  dieser  Darlehen  seitens  der 
Schuldner  wird  entweder  in  Banknoten  ge- 
zahlt, dann  kommen  diese  auf  diesem  Wege 
ja  schon  wieder  aus  dem  Verkehr,  oder  in 
Metallgeld,  Münze,  dann  bleiben  zwar  die 
früher  ausgegebenen  Noten  im  Verkehr,  aber 
der  bare  Deckungsfonds  für  sie  wird  ange- 
füllt. In  dieser  Abzahlung  der  von  der 
Bank  gewährten  Kredite  erfolgt  mithin  eine 
„regelmässige"  Rückströmung  der  Noten  zur 
Bank,  welche  man  mit  Recht  das  „grosse 
Regulationsprinzip"  des  Banknotenwesens 
genannt  hat.  Dies  fehlt  bei  allem  anderen 
Papiergeld,  auch  bei  dem  uneigentlichen  ein- 
lösbaren. Die  grössere  Sicherung  der  steten 
Einlösbarkeit  von  Banknoten  im  Vergleich 
selbst  mit  teilweise  gesetzlich  speziell  durch 
eigene  Barfonds  von  bestimmter  Minimalhöhe 
gedecktem  einlösbaren  Staatspapiergeld  beruht 
in  diesen  Verhältnissen.  Banknoten  sind  eben 
nicht  nur  durch  den  baren  Deckungsfonds  für 
sie,  sondern  auch  durch  die  übrigen  regel- 
mässig guten  und  liquiden,  kurzfälligen  Aktiva, 
die  dem  nicht  bar  gedeckten  Teil  der  Noten 
als  Gegenwert  dienen,  „speziell  gedeckt". 
Das  bedingt  den  kredittechnischen  Vorzug  der 
Banknoten  vor  allem  andern  Papiergelde,  auch 
dem  einlösbaren,  wenigstens  wenn  dies  nicht 
vollständig  oder  mit  einer  sehr  hohen  Quote 
seines  Betrags  gesetzlich  und  tatsächlich  speziell 
bar  gedeckt  ist.  Daraus  folgt  ein  mehr  ab- 
lehnendes Urteil  über  jede  Art  solchen  Papier- 
geldes, daher  auch  z.  B.  über  das  jetzige  deutsche, 
zugunsten  der  Banknoten.  Es  eventuell  durch 
diese  zu  ersetzen,  kann  wünschenswert  sein,  wie 
es  z.B.  Preussen  1856  mit  der  Hälfte  seines 
damaligen  Papiergeldes  in  einem  Vertrage  mit 
der  Preussischen  Bank  zwar  nicht  formell, 
aber  im  Effekt  getan  hat.  —  Auch  die  defi- 
nitive Einziehung  von  Banknoten  oder  deren 
länger  dauernde  Verminderung  im  Verkehr  ist 
viel  leichter  und  einfacher  zu  bewerkstelligen, 
als  die  gleiche  Massregel  beim  Staatspapier- 
geld. Durch  Kreditbeschränkung  erreicht  die 
Bank,  meist  nur  durch  Aufnahme  eigener 
Anleihen  zur  „Fundierung"  der  „schwebenden" 
Schuld,  welche  das  Staatspapiergeld  in  einer 
Hinsicht  darstellt,  der  Staat  ein  solches  Ziel. 

4.  Das  uneigentliche,  einlösbare  Papier- 
geld, insbesondere  Staatspapiergeld. 

Wie  schon  erwähnt,  besteht  ein  solches  ge- 
rade in  Deutschland.  Preussen  gab  es  zuerst 
im   Anfang  des  Jahres    1806,    noch   vor  dem 


Kriege  aus  (sogen.  Tresorscheine,  5  Mill.  Taler, 
die  einlösbar  waren  und,  mit  einigen  Aus- 
nahmen, als  gesetzliches  Zahlmittel  fungierten). 
Während  des  Krieges  und  in  der  Folgezeit 
konnte  seine  Einlösbarkeit  und  sein  Gleich- 
wert mit  der  Landesmünze  auch  nicht  auf- 
recht erhalten  werden.  Es  bekam  Zwangs- 
kurs, zeitweilig  (1807),  nach  dem  Kurswert 
—  ein  eigentümlicher  Fall  (s.  u.  5.)  — ,  doch 
wechselten  die  Bestimmungen.  Auch  eine 
Vermehrung,  jedoch  keine  sehr  erhebliche,  fand 
statt,  so  dass  eine  förmliche  Papiergeldwirt- 
schaft nicht  einreissen  konnte.  In  der  Frie- 
denszeit nach  1814  rehabilitierte  sich  das 
Papiergeld  bald,  blieb  aber  eine  dauernde 
Institution  des  preussischen  Finanzwesens, 
diente  wie  überall  dazu,  in  dieser  Form  der 
„Kassenscheine"  („Kassenanweisungen",  „Kas- 
senbillets")  eine  unverzinsliche  Schuld  aufzuneh- 
men und  wurde  auch  weiter  vermehrt.  Auch 
durch  Annahme  zu  Zahlungen  an  den  öffent- 
lichen Kassen,  durch  Vorschrift  bestimmter  Zah- 
lungsleistungen an  diesen  in  ihm  (schon  1806  % 
1827  1/2  ^^^  Beträge)  wurde  es  im  Verkehr 
erhalten.  In  den  1830  er  Jahren  suchte  man 
dieses  Staatspapiergeld  zum  einzigen  Papier- 
geld im  Lande  zu  machen,  verfügte  demge- 
mäss  (1836)  die  Einziehung  von  Noten  bezw. 
Anweisungen  der  Preussischen  Bank,  der  See- 
handlung und  vermehrte  es  weiter,  bis  1846 
wieder  eine  andere  Politik  platzgriff  und  die 
Preussische  Bank  eine  eigentliche  moderne 
Notenbank  wurde  mit  dem  Recht,  für  21  Mill. 
Taler  Noten  auszugeben.  Neue  Vermehrungen, 
auch  eigene  „Darlehnskassenscheine"  —  ohne 
Zwangskurs  —  aber  auch  ohne  direkte  Einlös- 
barkeit, zur  Verbesserung  wirtschaftlicher  Not- 
stände (1848)  wurden  ausgegeben  und  später 
zum  Staatspapiergeld  geschlagen,  das  so  in  den 
1850er  Jahren  auf  den  relativ  hohen  Betrag 
von  30,8  Mill.  Taler  anwuchs.  Im  Jahre  1856 
trat  deshalb  die  schon  erwähnte  richtige  Mass- 
regel, die  Einziehung  von  etwa  der  Hälfte 
dieses  Papiergeldes,  15  Mill.  Taler,  ein.  Zeit- 
weise hat  man  in  Preussen  daneben  für  Kre- 
ditgewährung in  wirtschaftlichen  Krisen,  wie 
1 848,  so  1 866  und  1 870  wieder  „Darlehnskassen- 
scheine" ausgegeben.  Durch  Übernahme  eines 
Restes  davon  und  durch  Hinzufügung  ehemali- 
gen kurhessischen  und  nassauischen  Papier- 
geldes stellte  sich  der  Betrag  in  der  Reichs- 
zeit bis  1873  auf  20,478  Mill.  Taler,  kleine 
Scheine,  zu  1  und  5  Taler. 

Auch    die   übrigen    deutschen   Staaten,    die 
Mittelstaaten,  mit  Ausnahme  Hannovers,  und 
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die  meisten  Kleinstaaten  (nicht  die  freien  Städte) 
haben  im  19.  Jahrhundert  ein  ähnliches  Landes- 
papiergeld geschaffen,  mehrfach  in  Finanz- 
klemmen, so  auch  Bayern  1866,  und  es  ver- 
mehrt. Im  Verhältnis  zur  Grösse  von  Staat 
und  Bevölkerung  waren  die  in  den  Klein- 
staaten an  sich  zwar  absolut  kleinen  Summen 
doch  recht  gross,  ebenfalls  in  Sachsen.  Auch 
dies  Papiergeld  bestand  meist  in  kleinen 
Stücken,  wurde  von  den  öffentlichen  Kassen 
des  Landes  angenommen,  war  meistens  aus- 
drücklich regelmässig  auf  Verlangen  einlösbar, 
wofür  aber  nur  einzelne  Staaten,  so  Württem- 
berg, besondere  Einlösungsfonds  hielten,  und 
hatte  gewöhnlich  keinen  Zwangs-  oder  Legal- 
kurs für  Zahlungen  unter  Privaten.  Neben 
der  zu  grossen  Menge  in  einigen  Staaten  war 
die  bunte  Mannigfaltigkeit  dieser  Scheine,  ihre 
Domizilierung  und  Einlösbarkeit  in  kleinen 
Orten,  ähnlich  wie  bei  den  Banknoten  der 
kleinstaatlichen  Banken,  ein  Übelstand  für  den 
deutschen  Verkehr.  Teilweise  schlössen  die 
Staaten  gegeneinander  ihr  Papiergeld  selbst  aus 
(185  5  ff.). 

Der  Gesamtbetrag  des  einzelstaatlichen  Papiergeldes 
belief  sich  zur  Zeit,  als  das  Reich  an  eine  reichsgesetz- 
liche Regelung  dieser  Dinge  ging  (1874),  auf  rund  61,37 
Mill.  Taler,  wovon  auf  Preussen  20,48,  auf  Bayern  und 
Sachsen  je  12,  auf  Württemberg  3,43,  auf  Baden  3,71, 
auf  Hessen  2,46,  auf  beide  Mecklenburg  1,8  und  der 
Rest  von  zusammen  5,496  Mill.  Taler  auf  die  Klein- 
staaten kam,  die  mit  Ausnahme  Oldenburgs,  Lippes 
und  der  Hansestädte  alle  solches  Papiergeld  besassen. 

Durch  die  Norddeutsche  Bundes-  und  durch 
die  Reichsverfassung  wurde  der  neue  Bund,  das 
Deutsche  Reich,  erfreulicherweise  massgebend 
zur  gesetzlichen  Regelung  dieses  Papiergeldes. 
(Art.  14  Nr.  3:  „Die  Feststellung  der  Grundsätze 
über  die  Emission  von  fundiertem  und  unfun- 
diertem Papiergeld  unterliegen  der  Beaufsichti- 
gung seitens  des  Reichs  und  der  Gesetzgebung 
desselben").  Diese  Regelung  musste  notwen- 
dig in  Beziehung  zu  derjenigen  des  Währungs- 
und Münzwesens  und  des  Nötenbankwe- 
sens erfolgen  und  hat  durch  das  Reichsgesetz 
vom  30.  April  1874  stattgefunden.  Es  wurde 
das  einzelstaatliche  Papiergeld  eingezogen,  den 
Staaten  das  eigene  Recht,  Papieigeld  auszuge- 
ben, genommen  und  an  Stelle  des  alten  ein 
eigenes,  neues  Reichspapiergeld,  die  „Reichs- 
kassenscheine" gesetzt,  im  endgültigen  Be- 
trage von  120  Mill.  M.  Dieser  vermehrte  sich 
durch  eine  Mehrausgabe  zu  Gunsten  derje- 
nigen Staaten,  welche  einen  grösseren  Betrag 
als  den  ihnen  nach  ihrer  Volkszahl  zufallen- 
den Anteil  an  diesen  120  Mill.  M  an  Landes- 
papiergeld ausgegeben  hatten,  um  zwei  Drittel 


dieses  Betrages  in  maximo.  Dadurch  stieg 
die  Summe  der  Reichskassenscheine  zuerst  auf 
174.74  Mill.  M.  Alles  Landespapiergeld  war 
alsbald  einzuziehen  und  der  genannte  Vorschuss 
in  15  gleichen  Jahresraten  von  1876—1890 
zu  tilgen.  Das  ist  geschehen  und  seitdem  be- 
läuft sich  die  Summe  der  Reichskassenscheine 
auf  120  Mill.  M.  Das  Reichspapiergeld  be- 
steht aus  Fünfmarkscheinen  (jetzt  20  Mill.  M), 
Zwanzigmarkscheinen  (jetzt  30  Mill.  M)  und  Fünf- 
zigmarkscheinen (jetzt  70  Mill.  M),  bleibt  also  auch 
in  letzterer  Ziffer  auf  der  Hälfte  des  kleinsten 
zulässigen  Banknotenstücks  (100  M)  stehen. 
Es  wird  von  allen  öffentlichen  Kassen  in  Zah- 
lung genommen,  auf  Verlangen  auf  Reichsrech- 
nung von  der  Reichshauptkasse  eingelöst  gegen 
„bares  Geld",  doch  hat  das  Reich  kei- 
nen speziellen  baren  Deckungsfonds 
dafür,  ein  Zwang  zur  Annahme  in  Zahlun- 
gen für  Private  besteht  ausdrücklich  nicht 
(wie  auch  nicht  für  unsere  Banknoten).  Das 
neue  Reichspapiergeld  hat  also  alle  Merkmale 
des  „uneigentlichen"  einlösbaren  Papiergeldes, 
es  ist  lediglich  Ersatzmittel  des  Währungs- 
geldes des  Reichs  in  dessen  Funktion  als 
Umlaufsmittel.  Der  Betrag  von  120  Mill.  M 
wurde  auf  die  Einzelstaaten  nach  Massgabe 
ihrer  Bevölkerungszahl  verteilt  und  kam  daher 
auch  den  wenigen  Staaten  ohne  Landespapier- 
geld zugute. 

Ein  eigentliches  Verkehrsbedürfnis  nach  klei- 
nem Papiergelde,  wie  es  allenfalls  früher  bei 
der  Silberwährung  vorgelegen  hatte,  bestand  in- 
dessen neben  den  neuen  Goldmünzen,  in  dem 
neu  geregelten  Münz-  und  Banknotenwesen 
des  Reichs  kaum  noch.  Auch  für  Versendungs- 
zwecke brauchte  man  solches  Papiergeld  seit 
der  Ausbildung  des  Postanweisungswesens  nicht 
mehr.  Solches  kleine  Papiergeld  hat  sonst 
den  Vorteil  für  den  Ausgeber,  dass  es  mehr 
im  Verkehr  gebunden  ist,  seltener  zur  Ein- 
lösungskasse kommt,  dass  hier  also  ein  kleiner 
Barvorrat  ausreicht.  Im  Deutschen  Reiche  ver- 
hielt es  sich  aber  eben  in  betreff  des  Ver- 
kehrsbedarfs nicht  mehr  so.  Wertbeträge  von 
50  M  in  Papiergeldform  sind  wohl  noch  eher 
neben  Banknoten  von  mindestens  100  M  ein 
Bedürfnis.  Aber  sie  kommen  leichter  zur  Ein- 
lösung, verlangen  daher  einen  höheren  baren 
Deckungsfonds,  den  das  Reich  nicht  besitzt. 
Dass  jetzt  die  grössere  Menge  Reichskassen- 
scheine aus  solchen  Scheinen  zu  50  M  be- 
steht (70  Mill.  M),  ist  also  noch  ein  beson- 
deres Bedenken.  Vollends  solches  einlösbare 
Staatspapiergeld    höheren    Betrags    wird    viel 
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besser  durch  Banknoten  ersetzt.  Im  Reiche 
behielt  man  Reichspapiergeld  doch  wesentlich 
aus  finanziellen  Rücksichten  bei,  auch  wohl 
in  der  Erwägung,  hiermit  für  einen  Betrag  von 
120  Mill.  M,  da  man  keinen  speziellen  Bar- 
deckungsfonds dafür  einrichtete,  die  Zinsen 
zu  sparen,  welche  man  am  gleichen  Betrag 
des  baren  Reichskriegsschatzes  einbüsste.  In- 
dessen ist  die  Übereinstimmung  dieser  Summen 
eine  zufällige,  der  Reichskriegsschatz  auch 
aus  triftigsten  finanzpolitischen,  mit  dem  Wehr- 
wesen zusammenhängenden  Gründen  trotz 
den  Zinsverlusten  daran  durchaus  gerechtfertigt. 
Als  Deckungsmittel  für  die  Reichskassen- 
scheine, wie  es  mitunter  aufgefasst  worden  ist, 
kommt  er  gar  nicht  in  Betracht.  Der  Kriegs- 
schatz ist  lediglich  für  Zwecke  der  Mobil- 
machung des  Heeres  bestimmt. 

Durch  das  Versprechen  der  Annahme  des 
Papiergeldes  an  öffentlichen  Kassen  kann  man 
wenigstens  für  grössere  Beträge  und  in  unru- 
higen Zeiten  den  Gleichwert  des  Papiergelds 
mit  dem  Metallgeld  nicht  für  sicher  verbürgt 
ansehen.  Ein  bestimmtes  Verhältnis  der  Höhe 
der  Papiergeldsumme  zu  den  Eingängen  in 
den  öffentlichen  Kassen  ist  gar  nicht  festzu- 
stellen. Das  eben  eingegangene  Papiergeld 
muss  ja  auch  regelmässig  sofort  zu  Auszah- 
lungen der  Kassen  wieder  verwendet  werden, 
also  in  den  Verkehr  zurückkehren.  An  sich 
ist  es  wohl  richtig,  solches  Staatspapiergeld, 
wenn  man  es  einmal  haben  will,  möglichst 
in  kleinen  Stücken  auszugeben,  aber  wie  gesagt 
hat  der  Verkehr  kein  grosses  Bedürfnis  nach 
solchen  Umlaufsmitteln  mehr.  Mindestens  sollte 
ein  eigener,  nicht  gar  zu  kleiner  barer  Spezial- 
deckungsfonds,  in  einer  Quote  des  Papiergeld- 
betrags, gehalten  werden,  wie  es  selbst  in  der 
nordamerikanischen  Union  für  das  jetzige  Staats- 
papiergeld geschieht.  Allerdings  fehlen  wie- 
der sichere  AnhaHspunkte  für  die  Bestimmung 
der  Höhe  dieser  Quote. 

So  bildet  dieses  Papiergeld  des  Deutschen 
Reiches  einen  schwachen  Punkt  in  unserm  Fi- 
nanz-, Geld-  und  Kreditsystem.  Das  zeigtsich  in 
ruhigen  Zeiten  vielleicht  nicht  besonders  nach- 
teilig, obwohl  es  z.  B.  die  Lage  unserer  Reichs- 
bank immerhin  etwas  ungünstig  beeinflusst, 
denn  bei  ihr  liegen  gewöhnlich  erhebliche 
Beträge,  früher  bei  der  grösseren  Papiergeld- 
menge bis  ^1^,  auch  jetzt  bei  der  kleineren 
noch  bis  ^j-o—'^ji  der  ausgegebenen  Menge,  in  den 
Kassen,  Beträge,  die  doch  nur  fiktiv  „Bargeld" 
darstellen.  In  letzter  Linie  muss  dann  eben  der 
Barfonds  der  Reichsbank  auch  für  dies  Papier- 


geld mit  zur  Deckung  dienen,  wie  für  die 
Banknoten,  was  die  Lage  der  Reichsbank 
schwächt.  In  unruhigen  Zeiten,  in  Geldklem- 
men, kann  das  Reichspapiergeld  aber  auch 
grössere  Nachteile  mit  sich  bringen.  Es  tritt, 
zumal  in  seinen  50  M-Scheinen,  dann  einfach 
neben  die  Banknoten  und  bildet  ein  reines 
Kreditgeld,  aber  ein  schlechteres  als  die  Noten, 
weil  diese  noch  durch  andere  Aktiven  (Wechsel) 
mit  gedeckt  sind  (s.  o.  unter  c).  Neben  der  jetzt 
in  Aussicht  stehenden  Milliarde  leichter,  in 
reellem  Wert  nicht  den  halben  Betrag  ihres 
Nennwertes  darstellenden  Reichssilber-  und 
Nickelmünze  (die  auch  jetzt  schon  ^j^  Mil- 
liarde M  beträgt)  ist  das  Reichspapiergeld  ein 
weiterer  unerwünschter,  im  Grunde  unsolider 
Bestandteil  unseres  Geldwesens. 

Gewiss  war  die  1874  erfolgte  Beseitigung 
des  Einzelstaatspapiergeldes  und  die  Unifika- 
tion desselben,  zugleich  mit  seiner  Verminde- 
rung, im  Reichspapiergeld  ein  erfreulicher 
Fortschritt,  der  allerdings  auch  das  Bedenken 
hatte,  dass  nun  der  neue  Gesamtbetrag  im 
ganzen  Reiche  umlaufsfähig  wurde,  während 
grosse  Teile  des  früheren  Einzelstaatspapier- 
geldes, das  kleinstaatliche,  selbst  z.  T.  das 
mittelstaatliche,  einen  mehr  nur  lokalen  Um- 
lauf gehabt  hatten.  Aber  finanz-  und  geld-  und 
kreditpolitisch  richtiger  wäre  es  gewesen,  das 
relativ  kleine  Finanzopfer  an  Zinsen  zu  bringen 
und  das  ganze  Staatspapiergeld  zu  beseitigen, 
wozu  damals  die  französische  Kriegskontribution 
auch  die  Mittel  geboten  hätte.  Auch  jetzt 
wäre  eine  solche  Massregel  noch  empfehlens- 
wert. Sie  Hesse  sich  vielleicht  durch  eine  Ver- 
einbarung mit  der  Reichsbank,  in  ähnlicher 
Weise  wie  es  1856  zwischen  dem  Preussischen 
Staat  und  der  Preussischen  Bank  geschehen 
ist,  durchführen:  das  Reich  nähme  eine  An- 
leihe zur  Einziehung  der  120  Mill.  M  Reichs- 
kassenscheine auf,  welche  die  Reichsbank  mit 
zu  verzinsen  und  zu  tilgen  hätte,  gegen  Ge- 
währung des  Rechts  an  sie,  nach  Bedarf  50- 
M-Banknoten  auszugeben.  Auch  ein  eigenes 
Zinsopfer  des  Reichs  wäre  kein  zu  teuerer 
Preis  für  die  Erreichung  einer  Verbesserung 
unseres  gesamten  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und 
Finanzwesens.  Eine  Verbesserung,  welche  bei 
einer  Milliarde  leichter  Münzen  im  Umlauf 
und  bei  ohnehin  nicht  eben  besonders  starker 
Fundierung  der  Reichsbank  nur  Optimisten 
für  unnötig  erklären  können.  Optimismus  be- 
herrscht freilich  in  diesen  Dingen  unsere  amt- 
lichen und  geschäftlichen  Kreise  allzu  sehr. 
Sie  denken  eben  zu  wenig  an  politische  Ge- 
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fahren  und  an  die  besondere  Gefährdung  un- 
seres Geld-  und  Bankwesens  schon  durch  die 
geographische  Lage  unseres  Vaterlandes.  So 
kann  auch  das  ungedeckte  Reichspapiergeld 
in  kritischen  Zeiten  die  Beschreitung  des  Wegs 
zur  Papierwährung  noch  um  etwas  notwen- 
diger machen.  Das  sollte  durch  rechtzeitige 
Reformen  vermieden  werden. 

Auch  in  anderen  Ländern  —  Nordamerika, 
Österreich,  Italien  —  sind  die  Staatsnoten  ein  un- 
erwünschter Bestandteil  des  Geldwesens,  der 
leicht  Verlegenheiten  bereiten  kann,  wenn  man 
auch  wenigstens  in  Nordamerika  über  grös- 
sere Barfonds  zur  Deckung  verfügt  und  — 
eben  in  viel  weniger  ausgesetzter  geographi- 
scher und  politischer  Lage  sich  befindet  als 
europäische  Staaten  und  als  vollends  Deutsch- 
land. 

5.  Die  Papierwährung. 

Über  die  Hauptanlässe  der  Entstehung  dieses 
Papiergeldes  ist  oben  schon  das  Nötige  gesagt 
worden.  Vielfach  das  bedenklichste  Hilfsmittel 
der  Finanz-  und  speziell  der  Staatskreditpolitik 
ist  man  dennoch  im  Drang  der  meist  aus  po- 
litischen Verhältnissen  entsprungenen  Finanz- 
not, besonders  im  18.  und  19.  Jahrhundert 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  zur  Anwendung 
dieses  Mittels  fast  allgemein  genötigt  worden  und 
hat  damit  die  frühere  fiskalische  Politik  der  Münz- 
verschlechterung in  verstärktem  Masse  fortgesetzt. 
Das  kann  wahrscheinlich  auch  in  Zukunft  in 
hochkritischen  Zeiten  des  Staatslebens  nur  ver- 
mieden werden,  wenn  man  vorher  rechtzeitig  für 
genügende  andere  Hilfsmittel  sorgt.  Die  Einrich- 
tung eines  hinlänglich  grossen  baren  Staats- 
schatzes (Kriegsschatz,  der  deutsche  von  120 
Mill.M  ist  jetztzu  klein!),  eines  in  Friedenszeit  vor- 
bereiteten Systems  gewisser  direkter  Extrasteuern 
(Einkommen-,Vermögenssteuern),  Vorkehrungen 
zur  Sicherung  der  Benutzung  des  normalen 
Anleihekredits  auch  in  kritischen  Perioden  sind 
dafür  zu  empfehlen,  —  vor  allem  aber:  eine 
tüchtige  Wehrverfassung  für  Land-  und  See- 
macht, welche  Frieden  verbürgt  und  im  Kriege 
Erfolge,  womöglich  rasche,  verspricht.  —  Übri- 
gens haben,  besonders  neuerdings,  auch  allge- 
meine volkswirtschaftliche  und  dauernde  finan- 
zielle Schwächezustände,  starke  Verschuldung 
an  das  Ausland,  stark  passive  Zahlungsbilanz, 
wohl  Papiergeldwirtschaft  mitunter  mit  ver- 
schuldet, so  etwa  die  Barzahlung  der  Banken 
ins  Stocken  gebracht  (Italien  in  den  1890er 
Jahren  zeitweise  wieder,  südeuropäische  und 
südamerikanische  Staaten,  so  Argentinien).  Rein 


wirtschaftliche  Ursachen,  wie  Handels-  und 
Bankkrisen,  führen  dagegen  selten  zu  Zwangs- 
kurs und  Papierwährung,  wenn  auch  etwa  zur 
Zahlungssuspension  der  Noten-  und  Depositen- 
banken (Nordamerika). 

Grade  der  entscheidende  Unterschied,  dass 
Papierwährung  das  Edelmetallgeld  („Hartgeld") 
nicht  nur  als  Umlaufsmittel,  sondern  auch  als 
Währung  und  Wertmass  ersetzt,  bedingt 
es,  dass  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Ein- 
führung der  Papierwährung  und  der  Ausgabe 
bezüglichen  Papiergelds  ganz  andere,  als  die- 
jenigen der  Ausgabe  einlösbaren,  uneigentli- 
chen Staatspapiergelds  und  der  Banknoten  bar- 
zahlender Banken  sind.  Beim  Zwangskurs  der 
Papierwährung  handelt  es  sich  regelmässig  und 
in  allen  geschichtlich  wichtigen  Fällen  um  den 
Zwangskurs  im  Nennwerte,  d.  h.  das  Papier- 
geld ist  im  Verkehr  bei  der  Begleichung  der 
auf  Metallgeld  lautenden  Zahlungen  im  glei- 
chen Werte  mit  der  Münze  anzunehmen. 
Gerade  dieser  „Nennwert- Zwangskurs"  des 
Papiergeldes  hat  die  eigenartigen  bedenklichen 
wirtschaftlichen  Wirkungen.  Ein  Zwangskurs 
nach  dem  Kurswerte  des  Papiergeldes  in 
Metallwährung,  wie  er  gelegentlich  theoretisch 
befürwortet  und  selbst  wohl  einmal  praktisch 
versucht  ist  (Preussen  1807 ff.),  würde  sie  nicht 
so  haben.  Aber  er  ist  praktisch  auf  die  Dauer, 
sobald  das  Papiergeld  einmal  das  allgemeine  Um- 
laufsmittel bildet,  undurchführbar  und  müsste 
in  anderer  Hinsicht  unerträgliche  Störungen 
bewirken.  Er  würde  nämlich  die  Schwan- 
kungen des  Papiergeldkurses  gegen  Münze 
sofort  jederzeit  auf  alle  in  Papiergeld  gezahlten 
Preise  im  Verkehr,  selbst  im  Kleinverkehr 
übertragen.  Dazu  käme  der  finanzielle  Nach- 
teil, dass  bei  sinkendem  Kurs  des  Papiergelds 
alles  sofort  entsprechend  höher,  teuerer,  auch 
von  dem  Papiergeld  zu  Finanzzwecken  aus- 
gebenden Staate,  gezahlt  werden  müsste,  was 
zu  noch  grösserer  Papiergeldausgabe  nötigte. 
Beim  Nennwertzwangskurs  steigen  die  Preise 
nicht  alle  gleich  nach  Massgabe  des  Kurs- 
sinkens des  Papiergeldes  (s.  u.),  manche  fast 
gar  nicht  oder  nur  sehr  allmählich.  So  muss 
man  wohl  bei  Papierwährung  den  Nennwert- 
Zwangskurs  mit  hinnehmen. 

Das  grosse  Problem  ist  nun  bei  Papierwäh- 
rung, deren  Gleichwert  mit  der  Münze,  auf 
die  auch  sie  lautet,  möglichst  zu  erhalten. 
Praktisch  völlig  unmöglich  ist  dies  nicht,  wie 
sich  mehrfach,  mindestens  eine  Zeitlang,  auch 
in  geschichtlichen  Beispielen  (England  1797ff., 
Frankreich    1870ff.)  gezeigt  hat.     Aber  es  ist 


M 


Papiergeld. 


447 


sehr  schwierig  und  bei  kürzerer  Dauer  der 
Papiergeldwirtschaft,  wenn  die  Papiergeldmenge 
weiter  vermehrt  wird,  selten  gelungen.  Denn 
die  Bedingungen,  welche  dafür  erfüllt  werden 
müssten,  lassen  sich  meist  nicht  erfüllen,  weil  sie 
mit  den  Umständen,  unter  welchen  der  Staat 
zur  Papierwährung  genötigt  wird,  im  Wider- 
spruch stehen.  Es  müsste  nämlich  gelingen, 
den  Kredit  des  Ausgebers  durchaus  aufrecht 
zu  halten  und  die  Papiergeldmenge  auf  den 
Umlaufsmittelbedarf,  wie  er  bisher  bei  Metall- 
währung und  ihr  entsprechenden  Preisen  be- 
standen hätte,  zu  beschränken.  Das  ist  eben 
meist  nach  Lage  der  Dinge  nicht  möglich. 
So  tritt  mit  Fortfall  oder  mit  von  vorneherein 
Fehlen  der  steten  Einlösbarkeit  des  Papiergelds 
in  Münze  die  Möglichkeit  einer  Schwankung, 
unter  den  obwaltenden  ungünstigen  Umstän- 
den eines  Sinkens  des  Kurses  des  Papiergelds 
gegen  Münze  ein,  und  damit  beginnen  die 
wirtschaftlichen  Störungen. 

Um  die  hier  eintretenden  Erscheinungen 
richtig  zu  verstehen,  ist  ein  Punkt  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  Es  muss  nämlich  bei 
dem  Schwanken;  bezw.  dem  Sinken  und  Steigen 
des  Papiergeldwertes  zweierlei  scharf  unterschie- 
den werden:  einmal  die  Wertdifferenz, welche 
sich  im  Kurse  des  Papiergeldes  gegen 
Münze  zeigt,  die  sogen.  Entwertung — sie 
wird  gemessen  am  Münzagio  oder  Papier- 
gelddisagio und  namentlich  am  Wechselkurse 
auf  das  Ausland  mit  festen  Metall  Währungen ; 
sodann  das  Wertverhältnis  zwischen  Pa- 
piergeld und  inländischen,  in  ihm  aus- 
gedrückten Preisen  der  Waren  und 
Dienstleistungen,  bei  sinkendem  Papier- 
geldwert daher  die  Wertverminderung, 
welche  sich  in  den  höheren  Preisen  zeigt 
und  auf  eine  verminderte  Kaufkraft  des 
Papiergeldes  hinweist  —  das  wird  an  der  Be- 
wegung der  in  Papiergeld  ausgedrückten  Preise 
gemessen.  Beide  Vorgänge  sind  nun  durch- 
aus nicht  die  gleichen,  gehen  nicht  genau 
parallel  nach  Zeit,  Ort,  Warenarten;  es  folgen 
insbesondere  die  inländischen  Preise  der  Waren 
und  Dienstleistungen  durchaus  nicht  ohne 
weiteres,  sofort  und  gleichmässig,  in  ihrer  Be- 
wegung dem  Münzagio.  Das  hat  man  früher 
übersehen  und  ist  so  zu  falschen  Schlüssen, 
auch  zu  unrichtigen  praktischen  Massregeln, 
gelangt  Beide  Vorgänge  sind  vielmehr  aus- 
einander zu  halten  und  speziell  ist  erst  zu  er- 
forschen, wie  sie  aufeinander  einwirken,  nament- 
lich ob  und  wie  Höhe  und  Bewegung,  Steigen 
und    Fallen    des   Münzagios   und   Agios   der 


fremden  Währungen  (wie  es  sich  besonders 
in  den  auswärtigen  Wechselkursen  ausdrückt), 
und  umgekehrt,  wie  die  Bewegung  des  Disagios 
des  Papiergelds  auf  die  Preise  einwirkt.  Ins- 
besondere auch  für  die  Erscheinungen  im  aus- 
wärtigen Handel  ist  dies  wichtig. 

Für  beide  Reihen  von  Erscheinungen  lässt 
sich  dann  auf  Grund  der  Erfahrungstatsachen 
induktiv  und  zugleich  mit  Hilfe  des  deduktiven 
Verfahrens  eine  wissenschaftliche  Theorie  des 
Agios  (Disagios,  der  Entwertung)  und  der 
Preisbewegung  bei  Papierwährung  aufstellen^ 
welche  auch  für  den  Praktiker  wichtig  und 
lehrreich  ist,  namentlich  zugleich  zur  Erklärung 
internationaler  Handelsverhältnisse  zwischen 
Ländern  mit  Papier-  und  Fest-(Gold-)währung. 
Beide  Theorien  gestatten  auch  eine  Anwendung 
auf  die  analogen  Verhältnisse  bei  Silberent- 
wertung gegenüber  Gold,  resp.  für  den  Verkehr 
zwischen  Ländern  der  Gold-  und  der  Silber- 
währung. Beide  Theorien  verlangen  eigent- 
lich zu  ihrer  Begründung  eine  Ausführung 
von  Einzelheiten  und  die  Beweisführung  mit 
Tatsachenmaterial,  besonders  statistischem.  Dar- 
auf muss  hier  verzichtet  werden  und  eine 
kurze  Darlegung  der  wichtigsten  Punkte  ge- 
nügen. 

Das  Münzagio,  bezw.  das  Disagio  gegen 
Münze  bei  Papierwährung  hat  man  früher  in 
der  Weise  in  seiner  Bewegung  und  jeweiligen 
Höhe  zu  erklären  gesucht,  dass  man  es  als  durch 
die  Menge  des  (uneinlösbareh)  Papiergelds  be- 
stimmt und  wohl  selbst  umgekehrt  genau 
proportional  mit  dieser  Menge  sich  bewe- 
gend ansah:  die  sogen,  (schroffe)  „Quanti- 
tätstheorie", wie  sie  auch  für  Metallgeld 
selbst  mitunter  aufgestellt  worden  ist,  also 
Steigen  des  Disagios  (der  Entwertung)  bei  Ver- 
mehrung der  Geldmenge  und  im  Verhältnis 
davon,  sowie  umgekehrt.  Dies  ist  aber  eine 
falsche,  auch  viel  zu  einfache  und  zu  mecha- 
nische Auffassung  und  Behandlung  eines  viel 
verwickeiteren  Problems.  Das  Disagio  ist  nur 
mittelbar  von  der  Papiergeldmenge  abhängig, 
nämlich  nur,  soweit  letztere  auf  folgende 
andere  Momente  einwirkt,  die  aber  auch  un- 
abhängig von  der  Geldmenge  ihren  entschei- 
denden Einfluss  ausüben:  Es  gehören  hierhin 
der  Wunsch  der  Besitzer,  ihr  Papiergeld  aus 
Misstrauen  gegen  dieses  in  heimische  Münze 
oder  in  feste  fremde  Währung  umzutauschen; 
ferner  der  reelle  Bedarf  nach  Metallgeld  für 
inländische  Verwendungszwecke  und  nament- 
lich für  auswärtige  Zahlungen,  wie  sie  Han- 
delsverkehr,   Kreditoperationen,    auch     finan- 
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zielle  Staatsbedürfnisse  nötig  machen.  An 
diese  Momente  knüpfen  dann  mit  eigenen 
Weiterwiri<ungen  Valutaspekulationen,  auf 
Steigen  und  Fallen  an.  Eigentlich  entschei- 
dend ist  in  allem  der  psychologische 
Faktor,  das  Vertrauensmoment,  das  wie- 
der von  politischen  u.  dgl.  Verhältnissen  ab- 
hängt und  allerdings  auch  von  der  Bewegung 
der  Papiergeld  menge,  z.  B.  ob  diese  leicht 
und  stark  vermehrt  werden  muss,  was  die 
Rückkehr  zur  Festwährung  natürlich  erschwert. 
Mehr  mechanisch  wirkt  die  Papiergeldmenge 
auf  das  Disagio  mit  ein,  indem  bei  ihrer  Ver- 
mehrung, selbst  wenn  die  Inlandspreise  steigen 
und  so  der  Bedarf  an  Umlaufsmitteln  wächst, 
leicht  ein  immer  grösserer  Betrag  Papiergelds 
nicht  mehr  als  Umlaufsmittel  benötigt  wird, 
sondern,  einstweilen  wenigstens,  überschüssig 
bleibt  und  dann  als  „disponibles  Geldkapital" 
fungiert,  auch  zu  Spekulationen,  z.  B.  nach 
wiederhergestellter  politischer  Ruhe,  Anlass 
und  Mittel  bietet,  woraus  dann  Steigerungen 
von  Preisen  hervorgehen.  Dadurch  steigert 
sich  wieder  der  Bedarf  an  Umlaufsmitteln, 
so  dass  wohl  auch  eine  gewisse  mechanische 
Selbstkorrektur  steigenden,  auf  die  Preise  wir- 
kenden Agios  eintritt. 

Noch  verwickelter  ist  die  Theorie  der  Preis- 
bewegung unter  der  Herrschaft  der  Papier- 
währung. Man  kann  dabei  den  Fall  sinken- 
der und  steigender  Valuta,  der  Wert-  oder 
Kaufkraft- Verrninderung,  die  sich  in 
Preissteigerung,  und  der  Werterhöhung, 
die  sich  in  Preisermässigung  ausdrückt, 
unterscheiden.  Es  genügt,  den  ersteren  Fall 
hier  zu  betrachten.  Beim  zweiten  gestaltet 
sich  alles  nur  in  umgekehrter  Richtung. 

Die  Preissteigerung  bei  Papierwährung  kann 
eine  primäre  und  eine  sekundäre  sein.  Jene 
geht  unmittelbar  von  der  Wirkung  des  Papier- 
geldes und  seiner  Menge  aus.  Die  Emission 
und  deren  Vermehrung  schaffen  eine  neue 
oder  gesteigerte  Nachfrage  nach  bestimmten 
Waren  und  Leistungen,  die  sich  daher  ver- 
teuern, was  dann  wieder  mehr  oder  weniger, 
namentlich  als  Produktionskosten  Verteuerung, 
auf  andere  Waren  und  Leistungen  weiter- 
wirkt. Gewöhnlich  ein  langsamer,  lokal  und 
nach  Waren-  und  Leistungsarten  sich  verschie- 
den durchsetzender  Prozess. 

Wichtiger  und  für  die  wirtschaftliche  Be- 
trachtung interessanter  ist  die  sekundäre  Preis- 
steigerung, d.  h.  diejenige,  welche  sich  unter 
dem  Einfluss  des  Agios  der  festen  Metallwäh- 
rung und  daher  auch  der  festen  fremden  Va- 
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luten  und  der  auswärtigen  Wechselkurse  voll- 
zieht. Grosse  Verkehrsbeeinflussungen,  beson- 
ders auch  des  auswärtigen  Handels  und  Ver- 
kehrs, treten  hier  ein.  Man  unterscheidet  dabei 
wohl  den  „Binnenwert"  des  Papiergeldes  nach 
seiner  Kaufkraft  im  Inlande  und  den  „Aussen- 
wert"  nach  seiner  Kaufkraft  im  Auslande.  Hier 
vollzieht  sich  nun  verschiedenartig  nach  Zeit, 
Ort,  Warenarten  im  Inland  ein  Prozess  der 
Preissteigerung  bei  steigendem  Metallagio,  je 
nach  der  Grösse  des  Landes,  der  ganz  durch- 
geführten Geldwirtschaft  oder  noch  verbliebener 
Naturalwirtschaft,  nach  der  absoluten  und 
relativen  Grösse  des  auswärtigen  Verkehrs  in 
Ein-  und  Ausfuhr  gegenüber  inländischer  Pro- 
duktion und  Verbrauch,  nach  der  ganzen  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft,  nach  dem  Stande 
des  Kommunikationswesens,  auch  des  Nach- 
richtenverkehrs (Telegraph!).  Im  „Agrarstaat" 
mit  wenig  auswärtigem  Verkehr  tritt  geringere, 
langsamere  Preissteigerung  ein,  welche  sich 
mehr  nur  auf  einige  Produktenarten,  die  im  aus- 
wärtigen Handel  eine  Rolle  spielen,  beschränkt, 
also  nur  an  den  Grenzen,  in  den  Handels- 
plätzen, an  den  grossen  Verkehrswegen  zeigt. 
Im  „Industriestaate"  erfolgt  eine  raschere,  all- 
gemeinere Preissteigerung.  Bei  den  heutigen 
Dampfkommunikationen,  bei  der  Benutzung  des 
Telegraphen,  bei  der  grösseren  Verkehrssicher- 
heit, bei  der  stärkeren  Proportion  des  auswär- 
tigen Handels  zur  inländischen  Produktion 
und  Verbrauch  vollzieht  sich  alles  schneller 
und  gleichmässiger,  auch  in  die  entfernteren 
Gebiete  des  Staatsterritoriums  hinein.  Beson- 
ders beachtenswert  ist,  auch  handelspolitisch, 
wie  das  Agio  des  Metallgelds,  zumal  das  wei- 
ter steigende,  für  die  Ausfuhrartikel  als  Aus- 
fuhrprämie, für  die  Einfuhrartikel  als  Zoll, 
spez.  erhöhterZoll (Schutzzoll) wirkt.  Denn 
erstere  Artikel  werden  vom  Ausland  mit  seinen 
höherwertigen  fremden  Valuten  im  Inland 
wohlfeiler,  die  Einfuhrartikel  dagegen  mit  der 
minderwertigen  heimischen  Valuta  teurer  ein- 
gekauft. Dies  dauert  freilich  nur  solange, 
bis  sich  die  Preise  im  Inland  um  das  volle 
Agio  verteuert  haben,  aber  demgemäss  eben 
doch  öfters  längere  Zeit.  Daher  die  „Blüte" 
des  Exports  bei  steigendem,  seine  Schädigung 
bei  fallendem  Agio,  der  erhöhte  Schutz  natio- 
naler Produktionszweige  dort,  der  verminderte 
hier,  woraus  wieder  bestimmte,  öfters  aufge- 
fallene und  doch  leicht  erklärliche  Freuden 
und  Leiden,  Wünsche  und  Klagen  der  ver- 
schiedenen Interessentenkreise  hervorgehen.  Die 
Weiterwirkungen  auf  die  inländische  Produk- 
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tion  ergeben  sich  dann  einfach,  die  Verteue- 
rung wirkt  eben  vielfach  als  solche  der  Produk- 
tionskosten. 

Wichtig  ist  daher  auch,  wie  verschieden  die 
einzelnen  Berufsklassen  beeinflusst  werden, 
Unternehmer  (Landwirte,  Industrielle),  Arbeiter, 
Beamte,  Rentner.  Am  meisten  leiden  die  Klassen 
mit  festem  Geldeinkommen,  wie  Rentner,  Be- 
amte, aber  auch  Arbeiter,  weil  ihr  Geldlohn 
meist  langsamer  und  nicht  immer  ebenso  stark 
steigt,  als  es  der  Lebensverteuerung  entspricht. 
Am  meisten  gewinnen  die  Klassen,  welche  die 
Preise  ihrer  Erzeugnisse  und  Leistungen  rasch 
steigern  können:  grössere  Produzenten  und 
Händler.  Auch  für  sie  beginnt  aber  eine  Leidens- 
periode oft  besonders  schwer  zu  werden  bei 
fallendem  Agio,  wo  die  Wirkung  des  Agios 
als  Ausfuhrprämie  und  Schutzzoll  geringer 
wird,  selbst  fortfällt,  die  Preise  fertiger  Wa- 
ren sinken,  während  die  Bestandteile  der  Pro- 
duktionskosten noch  teuer  bleiben.  Dadurch 
erklärt  es  sich,  dass  vielfach  wichtige  und  ein- 
flussreiche Kreise,  auch  Bankiers  und  Börsen- 
leute, der  „Wiederherstellung"  der  Valuta 
opponieren,  weil  sie  mindestens  zeitweise  ihre 
Geschäftsinteressen  dabei  leiden  sehen. 

Aus  allen  diesen  Verhältnissen,  besonders 
wenn  der  Kurs  des  Papiergeldes  rasch  und 
stark  schwankt,  folgen  sonach  grosse  Störungen, 
namentlich  für  den  auswärtigen  Handel,  er 
wird  zum  Spiel.  Aber  Spielgeist,  Unwirtschaft- 
lichkeit,  wirtschaftliche  Unsicherheit  verbreiten 
sich  überhaupt  im  Papierwährungslande  mit 
schlimmen  sozialen  und  sittlichen  Folgen. 

Ausser  lieh  treten  die  Einwirkungen  ent- 
werteter Papierwährung  besonders  im  Geld- 
wesen hervor:  vollwichtige  Münze,  bei  starker 
Unterwertigkeit  selbst  minderwertig  geprägte 
Scheidemünze  verschwindet.  Um  die  Verkehrs- 
stockungen zu  verhüten,  muss  nun  selbst  wie- 
der noch  mehr  Papiergeld,  vielleicht  sogar  in 
kleinen  Stücken  zum  Ersatz  der  Scheidemünze, 
ausgegeben  werden.  Indessen  sind  diese  Ein- 
wirkungen noch  die  wenigst  schlimmen. 

Viel  übler  sind  die  schon  erwähnten,  ferner 
speziell  noch  die  Einwirkungen  auf  die  auf 
Geld  lautenden  Zahlungsverbindlich- 
keiten (Geldschulden  u.  a.  m.).  Bei  den 
im  Moment  des  Eintritts  der  Papierwährung, 
des  Zwangskurses  und  der  Entwertung  be- 
stehenden, auf  Münze  lautenden  Verbindlich- 
keiten wird  der  Zahlungsverpflichtete  in  der 
Konsequenz  des  Nennwert-Zwangskurses  regel- 
mässig berechtigt,  seine  Verbindlichkeit  im 
Nennwert    des    entwerteten    Papiergeldes    mit 
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diesem  zu  erfüllen.  Er  gewinnt,  der  Em- 
pfänger verliert,  möglichenfalls  im  Betrage  des 
Disagios  des  Papiergeldes  und  nominell 
allerdings,  tatsächlich  jedoch  im  Inlande  nur 
im  Betrage  der  verminderten  Kaufkraft  des  Pa- 
piergeldes. Bei  allen  neu  entstehenden  Geld- 
verbindlichkeiten ergeben  sich  unsichere  Schwan- 
kungen, einerlei  ob  die  Papierwährung  die 
Zahlungsvaluta  wird,  was  die  Regel  und  mit- 
unter rechtlich  allein  statthaft  ist,  indem 
Kontrakte  auf  heimisches  Metallgeld  für  un- 
wirksam erklärt  werden,  oder  ob  in  solchem 
Metallgeld  (oder  fremder  Festwährung)  kontra- 
hiert wird,  weil  dieses  eben  im  Papierwährungs- 
lande Ware  geworden  und  im  Kurse  schwankt. 
Da  die  Stabilität  der  einheimischen  Kaufkraft 
der  Papierwährung  relativ  grösser  als  die  Stabi- 
lität des  Agios  bzw.  Disagios  zu  sein  pflegt, 
so  ist  die  Papierwährung  für  Inlandsgeschäfte 
im  ganzen  vorzuziehen  und  die  meist  übliche. 
Alle  Wertschwankungen  sind  eben  dabei  hin- 
zunehmen. Alles  das  drängt  wieder  zu  Va- 
lutaspekulationen, die  für  den  Verkehr  mit  dem 
Auslande  selbst  eine  Notwendigkeit  werden 
können. 

Auch  die  öffentlichen  Finanzen  erfahren 
mancherlei  nachteilige  Einwirkungen.  Die  Aus- 
gaben erhöhen  sich,  wegen  Verteuerungen,  bei 
Metallgeldverbindlichkeiten,  welche  weiter  er- 
füllt werden  müssen,  z.  B.  bei  Auslandszah- 
lungen, manchen  Staatsschuldzahlungen  um 
das  volle  Metallagio,  der  Wert  der  Geldein- 
nahmen sinkt.  Manche  Einnahmen,  z.  B.  Zölle, 
Verbrauchssteuern,  erleiden  Ausfälle,  der  Staats- 
kredit wird  schlechter  und  teurer.  Für  ein- 
zelne Abgaben  und  Steuern  (Zölle)  wird  wohl 
Metallvaluta  beibehalten,  um  sich  Metallgeld- 
einnahmen zu  sichern  (Österreich,  Russland, 
Italien,  Nordamerika).  Das  läuft  bei  Agio  auf 
eine  Steuererhöhung  hinaus.  Chronische  Defi- 
zite werden  bei  dem  allen  leicht  die  Folge  sein. 

In  geordneten  Staaten  wird  man  daher  bald- 
möglichst zur  festen  Metallwährung  zu- 
rückkehren. Aber  das  ist  nicht  nur  schwierig, 
kostspielig,  sondern  unvermeidlich  auch  mit 
neuen  grossen  wirtschaftlichen  Störungen,  nur 
jetzt  in  umgekehrter  Richtung  wie  bei  sinken- 
der Valuta,  verbunden.  Produktion,  Handel 
leiden  abermals,  und  die  einzelnen  Berufs-  und 
Einkommenklassen  der  Bevölkerung  wieder  in 
ungleichem  Masse. 

Im  wesentlichen  handelt  es  sich  um  zwei 
Methoden  des  Vorgehens,  die  auch  in  der 
Geschichte  beide  öfters  befolgt  worden  sind:  die 
gesetzliche     Herabsetzung    des    Nenn- 
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wertes  des  Papiergeldes  (auch  des  ein- 
zelnen Stückes)  annähernd  auf  seinen 
Kurswert,  sog.  legale  Devalvation  und 
die  Wiederemporhebung  des  Kurswertes 
des  Papiergeldes  auf  den  Nennwert, 

Die  erste  Methode  ist  von  der  älteren  Theorie 
überwiegend  gutgeheissen  und  in  der  Praxis 
nach  grossen  Staats-  und  Finanzkatastrophen, 
ungeheurer  Papiergeldvermehrung  und  Ent- 
wertung, längerem  Bestand  der  Papiergeldwirt- 
schaft öfters  befolgt  worden,  so  u.  a.  auch  in 
Österreich,  Russland,  Skandinavien,  Nordamerika 
im  18.  und  19.  Jahrhundert,  Argentinien  noch 
jüngst  (in  Österreich  z.  B.  1811  Herabsetzung  der 
noch  stärker  entwerteten  Bankozettel  auf  %  des 
Nennwertes,  wiederum  der  Wiener  Währung 
1820  auf  %,  in  Russland  1839  auf  2;^).  Man 
hat  die  Methode  damit,  gerechtfertigt,  dass  man 
so  nur  legalisiere,  was  sich  eben  faktisch  voll- 
zogen habe,  eben  die  Entwertung;  die  früheren 
üblen  Folgen  könne  man  doch  nicht  mehr  gut- 
machen, die  Geschädigten  nicht  in  den  früheren 
Stand  versetzen;  die  andere  Methode  wirke 
nur  von  neuem  störend  und  ungerecht,  schä- 
dige wieder  Unschuldige  und  führe  andern 
unverdiente  Gewinne  zu,  sei  auch  für  die  Fi- 
nanzen, daher  für  die  Steuer  zahlende  Be- 
völkerung viel  teurer,  deswegen  auch  schwerer 
anzuwenden.  Die  Zahlungsverbindlichkeiten, 
welche  auf  das  Papiergeld  lauten,  hat  man  da- 
bei entweder  nach  dem  angenommenen  Deval- 
vationsmasse reduziert  oder  annähernd  nach 
dem  Kursstande  der  Valuta  zur  Zeit  der  Ent- 
stehung der  Verbindlichkeiten  nach  einer  ge- 
setzlichen Reduktions-  und  Umrechnungstabelle 
(österr.  Patent  von  1811).  Man  wird  zuge- 
stehen müssen,  dass  mitunter,  bei  besonders 
extremen  Verhältnissen,  nichts  anderes  übrig 
bleibt,  als  solche  Devalvation,  selbst  die  völlige 
oder  fast  völlige  Wertloserklärung  (französische 
Assignaten,  amerikanische  Vorgänge,  auch  beim 
Papiergeld  der  „Konföderierten"  im  Bürger- 
kriege 1864).  Aber  prinzipiell  und  praktisch 
richtig  ist  die  Methode  nicht  immer,  am  ehesten 
noch  bei  langem  Bestände  etwa  gleichmässigen 
Agios  (Russland  in  der  ersten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts).  Denn  nur  hier  kann  man,  und 
doch  auch  nur  einigermassen,  annehmen,  dass 
Entwertung  und  Verminderung  der  Kaufkraft 
ziemlich  gleich  gross  und  im  ganzen  Lande 
nach  der  Gestaltung  der  Preise  ziemlich  gleich- 
massig  geworden  sind.  Bei  der  allgemeinen 
Rechtfertigung  der  Devalvation  übersieht  man, 
dass  das  keineswegs  immer  so  ist  und  dass 
man    nach    dem    Disagio    keineswegs    immer 


sicher  und   genau   die   Kaufkraftverminderuhg 
berechnen  kann. 

Jüngst  hat  die  gleichzeitige  Silberentwer- 
tung den  Anstoss  gegeben,  bei  Reformen  der 
Papiervaluta,  welche  ursprünglich  auf  Silber 
lautete,  die  Tatsache  zu  berücksichtigen,  dass 
die  Entwertung  der  Valuta  gegen  Gold  auch 
bei  Silbervaluta  eingetreten  sein  würde  und 
teilweise  als  Ausdruck  der  Silberentwertung 
gelten  könne.  Daraufhin  haben  Österreich - 
Ungarn  (1892  ff^  und  Russland  (1895— 
97  ff.)  bei  ihrem  Übergang  zur  Goldwährung 
eine  Devalvation  eintreten  lassen  und  diese  um- 
somehr  für  zulässig  und  selbst  notwendig  ge 
halten,  weil  ihre  Papiervaluta  einen  besseri 
Kurs  gegen  Gold  als  Silber  behauptet  hatte 
So  ist  in  Österreich  eine  Herabsetzung  um 
ca.  15<'/o  (Krone  als  halber  Gulden,  statt  gleich 
eine  deutsche  Mark,  nach  der  alten  Wertrela- 
tion von  Gold  zu  Silber  wie  1:15,5,  nur 
gleich  85,06  Mark)  und  in  Russland  sogar  um 
331/3%  (von  rund  324  Mark,  bzw.  108  Tl. 
deutschen  Geldes  für  100  Silberrubel  auf  216 
Mark)  erfolgt  Praktisch  war  das  wohl  im  ganzen 
zu  rechtfertigen,  aber  prinzipiell  bleibt  das  an- 
gedeutete Bedenken,  dass  jede  solche  Re- 
duktion eigentlich  auf  der  Voraussetzung  be- 
ruht, Entwertungsquote  und  Quote  der  ver- 
minderten Kaufkraft  seien  überhaupt  und  im 
ganzen  Lande  genau  gleich  im  Verkehr.  Fi- 
nanziell macht  der  Staat  bei  Devalvation  na- 
türlich einen  nominellen  Gewinn  in  der  Höhe 
der  Herabsetzung,  was  bei  den  Hunderten 
Millionen  Papiergeldes  freilich  ins  Gewicht 
fällt,  aber  eben  doch  ein  endgültiger  partieller 
Staatsbankrott  ist. 

Die  zweite  Methode  der  Herstellung  der  Va- 
luta ist  sonach,  obwohl  die  finanziell  teurere, 
doch  prinzipiell  und  praktisch  vorzuziehen, 
solange  die  Dinge  nicht  ganz  dissolut  geworden 
sind,  daher  bei  massiger  gebliebener  Entwer- 
tung, nicht  allzulanger  Dauer  derselben,  noch 
nicht  vollzogener  Ausgleichung  zwischen  Dis- 
agio und  Verminderung  der  Kaufkraft,  über- 
haupt wenn  das  Papiergeld  mehr  nur  als  eine 
vorübergehende  Erscheinung,  als  eine  Finanz- 
massregel gelten  kann,  zu  der  man  nur 
zeitweise  durch  politische  Not  gedrängt  wurde. 
Bei  den  grossen  Beträgen  Papiergeldes,  um 
die  es  sich  meistens  handelt,  sind  in  der  Regel 
grosse  Anleiheoperationen  notwendig,  um  das 
Papiergeld  einzuziehen  und  den  etwa  verblei- 
benden Rest  wieder  einlösbar  zu  machen,  wo- 
durch der  Kurswert  wieder  auf  den  Nennwert 
gehoben  wird.     Auch  die  in  Papiergeld  wäh- 
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rend  der  Entwertung  entstandenen  Schuldver- 
bindlichkeiten, einschliesslich  öffentliche  An- 
leihen, werden  dann  wieder  nach  dem  vollen 
Wert  des  Papiergeldes  verzinst  und  zurück- 
gezahlt, obwohl  hier  eine  Reduktion  zu  er- 
wägen bleiben  kann.  So  sind  die  politisch 
und  wirtschaftlich  geordneten  und  kräftigeren 
Staaten  gewöhnlich  vorgegangen,  auch  zum 
Vorteil  ihres  Kredits  (England  nach  1814, 
Österreich  nach  1862,  Frankreich  nach  1871, 
Nordamerika  nach  1864,  Italien  1884  und 
später  wieder).  Wo  es  sich  um  Papierwäh- 
rung in  Banknotenform  handelt,  müssen  die 
Bankdarlehen  an  den  Staat  entsprechend  zurück- 
gezahlt und  die  Noten  wieder  mit  genügend 
liquider,  „bankmässiger"  Deckung  versehen  und 
einlösbar  gemacht  werden.  Die  Wiederher- 
stellung der  Valuta  ist  so  eine  grosse  Finanz- 
und  Kreditoperation,  mittelst  deren  die  schwe- 
bende Schuld,  welche  das  Papiergeld  dar- 
stellt, in  eine  fundierte  verwandelt  wird:  an 
sich  korrekt,  da  das  Papiergeld  eben  meistens 


nur  ein  zeitweiliges  Hilfsmittel  der  Finanzpoli- 
tik ist,  an  dessen  Stelle  nach  wieder  erlangter 
politischer  Ruhe  und  Ordnung  ein  normales 
finanzpolitisches,  wenn  auch  immer  noch  kost- 
spieliges mit  Recht  tritt. 

Literatur.  Der  Verfasser  bezieht  sich  für  weiteres 
und  zur  näheren  Begründung  seiner  Ausführungen  na- 
j  mentlich  auf  seine  eigenen  bezügUchen  Studien  und 
I  Schriften,  so  besonders  Art.  Papiergeld  im  Bluntschii- 
schen  Staats  Wörterbuch  B.  VII,  Abschnitt  in  der  Ab- 
handl.  „Öffentlicher  Kredit"  im  Schönbergschen  Handb. 
d.  poiit.  Ökonomie  4.  Aufl.  B.  III,  Absch.  1.  S.  832  ff. 
(woselbst  S.  832 — 833  ein  speziellerer  Literaturnach- 
weis), die  Schrift  „Die  russische  Papierwährung"  (1868) 
und  ,, Staatspapiergeld,  Reichskassenscheine  und  Bank- 
noten" (1874).  S.  ferner  Lexis'  Art.  Papiergeld  im 
Handwörterb.  d.  Staatswissensch.  2.  Aufl.  B.VI,  S.  15ff. 
(woselbst  weiterer  Literaturnachweis  S.  37,  38).  Auch 
Schriften  über  das  Papiergeld  einzelner  Länder  und 
seine  Geschichte  sind  bei  Lexis  und  in  meinem  Art. 
im  Schönbergschen  Handbuch  angegeben.  Röscher, 
System  der  Nationalökonomie  B  III,  §  50ff.  Knies,  Kre- 
dit II,  Kap.  14.  Im  allgemeinen  auch  die  Literatur  über 
Banknoten,  Notenbankwesen  und  über  Geld. 

Adolph  Wagner. 


B,  Bankwesen. 


Einleitung. 


1.  Der  Begriff  „Bank"  und  „Bankier". 

Nicht  selten  findet  man  im  lokalen  Teil  von 
Tageszeitungen  Notizen  etwa  des  Inhalts:  „Ban- 
kier X   ist  gestern   mit tausend  Mark 

durchgebrannt",  woran  sich  dann,  je  nach  der 
Phantasie  des  betr.  Reporters,  eine  mehr  oder 
weniger  ergreifende  Schilderung  der  näheren 
Umstände  knüpft  Fragt  man  nun  einen  Bankier 
oder  Bankbeamten  über  diesen  neuesten  „Zu- 
sammenbruch", so  erhält  man  zumeist  die  Aus- 
kunft: „Ich  kenne  diese  Firma  nicht,  wir  haben 
auch  an  der  Börse  nie  mit  ihr  ein  Geschäft 
abgeschlossen"  usw. 

Wie  lässt  sich  nun  dieser  Widerspruch  lösen  ? 
Sehr  einfach:  Die  Bezeichnung  als  „Bankier" 
und  „Bank"  macht  es  dem,  der  sich  ihrer  be- 
dient, leichter,  seinen  Mitmenschen  Sand  in 
die  Augen  zu  streuen,  als  wenn  er  seinen 
wahren  Beruf  angibt,  wie  z.  B.  Inhaber  eines 
Wettbureaus,  Versicherungsagent,  Vermittler  von 
Gelddarlehen,  Lotterieloshändler  usw.  Der 
Boden,  auf  dem  derartige  Leute  ihre  Geschäfte 
aufbauen,  ist  morsch,  und  den  Kundigen  wun- 
dert bei  einem  Zusammenbruch  meist  nur  das 
eine,  dass  er  nicht  bereits  früher  erfolgt  ist. 


Die  Bankiers,  die  ihren  Namen  mit  Recht 
tragen,  würden  nun  ausser  dem  rein  mensch- 
lichen Mitgefühl  mit  den  Bedauernswerten,  die 
infolge  ihrer  Leichtgläubigkeit  um  ihr'  häufig 
sauer  erspartes  Geld  geprellt  sind,  weiter  kein 
Interesse  an  der  Angelegenheit  haben,  wenn 
nicht  das  durch  derartige  Notizen  irregeleitete 
Publikum  das  Misstrauen  auch  auf  solide  Fir- 
men ausdehnen  würde.  Eine  von  der  deut- 
schen, wie  auch  von  der  englischen  Bankwelt 
seit  Jahren  gestellte  Forderung  lautet  daher: 
Gesetzliche  Definition  des  Wortes  „Bank"  und 
„Bankier"  und  Verbot,  diese  Bezeichnung  zu 
führen,  wenn  die  Voraussetzungen  nicht  ent- 
sprechen. 

Eine  Trennung  zwischen  Geld-  und  Kreditinstituten 
zu  machen  und  nur  den  ersteren  das  Recht,  sich  als 
„Bank"  zu  bezeichnen,  zu  verleihen,  wie  es  mehrfach 
verlangt  worden  ist,  widerspricht  der  modernen  Auf- 
fassung über  das  Bankwesen.  Zutreffender  ist  die 
Definition,  welche  Seh  äff  le  gibt:  „Das  Bankwesen 
ist  der  Handel  in  Nutzungen  des  vertretbaren  be- 
weglichen Kapitals,  sei  es,  dass  solche  Nutzungen  durch 
Kredit  der  Herstellung  und  Zirkulation  von  Brauch- 
lichkeiten,  oder  dass  sie  der  Darstellung  und  Ver- 
geltung des  Geldwertes  veräusserter  Brauchlichkeiten 
in  der  Zahlung  gewidmet  seien." 

Gefördert  ist  diese  Angelegenheit  in  Deutsch- 
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land  durch  den  „Zentralverband  des  deutschen 
Bank-  und  Bankiergewerbes",  dessen  1.  Vor- 
sitzender, der  Geh.  Justizrat  Dr.  Riesser  sich 
dem  Berliner  Polizeipräsidium  gegenüber  äus- 
serte: „Mit  dem  Begriff  «Bankier»  operieren 
viele  unserer  Gesetze,  welche  für  den  Bankier 
besondere  Pflichten  und  Rechte  vorsehen.  Es 
wäre  daher  sehr  wünschenswert,  wenn  man 
den  Kreis  der  «Bankiers»  genau  umgrenzen 
könnte,  zumal  auch  heute  noch  vielfach  im 
Publikum  die  Bezeichnung  «Bankier»  eine  ge- 
wisse Präsumtion  des  Besitzes  von  Mitteln  oder 
doch  mindestens  von  Fachkenntnissen  auf  dem 
Gebiete  des  Bankwesens  verleiht.  Als  Bankier 
ist  nun  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches 
nur  derjenige  anzusehen,  welcher  gewerbs- 
mässig Bank-  oder  Wechslergeschäfte  beireibt. 
Bankgeschäfte  aber  sind  m.  E.  diejenigen, 
welche  auf  die  Beschaffung,  den  Um- 
satz und  die  Verwertung  von  Wertpa- 
pieren, Geld  oder  Geldsurrogaten  ge- 
richtet sind " 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  haben  in  Berlin 
auf  Veranlassung  des  Berliner  Polizeipräsidiums 
bereits  einzelne  Firmenbezeichnungen,  wie 
„Bankgeschäft",  „Bank"  u.  dergl.,  welche  eine 
Täuschung  über  die  Art  und  den  Umfang 
des  Geschäftes  herbeizuführen  geeignet  waren, 
Berichtigung  gefunden. 

Als  „Bankier"  wird  im  Gegensatz  zu 
„Bank"  (gesellschaftliche  Unternehmung,  ins- 
besondere Aktiengesellschaft  usw.)  in  der  Regel 
derjenige  bezeichnet,  der  das  Geschäft  für  eigene 
Rechnung  betreibt.  „Bankhaus"  passtsowohl 
als  Bezeichnung  der  Firma  eines  Bankiers  wie 
einer  Bank. 

2.  Die  Bedeutung  der  Banken. 

In  seinem  Werk  „Lombard  Street,  a  descrip- 
tion  of  the  money  market"  schildert  Walter 
Bagehot  in  beredter  Weise  die  Vorteile  der 
Geldansammlung  in  den  Banken: 


Eine  Million  im  Besitze  eines  einzigen  Bankiers  ist 
eine  grosse  Macht :  er  kann  diese  Million  verleihen  an 
wen  er  nur  immer  will;  wer  Geld  braucht,  weiss, 
dass  er  es  zu  verleihen  hat  und  kommt  zu  ihm.  Wird 
diese  Million  aber  in  eine  Anzahl  Teile  zerlegt,  dann 
ist  das  Geld  keine  Macht  mehr,  denn  wer  Geld  braucht, 
weiss  nicht,  an  wen  er  sich  zu  wenden  hat.  „Kon- 
zentration des  Geldes  in  den  Banken  ist,  wenn  auch 
nicht  die  einzige,  so  doch  die  Hauptursache,  weswegen 
der  englische  Geldmarkt  so  bedeutend  und  mächtig 
ist  und  den  der  anderen  Länder  weit  überflügelt  hat." 

Was  Bagehot  vor  32  Jahren  am  englischen 
Bankwesen  und  speziell  an  dem  banking  de- 
partment  der  Bank  von  England,  „der  einzigen 
grossen  Niederlage  Europas,  bei  der  jederzeit 
sofort  Gold  erhältlich  ist",  gerühmt  hat,  trifft 
heute  auch  auf  das  Bankwesen  anderer  Länder 
zu.  Kassenvorräte  und  andere  schwebende 
Kapitalien  werden  von  Banken  und  Bankiers 
angesammelt  und  übergeleitet  in  solche 
Hände,  die  sie  nutzbringend  anlegen  können, 
aber  auch  in  der  Lage  sind,  Garantien  betreffs 
Rückzahlung  zu  leisten.  Diese  Kreditgewäh 
rung,  auf  die  in  dem  folgenden  noch  näher 
einzugehen  sein  wird,  ist  von  höchster  wi 
schaftlicher  Bedeutung.  Sie  kennt  keine  Grenze 
zwischen  den  einzelnen  Städten  und  Länder 
Kapitalien  werden  von  einem  Erdteil  nach  dem 
anderen  mittelst  Kabel  fast  ebenso  schnell 
übertragen  wie  an  einen  Bewohner  desselben 
Platzes.  Ein  entwickeltes  Check-  und  Abrech- 
nungswesen  erleichtert  den  Verkehr  am  gleichen 
Ort  wie  auch  den  Verkehr  zwischen  verschie- 
denen Städten  und  Ländern.  Dank  der  Fort- 
schritte der  modernen  Technik  und  dank  der 
entwickelten  Banktechnik  sind  auch  die  weite- 
sten Entfernungen  überbrückt  worden. 

Der  weitsichtige  Bankier,  von  dem  das  Wort 
des  Dichters  gilt,  „Güter  zu  suchen  geht  er; 
doch  an  sein  Schiff  knüpfet  das  Gute  sich  an", 
trägt  durch  seine  Tätigkeit  in  hohem  Masse 
zum  wirtschaftlichen  Gedeihen  seines  Landes 
bei. 


I.  Arten  der  Banken. 
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1.  Einteilung  in  technischer  Beziehung. 

Die  Haupttätigkeit  der  Banken  erstreckt  sich 
auf  die  Kreditvermittelung.  Ihre  Geschäfte 
lassen  sich  daher  einteilen  in  solche,  bei  denen 
sie  Kredit  nehmen  (Passivgeschäfte)  und  in 
solche,  bei  denen  sie  Kredit  gewähren  (Aktiv- 
geschäfte). Geschäfte,  bei  denen  es  sich 
weder  um   eine   Kreditnahme  noch   um    eine 


Kreditgewährung  handelt,  pflegt  man  als  indif- 
ferente Geschäfte  zu  bezeichnen. 

Bei  den  Kreditvermittelungsgeschäften  hat 
die  Bank  in  erster  Linie  darauf  zu  achten, 
dass  zwischen  Aktiv-  und  Passivgeschäften  ein 
richtiges  Verhältnis  besteht,  d.  h.  die  Bank 
darf  im  wesentlichen  keinen  anders 
gearteten   Kredit    geben,  als    sie    selbst 
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genommen  hat.  Dies  ist  das  oberste  Gesetz 
aller  Bankpolitik,  Die  Banken,  die  hiergegen 
gefehlt  hatten  —  die,  wie  z.  B.  die  Kgl.  Oiro- 
und  Lehnbank  im  Jahre  1806,  Depositengelder, 
die  jederzeit  oder  nach  kurzer  Kündigung  zu- 
rückgezogen werden  konnten,  angelegt  hatten 
in  Hypotheken,  deren  Rückzahlung  erst  nach 
vorangegangener  mehrmonatiger  Kündigung 
erfolgen  konnte  —  waren  in  kritischen  Zeiten 
stets  genötigt,  ihre  Zahlungen  einzustellen. 

Die  vielfach  erfolgende  Einteilung  der  Banken 
nach  der  vorwiegenden  Art  ihrer  Passivgeschäfte 
in  Noten-,  Depositen-  und  Pfandbrief banken, 
resp.  nach  der  vorwiegenden  Art  der  Aktiv- 
geschäfte in  Diskont-,  Lombard-,  Kredit-,  Konto- 
korrentbanken hat  insofern  wenig  Wert,  als  zu 
jedem  Aktivgeschäft  ein  Passivgeschäft  gehört, 
und  umgekehrt,  und  nur  durch  Kombination 
mehrerer  Aktiv-  und  Passivgeschäfte  eine  Bank 
entsteht.  In  der  Regel  treiben  die  Banken 
alle  Aktiv-  und  Passivgeschäfte,  mit  Ausnahme 
des  Noten-  und  Pfandbriefgeschäftes. 

2.  Einteilung  in  wirtschaftlicher 
Beziehung. 

Die  Banken  lassen  sich  ferner  einteilen  nach 
der  Art  der  wirtschaftlichen  Gruppen,  denen 
sie  in  erster  Linie  Kredit  zu  gewähren  bestimmt 
sind: 

a)  Handels-  und  Gewerbebanken,  d.h. 
Banken,  welche  hauptsächlich  den  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  Kredit  gewähren  sollen. 
Hierzu  gehören  die  grossen,  kapitalkräftigen 
Noten-  und  Kreditbanken,  die  hauptsächlich 
den  Grosshandel-  und  Grossgewerbebetrieben 
dienen;  ferner  die  Schulze-Delitzschen 
Genossen  Schaftskassen. 

Wie  die  Raiffeisenschen  Kassen  hauptsächlich  für 
die  Landwirte,  so  waren  die  Schulze-Delitzschen  Vor- 
schussvereine (s.  S.  152  ff.)  in  erster  Linie  für  Hand- 
werker und  kleine  Gewerbetreibende  bestimmt.  Die 
Kreditgewährung  hängt  von  der  Mitgliedschaft  ab,  die 
durch  fortgesetzte  oder  einmalige,  beliebig  hohe  Geld- 
einzahlungen erworben  wird;  ferner  hängt  sie  ab  von 
der  Kreditfähigkeit  des  Darlehnssuchenden,  die  bestimmt 
wird  nach  seinen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  Ver- 
bindung mit  der  Bestellung  von  Sicherheiten  oder 
Bürgen.  Die  Darlehen  werden  in  der  Regel  gegen 
Wechsel,  die  in  3  Monaten  fällig  werden,  unter  Ab- 
zug von  Zinsen  und  1 7n  Provision  gewährt  und, 
wenn  nicht  zurückgezahlt,  auf  weitere  3  Monate  pro- 
longiert.    Die  Mitglieder  haften  solidarisch. 

b)  Hypotheken-  und  Grundkredit- 
banken, welche  den  städtischen  und  länd- 
lichen Grundbesitz  hypothekarisch  beleihen; 

c)  Banken,  welche  dem  Landwirt  Kredit 
(Betriebskredit)  zur  Anschaffung  von  Acker- 
geräten, Vieh,  Saatgut  usw.  gewähren. 


Diesem  Zwecke  dienen  in  erster  Linie  die  von 
Raiffeisen  Ende  der  vierziger  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts gegründeten  Kassen,  welche  die  durch  Miss- 
ernten in  grosse  Not  geratenen  Bauern  vor  Ausbeutung 
durch  Wucherer  schützen  sollten.  Ihre  Vereinsbezirke 
sind  eng  begrenzt  und  haben  in  der  Regel  nicht  mehr 
als  1500  Bewohner.  Infolgedessen  kennen  sich  die 
Mitglieder  untereinander  persönlich.  Einer  kennt  so 
ziemlich  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  andern 
und  ist  imstande,  dessen  Kreditfähigkeit  zu  beurteilen. 
Entsprechend  den  landwirtschaftlichen  Verhältnissen 
werden  die  Darlehen  in  der  Regel  auf  länger  als  drei 
Monate,  mitunter  auf  1 — 2  Jahre  gewährt. 

3.  Einteilung  in  rechtlicher  Beziehung. 

Eine  weitere  Einteilung  kann  erfolgen  ge- 
mäss den  verschiedenen  Gesellschafts-  und 
Genossenschaftsformen.  Die  son.st  im  kauf- 
männischen Betriebe  häufig  vorkommende 
Form  der  Einzelunternehmung  findet  man 
im  Bankbetriebe  verhältnismässig  selten.  Die 
Zahl  der  offenen  Handelsgesellschaften  ist  er- 
heblich grösser,  aber  ebenfalls  im  Abnehmen 
begriffen.  Ein  Teil  löst  sich  auf,  weil  der 
Gewinn  in  keinem  Verhältnis  zur  Mühe  und 
zu  dem  Risiko  des  Inhabers  steht,  ein  Teil 
wird  in  die  immer  mehr  vorherrschende  Form 
des  Bankbetriebes,  in  eine  Aktiengesellschaft 
oder  in  eine  Kommanditgesellschaft,  Komman- 
ditgesellschaft auf  Aktien  oder  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  umgewandelt  (s.  S.  149ff.). 
Über  Genossenschaftsunternehmungen  s.  S. 
152  ff. 

4.  Weitere   Einteilungen  der  Banken. 

a)  Immobiliarkreditbanken,  das  sind  für 
den  Besitzer  von  Grund  und  Boden  geschaffene 
Institute,  —  hierzu  gehören  die  Hypotheken- 
banken und  die  Landschaften  (s.  S.  202). 

b)  Mobiliarkreditinstitute,  bestimmt  für 
Eigentümer  von   beweglichem  Vermögen  und 

c)  Institute,  welche  hauptsächlich  den  Min- 
derbemittelten dienen  sollen:  Sparkassen. 

So  wurde  bereits  1 787  die  Hamburger  Spar- 
kasse geschaffen  „zum  Nutzen  geringer,  fleissi- 
ger  Personen  beiderlei  Geschlechts,  als  Dienst- 
boten, Tagelöhner,  Handarbeiter,  Seeleute  usw., 
um  ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  auch  bei 
Kleinigkeiten  etwas  zurückzulegen".  Ähnlich 
heisst  es  im  Preussischen  Sparkassenreglement 
vom  12.  Dezember  1838:  „Es  ist  darauf  zu 
achten,  dass  die  Einrichtung  selbst  hauptsäch- 
lich auf  das  Bedürfnis  der  ärmeren  Klassen, 
welchen  Gelegenheit  zur  Anlegung  kleiner  Er- 
sparnisse gegeben  werden  soll,  berechnet  und 
der  Veranlassung  zur  Ausartung  der  Anstalt 
vorgebeugt  werde." 
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Das  Wort  Sparkasse  wird  häufig  missbraucht, 
indem  kleine  Genossenschaften,  Volksbanken, 
ja  mitunter  offene  Gesellschaften  und  Einzel- 
unternehmungen, die  eigens  zu  dem  Zweck, 
sich  billiges  Geld  zu  verschaffen,  ins  Leben 
gerufen  werden,  durch  Plakate,  die  sie  im 
Schaufenster  aushängen  und  durch  Annoncen 
in  den  Tageszeitungen  verkünden,  dass  sie 
„Spargelder"  mit  4,  4^12  und  noch  mehr  Pro- 
zent verzinsen.  So  mancher,  der,  angelockt 
durch  den  hohen  Zinssatz,  diesen  Sparkassen 
sein  Geld  anvertraut  hat,  ist  um  seine  sauer 
ersparten  Groschen  betrogen  worden. 

Öffentliche  Sparkassen,  d.  h,  solche, deren 
Geschäftsbetrieb  durch  die  Landesgesetzgebung 
geregelt  ist,  gibt  es  in  fast  allen  Städten  und 
Kreisen.  Die  Anlage  der  Gelder  erfolgt  in 
guten  Hypotheken,  Wertpapieren  und  Wech- 
seln, und  da  auch  die  betr.  Stadt  resp.  der 
Kreis  haftet,  ist,  im  Gegensatz  zu  den  oben- 
genannten privaten  Sparkassen,  ein  Risiko 
für  den  Sparer  so  gut  wie  ausgeschlossen. 

Da  die  Sparkassen  auf  humanitärer  Grund- 
lage beruhen  und  keine  Erwerbsinstitute  sind, 
ist  der  Zinssatz,  den  sie  vergüten  in  Anbe- 
tracht der  niedrigen  Zinsen,  die  sie  selbst  durch 


I  Anlage  ihrer  Gelder  in  nur  sicheren  Werten 
':  erzielen,  verhältnismässig  hoch.  Trotz  der  Menge 
'  Arbeit,  welche  die  zahlreichen  Buchungen  und 
Zahlungen  erfordern,  beträgt  er  meist  3  '^jq,  je- 
doch mit  der  Massgabe,  dass  auf  die  Einlagen 
nur  für  volle  Monate  Zinsen  vergütet  werden, 
d.  h.  die  Einlagen  werden  erst  mit  dem  ersten 
Tage  des  der  Einzahlung  folgenden  Monats 
verzinst,  und  für  die  im  Laufe  eines  Monats 
abgehobenen  Summen  findet  die  Zinsberech- 
nung nur  bis  zum  letzten  Tage  des  voran- 
gegangenen Monats  statt. 

Am  1.  Januar  1Q02  gab  es  in  Deutschland  2715 
Sparkassen  mit  5358  Filialen.  Diese  Sparkassen  hatten, 
im  Jahre  1901  insgesamt  15432211  Sparkassenbüche " 
ausgegeben,  auf  die  9552  Millionen  M  eingezahlt  wor; 
den  waren. 

Nach  Art  des  Verhältnisses  der  Banken  zu 
Staate  unterscheidet  man  Staatsbanken  und 
Privatbanken.  Der  Name  Staatsbank  wird 
einer  Bank  beigelegt,  wenn  dem  Staate  ihre 
Leitung  oder  die  Oberaufsicht  über  sie  zusteh 
wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  er  Stammkapital 
eingeschossen  hat  oder  nicht. 

Eine  Einteilung  in  Lokal-  und  Landeszen 
tralbanken  ist  in  gewisser  Weise  gleichfalli 
berechtigt. 


II.  Passivgeschäfte  der  Banken. 


1.  Das  Noten-  oder  Zettelgeschäft, 
a)  Historisches. 

Die  Banknoten,  „Anweisungen  der  Bank  auf 
sich  selber,  zahlbar  bei  Sicht  an  den  Über- 
bringer" (Ad.  Wagner)  sind  hervorgegangen 
aus  den  Quittungen  (Depositenscheinen), 
welche  die  Oirobanken  über  empfangene  Gel- 
der erteilten.  Die  Depositenscheine  wurden, 
da  sie  auf  den  Überbringer  lauteten,  in  Zah- 
lung gegeben:  A  beglich  damit  seine  Schuld 
an  B,  B  die  an  C,  C  an  D,  und  D  vielleicht 
erst  hob  das  Geld  ab.  Später  setzten  dann 
die  Banken  selbst  solche  auf  runde  Beträge 
lautende  Scheine  in  Verkehr,  um  sich  zinsloses 
Geld  zu  verschaffen. 

Die  Banknoten  sind  ein  Ersatzmittel  des 
Geldes,  ein  Oeldsurrogat.  Diese  enge  Ver- 
knüpfung mit  dem  Geldwesen  lässt  es  als  na- 
türlich erscheinen,  dass  der  Staat  die  Bank- 
notenausgabe regelt  und  überwacht  In  allen 
Ländern  finden  wir  Gesetze  über  Notenaus- 
gabe, und  auch  die  deutsche  Bankgesetzgebung 
ist  im  wesentlichen  eine  Banknotengesetz- 
gebung (s.  a.  S.  98  ff.) 


In  Deutschland  hat  sich  die  Banknote  erst 
später  als  in  andern  Ländern  eingebürgert«, 
Wirtschaftliche  und  politische  Verhältnisse  waren* 
der  Grund,  dass  gerade  dieser  Zweig  des  Mo- 
biliarkredits in  der  Entwicklung  zurückgeblieben 
war.  Der  Plan  Friedrichs  des  Grossen,  in 
Preussen  eine  Notenbank  zu  errichten,  stiess 
auf  zahlreiche  Schwierigkeiten  und  gelangte 
erst  1765  zur  Ausführung.  Wie  aus  dieser 
Kgl.  Giro-  und  Lehnbank  in  Berlin  im 
Jahre  1847  die  Preussische  Bank  und  aus 
dieser  wieder  im  Jahre  1875  die  Deutsche 
Reichsbank  hervorgegangen  ist,  ist  bereits 
(S.  100  ff.)  geschildert  worden. 

Durch  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875 
und  die  Schaffung  der  Deutschen  Reichsbank 
ist  der  in  den  60er  und  70er  Jahren  in  Deutsch- 
land herrschenden  Zersplitterung  des  Noten- 
bankwesens, der  „Zettelwirtschaft"  ein  er- 
freuliches Ende  bereitet  worden.  Dank  des  po- 
litischen Wirkens  von  Ludwig  Bamberger, 
Otto  Michaelis  und  anderen  weitsichtigen 
Männern  hatte  nunmehr  das  neu  geeinte  Deut- 
sche Reich  eine  einheitliche  Bankgesetzgebung 
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und  war  hiermit  dem  Ziele  einer  einheitlichen 
Banknote  ein  gut  Stück  näher  gekommen. 

b)  Das  Bankgesetz  vom    14.  März  1875 

und    die    Novellen    vom    18.    Dezember 

1889  und  vom  7.  Juni   1899. 

ä)  Das  Noten  Privileg.  Das  Notenwesen 
möglichst  gleichförmig,  nach  einheitlichen  Prin- 
zipien zu  gestalten,  war  der  Hauptzweck  des 
Bankgesetzes.  Nach  §  1  kann  die  Befugnis 
zur  Ausgabe  von  Banknoten  nur  durch  Reichs- 
gesetz erworben  oder  über  den  bei  Erlass  des 
Gesetzes  zulässigen  Betrag  der  Notenausgabe 
hinaus  erweitert  werden. 

Den  33  Banken,  welche  bei  Erlass  des  Ge- 
setzes bereits  im  Besitz  des  Noten privilegs 
gewesen  waren,  konnte  man  dieses  Recht  in- 
folge des  privatrechtlichen  Charakters  der  Noten - 
Privilegien  nicht  nehmen.  Aber  man  schränkte 
es  ein:  Diese  Banken,  für  die  die  verschieden- 
artigsten Bestimmungen  hinsichtlich  Noten- 
deckung, Art  der  Geschäfte  usw.  galten,  durf- 
ten hinfort  nur  in  dem  Staate,  der  ihnen  das 
Privileg  erteilt  hatte,  Bankgeschäfte  durch  Zweig- 
anstalten betreiben  oder  durch  dritte  betreiben 
lassen,  und  ihre  Noten  sollten  nur  in  diesem 
begrenzten  Gebiet  Umlaufsfähigkeit  besitzen. 

Speziell  durch  diese  letzte  Bestimmung  war 
die  Existenzfähigkeit  vieler  Notenbanken  hart 
bedroht.  Sie  mussten  nunmehr  damit  rechnen, 
dass  die  Noten  nach  ganz  kurzer  Zeit  wieder 
zu  ihren  Kassen  zurückströmen,  während  es 
doch  im  Interesse  der  Bank,  welche  mit  dem 
Gelde  arbeiten  wollte,  lag,  dass  die  meist  über 
ganz  kleine  Beträge  lautenden  Noten  möglichst 
lange  im  Verkehr  bleiben. 

Die  damals  bestehenden  Notenbanken  sahen 
sich  vor  die  Wahl  gestellt,  entweder  auf  ihr 
Privileg,  das  ihnen  mancherlei  Verpflichtungen 
auferlegte,  ohne  ihnen  aber  in  Zukunft  ent- 
sprechende Einnahmen  zu  bringen,  freiwillig 
zu  verzichten  oder  sich  den  beschränkenden 
Bestimmungen  des  §  44  des  Bankgesetzes  zu 
unterwerfen.  Taten  sie  letzteres,  so  konnten 
ihre  Noten  nach  wie  vor  im  ganzen  Reichs- 
gebiet zirkulieren. 

Im  §  44  heisst  es: 

1.  Die  Betriebsmittel  dürfen  nur  in  ganz  bestimmter 
Weise  (s.  S.  456)  angelegt  werden. 

2  Von  dem  ^'/^"/o  des  Grundkapitals  übersteigenden 
Reingewinn  müssen  jährlich  mindestens  20*/o  so  lange 
zur  Ansammlung  eines  Reservefonds  zurückgelegt  wer- 
den, als  derselbe  nicht  ein  Viertel  des  Grundkapitals 
beträgt. 

3.  Die  im  Umlauf  befindlichen  Noten  müssen  min- 
destens zu  einem  Drittel  durch  Reichskassenscheine, 
Metallgeld  oder  Goldbarren,  der  Rest  durch  gute,  höch- 
stens noch  drei  Monate  laufende  Wechsel  gedeckt  sein. 


4.  Die  Noten  müssen  bei  einer  Stelle  in  Berlin  oder 
Frankfurt  a.  M.  gegen  kursfähiges  deutsches  Geld  ein- 
gelöst werden*). 

5.  Die  Bank  muss  alle  deutschen  Banknoten,  deren 
Umlauf  im  gesamten  Reichsgebiete  gestattet  ist,  an 
ihrem  Sitze,  sowie  bei  denjenigen  ihrer  Zweiganstalten, 
welche  in  Städten  von  mehr  als  80  000  Einwohnern 
ihren  Sitz  haben,  zu  ihrem  vollen  Nennwerte  in  Zah- 
lung nehmen,  so  lange  die  Bank,  welche  solche  Noten 
ausgegeben  hat,  ihre  Noten  pünktlich  einlöst. 

6.  Die  Bank  muss  auf  jedes  Widerspruchsrecht,  wel- 
ches ihr  konzessionsmässig  in  gewisser  Beziehung  zu- 
steht, verzichten. 

7.  Die  Bank  willigt  ein,  dass  ihre  Befugnis  zur  Aus- 
gabe von  Banknoten  zuerst  zum  1.  Januar  1891,  als- 
dann von  10  zu  10  Jahren  nach  vorausgegangener 
einjähriger  Kündigung  ohne  irgend  welche  Entschädi- 
gung aufgehoben  werden  kann. 

Von  den  Privatnotenbanken  verzichteten  so- 
gleich 13,  später  noch  7  auf  das  Recht  der 
Notenausgabe,  5  verloren  diese  Befugnis  durch 
Ablauf  der  Zeitdauer.  Nicht  unterworfen  haben 
sich  diesen  fakultativen  Bestimmungen  die 
Landständische  Bank  in  Bautzen,  die 
aber  inzwischen  auf  ihr  Privileg  verzichtet  hat, 
und  die  Braunschweigische  Bank,  deren  Privi- 
legium erst  am  11.  Mai  1952  abläuft  Infolge- 
dessen dürfen  die  Braunschweigischen  Noten 
nur  im  Herzogtum  Braunschweig  zu  Zahlungen 
verwendet  werden. 

Ausserhalb  des  Herzogtums  Braunschweig  werden 
die  Noten  der  Braunschweigischen  Bank  von  Bankiers 
und  Wechslern  in  Noten  anderer  Banken  oder  in  Gold 
gegen  eine  Gebühr  von  0,20  bis  0,50  M  pro  100  M 
umgetauscht. 

Zur  Annahme  von  Banknoten  ist  gesetzlich 
niemand  verpflichtet,  besonders  aber  dann  nicht, 
wenn  es  sich  um  Noten  mit  beschränkter  Um- 
lauf sfähigkeit  handelt. 

im  Königreich  Sachsen  z.  B.  wird  jedoch  ein  jeder 
die  Noten  der  Sächsischen  Bank  ebenso  gern  in  Zah- 
lung nehmen  wie  Reichsbanknoten  oder  Gold.  Schwierig- 
keiten dagegen  wird  ihr  Besitzer  haben,  wenn  er  sie 
z.  B.  in  Breslau  in  Zahlung  geben  oder  eintauschen 
will.  Das  Bankhaus,  mit  dem  er  in  laufender  Verbin- 
dung steht,  wird  die  Note  anstandslos  in  Zahlung  neh- 
men oder  umtauschen,  ein  anderes  Bankhaus  meist  nur 
gegen  eine  Umwechselgebühr  von  0,10 — 0,20  M.  Die 
Reichsbankhauptstelle  in  Breslau  muss,  laut  §  44  Abs.  5 
des  Bankgesetzes,  die  Note  in  Zahlung  nehmen 
(Einzahlung  auf  das  eigene  oder  auf  ein  fremdes  Giro- 
konto, Einlösung  eines  Wechsels  usw.),  nicht  aber  ist 
sie  verpflichtet,  die  Note  gegen  andere  Münze  umzu- 
wechseln. Die  Postämter  in  Breslau  dagegen  neh- 
men sie  auch  nicht  einmal  in  Zahlung  an. 

Während  die  Novelle  zum  Bankgesetz  vom 
18.  Dezember   1889    in    der  Hauptsache    nur 


')    Demzufolge    werden    kostenfrei    eingelöst:     die 

Noten  der 

Sächsischen  Bank  bei  S.  Bleichröder  in  Berlin, 

Bayerischen  Notenbank  I    u  •    j        c      i  e    ^ 

\vr"_ij.     u       •    i.       XI  i.     u     1  1   bei    der    Frankfurter 
Wurttembergischen  Notenbank  >  o     i  •    c      i «  _i     »« 
n  j-    t-       r>     1  1    Bank  m  Frankfurt  a.M. 
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Änderungen  in  bezug  auf  die  Gewinnverteilung 
brachte,  enthielt  die  Novelle  vom  7.  Juni  1 899 
neben  einer  weiteren  Verkürzung  der  den  An- 
teilseignern zufliessenden  Gewinnrate  eine  den 
Geschäftsbetrieb  der  Privatnotenbanken  stark 
beeinflussende  Bestimmung.  Der  Bundesrat,  so 
hiess  es,  werde  von  dem  ihm  zustehenden 
Kündigungsrecht  —  Aufhebung  der  Befugnis 
zur  Notenausgabe  —  Gebrauch  machen,  sofern 
die  Banken  sich  nicht  hinsichtlich  ihres  Dis- 
kontsatzes binden  würden. 

Die  Reichsbank  hatte  sich  mit  Recht  darüber 
beklagt,  dass  einige  Privatnotenbanken  zeit- 
weise zu  einem  billigeren  Satz  als  die  Reichs- 
bank Wechsel  diskontieren,  die  sie  dann  häu- 
fig, um  nicht  Notensteuer  zahlen  zu  müssen 
(s.  S.  460),  am  Tage  vor  Aufstellung  der  Wochen- 
übersicht an  die  Reichsbank  weitergeben.  Diese 
Notenbanken  durchkreuzen  also  nicht  nur  durch 
ihre  Diskontierungen  unter  der  Bankrate,  be- 
sonders in  Zeiten  der  Geldknappheit,  die  Dis- 
kontpolitik der  Reichsbank,  sondern  sie  schä- 
digen sie  auch  noch  dadurch,  dass  sie  ihr  die 
Notensteuer  auf  die  Summe  der  eben  erst 
diskontierten  Wechsel  aufbürden. 

Damit  dies  in  Zukunft  nicht  wieder  ge- 
schehe, mussten  sich  die  Privatnotenbanken 
verpflichten,  vom  I.Januar  1901  ab  nicht 
unter  dem  offiziellen  Satz  der  Reichsbank  zu 
•diskontieren,  sofern  dieser  4^|o  erreicht  oder 
übersteigt.  Beträgt  der  Diskont  weniger  als 
4^lo  und  diskontiert  die  Reichsbank  auch  zu 
dem  sogenannten  Privatsatze  (Privat diskont), 
so  ist  es  den  Notenbanken  gestattet,  Vs^/o  unter 
diesem  Satze  zu  diskontieren.  Besteht  kein 
solcher  Privatdiskont,  dann  können  die  Privat- 
notenbanken ^/4<^|o  unter  dem  offiziellen  Satz, 
sofern  dieser  weniger  als  4^/o  beträgt,  diskon- 
tieren. 

Infolge  dieser  Bestimmung  hat  sich  die 
Bank  für  Süddeutschland  aufgelöst,  und  die 
letzte  preussische  Notenbank,  die  Frankfurter 
Bank,  hat  auf  ihr  Notenprivileg  verzichtet. 

ß)  Geschäftsbetrieb  der  Notenbanken, 
Nur  folgende  Geschäftszweige  sind  den  Noten- 
banken gestattet: 

1.  Gold  und  Silber  in  Barren  und  Münzen  zu 
kaufen  und  zu  verkaufen; 

2.  Wechsel  (nicht  aber  auch  Anweisungen),  welche 
eine  Verfallzeit  von  höchstens  3  Monaten  haben,  und 
aus  welchen  in  der  Regel  3,  mindestens  aber  2  als 
zahlungsfähig  bekannte  Verpflichtete  haften,  ferner 
Schuldverschreibungen  des  Reiches,  eines  deutschen 
Staates  oder  inländischer  kommunaler  Korporationen 
(Kreise,  Provinzen  usw.),  welche  nach  spätestens  3  Mo- 
naten mit  ihrem  Nennwerte  zurückgezahlt  werden,  zu 
diskontieren,  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen; 
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3.  zinsbare  Darlehen  auf  nicht  länger  als  3  Mo- 
nate gegen  bewegliche  Pfänder  zu  erteilen  (Lombard- 
verkehr) und  zwar: 

a)  gegen  Gold  und  Silber; 

b)  gegen  zinstragende  oder  spätestens  nach  ehiet 
Jahre- fällige  und  auf  den  Inhaber  lautende  Schuldver- - 
Schreibungen  des  Reiches,  eines  deutschen  Staates  oder 
inländischer  kommunaler  Korporationen,  femer  gegen 
Schuldverschreibungen,  die  auf  den  Inhaber  lauten  und 
deren  Zinsen  vom  Reiche  oder  von  einem  Bundesstaate 
garantiert  sind,  gegen  voll  eingezahlte  Stamm-  und 
Stammprioritätsaktien  und  Prioritätsobligationen  deut- 
scher Eisenbahngesellschaften,  deren  Bahnen  im  Be- 
triebe sind,  sowie  gegen  Pfandbriefe  landschaftlicher, 
kommunaler  oder  anderer  unter  staatlicher  Aufsicht 
stehender  Bodenkreditinstitute  Deutschlands  und  deut- 
scher Hypothekenbanken  auf  Aktien,  zu  höchstens  '/i 
des  Kurswertes; 

c)  gegen  zinstragende,  auf  den  Inhaber  lautende 
Schuldverschreibungen  nichtdeutscher  Staaten,  sowie 
gegen  staatlich  garantierte  ausländische  Eisenbahn-Prio- 
ritätsobligationen  zu  höchstens   50 "/o  des  Kurswertes; 

d)  gegen  Wechsel,  deren  Verpflichtete  als  anerkannt 
solide  gelten,  mit  einem  Abschlage  von  mindestens 
S^/g  ihres  Kurswertes; 

e)  gegen  Verpfändung  im  Inlande  lagernder  Kauf 
mannswaren,  höchstens  bis  zu  '^/^  ihres  Wertes. 

4.  Schuldverschreibungen  der  vorstehend  unte| 
3  b  bezeichneten  Arten  zu  kaufen  undzuverkauferf.1 

Ferner  sind  sie  berechtigt: 

für  Rechnung  von  Privatpersonen,  Anstalten  und 
Behörden  Inkassos  zu  besorgen  und  nach  vorheriger 
Deckung  Zahlungen  zu  leisten  und  Anweisungen  oder 
Überweisungen  auf  ihre  Zweiganstalten  oder  Korre- 
spondenten auszustellen ; 

für  fremde  Rechnung  Effekten  aller  Art,  sowie  Edel- 
metalle nach  vorheriger  Deckung  zu  kaufen  und 
nach  vorheriger  Einlieferung  zu  verkaufen; 

Gelder  im  Depositengeschäft  und  im  Giroverkehr 
anzunehmen; 

Wertgegenstände  in  Verwahrung  und  Verwaltung  zu 
nehmen. 

Verboten  ist  den  Notenbanken: 

Wechsel  zu  acceptieren : 

Waren  oder  kurshabende  Papiere  für  eigene  oder 
für  fremde  Rechnung  auf  Zeit  zu  kaufen  oder  auf  Zeit 
zu  verkaufen,  oder  für  die  Erfüllung  solcher  Kaufs- 
oder Verkaufsgeschäfte  Bürgschaft  zu  übernehmen. 

Alles  in  allem:  „Wir  dürfen  das  Bankge- 
setz mit  seinen  Nachträgen  nicht  bloss  zu  den  ■ 
besten  Errungenschaften  aus  der  schöpferischen  '| 
Zeit  der  ersten  siebziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts,  sondern  auch  zu  den  festesten 
Verbindungsgliedern  des  Deutschen  Reiches 
rechnen"  (Bankpräsident  Dr.  Koch). 

/)  Pflichten  der  Notenbanken.  Die 
Notenbanken  sind  verpflichtet: 

1.  Ihre  Noten  bei  Präsentation  zum  vollen 
Nennwert  einzulösen  (§  4). 

Für  beschädigte  Noten  hat  die  Bank  Ersatz 
zu  leisten,  sofern  der  Inhaber  entweder  einen 
Teil  der  Note  präsentiert,  welcher  grösser  ist 
als  die  Hälfte,  oder  sofern  er  den  Nachweis 
führt,  dass  der  Rest  der  Note,  von  welcher  er 
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nur  die  Hälfte  oder  einen  geringeren  Teil  als 
die  Hälfte  präsentiert,  vernichtet  ist.  Ein  Auf- 
gebotsverfahren behufs  Kraftloserklärung  ver- 
nichteter oder  verlorener  Banknoten  gibt  es 
nicht. 

2.  Den  Stand  ihrer  Aktiva  und  Passiva  vom 
7.,  15.,  23  und  letzten  jedes  Monats,  spätestens 
am  5.  Tage  nach  diesem  Termin  durch  den 
Reichsanzeiger  nach  einem  vorgeschriebenen 
Schema  zu  veröffentlichen  (§  8). 

3.  5^1q  Notensteuer  an  die  Reichskasse  für 
den  Betrag  der  umlaufenden  Noten  zu  zahlen, 
welcher  ihren  Barvorrat  plus  Notenkontingent 
übersteigt.  Betr.  Berechnung  dieser  Steuer  s. 
die  Erläuterung  des  Wochenausweises  der 
Deutschen  Reichsbank  S.  460. 

c)  Die  Deutsche  Reichsbank, 
a)   Organisation.  Das  Grundkapital  der 

Reichsbank  beträgt  180  Millionen  M  und  ist 
eingeteilt  in  40  000  auf  den  Namen  lautende 
Anteile  zu  je  3000  Mund  60  000  zu  je  1000  M. 
Besitzt  sie  hierin  und  in  anderen  Punkten 
manche  Ähnlichkeit  mit  einer  Aktiengesell- 
schaft, so  unterscheidet  sie  sich  andererseits 
von  dieser  dadurch,  dass  sie  ihr  eigenes,  im 
Bankgesetz  und  Bankstatut  niedergelegtes  Recht 
hat. 

Die  Leitung  der  Bank  steht  dem  Reiche  zu. 
Chef  ist  nach  dem  Bankgesetz  (§  26)  der 
Reichskanzler.  „Er  leitet  die  gesamte  Bank- 
verwaltung, erlässt  die  Geschäftsanweisungen 
für  das  Reichsbank- Direktorium  und  für  die 
Zweiganstalten,  sowie  die  Dienstinstruktionen 
für  die  Beamten  der  Bank."  Verwaltende, 
ausführende  und  die  Bank  nach  aussen 
vertretende  Behörde  ist  das  Reichsbank- 
direktorium, das  aus  einem  Präsidenten, 
einem  Vizepräsidenten  und  sechs  oder  sieben 
Mitgliedern  besteht,  die  alle  auf  Vorschlag  des 
Bundesrats  vom  Kaiser  auf  Lebenszeit  ernannt 
werden. 

Die  Aufsicht  über  die  Bank  wird  gleichfalls 
durch  das  Reich  ausgeübt.  Sie  erfolgt  durch 
ein  Kuratorium,  welches  aus  dem  Reichs- 
kanzler als  Vorsitzenden  und  4  Mitgliedern 
besteht,  von  denen  1  Mitglied  vom  Kaiser, 
die  3  anderen  vom  Bundesrat  ernannt  wer- 
den. Vierteljährlich  einmal  tritt  das  Kurato- 
rium zusammen.  „In  diesen  Versammlungen 
wird  ihm  über  den  Zustand  der  Bank  und 
alle  darauf  Bezug  habenden  Gegenstände  Be- 
richt erstattet  und  eine  allgemeine  Rechen- 
schaft von  allen  Operationen  und  Geschäfts- 
einrichtungen der  Bank  erteilt." 


Die  Beamten  der  Reichsbank  sind  kaiser- 
liche Beamte  und  haben  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Reichsbeamten.  Ihre  Anstellung  erfolgt 
durch  den  Reichsbankpräsidenten.  Gehälter, 
Pensionen,  sowie  die  Pensionen  und  Unter- 
stützungen für  ihre  Hinterbliebenen  zahlt  die 
Reichsbank  aus  ihren  Mitteln. 

Über  die  Anstellung  der  Reichsbankbeamten 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

Die  Reichsbank  nimmt  junge  Kaufleute  nur  dann  in 
ihren  Dienst,  wenn  sie  deren  bedarf  und  macht  den 
Eintritt  von  folgenden  Bedingungen  abhängig; 

1.  der  Bewerber  darf  nicht  über  26  Jahre  alt  und 
muss  unverheiratet  sein; 

2.  er  muss  körperlich  gesund  und  ohne  auffallende 
Bildungsfehler  sein; 

3.  er  muss  die  Reife  für  die  erste  Klasse  eines  Gym- 
nasiums, eines  Realgymnasiums  oder  einer  Oberreal- 
schule durch  den  Besuch  einer  solchen  Lehranstalt  er- 
langt haben,  oder  eine  dementsprechende  Schulbildung 
durch  das  Abgangszeugnis  einer  anderen  höheren  Lehr- 
anstalt nachweisen; 

3.  er  muss  seiner  Militärpflicht  genügt  haben  oder 
mihtärfrei  sein; 

5.  er  muss  in  einem  Bank-  oder  in  einem  andern 
namhaften  Handlungshause  die  Handlung  ordnungs- 
mässig  erlernt  haben  und  dann  noch  einige  Zeit  in 
einem  solchen  als  Handlungsgehilfe  tätig  gewesen  sein; 

6.  er  muss  sich  über  seine  gute  Führung  gehörig 
ausweisen  und  darf  keine  Schulden  haben. 

Die  AnStellungsgesuche  sind  an  den  Präsidenten  des 
Reichsbankdirektoriums  zu  richten  und  müssen  von 
den  nach  dem  Vorstehenden  erforderlichen  Schul-,  Mili- 
tär- und  kaufmännischen  Zeugnissen,  sowie  einem 
eigenhändig  ge-  und  unterschriebenen  Lebenslaufe  be- 
gleitet sein.  Fehlen  diese  Schriftstücke  ganz  oder  teil- 
weise, so  wird  die  Eingabe  zur  Vervollständigung  zu- 
rückgesandt. 

Die  Einberufung  erfolgt  in  der  Regel  2— 3  Jahre 
nach  Vormerkung,  die  Annahme  zunächst  nur  auf  Probe 
gegen  vierzehntägige  Kündigung  und  4  M  Diäten. 
Die  förmliche  Aufnahme  in  den  Reichsbankdienst  ist 
von  dem  Ausfall  dieser  Probe  und  einer,  nach  einem 
halben  Jahre  etwa  abzulegenden  Prüf  ung(über  Wechsel- 
recht, Bank-  und  Börsenwesen,  kaufmännisches  Rechnen 
usw.)  abhängig.  Das  Aufrücken  vom  Assistenten  zum 
Bankbuchhalter  erfolgt  nach  dem  Dienstalter,  das  in  die 
höheren  Stellen  (Kassierer,  Vorstandsbeamte)  nur  nach 
Befähigung. 

Den  Anteilseignern  stehen  nur  wenig  Rechte 
zu:  Die  ihnen  an  der  Verwaltung  zustehende  Be- 
teiligung üben  sie  nur  durch  die  ziemlich  ein- 
flusslose, alljährlich  im  März  stattfindende  Ge- 
neralversammlung aus,  in  der  sie  aus  ihrer 
Mitteden  Zentralausschuss  wählen,  welcheraus  1 5 
Mitgliedern  und  ebensoviel  Stellvertretern  be- 
steht, und  der  ihre  ständige  Vertretung  gegen- 
über der  Verwaltung  bildet. 

Der  Zentralausschuss,  dessen  Mitglieder 
sämtlich  keine  Besoldung  oder  Vergütung  er- 
halten, versammelt  sich  unter  Vorsitz  des 
Reichsbankpräsidenten,  wenigstens  einmal  mo- 
natlich,   und  erhält   die  wöchentlichen   Nach- 
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Weisungen  über  die  Diskont-,  Wechsel-  und  Lom- 
bardbestände, den  Notenumlauf,  die  Barfonds, 
über  Depositen,  An-  und  Verkauf  von  Gold, 
Wechseln  und  Effekten  vorgelegt  usw.  Gut- 
achtlich ist  er  zu  hören  über  die  Bilanz  und 
die  Gewinnberechnung,  über  Abänderungen 
des  Besoldungs-  und  Pensionsetats,  über  die  Be- 
setzung erledigter  Stellen  im  Reichsbankdirek- 
torium —  mit  Ausnahme  der  Stelle  des  Prä- 
sidenten —  vor  der  Beschlussfassung  des  Bun- 
desrats, über  die  Höhe  des  Diskontsatzes,  über 
den  Höchstbetrag,  bis  zu  welchem  die  Fonds 
der  Bank  zu  Lombarddarlehen  verwendet  werden 
können  usw.  Rechtlich  notwendig  ist  seine 
Zustimmung  bei  Ankauf  von  Effekten  für  Rech- 
nung der  Bank  (Bankgesetz  §  32)  und  bei  Ge- 
schäften mit  den  Finanzverwaltungen  des  Reiches 
oder  deutscher  Bundesstaaten. 

Aus  der  Zahl  seiner  Mitglieder  wählt  der 
Zentralausschuss  auf  ein  Jahr  3  Deputierte 
und  ebensoviele  Stellvertreter,  welche  die  fort- 
laufende spezielle  Kontrolle  über  die  Verwaltung 
der  Reichsbank  ausüben  und  allen  Sitzungen 
des  Reichsbankdirektoriums  mit  beratender 
Stimme  beiwohnen.  Während  die  Mitglieder  des 
Zentralausschusses  sich  nur  in  bestimmten  Zwi- 
schenräumen versammeln,  haben  die  Deputierten 
die  Pflicht,  während  der  Geschäftsstunden  im 
Beisein  eines  Mitgliedes  des  Direktoriums  von 
dem  Gange  der  Geschäfte  Kenntnis  zu  nehmen, 
die  Bücher  und  Portefeuilles  der  Bank  ein- 
zusehen und  den  ordentlichen  wie  ausser- 
ordentlichen Kassenrevisionen  beizuwohnen. 
Geschäfte  mit  der  Finanzverwaltung  des  Rei- 
ches oder  eines  der  deutschen  Bundesstaaten 
müssen,  wenn  andere  als  die  für  die  Reichs- 
bank allgemein  geltenden  Bestimmungen  in 
Anwendung  kommen  sollen,  zuvor  zur  Kennt- 
nis der  Deputierten  gebracht  und  wenn  auch 
nur  ein  Deputierter  darauf  besteht,  dem  Zen- 
tralausschuss vorgelegt  werden. 

Die  Verteilung  des  Reingewinns  ge- 
schieht in  folgender  Weise:  Die  Anteilseigner, 
die  persönlich  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Bank  nicht  haften,  erhalten  zunächst  eine  ordent- 


liche Dividende  von  3^2%-  Von  dem  alsdann 
noch  verbleibenden  Rest  erhalten  die  Anteils- 
eigner 1/4  und  die  Reichskasse  ^j^.  Die  Höhe 
der  Dividende  wird  vom  Reichsbankdirektorium 
vorgeschlagen,  vom  Zentralausschuss  be- 
gutachtet und  vom  Reichskanzler  definitiv 
festgesetzt. 

Filialen  der  Bank.  Die  Reichsbank,  wel- 
che ihre  Tätigkeit  mit  ca.  200  Zweiganstalten 
begonnen  hatte,  hat  diese  Zahl  heute  mehr  als 
verdoppelt.  Sie  benennt  diese:  Reichsbank- 
direktorium (Berlin),  Reichsbankhauptstellen, 
Reichsbankstellen  und  Reichsbanknebenstellen. 
Ausserdem  gibt  es  in  den  östlichen  Provinzen 
Reichsbankwarendepots,  welche  nur  bestimmt 
sind,  dem  Lombardverkehr  zu  dienen. 

Reichsbankhauptstellen  gibt  es  z.  Z.  19. 
Sie  dürfen  nur  „an,  vom  Bundesrate  zu  bestim- 
menden, grösseren  Plätzen"  errichtet  werden. 
Geleitet  werden  sie  von  einem  aus  wenig- 
stens zwei  Mitgliedern  bestehenden  Vorstande, 
beaufsichtigt  durch  einen  vom  Kaiser  er- 
nannten Bank-Kommissarius,  beraten  von 
einem  Bezirksausschuss,  der  aus  mindestens 
4  und  höchstens  10  Mitgliedern  besteht,  welche 
„aus  den  vom  Bank-Kommissar  und  vom  Zen- 
tralausschuss aufgestellten  Vorschlagslisten  der 
am  Sitz  der  Bankhauptstelle  oder  in  dessen  un- 
mittelbarer Nähe  wohnhaften  Anteilseigner  aus- 
gewählt sind".  Dem  Ausschuss  werden  in  seinen 
monatlich  stattfindenden  Sitzungen  die  Übersich- 
ten über  die  Geschäfte  der  Bankhauptstelle  und 
die  von  der  Zentralverwaltung  ergangenen  all- 
gemeinen Anordnungen  mitgeteilt.  Ebenso 
wie  der  Zentralausschuss  in  Berlin  3  Depu- 
tierte zur  fortlaufenden  Kontrolle  der  Geschäfte 
bei  der  Reichshauptbank  wählt,  so  werden  von 
dem  Bezirksausschuss  aus  seiner  Mitte  2  bis 
3  Beigeordnete  bestimmt,  welche  die  fort- 
laufende spezielle  Kontrolle  über  den  Ge- 
schäftsgang der  betr.  Reichsbankhauptstelle  vor- 
zunehmen haben,  soweit  es  ohne  Störung  des 
laufenden  Geschäftes  möglich  ist. 

Die  Errichtung  von  Reichsbankstellen 
(Ende  des  Jahres  1904  gab  es  66),  welche  ebenso 


Leitung : 

Aufsicht : 

Beirat: 

kann  ins  Leben  ge- 
rufen werden  vom: 

R.-Direktorium .  .  .  . 

Reichskanzler 
und  R.-Direktorium 

Bankkuratorium 

Zentralausschuss 

(3  Deputierte  und 

3  Stellvertreter) 

i 

R.- Hauptstelle   .... 

mindestens 
2  Vorstandsbeamte 
2  Vorstandsbeamte 

Bankkommissarius 

Bezirksausschuss 
(2—3  Beigeordnete) 

Bundesrat 

R.-Stelle 

R.-Direktorium 

— 

Reichskanzler 

R.-Nebenstelle  .... 

1  Vorstandsbeamter 

R.-Hauptstelle 
oder  R  -Stelle 

— 

R.-Direktorium 
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wie  die  Reichsbankhauptstellen  dem  Reichsbank- 
direktorium unmittelbar  untergeordnete  sind,  er- 
folgt durch  den  Reichskanzler.  Reichsbank- 
nebenstellen sind  einer  andern  Zweiganstalt 
untergeordnet  und  werden  durch  das  Reichs- 
bank-Direktorium errichtet. 

Das  Schema  auf  S.  458  möge  dazu  dienen, 
sich  ein  klares  Bild  von  der  Organisation  der 
Reichsbank  zu  machen. 

ß)  Aufgaben  und  Geschäfte  der  Reichs- 
bank. Im  §  12  des  Bankgesetzes  ist  der 
Reichsbank  die  Aufgabe  zugewiesen,  „den  Geld- 
umlauf im  gesamten  Reichsgebiete  zu  regeln, 
die  Zahlungsausgleichungen  zu  erleichtern  und 
für  die  Nutzbarmachung  verfügbaren  Kapitals 
zu  sorgen".  Diesen  Zweck  erfüllt  sie  haupt- 
sächlich durch  Anpassung  ihrer  Notenzirkulation 
an  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs,  durch  örtliche 
Regulierung  des  Scheidemünzenumlaufs  (s.  un- 
ten), durch  die  Abrechnungsstellen  (s.  S.  467  ff.), 
durch  ihren  von  Jahr  zu  Jahr  an  Ausdehnung 
zunehmenden  Giroverkehr  und  durch  ihr  Dis- 
kontgeschäft (s.  S.  474). 

In  ihrem  ersten  Bericht,  am  Ende  des  Jahres 
1876,  konnte  die  Reichsbank  bereits  schreiben: 
„Das  ganze  Deutschland  ist  durch  die  Reichs- 
bank ein  Giroplatz  geworden". 

Kein  anderes  Noteninstitut  der  Welt  verfügt 
über  ein  annähernd  gleiches  Filialnetz,  und  gera- 
de hierdurch  ist  sie  die  Bank  aller  Banken  ge- 
worden, deren  Dienste  jede  Bank  und  jeder 
Bankier  in  Anspruch  nehmen  muss.  Am  Ende 
des  Jahres  1904  waren  an  den  Giroverkehr  der 
Reichsbank  21221  Personen  und  Firmen  ange- 
schlossen, die  im  Laufe  des  Jahres  auf  einer 
Seite  ihres  Kontos  einen  Umsatz  von  97273 
Millionen  M  machten,  welche  Summe  bis  auf 
einen  Betrag  von  14  102  Millionen  M  nicht  bar 
gezahlt,  sondern  verrechnet  wurde.  Über  die 
Technik  dieses  Verkehrs  vgl.  S.  466. 

Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung 
sind  die  Leistungen  der  Reichsbank  im  Dienste 
der  Finanzverwaltung  des  Reiches. 

Im  §22  des  Bankgesetzes  lieisst  es:  „Die  Reichs- 
bank ist  verpflichtet,  ohne  Entgelt  für  Rechnung  des 
Reiches  Zahlungen  anzunehmen  und  bis  auf  Höhe  des 
Reichsguthabens  zu  leisten."  Erweitert  wurde  diese 
Verpflichtung  dann  durch  §  11  des  Statuts  der 
Reichsbank:  „Der  Reichsbank  liegt  ob,  das  Reichs- 
guthaben unentgeltlich  zu  verwalten  und  über  die  für 
Rechnung  des  Reichs  angenommenen  und  geleisteten 
Zahlungen   Buch    zu  führen  und  Rechnung  zu  legen." 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  besorgt 
die  Reichsbank  unentgeltlich  die  Kassen- 
geschäfte des  Reichs  und  der  Zentralbehörden. 

Einen  besonders  grossen  Umfang  hat  der  Verkehr 
mit  der  Generalpostkasse,  den  Oberpostkassen  und  den 


Postämtern  angenommen.  Bei  der  Zentrale  in  Berlin 
und  bei  sämtlichen  mit  Kasseneinrichtung  versehenen 
Filialen  der  Reichsbank  werden  ferner  die  Zinsscheine 
der  Anleihen  des  Reiches  eingelöst,  die  Zinsen  der  ins 
Reichsschuldbuch  eingetragenen  Forderungen  ausgezahlt, 
sowie  gegen  Einreichung  des  Talons  neue  Zinsbogen 
ausgehändigt.  Der  Mitwirkung  der  Reichsbank  bei 
Emission  neuer  Anleihen  ist  bereits  (s.  S.  251)  ge- 
dacht worden. 

Grosse  Dienste  leistet  die  Reichsbank  dem 
Reiche  ferner  dadurch,  dass  sie  alle  bei  ihr 
einlaufenden  Münzen  nicht  nur  auf  ihre  Echt- 
heit, sondern  mittels  automatischer  Wagen  auch 
auf  ihre  Vollwichtigkeit  hin  prüft. 

Gewaltsam  beschädigte  Münzen  werden  durch  Ein- 
schneiden für  den  Umlauf  unbrauchbar  gemacht  und 
alsdann  dem  Einzahler  zurückgegeben.  Münzen  hin- 
gegen, welche  nur  infolge  längerer  Zirkulation  und  Ab- 
nutzung das  Passiergewicht  (s.  S.  408)  nicht  mehr 
erreichen,  werden  zum  vollen  Wert  angenommen,  dann 
aber  an  die  Reichshauptkasse  oder  an  die  anderen  hier- 
für bestimmten  Sammelstellen  abgeführt. 

Die  Reichsbank  sorgt  ferner  nach  Möglichkeit 
dafür,  dass  jeder  die  Münzsorten  ausgezahlt 
erhalten  kann,  die  er  jeweilig  benötigt.  Sie 
betreibt  das  (kostenfreie)  Umwechselgeschäft 
in  grossem  Masstabe.  Monatlich  einmal  müssen 
alle  Zweiganstalten  an  das  Direktorium  berich- 
ten, welche  Geldsorten  vermutlich  benötigt  sein 
werden  und  welche  entbehrlich  sind.  Auf  Grund 
dieser  Nachweise  erfolgen  Versendungen  —  i.  J. 
1900  zwischen  den  selbständigen  Bankanstalten 
1733  Millionen  M  und  innerhalb  des  Bezirkes 
der  selbständigen  Bankanstalten  1444  Millio- 
nen M  —  und  ev.  auch  Neuprägungen  von 
Münzen. 

In  Berlin  besteht  dauernd  eine  Umwechselungskasse, 
zeitweise  sind  zwei  oder  drei  eingerichtet,  an  denen 
nur  gewechselt  wird. 

Im  Jahre  1900  wurden  bei  der  Reichshauptbank  ge- 
wechselt: 

Reichsgoldmünzen.     .     .     .     209  120  000  M 

Taler 43  932  000    „ 

Reichssilbermünzen     .     .     .       36  415  000    „ 
Nickel-  und  Kupfermünzen  3  361  600    „ 

Banknoten 156  735  000    „ 

Reichskassenscheine     .     .     .       22  105  000    ,, 

Insgesamt  471  668  600  M. 

Besonders  an  den  Freitagen  sowie  an  jedem  Ultimo 
sieht  man  die  Bankboten  schwer  beladen  mit  einer 
Anzahl  Beutel  die  Umwechselungskasse  verlassen.  Jeder 
Beutel  ist  plombiert  oder  versiegelt  und  mit  einer 
,, Fahne"  versehen,  die  Inhalt  und  Gewicht  angibt. 
Die  Goldbeutel  (20-  oder  IG-Markstücke)  sind  zu 
10  000,  die  Silberbeutel  (5-,  2-,  1-  oder  Va- Markstücke) 
zu  1000,  die  Nickelbeutel  (10-  oder  5 -Pfennigstücke) 
zu  100  und  die  Kupferbeutel  (2-  oder  1 -Pfennigslücke) 
zu  20  M. 

In  den  Kassenbureaus  der  Banken  wird  zunächst  er- 
mittelt, ob  das  auf  den  Fahnen  der  Beutel  angegebene 
Bruttogewicht  stimmt.  Sollte  sich  einmal  eine  Diffe- 
renz ergeben,  dann  ist  der  Beutel  ungeöffnet  zurück- 
zuliefem.     Stimmt  aber    das  Gewicht  —  und  dies  ist 
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fast  ausnahmslos  der  Fall  —  dann  beginnt  das  „Ein- 
rollen". Die  Goldrollen  werden  zu  1000  oder  500  M, 
die  Silberrollen  zu  50  oder  100  (5 -Markstücke  auch  zu 
150  oder  200  M),  die  Nickel-  und  Kupferrollen  zu  1,2, 
3,  5  oder  10  M  hergestellt.  Die  zum  Auszahlen  von 
Löhnen  und  Gehältern  gebrauchten  Geldsorten  stehen 
nunmehr  zur  Verfügung  der  Kundschaft. 

Firmen  usw.,  welche  kein  Konto  bei  einer  Bank  be- 
sitzen, sind  genötigt,  sich  das  Silber  bei  der  Reichs- 
bank abholen  zu  lassen,  die  aber  gerolltes  Silber  in 
der  Regel  nur  bis  zum  Betrage  von  1000    M  abgibt. 

Über  das  Umwechseln  von  Silber-,  Nickel-  und 
Kupfermünzen  in  Gold  und  Banknoten  bestehen  bei 
der  Reichsbank  folgende  Vorschriften:  „Die  Einlieferung 
der  umzutauschenden  Münzen  hat  in  kassenmässig 
formierten  Beuteln  oder  Tüten,  und  zwar  die  der 
Silbermünzen  in  Beträgen  von  mindestens  200  M, 
die  der  Nickel-  und  Kupfermünzen  in  Beträgen 
von  mindestens  50  M  zu  erfolgen.  Die  Auszahlung 
des  Gegenwertes  erfolgt  an  den  Einlieferer  nach  be- 
wirkter Durchzählung  der  eingelieferten  Münzen,  welche 
in  der  Regel  sofort  oder  binnen  5  Tagen  nach  der  Ein- 
lieferung bewirkt  werden  wird." 

Im  Übrigen  betreibt  die  Reichsbank  die 
gleichen  Geschäfte  wie  die  andern  Noten- 
banken (s.  S.  456). 

/)  Die  Reichsbank-Ausweise.  Durch 
das  Bankgesetz  von  1 875  ist  bestimmt  worden, 
welcher  Betrag  der  umlaufenden,  durch  Bar- 
vorrat nicht  gedeckten  Noten  der  Reichsbank 
und  der  anderen  damals  bestehenden  Noten- 
banken steuerfrei  bleibt.  Für  die  übrigen 
durch  Barvorrat  nicht  gedeckten  Noten  muss 
eine  Notensteuer  von  ^/48^/o  pro  Berichts- 
woche gezahlt  werden. 

Dieses  Kontingent  betrug  für  die 


Reichsbank 

Bayerische  Notenbank 
Sächsische  Bank 
Württembergische  Notenbank 
Badische  Bank 
Braunschweigische  Bank 


Frankfurter  Bank 

Bank  für  Süddeutschland 


250  000  000  M 
32  000  000  „ 
16  771000  „ 
10  000  000  „ 
10  000  000  „ 
2  829  000    „ 


10  000  000 
10  000  000 


Das  Kontingent  der  Notenbanken,  welche 
auf  ihr  Privileg  verzichten  wollten  oder  mussten, 
sollte  der  Reichsbank  zufallen.  Infolgedessen 
stieg  deren  Kontingent  nach  und  nach  auf 
293,4  Millionen  M. 

Durch  die  Novelle  vom  7.  Juni  1899  ist 
das  steuerfreie  Notenkontingent  der  Reichsbank 
weiter  und  zwar  auf  450  Millionen  M  erhöht 
worden,  so  dass  es  gegenwärtig,  da  die 
Frankfurter  Bank  und  die  Bank  für  Süddeutsch- 
land aufgehört  haben,  Notenbanken  zu  sein, 
470  Millionen  M  beträgt. 

Die  Berechnung  der  Notensteuer  sei  erläu- 
tert an  der 


Wochenübersicht   der   Deutschen    Reichsbank 

vom  28.  Februar  1905 

Aktiva. 

1.  Metallbestand  (der  Bestand  an 
kursfähigem  deutschen  Qelde  und 
an  Gold  in  Barren  oder  ausländi- 
schen   Münzen)    das    Kilogramm 

fein  zu  2784  M  berechnet      .     .  1  096  361  000  M 

2.  Bestand  an  Reichskassen- 
scheinen            28  153  000  „ 

3.  do,    Noten    anderer    Banken  9  555  000,, 

4.  do.  an  Wechseln 684  915  000,, 

5.  do.  an  Lombardforderungen    .     .        64  522  000  ,, 

6.  do.  an  Effekten 119  638  000,, 

7.  do.  an  sonstigen  Aktiven   .     .     .        94  151  000  „ 

Passiva. 

8.  das  Grundkapital 180  000  000,, 

9.  der  Reservefonds 64  814  000,, 

10.  der  Betrag  der  umlaufenden 

Noten 1  211  040  000  „ 

11.  die  sonstigen  täglich  fälligen  Ver- 
bindlichkeiten     594  012  000  „ 

12.  die  sonstigen  Passiva      ....        47429000,, 
Nach    diesem    Ausweise    beträgt    der    Metallvorrat, 

der  Bestand  an  Reichskassenscheinen  und  an  Noten 
anderer  Banken  zusammen  .  .  .  1  134  069  000  M 
das  steuerfreie  Kontingent  ist  .  .  470  000  000  ^ 
steuerfrei  sind  demnach     .... 

Noten  laufen  um 

es  bleibt  daher  eine  Notenreserve  von 


1  604  069  000  M 
1  211  040  000    „ 


393  029  000  M 

Würde   der  Notenumlauf  400  Millionen  M   grösser 

gewesen  sein,  so  hätte  die  Bank  auf  1  611  040  000  M 

abzüglich     1  604  069  000   „ 

d.  h.  auf  6  971  000  M 

Steuer  (V48°/o)  ^"  '^^^  Reich  zu  entrichten  gehabt. 

Über  den  Wert  der  Notensteuer  ist  man 
verschiedener  Ansicht.  Keineswegs  soll  die 
Steuer  den  Zweck  haben,  Umlaufsmittel  bei 
Bedarf  zu  verringern,  sondern  sie  soll  bewir- 
ken, dass  die  Notenbanken,  sobald  die  unge- 
deckte Notengrenze  nahe  oder  bereits  gar  über- 
schritten ist,  ihren  Diskontsatz  auf  mindestens 
5^/o  erhöhen  und  dadurch  ein  Warnungs- 
signal geben,  die  Unternehmungslust  und  die 
Kreditgewährung  in  der  bisherigen  Weise  fort- 
bestehen zu  lassen. 

d)  Die  Reichsbank  und  die   Privat- 
notenbanken. 

Viel  bestritten    ist  die  Existenzberechtigung 
der    deutschen    Privatnotenbanken.      Für    die 
Notwendigkeit  ihres  Bestehens  wird  angeführt, 
dass  sie  durch  Zweigniederlassungen  auch  an     ^ 
kleineren    Orten    zur    Individualisierung    des    |l 
Kredits  in  hohem  Masse  beitrügen  und  daher     ■ 
für  einen    engeren    Bezirk    wirtschaftlich   not- 
wendig seien.     Sie  seien  nützliche  Mittelglieder 
zwischen  der  Zentralbank  und  den  privaten  und 
genossenschaftlichen  Kreditorganen.  Demgegen- 
über wird  daran  erinnert,  dass  ihre  Verringerung 
von  1 8  (1 876)  auf  5  fühlbare  Lücken  nicht  hinter- 
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lassen  habe  und  dass  grosse  Gebiete  Deutsch- 
lands Privatnotenbanken  nicht  besitzen.  Gegen  sie 
spreche,  dass  sie  als  Diskontinstitute  vielfach 
der  Reichsbank  den  Überblick  über  die  finan- 
ziellen Verhältnisse  ihrer  Schuldner  erschweren. 
Ein  grosses  Filial-  und  Agenturnetz  besitzt  die 
Bayerische  Notenbank,  die  Württembergische 
Notenbank  und  die  Sächsische  Bank.  Das  zu- 
letztgenannte Institut  hat  sich  ein  lebhaftes  Diskont- 
geschäft vor  allem  dadurch  geschaffen,  dass  es  Wechsel 
auf  eine  grosse  Anzahl  Orte  des  Königreichs  Sachsen 
und  der  benachbarten  thüringischen  Fürstentümern,  wo 
weder  sie  noch  die  Reichsbank  Filialen  besitzt,  al  pari 
ankauft  —  die  betr.  Orte,  mehr  als  100,  werden  all- 
gemein ,,  Pari  platze"  genannt  —  d.  h.  nur  Zinsen, 
nicht  aber  auch  Einzugsspesen  in  Abzug  bringt. 

Die  Reichsbank  als  Zentralnotenbank  zeichnet 
sich  gleichfalls  durch  ihr  über  das  ganze  Reich 
ausgebreitetes  Filialnetz,  ferner  durch  die  Grösse 
ihrer  flüssigen  Mittel  aus.  Die  Reichsbank, 
das  ist  ein  volkstümlicher  Ausspruch,  hat  im- 
mer Geld.  Sie  muss  es  auch  immer  haben. 
Ist  infolge  reichlicher  Beschäftigung  der  In- 
dustrie, durch  Überproduktion  oder  durch  Über- 
spekulation eine  Geldknappheit  eingetreten,  so 
wendet  sich  der  Industrielle  und  der  Kauf- 
mann an  seine  Bank  oder  an  seinen  Bankier. 
Diese  wieder  verschaffen  sich  das  Geld  zum 
grössten  Teil  dadurch,  dass  sie  Wechsel  bei 
der  Reichsbank  diskontieren.  Die  Reichsbank 
ist  die  letzte  Instanz.  Sie  ist  das  einzige  Bank- 
institut, welches  die  bei  ihr  diskontierten 
Wechsel  im  Portefeuille  behält  und  sie  nicht 
weiter  begibt  (rediskontiert). 

Durch  eine  den  Verhältnissen  angepasste 
Diskontpolitik,  d.  h.  durch  eine  Festsetzung 
des  Diskonts,  der  nicht  von  Sonderinteressen 
diktiert  wird,  sondern  sich  nach  den  Bedürf- 
nissen des  Verkehrs  richtet,  ist  die  Reichsbank 
als  Zentralnotenbank  imstande,  den  Geldumlauf 
nicht  nur  nach  innen,  sondern  auch  nach  aussen 
hin  zu  regeln.  Sie  kauft  Goldbarren  sowie  frem- 
de Goldmünzen  nach  einem  festen  Tarif,  und  es 
fliesst  ihr  fast  alles  gemünzte  und  ungemünzte 
Gold,  das  vom  Auslande  nach  Deutschland 
kommt,  zu.  Da  auch  fast  alles  Gold,  das  nach 
dem  Auslande  geht,  von  ihr  entnommen  wer- 
den muss,  so  kann  sie  eine  scharfe  Kontrolle 
über  Goldeingänge  und  Goldabflüsse  ausüben 
und  durch  eine  zielbewusste  Diskontpolitik  jene 
vermehren,  diese  verringern. 

e)  Hauptsysteme  der  Notendeckung. 

Nach  allgemein  gültiger,  von  Theorie  und 
Praxis  anerkannter  Lehre  sind  es  hauptsächlich 
zwei  Forderungen,  welche  alle  Institute,  welche 
Noten  ausgeben,  zu  erfüllen  haben: 


1.  Jederzeit  Mittel  zu  besitzen,  die  zur  Ein- 
lösung der  präsentierten  Noten  in  Währungs- 
geld ausreichen,  und 

2.  nur  soviel  Noten  auszugeben,  wie  für  das 
Wirtschaftsleben  des  Landes  erforderlich  und 
nützlich  erscheint. 

Auf  welche  Weise  dies  aber  am  zweck- 
mässigsten  zu  erfolgen  hat,  darüber  gehen  die 
Ansichten  in  den  verschiedenen  Ländern  aus- 
einander. 

Die  Theorie  unterscheidet  drei  Systeme  der 
Notendeckung: 

1.  Volle  Bardeckung, 

2.  Bankmässige  Deckung  und 

3.  Deckung  durch  schwer  realisier- 
bare Aktiva  (Effekten,  Grundeigentum 
usw.). 

Praktisch  verwirklicht  sind  diese  Sy- 
steme: 

ad.  1.  in  England,  wo  das  Peelsche 
System  herrscht,  welches  Volldeckung  aller 
über  einen  gewissen  Betrag  —  gegenwärtig 
18 175000 Ü?  —  ausgegebenen  Noten  verlangt. 

ad.  2.  in  Deutschland,  in  Österreich-Ungarn 
und  bei  der  Mehrzahl  der  Notenbanken  des 
Kontinents.  Das  Grundprinzip  dieses  deutschen 
oder  kontinentalen  Systems  ist:  Deckung 
eines  Teiles  der  ausgegebenen  Noten  —  z.  B. 
331/3  "^/o  in  Deutschland,  40  »/o  in  Österreich- 
Ungarn  —  durch  Bargeld  und  des  Restes  in 
jederzeit  leicht  einziehbaren  Forderungen,  also 
hauptsächlich  Diskonten  mit  einer  Verfallzeit 
von  höchstens  drei  Monaten. 

Der  Deutschen  Reichsbank  und  der  Sächsischen  Bank 
ist  eine  Grenze  des  Notenumlaufs  nicht  gesetzt. 

Die  Maximaisumme  des  gestatteten  Notenumlaufs 
beträgt  bei  der 

Bayerischen  Notenbank  70  000  000  M 

Württembergischen  Notenbank  25  714  285    „ 
Badischen  Bank  27  000  000    „ 

Braunschweigischen  Bank  10  500  000    ,, 

ad.  3.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika. Es  ist  dies  das  nordamerikanische 
oder  New-Yorker  System,  im  Gegensatz 
zu  den  beiden  ersten  Systemen  auch  Vielbank- 
system genannt.  Notenausgabe  ist  in  beschränk- 
tem Masse  auf  Grund  hinterlegter  United  States 
Bonds  gestattet. 

2.  Das  Depositengeschäft. 

a)  Wesen  des  Depositenverkehrs. 

Während  das  Notengeschäft  nur  von  den 
Banken,  welche  hierzu  die  Ermächtigung  (Kon- 
zession) erhalten  haben,  betrieben  werden  darf, 
pflegen  das  Depositengeschäft  fast  alle  Banken 
und  Bankiers.    Durch  die  Depositengelder  er- 
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halten  die  Banken  und  Bankfirmen  zumeist 
die  Mittel  zu  ihren  Aktivgeschäften  (Diskont-, 
Lombardgeschäfte  usw.). 

Das  moderne  Depositengeschäft  wird  ins- 
besondere von  unseren  Grossbanken  gepflegt: 
Ende  1904  hatte  die  Deutsche  Bank  286,  die 
Dresdner  Bank  137  Millionen  M  Depositen- 
gelder. Der  wesentliche  Unterschied  zwischen 
dem  Depositengeschäft  der  alten  Girobanken 
und  dem  modernen  der  heutigen  Grossbanken 
besteht  darin,  dass  die  Girobanken  für  die  Auf- 
bewahrung der  Gelder  VerwaHungsgebühren 
forderten,  während  heute  für  diese  Gelder,  da 
die  Banken  sie  nutzbringend  anlegen  können, 
eine  Zinsvergütung  gewährt  wird.  Die  Reichs- 
bank zahlt  jedoch  keine  Zinsen. 

ReineDepositenbanken,  wie  sie  in  Eng- 
land (s.  S.  98)  in  grosser  Zahl  bestehen,  d.  h. 
Banken,  deren  Mittel  fast  durchweg  von  De- 
positengeldern herrühren,  neben  denen  das 
Aktienkapital  nur  die  Rolle  eines  Garantiefonds 
spielt  und  die  mit  diesen  Geldern  nur  Dis- 
kont-, Lombard-  und  aktive  Kontokorrent-, 
nicht  aber  auch  Gründungsgeschäfte  betreiben, 
gibt  es,  abgesehen  von  einigen  Oldenburger 
und  Mecklenburger  Banken,  die  jedoch  nur 
lokale  Bedeutung  besitzen,  in  Deutschland  nicht. 

Eine  Trennung  in  Depositen-  und  Grün- 
dungsbanken wird  vielfach  gefordert  und  viel- 
leicht auch  in  nicht  allzu  langer  Zeit  vor  sich 
gehen. 

b)  Technik  des  Depositenverkehrs. 
Wer  sich  bei  einer  Bank  ein  Depositen- 
konto einrichten  lassen  will,  hat  zunächst  ein 
Kontoeinrichtungsformular  auszufüllen,  in  dem 
er  Name,  Stand  und  Wohnung  angibt  und 
durch  seine  Unterschrift  erklärt,  dass  er  mit 
den  von  der  Bank  für  den  Depositenverkehr 
erlassenen  Bedingungen  einverstanden  ist.  Diese 
„Bedingungen"  sind  bei  einigen  grösseren  In- 
stituten ziemlich  ausführlich,  enthalten  aber 
nichts,  was  nicht  jeder  ohne  weiteres  unter- 
schreiben kann. 

Ehefrauen  bedürfen  zur  Errichtung  eines  Bank- 
kontos der  schriftlichen  Genehmigung  ihres  Ehegatten, 
welche  wie  folgt  erteilt  werden  kann: 

Mit  der  Errichtung  eines  Kontos  für  meine  Frau 

geborene  ....         .  bei  der 

Bank  erkläre  ich  mich  einverstanden. 

August  Schmidt. 

Bei  der  ersten  Einzahlung  händigt  die  Bank 
ihrem  Depositenkunden  ein  Büchlein  —  De- 
positen- oder  Girobuch  genannt  —  aus, 
in  das  alle  Einzahlungen,  Abhebungen,  Über- 
weisungen usw.   eingetragen   werden,  so  dass 


der  Inhaber  des  Büchleins  jederzeit  in  der 
Lage  ist,  rasch  festzustellen,  wie  hoch  sich 
sein  Guthaben  bei  der  Bank  beläuft. 

Bei  grösseren  Instituten  besteht  die  Vor- 
schrift, dass  mit  der  Einzahlung  zugleich  ein 
Einzahlungsschein  abzugeben  ist,  welcher 
die  Unterlage  für  die  von  der  Bank  vorzu- 
nehmenden Buchungen  bildet  und  Irrtümer 
nach  Möglichkeit  vermeiden  soll. 
Einzahlungsschein. 


Anbei  erfolgen   zur  Gutschrift  auf 

Depositen-Konto : 

Banknoten 

M     1  Pf.     1 

2500 

■ 

Oold 

300 

Silber 

85 

— 

Nickel 

15 

25 

Coupons  laut  Aufstellung .     . 

Checks  auf  den  hiesigen  Platz 

300.— 

200.— 

199.75 

699 

75 

Summa  M 

3600  — 

Datum:  25.  März  1905. 

Name:  Emil  Müller 

Wohnung:  Max  Str.  25. 

Bei  weiteren  Einzahlungen  ist  die  Anwesen- 
heit des  Deponenten  nicht  erforderlich.  Das 
Geld  kann  durch  einen  Angestellten,  ein  Fa- 
milienmitglied usw.  eingezahlt  werden. 

Wünscht  der  Kunde  eine  Einzahlung  zu  leisten,  hat 
aber  das  Depositenbuch  nicht  bei  sich,  so  wird  ihm 
eine  Spezialquittung  ausgefertigt,  welche  den  Namen 
des  Einzahlers,  Betrag,  Datum  und  Unterschriften  zweier 
hierzu  bevollmächtigter  Beamten  enthält. 

Auch  dritte  Personen  können  auf  das  Konto 
und  für  Rechnung  des  Deponenten  Gelder 
einzahlen.  Ist  der  Kontoinhaber  z.  B.  Haus- 
besitzer, so  ist  es  für  ihn  eine  grosse  Bequem- 
lichkeit, wenn  seine  Mieter  die  Miete  an  die 
Bank  und  nicht  an  ihn  abführen.  Haben 
Hypothekenbesitzer  Konten  bei  den  Banken, 
so  können  sie  ihre  Schuldner  anweisen,  die 
fälligen  Zinsen  auf  ihr  Konto  einzuzahlen. 

Beträge,  welche  durch  Einzahlungen  Dritter 
oder  durch  Überweisungen  eingehen,  werden 
dem  Kontoinhaber  sofort  schriftlich  aufgege- 
ben, der  auf  Grund  dieser  Mitteilungen  den 
Betrag  sich  selbst  in  sein  Depositenbuch  ein- 
tragen kann  oder  bei  Gelegenheit  ihn  siel 
von  der  Bank  nachtragen  lässt. 
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Wohnt  derjenige,  welcher  für  einen  Konto- 
inhaber Geld  einzahlen  will,  an  einem  andern 
Orte,  und  besteht  dort  eine  Filiale  der  Bank, 
so  kann,  durch  diese  die  Zahlung  kostenfrei 
übertragen  werden. 

Betrachten  wir  dies  an  einem  Beispiel :  Richard  Schulz, 
der  Kunde  der  Berliner  Depositenkasse  O  der  Dresdner 
Bank  ist,  hat  von  Paul  Schubert  in  Dresden  8000  M 
zu  empfangen.  Am  einfachsten  ist  es,  wenn  Schubert  diese 
Summe  bei  der  Dresdner  Bank  in  Dresden  einzahlt. 

Er  erhält  dann  folgende  Quittung: 

Mark  Achttausend  


von  Herrn  Paul  Schubert,  hier 
für  Rechnung  der  Dresdner  Bank,  Berlin 
zur  Gutschrift  auf  das  Konto  des 
Herrn  Richard  Schulz,  Berlin,  bei  Depositenkasse  O 
erhalten  zu  haben,  bescheinigt  hiermit 
M  8000.- 
Dresden,  den  15.  September  1905. 

Dresdner  Bank. 

Die  Dresdner  Bank  in  Dresden  schreibt  das  Geld 
der  Dresdner  Bank  in  Berlin,  diese  ihrer  Depositen- 
kasse O  und  diese  ihrem  Kunden  Richard  Schulz  gut, 
dem  sie  mitteilt,  dass  sie  ihn  für  Zahlung  des  Herrn 
Paul  Schubert  in  Dresden  mit  M  8000 —  valp.  16.  Sep- 
tember kreditiert  (erkannt)  hat. 

valp.  oder  val.  p.  ist  eine  Abkürzung  für  valuta 
(=  Wert)  per  und  bedeutet:  der  angegebene  Betrag 
ist  per,  d.  h.  auf  den  soundsovielten  gutgeschrieben 
und  wird  von  diesem  Tage  an  verzinst. 

Auf  die  rechte  (Kredit-)Seite  des  Konto- 
buches kommen  alle  vom  Kunden  selbst  oder 
von  dritter  Seite  für  ihn  eingegangenen  Zah- 
lungen, die  Gutschriften  über  die  Beträge  der 


Zinsen  von  Wertpapieren,  die  bei  der  Bank  de- 
poniert sind,  der  verkauften  oder  verlosten  Wert- 
papiere, der  zum  Inkasso  übergebenen  Checks, 
der  Wechsel  und  Quittungen,  der  diskontierten 
Wechsel  usw. 

Auf  die  linke  (Debet-)Seite  sind  die  an 
den  Kontoinhaber  selbst  oder  auf  dessen  Wei- 
sung an  Dritte  erfolgte  Auszahlungen  einzu- 
tragen, ferner  die  Belastungen  für  gekaufte  Ef- 
fekten, für  eingelöste  Wechsel,  für  angekaufte 
Devisen  usw. 

c)  Verzinsung  der  Depositengelder. 

Die  Höhe  der  Zinsen  für  Depositengelder 
richtet  sich  nach  dem  allgemeinen  Geldstand 
(Höhe  des  Diskonts  der  Reichsbank)  und  ferner 
nach  der  Länge  der  vom  Deponenten  ausbe- 
dungenen Kündigungsfrist.  Gelder,  welche 
jederzeit  vom  Hinterleger  zurückverlangt  wer- 
den können  („Tägliches  Geld",  Gelder  „on 
caW%  haben  für  die  Bank  geringeren  Wert 
als  Gelder,  die  erst  nach  vorangegangener  ein- 
oder  mehrmonatiger  Kündigungsfrist  abge- 
hoben werden.  Den  kurzfälligen  Forderungen 
müssen  grosse  Barmittel  und  schnell  einzieh- 
bare Gegenposten  gegenüberstehen,  damit  auch 
in  kritischen  Zeiten  die  Bank  jederzeit  in  der 
Lage  ist,  allen  ihren  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen. 

Dem  Nutzen  entsprechend,  den  die  Bank 
von  den  Depositengeldern  hat,  ist  die  Verzin- 


Roter  Reich sbankch eck. 


.^1300.- 

^  13..\10,  1905 

S.  L.  Landsberger 
Breslau 


%Aap  ]300   @^  — 


^f'e  (sylet>cAö^€l9^^ ^c,/^ t/e^n  .J^/, 


/t 


0^/tf<t    V^Ctf^i 


S.  L.  Landsberoey 


r>e  Breslau  -/et  <^i  (S/^et'c/i^'^^a^^ t'^  Bresluti 


(Firmastempel) 
(Ort)     Mufr^, 

e4^r3.  Oktober  ^^05   jf^vLEH/M^^    Carl  Lehmann 
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Weisser  Reichsbankcheck  (Vorderseite). 


Ausgehändigt  an : 

Mark  -j*^jf^._ 

Datum: 
den  /<f.  (g^sCp.  \^ffs. 


wolle  zahlen  gegen  diesen  Check  aus Guthaben 

unserem 


Mark 


>.^^  den  /cf.oMpf.  \^^S. 


Checks,    in  welchen  der  Zusatz    „oder    Überbringer"   durchstrichen 
oder  in  denen  eine  Zahlungsfrist  angegeben  ist,  werden  nicht  bezahlt. 


Rückseite.      (Bei  Überbringer-Checks  ist  Ausfüllung  nicht  erforderlich. 


1^ 


•ä  ^ 


I 


sung.  Vergütet  die  Bank  z.  B.  für  Gelder, 
welche  täglich  zurückgefordert  werden  können, 
2\,  so  ist  die  Verzinsung  der  Monatsgelder, 
d.  h.  der  Gelder,  welche  einen  Monat  vor  ihrer 
Abhebung  gekündigt  werden  müssen,  in  der 
Regel  2i|2*^|o,  die  der  Dreimonatsgelder  3—31/4^/0. 


Viele  Banken  machen  einen  Unterschied 
zwischen  „Ein-  resp.  Dreimonatsgeldern  fix" 
und  „ein-  resp.  dreimonatlichen  Geldern". 
Unter  Geldern,  welche  auf  drei  Monate  fix 
gegeben  sind,  werden  Depositen  verstanden, 
welche,  ohne  dass  es  einer  weiteren  Verein- 
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I 


No.  643715. 


M  i 0330.7 5 


Ausgehändigt  an: 


den  ts:  ^ni  IQ^jf. 


No.  643715. 


M 


eti 


wolle  zahlen. 


^^    ,  ^  heck  aus  Outhaben 

^    ^  unserem 

— oder  Ordre 


(z/a-^e^t^  den  (^.    kun.f'  \^(7S. 


^ 


Checks,  in  welchen  eine  Zahlungsfrist  angegeben  ist,  werden  nicht  bezahlt. 


10000 
5000 
4000 
3000 
2000 
1000 
500 


Rückseite. 


N 

c 

^ 

3 

3* 

S5 

"1 

gS 

3- 

n 
3 

n: 

■n 

^ 
c* 

^1 

C/5 
VI 

0 

3 
3 

CO 

»5 

3 

0-- 

ST 
3 
crq 

3 
3 
cn 

3 

te 

3 

ET 
»3 

tP 

0. 

3 

?3 

3 

^ 
§ 

0 

0 

0, 
1 

3 

crq 
n 

3 

5» 

1 

0, 

0. 
n 

-1 

^ 

^^a- 

^ 

0. 

n 
in 

J5^ 

^^ 

c^ 

<^. 

0*  . 

0, 

V^ 

5^ 

"~1 

■^^ 

^ 

P5 

?5 

barung  bedarf,  nach  drei  Monaten,  vom  Tage 
der  Einzahlung  ab  gerechnet,  fällig  sind,  und 
deren  Verzinsung  in  der  Regel  mit  diesem 
Tage  endet,  sofern  nicht  eine  Prolongation 
stattgefunden  hat.  Dreimonatsgelder  dagegen 
müssen  drei  Monate  vor  dem  Termin,  an  dem 
Rückzahlung  gewünscht  wird,  noch  besonders 

30 


(mündlich  oder  schriftlich)  gekündigt  werden. 
Während  bei  den  Sparkassen  die  Verzin- 
sung der  Einlagen  meist  erst  mit  dem  ersten 
Tage  des  der  Einzahlung  folgenden  Monats 
beginnt,  werden  Depositengelder  bei  den  mei- 
sten Instituten  bereits  von  dem  der  Einzah- 
lung folgenden  Werktage  ab  verzinst. 
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d)  Der  Giroverkehr  mit  der  Reichsbank. 

Dass  der  Depositen-,  Giro-  und  Check*)  ver- 
kehr in  Deutschland  eine  so  erfreuliche  Ent- 
wicklung genommen  hat,  ist  nicht  zum  kleinsten 
Teil  das  Verdienst  der  Deutschen  Reichsbank, 
vor  allem  das  ihres  Präsidenten  Koch. 

Der  Geschäfts-  oder  Privatmann,  der  sich 
ein  Konto  bei  der  Reichsbank  eröffnen  lassen 
will,  muss  dies  bei  der  Bankanstalt,  in  deren 
Bezirk  er  wohnt,  beantragen.  Wird  der  Antrag 
genehmigt  —  nur  wenn  besondere  Bedenken 
vorliegen,  geschieht  dies  nicht  — ,  so  muss 
sich  der  Antragsteller  verpflichten,  jederzeit  als 
unangreifbaren  Fonds  einen  bestimmten  Be- 
trag auf  Konto  stehen  zu  lassen.  Die  Höhe 
richtet  sich  nach  der  Grösse  der  jährlichen 
Umsätze.  Von  kleinen  Firmen  und  von  Kontoin- 
habern, welche  die  Dienste  der  Reichsbank  nur 
wenig  in  Anspruch  nehmen,  wird  ein  unangreif- 
bares Guthaben  von  1 000,  von  den  Grossbanken 
ein  Guthaben  von  1 — 2  Millionen  M  gefordert. 

Für  diese,  sowie  auch  für  die  das  Mindestgut- 
haben übersteigenden  Beträge,  findet  eine  Zins- 
vergütung nicht  statt.  Der  Zinsgewinn  ist  die 
Provision,  welche  die  Reichsbank  für  die  man- 
cherlei Dienste  beansprucht,  die  sie  ihren 
Kunden  leistet,  insbesondere  für  die  Über- 
weisungen von  Geldbeträgen  an  andere  Konto- 
inhaber desselben   oder  eines  andern  Platzes. 

Über  sein  Guthaben  kann  der  Kontoinhaber 
nur  durch  Checks  verfügen.  Diese  werden 
ihm  oder  seinem  bei  der  Reichsbank  vorge- 
stellten Bevollmächtigten  in  Heften  von  50 
Stück  kostenfrei  ausgehändigt.  Abhebungen 
erfolgen  durch  weisse,  Übertragungen  auf 
andere  Konten  durch  rote  Checks. 

Die  Überweisung  mittels  roter  Checks  er- 
folgt für  die  Kunden  der  Reichsbank  kosten- 
frei. Telegraphische  Überweisungen  finden 
auch  gegen  Entrichtung  von  Gebühren  nicht 
statt.  Die  tagsüber  eingegangenen  roten  Checks 
werden  am  Abend  nach  Bankanstalten  geord- 
net und  diesen  brieflich  aufgegeben. 

Gibt  z.  B.  die  Reichshauptbank  in  Berlin 
der  Reichsbankhauptstelle  in  Breslau  350  Über- 
weisungen im  Betrage  von  3  Millionen  M  auf, 
so  belastet  die  Breslauer  Hauptstelle  die  Reichs- 
hauptbank in  Berlin  für  diese  Summe  und 
kreditiert  den  einzelnen  Kontoinhabern  die 
ihnen  überwiesenen  Beträge.  Eine  briefliche 
Benachrichtigung  der  Kontoinhaber,  wie  es 
seitens  der  Privatbanken  geschieht,  erfolgt  durch 


•)  Auch  Cheque  oder  Scheck  (amtliche  Schreibweise) 
geschrieben. 


die  Reichsbank  nicht.  Grosse  Firmen  senden 
daher  täglich  wenigstens  einmal  ihr  Girobuch 
zur  Reichsbank,  um  die  Eingänge  eintragen 
zu  lassen.  Erst  die  Eintragung  im  Buch  gibt 
die  Sicherheit,  dass  das  Geld  eingegangen  ist. 
Wer  auf  den  blossen  Avis,  d.  h.  die  Benach- 
richtigung des  Überweisenden,  dass  die  Über- 
weisung veranlasst  sei,  über  den  Betrag  ver- 
fügt, hat  zu  befürchten,  dass,  weil  das  Geld 
noch  nicht  eingegangen  ist,  der  von  ihm  aus- 
geschriebene Check  mangels  Deckung  nicht 
honoriert  wird. 

Überweisungen  auf  einen  andern  Bankplatz 
müssen  spätestens  bis  4  Uhr,  Überweisungen 
auf  denselben  Platz  bis  5  Uhr  nachmittags 
im  Besitz  der  Reichsbank  sein. 

Werden  Überweisungen  auf  einen  andern  Platz  nach 
4  Uhr  noch  gewünscht,  so  ist,  wenn  sie  bis  7^5  Uhr 
eingeliefert  werden,  eine  Gebühr  von  0,50  M,  werden 
sie  zwischen  Va^  und  5  Uhr  eingehefert,  eine  Gebühr 
von  1   M  zu  entrichten. 

Soll  eine  Überweisung  nach  ausserhalb  nicht  mit 
dem  allgemeinen,  am  Abend  abgehenden  Avise,  son- 
dern, damit  sie  früher  ankommt  und  der  Empfänger 
möglichst  schnell  darüber  verfügen  kann,  sofort  nach 
Einlieferung  erfolgen,  so  ist  hierfür  ausser  der  Porto- 
vergütung eine  Gebühr  von  1  M  zu  entrichten. 

Auch  von  Personen,  welche  kein  Giro- 
konto besitzen,  können  an  allen  Bankplätzen 
Einzahlungen  zur  Gutschrift  auf  das  Konto 
eines  Girokunden  geleistet  werden. 

Einzahlungen  für  Girokunden  desselben  Platzes  sind 
kostenfrei.  Für  Einzahlungen  auf  das  Konto  eines 
auswärtigen  Girokunden  wird  eine  Gebühr  von  10  Pf. 
für  jede  1000  M  oder  einen  überschiessenden  Teil  der- 
selben, mindestens  aber  30  Pf.  für  jede  Einzahlung  be- 
rechnet. Erfolgt  eine  derartige  Einzahlung  zwischen 
V2I  und  1  oder  ^/^A — 4,  so  ist  noch  eine  weitere  Ge- 
bühr von  0,50  M,  erfolgt  sie  zwischen  4  und  5,  noch 
eine  Gebühr  von  1   M  zu  zahlen 

e)  Technik  des  Checkverkehrs. 

Über  das  Guthaben  bei  seiner  Bank  oder 
seinem  Bankier  verfügt  der  Kunde  zumeist 
mittels  eines  Checks.  Bei  der  Reichsbank  ist 
eine  andere  Verfügung  überhaupt  unmöglich. 

Checkbücher  werden  auch  seitens  der  Pri- 
vatbanken und  Bankiers  in  der  Regel  kosten- 
frei ausgehändigt.  Der  Empfänger  hat  die 
Verpflichtung,  das  Checkbuch  sorgfältig  auf- 
zubewahren. Tut  er  es  nicht,  so  kann  er  für 
einen  dadurch  entstehenden  Schaden  regress- 
pflichtig  gemacht  werden. 

Die  Checks  (s.  Beispiele  S.  463  ff.)  sind  per- 
foriert: Auf  dem  einen  Teil,  dem  Talon  (Kon- 
trollabschnitte), der  im  Checkbuch  verbleibt, 
soll  man  die  Checksumme,  den  Checkempfänger 
und  das  Datum  der  Checkausschreibung  no- 
tieren.    Kommt  der  Check  abhanden,  so  kann 
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mittels  dieser  Notizen  in  vielen  Fällen  durch 
schnelle  Benachrichtigung  an  die  bezogene 
Bank  ein  Verlust  vermieden  werden. 

Zwei  Arten  von  Checks  sind  hauptsächlich 
zu  unterscheiden:  Überbringerchecks  und  Ordre- 
checks. 

Überbringer-  oder  Inhaberchecks 
(s.  S.  464)  (Zahlen  Sie  usw.  an  Herrn  Xy. 
„oder  Überbringer")  werden  dem  jeweiligen 
Präsentanten  ohne  Legitimationsprüfung  ge- 
zahlt. Zu  einer  solchen  ist  die  Bank  berech- 
tigt, aber  nicht  verpflichtet. 

Ordrechecks  (s.  S.  465)  an  Herrn  Xy. 
„oder  Ordre"  hingegen  werden  nur  bezahlt, 
wenn  sich  der  Inhaber  durch  eine  zusammen- 
hängende, bis  auf  ihn  hinuntergehende  Reihe 
von  Indossamenten  als  Eigentümer  des  Checks 
legitimieren  kann. 

Den  Kunden  der  Depositenkassen  werden  fast  aus- 
schliesslich Überbringercheck-Formulare  ausgehändigt. 
Auswärts  wohnende  Kunden  dagegen  bekommen  zu- 
meist an  Ordre  gestellte  Checkformulare.  Der  bezoge- 
nen Bank  bereiten  diese  infolge  der  Girokontrolle  zwar 
mehr  Arbeit,  bei  einem  Verluste  aber  bieten  die  Giros 
und  die  Quittung  eine  grössere  Sicherheit. 

Immer  häufiger  kommen  in  Deutschland  die 
hauptsächlich  von  englischen  und  amerikani- 
schen Banken  in  Verkehr  gesetzten  limitier- 
ten Checks  vor. 

Jeder  dieser  limitierten  Checks  gibt  an,  bis  zu  wel- 
cher Höhe  die  emittierende  Bank  für  Einlösung  des 
Checks  Garantie  übernimmt.  Wer  z.  B.  bei  der  betr. 
Bank  2000  $  deponiert  hat,  erhält  dafür  20  Checks 
ä  100  $,  resp.  Checks,  welche  er  bis  zur  Höhe  von 
100  $  ausfüllen  kann,  oder  40  Checks  ä  50  Jf  oder 
100  Checks  ä  20  |  usw. 

Diese  limitierten  Checks,  welche  Money-Orders,  Cir- 
kular-Checks,  Travellers-Checks  oder  Tourist-Drafts  ge- 
nannt und  insbesondere  durch  die  American-Express- 
Company  in  New-York  und  die  Firmen  Knauth,  Nachod 
&  Kühne  in  New-York/Leipzig  und  Brown,  Shipley 
&  Co  in  New-York  verkauft  und  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden,  sind  gewissermassen  internationale  Bank- 
noten für  Reisende  und  für  Touristen.  In  allen  Welt- 
teilen werden  sie  von  mehreren  tausend  Banken,  Fir- 
men und  Agenten  ohneAvis  zu  einem  auf  dem  Check 
vermerkten  Kurse,  welcher  unabhängig  von  dem  je- 
weiligen Wechselkurse  ist,  eingelöst. 

Um  durch  Zusätze  Fälschungen  unmöglich 
zu  machen,  empfiehlt  es  sich,  die  offen  ge- 
lassenen Stellen  durch  Striche  auszufüllen.  Eine 
weitere  Vorsichtsmassregel  bietet  die  auf  der 
rechten  Seite  des  Checks  befindliche  Zahlen- 
reihe. Dadurch,  dass  die  den  Checkbetrag 
übersteigenden  Kontrollzahlen  abzutrennen  oder 
zu  durchstreichen  sind,  sind  Fälschungen  nur 
in  engem  Rahmen  möglich. 

Fälscht  z.  B.  jemand  in  einem  über  100  M  lauten- 
den Check  den  Betrag  in  1100  M,  so  wird  bei  rich- 
tiger Abtrennung  der  Kontrollzahlen  —  bei  Checks, 
welche  unter  500  M  lauten,  sind  sie  sämtlich  zu  tren- 


nen —  die  Auszahlung  verweigert  werden.  Bei  UDO  M 
muss  die  Kontrollzahl  1000  vorhanden  sein. 

Eine  Sicherheitsmassregel,  durch  die  verhütet 
werden  soll,  dass  abhanden  gekommene  Checks 
dem  Diebe  oder  Finder  ausgezahlt  werden, 
bildet  das  Kreuzen  (crosslng)  der  Checks:  Quer 
über  den  Check  (s.  Beispiel  S.  465)  werden 
die  Worte  „Nur  zur  Verrechnung"  geschrieben 
oder  durch  einen  Stempel  aufgedruckt.  Checks, 
welche  diesen  Vermerk  tragen,  werden  nicht 
ausbezahlt,  sondern  nur  verrechnet,  d.  h. 
der  Betrag  wird  dem  Konto  des  Überbringers 
gutgeschrieben. 

Besitzt  derjenige,  welcher  einen  Verrechnungscheck 
empfängt,  kein  Bankkonto,  und  ist  er  auch  nicht  in 
der  Lage,  jemandem  den  Check  in  Zahlung  zu  geben, 
so  muss  er  den  Check,  da  er  für  ihn  wertlos  ist,  seinem 
Vormann  zurückgeben 

Sehr  häufig  wird  versucht,  Verrechnungschecks  mit- 
tels Postauftrag  bei  der  bezogenen  Bank  einzuziehen. 
Da  aber  die  Post  in  diesem  Sinne  nicht  als  Verrech- 
nungsanstalt anzusehen  ist,  so  müssen  die  Checks  un- 
bezahlt zurückgehen. 

f)  Technik  des  Abrechnungsverkehrs. 
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Abrechnungsstelle  Berlin. 

Berlin,  den *'l igo  .   Das  Girokontor  der 

Reichs hauptbank  wolle  dein  Konto  der  Abrechnungsstelle 

Mark 


ZM  Gunsten  des  Girokontos  von 

belasten. 

Richtig. 
Der  Vorsteher  der  Abrechnungsstelle. 
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Durch  die  an  1 1  Hauptorten  bestehenden 
Abrechnungsstellen,  in  Berlin  auch  noch 
durch  die  Bank  des  Berliner  Kassenver- 
eins, stehen  132  Banken  und  Bankiers  unter- 
einander in  Verbindung. 

,  Der  Verkehr  bei  der  Abrechnungsstelle  (Clearing)  in 
Berlin  gestaltet  sich  folgendermassen :  Kurz  vor  9  Uhr 
morgens  erscheinen  im  Abrechnungsraum,  einem  Zim- 
mer der  Reichsbank,  die  Vertreter  von  20  BerHner 
Banken  und  Bankfirmen.  Jeder  begibt  sich  an  seinen 
Tisch,  ordnet,  sofern  dies  noch  nicht  erfolgt  ist,  die 
ihm  vom  Kassen-  oder  Wechselbureau  übergebenen 
Checks,  Wechsel  und  Anweisungen  nach  den  Namen 
der  zahlungspflichtigen  Häuser,  verzeichnet  die  Beträge 
einzeln  auf  einem  Zettel  (A),  die  Endsumme  auf  dem 
„Empfangsbekenntnis"  (B)  und  dem  Abrechnungsbogen 


(C).  Die  Papiere  übergibt  er  mit  dem  aufaddierten 
Zettel  den  Vertretern  der  betr.  Firmen.  Jeder  Abrech- 
nungsvertreter vergleicht  die  Beträge  der  für  seine 
Firma  erhaltenen  Checks,  Anweisungen  usw.  mit  der 
Aufstellung  (A).  Stimmen  die  einzelnen  Beträge  und 
die  Addition,  dann  gibt  er  Formular  (B)  unterschrieben 
den  Einlieferern  zurück  und  trägt  die  Endsumme  auf 
der  rechten  Seite  des  Formulars  (C)  ein.  Um  ^/^lO 
spätestens  ist  alles  erledigt,  die  1 .  Abrechnung  beendet. 
Die  Vertreter  begeben  sich  mit  den  empfangenen 
Papieren  nach  ihren  Bankbureaus,  wo  die  Prüfung  im 
einzelnen  erfolgt. 

Checks,  für  die  keine  Deckung  vorhanden  ist  oder 
deren  Giros  nicht  in  Ordnung  sind,  oder  Papiere, 
welche  aus  irgend  einem  Grund  von  der  Bank  nicht 
honoriert  werden,  müssen  in  der  2.  Abrechnung,  welche 
um  ^/gl   beginnt,   mit   entsprechendem  Vermerk  ver- 
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sehen  zurückgeliefert  werden.  Zum  Unterschied  von 
den  neu  eingelieferten  Papieren  werden  sie  auf  einem 
roten  Formular  notiert,  das  die  Überschrift  „Rücklie- 
feVung"  enthält,  aber  sonst  dem  Formular  (A)  gleicht. 
Die  Einlieferung  neuer  im  Laufe  des  Vormittags  bei  den 
Banken  eingegangener  Papiere  und  deren  Empfang- 
nahme geschieht  in  gleicher  Weise  wie  bei  der  I.Ab- 
rechnung. 

Um  4  Uhr  nachmittags  findet  die  letzte  Abrechnung 
statt.  Neue  Papiere  werden  nicht  eingeliefert. 
Es  findet  nur  eine  Rückgabe  der  bei  der  2.  Abrech- 
nung gelieferten,  nicht  in  Ordnung  befundenen  Pa- 
piere statt. 

Die  beiden  Seiten  des  Abrechnungsblattes  (C)  wer- 
den nunmehr  addiert  und  durch  Subtraktion  der  klei- 
neren von  der  grösseren  Seite  wird  ermittelt,  wieviel 
jede  Firma  der  Gesamtheit  der  Abrechnenden  schuldet 
oder  von  ihr  zu  fordern  hat.  Über  diesen  Saldo 
schreibt  der  bevollmächtigte  Vertreter  einen  Check  aus 
(D  a  [gelbes  Formular]  oder  D  b  [grünes  Formular]), 
je  nachdem  sich  für  seine  Firma  ein  Kredit-  oder  ein 
Debet-Saldo  ergibt.  Die  Abrechnung  stimmt,  wenn 
die  vom  Leiter  der  Abrechnungsstelle  zusammengestell- 
ten Kredit-  und  Debet-Checks  die  gleiche  Summe  er- 
geben. Ergibt  sich  eine  Differenz,  so  muss  so  lange 
gesucht  werden,  bis  der  oder  die  Fehler  entdeckt  sind. 
Ist  die  Abrechnung  in  Ordnung,  dann  unterzeichnet 
der  Vorsteher  der  Abrechnungsstelle  die  Checkformu- 
lare und  gibt  sie  dem  Girokontor  zur  Buchung. 

An  allen  andern  Orten,  wo  Abrechnungsstellen  be- 
stehen, nämlich  in  Bremen,  Breslau,  Chemnitz,  Cöln, 
Dresden,  Elberfeld,  Frankfurt  a.  M.,  Leipzig  und  Stutt- 
gart, wird  in  ähnlicher  Weise  verfahren. 

g)  Das  Depositenwesen  in  Deutschland, 

England  und  in  den  Vereinigten  Staaten 

von  Amerika. 

Ein  Vergleich  des  deutschen  mit  dem  eng- 
lischen oder  amerikanischen  Depositengeschäft 
ist  nicht  möglich:  Einmal  weil  in  Deutschland 
die  Ziffern  der  bei  Privatbankiers  ruhenden 
Depositen  nicht  bekannt  sind,  dann  aber  auch, 
weil  der  Engländer  sowohl  wie  der  Amerikaner 
unter  „Depositen"  etwas  anderes  versteht  als 
wir.  in  Deutschland  bezeichnet  man  als  De- 
positen nur  bare  Einzahlungen  und  Überwei- 
sungen oder  Gutschriften  für  eingelieferte  Cou- 
pons, Effekten  usw.  Der  Engländer  und  Ame- 
rikaner hingegen  fasst  den  Begriff  weiter  und 
bezeichnet  als  Depositen  auch  bewilligte, 
aber  noch  nicht  in  Anspruch  genom- 
mene Kredite. 

Ein  weiterer  Unterschied  zwischen  Deutsch- 
land einerseits  und  England  und  Amerika  an- 
dererseits besteht  darin,  dass  unsere  Oross- 
banken  und  deren  in  allen  Stadtteilen  gelegene 
zahlreiche  Depositenkassen  in  der  Regel  einem 
jeden,  auch  wenn  er  ihnen  nicht  bekannt  ist 
oder  durch  einen  Bekannten  eingeführt  worden 
ist,  sofern  er  wenige  hundert  Mark  einzahlt, 
ein  Depositenkonto  errichten  und  zur  beque- 
meren Abhebung  der  Beträge  ein  Checkbuch 


aushändigen.  Die  englischen  und  amerikani- 
schen Banken  hingegen  eröffnen  niemandem 
ein  laufendes  Konto,  wenn  er  nicht  in  der 
Lage  ist,  Referenzen  aufzugeben.  Dem  Un- 
fug, dass  ein  Depositen-  und  Checkkonto,  auf 
das  eine  sehr  geringe  Summe  eingezahlt  ist, 
die  vielleicht  nach  einigen  Tagen  bis  auf  wenige 
Mark  wieder  abgehoben  ist,  nur  errichtet  wird, 
um  grösseren  Kredit  zu  geniessen  (Briefbogen- 
Aufdruck:  Checkkonto  bei  der  Xy- Bank)  und 
andern  Sand  in  die  Augen  zu  streuen,  ist  in 
England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  durch 
diese  Vorsichtsmassregel  in  der  Regel  wirksam 
gesteuert  worden. 

Während  die  deutschen  Banken  die  Depo- 
sitengelder bereits  verzinsen,  wenn  auch  nur 
100  M  auf  dem  Konto  stehen  und  die  Weiter- 
führung des  Kontos  auch  statthaft  ist,  wenn 
der  Saldo  zeitweilig  unter  diesen  Betrag  her- 
abgeht, verlangen   die  amerikanischen  Banken 

—  ebenso  wie  z.  B.  die  Deutsche  Reichsbank 

—  ein  festes  Minimalguthaben,  weiches  je 
nach  Umfang  der  Geschäfte  und  gemäss  den 
diesbezüglichen  Vorschriften  der  Banken  er- 
heblich schwankt.  Zinsen  werden  nur  dann 
vergütet,  wenn  das  Guthaben  wenigstens  einige 
tausend  Dollar  beträgt. 

Die  amerikanischen  Banken  sind  gesetzlich 
verpflichtet,  für  ihre  Depositen  eine  Reserve 
von  15 — 25  ^|o  zu  halten.  Ausführliches  hier- 
über enthält  des  Verfassers  Schrift  „Notenbank- 
wesen in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika". 

3.  Die  Ausgabe  langfristiger  Obliga- 
tionen. 

a)  Hypotheken  und  Hypothekenpfand- 
briefe. 

Oberster  Satz  aller  Bankpolitik  ist,  wie  schon 
erwähnt:  Eine  Bank  darf  keinen  anders  gear- 
teten Kredit  geben,  als  sie  selbst  genommen 
hat.  Wenn  sie  Geld  auf  Hypotheken  ausleiht, 
so  darf  sie  sich  dazu  nur  Geld  beschaffen,  das 
nicht  sofort  von  ihr  zurückgefordert  werden 
kann.  Am  zweckmässigsten  verschafft  sie  es 
sich  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen,  welche 
seitens  der  Besitzer  unkündbar  sind,  die  aber 
seitens  der  Emissionsbank  auf  Grund  eines 
Tilgungsplanes  zurückgezahlt  werden  können." 

Gewöhnlich  ist  im  Texte  der  Pfandbriefe 
das  Recht  einer  verstärkten  Auslosung  oder 
der  vollständigen,  sofortigen  Rückzahlung  von 
einem  bestimmten  Termin  ab  vorgesehen.  Viele 
Banken  machen  von  diesem  Recht  auch  Ge- 
brauch, wenn  der  Kurs  ihrer  Pfandbriefe  so 
hoch  über  100°/o  {al  pari)  gestiegen  ist,  dass 
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sie  minder  hoch  verzinsliche  —  anstatt  4pro- 
zentige,  vielleicht  3^/4-  oder  S^/aprozentige  — 
zu  ungefähr  lOO^/o  an  der  Börse  verkaufen 
können. 

Bei  der  grossen  Menge  von  umlaufenden  Hypotheken- 
bank-Pfandbriefen —  1902  betrug  sie  in  Deutschland 
ca.  574  Milliarde  M,  ausgegeben  von  38  Hypotheken- 
banken —  schienen  gesetzliche  Massregeln  zum  Schutze 
der  Pfandbriefbesitzer  wohl  angebracht. 

Ein  darauf  bezüglicher  Entwurf  vom  Jahre  1868  führte 
ebensowenig  wie  einige  spätere  Entwürfe  zu  einem  Ge- 
setze. Die  Normativbestimmungen  für  Preussen  vom 
7.  Juni  1893  gaben  einzig  und  allein  Vorschriften  über 
den  Geschäftsbetrieb  der  Hypothekenbanken,  aber  ent- 
hielten nichts  über  eine  rechtliche  Sicherstellung  der 
Pfandbriefgläubiger.  Im  Juni  1897  trat  eine  Kommis- 
sion von  Sachverständigen  aus  dem  Kreise  der  Hypo- 
thekenbanken-Interessenten zur  Beratung  über  ein 
Hypothekenbankgesetz  zusammen.  Juristen  und  Hy- 
pothekenbankdirektoren waren  auserkoren,  um  auf 
Grund  ihrer  Sachkenntnis  einen  Entwurf  zu  stände  zu 
bringen.  Einer  aber  fehlte  in  der  Kommission:  der 
Nationalökonom.  Das  war  gerade  für  dieses  Gesetz 
ein  grosser  Fehler.  Im  Juni  1899  wurde  der  Entwurf 
nach  den  Vorschlägen  der  Kommission  vom  Reichstage 
en  bloc  angenommen,  und  mit  dem  1.  Januar  1900  trat 
das  Gesetz  in  Kraft. 

b)  Das  Hypothekenbankgesetz  vom 
13.  Juli   1899. 

ö)  Der  Treuhänder.  Neu  geschaffen  durch 
das  Hypothekenbankgesetz  (§  29)  ist  die  Bestel- 
lung eines  Treuhänders.  Seine  Ernennung  er- 
folgt nach  Anhörung  der  Hypothekenbank  durch 
die  Aufsichtsbehörde  und  kann  jederzeit  wider- 
rufen werden. 

Der  Treuhänder  hat  zu  untersuchen,  ob  die 
vorschriftsmässige  Deckung  für  die  Pfandbriefe 
vorhanden  ist.  Die  Urkunden  über  die  in 
das  Hypothekenregister  eingetragenen  Hypo- 
theken sowie  die  in  das  Register  eingetragenen 
Wertpapiere  und  das  zur  Deckung  der  Hypo- 
thekenbankpfandbriefe bestimmte  Geld  hat  er 
unter  Mitverschluss  der  Bank  aufzubewahren, 
aus  dem  die  Werte  nur  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  gemäss  herausgegeben  werden  dürfen. 
Nicht  zu  prüfen  hat  der  Treuhänder  die  Qualität 
der  Hypothek,  d.  h.  ob  der  geschätzte  Wert  des 
Grundstückes  dem  wirklichen  Wert  entspricht. 

Die  derart  ausgeübte  Tätigkeit  des  Treu- 
händers konnte  naturgemäss  Unredlichkeiten, 
wie  sie  z.  B.  durch  die  Zusammenbrüche 
zweier  Hypothekenbanken  bekannt  geworden 
sind,  nicht  aufdecken,  und  für  solide  Institute 
hat  diese  Art  der  Kontrolle  wenig  Bedeutung. 

ß)  Ausgabe  und  Sicherstellung  der 
Hypothekenbankpfandbriefe.  Die  Hypo- 
thekenbanken sind  berechtigt,  Pfandbriefe  bis 
zum  fünfzehnfachen  Betrage  des  eingezahlten 
Grundkapitals  und  des  Betrages  des  ausschliess- 


lich zur  Deckung  einer  Unterbilanz  oder  zur 
Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  bestimmten 
Reservefonds  auszugeben  (§  7).  Der  Gesamt- 
betrag dieser  Pfandbriefe  muss  in  Höhe  des 
Nennwertes  jederzeit  durch  Hypotheken  von 
mindestens  gleicher  Höhe  und  mindestens 
gleichem  Zinsertrage  gedeckt  sein. 

Ruhen  solche  Hypotheken  auf  landwirtschaft- 
lichen Grundstücken,  so  müssen  sie  minde- 
stens zur  Hälfte  aus  Amortisationshypo- 
theken bestehen,  bei  denen  der  jährliche  Til- 
gungsbetrag des  Schuldners  wenigstens  ^J^'^jq 
des  Hypothekenkapitals  beträgt. 

Werden  Hypotheken  zurückgezahlt  oder  ist 
aus  einem  andern  Grunde  die  vorgeschriebene 
Deckung  in  Hypotheken  nicht  mehr  vollstän- 
dig vorhanden,  so  hat  die  Bank  die  fehlende 
Hypothekendeckung  einstweilen  durch  Reichs- 
oder Staatsschuldverschreibungen  oder  durch 
bares  Geld  zu  ersetzen. 

Die  Beleihung  soll  nach  vorsichtigen  Taxen 
erfolgen.  In  der  Regel  ist  sie  nur  zur  ersten 
Stelle  zulässig  und  soll  ^/g,  bei  landwirtschaft- 
lichen Grundstücken  ausnahmsweise  ^/^  des 
Wertes  der  Grundstücke  nicht  übersteigen. 

Zur  Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  ist  nach  §  4 
des  Hypothekenbankgesetzes  die  Aufsichtsbehörde  be- 
fugt, Anordnungen  zu  treffen,  um  den  Geschäftsbetrieb 
der  Bank  mit  den  Gesetzen,  der  Satzung  und  den 
sonst  in  verbindlicher  Weise  getroffenen  Bestimmungen 
im  Einklänge  zu  erhalten.     Sie  darf: 

jederzeit  die  Bücher  und  Schriften  der  Bank  einsehen 
und  den  Bestand  der  Kasse  und  den  der  Wertpapiere 
untersuchen ; 

von  den  Verwaltungsorganen  der  Bank  Auskunft 
über  alle  Geschäftsangelegenheiten  verlangen; 

einen  Vertreter  in  die  Generalversammlungen  und 
in  die  Sitzungen  der  Verwaltungsorgane  der  Bank  ent- 
senden, die  Berufung  der  Generalversammlung,  die 
Anberaumung  von  Sitzungen  der  Verwaltungsorgane, 
sowie  die  Ankündigung  von  Gegenständen  zur  Be- 
schlussfassung verlangen  und  nötigenfalls  die  Berufung, 
Anberaumung  oder  Ankündigung  auf  Kosten  der  Bank 
selbst  vornehmen; 

die  Ausführung  von  Beschlüssen  oder  Anordnungen, 
die  gegen  das  Gesetz,  die  Satzung  oder  gegen  die 
sonst  in  verbindlicher  Weise  getroffenen  Bestimmungen 
Verstössen,  untersagen ; 

einen  Kommissar  bestellen,  der  unter  ihrer  Leitung 
die  Aufsicht  ausübt,  und  bestimmen,  dass  für  dessen 
Tätigkeit  eine  Vergütung  an  die  Staatskasse  zu  ent- 
richten ist. 

Gerät  die  Hypothekenbank  in  Konkurs,  so 
sind  die  Forderungen  der  Pfandbriefgläubiger 
vorberechtigt  gegenüber  den  Forderungen  aller 
andern  Konkursgläubiger.  Das  gleiche  gilt 
von  dem  Geld,  das  dem  Treuhänder  zur  Deckung 
der  Hypothekenpfandbriefe  in  Verwahrung  ge- 
geben ist. 
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III.  Aktivgeschäfte  der  Banken 
1.  Das  aktive  Kontokorrentgeschäft. 

In  der  Praxis  bezeichnet  man  häufig,  nicht 
immer,  die  Konten  derjenigen  Kunden,  welche 
ein  Guthaben  besitzen,  als  Depositenkonten, 
die  Konten  mit  einem  Debetsaldo  als  Konto- 
korrentkonten. 

a)  Gedeckte  Kredite.  Als  Deckung  für 
die  Vorschüsse  wird  in  der  Regel  ein  Unter- 
pfand gegeben.  Zumeist  besteht  es  in  Wertpa- 
pieren, die  einen  Börsenkurs  haben.  Aber 
auch  Hypotheken  mit  Cession  oder  Bürgschaft 
eines  Dritten  bilden  häufig  die  Unterlage  für 
einen  zu  eröffnenden  Buchkredit. 

ß)  Blankokredite.  In  gewissen  Fällen 
wird  von  der  Forderung,  ein  Faustpfand  zu 
bestellen.  Abstand  genommen.  Es  wird  ein 
Blankokredit  eingeräumt. 

Je  grösser  und  angesehener  das  Institut  ist, 
das  um  einen  Blankokredit  ersucht  wird,  desto 
schwieriger  wird  es,  ceferls  paribus  sein,  ihn 
zu  erlangen.  Die  Grossbanken  fordern  in  der 
Regel  zunächst: 

1.  Schriftlichen  Antrag  auf  Gewährung  des 
Kredits; 

2.  Angabe  des  Kapitals,  das  in  der  Firma 
arbeitet; 

3.  Mitteilung,  zu  welchem  Zweck  der  Kredit 
beantragt  wird  und 

4.  Angabe  von  Referenzen. 

Von  einer  Vorinstanz  —  bei  den  Depositen- 
kassen-Kunden von  den  Vorstehern  der  De- 
positenkassen —  werden  die  Angaben  geprüft 
und  Auskünfte  von  den  durch  den  Antrag- 
steller bezeichneten  Firmen  sowie  bei  Konkur- 
renzfirmen und  bei  Auskunftsbureaus  einge- 
holt Lauten  die  Auskünfte  gut,  dann  wird 
Einreichung  der  zwei  oder  drei  letzten  Jahres- 
bilanzen gefordert.  Auf  Grund  der  Erkundi- 
gungen, der  Bilanzen  und  des  Geschäftsganges 
der  Firma  unterstützt  der  Prüfende  das  Ge- 
such bei  der  Direktion  oder  er  gibt  seine  Be- 
denken kund.  Die  Direktion  prüft  nun  noch 
einmal  das  gesichtete  Material,  holt  event.  noch 
einige  weitere  Auskünfte  ein  und  gewährt  den 
beanspruchten  Kredit  oder  lehnt  ihn  ab.  Han- 
delt es  sich  um  grössere  Summen,  dann  wird 
das  Gesuch  mitunter  noch  einer  gemischten 
Kommission,  die  aus  Direktoren  und  Aufsichts- 
ratmitgliedern der  betr.  Bank  besteht,  vorgelegt. 

Solange  das  Kreditverhältnis  besteht,  hält 
sich  die  Bank  über  die  Verhältnisse  der  Firma 


auf  dem  laufenden.  In  gewissen  Zwischen- 
räumen, besonders  aber  dann,  wenn  ein  Kon- 
junkturumschlag in  der  betr.  Branche  einge- 
treten ist,  zieht  sie  von  verschiedenen  Seiten 
Auskünfte  ein,  um  zu  ermitteln,  ob  eine  Än- 
derung in  den  Geschäftsverhältnissen  und  in 
der  Geschäftsgebarung  eingetreten  ist.  Die 
auf  Grund  der  Blankokredite  geschuldeten  Be- 
träge erscheinen  in  der  Bilanz  der  Bank  als 
„ungedeckte  Debitoren". 

Die  Höhe  der  Provision,  die  für  Gewäh- 
rung eines  Blankokredits  zu  entrichten  ist,  und 
die  Art  ihrer  Berechnung  ist  naturgemäss  je 
nach  den  Umständen  sehr  verschieden. 

Vielfach  wird  eine  Provision  von  2°/o  pro 
Jahr  für  den  gewährten  Kredit  in  Rechnung 
gesetzt,  ganz  gleich,  in  welcher  Höhe  der 
Kredit  in  Anspruch  genommen  wird.  Da  die 
Bank  auch  in  kritischen  Zeiten  an  ihre  Ver- 
pflichtung gebunden  ist,  d.  h.  das  Geld  immer 
bereit  halten  muss  —  die  Kündigungsfrist  be- 
trägt in  der  Regel  nicht  unter  3  Monaten  — , 
so  ist  die  Berechnung  von  der  Summe,  welche 
event.  in  Anspruch  genommen  werden  kann, 
wohl  berechtigt. 

Als  Saisonkredit  bezeichnet  man  den  Kre- 
dit, den  ein  Unternehmer  alljährlich  zu  gleicher 
Zeit  in  Anspruch  nimmt  und  nach  einer  ge- 
wissen Zeit  regelmässig  wieder  abträgt. 

Einen  Saisonkredit  nehmen  z.  B.  vielfach  die  Zucker- 
fabriken in  Anspruch,  die  in  der  Rübenkampagne  zum 
Ankauf  von  Rüben  erhebliche  Mittel  brauchen.  Der 
Erlös  für  den  gewonnenen  Zucker  geht  erst  nach  Ver 
lauf  einiger  Monate  ein,  daher  sie  erst  dann  das  Dar 
lehen  wieder  abtragen  können. 

Da  infolge  der  Verschiedenartigkeit  der  Güterproduk* 
tionen  es  häufig  vorkommt,  dass  das  eine  Unternehme 
einen  Kredit  in  Anspruch  nehmen  muss,  während  zu 
der  gleichen  Zeit  ein  anderes  grössere  Summen  dis- 
ponibel hat,  so  übt  der  Bankier,  der  nach  Art  der 
ägyptischen  Wasserschöpfräder  das  befruchtende  Kapital 
von  den  Stellen  des  zeitweiligen  Überflusses  an  die 
des  zeitweiligen  Mangels  leitet,  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus  eine  sehr  segensreiche  Tätig- 
keit aus. 

/)  Das  Kontokorrent.  Halbjährlich  in 
der  Regel  wird  dem  Kunden  Abrechnung 
(Kontokorrent)  erteilt.  Über  die  hierbei  zur 
Anwendung  gelangenden  Arten  der  Zinsberech- 
nung s.  den  Abschnitt  „Kaufmännisches  Rech- 
nen". 

Gleichzeitig  mit  dem  Kontokorrent  erhält 
der  Kunde  ein  Begleitschreiben  etwa  folgenden 

Inhalts: 

„Wir  (Ich)   erlauben  uns,   Ihnen  anbei  den  Auszug 
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Ihres   Kontos,   abgeschlossen   per 190  .    zu 

überreichen,   dessen  Saldo  von  M zu  unseren 

(Ihren)  Gunsten  wir  auf  neue  Rechnung  vorgetragen 
haben.  Zur  Bestätigung  der  Richtigkeit  wollen  Sie  bei- 
folgendes Formular  benutzen." 

Das  Bestätigungsschreiben  des  Kunden  an 
die  Bank  hat  etwa  folgenden  Wortlaut: 

„Den  von  Ihnen  erhaltenen  Kontoauszug  habe  ich 
geprüft,  richtig  befunden ,  und  den  Saldo  von  M  . .  .  . 
zu  meinen  (resp.  Ihren)  Gunsten  gleichlautend  mit  Ihnen 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen." 

Die  Anerkennung  des  in  neuer  Rechnung 
vorgetragenen  Saldos  bildet  eine  selbständige 
Verpflichtung.  Da  alle  vorher  entstandenen 
Einzelforderungen  für  abgetan  gelten,  erfordert, 
nach  einer  Entscheidung  des  Reichs -Ober- 
handelsgerichts, die  Klage  wegen  Nichtzahlung 
des  anerkannten  Saldo  nicht  eine  Aufführung 
der  einzelnen  Posten,  welche  ihn  geschaffen 
haben. 

Einwendungen  gegen  das  Kontokorrent 
sollen  nach  den  Qeschäftsbestimmungen  der 
meisten  Banken  und  Bankiers  innerhalb  vier 
Wochen  nach  Empfang  des  Kontokorrents  erho- 
ben werden,  andernfalls  angenommen  wird,  dass 
der  Auszug  von  dem  Empfänger  richtig  be- 
funden und  stillschweigend  genehmigt  wor- 
den ist. 

Der  Kunde,  der  ein  Kontokorrent  von  seiner 
Bank  oder  seinem  Bankier  erhält,  soll  die  ein- 
zelnen Posten  genau  prüfen  und  sich  nicht 
blindlings  auf  die  Richtigkeit  verlassen.  Wenn 
auch  Fehler  äusserst  selten  vorkommen,  so  weiss 
doch  jeder,  der  im  Bankgeschäft  tätig  ist,  dass 
sie  vorkommen  und  sich  mitunter  jahrelang 
fortschleppen  können. 

Wenig  nachahmenswert  ist  die  Methode,  die  ein 
auswärtiger  Kunde  X  einem  Berliner  Bankier  Y  gegen- 
über einmal  angewendet  hat. 

X:  Der  mir  gesendete  Kontoauszug    stimmt  nicht. 

Y:  Der  Kontoauszug  stimmt,  er  ist  nochmals  ge- 
prüft worden. 

X:  Der  Auszug  stimmt  nicht,  ich  bitte  wiederholt, 
mir  einen  neuen  Auszug  zu  senden. 

Y:  Der  Auszug  ist  nochmals  Posten  für  Posten  von 
zwei  Beamten  geprüft  und  stimmend  gefunden  worden. 
Teilen  Sie  nunmehr  gefl.  mit,  was  nicht  in  Ordnung  ist. 
X :  Nachdem  mein  Auszug  dreimal  von  verschiedenen 
Ihrer  Beamten  geprüft  worden  ist,  habe  ich  die  Be- 
ruhigung, dass  alles  in  Ordnung  ist.  Bestätigung  folgt 
daher  anbei. 

2.  Das  Diskontgeschäft. 

a)  Diskontkredit.  Nicht  zu  verwechseln 
mit  dem  Blankokredit  ist  der  Diskontkredit. 

Jemandem  einen  Diskontkredit  einräumen 
heisst,  ihn  ermächtigen,  bis  zu  einem  bestimm- 
ten oder  einem  beliebig  hohen  Betrage  Wechsel 
zu  diskontieren.  Da  man  sich  beim  Wechsel 
(s.  diesen  Abschnitt)  mindestens  an  zwei,  mit- 


unter aber  an  noch  mehr  Personen  halten 
kann,  da  ferner  in  gewissen  Fällen  Sicherheit 
gefordert  werden  darf  und  Wechsel  klagen 
schnelle  Erledigung  finden,  so  ist  das  Risiko 
der  den  Kredit  gewährenden  Firma  im  allge- 
meinen kleiner  als  bei  Einräumung  eines 
Blankokredits.  Daher  ist  auch  die  Erlangung 
eines  Diskontkredits  verhältnismässig  leichter 
und  die  Provision  erheblich  billiger  als  beim 
Blankokredit. 

ß)  Bankdiskont  und  Privatdiskont.  Die 
Möglichkeit,  einen  guten  Geschäftswechsel  jeder- 
zeit weiterbegeben  oder  ihn  diskontieren,  d.  h. 
zu  Gelde  machen  zu  können,  ist  insofern  von 
hoher  wirtschaftlicher  Bedeutung,  als  dadurch 
die  Kapitalien  des  Kaufmanns  nicht  brach 
zu  liegen  brauchen. 

Das  Wechseldiskontgeschäft,  im  grossen  be- 
trieben, gewährt  einen  Einblick  in  die  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Wechsel  verpflichteten 
und  somit  auch  in  die  kommerziellen  Verhält- 
nisse des  Landes  und  gibt  Anhaltspunkte  für 
die  Beurteilung  des  Wirtschaftslebens. 

Als  Bankdiskont  bezeichnet  man  den  von 
der  Zentralnotenbank  des  Landes  offiziell  für 
den  Ankauf  inländischer  Wechsel  festgesetzten 
Zinsfuss.  Seine  Höhe  schwankt.  Er  betrug 
bei  der  Deutschen  Reichsbank  im  Durch- 
schnitt des  Jahres  1904;  4,222%,  1903: 
3,837%.  Für  seine  Höhe  sind  allgemeine 
und  besondere  Bestimmungsgründe  mass- 
gebend. 

Als  allgemeine,  mit  der  eigenen  Volkswirtschaft  eng 
verknüpfte  Bestimmungsgründe  bezeichnet  Otto  War- 
schauer (Die  Probleme  der  Diskontpolitik  und  der 
inländische  Wechselverkehr):  die  wirtschaftliche  Reife 
einer  Nation,  ihre  Rechtsverhältnisse,  die  gewerbliche 
Leistungsfähigkeit,  die  Sparfähigkeit ,  Kapitalangebot 
und  Kapitalnachfrage,  ferner  sporadische  Erscheinungen: 
Kriegsgefahr,  Krieg,  innere  Unruhen,  als  besondere: 
vor  allem  die  Art  der  Währung,  die  Regelung  der  Noten- 
zirkulation ,  die  Lage  der  Industrie  und  des  Handels  usw. 

Privat diskont  nennt  man  den  Zinsfuss, 
zu  welchem  eine  bestimmte  Art  von  Wechseln 
(„Privatdiskonten")  gekauft  werden.  Da 
sie  zu  einem  niedrigeren  als  dem  offiziellen 
Banksatz  diskontiert  werden,  so  stellt  man  an 
die  Qualität  dieser  Wechsel,  welche  als  erst- 
klassige Geldanlage  gelten,  besondere  Anforde- 
rungen: Die  Trassaten  müssen  erste  Waren- 
oder Bankfirmen  sein,  die  Wechsel  müssen  auf 
einen  Bankplatz,  d.  h.  auf  einen  Ort,  an  dem 
j  die  Deutsche  Reichsbank  eine  Filiale  hat,  aus- 
gestellt, eine  gewisse  Laufzeit  besitzen  und  auf 
einen  bestimmten  Mindestbetrag  lauten. 

Nach  Berliner  Usance  sind  als  Privatdiskon- 
ten nur  Abschnitte  von  5000  M  und  darüber  lieferbar. 
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welche  noch  wenigstens  56  Tage  und  nicht  mehr  als 
3  Monate  zu  laufen  haben  und  keine  (echten)  Domizil- 
wechsel sind. 

Bei  Abschnitten  von  10000  M  und  darüber  auf  aus- 
wärtige Reichsbankplätze  sind  für  5  Tage,  bei  klei- 
neren Abschnitten  für  10  Tage,  bei  Abschnitten,  die 
auf  den  Ankaufsplatz  lauten,  auf  4  Tage  der  volle 
Bankdiskont  zu  vergüten.  —  Mitunter  findet  ein  Handel 
in  Diskonten  zu  besonders  vereinbarten  Bedingun- 
gen statt. 

7)    Diskontgeschäft     der    Reichsbank. 

Das  grösste  Diskontgeschäft  in  Deutschland  hat 
die  Reichsbank. 

Im  Jahre  1904  diskontierte  sie  1427283  Platzwechsel 
(zahlbar  am  Sitze  der  ankaufenden  oder  einer  ihr  unter- 
geordneten Bankanstalt)  im  Betrage  von  3  432784285  M 
und  3237064  Versandwechsel  (zahlbar  an  anderen 
deutschen  Bankplätzen)  im  Betrage  von  4  944  555  940  M. 

Die  Bedingungen  und  Grundsätze  der  Reichs- 
bank sind  in  den  Hauptpunkten  folgende: 

Erfordernisse  der  Wechsel. 

Die  im  Inlande  zahlbaren  Wechsel  müssen  in  M  aus- 
gestellt sein  und  der  Wechselordnung  bezw.  den  am 
Ausstellungsorte  geltenden  wechselrechtlichen  Bestim- 
mungen entsprechen. 

Die  Wechsel  müssen  die  Unterschrift  von  min- 
destens zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Personen 
oder  Firmen  tragen.  Platzwechsel  und  domizilierte 
Versandwechsel  müssen  vor  dem  Ankauf  mit  Akzept 
versehen  sein. 

Wechsel,  welche  die  Einschränkung  „oder  Wert"  ent- 
halten, oder  auf  einen  andern  Tag  als  den  im  Wechsel 
angegebenen  Verfalltag  akzeptiert  sind,  oder  noch  über 
drei  Monate  zu  laufen  haben,  oder  Rasuren  oder  Kor- 
rekturen enthalten,  werden  von  der  Bank  nicht  an- 
gekauft. 

Ebenso  sind  Anweisungen  von  dem  Ankauf  aus- 
geschlossen. 

Allongen  müssen  stets  eine  vollständige  Bezeichnung 
des  betreffenden  Wechsels  enthalten. 

Die  mit  den  Fälligkeitstagen  zu  überschreibenden 
Wechsel  müssen  mit  einer  Rechnung  eingereicht  wer- 
den und  übereinstimmend  mit  derselben  geordnet  sein. 
Erfordernisse  der  Rechnung. 

Es  müssen  besondere  Rechnungen  aufgestellt  werden : 

a)  für  Platzwechsel  (zahlbar  am  Sitze  der  an- 
kaufenden oder  einer  ihr  untergeordneten  Bankanstalt); 

b)  für  Versandwechsel  (zahlbar  an  andern  deut- 
schen Bankplätzen). 

Auf  der  Rechnung  sind  die  Wechsel  nach  den  Reichs- 
bankanstalten geordnet,  nach  Betrag,  Verfalltag,  Be- 
zogenem und  Zahlungsort  einzeln  zu  verzeichnen  und 
die  in  Abzug  kommenden  Zinsen  auszurechnen;  bei 
Domizüwechseln  ist  Name  und  Wohnort  des  Akzep- 
tanten und  des  Domiziliaten  anzuführen. 

Bei  der  Zinsberechnung  wird  der  31.  eines  Monats 
nicht  mitgerechnet,  sondern  jeder  Monat  zu  30  Tagen 
angenommen;  indessen  wird  der  Monat  Februar  bei 
solchen  Wechseln,  die  ultimo  Februar  fällig 
sind,  nur  zu  28  bzw.  29  Tagen  berechnet.  Der  Tag 
des  Ankaufs  wird  nicht  mitgezählt,  z.  B. : 
am  15.  Februar  angekauft  per  5.  März  sind  20  Tage 
,>    15.       „  „  „  28.  Februar  „     13     „ 

„    15.       „  „  „  29.       „  „     14     „ 

„    15.       „     per  ultimo  (28.  oder  29.  Februar)  sind  13 

resp.  14  Tage, 
^,    28.       „     angekauft  per  5.  März  sind  7  Tage. 


Bei  Wechseln,  die  am  Ankaufsorte  zahlbar  sind,  sind 
die  Zinsen  für  mindestens  4  Tage  in  Abzug  zu  bringen. 

Für  nicht  am  Ankaufsorte  zahlbare  Wechsel  in  Stücken 
von  10  000  M  und  mehr  oder  bei  Posten  von  min- 
destens 20000  M  in  Stücken  von  nicht  unter  5000  M 
beträgt  die  bei  dem  Ankauf  mindestens  zu  berechnende 
Laufzeit  5  Tage.  Bei  allen  übrigen  Wechseln  sind  die 
Zinsen  für  mindestens    10  Tage  in  Abzug  zu  bringen. 

Für  jeden  einzelnen  Wechsel  im  Betrage  von  100  M 
und  weniger  werden  mindestens  30  Pf.,  für  jeden 
Wechsel  über  mehr  als  100  M  mindestens  50  Pf.  er- 
hoben. 

Falls  in  der  Rechnung  Zinszahlen  anstatt  der  Zins- 
beträge jedes  einzelnen  Wechsels  angegeben  sind,  so 
sind  mindestens  anzusetzen: 

für  30  Pf.  für  50  Pf. 

bei  3     7o     36,00  No.         60,00  No. 
37,  „      30,86     „  51,43    „ 

4  „      27,00     „  45,00    „ 
41/2  „      24,00     „           40,00    „ 

5  „      21,60     „  36,00    „ 
5V2,,      19,64     „           32,73    „ 

6  „       18,00     ,,  30,00    „ 
6V2,,       16,62     „  27,69    „ 

Die  Rechnung  ist  vom  Verkäufer,  resp.  dessen  bei 
der  Bank  legitimierten  Prokuristen  oder  Bevollmäch- 
tigten eigenhändig  zu  quittieren;  die  zur  Empfang- 
nahme der  Beträge  beauftragten  Personen  müssen  bei 
der  Bank  von  dem  betreffenden  Handlungshause  ein- 
geführt sein. 

Welche  Orte  Bankplätze  sind,  darüber  gibt 
das  durch  die  Reichsbankanstalten  kostenfrei 
zu  beziehende  Verzeichnis  Aufschluss. 

6)  Diskontgeschäft  der  Privatbanken 
und  Bankiers.  Die  Grundsätze  der  Reichs- 
bank sind  im  grossen  ganzen  auch  für  die 
andern  Banken  und  die  Bankiers  massgebend. 
Während  aber  die  Reichsbank  nur  Zinsen 
in  Abzug  bringt,  berechnen  die  Privatbanken 
und  die  Bankiers  in  der  Regel  noch  eine  Pro- 
vision, deren  Höhe  sehr  verschieden  ist.  Durch- 
schnittlich beträgt  sie  ^J^^Jq  des  Wechselbe- 
trages. Sie  wird  meist  bei  der  Wechselberech- 
nung, seltener  im  Kontokorrent  in  Abzug  ge- 
bracht. 

Über  Diskontrechnung  s.  den  Abschnitt 
„Kaufmännisches  Rechnen". 

e)  Das  Devisengeschäft  Wechsel  und 
Checks  auf  das  Ausland  nennt  man  Devisen. 
Sie  werden  ebenso  wie  ausländisches  Geld 
und  ausländische  Banknoten  zur  internatio- 
nalen Zahlungsausgleichung  benutzt  und  an 
den  Börsen  gehandelt. 

Will  A  in  London  und  B  in  Paris  dem  C 
in  Berlin,  von  dem  beide  Waren  bezogen 
haben,  die  Schuld  bezahlen,  so  wäre  es  un- 
vorteilhaft, wenn  A  effektive  Sovereigns  oder 
englische  Banknoten  und  B  effektive  Napoleon- 
dors  oder  französische  Banknoten  senden  würde. 
Die  Londoner  wie  die  Pariser  Firma  werden 
ihre   Schuld    am    vorteilhaftesten    begleichen. 
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wenn  sie  Ihrem  Warenlieferanten  in  Berlin 
einen  Check,  eine  Anweisung  oder  einen 
Wechsel  auf  Berlin  senden. 

Umgekehrt,  hat  C  nach  London  oder  Paris 
eine  Zahlung  zu  leisten,  so  wird  er  seine 
Schuld  gleichfalls  durch  einen  Check  usw.  auf 
diese  Länder  begleichen.  Die  Anschaffung 
und  den  Verkauf  von  Wechseln,  Anweisungen 
und  Checks  vermittelt  jede  Bank  und  jeder 
Bankier.  Diese  schicken  entwederdieChecks  usw., 
die  sie  von  ihrer  Kundschaft  erhalten,  an  be- 
freundete Bankhäuser  des  fremden  Landes  bezw. 
an  ihre  eigenen  Filialen  zur  Einziehung  und  zur 
Gutschrift  und  schreiben  dann  auf  Grund  ihres 
Guthabens  Checks  und  Wechsel  in  den  ge- 
wünschten Beträgen  aus,  oder  aber  sie  liefern 
Checks  und  Wechsel,  die  sie  in  ihrem  Be- 
stände haben. 

An  der  Berliner  Börse  werden  Wechsel  auf 
Wien,   Petersburg  und  Warschau  täglich,  auf 
andere  Plätze  am   Dienstag,  Donnerstag  und 
Sonnabend  notiert. 
Devisen-Kurszettel  vom  16.  März  1905. 


Amsterd.-Rotterdam 

100  fl. 

8  Tg. 

169,35  G 

» 

100  fl. 

2  Mt. 

— 

Brüssel  u.  Antwerpen 

100  Fr. 

8  Tg. 

81,30  b.  B. 

„ 

100  Fr. 

2  Mt. 

80,90  G. 

Budapest    .... 

100  K 

8  Tg. 

— 

,,          .... 

100  K 

2  Mt. 

— 

Skandinavische  Plätze 

100  Kr. 

10  Tg. 

112,45  b. 

Italienische  Plätze    . 

100  Lire 

10  Tg. 

81,30  b.  B. 

,, 

100  Lire 

2  Mt. 

— 

Kopenhagen  .     .     . 

100  Kr. 

8  Tg. 

112,50  b. 

London 

1  £ 

8  Tg. 

20,47  b.  G. 

,,        

1  Ü 

3  Mt. 

20,35  G. 

Lissabon  und  Oporto 

1   Milreis 

14  Tg. 

— 

„ 

1   Milreis 

3  Mt. 

— 

Madrid  u.  Barcelona 

100  Pes. 

14  Tg. 

61,30  b. 

„ 

100  Pes. 

2  Mt. 

— 

New-York      .     .     . 

1  Dollar 

vista 

4,2025b.G. 

I)                   •     • 

1  Dollar 

2  Mt. 

— 

Paris 

100  Fr. 

8  Tg. 

81,30  b.  B. 

»1 

100  Fr. 

2  Mt. 

— 

Wien 

100  K 

8  Tg. 

85,30  b. 

,,        

100  K 

2  Mt. 

— 

Petersburg      .     .     . 

100  S.-R. 

8  Tg. 

215,15  b. 

»                ... 

100  S.-R. 

3  Mt.         —          1 

Schweizer  Plätze     . 

100  Fr. 

2  Tg. 

81,20  B. 

1) 

100  Fr. 

2  Mt. 

— 

Warschau  .... 

100  S.-R. 

8  Tg. 

216,05  G. 

Bank-Diskont:  Amsterdams,  Berlins,  (Lom- 

bard 4),   Brüssel  3,   London  2V2,   Paris  3,   Peters- 

burg   und   Warschau  SVa,    Wien  3V2.    Italienische 

Plätze  5,    Schweiz  3V2,    Schwedische  Plätze  4V2, 

Norwegische  Plätze  4^^,  Kopenhagen  47»,  Madrid 

4V2,  Lissabon  4. 

Erläuterung: 
In   der    1.  Spalte  wird  die  Wechselgattung 
angegeben,   d.  h.  der  Ort,  auf  welchen  das 
Papier  lautet. 


Spalte  2  gibt  die  Höhe  der  ausländischen 
Valuta  an,  auf  die  sich  die  Wechselnotiz 
bezieht. 

Spalte 3  gibt  an,  auf  welche  Laufzeitsich  die 
Notiz  versteht.  Man  spricht  von  kurzen  Sichten 
bei  Wechseln,  die  bei  Vorzeigung  oder  nach 
8—14  Tagen,  von  langen  Sichten  bei  Wechseln, 
die  nach  2 — 3  Monaten  fällig  werden. 

Spalte  4  sagt,  wieviel  in  deutschem  Geld 
für  die  fremde  Valuta  gezahlt  wird. 

Bei  Wechseln,  welche  länger  laufen  als  die 
Frist  beträgt,  für  die  sich  die  Notiz  versteht, 
sind  dem  Käufer  für  die  nach  dem  Kalender 
zu  berechnenden  Tage,  die  die  Wechsel  später 
fällig  werden,  Zinsen  zum  jeweiligen  Bank- 
diskont des  betr.  Landes  zu  vergüten. 

Kauft  A  z.  B.  am  16.  März  von  B  an  der  Börse 
5000  Fr.  „kurz  Paris"  zum  Kurse  von  81,30,  und  be- 
kommt er  dann  einen  Wechsel  per  26.  März  geliefert, 
so  hat  er  zu  zahlen  50x81,30,  abzüglich  3  7o  Dis- 
kont für  (10  minus  8)  2  Tage. 

Sichtwechsel,  Checks  und  Auszahlun- 
gen werden  in  der  Regel  zum  kurzen  Wechsel- 
kurs berechnet.  Für  die  Zahl  der  Tage,  um 
die  die  Valuta  am  fremden  Ort  früher  ge- 
zahlt wird,  findet  in  der  Regel  eine  Zinsver- 
gütung statt. 

Wer  z.  B.  einen  Check  auf  London  kauft,  hat  ausser 
dem  Kurse  noch  für  9  Tage  Zinsen  zu  zahlen:  Der 
Kurs  versteht  sich  für  einen  nach  8  plus  3  Respekt- 
tagen =  11  Tagen  fälligen  Wechsel,  bei  dem  aber 
dem  Käufer  die  2  Posttage,  welche  die  Versendung 
des  Checks  erfordert,  zu  gute  kommen. 

Bei  Checks  oder  Sichtwechseln  auf  Paris,  Wien, 
Petersburg  usw.  sind  für  8  Tage  weniger  2  Posttage 
=  6  Tage  Zinsen  zu  vergüten. 

Wechsel,  welche  eine  längere  Verfallzeit 
haben  als  sie  für  kurzsichtige  zugelassen,  und 
kürzer,  als  für  langsichtige  ist,  nennt  man  mit- 
telsichtige. Die  zu  vergütenden  Zinsen  müssen 
zwischen  den  Parteien  besonders  vereinbart 
werden. 

Auch  die  Deutsche  Reichsbank  kauft  und 
verkauft  Wechsel  auf  das  Ausland  —  auf  die 
englischen  Plätze  auch  Checks  —  zu  dem  in 
den  „Allgemeinen  Bestimmungen",  die  kosten- 
frei durch  alle  Bankanstalten  bezogen  werden 
können,  angegebenen  Sätzen. 

Die  im  Kurszettel  zu  Notiz  gelangenden  Kurse  ver- 
stehen sich  auf  Abschnitte  von: 

100—  3000  ^  auf  London 
1000—50  000  Fr.  auf  Belgische  u.  Schweizer  Plätze 
1000—25  000  Lire  auf  Italienische  Plätze 
1000—50000  Fr.  auf  Paris 

500—25  000  fl.  auf  Amsterdam  und  Rotterdam 
1000—50000  Kr.  auf  Wien  und  Budapest 
1000—20000  Kr.  auf  Skandinav.  Plätze  u.  Kopenhagen 

500—20000  R.  auf  Petersburg  und  Warschau 

200 —  5  000  Milreis  auf  Lissabon  und  Oporto 
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1000—25  000  Pesos  auf  Madrid  und  Barcelona 
200—10000  $  auf  New-York. 

Über  kleinere  Beträge  lautende  werden  jedesmal 
unter  besonderen  Vereinbarungen  gehandelt. 

Die  Grundlage  des  Wechselkurses  bildet 
das  Wechsel-Pari.  Die  Schwankungen  der 
Wechselkurse  zwischen  zwei  Ländern,  welche 
das  gleiche  Währungsmetall  haben,  können 
sich  nur  in  engen  Grenzen  bewegen:  Nur 
um  das  Doppelte  der  Transport-  und  Ver- 
sicherungsspesen, des  Zinsverlustes  und  der 
Umprägungskosten  können  im  allgemeinen  die 
Wechselkurse  zwischen  zwei  Ländern  von  dem 
festen  Pari  abweichen,  da  ja  sonst  Versendung 
baren  Geldes  stattfinden  resp.  die  Arbitrage 
eintreten  würde. 

Wie  man  dieses  feste  Pari  (Goldparität)  be- 
rechnet, soll  an  einem  BeispieJ  erläutert  werden. 
Aus  einem  Kilogramm  Gold  in  der  Mischung 
^*^%ooo   werden    in    Deutschland    2511    M,    in 
Frankreich    3100  Fr.    geprägt.      Wir    können 
also  folgende  Gleichungen  aufstellen: 
1kg  Gold  =  2511  M, 
1kg  Gold  =  3 100  Fr., 
folglich  2511   M  =  3100  Fr., 
oder  81   M  =     100  Fr., 

d.  h.  das  Pari  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich ist  81  M  für  100  Fr. 

Durch  ähnliche  Berechnung  ersehen  wir, 
dass  der  Pariwert  mit  England  (Feingehalt 
der  englischen  Münzen  "/jg)  20,4295,  mit 
Österreich  85,10,  mit  Holland  168,74,  mit 
New-York  419,79  usw.  ist. 

Unter  Goldpunkt  —  mitunter  auch  prakti- 
sche Parität  im  Gegensatz  zur  theoretischen 
oder  festen  Parität  genannt  —  versteht  man 
die  Preisgrenze,  die  Grenze  des  Standes  der 
Wechselkurse,  bei  dem  sich  eine  Versendung 
von  Gold  noch  lohnt.  Allgemeingültig 
lässt  sich  der  Goldpunkt  nicht  feststellen. 

Naturgemäss  muss  es  stets  zwei  Goldpunkte 
geben:  einen  (oberen)  Goldpunkt,  bei  dessen 
Überschreitung  es  vorteilhafter  ist,  Gold  zu 
exportieren  —  d.  h.  trotz  Umprägungskosten, 
Zinsverlust,  Porto-  und  Versicherungsgebühr 
bares  Gold  zu  versenden  als  Checks  oder 
Wechsel  auf  den  fremden  Platz  anzukaufen 
—  und  einen  (unteren)  Goldpunkt,  bei  dessen 
Überschreitung  nach  unten  Goldimport  vor- 
teilhaft ist.     S.  S.  416ff. 

3.  Das  Lombardgeschäft. 
a)  Name    und    Wesen.     Ein    Lombard- 
geschäft, so  benannt  nach   den  „Lombarden", 
den  oberitalienischen  Geldwechslern  des  späteren 
Mittelalters,    nennt   man    die    Beleihung    von 


Wertpapieren,  Waren  oder  anderen  beweglichen 
Pfändern.  Im  Gegensatz  zum  Diskontgeschäft 
ist  beim  Lombardgeschäft  weniger  auf  die 
Kreditwürdigkeit  der  Darlehnsuchenden  als  auf 
die  Güte  des  Unterpfandes  zu  achten. 

Da  die  Kurse  der  Wertpapiere,  denn  diese 
hauptsächlich  dienen  als  Unterpfand  bei  Lombard- 
geschäften, Schwankungen  unterworfen  sind  — 
selbst  die  Anleihen  Deutschlands  und  seiner 
Bundesstaaten  sind  in  wenig  Jahren  um  ca. 
10%  gefallen  —  so  findet  die  Beleihung  nur 
zu  einem  Teil  des  Kurs-  resp.  Marktwertes  statt. 

ß)  Lombard  verkehr  mit  der  Reichs- 
bank. Die  Reichsbank  beleiht  mit  \  des 
Kurswertes:  die  Anleihen  des  Deutschen  Rei- 
ches und  seiner  Bundesstaaten,  Provinzial-, 
Stadt-  und  Kreisobligationen, Rentenbriefe,  Pfand- 
briefe ,  Hypothekenbankpfandbriefe ,  deutsche 
Eisenbahn -Stamm-  und  Stammprioritätsaktien; 
mit^jg  des  Kurswertes:  italienische,  norwegische, 
österreichische,  ungarische,  russische  usw.  Staats- 
anleihen. Aktien  beleiht  die  Reichsbank,  ab- 
gesehen von  einigen  inländischen  Eisenbahn- 
aktien, überhaupt  nicht. 

Von  Waren  sind  als  Unterpfand  nur  solche 
geeignet,  welche  nicht  leicht  dem  Verderben 
ausgesetzt  sind,  sich  leicht  aufbewahren  lassen 
und  nicht  allzu  grossen  Preisschwankungen 
unterliegen.  Die  Reichsbank  beleiht  Waren 
bis  zu  höchstens  ^/g  des  geschätzten  Wertes. 
Die  verpfändeten  Waren  müssen  auf  Kosten 
des  Verpfänders  bei  einer  der  Reichsbank  als 
solide  bekannten  Feuerversicherungsgesellschaft 
in  voller  Höhe  des  abgeschätzten  —  nicht 
bloss  des  zur  Beleihung  gelangenden — Wertes 
versichert  werden. 

Die  Reichsbank  haftet  für  keinen  Schaden,  welcher 
ohne  ihr  grobes  Versehen  während  des  Lagerns  an  den 
Waren  entsteht,  sei  es  durch  Verderben,  Lecke  an  den 
Gebinden,  Eintrocknen,  Wurmfrass  oder  sonst,  es  mögen 
die  Waren  in  den  Gebäuden  der  Reichsbank  oder  an- 
derswo lagern.  Sache  des  Verpfänders  ist  es,  öfters 
nach  den  Waren  zu  sehen,  und  zu  deren  Erhaltung 
selbst  das  Erforderliche  vorzukehren,  woran  er  von 
der  Reichsbank  nicht  verhindert  werden  wird. 

Entstehen  der  Reichsbank  durch  die  Versendung,  die 
Abschätzung,  Lagerung,  Beaufsichtigung,  Umpackung 
oder  Sonderung  der  Waren,  oder  durch  sonstige  von 
der  Reichsbank  für  nötig  erachtete  Massregeln,  Kosten, 
so  trägt  diese  der  Verpfänder.  Für  die  Lagerung  der 
Waren  in  den  Gebäuden  der  Reichsbank  sind  die  von 
ihr  bestimmten  Kosten  zu  entrichten.  Für  alle  Kosten, 
einschliesslich  der  etwaigen  Auslagen  für  die  Versiche- 
rung gegen  Feuersgefahr,  dienen  der  Reichsbank  die 
Waren  und  der  Versicherungsschein  nebst  den  etwaigen 
Erneuerungsscheinen  gleichfalls  zum  Unterpfande. 

Der  Landwirtschaft  kommt  die  Reichsbank 
noch  insofern  ganz  besonders  entgegen,  als 
sie  den  in  Privatlagern  unter  steueramtlichem 
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Verschluss  lagernden  Branntwein,  ferner  Ge- 
treide, das  in  den  Scheuern  der  Güter  auf- 
gespeichert ist,  nach  Erfüllung  gewisser  For- 
malitäten lombardiert. 

Der  Lombardzinsfuss  der  Reichsbank  für  Darlehen 
gegen  Verpfändung  von  Gold  und  Silber  ist  ebenso 
hoch,  wie  der  offizielle  Diskontsatz  der  Bank.  Für 
Darlehen,  die  auf  Grund  eines  andern  Unterpfandes  ge- 
geben sind,  ist  der  Zinsfuss  ein  Prozent  höher  als  der 
Diskontsatz. 

Wird  das  Darlehen  vor  dem  Vierteljahrsschluss  über 
den  letzten  Werktag  des  Vierteljahrs  hinaus  oder  am 
1.  Werktage  des  neuen  Vierteljahrs  entnommen,  so 
werden  Zinsen  mindestens  für  zehn  Tage  berechnet.  Er- 
folgt die  Rückzahlung  des  Darlehns  aber  erst  nach  dem 
7.  Tage  des  ersten  Monats  im  neuen  Vierteljahr,  so 
sind  Zinsen  mindestens  für  vierzehn  Tage  zu  entrichten.  I 
Auf  jeden  Pfandschein  ist  mindestens  1  M  Zinsen  zu  i 
zahlen. 

Ein  besonderes  Recht  ist  der  Reichsbank 
durch  §  20  des  Bankgesetzes  verliehen  wor- 
den: „Bleibt  der  Schuldner  eines  im  Lombard- 
verkehr gewährten  Darlehens  im  Verzuge,  so 
ist  die  Reichsbank  berechtigt,  ohne  gerichtliche 
Ermächtigung  oder  Mitwirkung  das  bestellte 
Faustpfand  durch  einen  ihrer  Beamten  öffent- 
lich verkaufen,  oder  wenn  der  verpfändete 
Gegenstand  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  hat, 
den  Verkauf  auch  nicht  öffentlich  durch  einen 
ihrer  Beamten,  einen  Handelsmakler  usw.  zum 
laufenden  Preise  bewirken  zu  lassen,  und  sich 
aus  dem  Erlöse  wegen  Kapital,  Zinsen  und 
Kosten  bezahlt  zu  machen". 

y)  Lombardverkehr  mit  Privatbanken 
und  Bankiers.  Die  Höhe  der  Beleihung 
ist  bei  den  einzelnen  Instituten  verschieden,  und 


auch  bei  demselben  Institut  bestehen  je  nach 
der  Person  des  Darlehnsnehmers  Unterschiede. 
Im  allgemeinen  werden  Staatsanleihen  und  gute 
inländische  Fonds  mit  80— 90*^|o,  ausländische 
Staatsanleihen,  z.  T.  auch  solche,  welche  von 
der  Reichsbank  überhaupt  nicht  beliehen  wer- 
den, mit  60 — 75  und  die  Mehrzahl  der  Aktien 
mit  50 — 65°/o  des  Kurswertes  beliehen. 

Ausser  dem  Lombardzinsfuss  der  Reichsbank 
berechnen  Privatbanken  und  Bankiers  in  der 
Regel  noch  eine  Vorschussprovision  von  1  bis 
IVZ/o  pro  Jahr. 

Einige  Ähnlichkeit  mit  dem  Lombardgeschäft 
besitzt,  rein  äusserlich  betrachtet,  das  Report- 
geschäft. In  rechtlicher  Beziehung  besteht 
aber  ein  grosser  Unterschied:  Bei  diesem  han- 
delt es  sich  um  Eigentumserwerb,  bei  jenem 
um  ein  Pfand. 

4.  Langfristige  Kreditgewährung 
(Hypothekarkredit). 

Da  der  von  Haus-  resp.  Gutsbesitzern  in 
Anspruch  genommene  „Besitzkredit"  der  Natur 
der  Sache  nach  ein  langfristiger  ist  —  die  ge- 
liehenen Summen  können  nur  in  kleinen  Raten, 
innerhalb  eines  langen  Zeitraumes,  zurückge- 
zahlt werden,  so  erfolgt  die  hypothekarische 
Beleihungvonstädtischen  und  ländlichen  Grund- 
stücken zumeist  durch  besondere  eigens  zu 
diesem  Zweck  geschaffene  Institute:  durch 
Hypothekenbanken  (s.  S.  470/1)  und  durch  die 
Landschaften  (s.  S.  202). 


IV.    Die   indifferenten   Geschäfte  der  Banken. 


1.    Das  Inkasso   von   Wechseln   und 
Checks. 

Mit  dem  Inkasso  von  Wechseln,  Checks,  An- 
weisungen usw.  aufs  In-  und  Ausland  befasst 
sich  die  Mehrzahl  der  Banken  und  Bankiers. 
Das  Giro  der  zum  Inkasso  gegebenen  Wechsel 
und  Checks  trägt  den  Vermerk  „Wert  zum  In- 
kasso", „zum  Einzug"  usw. 

Die  Inkassogebühren  sind  in  der  Regel  sehr 
niedrig  und  stehen  in  keinem  richtigen  Ver- 
hältnis zu  der  verursachten  Arbeit.  Platzchecks 
werden  fast  stets,  Platzwechsel  häufig  ohne 
Provisionsberechnung  eingezogen.  Banken,  wel- 
che Filialen  besitzen,  besorgen  vielfach  nicht 
nur  das  Inkasso  der  auf  eine  Filiale  lautenden 
Checks  kostenfrei,  sondern  auch  das  Inkasso 
von  Checks,  welche  auf  ein  anderes  Bankhaus 
eines  dieser  Plätze  gezögen  sind. 


Mehrere  Banken  und  Bankiers,  die  dem 
Checkverkehr  besondere  Aufmerksamkeit  schen- 
ken, Filialen  an  grösseren  Plätzen  aber  nicht 
besitzen,  haben  mit  befreundeten  Banken  und 
Bankiers  in  Berlin,  Cöln,  Frankfurt  a.  M.,  Ham- 
burg, Leipzig  usw.  ein  Abkommen  getroffen, 
die  auf  sie  gezogenen  Checks  gegenseitig  kosten- 
frei einzulösen.  Die  Namen  dieser  Banken 
und  Bankiers  sind  gewöhnlich  auf  der  Rück- 
seite des  Checks  vermerkt.  Die  Papiere  werden 
von  dem  mit  dem  Inkasso  betrauten  Bankier  an 
die  bezogene  Bank  usw.  gesandt,  die  sie  sofort 
prüft  und  mit  wendender  Post  dem  Einsender 
mitteilt,  ob  die  Checks  in  Ordnung  sind. 

Im  Interesse  der  Ausdehnung  des  Check- 
verkehrs wäre  es  sehr  wünschenswert,  wenn 
dem  von  grossen  Instituten,  insbesondere  von 
der  Dresdner  Bank  und  ihrer  Genossenschafts- 
abteilung gegebenem  Beispiel  der  kostenfreien 
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Einlösung  von  Checks  auf  möglichst  viele 
Orte,  andere  Institute  bald  folgen  würden. 
Noch  immer  wird,  nicht  mit  Unrecht,  von 
Geschäftsleuten,  Handwerkern  usw.  vielfach 
darüber  Klage  geführt,  dass  die  ihnen  anstatt 
baren  Geldes  gegebenen  Checks  und  Anwei- 
sungen Inkassospesen  verursachen.  Diese  rich- 
ten sich  nach  der  Höhe  des  einzuziehen- 
den Betrages,  nach  dem  Zahlungsorte,  bei 
Wechseln  und  Anweisungen  auch  noch  nach 
der  Länge  der  Laufzeit. 

Wechsel,  Anweisungen  und  Checks,  die  in 
deutscher  Valuta  und  an  einem  Bankplatz 
zahlbar  sind,  nimmt  u.  a.  auch  jede  Reichs- 
bankanstalt von  Personen,  welche  zu  ihrem 
Geschäftsbezirk  gehören,  zum  Einzug  gegen 
eine  Gebühr  von  IV»  d.  h.  1  M  für  1000  M, 
mindestens  aber  50  Pf.  für  das  Appoint.  Für 
die  Einziehung  von  Checks  auf  Mitglieder 
auswärtiger  Abrechnungsstellen  (s.  S.  467ff.)  er- 
hebt die  Reichsbank  eine  Gebühr  von  ^Js%oy 
mindestens  aber  30  Pf.  für  das  Stück. 

Papiere  unter  800  M,  lautend  auf  kleine  Orte,  an 
denen  sich  kein  Bankier  befindet,  werden  in  der  Regel 
am  vorteilhaftesten  durch  Postauftrag  eingezogen. 

2.  Das  Münzwechsel-(Valuten-)  Geschäft 
und  der  Handel  mit  Edelmetallen. 

Das  Umwechseln  von  Münzsorten,  das  in 
früheren  Jahrhunderten  eins  der  Hauptgeschäfts- 
zweige des  Bankiers  gewesen  war,  bringt  bei 
den  geordneten  Münzverhältnissen  der  meisten 
zivilisierten  Staaten  heute  dem  Bankier  nur 
noch  einen  verhältnismässig  geringen  Gewinn. 
Er  muss  einen  grösseren  Bestand  fremder  Noten 
und  Münzen  halten,  die  zinslos  daliegen  und 
erhält  für  das  Umwechseln  durchschnittlich 
nur   ij^^/o  Provision. 

Geldsorten  und  Banknoten. 


Münz-Dukaten  pr.  St.    -     . 

9,73  b. 

Rand-     do.           do. 

— 

Sovereigns  ..... 

20,45  b. 

20  Francs-Stücke .     . 

16,32  b. 

Gold  Dollars 

— 

8  Gulden-Stücke  .... 

— 

Imperiale  alte  pr.  St.     .     . 

— 

do.         do.  pr.  SOOGramm 

— 

do.        neue  pr.  St.   ■     . 

16,175  b.  O. 

do.         neue  500  Gramm 

— 

Amerik.  Noten  1000— 5  D. 

4,2025  b. 

do.         do.      2  u.  1  D.  . 

— 

Belgische  Noten  pr.  100  Fr. 

81,45  b. 

Dänische  Banknoten  100  Kr. 

112,40  b. 

Engl.  Banknoten  pr.  1  ^      . 

20,465  b. 

Franz.  Banknoten  pr.  100  Fr. 

81,30  b. 

Holland.  Bankn.  pr.  100  fl. 

169,40  b. 

Italien.  Bankn.  pr.  100  Lire 

81,45  b.  B. 

Österr.  Bankn.   pr.    100  K 

do.      Abschnitt  2000  K 
Russ.  Bankn.  pr.  100  R. 

do.     Abschnitt  500  R.    . 

do.         do.     5,  3  u.   1   R 
Schweiz.  Bankn.  100  Fr 
Skandinav.  Bankn.  100  Kr. 


85,35  b. 
85,35  b. 
216,00  b. 
216,00  b. 
216,00  b. 
81,10  b. 
112,40  b.  G. 


Die  Notiz  auf  dem  Kurszettel  für  Bank- 
noten und  Geldsorten  versteht  sich  nur  für 
den  Umsatz  bestimmter  Minimalbeträge. 

Der  Makler  an  der  Börse  nimmt  Ordres  nur  an  für 
Beträge  von  mindestens  50  Stück  20  -  Francs  -  Stücke 
(Napoleondors)  oder  österreichische  8-fl.-Stücke,  je  50 
Stück  Sovereigns  (englische  Goldmünzen),  Dukaten  (Han- 
delsmünzen) und  Imperiais  (russische  Goldmünzen,  7^/^ 
Rubel  Papier  =  1  Imperial),  ^100  amerikanisches  Gold. 
Das  Minimalgewicht  muss  betragen  von  Stück: 
1000  Napoleondors  KUo  6,440 

1000  Österreichischen  8-fl.-Stücken    „    6,440 
1000  Imperiais  (alte)  „    6,540 

1000  Dukaten  „    3,490 

1000  Imperiais  (neue)  ,,    6,440 

1000  Sovereigns  „    7,960 

1000  Gold-Dollars  „    1,670. 

Für  jedes  fehlende  Gramm  hat  der  Verkäufer  2,50  M, 
bei  Dukaten  (Feingehalt  an  Gold  ■"/„)  2,75  M  zu 
vergüten. 

Die  Notiz  unterscheidet  Münzdukaten  und 
Randdukaten.  Unter  Münzdukaten,  welche 
etwas  höher  notieren,  versteht  man  Dukaten, 
welche  den  Prägestempel  des  laufenden  Jahres 
tragen  und  welche  das  Vollgewicht  von  3,490  kg 
pro  1000  Stück  haben.  Als  Randdukaten  sind 
Stücke  jedes  beliebigen  Jahres  lieferbar,  wenn 
sie  mindestens  3,485  kg  pro  1000  Stück  wiegen. 
Für  Sorten,  die  an  der  Börse  nicht  gehandelt  wer- 
den, insbesondere  auch  für  Silbermünzen,  wird  zwi- 
schen Käufer  und  Verkäufer  jedesmal  der  Kurs  festge- 
setzt. Für  den  Silberrubel  wird  etwa  2 — 2,05  M,  für 
österreichisches  Silber  0,82—0,83  M  pro  K,  für  fran- 
zösisches Silber  etwa  0,78  M  pro  Fr.  gezahlt. 

Der  Handel  mit  ungeprägtem  Gold  (in 
Barren)  wird,  wie  bereits  erwähnt,  zum  weit- 
aus grössten  Teil  von  den  Zentralnotenbanken 
betrieben.  Die  Deutsche  Reichsbank  zahlt  für 
1  kg  fein  2784  M,  die  Österreichisch-ungarische 
Bank  3278  K. 

3.  Telegraphische  Auszahlungen. 

Grössere  Zahlungen  von  einem  Ort  zum 
andern,  die  in  kürzerer  Zeit,  als  es  auf  dem 
Wege  der  Sendung  möglich  ist,  ausgeführt 
sein  müssen,  vermitteln  alle  Banken  und  grössere 
Bankiers.  Sie  sind  hierzu  in  der  Lage,  da  sie 
selbst  an  kleineren  Orten  meistens  Verbin- 
dungen besitzen. 

Der  Bankier  in  Breslau  z.  B.,  der  für  einen  seiner 
Kommittenten  eine  telegraphische  Auszahlung  in  Berlin 
zu  leisten  hat,  wird  sich  dieses  Auftrags  etwa  durch 
folgende  Depesche  (S.  480)  an  das  mit  ihm  in  Geschäfts- 
verkehr stehende  Bankhaus  S.  L.  Landsberger  erledigen  r 
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a)  Muster  eines  Cirkular-Kreditbriefes. 

DRESDNER  BANK 

CAPITAL  VERSE  160  MILLIONS  MARK. 

DRESDEN     BERLIN     FRANKFURT  A.  M.     LONDON 

Adresse  telegraphique :  DRESDBANK. 

Lettre  de  credit  circulaire. 


VALABLE 


-^^e^^i^^iyn^t^  i^u4'  ■n-o^e  -ud/e  ..y^.  l65U7      ^ 
5-     a^h^^ii^ 


.2  (^y^o^e^  /ezf^^ 


^€i^^-2ye^  (^^^a^ri^ 


älzdiwcv       ppa.  OKdIc^Mu 
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Bankwesen. 
Rückseite  des  Cirkular-Kreditbriefes. 


M./^ 

^ya^e^€^ 

j/oy^n^^n-e  «?^  ^e^A-eä 

e^^  €Ai^4^€(^ 

/^  ^^^I4ä 

BANCA  CÖMMERCIALE  ITALIANA 

SEDE  DI  NAPOLI 

S^^  ce^^^  .:^z^i-€ä  ^/€i^    <^z^/.    6'^^. 

jj^i^/" 

BAKCA  COMMEBCIAIE  ITALIANA 

SEDE  DI  OENOVA 

.^Z^ef^^<x>  ce9^/^   .^Z^ie:^ 

J(^^.  — 

J-^  ..^^u/" 

J.. 

GC€^-<zA^e  cen-Zii-  .^Z^^teö- 

,,         •^^^. 

3^/.  /j^^.  — 

Zahlet  Friedrich  Müller  dort  Friedrichstrasse  210 
wegen  Lehmann  Breslau  10000  Zehntausend  Mark 
234  Carl  Pulst. 

Damit  nicht  ein  Unberufener  in  betrüge- 
rischer Absicht  einen  telegraphischen  Auftrag 
erteilt,  bedienen  sich  die  Bankiers  eines  De- 
peschenschlüssels, d.  h.  vorher  vereinbarter 
Worte  oder  Zahlen  (im  obigen  Telegramm:  234), 
die  in  der  Regel  nur  den  Inhabern  und  wenigen 
Prokuristen  der  Firma  bekannt  sind,  häufig 
wechseln  und  durch  den  Tag  der  Telegramm- 
aufgabe, die  zu  zahlende  Summe,  den  Wochen- 
tag usw.  bestimmt  werden. 

Auch  nach  fremden  Ländern  bewirkt  der 
Bankier  telegraphische  Auszahlungen.  Sein 
Gewinn  besteht  dann  gewöhnlich  in  dem  Kurs- 
aufschlage. 

An  der  Börse  werden  telegraphische  Aus- 
zahlungen nach  dem  Auslande  in  grösseren 
Posten  nach  Massgabe  des  für  kurze  Sichten 
notierten  Wechselkurses  gehandelt.  Werden 
weder  Zinsen  noch  sonstige  Spesen  vergütet 
oder  beansprucht,  so  spricht  man  von  einem 
,,^^/^tt^/-Kurse". 

Durch  die  Reichsbank  können  telegraphi- 
sche Auszahlungen  nicht  bewirkt  werden. 

Bei  der  Post  sind,  wenn  es  sich  um  grössere 
Beträge  handelt,  die  Gebühren  ziemlich  hoch, 
da  der  höchst  zulässige  Betrag  einer  Postan- 
weisung 800  M  beträgt.  Um  z.  B.  10000  M 
von  Breslau  nach  Berlin  zu  überweisen,  ist 
die  Ausschreibung  von  nicht  weniger  als  13 
Postanweisungsformularen  erforderlich.  Es 
würde  das  Porto  hierfür  und  für  13  Tele- 
gramme zu  zahlen  sein. 


4.  Ausschreibung  von  Kreditbriefen. 

Der  Kreditbrief  ist  sehr  alten  Ursprungs  und 
aus  dem  Empfehlungsschreiben  hervorgegangen. 
In  dem  Kreditbriefe,  der  je  nach  dem  Lande, 
in  welchem  die  Abhebungen  hauptsächlich  er- 
folgen, in  deuischer,  englischer  oder  franzö- 
sischer Sprache  abgefasst  ist,  bittet  der  Aus- 
steller Geschäftsfreunde,  welche  in  den  Städten 
wohnen,  die  der  Inhaber  des  Kreditbriefes  zu 
besuchen  gedenkt,  dem  Vorzeiger  des  Briefes 
Zahlungen  bis  zur  Höhe  eines  in  Buchstaben 
und  in  Ziffern  angegebenen  Betrages  zu  leisten. 
Damit  der  Bankier,  welcher  Zahlung  leisten 
soll,  sofort  ersehen  kann,  bis  zu  welcher  Summe 
er  dem  Besitzer  des  Briefes  noch  Zahlungen 
leisten  darf,  besteht  die  Bestimmung,  dass  die 
abgehobenen  Beträge  auf  der  Rückseite  des 
Kreditbriefes  seitens  der  zahlenden  Firma  an- 
zugeben sind  (s,  oben  und  S.  481). 

Über  die  erhaltenen  Beträge  erteilt  der  Em- 
pfänger Doppelquittung.  Ein  Exemplar  behält 
die  Zahlstelle,  das  andere  sendet  sie  als  Belag 
für  die  geleistete  Zahlung  dem  Aussteller  des 
Kreditbriefes.  Steht  der  Bankier,  der  die  Zah- 
lung geleistet  hat,  mit  dem  Aussteller  des  Kredit- 
briefes nicht  in  direkter  Verbindung,  so  zieht 
er  in  Höhe  des  abgehobenen  Betrages  einen 
Check  auf  ihn,  er  remboursiert.  Diesen  Check 
gibt  er  einem  befreundeten  Bankier  zum  Ein- 
zug oder  er  verkauft  ihn.  Ist  der  Kredit  er- 
schöpft, so  wird  der  Kreditbrief  von  demjenigen, 
der  die  Restsumme  gezahlt  hat,  dem  Aussteller 
zurückgesandt. 

Der    Hauptwert   des    Kreditbriefes   für    den 
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Nr.  1587. 

Gültig  bis  31.  August  1905. 


Spezial-Kreditbrief. 


München,  den  29.  April  1905. 


An  unsere  umstehend  verzeichneten  Herren  Korrespondenten. 
Wir  beehren  uns,  den  Überbringer  dieses. 


Herrn  Adolf  Sturmvogel 


c«     Co 

^^ 

Ol 

o 
tu  > 


N.t;.o 


ß3  ^ 


bei  Ihnen  einzuführen  und  Ihrer  freundlichen  Aufnahme  zu  empfehlen. 
Wir  ermächtigen  den  genannten  Herrn  bis  zum  Betrage  von 

M  2000. —  =  in  Worten  Mark  Zweitausend 

auf    Sie   zu    ziehen,    und    bitten    Sie,    diese    Checks    unter    Abzug  Ihrer    Spesen    zu 
negoziieren  und  deren  Betrag  auf  der  Rückseite  dieses  Schreibens  zu  vermerken. 

Wir   danken   Ihnen    im    voraus  für  die  unserem  Akkreditierten  erwiesenen  Auf- 
merksamkeiten und  zeichnen 

Hochachtungsvol  1 

Bayerische  Handelsbank 


2  Seite 


Datum 

Bezahlt  durch 

Betrag  in  Buchstaben 

in  Zahlen 

2.  Mai 

Marcus  Berte  &  Co. 

Vierhundert  Mark 

M  400.— 

19.  Mai 

Dresdner  Bank,  Berlin 

Dreihundert  Mark 

M  300.~ 

27.  Mai 

dto. 

Vierhundert  Mark 

M  400.— 

3.  Juni 

E.  Heimann 

Zweihundert  Mark 

M  200.— 

1 

3.  Seite 


Herren  Marcus  Berte  &  Co.,   Wiesbaden. 
Dresdner  Bank,  Berlin. 
Herrn  E.  Heimann,  Breslau. 


Kaufmann  (Einkäufer)  sowohl  wie  für  den 
Vergnügungsreisenden  besteht  darin,  dass  das 
Mitnehmen  grösserer  Summen  in  Banknoten 
und  Münzen  verschiedener  Länder  erübrigt 
wird.  Der  Kreditbrief  kann  zwar,  ebenso  wie 
bares  Geld,  gestohlen  werden  oder  verloren 
gehen.  Da  aber  die  Unterschrift  des  Inhabers 
bei  den  verschiedenen  Zahlstellen  hinterlegt 
ist,  so  wird  der  unrechtmässige  Besitzer  in  der 
Regel  aus  dem  Kreditbriefe  einen  Nutzen  nicht 
ziehen  können. 

Seit  einiger  Zeit  werden  von  einigen  grös- 
seren Banken  und  Bankfirmen  auch  sogen, 
Zirkularkreditbriefe  ausgeschrieben,  d.  h.  Kredit- 
briefe, worauf  ohne  vorherigen  Avis  an 
mehreren  hundert  Orten  verschiedener  Länder 

31 


Geld  erhoben  werden  kann.  Als  Legitimation 
dient  der  Kreditbrief  und  die  Unterschrift  des 
Inhabers.  Diese  Unterschrift  muss  mit  der  auf 
dem  Kreditbrief  oder  der  „Korrespondentenliste" 
(Verzeichnis  der  Zahlstellen)  gegebenen  Unter- 
schriftsprobe übereinstimmen. 

Die  Bank,  welche  den  Kreditbrief  ausstellt, 
gewährt  demjenigen,  zu  dessen  Gunsten  er 
ausgestellt  wird,  dabei  in  der  Regel  keinen 
Kredit,  wenigstens  keinen  Blankokredit.  Sie 
fordert  zumeist,  dass  die  Summe,  über  welche 
der  Kreditbrief  lautet,  bei  ihr  in  barem  Gelde 
oder  in  Wertpapieren  deponiert  ist.  Sie  be- 
lastet entweder  den  ganzen  Betrag  sofort  bei 
Aushändigung  des  Kreditbriefes  oder  aber  die 
einzelnen    abgehobenen    Posten,    sobald    sie 
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hierüber   von    der  Firma,    bei   der  die  Abhe- 
bung erfolgt  ist,  Nachricht  erhalten  hat. 

Für  die  Ausschreibung  des  Kreditbriefes  wird 
eine  Provision  von  V^—Va  %  berechnet.  Die  Firma,  bei 
welcher  der  Betrag  erhoben  wird,  zieht  als  ihre  Provi- 
sion  etwa  ViVo  des  durch  sie  gezahlten  Betrages  ab. 

5.  Ankauf  und  Verkauf  von  Wert- 
papieren. 

Während  beim  Emissionsgeschäft  (s.S. 251) 
die  Bank  zumeist  die  Effekten  für  eigene 
Rechnung  übernimmt,  also  einen  Kredit  ge- 
währt, erfolgt  der  An-  und  Verkauf  von  Wert- 
papieren  in  der  Regel   kommissionsweise. 

Man  hat  bei  einem  Wertpapier  zu  unter- 
scheiden den  Nominal-  (Nennwert)  und  den 
Kurswert.  Bei  einem  Papier,  das  100  oder 
wie  man  sagt  al  pari  steht,  ist  Nominalwert 
und  Kurswert  identisch. 

Wer  Wertpapiere  durch  Vermittelung  einer 
Bank  kauft,  hat  zu  zahlen: 

1.  den  Börsenpreis  des  Wertpapieres, 

2.  die  laufenden  Stückzinsen, 

3.  Provision, 

4.  Courtage, 

5.  Schlussnotenstempel  und 

6.  etwaige  Porti,  Telegramm-  und  Sendungs- 
spesen. 

ad  1.  Der  Börsenpreis  oder  der  Kurs  des 
Wertpapieres  gibt  an,  wieviel  M  für  je  1 00  M 
nominal  des  betreffenden  Papieres  zu  zahlen 
sind;  so  bedeutet  z.  B.  ein  Kurs  von  96,25: 
100  M  kosten  96,25  M.  Eine  Ausnahme 
machen:  die  Versicherungsaktien,  alle  unver- 
zinslichen Lose,  die  Aktien  von  Bau-  und 
Terraingesellschaften,  auf  deren  Nennwert  be- 
reits eine  teilweise  Zurückzahlung  stattgefunden 
hat  —  diese  Papiere  werden  in  M  für  1  Stück 

notiert. 

Umrechnungssätze  von  Werten,  in  ausländischer 
oder  in  einer  ausser  Wirksamkeit  getretenen  inländi- 
schen Währung,  in  die  deutsche  Währung: 

1  Pfd.  Sterling  =  20,40  M 

1   Franc,  Lira,  Peseta,  Lei  =     0,80 

1   Österr.  Gulden  (Gold)  =     2,— 

1  Österr.  Gulden  (Währung)  —  1,70 
1  Krone  österr.-ung.  Währung  =  0,85 
1  Gulden  holländischer  Währung  =  1,70 
1  Skandinavische  Krone  =     1,125 

1  alter  Goldrubel  =     3,20 

1   Rubel  =     2,16 

1  Peso  =     4,— 

1   Dollar  =     4,20 

7  Gulden  süddeutscher  Währung  =  12, — 
1   Mark  Banko  =     1,50 

ad  2.  Unter  laufenden  Stückzinsen  ver- 
steht man  die  Zinsen  für  die  Zeit  vom  Fällig- 
keitstage des  letzten   eingelösten  Coupons  bis 


zu    dem  Tage,   an    dem    das  Geschäft   abge- 
schlossen ist. 

Bei  Wertpapieren,  die  feste  Zinsen  tragert 
(Staatsanleihen,  Pfandbriefen,  Obligationen), 
richtet  sich  die  Berechnung  der  Stückzinsen 
nach  dem  auf  dem  Wertpapier  vermerkten 
Zinssatze. 

Bei  Aktien  hingegen  sind,  ganz  gleich  ob 
die  Gesellschaft  voraussichtlich  30  oder  ö\ 
Dividende  verteilen  wird,  A\  Zinsen  vom 
Beginn  des  Geschäftsjahres  ab  vom 
Käufer  zu  vergüten.  Die  Zinsen  werden  so- 
lange von  diesem  Termin  ab  gerechnet,  bis  der 
Dividendenschein  abgetrennt  worden  ist,  also 
über  ein  Jahr  hinaus  bei  Aktien,  die  auf 
Zeit  gehandelt  werden  und  bei  denen  der 
Dividendenschein  nicht  am  Schluss  des  Ge- 
schäftsjahres, sondern  erst  bei  Auszahlung  der 
Dividende  getrennt  wird. 

Franko-Zinsen.  Zinstragende  Wertpapiere,  deren 
Zinszahlung  eingestellt  ist,  unverzinsliche  Lose,  Ge- 
nusächeine,  Aktien  von  liquidierenden  oder  in  Konkurs 
geratenen  Gesellschaften  usw.  werden  auf  Anordnung 
des  Börsen  Vorstandes  zumeist  ohne  Zinsberechnung 
gehandelt. 

Bauzinsen.  Einige  in  der  Entstehung  begriffene 
Gesellschaften  (Eisenbahn-,  Transportgesellschaften)  be- 
zahlen für  die  Zeit,  in  der  sie  noch  keine  Einnahmen 
erzielen,  vom  Kapital  sogenannte  Bauzinsen,  in  der 
Regel  4  7o. 

ad  3.  Für  seine  Bemühungen  berechnet  der 
Bankier  eine  Provision,  deren  Höhe  zwischen 
^lio  und  ^4^/0  beträgt.  Der  Provinzbankier, 
der  sich  der  Vermittelung  eines  an  einem 
Börsenplatze  wohnenden  Bankiers  bedienen 
muss,  wird  naturgemäss  eine  etwas  höhere 
Provision  in  Ansatz  bringen  müssen,  als  sie 
an  den  Börsenplätzen  üblich  ist.  Je  nach  Verein- 
barung wird  die  Provision  vom  Nominal- 
betrage (Beispiel  I,  S.  486)  oder  vom  „aus- 
machenden" Betrage,  sofern  dieser  den  Pari- 
stand erreicht  oder  überschritten  hat  (Beispiel  II), 
gerechnet.  Bei  kleineren  Aufträgen  wird  eine 
Minimalprovision  von  M  0,50  bis  M  1,00  be- 
rechnet. 

ad  4.  Der  Makler,  welcher  das  Geschäft  an 
der  Börse  zwischen  den  einzelnen  Banken  und 
Bankiers  vermittelt,  erhält  dafür  eine  Vermit- 
telungsgebühr,  die  man  Courtage  nennt.  Der 
übliche  Satz  ist  1/2  ^'/oo  vom  Nominal  betrage. 
Doch  werden  mitunter  auch  andere  Courtage- 
sätze vereinbart.  Auch  franco  Courtage  wird 
zuweilen  bedungen. 

ad.  5.  Durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1881  ist  eine 
Umsatzsteuer  für  Wertpapiere,  ein  Schlussnotenstempel 
geschaffen  worden;  0,20  M  mussten  für  jedes  Kassa- 
und    1    M    für    jedes    Zeitgeschäft    entrichtet    werden. 
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Dieser  Satz    ist  mehrfach  erhöht  worden,  zum  letzten 
Male  durch  das  Reichsstempelgesetz  vom  14.  Juni  1900. 
Hiernach  ist  zu  entrichten: 

1.  Bei  Kassa-  und  Zeitgeschäften  aller  Art: 

a)  für  Anleihen  des  Deutschen  Reiches  und  seiner 
Bundesstaaten; 

b)  für  Anleihen  der  Provinzen,  Städte  und  Land- 
schaftsverbände des  Deutschen  Reiches; 

c)  für  Obligationen,  Pfandbriefe  und  derartige  Ren- 
ten- und  Schuldverschreibungen  der  Eisenbahngesell- 
schaften, industriellen  Gesellschaften,  Gewinn -Anteil- 
scheine ohne  Aktienrechte,  Grundkredit-  und  Hypothe- 
ken-Banken im  Deutschen  Reich,  einschliesslich  der 
Prämien-Anleihen-Lose  dieser  drei  Gruppen; 

d)  für  Obligationen  der  ausländischen  Eisenbahnge- 
sellschaften ; 

e)  für  ausländische  Staatsanleihen,  einschliesslich  der 
im  Deutschen  Reich  zugelassenen  Prämien-Anleihen 
ausländischer  Staaten. 

3/       0, 

/lo    /oo 

a)  für  Aktien,  Stammprioritäts-Aktien  und  Anteil- 
scheine von  in-  und  ausländischen  Eisenbahngesell- 
schaften, Banken  und  industriellen  Gesellschaften; 

b)  für  die  Obligationen  ausländischer  industrieller 
Gesellschaften ; 

c)  für  Anleihen  ausländischer  Städte  und  Korpora- 
tionen, einschliesslich  der  von  solchen  ausgegebenen 
im  Reich  zugelassenen  Prämien-Anleihen; 

d)  für  Genusscheine. 

1  "/ 

'     /oo 

für  Kuxe  und  Urkunden  über  solche. 

2.  Bei  Zeitgeschäften  in  ausländischen  Noten  und 
Geldsorten  sind  Vm^/oo  ^"  zahlen  Die  am  Tage  des 
Geschäftsabschlusses  durch  Lieferung  des  Gegenstandes 
zu  erfüllenden  Geschäfte  bleiben  jedoch,  ebenso  wie 
die  Geschäfte  in  Wechseln,  stempelfrei. 

3.  Bei  Geschäften  aller  Art  unter  Zugrundelegung 
einer  Börsenusance  über  Mengen  von  Waren,  welche 
börsenmässig  gehandelt  werden,  sind  */,n"/o.>  zu  zahlen. 

Es  sind  also  zu  entrichten  bei  Geschäften 

bei  */     "/      hei  ^/    "/ 

"'^^      Ins    /uO     "^^       '10    /uo 

bis  einschl.  M   1000  M  0,20     M  0,30 

über  M  1000   „    „    „  2000  „  0,40  „  0,60 

„  2000   „    „    „  3000  „  0,60  „  0,90 

usw.,  für  jedes  angefangene  Tausend  immer  um  M  0,20 

resp.  0,30  steigend. 

Da  der  Bankier  aber  die  Wertpapiere  in  der 
Regel  auch  erst  wieder  an  der  Börse  ankaufen, 
resp.  sie  dort  verkaufen  muss,  und  über  dieses 
Geschäft  ebenfalls  einen  Schlusschein  auszu- 
tauschen hat,  so  wird  dem  Kunden  beim  Kauf 
sowohl  wie  beim  Verkauf  der  1  '/^^^che  Schluss- 
scheinstempel —  bei  mit  ^/lo^/oo  zu  versteuernden 
Papieren  infolge  einer  Vereinbarung  der  Banken 
und  Bankiers,  welche  die  Effekten  häufig  nicht 
in  einem,  sondern  in  mehreren  Posten  handeln, 
^V2o'*/oo  —  in  Rechnung  gesetzt. 

Die  Schlussnoten  sind  nach  der  Zeitfolge 
numeriert  von  denjenigen  Anstalten  und  Per- 
sonen, welche  gewerbsmässig  abgabepflich- 
tige Kauf-  und  sonstige  Anschaffungsgeschäfte 
betreiben  oder  vermitteln,  5  Jahre,  von  andern 
Personen   1  Jahr  aufzubewahren. 


ad  6.  Muss  sich  der  Bankier  die  Effekten 
von  einem  andern  Orte  kommen  lassen,  oder 
ist  er  genötigt,  sie  an  einem  andern  Platze 
zu  verkaufen,  so  hat  diese  Sendungsspesen 
(Porti  und  Wertversicherung)  selbstverständlicl: 
der  Kunde  zu  tragen. 

Beim  Verkauf  der  Effekten  erhält  der  Verl 
käufer: 

1.  den  Börsenpreis, 

2.  die  laufenden  Stückzinsen. 
Zu  zahlen  hat  er,  ebenso  wie  der  Käuferf 

Provision,  Courtage,  Schlussnotenstempel  unc 
etwaige  andere  Auslagen. 
Beispiel  I. 

Berlin,  den  2.  Juni   1905. 
Nota  für  Herrn  Robert  Deckert, 

Charlottenburg 
über  gekaufte: 
M   1000  Preussische  3V//o  Consols  A/O 

ä   102  o/o  1020,—  M 

Stückzinsen  62  Tage  3Vj7o  6,—   „ 

Provision   1%  1.—    „ 

Courtage '/vj^/o  0.50   „ 

Schlussnotenstempel  0,60   ,, 

Summa  1028,10  M 

Beispiel  11. 

Berlin,  den  2.  November  1905. 
Nota  für  Herrn  Georg  Seh vveitzer,  Berlin 

über  verkaufte: 
M  3000  Dresdner  Bank  Aktien   1607o      4800,—  M 

Stückzinsen  332  Tage  47„  110,70   „ 


Provision  17„„  4,80 

Courtage   '/27oo  1.50 

Schlussnotenstempel    2,75 


4910,70  M 

9,05    „ 
Summa  4901,65  M 

6.  Die  Aufbewahrung  von  Wertpapieren. 

a)  Offenes  Depot. 

Sind  die  Wertpapiere  angeschafft,  so  ist  die 
nächste  Frage  des  Eigentümers,  wo  sie  aufbe- 
wahren? In  der  eigenen  Wohnung?  Davon 
ist  selbst  dann,  wenn  Schutzvorrichtungen  vor- 
handen sind,  abzuraten,  einmal  deswegen,  weil 
doch  das  Risiko  eines  Verlustes  durch  Dieb- 
stahl oder  Feuer  bestehen  bleibt,  dann  aber 
auch  wegen  der  Gefahr,  Veröffentlichungen 
über  Verlosungen,  Konversionen,  Geltend- 
machung von  Bezugsrechten  usw.  zu  über- 
sehen und  dadurch  Verluste  zu  erleiden. 

Am  zweckmässigsten  ist  es,  die  Wertpapiere 
als  offenes  Depot  einer  soliden  Bank  oder 
einem  soliden  Bankier  zu  übergeben,  da  dann 
mit  der  Verwahrung  gleichzeitig  eine  Verwal- 
tung verknüpft  ist.  Zum  Schutze  des  Publi- 
kums ist  das  „Gesetz  vom  5.  Juli  1896,  be- 
treffend die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Auf- 
bewahrung   fremder    Wertpapiere",    kurzweg 


Die  indifferenten  Geschäfte  der  Banken. 


487 


Depot-Gesetz  genannt,  erlassen  worden,  welches 
bestimmt: 

§  1.  Ein  Kaufmann,  weichem  im  Betriebe  seines 
Handelsgewerbes  Aktien,  Kuxe,  Interimsscheine,  Er- 
neuerungsscheine (Talons),  auf  den  Inhaber  lautende 
oder  durch  Indossament  übertragbare  Schuldverschrei- 
bungen oder  vertretbare  andere  Wertpapiere  mit  Aus- 
nahme von  Banknoten  und  Papiergeld  unverschlossen 
zur  Verwahrung  oder  als  Pfand  übergeben  sind,  ist 
verpflichtet : 

1.  diese  Wertpapiere  unter  äusserlich  erkennbarer 
Bezeichnung  jedes  Hinterlegers  oder  Verpfänders  ge- 
sondert von  seinen  eigenen  Beständen  und  von  denen 
Dritter  aufzubewahren; 

2.  ein  Handelsbuch  zu  führen,  in  welches  die  Wert- 
papiere jedes  Hinterlegers  oder  Verpfänders  nach  Gat- 
tung, Nennwert,  Nummern  oder  sonstigen  Unterschei- 
dungsmerkmalen der  Stücke  einzutragen  sind;  der  Ein- 
tragung steht  die  Bezugnahme  auf  Verzeichnisse  gleich, 
•welche  neben  dem  Handelsbuche  geführt  werden.  Die 
Eintragung  kann  unterbleiben,  insoweit  die  Wertpapiere 
zurückgegeben  sind,  bevor  die  Eintragung  bei  ordnungs- 
mässigem  Geschäftsgänge  erfolgen  konnte. 

Etwaige  Rechte  und  Pflichten  des  Verwahrers  oder 
Pfandgläubigers,  im  Interesse  des  Hinteriegers  oder 
Verpfänders  Verfügungen  oder  Verwaltungshandlungen 
vorzunehmen,  werden  durch  die  Bestimmung  unter 
Ziffer  1   nicht  berührt. 

§  2.  Eine  Erklärung  des  Hinteriegers  oder  Verpfän- 
ders, durch  welche  der  Verwahrer  oder  Pfandgläubiger 
ermächtigt  wird,  an  Stelle  hinterlegter  oder  verpfän- 
deter Wertpapiere  der  im  §  1  bezeichneten  Art  gleich- 
artige Wertpapiere  zurückzugewähren  oder  über  die 
Papiere  zu  seinem  Nutzen  zu  verfügen,  ist,  falls  der 
Hinterleger  oder  Verpfänder  nicht  gewerbsmässig  Bank- 
oder Geldwechslergeschäfte  betreibt,  nur  gültig,  soweit 
sie  für  das  einzelne  Geschäft  ausdrücklich  und  schrift- 
lich abgegeben  wird. 

Wird  der  Verwahrer  oder  Pfandgläubiger  ermächtigt, 
an  Stelle  hinterlegter  oder  verpfändeter  Wertpapiere 
der  im  §  1  bezeichneten  Art  gleichartige  Wertpapiere 
zurückzugewähren,  so  finden  die  Bestimmungen  des 
^  1  keine  Anwendung. 

§  3.  Der  Kommissionär,  welcher  einen  Auftrag  zum 
Ankaufe  von  Wertpapieren  der  im  §  1  bezeichneten 
Art  ausführt,  hat  dem  Kommittenten  binnen  drei  Tagen 
ein  Verzeichnis  der  Stücke  mit  Angabe  der  Gattung, 
des  Nennwertes,  der  Nummern  oder  sonstiger  Unter- 
scheidungsmerkmale zu  übersenden.  Die  Frist  beginnt, 
falls  der  Kommissionär  bei  der  Anzeige  über  die  Aus- 
führung des  Auftrages  einen  Dritten  als  Verkäufer  nam- 
haft gemacht  hat,  mit  dem  Erwerbe  der  Stücke,  andern- 
falls mit  dem  Ablaufe  des  Zeitraums,  innerhalb  dessen 
der  Kommissionär  nach  der  Erstattung  der  Ausführungs- 
anzeige die  Stücke  bei  ordnungsmässigem  Geschäfts- 
gange ohne  schuldhafte  Verzögerung  beziehen  konnte. 
Ein  Verzicht  des  Kommittenten  auf  die  Übersendung 
des  Stückeverzeichnisses  ist,  falls  der  Kommittent  nicht 
gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldwechslergeschäfte  be- 
treibt, nur  dann  wirksam,  wenn  er  bezüglich  des  ein- 
zelnen Auftrages  ausdrücklich  und  schriftlich  erklärt 
wird. 

Soweit  die  Auslieferung  der  eingekauften  Stücke  an 
den  Kommittenten  erfolgt  oder  ein  Auftrag  des  Kom- 
mittenten zur  Wiederveräusserung  ausgeführt  ist,  kann 
die  Übersendung  des  Stückeverzeichnisses  unterbleiben. 
§  4.  Ist  der  Kommissionär  mit  Erfüllung  der  ihm 
nach  den  Bestimmungen  des  §  3  obliegenden  Verpflich- 


tungen im  Verzuge  und  holt  er  das  Versäumte  auf  eine 
danach  an  ihn  ergangene  Aufforderung  des  Kommit- 
tenten nicht  binnen  drei  Tagen  nach,  so  ist  der  Kom- 
mittent berechtigt,  das  Geschäft  als  nicht  für  seine  Rech- 
nung abgeschlossen  zurückzuweisen  und  Schadenersatz 
wegen  Nichterfüllung  zu  beanspruchen. 

Die  Aufforderung  des  Kommittenten  veriiert  ihre 
Wirkung,  wenn  er  dem  Kommissionär  nicht  binnen  drei 
Tagen  nach  dem  Ablaufe  der  Nachholungsfrist  erklärt, 
dass  er  von  dem  im  Abs.  1  bezeichneten  Rechte  Ge- 
brauch machen  wolle. 

§  5.  Der  Kommissionär,  welcher  einen  Auftrag  zum 
Umtausche  von  Wertpapieren  der  im  §  1  bezeichneten 
Art  oder  zur  Geltendmachung  eines  Bezugsrechtes  auf 
solche  Wertpapiere  ausführt,  hat  binnen  zwei  Wochen 
nach  dem  Empfange  der  neuen  Stücke  dem  Kommit- 
tenten ein  Verzeichnis  der  Stücke  mit  den  im  §  3  Abs.  1 
vorgeschriebenen  Angaben  zu  übersenden,  soweit  er 
ihm  die  Stücke  nicht  innerhalb  dieser  Frist  aushändigt. 

§  6.  Der  Kommissionär,  welcher  den  im  §  5  ihm 
auferlegten  Pflichten  nicht  genügt,  verliert  das  Recht, 
für  die  Ausführung  des  Auftrages  Provision  zu  fordern. 

§  7.  iVlit  der  Absendung  des  Stückeverzeichnisses 
geht  das  Eigentum  an  den  darin  verzeichneten  Wert- 
papieren auf  den  Kommittenten  über,  soweit  der  Kom- 
missionär über  die  Papiere  zu  verfügen  berechtigt  ist. 
Die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts,  nach  wel- 
chen der  Übergang  des  Eigentums  schon  in  einem 
früheren  Zeitpunkte  eintritt,  bleiben  unberührt. 

Der  Kommissionär  hat  bezüglich  der  in  seinem  Ge- 
wahrsam befindlichen,  in  das  Eigentum  des  Kommit- 
tenten übergegangenen  Wertpapiere  die  im  §  1  be- 
zeichneten Pflichten  eines  Verwahrers. 

§  8.  Ein  Kaufmann,  welcher  im  Betriebe  seines  Han- 
delsgewerbes fremde  Wertpapiere  der  im  §  1  bezeich- 
neten Art  einem  Dritten  zum  Zwecke  der  Aufbewah- 
rung, der  Veräusserung,  des  Umtausches  oder  des  Be- 
zuges von  andern  Wertpapieren,  Zins-  oder  Gewinn- 
anteilscheinen ausantwortet,  hat  hierbei  dem  Dritten 
mitzuteilen,  dass  die  Papiere  fremde  seien.  Ebenso  hat 
er  in  dem  Falle,  dass  er  einen  ihm  erteilten  Auftrag 
zur  Anschaffung  solcher  Wertpapiere  an  einen  Dritten 
weitergibt,  diesem  hierbei  mitzuteilen,  dass  die  An- 
schaffung für  fremde  Rechnung  geschehe. 

Der  Dritte,  welcher  eine  solche  Mitteilung  empfangen 
hat,  kann  an  den  übergebenen  oder  an  den  neu  be- 
schafften Papieren  ein  Pfandrecht  oder  ein  Zurückbe- 
haltungsrecht nur  wegen  solcher  Forderungen  an  seinen 
Auftraggeber  geltend  machen,  welche  mit  Bezug  auf 
diese  Papiere  entstanden  sind. 

§  9.  Wenn  ein  Kaufmann  über  Wertpapiere  der  im 
§  1  bezeichneten  Art,  welche  ihm  zur  Verwahrung  oder 
als  Pfand  übergeben  sind,  oder  welche  er  als  Kommis- 
sionär für  den  Kommittenten  in  Besitz  genommen  hat, 
ausser  dem  Falle  des  §  246  des  Strafgesetzbuchs  zum 
eigenen  Nutzen  oder  zum  Nutzen  eines  Dritten  rechts- 
widrig verfügt,  wird  er  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahr  und  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend  Mark  oder  mit 
einer  dieser  Strafen  bestraft. 

Der  gleichen  Strafe  unterliegt,  wer  der  Vorschrift 
des  §  8  zum  eigenen  Nutzen  oder  zum  Nutzen  eines 
Dritten  vorsätzlich  zuwiderhandelt. 

Ist  der  Täter  ein  Angehöriger  (§  52,  Abs.  2  des 
Strafgesetzbuchs)  des  Verletzten,  so  tritt  die  Verfolgung 
nur  auf  Antrag  ein.  Die  Zurücknahme  des  Antrages 
ist  zulässig.  Der  §  247,  Abs.  2  und  3  des  Strafge- 
setzbuchs findet  entsprechende  Anwendung. 

§  10.  Ein  Kaufmann,  welcher  seine  Zahlungen  ein- 
gestellt hat  oder  über  dessen  Vermögen  das  Konkurs- 
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verfahren  eröffnet  worden  ist,  wird  mit  Gefängnis  bis 
zu  zwei  Jahren  bestraft,  wenn  er  den  Vorschriften  des 
§  1  Ziffer  t  oder  2  vorsätzlich  zuwidergehandelt  hat 
und  dadurch  der  Berechtigte  bezüglich  des  Anspruches 
auf  Aussonderung  der  von  jenem  zu  verwahrenden 
Wertpapiere  benachteiligt  wird,  desgleichen  wenn  er 
als  Kommissionär  den  Vorschriften  der  §§  3  oder  5 
vorsätzlich  zuwidergehandelt  hat  und  dadurch  der  Be- 
rechtigte bezüglich  des  Anspruchs  auf  Aussonderung 
der  von  jenem  eingekauften,  eingetauschten  oder  be- 
zogenen Wertpapiere  benachteiligt  wird. 

§  11.  Ein  Kaufmann,  welcher  seine  Zahlungen  ein- 
gestellt hat  oder  über  dessen  Vermögen  das  Konkurs- 
verfahren eröffnet  worden  ist,  wird  mit  Zuchthaus  be- 
straft, wenn  er  im  Bewusstsein  seiner  Zahlungsunfähig- 
keit oder  Überschuldung  fremde  Wertpapiere,  welche 
er  im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  als  Verwahrer, 
Pfandgläubiger  oder  Kommissionär  in  Gewahrsam  ge- 
nommen, sich  rechtswidrig  zugeeignet  hat.  Sind  mil- 
dernde Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnisstrafe 
nicht  unter  drei  Monaten  ein. 

§  12.  Die  Strafvorschrift  des  §  9  findet  gegen  die 
Mitglieder  des  Vorstandes  einer  Aktiengesellschaft  oder 
eingetragenen  Genossenschaft,  die  Geschäftsführer  einer 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung,  sowie  gegen  die 
Liquidatoren  einer  Handelsgesellschaft  oder  eingetrage- 
nen Genossenschaft  Anwendung,  wenn  sie  in  Ansehung 
von  Wertpapieren,  die  sich  im  Besitze  der  Gesellschaft 
oder  Genossenschaft  befinden  oder  von  dieser  einem 
Dritten  ausgeantwortet  sind,  die  mit  Strafe  bedrohte 
Handlung  begangen  haben. 

Die  vorbezeichneten  Personen  werden,  wenn  die  Ge- 
sellschaft oder  Genossenschaft  ihre  Zahlungen  einge- 
stellt hat,  oder  wenn  über  deren  Vermögen  das  Kon- 
kursverfahren eröffnet  worden  ist,  bestraft: 

1.  gemäss  §  10,  wenn  sie  den  Vorschriften  des  §  1 
Ziffer  1  oder  2  oder  den  Vorschriften  der  §§  3  oder 
5  vorsätzlich  zuwidergehandelt  haben  und  dadurch  der 
Berechtigte  bezüglich  des  Anspruchs  auf  Aussonderung 
der  von  der  Gesellschaft  oder  Genossenschaft  zu  ver- 
wahrenden oder  von  ihr  eingekauften,  eingetauschten 
oder  bezogenen  Wertpapiere  benachteiligt  wird. 

2.  gemäss  §  11,  wenn  sie  im  Bewusstsein  der  Zah- 
lungsunfähigkeit oder  Überschuldung  der  Gesellschaft 
oder  Genossenschaft  fremde  Wertpapiere,  welche  von 
dieser  als  Verwahrer,  Pfandgläubiger  oder  Kommissionär 
in  Gewahrsam  genommen  sind,  sich  rechtswidrig  zu- 
geeignet haben. 

§  13.  Dieses  Gesetz  findet  auf  diejenigen  Klassen 
von  Kaufleuten  keine  Anwendung,  für  welche  gemäss 
§  4  des  Handelsgesetzbuchs  die  Vorschriften  über  die 
Handelsbücher  keine  Geltung  haben. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  unterschei- 
den die  grösseren  Banken  an  den  Hauptbörsen- 
plätzen drei  Depots: 

1.  Depot  A,  „nicht  frei".  In  dieses  De- 
pot kommen  die  Effekten,  welche  dem  Kunden 
gehören  und  die  als  Sicherheit  für  die  For- 
derungen an  ihn  dienen. 

2.  Depot  B,  „nicht  frei".  In  dieses  Depot 
kommen  die  Effekten,  welche  dem  Kunden 
des  Kunden  gehören.  Diese  Effekten  werden 
niemals  beliehen,  da  sie  nicht  als  Sicherheit 
für  die  Forderungen  an  den  Kunden  der  Bank 
dienen. 


3.  Stückekonto,  „frei".  Hiermit  hat  es 
folgende  Bewandtnis.  Erhält  das  Bankhaus  an 
dem  Börsenplatze,  an  welchem  die  Ordre  aus- 
geführt wird,  von  einem  auswärtigen  Bankhaus 
einen  Auftrag  zum  Ankauf  von  Effekten  mit 
der  Erklärung,  dass  die  Anschaffung  für 
fremde  Rechnung  erfolgt,  ohne  dass  zu- 
gleich der  volle  Kaufpreis  gezahlt  wird,  so 
wird  der  Auftrag  nur  dann  ausgeführt,  wenn 
auf  Nummernaufgabe  verzichtet  wird.  Diej 
angeschafften  Wertpapiere  werden  in  dieser 
Falle  nicht  für  den  Auftraggeber  in  Verwah- 
rung genommen,  sondern  auf  dem  Stückekonto 
des  Bankiers  ohne  Nummernangabe  gutge- 
schrieben. Der  Auftraggeber  erwirkt  das  Recht 
auf  Herausgabe  der  Stücke  erst  dann,  wem 
er  den  vollen  Kaufpreis  berichtigt.  Ist  dies 
geschehen,  so  müssen  auf  einen  diesbezüg- 
lichen Wunsch  die  Stücke  dem  „Depot  B" 
zugeführt  werden.  Die  auf  „Stückekonto"  gut- 
geschriebenen Effekten  dienen  der  Bank  als 
Sicherheit  für  alle  Forderungen  an  den  Kunden. 

Die  Gebühren  für  Aufbewahrung  in  offenen  Depots 
betragen  meist  ^|^^^  pro  Mille  für  das  laufende  Ka- 
lenderjahr. Bei  der  Reichsbank  sind  sie  höher:  ^/^  pro 
Mille  für  inländische,  %  Pi'O  Mille  für  ausländische 
Wertpapiere. 

b)  Verschlossene  Depots. 

Sie  unterliegen  nicht  den  Bestimmungen  des 
Depotgesetzes.  Dagegen  haftet,  ebenso  wie  bei 
den  offenen  Depots,  der  Aufbewahrer  für  jeden 
Schaden,  der  etwa  durch  nicht  sorgfältige  Ver- 
waltung oder  durch  Veruntreuungen  seitens  des 
Bankiers,  der  Bankbeamten  oder  Kassenboten  dem 
Deponenten  erwächst.  Keine  Haftung  dagegen 
wird  von  den  Banken,  der  Deutschen  Reichsbank 
inbegriffen,  übernommen,  wenn  das  Depot 
durch  einen  unabwendbaren,  ausser  ihrem  Ver- 
schulden gelegenen  Zufall  {force  majeure),  z.  B. 
durch  ein  Naturereignis,  vernichtet  oder  be- 
schädigt werden  sollte. 

Wer  befürchtet,  durch  ungetreue  Banken  oder 
Bankiers  um  sein  Vermögen  gebracht  zu  wer- 
den — ,  hierbei  sei  erinnert,  dass  die  Depots, 
nicht  zu  verwechseln  mit  Depositengeldern, 
selbst  bei  der  Dresdner  Kreditanstalt  und  der 
Leipziger  Bank  beim  Zusammenbruch  intakt 
waren  — ,  für  den  empfiehlt  es  sich,  die  Cou- 
ponsbogen  als  offenes  Depot  und  die  Mäntel 
als  verschlossenes  Depot,  d.  h.  in  versiegeltem 
Paket,  zu  hinterlegen.  Der  Couponsbogen  ohne 
den  Mantel  ist  ebenso  wenig  verkäuflich,  wie 
der  Mantel  ohne  den  Couponsbogen. 

Die  Gebühren  für  Aufbewahrung  von  Depots  sind 
bei  den  einzelnen  Banken  verschieden.    Im  allgemeinen 
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sind  sie  bei  den  Bankiers  und  Privatbanken  niedriger 
als  bei  der  Reichsbank. 

c)  Safes. 

Grosser  Beliebtheit  bei  den  Kapitalisten  er- 
freuen sich  die  Safes.  Es  sind  dies  Schub- 
fächer in  den  Schränken  der  Stahlkammern 
der  Bank,  welche  gegen  einen  jährlichen  Miets- 
preis, der  je  nach  der  Grösse  zwischen  15 
und  50  M  schwankt,  vermietet  werden  und 
unter  dem  Verschluss  des  Mieters  und  dem 
Mitverschluss  der  Bank  stehen.  Da  nur  beide 
Parteien  gemeinsam  öffnen  können  und  der 
Eintritt  in  die  Stahlkammer  nur  bei  Nen- 
nung des  Passwortes  gestattet  ist,  bieten  diese 
Safes  grösstmögliche  Sicherheit  gegen  Dieb- 
stahl. Aberauch  gegen  Feuersgefahr  dürften 
die  kunstvollen  massiven  Anlagen  derartiger 
Tresors  vollkommenen  Schutz  gewähren. 

Sie  eignen  sich  vorzüglich  zur  Aufbewah- 
rung von  Dokumenten  (Hypotheken,  Policen 
usw.).  Weniger  dagegen  empfiehlt  sich  ihre 
Benutzung  zur  Aufbewahrung  von  Effekten, 
da  dann  der  Bankier  eine  Verwaltung  (s.  nächstes 
Kapitel)  nicht  ausüben  kann. 

Die  grössten  derartigen  Anlagen  in  Deutschland  be- 
sitzt die  Dresdner  Bank  in  Berlin  und  die  Deutsche 
Bank  in  Berlin  Übertroffen  werden  diese  jedoch  noch 
von  den  Safe-Einrichtungen  {coffres-forts)  des  Credit 
Lyonnais  in  Paris,  welcher  in  einem  Aufbau  von  vier 
Stockwerken  ca.  18000  Schubfächer  besitzt.  Unter 
den  Gängen  befinden  sich  Wasserbehälter,  deren  In- 
halt im  Falle  der  Gefahr  den  ganzen  Raum  innerhalb 
von  1  Vj  Minute  unter  Wasser  setzt. 

7.  Die  Verwaltung  von  Wertpapieren. 

Mit  der  Aufbewahrung  der  Wertpapiere  ist 
in  den  meisten  Fällen  auch  deren  Verwaltung 
verknüpft,  die  sich  hauptsächlich  auf  folgende 
Leistungen  des  Bankiers  erstreckt: 

a)  Einlösung  der  Zinsscheine  und  Be- 
sorgung neuer  Zinsscheinbogen. 

Das  Abtrennen  und  Einlösen  der  Zinsscheine 
erfordert  eine  grössere  Sachkenntnis,  als  ge- 
meinhin geglaubt  wird.  Die  Valuta  der  Cou- 
pons von  ausländischen  Anleihen,  die  auf  Gold 
lauten,  werden  zu  einem  festen,  in  der  Regel 
auf  dem  Wertpapier  angegebenen  Kurse  um- 
gerechnet, während  Coupons,  die  in  Silber 
oder  Papier  zahlbar  sind,  zum  Silber-  resp. 
Notenkurse  eingelöst  werden.  Bei  der  Einlösung 
der  Coupons  bzw.  Dividendenscheine  einiger 
ausländischen  Anleihen  und  Aktien  wird  eine 
Steuer  in  Abzug  gebracht. 

Umständlich  für  Besitzer  einiger  ausländi- 
scher Anleihen  ist  das  affldavit  —  abgeleitet 
vom  lateinischen  affidare  — ,  d.  i.  eine  eides- 


stattliche, schriftliche  Versicherung,  dass  die 
Stücke  keinem  Angehörigen  des  betr.  Landes 
gehören.  Hierdurch  will  man  verhindern,  dass 
die  Untertanen  der  betr.  Länder  die  Coupons 
im  Auslande  einlösen,  wo  sie  in  Gold,  und 
nicht,  wie  im  eigenen  Lande,  nur  in  dem 
minderwertigen  Papiergeld  bezahlt  werden. 

Ein  von  einem  Konsul  oder  Notar  beglaubigtes 
Affidavit  ist  auch  erforderlich,  um  von  der  Einkom- 
mensteuer „income  tax"  auf  in  England  zahlbare  Cou- 
pons —  im  Jahre  1904  1  sh.  von  jedem  ig  —  befreit  zu 
werden. 

Während  die  Einlösung  der  Coupons  (Zins- 
scheine) von  Papieren,  welche  feste  Zinsen 
tragen,  zu  bestimmten  Terminen  erfolgt,  werden 
die  Coupons  von  Aktien  (Gewinnanteil-  oder 
Dividendenscheine)  erst  dann  bezahlt,  wenn 
seitens  der  Generalversammlung  die  Höhe  der 
Dividende  genehmigt  worden  ist.  Bei  einigen 
kleineren  Gesellschaften  geschieht  dies  bereits 
vier  bis  sechs  Wochen,  bei  grösseren  erst  acht 
bis  zwölf  und  noch  mehr  Wochen  nach  Be- 
endigung des  Geschäftsjahres. 

Ist  der  letzte  Coupon  resp.  Dividendenschein 
abgetrennt,  so  wird  gegen  Aushändigung  des 
Talons  (der  Zinsleiste),  die  im  allgemeinen 
einen  Teil  des  Couponsbogens  bildet  (s.  S.  485), 
eine  neue  Serie  Coupons  ausgeliefert.  Ist  dem 
Stück  keine  Zinsleiste  beigegeben,  so  wird  der 
neue  Couponbogen  gegen  Vorzeigung  des 
Stückes  —  des  Mantels,  so  genahnt,  weil  er  den 
Couponbogen  einhüllt,  —  abgehoben.  Das 
Stück  erhält  alsdann  einen  diesbezüglichen 
Vermerk. 

Die  Verjährung  der  Zins-  resp.  Gewinnan- 
teilscheine beträgt  in  der  Regel  vier  Jahre. 

§  197  des  B.-G.-B.  sagt:  „In  vier  Jahren  verjähren 
die  Ansprüche  auf  Rückstände  von  Zinsen."  Jedoch 
beginnt  nach  §  201  des  B.-G.-B,  die  Verjährung  erst 
mit  dem  Schluss  des  betr.  Jahres. 

b)  Verlosungskontrolle. 
Da  für  Effekten,  die  zur  Rückzahlung  ge- 
kündigt sind,  Zinsen  in  der  Regel  nicht  mehr 
bezahlt  werden,  resp.  wenn  die  Coupons  ein- 
gelöst worden  sind,  eine  Kürzung  der  Kapital- 
summe um  den  Betrag  der  nach  der  Auslo- 
sung zahlbar  gewesenen  und  eingelösten  Cou- 
pons stattfindet  1),  so  ist  es  für  den  Besitzer 
von  Wertpapieren  unbedingt  erforderlich,  recht- 
zeitig selbst  zu  kontrollieren,  oder  von  sach- 
verständiger Seite  kontrollieren  zu  lassen,  ob 
seine  Wertpapiere  gezogen  worden  sind. 


')  Nur  einige  Landschaften  und  Bodenkreditinstitute 
gewähren  für  das  nicht  rechtzeitig  abgehobene  Kapital 
sogenannte  „Depositalzinsen". 


490 


Bankwesen. 


Gegen  geringe  Gebühren,  mitunter  auch 
kostenfrei,  übernehmen  Banken  und  Bankiers 
diese  Kontrolle,  die  insbesondere  deswegen 
sorgfältig  ausgeübt  werden  muss,  weil  in  einigen 
Staaten  die  Verjährungsfrist  ausgeloster  Wert- 
papiere sehr  kurz  ist,  d.  h.  wenn  die  verlosten 
Stücke  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
zur  Einlösung  präsentiert  worden  sind,  so  ist 
das  Kapital  zugunsten  des  Staates  verfallen. 

c)  Bezugsrecht  auf  neue  Aktien. 

Aktiengesellschaften,  welche  ihr  Stammkapital 
erhöhen,  bieten  in  der  Regel  die  neuen  Aktien 
ihren  bisherigen  Aktionären  zu  einem  Preise 
an,  der  niedriger  als  der  Tageskurs  ist. 

Der  Aktionär,  welcher  diese  Bekanntmachung 
übersieht,  erleidet  einen  mehr  oder  minder 
erheblichen  Verlust,  resp.  lässt  sich  einen  Ge- 
winn entgehen,  wenn,  was  in  der  Regel  der 
Fall  ist,  die  neuen  Aktien,  die  die  gleichen 
Rechte  wie  die  alten  gewähren,  niedriger  als 
zum  Tageskurse  der  alten  Aktien  angeboten 
werden. 

Betrachten  wir  dies  an  einem  Beispiel: 

Eine  Gesellschaft  mit  einem  Aktienkapital 
von  30  Millionen  M  bietet  ihren  Aktionären 
6  Millionen  M  neue  Aktien  zum  Kurse  von 
130  derart  an,  dass  je  5000  M  alte  Aktien 
zum  Bezüge  von  1000  M  junger  (neuer)  Ak- 
tien berechtigen.  Die  5000  M  alte  Aktien, 
deren  Kurs,  sagen  wir,  löO^'/o  notiert,  und  die 
1000  M  junge  Aktien  kosten  also,  unter  Nicht- 
berücksichtigung der  Zinsen,  8000 -j-  1300=: 
9300  M,  d.  h.  jede  Aktie  besitzt  einen  Wert 
von  1550  M,  oder  in  Prozenten  ausgedrückt, 
von  155%. 

Da  vorher  der  Kurswert  160^/o  gewesen  ist, 
so  müsste  er  nach  Ausübung  des  Bezugsrechtes 
auf  155%  zurückgehen,  falls  die  neuen  Aktien 
dieselbe  Dividendenberechtigung,  d.  h.  vom 
Beginn  des  laufenden  Geschäftsjahres  ab,  wie 
die  alten  haben.  Derjenige  Aktionär,  welcher 
von  dem  ihm  zustehenden  Bezugsrechte  keinen 
Gebrauch  gemacht  hat,  würde  also  in  diesem 
Falle  5*^/o  am  Kurse  verloren  haben. 

Der  Aktionär,  welcher  selber  das  Bezugs- 
recht nicht  ausüben  will,  entweder  weil  er 
seinen    Besitz    in    dem    betreffenden    Papiere 


durch  Bezug  neuer  Stücke  nicht  noch  vermeh- 
ren will,  oder  weil  er  kein  Geld  hat,  sie  zu 
beziehen,  oder  der  Aktionär,  welcher  das  Be- 
zugsrecht nicht  ausüben  kann,  weil  er  nicht 
die  erforderliche  Anzahl  Aktien  besitzt,  wird 
sein  Bezugsrecht  verkaufen. 

Solche  „krumme  Beträge",  welche  nicht  ausreichen, 
um  das  Bezugsrecht  auf  die  neuen  Aktien  auszuüben, 
werden  „Spitzen"  genannt. 

d)  Konversion  und  Fusion. 

Was  über  die  Konversion  von  Staatsanleihen 
gesagt  worden  ist  (S.  253),  gilt  auch  für  alle 
andern  Anleihen. 

Unter  Fusion  versteht  man  die  Verschmel- 
zung zweier  oder  mehrerer  Aktiengesellschaften. 
Es  entsteht  entweder  ein  neues  Unternehmen, 
oder  die  fusionierende,  grössere  Gesellschaft 
nimmt  die  fusionierte  mit  ihren  Aktiven  und 
Passiven  in  sich  auf.  Die  Aktionäre  der  fusio- 
nierten Gesellschaft  erhalten  Aktien  der  fusio- 
nierenden im  Verhältnis  zu  dem  Werte,  wel- 
chen die  Aktien  der  verschiedenen  Gesell- 
schaften vor  der  Fusion  gehabt  haben,  resp. 
nach  einem  vereinbarten  Modus. 

e)   Versicherung  gegen   Kursverlust   im 
Falle  der  Auslosung. 

Gegen  Verluste,  welche  entstehen  durch  Kün- 
digung von  Wertpapieren,  deren  Tageskurs 
höher  als  der  Rückzahlungskurs  ist,  oder  durch 
Auslosung  von  Prämienanleihen  mit  einem 
„Treffer",  der  niedriger  als  ihr  Wert  ist  („Niete"), 
kann  man  sich  durch  Versicherung  der 
Effekten  gegen  Kursverlust  schützen. 

Derartige  Versicherungen  für  eine  bestimmte 
Ziehung  oder  „fortlaufend  bis  Widerruf"  über- 
nehmen sämtliche  Banken  und  Bankiers  für  eigene 
Rechnung  bezw.  vermittelungsweise.  Die  Höhe 
der  Prämie  wird  bestimmt  durch  den  Prozentsatz 
der  zur  Auslosung  gelangenden  Beträge,  sowie 
durch  die  Grösse  der  zwischen  Kurswert  und 
Auszahlungsbetrag  bestehenden  Differenz.  Die 
Schadloshaltung  der  Versicherten  erfolgt  ent- 
weder durch  Umtausch  der  verlosten  Stücke 
in  andere  oder  durch  Vergütung  der  Differenz 
zwischen  dem  Betrage,  der  für  das  verloste 
Stück  gezahlt  wird  und  dem,  der  für  das  Er- 
satzstück zu  zahlen  wäre. 

Georg  Obst. 


V.  Staatsinstitute. 

1.    Die   Königliche   Seehandlung.        |Seehandlungs-Sozietät"  führte,  jetzt  aber  „König- 

Die  Seehandlung  ist  eine  der  ältesten  könig-  [  liehe    Seehandlung    (Preussische    Staatsbank)" 

lieh  preussischen  Behörden,  die  bis  vor  kurzem  '  firmiert.     Ihr  Sitz  ist  Berlin.    An  ihrer  Spitze 

den  amtlichen  Titel  „General-Direktion   der;  steht,   mit  dem  Range  der  Räte  I.  Klasse,   ein 
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Präsident,  dem  im  Range  der  vortragenden 
Räte  der  Ministerien  die  Mitglieder  der  General- 
Direktion,  z.  Zt.  deren  zwei,  sowie  in  der 
Stellung  eines  Hilfsarbeiters  der  General-Direk- 
tion ein  Seehandlungsrat,  ferner  ein  Seehand- 
lungsassessor zur  Seite  stehen.  Der  Präsident 
und  die  Mitglieder  der  Generaldirektion  werden 
vom  König  ernannt  und  in  der  Regel  aus  der 
Zahl  der  höheren  administrativen  Beamten  ent- 
nommen. Im  Laufe  der  Jahre  ist  aber  hin- 
sichtlich der  Besetzung  der  Stellen  sowohl  des 
Präsidenten  als  der  Mitglieder  der  General- 
direktion auch  auf  besonders  qualifizierte  kauf- 
männisch vorgebildete  Kräfte  zurückgegriffen 
worden. 

Dem  Präsidenten  obliegt  die  spezielle  Leitung 
der  gesamten  Geschäftsführung  des  Instituts 
nach  Massgabe  der  dieserhalb  bestehenden  und 
künftig  etwa  ergehenden  Allerhöchsten  Ver- 
ordnungen, so  dass  der  Seehandlung,  obgleich 
sie  verfassungsrechtHch  dem  Finanzministerium 
unterstellt  ist,  der  Charakter  einer  Zentralbe- 
hörde beiwohnt.  Die  Mitglieder  der  General- 
direktion sind  in  allen  die  Geschäftsführung 
betreffenden  Angelegenheiten  dem  Vorsitzenden 
untergeordnet.  Zur  rechtsgültigen  Zeichnung 
der  Firma  sind  neben  dem  Präsidenten  auch 
zwei  Mitglieder  der  Generaldirektion,  sofern  sie 
ihre  Unterschrift  gemeinsam   abgeben,   befugt. 

Die  Bureaus  der  Seehandlung  bestehen 
aus  der  Hauptbuchhalterei,  der  Hauptkasse, 
dem  Sekretariat,  der  Kalkulatur,  der  Registratur 
und  der  Kanzlei.  Während  die  Stellungen  in 
der  Kanzlei  den  Militäranwärtern  vorbehalten 
sind,  werden  in  den  übrigen  Bureaus,  in  der 
Buchhalterei  ausschliesslich,  auch  Kaufleute 
beschäftigt,  deren  Annahme  von  der  Ablegung 
einer  Prüfung  nach  mehrjähriger  Tätigkeit  im 
Privatbankfach  abhängig  gemacht  wird.  Sämt- 
liche Beamte  der  Seehandlung  sind  unmittel- 
bare Staatsbeamte.  Im  Organismus  des  Staates 
nimmt  die  Seehandlung  eine  eigenartige  Stellung 
€in.  Sie  ist  nicht  in  dem  Sinne  wie  z.  B.  der 
Eisenbahnfiskus  eine  Station  des  Fiskus,  son- 
dern ein  vom  Staatsfiskus  unabhängiges,  für 
sich  bestehendes,  mit  eigenem  Vermögen  aus- 
gestattetes Rechtssubjekt.  In  Rücksicht  auf  ihre 
vorwiegend  kaufmännische  Tätigkeit  ist  der 
Seehandlung  auch  im  Staatshaushaltsetat  eine 
besondere  Stellung  zugestanden.  Gemäss  Ar- 
tikel 99  der  Verfassung  würden  ihre  Einnahmen 
ur.d  Ausgaben  für  jedes  Jahr  im  voraus  zu 
veranschlagen  sein;  dies  geschieht  nicht,  es 
werden  vielmehr  im  Staatshaushaltsetat  nur  der 
mutmassliche  Geschäftsgewinn    und  die  Ver- 


waltungseinnahmen in  Einnahme  gestellt,  die 
Verwaltungs-,  nicht  die  Betriebsausgaben  aber 
lediglich  im  Spezialetat  veranschlagt  (§  6  des 
Gesetzes  vom  1 1 .  Mai  1 898). 

Zum  Geschäftsbereich  der  Seehandlung  ge- 
hört: 

1.  Die  Verwaltung  der  königlichen  Mühlen  in  Brom- 
berg.  Zur  Spezialleitung  ist  eine  ,, Mühlen-Administra- 
tion" eingesetzt.  Die  Mühlen  umfassen:  die  Rother-, 
Camphausen-,  Burchard-  und  Wilhelmsmühle  mit  zu- 
sammen 23  Mahlgängen  und  32  Walzenstühlen. 

2.  Die  Flachsgarn  -  Maschinen  -  Spinnerei  in  Landes- 
hut i.  Schi.  Die  Spezialleitung  ist  einem  fachmännisch 
vorgebildeten    Direktor   übertragen. 

3.  Das  Königliche  Leihamt.  Zur  Spezialleitung  ist 
ein  im  Verwaltungsdienst  vorgebildeter  Direktor  be- 
rufen. Das  für  den  Geschäftsbetrieb  des  Leihamts  geltende 
Reglement  ist  durch  Verordnung  vom  25.  Februar  1834 
bestätigt.  Das  Leihamt  erhält  sich  aus  seinen  Em- 
nahmen,  d.  h.  im  wesentlichen  aus  dem  Zinsgewinn 
der  Beleihungssumme,  den  Pfandzinsen,  welche  in  den 
letzten  Jahren  ca.  375  000  M  betragen  haben.  Etwaige 
die  Verwaltungskosten  übersteigende  Beträge  fliessen 
auf  Grund  der  Verordnung  vom  8.  Februar  1834  und 
19.  April  1840  dem  Reservefonds  des  Leihamts  zu, 
dessen  Zinsen  der  „Rother-Stiftung"  für  unbemittelte 
unverheiratete  Töchter  von  Beamten  und  Offizieren  zu- 
gute kommen.  Etwaige  Kapitalien,  deren  das  Leihamt 
bedarf,  werden  ihm  von  der  Seehandlung  gegen  4"/, 
überwiesen. 

4.  Der  Betrieb  eines  Bankinstituts. 

Diese  letzte  Aufgabe  steht  seit  Jahrzehnten 
so  sehr  im  Vordergrunde  der  Tätigkeit,  dass 
man  die  Seehandlung  schon  lange  als  staat- 
liches Bankinstitut  zu  bezeichnen  pflegt. 
Als  Bankinstitut  führt  die  Seehandlung  alle  im 
gewöhnlichen  Bankbetriebe  vorkommenden  Ge- 
schäfte aus,  und  zwar  nicht  nur  für  königliche 
Behörden  und  Kassen,  sondern  auch  für  Private. 
Bei  dieser  Tätigkeit  hat  sie  sich  grundsätzlich 
die  Fernhaltung  von  Spekulationsgeschäften  zur 
Pflicht  gemacht  und  besonders  vermieden,  sich 
an  industriellen  Unternehmungen  finanziell  zu 
beteiligen.  Wenn  neuerdings  vielfach  auf  den 
Wert  der  in  England  bestehenden  Depositen- 
banken hingewiesen  und  der  Mangel  ähnlicher 
Einrichtungen  in  Deutschland  beklagt  worden 
ist,  so  erfüllt  die  Seehandlung  nach  ihren  Ge- 
schäftsgrundsätzen die  Voraussetzungen  einer 
Depositenbank  in  hohem  Masse.  Für  die  ihr 
anvertrauten  Kapitalien  ist  Sicherheit  umsomehr 
gegeben, als  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  preussische  Staat  für  die  von  ihr  über- 
nommenen Geschäfte  Gewähr  leistet. 

Die  erst  neuerdings  umgearbeiteten  ,, Bedingungen 
für  den  Geschäftsverkehr  bei  der  Königlichen  Seehand- 
lung" enthalten  die  Abschnitte: 

An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren, 

Geld-Depositenverkehr, 

Aufbewahrung  von  Wertpapieren  (offene  und  ver- 
schlossene Depots), 
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Konto-Korrent-Verkehr,  Reise-Kreditbriefe,  Wechsel- 
Inkassos,  Steuerzahlungen, 

Mündel- Depots. 

Aus  den  Bedingungen  ist  folgendes  speziell  hervor- 
zuheben :  die  Beamten  der  Seehandlung  sind  verpflichtet, 
über  alle  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Vermögens- 
angelegenheiten der  Auftraggeber  gegen  jedermann 
Stillschweigen  zu  beobachten.  Die  Provision  für  den 
An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  beträgt  bei  jedes- 
maliger Berechnung  von  Maklergebühr  1  "/o»)  die  Konto- 
Korrent-Provision  VsVo-  Der  Ankauf  Deutscher  Reichs- 
und Preussischer  Staats- Anleihen  wird  provisionsfrei 
ausgeführt,  und  für  die  Aufbewahrung  solcher  Anleihen 
wird  nur  die  Hälfte  der  sonst  für  das  Jahr  Vio^/oo  betra- 
genden Depotgebühr  erhoben.  Für  täglich,  ohne  Kün- 
digung abforderbare  Gelder  werden  im  allgemeinen 
2  7o  >  für  Gelder  mit  einmonatiger  Kündigungsfrist 
1  '/aVo  unter  Reichsbank-Diskont  vergütet.  Gegen  Ver- 
pfändung der  niedergelegten  Wertpapiere  können  Vor- 
schüsse zu  besonders  zu  vereinbarenden  Bedingungen 
gewährt  werden.  Eine  besondere  Ausgestaltung  hat 
auch  der  Checkverkehr  erfahren.  Die  Bedingungen 
für  Mündeldepots  —  die  Seehandlung  ist  amtliche 
Hinterlegungsstelle  für  Mündelvermögen  —  gewähren 
Vergünstigungen  hinsichtlich  der  Verzinsung  der  De- 
positengelder wie  auch  hinsichtlich  der  Depotgebühren. 

Die  vornehmste  Tätigkeit  der  Seehandlung 
besteht  in  der  Wahrnehmung  derjenigen  Auf- 
gaben, die  sie  als  Bankinstitut  des  Staates 
für  den  Staat  zu  erfüllen  hat.  Sie  hat  der 
Staatsfinanzverwaltung  bei  ihren  Finanzoperatio- 
nen wie  bei  allen  finanzpolitischen  Erwägungen 
und  Massnahmen,  die  den  Geldmarkt  berühren, 
mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen,  bei  Unter- 
bringungderPreussischen  Staatsanleihen  in  erster 
Linie  mitzuwirken,  zur  Hebung  und  Sicherung 
des  Staatskredites  den  Markt  dieser  Anleihe  zu 
pflegen  und  die  zeitweise  verfügbaren  Gelder 
des  Staates  nutzbar  anzulegen.  Neben  ihren 
eigenen  Beständen  sind  es  diese  Staatsgelder, 
die  der  Seehandlung  ihren  ausgedehnten  Lom- 
barddarlehnsverkehr  ermöglichen.  Zwecks  Flüs- 
sighaltung ihrer  Mittel  gewährt  die  Seehandlung 
Darlehen  grundsätzlich  nur  auf  kürzere,  die 
Dauer  eines  Monates  nicht  übersteigende  Zeit- 
räume. Wegen  der  strengen  Anforderungen, 
die  sie  in  bezug  auf  Sicherheitsleistung  zu  stellen 
hat,  bleiben  die  von  ihr  bedungenen  Zinssätze 
regelmässig  hinter  den  Zinssätzen  der  Börse 
zurück.  Als  Unterpfand  werden  gewöhnlich 
nur  an  der  Berliner  Börse  eingeführte  Wert- 
papiere zugelassen.  Die  Hälfte  des  Unterpfandes 
hat  aus  deutschen  Werten,  ^/^  des  Unterpfandes 
aus  erstklassigen  Effekten :  Staatspapieren,  Kom- 
munalanjeihen,  landschaftlichen  Pfandbriefen, 
Pfandbriefen  guter  inländischer  Hypotheken- 
banken zu  bestehen.  Industriepapiere  —  unter 
Ausschluss  ausländischer  Industrie  —  werden 
nur  bis  zur  Höhe  von  ^je  des  Kurswertes  des 
Unterpfandes  als  Sicherheit  zugelassen.     Erst- 


klassige Wertpapiere  werden  mit  einem  Kurs- 
abschlag von  15°/o,  Dividendenpapiere  mit 
einem  solchen  von  30<^|o.  alle  sonstigen  Wert- 
papiere mit  einem  Abschlag  von  20  \  ange- 
nommen. 

Die  mehr  als  130jährige  Geschichte  der 
Seehandlung  bietet  viel  des  Interessanten.  Sie 
zeigt  im  Wechsel  der  Zeiten  ein  Spiegelbild 
der  Geschichte  des  preussischen  Staates  selbst, 
dessen  freundliche  und  ernste  Geschicke  die 
Seehandlung  in  allen  Stadien  ihres  Daseins  ge- 
teilt hat.  Die  Gründung  der  Seehandlung  durch 
Friedrich  den  Grossen  (Patent  vom  14.  Okt. 
1772)  hängt  mit  den  Folgezuständen  des  sieben- 
jährigen Krieges  und  der  ersten  Teilung  Polens 
zusammen,  Sie  sollte  dazu  beitragen,  „Wohl 
und  Wohlstand  der  Untertanen  zu  heben", 
ferner  „Seeschiffahrt  unter  preussischer  Flagge 
treiben  und  die  Häfen  von  Spanien  und  allen 
anderen  Plätzen  beschiffen,  wo  sich  vernünftige 
und  sichere  Aussichten  zu  einem  tüchtigen 
Gewinn  vorfinden  möchten."  Daneben  sollte 
den  preussischen  Städten  Elbing  und  Königs- 
berg in  Konkurrenz  gegen  die  damals  „freie 
Stadt"  Danzig  ein  lebhafterer  Handelsverkehr 
zugeführt  und  die  Versorgung  des  preussischen 
Teils  von  Polen  mit  Salz  geregelt  werden. 
Damit  die  Seehandlung  sich  „umso  zuversicht- 
licher in  Handelsunternehmungen  einlassen 
könne",  wurde  sie  mit  wichtigen  Privilegien 
und  Monopolen,  namentlich  betreffs  des  Salz-^ 
Wachs-    und    Holzhandels    ausgerüstet. 

Der  ursprüngliche  Fonds  der  Seehandlung 
bestand  aus  2400  Aktien  ä500  Taler,  wovon 
der  König  2100  für  sich  nahm;  die  übrigen 
300  wurden  an  Privatpersonen  gegeben. 
Vor  Verteilung  der  aus  den  Geschäften  der 
Anstalt  sich  ergebenden  „Profite"  wurde  ein 
bestimmter  Zins  von  10°|o  versprochen.  Die 
Aktionäre  hatten  keinerlei  Stimmrecht;  die  Dis- 
positionen über  die  Operationen  hingen  allein 
von  der  Generaldirektion  ab.  Durch  Patente 
vom  9.  Februar  1776  und  4.  März  1794  wurden 
die  Rechte  und  die  Verfassung  der  Seehand- 
lung bis  zum  Jahre  1808  verlängert.  Nach 
letzterem  Patent  blieb  ihr  verstattet,  „mit  allen 
im  Lande  nicht  verbotenen  in-  und  ausländi- 
schen Waren  Engroshandel  zu  treiben,  auch 
Wechselgeschäfte  zu  machen,  Kontore  in  allen 
preussischen  See-  und  Handelsstädten  auch 
auswärts  zu  unterhalten,  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen,  Schiffe  zu  bauen,  Reederei  zu  trei- 
ben und  alle  kaufmännischen  Geschäfte  ohne 
Ausnahme  zu  unternehmen".  Die  Deklarationen 
vom   16.  März  1791    und   15.  Juli   1795    ord- 
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neten  indessen  an,  dass  der  Seehandlung  in 
allen  kaufmännischen  Geschäften  keine  grösseren 
Rechte  als  andern  Gewerbetreibenden  zustehen 
sollten.  Einen  schweren  Schlag  hatte  die  See- 
handlung alsbald  nach  ihrer  Gründung  zu 
überwinden.  Einer  ihrer  Präsidenten  —  wie 
es  heisst  in  der  „chimärischen  Hoffnung  zum 
König  von  Polen  gewählt  zu  werden"  —  ver- 
wendete grosse  Beträge  des  Seehandlungsver- 
mögens zum  Ankauf  polnischer  Herrschaften 
für  eigene  Rechnung.  Von  der  Ungnade  des 
erbitterten  Königs  getroffen,  musste  er  seine 
Vergehung  mit  jahrelanger  Haft  büssen;  die 
Festlegung  ihrer  Mittel  aber  hat  die  Seehand- 
lung auf  lange  Zeit  in  ihrer  Entwickelung 
gestört.  Erst  unter  der  Leitung  des  Ministers 
von  Struensee  und  des  nachmaligen  Kanzlers 
von  Stein  (1791 — 1806)  konnte  die  Seehand- 
lung, damals  das  erste  Handlungshaus  des 
Staates,  eine  gedeihliche  Tätigkeit,  insbesondere 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Staatsschuldenver- 
waltung, entfalten. 

Zur  Beschaffung  der  für  die  Staatskasse  er- 
forderlichen Gelder  trat  sie  in  jener  Zeit  viel- 
fach auch  mit  dem  Auslande  in  Verbindung, 
wusste  aber  auch  im  Inlande  von  wohlhaben- 
den Privatpersonen  sehr  beträchtliche  Summen, 
ca.  25  Millionen  Taler,  heranzuziehen,  über  die 
sie  mit  A^jq  verzinsliche  „Seehandlungsobli- 
gationen" ausgab,  die  damals  unter  regel- 
mässiger Kursnotiz  an  fast  allen  europäi- 
schen Börsen  lebhaft  gehandelt  wurden.  Der 
Sturz  Preussens  im  Jahre  1806  hat  es  dann 
bewirkt,  dass,  wie  die  Tatkraft  des  Staates 
selbst,  so  auch  die  Tatkraft  und  der  Kredit 
der  Seehandlung  auf  einige  Jahre  fast  gänzlich 
gelähmt  waren.  Beim  Ausbruch  des  Krieges 
konnte  sie  ihre  Forderungen  an  den  Staat 
nicht  realisieren  und  musste  deshalb  eine  Zeit- 
lang von  der  Befriedigung  ihrer  Gläubiger 
Abstand  nehmen.  Nach  Ablauf  ihrer  Privi- 
legien verlor  sie  ihre  Selbständigkeit  und  er- 
hielt laut  Publikandum  vom  16.  Dezember  1806 
die  Stellung  einer  Sektion  des  Finanzministe- 
riums. Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die 
Verordnung  vom  27.  Oktober  1810,  Inhalts 
deren  der  Staat  die  Aktien  und  Obligationen 
der  Seehandlung  in  Staatsschuldscheine  um- 
wandelte und  damit  unter  Aufhebung  jeder 
Privatbeteiligung  die  Seehandlung  in  ein  reines 
Staatsinstitut  verwandelte.  Durch  Verordnung 
vom  17.  Januar  1820,  auf  der  noch  heute  die 
Verfassung  der  Seehandlung  beruht,  wurde 
die  „Generaldirektion  der  Seehandlungssozietät" 
völlig  reorganisiert,  für  ein  für  sich  bestehen- 


des, von  dem  Ministerio  des  Schatzes  unab- 
hängiges Geld-  und  Handlungsinstitut  des 
Staates  erklärt  und  schliesslich  bestimmt,  dass 
für  die  von  derh  Institut  übernommenen  Ge- 
schäfte und  für  die  daraus  hervorgehenden  Ver- 
pflichtungen der  Staat  vollständige  Garantie 
leistet. 

Das  am  1.  Januar  1820  in  ihrem  Geschäft 
befindliche  Stammkapital  von  ca.  1  Million 
Taler  wurde  der  Seehandlung  als  Betriebsfonds 
gegen  3 *^io  Zinsen  überlassen  und  zur  Stärkung 
ihrer  Kapitalkraft  bestimmt,  dass  der  sich  er- 
gebende Gewinn  dem  Kapitalvermögen  zu- 
wachsen solle.  Die  Seehandlung  hat  aber 
wenige  Jahre  später  nicht  nur  das  ihr  über- 
lassene  Stammkapital  mit  Zinsen  zurückgezahlt, 
sondern  seitdem  bei  reichlichen  Abführungen 
an  die  Staatskasse  ihr  ganzes  Grundkapital  von 
ca.  34  Millionen  aus  eigener  Geschäftstätigkeit 
gewonnen.  Die  Beträge,  zu  deren  Abführung 
an  die  Staatskasse  die  Seehandlung  verpflichtet 
wurde,  haben  im  Laufe  der  Jahre  gewechselt; 
zur  Zeit  ist  der  volle  Jahresgewinn  in  den 
Staatshaushaltsetat  aufzunehmen.  Insgesamt  hat 
die  Seehandlung  an  die  Staatskasse  bis  jetzt 
rund  120  Millionen  M  abgeführt  und  ihr  Ka- 
pital durchschnittlich  mit  6 — 7  ^/^  verzinst.  Nach 
ihrer  Reorganisation  trat  unter  dem  Präsidenten 
Minister  von  Rother  (1820  —1848)  eine  Periode 
besten  Gedeihens  für  die  Seehandlung  ein. 
Mannigfaltig  betätigte  sie  sich  an  der  Ausfüh- 
rung von  Finanzoperationen  für  den  Staat,  die 
Kommunen  und  die  Landschaften.  Sie  be- 
sorgte die  Unterbringung  von  45  Mill.  und 
später  weiteren  12^/2  Mill.  Taler  Staatsschuld- 
scheinen mittels  eines  Prämiengeschäfts,  sie 
übernahm  den  Ausbau  von  125  Meilen  Staats- 
chausseen und  beteiligte  sich  teils  direkt,  teils 
durch  Vorschüsse  an  dem  Bau  der  Anhalti- 
schen- und  Bergisch-Märkischen-Eisenbahn.  Vor 
allem  aber  fällt  in  diese  Zeit  die  Entfaltung 
einer  reichen  industriellen  Tätigkeit.  Abge- 
sehen von  Vorschüssen  an  Gewerbetreibende 
und  Beteiligungen,  übernahm  und  begründete 
die  Seehandlung  selbständig  eine  grosse  An- 
zahl bedeutender  industrieller  Etablissements. 
Sie  sollten  der  Privatindustrie  als  Musteranstalten 
dienen  und  dadurch  die  Industrie  und  das  Ge- 
werbe Preussens  unterstützen.  Das  auf  solche 
Weise  angelegte  Kapital  belief  sich  zeitweise 
auf  14  Mill.  Taler  und  mehr.  Zum  Besitz  der 
Seehandlung  gehörten  u.  a.;  Chemische  Fa- 
briken, Papierfabriken,  ein  Zinkwalzwerk,  die 
Moabiter  Maschinenbauanstalt  (später  Borsig), 
Baumwoll-  und  Flachsgarnspinnereien,  Webe- 
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reien  und  Mühlen.  Daneben  besass  damals 
die  Seehandlung  eine  grössere  Anzahl  von 
Schiffen,  in  denen  sie  für  eigene  und  für  fremde 
Rechnung  Erzeugnisse  der  einheimischen  Leinen- 
industrie, Bordeauxweine,  Woll-  und  Tuch- 
waren nach  Amerika  und  China  verschiffte. 
Für  den  Personen-  und  Güterverkehr  zwischen 
Hamburg  und  Berlin  beschäftigte  sie  noch  eine 
Anzahl  von  Dampf-  und  Schleppschiffen.  Die 
gewerblichen  Unternehmungen  der  Seehand- 
lung, zuerst  im  Aufschwung,  hatten  später  unter 
schweren  Verlusten  zu  leiden  und  wurden  ge- 
mäss Beschluss  des  Abgeordnetenhauses  vom 
Jahre  1850  ebenso  wie  der  Schiffahrtsbetrieb 
allmählich  veräussert  bzw.  eingeschränkt.  Aus 
jener  Zeit  stammen  die  noch  jetzt  im  Besitz 
der  Seehandlung  befindlichen  oben  erwähnten 
Bromberger  Mühlen  und  die  Flachsgarnspin- 
nerei in  Landshut. 

Die  Einführung  der  Verfassung  änderte  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  Seehandlung,  die 
durch  Verordnung  vom  17.  April  1848  dem 
Finanzministerium  unterstellt  wurde.  Es  ist 
indessen  dadurch  an  ihrer  durch  Verordnung 
vom  17.  Januar  1820  begründeten  Stellung 
einer  selbständigen  Rechtsperson  ebensowenig 
etwas  geändert,  wie  an  ihrer  Stellung  als  Zen- 
tralbehörde. Unter  den  Nachfolgern  Rothers, 
den  Präsidenten  Bloch  und  Camphausen,  spä- 
terem Finanzminister,  kehrte  die  Seehandlung 
zur  Pflege  der  ihr  in  der  Verordnung  von 
1820  zugewiesenen  Geschäfte  auf  dem  Gebiet 
des  Geld-,  Wechsel-  und  Effektenmarktes  zu- 
rück, die  nach  Mobilmachung  des  in  indu- 
striellen Etablissements  festgelegten  Kapitals 
sich  glänzend  entwickelten  und  den  Charakter 
der  Seehandlung  als  eines  staatlichen  Geldin- 
stituts immer  mehr  in  Erscheinung  treten  Hessen. 
Besonders  hervorzuheben  ist,  dass  der  See- 
handlung, wie  sie  schon  im  Anfang  des  Jahr- 
hunderts bei  Abführung  der  Kontributionsgelder 
an  Frankreich  und  nach  den  Befreiungskriegen 
bei  Einziehung  der  von  Frankreich  zu  zahlen- 
den Kontributionen  mitgewirkt  hatte,  auch  im 
Jahre  1870  die  Aufgabe  zufiel,  für  Beschaffung 
der  grossen  Kriegsgeldmittel  tätig  zu  sein. 

Neben  der  Pflege  des  Staats-  und  Kommunal- 
kredits, die  sich  die  Seehandlung  allein  und 
als  Führerin  von  Konsortien,  insbesondere  des 
sogenannten  Preussenkonsortiums  angelegen 
sein  Hess,  und  neben  der  Pflege  der  Geschäfte 
einer  Depositenbank,  hat  sie  auch  wiederholt 
an  Spezialauf gaben,  wie  z.  B.  der  Gewährung 
von  Darlehen  zu  Drainagen  von  Domänen- 
und  Forstländereien  teilgenommen.    In  neuerer 


Zeit  hat  die  Seehandlung  neben  mehrfacher 
Beteiligung  im  Interesse  auch  der  ländlichen 
Bevölkerungskreise  zur  Stärkung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  in  der  Provinz  Posen  der 
Gründung  der  dortigen  Ostbank  für  Handel 
und  Gewerbe  ihre  Hilfe  geliehen  und  im  natio- 
nalen Interesse  an  der  Gründung  der  Deutsch- 
Asiatischen  Bank  und  an  der  Förderung  der 
Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft  tatkräftig 
mitgewirkt.  Besondere  Erwähnung  verdient 
die  Tätigkeit  der  Seehandlung  bei  der  Gewäh- 
rung staatlichen  Zwischenkredits  für  die  Bil- 
dung von  Rentengütern  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  12.  Juli  1900.  Gegenüber  den 
Privatbanken  hat  die  Seehandlung  ausweislich 
ihrer  Geschäftsbedingungen  sich  früher  und 
jetzt  von  jeder  lebhafteren  Konkurrenz  fern- 
gehalten und  selbst  bei  der  Wahrnehmung 
der  Interessen  der  Staatsfinanzverwaltung  die 
private  Banktätigkeit  nicht  ausgeschaltet.  Dieser 
Neutralität  verdankt  sie  die  Vertrauensstellung, 
die  ihr  seitens  der  Privatbanken  eingeräumt 
wird.  Nichtsdestoweniger  sind  gerade  unter 
Betonung  von  Konkurrenzbestrebungen  im 
Landtage  wiederholt  heftige  Angriffe,  die  so- 
gar die  Auflösung  der  Seehandlung  zum  Ziel 
hatten,  erhoben  worden. 

Unter  Zustimmung  der  Kammermehrheiten  hat  die 
Staatsregierung  diese  Angriffe  stets  zurüciigewiesen 
und  der  Finanzminister  von  Scholz  im  Jahre  1880  im 
Landtage  sich  dahin  ausgelassen:  „Ich  meine,  wenn 
die  Weisheit  früherer  Jahre  bei  uns  nicht  dafür  ge- 
sorgt hätte,  dass  wir  uns  des  Besitzes  eines  Instituts 
wie  die  Seehandlung  erfreuen,  so  wäre  es  unsere  ernsteste 
Aufgabe,  ein  solches  Institut  zu  schaffen.  In  einer  Zeit, 
wo  mehr  denn  je  zuvor  das  Kapital  zusammenfliesst 
in  einzelnen  mächtigen  Händen,  wo  an  vielen  Orten 
die  Finanzmacht  in  Konkurrenz  mit  der  politischen 
Macht  des  Staates  getreten  ist,  ist  es  von  eminenter  Be- 
deutung, dass  ein  staatliches  Bankinstitut  besteht,  das  dem 
Staat  die  Möglichkeit  gibt,  unabhängig  von  Koalitionen 
oder  einzelnen  übermächtigen  Kapitalkräften  seine  Geld- 
angelegenheiten mit  Sachkunde,  Ehrlichkeit  und  mit  allei- 
niger Berücksichtigung  der  Staatsinteressen  zu  ordnen." 

Nachdem  diese  Kapitalkonzentrationen  in- 
zwischen einen  immer  grösseren  Umfang  an- 
genommen haben,  auch  die  finanziellen  Inter- 
essen des  Staates  mächtig  angewachsen  sind 
—  der  Staatshaushaltsetat  ist  von  ca.  501  Mil- 
lionen im  Jahre  1869  auf  annähernd  3  Mil- 
liarden gestiegen  —  ist,  durch  Gesetz  vom 
4.  August  1904,  eine  Erhöhung  des  Kapitals 
der  Seehandlung  von  34^/0  auf  1 00  Millionen  M 
vorgenommen  worden. 

Nach  vorstehendem  gibt  es  im  geschäftlichen 
Verlauf  der  Geschichte  der  Seehandlung  und 
in  ihrer  jetzigen  Stellung  mancherlei  Absonder- 
liches   und    Kontroverses.     Die    Seehandlung 
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war  eine  Aktiengesellschaft  und  ihre  Aktionäre 
im  wesentlichen  doch  nur  Gläubiger,  sie  ist 
eine  Königliche  Behörde,  ein  Staatsinstitut  und 
doch  ein  selbständiger  Kaufmann  mit  eigenem 
Vermögen,  sie  ist  dem  Finanzminister  unter- 
geordnet und  doch  Zentralbehörde,  sie  nimmt 
etatsrechtlich  eine  Sonderstellung  ein  und  gibt 
manchem  sogar  zu  verfassungsrechtlichen  Be- 
denken Veranlassung,  ihr  Name  entspricht  seit 
Jahrzehnten  nicht  mehr  ihrem  Wesen,  und  von 
einer  „Sozietät"  kann  seit  dem  Jahre  1810 
nicht  mehr  die  Rede  sein,  und  trotzalledem 
hat  die  Seehandlung  zu  allen  Zeiten  „geholfen, 
wo  der  Schuh  drückte",  hat  „offene  Tafel  ge- 
habt für  das  ganze  Land",  hat  dem  Staat  etwa 
120  Millionen  M  Reingewinn  zugeführt,  durch 
Einrichtung  mustergültiger  neuer  Betriebe  die 
Industrie,  durch  Gewährung  von  Krediten  die 
Gewerbetreibenden  und  Handwerker  gefördert, 
hat  durch  Ausführung  ausgedehnter  Bauten  in 
schweren  Zeiten  den  Arbeitern  Arbeitsgelegen- 
heit verschafft,  durch  Schiffahrtsbetrieb  zur  See 
und  auf  den  Flüssen  Handel  und  Wandel  be- 
lebt, auch  der  Landwirtschaft  durch  Hebung 
der  Woll-  und  Garnpreise  sowie  durch  Not- 
standsdarlehen geholfen  und  somit  kaum  einen 
Stand,  kaum  ein  Gewerbe  unberücksichtigt  ge- 
lassen. 

Näheres  über  die  Seehandlung  findet  sich  im  Be- 
richt des  Präsidenten  von  Rother  vom  30.  November 
1844:  „Die  Verhältnisse  des  Seehandlungs- Instituts, 
dessen  Geschäftsführung  und  industrielle  Unterneh- 
mungen", Leipzig  1845  —  JuHus,  ,,Die  Seehandlung 
und  das  Bürgerliche  Gewerberecht"  Leipzig  1845  — 
, Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  Preussischen 
Staats",  IL  Jahrgang  1867  —  Krug,  „Geschichte  der 
Preussischen  Staatsschulden",  herausgegeben  von  Bergius, 
Breslau  1861  —  Bergius,  „Grundsätze  der  Finanzwis- 
senschaft", IL  Auflage  1872  —  Schwarz  &  Strutz, 
„Der  Staatshaushalt  und  die  Finanzen  Preussens"  Bd.  I. 
—  von  Poschinger,  ,,  Bankwesen  und  Bankpolitik  in 
Preussen",  Berlin  1878,  Bd.  I,  II,  III. 

Paul  Krech-Berlin. 

2.  Die  Preussische  Central-Genossen- 
schafts- Kasse. 
Die  Anstalt  ist  auf  Grund  des  preussischen 
Gesetzes  vom  3 I.Juli  1895,  ihres  sogenannten 
Stiftungs-  und  Organisationsgesetzes,  ins  Leben 
getreten  und  hat  am  1.  Oktober  1895  den 
Geschäftsbetrieb  eröffnet.  Das  Verdienst  an 
ihrer  Errichtung  gebührt  dem  verstorbenen 
Finanzminister  Johannes  von  Miquel,  der  mit 
scharfem  Blick  erkannte,  was  dem  deutschen 
Mittelstande  not  tat,  und  auch  die  Tatkraft 
besass,  seine  Pläne  zu  verwirklichen.  Dass 
eine  grosse  Zahl  von  Volkswirten  und  anderen 


Personen  theoretisch  mitgewirkt  hat,  den  Boden 
für  die  neue  Gründung  zu  beackern,  und 
Miquel  sich  deren  Kenntnisse  und  Anregungen 
als  vorsichtiger  Politiker  zu  nutze  gemacht 
hat,  ändert  nichts  an  der  Tatsache,  dass  der 
Mittelstand  ihm  allein  die  Gründung  der  An- 
stalt zu  danken  hat. 

Gemäss  den  Bestimmungen  ihres  Organi- 
sationsgesetzes ist  der  Preussischen  Central-Ge- 
nossenschafts-Kasse  die  Aufgabe  zugewiesen, 
den  Personalkredit  der  mittleren  und  unteren 
Klassen  in  Stadt  und  Land,  also  derjenigen 
Bevölkerungsschichten,  die  auf  eigenes  Risiko 
mit  massigem  oder  geringem  Kapital  und 
eigener  Arbeit  an  der  wirtschaftlichen  Produk- 
tion beteiligt  sind,  zu  fördern. 

Eine  Kreditbefriedigung  der  mittleren  und 
unteren  Klassen  in  zweckmässiger  Weise  unter 
strenger  Berücksichtigung  der  Kreditfähigkeit 
und  Kreditwürdigkeit  kann  allein  im  Wege 
genossenschaftlicher  Organisation  erfolgen. 
Nur  durch  Zusammenschluss  der  einzelnen 
schwachen,  isoliert  nicht  zur  Geltung  kom- 
menden Elemente  vermögen  die  Kreise  des 
Mittelstandes  sich  als  selbständige,  unabhängige, 
kollektive  Faktoren  des  Wirtschaftslebens  durch- 
zusetzen. Deshalb  können  diese  Kreise  auch 
lediglich  durch  Vermittlung  von  genossen- 
schaftlichen Organisationen  Anschluss  an  den 
allgemeinen  Geldmarkt  und  damit  Zutritt  zum 
allgemeinen  Geld-  und  Kreditverkehr,  der  für 
ihren  Wirtschaftsbetrieb  ebenso  unerlässlich  ist 
wie  den  andern  Klassen,  erlangen.  Die  ge- 
nossenschaftliche Vereinigung  der  in  ihrer 
Isoliertheit  zu  schwachen,  wirtschaftlich  tätigen 
Personen  muss  soweit  gehen,  bis  der  so  or- 
ganisierte und  zusammengeschlossene  Kreis 
von  Personen  eine  derartige  Kraft  und  Stärke 
erlangt  hat,  dass  er  sich  als  selbständiger  Fak- 
tor im  wirtschaftlichen  Kampfe  behaupten  kann. 
Während  von  einem  eine  genügende  Anzahl 
Mitglieder  zählenden  und  mit  genügendem 
Kapitale  und  Verwaltungsorganen  ausgestatteten 
Schulze-Delitzschen  Vorschussverein  vielleicht 
angenommen  werden  kann,  dass  er  als  solcher 
unter  normalen  Verhältnissen  im  Geschäfts- 
verkehr als  selbständiger  Faktor  wird  bestehen 
können,  trifft  das  gleiche  bei  den  auf  Ange- 
hörige eines  Dorfes  usw.  beschränkten  kleinen 
ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassen  nicht  zu. 
Der  genossenschaftliche  Zusammenschluss  hat 
daher  bei  diesen  relativ  kleinen  ländlichen  Ge- 
nossenschaften, sollte  der  beabsichtigte  Zweck 
erreicht  werden,  nicht  Halt  machen  können  und 
auch   nicht  gemacht.     Die  kleinen  Genossen- 
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Schäften  haben  sich  ganz  folgerichtig,  dem  Ge- 
nossenschaftsprinzip entsprechend,  wieder  zu 
grösseren  Genossenschaften  usw.,  sog.  Ver- 
bandskassen, vereinigt. 

Wenn  die  Aufgabe  der  Preussischen  Central- 
Genossenschafts-Kasse  nun  darin  bestehen  soll, 
dem  Personalkredite  der  mittleren  und  unteren 
Klassen  zu  dienen,  diese  Klassen  aber  in  zweck- 
mässiger Weise  nur  in  Genossenschaften  und 
genossenschaftlichen  Verbandskassen  vereinigt 
an  dem  allgemeinen  Geld-  und  Kreditverkehr 
teilnehmen  können,  so  kann  die  Preussische 
Central-Genossenschafts- Kasse  ihrer  Aufgabe  nur 
gerecht  werden,  wenn  sie  sich  dem  genossen- 
schaftlichen Kreditverkehr  widmet  und  das 
Genossenschaftswesen  selbst  fördert  und  unter- 
stützt. 

Von  den  grossen,  auf  dem  Geldmarkte  auf- 
tretenden Bank-  und  Kreditinstituten  kommt 
für  die  Kreditbefriedigung  der  Genossenschaften 
zunächst  die  Reichsbank  in  Betracht.  Die 
Reichsbank  kann  gemäss  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen Kredit  nur  im  Wege  des  Wechsel- 
oder Lombardverkehrs  gewähren.  Allen  Ge- 
nossenschaften, die  keine  bankfähigen  Wech- 
sel zum  Diskontieren,  noch  genügende  Wert- 
gegenstände zum  Lombardieren  haben,  was 
durchaus  kein  seltener  Fall  ist,  bleibt  infolge- 
dessen der  Kredit  der  Reichsbank  überhaupt 
verschlossen.  Um  zum  Diskontverkehr  der 
Reichsbank  zugelassen  zu  werden,  muss  die 
Genossenschaft  ein  eigenes  Vermögen  (Mit- 
gliederguthaben und  Reserven)  von  mindestens 
15  000  M  besitzen.  Alle  Genossenschaften 
mit  geringerem  Vermögen  sind  daher  gleich- 
falls ausgeschlossen.  Auch  die  Erlangung  von 
Kredit  bei  der  Reichsbank  im  Wege  des  Lom- 
bardverkehrs ist  für  die  Genossenschaften  be- 
schränkt. Hypotheken,  Schuldscheine,  aus 
denen  hauptsächlich  die  Unterlagen  der  Ge- 
nossenschaften bestehen,  eine  grosse  Zahl  von 
Inhaberpapieren  werden  überhaupt  nicht  von 
der  Reichsbank  beliehen.  Muss  somit  die  Zahl 
der  Genossenschaften,  die  überhaupt  bei  der 
Reichsbank  Kredit  erlangen  könnte,  verhältnis- 
mässig gering  sein,  so  kommt  noch  hinzu, 
dass  die  Reichsbank  den  Kreditansprüchen  der 
mit  ihr  im  Geschäftsverkehr  stehenden  Genossen- 
schaften, verglichen  mit  deren  Bedürfnissen, 
quantitativ  nur  in  geringem  Umfange  ent- 
gegenkommen kann,  worüber  selbst  von  grossen 
und  vermögenden  Genossenschaften  (Kredit- 
vereinen) Klage  geführt  wird. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  Be- 
friedigung des  Kreditbedürfhisses  der  Genossen- 


schaften durch  die  grossen  Kreditbanken.  An- 
erkannt muss  allerdings  werden,  dass  die  Ge- 
nossenschaften sich  einer  wachsenden  Wert- 
schätzung und  eines  sich  steigernden  Entgegen- 
kommens seitens  der  Grossbanken  zu  erfreuen 
haben,  eine  Erscheinung,  die  man  wohl  der 
Wirksamkeit  der  Preussischen  Central-Genossen- 
schafts-Kasse  unbedenklich  zuschreiben  darf.  Von 
den  Kreditbanken  könnten  die  Genossenschaften 
somit  wohl  Kredit  bekommen,  für  den  aber 
genügende,  im  bankmässigen  Kreditverkehr 
anerkannte  und  entsprechend  bewertete  Unter- 
lagen verlangt  werden,  die  den  Genossen- 
schaften nur  zu  häufig  fehlen.  Da  im  indivi- 
dualistischen Kreditverkehr  mit  Recht  nur  ein 
vorhandenes  Vermögen,  das  allein  über  den 
Tod  des  Kreditnehmers  hinaus  die  Rückzahlung 
des  Darlehns  gewährleistet,  eine  genügende 
Sicherheit  für  gewährte  Kredite  bilden  kann, 
können  die  erforderlichen  bankmässigen  Unter- 
lagen für  einen  zureichenden  Kredit,  be- 
sonders für  einen  zureichenden  Kontokorrent- 
kredit nur  schwer  beschafft  werden,  wenn  die 
Vermögensbildung  der  Genossenschaft  noch 
in  ihrem  Anfangsstadium  sich  befindet.  Den 
rein  genossenschaftlichen  Unterlagen,  d.h.  den 
bei  den  Genossenschaften  übernommenen  Haft- 
summen wird  von  den  Kreditbanken  höchstens 
subsidiärer  Wert  beigemessen. 

Muss  somit  trotz  gelegentlicher  gegenteiliger 
Behauptungen  selbst  für  die  mehr  bankmässig 
eingerichteten  Genossenschaften  Schulze-Delitz- 
scher  Organisation  das  Bedürfnis,  zum  min- 
desten aber  die  Zweckmässigkeit  nach  einem 
den  genossenschaftlichen  Bedürfnissen  ent- 
sprechend organisierten  zentralen  Bankinstitut 
anerkannt  werden,  so  ist  die  Bedürfnisfrage 
für  die  ländlichen -genossenschaftlichen  Ver- 
einigungen nicht  zu  bestreiten. 

Da  die  allgemeinen  Organisationen  des  auf 
kapitalistischer  Grundlage  beruhenden  Kredit- 
und  Bankwesens  den  eigentümlichen  Grund- 
lagen und  Umständen  für  die  Krediterlangung 
der  mittleren  und  unteren  an  der  Produktion 
beteiligten  Klassen  nicht  gerecht  geworden 
sind,  so  war  es  natürlich,  dass,  sobald  ein 
genügender  genossenschaftlicher  Unterbau  vor- 
handen, die  Verhältnisse  dazu  drängten,  eine 
besondere  Anstalt  für  die  Kreditbefriedigung 
der  in  Genossenschaften  vereinigten  Mittel- 
klassen in  Stadt  und  Land  zu  errichten. 

Bei  einem  zentralen  genossenschaftlichen 
Kreditinstitut  kommt  es  vor  allem  darauf  an, 
den  auf  eigenem  Risiko  mit  geringen  Mitteln 
tätigen  Leuten  Gelegenheit  zu  bieten,  den  für 
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ihre  Betriebszwecke  unentbehrlichen  Kredit  zu 
angemessenen,  d.  h.  dem  allgemeinen  Geld- 
markte und  besonders  auch  ihrem  Gewerbe 
entsprechenden  Bedingungen  erhalten  zu  können. 
Bei  einer  diesen  Zwecken  gewidmeten  Anstalt 
müssen  deshalb  Erwerbs-  und  Gewinninteressen 
in  den  Hintergrund  treten.  Die  Errichtung 
eines  derartigen  Ansprüchen  genügenden  In- 
stituts ist  deshalb  auch  nur  auf  gemeinwirt- 
schaftlicher Basis  möglich.  Da  ferner  nur  ein 
umfassendes  zentrales  Institut  bei  den  grossen, 
auf  dem  Geldmarkte  in  Frage  kommenden 
Interessen  den  zu  stellenden  Anforderungen 
genügen  kann,  so  entschloss  sich  die  könig- 
liche preussische  Staatsregierung,  eine  derartige 
Anstalt  mit  öffentlichen  Mitteln  zu  errichten. 
Am  8.  Juni  1895  wurde  der  „Entwurf  eines 
Gesetzes,  betreffend  Errichtung  einer  Central- 
anstalt  zur  Förderung  des  genossenschaftlichen 
Personalkredits"  dem  Abgeordnetenhause  vor- 
gelegt. Am  31.  Juli  1895  wurde  der  Entwurf 
Gesetz.  Durch  ein  Ergänzungsgesetz  vom 
8.  Juni  1896  wurde  das  Kapital  der  Anstalt, 
das  sich  inzwischen  als  zu  gering  herausge- 
stellt hatte,  von  5  auf  20  Mill.  M  erhöht.  Eine 
weitere  Erhöhung  des  Grundkapitals  auf  50 
Mill.  M  erfolgte  durch  Ergänzungsgesetz  vom 
20.  April  1898. 

Durch  kgl.  Verordnung  vom  4.  Oktober  1895  wurden 
die  Verhältnisse  des  im  Organisationsgesetze  vorge- 
sehenen Ausschusses,  durch  kgl.  Verordnung  vom  2.  Au- 
gust 1899  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  geregelt. 
Durch  Art.  76  und  85  des  Ausführungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  Verbindung  mit  dem  ge- 
meinschaftlichen Erlass  der  beteiligten  Minister  vom 
17.  Dezember  1899  ist  das  Institut  für  die  Anlegung 
von  Mündelgeldern  geeignet  befunden  worden. 

DiePreussischeCentral-Genossenschafts-Kasse 
ist  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nach  zur  För- 
derung des  Personalkredits,  insbesondere  des 
genossenschaftlichen  Personalkredits,  errichtet 
worden.  Ihre  Aufgabe  soll  darin  bestehen, 
alle  Bestrebungen,  die  auf  eine  solide  und  an- 
gemessene Befriedigung  des  Bedürfnisses  nach 
Betriebskapitalien  der  produktiven  Mittel- 
klassen in  Stadt  und  Land  gerichtet  sind,  nach 
Kräften  zu  unterstützen,  um  diese  dadurch  zu 
erhalten  und  zu  kräftigen,  was  als  eine  hoch- 
wichtige soziale  Aufgabe  des  Staates  angese- 
hen werden  muss.  Wie  die  Reichsbank  als 
Regulator  des  Geldverkehrs  berufen  ist,  „den 
Geldumlauf  im  gesamten  Reichsgebiete  zu  re- 
geln, die  Zahlungsausgleichungen  zu  erleich- 
tern und  für  die  Nutzbarmachung  verfügbaren 
Kapitals  zu  sorgen"  (§  12  des  Bankgesetzes), 
so  soll  die  Preussische  Central-Genossenschafts- 
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Kasse  dieselben  Funktionen  für  den  Geld-  und 
Kapitalverkehr  der  preussischen  Genossenschaf- 
ten im  Anschluss  an  die  Reichsbank  und 
den  allgemeinen  Geldmarkt  übernehmen. 
Besonders  soll  sie  den  auch  für  diese  Klassen 
erforderlichen  Geldausgleich  herbeiführen.  Sie 
ist  berufen,  dazu  beizutragen,  Kapitalsmangel 
an  einer  Stelle  durch  Zuführung  von  Mitteln, 
die  entweder  bei  einzelnen  Genossenschaften 
selbst  zeitweise  nicht  gebraucht  werden  oder 
die,  wenn  solche  dort  nicht  vorhanden  sind, 
den  Beständen  des  allgemeinen  Geldmarktes 
zu  entnehmen  sind,  in  leichter  und  für  diese 
Klassen  bequemer  Weise  auszugleichen.  Um- 
gekehrt sollen  durch  sie  zeitweise  von  den 
Genossenschaften  nicht  benötigte,  aus  diesen 
Kreisen  stammende  Kapitalien,  die  übrigens 
nicht  unbedeutend  sind,  auf  dem  allgemeinen 
Geldmarkte  nutzbringend  untergebracht  wer- 
den. Die  Aufgabe  der  Preussischen  Central- 
Genossenschafts- Kasse  beschränkt  sich  demge- 
mäss,  wie  man  wohl  vereinzelt  angenommen 
zu  haben  scheint,  nicht  allein  darauf,  den 
Geldausgleich  unter  den  Verbandskassen  her- 
beizuführen, sondern  sie  soll  weiter  mit  da- 
zu beitragen,  dass  der  Kapitalausgleich  unter 
allen  an  der  Produktion  beteiligten  Klassen 
mit  der  Zeit  zur  Durchführung  gelangt.  Muss 
hierin  die  allgemeine  Aufgabe  der  Preussischen 
Central-Genossenschafts- Kasse  gefunden  wer- 
den, so  hat  sie  im  besonderen  dafür  zu  sor- 
gen, dass  den  Mittelklassen  der  nötige  Kredit 
in  ihren  Bedürfnissen  angemessenen  For- 
men zur  Verfügung  gestellt  wird.  Weiter  ist  sie 
dazu  berufen,  allen  ihr  angeschlossenen  Krei- 
sen einen  den  Verhältnissen  angemessenen 
Kredit  in  genügendem  Umfange  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  der  bisher  wohl  einzel- 
nen Genossenschaften,  aber  nicht  allen  offen 
stand.  Endlich  soll  sie  dahin  streben,  dass 
der  Kredit  den  im  Konkurrenzkampfe  schwer 
um  ihre  Existenz  ringenden,  mit  geringem 
Kapital  arbeitenden  Klassen,  so  billig  als 
möglich  zugute  kommt. 

Die  Kasse  ist  als  selbständiges  Institut  mit 
eigener  juristischer  Persönlichkeit,  unter  Aufsicht 
und  Leitung  des  Staates  errichtet.  Für  ihre  Or- 
ganisation war  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
die  Reichsbank  vorbildlich.  Sie  ist  somit  zwar 
ein  Institut,  das  in  engster  Verbindung  mit 
dem  preussischen  Staate  steht,  aber  immerhin 
kein  eigentlich  staatliches  Institut.  Sie  be- 
sitzt die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person,  die 
vermögensrechtlich  vom  preussischen  Staats- 
fiskus vollständig  geschieden  ist.  In  den  preussi- 
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sehen  GG.  vom  31.  Juli  1895,  vom  8.  Juni 
1896  und  vom  20.  April  1898  besitzt  sie  ein 
ihre  Organisation  bestimmendes  eigenes  Son- 
derrecht. Ausser  diesem  Sonderrechte  unter- 
steht sie  als  Kreditgeschäfte  betreibende  Anstalt, 
gemäss  §  1  zweiter  Absatz  desH.G.B,,  den  von 
Kaufleuten  handelnden  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes.  Die  Anstalt  ist  mit  dem  Sitze  in 
Berlin,  im  Mittelpunkte  des  deutschen  Geldver- 
kehrs gegründet  worden.  Von  der  Schaffung 
eigener  Zweiganstalten  ist  abgesehen  worden, 
da  die  Genossenschaftsverbände  und  die  Ge- 
nossenschaften, die  hierfür  auch  geeignetere 
Träger  sind  als  es  entsprechend  der  Organi- 
sation der  Reichsbank  eingerichtete  Zweigan- 
stalten überhaupt  jemals  sein  könnten,  deren 
Funktionen  (die  Kreditkontrolle  und  Geldver- 
mittelung) am  zweckmässigsten  übernehmen 
können. 

Den  genossenschaftlichen  Vereinigungen  ist  das  Recht, 
sich  mit  Kapitalseinlagen  zu  beteiligen,  vorbehalten 
worden.  Von  diesem  Rechte  haben  im  Jahre  1905 
verschiedene  genossenschaftliche  Vereinigungen  Ge- 
brauch gemacht. 

Die  Kasse  ist  der  Aufsicht  des  Finanzmini- 
sters unterstellt,  der  sich  bei  Fragen,  die  das 
Ministerium  für  Landwirtschaft  oder  das 
für  Handel  und  Gewerbe  betreffen,  mit  diesen 
Ressorts  verständigt.  Im  Interesse  der  ord- 
nungsmässigen  Geschäftsführung  sind  die  Rech- 
nungen der  Anstalt  der  Revision  durch  die 
Oberrechnungskammer  unterworfen,  und  ausser- 
dem ist  dem  Landtage  durch  jährliche  Vor- 
lage des  Etats  der  persönlichen  und  sächlichen 
Verwaltungsausgaben  ein  Einblick  in  die  Höhe 
und  die  Art  derselben  und  in  die  Geschäfts- 
tätigkeit sowie  ein  Mitbestimmungsrecht  über 
die  äusseren  Verhältnisse  der  Anstalt  gewährt 
worden.  Die  Beamten  der  Anstalt  haben  die 
Rechte  und  Pflichten  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten. Die  Leitung  ist  einem  koUegialisch 
eingerichteten  Direktorium  übertragen  worden. 
Durch  Urteil  des  Königlichen  Landgerichts  II 
in  Berlin  vom  27.  Juli  1904,  sowie  durch 
Gutachten  des  Königlichen  Kammergerichts, 
I.  Zivilsenat  in  Berlin  vom  31.  Oktober  1904 
ist  anerkannt  worden,  dass  dem  Direktorium 
der  Preussischen  Centralgenossenschafts-Kasse 
''die  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Behörde 
innewohnt.  Dem  Direktorium  ist  ein  beirät- 
licher Ausschuss  von  im  Genossenschaftsleben 
stehenden  Männern  zur  Seite  gestellt  worden, 
dessen  Funktionen  durch  die  §§  12 — 14  des 
G.  vom  31.  Juli   1895  geregelt  sind. 

Kreis  und  Umfang  der  der  Preussischen  Cen- 
tralgenossenschafts-Kasse   gestatteten  Geschäfte 


sind  durch  den  §  2  des  G.  v.  31.  Juli  1895 
genau  bestimmt  worden:  Der  Anstalt  ist  nur 
die  Gewährung  von  Betriebskredit  zur  Be- 
friedigung vorübergehender  Wirtschaftsbedürf- 
nisse gestattet.  Ferner  ist  mit  Rücksicht  auf 
die  Schwierigkeiten  einer  Prüfung  der  an  sie 
herantretenden  Kreditansprüche  vorgeschrieben 
worden,  dass  zinsbare,  durch  besondere  Unter- 
lagen nicht  gedeckte  Darlehen  nur  an  Ver- 
einigungen und  Verbandskassen  eingetragener 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  ge- 
währt werden  dürfen,  also  nicht  direkt  an 
Einzelgenossenschaften, 

Für  den  Geschäftsbetrieb  der  Anstalt  sind 
besondere  „Bestimmungen  für  den  Geschäfts- 
verkehr" erlassen  worden;  die  zur  Zeit  gülti- 
gen Bestimmungen  sind  mit  dem  1.  April 
1902  in  Kraft  getreten. 

Zur  Erfüllung  ihrer  Hauptaufgabe,  der  Be- 
friedigung des  genossenschaftlichen  Personal- 
kredits (Darlehnsverkehr),  ist  der  Anstalt  nach 
dem  Vorbild  der  Notenbanken  eine  Reihe 
weiterer,  in  §  2  Ziffer  3  bis  8  des  Gesetzes 
vom  31.  Juli  1895  besonders  aufgezählter  Ge- 
schäfte erlaubt.  Die  für  diese  Geschäftszweige 
massgebenden  Bestimmungen  für  den  Geschäfts- 
verkehr sind  denjenigen  des  Grossbankver- 
kehrs angepasst. 

Entsprechend  den  eigenartigen  Verhältnissen 
der  Genossenschaften  weisen  die  Bestimmun- 
gen für  den  Geschäftsverkehr  mit  Verbands- 
kassen einige  von  den  Usancen  des  allgemeinen 
Bankverkehrs  abweichende  Einrichtungen  auf. 

Die  Unterlagen  des  den  genossenschaftlichen 
Organisationen  zu  gewährenden  Kredits  bilden 
nicht,  wie  im  individualistischen  Kreditgeschäfte, 
das  Vermögen  der  den  Kredit  beanspruchenden 
genossenschaftlichen  Organisationen,  sondern 
die  bei  den  Verbandskassen  übernommenen  und 
auf  ihre  Vertretbarkeit  geprüften  Haftsummen, 
wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  dass  die  Ver- 
tretbarkeit der  Haftsummen  in  letzter  Linie 
doch  wieder  von  dem  Vermögen  oder  dem 
Einkommen  derjenigen  physischen  Personen, 
die  die  genossenschaftlichen  Organisationen 
bilden,  abhängig  ist, 

Dr.  Carl  Heiligenstadt-Berlin. 

3.  Die  Königlich  Bayerische  Bank. 

Diese  Bank  wurde  mit  dem  Sitze  in  Ans- 
bach im  Jahre  1780  durch  den  Markgrafen 
Karl  Alexander  zu  Brandenburg-Ansbach-Bay- 
reuth  als  fürstliche  Hofbank  gegründet,  deren 
Geschäfte  für  Rechnung  des  Landesfürsten  be- 
trieben wurden.    Im  Jahre  1792  ging  die  Hof- 
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bank  auf  die  Krone  Preussen  über  und  erhielt 
den  Namen  „Königlich  Preussische  Bank 
in  Franken".  Bei  der  im  Jahre  1806  er- 
folgten Abtretung  der  Markgrafschaft  Ansbach- 
Bayreuth  an  die  Krone  Bayern  wurde  die  Bank 
von  Bayern  übernommen;  ihre  bisherige  Ver- 
fassung wurde  beibehalten,  ihr  Sitz  aber  von 
Ansbach,  wo  nur  ein  Zweigbureau  verblieb, 
nach  Nürnberg  verlegt. 

Die  Königlich  Bayerische  Bank  —  nicht  zu 
verwechseln  mit  dem  Privatinstitut  „Bayerische 
Bank"  —  ist  eine  dem  Kgl.  bayerischen  Staats- 
ministerium der  Finanzen  unterstehende  Staats- 
anstalt,  deren  Garantie  der  bayerische  Staat 
übernommen  hat.  Die  letzte  sie  betreffende 
Kgl.  Verordnung  über  „die  Formation  und  den 
Wirkungskreis  der  Kgl.  Bayer.  Bank"  wurde  am 
13.  Dezember  1878  erlassen. 

Die  Geschäfte  der  Königlich  Bayerischen 
Bank  bestehen  in  der  Annahme  von  Depositen- 
geldern, die  vom  Staate,  von  Stiftungen,  Ge- 
meinden und  Privaten  eingezahlt  werden,  in 
der  Diskontierung  von  Wechseln,  dem  An- 
und  Verkauf  von  Devisen  und  wechselmässigen 
Handelspapieren,  in  der  Gewährung  von  Dar- 
lehen auf  Zeit  gegen  bewegliche  Pfänder  oder 
in  laufender  Rechnung,  in  dem  An-  und  Ver- 
kauf von  Wertpapieren,  in  dem  Betriebe  von 


Kommissions-  und  Emissionsgeschäften.  Ferner 
nimmt  die  Bank  in  Aufbewahrung  und  Ver- 
waltung Wertpapiere  und  andere  Werte  in  ver- 
schlossenem Umschlage  oder  offen  und  dient 
als  gerichtliche  Hinterlegungsstelle  für  die  am 
Sitze  der  Königlichen  Bankanstalten  befind- 
lichen Gerichte. 

Alle  Geschäfte  der  Bank  leitet  die  König- 
liche Bankdirektion  unter  Aufsicht  eines  vom 
Königlichen  Staatsministerium  der  Finanzen  ab- 
geordneten Kommissars.  Die  Königliche  Haupt- 
bank in  Nürnberg  hat  Filialbanken  in  Am- 
berg, Ansbach,  Aschaffenburg,  Augsburg,  Bam- 
berg, Bayreuth,  Fürth,  Hof,  Kaiserslautern,  Kemp- 
ten, Landshut,  Ludwigshafen  a.  Rh.,  München, 
Passau,  Regensburg,  Rosenheim,  Schweinfurt, 
Straubing  und  Würzburg. 

Die  Geschäftsberichte  der  Bank  werden 
dem  Bayerischen  Finanzministerium  erstattet,  wel- 
ches sie  zur  Kenntnis  des   Landtags  bringt. 

Nach  dem  Status  vom  31.  Dezember  1904  betrug 
das  Stamm-,  Dotations-  und  Reserve-Kapital  42  Mill.  M, 
die  „gerichtlichen  und  administrativen  Depositen" 
34  Mill.  M,  die  „Privat-Depositen"  36  Mill.  M. 

Aktiva  waren  vorhanden:  Kassenbestand  9  Mill.  M, 
Wechselbestand  103  Mill.  M,  Lombarddarlehen  16  Mill.  M, 
Darlehen  und  Guthaben  im  Konto-Korrent  59  Mill.  M, 
Darlehen  auf  Hypotheken-Kredit-Kautionen  5,5  Mill.  M, 
Darlehen  auf  Hypotheken  2  Mill.  M,  Effektenbestand 
8  Mill.  M.  Georg  Obst. 


VI.  Organisation  der  Österreiciiisch-ungarischen  Bank,  der  Bank  von 

England,   der   Bank  von   Frankreicii  und   das  Bankwesen  in  den 

Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 


1.  Die  Österreichisch-ungarische  Bank. 

a)  Organisation  der  Bank. 
Die  Bank    ist  eine  Aktiengesellschaft.     Die 
Rechte  der  Aktionäre  sind,  ebenso  wie  die  der 
Anteilseigner  der  Deutschen  Reichsbank,  sehr 
gering. 

Die  oberste  Leitung  der  Bank  erfolgt  durch 
den  Generalrat,  welcher  besteht  aus  dem 
Gouverneur,  dessen  Funktionen  teils  denen 
des  deutschen  Reichsbankpräsidenten, teils  denen 
des  Zentralausschusses  entsprechen,  dem  öster- 
reichischen und  dem  ungarischen  Vizegouver- 
neur, den  Stellvertretern  der  Vizegouverneure, 
welche  sämtlich  vom  Kaiser  ernannt  werden, 
und  12  von  der  Generalversammlung  gewählten 
Generalräten,  je  6  österreichischen  und  6  un- 
garischen. 

Neben  dem  Generalrat  gibt  es  eine  Direk- 
tion in  Wien  und  eine  in  Budapest,  welche 
aus  dem  Vizegouverneur,  dessen  Stellvertreter 
und  aus  den  6  Generalräten  des  betr.  Staates 


besteht.  Aufgabe  der  Direktionen  ist  es,  die 
Höhe  des  Bankkredits  im  Diskont-  und  Lom- 
bardgeschäft zu  bemessen,  die  Benutzung  dieses 
Kredits  in  jeder  Richtung  zu  überwachen,  an 
den  ihnen  hierzu  geeignet  erscheinenden  Plätzen 
Banknebenstellen  für  das  Diskontgeschäft  zu 
errichten  oder  aufzulösen  und  die  Zensoren 
bei  den  Bankanstalten  zu  ernennen. 

Der  Gouverneur  wird  auf  Vorschlag  der 
beiden  Finanzminister,  der  eine  Vizegouver- 
neur auf  Vorschlag  des  österreichischen,  der 
andere,  welcher  seinen  Sitz  in  Budapest  hat, 
auf  Vorschlag  des  ungarischen  Finanzministers 
vom  Kaiser  auf  5  Jahre  ernannt.  Der  Gouver- 
neur übt  im  Namen  des  Generalrates  die  per- 
manente Überwachung  der  Verwaltung  des 
Vermögens  und  des  gesamten  Geschäftsbe- 
triebes der  Bank  aus. 

Der  Generalrat  ist  nach  Massgabe  der 
Statuten  zu  allen  Verfügungen  berechtigt,  welche 
nicht  der  Generalversammlung  oder  den  Di- 
rektionen ausschliesslich  vorbehalten   sind.    Er 
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leitet  und  überwacht  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens und  den  gesamten  Geschäftsbetrieb 
der  Bank,  bestimmt  die  allgemeinen  Oeschäfts- 
grundsätze  und  setzt  auch  den  Diskont-  und 
Lombardzinsfuss  fest. 

Aus  seiner  Mitte  heraus  wählt  der  Generalrat 
für  die  Dauer  eines  Geschäftsjahresein  Exekutiv- 
komitee, welches,  aus  vier  Personen  und  dem 
Gouverneur  bestehend,  die  genaue  Befolgung  der 
Bestimmungen  über  Notenemission  zu  überwa- 
chen und  in  dringenden  Fällen  die  erforderlichen 
unaufschiebbaren  Verfügungen  zu  treffen  hat. 

Das  ausführende  Organ  aller  Beschlüsse  des 
Generalrats,  an  dessen  Sitzungen  er  mit  be- 
ratender Stimme  teilnimmt,  ist  der  General- 
sekretär, welcher  „als  oberster  Beamter  der 
Bank  die  Oberleitung  sämtlicher  Geschäfte  führt". 
Im  Behinderungsfalle  vertritt  ihn  der  General- 
sekretär-Stellvertreter. 

Die  Überwachung  der  Geschäfte  der  Bank  sei- 
tensder beiden  Regierungen  erfolgtdurch  je  einen 
Regierungskommissar  und  dessen  Stellvertreter. 

b)  Geschäfte  der  Bank. 

Ausser  den  Geschäften,  welche  auch  die 
Deutsche  Reichsbank  betreibt,  —  Diskontie- 
rungen, Lombarddarlehen,  Annahme  von  De- 
positen- und  Girogeldern,  Ankauf  und  Ver- 
kauf von  gemünztem  und  ungemünztem  Gold 
und  Silber,  kommissionsweise  Besorgung  von 
Geschäften  usw.  —  hat  die  Bank  auch  das 
Recht,  durch  ihre  „Hypothekarkredit-Abteilung" 
Hypothekendarlehen  in  Pfandbriefen  zu  ge- 
währen, sowie  die  eigenen  Pfandbriefe  der 
Bank  anzukaufen  und  zu  veräussern. 

Der  Gesamtbetrag  der  umlaufenden  Bankno- 
ten muss  mindestens  zu  ^j-^  durch  gesetzliches 
Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prä- 
gung nach  seinem  Nennwerte  oder  durch  inlän- 
dische Handelsgoldmünzen  oder  ausländische 
Goldmünzen  oder  Gold  in  Barren,  der  Rest  des 
Notenumlaufs,  zuzüglich  aller  sofort  fälligen 
Verbindlichkeiten,  bankmässig  gedeckt  sein. 

Zur bankmässigen  Bedeckung  dürfen  dienen: 

a)  Statuten  massig  diskontierte  Wechsel  und 
Effekten; 

b)  statutenmässigbeliehene  Edelmetalle, Wert- 
papiere und  Wechsel; 

c)  statutenmässig  eingelöste,  verfallene  Effek- 
ten und  Coupons; 

d)  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze,  welche 
hinsichtlich  der  Laufzeit  und  der  Verpflichteten 
den  Bestimmungen  der  Statuten  entsprechen, 
und  ferner  ausländische  Banknoten. 

Übersteigt  der  Betrag  der  umlaufenden  Bank- 


noten den  Barvorrat  um  mehr  als  400  Mil- 
lionen Kronen,  so  hat  die  Bank  von  dem 
Überschuss  eine  Steuer  von  5^'o  an  die  beiden 
Staatsverwaltungen  zu  entrichten,  und  zwar 
erhält  die  österreichische  Staatsverwaltung  70*^10, 
die  ungarische  30^/o. 

Die  Feststellung  des  Barvorrates  und  der 
umlaufenden  Banknoten  zum  Zweck  der  Steuer 
erfolgt,  ebenso  wie  in  Deutschland,  am  7.,  15., 
23.  und  letzten  jeden  Monats. 

Die  Verteilung  der  Dividende  geschieht  in  folgender 
Weise :  Von  dem  gesamten  Jahreserträgnisse  erhalten 
die  Aktionäre  nach  Abzug  aller  Ausgaben  zunächst 
4%  des  eingezahlten  Aktienkapitals.  Von  dem  noch 
verbleibenden  Gewinn  werden  10"/,,  in  den  Reserve- 
fonds und  2  7o  in  den  Pensionsfonds  gelegt.  Der 
dann  noch  verbleibende  Rest  wird  zur  Hälfte  an  die 
Aktionäre  und  zur  andern  Hälfte  an  die  beiden  Staats- 
verwaltungen gezahlt,  bis  die  Gesamtdividende  der 
Aktionäre  6"/o  erreicht.  Von  einem  etwa  weiter  ver- 
bleibenden Reste  erhalten  die  Aktionäre  '/g  und  die 
Staatsverwaltungen  Va- 

2.  Die  Bank  von  England. 

a)  Historisches. 

Eine  schwere  Zeit  für  England  war  es,  in 
die  die  Gründung  der  Bank  fiel,  welche  der- 
einst das  grösste  Zettelinstitut  der  Welt  werden 
sollte.  Jacob  II.  war  flüchtig  geworden,  und 
Wilhelm  III.,  Prinz  von  Oranien,  war  auf  den 
Thron  gelangt.  Grosse  innere  Umwälzungen, 
vor  allem  aber  der  Krieg  mit  Frankreich,  er- 
forderten ungeheure  Geldmittel.  Um  sie  auf- 
zubringen, wurden  dem  König  und  dem  Par- 
lament immer  und  immer  wieder  neue  Pläne 
vorgelegt:  Errichtung  einer  Lotterie,  Besteue- 
rung dieser  oder  jener  Gegenstände.  Jedoch 
kein  Plan  gelangte  zur  Ausführung. 

Vorbehalten  war  dies  dem  Plan  des  Schotten 
William  Patterson:  Die  Regierung  nehme 
eine  Anleihe  von  1200000  £  auf.  Die  Geld- 
geber erhalten  8 °/o  Zinsen  —  für  die  damaligen 
Verhältnisse  ein  sehr  geringer  Zinsfuss  —  und 
ausserdem  4000  i^  für  Verwaltungskosten,  in 
Summa  also  jährlich  100  000  £.  Ausserdem 
werden  die  Geldgeber  Mitglieder  —  und  das 
sollte  ein  Äquivalent  für  die  geringen  Zinsen 
sein  —  einer  unter  dem  Namen  „The  Qover- 
nor  and  Company  of  the  Bank  of  England" 
begründeten  Gesellschaft,  welcher  das  Privileg 
erteilt  wird,  Noten  zu  emittieren  und  Bank- 
geschäfte zu  betreiben.  Indem  dieser  Plan 
verwirklicht  wurde,  war  die  Kreditnot  des 
Landes,  wie  sie  die  Ursache  der  vorange- 
gangenen Gründungen  mehrerer  italienischer 
Banken  gewesen  war,  auch  hier  die  Ursache 
zur  Gründung  der  Bank  von  England. 
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Die  Schuld  des  Staates,  welche,  wenn  man  | 
sich  so  ausdrücken  darf,  das  Grundkapital  der  j 
Bank  gebildet  hatte,  hat  sich  im  Laufe  der  j 
Zeit  nicht  verringert,  sondern  vergrössert. ; 
Gegenwärtig  beträgt  sie  ca.   1 1  Mill.  £.  j 

b)  Die  Tätigkeit  der  Bank.  | 

Obgleich  die  Bank  mit  Privatkapital  begründet  | 
ist  und  ihre  leitenden  Personen  von   der  Re-  \ 
gierung  nicht  ernannt,  ja  nicht  einmal  bestätigt 
zu  werden  brauchen,  so  ist  sie  doch  in  höherem  \ 
Masse  als  die  Deutsche  Reichsbank,  die  Öster- 
reichisch-ungarische Bank,  die  Bank  von  Frank- 
reich usw.  Finanzinstitut  des  Staates.   Sie  ist  das 
Schatzamt  des  englischen  Reiches,    wohin  die 
Steuern  und  Zölle  abgeführt  werden  und  von 
dem  alle  Zahlungen,  welche  die  englische  Re- 
gierung zu  leisten  hat,  erfolgen. 

Weit  älter  als  die  Tätigkeit  als  Verwalterin 
staatlicher  Gelder  ist  die  Funktion  der  Bank 
als  Organ  der  staatlichen  Schuldenver- 
waltung. Gläubigerin  des  Staates  von  ihrer 
Geburt  an,  ist  dieses  Verhältnis  bis  zum  heu- 
tigen Tage  bestehen  geblieben.  Ausserdem 
aber  ist  die  Bank  von  England  Verwalterin 
der  Staatsschulden,  d.  h.  sie  löst  die  Coupons 


der  Staatsanleihen  ein,  besorgt  neue  Coupon- 
bogen usw.,  wofür  sie  von  der  Regierung  eine 
nach  Prozenten  der  Schulden  berechnete  Ent- 
schädigung erhält. 

Eine  laufende  Rechnung  —  dmwing  ac- 
count  genannt  —  eröffnet  die  Bank  auf  Wunsch 
jeder  respektablen  Person  oder  Firma,  welche 
bei  ihr  durch  ein  Empfehlungsschreiben  ein- 
geführt wird.  Ebensowenig  wie  die  Deutsche 
Reichsbank,  verzinst  die  Bank  von  England  die 
Gelder  der  Kontoinhaber.  Der  eiserne  Fonds, 
welchen  jeder,  der  bei  der  Bank  von  England 
ein  drawing  account  besitzt,  mindestens  unter- 
halten muss,  ist  für  deutsche  Verhältnisse  ein 
sehr  hoher,  er  beträgt  300  ^. 

c)  Der  Wochenausweis. 

Da  die  Bank  von  England  die  Zentralstelle 
der  Geldvermittelung  für  die  ganze  Welt  ist, 
so  haben  ihre  jeden  Donnerstag  erfolgenden 
Ausweise,  die  zugleich  die  Stelle  der  Bilanz 
vertreten  —  andere  Drucksachen  als  diese  Aus- 
weise werden  von  der  Bank  nicht  veröffent- 
licht —  für  weite  Kreise  ein  grosses  Interesse. 

Betrachten  wir  die 


Wochenübersicht  der  Bank  von  England  vom  S.März  1905. 

Emissions-A  bteilung. 


Passiva. 


Ausgegebene   Noten 


Passiva. 


Aktienkapital 

Reservefonds 

Staatsdepositen 

Privatdepositen 

Siebentagevi^echsel 


Durch   das  Bankgesetz  vom   19.  Juli   1844,  | 
die  Peelsakte,  wurde  die  Bank  in  eine  Ab- 
teilung für  die  Notenausgabe  {issiie  department) 
und  in  eine  Abteilung,  die  das  reguläre  Bank- 
geschäft betreibt  {banking  department)  geteilt. 

Die  Emissionsabteilung  steht  unter  staatli- 
cher Kontrolle  und  funktioniert  automatisch.  Die 
Bankabteilung  betreibt  Bankgeschäfte  wie  jede 
andere  englische  Aktienbank  und  ist  in  ihrer 
Tätigkeit  keinerlei  Beschränkungen  unterworfen. 
Das  Metallgeld,  welches  der  Bankabteilung  zu- 
fliesst,  liefert  sie  bis  auf  einen  kleinen  Betrag, 
den  sie  selbst  für  dtn  laufenden  Verkehr  ge- 
braucht, der  Emissionsabteilung  gegen  den 
entsprechenden  Betrag  in  Noten  aus. 


^ 

Aktiva 

56  260  435 

Regierungs-Schuld 
Andere  Sicherheiten 

Goldmünzen  und  Goldbarren 

56  260  435 

Bank-A 

bteilung. 

Aktiva. 

14  553  000 
3  682  590 

Regierungssicherheiten 
Andere  Sicherheiten 

16  619  241 

Noten 

37  890  899 

Gold  und  Silbermünzen 

123  903 

72  869  633 

11  015  100 

7  434  900 

37  810  435 

56  260  435 


15  589  185 

26  424  310 

28  916  685 

1  939  453 

72  869  633 


An  der  Spitze  der  Bank  steht  der  „Governor^^ 
(Präsident)  und  der  „Deputy-Governor"  (Vize- 
präsident). Ihnen  zur  Seite  stehen  24  in  der 
Generalversammlung  der  Aktionäre  gewählte 
Direktoren,  welche  insgesamt  der  kaufmänni- 
schen Praxis  angehören.  Die  Amtsperiode  des 
Governor  währt  2  Jaiire.  Nach  deren  Ablauf 
tritt  an  seine  Stelle  der  Deputy-Qovernor.  Von 
den  Direktoren  scheiden  alljährlich  3  aus. 

Nur  bis  zur  Höhe  von  18  450  000  ^  darf 
die  Emissionsabteilung  ungedeckte  Bank- 
noten ausgeben.  Nach  dem  obigen  Ausweise 
hatte  sie  56  260  435  jj^  emittiert,  sodass  die 
Emissionsabteilung,  um  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften zu  genügen,  einen  Metallbestand  von 
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37  810  435  ^  besitzen  muss.  Die  übrigen 
Noten  sind  gedeckt  durch  die  Regierungsschuld 
(11015  100  11')  und  durch  Effekten,  welche 
zumeist  aus  englischen  Konsols  bestehen. 

Von  den  Posten  der  Bankabteilung  bilden 
die  Posten  „Noten"  und  „Gold-  und  Silber- 
münzen" die  Reserven  der  Bank. 

Diesem  Betrage  (30  856  138  £)  gegenüber 
stehen  die  Verpflichtungen  der  Bank:  „Staats- 
Depositen"  (Regierungs-  und  Sparkassengelder), 
„Privat- Depositen"  (Guthaben  von  Banken, 
Kaufleuten  und  Privatpersonen)  und  „Sieben- 
tagewechsel" (54  634  043  J').  Das  Verhältnis 
der  Reserve  zu  den  Verpflichtungen  ergibt  im 
obigen  Ausweis  56,47  \.  S.  hierüber  meine 
Schrift  „Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen". 

d)  Die  Bewährung  des  englischen 
Systems. 

Die  Frage,  ob  sich  das  Peelsche  System, 
das,  wie  erwähnt,  den  Notenumlauf  kontingen- 
tiert und  volle  Bardeckung  aller  über 
einen  bestimmten  Betrag  hinaus  aus- 
gegebenen Noten  fordert,  bewährt  hat, 
ist  entschieden  mit  „Nein"  zu  beantworten. 

In  aussergewöhnlichen,  in  kritischen  Zeiten 
soll  ein  Banksystem  zeigen,  dass  es  praktisch 
brauchbar  ist.  Das  Peelsche  System  hat  diese 
Feuerprobe  nicht  bestanden.  In  den  Jahren 
1847,  1857  und  1866,  als  grosse  Anforde- 
rungen an  die  Bank  von  England  gestellt 
wurden,  konnte  man  sich  nicht  anders  helfen, 
als  dass  man  die  Peelsakte  auf  einige  Zeit  aufhob. 

Dass  die  Suspension  des  Gesetzes  notwendig 
wurde,  beweist,  dass  das  Geld-  und  Bank- 
wesen eines  Landes  sich  nicht  schablonenmässig 
behandeln  lässt.  Wo  solche  einengende  Schran- 
ken noch  bestehen,  müssen  sie  früher  oder 
später  einmal  üble  Folgen  für  die  Volkswirt- 
schaft des  betr.  Landes  haben. 

3.  Die  Bank  von  Frankreich, 
a)  Historisches. 

Die  Banque  de  France  wurde  im  Februar 
1800  von  Napoleon  mit  einem  Kapital  von 
30  Mill.  Fr.  begründet.  1803  bereits  wurde 
das  Kapital  auf  45,  1806  auf  90,  1840  auf 
()\%  und  1857  auf  182^2  Mill.  Fr.  erhöht. 

Ihre  Hauptaufgabe  muss  die  Bank,  sagte 
Napoleon,  darin  suchen,  dass  sie  billigen  Kre- 
dit gewährt  und  ihren  Zinsfuss  möglichst  sel- 
ten verändert.  Am  unzweideutigsten  drückte 
er  dies  einmal  dem  Verwaltungsrat  der  Bank 
gegenüber   aus:    „  .  .  .   vous  devez  ecrire  en 


lettres  d'or  dans  le  lieu.  de  votre  assemblee  ces 
mots:  «Quel  est  lebut  de  la  Banque  de  France? 
D'escompter  les  credits  de  toutes  les  maisons 
de  commerce  de  France  ä  4  pour  100»."^ 

Die  Bank  hat  sich  zu  ihrem  Glück  nicht 
immer  an  diese  Napoleonische  Forderung  ge- 
bunden gefühlt  und  in  der  richtigen  Erkennt- 
nis, dass  das  Bankwesen  eines  Landes  und  die 
Höhe  des  Zinsfusses  sich  nicht  für  ewige  Zei- 
ten vom  grünen  Tisch  aus  regeln  lässt,  mit- 
unter auch  einen  höheren  Zinssatz  als  A% 
gefordert. 

In  eine  sehr  schwierige  Lage  geriet  die 
Bank  während  der  Kriegsjahre  1870/71.  Ganz 
ungewöhnliche  Anforderungen  wurden  damals 
an  sie  gestellt.  Glänzend  aber  hat  sie  diese 
Feuerprobe  bestanden  und  die  erforderlichen 
Gelder  (ca.  1,6  Milliarden  Fr.)  herbeigeschafft. 

b)  Die  Organisation  und  die  Geschäfte 
der  Bank. 

Geleitet  wird  die  Bank  von  einem  Gou- 
verneur, dessen  Funktionen  etwa  denen  des 
deutschen  Reichsbankpräsidenten  entsprechen. 
Er  wird,  ebenso  wie  die  beiden  Sous-Gouver- 
neure,  vom  Finanzminister  vorgeschlagen  und 
vom  Präsidenten  der  Republik  ernannt. 

Die  Vertretung  der  Aktionäre  erfolgt 
durch  15  „Regents"  und  3  ,,Censeurs"  --  in 
Deutschland,  wie  wir  gesehen  haben,  durch  die 
15  Mitglieder  des  Zentralausschusses.  Wäh- 
rend aber  in  Deutschland  die  Mitglieder  des 
Zentralausschusses  monatlich  meist  nur  einmal 
zusammenkommen  und  für  Überwachung  der 
laufenden  Geschäfte  ein  engerer  Ausschuss, 
die  drei  Deputierten,  besteht,  bilden  in  Frank- 
reich die  15  Regents,  die  3  Censeurs,  der 
Gouverneur  und  die  beiden  Untergouverneure 
den  „consellgene'ral",  der  mindestens  jede  Woche 
einmal  zusammentritt. 

Der  conseil  general  empfängt  den  Bericht 
des  Gouverneurs  über  die  Lage  der  Bank 
—  Höhe  des  Barbestandes,  des  Portefeuilles 
usw.  —  er  bestimmt  die  Höhe  des  Diskont- 
satzes und  mitunter  auch  die  Höhe  der  Be- 
träge, bis  zu  der  die  Bank  Wechsel  diskon- 
tieren darf.  Zu  seinen  Obliegenheiten  gehört 
es  ferner,  den  „conseil  d'escompte",  einen  aus 
Bankiers,  Kaufleuten  und  Industriellen  sich 
zusammensetzenden  Ausschuss,  zu  wählen,  der 
die  bei  der  Bank  eingereichten  Diskonten  hin- 
sichtlich der  Güte  der  Unterschriften  zu  prü- 
fen hat. 

Auf  zwei  Punkte  ihrer  Bankorganisation 
sind  die  Franzosen  besonders  stolz:   Die  Mi- 
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nimalprovision  beim   Wechseldiskont   und 
die  Goldprämienpolitik. 

Während  die  Deutsche  Reichsbank  für  Wechsel, 
welche  am  Ankaufsorte  zahlbar  sind,  mindestens  M 
0,30  und  für  andere  Wechsel  mindestens  M  0,50  Dis- 
kont berechnet,  beträgt  bei  der  Bank  von  Frankreich 
der  Minimaldiskont  M  0,08  (10  Cts.).  Durch  Diskon- 
tieren von  Wechseln  bis  zum  Betrage  von  5  Fr.  her- 
ab, bei  einem  sehr  niedrig  bemessenen  Minimaldiskont, 
kommt  die  Bank  von  Frankreich  in  der  Tat  den  Be- 
dürfnissen der  kleinen  Gewerbetreibenden  in  hohem 
Masse  entgegen.  Dass  von  dieser  Ermächtigung  zahl- 
reich Gebrauch  gemacht  wird,  zeigt  folgende  Tabelle. 
Im  jähre  1904  wurden  diskontiert: 

Wechsel  von  5— 10  Fr.     .     .     St.      165  728 

„  11—50    „       .     .      „     1710  103 

„  51  —  100,,      .     .      „     1299  854 

„       über         100  „      .     .      „     3707  145 


Summa  St.  6882  830 

Weniger  aber  können  wir  uns  mit  dem 
anderen  „clou"  der  Bank,  ihrer  Goldprämien - 
Politik  befreunden.  Der  Raum  gestattet  es 
nicht,  näher  auf  das  Wesen  und  die  Technik 
dieser  französischen  Währungspolitik  einzu- 
gehen. Erwähnt  sei  hier  nur,  dass  die  Gold- 
prämienpolitik der  Bank  von  Frankreich  ba- 
siert auf  dem  ihr  durch  Gesetz  zustehenden 
Rechte,  die  silbernen  5-Franken-Stücke  in  jedem 
beliebigen  Betrage  in  Zahlung  geben  zu  kön- 
nen. Verlangt  jemand  Gold,  so  muss  er  ein 
Aufgeld,  eine  Prämie  zahlen.  Dies  wird  aber 
nicht  so  streng,  wie  vielfach  angenommen 
wird,  durchgeführt.  Kleinere  Beträge  zahlt  die 
Bank  von  Frankreich  ohne  weiteres  auf  Wunsch 
in  Napoleondors,  ohne  dass  sie  eine  Prämie 
fordert.  Bei  Abhebung  grösserer  Summen,  ins- 
besondere beim  Verkauf  von  Goldbarren  und 
fremder  Goldmünzen,  die  zum  Export  be- 
stimmt sind,  wird  die  Prämie  in  der  Form 
erhoben,  dass  zu  dem  Goldpreise  von  3437 
Fr.  für  1  kg  Feingold  ein  Aufgeld,  das  zwi- 
schen 4  bis  8*^100  schwankt,  zugeschlagen  wird. 

Nach  Ansicht  der  Bimetallisten  ist  diese 
Goldprämienpolitik  der  Grund  des  niedrigen 
Diskonts  und  der  verhältnismässig  geringen 
Änderungen  des  Diskontsatzes  der  Bank  von 
Frankreich.  Neuerdings  ist  dies  aber  von  ver- 
schiedenen Seiten  an  der  tiand  von  Tatsachen 
treffend  widerlegt  worden. 

Der  Maximalbetrag,  bis  zu  dem  die  Bank 
Noten  ausgeben  darf,  ist  mehrfach  erhöht 
worden  und  beträgt  gegenwärtig  5  Milliarden 
Franken. 

In  den  Bankausweisen,  welche  jeden 
Donnerstag  veröffentlicht  werden,  beanspruchen 
besonderes  Interesse  die  Angaben  über  den 
Gold-  und  Silbervorrat  und  den  Notenumlauf, 
sowie  das  Verhältnis  der  Geldsorten  zueinander. 


Die  Abgaben  an  die  Staatskasse  als 
Entschädigung  für  das  Notenprivileg  sind  ziem- 
lich erheblich:  Ausser  Gewährung  eines  zins- 
freien Darlehns  von  180  Millionen  Fr.  muss 
die  Bank  einen  Prozentsatz  ihres  Reinertrages, 
mindestens  jedoch  2  Millionen  Fr.  an  den 
Staat  entrichten. 

4.  Das  Notenbankwesen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika. 

Während  man  in  Deutschland,  England, 
Frankreich  usw.  bestrebt  war,  das  Notenbank- 
wesen immer  mehr  zu  zentralisieren  und  neue 
Noteninstitute  nicht  mehr  zu  konzessionie- 
ren, besteht  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  die  entgegengesetzte  Tendenz:  Die 
Zahl  der  zur  Notenausgabe  berechtigten  und 
dieses  Privileg  auch  ausübenden  Banken  ist 
von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  und  hat  die  Zahl 
von  5000  bereits  überschritten. 

Nach  der  verhältnismässig  kurzen  Dauer  der  beiden 
Staatsbanken  —  der  1.  und  der  2.  Bank  der  Verei- 
nigten Staaten  —  war  1838  die  Periode  der  soge- 
nannten Bankfreiheit  eingetreten:  Jeder  Bankier 
und  jede  beliebige  Anzahl  Personen,  die  sich  zum  Be- 
triebe von  Bankgeschäften  vereinten,  hatten  das  Recht, 
ohne  Konzession  oder  Erfüllung  irgendwelcher  FormaH- 
täten  Noten  auszugeben.  Das  New -Yorker  Frei- 
bankgesetz, das  in  einer  Anzahl  Staaten  Eingang 
gefunden  hatte,  forderte  nun,  dass  die  Noten  durch 
Anleihen  der  Union  oder  eines  Einzelstaates  oder  durch 
Obligationen,  welche  durch  eine  Hypothek  auf  Grund 
und  Boden  sichergestellt,  gedeckt  sind  und  diese  Werte 
beim  „Finanzkontrolleur  des  Staates  New-York"  de- 
poniert werden. 

Aus  diesem  New-Yorker  Gesetz  ging  dann  das 
Nationalbankgesetz  vom  25.  Februar  1863  hervor, 
das  sechsmal,  zuletzt  am  14.  März  1900,  abgeändert 
worden  ist. 

In  seiner  letzten  Fassung  wird  folgendes 
bestimmt:  Im  Schatzamt  wird  ein  Bureau  ein- 
gerichtet, welchem  die  Ausführung  aller  vom 
Kongress  angenommenen  Gesetze  über  Aus- 
gabe und  Regulierung  eines  durch  United 
States  Bonds  (Anleihen  der  Vereinigten  Staaten) 
gesicherten  Umlaufsmittels  obliegt.  Der  vom 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  auf  fünf 
Jahre  ernannte  Vorsteher  dieses  Bureaus,  das 
aus  einer  Emissionsabteilung  und  einer  Noten- 
einlösungsabteilung besteht,  führt  den  Titel 
„Comptroller  of  the  Currency"  (Kontrolleur  der 
Umlaufsmittel). 

Eine  Bank  kann  jederzeit,  jedoch  von  nicht 
weniger  als  fünf  Personen  gebildet  werden. 
Sie  haben  eine  Gründungsurkunde  aufzu- 
stellen, welche  Angaben  über  ihre  „Firma, 
Domizil,  Grundkapital,  Namen  und  Wohnort 
der  Aktionäre"  enthalten  muss.     Das  Grund- 
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kapital  soll  in  Städten  bis  zu  3000  Einwoh- 
nern nicht  unter  25  000  $,  in  Städten  bis  zu 
10000  Einwohnern  nicht  unter  50000  $,  in 
grösseren  nicht  unter  100000  $  betragen.  Die 
Hälfte  dieses  Kapitals  muss  in  bar  vor  der 
Eröffnung,  der  Rest  in  zweimonatlichen  Raten 
ä  10%  gezahlt  werden. 

Nach  Erfüllung  dieser  Vorschriften  wird  der 
Gesellschaft  vom  Kontrolleur  der  Umlaufs- 
mittel durch  Aushändigung  eines  „Certifikats" 
die  Ermächtigung  erteilt,  Noten  auszugeben 
bis  zur  Höhe  des  eingezahlten  Aktienkapitals 
gegen  Hinterlegung  eines  gleich  hohen  No- 
minalbetrages von  Anleihen  der  Vereinigten 
Staaten. 

Die  Noten  der  einzelnen  Banken  unterschei- 
den sich  nur  durch  Vignetten  und  die  Unter- 
schriften der  Direktoren  und  Kontrollbeamten. 
Weigert  sich  eine  Bank,  ihre  Noten  einzu- 
lösen, oder  ist  sie  hierzu  nicht  in  der  Lage, 
so  ist  der  Besitzer  der  Noten  berechtigt,  die 
Noten,  ebenso  wie  einen  nicht  bezahlten  Wech- 
sel, durch  einen  Notar  protestieren  zu  lassen. 
Nach  erfolgtem  Protest  verbietet  der  Kontrolleur 
der  Umlaufsmittel  der  Bank  die  Weiterführung 
der  Geschäfte,    lässt    die  als  Sicherheit  depo- 


nierten Anleihen  öffentlich  verkaufen  und  löst 
aus  dem  hieraus  erzielten  Betrage  die  im  Um- 
lauf befindlichen  Noten  ein.  Da  in  kritischen 
Zeiten  dem  grossen  Angebot  der  Staatsanleihen 
nicht  genügend  Nachfrage  gegenüberstehen 
wird,  so  werden  die  Bonds  gar  nicht  oder 
nur  zu  sehr  gedrückten  Kursen  veräusserlich 
sein.  Die  amerikanischen  Notenbanken  wer- 
den in  bewegten  Zeiten  niemals  das  erfüllen 
können,  was  der  französische  Finanzminister 
MoUien  von  einer  Bank  verlangt:  „Sie  muss 
stets  vorbereitet  sein,  in  irgend  welchem  Augen- 
blick liquidieren  zu  können,  in  erster  Linie 
gegenüber  den  Inhabern  ihrer  Noten  durch 
Realisation  ihres  Portefeuille  ....  Um  nie- 
mals aufzuhören,  muss  eine  Bank  immer  da- 
rauf vorbereitet  sein." 

Auf  Einzelheiten  des  amerikanischen  Noten- 
banksystems näher  einzugehen,  verbietet  der 
zur  Verfügung  stehende  Raum.  Ausführliches 
hierüber  und  über  die  Technik  des  amerikani- 
schen Bankwesens  bringt  meine  Schrift  „Noten- 
bankwesen in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika"  (Leipzig  1903),  in  der  auch  eine 
Analysierung  der  Bankausweise  enthalten   ist. 

Georg  Obst. 


C.  Börse. 
I.  Geschichte  und  Bedeutung  der  Börse. 


Es  gibt  kaum  eine  Institution  des  wirtschaft- 
lichen Lebens,  die  so  viel  Anfechtung  erfahren 
hat,  wie  die  Börse  und  im  Zusammenhang 
mit  ihr  die  Kaufmannschaft.  Schon  im  Alter- 
tum galt  Merkur  als  der  Gott  der  Kaufleute 
und  -r-  der  Diebe;  noch  im  Mittelalter  galt 
es  als  ein  nobles  und  ehrliches  Gewerbe  der 
Ritterschaft,  die  Kaufleute  ihrer  fahrenden  Habe 
auf  offener  Landstrasse  zu  berauben,  und  bis 
in  die  neueste  Zeit  hinein  hält  man  es  für 
unbedenklich,  die  Tätigkeit  der  Kaufmannschaft 
und  der  Börse  mit  drückenden  Lasten  zu  be- 
legen, weil  manche  wissenschaftliche  und  viele 
unwissende  Leute  dem  kaufmännischen  Ge- 
werbe und  der  Börse  deshalb  ihre  Existenz- 
berechtigung glauben  absprechen  zu  dürfen, 
weil  sie  keine  produktive  Faktoren  im  wirt- 
schaftlichen Leben  der  Völker  seien. 

Eine  bittere  Ironie  des  diese  veralteten  An- 
schauungen ereilenden  Schicksals  ist  es,  dass  das 
wirtschaftliche  Leben  der  modernen  Kultur- 
völker sich  in  gerade  entgegengesetzter  Rich- 
tung entwickelt. 


Alles,  was  noch  an  Raubbau  erinnert,  alles, 
was  darauflosproduziert,  ohne  für  Verjüngung 
des  Nährbodens  und  für  Austausch  der  Pro- 
dukte zu  sorgen,  eilt  dem  Verfall  entgegen. 
Alle,  gleichviel  ob  landwirtschaftliche  oder  in- 
dustrielle Produzenten,  welche  glauben,  den 
freien  Verkehr  zurückdrängen  zu  dürfen  und 
dennoch  ihre  Produkte  dauernd  zu  rentablen 
Preisen  absetzen  zu  können,  sind  dem  wirt- 
schaftlichen Untergang  verfallen.  Die  Kauf- 
leute sind  von  jeher  die  Urheber  und  die 
Herren  des  Verkehrs  und  des  Güteraustausches 
gewesen;  als  solche  sind  sie  nach  und  nach 
die  Träger  der  Kultur  zunächst  im  eigenen 
Lande,  sodann  von  Volk  zu  Volk  geworden; 
und  heute  haben  die  wirtschaftlichen  Bezie- 
hungen über  den  ganzen  Erdkreis  einen  so 
gewaltigen  Aufschwung  genommen,  dass  die 
Produzenten  ganz  und  gar  auf  den  Güteraus- 
tausch und  auf  die  Tätigkeit  der  Kaufleute 
und  ihre  Verkehrseinrichtungen  angewiesen 
sind,  wenn  sie  ihre  Arbeiter  ernähren  und 
selbst  nicht  verarmen  wollen. 
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Das,  was  die  Kaufleute  schon  heute  durch 
den  Ausbau  des  Verkehrs  zwischen  Produ- 
zenten und  Konsumenten  schaffen,  ist  in  der 
Tat  nicht  minderwertiger  als  die  Tätigkeit  der 
Produzenten  selbst.  Allem  Anscheine  nach 
aber  gehen  wir  einer  Zeit  entgegen,  in  welcher 
der  wirtschaftliche  Wettbewerb,  an  dem  nach- 
gerade die  ganze  Welt  anfängt  sich  zu  be- 
teiligen, einen  solchen  Umfang  annimmt,  dass 
die  Rentabilität  eines  jeden  einzelnen  Betriebes 
davon  abhängen  wird,  wie  kaufmännisch  oder 
unkaufmännisch   er  geleitet  wird. 

Und  selbst  das  letzte  Hilfsmittel  der  Völker, 
der  Krieg,  scheint  kaum  mehr  durch  politische 
Begehrlichkeiten  entfacht,  wohl  aber  in  den 
Dienst  der  wirtschaftlichen  Kämpfe  gestellt  zu 
werden,  die  durch  den  Wettbewerb  aller  gegen 
alle  entbrennen. 

Das  ist  der  Masstab,  an  dem  nicht  nur  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  Kaufmannstandes, 
sondern  auch  diejenige  der  Börse,  als  eines 
seiner  ältesten  und  wichtigsten  Verkehrsmittel, 
gemessen  werden  muss. 

Einen  weiten  Weg  hatte  der  Handel  zurück- 
zulegen, bis  er  sich  von  seiner  ursprünglich- 
sten Form:  dem  Tauschhandel,  bis  zu  seiner 
vollkommensten  Gestaltung:  dem  börsenmäs- 
sigen  Terminhandel  entwickelte.  Und  doch 
hat  dieser  ganze  Entwicklungsgang  sich  nur 
nach  dem  einen  Gesetz  vollzogen:  „Verviel- 
fältigung der  Umsätze  und  Herabminderung 
des  Risikos."  Von  diesem  Gesetz  getrieben, 
hat  der  Handel  stets  dahin  gestrebt,  Produkte 
von  denjenigen  Stellen,  an  denen  sie  in  über- 
mässiger Fülle  produziert  wurden  und  daher 
billig  im  Preise  standen,  dahin  zu  leiten,  wo 
sie  selten  und  daher  begehrt  sind.  Um  aber 
Nachfrage  und  Angebot  nicht  zu  überschätzen 
oder  zu  unterschätzen  und  dadurch  in  dieGefahr 
von  Verlusten  zu  laufen,  die  in  keinem  richtigen 
Verhältnis  zu  dem  zu  erzielenden  Gewinn 
stehen,  mussten  Stellen  geschaffen  werden,  an 
denen  Nachfrage  und  Angebot  konzentriert 
werden,  an  denen  Käufer  und  Verkäufer  sich 
zusammenfinden  und  an  denen  von  Zeit  zu 
Zeit  bestimmte  Preise  für  die  einzelnen  Werte, 
je  nachdem  Nachfrage  und  Angebot  sich  aus- 
gleichen oder  in  grösserem  oder  geringerem 
Masse  übrig  bleiben,  festgestellt  werden.  Aus 
diesem  Bedürfnis  heraus  entstanden  die  Messen, 
die  Märkte  und  die  Börsen. 

Gemeinsam  liegt  allen  diesen  Veranstaltun- 
gen (s.  a.  S.  316)  das  Prinzip  zugrunde,  Zu- 
sammenkunftstellen für  den  Ausgleich  von 
Nachfrage  und  Angebot  zu  schaffen.    Auf  den 


Messen  und  Märkten  ist  es  aber  stets  bei  mehr 
privaten  Einzelgeschäften  zwischen  Käufern 
und  Verkäufern  zu  häufig  weit  voneinander 
abweichenden  Preisen  geblieben,  und  der  Nach- 
druck wird  auf  ein  Zugesichtbekommen  einer 
grossen  Auswahl  von  Waren  gelegt.  Die 
Börsen  dagegen  haben  es  stets  als  ihre  Auf- 
gabe betrachtet,  den  Gegenstand  ihres  Han- 
dels zu  gewissen  Typen  zusammenzufassen, 
die  Umsätze  möglichst  einheitlich  zu  gestalten 
und  unter  Wahrung  der  breitesten  Öffentlich- 
keit Nachfrage  und  Angebot  auf  einen  mög- 
lichst geringfügigen  Preisunterschied  zu  ver- 
einigen, so  dass  die  offiziell  zur  Notierung 
gelangenden  Preise  für  den  betreffenden  Börsen- 
tag einen  zuverlässigen  Wertmesser  für  Käufer 
und  Verkäufer  bilden. 

Nebenher  hat  auch  immer  der  Personalkre- 
dit des  einzelnen  Börsenbesuchers  an  den  Börsen 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Rolle  gespielt, 
weswegen  die  Börse  von  einem  wohlorgani- 
sierten Geldmarkt  stets  untrennbar  gewesen  ist. 
Auf  die  Pflege  des  Personalkredits  ist  die  Be- 
schränkung des  Börsenbesuchs  auf  ver- 
trauenswürdige Persönlichkeiten  zurück- 
zuführen, und  der  Aufrechterhaltung  dieser 
Vertrauenswürdigkeit  gelten  die  meisten  Ein- 
richtungen des  Börsenorganismus.  Erst  in  der 
modernsten  Form  des  Börsenverkehrs,  in  den 
Terminbörsen,  hat  man  den  Personalkredit  mit 
Hilfe  der  Liquidationskassen  auszuschalten  ver- 
sucht, um  damit  zu  der  vollkommensten  Aus- 
gestaltung einer  von  der  Person  und  dem 
Kredit  des  Käufers  und  Verkäufers  ganz  un- 
abhängigen Preisfeststellung  und  damit  zu 
einem  völligen  Ausgleich  von  jeweiliger  Nach- 
frage und  Angebot  zu  gelangen. 

Die  ersten  Börsen  haben  offenbar  nur  dem 
Wechselverkehr  gedient.  Der  Wechsel,  d.  h. 
ein  an  einen  bestimmten  Termin  geknüpftes 
schriftliches  und  auf  andere  übertragbares  Zah- 
lungsversprechen, welches  an  Stelle  baren 
Geldes  in  Zahlung  gegeben  wird  (s.  den  betr. 
Abschnitt),  fand  zuerst  in  Italien  Anwendung. 
Dort  stösst  man  auch  auf  die  ersten  Spuren 
allerdings  noch  sehr  primitiver  Wechselbörsen. 
Nach  Ehrenberg  (Zeitalter  der  Fugger)  fanden 
im  Jahre  1111  in  Lucca  börsenartige  Versamm- 
lungen von  Geldwechslern  auf  den  Kirchen- 
plätzen statt.  Ähnliche  regelmässige  Zusam- 
menkünfte sollen  schon  977  in  Palermo  nach- 
gewiesen sein.  Eine  börsenmässige  Gestalt 
nahmen  diese  Zusammenkünfte  im  13.  und 
14.  Jahrhundert  in  Genua,  Venedig  und  Florenz 
an.    Die  Mailänder  Börse  rühmt  sich,  auf  ihrem 
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jetzigen  Platz  seit  dem  16.  Jahrhundert  zu 
bestehen.  Ähnliches  wird  aus  dem  13. 
und  14.  Jahrhundert  über  französische  Geld- 
und  Wechselmärkte  berichtet.  Der  wichtigste 
Wechselmarkt  für  den  internationalen  Verkehr 
scheint  aber  im  Mittelalter  Brügge  gewesen 
zu  sein.  Hier  wurde  zuerst  der  Ausdruck 
„Börse"  angewendet,  und  hier  entstanden  auch 
die  ersten  Börseneinrichtungen,  die  den  uns- 
rigen,  wenn  auch  nur  entfernt,  gleichen.  Ihre 
Bedeutung  auf  dem  Weltmarkt  musste  die 
Börse  von  Brügge  sehr  bald  mit  derjenigen 
von  Antwerpen  teilen,  welche  1460  entstand 
und  1531  in  einem  besonderen  Börsengebäude 
untergebracht  wurde. 

In  Frankreich  entstand  die  erste  wirkliche  Börse  im 
15.  Jahrhundert  in  Lyon,  es  folgte  diejenige  von 
Toulouse  im  Jahre  1549. 

Die  „Royal  Exchange"  in  London  entstand  in  den 
Jahren   1566—70. 

In  Deutschland  nahm  Hamburg  durch 
seine  1558  errichtete  Börse  die  erste  Stelle  ein 
(s.  Kirchenpauer:  „Die  alte  Börse");  bald  dar- 
auf folgte  Cöln,  Lübeck  (1605)  und  Bremen 
(1614). 

Dass  die  Antwerpener  Börse  die  Bedeutung 
derjenigen  von  Brügge  nicht  lange  teilte,  son- 
dern sehr  bald  nach  ihrem  Entstehen  Brügge 
überflügelte  und  einen  beispiellosen  Aufschwung 
nahm,  ist  der  grösseren  Freiheit  des  Verkehrs 
zuzuschreiben,  dessen  Antwerpen  sich  erfreute. 
Nicht  nur  die  italienischen  Wechselhändler, 
sondern  auch  die  grossen  englischen  Waren- 
häuser beeilten  sich,  nach  Antwerpen  überzu- 
siedeln, und  es  entstanden  in  Antwerpen  Formen 
des  Börsenverkehrs,  die  schnell  auch  für  die 
deutschen  Börsen,  namentlich  für  Hamburg, 
vorbildlich  wurden.  Antwerpen  hätte  aber 
nicht  einen  solchen  Aufschwung  nehmen 
können,  wenn  dort  nicht,  im  Gegensatz  zu 
den  sonst  überall  aufgerichteten  Zollschranken 
und  Verkehrsbehinderungen,  absolute  Handels- 
freiheit geherrscht  hätte,  die  den  überseeischen 
Warenhandel  zu   voller  Blüte  kommen    Hess, 

Die  Antwerpener  Börse  ist  die  erste  Börse 
gewesen,  der  eine  volle  wirtschaftliche  Be- 
deutung beizumessen  ist.  Erst  der  interna- 
tionale Warenaustausch  kennzeichnet  eine  Börse 
als  Weltbörse,  und  der  den  Geld  und  Wechsel- 
markt umfassende  Teil  der  Börse  kann  auf 
die  Dauer  nur  dann  wirtschaftliche  Bedeutung 
behalten,  wenn  er  nicht  um  seiner  selbst  willen 
und  gewissermassen  künstlich  aufrechterhalten 
wird,  sondern,  wenn  er  sich  seiner  wirtschaft- 
lichen Aufgabe  bewusst  bleibt,  der  Finanzie- 
rung des  Warenverkehrs  dienen  und  auf  dem 


Wege  der  Kreditgewährung  die  für  die  Be- 
wältigung der  Warenbewegung  erforderlichen 
Umlaufsmittel  schaffen  zu  sollen.  Nur  in 
Ausübung  dieser  Tätigkeit  konnte  in  einer 
Zeit,  in  welcher  ein  Börsenplatz  so  unendlich 
viel  mehr  als  heute  auf  sich  selbst  angewiesen 
war,  in  einer  Zeit,  in  welcher  ein  Ausgleich 
zwischen  den  einzelnen  Börsenplätzen  nicht 
wie  heute  nur  Minuten,  Stunden  oder  höchstens 
einen  Tag,  sondern  Wochen  und  Monate  er- 
forderte, die  Börse  an  der  produktiven  Arbeit 
des  Warenaustausches  teilnehmen  und  damit 
von  dauernd  wirtschaftlicher  Bedeutung  bleiben. 

Als  das  Zusammenströmen  grosser  Kapi- 
talien in  Antwerpen  dahin  führte,  dass  das 
Warengeschäft  mehr  und  mehr  in  spekulative 
Bahnen  gelenkt  wurde  und  an  der  Antwerpener 
Geldbörse  die  ganze  zivilisierte  Welt  in  den 
Anleihen  spekulierte,  die  fremde  Fürsten  in 
Antwerpen  aufnahmen,  folgte  bald  Krisis  auf 
Krisis,  und  schnell  ging  es  mit  der  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  der  Antwerpener  Weltbörse 
bergab. 

Amsterdam  und  London  traten  im  IT.Jahr- 
hundert  die  Erbschaft  Antwerpens  an.  Auch 
diese  beiden  Börsenplätze  hätten  nicht  zu  ihrer 
grossen  Bedeutung  gelangen  können,  wenn  sie 
sich  nicht  auf  einen  weltumfassenden  Seehandel 
hätten  stützen  können.  Ihren  maritimen  Be- 
ziehungen verdankt  auch  die  Hamburger  Börse 
ihre  wachsende  Bedeutung;  aber  zu  einer  Fonds- 
börse entwickelte  sich  Hamburg  auch  während 
des  18.  Jahrhunderts  nicht.  Sein  Freihandel 
machte  Hamburg  zu  einem  grossen  Stapel- 
und  Umschlageplatz  für  Waren  überseeischer 
und  englischer  Herkunft,  und  die  Hamburger 
Börse  hatte  vollauf  zu  tun,  die  nötigen  Geld- 
mittel für  diesen  Warenumsatz  zu  beschaffen. 
Die  Hamburger  Börse  blieb  bis  tief  in  das 
19.  Jahrhundert  hinein  auf  Amsterdamer  und 
Londoner  Kredite  angewiesen.  Überflüssiges 
Geld  zum  Herleihen  an  Fürsten,  Länder  und 
Städte  war  nicht  vorhanden.  In  dieser  Be- 
ziehung waren  zunächst  Augsburg  und  Nürn- 
berg von  grösserer  Bedeutung  als  Hamburg, 
und  später  konzentrierte  sich  das  süddeutsche 
Fondsgeschäft  an  der  Frankfurter  Börse. 

Hamburg  nahm  schon  durch  seine  nur  ihm 
eigene  Banco- Mark- Währung  (s.  S.  100)  eine 
exklusive  Stellung  unter  den  Geldmärkten  ein, 
und  erst  nach  1850  entstand  eine  Hamburger 
Fondsbörse,  die  Geld  zur  Gründung  von  Aktien- 
gesellschaften herbeizuschaffen  imstande  war. 
Bis  dahin  fand  nur  ein  unregelmässiger  Ver- 
kehr in  den  Aktien  einiger  Hamburger  Asse- 
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kuranzgesellschaften  statt,  so  dass  z.  B.  die 
Beisteuer  zum  Bau  der  Berlin-Hamburger  Bahn 
durch  Plazierung  einzelner  Aktien  an  patrioti- 
sche Männer  ausserhalb  der  Börse  aufgebracht 
werden  musste. 

Anders  war  die  Entwicklung  der  Berliner 
Börse.  Als  Hauptstadt  eines  an  Geldmitteln 
armen  Agrarstaates  bot  Berlin  während  des 
Mittelalters  weder  für  eine  Geld-  und  Fonds- 
börse noch  für  eine  Warenbörse  von  interna- 
tionaler Bedeutung  ein  geeignetes  Arbeitsfeld. 
Erst  als  Preussens  tatkräftige  Könige  sich 
als  weise  Landesväter  der  Entwicklung  von 
Industrie  und  Handel  annahmen,  als  sogar  in 
Berlin  eine  Seehandlung  von  Regierungs  wegen 
errichtet  und  Berlin  schnell  in  handelspoliti- 
scher Beziehung  der  Mittelpunkt  Norddeutsch- 
lands geworden  war,  entstand  gleichsam  von 
vornherein  in  offizieller  Form  auch  die  Ber- 
liner Börse.  Sie  hat  von  jeher  die  straffste 
Organisation  aufzuweisen;  schon  im  Jahre  1739, 
als  eine  Fondsbörse  in  Berlin  noch  gar  nicht 
vorhanden  war  (s.  Ehrenberg  „Zeitalter  der 
Fugger"),  wurde  die  erste  „Börsenordnung" 
dekretiert.  Wenn  auch  unter  den  mancherlei 
Beschränkungen  die  Entwicklung  des  Börsen- 
verkehrs zu  leiden  hatte  und  die  Börsentätig- 
keit in  verhältnismässig  engbegrenzte  Bahnen 
gelenkt  wurde,  so  hat  doch  die  Berliner  Börse 
auf  den  Gebieten,  die  sie  beherrscht,  stets 
Schritt  gehalten  mit  dem  gewaltigen  Auf- 
schwung, welchen  Industrie,  Handel  und  Ver- 
kehr zunächst  in  Preussen  und  alsdann  in 
Deutschland  nahmen. 

So  wird  denn  von  alters  her  und  noch 
heute  die  Lebensfähigkeit  und  die  wirt- 
schaftliche Bedeutung  der  Börsen  be- 
dingt durch  die  Zweckmässigkeit  ihrer  Orga- 
nisation, durch  die  Ehrenhaftigkeit  ihrer  Be- 
sucher und  durch  die  Zuverlässigkeit  ihrer 
Preisbildungen. 

Als  die  zweckentsprechendste  Organisation 
der  Börsen  hat  sich  immer  noch  diejenige 
bewährt,  die  die  Ausübung  der  wichtigsten 
Funktionen  der  Börsenvorstände  im  Ehrenamt 
beibehalten  und  die  besoldeten  Funktionäre 
auf  eine  Mindestzahl  beschränkt  hat.  Bei  der 
Vielseitigkeit,  welche  die  Jetztzeit  in  bezug  auf 
die  Ausbildung  und  Beaufsichtigung  der  in- 
neren Technik  der  Börseneinrichtungen  ver- 
langt, ist  die  Mitarbeit  fachmännisch  ausge- 
bildeter Hilfskräfte  unentbehrlich  geworden. 
Aber  nur  da,  wo  die  angesehensten  Kaufleute 
es  nicht  verschmähen,  sich  in  die  Börsenämter 
wählen  zu  lassen  und  es  als  eine  Ehrensache 


betrachten,  die  Börse  auch  den  Regierungen 
gegenüber  und  nach  aussen  hin  zu  vertreten, 
hat  die  Börse  ihre  Bedeutung  aufrechterhalten 
können. 

Ebenso  ist  es  bald  um  das  Ansehen  und 
die  Bedeutung  einer  Börse  geschehen,  wenn 
die  Besucher  nicht  auf  die  grösste  Ehren- 
haftigkeit halten.  Für  gut  organisierte  Börsen 
bedurfte  es  nicht  der  börsengesetzlichen  Be- 
stimmungen über  besondere  Ehrengerichte. 
An  ihnen  sorgte  schon  der  Selbsterhaltungs- 
trieb dafür,  dass  es  für  eine  Ehre  galt,  zur 
Börse  zugelassen  zu  sein  und  für  die  grösste 
Schande,  wegen  nichterfüllter  Verpflichtungen 
von  ihr  ausgeschlossen  zu  werden. 

Das  Alpha  und  Omega  aller  Börsen  aber 
ist  die  Zuverlässigkeit  ihrer  nur  von  Angebot 
und  Nachfrage  geregelten  Preisbildung. 

Verdanken  die  Börsen  dem  wirtschaftlichen 
Bedürfnis  nach  einer  solchen  Preisbildung  ihr 
Entstehen,  haben  sie  nur  dort  ihre  Bedeutung 
aufrechterhalten  können,  wo  sie  nicht  durch 
Missbräuche  und  Auswüchse  diesem  ihren 
eigentlichen  Zweck  entfremdet  wurden,  so 
werden  sie  auch  heute  noch  und  allezeit  schweren 
Krisen  und  schliesslich  dem  Untergang  aus- 
gesetzt sein,  wo  sie  in  einer,  nur  im  freien 
börsenmässigen  Verkehr  möglichen,  zuverläs- 
sigen Preisbildung  gehemmt  und  durch  un- 
gesunde Eingriffe  irgend  welcher  Art  in  ihrer 
naturgemässen  Entwicklung  behindert  werden. 

Stets  gibt  es  sowohl  ausserhalb  der  Börsen 
als  an  den  Börsen  selbst  Parteien,  welche  aus 
ihrer  wirtschaftlichen,  oft  auch  spekulativen 
Betätigung  heraus  ein  Interesse  an  der  Beein- 
flussung der  an  der  Börse  zur  Geltung  ge- 
langenden Preise  haben.  Aber  eine  gut  orga- 
nisierte, mit  zuverlässigen  Funktionären  aus- 
gerüstete Börse  kann  hierdurch  in  der  Erfül- 
lung ihrer  wirtschaftlichen  Aufgabe,  den  rich- 
tigen Preis  festzustellen,  nicht  beeinflusst 
werden.  Je  grösser  die  Umsätze  an  einer 
Börse,  je  grösser  ihre  wirtschaftliche  Bedeu- 
tung ist,  desto  mehr  wird  es  ihr  ermöglicht, 
den  grössten  Teil  der  einander  gegenüber- 
stehenden Angebote  und  Nachfragen  in  sich 
auszugleichen.  Schwankungen  der  Preise  ganz 
zu  vermeiden,  ist  gar  nicht  die  Aufgabe  der 
Börse,  wohl  aber  soll  sie  den  Überschuss  von 
Angebot  und  Nachfrage  genau  auf  ihr  wirk- 
liches Mass  zurückführen  und  dementsprechend 
den  richtigen  Unterschied  gegen  den  zuletzt 
Geltung  gehabt  habenden  Preis  ganz  unpar- 
teiisch feststellen. 

Je  höher  die  wirtschaftliche  Entwicklungeines 
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Landes,  desto  grösser  muss  auch  das  Bedürf- 
nis nach  einer  diese  ihre  wirtschaftliche  Be- 
deutung ausfüllenden  Börse  sein.  Vollends 
heutzutage,  wo  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
nicht  mehr  auf  die  Entwicklung  des  eigenen 
Landes  beschränkt,  sondern  nur  an  dem  mehr 
oder  minder  erfolgreichen  Wettbewerb  mit 
allen  andern  Ländern  gemessen  werden  kann, 
sollte  man  meinen,  dass  ein  jeder  Staat  dar- 
auf bedacht  sein  sollte,  seinen  Börsen  inter- 
nationale Bedeutung  zu  verleihen. 

Es  gibt  Staaten,  in  denen  das  Gegenteil  der 
Fall  ist.  Nach  aussen  hin  sonnt  man  sich 
zwar  immer  noch  gern  an  möglichst  grossen 
Verkehrsziffern  und  an  dem  ideal  eines  um- 
fassenden Welthandels,  daheim  aber  tut  man 
in  einer  Scheu  vor  gewaltiger  Umwälzung  seit 
lange  bestandener  wirtschaftlicher  Verhältnisse 
alles,  um  sich  auf  Kosten  des  Verkehrs  mit 
dem  Auslande  gegen  dessen  Konkurrenz  zu 
schützen  und  um  durch  Aufrichtung  künst- 
licher Schutzwälle  die  Einfuhr  billiger  Erzeug- 
nisse zu  verhindern.  Ja,  die  Reaktionäre  suchen 
ihr  Heil  in  einer  möglichst  grossen  Verteue- 
rung der  Lebenshaltung  und  hoffen  diese  durch 
Einschränkung    des    Verkehrs    herbeizuführen. 

Aus  solchen  Bestrebungen  erwachsen  den 
Börsen  die  erbittertsten  Gegner.  Diese  Partei 
will  nicht  nur  die  Börsenpreise  in  ihrem  Inter- 
esse beeinflussen,  sondern  sie  hat  den  Wunsch, 
die  ausgleichende  Tätigkeit  der  Börse  über- 
haupt zu  beseitigen  und  gesetzgeberische  Mass- 
regeln gegen  die  Börse  durchzusetzen,  welche 
der  Börse  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  neh- 
men, oder  doch  zum  mindesten  streitig  machen 
sollen. 

In  diesem  Kampf  um  ihre  wirtschaftliche 
Bedeutung  wird  die  Börse  erst  recht  von 
wirtschaftlicher  Bedeutung.  Sie  kann  ihre  wirt- 
schaftliche Aufgabe  nur  erfüllen,  wenn  sie  fair 
play,  d.  h.  auf  deutsch  umschrieben:  „freies 
Spiel  aller  wirtschaftlichen  Faktoren"  aufrecht 
erhält.  Daher  ist  die  Börse  das  natürliche 
Bollwerk  gegen  alle  hochschutzzöllnerische  Ein- 
griffe in  den  freien  Verkehr  der  Weltmärkte 
untereinander;  sie  ist,  will  sie  ihre  Existenz- 
berechtigung nicht  einbüssen,  darauf  hinge- 
wiesen, jede  Erleichterung  und  Verbilligung  des 
Verkehrs  mit  den  ihr  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln  zu  unterstützen  und  dazu  berufen,  das 
Gegengewicht  gegen  die  reaktionären  Gewalt- 
massregeln der  verkehrsfeindlichen  Elemente  zu 
bilden,  ein  Hort  gegen  das  Zurücksinken  in 
mittelalterliche  Abgeschlossenheit. 

Dadurch,  dass  die  Börse  diese  Stellung  in 


dem  Wirtschaftsleben  unserer  Zeit  einnimmt, 
gelangt  sie  aber  auch  zu  einer  nationalen 
Bedeutung.  Im  Gegensatz  zu  den  Reaktio- 
nären, die  nur  auf  ihren  persönlichen  Wohl- 
stand hinarbeiten,  fördert  die  Börse  den  Na- 
tionalwohlstand, weil  sie  nach  ihrer  ganzen 
Organisation  freie  Bahn  und  gleiches  Recht 
für  alle  schaffen  muss,  wenn  sie  ihre  Bedeu- 
tung aufrechterhalten  will. 

Erschwert  wird  der  Kampf,  den  die  Börse 
heute  um  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  kämpft, 
dadurch,  dass  er  neuerdings  gegen  zwei  Fronten 
geführt  werden  muss.  Ganz  unfreiwillige 
Gegner  sind  der  Börse  in  der  Industrie  er- 
wachsen. Verdankt  die  Industrie  auch  ihre 
Entstehung  der  Börse,  die  die  für  ihre  Auf- 
richtung erforderlichen  Kapitalien  mobil  ge- 
macht hat,  so  hat  doch  gerade  durch  die  von 
der  Börse  bekämpften  hohen  Schutzzölle  die 
Industrie  eine  den  heimischen  Bedarf  weit 
übersteigende  Produktionsfähigkeit  erlangt.  Auf 
vielen  Gebieten  kann  die  Industrie  die  Früchte 
ihres  Aufschwunges  nur  dadurch  einernten, 
dass  sie  durch  Nichteinschränkung  ihrer  Über- 
produktion ihre  Herstellungskosten  vermindert, 
dass  sie  durch  Bildung  von  Syndikaten  und 
Verkaufsgemeinschaften  den  Inlandspreis  auf 
eine  unnatürliche  Höhe  bringt  und  dass  sie 
den  Überschuss  ihrer  Produktion  zu  sehr  viel 
niedrigeren  Preisen  exportiert. 

Wenngleich  hierbei  die  Börsen  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  in  Anspruch  genommen  wer- 
den müssen,  um  den  Export  zu  Weltmarkt- 
preisen zu  vermitteln,  so  bietet  das  in  wirt- 
schaftlichem Sinne  keinen  Ersatz  für  die  schwere 
Schädigung,  welche  den  Börsen  durch  die 
künstliche  Festlegung  der  Preise  seitens  der 
Syndikate  an  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung 
zugefügt  wird.  Eine  solche  Ausschaltung  der 
für  normale,  dem  Weltmarkt  entsprechende 
Preise  sorgenden  Börse  bedeutet  eine  Verteue- 
rung der  Lebenshaltung  und  somit  eine  Ein- 
busse  am  Nationalwohlstand.  Auf  Kosten  der 
Erstarkung  aller  wirtschaftlicher  Faktoren  er- 
wachsen im  günstigsten  Falle  nach  amerikani- 
schem Muster  die  übergrossen  Vermögen  ein- 
zelner, die  geneigt  sind,  schliesslich  auch  die 
Preisbildung  der  Börsen  gewaltsam  zu  beein- 
flussen und  sie  dadurch  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  zu  beeinträchtigen. 

Gelingt  es  den  Börsen  nicht,  solche  Mono- 
polisierungsbestrebungen hintenanzuhalten,  so 
droht  als  unterste  Stufe  auf  der  Leiter,  die 
einst  zu  hoher  wirtschaftlicher  Entwicklung 
hinaufführte,   die   Verstaatlichung,    die,    wenn 
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sie  mehr  und  mehr  um  sich  greifen  würde, 
die  Tätigkeit  der  Börse  vollständig  lahmlegen 
müsste. 

Was  aber  eine  völlige  Unterdrückung  der 
Börse  bedeuten  würde,  kann  wiederum  nur 
ermessen  werden  an  der  hohen  nationalen  und 
politischen  Bedeutung,  die  eine  starke  Börse 
für  eine  Weltmacht  hat.  Eine  starke  Börse 
ist  das  empfindsamste  Barometer  für  heran- 
nahendes Unwetter  nicht  nur  am  wirtschaft- 
lichen, sondern  auch  am  politischen  Horizont, 
und  sie  ist  zugleich  das  wirksamste  Werkzeug, 
wenn  es  gilt,  für  nationale  Zwecke  grosse 
Massen,  sei  es  an  Geld,  sei  es  an  Waren, 
herbeizuschaffen.     Eine  starke  Börse  allein  ist 


imstande,  in  wirtschaftlichen  oder  politischen 
Krisen  denjenigen  Austausch  mit  andern  Welt- 
börsen herbeizuführen,  der  erforderlich  ist,  um 
das  Gleichgewicht  wiederherzustellen  und  dem 
Zusammenbruch  des  nationalen  Wohlstandes 
vorzubeugen. 

Wer  daher  noch  Wert  auf  den  National- 
wohlstand legt,  der  darf  nicht  durch  eine  syste- 
matische Einschränkung  des  Börsenverkehrs 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Börsen  her- 
abdrücken wollen,  sondern  wird  den  Freimut 
haben  müssen,  das  nationale  Erfordernis  einer 
frei  und  stark  dastehenden  Börse  anzuerkennen. 
Max  Schinckel-Hamburg. 


II.  Organisation  der  Börse. 


Die  ältesten  Börsen  in  den  Niederlanden 
waren  nichts  anderes  als  Zusammenkünfte 
von  Kaufleuten,  welche  z.  T.  von  weit  her- 
kamen, um  ihre  Waren  zu  veräussern,  bezw. 
um  Ankäufe  zu  machen.  Später  wurden  unter 
Vermeidung  der  zeitraubenden  und  kostspie- 
ligen Reisen  die  Kauf-  und  Verkaufsaufträge 
brieflich  erteilt.  Der  Käufer  trat  nicht  mehr 
dem  Verkäufer  direkt  gegenüber.  Eine  neue 
Erwerbsklasse,  der  Stand  der  berufsmässi- 
gen Börsenhändler  war  entstanden.  „Nicht 
weil  das  Gesetz",  sagt  Max  Weber,  „diese  be- 
rufsmässigen Börsenhändler  privilegierte,  son- 
dern deshalb  haben  sie  eine  monopolartige 
Stellung,  weil  jeder  andere,  auch  wenn  er  sich 
auf  die  Börse  begibt  und  man  ihn  am  Ver- 
kehr teilnehmen  lässt,  schwerlich  durch  Be- 
teiligung am  Geschäft  Vorteil  zu  ziehen  oder 
auch  nur  rein  äusserlich  sich  über  die  Art 
des  Geschäftsabschlusses  zu  informieren  wissen, 
sondern  vielmehr  sich  ziemlich  »von  Gott  ver- 
lassen« vorkommen  wird.  Denn  dieser  Riesen- 
markt ist  selbstverständlich  auch  ebensoviel 
komplizierter  als  ein  gewöhnlicher  Wochen- 
markt, als  er  grösser  ist." 

Soll  auf  einem  derartig  grossen  Markt  kein 
wildes  Durcheinander  bestehen,  so  ist  eine 
gute  Organisation  erforderlich.  Für  die  deut- 
schen Börsen  ist  in  den  wesentlichen  Punk- 
ten eine  einheitliche  Organisation  durch  das 
Börsengesetz  vom  22.Juni  1896  geschaffen 
worden. 

Hiernach  bedarf  es  zur  Errichtung  einer 
Börse  der  Genehmigung  der  Landesregierung. 
Von  dieser  wird  auch  die  Aufsicht  ausgeübt, 
die  sie  jedoch  an   eine  Handelskammer  oder 


eine  kaufmännische  Korporation  übertragen 
kann. 

Als  Organe  der  Landesregierung  (Börsen- 
gesetz §  2)  sind  Staatskommissare  bestellt, 
welche  den  Geschäftsverkehr  überwachen,  beim 
ehrengerichtlichen  Verfahren,  sowie  bei  der 
Kursfeststellung  mitzuwirken  haben  und  die 
Börsenorgane  auf  etwaige  Misstände  aufmerk- 
sam machen  sollen. 

Die  Börsenordnung,  welche  für  jede  Börse 
zu  erlassen  ist,  muss  (Börsengesetz  §  5)  Be- 
stimmungen treffen: 

1.  über  die  Börsenleitung  und  ihre  Organe; 

2.  über  die  Geschäftszweige,  für  welche  die 
Börseneinrichtungen  bestimmt  sind; 

3.  über  die  Voraussetzungen  der  Zulassung 
zum  Besuche  der  Börse; 

4.  darüber,  in  welcher  Weise  die  Preise  und 
Kurse  zu  notieren  sind. 

Die  höchste  Instanz  in  Börsenangelegenheiten 
ist  der  Bundesrat.  Er  ist  befugt,  die  Tätig- 
keit des  Staatskommissars  einzuschränken,  die 
Börsenausschuss-Mitglieder  zu  wählen,  die  Be- 
nutzung der  Börseneinrichtungen  zu  unter- 
sagen, abweichende  amtliche  Feststellung  des 
Börsenpreises  zu  gestatten,  den  Mindestbetrag 
des  Grundkapitals  der  zum  Börsenhandel  zu- 
gelassenen Wertpapiere  festzusetzen  usw. 

Zur  Begutachtung  der  dem  Bundesrat 
überwiesenen  Angelegenheiten  besteht  für  ganz 
Deutschland  ein  Börsenausschuss  von  30 
Mitgliedern,  von  dem  die  eine  Hälfte  auf  Vor- 
schlag der  Börsenorgane,  die  andere  Hälfte 
unter  angemessener  Berücksichtigung  von  Land- 
wirtschaft und  Industrie  vom  Bundesrat  (in 
der  Regel  auf  5  Jahre)  gewählt  wird. 
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Die  Zulassung  zum  Börsenbesuch  ist 
nicht  sehr  erschwert.  Ausgeschlossen  sind  nur 
(Börsengesetz  §  7): 

1.  Personen  weiblichen  Geschlechts; 

2.  Personen,  welche  sich  nicht  im  Besitze 
der   bürgerlichen   Ehrenrechte   befinden; 

3.  Personen,  welche  infolge  gerichtlicher  An- 
ordnung in  der  Verfügung  über  ihr  Ver- 
mögen beschränkt  sind; 

4.  Personen,  welche  wegen  betrügerischen 
Bankerotts  rechtskräftig  verurteilt  worden 
sind; 

5.  Personen,  welche  wegen  einfachen  Ban- 
kerotts rechtskräftig  verurteilt  sind; 

6.  Personen,  welche  sich  im  Zustande  der 
Zahlungsunfähigkeit  befinden; 

7.  Personen,  gegen  welche  durch  rechts- 
kräftige oder  für  sofort  wirksam  erklärte 
ehrengerichtliche  Entscheidung  auf  Aus- 
schliessung von  dem  Besuche  einer  Börse 
erkannt  ist. 

Die  Zulassung  oder  Wiederzulassung  zum 
Börsenbesuche  kann  in  den  Fällen  unter  2 
und  3  nicht  vor  der  Beseitigung  des  Aus- 
schliessungsgrundes, in  dem  Falle  unter  5  nicht 
vor  Ablauf  von  6  Monaten,  nachdem  die 
Strafe  verbüsst,  verjährt  oder  erlassen  ist,  er- 
folgen; sie  darf  in  dem  letzteren  Falle  und 
ebenso  in  dem  Falle  unter  6  nur  stattfinden, 
wenn  der  Börsenvorstand  den  Nachweis  für 
geführt  erachtet,  dass  die  Schuldverhältnisse 
sämtlichen  Gläubigern  gegenüber  durch  Zah- 
lung, Erlass  oder  Stundung  geregelt  sind. 
Einer  Person,  welche  im  Wiederholungs- 
fall e  in  Zahlungsunfähigkeit  oder  in  Konkurs  ge- 
raten ist,  muss  die  Zulassung  oder  Wiederzu- 
lassung mindestens  für  die  Dauer  eines  Jahres 
verweigert  werden.  In  dem  Falle  unter  4  ist 
der  Ausschluss  ein  dauernder. 

Weitere  Ausschliessungsgründe  können  durch 
die  Börsenordnungen  festgesetzt  werden. 

Auf  Antrag  der  Börsenorgane  kann  die  Lan- 
desregierung in  besonderen  Fällen  Ausnahmen 
von  den  Vorschriften  über  die  Ausschliessung 
vom  Börsenbesuche  zulassen. 

Börsenbesucher,  welche  „im  Zusammenhang 
mit  ihrer  Tätigkeit  an  der  Börse"  sich  etwas 
haben  zu  schulden  kommen  lassen,  was  sich 
mit  der  Ehre  eines  Kaufmannes  nicht  verträgt, 
können  von  einem  Ehrengericht,  das  aus 
Mitgliedern  der  Börse  besteht,  zur  Verantwor- 
tung gezogen  werden. 

Solche  mit  der  Ehre  eines  Kaufmanns  nicht 
zu  vereinbarende  Handlungen  sind  u.a.:  Arg- 
listige Beeinflussung  der  Kurse,    z.  B.  durch 


Scheingeschäfte,  Gewährung  und  Annahme 
von  Geschenken,  in  der  Absicht,  falsche  Ge- 
rüchte in  die  Presse  zu  lancieren,  Anreizungen 
zu  Börsenspekulationen,  welche  ausserhalb  des 
Geschäftsbetriebes  des  Angeregten  liegen  usw. 
Auch  Journalisten  haben  sich  bereits  vor  dem 
Ehrengericht  zu  verantworten  gehabt. 

Die  Strafen  des  Ehrengerichts  bestehen  in 
Erteilung  eines  Verweises,  zeitweiliger  oder 
dauernder  Ausschliessung  von  der  Börse.  Be- 
rufung gegen  den  Spruch  des  Ehrengerichts 
an  die  Berufungskammer,  welche  aus  einem 
vom  Bundesrat  bestimmten  Vorsitzenden  und 
6  Beisitzern  besteht,  kann  binnen  einer  Woche 
sowohl  vom  verurteilten  Beschuldigten,  wie 
auch  vom  Staatskommissar,  eingelegt  werden. 
Diesem  stehen  bei  ehrengerichtlichen  Verfahren 
weit  grössere  Rechte  als  dem  Staatsanwalt  im 
prozessualischen  Verfahren  zu. 

Hinsichtlich  der  Zulassung  von  Wertpapieren 
zum  Börsenhandel,  der  Kursnotierung,  der  Um- 
rechnung von  Werten  in  die  deutsche  Wäh- 
rung und  der  Berechnung  der  Stückzinsen  der 
Wertpapiere  bestehen  seit  dem  1.  Januar  1899 
vom  Bundesrat  erlassene,  einheitliche  Be- 
stimmungen für  alle  deutschen  Börsen. 

Auf  die  an  den  einzelnen  Börsen  bestehen- 
den Unterschiede  hinsichtlich  der  Börsenzeit, 
der  Courtage,  der  Lieferzeit  der  Wertpapiere  usw. 
näher  einzugehen,  verbietet  der  zur  Verfügung 
stehende  Raum.  Einzelheiten  bringt  u.  a.  der 
„Swoboda,  die  Arbitrage  in  Wertpapieren, 
Wechseln  usw.",  dessen  12.  Auflage  eine  treff- 
liche Umarbeitung  und  Erweiterung  durch 
Herrn  Max  Fürst  erfahren  hat. 

Die  folgenden  Schilderungen  beziehen  sich 
auf  die  grösste  deutsche  Fondsbörse,  die 
Berliner  Börse. 

Die  Börsenversammlungen  finden  in  Berlin 
täglich  mit  Ausnahme  der  Sonn-  und  Festtage 
statt,  und  zwar  von  mittags  12  Uhr  bis 
nachmittags  3  Uhr  (an  den  Sonnabenden  nur 
bis  2  Uhr).  Die  Kurse  der  nach  2  Uhr,  bezw. 
an  Sonnabenden  nach  P/g  Uhr  geschlossenen 
Geschäfte  werden  amtlich  nicht  notiert. 

Die  Börsensäle  werden  10  Minuten  vor  dem  offi- 
ziellen Beginn  dem  Verkehr  freigegeben  und  müssen 
in  der  Regel  Va  Stunde  nach  der  offiziellen  Schlusszeit 
geräumt  sein.  Kurz  vor  Beginn  und  nach  Schluss  der 
Börsenzeit  finden,  z.  T.  auch  ausserhalb  der  Börsensäle, 
Umsätze  in  einigen  Spekulationswerten  in  beschränktem 
Umfange  statt. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Ber- 
liner Börse  steht  der  Berliner  Handelskammer 
zu.  Die  Leitung  der  Börse  erfolgt  durch  einen 
Börsenvorstand,    der    aus    36   Mitgliedern 
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besteht,  von  denen  9,  und  zwar  5  für  die  Fonds- 
und 4  für  die  Produktenbörse,  von  der  Handels- 
kammer aus  ihrer  Mitte  für  ein  Jahr,  die  andern 
27  von  der  Gesamtheit  der  Börsenbesucher 
(Firmeninhabern,  Direktoren  von  Aktiengesell- 
schaften, Prokuristen),  und  zwar  15  von  der 
Fonds-  und  12  von  der  Produktenbörse,  auf 
3  Jahre  gewählt  werden. 

Zur  Entscheidung  über  Streitigkeiten  aus 
Geschäften,  welche  an  der  Berliner  Fondsbörse 
abgeschlossen  sind,  besteht  eine  im  Börsen- 
hause tagende  Kommission  von  3  Mitgliedern, 
die  sog.  Dreimänner-Kommission.  Die 
Entscheidung  erfolgt  durch  Stimmenmehrheit 
in  der  Regel  sofort  nach  geschlossener  Ver- 
handlung, bei  der  Eideszuschiebung  und  Ver- 
eidigung von  Zeugen  nicht  zulässig  ist.  Gegen 
die  ergangene  Entscheidung  ist  ein  Rechts- 
mittel oder  Rechtsbehelf  nicht  zulässig.  Nicht- 
erfüllung der  gefällten  Entscheidung  oder 
eines  von  der  Kommission  geschlossenen  Ver- 
gleiches begründet  neben  den  sonstigen  Rechts- 
folgen den  Antrag  auf  Ausschliessung  von  den 
Börsenversammlungen. 

Börsenvertreter  nennt  man  die  Personen, 


die  für  eine  Bank  oder  eine  Bankfirma  an  der 
Börse  tätig  sind.  Sie  „handeln"  entweder,  d.  h. 
sie  schliessen  im  Namen  und  für  Rechnung 
ihrer  Bank  bezw.  Firma  Geschäfte  ab,  oder  sie 
erledigen  den  Depeschen-  und  Telephonver- 
kehr, d.  h.  sie  notieren  die  während  der  Börsen- 
zeit telegraphisch  oder  telephonisch  einlaufen- 
den Aufträge,  sammeln  Kurse  und  melden 
diese  nach  dem  Bureau  oder  mittels  Telegramm 
an  auswärtige  Kunden  ihrer  Firma,  depeschie- 
ren die  Ausführungen  usw. 

Die  Zahl  der  Börsenvertreter  ist  je  nach  Grösse  der 
Firma  und  Höhe  der  Umsätze  sehr  verschieden.  Wäh- 
rend bei  kleineren  Geschäften  nur  die  Chefs  und  viel- 
leicht nur  ein  „junger  Mann"  und  ein  Lehrling  „mit 
zur  Börse  geht",  senden  die  Berliner  Grossbanken, 
neben  einigen  ihrer  Direktoren,  20  und  noch  mehr 
ihrer  Beamten  zur  Börse. 

Der  Zutritt  zur  Börse  ist  nur  den  Inhabern  einer 
Börsenkarte  gestattet.  Für  Handlungsgehilfen  und 
Prokuristen  ist  die  für  Lösung  resp.  Erneuerung  der 
Karte  alljährhch  zu  zahlende  Gebühr  stark  progressiv: 
36  M  für  den  ersten,  72  M  für  den  zweiten,  144  M 
für  den  dritten,  216  JVl  für  den  vierten  und  eine  um 
72  M  steigende  Gebühr  für  jeden  folgenden  Handlungs- 
gehilfen bezw.  Prokuristen. 

Die  finanzielle  Verwaltung  erfolgt  durch  die  Eigen- 
tümer des  Berliner  Börsengebäudes,  die  „Ältesten  der 
Kaufmannschaft". 


IIl.  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsenhandel. 


1.  Die  Zulassungsstelle. 

Eine  amtliche  Kursfeststellung  (s.  S.  522 ff.) 
und  eine  Veröffentlichung  der  Börsenpreise 
darf  nur  für  diejenigen  Werte  erfolgen,  welche 
ausdrücklich  zum  Börsenhandel  zugelassen  sind. 
Es  wird  damit  bezweckt,  Kapitalisten  und  Spa- 
rer durch  schwindelhafte  Unternehmungen  nach 
Möglichkeit  zu  schützen. 

Die  Zulassung  von  Wertpapieren  erfolgt 
(Börsengesetz  §  36)  an  jeder  Börse  durch  eine 
Kommission,  „die  Zulassungsstelle",  von 
deren  Mitgliedern  mindestens  die  Hälfte  aus 
Personen  bestehen  muss,  welche  nicht  ins 
Börsenregister  für  Wertpapiere  eingetragen  sind. 

Die  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Handel  an 
der  Berliner  Börse  erfolgt  durch  eine  von  der  Handels- 
kammer erwählte  Kommission,  die  aus  22  Mitgliedern, 
von  denen  5  aus  der  Zahl  der  Handelskammermitglie- 
der, 6  aus  der  Zahl  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft 
und  11  aus  anderen  Kaufleuten,  in  der  Regel  Börsen- 
besuchern, besteht. 

Von  der  Beratung  und  Beschlussfassung 
über  die  Zulassung  eines  Wertpapiers  zum 
Börsenhandel  sind  diejenigen  Mitglieder  aus- 
geschlossen, welche  an  der  Einführung  dieses 
Wertpapiers  in  den  Börsenhandel  beteiligt  sind; 
für   die  ausscheidenden  Mitglieder  der  Zulas- 


sungsstelle sind  Stellvertreter  nach  näherer  Be- 
stimmung der  Börsenordnung  zu  berufen. 

Die  Zulassungsstelle  hat  die  Aufgabe  und 
die  Pflicht: 

a)  die  Vorlegung  der  Urkunden,  welche  die  Grund- 
lage für  die  zu  emittierenden  Wertpapiere  bilden, 
zu  verlangen  und  diese  Urkunden  zu  prüfen; 

b)  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Publikum  über  alle  zur 
Beurteilung  der  zu  emittierenden  Wertpapiere  not- 
wendigen, tatsächlichen  und  rechtlichen  Verhält- 
nisse soweit  als  möglich  informiert  wird,  und  bei 
UnVollständigkeit  der  Angaben  die  Zulassung  zu 
versagen ; 

c)  Emissionen  nicht  zuzulassen,  durch  welche  erheb- 
liche allgemeine  Interessen  geschädigt  wer- 
den, oder  welche  offenbar  zu  einer  Übervor- 
teilung des  Publikums  führen. 

Die  Zulassungsstelle  darf,  mit  Ausnahme 
der  deutschen  Reichs- undStaatsan  leihen, 
einem  jeden  Papier  die  Zulassung  ohne  An- 
gabe von  Gründen  versagen.  Sie  ist  ferner 
befugt,  bereits  zum  Börsenhandel  zugelassene 
Wertpapiere  wieder  vom  Handel  auszusch He- 
ssen. Gegen  die  Beschlüsse  der  Berliner  Zu- 
lassungsstelle kann  Beschwerde  an  die  Han- 
delskammer eingelegt  werden. 

Die  Wertpapiere  müssen  in  der  Regel  —  aus- 
genommen  sind  Aktien  oder   Interimsscheire 


512 


Börse. 


von  Versicherungsgesellschaften  —  voll  ge- 
zahlt sein,  auf  deutsche  Währung  oder 
gleichzeitig  auf  diese  und  eine  andere  Wäh- 
rung lauten,  und  die  Zinsen  und  Dividenden, 
sowie  die  gekündigten  Stücke  müssen  an  einem 
deutschen  Börsenplatz  zahlbar  sein. 

Aktien  eines  zur  Aktiengesellschaft  oder 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  um- 
gewandelten Unternehmens  dürfen  zum 
Börsenhandel  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Han- 
delsregister und  vor  Veröffentlichung  der  ersten 
Jahresbilanz  zugelassen  werden. 

Es  soll  hierdurch,  wie  es  im  Kommissionsberichte 
heisst,  vermieden  werden,  dass  unter  Ausnützung  einer 
günstigen  Zeitströmung  Aktien  von  Unternehmungen 
zum  Börsenhandel  eingeführt  werden,  die  sich  in  keiner 
Weise  zum  Betriebe  durch  eine  Aktiengesellschaft  eignen, 
und  deren  finanzielle  Ergebnisse  von  der  Öffentlichkeit 
sich  noch  nicht  beurteilen  lassen. 

Was  hat  man  durch  diesen  Gesetzespara- 
graphen erreicht?  Die  Gründer  von  Aktien- 
gesellschaften müssen  die  Aktien  des  neuen 
Unternehmens  U/^  Jahr  liegen  lassen,  ehe  eine 
Weiterbegebung  möglich  ist.  Da  bei  einer 
Emission  von  Aktien  auch  auf  die  allgemeine 
politische  und  wirtschaftliche  Lage  Rücksicht 
genommen  werden  muss,  so  können  aus  dem 
11/4  Jahr  2 — 3  Jahre  werden.  Da  aber  Banken 
und  Bankiers  ihre  Gelder  in  der  Regel  nicht 
so    lange  Zeit  festlegen  wollen,   so  gründete 

man  Trustgesellschaften  („Bank  für 

Unternehmungen"),  welche  als  Mittelglied  zwi- 
schen Bank  und  industrieller  Unternehmung 
dienen  sollen. 

Die  Zulassung  von  Anteilsscheinen  oder 
staatlich  nicht  garantierten  Obligatio- 
nen ausländischer  Erwerbsgesellschaf- 
ten wird  nach  §  39  des  Börsengesetzes  davon 
abhängig  gemacht,  dass  die  Emittenten  sich 
auf  die  Dauer  von  5  Jahren  verpflichten,  die 
Bilanz,  sowie  die  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung jährlich  sofort  nach  Feststellung  in  einer 
oder  mehreren  von  der  Zulassungsstelle  zu  be- 
stimmenden deutschen  Zeitungen  zu  veröffent- 
lichen. 

Nur  wenn  die  Gesamtsumme  der  ein- 
zuführenden Stücke  nach  ihrem  Nennwert 
mindestens  beträgt:  für  die  Börsen  von 
Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und  Hamburg  1  Mil- 
lion, für  alle  übrigen  Börsen  ^j^  Million  M, 
darf  in  der  Regel  die  Zulassung  von  Wert- 
papieren   zum  Börsenhandel  erfolgen. 

Für  die  Zulassung  zum  Handel  an  der  Berliner  Börse 
sind  folgende  Gebühren  zu  entrichten.  Für  jede  ange- 
fangene Million  M: 

1.  festverzinslicher  inländischer  Wertpapiere 


100  M,  Provinzial-,  Kreis-,  Stadtanleihen,  land- 
schaftlicher Pfandbriefe  50  M.  Die  Zulassung 
deutscher  Reichs-  und  Staatsanleihen  erfolgt  ge- 
bührenfrei; 

2.  festverzinslicher  ausländischer  Wertpapiere 
200  M; 

3.  konvertierter  festverzinslicher  in-  oder 
ausländischer  Wertpapiere  die  Hälfte  der  nach 
Ziffer  1  bezw.  2  berechneten  Gebühr; 

4.  Aktien  in-  oder  ausländischer  Unterneh- 
mungen 300  M. 

Maximalsätze:  ad  1 :  2000  M,  ad  2:  4000  M,  ad  4: 
6000  M. 

Die  zum  Börsenhandel  zugelassenen  Wert- 
papiere müssen  den  Vorschriften  des  Reichs- 
stempelgesetzes vom  14.  Juni  1900  ent- 
sprechen. 

Tarif. 

I.  Aktien  und  Anteilscheine  und  Interimsscheine 
über  solche,  auch  Reichsbank-Anteilscheine. 

a)  Inländische:  2°/©  in  Abstufungen  von  2  M. 

b)  Ausländische,  im  Inland  ausgehändigt,  ver- 
äussert,   verpfändet,    eingezahlt    oder    dergl.: 
2V.//(,  in  Abstufungen  von  2,50  M. 
Befreit   sind  inländische  Aktien   und  Aktien- 
anteilscheine, sowie  Interimsscheine  über  Ein- 
zahlungen auf  diese  Wertpapiere,  sofern  sie 
von  Aktiengesellschaften  ausgegeben  werden, 
welche  nach  der  Entscheidung  des  Bundes- 
rates ausschüesslich  gemeinnützigen  Zwecken 
dienen,   höchstens  eine  4prozentige  Verzin- 
sung der  Kapitaleinlagen  bringen  und  für  den 
Fall  der  Auflösung  nicht  mehr  als  den  Nenn- 
wert ihrer  Anteile  zusichern  und  den  etwa- 
igen Rest  des  Gesellschaftsvermögens  für  ge- 
meinnützige Zwecke  bestimmen. 

II.  Für  den  Handelsverkehr  bestimmte 

Renten-  und  Schuldverschreibungen  (Par- 
tial-Obligationen)  und  Interimsscheine  über  solche, 
sowie  keine  Aktienrechte  darstellenden  Oewinn- 
anteilscheine  (Zuzahlungen). 

a)  Inländische    (mit    Ausschluss    der^     50^^^ 
unter  III  aufgeführten) :  I  in  Abstu- 

b)  Ausländische,    von   Staaten    und)  fungen 
Eisenbahn  -  Gesellschaften    ausgege-  j  yon  60  Pf. 
bene  (wie  oben  bei  Ib):  ) 

c)  Ausländische,  von  Korporationen,  Aktienge- 

sellschaften ,  industriellen  Unternehmungen  aus- 
gegebene und  alle  anderen  nicht  unter  IIb  fal- 
lende: l7o  in  Abstufungen  von  1  M. 
Befreit  sind: 

1,  Die  vom  Deutschen  Reiche  oder  dessen  Bun- 
desstaaten ausgegebenen. 

2.  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  8.  Juni 
1871  abgestempelten  Inhaber-Papiere  mit  Prä- 
mien (Ausländische  Lospapiere). 

III.  Auf  Grund  staatlicher  Genehmigung  ausgegebene 
inländische  Renten-  und  Schuldverschrei- 
bungen, auf  den  Inhaber  lautend,  und  Interims- 
scheine über  solche  und  zwar  von  Kommunen 
und  Kommunal-Verbänden  (Stadt-Anleihen)  oder 
von  Korporationen  ländlicher  oder  städtischer 
Grundbesitzer,  von  Grund-Kredit-  und  Hypothe- 
ken-Banken und  Eisenbahn-Gesellschaften  ausge- 
gebene: 27oo  i"  Abstufungen  von  20  Pf. 

IV.  Genusscheine  und  ähnliche  zum  Bezüge  eines 
Anteiles  an  dem  Gewinne   einer  Aktienunterneh- 
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mung  berechtigende  Wertpapiere,  sofern  sie  sich 
nicht  als  Aktien  oder  Aktien-Anteilscheine  oder 
als  Renten  oder  Schuldverschreibungen  darstellen, 
unterliegen  einer  festen  Abgabe.     Diese  beträgt: 

a)  für    solche,    die    als   Ersatzscheine  für  er- 
loschene Aktien  ausgegeben   werden  0,50  M; 

b)  für  alle  anderen  nach  1.  Mai  1894  und  vor  dem 
1.  Juni  1900  ausgegebenen: 

inländischen      3  M 
ausländischen  5  M; 

c)  für  alle  anderen  am   oder  nach  dem    1.  Juli 
1900  ausgegebenen: 

inländischen      15  M 
ausländischen  20  M; 
Befreit  sind  die  vor   dem  1.  Mai  1894  aus- 
gegebenen. 
V.  Kuxe,  Anteilscheine  gewerkschaftlich  betriebener 
Bergwerke.    Für  jede  einzelne  Urkunde:  1,50  M. 
Bemerkungen:  Der  Betrag  zu  I,  II  und  III  wird 
vom  Nennwert  resp.  Einzahlungsbetrag  berechnet;  (bei 
la,  wenn  der  Ausgabe  wert   grösser  als  der  Nennwert 
ist,  von  ersterem)  und  zwar  in  den  angegebenen  Abstu- 
fungen auf  je  100  M;  angefangene  100  M  werden  voll 
gerechnet.    Ist  auf  einem  ausländischen  Wertpapier  der 
Nominalbetrag  in  Mark  angegeben,  so  ist  dieser  mass- 
gebend.    Ist  der    Nennwert    nicht    in    deutscher  aber 
in   mehreren  ausländischen  Währungen  angegeben,   so 
muss  die  den  höchsten  Marktbetrag  ergebende  Währung 
der  Berechnung  zugrunde  gelegt  werden. 


2.  Der  Prospekt  und  die  Haftung  des 
Emissionshauses. 

Der  Zulassung  von  Wertpapieren  muss,  so- 
fern es  sich  nicht  um  Anleihen  des  Deutschen 
Reiches  oder  seiner  Bundesstaaten  handelt, 
die  Veröffentlichung  einer  Darlegung  der 
Verhältnisse,  eines  Prospektes  vorangehen. 
Dieser  muss  u,  a.  angeben:  den  Namen  der 
Gesellschaft,  des  Gemeinwesens  usw.,  für  deren 
Werte  die  Zulassung  erfolgen  soll;  den  Rechts- 
titel, auf  welchem  die  Berechtigung  zur  Aus- 
gabe der  Wertpapiere  beruht;  den  Verwen- 
dungszweck der  Emission;  den  Nennbetrag 
der  Emission,  und  zwar  sowohl  die  Summe, 
welche  in  den  Verkehr  gebracht  wird,  als  auch 
die,  welche  vorläufig  vom  Verkehr  ausge- 
schlossen ist;  die  Nummern  der  zu  emittie- 
renden Stücke;  die  Bestimmungen  über  die 
Tilgung  der  Anleihe,  die  Art  der  Sicherstel- 
lung und  die  Vorzugsrechte,  welche  den  zu 
emittierenden  Werten  vor  früher  ausgegebenen 
Werten,  oder  diesen  vor  jenen  zustehen,  kurz, 
der  Prospekt  muss  alle  die  Angaben  enthalten, 
welche  für  die  Prüfung  des  Wertes  des  zu 
emittierenden  Papieres  von  Bedeutung  sind. 

Erhält  der  Prospekt  (Börsengesetz  §§  43 
— 45),  auf  Grund  dessen  Wertpapiere  zum 
Börsenhandel  zugelassen  sind,  unrichtige 
Angaben,  so  haften   diejenigen,  welche  den 

33 


Prospekt  erlassen  haben,  sowie  die,  von  denen 
der  Erlass  des  Prospektes  ausgeht,  wenn  sie 
die  Unrichtigkeit  gekannt  haben  oder  ohne 
grobes  Verschulden  hätten  kennen  müssen, 
als  Gesamtschuldner  jedem  Besitzer  eines  sol- 
chen Wertpapieres  für  den  Schaden,  welcher 
diesem  aus  der  von  den  gemachten  Angaben 
abweichenden  Sachlage  erwachsen  ist.  Das 
gleiche  gilt,  wenn  der  Prospekt  infolge  der 
Fortlassung  wesentlicher  Tatsachen  unvoll- 
ständig ist  und  diese  UnvoUständigkeit  auf 
böslichem  Verschweigen  oder  auf  der  bös- 
lichen Unterlassung  einer  ausreichenden  Prü- 
fung seitens  derjenigen,  welche  den  Prospekt 
erlassen  haben  oder  derjenigen,  von  denen  der 
Erlass  des  Prospektes  ausgeht,  beruht. 

Nicht  ausgeschlossen  wird  die  Ersatzpflicht  dadurch, 
dass  der  Prospekt  die  Angaben  als  von  einem  dritten 
herrührend  bezeichnet. 

Die  Ersatzpflicht  erstreckt  sich  nur  auf  diejenigen 
Stücke,  welche  auf  Grund  des  Prospektes  zugelassen 
und  von  dem  Besitzer  auf  Grund  eines  im  Inlande  ab- 
geschlossenen Geschäftes  erworben  sind.  Ihr  kann  da- 
durch genügt  werden,  dass  die  Wertpapiere  gegen 
Erstattung  des  von  dem  Besitzer  nachgewiesenen  Er- 
werbspreises oder  desjenigen  Kurswertes,  den  sie  zur 
Zeit  der  Einführung  hatten,  übernommen  werden. 

Ausgeschlossen  ist  die  Ersatzpflicht,  wenn 
der  Besitzer  des  Papieres  die  Unrichtigkeit 
oder  UnVollständigkeit  der  Angaben  des  Pro- 
spektes bei  dem  Erwerbe  gekannt  hat. 

Der  Ersatzanspruch  verjährt  in  5  Jahren. 
Eine  Vereinbarung,  welche  die  Haftpflicht  aus- 
schliesst  oder  verringert,  ist  unstatthaft, 

3.  Der  Handel  „pei*  Erscheinen". 

Für  Wertpapiere,  welche  zur  öffentlichen 
Zeichnung  aufgelegt  werden,  darf  nach  §  40 
des  Börsengesetzes  vor  beendeter  Zuteilung 
an  die  Zeichner  eine  amtliche  Feststellung 
des  Preises  nicht  erfolgen. 

Durch  diese  Bestimmung  soll  verhütet  werden,  dass 
Emissionshäuser  die  Effekten,  die  bei  ihnen  zur  öffent- 
lichen Zeichnung  aufgelegt  sind,  an  der  Börse  „per 
Erscheinen"  höher  als  zum  Emissionskurse  verkaufen 
und  den  Zeichnern  nichts  oder  nur  sehr  geringe  Be- 
träge zuteilen. 

Vor  beendeter  Zuteilung  an  die  Zeichner 
sind  Geschäfte  in  diesen  Werten  von  der  Be- 
nutzung der  Börseneinrichtungen  ausgeschlos- 
sen. Kurse  dürfen  von  den  Kursmaklern 
(s.  S.  522)  nicht  festgestellt  werden.  Auch 
ist  es  verboten,  hierüber  einen  Kurs  im  Kurs- 
zettel zu  veröffentlichen  oder  in  mechanisch 
hergestellter  Vervielfältigung  zu  verbreiten.  Ge- 
stattet ist  jedoch  der  Handel  derartiger  Werte 
ohne  Notiz,  im  freien  Verkehr. 
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IV.  Arten  der  an  der  Börse  gehandelten  Wertpapiere. 


Übersicht. 

Einer  der  Hauptvorzüge  der  Wertpapiere 
besteht  darin,  dass  der  Eigentümer  sich  jeder- 
zeit von  ihnen  trennen  und  somit  sein  Geld 
für  andere  Zvirecke  frei  machen,  sie  anderer- 
seits aber  auch  wieder  jederzeit  erwerben  kann. 

Nach  der  verschiedenen  Art  der  Übertra- 
gung des   Besitzes   sind  zu  unterscheiden: 

die  Inhaberpapiere  und 

die  Namenpapiere. 

Die  überwiegende  Mehrheit  der  im  Verkehr 
befindlichen  Wertpapiere  lauten  auf  den  In- 
haber, enthalten  also  nur  den  Namen  des 
Schuldners,  nicht  aber  auch  den  des  Gläu- 
bigers. Wird  das  Papier  verkauft  (s.  S.  4 82ff.), 
so  geht  es  gegen  Zahlung  resp.  Belastung  des 
Gegenwertes,  ohne  weitere  Formalitäten  in  das 
Eigentum  des  Käufers  über. 

Anders  dagegen  ist  es  bei  den  Namen- 
papieren,  d.h.  den  Papieren,  welche  auf  den 
Namen  des  Gläubigers  lauten.  Diese  können 
nur  durch  Indossament  oder  durch  Zession, 
die  auf  den  Wertpapieren  vermerkt  sein  muss, 
an  einen  andern  übertragen  werden.  Bei  allen 
Versicherungsgesellschaften  (s.  S.  518)  und  bei 
einigen  andern  Aktiengesellschaften  ist  zur  Über- 
tragung auf  andere  Personen  die  Genehmigung 
des  Vorstandes  einzuholen. 

Nach  der  Art  der  Verzinsung  unterscheidet 
man  drei  Hauptgruppen: 

1.  Wertpapiere  piit  festen  Zinsen,  deren  Zah- 
lung ein  für  allemal  zu  den  festgesetzten 
Terminen  versprochen  wird:  Schuld- 
verschreibungen (Obligationen). 

2.  Wertpapiere  mit  veränderlichen  Zinsen: 
Aktien. 

Im  ersten  Falle  leiht  der  Inhaber  des  Papieres 
einem  Staate,  einer  Stadt,  einer  Gesellschaft  usw. 
den  auf  dem  Wertpapiere  angegebenen  Betrag 
zu  einem  ebenfalls  auf  dem  Wertpapier  ange- 
gebenen Zinssatz.  Die  Zinszahlung  findet  statt 
gegen  Einreichung  des  meist  halbjährlich  fäl- 
ligen Coupons  (s.  S.  485). 

Der  Inhaber  einer  Aktie,  der  Aktionär,  hin- 
gegen besitzt  einen  Anteil  am  Vermögen  der 
Gesellschaft  Er  hat  kein  Anrecht  auf  einen 
ein  für  allemal  bestimmten  Zinsfuss,  sondern 
er  partizipiert  am  Gewinn  der  Gesellschaft. 
Ist  ein  solcher  nicht  erzielt  worden,  so  findet 
eine  Dividendenverteilung  nicht  statt. 

3.  Unverzinsliche  Wertpapiere:  Mehrzahl  der 
Losanleihen. 


1.  Festverzinsliche  Wertpapiere. 

a)  Staatsanleihen. 

Bei  den  Effekten,  welche  feste  Zinsen  ge- 
währen, sind  in  erster  Linie  die  Schuldver- 
schreibungen der  Staaten,  die  Staatsanleihen, 
zu  nennen.  Ihre  Tilgung  erfolgt  durch  Rück- 
kauf oder  durch  Auslosung,  Die  Sicherheit 
der  Staatsanleihen  ist  nicht  so  sehr  von  der 
Höhe  der  Staatsschuld  abhängig,  als  von  der 
Art  und  Weise,  wie  die  Gelder  Verwendung 
finden  (zu  produktiven  Zwecken,  zur  Deckung 
eines  Defizits  usw.),  von  der  Verfassung  des 
Landes,  dem  Volkscharakter  usw.  Die  idealen 
Staatsanleihen  sind  diejenigen,  welche  kultu- 
rellen Zwecken  dienen  und  von  denen  auch 
die  kommende  Generation,  welcher  Lasten  auf- 
erlegt werden,  Vorteile  hat. 

Für  uns  Deutsche  sind  die  besten  und  markt- 
gängigsten Wertpapiere  die  inländischen 
Staatspapiere,  d,  h.  die  Schuldverschrei- 
bungen des  Deutschen  Reiches  und  seiner 
Einzelstaaten. 

Das  Deutsche  Reich  hat  Einnahmen  aus  Zöllen 
und  Verbrauchssteuern,  aus  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung, aus  der  Reichsbank  usw.  Reichen  diese 
Einnahmen  nicht  aus,  so  werden,  wie  schon  erwähnt 
(S.  247),  von  den  Giiederstaaten  Matrikularbeiträge 
erhoben.  So  lange  ein  Deutsches  Reich  besteht,  wird 
es  nach  menschhcher  Voraussicht  seine  Verpflichtungen 
getreu  erfüllen. 

Für  die  Schulden  der  Einzelstaaten  haften  neben 
der  Steuerkraft  der  Bürger  die  Einnahmen  aus  den 
Staatsbahnen,  Domänen,  Forsten,  Bergwerken  usw. 

Die  deutschen  Staatsanleihen  bringen  etwas 
weniger  Zinsen  als  z.  B.  die  österreichischen 
und  ungarischen  Staatsanleihen,  jedoch  mehr 
Zinsen  als  die  englischen,  französischen,  bel- 
gischen, holländischen  Staatsanleihen  oder  die 
Anleihen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Bei  der  Bewertung  ausländischer  Staats- 
anleihen ist  massgebend  die  politische  Ver- 
fassung des  betreffenden  Landes  und  speziell 
seiner  Steuergesetzgebung,  das  den  Herrschern 
und  seinen  Staatsmännern  entgegengebrachte 
Vertrauen,  die  Währungs-,  Produktions-  und 
Erwerbsverhältnisse,  die  Höhe  der  Schulden, 
wobei  wieder  zu  untersuchen  ist,  welcher  Be- 
trag zu  produktiven  Zwecken  und  welcher  zur 
Deckung  eines  Defizits,  zu  Ausrüstungen  usw., 
Verwendung  gefunden  hat. 

Kann  oder  will  ein  Staat  seine  Verpflich- 
tungen, die  er  hinsichtlich  Zins-  und  Kapital- 
rückzahlung eingegangen  ist,  nicht  erfüllen, 
erklärt  er  sich  für  bankerott,  wie  es  einst  Por- 
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tugal,  Griechenland,  Argentinien,  Serbien  und 
andere  Länder  getan  haben,  so  steht  der  Gläu- 
biger machtlos  da.  Die  von  den  in  Bankerott 
geratenen  Staaten  gestellte  Sicherheit  ist  in  den 
meisten  Fällen  wertlos,  da  ihre  Wirksamkeit 
von  den  Gerichten  des  fremden  Landes  ab- 
hängt, die  gegen  den  eigenen  Staat  nichts 
unternehmen  werden. 

Ein  trauriges  Beispiel,  wie  Staaten,  denen  der  Sinn 
für  wahre  Elire  abgeht,  sich  ihrer  Verbindlichkeiten 
erledigen,  zeigt  Griechenland.  Im  Jahre  1892  be- 
reits hatte  sich  das  Land  in  seinen  angeblichen  Finanz- 
nöten dadurch  Luft  gemacht,  dass  es  die  Zinsen  seiner 
äusseren  Anleihen  nicht  in  bar,  sondern  in  Gestalt  neuer 
Schuldverschreibungen  bezahlt  hat.  Im  darauffolgen- 
den Jahre  machte  es  zum  zweitenmal  Bankerott:  Die 
Ausgabe  der  Fundierungsanleihe  an  Stelle  der  Zinsen 
für  die  Staatsschuld  wurde  eingestellt.  Die  Zinsen  der 
Monopolanleihe,  die  bisher  Vorzugsrechte  genossen 
hatte,  wurden,  ebenso  wie  die  der  übrigen  Anleihen, 
um  70%  gekürzt.  Nur  die  Coupons  der  „Inneren 
Griechischen  Anleihe",  die  in  Griechenland 
selbst  untergebracht  war,  wurden  nach  wie 
vor  ungekürzt  eingelöst. 

Wie  anders  verhielt  sich  dagegen  Mexiko  gegen 
seine  Gläubiger!  Als  dieses  Land  durch  Missernten 
und  den  gewaltigen  Preissturz  des  Silbers  in  arge  Be- 
drängnis geraten  war,  da  erklärte  sein  Präsident,  der 
edle  Porfirio  Diaz:  ,,Was  wir  versprochen  haben, 
müssen  wir  halten.  Unsere  Verbindlichkeiten  müssen 
wir  erfüllen,  dies  schulden  wir  unserer  Ehre  und  der 
Ehre  unseres  Landes."  Porfirio  Diaz  verzichtete  auf 
einen  Teil  seines  Gehalts  und  kürzte  das  der  Staats- 
beamten. Seine  Verpflichtungen  gegen  das  Ausland 
aber  hat  Mexiko  bisher  stets  erfüllt. 

Diese  beiden  Beispiele  zeigen,  wieviel  von  der  Ehr- 
lichkeit der  leitenden  Staatsmänner  abhängt. 

Um  ihre  Bürger  solcher  Willkür  und  Un- 
gerechtigkeit nicht  mehr  auszusetzen,  sind  die 
Staaten,  denen  die  Gläubiger  angehören,  ge- 
meinsam, auf  Grund  völkerrechtlicher  Verein- 
barungen, gegen  den  zahlungspflichtigen  Staat 
vorgegangen.  So  wird  z.  B.  die  öffentliche 
Schuld  der  Türkei  von  einer  Kommission 
(Conseil  d' Administration  de  la  Dette  Publique 
Ottomane)  verwaltet,  in  der  Deutschland,  Öster- 
reich-Ungarn, Grossbritannien,  Frankreich  und 
Italien  vertreten  sind.  In  Ägypten  steht  an 
der  Spitze  des  Finanzministeriums  ein  Eng- 
länder. Generaldirektor  der  Zölle  ist  ein  Fran- 
zose. Die  Staatsschuldenkasse  wird  von  einer 
Kommission  verwaltet,  die  aus  6  Delegierten 
der  6  Grossmächte  besteht.  Für  Griechen- 
land besteht  seit  1898  zur  Kontrolle  der  Staats- 
finanzen eine  internationale  Kommission,  die 
ihren  Sitz  in  Athen  hat. 

Über  den  Unterschied  zwischen  schweben- 
den und  fundierten  Schulden,  über  Verwaltung, 
Konversion,  Tilgung  der  Schuld  usw.  ist  be- 
reits auf  S.  250  ff.  gesprochen  worden. 


b)  Anleihen  von  Provinzen,  Kreisen, 
Gemeinden  und  Städten. 

Provinzial-,  Kreis-,  Gemeinde-  und  Stadt- 
anleihen dürfen  in  Deutschland  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Aufsichtsbehörde  emittiert  wer- 
den. Für  die  Sicherheit  der  Papiere  haftet 
der  Emittent  mit  seinem  ganzen  Vermögen, 
haftet  die  Steuerkraft  der  Angehörigen  des 
betr.  Gemeinwesens. 

Der  Markt  dieser  zum  grössten  Teil  mün- 
delsicheren Anleihen  ist  im  allgemeinen  be- 
schränkt: Sie  werden  meist  nur  an  einem  oder 
zwei  benachbarten  Börsenplätzen,  an  denen  die 
Verhältnisse  bekannt  sind,  gehandelt.  Man 
nennt  sie  daher  häufig  auch  Lokalpapiere. 

Während  bei  den  deutschen  Stadtanleihen 
usw.  eine  Befürchtung  wegen  Einstellung  der 
Zinszahlung  nicht  gehegt  zu  werden  braucht, 
ist  beim  Erwerb  von  Stadtanleihen  einiger 
ausländischer  Staaten  Vorsicht  geboten. 

c)  Pfandbriefe. 

Nächst  den  Staatsanleihen  bilden  ein  beliebtes, 
marktgängiges  Anlagepapier  die  Pfandbriefe. 
Je  nachdem  sie  hauptsächlich  städtische  oder 
ländliche  Grundstücksbeleihungen  zur  Sicher- 
heit haben,  unterscheidet  man  Hypotheken- 
Pfandbriefe  (s.  S.  470/1)  und  landschaft- 
liche Pfandbriefe  (s.  S.  202). 

Bei  den  landschaftlichen  Pfandbriefen 
ist  es  von  Wert,  ob  eine  solidarische  Haftung 
(Generalgarantie)  sämtlicher  Rittergutsbe- 
sitzer der  Provinz  und  event.  auch  des  Staates 
besteht  und  ferner,  bis  zu  welcher  Höhe  des 
Taxwertes  Beleihungen  erfolgen. 

Die  Grundsätze,  welche  für  die  Abschätzung 
massgebend  sind,  weichen  bei  den  einzelnen 
Landschaften  voneinander  ab.  Nie  aber  darf 
der  Betrag  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  höher 
sein  als  die  zur  Deckung  dienenden  Hypo- 
theken. Da  die  Landschaften  unter  Aufsicht 
des  preussi sehen  Staates  stehen  und  auch  ihrer- 
seits wieder  eine  weitgehende  Kontrolle  über 
die  Hypothekenschuldner  ausüben,  so  gilt  der 
Besitz  von  landschaftlichen  Pfandbriefen  als 
gute,  solide  Anlage. 

Über  Hypothekenbankpfandbriefe  lässt 
sich  ein  allgemeines  Urteil  nicht  fällen.  Eine 
unbedingte  Sicherheit  wird  nur  durch  ehr- 
liche und  sachkundige  Direktoren  und  Auf- 
sichtsräte gewährleistet.  Wer  Hypothekenbank- 
pfandbriefe erwerben  \yill,  wird  daher  gut  tun, 
vorher  bei  urteilsfähigen  Personen  Erkundi- 
gungen über  das  betr.  Institut  einzuziehen. 

Im  Gegensatz  zu  den  landschaftlichen  Pfand- 
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briefen  sind  die  Hypothekenbankpfändbriefe 
in  Preussen  und  in  einigen  andern  Staaten 
nicht  mündelsicher. 

d)  Rentenbriefe  und  Landeskultur- 
Rentenbriefe. 

Sie  sind  (s.  S.  199)  entstanden  aus  der  Ab- 
lösung der  Hoheitsrechte  der  Grundherren, 
der  Schulen  und  Kirchen  usw.  Da  der  Staat, 
die  Rentenbank  und  der  Grundherr  haftet, 
bieten  diese  Papiere  die  denkbar  grösste 
Sicherheit. 

e)  Eisenbahn-Prioritäten. 

Der  Name  Priorität  besagt,  dass  die  In- 
haber der  Papiere  ein  Vorzugsrecht  geniessen. 
Sie  haben  hinsichtlich  der  Verzinsung  ein  Vor- 
recht vor  den  Aktionären;  vor  den  andern 
Gläubigern  nur  dann,  wenn  eine  spezielle  Ver- 
pfändung stattgefunden  hat. 

Da  in  Deutschland  die  Mehrzahl  der  Eisen- 
bahnlinien in  die  Verwaltung  des  Staates  über- 
gegangen ist,  ist  die  Gattung  der  deutschen 
Eisenbahn- Prioritäten  nahezu  ausgestorben.  Für 
die  Kapitalsanlage  kommen  daher  fast  nur  noch 
ausschliesslich  die  ausländischen  (österrei- 
chisch-ungarische, italienische,  portugiesische, 
amerikanische)  Eisenbahn- Prioritäten  in  Betracht, 
deren  Sicherheit  naturgemäss  sehr  verschie- 
den ist. 

f)  Industrieobligationen. 

Die  Schuldverschreibungen  industrieller  Un- 
ternehmungen sind  dadurch  entstanden,  dass 
einzelne  Gesellschaften  Bankkredite  in  einer 
Höhe  in  Anspruch  genommen  hatten,  dass  die 
Banken,  um  nicht  einen  grossen  Teil  ihrer 
Mittel  festzulegen,  diese  Schuld  in  kleine,  ab- 
gerundete Beträge  zerlegten  und  wieder  weiter 
veräusserten. 

Zur  Sicherheit  der  Gläubiger  sind  vielfach 
notarielle  Verpfändungsurkunden  ausgefertigt 
und  Kautionshypotheken  eingetragen  worden. 
An  diesen  Kautionshypotheken  nehmen  die 
Teilschuldverschreibungen  —  Partialobli- 
gationen genannt,  weil  sie  Teile  einer  grossen 
Schuldforderung  sind  —  mit  gleichen  Rech- 
ten teil. 

Eine  generelle  Beurteilung  ist  bei  dieser 
Kategorie  von  Wertpapieren  äusserst  schwierig. 
Massgebend  ist  in  erster  Linie  die  Lage  der 
Gesellschaft  und  die  Art  der  bestellten  Sicher- 
heit (hypothekarische  Eintragung  usw.).  Die 
Obligationäre  rangieren  vor  den  Aktionären. 
Beträgt  die  Obligationenschuld  ein  vielfaches 
des  Aktienkapitals,  so  wird  dieses  Vorrecht 
illusorisch. 


2.  Aktien. 


a)  Allgemeines. 

Da  der  Aktionär  Teilhaber  einer  Gesellschaft 
ist,  so  ist  sein  Risiko  naturgemäss  grösser  als 
das  eines  Gläubigers  der  Gesellschaft,  eines 
Obligationärs,  aber  es  ist  begrenzt:  Jeder  Ak- 
tionär haftet  bei  der  Gründung  den  Gläubigern 
seiner  Gesellschaft  nur  mit  der  Summe,  zu 
deren  Zahlung  er  sich  verpflichtet  hat.  Darüber 
hinaus  kann  er  nicht  regresspflichtig  gemacht 
werden.  Hat  er  die  Aktie  später  erworben, 
so  kann  er  nicht  mehr  verlieren,  als  ihn  die 
Aktie  gekostet  hat. 

Die  ihm  zustehenden  Verwaltungsrechte  kann 
der  Aktionär  in  der  höchsten  und  in  der  in 
Angelegenheit  der  Gesellschaft  entscheidenden 
Instanz,  der  Generalversammlung  ausüben. 
Alljährlich  muss  diese  mindestens  einmal  durch 
Annoncen  in  den  durch  die  Statuten  bestimm- 
ten Blättern  vom  Vorstand  einberufen  werden. 
Die  Generalversammlung  prüft  die  Bilanz, 
genehmigt  die  vorgeschlagene  Gewinnvertei- 
lung (Dividende),  beschliesst  etwaige  Ände- 
rungen der  Satzungen  und  wählt  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsrats,  welche  die  Geschäftsfüh- 
rung zu  prüfen,  die  Kasse  und  die  Bestände 
zu  kontrollieren  haben  und  Vorgesetzte  des 
Vorstandes,  der  Direktoren,  sind. 

Wer  beabsichtigt,  an  der  Generalversamm- 
lung teilzunehmen,  muss  vorher  die  betreffen- 
den Aktien  an  einer  in  der  Bekanntmachung 
genannten  Stelle  hinterlegen.  Er  enthält  dann 
eine  Karte,  die  ihm  den  Zutritt  zur  General- 
versammlung gestattet  und  ihn,  je  nach  der 
Höhe  seines  Aktienbesitzes,  zur  Abgabe  von 
einer  oder  mehr  Stimmen  befähigt. 

Zur  Deckung  eines  bilanzmässigen  Verlustes 
fordert  das  Gesetz  die  Bildung  eines  Reserve- 
fonds. 

In  diesen  sind  einzustellen: 

1.  von  dem  jährlichen  Reingewinne  mindestens 
der  zwanzigste  Teil  so  lange,  als  der  Reservefonds  den 
zehnten  oder  den  im  Gesellschaftsvertrage  bestimmten 
höheren  Teil  des  Gesamtkapitals  nicht  überschreitet; 

2.  das  Agio  (Aufgeld),  das  bei  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft oder  bei  einer  Erhöhung  des  Grundkapitals 
dadurch  entstanden  ist,  dass  für  die  Aktien  ein  höherer 
Betrag  als  der  Nennwert  gezahlt  worden  ist; 

3.  der  Betrag  von  Zuzahlungen,  die  ohne  Er- 
höhung des  Grundkapitals  von  Aktionären  gegen  Ge- 
währung von  Vorzugsrechten  für  ihre  Aktien  geleistet 
werden. 

Ist  der  Reservefonds  erschöpft  und  hat  die 
Aktiengesellschaft  infolge  von  Misswirtschaft, 
schlechter  Konjunktur  usw.  eine  Unterbilanz 
aufzuweisen,  d.  h.  sind  die  Schulden  grösser 
als  das  Kapital,  so  findet  häufig  eine  Sa  nie- 
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rung  (Heilung,  Aufbesserung  der  Verhältnisse) 
dadurch  statt,  dass  das  Aktienkapital  vermin- 
dert wird.  Drei  Aktien  werden  in  zwei,  oder 
zwei  Aktien  in  eine  zusammengelegt,  häufig 
noch  unter  Forderung  einer  baren  Einzahlung. 
Die  auf  diese  Weise  entstandenen  neuen  Ak- 
tien erhalten  zum  Unterschied  von  den  ur- 
sprünglichen „Stamm -Aktien"  den  Namen 
„Stamm-Prioritäts- Aktien",  „Prioritäts-  Aktien" 
oder  „Vorzugs- Aktien".  Mitunter  findet  eine 
Unterscheidung  der  einzelnen  Gattungen  von 
Aktien  durch  Buchstaben  statt  (Aktien  L'L 
[Littera]  A,  Aktien  LLB.  usw.).  Bei  Verteilung 
der  Dividende  erhalten  dann  die  Inhaber  dieser 
Aktien  als  Entschädigung  dafür,  dass  sie  in 
die  Zusammenlegung  usw.  eingewilligt  haben, 
einen  gewissen,  statutenmässig  festgesetzten  Pro- 
zentsatz vom  Gewinn,  bevor  auf  die  alten  Stamm- 
Aktien  irgend  etwas  fällt.  Erreicht  der  Ge- 
winn eines  Geschäftsjahres  diesen  Prozentsatz 
nicht,  so  wird  der  fehlende  Betrag  mitunter 
vom  Gewinn  späterer  Jahre  vorweggenommen. 

Wird  von  den  Aktionären  zur  Beschaffung 
neuer  Betriebsmittel  eine  bareZuzahlung  ge- 
fordert —  eine  Vermehrung  des  Aktienkapi- 
tals findet  hierdurch  nicht  statt  — ,  so  fällt 
diesen  die  schwierige  Aufgabe  zu,  zu  prüfen, 
ob  die  Gesellschaft  lebensfähig  ist,  ob  ihre 
Verhältnisse  es  vorteilhafter  erscheinen  lassen, 
die  geforderte  Zuzahlung  zu  leisten,  oder 
neues  Kapital  in  das  Unternehmen  nicht  mehr 
hineinzustecken.  In  diesem  Falle  ist  auf  Ver- 
teilung einer  Dividende  in  der  Regel  nicht 
mehr  zu  rechnen,  da  event.  Gewinne  fast  aus- 
schliesslich den  Inhabern  von  Vorzugs-Aktien 
zugute  kommen.  Die  Stamm-Aktien  werden 
dadurch  im  allgemeinen  wertlos.  Solche  und 
andere  Wertpapiere,  welche  keinen  oder  nur 
einen  sehr  geringen  Wert  besitzen,  nennt  man 
Nonvaleurs. 

Die  Aktien,  auf  welche  eine  Zuzahlung  erfolgt,  er- 
halten einen  diesbez.  Aufdruck,  z.  B.  ,,25  "/o  zugezahlt. 
1905". 

Eine  Verminderung  des  Aktienkapitals  kann 
ausser  durch  Zusammenlegung  auch  durch  An- 
kauf, mitunter  auch  durch  Verlosung  (Fran- 
zosen, italienische  Bahnen)  des  Aktienkapitals 
erfolgen.  Dies  wird  geschehen,  wenn  die  Gesell- 
schaft infolge  veränderter  Umstände  das  bisherige 
Grundkapital  nicht  mehr  nutzbringend  verwen- 
den kann.  Die  bisherigen  Aktionäre  bekommen 
häufig  sog.  Genusscheine,  welche  einen 
Anteil  'am  Gewinn  der  Gesellschaft  gewähr- 
leisten, zum  Genuss  von  Dividenden  berechtigen. 

Über  die  Pflichten  und  Rechte  der  Aktio- 


näre und  der  Besitzer  von  Kommandit- 
Anteilen  vgl.  den  letzten  Abschnitt  dieses 
Werkes. 

b)  Aktiengattungen. 

a)  Bankaktien.  Nach  der  Art  der  Ge- 
schäfte unterscheidet  man  hauptsächlich:  Noten- 
banken, Kreditbanken  und  Hypothekenbanken 
(s.  S.  452  ff.).  Die  Erträgnisse  sind  in  hohem 
Masse  von  den  allgemeinen  wirtschaftUchen 
Verhältnissen  abhängig  und  daher  naturgemäss 
mancherlei  Schwankungen  unterworfen.  Die 
grösseren  Institute  sind  aber  durch  Ansamm- 
lung von  Reserven,  ferner  durch  hohe  Ab- 
schreibungen, niedrige  Bewertung  von  Bestän- 
den usw.  in  neuerer  Zeit  bemüht,  dieDi  vi  den  de 
auf  ungefähr  gleicher  Höhe  zu  erhalten. 

Bei  Prüfung  einer  Bankbilanz  ist  in  erster 
Linie  auf  die  Liquidität  (Geldflüssigkeit)  der 
Bank  zu  achten.  Die  Verwaltung  einer  jeden 
Bank  muss,  wie  oben  bereits  erwähnt,  ihr 
Augenmerk  hauptsächlich  darauf  richten,  dass 
den  jederzeit  fälligen  Verbindlichkeiten 
leicht  einziehbare  Forderungen  gegen- 
überstehen, in  erster  Linie  also  kurzfristige 
Wechsel.  Bei  den  Noten-,  und  in  gewisser 
Beziehung  auch  bei  den  Hypothekenbanken 
bestehen  hierüber  gesetzliche  Vorschriften. 
Ferner  ist  bei  der  Beurteilung  einer  Bankbilanz 
zu  achten:  auf  die  Höhe  der  Reserven  und 
die  Art,  wie  sich  die  Gewinne  aus  Zinsen, 
Provisionen,  Konsortialgewinnen  usw.  zusam- 
mensetzen, auf  die  im  Laufe  des  Geschäfts- 
jahres etwa  erlittenen  Verluste,  auf  die  Bewer- 
tung der  Bankgebäude  und  die  event.  darauf 
vorgenommenen  Abschreibungen. 

ß)  Eisenbahnaktien.  Einst  die  am  meisten 
beliebte  und  gesuchte  Kategorie  von  Aktien, 
bilden  heute  die  Eisenbahnaktien  nur  einen 
sehr  kleinen  Prozentsatz  der  gehandelten  Werte. 
In  verschiedenen  europäischen  Ländern  sind 
die  Bahnen  in  den  Besitz  des  Staates  überge- 
gangen. Im  allgemeinen  ist  den  Aktionären 
eine  Abfindungssumme  gezahlt  worden,  mit 
der  sie  sehr  zufrieden  sein  konnten.  In  einigen 
Fällen  jedoch  haben  sie  auch  schwere  Ent- 
täuschungen erlitten  (Verstaatlichung  der  Hessi- 
schen Ludwigsbahn,  der  Schweizerischen  Bah- 
nen usw.). 

Über  die  Einnahmen  der  Eisenbahngesell- 
schaften gewähren  ein  anschauliches  Bild  die 
Betriebsausweise,  die  in  gewissen  Zwischen- 
räumen (8,  10  Tage,  monatlich)  veröffentlicht 
werden.  Mitunter  werden  auch  die  Betriebs- 
ausgaben oder  die  Betriebsüberschüsse  mitver- 
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öffentlicht.  Da  in  der  Regel  auch  die  ent- 
sprechenden Ziffern  des  Vorjahres  angegeben 
werden,  so  können  a-us  dem  plus  oder  minus 
Schlüsse  auf  die  gegenwärtige  Lage  des  Unter- 
nehmens gezogen  werden. 

In  neuerer  Zeit  haben  sich  teilweise  mit 
Unterstützung  des  Staates  und  der  Kommune 
usw.  die  Kleinbahnen  sehr  vermehrt.  Es 
sind  dies  Bahnen,  welche  den  örtlichen  Ver- 
kehr innerhalb  eines  Gemeindebezirks  oder 
mehrerer  benachbarter  Bezirke  vermitteln,  ferner 
die  ohne  Lokomotiven  betriebenen  Bahnen 
(Pferdebahnen,  elektrische  Bahnen  usw.). 

Über  Konzession,  Expropriation,  Heimfall- 
recht, Tarife  usw.  s.  S.  331  ff. 

7)  Aktien  von  Transportgesellschaften. 
Neben  den  Aktien  der  Eisenbahn-  und  Strassen- 
bahn-Gesellschaften  nehmen  neuerdings  eine 
hervorragende  Stellung  ein  die  Aktien  der 
Da  m  pf  seh  iff  ah  rts- Gesell  Schäften. 

Nicht  unwesentlich  für  die  Höhe  der  Er- 
trägnisse dieser  Gesellschaften  sind,  wie  die 
Ereignisse  der  letzten  Jahre  bewiesen  haben, 
die  Tarife,  die  infolge  der  Konkurrenz  zeit- 
weise sehr  herabgesetzt  worden  sind;  ferner 
die  Kohlenpreise  und  die  Höhe  der  Arbeits- 
löhne. 

d)  Aktien  von  Versicherungsgesell- 
schaften. Bei  den  Versicherungsgesellschaften 
ist  nur  ein  verhältnismässig  kleines  Betriebs- 
kapital, dagegen  ein  grosser  Garantie- 
fonds erforderlich.  Aus  diesem  Grunde  sind 
auf  die  Aktien  der  Versicherungsgesellschaften 
nur  10 — 25°/o  eingezahlt.  Die  Inhaber  der 
Aktien  sind  aber  zur  Zahlung  des  Restes  ver- 
pflichtet, wenn  einmal  die  erhobenen  Prämien 
und  die  Reservefonds  nicht  ausreichen  sollten, 
um  die  Ausgaben  der  Gesellschaft  für  Renten, 
Entschädigungen,  Verwaltungskosten  usw.  zu 
decken. 

Als  Sicherheit  muss  der  jeweilige  Besitzer 
der  Aktien  einen  auf  8  oder  14  Tage  nach 
Sicht  gestellten  Sola- Wechsel  in  Höhe  der 
zur  Vollzahlung  fehlenden  Summe  bei  der  Ver- 
waltung der  betr.  Gesellschaft  hinterlegen. 

Die  Veräusserung  der  Aktien  von  Versicherungsge- 
sellschaften darf  nur  an  solche  Personen  erfolgen,  gegen 
welche  die  Direktion  der  Gesellschaft  nichts  einzuwen- 
den hat,  d.  h.  an  Personen,  von  denen  sie  annimmt, 
dass  sie  eintretendenfalls  in  der  Lage  sind,  den  von  ihnen 
zu  hinterlegenden  Solawechsel   einlösen   zu  können. 

s)  Industrie-Aktien.  Die  Aktien  der  Ge- 
sellschaften, welche  nicht  in  eine  der  bespro- 
chenen Gattungen  —  Bank-,  Eisenbahn-, 
Transport-  oder  Versicherungsunternehmen  — 


fallen,  fasst  man  unter  dem  Namen  Industrie- 
aktien zusammen. 

Hierzu  gehören  die  Aktien  von  Bergwerks-  und 
Hüttengesellschaften  —  Montanpapiere  genannt  — ,  die 
Aktien  von  Maschinenfabriken,  Chemischen  Fabriken, 
Brauereien,  Gas-  und  Wasserwerken,  Elektrizitätsgesell- 
schaften,  Zuckerfabriken.  Spinnereien,  Webereien  usw. 

Will  man  solche  Aktien  erwerben,  so  sollte 
man  achten:  auf  die  technischen  Betriebsein- 
richtungen des  Unternehmens,  auf  die  Absatz- 
und  Konkurrenzverhältnisse,  ob  die  Gesell- 
schaft zu  einem  Syndikat  gehört,  ob  die  ihr 
zur  Verfügung  stehenden  Betriebsmittel  aus- 
reichend sind,  auf  die  Zollverhältnisse,  auf  die 
Höhe  der  Arbeitslöhne  und  der  Kohlenpreise, 
auf  die  Rücklagen  und  Abschreibungen,  auf 
Maschinen  und  Werkzeuge  usw.;  ferner  auch 
auf  die  Verhältnisse  des  ganzen  Industriezweiges, 
z.  B.  bei  Brauereien :  auf  die  Preise  von  Gerste 
und  Hopfen,  bei  Waffen-,  Pulver-,  Sprengstoff- 
Fabriken:  auf  die  politische  Lage  (Krieg,  Neu- 
ausrüstung). 

Zu  warnen  ist  vor  Verallgememerungen. 
Liegt  das  Geschäft  in  einer  Branche  gut,  so 
darf  hieraus  noch  nicht  etwa  gefolgert  werden, 
dass  jede  Gesellschaft  der  Branche  gut  beschäf- 
tigt ist  und  mit  erheblichem  Nutzen  arbeitet. 

3.  Kuxe  und  Bohranteile 

a)  Kuxe. 
a)    Entstehung     einer     Gewerkschaft. 

Eine  der  ältesten  und  speziell  für  den  Bergbau 
sehr  geeignete  Form  der  Kapitalvereinigung 
ist  die  Gewerkschaft.  Hat  jemand  durch 
Bohrung,  Schürfung  oder  sonstwie  Kohlen, 
Kali  oder  Erze  gefunden  und  will  deren  Lager 
ausbeuten,  so  hat  er  bei  dem  zuständigen 
Oberbergamt  den  Antrag  zu  stellen,  ihm  die 
Erlaubnis  zur  Ausbeutung  zu  geben,  d.  h.  ihm 
das  Bergwerkseigentum  zu  verleihen.  Er 
legt,  wie  der  Fachausdruck  lautet,  „Mutung" 
ein.  Ist  von  niemandem  zuvor  ein. Recht  auf 
das  betr.  Bergwerk  geltend  gemacht  worden, 
so  wird  dem  Antragsteller  das  Mutungsrecht 
verliehen,  und  er  kann  mit  der  Ausbeute  be- 
ginnen. Ist  er  allein  nicht  in  der  Lage,  die 
Kosten  zu  tragen,  so  sucht  er  einen  oder 
mehrere  Teilnehmer,  um  mit  ihnen  eine  Ge- 
werkschaft (abgeleitet  von  „wirken")  zu  bilden. 

Nach  dem  Preussischen  Allgemeinen  Berg- 
gesetz vom  24.  Juni  1865,  das,  mit  geringen  Ab- 
weichungen, auch  für  die  andern  deutschen  Staaten 
gilt,  genügen  zur  Bildung  einer  Gewerkschaft  2  Per- 
sonen, sofern  das  Bergwerkseigentum  vorhaftden  ist. 
Die  Gewerkschaft  hat  sich  unter  Beilegung  eines  Namens 
—  gewöhnlich  ist  es  der  Name  des  Bergwerks  —  im 
Grundbuch  eintragen  zu  lassen. 
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ii)     Organisation     der     Gewerkschaft 

Während  die  Aktiengesellschaft  eine  Ver- 
einigung von  Kapitalien  ist,  ist  die  Gewerk- 
schaft eine  Vereinigung  von  Personen,  die 
sich  zur  Ausbeutung  eines  Unternehmens 
(Bergwerkes)  zusammengetan  haben.  Das  ge- 
meinsame gewerkschaftliche  Eigentum  wird 
entweder  in  100  oder  1000  Anteile  —  Kuxe 
genannt,  abgeleitet  von  dem  böhmischen  Worte 
Kukux  —  geteilt.  Die  Kuxe  lauten  nicht,  wie  die 
Aktien,  auf  einen  bestimmten  Betrag,  sondern 
sie  sind  nur  Bescheinigungen  über  eine  Ge- 
schäftsbeteiligung, ideelle  Anteile  an  dem  ge- 
meinsamen Gewerkschaftsbesitz.  Da  sie  auf  den 
Namen  gestellt  sind,  so  muss  bei  ihrer  Ver- 
äusserung  eine  schriftliche  Übertragung  auf 
den  neuen  Käufer  stattfinden. 

Die  Mitglieder  der  Gewerkschaft,  die  Ge- 
werken,  nehmen  an  dem  Gewinn  und  Ver- 
lust nach  dem  Verhältnis  ihrer  Kuxe  teil.  Wer 
z.  B.  einen  Kux  einer  100  teiligen  Gewerkschaft 
besitzt,  erhält  ^/loo  vom  Gewinn,  Ausbeute 
genannt,  oder  hat  eintretendenfalls  ^j^oo  des 
Zuschusses  zu  leisten,  der  durch  nicht  gedeckte 
Unkosten,  durch  Neubauten  zur  Förderung 
des  Betriebes  usw.  erforderlich  ist.  Man  nennt 
solche  eingeforderten  Zahlungen  Zubusse 
(s.  a.  S.   164). 

b)  Bohranteile. 

Weit  neueren  Datums  als  die  Gewerkschaft 
ist  die  Bohrgesellschaft.  Ihr  Zweck  ist, 
durch  Bohrungen  an  verschiedenen  Stellen  zu 
suchen,  ob  irgendwo  abbaufähige  Mineral- 
schätze vorhanden  sind.  Diese  Bohrungen 
verschlingen  mitunter  recht  grosse  Summen. 
Hat  die  Gesellschaft  aber  ein  Kali-  oder  ein 
Kohlenlager  entdeckt,  und  ist  ihr  auf  Antrag 
das  Bergwerkseigentum  verliehen  worden,  dann 
geht  aus  der  Bohrgesellschaft  in  der  Regel 
eine  Gewerkschaft  oder  eine  Aktiengesellschaft 
hervor,  und  es  werden  auch  grosse  Summen 
verdient. 

Im  Gegensatz  zur  Gewerkschaft  bestehen 
bei  der  Bohrgesellschaft  keine  geregelten 
Rechtsverhältnisse.  Jeder  Teilnehmer 
an  einer  Bohrgesellschaft  haftet  persön- 
lich mit  seinem  ganzen  Vermögen  für 
deren  rechtsgültig  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen. Von  dieser  Haftung  kann  er 
sich  nicht,  wie  nach  dem  Berggesetz  der  Ge- 
werke,  dadurch  entziehen,  dass  er  seinen  An- 
teil an   die  Gesellschaft  abtritt. 

Ist  schon  beim  Erwerb  von  Kuxen  grösst- 
mögliche  Vorsicht  notwendig,  so  noch  mehr 


bei  dem  Erwerbe  von  Bohranteilen.  Wer 
nicht  genau  über  die  einschlägigen  Verhältnisse 
orientiert  ist  und  nicht  über  ein  grösseres  Ver- 
mögen verfügt,  wird  gut  tun,  derart  spekulative 
Papiere  nicht  zu  erwerben. 

4.  Los-  und  Prämien-Anleihen. 

Am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  entstand  eine 
neue  Form  amortisabler  Staatsanleihen,  die  ent- 
weder gar  keine  festen  jährlichen  Zinsen  brach- 
ten oder  niedrigere  als  die  sonst  landesüblichen. 
Die  ersparten  Zinsen  wurden  zu  mehr  oder 
minder  hohen  Gewinnen,  Prämien,  verwen- 
det, daher  der  Name:  Los-,  Lotterie-  oder  Prä- 
mienanleihen. 

Diese  Anleihen  konnten  meist  unter  günsti- 
geren Bedingungen,  d.  h.  zu  höherem  Kurse, 
bezw.  niedrigerem  Zinsfuss  begeben  werden 
als  die  etwa  gleichzeitig  ausgegebenen  andern 
Staatsanleihen,  da  die  Möglichkeit,  einen  hohen 
Gewinn  zu  machen,  bei  dem  allgemeinen  Hang 
zum  Glücksspiel  einen  unwiderstehlichen  Reiz 
auf  die  Käufer  ausübte.  Sehen  doch  die 
meisten  Menschen  auf  einem  Lotterieplan  nur 
die  hohen  Gewinne  und  nicht  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Nieten. 

Adam  Smith  schrieb  über  das  Lotteriespiel  in  seinem 
Werke  „Natur  und  Ursachen  des  Volkswohlstandes": 
„Um  mehr  Aussicht  auf  Gewinn  zu  haben,  kauft  man- 
cher mehrere  ganze  Lose  oder  kleine  Anteile  einer  noch 
grösseren  Anzahl,  und  doch  gibt  es  keinen  Satz  in  der 
Mathematik,  der  sicherer  wäre  als  dieser:  dass  man 
desto  eher  verliert,  je  mehr  Lose  man  hat.  Spielt  man 
alle,  so  ist  der  Verlust  gewiss,  und  je  mehr  Lose  man 
spielt,  desto  näher  kommt  man  dieser  Gewissheit." 

Die  Losanleihe  ist  entweder  in  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Stücken,  die  mit  fortlaufenden 
Nummern  versehen  sind,  oder  in  Serien  ge- 
teilt,deren  jede  10,  20,  25  oder  100  Lose  enthält. 
Im  letzteren  Falle  findet  zuerst  eine  Auslosung 
der  Serien  (Serienziehung)  statt,  der  an 
einem  späteren  Termin  die  Auslosung  der  Ge- 
winne (Gewinnziehung)  folgt,  an  der  die- 
jenigen Lose  teilnehmen,  deren  Serien  vorher 
gezogen  worden  sind.  Jedes  Los  muss  min- 
destens mit  seinem  Nominalbetrage  (nicht  zu 
verwechseln  mit  seinem  Kurswert)  heraus- 
kommen. 

Lose  und  Prämienanleihen,  deren  Serien- 
nummer gezogen  worden  ist  —  man  nennt 
sie  kurz  Serienlose  —  gelangen  bis  zu  der 
Ziehung,  die  über  den  ihnen  zufallenden  Ge- 
winn entscheidet,  mehrfach  in  den  Handel. 

Der  Kurs  der  Losanleihen  ist  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten fast  stetig  gestiegen.  Einmal  deshalb,  weil 
die  kleinsten  Treffer  —  Nieten  genannt  —  bei  den 
meisten  Losanleihen  allmählich  wachsen,  dann  aber,  weil 
die  Zahl  der  noch   vorhandenen   Prämienanleihen   von 
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Jahr  zu  Jahr  abnimmt.  Das  Reichsgesetz  vom  8.  Juni 
1871,  betreffend  die  „Inhaberpapiere  mit  Prämien",  be- 
stimmt nämlich,  dass  neue  Lotterieanleihen  nur  auf  Grund 
eines  Reichsgesetzes  und  nur  zum  Zwecke  einer  Anleihe 
des  Deutschen  Reiches  oder  eines  Bundesstaates  ausge- 
geben, ferner  dass  von  ausländischen  Losen  nur  die- 
jenigen Stücke  gehandelt  werden  dürfen?  die  vor  dem 
1.  Mai  1871  ausgegeben  und  bis  zum  15.  März  1872 
mit  dem  deutschen  Reichsstempel  versehen  worden  sind. 

Um  den  wirklichen  Wert  eines  unver- 
zinslichen Loses  zu  ermitteln,  müsste  man  sämt- 
liche bis  zum  Schluss  der  Ziehung  auf  die 
betreffende  Anleihe  entfallenden  Gewinnbeträge, 
unter  Abzug  der  Zinsen  bis  zum  Auszahlungs- 
tage, zusammenaddieren  und  durch  die  Zahl  der 
zur  Zeit  noch  nicht  gezogenen  Lose  teilen. 

Bei  einigen  Losanleihen  finden  Prämien- 
und  Amortisationsziehungen  statt.  In 
diesem  Falle   nehmen    die    bereits   zur  Rück- '  bei  jedem  Bankier  erhältlich  sind,  so  ist  auch  im 


an  der  Mehrzahl  der  sogenannten  Serien- 
losgesellschaften,  welche  gegen  eine  monat- 
liche Zahlung  von  5 — 10  M  den  Spieler  mit 
i/'ioo  des  Gewinns  beteiligen,  der  auf  einige 
in  ihrem  Besitz  befindliche  Serienlose  entfallen 
kann. 

„Garantiert  sichere  Treffer  bietet  das  Spiel  in  den 
in  Deutschland  gesetzlich  erlaubten  Serienlosen 
mit  abwechselnden  Hauptgewinnen  von  500  0000, 300  000, 
200000,  150000  usw.  M.  Jährlich  18  Ziehungen.  Mo- 
natlicher Beitrag  nur  5  bezw.  10  M." 

Oder: 

„3000  bis  4000  M  kann  sich  jeder  in  seiner  freien 
Zeit  jährlich  nebenbei  verdienen." 

So  oder  ähnlich  lauten  die  Annoncen.  Ab- 
gesehen davon,  dass  die  an  und  für  sich  schon 
sehr  teuren  Serienlose  bei  diesen  Gesellschaften 
noch    viel   teurer  angerechnet  werden  als  sie 


Zahlung  gezogenen  Lose  noch  bis  zum  Schluss 
sämtlicher  Ziehungen  an  den  Prämienver- 
losungen teil.  Bei  der  grossen  Anzahl  der 
mitspielenden  Lose  sind  die  Gewinnchancen 
naturgemäss  nur  sehr  gering. 

Zu  warnen  ist  vor  dem  Ankauf  von  Losen 
auf  Ratenzahlung  und  vor  der  Beteiligung 


Falle  eines  grösseren  Gewinnes  nicht  immer 
auf  die  Sicherheit  des  Unternehmers  zu  rechnen. 
Vielfach  erlischt  ferner  durch  einmalige  Nicht- 
bezahlung des  fälligen  Betrages  die  Mitglied- 
schaft, und  die  bisher  gezahlten  Beiträge  ver- 
fallen „zugunsten  der  Losgesellschaft",  d.  h. 
der  Unternehmer. 


V.  Der  Börsenauftrag. 


I 


Da,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  der  Ein- 
tritt zur  Börse  und  der  Abschluss  von  Ge- 
schäften nur  denjenigen  gestattet  ist,  welche 
dort  berufsmässig  Geschäfte  abwickeln,  per- 
sönlich bekannt  sind  und  den  nötigen  Kredit 
besitzen,  so  muss  der  Kapitalist  oder  Sparer, 
der  „an  der  Börse  handeln"  will,  sich  der 
Vermittelung  einer  Bank  oder  eines  Bankiers 
bedienen. 

Derjenige,  der  bei  der  Bank  oder  Bankfirma, 
der  er  den  Auftrag  erteilt,  noch  kein  Depot 
oder  bares  Guthaben  besitzt,  muss,  wenn  er 
einen  Kaufauftrag  gibt,  eine  Anzahlung  leisten, 
wenn  er  einen  Verkaufauftrag  gibt,  die  betr. 
Wertpapiere  einliefern  und  in  der  Regel  auch 
noch  durch  Unterzeichnung  eines  Formulars 
sich  mit  den  „Geschäftsbedingungen"  (s.  S.  462) 
einverstanden  erklären. 

Zur  Erteilung  der  Börsenaufträge  („Orders") 
werden  in  der  Regel  vorgedruckte  Formulare 
—  für  Kauf-  und  Verkaufaufträge  meist  in 
verschiedenen  Farben  —  benutzt  (s.  S.  521). 

Der  Auftrag  muss  enthalten: 

L  die  Angabe,  ob  gekauft  oder  verkauft 
werden  soll; 

2.  den  Nominalwert,  der  angeschafft,  bezw. 


verkauft   werden    soll,    mit  Angabe   der 
Währung  (M,  Fr.,  ^  usw.); 

3.  die  genaue  Bezeichnung  des  Papieres 
(vorkommendenfalls  auch  Serie,  Littera, 
Angabe  ob  Aktie,  Vorzugsaktie  usw.); 

4.  den  Kurs,  der  beim  Ankauf  nicht  über- 
schritten werden  darf,  bezw.  unter  dem 
die  Papiere  nicht  veräussert  werden  sollen. 
Wünscht  der  Kommittent,  dass  die  Papiere 
auf  alle  Fälle  gekauft,  bezw.  verkauft 
werden,  so  schreibt  er  anstatt  eines  Kurses 
das  Wort  „bestens"  —  bei  Ankäufen  auch 
„billigst",  bei  Verkäufen  „bestmöglich" 
—  auf  den  Orderzettel. 

Ist  eine  Preisgrenze  gesetzt,  so  spricht  man 
von  limitierten,  ist  es  nicht  der  Fall,  von 
unlimitierten  Aufträgen. 

5.  Die  Zeit,  für  welche  die  Order  in  Nota 
genommen  werden  soll,  falls  Ausführung 
am  ersten  Tage  möglich  ist. 

Der  Auftrag  kann  erteilt  werden: 

a)  für  einen  Tag; 

b)  bis  Widerruf,  d.  h.  bis  der  Kommittent  die  Order 
widerruft ; 

c)  bis  zum  letzten  Tage  (ultimo)  des  laufenden 
Monats  („gültig  bis  ult.  er."),  bezw.  bis  ultimo 
des    nächsten   Monats,    sofern    der  Auftrag    am 
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letzten  oder  an  einem  der  letzten  Tage  des  Monats 
erteilt  ist. 

6.  Angabe,  ob  die  Stücke  abgeliefert  werden, 
oder  ob  sie  dem  Depot  zu  entnehmen 
sind,   bezw.  ob  Ablieferung  der  Stücke 


oder  Einverleibung  ins  Depot  gewünscht 
wird. 
7.  Angabe,  ob  der  Gegenwert  in  bar  ge- 
zahlt,   bezw.    gewünscht  wird,   oder  ob 
Verrechnung  auf  Konto  stattfinden  soll. 


VI.  Die  Kurse. 


1.  Die  Börsenmakler. 

Weil  eine  Umfrage  unter  den  Börsenbesuchern, 
wer  von  einem  genannten  Wertpapiere  zu  einem 
bestimmten  Kurse  einen  bestimmten  Betrag  ab- 
zugeben, bezw.  zu  verkaufen  bereit  ist,  sehr 
zeitraubend  wäre  und  meistens  auch  nicht  ein- 
mal zum  Ziele  führen  würde,  'gibt  es  an  der 
Börse  Personen,  die  berufsmässig  die  Geschäfte 
zwischen  Käufern  und  Verkäufern  vermitteln: 
die  Makler. 

An  den  deutschen  Effektenbörsen  sind  zwei 
Gattungen  von  Maklern  zu  unterscheiden: 

1.  Kursmakler  (früher  vereidete  Fonds- 
und Wechselmakler  genannt)  und 

2.  Privatmakler,  die  kurz  Makler  ge- 
nannt werden.  Im  Börsenjargon  bezeich- 
net man  diese  mitunter  auch  als  „Pfusch- 
makler", weil  sie  den  Kursmaklern  ins 
Handwerk  pfuschen. 

Während  als  Makler  jeder  tätig  sein  kann, 
wer  nicht  aus  einem  der  (S.  510)  genannten 
Gründe  vom  Börsenbesuch  ausgeschlossen 
ist,  und  der  sich  eine  Börsenkarte  gelöst  hat, 
werden  die  Kursmakler  durch  den  Regie- 
rungspräsidenten, in  dessen  Verwaltungsbezirk 
die  Börse  gelegen  ist,  bestellt.  Vor  Antritt  ihrer 
Stellung  haben  sie  den  Eid  jedes  Staatsbeamten, 
dass  sie  die  ihnen  obliegenden  Pflichten  ge- 
treu erfüllen  werden,  zu  leisten.  Wie  alle 
Börsenbesucher  unterstehen  auch  sie  der  Börsen- 
leitung des  Börsen  Vorstandes  und  dem  Ehren- 
gericht (§  30). 

Eine  Vertretung  der  Kursmakler  (Maklerkammer) 
ist  bei  der  Bestellung  neuer  Kursmakler  und  bei  Ver- 
teilung der  Geschäfte  unter  die  einzelnen  Makler  gut- 
achtlich zu  hören.  Die  näheren  Bestimmungen  über 
die  Bestellung  und  Entlassung  der  Kursmakler  und  die 
Organisation  ihrer  Vertretung,  sowie  über  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  Staatskommissaren  und  den  Börsen- 
organen werden  von  der  Landesregierung  gegeben. 

Für  die  Berliner  Börse  ist  eine  Maklerordnung 
am  4.  Dezember  18Q6  durch  den  preussischen  Handels- 
minister erlassen  worden.  Die  Kursmakler  an  der 
Berliner  Börse  werden  durch  eine  aus  11  Mitgliedern 
und  5  Stellvertretern  bestehende  Maklerkammer  ver- 
treten. Von  den  Mitgliedern  müssen  zwei,  und  von 
den  Stellvertretern  muss  einer  an  der  Produktenbörse 
tätig  sein. 


Nach  §  32  des  Börsengesetzes  dürfen  die 
Kursmakler  in  den  Geschäftszweigen,  für  welche 
sie  bei  der  amtlichen  Feststellung  des  Börsen- 
preises mitwirken,  nur  insoweit  für  eigene 
Rechnung  oder  in  eigenem  Namen  Handels- 
geschäfte schliessen  oder  eine  Bürgschaft  für 
die  von  ihnen  übermittelten  Geschäfte  über- 
nehmen, als  dies  zur  Ausführung  der  ihnen 
erteilten  Aufträge  nötig  ist;  die  Landesregie- 
rung bestimmt,  in  welcher  Weise  die  Beobach- 
tung dieser  Vorschrift  zu  überwachen  ist.  Die 
Gültigkeit  der  abgeschlossenen  Geschäfte  wird 
hierdurch  nicht  berührt. 

Die  Kursmakler  dürfen,  soweit  nicht  die  Landes- 
regierung Ausnahmen  zulässt,  ein  sonstiges  Handels- 
gewerbe nicht  betreiben,  auch  nicht  an  einem  solchen 
als  Kommanditist  oder  stiller  Gesellschafter  beteiligt 
sein;  ebensowenig  dürfen  sie  zu  einem  Kaufmann  in 
dem  Verhältnisse  eines  Prokuristen,  Handelsbevoll- 
mächtigten oder  Handlungsgehilfen  stehen. 

An  der  Berliner  Börse  bilden  je  2  Kursmakler 
in  der  Regel  eine  Maklergruppe  und  stellen 
gemeinschaftlich  die  Kurse  derjenigen  Wert- 
papiere, Wechsel  usw.  fest,  welche  ihnen  durch 
die  Maklerkammer  zugewiesen  sind. 

Die  Zahl  der  Kursmakler  an  der  Berliner  Börse 
betrug  am  Anfang  des  Jahres  1905  75.  Sie  waren  in 
39  Gruppen  eingeteilt,  deren  jede  die  Umsätze  ent- 
weder von  wenigen  lebhaft  gehandelten  oder  von  vielen 
wenig  gehandelten  Effekten  zu  vermitteln  hat. 

2.  Die  amtliche  Feststellung  der  Kurse. 

a)  Allgemeines.  Als  Börsenpreis  ist  (Börsen- 
gesetz §  29)  derjenige  Kurs  festzusetzen,  welcher 
der  wirklichen  Geschäftslage  des  Verkehrs  an 
der  Börse  entspricht.  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung bei  der  amtlichen  Feststellung  des 
Börsenpreises  kann  jedoch  nur  erhoben  werden 
(Börsengesetz  §31),  wenn  das  Geschäft  durch 
Vermittelung  eines  Kursmaklers  abgeschlos- 
sen ist. 

An  der  Berliner  Börse,  mit  deren  Einrich- 
tungen wir  uns  hier  hauptsächlich  beschäf- 
tigen, und  deren  Usancen  und  Gebräuche  von 
denen  der  andern  Börsenplätze  nicht  wesent- 
lich abweichen,  geschieht  die  amtliche  Fest- 
stellung der  Kurse: 


Die  Kurse. 


523 


1.  für  Wertpapiere  und  Geldsorten  an  einem 
jeden  Börsentage; 

2.  für  Wechsel  auf  ausländische  Plätze  min- 
destens dreimal  wöchentlich  (s.S.  475). 

Bei  den  per  Kasse  gehandelten  Effekten 
wird  für  jedes  Papier  nur  ein  Preis  festge- 
setzt, der  so  beschaffen  ist,  dass  zu  ihm  alle 
oder  die  meisten  Aufträge  ausgeführt  werden 
können. 

Die  amtliche  Feststellung  der  Kurse  erfolgt 
namens  des  Börsenvorstandes  durch  eins  oder 
mehrere  seiner  Mitglieder  nach  den  Angaben 
der  Kursmakler. 

ß)  Kassakurse.  Die  Feststellung  der  Kassa- 
kurse beginnt  um   l^j^  Uhr  (Sonnabends  um 

1  Uhr).  Bis  zu  dieser  Zeit  und  über  sie  noch 
hinaus,  und  zwar  bis  die  Kursmakler  ange- 
kündigt haben,  dass  sie  Aufträge  in  dem  betr. 
Papiere,  dessen  Kurs  sie  feststellen  wollen,  nicht 
mehr  annehmen,  müssen  die  Kursmakler,  die 
in  rechteckig  geformten  Schranken  sitzen, 
bezw.  zeitweise  vor  diesen  ihre  festen  Plätze 
haben,  Kauf-  und  Verkaufsaufträge  entgegen- 
nehmen. 

Die  Aufträge,  die  sämtlich  mündlich  erteilt 
werden,  trägt  der  Kursmakler,  bezw.  dessen 
Stellvertreter  (Substitut)  unter  Wiederholung 
des  Auftrags  in  sein  Börsenbuch  ein,  das  so 
viele  Ausschnitte  enthält,  als  der  Makler  Papiere 
handelt.  Auf  die  linke  Seite  kommen  die  Ver- 
kauf saufträge,  also  seine  Käufe,  -und  rechts 
die    Kaufaufträge.     Jede    Seite    enthält    meist 

2  Spalten:  In  der  einen  werden  die  limitierten 
Aufträge,  in  der  anderen  die  Aufträge,  welche 
„bestens"  auszuführen  sind,  notiert. 

Da,  wie  erwähnt,  immer  je  2  Kursmakler  dieselben 
Wertpapiere  handeln,  so  erteilen  die  Banken  in  der 
Regel  die  Aufträge  während  der  Dauer  eines  Monats 
abwechselnd  einem  der  beiden  Kursmakler. 

Mit  einem  Blick  überschaut  der  Makler,  ob 
für  das  Papier,  dessen  Kurs  er  festzustellen  hat, 
mehr  Kauf-  oder  Verkaufsaufträge  vorliegen. 
Sind  sie  annähernd  gleich,  so  sieht  der  Makler, 
ob  zum  vorhergehenden  Tageskurse  alle  oder 
möglichst  viele  Aufträge  ausgeführt  werden 
können. 

Angenommen,  der  eine  Makler  der  Gruppe 
hätte  von  einem  Papier  folgende  Aufträge: 


jenige,  der  den  Auftrag  erteilt  hat,  die  Papiere 
nicht  über  122,50*^10  zu  kaufen,  erhält  sie  so- 
gar 0,50  *^/o  unter  seinem  Limit. 

Da  den  Verkaufsaufträgen  von  140000  M 
nur  Käufe  im  Betrage  von  120000  M  gegen- 
überstehen, so  finden  20000  M  keine  Kom- 
pensation. 

Lauten  nun  die  Limite  des  andern  Maklers 
der  Gruppe: 


Verkauf: 


M  30000  zu  121,507o 


M  50000  zu  121,75  7o 


Kauf: 


M  70  000  bestens 


M  80000  zu  122  7o 


Verkauf: 


M  80000  zu  122% 
M  60000  bestens 


Kauf: 


M   10  000  zu  1 22,50  7o 


M  70000  zu  122  7o 


M  40000  bestens 

Zum  Kurse    von    122<>,o  können    sämtliche 
Kaufaufträge  zur  Ausführung  gelangen.     Der- 


M  50000  zu  1227o 

d.  h.,  hat  er  per  Saldo  20000  M  mehr  zu 
kaufen  als  zu  verkaufen,  so  kompensieren  sich 
diese  20000  M  mit  den  zu  verkaufenden 
20000  M  des  andern  Maklers.  Der  Kurs  wird 
also   122  0/0. 

So  einfach,  wie  in  diesem  Beispiel,  ist  die 
Kursfestsetzung  in  der  Regel  jedoch  nicht. 
Die  Makler  müssen  meist  erst  mehrere  Kurse 
probieren,  um  zu  einem  brauchbaren  Kurs, 
d.  h.  zu  einem  Kurse,  der  die  Ausführung 
möglichst  vieler  Aufträge  gestattet,  zu  ge- 
langen. 

Bei  dieser  provisorischen  Kursfeststellung, 
die  öffentlich  vor  sich  geht,  stehen  eine  An- 
zahl Bankiers  und  Börsenvertreter,  die  ein  In- 
teresse an  dem  betr.  Papiere  haben,  vor  den 
Schranken  und  erteilen  noch  kurz  vor  Fest- 
stellung des  Kurses  Kauf-  bezw.  Verkaufsauf- 
träge. So  lange  Aufträge  angenommen  wer- 
den, so  lange  dürfen  sie  auch  zurückgezogen 
werden.  Haben  die  Kursmakler  die  Kurse 
festgestellt,  so  darf  eine  Änderung  von  ihnen 
nur  unter  Zustimmung  sämtlicher  Interessenten 
erfolgen. 

Nachdem  eine  Maklergruppe  die  Kurse  der 
von  ihr  gehandelten  Werte  auf  diese  Weise 
festgestellt  hat,  begibt  sich  der  eine  Makler 
der  Gruppe  ins  Kurszimmer  der  Börse,  wo 
die  von  ihm  angesagten  Kurse  von  einem 
Börsensekretär  protokolliert  werden.  Bei  die- 
sem „Kursansagen"  darf  ausser  dem  Staats- 
kommissar, dem  Börsenvorstand,  den  Börsen- 
sekretären und  den  Kursmaklern  niemand  zu- 
gegen sein. 

Bei  einem  begründet  erscheinenden  Ein- 
spruch gegen  die  von  den  Kursmaklern  zur 
Notierung  angegebenen  Kurse  wird  häufig  der 
angeblich  benachteiligte  Auftraggeber  hinzu- 
gezogen. Durch  den  Staatskommissar  und  das 
amtierende  Mitglied  des  Börsen  vorstand  es  kann 
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eine  Abänderung  des  Kurses  oder  der  zum 
Kurse  gesetzten  Bezeichnung  (B.,  O.  usw.)  her- 
beigeführt werden. 

Nach  §  29  der  Börsenordnung  für  Berhn 
sind  die  amtierenden  MitgHeder  des  Börsen- 
vorstandes berechtigt,  von  den  Kursmaklern 
Auskunft  zu  fordern,  zu  welchen  Kursen  Wert- 
papiere, Geldsorten  usw.  gefordert  oder  an- 
geboten, und  zu  welchen  Kursen  Geschäfte 
abgeschlossen  sind,  sowie  Einsicht  in  die  Bücher 
der  Makler  zu  nehmen. 

Selbst  wenn  die  Notiz  genau  dem .  Limit 
entspricht,  wird  nicht  in  allen  Fällen  eine  Aus- 
führung des  limitierten  Auftrages  möglich  sein. 
Angenommen,  die  Makler  einer  Gruppe  hatten 
von  einem  Papier  nur  2  Aufträge:  10000  M 
zu  1200/0  zu  kaufen  und  40000  M  zu  120,100|o 
zu  verkaufen.  Notieren  sie  das  Papier  \20^1q, 
so  könnte  der  Käufer,  notieren  sie  es  120,10*^/o, 
so  könnte  der  Verkäufer  Ausführung  seines 
Auftrages  beanspruchen.  Da  bei  diesen  Kursen 
eine  Einigung  nicht  stattfinden  kann,  so  hat 
man  durch  Hinzufügung  von  Zeichen  zu  dem 
Kurse  einen  Ausweg  gefunden: 

b.  oder  bez.  (lies:  bezahlt)  bedeutet,  dass 
Angebot  und  Nachfrage  sich  ausgeglichen 
haben.  Alle  Kauf-  und  Verkaufsaufträge,  die 
nicht  limitiert  waren  oder  zu  diesem  Kurse 
limitiert  waren,  ebenso  alle  höher  als  zu  dem 
notierten  Kurs  limitierten  Kauf-  und  alle  nied- 
riger als  zu  dem  notierten  Kurs  limitierten 
Verkaufsaufträge  müssen  ausgeführt  sein. 

Das  gleiche  muss  der  Fall  sein,  wenn  zu 
den  Kursziffern  keine  Bezeichnung  hinzuge- 
fügt ist. 

b.  G.  oder  bez.  G.  (lies:  bezahlt  und 
Geld)  bedeutet,  dass  Umsätze  zu  diesem  Kurse 
stattgefunden  haben,  dass  aber  die  Nachfrage 
nicht  voll  befriedigt  werden  konnte. 

Es  waren  z.  B.  zum  Kurse  von  120%  12000  M 
von  einem  Papiere  zu  kaufen,  während  nur  8000  M 
zu  verkaufen  waren.  Von  dem  Kaufauftrage  konnten 
nur  8000  M  Erledigung  finden.  Der  notierte  Preis 
wurde  „bezahlt",  aber  es  wurde  zu  diesem  Kurse  noch 
Ware  gesucht. 

Wären,  um  bei  dem  Beispiel  (S.  523)  zu  bleiben, 
anstatt  110  000(70000  +  40  000)  111  000  M  oder  mehr 
, .bestens"  zu  kaufen  gewesen,  dann  würden  die  un- 
limitierten Aufträge  voll  aufgegeben  werden  müssen, 
ebenso  die  Aufträge  zu  122,50.  Gekürzt  würde  wer- 
den die  Summe  der  zu  122  aufgegebenen  Orders.  Die 
Notiz  würde  lauten:  122  bez.  O.,  bezw.  122  etw.  bez.  G. 

b.B.  oder  bez.  B.  (lies:  bezahlt  und  Brief 
[Brief  =  Wertpapier])  bedeutet,  dass  zu  dem 
notierten   Kurse  noch  Ware  angeboten   blieb. 

etw.  bez.  G.  (lies:  etwas  bezahlt  und 
Geld)  bedeutet,  dass  von  den  limitierten  Kauf- 
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auftragen  nur  ein  kleiner  Teil  ausgeführt  wer- 
den konnte. 

etw.  bez.  B.  (lies:  etwas  bezahlt  und 
Brief)  bedeutet,  dass  von  den  limitierten  Ver- 
kauf saufträgen  nur  ein  kleiner  Teil  ausgeführt 
werden  konnte. 

Während  die  Notiz  bez.  G.,  bezw.  bez.  B.  anzeigt, 
dass  etwa  die  Hälfte  des  limitierten  Auftrages  aus- 
geführt worden  ist,  bedeutet  die  Notiz  etw.  bez.  O., 
bezw.  etw.  bez.  B.,  dass  nur  ein  kleiner  Betrag  zu  dem 
notierten  Kurse  gehandelt  werden  konnte. 

G.  (lies:  Geld)  bedeutet,  dass  zu  diesem 
Kurse  Nachfrage  bestand.  Ein  Umsatz  war 
überhaupt  nicht  möglich,  oder  aber  er  war  so 
gering,  dass  ein  grosser  Teil  der  Kaufauf- 
träge nicht  ausgeführt  werden  konnte. 

B.  (lies:  Brief)  bedeutet,  dass  Angebot  vor- 
handen hat,  der  Umsatz  aber  so  gering  war, 
dass  ein  grosser  Teil  der  Verkaufsaufträge 
unausgeführt  bleiben  musste. 

—  (lies:  gestrichen)  bedeutet,  dass  ein  Um- 
satz in  dem  betr.  Papier  nicht  stattgefunden 
hat,  ein  Kurs  nicht  zustande  gekommen  ist. 
Es  hat  entweder  einem  grösseren  Posten  un- 
limitierter Käufe  kein  Verkäufer  oder  einer  un- 
limitierten Verkaufssumme  kein  Käufer  gegen- 
übergestanden, oder  es  war  eine  Einigung  der 
Interessenten   unmöglich. 

Ersieht  der  Kursmakler  aus  seinen  Aufträgen, 
dass  der  Kurs  eines  Papieres  erheblich  höher 
oder  erheblich  niedriger  als  am  vorangegange- 
nen Börsentage  sein  wird,  so  ist  er  verpflichtet, 
dies  auf  einer  Tafel  sichtbar  zur  Kenntnis  zu 
bringen.  Eine  voraussichtlich  grosse  Kurs- 
steigerung wird  angekündigt  durch  die  Zeichen 
-|--f -}-  (lies:  plus,  plus),   ein  voraussichtlich 

grosser  Kursrückgang  durch  die  Zeichen 

(lies:  minus,  minus). 

Was  unter  „erheblich"  zu  erstehen  ist,  lässt  sich 
nicht  nach  Prozenten  bestimmen,  sondern  hängt  von 
den  Kursschwankungen  ab,  denen  das  Papier  im  all- 
gemeinen unterworfen  ist.  Eine  Veränderung  des  Kurses 
um  V2 — V4V0  ^^^  Konsols  und  Reichsanleihen  ist  als 
ein  erheblicher  anzusehen,  während  in  einigermassen 
lebhaften  Zeiten  eine  Veränderung  von  4 — 5''/o  bei 
einer  Anzahl  von  Industriepapieren  nicht  als  erheb- 
lich gilt. 

7)  Ultimokurse.  Um  12  Uhr,  der  amtlich 
festgesetzten  Anfangszeit  der  Börse,  beginnen 
die  beiden  zu  einer  Gruppe  vereinigten  Kurs- 
inakler  die  ersten  Kurse  derauf  Zeit,  perUltimo 
(s.  S.  526  ff.),  gehandelten  Effekten  festzustellen. 
Sie  überblicken  die  in  ihren  Büchern  einge- 
tragenen Orders  und  teilen  sich  gegenseitig 
mit,  bei  welchem  Kurse  sie  „glatt"  sind,  d.h. 
weder  zu  kaufen  noch  zu  verkaufen  haben. 
Braucht    der   eine   Kursmakler  Ware,  so  teilt 
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ihm  der  andere  mit,  ob  und  zu  welchem  Kurse 
er  zu  verkaufen  hat.  Ist  der  eine  Abgeber, 
so  sagt  der  andere,  ob  und  zu  welchem  Kurse 
er  kaufen  würde.  Die  öffentlich  geführten 
Verhandlungen  führen  zu  Angebot  und  Nach- 
frage seitens  des  die  Kursmakler  umstehenden 
Börsenpublikums,  wodurch  nicht  allein  die 
Feststellung  der  Kurse  beeinflusst,  sondern  in 
vielen  Fällen  die  Ausführung  der  Aufträge  erst 
ermöglicht  wird.  Nachdem  der  Kurs  endgültig 
festgestellt  worden  ist,  was  nur  wenig  Zeit  be- 
ansprucht, wird  er  auf  der  in  der  Schranke 
befindlichen  Tafel  angeschrieben,  um  später 
im  amtlichen  Teile  des  Kurszettels  als 
„erster  Kurs"  notiert  zu  werden.  In  gleicher 
Weise  wird  darauf  in  einer  zur  Regel  gewor- 
denen Reihenfolge  bei  der  Feststellung  der 
anderen  ersten  Kurse  der  in  der  Gruppe  ge- 
handelten Effekten  verfahren. 

Da  die  auf  Zeit  gehandelten  Papiere  wäh- 
rend einer  Börse  vielfachen  Schwankungen 
unterliegen,  notieren  die  Kursmakler  später 
nicht  sämtliche  Kurse,  zu  denen  sie  in  dem 
betreffenden  Papiere  Umsätze  vermittelt  haben, 
sondern  bei  Hin-  und  Herschwankungen  nur 
die  höchsten  und  niedrigsten  Grenzkurse  und 
um  2  Uhr  (Sonnabends  um  l^|2Uhr)d{eSchl  u SS- 
kurse.  Fanden  z.  B.  Umsätze  statt  zu  160^/o, 
160,50%,  160,75%,  159,90%,  159,75%,  159%, 
160,25%,  so  lautet  die  Notiz  160%—  1 60,75  »Iq 
-  159%- 160,25%. 

Für  die  nach  2,  bezw.  an  Sonnabenden 
nach  1  Vg  Uhr  abgeschlossenen  Zeitgeschäfte 
wird  eine  Notiz  seitens  der  Kursmakler  nicht 
festgestellt.  Im  Handelsteil  der  Tageszeitungen 
findet  man  jedoch  zumeist  die  Kurse,  die  um 
2^/4  Uhr  genannt  werden,  notiert. 

Die  meisten  Zeitgeschäfte  werden  mit  nicht 
vereideten  Maklern  abgeschlossen.  Diese 
Makler,  wie  die  Kursmakler  schreien  mehr 
oder  weniger  laut  die  Kurse,  zu  denen  sie 
kaufen  bezw.  verkaufen  wollen,  im  Markte  aus. 

Nicht  der  Kurs,  sondern  nur  die  letzte  Zahl  und  der 
Bruchteil  wird  in  dem  für  das  betr.  Papier  bestimmten 
„Markte"  ausgerufen,  z.  B. :  „Handels  97^  Geld".  Der 


Makler  will  damit  sagen:  Ich  kaufe  (Geld)  Anteile 
der  Berliner  Handelsgesellschaft  zum  Kurse  von  169, 25  7u- 
Will  er  zu  diesem  Kurse  verkaufen,  so  ruft  er: 
„Handels  9*/*  Brief". 

„9V4  aussuchen"  heisst:  Der  Makler  ist  zu  dem  an- 
gegebenen Kurse  sowohl  Käufer  wie  Verkäufer.  Er 
erklärt  sich,  wenn  ihm  die  gewöhnliche  Courtage  be- 
willigt wird,  zu  beiden  Geschäften  bereit,  in  der  Hoff- 
nung, Oegenkontrahenten  zu  erhalten. 

3.  Der  Kurszettel. 

Der  amtliche  Kurszettel,  der  sofort  nach 
Feststellung  der  Kurse  gedruckt  wird,  ist  be- 
reits gegen  4  Uhr  nachmittags  im  Besitz  der 
in  Berlin  wohnenden  Abonnenten.  Zur  „Be- 
glaubigung" trägt  er  den  Stempel  „der  Börsen- 
Vorstand  zu  Berlin,  Abteilung  Fondsbörse". 

Um  ein  schnelles  Auffinden  der  einzelnen 
Papiere  zu  ermöglichen,  ist  der  Kurszettel  nach 
Effektengattungen  eingeteilt.  Der  amtliche 
Kurszettel  enthält  die  folgenden: 

Wechsel  (siehe  auch  S.  475): 

Geldsorten,  Banknoten  und  Coupons^ 

Deutsche  Fonds  und  Staatspapiere; 

Anteile  und  Obligationen  Deutscher  Kolonialgesell- 
schaften ; 

Ausländische  Fonds; 

Pfandbriefe  und  Schuldverschreibungen  Deutscher 
Hypothekenbanken ; 

Deutsche  Eisenbahn-Stamm-  und  Prioritäts- Aktien ; 

Deutsche  Klein-  und  Strassenbahn- Aktien ; 

Ausländische  Eisenbahn-Stamm-  und  Stamm-Priori- 
täts-Aktien; 

Deutsche  Eisenbahnobligationen ; 

Deutsche  Klein-  und  Strassenbahnobligationen; 

Ausländische  Eisenbahnobligationen ; 

Amerikanische  Eisenbahn  Bonds; 

Schiffahrts- Aktien ; 

Schiffahrtsobligationen ; 

Baak- Aktien; 

Obligationen  von  Banken; 

Industrie-Aktien; 

Obligationen  industrieller  Gesellschaften ; 

Versicherungs-Aktien. 

In  den  Zeitungen  sind  die  Effektengattungen 
meistens  anders  geordnet.  Nur  einige  Fach- 
blätter und  wenige  grössere  Tageszeitungen 
drucken  die  Kurse  sämtlicher  im  amtlichen 
Kursblatt  aufgeführten  Effekten  ab. 

Der  amtliche  Berliner  Kurszettel  notiert  die  Kurse 
von  ca.  2200,  der  Frankfurter  von  ca.  1100,  der  Ham- 
burger von  ca.  600  Werten. 


VII.  Die  Arten  der  Börsengeschäfte. 


1.  Kassageschäfte. 

Als  Kassageschäfte  gelten  nach  den  Bedin- 
gungen für  die  Geschäfte  an  der  „Berliner 
Fondsbörse"  ausser  den  ausdrücklich  „per 
Kasse",  „per  morgen"  oder  ,,per  einige  Tage" 
geschlossenen  Geschäften  auch  diejenigen  Ge- 
schäfte, bei  denen  die  Zeit  der  Erfüllung  nicht 


ausdrücklich  bestimmt  ist,  und  bei  denen  nicht 
aus  der  Gattung  des  Wertpapiers,  der  Zahl 
der  verschlossenen  Stücke  oder  der  Höhe  der 
verschlossenen  Summe  oder  aus  andern  Um- 
ständen mit  Sicherheit  zu  entnehmen  ist,  dass 
die  Kontrahenten  ein  Zeitgeschäft  abschliessen 
wollten.     Der  Erfüllungstag  der  „per  Ersehet- 
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neti"  (s.  S.  513)  abgeschlossenen  Effekten  wird 
vom  Börsenvorstand  festgesetzt. 

Die  Erfüllung  erfolgt  in  der  Art,  dass  der 
Verkäufer  dem  Käufer  die  verkauften  Werte 
in  das  Geschäftslokal  oder  an  diejenige  Firma 
(am  Platze)  liefert  bezw.  liefern  lässt,  welche 
der  Makler  aufgegeben  hat. 

Die  Lieferung  muss  in  usancemässig  gang- 
baren Stücken  erfolgen,  und  darf  in  Abschnitten 
von  bestimmter  Art  und  Höhe  nur  dann  ge- 
fordert werden,  wenn  dies  bei  Abschluss  des 
Geschäfts  bedungen  worden  ist. 

Wertpapiere,  welche  am  Tage  der  Lieferung  in  der 
letzterschienenen  Nummer  der  von  der  Bank  des  Ber- 
liner Kassen- Vereins  herausgegebenen  „Sammelliste 
aufgerufener  Wertpapiere"  verzeichnet  stehen, 
sind  nicht  lieferbar.  Sind  Wertpapiere,  welche  zur  Zeit 
der  Lieferung  als  gestohlen,  verloren  gegangen  oder 
abhanden  gekommen  von  einer  öffentlichen  Behörde 
oder  im  Reichsanzeiger  von  dem  aus  der  Urkunde 
Verpflichteten  bekannt  gemacht  worden  sind  oder  be- 
züglich deren  glaubhaft  gemacht  wird,  dass  sie  zur  Zeit 
der  Lieferung  im  Auslande  mit  Opposition  belegt  waren, 
geliefert  worden,  so  ist  der  Lieferer  verpflichtet,  sie 
gegen  umlaufsfähige  Stücke  umzutauschen. 

Die  Zahlung  des  Kaufpreises  zuzüglich  der 
Zinsen  bis  zum  Kauftage  hat  bei  Ablieferung 
der  verkauften  Werte  zu  erfolgen. 

In  der  Pfennigreihe  fallen  Beträge  unter  5  Pf.  fort; 
Beträge  über  5  Pf.  werden  für  10  Pf.  gerechnet. 

Die  Lieferung  der  gekauften  Wertpapiere  er- 
folgt in  der  Regel  am  nächstfolgenden  Börsen- 
tage vormittags  in  der  Zeit  von  ^\ — 12  Uhr. 
Fast  alle  Berliner  Banken  und  Bankiers  be- 
dienen sich  hierfür  der  Vermittelung  der  „Bank 
des  Berliner  Kassen  Vereins"  (in  der  Regel  nur 
„Kassenverein"  genannt). 

Die  Effektenposten  werden  mit  Rechnung,  begleitet 
von  einem  Verzeichnis  aller  Posten,  die  einzelnen  Be- 
träge zusammengerechnet,  morgens  zwischen  8  und 
^29  beim  Kassenverein  eingeliefert.  Jeder  Effekten- 
posten muss  mit  einem  haltbaren  Kreuzbande  versehen 
sein,  welches  mit  dem  Namen  des  Empfängers,  mit  dem 
Rechnungsbetrage  und  mit  dem  Namen  des  Einlieferers 
beschrieben  oder  bedruckt  sein  muss. 

Die  Posten  werden  vom  Kassenverein  nach  den 
Namen  der  Empfänger  geordnet  und  diesen  bereits 
gegen  Va^O  Uhr  morgens  mit  einer  addierten  Auf- 
stellung der  Einzelbeträge  ausgehändigt.  Posten,  welche 
nicht  in  Ordnung  gehen,  müssen  bis  4  Uhr  nachmittags 
an  den  Kassenverein  zurückgeliefert  werden,  der  sie 
am  nächstfolgenden  Werktage  dem,  der  sie  eingereicht 
hat,  zurückgibt. 

Eine  Firma,  die  kein  Konto  beim  Kassenverein  be- 
sässe  und  an  einem  Tage  an  75  Firmen  Effekten  zu 
liefern  und  von  60  Firmen  Effekten  zu  bekommen 
hätte,  würde  zur  Ablieferung  der  Effekten  mindestens 
5 — 6  Boten  benötigen.  Sie  würde  ferner  einen  grossen 
Kassenbestand  für  die  von  ihr  abzunehmenden  Posten 
halten  müssen,  da  sie  die  Gelder,  die  sie  einziehen 
lässt,  erst  mittags,  wenn  die  Boten  zurückgekehrt  sind, 
zur  Verfügung  hat.  Nimmt  die  Firma  dagegen  die 
Dienste  des  Kassenvereins  in  Anspruch,  so  braucht  sie 


zur  Abwicklung  dieser  Geschäfte  nur  einen  einzigen  Boten 
während  einiger  Vormittagsstunden,  und  sie  braucht  fer- 
ner nur  für  die  Deckung  eines  zu  ihren  Lasten  ent- 
stehenden Saldos  Sorge  zu  tragen. 

Liefert  der  Verkäufer  die  Effekten  nicht,  so 
muss  ihn  der  Käufer  zur  Erfüllung  auffordern. 
Die  Aufforderung  darf  mündlich  oder  schrift- 
lich innerhalb  der  ersten  24  Stunden,  sie  muss 
aber  spätestens  am  8.  Börsentage  nach  dem 
Fälligkeitstage  erfolgen. 

Soll  die  Aufforderung  das  Recht  zur  Zwangs- 
regulierung  {Exekution),  d.  h.  Ankauf  der  betr. 
Effekten  bei  einem  dritten,  bezw.  Verkauf  an  einen 
dritten  für  Rechnung  des  säumigen  Kontrahenten,  oder 
zum  Rücktritt  begründen,  so  muss  eine  Frist  xur 
Nachholung  der  Erfüllung  gesetzt  und  gleichzeitig  die 
Erklärung  abgegeben  werden,  welches  von  diesen 
beiden  Rechten  der  nichtsäumige  Teil  für  den  Fall  der 
Fruchtlosigkeit  seiner  Aufforderung  wählt.  Die  Frist 
zur  Nachholung  der  Erfüllung  muss,  falls  die  Auffor- 
derung vor  der  Börse  oder  bis  1  Uhr  mittags  an  der 
Börse  geschehen  ist,  bis  zum  nächsten  Börsentage 
mittags  12  Uhr,  falls  sie  erst  nach  1  Uhr  mittags  ge- 
schehen ist,  bis  zum  zweitfolgenden  Börsentage  mittags 
12  Uhr  erstreckt  werden. 

2.  Termingeschäfte. 

a)  Wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Termingeschäfte. 

Als  Termingeschäfte  bezeichnet  man,  im 
Gegensatz  zu  Kassageschäften,  Geschäfte,  deren 
Erfüllung  —  d.  h.  Lieferung  der  Stücke  seitens 
des  einen  und  Zahlung  des  Kaufpreises  seitens 
des  andern  Kontrahenten  —  nicht  sofort  ge- 
schieht, sondern  erst  an  einem  spätem  Termin. 

An  den  deutschen  Börsen  gilt  als  Erfüllungs- 
termin das  Ende  des  Monats,  der  Ultimo,  wes- 
wegen diese  Form  von  Geschäften  vielfach 
auch  als  Ultimogeschäfte  bezeichnet  werden. 
An  einigen  ausländischen  Börsen  (London, 
Paris)  findet  ausserdem  ein  Handel  per  medio 
(Mitte  des  Monats)  statt. 

Die  Termingeschäfte  sind  nicht  eine  Erfin- 
dung der  Fondsbörse,  sondern  haben  sich  aus 
dem  Warenhandel  herausgebildet.  Weil  der 
Terminhandel  sich  dort  in  hohem  Masse  be- 
währt hat,  ist  er  auch  auf  den  Börsenverkehr 
übergegangen. 

Eine  vielumstrittene  Frage,  deren  Beantwor- 
tung häufig  nicht  von  rein  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten,  sondern  vom  parteipolitischen 
Standpunkt  aus  erfolgt,  ist:  Erfüllt  der  Termin- 
handel ein  wirtschaftliches  Bedürfnis  oder 
ist  er  entbehrlich,  wirkt  er  vielleicht  gar  schäd- 
lich, ist  er  weiter  nichts  als  ein  gemeingefähr- 
liches Spiel,  eine  Jobberei? 

Die  Anhänger  des  Terminhandels  sagen, 
dass  er  ein  ebenso  wichtiges  Hilfsmittel  des 
Verkehrs  wie  das  Kassageschäft  sei  und  mit- 
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hin  die  gleiche  Berechtigung  wie  dieses  habe. 
Wenn  der  Landwirt  sein  Getreide  oder  seine 
Rüben  bereits  vor  der  Ernte  verkauft,  falls  er 
dadurch  einen  sicheren,  besseren  Preis  erzielen 
kann,  und  wenn  Mühlen  oder  Zuckerfabriken 
bereits  Monate  vorher  Käufe  abschliessen,  um 
sich  die  Preise  zu  sichern  —  ihre  Produkte, 
Mehl  und  Zucker,  sind  auch  bereits  weiter 
verkauft  —  so  wird  dadurch  das  Risiko  des 
einzelnen  gemindert.  Sich  gegen  Konjunkturen 
zu  schützen,  ist  nicht  nur  ein  Recht,  sondern 
eine  Pflicht. 

Sehr  richtig  bemerkt  der  sehr  sachkundige  Parlamenta- 
rier Johannes  Kaempfin  der  Deutschen  Wirtschafts- 
Zeitung:  „Von  wem  auch  der  Markt  des  mobilen  Kapitals 
aufgesucht  werden  mag,  und  zu  welchen  Zwecken  dies 
auch  geschehe,  alle,  die  es  tun,  haben  das  Verlangen, 
die  Zwecke,  denen  ihr  Angebot  oder  ihre  Nachfrage 
dienen  soll,  möglichst  bald  sicher  zu  stellen.  Es  sei 
daran  erinnert,  dass  es  für  ein  industrielles  Werk  gar 
nicht  möglich  ist,  eine  neue  Fabrik  zu  errichten  oder 
sonstige  industrielle  Anlagen  herzustellen,  dass  es  für 
eine  Eisenbahngesellschaft  unmöglich  ist,  eine  neue 
Linie  zu  bauen,  dass  es  für  eine  Gemeinde  nicht  mög- 
lich ist,  ein  Elektrizitätswerk  herzustellen,  dass  es  für 
eine  Landschaft  unmöglich  ist,  ihre  höher  verzinslichen 
Pfandbriefe  in  niedriger  verzinsliche  zu  konvertieren, 
dass  es  für  die  Staaten  nicht  möglich  ist,  ihre  Anleihen 
zu  emittieren,  wenn  sie  sich  nicht  von  vornherein  gegen 
die  Konjunkturen,  die  aus  den  wechselnden  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Verhältnissen  sich  ergeben,  sicher- 
stellen können." 

Niemals  hätte  unsere  Industrie  den  Auf- 
schwung nehmen  können,  hätte  ihr  nicht  die 
Börse  mit  ihrem  gut  organisierten  Termin- 
handel, der  dann  eintritt,  wenn  die  Form  des 
Kassahandels  nicht  mehr  genügt,  hilfreich  zur 
Seite  gestanden.  Mittels  des  Terminhandels 
können  von  einem  Papier  an  ein  und  derselben 
Börse  grosse  Posten  angekauft  wie  verkauft 
werden,  ohne  dass  hierdurch,  wie  es  bei  sol- 
chen Summen  beim  Kassageschäft  der  Fall 
wäre,  eine  wesentliche  Kursänderung  stattfindet. 
Auch  Kapitalien,  die  erst  später  eingehen,  z.  B. 
infolge  Rückzahlung  einer  Hypothek,  kann  man 
bereits  vor  dieser  Zeit  durch  den  Zeithandel 
anlegen  und  wird  es  tun,  falls  man  auf  eine 
Steigerung  der  Kurse  rechnet.  Ebenso  werden 
auch  häufig  für  den  Verkäufer  Gründe  vor- 
handen sein,  die  Papiere  erst  später  zu  liefern. 
Er  verkauft  seine  Papiere,  um  sich  den  Kurs 
zu  sichern,  an  einem  früheren  Termin  als  er 
das  Geld  braucht.  Nicht  zu  unterschätzen  ist 
die  berufsmässige  Börsenspekulation. 
Diejenigen,  die  sie  ausüben,  haben  naturge- 
mäss  in  erster  Linie  ihr  eigenes  Interesse  im 
Auge,  verhindern  aber  durch  ihre  den  Tat- 
sachen vorauseilende  Spekulation  Übertrei- 
bungen beim  Eintreten  dieser  von  ihnen  vor- 


ausgeahnten Ereignisse.  Bei  ungerechtfertigt 
starken  Rückgängen  treten  sie  als  Käufer  auf 
und  bewirken  dadurch,  dass  das  geschwundene 
Vertrauen  wiederkehrt. 

Ebenso  nützlich  wie  die  Tätigkeit  der  Per- 
sonen sein  kann,  die  auf  das  Steigen  der  Kurse 
spekulieren  {Haussiers),  ebenso  können  es  auch 
die  Operationen  derjenigen  sein,  welche,  ein 
Fallen  der  Kurse  erwartend,  Papiere  verkaufen, 
die  sie  gar  nicht  besitzen  (Leerverkäufe  machen, 
in  blanco  verkaufen),  also  auf  das  Fallen  der  Kurse 
spekulieren  {Baissiers,  Fixer),  in  der  Erwartung, 
die  Papiere  später  billiger  wieder  zurückkaufen, 
„eindecken"  zu  können. 

Der  volkswirtschaftliche  Nutzen  der  Baisse- 
spekulation besteht  darin,  dass  sie  in  Zeiten 
aufsteigender  Konjunktur  den  Optimis- 
mus etwas  dämpft,  indem  sie  auch  an  die 
ungünstigen  Momente  erinnert;  in  Zeiten 
wirtschaftlichen  Niederganges  oder  poli- 
tischer Aufregung  bewirkt,  dass  die  Fixer 
sich  decken,  d.  h.  als  Käufer  auftreten  und 
dadurch  verhüten,  dass  die  Papiere  infolge  des 
allgemeinen  Misstrauens  usw.  unverkäuflich 
werden. 

Ein  wirtschaftliches  Bedürfnis  erfüllt  der 
Terminhandel  ferner  bei  der  Arbitrage  (s.  den 
Abschnitt  „Kaufmännisches  Rechnen")  in  inter- 
nationalen Werten  und  beim  Handel  derjenigen 
Valuten,  deren  Kurse  grösseren  Schwankungen 
unterworfen  sind. 

Die  Gegner  des  Terminhandels  wollen  all 
diesen  Nutzen  nicht  anerkennen.  Sie  sehen 
nur  die  Schäden,  welche  der  Missbrauch 
des  Zeitgeschäfts  und  die  Ausschreitungen 
der  Spekulation  anrichtet.  Sie  machen  keinen 
Unterschied  zwischen  der  gesunden,  volkswirt- 
schaftlich wohlberechtigten  Spekulation,  die 
schon  deswegen  von  grösster  Wichtigkeit  ist^ 
weil  durch  sie  grössere  Kursschwankungen 
nach  oben  sowohl,  wie  nach  unten  vermieden 
werden,  und  der  Jobberei,  dem  Börsenspiel, 
das  von  Leuten  betrieben  wird,  welchen  jeg- 
liche Sachkenntnis  abgeht. 

Dass  der  Terminhandel,  wenn  er  durch 
solche  geschäftsunkundige  Privatleute 
erfolgt,  streng  zu  verurteilen  ist,  wird  auch  von 
den  Anhängern  des  Terminhandels  keineswegs 
in  Abrede  gestellt.  Aber  die  Vorzüge  des  Ter- 
minhandels sind  weit  grösser  als  die  Nachteile, 
die  durch  Ausschreitungen  entstehen,  und  soll 
um  dieser,  meist  wenig  Mitleid  verdienender 
Personen  willen  das  für  gut  und  nützlich  Ge- 
haltene beseitigt  werden?  Ist  nicht  alles,  was 
von  Menschengeist  erdacht  und  Menschenhand 
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geschaffen  ist,  dem  Missbrauch  Böswilliger  oder 
Unkundiger  ausgesetzt? 

b)  Abwickelung  der  Termingeschäfte. 
«)  Allgemeine  Bestimmungen.  In  welchen 
Wertpapieren  ein  Terminhandel  stattfindet  und 
wie  gross  die  Mindestsummen  sein  müssen, 
in  denen  Abschlüsse  (Engagements)  vollzogen 
werden  dürfen,  wird  von  den  Vorständen  der 
einzelnen  Börsen  bestimmt. 

Nach  Berliner  Usance  finden  Abschlüsse 
auf  Zeit  nur  in  folgenden  Beträgen  oder  einem 
Vielfachen  derselben  statt: 

Bei  allen  nach  „Stück"  gehandelten  Wert- 
papieren für  25  Stück,  bei  italienischer  Rente 
für  50000  Fr.,  bei  Mexikanern,  Ägyptern  für 
500  £,  bei   in  M  gehandelten  Effekten   in 
der  Regel  für  15000M  usw. 
Anstatt  des  Betrages   „15  000  Mark"   sagt  man  in 
4er  Börsensprache  häufig  nur  „5",  d.  h.   5000  Taler, 
.ebenso    „10"    anstatt    „30000  Mark",    nicht    jedoch, 
weil  hierdurch  leicht  Irrtümer  entstehen  könnten,  „15" 
für  „45  000  Mark". 

^)  Die  Liquidation  am  Ultimo.     Da  es 

sehr  umständlich,  technisch  vielleicht  undurch- 
führbar wäre,  wenn  am  Ultimo  jeder  Bankier 
und  jede  Bank  die  Effekten,  die  sie  per  Ultimo 
verkauft  haben,  liefern  und  die  Effekten,  die 
sie  per  Ultimo  gekauft  haben,  abnehmen  müss- 
ten,  so  hat  man  für  die  Abrechnung  (Liquida- 
tion) der  Zeitgeschäfte  ähnliche  Einrichtungen 
getroffen,  wie  sie  später  im  Kassenverein  und 
in  der  Abrechnungsstelle  für  den  Kassahandel 
geschaffen  worden  sind. 

In  Berlin  und  an  einigen  bedeutenderen 
Börsenplätzen  (Breslau,  Hamburg,  Frankfurt  a.M., 
München)  bestehen  für  die  Ultimo-Abwickelung 
besondere  Vereine  (Liquidationsbureaus,  Sal- 
dierungs-  oder  Skontrierungsvereine),  denen 
fast  ausnahmslos  alle  Banken  oder  Bankiers 
des  betr.  Platzes  angehören.  Die  Abwickelung 
vollzieht  sich  überall  nach  gleichen  Prinzipien. 
Kleine  Abweichungen  an  den  einzelnen  Orten 
werden  durch  die  Zahl  der  an  dem  betr.  Platze 
auf  Zeit  gehandelten  Effekten  und  die  Höhe 
der  Umsätze  notwendig  gemacht. 

Im  „Liquidations-Verein  für  Zeitge- 
schäfte an  der  Berliner  Fonds-Börse", 
dessen  geschäftliche  Verwaltung  von  der  „Bank 
des  Berliner  Kassen -Vereins"  geführt  wird,  er- 
folgt die  Abwickelung  der  Zeitgeschäfte  in 
folgender  Weise: 

Jedes  Mitglied  erhält  bis  zum  25.  des  Mo- 
nats für  jedes  Papier,  in  dem  Termingeschäfte 
abgeschlossen  werden,  einen  „Skontrobogen", 
jd.  i.    ein  Formular,    in    welchem    die  Namen 


sämtlicher  dem  Verein  angeschlossener  Firmen 
in  alphabetischer  Reihenfolge  vorgedruckt  sind 
(ähnlich  wie  in  dem  Formular  auf  S.  468). 

In  jeden  dieser  Skontrobogen  ist  der  Saldo 
des  Effektennennbetrages,  den  eine  Firma  der 
anderen  zu  liefern,  bezw.  von  ihr  abzunehme 
hat,  in  die  für  jedes  Mitglied  bestimmte  Linie 
einzutragen,  und  zwar  links  der  Saldo,  der 
zu   beziehen,  rechts  der,  der  abzuliefern  ist. 

Jede  Zahlenreihe  des  Skontros  muss  addiert 
und  bis  zum  Schlüsse  transportiert  werden. 
Die  letzten  Additionen  links  und  rechts  er- 
geben, wenn  sie  gleich  sind,  dass  keine  Lie- 
ferung oder  Abnahme  am  Ultimo  zu  erfolgen 
hat;  sind  sie  ungleich,  so  ist  der  Saldo  zu 
notieren,  den  das  Mitglied  durch  Lieferung 
oder  Abnahme  des  betr.  Wertpapieres  auszu- 
gleichen hat.  Für  jeden  Fehler  ist  eine  Kon- 
ventionalstrafe von  6  M  zu  entrichten. 

Hat  ein  Mitglied  Effekten  abzunehmen,  so 
fügt  es  dem  Skontrobogen  einen  oder  mehrere 
Empfangsbelege  bei,  welche  vom  Liquidations- 
bureau den  Firmen,  welche  per  Saldo  Effekten 
zu  liefern  haben,  zugeteilt  werden.  Auf  Grund 
dieser  Belege  haben  die  Mitglieder  die  Effekten 
abzunehmen. 

Machen  wir  uns  dies  an  einem  Beispiel  klar:  "O 
Angenommen  die  Diskonto-Gesellschaft  in  Berlin 
hätte  im  Auftrage  ihrer  Kundschaft  und  für  eigene 
Rechnung  im  Laufe  des  Monats  März  von  40  Banken 
und  Bankiers  in  150  Posten  3  Millionen  M  Aktien  der 
Deutschen  Bank  per  Ultimo  März  gekauft  und  von 
diesen  Aktien  an  40  Banken  und  Bankiers  in  140 
Posten  2700  000  M  per  Ultimo  März  verkauft,  so 
braucht  die  Diskonto-Gesellschaft  am  Ultimo  März  nicht 
die  einzelnen  Posten  effektiv  zu  liefern  und  abzu- 
nehmen, sondern  nur  den  Saldo,  d.h.  also:  300000  M 
Aktien  der  Deutschen  Bank  abzunehmen.  2700000  M 
kompensieren  sich,  werden  durch  den  Liquidations- Ver- 
ein kompensiert. 

Die  Berliner  Handelsgesellschaft  hat,  nehmen  wir 
an,  per  Saldo  240  000,  die  Nationalbank  für  Deutsch- 
land 150000  M  Aktien  der  Deutschen  Bank  zu  liefern. 
Das  Liquidationsbureau  weist  die  Handelsgesellschaft 
und  die  Nationalbank  an,  je  150000  M  Aktien  der 
Deutschen  Bank  an  die  Diskonto-Gesellschaft  zu  liefern. 
Die  übrigbleibenden  90  000  M  hat  die  Handelsgesell- 
schaft an  eine  oder  mehrere  ihr  vom  Liquidationsbureau 
zugewiesene  Firmen  zu  liefern. 

Da  die  Lieferung  der  Effekten  in  der  Regel 
nicht  seitens  der  Bank  oder  des  Bankiers  er- 
folgt, mit  dem  die  Geschäfte  abgeschlossen 
sind,  sondern  durch  ein  drittes  Haus,  das  von 
dem  ursprünglichen  Geschäft  nichts  weiss,  so 
hat  sich  die  Notwendigkeit  herausgestellt,  alle 
Lieferungen  in  einem  Wertpapier  zu  einem 
einheitlichen,  von  dem  Börsenvorstand  zwei 
Werktage  vor  dem  Ultimo  festgesetzten,  dem 
Tageskurse  angepassten  Kurse,  dem  sog.   Li- 
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quidationskurse,  erfolgen  zu  lassen.  Die 
Differenzen  zwischen  den  Kursen,  zu  denen 
gehandelt  ist,  und  den  Liquidationskursen  ord- 
nen die  Kontrahenten  an  dem  der  Lieferung 
folgenden  Börsentage  direkt  untereinander.  In 
Berlin  werden  die  Quittungen  durch  die  Bank 
des  Berliner  Kassenvereins  eingezogen. 

Der  Name  „Differenz",  „Differenz-Nota"  usw.  hat 
Sachunkundige  häufig  veranlasst  zu  glauben,  dass  es 
sich  hier  um  sog.  „Differenzgeschäfte"  handelt,  Ge- 
schäfte, die  bekanntlich  nur  in  der  Phantasie  (s.  S.  530) 
bestehen. 

7)  Hrolongationen  von  Effekten.  Sind 
die  Hoffnungen  des  Käufers  auf  Steigen  oder 
die  des  Verkäufers  auf  Fallen  des  Kurses  bis 
zu  dem  Tage,  an  dem  der  Käufer  die  Effek- 
ten abzunehmen,  bezw.  der  Verkäufer  die  Effek- 
ten zu  liefern  hat,  nicht  oder  nicht  in  dem 
gewünschten  Masse  in  Erfüllung  gegangen, 
dann  erfolgt  häufig  nicht  eine  „Realisie- 
rung", d.  h.  eine  Ausgleichung  der  Engage- 
ments durch  Verkauf  oder  Kauf,  sondern  eine 
„Prolongation",  d.  h.  ein  Hinausschieben 
des  Erfüllungstermins  auf  den  nächsten  oder, 
was  jedoch  selten  geschieht,  auf  einen  noch 
späteren  Monat. 

Das  Reportgeschäft.  Die  Prolongation 
geschieht  in  der  Weise,  dass  derjenige,  der 
auf  das  Steigen  der  Kurse  spekuliert  hat 
(der  Haussier),  der  nicht  verkaufen  will  und  nicht 
die  Mittel  besitzt,  die  gekauften  Wertpapiere 
mit  eigenem  Gelde  abnehmen  zu  können,  sich 
vor  dem  Erfüllungstage  durch  seinen  Bankier 
oder  durch  einen  Makler  einen  Geldgeber 
sucht,  welcher  die  Wertpapiere  für  ihn  ab- 
nimmt, mit  der  Verpflichtung,  sie  am  nächst- 
folgenden Ultimo  zu  einem  vereinbarten  Kurse 
wieder  zurückzuliefern.  Der  Haussespekulant 
verkauft  also  eigentlich  die  Stücke  per  Ultimo 
des  laufenden  Monats  und  kauft  sie  per  Ultimo 
des  nächsten  Monats  zurück.  Will  er  noch 
nicht  verkaufen,  so  prolongiert  er  von  neuem, 
d.  h.  er  gibt  seine  Papiere  von  neuem  in 
Report. 

Der  bedungene  Aufschlag,  der  dem  Geld- 
geber bei  der  Zurücknahme  der  ihm  hin  ein- 
gelieferten Papiere  gezahlt  werden  muss, 
wird  Report  genannt.  Derjenige,  der  die  Stücke 
hergibt,  heisst  Hineingeber,  derjenige,  der 
das  Geld  gibt  und  dafür  die  Stücke  empfängt, 
Hereinnehmer  oder  Reporteur. 

Sein  Engagement  prolongieren  kann  auch 
derjenige,  der  auf  ein  Fallen  der  Kurse  {ä  la 
baisse)  spekuliert,  d.  h.  Papiere  auf  Zeit  ver- 
kauft hat,  die  er  nicht  besitzt,  in  der  Er- 
wartung,   sie  später  billiger  zurückkaufen  zu 
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können.  Er  sucht  einen  dritten,  der  vielleicht 
ein  Haussier  ist  und  daher  seine  Stücke  hin- 
einzugeben hat,  welcher  ihm  gegen  Zahlung  des 
Gegenwertes  die  Stücke  liefert  mit  der  Ver- 
pflichtung, sie  am  nächsten  Ultimo  wieder 
zurückzunehmen.  Der  Baissespekulant  kauft 
also  eigentlich  die  Stücke  per  Ultimo  des  lau- 
fenden und  verkauft  sie  per  Ultimo  des  näch- 
sten Monats. 

Überdecken  die  Stückzinsen  (s.  S.  482)  die 
Geldzinsen,  so  erfolgt  ein  Abschlag  beim  Zu- 
rückliefern der  Stücke,  der  Deport  (Leihgeld) 
genannt  wird. 

Über  die  Höhe  des  Reports  resp.  Deports 
einigt  man  sich  beim  Abschluss  des  Prolon- 
gationsgeschäftes, welches  in  der  Regel  durch 
Makler  oder  Maklerfirmen  vermittelt  wird.  Von 
grossem  Einfluss  auf  die  Höhe  der  Zinsen  für 
Prolongationen  ist  die  Art  und  die  Menge  der 
Engagements.  Ist  in  einem  Papier  in  grossen 
Beträgen  ä  la  hausse  spekuliert  worden,  ergibt 
sich,  da  viele  Leute  die  gekauften  Effekten 
hereingeben  wollten,  ein  Stückeüberfluss  und 
wird  Geld  gesucht,  so  wird  der  Reporteur, 
d.  h.  der  Geldgeber,  für  die  Hereinnahme 
dieses  Papieres  einen  verhältnismässig  hohen 
Zinsfuss  beanspruchen.  Sind  dagegen  viel 
Leerverkäufe  ausgeführt,  also  bestimmte  Wert- 
papiere von  Spekulanten  verkauft  worden,  die 
sie  nicht  besitzen,  d.  h.  überwiegen  Baisse- 
engagements, so  wird  sich  ein  Stückemangel 
ergeben,  und  diejenigen,  die  die  Stücke  zur 
Ablieferung  brauchen,  müssen  den  Besitzern 
der  Stücke  Vergünstigungen  gewähren,  ein 
hohes  Leihgeld,  einen  hohen  Deport,  zahlen. 
Abgesehen  von  dem  ^tückemangel  oder  Stücke- 
überfluss werden  die  Report-  und  Deportsätze 
durch  den  herrschenden  Geldzinsfuss  bestimmt. 

Beispiel  für  Report.  Der  Zinssatz  sei  57o' 
15  000  M  Nennkapital  irgend  eines  Papieres  zum  Kurse 
inkl.  laufender  Zinsen  kosten,  sagen  wir,  30  000  M. 
Die  Zinsen  (5"/u)  hierfür  betragen  für  ein  Jahr  1500  M, 
mithin  für  einen  Monat  125  M.  Die  Stückzinsen  auf 
15  000  M  zu  4  7o  belaufen  sich  monatlich  auf  50  M. 
Der  Hineingeber  der  Stücke  zahlt  also  monatlich  (125 
minus  50  M)  75  M,  d.  h.  50  Cents  Report. 

Ist  weder  Report  noch  Deport  zu  zahlen, 
decken  die  Stückzinsen  die  Geldzinsen,  so  sagt 
man,  das  Engagement  ist  „glatt  gescho- 
ben", „glatt  prolongiert"  worden. 

Beispiel  für  Deport  infolge  des  niedrigen 
Kurses  eines  Wertpapieres,  ohne  Berücksichtigung 
eines  etwaigen  Lcihgeldes  bei  Stückemangel:  Der 
Zinssatz  sei  3"/o,  "nd  zur  Abnahme  von  30000  M 
Effekten  seien  10000  M  erforderlich.  30  000  M  bringen 
in  einem  Jahre  1200  M,  mithin  in  einem  iVlonat 
100  M  Stückzinsen.  10000  M  Kapital  kosten  in  einem 
Jahre  300  M,    mithin   in    einem   Monat  25  M    Zinsen. 


530 


Börse. 


/ 


Der  Geldgeber  hat  daher  75  M  herauszuzahlen,  was 
dadurch  geschieht,  dass  er  die  hereingegebenen  Stücke 
minus  V+Vo  (weil  30000x74  =  75)  billiger  wieder 
hinausliefert. 

c)  Rechtliche  Grundlagen  des  Termin- 
handels. 

Der  Abschnitt  IV  des  Börsengesetzes 
vom  22.  Juni  1896,  der  sich  mit  dem 
„Börsenterminhandel"  beschäftigt,  und  der 
„dem  Glücksspiel  an  der  Börse"  ein  Ende 
machen  wollte,  enthält  Bestimmungen,  welche 
selbst  denen,  welche  der  Börse  alles  eher  wie 
freundlich  gegenüberstehen,  dringend  ver- 
besserungsfähig erscheinen. 

§  48  des  Börsengesetzes  enthält  die  Definition 
des  Begriffs  „Börsentermingeschäft." 

„Als  Börsentermingeschäfte  in  Waren  oder  Wert- 
papieren gelten  Kauf-  oder  sonstige  Anschaffungsge- 
schäfte auf  eine  festbestimmte  Lieferungszeit  oder  mit 
einer  festbestimmten  Lieferungsfrist,  wenn  sie  nach  Ge- 
schäftsbedingungen geschlossen  werden,  die  von  dem 
Börsenvorstande  für  den  Terminhandel  festgesetzt  sind, 
und  wenn  für  die  an  der  betr.  Börse  geschlossenen 
Geschäfte  solcher  Art  eine  amtliche  Feststellung  von 
Terminpreisen  erfolgt." 

Die  §§  54 — 68  beschäftigen  sich  mit  dem 
Börsen  reg  ister,  in  welches  sich  die  Personen 
eintragen  lassen  können,  welche  sich  an  Börsen- 
termingeschäften in  Waren  oder  Wertpapieren 
beteiligen  wollen.  Das  Register  liegt  öffentlich 
aus,  und  die  Eintragungen  werden  auf  Kosten 
des  Eingetragenen  im  Reichsanzeiger  und  in 
einigen  andern  Blättern  veröffentlicht. 

§  66  sagt,  dass  durch  ein  Börsenterminge- 
schäft in  einem  Geschäftszweige,  für  welchen 
nicht  beide  Parteien  zur  Zeit  des  Geschäfts- 
abschlusses in  einem  Börsen register  eingetragen 
sind,  ein  Schuldverhältnis  nicht  begründet 
werde. 

Im  §  69  heisst  es: 

, (Gegen  Ansprüche  aus  Börsentermingeschäften  so- 
wie aus  der  Erteilung  und  Übernahme  von  Aufträgen 
und  aus  der  Vereinigung  zum  Abschlüsse  von  Börsen- 
termingeschäften kann  von  demjenigen,  welcher  zur 
Zeit  der  Eingehung  des  Geschäfts  in  dem  Börsen- 
register für  den  betreffenden  Geschäftszweig  einge- 
tragen war,  sowie  von  demjenigen,  dessen  Eintragung 
nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zur  Wirksam- 
keit des  Geschäfts  nicht  erforderlich  war,  ein  Einwand 
nicht  darauf  gegründet  werden,  dass  die  Erfüllung 
durch  Lieferung  derWaren  oder  Wertpapiere 
vertragsmässig  ausgeschlossen  war." 

Reine  Differenzgeschäfte,  bei  denen  „die 
Erfüllung  durch  Lieferung  der  Waren  oder 
Wertpapiere  vertragsmässig  ausgeschlossen  ist", 
und  bei  denen  es  sich  nur  (§  764  des  B.-G.-B.) 
darum  handelt,  „dass  der  Unterschied  zwischen 
dem  vereinbarten  Preise  und  dem  Börsen- 
oder Marktpreise  der  Lieferungszeit  von  dem 


verlierenden  Teil  an  den  gewinnenden  gezahlt 
werden  soll"  —  solche  Vereinbarungen 
oder  Geschäfte  gibt  es  an  der  Börse  nicht. 

Effekten,  welche  gekauft  sind,  müssen  unter 
allen  Umständen  abgenommen,  und  Effekten, 
welche  verkauft  sind,  geliefert  werden.  Schein- 
umsätze gibt  es  nicht,  was  schon  jeder 
Lehrling  im  Bankgeschäft  weiss.  „Bedauer- 
lich ist  es",  wie  Justizrat  Dr.  Holdheim  auf 
dem  L  Deutschen  Bankiertage  in  Frankfurt  a.  M. 
sehr  richtig  hervorhob,  „dass  unsere  Gesetz- 
gebung aus  dieser  Unkenntnis  hervorgegangen 
ist,  dass  das  Börsengesetz  auf  dieser  Unkenntnis 
beruht,  und  dass  diese  Unkenntnis  die  Grund- 
lage bildet,  auf  welcher  heute  bei  uns  Recht 
gesprochen  wird." 

Für  den  Verkehr  derBörsen  besuch  er  unter- 
einander hat  das  Börsenregister  keinen  prak- 
tischen Wert.  Treu  und  Glauben  waren, 
wie  selten  anderswo,  die  Grundstützen 
der  Börse  und  werden  es  auch  ferner- 
hin bleiben.  Ohne  schriftlichen  Vertrag, 
ohne  Handschlag,  einzig  und  allein  durch  ein 
zustimmendes  Wort,  ein  zustimmendes  Kopf- 
nicken wurden  und  werden  Geschäfte  in 
grossen  Summen  abgeschlossen.  So  gut  wie 
nie  ist  es  vorgekommen,  dass  von  einem  Bör- 
senbesucher hinterher  ein  Geschäft  abgestrit- 
ten oder  im  Falle  eines  Verlustes  ein  Diffe- 
renzeinwand erhoben  worden  ist. 

Einem  Kaufmann  oder  Kapitalisten,  der, 
wenn  er  einmal  ein  Termingeschäft  macht, 
noch  kein  Börsenspekulant  in  des  Wortes 
schlechter  Bedeutung  zu  sein  braucht,  wird  es 
niemand  verargen  können,  wenn  er  sich  nicht 
ins  Börsen  register,  das  beim  Amtsgericht  öffent- 
lich geführt  und  zu  jedermanns  Einsicht  aus- 
liegt, eintragen  lässt.  Diese  Erwägungen  ha- 
ben auch  die  Mehrzahl  der  Banken  und  Ban- 
kiers veranlasst,  auf  die  Eintragung  ihrer  Kund- 
schaft ins  Börsenregister  nicht  zu  bestehen 
und,  da  die  Eintragung  nur  eines  Kontrahen- 
ten wertlos  ist,  haben  auch  viele  von  ihnen 
sich  in  das  geächtete  Register  nicht  eintragen 
lassen.  Die- Folge  war:  Fehlen  der  recht- 
lichen Grundlage  für  die  Mehrzahl  aller  ab- 
geschlossenen Termingeschäfte.  Der  böswillige 
Schuldner  kann,  da  er  im  Register  nicht  ein- 
getragen ist,  den  „Differenzeinwand"  ma- 
chen und  auf  diese  Weise  mit  Hilfe  des„Rechts" 
sich  von  seinen  Verpflichtungen  befreien. 

Vormünder  und  Konkursverwalter  halten  sich  wegen 
des  Gesetzes  häufig  für  verpflichtet,  den  Differenzeinwand 
zur  Wahrung  der  Interessen  ihrer  Mündel  bezw.  der  Kon- 
kursmasse zu  erheben.  Eine  Verjährung  tritt,  selbst  wenn 
Anerkenntnisse  des  Schuldners  vorliegen,  erst  nach  30Jah- 
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ren  ein.  Innerhalb  dieser  Frist  können  sogar  die  als 
Sicherheit  für  Termingeschäfte  hinterlegt  gewesenen 
Depots  zurückgefordert  werden. 

Da  die  auf  Änderung  des  Börsengesetzes 
gerichteten  Bestrebungen  Aussicht  auf  baldigen 
Erfolg  haben,  unterlassen  wir  es,  die  zahl- 
reichen Unzuträglichkeiten,  die  sich  bisher  er- 
geben haben,  näher  zu  beleuchten. 

3.  Zeitgeschäfte  mit  beschränktem 
Risiko. 

Während  bei  den  festen  Zeitgeschäften  die 
beiden  Kontrahenten  derart  gebunden  sind, 
dass  keiner  einseitig  vom  Vertrage  zurück- 
treten darf  und  somit  das  Risiko  sowie  die 
Gewinnchance  fast  unbegrenzt  ist,  kann  bei 
den  Prämiengeschäften  —  einer  Erfindung 
des  Schotten  Law  —  der  eine  Kontrahent 
gegen  Zahlung  einer  Prämie  (Reugeld)  vom 
Geschäft  zurücktreten  und  somit  das  Risiko 
begrenzen.  Die  Erklärung,  ob  Lieferung  oder 
Rücktritt  vom  Geschäft  gewünscht  wird,  er- 
folgt an  einem,  an  jedem  Ultimo  hierfür  be- 
sonders festgesetzten  Tage,  dem  sogenannten 
„Prämienerklärungstage". 

Nach  Berliner  Usance  läuft  die  Frist  zur  Erklärung 
am  Erklärungstage  mittags  P/j  Uhr,  und  wenn  der 
Erklärungstag  •  auf  einen  Sonnabend  fällt,  mittags 
1  Uhr  ab. 

a)  Vor-  und  Rückprämiengeschäfte. 

Geschäfte  mit  Vorprämie.  Der  Käufer 
einer  Vorprämie  erwirbt  das  Recht,  vom  Ver- 
käufer an  einem  festgesetzten  Termin  —  am 
Erklärungstage  des  laufenden  Monats  oder  eines 
späteren  Monats  —  eine  bestimmte  Summe 
eines  Wertpapiers  zu  einem  vereinbarten  Kurse 
zu  fordern  oder  gegen  Zahlung  der  Prämie 
vom  Geschäft  zurückzutreten  („abandonnie- 
ren").  Letzteres  wird  er  tun,  wenn  das  Papier 
um  mehr  als  den  Betrag  der  Prämie  gefallen  ist. 

Das  Wahlrecht  beim  Vorprämiengeschäft 
hat  also  der  Käufer,  während  der  Verkäufer 
„still  hält." 

Die  Notierung  der  Vorprämie  geschieht  in  folgen- 
der Weise:  154/3  V.  (lies:  154  dont  3),  d.  h.:  Der 
Käufer  kann  Lieferung  zum  Kurse  von  1547o  fordern, 
oder  er  muss,  wenn  er  von  diesem  Recht  keinen  Ge- 
brauch machen  will,  3"/©  Vorprämie  zahlen.  Er  wird 
die  Stücke  abnehmen,  wenn  zur  festgesetzten  Erklä- 
rungszeit der  Kurs  über  151%  'st.  Notiert  der  Kurs  z.  B. 
15IV4V0.  so  würde  er  beim  Verkauf  nur  2^/^7o  anstatt 
3*/o  Vorprämie  verlieren. 

Geschäfte  mit  Rückprämie.  Das  Ver- 
hältnis ist  umgekehrt  wie  bei  Geschäften  mit 
Vorprämie:  Der  Verkäufer  hat  das  Recht  zu 


liefern  oder  gegen  Zahlung  des  Reugeldes, 
d.  i.  der  Rückprämie,  die  Lieferung  zu  unter- 
lassen. 

Notierung  der  Rückprämie:  148  3  R.  (lies:  148rfo«/3), 
d.  h. :  Der  Verkäufer  hat  das  Recht,  zum  Kurse  von 
148  7o  zu  liefern  oder  gegen  Zahlung  von  3  7o  vom 
Geschäfte  zurückzutreten. 

Die  Differenz  zwischen  dem  Kurse,  zu  dem 
das  Prämiengeschäft  abgeschlossen  ist  und  dem 
jeweiligen  Basiskurse,  heisst  Ekart.  Der  Ekart 
entspricht  meist,  aber  nicht  immer,  dem  Prämien- 
satz (Reugeld). 

b)  Stellagegeschäfte. 

Eine  Vereinigung  des  Vor-  und  Rückprämien- 
geschäftes zu  einem  Geschäft  ist  das  Stell age- 
oder  Stellgeschäft.  Der  Käufer  einer  Stel- 
lage erwirbt  durch  Zahlung  des  „Stellgeldes" 
das  Recht,  die  Stücke  zu  einem  vereinbarten 
niedrigeren  Kurse  zu  liefern  oder  zu  einem 
vereinbarten  höheren  Kurse  abzunehmen.  Eins 
von  beiden  muss  er  tun.  Der  Verkäufer 
hat  „still  zu  halten." 

Die  Entfernung  des  Forderungs-  vom  Lie- 
ferungskurse wird  Spannung  der  Stellage 
genannt;  die  Spannung  beträgt  das  doppelte 
des  Prämiensatzes  mit  dem  Ekart  zusammen. 

Beispiel:  160/152  Stellage  heisst:  Der  Käufer  hat 
das  Recht,  am  Prämienerklärungstage  zu  verlangen ,  dass 
ihm  die  Effekten  zum  Kurse  von  1607o  geliefert 
werden  —  er  wird  von  diesem  Forderungsrecht  Ge- 
brauch machen,  wenn  der  Kurs  zur  Zeit  der  Erklärung 
höher  als  156  notiert  — ,  oder  aber  er  muss  zum  Kurse 
von  152  liefern,  was  er  tun  wird,  wenn  der  Kurs 
unter  156  steht. 

156  ist  die  „Mitte  der  Stellage",  der  „Stich- 
kurs." Bei  diesem  Kurs  wird  der  Käufer  der  Stellage 
zu  160  fordern,  wenn  er  die  Effekten  vorher  verkauft 
hat  oder  sie  zu  einer  Spekulation  ä  la  Hausse  behalten 
will,  dagegen  zu  152  liefern,  wenn  er  die  Effekten 
vorher  gekauft  hat,  oder  wenn  er  ä  la  baisse  speku- 
lieren will. 

Das  Risiko  des  Käufers  einer  Stellage  ist 
beschränkt  auf  die  Differenz  zwischen  dem 
Mittelkurs  und  dem  Forderungskurs  (in  dem 
obigen  Beispiel:  160),  bezw.  dem  Lieferungs- 
kurs (152). 

Stellagen,  bei  denen  die  Mitte  erheblich 
vom  Tageskurs  abweicht,  nennt  man  Stel- 
lagen mit  schiefer  Mitte. 

c)  Nochgeschäfte. 
Nochgeschäfte  sind  Geschäfte,  bei  denen  der 
eine  der  beiden  Kontrahenten  das  Recht  hat, 
am  Erklärungstage  die  festgehandelte  Summe 
noch  einmal,  zweimal  oder  eine  bestimmte  An- 
zahl von  Malen  nachzufordern,   bezw.  zu  lie- 
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fern.  Das  Nochgeschäft  ist  die  Verbindung 
eines  festen  Zeitgeschäftes  mit  einem  Prämien- 
geschäft. 

Kauft  z.  B.  jemand  15000  M  Diskonto-Kommandit 
zu  192  mit  „einmal  noch"  (192  mit  Ixn),  so  wird 
dies  ausgedrückt: 

Kauf  15  000  M  Diskonto-Kommandit  192 

„     15  000  „  „  „  192/0  Vorprämie. 

Der  Käufer  hat  am  vereinbarten  Termin  15000  M 
Diskonto  zu  192  abzunehmen.  Ausserdem  kann  er 
nochmalige   Lieferung  zu  diesem  Kurse  beanspruchen. 

Das  „Noch  in  Verkäufers  Wahl",  das  „Nochgeschäft 


nach  unten"  ist  eine  Vereinigung  eines  festen  Verkaufs 
und  einer  Rückprämie. 

Eine  Vergütung  (Prämie)  für  das  Recht, 
„Nochs"  zu  fordern,  wird  nicht  besonders  fest- 
gesetzt. Sie  liegt  im  Kurse,  der  bei  „Kauf 
mit  Noch"  —  und  zwar  je  nach  der  Anzahl 
der  vereinbarten  „Nochs"  —  entsprechend 
höher  und  beim  „Verkauf  mit  Noch"  ent- 
sprechend niedriger  als  der  jeweilige  Markt- 
preis für  feste  Ware  ist. 


VIII.  Die  wichtigsten  ausländischen  Börsen. 


1.  Die  Wiener  Börse. 

Ebenso  wie  an  der  Berliner  Börse  verstehen 
sich  auch  die  meisten  Kurse  der  an  der  Wiener 
Börse  gehandelten  Effekten  in  Prozenten  des 
Nominalwertes,  d.  h.  der  Kurs  gibt  an,  wie- 
viel Kronen  für  je  100  Kronen  Nominale  ge- 
zahlt werden.  Die  im  amtlichen  Kursblatt  ent- 
haltenen Kurse  werden  von  den  beeideten 
Sensakn  festgestellt.  Es  werden  notiert:  die 
niedrigsten  und  höchsten  Kurse  des  Tages  und 
unter  der  Überschrift  „heutiger  Schlusskurs" 
die  mit  „Geld"  und  „Ware"  bezeichneten  Nach- 
frage- und  Angebotskurse.  An  Zinsen  hat  der 
Käufer  zu  vergüten:  bei  Effekten,  welche 
feste  Zinsen  tragen,  den  betreffenden  Zins- 
satz,   bei   Dividendenpapieren  meist  5'^Jq. 

Offizielle  Börsenstunden  sind:  werktäglich  vormit- 
tags von  10—11  Uhr  (Frühbörse)  und  von  12'/2 
bis  2V4  Uhr  nachmittags.  Die  Kurse  der  zwischen  27* 
und  2'/2  Uhr  im  Börsensaal  abgeschlossenen  Geschäfte 
gelangen  nicht  mehr  ins  amtliche  Kursblatt. 

Die  abgeschlossenen  Geschäfte  werden  nach  Art  der 
Abwicklung  eingeteilt  in: 

a)  direkte  Geschäfte. 

Sie  sind  zwischen  den  Kontrahenten  unmittelbar  ab- 
zuwickeln, ohne  Unterschied,  ob  sie  von  den  Kontra- 
henten persönlich  oder  durch  einen  Vermittler  abge- 
schlossen worden  sind.  Eine  Überweisung  der  Lieferung 
an  einen  dritten  (resp.  die  Übernahme  durch  einen 
dritten)  ist  bei  diesen  Geschäften  nur  dann  zulässig, 
wenn  der  anweisende  Kontrahent  selbst  die  Adresse 
ausstellt. 

b)  Mittels  Arrangement  abzuwickelnde  Geschäfte. 
Sie  müssen  durch  den  Wiener  Giro-  und  Kassen- 
verein abgewickelt  werden. 

Nach  Art  der  Erfüllung  unterscheidet  man: 

a)  Geschäfte  „per  Kassa".  Als  solche  gelten  Ge- 
schäfte, welche  ausdrücklich  ,,per  Kassa",  sowie  die- 
jenigen, die  in  Börsenwerten  abgeschlossen  sind,  die 
nicht  in  das  Arrangement  einbezogen  sind  und  bei 
deren  Abschluss  ein  Fälligkeitstermin  nicht  vereinbart 
worden  ist. 

b)  Geschäfte  ,,per  Arrangement".  Sie  sind  an 
dem  Aufgabetag,  der  dem  Abschlusstage  zunächst  folgt, 
zum  Arrangement  aufzugeben. 

c)  Geschäfte  „auf  einige  Tage  Lieferung".  Sie 
sind  direkt  und  zwar  spätestens  am  5.  Tage  nach  dem 
Abschlusstage  zu  erfüllen. 


d)  Geschäfte  „auf  feste  Termine"  (Zeitge- 
schäfte). Als  solche  gelten  alle  Geschäfte,  bei  deren 
Abschluss  ein  späterer  FälHgkeitsterniin  vereinbart  wurde. 

Ein  Börsenschluss  beträgt  bei  den  in  Prozenten  ge- 
handelten Effekten  lOOOOK,  5000 fl.,  1 0 000  M,  12500  Fr., 
und  bei  den  nach  Stücken  gehandelten  meistens  25  Stück. 

2.  Die  Pariser  Börse. 

Der  amtliche  Börsenverkehr  findet  werktäg- 
lich zwischen  12  und  3  Uhr  statt.  Den  Ver- 
kehr vermitteln  die  70  (vereideten)  agents  de 
change  und  die  Agenten  der  Kulisse,  welche 
auch  die  Bezeichnung  Marche  llbre  oder  Marche 
en  banque  trägt. 

Die  agents  de  change  dürfen  nicht  für  eigene  Rech- 
nung Geschäfte  machen  und  sich  auch  weder  direkt 
noch  indirekt  an  kaufmännischen  Unternehmungen  be- 
teihgen.  Das  Amt  ist  käuflich.  Dass  schon  3  Millionen  Fr. 
dafür  bezahlt  worden  sind,  besagt,  dass  es  sehr  einträglich 
sein  muss.  Derjenige,  der  es  erwerben  will,  muss  ge- 
wissen Anforderungen  genügen  und  von  der  Regie- 
rung bestätigt  werden. 

Die  70  agents  de  change  sind  zu  einer  Genossen- 
schaft vereinigt,  die  für  alle  Börsengeschäfte  ihrer  Mit- 
glieder mit  dem  gesamten  Genossenschaftsvermögen 
und  mit  dem  Werte  aller  Maklerstellen  haftet. 

Von  diesen  vereideten  Maklern  wird  das 
Parkett  {le  parqaet)  —  so  benannt  wegen 
des  ihnen  in  der  Mitte  des  Börsensaales  zu- 
gewiesenen Raumes  —  gebildet.  Hier  wer- 
den Geschäfte  vermittelt  in  allen  französischen 
Renten,  in  spanischer  Rente,  in  türkischen, 
portugiesischen  Anleihen  und  in  mehreren  an- 
dern, hier  nicht  weiter  aufzuführenden  Wer- 
ten. In  der  Kulisse  werden  Effekten  gehan- 
delt, welche  nicht  im  offiziellen  Kurszettel  no- 
tiert werden:  einige  ausländische  Staatsanleihen, 
Bankaktien  sowie  südafrikanische  Minenwerte. 

Drei  Märkte  der  Kulisse  sind  (s.  Swoboda, 
Arbitrage)  zu  unterscheiden: 

1.  Die  Kulisse  für  Termingeschäfte  in  französischer 
Rente; 

2.  die  Kulisse  für  Termingeschäfte  in  denjenigen 
Wertpapieren,  die  an  der  Pariser  Börse,  aber  nicht  im 
Parkett  gehandelt  werden; 

3.  die  KuHsse  für  Kassageschäfte,   in  der  aber  nur 
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die  Werte  gehandelt  werden,  deren   amtliche  Notie- 
rung nicht  zugelassen  worden  ist. 

Der  offizielle  Kurszettel  —  le  bulletin  de  la 
Cote  —  enthält  den  ersten  und  letzten,  den 
höchsten  und  niedrigsten  Kurs,  zu  welchem 
Börsengeschäfte  im  Parkett  abgeschlossen  worden 
sind.  Für  Kassageschäfte  kann  auch  der  Durch - 
schnittskurs  —  die  Mitte  zwischen  dem  höch- 
sten und  niedrigsten  Kurs  —  notiert  werden. 

Der  Kurs  der  Effekten  versteht  sich  inklu- 
sive der  laufenden  Zinsen.  Die  Art  der  No- 
tierung ist  entschieden  der  unsrigen  vorzu- 
ziehen, denn  was  hat  es  für  einen  Sinn,  wenn 
in  Deutschland  und  Österreich  auf  Aktien,  die 
gar  keine  Dividende  bringen,  ebenso  4°|o, 
bezw.  b\  Stückzinsen  gerechnet  werden,  wie 
auf  solche,  welche  30°/o  Dividende  tragen? 

Renten  werden  nicht  nach  ihrem  Nominal- 
betrage, sondern  nach  dem  Zinsbetrage,  der 
Rente,  gehandelt. 

Termingeschäfte  können  nur  für  die  bestimmten 
Liquidationstermine  und  über  bestimmte  Schlusseinheiten 
abgeschlossen  werden,  nämlich: 

2500  Fr.  Rente  5     »/q  italienische  Rente, 

2000  „  „  4  „  russische  oder  türkische  Ren- 
tenwerte, 

1500  „  „  3  „  französische  oder  italienische 
Rente, 

2000  '£  „  2V2,,  englische  Consols  Kapital. 
25  Stück  Aktien  oder  Obligationen. 

3.  Die  Londoner  Börse. 

Die  Londoner  Stock  Exchange  ist  eine 
private  Vereinigung,  die  grosse  Bewegungs- 
freiheit besitzt  und  der  Aufsicht  der  Regierung 
nicht  unterstellt  ist. 

Die  Bedingungen  zur  Aufnahme  als  Mitglied 
der  Stock  Exchange  sind  streng.  Ein  Aus- 
länder muss  wenigstens  7  Jahre  in  Gross- 
britannien wohnen  und  seit  wenigstens  2  Jahren 
naturalisiert  sein.  Wer  die  Mitgliedschaft  nach- 
sucht, muss  wenigstens  2  Jahre  als  clerk  an 
der  Börse  tätig  gewesen  sein  und  muss  in  der 
Regel  drei  Bürgen  stellen  können,  welche 
wenigstens  seit  4  Jahren  der  Vereinigung  an- 
gehören und  je  bis  zu  500  £  Bürgschaft  für 
ihn  leisten,  für  den  Fall,  dass  er  innerhalb  der 
nächsten  4  Jahre  zahlungsunfähig  wird.  Vor 
der  Wahl  muss  ferner  sein  Name  an  der  Börse 
„aushängen",  damit  etwaige  gegen  die  Wahl 
sprechende  Gründe  dem  Komitee  mitgeteilt 
werden  können. 

Offizielle  Börsenzeit  ist  von  11  bis  3  Uhr; 
an  Sonnabenden,  die  nicht  Liquidationstage  sind, 
bis  1  Uhr.  Jedoch  finden  Umsätze  bis  4  Uhr 
noch  in  den  Börsensälen  und  nachher  noch 
von  Bureau  zu  Bureau  statt. 


Die  Organisation  beruht  auf  einer  Zwei- 
teilung des  Geschäfts  in  brokers  (Makler)  und 
Jobbers  (Spekulanten)  —  auch  dealers  (Händler) 
genannt.  Kein  broker  darf  gleichzeitig  Jobber 
sein.  Bankiers  (bankers)  besuchen  die 
Börse  nicht. 

Die  Aufträge  werden  den  brokers  erteilt,  die 
sie  mit  Hilfe  der  Jobbers,  deren  Zahl  doppelt 
so  gross  als  die  der  brokers  ist,  ausführen. 
Der  broker  wendet  sich  an  einen  der  Jobbers 
des  betr.  Marktes  und  ersucht  ihn  um  Nennung 
des  Kurses  für  das  betr.  Papier.  Der  Jobber 
nennt  zwei  Kurse,  einen,  zu  dem  er  bereit  ist, 
zu  kaufen  und  einen  andern,  zu  dem  er  Ab- 
geber ist.  Infolge  der  Konkurrenz  der  Jobbers 
kann  sich  der  Unterschied  zwischen  dem  Brief- 
und  Geldkurs  nur  in  massigen  Grenzen  halten. 

Die  in  den  deutschen  Zeitungen  gemeldeten  Lon- 
doner Kurse  sind  in  der  Regel  Mittelkurse,  d.  h.  Käufe 
sind  ca.  3  Cents  höher  und  Verkäufe  ca.  3  Cents 
niedriger  ausgeführt. 

Einen  Kassahandel  gibt  es  nicht.  Sämtliche 
Geschäfte  werden  „per  Medio"  oder  „per  Ul- 
timo" abgeschlossen. 

The  Stock  Exchange  Daily  Official  List,  der  die  Kurse 
von  mehr  als  4000  Wertpapieren  bringt,  erscheint  täg- 
lich zweimal:  Die  1.  Ausgabe  enthält  die  1-Uhr-, 
die  2.  die  3-Uhr-Kurse.  Die  Kurse  werden,  mit  Aus- 
nahme der  englischen  und  ausländischen  Staatsanleihen, 
„per  Stück"  notiert. 

Die  Abwickelung  der  Liquidation  erstreckt  sich  auf 
3,  die  der  Minenwerte  auf  4  Tage: 

1.  Tag:  Prämienerklärungstag  {name  day) 

2.  Tag:  Skontrierungstag  {ticket  day) 

3.  Tag:  Abrechnungstag  (settling  day) 

4.  Tag:  Zahhag  (account  day). 

4.  Die  New -Yorker  Börse. 

Ebenso  wie  die  Londoner,  ist  auch  die  New- 
Yorker  Börse  eine  freie  Vereinigung,  die  kei- 
nerlei Staatsaufsicht  unterliegt.  Sie  wird  ge- 
leitet von  einem  Komitee,  das  aus  einem  Prä- 
sidenten, einem  Schatzmeister  und  40  Mit- 
gliedern besteht.  Die  Zahl  der  Mitglieder  ist 
auf  1100  beschränkt,  daher  ist  der  Preis  für 
einen  „seat"  (Sitz)  ein  exorbitant  hoher:  85  000  $ 
wurden  Ende  1903  dafür  gezahlt. 

Die  offizielle  Börse  findet  zwischen  1 0  und 
3  Uhr  statt.  Alle  Geschäfte  werden  „per 
Kasse"  {„cash"  =  Lieferung  am  Tage  des  Ab- 
schlusses, „regulär  way"  =  Lieferung  am 
nächsten  Tage,  „at  three  days"  =  Lieferung 
am  3.  Tage  nach  dem  Abschluss)  abgeschlossen. 
Sämtliche  Abschlüsse  werden  allen  Interessenten 
sofort  durch  den  telegraphischen  Börsen- 7/^^^/' 
mitgeteilt.  Zeitgeschäfte  gibt  es  weder  an  der 
New- Yorker  noch  an  den  andern  amerikani- 
schen Börsen.    In  einigen  Territorien  wird  der 
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Abschluss  von  Zeitgeschäften  sogar  mit  Ge- 
fängnisstrafe bedroht.  Trotz  alledem,  wie  die 
Gegner,  und  gerade  deswegen,  wie  die  Freunde 
der  Börse  sagen,  ist  das  Börsengeschäft  in  den 
Vereinigten  Staaten  so  unsolide,  kommen  solche 
erhebliche  Schwankungen  der  Kurse  und  des 
Zinsfusses  vor,  wie  an  keinem  andern  Börsen- 
platze. 

Die  Literatur  über  Geld,  Bank  und  Börse  ist 
in  den  letzten  Jahrzehnten  derart  angewachsen,  dass  allein 
die  Aufzählung  der  Titel  und  Verfasser  mehrere  Bände 
füllen  würde.  Es  sei  daher  nur  auf  einige  wenige 
Arbeiten,  in  denen  sich  zumeist  zahlreiche  Literatur- 
angaben befinden,  hingewiesen. 

Geld,  Papiergeld,  Währungsfrage:  Die  Ar- 
beiten von  Adolf  Wagner  (s.  S.  434ff.  und  S.  451); 
Karl  Helfferich  (,,Geld  und  Banken",  , .Studien  über 
Geld-  und  Bankwesen", ,, Erneuerung  des  Bankgesetzes", 
, .Abschluss  der  Münzreform",  der  Art.  „Geld"  in  die- 
sem Werk  (S.  397 ff.)  usw.);    R.  Koch  („Die  Reichs- 


gesetzgebung über  Münz-  und  Notenbankwesen,  Pa- 
piergeld usw.");  Walter  Lotz  (,, Geschichte  und  Kritik 
des  deutschen  Bankgesetzes  vom  14.  März  1875",  ,,Der 
Streit  um  die  Verstaatlichung  dir  Reichsbank");  meine 
Arbeiten  ,, Organisation  des  Zahlungsverkehrs"  und 
„Notenbankwesen  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika";  ferner  die  Schriften  von  Otto  Arendt, 
Ludwig  Bamberger,  Ad.  Soetbeer  usw. 

Bankwesen:  Die  oben  genannten  Autoren;  Wil- 
liam Scharling  („Bankpolitik");  Adolf  Weber 
(„Depositen;  und  Spekulationsbanken");  Bruno  Buch- 
wald (,, Die  Technik  des  Bankbetriebes");  meine  Schriften 
,,Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen"  (zahlreiche  Literatur- 
angaben), ,, Wechsel-  und  Checkkunde",  „Kapitalanlage 
und  Wertpapiere",  „Theorie  und  Praxis  des  Check  Ver- 
kehrs", ,, Depositen-  und  Kontokorrentverkehr"  usw. 

Börsenwesen:  Salings  Börsenpapiere,  Otto 
Swoboda  (,,Die  Arbitrage",  12.  Aufl.,  bearbeitet  von 
Max  Fürst);  Robert  Stern  („Die  Arbitrage  im  Bank- 
und  Börsenverkehr"),  Schneider  und  Dahlheim 
(Usancen  der  Berliner  Fondsbörse");  verschiedene 
meiner  Schriften  usw. 

Georg  Obst. 


Fünfter  Abschnitt. 


Handels-,  Verkehrs-  und  Wirtschaftsgeographie. 


A.  Das  Luftmeer,  der  Ozean,  das  feste  Land. 


I.  Das  Luftmeer. 


Dasaus21  Raumteilen  Sauerstoff  und  79  Raum- 
teilen Stickstoff  zusammengesetzte  Luftmeer,  wel- 
ches den  Erdplaneten  umflutet  und  einen  seiner 
wesentlichen  Bestandteile  bildet,  ist  für  das  Kul- 
tur- und  Wirtschaftsleben  der  Menschen,  ebenso 
wie  für  das  gesamte  physische  Leben  von  der 
tiefstgehenden  Bedeutung,  Lebt  und  webt  der 
Mensch  doch  beinahe  in  dem  gleichen  Masse 
in  der  Luft,  wie  der  Fisch  im  Wasser,  wenn 
auch  mit  dem  festen  Boden  unter  seinen  Füssen, 
und  liefert  die  Atmosphäre  ihm  und  der  ge- 
samten tierischen  Organismen  weit  doch  im 
Sauerstoff  das  unentbehrlichste  Lebens- 
mittel, während  die  Pflanzenwelt  ihr  bei  der 
Atmung  die  Kohlensäure  entnimmt.  Zugleich 
bildet  das  fragliche  elastisch-flüssige  Meer  aber 
auch  den  Herd  aller  meteorologischen 
Vorgänge,  die  für  das  Wohl  und  Wehe  der 
Menschheit  so  überaus  massgebend  sind. 

Für  die  auf  die  Erdoberfläche  einfallenden 
Sonnenstrahlen  bildet  die  Luft  das  Durch- 
gangsmittel, für  die  davon  zurückgestrahlte 
Wärme  aber  namentlich  in  ihren  dichten  un- 
teren Schichten  den  Träger,  und  im  Zusam- 
menhange mit  der  letzteren  Tatsache  vollziehen 
sich  in  ihr  mannigfaltige  Wandlungen 
und  Bewegungen.  Stärkere  Erwärmung,  so 
wie  sie  durch  senkrechte  Sonnenbestrahlung 
in  der  Gegend  des  Äquators  stattfindet,  wirkt 
ausdehnend  und  auflockernd  auf  sie,  und  es 
entstehen  dadurch  Störungen  in  ihrem 
Gleichgewichtszustande,  die  weittragende 


Folgen  nach  sich  ziehen:  vor  allem  das  gross- 
artigeSystem  der  Luftströmungen(Winde,  Stürme, 
Orkane).  Überdies  wird  die  Luft  durch  die 
Auflockerung  fähig,  grössere  Massen  von 
Wasserdampf  aufzunehmen,  die  sie  bei  ihren 
Bewegungen  auf  der  Erdoberfläche  hin-  und 
herführt,  bis  diese  sich  unter  dem  Einflüsse  ört- 
licher oder  zeitlicher  Abkühlung  zu  Wolken 
zusammenballen  und  ihrem  Träger  in  Gestalt 
feuchter  Niederschläge  (Regen,  Schnee,  Tau, 
Reif)  wieder  entgleiten.  Als  Wärme-  und 
Wasserdampfträger  und  als  Herd  derWind-, 
Wolken-  und  Regenbildung  ist  die  Luft 
aber  zugleich  auch  der  hervorragendste  Elek- 
trizitätsträger und  Elektrizitätsverteiler, 
sowie  der  Herd  der  Gewitterbildung,  und 
in  allen  angegebenen  Eigenschaften  greift  sie  als 
ein  mächtiger  Faktor  mehr  oder  minder  un- 
mittelbar in  das  Wirtschaftsleben  ein,  ja  man 
darf  behaupten,  dass  ihre  Zustände  es  in  aller- 
erster Linie  sind,  die  die  Verschiedenheit  der 
Wirtschaftsstufen  und  Wirtschaftsformen  auf 
der  Erde  bedingen.  Vor  allen  Dingen  ist  hier- 
bei darauf  hinzuweisen,  dass  das  Zusammen- 
spiel der  Zustände  und  Störungen  der  Atmo- 
sphäre, auf  einen  kürzeren  Zeitraum  (auf  Tage, 
Wochen,  Jahre)  bezogen  als  Wetter,  und  auf 
einen  längeren  Zeitraum  (auf  Jahrhunderte  oder 
Jahrtausende)  bezogen  als  Klima  bezeichnet 
wird,  und  dass  das  Gedeihen  aller  Nähr-  und 
Nutzpflanzen  sowie  zugleich  aller  Nutztiere  in 
strenger  Weise   vom   Wetter    und   Klima   ab- 
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hängig  ist.  Ausser  durch  die  Lage  zwischen 
Pol  und  Äquator  (die  geographische  Breite 
oder  Polhöhe)  sind  Klima  und  Wetter  aber 
stark  beeinflusst  durch  die  Verteilung  von 
Land  und  Wasser  an  der  Erdoberfläche,  und 
daher  kann  ihrer  erst  später  in  eingehenderer 
Weise  gedacht  werden.  Die  dabei  in  Frage 
stehenden  Naturvorgänge  beschränken  sich  eben 
im  wesentlichen  auf  die  unteren  Luftschichten, 
die  eine  messbare  Schwere  haben  und  die 
sozusagen  an  der  tropfbarflüssigen  und  festen 
Erdoberfläche  haften. 

Luftschiffer  (A.  Berson  1901)  sind  unter  äusserster 
Lebensgefahr  bis  10,3  km  in  ihr  emporgestiegen  und 
unbemannte  Luftschiffe  mit  wissenschaftlichen  Instru- 
menten bis  18,5  km.  Die  Grenze,  bis  zu  der  die  Men- 
schen emporzudringen  vermögen,  liegt  also  zwar  etwas 
höher  als  der  höchste  Berggipfel  (der  Mount  Everest 
mit  8,8  km),  aber  im  Grunde  genommen  handelt  es 
sich  dabei  immer  nur  um  eine  untere  Schicht. 

Ein  Produktionsgebiet  wirtschaft- 
licher Güter  ist  die  Atmosphäre  bisher  nicht 
gewesen,  und  wenn  sie  es  in  der  Zukunft 
etwa  noch  einmal  werden  sollte,  so  würde  es 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nur  in  beschränk- 
tem Umfange  der  Fall  sein. 

Der  Vogel  im  Fluge,  den  der  Jäger  herab- 
schiesst,  ist  in  keiner  Weise  ein  wirkliches 
Luftwesen.  In  ihrer  Eigenschaft  als  Lebens- 
mittel ist  die  Luft  aber  ein  „freies  Gut",  das 
jedermann  in  der  gleichen  Weise  zur  Ver- 
fügung steht  und  keinen  Tauschwert  hat,  und 
andere  Güter,  die  solchen  Tauschwert  haben, 
wie  etwa  Kohlensäure  und  Ammoniak,  die  ihr 
als  Nebenbestandteile  beigemengt  sind,  ent- 
nimmt man  ihr  nicht    unmittelbar.    Sauerstoff 


zu  technischen  oder  medizinischen  Verbrauchs- 
zwecken, den  man  bisher  meist  aus  Braun- 
stein oder  Quecksilberoxyd  herstellte,  wird  man 
ihr  aber  vielleicht  fürderhin  in  beträchtlichen 
Mengen  entnehmen. 

Eine  ungleich  bedeutsamere  Rolle  hat  die 
bewegte  Luft  als  Kraftquelle  im  Wirt- 
schaftsleben gespielt,  sowohl  im  Windrad 
und  in  der  Windmühle  für  die  Industrie,  als 
auch  im  Segelschiff  für  den  Handel  und 
Verkehr,  und  diese  Rolle  ist  auf  den  höchsten 
Kulturstufen,  welche  die  Völker  erreicht  haben, 
keineswegs  ausgespielt,  wenn  auch  Dampf  und 
Elektrizität  den  Vorrang  gewonnen  haben. 
Ebenso  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die 
Elektrizitätsvorräte,  welche  in  der  Luft, 
bezw.  in  den  Wolken  aufgespeichert  sind,  auf 
einer  vorgeschritteneren  Kulturstufe  noch  ein- 
mal in  weitem  Umfange  wirtschaftlich  nutzbar 
gemacht  werden  können. 

Der  Personen-,  Güter-  und  Nachrich- 
tenverkehr durch  die  Luft  ist  trotz  viel- 
facher eifriger  Bemühungen  über  das  Versuchs- 
und Anfangsstadium  seiner  Entwicklung  nicht 
hinausgelangt. 

Vor  allen  Dingen  gilt  dies  von  den  Flugmaschinen 
(Lilienthal)  und  lenkbaren  Luftschiffen  (Graf  Zeppelin). 

Bisher  haben  Luftschiffe  nur  zu  wissenschaftlichen 
Zwecken  und  beim  militärischen  Erkundigungsdienst  in 
grösserem  Umfange  Verwendung  gefunden,  sowie  für 
eine  Art  Notverkehr  eingeschlossener  Festungen  (Paris 
1871).  Brieftauben  zur  Übermittelung  von  Nach- 
richten sind  dagegen  auch  im  kaufmännischen  Verkehre 
benutzt  worden  (,, Kurstauben"  zwischen  Paris  und 
Brüssel,  Reutersche  „Taubenpost"  zwischen  Brüssel  und 
Lüttich). 
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II.  Der  Ozean. 


Übersicht. 

Als  ein  überaus  wichtiger  Faktor  greift  in 
das  wirtschaftliche  Getriebe  der  Menschen  auch 
der  Ozean  ein,  der  in  beträchtlicher  Tiefe  (bis 
9400  m)  nahe  an  drei  Viertel  von  der  festen 
Erdrinde  (366  Mill.  qkm)  unter  sich  verbirgt, 
und  der  ungeachtet  seiner  Einteilung  in  fünf 
Weltmeere  oder  Ozeane  in  sich  einheit- 
lich und  zusammenhängend  ist,  mit  an- 
nähernd gleicher  Höhe  des  Wasserspiegels 
entlang  den  verschiedenen  Küsten,  gleichem 
Salzgehalt  (3,5^/o),  der  gleichen  oberfläch- 
lichen Wellenbewegung,  die  durch  den 
Wind,  und  der  gleichen,  in  alle  Tiefen  hinab 
wirkenden  Gezeitenbewegung,  die  durch 
die  Anziehung  des  Mondes  und  der  Sonne 
hervorgerufen  wird. 


Was  der  Ozean  in  erster  Linie  bewirkt,  ist 
die  Umgrenzung  und  Individualisierung 
der  grösseren  und  kleineren  Landräume, 
die  dadurch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  von- 
einander verschiedene  natürliche  Werkstätten 
und  Produktionsgebiete  werden.  In  strengster 
Weise  trennt  er  vor  allem  die  Kontinental- 
massen der  östlichen  Erdhalbkugel  (die  Alte 
Welt  nebst  Australien)  von  denjenigen  der 
westlichen  Halbkugel  (der  Neuen  Welt),  so 
dass  die  Bewohner  der  einen  bis  zum  Zeit- 
alter der  grossen  Entdeckungen  mit  denjenigen 
der  andern  kaum  in  irgend  welcher  Berührung 
standen.  Streng  genug  umgrenzt  er  aber  mit 
seinen  Verzweigungen  auch  die  vier  Haupt- 
teile der  Ostfeste  (die  Erdteile  Europa,  Asien, 
Afrika  und  Australien)  und  die  zwei  Haupt- 
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teile  der  Westfeste  (die  Erdteile  Nord-  und 
Südamerika),  und  an  der  Umgrenzung  der 
einzelnen  Länder  und  Landschaften,  in  die 
sich  die  einzelnen  Erdteile  gliedern,  nimmt  er 
jedenfalls  einen  hervorragenden  Anteil. 

Des  weiteren  übt  der  Ozean  einen  sehr 
durchgreifenden  Einfluss  auf  das  Klima 
der  Land  räume  aus.  Vermöge  der  geringen 
Wärmeleitungsfähigkeit  des  Wassers  dient  er 
als  ungeheurer  Wärmespeicher,  in  dem 
sich  besonders  in  der  Äquatorialgegend  und 
unter  der  Wirkung  der  sommerlichen  und 
mittäglichen  Sonnenbestrahlung  grosse  Wärme- 
mengen aufhäufen,  die  er  nur  langsam  durch 
Rückstrahlung  wieder  abgibt,  und  die  er  ver- 
mittelst seiner  eigenen  Strömungen  und  ver- 
mittelst der  Winde  in  ungleicher  Weise  über 
die  Länder  verteilt,  auch  dadurch  zur  Indivi- 
dualisierung der  letzteren  ein  ganz  Wesentliches 
beitragend.  Von  allergrösster  Wichtigkeit  sind 
hierbei  namentlich  auch  seine  Teilmeere,  die 
als  landumschlossene  Mittelmeere  und  Binnen- 
meere vielfach  bis  auf  den  Grund  hinab  stark 
durchwärmt  sind  (das  Mittelmeer  bei  nahezu 
4000  m  Tiefe  noch  auf  13°,  der  Golf  von 
Mexiko  in  der  gleichen  Tiefe  auf  4*^),  während 
in  dem  offenen  Ozeane  und  seinen  stärker 
geöffneten  Randmeeren  die  Wärme  gegen  die 
Tiefe  hin  rasch  abnimmt  und  in  den  tropischen 
Meeren  ebenso  wie  in  den  polaren  nahe  am 
Grunde  sehr  niedrig  ist  ( — 2°  bis  +2°), 

Durch  die  Verdunstung,  welche  an  seiner 
Oberfläche  allerwärts,  besonders  stark  aber  in 
den  warmen  Erdgürteln  und  im  Sommer  vor 
sich  geht,  bildet  der  Ozean  überdies  die 
letzteQuelle  der  feuchten  Niederschläge 
und  der  gesamten  Bewässerung  für  die 
Landräume,  so  dass  die  Lage  der  letzteren 
gegenüber  den  Meeren,  und  die  Art  und  Weise, 
wie  sie  von  den  Seewinden  überstrichen 
werden,  zu  ihren  allerwesentUchsten  wirtschafts- 
geographischen Eigentümlichkeiten  gehört. 

Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  beispielsweise  auf 
die  Bedeutung  des  regenbringenden  S.W.- Windes  für  die 
Länder  Europas,  sowie  auf  die  Bedeutung  der  feuchten 
Sommermonsune  für  Süd-   und  Ostasien    hingewiesen. 

Ferner  ist  der  Ozean  aber  durch  die  Fülle 
von  Lebewesen,  die  er  beherbergt,  sowie  durch 
seinen  Salzgehalt  auch  ein  ungeheures  Pro- 
duktionsgebiet, dessen  Reichtümer  uner- 
schöpflich erscheinen  und  noch  bei  weitem 
nicht  in  allen  Gegenden  voll  benutzt  werden. 

Besonders  fischreich  sind  durch  die  Fülle  ihrer  ober- 
flächlichen Treibprodukte  (des  sogenannten  Plankton) 
die  seichten  Meeresteile  in  der  Nähe  von  Kontinental- 
küsten,  über  die   sich  Meeresströmungen   hinweg  be- 


wegen, wie  die  Neufundlandbrücke  mit  ihrer  Labrador- 
strömung, während  die  Ozeane  in  der  Küstenferne  ver- 
hältnismässig arm  an  Tierleben  sind.  Der  Jahreswert 
der  Seefischerei  sämtHcher  Kulturstaaten  ist  auf  1,6 
Milliarden  M  zu  veranschlagen.  Die  Seesalzgewin- 
nung wird  am  schwungreichsten  an  Flachküsten  be- 
trieben, über  denen  ein  beständig  oder  zeitweise  trocke- 
nes und  warmes  Klima  herrscht,  wie  z.  B.  in  Südeu- 
ropa und  in  Westindien  und  Mittelamerika.  Von  be- 
schränkterer Bedeutung  ist  die  Benutzung  des  Seetangs 
als  Nahrung  von  Menschen  und  Tieren  (als  „Seekohl") 
und  zur  Jodbereitung. 

Endlich  dient  der  Ozean  vermöge  der  Schiff- 
fahrt als  ein  wichtiger  Vermittler  desVerkehrs 
von  Land  zu  Land  und  als  der  wichtigste 
Vermittler  des  Weltverkehrs.  Abgesehen 
von  den  beiden  Eismeeren  gewährt  er  den 
Schiffern  für  ihre  Fahrzeuge  allenthalben  ge- 
bahnte Pfade,  und  zur  Zeit  vollzieht  sich  der 
weitaus  grösste  Teil  der  Welthandels- 
bewegung (etwa  80^|o)  auf  den  Seewegen, 
die  von  den  Überlandwegen  den  grossen  Vor- 
zug haben,  dass  sie  den  Fahrzeugen,  besonders 
den  durch  Dampf  getriebenen,  diedenkbar  grösste 
Freiheit  der  Bewegung  gestatten,  dass  sie 
keinerlei  Unterhaltungskosten  verlangen, 
(abgesehen  von  Leuchttürmen,  Hafendämmen, 
Hafenbaggerungen  usw.),  und  dass  sie  in  der 
Gegenwart  fast  ganz  frei  sind  von  Wege- 
lagerern (Piraten).  Für  Dampfer  von  voll- 
kommenster Bauart  (Hamburger  Paketdampfer 
„Deutschland",  Lloyd-Dampfer  „Kaiser  Wilhelm 
der  Grosse",  White-Star-Dampfer  „Oceanic")  ist 
auch  die  Schnelligkeit  sowie  die  Sicherheit  der 
Beförderung  vergleichsweise  sehr  gross.  Des- 
gleichen sind  die  unterseeischen  Telegra- 
phenkabel (insgesamt  400  000  km)  vor  Stö- 
rungen durch  Elementarereignisse  und  mensch- 
liche Eingriffe  verhältnismässig  sehr  sicher. 

Von  hoher  Bedeutung  sind  auf  den  See- 
wegen freilich  Wind  und  Wetter  und  der 
davon  abhängige  Wogen  gang,  sowie  die 
Meeresströmungen,  an  vielen  Küstenpunkten 
dazu  auch  die  Gezeiten,  deren  Gesetze  der 
Seefahrer  daher  im  Interesse  des  glücklichen 
Gelingens  seiner  Fahrt  möglichst  genau  kennen 
muss.  Wirklich  gefährlich  sind  die  Stürme  meist 
nur  in  der  Nähe  von  Klippen  und  Sandbän- 
ken, die  im  allgemeinen  in  der  Nachbarschaft 
des  festen  Landes  oder  von  Inseln  liegen. 
Ebendaselbst  sind  auch  die  Nebel,  die  einen 
grösseren  Schrecken  für  den  Seemann  bilden 
als  die  Stürme,  am  meisten  zu  fürchten. 

Die  Küstenschiffahrt  und  die  Fahrt  nach  nahen 
Gegengestaden  hat  sich  auf  allen  Ozeanen  frühe  ent- 
wickelt; sogar  Naturvölker  betrieben  und  betreiben 
sie.  Besonders  aber  die  Phönizier,  Araber  und  Nor- 
mannen entwickelten  sie  sehr  hoch.  Eigentliche  trans- 
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ozeanische  Fahrten  wurden  dagegen  im  allgemeinen 
erst  möglich  nach  der  Erfindung  des  Kompasses  und 
nach  den  grossen  Entdeckungen  des  15.  und  16.  Jahr- 
hunderts. Ihren  Hauptaufschwung  nahmen  sie,  als  das 
Dampfschiff  in  ihren  Dienst  gestellt  wurde  (vgl.  S.  73  f.). 
Im  Jahre  1903  enthielten  die  sämtlichen  Handelsflotten 
der  Erde  etwa  24  Mill.  Register-Tonnen,  wovon  68°/o 
auf  Dampfer  und  32%  auf  Segelschiff e  entfielen,  wah- 
rend die  durchschnittliche  Leistungsfähigkeit  der  Damp- 
fer sich  zu  derjenigen  der  Segelschiffe  etwa  wie 
3,5  :  1  verhält  (die  Leistungsfähigkeit  sämtlicher  Damp- 
ferflotten zu  derjenigen  sämtlicher  Seglerflotten  also 
etwa  wie  7,5  :  1). 

1.  Der  Atlantische  Ozean. 

a)  Der  Ozean  als  Ganzes. 

Der  Atlantische  Ozean  steht  sowohl  an  Aus- 
dehnung (90  Mill.  qkm)  als  auch  an  Tiefe 
(nördlich  von  Portorico  8341  m)  hinter  dem 
Grossen  Ozean  zurück,  überragt  diesen  und 
die  anderen  Ozeane  aber  an  Kulturbedeutung 
sehr  weit,  und  aus  seinen  Naturverhältnissen 
geht  mit  ziemlicher  Sicherheit  hervor,  dass  ihm 
sein  hoher  wirtschaftsgeographischer 
Rang  schwerlich  jemals  genommen  werden 
wird. 

Zwischen  den  beiden  Polarkreisen  1 5  000  km 
lang,  aber  zwischen  Afrika  und  Südamerika 
sowie  zwischen  Irland  und  Neufundland  nur 
3000  km  breit,  bildet  er  zwischen  der  Alten 
und  der  Neuen  Welt  gewissermassen  eine 
schmale  Gasse,  die  auf  der  Linie  Plymouth — 
New- York  (3050  Seemeilen)  von  Dampfern  in 
5 — 8  Tagen,  von  Seglern  in  25 — 40  Tagen 
gequert  werden  kann.  Durch  seine  Lage  auf 
der  Landhalbkugel  erscheint  er  aber  als  das 
grosse  Innenmeer  der  bewohnten  Erde,  der 
Grosse  mit  dem  Indischen  Ozean  dagegen  als 
das  Aussenmeer. 

Bedeutsam  für  seine  Rolle  im  Wirtschafts- 
leben ist  auch  seine  vielfache  Verästelung 
und  sein  Reichtum  an  weit  in  die  Kontinente 
eingreifenden  Rand-  und  Mittelmeeren  so- 
wie an  Golfen  und  Meerengen,  durch  die 
sein  Einfluss  auf  die  umliegenden  Länder  und 
ihre  Bevölkerungen    erheblich    verstärkt  wird. 

Ebenso  ist  sein  Entwässerungsgebiet, 
das  gegen  75  Mill.  qkm  oder  mehr  als  die 
Hälfte  der  trockenen  Erdoberfläche  umfasst, 
ungleich  grösser  als  bei  den  anderen  Ozeanen, 
und  durch  die  Ströme,  die  in  ihn  münden 
und  die  die  besten  Naturstrassen  des  Binnen- 
landes bilden,  ist  zugleich  die  gesamte  konti- 
nentale Handels-  und  Verkehrsbewegung  in 
der  Richtung  zu  und  von  dem  Atlantischen 
Ozeane  naturgemäss  die  leichteste  und  stärkste. 
Die  von  den  fraglichen  Strömen  durchflosse- 


nen  Gebiete  (Europa,  die  Länder  am  Nil, 
Niger,  Kongo,  La  Plata,  Amazonas,  Mississippi 
und  Lorenzstrom)  gehören  übrigens  teils  zu 
den  produktenreichsten,  teils  zu  den  kultivier- 
testen und  bedürfnisreichsten. 

In  seiner  Randzone  (im  Mittelländischen 
Meere,  in  der  Ost-  und  Nordsee  und  in  West- 
indien) zum  Teil  sehr  reich  an  Inseln,  ist  er 
im  übrigen  daran  sehr  arm  und  damit  zugleich 
verhältnismässig  klippen-  und  gefahrenfrei. 
Einzelne  kleine  Inseln,  die  sich  auf  untersee- 
ischen Rücken  erheben,  wie  die  Bermudas, 
oder  die  vulkanischer  Natur  sind,  wie  die 
Azoren,  Madeira,  die  Kanarien,  die  Kapverden, 
Ascension,  St  Helena  bieten  aber  brauchbare 
Schiffahrts-  und  Kohlenstationen. 

Nach  den  Windverhältniss]en  kann  man 
beim  Atlantischen  Ozean  fünf  Zonen  unter- 
scheiden, deren  Grenzen  je  nach  den  Jahres- 
zeiten veränderlich  sind:  1.  Die  Zone  der 
Calmen  oder  Windstillen,  am  Äquator, 
die  auf  der  afrikanischen  Seite  breiter  ist  als 
auf  der  amerikanischen,  und  die  von  Segel- 
schiffen am  besten  auf  der  letzteren  gekreuzt 
wird.  2.  Die  Zone  des  Nordostpassats, 
die  im  Sommer  der  n.  Halbkugel  weiter  nach 
N.  (30  0  n.  Br.)  reicht  als  im  Winter  (25°  n.  Br.). 
Der  ruhige  und  beständige  Wind  dieser  Zone 
{„trade  wind",  „Handelswind",  „Damenwind") 
ist  der  Schiffahrt  ausserordentlich  günstig  und 
wird  bei  Fahrten  von  Europa  nach  Westindien 
und  nach  dem  s.  Nordamerika  gern  aufge- 
sucht. 3.  In  der  nördlichen  Zone  der  ver- 
änderlichen Winde  sind  die  S.W.-Winde 
vorherrschend,  was  der  Fahrt  von  Amerika 
nach  Europa  günstiger  ist  als  der  in  umge- 
kehrter Richtung.  4.  Die  Zone  des  Südost- 
passats entspricht  auf  der  s.  Halbkugel  der- 
jenigen des  Nordostpassats  auf  der  n.  5.  Eben- 
so herrscht  in  der  s.  Zone  der  veränder- 
lichen Winde  der  N.W.-Wind  ähnlich  wie 
in  der  n.  der  S.W. -Wind,  nur  mit  noch 
grösserer  Regelmässigkeit,  so  dass  dadurch 
die  Fahrt  von  Südamerika  nach  Südafrika  sehr 
begünstigt  wird. 

Die  heftigsten  Stürme  wehen  in  Westindien 
(Hurricanes)  und  am  Kap  der  guten  Hoffnung 
(„Kap  der  Stürme"),  die  meisten  Sturmschäden 
verzeichnen  aber  infolge  ihrer  starken  Belebt- 
heit die  nordeuropäischen  und  nordostameri- 
kanischen Küstengewässer. 

Die  Meeresströmungen  des  Atlanti- 
schen Ozeans  stimmen  natürlich  im  allge- 
meinen mit  den  Luftströmungen  überein.  Der 
Passatwind  treibt  n.  und  s.  vom  Äquator  grosse 
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Wassermassen  von  der  afrikanischen  nach  der 
süd-  und  mittelamerikanischen  Küste  (als  Äqua- 
torialströmungen), von  dort  zurückgeworfen 
wenden  sie  sich  dann  teils  (als  äquatoriale 
Gegenströmungen)  unter  dem  Äquator  wie- 
der nach  Afrika  (Guineaströmung),  teils  ge- 
langen sie  als  Brasilianische  Strömung  in 
südlichere  und  als  Golfstrom  (der  in  der 
Floridastrasse  besonders  stark  ist)  in  nördlichere 
Breiten.  Hier  lenken  die  vorherrschenden  W.- 
Winde und  die  Erdrotation  die  Strömungen 
allmählich  gegen  O.  ab.  Die  angegebene  ozea- 
nische Zirkulation  hat  auf  Klima,  Produktion 
und  Verkehr  einen  bedeutenden  Einfluss,  der 
Wert  des  Golfstroms  für  die  Schiffahrt 
wird  aber  dadurch  beeinträchtigt,  dass  er  sich 
in  der  Hauptbahn  der  westindischen  Wirbelwinde 
bewegt.  Als  Ersatz  für  die  durch  die  warmen 
Strömungen  polwärts  gelangenden  Wasser- 
massen gehen  übrigens  kalte  Strömungen 
nach  dem  Äquator  hin,  die  sich  im  nordatlanti- 
schen Ozeane  auf  der  amerikanischen,  im  süd- 
atlantischen auf  der  afrikanischen  Seite  halten, 
und  die  Treibeismassen  bis  in  die  Breite  der 
Azoren  und  Südafrikas  führen.  Das  nordöst- 
liche Nordamerika  dankt  der  Labradorströ- 
mung sein  rauhes,  nebelreiches  und  kultur- 
feindliches Sommerklima,  aber  auch  den  un- 
erschöpflichen Fischreichtum  der  Neufundland- 
bänke, und  ähnlich  wird  das  südwestafrikanische 
Klima  durch  die  kalte  Benguelaströniung 
ungünstig  beeinflusst.  Alles  in  allem  ist  aber 
ganz  besonders  die  Wirkung  des  nordatlan- 
tischen Ozeans  auf  das  Klima  der  umliegen- 
den Länder  infolge  der  starken  Durchwärmtheit 
seiner  Wassermassen  höchst  vorteilhaft. 

Die  Gezeiten  des  Atlantischen  Ozeans 
sind  am  stärksten  in  der  trichterförmig  geöff- 
neten Fundybai  (15  m),  in  der  Ungavabai 
von  Labrador  (18  m),  im  Bristolkanal  (12  m) 
und  in  der  Normannischen  Bucht  (12  m). 
Auch  zahlreiche  Häfen  mit  massigeren  Flut- 
höhen sind  aber  durch  sie  grossen  Schiffen  zu- 
gänglich, sowie  viele  Küstenfahrten  nur  wäh- 
rend der  Flutzeit  möglich  sind.  Im  offenen 
Ozeane  ist  die  Flut  schwach  (bei  St.  Helena 
1  m,  bei  den  Azoren  2-  m). 

Auch  als  Produktionsgebiet  steht  der 
Atlantische  Ozean  den  andern  Ozeanen  voran. 
Sein  n.  Teil,  von  den  Tiergeographen  das 
Reich  der  Stockfische  und  Heringe  ge- 
nannt, ist  durch  den  Fischreichtum  seiner  Rand- 
gegend der  ergiebigste  unter  den  Meeresräumen. 

Eigentliche  Stockfische  Uefert  er  bei  Neufundland 
und  den  Lofoten  jährlich  400  bis  600  Mill.  Stück,  Heringe 


bei  Schottland,  Norwegen  und  Nordostamerika  7  Mill.  T., 
dazu  zahllose  Störe,  Lachse,  Heil-  und  Steinbutte,  See- 
zungen, Flundern.  Pilchards  (,,cornische  Sardinen", 
Alosa)  werden  besonders  bei  Südwestengland,  Irland 
und  Frankreich  gefangen,  Makrelen  bei  Neuengland 
und  Cornwall,  echte  Sardinen  bei  Frankreich,  Sprot- 
ten und  Anchovis  an  den  französischen,  britischen 
und  norwegischen  Küsten.  Den  nordamerikanischen 
Küstengewässern  eigentümlich  ist  der  wichtige  M  e  n  - 
hadcn.  Haifische  werden  gleich  dem  Seehund 
und  Delphin  ihrer  Haut  (Chagrin)  und  ihres  Tranes 
wegen  verfolgt,  der  Walfisch  des  Tranes  und  Fisch- 
beins halber,  namentlich  von  Norwegern  und  Ameri- 
kanern. Der  Hummerfang  steht  an  der  schottischen, 
irischen,  norwegischen,  kanadischen  und  mainischen 
Küste  im  Schwünge,  der  Garneelenfang  auf  den 
Bänken  vor  der  Themsemündung  und  bei  Norwegen. 
Die  Farbstoffe  gewisser  Mollusken  (Purpur,  Sepia) 
sind  durch  andere  Farbstoffe  verdrängt,  ähnlich  die 
Webstoffe  (Seeseide).  Dagegen  sind  Austern, 
Miesmuscheln, Venusmuscheln, Trogmuscheln, 
Herzmuscheln  seit  alten  Zeiten  wichtig  als  Nah- 
rungsmittel. Die  Austernfischerei  und  Austernzucht 
blüht  besonders  in  den  seichten  Küstengewässern  Eng- 
lands, Frankreichs,  Belgiens,  Schleswigs  und  Nord- 
amerikas. England  allein  verzehrt  jährlich  für  100  Mill., 
Nordamerika  reichlich  für  200  Mill.  M.  Im  tropischen 
Atlantischen  Ozean  ist  die  Seekuh  (Manatus)  ein  tran- 
lieferndes Seesäugetier,  wichtiger  sind  aber  daselbst 
die  Fleisch,  Eier  und  Schildpatt  üefernden  Seeschild- 
kröten, besonders  die  Riesenschildkröten.  Bei 
den  Bahamas  und  bei  Florida  ist  die  Schwamm- 
fi  seh  er  ei,  bei  Venezuela  und  Panama  die  Perl-  und 
Perlmutterf ischerei  bemerkenswert. 

An  pflanzlichen  Produkten  liefert  der  Atlan- 
tische Ozean  Seegras  (Zostera)  für  die  Matratzen- 
fabrikation und  Seetang.  Seesalz  gewinnt  man 
namentlich  in  Frankreich  (12  Mill.  Zentner)  und  in  West- 
indien. 

Die  Natur  des  Atlantischen  Ozeans  und  der 
Produktenreichtum  seiner  Küstenländer  und 
Küstengewässer  waren  sehr  dazu  angetan,  seine 
unmittelbaren  Anwohner  zu  tüchtigen  und 
wagelustigen  Seefahrern  zu  machen,  und  wie 
die  transozeanischen  Fahrten  auf  ihm  eingeleitet 
wurden,  so  gelangte  auch  das  gesamte  Weltver- 
kehrsleben auf  ihm  zu  seiner  vollsten  Entfaltung. 

Bereits  die  Phönizier  (vergl.  S.  16)  wagten  sich 
in  seiner  Küstennähe  bis  Senegambien,  Britannien  und 
die  baltische  Bernsteinküste.  Später  unterhielten  die 
Wikinger  der  skandinavischen  Fjorde  und  Wike  (Buchten) 
ohne  Kompass  einen  regen  Verkehr  bis  in  den  Pontus 
und  bis  nach  Island  (867),  Grönland  (983)  und  nach 
dem  nordamerikanischen  Helluland  (Steinland,  wohl 
Labrador)  Markland  (Waldland,  Neuschottland)  und 
Weinland  (vielleicht  Neuengland).  Noch  später  belebten 
Basken,  Nordfranzosen, Niederländer, Friesen 
und  Briten  den  Atlantischen  Ozean  mit  ihren  Fahrzeu- 
gen. Einen  höheren  Aufschwung  nahm  das  atlantische 
Verkehrsleben  aber  seit  Kolumbus  und  Vasco  de  Gama, 
zuerst  durch  Spanier  und  Portugiesen,  dann  durch 
deren  erfolgreiche  Gegner,  die  Holländer,  und  end- 
lich durch  die  Engländer,  die  zur  Zeit  den  grösstcn 
Teil  des  atlantischen  Verkehrs  vermitteln,  denen  sich 
aber  neuerdings  namentlich  die  Deutschen  als  die  her- 
vorragendsten Mitbewerber  an  die  Seite  gestellt  haben. 
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Neben  dem  Verkehrsleben,  das  sich  von  Europa  aus 
auf  dem  Atlantischen  Ozean  entwicl<elt  hat,  spielte  das 
von  Amerika  aus  entfaltete  eine  verhältnismässig  ge- 
ringe Rolle.  Vor  Kolumbus  waren  nur  die  ßahama- 
Insulaner,  die  Kariben  und  die  Yukateken  seetüchtig. 
Heute  nehn^en  aber  an  der  Verkehrsbewegung  des 
Ozeans  die  Union  und  Kanada  hervorragenden  Anteil. 

Der  neuzeitliche  Dampferverkehr  (vergl. 
S.  74)  ist  selbstverständlich  am  lebhaftesten 
zwischen  Europa  und  Nordamerika,  nächstdem 
zwischen  Europa  und  Südamerika  und  zwi- 
schen Europa  und  Westafrika.  Abgesehen 
von  seinem  gewaltigen  Eigenverkehr  dient  der 
Atlantische  Ozean  aber  auch  als  Durchgangs- 
strasse nach  den  Küstenländern  des  Pazifischen 
und  Indischen  Ozeans. 

Unter  den  Ausgangs-  und  Zielpunkten 
des  atlantischen  Schiffsverkehrs  stehen 
durch  ihre  geographische  Lage,  die  später  ge- 
würdigt werden  soll,  allen  andern  weit  voran: 
London  (1902  ohne  den  Küstenverkehr  mit 
17,6  Mill.  Tonnen  Schiffverkehr),  Hamburg 
nebst  Cuxhaven  (mit  17,5  Mill.  T.),  New- York 
(mit  1 7,4  Mill.  T.),  Antwerpen  (mit  17  Mill.  T.), 
Liverpool  (mit  13,2  Mill.  T.),  Cardiff  (mit  12,6 
Mill.  T.),  Newcastle  und  seine  Vorhäfen  (mit 
8,4  Mill.  T.),  Havre  de  Grace  (mit  5,4  Mill.  T.) 
und  Bremen  (mit  5,1   Mill.  T.). 

Unter  den  Dampf  Schiffgesellschaften,  die  den 
grössten  Teil  des  atlantischen  Personen-  und  Fracht- 
verkehrs vermitteln,  sind  die  hervorragendsten:  die 
Hamburger  Paketfahrtgesellschaft  (mit  615000 
Brutto -Tonnen  und  mit  den  Hauptverbindungen  nach 
Nord-,  Mittel-  und  Südamerika  [vergl.  S.  78]),  der 
Norddeutsche  Lloyd  (54  000  Tonnen,  mit  den  gleichen 
Verbindungen  von  Bremen  aus  [vergl.  S.  81]),  die 
Eider- Dempster-Gesellschaft  (415000  T.,  von  Liverpool 
nach  Amerika  und  Afrika),  die  Union  -  Castle  -  Linie 
(260  000  T.  von  London  nach  Südafrika),  die  White- 
Star-Linie  (250  000  T.,  von  Liverpool  und  London  nach 
Nordamerika),  die  Navigazione  Itahana  (230  000  T., 
von  Genua  und  Neapel  nach  Nordamerika),  die  Leyland- 
Linie  (230000  T.,  von  Liverpool  nach  Nordamerika),  die 
Hansa-Linie  (150000  T.,  von  Bremen  nach  Südamerika), 
die  Allan-Linie  (150000  T.,  von  Glasgow  nach  Norda- 
merika), die  Cunard-Linie  (130  000T. ,  von  Liverpool 
nach  Nordamerika),  die  Hamburg  -  Südamerikanische 
Linie  (130000  T.),  die  Kosmos-Linie  (110000  T.,  von 
Hamburg  nach  Südamerika),  die  Royal  -  Mail  -  Linie 
(100  000  T. ,   von  Southampton  nach  Westindien). 

Der  atlantische  Nachrichtenverkehr  war 
ursprünglich,  gleich  dem  Personen-  und  Waren- 
verkehr, streng  an  die  Schiffahrt  gebunden, 
und  für  die  Telegraphen  gaU  der  Ozean 
durch  seine  Weite  und  Tiefe  als  unüberschreit- 
bare  Schranke,  Nachdem  seit  1849  in  den 
britischen  und  dänischen  Gewässern  sowie  im 
Mittelmeer  erfolgreiche  Versuche  mit  unter- 
seeischen Telegraphenleitungen  gemacht 
worden  waren,  gelang  dem  Amerikaner  Cyrus 


Field  im  Jahre  1857  die  Legung  eines  Ka 
bels  zwischen  Europa  und  Nordamerika,  und 
am  5.  August  1858  konnten  die  beiden  Erdteile, 
den  ersten  Gruss  durch  den  elektrischen  Funken 
austauschen.  1866  erfolgte  eine  zweite  Kabel- 
legung,  und  gegenwärtig  sind  Europa  und  Nord 
amerika  durch   14  Leitungen  verbunden. 

8  gehen  von  Irland  (Valentia),  2  von  England  (Kap 
Landsend),  3  von  Frankreich  (Brest),  1  von  Deutsch- 
land aus. 

Auch  zwischen  Lissabon  und  Cadiz  und  Pemambuco 
kreuzen   3  Kabel  den  Ozean. 

b)  Die  wichtigsten  Teilmeere  des  Atlan 
tischen  Ozeans. 

a)  Das  Mittelländische  Meer,   ohne  das 
Schwarze  Meer  2,5  Mill.  qkm,   und  in  seinen 
grösseren  Weitungen  bis  nahe  an  4000  m  tief, 
war  zu  einer  Vorschule  der  ozeanischen  Schiff 
fahrt  vorzüglich  geeignet. 

Aus  einem  östlichen  und  einem  westlichen 
Hauptbecken  bestehend,  ist  es  in  Gestalt  und 
Gliederung  ein  verkleinertes  Abbild  des 
Atlantischen  Ozeans.  Zwischen  Gibraltar  und 
Beirut  ist  es  3700  km  lang,  zwischen  Taranto 
und  Muktar  1100  und  zwischen  Marseille  und 
Algier  750  km  breit,  in  der  Gibraltar-Strasse 
verschmälert  es  sich  aber  auf  14,  zwischen 
Sizilien  und  Tunis  auf  1 50  km,  und  besonders 
in  den  Landkörper  Europas  greift  es  mit  viel- 
fachen Verzweigungen  ein. 

Sein  Entwässerungsgebiet  umfasst  nur 
5^2  Mill.  qkm,  weil  in  seinem  S.  und  O.  abfluss- 
lose Wüsten  liegen,  die  Küstenländer  sind  aber 
teilweise  sehr  produktiv,  und  auf  ihrem  Boden 
erblühten  bereits  im  Altertum  hohe  Kulturen 
(Ägypten,  Phönizien,  Griechenland,  Rom). 

Bei  der  grossen  Zahl  über  das  Meer  verstreuter 
Inseln  (Balearen,  Sardinien,  Korsika,  Sizilien, 
Malta,  Kreta,  Cypern  u.a.)  braucht  der  Schiffer 
das  Land  beinahe  niemals  lange  ausser  Sicht 
zu  verlieren,  was  für  die  Anfänge  der  See- 
fahrerkunst überaus  vorteilhaft  war.  Dazu 
wehen  die  Winde  ziemlich  regelmässig  —  im 
Sommer  aus  O.,  im  Winter  aus  W. —  Stürme 
sind  selten  sehr  heftig,  und  Meeresströ- 
mungen sowie  Gegenwinde  erschweren  die 
Segelfahrt  nur  in  den  engen  Meerstrassen 
(Gibraltarstrasse,  Hellespont,  Bosporus),  durch 
die  infolge  der  starken  Verdunstung  über  dem 
Mittelmeer  starke  Einströmungen  stattfinden. 

Die  Gezeiten  sind  bei  der  geringen  Grösse 
und  der  Geschlossenheit  des  Meeres  schwach 
(bei  Triest  0,5  m,  in  der  Grossen  Syrte  2  m). 
Im  Zeitalter  der  tiefgehenden  Seeschiffe  sind  des- 
halb viele  Häfen  verödet  (Venedig,  Pisa,  Amalfi). 
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Der  starke  Salzgehalt  (3,8 "/o),  der  sich 
durch  die  umfangreiche  Verdunstung  erklärt, 
begünstigt  den  Seesalinenbetrieb.  Bei  der  hohen 
Temperatur  des  Wassers  (bis  auf  den  Grund 
13°),  die  eine  weitere  Folge  der  Abgeschlos- 
senheit ist  (Oibraltarstrasse  nur  500  m  tief), 
ist  der  senkrechte  Kreislauf  des  Wassers 
weit  weniger  lebhaft  als  im  offenen  Ozeane, 
und  die  tieferen  Wasserschichten  sind  daher 
arm  an  Sauerstoff  und  an  organischem  Leben. 

In  der  Tiergeographie  bezeichnet  man  das 
Mittelmeer  als  Reich  der  Lippfische,  wäh- 
rend man  es  in  der  Wirtschaftsgeographie 
Reich  des  Thunfisches  und  der  Edel- 
koralle nennen  könnte. 

Der  Thunfisch,  auf  den  bereits  Griechen  und 
Phönizier  eifrig  Jagd  machten,  bildet  in  ItaUen  und 
Frankreich  eine  beliebte  Speise.  Edelkorallen  finden 
sich  besonders  bei  Algier,  Tunis,  Sardinien,  Bade- 
schwämme bei  den  Sporaden  und  Tunesien.  Ausser- 
dem liefert  das  Mittelmeer  zahlreiche  Fisch-,  Krebs- 
und  Muschelarten.  Besonders  wichtig  ist  der  franzö- 
sische Sardinen-  und  Anchovisfang. 

Reger  Verkehr  belebte  das  Mittelmeer  seit  dem 
ersten  Morgengrauen  der  Weltgeschichte,  und  Griechen 
und  Etrusker  waren  schon  in  der  Heroenzeit  tüchtige 
Seefahrer.  In  höherem  Masse  noch  waren  es  die  Phönizier. 
Deren  Erbe  traten  später,  als  die  Hinterländer  Phöniziens 
(die  grossen  Reiche  am  Euphrat  und  Tigris)  verfielen 
und  Tyrus  von  Alexander  zerstört  worden  war,  neben 
den  Griechen  die  Karthager  an.  Nach  dem  Sturze 
Karthagos  und  unter  dem  Römischen  Weltreiche  wur- 
den dann  Massilia,  Alexandria  und  Byzanz  (Kon- 
stantinopel) die  Brennpunkte  des  Verkehrslebens.  Diese 
wieder  lösten  in  der  Zeit  der  Kreuzzüge  Venedig, 
Genua,  Amalfi  ab,  die  ihre  Bedeutung  erst  verloren, 
als  durch  die  Entdeckung  Amerikas  und  des  See- 
weges um  das  afrikanische  Südkap  der  gesamte  Welt- 
verkehr in  neue  Bahnen  gelenkt  wurde.  Mit  der  Er- 
öffnung des  Suezkanals  (1869)  wurde  das  Mittel- 
meer von  neuem  die  starkbelebte  Hauptdurchgangs- 
strasse  nach  Indien. 

1903  gingen  durch  den  Kanal  j3761  Schiffe  mit  einem 
Gehalt  von  11,9  Mill.  T.  (davon  über  60  7o  unter 
englischer,  etwa  15"/n  unter  deutscher,  6,5  7o  unter 
französischer,  4,5%  unter  holländischer,  3,5 7o  unter 
österreichischer  und  3  7o  unter  russischer  Flagge). 

Die  hervorragendsten  Mittelmeerhäfen 
sind  heute:  Marseille  (mit  14  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr), Genua  (mit  10  Mill.  T.),  Triest 
(5,4  Mill.  T.),  Barcelona  (3,2  Mill.  T.),  Kon- 
stantinopel, Smyrna  und  Alexandria  (5,6 
Mill.  T.).  Über  die  wichtigsten  Dampfer- 
linien s.  S.  351   u.  352. 

Für  die  unterseeischen  Telegraphenlei- 
tungen bildete  das  Mittelmeer,  ähnlich  wie 
für  die  überseeische  Schiffahrt,  eine  Vorschule. 

Durch  das  Adriatische  Meer,  das  die 
allgemeinen  Eigenschaften  des  Hauptmeers  teilt, 
aber  seichter  ist,  wurde  seit  den  Kreuzzügen 
Mitteleuropa  in  das  Verkehrsleben   des  Mittel- 


meers hineingezogen,  und  seit  Schienenwege 
über  den  hohen  Alpenwall  gelegt  worden  sind 
und  der  Suezkanal  eröffnet  ist,  hat  es  sich 
ebenfalls  wieder  sehr  belebt. 

ß)  Das  Schwarze  Meer  (Pontus),  450000 
qkm  gross,  bis  2000  m  tief  und  sehr  inselarm,  ist 
durch  seine  strenge  Abgeschlossenheit  (Bos- 
porus 0,5  m  breit)  vom  Mittelmeere  in  seiner 
Natur  gänzlich  verschieden,  und  für  Segel- 
schiffe noch  schwerer  zugänglich  als  die  Ost- 
see, was  um  so  empfindlicher  ist,  als  sein 
Entwässerungsgebiet,  d.  i.  sein  natürliches 
Verkehrsgebiet,  sehr  ausgedehnt  ist  (2,25  Mil- 
lionen qkm). 

Infolge  seiner  starken  Süsswasserzufuhr,  die 
seine  Verdunstung  weit  überwiegt,  ist  sein 
Salzgehalt  gering  {\,T^lo).  Zugleich  findet 
die  erwähnte,  die  Einfahrt  erschwerende  Aus- 
strömung nach  dem  Marmara-  und  Mittelmeere 
statt.  Nur  die  Häfen  des  Asowschen  Meeres 
sind  aber  durch  die  noch  grössere  Süssigkeit 
des  Wassers  sowie  durch  das  strengere  Winter- 
klima vom  Dezember  bis  April  durch  Eis  gesperrt. 

Da  die  Gezeiten  im  Schwarzen  Meere  fehlen, 
sind  die  Flusshäfen  nur  kleineren  Schiffen  zu- 
gänglich. Im  NW.  sowie  im  Asowschen  Meere 
finden  sich  infolge  der  Flussanschwemmungen 
viele  Sandbänke.  Sehr  gefährlich  sind  die 
plötzlich  ausbrechenden  Stürme  des  Pontus, 
die  mit  den  schroffen  Gegensätzen  in  der  Boden- 
gestalt der  Küstenländer  zusammenhängen. 

Am  Bosporus  ist  seit  der  phönizischen  Zeit 
der  Thunfischfang  und  im  Asowschen  Meere 
der  Hausen-  und  Sterletfang  bedeutend. 

Die  Phönizier  gelangten  frühe  in  den  Pontus,  ebenso 
die  Griechen  (Argonauten),  und  von  Südrussland  wurde 
bereits  in  der  Zeit  Herodots  (5.  Jahrh.  v.  Chr.)  Korn-, 
Vieh-  und  Sklavenhandel  nach  Griechenland  und  Milet 
getrieben.  In  der  römischen  Zeit  sowie  im  Mittelalter 
war  das  Meer  Maupttummelplatz  des  genuesischen 
Handels.  Die  Eroberung  Konstantinopels  durch  die 
Türken  lähmte  den  Verkehr,  neuerdings  hat  er  sich 
aber  durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Südruss- 
lands, Rumäniens  und  Bulgariens,  deren  Aussenhan- 
del  nach  dem  Pontus  gravitiert,  wieder  gehoben. 

7)  Die  Nordsee  oder  das  „Deutsche 
Meer",  550000  qkm  gross,  aber  im  Mittel 
nur  90  m  tief,  ist  das  am  besten  ge- 
öffnete Randmeer  des  Atlantischen 
Ozeans.  Durch  den  zwischen  Dover  und  Ca- 
lais 31  km  breiten  Ärmelkanal  und  den  450  km 
breiten  „Trichter"  zwischen  Schottland  und 
Norwegen  freie  Aus-  und  Einfahrt  auch 
bei  widrigen  Winden  gestattend,  teilt  sie  zu- 
gleich in  hohem  Masse  die  Eigenschaften  des 
offenen  Ozeans.  Ihr  starker  Salzgehalt  (3,4*^/o) 
verhindert  in   den   meisten  Wintern  selbst  an 
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ihren  kontinentalsten  Küsten  (bei  Bremen  und 
Hamburg)  das  Gefrieren,  oder  lässt  wenigstens 
die  Eisdecite  niemals  sehr  fest  und  dauernd 
werden,  so  dass  Eisbrecher  sie  bewältigen  kön- 
nen. Die  starken  Gezeiten  (in  der  Themse- 
mündung 6  m,  in  der  Eibmündung  4  m) 
machen  verschiedene  Buchten  und  Flussmün- 
dungen den  grössten  Fahrzeugen  zugänglich 
(Hamburg  und  London  für  Schiffe  von  8  m 
Tiefgang).  Winde  und  Strömungen  sind  ver- 
änderlich, aber  vorherrschend  nach  O.  gerichtet. 

Da  die  Nordsee  erst  späten  Küstenzertrüm- 
merungen ihre  Entstehung  verdankt  —  erst 
durch  die  Sturmfluten  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts wurden  Zuider  See,  Dollart  und  Jade- 
busen gebildet  — ,  so  ist  sie  sehr  seicht 
und  reich  an  gefährlichen,  durch  die  Strö- 
mungen hin-undherrückendenKüstenbänken 
(„Fliegende  Bänke").  Ihre  Stürme  stehen 
zwar  an  Heftigkeit  hinter  denjenigen  anderer 
Meere  zurück,  sind  aber  durch  diese  Bänke 
sehr  gefährlich,  und  die  häufigen  Nebel  führen 
leicht  zu  Schiffszusammenstössen. 

Durch  ihre  Herings-  und  Schellfisch- 
schwärme sind  namentlich  die  Bänke  zwi- 
schen England  undjütland  (Doggerbank,  Grosse 
und  Kleine  Fischerbank)  wichtig,  während  die 
Küstenbänke  bei  Schleswig,  England,  Holland 
und  Belgien  der  Austernzucht  günstig  sind. 

Die  sagenhaften  Erzählungen  von  Hengist  und  Horsa, 
die  Einwanderung  skandinavischer  Stämme  in  Schott- 
land, die  Berichte  des  Tacitus  von  der  alten  Handels- 
blüte Londons  bezeugen  frühen  Seeverkehr  auch  auf 
der  Nordsee.  Normannen  sowie  später  Hanseaten 
stählten  hier  ihre  Kraft  zu  weiteren  Fahrten,  und  den 
Hansastädten  an  der  Nordsee  kamen  daher  auch  die 
transozeanischen  Entdeckungen  des  15.  und  16.  Jahr- 
hunderts in  einem  hohen  Masse  zugute.  Durch  den 
politischen  Verfall  Deutschlands  brachten  die  Holländer 
und  Engländer  zwar  den  grösseren  Teil  des  Nord- 
seehandels in  ihre  Hand,  zur  Zeit  haben  sich  die  Deut- 
schen aber  ihren  vollen  Anteil  zurückerobert. 

London,  Hamburg  und  Antwerpen 
sind  gegenwärtig  neben  New-York  die  ersten 
Häfen  der  Erde,  und  auch  Bremen,  Rotterdam, 
Amsterdam,  Götaborg,  Christiania,  Bergen,  Dun- 
dee,  Newcastle  und  Hüll  sind  sehr  bedeutend. 
Die  wichtigeren  Dampferlinien  sind  in  der 
Mehrzahl  die  atlantischen,  und  in  keinem  Meere 
sind  sie  so  zahlreich  wie  hier;  ebenso  die  Tele- 
graphenkabel, die  von  der  Nordsee  und  vom 
Kanäle  ihren  Ausgang  nahmen. 

(3)  Die  Ostsee  oder  das  Baltische  Meer, 
420000  qkm  gross,  im  Durchschnitt  jedoch  nur 
35  m  (bis  463  m)  tief,  ist  ein  sehr  geschlossenes 
Binnenmeer,  und  ihre  seichten  und  schmalen  Zu- 
gangsstrassen —  Sund  (3  km  breit),  Grosser 


Belt  (15  km)  und  Kleiner  Belt  (0,6  km)  — 
bieten  bei  widrigen  Winden  eine  beschwer- 
liche und  gefahrvolle  Durchfahrt.  Wegen  ihrer 
Abgeschlossenheit  teilt  sie  auch  nur  in  ge- 
ringem Grade  die  Eigenschaften  des  Ozeans. 
Der  Salzgehalt  ist  durch  den  starken  Süss- 
wasserzufluss  namentlich  im  Bottnischen  und 
Finnischen  Meerbusen  sehr  gering  (0,4  ^/oX  und 
die  Küsten  sind  daher  während  des  Winters 
selbst  an  der  Südseite  lange  Zeit  (bei  Stettin 
3  bis  4  Monate)  durch  Eis  gesperrt.  Auch 
an  ihren  Zugangsstrassen,  die  den  stärksten 
Salzgehalt  (an  der  Oberfläche  2  ^Iq)  und  das 
mildeste  Klima  haben,  war  sie  zuzeiten  fest 
zugefroren.  Ebenso  tragen  die  schwachen 
Gezeiten  zur  Vertiefung  der  Häfen  nichts 
bei.  Strömungen  und  Winde  sind  wie  in 
der  Nordsee  veränderlich  (vorherrschend  aus 
W.),  Nebel  häufig,  die  kurzen  Sturm  wellen 
(infolge  der  geringen  Tiefe)  gefürchtet.  Als 
unmittelbare  Erzeugnisse  sind  Heringe, Dor-' 
sehe  (junge  Stockfische),  Flundern  und  Mies 
muscheln  hervorzuheben  (keine  Austern). 

Im  Verkehrsleben  spielte  die  Ostsee  in  der  Zeit 
der  Wikinger  sowie  in  der  der  Hansa  (Lübeck),  als 
die  transatlantischen  Schiffahrtsbahnen  noch  unbenutzt 
lagen,  eine  hervorragende  Rolle.  Mit  der  Entdeckung 
Amerikas  wanderte  der  Schwerpunkt  des  nordeuropäi- 
schen Welthandels  aber  für  immer  aus  ihr  fort. 

Als  Ausgangsstrasse  des  Russischen  Reiches 
und  der  Osthälfte  Deutschlands  spielt  das  Meer 
immerhin  noch  eine  wichtige  Rolle,  und  durch 
den  deutschen  Nord-Ostseekanal  (99  km 
lang  und  8,5  m  tief)  ist  ihr  in  der  Richtung 
auf  alle  Hauptverkehrsländer  eine  bedeutsame 
weitere  Öffnung  gegeben  worden. 

Haupthäfen  sind:  Stettin  (mit  3  Mill.  T. 
Schiffsverkehr),  Danzig,  Kiel,  Königsberg,  Lü- 
beck, Riga,  Petersburg,  Stockholm,  Kopenhagen. 

e)  Die  Hudsonsbai  würde  ihrer  Grösse 
wegen  (1,2  Mill.  qkm)  eher  den  Namen  Hud- 
son-Meer verdienen,  wenn  sie  im  Mittel  auch 
nur  120  m  tief  ist.  Ihr  Entwässerungsgebiet 
misst  3,6  Mill.  qkm.  Durch  die  120  km  breite 
Hudsonsstrasse  gegen  den  Atlantischen  Ozean 
und  durch  den  Fox-Kanal  und  die  Frozen 
Strait  gegen  das  Nördliche  Eismeer  geöffnet, 
ist  sie  freilich  8 — 9  Monate  durch  Küsten-  und 
Treibeis  unnahbar,  und  als  ein  grosser  Kälte- 
speicher wirkt  sie  auf  das  Klima  ihrer  Um- 
gebung höchst  nachteilig.  Ausserdem  ist  sie  sehr 
schlecht  mit  Naturhäfen  ausgestattet.  Immerhin 
dürfte  sie  mit  der  zunehmenden  Besiedelung 
Kanadas  ausser  für  Walfänger  und  Pelz- 
händler auch  für  den  Getreide-  und  Holz- 
handel eine  höhere  Bedeutung  gewinnen. 
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C)  Das  Mexikanische  und  Karibische 
Meer,  das  eigentliche  Amerikanische  Mittel- 
meer, 4,2  Mill.  qkm  gross  und  bis  über  6000  m 
tief,  hat  ein  6  Mill.  qkm  umfassendes  Ent- 
wässerungsgebiet und  ist  als  Zugang  zum 
Mississippitale,  zu  Mexiko  und  Mittelamerika 
und  zum  nördlichen  Südamerika  von  hoher 
Wichtigkeit.  Es  steht  durch  zahlreiche  Meer- 
engen (Floridastrasse,  Windward-,  Mona-  und 
Anegada-Durchfahrt  u.  a.)  mit  dem  offenen 
Ozeane  in  Verbindung,  und  durch  die  Strassen 
zwischen  den  Kleinen  Antillen  gehen  Strö- 
mungen in  das  Karibische  Meer,  durch  die 
Yukatan-Strasse  (185  km  breit)  aus  diesem  in 
den  Mexikanischen  Golf,  der  sogen.  Golf- 
strom entsteht  aber  erst  in  der  195  km  breiten 
Floridastrasse  und  an  den  Bahamabänken.  Be- 
rüchtigt sind  die  Stürme  [Hiirricanes)  und 
Sturmfluten  {Qalveston).  Durch  einen  inter- 
ozeanischen Seeschiffahrtskanal,  wie  ihn  Les- 
seps  bei  Panama  begonnen  hat  und  wie  er 
seitens  der  Nordamerikaner  ausgeführt  wird, 
wird  sich  sein  Verkehr  voraussichtlich  bedeu- 
tend vermehren.  Haupthäfen  sind:  Havana, 
New-Orleans,  Galveston,  Tampico,  Veracruz, 
Colon,    La  Guaira,    Kingston,    St.  Thomas. 

2.  Der  Grosse  oder  Stille  (Pazifische) 
Ozean. 

Dieser  grösste  (177  Mill.  qkm)  und  tiefste 
unter  den  Ozeanen  (Kermadec -Tiefe  9413  m) 
trennt,  besonders  nach  Süden  zu,  die  Alte 
von  der  Neuen  Welt  als  eine  ungeheure  Kluft 
und  Wasserwüste.  Auch  zwischen  San  Fran- 
zisko  und  Yokohama  ist  er  noch  reichlich 
9000  km  breit  und  von  Dampfern  nur  in  14 
bis  18  Tagen,  von  Segelschiffen  nur  in  40  bis 
60  Tagen  zu  queren.  Nur  in  Asien  greift  er 
als  Ochotskisches,  Japanisches  und  Nord-  und 
Südchinesisches  Meer  tiefer  ein,  und  seiner 
schwachen  Gliederung  sowie  seiner  hohen 
Gebirgsumrandung  wegen  ist  seine  Einwirkung 
auf  die  umgebenden  Landschaften  und  deren 
Klima,  Gütererzeugung  und  Verkehrsleben 
verhältnismässig  gering.  Ferner  ist  sein  Ent- 
wässerungsgebiet viel  kleiner  als  bei  dem 
Atlantischen  Ozean  (20  Mill.  qkm,  d.  i.  nur  ^j- 
der  trockenen  Erdoberfläche),  so  dassviel  weni- 
ger natürliche  Verkehrsstrassen  (Ströme  und 
Stromtäler)  nach  ihm  hinführen.  Auch  haben 
bisher  nur  wenige  Küstenländer  (China  und 
Japan,  Kalifornien,  Chile)  eine  höhere  Pro- 
duktionsfähigkeit entwickelt,  während  viele  zu 
ewiger  Unproduktivität  verurteilt  erscheinen. 
Ausserhalb  seiner  Randgegend  ist  der  Grosse 


Ozean  sehr  reich  an  Inseln,  namentlich  an 
Vulkan-  und  Koralleninseln,  und  damit  zu- 
gleich an  gefährlichen  Riffen  und  Klippen. 

Wie  über  dem  Atlantischen,  so  sind  auch 
über  dem  Grossen  Ozeane  zwei  Zonen  mit 
veränderlichen,  vorherrschend  w.  Winden  vor- 
handen, die  eine  im  n.  („Nordmeer"),  die  an- 
dere im  s.  Teile  (der  „Südsee").  Die  Fahrten 
von  Asien  nach  Amerika  sind  hier  leicht,  die 
umgekehrten  schwer.  Dazwischen  liegen  n. 
und  s.  vom  Äquator  zwei  Passatzonen  (bis 
30°  n.  bezw.  s.  Breite),  und  zwischen  diesen 
eine  Zone  der  Windstillen,  die  wieder  auf 
der  w.  Seite  am  breitesten  ist.  In  der  Rand- 
gegend des  Grossen  Ozeans  findet  sich  aber 
durch  den  Einfluss  der  grossen  Festlandmassen 
eine  Zone  von  Monsunen  oder  Wechsel- 
winden, die  bei  Ostasien  und  Australien  be- 
sonders ausgedehnt  ist.  Hier  wehen  die  Winde 
während  des  Sommers  landwärts,  während  des 
Winters  seewärts,  und  die  Schiffahrt  in  einer 
bestimmten  Richtung  wird  dadurch  abwechselnd 
erleichtert  und  erschwert. 

Die  Meeresströmungen,  die  auch  im 
Grossen  Ozeane  im  wesentlichen  durch  die 
Passate  und  Monsune  hervorgerufen  sind,  be- 
schreiben auf  der  n.  Hemisphäre  einen  voll- 
kommenen Kreislauf,  indem  sie  als  n.  Äqua- 
torialströmung von  Niederkalifornien  und 
Mexiko  auf  China  zu  und  dann  als  Kuro- 
Siwo  („Schwarzer  Strom")  ö.  von  Japan  in 
grosser  Stärke  gegen  Alaska  hin  gehen,  um 
sich  an  der  nordamerikanischen  Küste  als 
Kalifornische  Strömung  wieder  südwärts 
zu  wenden.  Nur  kleine  Abzweigungen  von 
letzterer  gehen  durch  die  Koreastrasse  in  das 
Japanische  Meer  und  durch  die  Beringsstrasse 
in  das  Nördliche  Eismeer.  Auf  der  s.  Halb- 
kugel sind  die  Strömungen  in  der  Zone  des 
Südostpassats  ebenfalls  w.,  nach  Australien  ge- 
richtete, durch  die  zahlreichen  Inselfluren  wer- 
den sie  aber  vielfach  in  ihrer  Richtung  gestört, 
und  an  der  Australischen  Küste  wenden  sie 
sich  als  Ost-Austral-Strömung  südwärts, 
um  sich  in  der  Südsee  in  wenig  durchforsch- 
ten Räumen  zu  verlieren.  Ersatz  für  das  süd- 
wärts bewegte  Wasser  bietet  die  nordwärts 
gerichtete  kalte  Peruanische  Strömung. 
Die  Flut  ist  im  offenen  Ozeane  schwach 
(bis  2  m),  und  die  polynesischen  Inseln  sind 
deshalb  meist  schwer  zugänglich,  an  den  kon- 
tinentalen Küsten  ist  sie  aber  sehr  stark  (bei 
Panama  7,  in  den  hinterindischen  Buchten  11, 
im  Cook  Inlet  von  Alaska  16  m). 

Die  Produktionskraft  des  Grossen  Ozeans 
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ist  unermesslich,  aber  an  den  meisten  F'unkten 
noch  nicht  sehr  in  Anspruch  genommen.  Süd- 
see-Insulaner, Ajnos,  Korjaken,  ThUnkiten  ent- 
nahmen dem  Ozeane  allerdings  immer  den 
grössten  Teil  ihrer  Lebensbedürfnisse,  aber  zu 
einer  höheren  Stufe  seiner  Bewirtschaftung  er- 
hoben sich  nur  Japaner  und  Chinesen. 

Die  Bänke  im  Beringsmeere  und  im  Ochotskischen 
Meere  wimmeln  von  Heringen,  Stockfischen  und 
Schellfischen,  die  Küstengegenden  Nordostasiens 
und  Nordwestamerikas  von  Lachsen,  Hulikanen 
und  Seekrebsen,  aber  ihr  Fang  ist  erst  durch  die 
Pacific  Eisenbahnen  in  Schwung  gekommen.  Hummer- 
und  Oarneelenfang  wird  bei  Nordamerika,  bei  den 
Philippinen  und  bei  China  lebhaft  betrieben,  Pelz- 
robbenschlag im  Beringsmeere.  Der  tropische  Teil  des 
Grossen  Ozeans  bildet  das  Reich  der  riff bauen- 
den Korallen  und  Holothurien,  und  letztere 
<„Trepang")  werden  für  den  chinesischen  Konsum  na- 
mentlich bei  Tahiti,  Fidschi  und  Australien  gefischt, 
Perlmuscheln  gewinnt  man  bei  Panama  und  im  Golf 
von  Kalifornien,  Seesalz  bei  Kalifornien,  Mexiko  und 
Kochinchina. 

Das  Verkehrsleben  auf  dem  Grossen 
Ozean  hielt  sich  viel  länger  an  die  Küsten  und 
Inseln  als  im  Atlantischen,  weil  dem  Grossen 
Ozeane  die  schöne  Stufenleiter  von  Schwierig- 
keiten, welche  der  Atlantische  Ozean  auf  seiner 
europäischen  Seite  bot,  fehlte.  Melanesische 
und  polynesische  Insulaner,  Aleuten,  Korjaken, 
Peruaner  und  selbst  Japaner  und  Chinesen 
entwickelten  nur  eine  beschränkte  Seetüchtig- 
keit. Infolgedessen  standen  Amerika  und  Asien 
—  abgesehen  von  den  Beringsländern  —  bis 
zu  der  Erdumsegelung  Ferdinand  Ma- 
galhaens  (1519 — 1522)  ausser  aller  Verkehrs- 
beziehung. Die  Fahrten  quer  über  den  Ozean 
galten  sogar  bis  zu  Cooks  Reisen  (1769  bis 
1779)  als  grosse  Wagstücke.  Nachdem  aber 
Spanier,  Portugiesen  und  Holländer 
China  und  Japan  mit  ihren  Handelsschiffen 
erreicht  hatten,  verstanden  es  die  Engländer 
seit  der  Besetzung  Neuhollands  (1788),  sich 
auch  hier  zu  den  „Herren  der  See"  zu  machen. 
Die  Franzosen  spielen  nur  eine  Nebenrolle  in 
der  Südsee,  auch  nachdem  sie  die  Marquesas, 
Tahiti  und  Neukaledonien  besetzt  haben.  Durch 
den  Unternehmungsgeist  der  Hamburger  und 
Bremer  Kaufleute  und  die  auf  Samoa,  den 
Karolinen,  den  Bismarckinseln  und  bei  Kiaut- 
schou  gewonnenen  Stützpunkte  behauptet  viel- 
mehr die  deutsche  Handelsflotte  im  Grossen 
Ozean  nächst  der  englischen  den  ersten  Rang. 
Seit  dem  Emporblühen  ihrer  pazifischen  Küsten- 
länder nimmt  aber  auch  die  Union  bedeuten- 
den Anteil  am  Handelsleben  ihrer  grossen  „West- 
see", dazu  auch  Japan. 

Valparaiso,  Callao,  Guayaquil,  Panama,  Aca- 


pulco,  San  Franzisko  (mit  2,7  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr), Seattle,  Yokohama,  Schanghai  (mit 
12  Mill.  T.),  Hongkong,  Manila,  Sydney  und 
Auckland  sind  diewichtigsten  pazifischen  Häfen. 
Die  Dampferlinien  haben  ihre  Ausgangs- 
punkte meist  in  Europa,  doch  hat  der  Grosse 
Ozean  zwischen  Japan — China  und  Nordwest- 
amerika allgemach  auch  einen  von  Europa 
unabhängigen  Verkehr  entfaltet. 

Kabelleitungen  verbanden  bis  vor  kurzem 
nur  die  benachbarten  Küstenländer.  Gegen- 
wärtig sind  aber  auch  zwischen  Kanada  und 
Australien  (über  Neuseeland)  und  zwischen 
San  Franzisko  und  den  Philippinen  (über  Ha- 
waii) zwei  transpazifische  Kabel  hergestellt,  und 
ebenso  gibt  es  Leitungen  zwischen  China  und 
Formosa  sowie  zwischen  China  und  den  Phi- 
lippinen und  Sundainseln. 

3.  Der  Indische  Ozean. 

Der  Indische  Ozean,  der  an  Grösse  (74 
Mill.  qkm)  und  Tiefe  (südwestlich  von  Java 
6459  m)  hinter  dem  Grossen  und  Atlantischen 
Ozean  zurücksteht,  verdankt  seine  Bedeutung 
hauptsächlich  seiner  Lage  zwischen  Europa 
und  Indien-China. 

In  der  Gestalt  dem  Pazifischen  ähnlich, 
ist  er  zwischen  Port  Natal  (Ostafrika)  und 
Perth  (Westaustralien)  reichlich  8000  km  breit, 
und  von  Dampfern  zwischen  Kapstadt  und 
Melbourne  in  30  Tagen,  zwischen  Suez  und 
Batavia  in  25  Tagen  zu  queren. 

Als  Rotes  Meer  trennt  er  Afrika  von  Asien 
und  berührt  sich  bei  Suez  und  Akaba  fast 
mit  dem  Mittelmeer,  als  Persischer  Golf  trennt 
er  Arabien  von  Vorderindien,  als  Golf  von 
Bengalen  Vorderindien  von  Hinterindien.  Sein 
Entwässerungsgebiet  (16  Mill.  qkm)  ist  teilweise 
sehr  produktiv.  Von  seinen  Inseln  bieten  Mauri- 
tius und  Ceylon  vorzügliche  Schiffahrtsstationen. 

Nach  den  Windverhältnissen  zerfällt  der 
Indische  Ozean  in  die  Zone  der  Monsune  oder 
Wechselwinde  (in  der  Randgegend),  die  Zone 
des  Südostpassats  (unter  5  bis  35"  s.  B.)  und 
die  Zone  der  veränderlichen  (vorwiegend  west- 
lichen) Winde  (südlich  vom  35«  s.  B.). 

In  der  erstgenannten  Zone  wehen  die  Winde  von 
Mai  bis  Oktober  vom  Meere,  vom  Dezember  bis  Mitte 
März  aber  vom  Lande,  während  in  den  Zwischenzeiten 
veränderliche  Winde  und  Windstillen  herrschen. 

Die  Strömungen  wechseln  im  nördlichen 
Teile  des  Ozeans  mit  den  Monsunen. 

Die  Gezeiten  betragen  bei  der  Insel  Ro- 
driguez  2  m,  im  Busen  von  Martaban  7  m, 
im  Busen  von  Oman  1 1  m. 
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Die  Produktionsverhältnisse  liegen  ähn- 
lich wie  im  Grossen  Ozean. 

Wichtig  sind  die  Perlmuscheln  bei  Ceylon,  im 
Persischen  Golf,  bei  Australien,  bei  Madagaskar  und 
im  Roten  Meere,  und  dazu  zahlreiche  andere  Muschel- 
und  Krebsarten ;  ebenso  die  Schwämme  (an  der  afrikani- 
schen und  indischen  Küste),  Haifische,  Dugongs  (See- 
kühe), Walfische,  See-Elefanten  und  Robben  (bei  den 
Kerguelen  und  Crozet-Inseln).  Die  meisten  Zweige  der 
Fischerei  sind  aber  bei  der  Bedürfnislosigkeit  und  den 
religiösen  Vorurteilen  der  Anwohner  schwach  entwickelt. 

Die  Seesalzgewinnung  ist  nur  bei  Vorderindien 
namhaft. 

Als  Schauplatz  eines  hochentwickelten  See- 
verkehrs ging  der  Indische  Ozean  dem  Mittel- 
meere vielleicht  zeitlich  voran. 

Kuschiten  sollen  bereits  zur  Zeit  der  ägyptischen 
Hyksosherrscher  ihre  Fahrten  bis  nach  Ceylon  ausge- 
dehnt, und  die  Phönizier  sollen  vom  Roten  Meere 
aus  Afrika  umsegelt  haben.  Im  frühen  Mittelalter  ge- 
langten dann  Araber  bis  nach  China. 

Seine  volle  Bedeutung  für  den  Weltverkehr 
entfaltete  aber  auch  der  Indische  Ozean  erst 
seit  Vasco  de  Gama  (1498),  anfangs  durch 
portugiesische  und  spanische  Kaufleute,  später 
durch  Holländer,  die  hier  den  Grund  zu  ihrer 
grossen  Handels-  und  Kolonialmacht  legten, 
endlich  durch  Briten,  Franzosen  und  Deutsche. 

Haupthäfen  sind:  Suez,  Aden,  Bombay,  Madras, 
Kalkutta,   Rangoon,   Singapore,   Batavia  und   Sansibar. 

Telegraphenkabel  gehen  von  Port  Darwin  und 
Broome  (Australien)  nach  Singapore  und  Madras;  von 
Bombay  nach  Aden  und  Suez;  von  Kuratschi  nach 
Basra:  von  Kapstadt  und  Natal  nach  Sansibar  und  Aden. 

Das  Rote  Meer,  450000  qkm  gross  und 
bis  2270  m  tief,  bildet  einen  schmalen  Graben 
zwischen  Afrika  und  Arabien  und  ist  vom 
Mitteimeere  nur  durch  die  Landenge  von  Suez 
(110  m  breit)  getrennt.  Korallenklippen  ent- 
lang den  beiden  Küsten  engen  sein  gutes 
Fahrwasser  ein,  und  die  Monsune  sowie  häu- 
fige Windstillen  hindern,  ähnlich  wie  auf  dem 
offenen  Indischen  Ozeane,  periodisch  die  Segel- 
fahrten. Eine  einwärts  gehende  Strömung  in 
der  37  km  breiten  Strasse  von  Bab-el-Mandeb 
(durch  die  starke  Verdunstung)  erschwert  die 
Ausfahrt.  Infolge  der  grossen  Wärme  der 
Luft  und  des  Wassers  sind  europäische  Ma- 
trosen zu  schweren  Arbeiten  auf  dem  Meere 
kaum  verwendbar,  da  es  durch  den  Suezkanal 
ein  Abschnitt  des  geraden  Seeweges  von  Europa 
nach  Indien-China  ist,  hat  es  aber  hohe  Bedeu- 
tung für  die  Dampfschiffahrt. 

Der  Persische  Golf,  220  000  qkm  gross, 
aber  nur  bis  90  m  tief,  als  Zugang  zum 
Euphrat-Tigrisgebiete  und  durch  die  Perl- 
muschelbänke der  Bahreininseln  wichtig,  wird 
durch   die  demnächst  vollendete   Bagdadbahn 
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eine  höhere  Bedeutung  für  den  europäisch-in- 
dischen Verkehr  erlangen. 

4.  Das  Nördliche  Eismeer. 

Es  ist  14  Mill.  qkm  gross  und  in  der 
Grönlandsee  4000  m  tief  und  steht  mit  dem 
Atlantischen  Ozean  in  sehr  offener  Verbin- 
dung (durch  den  1400  km  breiten  Meeres- 
raum zwischen  Island  und  Norwegen,  die 
Grönlandstrasse  [600  km]  und  die  Davisstrasse 
[450  km],  während  es  mit  dem  Grossen  Ozean 
nur  durch  die  schmale  Beringstrasse  (92  km) 
verbunden  ist.  Durch  eingelagerte  Inseln  (Grön- 
land, Baffinsland,  Neusibirien,  Nowaja  Semlja, 
Josephsland,  Spitzbergen  u.  a.)  in  zahlreiche 
Meerstrassen  gespalten,  greift  es  nur  durch 
kleine  Randmeere  (Weisses  Meer,  Tschesskaja- 
bucht,  Kara-See,  Obischer  und  Kathangagolf) 
besonders  in  die  Alte  Welt  ein,  steht  aber 
auch  mit  der  Hudsonbai  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung. 

Durch  die  Riesenströme  Ob,  Jenisei,  Lena, 
Mackenzie  ist  sein  Entwässerungsgebiet  gewaltig 
gross  (18  Mill.  qkm),  es  übt  aber  mehr  einen 
abschreckenden  als  einen  anregenden  Einfluss 
auf  das  Verkehrsleben  der  Uferländer  und  ist 
an  der  geringen  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Sibiriens  in  erster  Linie  schuld. 

Heftige  Stürme  und  fast  beständige  Nebel 
machen  es  äusserst  gefährlich,  umsomehr  als 
deren  Gesetze,  ebenso  wie  die  Strömungen 
(„Hexenströme"  oder  „witch  currents^^)  und  Ge- 
zeiten, noch  wenig  erforscht  sind,  und  als 
es  fast  vollständig  an  genauen  Aufnahmen 
seiner  Küsten  fehlt.  Zwar  friert  das  Meer  auch 
bei  der  furchtbarsten  Winterkälte  (bis  55*^  C.) 
niemals  vollständig  zu,  aber  auch  während  des 
Sommers  ist  es  weithin  mit  festliegendem  oder 
schwimmendem  Eise  (Gletschereis,  Salzwasser- 
eis oder  Flusseis)  bedeckt. 

Die  abgebrochenen  Enden  der  Gletschermassen, 
welche  die  Arktischen  Inseln,  besonders  aber  Grönland 
überlagern,  bilden  die  , .Eisberge",  mit  denen  Schiffe 
selbst  in  niederen  Breiten  des  Atlantischen  Ozeans  zu- 
sammenstossen  können.  Oft  werden  solche  Eiskolosse 
scharenweise  zusammengetrieben  und  frieren  dann  leicht 
zu  förmlichen  Eisgebirgen  zusammen.  Von  ,, Packeis" 
eingeschlossene  Schiffe  kommen  nur  schwer  wieder 
frei  und  werden  oft  wie  ein  Spielzeug  zerdrückt. 

Im  Gegensatze  zu  den  arktischen  Ländern 
beherbergt  das  arktische  Meer  ein  reiches  Tier- 
leben. Namentlich  ist  es  der  letzte  Zufluchts- 
ort der  grossen  Seesäugetiere  (Walfische,  Wal- 
rosse und  Seehunde)  geworden,  deren  Jagd 
die  Menschen  in  diese  unwirtlichen  Gegenden 
lockt.      Die    durch    die   berühmte    Durchfahrt 
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Nordenskiölds  (1879)  gewonnene  Aussicht,  das 
Meer  während  einiger  Sommermonate  als  Ver- 
kehrsstrasse von  Europa  nach  Westsibirien  zu 
benutzen,  hat  zu  wirklichen  Erfolgen  nicht 
geführt.  Die  Küstengewässer  sind  aber  durch 
ihren  Reichtum  an  Lachsen  während  der  Fang- 
zeit von  Fischerbooten  ziemlich  belebt. 

Das  Weisse  Meer  greift  mit  drei  Golfen 
(Kandalaskaja-,  Onega-  und  Dwinabusen)  in 
Nordeuropa  ein,  und  hat  wegen  seiner  starken 
Süsswasserzufuhr  (Dwina)  und  schwachen  Ver- 
dunstung geringen  Salzgehalt  (1  %),  wegen 
seiner  Geschlossenheit  schwache  Gezeiten.  Eine 
warme  salzige  Einströmung  an  der  tiefen  West- 
seite des  40  km  breiten  „Korridor",  der  eine 
kalte  brackische  Ausströmung  an  der  seichten 
Ostseite  entspricht,  verhindert  zwar  sein  voll- 
kommenes Aussüssen  und  Durchkälten,  macht 
es  aber  im  Dwina-  und  Onegabusen  von  Ok- 
tober bis  Mai  durch  eine  feste  Eisdecke  oder 
Treibeis  unzugänglich.  Der  Eingang  in  den 
Onegabusen  sowie  der  Zugang  zur  waldreichen 
Ostküste    wird    durch    Sandbänke    erschwert. 


Berüchtigt  sind  die  Nebel  („Gandvik",  „Hexen- 
golf"). Sein  Fischreichtum  ist  gross,  und  auf 
den  Sandbänken  wird  eifrig  Seehundsjagd  ge- 
trieben. Als  Eingangspforte  in  das  n.  Russ- 
land vermittelt  es  seit  der  Gründung  von  Archan- 
gelsk auch  eine  bedeutende  Holz-  und  Getreide- 
ausfuhr. 

5.  Das  Südliche  Eismeer 

oder  der  Antarktische  Ozean,  20  Mill.  qkm 
gross  und  bis  6000  m  tief,  hat  noch  ungün- 
stigere Eisverhältnisse  als  das  Nördliche  Eis- 
meer. Die  von  ihm  umschlossenen  vulkani- 
schen und  stark  vergletscherten  Länder  (Viktoria-, 
Wilkes-,  Grahamland)  wurden  1842  von  James 
Clark  Ross  entdeckt  und  von  Borchgreving 
(1892  und  1899)  zuerst  betreten.  Walfang 
betreiben  daselbst  seit  1 893  die  Norweger,  und 
Fische,  Robben  und  Wasservögel  sind  in  un- 
geheurer Menge  vorhanden.  Zu  seiner  wissen- 
schaftlichen Erforschung  entsandten  1901  gleich- 
zeitig Deutsche,  Engländer  und  Schweden  Ex- 
peditionen. 


III.  Das  feste  Land. 


1.  Bodenbildung,  Klima  und 
Bewässerung. 

Eine  eingehendere  wirtschaftsgeographische 
Würdigung  als  Luft  und  Meer  verlangt  das 
feste  Land,  das  durch  Faltungs-  und  Verwer- 
fungsvorgänge in  den  Erdrindenschichten  oder 
durch  vulkanische  Aufschüttung  in  Gestalt  von 
grösseren  und  kleineren  Inseln  aus  dem  Meere 
emporragt  und  über  144  Mill.  qkm  (ein  reich- 
liches Viertel  von  der  Erdoberfläche)  einnimmt. 
Es  besteht  vor  allen  Dingen  aus  zwei  in  sich 
zusammenhängenden  Massen,  die  sich  an  der 
Beringstrasse  beinahe  berühren,  und  die  man 
als  den  Ostkontinent  (die  Alte  Welt)  und 
den  Westkontinent  (die  Neue  Welt)  unter- 
scheidet. Als  Kontinente  zweiter  Ordnung  er- 
scheinen aber  Neuholland  (Australien)  und 
das  wirtschaftlich  belanglose  und  wenig  be- 
kannte Südpolarland,  während  Neuseeland, 
Madagaskar  und  die  Grossen  Antillen  als 
die  Überreste  untergegangener  Kontinente  gelten 
können.  Auch  das  feste  Land  ist  eben  in  seiner 
Höhenlage  sowie  in  seinen  Umrissen  keineswegs 
völlig  starr  und  unveränderlich,  und  von  Erd- 
beben und  Vulkanausbrüchen  begleitete  Hebun- 
gen und  Senkungen,  sowie  Sturmfluten,  Bran- 
dungsunterwaschungen, Ab-  und  Anschwem- 
mungen durch  die  Ströme  bewirken  noch  immer 


neue  Umgestaltungen,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
mehr  so  starke  und  durchgreifende  wie  in  frühe- 
ren geologischen  Zeiten.  Die  den  Kontinenten 
benachbarten  Inseln  (Arktische  Inseln,  Britische 
und  Dänische  Inseln,  Japanische  und  Ostindi- 
sche Inseln)  sind  meist  nur  Bruchstücke  der- 
selben, durch  Bodensenkungen,  Sturmfluten 
und  Brandungswirkung  von  ihnen  losgetrennt 
und  in  ihrem  Schichten-  und  Oberflächenbau 
wie  in  ihren  pflanzlichen  und  tierischen  Be- 
wohnern mit  ihnen  übereinstimmend  (Küsten- 
inseln). Im  Gegensatze  dazu  stehen  die  ozea- 
nischen Inseln,  die  durch  Vulkanausbrüche 
oder  riffbauende  Korallen  (z.  T.  auf  Sockeln 
untergetauchter  alter  Kontinente)  entstanden  sind. 
Von  hoher  Wichtigkeit  für  die  klimatischen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ist  es,  dass 
die  beiden  Hauptkontinente  an  Grösse  und 
Gestalt  ausserordentlich  verschieden  sind.  Die 
Alte  Welt  misst  84  Mill.  qkm,  die  Neue  Welt 
nur  42  Mill.  qkm,  und  während  sich  die  Be- 
standteile jener  (die  Erdteile  Europa,  Asien 
und  Afrika)  eng  aneinander  schmiegen,  fliehen 
die  Bestandteile  dieser  (Nord-  und  Südamerika) 
gegen  N.  und  S.  hin  weit  auseinander.  Hier- 
mit und  mit  der  Annäherung  der  beiden  Kon- 
tinente an  der  Beringstrasse  hängt  es  zusam- 
men, dass  man  bei  der  Erde  eine  nordöst- 
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liehe  Landhalbkugel  zu  unterscheiden  hat, 
die  84°|o  von  der  gesamten  Festlandmasse  (120 
Mill.  qkm)  und  98 '^/o  von  der  gesamten  Erd- 
bevölkerung umfasst,  und  eine  südwestliche 
Wasserhalbkugel,  die  mit  ihren  beschränk- 
ten, gutenteils  auch  gänzlich  unproduktiven 
Landflächen  und  ihrer  geringen  Bevölkerungs- 
zahl nur  eine  Nebenrolle  im  Wirtschaftsleben 
spielen  kann. 

Der  vertikalen  Gestalt  nach  erscheinen  die 
Kontinente  teils  als  Berg-  und  Hügelland 
(etwa  66^1q  von  der  Gesamtfläche),  teils  als 
Niederung  oder  Tiefland  (34%),  das  erstere 
mehr,  das  letztere  weniger  als  200  m  über 
den  Meeresspiegel  erhoben,  und  das  erstere 
vorwiegend  die  Binnengebiete,  das  letztere  die 
Randgebiete  bildend.  Der  Produktion  ist  das 
Tief  1  and  sowohl  durch  seineGestalt  und  Boden- 
natur als  auch  durch  seine  Lage  am  günstigsten. 
Auf  seinem  losen  Schuttboden  sind  Acker-, 
Garten-  oder  Plantagenwirtschaft  im  allgemeinen 
am  besten  möglich,  unterirdische  Bodenschätze 
lassen  sich  leicht  zu  Tage  fördern,  die  Flüsse 
fliessen  ruhig  und  sind  durch  die  Flusschiff- 
fahrt  wichtige  Diener  des  Verkehrs.  Schon 
die  natürlichen  Landwege  sind  wenig  beschwer- 
lich, und  Kunststrassen  ebenso  wie  Eisenbahnen 
lassen  sich  meist  bequem  anlegen.  Die  grossen 
Ströme  bieten  durch  Schuttablagerungen  an 
ruhigen  Stellen  Furten  und  machen  durch  ihr 
schwaches  Gefäll  das  Übersetzen  sowie  den 
Bau  von  Brücken  leicht.  Die  grössten  Hinder- 
nisse des  Verkehrs  bilden  Wüsten  und  Sümpfe, 
die  teils  klimatische,  teils  geologische  Ur- 
sachen haben,  aber  in  vielen  Fällen  künst- 
lich eingeschränkt  oder  beseitigt  werden  können. 
Produktiv  sind  die  Sümpfe  meist  nur  insofern 
als  sie  den  aus  abgestorbenen  Pflanzen  gebilde- 
ten Torf  liefern.  Wüsten,  die  z.  T.  als  soge- 
nannte Depressionen  tiefer  liegen  als  der  Mee- 
resspiegel (am  Kaspisee  und  im  Todestale  Kali- 
forniens) sind  oft  wichtige  Fundorte  nutzbarer 
Mineralien  (Soda,  Salpeter). 

Im  Berglande  können  der  Erhebung  nach 
Hochgebirge(über  2000  m),  Mittelgebirge 
(über  1000  m)und  Hügelgebirge(über200m) 
unterschieden  werden,  wenn  die  angegebenen 
Ziffern  auch  in  keiner  Weise  als  strenge  Scheide- 
linien aufgefasst  werden  dürfen  und  Hochge- 
birgsnatur  in  vielen  Fällen  schon  bei  1500  m, 
Mittelgebirgsnatur  aber  bei  500  m  beginnen 
kann.  Hochgebirge,  die  sich  meist  erst  in 
einer  späten  geologischen  Zeit  (im  Tertiär)  ge- 
bildet haben,  sind  nur  in  ihren  unteren  Re- 
gionen   von   Menschen    bewohnt    und    bieten 


auch  nur  dort  neben  einem  grösseren  Pro- 
duktenreichtum (Alpenweiden,  Bergwälder,  Obst- 
pflanzungen) die  Möglichkeit  eines  leichteren 
Verkehrs.  Nur  durch  die  Quertäler  und  Pässe 
ist  es  möglich,  sie  zu  überschreiten  und  mit 
Kunststrassen  und  Eisenbahnen  zu  versehen. 
Mittelbar  sind  die  Hochgebirge  aber  Förderer 
der  Produktion  und  des  Verkehrs,  namentlich 
indem  sie  auf  Bewässerung  und  Klima  der 
benachbarten  Gegenden  einwirken.  Durch  ihre 
Höhe  und  ihre  Schneefelder  und  Gletscher 
zwingen  sie  den  Wasserdunst  der  Atmosphäre, 
sich  zu  Wolken  zu  verdichten  und  als  Regen 
oder  Schnee  niederzufallen.  Dadurch  sind  sie 
unerschöpfliche  Wasserreservoire,  von  denen 
aus  die  grossen  Ströme  gerade  in  den  trockenen 
Sommermonaten  am  reichsten  gespeist  wer- 
den. Ferner  wirken  die  Hochgebirge  ablenkend 
und  hemmend  auf  die  Luftströmungen,  wo- 
durch sie  die  Länder,  welche  sie  trennen,  sehr 
verschieden  in  ihrer  gesamten  Natur  gestalten, 
so  dass  sie  der  wechselseitigen  Ergänzung  und 
des  Austausches  ihrer  Güter  bedürftiger  wer- 
den. Teilweise  sind  die  Hochgebirge  hervor- 
ragende Fundstätten  nutzbarer  Mineralien  (Fel- 
sengebirge, Anden). 

Die  Mittel-  und  Hügelgebirge  wirken 
weniger  verkehrsstörend  und  sind  meist  viel 
produktiver  als  die  Hochgebirge.  Neben  Berg- 
weiden und  Bergwäldern  machen  sie  Getreide- 
und  Obstbau  möglich,  und  zugleich  bieten 
sie  einen  grossen  Reichtum  nutzbarer  Minera- 
lien (Kohlen,  Eisen  usw.).  Dagegen  sind  ihre 
verkehrsfördernden  Wirkungen  in  die  Ferne 
im  allgemeinen  unbedeutender,  indem  ihre 
Flüsse  keine  so  reiche  und  gleich  massige  Was- 
serfülle erhalten,  wie  die  Hochgebirgsströme. 
Hochflächen  oder  Hochebenen  (Bayerische 
Hochebene  500  m,  Tibet  5000  m)  hindern, 
wenn  sie  sehr  hoch  sind,  den  Verkehr  und 
die  Produktion  ähnlich  wie  Hochgebirge.  Je 
niedriger  sie  sind,  desto  mehr  ähneln  sie  in 
ihrem  Charakter  den  Tiefebenen. 

Besonders  ausgedehnt  sind  die  Niederungen 
und  Mittelgebirgslandschaften  in  der  unmittel- 
baren Umrandung  des  Atlantischen  Ozeans, 
womit  die  ungeheure  Ausdehnung  seines  Ent- 
wässerungsgebietes und  sein  Vorrang  in  der 
Kultur-  und  Wirtschaftsgeographie  eng  zusam- 
menhängen. Gewaltige  Hochgebirgsketten  von 
jungem  geologischen  Alter  begleiten  dagegen 
den  Grossen  Ozean,  besonders  an  seiner  Ost- 
seite (Kordilleren),  während  die  weitesten  Hoch- 
flächen den  Indischen  Ozean  umlagern,  und 
diese  beiden  Ozeane  weichen  daher  in  ihrem 
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wirtschaftsgeographischen    Charakter    auf    das 
durchgreifendste  von  dem  Atlantischen  ab. 

Ganz  im  allgemeinen  spielen  die  Randge- 
biete der  Kontinente  aus  den  angegebenen  Grün- 
den in  der  Weltwirtschaft  die  hervorragendste 
und  massgebendste  Rolle,  und  im  Welthandel 
sind  sie  in  grösserem  oder  geringerem  Um- 
fange aktiv,  die  Zentralgebiete  dagegen  mehr 
oder  minder  ausgesprochen  passiv. 

Das  Klima  der  Landräume,  das  nament- 
lich durch  seine  Einwirkung  auf  das  Tier-  und 
Pflanzenleben  und  auf  die  Arbeitsfähigkeit  der 
Menschen  die  Wirtschaftsverhältnisse  beeinflusst, 
ist  ausser  von  der  geographischen  Breite  auch 
von  der  Entfernung  und  Lage  zum  Meere, 
sowie  von  der  Erhebung  über  den  Meeres- 
spiegel abhängig.  Diese  Verhältnisse  sind  un- 
mittelbar massgebend  für  Luftdruck  und  Winde, 
die  über  den  Kontinenten  mannigfaltigeren  Ver- 
änderungen unterliegen  als  über  den  Ozeanen. 
Von  durchgreifender  Bedeutung  sind  dabei  vor 
allen  Dingen  die  Gebiete  hohen  Luftdrutkes, 
die  sich  im  Winter  über  dem  nordöstlichen 
Asien  und  dem  westlichen  Nordamerika  bilden, 
und  die  Gebiete  niederen  Luftdruckes,  die  im 
Sommer  über  Südasien  und  beinahe  jahraus 
jahrein  in  der  Gegend  von  Island  liegen. 

Tropenklima,  das  durch  gleichmässige  hohe 
Temperaturen  und  durch  regelmässigen  Wechsel 
von  Regenzeit  (beim  Zenitstand  der  Sonne)  und 
Trockenzeit  charakterisiert  ist,  herrscht  in  der 
Gegend  des  Äquators,  bis  15  oder  20 '^  nord- 
und  südwärts.  Das  Pflanzen-  und  Tierleben 
entwickelt  in  ihm  eine  ungeheure  Fülle  von 
Formen  und  Individuen.  Der  Zivilisation  und 
Arbeit  bereitet  die  Zone  aber  grosse  Schwierig- 
keiten, und  ihre  gewaltige  Naturproduktion 
umfassend  zu  benutzen  und  zu  beeinflussen, 
gelang  bis  in  die  neuere  Zeit  an  den  meisten 
Orten  nur  durch  Sklavenarbeit.  Die  Eingebornen 
unter  geistiger  Leitung  der  Europäer  zu  freier 
Arbeit  im  Dienste  der  Weltwirtschaft  zu  erziehen, 
ist  dagegen  im  wesentlichen  noch  eine  Auf- 
gabe der  Zukunft. 

.Wüstenklima  haben  Inner-Asien,  Nord- 
afrika, Südafrika,  Australien  und  weite  Striche 
des  westlichen  Nord-  und  Südamerika.  Es  kenn- 
zeichnet sich  durch  die  Herrschaft  trockener  Luft- 
strömungen, durch  grosse  Regenarmut,  schroffe 
Wechsel  von  Tag-  und  Nacht-  sowie  von 
Sommer-  und  Wintertemperaturen  und  grosse 
Pflanzenarmut  und  Unproduktivität.  Nur  wo  der 
Boden  durch  günstige  Schichtenlagerung  ge- 
nügende Feuchtigkeit  enthält,  entwickelt  sich 
reichere  Vegetation  (Oasen).  Dem  Wüstenklima 


verwandt  ist  das  Steppenklima,  das  dessen 
Eigenschaften  in  abgeschwächtem  Masse  zeigt, 
und  in  Turkestan,  Südrussland,  im  w.  Nord- 
amerika (Prärien)  sowie  im  ö.  Südamerika 
(Pampas  und  Llanos)  herrscht.  Für  den  Baum- 
wuchs ist  dieses  Klima  zu  trocken,  dagegen 
macht  es  Gras-  und  Krautwuchs  möglich  und 
gestattet  Nomadenvölkern  ihren  Wirtschaftsbe- 
trieb, z.  T.  auch  Acker-  und  Gartenbau. 

Das  subtropische  Klima  hat  heisse  und 
trockene  Sommer  und  feuchte,  je  nach  der 
Entfernung  vom  Ozeane  mehr  oder  minder 
kalte  Winter  (durch  den  periodischen  Wechsel 
der  trockenen  Nordostpassatwinde  mit  den  feuch- 
ten Südwestwinden).  In  den  Mittelmeerländern, 
in  Arabien  und  Persien,  im  Kapland,  im  süd- 
lichen Australien,  in  Mexiko,  in  Süd-Kalifornien 
und  in  Chile,  wo  es  herrscht,  ist  für  den  Acker- 
bau vielfach  künstliche  Bewässerung  nötig.  Da- 
durch entfaltet  die  subtropische  Zone  aber  eine 
hohe  Produktivität.  China  und  Japan  sowie  die 
südlichen  Staaten  der  Union  kann  man  eben- 
falls zu  diesem  Klimagürtel  rechnen,  obgleich 
diese  Länder  den  meisten  Regen  im  Sommer 
empfangen.  Da  in  ihnen  reichliche  Feuchtigkeit 
mit  hohen  Sommertemperaturen  zusammen- 
wirkt, sind  sie  nächst  den  Tropenländern  hin- 
sichtlich der  Pflanzenwelt  die  produktivsten. 

Gemässigtes  Klima,  mit  ziemlich  hohen 
Sommer-  und  mehr  oder  minder  kalten  Winter- 
temperaturen, namentlich  aber  mit  Regen  zu 
allen  Jahreszeiten,  herrscht  im  grössten  Teile 
der  Festlandsräume  (in  Nordeuropa,  Nordasien 
und  Nordamerika),  und  ist  nächst  dem  Tropen- 
klima und  dem  chinesischen  und  nordameri- 
kanischen Subtropenklima  dem  Pflanzen-  und 
Tierleben  am  günstigsten.  Durch  ihre  geringere 
Wärme  und  ihren  bunten  Wechsel  von  Regen 
und  Sonnenschein  sowie  von  Frost  und  Hitze 
ist  die  Zone  aber  die  günstigste  für  die  Entfal- 
tung höherer  Kultur,  und  daher  werden  die 
übrigen  Zonen  unmittelbar  oder  mittelbar  von 
hier  aus  beherrscht  und  wirtschaftlich  ausgebeutet. 

Arktisches  Klima,  mit  langen  harten  Win- 
tern und  kurzen  kühlen  Sommern,  beherrscht 
nur  die  nördlichsten  Gegenden  der  Kontinente. 
Die  Schnee-  und  Eismassen,  die  der  Winter 
aufspeichert,  zerstört  der  Sommer  hier  nicht 
vollständig.  Daher  ist  das  Land  entweder  unter 
einer  Gletscherdecke  begraben  (Grönland),  oder 
der  Boden  ist  von  geringen  Tiefen  an  ewig 
gefroren  und  im  Sommer  an  der  Oberfläche 
sumpfig  (Tundren),  oder  er  ist  kahle  Felsen- 
wüste („Barren  Grounds"  in  Nordamerika). 
Kulturfähig  ist  die  arktische  Zone  kaum;  noch 
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unwirtlicher  aber  sind  die  antarktischen 
Länder. 

Bei  der  wirtschaftsgeographischen  Beurteilung 
der  Ströme  ist  die  Höhe  der  Quellgebirge 
weniger  belangreich  als  die  allgemeine  Neigung 
des  Bodens  und  das  Klima.  Ein  Kulturstrom, 
der  das  Verkehrs-  und  Kulturleben  seines  Ge- 
bietes zu  vollster  Entwicklung  bringen  soll, 
muss  günstiges  Gefäll  und  gleichmässige  Tiefe 
und  Wasserfülle  besitzen,  frei  von  Wintereis 
sein  und  in  ein  verkehrsreiches  Meer  münden. 
Sobald  ein  Strom  nur  an  einzelnen  Stellen  zu 
starkes  Gefäll  oder  ungenügende  Tiefe  hat, 
kann  durch  Korrektion   nachgeholfen  werden. 

Ist  die  Wasserscheide  zwischen  zwei  Strö- 
men niedrig,  so  können  sie  durch  Bifurkation 
(Gabelung)  in  natürlicher  Weise  ineinander 
übergehen  (Cassiquiare  in  Südamerika,  Chur- 
chill-Mackenzie  in  Nordamerika).  Bei  schiff- 
baren Strömen  können  die  Boote  dann  wohl 
auch  von  dem  einen  zu  dem  andern  getragen 
werden,  so  dass  ein  Tragplatz  (Portage)  ent- 
steht, oder  es  kann  leicht  eine  künstliche  Ver- 
bindung der  Ströme  durch  Kanäle  hergestellt 
werden. 

Ein  sehr  durchgreifender  wirtschaftsgeogra- 
phischer Gegensatz  besteht  zwischen  den  Seen- 
und  Kataraktenströmen  von  Gebieten,  die 
einst  vergletschert  waren,  und  den  reinen  Rin- 
nenströmen anderer  Gebiete.  Jene  bieten  nur 
streckenweise  gute  Schiffahrtsstrassen,  begün- 
stigen aber  durch  wohlkonzentrierte  und  ver- 
hältnismässig gleichförmige  Wasserkräfte  die 
Entfaltung  der  Industrie;  diese  sind  vielfach 
auf  weiten  Strecken  vorzügliche  Wasserstrassen. 
Die  gewaltigsten  Ströme  der  Erde  fliessen  natür- 
lich in  die  grosse  „Inland-See  der  Erde"  —  den 
Atlantischen  Ozean  mit  seinen  Teilmeeren  und 
seiner  nördlichen  Fortsetzung  —  so  namentlich: 
Amazonas,  Laplata,  Mississippi,  Lorenzstrom, 
Mackenzie,  Kongo,  Niger,  Nil,  Donau,  Ob, 
Jenisei  und  Lena. 

2.  Die  Völker  der  Erde. 

Da  der  Mensch  durch  seine  Arbeit  der  Haupt- 
faktor der  Gütererzeugung  und  durch  seine 
vielfachen  Bedürfnisse  zugleich  auch  der  her- 
vorragendste Güterkonsument  ist,  so  ist  die 
Eigenart  der  Völker  für  das  Wirtschaftsleben 
von  ebenso  grosser  Wichtigkeit  wie  die  Natur 
der  Länder.  Die  Verschiedenheit  der  Rassen - 
begabung  und  des  Rassencharakters  ma- 
chen es  unmöglich,  alle  Völker  auf  die  gleiche 
Höhe  der  Zivilisation  zu  erheben,  und  so 
werden    sie   jederzeit    verschiedene   Rollen    in 


der  Güterproduktion  und  Güterkonsumtion 
sowie  im  Handel  und  Verkehr  spielen. 

Die  mittelländische  oder  kaukasische 
Rasse  (gegen  800  Mill.  Seelen)  ist  die  stärkste 
und  begabteste  und  hat  bereits  im  Altertum 
(in  Ägypten,  Indien,  Phönizien,  Palästina, 
Griechenland,  Rom)  eine  hohe  Zivilisation  ent- 
wickelt, die  sie  beständig  weiter  fortbildet  und 
über  die  ganze  Erde  auszubreiten  sucht.  Die 
Mongolen  (besonders  in  China  und  Japan, 
über  500  Mill.),  sowie  die  Malayen  und  Po- 
lynesier  auf  den  Sundainseln  und  Südsee- 
inseln (etwa  45  Mill.)  und  die  Indianer  (20 
Mill.)  sind  bei  ihrer  selbständig  entwickelten 
Kultur  weit  mehr  der  Einseitigkeit  und  Starr- 
heit verfallen.  Vielfach  verharren  sie,  ebenso 
wie  die  Neger  in  Afrika  (150  Mill.),  die 
Drawidas  in  Indien  (60  Mill.)  und  die  Papuas 
in  Australien  (3  Mill.)  auf  der  Stufe  von  Natur- 
völkern, mit  einfacher  Sammelwirtschaft  oder  mit 
primitivem  Betrieb  von  Hackebau  und  Viehzucht. 

Die  Ausbreitung  der  europäischen 
Zivilisation,  die  in  sehr  rücksichtsloser  Weise 
erfolgt  ist,  hat  vielfach  das  Hinsiechen  und 
Aussterben  der  Naturvölker  bewirkt  (in  Austra- 
lien, Polynesien,  Westindien,  Nordamerika).  Wo 
die  eingeborenen  Rassen  widerstandsfähiger 
waren  (in  Afrika  und  Südostasien),  und  ihre 
geistige  Leitung  durch  Europäer  erfolgt,  haben 
sie  teilweise  eine  höhere  Kultur  und  Produk- 
tions- sowie  Konsumtionskraft  entwickelt.  Be- 
achtenswert ist  hierbei,  dass  durch  Kolonisation 
das  Englische  die  Muttersprache  von  130  Mill. 
(i/i2  ^^^  Menschheit),  das  Russische  von  85, 
das  Deutsche  von  75,  das  Spanische  von  50, 
das  Französische  von  45  Mill.  Menschen  ge- 
worden ist. 

Auch  die  religiösen  Satzungen  sind  für 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  hohem 
Belang.  So  hat  der  Buddhismus  mit  seinen 
Tierschutzgeboten  es  verschuldet,  dass  in  In- 
dien und  China  die  Viehzucht  schwach  ent- 
wickelt ist,  der  Mohammedismus  mit  seinem 
Weinverbote,  dass  die  Rebenkultur  in  West- 
asien und  Nordafrika  vernachlässigt  wird,  die 
Ahnenverehrung,  dass  in  China  Bergbau  und 
Eisenbahnen  nur  langsame  Fortschritte  machen. 

Auch  die  Staatsverfassung  beeinflusst 
Verkehr  und  Produktion.  In  freiheitlich  or- 
ganisierten Staaten,  deren  Einrichtungen  den 
Zeitverhältnissen  angepasst  sind  (konstitutionelle 
Monarchien  und  Republiken),  gedeihen  sie  am 
besten,  in  despotisch  regierten  Staaten,  wo 
Beamte  jede  Tätigkeit  bevormunden,  am  schlech- 
testen. Die  Sonderung  der  Menschheit  in  Staats- 
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gebiete  ist  aber  schon  durch  das  damit  ver- 
knüpfte Münz-,  Mass-  und  Zollwesen  von 
höchster  Bedeutung  in  der  Weltwirtschaft. 

Von  der  Gesamtzahl  aller  Menschen 
(1560  Mill.)  entfallen  etwa  lO^  (155  Mill.) 
auf  die  Neue  und  über  QO^/^  (1400  Mill.)  auf 
die  Alte  Welt.  In  der  Neuen  Welt  hat  sich 
die  Bevölkerung  durch  die  grössere  Gunst  der 
Natur  viel  schneller  und  stärker  im  Nord-  als 
im  Süderdteile  verdichtet,  während  in  der  Alten 
Welt  mehr  als  1000  Mill.  (gegen  80%)  in  den 
verhältnismässig  kleinen  Landräumen  China, 
Vorderindien  und  Europa  wohnen.  Sonst  ist 
nur  Mittelafrika  noch  ziemlich  dicht  bevölkert. 
Auch  dies  ist  natürlich  für  die  Weltwirtschaft 
und  für  die  Richtung  der  grossen  Welthandels- 
strassen von  höchster  Wichtigkeit. 

3.  Die  Produktionsverhältnisse. 

Die  weitaus  grösste  Menge  wirtschaftlicher 
Güter  liefert  dem  Menschen  die  Pflanzen- 
welt, die  ausser  von  Klima  und  Bodenbildung 
auch  von  den  Wanderungen  der  Pflanzen  und 
Pflanzensamen,  wie  sie  in  historischer  Zeit  oder 
in  früheren  Erdaltern  vor  sich  gegangen  sind, 
abhängig  ist.  Meere,  Wüsten  und  Hochgebirge 
sind  die  wirksamsten  Schranken  dieser  Wan- 
derungen und  bewirken  die  Sonderung  in 
Vegetationsgebiete.  Die  willkürliche  Verpflan- 
zung eines  Gewächses  aus  seinem  ursprüng- 
lichen Gebiete  in  ein  anderes  (Akklimatisation) 
ist  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  möglich. 

So  konnte  der  Kaffeebaum  zwar  aus  seiner  ost- 
afrikanischen Heimat  nach  Ost-  und  Westindien  und 
Südamerika,  nicht  aber  nach  Europa  und  Nordamerika 
verbreitet  werden,  und  viele  Nutzpflanzen  ertragen 
den  Wechsel  der  Heimat  noch  viel  weniger. 

1.  Die  arktische  Flora,  die  im  West- 
und  Ostkontinente  nahezu  übereinstimmt,  be- 
steht nur  aus  wenigen  Zwergsträuchern  (Weiden, 
Birken,  Heidel-  und  Sumpfbeeren),  Gräsern, 
Moosen  und  Flechten,  welche  dem  Renntiere 
das  Dasein  ermöglichen. 

2.  Das  europäisch-sibirische  Wald- 
gebiet ist  vor  allem  durch  seine  sommer- 
grünen Laubbäume  und  Nadelbäume  sowie 
durch  Getreidegräser  ausgezeichnet.  In  den 
günstigeren  Strichen  (Frankreich,  Deutschland, 
Österreich-Ungarn)  gedeiht  daneben  der  Wei  n  - 
stock  und  bis  weit  in  den  Norden  gewöhn- 
liche Kern-  und  Steinobstsorten.  Die  Gerste 
geht  bis  zum  Altenfjord  in  Norwegen  und  bis 
nach  Irkutsk  in  Sibirien,  der  Roggen  bis  zum 
Ofotenfjord,  der  Weizen  bis  Trondhjem,  wäh- 
rend Mais  und  Kastanie  sich  auf  die  südlich- 
sten Striche  (Frankreich,  Ungarn)  beschränken. 


Kartoffeln,  Rüben  und  Küchengewächse  aber 
allenthalben  fortkommen.  Wirtschaftlich  sehr 
wichtig  sind  auch  die  gesellig  wachsenden 
Futtergräser. 

3.  Im  Mittelmeergebiet,  das  im  Sommer 
für  seine  Kulturpflanzen  künstliche  Bewässe- 
rung bedarf,  sind  die  immergrünen  Laubbäume 
und  Edelfrüchte  hervorzuheben,  vor  allem 
Olive,  Lorbeer,  Korkeiche,  Orange,  Zitrone, 
Feige,  Melone,  im  Süden  sogar  Dattelpalme, 
Baumwolle,  Zuckerrohr,  Pisang  und  Batate. 
Der  Weinstock  liefert  ein  feuriges,  stark  zucker- 
haltiges Getränk.  Die  Blumen  sind  reich  an 
aromatischen  Stoffen  (Parfüms).  Von  höchster 
Wichtigkeit  ist  wegen  der  Seidenraupenzucht 
der  Maulbeerbaum.  Ferner  baut  man  Mais, 
Weizen,  Sorghum,  Reis.  Der  Graswuchs  ist 
meist  dürftig,  daher  die  Viehzucht  gering. 

4.  Das  europäisch-asiatische  Steppen- 
gebiet, das  durch  heisse  regenlose  Sommer 
und  strenge  Winter  baumlos  ist,  bekleidet  sich 
nach  der  Schneeschmelze  im  Frühjahre  mit 
zahlreichen  Futtergräsern,  die  nomadische  Vieh- 
zucht ermöglichen.  Entlang  den  Flüssen  oder 
durch  künstliche  Bewässerung  gedeihen  Gerste, 
Reis,  Sesam,  Baumwolle,  Obst-  und  selbst  Wald- 
bäume. 

5.  Im  chinesisch-japanischen  Gebiet, 
das  infolge  reicher  Niederschläge  und  hoher 
Sommertemperaturen  ausserordentlich  pflanzen- 
reich  ist,  liefern  Weizen,  Reis,  Bohnen,  Zucker- 
rohr, Baumwolle,  Teestrauch,  Maulbeerbaum, 
Indigo,  Mohn  (Opium)  sehr  ergiebige  Ernten. 

6.  Das  indische  Monsungebiet  (einschl. 
Nordaustralien)  bietet  durch  sein  feuchtwarmes 
Tropenklima  in  seinen  undurchdringlichen 
Dscliungelwaldungen  vor  allem  Bambus,  Teak- 
und  Sandelholz,  Aloe-  und  Amboinaholz.  Der 
Reis,  auf  dessen  Ernte  vielfach  auf  demselben 
Boden  eine  Ernte  von  Winterfrüchten  (Bohnen, 
Flachs,  Weizen,  Hafer)  folgt,  ist  die  wichtigste 
Nährpflanze;  Baumwolle,  Indigo,  Mohn,  Sesam, 
Ingwer,  Kaffee-,  Tee-,  Muskatnuss-,  Gewürz- 
nelken- und  Brotfruchtbaum,  Kokos-  und  Sago- 
palme, Pfeffer,  Zimt,  Banane,  Orange  sind 
andere  Nutzgewächse. 

7.  Im  nordafrikanisch  -  asiatischen 
Wüstengebiete  sind  namentlich  Dattelpalme 
und  Tamarinde  sowie  Alfalfa  (Luzerne)  be- 
merkenswert. 

8.  Der  Sudan  bietet  neben  den  Riesen- 
gräsern seiner  Savannen  Affenbrotbäume,  Ta- 
marinden, Sykomoren,  Dhum-  und  Ölpalmen, 
Akazien,  Kautschukbäume,  Erdnüsse.  Im  Osten 
des  Gebiets  ist  die  Heimat  der  Balsamgewächse 
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(„Weihrauch  und  Myrrhen")  und  des  Kaffee- 
baums. 

9.  Das  wüstenhafte  Kalaharigebiet  ent- 
hält hier  und  da  Weideland. 

10.  Die  Kapflora,  die  durch  heisse,  trockene 
Sommer  der  Mittelmeerflora  ähnlich  ist,  liefert 
namentlich  künstlich  akklimatisierte  Südfrüchte, 
Wein  (Kapwein)  und  Zerealien,  sowie  nach 
den  Winterregen  reichen  Gras-  und  Kräuter- 
wuchs für  die  Viehzucht. 

11.  Auch  in  Australien,  das  ursprünglich 
durch  Eukalypten  und  Kopalharz  ausschwitzende 
Grasbäume  ausgezeichnet  war,  gedeihen  durch 
Akklimatisation  ebenfalls  europäische  Getreide- 
gräser, Weinstock,  Orange,  Apfel  usw.  Die 
Gräser  bilden  keinen  Rasen,  gestatten  aber 
schwungreiche  Schaf-  und   Rinderzucht. 

12.  Das  nordamerikanische  Waldge- 
biet, durch  feuchtwarmes  Sommerklima  von 
grosser  Produktionskraft  und  in  seinen  Baum- 
gattungen dem  europäisch-asiatischen  Gebiete 
ähnlich,  bietet  im  N.  Weimutskiefern,  Weiss- 
und Schwarztannen,  Zedern,  Ahorn,  im  O. 
und  S.  Eichen,  Ulmen,  Eschen,  Gleditschien, 
Hickorybäume,  Terpentinkiefern,  und  gestattet 
neben  dem  Anbau  des  einheimischen  Mais  und 
Tabak  auch  denjenigen  der  europäischen  Ge- 
treide- und  Obstarten,  sowie  (im  S.)  der  Baum- 
wolle, des  Reis,  der  Orange  und  des  Zuckerrohrs. 
Der  Wiesenwuchs  ist  ähnlich   wie  in  Europa. 

13.  Das  Präriengebiet,  das  durch  seine 
Baumlosigkeit  dem  altweltlichen  Steppengebiete 
entspricht  und  reich  an  Futtergräsern  ist,  ge- 
stattet im  O.  (in  der  sogenannten  Buschprärie) 
auch  Getreide-  und  Obstbau. 

14.  Die  kalifornische  Flora  enthält  neben 
ihren  riesigen  Tannen,  Zedern  und  Sequoias 
(bis  über  100  m  hoch  und  10  m  im  Durch- 
messer) immergrüne  Eichen  und  Lorbeerge- 
wächse. Ausser  Orangen,  Feigen,  Oliven  und 
Mandeln  gedeihen  auch  nordeuropäisches  Obst, 
Wein,  Weizen,  Gerste,  weniger  gut  Mais. 

15.  Das  mexikanische  Hochlandsge- 
biet, in  erster  Linie  das  Gebiet  der  Agave 
und  der  Kaktusgewächse,  ist  in  seinen  Wäl- 
dern reich  an  Eichen  und  Kiefern  und  erzeugt 
auch  Mais,  Weizen,  Bohnen,  Wein.  Das 
feuchtwarme  Küstengebiet  {„üerra  caliente") 
weist  dagegen  Palmen,  Kautschukbäume,  Va- 
nille auf,  und  in  den  Pflanzungen  Kaffee, 
Kakao,  Tabak,  spanischen  Pfeffer. 

16.  Auf  den  Westindischen  Inseln  wach- 
sen im  tropischen  Urwalde  Cedrelen,  Maha- 
goni, Campeche,  in  den  Pflanzungen  neben 
den  einheimischen  Kulturpflanzen  Mais,  Batate, 


Yams  und  Tabak:  Zuckerrohr,  Kaffee,  Kakao, 
Ingwer,  Banane,  Ananas  und  Limette. 

17.  Das  nördliche  Südamerika  bietet 
in  den  tropischen  Wäldern  seiner  Küstengegend 
und  seiner  Stromtäler  Cayenneholz,  Ebenholz, 
Eisenholz,  Elfenbeinnüsse,  in  den  LIanos  (Step- 
pen) Futtergräser  für  die  Viehzucht.  Die  Kul- 
turgewächse sind  die  westindischen. 

18.  Das  äquatoriale  Südamerika  ist 
durch  Palmen,  Bambusen,  Lorbeer-  und  Feigen- 
bäume, Pisange  ausgezeichnet  und  liefert  Ja- 
karanda-,  Brasil-  und  Patawaholz,  Paranüsse, 
Kautschuk,  Kakao,  Vanille,  Sassaparilla,  Ipeca- 
cuanha,  Kaffee,  Zuckerrohr  und  Baumwolle. 

19.  Südbrasilien,  mit  tropischem  Urwald 
an  der  Küste  und  Steppen  {„Campos")  im 
Innern,  bietet  Fernambuk-,  Zedern-  und  Brasil- 
holz, Drogen,  Kaffee,  Zucker,  Orangen,  Baum- 
wolle, 

20.  Die  tropischen  Anden,  am  Osthange 
mit  Tropen-,  im  Westen  mit  Wüstenvegetation, 
sind  die  Heimat  des  Chinabaumes,  den  man 
seiner  Rinde  wegen  auch  nach  Ost-  und  West- 
indien verpflanzt  hat.  Nutzgewächse  sind  Baum- 
wolle, Zuckerrohr,  Kakao-  und  Kaffeebaum. 

21.  Die  argentinischen  Pampas  sind 
Grasgegenden,  die  sich  besonders  zur  Vieh- 
weide, in  weiten  Strichen  aber  auch  zum 
Acker-  und  Gartenbau  eignen. 

22.  Das  nordchilenische  Wüstengebiet 
enthält  in  seinem  Trockenklima  fast  nur  Dorn- 
gestrüpp. 

23.  Das  südliche  Chile,  mit  Regen  in  allen 
Jahreszeiten,  liefert  aus  seinen  immergrünen 
Wäldern  Zedernholz  und  lässt  europäisches 
Getreide  und  Obst  mit  Erfolg  kultivieren. 

24.  Die  ozeanischen  Inseln  sind  in 
ihrer  Pflanzenwelt  meist  sehr  eigenartig,  so 
besonders  Neuseeland  mit  seinen  Farn-,  Lor- 
beer- und  Kauriwäldern,  und  Madagaskar  mit 
seinem  Baum  der  Reisenden,  seinen  Gitter- 
pflanzen und  Rohrpalmen.  Auf  den  meisten 
Inseln  ist  aber  die  Akklimatisation  von  Zucker- 
rohr, Kaffee,  Baumwolle  und  Orange  vorzüg- 
lich gelungen. 

Die  produktivsten  unter  den  natür- 
lichen Vegetationsgebieten  sind  das  chi- 
nesisch-japanische Gebiet  und  die  Waldge- 
biete Nordamerikas  und  Nordeuropa-Nordasiens. 
Die  reiche  Pflanzenwelt  der  Tropen  kommt 
dagegen  nur  zu  einem  geringen  Bruchteile  dem 
menschlichen  Konsum  zugute,  und  die  be- 
schränktere Produktionskraft  der  gemässigten 
Klimate  gewährt  einen  viel  höheren  Nutzeffekt. 
Die   wichtigsten   Getreideländer  der  Erde   sind: 
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die  Union,  Russland,  Deutschland,  Frankreich,  Öster- 
reich-Ungarn, Indien,  China;  die  Holzländer:  die 
Union,  Kanada,  Russland  (Sibirien),  Brasilien,  Schwe- 
den und  Norwegen,  Österreich  -  Ungarn,  Deutsch- 
land; Kartoffelländer:  Deutschland,  Russland, 
Frankreich,  Österreich,  Grossbritannien,  die  Union; 
Reisländer:  China,  Birma,  Bengalen,  Java;  Zucker- 
länder: Deutschland,  Frankreich,  Österreich-Ungarn, 
Russland,  Kuba,  Java,  Mauritius,  die  Kleinen  Antillen; 
Kaffeeländer:  Brasilien,  Java,  Venezuela,  Guatemala, 
Britisch-Indien,  Haiti,  Arabien;  Teeländer:  Britisch- 
indien, Japan,  China ,  Ceylon ;  W e i n -  und  Obstländer: 
Frankreich,  Italien,  Spanien,  Österreich-Ungarn,  Portu- 
gal, Deutschland,  die  Union,  Kanada;  Gewürzländer: 
die  Molukken,  Ceylon,  Java;  Tabakländer:  die  Union, 
Kuba,  Russland,  Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Deutsch- 
land, die  Philippinen,  Ägypten  ;  Baum  wollenländer: 
die  Union,  Britisch-Indien,  China,  Ägypten,  Brasilien, 
Peru,  Turkestan;  Flachsländer:  Russland,  Deutsch- 
land, Frankreich,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Italien, 
Iriand;  Hanf  länder:  Itahen,  Russland,  die  Philippinen 
(„Manilahanf")  Yukatan  (Sisalagave) ;  Kautschuk- 
länder: Brasilien,  Westafrika,  Java,  Mittelamerika, 
Sumatra,  Venezuela,  Assam,  Mexiko. 

Die  Tierwelt  ist  in  ihrer  Verbreitung  nicht 
so  streng  an  geographische  Landschaften  gebun- 
den wie  die  Pflanzenwelt.  Ursprünglich  unter- 
schied sich  namentlich  die  australische  und  die 
südamerikanische  Tierwelt  scharf  von  derjeni- 
gen der  altweltlichen  Erdteile.  Seit  aber  der 
europäische  Kulturmensch  seine  Haustiere  in 
alle  Erdräume,  die  sich  zu  ihrer  Zucht  eignen, 
übergeführt  und  die  dortigen  wilden  Tiere  in 
ihrer  Verbreitung  eingeengt  hat,  ist  der  Unter- 
schied in  einem  hohen  Grade  ausgeglichen. 

1.  Im  Norden  der  Alten  Welt  spielen 
Rind,  Pferd,  Kamel,  Renntier,  Schaf,  Ziege, 
Schwein  als  Haustiere  die  erste  Rolle,  daneben 
Hund  und  Katze.  Edelhirsch,  Reh  und  Wild- 
schwein sind  wichtige  Jagdtiere,  in  den  Hoch- 
gebirgen noch  hier  und  da  Gemse  und  Stein- 
bock. Der  Auerochs  ist  bis  auf  eine  Herde 
in  Litauen  ausgerottet.  Der  braune  Bär  findet 
sich  nur  noch  in  den  dünnbesiedelten  Gegen- 
den Nordosteuropas  sowie  in  einzelnen  Hoch- 
gebirgen; ähnlich  Wolf,  Luchs,  Vielfrass,  Her- 
melin, Zobel,  Nörz.  Fuchs,  Dachs,  Fischotter, 
Wildkatze,  Iltis,  Stein-  und  Baummarder  sind 
noch  allgemeiner  verbreitet.  Im  äussersten 
N.  leben  Eisbär,  Silberfuchs  und  Seeotter,  im 
S.  Schakal,  Viverre  und  Pardelkatze.  Die  wich- 
tigsten Nagetiere  sind:  Hase,  Kaninchen,  Eich- 
hörnchen, Ratte,  Maus,  sowie  im  N.  Polarhase 
und  Lemming  und  im  S.  Stachelschwein.  Sonst 
sind  hervorzuheben :  Gans,  Ente,  Schwan,  Haus- 
huhn (wahrscheinlich  aus  Indien  eingeführt), 
Taube,  Fasan;  Karpfen,  Lachs,  Stör  und  Hecht; 
Seidenspinner  (aus  China),  Honigbiene,  Heu- 
schrecke, Blutegel. 


2.  Das  äthiopische  Gebiet  hat  sehr  zahl- 
reiche Wiederkäuer  (40  Antilopenarten),  so- 
wie gestreifte  Pferde  (Zebra  und  Quagga)  und 
Flusspferde,  Rhinozerosse,  Elefanten  (die  den 
namhaftesten  Ausfuhrgegenstand  Innerafrikas, 
dasElfenbein  liefern),  Rind  und  Ziege  sind 
Haustiere.  Fast  überall  finden  sich  Löwen, 
Panther,  Leoparden,  Hyänen,  schmalnasige 
Affen.  Der  Strauss  wird  wegen  seiner  Fe- 
dern auch  künstlich  gezüchtet.  Schlimme  Land- 
plagen sind  Termiten  und  Tsetsefliegen. 

3.  Das  orientalische  Gebiet  besitzt  die 
arten-  und  individuenreichste  wilde  Tierwelt: 
Tiger,  Bären,  Hyänen,  Buckelochsen,  Hirsche, 
Elefanten,  Rhinozerosse,  Tapire,  schmalnasige 
Affen  (Orang-Utang),  grosse  Flattertiere  (Ka- 
long),  zahllose  Tauben,  Hühner,  Papageien, 
giftige  Schlangen,  Heuschrecken,  farbenpräch- 
tige Schmetterlinge  und  Käfer,  aber  vergleichs- 
weise wenige  Nutztiere. 

4.  Im  australischen  Gebiet  waren  ur- 
sprünglich nur  die  niedrigsten  Säugetierformen 
—  Beuteltiere  (Känguruhs)  und  Schnabeltiere  — 
sowie  Flatterer  und  der  Dingohund  vertreten. 
Sonst  waren  Fasan,  schwarzer  Schwan,  Leier- 
schwanz und  Papageien  bemerkenswert,  in 
Neuguinea  Paradiesvögel.  Die  Europäer  mach- 
ten das  Gebiet  aber  zu  einer  Hauptstätte  der 
Schaf-  und  Rinderzucht. 

5.  Im  Norden  der  Neuen  Welt,  der 
viele  Anklänge  an  den  N.  der  Alten  Welt 
bietet,  spielte  der  nahezu  ausgestorbene  Büffel 
(noch  ca.  1000  Stück)  s.  Z.  eine  Hauptrolle 
als  Wildbret,  daneben  Wapiti,  Elentier  und 
Karibu.  Alle  gezähmten  Wiederkäuer  wurden 
dagegen  aus  Europa  eingeführt,  so  auch  das 
Pferd,  dessen  Verwandte  sich  in  Amerika  fossil 
finden.  Unter  den  Raubtieren  sind  der  mäch- 
tige Griselbär,  mehrere  kleinere  schwarze  Bären 
und  der  Puma  hervorzuheben,  sowie  der  Eisbär 
und  die  wichtigen  Pelztiere:  Seeotter,  Polarfuchs, 
Zobel,  Nörz  (Mink),  Skunk,  Fischotter,  Bisam- 
ratte, Waschbär,  Biber,  Eichhörnchen.  Der  Trut- 
hahn wird  in  Mexiko  seit  langem  gezähmt.  Schild- 
kröten, Schlangen  (Klapperschlangen)  und  Alli- 
gatoren (nur  im  S.)  sind  zahlreich,  ebenso 
Moskitos  und  Heuschrecken.  Die  Honigbiene 
ist  aus  Europa  eingeführt.  In  Mexiko  ist  die 
Cochenille  heimisch. 

6.  Der  Süden  der  Neuen  Welt  zeichnet 
sich  durch  seine  zahnlosen  Tiere  (Gürteltiere, 
Faultiere,  Ameisenfresser)  und  breitnasigen  Affen 
(Brüllaffen)  sowie  durch  einige  Wiederkäuer 
und  Dickhäuter  (Lama,  Alpaca,  Vicunna,  Hua- 
naco,  Tapir,  Pekari)  und  Raubtiere  aus. 
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Im  Vogelreichtum  übertrifft  das  Gebiet  so- 
gar das  indische.  Zu  den  Papageien  kommen 
zahllose  Kolibris.  Auf  den  Grasebenen  lebt 
der  amerikanische  Strauss  (Emu).  —  Eine  sehr 
eigenartige  Fauna  (fast  gar  keine  Säugetiere) 
hatten   ursprünglich  die  Westindischen  Inseln. 

7.  Polynesien,  das  ursprünglich  statt  der 
mangelnden  Säugetiere  flügellose  Vögel  auf- 
wies, hat  eine  noch  ärmere  Tierwelt  als  Austra- 
lien, was  sich  durch  die  Entstehungsgeschichte 
der  Inseln  erklärt.  Gegenwärtig  sind  aber 
überall  europäische  Haustiere  eingebürgert. 

Bezüglich  der  Gütererzeugung  aus  dem  Tier- 
reiche ist  der  N.  Amerikas  und  Asiens  noch  ein 
ungeheures  Jagdrevier,  das  den  Wehmarkt  mit  Pelzwerk 
versorgt;  Europa,  die  Südhälfte  Nordamerikas,  das 
südliche  Drittel  von  Südamerika,  Nordafrika  und  Mittel- 
asien, Südaustralien  und  Südafrika  sind  hervorragende 
Viehzuchtgebiete,  die  Fleisch,  Fleischextrakt,  Häute, 
Wolle,  Talg,  Seide  liefern.  Das  übrige  südamerikani- 
sche, äthiopische,  indische  und  australische  Gebiet  sind 
Jagdreviere  und  Viehzuchtgegenden  zugleich,  bieten 
aber  für  die  Weltwirtschaft  auch  hierin  einen  verhält- 
nismässig geringen  Ertrag. 

Die  Mineralproduktion  ist  von  der  geo- 
logischen Bildung  der  Erdräume  abhängig. 

Mit  Kohlen,  die  am  meisten  und  besten 
in  der  sog.  Steinkohlenformation  vorkommen, 
sind  die  Union  und  China  am  reichsten  aus- 
gestattet, aber  auch  Australien  und  Ostindien 
besitzen  grosse  Kohlenfelder.  In  Europa  ist 
die  Kohlenformation  am  besten  in  England, 
Deutschland,  Belgien,  Frankreich  und  Öster- 
reich entwickelt.  Diese  Länder,  sowie  die  Ver- 
einigten Staaten  sind  es  auch,  die  die  Kohlen 
in  der  umfassendsten  Weise  zu  Tage  fördern. 

Die  Vereinigten  Staaten  tragen  zur  Kohlenförderung 
der  Erde  ein  reichliches  Drittel  bei  (266  Mill.  T.),  Eng- 
land ein  reichliches  Viertel  (223  Mill.  T.),  Deutschland 
annähernd  ein  Fünftel  (153  Mill.  T.).  Die  Bedeutung 
der  Kohle  kam  natürlich  erst  zur  vollen  Geltung,  seit 
die  Dampfmaschine  (J.  Watt  1768)  erfunden  wurde, 
und  seit  sie  in  der  Industrie  sowie  im  Schiffs-  und 
Eisenbahnverkehr  die  wichtigste  Kraftquelle  bildet. 

Das  Eisen  ist  weniger  streng  an  bestimmte 
geologische  Formationen  gebunden.  Als  Rasen- 
eisenerz kommt  es  selbst  in  den  jüngsten  Schich- 
ten vor,  aber  die  abbauwürdigsten  Eisenerze 
(Magnet-,  Spat-,  Ton-,  Rot-  und  Brauneisenstein) 
sind  den  älteren  Formationen  eingelagert.  Die 
Gegenden,  wo,kambrische,  silurische  und  kar- 
bonische Schichten  zu  Tage  treten,  sind  daher 
die  eigentlichen  Eisenländer:  Michigan,  Minne- 
sota, Alabama,  New-York,  Skandinavien,  Schott- 
land, Wales,  Rheinland-Westfalen. 

Auch  die  andern  Metalle  finden  sich,  da 
sie  wohl  vorwiegend  ähnlich  wie  die  guten  Eisen- 
erze teils  metallischen  Dämpfen,  teils  einer  durch 
lange  Zeiträume  vor  sich  gegangenen  Auslau- 


gung des  Nebengesteins  ihre  Entstehung  danken, 
am  reichsten  und  abbauwürdigsten  in  älteren 
Gesteinsschichten,  weil  diese  den  betreffenden 
Prozessen  sowie  der  ihnen  vorausgegangenen 
Zerklüftung  am  längsten  ausgesetzt  waren;  so 
Gold  namentlich  im  kristallinischen  und  kam- 
brisch-silurischen  Gestein,  und  in  dessen  Ver- 
witterungsschutt („Seifengebirge");  Pktin,  Silber, 
Blei,  Quecksilber,  Zink,  Zinn,  Kupfer  in  densel- 
ben oder  in  den  nächstjüngeren  Formationen. 

Die  reichsten  Goldländer  sind  gegenwärtig:  Süd- 
afrika, Colorado,  Australien,  Alaska,  Kalifornien,  Russ- 
land; Silberländer:  Mexiko,  die  Union,  Bolivia,  Peru, 
Deutschland  (Sachsen)  und  Österreich-Ungarn;  Qu  eck - 
Silberländer:  Kalifornien,  Spanien,  Österreich,  Mexi- 
ko, Borneo;  Nickelländer:  Kanada,  Neukaledonien, 
Deutschland;  Kupferländer:  Montana,  Michigan,  Ari- 
zona, Kalifornien,  Japan,  Kanada  (am  Oberen  See),  Chile, 
England  und  Deutschland;  Zinnländer:  Malakka,  Ban- 
ka,  Billiton,  Birma,  Tasmanien,  Cornwall,  Sachsen; 
Zinkländer:  Schlesien,  Rheinland,  Missouri,  Kansas, 
Belgien,  Wales;  Bleiländer:  Colorado,  Idaho,  Mexiko, 
Spanien,  Rheinland,  Schlesien,  Hannover,  Hessen-Nassau, 
England  (Cumberland). 

Salz  wird  aus  sehr  verschiedenalterigen  For- 
mationen, teils  bergmännisch  (Steinsalz),  teils 
durch  Verdampfung  aus  Quellen  (Sole)  und 
Salzseen  gewonnen.  Entstanden  sind  die  Stein- 
salzlager durch  Übersättigung  und  Austrock- 
nung salziger  Binnenseen  und  Lagunen,  wie 
sie  noch  gegenwärtig  die  südrussischen  Steppen, 
Syrien  (Totes  Meer),  Utah  (Grosser  Salzsee), 
Südkalifornien  (Salton-See)  enthalten. 

Die  salzreichsten  Länder  sind  die  Union  (New-York, 
Michigan,  Kansas),  Deutschland  (Stassfurt,  Schwäbisch- 
Hall),  Russland  (Ural,  Ehonsee),  Österreich-Ungarn 
(Siebenbürgen,  Galizien,  Salzburg)  und  Spanien. 

SaliDeterlager  enthalten  die  Wüsten  von 
Peru  und  Chile  (Atacama)  sowie  von  Indien. 

Petroleum,  das  sich  seit  1859  als  Leucht- 
stoff die  Welt  erobert  hat,  ebenso  wie  Natur- 
gas, enthalten  sowohl  die  Schichten  des  Silur 
und  Devon  am  Westhange  der  Appalachen, 
als  auch  die  jüngeren  Formationen  des  öst- 
lichen Kaukasus,  des  kalifornischen  Küstenge- 
birges, des  Felsengebirges  von  Wyoming  und 
Colorado,  der  texanischen  Niederung,  der  Kar- 
pathen  und  Birmas;  Asphalt  und  Naphtha: 
Trinidad,  Kaukasien  (Baku),  Utah. 

Edelsteine,  die  im  Welthandel  von  ge- 
ringerem Belang  sind,  finden  sich,  wie  Gold 
und  Platin,  besonders  im  zersetztem  kristallini- 
schen und  kambrisch- silurischen  Gestein; 
Diamanten  namentlich  in  Südafrika,  Brasilien 
(Minas  Geraes)  und  Ostindien. 

Für  das  Gedeihen  der  industriellen  Pro- 
duktion ist  namentlich  das  örtliche  Vorhan- 
densein  von  Rohstoffen,   von  Trieb-  und  Ar- 
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beitskräften  und  von  guten  Zugangs-  und  Ab- 
zugsstrassen  von  entscheidender  Wichtigkeit. 
Ganz  besonders  waren  Kohle  und  Eisen 
in  der  Nähe  ihrer  Fundstätten  mächtige  Hebel 
der  Industrie  (in  Grossbritannien,  Pennsyl- 
vanien,  Rheinland-Westfalen).  Viele  Rohstoffe 
lassen  sich  aber  leicht  transportieren,  so  dass 
die  an  sie  geknüpften  Industrien  nicht  boden- 
ständig zu  sein  brauchen.  So  ist  die  Baum- 
wollindustrie in  England  am  höchsten  entfaltet, 
obgleich  die  Baumwolle  aus  Nordamerika,  In- 
dien und  Ägypten  herbeigeholt  werden  muss, 
und  auch  die  Holzindustrie  Britanniens  ver- 
arbeitet fast  ausschliesslich  Hölzer  aus  Kanada, 
Brasilien,  Westindien,  Norwegen  usw.  — .Die 
schweizer  Industrie  sowie  die  norwegische,  die 
neuengländische  und  die  kalifornische  wurde 
durch  starke  Wasserkräfte  gefördert,  und  seit 
die  Elektrizität  in  den  Dienst  der  Industrie  ge- 
stellt und  elektrische  Kraftübertragungen  in 
weite  Ferne  möglich  geworden  sind,  ist  für  die 
mit  ausgiebigen  Wasserkräften  ausgestatteten 
Gegenden  die  Möglichkeit  einer  hohen  Ent- 
wicklung der  verschiedensten  Zweige  gegeben. 
Die  wichtigsten  Eisen-,  Stahl-  und  Maschinen- 
Industrieländer  sind:  die  Union,  Qrossbritannien, 
Deutschland,  Frankreich,  Österreich-Ungarn,  Belgien, 
Schweden  und  Russland;  Baumwollindustrielän- 
der: Grossbritannien,  die  Union,  Deutschland,  Frank- 
reich, Russland,  Schweiz;  Wollindustrieländer: 
Grossbritannien,  Frankreich,  Deutschland,  die  Union, 
Russland,  Belgien,  Österreich;  Seidenindustrie- 
länder: Frankreich,  Deutschland,  Grossbritannien, 
Italien,  die  Union,  China,  Japan,  Indien;  Leinen- 
industrieländer:  Irland,  Frankreich,  Grossbritannien, 
Österreich- Ungarn,  Deutschland,  Belgien,  Russland; 
Zuckerindustrieländer:  Britisch -Indien,  Deutsch- 
land, Österreich -Ungarn,  Frankreich,  Russland,  Kuba, 
die  Union,  Java;  Chemikalienindustrieländer: 
Deutschland,  Grossbritannien,  die  Union. 

4.  Die  Handels-  und  Verkehrs- 
verhältnisse. 

Die  Verschiedenheit  von  Land  und  Leuten 
bringt  es  mit  sich,  dass  die  Erzeugnisse  und 
Bedürfnisse  des  einen  Erdraumes  niemals  zu- 
gleich diejenigen  des  andern  sein  können. 
Hierin  liegt  der  Hauptantrieb  zu  ihrer  wechsel- 
seitigen Ergänzung  durch  den  Handel  und 
Verkehr  von  Land  zu  Land  und  von  Volk  zu 
Volk,  der  in  seiner  Gesamtheit  den  Welt- 
handel und  Weltverkehr  ausmacht. 

Durch  ihre  grosse  Volkszahl  und  Volks- 
dichtigkeit sowie  durch  ihren  Reichtum  an 
wirtschaftlichen  Hilfsquellen  und  durch  ihre 
hohe  Kultur  stehen  Europa,  Ostasien,  Indien 
und  Nordamerika  als  Hauptprovinzen  des 
Welthandels  allen  andern  Erdräumen  voran. 


Sowohl  die  Erzeugung  als  auch  der  Verbrauch 
von  Gütern  ist  in  ihnen  auf  das  höchste  ge- 
steigert, wenn  in  vielfacher  Beziehung  auch  im- 
mer noch  einer  weiteren  Steigerung  fähig. 

Zwischen  diesen  vier  genannten  Erdräumen 
liegen  notwendigerweise  die  Weltverkehrs- 
strassenzüge  ersten  Ranges,  teils  als  See- 
wege, die  in  der  Gegenwart  die  erste  Rolle 
spielen  (vgl.  S.  537),  teils  als  Überlandwege 
(Transkontinentalwege),  die  in  den  meisten 
Gegenden  noch  einer  besseren  Würdigung  und 
Pflege  bedürfen. 

Zwischen    Europa    und    Indien,    zwischen 
Europa  und  China  und  zwischen  Indien  und 
China    sind    die    Überlandwege    die   geraden»] 
also    die   kürzesten   Wege.     Zwischen    Nord- 
amerika   und    Europa    und    zwischen    Nord- 
amerika   und  China-Indien   ist  zwar  der  See- 
weg der  gerade  Weg,  aber  der  W.  Nordamerikas  | 
hat  nach  Europa,  und  der  O.  Nordamerikas  nach| 
Indien   und  China  ebenfalls  ein  beträchtliches^ 
Stück  geraden  Landweg  zur  Verfügung. 

Hieraus  ergeben  sich  als  Überland- 
Strassenzüge  ersten  Ranges: 

Der  Strassenzug  von  Europa  nach  Indien, 
durch  Kleinasien,  Persien  und  Afghanistan, 
oder  durch  Kleinasien  und  Mesopotamien 
(Bagdadbahn);  der  Strassenzug  von  Europa 
nach  China  durch  Mittelasien;  der  Strassenzug 
von  Indien  nach  China  durch  Jünnan;  der 
Strassenzug  vom  atlantischen  Nordamerika  zum 
pazifischen. 

Von  diesen  vier  Hauptstrassenzügen  ist  für  den 
neuzeitlichen  Weltverkehr  der  hervorragendste  —  eine 
Hauptpulsader  des  Weltverkehrs  —  der  zuletztgenannte, 
da  er  bereits  seit  1869  mit  zusammenhängenden  Schie- 
nenwegen (jetzt  6)  ausgestattet  worden  ist.  Die 
übrigen  sind  wenig  begangene  und  seit  Einführung  der 
Seedampfschiffahrt  verödete  Karawanenwege,  die  meist 
nur  in  der  Randgegend  der  Kontinente  (in  Europa, 
Indien,  China)  durch  Eisenbahnen  ergänzt  werden. 

Hinter  den  vier  angegebenen  Verkehrszielen 
stehen,  schon  infolge  ihrer  geringeren  Bevöl- 
kerungszahl, alle  anderen  zurück. 

Jedoch  ist  auch  die  Bedeutung  von  Australien 
und  von  Süd-  und  Mittelamerika  durch  die  An- 
lehnung an  Europa  (Kolonisation)  erheblich  gestiegen, 
so  dass  die  geplanten  und  teilweise  fertiggestellten 
Transkontinentalbahnen  durch  Australien  (von  Adelaide 
und  Melbourne  nach  Port  Darwin)  und  durch  Süd- 
amerika (von  Para  nach  Lima  und  von  Buenos  Aires 
nach  Valparaiso)   ebenfalls   hohe  Wichtigkeit   besitzen. 

Ausserdem  haben  interkontinentale  Bedeu- 
tung: die  Strasse  von  Russland  durch  Sibirien 
nach  dem  Stillen  Ozean  (die  sibirische  Trans- 
kontinentalbahn nebst  der  mandschurischen 
Bahn)  und  die  Strassen  von  Nordafrika  durch 
den  Sudan  nach  Südafrika   sowie  von  West- 
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nach  Ostafrika.  Die  algerische  Transsahara- 
bahn ist  in  Algerien  und  vom  Senegal  her 
in  Angriff  genommen,  die  afrikanische  Längs- 
bahn am  Nil  und  in  Südafrika  (von  Kapsladt 
bis  Salisbury),  die  afrikanische  Querbahn  am 
unteren  Kongo  und  von  Dar-es-Salaam  her. 
In  Mittelamerika  hat  die  Panama-Bahn  wegen 
ihrer  Kürze  und  wegen  der  besseren  Hafen- 
verhältnisse den  Vorzug  vor  der  Tehuantepec- 
Bahn.  Die  nordsüdamerikanische  Längsbahn 
(Panamerikanische  Bahn),  die  New- York  mit 
Buenos  Aires  verbinden  soll,  ist  zuvörderst 
ein  blosser  Entwurf;  ähnlich  die  alaskisch- 
sibirische  Bahn,  mit  einer  grossen  Eisenbahn- 
fähre über  die  Beringstrasse.  Sollten  den 
Goldentdeckungen  von  Klondike  (1897)  und 
Kap  Nome  (1899)  ebenso  reiche  im  Tschuk- 
tschenlande  folgen,  so  wäre  die  Ausführung 
der  letzteren  recht  wohl  möglich,  und  es  würde 
sich  daraus  ein  europäisch-asiatisch-amerikani- 
scher Schienenweg  ergeben,  bezw.  die  un- 
mittelbarste Verknüpfung  des  altweltlichen 
Eisenbahnnetzes  mit  dem  neuweltlichen. 

Einstweilen  sind  die  fraglichen  Überlandwege  eben- 
falls sämtlich  noch  auf  weiten  Strecken  blosse  Karawanen- 
strassen  (für  Kamelkarawanen  in  Nordafrika,  für  Träger- 
karawanen in  Mittelafrika,  für  Ochsenkarawanen  in 
Südafrika,  für  Maultier-  und  Lamakarawanen  in  Mittel- 
und  Südamerika,  für  Hundeschlitten  und  Pferdekara- 
wanen in  Alaska  und  Sibirien). 

Auf  der  Verkehrslinie  Queenstown  (Irland)— New- 
York— Brockville— Winnipeg— Vancouver  (Britisch-Ko- 
lumbia) —Yokohama  sind  schon  1892  ^g  des  Erdum- 
fanges in  IQ'/j  Tagen  überwunden  worden. 

Vollständiger  als  mit  Eisenbahnen  sind  die 
angegebenen  festländischen  Hauptverkehrslinien 


mit  Telegraphenleitungen  versehen.  Be- 
sonders hervorzuheben  sind:  die  europäisch- 
indische Überlandlinie,  die  bis  zu  dem  per- 
sischen Hafen  Buschir  eine  Doppellinie  dar- 
stellt (über  Konstantinopel-Bagdad  und  über 
Tiflis);  die  australische  Überlandlinie,  gewisser- 
massen  die  Fortsetzung  der  ebengenannten; 
die  sibirische  Linie  (nach  Wladiwostok),  die 
sich  als  Kabel  nach  Japan  fortsetzt  und  so 
zugleich  als  russisch -chinesische  Linie  dient; 
die  chilenisch-argentinische  Linie;  die  afrika- 
nische Überlandlinie  (Kairo-Kapstadt).  Die 
übrigen  Linien  entsprechen  meist  den  Haupt- 
eisenbahnen. 

Die  Gesamtlänge  der  Eisenbahnen  der  Erde 
betrug  1902  840000  km  (380000  km  in  Nordamerika, 
295  000  in  Europa,  70000  in  Asien,  45000  in  Süd- 
amerika, 25  000  in  Australien  und  25  000  in  Afrika) ;  die 
Gesamtlänge  der  Telegraphenlinien  1725000 
km  (750000  km  in  Europa,  500000  in  Nordamerika, 
180000  in  Asien,  130000  in  Südamerika,  85  000  in 
Australien  und  80000  in  Afrika). 

Bezüglich  der  Aus-  und  Einfuhrwerte  seines  Spezial- 
handels  steht  Europa  (1902  mit  34,1  Milliarden  M  Ein- 
fuhr und  26,4  Milliarden  Ausfuhr)  weitaus  am  höchsten 
unter  den  Erdräumen;  demnächst  Nordamerika  (mit 
5,9  MilHarden  M  Einfuhr  und  7,6  Milliarden  Ausfuhr), 
sodann  Indien,  Austrahen,  Südamerika  und  China. 

Das  Netz  derTelephonleitungen  hat  sich  am 
raschesten  und  grossartigsten  in  Nordamerika  ent- 
wickelt, wo  1903  3,2  Mill.  Apparate  benutzt  wurden. 
In  Deutschland  gab  es  1903  450000  Fernsprechstellen. 
Die  Verbindung  zwischen  New-York  und  Chicago  misst 
1600  km,  die  zwischen  Paris  und  Berlin  1050  km. 

Die  vollkommenste  Art  des  Weltverkehrs, 
der  Welt- Postverkehr,  hat  sich  alle  die 
angegebenen  Verkehrslinien  und  Verkehrsmittel 
dienstbar  gemacht. 


B.  Die  einzelnen  Erdteile. 


I.  Europa. 


1.  Allgemeine  Übersicht. 


a)   Naturverhältnisse  Europas. 

In  rein  physikalisch-geographischer  Bezie- 
hung nur  eine  halbinselartige  Fortsetzung 
Asiens,  ist  Europa  in  kultur-  und  wirtschafts- 
geographischer Beziehung  weitaus  der  bedeu- 
tendste unter  den  Erdteilen,  der  die  eigent- 
lichen Brennpunkte  der  Weltwirtschaft  und 
ihre  Direktive  in  sich  einschliesst  und  die 
erste  und  wichtigste  Provinz  des  Welthandels 
und  Weltverkehrs  darstellt. 

Die  Fläche  des  Erdteils  (9,7  Mill.  qkm)  ist 


zwar  verhältnismässig  klein  (nicht  ganz  ^[4  von 
Asien  und  nur  \^  von  der  trockenen  Erd- 
oberfläche), als  Menschen-  und  Völker- 
vereinigung (392  Mill.  Seelen)  erscheint  Eu- 
ropa aber  als  der  stattlichste  Erdteil  nächst 
Asien.  In  der  Volksdichtigkeit  (40  auf 
1  qkm)  und  damit  zugleich  als  Produktions- 
und Konsumtionsgebiet  steht  es  allen  vorauf. 
Die  astronomische  Lage  des  Erdteils 
(36—72°  n.  B.)  schliesst  zwar  das  üppige 
Tier-  und  Pflanzenleben  der  Tropen  aus, 
begünstigt  aber  noch  eine  reichliche  Güter- 
erzeugung aus  beiden  Naturreichen,  und  vor 
allem    gedeiht   durch    sie    die    physische  und 
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geistige  Menschenarbeit,  die  Hauptquelle  der 
Gütererzeugung  und  Kultur,  besser  als  sonstwo. 

Auch  dass  Europa  im  O.  den  grossen  asia- 
tischen und  im  S.  den  afrikanischen  Festlands- 
raum, im  W.  dagegen  den  Atlantischen  Ozean, 
und  erst  jenseits  desselben  Nordamerika  zu 
Nachbarn  hat,  trägt  wesentlich  dazu  bei,  Europa 
zum  begünstigsten  unter  allen  Erdräumen  in 
klimatischer  Beziehung  zu  machen. 

Die  nahe  Nachbarschaft  Afrikas  und  der  Wüste 
Sahara  sowie  diejenige  Asiens  erhöht  sehr  bedeutend 
die  Wirkung  der  sommerlichen  Sonnenbestrahlung. 
Die  Nachbarschaft  des  stark  durchwärmten  Nordatlan- 
tischen Ozeans  aber  mindert  die  winterliche  Kälte,  so 
dass  Europa  sowohl  wärmere  Sommer  als  auch  wärmere 
Winter  hat,  als  sie  ihm  seiner  Polhöhe  nach  zukommen. 
Die  Winde  vom  Atlantischen  Ozean  führen  ausserdem 
einen  zur  Befruchtung  des  Bodens  und  zur  Speisung 
der  Flüsse  genügenden  Betrag  an  Niederschlägen  her- 
bei, während  die  trockenen  Winde  aus  Asien  nach  dem 
Regen  Sonnenschein  und  Trockenheit  bringen. 

Die  Lage  inmitten  der  Landhalbkugel  und 
der  drei  anderen  Haupterdteile  (Asien,  Afrika 
und  Nordamerika)  sowie  die  verhältnismässig 
geringe  Entfernung  von  diesen  muss  aber  dem 
europäischen  Handel  und  Verkehr  auch  noch 
ganz  unmittelbar  zu  gute  kommen.  In  den 
Mittelpunkt  der  bewohnten  Erde  und  ihrer 
sämtlichen  Produktions-  und  Konsumtions- 
gebiete gestellt,  erfreut  sich  der  europäische 
Kaufmann  in  London,  Hamburg,  Antwerpen, 
Berlin,  Paris  der  denkbar  besten  Geschäftslage 
für  den  Welthandel,  soweit  nicht  andere  Um- 
stände die  Vorteile  der  Mittellage  hinfällig 
machen.  Die  Kaufleute  von  San  Franzisko, 
Rio  de  Janeiro,  Kapstadt,  Kalkutta,  Hongkong, 
Schanghai,  Yokohama  dagegen  wohnen  in  der 
Peripherie  der  Landhalbkugel.  Von  den  ge- 
nannten europäischen  Handelsmetropolen  aus 
hat  man  also  bis  zu  jedem  beliebigen  Pro- 
duktions- und  Konsumtionsgebiete  höchstens 
den  Radius  der  Landhalbkugel-Oberfläche  zu 
durchlaufen,  von  den  genannten  amerikanischen, 
afrikanischen  und  asiatischen  Weltmärkten  aus 
dagegen  eine  mehr  oder  minder  grosse  Sehne, 
die  den  Radius  zumeist  an  Länge  bedeutend 
übertrifft.  Dieser  Umstand  ist  für  das  merkan- 
tile Übergewicht  Europas  über  die  anderen 
Erdteile  ebenso  bedeutsam  wie  für  das  politische. 

Freilich  darf  hierbei  nicht  vergessen  werden,  dass 
in  dem  gegenwärtigen  Stadium  der  Entwickelung  der 
Verkehrsmittel  die  Seewege  vor  den  Landwegen  viel- 
fach den  Vorzug  verdienen.  Erst  wenn  das  Eisenbahn- 
netz der  Erde  vollkommen  ausgestaltet  wäre,  und 
wenn  die  Eisenbahnen  ebenso  billig  arbeiten  würden 
wie  die  Dampfschiffe,  würden  jene  Vorteile  der  Lage 
zur  vollen  Geltung  kommen.  Überdies  sind  die  Europa 
zunächst  gelegenen  Erdräume  keineswegs  Produktions- 
und Konsumtionsgebiete  hohen  Ranges,  und  die  Sahara, 


die    innerasiatischen  Steppen,   Grönland    und  Labrador 
bereiten  dem  Weltverkehr  grosse  Hindernisse. 

Die  Gliederung  Europas  durch  weit  in 
das  Innere  eingreifende  Meeresteile  ist  so  reich, 
dass  die  Halbinseln  und  Inseln  '/g  der  Fläche 
ausmachen.  Am  stärksten  ist  die  Gliederung 
auf  der  Süd-  und  Westseite,  wo  die  Balkan-, 
die  Apennin-  und  die  Pyrenäenhalbinsel,  Jüt- 
land,  Skandinavien  und  die  Britischen  und 
Dänischen  Inseln  sich  von  dem  Rumpfe  ab- 
heben —  fast  alle  wieder  reich  in  sich  ge- 
gliedert, und  alle  geräumig  und  reich  genug, 
um  selbständige  Staats-  und  Wirtschaftsgebiete 
bilden  zu  können,  zwischen  denen  ein  starkes 
wechselseitiges  Ergänzungsbedürfnis  besteht. 
Bezüglich  der  Handels-  und  Verkehrsbewegung 
des  Erdteils  sind  die  grossen  Landglieder  ge- 
wissermassen  Arme,  die  den  fremden  Erdteilen 
entgegengestreckt  sind,  um  in  wirksamerer 
Weise  Gaben  zu  spenden  und  zu  empfangen. 

So  wanderte  über  die  Balkanhalbinsel  asiatische  und 
ägyptische  Kultur  in  Europa  ein,  und  ausser  Babylonien 
und  Persien  wurden  Indien  und  China  zuerst  durch 
sie  in  engere  Verkehrsbeziehungen  mit  dem  Erdteile 
gesetzt.  Von  der  Apenninhalbinsel  aus  wurde  Afrika 
in  politische  und  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von 
Europa  gebracht,  von  der  Pyrenäenhalbinsel  wurde 
es  als  Verkehrsschranke  am  Wege  nach  Indien  über- 
wunden und  die  Südhälfte  Amerikas  entdeckt  und 
erobert.  Von  Britannien  aus  geschah  ähnliches  mit 
Nordamerika  und  mit  anderen,  ferner  gelegenen  Erd-' 
räumen,  und  dieses  Inselreich  könnte  man  heute  füg- 
lich den  rechten  Arm  für  die  Weltherrschaft  sowie  für 
den  Welthandel  und  Weltverkehr  Europas  nennen.  Von  s 
Skandinavien  aus  endlich  erfolgte  eine  Entdeckung' ' 
Amerikas  fünfhundert  Jahre  vor  Kolumbus  sowie  die 
vollkommenste  Erschliessung  der  Polarmeere  (Norden- 
skiöld,  Nansen). 

Die  aus  der  reichen  Gliederung  hervorgehende 
Küstenlänge  (38000  km),  die  bedeutender  ist 
als  bei  dem  dreimal  grösseren  Afrika,  begün- 
stigte nicht  nur  sehr  die  Küsten-  und  Hochsee- 
Fischerei,  sondern  erzeugte  auch  das  zahl- 
reichste und  tüchtigste  Seemannsgeschlecht  der 
Erde,  das  für  die  Kultur-  und  Handelsmacht 
des  Erdteils  ein  Hauptwerkzeug  bildet. 

Bezüglich  der  Bodenbildung  ist  Europa 
durch  einen  bunten  Wechsel  von  Gebirgsland 
und  Tiefland  ausgezeichnet.  Das  Gebirgsland, 
reichlich  ^jg  des  Erdteils,  liegt  vorwiegend  in 
dem  reich  gegliederten  S.  und  W.;  das  Tief- 
land im  O.  und  N.  Die  natürlichen  Wirtschafts- 
gebiete sind  also  auch  durch  die  Bodenbildung 
dort  viel  mannigfaltiger  und  verschiedenartiger 
als  hier,  und  das  Handels-  und  Verkehrsleben 
des  W.  ist  dem  des  O.  schon  dadurch  weit 
überlegen. 

Sehr  günstig  ist  auch  die  wechselnde  Strei- 
chungsrichtung   und   die  Höhe  der  euro- 
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päischen  Gebirge.  Am  meisten  vertreten  ist 
die  alpine  Streichungsrichtung  (von  S.W.  nach 
N.O.),  und  demnächst  die  hercynische  (von 
N.W.  nach  S.O.),  während  meridionale  Ketten 
ebenso  wie  äquatoriale  selten  sind.  Den  beiden 
vorherrschenden  Luftströmungen  —  dem  trocke- 
nen Ostwinde  und  dem  feuchten  Westwinde  — 
ist  dadurch  ein  sehr  freies  Spiel  über  dem 
Erdteile  gestattet,  so  dass  der  O.  noch  genügende 
Regenmengen,  der  W.  eine  grosse  Zahl  trocke- 
ner Tage  zu  verzeichnen  hat.  Nur  Irland  und 
Schottland  empfangen  ein  schädliches  Über- 
mass  von  Regen,  die  Länder  am  Kaspisee  ein 
Übermass  von  Sonnenbrand  und  Dürre. 

Im  übrigen  sind  die  europäischen  Gebirge 
hoch  genug,  um  einen  starken  Einfluss  auf 
Klima  und  Bewässerung  auszuüben,  aber  auch 
reich  genug  an  Tälern  und  Pässen,  um  dem 
Verkehr  bequeme  Übergänge  zu  gestatten.  Nur 
ungefähr  Pj^  der  Landfläche  liegt  höher  als 
1000  m  ü.  M. 

Die  Alpen,  das  europäische  Hauptgebirge, 
erhalten  durch  ihre  Kamm-  und  Gipfelhöhe 
(im  Montblanc  4810  m)  besonders  im  W.  reiche 
Niederschläge,  die  sich  in  ausgedehnten  Firn- 
feldern und  Gletschern  aufspeichern  und  ver- 
schiedenen Hauptflüssen  nie  versagende  Quel- 
len bereiten.  Dabei  liegen  die  Pässe  in  den 
Westalpen  meist  unter  2400  m,  in  den  Ostalpen 
unter  1500  m.  Obwohl  von  viel  geringerer 
Kamm-  und  Gipfelhöhe  (Pic  Nethou  3402  m), 
bieten  die  Pyrenäen  dem  Verkehre  wegen 
ihrer  schwächeren  Schartung  grössere  Hin- 
demisse. 

Alle  übrigen  Gebirge  Europas  sind  durch  tiefe  Längs- 
und Quertäler,  sowie  durch  Niederungen  so  reich  in 
sich  geghedert,  dass  sie  als  Verkehrshindernisse  nur 
in  beschränktem  Masse  empfunden  werden.  Dagegen 
tragen  sie  viel  dazu  bei,  den  verschiedenen  Landschaften 
eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Produktion  zu  gestat- 
ten: Bergbau,  Viehzucht,  Waldkultur,  Wein-  und  Obst- 
bau. Den  Flüssen  schaffen  sie  besonders  in  Nord-  und 
Westeuropa  Wasserfülle  und  Wasserkraft  zur  Unter- 
stützung der  verschiedensten  Industriezweige,  wie  auch 
zur  Schiffahrt  und  Fischerei. 

In  den  Tiefländern  Europas  (etwa  60^Jq 
der  Fläche)  bilden  namentlich  die  mit  verwesten 
Pflanzenstoffen  stark  versetzten  Ablagerungen, 
welche  man  in  Russland  Schwarzerde  (Tscher- 
nosem)  nennt,  sowie  der  Lössboden,  der  lehm- 
und  tonhaltige  Boden,  der  Schlick-  oder  Marsch- 
boden am  Meere  vorzüglichen  Ackerboden, 
während  der  diluviale  Sandboden  und  der  vor- 
wiegend aus  gröberen  erratischen  Geschieben 
zusammengesetzte  Boden  weniger  anbaufähig 
und  vielfach  nur  durch  Forstkultur  produktiv 
ist.     Die  Sümpfe  Europas  würden  sich  durch 


künstliche  Entwässerung  meist  in  reichen  Kultur- 
boden verwandeln  lassen. 

Hinsichtlich  des  Klimas  fällt  das  Mittelmeer- 
gebiet während  des  Sommers  unter  die  Herr- 
schaft des  Passatwindes.  Infolgedessen  ist  es 
in  dieser  Zeit  regenarm,  so  dass  künstliche 
Ackerbewässerung  nötig  wird.  Im  Winter  hin- 
gegen bringt  der  vorherrschende  Südwestwind 
feuchtes  und  mildes  Wetter,  besonders  in  der 
Küstennähe  des  Atlantischen  Ozeans. 

Die  Julitemperatur  von  Lissabon  beträgt  22"  C,  von 
Athen  28*";  die  Januartemperatur  von  Lissabon  10", 
von  Athen  8°. 

Nordeuropa  hat  Regen  zu  allen  Jahres- 
zeiten, im  O.  am  reichlichsten  im  Sommer,  im 
W.  im  Herbste,  und  im  W.  im  allgemeinen 
in  grösseren  Mengen  als  im  O.  (Bergen  mit  200 
cm,  Astrachan   16  cm). 

Die  Wintertemperaturen  sinken  in  Nordeuropa 
besonders  nach  O.  zu  (Edinburg  im  Januar 
+  20,  Hammerfest  —  5»,  Moskau  —  IP). 

Die  Sommertemperaturen  werden  niedriger 
nach  W.  (Moskau  IQ»,  Edinburg  15«),  wo 
der  Atlantische  Ozean  während  des  Sommers 
kühlt,  noch  mehr  aber  nach  N.  zu  (Leipzig  1 8*^, 
Hammerfest  1  F). 

Ausser  in  dem  Charakter  der  Ströme  und  Häfen  und 
in  der  Pflanzenwelt  kommen  diese  klimatischen  Gegen- 
sätze auch  in  der  Bauart  der  Häuser,  den  Heizungs- 
vorrichtungen, in  der  Kleidung,  in  den  Nahrungs-  und 
Genussmitteln  zu  deutlichem  Ausdruck. 

Die  Ströme  Europas,  die  an  Grösse  und 
Wasserfülle  hinter  den  Riesenströmen  anderer 
Erdteile  weit  zurückstehen,  besitzen  verschie- 
dene Eigenschaften,  die  dem  Handel  und  Ver- 
kehr ausserordentlich  günstig  sind.  Besonders 
ist  hierbei  auf  ihren  radienartigen  Lauf  von 
zwei  Hauptquellgebieten  nach  den  verschiede- 
nen europäischen  Meeren  hinzuweisen.  Rhone, 
Loire,  Seine,  Rhein,  Weser,  Elbe,  Oder,  Weich- 
sel, Dnjestr,  Donau,  Po  haben  ihre  Quellen 
teils  im  Kerne  des  Alpengebirges,  teils  auf  den 
an  die  Alpen  angeschlossenen  Mittelgebirgen 
und  fliessen  von  dort  teils  in  das  West-  und 
Ostbecken  des  Mittelmeeres,  teils  in  den  offe- 
nen Atlantischen  Ozean,  teils  in  den  Kanal, 
teils  in  die  Nordsee,  teils  in  die  Ostsee,  teils 
in  den  Pontus,  um  sowohl  durch  ihre  Täler, 
als  auch  durch  ihre  schiffbaren  Laufstrecken 
die  Westhälfte  von  Europa  bis  in  das  innerste 
Herz  von  allen  Weltgegenden  her  leichter  und 
freier  zugänglich  zu  machen.  Das  westeuropäi- 
sche Flussnetz  vervollständigt  gewissermassen 
die  reiche  horizontale  Gliederung  Europas  bis 
hinein  in  den  westeuropäischen  Gebirgskern. 
Ebenso     erhält    aber    Osteuropa    durch    sein 
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Stromnetz  einen  gewissen  Ersatz  für  die  mangel- 
hafte Ausstattung  mit  Meereseinschnitten. 

Njemen,  Düna,  Newa  (Wolchow-Lowat) ,  Dwina 
(Suchona),  Wolga,  Don  und  Dnjepr  haben  ihre  Haupt- 
quellen auf  der  nordwestrussischen  Platte  (Waldai- 
Höhe)  und  fliessen  von  dort  zur  Ostsee,  zum  Nörd- 
lichen Eismeere,  zum  Kaspisee  und  zum  Pontus,  um 
die  verkehrsfördemden  Wirkungen  dieser  Meere  zu 
ergänzen. 

Sehr  leicht  war  durch  die  eigentümliche  Anordnung  der 
Ströme  auch  die  künstliche  Verbindung  der  europäischen 
Meere  unt  erenander.  Mittelmeer  und  Atlantischer 
Ozean,  Schwarzes  Meer  und  Nordsee,  Kaspisee,  Ost- 
see und  Eismeer  sind  seit  lange  durch  Kanäle  verbunden. 

Vor  den  afrikanischen  Strömen  zeichnen 
sich  die  meisten  europäischen  durch  verhält- 
nismässige Freiheit  von  Katarakten  aus,  vor 
andern  Tropenströmen  sowie  vor  den  nord- 
amerikanischen durch  geringere  Schwankungen 
der  Wasserführung,  vor  den  sibirischen  und 
kanadischen   durch    günstigere  Eisverhältnisse, 

Bei  den  grössten  Strömen  (Wolga  und  Donau) 
wird  der  Kulturwert  freilich  durch  ihr  Einmünden 
in  abgeschlossene  Binnenmeere  vermindert. 

Die  osteuropäischen  Ströme  unterscheiden 
sich  im  allgemeinen  vorteilhaft  von  den  west- 
europäischen durch  schwaches  Gefäll,  unvor- 
teilhaft aber  durch  lange  Eisdecke,  schlimme 
Eisgänge  und  niedriges  Sommerwasser. 

b)  Bevölkerung  Europas. 

Durch  die  hochbegabte  Mittelländische  Rasse, 
der  gegen  380  Mill.  oder  etwa  96%  der  Be- 
völkerung angehören,  konnte  die  Gunst  der 
geographischen  Lage  und  Natur  Europas  selbst- 
verständlich besonders  voll  zur  Geltung  ge- 
bracht werden,  umsomehr  als  die  verschiedenen 
Stämme  in  Charakter  und  wirtschaftlichen  Fähig- 
keiten erheblich  voneinander  abweichen. 

Die  Germanen,  (im  NW,  gegen  130  Mill.) 
sind  als  Arbeiter  sorgfältig,  beharrlich,  ge- 
wissenhaft, nachdenklich,  erfinderisch  und  da- 
durch den  höchsten  Kulturaufgaben  gewachsen. 
Ganz  besonders  Engländer  und  Deutsche  zeich- 
nen sich  durch  grosse  Universalität  des  Schaffens 
aus.  In  der  Mehrzahl  sind  sie  Protestanten 
und  leben  unter  freiheitlich  organisierten  Staats- 
verfassungen. 

Die  Romanen  (im  S.W.  HO  Mill.) sind  leb- 
haft, phantasiereich,  leidenschaftlich,  mit  ausge- 
prägtem Formen-  und  Farbensinn  begabt,  in 
der  Mehrzahl  Katholiken.  Hervorragende  wirt- 
schaftliche Leistungen  haben  vor  allem  Fran- 
zosen und  Italiener  zu  verzeichnen. 

Die  Slaven  (im  O.,  reichlich  120  Mill,) 
haben  infolge  unglücklicher  sozialer  Zustände 
ihre    hohen   Fähigkeiten  im  Dienste  der  neu- 


zeitlichen Kultur  noch  wenig  entfaltet.  In- 
dolenz, Arbeitsscheu,  Trunksucht,  Unehrlich- 
keit hemmen  a  Ig^meiner  als  bei  den  andern 
Stämmen  das  wirtschaftliche  Schaffen.  Die 
autokratischen  Regierungen  Russlands  und  der 
Türkei  fanden  auch  selten  die  rechten  Mittel, 
die  Völker  geistig  und  sittlich  zu  heben.  Am 
höchsten  stehen  durch  ihre  Anlehnung  an  die 
Germanen  die  Tschechen. 

Von  andern  Stämmen  sind  noch  zu  nennen: 
die  Griechen  (4,5  Mill,),  deren  alte,  hohe 
Kultur  und  Kunst  durch  die  Türkenherrschaft 
lange  darnieder  gehalten  wurde,  die  aber  im 
orientalischen  Handel  und  Seeverkehr  eine 
bedeutende  Rolle  spielen;  die  Kelten  (3  Mill.), 
auf  den  Britischen  Inseln  und  in  der  Bretagne, 
die  das  Grösste  dort  leisteten,  wo  sie  sich 
mit  den  Germanen  oder  Romanen  verschmol- 
zen; die  Litauer  (3,5  Mill,),  die  in  ihren  Eigen- 
schaften einen  Übergang  zwischen  Germanen 
und  Slaven  bilden,  und  die  im  Begriffe  sind, 
teils  in  dem  Germanen-,  teils  in  dem  Slaven- 
tume  aufzugehen;  die  Juden  (7  Mill.),  durch 
die  historischen  Verhältnisse  vorwiegend  in 
den  Handelsstand  gedrängt  und  dafür  hervor- 
ragend begabt,  finden  sich  besonders  zahlreich 
und  unvermischt  in  den  Ländern  der  ehemaligen 
polnischen  Krone. 

Nur  die  mongolischen  Stämme  von 
Osteuropa  (etwa  20  Mill.)  verharren  z.  T.  noch 
auf  der  Kulturstufe  von  Hirten-,  Jäger-  und 
Fischervölkern  (Lappen,  Samojeden,  Wogulen, 
Syrjänen,  Baschkiren,  Kalmücken,  Kirgisen); 
z.  T.  haben  sie  sich  aber  durch  germanischen 
Einfluss  auf  eine  höhere  Kultur-  und  Wirt- 
schaftsstufe erhoben,  so  besonders  Finnen 
(2,3  Mill.)  und  Magyaren  (8  Mill.).  Die 
Tataren  (3,5  Mill.),  welche  früher  die  Herren 
Russlands  waren,  sind  heute  als  zuverlässige 
Kaufleute  bemerkenswert.  Die  Türken  (2  Mill.), 
einst  Herren  der  ganzen  Balkanhalbinsel,  haben 
auf  das  Wirtschaftsleben  dieser  Gegend  durch 
Indolenz  und  mohammedanischen  Fanatismus 
einen  verderblichen  Einfluss  ausgeübt. 

Hinsichtlich  des  Güterverbrauches  weichen  die 
verschiedenen  europäischen  Völker  gemäss  gewis- 
sen Lebensgewohnheiten  stark  voneinander  ab. 

Die  Engländer  und  Franzosen  geben  unter  den  Brot- 
früchten dem  Weizen  den  Vorzug,  die  Deutschen  und 
Russen  dem  Roggen.  Die  Engländer  sind  starke,  die 
Italiener  schwache  Fleischesser,  Als  Hauptgenussmittel 
dient  den  Romanen  Wein,  den  Germanen  und  Slaven 
Bier  und  Branntwein.  Daneben  sind  Engländer,  Russen 
und  Holländer  vorwiegend  Teetrinker  (mit  110,  bezw, 
47,  bezw.  3,3  Mill.  kg  Jahresverbrauch),  Deutsche, 
Franzosen,  Österreicher,  Italiener  Kaffeetrinker  (mit 
115,    bezw.   42,    bezw.    14  Mill.   kg  Jahresverbrauch). 
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Der  Zuckerverbrauch  steht  im  Zusammenhang  mit  dem 
Reichtum  der  Völker  und  beträgt  bei  den  Engländern 
jähriich  40,  bei  den  Franzosen  13,  bei  den  Deutschen  12, 
bei  den  Österreichern  9,  bei  den  Russen  5  kg  auf  den  Kopf. 

c)  Produktionsverhältnisse  Europas. 
Der  Wald,  welcher  Nordeuropa  einst 
ebenso  dicht  bedeckte  wie  heute  Sibirien  und 
Kanada,  ist  stark  gelichtet  und  an  den  meisten 
Orten  durch  Kulturgewächse  ersetzt  worden. 
Sehr  dicht  ist  er  nur  noch  in  Nord-  und  Ost- 
europa (bis  40 ^/o  der  Landfläche).  Ziemlich 
dicht  ist  das  Waldkleid  aber  auch  in  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  (25bezw.  29^/o  der 
Landfläche),  ausserordentlich  dünn  dagegen  auf 
den  Britischen  Inseln  (2,5  ^/o). 

Walnussbaum  und  Edelkastanie  kommen  in  Frank- 
reich noch  als  Waldbäume  vor.  Auch  in  Mitteleuropa 
finden  sich  noch  zahlreiche  Arten,  vor  allem  Eichen, 
Buchen,  Linden,  Eschen,  Edeltannen,  in  Nord-  und 
Osteuropa  dagegen  nur  Birken,  Erlen,  Weiden,  Kiefern, 
Wacholder  u.  a.  Die  Eiche  geht  nur  bis  Drontheim 
und  Petersburg. 

Hinsichtlich  des  Getreidebaues  und  des  An- 
baues von  Kartoffeln,  Rüben,  Flachs,  Hanf, 
Hopfen  und  Futterkräutern  zeichnet  sich  na- 
mentlich das  grosse  nordeuropäische  Tiefland 
durch  reiche  Erträge  aus.  Der  Mais  gewährt 
gute  Ernten  nur  im  südlichen  Mitteleuropa, 
der  Weizen,  der  seine  Polargrenze  mit  der 
Eiche  erreicht,  auch  im  nördlichen.  Der  Rog- 
gen ist  im  NO.  das  Hauptgetreide  und  ge- 
deiht in  Skandinavien  und  Finnland  bis  zum 
Polarkreise,  in  Russland  bis  Archangelsk.  Der 
Gerstenbau  reicht  bis  zum  Altenfjord  in  Nor- 
wegen  und   bis  zum  Polarkreise  in  Russland 

Die  besten  Stein-  und  Kernobstgegenden 
fallen  zusammen  mit  dem  Gebiete  der  Weizen- 
kultur und  sind  teilweise  auch  durch  Wein- 
bau berühmt  (Frankreich,  Österreich-Ungarn, 
das  deutsche  Rheinland).  Im  nördlichen  Skan- 
dinavien und  Russland  wächst  nur  Beerenobst. 
Tabak  baut  man  im  ganzen  S.  mit  Erfolg.  Der 
beste  Wiesenwuchs  findet  sich  im  NW.  sowie 
in  den  Gebirgsgegenden. 

Das  Mittelmeergebiet  hat  eine  noch  weit 
durchgreifendere  Umgestaltung  durch  die  Kultur 
erfahren  als  das  nordeuropäische  Vegetations- 
gebiet. 

Die  meisten  Nutzgewächse  sind  hier  erst  durch  den 
Menschen  eingeführt  worden,  so  der  Weinstock,  die 
Olive,  der  Maulbeerbaum;  dazu  Feige,  Mandel,  Pfir- 
sich, Aprikose,  Kastanie,  Granatapfel,  Johannisbrot.  Die 
Orangen  und  Zitronen,  die  erst  im  Mittelalter  nach 
den  europäischen  Mittelmeerländern  kamen,  spielen  im  S. 
eine  hervorragende  Rolle.  Agave,  Zuckerrohr,  Baum- 
wollenstaude, Mais  und  Reis  wurden  noch  später  ein- 
geführt, die  Dattelpalme  in  begünstigteren  Strichen 
nur    zur  Wedel-,    nicht    zur    Fruchterzeugung.     Sonst 


sind  wichtig :  die  spanische  Korkeiche  und  der  Lorbeer. 
Der  Wald  ist  zum  Nachteile  für  die  Bewässerung  viel 
stärker  gelichtet  als  in  Nordeuropa,  daher  die  Forst- 
produktion gering.  Die  reicher  bewässerten  Hänge 
und  Niederungen  erzeugen  ausser  den  genannten  Kul- 
lurgewächsen  und  den  nordeuropäischen  Getreideart ea 
(Weizen  und  Gerste)  noch  Reis,  Hirse,  Sorghum,  Boh- 
nen, Erbsen,  sowie  teilweise  Wiesenwuchs.  Lippen- 
blütler, Verbenen,  Jasmin,  Veilchen  und  Rosen  dienen 
als  Parfumeriepflanzen. 

Der  europäische  Anteil  am  Steppengebiete  Inner- 
asiens ist  arm  an  pflanzlichen  Erzeugnissen  und  wäh- 
rend des  Frühsommers  nur  der  Viehzucht  günstig.  In. 
den  Flussniederungen  des  Dnjestr,  Dnjepr,  Don  und 
der  Wolga  sowie  in  künstlich  bewässerten  Gegenden. 
ist  aber  Getreide-   und  Obstbau  weit  verbreitet. 

Die  Tierwelt  Europas  ist  für  die  Nahrungs- 
versorgung und  Rohstofferzeugung  vor  allem 
durch  die  Haustiere  bedeutend. 

Gute  Pferde  züchten  namentlich  die  weiten  und  gras- 
reichen Tiefländer  Nord-  und  Osteuropas;  Rinder  die- 
selben Gegenden,  sowie  die  anstossenden  Gebirgslän- 
der  (Schweiz,  Österreich).  In  den  südeuropäischen 
Ländern  ist  die  Pferde-  und  Rinderzucht  infolge  des 
Wiesenmangels  nicht  so  bedeutend,  dagegen  haben  dort 
Maultiere  und  Esel  grössere  Verbreitung.  Vorzügliche 
Woll-  und  Fleischschafe  erzeugen  Deutschland  (Schlesien), 
England,  Spanien;  Ziegen  alle  südeuropäischen  Ge- 
birgsländer.  Das  Schwein,  dessen  wilde  Stammrasse 
sich  in  Europa  noch  hier  und  da  findet,  gedeiht  allent- 
halben. In  Westeuropa  ist  die  Kaninchenzucht  wichtig 
für  die  Fleischversorgung,  im  äussersten  N.  die  Renn- 
tierzucht für  den  Lebensunterhalt  der  Lappen. 

Von  wild  lebenden  Tieren  kommen  für  die  Fleisch- 
und  Rohstofferzeugung  Hasen,  Rehe  und  Hirsche  in 
Betracht.  An  Pelztieren  finden  sich  Dachse,  Füchse, 
Wiesel,  Iltisse,  Baum-  und  Steinmarder  noch  zerstreut 
im  ganzen  Gebiete.  Die  Honigbiene  ist  überdengrössten 
Teil  Europas,  die  Seidenraupe  nur  in  Südeuropa  verbreitet. 

Die  Mineral  Produktion  Europas  erstreckt 
sich  in  viel  geringerem  Masse  auf  Edelmetalle, 
als  auf  Eisen,  Kohlen  und  Salz,  deren  massen- 
hafte Förderung  für  die  politische  und  wirt- 
schaftliche Vorherrschaft  des  Erdteils  von  höch- 
ster Wichtigkeit  ist. 

Hinsichtlich  der  produktiven  Kohlenfläche  und  der 
Kohlenförderung  steht  Grossbritannien  (mit  45''/(,  von 
der  europäischen  Gesamtausbeute)  unter  den  europäi- 
schen Ländern  obenan,  ihnen  zunächst  Deutschland 
(mit  22,5  7o),  Österreich-Ungarn  (mit  17  7^),  Frank- 
reich (mit  ö^/q),  Belgien  (mit  4,570)  und  Russland  (mit 
3  7o)»  während  Dänemark,  Skandinavien  und  Italien 
durch  den  Mangel  der  Steinkohlenformation  zur  Kohlen- 
armut verurteilt  sind. 

Eisenerz  findet  sich  in  vorzügUchster  Qualität  in 
Skandinavien  (Magneteisenerz),  demnächst  (meist  Braun- 
und  Spateisenstein)  in  Deutschland  und  Grossbritannien,, 
die  zur  europäischen  Roheisenerzeugung  je  317o  t)ßi" 
tragen,  sowie  in  Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Russ- 
land und  Belgien. 

Das  meiste  Steinsalz  fördern  Deutschland,  Russland, 
Österreich-Ungarn;  Gold  nur  Russland  und  Österreich- 
Ungarn;  Silber  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Russ- 
land; Kupfer  und  Blei  Deutschland,  Spanien,  Gross- 
britannien ;  Zinn  England  und  Deutschland ;  Zink  Deutsch- 
land, Belgien,  England;  Quecksilber  Spanien,  Österreich. 
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Auch  die  Industrieproduktion  ist  in  Eu- 
ropa, vor  allem  in  Nordwest-  und  Mitteleuropa, 
wo  die  Rohproduktion,  ebenso  wie  die  Ab- 
zugsstrassen und  die  Bevölkerungsverhältnisse 
der  Entwicklung  am  günstigsten  sind,  bedeu- 
tender als  anderswo. 

Namentlich  Grossbritannien,  Deutschland,  Frankreich, 
Belgien,  die  Schweiz  und  Österreich  sind  Industrie- 
länder ersten  Ranges,  in  denen  die  Umgestaltung  der 
einheimischen  oder  eingeführten  Rohstoffe  zu  einer 
ausserordentlichen  Vielseitigkeit  gediehen  ist.  Die  süd- 
europäischen Staaten  haben  im  Zeitalter  der  Dampf- 
maschine mit  ihnen  nicht  gleichen  Schritt  halten  können, 
und  in  den  südosteuropäischen  Ländern  kann  selbst  die 
altberühmte  Teppich-  und  Waffenfabrikation  nicht  mehr 
mit  der  nordwesteuropäischen  konkurrieren.  Ost-  und 
Nordeuropa  haben  dagegen  in  einzelnen  Zweigen  einen 
erfolgreichen  Wettbewerb  mit  ihnen  begonnen. 

d)  Handels-  und  Verkehrsverhältnisse 
Europas. 

Das  ungeheure  Übergewicht,  welches  Eu- 
ropa in  der  Weltwirtschaft  geltend  macht,  er- 
weist sich  vor  allen  Dingen  in  dem  Volumen 
seines  Aussenhandels.  Ebenso  ist  die  Gesamtheit 
der  europäischen  Handelsflotten  (rund  18  Mill. 
Registertonnen)  ungleich  gewaltiger  als  bei  den 
andern  Erdteilen,  während  von  der  Gesamtheit 
der  Briefsendungen  der  Erde  (23  Milliarden) 
reichlich  60*^/o  (14  Milliarden)  und  von  den 
Telegraphenleitungen  43<^/o  auf  Europa  zu 
rechnen  sind  (vgl,  S.  555).  Wenn  aber  die 
Entwicklung  des  europäischen  Eisenbahnnetzes 
mit  derjenigen  des  nordamerikanischen  nicht 
gleichen  Schritt  gehalten  hat,  so  ist  dabei  zu 
bedenken,  dass  der  Verkehr  von  Land  zu  Land 
in  Europa  in  bedeutendem  Umfange  (vor  allem 
von   England  aus)  auf  dem   Seewege  erfolgt. 

Sehr  ausgesprochen  ist  dabei  aus  mehrfach 
berührten  Gründen  das  Übergewicht  Nord- 
westeuropas, und  wenn  sich  in  neuerer  Zeit 
eine  Verschiebung  zugunsten  von  Mitteleuropa 
vollzogen  hat,  so  bezieht  sich  dies  vor  allen 
Dingen  auf  das  deutsche  und  belgisch-nieder- 
ländische Nordseegebiet. 

Vom  europäischen  Aussenhandel  entfallen  auf  Eng- 
land 27,5%,  auf  Deutschland  17,27o,  auf  Frankreich 
127,,,  auf  die  Niederlande  11 7„,  auf  Belgien  5,5  7o, 
auf  Österreich-Ungarn  und  Russland  aber  nur  je  5  7o- 
Ebenso  kommen  auf  England  allein  51  7^  (1899:  577o) 
von  der  europäischen  Handelsmarine,  auf  Deutschland 
aber  12  7o,  auf  Norwegen  77o  und  auf  Frankreich 
6,5  7o-  Das  englische  Eisenbahnnetz  ist  ungefähr 
13  mal  und  das  belgische  sogar  20  mal  so  dicht  als  das 
russische,  und  in  der  Zahl  der  jährlichen  Briefsendungen 
übertreffen  Belgien  und  Holland  zusammengenommen 
das  russische  Riesenreich  sehr  weit. 

So  sind  auch  die  Transversalwege,  die  den  interna- 
tionalen Verkehr  Europas  zu  vermitteln  haben,  und  die 
zum   Teil   Bruchstücke  der  grossen    interkontinentalen 


Überlandwege  bilden,  nur  in  Süd-  und  Osteuropa  noch 
einer  wesentlich  vollkommeneren  Ausgestaltung  bedürf- 
tig. Besonders  hervorzuheben  sind  darunter  die  grossen 
Alpenbahnen,  die  Mittel-  und  Westeuropa  mit  Italien 
verbinden,  die  aber  auch  für  ferner  gelegene  Gebiete 
von  höchster  Bedeutung  sind  (vgl.    S.  66). 

Von  den  Schienenwegen,  welche  Westeuropa  mit 
Osteuropa  verbinden,  ist  die  Linie  Lissabon — Madrid 
— Paris — Cöln — BerUn — Moskau  (bezw.  Petersburg) 
hervorzuheben,  die  zugleich  das  Anfangsstück  der  grossen 
europäisch -asiatischen  Pacificeisenbahn  ist. 

2.  Die  einzelnen  Länder. 

a)  Mitteleuropa. 

Die  Länder  in  der  Mitte  des  europäischen 
Erdteils  sind  durch  Bodenbildung,  Klima,  Strom- 
systeme, Erzeugnisse,  Bevölkerung  und  poli- 
tische und  wirtschaftliche  Interessen  auf  das 
engste  miteinander  verwandt  und  verwachsen. 

Die  Alpen  greifen  aus  der  Schweiz  nach  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland,  das  deutsche  Tiefland  aus 
dem  Deutschen  Reiche  nach  den  Niederlanden  und  nach 
Belgien.  Der  Rhein  durchströmt  die  Schweiz  wie  auch 
Deutschland  und  Holland,  die  Donau  Deutschland  wie 
Österreich- Ungarn.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den 
Nationahtäten.  Als  Bestandteile  des  alten  „Römischen 
Reichs  deutscher  Nation"  waren  die  Staaten  von  Mittel- 
europa auch  einst  zu  einer  lose  gefügten  politischen 
Einheit  miteinander  verbunden. 

Der  Gebirgsbau  der  Alpen  lässt  in  kultur- 
und  wirtschaftsgeographischer  Hinsicht  vier 
übereinanderliegende   Regionen   unterscheiden. 

1.  In  der  bis  gegen  750  m  aufsteigenden 
Hügelregion  herrschen  sanfte  Gehänge  vor 
(Steigungswinkel  von  weniger  als  10"),  so' 
dass  der  Strassen-  und  Eisenbahnbau  leicht 
ist.  Meist  setzen  lockere  Massen  von  Kies, 
Sand  und  Lehm  die  Hügel  zusammen,  und 
nur  in  der  Tiefe  oder  an  Fluss-  und  Seeufern 
tritt  fester  Fels  (Kalkstein,  Nagelfluhe,  Sand- 
stein, Schiefer)  zu  Tage. 

Die  geschützte  Lage  bedingt  ein  mildes  Klima,  und 
dadurch  sowie  durch  den  grossen  Wasserreichtum  sind 
die  Vorbedingungen  eines  reichen  Pflanzen-,  Tier-  und 
Menschenlebens  gegeben.  Inmitten  ausgedehnter  Wein- 
berge finden  sich  Kastanien-  und  Walnusswäldchen, 
Gärten  mit  edlen  Obstsorten  (an  der  Südseite  der  Alpen 
sogar  mit  Orangen,  Zitronen,  Granatäpfeln),  die  we- 
niger günstig  gelegenen  Gehänge  aber  sind  von  Ge- 
treidefeldern und  Wiesen  sowie  von  zerstreuten  Laub- 
und Nadelwaldungen  eingenommen.  Die  höhere  Tier- 
welt ist  nur  durch  Haustiere  (Rinder,  Pferde  usw.) 
vertreten,  da  auf  dem  sorgfältig  kultivierten  Boden 
kein  Raum  für  wilde  Tiere  geblieben  ist.  Die  Volks- 
dichtigkeit ist  bedeutend.  Alle  grösseren  Städte  des 
Alpenlandes  liegen  in  dieser  Region  (Genf  406  m  über 
dem  Meere,  Zürich  559,  Luzern  438,  St.  Gallen  676, 
Innsbruck  574,  Salzburg  400,  Graz  348,  Klagenfurt 
439  m). 

2.  In  der  Bergregion  (bis  1500  m)  sind 
Anstiegwinkel  über  10  und  20"  häufig,  so 
dass  Strassen-  und  Eisenbahnanlagen  auf  grosse 
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Schwierigkeiten  stossen  und  vielfache  Windun- 
gen und  Tunnel  oder  Galerien  nötig  machen. 

Da  der  Verkehr  in  den  höheren  Regionen  noch 
schwieriger  ist,  liegen  auch  die  Riesentunnel  des  Gott- 
hard  (14  912  m  lang  und  1155  m  über  dem  Meere), 
Montcenis  (12  849  m  lang  und  1368  m  hoch),  Arlberg 
(10270  m  lang,  1302  m  hoch)  in  der  Bergregion.  Der 
Felsen  —  vielfach  Gneis  und  Granit,  häufiger  aber 
noch  Kalk-  und  Sandstein  —  tritt  mehr  zu  Tage, 
und  der  lockere  Boden  bildet  oft  nur  eine  dünne  Schicht, 
an  vielen  Orten  von  ausgewitterten  oder  erratischen 
Blöcken,  nicht  selten  auch  von  Schutthalden  und  „Stein- 
meeren", der  Folge  von  Bergstürzen,  bedeckt.  Das 
KUma  ist  im  Winter  rauh.  Daher  nehmen  Wälder  (aus 
Fichten,  Tannen,  Eichen,  Buchen),  Wiesen  und  Weiden 
die  weitesten  Räume  ein,  die  Wälder  bei  den  grossen 
Verkehrsschwierigkeiten  zuweilen  als  Urwälder,  in  denen 
hier  und  da  noch  Bären,  Wölfe,  Luchse  und  Wild- 
katzen hausen,  die  Bergweiden  von  Rinder-  und  Ziegen- 
herden belebt.  Auch  der  Acker-  und  Gartenbau  mit 
gewöhnlichen  Getreide-  und  Obstsorten  bietet  vielfach 
grosse  Schwierigkeiten.  Die  Dörfer  stehen  weit  aus- 
einander, werden  klein  und  lösen  sich  schliesslich  in 
Einzelhöfe  und  Hütten  auf,  von  denen  die  höchsten 
nur  während  des  Sommers  bewohnt  sind  (Sennhütten). 
Wenige  Ortschaften  liegen  in  grösseren  Höhen  (St.  Moritz 
im  Engadin   1855  m,  Cresta  im  Aversertal   1950  m). 

3.  DieAlpenregion(biszu2500oder3000m 
Höhe,  bis  zur  sogenannten  Schneeh'nie,  die  in 
den  Ostalpen  höher  liegt  als  in  den  West- 
alpen), hat  häufig  senkrechte  und  überhängende 
Felswände,  aber  auch  sanfte  Hänge  und  Hoch- 
flächen und  ist  besonders  in  der  Mittelzone 
des  Gebirges  aus  Gneis  und  Granit  zusam- 
mengesetzt. Von  der  Steilheit  der  -Gehänge 
sind  verschiedene  —  dieser  Region  in  hervor- 
ragender Weise  eigentümliche  —  Naturerschei- 
nungen abhängig:  Wasserfälle,  Wildwasser 
(Rufen),  Schnee-  und  Eisrutsche  (Lawinen) 
und  Bergstürze. 

Der  Strassenbau  bereitet  unsägliche  Schwierigkeiten. 
Charakteristisch  sind  hängende  Strassen  (Gorge  de 
Trient),  Felsengalerien,  Notbrücken.  Die  Verwitterungs- 
schicht ist  an  den  steilen  Gehängen  vielfach  nur  milli- 
meterdick und  nur  von  Flechten  bewachsen.  Auch  auf 
den  sanfteren  Gehängen,  wo  lockere  Erde  in  mächtigeren 
Lagen  vorhanden  ist,  gedeiht  in  dem  kurzen,  kühlen 
Sommer,  der  auf  den  langen,  schneereichen  Winter 
folgt,  nur  die  von  Fliesswasser  und  Tau  oder  Regen 
reichlich  benetzte  Vegetation  der  Alpenmatten.  Der 
Baumwuchs  (meist  Arven  und  Fichten)  verkrüppelt  all- 
mählich zu  Knie-  und  Zwergholz.  Aus  der  Tierwelt 
sind  die  eigentlichen  Bürger  der  Alpenregion:  Gemsen, 
Steinböcke,  Adler,  Lämmergeier,  während  Rinder  und 
Ziegen  auf  den  zugänglicheren  Matten  nur  während 
des  kurzen  Sommers  erscheinen,  behütet  vom  Sennen, 
der  eine  eigentümliche  Nomadenwirtschaft  führt.  Noch 
flüchtiger  besucht  der  Gemsjäger,  Wildheuer,  Kräuter- 
samniler,  Naturforscher  und  Tourist  die  unwirtliche 
Region.  Dauernde  menschliche  Wohnungen  finden  sich 
nur  ausnahmsweise:  das  Bernhardshospiz  (2478  m),  das 
Mauthaus  am  Stilfser  Joch  (2538  m),  das  Faulhorngast- 
haus  (2684  m),  die  Zugspitzwetterwarte  (2968  m),  die 
Sonnenblickwetterwarte  der  Tauern  (3106  m). 

36 


4.  Die  Schneeregion,  namentlich  in  den 
West-  und  Mittelalpen  häufig  bis  über  4000  m, 
erscheint  aus  der  Ferne  vielfach  mit  sanft  und 
weichgestalteten  Gipfeln,  weil  Schnee-  und 
Firnfelder  oder  Gletschermassen  die  meisten 
Schluchten  ausfüllen  und  alle  nicht  allzusteilen 
Wände  in  mächtigen  Lagen  bedecken. 

Das  Gestein  ist  auch  hier  vorwiegend  Gneis  und  Gra- 
nit, und  Pflanzen-,  Tier-  und  Menschenleben  ist  im  all- 
gemeinen ausgeschlossen.  Der  Schnee  fällt  meist  in 
grossen  Mengen  und  unter  furchtbaren  Stürmen,  wo- 
durch das  Wandern  überaus  gefährlich  ist.  Die  grössten, 
oft  mehrere  hundert  Meter  mächtigen  Gletscher,  liegen 
natürlich  an  den  gewaltigsten  Alpenstöcken:  am  Mont- 
blanc (64,  darunter  das  ungeheure  Mer  de  Glace),  am 
Monte  Rosa  und  in  den  Berner  Alpen  (der  nahezu  300 
qkm  grosse  Aletschgletscher).  Sie  sind  praktisch  bedeut- 
sam als  die  zwar  gefahrvollen,  aber  einzigen  gangbaren 
Pfade  auf  die  höchsten  Gipfel,  sowie  als  die  nie  ver- 
siegenden Quellenhalter  der  grossen  Ströme. 

Die  Alpen  erstrecken  sich  vom  Golf  von 
Genua  und  Col  di  Tenda  bis  an  die  Donau 
und  ans  Adriatische  Meer.  Im  W.  sind  sie 
höher  als  im  O.,  während  sie  nach  S.  schroffer 
als  nach  N.  abfallen. 

1.  Die  Westalpen,  die  vom  Golf  von  Ge- 
nua und  Col  di  Tenda  bis  zum  Rheintale 
und  Splügenpasse  reichen,  steigen  als  Seealpen 
3400  m,  als  Cottische  Alpen  im  Monte 
Viso  3843  m  und  als  Grajische  Alpen  im 
Gran  Paradiso  4061  m  auf,  während  die  west- 
lich vorgelagerten  Dauphineer  Alpen  im 
Mont  Ventoux  nur  1959  m  hoch  sind.  Hier 
bilden  die  wichtigsten  Übergänge  der  Col  di 
Tenda,  der  Col  d'Argentiere,  der  Mont  Genevre- 
Pass  (1865  m),  der  Montcenispass  (2066  m)  und 
der  Kleine  St.  Bernhardpass  (2192  m). 

Weiter  n.-ö.  folgen  dann  die  stark  verglet- 
scherten Massen  der  Montblanc-Gruppe 
(im  Montblanc  4810  m),  der  Penninischen 
Alpen  (im  Matterhorn  4482  m  und  im  Monte 
Rosa  4638  m,  sowie  mit  30  Gipfeln  von  über 
4000  m,  und  nur  in  den  Gletscherpässen  über- 
steiglich),  der  Bern  er  Alpen  (im  Finsteraar- 
horn  4275  m,  im  Aletschhorn  4182  m,  in 
der  Jungfrau  4167  m),  denen  sich  die  Le- 
pontischen  Alpen  mit  der  Gotthardmasse 
(im  Galenstock  3396  m)  und  der  Adularmasse 
(Rheinwaldhorn  3398  m)  anschliessen.  Aus 
dem  oberen  Rhonetale  führt  hier  der  Grosse 
St.  Bernhardpass  (2472  m)  der  Montblanc- 
gruppe zum  Tale  der  Dora  Baltea,  der  Simp- 
lonpass  (2010  m)  aber,  der  nach  langjährigen 
Anstrengungen  1905  von  dem  grössten  Eisen- 
bahntunnel der  Erde  durchbohrt  worden  ist, 
ö.  von  den  Penninischen  Alpen  zum  Ossola- 
tale  und    zum   Lago   Maggiore,    während  aus 
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dem  oberen  Rheintale  derGotthardpass(21 14m), 
der  Lukmanierpass  (1917  m)  und  der  St.  Bern- 
hardinpass  (2063  m)  zum  Ticino  und  Lago 
Maggiore,  der  Splügenpass  aber  zum  Meratale 
und  zum  Comer  See  geht. 

Die  nördlichen  Voralpen  der  Westalpen, 
die  im  Titlis  (3239  m),  Pilatus  (2133  m),  Tödi 
(3623  m),  Glärnisch  (2906  m),  Rigi  (1800  m) 
und  Säntis  (2504  m)  gipfeln,  sind  von  breiten 
Tälern  durchfurcht,  in  denen  malerische  Seen 
eingebettet  sind  (Thuner  und  Brienzer  See, 
Vierwaldstätter  See,  Zuger  und  Züricher  See). 
Die  Übergänge  aus  einem  Tale  in  das  andere 
haben  aber  auch  hier  vielfach  sehr  kühne  und 
grossartige  Verkehrsanlagen  nötig  gemacht  (Brü- 
nigbahn,  Axenstrasse). 

2.  Die  Ostalpen  gipfeln  als  Rhätische  Al- 
pen in  der  Bernina  mit  4052  m,  als  Ort- 
ler Alpen  in  der  Ortlersspitze  mit  3902  m,  als 
Adamello-Alpen  im  Adamello  mit  3554  m, 
als  Ötztaler  Alpen  in  der  Wildspitze  mit 
3776  m.  Ihre  wichtigsten  Pässe  sind  der 
Septimer  (2311  m).  Julier  (2287  m),  Albula- 
pass  (2323  m),  Skalettapass  (2619  m),  Fluela- 
pass  (2405  m)  und  Silvrettapass  (3026  m) 
zwischen  den  Quellflüssen  des  Rheins  und 
dem  oberen  Inn,  und  der  Majolapass(1817  m) 
und  der  Berninapass  (2334  m)  zwischen  dem 
Inn  und  Adda- Gebiete  sowie  die  niedrige 
Reschenscheideck  (1440  m),  zwischen  Inn  und 
oberer  Etsch. 

Die  Vorarlberger  und  Algäuer  Alpen, 
die  zwischen  dem  111-  und  Inntale  vom  Arl- 
bergpass  (1750  m)  gequert  werden  und  im 
Hcchvogel  2593  m  erreichen,  und  die  Bay- 
rischen Alpen,  zwischen  Lech  und  Inn  (in 
der  Zugspitz  2964  m)  bilden  hier  den  nörd- 
lichen Voralpenzug,  die  Tessiner,  Veltliner, 
Bergamasker  und  Trientiner  Alpen  aber 
den  südlichen.  Ö.  von  dem  wichtigen  Bren- 
nerpasse, der  das  Inntal  mit  dem  Eisack-  und 
Etschtale  verbindet,  bezeichnen  dann  die  ziem- 
lich stark  vergletscherten  und  schwer  über- 
steiglichen  Hohen  Tauern,  zwischen  Salzach 
(Pinzgau)  und  Drau  (Pustertal),  mit  dem  Gross- 
glockner  (3798  m),  den  zentralen  Hauptzug,  der 
sich  weiterhin  in  zwei  Flügel  spaltet:  in  den  gegen 
N.-O.  gerichteten  Zug  der  Kleinen  Tauern, 
zwischen  Enns  und  Mur  (im  Hochgolling 
2872  m),  der  vom  Radstädter-  und  Rotteman- 
Tauernpasse  (1645,  bezw.  1252  m)  gequert 
wird,  und  in  den  gegen  S.-O.  gerichteten 
Zug  der  Kärntner  Alpen  (im  Roseneck  2434  m). 
Als  die  hauptsächlichsten  Voralpenzüge,  in  de- 
nen die  Wildheit  und  Grossartigkeit  des  Ge- 


birges in  einem  hohen  Grade  zur  Geltung 
kommt,  fügen  sich  im  N.  an:  die  seenreichen 
Salzburger  Alpen  (im  Hochkönig  2938  m, 
im  Watzmann  2740  m),  die  Salzkammergut- 
alpen (im  Dachstein  2996  m  und  im  Schaf- 
berg —  Österreichs  Rigi  —  ..^780  m),  die 
Österreichischen  Alpen  (im Ötscher  1892m) 
und  der  Wiener  Wald,  der  im  Kahlenberg 
(428  m)  die  Donau  berührt;  ferner  die  Stei- 
rischen  Alpen  (im  Schneeberg  2070  m  und 
im  Eisenbahnübergange  des  Semmering  980  m), 
das  Leithagebirge,  die  Raabtaler  Alpen, 
der  Bakonyer  Wald  und  das  Fünfkirchener 
Bergland. 

Im  Süden  liegen  die  wildzerklüfteten  Do- 
lomit-Alpen (in  der  Marmolata  3495  m), 
die  Karnischen  Alpen  (im  Premaggiore 
2574  m  und  im  Pontebbapasse  797  m),  die 
Julischen  Alpen  (im  Triglav  oder  Terglou 
2864  m  und  im  Predilpasse  1 1 65  m)  und  end- 
lich das  höhlen-  und  dolinenreiche  Krainer 
Kalkplateau  nebst  dem  Karst. 

An  nutzbaren  Mineralien  sind  die  Ostalpen  reicher 
als  die  Westalpen.  Die  Salzburger-  und  Salzkammer- 
gutalpen enthalten  gewaltige  Steinsalzlager  und  Sa- 
linen, die  Steirischen  Alpen  Eisen-,  Kupfererz-  und 
Kohlenlager,  die  Karnisch-Julischen  Alpen  Blei,  Zink 
und  Quecksilber. 

Die  Deutschen  Mittelgebirge  bieten  zwar 
keine  unüberwindlichen  Verkehrshindernisse, 
gliedern  aber  Süddeutschland  in  eine  Reihe 
von  natürlichen  Abschnitten,  die  in  Produktion 
und  Kuhur  erheblich  voneinander  abweichen 
und  zugleich  den  Handel  und  Verkehr  in 
ziemlich  bestimmte  Bahnen  weisen. 

1.  Das  Juragebirge,  das  von  der  mittle- 
ren Rhone  bis  zum  oberen  Main  reicht  und 
in  der  Richtung  der  Alpen  streicht,  mit  dem 
Steilabfall  nach  S.-O.,  besteht  vorherrschend  aus 
Kalkstein  (mit  zahlreichen  Höhlen  und  unter- 
irdischen Gewässern).  Am  höchsten  ist  der 
Schweizer  oder  Französische  Jura  (im  Cret 
de  la  Neige  1 723  m),  dessen  Parallelkämme  rauh 
sowie  wasser-  und  pflanzenarm  sind  (mit  Zister- 
nen bei  den  Sennhütten)  und  nur  an  den  unteren 
Hängen  schöne  Weiden,  Wälder  und  Wein- 
berge tragen.  Der  Mangel  an  Quertälern  be- 
dingt grosse  Verkehrsschwierigkeiten  (Rhone- 
tal, Tunnel  des  Hauenstein  und  Mont  Terrible), 
sodass  nur  in  den  Längstälern  meilenlange 
Riesendörfer  mit  Uhrenfabrikation  entstanden 
sind  (Chaux  de  Fonds,  Le  Locle,  Val  Travers, 
St.  Imier).  Der  Schwäbische  Jura  (im  Ober- 
hohenberg  1011  m)  stellt  eine  nach  N.-O.  ge- 
neigte Platte  dar,  die  von  mehreren  Quertälern 
(Donau,    Altmühl)    durchfurcht    ist,    in    ihrem 
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höheren  s.  Teile  („Rauhe  Alb")  aber  empfind- 
lich verkehrsstörend  wirkt  und  ergiebigen  Acker- 
bau des  rauhen  Klimas  und  durchlässigen 
Kalkbodens  wegen  nur  in  den  Talgegenden 
gestattet.  Ausser  durch  Zisternen  („Hülen") 
hat  man  dem  Wassermangel  neuerdings  in  ver- 
schiedenen Gegenden  durch  grosse  Wasser- 
hebewerke abgeholfen.  Wichtig  sind  die  Lager 
von  Eisenerz  (bei  Aalen),  Marmor  und  litho- 
graphischem Schiefer  (bei  Solnhofen).  Das 
Schwäbisch-Fränkische  Stufenland,  das 
sich  im  W.  an  das  Juragebirge  anschliesst, 
und  dessen  Oberfläche  vorwiegend  fruchtbaren 
Acker-  und  Gartenboden  bietet,  enthält  in  seinen 
Triasschichten  gewaltige  Steinsalzlager  (bei  Hall, 
Friedrichshall).  Der  Fränkische  Jura  („Frän- 
kische Schweiz"),  der  nur  durch  seine  höhlen- 
reichen Dolomitfelsen  und  Flusstäler  (Wiesent) 
Gebirgscharakter  hat,  enthält  an  seinen  Ge- 
hängen und  in  den  Tälern  viel  anbaufähiges 
Land,  mit  den  bedeutendsten  Hopfenpflanzungen 
und  Bierbrauereistädten  Bayerns  (Nürnberg, 
Bamberg,  Ansbach,  Erlangen,  Kulmbach). 

2.  Die  Schweizer  Hochebene(etwa  500  m 
über  dem  Meeresspiegel)  ist  grösstenteils  von 
lockerem  Gletscherschutt  (Geschiebelehm)  und 
Schwemmland  eingenommen  (an  den  Seen  von 
Sumpfland)  und  hier  und  da  mit  Findlings- 
Blöcken  überstreut,  bietet  aber  dem  Acker-, 
Garten-  und  Weinbau  sowie  der  Viehzucht 
gute  Vorbedingungen.  Die  Ströme  (Aar,  Reuss, 
Thur,  haben  für  die  Schiffahrt  zu  starkes  Ge- 
fäll, fördern  aber  durch  ihre  ausgiebige  Wasser- 
kraft sehr  die  Industrie. 

3.  Die  Bayrische  Hochebene  (600  m  hoch) 
ist  ähnlich  gebildet  und  bietet  nur  durch  ihre 
Sümpfe  (Donauried,  Donaumoos,  Dachauer 
und  Erdinger  Moos)  und  durch  ihre  wilden 
Alpenströme  grössere  Verkehrs-  und  Kultur- 
hindernisse, während  sie  dem  Ackerbau,  na- 
mentlich im  O.  (auf  dem  sogenannten  „Dunkel- 
boden" oder  Dungaboden)  vorzügliche  Vor- 
bedingungen gewährt. 

4.  Das  Oberrheinische  Gebirgssystem 
zerfällt  in  zwei  meridional  streichende  Züge: 
in  den  linksrheinischen  Wasgenwald  (Voge- 
sen,  im  Sulzer-Belchen  1432  m)  und  Haardt  (im 
Donnersberg  689  m)  und  in  den  rechtsrheini- 
schen Schwarzwald  (im  Feldberg  1414  m)und 
Odenwald,  die  die  Oberrheinische  Tiefebene 
zwischen  sich  einschliessen  und  steil  dahin  ab- 
fallen, während  sie  sich  einerseits  zum  Stufen- 
lande von  Lothringen  und  zum  Mosel- 
tale im  W.,  andrerseits  zum  Stufenlande  von 
Schwaben   und  Franken  und  zum  Neckar- 


und  Maintale  (im  O.)  abdachen.  Auch  in  Ge- 
stein (Granit  und  Gneis  im  S.,  Triassandstein 
im  N.)  sowie  in  Bergform  (Kuppen),  Talbildung 
(romantische  Quertäler),  Bodenschätzen  und 
Pflanzenwelt  stimmen  beide  Züge  überein. 
Die  wichtigsten  Übergänge  über  den  Wasgen- 
wald sind  die  von  St.  Amarin,  Münster,  Mar- 
kirch,  Schirmeck,  Zabern  und  Niederbronn 
(Bitsch);  über  den  Schwarzwald  das  Höllental 
und  Kinzigtal,  der  Kniebis-  und  Murgpass. 
Für  den  Verkehr  mit  Frankreich  ist  ausser  dem 
Passe  von  Zabern  (400  m  ho:h,  mit  dem  Rhein- 
Marne-Kanal  und  der  Strassburg-Pariser  Eisen- 
bahn) die  Burgundische  Pforte  (die  nur  350  m 
hohe  Lücke  zwischen  Wasgenwald  und  Schwei- 
zer Jura,  mit  dem  Rhein-Rhone- Kanal  und  der 
Strassburg-Lyoner  Eisenbahn)  von  höchster 
Wichtigkeit,  während  zwischen  dem  Schwä- 
bisch-Fränkischen Stufenlande  und  der  Rhein- 
ebene das  Neckartal  die  Hauntverbindung  her- 
stellt. Über  die  Haardt  bilden  das  Queich-  und 
Speyertal  die  bequemsten  Übergänge.  Die 
höchsten  Gipfel  im  S.  tragen  Bergweiden  (mit 
Sennwirtschaft),  die  übrigen  prächtige  Nadel- 
und  Laubwälder,  die  Täler  Getreide,  Obst, 
Wein  (bei  Türkheim,  Affental,  Dürkheim, 
Forst,  Deidesheim).  Erze  sind  nur  noch  in 
den  Vogesen  (bei  Markirch)  abbauwürdig.  Die 
Wasserkräfte  dienen  einer  bedeutenden  Industrie. 

5.  Die  Oberrheinische  Tiefebene,  die 
durch  Ausfüllung  eines  ehemaligen  Binnen- 
sees entstanden  ist  und  aus  lockerem,  meist 
fruchtbarem  Boden  besteht,  ermöglicht  durch 
ihr  mildes  Klima  die  Kultur  zahlreicher  Han- 
delsgewächse (Tabak,  Hopfen).  Mittelpunkte 
des  grossen  Parallelogramms  sind  Strassburg 
und  Karlsruhe,  Hauptausgangs-  und  Eckpunkte 
Basel,  Mülhausen,  Frankfurt  und  Mainz. 

6.  Die  annähernd  gleich  hohen  niederrhei- 
nischen Gebirge,  die  ursprünglich  eine 
zusammenhängende  Tafel  bildeten,  die  erst 
durch  Rhein,  Lahn,  Sieg,  Mosel  und  Roer  in 
sechs  Abschnitte  zernagt  wurde,  streichen  alpin 
und  bestehen  vorherrschend  aus  devonischem 
Schiefer,  Der  Hunsrück  (im  Walderbeskopf 
818  m)  enthält  das  reiche  Steinkohlenlager 
von  Saarbrücken,  die  Achatbrüche  von  Ober- 
stein und  die  Salzquelle  von  Kreuznach,  wäh- 
rend die  Abstürze  zu  Mosel,  Rhein  und  Nahe 
schöne  Obst-  und  Weinberge  und  Waldungen 
tragen.  Die  rauhe,  beide-  und  sumpfbedeckte 
Eifel  (in  der  Hohen  Acht  760  m)  fällt  zum 
Mosel-  und  Rheintale  ebenfalls  zu  schönen 
Rebenhügeln  ab,  während  sie  nach  NW.  hin 
allmählich  in  das  Hohe  Venn  übergeht. 
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Mit  dem  Vulkanismus,  der  hier  sehr  lebhaft  war, 
gehen  zahlreiche  Mineralquellen  (Schwefelquellen  von 
Aachen)  und  ein  beträchtlicher  Reichtum  an  Eisen-, 
Blei-,  Zink-  und  Galmei  Erzen  Hand  in  Hand.  Bei 
Aachen,  am  Fusse  des  Plateaus,  beginnt  auch  ein  aus- 
gedehntes Steinkohlengebiet,  das  zum  grössten  Teile 
nach  Belgien  fällt  und  der  Hebjl  einer  gewaltigen  In- 
dustrie   geworden  ist. 

Der  Taunus  (im  Feldberg  881  m)  enthält 
ebenfalls  vulkanische  Kuppen  sowie  Kupfer-, 
Blei-,  Silber-,  Eisen-  und  Zinkerzlager. 

Auf  den  Höhen  trägt  er  schönen  Wald,  und  an  den 
s.  Abhängen  sind  die  Weinberge  von  Assmannshausen, 
Rüdesheim,  Johannisberg,  Winkel,  Rauental,  Marko- 
brunn, Hochheim  die  berühmtesten  am  Rheine.  Den 
Mineralquellen  (etwa  100)  danken  die  berühmten  Kur- 
orte Wiesbaden,  Homburg,  Nauheim,  Soden,  Schlangen- 
bad, Schwalbach,  Selters,  Ems  ihre  Blüte. 

Der  Westerwald  (im  Ederkopf  729  m) 
nebst  dem  vulkanischen  Siebengebirge  ist 
stark  entwaldet,  enthält  aber  entlang  der  Sieg  ge- 
waltige Bergmassen  aus  Spat-  und  Roteisenstein 
(Stahlberg  bei  Musen).  Im  Sauerländischen 
Gebirge  (Astenberg  842  m),  wo  mächtige  Kalk- 
und  Sandsteinbildungen  auftreten,  finden  sich 
ebenfalls  reiche  Erzgänge  (Eisen,  Zink,  Blei), 
und  an  der  Ruhr  liegt  das  ausgedehnteste 
Kohlenlager  Deutschlands  (2200  qkm),  das  die 
Hauptgrundlage  der  grossartigen  rheinländisch- 
westfälischen   Industrie  bildet. 

7.  Das  System  der  Wesergebirge,  im  O.  an 
das  niederrheinische  System  angeschlossen, 
aber  hercynisch  streichend  und  im  Moosberg 
desSoling  nur  515  m  hoch,  ist  vorwiegend  aus 
Sandstein  zusammengesetzt  und  wird  von  dem 
romantischen  Tale  der  Weser,  das  die  Haupt- 
strasse bildet,    durchsetzt  (Porta  Westphalica). 

Der  wirtschaftliche  Reichtum  liegt  besonders  in  den 
schönen  Wäldern ,  in  dem  vorzüglichen  Ackerboden ,  in 
guten  Bausteinen  (Sandsteinbrüche  von  Minden)  und 
in  den  kleinen  Kohlenlagern  am  Teutoburger  Walde 
und  Deisler. 

8.  Das  Hessische  Bergland,  ebenfalls  aus 
Triassandstein  gebildet,  aber  von  zahlreichen 
Basaltausbrüchen  durchsetzt  (im  Taufstein  des 
Vogelsberges  772  m,  in  der  Wasserkuppe  der 
Rhön  950  m),  und  von  den  Tälern  der  Werra 
und  Fulda  durchschnitten,  ist  reich  an  Wald 
und  Weide  und  gutem  Ackerboden,  sowie  zu- 
gleich an  Mineralquellen  (Kissingen,  Brückenau, 
Salzungen,  Berka,  Wildungen),  aber  nicht  an 
nutzbaren  Mineralien. 

9.  Das  Thüringer  Bergland,  dessen  Haupt- 
züge —  Harz  und  Thüringerwald  —  gegen  NO. 
streichen,  besteht  aus  Gesteinen  von  sehr  ver- 
schiedenem geologischen  Alter.  Besonders  der 
Harz  (Brocken  1141  m)  enthält  viele  nutzbare 
Mineralien,  vor  allem  Kupfer-  und  Eisenerz 
und  Marmor.  Der  Thüringerwald  (Beerberg 
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984  m)  bietet  vorzügliche  Eisenerze  (Stahlberg 
bei  Schmalkalden)  sowie  Schiefer  (bei  Grüntal) 
und  Steinkohlen  (bei  Ilmenau),  Im  Berglande  da- 
zwischen (bei  Artern,  Halle)  und  am  Nordost- 
rande finden  sich  wichtige  Salinen  und  Stein 
salzlager  (Stassfurt  -  Leopoldshall).     Harz    un 
Thüringerwald   tragen  auch   noch   ein  dichte 
Waldkleid,  das  sich  seitens  der  zahlreichen  Terri 
torialherren  einer  sorgfältigen  Pflege  erfreut. 

10.  Zu  den  Randgebirgen  Böhmens, 
die  das  Böhmische  Becken  umwallen,  gehören 

Das     Fichtelgebirge      (im     Schneebergi 
1063  m),  ein  kleiner  von  Fichtenwald  bestan-l 
dener  Gebirgsstock  aus  Urgestein,  der  durc 
die  Täler  von   Saale,    Main,    Nab,    Eger  un 
Elster  von  den  Nachbargebirgen  getrennt  win 
und    Bausteine  (Granitschleiferei)    und    Eisen- 
erz liefert.    Der  Böhmerwald,   der  von  der 
Donau  bis  zur  Eger  hercynisch  streicht,   sich 
durch  die  Pässe  von  Neumarkt-Taus  und  das 
Regental    in    den   Oberpfälzer  Wald   (Tscher- 
kow  1037  m),  den  Bayrischen  Wald  und  den 
eigentlichen     Böhmerwald     (Arber     1458   m) 
gliedert    und    aus    Gneis,    Granit    und    alte 
Schichtgestein    besteht,    enthält  Eisen-,   Silber 
und  Bleierz-  sowie  Steinkohlenlager  (bei  Mies), 
Graphit    (bei    Passau)    und  trägt  ein    dichtes^—— 
Waldkleid  (z.  T.  Urwald).  ^| 

Das  Sächsische  Erzgebirge  streicht  als' 
eine  steil  gegen  S.  abstürzende  Gneis-  und 
Glimmerschieferplatte  vom  Elstertale  bis  zum 
Elbtale  alpin  (im  Keilberg  1236  m),  wird  von 
den  Pässen  von  Adorf,  Weipert,  Sebastians- 
berg, Zinnwald  und  Nollendorf  gequert  und 
hat  durch  seine  Silbererzgänge  eine  hervor- 
ragende Bergbautätigkeit  ins  Leben  geruf.n 
(Freiberg),  wie  es  auch  noch  immer  beträcht- 
liche Mengen  von  Blei-,  Zinn-,  Nickel-,  Wismut-, 
Arsen-  und  Eisenerz  fördert.  Die  Kohlenlager 
von  Zwickau  und  Dresden  an  seinem  Fusse 
haben  den  Haupthebel  der  grossartigen  sächsi- 
schen Industrie  gebildet. 

Das  kretaceische  Eibsandstein  gebirge 
(„Sächsische  Schweiz",  im  Schneeberg  724  m), 
das  wegen  seiner  romantischen  Waldgründe  ein 
beliebtes  Ausflüglerziel  bildet,  ist  zugleich  durch 
seinen  Wald  und  seine  Sandsteinbrüche  wichtig. 

Die  Sudeten,  die  in  hercynischer  Rich- 
tung vom  Elbtale  bis  zur  Mährischen  Pforte 
ziehen,  und  denen  das  teils  granitische,  teils  jung- 
sedimentäre  Lausitzer  Gebirge  (im  Jeschken 
1013  m)  und  ö.  von  der  Lausitzer  Pforte  die 
gleichfalls  granitischen  Iserkämme  (Tafelfichte 
1123  m)  zuzuzählen  sind  (ersteres  mit  Braun- 
kohlenlagern  und  beide  mit  schönem  Wald- 
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kleide  und  für  die  Glasindustrie  wichtigen 
Quarzgängen) ;  ferner  zwischen  dem  Passe  von 
Schreiberhau  und  dem  Passe  von  Landshut  das 
Riesengebirge  (in  der  Schneekoppe  1605  m), 
das  vorherrschend  aus  Gneis  und  Glimmer- 
schiefer besteht,  bei  Schmiedeberg  und  Kupfer- 
berg Erzgänge,  an  der  Südseite  (bei  Nachod) 
aber  Steinkohlen  enthält,  und  durch  seine 
„Schneegruben",  Pflanzenregionen  und  Senn- 
hütten (Bauden)  an  die  Alpen  erinnert;  das 
Glatzer  Gebirge  (im  Glatzer  Schneeberge 
1412  m),  das  in  seinem  westlichen  Teile  aus 
Quadersandstein  (mit  Felsenlabyrinthen),  im 
übrigen  aus  Gneis  und  alten  Schiefern  mit  Erz- 
gängen besteht,  und  über  das  die  Pässe  von  Reinerz 
und  Habeischwert  nach  S.  führen;  das  Mäh- 
rische Gesenke,  ein  Schieferplateau  (im  Alt- 
vater 1490  m),  dessen  Südrand  Odergebirge 
genannt  wird,  mit  dem  Kohlenfelde  von  Troppau 
und  Leobschütz  und  der  breiten,  nur  300  m 
hohen  Mährischen  Pforte,  an  seinem  Ostende. 
Das  im  N,  an  das  Glatzer  Gebirge  angelehnte 
Waldenburger  Gebirge  enthält  ein  wich- 
tiges Steinkohlenlager,  ebenso  auch  die  Ober- 
schlesische  Platte,  die  sich  einerseits  an 
die  N.-Abdachung  des  Gesenkes,  andererseits 
an  die  der  Karpathen  anschliesst. 

1 1 .  Das  von  den  genannten  Gebirgszügen 
eingeschlossene  Böhmische  und  Mährische 
Becken  ist  im  wesentlichen  aus  sehr  alten 
Gesteinsschichten  gebildet,  hat  aber  seine  Ge- 
stalt erst  in  den  jüngeren  Erdaltern  erhalten, 
vor  allem  durch  Brüche  und  Versenkungen  in 
seiner  n.  Randgegend. 

Letztere  ist  reich  an  Vuli<ankegeln  (Milleschauergebirge 
812  m)  und  Mineralquellen  (Karlsbad,  Teplitz,  Bilin, 
Marienbad,  Franzensbad),  während  die  höheren  Stufen 
schöne  Wälder  tragen  und  die  Hügel-  und  Talgegenden 
reichen  Getreide-,  Hopfen-,  Obst-  und  Weinboden  bieten 
(Böhmisches  Paradies  zwischen  Melnek  und  Aussig). 
Bei  Prag  und  Brunn  finden  sich  palaeozoische  Stein- 
kohlenflöze, im  Teplitzer  Becken  tertiäre  Braunkohlen, 
bei  Prschibram  und  Kuttenberg  Erzlagerstätten.  Der 
Verkehr  ist  vor  allem  abhängig  von  der  Richtung  der 
Stromtäler  (der  Elbe,  Eger,  Moldau,  Beraun,  Iglawa, 
Zwittawa,  March),  sowie  von  der  Lage  der  angege- 
benen Pässe  über  die  Randgebirge. 

Das  Deutsche  Tiefland  besteht  aus  jungen, 
lockeren  Schichten  (Geschiebemergel,  Sand, 
Lehm,  Ton,  Löss,  Torf),  die  einen  mehr  oder 
minder  guten  Acker-  und  Waldboden  bilden, 
und  aus  denen  nur  an  einzelnen  Punkten  älteres 
Gestein  heraussteht  (Trias  und  Kreide  bei 
Lüneburg,  Rüdersdorf  und  auf  Rügen).  Es  steigt 
im  Turmberg  bei  Danzig  331  m  auf,  während 
die  tiefsten  Punkte,  am  Dollart  und  Zuider- 
see,  unter  dem  Spiegel  der  Nordsee  (in  Hol- 


land bis  5  m)  liegen,  so  dass  sie  durch  Deiche 
geschützt  werden  müssen.  Die  ganze  Zusam- 
mensetzung des  Bodens  sowie  zahllose  Find- 
lings-Blöcke aus  nordischen  Felsarten  verraten, 
dass  die  oberflächlichen  Schichten  durch  un- 
geheure Eismassen  aus  Skandinavien,  Finnland 
und  Esthland  herbeigetragen,  bezw.  herbeige- 
schoben worden  sind.  Die  Blöcke  sind  oft 
dem  Ackerbau  hinderlich,  bieten  aber  zugleich 
ein  wichtiges  Baumaterial.  Die  Gestalt  des 
Tieflandes  erhält  Mannigfaltigkeit  durch  zwei 
breite  Landrücken. 

Der  Südliche  oder  Schlesisch-Nieder- 
sächsische  Landrücken  verläuft  wie  Sudeten 
und  Harz  hercynisch  und  gliedert  sich  durch 
die  Stromtäler  in  die  Trebnitzer  und  Grünberg- 
Sorauer  Höhen,  den  Fläming  und  die  Lüne- 
burger Heide,  die  vorwiegend  Kiefernwald 
tragen,  aber  streckenweise  auch  zum  Acker- 
und  Gartenbau  wohl  geeignet  sind  (bei  Grün- 
berg sogar  zum  Weinbau). 

Am  Fläming  hat  man  in  der  Tiefe  eins  der  gewal- 
tigsten Steinsalzlager  erbohrt  (bei  Luckenwalde)  und 
bei  Lüneburg  in  der  zu  Tage  stehenden  Triasformation 
eine  wichtige  Salzquelle.  An  den  grossen  Flüssen,  die 
durch  breite  Überschwemmungsebenen  und  Ufersümpfe 
ausgezeichnet  sind,  bildet  der  Landrücken  die  besten 
Übergänge  (Breslau,  Wittenberg,  Magdeburg). 

Im  Nördlichen  oder  Baltischen  Land- 
rücken, der  sich  an  das  Becken  der  Ostsee  an- 
schmiegt, unterscheidet  man  die  Seenplatten  von 
Preussen,  Pommern  und  Mecklenburg  sowie 
die  Landrücken  von  Holstein  und  Jütland. 
Meist  mit  Heidekraut  und  Kieferngehölz  be- 
deckt (Tuchler  Heide),  bietet  sein  Boden  doch 
auch  dem  Roggen-  und  Kartoffelbau  gute  Vor- 
bedingungen, während  er  in  der  unterlagern- 
den Tertiärformation,  besonders  in  Mecklen- 
burg, viel  Braunkohle  enthält.  Sehr  wichtig 
ist  auch  das  grosse  Steinsalzlager  von  Inowraz- 
law  (jetzt  Hohensalza  genannt),  während  das  von 
Segeberg  in  Holstein  des  eindringenden  Wassers 
wegen  bisher  nicht  abgebaut  wird. 

Im  Gegensatze  zu  diesen  Höhenzügen  stehen 
die  ausgedehnten  Flussniederungen  —  zu- 
weilen vollkommene  Ebenen  — ,  die  dort,  wo 
sie  nicht  durch  ungünstige  Gefällsverhältnisse 
der  Flüsse  und  durch  undurchlässige  Boden- 
schichten versumpft  sind,  grosse  Fruchtbarkeit 
besitzen;  so  die  Oderniederung  bei  Breslau, 
die  Elbeniederung  bei  Magdeburg,  die  Weser- 
und  Emsniederung,  die  Niederrheinische  Ebene, 
die  „Polder"  Hollands,  die  Marschen  an  der 
Nordsee, die  untere Oderniederung(„ Uckermark" 
und  „Pyritzer  Weizacker"),  und  die  Stolpe-, 
Weichsel-,  Pregel-  und  Memelniederung.    Die 
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Sümpfe  (die  „Brüche"  an  der  Netze,  Warthe, 
Obra  und  Oder,  die  „Luche"  an  der  Havel 
und  am  Rhin,  die  Sümpfe  am  Dümmersee, 
die  Saterlandssümpfe,  der  Bourtanger  Moor 
und  der  Peel  in  Holland)  haben  sich  durch 
künstliche  Entwässerung  gutenteils  in  frucht- 
bares Land  verwandelt,  und  teilweise  lassen 
sie  sich  als  Torfgruben  ausbeuten. 

Am  Südrande  des  Tieflandes  mengt  sich 
diluvialer  Sand  und  Kies  im  oberflächlichen 
Boden  in  bedeutendem  Umfange  mit  den  Ver- 
witterungsprodukten der  anstehenden  Felsen. 

Eine  grosse  Rolle  spielt  daselbst  der  Löss-  und 
Lehmboden,  der  bei  Liegnitz,  Lommatzsch,  Altenburg, 
Braunschweig  und  Soest  (Börde)  die  besten  Acker- 
gegenden Deutschlands  bildet.  Grosse  Braunkohlen- 
lager gibt   es  bei  Senftenberg,  Bitterfeld,  Zeitz,  Cöln. 

Der  Verkehr  im  Norddeutschen  Tieflande 
ist  teilweise  von  der  Gestaltung  der  deutschen 
Mittelgebirge  abhängig,  da  die  natürlichen 
Hauptstrassen  des  Berglandes  sich  tunlichst 
geradlinig  in  dem  Tieflande  fortsetzen. 

So  finden  besonders  starke  Verkehrsströmungen  statt 
auf  der  Linie  Koblenz — Kassel — Erfurt— Leipzig — Dres- 
den— Breslau ,  sowie  auf  der  Linie  Cöln — Minden — 
Hannover — Magdeburg — Berlin — Frankfurt  a.  O. — Po- 
sen. Der  zweite  Teil  der  ersteren  Linie  ist  aber  auch 
dadurch  so  sehr  belebt ,  dass  er  zwei  der  reichsten 
deutschen  Produktionsgebiete  (Sachsen  und  Schlesien) 
durchschneidet,  der  zweite  Teil  der  letzteren  dagegen 
(Magdeburg  —  Posen)  bildet  zugleich  die  ungefähre 
Mittellinie  des  nordostdeutschen  Flachlandes.  Auf  den 
genaueren  Verlauf  dieser  ostwestlichen  Hauptverkehrs- 
linien üben  natürlich  andere  Umstände,  wie  etwa  die 
Lage  guter  Flussübergänge  (Magdeburg,  Frankfurt, 
Posen,  Breslau)  einen  grossen  Einfluss  aus. 

In  der  Richtung  von  Süd  nach  Nord  haben 
bei  der  Verkehrsbewegung  Norddeutschlands 
die  grossen  Ströme  ein  entscheidendes  Ge- 
wicht geltend  gemacht.  Entlang  dem  Rheine, 
der  Weser,  Elbe  und  Oder  bewegen  sich  Waren 
und  Menschen  in  Norddeutschland  am  leben- 
digsten, nicht  bloss  durch  die  Schiffahrt,  son- 
dern auch  durch  Landwege  und  Eisenbahnen, 
die  die  Nachbarschaft  der  Flüsse  gewisser- 
massen  suchen,  und  sie  nur  dort  meiden,  wo 
Sümpfe  oder  Überschwemmungen  ihre  Anlage 
unmöglich  oder  schwierig  machen.  Die  nord- 
deutsche Elblinie  setzt  übrigens  von  Magde- 
burg ab  ausser  dem  süddeutschen  Elbtale  auch 
noch  die  ahe  Heerstrasse  fort,  die  vom  Brenner 
her  durch   die  Hofer  Pforte  nordwärts  strebt. 

Die  durch  örtliche  Verhältnisse  zu  erklärende  Blüte 
grosser  Handelsplätze  übt  ebenfalls  auf  den  Verlauf 
der  Verkehrsströmungen  einen  mächtigen  Einfluss  aus, 
und  Linien,  wie  diejenigen  von  Cöln  nach  Bremen  und 
Hamburg,  von  Hamburg  nach  Berlin,  von  Berlin  nach 
Königsberg  (Petersburg)  finden  vor  allem  dadurch  ihre  Er- 
klärung. Eine  wichtige  Berlin  berührende  Verkehrs- 
linie entsteht  aber  dadurch ,  dass  die  untere  Elbe  ziemlich 


genau  die  geradlinige  Fortsetzung  der  oberen  Oder 
bildet.  Sie  ist  sowohl  durch  den  Oder-Spree-Kanal  als  auch 
durch  die  Eisenbahn  Breslau-Berlin-Hamburg  bezeichnet. 

Hinsichtlich  des  Ackerbaues  und  der  Vieh- 
zucht ist  das  Deutsche  Tiefland  der  reichste 
der  natürlichen  Landabschnitte  Mitteleuropas, 
hinsichtlich  des  Verkehrs  sowohl  der  am  gün- 
stigsten gelegene  als  auch  der  am  günstigsten 
gestaltete,  und  obgleich  seine  Bevölkerungs- 
dichtigkeit geringer  ist  als  im  Mittelgebirgs- 
lande,  so  sind  doch  seine  Haupthandelsplätze 
zu  viel  gewaltigerer  Grösse  und  Bedeutung 
gediehen,  darunter  vor  allem  der  Mittelpunkt 
des  Tieflandes:  Berlin. 

Die  Karpathen  ziehen  sich  in  weitem  Bogen 
von  der  Ungarischen  Pforte  bis  zum  Eisernen 
Tore  von  Orsova. 

1.  Das  waldreiche  Ungarische  Hochland, 
das  von  der  Donau  und  Mährischen  Pforte 
bis  zum  Popradtale  reicht,  und  dessen  Kern 
das  rauhe,  von  schroffen  Felshörnern  gekrönte 
Granitgebirge  der  Hohen  Tatra  ist  (in  der 
Gerlsdorfer  Spitze  2663  m),  während  das  Sand- 
steingebirge der  Beskiden  (in  der  BabiaGora 
1720  m)  den  Nordwall,  und  die  durch  den 
Jablunkapass  (550  m)  von  ihnen  getrennten 
Weissen  und  Kleinen  Karpathen  (lOOOmbezw. 
760  m)  den  Westwall  bilden,  im  S.  aber  das 
Liptauer  Gebirge  und  das  Ungarische  Erz- 
gebirge (Grosse  Fatra  1776  m)  nebst  seinen 
Ausläufern  (Neutra-,  Neograder-,  Matra-  und 
Hegyaljagebirge)  angeschlossen  sind. 

Die  letzteren  sind  von  vielen  Trachytstöcken  und 
Erzgängen  durchsetzt  und  enthalten  an  den  Südhängen 
die  ausgezeichnetsten  ungarischen  Weinlagen  (die  He- 
gyalja  bei  Tokay,  die  Matra  bei  Erlau). 

2.  Der  Karpathen  wald  (in  der  Czerna  Gora 
2012  m),  ein  wildes  Sandsteingebirge,  z.  T. 
noch  von  Urwäldern  bedeckt,  und  bisher  nur 
durch  seine  Petroleumquellen  und  Holzvorräte 
in  höherem  Masse  produktiv,  wird  vom  Lisko- 
pass  (Eisenbahnübergang  nach  dem  Santale), 
Vereczkepass  (Eisenbahnübergang  vonMunkacs) 
und  Magyarenweg  (von  der  Schwarzen  Theiss 
nach  dem  Pruth)  durchquert, 

3.  Das  Siebenbürgische  Hochland,  zu 
dem  dieTranssilvanischen  Alpen  (im  Negoi 
2543  m),  die  einen  grossen  Bogen  von  den 
Theissquellen  bis  zum  Donautore  von  Orsova 
bilden,  sowie  das  Läposchgebirge  (2297  m),  das 
Hargittagebirge(1741  m)  und  das  Siebenbür- 
gische Erzgebirge  (Bihar  1846  m)  gehören, 
ist  reich  mit  Erzen,  Salz  und  Holz  sowie  mit 
guten  Bedingungen  für  Viehzucht  und  den 
Weinbau  ausgestattet  und  namentlich  im  Tö- 
möspass  (mit  Eisenbahn  von   Kronstadt  nach 
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Bukarest),  im  Törzburger  Pass,  im  Roten  Turm- 
pass  (mit  alter  Römerstrasse)  und  im  Vulkan- 
pass  sowie  in  den  Tälern  der  Maros,  der 
Wilden  Koros  und  der  Szamos  zu  übersteigen. 
4.  Das  Ungarische  Tiefland  zerfällt  in  die 
kleine  Oberungarische  (125  m  hoch)  und  die 
grosse  Niederungarische  Ebene  (100  m),  die 
beide  durch  Ausfüllung  ehemaliger  Binnenseen 
entstanden  sind. 

Die  Oberungar-ische  Ebene  (15000  qkm)  ist 
durch  die  abgeschwemmten  Verwitterungsprodukte  der 
umgebenden  Gebirge  bis  auf  die  Sumpfstrecken  am 
Neusiedlersee  (Hansag)  und  die  Schotterfiächen  an  der 
Donau  und  ihren  Nebenflüssen  ein  Garten  an  Frucht- 
barkeit und  erzeugt  grosse  Mengen  Mais,  Obst,  Wein 
und  Tabak.  Die  Niederungarische  Ebene  (etwa 
100  000  qkm)  ist  teils  Heide-  und  Pusstenland,  mit 
trockenem  Sandboden  und  steppenhaftem  Pflanzen- 
wuchse,  teils  aber,  und  namentlich  in  der  Randgegend, 
vorzügliches  Acker-  und  Fruchtland  (Alföld),  mit  reichem 
Lössboden.  Die  Uferlandschaften  der  Theiss,  des  Bo- 
drog,  der  Donau,  der  Koros  u.  a.  werden  infolge  der 
eigentümlichen  Gefällsverhältnisse  des  Bodens  —  den  ein- 
zigen Ausgangspunkt  für  das  abfliessende  Wasser  bildet 
das ,, Eiserne  Tor"  —  häufig  arg  überschwemmt  und  sind 
dadurch  auch  vielfach  versumpft.  Die  Ebene  ist  vortreff- 
lich zur  Viehzucht  geeignet,  und  die  Rosshirten  (Csikos), 
Rinderhirten  (Gulyas)  und  Schweinehirten  (Kanas)  sind 
charakteristische  Figuren  für  ihr  wirtschaftliches  Leben. 
Der  Strassenbau  wird  ausser  durch  Sümpfe  und  Ströme 
auch  durch  Holzarmut  und  Steinlosigkeit  erschwert. 
Daraus  erklärt  sich  auch  der  dorfähnliche  Charakter 
der  meisten  Städte  Ungarns. 

Das  Bosnisch -Dalmatische  Gebirgs- 
land  ist  in  der  Hauptsache  ein  s.-ö.  streichen- 
des Faltengebirge  aus  Kalkstein,  Schiefer  und 
altem  Eruptivgestein,  das  nach  dem  Adriati- 
schen  Meere  steil  abstürzt  und  nach  dem  Do- 
nau- und  Savebecken  allmählich  in  niederes 
Hügelland  übergeht. 

Die  Parallelketten  (Kapelagebirge  2117  m,  Velebit- 
oder  Morlakengebirge  1758  ra,  Dinarische  Alpen  1896  m, 
Komberg  2470  m,  Dormitor  2553  m)  sind  durch  tief 
eingerissene  Quer-  und  Längstäler,  Dolinen,  Höhlen 
und  Steinfelder  vielfach  schauerlich  wild  und  wüsten- 
haft,  in  den  Tälern  aber  durch  Wein-,  Oliven-  und 
Südfruchtkultur  sehr  produktiv.  Im  NO.  sind  die  Berge 
mit  Eichenwäldern  und  die  Gehänge  mit  Pflaumenhainen 
bestanden  („bosnische  Pflaumen"),  und  an  den  Hügeln 
entlang  der  Save  gibt  auch  die  Rebe  guten  Ertrag. 
Die  Viehzucht  hat  im  NO.  (Bosnien)  ebenfalls  günsti- 
ge Bedingungen.  Der  Verkehr  ist  durch  die  Natur 
des  Bodens  schwer,  und  das  Narentatal  bietet  den  ein- 
zigen engen  Ausgang  zum  Adriatischen  Meere. 

DieHälfteder  mitteleuropäischen  Ströme 

folgt  der  nw.  (atlantischen)  Abdachung  des 
europäischen  Bodens  und  gehört  den  Meer- 
gebieten der  Nordsee  und  Ostsee  an.  Die 
andere  Hälfte  —  ein  Teil  der  Flüsse  Bayerns 
und  Württembergs  und  die  Mehrzahl  der  Flüsse 
Österreich-Ungarns  —  bewegt  sich  der  so. 
(pontisch-mediterranen)  Abdachung  gemäss  dem 


Schwarzen  Meere  und  dem  Mittelmeere  zu. 
Als  Wasserstrassen  spielen  die  Nordseeströme 
Rhein  und  Elbe  die  Hauptrolle,  nächst  ihnen 
der  Pontusstrom  Donau  und  die  Ostseeströme 
Weichsel,  Memel  und  Oder,  in  dritter  Linie 
erst  Weser  (von  deren  Mündung  natürlich  ab- 
gesehen), Ems  und  Dnjestr.  Von  den  Neben- 
flüssen jener  Ströme  sind  am  wichtigsten  Havel, 
Spree  und  Warthe,  Main  und  Neckar,  Drau  und 
Save,  Theiss  und  Maros. 

1.  Der  Rhein,  ein  Kulturstrom  höchsten 
Ranges,  steht  als  Schiffahrtsstrasse  allen  andern 
europäischen  Strömen  weit  voran  (mit  20  Mill.  T. 
Güterverkehr  an  der  deutsch -holländischen 
Grenze).  Als  Alpenstrom  hat  er  in  seinem 
Oberlaufe  starkes  Gefäll  und  wilden  Charakter, 
aber  im  allgemeinen  eine  bedeutende  Wasser- 
fülle zu  allen  Jahreszeiten. 

Abgesehen  von  dem  romantischen  Gebirgsdurchbruche 
von  Bingen,  mit  seinen  durch  Sprengung  teilweise  be- 
seitigten Schnellen,  hat  er  von  der  Mitte  der  Ober- 
rheinischen Tiefebene  ab  einen  ziemlich  ruhigen  und 
gleichmässigen  Lauf  und  wird  bei  den  milden  Wintern 
seines  Gebietes  wenig  (kaum  20  Tage)  von  Eisbedeckung 
und  Eisgängen  heimgesucht.  Dazu  ergiesst  er  sich  in  die 
Nordsee,  das  wichtigste  aller  Meere  im  neuzeitlichen 
Weltverkehr.  Für  grosse  Flusschiffe  (von  1 ,50  m  Tief- 
gang) ist  er  fahrbar  bis  Mannheim,  für  kleine  See- 
schiffe (von  3  m  Tiefgang)  bis  Cöln.  Durch  die  Aar 
gehört  die  Schweiz,  durch  die  111  Elsass,  durch  die 
Mosel  Lothringen  und  die  Rheinprovinz,  durch  den 
Neckar  und  den  Main  das  schwäbisch -fränkische  Berg- 
land, durch  die  Lahn  Hessen-Nassau,  durch  die  Ruhr 
und  Lippe  Westfalen  in  sein  Verkehrsgebiet. 

2.  Die  Ems,  aus  den  Sümpfen  desTeutoburger 
Waldes,  durch  Hase  und  Leda  (Sater-Ems)  ver- 
stärkt, ist  ein  reiner  Tieflandstrom  mit  lang- 
samem Gefäll  und  ziemlich  gleichmässiger 
Wasserführung. 

Durch  Ufersümpfe  und  starke  Niederschläge  wasser- 
reich und  ebenfalls  ohne  lange  andauerndes  Wintereis, 
ist  sie  doch  erst  in  neuerer  Zeit  stärker  benutzt,  und 
200  km  weit  für  Kähne  von  1  m  Tiefgang,  100  km  so- 
gar für  solche  von  1 ,50  m  schiffbar,  bis  Leer  aber  durch 
die  Flut  für  Seeschiffe  von  4  m  Tiefgang.  Durch  die 
neuen  Kanalverbindungen  mit  der  Lippe  und  Ruhr 
(Dortmunder  Kanal)  und  mit  der  Jade  (Ems-Jade- 
kanal)  ist  die  Bedeutung  der  Ems  sehr  erhöht  worden,  und 
durch  die  geplante  Verbindung  mit  der  Weser  und  Elbe 
(Mittellandkanal)  sowie  durch  die  Trockenlegung 
der  Ufersümpfe  würde  dies  noch  mehr  der  Fall  werden. 

3.  Die  Weser,  als  Werra  vom  Thüringer 
Walde  kommend,  hat  bis  Minden  starkes  Ge- 
fäll und  eine  ausserordentlich  wechselnde 
Wasserführung  (1  :  70),  so  dass  sie  bis  Minden 
nur  1  m  und  weiter  oberhalb  nur  0,75  m 
tiefes  Fahrwasser  bietet. 

Ausserdem  fehlt  noch  die  künstliche  Verbindung 
mit  den  Nachbarströmen,  uifd  der  Oste-Hammekanal, 
für  kleine  Kähne,  verbindet  nur  die  Unterweser  mit 
der  Eibmündung.     Von  den  Nebenflüssen   sind  schiff- 
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bar:  die  Fulda  von  Hersfeld,  die  Hunte  von  Oldenburg, 
die  Aller   von  Celle   und   die  Leine   von  Hannover  an. 

4.  Die  Elbe,  nur  mit  einem  Drittel  ihres 
Laufes  dem  Gebirgslande  angehörend,  hat  gün- 
stigeres Gefälle  als  die  Weser,  aber  ebenfalls 
eine  stark  wechselnde  >X^asserfülle  (an  der  Havel- 
mündung 1  :  30). 

Sie  ist  für  grosse  Flusschiffe  bis  zur  Havelmündung, 
für  ziemlich  grosse  bis  Torgau,  für  kleine  bis  Melnek 
(und  in  der  Moldau  bis  Budweis)  schiffbar.  Während 
die  künstliche  Verbindung  mit  der  Weser  fehlt,  ist  sie 
zwischen  Elbe  und  Oder  durch  einen  Spree-Oderkanal 
(Friedrich-Wilhelmskanal)  und  einen  Havel-Oderkanal 
(Finowkanal)  vorhanden.  Unter  den  Nebenflüssen  ist 
die  langsam  fliessende  Havel  (nebst  Spree)  besser  schiff- 
bar als  die  Oberelbe  (von  Magdeburg  aufwärts),  und 
durch  den  Plaueschen  Kanal  steht  sie  auch  mit  der  Unter- 
elbe in  gerader  Verbindung.  Beschränktere  Bedeutung 
haben  Saale  (mit  Unstrut),  Eide,  Alster  und  Stör. 

5.  Die  Eider,  ziemlich  tief  und  ruhig  flies- 
send, ist  verhältnismässig  gut  schiffbar. 

Ihre  Hauptbedeutung  hat  sie  dadurch,  dass  sie  den  Nord- 
Ostseekanal  (Kaiser- Wilhelmkanal)  speist  (vgl.  S.  542). 

Trave  und  Warnow  sind  gut  schiffbar  (in  ihren 
Mündungen  für  Seeschiffe),  die  Trave  auch  durch 
den  Stecknitzkanal  mit  der  Elbe  verbunden. 

6.  Die  Oder  kommt  vom  Mährischen  Gesenke 
und  hat  unterhalb  Breslau  massiges  Gefäll. 

Ihre  wilden  Nebenflüsse  aus  den  Sudeten  (Glatzer 
Neisse,  Bober,  Görlitzer  Neisse)  begünstigen  ihre  Ver- 
sandung, und  durch  Trockenlegung  der  Sümpfe  und 
Ausrottung  der  Wälder  in  ihrem  nicht  sehr  regenreichen 
Gebiete  ist  der  Wasserstand  ein  stark  wechselnder, 
während  zugleich  lange  Eisbedeckung  ihren  Wert  als 
Schiffahrtsstrasse  mindert.  Sie  erweitert  sich  bei  Stettin 
zum  Pommerschen  Haff,  das  durch  die  Inseln  Usedom 
und  Wollin  von  der  Ostsee  getrennt  ist,  und  durch  die 
Peene  (3,5  m  tief),  Swine  (8  m)  und  Dievenow  (1  m) 
in  das  Meer  mündet.  Für  Seeschiffe  von  6  m  Tief- 
gang ist  sie  bis  Stettin,  für  ziemlich  grosse  Kähne  bis 
Breslau,  für  kleine  bis  Ratibor  schiffbar.  Ausser  mit 
Spree  und  Havel  ist  sie  (durch  Netze  und  Bromberger 
Kanal)  auch  mit  der  Weichsel  verbunden. 

DerNebenfluss  Wart  he  weist  einen  grösseren  Schiffs- 
verkehr auf  als  die  obere  Oder.  Auch  Ucker  und  Ihna 
sind  schiffbar. 

Von  den  pommerschen  Küstenflüssen  ist  die  Per- 
sante  durch  ihre  4,5  m  tiefe  Mündung  (bei  Kolberg) 
der  wichtigste. 

7.  Die  Weichsel,  nebst  ihren  meisten  rechten 
Nebenflüssen  (Dunajec  mit  Poprad,  Wysloka 
und  San)  ein  Abfluss  des  Ungarischen  Hoch- 
landes, ist  bereits  in  Galizien  schiffbar,  für 
grosse  Kähne  aber  erst  in  Deutschland,  nach- 
dem sie  auf  russischem  Gebiete  noch  Pilica, 
Wieprz  und  Bug  aufgenommen  hat. 

Sie  ergiesst  sich  in  drei  Hauptarmen  teils  in  das 
seichte  Frische  Haff  (Nogat  und  Alte  Weichsel),  teils 
in  die  offene  Ostsee  (Danziger  Weichsel),  für  See- 
schiffe von  5  m  Tiefgang  ist  aber  nur  die  Danziger 
Weichsel  brauchbar.  Der  Wasserstand  ist  infolge  der 
hochliegenden  Quellen  und  der  weiten  Ufersümpfe 
ziemlich  gleichmässig,  Eisbedeckung  und  Eisgänge 
unterbrechen    die  Schiffahrt    aber    lange.     Die    künst- 


liche Verbindung  mit  der  Oder  (Bromberger  Kanal) 
und  dem  Pripet  und  Dnjepr  (Königskanal)  war  leicht. 
Die  schiffbare  Elbing,  die  ebenfalls  in  das  Frische 
Haff  mündet  und  sich  dabei  mit  den  Nogatarmen  ver- 
flicht, steht  durch  den  grossartigen  Oberländischen 
Kanal  mit  den  Drewenzsee  und  Qeserichsee,  sowie 
mit  der  Weichsel  (bei  Thorn)  in  Verbindung. 

8.  Der  Pregel,  ein  reiner  Tieflandstrom, 
wird  durch  die  Angerapp  (aus  Spirding-  und 
Mauersee)  und  Alle  verstärkt. 

Er  bildet  von  seinem  Unterlaufe  (von  Insterburg) 
eine  gute  Wasserstrasse;  ebenso  die  Deime,  die  sich 
bei  Tapiau  nordwärts  abzweigt,  um  in  das  Kurische 
Haff  zu  münden.  Bis  Königsberg  gelangen  Seeschiffe 
von  4  m  Tiefgang. 

9.  Die  Memel  (russisch  Niemen)  ist  ebenfalls 
ein  Tieflandstrom  mit  ziemlich  gleichmässigem 
Wasserstande,  aber  mit  langem  Wintereise. 

Von  Tilsit  ab  ist  sie  eine  ausgezeichnete  Schiffahrts- 
strasse, die  die  Weichsel  und  Oder  an  Tiefe  (1,5  m)  über- 
trifft. Von  ihren  beiden  Mündungsarmen  Russ  und  Gilge, 
die  in  das  Kurische  Haff  gehen,  ist  ersterer  der  tiefere. 

10.  Die  Donau  steht  zwar  an  Lauf  länge 
und  Stromgebiet  der  Wolga  nach,  übertrifft 
sie  aber  an  Wasserfülle.  Obwohl  die  Quellen, 
der  eigentlichen  Donau  am  Schwarzwalde 
(800  m  hoch)  liegen,  so  ist  der  Strom  doch 
fast  in  einem  noch  höheren  Grade  als  der 
Rhein  ein  Abfluss  der  Alpen. 

Soweit  die  Donau  dem  Deutschen  Reiche  angehört 
(bis  Passauj,  ist  sie  ein  Schiffahrtsstrom  von  geringem 
Werte,  besonders  weil  zahlreiche  wilde  Ströme  in  sie 
münden  (Hier,  Lech,  Isar,  Inn),  die  bei  ihren  Hoch- 
wassern Gebirgsschutt  in  ihr  aufhäufen  und  ihr  sehr 
ungleichmässiges  Gefäll  und  sehr  unregelmässige  und 
veränderliche  Tiefe  geben.  Besser  als  die  Donau  selbst 
ist  die  Altmühl  nebst  dem  Donau-Mainkanale  (Ludwigs- 
kanal) schiffbar.  Den  wilden,  wasserreichen  Inn  be- 
fahren unter  grossen  Schwierigkeiten  kleine  Kähne 
aufwärts  bis  Innsbruck.  In  Österreich  -  Ungarn  ge- 
winnt die  Donau  höhere  Bedeutung,  indem  sie  auf 
ihrem  Laufe  durch  Cisleithanien  allenthalben  mittlere, 
und  auf  ihrem  Laufe  durch  Transleithanien  grosse 
Flusschiffe  zu  tragen  fähig  ist.  Die  Alpenflüsse  Enns, 
Leitha,  Raab,  Drau  (mit  Mur)  und  Save  (mit  Kulpa, 
Unna,  Bosna,  Drina),  sowie  die  Karpathenströme  Waag, 
Neutra,  Gran,  Theiss  (mit  Hernad,  Bodrog,  Szamos, 
Koros,  Maros),  Temes,  Aluta,  Sereth  und  Pruth,  die 
ihr  noch  zugehen,  machen  sie  zu  dem  wasserreichsten 
Strome  Europas  und  ziehen  zugleich  auch  weite  Länder- 
strecken in  ihr  natürliches  Verkehrsgebiet.  Von  den 
Sudeten  empfängt  sie  auf  ihrem  österreichischen  Laufe 
namentlich  noch  die  March. 

Als  Schiffahrtstrom  hat  die  Donau  durch  die  Hoch- 
gebirge den  grossen  Vorteil  einer  reichen  und  ver- 
hältnismässig gleichförmigen  Wasserfülle.  Aber  im 
Gegensatze  zum  Rheine  wendet  sie  sich  von  den 
Hochgebirgen  nicht  weg,  und  empfängt  infolgedessen 
auch  in  Österreich  -  Ungarn  noch  Nebenflüsse  von 
grosser  Wildheit,  die  ihren  Charakter  in  übler  Weise 
beeinflussen,  indem  sie  einen  starken  Wechsel  des  Ge- 
fälles sowie  an  vielen  Stellen  Schotter-  und  Sandbänke 
oder  Versumpfung  verursachen.  Dazu  ist  die  winter- 
Hche  Eisdecke  im  O.  dauernder  und  fester  als  im  W., 
was  furchtbare  Eisgänge,  Änderungen  des  Stromlaufes, 
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gefährliche  Überschwemmungen  und  ausgedehnte  Ver- 
sumpfungen zur  Folge  hat.  Die  Regulierungsarbeiten 
sind  deshalb  bei  der  Donau  überaus  schwierig.  Die 
Strudel  bei  Grein,  Molk  und  Krems  haben  durch  Fels- 
sprengungen ihre  Schrecken  schon  lange  verloren,  das 
120  km  lange  ,, Eiserne  Tor"  von  Orsowa,  in  dem 
der  gewaltige  Strom  auf  den  sechsten  Teil  seiner 
Breite  eingeengt  über  8  Felsschwellen  hinwegtost,  konnte 
aber  erst  1890  durch  Sprengung  geöffnet  werden. 

Sonst  ist  namentlich  eine  70  km  lange  Strecke  bei 
Raab  (Gönyö)  durch  ihre  Kiesbänke  und  Untiefen  und 
durch  ihre  Widerspenstigkeit  gegen  die  Regulierung 
berüchtigt.  Der  niedrigste  Wasserstand  auf  den  Un- 
tiefen von  Gönyö  und  im  Eisernen  Tore  fällt  übrigens 
gerade  in  die  Monate,  wo  die  Verschiffung  der  Ernte 
auf  dem  Strome  statthaben  sollte  (August  bis  Novem- 
ber). Durch  Morawa,  Isker  und  Jantrafalien  übrigens  auch 
Serbien  und  Bulgarien  in  ihr  Verkehrsgebiet.  —  Unterhalb 
des  Eisernen  Tores  ist  die  Donau  ein  sehr  guter  und 
tiefer  Schiffahrtsstrom,  vor  ihren  drei  Mündungen  — 
Kilia,  Sulina  und  Chedrile  (St.  Georgsmündung)  —  hat 
sie  aber  mächtige  Sandbarren  aufgehäuft,  die  grösseren 
Seeschiffen  den  Eingang  wehren,  und  bisher  ist  nur 
der  kleinste  Arm  (Sulina)  vermittelst  Durchstiches  3  m 
tiefen  Seeschiffen  geöffnet,  so  dass  diese  bis  Galatz  ge- 
langen können.  Für  Österreich-Ungarn  war  die  Donau 
daher  lange  nicht  viel  mehr  als  eine  grosse  Binnen- 
verkehrsstrasse. 

11.  Der  Dnjestr  ist  gleich  der  Weichsel 
ein  wasserreicher  Karpathenabfluss  und  von  der 
Strymündung  für  kleine   Fahrzeuge  schiffbar. 

12.  Die  Et  seh  bietet  als  wilder  Aipen- 
strom  ausgiebige,  aber  nicht  leicht  zu  fassende 
Wasserkräfte,  während  sie  für  die  Schiffahrt 
einen  sehr  beschränkten  Wert  hat;  ähnlich 
auch  der  Ticino  (Tessin),  der  wichtigste 
Nebenfluss  des  Po,  der  mit  seinem  Oberlaufe 
der  Schweiz  angehört;  sowie  die  Rhone,  die 
vom  Gotthard  kommt,  sich  zu  dem  (550  km) 
grossen  Genfer  See  erweitert,  aber  durch  ihre 
berühmte  Flusschwinde  (Perte  du  Rhone)  beim 
Juradurchbruche  an  der  Schweizer  Grenze 
wieder  gänzlich  unschiffbar  wird  (vgl.  S.  585). 

a)  Das  Deutsche  Reich. 

Allgemeines. 
Das  Deutsche  Reich  wird  an  Fläche  (540743 
qkm)  in  Europa  nur  von  Russland  und  Öster- 
reich-Ungarn, an  Volkszahl  (1900:  56367178) 
nur  von  Russland  übertroffen,  während  die 
Volksdichtigkeit  (104)  nur  hinter  derjenigen 
Belgiens,  Hollands,  Englands  und  Italiens  zu- 
rücksteht. Durch  seine  astronomische  Lage 
(47»  n.  Br.  bis  56 *>  n.  Br.)  bereits  der  Nord- 
hälfte der  nördlichen  Erdhalbkugel  zugehörig, 
steht  es  doch  zugunsten  seines  Klimas  der 
Mittellinie  zwischen  Nordpol  und  Äquator 
(45^  n.  Br.)  sehr  nahe,  und  durch  seine  phy- 
sische Lage  ist  es  der  zentralste  unter  den 
europäischen  Staaten,  der  sich  fast  mit  sämt- 
lichen Staaten  der  Peripherie  mehr  oder  minder 


unmittelbar  berührt.  Drei  Grosstaaten  (Russ- 
land, Österreich-Ungarn,  Frankreich)  stossen 
unmittelbar  an  sein  Gebiet,  der  vierte  (Eng- 
land) ist  durch  einen  schmalen  Meeresarm  eben- 
so mit  ihm  verbunden,  wie  von  ihm  ge- 
trennt, und  der  fünfte  (Italien)  liegt  unmittelbar 
hinter  dem  kleinen  Schweizergebiete  und  hinter 
dem  schmälsten  Streifen  des  österreichischen 
Alpenlandes.  Sonst  berühren  noch  Belgien, 
Holland  und  Dänemark  Deutschland,  während 
Schweden  und  Norwegen  wieder  nur  durch 
schmale  Meeresteile  von  ihm  getrennt,  bezw. 
mit  ihm  verbunden  sind.  Bloss  die  Staaten  der 
Pyrenäen-  und  Balkanhalbinsel  stehen  also 
nicht  in  engerem  geographischen  Zusammen- 
hange mit  ihm. 

Diese  zentrale  Lage  ist  insofern  unglücklich,  als 
Deutschland  dadurch  häufig  der  Tummelplatz  fremder 
Heere  gewesen  ist  und  seine  wirtschaftliche  Entwick- 
lung vielfach  schwer  gestört  wurde. 

In  anderer  Beziehung  ist  die  Lage  aber  ungemein 
günstig,  und  seit  seiner  festen  politischen  Organisation 
hat  Deutschland  durch  sie  die  meisten  seiner  Nachbarn 
im  Handel  und  Verkehr  sowie  im  Kultur-  und  Wirt- 
schaftsleben überflügeln  können. 

Selbst  die  Lage  des  britischen  Inselreichs  ist  für 
den  europäischen  Verkehr  kaum  so  vorteilhaft,  und 
hinsichtlich  des  Weltverkehrs  hat  Deutschland  die  engere 
Verbindung  mit  dem  übrigen  Europa  voraus.  Den 
Kulturströmungen  von  allen  Seiten  ist  es  jederzeit  in  f rei- 
ester  Weise  zugänglich  gewesen.  Die  europäische  Han- 
delsbewegung muss  sich  zu  einem  grossen  Teile  durch 
sein  Gebiet  vollziehen,  weil  die  geraden  und  kürzesten 
Strassen  zur  Verbindungder  peripherischen  Teile  hindurch- 
führen, und  ein  weiterer  Ausbau  des  europäischen 
Eisenbahn-  und  Strassennetzes,  sowie  eine  feste  deutsch- 
nationale Wirtschaftspolitik  muss  die  angegebenen  Vor- 
teile mehr  und  mehr  zu  voller  Geltung  bringen.  Beach- 
tenswert ist  auch,  dass  im  O.  Deutschlands  Wirtschafts- 
gebiete liegen,  die  sich  durch  reiche  Rohproduktion, 
im  W,  dagegen  solche,  die  sich  durch  hochentwickelte 
Industrie  auszeichnen,  und  dass  sich  aus  dem  wechsel- 
seitigen Ergänzungsbedürfnisse  dieser  Gebiete  für 
Deutschland  ein  bedeutender  Zwischenhandel  ergibt. 

Von  ganz  hervorragender  Bedeutung  ist 
schliesslich  die  Lage  Deutschlands  an  der 
Nordsee  und  Ostsee  (vgl.  S.  541  f.).  Die  Land- 
grenzen Deutschlands  (5500  km)  liegen  dem 
Handel  und  Verkehr  mit  dem  Auslande,  eben- 
so aber  auch  feindlichen  Einfällen  sehr  offen, 
und  nur  etwa  ein  Drittel  wird  durch  leicht 
übersteigliche  Gebirge  gebildet. 

Auf  der  ausgedehntesten  Linie  grenzt  Deutschland 
an  Österreich-Ungarn  (2200  km).  Die  Grenzgebirge 
in  dieser  Richtung  (vgl.  S.  564  f.)  bieten  zahlreiche 
Pforten  (36  Eisenbahnübergänge),  und  die  Stromge- 
biete der  Elbe  und  Donau  sind  beiden  Reichen  ge- 
meinsam, so  dass  insbesondere  Böhmen  und  Sachsen,  so- 
wie Bayern  und  Österreich  durch  starke  natürliche  Bande 
miteinander  verbunden  und  in  ihren  Interessen  vielfach 
aufeinander  angewiesen  sind.  Ausserdem  hat  Deutschland 
auch  seine  Ergänzung  in  Österreich- Ungarn  zu  suchen, 
weil  ihm  jede  Berührung  mit  dem  Mittelmeere  und  mit 


570 


Handels-,  Verkehrs-  und  Wirtschaftsgeographie. 


dem  Oriente  fehlt,  während  Österreich-Ungarn  für  seinen 
atlantischen  Verkehr  der  Hilfe  Deutschlands  bedarf. 

Die  lange  Grenze  gegen  Russland  (1300  km)  ist 
offen  und  nur  durch  Fluss-  und  Seenlinien  (Spirding- 
und  Mauersee)  oder  Waldwildnisse  (JohanYiisburger  Wild- 
nis) bezeichnet,  während  Weichsel  und  Niemen  beiden 
Ländern  zugleich  gehören,  und  auch  Russland  aus 
Mangel  an  einer  offenen  atlantischen  Küste  die  Ver- 
mittelung  Deutschlands  bezüglich  des  überseeischen 
Verkehrs  in  Anspruch  nehmen  muss,  überdies  alle  ge- 
raden Landwege  von  Russland  nach  Westeuropa  durch 
deutsches  Gebiet  führen. 

An  der  Grenze  gegen  Holland  (750  km)  und  Belgien 
(110  km)  bilden  nur  durch  Entwässerung  zusammen- 
schwindende Sümpfe  (Bourtanger  Moor,  Peel)  natürliche 
Verkehrshindernisse.  Durch  die  beste  europäische  Schiff- 
fahrtsstrasse  (den  Rhein)  mit  Deutschland  verbunden,  sind 
Belgien  und  Holland  wegen  ihrer  Lage  an  der  Nordsee 
und  vor  den  reichsten  deutschen  Produktionsgebieten  dazu 
berufen,  einen  grossen  Teil  des  deutschen  Überseever- 
kehrs zu  vermitteln,  was  leicht  zu  einer  engeren  wirt- 
schaftlichen Verbindung  (Zollanschluss)  zwischen  ihnen 
und  Deutschland  führen  könnte. 

An  der  Grenze  gegen  Frankreich  (350  km)  wird 
dem  Verkehre  durch  das  Vogesengebirge  (vgl.  S.  563) 
nur  ein  geringes  Hindernis  bereitet,  während  die  Mosel 
eine  enge  Verbindung  mit  den  Rheinlanden  bedingt 
und  die  hohe  Kultur  und  Verschiedenartigkeit  der  Pro- 
duktion beider  Länder  einen  regen  Güteraustausch  zwi- 
schen ihnen  hervorrufen  muss,  Deutschland  auch  einen 
grossen  Teil  des  französischen  Verkehrs  nach  Öster- 
reich-Ungarn und  Russland  zu  vermitteln  hat. 

Die  Grenze  gegen  die  Schweiz  (350  km)  liegt  ganz 
offen  uud  das  Schweizer  Gebiet  greift  bei  Basel  und 
Schaffhausen  greift  auf  die  rechte,  das  deutsche  Gebiet 
aber  bei  Konstanz  auf  die  linke  Seite  des  Rheins  über.  Für 
die  Schweizer  Produktion  bietet  Deutschland  die  natür- 
lichsten Abzugsstrassen,  für  ihre  starke  Getreidezufuhr 
das  Lieferungs-  oder  Durchgangsgebiet,  während  die 
Schweiz  für  Deutschland  ein  wichtiges  Durchgangs- 
gebiet nach  den  Mittelmeerländem  bildet. 

Die  deutsch-dänische  Grenze  (90  km)  ist  rein  willkürlich. 
Da  die  Produktion  der  beiderseitigen  Gebietsteüe  sehr 
gleichartig  ist,  ist  für  den  Grenzverkehr  aber  trotz  der 
Abwesenheit  natürlicher  Verkehrshindernisse  keine  kräf- 
tige Anregung  gegeben. 

Von  der  1900  km  langen  Küstenlinie  entfallen 
gegen  1450  km  auf  die  Ostsee  und  nur  reichlich 
450  km  auf  die  Nordsee. 

An  der  Nordseeküste,  die  auch  für  kleine  Fahr- 
zeuge an  den  meisten  Punkten  durch  Sandbänke  un- 
zugänglich ist,  hat  sich  das  deutsche  Verkehrsleben  auf 
wenige  günstige  Punkte  zu  beschränken,  wo  Flüsse  im 
Verein  mit  den  Gezeiten  und  Sturmfluten  tiefe  Rinnen 
zwischen  den  Bänken,  Sauden  und  Watten  offen  erhalten, 
die  wenigstens  zur  Flutzeit  grossen  Schiffen  die  Einfahrt 
und  das  Landen  ermöglichen.  Obwohl  auch  die  Ems-, 
Jade-,  Weser-,  Elb-  und  Eidermündung  durch  verän- 
derliche Bänke  gefahrvoll  sind  und  Lotsen  sowie 
zahlreiche  Seezeichen  nötig  machen,  sind  sie  doch  für 
die  Bedürfnisse  eines  gewaltigen  Überseeverkehrs  voll- 
kommen ausreichend. 

Die  Ostseeküste  erhebt  sich  zwar  bestimmter 
aus  der  See  (auf  Rügen  mit  steilen  Kreidefelsen),  im 
allgemeinen  sind  ihre  Küstengewässer  aber  ebenfalls 
seicht  und  grösseren  Fahrzeugen  unnahbar.  Nur  im  W. 
bieten  die  geräumigen  Förden  von  Apenrade,  Sonder- 
burg, Flensburg,  Eckemförde  und  Kiel,  sowie  in  beschränk- 


ter Weise  die  Buchten  von  Travemünde  (Lübeck),  Wis- 
mar, Warnemünde  (Rostock)  und  Stralsund  tiefere  Zugän- 
ge. Im  O.  fehlt  es  an  solchen,  und  nur  Schiffen  von  massi- 
gem Tiefgang  (bis  5  m)  ist  die  Einfahrt  in  die  Oder-, 
Persante-  und  Weichselmündung  sowie  in  das  Pillauer- 
und Memeler  Tief  möglich.  Nicht  bloss  wegen  der 
Abgeschlossenheit  der  Ostsee,  sondern  auch  wegen  der 
geringen  Tiefe  ihrer  Häfen,  die  durch  keine  Gezeiten 
erhöht  wird,  beteiligen  sich  die  Ostseeküstenplätze  an 
dem  transozeanischen  Verkehre  nur  in  beschränktem 
Masse.  Die  meisten  haben  ihre  Bedeutung  vorwie- 
gend durch  ihren  Handel  mit  europäischen  Ländern,  ins- 
besondere mit  den  Grenzgestaden  an  der  Ostsee. 

Der  Bodenbildung  nach  zerfällt  das 
Deutsche  Reich  in  das  Deutsche  Tiefland 
(60 ^/o  von  der  Fläche,  im  N.)  und  das  Deut- 
sche Bergland  (40 \  im  S.).  Der  Anteil  an 
den  Alpen  ist  klein,  nichtsdestoweniger  haben 
sie  als  Quellgebirge  deutscher  Ströme  und  als 
Verkehrsschranke  hohe  Bedeutung  für  das 
Reich  (vgl.  S.  560). 

Der  Winter  in  Deutschland  ist  in  entsprechen- 
dre  Breite  milder  als  in  Russland,  der  Sommer 
wärmer  als  in  England  und  Frankreich.  Winter 
und  Sommertemperaturen  sind  am  höchsten 
in  den  Tälern  des  Rhein,  des  Neckar,  der 
Mosel  und  des  Main,  am  niedrigsten  am  Spir- 
dingsee,  in  SO.-Bayern  und  in  den  höheren 
Gebirgslagen.  Bezeichnend  für  die  hohe  Som- 
merwärme ist  es,  dass  der  Weinbau  in  Deutsch- 
land bis  über  den  52°  n.  Br.  hinaus  getrieben 
werden  kann  (bei  Orünberg  und  Bomst).  Auch 
in  den  meisten  Gebirgslagen  genügt  die  Wärme 
für  Obst-  und  Getreidebau  oder  für  die 
Waldkultur.  Hinsichtlich  der  Niederschläge 
steht  Deutschland  ebenfalls  in  der  Mitte  zwi- 
schen Britannien  und  Russland,  und  der  Gegen- 
satz zwischen  Küstenland  und  Binnenland  wird 
dadurch  ausgeglichen,  dass  das  Binnenland 
Gebirgsland,  das  Küstenland  Flachland  ist. 

Von  den  56,3  Mill.  Bewohnern  sprechen 
über  52  Mill,  deutsch  als  Muttersprache, 
Polen  aber  gibt  es  etwa  3,1  Mill.,  Franzosen 
0,2  Mill.,  Dänen  140000,  Litauer  106000, 
Tschechen  43  000,  Wenden  93000,  Juden, 
die  nur  bei  ihrem  Kultus  eine  fremde  Sprache 
gebrauchen,  590000. 

Nationale  Einheit  fehlt  also  im  allgemeinen  nur  in 
den  Grenzgebieten.  Der  Gegensatz  zwischen  Ober- 
deutschen und  Niederdeutschen  ist  viel  weniger  aus- 
gesprochen als  zwischen  Nord-  und  Südfranzosen, 
Grossrussen  und  Kleinrussen,  Engländern  und  Schotten. 
Noch  mehr  gehen  die  niederdeutschen  Stämme  der 
Friesen  und  Sachsen,  sowie  die  oberdeutschen  der  Thü- 
ringer, Franken,  Bayern,  Schwaben  und  Alemannen 
ohne  schroffe  Charakterunterschiede  ineinander  über, 
und  selbst  der  Unterschied  der  Mundarten  ist  durch 
die  hohe  Schulbildung  und  die  allgemeine  Vertrautheit 
mit  der  gemeinsamen  Schriftsprache  sehr  verwischt. 
Die  lange  poHtische  Zersplitterung  Deutschlands  erklärt 
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sich  also,  ebenso  wie  die  Spaltung  in  Protestanten 
(62,5  7o)  und  Katholiken  (36,1  7o).  die  den  wirtschaft- 
lichen Aufschwung  in  vielfacher  Hinsicht  beeinträch- 
tigt hat,  mehr  durch  die  geschichtlichen  Verhältnisse 
als  durch  die  Natur  des  Volkes.  Durch  physische  Kraft 
und  Gesundheit,  Ruhe,  Bedachtsamkeit,  Beharrlichkeit, 
Erfindungsgeist  und  Bildung  hat  sich  das  deutsche 
Volk  als  eins  der  leistungsfähigsten  im  Wirtschafts- 
und Kulturleben  bewährt. 

Die  starke  Bevölkerungszunahme  (0,8  bis  0,9  Mill. 
jährlich)  bedingt  eine  starke  Auswanderung,  was  für  den 
Aussenverkehr  und  für  die  Mehrung  des  deutschen  Ein- 
flusses vorteilhafter  wäre,  wenn  die  Auswanderer  ihren 
deutschen  Charakter  nicht  in  der  Regel  rasch  verlören. 

Die  politische  Einheit  Deutschlands  unter  einem 
erblichen  Kaiser,  der  im  Vereine  mit  dem  Bundesrat 
und  dem  Reichstag  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
leitet,  ist  dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge  in  sicht- 
barer Weise  zugute  gekommen.  Ausser  dem  Gesandt- 
schafts-, Konsular-,  Rechts-  und  Verteidigungswesen 
gehört  ja  zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  nament- 
lich auch  beinahe  das  gesamte  Handels-  und  Verkehrs- 
wesen. 

Während  zuTacitus  Zeit  Urwald  fast  das  ganze 
Land  bedeckte,  werden  heute  68 °/o  der  Fläche 
landwirtschaftlich  benutzt,  und  nur  26°/o 
sind  Wald,  9  %  Unland  geblieben.  Fast  49  o|o 
sind  eigentliches  Ackerland,  16°/o  Wiese  und 
Weide  und  etwa  3  <>/o  Garten-  und  Weinbergs- 
land. In  der  Getreideproduktion  wird  Deutsch- 
land in  Europa  nur  von  Russland  übertroffen, 
während  es  im  Kartoffel-  und  Zuckerrübenbau 
das  erste  Land  der  Erde  ist.  Trotz  des  starken 
Getreidebaues  bedarf  es  aber  etwa  für  30  Tage 
Zufuhr  (England  für  220  Tage). 

An  Roggen  (der  deutschen  Hauptbrotfrucht)  wurden 
1903—4  von  6  Mill.  ha  9,9  Mill.  T.  geerntet,  Hafer 
von  4,3  Mill.  ha  7,9  Mill.  T.,  Weizen  von  1,8  Mill.  ha 
3,9  Mill.  T.,  Gerste  von  1,7  Mill.  ha  3,3  Mill.  T., 
Kartoffeln  von  3,2  Mill.  ha  42,8  Mill.  T. 

Auch  der  Ölfrucht-  und  Flachsbau  ist  nam- 
haft. Wein  (3,8  Mill.  hl)  wird  vorzugsweise 
im  Rhein-,  Mosel-,  Neckar-  und  Maintale 
erzeugt,  aber  auch  an  der  Saale  (Naumburg), 
Elbe  (Meissen)  und  Oder  (Grünberg).  Obst 
(168  Mill.  Bäume)  gedeiht  überall,  und  durch 
ihre  Äpfel  ist  namentlich  die  Ostseegegend  be- 
rühmt (Gravenstein,  Stettin).  Tabak  (16600  ha) 
und  Hopfen  (37000  ha)  baut  namentlich  Süd- 
deutschland. Der  deutsche  Wald  ist  muster- 
haft bewirtschafteter  Kulturwald,  Laubwald  be- 
sonders in  N.-W.-Deutschland  und  an  der  Ost- 
seeküste, schneller  wachsender  und  wirtschaft- 
lich ertragreicherer  Nadelwald  im  O.  u.  S.  (auf 
den  Gebirgen  meist  Fichten,  im  sandigen  Dilu- 
viallande Kiefern). 

Auch  die  Viehzucht  blüht  in  Deutschland. 
Vorzügliche  Pferde  (4,2  Mill.)  liefern:  Ost- 
und  Westpreussen  (Trakehner),  Mecklenburg, 
Oldenburg;    Rinder    (19   Mill):    Oldenburg, 


Hannover,  Schleswig  und  Algäu;  Schafe  (gegen 
10  Mill.):  Pommern,  Mecklenburg,  Preussen, 
Posen,  Schlesien,  Hannover;  Schweine  (17 Mill.): 
Sachsen  und  Thüringen. 

Steinkohlenfläche  besitzt  Deutschland  in 
13  Revieren  über  10000  qkm,  namentlich  in 
Rheinland -Westfalen  (2200  qkm),  Schlesien 
(1000  qkm)  und  im  Königreich  Sachsen. 
Braunkohlenlager  finden  sich  namentlich 
am  unteren  Rhein,  an  der  mittleren  Oder,  an 
der  Saale  und  in  Mecklenburg.  Obwohl  die 
deutschen  Kohlengegenden  für  die  Ausfuhr 
nicht  so  günstig  liegen  wie  die  englischen 
(nicht  am  Meere),  so  ist  die  Förderung  doch 
gewaltig  (1903:  162  Mill.  T.). 

Eisenerz  fördert  Deutschland  (1903  21,2 
Mill.  T.)  reichlich  halb  so  viel  als  die  Union, 
aber  1  ^j^  mal  so  viel  als  England,  vor  allem  aus 
den  reichen  Lagerstätten  von  Lothringen  und 
Luxemburg,  Rheinland,  Westfalen  und  Schle- 
sien. In  der  Zinkerzförderung  (0,68  Mill.  T.) 
ist  es  das  erste  Land  der  Erde,  in  der  Blei- 
erzf  örderung  (168000  T.)  das  dritte  (nach  der 
Union  und  Spanien).  Auch  die  Kupfererzför- 
derung (760  000  T.,  vor  allem  im  Harz)  ist  be- 
trächtlich. Die  Silberförderung  (178000  kg) 
steht  zwar  weit  hinter  der  mexikanischen  und 
vereinsstaatlichen  zurück  (etwa  zehnmal),  ist  aber 
namhafter  als  in  andern  europäischen  Ländern. 
Kochsalz  sowie  Kali-  und  Magnesiumsalz 
(15  Mill.  dz)  fördert  besonders  das  Magdeburger 
Becken  (Stassfurt)  und  Württemberg  (Hall). 

Die  Industrie,  die  ausser  in  England. und 
Belgien  kaum  irgendwo  in  Europa  günstigere 
Bedingungen  hat,  war  schon  im  Mittelalter  be- 
deutend, und  nach  ihrem  langen  Verfalle  durch 
den  dreissigjährigen  Krieg  ist  sie  durch  die  wirt- 
schaftliche Einigung  Deutschlands  (Zollverein) 
in  einem  so  hohen  Aufschwünge,  dass  sie  mit 
derjenigen  der  ersten  Staaten  der  Erde  wett- 
eifert, mit  einem  Gesamtwert  der  Hauptprodukte 
von  15  Milliarden  M,  mit  4,5  Mill.  Dampf- 
maschinen-Pferdekräften und  mit  einer  Arbeiter- 
bevölkerung von  8  Mill. 

Die  Metallverarbeitung  (mit  640  000  Arbeitern)  steht 
obenan,  ganz  besonders  die  Eisen-  und  Stahlbereitung, 
so  dass  nur  die  Union  darin  bedeutender,  England  we- 
niger bedeutend  ist.  Da  die  Eisenindustrie  sehr  boden- 
ständig ist,  sind  namentlich  Rheinland  und  Westfalen 
(die  Gusstahlwerke  von  Essen,  Bochum,  Neunkirchen, 
die  Messer-  und  Klingenschmieden  von  Solingen  und 
Remscheid)  berühmt.  Die  Nadelfabrikation  ist  in  Aachen 
und  Iserlohn,  die  Gewehrfabrikation  in  Sömmerda,  Suhl, 
Solingen,  Spandau,  die  Blechwarenindustrie  um  Düssel- 
dorf und  Koblenz,  andere  Metallindustriezweige  in  Hagen, 
Hamm,  Altena,  Lüdenscheid,  Witten,  Gleiwitz,  Aalen 
hervorragend  vertreten.  Durch  Kurzwaren  und  leonische 
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Waren  ist  Nürnberg,  durch  Juwelierarbeiten  sind  Pforz- 
heim, Hanau  und  Gmünd  ausgezeichnet.  Der  Ma- 
schinenbau (600  000  Arbeiter)  ist  in  Chemnitz,  Bedin, 
Essen  und  Nachbarschaft,  Düsseldorf,  Cöln,  Breslau 
hervorragend,  der  junge  Schiffsbau  (mit  39  grossen 
Werften)  bei  Stettin  (Vulkan)  Hamburg,  Kiel,  Elbing, 
Danzig,Oeestemünde.  In  der  Porzellanfabrikation  glänzen 
Berlin,  Meissen,  München;  in  der  Steingutfabrikation 
Waidenburg,  Saarbrücken ;  in  der  Glasfabrikation  Riesen- 
gebirge, Böhmerwald,  Hunsrück,  Brandenburg. 

Physikalische  und  optische  Instrumente  erzeugen: 
Beriin,  München,  Leipzig,  Jena,  Rathenow;  Näh- 
maschinen: Dresden,  Berlin,  Hamburg,  Frankfurt  a.  M.; 
Fahrräder:  Dresden,  Nürnberg,  Brandenburg;  Uhren: 
Berlin,  Glashütte,  Furtwangen,  Villingen,   Schramberg. 

Die  Bierbrauerei  liefert  aus  6700  Betrieben  70Mill.  hl 
Bier  und  ist  am  hervorragendsten  in  München,  Nürn- 
berg, Berlin,  Dresden,  Braunschweig,  Breslau;  die  Tabak- 
verarbeitung in  Bremen,  Hamburg,  Magdeburg,  Beriin, 
Leipzig  und  in  der  Pfalz.  Die  Zuckerfabrikation  ist 
die  hervorragendste  der  Welt  (1902  mit  395  Fabriken 
und  2,2  Mill.  T.  Rohzuckererzeugung)  und  besonders 
in  den  Provinzen  Sachsen  und  Schlesien  sowie  in  Anhalt 
und  Braunschweig  bedeutend;  die  chemische  Industrie  — 
ebenfalls  die  erste  der  Welt,  mit  einer  Jahresförderung 
von  annährend  1000  Mill.  M  —  in  Rheinland,  Sachsen 
(Prov.),  Hannover  und  Hessen-Nassau  sowie  in  Bayern, 
Sachsen  (Kgr.)  und  Hessen ;  die  Papierindustrie  (mit  1 50000 
Arbeitern)  in  Brandenburg,  Rheinland,  Sachsen  (Kgr.), 
Hessen;  die  Lederwarenindustrie  in  Berlin  und  Offen- 
bach. In  den  Modewaren  steht  Berlin  in  erfolgreichem 
Wettbewerb  mit  Paris. 

DieGe  web  sind  ustrie  steht  ebenfalls  in  hoher  Blüte 
und  liefert  mit  1  Mill.  Arbeitern  nahezu  für  3000  Mill.  M 
Erzeugnisse.  Die  Baumwollindustrie  (mit  8,5  Mill. 
Spindeln  und  290  Mill.  kg  Rohstoffverbrauch)  ist 
nächst  der  englischen  und  vereinsstaatlichen  die  be- 
deutendste, besonders  in  Mühlhausen,  Chemnitz,  Plauen, 
Elberfeld-Barmen,  München-Gladbach,  Ausgsburg;  die 
Woll-  und  Tuchindustrie,  fast  ebenso  bedeutend  wie  in 
England  und  Frankreich  (mit  264  Mill.  kg  Wollver- 
brauch), in  Aachen,  Berlin,  Kottbus,  Luckenwalde,  Görlitz, 
Werdau,  Glauchau,  Krimmitschau,  Grossenhain;  die 
Flachsindustrie  in  Bielefeld,  in  der  Lausitz  und  in 
Schlesien;  die  Spitzenklöppelei  und  Stickerei  im  Erz- 
gebirge; die  Seilerei  in  Hamburg,  Bremen,  Stettin, 
Bayern;    die  Seidenindustrie  in  Krefeld  und  Berlin. 

Handel  und  Verkehr.  Deutschland  steht 
bezüghch  seines  Aussenhandels  (1903: 
1 1 450  Mill.  M)  nur  hinter  Grossbritannien 
und  noch  vor  den  Vereinigten  Staaten,  ist 
also  der  zweite  Handeisstaat  der  Erde.  Die  See  - 
handelsflotte wird  an  Rauminhalt  (2,2  Mill.  T.) 
und  Leistungsfähigkeit  nur  von  der  englischen 
übertroffen.  Die  Binnenschiffahrtsflotte  ent- 
hält 4  Mill.  T.  Ebenso  besitzt  Deutschland 
unter  den  europäischen  Grosstaaten  nächst 
Grossbritannien  das  dichteste  Eisenbahnnetz 
(54000  km). 

Bezeichnend  für  letzteres  ist  eine  grosse  Zahl  Knoten- 
punkte ersten  Ranges  (Berlin,  Leipzig,  Hannover,  Düssel- 
dorf, Cöln,  Frankfurt  a.  M.,  Strassburg,  München, 
Breslau),  also  eine  gewisse  Dezentralisation. 

Die  Kunststrassen  (150000  km)  sind  vor- 
züglich.   Nur  die  Regulierung  der  Flüsse,  die 


ein  Schiffahrtsstrassennetz  von  14000  km  Länge 
bilden,  unddie  Anlage  von  Kanälen  (2600  km) 
hat  in  den  politisch  zersplitterten  Teilen  Deutsch- 
lands lange  im  argen  gelegen. 

Das  Telegraphennetz  (137000  km),  das 
Fernsprechwesen  (ca. 450000 Sprechstellen) 
und  der  Post  verkehr  ist  auf  das  höchste 
entwickelt. 

Der  deutsche  Handel  und  Verkehr  richtet 
sich  vor  allen  Dingen  nach  England  (13,2\ 
der  Einfuhr  und  19,2  0/^  der  Ausfuhr),  den 
Vereinigten  Staaten  (15  ^'/o  der  Einfuhr  und  9,2^/o 
der  Ausfuhr),  Österreich-Ungarn  {12  ^j^  der 
Einfuhr  und  13°/o  der  Ausfuhr),  Russland 
(13,3  «/o  der  Einfuhr  und  S^/o  der  Ausfuhr), 
Frankreich  5,4  "/o  der  Einfuhr  und  5,3  "/o  der 
Ausfuhr)  und  Holland  (3*^/0  der  Einfuhr  und 
5,2 "In  der  Ausfuhr),  demnächst  nach  Belgien, 
der  Schweiz,  Italien,  Argentinien,  Britisch-In- 
dien,  Schweden,  Australien. 

Die  wichtigsten  Einfuhrartikel  sind  Getreide, 
Baumwolle,  Wolle,  Häute  und  Felle,  Holz,  Vieh,  Ko- 
lonialwaren, Erze  und  Metalle,  Tabalc,  Salpeter,  Petro- 
leum, Kautschuk,  Fische  usw.;  die  Ausfuhrartikel: 
Chemikalien,  Eisenwaren,  Baumwollwaren,  Kohle,  Ma- 
schinen, Zucker,  Seidenwaren,  Kleider,  Kurzwaren, 
Lederwaren,  Papier,  Bücher  und  Knnstgegenstände, 
Stein-,  Ton-  und  Glaswaren,  Holz-  und  Flechtwaren, 
Spielwaren. 

Das  deutsche  Kolonialreich,  das  trotz 
seiner  Jugend  auf  2,7  Mill.  qkm  mit  13,5  MilL 
Einwohnern  gediehen  ist,  bedarf  noch  der  Ent- 
wicklung seiner  Hilfsquellen. 

Die  deutschen  Einzelstaaten. 
Preussen,  der  Fläche  und  Bevölkerung 
nach  mehr  als  60°/o  vom  Deutschen  Reiche 
(gegen  350000  qkm  und  34,5  Mill.  E.),  um- 
fasst  nicht  bloss  den  grössten  Teil  des  Deut- 
schen Tieflandes,  sondern  auch  die  Niederrhei- 
nischen Schiefergebirge  und  ausgedehnte  Di- 
strikte des  Hessischen  und  Thüringischen  Berg- 
landes und  der  Sudeten;  zugleich  fallen  die 
gut  schiffbaren  Unterläufe  der  norddeutschen 
Ströme  zum  grössten  Teile  in  sein  Gebiet, 
und  im  Rheinland  sowie  in  Schlesien  bieten 
die  Gebirgsflüsse  zugleich  starke  Wasserkräfte. 
Vom  Ackerboden  des  Reiches  entfallen  auf 
Preussen  66^/0,  von  der  Forstfläche  60'^|o>  von 
den  Weinbergen  14"/(,,  von  der  deutschen  Ge- 
treideernte 62"/(,,  vom  Rinderbestande  57  "l,,,^ 
vom  Pferdebestande  70  "/o,  vom  Schafbestande 
93  "/o ,  von  der  Bergwerksproduktion  82  "/o 
und  von  der  Steinkohlenproduktion  92*^/o.  Im 
Zusammenhange  mit  dem  starken  Anteile  an 
der  Bergbautätigkeit  ist  es  auch  ebenso  sehr 
ein  Industriestaat  als  ein  Ackerbaustaat.    Von 
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der  deutschen  Küstenlinie  kommen  mehr  als 
80  "/o  auf  Preussen,  von  der  deutschen  Han- 
delsflotte aber  nur  45"/o,  von  den  Eisenbah- 
nen 62  0/^,. 

Unter  den  zwölf  Provinzen  spielt  Bran- 
denburg durch  die  zentrale  Stellung  im  Wirt- 
schaftsleben eine  führende  Rolle. 

Berlin  (2,04  Mill.  mit  Vororten  mehr  als  2,8  Mill.  E.), 
zu  beiden  Seiten  der  in  zwei  Arme  geteilten,  schiffbaren 
Spree,  die  zwischen  seenartigen  Erweiterungen  einen 
bequemen  Übergang  ermöglicht,  sowie  in  der  Mitte 
von  Norddeutschland,  gelangte  erst  zu  höherer  Bedeu- 
tung, als  die  Kurfürsten  von  Brandenburg  sich  auf  der 
Spreeinsel  eine  feste  Burg  erbauten  (1442),  und  erhielt 
seinen  Charakter  als  Industriestadt  durch  eingewanderte 
französische  „Refugies"  (Seidenweber  usw.).  Die  mass- 
gebende Stellung  Berlins  im  Staatsleben  ebenso  wie  in 
Industrie  und  Handel  ist  namentlich  dadurch  begünstigt, 
dass  der  gut  schiffbare  Fluss,  an  dem  die  Stadt  liegt, 
ausser  mit  seinem  Hauptstrom  (der  Elbe)  auch  an  zwei 
Stellen  (durch  den  Finowkanal  und  durch  den  Friedrich- 
Wilhelmskanal)  mit  der  Oder  in  bequeme  Verbindung 
gebracht  werden  konnte,  dass  Berlin  also  sowohl  mit 
dem  bedeutendsten  Nordseehafen  (Hamburg),  als  auch 
mit  dem  bedeutendsten  Ostseehafen  (Stettin),  und  eben- 
so mit  Magdeburg,  Dresden,  Prag,  Frankfurt  a.  O. 
und  Breslau  durch  ein  System  von  Wasserwegen,  dessen 
Mittelpunkt  es  ist,  in  Verbindung  steht.  Infolgedessen 
wurde  es  nächst  Hamburg  und  Ruhrort  -  Duisburg 
der  erste  Hafenplatz  Deutschlands  (6,6  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr). Auch  die  Landwege  und  Eisenbahnen  fanden 
aber  dadurch  und  durch  die  zentrale  Lage  innerhalb 
des  Deutschen  Tieflandes  einen  natürlichen  Hauptknoten- 
punkt daselbst.  An  seiner  grossartigen  und  vielseitigen 
Industrie  (vgl.  S.  572)  nehmen  die  Vororte  Char- 
lottenburg (1905:  226000E.),Rixdorf,  Köpenick  u.a. 
umfangreichen  Anteil.  Für  den  Handel  ist  Berlin  vor 
allem  Hauptmarkt  in  Getreide,  Vieh,  Wolle,  Spiritus, 
sowie  erster  deutscher  Geldmarkt.  Im  Buchhandel  wett- 
eifert es  mit  Leipzig. 

In  der  Provinz  Pommern  ist  Stettin  (237000  E.), 
das  120  km  von  Berlin  an  der  Odermündung  liegt  und 
von  Seeschiffen  bis  6  m  Tiefgang  erreicht  wird,  als 
bedeutendster  deutscher  Ostseehafen  hervorzuheben, 
mit  Dampferverbindungen  nach  allen  Ost-  und  Nord- 
seehäfen sowie  nach  Amerika.  Für  grössere  Schiffe 
dient  Swinemünde  (10000  E.),  an  der  tiefsten  Oder- 
mündung, als  sein  Vorhafen  (vgl.  S.  542  u.  568). 

In  der  Provinz  Westpreussen  hatte  Dan  zig 
(159  000  E.),  das  am  w.  Weichselarme  und  an  der 
Motlau  Schiffen  von  4  m  Tiefgang  nahbar  ist,  als  Aus- 
gangspforte des  Weichselgebiets  bereits  in  der  Hansa- 
zeit hohe  Bedeutung,  während  es  im  neueren  Verkehr 
hinter  Stettin  zurückgeblieben  ist  (Schiffsverkehr  ein- 
schHesslich  des  Vorhafens  Neufahrwasser  1,3  Mill.T.). 

In  Ostpreussen  treibt  Königsberg  (201000  E.^, 
nahe  der  Mündung  des  Pregel,  das  von  4  m  tiefgehen- 
den Seeschiffen  erreicht  werden  kann,  mit  Hilfe  seines 
Vorhafens  Pillau,  am  Ausgange  des  Frischen  Haffs, 
lebhafte  Fluss-  und  Seeschiffahrt  (mit  0,8  T.  Verkehr). 

In  der  Provinz  Posen  sind  Brom  berg  (56000  E.), 
an  der  Brahe  und  am  Netzekanal,  sowie  Posen  (130000 
E.),  an  der  Warthe  und  der  alten  Verkehrsstrasse  von 
Frankfurt  nach  Thorn  und  Warschau,  hervorragend. 

In  der  reich  und  vielseitig  ausgestatteten  Provinz 
Schlesien  (40000  qkm  und  4,7  Mill.  E.)  ist  Bres- 
üau  (454  000  E.),  in  einer  fruchtbaren  Ebene  an  der  in 


mehrere  Arme  geteilten  Oder,  die  hier  für  grössere 
Fahrzeuge  schiffbar  wird,  seit  alten  Zeiten  ein  Haupt- 
verkehrsbrennpunkt und  gleicherweise  ein  hervorragen- 
der Markt  für  Landwirtschafts-,  Forst-,  Hütten-  und  In- 
dustrieerzeugnisse. Gleiwitz  (62  000  E.),  Kattowitz 
(38000  E.),  Königshütte  (67000  E.)  und  Beuthen 
(59  000  E.)  sind  Mittelpunkte  der  oberschlesischen  Berg- 
bau- und  Hüttentätigkeit;  Liegnitz  (57  000  E.),  in 
fruchtbarer  Ebene  an  der  Katzbach,  und  Görlitz 
(89000  E.),  an  der  Neisse  und  vor  der  Lausitzer 
Pforte,  niederschlesische  Hauptmärkte  und  Industriesitze. 

In  der  Provinz  Sachsen  ist  Halle  (170000  E.)  an 
der  Saale  hervorragend  als  Eisenbahnknoten;  Erfurt 
(90000  E.),  in  einem  Seitentale  der  Unstrut  als  Garten- 
baustadt (mit  35  grossen  Gärtnereien)  und  durch  bedeu- 
tenden Handel  in  Sämereien;  Nordhausen  (29000  E.), 
an  der  „Goldenen  Aue",  als  Branntweinbrennerstadt  (50 
Fabriken).  Besonders waraberMagdeburg(241  000 E.), 
an  einem  Hauptknie,  einer  Teilung  und  dem  Fläming- 
durchbruche der  Elbe,  schon  in  der  Zeit  Karis  des 
Grossen  ein  hervorragender  Verkehrsniittelpunkt,  heute 
mit  schwungreichem  Handel  in  Feldfrüchten,  Zucker, 
Spiritus,  Kolonialwaren,  Konserven  (Sauerkraut)  und 
lebhafter  Schiffahrt  nach  Hamburg,  Böhmen  und  Berlin. 

In  Schleswig-Holstein  treibt  der  Kriegshafen 
Kiel  (140  000  E.),  an  der  grossen,  tiefen  und  wohl- 
geschützten Kieler  Förde  und  an  dem  Ausgange  des 
Kaiser- Wilhelms-Kanals,  bedeutenden  Seehandel  (1,2 
Mill.  T.  Schiffsverkehr),  und  ebenso  Flensburg, 
(54  000  E.),  an  einer  tiefen  und  geräumigen  Förde 
weiter  nördlich,  sowie  AI  to na  (170000  E.),  das  als  eine 
Vorstadt  Hamburgs  (vgl.  S.  575)  gelten  kann. 

In  der  Provinz  Hannover  ist  H  a  r  b  u  r  g  (54  000  E.)  an 
der  seichten  Süderelbe,  wichtig  als  Eibübergang,  während 
die  alten  Hansastädte  Lüneburg  und  Hildesheim, 
an  der  Innerste,  sowie  die  Universitätsstadt  Göttingen 
und  Osnabrück,  an  der  Hase,  als  Industriesitze 
und  Produktenmärkte,  Goslar  und  Klaustal  im  Harz 
als  Bergbaustädte  namhaft  sind.  Die  Hauptstadt  Han- 
nover (254  000  E.),  an  der  Leine,  nebst  ihrem  Vorort 
Linden  (61  100  E.)  ist  aber  die  hervorragendste  Indu- 
striestadt und  ein  grosser  Eisenbahnknotenpunkt.  See- 
hafenplätze der  Provinz  sind  Ge estemünde,  ander 
Weser,  Leer,  an  der  Ems,  und  Emden,  am  Dollart 
und  an  einem  Schiffahrtskanale  zur  nahen  Ems;  grosser 
Kriegshafen  Wilhelmshaven,  am  Jadebusen. 

Inder  Provinz  Hessen-Nassau  ist  Kassel  (117000 
E.),  an  der  schiffbaren  Fulda  und  in  der  Kreuzung  zahl- 
reicher Strassen  des  nordwestdeutschen  Berglandes, 
wichtige  Industrie-  und  Handelsstadt.  Die  wirtschaft- 
liche Hauptstadt  der  Landschaft  ist  aber  seit  alten  Zeiten 
Frankfurt  (320000  E.),  am  Main,  in  der  Nordost- 
ecke der  Oberrheinischen  Ebene,  an  den  natürlichen 
Hauptverkehrsstrassen  nach  Bayern,  Österreich,  Sachsen 
und  Thüringen,  sowie  an  der  bequemsten  Pforte  in 
das  nördliche  Binnendeutschland  (durch  die  Wet- 
terau).  Heute  ist  Frankfurt  ein  Haupteisenbahnknoten- 
punkt und  ein  Hauptsitz  des  Geld-,  Bank-,  Transit- 
und  Speditionsgeschäfts.  Wiesbaden  (95000  E.),  am 
Taunus,  ist  seit  der  Römerzeit  ein  besuchter  Kurort. 

In  Westfalen  ist  Dortmund  (165000  E.)  nach 
langer  Verödung  (durch  den  dreissigjährigen  Krieg) 
wieder  der  Brennpunkt  des  Handels  und  Verkehrs  so- 
wie Haupteisenbahnknoten,  in  sichtbarer  Weise  ge- 
fördert durch  den  nach  ihm  benannten  Kanal  zu  der 
Ems.  Hagen  (76000  E.)  nebst  der  berühmten  „En- 
neper  Strasse",  Horde  mit  der  gewaltigen  Hermanns- 
hütte, Hamm  an  der  Lippe,  Bochum  (74 000  E.)  und 
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Gelsenkirchen  (154 000  E.)  sind  durch  Kohlenbergbau 
und  Eisen-  und  Stahlindustrie  hervorragend;  das  alte 
Paderborn  ebenso  wie  Münster  (75000  E.)  durch 
Produktenhandel;  Bielefeld  (74  000  E.)  durch  Lein- 
wand- und  Nähmaschinenfabrikation. 

Die  reich  ausgestattete  Provinz  Rheinland  (27  000 
qkm)  ist  die  erste  in  Bevölkerungszahl  (5,75  Mill.  E.) 
und  Bevölkerungsdichtigkeit  (213  auf  1  qkm).  Hier 
war  Cöln  (409  000  E.),  am  Rheine  und  an  der  Heer- 
strasse von  Aachen  und  Lüttich,  sowie  inmitten  seiner 
fruchtbaren  Tieflandsbucht,  schon  in  der  Römerzeit  ein 
verkehrsreicher  Stromübergangspunkt  und  im  Mittel- 
alter eine  berühmte  Quartierstadt  der  Hansa,  wäh- 
rend es  heute  durch  Stromschiffahrt  und  Eisenbahn- 
verbindungen der  wichtigste  Handelsplatz  des  ganzen 
deutschen  Rheingebietes  (in  Kolonialwaren,  Bergwerks- 
produkten, Wein  usw.),  sowie  der  Sitz  zahlreicher 
Banken  und  Versicherungsanstalten  ist.  An  seiner  viel- 
seitigen Industrie  sind  die  Vororte  Ehrenfeld,  Deutz, 
Mülheim  hervorragend  beteihgt.  Düsseldorf  (241  000 
E.),  am  unteren  Rhein  und  an  der  Heerstrasse  von  Cöln 
nach  Magdeburg  sowie  am  Rande  des  Dortmunder 
Kohlenreviers,  ist  ebenfalls  ein  wichtiger  Eisenbahn- 
knoten und  Rheinhafen,  mit  bedeutender  Industrie, 
während  Solingen  und  Remscheid  (66  000  E.)  als 
Messerwarenfabrikstädte  („Solinger  Klingen"),  Elber- 
feld  (170000  E.)  und  Barmen  (153000  E),  im 
Wuppertale  als  TextiHndustriestädte,  Essen  (215  000  E.) 
nebst  Altendorf  (63000  E.)  und  Alten  essen,  mit 
den  grossartigen  Kruppschen  Werken,  als  Gusstahl- 
industriestädte, Duisburg  (111000  E.)  nebst  Meide- 
rich und  Ruhrort,  an  Ruhr  und  Rhein,  als  grosse 
Binnenhäfen,  mit  über  14  Mill.  T.  Schiffsverkehr,  Kre- 
feld (107000  E.)  als  Seiden-  und  Sammetindustrie- 
stadt,  Rheydt  und  München-Gladbach  (58000  E.) 
als  Baumwollindustriestädte  berühmt  sind.  Aachen 
(142000  E.),  am  kohlen-  und  eisenreichen  Venu  und 
an  dem  Heerwege  von  Paris  nach  Niedersachsen,  ist 
hervorragend  als  Badeort  und  Tuchweber-  sowie  als 
Nadelfabrikationsstadt;  Koblenz  (52000  E.),  an  der  Ver- 
einigung von  Rhein  und  Mosel,  ebenso  wie  das  alte  Trier, 
ander  Mosel,  durch  Weinhandel;  Saarbrücken  durch 
Kohlenbergbau  und  Kohlenhandel  sowie  durch  Steingut- 
und  Glasfabrikation ;  Malstadt-Burbach  und  Neun- 
kirchen durch  grosse  Stahlwerke  (Eisenkönig  Stumm). 

Das  Königreich  Sachsen  (15000  qkm 
und  4,2  Mill.  E.),  nimmt  die  nördliche  Ab- 
dachung des  Erz-  und  Lausitzer  Gebirges  ein 
und  ist  durch  Acker-  und  Forstkultur  sowie 
durch  Kohlen-  und  Erzbergbau  und  hoch- 
entwickelte Industrie  einer  der  wichtigsten  Teile 
Deutschlands,  während  seine  Lage  zu  beiden 
Seiten  der  Elbe  es  zugleich  zum  Hauptver- 
mittler des  Handels  und  Verkehrs  mit  Öster- 
reich-Ungarn macht.  Sein  Eisenbahnnetz  (149 
km  auf  1 000  qkm)  und  seine  Bevölkerung  (280 
auf  das  qkm)  ist  dichter  als  in  irgend  einem 
andern  Staate  Europas. 

Die  Hauptstadt  Dresden  (1905  ca.  533  000  E.),  an 
der  Elbe,  ist  durch  ihre  natürliche  Schiffahrtsstrasse 
und  durch  ihre  Kunstschätze  eine  hervorragende  Ver- 
kehrs- und  Fremdenstadt,  durch  ausgiebige  Wasser- 
kräfte sowie  durch  ein  nahes  Kohlenlager  aber  auch 
eine  bedeutende  Industriestadt;  Freiberg,  an  der 
Mulde,    der  Hauptmittelpunkt    des  Erzbergbaues    und 


der  Erzverarbeitung  (Muldenerhütte);  M  ei  SS  en,  ander 
Eibe,  Sitz  einer  berühmten  Porzellanfabrik ;  Bautzen, 
an  der  Spree,  und  Zittau,  an  der  Neisse,  Webindu- 
striestädte. Leipzig  (1905  ca.  494  000  E.),  an  der 
Pleisse  und  Elster  und  an  den  alten  Heerstrassen  aus 
Thüringen,  Franken  und  Bayern,  sowie  in  der  Mitte 
des  deutschen  Sprachgebietes  und  des  alten  Deutschen 
Reichs  (in  gleichen  Abständen  von  der  Rhein-  und 
Weichselmündung  sowie  von  dem  Rheinknie  bei  Basel 
und  von  dem  Donautor  bei  Pressburg)  ist  nächst  Berlin 
der  erste  Binnenhandelsplatz  Deutschlands.  Als  eine  der 
ersten  Universitätsstädte  ist  es  zugleich  Hauptsitz  des 
deutschen  Buchhandels  und  von  seinen  altberühmten 
Messen  her  ebenso  der  wichtigste  mitteleuropäische 
Handelsplatz  in  Pelz-  und  Rauchwaren  und  einer  der 
ersten  in  Tuch,  Leder,  Kolonialwaren,  Drogen  und  Manu- 
fakten.  Die  Industrie  Leipzigs  ist  bedeutend  durch  die 
bequeme  Verbindung  mit  dem  Zwickauer  Kohlengebiete. 
Chemnitz  (226000  E.),  an  der  Chemnitz  und  am  Rande 
des  Zwickauer  Kohlenbeckens,  ist  eine  der  bedeutend- 
sten Fabrikstädte  in  Baumwolle  und  Maschinen  (Sächsi- 
sche Maschinenfabrik).  Andere  Hauptorte  des  sächsischen 
Industriegebietes  sind  Annaberg,  Schneeberg, 
Plauen  (89000  E.),  Reichenbach,  Werdau,  Krim- 
mitschau, Meerane,  Glauchau  und  die  Kohlen- 
bergbaustadt Zwickau  (67  000  E.). 

Die  Thüringischen  Staaten  lehnen  sich 
in  Bodenbildung  und  Produktion  teils  an  das 
Königreich,  teils  an  die  Provinz  Sachsen  an. 

Hier  sind  Weimar,  Gotha  und  Meiningen,  die 
Hauptstädte  der  gleichbenannten  sächsischen  Herzog- 
tümer, die  beiden  ersteren  ebenso  wie  die  Universitäts- 
stadt Jena  zugleich  auch  Buchverlagssitze;  Eisenach, 
Gera  und  Apolda  Webindustriestädte;  Altenburg 
Produktenmarkt. 

Das  Herzogtum  Anhalt  (2300  qkm  und 
316000  E.)  ist  gewissermassen  ein  geogra- 
phisches Anhängsel  an  die  Provinz  Sachsen. 
Es  erzeugt  viel  Zuckerrüben  und  Steinsalz 
(Kalisalze)  sowie  Braunkohlen. 

Dessau  (57000  E.),  an  der  Mulde,  Zerbst  und 
Köthen  sowie  Bernburg,  an  der  Saale,  sind  die 
Hauptstädte. 

Das  Herzogtum  Braunschweig  (3672  qkm 
und  464000  E.)  sowie  das  Grossherzogtum 
Oldenburg  (6425  qkm  und  399000  E.)  ge- 
hören geographisch  zur  Provinz  Hannover,  eben- 
so die  Fürstentümer  Lippe-Schaumburg  und 
Lippe-Detmold,  alle  durch  reiche  land-  und 
forstwirtschaftliche   Hilfsquellen  ausgezeichnet. 

Braunschweig  (128000  E.),  an  der  Ocker,  einst 
Quartierstadt  der  Hansa  und  Hauptvermittlerin  des, 
Handels  zwischen  Bremen-Hamburg  und  dem  Binnen- 
lande, mit  berühmten  Messen,  ist  hervorragendster 
Handels-  und  Industriesitz. 

Die  Grossherzogtümer  Mecklenburg- 
Schwerin  (13000  qkm  und  608000  E.)  und 
Mecklenburg-Strelitz  (2900  qkm  und  103000 
E.),  zwischen  den  Provinzen  Pommern  und 
Schleswig,  sind  ähnlich  wie  diese  durch  Acker- 
bau, Viehzucht  und  Seehandel  ausgezeichnet. 

Die  Hauptstadt  Schwerin  und  Güstrow  sind 
Hauptproduktenmärkte ;  Wismar  und  Rostock  (58000 
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E.),    an  der  Warnow,   für  Schiffe  von  5  m  Tiefgang 
zugänglich,  sind  Seehäfen. 

Die  freie  Reichsstadt  Lübeck  gehört  geo- 
graphisch zu  Mecklenburg,  die  Reichsstädte 
Hamburg  und  Bremen  zu  Hannover. 

Lübeck  (92000  E.),  an  der  Trave,  durch  künstliche 
Vertiefung  Seeschiffen  von  4  m  Tiefgang  nahbar,  spielte 
in  den  Zeiten,  da  der  Schwerpunkt  des  deutschen  Kul- 
turlebens in  der  Westhälfte  des  gegenwärtigen  Reichs 
lag  und  die  Gestadeländer  der  Ostsee  ein  grosses  Ko- 
lonisationsfeld bildeten,  eine  ähnliche  herrschende  Rolle 
unter  den  deutschen  Hafenstädten,  wie  heute  Hamburg. 
Einen  grossen  Teil  seiner  Beziehungen  zu  Dänemark, 
Schweden  und  Russland  hat  es  auch  behalten  (Schiffsver- 
kehr 1,1  Mill.  T.).  Bei  Hamburg  (mit  Vororten  1905  ca. 
747000  E.)  haben  sich  verschiedene  geographische  Ver- 
hältnisse vereinigt,  es  zu  einem  Welthandelsplatz  ersten 
Ranges  zu  machen.  Da  hier  in  dem  häufig  überschwemm- 
ten Marschenlande  die  ,,hohe  Geest"  der  Lüneburger 
Heide  und  des  holsteinischen  Landrückens  unmittelbar 
an  die  Elbe  treten,  bot  sich  nicht  bloss  ein  sicherer 
Übergang,  sondern  auch  guter  Baugrund,  und  schon  unter 
Karl  dem  Grossen  konnte  Hamburg  eine  wichtige 
kulturhistorische  Mission  erfüllen.  Der  in  Norder-  und 
Süderelbe  und  in  zahlreiche  Nebenarme  geteilte  Strom, 
der  hier  die  ebenfalls  mehrfach  gespaltenen  Nebenflüsse 
Bille  und  Alster  aufnimmt,  begünstigte  aber  auch  das 
Gedeihen  einer  zahlreichen  Fischer-  und  Seefahrerbe- 
völkerung. Als  Hansastadt  spielte  Hamburg  daher  eine 
Hauptrolle,  umsomehr  als  es  nahe  bei  Lübeck  und, 
ähnhch  wie  dieses,  an  der  innersten  Ecke  seines  Meeres 
gelegen  ist.  Ungleich  besser  als  Lübeck  war  aber 
Hamburg  durch  seine  Lage  in  dem  kontinentalsten 
Winkel  der  Nordsee  dazu  geeignet,  seine  Handelsblüte 
auch  im  Zeitalter  des  transozeanischen  Welthandels  zu 
erhalten  und  trotz  mannigfaltiger  Unglücksfälle  höher 
zu  entfalten.  Die  Norderelbe,  an  der  Hamburg  liegt, 
hat  vor  der  bei  Harburg  vorüberfliessenden  Süderelbe 
ein  weniger  gewundenes  Fahrwasser  und  eine  bedeu- 
tendere Tiefe  voraus,  so  dass  zur  Flutzeit  die  grössten 
Dampfer  unmittelbar  bis  an  die  Kais,  kleinere  Fahrzeuge 
in  alle  Nebenarme  der  Elbe,  Bille  und  Alster  (die  einem 
Teile  von  Hamburg  das  Aussehen  eines  deutschen  Ve- 
nedig geben)  und  unmittelbar  vor  die  Magazine  ge- 
langen können.  Das  Wintereis  des  Hafens  lässt  sich 
meist  von  Eisbrechern  bewältigen.  Hinsichtlich  des 
Handelswertes  wurde  Hamburg  also  nächst  London 
der  bedeutendste  Hafenplatz  der  Erde,  der  ganze  grosse 
Staaten  (wie  Russland,  Italien,  Holland,  Belgien,  Spanien) 
durch  seine  Handelsbewegung  (übei  7600  Mill.  M, 
wovon  4400  Mill.  auf  dem  Seewege)  übertrifft  und  der 
im  Umfang  des  Seeverkehrs  (1903:  18,4  Mill.  T.  oder 
über  26000  Schiffe),  ebenso  wie  des  Stromverkehrs 
(13,4  Mill.  T.  oder  38000  Fahrzeuge)  ebenfalls  mit  Lon- 
don und  New-Vork  wetteifert. 

Die  regsten  Verbindungen  unterhält  Hamburg  mit 
England,  der  Union,  Brasilien,  Argentinien,  Westindien, 
den  atlantischen  und  Mittelmeerhäfen  Europas,  West- 
Afrika  und  Süd-  und  Ostasien.  Die  wichtigsten  Ein- 
fuhrgegenstände sind:  Webstoffe  und  Webwaren,  Kaffee, 
Tabak,  Getreide,  Petroleum,  Leder,  Felle  und  Häute, 
Holz,  Wein,  Zucker,  Steinkohlen;  Ausfuhrgegenstände: 
Gewebe,  Maschinen,  Zucker,  Alkohol  und  Spirituosen, 
Chemikalien,  Fleisch  und  Schlachtvieh,  Flachs,  Butter, 
Zigarren.  Sehr  wichtig  ist  Hamburg  auch  als  Aus- 
wandererhafen. Etwa  54  7o  der  deutschen  Handels- 
flotte (1,2  Mill.  T.)  gehören  Hamburger  Kaufherren, 
und  die  Hamburg-Amerikanische  Paketfahrt-Gesellschaft 


(s.  S.  78  ff.)  ist  die  grösste  Dampfschiffahrtsgesellschaft 
der  Erde.  Zahlreiche  Banken  und  Versicherungsgesell- 
schaften haben  in  der  Stadt  ihren  Sitz.  Die  Industrie 
ist  besonders  hervorragend  im  Schiffsbau  (Blohm  &  Voss). 
Kuxhaven,  an  der  Eibmündung,  ist  bei  Ebbe  und  Winter- 
eis wichtig  als  sein  Vorhafen.  Bremen  (201000  E.)> 
zu  beiden  Seiten  der  Weser,  80  km  von  deren  Mün- 
dung, ist  auch  nach  der  künstlichen  Vertiefung  des 
Flusses  nur  für  3  m  tiefgehende  Seeschiffe  nahbar. 
Als  Hansastadt  den  Handel  des  europäischen  Nordens 
beherrschend,  geriet  es  später  in  argen  Verfall,  und 
erst  seit  der  Begründung  von  Bremerhaven  (1830),, 
an  der  Wesermündung,  das  den  grössten  Seeschiffen 
zugänglich  ist,  nimmt  es  im  Welthandel  wieder  eine  der 
hervorragendsten  Stellen  ein,  einschliesslich  Bremer- 
haven mit  5,1  Mill.  T.  Schiffsverkehr,  vor  allem  in 
Baumwolle,  Wolle,  Tabak,  Petroleum,  Reis,  Kaffee,  Tee 
und  Getreide  und  im  Verkehr  mit  Nordamerika  und 
Ostasien. 

Das  Königreich  Bayern  (76000  qkm  und 
6,2  Mill.  E.),  umfasst  ausser  der  Oberdeutschen 
Hochfläche  Teile  des  Juragebirges,  der  Böh- 
mischen Randgebirge  und  der  Alpen,  während 
die  Rheinpfalz  seine  grosse,  an  Haardt  und 
in  der  Rheinebene  gelegene  Exklave  ist.  Die 
kleinere  Nordwesthälfte  des  Hauptlandes  ge- 
hört zum  Rheingebiete,  die  grössere  Südost- 
hälfte zum  Donaugebiete.  Umfangreich  ist 
sein  Getreide-,  Wald-  und  Weinbau  und  seine 
Rinderzucht.  Die  fehlenden  Kohlen  werden 
z.  T.  durch  ausgiebige  Wasserkraft  ersetzt.  Die 
Industrie  ist  hervorragend  in  Bier,  Kurzwaren» 
Glas  und  elektrischen  Apparaten. 

München  (1905  ca.  562000  E.),  an  der  unschiff- 
baren Isar,  blühte  erst  durch  die  künstlichen  Land-  und 
Schienenwege  (Brennerbahn)  zur  bedeutendsten  Han- 
dels- und  Industriestadt  des  deutschen  Südostens  em- 
por, begünstigt  durch  die  Lage  in  einem  Brennpunkte 
der  elliptisch  gestalteten  Bayrischen  Hochfläche  und 
in  der  Nachbarschaft  der  reichsten  Ackergegend  Bayerns 
sowie  an  der  Hauptstrasse  aus  dem  Kornlande  Öster- 
reich-Ungarn in  das  ,, Hungerland"  Schweiz  (als  ein 
Hauptsitz  des  Getreidehandels).  Berühmt  ist  seine 
Bierijrauerei  (25  grosse  Betriebe)  und  seine  Industrie  in 
physikalischen  Instrumenten,  Porzellan  und  Kunslsachen. 
Regensburg  und  Passau  sind  die  wichtigsten  Do- 
nauhäfen; Hof,  an  der  Talpforte  zwischen  Thüringer- 
wald und  Fichtelgebirge,  ist  Eisenbahnknoten;  ähnlich 
auch  Bamberg,  an  der  Mündung  der  Regnitz  (des 
Ludwigskanals)  in  den  Main,  und  Würzburg  (81000, 
E.),  der  eigentliche  Hauptplatz  des  Maintales.  Nürn- 
berg (308  000  E.),  an  der  Pegnitz  und  an  der  Stelle, 
wo  sich  das  Main-Regnitztal  am  stärksten  dem  Donau- 
strome nähert,  war  bereits  während  der  Blütezeit  der 
italienischen  Handelsrepubliken  hervorragend  und  voll 
von  Erfindungsgeist  und  Gewerbefleiss.  Im  Zeitalter 
der  Eisenbahnen  ist  es  neben  München  die  bedeutendste 
Handelsstadt  Bayerns  geblieben,  besonders  im  Geld- 
verkehr,  in  Kolonialwaren  und  in  Feldfrüchten  (erster 
Weltmarkt  in  Hopfen).  Fürth  (59  000  E.),  an  der 
Regnitz  und  Pegnitz  und  am  Ludwigskanale,  ist  ge- 
wissermassen  sein  Industrievorort.  Augsburg  (94  000 
E.),  an  Lech  und  Wertach  und  vor  dem  Splügen  und 
Brenner,  war  während  des  Mittelalters  Hauptstapelplatz; 
für    die  aus  Venedig  und   Genua  kommenden   Waren.. 
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Einen  grossen  Teil  der  italienischen  Handelsbeziehungen 
aus  der  Glanzzeit  der  Fugger,  Welser  und  Peutinger 
hat  es  auch  erhalten,  und  nächst  München  und  Nürn- 
berg ist  es  der  wichtigste  bayerische  Eisenbahnknoten- 
punkt. Die  Wasserkräfte  seiner  Flüsse  begünstigen 
seine  Industrie  in  Baumwolle,  Lein,  Wolle  und  Ma- 
schinen. In  der  Rheinpfalz  (,, Rheinbayern")  ist  Speyer, 
mehr  noch  aber  das  junge  Ludwigshafen  (74  000  E.) 
bedeutend  als  Rheinhafen,  letzteres  mit  1,8  Mill.  T. 
Schiffsverkehr,  und  gleich  Kaiserslautern  (54  000  E.), 
in  der  Mitte  der  Rheinpfalz,  ein  namhafter  Industriesitz. 

Das  Königreich  Württemberg  (1 9500  qkm 

und  2170000  E.)  umschliesst  ausser  dem 
Schwäbischen  Jura  Teile  des  Fränkischen  Stufen- 
landes und  der  Bayrischen  Hochebene.  Die 
grössere  und  produktivere  Hälfte  gehört  dem 
Rheingebiete,  die  kleinere  dem  Donaugebiete 
an.  Acker-,  Garten-  und  Weinbau  sowie  Salz- 
bergbau und  Holz-,  Metall-  und  Webindustrie 
sind  bedeutend.  Das  Eisenbahnnetz  ist  dichter 
als  in  Preussen  und  Bayern. 

Die  schön  gelegene  Hauptstadt  Stuttgart  (225  000 
E.),  in  gartenähnlich  bebautem  Talkessel  links  vom 
Neckar,  ist  wichtig  als  Eisenbahnknoten  und  Buch- 
handelssitz  sowie  durch  mannigfaltige  Industrie,  an 
der  seine  Vororte  Cannstatt  und  Esslingen  sowie 
Ludwigsburg  hervorragenden  Anteil  haben.  Heil- 
bronn ist  der  wichtigste  Neckarhafen,  Ulm,  am 
Hauptübergange  über  den  Jura  und  vor  dem  Splügen, 
Donauhafen. 

Das  Grossherzogtum  Baden  (15081  qkm 
und  1867000  E.)  nimmt  einen  grossen  Teil 
der  Oberrheinischen  Ebene  und  des  Schwarz- 
waldes ein  und  ist  mehr  Wald-,  Wein-  und 
Obst-  als  Kornland.  Bedeutend  ist  auch  sein 
Tabak-  und  Hopfenbau.  Durch  Rhein,  Neckar 
und  Bodensee  und  durch  das  dichte  Eisenbahn- 
netz sind  Handel  und  Verkehr  lebhafter  als  in 
Württemberg. 

Konstanz  ist  Bodenseehafen;  die  Universitätsstadt 
Freiljurg  (68000  E.),  am  Ausgange  des  Höllentales, 
zugleich  Buchhandels-  und  Industriesitz;  Baden-Baden 
berühmter  Kurort ;  Pforzheim  (51  000  E.)  ein  Hauptsitz 
der  Goldwarenindustrie;  Karlsruhe  (107000  E.),  her- 
vorragender Eisenbahnknoten;  Mannheim  (166 000 E.), 
durch  seine  Lage  an  der  Vereinigung  des  Neckar  und 
Rhein  einer  der  wichtigsten  Rheinhäfen,  von  dem  aus 
die  regelmässige  Dampfschiffahrt  beginnt,  mit  über 
5  Mill.  T.  Schiffsverkehr;  Heidelberg,  am  Neckar, 
alter  Universitäts-  und  Buchhandelssitz. 

Das  Grossherzogtum  Hessen  (7680  qkm 
und  1  120000  E.),  nimmt  als  ein  geographi- 
sches Anhängsel  an  Baden  den  nördlichen  Teil 
der  Oberrhein-Ebene  und  einen  Teil  des  Oden- 
waldes,  als  ein  Anhängsel  der  Provinz  Hessen- 
Nassau  das  Vogelsgebirge  und  obere  Fuldatal 
ein.  Es  ist  ein  gutes  Wald-,  Wein-,  Obst-, 
Ackerbauland.  Der  Handel  ist  lebhaft  durch 
die  Verkehrslinien  des  Rhein  und  Main  und 
der  Lahn  und  Fulda. 

Darmstadt  (74000  E.),  am  Odenwald,  ist  namhaft 
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durch  Eisenbahnkreuzungen;  Offenbach  (50000  E.), 
am  Main,  als»  eine  Art  Industrievorort  von  Frankfurt 
am  Main.  Mainz  (84000  E.),  durch  die  Vereinigung 
von  Main  und  Rhein  seit  alten  Zeiten  ein  wichtiger 
Verkehrsmittelpunkt  („Goldenes  Mainz"),  ist  besonders 
durch  Getreide-  und  Weinhandel  und  als  Schuhfabrik- 
stadt ausgezeichnet.  Andere  wichtige  Rheinhäfen  und 
Weinhandelsplätze  sind  Worms  und  Bingen. 

Das     Reichsland     Elsass  -  Lothringen 

(14500  qkm  und  1719000  E.)  nimmt  die 
Westhälfte  der  Oberen  Rheinebene,  den  Ost- 
hang des  Wasgenwaldes  und  einen  Teil  des 
Lothringischen  Stufenlandes  ein  und  ist  nicht 
bloss  ein  vorzügliches  Wald-,  Wein-,  Obst-, 
Tabak-  und  Hopfenland,  sondern  durch  starke 
Wasserkräfte  und  bequeme  Verbindungen  mit 
dem  Saarkohlenbecken  auch  ein  bedeutendes 
Industriegebiet,  vor  allem  in  Baumwolle.  Dem 
Handel  kommen  neben  den  natürlichen  Wasser- 
strassen grossartige  Kanalbauten  (Rhein-Rhone 
Kanal,  Rhein-Marne- Kanal  und  Saarkanal)  und 
ein  dichtes  Eisenbahnnetz  zu  statten. 

Mülhausen  (94000  E.),    an    der    111,    am    Rhein 
Rhone-Kanal,    vor   der  Burgundischen  Pforte  und  vor 
der  Hauptausgangspforte  der  Schweiz,  ist  wichtiger  Eisen 
bahnknoten  und  ein  Hauptsitz  der  kontinentalen  Baum 
Wollindustrie;  ähnlich  Kolmar,  ander  111.  Die  Hauptstadt 
Strassburg  (163000  E.),  an  der  111,  unweit  des  Rhein 
und  vor  dem  Zabernpasse  (vgl.  S.  563)  hat  durch  ihre' 
Strassen-  und  Bahnkreuzungen  eine  ebenso  hohe  kom 
merzielle   wie   strategische   Bedeutung   und  war  schon 
im  Mittelalter  neben  Cöln  und  Mainz  die  reichste  und 
mächtigste    Stadt    am    Rhein.     In    Lothringen    ist    die 
Festung    Metz   (58000  E.),    im    Moseltale,    der  nam- ^^ 
hafteste  Handelsplatz.  ^^1 

ß)  Das     Grossherzogtum     Luxemburg^" 

(2600  qkm  und  237  000  E.),  als  unabhängiger 
„neutraler  Staat"  zum  deutschen  Zollgebiet  ge- 
hörig und  mit  deutscher  Landessprache,  ist  in 
seinem  Anteile  am  Lothringer  Plateau  unge- 
mein reich  an  Eisenerzen  (1902:  5,1  Mill.  T.) 
und  durch  deren  Verhüttung  und  Stahlberei- 
tung ausgezeichnet.  Eisenbahnen  gibt  es 
525  km,  Telegraphen  1100  km. 

Die  Hauptstadt  Luxemburg  ist  wichtig  als  Bahnknoten. 

7)  Das  Königreich  Belgien  (29455  qkm 
und  7  Mill.  E.)  hat  die  grösste  Volksdichtig- 
keit (231  auf  den  qkm)  unter  den  europäi- 
schen Staaten  und  ist  nach  Lage,  Bodenbil- 
dung, Klima,  Bevölkerung  und  Wirtschafts- 
verhältnissen einÜbergangsland  und  Durch- 
gangsgebiet zwischen  Frankreich  und  Deutsch- 
land sowie  zwischen  dem  kontinentalen  Europa 
und  England. 

Ausser  dem  bedeutenden  Transitverkehr  dankt 
es  dieser  Lage  einen  lebhaften  Abfiuss  seiner  eigenen 
Produktion,  und  durch  die  wechselseitige  Eifersucht 
seiner  grossen  Nachbarn  erfreut  es  sich  einer  ,, ewigen 
Neutralität".  Mit  Holland  steht  es  ebenfalls  in  engster 
geographischer  Verbindung.   Bei  1500  km  Landesgrenze 
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nur  mit  70  km  Küste  ausgestattet,  besitzt  es  doch  einen 
vorzüglichen,  durch  Kunstbauten  vervollkommneten  See- 
hafen in  der  Scheidemündung  (Antwerpen). 

Der  N.-W.  ist  flaches  Geschiebemergelland 
und,  abgesehen  von  ausgedehnten  Flugsand- 
strecken (Kampine),  zur  Ackerkultur  gut  ge- 
eignet. Der  S.-O.  enthält  in  den  devonischen 
und  karbonischen  Schichten  des  Venu  und 
der  Ardennen  mächtige  Eisen-  und  Zinkerz- 
lager und  macht  Belgien  zu  einem  Bergbau- 
und  Industriegebiet  ersten  Ranges. 

Die  Hauptflüsse  (Scheide  mit  Lys,  Rüpel 
und  Senne,  und  Maas  mit  Sambre)  sind  durch 
schwaches  Gefäll  und  ziemlich  gleichmässige 
Wasserführung  gute  Binnenschiffahrtsstrassen. 

Die  Bevölkerung  ist  in  Flamen  (3,5  Mill.) 
und  Wallonen  (3  Mill.)  gespalten.  Die  Regie- 
rungssprache ist  das  Französische. 

Das  vorwiegend  Ackerbau  treibende  Flämentum 
vertritt  den  strengen  Katholizismus,  das  industriöse 
Wallonentum  die  religiöse  Aufklärung. 

Die  Ackerfläche  (43°|o  des  Bodens)  wird 
sehr  intensiv  bearbeitet  (Spatenkultur),  die  Ge- 
treideernte (4,4  Mill.  dz.  Weizen,  5,7  Mill.  dz. 
Roggen  und  6,6  Mill.  dz.  Hafer)  macht  aber 
eine  Zufuhr  für  mehr  als  120  Tage  nötig. 
Flachs-  und  Zuckerrübenbau  sind  bedeutend, 
desgleichen  Blumenzucht,  Obst-  und  Weinbau 
(bei  Lüttich).  Der  Wald  (18  «/o  der  Fläche) 
ist  am  dichtesten  in  den  Gebirgsprovinzen. 
Die  Viehzucht  (1,6  Mill.  Rinder,  250000  Pferde) 
erinnert  in  Flandern  und  Limburg  stark  an 
Holland.  In  der  Kampine  ist  die  Bienenzucht 
bedeutend.  Gewaltig  ist  aber  namentlich  der 
Bergbau  auf  Kohlen  (23  Mill.  T.),  Eisen  (1  Mill. 
T.)  und  Zink. 

Unter  den  Industriezweigen  steht  die 
Metall-  und  Maschinenindustrie  (in  Lüttich) 
obenan,  demnächst  die  Glasbereitung,  die  durch 
den  Quarzsand  und  Schiefer  der  Ardennen 
begünstigt  wird  (in  Charleroi),  Leinenindustrie 
(in  Flandern  und  Brabant),  Spitzenklöppelei, 
mit  150000  weiblichen  Arbeitern  (in  Brüssel, 
Mecheln),  Wollindustrie  (in  Verviers),  Baum- 
wollindustrie, mit  800000  Spindeln  (in  Gent 
und  Brügge),  Lederindustrie  (in  Lüttich)  und 
Strohflechterei  (bei  Lüttich).  Das  Eisenbahn- 
netz ist  dichter  als  irgendwo  sonst  (4600  km); 
ähnlich  das  Telegraphennetz  (6600  km)  sowie 
die  Zahl  der  Fernsprechstellen  (19000)  und 
Postsendungen  (550  Mill.).  Kanäle  (900  km) 
und  Landstrassen  sind  vorzüglich.  Der  Aussen- 
handel  bewertete  sich  1902  auf  1,9  Milliarden  M 
Einfuhr  und  1,4  Milliarden  M  Ausfuhr  und 
richtete  sich  vor  allem  nach  Frankreich  (15'^/o 
der  Einfuhr  und  19<^/o  der  Ausfuhr),  Deutsch- 
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land(13o/o  der  Einfuhr  und  22o/o  der  Ausfuhr), 
England  (12%  der  Einfuhr  und  17°|o  der  Aus- 
fuhr), Holland  (8%  der  Einfuhr  und  11%  der 
Ausfuhr),  den  Vereinigten  Staaten  (lO'^lo  der  Ein- 
fuhr und  4,5  °|o  der  Ausfuhr).  Der  Transit- 
verkehr geht  vorwiegend  nach  Deutschland. 
Die  Handelsflotte  ist  klein  (110000  T.),  und 
der  grossartige  Seeverkehr  (22  Mill.  T.)  wird 
vorwiegend  durch  deutsche  und  englische 
Schiffe  vermittelt. 

Brüssel  (1903:  585  000  E.),  an  der  schiffbaren 
Senne  und  nahe  der  Landesmitte  sowie  auf  der  Grenz- 
scheide zwischen  Bergland  und  Niederung  und  zwischen 
den  beiden  Nationalitäten,  ist  von  alters  her  ein  Haupt- 
stapelplatz zwischen  Flandern  und  dem  Rheinland  so- 
wie zwischen  Hennegau  und  Antwerpen  gewesen  und 
hat  als  Eisenbahnknoten  und  Seehafenplatz  (durch  den 
Willebroekskanal)  seine  Bedeutung  ausserordentlich  ge- 
steigert. Loewen  ist  durch  Getreidehandel,  Tienen 
(Tiriemont)  durch  Wollhandel  und  Wollindustrie  nam- 
haft. Antwerpen  (287000  E.)  erlangte  seine  Blüte 
erst,  als  die  Westerschelde  im  15.  Jh.  durch  einen 
Meereseinbruch  tiefes  Fahrwasser  erhielt  (bei  Flut  13 
ni),  und  als  es  von  Napoleon  I.,  der  zur  Vernichtung 
des  englischen  Handels  ,,ein  kontinentales  London" 
schaffen  wollte,  mit  grossen  Docks  ausgestattet  wurde. 
Ausser  für  den  belgischen  Eigenhandel  ist  es  nament- 
lich für  den  deutschen  Transit  und  die  deutsche  Aus- 
wanderung von  höchster  Wichtigkeit  (Schiffahrtsbewe- 
gung 17  Mill.  T.).  Mecheln  (58000  E.)  und  Brügge 
treiben  Spitzenklöppelei  (pointe  de  Malines)  und  Teppich- 
wet)erei;  Gent  (163  000  E.\  an  der  Scheide  und  Lys 
und  durch  einen  Kanal  in  unmittelbarer  Verbindung 
mit  dem  Meere,  Baumwoll-  und  Leinweberei ;  O  s  t  e  n  d  e, 
an  der  offenen  Nordsee,  mit  einem  guten  Kunsthafen, 
Seehandel  besonders  im  Verkehr  mit  England.  Haupt- 
plätze des  wallonischen  Industriegebietes  sind  Bergen 
(Mons),  mit  seinem  Steinkohlenbergbau;  Charleroi, 
an  der  Sambre,  und  Jumet  mit  ihrer  Glas-  und  Spiegel- 
fabrikation; vor  allem  aber  Lütt  ich  (166000  E  ),  an 
der  Maas  und  Ourthe,  das  den  alten  Verkehrsmittelpunkt 
des  südöstlichen  Belgien  bildet  und  durch  seine  Kohlen-, 
Eisen-  und  Zinkgruben  geradeso  wie  Seraing  durch 
gewaltige  Metall-  und  Maschinenindustrie  ausgezeichnet 
ist  (John  Cockerill).  Verviers,  im  industriösen  Ves- 
dretale,  das  die  Hauptstrasse  nach  Deutschland  bildet, 
ist  Webindustriestadt. 

6)  Das  Königreich  Holland,  33000  qkm 
und  5,4  Mill.  E.  (155  auf  ein  qkm),  ist  nach 
Lage  und  Natur  eine  westtiche  Fortsetzung 
von  Norddeutschland.  Die  Grenzsümpfe  (s. 
S.  570),  die  durch  Entwässerungskanäle  und 
durch  Moorkolonien  im  Schwinden  begriffen 
sind,  haben  es  nicht  verhindert,  dass  Holland 
grossenteils  von  demselben  friesischen  Volks- 
stamme bewohnt  wird,  wie  die  deutschen 
Küstenländer.  Als  Deltaland  des  Rheins  wird  es 
durch  diesen  grossen  Schiffahrtsstrom  wie 
durch  ein  unzerreissbares  Band  an  seinem 
grossen  Hinterlande  festgehalten  und  in  seinen 
wirtschaftlichen  Interessen  an  dasselbe  gewie- 
sen.    Zu    Belgien    steht   es  durch  Maas    und 
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Scheide  ebenfalls  in  engen  Verkehrsbeziehun- 
gen. Nicht  minder  ist  es  aber  durch  die 
Nordsee  auf  England  hingewiesen.  Der  Was- 
sergrenze (750  km)  hält  die  Landgrenze  un- 
gefähr das  Gleichgewicht,  so  dass  Holland  im 
Gegensatz  zu  Belgien  ein  sehr  maritimer  Staat 
ist,  dessen  Interessen  ganz  wesentlich  im  Meere 
und  jenseits  des  Meeres  liegen.  Im  Zusam- 
menhange damit  besitzt  es  auch  ein  sehr  be- 
deutendes Kolonialreich  (2  Mill.  qkm  und  32 
Mill.  E.).  Seine  Dünenküste  ist  zwar  an 
den  meisten  Stellen  schwer  zugänglich,  bietet 
aber  im  Y,  sowie  in  der  Maas-  (eigentlich 
Rhein-)  und  Scheidemündung  gute  Zugänge 
und  Häfen.  Übrigens  hat  die  Natur  des  Lan- 
des die  Holländer  auch  zu  den  geschicktesten 
Wasserbau  meistern  der  Welt  erzogen,  die  gross- 
artige Kanal-  und  Hafenbauten  auszuführen 
und  üble  Eigenschaften  ihrer  Küste  künstlich 
zu  beseitigen  verstanden. 

Holland  ist  das  ausgeprägteste  Flach- 
land Europas,  teils  (ÖO^)  sandiges  Diluvial- 
land, teils  (40''/o)  noch  jüngeres  Schwemm- 
land, und  streckenweise  tiefer  gelegen  als  der 
Meeresspiegel  (bis  — 5  m),  so  dass  es  nur 
durch  Dünen  und  Dämme  (Deiche)  vor  Über- 
flutung bewahrt  wird.  Früher  richteten  Sturm- 
fluten in  den  tiefer  gelegenen  Gegenden  wie- 
derholt furchtbare  Verwüstungen  an,  undZuider- 
see,  Lauwersee,  Dollart  und  Biesbosch  sind  im 
12.  und  13.  Jahrhundert  dadurch  entstanden. 
Allmählich  haben  die  Holländer  aber  das  Meer 
durch  Faschinen  und  Deiche  in  seine  Schran- 
ken gewiesen. 

Die  Flüsse  haben  wenig  oder  gar  'kein 
Gefäll.  Ihr  Überschwemmungs-  und  Sicker- 
wassermuss  daher  durch  Kanäle,  Schöpf  räder  und 
Windmühlen  beständig  in  das  Meer  getrieben 
werden.  Das  Klima  ist  feucht  und  reich  an 
Nebeln.  Die  Rheinmündungsarme  (Waal,  Lek, 
Krumner  und  Alter  Rhein,  Amstel,  Vechte  und 
Yssel)  bilden  vorzügliche  Binnenschiff- 
fahrtsstrassen,  mit  grosser  Wasserfülle,  und 
auch  die  Entwässerungskanäle  dienen  der  Schiff- 
fahrt. Beim  Landstrassen-  und  Eisenbahnbau 
mussten  aber  mächtige  Ströme  und  zahllose 
Kanäle  überbrückt,  oder  erst  fester  Boden  dazu 
geschaffen  werden,  während  als  Baumaterialien 
meist  nur  Lehm  und  Holz  zur  Verfügung 
standen.  Felsboden  und  Steinbrüche  gibt  es 
nur  im  S.-O. 

Drei  verwandte  niederdeutsche  Stämme  — 
Friesen,  Bataver  und  Flamen  —  bilden  das 
holländische  Volk,  das  einen  ausgeprägten 
Nationalcharakter  und  eine  gemeinsame  Schrift- 


sprache besitzt.  Protestanten  machen  64 7o, 
Katholiken  36"/o  aus.  Ein  wichtiges  Element 
bilden  auch  100  000  Juden  (meist  aus  Portugal). 

Der  holländische  Ackerbau  (auf  27''/o  der 
Landfläche,  vorwiegend  Roggen  und  Hafer) 
deckt  den  Brotbedarf  der  Bevölkerung  noch 
weniger  als  der  belgische,  und  die  Zahl  der 
„Hungeriage"  beträgt  gegen   150. 

Wald  bedeckt  nur  8^/«  der  Fläche.  Sehr 
bedeutend  sind  aber  Blumen-,  Zierpflan- 
zen- und  Obstkultur  sowie  Wiesen-  und 
Weidenutzung  (38"/J  und  Viehzucht  (1,65 
Mill.  Rinder,  0,3  Mill.  Pferde,  0,9  Mill. 
Schafe,  1,4  Mill.  Schweine).  An  der  See- 
fischerei, besonders  am  Heringsfang,  nimmt 
Holland  starken  Anteil.  Bedeutend  ist  auch 
die  seeländische  Austernzucht.  Die  wenigen 
nutzbaren  Mineralien  finden  umfassendste  Ver- 
wendung: Torf  in  Lokomotiven  und  Fabriken, 
Lehm  zu  Bau-  und  Pflastersteinen  (Klinkers), 
Ton  zu  berühmten  Töpferwaren  und  Pfeifen. 
Nur  bei  Maastricht  gibt  esSteinkohle  (0,4  Mill.T.). 

Der  Industrie  fehlen  Wasserkräfte,  Kohle 
und  Eisen.  Selbst  der  Schiffsbau  ist  daher 
anderweit  überflügelt,  während  Leinen-  und 
Baumwollindustrie  (0,3  Mill.  Spindeln)  nur 
im  S.-O.  (bei  Enschede)  und  Diamantenschlei- 
ferei in  Amsterdam  blüht,  bei  Rotterdam  aber 
—  in  Anlehnung  an  die  Kolonien  —  Zucker-, 
Likör-  und  Zigarrenfabrikation. 

Die  holländische  Handelsbewegung 
(1903:  7,2  Milliarden  M,  wovon  3,9  Einfuhr) 
richtete  sich  vor  allen  Dingen  auf  Deutsch- 
land (48 "/o  der  Ausfuhr  und  24  "/o  der  Ein- 
fuhr), Grossbritannien  (23"/(,  der  Ausfuhr  und 
11  »/o  der  Einfuhr),  Belgien  (ll"/,,  der  Ausfuhr 
und  10°/o  der  Einfuhr),  Niederländisch-Ost- 
indien  (12°/„  der  Einfuhr  und  3"/,)  der  Aus- 
fuhr) und  die  Union  (lO"/,,  der  Einfuhr  und 
5»/„  der  Ausfuhr).  Das  Eisenbahn-  (2900  km) 
und  Telegraphennetz  (6800  km)  ist  fast  eben- 
so dicht  wie  in  Deutschland,  und  Postsendun- 
gen gab  es  1902:  385  Mill.  Die  Deiche  die- 
nen zugleich  als  Landstrassen,  Flussarme  und 
Entwässerungskanäle  aber  als  wichtige  Binnen- 
verkehrsstrassen. 

In  Utrecht,  Gouda,  Haarlem  landen  alljährlich  über 
30000  Boote  (Trekschuiten),  und  auf  dem  Rhein  be- 
trägt der  Güterverkehr  an  der  deutschen  Grenze  bei 
Emmerich  rund  20  Mül.  Tonnen. 

Im  Seehandel,  der  die  Hauptgrundlage 
des  Nationalwohlstandes  bildet,  verkehrten  in 
den  holländischen  Häfen  1903:  18,4  Mill.  T. 
Die    eigene    Handelsflotte  hält  350000  T. 

Kaffee,  Zucker,  Reis,  Indigo,  Viehzuchtprodukte,  Me- 
tall- und  Webwaren  sind  die  wichtigsten  Ausfuhr-,  Ge- 


Europa. 


579 


treide,    Kolonialwaren,    Steinkohle,    Holz,    Manufakte 
und  Metalle  die  wichtigsten  Einfuhrgegenstände. 

Die  Hauptstadt  Amsterdam  (1904:  547000  E.),  die 
an  einer  5  m  tiefen  Seitenbucht  des  Zuidersee  (dem  Y) 
auf  90  sumpfigen  Inseln  und  künstlich  geschaffenem  Bau- 
grunde steht,  erlangte  ihre  Handelsblüte  (im  17.  Jahr- 
hundert als  Beherrscherin  des  Welthandels!)  während 
der  holländischen  Befreiungskämpfe.  Durch  künstliche 
Zugangsstrassen  (Nordholländischen  Kanal  und  Nord- 
seekanal) hat  sie  einen  guten  Teil  ihrer  Bedeutung 
auch  im  Zeitalter  der  tiefgehenden  Schiffe  erhalten. 
Besonders  ist  der  Verkehr  (3  Mill.  T)  mit  den  Kolonien 
und  Nord-  und  Ostseehäfen  noch  in  ihrer  Hand.  Der 
Lastverkehr  innerhalb  der  Stadt  findet  grösstenteils  auf 
den  „Grachten"  (Kanälen,  die  Amsterdam  zu  einem 
halben  Venedig  machen)  statt.  Sonst  sind  bemerkens- 
wert: Haar  lern  1 69  000  E.)  als  die  bedeutendste  Blu- 
menzüchterstadt Europas;  der  Regierungssitz  Haag 
oder  s'Gravenhage  (230  000  E.)  als  Konsumtionsherd; 
Leyden  (55  000  E.)  als  Universitätsstadt  und  Buch- 
handelssitz; Delft  als  Tonwarenfabrikplatz ;  Rotter- 
dam (357000  E.)  als  erfolgreiche  Rivalin  der  Haupt- 
stadt, dadieHauptmündungdes  Rheins  (die,, Neue  Maas"), 
an  der  es  Hegt,  durch  Regulierung  den  grössten  See- 
schiffen zugänglich  ist,  und  es  ausser  dem  Rheinhandel 
den  grössten  Teil  des  englischen  und  amerikanischen 
Handels  beherrscht  (Schiffsverkehr  12  Mill.  T.);  Dord- 
recht  als  Holz-  und  Weinhandelsplatz;  Vlissingen, 
mit  gutem  Kunsthafen,  als  Überfahrtsort  nach  England; 
Maastricht  als  Maashafen  und  Maasübergang;  Venlo 
als  Grenzhandelsplatz. 

fc)  Die  Schweiz.  Die  Schweiz,  41 469  qkm 
und  3,3  Mill.  E.,  also  mit  einer  Volksdichtig- 
keit von  80,  entspricht  in  ihrer  Polhöhe  Süd- 
Österreich  und  Mittel-Frankreich,  und  ist  neben 
Serbien  der  einzige  selbständige  Staat  Euro- 
pas ohne  Meeresküste.  Für  den  Landverkehr 
ist  die  Schweiz  ein  wichtiges  Durchgangsland. 

Von  Österreich  und  Italien,  sowie  z.  T.  auch  von 
Frankreich  durch  hohe  Alpenketten  getrennt,  boten  sich 
der  Anlage  von  Strassen  und  Eisenbahnen  nach  O.  und 
S.  freilich  unsägliche  Schwierigkeiten.  Nach  Österreich 
hin  ermöglichen  ausser  dem  Arlbergpass  besonders  der 
Fluela-,  Albula-  und  Julierpass,  nach  Italien  ausser  dem 
Gotthard  und  Simplon  der  Bernina-,  Maloggia-,  Splü- 
gen-,  St.  Bernhardin-,  Lukmanier  und  St.  Bernhards- 
pass,  nach  Frankreich  (Savoyen)  der  Col  de  Balme  und 
Col  de  Trient  die  Verbindung.  Im  übrigen  trennen 
die  Schweiz  Parallelketten  des  Jura  von  Frankreich. 
Hier  bilden  die  besten  Übergänge  das  Rhonetal  mit 
der  Felsenenge  des  Fort  de  l'Ecluse  (Perte  du  Rhone), 
der  Col  de  la  Faucille,  der  Pass  von  Valorbe,  der  Pass 
von  Valtravers,  der  Pass  des  Mont  Terrible  und  die 
Burgundische  Pforte.  Am  freiesten  ist  die  Verbindung 
der  Schweiz  mit  Deutschland,  in  welcher  Richtung  Rhein 
und  Bodensee  mehr  Bindeglieder  als  trennende  Schran- 
ken sind,  während  zugleich  6670  von  der  Landfläche 
in  das  Rheingebiet  fallen.  Die  Interessen  des  Staates 
sind  daher  am  engsten  mit  den  deutschen  verflochten. 

Da  reichlich  60%  des  Landes  dem  Alpen- 
gebirge angehören,  erscheint  die  Schweiz  als 
Alpenland  schlechthin,  der  Produktion  und 
dem  Verkehrsleben  sind  dadurch  aber  auch  im 
Innern  gewaltige  Schwierigkeiten  bereitet.  In 
den    Hochalpen    sind    die   Matten    mit  ihren 


Rinder-  und  Ziegenherden  und  ihrem  Jagd- 
wild (Gemsen)  fast  die  einzigen  produktiven 
Stellen.  Der  Verkehr  wird  nur  durch  wenige 
Haupttäler  (der  Rhone,  des  Rheins,  der  Aar, 
der  Reuss,  des  Ticino)  begünstigt,  während 
die  Passübergänge  (Furka-,  Oberalp-,  Qrimsel-, 
Gemmipass  u.  a.)  nur  teilweise  mit  Kunst- 
strassen ausgestattet  werden  konnten.  —  Die 
Voralpen  sind  wegsamer  und  lassen  neben 
Viehzucht  auch  Forstkultur,  Obst-  und  Wein- 
bau und  Industrie  betreiben,  während  der  Ver- 
kehr in  ihnen  durch  zahlreichere  bequeme 
Flusstäler  und  langgestreckte  Seen  (Genfer, 
Thuner  und  Brienzer,  Vierwaldstätter,  Züricher 
See  und  Bodensee)  leichter  ist,  der  Strassen- 
und  Eisenbahnbau  aber  in  vielen  Fällen  auch 
hier  ungeheure  Anstrengungen  erforderte  (Axen- 
strasse  am  Vierwaldstätter  See,  Brünigstrasse 
von  Sarnen  nach  Brienz).  Die  eigentlichen 
Kulturgebiete  liegen  auf  der  Schweizer  Hoch- 
ebene und  in  den  Tälern  des  Juragebirges, 
wenn  letzteres  auch  keineswegs  ohne  grosse 
Verkehrsschwierigkeiten  ist  (Hauenstein  Tunnel). 
Die  Bodengestalt  ist  auch  ein  Hauptgrund 
der  Zerstückelung  der  Schweiz  in  22  kleine 
Einzelstaaten  (Kantone). 

Das  Klima  bietet  der  Höhenlage  nach  alle 
Abstufungen  von  der  subtropischen  Tempera- 
tur bis  zur  Kälte  des  Nordpols.  Am  Luganer 
See  gedeihen  Oliven  und  Zitronen,  während 
die  Alpengipfel  in  Eis  starren.  Auch  der 
Reichtum  an  Regen  und  Schnee,  der  im  all- 
gemeinen sehr  gross  ist,  wechselt  mit  der 
Höhen-  und  Gehängelage. 

Die  wasserreichen  Ströme  (Rhein  mit  Aar, 
Rhone,  Ticino  und  Inn)  leisten  dem  Verkehr 
im  allgemeinen  nur  durch  ihre  Täler  und  durch 
die  Seen,  zu  denen  sie  sich  erweitern,  Vorschub. 

Von  der  Bevölkerung  bilden  die  Deutschen 
71  "/o,  die  Franzosen  22*'/g,  die  Italiener  (im 
Kanton  Tessin)  reichlich  5"/(,  und  die  Räto- 
Germanen  (in  Graubünden)  l°/o.  Dem  Be- 
kenntnis nach  sind  60  %  Reformierte  und  40°/u 
Katholiken,  letztere  besonders  in  den  Hochge- 
birgskantonen. 

Das  Post-,  Telegraphen-  und  Zoll-  sowie 
das  Münz-,  Mass-  und  Gewichtswesen  ist 
für  die  22  Kantone  einheitlich  geregelt  und 
untersteht,  ebenso  wie  das  Verteidigungswesen 
und  die  äusseren  Staatsangelegenheiten  der 
Bundesversammlung  in  Bern.  Kaum  17 ^lo  des 
Bodens  ist  Ackerland,  36"/,,  aber  Wiese  und 
Weide,  und  die  Getreideproduktion  (2,5  Mill.  dz 
Weizen)  deckt  den  Brotbedarf  der  Bevölkerung 
nicht  zur  Hälfte,  der  Rinderbestand  (1,3  Mill.)  ge- 
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stattet  dagegen  starke  Ausfuhr(für30Mill.  M  Käse), 
besonders  aus  Freiburg  (Greyerzer),  Emmental, 
Maderanertal.  Auch  die  Ziegenzucht  ist  bedeutend, 
der  Pferdebestand  (130000)  dagegen  schwach. 
Der  Weinbau  ist  umfangreich  am  Genfer-  und 
Neuenburger  See  (1,5  Mill.  hl),ähnHch  dieObst- 
und  in  Tessin  sogar  die  Oliven-  und  Seiden- 
raupeni<ultur.  —  Die  Wälder  (lO^/o  der  Fläche) 
tragen  wenig  zur  Ausfuhr  bei.  An  Mineralien  wird 
bei  Schweizerhall,  Rheinfelden  und  im  Rhone- 
tal Salz  gefördert.  Die  schweizer  Industrie  wird 
besonders  durch  die  grosse  Fülle  starker  und 
beständiger  Wasserkräfte  gefördert  und  ist 
hervorragend  in  Baumwolle  (1,8  Mill.  Spindeln), 
Seide  und  Uhren,  ansehnlich  aber  auch  in  Ma- 
schinen, Holz-  und  Strohwaren,  Stickerei  und 
Lein-  und  Wollweberei. 

Der  sehr  bedeutende  Aussenhandel  (900 
Mill.  M  Einfuhr  gegenüber  700  Mill.  M  Aus- 
fuhr) geht  vor  allem  nach  Deutschland  (30 "/o 
der  Einfuhr  und  über  22^/0  der  Ausfuhr),  Frank- 
reich (18^/o  der  Einfuhr  und  12,5\  der  Aus- 
fuhr), Italien  (15  %  der  Einfuhr  und  5,5«/o 
der  Ausfuhr),  demnächst  nach  England  und 
der  Union. 

Haupteinfuhrartikel  sind:  Nahrungsmittel,  Rohstoffe 
und  Kolonialwaren;  Hauptausfuhrartikel:  Erzeugnisse 
der  Industrie  und  der  Viehzucht. 

In  der  Dichte  des  Eisenbahnnetzes  folgt  die  Schweiz  trotz 
der  ungeheurenOeländeschwierigkeiten  unmittelbar  hinter 
Belgien  und  Grossbritannien  (3900  km).  Telegraphen- 
linien gibt  es  8900  km,  jährliche  Postsendungen  450  Mill. 

Eine  besondere  Quelle  des  Nationalreichtums  liegt 
in  dem  gewaltigen  Fremdenverkehr.  Die  Kunststrassen 
sind  auch  im  Hochgebirge  vorzüglich.  Auf  allen  grös- 
seren Alpenseen  besteht  Dampfschiffsverkehr. 

Das  alte  Basel  (1904:  121000  E.),  an  dem  grossen 
Rheinknie  und  vor  der  „Burgundischen  Pforte",  ist  be- 
deutend durch  Industrie  und  Speditionshandel;  Romans- 
horn  und  Rorschach  als  Bodenseehäfen;  St.  Gallen 
(50000  E.)  als  Hauptsitz  der  Weisswarenindustrie  und 
Stickerei;  Lausanne  (51000  E.)  am  Genfer  See,  sowie 
G  e  n  f  (11 1  000  E.),  am  Austritt  der  Rhone  aus  diesem  See 
und  an  der  Hauptpforte  nach  Südfrankreich,  als  Frem- 
denstädte, letzteres  aber  auch  als  Industriestadt  in  Uhren, 
Schmucksachen,  Instrumenten  und  als  Bank-  und  Spe- 
ditionsplatz; Val  Travers,  Le  Locle  und  Chaux 
de  Fonds  als  Uhrenfabrikdörfer;  Bern  (69000  E.), 
an  der  Aar  und  am  Eingange  in  das  grossartige  „Berner 
Oberland",  als  politischer  Schwerpunkt  der  Republik 
sowie  als  Strassen- und  Eisenbahnknoten ;  Interlaken, 
f^wischen  Thuner  und  BrienzerSee,  sowie  Luzern  an 
der  Reuss  und  am  Vierwaldstätter  See  und  am  Auf- 
stiege zum  Gotthardpasse,  als  Mittelpunkte  des  Frem- 
den vif  rk  eh  rs;  Zürich  (169000  F.),  am  nördlichen  Ende 
seines '  Sees  und  in  der  Vereinigung  der  Strassen  aus 
JO.^utschland  und  vom  Gotthard-,  Splügen-,  Fluela-  und 
Ar^bergpasse  als  hervorragendster  Industriesitz,  vor 
ajrem  in  Seide  und  Maschinen,  sowie  als  Haupthandels- 
piläti  in  Getreide,  Baumwolle,  Rohseide,  Wein. 

C)  Österreich-Ungarn.  Die  österreichisch- 
ungarische Monarchie  wird  in  Europa  an  Fläche 


(ohne  Bosnien  625  600  qkm)  nur  von  Russ- 
land, an  Volkszahl  (46,4  Mill.)  nur  von  Russ- 
land und  Deutschland  übertroffen,  steht  aber 
in  der  Volksdichtigkeit  (72  auf  1  qkm)  noch 
hinter  Frankreich.  Wie  Frankreich  genau  in 
der  Mitte  zwischen  Nordpol  und  Äquator  (42" 
bis  51*^  n.  Br.),  aber  viel  kontinentaler  gelegen, 
entbehrt  es  gänzlich  eine  offene  atlantische 
Küste  und  berührt  sich  auch  mit  dem  Schwarzen 
Meere  nicht,  obgleich  die  Donau  seine  wirt-j 
schaftlichen  Interessen  dorthin  weist.  Seine 
Mittelmeerküste  ist  zwar  ziemlich  ausgedehnt 
und  hafenreich  (2200  km,  d.  i.  etwa  ^5 
seiner  Grenzlinien),  nur  eine  kleine  Strecke 
kommt  aber  dem  Handel  des  Gesamtgebietes 
zugute,  und  die  Südostalpen  erschweren  den 
Verkehr  des  Binnenlandes  auch  selbst  in  der 
Richtung  nach  Triest  und  Fiume.  Übrigens 
dient  ihm  das  Mittelmeer  weit  mehr  als  eine 
Strasse  nach  dem  näheren  und  ferneren  Orient 
(durch  den  Suezkanal),  als  als  eine  Strasse  nach 
Westeuropa  und  Amerika,  weil  die  Segelschiff- 
fahrt von  Triest  nach  Gibraltar  äusserst  be- 
schwerlich und  langwierig  ist. 

Die  unmittelbaren  Nachbarstaaten  Österreich- 
Ungarns  sind  meist  weniger  mächtig,  aber  auch 
weniger  wirtschaftlich  entwickelt,  als  diejenigen 
Deutschlands. 

Am  meisten  ist  es  in  seinen  Kultur-  und  Verkehrs- 
interessen an  das  Deutsche  Reich  gewiesen,  mit  dem 
es  seine  wichtigsten  Stromgebiete  (Donau,  Elbe,  Weichsel) 
teilt,  und  durch  das  es  seine  Verbindung  mit  dem 
Atlantischen  Ozeane  suchen  muss,  während  Deutsch- 
land durch  Österreich- Ungarn  seine  gerade  Verbindung 
mit  dem  Mittelmeere  und  Schwarzen  Meere  findet.  Die 
Grenzgebirge  (Böhmerwald,  Erzgebirge,  Sudeten),  sind 
in  der  fraglichen  Richtung  unerhebhche  Verkehrshinder- 
nisse, und  wie  sich  über  sie  hinweg  eine  deutsch 
redende  Bevölkerung  über  Österreich  verbreiten  konnte, 
so  gestatten  sie  auch  eine  bequeme  Verkehrsverbindung 
(durch  35  Eisenbahnen).  Die  österreichisch  -  russische 
Grenzlinie  (1200  km)  ist  nur  für  Galizien  offen,  für 
Ungarn  sind  die  Beziehungen  zu  Russland  durch  das 
wilde  Karpathengebirge  (nur  mit  5  Eisenbahnübergängen) 
nach  Russland  schwierig.  Die  Transsüvanischen  Alpen, 
der  Grenzwall  gegen  Rumänien  (1300  km),  bieten  zahl- 
reiche Pässe,  und  eine  rumänisch  redende  Bevölkerung 
hat  beide  Seiten  inne,  aber  für  ein  höheres  Wirt- 
schaftsleben fehlt  es  auch  hier  an  genügenden  Ver- 
kehrsverbindungen (2  Eisenbahnen). 

Die  Donau,  die  den  Gebirgswall  im  Eisernen  Tore 
durchbricht,  knüpfte  die  Interessen  Österreich-Ungarns 
nur  lose  an  diejenigen  Rumäniens.  Serbien,  Türkei 
und  Montenegro  (900  km  Grenze)  sind  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  zurückgeblieben,  bilden  aber 
seit  der  Fertigstellung  der  Orientbahnen  ein  aussichts- 
reiches Handelsgebiet  für  Österreich-Ungarn. 

An  der  Grenze  gegen  Italien  (600  km)  sind  die 
Alpen  durch  die  Brennerbahn  und  die  Pontebbabahn  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  überwunden  worden  Von 
der    Schweiz    trennen     ebenfalls    mächtige    Alpenzüge 
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(ßernina,  Albula),  und  erst  durch  die  Arlbergbahn  (vgl. 
S.  561)  ist  eine  unmittelbare  Verbindung  für  den 
grösseren  Verkehr  dahin  geschaffen  worden. 

Bezüglich  der  Bodenbildung  ist  Öster- 
reich-Ungarn im  Gegensatze  zu  Deutschland 
vorwiegend  (80"/(,  der  Fläche)  Gebirgsland, 
und  vor  allem  fällt  fast  die  Hälfte  des  Alpen- 
landes, ein  grosser  Teil  des  deutschen  Mittel- 
gebirgslandes,  das  Karpathenland  und  das  bos- 
nisch-dalmatische Gebirgsland  in  sein  Gebiet. 
Gütererzeugung  und  Verkehr  stossen  so  auch 
im  Binnenlande  auf  vielfache  Schwierigkei- 
ten, und  namentlich  der  Bau  der  Alpen- 
strassen  und  Alpeneisenbahnen  forderte  sehr 
grosse  Anstrengungen.  Charakteristisch  ist  dem 
Gebiete  auch  eine  gewisse  Einheitslosigkeit 
der  Bodenbildung.  Das  Klima  bietet  eben- 
falls schroffe  und  unvermittelte  Gegensätze. 
In  Dalmatien,  dem  Küstenlande  und  Süd- 
tirol herrscht  Mittelmeerklima,  mit  regenarmen 
Sommern  und  regenreichen  Wintern,  in  den 
übrigen  Teilen  nordeuropäisches  Klima,  mit 
Regen  zu  allen  Jahreszeiten.  Nur  Südungarn 
neigt  bereits  sehr  zu  Sommertrockenheit.  Der 
grösste  Teil  des  Landes  (80%)  gehört  dem 
Entwässerungsgebiete  des  Schwarzen 
Meeres  an,  und  die  Donau  gestaltet  das  Reich 
noch  am  ehesten  zu  einer  natürlichen  Einheit 
(Donaustaat). 

Nur  gegen  8 "/,,  der  Fläche  fällt  durch  die  Elbe  dem 
Gebiete  der  Nordsee,  6  7o  durch  Oder  und  Weichsel 
dem  Gebiete  der  Ostsee,  und  6  7n  durch  Etsch,  Isonzo, 
Kerka  und  Narenta  dem  Gebiete  des  Adriatischen 
Meeres  zu. 

Noch  einheitsloser  als  der  Boden  ist  aber 
zu  Ungunsten  der  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  die  Bevölkerung. 

11,3  Mill.  Deutsche  (25  7o  der  Bevölkerung)  haben  in 
geschlossenen  Massen  die  Randgegend  Böhmens  und 
Mährens,  das  eigentliche  Österreich  und  den  grössten 
Teil  des  Alpenlandes  inne,  und  bilden  ausserdem  allent- 
halben starke  Kolonien,  besonders  in  den  grösseren 
Städten.  Die  Slaven  (gegen  21  Mill.  oder  46  "/o^  sind 
durch  die  Deutschen  und  Ungarn  in  zwei  Hauptgruppen 
getrennt:  die  Nordslaven  (Tschechen,  Mährer,  Slowaken, 
Polen  und  Ruthenen,  16  Mill.)  und  die  Südslaven  i^Slo- 
venen,  Kroaten  und  Serben  4,7  Mill  ).  Magyaren  oder 
Ungarn  (8,75  Mill.  oder  197„)  haben  den  grössten 
Teil  der  Donauebenen  inne,  Rumänen  [3  Mill.)  das 
Siebenbürgische  Hochland,  Italiener  (0,75  Mill.)  Süd- 
tirol und  die  Küste.  Zigeuner  gibt  es  0,1  Mill.  —  30,6 
Mill.  sind  römische  Katholiken,  4,3  Mill.  Protestanten, 
8,4  Mill.  griechische  Katholiken,  2,1   Mill.  Juden. 

Der  Versuch,  die  gesamte  Bevölkerung  zu 
germanisieren  und  dadurch  zugleich  zu  kul- 
tivieren, ist  namentlich  infolge  des  Widerstandes 
der  Ungarn  gescheitert,  und  heute  haben  die 
meisten  Völkerschaften  mehr  ihre  Sonderziele 
als  die  Interessen  und  das  Gedeihen  des  Ge- 
samtreiches im  Auge.     Die  Volksbildung  steht 


nur  in  Cisleithanien  hoch.  Seit  1868  bildet 
Österreich-Ungarn  einen  Doppelstaat,  der  dies- 
seits der  Leitha  als  Kaiserreich,  jenseits  als 
Königreich  bezeichnet  wird. 

In  Österreich  teilt  der  Monarch  das  Gesetzgebungs- 
recht mit  dem  Reichsrate,  in  Ungarn  mit  dem  Reichs- 
tage; über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  (äussere 
Beziehungen ,  Verteidigungswesen ,  Zölle  u.  dgl.)  aber 
entscheidet  der  Kaiser  mit  den  Vertretern  des  Reichs- 
rats und  Reichstags  (DelegationenX 

Die  Urproduktion  ist  bedeutend.  Der 
Getreide-  und  Zuckerrübenbau  gestattet 
in  der  Regel  eine  beträchtliche  Ausfuhr,  eben- 
so die  Ausbeutung  des  dichten  Waldkleides 
(29°/p  der  Landfläche)  und  der  Weinbau 
(5  Mill.  hl),  der  besonders  in  Ungarn,  Nieder- 
österreich, Böhmen,  Südtirol  (Trentino!)  und 
Dalmatien  blüht;  desgleichen  der  Obstbau, 
dem  sich  in  Dalmatien  und  Istrien  sogar  Süd- 
frucht- und  Olivenkultur  anschliesst. 

Durch  Flachsbau  sind  Schlesien,  Mähren,  Böhmen, 
durch  Hanfbau  Ungarn,  durch  Gemüsebau  Nieder- 
österreich, durch  Hopfenbau  Böhmen,  durch  Tabakbau 
Ungarn  und  Südtirol  ausgezeichnet. 

Die  Gebirgsweiden  Cisleithaniens  sowie  die 
Pussten  Transleithaniens  begünstigen  auch  die 
Viehzucht,  die  in  Ungarn  vorzügliche  Pferde- 
und  Schweinerassen,  in  Österreich  gute  Rinder 
und  Ziegen  aufweist. 

Die  Seidenraupenzucht  blüht  im  ganzen  Süden, 
Jagdwild  ist  noch  reichlich  vertreten,  und  die  Fischerei 
steht  namentlich  an  der  Küste  und  an  der  Theiss  im 
Schwünge. 

An  Kohlen  (40,7  M.  T.  jährlich)  ist  be- 
sonders Böhmen  reich,  an  guten  Eisenerzen 
(Roheisenförderung  1,5  Mill.  T.)  Steiermark, 
Siebenbürgen  und  Ungarn,  an  Salz  (12  Mill. 
Ztr.)  Galizien,  Salzburg,  Siebenbürgen. 

•  In  der  Edelmetallgewinnung  übertrifft  die  Monarchie 
alle  europäischen  Länder  ausser  Russland,  in  der  Blei-, 
Kupfer-  und  Zinkausbeute  erreicht  sie  das  Deutsche 
Reich  aber  nicht.  Blei  liefert  namentlich  Kärnten, 
Kupfer  Ungarn,  Zink  Schlesien,  Quecksilber  Krain 
(Idria),  Graphit  Böhmen,  Marmor  Tirol,  Salpeter  und 
Soda  Ungarn,  Petroleum  Galizien. 

Die  Industrie  steht  nur  in  Cisleithanien 
auf  der  Höhe  der  nordwesteuropäischen,  wo 
Brunn  und  Reichenberg  durch  Tuch-  und  Woll- 
gewebe, Rumburg  und  Trautenau  durch  Leine- 
wand, Vorarlberg  durch  Baumwollindustrie  (2,9 
Mill.  Spindeln),  Wien  durch  Schal-  und  Tep- 
pichweberei, Prag,  Reichenberg,  Brunn,  Graz 
und  Triest  durch  Maschinenbau,  Steyr  als  öster- 
reichisches Birmingham  durch  Stahl-  und  Eisen- 
verarbeitung glänzt.  Berühmt  ist  auch  die 
böhmische  Glas-,  Porzellan-  und  Steingut- 
fabrikation (Karlsbad),  sowie  die  Bierbrauerei 
(Schwechat,  Pilsen,  Saaz,  Budweis),  und  die 
Chemikalienindustrie  (Aussig). 
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In  der  Branntweinbrennerei  sind  Ungarn  und  Ga- 
lizien,  in  der  Zuckerfabrikation  Böhmen  und  Mähren 
am  bedeutendsten.  In  Wien  blühen  die  verschiedenen 
Zweige  der  Luxus-  und  Kunstindustrie.  Die  Tabak- 
industrie (Staatsmonopol)  wird  in  51  Fabriken  von 
58  000  Arbeitern  betrieben. 

Im  Aussenhandel  (3400  Mill.  M  Spezial- 
handel,  wovon  1600  Mill.  M  Einfuhr  und 
1800  Ausfuhr)  steht  Österreich-Ungarn  hinter 
Holland  und  Belgien.  Nur  16°lo  des  Aussen- 
handels  werden  auf  dem  Seewege  bewirkt,  und 
die  Handelsflotte  (340000  T.)  ist  die  zehnte 
Europas,  während  der  Schiffsverkehr  sämtlicher 
Häfen  (1902)29,5  Mill.  T.  beträgt.  Das  Eisen- 
bahnnetz (39500  km)  ist  trotz  der  ungeheuren 
natürlichen  Schwierigkeiten  gut  entwickelt,  die 
Gebirgsbahnen  vielfach  bewundernswert. 
Die  Binnenschiffahrtsstrassen  (1 1  400  km)  sind 
dagegen  einer  weiteren  Ausgestaltung  bedürf- 
tig (Theissreguherung,  Donau-Oder-Kanal).  In 
handelspolitischer  Hinsicht  bildet  Österreich- 
Ungarn  ein  einheitliches  Zollgebiet,  unter  Aus- 
schluss der  Freihäfen  Triest  und  Fiume.  Die 
Hauptverkehrsländer  der  Monarchie  sind 
Deutschland  (fast  mit  45%  vom  Gesamthandel), 
England  (9,5 «/q),  Italien  (7 o/o),  die  Union  (5%), 
Russland  (5o|o),Britisch-Indien(4''/o),  die  Schweiz 
(3,5  "/o).  Einfuhrgegenstände  sind  Rohstoffe, 
Kolonialwaren,  Halbfabrikate,  Gewebe,  Kohle, 
Tabak,  Petroleum;  Ausfuhrgegenstände:  Holz, 
Vieh,  Zucker,  Getreide,  Eier,  Kohlen,  Leder-, 
Glas-,  Holz-,  Eisen-  und  Wollwaren. 

Österreich,  300000  qkm  und  26,71  Mill. 
E.  (87  auf  1  qkm)  zeigt  die  Einheitslosigkeit 
der  Bodenbildung,  der  Klimate,  der  Strom- 
systeme und  der  Bevölkerung  in  der  ausge- 
sprochensten Weise,  und  eine  Abrundung  der 
Grenzen  ist  höchstens  gegen  Deutschland  hin 
vorhanden.  Die  wirtschaftlichen  Hilfsquellen 
sind  reicher  und  mannigfaltiger  als  in  der 
andern  Reichshälfte,  und  ebenso  ist  die  Ver- 
kehrslage günstiger.  Das  Ackerland  (10,6  Mill. 
ha)  ergab  1902:  17,7  Mill.  hl  Weizen,  39  Mill. 
hl  Hafer,  29,7  Mill.  hl  Roggen,  24,5  Mill.  hl 
Gerste,  4,7  Mill.  hl  Mais,  116,6  Mill.  Ztr.  Kar- 
toffeln und  46,9  Mill.  Ztr.  Zuckerrüben,  und 
an  Wein  wurden  4,9  Mill.  hl  erzeugt.  Pferde 
zählt  man  1,7  Mill.,  Rinder  9,5  Mill.,  Schafe 
2,6  Mill.,  Schweine  4,7  Mill.  Besonders  be- 
achtenswert ist,  dass  die  Kohlenförderung  der 
Monarchie  zum  weitaus  grössten  Teile  (1,8 
Mill.  T.)  auf  Cisleithanien  kommt. 

Wien  (mit  Vorstädten  1798000  E.),  das  in  der 
Mitte  des  Gesamtstaates,  am  rechten  Ufer  der  in  drei 
Arme  geteilten  Donau  und  zugleich  an  der  Hauptver- 
kehrslinie von  den  baltischen  nach  den  adriatischen 
Küstenländern  liegt,   war   schon  in  der  Römerzeit  an- 


sehnlich.    Mit  dem   Emporwachsen   der  Ostmark  zum 
Qrosstaate  wurde  es  aber  dessen  politischer  und  geistiger, 
Schwerpunkt  sowie  der  Hauptvereinigungspunkt  seiner  j 
Verkehrsstrassen,   seines  Handels   und   seiner  Industriea 
und  einer  der  ersten  Bank-  und  Börsenplätze  derErde.| 
Seine    Donauschiffahrtsbewegung    beträgt    600  000  T. 
Zu   seiner   schönen   Umgebung   gehören   die  Weinortej 
Klosterneuburg,  Nussdorf,  Gumpoldskirchen,  Mailberg,j 
Vöslau.     Linz  (62000  E.),  an  der  Donau  und  an  denj 
Hauptstrassen  aus  Salzburg  (Trauntal)  und  dem  Moldau- 
gebiete,   ist    namhafter    Holzmarkt;     Steyr,    an    der| 
Ems,  Mittelpunkt  der  österreichischen  Eisen-  und  Stahl-j 
Industrie  („Österreichisches  Birmingham");  Q munden, j 
Ischl,    Hallstadt,    Hallein    und  Aussee    Kurortel 
und    Salinenstädte;    Salzburg,    an    der    Salzach,    ein] 
Mittelpunkt    des    Fremdenverkehrs.      Die    Hauptstadtf 
Steiermarks  Graz  (147000  E.),    in    einer    Talweitungj 
der  Mur  und  in  der  Mitte  der  Heerstrasse  von  Wien! 
über  den  Semmering  nach  Triest   sowie  nahe  bei  er-1 
giebigen    Braunkohlen-     und    Erzlagern,    ist    zugleichj 
namhaft  als  Industrie-  und  Handelsstadt;    ähnhch   die] 
Hauptstadt  von  Krain  Laibach,  an  der  Save,  und  diel 
Hauptstadt  von  Kärnten  Klagenfurt,  an  derGlanundanj 
der  bequemsten  Verkehrslinie  nach  Steiermark  und  Öster- 
reich.   Im  Küstenlande  hat  Triest  (mit  Vororten  1920001 
E.)  als  hervorragendste  Hafenstadt  Österreich -Ungarns! 
vor  Venedig   die   grössere   Tiefe    und    bequemere  Zu- 
gänglichkeit seiner  Meeresbucht   voraus,    während  diel 
Sicherheit  gegen  die  Wogen  ebenso  wie   die  bequeme| 
Verbindung  mit  dem  Hinterlande  erst  durch  grossartige 
Molen,   Bergstrassen    und  Tunnel    geschaffen    werden^ 
mussten.     Der  Schiffsverkehr  (5,4  Mill.  T.)   geht    be- 
sonders nach  England,  den  Mittelmeerländern  und  In- 
dien.    Pola,  an  der  Südspitze  Istriens,  ist  Kriegs-  und 
Fischerhafen,  Görz  Mittelpunkt  der  Seidenraupenkultur. 
In    Dalmatien,    das    ein    fremdartiges   Anhängsel    von 
Cisleithanien  ist,  sind  Zara,   Spalato,   Ragusa  und 
Cattaro,  mit   ihren   schönen   Naturhäfen,   die   haupt- 
sächlichsten Küstenverkehrsplätze.   In  dem  grossartigen 
Alpenlande    Tirol    ist    Innsbruck,     am    Inn,    natür- 
licher Hauptstrassenkreuzungspunkt  (der  Brenner-  und 
Arlbergbahn) ;   Trient,   an  der  Etsch,  Seidenbau-  und 
Grenzhandelsstadt.     Prag  (226000  E.),  die  Hauptstadt 
Böhmens,  an  der  Moldau  und  nahezu  in  der  Mitte  des 
Landes,   wo  die  Täler   der  Moldau,  Beraun,  Elbe,  Iser 
und  Sazawa  sich  vereinigen  und  den  Kunststrassen  und 
Eisenbahnen    ihre    Richtung   vorschreiben,     ist    gleich 
hervorragend    in    Handel    und    Industrie,    in    letzterer 
durch  die  Kohlenlager    des  nahen  Kladno  gefördert; 
Aussig,   an   der  Mündung  des  Teplitzer  Beckens  in 
das  Elbtal,    als    Industriesitz    und    durch   Schiffs-    und 
Eisenbahnverkehr    nach   Sachsen;    Karlsbad,    Fran- 
zensbad   und    Marienbad    als    Kurorte;     Dux    als 
Braunkohlengruben-   und  Glashüttenstadt;    Eger,    am 
gleichnamigen  Flusse,  als  Eisenbahnknoten;   Saaz,  an 
der  Eger,  und  Pilsen  (74000  E.),  an  der  Beraun  und 
vor  den  Eisenbahnübergängen   über  den  Böhmerwald, 
sowie     Budweis,    am    Anfangspunkte    der    Moldau- 
schiffahrt, als  Hopfenmärkte  und  Brauereistädte;  Haida, 
Gablonz  und  Turnau  als  Glasindustrieplätze;   Rei- 
chenberg,  an   der  Weisse   und   Lausitzer  Pforte,   als 
Eisenbahnknoten.    In  Mähren  sind  Brunn  (114000  E.), 
an  der  Zwittawa  und  Schwarzawa  und  nahe  bei  einem 
Steinkohlenlager,  sowie  Olmütz,    an  der  March,    die 
Hauptplätze;    in    Schlesien   Troppau,    an    der    Oppa 
und  bei  einem  Steinkohlenlager;    in  Galizien  Krakau 
(97000  E.),   an   der  Weichsel   und  vor  den  westlichen 
Beskidenpässen;     Lemberg    (170000    E.),    nahe    der 
Landesmitte    und    an    der   alten   Heerstrasse    von   der 
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Ostsee  nach  dem  Schwarzen  Meere;  Drohobycz, 
Sambor,  Bochnia  und  Wieliczka  durch  Steinsalz- 
bergbau, ersteres  auch  durch  Petroleumquellen  und 
Erdwachslager;  in  der  Bukowina  Cz er nowitz  (72000 
E,),  am  Pruth  als  Produktenmarkt. 

Das  Königreich  Ungarn,  325000  qkm 
und  19,6  Mill.  E.  (59  pro  qkm),  hat  vor  der 
cisleithanischen  Reichshälfte  den  Vorzug  be- 
stimmterer natürlicher  Begrenzung  imd  Ab- 
rundung  sowie  einheitlicherer Bodenbildungund 
Bewässerung,  die  Bevölkerung  ist  aber  wie 
in  jener  in  viele  Nationalitäten  zersplittert.  Das 
Klima  ist  kontinentaler  als  in  Österreich,  heisser 
im  Sommer  und  kälter  im  Winter,  zugleich 
aber  trockener,  womit  der  eigentümliche  Cha- 
rakter der  ungarischen  Ströme  (ihre  Über- 
schwemmungen, Eisgänge,  Versumpfungen)  und 
die  eigentümliche  Produktion  des  Landes  — 
der  gute  Wein  und  Mais,  aber  auch  das  häu- 
fige Missraten  der  Ernten  —  zusammenhängt. 
Die  Urproduktion  liefert  namentlich  Getreide 
(1902:  49,8  Mill.  dz.  Weizen,  30,4  Mill.  dz. 
Mais,  14,3  Mill.  dz.  Gerste,  13,3  Mill.  dz. 
Roggen  und  12,9  Mill.  dz.  Hafer),  Wein  (3,2  hl), 
Tabak,  Hanf,  Holz,  Vieh,  Kupfer,  Silber,  Eisen, 
Salz.  Pferde  gibt  es  2,3  Mill.,  Rinder  6,7  Mill., 
Schafe  8,1  Mill.,  Schweine  7,3  Mill.,  Bienen- 
stöcke 770  000.  Die  Seidenraupenzucht  erzeugt 
ca.  1,3  Mill.  kg  Kokons.  Die  Kohlenproduk- 
tion ist  unbedeutend,  aber  die  Industrie  (Mül- 
lerei, Maschinenbau)  ist  im  rüstigen  Fortschritt 
und  der  Handel  namentlich  in  der  Richtung 
nach  Cisleithanien  und  Deutschland  lebhaft. 
Das  Eisenbahnnetz  (17000  km)  ist  gut  ent- 
wickelt, weniger  das  Landstrassennetz.  Die 
ungarischen  Flüsse  sind  der  Schiffahrt  gün- 
stiger als  die  österreichischen,  besonders  seit 
die  Felsschwellen  des  Eisernen  Tores  beseitigt 
sind. 

Budapest  (732000  E.),  unterhalb  des  Donautores 
und  Donauknies  von  Waitzen  und  unweit  der  Mitte 
des  eigentlichen  Ungarn,  ist  der  wichtigste  Strassen- 
und  Bahnkreuzungspunkt  des  Landes  (mit  6  grossen  Do- 
naubrücken) und  zugleich  Hauptstapelplatz  der  Donau- 
schiffahrt und  Hauptmarkt  für  den  Getreide- ,  Öl- 
frucht-, Wein-,  Vieh-  und  Wollhandel.  Pressburg 
(66  000  E.),  an  der  Donau  und  an  der  Hauptpforte 
Ungarns  („Porta  Hungarica")  sowie  an  der  Grenze 
gegen  Österreich,  ist  bedeutend  durch  Speditions-  und 
Weinhandel  ;Miskolcz,im  Sajotale,  durch  grosse  Hütten- 
werke; Kaschau,  am  Hernad  und  vor  den  wichtigsten 
Karpathenpässen,  als  Bahnknoten;  Tokaj  an  der  Theiss 
und  am  Fusse  der  Hegyalja,  und  Erlau,  an  der  Matra, 
durch  Weinbau;  Debreczin  (75  000  E.),  inmitten  der 
Pussten  zwischen  Theiss  und  Siebenbürgischem  Hoch- 
land, sowie  Gross  ward  ein,  an  der  Schnellen  Koros 
und  an  einer  Hauptpforte  Siebenbürgens,  Hold-Mezö- 
Vasarhely  (61000  E.)  und  Szegedin  (103000  E.), 
nahe  der  Vereinigung  von  Theiss  und  Maros,  Maria 
Theresiopol  (82000  E.),  in  der  Pusstengegend  zwi- 


schen Donau  und  Theiss,  und  die  Festung  Tem es var 
(53  000  E.),  am  Begakanale  und  im  Mittelpunkt  der 
„Banat",  durch  Produkten-,  Vieh-  und  Pferdehandel; 
Versecz  (Werschetz),  Arad  (56000  E.),  und  Menes 
am  Westfusse  des  Siebenbürgischen  Erzgebirges,  als 
Weinorte;  Reschitza  als  Stahlbereitungsplatz. 

Siebenbürgen,  ein  von  stattlichen  Rand- 
gebirgen eingeschlossenes  Hochland,  das  sehr 
fruchtbar  ist  und  viel  Getreide,  Holz,  Wein, 
Pferde,  Schafe,  Jagdwild,  Gold,  Silber,  Eisen, 
Steinsalz  liefert,  dankt  seine  höhere  wirtschaft- 
liche Entwicklung  den  Deutschen  („Sachsen"). 

Haupthandelsplätze  sind :  Klausenburg,  an  der  klei- 
nen Szamos  und  an  der  Haupteingangspforte  aus  Un- 
garn, mit  Salzwerken  in  der  Nähe;  Kronstadt,  am 
Fusse  der  Transsilvanischen  Alpen  und  an  der  Vereini- 
gung der  Passübergänge  von  Tömös  und  Törzburg; 
Hermannstadt,  vor  dem  Rotenturmpasse. 

Kroatien  und  Slavonien  nebst  dem  un- 
garischen Küstenlande  (Fiume),  vorwiegend 
Karstland,  und  nur  in  den  Tälern  der  Save 
und  Drau  fruchtbar,  erzeugt  Eichenholz,  Ge- 
treide, Obst,  Wein,  Borstenvieh  und  Seide. 

Die  slavonlsche  Hauptstadt  Esseg  an  der  Drau, 
die  kroatische  Hauptstadt  Agram  (61000  E.),  an  der 
Save  und  an  der  Pest-Fiumaner  Eisenbahn,  und  Fiume, 
im  n.  Winkel  des  Quarnero-Golfes,  mit  grossem  Kunst- 
hafen und  3,4  Mill.  T.  Schiffsverkehr,  sind  Haupt- 
handelsplätze. 

Bosnien  nebst  Herzegowina,  5 1000  qkm 
und  1,7  Mill.  E.,  nominell  zur  Türkei  gehörig, 
ist  ein  wald-,  weide-  und  mineralreiches  Ge- 
birgsland,  dessen  Hilfsquellen  erst  neuerdings 
reichlicher  fliessen,  und  dessen  Eisenbahnnetz 
(1100  km)  noch  den  Anschluss  an  die  türki- 
schen Bahnen  entbehrt.  Pflaumen,  Mais,  Wei- 
zen, Vieh  (1,4  Mill.  Rinder,  3,2  Mill.  Schafe, 
1,4  Mill.  Ziegen,  0,7  Mill.  Schweine),  Kohle, 
Eisen  sind  Haupterzeugnisse.  Die  Bevölkerung 
ist  slavisch  (serbisch),  aber  in  orthodoxe  Christen 
(43°/o),  Mohammedaner  (35 o/o)  und  Katholiken 
(21°/o)  gespalten. 

Die  Hauptstadt  Serajewo,  an  der  Bosna  und  nahe 
der  Landesmitte,  ist  Hauptstrassenknoten  und  Haupt- 
eisenbahnstation; Mo  Star,  an  der  Narenta,  ein  anderer 
wichtiger  Markt;  Metkovich,  unfern  der  Narenta- 
mündung,  Seedampferstation. 

b)  Westeuropa. 

a)  Frankreich.  Die  Französische  Republik 
steht  an  Ausdehnung  (536464  qkm)  Deutsch- 
land, an  Bevölkerungszahl  (38,9  Mill.)  England 
nahe,  hat  aber  nur  eine  mittlere  Bevölkerungs- 
dichtigkeit (74  auf  1  qkm)  sowie  eine  sehr 
geringe  Bevölkerungszunahme  und  Auswan- 
derung. Trotzdem  umfasst  ihr  überseeisches 
Kolonialreich  mehr  als  6  Mill.  qkm  und  45 
Mill.  E. 

Zum  Vorteile  für  sein  Klima  und  sein  Wirt- 
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schaftsieben  erfreut  sich  Frankreich  der  zen- 
tralsten Lage  zwischen  Nordpol  und  Äqua- 
tor (42"— 51  *'  n.  B.),  sowie  zugleich  der  Lage 
zwischen  dem  Atlantischen  Ozean  und  dem 
Mittelmeer  und  zwischen  den  germanischen 
und  romanischen  Kulturstaaten  ersten  Ranges, 
während  seine  Mittellage  auf  der  Landhalb- 
kugel nicht  weniger  günstig  ist  als  bei  England. 

Seine  Land-  und  Wassergrenzen  sind  an- 
nähernd gleich   lang  (2520   gegen  2710  km). 

Nach  Spanien  und  Italien  hin  (je  600  km  Grenzlinie 
konnten  über  die  Pyrenäen  und  Alpen  erst  in  neuerer 
Zeit  bequemere  Verbindungen  geschaffen  werden  (die 
w.  und  ö.  Pyrenäenbahn  und  die  Riviera-,  die  Mont- 
cenis-  und  die  Simplonbahn).  Gegen  die  Schweiz  bildet 
das  Juragebirge  die  Grenze  (400  km),  das  von  zahl- 
reichen, besonders  für  den  schweizer  Aussenverkehr 
wichtigen  Bahnen  gequert  wird.  Von  Deutschland 
(380  km  Grenzlinie)  scheidet  der  Vogesenkamm  nur 
teilweise,  und  besonders  die  Burgundische  Pforte,  der 
Pass  von  Zabern  und  das  Saar-  und  Moseltal  bilden 
bequeme  Verbindungen.  Am  offensten  aber  ist  die 
Grenze  gegen  Belgien  (550  km),  mit  welchem  Frank- 
reich überdies  wichtige  Ströme  (Maas  und  Scheide)  teilt. 

Die  atlantische  Küste  Frankreichs  ist  n.-ö. 
von  der  Seinemündung  vorzugsweise  hafen- 
arme Dünenküste,  w.  davon  Steilküste  (Falaisen- 
Küste),  mit  gefährlichen  Klippen  („Calvados"), 
aber  zugleich  mit  einer  Anzahl  guter  Häfen. 
Die  Granitküste  der  Bretagne  ist  ebenfalls 
klippen-  und  hafenreich.  Südlich  von  der 
Loiremündung  ist  die  Küste  der  deutschen 
Wattenküste  ähnlich  und  nur  an  wenigen  Punkten 
grösseren  Fahrzeugen  nahbar,  die  unzugäng- 
liche Dünenküste  südlich  der  Gironde  aber 
gleicht  der  „Eisernen  Küste"  Jütlands.  Die 
Flussmündungen  können  mit  Hilfe  der  Flut  von 
grossen  Seeschiffen  befahren  werden. 

Die  Mittelmeerküste  ist  vom  Fusse  der 
Pyrenäen  bis  über  die  Rhonemündung  hinaus 
flach,  so  dass  ihre  versandeten  Häfen  trotz 
grosser  technischen  Anstrengungen  nur  kleine 
Schiffe  einfahren  lassen.  Einstige  Seestädte 
(Narbonne  und  Aigues  Mortes)  wurden  hier 
durch  junge  Anschwemmungen  in  das  Binnen- 
land versetzt.  Wo  die  Vorberge  der  Alpen 
an  das  Meer  treten,  finden  sich  aber  mehrere 
treffliche  Hafenbuchten  (Marseille,  Toulon).  Der 
Abstand  der  kontinentalsten  Punkte  des  Landes 
(bei  Dijon)  von  jeder  Küste  beträgt  450  km, 
also  fast  vierfach  so  viel  wie  bei  Grossbritannien. 

Die  kleinere  Südosthälfte  von  Frankreich  ist 
Gebirgsland,  die  grössere  Nordwesthälfte 
Flachland,  Hochgebirge  liegen  aber  nur 
an  den  Grenzen. 

Die  französischen  Pyrenäen  (im  Vignemale  3298  m) 
sind  infolge  der  stärkeren  Luftfeuchtigkeit  den  Alpen 
viel  verwandter  als  die   spanischen   tvgl.  S.  598\  mit 


stattlichen  Schneefeldem  und  Gletschern  in  der  zen- 
tralen Granitzone  und  zugleich  mit  schönen  Matten 
und  Wäldern,  Senn-  und  Forstwirtschaft,  Marmorbrüchen, 
Erzlagern  und  zahlreichen  Mineralquellen.  Dem  Ver- 
kehre bereitet  durch  seine  geringe  Schartung  nament- 
lich der  mittlere  Teil  grosse  Schwierigkeiten,  und  die 
meisten  Pässe  werden  nur  von  Saumpfaden  überstiegen. 
Selbst  die  Kunststrasse  des  Col  de  la  Perche  geht  auf 
spanischem  Gebiete  in  einen  blossen  Saumpfad  über, 
und  nur  am  Ostende  ist  der  Col  de  Perthus  mit  einer 
durchgehenden  Kunststrasse  und  der  Col  de  Belistre 
mit  einer  Eisenbahn  versehen.  —  Von  den  mittelfran- 
zösischen Gebirgen  sind  die  Pyrenäen  durch  das  Tal 
des  ,,Canal  du  Midi"  getrennt. 

Die  Alpen  (vgl.  S.  561),  die  mit  ihren  höchsten  und 
wildesten  Teilen  nach  Frankreich  fallen  (Montblanc), 
sind  durch  stark  gelichtete  Wälder  sowie  durch  Weiden 
und  in  den  Tälern  durch  herrliche  Fruchtgärten  pro- 
duktiv. Die  Wasserkräfte  sind  sehr  ungestüm  und  un- 
zuverlässig und  werden  im  Dienste  der  Industrie  weniger 
als  in  der  Schweiz  benutzt. 

Das  französische  Juragebirge  (im  Cret  de  la  Neige 
1723  m)  setzt  sich  aus  zahlreichen,  von  Höhlen  durch- 
zogenen Parallelketten  aus  Kalkstein  zusammen  und  trägt 
auf  den  Höhen  dürftige,  an  den  Abhängen  reichere 
Weiden  und  Wälder. 

Von  den  Vogesen  gehört  nur  die  sanfte  Westab- 
dachung mit  ihren  Wäldern  und  ihren  Eisenerz-  und 
Steinsalzlagern  zu  Frankreich. 

Die  Ardennen,  die  den  Westflügel  der  rheinischen 
Schiefergebirge  bilden,  enthalten  Steinkohlen  sowie 
Eisen-,  Zink-,  Kupfer-  und  Bleierze. 

Das  französische  Zentralplateau,  das  durcli^l 
die  Ströme  in  eine  Reihe  von  einzelnen  Gebirgen  zer- 
gHedert  ist,  erreicht  im  Puy  de  Sancy  1886  m  und  hat 
auf  den  Verkehr  sehr  ablenkend  gewirkt.  Die  höhlen- 
reichen Cevennen,  die  den  Südrand  bilden,  tragen 
im  W.  reiche  Weiden  (Roquefort),  im  S.-O.  Olivenhaine, 
und  bei  Alais  enthalten  sie  ein  wichtiges  Steinkohlen- 
lager sowie  ergiebige  Erzgänge.  Das  vulkanische 
Gebirgsland  der  Auvergne,  mit  zahlreichen  Mi- 
neralquellen, ist  rauh  und  waldarm,  hat  aber  gute  Wei- 
den und  ausgedehnte  Rinder-,  Ziegen-  und  Schafzucht., 
Das  sog.  Lyonnaisgebirge,  zwischen  dem  Rhone 
und  Loiretal,  enthält  das  wichtigste  Steinkohlenfel 
Frankreichs   sowie   reiche  Eisen-   und  Kupfererzgänge, 

Jenseits  der  Einsenkung  des  „Canal  du  Centre"  finde 
sich  als  nördliche  Ausleger  des  Zentralplateaus  die  be- 
waldeten Granitberge  von   Morvan   und  das  berühmt^ 
Weingebirge    des   Cöte   d'Or    sowie    das  Plateau    votta 
Lothringen,  letzteres  mit  grossen  Eisenerzlagern. 

Das  französische  Tiefland  zerfällt  durch  eine 
niedrige  Bodenschwelle  in  das  Pariser-  und  das  Ga- 
ronnebecken.  und  ist  bis  auf  die  ,, Champagne  pouilleuse", 
die  steinige  Bretagne  und  die  sandigen  „Landes"  sehr 
fruchtbar. 

Dem  Klima  Frankreichs  sind  warme  und 
meist  klare  Sommer  sowie  massig  kalte  Winter 
eigen.  Das  Hauptgebiet  gehört  zum  mildesten 
Striche  der  nordeuropäischen  Zone,  der  S.-O. 
aber  zur  Mittelmeerzone.  Die  Niederschläge 
sind  durch  die  Nachbarschaft  des  Atlantischen 
Ozeans  reichlich,  namentlich  in  den  nördli- 
chen Küstenprovinzen  und  an  den  Westseiten 
der  Gebirge. 

Das  Oaronne-,  Loire-  und  Saonetal,  sowie  das  Ge 
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biet  der  oberen  Seine  und  der  unteren  Rhone  sind  als 
die  trockensten  Gegenden  zugleich  die  besten  Wein- 
gegenden. 

Die  Ströme  folgen  vorwiegend  der  n.-w. 
Abdachung  des  Landes,  fliessen  also  in  den 
Ärmelkanal  und  in  den  Atlantischen  Ozean; 
nur  Rhone,  Herault  und  Aude  wenden  sich 
dem  Mittelmeere  zu. 

Die  Rhone,  aus  den  Alpen,  hat  die  stärkste  Wasser- 
fülle, aber  ungünstige  Qefälls-  und  Tiefenverhältnisse 
(durch  einmündende  Wildströme)  und  ist  daher  als  Schiff- 
fahrtsstrasse  schlecht  brauchbar.  Sehr  wild  ist  ihr  Jura- 
durchbruch (Perte  du  Rhone).  Der  Schiffahrt  günstiger 
ist  unter  ihren  Nebenflüssen  die  ruhig  fliessende  Saone 
mit  dem  Doubs,  die  durch  den  Canal  du  Centre  mit 
der  Loire,  durch  den  Kanal  von  Burgund  mit  der  Seine 
(Armengon)  und  durch  den  Rhein-Rhone-Kanal  mit  dem 
Rheine  verbunden  ist. 

Die  Garonne,  die  von  den  Abflüssen  der  Pyre- 
näen und  des  Zentralplateaus  gespeist  wird,  ist  der 
vielen  Kiesbänke  und  wechselnden  Wasserfälle  halber 
erst  von  Agen  an  ziemlich  gut  schiffbar,  und  nur 
durch  den  Mündungstrichter  (die  Gironde),  mit  seinen 
starken  Gezeiten,  von  höherer  Wichtigkeit.  Durch  den 
,, Canal  du  Midi",  dessen  Umwandlung  in  einen  Schiff- 
fahrtskanal von  7,5  m  Tiefe  („Canal  des  deux  Mers") 
geplant   wird,   ist   sie  mit  dem  Mittelmeer  verbunden. 

Die  gleichmässig  und  ruhig  fhessende  Charente 
ist  von  Angouleme  ab  gut  schiffbar. 

Die  Loire  entströmt,  gleich  ihren  Nebenflüssen 
Allier,  Cher  und  Vienne,  dem  Zentralplateau  und  hat 
bis  Orleans  ungünstiges  Gefäll.  Besser  schiffbar  sind 
Cher,  Vienne,  Mayenne  und  Sarthe.  Mit  den  Flüssen 
der  Bretagne  (Vilaine,  Aune)  ist  die  Loire  durch  Kanäle 
verbunden  und  ebenso  mit  der  Seine  (durch  die  Kanäle 
von  Nivernais,  Briare  und  Orleans)  und  der  Rhone 

Die  Seine  darf  als  der  beste  Schiffahrtsstrom  Frank- 
reichs gelten  und  hat  viel  dazu  beigetragen,  den  Schwer- 
punkt des  französischen  Staats-  und  Wirtschaftslebens 
nach  dem  N.  zu  legen.  Dem  waldreichen  Plateau  von 
Langres  entströmend,  hat  sie  ziemlich  gleichförmigen 
Wasserstand  und  massiges  Gefäll.  Ihre  Nebenflüsse 
(Marne,  Oise  nebst  Aisne  und  Yonne  und  Eure)  sind 
ihr  ähnlich  und  ebenfalls  gut  schiffbar.  Mit  Rhone 
und  Loire  sowie  mit  Rhein,  Maas  und  Scheide  konnte 
sie  in  Kanalverbindung  gebracht  werden.  Der  präch- 
tige Rhein-Marne- Kanal  musste  freilich  durch  mehrere 
Tunnel  geführt  werden. 

Auch  Scheide,  Maas  (mit  Sambre)  und  Mosel 
(mit  Meurthe)  sind  bereits  in  Frankreich  schiffbar  und 
namentlich  für  die  Kohlenversorgung  aus  Belgien  und 
Rheinland  wichtig. 

Die  Gesamtlänge  der  Schiffahrtslinien  Frank- 
reichs beträgt  13  700  km  (8800  km  Flüsse  und 
4900  km  Kanäle). 

Das  französische  Volk  ist  nach  Nationalität 
und  Religion  sehr  einheitlich. 

Kaum  47o  reden  nichtfranzösische  Sprachen  (Bretonen, 
Basken,  Italiener  und  Flamänder),  und  kaum  2"/o  sind 
Nichtkatholiken  (60  000  Juden).  Parteihader,  der  sich 
auf  die  verschiedenen  gestürzten  Dynastien  und  die 
verschiedenen  politischen  Theorien  stützt,  ist  dem  Staats- 
wesen zwar  zuweilen  gefährlich  gewesen,  hat  aber 
grosse  gemeinnützige  Werke  (Kanal-  und  Hafen- 
bauten usw.)  nicht  verhindert,  und  die  Volksbildung 
hat  sich  seit  1870  sehr  gehoben. 


Hinsichtlich  derGütererzeugung  ist  Frank- 
reich ein  überaus  reiches  Land,  besonders  hin- 
sichtlich der  Urproduktion  aus  der  Pflan- 
zenwelt. Die  Getreideernte  (115  Mill.  hl 
Weizen,  88  Mill.  hl  Hafer,  21  Mill.  hl  Roggen, 
14  Mill.  hl  Gerste,  8  Mill.  hl  Mais)  deckt  den 
Bedarf  des  Landes  nicht  vollständig,  und  nur 
15%  der  Fläche  ist  Wald.  Der  Wein-  und 
Obstbau  (auf  3,1  Mill.  ha)  beschäftigt  aber 
mehr  als  2  Mill.  Menschen  und  liefert  im  Jahre 
bis  68  Mill.  hl  (wovon  reichlich  '/s  ausgeführt 
wird)  im  Werte  von  gegen   1  Milliarde  M. 

Die  Obstkultur  blüht  durch  den  Pariser  Bedarf  in 
Isle  de  France  und  Touraine  am  höchsten,  die  Feigen-, 
Mandel-  und  Olivenkultur  (30  Mill.  kg  Öl)  in  der 
Provence,  die  Trüffelkultur  am  Lot  und  an  der  Dordogne ; 
der  Kastanienbau  am  Zentralplateau;  der  Tabakbau 
(wegen  des  Staatsmonopols)  nur  im  Garonne-  und 
Rhonegebiet  sowie  im  N.  Sehr  umfangreich  ist  im  N. 
der  Anbau  von  Zuckerrüben  (90  Mill.  Z)  und  Kar- 
toffeln (120  Mill.  Z.). 

Die  Pferdezucht  (3,5  Mill.)  ist  am  bedeutendsten 
in  Flandern  und  in  der  Normandie  und  Bretagne,  die 
Rinderzucht  (14,7  Mill.)  in  den  Küsten-  und  Gebirgs- 
ländern  (bei  Brie,  Neuchatel,  Roquefort),  die  Schaf- 
zucht (20  Mill.)  in  den  Zentralprovinzen  und  in  der 
Champagne,  die  Bienenzucht  in  der  Bretagne  und  in 
Languedoc;  die  hochwichtige  Seidenraupenzucht 
in  Languedoc  und  der  Provence.  Die  Seefisch  er  ei  be- 
schäftigt 147  000  Mann  und  ergibt  einen  Jahresertrag 
von  gegen  200  Mill.  M.  Bedeutend  ist  aber  auch  die 
Austernkultur  (bei  Arcachon  und  in  der  Bretagne) 
und  die  künstliche  Fischzucht  in  den  süssen  Gewässern. 

Die  Mineralproduktion  bleibt  weit  hinter  der 
englischen  und  deutschen  zurück.  Die  Kohlenförde- 
rung (32  Mill.  T.,  d.  i.  etwa  Vo  der  deutschen)  ist  am 
bedeutendsten  bei  Valenciennes,  St.  Etienne  und  Alais; 
die  Roheisenproduktion  (2,4  Mill.  T.,  d.  i.  nicht 
ganz  Vs  der  deutschen)  in  Lothringen  und  Burgund. 
Steinsalz  findet  sich  nur  in  Lothringen.  Daher  sind 
im  S.  grosse  Seesalinen  im  Betriebe.  Sonst  wird  na- 
mentlich noch  Zink,  Blei  und  Porzellanerde  gefördert. 

DieGrossindustrieerzeugt  mit  1,8  Mill.  Dampf- 
maschinen-Pferdekräften etwa  für  15  Milliarden 
M  Waren  jährlich  und  ist  besonders  hervorragend 
in  der  Seidenweberei  (in  Lyon,  St.  Etienne, 
Paris,  Nimes),  die  jährlich  7  Mill.  kg  Rohseide 
verarbeitet  und  allein  in  Lyon  für  400  Mill.  M 
Waren  liefert,  und  in  der  Tuch-  und  Woll- 
industrie, die  auf  gleicher  Höhe  mit  der 
englischen  steht  (mit  3,2  Mill.  Spindeln  und  300 
Mill.  Rohstoffverbrauch,  in  Sedan,  Reims,  El- 
boeuf  und  Louviers,  Roubaix  und  Tourcoing). 

Die  Baum  wollindustrie  (mit  5  Mill.  Spindeln  und 
210  Mill.  kg  Rohstoff  verbrauch)  blüht  besonders  im 
Seinegebiet  (Ronen,  Paris, Treves,  St. Quentin);  die  Lei- 
nenweberei in  der  nördlichen  Flachsbaugegend  (Lille, 
Valenciennes,  Amiens,  Le  Mans),  die  Spitzenklöp- 
pelei insbesondere  in  Alengon,  Caen,  Calais,  Bailleul; 
die  Stickerei  bei  Nancy;  die  Konfektions-  und 
Modewarenindustrie  in  Paris;  die  Handschuh- 
fabrikation  in  Grenoble.     Die  Metall-    und   Ma- 
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schinenindustrie  steht  hinter  der  enghschen  und 
deutschen  zurüclc,  ist  aber  bodenständig  bei  Le  Creuzot 
und  St.  Etienne  und  hervorragend  in  Paris  (St.  Denis), 
Rouen,  Lyon,  Marseille  und  Nantes.  Waffen  liefern 
St.  Etienne,  Charleville  und  Bourges;  Messer 
Langres,  Thiers,  Chatellerault  und  Paris;  Kurz- 
waren Paris,  St.  Etienne,  Lille,  Charleville;  Schmuck- 
sachen und  Uhren  Paris  und  Besangen;  Por- 
zellan Paris  (Sevres),  Limoges,  Bordeaux,  Nevers; 
Glas  Baccarat,  Alais,  Clichy;  Möbel  Paris  und  Bor- 
deaux; optische  und  physikalische  Instru- 
mente Paris;  Papier  Angouleme,  Essonnes,  An- 
nonay  und  Paris;  Leder  Paris,  Pont-Audemers, 
Lille,  Bordeaux,  Nantes  und  Grenoble;  Chemikalien 
Paris,  Lille,  Lyon  und  MontpelHer;  Zucker  das  Aisne- 
und  Oisegebiet;  Parfümerien  Paris  und  Grasse; 
Farben  Paris. 

Im  Handel  und  Verkehr  wird  Frankreich 
nur  von  England,  Deutschland  und  der  Union 
übertroffen.  Der  gesamte  Aussenhandel  be- 
wertet sich  auf  mehr  als  9  Milliarden  M 
(1902:  4560  M.  Einfuhr  und  4480  M.  Aus- 
fuhr), wovon  6,9  Milliarden  (3500  Mill.  Ein- 
fuhr) auf  den  Spezialhandel  und  mehr  als  66 ^lo 
auf  den  Seehandel  entfallen.  Der  Schiffs- 
verkehr sämtlicher  Häfen  betrug  1903:  38,6 
Mill.  T.  Die  französische  Handelsflotte  ist 
an  Tonnengehalt  schwächer  als  die  deutsche 
und  norwegische  (1,2  Mill.  T.,  wovon  548000  T. 
Dampfer). 

Etwa  20  7o  der  Handelsbewegung  (30  7o  der  Aus- 
fuhr) ist  auf  England  gerichtet,  fast  12"/o  auf  die  fran- 
zösischen Kolonien,  reichlich  1 1  7o  auf  Belgien,  reich- 
lich lOVo  auf  Deutschland,  ziemlich  8"/o  auf  die  Ver- 
einigten Staaten,  je  4  7o  auf  die  Schweiz  und  Italien 
und  je  3  7o  auf  Spanien  und  Argentinien. 

Das  Eisenbahnnetz,  das  im  N.  Frank- 
reichs dichter  ist  als  im  S.,  und  dessen  Haupt- 
iinien  sämtlich  in  Paris  zusammenlaufen  („Spin- 
nennetz"!), misst  (1904)  45000  km  und  beför- 
dert jährlich  220  Mill.  Personen  und  120 
Mill.  T.  Güter.  Als  Hauptpulsader  des  Ver- 
kehrs erscheint  die  Linie  Havre — Paris — Dijon 
— Lyon — Marseille.  Telegraphenlinien  gibt  es 
150000  km,  Telephonstationen  100000,  jähr- 
liche Postsendungen  2500  Millionen. 

Mittelpunkt  des  französischen  Staats-  und  Wirtschafts- 
lebens ist  in  jedweder  Beziehung  Paris  (2,7  Mill.  E.), 
das  im  fruchtbaren  Seinebecken  und  am  natürlichen 
Kreuzungspunkte  zahlreicher  Strassen  (obere  und  untere 
Seine,  Marne,  Oise,  Essonne- Loire)  liegt  und  schon  in 
der  Kelten-  und  Römerzeit  eine  verkehrsreiche  und 
militärisch  wichtige  Stadt  (Seineübergang)  war.  Die 
zentralistische  Entwicklung  des  französischen  Staats- 
wesens ging  seinem  politischen  und  geistigen  Einflüsse 
ebenso  wie  seinem  Wirtschaftsleben  im  höchsten  Masse 
zugute  und  gab  ihm  besonders  in  der  Kunst-  und 
Luxusindustrie  sowie  im  Geldverkehr  ein  grosses  Über- 
gewicht. Der  Verkehr  nach  aussen  wird  ausser  durch 
Seine  und  Marne  durch  mehr  als  20  Bahnlinien  ver- 
mittelt. Zugleich  ist  Paris  Hauptvereinigungspunkt  des 
Fremdenverkehrs.     An  seiner  Industrie  sind  die  Vor- 


orte St.  Denis,  Sevres,  Puteaux,  Clichy  stark 
beteiligt  (s.  oben).  Das  alte  Rouen  (116000  E.)  an 
der  Seine  ist  nur  massig  grossen  Schiffen  nahbar,  als 
Baumwoll-  und  Kohleneinfuhrhafen  (mit  1,4  Mill.  T. 
Schiffsverkehr)  aber  zugleich  Hauptsitz  der  Baumwoll- 
industrie. Das  jüngere  Havre  de  Grace  (130000  E,),1 
durch  die  Gezeiten  der  Seinemündung  den  grösstenj 
Schiffen  zugänglich,  ist  atlantischer  Haupthafen  (mit'i 
5,4  Mill.  T.  Schiffsverkehr),  der  namentlich  den  Verkehr 
mit  England,  der  Union,  Deutschland,  Brasilien  und! 
Westindien  vermittelt.  Daneben  beteiligen  sich  an  dei 
Nordküste  der  Kriegshafen  Cherbourg,  Boulogn« 
sur  Mer  und  Dünkirchen,  alle  mit  guten  Kunsthäfen^f 
lebhaft  am  atlantischen  Verkehr  (mit  3,2,  bezw.  3,4g 
bezw.  3  Mül.  T.  Schiffsverkehr).  In  der  Bretagne  is| 
Brest  (84000  E.),  an  seiner  weiten  und  tiefen  Bucht,^ 
in  erster  Linie  grosser  Kriegshafen,  aber  auch  gleich 
St.  Malo  und  Lorient  wichtiger  Fischerhafen.  Nan-^| 
tes  (133  000  E.),  das  nur  kleineren  Schiffen  zugänglic 
ist,  hat  durch  seinen  Vorhafen  St.  Nazaire  einend 
grossen  Teil  seiner  alten  Beziehungen  nach  England 
und  Westindien  behalten  (mit  1,5  Mill.  T.  Schiffsver^l 
kehr)  und  dient  vor  allem  als  Zuckerhafen.  Renn  es 
(75  000  E.)  ist  der  Haupteisenbahnknoten  der  Bretagne^ 
Le  Maus  ^63  000  E.\  an  der  Sarthe,  Angers  (,8200C 
E.),  nahe  bei  der  Vereinigung  von  Mayenne,  Sarthe  und 
Loire,  Tours  (65000  E.),  in  der  Vereinigung  des  Cher-i 
und  Loiretales,  und  Orleans  (67000  E.),  am  Haupt' 
knie  der  Loire,  Poitiers  und  Limoges  (84000  E.)^ 
an  der  Vienne,  die  Hauptbahnknoten  des  Loirebeckens^ 
La  Rochelle  sowie  Rochefort  sind  Seehäfen  ander 
Westküste;  viel  bedeutender  ist  aber  Bordeaux  (25700C 
E.),  an  der  Gironde,  das  durch  die  Flut  8  m  tiefgehend 
den  Seeschiffen  zugänglich  ist  und  in  seinem  Schiffs- 
verkehr (4  Mill.  T.)  nur  hinter  Marseille  und  Havre 
zurücksteht,  namentlich  mit  regen  Beziehungen  zu  Süd- 
amerika, England,  Skandinavien  und  Deutschland  sowie 
als  Wein-  und  Holzhafen.  Nahe  dabei  liegen  als  be- 
rühmte Weinorte  des  sogenannten  Medoc:  Pauillac, 
Lafitte,  Latour,  Margaux,  St.  Julien,  Haut-Brion,  Sau- 
ternes,  Barsac  und  St.  Emilion.  Bayonne,  an  der 
schwer  zugänglichen  Adourmündung,  beteiligt  sich  am 
Stockfischfange  und  an  der  Ausfuhr  landwirtschaftlicher 
Produkte  (Schinken).  Toulouse  (150000  E.),  am  Ga- 
ronneknie,  ist  Anfangspunkt  des  Canal  du  Midi  und 
Vereinigungspunkt  zahlreicher  Strassen  und  Eisenbahnen; 
die  Festung  Perpignan,  vor  den  östlichen  Pyrenäen- 
pässen, Grenzhandelsplatz;  Beziers  (52  000  E)  eben- 
so wie  Montpellier  (76000  E.),  Nimes  (81  000  E.) 
und  Avignon  Mittelpunkte  der  OHven-,  Wein-  und 
Seidenkultur ;  A  g  d  e  und  C  e  1 1  e ,  letzteres  am  Ausgange 
des  Canal  du  Midi,  Seehandels-  und  Seesalinenplätze; 
Alais  Bergbaustadt. 

Der  weitaus  hervorragendste  Hafen-  und  Handels- 
platz am  Mittelmeer  und  einer  der  ältesten  Europas  ist 
Marseille  (491  000  E.),  auf  der  Grenze  zwischen 
Alpenland  und  Rhoneniederung  und  an  einer  schönen 
Bucht,  die  zur  Bewältigung  des  neuzeitlichen  Verkehrs 
freilich  durch  einen  Kunsthafen  ergänzt  werden  musste, 
mit  14,5  Mill.  T.  Schiffsverkehr,  besonders  nach  allen 
Mittelmeerländern  und  nach  Indien  und  Ostasien.  Toulon 
(102000  E.),  an  grosser,  wohlgeschützter  Meeresbucht, 
aber  durch  hohes  Gebirge  vom  Hinterlande  geschieden, 
ist  grosser  Kriegshafen  sowie  Küstenschiff  er-  und  Fischer- 
hafen ;  ähnlich  der  berühmte  Kurort  N  i  z  z  a  (1 05  000  E.), 
an  der  sog.  Riviera.  Grenoble  (69000  E.),  an  der 
Isere  und  vor  dem  Montcenis-  und  kleinen  St.  Bern- 
hardspass,  ist  als  Festung  und  Fabrikplatz  sowie  als 
Produktenmarkt  bedeutend;   ähnlich  Dijon  (71000  E.), 
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am  Cote  d'Or  und  am  Kanäle  von  Burgund,  und  mit 
den  berühmten  Burgunderweinorten  Chambertin,  Vou- 
geot,  Nuits  und  Volnay  in  der  Nähe;  auch  die  Festung 
Besan9on  am  Doubs,  vor  den  Juraübergängen  und 
vor  der  Burgundischen  Pforte;  und  Nancy  (103  000  E.), 
an  der  Meurthe,  am  Rhein- Marne-Kanale  und  vor  den 
Vogesenpässen. 

Hauptplatz  des  s.-ö.  Industriegebietes  ist  Lyon 
(459  000  E.l,  an  der  Rhone  und  Saone  und  in  der  Kreu- 
zung zahlreicher  Eisenbahnen,  bereits  in  der  keltischen 
Zeit  namhaft  und  zur  Zeit  vor  allem  durch  Seidenin- 
dustrie und  Seidenhandel  berühmt.  Auch  St.  Etienne 
(147000  E.)  und  Le  Creuzot,  in  wichtigen  Bergbau- 
revieren, und  Clermont  (53  000  E.),  die  Hauptstadt 
der  Auvergne,  sind  hervorragende  Industriesitze. 

Die  namhaftesten  Plätze  des  Nordostens  sind:  die 
Baum wollweberstadt  Troy  es  (53000  E.),  an  der  oberen 
Seine,  die  Tuchweberstadt  Reims  (108000  E.),  am 
Aisnekanale,  die  auch  im  Champagnerhandel  hervor- 
ragt; Amiens  (91000  E.),  an  derSomme;  die  Festung 
Lille  (211000  E.),  am  Flüsschen  Lys  und  mit  vorzüg- 
lichen Kanal-  und  Eisenbahnverbindungen;  und  die 
Weberstädte  Roubaix  (142000  E.),  Tourcoing 
(79000  E.)undValenciennes,  an  der  belgischen  Grenze. 

Die  gebirgige,  waldreiche  Insel  Co rsika  (im  Monte 
Cinto  2816  m),  mit  den  Häfen  Ajaccio  und  Bastia, 
erzeugt  Holz,  Oliven  und  Seide. 

Auf  den  zu  England  gehörigen  Normannischen 
Inseln  (196  qkm,  296000  E.)  mit  dem  Hafen  St.  He- 
ller auf  Jersey,  blühen  Gemüse-  und  Obstbau. 

ß)  Grossbritannien    und     Irland.     Das 

britische  Inselreich  ist  nach  Flächengrösse 
(3 15  000  qkm)  und  Bevölkerungszahl  (42  Mill.) 
der  vierte  unter  den  europäischen  Grosstaaten, 
nach  Volksdichtigkeit  (135)  aber  der  erste. 
Mit  seinem  gewalligen  Kolonialreiche  (30,2 
Mill.  qkm  und  356  Mill.  E.),  das  sich  über 
alle  Teile  der  Erde  erstreckt,  stellt  es  das 
grösste  Staats-  und  Wirtschaftsgebiet  dar,  v^^el- 
ches  es  überhaupt  gibt  und  jemals  gegeben 
hat.  Die  astronomische  Lage  (50  bis  59"  n. 
Br.)  entspricht  derjenigen  Norddeutschlands  und 
Südskandinaviens.  Die  Lage  zwischen  dem 
offenen  Atlantischen  Ozean  und  der  Nordsee 
und  dem  Ärmelkanal  ist  aber  für  den  Seehan- 
del die  denkbar  günstigste,  da  jenseits  von 
ihr  die  ersten  Kultur-  und  Handelsstaaten 
der  Erde  seine  nächsten  Nachbarn  sind.  Da- 
zu kommt  die  Lage  in  der  Mitte  der  Land- 
halbkugel, die  es  mit  Deutschland,  Holland, 
Frankreich  teilt.  Der  Ozean  bildet  aber  nicht 
nur  seine  Verkehrsstrasse  in  alle  Welt,  son- 
dern er  schützt  es  auch  sehr  wirksam  gegen 
feindliche  Invasionen  und  Störungen  seines 
wirtschaftlichen  und  politischen  Lebens. 

Die  Küstengliederung  ist  so  reich,  dass  auf 
der  Hauptinsel  kein  Punkt  weiter  als  120  km 
und  auf  Irland  keiner  weiter  als  90  km  von 
der  Küste  entfernt  ist.  Bis  in  das  Herz  der 
Inseln  sind  Handel  und  Verkehr  also  eng  an 
den    Ozean    gekettet.     Hafenbuchten,    die    im 


Winter  eisfrei  und  durch  die  Flut  den  gröss- 
ten  Seeschiffen  zugänglich  sind,  gibt  es  in 
beträchtlicher  Zahl.  An  der  Nordseeküste  bie- 
tet aber  auch  der  Themsetrichter  für  grosse 
Schiffe  nur  ein  schmales  Fahrwasser  und 
ebenso  Wash-  und  Humberbusen,  Wear-  und 
Tynemündung.  Der  Firth  of  Forth  ist  zwar 
tief,  aber  dem  Seegange  zu  offen,  und  erst 
im  unproduktiven  Norden  und  Westen  ist 
Schottland  an  guten  Naturhäfen  reich.  Im  W. 
genügt  der  Forth  of  Ciyde  allen  Ansprüchen 
an  einen  Hafen  ersten  Ranges,  während  die 
Buchten  weiter  südlich  durch  Sandbänke  ge- 
sperrt sind.  Die  tiefsten  Zugänge  hat  die 
Merseymündung  bei  Liverpool.  Der  vorzüg- 
liche Pembroke- Hafen  hat  kein  gutes  Hinter- 
land (Kriegshafen!),  und  Swansea  und  Cardiff 
haben  Kunsthäfen.  Der  Avon  bei  Bristol  bildet 
aber  durch  die  hohe  Flut  einen  ausgezeich- 
neten Naturhafen,  und  die  S.-Küste  weist  die 
herrlichen  Buchten  von  Falmouth,  Plymouth 
und  Portsmouth-Southampton  auf. 

In  Irland  liegt  die  Bucht  von  Dublin  dem 
Seegange  offen,  und  der  Belfast  Lough  ist  seicht 
Schöne  Buchten  sind  aber  die  von  London- 
derry  und  die  Fjorde  im  W.  und  S.,  von  denen 
freilich  nur  die  Shannonmündung  und  die 
Bucht  von  Cork  eine  höhere  Bedeutung  er- 
langt haben. 

Die  britische  Hauptinsel  ist  im  S.  und  O. 
(in  England)  vorwiegend  Flachland,  im  N.W. 
aber   (in  Schottland  und  Wales)  Gebirgsland. 

Die  Schottischen  Gebirge  (im  Ben  Nevis  1343  m) 
sind  grossenteils  von  Felsen,  Sümpfen  und  Heiden 
eingenommene  unfruchtbare  Hochflächen,  die  nur  im 
O.  und  S.  in  fichtenbestandene  Hügellandschaften  und 
reiche  Niederungen  mit  blühender  Viehzucht  und  un- 
erschöpflichen Kohlen-  und  Eisenlagern  übergehen.  Auch 
die  Penninische  Kette,  die  ebenfalls  viel  Sumpf  und 
Heide  trägt,  enthält  in  ihrem  höhlenreichen  Kalksteine 
grosse  Kohlenfelder  und  Eisenerzlager;  nicht  minder 
sowie  dazu  Graphit  das  Cumbrische  Gebirge.  Das 
Gebirgsland  von  Wales  (im  Snowdon  1074  m)  bietet 
neben  seinen  grossartigen  Kohlen-  und  Eisensteinlagern 
auch  Zink-,  Blei-  und  Kupfererze.  Auch  das  wellen- 
förmige Englische  Tiefland  enthält  neben  gutem  Acker- 
boden Kohlen-  und  Eisenerzlagerstätten.  Irland  ist 
eine  von  kleinen  Gebirgen  umrandete  fruchtbare  Nie- 
derung  ohne  Mineralschätze  (Carrantua  Hill  1040  m). 

Das  britische  Klima  ist  ausgeprägt  ozeanisch 
und  namentlich  im  W.  sowie  auf  Irland  sehr 
feucht  (bis  480cm  Regen).  Die  Flüsse  zeich- 
nen sich  durch  gleichmässige  Wasserfülle,  nie- 
dere Wasserscheiden,  geringes  Gefall,  Freiheit 
von  Wintereis  und  starke  Gezeiten  aus,  was 
dem  britischen  Verkehr  sehr  förderlich  ist. 

Die  Themse  ist  bereits  oberhalb  Oxford  schiffbar 
und  mit  Severn,  Ouse,  Trent  und  Mersey  durch  Ka- 
näle   verbunden;    die    Grosse  Ouse    ist   von  oberhalb 
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Bedford,  der  Nen  von  Northampton,  der  Humber  im 
Trent  von  Nottingham  und  in  der  Ouse  von  oberhalb 
York,  derWear  von  Durham,  derTyne  von  Newcastle 
schiffbar.  Die  schottischen  Flüsse  Tweed,  Forth,  Tay, 
Dee,  Spey  und  Clyde  sind  rasch  fliessende  Bergströme 
mit  starken  Wasserkräften,  in  ihren  Ästuarien  aber 
auch  für  die  Schiffahrt  (Clyde  und  Tay)  sehr  wichtig. 
Die  Sevem,  im  Oberlaufe  mit  starkem  Gefäll,  wird 
bei  Shrewsbury  schiffbar.  Der  irländische  Shannon, 
der  an  Gebiet  und  Lauflänge  die  Themse  übertrifft, 
erweitert  sich  zu  grossen  Seen  (Lough  Rhee,  Lough 
Derg)  und  ist  fast  von  seiner  Quelle  an  schiffbar,  hat 
aber  in  seinem  Unterlaufe  Stromschnellen. 

Die  Bevölkerung  ist  scharf  in  Engländer, 
Schotten,  Welsche  und  Iren  gespalten.  Der 
Kampf  der  Iren  gegen  die  Engländer  hat  auch 
das  wirtschaftliche  Leben  vielfach  beeinträchtigt. 

Die  fragliche  ethnische  und  geographische  Spaltung 
geht  Hand  in  Hand  mit  religiöser  und  sozialer:  Die  Iren 
sind  KathoHken  (im  ganzen  7,5  Mill.)  sowie  Pächter  und 
Arbeiter,  die  Engländer  und  Schotten  meist  Protestanten 
und  in  Irland  Grossgrundbesitzer.  Die  Volksbildung 
ist  nicht  allgemein.  Die  hervorstechenden  Züge  des 
britischen  Nationalcharakters  —  Unternehmungsgeist, 
kühle  Berechnung,  Entschiedenheit  und  Ausdauer  — 
sind  der  britischen  Handelsmacht  sehr  zugute  gekommen. 

Die  bedeutende  Bevölkerungszunahme  ist  die  Ursache 
einer  starken  Auswanderung,  welche  bewirkte,  dass  die 
englische  Sprache  die  Muttersprache  von  130  Mill. 
Menschen  geworden  ist  (vgl.  S.  549). 

Die  Produktion  an  Feldfrüchten  (16,5 
Mill.  dz  Weizen,  18  Mill.  dz  Gerste,  30,5 
Mill.  dz  Hafer  und  60  Mill.  dz  Kartoffeln) 
genügt  trotz  der  umfangreichen  Anwendung 
von  künstlichen  Düngemitteln  und  Maschinen 
bei  weitem  nicht  dem  Bedarfe.  Fast  66"/o  der 
Landfläche  ist  aber  Wiesen-  und  Weideland, 
fast  18«/o  Unland  und  kaum   4«/«  Waldland. 

Der  Weinstock  meidet  den  grauen  Himmel  der 
britischen  Inseln,  gewöhnliches  Obst  gedeiht  aber  bis 
in  den  N.,  und  der  SO.  erzeugt  auch  Hopfen,  Irland 
und  Schottland  guten  Flachs. 

Die  Viehzucht  liefert  vorzügliche  Pferde 
(2,1  Mill.),  Rinder  (1 1  Mill.)  und  Schafe  (30  Mill.), 
die  aber  den  Fleisch-  und  Wollbedarf  bei 
weitem  nicht  decken.  Die  Fischerei  (nament- 
lich von  Schottland  und  Irland  aus)  ergibt  jähr- 
lich 190  Mill.  M.  Der  Schwerpunkt  der  briti- 
schen Urproduktion  liegt  in  der  Mineralpro- 
duktion, welche  erst  neuerdings  von  der  Nord- 
amerikanischen Union  überflügelt  worden  ist. 

Aus  24  Revieren  (insgesamt  24  000  qkm)  wurden 
1903  234  Mill.  T.  Kohlen  gefördert,  wodurch  dem 
britischen  Wirtschaftsleben  nicht  bloss  ein  Haupthebel 
der  Industrie  und  des  Verkehrs,  sondern  auch  ein 
schweres  Gut  für  die  Belastung  der  Schiffe  bei  der 
Ausfahrt  gegeben  ist.  Eisenerz  erzeugt  Britannien 
12,3  Mill.  T.,  besonders  in  Südwales,  Schottland,  Staf- 
fordshire  (Birmingham),  Yorkshire  (Sheffield-  und  Cleve- 
landdistrikt)  und  Cumberland.  Auch  Zinn  (in  Cornwall 
und  Devonshire,  für  10  Mill.  M)  Kupfer  (in  Cornwall 
und  auf  Anglesea),  Blei  und  Zink  (in  Wales,  Derbyshire, 
Cumberland    und    Northumberland)    und    Steinsalz    (in 


Cheshire,  1,9  Mill.  T.)  wird  in  beträchtlicher  Menge 
gewonnen,  und  der  Bergbau  beschäftigt  über  0,6  Mill. 
Arbeiter. 

Unter  den  Industriezweigen  steht  die 
Weberei,  mit  nahezu  1,1  Mill.  Arbeitern,  obenan, 
vor  allen  Dingen  die  Baumwollweberei  (bes. 
in  Lancashire),  mit  46,7  Mill.  Spindeln  und 
800  Mill.  kg  Rohstoffverbrauch.  Die  Woll- 
industrie, mit  5  Mill.  Spindeln,  0,2  Mill.  Ar- 
beitern und  250  Mill.  kg  Wollverbrauch,  ist 
der  französischen  ebenbürtig,  die  Leinweberei 
(in  Ulster  und  Schottland)  mit  1  ^/g  Mill.  Spin- 
deln und  150000  Arbeitern,  jeder  anderen  über^ 
legen.  Die  Hanfindustrie  blüht  in  den  grossei 
Häfen;  die  Juteindustrie  in  Dundee;  die  Seideni 
Industrie  (1  Mill.  Spindeln)  im  eigentliche* 
England;  die  Spitzenindustrie  in  Nottingham^ 
Derby  und  Leicester;  die  Teppichfabrikation 
in  Kiddermünster;  die  Lederfabrikation  in 
Bristol  und  London;  die  Schuhfabrikation  in 
Northampton,  Leicester  und  Stafford ;  die  Papier- 
industrie in  und  bei  London;  die  Bierbrauerei 
und  Zuckerraffinerie  ebenda  und  in  Glasgow. 

DieMetallindustrie,  welche  gegen  0,7  Mill. 
Arbeiter  sowie  zahlreiche  Dampfhämmer  und 
Walzwerke  beschäftigt,  hat  ihre  Hauptsitze  in 
Staffordshire  (Birmingham);  die  Messerindustrie, 
ebenso  wie  die  Panzerplattenfabrikation  in  Shef- 
field; die  Geschütz-  und  Gewehrfabrikation  in 
Birmingham,  Wolverhampton,  Woolwich,  Els- 
wick  (Armstrong);  die  Schmucksachen-  und 
Uhrenindustrie  in  London  und  Birmingham; 
die  Tonwaren-  und  Porzellanfabrikation  in 
Staffordshire,  London,  Bristol;  die  Glasindustrie 
in  Newcastle,  London,  Stoke,  Birmingham, 
Bristol.  Der  Schiffsbau,  mit  den  Haupt- 
werften am  Clyde,  Wear  und  Tyne,  ist  der 
bedeutendste  der  Welt. 

Vor    den    grossen    transozeanischen    Ent- 
deckungen,   als    das    britische    Inselreich    am 
Rande  der  bekannten  Erde  lag,  und  als  seine 
Kohlen-    und    Eisenschätze    noch    unbekannt 
waren,  wurde  es  von  den  Verkehrsströmungen 
nur  schwach  berührt.     Als  es  aber  durch  die       g 
Entdeckung  des  Kolumbus  in  den  Mittelpunkt      :■ 
der  Festlandsräume  versetzt  worden  war,  als 
seine  Industrie  sich  auf  den  erwähnten  Grund- 
lagen  voller  entfaltete,    und  als  der  britische      il 
Einheitsstaat  mit  seiner  parlamentarischen  Re-       ■ 
gierung  hergestellt  war,  da  wurde  seine  Rolle 
im  Handels-  und  Verkehrsleben  ausserordent- 
lich aktiv.    Lebhaft  beteiligte  es  sich  am  Wett- 
bewerbe der  Nationen   um  Kolonialbesitz, 
verdrängte  die  Rivalen  aus  seinen  Häfen  (Navi- 
gationsakte, vgl.  S.  37)   und  legte  den  Grund 


d 


Europa. 


589 


zu  einer  Handelsmacht,  die  ihresgleichen  in 
der  Welt  niemals  gehabt  hat. 

Heute  hat  die  Mehrzahl  der  Wirtschaftsge- 
biete ihre  stärkste  Handelsbewegung  in  der 
Richtung  auf  England:  nach  England  oder 
über  England  den  grössten  Betrag  ihrer  Aus- 
fuhr sendend,  und  aus  England  oder  über  Eng- 
land ihre  Einfuhr  empfangend. 

Der  britische  Aussenhandel  bewertet  sich 
(1903)  auf  18,1  Milliarden  M  (10,9  Einfuhr, 
7,2  Ausfuhr)  und  richtet  sich  vor  allem  auf 
die  britischen  Kolonien  (fast  40 ''/o  der  Aus- 
fuhr und  21  «Vo  der  Einfuhr),  die  Union  (23«/o 
der  Einfuhr  und  8  "/o  der  Ausfuhr),  Frankreich 
(9  "/o  der  Einfuhr  und  5^/„  der  Ausfuhr),  Deutsch- 
land (8  %  der  Ausfuhr  und  6  "/o  der  Einfuhr), 
die  Niederlande  (6  "/o  der  Einfuhr  und  3 "/(, 
der  Ausfuhr),  Russland  (5"/o  der  Einfuhr  und 
3  "/o  der  Ausfuhr)  und  Belgien  (5  "/q  der  Ein- 
fuhr und  3  "/o  der  Ausfuhr).  Dass  die  britische 
Handelsflotte  (10,2  Mill.  T.)  aber  41/2  mal  und 
der  Schiffsverkehr  der  britischen  Häfen  (106 
Mill.  T.)  2^/2  mal  so  bedeutend  ist  als  der 
deutsche,  erklärt  sich  z.  T.  daraus,  dass  Eng- 
land als  Verkehrsinsfrument  für  seinen  Aussen- 
verkehr  keine  Eisenbahnen  besitzt.  Da  die  bri- 
tische Flotte  vorwiegend  aus  Dampfern  besteht, 
ist  ihre  Leistungsfähigkeit  eine  um  so  grössere. 
In  der  Dichte  des  Eisenbahnnetzes  (36000  km) 
steht  Britannien  nur  hinter  Belgien  zurück,  und 
der  Personenverkehr  (1200  Mill.)  ist  auf  den 
britischen  Bahnen  dreimal  so  stark  als  auf  den 
französischen.  Die  Telegraphenlinien  (79000 
km)  befördern  jährlich  96  Mill.  Depeschen,  die 
Post  4000  Mill,  Sendungen.  Auch  von  den 
transozeanischen  Kabeln  ist  die  grössere  Hälfte 
in  englischer  Hand.  Die  Landstrassen  sind 
sehr  gut,  die  Kanäle  (6200  km)  aber,  die  bis 
auf  den  grossartigen  Manchester- Kanal  aus 
alter  Zeit  stammen,  klein.  Die  Einfuhr  erstreckt 
sich  hauptsächlich  auf  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittel, Rohstoffe  und  Halbfabrikate,  die  Aus- 
fuhr auf  Industrieerzeugnisse  und  Kohlen.  Eine 
der  stärksten  Stützen  der  britischen  Handels- 
blüte ist  das  ungeheure  Kolonialreich:  Indien 
als  die  wichtigste  Besitzung  mit  1 2  "/^  der  bri- 
tischen Ausfuhr  und  6%  der  Einfuhr;  Austra- 
lien mit  5,5%  bezw.  7,8"/o,  Kanada  mit  5 
bezw.  4  "/o-  Zahlreiche  kleine  Inseln  und  Küsten- 
punkte dienen  als  Kohlen-  und  Wasserstationen 
oder  militärische  Stützpunkte;  so  namentlich 
auch  die  europäischen  Besitzungen  Guernsey, 
Gibraltar  und  Malta. 

Im  eigentlichen  England  ist  London  (4,5  Mill.  E.,  mit 
Vorstädten  gegen  7  Mi!!.),  die  grösste  Stadt  und  die  erste 


Handelsmetropole  der  Erde  sowie  der  wichtigste  Knoten- 
punkt der  grossen  Weltverkehrsstrassen,  durch  seine 
Lage  in  der  Mitte  der  Halbkugel,  an  der  den  grössten 
Seeschiffen  zugänglichen  Themsemündung,  am  Rande  der 
reichsten  englischen  Ackerbaugegend  und  nahe  dem  kon- 
tinentalen Europa  hervorragend  begünstigt.  Schon  Taci- 
tus  nennt  es  „durch  Handel  und  Verkehr  hoch  berühmt." 
Sein  Warenhandel  (6000  Mill.)  wurde  der  universalste, 
und  besonders  in  Tee,  Zucker,  Tabak,  Gewürzen,  Spiri- 
tuosen, Indigo,  Wolle,  Häuten,  Fellen,  Drogen  und 
Zinn  beherrscht  es  den  Weltmarkt.  Als  Reichshaupt- 
stadt hat  es  vor  allem  den  Verkehr  mit  den  Kolonien 
und  mit  Ostasien  in  seiner  Hand.  Seine  eigene  Han- 
delsflotte fasst  1,66  Mill.  T.  (1,4  Mill.  T.  Dampfer),  und 
für  seinen  ungeheuren  Schiffsverkehr  (17,6  Mill.  T.) 
musste  die  Themse  durch  Riesendocks  erweitert  werden. 
Den  Verkehr  innerhalb  der  Stadt,  die  über  600000 
Häuser  (mit  Vorstädten  900000)  zählt  und  310  qkm  (mit 
Vorstädten  1795  qkm)  bedeckt,  besorgen  Strassenbahnen 
(205  km),  Omnibusse,  Droschken  (12000\  Themse- 
dampfer, Themsebrücken  (20 \  Themsetunnel  (3)  und 
das  grossartige  städtische  Eisenbahnnetz  (über  300  km), 
das  jährlich  etwa  320  Mill.  Menschen  befördert. 

Queenborough  und  Harwich  sind  Überfahrts- 
orte nach  Holland;  Dover,  in  der  grössten  Annähe- 
rung Englands  an  den  Kontinent,  mit  schönem  Kunst- 
hafen, Dampferstation  und  Überfahrtsort  nach  Frank- 
reich; Brighton  (125  000  E.),  berühmtes  Seebad; 
Portsmouth  (192000  E.),  an  der  weiten  Reede 
zwischen  der  Insel  Wight  und  der  Hauptinsel,  Haupt- 
kriegshafen,  mit  den  grossartigsten  Marinewerften  der 
Welt;  Southampton  (105000  E.),  Hauptdampfer- 
station (Schiffsverkehr  3,2  Miil.  T.);  ähnlich  Plymouth 
nebst  Devonport  (178000  E.),  am  Plymouthsund;  und 
Bristol  (335000  E.),  am  Avon  und  nahe  dem  inner- 
sten Winkel  seiner  Bucht,  das  seine  vorgeschobene 
Stellung  im  Zeitalter  der  Entdeckungen  trefflich  aus- 
nützte und  lebhaften  Schiffsverkehr  (l,2MiH.  T.)  nach 
Nord-  und  Mittelamerika  unterhält.  Birmingham 
(528  000  E.),  in  der  Mitte  Englands  und  in  wichtiger 
Bergbaugegend,  ist  Hauptknoten  des  britischen  Kanal- 
und  Eisenbahnnetzes  und  Hauptsitz  der  Metallindustrie, 
an  der  seine  Umgebung  (Warwick-  und  Staffordshire) 
rührigsten  Anteil  nehmen.  Stoke  -  upon  -  Trent 
(152  000  E.),  der  Hauptort  des  berühmten  Töpfer- 
(„Pottery-)Distriktes",  Derby  (107000  E  ),  Notting- 
ham (243000  E.\  Leicester  (216000  E.)  und  York 
(78000  E.)  sind  hervorragende  Eisenbahnknotenpunkte 
und  Produktenmärkte  sowie  Webereistädte;  ähnlich 
Northampton  (87000  E.),  in  reicher  Ackerbaugegend 
am  Nen;  und  Norwich  (113000  E.)  sowie  die  Univer- 
sitätsstädte Cambridge  und  Oxford,  die  zugleich 
wichtige  Buchhandelssitze  sind.  Sheffield  (418000  E.) 
ist  durch  seine  Eisenerzlager  uralter  Hauptsitz  der  be- 
rühmten engUschen  Stahl-  und  Messerschmiedeindustrie; 
Leeds  (437000  E.\  inmitten  eines  grossen  Kohlen- 
feldes und  der  Hauptschafzüchtergegend,  Hauptsitz  der 
britischen  Wollindustrie,  an  welcher  Bradford  (282000 
E.),  Halifax  1IO6OOOE.)  und  Huddersfield  (95000 
E.)  bedeutenden  Anteil  haben.  Hüll  (245000  E.),  am 
Humber,  ist  einer  der  wichtigsten  Seehäfen,  mit  grossen 
Docks  und  Schiffswerften  und  4,5  Mill.  T.  Schiffsver- 
kehr. Middlesborough,  am  Dee  (91000  E.),  Sun- 
derland  (148000  E.),  am  Wear,  und  Newcastle 
(219000  E.),  am  Tyne,  nebst  seinen  Vorhäfen  North - 
shields  und  Southshields  (mit  8,4  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr, sind  Kohlenverschiff ungs-  und  Schiffsbauplätze. 
Manchester  (549000  E.),  am  oberen  Mersey  und  am 
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Manchester-Seeschiffahrtskanale  (mit  2,6  Mill.  T.  Ver- 
kehr) sowie  in  reicher  Kohlengegend,  durch  flamändi- 
sche  Einwanderer  frühe  eine  bedeutende  Wollweber- 
stadt, wurde  im  18.  Jh.  weitaus  die  erste  Baumwoll- 
industriestadt der  Erde,  mit  Salford  (224  000  E.), 
Oldham  (138000  E.),  Rochdale  (83000  E.),  Black- 
burn  (130000  E.),  Bolton  (171000  E.)  und  Stock- 
port (79000  E.)  im  Wettbewerbe  und  in  einer  ge- 
wissen Arbeitsteilung.  Liverpool  (693000  E.),  an 
dem  für  die  grössten  Fahrzeuge  schiffbaren  Mersey, 
hat  vor  London  die  unmittelbare  Nähe  des  offenen 
Ozeans  und  vor  Bristol  die  grössere  Nähe  der  wich- 
tigsten Industriedistrikte  voraus  und  steht  im  Verkehr 
mit  Amerika  ersterem  voran,  mit  grossartigen  Docks 
und  mit  13,2  Mill.  T.  Schiffsverkehr,  sowie  als  erster 
Weltmarkt  für  Baumwolle  und  als  einer  der  ersten 
für  Getreide,  Holz,  Viehzuchtprodukte,  Zucker,  Wolle, 
Erze,  Kohle,  Salz;  ebenso  als  wichtigster  britischer  Aus- 
wandererhafen. Merthyr-Tydvil  (69000  E.),  in 
Südwales,  ist  Bergbau-  und  Eisenhüttenstadt;  Cardiff 
(169  000  E.),  durch  Eisenbahn  und  Kanal  mit  Merthyr- 
Tydvil  verbunden,  erster  Kohlenhafen  der  Erde  (Schiffs- 
verkehr 12,6  Mill.  T.).  Auch  Newport  (mit  4,5  Mill.  T. 
Schiffsverkehr)  und  Swansea  (mit  2,4  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr) sind  hervorragend  durch  Kohlenausfuhr,  letz- 
teres zugleich  mit  den  grössten  Kupferschmelzwerken. 

Schottlands  Hauptstadt  Edinburg  (316000  E.), 
am  Firth  of  Forth,  ist  hervorragend  als  Sitz  der  Wis- 
senschaft und  des  Buchhandels,  wie  auch  durch  Brauerei, 
Brennerei  und  Luxusindustrie,  mit  Leith  (77000  E.) 
als  seinem  Hafen-,  Handels-  und  Industrieviertel;  Dun- 
dee  (161000  E),  an  der  Taymündung,  als  Hafenstadt 
und  Ausrüstungsplatz  der  Walfisch-,  Stockfisch-  und 
Heringsfänger  sowie  als  Industriestadt;  Aberdeen 
(153000  E.i,  am  Dee,  durch  Steinhandel;  Peterhead 
und  Wick  sowie  Stornoway,  auf  der  Hebrideninsel 
Lewis,  als  Fischerhäfen;  Glasgow  (760  000  E.),  am 
Clyde  und  in  der  reichsten  Bergwerks-  und  Acker- 
baugegend Schottlands,  durch  grossartige  Schiffswerfte 
sowie  durch  starken  Schiffsverkehr  (4,1  Mill.  T.)  nach 
Nordamerika  und  Westindien. 

In  Irland  treibt  die  Hauptstadt  Dublin  (373  000  E.), 
in  der  Mitte  der  Ostküste  und  nahe  der  britischen 
Hauptinsel,  durch  ihren  Kunsthafen  Kingston  umfang- 
reichen Produktenhandel,  ebenso  Cork ,  an  einem  präch- 
tigen Naturhafen  im  S.O.,  während  Belfast  (349  000 
E.)  vor  allem  als  Industriestadt  (in  Flachs),  London- 
derry  und  Limerick,  am  schiffbaren  Shannon,  durch 
Schiffsverkehr  nach  Amerika,  Valentia  als  Ausgangs- 
punkt von  6  transatlantischen  Telegraphenkabeln  nam- 
haft sind. 


c)  Nordeuropa. 

a)  Das  Königreich  Dänemark  ist  nach 
Landfläche  (38  455  qkm),  Bevölkerungszahl  (2,5 
Mill.  E.)  und  Volksdichtigkeit  (63  auf  1  qkm) 
ein  Wirtschaftsgebiet  zweiten  Ranges,  und  seine 
Nebenländer  und  Kolonien  vergrössern  mehr 
die  Landfläche  als  die  Volkszahl. 

Seine  Pölhöhe  (54  bis  58  <>  n.  Br.)  ist  der 
Landwirtschaft  um  so  günstiger,  als  sie  sich 
mit  einer  grossen  Annäherung  an  den  Konti- 
nent verbindet,  und  die  Lage  zwischen  Nord- 
und    Ostsee   und  zwischen   Deutschland    und 


Skandinavien  es  zu  einem  wichtigen  Durch- 
gangsgebiete macht. 

Mit  nur  etwa  90  km  Landgrenze,  aber  mehr 
als  5000  km  Küstenlinie,  ist  es  im  wesentlichen 
ein  Inselreich,  während  es  im  inneren  und 
äusseren  Verkehr  vorwiegend  auf  Wasserwege 
gewiesen  ist.  Der  Schwerpunkt  seines  Staats- 
und Wirtschaftslebens  liegt  auf  Seeland.  Die 
Buchten  der  reich  gegliederten  Küste  (abge- 
sehen von  der  „Eisernen  Küste"  Westjütlands) 
sind  für  grosse  Seeschiffe  meist  zu  seicht,  wes- 
wegen die  ostjütländischen  Fjorde  (Limfjord, 
Randersfjord,  Horsensfjord,  Veilefjord,  Kolding- 
fjord) sowie  die  grossen  Buchten  von  Fünen 
(Odensefjord)  und  Seeland  (Isse-  und  Röskilde- 
fjord)  meist  nur  der  Fischerei  und  Küstenschiff- 
fahrt  dienen.  Der  schmale  und  tiefe  Amager- 
sund  (zwischen  Amager  und  Seeland)  bildet 
einen  vorzüglichen  Naturhafen  für  den  grossen 
Verkehr. 

Der  Boden  besteht  aus  jungen  geologischen 
Schichten  und  enthält  nur  etwas  Braunkohle, 
ist  aber  fruchtbar.  Das  Klima  ähnelt  dem 
norddeutschen.  Die  Flüsse  sind  unbedeutend. 
Die  Bevölkerung  ist  rein  germanisch,  pro- 
testantisch und  hoch  gebildet.  Hervorragend 
sind  die  Pferde-  und  Rinderzucht  (Butter) 
und  der  Getreidebau,  während  Wald  nur  spär- 
lich vorhanden  und  auch  die  Fischerei  geringer 
entwickelt  ist,  als  man  bei  der  maritimen  Lage 
glauben  sollte.  Belangreich  ist  aber  die  Indu- 
strie, welche  sich  an  die  Landwirtschaft  und 
Schiffahrt  anlehnt  (Mehl-,  Bier-,  Branntwein-, 
Zucker-,  Tabak-  und  Segeltuchfabrikation.  Be- 
rühmt sind  die  dänischen  Porzellanwaren.  Die 
Handelsbewegung  beträgt  750  Mill.  M.  Das 
Eisenbahn-  und  Telegraphennetz  sind 
ziemlich  dicht,  die  Dampferverbindungen  zwi- 
schen den  Inseln  vorzüglich.  Hauptverkehrs- 
länder sind  England  (bes.  in  der  Ausfuhr), 
Deutschland  (bes.  in  der  Einfuhr),  ferner  Schwe- 
den, Russland  und  Norwegen. 

Kopenhagen  (378000  E.)  bildet  in  ähnlichem  Masse 
wie  Paris  den  Schwerpunkt  des  Staats-  und  Wirtschafts- 
lebens.    Seine   Lage   an   dem   tiefen  Amagersunde,   an 
der  natürlichen  Hauptstrasse  aus  der  Nord-  in  die  Ost- 
see und  an  der  natürlichen  Brücke  zwischen  Dänemark 
und  Skandinavien,  hat  seine  Handelsblüte  aus  der  Zeit 
des  dänischen   Grosstaates  noch  bedeutend   gesteigert 
(Schiffsverkehr  6,7  Mill.  T.).     Industriestadt  ist  es  durch       \ 
Zufuhr  englischer  Kohlen.     Korsör,  an  der  Westküste      | 
Seelands,  und  N  y  k  j  ö  b  i  n  g ,  auf  Falster,  sind  Überfahrts-       >, 
orte  nach  Deutschland;  Odense,  auf  Fünen,  Aalborg      > 
am  Limfjord,  Randers,  an  der  OudenAa,  und  Aar- 
huus  (52000  E.)  Ausfuhrhäfen.    Die  Granitinsel  Born - 
holm,  in  physikahscher  Beziehung  ein  Stück  Schweden, 
mit  dem  Hafen  Rönne,  Hefert  Kohle,  Eisen  und  Porzellan. 

Von   den  Nebenländern  sind   die  vulka- 
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nischen  Faröer  (1300  qkm  und  15000  E.) 
ohne  Baumwuchs  und  nur  durch  Schafzucht 
Eiderdunengewinnung  und  Fischerei  produktiv. 

Island  (103000  qkm  und  nur  78000  E.) 
ist  eine  Platte,  die  nach  SO.  steil,  nach  NW. 
sanft  zum  Meere  abfällt,  zahlreiche  tätige  Vul- 
kane (Oräfa  1953  m,  Hekla  1555  m)  trägt, 
stark  vergletschert  (Vatna-Jökull  4400  qkm), 
und  an  der  Nordseite  von  Treibeis  umlagert 
ist,  mit  fischreichen  Fjorden  im  NW.  Für 
Getreidebau  und  Baumwuchs  ist  das  Klima  zu 
rauh,  die  Weiden  nähren  aber  700000  Schafe, 
33000  Pferde  und  25000  Rinder,  und  Wolle 
und  Stockfisch  sind  Haupterzeugnisse.  Strassen 
und  Brücken  gibt  es  nur  im  W.  Haupthan- 
delsplatz ist  Reikjavik. 

ß)  Skandinavien.  Skandinavien,  diegrösste 
unter  den  europäischen  Halbinseln  (769000 
qkm),  ist  eine  steil  nach  dem  Atlantischen 
Ozean  und  allmählich  nach  der  Ostsee  abfal- 
lende Gneisplatte,  deren  w.  Hälfte  von  der 
ö.  in  Klima,  Produktions-  und  Verkehrsverhält- 
nissen sowie  im  Volkscharakter  verschieden  ist. 
Schweden  und  Norwegen  sind  auch  erst  seit  1814 
durch   Personalunion    miteinander  verbunden. 

Das  Königreich  Norwegen  übertrifft  an 
Fläche  (321000  qkm)  das  Britische  Reich,  er- 
reicht aber  an  Volkszahl  (2,2  Mill.)  nicht  Däne- 
mark. Seine  Volksdichtigkeit  (7)  ist  die  ge- 
ringste Europas. 

Durch  seine  Lage  am  Atlantischen  Ozeane 
ist  sein  Handel  und  Verkehr  in  hervorragender 
Weise  an  die  Schiffahrt  geknüpft,  umsomehr 
als  der  Landverkehr  nach  Schweden  und  Russ- 
land äusserst  schwierig  ist,  während  die  reiche 
Fjordengliederung  dem  Verkehr  und  dem  Em- 
porwachsen eines  tüchtigen  Seemannsgeschlech- 
tes (Wikinger!)  sehr  günstig  waren. 

Vorwiegend  Hochgebirgsland,  steht  Nor- 
wegen neben  der  Schweiz  in  seinen  Natur- 
schönheiten wie  in  seinen  Verkehrsschwierig- 
keiten. Vorherrschend  sind  felsige  Hochflächen 
(Fjelde),  die  schroff  zu  den  engen  Fjorden  oder 
Binnenlandstälern  und  Binnenseen  abfallen  und 
z.  T.  mit  Riesenglelschern  bedeckt  sind  (Folge- 
Fonde,  Jostedals-Brae)  und  nur  an  günstigeren 
Stellen  Viehzucht  und  Forstkultur  gestatten. 

Das  ozeanische  Klima  häh  selbst  die  nörd- 
lichsten Häfen  eisfrei,  ist  aber  dem  Ackerbau 
nur  im  SO.  günstig.  Berüchtigt  sind  die  Frost- 
nächte („eiserne  Nächte")  des  Juni,  förderlich 
der  Reife  des  Getreides  die  langen  Sommer- 
tage. Die  atmosphärische  Feuchtigkeit  ist  sehr 
gross  (Bergen  mit  200  cm  Regen). 

Die  wasserreichen  Ströme  bilden  zahlreiche 


grossartige  Wasserfälle  (Rjukanfoss,  Vörings- 
foss  u.  a.)  und  wohl  konzentrierte  Triebkräfte 
für  die  Industrie,  nur  die  Seen  sind  aber  schiffbar. 
Der  Glommen  bildet  14  km  vor  seiner  Mündung 
den  prächtigen  Sarpsvoss. 

Die  Bevölkerung  ist  —  abgesehen  von 
30000  lappländischen  Fischern  und  Nomaden 
—  rein  germanisch  und  evangelisch,  mit  dä- 
nischer Schriftsprache  und  hoher  Bildung. 

Die  Urproduktion  liegt  mehr  in  den 
Fjorden,  Wäldern  (39  "/o  der  Fläche)  und  Wei- 
den, als  in  den  Getreidefeldern,  die  kaum  für 
200  Tage  den  Brotbedarf  decken.  Der  Obst- 
bau ist  gering,  gross  dagegen  der  Reichtum 
an  Holz,  das  auf  dem  felsigen  Boden  und 
in  dem  harten  Klima  ein  sehr  festes  Gewebe 
erhält.  Die  Rinderzucht  wird  als  Senn-(Säter-) 
Wirtschaft  betrieben,  deckt  aber  auch  nicht  den 
einheimischen  Bedarf.  In  höchster  Blüte  steht 
seit  alten  Zeiten  die  Fischerei  (auf  Kabel- 
jaus, Heringe,  Lachse,  Wale),  die  die  vornehmste 
Quelle  des  norwegischen  Nationalreichtums  bil- 
det, sowohl  in  den  süssen  Gewässern  als  auch 
in  den  Fjorden  und  an  den  Küsten.  Auch  Wild 
ist  zahlreich  (Bären,  Luchse,  Elentiere,  Renntiere). 

Die  Industrie  (Brauerei,  Brennerei  und  Holz- 
verarbeitung) ist  durch  die  starken  Wasserkräfte 
im  Aufschwünge. 

Der  Aussenhandel  beträgt  520  Mill.  M. 
Die  gewaltige  norwegische  Handelsflotte 
(1,5  Mill.  T.,  wovon  ^a  MJ"-  T.  Dampfer), 
die  sich  z.  T.  aus  den  schwierigen  Landver- 
bindungen erklärt,  befähigt  die  Norweger,  am 
Transportverkehr  zwischen  fremden  Häfen  leb- 
haften Anteil  zu  nehmen.  Das  Eisenbahnnetz 
misst  2300  km,  das  Telegraphennetz  14000  km. 
Christiania  (229  000  E.),  an  dem  innersten  Winkel 
eines  grossen  und  tiefen  Fjordes,  am  Eingange  zur 
besten  Ackerbaugegend  und  in  der  Vereinigung  der 
wichtigsten  Binnentäler,  ist  Haupthafen  und  Haupt- 
eisenbahnknoten ebenso  wie  Hauptindustrie-  und  Han- 
delsstadt. Frederikstadt,  an  der  Glommenmündung 
und  Drammen,am  Christianiafjorde,  sind  Holzmärkte; 
Kongsberg  und  Arendal  Bergbaustädte;  Bergen 
(72000  E.),  zwischen  den  beiden  tiefsteingeschnittenen 
Fjorden  der  Westküste,  an  guter  Hafenbucht,  sowie 
Stavanger,  Trondhjem  und  Tromsö  hervorragende 
Fischereihäfen. 

Das  Königreich  Scliweden  (448000 
qkm  und  5,1  Mill.  E.,  d.  i.  11  auf  1  qkm), 
das  weiter  südwärts  reicht  als  Norwegen  (bis 
55  *'  n.  Br.)  und  die  baltische  Hälfte  der  Halb- 
insel einnimmt,  berührt  im  SW.  den  Nord- 
seegolf Kattegat  und  grenzt  an  Russland  (auf 
800  km)  in  unwirtlichen  und  unwegsamen 
Gegenden,  während  die  Ostsee  es  auf  1 800  km 
bespült.  Die  beiden  Meere  bieten  also  wie  bei 
Norwegen  fast  die  einzigen  Wege  ins  Ausland. 
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Schweden  ist  vorwiegend  Tiefland,  und 
nur  in  Darlekarlien ,  Jemtland  und  Norrland 
liegen  höhere  Gebirgsgegenden  (Sulitelma  1875 
m).  N.  von  den  grossen  Seen  ist  der  Boden 
trotzdem  meist  kahler  Fels,  und  durch  erratische 
Blöcke  erscheint  selbst  Südschweden  strecken- 
weise wie  gepflastert  (Smäland).  Sehr  fruchtbar 
ist  jedoch  der  tonige  Boden  an  der  Küste 
und  an  den  Flüssen. 

Lagerstätten  von  Kupfer-,  Blei-,  Silber-  und  Zinkerz 
sowie  Marmor  und  Porzellanerde  sind  reichlich  vor- 
handen, und  der  Taberg  bei  Jonköping  sowie  der  Oel- 
livare  in  Norrland  bestehen  aus  reinem  Magneteisenstein. 

Das  Klima  ist  kontinental,  im  Winter  sehr 
kalt,  so  dass  die  ostschwedischen  Häfen  und 
Binnengewässer  lange  mit  Eis  bedeckt  sind  und 
der  Bottnische  Meerbusen  bei  den  Quarken 
häufig  auf  Schlitten  passiert  werden  kann. 

Die  Flüsse,  meist  nach  SO.  gehend,  tragen 
denselben  Charakter  wie  die  norwegischen. 

Der  Wener-,  Wetter-,  Mälar-  und  Hjelmar-See  bilden 
gute  Schiffahrtsstrassen.  Auch  die  Göta-Elf,  Motala-Elf, 
Dal-Elf,  Angerman-Eif,  Tornea-Elf  enthalten  aber  nahe 
bei  ihrer  Mündung  noch  Wasserfälle.  Die  Trolhätta- 
fälle  der  Göta-Elf  sind  durch  den  grossartigen  Trol- 
hättakanal  umgangen  worden;  ähnlich  die  Stromschnellen 
der  Motala-Elf.  Dadurch  besitzt  Südschweden  ein 
vorzügliches  System  von  Wasserstrassen  (4000  km). 

Die  Bevölkerung  ist  bis  auf  eine  kleine 
Anzahl  Finnen  und  Lappen  germanisch  und 
evangelisch,  die  Volksbildung  hoch. 

Die  grossen  Waldungen  (40  "/^  der  Fläche) 
liefern  viel  Nutzholz;  Schonen  viel  Roggen, 
Gerste,  Hafer  und  Weizen.  Auch  Flachs, 
Tabak  und  Hopfen  wird  selbst  n.  von  Stock- 
holm noch  angebaut.  Pferde  besitzt  Schwe- 
den 500000,  Rinder  2,6  Mill.,  Schafe  l,4Mill. 

Das  schwedische  Eisen  (jährliche  Förde- 
rung 11  Mill.  Zentner)  gilt  für  das  beste  der 
Welt.  Kupfer-  und  Silberbergbau  hingegen 
sind  zurückgegangen,  und  Kohle  findet  sich 
nur  im  S. 

Die  Industrie  benutzt  die  reichen  Wasser- 
kräfte und  ist  bedeutend  in  Eisen  und  Maschinen 
(Motala),  Wolle  und  Baumwolle  (Stockholm, 
Norrköping,  Götaborg)  und  Zündhölzchen. 

Die  Handelsbewegung  (vor  allem  nach 
England  und  Deutschland)  beträgt  reichlich 
1000  Mill.  M  (570  Mill.  Einfuhr,  440  Mill. 
Ausfuhr),  die  Handelsflotte  658000  T.,  das 
Eisenbahnnetz  12000  km,  das  Telegraphen- 
netz 1 7000  km,  dasKunststrassennetz  20000  km. 
Ausgeführt  werden  Holz  und  Holzstoffe,  Eisen, 
Viehzuchtprodukte,  Papier,  Zündhölzer;  ein- 
geführt Kohle,  Getreide,  Kolonialwaren  und 
Industrieartikel. 

Stockholm  (311000  E.),  die  schöne  Hauptstadt,  un- 
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fern  der  Mitte  der  Ostseeküste,  zwischen  dem  Saltsjö 
(einem  Ostseefjord)    und  dem   Mälarsee,    mit    leichten 
Verbindungen    nach    dem    ferneren    Binnenlande    undl 
einem  tiefen  und  geräumigen  Hafen,  ist  Haupthandels-| 
platz;  Upsala  Universitäts-  und  Buchhandelssitz;  Da-> 
nemora  und  Eskilstuna  (das  „schwedische  Sheffield")»,] 
Eisenindustriestädte;     Norrköping,     an    der    Motalaf 
und  dem  Bravik  (das  ,, schwedische  Manchester"),  Tuch- 
und    Baumwollweberstadt;     lönköping,   am  Südendei 
des  Wettersees,  Zündholzfabrikstadt ;  M  a  1  m  ö  ( 67  000  E.),] 
am  Sund,    s.  Endpunkt   der   schwedischen  Eisenbahnea^ 
und  Überfahrtsort    nach   Dänemark    und   Deutschland;! 
Göteborg  (135000  E.),  an  einer  tiefen  durch  Skärenj 
geschützten    Bucht    und   an   der  Göta-Elf,    mit  Kanal- 
und  Eisenbahnverbindungen  in  das  Innere,  der  atlanti- 
sche Haupthafen  des  Landes;  Gefle  Holz-  und  Eisen- 
ausfuhrhafen, j 

d)  Osteuropa. 

a)  Das  Kaisertum  Russland.  Das  Russische 
Reich  in  Europa  und  Asien  ist  das  grösste 
zusammenhängende  Staats-  und  Wirtschaftsge- 
biet der  Erde,  mit  22  Mill.  qkm  und  143Milli| 
E.  Auch  ohne  den  asiatischen  Besitz  ist  es] 
fast  zehnmal  ausgedehnter  (5,4  Mill.  qkm)  und 
etwa  doppelt  so  volkreich  als  Deutschland. 
Seine  Volksdichtigkeit  (20  pro  qkm)  ist  aber 
fünfmal  geringer  als  in  Deutschland. 

Zwischen  44"  n.  Br.  und  70 <>  n.  Br.  viel||H 
kontinentaler  als  die  andern   Länder  Europas^» 
gelegen,    grenzt   es   auf   der   ausgedehntesten 
Strecke   (5000  km)   an    das    hilfsquellenreiche 
aber    menschenarme    Sibirien.      Der    Kaspisee 
(mit  1000  km  Küste)  trennt  es  von  dem  wenigi 
entwickelten    und    verkehrsarmen    Zentralasien 
und    Persien,    der    Kaukasus    und    das   abge- 
schlossene und  hafenarme  Schwarze  Meer  (mit 
2500  km  Küste)  von  der  Türkei  und  den  Bal- 
kanländern,   Rumänien  (800  km  Grenze)  und 
Galizien  (1200  km  Grenze)  sind  in  ihren  Pro- 
duktionsverhältnissen den  angrenzenden  Teilen 
Russlands    nahe   verwandt,    während    die   ab- 
weichender und  vielseitiger  ausgestatteten  Teilel 
Österreich-Ungarns  durch  die  Karpathen    von 
ihm  getrennt  sind. 

Das  einzige  Land,  gegen  das  Russland  £in€»l| 
ganz  offene  Grenze  hat  (1 300  km),  und  das*"' 
unter  seinen  unmittelbaren  Nachbarn  stärker  för- 
dernd auf  das  Wirtschafts-  und  Kulturleben  Russ- 
lands einwirken  kann,  ist  demnach  Deutschland.1 

Die  Ostsee  (2400  km  Küste)  begünstigt  alsi 
das  wichtigste  russische  Kulturmeer  (8  Monate 
eisfrei)  ebenfalls  die  Verbindung"  mit  Deutsch- 
land, sowie  die  mit  Nordwesteuropa.  Die 
Landgrenze  gegen  Schweden  und  Norwegen 
hat  nur  für  die  nomadisierenden  Lappen  Be- 
deutung, und  das  Eismeer  (mit  4500  km  Küste), 
das   als  Weisses  Meer    in   Russland  eingreift. 
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ist  nur  4 — 5  Monate  offen.  Die  Mitte  des 
Landes  (bei  Tula)  ist  von  jeder  Küste  etwa 
800  km  entfernt,  die  küstenfernste  Gegend  im 
O.  aber  1200  km  (zehnmal  so  weit  als  in 
Grossbritannien). 

Der  Boden  ist  auf  weiten  Strecken  aus 
demselben  Gestein  zusammengesetzt:  in  Finn- 
land aus  Granit,  im  N.-O.  aus  Jura,  in  der  Mitte 
aus  Kohlenkalkstein  (mit  grossen,  aber  wenig 
abbauwürdigen  Kohlenlagern  bei  Moskau),  in 
den  Ostseeprovinzen  aus  Devon  und  im  S. 
aus  Tertiärschichten. 

Die  weitaus  grössere  N. -Hälfte  (bis  zur  Linie  Pol- 
tawa-Tula-Woronesch)  ist  mit  Gletscherschutt  bedeckt. 
Am  oberen  Pripet  nehmen  die  Rokitnosümpfe ,  am 
Eismeere  Tundren,  an  der  oberen  Dwina  Urwald- 
einöden, zwischen  der  Wolga  und  dem  Dnjepr  frucht- 
bare Schwarzerde  („Tschernosem")  und  am  Schwarzen 
und  Kaspischen  Meere  Grassteppen  grosse  Flächen 
ein.  Das  Uralgebirge  ist  im  N.  am  höchsten  und 
ödesten  (Töll-Poss  1688  m),  in  der  Mitte  und  im  S. 
reich   an  Gold,    Platin,   Magneteisen,  Nickel,  Steinsalz. 

Der  strenge  Winter  bedingt  einen  unge- 
heuren Holzkonsum,  ermöglicht  aber  schnellen 
Schlittenverkehr.  Die  hohe  Sommerwärme 
lässt  Getreide  noch  bei  Archangelsk  reifen. 

Die  grossen  Ströme  haben  meist  günstiges 
Gefäll  und  niedere  Wasserscheiden,  sind  aber 
lange  Zeit  durch  Eis  unschiffbar  (Wolga  140 
— 150,  Dwina  160 — 180  Tage)  und  ergiessen 
sich  in  abgeschlossene  Meere.  Die  Schiffahrts- 
linien messen  40  000  km  (davon  1 000  km  Kanäle). 

Am  wichtigsten  ist  die  Wolga,  von  der  Waldai- 
höhe,  die  als  der  grösste  Strom  Europas  und  die  natür- 
liche Hauptstrasse  des  Russischen  Reichs  dem  Binnen- 
verkehre grosse  Dienste  leistet.  Ihre  60  Mündungs- 
arme sind  freilich  stark  versandet  und  ergiessen  sich 
in  den  verkehrsarmen  Kaspisee.  Von  den  schiffbaren 
Nebenflüssen  stehen  Twerza,  Maloga  und  Scheksna  in 
künstlicher  Verbindung  mit  der  Newa,  die  Scheksna  auch 
mit  der  Dwina.  Der  Don  hat  stark  wechselnde  Wasser- 
fülle und  wird  bei  Woronesch  schiffbar.  Der  Dnjepr, 
durch  ausgedehnte  Sümpfe  mit  gleichmässigerem  Wasser- 
stande, bildet  beim  Durchbruche  durch  die  südrussische 
Steppenplatte  13  Schnellen  (,,Porogen").  Die  Weichsel 
ist,  ebenso  wie  der  N Jemen,  eine  ziemlich  gute  Schiff- 
fahrtsstrasse,  wichtiger  ist  aber  die  Newa  mit  ihren 
Seen  (Ladoga-,  Onega-  und  Ilmensee),  die  mit  der 
Wolga  und  Suchona  in  Kanalverbindung  steht.  Die 
Dwina  ist  bereits  als  Suchona  und  Wytschedga  schiff- 
bar, aber  6  Monate  durch  Eis  gesperrt. 

Unter  den  30  verschiedenen  Nationali- 
täten haben  die  Slaven  (80  Miil.)  die  Über- 
zahl. Die  Polen  (8  Mill.)  widersetzen  sich 
aber  dem  Versuche,  das  Slaventum  zu  einer 
Einheit  zu  gestalten,  und  von  den  nichtslavi- 
schen  Stämmen  suchen  die  Finnen  des  Gross- 
fürstentums (2,3  Mill.)  eine  gewisse  Unabhängig- 
keit zu  behaupten.  Die  übrigen  Finnenstämme 
(4,5  Mill.)  sind  im  Begriffe  im  Russentume  auf- 
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zugehen.  Die  Tataren  (3,5  Mill.)  halten  streng 
an  ihrer  mohammedanischen  Religion  fest,  bilden 
aber  ähnlich  wie  die  Juden  (5,2  Mill.)  weniger 
ein  selbständiges  Volk  als  vielmehr  eine  be- 
sondere Handelskaste.  Die  Deutschen  (1,5 
Mill.)  sind  ein  wichtiges  Kulturelement  und 
gutenteils  russifiziert.  Etwa  87  Mill.  sind 
griechisch-katholisch,  die  Polen  römisch-katho- 
lisch, die  grossfürstlichen  Finnen  sowie  Litauer 
und  Deutschen  evangelisch. 

20*^/0  der  Fläche  sind  Unland  (Tundren, 
Sümpfe,  Salzsteppe  u.  dgl.),  26 "/o  Ackerland, 
39**/o  Waldland,  und  die  Bewirtschaftung  ist 
meist  mangelhaft,  so  dass  schlimme  Missernten 
häufig  eintreten  (Hungersnot  1891  und  1897). 
In  der  Getreideerzeugung  (234  Mill.  dz  Rog- 
gen, 171  Mill.  dz  Weizen,  135  Mill.  dz  Hafer) 
ist  Russland  seit  1877  von  der  Nordameri- 
kanischen Union  überflügelt  worden,  die  Flachs-, 
Rüben-  und  Kartoffelernte  ist  aber  ebenfalls  be- 
deutend. Wein  erzeugt  der  S.  (2,3 Mill.  hl), 
ebenso  Obst,  Melonen,  Hanf  und  Tabak. 

Auch  die  Pferdezucht  (28  Mill.)  sowie 
die  Rinder-  und  Schafzucht  (44  bezw.  72  Mill.) 
wird  im  S.  schwunghaft  betrieben;  die  Schweine- 
zucht (14  Mill.)  im  Tschernosemgebiete  und 
im  W.  Im  S.  ist  das  Kamel,  im  N.  das  Renn- 
tier wichtig.  Die  Fischerei  erzielt  am  Kaspi- 
see und  an  der  Wolga  hohe  Erträge,  und 
auch  die  Jagd  ist  ergiebig. 

Haupterzeugnisse  des  Bergbaues  sind 
Eisen  (2,6  Mill.  T.),  Gold  (für  90  Mill.  M), 
Platin  (für  10  Mill.  M\  Kohle  (17  Mill.  T.), 
Petroleum  (aus  Kaukasien,  106  Mill.  Z.),  Salz 
(aus  dem  Elton-  und  Baskutschansee  und  den 
Steinsalzwerken  des  Ural,  17,5  Mill.  Z.).  Die 
Industrie  ist  namentlich  in  Wolle  und 
Baumwolle  (4  Mill.  Baumwollenspindeln), 
sowie  in  Eisen,  Maschinen  und  Zucker  (1,1 
Mill.  T.)  beträchtlich.  Der  Aussenhandel 
(1299  Mill.  M  Einfuhr,  2050  Mill.  M  Ausfuhr) 
entspricht  nicht  der  Grösse  des  Reiches,  noch 
weniger  das  Eisenbahnnetz  (50000  km),  ob- 
wohl die  Bodengestalt  wenig  Schwierigkeiten 
bietet.  Die  verkehrsreichsten  Bahnen  —  alle 
Hauptlinien  laufen  im  Mittelpunkte  des  Landes 
zusammen  —  sind  die  Linien  Moskau-Peters- 
burg und  Moskau- Kiew-Odessa,  sowie  die  auf 
Deutschland  gerichteten.  Telegraphenlinien 
gibt  es  175000  km,  Postsendungen  nur  860 
Mill.  Die  Handelsflotte  hält  0,7  Mill.  T.  (60«/o 
Dampfer).  Der  Schiffsverkehr  (10,2  Mill.  T.)  ist 
am  bedeutendsten  in  den  Pontushäfen  (in  Ge- 
treide und  Petroleum),  erfolgt  aber  vorwiegend 
unter    fremder    Flagge.     Hauptverkehrsländer 
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sind  Deutschland,   England,   Frankreich,   Hol- 
land, China. 

Ausgeführt  werden  namentlich  Getreide, 
Flachs,  Holz,  Petroleum  und  Viehzuchtpro- 
dukte, eingeführt  Rohstoffe,  Kolonialwaren,  Tee, 
Kohle  und  Industrieerzeugnisse. 

In  dem  hafen-  und  seenreichen,  von  Gletscherschutt 
überlagerten  Grossfürstentutti  Finnland,  wo  ein  be- 
trächtlicher Teil  der  russischen  Seetüchtigkeit  (300000  T. 
Handelsflotte)  wurzelt ,  unterhalten  Helsingfors 
(97  000  E.)  und  Abo  lebhafte  Beziehungen  mit  Deutsch- 
land, England  und  Schweden,  während  Wiborg  den 
Produktenhandel  des  Saima- Gebietes  mit  Petersburg 
vermittelt.  Im  waldreichen  Nordrussland  treibt  Ar- 
changelsk, an  der  Dwinamündung,  Handel  in  Holz, 
Getreide  und  Fischereiprodukten.  Petersburg  (1,4 
Mill.  E.)  ist  trotz  des  sumpfigen  Baugrundes,  des 
harten  Winters,  der  gefähriichen  Eisgänge,  der  Seich- 
tigkeit  des  Finnischen  Golfes  und  der  Armut  des  nächsten 
Hinterlandes  die  glänzende  Haupt-  und  die  wichtigste 
Handels-,  Hafen-  und  Industriestadt,  besonders  begün- 
stigt dadurch,  dass  hier  das  zugänglichste  russische 
Meer  am  tiefsten  in  das  Land  eingreift,  und  dass 
durch  die  Newa  und  ihre  Kanäle  das  fernere  Hinter- 
land in  sein  Verkehrsgebiet  hineingezogen  wird.  Für 
tiefer  gehende  Fahrzeuge  ist  Kronstadt  (60000  E.), 
auf  der  Insel  Kotlin,  sein  Vorhafen  (Schiffsverkehr  1,4 
Mill.  T.).  Narwa,  eine  alte  Hansafaktorei,  hat  durch 
seine  Wasserkräfte  bedeutende  Industrie  und  führt 
ebenso  wie  Reval  (65000  E.),  am  Ausgange  des  Fin- 
nischen Golfes  (1,5  Mill.  T.  Schiffsverkehr),  Getreide, 
Flachs  und  Holz  aus.  Riga  (283  000  E.),  an  der  Düna- 
mündung  und  am  innersten  Winkel  seiner  Bucht,  über- 
trifft im  Schiffsverkehr  (2  Mill.  T.)  Petersburg  und  ist 
namentlich  hervorragend  durch  Kohlen-,  Salz-,  Petro- 
leum- und  Kolonialwareneinfuhr. 

In  Polen,  das  viel  Getreide,  Steinkohlen,  Eisen  und 
Zink  erzeugt,  ist  Warschau  (772000  E.),  an  der 
Weichsel  und  in  der  Mitte  des  Landes,  Brennpunkt  des 
politischen  und  wirtschaftlichen  Lebens;  Lodz  (315  000 
E.),  Baumwollindustriesitz  („polnisches  Manchester"); 
Lublin  (50000  E.),  Getreide-  und  Produktenmarkt. 
In  dem  getreidereichen  Westrussland  sind  Shitomir 
(65000  E.),  Bjelosto  k  (64  000E.),  Grodno  und  Kow- 
no(74000E.),  am  Niemen,  und  Minsk  (91  000  E.)  wich- 
tige Märkte,  namhafter  ist  aber  Wilna  (160000  E.\  an 
der  schiffbaren  Wilija  und  an  der  Eisenbahngabelung 
von  Petersburg  nach  Königsberg  und  Warschau.  Düna- 
burg  (72000  E.)  und  Witebsk  (66 000  E.)  sind  Düna- 
häfen;  Mobile w,  Dnjeprhafen.  In  Mittelrussland 
bildet  Moskau  (1036000  E.),  an  der  Moskwa  und  im 
Mittelpunkte  des  Reiches,  dessen  eigentlichen  Schwer- 
punkt, dem  das  zentralistisch  angelegte  Eisenbahnnetz, 
und  das  Moskwa- Kohlenlager  am  meisten  zugute  kom- 
men. Twer  (53000  E.),  Rybinsk  und  Jaroslaw 
(71  000  E.)  sind  Wolgahäfen;  ebenso  Nischnei-Now- 
gorod  (95  000  E.),  an  den  Hauptstrassen  aus  Asien,  das 
zugleich  der  wichtigste  Messplatz  in  Tee,  Seide,  Rauch- 
waren, Metallen  und  Industrieartikeln  ist.  Pensa 
(62000  E.)  und  Woronesh  (84000  E.),  im  Gebiete 
der  schwarzen  Erde,  sowie  Orel  (70000  E.),  Kursk 
(53  000  E.)  und  Smolensk  sind  grosse  Produktenmärkte; 
Tula  (111  000  E.)  Metallindustriestadt  („russisches  Bir- 
mingham"). In  Kleinrussland  mit  seinem  Tschernosem 
ist  das  alte  Kiew  (247000E ),  am  Dnjepr  und  unfern  der 
Desnamündung,  als  Hauptwallfahrtsort  zugleich  eine 
Hauptmess-    und     Handelsstadt;     ähnlich     Charkow 


(175  000  E.),  an  einem  Nebenflusse  des  Donez  und  an 
derPontuseisenbahn ;  K r ementschug  (59 000 E.)  unter- 
halb der  ersten  Dnjepr- Katarakte,  und  Berditschew 
(54  000  E.).  In  dem  steppenhaften,  an  Vieh  reichen  Süd- 
russland ist  Kischinew  (109000  E.)  Hauptbinnenmarkt; 
Odessa  (405000  E.),  an  einer  Bucht  des  Schwarzen 
Meeres  und  nahe  bei  den  reichsten  Ackergegenden  Bess- 
arabiens  und  Podoliens,  hervorragendster  Hafenplatz; 
Akjerman,  an  der  versandeten  Dnjestrmündung,  Is- 
mail, an  der  Donaumündung,  Cherson  (69000  E.), 
an  der  Dnjeprmündung,  Nikolajew  (92000  E.),  an 
der  Bugmündung,  Sewastopol  (51  000  E.),  in  der  Krim, 
undTaganrog  (52000  E.),  am  Don,  Getreideausfuhr- 
häfen. In  Ostrussland  ist  Astrachan  (113000  E.),  am 
namhaftesten  Wolgamündungsarme,  Mittelpunkt  der  ge- 
waltigen Kaspisee- und  Wolgafischerei  i Kaviar);  Sara- 
tow  (137000  E.)  und  Samara  (92000  E)  und  die  alte 
Tatarenhauptstadt  Kasan  (132  000  E.)  Wolgahäfen; 
Ischewsk,  Nischnei-Tagilsk  und  Slatoust  Berg- 
städte mit  grossen  Hochöfen  und  Sclimelzwerken;  ähn- 
lich Jekaterinburg  (55000  E.),  das  auch  durch  Edel- 
steinschleiferei bedeutend  ist;  Orenburg  (73000  E.), 
Uralsk  und  Perm  Hauptstationen  der  Eisenbahnen, 
nach  Innerasien  und  Sibirien. 

e)  Südeuropa. 

a)  Die  Balkanhalbinsel.  Die  Balkan- 
halbinsel entbehrt  ebenso  sehr  die  wirtschaft- 
liche wie  die  geographische  und  ethnologische 
Einheitlichkeit.  Den  flachen  kontinentalen  N.-O. 
bewohnen  Rumänen,  die  Hügel-  und  Berg- 
landschaften im  S.  der  Donau  slavische  Stämme, 
die  wilderen  Hochländer  im  S.-W.  Albanesen, 
die  s.  Küsten-  und  Inselländer  Griechen  und 
Türken,  in  einem  beständigen  Widerstreite 
ihrer  Bestrebungen. 

Das  Königreich  Rumänien  (ISlOQOqkm 
und  6  Mill.  E.),  stimmt  in  seiner  astronomi- 
schen (43—48"  n.  Br.)  und  kontinentalen  Lage 
an  der  unteren  Donau  am  meisten  mit  Ungarn 
überein.  Die  Transsilvanischen  Alpen  trennen 
es  von  diesem  Lande  (auf  1300  km),  die  breite, 
von  Sümpfen  und  Seen  begleitete  Donau  von 
Serbien  (100  km)  und  Bulgarien  (800  km), 
der  Pruth  nebst  der  Donau  (Kilia)  von  Russ- 
land (800  km),  während  die  Donaumündung 
und  Pontusküste  (250  km)  seinen  Seeverkehr 
nach  den  Mittelmeerländern  ermöglichen.  Der 
Boden  seiner  weiten  Niederungen  ist  vor- 
zugsweise aus  LÖSS,  Lehm  und  Schwarzerde 
zusammengesetzt  und  sehr  fruchtbar.  Die 
Transsilvanischen  Alpen  (bis  2300  m  hoch) 
sind  waldbedeckt  und  an  den  Vorbergen  wein- 
und  obstreich,  auch  nicht  ohne  Mineralschätze 
(Eisen,  Kohlen,  Steinsalz,  Petroleum).  Die 
Sommer  sind  heiss  (Reisbau),  die  Winter  kalt, 
mit  andauernder  Eisdecke  auf  den  Strömen. 
Die  Donau  ist  in  Rumänien  ein  vorzüglicher 
Schiffahrtsstrom  (vgl.  S.  568f.),  von  ihren  ru- 
mänischen Nebenflüssen  hingegen  ist  nur  der 
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Pruth  schiffbar.  —  Abgesehen  von  270000 
Juden,  200000  Slaven  und  200000  Zigeunern 
ist  die  Bevölkerung  einheitUch  in  Sprache  und 
Reh'gion  (griechisch-katholisch). 

Trotz  mangelhafter  Bewirtschaftung  ist  Ru- 
mänien eine  der  ersten  Kornkammern  Europas, 
mit  starkem  Mais-  und  Weizenbau  (24  bezw. 
27Mill.  hl),  auch  mit  Weinbau  (1  Mill.  hl).  Die 
Viehzucht  ist  ebenfalls  umfangreich  (0,9  Mill. 
Pferde,  2,6  Mill.  Rinder,  5,7  Mill.  Schafe  und 
1,1  Mill.  Schweine),  die  Industrie  dagegen  wenig 
entwickelt.  Der  Aussenhandel  (230  Mill.  M  Ein- 
fuhr, 304  Mill.  M  Ausfuhr)  bewirkt  vorwie- 
gend den  Austausch  von  inländischen  Roh- 
produkten und  Halbfabrikaten  gegen  ausländi- 
sche Industrieartikel  und  richtet  sich  namentlich 
nach  Österreich,  Deutschland  und  England.  Der 
Schiffsverkehr  der  Häfen  beträgt  18  Mill.  T., 
Eisenbahnen  gibt  es  3300  km,  Telegraphen- 
linien 7000  km. 

Bukarest  (283000  E.),  an  der  Dimbowicza  und  in 
der  Mitte  der  „Grossen  Walachei",  ist  politischer  und 
wirtschaftlicher  Schwerpuni<t;  Giurgewo  sein  Donau- 
hafen; Turnseverin  Dampf erstation  und  Grenzhan- 
delsstadt; Krajowa  Hauptmarict  der  „kleinen  Wa- 
lachei; Plojeschti,  an  der  Eisenbahn  nach  Kron- 
stadt, Produkten-,  Woll-  und  Petroleummarkt;  Braila 
(58  000  E.),  nahe  der  Mündung  des  Sereth  in  die  Donau, 
Hauptausfuhrhafen  für  Getreide;  Jassy  (78000  E.),  in 
der  Nähe  des  Pruth  und  der  russischen  Grenze  ein 
Hauptproduktenmarkt;  Galatz  (64000  E.),  am  letzten 
Hauptknie  der  Donau,  Endpunkt  der  Donau-Dampf- 
schiffahrt und  Ausgangspunkt  der  Seedampferverbin- 
dungen, mit  1,4  Mill.T.  Schiffsverkehr  nach  England  und 
den  Mittelmeerländern;  Constantza  Pontushafen  und 
Endpunkt  einer  Orientbahn. 

Das  Königreich  Serbien  (48300  qkm  und 
2,5  Mill.  E.,  d.  i.  53  auf  1  qkm)  ist  gleich  der 
Schweiz  ein  rein  kontinentaler  Staat,  der  nur 
Landverbindungen  ins  Ausland  besitzt  und  von 
seinem  Hauptnachbar  (Österreich-Ungarn)  nur 
durch  Donau,  Save  und  Drina  geschieden  ist. 
Die  natürliche  Hauptstrasse  des  gebirgigen  Lan- 
des (das  Morawa-Tal)  läuft  ebenfalls  zur  Donau, 
während  die  Türkei  und  Bulgarien  durch  Berg- 
wälle (Stara  Planina  2042  m)  von  ihm  getrennt 
sind.  Als  Durchgangsland  zwischen  N.-W.-Euro- 
pa  und  dem  Oriente  ist  Serbien  erst  zur  Geltung 
gekommen,  seit  seine  Eisenbahnen  (570  km) 
Anschluss  an   die  türkischen  gefunden  haben. 

Mais  (4,7  Mill.  Z.),  Weizen  (3,1  Mill.  Z.),  Pflaumen 
(2,3  Mill.  Z.),  Schweine  und  Schafe  sind  Haupterzeug- 
nisse, Industrieartikel  Hauptbedürfnisse.  Vom  Aussen- 
handel (36  Mill.  iU  Einfuhr,  58  Mill.  M  Ausfuhr)  ent- 
fallen 63  7o  auf  Österreich-Ungarn.  Die  Hauptstadt 
Belgrad  (70000  E.),  ander  Donau  und  Save  und  an  der 
Hauptpforte  aus  Serbien  nach  Mitteleuropa,  ist  wichtiger 
Transithandelsplatz;  Tschuprija  Kohlengrubenstadt; 
Semendria  ebenso  wie  Nisch  Produktenmarkt. 

Das    Fürstentum  Montenegro   (9100  qkm 


und  228000  E.,  d.  i.  25  auf  1  qkm),  das  hinter 
seinen  Bergwällen  (Dormitor  2480  m)  immer 
seine  Unabhängigkeit  bewahrt  hat,  bietet  der 
Gütererzeugung  und  dem  Verkehre  nur  im 
Tale  des  Skutari-Sees  und  bei  den  Hafen- 
plätzen Antivari  und  Dulcigno  günstigere  Be- 
dingungen. Schaf-  und  Ziegenzucht,  Wein-  und 
Olivenbau  sind  Haupterwerbszweige,  Cettinje, 
Niksitsch  und  Podgoritza  Hauptmärkte. 

Das  Fürstentum  Bulgarien  (96000  qkm 
und  3,7  Mill.  E.,  d.  i.  39  auf  1  qkm)  wird  von 
Rumänien  nur  durch  die  Donau  getrennt  und 
hat  an  seiner  Pontusküste  (300  km)  mehrere  gute 
Hafenbuchten.  Das  Balkangebirge  (2400  m), 
das  das  eigentliche  Bulgarien  von  Ostrumelien 
scheidet,  ist  im  O.  leichter  zu  übersteigen 
als  im  W.  (Trojanpass  1434  m,  Schipkapass 
1207  m),  und  das  Iskertal  bildet  einen  Teil 
der  Naturstrasse  von  Belgrad  nach  Konstanti- 
nopel. Das  Land  ist  reich  an  Wald,  Weizen, 
Fruchtbäumen,  Tabak,  Wein,  Schafen  (7  Mill.), 
Ziegen  (1,3  Mill.)  und  Rindern  (1,8  Mill.).  Das 
Volk  (2,8  Mill.  Bulgaren,  0,6  Mill.  Türken)  ist 
tüchtig  und  fleissig,  das  Eisenbahnnetz  (1600  km) 
aber  unvollständig.  Der  Aussenhandel  ( 1 60  Mill. 
M)  richtet  sich  besonders  auf  England,  Öster- 
reich-Ungarn, die  Türkei  und  Russland. 

Hauptstadt  ist  Sofia  (68000  E.),  unfern  des  Isker 
und  an  der  Heerstrasse  (jetzt  Eisenbahn)  von  Belgrad 
nach  Konstantinopel.  Widdin,  Sistow,  Rustschuk, 
an  der  Donau,  und  Philippopel, an  der  schiffbaren  Ma- 
ritza,  sind  Produktenmärkte,  Varna  (mit  1,4  Mill.  Schiffs- 
verkehr) und  Burgas  Seehäfen. 

Die  europäische  Türkei  (169000  qkm 
und  6,1  Mill.  E.,  d.  i.  36  auf  1  qkm)  hat  am 
Pontus,  Marmarameer,  Ägäischen  Meer,  Ioni- 
schen Meer  und  Adriatischen  Meer  eine  aus- 
gedehnte hafenreiche  Küste,  berührt  sich  aber 
auch  mit  Asien  so  eng,  dass  es  vor  allem  zu 
einem  Hauptvermittler  des  europäisch-asiatischen 
Verkehrs  bestimmt  erscheint.  Auch  zum  Suez- 
kanale  ist  die  Lage  sehr  günstig  (Saloniki).  Im 
Innern  herrscht  ein  bunter  Wechsel  wilder  Oe- 
birgs-und  reicher  Tallandschaften  (Olymp  2973 
m),  mit  überaus  verschiedenartigen  klimatischen 
Bedingungen,  während  natürliche  Wasserstrassen 
fast  ganz  fehlen.  Im  Handel  spielen  Griechen 
und  Armenier  die  Hauptrolle,  und  die  Aus- 
fuhr von  Trauben,  Getreide,  Tabak,  Früchten, 
Opium,  Olivenöl,  Seide  und  Angorawolle  ist 
trotz  des  Brachliegens  vieler  Hilfsquellen  nam- 
haft. Die  alte  Waffen-,  Leder-  und  Teppich- 
fabrikation hält  selbst  auf  den  einheimischen 
Märkten  den  westeuropäischen  Wettbewerb 
nicht  mehr  aus,  und  das  Strassen-  und  Eisen- 
bahnnetz (2000  km)  ist  durchaus  ungenügend. 
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In  sämtlichen  türkischen  Häfen  verkehren 
(1903)  45  Mill.  T.,  besonders  aus  England 
(30"/o),  Österreich -Ungarn  (15"/o),  Griechen- 
land (12o/o)  und  Italien  (8o/o).  Die  Einfuhr 
der  gesamten  Türkei  bewertet  sich  auf  450, 
die  Ausfuhr  auf  290  Mill.  M. 

Die  Hauptstadt  Konstantinopel  (1,13  Mill.  E.), 
am  Bosporus,  der  hier  die  vorzügliche  Hafenbucht 
„Goldenes  Hörn"  von  sich  abzweigt,  und  sowohl  den 
Durchgang  vom  Mittehneer  zum  Pontus  als  auch  die 
Brücke  von  Europa  nach  Asien  bildet,  ist  eine  der 
wichtigsten  Hafenstädte,  mit  16  Mill.  T.  Schiffsverkehr; 
Adrianopel  (81000  E.),  am  Hauptknie  der  Maritza, 
namhafter  Strassenkreuzungspunkt  und  Markt  in  Rosenöl 
und  Seide;  Saloniki  (105000  E.),  in  Macedonien,  am 
innersten  Winkel  seines  Golfes  und  an  der  geraden 
Linie  Hamburg- Wien-Suez,  Ausfuhrhafen;  Seres,  Us- 
küp  und  Monastir  (50000  E.),  an  der  Hauptstrasse 
nach  Albanien,  sind  Binnenmärkte. 

In  Albanien  sind  Prisren,  Skutari  und  Janina 
Hauptmärkte,  D  u  ra  z  z  o  und  P  r  e  v  e  s  a  Dampferstationen. 

Die  gebirgige  Insel  Kreta  (Kandia),  vorwiegend 
von  Griechen  bewohnt,  erzeugt  Öl,  Wein,  Früchte  und 
Seide.  An  ihrer  N. -Küste  liegen  die  guten  Häfen  von 
Megalokastro  (Kandia)  und  Kanea,  in  denen  vor- 
wiegend italienische,  österreichische  und  griechische 
Schiffe  verkehren. 

Das  Königreich  Griechenland,  65000  qkm 
und  2,4  Mill.  E,,  hat  gleich  Dänemark  einen 
einzigen  Landnachbar,  während  es  im  übrigen 
von  einem  buchtenreichen  Meere  umflutet  ist, 
mit  seinen  Haupthilfsquellen  auf  den  Inseln. 
Das  vorwiegend  aus  jungen  Gesteinsschichten 
aufgebaute,  wilde  Gebirgsland  (Parnassos 
2620  m)  ist  nur  in  der  Thessalischen  Niede- 
rung und  auf  den  Ionischen  Inseln  in  grösserem 
Masstabe  abbaufähig,  und  die  Flüsse  sind  weder 
zur  Schiffahrt  noch  zur  Industrie  geeignet. 
Die  Kulturfläche  (nur  1-9  ^Jq  von  der  Gesamtfläche) 
erzeugt  weit  weniger  Getreide,  als  die  Bevöl- 
kerung bedarf,  Korinthen  (150000  T.)  aber 
viel  mehr,  und  ähnlich  Oliven,  Tabak,  Wein 
und  Seide.  Der  Wald  liefert  Knoppern,  die 
Viehzucht  Schafe  und  Ziegen,  der  Bergbau 
Blei  undZink  (im  Lauriongebirge)  sowie  Eisenerz 
und  Marmor  (auf  Faros,  Euboea).  Die  Indu- 
strie ist  wenig  entwickelt.  Landstrassen  und 
Eisenbahnen  (1000  km)  sind  spärlich  vorhan- 
den, die  Handelsflotte  (350000  T.)  aber  an- 
sehnlich, so  dass  griechische  Fahrzeuge  im 
östlichen  Mittelmeer  einen  grossen  Teil  des 
Küstenhandels  vermitteln.  Die  Handelsbewe- 
gung (1 10  Mill.  M  Einfuhr,  65  Mill.  M  Ausfuhr) 
richtet  sich  besonders  nach  England,  Russland, 
Österreich-Ungarn,  Deutschland  und  der  Türkei. 

Athen  (110000  E),  das  von  neuem  zum  geistigen 
und  geschäftlichen  Mittelpunkte  Griechenlands  empor- 
geblüht ist,  steht  mit  seinem  Hafen  Piräus  in  Eisen- 
bahnverbindung. —  Unter  den  Inseln  ist  Tinos  durch 
Seiden-,  Naxos  durch  Smirgel-,  Paros  durch  Marmor- 


und  Santo rin  durch  Weinproduktion  wichtig;  Syra, 
mit  dem  schönen  Hafen  H  e  rm  up  o  1  i  s ,  als  Dampferstation, 
Patras    vermittelt    die    Korinthenausfuhr;    Korinth,, 
am    innersten  Winkel  seines  Golfes   und   an  der  nachj 
ihm    benannten  Landenge,    den  Verkehr  durch   seinen; 
1893  hergestellten  (6  km  langen  und  8  m  tiefen)  Kanal; 
Larissa,   am  Salambria,  Produktenhandel     Die  Ioni- 
schen   Inseln    Zante    und    Kephalonia    exportieren 
Korinthen,  Öl  und  Südfrüchte,  und  Korfu  ist  zugleich; 
wichtige  Dampferstation. 

ß)  Das  Königreich  Italien,  287000  qkm 
und  33  Mill.  E.,  d.  i.  115  auf  den  qkm, 
stimmt  in  der  Polhöhe  (36«— 47»  n,  Br.)  mitj 
Spanien  und  der  Balkanhalbinsel  überein,  hatj 
aber  vor  beiden  die  zentrale  Stellung  im  Mittel- 
meere voraus,  während  ihm  eine  offene  atlan- 
tische Küste  fehlt. 

Von  Frankreich,  der  Schweiz  und  Österreich- ;| 
Ungarn  trennen  es  die  Alpen,  und  nur  die 
Riviera-,  die  Montcenis-,  die  unfertige  Simplon-,- 
die  Gotthard-,  die  Brenner-  und  die  Pontebba- 
bahn  bilden  gute  Ausgänge  für  seinen  kon- 
tinentalen Verkehr.  Von  seinen  Küsten  (75"/„ 
der  Umfangslinie)  ist  die  w.  die  hafenreichste. 

Nach  der  Bodengestalt  zerfällt  Italien  in  die 
von  Alpen  und  Apennin  umgürtete  kontinentale 
Schwemmlandebene  des  Po  und  die  vom  Apen- 
nin erfüllte  Halbinsel,  in  der  die  Niederungen 
des  Arno,  Tiber  (Campagna  Romana)  und  Vol- 
turno  den  besten  Kulturboden  bieten. 

Der  Apennin   ist  in  N.W.   am    schmälsten    und    am 
reichsten  an  Pässen  (Col  di  Tenda,  Altare-,  Bocchetta- 
und  Lacisapass).     In  der  Mitte  ist   er  breiter,   und  die 
Eisenbahn  über  den  Pass  von  Pracchia  forderte  ähn- 
liche technische  Kühnheit  wie  die  Brenner-Bahn.    In  dem  ^_j 
wilden  Römischen  Apennin  (Abruzzen,   im  Gran  Sasso  jHj 
2920  m)   sind   der  Furlopass,   die  Eisenbahnübergänge  ^m\ 
von  Fabriano,  Terni  und  Chieti  die  wichtigsten  Pässe; 
im  Neapolitanischen  und  Kalabrischen  Apennin  die  Eisen- 
bahnübergänge von  Benevent  und  Potenza.   Der  Sizilia- 
nische  Apennin  (im  Ätnavulkan  3313  m)  enthält  im  S. 
die  grössten  Schwefellager  der  Erde.     Da  die  Gebirge 
teils   aus  kristallinischem,   teils    aus  jungem  Schichtge- 
stein zusammengesetzt  sind,    ist  Italien    aber    arm    an 
Kohlen  und  Erzen. 

Das  Klima  ist  nur  auf  der  Halbinsel  echt 
subtropisch,  während  in  der  Lombardischen 
Ebene  die  Winter  ziemlich  streng  sind. 

Von  den  Strömen  leistet  bloss  der  Po 
(schiffbar  von  Turin)  mit  seinen  wasserreichen 
Nebenflüssen  Ticino  und  Adda,  die  durch 
Kanäle  miteinander  verbunden  sind,  dem  Ver- 
kehr erhebliche  Dienste.  Der  Tiber  wird  erst 
oberhalb  Rom  schiffbar. 

Die  Bevölkerung  ist  nach  Nationalität 
und  Glauben  (kath.)  sehr  einheitlich,  und  Be- 
völkerungszunahme und  Auswanderung  (1903: 
230000)  sind  stark.  .|H| 

Die  Gütererzeugung  hat  ihren  Schwer-  «I 
punkt  in  der  Bodenkultur,   die  als  Spaten- 
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und  Terrassen kultur  sehr  intensiv  betrieben 
wird  und  vielfach  dreierlei  Ernten  auf  dem- 
selben Boden  erzielt  (Mais,  Maulbeerbäume 
und  Wein).  Der  Getreidebau  (31  Mill.  hl 
Mais,  52  Mill.  hl.  Weizen)  deckt  den  Bedarf 
nicht,  dagegen  wird  an  Wein  (43  Mill.  hl)  und 
Tafelfrüchten  (gegen  5000Mill.  Orangen  und 
Zitronen  jährlich,  und  dazu  Feigen,  Trauben, 
Mandeln)  viel  für  die  Ausfuhr  erzeugt.  Für 
die  Volksernährung  ist  noch  die  Kastanie  wich- 
tig, für  die  Ausfuhr  die  Olive  (bis  3,2  Mill. 
hl.  Öl  im  Jahre).  Die  Viehzucht  weist  nur 
2,1  Mill.  Pferde,  5  Mill.  Rinder,  7  Mill.  Schafe, 
1,8  Mill.  Ziegen  und  1,8  Mill.  Schweine  auf. 
Im  Seidenbau  (50  Mill,  kg  Cocons  und  4,5 
Mill.  kg  Rohseide)  ist  Italien  das  erste  Land 
Europas.  Sehr  wichtig  ist  ferner  die  See- 
fischerei, welche  90000  Mann  beschäftigt. 
Der  Bergbau  fördert  besonders  Marmor  (für 
13  Mill.  M),  Schwefel  (in  Sizilien  11  Mill.  Ztr.) 
Zink,  Eisen  und  Salz. 

Die  Industrie,  welche  die  fehlenden  Koh- 
len (bes.  im  N.)  durch  Wasserkräfte  zu  ersetzen 
sucht,  ist  hervorragend  in  Seide  (172000  Ar- 
beiter), Strohhutflechterei,  Korallenverarbeitung 
und  Glas.  Der  Aussenhandel  (1500  Mill. 
M  Einfuhr  und  1200  Mill.  M  Ausfuhr)  richtet 
sich  hauptsächlich  nach  Deutschland  (1 5*^/0  der 
Ausfuhr  und  12,5"/o  der  Einfuhr),  England 
(150/0  der  Einfuhr  und  8,5  »/o  der  Ausfuhr), 
Frankreich  (ll,5''/o  der  Ausfuhr  und  10  "/q  der 
Einfuhr),  der  Union  (1 1,5 ''/o  der  Einfuhr  und 
1 1  "/o  der  Ausfuhr),  Österreich-Ungarn  und  der 
Schweiz,  und  die  Handelsflotte  (1  Mill.  T.) 
spielt  eine  hervorragende  Rolle  im  mediterranen 
Verkehr.  Bei  dem  Eisenbahnnetze(l 6000 km) 
verdienen  die  zahlreichen  grossartigen  Gebirgs- 
bahnen Bewunderung.  Telegraphenlinien  gibt 
es  46000  km,  Telephonstationen  20000,  Post- 
sendungen 730  Mill. 

In  Norditalien  ist  Turin  (336000  E.\  am  Po  und 
vor  den  wichtigsten  Alpenübergängen  nach  Frankreich, 
ein  Hauptsitz  der  Handels-  und  Industrietätigkeit; 
AUessandria  (71000  E.)  Eisenbahnknoten;  und  Asti 
Weinbaustadt.  Genua  (235000  E.\  an  einer  durch 
Molen  geschützten  Bucht  seines  Golfes,  vor  dem  Boc- 
chettapasse  und  am  nächsten  bei  dem  Gotthardpasse, 
war  im  13.  Jh.  die  Rivalin  Venedigs  und  ist  heute  die 
erste  ital.  Hafenstadt  (mit  10  Mill.  T.  Schiffsverkehr); 
Mailand  (491000E.),  in  der  Mitte  der  Lombardischen 
Ebene  und  vor  dem  Simplon-,  Gotthard-  und  Splügen- 
passe,  Hauptknotenpunkt  der  nordital.  Eisenbahnen  und 
Kanäle,  sowie  Hauptsitz  des  Seidenhandels  und  der 
Seidenindustrie;  Pavia,  am  Ticino  und  unfern  des  Po, 
Como,  am  gleichnamigen  See,  Bergamo,  Brescia 
(71000  E.)  und  Cremona,  am  Po,  Produktenmärkte 
und  Induslriesitze,  Venedig  (152000  E.),  an  einem  der 
nördlichsten  Winkel  des  Adriatischen  Meeres,  versorgte 


im  Mittelalter  ganz  Mitteleuropa  mit  den  Erzeugnissen 
Südeuropas  und  des  Orients  (Königin  des  Mittelmeeres!), 
während  ihm  für  den  neuzeitlichen  Weltverkehr  ein 
tiefer  Hafen  und  die  freie  Verbindung  mit  dem  Atlan- 
tischen Ozeane  abgeht.  Murano  ist  Glas-  und  Mo- 
saikindustriestadt; Chioggia,  Fischerhafen;  Padua 
(82000  E.),  Udine,  Vicenza  und  Verona  (72000  E.), 
an  der  Etsch  und  an  der  Kreuzung  der  Brennerbahn 
mit  der  Linie  Venedig-Mailand-Turin,  sind  hervor- 
ragende Produktenmärkte. 

In  Mittelitalien  treibt  Bologna  (152000  E.),  vor 
einem  der  wichtigsten  Apennin-Übergänge  und  an  der 
Kreuzung  der  Bahnlinien  Verona -Rom  und  Mailand- 
Brindisi,  vielseitigen  Handel  und  Industrie.  Andere  wich- 
tige Märkte  und  Industriesitze  sind  Modena  (65  000  E.), 
Parma,  Piacenza,  Ferrara  (88000  E.),  am  Po,  und 
der  einstige  Seehafenplatz  Ravenna  (64  000  E.),  der 
durch  die  Po-Anschwemmungen  eine  Binnenstadt  ge- 
worden ist.  Florenz  (206000  E.),  in  herrlicher  Tal- 
gegend des  Arno  und  vor  dem  Pracchiapass  und  La- 
futapasse,  einst  eine  glänzende  Städterepublik  (Bankier- 
familie derMedici!)  ist  heute  durch  Kunstindustrie  be- 
deutend; Prato  durch  Strohhutfabrikation;  Carrara 
und  Massa  durch  Marmorbrüche;  Lucca  (73000  E.) 
durch  Seiden-  und  Olivenkultur  und  Heilquellen.  Pisa 
(61000  E.),  unfern  der  versandeten  Arnomündung, 
einst  die  Rivalin  Genuas,  hat  seine  Rolle  als  Seehan- 
delsstadt an  Livorno  (98000  E.)  abgetreten,  das  einen 
guten  Hafen  mit  4  Mill.  T.  Schiffsverkehr,  besonders 
nach  England  und  der  Levante,  aufweist.  Die  Insel 
Elba  mit  dem  Hafen  Porto  Fe rrajo  ist  durch  Eisen- 
erzförderung ausgezeichnet. 

Die  Hauptstadt  Rom  (463  000  E.),  nahe  der  Mitte  der 
W.- Küste,  am  schiffbaren  Tiber,  aber  ohne  enge  Ver- 
bindung mit  dem  Meere,  war  durch  seine  Lage  in- 
mitten der  alten  Kulturländer  Haupt  des  römischen 
Weltreichs  sowie  Sitz  des  Papsttums  („Ewige  Stadt") 
und  hatte  als  Konsumtionsherd  und  Geldmarkt  hervor- 
ragende wirtschaftliche  Bedeutung.  Civita  vecchia 
ist  sein  Hafen;  Perugia  (61000  E.),  Seidenmarkt; 
An  CO  na  (57000  E.),  an  tiefer  Bucht,  adriatischer  Kriegs- 
und Handelshafen. 

In  Unteritalien  ist  Neapel  (564000  E.),  an  einem 
Golfe  des  Tyrrhenischen  Meeres  und  an  der  Eingangs- 
schwelle der  reichsten  Küstenebene  (der  Campagna 
Feiice),  von  Fremden  viel  besucht  und  nächst  Genua 
die  wichtigste  Hafen-  und  Handelsstadt  (8,8  Mül.  T. 
Schiffsverkehr),  mit  berühmter  Korallenfischerei  und 
Korallenindustrie.  Amalfi  und  Salerno  treiben  Fi- 
scherei und  Küstenhandel.  Foggia  (53  000  E.),  an 
der  Vereinigung  der  s.-italienischen  Apeninnbahn  mit 
der  o. -italienischen  Küstenbahn,  ist  wichtiger  Produkten- 
markt; Barletta  ebenso  wie  Bari  (77 000  E.)  Ausfuhr- 
hafen für  Öl,  Wein,  Mandeln  und  Johannisbrot;  Brin- 
disi  Umschlagsplatz  an  dem  Handelswege  London- 
Bombay,  namentlich  mit  starkem  Personenverkehr; 
Taranto,  an  versandeter  Bucht,  Fischereihafen  und  Sa- 
linenstadt; Reggio  an  der  Strasse  von  Messina,  End- 
punkt der  kalabrischen  Eisenbahn  und  Überfahrtsort 
nach  Sizilien. 

Auf  Sizilien  (reichlich  25  700  qkm  und  3,6  Mill.  E.) 
ist  Messina  (150000  E.),  an  einer  tiefen  Hafenbucht 
der  nach  ihm  benannten  Strasse  und  in  unmittelbarer 
Nähe  des  Hauptlandes  (15  km  von  Reggio),  uralte  Ver- 
mittlerin des  Verkehrs  zwischen  Sizilien  und  Kalabrien, 
sowie  zwischen  dem  n.-w.  und  ö.  Mittelmeer,  mit 
4  MUl.  T.  Schiffsverkehr  und  starker  Ausfuhr  von 
Zitronen,  Mandeln,  Seide  und  Öl.  Catania  (149000  E.), 
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an  einer  schönen  Hafenbucht,  die  1669  durch  den  Ätna 
grösstenteils  mit  Lava  ausgefüllt  wurde,  ist  wichtiger 
Ausfuhrhafen  von  Schwefel,  Getreide,  Seide,  Früchten; 
Syrakus,  an  versandeter  Hafenbucht,  Küstenhandels- 
platz; Caltanisetta  und  Lercara  Schwefelbergbau- 
städte; Licata  sowie  Girgenti  Schwefelausfuhrhäfen; 
Marsala Weinbaustadt.  Palermo  (311  000 E.),  an  einer 
Seitenbucht  des  nach  ihm  benannten  Golfes  und  am 
Rande  seiner  reichen  „Goldmuschelebene"  (Conca  d'Oro), 
ist  hervorragend  durch  Südfrucht-  und  Seidenausfuhr 
und  hat  3,8  Mill.  T.  Schiffsverkehr. 

Die  Insel  Sardinien  (24000  qkm  und  0,8  Mill  E.) 
ist  gebirgig  (M.  Gennargentu  1918  m)  und  wirtschaft- 
Hch  nur  wenig  entwickelt.  Cagliari  (54000),  an  einer 
prächtigen  Bucht  derS.-Küste,  ist  Haupthafen ;  Oristano 
und  Sassari,  inmitten  reicher  Fruchtebenen  und  Oliven- 
haine, Produktenmärkte. 

Die  englische  Insel  Malta  (323  qkm  und  148  000  E.), 
mit  dem  vorzüglichen  Hafen  von  La  Valetta,  dient  als 
grosse  Flotten-  und  Dampferstation  zwischen  den  bei- 
den Hauptbecken  des  Mittelmeeres  und  hat  7  Mill.  T. 
Schiffsverkehr. 

/)  Die  Pyrenäische  Halbinsel.  Die  Pyre- 
näenhalbinsel (5900U0qkm)  wird  auf  %  ihrer 
Umfangslinie  durch  das  Meer,  und  auf  ^/g  durch 
das  unwegsame  Pyrenäengebirge  vom  Konti- 
nente getrennt.  Vor  Italien  und  der  Balkan- 
halbinsel geniesst  sie  den  Vorzug,  ausser  vom 
Mittelmeere  auch  vom  Atlantischen  Ozeane 
bespült  zu  werden.  Ihre  horizontale  Gestalt  ist 
aber  viel  massiger  und  ungegliederter,  und  auch 
der  Gegensatz  zu  Grossbritannien  ist  sehr  gross, 
wenngleich  zahlreiche  gute  Naturhäfen  vor- 
handen sind.  Im  Innern  grenzen  alpine  Berg- 
wälle die  einzelnen,  in  Natur,  Bevölkerung  und 
Wirtschaftsleben  stark  voneinander  abweichen- 
den Bodenabschnitte  gegeneinander  ab:  das 
reiche  Niederland  von  Andalusien  vom  steppen- 
bedeckten Tafellande  Estremadura  und  Kastilien, 
dieses  vom  wasserreichen  Gebirgslande  von 
Galizien  und  Asturien  sowie  vom  östlichen  und 
westlichen  Küstenlande.  Der  grösste  Teil  des 
letzteren  bildet  infolgedessen  auch  einen  be- 
sonderen Staat  (Portugal). 

Das  Königreich  Spanien.  Reichlich  ^Jq 
von  der  Halbinsel  kommen  auf  Spanien,  das 
an  Fläche  (505000  qkm)  wenig,  an  Volkszahl 
(18,6  Mill.)  und  Volksdichtigkeit  (36  auf  1  qkm) 
weit  hinter  Deutschland  und  Frankreich  zu- 
rücksteht Die  Küste  des  offenen  Ozeans  (1200 
km)  ebenso  wie  die  des  Mittelmeeres  (1500  km) 
weist  gute  Naturhäfen  auf.  (Über  die  Land- 
grenze vergl.  S.  584). 

Ein  mächtiges,  von  Gebirgen  eingeschlosse- 
nes und  durch  andere  Gebirge  in  zwei  Haupt- 
schnitte geteiltes  Hochplateau  aus  alten  Fels- 
arten bildet  den  Kern  des  Landes,  das  Ebro- 
Becken   nebst  den  Pyrenäen   sowie  die  Gua- 


dalquivir-Niederung  nebst  den   Bätischen  Ge- 
birgen die  Aussenteile. 

Die  Pyrenäen,  die  mit  ihren  höchsten  und  wildesten 
Teilen  in  das  spanische  Gebiet  fallen  (Pic  d'Anethou 
3404  m)  bilden  für  den  Verkehr  nach  Frankreich  eine 
mächtige  Schranke  und  sind  im  allgemeinen  nur  an  den 
Abhängen  durch  Korkeichen  und  Ölbäume  produktiv. 
Das  Kantabrisch-Asturische  Gebirge  (Penas  de  Europa 
2645  m)  trennt  die  beiden  Kastilien  vom  nordspani- 
schen Küstenlande,  mit  grossen  Schwierigkeiten  für  den 
Eisenbahnbau,  und  ist  infolge  der  reichen  Niederschläge 
reich  an  Weiden,  Wald,  Vieh,  Obst  und  Früchten  so- 
wie auch  an  Erzen  und  Kohlen.  Die  Sierra  de  Gua- 
darrama  zwischen  den  beiden  Kastüien  (2660  m)  wird 
von  einer  der  höchsten  Eisenbahnen  Europas  überstie- 
gen (1359  m,  mit  16  Tunneln).  Die  Sierra  Morena,^ 
der  S.-Rand  der  grossen  spanischen  Hochfläche  (1000  m),  jH| 
bietet  bequemere  Übergänge  und  enthält  reiche  Lager-  '^ 
Stätten  von  Blei  und  Silber  (bei  Linares),  Quecksilber 
(bei  Almaden),  Kupfer  (bei  Rio  Tinto)  und  Kohlen  (bei 
Beimez  und  Espiel). 

In  den  Bätischen  Gebirgen,  am  S.-Rande  der 
Halbinsel,  unter  denen  die  Sierra  Nevada  (Mula-ilMj 
hacen  3567  m)  sogar  die  Pyrenäen  überragt,  erforderte"' 
der  Strassen-  und  Eisenbahnbau  ungeheure  Anstren- 
gungen. Die  Hochflächen  sind  auf  weiten  Strecken 
von  Steppen  (La  Mancha)  eingenommen,  weil  Spanien, 
obwohl  rings  vom  Meere  umflutet,  an  vielen  Orten 
fast  ebenso  wie  Südrussland  den  befruchtenden  Regen 
entbehrt  (Salamanka  nur  mit  24  cm  Regen  jährlich) 
und  Sommer-  und  Winter-  sowie  Tag-  und  Nachttem- 
peraturen weit  auseinanderliegen. 

Die  ströme  sind  echte  Plateauströme:  bei  der 
Schneeschmelze  und  den  mächtigen  Gewitter- 
güssen übervoll  und  verheerend,  sonst  fast 
wasserleer,  mit  starkem  Gefäll,  zu  Schiffahrts- 
strassen schlecht  tauglich. 

Der  wasserreiche  Guadalquivir,  von  der  Sierra  Ne- 
vada, macht  im  Unterlauf  eine  Ausnahme  und  wird  mit 
Hilfe  der  Flut  bis  Sevilla  von  kleinen  Seeschiffen  be- 
fahren. Der  Quadiana  ist  nur  70  km,  der  Tajo  sowie 
der  Duero  auf  spanischem  Gebiete  gar  nicht  schiffbar, 
während  auf  dem  Ebro  kleine  Seeschiffe  bloss  bis  Tor- 
tosa  gelangen. 

In  Nationalität  und  Religion  herrscht  voll- 
kommene Einheit. 

In  den  w.  Pyrenäen  wohnen  nur  noch  gegen 
7j  Mill.  Basken,  die  zu  politischem  Sonderstreben  ge- 
neigt sind.  Die  Mauren  (Moriscos),  deren  Kultur  in 
Spanien  einst  hoch  blühte,  sind  bis  auf  60000  Hirten 
der  Alpujarras  ausgerottet.  An  ihrem  Dialekte  halten 
aber  auch  die  Katalanen  (3  Mill.),  der  rührigste  Volks- 
stamm, zähe  fest.  Nichtkatholiken  gibt  es  nur  120000. 
Charaktereigenschaften  des  Spaniers  sind  zu  Ungunsten 
des  Wirtschaftslebens  Bedürfnislosigkeit,  Stolz,  Verach- 
tung der  Arbeit  und  Neigung  zu  rascher  Selbsthilfe. 
Die  Volksbildung  steht  auf  niedriger  Stufe. 

Haupterzeugnisse  sind  Getreide  (37  Mill.  Z. 
Weizen,  18  Mill.  Z.  Gerste),  Wein  (28  Mill.  hl), 
Olivenöl  (2,8  Mill.  hl),  Espartogras  und  Früchte. 
Der  Wald  (bloss  9"lo  der  Fläche)  liefert  fast  nur 
Kork.  Namhaft  ist  die  Schaf-  und  Rinderzucht 
(2,2  bezw.  1 6,5  Mill.),  wenigstens  in  den  Nord- 
provinzen, die  Pferdezucht  (1,9  Mill.)  ist  dagegen 
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auch  in  Andalusien  zurückgegangen.  Die  Seiden- 
raupenzucht blüht  nur  im  SO.  (Valenzia). 

Die  Bergbauförderung  ist  bedeutend  in 
Quecksilber,  Blei,  Kupfer  und  Galmei.  Eisen 
gewinnt  Spanien  6  Mill.  Zentner,  Steinkohlen 
2,6  Mill.  T. 

Die  Baumwollweberei  ist  der  bestentwickelte 
Industriezweig  (2,6  Mill.  Spindeln),  ihr  zu- 
nächst die  einst  berühmte  Wollindustrie,  so- 
wie die  Zuckerfabrikation  (93  Mill.  kg),  Gerberei 
und  Papierbereitung.  Die  Seidenverarbeitung 
ist  unbedeutend. 

Im  Aussenhandel  (1350  Mill.  M)  wird 
Spanien  von  Holland  und  Belgien  weit  über- 
ragt. Eisenbahnen  gibt  es  14000  km,  Tele- 
graphen 33000  km,  Fernsprechstellen  18000. 
Die  Handelsflotte  fasst  560000  T. 

Der  Schiffsverkehr  der  Häfen  (über  30  Mill. 
T.),  richtet  sich  besonders  nach  Grossbritannien, 
Frankreich,  Deutschland,  der  Union,  Portugal 
und  Italien.  Hauptausfuhrgegenstände  sind: 
Wein,  Früchte,  Erze  und  Metalle,  Olivenöl, 
Orangen,  Wein,  Kork,  Baumwollwaren,  Vieh, 
Rosinen  ;Einfuhrgegenstände:  Baumwolle,  Kohle, 
Maschinen,  Chemikalien,  Holz,  Fische,  Kolo- 
nialwaren. 

Von  dem  einst  so  gewaltigen  spanischen 
Kolonialreiche  sind  nur  dürftige  Reste  an  der 
westafrikanischen  Küste  übrig. 

In  Neukastilien  ist  die  Hauptstadt  Madrid  (540000 
E.)  am  wasserarmen  Manzanares  in  der  Mitte  des  Reichs 
gelegen,  zugleich  Hauptknotenpunkt  des  spanischen  Eisen- 
bahnnetzes und  Hauptbankplatz  sowie  Hauptsitz  des  spa- 
nischen Buchhandels,  während  Toledo  am  Tajo,  von 
seiner  alten  Waffenindustrie  nur  dürftige  Reste  erhalten 
hat,  Almaden  aber  durch  reiche  Quecksilber-  und 
Zinnobergruben,  und  Badajoz,  am  Guadiana  sowie  an 
der  Eisenbahn  nach  Lissabon,  als  Grenzhandelsplatz 
bemerkenswert  ist.  In  Altkastilien  sind  die  Universi- 
tätsstadt Salamanka,  am  Tormes,  und  Leon,  am 
Fusse  des  Kantabrischen  Gebirges,  sowie  Burgos,  am 
Gebirgsübergange  zum  Ebfotale,  Produktenmärkte; 
Valladolid  (69000  E.)  Eisenbahnknoten  und  Wollin- 
dustriesitz; Santander  (55  000  E.),  an  einer  grossen 
und  tiefen  Bucht  der  N.-Küste,  ein  Haupthafen,  mit 
starker  Eisenerzausfuhr  (nach  Deutschland). 

In  Galizien  und  Asturien  sind  Santiago  di  Com - 
postellaund  Oviedo  Hauptbinnenmärkte,  Vigo,  Co- 
runa  und  Ferrol  Haupthafenplätze.  In  den  baski- 
schen Provinzen  ist  aber  Bilbao  (83000  E.)  der  wich- 
tigste spanische  Ausfuhrhafen  (mit  4  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr); in  Navarra  und  Aragonien  Pamplona  Grenz- 
handelsplatz, und  Zaragoza  (99  OOOE.),  an  der  Vereini- 
gung des  Gailego  mit  dem  Ebro  und  am  Kaiserkanale, 
Eisenbahnknoten. 

Barcelona  (533  000  E.),  an  einer  künstlich  ge- 
schützten und  auf  14  m  vertieften  Bucht,  am  Rande  der 
reichen  Ebene  des  Llobregat,  in  der  Vereinigung  meh- 
rerer Haupteisenbahnen,  und  nahe  den  grossen  fran- 
zösischen und  italienischen  Häfen,  ist  der  erste  mediterrane 
Hafenplatz  Spaniens  (3,2  Mill. T.  Schiffsverkehr)  sowie  zu- 


gleich die  erste  Industriestadt  (in  Baumwolle,  Seide, 
Wolle,  Maschinen).  Auch  Reus  ist  als  Gewebsindustrie- 
stadt  wichtig,  Tarragona  und  Tortosa  als  Weinbau- 
städte. Valencia  (214000  E.),  inmitten  einer  prächtigen 
Gartengegend,  ist  namhafter  Mittelmeerhafen;  Beni- 
carlo  und  Castellon  de  la  Plana  Weinbaustädte; 
Alicante  (50  000  E.)  Fruchtausfuhrhafen;  Murcia 
(112  000  E.),  an  der  Segura,  Mittelpunkt  der  Seiden- 
kultur und  Espartoindustrie;  Lorca  (70  000  E.)  Berg- 
baustadt; Carthagena  (100  000  E.),  an  herrlicher 
Bucht,  Ausfuhrhafen  von  Blei-,  Eisen-  und  Galmeierzen 
und  Südfrüchten. 

In  Granada  und  Andalusien  ist  das  alte  Malaga 
(130  000  E.),  an  einer  prächtigen  Hafenbucht  und  am 
Rande  einer  reichen  Huerta  und  zugleich  unfern  von 
der  Gibraltarstrasse,  durch  Frucht-,  Wein-,  Rosinen- 
und  Ölausfuhr  ausgezeichnet;  ähnlich  und  durch  Erz- 
ausfuhr Almeria;  Granada  (76  000  E.),  am  Genil 
und  in  der  nach  ihm  benannten  reichen  Gartengegend 
(Vega),  als  Binnenmarkt;  Lina  res  als  Bergbaustadt; 
Cordoba  (58  000  E.),  einst  Mittelpunkt  maurischer 
Wissenschaft  und  Industrie,  durch  Luxus-  und  Leder- 
industrie; Sevilla  (148  000  E),  am  Guadalquivir,  der 
hier  für  kleinere  Seeschiffe  schiffbar  wird,  durch  Stein- 
gut-, Gewebs-  und  Tabakindustrie;  San  Lucar  de 
Barrameda  und  Xeres  de  la  Frontera  durch  Wein- 
bau; Puerto  Real  durch  Seesalinen.  An  der  nach  ihm 
benannten  weiten  Bucht  des  offenen  Atlantischen  Ozeans 
hat  Cadiz  (70000  E.),  das  phönizische  Gades,  seine 
Blüte  durch  allen  Wechsel  der  Zeiten  bewahrt,  trotz  der 
Losreissung  der  Kolonien  mit  starkem  Schiffahrtsverkehr 
(2  Mill.  T.)  in  Wein,  Salz,  Fischen  und  Kolonialwaren. 
Huelva,  an  der  Mündung  des  Rio  Tinto,  durch  die 
Ausfahrt  von  Kolumbus  berühmt,  ist  Ausfuhrhafen  von 
Bergwerksprodukten;  Beimez  und  Espiel,  in  der 
Sierra  Morena,  Steinkohlenbergbaustädte. 

Die  gebirgigen  Balearen  und  Pityusen  (5000  qkm 
und  310  000  E.)  sind  von  ihren  katalanischen  Bewoh- 
nern vorzüglich  angebaut  und  erzeugen  viel  Mandeln, 
Öl,  Kapern  und  Vieh  sowie  Gewebe  und  Schuhwaren. 
Auf  Mallorca  ist  Palma  (64  000  E.)  Haupthafen,  auf 
Menorca  Mahon. 

Das  englische  Gibraltar,  auf  einem  Felsen  unfern 
der  Südspitze  Spaniens  und  am  Eingange  ins  Mittel- 
meer, ist  nicht  bloss  als  Festung,  sondern  auch  als 
Hafenplatz  von  hoher  Bedeutung  (mit  7,7  Mill.  T. 
Schiffsverkehr). 

Das  Königreich  Portugal,  92  500  qkm  und 
5,4  Mill.  E.,  steht  an  Fläche  und  Volkszahl 
hinter  Rumänien  und  in  der  Volksdichtigkeit 
(56  pro  qkm)  neben  Schottland.  Sein  Kolonial- 
reich umfasst  2,1  Mill.   qkm  und  9  Mill.  E. 

Den  grössten  Teil  des  zum  Atlantischen 
Ozean  abgedachten  Stufenlandes  der  Halbinsel 
einnehmend  und  zwischen  37  ^  und  42  **  n.  Br. 
gelegen,  hat  es  gegen  Spanien  1200  km  Grenz- 
linie, und  teilt  mit  ihm  seine  grossen  Ströme 
(Duero,  Tajo,  Guadiana),  die  aber  erst  in 
Portugal  schiffbar  werden.  An  der  Grenze 
liegen  hohe  Gebirgsrücken,  und  die  armen 
spanischen  Grenzprovinzen  haben  bequemere 
Abzugsstrassen  durch  Galizien  und  Andalusien. 
Dagegen  bietet  die  Küste  (1100  km)  mehrere 
gute    Hafenbuchten.     Die    Mineralschätze    der 
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Sierra  Estrella  (2000  m)  und  des  Gebirges 
von  Algarve  (900  m)  sind  wenig  benutzt, 
die  Talgegenden  aber  durch  reiche  Nieder- 
schläge fruchtbar.  Nur  25  ^/^  der  Fläche  ist 
mit  Mais,  Weizen,  Oliven,  Südfrüchten  und 
Wein  (bis  6  Mill.  hl.)  bebautes  Kulturland, 
DieViehzucht  (4  Mill.  Schafe  und  Ziegen,  600000 
Rinder)  ist  wenig  umfangreich.  DerAussenhandel 
(300  Mill.  M)  bewegt  sich  nach  England,  Deutsch- 
land, der  Union,  Brasilien,  Spanien.  Die  Han- 
delsflotte zählt  100000  T.,  der  Schiffsverkehr 
sämtlicher  Häfen  14Mill.  T.,  das  Eisenbahnnetz 
2400,  das  Telegraphennetz  8500  km. 


Lissabon  (357000  E.),  an  der  Tajomündung,  seit 
der  phönizjschen  Zeit  bedeutend  und  im  Zeitalter  der 
Entdeckungen  erster  Welthandelsplatz,  ist  noch  heute 
eine  der  wichtigsten  europäischen  Hafenstädte  und 
Dampferstationen  (^Schiffsverkehr  8  Mill.  T.);  Setubal, 
ebenfalls  an  grosser  Meeresbucht,  Wein-,  Frucht-,  Kork- 
und  Salzausfuhrhafen;  Elvas  und  Braganza  Grenz- 
handelsplätze; Coimbra  Universitätsstadt;  Porto 
(172  000  E.),  an  der  Dueromündung,  Weinausfuhrhafen 
und  Industriestadt. 

Die  Azoren  (2400  qkm  und  257000  E.),  mit  dem 
Haupthafen  Porta  Delgada,  erzeugen  auf  ihrem  vul- 
kanischen Boden  (bis  2600  m)  unter  herrlichem  KUma 
Orangen  und  Ananas. 


II.  Asien. 


1.  Allgemeines. 


Der  asiatische  Riesenerdteil  macht  mit  seiner 
Fläche  (44,2  Mill.  qkm)  annähernd  Vs  von 
der  gesamten  Festlandsmasse  aus,  während  er 
von  derBevölkerungderErdewesentlichmehr 
als  die  Hälfte  (821  Mill.)  einschliesst,  in  bei- 
den Beziehungen  erheblich  grösser  als  Afrika 
und  Europa  zusammengenommen.  Seine  Be- 
völkerungsdichtigkeit ist  aber  im  Durch- 
schnitt nur  halb  so  stark  (18,5  auf  1  qkm) 
als  in  Europa,  und  nur  in  seinem  Südostteile 
(Indien  und  China)  ist  sie  ebenso  stark. 

Mit  seiner  festländischen  S,-Spitze,  dem  Kap 
Buru  bei  Singapore,  dem  Äquator  bis  auf  1  ^j^ " 
genähert,  und  nur  mit  den  Sunda-Inseln  auf 
die  südliche  Halbkugel  übergreifend,  mit  seiner 
Nordspitze  (dem  Kap  Tscheljuskin)  aber  unter 
77"  30'  n.  Br.,  fällt  Asien  etwa  zu  drei 
Vierteilen  in  die  n.-gemässigte  Zone, 
zu  je  Vs  aber  in  die  Tropenzone  und  in  die 
Polarzone,  was  für  das  Wirtschaftsleben  als  ein 
sehr  günstiges  Verhältnis  gelten  darf. 

Das  Verwachsensein  mit  Europa  ent- 
lang dem  Ural-  und  Kaukasusgebirge  hat  nur 
in  beschränktem  Umfange  förderlich  auf  seinen 
Handel  und  Verkehr  einwirken  können,  weil  es 
gutenteils  die  am  dünnsten  besiedelten  und  am 
wenigsten  produktionsfähigen  Landschaften  sind, 
welche  sich  in  dieser  Richtung  ausdehnen,  und 
auch  die  sibirische  und  zentralasiatische  Eisen- 
bahn haben  darin  nur  wenig  Wandel  ge- 
schaffen. Das  Nordgestade  wird  von  dem 
verkehrsfeindlichen  Nördlichen  Eismeer  be- 
spült, in  das  sich  durch  den  Ob,  den  Jenisei, 
die  Lena  und  andere  Ströme  fast  Va  von  der 
Erdteilfläche  entwässert.  Im  O.  trennt  die  un- 
geheure Weite  des  Grossen  Ozeans,  auf 
dem   erst    neuerdings    ein    stärkeres  Verkehrs- 


leben erwacht  ist,  den  Erdteil  von  Nord-  und 
Südamerika,  und  von  einem  reichlichen  Fünftel 
der  Fläche  fliessen  die  Ströme,  darunter  der; 
Amur,  der  Hoangho,  der  Jangtsekiang  und  der] 
Mekhong,  diesem  Meere  zu.  Wichtiger  für' 
den  Handel  und  Verkehr  des  Erdteils  war 
bisher  der  Indische  Ozean,  durch  den 
die  Seewege  nach  Europa  führen  und  über 
den  hinweg  auch  jederzeit  mannigfaltige  Be- 
ziehungen zu  Afrika  bestanden  haben.  Beson- 
ders eng  waren  diese  Beziehungen  natür- 
lich entlang  dem  schmalen  Graben  des  Roten 
Meeres  und  an  der  Suez- Landenge.  Der 
verkehrsreichste  Ozean  —  der  Atlan- 
tische —  berührt  Asien  nur  mit  seinen  inner- 
sten Verzweigungen  (Mittelmeer,  Marmarameer 
und  Pontus)  und  spielte  daher  ursprünglich  nur 
für  eng  umgrenzte  westasiatische  Landschaften 
eine  massgebende  Rolle,  durch  die  Eröffnung  des 
Suezkanales  ist  seine  Bedeutung  für  den  Erd- 
teil aber  gewachsen.  Ganz  im  allgemeinen 
kehren  die  anderen  Erdteile  in  wirtschaftsgeo- 
graphischer Hinsicht  Asien  gewissermassen  ihre 
Rückseiten  zu,  und  die  reichsten  und  für  den 
Welthandel  wichtigsten  Gebiete  sind  nament- 
lich bei  Europa  und  Nordamerika,  aber  auch 
bei  Südamerika  und  Australien,  am  weitesten 
von  ihm  abgelegen. 

Die  Gliederung  durch  Binnenmeere  und 
Golfe  ist  bei  Asien  viel  weniger  reich  als  bei 
Europa  und  Nordamerika,  und  die  vorhande- 
nen Halbinseln  (Arabien, Vorderindien,  Hin- 
terindien) und  Inseln  (Borneo,  Sumatra)  sind 
grösstenteils  so  riesenhaft  und  ungegliedert  in 
sich,  dass  ihre  Abgliederung  die  Zugänglich- 
keit nur  unwesentlich  erhöht.  Sehr  günstig 
liegen  die  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung 
aber  im  S.O.  und  O.,    insbesondere  bei  der 
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hinterindischen  Inselwelt  und  bei  Japan.  Die 
kontinentale  Rumpfmasse  misst  reichlich  33, 
die  Gesamtheit  der  Halbinseln  und  Inseln 
11  Mill,  qkm,  und  die  innersten  Teile  (am 
Tienschan)  sind  von  jeder  Meeresküste  volle 
2600  km  entfernt.  Selbst  in  Vorderindien  hat 
man  in  manchen  Fällen  mit  Küstenfernen  von 
900  bis  1000  km  zu  rechnen. 

Eine  grosse  Massigkeit  kennzeichnet  auch 
die  Bodengestalt  des  Erdteils,  und  die  Ge- 
birge, Hochflächen  und  Niederungen  sowie 
die  geologischen  Formationen  sind  ebenfalls 
in  das  riesenhafte  entwickelt.  Vorherrschend 
ist  das  Hochland  (etwa  64"/o  von  der 
Fläche),  und  zu  Ungunsten  der  Produktion  und 
des  Verkehrs  liegt  dasselbe  vorwiegend  im  S., 
das  Tiefland  aber  {36^ Jq  der  Fläche)  im  N. 
Das  Himalaja- Gebirge,  das  als  höchstes 
Gebirge  der  Erde  (Mont  Everest  8840  m, 
Kantschindschinga  8582  m,  Pässe  im  Durch- 
schnitt 5400  m)  alle  Erscheinungen  eines  Hoch- 
alpengebirges —  Schnee-  und  Firnfelder,  Glet-' 
scher,  Lawinen,  Bergstürze,  Schutthalden  und 
Steinmeere  —  im  gewaltigsten  Masstabe  bie- 
tet, bildet  den  S.-Rand  des  eigentlichen  Hoch- 
asien, und  in  dem  Karakorum-Gebirge 
(Dapsang  8620  m)  hat  dasselbe  jenseits  des 
oberen  Industales  eine  ungeheure  Parallelkette, 
im  Hindukusch  (7700  m)  aber  eine  w.  und 
in  den  hinterindischen  Gebirgsketten  meh- 
rere ö.  Fortsetzungen.  Weiter  n.  zieht  sich 
dann  zwischen  dem  rauhen  Hochplateau 
von  Tibet  (4000  m)  und  dem  Tarim-Becken 
(1000  m)  der  mauerartige  Kuenlun  von  W. 
nach  O.,  der  das  Himalaja -Gebirge  in  seiner 
mittleren  Kammhöhe  (6000  m)  noch  übertrifft, 
und  jenseits  des  Tarim-Beckens  der  gewaltige 
Tienschan  (Tengri  Chan  7300  m,  Pässe  4000 
m)  sowie  die  erzreichen  chinesisch-sibirischen 
Grenzgebirge:  Altai  (4800  m),  Sajanisches  Ge- 
birge (3500  m),  Baikal-Gebirge,  Jablonoi-Ge- 
birge  usw.  In  solcher  Weise  wird  sowohl 
Südasien  als  auch  Nordasien  in  der  denkbar 
strengsten  Weise  von  Mittelasien  geschieden, 
so  dass  sie  in  kultur-  und  wirtschaftsgeogra- 
phischer Beziehung  grundverschiedene  Welten 
darstellen.  Ähnlich  trennen  das  Chingan- 
Gebirge,  der  Tsingling  und  andere  Ketten 
Ostasien  streng  genug  von  Zentralasien.  In 
Westasien  aber  ist  das  Plateau  von  Iran 
und  Armenien  rings  von  Hochgebirgen 
umgeben:  vom  Suleiman-Gebirge  (3500  m) 
im  S.O.,  vom  Kuhi  Baba  (5140  m),  Eiburs 
(in  Demavend  5670  m)  und  Kaukasus  (5630 
m)  im  N.O.  und   vom  Kuhi  Hisar  (4000  m) 


und  Ardekan- Gebirge  (5780  m)  im  S.W. 
Die  Hochflächen  der  Halbinsel  Kleinasien 
schliesst  im  N.  das  Pontisch-Bithynische  Ge- 
birge (im  Aladagh  3500  m)  und  im  S.  der 
Taurus  (3500  m)  vom  Meere  ab,  die  Hoch- 
flächen von  Syrien  und  Arabien  der  Liba- 
non (3067  m)  und  Sinai  (2600  m)  im  N.W. 
und  der  Dschebel  Akhdar  (3000  m)  im  S.O., 
die  Hochflächen  des  Dekan  in  Vorder- 
indien die  Vindhya-Kette  im  N.  und  die  Ghats 
nebst  dem  Nilgiri-Gebirge  (2600  m)  im  O., 
W.  und  S.  An  zahlreichen  Stellen  wird  die 
trennende  Kraft  der  hohen  Gebirge  übrigens 
durch  anstossende  weite  Wüstenflächen  (die 
Gobi- Wüste,  die  Tarim-Wüste,  die  Thar-Wüste 
ö.  vom  Indus,  die  Wüste  Karakum,  die  Ara- 
bische Wüste  u.  a.)  noch  wesentlich  ver- 
stärkt, und  die  Abgeschlossenheit,  welche 
den  Erdteil  als  Ganzes  auszeichnet,  ist  solcher- 
gestalt auch  seinen  hauptsächlichsten 
Einzellandschaften  eigentümlich. 

Die  Ströme  entwickeln  sich  auf  den  wei- 
ten Flächen  ebenfalls  vielfach  zu  Riesengrösse, 
und  von  den  hohen  Gebirgen  her  erhalten  sie 
zugleich  eine  reiche  und  dauernde  Wasserfülle. 
Gerade  diejenigen,  welche  den  längsten  Tief- 
landslauf und  die  günstigsten  Gefällsverhältnisse 
haben  (Ob  mit  Irtisch,  Jenissei,  Lena)  ha- 
ben aber  durch  ihre  Lage  und  ihren  nord- 
wärts gerichteten  Lauf  sehr  ungünstige  Eis- 
verhältnisse und  durch  ihre  Mündung  in  das 
Eismeer  eine  geringe  Bedeutung  für  den  Aus- 
landsverkehr. Nicht  viel  besser  liegen  die 
Verhältnisse  bei  dem  in  das  Ochotskische 
Meer  mündenden  Amur.  Der  Hoangho 
versagt  der  Schiffahrt  seine  Dienste  durch  seine 
furchtbaren  Hochwasser  und  seine  beständigen 
Stromlauf-  und  Fahrrinnenveränderungen  bei- 
nahe vollständig.  Ein  Kulturstrom  von  sehr 
hohem  Range  ist  also  in  Ostasien  nur  der 
1750  km  landein  (bis  zu  den  Schnellen  von 
Itschang)  schiffbare  Jangtsekiang.  Der  Me- 
kong und  Salwen  in  Hinterindien  sind 
schnellenreich  und  nur  in  ihren  kurzen  Unter- 
läufen gut  fahrbar,  während  der  Irawadi,  der 
Brahmaputra,  der  Ganges  und  der  Indus 
auf  beträchtlichen  Strecken  brauchbare  Schiff- 
fahrtsstrassen  bilden.  Euphrat  und  Tigris, 
die  sich  zum  Schat-el-Arab  vereinigen  und  in 
den  Persischen  Golf  münden,  spiegeln  in  ihren 
ausgeprägten  Niederwasserständen  die  Wüsten- 
natur ihrer  Umgebung,  der  Tigris  gestattet 
aber  Dampferverkehr  bis  Bagdad.  Von  den 
Strömen  des  abflusslosen  Zentralasien  dienen 
die   schiffbaren   Zuflüsse    des    Aralsees   (Amu 
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und  Syr)  nur  dem  Binnenverkehr,  während 
die  übrigen  (Tarim,  Hilmend  u.  a.)  ledig- 
lich zu  Bewässerungszvvecken  brauchbar  sind. 
Hinsichtlich  des  KÜmas  umschliesst  Asien 
sehr  streng  ausgeprägte  Gegensätze:  echtes 
feuchtwarmes  Tropenklima  in  den  Küsten- 
und  Inselgebieten  Vorder-  und  Hinterindiens, 
subtropisches  Klima  mit  mehr  oder  minder 
reichen  periodischen  Niederschlägen  in  Nord- 
indien, Südchina  und  Japan,  trockenes  Wüsten- 
und  Steppenklima  im  Inneren  und  im  W., 
gemässigtes  Klima  mit  Niederschlägen  zu 
allen  Jahreszeiten  in  Nordchina  und  Süd-Sibirien, 
kaltes  Klima  mit  ewigem  Eisboden  im  äusser- 
sten  N.  und  N.O.  Der  Orundcharakter  des 
Klimas  ist  aber  selbstverständlich   kontinental. 

Der  Winter  steht  unter  der  Herrschaft  eines  sehr 
beständigen  Gebietes  hohen  Luftdrucks  über  dem  N.O. 
(der  Mongolei)  und  ist  bis  weit  in  den  S.  empfindlich 
kalt.  Im  Sommer  dagegen  liegt  über  Südchina  ein 
ausgedehntes  Gebiet  niederen  Luftdruckes,  unter  dessem 
Einflüsse  feuchtwarme  Seewinde  auftreten  und  die  so- 
genannten   Monsunregen  bringen. 

Den  grössten  Teil  Asiens  halten  mongo- 
lische Völker  besetzt,  denen  zwar  die  indi- 
viduelle freie  Schaffenslust  der  Mittelmeerländer 
abgeht,  die  aber  tüchtige  Arbeiter  und  Kauf- 
leute sind  und  sich  hoher  Kulturleistungen 
fähig  gezeigt  haben  (China,  Japan).  Die  Ma- 
laien S.O. -Asiens  zeichnen  sich  unter  der 
Einwirkung  des  Ozeans  durch  grosse  See- 
tüchtigkeit aus.  Die  Dravidas  haben  sich 
in  Vorderindien  durch  Anlehnung  an  die  ein- 
gedrungenen Mitteleuropäer  zu  Kulturvölkern 
emporgearbeitet  und  sind  nur  in  unzugäng- 
lichen Gebirgen  noch  Wilde.  Am  höchsten 
stehen  aber  auch  in  Asien  die  Mittelländer. 
Besonders  die  brahmanische  Kultur  der  Hindu 
ist  der  europäischen  in  hohem  Grade  eben- 
bürtig. In  N.-Asien  sind  Russen,  in  Kleinasien 
Griechen  bei  der  Entfaltung  der  wirtschaft- 
lichen Fähigkeiten  Asiens  stark  beteiligt,  und 
auch  China,  Japan  und  Indien  sind  erst  durch 
Engländer,  Holländer,  Franzosen  und  Ameri- 
kaner in  die  neuzeitliche  Weltwirtschaft  hinein- 
gezogen worden.  Die  Hälfte  der  Asiaten  sind 
Buddhisten,  ^/^  Brahmaisten  und  etwa  Vs  Mo- 
hammedaner. 

Der  Schwerpunkt  der  Gütererzeugung 
liegt  in  der  Pflanzenwelt.  Vor  allem  aus 
dem  S.O.  liefert  Asien  eine  grosse  Menge  Nähr- 
stoffe (Reis,  Weizen),  Genussmittel  (Tee,  Kaffee, 
Tabak,  Opium,  Zucker,  Gewürze),  Rohstoffe 
(Nutzholz,  Baumwolle,  Jute,  Hanf,  Indigo,  Gutta- 
percha, Gummi,  Drogen)  auf  den  Weltmarkt. 
Die  Produktion  aus  dem  Tierreiche  ist  weni- 


ger  bedeutend,    obgleich    wahrscheinlich    die 
meisten  Haustiere  aus  Asien  stammen. 

In  den  buddhistischen  und  brahmaistischen  Ländern 
ist  die  Viehzucht  schwach  entwickelt,  weil  Verbote  das 
Ausnützen  des  Tieres  verhindern  und  der  Fieischbedarf 
gering  ist.  Da  die  menschliche  Arbeitskraft  billig  ist, 
ist  sogar  das  Pferd  bis  zu  einem  gewissen  Grade  über- 
flüssig. Die  Länder,  in  denen  die  Viehzucht  das 
Hauptgewerbe  bildet  (Turkestan,  Arabien),  erzeugen  eben- 
falls wenig  über  den  eigenen  Verbrauch.  Grosse  Werte 
für  den  Welthandel  liefert  nur  die  Seidenraupe.  Von 
Mineralien  schätzt  der  Asiat  im  allgemeinen  nur  Edel- 
steine und  Edelmetalle,  nach  denen  er  den  Boden  in 
unrationeller  Weise  durchwühlt.  Steinkohle  kennt  man 
zwar  in  China  länger  als  in  Europa,  aber  die  meisten 
Lager  sind  vollkommen  unberührt.  Durch  Zinnpro- 
duktion ist  Hinterindien  ausgezeichnet. 

In  der  Industrie  haben  die  asiatischen  Kulturvölker 
ohne  Dampf  und  Maschinen  Grossartiges  geleistet, 
namentlich  in  der  Weberei,  Elfenbeinschnitzerei,  Kunst- 
tischlerei und  Bronze-,  Stahl-   und  Porzellanbereitung. 

Der  Aussenhandel  Asiens  (10000  Mill.  M) 
macht  nur  ^jg  von  dem  europäischen  aus. 
Eisenbahn-  und  Telegraphennetze  sind  in  den 
meisten  Gegenden  erst  im  Anfangsstadium,  so 
dass  Boten  und  primitive  Posten  den  Nach- 
richten-, Pferde,  Esel,  Ochsen,  Kamele  oder 
Schafe  den  Personen-  und  Güterverkehr  zu 
vermitteln  haben.  Für  den  Seeverkehr  haben 
sich  nur  die  Japaner  neben  ihrer  alten  Dschun- 
kenmarine eine  ansehnliche  Marine  nach  euro- 
päischer Art  geschaffen. 

2.  Die  einzelnen  Länder. 

a)  Das  Russische  Reich  in  Asien  enthält 
16,5  Mül.  qkm  und  23  Mill.  E,  (1,4  auf  1  qkm). 

«)  Kaukasien,  470000  qkm  und  9,3  Mill. 
E.,  schliesst  neben  dem  Kaukasus  Teile  des 
Armenischen  Hochlandes  und  der  Kaspischen 
Steppe  und  die  reiche  Kurniederung  ein.  Der 
Widerstreit  der  zahlreichen  Völkerschaften 
(Tscherkessen,  Tataren,  Georgier,  Armenier), 
hat  die  produktiven  Kräfte  lange  darnieder 
gehalten,  und  erst  neuerdings  sind  durch  den 
Bau  von  Gebirgsstrassen  und  Eisenbahnen 
wichtige  Schritte  vorwärts  geschehen.  Petro- 
leum (bei  Baku),  Kohlen,  Holz,  Getreide,  Wein, 
Tabak,  Früchte  und  Viehzuchtprodukte  liefert 
das  Land  in  beträchtlicher  Menge. 

Stawropol  und  Derbent  sind  die  wichtigsten 
ciskaukasischen,  Baku  (112000  E.),  am  Kaspisee,  Tiflis 
(161000  E.),  am  Kur,  die  Petroleumhäfen  Poti  und 
Batum,  am  Schwarzen  Meere,  und  Eriwan,  in  Rus- 
sisch-Armenien, die  wichtigsten  transkaukasischen  Han- 
delsplätze. 

ß)  Sibirien,  12,5  Mill.  qkm  und  5,7  Mill.  E., 
liegt  für  den  Weltverkehr  überaus  ungünstig. 
Nicht  bloss  seine  Eismeerküste  ist  fast  voll- 
kommen   unzugänglich,    sondern    auch    von 
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China  trennen  es  mächtige  Gebirgswälle  und 
Wüsten,  und  selbst  die  pazifische  Küste  ist 
lange  durch  Eis  verschlossen  (Wladiwostok 
bis  Ende  April). 

In  sehr  enger  Verbindung  steht  Sibirien  aber 
mit  dem  europäischen  Russland,  da  das  nied- 
rige und  flach  abgedachte  Uralgebirge  leicht 
übersteiglich  ist. 

Die  Bodengestalt  ist  der  Anlage  binnen- 
ländischer Verkehrsstrassen  günstig,  und  die 
grossen  Ströme  dienen  dem  Verkehre  wenig- 
stens während  des  Sommers. 

Ob  (mit  Irtisch  undTobol),  Jenissei  (mit  der  Oberen, 
Steinigen  und  Unteren  Tunguska~i  und  Lena  (mit  Wiljui 
und  Aldan)  fliessen  zwar  dem  Eismeere  zu,  aber  durch  ihre 
O.W.  gerichteten  Laufstrecken  und  Nebenflüsse  würden 
sie  sich  künsthch  leicht  zu  einer  einheitlichen  Wasser- 
strasse, die  von  Tjumen  bis  Jakutsk  reicht,  ausgestalten 
lassen,  und  zwischen  Ob  und  Jenissei  ist  eine  Kanal- 
verbindung bereits  hergestellt.  Eine  sibirische  Trans- 
kontinentalbahn ist  ebenfalls  im  Betriebe. 

Am  Ob  und  Jenisseiliegen  ungeheure  Schwarz- 
erdestrecken, und  das  Klima  gestattet  durch 
seine  heissen  Sommer  bis  62°  n.  Br.  Getreide- 
bau ebenso  wie  alle  Zweige  der  Viehzucht. 
Gewaltig  ist  auch  der  Fischreichtum  der  Ströme, 
während  der  Pelztierbestand  und  die  Wälder 
wenigstens  in  W.-Sibirien  bedenklich  gelichtet 
sind.  Die  Goldbeförderung  ist  bedeutend;  die 
Kohlenlager  sind  nur  am  Ussuri  und  auf 
Sachalien  stärker  berührt.  Berühmt  sind  die 
Graphitgruben  im  Sajanischen  Gebirge. 

Tobolsk,  am  Tobol  und  Irtisch,  Tjumen,  an 
einem  schiffbaren  Nebenflusse  des  Tobol,  Omsk 
(53  000  E.),  am  Irtisch,  Tomsk  (64  000  E.),  unfern 
des  Ob  und  am  Anfangspunkte  der  Schiffahrtslinie 
nach  Tjumen,  Semipalatinsk,  am  Anfangspunkte 
der  Irtisch-Schiffahrt,  sind  die  namhaftesten  westsibiri- 
schen, Jenisseis  k,  am  Anfangspunkte  der  Jenissei-Schiff- 
fahrt,  Irkutsk,  an  der  Angara  und  unweit  vom  Baikal- 
see, Kiachta,  an  der  Karawanenstrasse  nach  Peking, 
Nertschinsk,  im  wichtigsten  Bergbaureviere,  Ja- 
kutsk, an  der  Lena,  und  der  Seehafen  Wladiwostok 
am  Japanischen  Meere,  die  wichtigsten  ostsibirischen 
Handelsplätze. 

/)  Russisch-Zentralasien,  3,6  Mill.  qkm 
und  7,7  Mill.  E.,  ist  meist  Steppenland,  mit 
nomadischer  Schaf-,  Rinder-,  Pferde-  und  Kamel- 
zucht, erzeugt  aber  am  Ili,  Syr  und  Serafschan 
auch  viel  Getreide,  Früchte,  Seide  und  Baum- 
wolle, besonders  seit  das  Land  durch  die  zen- 
tralasiatische Bahn    zugänglich    geworden    ist. 

Taschkent  (156000  E.),  in  einem  fruchtbaren 
Seitentale  des  Syr,  Kok  and  (87000  E.),  am  oberen 
Syr,  Samarkand  (58000  E.\  im  reichen  Serafschan- 
tale,  sind  Hauptmärkte  und  Bahnstationen;  desgleichen 
in  den  turkmenischen  Chanaten  (309000  qkm  und 
2,3  Mill.  E.),  die  ein  Anhängsel  an  Russisch-Zentral- 
asien darstellen,  Buchara  (70000  E.),  am  Serafschan, 
und  Merw,  am  Murghab. 

b)  Das    Kaisertum   China,  das   an   Fläche 


(11,1  Mill.  qkm)  nur  Russland  nachsteht  und  an 
Volkszahl  (über  330  Mill.)  alle  einheitlichen 
Reiche  der  Erde  übertrifft,  entspricht  in  seiner 
astronomischen  Lage  (20** — 54°  n.  Br.)  am 
meisten  den  Vereinigten  Staaten.  Während 
diese  aber  auf  drei  Seiten  vom  Ozean  bespült 
werden,  ist  dies  bei  China  nur  im  O.  der 
Fall.  Im  übrigen  ist  es  streng  in  die  Rumpf- 
masse Asiens  eingefügt,  durch  Wüsten,  Steppen 
und  ungeheure  Gebirgswälle,  aber  gleichwohl 
von  allen  Nachbarländern  getrennt.  Auch  der 
Grosse  Ozean  wirkte  bis  in  die  neueste  Zeit 
sehr  abschliessend  (vgl.  S.  543  f.). 

Der  Boden  ist  auf  weiten  Strecken  ein- 
förmig, und  nur  im  eigentlichen  China  wech- 
seln Bergzüge  und  Talgegenden  in  bunter 
Weise.  Überaus  fruchtbar  sind  die  gelben 
Lösslandschaften  des  Hoangho-Gebietes  (die 
Wiegeder  chinesischen  Kultur).  Sehr  stark  istauch 
die  produktive  Steinkohlenformation  entwickelt. 

Das  Klima  ist  in  den  S.-Provinzen  fast  tro- 
pisch, in  der  Mandschurei  und  Mongolei  aber 
fast  sibirisch,  im  eigentlichen  China  nieder- 
schlagsreich, in  Tibet  und  der  Mongolei  dürr 
und  wüstenhaft. 

Mit  natürlichen  Schiffahrtsstrassen  ist  nur  das  eigent- 
liche China  ausgestattet,  wo  der  Jangtsekiang  mit  seinen 
Nebenflüssen  (Min-kiang  und  Han-kiang  links,  Wu-kiang, 
Jüen-kiang,Sian-kiang  und  Kiu-kiang  rechts)  dieZugäng- 
lichkeit  bis  zu  den  Schnellen  von  Itschang  ungemein  er- 
leichtert und  bis  Wutschang  europäische  Dampfer  trägt. 
Der  Hoangho  (mit  Wei-ho)  überflutet  in  seinem  Unter- 
laufe häufig  sein  Uferland  und  ist  schlecht  schiffbar.  Im 
N.  ist  der  Pe-ho  wichtig.  Der  grosse  Kaiserkanal,  der 
die  drei  nördlichen  Hauptströme  miteinander  verbindet, 
ist  durch  die  häufigen  Laufänderungen  des  Hoangho 
sowie  durch  den  Wettbewerb  der  Küsten-Dampfer  im 
Verfall. 

Die  Bewohner  sprechen  grösstenteils  die 
chinesische  Sprache,  bilden  also  die  grösste 
einheitliche  Volksmasse. 

Buddhismus  und  Konfutsianismus  haben  sich  bei  ihnen 
verschmolzen,  und  nur20  Mill.  sind  Mohammedaner.  Die 
Kunst  des  Lesens  und  Schreibens  ist  Gemeingut,  und 
einflussreich  und  geachtet  ist  nur  der  Gebildete.  Wirt- 
schaftliche Tugenden  sind  Arbeitsamkeit,  Gelehrigkeit, 
Massigkeit,  Sparsamkeit.  Wenn  auch  der  chinesische 
Kaufmann  den  fremden  Barbaren  gegenüber  jede  Über- 
vorteilung für  erlaubt  hält,  so  bindet  er  sich  doch 
streng  an  eingegangene  Verträge.  Die  starke  Be- 
völkerungszunahme bringt  eine  umfangreiche  Aus- 
wanderung, vor  allem  nach  Hinterindien  und  Amerika, 
mit  sich.  Die  Auswanderer  kehren  aber  meist  mit  ihren 
Ersparnissen  wieder  nach  China  zurück. 

China  erzeugt  alles,  was  es  bedarf,  woraus 
sich  seine  Selbstgenügsamkeit  und  sein  Ab- 
schliessungssystem  mit  erklärt.  Die  Produktion 
beruht  aber  fast  ausschliesslich  in  der  Land- 
wirtschaft. 

Reis  (die  Hauptnährfrucht),  sowie  Bohnen,  Erbsen, 
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Hirse,  Gerste,  Weizen,  chinesische  Datteln,  Obst,  Trauben, 
Baumwolle,  werden  in  grossen  Massen  gebaut.  Für  die 
Ausfuhr  hat  nur  die  Teekultur  (zwischen  27"  und  30" 
n.  Br.)  höhere  Bedeutung;  daneben  die  Gewinnung  von 
Kassia,  Tabak,  Chinawurzel,  Gummigutt,  Kampfer,  Stern- 
anis, Rhabarber  und  Saf ior.  Die  Viehzucht  zur  Fleisch- 
erzeugung erstreckt  sich  auf  Schweine,  Hunde  und  Enten, 
das  wichtigste  tierische  Ausfuhrprodukt  ist  aber  Seide 
(jährl.  120  Mill.  kg).  Für  den  einheimischen  Verbrauch 
sind  Fische  und  Vogelwild  (Fasane)  wichtig.  Die 
grossen  Vorräte  an  Steinkohle  werden  erst  an 
wenigen  Orten  (bei  Kaiping,  Fangtou  und  Pingsiang) 
abgebaut,  Eisenerz  bei  Hankau,  Zinn  in  Yünnan. 

Von  Industriezweigen  stehen  Seiden-  und  Baum- 
wollweberei, Stickerei,  Porzellan-,  Papier-  und  Farben- 
bereitung, Kunsttischlerei,  Elfenbeinschnitzerei  und  Me- 
tallverarbeitung in  hoher  Blüte. 

Der  Binnenhandel  ist  ungemein  lebhaft,  von  den 
Strömungen  des  Welthandels  ist  das  „Himmlische  Reich" 
aber  erst  teilweise  ergriffen.  Die  Chinesen  haben  zwar 
allezeit  anerkannt,  dass  der  Handel  mit  den  „fremden 
Barbaren"  für  sie  vorteilhaft  und  notwendig  sei,  aber 
ausser  Seide  (1902  für  220  Mill.  M)  und  Tee  (für 
80  Mill.  M)  werden  nur  wenig  Erzeugnisse:  Baum- 
wolle (für  40  Mill.  M),  Bohnen,  Häute,  Felle,  Strohge- 
flecht, Papier  ausgeführt,  und  ausser  Opium  (für  130  Mill. 
M)  nur  wenige  ausländische  Erzeugnisse  (Baumwollge- 
webe, Reis,  Zucker,  Petroleum)  eingeführt.  Obwohl  42 
Häfen  geöffnet  sind,  bewertet  sich  der  chinesische 
Aussenhandel  nur  auf  1625  Mill.  M. 

Am  Schiffsverkehr  (57  Mill.  T.)  sind  besonders 
England  (mit  50  "/o),  Japan  und  Deutschland  (je  mit 
13"/o)  beteiligt.  Eisenbahnen  (1900  km)  sind  erst 
neuerdings  gebaut  worden  (Mandschurische  Bahn, 
Schantung-Bahn,  Peking-  und  Hankau -Linie).  Das 
Telegraphennetz  misst  23  000  km.  Die  Landstrassen 
sind  in  derart  schlechtem  Zustande,  dass  selbst  Maul- 
tier- und  Ochsenkarren,  Lasttiere,  Lastträger,  Sänften 
und  Eilboten  nur  schwer  vorwärtskommen. 

In  N. -China  ist  die  Hauptstadt  Peking  (etwa 
1,6  Mill.  E.)  Vereinigungspunkt  der  Karawanenstrassen 
aus  der  Mandschurei  und  Mongolei  und  mit  dem  Peho 
durch  einen  Kanal,  mit  Tientsin  und  Hankau  durch 
Eisenbahnen  verbunden.  Tientsin  (750000  E.),  am 
Kaiserkanal  und  am  Peho,  der  grossen  Seeschiffen  be- 
schwerHchen  Zugang  gewährt,  ist  einer  der  wichtigsten 
Hafenplätze;  so  auch  Tschifu,  in  der  reichen  Pro- 
vinz Schan-tung  (mit  3,6  Müi.  T.  Schiffsverkehr).  Tai- 
juen-fu  (250000  E.)  ist  Hauptstrassenknoten  der  Pro- 
vinz Schan-si;  Si-ngan-fu,  am  Weiho,  Hauptmarkt 
der  Provinz  Schen-si  und  Ausgangspunkt  der  Kara- 
wanenstrassen nach  Tibet  und  der  Mongolei;  Tsching- 
tu-fu  Hauptmarkt  von  Sze-tschuan;  Kai-fung-fu  von 
Ho-nan. — Schang-hai  (620000  E.),  unfern  der  Mün- 
dung des  Wang-po  in  den  Jangtsekiang,  ist  in  we- 
nigen Jahrzehnten  ein  grosser  Welthandelsplatz  gewor- 
den, mit  über  12  Mill.  T.  Schiffsverkehr  und  zahlreichen 
Dampferverbindungen  nach  Europa  und  Amerika.  — 
Su-tscheu-fu (500 OOOE.), am Kaiserkanale, und  H a n g - 
tscheu-fu  (700000  E.),  an  einer  Meeresbucht  sowie  am 
Südende  des  Kaiserkanals,  sind  bedeutende  Industrie- 
und  Handelsplätze  in  Seide;  die  alte  Hauptstadt  Nan- 
king (250000  E.),  Tschin-kiang  und  Kiu-kiang 
Jangtsekianghäfen.  Namhafter  sind  aber  weiter  strom- 
auf die  grossen  Tee-  und  Baumwolimärkte  Wu -tschang, 
Han-jang  und  Hankau  (zusammen  1,5  Mill.  E.)  sowie 
Tschung-king  (350000  E.),  der  am  weitesten  binnen- 
wärts  gelegene  Vertragshafen.    Bei  N an- tschang  be- 


schäftigt die  Porzellanbereitung  1  Mill.  Menschen.  — 
Fu-tscheu  (625000  E.)  und  Swatau  (Shan-tau)  sind 
grosse  Teehäfen;  Kanton  (900000  F.),  im  Delta  des 
Sikiang,  Hauptausfuhrhafen  der  S. -Provinzen  und  erste 
Industriestadt  Chinas.  Auf  der  Insel  Hainan  ist  Kiang- 
tscheu  Vertragshafen. 

InTibet  ist  Lhassa,  der  Sitz  des  Dalai-Lama,  Haupt- 
markt der  tibetanischen  Hirtenbevölkerung;  in  Ost- 
Turkestan  Varkand  und  Kaschgar  (80000  E.) 
Vereinigungspunkte  der  Karawanenstrassen;  in  der 
Dsungarei:  Kuldscha  und  Urumtsi;  in  der  Mon- 
golei: Urgaund  der  Grenzhandelsplatz  Maimatschin; 
in  der  Mandschurei:  Mukden  (170000  E.),  Kirin 
(120000  E.)  und  der  Vertragshafen  Niut schwang 
Hauptstationen  der  Mandschurischen  Bahn. 

Das  englische  Hongkong  (450000  E.)  ist  durch 
seine  gute  Hafenbucht  das  eigentliche  Emporium  des  süd- 
chinesischen Aussenhandels.  Das  portugiesische  Macao 
vermittelt  eine  beträchtliche  Opiumeinfuhr. 

DasdeutscheKiautschou(501  qkm  und  120  000  E.) 
umfasst  das  kleine  Gneisgebirge  Lanschan  nebst  der 
angrenzenden  Lössniederung  und  verspricht  durch  seinen 
weiten  und  tiefen  Naturhafen  sowie  durch  die  Schan- 
tungbahn  und  die  nahen  Kohlenfelder  eine  höhere  Be- 
deutung zu  erlangen. 

Das  englische  W ei -hai-w ei,  am  Ostende  der  Halb- 
insel Schantung  und  am  Eingange  in  das  Gelbe  Meer, 
und  Port  Arthur,  der  Endpunkt  der  mandschurischen 
Bahn,  an  der  Spitze  der  Liaotong-Halbinsel  bieten  eben- 
falls schöne  Naturhäfen. 

c)  Das  Königreich  Korea  (220000  qkm  und 

9.6  Mill.  E.)  nimmt  die  gleichnamige  Halb- 
insel zwischen  dem  Gelben  und  Japanischen 
Meere  ein.  Infolge  seiner  Lage  war  es  bis 
in  die  neueste  Zeit  dem  europäischen  Verkehr 
noch  mehr  verschlossen  als  China,  dessen 
Vasallenstaat  es  einst  war.  An  Buchten  ist 
seine  klippenbesetzte  Küste  reich,  aber  nur  die 
von  Chemulpo,  Fusan  und  Yuensan  sind  für 
grössere  Fahrzeuge  nahbar  und  Vertragshäfen. 
Den  Verkehr  gegen  die  Mandschurei  erschwert 
eine  wilde  Gebirgsgegend.  Die  Bewohner 
sind  ziemlich  hoch  kultivierte  Anhänger  des 
Buddhismus  und  Konfutsianismus.  Zur  Aus- 
fuhr gelangen  Gold  (10  Mill.  M),  Reis  (7  Mill. 
M),  Bohnen,  Ginseng  und  Häute,  und  zwar 
hauptsächlich  nach  Japan,  England,  China, 
Russland  und  der  Union.  Der  Aussenhandel 
betrug   1903    56  Mill.  M,    der  Schiffsverkehr 

1.7  Mill.  T. 

Die  Hauptstadt  Söul  oder  Kjöng  (200000  E.)  und 
der  Haupthafen  Chemulpo  (Jentschuan)  sind  durch 
Eisenbahn  verbunden. 

d)  Das  Kaisertum  Japan  (ohne  Formosa 
380000  qkm  und  45,9  Mill.  E.)  erinnert  in 
Grösse,  Inselnatur  und  Buchtenreichtum  an 
Britannien. 

Durch  seine  Lage  zwischen,  dem  volksleeren 
N.-Asien  und  dem  Grossen  Ozean  nimmt  es 
aber  in  hohem  Grade  an  der  chinesischen  Abge- 
s:hlossenheit  teil.     Sein   Klima  ist  Verhältnis- 
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massig  kühl,  besonders  im  Winter  (Tokio  im 
Januar  —  3°,  im  Juli  +  25*^),  die  O.-Seite,  wo 
der  warme  Kuro-Siwo  nordwärts  strömt,  aber 
weit  milder  als  die  W.-Seite. 

Die  Inseln  sind  sehr  gebirgig  und  vulkanisch 
(Fusi-Yamagegen  3800  m)  sowie  reich  bewässert, 
und  die  wilden  Ströme  gestatten  meist  weder 
Binnenschiffahrt  noch  Brückenbau. 

Das  Wal  dkl  ei  d  des  Landes  ist  trotz  des 
ungeheuren  Holzverbrauchs  (hölzerne  Häuser!) 
dicht,  und  der  Getreidebau  gewährt  reiche 
Erträge  an  Reis,  Gerste  und  Weizen,  obwohl 
nur  lö'^/o  der  Landfläche  angebaut  sind.  Zur 
Ausfuhr  kommen  Tee,  Reis,  Kampfer  und  vege- 
tabilisches Wachs.  Die  Viehzucht  ist  wenig 
umfangreich  (1,5  Mill.  Pferde,  1,25  Mill.  Rinder), 
die  Fischerei  dagegen  bedeutend. 

Das  wichtigste  animalische  Produkt  Japans  ist,  wie 
in  China,  die  Seide  (Ausfuhr  180  Mill.  M). 

DiereichenMineralschätze,  darunter  Silber, 
Kupfer,  Eisen,  Gold,  Schwefel  und  Kohle  (7,8 
Mill.  T.)  werden  neuerdings  in  europäischer 
Weise  abgebaut. 

Die  Industrie  ist  in  hohem  Aufschwünge 
und  namentlich  in  den  Gewebs-  und  Maschinen- 
bauzweigen der  europäischen  mehr  und  mehr 
ebenbürtig. 

Japan  besitzt  eine  stattliche  Handelsflotte  von 
europäischer  Art  (0,9  Mill.  T.),  ebenso  Eisenbah- 
nen (9000  km),  Telegraphen  (30000  km)  und 
Telephone  (32000). 

Die  Strassen  und  Brücken  waren  schon  früher  vor- 
züglich, und  der  Verkehr  mit  Karren,  die  von  Menschen 
gezogen  werden,  sehr  lebhaft. 

Der  Aussenhandel  (1902  582  Mill.  M  Ein- 
fuhr und  558  Mill.  M  Ausfuhr)  geht  beson- 
ders nach  der  Union,  China,  England,  Frank- 
reich und  Deutschland.  Der  Schiffsverkehr 
sämtlicher  Häfen  beträgt  23  Mill.  T. 

Die  Hauptstadt  Tokio  oder  Jedo  (1,8  Mill.  E.),  am 
innersten  Winkel  einer  herrlichen  Bai  und  am  Rande 
einer  reichen  Fruchtebene,  ist  auch  als  Handels-  und  In- 
dustriestadt bedeutend.  Ihr  Hafen  Y  o  k  o  h  a  m  a(326  000  E.) 
hat  3  Mill.  T.  Schiffsverkehr.  Kioto  oder  Saikyo 
(380  000  E.)  ist  wichtig  als  Bildungssitz  und  durch 
Lackwaren-,  Bronze-,  Porzellan-  und  Seidenindustrie; 
Osaka  (1  Mill.  E ),  an  einer  seichten  Bucht  der  „In- 
landsee", als  Hauptsitz  der  neueren  Industriezweige 
und  als  Seidenmarkt.  Sein  Hafen  Kobe  (285  000  E.)  hat 
4,3  Mill.  T.  Schiffsverkehr.  Nagasaki  (153000  E.)  ist 
Haupthafen  der  Insel  Kiusiu  (mit  2,8  Mill.  T.  Verkehr) ; 
Kagosima  Kohlengrubenstadt.  Auf  der  Insel  Jesso 
ist  Hakodate,  mit  schönem  Hafen,  wichtig  durch 
Fischerei. 

Die  Insel  Formosa  (35  000qkm  und  2,4  Mill.  E.) 
ist  im  O.  wildes  Waldgebirge  mit  Kampferbäumen,  im 
W.  aber  fruchtbares  Hügelland  und  Niederung,  mit 
Reis-,  Zuckerrohr-,  Hanf-  und  Teebau.  Tamsui  und 
Kelung  sind  die  Ausfuhrhäfen. 

e)  Das  vereinstaatliche  Kolonialreich  in 


Asien  umfasst  die  Philippinen  nebst  dem 
Sulu-Archipel  (300000  qkm  und  7  MiU.  E.) 
und  die  Ladroneninsel  Guam. 

Die  Hauptinseln  Luzon,  Mindoro,  Panay, 
Cebu  und  Mindanao  sind  sehr  vulkanisch, 
gebirgig  und  echt  tropisch,  so  dass  ihre  Aus- 
stattung mit  Strassen  und  Eisenbahnen  schwierig 
ist.  Sie  liefern  bedeutende  Mengen  Manilahanf 
(für  67  Mill.  M)  sowie  Tabak,  Zucker  und  Ko- 
kosprodukte. 

Die  Mineralschätze  sind  kaum  berührt.  Die  malaii- 
schen Tagalen  der  Küste  sind  ziemlich  kultiviert  und 
gewerbtätig,  die  Negritos  der  Berge  dagegen  noch  sehr 
wild  Weisse  gibt  es  nur  25000,  Chinesen  100000. 
Der  Handel  (266  Mill.  M)  geht  meist  nach  England 
und  Nordamerika. 

Manila  (220  000  E.),  an  einer  weiten  Bai  der  Haupt- 
insel, ist  Haupthafen  und  mit  dem  Innern  durch  den 
schiffbaren  Pasigfluss  und  eine  Eisenbahn  verbunden. 
Andere  Ausfuhrhäfen  sind  Iloilo,  auf  Panay,  und  Cebu. 

f)  Das  portugiesische  Kolonialreich  in 
Asien  umfasst  ausser  Macao  (vgl.  S.  604)  die 
Osthälfte  von  Timor  (16  000  qkm  und  200000 
E.),  mit  Kaffee-,  und  die  vorderindischen  Hafen- 
plätze Goa,  Damän  und  Diu  (3660  qkm  und 
600000  E.),  mit  Salzausfuhr. 

g)  Das  holländische  Kolonialreich  in 
Asien  enthält  1,5  Mill  qkm  und  37  Mill.  E. 

Java  nebst  Madura,  132000  qkm  und 
28,7  Mill.  E.  (darunter  nur  62000  Europäer) 
ist  trotz  seiner  gebirgigen  Natur  und  seiner 
Hafenarmut  die  bestangebaute  und  ertragreichste 
aller  Tropeninseln,  die  viel  Kaffee,  Zucker,  Ta- 
bak, Reis,  Sago,  Tee,  Chinin  und  Gewürze  er- 
zeugt und  1902  für  264  Mill.  M  Waren  aus-, 
für  197  Mill.  M  einführte. 

Bat a via  (116000  E.),  mit  gutem  Kunsthafen  und 
starkem  Verkehr  nach  Britisch-Indien,  sowie  Semarang 
und  Surabaja   (147  000  E.)   sind   Haupthandelsplätze. 

Sumatra,  480000  qkm  und  3,4  Mill.  E., 
ist  grossenteils  noch  wildes  Waldgebirgsland 
(bis  3700  m),  liefert  aber  alle  Tropenprodukte 
und  ist  reich  an  Mineralien. 

Palembang  (57000  E.)  und  Padang  sind  Aus- 
fuhrhäfen. Lounto  ist  durch  Steinkohlenbergbau,  Deli 
durch  Tabakkultur  und  die  Nebeninseln  Banka  und 
Billiton  durch  Zinnförderung  ausgezeichnet. 

Süd-Borneo,  550000  qkm  und  1,1  Mill. 
E.,  liefert  aus  seinen  tropischen  Küstenniede- 
rungs-  und  Gebirgswäldern  Nutzholz,  Kampfer 
und  Kautschuk. 

Haupthandelsplatz  ist  Bandjermassin  (53  000 
E.),  an  der  Mündung  des  Barito- Flusses  (vgl.  S.  608). 

Celebes,  200000  qkm  und  1  Mill.  E., 
durch  die  Golfe  von  Tomini,  Tomori  und 
Boni  zugänglicher  sowie  besser  kultiviert  als 
Borneo  und  Sumatra,  erzeugt  Kaffee,  Gewürze, 
Sago,  Reis,  Hölzer. 
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Mangkassar,  mit  gutem  Hafen,  und  Menadosind 
Hauptmärkte. 

Die  vulkanischen  Molukken  (Halmahera, 
Ternate,  Amboina,  Banda  u.  a.)  liefern  Ge- 
würznelken, Muskatnüsse,  Sago,  Nutzholz. 

Ternate  und  Amboina  sind  Ausfuhrhäfen. 

Die  Kleinen  Sunda-Inseln  (Bali,  Lombok, 
Sumbawa,  Sumba,  Flores  und  West-Timor), 
ebenfalls  grossenteils  vulkanisch,  erzeugen  na- 
mentlich Farbhölzer. 

h)  Das  französische  Kolonialreich  in 
Asien  enthält  664000  qkm  und  18,1  Mill.  E. 

a)  Indo-China.  Unter  diesem  Namen  haben 
die  Franzosen  ihre  seit  1862  erworbenen  Be- 
sitzungen in  Hinterindien  vereinigt,  die  den 
Osten  der  Halbinsel  umfassen,  insgesamt  663  000 
qkm  mit  17,8  Mill.  E.  und  1903  mit  164  Mill. 
M  EinÜuhr  und  94  Mill.  M  Ausfuhr. 

Tongking  nebst  Laos  (375  000  qkm  und  7,6  Mill. 
E.),  das  sich  vom  oberen  Mekong  bis  zum  Golfe  von 
Tongking  erstreckt  und  vom  Songkoi-Flusse  durch- 
strömt wird,  ist  der  an  Hilfsquellen  reichste  Teil.  Das 
bis  1200  m  hohe  Berg-  und  Hügelland  enthält  ausser 
dichten  Wäldern  von  Teakbäumen  einen  grossen  Erz- 
reichtum und  Steinkohlenlager  und  ist  zum  Tee-  und 
Seidenbau  (500000  kg  jährhch)  wohlgeeignet,  während 
das  Deltaland  des  Songkoi  grosse  Mengen  Reis,  Baum- 
wolle, Zuckerrohr  und  Pfeffer  erzeugt.  Die  Bevölke- 
rung treibt  mannigfaltige  Gewerbstätigkeit  (in  Geweben, 
Bambus,  Papier,  Metallen,  Töpferei). 

Haupthandels-  und  Industrieplatz  und  Sitz  der  Zen- 
tralregierung von  Indochina  ist  Hanoi  oder  Kescho 
(103  000  E.),  am  Songkoi;  Haupthafenplatz  mit  Dampfer- 
verkehr, Haiphong;  Kohlenbergbaustadt  Hongay; 
Hauptmarkt  der  Laos-Landschaft  Luang-Prabang, 
am  Mekong. 

Annatn  (135  000  qkm  und  6,1  Mill.  E.)  ist  vor- 
wiegend waldreiches  granitisches  Berg-  und  Hügelland, 
das  bis  2700  m  aufsteigt  und  an  der  Küste  nur  schlechte 
Ankerplätze  besitzt.  Der  Erzreichtum  ist  noch  wenig 
benutzt,  dagegen  wird  viel  Reis  und  Mais  sowie  auch 
Seide  (300000  kg)  und  Kaffee  gebaut. 

Hauptstadt  ist  Hue  (50  000  E.),  Haupthafenplatz 
Turane. 

Cochinchina  (57000  qkm  und  3  Mill.  E.)  ist  als 
flaches,  echt  tropisches  Deltaland  des  Mekong  sehr 
ungesund,  aber  auch  sehr  fruchtbar,  mit  starkem  An- 
bau von  Reis  (1903  für  100  Mill.  M  Ausfuhr),  Baum- 
wolle, Pfeffer  und  Kokospalmen. 

Saigon  (51  000  E.),  das  ö.  von  den  versandeten  Mün- 
dungsarmen des  Mekong  an  der  Mündung  des  Sai- 
gonflusses liegt,  und  durch  die  Flut  grossen  Seeschiffen 
nahbar  ist,  ist  Haupthafenplatz  (mit  2  Mill.  T.  Schiffs- 
verkehr); Cholon,  am    Mekong,   Hauptbinnenmarkt. 

Kambodscha  (100  000  qkm  und  1,5  Mill.  E.;schliesst 
sich  als  waldbedecktes  Hügelland  im  NW.  an  Cochin- 
china an  und  erzeugt  besonders  Nutzholz,  Reis  und 
Pfeffer.  Der  Mekong  ist  bis  zu  den  Schnellen  von 
Sambor,  nahe  an  seiner  Nordgrenze,  schiffbar,  ebenso 
bei  Hochwasser  der  Abfluss  des  fischreichen  Binnen- 
sees Tonle  Sap. 

Hauptmarkt  ist  Pnompenh  (50000  E.). 

ß)  Die  Küstenbesitzungen  in  Vorder- 
indien, welche  Frankreich  seit  dem  17.  Jahr- 


hundert gehalten  hat  (Chandernagor,  Pondi- 
cherry,  Karikal  u.  a.),  enthalten  zusammen  nur 
510  qkm  und  273000  E. 

Ihre  Reis-  und  Erdnussausfuhr  betrug  1903  für 
22  Mill.  M. 

i)  Das   Königreich   Siam    (634000  qkm 
und  6,3  Mill.  E.)  umfasst  im  Stromgebiete  des 
Menam  und  im  rechtsseitigen  Gebiete  des  Me- 
kong das  eigentliche  Kernstück  der  Hinter- 
indischen Halbinsel  nebst  einem  Teile  der 
Halbinsel  Malakka  und  ist  am  unteren  Menam  i 
von  Mangroven,  Bambusen   und  Kokos-  undj 
Areka-Palmen  bedeckte  Niederung,  im  übrigen] 
bis    über    2000    m    aufsteigendes    tropisches] 
Waldgebirgsiand  aus  Granit  und  Kalk-  und  Sand- 
stein,  in   dem   der  Teak-Baum  (Tectona  gran-' 
dis)  das  wichtigste  Nutzholz  (1900  für  9  Mill.! 
M    Ausfuhr)    bietet.     Die    buddhistische    Be- 
völkerung ist  bunt  gemischt,  und  neben  Sia- 
mesen  (2  Mill.)  und  Malaien  (1,3  Mill.)  spielen 
Chinesen    (2   Mill)   als    Händler,   Gewerbtrei- 
bende  und  Arbeiter  eine  hervorragende  Rolle 
im  Wirtschaftsleben. 

Hauptkulturgewächs  ist  Reis  (1902  für  72  Mül.  M 
Ausfuhr),  daneben  Pfeffer  und  Sesam,  sowie  für  den 
einheimischen  Verbrauch  Baumwolle,  Hanf,  Tabak  und 
Früchte.  Auch  Seidenbau  und  Fischerei  sind  namhaft. 
An  nutzbaren  Mineralien  gewinnt  man  besonders  Gold 
(b.  Kabin  und  Wattana),  Rubine  (b  Chantabun),  Kupfer 
(b.  Chantuk)  und  Zinn  (in  Malakka).  Das  Eisenbahn- 
netz, mit  der  Hauptlinie  von  Bangkok  nach  Korat,  im 
Mekong-Gebiet,  misst  (1903)  500  km,  das  Telegraphen- 
netz 4700  km,  die  Handelsflotte  5000  T.  Die  Post 
befördert  1,6  Mill.  Sendungen,  die  Ausfuhr  beträgt 
92,  die  Einfuhr  69  Mill.  M. 

Die  Hauptstadt  Bangkok  (300000  E.),  unfern  der 
Menam-Mündung,  3,6  m  tiefgehenden  Seeschiffen  zu- 
gänglich, und  mit  ihren  Floss-  und  Boothäusern  eine 
Art  ostasiatisches  Venedig,  ist  Haupthafenplatz,  mit  leb- 
haftem Dampfer-  und  Dschunkenverkehr  (1903:  1  Mill. 
T.);  Korat,  Hauptbinnenmarkt. 

k)  Das  britische  Kolonialreich  in  Asien 
umfasst  5,2  Mill.  qkm  und  301,8  Mill.  E.,  d.  i. 
nicht  viel  mehr  als  ^g  der  Fläche,  aber  nahe- 
zu 3|g  der  Bevölkerung  des  Erdteils.  Das 
Kaiserreich  Indien  enthält  einschliesslich  der 
400-500  Vasallenstaaten  4,8  Mill.  qkm  und 
295,2  Mill.  E. 

a)  Vorderindien.  Obwohl  die  unvoll- 
kommenste unter  den  asiatischen  Halbinseln 
und  eng  mit  der  Rumpfmasse  Asiens  verwach- 
sen, ist  Vorderindien  doch  durch  die  unge- 
heuren Grenzgebirge  fast  inselartig  abgeschlos- 
sen. Sein  Verkehr  ist  fast  ausschliesslich  auf 
den  Seeweg  gewiesen,  was  für  die  britische 
Herrschaft  sehr  günstig  ist. 

Der  Bodenbildung  nach  zerfällt  Indien  in  die 
Alpenlandschaften  des  Himalaja  (im  Mont 
Everest  8840  m),  die  Schwemmlandebene  des. 
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Ganges  und  Indus,  und  das  Plateau  von  Dekan 
(600  m  hoch),  letzteres  umgeben  von  derVindhia- 
kette,  den  West-Ghats  (an  der  Malabarküste), 
den  Ost-Ghats  (an  der  Koromandelküste)  und 
dem  Nilgiri- Gebirge  (2640  m),  die  nur 
beschwerliche  Pässe  bieten.  Die  Gebirgsum- 
wallung  hält  die  Monsunregen,  in  deren  Bereich 
Indien  fällt,  öfters  vom  Binnenlande  ab. 

Die  Niederschläge  sind  nur  an  der  Küste,  am  Hi- 
malaja-Gebirge und  im  NO.  reich,  bis  1180  cm,  wäh- 
rend das  Innere  des  Dekan  sehr  zur  Dürre  neigt  und 
lediglich  durch  künstliche  Wasser-Staubecken  (Tanks)  und 
Kanäle  fruchtbar  ist.  Am  Indus  liegt  sogar  eine  grosse 
Wüste  (Tharr).  Die  Temperatur  Indiens  im  Innern  ist 
stark  schwankend.  Echtes  Tropenklima  haben  nur  die 
Küsten  und  Ceylon. 

Von  den  Strömen  ist  der  Ganges  mit  sei- 
nen Nebenflüssen  Dschamna,  Gumti  und  Gagra 
gut  schiffbar  (bis  Allahabad  und  Agra),  eben- 
so der  Unterlauf  des  Brahmaputra,  in  gerin- 
gerem Grade  Indus  und  Narbudda.  Die  Pla- 
teauströme dienen  nur  zur  Speisung  der  Be- 
wässerungsanlagen. 

Die  Bevölkerung  ist  nach  Rasse,  Glauben 
und  sozialen  sowie  politischen  Verhältnissen 
stark  zerspalten. 

Neben  dem  Mischlingsvolke  der  Hindus  (60  7o)  sind 
Drawidas  und  Mittelländer  stark  vertreten  (etwa  70 
Sprachen  und  Dialekte).  207  Mill.  sind  Brahamisten, 
62   Mill.  Mohammedaner,  11   Mill.  Buddhisten,  gegen 

3  Mill.  Christen.  Als  Kaufleute  spielen  die  Parsi  eine 
grosse  Rolle.  Die  Kastengliederung  in  Brahmanen, 
Kschatryas,  Vaischyas  und  Sudras  macht  die  Bevölke- 
rung äusserst  widerstandsfähig  gegen  die  Einführung 
europäischer  Sitten,  erschwert  aber  auch  eine  nationale 
Erhebung,  umsomehr  als  die  Engländer  sich  die  oberen 
Kasten  teilweise  zu  Freunden  gemacht  haben.  Dazu 
kommt  die  Zersplitterung  Indiens  in  4 — 500  Staaten. 

Der  britischen  Weltwirtschaft  diente  Indien 
lange  nur  als  ein  grosses  Treibhaus  von  Roh- 
produkten. 

Haupterzeugnisse  sind:  Weizen  (von  7,5  Mill.  ha 
für  66  Mill.  M  Ausfuhr),  Gerste,  Hirse,  Erbsen,  Reis  (von 
28  Mill.   ha  für  250  Mill.  M  Ausfuhr),  Baumwolle  (von 

4  Mill.  ha  für  200  Mill.  M  Ausfuhr),  Jute,  Opium,  Tee 
(in  Assam  und  Sikkim,  von  rund  200000  ha  gegen  100 
Mill.  kg  jährlich),  Seide,  Lein  und  Sesamsaat,  Kaffee 
(an  der  Malabarküste,  etwa  10  Mill.  kg),  Zucker,  Tabak 
Chinin  (in  Sikkim  und  im  Nilgiri-Gebirge),  Karda- 
mom,  Gewürze,  Betel,  Salz,  Salpeter,  Borax,  Gold, 
Steinkohlen  und  Eisen.  Die  aUe  indische  Gewebsin- 
dustrie  hat  sich  teilweise  wieder  aufgerafft,  um  durch 
europäische  Betriebsmittel  mit  der  englischen  zu  kon- 
kurrieren; so  namentlich  die  Baumwoll-  und  Jute- 
spinnerei. Die  Schmucksachenverfertigung  und  Elfen- 
beinschnitzerei hat  sich  auf  einer  gewissen  Höhe  ge- 
halten. 

Im  Aussenhandel  steht  Indien  unter  den 
asiatischen  Ländern  obenan.  Die  Ausfuhr  (1 940 
Mill.  M)  übertrifft  die  Einfuhr  (1580  Mill.  M) 
infolge  der  geringen  Konsumtionskraft  der 
armen    Pächter  und  Bauern   beträchtlich,  wo- 


durch alljährlich  grosse  Mengen  von  edlen 
Metallen  (namentlich  Silber)  vom  Lande  auf- 
gesaugt werden.  Etwa  50"/o  der  Einfuhr  und 
42%  der  Ausfuhr  entfallen  auf  England  und 
seine  Kolonien,  während  sich  sonst  besonders 
Deutschland  (mit  7  "/g  von  der  Ausfuhr),  Frank- 
reich, die  Union  und  Belgien  am  indischen 
Handel  beteiligen.  Mit  Eisenbahnen  (42000 
km)  und  Telegraphen.  (90000  km)  ist  Indien 
besser  ausgestattet  als  andere  asiatische  Länder, 
und  namentlich  sind  mehrere  grosse  Trans- 
versalbahnen vorhanden.  Der  Schiffsverkehr 
betrug  1903  an   10,9  Mill.  T. 

Die  Hauptstadt  Kalkutta  (etwa  1,1  Mill.  E.)  ist  durch 
ihre  Lage  an  der  tiefen  Hauptmündung  des  Ganges 
(Hugly)  und  am  innersten  Winkel  des  Bengalischen 
Golfes  die  Hauptpforte  der  reichen  Provinz  Bengalen 
mit   starkem   Schiffsverkehr,   vor  allem   nach  Ostasien. 

Dardscheiling  ist  Endpunkt  der  Himalaja-Eisen- 
bahn und  Hauptstapelplatz  der  nach  Tibet  gehenden 
Waren  sowie  des  Tee-  und  Chininbaues  der  östlichen 
Himalajagegend  (der  Provinz  Assam). 

In  der  oberen  Gangesniederung  (den  „Nordwest- 
Provinzen"  nebst  Oudh)  ist  Benares  (209  000  E.),  am 
Ganges  als  die  rehgiöse  Hauptstadt  der  Hindu  (1450 
Tempel)  zugleich  erster  Binnenhandels-  und  Iiidustrie- 
platz;  aber  auch  Allahabad  (172000  E),  an  der  Ver- 
einigung von  Ganges  und  Dschamna,  Lucknow(264  000 
E.),  am  Gumti,  Kanpur  (197000  E.),  am  Ganges, 
Agra  (188000  E.),  an  der  Dschamna,  und  Murada- 
bad sind  namhafte  Märkte  und  Industriestädte. 

Im  oberen  Indusgebiete  (Pendschab  nebst  Kaschmir 
und  Kafiristan)  ist  Delhi  (209  000  E.),  an  der  Dschamna, 
als  Mittelpunkt  der  mohammedanischen  Kultur  sowie 
als  Eisenbahnkreuzungspunkt  hervorragend;  daneben 
Labore  (203000  E.);  Amritsar  (162000  E.),  die 
heilige  Stadt  der  Sikh-Sekte;  Peschawar  (95  000  E.),. 
vor  den  Kaiber-Pässen ;  und  im  Schutzstaate  Kaschmir 
Srinagar  (123000  E.). 

An  der  NW.-Abdachung  des  Dekan  (in  Radschputana 
undZentral-Indien,  sind  Adsch mir  (74000E.),Dschey- 
pur  (160000  E.)  und  Gwalior  (104000  E.)  die  Haupt- 
märkte. Im  n.w.  Küstenlande  (der  Provinz  Bombay) 
ist  das  auf  einer  Küsteninsel  und  an  einer  tiefen  Bucht  ge- 
legene Bombay  (776000  E.)  durch  den  Suezkanal  und 
die  Eisenbahnen  ins  Binnenland  als  Hafen-  und  Handels- 
stadt Kalkutta  ebenbürtig,  als  Industriestadt  (in  Baum- 
wolle und  Seide)  aber  überlegen.  Surat  (119000  E.), 
Baroda  (104000  E.)  und  Ahmedabad  (186000  E.) 
sind  die  Hauptmärkte  seines  Hinterlandes,  Karatschi 
(117000E.),  w.  vomlndusdelta,  ein  anderer  Ausfuhrhafen. 

Ein  geographisches  Anhängsel  an  die  Provinz  Bom- 
bay bildet  der  Schutzstaat  Belutschistan  (225000 
qkm  und  0,5  Mill.  E.),  dessen  wüstenhafte  Tafelland- 
schaften das  Arabische  Meer  mit  hafenloser,  unzugäng- 
licher Steilküste  berühren,  und  in  dem  Kelat  Vereini- 
gungspunkt der  wichtigsten  Täler  und  Karawanen- 
strassen  ist. 

Auf  dem  Dekan  sind  Haiderabad  (448000  E.) 
undBangalore  (160  000  E.)  sowie  das  an  einem  grossen 
Kohlenfelde  gelegene  Nagpur  (128000  E.)  Haupthan- 
dels- und  Industrieplätze. 

In  S.-Indien  (der  Provinz  Madras  nebst  ihren  Schutz- 
staaten) ist  Madras  (509  000  E.)  ungeachtet  seiner 
gefährlichen,   durch  Molen   notdürftig  geschützten  und 
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bei  NO.-Monsun  fast  unnahbare  Reede,  durch  sein 
reiches  Hinterland  der  dritte  Handelsplatz  Indiens,  vor 
allem  mit  starker  Teakholz-,  Baumwoll-,  Indigo-  und 
Tabakausfuhr. 

ß)  Die  Provinz  Birma  umfasst  die  kleinere 
Westhälfte  der  Hinterindischen  Halbinsel  und 
wird  von  vielen  n.-s.  streichenden  Waldgebirgs- 
ketten (bis  3000  m)  durchzogen,  zwischen 
denen  entlang  dem  Irawadi  und  seinem  Neben- 
flusse Kyendwen  fruchtbare  Niederungen  liegen. 
Der  Irawadi  bildet  1300  km  weit  eine  gute 
Schiffahrtsstrasse,  während  der  Salwen  wegen 
Stromschnellen  nur  130  km  weit  befahrbar  ist. 

Hauptprodukte  sind:  Reis,  Teakholz,  Kaut- 
schuk, Zinn  (in  Tennasserim),  Petroleum  (im 
Irawadi -Tale),  Rubine  und  Jade  (in  Ober-Birma). 
Die  Bewohner  (10,0  Mill.)  sind  mongolisch- 
malaiische Mischlinge  und  Buddhisten. 

Rangun  (235  000  E.),  am  tiefen  Rangun-Flusse  und 
mit  den  versandeten  Irawadi-Mündungsarmen  in  schiff- 
barer Verbindung,  ist  erster  Reis-  und  Holzausfuhrhafen; 
Prome,  ausser  durch  den  Irawadi  auch  durch  Eisen- 
bahn mit  Rangun  verbunden,  und  ebenso  Mandalay 
(184000  E.)  Hauptbinnenmärkte;  Bhamo  Kopfpunkt 
der  Irawadischiffahrt  und  Ausgangspunkt  des  Karawa- 
nenverkehrs nach  Yünnan. 

/)  Die  Insel  Ceylon  (66000  qkm  und  3,7 
Mill  E.)  ist  im  S.  bis  2440  m  hohes  Gneis- 
gebirgsland  (im  Adamspik  2250  m),  im  N. 
aus  jungen  Gesteinsschichten  bestehende  Nie- 
derung, in  ersterem  mit  feuchtwarmem  Tropen- 
klima und  von  reicher  Vegetation  bekleidet,  in 
letzterer  trocken  und  nur  durch  künstliche  Be- 
wässerung anbaufähig.  Die  brandungumtosten 
Sandsteinbänke  der  „Adamsbrücke",  zwischen 
der  Insel  und  dem  Festlande,  hindern  die 
Durchfahrt  durch  die  Palk-Strasse.  Haupter- 
zeugnisse sind:  Tee  (1902:  68  Mill.  kg  Ausfuhr), 
Kokosnüsse,  Reis,  Chinin,  Kakao,  Zimt,  Nutz- 
holz und  Graphit.  Der  einst  bedeutende  Kaffee- 
bau hat  durch  die  Kaffeeblattkrankheit  fast  auf- 
gehört. 

Colombo  (158000  E.),  mit  einem  durch  Molen  ge- 
sicherten Hafen,  ist  Haupthandelsplatz,  mit  8  Mill.  T. 
Schiffsverkehr. 

ö)  Die  Straits-Settlements  (4100  qkm 
und  573000  E.)  beschränkten  sich  ursprüng- 
lich auf  die  Küstenpunkte  Pulo-Pinang 
(Georgetown),  Malakka  und  Singapore,  die 
die  Durchfahrt  durch  die  Malakkastrasse  beherr- 
schen, später  sind  aber  die  kleinen  Sultanate  Pe- 
rak,Pahang  undj  o  h  o  r  e  englische  „Schutzstaa- 
ten" geworden,  und  das  Gebiet  hat  sich  dadurch 
auf  74000  qkm  und  1,3  Mill.  E.  vergrössert. 

Haupterzeugnisse  sind:  Zinn,  Gewürze,  Reis, 
Tapioka,  und  die  Ausfuhr  betrug  1902  1420 
Mill.  M,  die  Einfuhr  1688  Mill.  M,  der  Schiffs- 
verkehr 17  Mill.  T. 


Singapore  (229000  E.,  wovon  nur  3000  Europäer), 
ist  durch  seine  Lage  an  der  S. -Spitze  Asiens  und  aiii 
einer  der  wichtigsten  Seeverkehrsstrassen  in  wenigen] 
Jahrzehnten  ein  Welthandelsplatz  ersten  Ranges  ge- 
worden und  vermittelt  namentlich  auch  den  grössten  Teil] 
des  Handels  der  Sunda-Inseln  (in  Gewürzen,  Sago,| 
Kopra,  Zinn,  Drogen). 

£)  Nord-Borneo  nebst  den  Schutzstaateni 
Sarawak  und  Brunei  (200000  qkm  uncJI 
0,7  Mill.  E.)  ist  teils  hohes  Gebirgsland  mit] 
Kohlenfeldern,  teils  fruchtbare  marschige  Nie- 
derung und  erzeugt  Tabak,  Holz,  Kautschuk,^ 
Sago,  Pfeffer,  Gold  und  Quecksilber.  Die  Küsten- j 
insel  Labuan  fördert  Kohlen. 

Haupthafenplätze  sind  Sandakan,  Sarawak,  Bru-1 
nei  und  Labuan. 

1)  In  dem  schwer  zugänglichen  hohen  Hima- 
lajagebirge haben  die  kleinen  Staaten  Bhutan 
(34000  qkm,  1/4  Mill.  E.)  mit  der  Hauptstadt 
Tassisudon,  und  Nepal  (154000  qkm  und 
etwa  4  Mill.  E.),  mit  der  Hauptstadt  Katmandu 
(50  000),  eine  gewisse  Unabhängigkeit  gegen- 
über England  bewahrt.  Ihr  Verkehr  geht  teils 
nach  Indien,  teils  über  6000  m  hohe  Pässe 
nach  Tibet,  und  Vieh,  Getreide,  Drogen,  Salpeter 
und  Borax  sind  ihre  Ausfuhrgegenstände. 

m)  Das  Emirat  Afghanistan  (624000  qkm 
und  5  Mill.  E.)  ist  durch  mächtige  Bergketten 
(Suleiman-Gebirge,  Hindukusch),  Wüsten  und 
Steppen  begrenzt  und  aus  solchen  zusammen- 
gesetzt. In  den  Oasen  am  Kabul,  Hilmend  und 
Herirud  erzeugt  es  aber  Baumwolle,  Getreide, 
Früchte,  Krapp,  Hanf,  Seide,  Wolle,  Pferde. 
Der  Aussenhandel  (20  Mill.  M)  richtet  sich  teils 
nach  Russland,  teils  durch  die  Kaiber-  und  Bolan- 
Pässe  nach  Indien. 

Die  Hauptstadt  Kabul  (60000  E),  am  gleichnamigen 
Nebenflusse  des  Indus,  Kandahar,  in  einem  Seiten- 
tale des  Hilmend  und  an  der  Eisenbahn  nach  Indien, 
und  Herat,  im  Herirudtale,  sind  Mittelpunkte  der  Ka- 
rawanenstrassen. 

n)  Das  Königreich  Persien  (1,6  Mill.  qkm 
und  9,5  Mill.  E.)  ist  ausserhalb  der  am  Rande 
liegenden  hohen  Gebirge  arm  an  Luft-  und 
Bodenfeuchtigkeit  und  besteht  grossenteils  aus 
Wüsten  und  Steppen.  Das  Innere  ist  vom  Kas- 
pischen  Meer  wie  vom  Persischen  und  Arabi- 
schen Golfe  her  nur  durch  schwierige  Gebirgs- 
pässe zu  erreichen.  Die  einzige  Schiffahrtsstrasse 
ist  der  in  den  Schat-el-Arab  mündende  Karun. 

Baumwolle,  Rosinen,  Opium,  Reis,  Früchte, 
Gummi,  Perlen,  Wolle,  Seide,  Teppiche,  Sticke- 
reien und  Waffen  sind  die  wichtigsten  Erzeug- 
nisse. Als  Verkehrsstrassen  dienen  im  allge- 
meinen Saumpfade  und  Karawanenwege;  eine 
kurze  Eisenbahn  nur  bei  Teheran.  Telegra- 
phen   gibt   es    9600  km.     Der    Aussenhandel 
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(78  Mill.  M  Einfuhr  und  67  Mill.  M  Ausfuhr) 
geht  besonders  nach  England   und  Russland. 

Die  Hauptstadt  Teheran  (280  000  E.),  am  Elbrus- 
Gebirge,  Barferusch  (50000  E.),  am  Kaspisee,  Ta- 
bris  (200000  E.),  am  nächsten  beim  Schwarzen  Meere 
(Trapezunt),  Isfahan  (QOOOO  E.),  in  der  Mitte  des 
Reiches,  der  Wallfahrtsort  Meschhed  (70000  E.),  in 
der  Gebirgsprovinz  Chorasan,  und  die  Häfen  Bender 
Abbas  und  Buschir  sind  die  wichtigsten  Handelsplätze. 

o)  Das  Türkische  Reich  in  Asien  (1,7  Mill. 
qkm  und  17  Mill.  E.)  ist  geographisch  und 
ethnographisch  einheitslos, 

a)  Kleinasien  ist  ein  hafenreiches,  von 
hohen  Gebirgen  durchzogenes  und  gutenteils 
von  Steppen  und  Wüsten  eingenommenes 
Tafelland,  das  aber  in  den  Flusstälern  und  an  den 
Bergterrassen  köstliche  Früchte  (Feigen,  Trau- 
ben) sowie  Baumwolle,  Opium,  Krapp,  Drogen, 
Knoppern  erzeugt. 

Smyrna  (201000  E.),  am  innersten  Winkel  eines 
herrlichen  Golfes  und  inmitten  der  reichsten  anatolischen 
Landschaften,  ist  die  bedeutendste  Hafen-  und  Handels- 
stadt, die  mit  dem  näheren  Hinterlande  durch  Eisen- 
bahnen, mit  dem  weiteren  durch  Karawanenstrassen 
und  mit  den  europäischen  Häfen  durch  Dampferlinien  in 
Verbindung  steht  (Schiffsverkehr  9  Mill.  T.).  Die  Bevöl- 
kerung ist  aus  Griechen,  Türken,  Armeniern,  „Franken" 
und  Juden  bunt  gemischt.  Kaisarie  (72000  E.),  in 
einem  Seitentale  des  Kisil  Irmak  und  am  Fusse  des 
Erdjies,  Konia  und  Angora,  letzteres  durch  eine 
Eisenbahn  mit  Konstantinopel  verbunden,  sind  Produkten- 
märkte; Brussa  (76  000  E)  Seidenmarkt  und  Seiden- 
spinnerstadt; Trapezunt  wichtigster  pontischer  Hafen. 

ß)  Armenien  und  Kurdistan  sind  wald- 
arme, aber  weidereiche  rauhe  Hochgebirgs- 
länder  (Ararat  5171  m),  mit  nomadisch  be- 
triebener Viehzucht  und  Erzerum  und  Diar- 
bekr  als  den  Hauptmärkten. 

y)  Mesopotamien,  das  Niederland  des 
Euphrat  und  Tigris,  einst  durch  künstliche 
Bewässerung  ein  reiches  Ackerbaugebiet,  liegt 
heute  auf  weiten  Strecken  öde.  Jedoch  ist 
von  der  im  Bau  begriffenen  Bagdad-Bahn  ein 
neuer  Aufschwung  des  Getreide-  und  Baum- 
wollbaues zu  erhoffen. 


Mossul  (61000  E.)  und  Bagdad  (145000  E.), 
beide  am  Tigris,  sind  Hauptpunkte  des  Karawanen- 
verkehrs; Basra,  am  Schat-el-Arab,  Seehafen. 

d)  Syrien  ist  vorwiegend  trockenes  Tafel- 
land (im  Libanon  3000  m)  und  nur  in  seinen 
Oasentälern  an  Getreide,  Feigen,  Trauben, 
Oliven  und  Baumwolle  reich. 

Haleb  (Aleppo,  127000  E.),  in  der  Vereinigung 
zahlreicher  Karawanenstrassen,  und  sein  Hafen  Iskan- 
derun  (Alexandretta) ,  Damaskus  (140000  E.),  un- 
fern des  Libanon,  und  sein  Hafen  Beirut  (119000  E.), 
sowie  Jerusalem  (51000  E.)  und  sein  Hafen  Jaffa 
sind  die  Haupthandelsplätze. 

e)  Arabien  ist  eine  von  Meeren  und  Wüsten 
umgrenzte  Wüstentafel,  die  nur  entlang  dem 
Roten  Meere  und  dem  Golfe  von  Aden  ausge- 
dehnte Oasengürtel  enthält  („das  glückliche 
Arabien")  und  hier  Getreide,  Kaffee  (Mokka), 
Datteln,  Balsamgewächse,  Drogen  und  Gummi, 
im  Innern  (bes.  in  Nedschd)  aber  vorzügliche 
Pferde,  Kamele  und  Schafe  erzeugt. 

Die  heiligen  Städte  Mekka  (60000  E.)  und  Me- 
dina  sind  durch  ihre  grossen  Pilgerkarawanen  lebhafte 
Handelsplätze;  Dschidda  der  Hafenplatz,  Hodeida 
und  Mokka  Kaffeemärkte. 

Im  unabhängigen  Sultanat  Oman,  dessen  Bewoh- 
ner lebhaften  Seehandel  nach  Indien  und  Afrika  trei- 
ben,  ist  Maskat  Haupthandelsplatz. 

Die  englische  Festung  Aden,  auf  nacktem  Felsen, 
aber  an  sicherer  Hafenbucht,  ist  wichtige  Dampfer- 
und Kohlenstation  und  beherrscht  mit  der  kleinen  Fel- 
seninsel Perim  den  Eingang  in  das  Rote  Meer. 

Die  durch  ihre  Perlmuschelbänke  wichtigen  Bahrein- 
Inseln  sind  ebenfalls  englisches  Schutzgebiet. 

g)  Die  gebirgige  Insel  Samos  (468  qkm  und 
53  000  E.)  bildet  einen  türkischen  Schutzstaat 
und  erzeugt  Rosinen,  Wein  und  Oliven. 

Cypern  (9300  qkm  und  240000  E.),  das 
im  Troodos  bis  2000  m  aufsteigt  und  vor- 
wiegend griechische  Bevölkerung  hat,  ist  mit 
Rücksicht  auf  den  Suezkanal  und  die  indischen 
Überlandwege  von  den  Engländern  besetzt 
worden  (1878). 

Durch  seine  Häfen  Larnaka  und  Limassol  führt 
es  besonders  Getreide,  Wein  und  Früchte  aus. 


in.  Afrika. 


1.  Allgemeines. 

An  Fläche  (29,8  Mill.  qkm)  der  zweit- 
grösste  Erdteil  und  Europa  reichlich  dreimal 
überragend,  beherbergt  Afrika  kaum  mehr  als 
^/g  von  der  europäischen  Volkszahl  (140  bis 
150  Mill.),  so  dass  seine  Volksdichtigkeit 
(4,5)  ungefähr  neunmal  hinter  der  europäischen 
zurückbleibt.  Seine  kultur-  und  wirtschafts- 
geographische Ausstattung  ist  eben  in  viel- 
facher Hinsicht  eine  üble.     Als  echter  Tro- 
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penerdteil,  von  dessen  Fläche  80%  zwischen 
den  Wendekreisen  liegen,  stellt  es  sich  zu 
Südamerika,  und  ähnlich  auch  in  seiner  un- 
gegliederten horizontalen  Gestalt.  Wirk- 
liche Halbinseln  fehlen  ihm  gänzlich,  und  die 
umgebenden  Inseln  sind  bis  auf  das  gewaltige 
Madagaskar,  welches  ihm  gewissermassen  als 
ein  fremdartiger  kleiner  Erdteil  gegenübersteht, 
zwerghaft.  Auch  die  beiden  Syrten  im  N. 
und  der  Guinea-Golf  im  W.  gliedern  die  mäch- 
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tige  Landmasse  nur  schwach,  und  die  Ent- 
fernung der  innersten  Teile  von  der  Küste 
beträgt  1500  km.  Die  Küste  selbst  ist  vor- 
wiegend niedrige  Sanddünen-  und  Mangroven- 
küste  oder  stark  umbrandete  Klippenküste  und 
arm  an  guten  Naturhäfen.  Die  nahe  Nach- 
barschaft von  Südeuropa,  jenseits  des 
schmalen  Mittelmeers,  kommt  unmittelbar  nur 
beschränkten  nördlichen  Randgebieten  zugute. 

Seiner  Bodenbildung  nach  ist  Afrika  im 
wesentlichen  eine  einförmige  Hochfläche, 
die  sich  in  der  N.-Hälfte  als  ungeheure  Wüsten- 
tafel 5—600  m,  in  der  S.-Hälfte  8-1200  m 
über  das  Meer  erhebt,  und  die,  zum  Teil  von 
hohen  Gebirgen  umwallt,  in  steilen  Stufen 
zum  niedrigen  Küstensaume  abstürzt.  Eigent- 
liches Tiefland,  unter  200  m  Höhe,  nimmt  nur 
etwa  1/20  von  der  Fläche  ein.  Die  höchsten 
und  unzugänglichsten  Teile  liegen  im  O.,  wo 
die  vulkanischen  Schneeberge  Kilimandscharo 
und  Kenia  6010,  bezw.  5600  m  aufragen  und 
Gletscher  tragen,  aber  auch  der  tätige  Vulkan 
Kirunga,  w.  vom  Victoria-Njansa-See,  3475  m 
und  der  Ras  Daschan  in  den  Abessinischen 
Alpen  4620  m  erreichen.  Den  äussersten 
Nordwestwall  bildet  das  Faltengebirge  des  Atlas, 
im  Dschebel  Ajaschi  gegen  4500  hoch.  Am 
innersten  Winkel  des  Guinea-Golfs  erhebt  sich 
der  vulkanische  Kamerun -Berg  bis  4075  m, 
in  Deutsch- Südwestafrika  die  Omatako- Berge 
bis  2680  m  und  in  Südafrika  die  Schwarzen 
Berge  bis  2300  m,  die  Storm-  und  Draken- 
berge  bis  3400  m.  Der  Boden  ist  im  tropi- 
schen Teile  vorwiegend  sogenannter  Laterit, 
ein  roter,  lehmartiger,  poröser,  stark  wasser- 
durchlässiger und  daher  unfruchtbarer  Verwit- 
terungsboden, im  aussertropischen  N.  und  S. 
dagegen  Sand-,  Ton-  und  Steinboden. 

Die  Ströme  entfalten  sich  auf  der  weiten 
Fläche  teilweise  zu  Riesengrösse:  der  Kongo 
mit  4  Mill.  qkm  Gebiet,  der  5900  km  lange 
Nil  mit  2,8  Mill.  qkm,  der  Niger  mit  2, 1  Mill.  qkm, 
der  Sambesi  mit  1,3  Mill.  qkm,  der  Oranje- 
fluss  mit  960000  qkm.  Die  beschriebene  Bo- 
dengestalt übt  aber  einen  sehr  nachteiligen 
Einfluss  auf  sie  aus,  insofern  als  sie  sämtlich 
beim  Abstiege  von  den  verschiedenen  Plateau- 
stufen und  bis  unfern  von  ihrer  Mündung 
reich  an  Stromschnellen  und  Wasserfällen  sind, 
so  der  Kongo  mit  seinen  Stanley-  und  Living- 
stone-Fällen,  derNil  mit  seinen  sechs  Katarakten, 
der  Niger  mit  seinen  Schnellen  oberhalb  Rabba 
und  der  Sambesi  mit  den  gewaltigen  Mosiwa- 
tunja-  und  Kebrabassa-Fällen.  Gute  Schiff- 
fahrtsstrassen  bilden  die  Ströme  daher  nur 


streckenweise  und  in  ihren  kurzen  Unterläufen: 
der  Kongo  auf  1700  km,  der  Nil  auf  3200  km. 
Dem  Binnenverkehr  von  Ostafrika  sind  aber 
die  grossen  Seen  förderlich:  der  riesige  Victoria- 
Njansa-See  (68  000  qkm),  der  mit  dem  Albert- 
Edward-Njansa  (4000  qkm)  und  Albert-Njansa 
(4500  qkm)  dem  Quellsystem  des  Weissen  Nil 
zugehört,  der  abflusslose  Rudolf-See  (9000  qkm), 
der  durch  den  Lukuga  zeitweise  zum  Kongo 
überfliessende  Tanganjika-See  (35000  qkm) 
und  der  durch  den  Schire  zum  Sambesi  ab- 
fliessende  Njassa-See  (26000  qkm).  Der  Tsad- 
see  (25000  qkm)  ist  besonders  in  seiner  Rand- 
zone sehr  seicht. 

Hinsichtlich  des  Klimas  ist  Afrika  der 
heisseste  unter  den  Erdteilen. 

In  der  Sahara  sind  Temperaturen  bis  56"  beobachtet 
worden,  und  am  Roten  Meere  beträgt  die  mittlere  Juli- 
temperatur inAssab  über  35°.  Gleichmässige  Tropen- 
wärme herrscht  aber  nur  in  den  Küstenniederungen. 
Im  Innern  schwanken  die  Temperaturen  mit  der  Tages- 
und Jahreszeit  zwischen  weit  auseinander  liegenden  Ex- 
tremen, so  dass  die  Neger  auch  in  dem  Äquatorialgebiet 
in  der  Nacht  öfters  von  Kälte  leiden,  während  sich  in 
der  Sahara  und  ebenso  in  der  Kalahari  im  Winter  viel- 
fach Eis  bildet.  Für  die  Kulturbestrebungen  der  Weissen 
in  Afrika  muss  dies  im  allgemeinen  als  ein  günstiger  Um- 
stand bezeichnet  werden.  An  Regen  ist  nur  das  äqua- 
toriale Afrika,  namentlich  die  Küstengegend  des  Gui- 
nea-Golfes und  das  Kongogebiet,  sehr  reich,  wo  am 
Westfusse  des  Kamerun-Berges  reichlich  10  m  Jahres- 
niederschlag gemessen  wurden,  in  Sierra  Leone  aber 
4,3  m.  Der  ganze  N.  sowie  der  S.W.  und  die  Gegend 
des  Osthorns  sind  sehr  trocken  (mit  weniger  als  250 
mm  Regen).  Der  Nordrand  ebenso  wie  die  Südspitze 
haben  die  Regenzeit  im  Winter,  wie  Südeuropa,  dessen 
Kulturpflanzen  dort  vorzüglich  gedeihen.  Im  tropischen 
Hauptteile  dagegen  fallen  die  Regenzeiten  in  den  Sommer, 
die  ausgeprägten  Trockenzeiten,  die  dem  Baumwuchse 
feindlich  sind  und  die  Savannenbildung  begünstigen,  in 
den  Winter. 

Dichter  Wald  bedeckt  die  afrikanische  Landschaft 
daher  nur  im  Kongogebiet  sowie  z.  T.  im  Quellge- 
biete des  Blauen  und  Weissen  NU,  in  der  Umgebung 
des  Guinea-Golfes  und  an  der  Ostküste.  Den  grössten 
Teil  des  N.  nimmt  die  ungeheure  Wüste  Sahara  ein, 
einen  grossen  Teil  des  S.  die  Kalahari -Wüste.  Im 
übrigen  herrscht  Busch-  und  Graswuchs  vor,  mit  ein- 
gestreuten lichten  Wäldern,  entlang  den  Strömen  viel- 
fach mit  sog.  Galeriewäldern.  Ausserordentlich  reich 
und  vielgestaltig  ist  besonders  in  der  letzteren  Gegend 
das  afrikanische  Tierleben,  und  namentlich  beleben  sie 
grosse  Scharen  von  Wiederkäuern  (Antilopen,  Giraffen, 
Gnus)  und  Vielhufer  (Elefanten,  Flusspferde  usw.). 

Ausser  den  europäischen  Kolonisten,  die  den 
afrikanischen  Weltteil  wirtschaftlich  zu  ent- 
wickeln streben,  kommen  daselbst  5  Rassen  in 
Betracht:  die  gelbbraunen  Kapvölker(Hotten- 
totten  und  Buschmänner),  die  als  Jäger-  und 
Hirtenvölker  auf  der  niedrigsten  Kulturstufe 
verharren;  die  Kaffern  oder  Baut u -Neger,  die 
vorzugsweise  Viehzucht,  durch  ihre  Weiber  aber 
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auch  etwas  Landbau  (Hackebau)  treiben;  Sudan- 
Neger,  die  ebenfalls  Hackebau  treiben  und 
deren  Erziehung  zu  höheren  wirtschaftlichen 
Leistungen  die  schwierige  Hauptaufgabe  bei 
der  Entwicklung  des  Erdteils  bildet;  die  braunen 
Nuba  (Nubier,  Fulbe  u.a.),  die  mit  ihrer  mo- 
hammedanischen Kultur  verhältnismässig  hoch 
stehen;  die  Nord-  und  Nordostafrikaner 
(Berber,  Ägypter,  Araber,  Abessinier,  Galla, 
Somali),  die  den  Mittelländern  zuzählen  und  als 
die  kulturfähigsten  Eingeborenen  gelten  müssen. 

Die  Produktion  des  Weltteils  bleibt  zuvör- 
derst noch  in  allen  Zweigen  hinter  den  ge- 
botenen Möglichkeiten  zurück.  Bedeutende 
Fortschritte  sind  in  neuerer  Zeit  aber  in  den 
Gebieten  geschehen,  die  unmittelbar  einem  euro- 
päischen Regimente  unterstehen. 

Besonders  der  tropischeTeil  liefert  auch  an  Kautschuk, 
Palmöl,  Erdnüssen,  Kaffee,  Kakao,  Tabak  und  Elfen- 
bein bei  weitem  nicht  das,  was  er  liefern  könnte.  Von 
Mineralien  sind  namentlich  Diamanten,  Gold,  Kupfer 
und  Eisen  wichtig,  das  letztere  seit  uralten  Zeiten  von 
den  Afrikanern  benutzt  und  verarbeitet.  Alle  Industrie- 
zweige (auch  Lederverarbeitung,  Töpferei  u.  dgl.)  stehen 
auf  niedriger  Stufe. 

Der  gesamte  Aussenhandel  von  Afrika  (3800 
Mill.  M),  der  noch  nicht  an  den  der  Nieder- 
lande heranreicht,  wird  zum  allergrössten  Teile 
von  Britisch-Südafrika,  Ägypten  und  Algerien  ge- 
tragen, wie  in  diesen  Gebieten  auch  Eisen- 
bahnen, Telegraphen  und  Posten  reichlicher  vor- 
handen sind.  In  den  meisten  Gegenden  müssen 
Kamelkarawanen,  Esel-  und  Maultierkarawanen, 
Ochsenkarawanen  oder  Trägerkarawanen  dem 
Verkehrsbedürfnisse  genügen.  Der  Handel  ist 
vielfach  einfacher  Tausch,  oder  Salzziegel ,  Kau- 
rimuscheln  (im  Nigergebiete),  Glasperlen,  Gold- 
staub und  Baumwollzeug  dienen  als  Zahlungs- 
mittel. Von  Münzen  sind  namentlich  der  öster- 
reichische Maria-Theresia-Taler  (im  O.)  und  der 
amerikanische  Dollar  verbreitet 

2.  Die  einzelnen  Wirtschaftsgebiete. 

a)  Das  türkische  Vizekönigreich  Ägyp- 
ten, ohne  Nubien  und  Sudan  1  Mill.  qkm 
und  9,8  Mill.  E.,  gehört  der  n.-afrikanischen 
Wüstenregion  an  und  ist  nur  durch  die  Über- 
schwemmungen des  Nil  sowie  durch  Ableitungs- 
kanäle und  Schöpfräder  auf  ^/go  seiner  Fläche 
fruchtbares  Land.  Durch  Araber  und  Türken 
wirtschaftlich  zugrunde  gerichtet,  hat  es  nach 
seiner  Besetzung  durch  die  Engländer  einen 
Teil  seiner  Blüte  zurückerlangt  und  steht  dank 
seiner  Lage  amSuezkanale  in  der  Gütererzeugung 
und  im  Handel  unter  den  afrikanischen  Wirt- 
schaftsgebieten nächst  Kapland  obenan.    Haupt- 


erzeugnisse sind  Baumwolle,  Zucker,  Tabak, 
Getreide,  Hülsenfrüchte  und  Eier,  Sein  Aussen- 
handel (347  Mill.  Einfuhr  und  400  Mill.  Aus- 
fuhr) geht  besonders  nach  England,  Frankreich, 
der  Türkei  und  Österreich-Ungarn. 

Kairo  (624000  E.),  oberhalb  der  Delta-Teilung 
des  Nil,  im  Durchgangspunkte  aller  Karawanenstrassen 
aus  Afrika  nach  Asien  und  mit  dem  Sudan  durch  den  von 
Dampfern  befahrenen  Nil,  mit  Alexandrien,  Siut  und 
Suez  durch  Eisenbahnen  verbunden,  ist  die  bedeutendste 
Handelsstadt  Afrikas;  Alexandrien  (349000  E.),  auf 
sandiger  Landzunge  zwischen  Mariut-See  und  Mittelmeer 
an  tiefer  Hafenbucht  gelegen  und  mit  dem  Nile  durch 
den  schiffbaren  Mahmudieh-Kanal  verbunden,  Haupt- 
hafen, mit  5,6  Mill.  T.  Schiffsverkehr;  Port  Said,  am 
Eingange  zum  Suezkanale,  mit  reinem  Kunsthafen, 
Sammelpunkt  des  Kanalverkehrs  (vergl.  S.541};  Asuan, 
Endpunkt  der  Niltalbahn. 

Nubien  und  Ostsudan,  im  N.  abseits 
vom  Nil  Wüsten-  und  Steppenland,  im  S. 
üppiges  Tropenwaldland,  bildete  seit  1883  das 
Reich  des  Mahdi  und  wurde  erst  neuerdings 
für  Ägypten  zurückgewonnen.  Auf  dem  Weissen 
Nil  und  seinen  Nebenflüssen  (Sobat,  Bar-el- 
Arab)  verkehren  seither  wieder  Dampfer. 

Hauptplätze  sind  Chart  um,  an  der  Nilvereinigung; 
Obeid,  inKordofan;  Fascher,  inDarfor,  und  Suakim, 
am  Roten  Meere. 

b)  Die  türkische  Regentschaft  Tripo- 
lis (1  Mill.  qkm  mit  1  Mill.  E.),  mit  hafenarmer 
Mittelmeerküste,  enthält  als  Wüstenland  nur  ^/g  "/„ 
Kulturfläche,  liefert  aber  Getreide,  Datteln,  Oli- 
ven, Haifagras,  Natron  (Aussenhandel  18  Mill. M). 

Tripolis  (50000  E.),  an  seichter  Bucht,  ist  Aus- 
gangspunkt der  Karawanenstrassen  nach  dem  Mittel- 
Sudan  und  mit  Malta  und  Tunis  in  Dampferverbindung. 

c)  Das   französische   Kolonialreich   in 

Afrika  enthält  7,3  Mill.  qkm  und  31  Mill.  E. 

ä)  Der  Schutzstaat  Tunis  (100000  qkm 
und  1,9  Mill.  E.),  mit  gut  gegliederter  Küste, 
und  neben  öden  Gebirgs-  und  Wüstengegen- 
den sehr  fruchtbare  Terrassen-  und  Talland- 
schaften umfassend,  erzeugt  Datteln,  Weizen, 
Gerste,  Olivenöl  (360000  hl),  Früchte,  Wein, 
Haifagras,  Kork,  Pferde,  Kamele,  Zinkerz  (für 
0,9  Mill.  M),  Marmor  und  Phosphat.  Wichtig 
ist  auch  seine  Schwamm-  und  Thunfischerei. 
Vom  Aussenhandel  (125  Mill.  M)  gehen  55"|o 
nach  Frankreich.  Eisenbahnen  gibt  es  900, 
Telegraphen  3300  km. 

Tunis  (170000  E.),  an  seichtem  Strandsee  unfern 
des  alten  Karthago,  ist  durch  seinen  Vorhafen  Go- 
letta  wichtigster  Seehandelsplatz;  wichtigster  Binnen- 
handelsplatz die  heilige  Stadt  Kairuan. 

ß)  Algerien  (800000  qkm  und  4,8  Mill.  E.) 
hat  in  der  Küstengegend  ausserordentlich  frucht- 
baren Boden  („Teil"),  während  jenseits  des 
kleinen  Atlas  fast  nur  Haifasteppe  und  jenseits 
des  grossen  Atlas  die  Sahara  liegt.    Gute  Natur- 
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häfen  und  schiffbare  Gewässer  fehlen.  Neben 
Arabern  (1,7  Mill.)  und  Berbern  (2,2  Mill.) 
gibt  es  aber  600000  Europäer,  und  durch 
letztere  ist  der  Anbau  von  Getreide,  Wein 
(5,7  Mill.  hl),  Datteln,  OHven,  Feigen,  Tabak, 
Parfümeriepfianzen  und  Frühgemüsen,  sowie 
Schafzucht(7,6  Mill.)  und  Bergbau  auf  Eisen, 
Zink  (je  für  1  Mill.  M),  Kupfer,  Blei  und  Phos- 
phat umfangreich  geworden.  Das  Eisenbahn- 
(3100  km),  Telegraphen-  (12000)  und  Land- 
strassennetz  ist  gut  entwickelt.  Vom  Aussenhandel 
(500  Mill.  M)  gehen  830|o  nach  Frankreich. 

Algier  (97000  E.),  unterhält  regelmässige  Dampfer- 
verbindungen nach  Marseille.  Andere  Ausfuhrhäfen  sind 
Bona,  Philippeville,  namenthch  aber  O ran  (88000 
E.),  das  an  seiner  tiefen  Meeresbucht  als  Handelshafen 
bedeutender  ist  als  die  Hauptstadt.  Tlemcen  und 
Constantine  sind  Binnenmärkte. 

7)  Französisch -Sudan  besteht  aus  dem 
Gebiete  des  Senegal  und  Gambia  (Sene- 
gambien)  sowie  aus  zahlreichen  Schutzstaaten, 
die  sich  bis  zum  mittleren  Niger  und  bis  zur 
Zahn-  und  Goldküste  ausdehnen.  Der  bis 
Kayes  schiffbare  Senegal  und  der  von  Bammako 
ab  schiffbare  Niger  dienen  als  wichtige  Kultur- 
miltel,  während  in  dem  für  Europäer  unge- 
sunden Tropenklima,  in  der  Steppen-  und 
Wüstennatur  des  inneren  Tafellandes  und  in 
der  Feindseligkeit  der  mohammedanischen  Be- 
völkerung grosse  Schwierigkeiten  der  Koloni- 
sation liegen.  Ausfuhrartikel  sind  Erdnüsse, 
Kautschuk,  Gummi  und  Palmkerne  (Handels- 
bewegung 75  Mill.  M). 

Hauptseehafen  ist  Dakar,  seitwärts  von  der  seichten 
Senegalmündung;  Hauptsenegalhafen  und  Ausgangs- 
punkt der  Senegal-Niger-Bahn  Kayes;  befestigte  Sta- 
tionen am  Niger:  Bammako,  Sego  unddasaltberüiimte 
Ziel  der  Saharakarawanen  Timbuk  tu.  Auch  Waga- 
dugu, am  oberen  Volta,  und  Abome,  die  Hauptstadt 
von  Dahome,  sind  wichtige  Märkte;  Grand  Bassam, 
an  der  Zahnküste,  und  Portonovo,  an  der  Goldküste, 
Hafenplätze. 

d)  Französisch-Kongo  (3  Mill.  qkm  und 
10  Mill.  E,),  zwischen  Kongo -Ubanyi  und 
dem  deutschen  Schutzgebiete  Kamerun,  ist  eine 
wenig  bekannte,  von  grossen  Elefanten-  und 
Antilopenherden  durchstreifte  Urwald-  und  Sa- 
vannen-Wildnis, die  besonders  Elfenbein  und 
Kautschuk  liefert    (Aussenhandel   12  Mill.  M). 

Libreville,  am  Gabun,  Franceville,  am  Ogowe, 
und  Brazzaville,  am  Kongo,  sind  Hauptstationen. 

e)  Madagaskar  (592000  qkm  und  2,6 
Mill.  E.),  ist  im  N.O.  Hochland  (bis  2900  m), 
mit  gesundem,  trockenem  Klima,  im  S.W. 
Flachland  mit  ungesundem,  feuchtem  Tropen- 
klima und  hat  nur  im  N.-W  gute  Hafen- 
buchten. Die  Insel  (vgl.  S.  546)  erzeugt  Gold 
(für   2,8    Mill.    M),    Eisen,    Reis,    Zuckerrohr, 


Kaffee,  Kakao,  Drogen,  Kautschuk,  Vieh,  Wachs 
(Aussenhandel  45  Mill.  M). 

Tananarivo  (55  000  E.)  ist  Haupthandelsplatz 
im  Innern;  Tamatave,  durch  Korallenriffe  schwer 
zugänglicher  Haupthafen. 

Q  Die  vulkanischen  Komoren  (1600  qkm 
und  67000  E.),  liefern  Zucker  und  Vanille. 
Bedeutender  durch  Zucker-,  Kaffee-  und  Va- 
nillenbau ist  aber  das  gleichfalls  vulkanische 
Reunion  (2300  qkm,  191000  E.),  mit  dem 
schlechten  Hafen  St.  Denis. 

7])  Französisch -Somaliland  ist  durch 
seine  Lage  am  Wege  nach  Indien  sowie  an 
der  Eingangspforte  nach  S.-Abessinien  von 
Bedeutung;  Dschibuti,  mit  Eisenbahn  nach 
Harar,  sein  Hafen. 

d)Das  Kaisertum  Marokko (456 000 qkm 
mit  7  Mill.  E.)  hat  weder  an  seiner  Mittel- 
meerküste, noch  an  seiner  atlantischen  gute 
Naturhäfen  und  ist  durch  den  Atlas  noch  ge- 
birgiger als  Algerien.  Fruchtbares  „Teil"  (30"/o) 
liegt  im  Küstengebiete,  Steppen  zwischen  den 
Hochgebirgsketten,  Felsen-  und  Sandwüsten  im 
S.O.  Die  Ströme  dienen  nur  zur  Bewässerung, 
und  der  kulturfeindliche  Islam  sowie  die  Zer- 
spaltenheit  der  Bevölkerung  (in  Araber,  Berber 
und  Juden)  hindern  Wirtschaftsleben  und  Han- 
del. Landesprodukte  sind  Häute,  Felle,  Wolle, 
Vieh,  Erbsen,  Bohnen,  Straussfedern,  Wachs, 
Gummi,  Mandeln,  Datteln,  Teppiche.  Der  Aussen- 
handel (75  Mill.  M)  geht  besonders  nach  Eng- 
land, Frankreich  und  Deutschland. 

Tanger,  Casablanca  und  Mogador  sind  Haupt- 
häfen; Fes  (150000  E.)  und  Marokko  (50000  E.) 
Hauptmärkte ; Ta f  i  1  e t  und  T  e  n d  u  f  Karawanenstationen. 

e)  Die  Wüste  Sahara  (9  Mill.  qkm  mit 
4  Mill.  E)  besteht  zum  kleineren  Teile  (15%) 
aus  Flugsanddünen  (Aregwüste),  zum  grösseren 
aus  Gebirgs-  und  Felsenmassen  und  aus  mit 
haselnussgrossen  Kieseln  übersäeten  Hochebenen 
(Hammada-  oder  Sserirwüste).  Oasen  (2%) 
finden  sich,  wo  Quellen  vorhanden  oder  arte- 
sische Brunnen  angelegt  worden  sind,  Weiden 
namentlich  in  der  Randgegend.  Datteln,  Gummi, 
Haifagras,  Schafe,  Kamele  und  Salz  (am  Wad 
Draa  und  in  Bilma)  sind  Erzeugnisse. 

Die  Bewohner  (im  O.  Tibbu,  im  W.  Tuareg)  liefern 
den  Karawanen  Lasttiere  und  Bedeckung,  plündern  sie 
aber  auch  häufig  aus.  Für  den  Handel  und  Verkehr 
ist  die  Wüste  eins  der  gewaltigsten  Naturhindernisse, 
und  nur  grosse  Karawanen  (zuweilen  mit  mehreren 
Tausend  Kamelen),  bewegen  sich  sicher  hindurch,  an 
manchen  Karawanenstrassen  erst  nach  10  Tagereisen 
Wasser  findend. 

Die  wichtigsten  Karawanenstrassen  gehen  von: 

Siut  nach  Darfur; 

Benghasi  über  Audschila,  Kufra  und  Wadjanga  (oder 
Tibesti)  nach  Wadai; 


Tripolis  über  Mursuk  und  Tibesti  nach  Wadai; 

Tripolis  über  Mursuk  (oder  Qath)  und  Bilma  nach 
Kuka; 

Tripolis  über  Mursuk  (oder  Qath)  und  Air  nach  Kano ; 

Insalah  (Tuat)  über  Ideles  und  Air  nach  Kano; 

Insalah  über  Arauan  nach  Timbuktu; 

Marokko  über  Taudeni  nach  Timbuktu; 

Timbuktu  nach  Kairo; 

Sokoto  und  Kano  nach  Kairo  (über  Air,  Mursuk, 
Audschila  und  Siuah). 

f)  DieNegerrepublik Liberia (85300qkm 
und  2  Mill.  E.)  ist  durch  Rückwanderung  und 
Rückführung  befreiter  amerikanischer  Sklaven 
entstanden.  Der  S.  ist  flaches,  hafenarmes  Sand- 
küstenland, das  Innere  hohes,  tropisches  Wald- 
land, mit  geringer  Palmöl-,  Kaffee-,  Kautschuk- 
und  Elfenbeinausfuhr,  besonders  nach  England, 
und  mit  dem  Haupthafenplatze  Monrovia. 

g)  Das  deutsche  Kolonialreich  in  Afrika 
enthält  2,4  Mill.  qkm  mit  13  Mill.  E.  (s.a.  S.  638). 

a)  Togo-Land  (87  000  qkm  mit  2,5  Mill  E.) 
besteht  aus  einer  lagunenbesetzten,  sandigen 
Küstenniederung,  in  der  Malariafieber  herrschen, 
und  aus  einem  bis  2000  m  aufsteigenden,  ge- 
sunden inneren  Berglande,  mit  Regenzeiten  im 
Frühjahre  und  Herbste.  Im  W.  durch  den 
schiffbaren  Voltafluss  vom  britischen  Gold- 
küstengebiete getrennt,  ist  es  teils  Wald-,  teils 
Savannenland,  teils  auch  von  den  Eingeborenen 
(Ewe-Negern)  mitÖlpalmen,  Yams,  Maniok,  Erd- 
nüssen, Mais,  Tabak  und  Baumwolle  bepflanzt. 

Binnenstation  ist  Bismarckburg;  Hafenplätze: 
Bagida,    Lome  und  Klein-Popo. 

ß)  Kamerun  (495  000  qkm  und  3,5  Mill.  E.), 
am  innersten  Winkel  des  Guinea-Golfes,  hat  in 
dem  von  zahlreichen  Flussläufen  durchschnitte- 
nen, urwaldbedeckten  Küstenlande  für  Europäer 
ebenfalls  ungesundes  Klima.  Das  innere  Tafel- 
land, 800  m  über  dem  Meere,  ist  dagegen 
gesund,  teils  Savanne,  teils  lichte  Parkland- 
schaft, teils  Galeriewald  (entlang  den  Flüssen). 
Unmittelbar  aus  der  Küstenniederung  erhebt 
sich  der  gewaltige  vulkanische  Kamerunberg 
bis  gegen  4200  m.  Die  Ströme  bilden  an 
den  Plateauabstufungen  Fälle  und  Schnellen 
und  sind  nur  in  beschränkter  Weise  schiffbar, 
eine  Eisenbahn  zur  Umgehung  der  Fälle  wäre 
daher  notwendig.  Die  Bewohner  —  Sudan- 
und  Bantu-Neger,  sowie  im  Urwalde  gelbe, 
kleine  Buschleute  (Mabeli)  —  haben  sich  den 
Deutschen  zum  Teil  feindlich  entgegengestellt. 
Erzeugnisse  sind:  Palmöl  und  Palmkerne,  Eben- 
holz, Gummi,  Elfenbein.  Am  Kamerunberge 
hat  auch  erfolgreicher  Kakaobau  begonnen. 

Hafenplätze  sind:  Viktoria,  am  Kamerunberge; 
Duala,  an  der  Mündungsbucht  des  Mungo;  und 
Batanga,  weiter  südlich. 
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/)  Deutsch-Südwestafrika  (835  000  qkm 
und  200000  E.),  vom  Kunene  bis  zum  Oranje- 
flusse  reichend,  steigt  von  der  dünenbesetzten 
Küste  zu  hohem  Gebirgs-  und  Tafeliande  auf 
(Omatako  2300  m),  in  ersterer  Gegend  mit 
Wüstenklima  (nur  mit  Nebeln  und  Sprühregen 
im  Winter),  im  Innern  dagegen  durch  die  starken 
Gewittergüsse  des  Sommers  (Oktober  bis  April) 
mit  gutem  Gras-  und  Buschwuchs,  und  im  N. 
(Ovambo-Land)  von  echter  Tropen  Vegetation 
bekleidet.  Die  meisten  Ströme  trocknen  zeit- 
weise gänzlich  aus,  so  dass  sie  den  Ochsen- 
karawanen als  Fahrstrassen  dienen  können. 

Durch  Pumpwerke  und  Staubecken  Hesse  sich  be- 
sonders entlang  den  Flüssen  viel  Wasser  zu  künstlicher 
Berieselung  gewinnen.  Haupthilfsquelle  des  Schutz- 
gebietes wird  aber  immer  die  Tierzucht  bilden,  die 
von  den  eingeborenen  Herero  und  Ovambo  stark  be- 
trieben wird  und  eines  höheren  Aufschwunges  fähig 
wäre.  Die  Federn  des  wilden  Damara-Strausses  gelten 
als  besonders  kostbar.  Von  hoher  Bedeutung  sind  auch 
die  Kupfererzlager  von  Otavi.  Die  Ausfuhr  an  Vieh,' 
Guano,  Häuten,  Straussfedern  betrug  1902:  2,2  Mill.  M. 
Eisenbahnen  gibt  es  380  km. 

Neben  der  englischen  Walfischbai  ist  Swakop- 
mund,  mit  wogenbrechergeschütztem  Kunsthafen, 
Hauptzugang.  Bethanien  und  Hoachanasim  Gross- 
Nama-Lande,  Otjimbingue  und  Windhoek,  im 
Damara-Lande,  sind  Hauptbinnenstationen. 

6)  Deutsch -Ostafrika  (995000  qkm  und 
6,8  Mill.  E.)  erstreckt  sich  von  der  Ostküste 
zwischen  der  Rovuma-  und  Umbamündung 
bis  zu  dem  Njassa-,  Tanganjika-  und  Viktoria- 
Njansa-See  (s.  a.  S.  610). 

Der  einspringende  Winkel,  welchen  die  Küste  in  der 
Richtung  auf  die  Seen  bildet,  lässt  das  Land  als  eins 
der  geeignetsten  erscheinen,  um  zivilisiertem  Handel 
und  Wandel  Eingang  zu  verschaffen,  wie  denn  auch 
Araber  und  Inder  von  da  aus  ihren  Sklaven-  und  Elfen- 
beinhandel in  das  Innere  unterhalten  haben.  Dar-es- 
Salaam  und  Mikindani  bieten  für  Seeschiffe  von  5  m 
Tiefgang  gute  Naturhäfen,  während  die  Buchten  (bezw. 
Strommündungen)  von  Lindi,  Kiswara,  Pangani  und 
Tanga  wegen  Sandbarren  nur  für  kleine  Fahrzeuge 
(arabische  ,,Dhaus")  geeignet  sind  und  Bagamojo  nur 
eine  offene  Reede  hat.  Das  aus  Korallenkalk  und  Sand 
bestehende  Küstenland  ist  niedrig  und  quellenarm,  das 
Innere  hohes  Tafel-  und  Gebirgsland  (Kilimandscharo, 
Usambara-Gebirge  1600  m;  Usagara-Gebirge  2100  m). 
Frühling  und  Herbst  sind  die  Regenzeiten,  die  Trocken- 
zeiten sind  aber  im  Küstentieflande  und  auf  den  Hoch- 
ebenen besonders  anhaltend ,  so  dass  dort  Steppen- 
und  Savannenbildung  (mit  Riesengräsern)  vorherrscht. 
Dichten  Wald  tragen  nur  die  Gebirgslandschaften, 
schwerdurchdringlichen  Galerienwald  (Dornbusch-  und 
Dschungelwald)  die  Flussufer,  und  besonders  erstere 
bieten  gute  Bedingungen  für  den  Anbau  von  Kaffee, 
Tabak,  Baumwolle,  Reis,  Gewürznelken,  Sesam.  Die 
Hauptschwierigkeit  der  wirtschaftlichen  Entwickelung 
liegt  in  der  Bedürfnislosigkeit  und  Arbeitsscheu  der 
Eingeborenen.  Da  die  Ströme  (Rovuma,  Rufidschi, 
Pangani)  nur  stellenweise  schiffbar  sind,  und  Zug-  und 
Lasttiere  durch  das  Klima  und  die  Tsetsefliege  ausge- 
schlossen sind,  hatte  die  Beförderung  von  Gütern  und 
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Reisenden  bisher  auch  ausschliesslich  durch  Träger  zu  er- 
folgen. Abhilfe  versprechen  nur  Eisenbahnen  (Fortführung 
der  Usambarabahn !)  sowie  Dampferlinien  auf  den  Seen. 
Die  Ausfuhr  (1903:  6,7  Mill.  M)  beschränkt 
sich  auf  Kautschuk,  Kopra,  Elfenbein,  Kaffee, 
Tiere  und  Kopalharz. 

Dar-es-Salaam,  Bagamojo,  Pangani,  Tanga, 
Kilwa  und  Lindi  sind  Haupthäfen;  Korogwe  Eisen- 
bahnstation; Mpuampua  sowie  Tabora  Karawanen- 
stationen im  Inneren;  Mwanza  und  Bukoba  Dampfer- 
stationen amViktoria-Njansa,  Karema  undBismarck- 
burg    am  Tanganjika,    Langenburg  am  Njassa-See. 

h)  Das  portugiesische  Kolonialreich  in 

Afrika  enthält  2,1  Mill.  qkm  und  8,3  Mill.  E. 

a)  Angola  (1,3  Mill.  qkm  und  4,1  Mill.  E.) 
reicht  von  der  Kongomündung  bis  zum  Ku- 
nene  und  ist  eine  von  den  Nebenflüssen  die- 
ser Ströme  (Kuango,  Kassai)  sowie  vom  Ku- 
anza  durchflossene,  von  tropischen  Wäldern 
und  Savannen  bedeckte  Stufen-  und  Tafelland- 
schaft, mit  Kaffee,  Kakao,  Kautschuk,  Zucker, 
.Wachs,  Kokosnüssen  und  Elfenbein  als  Aus- 
fuhrgegenständen (für  13  Mill.  M). 

Haupthäfen  sind  Sao  Paolo  de  Loanda,  mit  Eisen- 
bahn in  das  Innere,  sowie  Benguela  und  Mossamedes. 

ß)  Portugiesisch-Ostafrika  (768  000  qkm 
und  3,1  Mill.  E.),  durch  den  Rovuma  von 
Deutsch -Ostafrika  getrennt,  umfasst  das  Gebiet 
des  bis  Tete  schiffbaren  unteren  Sambesi,  mit 
Ausfuhr  (16  Mill.  M)  von  Kautschuk,  Elfen- 
bein, Wachs,  Goldstaub  und  Erzen. 

Mozambique,  auf  einer  Küsteninsel,  und  Lou- 
ren^o  Marques,  an  der  Delagoa-Bai,  mit  Eisenbahn 
nach  Transvaal,  sind  Haupthäfen. 

/)  Die  westafrikanischen  Inseln  nebst 
Portugiesisch-Oberguinea  enthalten  42000 
qkm  und   1   Mill.  E. 

Auf  Madeira  (150000  E.),  dessen  berühmter  Wein- 
bau durch  Traubenkrankheit  und  Reblaus  zurückge- 
gangen ist,  das  aber  seines  milden  KHmas  halber  viel  be- 
sucht wird,  hat  die  wichtige  Dampferstation  Funchal 
eine  schlecht  geschützte  Reede.  Die  Kapverden 
(150000  E.)  ebenso  wie  San  Tome  (35000  E.)  und 
Do  Principe,  liefern  Kaffee,  Drogen  und  Holz;  Por- 
tugiesisch-Oberguinea, das  neben  dem  Festlands- 
distrikte im  Süden  des  Gambia  namentlich  die  Bissagos- 
Inseln  umschliesst,  Kautschuk,  Erdnüsse  und  Elfenbein. 

i)  Das  spanische  Kolonialreich  in  Afrika 
(220000  qkm  und  650000  E.)  umfasst  ausser 
den  marokkanischen  „Presidios"  Ceuta,  Melilla 
u.a.  das  Küstenland  der  Sahara  im  S.  von 
Marokko  und  die  vulkanischen  Guinea-Inseln 
Fernando-Po  und  Annabon  sowie  die 
gleichfalls  vulkanischen  Kanarien  (360000 
E.),  letztere  unter  herrlichem  Klima  mit  Wein-, 
Südfrucht-  und  Tabakbau. 

Santa-Cruz  auf  Teneriffa  und  Las  Palmas  auf 
Gran  Kanaria  sind  Haupthäfen. 

k)Das  britische  Kolonialreich  in  Afrika 
enthält  6,3  Mill.  qkm  und  41   Mill.  E. 


Handels-,  Verkehrs-  und  Wirtschaftsgeographie. 

a)  Zu  Britisch-Nordwestafrika  gehört 
das  kleine  Gambiagebiet,  mit  dem  Hafen- 
platze Bathurst;  Sierra  Leone,  mit  dem 
Hafen  Freetown;  die  Goldküste  nebst 
Aschanti,  mit  dem  Hafen  Cape  Coast  Castle 
und  der  Binnenstadt  Kumassie;  Lagos,  mit 
dem  Hafenplatze  gleichen  Namens  und  der 
Binnenstadt  Abeokuta;  und  Nigeria,  das 
sich  am  Niger  bis  Sokoto,  am  Benue  bis  Yola 
und  bis  Kuka  am  Tsad-See  erstreckt. 

Die  geographischen  und  klimatischen  Verhältnisse 
sind  in  diesem  Gebiete  ähnlich  wie  in  Togo.  Haupt- 
ausfuhrgegenstände sind:  Palmöl,  Erdnüsse,  Kakao, 
Kautschuk,  Elfenbein,  Wachs,  Häute,  Hölzer,  Gold  (für  80 
Mill.  M).  Die  Schiffahrtsstrassen  des  Niger  und  Benue 
ermöglichen  aber  zugleich  engere  Handelsbeziehungen 
mit  dem  dichtbevölkerten  Mittel-Sudan. 

ß)  Britisch-Südafrika  (3,1  Mill.  qkm  und 
7,7  Mill.  E.)  erstreckt  sich  nach  Unterwerfung 
der  beiden  südafrikanischen  Republiken  bis  an 
den  Njassa-  und  Tanganjika-See. 

Die  Kapkolonie  (756000  qkm  und  2,5 
Mill.  E.)  besteht  aus  einer  steil  aufsteigenden 
Küstenstufe,  einer  weiter  binnenwärts  liegen- 
den höheren  Karroo-Stufe  (800  m)  und  einer 
inneren  Hochstufe  (1200  bis  1600  m).  Die 
Ostumrandung  der  Hochstufe  bilden  die  Dra- 
kenberge  (Cathkin  3157  m).  Das  Klima  ist 
trocken,  durch  künstliche  Bewässerung  erzeugt 
das  Land  aber  auf  der  Küstenstufe  Weizen, 
Mais,  Wein,  Südfrüchte,  und  in  den  Steppen 
steht  die  Zucht  von  Schafen  (13  Mill.)  und 
Angoraziegen  (6  Mill.)  im  Schwünge,  dazu  die 
Straussenzucht.  Sehr  wichtig  sind  auch  die 
Diamantenfelder  des  Griqualandes,  die  Kupfer- 
erzfundstätten des  Klein-Nama-Landes  und  die 
Kohlenlager  der  Stormberggegend.  Der  Aussen- 
handel  (625  Mill.  M  Einfuhr  und  440  Mill. 
M  Ausfuhr)  geht  vorwiegend  (77  o/^)  nach  Eng- 
land. Eisenbahnen  gibt  es  4800  km,  Tele- 
graphen 12000  km. 

Kapstadt  (84  000  E.),  an  der  durch  Molen  ge- 
schützten Tafelbai,  nahe  der  Südspitze  Afrikas,  ist  Haupt- 
hafenplatz und  Hauptstation  am  alten  Seewege  nach 
Indien  (6  Mill.  T.  Schiffsverkehr);  Port  Elisabeth, 
an  der  offenen  Algoa-Bai,  ein  anderer  Ausfuhrhafen; 
Kimberley  Mittelpunkt  der  Diamantenfelder. 

7)  Natal  nebst  Zululand  (90000  qkm  und 
1,1  Mill.  E.),  ein  n.-ö.  Anhängsel  an  das  Kap- 
land, mit  wärmerem  Klima  und  reicherer  Vege- 
tation, führt  Zucker,  Tee  (0,9  Mill.  kg),  Gerb- 
rinde, Gold  und  Kohle  (0,6  Mill.  T.)  aus  (für 

140  Mill.  M). 

Haupthafen  ist  Port  Natal  (Durban),  Hauptbinnen- 
markt Pietermaritzburg. 

6)  Die  Orangeflusskolonie  undTransvaal 

nehmen  den  steppenbedeckten  Ostteil  des  inne- 
ren Tafellandes  ein^  wo  Getreidebau  meist  nur 
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durch  künstliche  Bewässerung  möghch  ist,  aber 
grosse  Rinder-,  Schaf-  und  Straussenherden 
gedeihen,  und  grossartige  Fundstätten  von  Gold, 
Diamanten  und  Kohlen  aufgeschlossen  wor- 
den sind. 

Das  Oranjeflussland  (131000  qkm  und 
380000  E.,  vorwiegend  Farbige),  zwischen  dem 
Drakengebirge  und  dem  Vaal- Flusse,  führt 
Wolle,  Häute,  Felle,  Straussfedern  und  Dia- 
manten aus. 

Hauptmarkt  und  Mittelpunkt  des  Eisenbahnnetzes 
(960  km)  ist  Bloemfontein. 

Transvaal  (300000  qkm  und  1  ^/^  Mill.  E.), 
zwischen  dem  Vaalflusse  und  Limpopo,  ist 
durch  die  Goldfelder  des  Witwatersrand 
eins  der  ersten  Goldländer  der  Erde  (Aus- 
beute 1903:  300  Mill.  M).  Daneben  werden 
Viehzuchtsprodukte,  Getreide  und  Tabak  aus- 
geführt (Gesamtausfuhr   1903:   260  Mill.  M). 

Pretoria  und  Johannesburg  (159  000  E.)  sind 
Hauptmärkte. 

£)  Britisch  Zentralafrika  nebst  Rhode- 
sia,  das  von  Bantu-Negern  bewohnte  Tafel- 
land am  oberen  Sambesi  und  Njassa-See, 
liefert  Kaffee,  Tabak  und  Gold. 

Bulawayo  und  Saiisbury,  mit  Eisenbahnverbin- 
dung nach  Kapstadt,  sowie  die  Dampferstation  Blan- 
tyre,  am  Schire,  sind  Hauptmärkfe. 

Q  Britisch -Ostafrika  schliesst  sich  im 
N,  an  Deutsch-Ostafrika  an  und  teilt  dessen 
geographische  Eigentümlichkeiten' (vgl.  S.  613). 
Bei  Mombas,  Lamu  und  Manda  hat  es  gute 
Naturhäfen.  Das  Innere  ist  hohes  Tafel-  und 
Bergland  (der  vulkanische  Kenia  5600  m). 
Am  Viktoria-Njansa-See  sind  Uganda  und 
Unyoro  britische  Schutzgebiete  und  durch 
die  Ugandabahn  erreichbar.  Erzeugnisse  sind: 
Elfenbein,  Kopra, Gummi,  Baumwolle,  Gewürze. 

Haupthafen  ist  Mombas. 

Ein  wertvolles  Anhängsel  an  Britisch-Ost- 
afrika  bildet  das  Sultanat  Sansibar,  auf  der 
gleichnamigen  Insel  (2600  qkm  und  210000 
E.),  das  mit  Gewürznelken,  rotem  Pfeffer  und 
Kokospalmen  angebaut  ist,  und  dessen  Haupt- 
stadt (100000  E.)  durch  Araber  und  Inder 
Hauptbrennpunkt  des  ostafrikanischen  Handels 
und  Verkehrs  ist  (Handelsbewegung  64  Mill.  M). 
Ebenso  gehört  zu  Ostafrika  Britisch-Somali- 
Land,  am  Golfe  von  Aden,  durch  das  die 
fanatische  Hirtenbevölkerung  der  Somali-Halb- 
insel in  den  Weltverkehr  hineingezogen  wird, 
mit  Ausfuhr  von  Vieh,  Häuten,  Gummi,  Datteln, 
Myrrhen. 

Berbera  und  Zejla  sind  Haupthafenplätze. 

Tj)  Britischeinselbesitzungen  sind  endlich 
das  felsige,  wüstenhafte  Sokotra,  die  korallinen 


Seychellen  und  Admiranten,  mit  dem  Hafen 
Mähe  und  namhafter  Kokosproduktion,  und 
das  vulkanische  Mauritius  (nebst  Rodriguez), 
das  viel  Zucker  sowie  Manilahanf,  Vanille  und 
Kokosnüsse  ausführt  (für  21  Mill.  M). 

Port  Louis,  mit  schönem  Naturhafen  am  Wege  nach 
Indien,  ist  wichtige  Dampferstation. 

1)  Der  vom  Könige  der  Belgier  begründete 
Kongo-Staat  (2,2  Mill.  qkm  und  14  Mill.  E.) 
umfasst  das  hohe  mittelafrikanische,  vom  Kongo  i 
und  seinen  Nebenflüssen  (Kassai,  Tschuapa, 
Lomami,  Ubangi,  Aruwimi)  bewässerte  Tafel- 
land und  berührt  sich  am  Tanganjika-See  mit 
Deutsch-Ostafrika,  am  Albert-Edward-See  eben- 
sowie  am  Meru-  und  Bangweolo-See  aber  mit 
Britisch-Afrika. 

Dieses  eigentliche  Herzland  Afrikas  ist  in  der 
Hauptsache  noch  ursprüngliche  Wald-  und  Sa- 
vannenwildnis, deren  wirtschaftliche  Nutzbar- 
machung durch  das  ungesunde  Klima  und  durch 
die  Feindseligkeit  der  Eingeborenen  erschwert 
wird,  das  aber  viel  Kautschuk,  Elfenbein,  Palm- 
nüsse, Palmöl  und  Kopalharz  zur  Ausfuhr  bringt 
Die  Ströme  sind  meist  nur  streckenweise  schiffbar, 
der  Kongo  für  Seeschiffe  bis  Boma  (bezw.  bei 
günstigerem  Wasserstande  bis  Matadi),  wo  die 
Kongobahn  (480  km)  die  Wasserstrasse  ergänzen 
muss. 

Haupthäfen  sind  Boma  und  B  a  n  a  n  a ;  Hauptstationen 
im  Innern  Matadi,  an  den  Dschellala- Fällen;  Leo- 
p old vi  11  e  am  Stanley-Pool,  Stanley-Falls,  am  mitt- 
leren, und  Njangwe,  am  oberen  Kongo. 

m)   Das   italienische   Kolonialreich    in 

Afrika  enthält  247300  qkm  und  330000  E. 

a)  Erythraea  vor  den  Hauptpforten  Abes- 
siniens  und  an  der  Strasse  von  Bab-el-Mandeb, 
hat  an  der  Küste  ein  heisses  und  wüsten- 
haft  trockenes  Klima  (Massaua,  mit  30,5*^  C. 
im  Jahresmittel),  während  das  bis  3000  m 
hohe  innere  Waldland  niederschlagsreich  ist, 
und  alle  Feld-  und  Gartenfrüchte  zeitigt. 

Haupthafenplätze  sind  Massaua,  auf  zwei  durch 
Steindämme  mit  dem  Festlande  verbundenen  Inseln, 
und  As  sab,  an  der  Strasse  von  Bab-el-Mandeb. 

ß)  Italienisch-Somaliland,  zwischen  dem 
Golfe  von  Aden  und  dem  Dschuba-Flusse, 
ist  steppen-  und  wüstenhaft  und  nur  durch 
Kamel-  und  Rinderzucht  produktiv. 

Hafenplätze  sind  Barawa  und  Makdischu. 

n)  Das  Kaisertum  Abessinien  (540000  qkm 
und  4,5  Mill.  E.)  ist  vorwiegend  aus  jungvul- 
kanischem Gestein  aufgebautes  Hochgebirgsland, 
mit  tropisch-warmem,  in  der  Höhe  kühlerem 
Klima,  im  N.  (Tigre)  mit  einfacher  Regenzeit 
(April  bis  September),  im  S.  mit  doppelter  (im 
Spätsommer  und  Spätwinter). 

In    der  untersten   Region  gedeihen  Palmen,  Affen- 
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brotbäume,  Bananen,  Kaffeebäume,  Baumwollstauden, 
in  der  mittleren  Orangen,  Feigen,  Wein,  Reis,  in  der 
obersten  nordeuropäische  Getreide-  und  Futtergräser 
und  Waldbäume.  Auch  der  Herden-  Und  Mineralreich- 
tum  ist  gross,  und  durch  bessere  Abzugsstrassen,  deren 
Anlage  die  wilde  Zerklüftung  des  Gebirges  und  der 
unbändige  Charakter  der  Ströme  (Blauer  Nil,  Atbara) 
erschwert,  müsste  das  Land  mit  seinen  christlichen  Be- 


wohnern eine  bedeutende  Rolle  im  Welthandel  spielen 
können.  Weberei,  Stickerei,  Gold-  und  Eisenverarbei- 
tung betreiben  die  Eingeborenen  in  mittelalterlicher  Weise. 
Haupt  orte  sind  Adua,  im  Unterkönigreiche  Tigre; 
Gondar,  nördlich  vom  Tsana-See;  Addis-Abeba 
(50 000  E.),  im  Oberkönigreiche Schoa;  Harar,  im  gleich- 
namigen Vasallenstaate,  und  Anderatscha,  in  Kaffa. 


IV.  Nordamerika. 


1.  Allgemeines. 

Nordamerika  steht  in  Ausdehnung  und 
Volkszahl  (24  Mill.  qkm  und  105  Mill.  E.), 
zwischen  Afrika  und  Südamerika.  Hinter  der 
europäischen  Bevölkerungsziffer  bleibt  die  nord- 
amerikanische aber  ziemlich  viermal  zurück,  ob- 
gleich die  Landfläche  zweieinhalbmal  so  gross 
ist.  Die  Volksdichtigkeit  (4,3  auf  1  qkm)  ist  dem- 
nach fast  zehnmal  so  gering  als  in  Europa.  Die 
Besiedelung  des  Erdteils  durch  Kulturmenschen 
ist  eben  jung,  und  weite  Striche  sind  arm  an 
Hilfsquellen. 

In  der  astronomischen  Lage  (8  bis  12^  n. 
Br.)  stimmt  Nordamerika  mehr  mit  Asien  als  mit 
Europa  überein,  besonders  weil  viel  grössere 
Landräume  als  in  Europa  s.  von  der  Mittel- 
linie zwischen  Nordpol  und  Äquator  (45*^) 
liegen,  und  weil  Südmexiko  und  Mittelamerika 
nebst  Westindien  in  die  astronomische  Tro- 
penzone fallen.  Durch  Grönland  und  die 
Arktischen  Inseln  gehören  auch  ähnlich  gewal- 
tige Räume  wie  bei  Asien  der  Polarzone  an. 
Hinsichtlich  der  physischen  Lage  ist  Nord- 
amerika zwar  von  der  Mitte  der  Landiialb- 
kugel  stärker  abgerückt  als  Europa,  der  Atlan- 
tische und  Stille  Ozean  bieten  ihm  aber  den 
wichtigen  Vorteil  freierer  und  geraderer  See- 
wege nach  den  übrigen  Erdräumen,  der  sich 
durch  den  Panama-Kanal  voraussichtlich  noch 
wesentlich  erhöhen  wird. 

Die  horizontale  Gliederung  ist  weniger 
reich alsbeiEuropa,aberreicheralsbei den  andern 
Erdteilen.  Die  innersten  Landesteile  (Black  Hills 
von  Dakota)  sind  von  jeder  Meeresküste  1 700  km 
entfernt,  von  den  Ufern  der  grossen  Lorenz- 
Seen,  die  als  nordamerikanisches  „Süsswasser 
Mittelmeer"  gelten  dürfen,  aber  nur  1000  km. 
Eine  grossekultur-  und  wirtschaftsgeographische 
Schwäche  Nordamerikas  liegt  darin,  dass  seine 
reichste  Gliederung  in  Halbinseln  (Labrador, 
Grosse  Fischfluss-Halbinsel  nebst  Melville  und 
Boothia  Felix  u.  a.)  und  in  Inseln  (Baffins- 
Land,  Grönland,  Grant-Land)  an  der  Eismeer- 
seite liegt.  Der  Atlantische  Ozean  greift  mit 
dem  Lorenz-Busen,  der  Fundy-Bai,  der  Dela- 


ware-Bai, der  Chesapeake-Bai,  dem  Mexikani- 
schen Golfe,  dem  Karibischen  Meere,  der 
Stille  Ozean  mit  dem  Kalifornischen  Meerbusen, 
dem  Puget-Sund  und  der  Bristol -Bai  nur 
schwach  in  die  Rumpfmasse  des  Erdteils  ein, 
und  die  dadurch  abgegliederten  Halbinseln 
(Neu -Schottland,  Delaware- Halbinsel,  Florida, 
Niederkalifornien,  Alaska)  sowie  die  meisten 
Inseln  (ausser  Neufundland,  Long- Island,  Van- 
couver  und  den  Alaskischen  Küsteninseln)  er- 
scheinen zwerghaft.  Die  Westindischen  Inseln 
bilden  ein  fremdartiges  Anhängsel  an  den  Erd- 
teil (vgl.  S.  546). 

Mit  kleineren  fj ordenartigen  Buchten  ist  na- 
mentlich derN.-O.  vorzüglich  bedacht.  S.  von  der 
Chesapeake-Bai  und  am  Mexikanischen  Golfe 
und  Karibischen  Meere  sind  die  Buchten  da- 
gegen durchgängig  versandet  und  seicht.  An  der 
W.-Küste  von  Mexiko  und  Kalifornien  sind 
durch  junge  Landsenkungen  wenige  tiefe  Natur- 
häfen vorhanden,  an  der  Küste  weiter  n.  gibt 
es  aber  sehr  zahlreiche  Fjorde. 

In  der  Bodenbildung  weichen  die  O.-  und 
W.-Hälfte  des  Erdteils,  die  in  der  Gegend  des 
95.  w.  Längegrades  eng  miteinander  verwachsen 
sind,  stark  voneinander  ab.  Die  erstere  (appa- 
lachische)  Hälfte  ist  ein  massig  erhobenes  Berg- 
und  Hügelland  aus  kristallinischem  Gestein 
und  altem  Schichtgestein  (besonders  silurischem 
und  karbonischem  Kalk-  und  Sandstein),  an 
das  sich  im  S.-O.  und  S.  breite  Niederungen 
aus  jüngeren  und  jüngsten  Anschwemmungen 
anlehnen.  Das  Appalachische  Gebirgssy- 
stem,  welches  diese  Erdteilhälfte  von  S.-W.  nach 
N.-O.  durchstreicht,  übersteigt  in  den  Alleghanies 
2000  m  (Mount  Mitchell  2048  m)  und  reicht 
auch  in  den  neu-engländischen  White  Moun- 
tains (Mount  Washington  1917  m)  nahe  an 
dieseHöheheran,  die  Alleghanies,  ebenso  wie 
das  Cumberlandgebirge  bilden  auch  durch 
ihre  geschlossenen,  gleichförmig  hohen  Paral- 
lelkämme, deren  Pässe  („Gaps")  hoch  und  un- 
bequem, und  deren  Stromdurchbrüche  („Water 
Gaps")  eng  und  wild  sind,  ein  grosses  Verkehrs- 
hindernis.    Im   N.-O.   dagegen  wird   das  Ge- 
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birge  von  tieferen  und  breiteren  Einschnitten 
(Hudson-Mohawk-Tal,Champlain-Tal,  Connecti- 
cut-Tal) gequert.  In  der  Längsrichtung  bietet  das 
Grosse  Appalachische  Tal,  das  die  Alleg- 
hanies  vom  Cumberland-Gebirge  trennt,  eine 
wichtige  Verkehrslinie.  Gegen  W,  geht  das  Cum- 
berland-Gebirge in  ein  niedriges  Hügelland  über, 
das  von  grossen  Talniederungen  („Bottoms")  un- 
terbrochen ist,  und  nur  in  Michigan  und  am 
unteren  Arkansas  (Ozark  Mountains  850  m), 
sowie  am  Oberen  See  (Mesabi-Kette  720  m) 
zu  förmlichen  kleinen  Gebirgen  aufsteigt.  Die 
Länder  an  der  Hudson-Bai  sind  flachhügelig, 
und  nur  an  der  N.-O.-Küste  von  Labrador 
finden  sich  höhere  Gebirge  (1800  m).  Die 
grosse  Niederung,  welche  sich  im  S.-O.  und 
S.  an  die  AUeghanies  und  das  Cumberland- 
Gebirge  anschliesst  (als  Atlantische  Niede- 
rung und  Golfniederung),  ist  von  jenen 
scharf  geschieden,  und  die  Alleghany-Ströme 
stürzen  sich  an  der  Grenzlinie  sämtlich  mit 
Wasserfällen  und  Schnellen  in  sie  hinab.  Auch 
diese  sogenannte  „Fall -Li nie"  bildet  eine 
wichtige  n.-s.  Verkehrslinie,  besonders  weil 
die  Niederungsströme  von  schwer  zu  queren- 
den Ufersümpfen  begleitet  sind. 

Ein  sehr  durchgreifender  Unterschied  zwi- 
schen dem  N.  und  S.  des  appalachischen 
Nordamerika  ist  dadurch  hervorgerufen  wor- 
den, dass  ersterer  in  der  sogenannten  Eiszeit 
vergletschert  gewesen  ist.  In  Hudsonien  und  an 
den  Lorenz-Seen  ist  der  Boden  dadurch  auf 
weiten  Strecken  seiner  Verwitterungskrume 
völlig  beraubt  worden  und  kahle  Felsfläche 
(„Barren  Grounds").  Weiter  s.  ist  dagegen 
der  von  den  Gletschern  fortgetragene  oder 
fortgeschobene  Schutt  wieder  zur  Ablagerung 
gekommen,  teils  als  fein  zerriebener  frucht- 
barer LÖSS-,  teils  in  Gestalt  mächtiger  Stein- 
blockanhäufungen. S.  vom  Ohio  handelt  es  sich 
überall  nur  um  Bodenarten,  die  an  Ort  und 
Stelle  durch  Verwitterung  der  Gesteinsschich- 
ten entstanden  („Blaugrasboden"  Kentuckys), 
durch  Flüsse  herbeigeschwemmt  (Schlickboden 
der  Mississippi-Niederung)  oder  durch  den  Wind 
herbeigetragen  worden  sind(Sandboden  Floridas). 

Das  alte  Grundgestein  des  appalachischen 
Berg-  und  Hügellandes  ist  ausserordentlich 
reich  an  Lagerstätten  nutzbarer  Mineralien. 
Abbauwürdige  Kohlenflöze  finden  sich  auf 
einer  Fläche  von  500000  qkm,  z.T.  in  ander- 
weit unerhörter  Mächtigkeit. 

Hervorzuheben  ist  vor  allem  das  ungeheure  „Appa- 
lachische Kohlenfeld",  das  sich  von  Pennsylvanien  bis 
Alabama  erstreckt,  das  „Zentrale  Kohlenfeld"  von  Illinois, 


Indiana  und  Kentucky  und  das  „Westliche  Kohlenfeld" 
von  Jowa,  Kansas  und  Missouri. 

Die  AUeghanies  und  Adirondacks  enthalten 
grosse  Magnet-Eisenerzlager,  das  Uferland  des 
Oberen  Sees  förmliche  Gebirge  aus  Braun- 
eisenstein („Iron  Mountains"),  sowie  unerschöpf- 
liche Fundstätten  gediegenen  Kupfers,  das  Hügel- 
land w.  vom  oberen  Mississippi  wichtige  Blei- 
und  Zinkerzlager,  der  W.  des  Cumberland- 
Gebirges  sowie  die  Gegend  am  Huronen-See 
Petroleum-  und  Naturgasquellen  sowie  Salz- 
quellen. Die  grosse  Niederung  bietet  in  Süd- 
karolina und  Florida  Phosphat,  in  Louisiana 
Steinsalz,  in  Texas  Petroleum. 

Die  Westhälfte  von  Nordamerika  (die  kor- 
dillerische  Hälfte)  ist  ein  hohes  Tafelland,  das 
in  n.w.  Richtung  von  gewaltigen  Hochgebirgs- 
ketten (Kordilleren)  durchzogen  wird.  Die  mit- 
telamerikanische Kordillere  enthält  eine  grosse 
Zahl  von  Vulkanen  (als  höchsten  den  4210  m 
hohen  Tajumulco);  ähnlich  die  mexikanische 
Sierra  Madre  (Popocatapetl  5452  m,  Citlaltepetl 
5295  m).  Das  Felsengebirge  von  Kolorado 
und  Wyoming,  vorwiegend  aus  Granit  und 
Gneis  sowie  aus  paläozoischem  Kalkstein 
und  Quarzit  bestehend,  erreicht  im  Mount 
Elbert  4395  m;  die  ähnlich  gebildete  kalifor- 
nische Sierra  Nevada  nebst  dem  vulkanischen 
Kaskaden-Gebirge  im  Mount  Whitney  4540  m,^ 
im  Mount  Tacoma  4403  m;  die  kanadischen 
Selkirk-  und  Columbia  Mountains  gegen  4000 
m;  die  Alaskischen  Alpen  im  Eliasberg  5520  m 
und  im  Mount  Mc  Kinley  6238  m.  Die  weiten 
Hochflächen  („Plains")  zwischen  den  Gebirgs- 
zügen liegen  z.  T.  2500  m  über  dem  Meeres- 
spiegel. Die  Prärien-Tafel  im  O.  des  Felsen- 
gebirges erhebt  sich  ganz  allmählich  von 
500  m  (am  95.  w.  Längengrade)  bis  1800  m. 
Tiefe  Längstäler  trennen  namentlich  die  Sierra 
Nevada  nebst  dem  Kaskaden  -  Gebirge  von 
den  pazifischen  Küstenketten  (das  Kalifornische 
und  Oregonische  Tal).  Auch  die  Westindischen 
Inseln  sind  sehr  gebirgig  (Sierra  Maestra  auf 
Kuba  über  2500  m,  Cibaogebirge  auf  Haiti 
über  3000  m).  Die  kleinen  Antillen  enthalten 
mehrere  tätige  Vulkane  (Mont  Pelee  von  Mar- 
tinique, Soufriere  von  St.  Vincent). 

Mit  ewigem  Schnee  bedeckt  und  in  einem 
höheren  Grade  vergletschert  sind  nur  die  n.-w. 
Kordilleren  (Elias -Alpen,  Selkirk  Mountains). 
Dagegen  sind  die  Gebirge  und  Hochflächen  viel- 
fach von  ausserordentlich  steilwandigen  Schluch- 
ten („Barrancas"  und  „Caftons")  durchzogen. 
Dem  Verkehre  bereiten  diese  Schluchten  grössere 
Schwierigkeiten  als  die  Hochgebirgsketten,  und  viele 
sind  vollkommen   unüberschreitbar.     Im    übrigen    sind. 
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aber  die  nordamerikanischen  Kordilleren  leicht  zu 
queren,  und  die  Anlage  der  HaupteisenbahnHnien  er- 
forderte bei  weitem  nicht  so  grosse  technische  An- 
strengungen wie  in  den  europäischen  Alpen.  Die  Süd- 
Pacificbahn  übersteigt  das  Felsengebirge  in  1410  m 
Höhe,  die  Atlantic-Pacificbahn  in  2230  m,  die  Union-Pa- 
dficbahn  in  2513  m,  die  Nord-Pacificbahn  in  1652  m, 
die  Kanadische  Pacificbahn  in  1589  m.  Die  grossartig- 
sten Felsengebirgsbahnen  sind  die  Denver-  und  Rio- 
Grande-Bahn  (von  Denver  nach  Salt  Lake  City)  und 
die  Colorado-Midland-Bahn  (von  Leadville  nach  Aspen). 
Jene  erreicht  3307,  diese  3514  m. 

Schwieriger  sind  die  Übergänge  über  die 
Sierra  Nevada,  deren  Westfuss  nur  wenige  Me- 
ter über  dem  Meeresspiegel  liegt,  und  in  der  im 
Winter  ungeheure  Schneemassen  zu  bekämpfen 
sind  (bei  der  Zentral-Pacificbahn  durch  ein 
60  km  langes  Schutzdach). 

Die  Süd-Pacificbahn  übersteigt  die  südliche  Fortset- 
zung dieser  Kette  bei  840  m,  die  Atlantic-Pacificbahn  die 
Hauptkette  bei  1180m  (im  Tehachipi-Passe),  die  Zen- 
tral-Pacificbahn bei  2195  m  (im  Truckee-Passe)  und  die 
Nord-Pacificbahn  das  Kaskaden-Gebirge  bei  1020  m. 
Am  schwierigsten  ist  das  Queren  der  mexikanischen 
Kordilleren,  da  dort  verhältnismässig  kurze  und  steile 
Anstiege  von  der  Höhe  des  Meeresspiegels  bis  zu 
2300  m  (bei  der  Bahnlinie  Tampico-Zacatecas),  2550  m 
(Veracruz-Mexiko)  und  3000  m  (Mexiko-Patzcuaro)  zu 
überwinden  sind.  Der  Eisenbahnübergang  auf  der 
Landenge  von  Panama  liegt  nur  120  m  hoch. 

Mit  dem  Baue  und  dem  Vulkanismus  der 
nordamerikanischen  Kordilleren  hängt  ihr  un- 
geheurer Reichtum  an  Erzlagerstätten  zusam- 
men: an  meilenlangen  Silbererzgängen,  wie  die 
Veta  Madre  bei  Guanajuato  und  die  Veta  Grande 
bei  Zacatecas;  an  mächtigen  Gold-  und  Silber- 
erzstöcken, wie  der  Comstock  Lode  bei  Virginia 
City,  der  Mother  Lode  der  Sierra  Nevada,  und 
die  Gänge  von  Cripple  Creek;  an  Goldseifen, 
wie  diejenigen  am  Westhange  der  Sierra  Ne- 
vada und  in  Alaska;  und  an  Quecksilber-,  Blei- 
und  Kupfererzlagern.  Auch  Kohlenfelder  und 
Petroleumquellen  fehlen  weder  im  Felsengebirge 
noch  in  den  kalifornischen  Küstenketten,  eben- 
sowenig Salz-,  Soda-  und  Boraxfundstätten. 

Das  nordamerikanische  Klima  ist  ebenso 
durch  heisse  Sommer  wie  durch  sehr  kalte  und 
wechselvolle  Winter  ausgezeichnet.  Nur  in  La- 
brador herrscht  unter  dem  Einflüsse  der  kalten 
Labradorströmung  ein  rauhes  Sommerklima. 
Wenn  aber  New- York  (unter  gleicher  Breite  mit 
Neapel)  nur  eine  mittlere  Jahrestemperatur  von 
11°  hat  (5"  niedriger  als  Neapel),  so  liegt  dies 
nicht  sowohl  an  der  Sommer-,  als  vielmehr  an 
der  Wintertemperatur. 

Im  Sommer  sind  anhaltende  Hitzeperioden 
(mit  50— 550C,  im  Schatten  und  mehr  als  70 » C 
in  der  Sonne)  ausserordentlich  lästig  und  der 
Gesundheit    der  Bevölkerung  schädlich.     Der 


eigentliche  Glutofen  Nordamerikas  liegt  aber  in 
der  südkalifornischen  Wüste,  deren  Temperaturen 
diejenigen  von  Massaua  und  Murzuk  übertreffen. 
Die  Winter  sind  namentlich  in  der  kordille- 
rischen  Hälfte  sehr  hart  (in  Montana  mit  sibi- 
rischen Kältegraden  von  —SO*'  C).  Durch  die 
N.W.-Winde{„Northers")  werden  die  niedrigen 
Temperaturen  öfters  auch  bis  in  den  äussersten 
S.  getragen,  so  dass  sich  in  Florida  selbst  der 
Indian  River  mit  Eis  bedeckt,  und  dass  man 
in  Atlanta  schon  — 21"^  C.  zu  verzeichnen  ge- 
habt hat.  Übrigens  brechen  diese  „kalten 
Wellen",  die  häufig  von  schlimmen  Schnee- 
stürmen („Blizzards")  begleitet  sind,  meist  sehr 
plötzlich  herein.  Nur  die  Winter  der  pazifi- 
schen Küstengegend  sind  milde  (San  Franzisko 
+  9*^  C.  Januartemperatur),  und  nur  in  Süd- 
florida und  in  den  Küstengegenden  Mexikos 
sowie  in  Mittelamerika  und  Westindien  herrschen 
tropische  Temperaturen. 

Die  Niederschläge  sind  im  ö.  Nordamerika  reichlich 
(New-York  120,  Chicago  80  cm),  im  W.  dagegen  sehr 
spärlich  (Mohave  4,5  cm).  Ausserordentlich  regenreich 
ist  jedoch  das  Küstenland  von  Oregon  und  Alaska  (bis 
260  cm)  und  der  Ostabsturz  der  mexikanischen  und 
mittelamerikanischen  Kordilleren  (bis  200  cm).  Im 
ganzen  Erdteile  sind  starke  Güsse  vorherrschend  (bis- 
weüen  40 — 50  oder  60  cm  in  24  Stunden),  im  regen- 
armen W.  meist  mit  wolkenbruchartigem  Charakter. 
Daher  kann  auch  die  Lufttrockenheit  trotz  der  grossen 
jährlichen  Regenhöhe  viel  grösser  sein  als  in  Europa. 
Häufig  genug  artet  die  Lufttrockenheit  übrigens  selbst 
in  dem  regenreichen  O.  in  monatelange  Dürre  aus.  In 
Mittelamerika  und  Mexiko  ebenso  wie  in  Südflorida  fällt 
der  Regen  im  Sommer,  in  Kalifornien  im  Winter,  im 
appalachischen  Nordamerika  aber  zugunsten  des  Acker- 
baues und  der  Viehzucht  in  allen  Jahreszeiten.  —  Un- 
gemein verheerend  treten  in  Nordamerika  Wirbelstürme 
(Tornados  und  Hurricane)  auf,  im  W.  (einschl.  Mexiko) 
furchtbare  Staub-  und  Sandstürme. 

Die  Ströme  des  O.,  die  zu  den  grössten  und 
wasserreichsten  der  Erde  zählen,  haben  zur 
kulturellen  und  wirtschaftlichen  Entwickelung 
des  Erdteils  sehr  viel  beigetragen;  so  vor  allem 
der  Mississippi,  der  (im  Missouri)  7000  km 
lang  ist,  3,3  Mill.  qkm  Stromgebiet  hat,  und 
mit  55  schiffbaren  Nebenflüssen  (Illinois,  Ohio 
mit  Cumberland,  Tennessee,  Missouri,  Arkansas, 
Red  River)  ein  Wasserstrassennetz  von  27000 
km  darstellt.  Aber  auch  der  Alabama  (mit 
Tombigbee),  Appalachicola,  St.  Johns  River, 
Altamaha,  Savannah,  Santee  und  James  sind 
bis  zu  der  angegebenen  „Fall-Linie"  ungemein 
stattliche  Schiffahrtsströme.  Beim  Susquehanna 
und  Delaware  liegen  die  Fälle  unmittelbar  an 
dem  Mündungstrichter.  Ein  Schiffahrtsstrom 
höchsten  Ranges  ist  aber  der  in  seinem  Unter- 
laufe fjordartig  erweiterte  und  verzweigte  Hud- 
son.   In  geringerem  Masse  ist  es  der  Connec- 
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ticut,  der  durch  seine  Fälle  gleich  dem  Merri- 
mack  ein  wichtiger  Förderer  der  neuenglän- 
dischen  Industrie  ist.  Der  neubraunschweigische 
St.  John  River  ist  durch  seine  zahlreichen  Seen 
weithin  schiffbar;  ebenso  derungeheureLo  renz- 
strom,  der  sich  zu  den  fünf  Grossen  Seen  (Obe- 
rer-, Michigan-,  Huronen-,  Erie-  und  Ontario- 
See)  erweitert,  aus  dem  Oberen  See  aber  in 
der  wilden  Schnellenreihe  des  Sault  de  Ste. 
Marie  zum  Huronen-See,  aus  dem  Erie-See  in 
den  grossartigen  Niagara-Fällen  (50  m  hoch) 
zum  Ontario-See  hinabstürzt,  dann  bis  gegen 
Montreal  hin  zahlreiche  Schnellen  bildet  und  im 
St.  Clair-See  (zwischen  Huronen-  und  Erie-See) 
sowie  im  St.  Peter-See  (oberhalb  Quebec)  lästige 
Untiefen  hat.  Von  Natur  ein  Kulturstrom  von  be- 
schränktem Werte,  ist  er  durch  umfangreiche 
Korrekturen  und  Kanalanlagen  ein  solcher  aller- 
ersten Ranges  geworden,  mit  einem  viel  stärkeren 
Verkehr  als  der  Mississippi.  Auch  der  mächtige 
N  e  1  s  o  n ,  der  im  Oberlaufe  Saskatschewan  heisst, 
ist  ein  Seen-  und  Wasserfall-Strom  (Winnipeg- 
See!);  und  ähnlich  auch  derMackenzie,  der  den 
Athabaska-  und  Grossen  Sklavensee  durchfliesst. 
—  Der  merkwürdige  Unterschied  zwischen  den 
n.  Seenströmen  und  den  s.  Rinnenströmen  findet 
seine  Erklärung  darin,  dass  der  N.  im  Gegen- 
satz zum  S.  vergletschert  gewesen  ist. 

Die  Wasserscheiden  zwischen  den  n.  Strömen 
sind  meist  sehr  niedrig,  und  stellenweise  fehlen 
sie  ganz  (zwischen  Nelson  und  Severn,  Chur- 
chill und  Mackenzie). 

Die  Ströme  des  kordillerischen  W.,  der  obere 
Missouri  mit  dem  Yellowstone  und  Platte,  der 
obere  Arkansas,  der  obere  Red  River,  der  R  i  o 
Grandedel  Norte,  der  Panuco,  derColora- 
do(mitGila),  der  Columbia  (mit  Snake  River), 
der  Fräser  und  der  Stikine  sind  beinahe  durch- 
gängig Wildströme,  die  sich  durch  die  wolken- 
bruchartigen  Regen  haustief  mit  Wasser  füllen, 
um  wenige  Tage  oder  Stunden  danach  mehr 
oder  minder  vollkommen  auszutrocknen,  und 
die  in  ihren  Cafionschluchten  dem  Verkehre  in 
keiner  Weise  dienen.  In  beschränkter  Weise 
schiffbar  sind  nur  die  kurzen  Unterläufe  des  Rio 
Grande  del  Norte,  des  Colorado,  des  Sacramento, 
des  Columbia  und  des  Stikine.  Viele  w.  Ströme 
(Humboldt- Fluss,  Bären- Fluss)  münden  übri- 
gens in  abflusslose  Salzseen.  Der  Yukon  ist 
im  Sommer  auf  ausgedehnter  Strecke  schiffbar. 

Die  Bevölkerungsverhältnisse  haben 
seit  Kolumbus  eine  gründliche  Umgestaltung 
erfahren.  Die  kupferfarbigen  Indianer  wurden 
im  grösseren  Teile  des  Gebiets  ausgerottet 
oder    verdrängt.     In   Kanada    und  der  Union 


blieben  nur  gegen  400000  erhalten,  beson- 
ders so  weit  sie  sich  (Cherokesen,  Creeks, 
Choctaws)  an  sesshaftes  Ackerbauerleben  oder 
(Navajos)  an  friedliches  Hirtenleben  gewöhnt 
haben.  In  Mexiko  und  Mittelamerika  dagegen  sind 
die  Indianer  in  der  Überzahl  geblieben  (etwa 
1 2Mill.),  und  ein  wirtschaftlich  tüchtiges  Element 
bilden  in  diesen  Ländern  die  Mischlinge  von 
Indianern  und  Weissen  (Mestizen).  Die  Neger 
(gegen  14  Mill.),  die  als  Sklaven  nach  Nord- 
amerika gebracht  wurden,  machen  namentlich  in 
Westindien  und  in  der  s.  Union  einen  starken 
Bruchteil  der  Bevölkerung  aus,  und  ihre  unvorbe- 
reitete Befreiung  hat  daselbst  zu  manchem  wirt- 
schaftlichen Misstandegeführt.  Chinesen  (120000) 
sind  besonders  in  den  pazifischen  Küstenlän- 
dern fleissige,  billige  und  sparsame  Arbeiter.  Die 
Mittelländer  (über  75  Mill.)  haben  sich  den 
nordamerikanischen  Erdteil  in  einem  ähnlich 
hohen  Grade  unterworfen  wie  den  europäischen. 

Das  Pflanzen  leben  ist  in  derö.  Erdteilhälfte 
durch  intensive  Sonnenbestrahlung  und  reich- 
liche Niederschläge  ausserordentlich  üppig. 
Herrlich  ist  vor  allem  der  appalachische  Laub- 
wald mit  seinen  zahlreichen  Eichen-,  Hickory-, 
Ahorn-,  Ulmen-,  Gleditschien-,  Walnuss-,  Kasta- 
nien- und  Eschenarten,  der  an  den  Grossen 
Seen  und  in  Neuengland  in  dichte  Bestände 
von  Weimutskiefern,  Schwarz-  und  Weiss- 
fichten, Zedern  und  Lärchen  und  in  der  Nie- 
derung in  ungeheure  Terpentinkieferbestände 
übergeht.  Freilich  ist  dieser  Wald  in  ärgster 
Weise  vom  Menschen  misshandelt  worden, 
und  die  Hilfsquellen,  welche  er  bietet,  versie- 
gen mehr  und  mehr.  Auf  den  Waldrodungen 
gedeihen  aber  neben  dem  einheimischen  Mais 
und  Tabak  auch  der  eingeführte  Weizen  und 
Hafer  oder  Baumwolle  und  Zuckerrohr,  Apfel- 
und  Pfirsichbaum,  Weinstock  und  Orange. 

Gegen  W.  lichtet  sich  der  Wald  mit  den 
abnehmenden  Niederschlägen,  und  endlich 
nehmen  Prärien  und  Wüsten  seine  Stelle  ein, 
während  Zitterpappeln-,  Weiden-  und  Erlenge- 
büsch nur  die  Flussläufe  begleitet,  und  schöner 
Kiefern-  und  Fichtenwald  nur  die  besser  befeuch- 
teten höheren  Gebirgslagen  einnimmt.  Kultur- 
pflanzen gibt  es  hier  meist  nur  durch  künstliche 
Bewässerung.  Das  pazifische  Küstenland 
endlich  zeichnet  sich  durch  die  bekannten 
Riesenbäume  (Sequojen,  Douglasfichten,  Zedern, 
Zuckerkiefern  usw.)  aus,  und  West-Oregon 
sowie  West- Washington  trägt  durch  diese  Bäu- 
me den  massigsten  Pflanzenwuchs  auf  Erden 
(1  Hektar  bis  20000  cbm  Holz).  Der  Nadel- 
wald, der  auch  in  Alaska  noch  stattlich  ist,  geht 
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im  Mackenziegebiet  ganz  allmählich  in  den  ost- 
kanadischen Wald  über.  Im  S.  des  pazifischen 
Gebietes  gedeihen  ausser  Weizen,  Gerste  und 
Hopfen  auch  Wein,  Orangen,  Mandeln,  Feigen, 
Walnüsse  und  Oliven,  meist  aber  nur  unter 
Zuhilfenahme  von  künstlicher  Bewässerung.  — 
In  Mexiko,  und  ähnlich  in  Mittelamerika  und 
Westindien,  tragen  die  Küstenlandschaften  bis 
1000  m  (als  tierra  caliente)  echten  Tropenwald, 
mit  Palmen,  Mahagoni-,  Campeche-  und  Kaut- 
schukbäumen, Bananen  und  Vanille;  die  Ge- 
birgslagen zwischen  1000  und  2000  m  {tierra 
tembladd)  immergrünen  Wald  aus  Eichen  (80 
Arten),  Buchen,  Lorbeer-  und  Myrtengewäch- 
sen; und  die  höchsten  Lagen  {tierra  frid)  laub- 
wechselnde Eichen  sowie  Kiefern,  Tannen  und 
Zedern.  Kaktus-  und  Agavengewächse  be- 
kleiden namentlich  die  Hochflächen.  Kultur- 
pflanzen sind  Kaffee-  und  Kakaobaum,  Tabak, 
Baumwolle  und  Zuckerrohr. 

Die  einheimische  Tierwelt  Nordamerikas  ist 
nur  noch  im  n.  und  n.w.  Kanada  von  höherer 
wirtschaftlicher  Bedeutung,  besonders  durch 
die  daselbst  hausenden  Pelztiere.  Anderweit 
ist  sie  bis  auf  dürftige  Reste  ausgerottet.  Da- 
für bevölkern  ungeheure  Scharen  von  Rindern, 
Pferden,  Maultieren,  Schafen  und  Schweinen 
den  Erdteil,  und  die  Viehzucht  ist  eine  seiner 
wichtigsten  Hilfsquellen  geworden. 

Die  erwähnten  Mineralschätze  werden  in 
Nordamerika  in  der  rührigsten  Weise  ausge- 
beutet, und  namentlich  an  Silber,  Gold,  Kupfer 
und  Petroleum  erzeugt  der  Erdteil  mehr  als 
jeder  andere,  während  seine  Kohlen-  und  Eisen- 
ausbeute der  gesamt-europäischen  nahe  kommt. 

Die  Entwicklung  von  Industrie  und 
Handel  und  Verkehr  in  Nordamerika  ist 
staunenswert  gewesen.  Dampf-  und  Elektrizität 
hat  man  noch  umfassender  in  den  Dienst  des 
Personen-,  Waren-  und  Nachrichtenverkehrs 
gestellt  als  in  Europa,  und  in  der  Länge  der 
Dampfeisenbahn-  und  elektrischen  Bahnlinien 
übertrifft  Nordamerika  Europa  sehr  weit.  Nur 
hinsichtlich  der  Telegraphenlinien  behauptet 
Europa  noch  den  Vorrang  (vgl.  S.  555).  Mit 
dem  Indianerkanu  begnügen  sich  nur  noch 
die  Pelztierjäger  der  Hudsonbailänder  {j,voya- 
geurs"),  und  Maultierkarawanen  spielen  nur 
noch  in  Mexiko  und  Mittelamerika,  Schlitten- 
karawanen nur  in  Alaska  eine  Rolle. 

2.  Die  einzelnen  Länder. 

a)  Das  britische  Kolonialreich  in  Nord- 
amerika erstreckt  sich  über  10,2  Mill.  qkm 
mit  7,1  Mill.  E. 


a)  Kanada  (9,7  Mill.  qkm  und  5,3  Mill.  E. 
d.  i.  0,6  auf  1  qkm),  die  ausgedehnteste  und 
nächst  Indien  die  volkreichste  der  englischen 
Kolonien,  hat  in  der  Union  einen  der  ersten 
Kulturstaaten  zum  Landnachbar,  während  der 
Atlantische  und  Stille  Ozean  ihm  einen  sehr 
freien  Verkehr  mit  den  wichtigsten  Ländern 
der  Erde  ermöglichen,  umsomehr  als  die 
Küsten  buchtenreich  und  im  S.  auch  winter- 
eisfrei sind.  Im  Verkehre  mit  Europa  wird 
allerdings  der  Vorzug  vergleichsweise  naher 
Nachbarschaft  durch  die  Eisbedeckung  der 
Lorenzmündung  und  Belle-Isle-Strasse  (gegen 
5  Monate)  sowie  durch  die  dort  herrschenden 
schweren  Nebel  beeinträchtigt.  Immerhin  ist 
es  für  den  Durchgangsverkehr  Kanadas  wichtig 
genug,  dass  der  Weg  zwischen  der  Belle-Isle- 
Strasse  und  Glasgow  (kaum  3000  km)  von 
Dampfern  in  A^j^ — 5  Tagen  zurückgelegt  wer- 
den kann,  während  dies  mit  der  Entfernung 
zwischen  Vancouver  am  Puget-Sunde  und  Yo- 
kohama (gegen  7000  km)  in  12 — 14  Tagen 
möglich  ist,  und  die  Durchquerung  Kanadas 
von  Montreal  bis  Vancouver  nur  3^|2 — 4  Tage 
beansprucht. 

Die  grössere  Osthälfte  Kanadas  ist  niedriges 
Hügel-  und  Tafelland,  die  Westhälfte  vorwiegend 
hohes,  teilweise  schnee-  und  gletscherbedecktes 
Kordillerenland. 

Die  18S6  unter  grossen  technischen  Schwierigkeiten 
fertig  gestellte  Kanadische  Pacificbahn  bildet  die  ein- 
zige grosse  Verkehrsstrasse  quer  über  Land.  Die  Kor- 
dilleren-Pässe steigen  zwar  an  der  Kanadischen  Paci- 
ficbahn nur  bis  1589  m  auf,  es  folgen  aber  in  den  ver- 
schiedenen Parallelketten  in  starken  Auf-  und  Abstiegen 
eine  ganze  Anzahl  hintereinander,  und  Fels-  und  Erd- 
stürze  sowie  winterliche  Schneewehen  machen  öfters 
schwer  zu  schaffen.  In  der  Osthälfte  stösst  man  aller- 
wärts  auf  Wirkungen  der  einstigen  Vergletscherung, 
und  ausgedehnte  Strecken  sind  ,, Barren  Grounds"  oder 
steinblockbesäetes    , .absolutes  Waldiand". 

Es  fehlt  aber  auch  nicht  an  fein  zerriebenem  und 
äusserst  fruchtbarem  Geschiebemergel-  und  Lössboden. 

Die  zahllosen  Seen  und  Ströme  bringen  einen 
grossen  Fischreichtum  mit  sich.  Die  Seen  ge- 
währen gute  Wasserstrassen,  die  zahlreichen 
Schnellen  und  Fälle  unterbrechen  aber  die  Schiff- 
barkeit und  bieten  nur  ausgiebige  Treibkräfte  für 
die  Industrie  (Niagara- Fälle  7  Mill.  Pferdekräfte!). 

Die  KanusderPelzhändler  können  meist  um  die  Wasser- 
fälle herum  oder  über  die  niedrigen  Wasserscheiden 
hinweggetragen  werden  („Tragplätze",  ,,Portagen")^ 
und  man  kann  solchergestalt  von  Quebec  nach  dem  Oberen 
See,  nach  dem  Wälder-,  Winnepeg-  und  Athabaska-See 
und  nach  der  Mündung  des  Mackenzie  gelangen.  Für 
einen  Verkehr  höherer  Art  ist  eine  solche  lückenhafte 
Wasserstrasse  aber  schlecht  brauchbar.  Mit  grossem 
Kostenauf  wände  (4  00  Mill.  M)  haben  die  Kanadier  den  Lo- 
renzstrom und  dessen  Teilstücke  reguliert  und  in  eine  gross- 
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artige  Binnenschiffahrtsstrasse  umgewandelt,  und  ähnlich 
auch  dessen  Nebenfluss  Ottawa.  Mit  den  meisten  an- 
dern Strömen  wird  dies  aber  in  absehbarer  Zeit  nicht 
möglich  sein. 

Das  kanadische  Klima  ist  durch  harte,  lange 
Winter  (am  Saskatschewan  bis  —  57 "  C.)  und 
durch  heisse,  kurze  Sommer  ausgezeichnet  (bis 
-{-45*^C.).  Letztere  gestatten  am  Mackenzie 
noch  Gersten-  und  in  der  Breite  des  Athabaska- 
Seesnoch  Weizenbau,  während  sich  der  Mais- 
und Weinbau  auf  S.-Ontario  beschränken.  Der 
ganze  N.  und  N.-O.  (Labrador,  Hudsonien) 
hat  kühle  Sommer,  so  dass  auf  ^/g  der  Land- 
fläche der  Ackerbau  gänzlich  ausgeschlossen  ist. 

Schwarz-  und  Weisstannen  bekleiden  den 
Boden  bis  an  die  Mackenzie-Mündung,  bis  an 
den  Bären-  und  Doobaunt-See  und  bis  an  die 
Ungawa-Bai  (in  Labrador),  und  die  ungeheueren 
Bestände  dieser  Bäume  bildeten  lange  Zeit  die 
Haupthilfsquelle  des  Landes.  Die  Holzausfuhr 
bewertet  sich  (1902)  auf  150Mill.M,  die  Vieh- 
ausfuhr auf  170,  die  Fleischausfuhr  auf  45, 
die  Käseausfuhr  auf  72,  die  Getreideausfuhr 
auf  98,  der  Jahreswert  der  von  70000  Mann 
betriebenen  Fischerei  auf  96  Mill.  und  der  ge- 
samte Aussenhandel  auf  1800  Mill.  M. 

An  Mineralschätzen  ist  das  Land  reich. 
Es  wurden  1902  gewonnen  an:  Gold  88,  Nickel 
21,  Kupfer  19,  Silber  10  Mill.  M.  Kohlen 
wurden  7,6  Mill.  T.  gefördert,  Petroleum  0,5 
Mill.  Fässer. 

in  jeder  Beziehung  am  reichsten  ausgestattet  sind  die 
Ostprovinzen  (Neuschottland,  Neubraunschweig,  Prinz- 
Edward-Insel,  Quebec  und  Ontario),  auf  die  nur  lö''/^ 
der  Landfläche,  aber  88  "/o  der  Bevölkerung  zu  rechnen 
sind,  sowie  zugleich  577o  des  Weizenertrages,  88% 
des  Haferertrages,  über  SO^/o  des  Rinderbestandes, 
QS^/o  der  Holzschlägerei,  über  66®/„  der  Fischerei  und 
über  90%   der  Maschinenpferdekräfte. 

In  Neuschottiand  ist  Halifax,  an  prächtiger,  eis- 
freier Bucht,  im  Winter  Hauptzielpunkt  der  europäisch- 
kanadischen Dampferlinien  (Schiffsverkehr  1,5  Mül.  T.), 
während  Sydney  und  Glasgow  Kohlenbergbau  treiben. 
In  Neubraunschweig  unterhält  St.  John,  an  der 
Fundy-Bai,  starkenVerkehr  nach  Neuengland.  Der  Haupt- 
hafen der  Prinz-Edward-Insei,  Charlottetown,  ist  im 
Winter  nur  durch  grosse  Eisbrecherfähren   zugänglich. 

Quebec  (69  000  E.)  hat  durch  die  künstliche  Ver- 
tiefung des  St.  Peter-Sees,  zu  dem  der  Lorenzstrom 
sich  oberhalb  der  Stadt  erweitert,  viel  von  seiner  Be- 
deutung als  Hafenplatz  und  Bollwerk  verloren,  einen 
gewissen  Ersatz  aber  durch  Gewerbtätigkeit  gefunden. 
Montreal  (268000  E.),  das  durch  die  angegebene  Re- 
gulierung 8  m  tiefgehenden  Seeschiffen  nahbar  ge- 
worden ist,  und  das  durch  die  oberen  Lorenzkanäle 
und  durch  den  Ottawa-  und  den  Champlain- Kanal  (nach 
dem  Hudson),  sowie  durch  die  riesige  Viktoria-Brücke 
(3,2  km  lang)  vorzügliche  Schiffahrts-  und  Eisen- 
bahnverbindungen mit  der  Ufergegend  der  Grossen 
Seen  und  mit  New-York  und  Boston  gewonnen  hat, 
vermittelt  heute  den  grössten  Teil  des  kanadischen 
Aussenhandels  (Schiffahrtsbewegung:  2,4  Mill.  T.). 


In  der  reichen  Provinz  Ontario  ist  die  Bundeshaupt 
Stadt  Ottawa  (60000  E.)  durch  ihre  Lage  an  dem 
gleichbenannten  Strome  und  durch  den  Ottawa-Kanal 
und  Rideau-Kanal  sowie  als  Eisenbahnknoten  zugleich  ein 
wichtiger  Handelsplatz,  vor  allem  in  Sägeholz,  von  dem 
ungeheure  Massen  aus  dem  Ottawa-Gebiete  hierher  ver- 
f  lösst  werden.  Bedeutender  ist  aber  T  o  r  o  n  t  o  (208  000  E.), 
an  einer  geschützten  Bucht  des  Ontario-Sees,  und  in 
der  Vereinigung  zahlreicher  Eisenbahnen  aus  der  Union 
und  aus  der  w.  kanadischen  Seengegend.  Hamilton 
(53  000  E.)  ist  als  Industriestadt  bemerkenswert;  St. 
Cat  herin  es  als  Eingangspunkt  des  Weiland- Kanales 
(mit  1,5  Mill.  T.  Schiffsverkehr);  Windsor  und  Sar- 
nia  als  Übergangspunkte  über  den  St.  Clair-  und  De- 
troit-River (letzteres  mit  grossem  Tunnel  unter  dem 
Strom);  Sudbury  durch  Kupfer-  und  Nickelbergbau; 
Fort  Arthur  als  Hafenplatz  am  Oberen  See. 

In  der  wichtigen  Ackerbauprovinz  Manitoba  ist  Win  - 
nepeg,  am  Zusammenflusse  des  Red  River  und  As- 
siniboine,  hervorragend  als  Getreidemarkt  und  Müllerei- 
stadt, während  in  den  dünnbesiedelten  Prärieterritorien 
(Assiniboia,  Saskatschewan  und  Alberta)  Regina  und 
Calgary,  an  Gabelungen  der  Kanadischen  Pacificbahn, 
die  Hauptplätze  sind. 

In  Britisch-Columbia,  das  nur  in  beschränkten 
Talgegenden  anbaufähig,  und  nur  durch  Bergbau,  Fischerei 
und  Holzschlägerei  produktiv  ist,  sind  Viktoria,  an 
massig  tiefer  Hafenbucht  auf  der  Vancouver-Insel,  und 
die  Endstation  der  Kanadischen  Pacificbahn  Vancouver, 
an  einer  tiefen  Bucht  des  Puget-Sundes,  mit  einer 
Dampferlinie  nach  Ostasien,  die  Hauptplätze. 

Die  N. -Territorien  Athabaska,  Keewatin,  La- 
brador und  das  Mackenzieland  liefern  für  den 
Welthandel  nur  Pelztierfelle  (Bären,  Biber,  Ottern,  Bi- 
samratten, Marder,  Hermeline).  Das  YukonTerri- 
torium  hat  aber  durch  die  reichen  Goldfunde  des 
Klondike-Gebietes  einen  höheren  Aufschwung  genom- 
men. Hauptfaktoreien  der  Hudsonbai-Gesellschaft  sind 
Fort  Yori{  und  Fort  Churchill,  an  der  Hudson- 
bai ;  Mittelpunkt  der  Goldförderung  und  Hauptdampfer- 
station Dawson  City,  am  Yulcon. 

ß)  Neufundland  (1 1 1 000  qkm  und  220000 
E.)  hat  eine  vorzügliche  Verkehrslage  insofern, 
als  die  europäisch-amerikanischen  Dampfer-  und 
Segelschifflinien  den  Atlantischen  Ozean  in 
seiner  Breite  queren,  und  als  es  von  Europa 
nur  2640  km  entfernt  ist.  Der  schweren  Nebel 
und  Winterstürme  halber  kommt  der  Vorteil 
aber  eigentlich  nur  den  transatlantischen  Kabeln 
zugute,  wie  auch  die  reiche  Fjordengliederung 
im  allgemeinen  nur  für  die  Fischerei  von  Be- 
deutung ist.  Der  felsige,  steinblockbedeckte 
Boden  ist  etwa  zum  fünften  Teile  anbaufähig, 
und  das  Sommerklima  ist  im  Innern  warm  und 
sonnig  genug  für  Hafer-,  Weizen-  und  Flachs- 
bau. Angebaut  ist  aber  kaum  i|,;oo  der  Fläche, 
und  auch  der  Nadel-  und  Birkenwald  dient 
nur  dem  einheimischen  Verbrauche.  Ausge- 
führt werden  Fischereiprodukte  (für  27  Mill. 
M)  sowie  Kupfer-  und  Eisenerze. 

Haupthafenplatz  ist  St.  Johns  an  einer  schönen 
Bucht  der  Südostküste. 
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Das  310000  qkm  grosse  Neufundländer 
Nebenland  Nordost-Labrador,  mit  seinen 
kleinen  Herrnhuter-  und  Eskimo- Ansiedelungen 
Hopedale,  Nain  und  Hebron  ist  durch 
Seehunds-  und  Heringsfang  wichtig. 

/)  Unter  den  westindischen  und  mittel- 
amerikani sehen  Besitzungen  (56000  qkm 
und  1,6  Mill.  E.)  sind  die  niedrigen  Bermuda- 
Inseln  als  Flotten-  und  Dampferstation  wichtig; 
die  Bah  am  a- In  sein  durch  Ananas-,  Sisalhanf- 
und  Schwammproduktion;  die  Turkinseln 
durch  Salzgewinnung;  das  bis  2200  m  hohe 
Jamaika  (11000  qkm  und  766000  E.,  davon 
730000  Farbige),  mit  dem  Haupthafen  Kings- 
ton, durch  Ausfuhr  von  Bananen,  Orangen, 
Kaffee,  Zucker  und  Gewürzen;  Barbados 
(175  000  E.)  als  Dampferstation  und  durch 
Zuckerbau;  Britisch-Hönduras,  mit  dem 
Hafen  Belize,  durch  Mahagoni-,  Campeche-, 
Cedrelen-,  Blauholz-  und  Kautschukausfuhr. 

b)  Die  (45)  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  umfassen  einschliesslich  Alaska  9,4 
Mill.  qkm.,  und  ihre  Einwohnerzahl  (79 
Mill.)  wird  nur  vom  britischen  Gesamtreiche 
sowie  von  China  und  Russland  übertroffen.  Die 
Volksdichtigkeit  (8  auf  1  qkm)  ist  dabei  gering, 
so  dass  für  das  Wachstum  der  Bevölkerung 
durch  Einwanderung  (1820 — 1904  gegen  22 
Mill.)  noch  viel  Raum  gegeben  zu  sein  scheint. 

Die  Union  überragt  Mexiko,  von  dem  sie 
nur  durch  den  wilden  Rio  Grande  del  Norte 
getrennt  ist,  in  der  Volkszahl  fast  6 mal, 
und  Kanada,  gegen  das  die  Lorenz-Seen  die 
Naturgrenze  bilden,  sogar  reichlich  15 mal. 
Dem  Verkehre  mit  beiden  Nachbarländern  stehen 
aber  zahlreiche  Brücken-  und  Fährstellen  zu 
Gebote,  und  nach  Kanada  hin  konnten  ohne 
nennenswerte  Schwierigkeiten  20  Eisenbahnen, 
nach  Mexiko  wenigstens  5  hergestellt  werden. 

Gegenüber  dem  ferneren  Auslande  gewähren 
der  Atlantische  und  Stille  Ozean  nicht  bloss 
wirksamen  Schutz,  sondern  auch  sehr  gerade 
und  verhältnismässig  kurze  Seeverkehrsstrassen. 
Die  dem  europäischen  Gegengestade  zunächst 
gelegene  N.-O.-Küste  ist  die  am  besten  ge- 
öffnete (durch  die  Portland-,  Massachusetts-, 
New- York-,    Delaware-    und    Chesapeake-Bai). 

Die  S.-O.-Küste  hat  von  Natur  nur  mittel- 
tiefe und  seichte  Buchten  (von  Wilmington, 
Charleston,  Savannah,  Pensacola,  Mobile,  Gal- 
veston),  durch  die  künstliche  Vertiefung  der 
mittleren  Mississippi-Mündung  und  der  Galve- 
ston-Zufahrt  (auf  9  m)  sind  daselbst  aber  auch 
dem  Seeverkehre  grössten  Stiles  zwei  genügende 
Zugänge  geschaffen  worden.   Am  Stillen  Ozean 


sind  die  Buchten  von  San  Diego,  San  Franzisko, 
Tacoma  und  Seattle  vorzügliche  Naturhäfen. 

Nach  ihrer  Bodenbildung  umfasst  die  Union 
sowohl  von  der  appalachischen  als  auch  von 
der  kordillerischen  Erdteilhälfte  das  eigentliche 
Hauptstück,  und  im  appalachischen  Teile  halten 
sich  der  gletscherschuttbedeckte  N.  mit  seinen 
Seenströmen  und  der  niemals  vergletschert  ge- 
wesene S.  mit  seinen  Rinnenströmen  ziemlich 
genau  das  Gleichgewicht.  Die  produktive 
Kohlenfläche  des  Erdteils  (650  000  qkm)  kommt 
grösstenteils  auf  die  Union.  Der  Gletscherschutt- 
boden ist  vorwiegend  fein  zerriebener  Mergel, 
der  ein  vorzügliches  Acker-'  und  Weideland 
bildet.  Von  den  nordamerikanischen  Kordilleren 
entfällt  auf  die  Union  der  wegsamste  und 
mineralreichste  Teil. 

Hinsichtlich  des  Klimas  hat  die  Union  vor 
Kanada  längere  und  wärmere  Sommer  und  vor 
den  Ländern  Europas  das  Zusammenwirken  von 
intensiverer  Sonnenglut  und  reichlicherer  Nieder- 
schlagsmenge voraus.  Die  hohe  Triebkraft  des 
Klimas  geht  freilich  ebensosehr  den  Unkräutern 
und  pflanzlichen  Schmarotzern  sowie  den 
kleinen  tierischen  Feinden  der  Ackerkultur  zu- 
gute, wie  den  Kulturpflanzen.  Getreiderostpilz, 
Kartoffel-,  Apfel-  und  Rebenfäule,  Hessenfliege, 
Baumwollenwurm,  Maiswurm,  Koloradokäfer, 
Heuschrecke  richten  alljährlich  ungeheuren 
Schaden  an.  Auch  Spätfröste  im  Frühjahre, 
heftige  Regengüsse  in  der  Blütezeit,  Dürre  in 
der  Saat-  oder  Reifezeit,  Stürme  und  Über- 
schwemmungen schädigen  schwer.  Alles  in 
allem  sind  die  Erträge  aber  doch  sehr  hoch. 
Die  Landstrassen  und  Eisenbahnen  sind  durch 
Frost-  und  Regenwirkung  vielfach  in  sehr 
schlechtem  Zustande. 

Am  besten  ist  in  wirtschaftsgeographischer 
Hinsicht  der  N.-O.  (die  Gruppe  der  „Nord- 
staaten")  bedacht.  Dort  ist  das  Appalachische 
Gebirge  am  wegsamsten  (Hudson-,  Mohawk-Tal, 
Champlain-Tal),  und  mit  den  mächtigsten  und 
abbauwürdigsten  Kohlenflözen  und  Eisenerz- 
lagern ausgestattet,  dazu  mit  Petroleum-  und 
Naturgasquellen,  Kupfer-,  Blei-  und  Zinkerz-  und 
Salzfundstätten.  Auch  der  Boden  ist  hier  (abge- 
sehen von  Neuengland)  am  anbaufähigsten,  und 
das  Klima  den  meisten  Kulturpflanzen  und 
Haustieren,  sowie  der  Gesundheit  und  Arbeits- 
kraft der  Kulturmenschen  am  günstigsten. 

Im  S.  hindern  die  Alleghanies  den  Ver- 
kehr zwischen  der  Atlantischen  Niederung  und 
dem  Inneren,  Mineralschätze  sind  weniger  all- 
gemein verbreitet,  und  den  Getreidebau  be- 
einträchtigen  die  angeführten  Landplagen  viel 
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mehr  als  im  N.,  so  dass  grosse  Erfolge  eigent- 
lich nur  mit  der  Baumwolle  erzielt  worden 
sind.  Das  heisse  Klima  erschwert  die  Kultur- 
arbeit der  Weissen,  und  hat  s.  Z.  zur  Ein- 
führung der  Negersklaverei  geführt.  Die  Ströme 
haben  verheerende  Überschwemmungen  (bis 
20  m  Hochwasserstand),  und  die  Wasserkräfte 
sind  bald  zu  ungestüm,  bald  zu  schwach.  Die 
reichsten  Südstaaten  sind  die  vorwiegend  gebir- 
gigen (Kentucky  und  Virginia). 

Der  W.  ist  am  dürftigsten  und  einseitigsten 
mit  Hilfsquellen  bedacht,  und  wenn  man  die 
ö.  und  w.  Randgegend  ausschliesst,  sind  nutz- 
bare Mineralien  (Silber,  Gold,  Kupfer,  Blei  usw.) 
beinahe  sein  ganzer  Reichtum.  Streckenweise 
bietet  die  Gegend  im  Frühsommer  gute  Weide; 
die  Rinder-  und  Schafbestände  werden  aber  durch 
den  harten  Winter  häufig  fast  vollständig  ver- 
nichtet. Ackerbau  ist  im  allgemeinen  nur  durch 
künstliche  Bewässerung  und  in  sehr  beschränk- 
tem Umfange  möglich,  so  dass  in  manchen 
Territorien  die  tatsächlich  kultivierte  Fläche  nur 
0,1^/0  von  der  Gesamtfläche  ausmacht.  Die 
pazifischen  Küstenländer  besitzen  durch  ihr 
feuchtes  Klima  reiche  forst-  und  landwirtschaft- 
liche Hilfsquellen. 

Im  Volkskörper  der  Union  haben  die  Mittel- 
länder (88°|o)  das  entschiedene  Übergewicht, 
11,50/0  sind  aber  Neger  und  Mulatten,  270000 
Indianer  und  120  000  Chinesen. 

Die  Weissen  stammen  besonders  aus  Deutschland, 
Irland,  Grossbritannien,  Skandinavien  und  neuerdings 
auch  aus  ItaHen.  Das  bunte  Nationalitätengemisch  ver- 
schmilzt sich  aber  durch  Annahme  der  englischen  Sprache 
rasch  zu  einer  Einheit. 

Die  Neger,  die  in  den  Südstaaten  33 7^,  in  Süd- 
karolina 60  7o.  in  Mississippi  58  "/q  und  in  Louisiana 
45 "/o  von  der  Bevölkerung  ausmachen,  spielen  im 
Wirtschaftsleben  nur  eine  helfende  Rolle.  Sie  zu  einem 
leistungsfähigeren  Kulturelemente  zu  erziehen,  ist  zu- 
vörderst noch  eine  schwierige  Aufgabe.  Die  Indianer 
leben  meist  in  übel  mit  Hilfsquellen  ausgestatteten 
Reservationen,  in  denen  weder  Jagd  noch  Ackerbau 
und  Viehzucht  lohnen. 

Die  Volksbildung  steht  nur  im  N.  und  O. 
hoch.  Wirtschaftliche  Tugenden  des  Ameri- 
kaners sind:  weitschauender  Unternehmungs- 
geist, kaltblütige  Berechnung,  rastlose  Schaf- 
fenslust, Energie,  Ausdauer,  und  die  Mehrzahl 
derjenigen,  welche  etwas  im  Staats-  und  Wirt- 
schaftsleben bedeuten,  sind  seif  made  men. 

Die  Produktion  ist  aus  allen  Naturreichen 
gewaltig.  Als  erste  Kornkammer  der  Erde 
erzeugt  die  Union  bis  880  Mill.  hl  Mais,  bis 
260  Mill.  hl  Weizen,  bis  345  Mill.  hl  Hafer 
und  bis  47  Mill.  hl  Gerste  im  Jahre;  dazu 
bis    11,2   Mill.    Ballen    Baumwolle,    bis    370 


Mill.  kg  Tabak,  bis  22  Mill.  kg  Hopfen.  Die 
Reis-  und  Zuckerkultur  des  S.  ist  nach  zeit- 
weisem Niedergange  ebenfalls  wieder  beträcht- 
lich. Ganz  bedeutend  ist  ferner  der  Obstbau 
(mit  200  Mill.  Apfel-  und  100  Mill.  Pfirsich- 
bäumen). Der  Weinbau  ist  in  Kalifornien, 
die  Südfruchtkuhur  in  Kalifornien  und  Florida 
umfangreich.  Die  europäischen  Haustiere  (60 
Mill.  Rinder,  65  Mill.  Schweine,  21  Mill.  Pferde, 
62  Mill.  Schafe)  gedeihen  vortrefflich.  Der  Jahres- 
ertrag der  Fischerei  wird  auf  250  Mill.  M 
veranschlagt. 

Die  unermesslichen  Mineralschätze  sind 
erst  in  der  2.  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  zu 
vollerer  Geltung  gekommen.  Gegenwärtig  über- 
trifft die  Kohlenförderung  der  Union  (320 
Mill.  T.)  und  noch  mehr  ihre  Eisenerzförde- 
rung (35,6  Mill.  T.)  sogar  die  englische.  In 
der  Goldproduktion  (340  Mill.  M)  wetteifert 
die  Union  mit  Australien  und  Südafrika,  in 
der  Silberproduktion  (über  300  Mill.  M)  mit 
Mexiko,  in  der  Zinkproduktion  (144000  T.) 
mit  Deutschland,  in  der  Quecksilberproduktion 
(35000  Flaschen)  mit  Spanien,  in  der  Petro- 
leumproduktion (110  Mill.  hl)  mit  Russland. 
In  der  Kupfer-  (300  Mill.  kg)  und  Bleiförde, 
rung  (280000  T.)  steht  sie  allen  Ländern  voran. 

Ebenso  vielseitig  ist  die  Industrie,  die  (ein-^ 
schliesslich  der  Kleingewerbe)  7  Mill.  Menschen 
und  11  Mill.  Maschinenpferdekräfte  beschäftigt 
und  für  55  Milliarden  M  Waren  erzeugt.  Die 
Eisen-,Stahl-  und  Maschinenindustrie  überragt 
mit  einem  Arbeiterheere  von  400000  Mann 
die  englische  und  deutsche,  und  in  der  Ver- 
arbeitung der  Baumwolle  (19  Mill.  Spindeln 
und  300000  Arbeiter),  der  Wolle  (3,3  MilK 
Spindeln  und  160000  Arbeiter)  und  der  Seide, 
sowie  in  der  Leder-,  Papier-,  Holz-,  Glas-, 
Steingut-,  Kautschuk-  und  Chemikalienindustrie 
und  in  der  Müllerei,  Brauerei,  Brennerei  und 
Zuckerraffinerie  steht  die  Union  jedenfalls  neben 
den  ersten  Ländern. 

Fast  noch  staunenswerter  ist  das  Verkehrs- 
wesen. Auf  den  Strömen  gewähren  Palast- 
dampfer und  Riesenfähren  ein  grossartiges  Schau- 
spiel. Eine  grosse  Zahl  von  Kanälen  (7200  km) 
ist  geschaffen  worden:  der  Erie- Kanal  (vom 
Hudson  zum  Erie-See),  der  Champlain-Kanal 
(vom  Hudson  zum  Lorenzstrome),  drei  Ohio- 
Erie-Kanäle,  der  Illinois-Kanal  (von  dem  Mi- 
chigan-See nach  dem  Mississippi),  der  St.  Mary- 
Kanal  (zwischen  dem  Oberen  und  Huronen-See) 
—  der  letztere  mit  einem  weit  stärkeren  Schiffs- 
verkehr als  der  Suezkanal  (36  Mill.T.  Fracht). 
Eisenbahnen    besitzt   die    Union    330000  km, 
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d.  i.  mehr  als  alle  europäischen  Staaten  zusam- 
mengenommen; elektrische  Bahnen  40000  km, 
Telegraphenlinien  390000  km,  Fernsprechappa- 
rate 3,1  Mill.  In  der  Zahl  jährlicher  Postsen- 
dungen (16  Milliarden)  steht  die  Union  weitaus 
an  erster  Stelle.  Die  Landstrassen  sind  freilich 
fast  allerwärts  schlecht. 

Der  Aussenhandel  der'  Union  beträgt 
10275  Mill.  M  (4360  Mill.  Einfuhr  und  5915 
Mill.  Ausfuhr),  d.  i.  etwas  weniger  als  der 
deutsche.  Die  grössten  Beträge  werden  mit 
England  (3000  Mill.  M),  Deutschland  (1325 
Mill.  M),  Kanada  (735  Mill.  M),  Frankreich 
(700  Mill.  M),  Holland  (430  Mill.  M)  und 
Brasilien  (330  Mill.  M)  ausgetauscht,  wobei 
namentlich  im  Verkehr  mit  England  und 
Deutschland  die  Ausfuhr  stark  überwiegt.  Die 
Handelsflotte  (6  Mill.  T.)  dient  vorwiegend 
dem  Fluss-,  Kanal-  und  Küsten-,  nur  zum 
kleineren  Teile  (0,9  Mill.  T.)  dem  Hochsee- 
verkehr. Der  Schiffsverkehr  sämtlicher  Unions- 
häfen (62  Mill.  T.)  wird  daher  meist  durch 
fremde  Schiffe  bewerkstelligt.  Hauptausfuhr- 
gegenstände sind:  Baumwolle  (1245  Mill.  M), 
Brotstoffe  (940  Mill.  M),  Viehzuchtprodukte 
(910  Mill.  M),  Petroleum  (285  Mill.  M),  Ma- 
schinen (215  Mill.  M),  Tabak  (170  Mill.  M); 
Haupteinfuhrgegenstände:  Zucker,  Häute,  Che- 
mikalien, Kaffee,  Webwaren,  Eisen,  Seide,  Flachs, 
Kautschuk,  Früchte,  Tee. 

In  den  Neuenglandstaaten,  die  besonders  in  der 
Industrie  sowie  in  der  Hochseefischerei  und  im  See- 
verkehr hervorragen,  ist  die  Hauptstadt  von  Massa- 
chusetts Boston  (595000  E),  an  einer  weiten,  sicheren 
und  eisfreien,  aber  schwer  zugänglichen  Bucht,  durch 
seine  Nähe  bei  Europa  gleicherweise  hervorragend  als 
Hafenplatz  (mit  4,5  Mill.  T.  Schiffsverkehr),  Geldmarkt, 
Industriestadt  und  Bildungssitz  (Universitätsvorort  Cam- 
bridge). Ebenso  sind  Portland  in  Maine,  Newport, 
in  Rhode  Island,  und  NewHaven  (115000  E.),  in  Con- 
necticut, namhafte  Hafenstädte;  Fall  River  (114  000  E.), 
am  Taunton,  sowie  Low  eil  (100  000  E.),  Lawrence 
(68000  E.),  am  Merrimack,  Hauptsitze  der  Baumwoll- 
weberei; Lynn  (69  000  E.),  Haverhill  und  Brockton 
Hauptsitze  der  grossartigen  Schuhfabrikation;  Wor- 
cester  (129000  E.),  Springfield  (67000  E),  Hart 
f  ord  (88000  E.),  Waterburg,  Bridgeport  (78000E.) 
und  Providence  (190000  E.),  letzteres  an  der  fjord- 
artigen Narragansett-Bai ,  Hauptsitze  der  Metallwaren- 
und  Maschinenindustrie. 

Eine  herrschende  Stellung  im  amerikanischen  Kultur- 
iind  Wirtschaftsleben  hat  New-York  (3  720000  E.), 
im  gleichbenannten  Staate  der  mittelatlantischen  Gruppe, 
erlangt.  Von  Europa  kaum  eine  halbe  Tagereise  weiter 
entfernt  als  die  neuengländischen  Häfen,  verfügt  es  in 
seiner  weiten,  tiefen,  wohlgeschützten  und  vielver- 
zweigten Bai  nicht  bloss  über  den  besten  Naturhafen 
des  vereinsstaatHchen  O.,  sondern  im  Hudson  auch 
über  den  besten  Schiffahrtsstrom,  ebenso  über  die  be- 
quemsten Gebirgsübergänge  nach  den  Grossen  Seen 
und  nach  dem  Lorenzstrome.    So  wurde  es  durch  den 


Eriekanal  künstlich  eine  Lorenzstrommündungsstadt  sowie 
in  der  Folge  auch  Ausgangspunkt  der  hauptsächlichsten 
Eisenbahnlinien  (der  6  Pazificbahnen)  und  unter  den 
Handels-  und  Hafenplätzen  der  Union  weitaus  der 
erste,  mit  70  Dampferlinien  nach  allen  namhaften 
Häfen  der  Erde,  einem  Schiffsverkehr  von  17,4  Mill.  T. 
und  einem  Ausfuhrwerte  von  reichlich  2700  Mill.  M. 
Als  Baumwollenausfuhrhafen  steht  es  nur  hinter  New- 
Orleans  und  Galveston,  als  Petroleumausfuhrhafen  noch 
vor  Philadelphia,  als  Ausfuhrhafen  von  Brotstofiea, 
Fleisch  und  Tabak  sowie  als  Einfuhrhafen  aber  weit- 
aus obenan.  Zur  Handelsflotte  der  Union  stellen  seine 
Reeder  22  "f^.  Als  Geldmarkt  beherrscht  es  den  Handel 
der  Union  fast  in  noch  höherem  Masse  als  London  den 
englischen.  Die  vielseitige  Industrie  lieferte  1900  mit 
463  000  Arbeitern  für  5,8  Milliarden  M  Waren.  Die 
Verkehrseinrichtungen  im  Innern  der  Stadt  übertreffen 
an  Grossartigkeit  diejenigen  von  London ;  so  vor  allem 
die  beiden  East-River-Brücken,  die  39  Riesenfähren, 
die  Landungsvorrichtungen  an  den  60  km  langen  Wasser- 
seiten der  Stadt,  die  städtische  Hochbahn,  die  bis  30- 
stöckigen  Börsen-,  Bank-,  Geschäfts-  und  Gasthaus- 
paläste usw.  Brooklyn,  auf  Long  Island,  Jersey 
City  und  Hoboken,  im  Staate  New-Jersey,  sind  nur 
Fabriks-,  Hafen-,  Bahnhofs-  und  Wohnvorstädte  der 
ungeheuren  Weltstadt.  Albany  (94  000  E.),  am  Hudson, 
ist  Ausgangspunkt  des  Erie-Kanales  und  als  Eisenbahn- 
knoten bedeutend,  Troy  (76000  E),  am  Mohawk 
und  Hudson,  sowie  Syracuse  (114000  E.)  und  Ro- 
chester (171000  E.),  am  Ontario-See,  als  Industrie- 
städte; Buffalo  (381  000  E.),  am  Ausflusse  des  Niagara 
aus  dem  Erie-See  und  oberhalb  der  Fälle  dieses  Stromes, 
als  wichtigster  Umschlagsplatz  im  Verkehre  New-Yorks 
mit  seinem  w.  Hinterlande  und  als  grosser  Getreide- 
markt. In  New-Jersey  ist  Trenton  (77  000  E.),  am 
Delaware,  Hauptsitz  der  amerikanischen  Steingutfabri- 
kation, Paterson  (113000  E.)  Seidenweberstadt;  Ne- 
wark  (265  000  E.)  Metall-  und  Maschinenindustrie- 
stadt. Camden  (80000  E.),  mit  seinen  grossen  Schiffs- 
werften, ist  gewissermassen  eine  Fabriksvorstadt  von 
Philadelphia,  dem  es  am  Delaware  gegenüber  liegt. 
Philadelphia  selbst  (1368000  E.),  das  für  mittlere 
Seeschiffe  zugänglich  ist,  ist  als  Hafenplatz  namentlich 
durch  Petroleum-  und  Kohlenausfuhr  ausgezeichnet 
(Schiffsverkehr  3,4  Mill.  T.),  viel  hervorragender  ist 
es  aber  als  Industriestadt  in  Maschinen,  Eisen  und  Stahl, 
Geweben,  Chemikalien  und  Zucker.  Harrisburg,  am 
Susquehanna,  Reading  (85000  E.),  am  Schuylkill,  Al- 
lentown,  am  Lehigh,  Wilkesbarre,  am  Ost-Susque- 
hanna,  und  Scranton  (107000),  in  einem  Seitentale  die- 
ses Flusses,  vor  allem  aber  Pittsburg  (345000  E.)  und 
Allegheny  (138  000  E.),  am  Ohio,  sind  Mittelpunkte  des 
Kohlenbergbaues  und  der  Eisen-  und  Stahlindustrie; 
Titusville  und  Oil-City  die  durch  grosse  Rohr- 
anlagen mit  Buffalo,  Cleveland,  Philadelphia  und  New- 
York  verbundenen  Hauptstätten  der  Petroleumgewinnung. 
In  dem  reich  mit  landwirtschaftlichen  und  bergbau- 
lichen Hilfsquellen  ausgestatteten  Ohio-  und  Lorenz- 
seen-Becken sind  Columbus  (135  000  E.),  am  Scioto, 
Dayton  (93000  E.),  am  Miami,  vor  allem  aber  Cle- 
veland (415000  E.),  am  Erie-See,  und  Cincinnati 
(333  000  E.),  am  Ohio,  hervorragende  Verkehrs-  und 
Industriemittelpunkte;  desgleichen  auchToledo  (146  000 
E.),  am  Erie-See,  Indianapolis  (191000),  am  White 
River,  Evansville  (61000  E.),  am  Ohio,  Detroit 
(310000  E.),  zwischen  dem  Erie-  und  Huronen-See  und 
an  einem  Hauptübergange  über  den  Detroit  -  Fluss 
(Lorenzstrom),  und  Grand  Rapids  (92000  E.),  am 
kataraktenreichen   Grand   River  sowie  die   SaHnenstadt 
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Saginaw.  Zur  unbestrittenen  Metropole  des  Seenge- 
bietes hat  sich  aber  Chicago  (l,87Mili.  E.)  entwickelt, 
das  am  innersten  Winkel  des  grossen  „Süsswasser- 
Mittelmeers"  liegt,  und  dem  sowohl  die  Ablenkung 
des  Landverkehrs,  welche  die  Seen  bewirken,  als  auch 
ihr  Schiffsverkehr  im  höchsten  Masse  zugute  kommen, 
und  das  gleichzeitig  den  Vorteil  der  leichtesten  Ver- 
bindung mit  dem  Mississippi-Gebiete  und  der  n.  Prä- 
riegegend geniesst.  Vor  allem  wurde  es  der  erste 
Fleisch-,  Holz-,  Eisen-  und  Oetreidemarkt  der  Erde 
(81  Elevatoren),  zugleich  aber  eine  der  ersten  Industrie- 
städte, mit  riesigen  Schlachthäusern,  die  jährlich  über 
8  Mill.  Schweine  und  gegen  3  Mill.  Rinder  verarbeiten, 
und  mit  grossartigen  Stahlwerken,  Maschinen-,  Acker- 
gerät-, Hausrat-  und  Kleiderfabriken.  In  Wisconsin 
ist  Milwaukee  (313000  E.),  am  Michigan-See,  in 
Minnesota  St.  Paul  (172000  E.),  am  Kopfpunkte  der 
Mississippi-Schiffahrt,  sowie  Minneapolis  (214000  E.), 
an  den  Anthony-Fällen  des  Mississippi,  und  Duluth,  am 
Oberen  See,  hervorragend,  letztere  vor  allem  durch  Ge- 
treidehandel und  Müllerei  (Minneapolis  mit  den  grössten 
Mühlenwerken  der  Erde);  in  Jowa  Des  Mo  in  es  (66000 
E.),  am  gleichbenannten  Strome.  Der  grosse  Handels- 
und Verkehrsmittelpunkt  des  Mississippibeckens  ist  St. 
Louis  (612  000  E.),  unterhalb  der  Zusammenflusstelle 
des  Mississippi  und  Missouri,  und  oberhalb  der  Ver- 
einigung von  Mississippi,  Ohio,  Tennessee  und  Cum- 
berland  sowie  an  einer  verhältnismässig  bequemen 
Überbrückungsstelle  des  Riesenstromes.  Kansas  City 
(173000  E.)  und  St.  Joseph  (110000  E.)  sind  grosse 
Getreide-  und  Viehmärkte  und  Schlächterstädte,  Joplin 
wichtigster  Zinkmarkt. 

In  den  südatlantischen  Staaten  ist  Wilmington 
(81  000  E.),  am  Delaware,  namhaft  durch  Schiffs-  und 
Maschinenbau,  während  Baltimore  (531000  E.)  an 
der  am  besten  nahbaren  innersten  Verzweigung  der 
Chesapeake-Bai,  einer  der  ersten  Ausfuhrhäfen  für 
Brotstoffe,  Fleisch,  Tabak,  Kupfer  und  Petroleum  (Schiffs- 
verkehr 3,3  Mill.  T.)  sowie  Mittelpunkt  einer  gross- 
artigen Austernfischerei  und  Konservenindustrie  ist. 
Die  Bundeshauptstadt  Washington  (293  000  E.),  am 
Potomac,  ist  nur  durch  ihre  grossen  Regierungsinstitute 
und  wissenschaftlichen  Anstalten  sowie  als  Konsumplatz 
von  wirtschaftlicher  Bedeutung.  Richmond  (86000  E.) 
in  Virginien,  an  den  Fällen  des  James,  ist  Küstenfahrer- 
hafen und  Industriestadt  in  Tabak  und  Maschinen; 
Norfolk  am  Ausgange  der  Chesapeake-Bai,  sowie 
Charleston  (56 000 E.),  in  Südkarolina,  und  Savannah 
(65  000  E.),  in  Georgia,  und  Mobile,  in  Alabama,  Baum- 
woll-,  Terpentin-  und  Holzausfuhrhäfen;  Atlanta,  am 
Südende  der  Alleghanies,  grosser  Eisenbahnknoten; 
Birmingham,  in  Alabama,  Chattanooga  und  Knox- 
ville,  in  Tennessee,  Eisen-  und  Kohlenbergbaustädte. 
Nash ville  (83  000  E),  am  Cumberland,  Little  Rock, 
am  Arkansas,  und  Memphis  (104000  E.),  am 
Mississippi,  sind  hervorragend  als  Brückenplätze  und 
Baumwollmärkte,  Louis vrile  (215  000  E.),  am  Ohio, 
als  Mittelpunkt  des  kentuckischen  Tabakhandels.  New- 
Orleans  (301000  E.),  inmitten  der  Sümpfe  des  Mis- 
sissippi-Deltas, und  Galveston,  an  künstlich  vertief- 
ter Meeresbucht,  wetteifern  als  die  beiden  Hauptbaum- 
wollausfuhrhäfen miteinander.  Die  Hauptbinnenmärkte 
von  Texas,  vor  allem  in  Baumwolle  und  Getreide,  sind 
Houston,  San  Antonio   und  Dallas. 

In  der  Präriegegend  sind  Topeka,  am  Kansasfluss, 
Omaha  (113  000  E.),  am  Missouri,  wichtige  Brücken- 
plätze und  Eisenbahnknoten;  in  der  Felsengebirgsge- 
gend Denver  (145  000  E.),    am   Südplatte,   und  Salt 
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Lake  City  (57000  E.),  in  Utah,  Hauptverkehrsmittel- 
punkte; Leadville  und  Cripple  Creek,  in  Colo- 
rado, sowie  Butte  und  Anaconda,  in Monlana, Haupt- 
bergbaustädte. 

Im  pazifischen  Küstenlande  nimmt  San  Franzisko 
(356  000  E.),  an  der  nach  ihm  benannten  weiten  und 
tiefen,  durch  das  Goldene  Tor  geöffneten  Meeresbucht, 
eine  ähnliche,  die  Verkehrsbeziehungen  beherrschende 
Stellung  ein,  wie  New-York  in  dem  atlantischen,  mit 
2,7  Mill.  T.  Schiffsverkehr  und  einer  Handelsbewegung, 
die  nur  hinter  New-York,  Boston,  Baltimore  und  New- 
Orleans  zurücksteht.  Oakland  (70000  E.)  ist  seine 
Bahnhofs-  und  Fährvorstadt  jenseits  der  Bai,  während 
Sacramento,  Stockton,  Fresno,  Los  Angeles 
(116000  E.)  und  San  Diego  Mittelpunkte  der  kalifor- 
nischen Wein-  und  Fruchtkultur  sind.  In  Oregon  ist  Port- 
land  (99  000  E.),  am  Willamette,  mittleren  Seeschiffen 
zugänglich  und  durch  Ausfuhr  von  Brotstoffen  ausge- 
zeichnet; in  Washington  Tacoma  und  Seattle  (92000 
E.),  an  tiefen  inneren  Verzweigungen  des  Pugetsundes, 
vor  allem  als  Holzausfuhrhäfen;  in  Alaska  (gegen 
1,5  Mill.  qkm)  Juneau,  Dyea  und  Skagway,  letz- 
teres mit  Eisenbahn,  Zugangspunkte  zu  den  wichtig- 
sten Goldfeldern;  Dawson  und  Nome  Mittelpunkte 
des  Goldbergbaues. 

c)  Die  Mexikanische  Republik  (1990000 
qkm  und  14,1  Mill.  E.)  wird  ebenso  wie  die 
Union  vom  Atlantischen  und  Stillen  Ozean 
bespült,  hat  aber  an  der  atlantischen  Seite  keine 
tiefen  Naturhäfen.  Der  Aufstieg  zum  hohen 
Kordillerenlande  (bis  5400  m)  ist  beiderseits 
sehr  steil.  Von  der  buchtenreicheren  pazifi- 
schen Küste  sind  dabei  eine  ganze  Anzahl 
Rücken  in  beständigem  Auf  und  Ab  zu  über- 
winden. Die  Ströme,  welche  vom  Hochlande 
in  die  schmalen  Küstenniederungen  hinabstür- 
zen, sind  infolge  ihrer  Gefällsverhältnisse  und 
ihrer  starken  Wasserstandswechsel  bis  auf  we- 
nige Ausnahmen  (Coatzacoalcos,  Grijalva)  nicht 
zur  Schiffahrt  geeignet.  In  der  Regenzeit  {tiempo 
de  agua)  richten  sie  durch  Überschwemmun- 
gen furchtbare  Verwüstungen  an,  während  sie 
in  der  Trockenzeit  {tiempo  de  seca)  kaum  die 
Berieselung  eng  umgrenzter  Acker-  und  Gar- 
tenstrecken ermöglichen,  Erzlagerstätten  sind 
reichlich  vorhanden,  während  abbauwürdige 
Steinkohlenflöze  fehlen,  Braunkohlenlager  sich 
bei  Puebla,  Monklova  finden.  Das  tropisch 
heisse,  und  (im  S.)  feuchte  Klima  der  Küsten- 
gegend führt  an  vielen  Stellen  zur  Versumpfung 
der  Niederung,  sowie  zu  Malaria  und  Gelbfieber 
und  zur  Erschlaffung  der  menschlichen  Tatkraft. 
Das  Klima  des  Hochlandes  ist,  abgesehen  von 
den  heftigen  und  meist  kurzen  Gewittergüssen 
der  Regenzeit,  trocken  und  gesund,  und  na- 
mentlich auf  den  breiten  Hochflächen  im  N. 
geht  es  in  förmliches  Wüstenklima  über,  wes- 
wegen beträchtliche  Strecken  keinen  Abfluss 
zum  Meere  haben. 

Neben    den    Mexikanern    (43 "/^    Mestizen, 
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38^lo  Indianer  und  IQ**/«  spanische  Kreolen) 
spielen  im  Wirtschaftsleben  Deutsche,  Franzo- 
sen und  Nordamerikaner  eine  Hauptrolle. 

Der  Anbau  von  Nutzpflanzen  verlangt  künst- 
liche Bewässerung  und  erstreckt  sich  auf 
Weizen,  Mais,  Gerste,  Bohnen,  Erbsen,  sowie  auf 
Kaffee  (15  Mill.  kg  jährlich),  Kakao,  Tabak, 
Baumwolle,  Zuckerrohr,  Indigo,  Sisalhanf  (von 
einer  Agave),  Vanille,  Früchte  und  Wein.  Der 
Anbau  tropischer  und  halbtropischer  Han- 
delspflanzen wäre  viel  grösserer  Ausdehnung 
fähig,  und  ist  nur  lange  durch  Bürgerkriege 
(von  1810—1866)  und  den  Mangel  guter 
Verkehrsstrassen  beeinträchtigt  worden.  Die 
Küstenniederung  liefert  nur  Mahagoni,  Blau-, 
Rot-,  Eisen-,  Cedrelenholz,  Kautschuk,  Bananen, 
Ananas,  Orangen  und  Vanille.  Die  Viehzucht 
erzeugt  gute  Pferde  und  Schlachttiere.  Die 
Jahresausbeute  an  Silber  (310  Mill.  M)  ist  be- 
deutender als  in  der  Union,  und  die  Gesamt- 
ausbeute seit  Cortez  wird  auf  15  Milliarden  M 
veranschlagt.  Neuerdings  ist  auch  die  Gold-, 
Kupfer-,  Blei-  und  Eisenförderung  beträchtlich. 
Das  Eisenbahnnetz  (19000  km)  hat  sich  durch 
amerikanischen  Unternehmungsgeist  rasch  ent- 
wickelt. Vier  Bahnen  führen  von  der  atlanti- 
schen Küste  auf  das  innere  Tafelland,  eine 
interozeanische  Bahn  über  die  Tehuantepec- 
Landenge.  Telegraphenlinien  gibt  es  72  000  km, 
und  der  Aussenhandel   beträgt  500  Mill.  M. 

Die  Bundeshauptstadt  Mexiko  (345  000  E.),  in 
dem  von  mächtigen  Vulkanbergen  umschlossenen,  ab- 
flusslosen, durch  künstliche  Bewässerung  aber  grossen- 
teils  wohlangebauten  Hochtale  von  Anahuac,  ist  der 
JVlittelpunkt  des  mexikanischen  Verkehrsstrassennetzes 
sowie  des  gesamten  Kultur-  und  Wirtschaftslebens, 
genau  wie  in  der  alten  Aztekenzeit.  Veracruz,  an 
einer  durch  Korallenriffe  und  künstliche  Seedämme  ge- 
schützten, neuerdings  den  grössten  Seeschiffen  nahbaren 
Bucht,  durch  zwei  Eisenbahnen  mit  der  Hauptstadt 
verbunden,  undTampico,  an  der  Panuco-Mündung  mit 
gutem  Kunsthafen,  und  mit  Eisenbahnverbindung  nach 
den  bedeutendsten  Bergbaurevieren,  sind  Haupthäfen; 
Juarez  (Paso  del  Norte),  oberhalb,  und  Laredo,  unter- 
halb der  Canons  des  Rio  Grande  del  Norte,  sind  Grenz- 
verkehrs- und  Eisenbahnbrückenstädte;  Chihuahua  und 
Monterey  (62  000  E.),  Mittelpunkte  von  Hauptvieh- 
zucht- und  Bergbaugegenden,  mit  grossen  Schmelz- 
werken; Durango,  Zacatecas,  San  Luis  Potosi 
(61  000  E.)  und  Guanajuato  Bergbaustädte,  Guada- 
lajara (101  000  E.),  Queretaro,  Leon  (63  000  E,)  und 
Puebla  (94 000  E.)  Produktenmärkte  und  Industriestädte 
in  Baumwolle,  Wolle,  Leder  (prächtige  Sättel),  Metallen 
und  Ton.  Pazifische  Häfen  sind:  Guaymas,  Mazat- 
lan,  San  Blas,  Acapulco  undSalina  Cruz  (Tehuan- 
tepec).  Der  berühmte  Soconusco-Kakao-Distrikt,  im 
äussersten  S.W.  hat  nur  schlechte  Reeden.  In  Yucatan, 
mit  seiner  bedeutenden  Sisalhanf-  und  Holzproduktion, 
ist  Merida  Hauptmarkt  und  Mittelpunkt  eines  kleinen 
Eisenbahnnetzes;  Campeche  und  Progreso  sind 
Ausfuhrhäfen. 


d)  Die  mittelamerikanischen  Republiken 

(540000  qkm  und  4  Mill.  E.)  nehmen  das  mit 
Vulkanen  besetzte,  beiderseits  mit  schmalen 
Küstentieflandstreifen  besäumte  Tafelland  zwi- 
schen dem  Karibischen  Meere  und  Stillen  Ozean 
ein,  das  sich  s.o.-wärts  zur  Landenge  von  Pa- 
nama verschmälert,  mit  überaus  günstiger  Welt- 
verkehrslage und  gesundem  Klima,  aber  na- 
mentlich im  O.  ohne  gute  Ankerplätze.  Kaffee 
(70  Mill.  kg;  Guatemala  allein  unter  hervor- 
ragender Anteilnahme  deutscher  Pflanzer  35  Mill. 
kg),  Kakao,  Bananen,  Nutzholz,  Kautschuk  und 
Silbererz  sind  Haupterzeugnisse.  Eisenbahnen 
gibt  es  1300  km,  Telegraphenlinien  14000  km. 
Der  Aussenhandel  beträgt  220  Mill.  M. 

Guatemala  (97  000  E.)  und  San  Salvador,  in  den 
gleichnamigen  Staaten,  Tegucigalpa,  in  Honduras, 
Leon,  in  Nicaragua,  und  San  Jose,  in  Costarica,  sind 
Binnenmärkte;  Champerico,  La  Union,  Puerto 
Cortez,  Corinto,  PuntArenas,  Colon  undPana- 
ma  Haupthafenplätze. 

e)  Die  Insel  Haiti  (77000  qkm  und  1,8 
Mill.  E.)  ist  ein  tropisches  Waldgebirgsland  (bis 
3000  m)  mit  äusserst  fruchtbaren  Tälern. 

Sie  Hefert  sowohl  in  der  Negerrepublik  Haiti  (1,3 
Mill.  E),  mit  den  Hafenstädten  Port-au-Prince 
(60000  E.),  Cap  Haitien  und  Aux  Cayes,  als  auch 
in  der  Mulattenrepublik  San  Domingo  (500000  E.), 
mit  den  Hafenstädten  San  Domingo  und  Puerto  ^ 
Plata,  beträchtliche  Mengen  Kaffee  (30  Miü.kg),  Tabak, 
Kakao,  Mahagoni,  Blau-  und  Gelbholz. 

f)  Kuba  (119000  qkm  und  1,6  Mill.  E.)  ist 
grösstenteils  Hügel-  und  Flachland,  erreicht 
aber  in  der  Sierra  Maestra  2600  m.  In  der 
„Vuelta  Abajo"  (der  Inselgegend  „unter  dem 
Winde",  d.  i.  im  W.)  erzeugt  es  den  besten  Tabak 
der  Erde,  in  der  „Vuelta  Arriba"  (ö.  von  Havana) 
ungeheure  Massen  von  Zuckerrohr  (bis  über 
1  Mill.  T.  Zucker).  Eisenbahnen  gibt  es  2400 
km,  und  der  Aussenhandel,  an  dem  deutsche 
Kaufleute  hervorragend  beteiligt  sind,  von  dem 
aber  fast  60°/o  nach  der  Union  gehen,  beträgt 
620  Mill.  M. 

Havana  (275000  E.),  an  herrlicher,  landumschlosse- 
ner Hafenbucht  sowie  an  der  bequemsten  Übergangs- 
stelle zur  Südküste,  ist  der  wichtigste  Handelsplatz 
Westindiens,  mit  berühmter  Tabakindustrie  und  Zucker- 
und Tabakausfuhr.  Matanzas,  Cienfuegos  (60000 
E.),  Santiago  sind  andere  Ausfuhrhäfen,  Santa  Cla- 
ra und  Puerto  Principe  Hauptbinnenmärkte. 

g)  Das  vereinsstaatliche  Kolonialreich 

in  Westindien.  Puerto  Rico  (9300  qkm  und 
975000  E.)  ist  eine  bergige  Tropeninsel,  (Yun- 
que  1520  m)  die  viel  Kaffee  (bis  25  Mill.  kg), 
Zucker  (105  000  T.)  und  Tabak  erzeugt.  Eisen- 
bahnen gibt  es  250  km,  und  der  Aussenhandel 
beträgt  125  Mill.  M,  wovon  80%  nach  der 
Union  gehen. 

San  Juan,  Ponce  und  May aguez  sind  Haupthäfen. 
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h)  Das  französische    Kolonialreich    in 

Nordamerika  (3200  qkm  und  418000  E.) 
umfasst  die  kleinen  Felseninseln  St.  Pierre  und 
Miquelon,  s.  von  Neufundland,  die  als  Stütz- 
punkte des  französischen  Stockfischfanges  und 
als  Kabelanhängepunkte  wichtig  sind. 

Die  vulkanischen  Kleinen  Antillen  (Guade- 
loupe (1970  qkm  und  205000  E.)  und  Mar- 
tinique (988  qkm  und  207000  E.),  nebst  St. 
Martin,  Barthelemy  u.  a.,  mit  vorwiegender 
Negerbevölkerung,  erzeugen  Zucker,  Rum  und 
Kaffee  (Ausfuhr  36  Mill.  M). 


i)  Das  dänische  Kolonialreich  in  Nord- 
amerika (2,3Mill.  qkm  mitnurll9000E.)  be- 
steht aus  Grönland,  von  dessen  Fläche  96"/o 
unter  einer  Eisdecke  begraben  und  2  "/o  kahle 
Fels-  und  Sumpfwüste  sind  (mit  12000  E.), 
und  das  nur  Fischereiprodukte  und  Kryolith 
liefert;  und  St.  Thomas  und  St.  Croix  (300 
qkm  mit  29000  E.),  von  denen  ersteres  mit 
seinem  guten  Hafen  als  wichtige  Dampferstation 
(im  deutsch-mittelamerikanischen  Verkehr)  dient 
und   letzteres  viel   Zucker    und   Rum  erzeugt. 


V.  Südamerika. 


1.  Allgemeines. 

Südamerika  steht  an  Fläche  (18  Mill.  qkm), 
namentlich  aber  an  Volkszahl  (43  Mill.)  und 
Volksdichtigkeit  (2,4  auf  den  qkm)  weit  hinter 
Nordamerika. 

Zwischen  13"  n.  Br.  und  55"  s.  Br.  gelegen, 
gegen  S.  aber  stark  verschmälert,  fällt  es  reich- 
lich zu  drei  Vierteilen  in  die  astronomische 
Tropenzone,  während  seine  Lage  auf  der  Land- 
halbkugel eine  ausgesprochen  peripherische  ist. 

Durch  seine  ungegliederte  horizontale  Ge- 
stalt erinnert  Südamerika  an  Afrika,  und  die 
Golfe  von  Darien,  Venezuela,  Maracaibo,  Paria, 
Amazonas-  und  Allerheiligen-Bai,  Laguna  dos 
Patos  und  Laplata-Bai  greifen  nur  schwach  in 
die  geschlossene  Rumpf  masse  ein.  Die  innersten 
Punkte  sind  infolgedessen  ebenso  weit  von 
jeder  Küste  entfernt  wie  in  Nordamerika  (1700 
km).  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  kann  man 
allerdings  den  Amazonas  in  verkehrsgeogra- 
phischer Beziehung  als  ein  Seitenstück  des 
Lorenzstromes  (als  eine  Art  Süsswasser-Mittel- 
meer !  Maraüon !)  gelten  lassen.  Gute  Naturhäfen 
sind  selten,  obzwar  es  nicht  an  ausgezeich- 
neten fehlt  (b.  Rio  de  Janeiro  und  Valparaiso). 

Die  Bodenbildung  lässt  auch  in  Südamerika 
vor  allem  einen  Ost-  und  Westteil  unterscheiden. 
Der  Westteil  (^/g  vom  Ganzen)  ist  von  den 
Hochketten  und  Hochflächen  der  Anden  er- 
füllt, die  im  Aconcagua  7040  m,  im  Merce- 
dario  6800  m,  im  Sorata  6600  m  erreichen, 
aber  nur  im  S.  stark  vergletschert  sind.  Die 
Breite  des  Gebirges  übersteigt  in  Bolivia  nicht 
750  km,  in  Peru  nicht  500  km.  Vom  Pazi- 
fischen Meere  steigen  sie  aber  sehr  steil  an, 
bald  in  zwei,  bald  in  drei  oder  mehr  paral- 
lelen Zügen,  und  im  O.  fallen  sie  ebenfalls 
fast  allerwärts  rasch  zu  tiefem  Lande  ab.  Da- 
bei liegen  die  Übergänge  durchgängig  sehr 
hoch,   an  der  Argentinisch-Chilenischen  Bahn 


3900  m,  an  der  Peruanischen  Andenbahn  5357  m. 
An  Erzlagerstätten  sind  auch  die  Anden  reich. 

Den  O.  von  Südamerika  nehmen  teils  die 
ungeheuren  Schwemmland  -  Niederungen  des 
Orinoko,  Amazonas  und  Laplata  ein,  teils  die 
alten,  an  nutzbaren  Mineralien  (Gold,  Diaman- 
ten) reichen  Berg-  und  Tafelländer  von  Bra- 
silien (im  Itatiaiossu  2712  m)  und  Guyana 
(im  Mavaraca  3150  m). 

Nahezu  ^j^  von  der  Erdteilfläche  hat  eine 
mittlere  Jahrestemperatur  von  über  20"  C.,  ist 
also  echt  tropisch,  und  alles  in  allem  ist  Süd- 
amerikaweitaus der  niederschlagsreichste  unter 
den  Erdteilen  (mit  einer  doppelt  so  grossen 
jährlichen  Regenmasse  als  Nordamerika).  Regen- 
arm ist  nur  West-Peru  und  Nord-Chile  sowie 
West-Argentinien,  während  sowohl  an  der  Ost- 
küste als  auch  am  Ostfusse  der  Anden  Regen- 
höhen von  2000  mm  weit  verbreitet  sind.  In 
vielen  Gegenden  gibt  es  so  ausgesprochene 
Trockenzeiten,  dass  sie  keinen  Baum  wuchs 
ernähren  können  (Pampas  des  Laplata-Gebietes, 
Llanos  des  Orinoko-Gebietes  und  Campos  des 
Brasilischen  Berglandes).  Wo  aber  die  Be- 
feuchtung weniger  strenge  Unterbrechungen 
erleidet,  wie  am  Ostfusse  der  n.  Anden,  oder 
wo  das  Überschwemmungs-  und  Grundwasser 
der  Stromtäler  der  Ernährung  des  Baumwuchses 
zu  Hilfe  kommt,  wie  am  Amazonas,  da  ent- 
faltet der  tropische  Urwald  seine  allerhöchste 
Pracht.  Auf  die  Tatkraft  und  Gesundheit  der 
Menschen  wirkt  auch  das  Klima  der  südame- 
rikanischen Tropen  ungünstig,  während  das 
Klima  von  Südbrasilien,  Argentinien  und  Chile 
für  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  von  Kultur- 
menschen keine  Schwierigkeiten  bietet. 

Die  Ströme  haben  sich  in  Südamerika  durch 
den  gewaltigen  Niederschlagsreichtum  und  die 
horizontale  Ungegliedertheit  des  Erdteils  so- 
wie durch   seine    einseitige    Abdachung    teil- 
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weise  zu  noch  grösseren  Riesen  gestaltet,  als 
in  Nordamerika.  Der  pazifische  W.  hat  eigent- 
lich nur  kurze  Wildbäche.  Im  atlantischen  O.  da- 
gegen ist  der  Amazonas  an  Stromgebiet  (7 
Mill.  qkm),  Wasserführung  (70000  kbm  in  der 
Sekunde,  d.i.  ungefähr  viermal  so  viel  als  bei  dem 
Mississippi)  der  grösste  Strom  der  Erde,  der 
auch  durch  das  natürliche  Schiffahrtsstrassen- 
netz,  welches  er  mit  seinen  Nebenflüssen  (Rio 
Negro,  Ucayali,  Madeira,  Tapajos)  darstellt 
(mehr  als  40000  km),  alle  anderen  Ströme 
überragt.  Die  rechtsseitigen  Nebenflüsse  stürzen 
sich  aber  fast  sämtlich  mit  grossartigen  Wasser- 
fällen und  Schnellenreihen  aus  dem  Brasilischen 
Tafellande  in  die  Amazonasniederung.  Der 
Orinoko  ist  bis  oberhalb  der  Meta-Mündung 
ein  guter  Schiffahrtsstrom;  der  Magdalenen- 
strom  ebenso  wie  sein  Nebenfluss  Cauca 
bis  in  das  mittlere  Kolumbia.  Beim  Laplata 
endlich  (mit  3  Mill.  qkm  Stromgebiet)  dient 
der  Paraguay  als  Schiffahrtsstrasse  bis  Cuy- 
aba,  der  Parana  bis  zur  Grenze  von  Paraguay 
und  Brasilien,  der  Uruguay  bis  zu  seinen  Fällen 
im  N.  der  argentinischen  Provinz  Entre  Rios. 
Die  Wasserscheiden  zwischen  den  Strömen 
liegen  vielfach  sehr  niedrig  oder  fehlen  ganz 
(Cassiquiare). 

Die  Bevölkerung  besteht  vorwiegend  aus 
Mischlingen,  teils  von  Weissen  und  Indianern 
(Mestizen),  teils  von  Weissen  und  Negern  (Mu- 
latten), teils  von  Negern  und  Indianern  (Zam- 
bos),  während  Kreolen  (Nachkommen  der  ein- 
gewanderten Spanier)  meist  eine  Art  Aristo- 
kratie bilden  und  nur  in  Chile,  Argentinien 
und  Südbrasilien  in  der  Mehrzahl  sind.  Die 
höheren  wirtschaftlichen  Bestrebungen  und 
Leistungen  werden  beinahe  überall  von  Deut- 
schen, Nordamerikanern  und  Engländern  ge- 
tragen. Die  südamerikanischen  Staatsverfas- 
sungen sind  sämtlich  nach  dem  Muster  der 
Unionsverfassung  entworfen,  meist  regieren 
aber  herrschsüchtige  Diktatoren  die  Staaten, 
um  die  üble  Ordnung  zu  ihrem  persönlichen 
Vorteile  auszubeuten. 

Die  Produktionsverhältnisse  bleiben 
weit  hinter  den  nordamerikanischen  zurück, 
und  auch  Kaffee,  Zuckerrohr,  Baumwolle, 
Kakao,  Kautschuk  sowie  Getreide,  Viehzucht- 
produkte und  nutzbare  Mineralien  könnte  der 
Erdteil  viel  mehr  liefern.  Die  Edelmetall-  und 
Diamantenförderung  ist  zurückgegangen. 

Der  Aussenhandel  Südamerikas  (1902: 
1,45  Milliarden  M  Einfuhr  und  2,15  Milliarden 
M  Ausfuhr)  erreicht  nicht  ganz  den  afrikani- 
schen und  beträgt  kaum  ^/g  des  deutschen.   Das 


Eisenbahnnetz  (42O0O  km)  ist  wenig  ent- 
wickelt, und  in  weiten  Räumen  vermitteln  den 
Landverkehr  noch  Maultier-  und  Lama- Kara- 
wanen. Lebhafter  ist  der  Dampferverkehr  auf 
den  grossen  Strömen,  vielerorts  bilden  aber 
auch  auf  ihnen  Rinden-  und  Einbaum-Kanus 
oder  roh  zusammengefügte  Flösse  die  einzigen 
Verkehrsmittel. 

2.  Die  einzelnen  Länder. 

a)  Die  Republik  Kolumbia  (1,12  Mill.  qkm 
und  3,9  Mill.  E.)  wird  vom  Atlantischen  und 
Pazifischen  Ozean  bespült  und  umfasst  drei 
mächtige,  an  nutzbaren  Mineralien  reiche  An- 
denketten nebst  den  dazwischenliegenden  frucht- 
baren Längstälern,  sowie  einen  Teil  der  Llanos- 
Ebene.  Erzeugnisse  sind:  Kaffee  (12,5  Mill. 
kg  jährlich),  Drogen,  Tabak,  Kautschuk,  Häute, 
Edelmetall.  Häfen,  Eisenbahnen  (660  km)  und 
Strassen  sind  vernachlässigt.  Der  Aussenhandel 
(24  Mill.  M)  geht  besonders  nach  der  Union, 
nach  England,  Frankreich  und  Deutschland. 

Bogota  (120000  E.),  in  einem  Seitentale  des  Mag- 
dalenenstroms,  ist  Hauptbinnenmarkt;  Anibalema  Ta- 
bakmarkt; Barranquilla,  unfern  der  Mündung  des 
Magdalenenstroms,  und  Cartagena  Haupthäfen. 

b)  Die  9  Vereinigten  Staaten  von  Vene- 
zuela (1  Mill.  qkm  und  2,4  Mill.  E.)  umfassen 
neben  dem  Venezuelischen  Küstengebirge  einen 
grossen  Teil  des  Gebirgslandes  von  Guyana 
und  der  Orinoko -Niederung  und  sind  im 
Küstenlande  reich  bewässert  und  äusserst  frucht- 
bar, im  Innern  aber  Steppe  („Llanos").  Kaffee 
(70  Mill.  kg  jährlich),  Kakao,  Tabak,  Gold, 
Häute,  Vieh  und  Drogen  sind  Haupterzeug- 
nisse. Eisenbahnen  gibt  es  1020  km,  und  der 
Aussenhandel  (1903:  32  Mill.  M  Ausfuhr)  geht 
besonders  nach  der  Union,  nach  Frankreich 
und  Deutschland. 

Caracas  (72  000  E.),  in  einem  fruchtbaren  Tale  des 
Küstengebirges,  ist  Haupthandelsplatz,  La  Guaira 
sein  Hafen.  Valencia  und  Barquisimeto  sind  Kaffee- 
märkte. 

c)  Die  Republik  Ecuador  (307000  qkm 
und  1,4  Mill.  E.)  ist  im  W.  vulkanisches  Hoch- 
gebirgsland,  im  O.  reich  bewässerte  Tropen- 
niederung. Kakao  (47  Mill.  Bäume  und  22 
Mill.  kg  Ernte),  Kaffee  (3,5  Mill.  kg),  Kautschuk 
(0,5  Mill.  kg),  Steinnüsse  und  Häute  sind  Haupt- 
erzeugnisse, und  an  dem  Aussenhandel  (80 
Mill.  M)  sind  die  Union,  England  und  Deutsch- 
land ziemlich  gleich  stark  beteiligt. 

Quito  (80000  E.),  3000  m  über  dem  Meere,  von 
hohen  Vulkanen  umgeben,  ist  Hauptbinnenmarkt; 
Guayaquil    (53000  E.)  Ausfuhrhafen. 

d)  Die  Republik  Peru  (1,8  Mill  qkm  und 
4,6  Mill.   E.)    ist   teils    hohes,    mineralreiches. 
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aber  regenarmes  Andengebirgsland,  teils  echt 
tropisches  Amazonastiefland  („Montafia",  d.  i. 
Urwaldland).  Im  W.  gelingt  der  Anbau  von 
Zuckerrohr  (120000  T.  Zucker)  und  Baum- 
wolle nur  durch  künstliche  Bewässerung,  und 
Wolle,  Guano  (von  den  Küsteninseln),  Borax, 
Silber,  Gold  und  Kupfer  sind  Haupterzeug- 
nisse. Im  O.  aber  ist  der  Kaffee-  und  Kakao- 
bau namhaft.  Eisenbahnen  gibt  es  nur  1 700  km, 
und  die  begonnene  Anden -Bahn  ging  über 
die  Kräfte  des  Landes.  Der  Aussenhandel 
(150  Mill.  M)  bewegt  sich  namentlich  nach 
England,  Nordamerika  und  Deutschland. 

Die  Hauptstadt  Lima  (130  000  E.)  ist  durch  Eisen- 
bahn mit  dem  Haupthafen  Callao  verbunden.  Cuzco 
und  Cerro  de  Pasco  sind  Bergbaustädte. 

e)  Die  Republik  Bolivia  (1,3  Mill.  qkm 
und  1,8  Mill.  E.)  begreift  zwar  ausser  den  höch- 
sten Andenketten  und  Hochebenen  (4000  m) 
auch  das  tropische  Hügelland  der  „Yunkas",  ist 
aber  nur  als  Bergbauland,  mit  namhafter  Förde- 
rung von  Silber  (für  18  Mill.  M),  Zinn  (für  15 
Mill.  M),  Kupfer  und  Wismut  sowie  durch 
Kautschuk-  und  Kakaoerzeugung  wichtig.  Eisen- 
bahnen gibt  es  1110  km  und  die  Handels- 
bewegung (meist  nach  England  und  Deutsch- 
land) beträgt  75  Mill.  M. 

La  Paz  (60000  E.)  und  Chuquisaca  (Sucre)  sind 
Hauptmärkte. 

f)  Die  Republik  Chile  (0,8  Mill.  qkm  und 
3,2  Mill.  E.),  ein  4000  km  langes,  schmales 
Küstenland  zwischen  der  gewaltigsten  Weitung 
des  Grossen  Ozeans  und  der  höchsten  Anden- 
kette (Aconcagua!),  hat  gute  Naturhäfen,  mildes 
Klima  und  im  S.  reiche  Bewässerung,  während 
der  N.  regenlose  Wüste  (Atacama)  ist.  In 
letzterer  Gegend  ist  die  Förderung  von  Sal- 
peter (1,4  Mill.  T.)  und  Kupfer  (12  Mill.  kg) 
und  Silber  bedeutend;  im  S.  der  Anbau  von 
Getreide  (2,7  Mill.  Z.  Weizen),  Bohnen,  Kar- 
toffeln und  Wein  sowie  die  Viehzucht.  Das  Eisen- 
bahnnetz misst  4500  km,  das  Telegraphennetz 
18000  km.  Der  Aussenhandel  (besonders  nach 
England  und  Deutschland)  beträgt  480  Mill.  M. 

Santiago  de  Chile  (330000  E.),  in  einem  garten- 
ähnUch  bebauten  Tale,  ist  Hauptstadt;  Valparaiso 
(140000  E.),  an  schöner  Bai,  Haupthafen.  Huasco 
und  Caldera  verschiffen  Kupfer,  Taltal,  Antofa- 
gasta  und  Iquique  Salpeter;  Concepcion  (55000  E.) 
Getreide;  Valdivia  Leder. 

g)  Die  Argentinische  Republik  (2,8  Mill. 
qkm  und  5,02  Mill,  E.)  ist  zur  grösseren  Hälfte 
mit  guten  Schiffahrtsstrassen  (Laplata)  ausge- 
stattetes und  im  O.  sehr  anbaufähiges  Flach- 
land, zur  kleineren  Gebirgsland  mit  reichen 
Mineralschätzen.  Das  Klima  ist  gemässigt  und 
gesund,  und  nur  im  W.  für  den  Ackerbau  zu 


trocken  (Pampas).  Haupthilfsquelle  ist  die  Vieh- 
zucht (74  Mill.  Schafe,  25  Mill.  Rinder,  4,4 
Mill.  Pferde),  die  1903  an  Häuten,  Wolle,  Talg, 
Fleisch,  Fleischextrakt  einen  Ausfuhrwert  von 
420  Mill.  M  ergab.  Neuerdings  hat  sich  aber 
auch  der  Weizenbau  (3,1  Mill.  T.)  und  Maisbau 
(3,7  Mill.  T.)  hoch  entwickelt,  und  die  Getreide- 
ausfuhr stieg  auf  270  Mill.  M.  Eisenbahnen 
gibt  es  19000  km.  Der  Aussenhandel  (1200 
Mill.  M,  vorwiegend  nach  England,  Deutsch- 
land und  Frankreich)  ist  ebenso  umfangreich 
wie  bei  Brasilien. 

Buenos  Aires  (965000  E.),  an  der  seichten  Mün- 
dungsbucht des  Laplata,  ist  Haupthafenplatz ;  Rosario 
(122  000  E.),  am  Parana,  Seehafen  für  kleinere  Schiffe; 
Cordoba  (50000  E.)  und  Tucuman  binnenländische 
Produktenmärkte. 

h)  Die  Republik  Uruguay  (178000  qkm 
und  1  Mill.  E.),  im  W.  Steppe,  im  N.  und  O. 
waldiges  Bergland,  durch  den  Atlantischen 
Ozean  und  Laplata  gut  zugänglich,  ist  noch 
vorherrschender  als  Argentinien  ein  Viehzüch- 
tergebiet (6  Mill.  Rinder,  18  Mill.  Schafe),  mit 
starker  Ausfuhr  von  Wolle,  Häuten,  Fleisch, 
Fleischextrakt  und  Vieh.  Der  Weizen-  und 
Maisbau  sind  aber  im  Zunehmen.  Das  Eisen- 
bahnnetz misst  1900  km.  Der  Aussenhandel 
(nach  England,  Deutschland,  der  Union)  be- 
trägt 275  Mill.  M. 

Montevideo  (210  000  E.),  an  der  Laplatamündung, 
ist  Ausfuhrhafen ;  Fray  Bentos,  am  Uruguay,  Schläch- 
tereistadt. 

i)  Die  Republik  Paraguay  (253  000  qkm  und 
640000  E.),  deren  natürliche  Abzugsstrassen  der 
Rio  Paraguay  und  Parana  bildet,  ist  teils  frucht- 
bares Waldhügel-  teils  flaches  Steppenland,  mit 
Mate  (7  Mill.  kg),  Mais,  Zuckerrohr,  Tabak, 
Früchten  und  Quebrachoholz  als  Haupterzeug- 
nissen. 

Asuncion  (52000  E.),  am  Paraguay,  ist  Hauptmarkt. 

k)  Die  21  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien 
(8,3  Mill.  qkm  und  14,9  Mill.  E.)  besitzen  am 
Atlantischen  Ozeane  6400  km  Küste  und  er- 
strecken sich  über  das  nach  ihm  benannte  Berg- 
land mit  seinen  „Campos"  und  die  Amazonas- 
niederung, in  der  letzteren  vorzüglich  mit 
Schiffahrtsstrassen  ausgestattet  (vgl.  S.  628)  und 
von  der  denkbar  grossartigsten  Tropenvegeta- 
tion bedeckt.  Wirtschaftlich  wichtig  sind  aber 
nur:  der  Kaffeebaum,  in  dessen  Anbau  Brasilien 
das  erste  Land  der  Erde  ist  (mit  570  Mill.  kg 
Jahresernte),  der  Tabak  (450  000  T.),  das  Zucker- 
rohr (185000  T.  Zucker)  und  die  Baumwolle, 
sowie  aus  den  Urwäldern  Kautschuk,  Paranüsse, 
Nutzhölzer  und  Drogen.  In  den  Staaten  Rio 
Grande  do  Sul    und   Santa  Catharina   treiben 
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deutsche  Kolonisten  erfolgreich  Ackerbau  und 
Viehzucht.  Die  Mineralproduktion  ist  nur  hin- 
sichtlich der  Diamanten  und  des  Goldes  be- 
trächtlich. Der  Aussenhandel  beträgt  1 200  Mill. 
M,  besonders  im  Verkehr  mit  den  Vereinigten 
Staaten  (mit  3 7  <>|o  von  der  Ausfuhr),  Deutschland 
(mit  16°jo  von  der  Ausfuhr),  Frankreich,  Portugal 
und  Argentinien.  Eisenbahnen  gibt  es  1 5  000  km. 

Rio  de  Janeiro  (750000E,),  an  prächtiger  Bai,  und 
mit  dem  reichsten  und  bestkultivierten  Hinterlande  durch 
Schienenstrassen  verbunden,  ist  der  grösste  Kaffeemarkt 
der  Erde  (Schiffsverkehr  5,3  Mill.  T.);  San  Paolo 
(100000  E.)  binnenländischer  Kaffeemarkt ;  Porto  AI- 
legre  (55  000  E.)  Ausfuhrhafen  der  deutschen  Kolo- 
nien; Bahia  (200000  E.)  Tabakausfuhrhafen  (Schiffs- 
verkehr 2,2  Mill.  T.);  Pernambuco  (190000  E.) 
Zuckerausfuhrhafen;  Belem  (Para,  65000  E.),  vordem 
Delta  des  Amazonas,  Ausfuhrhafen  von  Walderzeugnissen. 

1)  Das  britische  Kolonialreich  in  Süd- 
amerika enthält  250000  qkm  und  0,5  Mill.  E. 

a)  Britisch-Guyana  (246000  qkm  und 
gegen  294000  E.)  ist  teils  tropische  Küsten- 
niederung, teils  wald-  und  savannenbedecktes 
Berg-  und  Tafelland  (Roraima  2500  m),  vom 
schiffbaren  Essequibo  durchflössen,  Zucker, 
Kakao,  Hölzer  und  Gold  (für  7  Mill.  M)  sind 
Ausfuhrgegenstände. 


Haupthafen  ist  Demerara  (Georgetown,  55000 
E.)  mit  0,7  Mill.  T.  Schiffsverkehr. 

ß)  Trinidad  (nebst  Tobago  280000  E.), 
eine  bis  900  m  hohe  KüsteniRsel,  liefert  As- 
phalt, Zucker,  Kakao,  Kokosnüsse. 

Port  of  Spain  (55000  E.)  ist  Ausfuhrhafen. 

m)  Das  holländische  Kolonialreich  in 
Südamerika  enthält  130000  qkm  und 
135  000  E. 

a)  Holländisch -Guyana,  82000  E.  ist 
Britisch-Guyana  eng  verwandt  und  liefert  die 
gleichen  Erzeugnisse. 

Hafen  und  Hauptstadt  ist  Paramaribo. 

ß)  Die  kleinen  Küsteninseln  Cura^ao  (mit 
dem  schönen  Naturhafen  von  Willemstad),  Aru- 
ba  und  Bonaire  erzeugen  Agaven,  Orangen, 
Dividivi,  Rotholz,  Salz,  Zucker  und  Phosphat. 

n)  Das  französische  Kolonialreich  in 
Südamerika  beschränkt  sich  auf  Franzö- 
sisch-Guyana  (80000  qkm  und  33000  E.), 
das  durch  ungesundes  Tropenklima  berüchtigt 
und  mit  Urwald  bedeckt  ist  und  Gold  (für 
4  Mill.  M),  Zucker,  Holz  ausführt. 

Cayenne  ist  Haupthafen. 


VI.  Australien 
1.  Allgemeines. 

Australien  ist  ziemlich  so  gross  (8,9  Mill. 
qkm)  wie  Europa,  hat  jedoch  nur  6,6  Mill.  E. 
(0,7  auf  1  qkm).  Das  australische  Festland 
(7,8  Mill.  qkm    und   4,6   Mill.  E.)  liegt  ganz 


auf  der  s.  Halbkugel  (10— 40«  s.  Br.)  und  ist 
von  den  andern  Erdteilen  durch  weite  Ozean- 
flächen getrennt.  Der  kulturfähige  SO.  ist 
selbst  von  Indien  und  China  weit  entfernt,  am 
weitesten  aber  von  Europa  und  Nordostamerika. 

Die  Küstengliederung  ist  schwach,  und  nur 
der  Karpentaria-Golf  greift  tiefer  ein,  der  Austral- 
Golf  ziemlich  tief  nur  durch  Seitengolfe  (Spencer- 
Golf,  Vincent-Golf).  Die  innersten  Landstriche 
sind  von  der  Küste  950  km  entfernt. 

Die  Hauptgebirge  (Australische  Alpen,  bis 
2240  m,  Blaue  Berge)  liegen  unfern  der  Ost- 
küste und  halten  von  dem  niederen  w.  Tafellande 
die  atmosphärische  Feuchtigkeit  ab,  so  dass 
nur  der  Ostsaum  gut  bewässert  und  fruchtbar 
ist,  während  sonst  Steppen  und  Dorngestrüpp- 
wüsten vorherrschen.  Die  aus  älteren  Gesteins- 
arten bestehenden  Gebirge  sind  reich  an  Gold, 
Eisenerz  und  Kohlen,  die  Flinderskette  (bei 
Adelaide)  an  Kupfer. 

Dem  Klima  nach  ist  der  N.  nebst  Neuguinea 
tropisch,    mit    reichlichen    Niederschlägen    im 


Sommer  und  Herbst.  Auch  Sydney  erhält 
1300  mm  Regen,  Melbourne  660  mm,  im  In- 
nern und  W.  fallen  aber  nur  ab  und  zu  heftige 
Güsse,  während  die  Hitze  bis  über  ÖO*'  steigt. 

Von  den  Strömen  kommt  der  Murray  (mit 
Murrumbidgee  und  Darling)  in  Lauflänge  und 
Stromgebiet  (1  Mill.  qkm)  der  Donau  gleich. 
Seine  Wasserführung  ist  aber  viel  geringer, 
so  dass  nur  flachgehende  Dampfer  ihn  be- 
fahren können.  Die  meisten  andern  Flüsse 
versiegen  in  der  Trockenzeit,  ebenso  die  Bin- 
nenseen (Torrens-  und  Gairdner-See). 

Die  Bevölkerung  des  australischen  Kon- 
tinentes besteht  vorwiegend  aus  europäischen 
Einwanderern,  die  seit  Entdeckung  der  Gold- 
felder (1851)  ziemlich  zahlreich  ankamen,  wäh- 
rend die  körperlich  und  geistig  verkümmerten 
Australneger  (etwa  50000)  zusammenschwinden 
und  sich  nur  als  Hirten,  Schafscherer,  Poli- 
zisten und  Wegweiser  verwenden  lassen.  — 
90*^/o  der  Bevölkerung  sind  Engländer,  etwa 
120000  Deutsche  und  40000  Chinesen.  In 
Neuguinea  und  Nord-Queensland  leben  etwa 
1   Mill.  Papuas. 

Die  einheimische  Pflanzenwelt  erzeugt  für 
den  Welthandel  fast  nur  Nutzhölzer  (Eukalypten-, 
Sandel-,  Zedern-,  Kauriholz);  von  eingeführten 
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Pflanzen  gedeihen  aber  Weizen  (bis  18  Mill. 
hl.  im  Jahre),  Mais,  Kartoffeln,  Orangen,  Wein, 
Obst  und  Südfrüchte,  im  N.  auch  Zuckerrohr 
und  Baumwolle,  wenn  auch  nicht  ohne  häu- 
figen Misswachs. 

Bedeutender  noch  ist  die  Viehzucht,  vor 
allem  die  der  Schafe  (einschl.  Neuseeland  und 
Tasmanien  45  Mill.)  und  Rinder  (9  Mill.  St.), 
die  freilich  durch  Dürre  ebenfalls  öfters  furcht- 
bare Verheerungen  erleidet. 

An  Gold  hat  Australien  (nebst  den  Inseln) 
von  1851  bis  1903  etwa  9  Milliarden  M  ge- 
fördert, und  wenn  die  Förderung  in  Viktoria 
zurückgegangen  ist,  so  hat  sie  sich  dafür  erst  in 
Queensland  und  später  in  Westaustralien  bedeu- 
tend gesteigert.  Der  Kupferbergbau  ist  in  Süd- 
australien bedeutend,  der  Kohlenbergbau  (reich- 
lich 8  Mill.  T.)  in  Neu-Süd- Wales  und  Neu- 
seeland. 

Eisenbahnen  hat  der  Kontinent  (einschl.  Tas- 
manien) 23  000  km,  Telegraphenlinien  73  000  km. 
Der  Aussenhandel  (2800  Mill.  M,  wovon  520|o 
nach  England  und  9°/o  nach  der  Union)  über- 
trifft den  kanadischen  beträchtlich. 

Von  den  polynesischen  Inseln  ist  die  von 
einem  stark  vergletscherten  Alpengebirge(4000m) 
durchzogene,  im  N.  sehr  vulkanische  Doppel- 
insel Neuseeland  die  wichtigste.  Ursprünglich 
von  weiten  Famkrautfeldern  und  Wäldern  mit 
seltsamen  Baumformen  (darunter  die  wertvolle 
Kaurifichte)  bedeckt,  fast  ganz  ohne  Säuge- 
tiere, und  den  tapferen  eingeborenen  Maori 
(kaum  noch  40000)  unter  harten  Kämpfen 
entwunden,  ist  es  durch  Anbau  von  Weizen 
(4,6  Mill.),  Hafer  und  Obst,  sowie  durch  Schaf- 
zucht (20  Mill.)  und  Goldbergbau  (39  Mill.  M) 
sehr  ertragreich. 

Die  übrigen,  teils  vulkanischen,  teils  koral- 
linen  Inselgruppen  -waren  ursprünglich  sehr 
arm  an  Tier-  und  Pflanzenarten,  haben  aber 
ebenfalls  dem  Anbau  von  Zuckerrohr,  Mais, 
Reis,  Orangen,  Tabak  usw.  vielfach  vorzüg- 
liche Bedingungen  geboten. 

2.   Die  einzelnen  Wirtschaftsgebiete. 

a)  Das  britische  Kolonialreich  in  Austra- 
lien erstreckt  sich  über  den  Australischen 
Bund  (das  Festland  nebst  Tasmanien  und  Bri- 
tisch-Neuguinea)  und  den  grössten  Teil  der  Inseln 
(8,25  Mill.  qkm  und  5,8  Mill.  E.). 

a)  Viktoria  (228000  qkm  und  1,2  Mill.  E.), 
im  SO.  des  Kontinents,  den  grösseren  Teil  der 
Australischen  Alpen  umfassend,  hat  mehr  Gold 
gefördert  als  die  andern  Kolonien  zusammen 
(für  5000  Mill.  M)  und  zählt  10,8  Mill.  Schafe. 


Melbourne  (503  000  E.),  künstlich  dem  grossen 
Seeverkehr  zugänglich  gemacht,  und  durch  Dampfer- 
linien mit  den  europäischen  Haupthäfen  verbunden, 
(Schiffsverkehr  6,4  Mill.  T.)  ist  seine  grosse  Handels- 
und Industriestadt;  Ballarat  und  Bendigo  sind  Gold- 
bergbaustädte. 

ß)  Neu-Süd-Wales  (804000  qkm  und 
1,4  Mill.  E.)  begreift  das  Berg-  und  Tafelland 
n.  vom  Murray  und  fördert  weniger  Gold 
(28  Mill.  M),  aber  viel  mehr  Kohlen  (6  Mill. 
T.)  und  Eisen  als  Viktoria.  Auch  in  der  Zahl 
der  Schafe  (27  Mill.)  und  Rinder  (1,7  Mill.) 
und  in  Handel  und  Industrie  steht  es  voran. 

Sydney  (510000  E),  mit  vorzüglichem  Naturhafen, 
w^etteifert  im  Dampferverkehr  mit  Melbourne,  in  erster 
Linie  als  Wollversandplatz,  aber  auch  als  Industriestadt. 

/)  Queensland  (1,9  Mill.  qkm  und  860000 
E.)  im  NO.  des  Kontinents,  ist  in  der  Küsten- 
nähe tropisches  Waldgebirgsland,  im  Innern 
aber  trockenes  Steppenland.  Durch  die  Minen 
des  Mount  Morgan  (s.  z,  mit  20  Mill.  M 
Jahresausbeute)  stand  Queensland  längere  Zeit 
in  der  Goldförderung  zu  oberst.  Belangreich 
ist  die  Zucht  von  Rindern  (2,5  Mill.)  und 
Schafen  (7  Mill.);  im  N.  der  Zucker-,  Bananen- 
und  Orangenbau. 

Brisbane  (123  000  E.)  ist  Haupthafenstadt,  Rock- 
hampton  Ooldbergbaustadt. 

6)  Südaustralien  (2,3  Mill.  qkm  und  366000 
E.),  vom  Austral-Golfe  bis  zum  Karpentaria- 
Golfe  reichend,  baut  im  S.  Weizen  (2,2  Mill. 
hl.),    Früchte,  Wein,   und  hat  5  Mill.  Schafe. 

Adelaide  (166000  E.)  ist  Haupthandelsstadt. 

e)  W^estaustralien  (2,5  Mill.  qkm  und 
445000  E.)  ist  grösstenteils  Wüste,  steht  aber 
in  der  Goldförderung  (1902:  160  Mill.  M) 
den  Schwesterkolonien  weit  voran.  Auch  die 
Perlmuschelfischerei  und  Schafzucht  (2,7  Mill.) 
ist  namhaft. 

Perth  ist  Haupthandelsplatz,  Coolgardie  wich- 
tigste Bergbaustadt. 

Q  Tasmanien  (68000  qkm  und  180000 
E.)  erzeugt  auf  seinem  gebirgigen  Boden  Obst, 
Hafer,  Hopfen,  Wolle  (1,7  Mill.  Schafe),  Zinn 
und  Gold. 

Haborttown  ist  Haupthafen. 

rj)  Neuseeland  (271000  qkm  und  851000 
E.)  ist  durch  Anbau  von  Weizen  (4,6  Mill. 
hl),  Hafer  und  Kartoffeln,  sowie  durch  Vieh- 
zucht (20  Mill.  Schafe,  1,5  Mill.  Rinder)  und 
Goldförderung  (39  Mill.  M)  bedeutend. 

Auckland,  mit  schönem  Naturhafen,  und  Welling- 
ton, an  der  Cookstrasse,  sind  Haupthandelsplätze. 

^)Die  vulkanischen  Fidschi-Inseln  (21  000 
qkm  und  120000  E.)  erzeugen  auf  fruchtbarem 
Boden   Zucker,   Kokosprodukte  und  Bananen. 

Luva  und  Levuka  sind  Häfen. 
Sonst   sind    englisch:    die  südlichen   Salo- 
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mons-Inseln  (140000  E.),  die  korallinen 
Gilbert-Inseln,  die  Hervey-Inseln,  die 
Freundschafts-Inseln  und  die  Christmas- 
und  Fanning-Inseln  (die  letzteren  für  das 
australisch-kanadische   Kabel    von   Bedeutung.) 

b)  Das  deutscheKolonialreichin  Austra- 
lien und  Polynesien  enthält  243000  qkm 
und  465000  E. 

a)  Kaiser-Wilhelms-Land  (182000  qkm 
und  130000  E.)  nimmt  den  n.-ö.  Teil  von  Neu- 
guinea ein  und  ist  von  gewaltigen  Hochgebirgen 
(Finisterre-Gebirge)  durchzogen,  hat  aber  auch 
ausgedehnte  Talniederungen  (Gogol-Ebene,  Au- 
gustafluss-Ebene)  und  mehrere  gute  Hafenbuch- 
ten. Das  Klima  ist  echt  tropisch  (bis  gegen  4  m 
Regen)  und  in  bezug  auf  die  Gesundheit  der  Eu- 
ropäer nicht  besser,  aber  auch  nicht  schlechter  als 
das  javanische.  Als  wichtige  Kullurmittel  bieten 
sich  die  schiffbaren  Ströme  Gogol  und  Augusta- 
Fluss.  Die  eingeborenen  Papuanen  haben  sich 
gegenüber  den  deutschen  Kulturversuchen  mit 
Tabak,  Erdnüssen,  Jute  und  Früchten,  die  noch 
in  den  ersten  Anfängen  sind  (Ausfuhr  200000 
M)  z.T.  feindlich  verhalten.  Das  dichte  Waldkleid 
bietet  tropische  Nutzhölzer  (auch  Kaurifichten). 

/3)Die  vulkanischen  Bismarck-Inseln(Neu- 
Pommern,  Neu-Mecklenburg,  Neu-Hannover) 
nebst  den  n.  Salomonen  (57  000  qkm  und 
250000  E.)  sind  bereits  besser  entwickelt  und 
liefern  besonders  Kokosprodukte  (Ausfuhr  0,9 

Mill.  M). 

Hauptstationen  sind  Herbertshöhe  und  Matupi, 
auf  Neu-Pommern. 

7)  Die  Karolinen  und  Mariatten  (2000 
qkm  und  40000  E.),  niedrige  Koralleninseln, 
mit  den  Häfen  Yap  und  Ponape,  liefern 
ebenfalls  Kokosprodukte;  ebenso  die  gleich- 
gearteten Marschall-Inseln  (405  qkm  und 
15000  E.),  mit  dem  Hafen  Jaluit. 


ö)  Die  Samoa-Inseln  (2600  qkm  und  34000 
E.),  vulkanisch  und  bis  1600  m  hoch,  sind 
ausser  durch  Kokospalmen  auch  durch  Süd- 
fruchtkultur bedeutend  und  in  höherem  Masse 
entwickelungsfähig. 

Apia,  auf  Upolu,  ist  Haupthafen. 

c)  Das  französische   Kolonialreich    in 

Australien  besteht  aus  dem  gebirgigen  Neu- 
kaledonien  (20000  qkm  und  58000  E.),  das 
Kopra,  Schildpatt,  Trepang,  Nickel  und  Chrom 
liefert  und  in  Noumea  einen  guten  Hafen  be- 
sitzt; den  Gesellschaftsinseln  (1200  qkm 
und  27000  E.),  mit  der  Hauptinsel  Tahiti  und 
Ausfuhr  von  Kokosprodukten,  Perlmutter  und 
Vanille;  den  Markesas  (1300  qkm  und  4000 
E.),  mit  der  Hauptinsel  Nukahiva. 

d)  Das  holländische  Kolonialreich  in 
Australien  beschränkt  sich  auf  die  Westhälfte 
von  Neuguinea  (395000  qkm  und  240000  E.) 
und  ist  meist  noch  unbekannte,  wirtschaftlich 
unbenutzte  Wildnis. 

e)  Das  vereinsstaatliche  Kolonialreich 

in  Polynesien  (17500  qkm  und  170000  E.) 
begreift  die  kleine  Insel  Tutuila  der  Samoa- 
gruppe,  mit  gutem,  als  Schiffahrtsstation  wert- 
vollem Naturhafen;  die  Ladronen-InselGuam; 
und  die  vulkanischen  Sandwich-  oderHawai- 
Inseln  (16000  qkm  und  154000  E.),  im  Mauna 
Loa  4200  m  hoch,  die  viel  Zucker  (1903: 
440000  T.),  Kaffee,  Reis  und  Orangen  erzeugen, 

Honolulu  auf  Oahu,  an  schöner  Bucht,  ist  Haupt- 
ausfuhrhafen und  wichtige  Dampferstation. 

f)  Die  vulkanischen  Neu-Hebriden  (13000 
qkm  und  70000  E.)  bilden  eine  Art  neutra- 
les Gebiet  zwischen  dem  französischen  und  eng- 
lischen Kolonialbesitze  und  eine  Hauptstätte  der 
Arbeiterrekrutierung  für  Polynesien. 

Dr.  Emil  Deckert -Berlin, 
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Anhang. 
Wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kolonien. 
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a)  Die  Kolonien  im  allgemeinen. 

Unter  einer  Kolonie  versteht  man  eine  Grup- 
pe von  Landsleuten,  welche  ihre  Heimat  ver- 
lassen und  sich  unter  Bewahrung  ihrer  Eigen- 
art an  anderer  Stätte  niedergelassen  haben. 
Insofern  diese  Einwanderer  politische  und  wirt- 
schaftliche Beziehungen  zur  Heimat  unterhal- 
ten, nennt  man  die  Niederlassungsstelle  eine 
Kolonie  der  Heimat. 

Schloss  ursprünglich  der  Begriff  Kolonie 
die  Vorstellung  des  Bebauens  des  Bodens  in 


sich  {colonus  =  der  Ansiedler,  Landwirt),  so 
spricht  man  neuerdings  je  nach  Geeignetheit 
oder  Bestimmung  auch  von  Viehzucht-,  Berg- 
werks-, Straf-  und  Deportationskolonien  usw. 
In  wirtschaftlicher  Beziehung  lässt  sich  die 
Gesamtheit  scheiden  in  Ackerbau-  und  in 
Handels-  und  Pflanzungskolonien,  d.  h.  in 
solche  Kolonien,  in  denen  der  weisse  Mann 
andauernd  Arbeit  leisten  kann,  und  in  solche, 
in  denen  nur  der  farbige  Mensch  auf  die 
Dauer  körperliche  Arbeit  erträgt.     Ackerbau- 
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und  Handelskolonien  unterscheiden  sich  in 
bezug  auf  Natur,  Klima,  Verwertungsweise 
und  in  der  Art  ihrer  Rückwirkung  auf  das 
sozial-  und  handelswirtschaftliche  Leben  des 
Mutterlandes. 

Ackerbaukolonien  sollen  dazu  geeignet 
sein,  dass  die  auswandernde  Ackerbau  treiben- 
de Bevölkerung  des  Mutterlandes  dort  möglichst 
ihrer  gewohnten  Beschäftigung  nachgehen  kann. 
Da  neben  Fruchtbarkeit  des  Landes  die  ge- 
sundheitlichen und  klimatischen  Verhältnisse 
von  Wichtigkeit  sind,  eignen  sich  hierzu  in 
erster  Linie  aussertropische  Gegenden,  unter 
Umständen  auch  tropische  Hochländer. 

Nicht  sowohl  die  eigentlichen  Krankheiten,  wie 
Malaria,  Dysenterie  usw.  sind  es,  welche  die  tropischen 
Gegenden  hierfür  ungeeignet  machen  —  diese  Krank- 
heiten treten  auch  anderwärts  auf,  und  man  kann  sich 
gegebenenfalls  dagegen  schützen  —  sondern  der  er- 
schlaffende Einfluss  des  tropischen  Kümas  mit  seiner 
gleichmässig  hohen  Temperatur  und  der  mit  Feuchtig- 
keit gesättigten  Atmosphäre. 

Der  farbige  Ureinwohner  hat  selten  grossen 
Arbeitstrieb;  in  den  zum  Ackerbau  geeigneten 
überseeischen  Ländern  wendet  er  sich  meist 
lieber  den  müheloseren  Beschäftigungen  der 
Jagd  oder  der  Viehzucht  zu.  Demgemäss  be- 
nötigte er  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse 
ausgedehnter  Landstrecken.  Solche  Gegenden 
sind  daher  meist  schwach  bevölkert  und  kön- 
nen neben  der  ursprünglichen  Bevölkerung 
einen  dauernden,  kräftigen  Zuzug  arbeitsamer 
Menschen  aus  dem  Mutterlande  gut  ernähren. 

Im  Gegensatz  hierzu  sind  Handels-  und 
Pflanzungskolonien  meist  in  den  Tropen 
gelegen,  denn  diese  bieten  infolge  ihrer  kli- 
matischen und  Landesverhältnisse  wertvolle 
Handelsprodukte.  Während  in  den  Ackerbau- 
kolonien sich  der  weisse  Ansiedler  dauernd 
niederlässt,  bleibt  der  Weisse  in  der  ersteren 
immer  nur  verhältnismässig  kurze  Zeit  tätig 
und  dem  verderblichen  Einfluss  des  Klimas 
ausgesetzt.  In  den  Gegenden  tropischen  Wachs- 
tums wächst  die  Nahrung  dem  anspruchslosen 
Eingeborenen  auch  ohne  eigene  Arbeit  in 
Menge  zu,  so  dass  hier  viele  Menschen  auf 
verhältnismässig  kleinem  Gebiete  leben  können. 

Demnach  müssen  als  allgemeine  Voraus- 
setzungen festgehalten  werden:  für  Ackerbau- 
kolonien aussertropische  Lage  und  spärliche  Ur- 
bevölkerung, für  Handels-  und  Pflanzungskolo- 
nien tropische  Lage  und  dichte  Bevölkerung.  Nun 
sind  allerdings  nur  wenige  Kolonien  durchweg 
reine  Ackerbaukolonien,  und  umgekehrt.  Der 
Fall  tritt  häufig  ein,  dass  eine  Handels-  und 
Pflanzungskolonie  sich  in  einzelnen  Teilen  zur 


Besiedelung  mit  weissen  Menschen  eignet, 
bezw.  dass  aussertropische  Kolonien,  selbst 
mit  fruchtbarem  Boden  und  günstigem  Klima, 
aus  bestimmten  Gründen  nicht  zu  Ackerbau- 
kolonien geeignet  sind. 

Jeder  kräftig  aufstrebende  Staat  hat  Kultur- 
aufgaben zu  erfüllen  gegenüber  den  kulturell 
noch  zurückgebliebenen  Gegenden  der  Erde, 
gleichzeitig  hat  er  wirtschaftliche  Verpflichtun- 
gen gegen  den  Volksteil  und  den  Anteil  des 
Nationalvermögens,  welche  innerhalb  der  hei- 
mischen Grenzen  nicht  mehr  genügend  Be- 
tätigung finden. 

Jeder  Bevölkerungszuwachs  ist  an  sich 
volkswirtschaftlich  günstig,  weil  er  die  National- 
kraft vergrössert;  es  kann  indes  die  Volksvermeh- 
rung so  bedeutend  werden,  dass  das  eigene  Land 
seine  Bevölkerung  nicht  mehr  ernähren  kann. 
Dann  tritt  Übervölkerung  ein.  Wachsende  Über- 
völkerung aber  bedeutet  steigende  Einfuhr  von 
Nahrungsmitteln  und  steigende  Preise,  bei  stei- 
gendem Arbeitsangebot  sinkende  Löhne,  Ver- 
ringerung der  Kaufkraft,  Schwächung  des  Na- 
tionalvermögens, Verringerung  der  gewerbli- 
chen und  industriellen  Produktion,  Verarmung 
und  Verkümmerung  der  Nation. 

Der  Überschuss  der  Geburten  über  die  Todesfälle 
betrug  1902/03  auf  10000  Einwohner  für  Frankreich 
21,  für  Schweden  108,  für  Italien  109,  für  Belgien 
116,  für  Grossbritannien  119,  für  Ungarn  121,  für 
Österreich  125,  für  Norwegen  150,  für  Holland  153, 
für  Deutschland  153. 

Die  schädlichen  Folgen  der  Übervölkerung 
vermeidet  man  einmal  durch  Absetzung  des 
Menschenüberflusses  in  andere  Länder  durch 
Auswanderung  oder  durch  Bildung  von 
Ackerbaukolonien,  ferner  durch  Beschaf- 
fung der  im  Lande  nicht  aufzubringenden 
Unterhaltsmittel  aus  dem  Auslande,  wenn  das 
betr.  Land  zum  Austausch  gegen  diese  Aus- 
fuhrartikel  in  genügender  Menge  besitzt. 

Die  meisten  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Länder  erzeugen  nun  zur  Ausfuhr  geeignete 
Rohstoffe  nicht,  oder  nicht  in  genügender 
Menge,  es  müssen  daher  an  deren  Stelle  Pro- 
dukte der  Arbeit  treten;  d.  h.  eine  hochent- 
wickelte Industrie,  welche  die  Rohstoffe  des 
In-  und  Auslandes  in  Feinfabrikate  umwandelt 
und  diese  wieder  im  Auslande  absetzt,  ist  im- 
stande, selbst  einen  grossen  Bevölkerungsüber- 
schuss  des  eigenen  Landes  zu  unterhalten. 
Erfordernis  hierfür  ist  ein  gesicherter  Erwerb 
der  Rohmaterialien  zu  angemessenen  Preisen 
und  ein  gesicherter  Absatz  der  Fertigfabrikate. 
Sind  diese  Bedingungen  nicht  vorhanden, 
oder  werden    sie   absichtlich   aufgehoben,    so 
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verkümmert  die  Industrie  und  mit  ihr  das 
Volk. 

Schnelle  Bevölkerungszunahme,  drohende 
Übervölkerung  einerseits,  die  nach  Einkaufs- 
und Absatzgebieten  suchende  Industrie  anderer- 
seits drängen  also  nach  Expansion,  nach  einem 
Abgabegebiet  für  ihres  Landes  überschüssige 
Kraft,  wo  diese  und  diejenige  des  Mutterlandes 
sich  in  produktiver  Leistung  ergänzend  wechsel- 
seitigen Wohlstand  schaffen.  Die  Kolonial- 
politik ist  also  der  Ausfluss  innerer  Kraft,  zu- 
gleich allerdings  auch  des  Unternehmungs- 
geistes eines  Volkes,  die  Folge  seiner  inneren 
Blüte  in  bezug  auf  Zahl  und  Wachstum  seiner 
Einwohnerschaft,  wie  in  bezug  auf  Grösse  und 
Wachstum  seiner  Industrie  und  seines  Handels; 
es  muss  aber  auch  der  nationale  Wille  zu 
Macht  und  Ansehen  vorhanden  sein,  sonst 
werden  nie  lebensfähige  Tochterstaaten  ge- 
schaffen werden.  So  hat  Bismarck  schon 
1885  betont,  dass  eine  Kolonialpolitik  grossen 
Stiles  nur  möglich  sei,  wenn  sie  von  der 
Mehrheit  des  nationalen  Wollens  mit  Ent- 
schlossenheit und  Überzeugung  getragen  würde. 

Ein  Mutterland  mit  genügend  überschüssigen 
Arbeitskräften  bevölkert  Ackerbaukolonien,  ein 
Mutterland  mit  intelligentem,  kapitalkräftigem, 
unternehmungsbereitem  Handelsstand  entwickelt 
Handelskolonien.  Seit  Jahrhunderten  hat  sich 
Europa  an  den  Verbrauch  tropischer  Erzeug- 
nisse gewöhnt,  und  verarbeitet  seine  Industrie 
von  dort  bezogene  Rohstoffe.  Je  mehr  und 
je  wertvollere  Stoffe  dieser  Art  eine  Kolonie 
ausführt,  desto  abnahmefähiger  wird  sie  zu- 
gleich gegenüber  dem  Mutterlande. 

Die  Geschichte  lehrt,  dass  Staaten  mit 
Kolonialbesitz  zu  Macht  und  Reichtum  ge- 
langen, und  umgekehrt,  wenn  sie  ihn  verlieren, 
in  Ohnmacht  und  Armut  zurückfallen.  Dies 
sehen  wir  an  Venedig,  Genua,  Spanien,  Por- 
tugal und  andererseits  an  Holland  und  Eng- 
land. Die  bedeutenden  Handelsverbindungen 
der  Hansa  trugen  wesentlich  zur  mittelalter- 
lichen Blüte  Deutschlands  bei.  Andererseits 
lehrt  die  Geschichte,  dass  neben  unternehmen- 
dem Handelsgeist  überschüssige  Kraft  des 
Mutterlandes  unerlässlich  ist  —  ihr  Mangel 
hat  den  Verfall  der  spanischen  und  portugie- 
sischen Kolonien  bewirkt  — ,  und  dass  nicht 
Kolonialbesitz  an  sich  reich  macht,  sondern 
dazu  auch  eine  richtig  angewandte  Kolon ial- 
politik  gehört.  Ein  Staat  kann  nur  so  viel 
Kolonien  erhalten,  als  seinen  Kräften  ange- 
messen ist.  Das  kleine  Holland,  welches  im 
Verhältnis  zu  seiner  Grösse  einer  der  bevöl- 


kertsten  und  kapitalkräftigsten  Staaten  ist,  würde 
daher  trotzdem  auf  die  Dauer  Südafrika  nicht 
zu  halten  imstande  gewesen  sein,  bewirtschaftet 
in  Wirklichkeit  auch  jetzt  nur  einen  Teil  seiner 
Kolonien. 

Frankreich  nimmt  eine  Ausnahmestellung  ein,  trotz- 
dem es  neuerdings  dank  seinem  in  kolonialen  Fragen 
nie  versagenden  Parlamente  mit  Erfolg  kolonisiert  hat. 
Ihm  fehlt  der  geforderte  Menschenzuwachs  (1876  36,9, 
IQOl  39,0  Mill.  Einwohner).  Dieses  Land  findet  ebenso, 
wie  es  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  det, 
Fall  ist,  alles  das  innerhalb  seiner  Grenzen  vereinig 
was  die  Bevölkerung  zu  seiner  Wohlfahrt  bedarf.  Des:«^ 
halb  liegt  ein  aus  ihrer  inneren  Entwickelung  heraus« 
gewachsenes  zwingendes  Expansionsbedürfnis  bei  beidei( 
nicht  vor,  vielmehr  ist  die  treibende  Kraft  in  bezuj 
auf  das  Erwerben  von  Kolonien  hauptsächlich  im  Wett-- 
bewerb  mit  den  anderen  Völkern  und  im  Weltmachts 
gedanken  zu  suchen.  Italien  hat  bisher  wenig  glück-" 
liehe  kolonisatorische  Erfolge,  Russland  schafft  sich 
Ellenbogenraum  zu  Lande,  das  gleiche  ist  Österreichs 
Streben;  als  jüngste  Gross-  und  Kolonialmacht  ist 
Japan  aufgetreten  und  versucht  augenblicklich,  sich 
zur  Weltmacht  zu  entwickeln. 

England  und  Holland  sind  es,  welche  bis- 
her die  besten  Erfolge  mit  überseeischen  Ko- 
lonien erzielt  haben;  beide  haben  sich  aber 
auch  nie  der  Überzeugung  verschlossen,  dass, 
wenn  auch  durch  Neuerwerb  von  Kolonien 
dem  Mutterlande  zunächst  viele  Ausgaben  er- 
wachsen, es  diese  um  so  schneller  und  um 
so  ausgiebiger  zurückerhält,  je  schneller  und 
je  freigebiger  die  Ausgaben  geleistet  werden, 
sowie  ferner,  dass  diese  Ausgaben  nicht  im 
Verhältnis  stehn  zu  den  bedeutenden  wirt- 
schaftspolitischen Vorteilen,  welche  die  Kolonien 
in  ihrer  Rückwirkung  dem  Mutterlande  bieten. 

Nicht  allein  wird  die  Bevölkerungszunahme 
in  ihren  Folgen  immer  wieder  ausgeglichen, 
nicht  allein  vermittelt  der  Besitz  von  Kolonien, 
und  das  ist  das  Wesentliche,  feste  wirtschaft- 
liche Verhältnisse,  Sicherheit  des  Erwerbes  mit 
festen  Absatz-  und  Austauschgebieten,  Unab- 
hängigkeit von  fremdem  Wohlwollen,  Unab- 
hängigkeit vom  Zufall,  wodurch  der  Staat  in 
die  Lage  versetzt  wird,  die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  nach  seinem  Willen  zu  lenken, 
nicht  allein  stärkt  der  Besitz  von  Kolonien 
und  der  damit  in  Verbindung  stehende  ge- 
sicherte Transport  die  eigene  Reederei  sogar 
auf  Kosten  derjenigen  der  fremden  Staaten, 
wie  die  Abnahme  der  Schiffahrt  Deutschlands 
nach  Südafrika  und  derjenigen  Englands  nach 
den  tropischen  Besitzungen  in  Deutsch -West- 
afrika beweisen,  —  auf  das  ganze  nationale 
Leben  eines  Volkes  in  allen  seinen  Schichten  übt 
der  Besitz  von  Kolonien  einen  geistig  und  phy- 
sisch belebenden  und  bereichernden  Einfluss  aus. 
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Ein  starker  Hin-  und  Rückfluss  gewisser 
Bevölkerungsschichten  findet  nach  und  von 
den  Kolonien  statt,  und  während  in  Ackerbau- 
kolonien der  zunehmende  Wohlstand  der  an- 
gesessenen Kolonisten  ihre  schon  von  Haus 
aus  gewohnten  Bedürfnisse  an  heimatlichen 
Industrieprodukten  steigert,  und  ihre  Abnahme- 
fähigkeit für  solche  erhöht,  so  bringen  die 
als  Lehrer,  als  Kaufleute,  als  Beamte,  als  Ge- 
werbetreibende usw.  in  den  Handelskolonien 
tätig  gewesenen  Menschen  ihre  geistigen  und 
pekuniären  Errungenschaften  nach  10  bis  15- 
jähriger  Kolonialarbeit  in  die  Heimat  zurück 
und  befruchten  damit  das  Mutterland;  ein 
Kreislauf,  ein  Wechsel  verkehr,  welcher  seine 
belebende  Wirkung  auf  die  Entwickelung  einer 
Nation  nicht  verfehlen  kann. 

Es  tritt  hinzu  die  Erweiterung  des  gei- 
stigen Horizonts  des  einzelnen,  sowie  der 
ganzen  Nation,  die  Schulung  und  Stählung  im 
Kampf  mit  der  See  und  den  fremden  Verhält- 
nissen, die  Gewöhnung  an  das  richtige  Erfassen 
des  Augenblicks  und  an  praktischen  Blick.  Die 
Gesamtheit  dieser  Einflüsse  erzieht  zur  Persön- 
lichkeit und  zur  Verlässigkeit  und  bewahrt  vor 
dem  Fehler  der  törichten  Bewunderung  und 
Nachahmung  alles  Ausländischen. 

Die  Methoden  der  wirtschaftlichen  Aus- 
nutzung von  Kolonien  haben  in  der  neuge- 
schichtlichen Zeit  mehrfach  gewechselt.  Dem 
direkten  Raubbau  folgte  die  Periode  der  Han- 


delsgesellschaften der  einseitigen,  monopolisti- 
schen Ausbeutung.  In  richtigere  Wechselbezie- 
hung zum  Mutterlande  mit  Austausch  von  Roh- 
produkten gegen  Fertigfabrikate,  mit  Anregung 
und  Steigerung  der  gegenseitigen  Produktions- 
kraft und  Leistung,  mit  der  geistigen  und  sitt- 
lichen Hebung  der  Eingebornen  traten  die  Ko- 
lonien erst  seit  ihrer  Übernahme  durch  den 
Staat,  seit  der  Phase  der  offenen  Tür  infolge 
der  Lehren  der  Handelsfreiheit  in  der  zv/citen 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Führend  in 
dieser  Beziehung  ist  England  vorangegangen. 

Vielfach  ist  es  ausgesprochen  worden,  dass  der 
Besitz  von  Kolonien  so  viel  Blut  und  Geld 
koste,  wie  das  von  den  Kolonien  nie  wieder 
eingebracht  werden  könnte,  und  dass  eigener 
Besitz  von  Kolonien  in  der  Ära  des  Frei- 
handels mit  dem  Prinzip  der  offenen  Tür  ein 
offenbarer  Luxus  sei,  denn  sämtliche  Nationen 
fänden  in  allen  Kolonien  der  Welt  gleiche 
Handelsbedingungen,  wie  solche  dem  jeweiligen 
Mutterlande  zugestanden  seien.  Aber  bisher  hat 
sich  durch  derartige  Erwägungen  noch  kein 
Staat,  vor  allem  nicht  das  praktische  England, 
abhalten  lassen,  neue  Kolonien  zu  erwerben. 

Wenn  auch  bei  dem  intensiven  Kolonial- 
erwerbe während  der  letzten  30  Jahre  wohl 
ein  nationaler  Wettbewerb  zum  Teil  mitge- 
wirkt haben  mag,  so  war  doch  hierbei  der 
hauptsächlich  treibende  Faktor  ein  rein  wirt- 
schaftlicher. 


Grösse  und  Einwohnerzahl  der  wichtigsten  Kolonialstaaten 
und  deren  Kolonien. 


Staat 


Mutterland 


Grösse      Ein- 
in  1000   wohner 
qkm     Million. 


Einwoh- 
ner auf 
1  qkm 


Bestim- 

mungs- 

jahr 


Kolonien 


Grösse 

inlüOO 

qkm 


Ein- 
wohner 


Million. 


Einwoh- 
ner auf 
1  qkm 


Einfuhr        Ausfuhr 


in  MiUionen  JVl 


Bestimmungs- 
jahr 


England .     . 

Frankreich  . 

Holland  .     . 
Deutschland 
Nordamerika 
Portugal 
Japan      .     . 
Italien     .     . 

Dänemark   . 
Spanien  .     . 


315 
537 

33 

541 

9383 

92 
382 
287 

38 
505 


42,5 
39,0 

5,3 
56,4 
76,0 

5,4 
44,8 
33,0 

2,5 
18,6 


135 

74 

162 
104 
8 
59 
117 
115 

62 
37 


1903 

1901 

1902 
1900 
1900 
1900 
1900 
1903 

1901 
1900 


28730 

6000 

2046 

2597 

306 

2146 

353 

247 

193 
216 


355,5 

46,6 

37,9 
13,1 
8,0 
5,9 
2,8 
0,33 


12 

über  7 

19 
5 
26 
27 
80 
13 


Erythräa 
0,12 1   0,6 


7317,6 

368 

1372,6 
37,5 
? 
155,0 

65 


7010,5 

317 

über  1490 
18,9 
157,9 
110,0 

25 


insgesamt 


1901 

f Sudan  1898 

\sonst  1901/02 

1900/01 

1901 

1901/02 

1899/1901 

1900 

1899 

1901 


b)  Deutschlands  Kolonien. 

Das  Streben  nach  einseitigem,  wirtschaftlichem 

Zusammenschluss  der  Weltstaaten  in  sich,  wie 

es  sich  ausgedrückt  findet  in  dem  englischen 

Imperialismus  und  in  der  nordamerikanischen 


Monroedoktrin,  geht  darauf  hinaus,  andere 
Nationen  von  den  eigenen  und  den  beherrschten 
Märkten  auszuschliessen.  Ein  geringer  Schutz- 
zoll würde  hierzu  genügen;  auch  sonst  gibt 
es  zum  Erringen  dieses  Zieles  Mittel  und  Wege 
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genug,  ja  selbst  ohne  solche  Mittel  erschwert 
allein  schon  der  feste  Zusammenhalt  zwischen 
Tochterstaat  und  Mutterland  die  erfolgreiche 
Konkurrenz  des  Auslandes.  Dieses  Streben 
bedeutet  für  Deutschland  die  Pflicht,  sich  un- 
abhängig zu  machen  von  England  und  Amerika. 

Als  die  Aufteilung  der  Erde  begann,  gab 
es  noch  kein  geeinigtes  Deutschland,  und  als 
dieses  später  anfing,  Kolonialpolitik  zu  treiben, 
war  das  Beste  schon  fortgegeben,  Ackerbau- 
kolonien nicht  mehr  zu  haben. 

Wenn  die  Bevölkerungszunahme  Deutsch- 
lands im  gleichen  Tempo  wie  in  den  letzten 
Jahrzehnten  wächst,  so  wird  die  Bevölkerung 
im  Jahre  1930  auf  80  Millionen  gestiegen 
sein.  Von  dieser  Zahl  kann  der  vaterländische 
Boden  bei  dem  heutigen  Wirtschaftsstande 
etwa  die  Hälfte  ernähren,  die  andere  Hälfte 
ist  auf  Nahrungsmitteleinfuhr  angewiesen,  bezw. 
auf  Auswanderung. 

In  dem  Zeitabschnitt  von  1821  —  1872  sind 
über  5  Millionen  Menschen  aus  Deutschland 
ausgewandert,  und  zwar  vornehmlich  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  nach 
den  englischen  Kolonien,  wo  sie  unter  Auf- 
gabe ihres  Deutschtums  bald  in  dem  engli- 
schen Element  Vollkommen  aufgegangen  sind. 
Rechnet  man,  niedrig  veranschlagt,  dass  jeder 
Auswanderer  350  M  an  Geld  und  Werten  mit 
sich  nahm,  so  gingen  dem  Nationalwohlstand 
ausser  diesen  Menschenkräften  auch  noch  ein 
Kapital  von  rund  2  Milliarden  M  bar  ver- 
loren, und  indem  diese  Auswanderer  Geld 
und  Kräfte  nunmehr  einem  mit  Deutschland 
konkurrierenden  Lande  widmeten,  schädigten 
sie  noch  obenein  ihr  Vaterland  durch  ihre 
Arbeits-  und  Kapitalstätigkeit. 

Wenn  nun  auch  in  den  letzten  Jahren  die 
Auswanderung  aus  Deutschland  gegenüber 
derjenigen  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts zahlenmässig  zurückgegangen  ist^),  so 
ist  eine  solche  doch  stets  vorhanden,  und  ist 
es  deshalb  Pflicht,  da  politisch  und  wirtschaft- 
lich mit  Deutschland  verbundene  Kolonien  zur 
Aufnahme  des  Auswanderungsstromes  fehlen, 
diesen   nach  solchen  Gegenden  zu  leiten,  wo 


*)  Perioden  lebhafter  Auswanderung  waren  in  der 
letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  besonders  die 
Zeitabschnitte  1852—54  und  1866—73,  in  denen  jähr- 
lich durchschnittlich  über  100000,  sowie  der  Zeit- 
räume 1880 — 84,  in  welchem  sogar  durchschnittlich 
über  160000  Menschen  jährlich  auswanderten.  Die 
höchste  Zahl  weist  das  Jahr  1881  mit  220798  Köpfen 
auf;  dann  ging  die  Anzahl  herunter,  1893:  86677,  1898 
das  Minimum  22221,  und  seit  dieser  Zeit  steigt  die  Zahl 
langsam  wieder  an  und  betrug  1902:  32098  Köpfe. 


wenigstens  das  Deutschtum  und  womöglich 
der  wirtschaftliche  Zusammenhang  mit  dem 
Mutterlande  gewahrt  wird. 

Solche  Gegenden  sind  der  Süden  von  Brasilien,  wo  in 
Rio  Grande  do  Sul,  in  Sa  Catharina  und  andern  Orten 
eine  halbe  Million  Deutsche  und  Deutschbrasilier  wohnt, 
sowie  die  angrenzenden  Länder,  ferner  einige  Gegen- 
den von  Kleinasien,  auch  wohl  das  neuerdings  für 
diesen  Zweck  empfohlene  Mesopotamien  —  alles  Länder, 
welche  die  Arbeit  weisser  Ansiedler  derart  lohnen 
können,  dass  das  Vielfache  der  heutigen  Einwohner- 
zahl sich  dort  ernähren  kann. 

Die  tatsächlichen  Kolonien  Deutschlands  sind 
hauptsächlich  Handels-  und  Pflanzungs- 
kolonien und  grösstenteils  in  den  Tropen 
gelegen.  Zu  ihrer  Verwertung  ist,  wie  bei  jeder 
Gütererzeugung,  das  Zusammenwirken  von 
Grund  und  Boden,  Kapital  und  Arbeit  erfor- 
derlich. 

Den  Grund  und  Boden  liefern  die  Kok 
nien.  Man  hatte  zunächst  das  frühere  Handelst 
gesellschaftssystem  einzuführen  versucht,  Inder 
verschiedenen  Gesellschaften  gegen  gewisse  Ver- 
pflichtungen (Erschliessung  usw.)  grosse  Bo- 
denflächen als  Eigentum  übergeben  wurder 
Der  Zweck  wurde  nicht  erreicht,  weil  die  G( 
Seilschaften  grösstenteils  kein  Erschliessunga 
kapital  an  den  Boden  wenden  wollten,  son-"^ 
dern  diesen  vielfach  als  Spekulationsobjekt  be- 
trachteten, dessen  Wert  durch  notwendige  Re- 
gierungsmassnahmen  gesteigert  werden  sollte, 
was  besonders  schädigend  in  Kamerun  und 
Deutsch-Südwestafrika  aufgetreten  ist.  Das  Reich 
hat  schliesslich  die  Erschliessungsarbeiten  zum 
beträchtlichen  Teile  selbst  in  die  Hand  genom- 
men, hat  Häfen,  Landungsbrücken,  Molen, 
Strassen  angelegt,  sanitäre  Massnahmen  ergrif- 
fen, Wasser  beschafft,  Eisenbahnen  gebaut,  bezw. 
deren  Bau  unterstützt,  und  hat  endlich  auch  Kriege 
geführt.  Diese  Regierungsmassnahmen  haben 
denn  nun  das  Vertrauen  in  die  wirtschaftliche 
Zukunft  unserer  Kolonien  derart  gestärkt,  dass 
auch  arbeitendes  Privatkapital  sich  schon  in 
grösserer  Menge  an  der  weiteren  Nutzbarma- 
chung der  Schutzgebiete  beteiligt. 

Vielfach  sind  an  geeigneten  Orten  grössere 
Pflanzungen  und  Siedelungen  entstanden,  aus 
Privatmitteln  wird  eine  Otavibahn  gebaut,  Lan- 
dungsanlagen im  Simpson-Hafen,  ein  Schwimm- 
dock in  Kamerun  neuerdings  angelegt,  und  es 
sind  sogar  zwei  Kolonialbanken  errichtet,  eine 
dritte  als  Filiale  in  Deutsch-Südwestafrika  in 
Aussicht  genommen  worden. 

Die  Ertragfähigkeit  der  deutschen  Schutz- 
gebiete ist  vielfach  überschätzt  worden,  zumal 
der  wirtschaftliche  Wert  der  afrikanischen  tro- 
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pischen  Länder  nicht  auf  gleicher  Höhe  mit 
denjenigen  der  tropischen  Gegenden  Asiens 
und  Amerikas  steht.  Immerhin  können  auch 
jene  hohen  wirtschaftlichen  Wert  erhalten. 

Die  Urproduktion  brachte  Elfenbein,  Kaut- 
schuk, Kopra,  Palmöl  und  Palmkerne,  Kopal- 
harz,  Nutzhölzer  und  dergleichen,  von  denen 
mit  Ausnahme  des  Elfenbeins,  dessen  Ertrag 
in  den  deutschen  Kolonien  gewaltig  zurück- 
geht, sämtliche  Produkte  in  wesentlich  ver- 
mehrten Mengen  gewinnbar  sind.  Ausserdem 
kann  durch  kulturelle  Aufzucht  von  andern 
Nutzpflanzen  hohen  Handelswertes  (Baumwolle, 
Kaffee,  Tabak,  Kakao,  Faserpflanzen,  Gewürze 
usw.)  die  Produktion  der  Schutzgebiete  noch 
bedeutend  gesteigert  werden. 

Deutschland  zahlt  jährlich  ungefähr  lOOOMill.  M  an 
das  Ausland  für  Kolonialwaren,  im  Jahre  1902  hat  es 
allein  für  341,6  Mill.M  Baumwolle  ein-  und  für  259,2 
Mill.  M  Baumwollgarne  ausgeführt. 

Bei  der  Höhe  der  Zahlen  ist  die  Gewinnung 
der  Rohbaumwolle  sowohl,  wie  überhaupt  der 
gesamten  Kolonialwaren  in  eigenen  Kolonien 
von  hohem  Interesse,  zumal  im  letzteren  Falle 
auch  die  eigene  Schiffahrt  den  Transport  über- 
nimmt. Andererseits  ist  es  auch  wichtig,  dass 
diejenigen  Importartikel,  welche  das  Mutterland 
nicht  liefern  kann,  mit  der  Zeit  möglichst  in 
den  Kolonien  selbst  gewonnen  werden,  so  hat 
man  z.  B.  mit  Reis  und  Weizen  in  Ostafrika 
gute  Ergebnisse  erzielt.  Ohne  eigene  praktische 
Erfahrungen  und  ohne  Lehrgeld  sind  grosse 
Erfolge  nicht  zu  erreichen,  auch  soll  man  nicht 
im  Handumdrehen  grosse  Erträge  sehen  wollen. 

Vorzügliche  Früchte  hat  die  Anlage  der  Botanischen 
Zentralstelle  in  Berlin  und  die  Anlage  von  Versuchs- 
gärten, Versuchsstationen  und  Versuchspflanzungen  in 
den  Schutzgebieten  getragen,  welche  die  grossen  Pflan- 
zungen und  die  Eingeborenenkulturen  mit  Samen  und 
Pflänzlingen  sowie  mit  Anweisung  über  deren  Behand- 
lung versehen,  und  z.  T.  vorbildliche  Viehzucht  treiben. 
Auch  die  Erfolge  der  Kolonialschule  zu  Witzenhausen 
werden  nicht  ausbleiben. 

Unerlässlich  für  die  Mehrzahl  der  Schutz- 
gebiete ist  die  baldige  Schaffung  billiger 
Transportgelegenheiten.  Namentlich  die  afri- 
kanischen Kolonien,  welche  sämtlich  unge- 
nügende Wasserstrassen  besitzen,  haben  Land- 
strassen und  Eisenbahnen  nötig,  und  zwar  um 
so  dringender,  als  die  Nachbarn,  Engländer 
und  Franzosen,  in  dieser  Beziehung  weit  vor- 
aus sind  und  hierdurch,  z.  T.  auf  Deutschlands 
Kosten,  sehr  günstige  Erfolge  erzielt  haben. 

Wenn  auch  in  den  Hochebenen  von  Deutsch- 
Ostafrika  (Djaggaland,  Usambara,  Uhehe,  Kon- 
deland)  und  von  Kamerun  (Adamaua)  nach 
weiterer    Erschliessung    und    Anlegung    von 


Transportwegen  und  Eisenbahnen  später  eine 
Anzahl  deutscher  Siedler  sich  möglicherweise 
niederlassen  kann,  so  kommt  vorläufig  für 
Deutschlands  tropische  Kolonien  nur  die  Frage 
in  Betracht,  ob  grössere  Pflanzungen  oder  Ein- 
geborenenkulturen vorzuziehen  sind.  Die  Be- 
antwortung hängt  von  der  ursprünglichen  Be- 
völkerungsdichte, sowie  von  dem  Charakter  und 
der  Veranlagung  dieser  Bevölkerung  selbst  ab. 
Für  eine  Pflanzung  ist  die  Grundbedingung 
gute  billige  Arbeiter,  für  das  Mutterland  ge- 
sicherte Lieferung  von  Rohstoffen  und  ge- 
sicherte Abnahme  seiner  Ausfuhrartikel.  Je 
grösser  die  Zahl  der  auf  einer  Fläche  woh- 
nenden Menschen,  je  höher  ihre  sittliche  und 
geistige  Stellung,  desto  höher  ist  im  allge- 
meinen ihre  äussere  Kultur  und  Kaufkraft. 
Haben  demnach  Kolonien  eine  dichte,  geistig 
und  sittlich  hebungsfähige  Bevölkerung,  oder 
können  sie  sich  eine  solche  schaffen,  so  ist 
der  Hauptwert  nicht  auf  grosse  Pflanzungen, 
sondern    auf  Eingeborenenkulturen    zu   legen. 

Ganz  sich  selbst  überlassen,  vermag  der  Neger  nicht 
mit  Erfolg  zu  arbeiten,  er  bedarf  immer  der  Einwir- 
kung des  Weissen,  wo  diese  fehlt,  da  treten  wüste  Zu- 
stände ein,  wie  in  den  RepubHken  Haiti  und  Liberia. 
Was  aber  sonst  der  freie  Neger  leisten  kann  (sagt 
Victor,  Deutsche  Kolonialztg.  1902  S.  242),  zeigen  die 
Verhältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Brasilien, 
welche  sich  nach  Aufhebung  der  Sklaverei  allmählich 
in  ganz  erstaunlicher  Weise  gehoben  haben,  ferner 
der  ganze  NW  Afrikas  von  Senegambien  bis  zum  Niger, 
wo  man  den  Negern  ihre  persönliche  Freiheit  bewahrte. 
Freie  Neger  produzieren  jährlich  ca.  11  Mill.  Ballen 
Baumwolle  und  ca.  11  Mill.  Säcke  Kaffee;  Quantitäten, 
wie  sie  durch  Plantagen  allein  wohl  kaum  zu  erzielen  sind. 

Die  Schiffahrt  mit  Westafrika  nimmt  von  Jahr  zu 
Jahr  sehr  zu.  Mehr  als  100  Schiffe  befinden  sich  in 
regelmässiger  Fahrt  dorthin  und  bringen  fast  ausschliess- 
lich die  von  freien  Negern  an  den  Markt  gebrachten 
Produkte  nach  Europa. 

Dass  überhaupt  der  Neger  erziehungsfähig  und  gei- 
stig und  sittlich  hebungsfähig  ist,  zeigt  die  Entwick- 
lung Togos  in  den  letzten  22  Jahren.  Die  Togofirmen 
an  der  Küste  haben  teilweise  Eingeborene  mit  einem 
Jahreseinkommen  von  7000  bis  8000  M  angestellt,  bei 
einigen  sind  überhaupt  afrikanische  Teilhaber  und  Leiter 
nur  Neger. 

Pflanzungen  können  als  Musteranstalten  die- 
nen. Sie  erfüllen  ev.  die  kulturelle  Aufgabe, 
Eingeborene  zur  Arbeit  zu  erziehen,  im  allge- 
meinen produzieren  sie  aber  auch  teurer  als 
der  Eingeborene.  Pflanzungsarbeiter  sind  jetzt 
grösstenteils  aus  den  Schutzgebieten  selbst  er- 
hältlich, selbst  in  Ostafrika  nimmt  die  Zahl 
der  eingeführten  Kulis  mehr  und  mehr  ab.  Dies 
hat  den  wirtschaftlichen  Vorteil,  dass  der  ver- 
diente Arbeitslohn  im  Lande  bleibt.  Nur  Sa- 
moa  hat  wieder  chinesische  Arbeiter  eingeführt. 

In  sämtlichentropischen  Schutzgebieten  wächst 
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die  Kokospalme  und  wird  dort  kultiviert  Die 
Kopra  ist  sogar  vorläufig  der  hauptsächlichste, 
z.  T.  einzige  Ausfuhrartikel  aus  Mikronesien 
und  aus  den  Samoainseln,  aber  hier,  wie  in 
den  übrigen  Schutzgebieten  macht  man  An- 
pflanzungsversuche mit  höherwertigen  Handels- 
pflanzen, vornehmlich  mit  Baumwolle,  Kakao 
und  Kautschuk  (s.  a.  S.  613). 

Deutsch-Ostafrika  bringt  in  Usambara 
vorzüglichen  Kaffee  hervor,  liberischen  und 
arabischen,  auch  sollen  Erfolge  mit  Baumwolle 
erzielt  sein.  Der  Tabak  Deutsch-Ostafrikas  ist 
im  Gegensatz  zu  Kamerun  und  Kaiser-Wilhelms- 
land nicht  fein  genug;  nur  die  Regierungs- 
pflanzung von  Mohorro  zieht  guten  Tabak. 

Deutsch-Ostafrika,  Deutsch-Südwestafrika  und 
Kaiser-Wilhelmsland  haben  vielleicht  eine  Zu- 
kunft in  bezug  auf  Mineralgewinnung. 

Dem  Schutzgebiet  Deutsch-Ostafrika  haften 
zwei  grosse  Mängel  an: 

1.  Die  grosse  Ausdehnung  bei  wenig  guter 
Transportgelegenheit,  welche  nicht  ganz  hoch- 
bewertete Handelsartikel  nicht  bis  zum  Welt- 
markt gelangen  lassen. 

2.  Die  Lage  des  Hauptstapelplatzes  der  Küste, 
die  Insel  und  Stadt  Sansibar,  direkt  vor  seinen 
Toren,  sowie  die  Tatsache,  dass  der  Handel 
zu  sehr  wesentlichem  Teile  in  den  Händen 
von  Indern  liegt. 


Togo  und  Kamerun  sind  die  Lieferanten 
für  Palmkerne  und  Palmöl,  Die  Kautschuk- 
gewinnung, welche  zunächst  rein  als  Raubbau 
betrieben  wurde,  da  man  kein  anderes  Ver- 
fahren kennt,  um  den  Milchsaft  zu  erhalten, 
als  die  Gummiliane  zu  zerschneiden,  wird 
neuerdings  nach  Einführung  der  brasilischen 
Kautschukbäume,  und  seit  in  der  Kickxia  ein 
einheimischer  westafrikanischer  Gummibaum 
gefunden  worden,  rationell  betrieben.  Beide 
Schutzgebiete  liefern  die  Kolanuss.  Togo  bringt 
namentlich  im  Gebirge  guten  Kaffee  hervor 
und  wird  voraussichtlich  das  Land  der  Baum- 
wollvolkskulturen  werden.  Kamerun  liefert  vor- 
züglichen Kakao. 

Deutsch-Südwestafrika  leidet  an  Wasser- 
mangel; Regen  tritt  selten  und  unregelmässig 
ein,  und  von  den  Flüssen  führen  nur  die 
Grenzflüsse  im  N.  und  S.  ständig  Wasser. 
Wenn  fast  überall  zwar  untergrundiges  Wasser 
in  wechselnden  Tiefen  zu  finden  ist,  so  genügt 
dies  nicht,  um  aus  Deutsch-Südwestafrika  eine 
Ackerbaukolonie  zu  machen.  Das  Schutzge- 
biet ist  jedoch  reich  an  wilden  und  an  zah- 
men Tieren  und  eignet  sich  zur  Viehzucht, 
vielleicht  auch  zum  Gartenbau.  Das  Klima 
gestattet    Ansiedlungen    europäischer    Weisser. 

Burenansiedelungen  in  grösserem  Masstabe  liegen 
nicht    im   Interesse  der  Kolonie,  da  die   Buren  keine 


Der  wirtschaftl 

che  Stand 

der  deutschen  Schutzgebiete  im  Jahre  1902. 

Schutzgebiet 

Grösse 

in  1000 

qkm 

Ein. 
wohiier 
Million. 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Hauptsächliche  Ausfuhrartikel 

MilHo 

nen  M 

Togo 

87,2 

2,5 

6,2 

4,1 

Palmöl,  Palmkeme,  Gummi,  Elfenbein,  lebende  Tiere, 
Kolanüsse.  Hat  eine  Zukunft  als  Baumwolle  erzeu- 
gendes Land. 

Kamerun    .... 

495 

3,5 

13,3 

6,3 

Palmkeme,  Palmöl,  Rohgummi,  Elfenbein,  Kakao,  Nutz- 
holz, Kolanüsse,  Kopal,  Rinde,  Tabak*). 

Deutsch  -  Südwest- 
afrika    .... 

835,1 

0,2 

8,6 

2,2 

Kupfer,  Viehhäute,  Hörner,  Straussenf edem ,  Harpe^ 
Gerbstoffe,  Guano,  rohe  Felle. 

Deutsch-Ostafrika    . 

995 

6,8 

8,9 

5,3 

Elfenbein,  Kautschuk,  Sesam,  Kopal,  Baumharz,  Kokos- 
nüsse, Matten,  Bauhölzer,  Hörner,  Kopra,  Kaffee,  Fluss- 
pferdzähne.    Später  Baumwolle  und  Pflanzenfasern. 

Deutsch-Neuguinea 
Kaiser- Wilhelmsland 

179 

0,130 

Tabak,  Kopra,  Nutzhölzer,  Baumwolle,  Trepang,  Perl- 
mutter, Kapok. 

Bismarck-Archipel    . 

61 

0,2 

1,6 

0,9 

Kopra,  Baumwolle,  Kapok,  Trepang,  Schildpatt,  Kaffee. 

Karolinen,  Palau-In- 
seln,  Marianen     . 

2,0 

(40000) 

0,453 
(19 

0,451 
Ol) 

Kopra,  Trepang,  Schildpatt,  Perlmutter. 

Marschallinseln    .     . 

0,4 

(15000) 

0,488 

0,505 

Kopra. 

Samoainseln    .     .     . 

2,6 

(34000) 

2,4 

1.7 

Kopra  und  Früchte. 

Kiautschou     .     .     . 

0,5 

0,129 

Strohgeflechte  und  Seidenpongees.     Im  Hinterland 
Kohlen,  Eisen,  Gold,  Glimmer.                                           _ 

')  Der  Tabakbau  in  Kamerun  ist  neuerdings  als  unrentabel  aufgegeben  worden. 
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kulturelle  Bedeutung  haben,  auch  infolge  ihrer  An- 
spruchslosigkeit wenig  abnahmefähig  für  den  Export 
des  Mutterlandes  sind.  Zudem  verlangt  dieses  Schutz- 
gebiet infolge  seiner  geographischen  Lage  eine  kern- 
deutsche Besiedelung. 

Die  Schutzgebiete  der  Südsee  werden 
zu  höherer  Wirtschaft  lieber  Bedeutung  gelangen, 
je  mehr  sie  in  den  S^and  gesetzt  werden,  hoch- 
wertige Handelsprodukte  zu  liefern;  für  min- 
derwertige ist  die  Entfernung  von  den  Welt- 
marktszentren zu  gross.  Bisher  erzeugt  Kaiser- 
Wilhelmsland  guten  Tabak,  der  Bismarckarchi- 
pel  auch  gute  Baumwolle. 

Eine  Sonderstellung  unter  den  deutschen 
Schutzgebieten  nehmen  Kiautschou  und 
Deutsch-Südwestafrika  ein.  Jenes  trotz 
seiner  Lage  in  gemässigtem  Klima  wegen  sei- 
ner Bevölkerungsdichte  reine  Handelskolonie, 
dieses  zur  Viehzuchtkolonie  besonders  ge- 
eignet,   haben  beide  den    grossen   handelspo- 


litischen Wert  ihrer  Lage  als  Eingangspforten 
abnahmefähiger  Hinterländer,  einmal  des  grossen 
chinesischen  Reiches  und  dann  des  möglicher- 
weise noch  in  absehbarer  Zeit  zur  Selbstän- 
digkeit gelangenden  Staates  Südafrika. 

Eine  handelspolitisch  ausserordentlich  gün- 
stige Lage  haben  die  Marianen-Inseln,  da 
sie  im  Schnittpunkt  der  grossen  pacifischen 
Verkehrsstrassen  der  Zukunft:  Japan- Australien, 
Nordamerika  -  Philippinen,  Ostasien  -  Panamaka- 
nal liegen,  und  die  grosse  Insel  Saipan  in 
Tanapag  einen  der  besten  Häfen  des  ganzen 
Inselgebiets  besitzt. 

Der  Aussenhandel  sämtlicher  deutscherSchutz- 
gebiete  im  Jahre  1903  stellte  sich  auf  67,3 
Mill.  M,  davon  41,7  Mill.  M  Einfuhr,  25,6 
Mill.  M  Ausfuhr,  Zunahme  gegen  das  Vorjahr 
4,1  Mill.  M,  gegen  das  Jahr  1898  um  50"lo. 
Dr.  ing.  O.  Boeters-Berlin. 


Sechster  Abschnitt. 

Warenkunde. 


Einführung. 


Warenkunde  nennt  man  die  Lehre  von  der 
Herkunft  und  Herstellung,  von  der  Beschaffen- 
heit und  Prüfung  der  Waren  oder  der  im  Handel 
vorkommenden  Erzeugnisse  der  Natur  und  Kunst. 

Sie  beansprucht  nicht  die  Stellung  einer  selb- 
ständigen Wissenschaft;  ihre  Quellen  liegen  viel- 
mehr auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaft, 
der  Technologie,  der  Geographie,  Statistik  und 
Handelskunde.  Man  unterscheidet  allgemeine 
und  besondere  (spezielle)  Warenkunde.  Die  spe- 
zielle Warenkunde  behandelt  eingehend  gewisse 
Warengruppen,  wie  z.  B.  die  Materialwaren,  Ko- 
lonialwaren, Manufakturwaren,  Drogen,  Medika- 
mente usw.  —  Die  allgemeine  Warenkunde  um- 
faßt alle  diese  Zweige,  vermeidet  aber  das  Ein- 
gehen in  Einzelheiten  und  berücksichtigt  meist 
nur  solche  Waren,  die  Gegenstand  des  Welt- 
handels sind. 

Als  Begründer  der  gewerblichen  Warenkunde 
muß  J.  Beckmann  mit  seinem  Werke:  „Vorbe- 
reitung zur  Warenkunde  oder  zur  Kenntnis  der 
vornehmsten  ausländischen  Waren,  Göttingen 
(1795—1800)"  gelten. 

Die  Waren  unterscheidet  man  entweder  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Abstammung  als  rohe  und 
zubereitete,  oder  mit  Rücksicht  auf  diese  als 
Waren  aus  dem  Mineralreich  (mineralische 
Waren)  und  Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tier- 
reich (organische  Waren). 

Als  roh  bezeichnet  man  alle  Waren,  die  so 
in  den  Handel  kommen,  wie  sie  die  Natur  er- 
zeugt hat  (Rohstoffe).  Zubereitete  Waren  oder 
Fabrikate  sind  aus  den  Rohstoffen  durch  eine 
passende  Bearbeitung  entstanden,  wodurch  diese 
so  verändert  wurden,  daß  sie  den  Bedürfnissen 
der  Menschen  in  geeigneterer  Weise  zu  ent- 
sprechen vermögen.  Wird  die  Form  des  Roh- 
stoffs verändert,  so  entstehen  mechanische  Pro- 
dukte; durch  Veränderung  des  Stoffes  oder  der 
Substanz  entstehen  chemische  Produkte. 

So  sind  z.  B.  die  aus  Baumwolle  und  anderen 
Fasern  durch  Spinnen  erzeugten  Garne  und  eben- 
so die  aus  Garnen  erzeugten  Gewebe  mechani- 


sche Produkte.  Dagegen  ist  die  aus  Baumwolle 
durch  Behandeln  mit  Salpeterschwefelsäure  her- 
gestellte Schießbaumwolle  (Nitrozellulose)  ein 
Stoff  mit  ganz  anderen  Eigenschaften  als  gewöhn- 
liche Baumwolle  und  mithin  ein  chemisches 
Produkt. 

Das  Studium  der  Waren  muß  Charakteristik, 
Handel  und  Gebrauch  derselben  umfassen. 

Die  Charakteristik  einer  Ware  erfordert  die 
Angabe  alles  dessen,  was  sich  auf  ihre  Erken- 
nung bezieht.  Es  sind  demnach  anzugeben  die 
Namen  einer  Ware  (der  wissenschaftliche  oder 
systematische  und  der  volkstümliche  oder  Trivial- 
Name),  ihre  Abstammung,  Gewinnungs-  und  Zu- 
bereitungsart,  ihre  wichtigsten  Eigenschaften  und 
Merkmale,  die  im  Handel  vorkommenden  Sorten, 
sowie  ihre  möglichen  Verwechslungen  und  Ver- 
fälschungen und  die  Methoden  und  Hilfsmittel, 
nach  denen  diese  erkannt  werden  können. 

Das  Studium  des  Handels  einer  Ware  umfaßt 
die  Angaben  der  Preise  (Einkaufs-  und  Verkaufs- 
preis), der  Bezugsquellen,  der  besonderen  Zeiten 
des  Einkaufs,  der  üblichen  Quantitäten  und  Ab- 
rechnungen und  der  Art  und  Weise,  wie  sie 
ihrer  Natur  gemäß  verpackt,  bezeichnet,  ver- 
sendet und  aufbewahrt  werden  muß. 

Für  den  Gebrauch  einer  Ware  ist  eine  allge- 
meine Andeutung  ausreichend. 

Die  Merkmale  oder  Kennzeichen  einer  Ware 
sind  äußere  und  innere.  In  der  Regel  genügt  die 
Angabe  der  äußeren  Merkmale  wie  des  Kohä- 
sionszustandes  (der  Zusamnienhangsform  der  Teil- 
chen), der  äußeren  Form  und  inneren  Struktur 
(Kristallgestalt,  kristallinische  und  amorphe  Form 
der  Mineralien  usw.,  die  Formen  der  Pflanzen- 
und  Tierstoffe),  des  optischen  Verhaltens  (Farbe, 
Glanz,  Durchsichtigkeit),  des  Verhaltens  gegen 
Geruch  und  Geschmack  und  des  mikroskopischen 
Verhaltens. 

Die  inneren  Merkmale  umfassen  hauptsächlich 
das  chemische  Verhalten.  Mit  ihnen  wird  sich 
der  Kaufmann  seltener  beschäftigen  können. 


A.  Waren  aus  dem  Mineralreich  (anorganische  Waren). 

I.  Metallische  Erzeugnisse  des  Berg 
baues  und  der  Hüttenindustrie. 


Eine  Gruppe  von  chemisch  einfachen  Körpern 
oder  Elementen  (Grundstoffen),  die  sich  durch 
.eigentümlichen    Charakter    (oder    Habitus)    aus- 


zeichnen, hat  man  Metalle  genannt  und  sie  einer 
anderen  Gruppe,  den  sogenannten  Nichtmetallen 
oder  Metalloiden,  in  gewissem  Sinne  gegenüber- 
gestellt. 

Diese  früher  allgemein  übliche  und  jetzt  auch 
noch  teilweise  aus  Bequemlichkeitsgründen  ge- 


n 
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brauchte  Unterscheidung  der  Elemente  entbehrt 
der  genauen  wissenschaftlichen  Begründung.  Die 
•  Natur  kennt  keine  scharfen  Grenzen,  und  so 
finden  wir  bei  den  sogenannten  Nichtmetallen 
häufig  Eigenschaften,  die  man  sonst  den  Metallen 
zuschreibt. 

Im  allgemeinen  rechnet  man  zu  den  Metallen 
alle  die  Elemente,  die  sich  durch  besonderen 
Glanz  (Metallglanz),  durch  gutes  Leitungsver- 
mögen für  Elektrizität  und  Wärme  auszeichnen 
und  undurchsichtig  sind.  Im  geschmolzenen  Zu- 
stande lassen  sie  sich  mischen  und  bilden  Legie- 
rungen. Man  teilt  die  Metalle  nach  ihrem  spe- 
zifischen Gewicht  in  schwere  und  leichte  ein.  Die 
schweren  Metalle  haben  ein  höheres  spezifisches 
Gewicht  als  5;  man  unterscheidet  sie  nach  ihrem 
Verhalten  im  Feuer  als  edle  und  unedle.  Edle 
Metalle  behalten  ihren  Glanz  selbst  beim  Er- 
hitzen an  der  Luft,  die  unedlen  verlieren  ihn,  in- 
dem sie  sich  mit  dem  Luftsauerstoff  verbinden 
und  Oxyde  bilden  (sich  oxydieren). 

Edle  Metalle  sind  Gold,  Platin  und  Silber; 
Quecksilber  ist  halbedel,  d.  h.  es  behält  bei  ge- 
wöhnlicher Temperatur  seinen  Glanz  unverändert 
und  oxydiert  sich  erst  beim  Erhitzen.  Die  übrigen 
Metalle  sind  unedel. 

Die  Metalle  finden  sich  entweder  gediegen, 
(d.  h.  unverbunden)  oder  vererzt,  d.  h.  verbunden 
mit  Sauerstoff  (oxydische  Erze)  oder  mit  Schwe- 
fel (sulfidische  Erze),  oder  mit  Arsen,  Antimon 
und  anderen  Nichtmetallen.  Durch  hüttenmänni- 
sche Prozesse,  deren  Erklärung  der  Metallurgie 
(Lehre  von  der  Metallgewinnung),  einem  Zweige 
der  Technologie,  obliegt,  werden  sie  aus  ihren 
Erzen  abgeschieden. 

1.  Edle  Metalle. 

a)  Gold  (ehem.  Symbol  [Zeichen]  Au,  vom  lat. 
Aurum)  ist  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  be- 
kannt. Es  findet  sich  zumeist  gediegen,  aber 
niemals  rein,  sondern  stets  mit  Silber  und  einigen 
anderen  Metallen  gemengt.  Im  Gestein  (nament- 
lich Quarz)  eingewachsenes  Gold  (Berggold)  wird 
nach  der  Verwitterung  der  Gesteinsmassen  durch 
Wasser  in  den  Flußsand  und  in  das  aufge- 
schwemmte Land  gebracht  und  daraus  durch 
Auswaschen  gewonnen  (Waschgold).  Andernfalls 
wird  goldführender  Quarz  fein  gemahlen  und  das 
Gold  entweder  mit  Quecksilber  (Amalgamations- 
verfahren)  oder,  bei  sehr  geringen  Mengen,  nach 
dem  Chlorierungsverfahren  oder  dem  Cyanidpro- 
zeß  auf  chemischem  Wege  ausgezogen.  Wichtige 
Fundstätten  für  Gold  sind  (geordnet  nach  den  Pro- 
duktionsmengen): Südafrika  (Transvaal),  West- 
australien, Nordamerika,  Alaska,  Britisch-Colum- 
bia,  Rußland  (Ural),  Sibirien,  China,  Südamerika, 
Kalifornien,  Mexiko,  Österreich-Ungarn.  Gold  ist 
kristallisiert  (regulär)  oder  amorph.  Größere  Kör- 
ner oder  Klumpen  heißen  Nuggets.  Es  hat  eine 
schöne  gelbe  Farbe  und  starken  Glanz,  ist  ziem- 
lich weich  und  von  allen  Metallen  am  dehnbar- 
sten, so  daß  man  es  zu  sehr  dünnem  Draht  aus- 
ziehen*) und  zu  dünnen,  grünlich  durchscheinen- 
den Blättchen  ausschlagen  kann.  Bei  1075° 
schmilzt  es  zu  einer  grünlichen  Flüssigkeit,  in 
höchster  Weißglut  ist  es  merklich  flüchtig.    Sein 


*)  1  gr  zu  2000  m  Länge. 


spezifisches  Gewicht  ist  19,33.  Hauptverwendung 
findet  das  Gold  zu  Münzzwecken  und  zu  Schmuck- 
sachen, stets  wird  es  legiert;  mit  Kupfer  bildet  es 
die  rote  Legierung,  mit  Silber  die  weiße.  Die 
Verarbeitung  geschieht  durch  Schmieden,  seltener 
durch  Gießen.  Der  Gehalt  an  reinem  Gold  (Fein- 
gehalt) in  Münzen  wird  in  Tausendteilen  ange- 
geben. Deutsche  Goldmünzen  sind  900/1000  fein ; 
sie  enthalten  lOo/o  Kupfer.  Für  Schmucksachen 
usw.  wird  der  Feingehalt  oft  noch  nach  der 
älteren  Art  in  Karaten  angegeben,  von  denen  24 
auf  die  Mark  reinen  Goldes  kommen.  —  ISkarä- 
tiges  Gold  ist  750,  14karätiges  585  fein. 

Gold  ist  nur  in  Königswasser  (Salpetersalz- 
säure) löslich;  die  Lösung  enthält  Goldchlorid 
(Au  Clg)  und  hinterläßt  beim  Verdunsten  gelbe 
Nadeln  von  Aurichlorwasserstoff  (H  Au  CI4),  die 
beim  Erwärmen  in  Goldchlorid  und  Chlorwasser- 
stoff zerfallen  und  deren  Natriumsalz  das  soge- 
nannte Goldsalz  (Na  Au  Cl^)  ist.  Aus  der  Lö- 
sung des  Trichlorids  wird  Gold  durch  Eisen- 
vitriol oder  Oxalsäure  gefällt.  Zinnoxydhaltige 
Zinnchlorürlösung  fällt  daraus  ein  violettfarbenes 
Pulver,  den  Goldpurpur  (n.  Cassius) ;  Verwen- 
dung zur  Herstellung  des  Gold-Rubinglases  und 
in  der  Porzellanmalerei. 

Glanzgold  ist  eine  in  der  Porzellanmalerei  ge- 
brauchte schwefelhaltige  organische  Goldverbin- 
dung, die  nach  Erhitzen  auf  hohe  Temperatur 
das  Gold  als  glänzenden  Überzug  zurückläßt. 

Das  Vergolden,  d.  h.  die  Erzeugung  von  Gold- 
überzügen, geschieht  entweder  galvanisch  oder 
durch  Plattierung.  Die  älteren  Methoden  der 
Feuervergoldung  (Aufreiben  von  Goldamalgam 
und  Verflüchtigen  des  Quecksilbers  durch  Er- 
hitzen) und  der  nassen  Vergoldung  (Ansieden  in 
einer  Goldsalzlösung)  sind  kaum  noch  im  Ge- 
brauch. 

b)  Platin,  Pt.  findet  sich  in  Form  rundlicher 
Körner  zwar  gediegen,  aber  immer  in  Begleitung 
einer  Anzahl  anderer  Metalle,  der  sogenannten 
Platinmetalle:  Palladium,  Iridium,  Rhodium,  Rhu- 
thenium,  Osmium,  als  sogenanntes  Platinerz. 
Hauptfundorte  sind  der  Ural,  Brasilien,  Peru, 
Kalifornien,  Borneo,  Australien;  man  gewinnt  es 
aus  dem  Sande  der  Flüsse  oder  aus  ange- 
schwemmtem  Lehmboden  durch  Auswaschen. 

Die  Abscheidung  des  Platins  aus  dem  Platin- 
erz geschieht  auf  ziemlich  umständlichem  chemi- 
schem Wege.  —  Reines  Platin  ist  silberähnlich 
weiß,  mit  einem  Stich  ins  Graue,  stark  glänzend, 
sehr  dehnbar.  Sein  Härtegrad  ist  5,5,  sein  spezi- 
fisches Gewicht  21,1 — 21,7.  Es  schmilzt  erst  bei 
mehr  als  2000°.  In  der  Weißglühhitze  ist  es 
schweißbar.  Seine  Schwerschmelzbarkeit  und 
große  Widerstandsfähigkeit  gegen  chemische  Ein- 
flüsse bedingen  seine  ausgedehnte  Anwendung 
zu  allerlei  Gerätschaften  für  chemische  Labora- 
torien und  Fabriken  (Tiegel,  Kessel,  Löffel,  Ab- 
dampfschalen, Blech  und  Draht)  und  machen  es 
unentbehrlich. 

c)  Silber  (Ag,  vom  lat.  Argentum),  kommt 
gediegen  und  (häufiger)  vererzt  vor.  Silbererze 
sind  namentlich  Silberglanz  (Agg  S),  Silberkup- 
ferglanz, Rotgültigerz,  Schwarzgültigerz  (Stepha- 
nit),  Silberhornerz  (Chlorsilber)  und  andere.  — 
Diese  Silbererze  finden  sich  in  Gängen,  auf 
Lagern    und    Stöcken    und    als    Imprägnationen 
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(Durchsetzungen),  häufig  in  Begleitung  anderer 
Erze  (Kupfer-,  Blei-,  Kobalt-,  Nickel-,  Arsen- 
Erze),  neben  Quarz,  Schwerspat,  Flußspat, 
Karbonaten  usw.  Hauptproduktionsländer  sind 
gegenwärtig  (geordnet  nach  den  Produktions- 
mengen): die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, Mexiko,  Australien,  Bolivia,  Peru,  Chile, 
Deutschland,   Spanien,  Österreich-Ungarn. 

Zur  Gewinnung  des  Silbers  verschmelzt  man 
entweder  die  Silbererze  mit  Blei  oder  Bleiglanz, 
wonach  das  gewonnene  silberhaltige  Blei  auf  dem 
Treibherde  abgetrieben,  d.  h.  einem  oxydierenden 
Schmelzprozeß  unterworfen  wird,  bei  dem  Blei- 
oxyd (Bleiglätte)  abfließt  und  Silber  unoxydiert 
zurückbleibt  —  oder  man  röstet  die  Erze  mit 
Kochsalz  zur  Bildung  von  Chlorsilber,  behandelt 
das  Röstprodukt  mit  Wasser,  Eisen  und  Queck- 
silber nach  der  Amalgamationsmethode  und  ver- 
flüchtigt aus  dem  Silberamalgam  das  Quecksilber 
durch  Erhitzen,  wobei  Silber  zurückbleibt. 

Silberhaltige  Kupfer-  oder  Bleierze  werden  ge- 
röstet, die  entstandenen  schwefelsauren  Salze  mit 
Wasser  extrahiert  und  Silber  durch  metallisches 
Kupfer  gefällt,  oder  man  röstet  mit  Kochsalz  und 
zieht  das  gebildete  Chlorsilber  mit  siedender 
Kochsalzlösung  aus.  Aus  der  Lösung  fällt  man 
metallisches  Silber  durch  Kupfer  oder  auf  elek- 
trolytischem Wege. 

Silber  ist  schön  weiß,  sehr  politurfähig,  dehn- 
bar und  geschmeidig,  härter  als  Gold,  weicher 
als  Kupfer.  Spezifisches  Gewicht  10,45 — 10,6. 
Schmelzpunkt  954  <>  (Violle).  In  höchster  Weiß- 
glut verdampft  es.  Geschmolzenes  Silber  löst 
Luftsauerstoff  auf,  den  es  btim  Erstarren  unter 
Aufspritzen  plötzlich  abgibt  (Spratzen  des  Sil- 
bers). In  reiner  Luft  ist  Silber  auch  beim  Er- 
hitzen unveränderlich,  in  schwefelwasserstoffhal- 
tiger  läuft  es  unter  Bildung  von  Schwefelsilber 
bräunlich  an.  —  Silber  löst  sich  in  Salpetersäure 
und  in  heißer  konzentrierter  Schwefelsäure; 
gegen  schmelzende  Alkalien  ist  es  sehr  wider- 
standsfähig. In  den  Handel  kommt  es  in  Form 
von  Barren  (Lingots),  Blöcken,  Platten  und  Kör- 
nern (Granalien). 

Reines  Silber  wird  nur  zu  chemischen  Präpa- 
raten (für  photographische  Zwecke),  zur  galvani- 
schen Versilberung,  zur  Herstellung  von  Tiegeln, 
Schalen  und  Spateln  für  den  chemischen  Gebrauch 
und  als  Blattsilber  verbraucht ;  für  Scheidemünzen 
und  Geräte  verarbeitetes  Silber  ist  stets  mit 
Kupfer  legiert,  wodurch  es  härter,  zäher  und 
klingender  wird,  leichter  schmilzt  und  sich  schär- 
fer gießen  läßt. 

Der  Gehalt  der  Legierungen  an  reinem  Silber 
(Feinsilber)  wird  in  Tausendteilen  angegeben. 
Silbermünzen  sind  900/1000  fein,  Gerätesilber  ist 
750/1000  fein.  —  Früher  wurde  der  Gehalt  an 
Feinsilber  in  Loten  angegeben,  die  in  einer  Mark 
(233,885  g)  enthalten  sind  (1  Mark— 16  Lot;  1  Lot 
=  18Grän).  Reines  Silber  ist  lölötig;  121ötiges 
enthält  in  der  Mark  12  Lot  Silber  und  4  Lot 
Kupfer. 

d)  Quecksilber;  Merkur  (Symbol  Hg,  lat. 
Hydrargyrum).  Der  Name  Quecksilber  —  abge- 
leitet vom  niedersächsischen  Quick,  lebhaft,  leben- 
dig —  bezieht  sich  auf  die  silberähnliche  Farbe 
und  den  Glanz  des  Metalls  sowie  seine  Flüssig- 
keit und  Beweglichkeit  bei  gewöhnlicher  Tempe- 


ratur. Merkur  wurde  es  von  den  Alchimisten  ge- 
nannt, die  darunter  alles  Flüchtige  verstanden. 

Quecksilber  findet  sich  selten  gediegen,  meist 
in  Verbindung  mit  Schwefel  als  Zinnober,  das 
wichtigste  Quecksilbererz  und  viel  länger  be- 
kannt als  Quecksilber. 

Die  wichtigsten  Fundstätten  des  Quecksilbers 
sind:  Idria,  Almaden  (Spanien),  Peru,  Kalifornien, 
Mexiko,  China  und  Japan;  geringere  Mengen 
liefert  Italien  (Toskana).  Zur  Gewinnung  des 
Quecksilbers  wird  das  Erz  mit  Kalk  in  eisernen 
Retorten  destilliert  oder  in  besonderen  Öfen  bei 
Luftzutritt  geröstet.  Die  abgeleiteten  Queck- 
silberdämpfe werden  in  gut  gekühlten  Vorlagen 
verdichtet. 

Quecksilber  erstarrt  und  kristallisiert  bei— 39,5»; 
sein  spezifisches  Gewicht  ist  13,59.  Bei  360" 
siedet  es,  aber  schon  bei  gewöhnlicher  Tempe- 
ratur geht  es  in  giftigen  Dampf  über.  Queck- 
silber wird  von  Salpetersäure  und  heißer  kon- 
zentrierter Schwefelsäure  leicht  gelöst;  verdünnte 
Schwefelsäure  oder  Salzsäure  wirken  nicht  darauf 
ein.  —  Käufliches  Quecksilber  ist  gewöhnlich 
mit  anderen  Metallen  (Blei,  Wismut,  Zink  usw.) 
verunreinigt;  es  überzieht  sich  dann  an  der  Luft 
mit  einem  grauen  Häutchen.  Man  reinigt  es 
durch  Destillieren  oder  chemisch  mit  verdünnter 
Salpetersäure,  in  der  sich  die  verunreinigenden 
Metalle  zuerst  lösen.  Legierungen  des  Queck- 
silbers mit  anderen  Metallen  heißen  Amalgame. 

Verwendet  wird  das  Quecksilber  zum  Aus- 
ziehen von  Gold  und  Silber  aus  den  Erzen  und 
zur  Belegung  von  Spiegeln,  in  der  Feuervergol- 
dung, zum  Füllen  von  Barometer-  und  Thermo- 
meterröhren, zu  chemischen  und  technischen  Prä- 
paraten (Knallquecksilber,  Zinnober  usw.),  als 
Absperrmittel  für  in  Wasser  lösliche  Gase  usw. 

Alle  Quecksilberverbindungen  sind  sehr  giftig 
und  erfordern  bei  ihrer  Verwendung  (als  Arznei- 
mittel usw.)  große  Vorsicht. 

2.  Unedle  Metalle. 

a)  Kupfer  (Cu,  lat.  Cuprum),  findet  sich  in 
großen  Mengen,  gediegen  z.  B.  am  Oberen  See 
in  Nordamerika  und  vererzt  (mit  Sauerstoff 
oder  Schwefel  verbunden)  auf  Gängen,  La- 
gern, Stöcken  und  Imprägnationen  mit  Quarz, 
Kalkspat,  Schwerspat,  Flußspat  unter  anderen 
in  Südamerika,  Peru,  Bolivia,  Chile,  im  Ural 
und  auch  in  Deutschland.  Zur  Gewinnung 
werden  oxydische  Erze  (Rotkupfererz,  Malachit) 
durch  Schmelzen  mit  Kohle  reduziert;  sulfidi- 
sche*) müssen  zur  möglichsten  Verbrennung  des 
Schwefels  zuerst  stark  geröstet,  d.  h.  bei  Luft- 
zutritt erhitzt  werden.  Der  zunächst  erhaltene 
Kupferstein,  ein  sehr  unreines  Schwefelkupfer, 
wird  durch  abwechselnd  oxydierendes  und  redu- 
zierendes Schmelzen  in  Roh-  oder  Schwarzkupfer 
umgewandelt,  aus  dem  man  Rosettenkupfer  und 
zuletzt  hammergares  (raffiniertes)  Kupfer  gewinnt, 
das  in  Form  von  Blöcken  oder  Platten,  aber  auch 
in  Scheiben  oder  gekörnt  in  den  Handel  kommt. 
Das  reinste  Kupfer  wird  durch  elektrolytische  Zer- 
setzung von  Kupfersalzen  (Kupfervitriol)  erhalten 
(Elektrolytkupfer). 


•)  K- glänz  (Cu,.S),  Bunt -Kupfererz  (CujFeSs),   K-Kies 
(Cu  Fe  Sä)  u.  a. 
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Kupfer  hat  eine  eigentümlich  rote  Farbe  und 
starken  Glanz;  es  ist  sehr  dehnbar  und  zähe  und 
läßt  sich  zu  dünnen  Blättchen  auswalzen  und  zu 
sehr  dünnem  Draht  ausziehen.  Es  ist  weicher 
als  Eisen,  doch  beinahe  ebenso  fest  wie  dieses. 
Sein  Schmelzpunkt  liegt  bei  1057";  unmittelbar 
vor  dem  Schmelzen  ist  es  brüchig,  so  daß  es 
sich  zerreiben  läßt.  Kupfer  zeigt  zackigen  Bruch ; 
sein  spezifisches  Gewicht  ist  8,2 — 8,96,  je  nach 
seiner  Verarbeitung.  Es  besitzt  ein  ausgezeich- 
netes Leitungsvermögen  für  Elektrizität  und 
Wärme  und  wird  hierin  nur  vom  Silber  über- 
troffen. An  trockener  Luft  hält  es  sich  unver- 
ändert, an  feuchter  aber  überzieht  es  sich  mit 
einer  grünlichen  Schicht  von  basisch  kohlen- 
saurem Kupfer  oder  Patina  (fälschlich  auch  Grün- 
span genannt),  wie  die  Kupferdächer  zeigen.  Man 
kann  daher  wohl  saure  Flüssigkeiten,  Speisen, 
Früchte  in  blanken,  kupfernen  Kesseln  kochen, 
darf  sie  aber  darin  nicht  erkalten  oder  stehen 
lassen,  weil  sie  sonst  kupferhaltig  werden  und 
Kupfersalze  gesundheitsschädlich  sind. 

Von  den  im  Handel  vorkommenden  Sorten 
ist  das  japanische  durch  Reinheit  ausgezeichnet; 
russisches  und  schwedisches  Kupfer  verwendet 
man  besonders  in  den  Drahtziehereien  und  Walz- 
werken, deutsches  zur  Herstellung  von  Kupfer- 
blech, das  zum  Dachdecken  und  als  Schiffsbe- 
schlag dient.  Verwendung  findet  Kupfer  außer- 
dem zur  Herstellung  von  Kesseln  und  Pfannen, 
von  Röhren  und  Walzen,  zu  Gravierplatten  für 
Kupferstecher,  als  Münzmetall  und  für  Legierun- 
gen (Messing,  Bronze,  Neusilber  usw.).  Kupfer- 
draht dient  für  elektrische  Leitungen  (Kabel,  Blitz- 
ableiter usw.).  Zu  Gußwaren  ist  Kupfer  nicht 
geeignet,  da  es  die  Formen  schlecht  ausfüllt  und 
blasigen  Guß  liefert. 

b)  Blei  (Pb,  lat.  Plumbum)  findet  sich  nur 
selten  gediegen;  meist  ist  es  mit  Schwefel 
verbunden  (Bleiglanz,  Pb  S),  weniger  häufig 
sind  die  oxydischen  Erze  und  die  Blei- 
salze, wie  Weißbleierz  (Pb  CO,),  Grün-,  Braun-, 
Buntbleierz  (Bleiphosphat  mit  Chlorblei)  und  Blei- 
vitriol (Pb  SO4).  Bedeutende  Mengen  von  Blei 
werden  in  Nordamerika,  in  Deutschland  (Erzge- 
birge, Harz,  Westfalen),  England,  Spanien,  Öster- 
reich-Ungarn (Villach),  Italien  und  anderen  Län- 
dern gewonnen, 

Bleiglanz  wird  in  Flammenöfen  geröstet  und 
das  erhaltene  Röstgut,  bestehend  aus  Bleioxyd, 
Bleisulfat  und  unverändertem  Bleiglanz,  unter 
Kohlezusatz  im  Bleihochofen  niedergeschmolzen, 
wobei  Rohblei  (Werkblei)  erhalten  wird.  Das 
Kohblei  enthält  bis  zu  0,03 0/0  Silber.  Nach  einer 
Anreicherung  des  Silbergehaltes  bis  auf  2—30/0 
(durch  Pattinsonieren)  wird  das  Reichblei  auf 
dem  Treibherd  zur  Gewinnung  des  Silbers  usw. 
abgetrieben,  d.  h.  einem  oxydierenden  Schmelzen 
unterworfen,  wobei  sich  Blei  und  alle  übrigen 
Metalle  mit  Ausnahme  der  Edelmetalle  (Silber, 
Gold)  oxydieren  und  als  Bleiglätte  abfließen. 
Aus  der  Bleiglätte  gewinnt  man  das  Blei  durch 
Reduktion  mit  Kohle.  In  den  Handel  kommt  es 
in  Form  von  Blöcken  (Bleimulden),  in  Tafeln 
und  als  dünnes  Blech  (Rollblei).  Unreines  Blei 
(antimon-,  kupfer-,  eisen-,  arsenhaltig)  ist  härter 
als  reines  Blei.  Dieses  Hartblei  dient  als  Lettern- 
und    Lagermetall    und    in    der    Schrotfabrikation 


usw.  Reines  Blei  (Weichblei)  ist  so  weich,  daß 
es  auf  Papier  abfärbt  und  sich  mit  dem  Finger- 
nagel ritzen  läßt.  Es  ist  sehr  dehnbar  und  walz- 
bar (Bleifolie),  aber  nur  wenig  fest.  Seine  Farbe 
ist  grau;  auf  frischer  Schnittfläche  zeigt  es  starken 
Glanz,  der  aber  an  der  Luft  bald  verschwindet. 
Spezifisches  Gewicht  11,35.  Blei  schmilzt  bei 
335''  und  verdampft  bei  Weißglut.  —  Verwendet 
wird  Blei  besonders  in  Plattenform  (Bleikammerr» 
der  Schwefelsäurefabriken,  zum  Dachdecken,  für 
Siedepfannen,  Akkumulatoren  usw.)  und  in  Röh- 
renform (Gas-  und  Wasserleitungsröhren) ;  ferner 
zur  Bereitung  chemischer  Präparate  (Bleizucker 
usw.)  und  vieler  Farben  (Bleiweiß,  Chromgelb, 
Mennige).   Die  Bleiverbindungen  sind  giftig. 

c)  Zinn  (Sn,  lat.  Stannum)  findet  sich  ge- 
wöhnlich in  Verbindung  mit  Sauerstoff  als 
Zinnstein  (Sn  Og),  seltener  mit  Schwefel  als 
Zinnkies.  Die  wichtigsten  Zinnbergwerke  sind 
in  Cornwall  (England),  im  Erzgebirge  (Zinn- 
wald, Altenberg),  in  Ostindien  auf  Malakka 
und  den  Sundainseln  Bangka  und  Billiton,  be- 
sonders aber  in  Australien  (Queensland  und 
Neusüdwales). 

Die  hüttenmännische  Gewinnung  des  Zinns 
aus  dem  Zinnstein  besteht  in  dessen  Reduktion 
mit  Kohle  durch  einen  Schmelzprozeß,  dem  eine 
Aufbereitung  durch  Pochen,  Schlämmen  und 
Rösten  vorangeht.  Zinn  kommt  in  Blöcken  oder 
Körnern  in  den  Handel,  doch  ist  es  selten  ganz 
rein;  am  geschätztesten  sind  die  fast  chemisch 
reinen  ostindischen  Zinnsorten  (mit  nur  0,04  0/0  Ver- 
unreinigung), dann  folgt  das  englische  Körnerzinn 
und  Blockzinn  (ca.  0,1 0/0  Verunreinigung). 

Zinn  sieht  weiß,  beinahe  silberähnlich  aus 
(die  Farbe  hat  nur  einen  schwachen  Stich  ins 
Blaugraue)  und  zeigt  starken  Glanz,  der  sich  an 
der  Luft  ziemlich  gut  hält.  Es  ist  härter  als  Blei, 
so  daß  es  sich  mit  dem  Fingernagel  nicht  ritzen 
läßt.  Man  kann  es  zu  dünnen  Platten  auswalzen 
(Stanniol)  und  auch  zu  Draht  ausziehen,  der  je- 
doch nur  wenig  fest  ist. 

Das  spezifische  Gewicht  des  reinen  Zinns  ist 
7,29.  Zinn  wird  bei  200 '^  spröde  und  pulverisier- 
bar; bei  2330  schmilzt  es,  bei  ca.  ISOO"  ist  es 
flüchtig.  Unter  dem  Einflüsse  niederer  Tempera- 
tur ( — 48")  zerfallen  selbst  dicke  Blöcke  von 
Zinn  unter  Aufblähen  zu  einem  glanzlosen  grauen 
Pulver,  das  eine  allotropische  Modifikation  des 
Zinns  darstellt,  die  beim  Schmelzen  wieder  in 
gewöhnliches  Zinn  übergeht.  Beim  Erhitzen  an 
der  Luft  verbrennt  Zinn  zu  Zinnoxyd  (Zinn- 
asche), das  als  Poliermittel  dient.  Salzsäure  und 
verdünnte  Schwefelsäure  sowie  Königswasser 
lösen  Zinn  beim  Erwärmen  auf;  Salpetersäure 
oxydiert  es  zu  Zinnsäure. 

Kommt  Zinn  mit  tierischen  Teilen  (feucht)  in 
Berührung,  so  zeigt  es  einen  eigentümlichen  Ge- 
ruch. Verwendung  findet  das  Zinn  zu  Gußwaren 
und  zu  Geräten  für  die  chemische  Industrie  (Kühl- 
röhren), zu  Legierungen  (Bronze),  zum  Überziehen 
anderer  Metalle  (z.  B.  Eisen  zu  Weißblech),  als 
Zinnfolie  oder  Stanniol  zur  Spiegelfabrikation  und 
zum  Einwickeln  von  Nahrungs-  und  Genußmitteln 
(Käse,  Schokolade  usw.).  Häufig  wird  Zinn  mit 
Blei  legiert,  um  es  härter  zu  machen;  für  Haus- 
geräte darf  jedoch  der  Bleigehalt  der  Legierung 
nicht   über    IQo/o    betragen,    bei    Zinnfolie   sogar 
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nicht  über  lo/o,  andernfalls  ist  ihre  Verwendung 
zum  Einwickeln  von  Nahrungsmitteln  usw.  ver- 
boten. 

In  neuerer  Zeit  ist  in  den  Zinnlegierungen  das 
gesundheitsgefährliche  Blei  meist  durch  Antimon 
ersetzt  (Britanniametall). 

d)  Zink  (Spiauter),  Symbol  Zn,  findet  sich 
in  der  Natur  stets  vererzt,  gewöhnlich  als 
Zinkblende  (Zn  S,  Schwefelzink),  oder  als  Gal- 
mei  (Zinkkarbonat,  Zinkspat)  und  als  Kiesel- 
zinkerz (Kieselgalmei,  Zinksilikat).  Hauptfund- 
orte sind  in  Deutschland  (Oberschlesien,  Iser- 
lohn, Aachen),  Belgien,  England,  Frankreich,  Spa- 
nien, Rußland,  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika. 

Zur  Gewinnung  des  Zinks  werden  die  Erze 
zunächst  geröstet  und  das  Röstprodukt  mit  Kohle 
reduziert.  Das  dampfförmig  entweichende  Zink 
wird  in  passenden  Vorlagen  gekühlt  und  als 
Tropfzink  erhalten.  Man  schmilzt  es  um,  gießt 
es  in  Blöcke  oder  Tafeln  und  bringt  es  in  dieser 
Form  in  den  Handel. 

Käufliches  Zink  ist  fast  nie  rein;  zumeist  ent- 
hält es  Blei,  Eisen,  Kohlenstoff,  aber  auch  Schwe- 
fel, Arsen,  Antimon  und  Kadmium.  —  Am  rein- 
sten ist  destilliertes  Zink. 

Zink  ist  von  bläulichweißer  Farbe;  es  besitzt 
starken  Glanz,  der  sich  aber  an  feuchter  Luft 
rasch  verliert,  und  kristallinisches  Gefüge;  sein 
spezifisches  Gewicht  ist  7 — 7,2.  —  Bei  gewöhn- 
licher Temperatur  ist  es  spröde,  so  daß  es  mit 
dem  Hammer  zerschlagen  werden  kann ;  zwischen 
100 — ISO*»  wird  es  geschmeidig  und  läßt  sich  zu 
Blech  auswalzen  und  zu  Dratit  ausziehen.  Auf 
200—300"  erhitztes  Zink  läßt  sich  pulverisieren. 
Bei  4120  schmilzt  Zink;  in  heller  Rotglut  (930«) 
vÄwandelt  es  sich  in  Dampf.  Trifft  dieser  mit 
atmosphärischer  Luft  zusammen,  so  verbrennt  er 
zu  Zinkoxyd  (Zinkweiß). 

In  Säuren  (Salzsäure,  verdünnter  Schwefel- 
säure) und  auch  in  heißer  Kalilauge  ist  Zink 
unter  Abscheidung  von  Wasserstoff  aus  dem 
Lösungsmittel  löslich.  Verwendung  findet  Zink 
namentlich  als  Blech  (Dachrinnen,  Dachdeckun- 


gen usw.)  und  für  Gußwaren,  zum  Überziehen 
von  Eisen  (galvanisiertes  Eisen),  zu  Legierungen 
(Messing  usw.),  für  galvanische  Batterien  usw. 

e)  Wismut  (Aschblei),  (Bi,  lat.  Bismutum) 
ist  ein  selteneres,  rötlich  weißes,  stark  glän- 
zendes Metall,  von  großblättrig  -  kristallinischer^ 
Struktur,  hart  und  spröde,  so  daß  man  es  puW 
verisieren  kann.  Die  Hauptfundstätten  sind  das 
sächsische  Erzgebirge,  aber  auch  Peru,  Chilei 
Bolivia,  Brasilien  und  Südaustralien ;  meist  kommt 
es  gediegen  vor.  Es  dient  hauptsächlich  zur  Heri( 
Stellung  sehr  leicht  schmelzbarer  Legierungen^ 
zu  thermoelektrischen  Säulen,  zu  Wismutpräpa«^ 
raten  (Wismut weiß,  Perlweiß  für  Schminken)j2| 
zu  Porzellanlüsterfarben,  in  der  Glasmalerei  una 
zur  Herstellung  stark  lichtbrechenden  Glases. 

f)  Eisen    (Fe,    lat.    Ferrum)     ist    das     nütz-j 
liebste      und     in     dieser     Hinsicht    wertvollst« 
Metall.      Nur    sehen    findet     es    sich    gediegei 
(als  Meteoreisen),   seine   Erze   aber  sind   häufig 
und     lassen     sich     verhältnismäßig     leicht     aut 
metallisches  Eisen  verarbeiten.      Für  die  gegen- 
wärtig    ungeheuere     Eisenproduktion     kommeivl 
nur     die     oxydischen     Eisenerze     in     Betracht,] 
wie     der     Magneteisenstein     (Magnetit),      das 
reichste  Eisenerz  (750/0  Fe),  aus  Eisenoxydoxydul 
(Fcg  O4)  bestehend,  der  Roteisenstein  (Eisenglanz/ 
Glanzkopf  [Fe,  O3])  mit  70o/o  Fe,  der  Brauneisen- 
stein   (Brauneisenerz,   Eisenhydroxyd),   mit   6O0/0 
Fe,  doch  in  der  Regel  mit  mehr  oder  wenige«^ 
Ton    und    Sand    gemischt,    der    Spateisensteir 
(Eisenkarbonat,    Fe  CO3),   oft  manganhaltig,   di« 
kugeligen,    traubigen    Abarten   als    Sphärosideri^ 
bezeichnet,  Eisengehalt  ca.  48o/o. 

Nach  gehöriger  Vorbereitung  der  Erze  durc 
Pochen  (Zerkleinern),  Waschen  und  Schlämmer 
Abwittern  (Liegenlassen  an  der  Luft)  oder  Röstei 
(Erhitzen  bei  Luftzutritt)  wird  daraus  das  Eiser 
im  Hochofen  nach  der  Reduktion  mit  Kohle  *)[ 
unter  Zusatz  schlackenbildender  Flußmittel  aus« 
geschmolzen.  Das  aus  dem  Hochofen  abfließend« 
Eisen   heißt   Roheisen.    Es   ist   kohlenstoffhaltig 


*)  Früher  verwendete  man  Holzkohle,  jetzt  den  billigere 
Steinkohlenkoks. 


(Aus  Muspratts  Chemie  IV.  Aufl.  nach  Berg-  und  Hüttenmännische  Ztg.  1876,  1877;  Stahl  und  Eisei 

1888,  S.  457  u.  f.) 

I.   Nicht  schmiedbares  Eisen  (Roheisen). 

Leichter  schmelzbar,  beim  Erhitzen  plötzlich  schmelzend;  Kohlenstoffgehalt  2,3 — 5°/o. 


a)  Graues  Roheisen 


b)  Weißes  Roheisen 


c)  Ferromangan 


Mit  Graphit. 

Kohlenstoff gehalt  3,5— 4  «/o 

(0,3—0,40/0  amorph.) 

Schmelzpunkt  .    .     1100-1300« 

Spezifisches  Gewicht: 

dunkelgraues     .    6,635 — 7,275 

lichtgraues    .    .    6,915—7,572 

Wenn  zu  Guß  waren  verarbeitet, 

Gußeisen  genannt. 


Ohne  wesentliche  Mengen 

Graphit. 

Kohlenstoffgehalt      2,3— 5  «/o 

Schmelzpunkt         1050—12000 

Spez.  Gewicht       7,056—7,889 

Halber  und   spröder  als  graues 

Roheisen. 


Ohne  wesentliche  Mengen 

Graphit. 
Kohlenstoffgehalt  bis  6,6o/o 
Mangangehalt        30— 80  0/0, 


1.  Spiegeleisen: 
Kohlenstoff- 
gehalt 4—50/0 
Mangangehait 

6—200/0 
und  darüber. 


2.  Weißstahl  u. 
gewöhnliches 
Weißeisen: 
Kohlenstoff- 
gehalt 3—40/0 
Mangangehalt 
l-50/„. 
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II.   Schmiedbares  Eisen  (Schmiedeeisen  und  Stahl). 
Schwerer  schmelzbar,  beim  Erhitzen  allmählich  erweichend;  Gehalt  an  Kohlenstoff  0,04 — 2,3'>/o. 


a)  Schmiedeeisen 


b)  Stahl 


Nicht  deutlich  härtbar. 

Kohlenstoffgehalt 0,04 -0,6  o/« 

Schmelzpunkt ca.  1600— 1800» 

Spezifisches  Gewicht: 

bei  Stäben       7,352—7,912 

„    Draht 7,794—8,100 

1.  Schweißeisen.  2.  Flußeisen. 


Aus  teigigem  Zu- 
stande erhalten, 
schlackenhahig  (Renn-, 
Stückofen-,  Herdfrisch-, 
Puddel-  u.  packetiertes 
Eisen). 


Aus  flüssigem  Zu- 
stande erhalten; 
schlackenfrei  (Besse- 
mer-,  Thomas-,  Flamm- 
ofen- oder  Siemens- 
Martin-,  Pernot-Eisen). 


und  enthält  den  Kohlenstoff  zum  Teil  in  che- 
mischer Bindung  (Eisenkarburete  bildend),  teils 
mechanisch  beigemengt  als  Graphit;  außerdem 
enthält  es  aber  noch  eine  ganze  Anzahl  anderer 
Stoffe,  wie  Silicium,  Phosphor,  Schwefel,  Man- 
gan usw.,  wodurch  seine  Eigenschaften  stark  be- 
einflußt werden.  In  den  Handel  kommt  es  in 
Form  von  Masseln  (Gänzen*)  oder  Barren.  Die 
vorzüglichsten  Eisensorten  des  Handels  werden 
aus  Magneteisenstein  gewonnen ;  vortrefflich  sind 
besonders  die  schwedischen  (Dannemora)  und 
norwegischen,  aber  auch  die  deutschen  (Schlesien, 
Harz,  Westfalen,  Rheinpreußen)  und  die  öster- 
reichischen (Steiermark)  sind  von  recht  guter 
Qualität. 

Die  größte  Eisenproduktion  haben  gegen- 
wärtig die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
dann  England  und  an  dritter  Stelle  Deutschland. 

Aus  dem  Roheisen  werden  die  anderen  tech- 
nisch verwendeten  Eisenkarburete**)  mit  gerin- 
gerem Kohlenstoffgehalt  hergestellt,  wie  Stahl 
und  Schmiedeeisen. 

Durch  die  neueren  und  verbesserten  Methoden 
der  Eisengewinnung  (Bessemer-,  Thomas-  und 
Martinprozeß),  bei  denen  namentlich  hohe 
Schmelztemperaturen  in  Anwendung  kommen,  ist 
die  Zahl  der  Eisenkarburete  bedeutend  vermehrt 
worden,  wie  vorstehende  Tabelle  übersichtlich 
erkennen  läßt. 

g)  Nickel  (Ni)  wurde  als  eigentümliches  Metall 
im  Jahre  1751  von  Cronstedt  erkannt,  in  die 
Metallindustrie  aber  erst  im  Jahre  1824  (von 
V.  Gerstorff)  eingeführt. 

Gediegen  findet  es  sich  nur  im  Meteoreisen, 
sonst  stets  vererzt,  gewöhnlich  in  Gesellschaft 
des  ihm  nahe  verwandten  Kobalts,  verbunden 
mit  Schwefel,  mit  Arsen  (Kupfernickel),  seltener 
mit  Antimon  und  auch  in  Silikaten.  Fundorte 
sind  das  sächsisch-böhmische  Erzgebirge,  Steier- 
mark, Ungarn,  Salzburg,  Schweiz,  Kanada,  Ver- 

*)  Einzahl  Ganz. 

••)  Kohlenstoffverbindungen  des  Eisens.  Chemisch  reines 
Eisen  findet  keine  technische  Verwendung  und  läßt  sich  kaum 
Im  großen  herstellen. 


Härtbar. 

Kohlenstoffgehalt 0,6-2,3o/o 

Schmelzpunkt 1300—1400» 

Spezifisches  Gewicht: 

beim  Schweißstahl  und  Stäben  7,826—8,082 

„     Flußstahl 7,400—7,825 

1.  Schweißstahl.                    2.  Flußstahl. 


Aus  teigigem  Zustande 

erhalten ; 

schlackenhahig  (Renn-, 

Herdfrisch-,  Puddel-, 

Zement-  u.  Gärbstahl). 


Aus  flüssigem  Zu- 
stande erhalten; 
schlackenfrei  (Besse- 
mer-, Flammofen-  oder 

Siemens-Martin-, 
Kohlenstahl,  Gußstahl, 
d.  h.  umgeschmolzener 
Tiegelzementstahl  u.  a.) 


einigte    Staaten    von    Nordamerika,    Südamerika 
(Argentinien),  Skandinavien,  Italien  usw. 

Bei  der  hüttenmännischen  Gewinnung  des  Nik- 
keis werden  die  sulfidischen  Erze  zunächst  auf 
Steine  oder  Speisen  (unreines  Schwefelnickel) 
verarbeitet,  aus  denen  dann  in  chemischen  Fabri- 
ken nach  gewöhnlich  als  Geheimnis  behütetem 
Verfahren  Nickel  abgeschieden  wird. 

In  den  Handel  kommt  das  Nickel  in  Form  von 
kleinen  Würfeln  (Würfelnickel)  oder  in  Platten. 
Reines  Nickel  ist  silberweiß  mit  einem  Stich  ins 
Gelbliche.  Es  schmilzt  bei  1450".  Man  kann  es 
zu  Blech  auswalzen  und  zu  feinem  Draht  aus- 
ziehen. Verglichen  mit  Eisen  ist  es  zwar  fester 
und  härter,  aber  weniger  dehnbar  und  nicht  härt- 
bar.   Vom  Magneten  wird  es  angezogen. 

Seine  Hauptverwendung  findet  das  Nickel  zur 
Herstellung  von  Legierungen  (Nickelstahl,  Neu- 
silber), für  die  chemisch  reines  Nickel,  dessen 
Herstellung  sehr  schwierig  ist,  nicht  gebraucht 
wird,  Nickelblech  dient  zur  Anfertigung  von 
Küchengeräten;   Eisenblech  wird  nickelplattiert. 

Die  Reichsnickelmünzen  bestehen  aus  25<yo 
Nickel  und  750/0  Kupfer. 

Die  Legierungen  des  Nickels  mit  Stahl  und 
Schmiedeeisen  zeichnen  sich  durch  große  Härte 
und  Festigkeit,  sowie  Dehnbarkeit  und  Zähig- 
keit aus;  man  stellt  daraus  Panzerplatten  für 
Kriegsschiffe  her.  Stahl  mit  37o/o  Nickel  rostet 
nicht. 

h)  Kobalt  (Co)  ist  als  Metall  ohne  technische 
Bedeutung.  Seine  Erze  (geröstet  Zaffer)  dienen 
zur  Bereitung  der  Smalte,  des  Kobaltultramarins 
und  verschiedener  blauer  Farben  für  die  Porzel- 
lanmalerei  und   zum    Blaufärben    von   Glas. 

i)  Mangan  (Mn).  Nur  in  Verbindung  mit 
Eisen  und  Stahl  von  technischer  Bedeutung 
(Ferromangan;  Manganstahl).  Unter  seinen  Erzen 
ist  der  Braunstein  das  wichtigste,  dessen  Wert 
von  dem  Gehalt  an  Mangansuperoxyd  (Mn  O2)  ab- 
hängig ist;  in  guten  Sorten  soll  dieser  93—960/0 
betragen.  Braunstein  findet  Verwendung  in  der 
Glasfabrikation  und  zur  Herstellung  von  Chlor, 
Brom,  Jod  und  Sauerstoff,  von  mangansauren  und 
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übermangansauren  Salzen  (namentlich  des  Ka- 
liumpermanganats). 

Den  Schwermetallen  sehr  ähnlich  in  ihrem 
Ansehen  sind  die  Elemente  Antimon  und  Arsen, 
wenngleich  sie  sich  in  ihrem  chemischen  Ver- 
halten mehr  mit  dem  Phosphor,  einem  Nicht- 
metall, in  eine  Gruppe  bringen  lassen;  ihrer 
technischen  Verwendung  in  Verbindung  mit 
Schwermetallen  wegen  sollen  sie  auch  an  dieser 
Stelle  besprochen  werden. 

k)  Antimon  (Sb,  lat.  Stibium)  findet  sich 
gediegen  und  vererzt  in  Verbindung  mit  Schwe- 
fel und  Sauerstoff,  aber  auch  in  Verbindung  mit 
Metallen,  wo  es  den  vererzenden  Bestandteil 
bildet.  —  Das  wichtigste  Antimonerz  ist  das 
Grauspießglanzerz  (SbaSg),  aus  dem  durch  Aus- 
schmelzen und  durch  vereinigte  Reduktions-  und 
Oxydationsarbeit  das  Rohantimon  gewonnen  wird 
(Ungarn,  Böhmen,  Frankreich,  Harz). 

Das  Antimon  besitzt  starken  Glanz,  zinnweiße 
Farbe  mit  einem  Stich  ins  Bläuliche;  es  ist  hart, 
spröde,  pulverisierbar,  von  blättrig-kristallinischer 
Struktur.  Spezifisches  Gewicht  6,7;  Schmelzpunkt 
430—450";  in  Weißglühhitze  ist  es  flüchtig.  An- 
wendung findet  das  Antimon  zu  Legierungen 
(Hartblei,  Britanniametall,  Weißguß),  die  sich 
durch  schöne  weiße  Farbe,  hohen  Glanz  und 
auch  durch  Härte  auszeichnen. 

1)  Arsen  (As)  findet  sich  gediegen,  häufiger 
aber  mit  Schwefel,  Sauerstoff  und  mit  Metallen  ver- 
bunden, namentlich  im  Harz,  im  Sächsischen  Erz- 
gebirge, in  der  Dauphine  (Frankreich),  in  Norwe- 
gen (Kongsberg).  Wenn  die  Erze  bei  Luftabschluß 
erhitzt  werden,  so  sublimiert  daraus  das  ge- 
diegene Arsen.  Dieses  zeigt  bläulich-weiße  Farbe 
und  kristallinische  Struktur;  es  ist  spröde,  so 
daß  man  es  pulverisieren  kann.  Spezifisches  Ge- 
wicht 5,7.  —  Im  Handel  geht  es  als  Fliegenstein*) 
oder  Scherbenkobalt.  —  Mit  Metallen  gibt  es 
spröde  Legierungen  von  größerer  Härte,  z.  B. 
mit  Blei  das  Schrotmetall.  Spiegelmetall  besteht 
aus  Arsen,  Kupfer  und  Zinn.  Größere  technische 
Wichtigkeit  als  das  Arsen  besitzen  seine  Oxyde, 
die  arsenige  Säure  (weißer  Arsenik)  und  die 
Arsensäure,  beide  höchst  giftig.  Man  verwen- 
det die  arsenige  Säure  in  der  Farbenfabrikation 
(Schweinfurtergrün),  in  der  Glasfabrikation  (als 
Entfärbungsmittel),  als  Rattengift  und  in  sehr 
kleinen  Mengen  als  Medikament. 

Die  Arsensäure  dient  als  Oxydationsmittel  in 
der  Teerfarbenfabrikation  und  in  der  Kattun- 
druckerei. 

3.  Leichte  Metalle. 

a)  Aluminium  (AI)  ist  außerordentlich  ver- 
breitet, niemals  kommt  es  jedoch  gediegen  vor, 
sondern  stets  in  Verbindung  (wie  alle  Leicht- 
metalle), meist  mit  Sauerstoff  als  Aluminium- 
oxyd oder  Tonerde  (Alg  O3).  Die  Tonerde  findet 
sich  in  Verbindung  mit  Kieselerde  als  Ton  oder 
Aluminiumsilikat  in  besonderer  Reinheit  als  Kao- 
lin oder  Porzellanerde,  sonst  in  jedem  Lehm- 
boden und  in  der  Ackerkrume.  Tonerdehydrat 
kommt  in  großen  Lagern  bei  les  Baux  in  Süd- 
frankreich vor   (Bauxit).    Ein   in   Grönland  vor- 

•)  Wird  es  nach  dem  Befeuchten  mit  Wasser  der  Luft 
ausgesetzt,  so  bildet  sich  in  geringer  Menge  die  giftige  ar- 
senige  Säure  (Mittel  zum  Töten  der  Fliegen). 


kommendes  Mineral,  der  Kryolith,  bestehend  aus 
Fluoraluminium  und  Fluornatrium  (AI2  Fg'öNaF), 
wird  zur  Gewinnung  von  Aluminium  gebraucht. 

Die  Herstellung  des  Aluminiums,  ehemals  sehr 
schwierig,  ist  gegenwärtig  leicht  geworden,  nach- 
dem man  gelernt  hat,  es  aus  seinem  Oxyd  unter 
Zusatz  von  Flußmitteln  (Kryolith)  durch  hoch- 
gespannte elektrische  Ströme  (also  elektrolytisch) 
abzuscheiden.  Sein  Preis  ist  gegenwärtig  sa 
niedrig  (1  Kilogramm  ca.  2  Mark),  daß  es,  unter 
Berücksichtigung  des  Volumens,  billiger  ist  als 
Kupfer  und  Messing. 

Das  Aluminium  zeigt  im  kompakten  Zustande 
schönen  Glanz  und  silberweiße,  ins  Blaugraue 
geneigte  Farbe.  Es  ist  dehnbar  und  walzbar: 
man  kann  es  zu  dünnem  Draht  ausziehen  und 
zu  Platten  auswalzen.  Sein  spezifisches  Gewicht 
ist  2,56—2,67,  sein  Schmelzpunkt  liegt  bei  700o. 
Es  verändert  sich  weder  an  trockner  noch  an  feuch- 
ter Luft  und  oxydiert  sich  auch  beim  Erhitzen 
und  Schmelzen  an  der  Luft  nicht,  wenn  es  rein 
ist.  Selbst  in  der  Gebläseflamme  verbrennt  es 
nur  oberflächlich  zu  Aluminiumoxyd,  sehr  leb- 
haft jedoch,  wenn  es  Silicium  enthält.  —  Kochen- 
des Wasser  wirkt  auf  dichtes  Aluminium  nicht 
ein,  sehr  merklich  aber  kochsalzhaltiger  Essig 
(wichtig  wegen  seiner  Verwendung  zu  Koch- 
geschirren). Salzsäure  und  verdünnte  Schwefel- 
säure lösen  Aluminium  auf,  nicht  aber  Salpeter- 
säure. 

Besonders  technisch  wichtig  sind  die  Legie- 
rungen des  Aluminiums.  Sie  zeichnen  sich  durch 
schöne  Farbe,  Härte  und  Widerstandsfähigkeit 
aus  und  lassen  sich  im  allgemeinen  leicht  ver- 
arbeiten. 

Aluminiumbronze  (10%  Aluminium  und  OO»/» 
Kupfer)  ist  hellgoldgelb,  hart,  zähe,  bei  Rotglut 
schmiedbar.  Die  Silberlegierung,  4  0/0  Silber  ent- 
haltend, sehr  politurfähig,  dient  für  feine  Wage- 
balken. —  Zinn  gibt  mit  Aluminium  (7  0/0)  eine 
schön  weiße  und  geschmeidige.  Eisen  eine  sehr 
harte  Legierung. 

Die  Anwendung  dieser  Legierungen  ist  viel 
häufiger  als  die  des  reinen  Metalls,  das  sonst 
nur  zu  Kochgeschirren,  Feldflaschen  usw.,  wo 
es  auf  besondere  Leichtigkeit  und  Unschädlich- 
keit ankommt,  verarbeitet  wird. 

b)  Magnesium  (Mg)  findet  sich  als  Karbonat 
(kohlensaures  Salz)  im  Magnesit  und  Dolomit,  als 
Silikat  (kieselsaures  Salz)  im  Talk  (Speckstein), 
Serpentin  und  Meerschaum,  als  Sulfat  (schwefel- 
saures Salz)  im  Bittersalz  und  als  Magnesium- 
chlorid. Man  scheidet  es  elektrolytisch  aus  Mag- 
nesiumkaliumchlorid (MgCl2"KCl)  ab.  In  den 
Handel  kommt  es  in  Form  von  Blech,  Band, 
Draht  und  als  feines  Pulver.  In  kompakten 
Massen  zeigt  es,  frisch,  silberweiße  Farbe  und 
starken  Glanz,  der  sich  an  der  Luft  rasch  ver- 
liert. Sein  spezifisches  Gewicht  ist  1,75;  sein 
Schmelzpunkt  liegt  bei  750°. 

An  der  Luft  verbrennt  es  mit  blendend  hellem 
Lichte,  das  sehr  reich  an  chemisch  wirksamen 
Strahlen  ist;  man  verwendet  es  deshalb  zu  photo- 
graphischen Aufnahmen*)  und  in  der  Feuerwer- 
kerei (Fackeln  usw.).  Mit  75 — 85  0/0  Aluminium  bil- 


*)  Blitzlichtpulver  ist  eine  sehr  vorsichtig  zu  behandelnde 
Mischung  von  Magnesiumpulver  mit  Kaliumchlorat,  die  ex- 
plosionsartig verbrennt. 


Waren  aus  dem  Mineralreich  (anorganische  Waren). 
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det  es  das  Magnalium,  das  bei  einem  spezifi- 
schen Gewicht  von  2—2,3  sich  durch  bedeutende 
Härte  und  Festigkeit  auszeichnet.  Zugfestigkeit 
20 — 24  kg  pro  qmm ;  die  des  Messings  nur  17  kg. 
Der  Schmelzpunkt  des  Magnaliums  liegt  bei  700*^; 
Zusatz  von  10 — 15  o/o  Antimon  erhöht  ihn  auf 
Weißglut. 

Die  übrigen  Leichtmetalle,  wie  Kalium,  Na- 
trium, Calcium,  haben  nur  geringe  technische  Be- 
deutung, um  so  mehr  aber  ihre  Salze,  die  deshalb 
an  anderer  Stelle  Besprechung  finden  sollen. 

IL  Mineralsäuren. 

Sauer  schmeckende  und  den  blauen  Lackmus- 
farbstoff rötende  Körper  nennt  man  im  allge- 
meinen Säuren.  Im  Gegensatz  zu  den  Säuren 
stehen  die  Basen,  d.  s.  Körper  mit  ätzendem, 
laugenhaftem  Geschmack,  deren  Lösungen  den 
roten  Lackmusfarbstoff  bläuen.  Durch  die  che- 
mische Vereinigung  von  Säuren  mit  Basen  ent- 
stehen Salze. 

Es  gibt  eine  große  Anzahl  von  Säuren.  Ihre 
Benennung  geschieht  im  allgemeinen  nach  dem 
Element,  dem  die  Säure  ihren  eigentümlichen  Cha- 
rakter verdankt,  oder  nach  dem  Stoffe,  in  dem  sie 
enthalten  ist  oder  aus  dem  sie  abgeschieden  wurde. 
Dem  Mineralreich  entstammende  oder  aus  mine- 
ralischen Stoffen  gebildete  Säuren  heißen  Mine- 
ralsäuren; im  Pflanzen-  und  Tierkörper  finden 
sich  die  organischen  Säuren.  Mineralsäuren  sind 
z.  B.  Schwefelsäure,  Salpetersäure,  Salzsäure, 
Phosphorsäure,  Kieselsäure,  Kohlensäure,  Bor- 
säure, arsenige  Säure  und  andere.  Organische 
Säuren,,  sind:  Essigsäure,  Ameisensäure,  Wein- 
säure, Äpfelsäure,  Zitronensäure,  Oxalsäure,  Bern- 
steinsäure und  andere. 

1.  Schwefelsäure. 

Schwefelsäure  ist  die  wichtigste  aller  Säu- 
ren; auf  ihre  Verwendung  gründet  sich  im 
wesentlichen  die  Entwicklung  der  gesamten  che- 
mischen Industrie.  Sie  besteht  aus  einer  Ver- 
bindung von  Schwefel  mit  Sauerstoff  und  Wasser. 
Zu  ihrer  Fabrikation  leitet  man  das  durch  Ver- 
brennen von  Schwefel  oder  beim  Rösten  schwe- 
felhaltiger Erze  (Eisenkies,  Pyrit,  Bleiglanz  usw.) 
als  Nebenprodukt  erhaltene  Schwefeldioxyd  (SO2) 
(auch  schweflige  Säure  genannt)  zugleich  mit 
Luft  und  Wasserdampf  in  große  Kammern,  deren 
Wände  aus  Bleiplatten  bestehen  (Blei  wird  von 
der  in  der  Kammer  gebildeten  Schwefelsäure 
[Kammersäure]  kaum  angegriffen)  und  bewirkt 
die  Oberführung  in  Schwefelsäure  durch  Oxyda- 
tion mit  Salpetersäure,  die  in  möglichst  großer 
Oberfläche  (Kaskadenapparate)  dargeboten  wird. 
Durch  Abdampfen  in  Bleipfannen,  später  in  Pla- 
tin- oder  Glasgefäßen,  wird  die  Kammersäure 
konzentriert.  Reine  Säure  kann  man  durch  De- 
stillieren der  rohen  erhalten.  Ihr  Siedepunkt  liegt 
bei  -|-3380C.  —  Die  käufliche  Säure  ist  selten 
ganz  rein;  gute  Handelsware  soll  nicht  mehr  als 
0,1 0/0  Abdampfungsrückstand  hinterlassen.  —  Die 
reine  konzentrierte  Schwefelsäure  ist  eine  farb- 
lose und  geruchlose,  ölige  Flüssigkeit  vom  spe- 
zifischen Gewicht  1,84,  mit  etwa  98  — 98,8  0/0 
Schwefelsäurehydrat  (Hg  SO4).  Den  Gehalt  an 
diesem  Schwefelsäurehydrat  kann  man  aus  dem 


spezifischen  Gewicht  oder  auf  chemischem  Wege 
(maßanalytisch)  ermitteln.  —  Die  Schwefelsäure 
verbindet  sich  energisch  mit  Wasser:  organischen 
Stoffen  vermag  sie  die  Elemente  des  Wassers 
zu  entziehen,  wobei  Kohlenstoff  abgeschieden 
wird,  der  die  Säure  bräunt.  Man  muß  sie  deshalb 
in  mit  Glasstopfen  gut  verschlossenen  Gefäßen 
aufbewahren.  Beim  Vermischen  mit  Wasser  tritt 
infolge  chemischer  Bindung  starke  Erhitzung  ein; 
es  soll  deshalb  stets  die  zu  verdünnende  Säure 
in  schwachem  Strahle  in  das  Wasser  gegossen 
werden,  niemals  umgekehrt  Wasser  in  die  kon- 
zentrierte Säure. 

Versendet  wird  die  Schwefelsäure  in  gläser- 
nen Ballons  von  75 — 125  kg  (in  Körben)  oder 
auch   in  eisernen*)    Fässern   oder  Bassinwagen. 

Eine  Mischung  von  gewöhnlicher  Schwefel- 
säure (Schwefelsäurehydrat)  mit  wasserfreier 
Schwefelsäure  (Schwefeltrioxyd  SO3)  stellt  die 
rauchende  Schwefelsäure  des  Handels  oder 
das  Vitriolöl  dar.  Man  gewinnt  sie  durch 
Glühen  von  entwässertem  Eisenvitriol.  Sie  war 
als  sogenannte  Nordhäuser  Schwefelsäure  früher 
bekannt  als  die  gewöhnliche,  findet  jetzt  aber  nur 
noch  wenig  Verwendung  und  wird  auch  nicht 
mehr  in  Nordhausen  fabriziert. 

2.  Salpetersäure. 

Salpetersäure  (HNO3)  entsteht  durch  Fäulnis 
und  Verwesung  stickstoffhaltiger  organischer 
Stoffe  unter  Mitwirkung  gewisser  Bakterien  (Mi- 
kroorganismen), bei  Gegenwart  von  Alkalien, 
(Kali,  Natron,  Kalk,  Magnesia).  So  finden  sich 
mächtige  Lager  von  salpetersaurem  Natrium  (Na- 
triumnitrat) in  Südamerika  (Chile,  Peru)  und  aus 
diesem  salpetersauren  Salz  wird  die  Salpeter- 
säure durch  Destillation  mit  konzentrierter  Schwe- 
felsäure abgeschieden.  —  Die  Salpetersäure 
bildet,  wenn  rein,  eine  farblose  Flüssigkeit,  die 
an  der  Luft  schwach  raucht  und  am  Lichte  durch 
teilweise  Zersetzung  gelblich  wird.  Konzentrierte 
Säure  vom  spezifischen  Gewicht  1,52  wirkt  höchst 
ätzend,  färbt  organische  Körper  (Haut,  Nägel, 
Haare  usw.)  gelb  und  zerstört  sie;  mit  einigen 
(Baumwolle,  Zellstoff,  Glyzerin)  bildet  sie  ex- 
plosive Produkte.  Sie  findet  deshalb  Anwendung 
zur  Herstellung  von  Sprengmitteln  (Nitroglyzerin, 
Schießbaumwolle),  von  Farbstoffen  (Pikrinsäure), 
und,   ganz   allgemein,    als   Oxydationsmittel. 

Die  meisten  Metalle  werden  von  Salpetersäure 
oxj'diert  und  gelöst  (unter  Entwicklung  braun- 
roter Dämpfe)  mit  Ausnahme  von  Gold  und 
Platin.  Man  benutzt  sie  deshalb,  um  diese  Me- 
talle von  anderen  zu  trennen,  daher  auch  der 
Name  Scheidewasser  für  eine  Säure  vom  spezi- 
fischen Gewicht  1,19 — 1,25. 

Von  besonderer  Stärke  und  höchst  ätzend  ist 
die  rote  rauchende  Salpetersäure  vom  spe- 
zifischen Gewicht  1,55.  Sie  enthält  viel  Unter- 
salpetersäure (Stickstoffdioxyd,  NO2)  gelöst  und 
ist    dadurch    braunrot. 

Die  Versendung  der  Salpetersäure  geschieht 
in  Glasballons,  die  mit  erdigen  Stoffen  (nicht 
mit  Stroh!)  umgeben  sein  müssen,  und  auch 
nur    in    besonderen    Zügen     (Feuerzügen)     — 


*)  Die  konzentrierte  Säure  wirkt   bei  gewöhnlicher  Tem- 
peratur auf  Eisen  und  viele  andere  Metalle  nicht  ein. 
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Die  für  die  Teerfarbenfabrikation  und  Sprengtech- 
nik gebrauchte  konzentrierte  Säure  wird  häu- 
fig mit  dem  gleichen  Volumen  konzentrierter 
Schwefelsäure  gemischt  und  läßt  sich  dann  in 
eisernen  Fässern  oder  eisernen  Bassinwagen  ver- 
schicken. 

3.  Salzsäure. 
Die  Salzsäure  des  Handels  ist  eine  Auflösung 
von  Chlorwasserstoffgas  (HCl)  in  Wasser.  Man 
gewinnt  sie  in  großen  Mengen  als  Neben- 
produkt bei  der  Sodafabrikation  nach  dem 
Verfahren  von  Leblanc,  wobei  Chlorwasser- 
stoff durch  Erhitzen  von  Kochsalz  mit  konzen- 
trierter Schwefelsäure  abgeschieden  und  in 
Wasser  gelöst  wird.  Die  rohe  Säure  ist  durch 
Eisenchlorid  gelb  gefärbt,  enthält  häufig  Arsen, 
Schwefelsäure,  freies  Chlor  usw.;  reine  Säure 
ist  farblos.  Die  konzentrierte  Säure  mit  43 o/o 
Chlorwasserstoff  hat  das  spezifische  Gewicht  1,21 
(bei  +  150.),  raucht  an  der  Luft  und  riecht 
stechend. 

Verwendung  findet  die  Salzsäure  in  großen 
Mengen  zur  Fabrikation  von  Chlor  und  Chlor- 
kalk; sie  vermag  viele  Metalle  zu  lösen  und  da- 
mit Chloride  zu  bilden,  die  vielfach  technisch 
gebraucht  werden.  Man  benutzt  Salzsäure  als 
Lösungsmittel  in  der  Zuckerraffinerie  zum  Be- 
freien (Wiederbeleben,  Regenerieren)  der  Kno- 
chenkohle von  Kalksalzen,  in  der  Leimbereitung 
zum  Ausziehen  der  Knochen,  zum  Abwaschen 
von  Mauerwerk  (bei  Ziegelrohbauten)  usw.  Eine 
Mischung  von  drei  Volumen  Salzsäure  mit  einem 
Volumen  Salpetersäure  führt  den  Namen  Kö- 
nigswasser, weil  sie  Gold  (und  Platin),  den 
König  der  Metalle,  aufzulösen  vermag.  —  Die 
Versendung  der  Salzsäure  erfolgt  in  ca.  60  kg 
haltenden  Glasballons,  die  in  geflochtene  Körbe 
eingesetzt  und  mit  tönernen  Stopfen  und  darüber 
gegossenem  Schwefel  verschlossen  sind. 

III.  Mineralische  Salze. 

Salze  lassen  sich  auffassen  als  die  Produkte 
einer  chemischen  Verbindung  zwischen  Säuren 
und  Basen,  oder,  da  Säuren  nur  Salze  bilden 
können,  wenn  sie  Wasserstoff  enthalten,  der 
durch  ein  Metall  ersetzbar  ist,  als  die  Produkte 
der  Ersetzung  von  Wasserstoff  in  einer  Säure 
durch  ein  Metall.  Man  kann  sie  nach  den  darin 
enthaltenen  Metallen  oder  nach  den  Säuren  ord- 
nen, auf  die  sie  sich  beziehen  lassen.  Wir  wählen 
die  Ordnung  nach  den  Säuren. 

1.  Schwefelsaure  Salze  (Sulfate). 

a)  Schwefelsaures  Natrium,  Natrium- 
sulfat (Glaubersalz),  (Nag  SO.  +  10  HgO),  findet 
sich  gelost  in  vielen  Mineral-  und  Solwässern 
(Abführmittel)  und  wird  fabrikmäßig  als  Neben- 
produkt bei  der  Sodafabrikation  (nach  Leblanc) 
erhalten.  Bildet  an  der  Luft  zerfallende  (verwit- 
ternde) wasserhaltige  Kristalle.  Schmeckt  küh- 
lend, bitterlich  salzig.  Glaubersalz  heißt  es  nach 
dem  Arzt  Glauber  (1658). 

Es  wird  unter  dem  Namen  Sulfat  verwendet 
in  der  Soda-,  Ultramarin-  und  Glasfabrikation. 

b)  Schwefelsaures  Magnesium,  Magne- 
siumsulfat (Bittersalz),  (MgSO.+THgO),  fin- 
det sich  in  gewissen  Mineralquellen  (Bitterwäs- 


sern) und  als  Mineral  im  Kieserit  des  Staßfurter 
Abraumsalzes.  —  Gewonnen  wird  es  als  Neben- 
produkt bei  der  Entwicklung  von  Kohlensäure 
für  die  kohlensauren  Wässer  aus  Magnesit 
(MgCOg)  mit  Schwefelsäure.  Anwendung  findet 
es  als  Abführmittel,  technisch  als  Appretur- 
mittel  usw. 

c)  Alaun.  Als  Alaune  bezeichnet  man  gewisse 
schwefelsaure  Doppelsalze,  die  aus  Aluminium- 
sulfat, Alkalisulfat  und  Kristallwasser  bestehen 
und  im  regulären  Systeme  kristallisieren  (in  Okta- 
edern oder  Würfeln).  Der  gewöhnliche  Alaun  des 
Handels  ist  meist  Kaliumaluminiumsulfat*)  (Kali- 
alaun) oder  Ammoniumaluminiumsulfat  (Am- 
moniakalaun)**). Natronalaun  wird  wenig  ge- 
braucht, da  er  schwierig  eisenfrei  herzustellen  ist. 
In  der  Natur  findet  sich  Alaun  als  Ausblühung 
auf  Alaunschiefer  (Haarsalz,  Federalaun).  Ge- 
wonnen wurde  Alaun  nach  älteren  Methoden  aus 
den  sogenannten  Alaunerzen  (Alaunschiefer, 
Alaunstein,  Alaunerde);  in  neuerer  Zeit  zersetzt 
man  schwach  gebrannten  Ton  (Kaolin)  mit 
Schwefelsäure,  preßt  die  ausgeschiedene  Kiesel- 
säure ab  und  vermischt  die  erhaltene  Lösung 
von  Aluminiumsulfat  mit  einer  konzentrierten 
wäßrigen  Lösung  von  Kalium-  oder  Ammonium- 
sulfat, wonach  Alaun  auskristallisiert.  In  ähnlicher 
Weise  wird  Bauxit  (Tonerdehydrat)  oder  Kryolith 
auf  Aluminiumsulfat,  das  den  wirksamen  Be- 
standteil des  Alauns  darstellt,  verarbeitet;  es 
kommt  als  konzentrierter  Alaun  in  den  Han- 
del und  soll,  ebenso  wie  der  Alaun,  möglichst 
eisenfrei  sein***)  und  keine  freie  Schwefelsäure 
enthalten. 

Wenn  Alaun  über  seinen  Schmelzpunkt  erhitzt 
wird,  so  bläht  er  sich  unter  Wasserverlust  stark 
auf  und  bildet  eine  weiße  poröse  Masse,  den  ge- 
brannten Alaun.  Ammoniakalaun  verliert  beim 
Glühen  Ammoniumsulfat  und  hinterläßt  reine 
Tonerde.  —  Der  Alaun  findet  Verwendung  in  der 
Färberei  als  Beizmittel,  um  die  Faser  zur  Auf- 
nahme von  Farbstoffen  geeignet  zu  machen,  zur 
Herstellung  von  Farblacken,  in  der  Weißgerberei, 
in  der  Papierfabrikation  zur  Zersetzung  der  Harz- 
seife usw. 

d)  Eisenvitriol  (Ferrosulfat,  schwefelsaures 
Eisenoxydul,  grüner  Vitriol,  Kupferwasser) 
FeSO^+THsO. 

Die  Schwefelsäure  bildet  mit  schweren  Me- 
tallen oder  deren  Oxyden  eine  Gruppe  von  Sal- 
zen, die  allgemein  als  Vitriole  und  im  besonde- 
ren nach  dem  darin  enthaltenen  Metall  benannt 
werden,  z.  B.  Eisenvitriol,  Kupfervitriol  und  Zink- 
vitriol. Man  gewinnt  sie  meist  durch  Rösten 
(Erhitzen  bei  Luftzutritt)  der  entsprechenden  Me- 
tallsulfide (Schwefelmetalle,  Kiese  und  Blenden), 
Auslaugen  des  Röstprodukts  mit  Wasser  und 
Kristallisierenlassen  der  genügend  eingedampften 
Vitriollösung. 

Eisenvitriol  bildet  grünliche  wasserhaltige  Kri- 
stalle. Die  wäßrige  Lösung  schmeckt  eigentüm- 
lich zusammenziehend  (tintenartig!).  An  der  Luft 
verwittert  Eisenvitriol  und  wird  durch  Oxydation 


•)  K,  AI,  (SOJ,  +  24  HjO. 
•*)  (NH^)„  AI,  (SOJj  +  24  H2O. 

••*)  Legt  man  in  eine  konzentrierte  Alaun-  oder  Aluminium- 
sulfatlösung einen  Kristall  von  gelbem  Blutlaugensalz,  so  wird 
dieser  bei  Gegenwart  von  Eisen  oberflächlich  blau  oder 
bläulich. 


Waren  aus  dem  Mineralreich  (anorganische  Waren). 
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(Verbindung  mit  Sauerstoff)  gelblich,  was  für 
manche  Verwendung  nachteilig  ist.  Man  ver- 
wendet Eisenvitriol  in  der  Färberei  und  Zeug- 
druckerei, in  der  Tintenfabrikation,  zur  Herstel- 
lung rauchender  Schwefelsäure  und  als  Desinfek- 
tionsmittel. —  Käuflicher  Eisenvitriol  enthält  oft 
etwas  Kupfer,  was  für  die  meisten  technischen 
Verwendungen  ohne  Belang  ist. 

e)  Kupfervitriol  (Kupfersulfat,  schwefelsau- 
res Kupfer,  cyprischer,  römischer  Vitriol,  blauer 
Vitriol,  blauer  Galitzenstein),  CuSO^  +  SHgO. 

Blaue  durchsichtige  Kristalle  (triklin),  die  an 
trockener  Luft  etwas  verwittern  und  ein  weiß- 
liches Pulver  geben.  Leicht  löslich  in  Wasser;  die 
Lösung  schmeckt  widerlich  zusammenziehend, 
metallisch  und  ist  giftig. 

Kupfervitriol  soll  frei  von  Eisen  sein:  die  wäß- 
rige Lösung  muß  mit  überschüssiger  Ammoniak- 
flüssigkeit eine  vollkommen  klare,  tiefblaue  Flüs- 
sigkeit geben  (keine  Flocken).  Man  verwendet 
Kupfervitriol  in  der  Färberei  und  Zeugdruckerei, 
zur  Herstellung  von  Farben  (Schweinfurtergrün 
usw.),  in  der  Galvanoplastik,  als  Konservierungs- 
mittel für  Holz,  zum  Beizen  des  Getreides  vor 
der  Aussaat  und  zum  Besprengen  von  Weinreben 
und  Kartoffeln  (zur  Verhütung  der  Entwicklung 
schädlicher    Pilze),    als    Medikament    usw. 

Gemischter  Vitriol,  Adlervitriol  (Ad- 
monter  Vitriol)  ist  ein  eisenvitriolhaltiger  Kupfer- 
vitriol.   Verwendung  beim  Schwarzfärben. 

f)  Zinkvitriol  (Zinksulfat,  weißer  Galitzen- 
stein), ZnSO^  +  THgO,  farblose,  rhombische  (mit 
Bittersalz  isomorphe)  Kristalle  oder,  im  rohen  Zu- 
stande, geschmolzene  Massen  vom  Aussehen  des 
Hutzuckers  bildend.  Zinkvitriol  besitzt  zusammen- 
ziehenden, metallischen  Geschmack,  wirkt  bre- 
chenerregend und  ist  giftig.  Er  findet  Anwen- 
dung in  der  Kattundruckerei,  Firnisbereitung,  als 
Desinfektionsmittel  für  Wäsche,  als  Medika- 
ment usw. 

2.  Salpetersaure  Salze  (Nitrate). 

a)  Salpeter  (Salpetersaures  Kalium,  Kaliumni- 
trat), (KNO3)  findet  sich  in  vielen  warmen  Ländern 
(Ostindien  usw.)  im  Boden,  wo  er  durch  Ver- 
v/esung  stickstoffhaltiger,  organischer  Stoffe  (Tier- 
substanzen) bei  Gegenwart  von  alkalihaltigen  Mi- 
neralien (Kalifeldspat  usw.)  und  unter  Mitwir- 
kung gewisser  Bakterien  entsteht,  zuweilen  auch 
aus  dem  Boden  ausblüht*)  (auswittert),  wie  in 
Ungarn,  Spanien  u.  a.  O.  —  Die  salpeterhahige 
Erde  wird  mit  Wasser  ausgelaugt  und  die  Lö- 
sung zur  Kristallisation  abgedampft  (natüriicher 
Salpeter).  Künstlich  stellte  man  den  Salpeter 
früher  unter  Nachahmung  des  natürlichen  Vor- 
ganges in  den  sogenannten  Salpeterplantagen 
her.  Gegenwärtig  wird  der  Hauptbedarf  an 
diesem  Salz  durch  den  aus  Chilesalpeter  (Na- 
triumnitrat) mit  Kaliumchlorid  hergestellten,  so- 
genannten Umsetzungs-  oder  Konversionssalpeter 
gedeckt.**) 

Im  Handel  erscheint  der  Salpeter  in  größeren 
Kristallen  als  Rohsalpeter  oder,  wenn  raffiniert, 

•)  Sal  petrae,  d.  i.  „Felsensalz". 

••)  Konzentrierte  Lösungen  von  Natriumnitrat  und  Kalium- 
chlorid geben  beim  Eindampfen  Kaliumnitrat  und  Natrium- 
chiorid,  die  sich  durch  ihre  verschiedene  Löslichkeit  trennen 
lassen. 


(gewöhnlich)  in  kleinen  Kristallen  als  Salpeter- 
mehl. Größere  Kristalle  sind  oft  hohl  und  ent- 
halten Verunreinigungen  eingeschlossen. 

Salpeter  schmeckt  salzig  kühlend  und  ist  in 
Wasser  sehr  leicht  löslich.  Beim  Erhitzen  (auf 
339°)  schmilzt  er  und  erstarrt,  wenn  er  rein  ist,  zu 
einer  grobstrahligen  Masse.  Mit  brennbaren  Stof- 
fen (Kohle,  Schwefel  usw.)  gemischt,  verbrennt 
er  diese  beim  Erhitzen  unter  Explosion;  hierauf 
beruht  seine  Verwendung  zur  Fabrikation  des 
schwarzen  Schießpulvers,  das  außer  ca.  75o/o 
Salpeter  noch  13 0/0  Holzkohle  und  12o/o  Schwefel 
enthält,  dessen  Verbrauch  aber  seit  Einführung 
des  rauchschwachen  Pulvers  sehr  nachgelassen 
hat.  Salpeter  dient  noch  für  Feuerwerkssätze 
in  der  Feuerwerkerei,  in  der  Glasfabrikation  als 
Fluß-  und  Entfärbungsmittel,  zum  Einpökeln  von 
Fleisch  usw.  In  manchen  Fällen  läßt  er  sich 
durch  den  billigeren  Natronsalpeter  ersetzen, 
nicht  aber  in  der  Schießpulverfabrikation  und  in 
der  Feuerwerkerei,  weil  Natronsalpeter  Feuchtig- 
keit anzieht. 

b)  Natronsalpeter  (Salpetersaures  Natrium, 
Natriumnitrat,  Chilesalpeter),  NaNOg,  ist  wegen 
seiner  würfelförmigen  Kristallform  auch  Würfel- 
salpeter oder  kubischer  Salpeter  genannt  worden. 
Er  findet  sich  in  mächtigen  Lagern  in  Süd- 
amerika (Süd-Peru),  wird  meist  in  Chile  gereinigt 
und  von  da  aus  als  raffinierter  Natronsalpeter  in 
den  Handel  gebracht  (daher  Chilesalpeter). 

Die  beim  Umkristallisieren  zurückbleibende 
Mutterlauge  wird  auf  Jod  verarbeitet.  Natron- 
salpeter löst  sich  sehr  leicht  in  Wasser;  die  Kri- 
stalle sind  hygroskopisch  und  schmecken  kühlend, 
salzig  bitterlich.  Man  verwendet  ihn  in  der  Glas- 
fabrikation, zur  Herstellung  des  Konversionssal- 
peters und  der  Salpetersäure  und  als  Dünge- 
mittel. 

3.  Salzsaure  Salze  (Chloride). 

a)  Natriumchlorid,  Chlornatrium, Koch- 
salz, NaCl.  Das  Kochsalz  findet  sich  in  der 
Natur  als  Steinsalz,  gelöst  in  Salzsolen  und  im 
Meerwasser,  in  kleineren  Mengen  auch  in  jedem 
Quellwasser. 

Als  Steinsalz  bildet  es  mächtige  Lager  mit 
Zwischenlagen  von  Ton  und  Gips  (Abdampfungs- 
rückstände vorgeschichtlicher  Meere).  Berühmt 
sind  die  Salzlager  im  Norden  der  Karpathen 
(Wieliczka,  Bochnia),  im  Salzkammergut  (Aussee, 
Hallstatt,  Ischl),  im  Salzburgischen  (Hallein),  in 
Oberbayern  (Berchtesgaden)  und  besonders  bei 
Staßfurt,  Leopoldshall,  Erfurt  und  anderen. 

Die  Gewinnung  des  Steinsalzes  geschieht  berg- 
männisch, namenthch  wenn  es  rein  (frei  von  Ton) 
ist;  andernfalls  legt  man  sogenannte  Sinkwerke 
an,  indem  man  Bohrlöcher  bis  ins  Steinsalz  treibt 
und  diese  mit  Wasser  füllt.  Die  konzentrierte 
Salzlösung  wird  dann  durch  Pumpwerke  zutage 
gefördert  und  auf  Salz  verarbeitet. 

Auch  die  natürlich  vorkommenden  Salzquellen 
(Salzsolen)  stammen  aus  Gebieten,  in  denen 
Steinsalz  den  Boden  durchsetzt,  und  es  kann  aus 
ihnen  gewöhnlich  sehr  reines  Kochsalz  gewonnen 
werden.  Wenn  sie  nicht  salzreich  genug  sind, 
um  sie  unmittelbar  versieden  zu  können,  muß 
eine  Anreicherung  ihres  Kochsalzgehaltes  erfol- 
gen; entweder  sucht  man  durch  Verdunsten  an 
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der  Luft  in  sogenannten  Gradierwerken  den 
Wassergehalt  zu  vermindern  oder  erhöht  den  Salz- 
gehalt durch  Einwerfen  von  unreinem,  direkt 
nicht  verwendbarem  Steinsalz.  Dieser  Weg  wird 
am  häufigsten  eingeschlagen.  Die  18 — 260/0  Salz 
enthaltende  Sole  ist  siedewürdig;  sie  wird  in  den 
Siedepfannen  (Salzkoten)  versotten,  bis  sich  an 
der  Oberfläche  eine  Salzhaut  bildet.  Die  nunmehr 
gare  Sole  wird  bei  etwa  60— QO"  langsam  weiter 
verdampft,  wobei  sich  das  Salz  in  kleinen  Kri- 
stallen ausscheidet  (Soggen  des  Salzes).  Das 
gesoggte  Salz  bringt  man  in  Körbe  aus  Weiden- 
geflecht (Salzkörbe),  läßt  die  anhaftende  Lauge 
abtropfen,  trocknet  das  Salz  in  Trockenkammern 
und  verpackt  es  in  Tonnen. 

Sonntagssalz  ist  grobkörniges  Salz,  das  sich 
während  der  Sonn-  und  Feiertage  in  den  Siede- 
pfannen abscheidet. 

Von  Salzsorten  gehen  im  Handel:  gemahlenes 
Steinsalz  und  Siedesalz  (Tafelsalz,  das  feinste). 
Reines  Salz  hält  sich  trocken;  gewisse  Verun- 
reinigungen (Chlorcalcium,  Chlormagnesium)  ver- 
ursachen Feuchtwerden. 

Seesalz  gewinnt  man  aus  dem  Meerwasser, 
das  durchschnittlich  2,7— 3,2o/o  Chlornatrium  ent- 
hält, entweder  durch  Verdunstenlassen  in  den 
Salzgärten  (Südfrankreich,  Spanien,  Italien,  Nord- 
amerika u.  a.  O.)  oder  durch  Ausfrierenlassen,  in- 
dem man  das  beim  Gefrieren  des  Seewassers 
entstehende,  fast  salzfreie  Eis  immer  entfernt, 
bis  zuletzt  eine  salzreiche  Sole  erhalten  wird, 
die  schon  bei  schwachem  Eindampfen  Salz  aus- 
scheidet (Irkutsk  am  Baikalsee). 

Seesalz  enthält  außer  Natriumchlorid  noch  eine 
ganze  Anzahl  anderer  Salze,  wodurch  es  zwar 
als  Speisesalz  unbrauchbar,  für  gewisse  Zwecke 
(Bäder  usw.)  aber  recht  brauchbar  wird.  —  Aus 
den  bei  der  Gewinnung  von  Seesalz  erhaltenen 
Mutterlaugen  scheidet  man  Brom  und  Jod  ab. 

Das  Kochsalz  ist  für  die  Ernährung  des 
menschlichen  und  tierischen  Körpers  unentbehr- 
lich. Ein  erwachsener  Mensch  verbraucht  davon 
jährlich  ca.  8  kg. 

Technisch  findet  Kochsalz  Verwendung  in  der 
Fabrikation  der  Soda,  des  Natriumsulfats  und  der 
Salzsäure,  zum  Aussalzen  der  Seife,  zum  Gla- 
sieren von  Steinzeug,  in  der  Weißgerberei,  zum 
Einsalzen  von  Häuten,  von  Fischen,  zum  Ein- 
pökeln von  Fleisch,  als  Viehsalz  usw.  Durch 
Denaturieren  (Vermengen  mit  Kohle,  Eisenoxyd, 
Petroleum,  Glaubersalz  usw.)  wird  es  von  der 
auf  Speisesalz  ruhenden  hohen  Steuer  befreit. 

b)  Salmiak  (Ammoniumchlorid),  NH4CI,  bil- 
det entweder  ein  weißes  Kristallpulver  oder 
runde,  weiße,  durch  Sublimation  erhaltene 
Brote  oder  Kuchen.  Man  gewinnt  ihn  als  Neben- 
produkt aus  dem  Ammoniakwasser  der  Gas- 
fabriken, das  man  mit  Salzsäure  neutralisiert. 
Verwendet  wird  er  zur  Bereitung  von  Ätzammo- 
niak (Salmiakgeist)  und  Ammonkarbonat,  beim 
Löten,  Verzinnen  und  Verzinken  von  Metallen, 
in  der  Schnupftabakfabrikation  und  als  Arznei- 
mittel. 

c)  Zinnchlorür,  Zinnsalz  (SnCl2+2H20) 
kristallisiert  wasserhaltig  und  ist  in  Wasser  leicht 
löslich,  giftig.  Man  gewinnt  es  durch  Auflösen 
von  Zinn  in  warmer  konzentrierter  Salzsäure  oder 
aus  Weißblechabfällen,  die  oberflächlich  3— 5  0/0 


Zinn  enthalten.  —  Früher  wurde  an  Stelle 
des  ebenfalls  zu  Färbereizwecken  benutzten 
Zinnchlorids  (SnCIi  +  SHaO)  sein  Doppelsalz 
mit  Chlorammonium,  das  Ammoniumzinnchlorid 
(2NH4Cl-f  SnCy  viel  gebraucht. 

4.    Unterchlorigsaure  Salze  (Bleichsalze) 

und    chlorsaure   Salze   (Hypochlorite  und 

Chlorate). 

a)  Chlorkalk,  eine  Verbindung  von  unterchlo- 

/         Cl    \ 

rigsaurem  Calcium  mit  Chlorcalcium   f  C;a<Q^j  \ 

und  Kalkhydrat  (CalOHJg),  die  durch  Einwirkung 
von  Chlorgas  auf  gelöschten  Kalk  entsteht.  Chlor- 
kalk ist  ein  feines,  weißes,  stark  nach  Chlor 
riechendes  Pulver,  das  leicht  feucht  wird  und 
deshalb  gut  verschlossen  aufbewahrt  werden  muß. 
Er  wirkt  bleichend  durch  Abgabe  von  „wirk- 
samem" Chlor,  von  dem  er  bis  36  0/0  enthalten 
soll.  Man  verwendet  ihn  zum  Bleichen  von 
Baumwolle  und  Leinen,  des  Papierbreis  usw. 
und  als  Desinfektionsmittel. 

b)  Chlorsaures  Kalium,  Kaliumchlorat 
(KCIO3),  bildet  farblose,  glänzende  Kristallblätt- 
chen  oder  ein  weißes  Pulver.  Man  benutzt  es 
als  kräftiges  Oxydationsmittel  in  der  Fabrikation 
von  Zündwaren  (schwedische  Zündhölzer,  Zünd- 
blättchen, Amorces)  und  in  der  Feuerwerkerei*), 
in  der  Kattundruckerei,  zur  Herstellung  von  Sauer- 
stoff und  als  Arzneimittel  zu  Ausspülungen  der 
Rachenhöhle ;  innerlich  genommen  wirkt  es  giftig. 

5.   Borsaure  Salze,  Borate. 

a)  Borax  (NaoB^O^  +  lOHoO).  Er  ist  das 
Natriumsalz  der  Tetraborsäure  (H,  B^  O7).  Große, 
wasserhaltige  und  in  Wasser  leicht  lösliche  Kri- 
stalle, die  oberflächlich  verwittern,  beim  Erhitzen 
unter  Aufblähen  und  Wasserabgabe  schmelzen 
und  ein  farbloses  Glas  geben,  das  Metalloxyde 
mit  zum  Teil  charakteristischer  Färbung  auflöst. 
Hierauf  beruht  die  Verwendung  des  Borax  zur 
Herstellung  von  Schmelzfarben  in  der  Porzellan- 
malerei, der  Emaille  auf  Eisen,  zum  Löten  und 
in  der  Glasfabrikation. 

Aus  warmen,  konzentrierten  Lösungen  kristal- 
lisiert Borax  nur  mit  5  Mol.  Kristallwasser.  Sol- 
cher Borax  zerspringt  nicht  beim  Erhitzen  und 
wird  deshalb  von  den  Juwelieren  vorgezogen  (Ju- 
welierborax). 

Borax  findet  sich  zwar  in  vielen  Seen  Asiens 
(Tibets,  Chinas  usw.)  und  Amerikas  (Kalifor- 
niens) und  kam  auch  roh  als  Tinkal  in  den 
Handel,  gegenwärtig  wird  aber  der  meiste  Borax 
aus  toskanischer  Borsäure,  die  man  mit  Natrium- 
karbonat sättigt,  und  aus  peruanischem  Boro- 
natrokalzit  (Tiza),  den  man  mit  Natriumkarbonat 
umsetzt**),  gewonnen.  Außer  in  bereits  genannter 
Weise  verwendet  man  Borax  noch  als  Lösungs- 
mittel für  Harze  (Schellack)  und  Kasein  (Kasein- 
leim), zum  Durchtränken  der  Dochte  in  der  Ker- 
zenfabrikation, als  kosmetisches  und  Arzneimittel 
und  als  Antiseptikum. 


*)  Mischungen  des  Salzes  mit  brennbaren  Stoffen  (Schwefel, 
Kohle,  amorphem  Phosphor,  Magnesiumpulver  etc.)  explodieren 
durch  Stoß  oder  Schlag,  auch  schon  beim  Reiben,  sehr  heftig. 
•*)  In  Borax  und  Calciumkarbonat. 
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6.    Chromsaure  Salze,  Chromate. 

Chromsaures  Kalium,  Kaliumchromat. 
Man  unterscheidet  gelbes,  neutrales,  und  rotes, 
saures  Kaliumchromat. 

Das  wichtigere,  weil  mehr  Chromsäure  ent- 
haltende rote  Salz,  das  Kaliumdi  Chromat 
(Ko  Crg  O7),  kristallisiert  in  großen,  gelbroten, 
luftbeständigen  Prismen;  es  löst  sich  in  Wasser 
mit  gelbroter  Farbe.  Das  gelbe,  neutraleSalz 
(Kr2Cr04)  bildet  kleine  prismatische,  in  Wasser 
mit  gelber  Farbe  lösliche  Kristalle.  Es  ist  ge- 
wöhnlich weniger  rein  als  das  rote  Salz.  Beide 
Salze  sind  giftig.  Das  Material  zur  Bereitung 
dieser  Salze  ist  der  Chromeisenstein,  den  man 
mit  Salpeter  zusammenschmelzt,  die  Schmelze  mit 
Wasser  auslaugt  und  die  Lösung  zur  Kristallisa- 
tion abdampft. 

Die  Chromate,  namentlich  das  Kaliumdichro- 
mat,  finden  Anwendung  zur  Herstellung  von  Far- 
ben (Chromgelb  usw.),  in  der  Färberei  und  Druk- 
kerei,  als  Oxydationsmittel.  Leim  oder  Gelatine, 
mit  Kaliumdichromat  gemischt  und  dem  Lichte 
ausgesetzt,  werden  in  Wasser  unlöslich  (Pigment- 
druck). 

An  Stelle  des  Kaliumdichromats  findet  neuer- 
dings auch  das  billigere  und  leichter  lösliche 
Natriumdichromat    Verwendung. 

7.    Kohlensaure  Salze,  Karbonate. 

a)  Kaliumkarbonat;  Pottasche.  Die  rohe 
Pottasche  bildet  eine  körnig-krümelige,  an  der 
Luft  feucht  werdende  Masse  von  scharfem 
Geschmack.  Ihr  Hauptbestandteil  ist  kohlen- 
saures Kalium  (K2  CO3).  Als  Verunreinigung 
enthält  sie  außer  anderen  Kaliumsalzen  oft 
Eisen-  und  Manganverbindungen,  durch  die  sie 
rötlich,  gelblich  oder  grünlich  gefärbt  erscheint. 

Früher  gewann  man  die  Pottasche  aus  der 
Asche  von  Landpflanzen,  die  man  in  Töpfen  aus- 
laugte (daher  Pottasche),  die  Lösung  wurde  zur 
Trockne  verdampft  und  der  Rückstand  geglüht 
(kalziniert).  Gegenwärtig  gewinnt  man  die  Pott- 
asche rationeller  aus  dem  Schweiße  der  Schaf- 
wolle, aus  der  Schlempekohle  und  aus  den  Ka- 
liumsalzen in  dem  Abraumsalze  des  Staßfurter 
Steinsalzlagers.  —  Der  Handelswert  richtet  sich 
nach  dem  Gehalt  an  Kaliumkarbonat,  der  che- 
misch zu  ermitteln  ist. 

Verwendung  findet  die  Pottasche  in  der  Sei- 
fenfabrikation (grüne  Seife),  zur  Herstellung  des 
Kaliglases  und  verschiedener  Kaliumsalze.  Ihr 
Gebrauch  ist  durch  die  ähnliche  Anwendung  der 
Soda  sehr  eingeschränkt  worden.  —  Die  Versen- 
dung geschieht  in  Fässern,  die  Aufbewahrung  an 
trockenen  Orten. 

b)  Natriumkarbonat,  kohlensaures  Na- 
trium (Soda),  Na2C03.  Die  im  Handel  vor- 
kommende Soda  ist  nach  ihrem  Ursprünge  ent- 
weder sogenannte  natürliche,  wie  sie  sich  na- 
mentlich aufgelöst  im  Wasser  (Natronseen  in 
Afrika,  Süd-  und  Nordamerika)  und  als  Aus- 
witterungsprodukt des  Bodens  (Ungarn)  findet, 
oder  aus  Pflanzenstoffen  (Strand-  und  Seepflan- 
zcn)  durch  Veraschen  gewonnene  (vegetabilische), 
oder  aus  Mineralstoffen  (Kochsalz)  auf  chemi- 
schem  Wege   bereitete. 

Nur   die   auf   chemischem   Wege   hergestellte 


Soda  hat  gegenwärtig  noch  Bedeutung  für  den 
Weltmarkt.  Das  älteste  chemische  Verfahren  ist 
von  Leblanc*)  mitgeteilt  worden,  wonach  Chlor- 
natrium durch  Erhitzen  mit  Schwefelsäure  in  Na- 
triumsulfat umgewandeh  und  dieses  durch  Glühen 
mit  Kohle  und  Kalkstein  in  Natriumkarbonat  über- 
geführt wird.  Die  erhaltene  Rohsodaschmelze 
wird  mit  Wasser  ausgelaugt  und  die  Soda- 
lösung zur  Kristallisation  gebracht.  In  neuerer 
Zeit  ist  das  Ammoniaksodaverfahren  (nach  Ernest 
Solvay  1863)  mehr  in  Aufnahme  gekommen,  das 
eine  direkte  Überführung  des  Chlornatriums  in 
Natriumdikarbonat  durch  Ammoniumdikarbonat 
gestattet  und  ein  sehr  reines  Produkt  liefert. 
Das  in  weißen  Krusten  abgeschiedene,  schwer 
lösliche  Natriumdikarbonat  (NaHCOg)  wird  durch 
Zentrifugieren  gereinigt  und  getrocknet  und 
dann  durch  Glühen  in  Natriumkarbonat  (Soda) 
(Na2  CO3)    umgewandelt. 

Nach  dem  neuesten,  elektrochemischen  Ver- 
fahren wird  Kochsalz  in  wäßriger  Lösung  elek- 
trolytisch zerlegt  und  am  negativen  Pole,  der 
Kathode,  entstehendes  Natriumhydroxyd  (NaOH) 
durch  Einleiten  von  Kohlensäure  (Kohlendioxyd, 
COc)  in  Natriumkarbonat  verwandelt. 

Die  kristallisierte  Soda  (NaaCOg+lOHsO)  bil- 
det große  wasserhelle  Kristalle,  die  an  der  Luft 
verwittern  (unter  Wasserverlust)  und  pulverig 
zerfallen,  Sie  ist  in  Wasser  leicht  löslich;  die 
Lösung  schmeckt  laugenhaft  und  reagiert  alka- 
lisch (roter  Lackmusfarbstoff  wird  gebläut). 

Reine  kristallisierte  Soda  enthält  37,1  %  Na- 
triumkarbonat und  62,9%  Kristall wasser.  Die 
technisch  verwendete  Soda  ist  meist  von  ihrem 
Wassergehalt  durch  Glühen  (Kalzinieren)  befreit 
und  kommt  als  kalzinierte  Soda,  ein  weißes  Pul- 
ver mit  ca.  96 — 99o/o  Natriumkarbonat  bildend, 
in  den  Handel.  Zuweilen  enthält  sie  etwas  Ätz- 
natron. —  Die  Versendung  erfolgt  in  Fässern  und 
Kisten. 

Anwendung  findet  die  Soda  in  der  Fabrikation 
des  Glases,  des  Ultramarins,  des  Papiers,  der 
Seife,  in  der  Wäscherei  und  Bleicherei  und  zur 
Herstellung  anderer  Natriumsalze. 

c)  Das  Natriumdikarbonat  oder  doppelt- 
kohlensaure Natrium  (NaHCOg)  bildet  farblose 
kleine  Kristalle  oder  ein  kristallinisches  weißes 
Pulver.  Es  findet  sich  in  manchen  Mineralwäs- 
sern (Karlsbad,  Vichy  usw.)  und  ist  das  erste 
Produkt  im  Ammoniaksodaprozeß.  Man  verwen- 
det es  in  der  Medizin  und  zur  Herstellung  mous- 
sierender Getränke  (Brausepulver),  auch  als  Back- 
pulver, weil  es  durch  die  bei  Backhitze  entwei- 
chende  Kohlensäure  auflockernd  wirkt. 

Anhang: 
Ätzalkalien:  Ätzkali,  Atznatron. 

Die  Ätzalkalien  lassen  sich  aus  den  entspre- 
chenden Karbonaten,  also  Kaliumkarbonat  und 
Natriumkarbonat,  dadurch  erhalten,  daß  man 
deren  konzentrierte  wäßrige  Lösung  mit  Ätzkalk 
(gebranntem  Kalk)  kocht,  oder  die  entsprechen- 
den Chloride,  Kaliumchlorid  und  Natriumchlorid, 
elektrochemisch    zersetzt,    wobei    am     negativen 


*)  Leblanc,  Nikolaus,  geb.  6.  Dez.  1742,  gest.  1806  zu  St. 
Denis  (im  Armenhause!). 
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Warenkunde. 


Pole  die  Hydroxyde  entstehen.  Durch  Abdamp- 
fen der  Lösungen  werden  diese  Verbindungen  in 
fester  Form  erhalten.  Sie  verdanken  ihren  Namen 
ihren  ätzenden,  zerstörenden  Eigenschaften,  die 
sie  organischen,  namenthch  tierischen  Stoffen 
gegenüber  äußern. 

Das  Ätzkali,  Kaliumhydroxyd,  (KOH),  kommt 
in  Form  von  Platten  oder  bleistiftdicken  Stangen 
als  weiße,  an  der  Luft  zerfließliche  Masse  in 
den  Handel.  Man  verwendet  es  namentlich  zur 
Bereitung  der  weichen  Schmierseife,  als  Ätzmittel 
in  der  Chirurgie  und  im  chemischen  Laborato- 
rium. Seine  Verwendung  ist  durch  die  des  Ätz- 
natrons (NaOH),  das  ihm  äußerlich  sehr  ähn- 
lich, aber  nicht  zerfließlich  ist,  eingeschränkt  wor- 
den. Das  Ätznatron  (Natriumhydroxyd)  dient 
zur  Herstellung  harter  Seifen,  zur  Wasserreini- 
gung, in  der  Wäscherei,  Papierfabrikation,  zum 
Reinigen  des  Petroleums  usw. 

Die  Prüfung  und  Qehaltsbestimmung  der 
Alkalikarbonate  und  der  Ätzalkalien  geschieht  auf 
chemischem  Wege  (Alkalimetrie). 

IV.   Mineralische  Farben. 

1.  Weiße  Farben:   Bleiweiß,  Zinkweiß, 
Wismutweiß,  Barytweiß,  Talk. 

a)  Blei  weiß  ist  basisch  kohlensaures  Blei.  Es 
besitzt  von  allen  weißen  Farben  die  stärkste 
Deckkraft,  so  daß  es  als  Grundlage  für  die  mei- 
sten übrigen  Farben  dient.  In  schwefelwasser- 
stoffhaltiger  Luft  wird  es  zunächst  gebräunt  (Bil- 
dung von  Schwefelblei)  und  zuletzt  schwarz.  — 
In  den  Handel  kommt  es  in  Rinden  (Schiefer- 
weiß), in  Tafeln  (Kremser  Weiß,  die  feinste 
Sorte)  oder  als  Pulver,  zuweilen  auch  schon  mit 
Leinölfirnis  angerieben  (Ölweiß).  Verfälschungen 
mit  Barytweiß  oder  Gips  verraten  sich  durch 
teilweise  Unlöslichkeit  in.  verdünnter  Salpeter- 
säure. —  Bleiweiß  ist  giftig. 

b)  Zinkweiß  (Zinkblumen,  Zinkoxyd)  wird 
durch  Verbrennen  von  Zinkdampf  in  heißer  Luft 
gewonnen  (Schlesien,  Belgien).  Es  ist  ein  locke- 
res, zartes  Pulver  von  etwas  geringerer  Deckkraft 
als  Bleiweiß,  aber  oft  als  Ersatz  desselben  be- 
nutzt, weil  es  weniger  giftig  und  in  schwefel- 
wasserstoffhaltiger  Luft  unveränderlich  ist. 

Zinkgrau  (Zinkstaub)  besteht  aus  einem  Ge- 
menge von  feinstverteiltem  Zink  mit  Zinkoxyd. 

Lithopone  und  Zinkolith  bestehen  aus  Ge- 
mischen von  Schwefelzink  mit  Barytweiß  (für 
Ölfarbe). 

c)  Wismut  weiß  ist  schon  Seite  644  erwähnt 
worden. 

d)  Baryt  weiß  (Permanentweiß,  Blanc  fixe, 
Baryumsulfat)  ist  die  beständigste  weiße  Farbe ; 
es  wird  entweder  durch  Fällen  von  Baryum- 
chlorid  mit  Schwefelsäure  erhalten  und  kommt 
dann  in  Teigform  (en  päte)  in  den  Handel  oder 
es  besteht  aus  feingemahlenem  Schwerspat.  Man 
verwendet  es  namentlich  als  Wasserfarbe,  in  der 
Tapeten-  und  Papierfabrikation. 

e)  Talk  (Speckstein),  ein  Magnesiumsilikat, 
bildet  als  Mineral  blättrige  Massen  (Anwendung 
als  Schneiderkreide  [Brian^oner  Kreide]),  im  fein- 
gemahlenen Zustande  ein  zartes,  sich  fettig  an- 
fühlendes  Pulver.    Verwendung  für  Schminken, 


als  Rutsch-  oder  Schlupfpulver  (Einstreuen  in 
Handschuhe  usw.).  Fundorte:  Tirol,  Steiermark, 
Salzburg,  Schweiz,  Fichtelgebirge. 

2.   Rote  Farben:  Zinnober,  Mennige, 
Chromrot,  Realgar. 

a)  Zinnober  (Vermillon),  in  chemischer  Hin- 
sicht rotes  Schwefelquecksilber  (Hg  S),  findet  sich 
natürlich  (Idria,  Almaden,  Mexiko,  Peru,  China 
usw.),  wird  aber  meist  künstlich  hergestellt.  Die 
feinste  Sorte  von  karminroter  Farbe  heißt  Ver- 
millon. Sehr  schön  ist  der  chinesische.  Reinerl 
Zinnober  ist  nicht  giftig.  Man  braucht  ihn  als 
Malerfarbe,  zur  Bereitung  der  roten  Drucker- 
farbe, des  roten  Siegellacks  usw.  —  Mit  Bleiweiß  J 
darf  er  nicht  gemengt  werden. 

b)  Mennige  (Bleirot)  ist  das  schön  scharlach- 
rote Bleisalz  der  Orthobleisäure  (H^  PbOJ  =] 
(PbaPbO^).  Die  feinste  Sorte  heißt  auch  Blei- 
zinnober (Bleirot).  Mennige  dient  als  Maler-  und 
Anstrichfarbe,  zur  Firnisbereitung,  zu  Kitten  und 
in  der  Glasfabrikation.  Sie  ist  giftig.  Die  Ver- 
sendung  geschieht   in    Fässern   von   50 — 500  kg. 

c)  Chromrot    (Chromzinnober)     ist    basischj 
chromsaures   Blei.    Es   ist  nicht  flüchtig  (Unter- j 
schied  vom  Zinnober).    Giftig.    Verwendung  als 
Anstrichfarbe  usw. 

d)  Realgar  besteht  aus  Arsen  und  Schwefel 
(As  S),  ist  meist  künstlich  hergestellt  (Rotglas) 
und  hat  eine  braun-  oder  blutrote  Farbe.  Seine 
Bedeutung  ist  gering.    Giftig. 

3.  Gelbe  Farben:  Ocker,  Gelberde,  Chrom- 
gelb, Operment. 

a)  Ocker  und  Gelberde  bestehen  im  wesent- 
lichen aus  Eisenoxydhydrat,  gemengt  mit  Ton- 
und  Quarzteilchen.  Fundstätten  sind:  Robschützj 
bei  Meißen,  Lausitz,  Bayern  (Amberg),  Frank- 
reich und  andere.  —  Ocker  setzt  sich  auch  in^ 
den  Ockerfängen  der  Vitriol-  und  Alaunwerkei 
(Harz,  Thüringen)  als  schlammige  Masse  ab  und| 
wird  auch  künstlich  hergestellt.  Durch  Glühen' 
geht  die  gelbe  Farbe  in  Rot  über  (gebrannter 
Ocker,  Preußischrot,  Englischrot).  Verwendung 
als  Anstrichfarbe,  zum  Tapetendruck,  Färben  des^ 
Papiers  usw.,  auch  zum  Polieren  und  Putzen. 

b)  Chromgelb  ist  chromsaures  Blei.     Seine^ 
Farbe    ist    lebhaft    gelb,    läßt    sich    aber    durchf 
chemische  Behandlung  in  Orange  bis  Rot  über- 
führen.    Es   besitzt   gute    Deckkraft.    Verfälscht^ 
wird  es  mit  Barytweiß,  Gips  usw. ;  es  ist  dann 
nicht  völlig  löslich  in  Kalilauge.     Giftig. 

c)  Operment  (Auripigment,  Rauschgelb)  be- 
steht aus  Arsen  und  Schwefel  (Asg  Sg),  findet 
sich  als  Mineral  (Bosnien,  Serbien,  Ungarn,  Böh- 
men, Persien),  wird  aber  meist  künstlich  herge- 
stellt (Gelbglas)  und  ist  dann  sehr  giftig.  Ver- 
wendung in  der  Wachstuchfabrikation. 

4.  Grüne   Farben:   Schweinfurtergrün, 

Chromgrün,   Berggrün,  Grünerde,  Grünspan 

a^  Schweinfurtergrün,  die  schönste  grüne 
Faroe,  ohne  Stich  ins  Bläuliche,  aber  sehr  giftig, 
da  es  aus  arsenigsaurem  und  essigsaurem  Kupfer 
besteht.  Es  darf  nur  als  Öl-  oder  Lackfarbe,  wo 
es  nicht  abstäuben  kann,  gebraucht  werden.  — 
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Die  Fabrikation  erfolgt  in  Schweinfurt,  Saalfeld 
u.  a.  O. 

b)  Chromgrün  besteht  aus  Chromoxyd,  oft 
untermengt  mit  Tonerde.  Es  findet  Verwendung 
als  Wasser-  und  Ölfarbe,  meist  aber  in  der  Por- 
zellan- und  Glasmalerei,  da  es,  eingebrannt,  ein 
schönes,  beständiges  Grün  gibt.  —  Smaragdgrün, 
Guignetsgrün,  Pannetiersgrün  sind  borsäurehal- 
tiges Chromoxydhydrat  (hellgrün). 

c)  Berggrün  ist  kohlensaures  Kupfer,  das  ent- 
weder aus  Grubenwässern  abgesetzt  ist  oder  aus 
geschlämmtem  Malachit  besteht.  Giftig.  —  Bre- 
m ergrün  enthält  etwas  Arsenik,  ist  aber  sonst 
dem  Berggrün  ähnlich, 

d)  Grünspan  besteht  aus  essigsaurem  Kupfer; 
Farbe  bläulich  grün.  Der  kristallisierte  Grünspan 
ist  das  normale,  in  Wasser  völlig  lösliche  Salz, 
der  gewöhnliche  ist  ein  basisches  Salz  und  nur 
teilweise  in  Wasser  löslich. 

Verwendung  in  der  Färberei  und  Druckerei 
als  Beizmittel  und  zur  Darstellung  anderer  Kup- 
ferfarben. 

Der  auf  Kupferdächern  entstehende  grüne 
Überzug  ist  basisch-kohlensaures  Kupfer  (Pati- 
na), wird  aber  auch  (fälschlich)  Grünspan  ge- 
nannt. 

Von  anderen  grünen  Farben  sind  zu  nennen: 

a)  nicht  giftige: 

Grünerde,  erdig,  aus  Eisenoxyduloxyd  be- 
stehend; Rinmannsgrün  (Kobaltgrün),  gelblich- 
grün; Nürnberg  ergrün,  aus  Chromoxyd,  Zink- 
oxyd und  Barytweiß  bestehend;  Grünes  Ultra- 
marin, blaustichig. 

b)  giftige: 

Grüner  Zinnober  (Chromgelb  mit  Berliner- 
blau); Gentelesgrün,  zinnsaures  Kupfer. 

5.  Blaue  Farben:   Smalte,  Ultramarin, 
Berlinerblau,  Bergblau. 

a)  Smalte*)  ist  ein  durch  Kobalterze  blauge- 
färbtes, feingemahlenes  und  geschlämmtes  Glas. 
Die  Fabrikation  geschieht  in  den  sogenannten 
Blaufarbenwerken  (Oberschlema,  Pfannenstiel 
und  Bockau  bei  Schneeberg  im  Sächsischen  Erz- 
gebirge, in  Hessen,  im  Harz).  Die  gröbste  Sorte 
ist  das  Streublau,  eine  mittelfeine  Sorte  heißt 
Couleur;  feiner  und  deshalb  lichter  ist  Eschel, 
am  feinsten  (und  hellsten)  ist  die  Sumpf-Eschel. 
Die  kobaltreichste,  schön  feurigblaue  Sorte  ist 
Königsblau,  die  dunkelste  Azurblau  genannt.  Die 
gegen  Säuren  und  hohe  Temperaturgrade  äußerst 
beständige  Smalte  findet  Verwendung  in  der  Por- 
zellan- und  Glasmalerei;  in  ihren  anderen,  früher 
üblichen  Verwendungen  (Bläuen  von  Papier,  Lei- 
nen- und  Baumwollzeugen,  Öl-  und  Pastellmalerei 
usw.)  ist  sie  meist  durch  Ultramarin  verdrängt 
worden. 

b)  Ultramarin  (Lasurblau,  Azurblau),  eine 
sehr  schöne  blaue  Farbe,  früher  aus  einem  Mi- 
neral, dem  Lasursteine  (Lapis  lazuli),  hergestellt, 
wird  gegenwärtig  (seit  1828)  nur  künstlich  fabri- 
ziert (besonders  in  Deutschland).  Sein  Wert  wird 
durch  die  Lebhaftigkeit  seiner  Farbe  und  die 
Feinheit  seiner  Teilchen  bestimmt.  —  Ungiftig. 
In  der  Hitze  ist  es  unveränderlich.    Unlöslich  in 

*)  Latein,  smaltum,  d.  i.  Schmelzglas. 


Wasser.  Säuren  zersetzen  es  unter  Abscheidung 
von  Schwefelwasserstoff  (einem  übelriechenden 
Gas).  —  Verwendung  findet  Ultramarin  zum 
Tünchen  und  Malen  auf  Kalkgrund,  in  der  Bunt- 
papierfabrikation, für  Tapeten-  und  Zeugdruck, 
zum  Bläuen  von  Papiermasse,  von  Wäsche,  von 
Stärke  und  Zucker.  Es  ist  die  am  meisten  ge- 
brauchte blaue  Farbe, 

Kobaltultramarin  (Thenardsblau)  besteht 
aus  Kobaltoxyd  und  Tonerde.  Diese  schön  blaue, 
ungiftige  Farbe  wird  besonders  zum  Banknoten- 
druck und  in  der  Wasser-,  Öl-  und  Porzellan- 
malerei verwendet. 

c)  Berlinerblau,  eine  feurig  tiefblaue,  durch 
Fällen  von  Eisensalzlösungen  mit  gelbem  oder 
rotem  Blutlaugensalz  bereitete  Farbe;  die  besten 
Sorten  (Pariserblau)  haben  kupferigen  Schein  und 
geben  (ähnlich  dem  Indigo)  einen  kupferglänzen- 
den Strich.  Ungiftig.  Man  benutzt  es  als  nicht 
besonders  lichtechte  Maler-  und  Anstrichfarbe. 
In  der  Färberei  und  Zeugdruckerei  muß  es  ent- 
weder in  der  Faser  selbst  oder  direkt  auf  dem 
Gewebe  erzeugt  werden. 

Ähnliche  Farben  sind  das  Turnbullsblau,  Wil- 
liamsonsblau,  Milori-,  Frankfurter-,  Mineral-,  Er- 
langerblau und  andere. 

d)  Bergblau  (Kupferblau),  früher  aus  gemah- 
lenem und  geschlämmtem  Kupferlasur  (einem 
Mineral)  bestehend,  gegenwärtig  künstlich  her- 
gestellt, aber  nur  wenig  gebraucht  (als  Wasser- 
farbe, für  Tapetendruck).   Giftig. 

6.   Braune  Farben:  Bolus  Umbra. 

a)  Bolus,  ein  Mineral,  aus  Ton,  Eisenoxyd  und 
Wasser  bestehend,  von  brauner,  roter  oder  gelb- 
roter Farbe,  das  sich  fettig  anfühR  und  an  der 
Zunge  klebt.  Im  gemahlenen  und  geschlämmten 
Zustande  dient  Bolus  als  Anstrichfarbe,  als  Unter- 
grund für  Holzvergoldung,  zum  Polieren  und 
Putzen. 

b)  Umbra  (Umbraun).  Man  unterscheidet  tür- 
kische (oder  cyprische)  Umbra,  ein  brauner  Ton- 
eisenstein, von  gerijigerer  Verwendung  und  die 
kölnische  Umbra,  eine  sehr  feinerdige  dunkel- 
braune Braunkohle,  die  sich  von  ersterer,  durch 
ihre  Verbrennlichkeit  unterscheidet.  —  Ähnlich 
ist  das  Kasseler  Braun.  Verwendet  wird  die 
Umbra  als  Öl-  und  Wasserfarbe. 

7.   Schwarze  Farben:  Mineralschwarz, 
Graphit,  Zeichenschiefer  (S,  654), 

Mineralschwarz  besteht  aus  gebranntem  und 
gemahlenem  Tonschiefer  (Saalfeld  i.  Thüringen). 

V.    Schreib-  und  Zeichenmaterialien. 

1.   Graphit  (Reißblei,  Wasserblei). 

Das  Mineral  Graphit  besteht  hauptsächlich  aus 
kristallinischem  Kohlenstoff;  es  bildet  blättrige, 
stengelige  oder  derbe  Massen  im  Urgebirge  auf 
Lagern  (Nestern),  tritt  zuweilen  auch  als  Ge- 
mengteil mancher  Gesteine  (Granit,  Gneis  usw.) 
auf.  Graphit  ist  grauschwarz,  glänzend,  weich, 
mild  und  leicht  abfärbend,  ein  guter  Leiter  der 
Elektrizität  und  Wärme.  —  Ehemais  lieferte  Eng- 
land den  besten  und  reinsten  Graphit  (Borrow- 
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dale),  gegenwärtig  sind  es  das  östliche  Sibirien, 
Ceylon  und  Kalifornien.  In  Deutschland  findet 
sich  Graphit  bei  Passau,  in  Österreich  in  Böhmen, 
Mähren  und  Niederösterreich;  auch  Frankreich 
und  Spanien  produzieren  Graphit.  —  Künstlicher 
Graphit  bildet  sich  im  Hohofen  bei  der  Eisen- 
gewinnung; auch  in  den  Retorten  der  Leuchtgas- 
fabriken setzt  sich  eine  graphitähnliche  Masse  ab, 
die  als  Retortengraphit  zur  Herstellung  der  Koh- 
lenstifte für  elektrische  Bogenlampen  usw.  dient. 
Die  Hauptanwendung  findet  der  Graphit  in 
der  Fabrikation  der  Bleistifte.  Zu  dem  Zwecke 
wird  er  aufs  feinste  gemahlen,  geschlämmt,  auch 
wohl  chemisch  gereinigt,  mit  mehr  oder  weniger 
Ton  vermengt,  und  die  durch  Ankneten  mit 
Wasser  erhaltene  plastische  Masse  durch  einen 
kurzen  eisernen  Zylinder  gepreßt,  dessen  Boden 
eine  entsprechend  kleine  Öffnung  hat.  Die  er- 
haltene Schnur  schneidet  man  in  Stücke  von  er- 
forderlicher Länge,  die,  nachdem  sie  lufttrocken 
sind,  in  verschlossenen  Büchsen  zur  Erzielung 
verschiedener  Härtegrade  mehr  oder  weniger 
stark  gebrannt  werden.  Die  fertigen  Stifte  faßt 
man  in  Holz;  für  ordinäre  verwendet  man  wei- 
ches Holz,  für  mittelfeine  westindisches  Zedern- 
holz, für  die  feinsten  virginisches  Zedernholz.  — 
Fabriken  befinden  sich  in  Stein  bei  Nürnberg,  in 
Nürnberg,  Regensburg,  Wien  u.  a.  O.  —  Graphit- 
tiegel (Schmelztiegel)  enthalten  Ton  (Obernzell 
bei  Passau,  Dresden).  Mit  Wasser  angerieben 
dient  Graphit  als  Anstrichfarbe  für  Eisenteile 
(Ofenschwärze),  mit  Öl  als  sogenannte  Diamant- 
farbe. 

2.    Farbige  und  Pastellstifte. 

Diese  werden  ganz  ähnlich  wie  Bleistifte  aus 
den  verschiedensten  Farbstoffen  hergestellt.  Der 
Farbstoff  wird  mit  weißem  Ton,  Gips  usw.  und 
einem  Bindemittel  (Gummi,  Seife  usw.)  mnigst 
gemengt  und  die  geformten  Stengelchen  in  Hojz 
gefaßt.  Für  Rot  verwendet  man  Zmnober,  für 
Blau  Berlinerblau  usw. 

Die  Ölfarbenstifte  sind  stets  mit  Zusatz  seifen- 
artiger Substanz  hergestellt.  —  Fabrikationsorte 
für  farbige  Stifte  sind  Nürnberg,  Wien,  Dresden 
und  andere. 

Die  von  Zimmerleuten,  Steinmetzen  usw.  be- 
nutzten gewöhnlichen  Rotstifte  in  vierkantiger 
Holzfassung  sind  aus  Rötel,  einem  weichen,  toni- 
gen Roteisenstein,  gefertigt. 

3.  Kreide. 
Kreide,  die  erdige  Form  des  kohlensauren 
Kalks,  bildet  ganze  Gebirge;  sie  findet  sich  an 
der  nordwestlichen  Küste  Frankreichs  und  der 
Südküste  Englands,  im  nördlichen  Deutschland, 
in  Polen  und  Rußland.  Im  deutschen  Handel 
vorkommende  Kreide  stammt  meist  von  den 
Inseln  Rügen  und  Möen.  Die  natürliche  Kreide 
wird  meist  gemahlen,  mit  Wasser  geschlämmt 
(Schlämmkreide)  und  als  Maler-  und  Anstrich- 
farbe verwendet  oder  mit  Leimwasser  zum  Teige 
angerührt,  aus  dem  man  prismatische  oder  zylin- 
drische Stücke  formt  (Schreibkreide).  Kreide  ist 
weiß,  weich  und  abfärbend,  leicht  zerreiblich. 
Mit  Säuren  braust  sie  auf  (Entwicklung  von  Koh- 
lensäure). 


4.  Schwarze  Kreide,  Zeichenschiefer. 

Sie  ist  eine  weiche,  kohlenstoffhaltige  Abart 
des  Tonschiefers  von  graulich-schwarzer  Farbe. 
Hauptfundorte  sind  in  ItaUen,  Frankreich  und 
Spanien. 

Das  Material  wird  entweder  direkt  in  vier- 
kantige Stifte  zersägt  (Naturkreide)  oder,  besser, 
gepulvert,  geschlämmt,  mit  Gummiwasser  zum 
Teige  geknetet  und  aus  diesem  Stifte  geformt 
(Pariser  Kreide).  —  Aufbewahrung  an  feuchten 
Orten. 

5.  Schiefertafeln  und  Schieferstifte. 

Schiefertafeln  fertigt  man  aus  einer  dunkel- 
schwarzgrauen  Abart  des  Tonschiefers  (Sonne- 
berg) oder,  als  künstliche  Nachahmungen,  aus 
Pappe  oder  Eisenblech,  die  man  mit  einem  schie- 
ferfarbigen, rauhen  Überzug  aus  Kienruß,  Bims- 
steinpulver und  Leinölfirnis  versieht  (Nürnberg 
u.  a.  O.). 

Schieferstifte  werden  aus  einer  noch  weicheren 
Abart  des  Tonschiefers,  die  die  Tafeln  nicht  zer-, 
kratzt,  gefertigt  (Steinhaide  und  Gräfenthal  bei] 
Sonneberg). 

VI.   Fossile  Heiz-  und  Brennstoffe. 

Heizmaterialien  (Brennstoffe)  sind  brennbare 
Körper,  die  zur  Erzeugung  von  Wärme  und  zur 
Umwandlung  derselben  in  Kraft  für  gewerbliche 
usw.  Zwecke  Anwendung  finden. 

1.  Steinkohle. 

Steinkohle  ist  das  Produkt  einer  eigentümlichen 
Zersetzung,  die  urweltliche  Pflanzen  unter  Wasser,; 
also  bei  Abschluß  von  Luft,  erlitten  haben. 

Die  bei  der  Bildung  der  Steinkohle  beteiligte 
Pflanzenwelt   gehörte    einer,    Steinkohlenperiode 
genannten,  geologischen  Entwicklungsperiode  der] 
Erde  an,  in  der  ein  feuchtes,  heißes,  gleichmäßig, 
über  die  ganze  Erde  verbreitetes  Klima,  die  über-1 
aus  üppige  Entwicklung  krautartiger  Gewächse*) 
ermöglichte.    Wurden  diese  bei  Senkungen  der 
Erdrinde   unter  Wasserfluten   begraben,   so  trat 
der  erwähnte  Zersetzungsprozeß  ein,  durch  den 
sie    zuweilen   in    einen    dunkeln   Schlamm    oder 
Brei  zergingen,  der  im  Laufe  der  Jahrtausende, 
unter  dem  ungeheuren,  darauf  lastenden  Druck' 
zu  Steinkohle  erhärtete. 

Ursprünglich  lagert  die  Steinkohle  stets  in 
horizontalen  Schichten  (Flöze  genannt),  die  den 
vormaligen  Schlammzustand  beweisen.  Erst  später! 
sind  mannigfach  Verschiebungen,  Knickungen 
oder  Verwerfungen  der  horizontalen  Lagerung 
entstanden,  durch  die  dem  Bergbau  auf  Stein- 
kohlen viel  Schwierigkeiten  erwachsen.  —  Meist 
lagert  das  Kohlengebirge  in  Mulden,  die  man 
auch  Kohlenbecken  oder  Kohlenbassins  genannt 
hat.  Wichtige  Kohlenbecken  finden  sich  in  Eng- 
land, in  Belgien,  Westfalen,  in  der  Pfalz,  in 
Sachsen  (Zwickau),  Schlesien  (Waidenburg),  in 
Böhmen  usw.  Das  kohlenreichste  Land  der  Erde 
dürfte  China  sein;  dann  folgen  Nordamerika, 
Ostindien,  Neusüdwales,  Großbritannien.  Sehr 
reich  an  Steinkohle  sind  auch  Rußland  und  Spitz- 
bergen. 


*)  Kalamiten,  Farnkräuter,  Lepidodendren,  Sigillarien  etc. 
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Die  gewöhnliche  Steinkohle  ist  von  schwarzer 
(selten  braunschwarzer)  Farbe  und  gibt  auch 
einen  schwarzen  Strich.  Nach  ihrer  Struktur  unter- 
scheidet man:  Schieferkohle  (Grobkohle  und  Blät- 
terkohle), Faserkohle,  Kännelkohle  und  Anthra- 
zitkohle (Kohlenstoffgehalt  bis  95o/o).  Nach  der 
Form  und  Größe  der  Stücke  benennt  man  sie 
im  Kohlenhandel:  Stückkohle  (große  Stücke), 
Würfelkohle,  Knorpelkohle  (kleinere  Stücke)  und 
Kohlenklein. 

Nach  dem  Aussehen  unterscheidet  man:  Ruß- 
kohle, weich  und  abfärbend,  fast  glanzlos,  und 
Pechkohle,  glänzend  schwarz  und  nicht  abfärbend. 

Zweckmäßiger  erscheint  die  Einteilung  der 
Steinkohle  nach  ihrem  Verhalten  beim  Erhitzen, 
das  in  naher  Beziehung  zur  chemischen  Zusam- 
mensetzung steht.  Hiernach  unterscheidet  man 
Backkohle,  Sinterkohle  und  Sandkohle.  Die  Back- 
kohle (fette  Steinkohle)  erweicht  beim  Erhitzen 
gänzlich  und  wird  zu  porösen  Massen  aufgetrie- 
ben; sie  brennt  langflammig  und  eignet  sich  be- 
sonders für  die  Leuchtgasfabrikation.  Die  Sinter- 
kohle erweicht  nur  etwas;  die  Stücke  kleben 
zwar  zusammen,  behalten  aber  ihre  Form  und 
geben  beim  Ausglühen  (Verkoken)  dichte 
Massen.  Die  Sandkohle  (magere  Kohle)  zerfällt 
beim  Erhitzen  pulverig  und  gibt  auch  sandigen 
Koks.  Das  Ausglühen  der  Steinkohlen,  die  Koks- 
bereitung, geschieht  in  besonderen  Öfen  (Koks- 
öfen). Koks  ist  schwer  verbrennlich,  erfordert 
guten  Luftzug,  liefert  aber  unter  allen  Brennmate- 
rialien die  größte  Hitze.  Gaskoks  wird  der  in 
den  eisernen  Retorten,  in  denen  das  Ausglühen 
der  Steinkohle  bei  der  Leuchtgasfabrikation  ge- 
schieht, bleibende  Rückstand  genannt.  Gute 
Steinkohlen  sollen  wenig  unverbrennlichen  Rück- 
stand (Asche)  geben.  Durchschnittlich  beträgt 
der  Aschegehalt  5 o/o.  Hoher  Aschegehalt  (bis 
2O0/0)  setzt  den  Brennwert  bedeutend  herab:  man 
sucht  ihn  durch  geeignete  Behandlung  (Waschen 
der  Steinkohle  in  den  sogenannten  Siebsetzma- 
schinen) zu  vermindern. 

Der  Verkauf  der  Steinkohle  geschieht  gewöhn- 
lich nach  dem  Maße,  zuweilen  auch  nach  dem 
Gewichte  (nach  Tonnen  ä  1000  kg). 

2.  Braunkohle. 

Braunkohle  ist  wie  die  Steinkohle  ein  Ver- 
moderungsprodukt  von  Pflanzen,  doch  neue- 
ren Ursprungs,  so  daß  sie  sich  in  den  oberen 
Schichten  der  Erdrinde,  in  der  sogenannten  Ter- 
tiärformation, findet;  an  ihrer  Bildung  beteiligten 
sich  baumartige  Holzpflanzen,  teils  Laub-,  teils 
Nadelhölzer.  Das  Klima,  in  dem  sich  diese  in 
größter  Üppigkeit  entwickelten,  entsprach  etwa 
dem  des  heutigen  südlichen  Nordamerikas. 

Bedeutende  Braunkohlenlager  besitzen  Öster- 
reich (Böhmen),  Deutschland  (Bayern,  Thüringen, 
Hessen)   und  andere  Länder. 

Braunkohle  ist  gewöhnlich  braun  von  Farbe 
und  gibt,  wenn  sie  auch  zuweilen  fast  schwarz 
erscheint,  doch  einen  braunen  Strich.  Bei  der 
trockenen  Destillation  liefert  sie  sauer  reagie- 
rende Dämpfe,  Steinkohle  im  gleichen  Falle  ein 
basisches  (ammoniakalisches)  Destillat. 

Braunkohle  enthält  etwa  50— 77 0/0  Kohlenstoff 
(Mittel  63  0/0);  ihr  relativ  großer  Asche-  und  Was- 


sergehalt (ca.  2O0/0)  läßt  sie  als  ein  geringwerti- 
geres Brennmaterial  erscheinen. 

Nach  der  äußeren  Beschaffenheit  unterscheidet 
man:  1.  Faserige  Braunkohle,  Lignit,  bituminöses 
Holz,  die  jüngste  Bildung,  von  deutlich  holz- 
faseriger Struktur.  2.  Gemeine  Braunkohle,  dun- 
kelbraun, derb,  spröde,  mit  muschligem  Bruch.  — 
Die  Pechkohle  (Glanzkohle,  Gagat)  ist  fast 
schwarz,  mit  glänzendem  Bruch  und  der  Stein- 
kohle sehr  ähnlich.  3.  Blätter-  oder  Schieferkohle 
(Papierkohle),  leicht  in  dünne  Blättchen  spaltbar, 
sehr  aschereich.  4.  Erdige  Braunkohle  ist  dunkel- 
braun, erdig  zusammengebacken  oder  staubartig 
zerfallen,  ohne  jede  Pflanzenstruktur  (Kölnische 
Umbra). 

Aus  der  erdigen  Braunkohle  und  den  staub- 
artigen Abfällen  anderer  Braunkohlen  werden 
durch  trockene  Pressung  die  Braunkohlenbriketts, 
durch  nasse  Pressung  die  sogenannten  Preßsteine 
hergestellt. 

Gewisse  Arten  von  Braunkohlen  zeichnen  sich 
durch  beträchtlichen  Gehalt  an  Erdwachs  aus, 
wie  z.  B.  die  Schwelkohle  (Ozokerit,  Neftgil). 
Aus  diesen  gewinnt  man  durch  trockene  Destil- 
lation: Braunkohlen  teer*),  Benzin,  Photogen,  So- 
laröl,  Schmieröl,  Paraffin  und  Braunkohlenteer- 
asphalt.  Als  Rückstand  bei  dem  Schwelen  der 
Braunkohlen  bleibt  der  Grudekoks. 

3.    Torf. 

Der  Torf,  das  jüngste  Vermoderungsprodukt 
zarterer  Pflanzen  (Moose  usw.)  bildet  sich 
noch  fortwährend  in  den  sogenannten  Torf- 
mooren (Holland,  Ostfriesland,  Dänemark,  Han- 
nover, Westfalen,  am  Bodensee  usw.)  —  In- 
folge seiner  Lockerheit  und  der  großen  Menge 
eingelagerter  Mineralstoffe  (Aschebestandteile) 
ist  er  ein  verhältnismäßig  geringwertiges  Brenn- 
material. Durch  Schlämmen,  Darren  und  Pressen 
(in  Ziegelform)  wird  er  verbessert. 

Aus  Fasertorf  wird  auch  Torfstreu,  als  gutes 
Streumaterial  für  Viehställe,  als  Füllmaterial  für 
Zwischendecken  und  als  schlechter  Wärmeleiter 
dienend,  und  Torfmull,  als  absorbierendes  und 
desinfizierendes  Mittel  für  Senkgruben  benutzt, 
hergestellt. 

Heizwert  der  Brennmaterialien. 

Der  Wert  eines  Brennmaterials  ist  bedingt 
durch  sein  Vermögen,  bei  der  Verbrennung 
Wärme  zu  entwickeln.  Je  größer  die  von  einem 
Teile  des  Brennmaterials  beim  Verbrennen  er- 
zeugte Wärmemenge  ist,  um  so  größer  ist  auch 
seine  Heizkraft.  Als  Einheit  der  Wärme  ([W.E.], 
Kalorie  [K])  gilt  die  Wärmemenge,  die  nötig  ist 
zur  Erhöhung  der  Temperatur  eines  kg  Wassers 
um  einen  Grad  (C). 

Hätte  man  z.  B.  gefunden,  daß  1  kg  einer  Stein- 
kohle 70  kg  Wasser  von  Oo  C  auf  100«  C  zu  er- 
wärmen vermag,  so  ist  ihre  Heizkraft:  70:100= 
7000  W.  E. 

Der  theoretische  Heizwert,  d.  h.  die  bei  voll- 
kommener Verbrennung  des  Brennstoffes  gebil- 
dete Wärmemenge,  ausgedrückt  in  Wärmeein- 
heiten,   ist   abhängig   von    der   chemischen    Zu- 


*)  Aus  Braunkohlenteer  gewinnt  man  durch  Destillation 
das  Braunkohlenteeröl  oder  den  Masut  (ein  Heizmaterial  für 
deutsche  Kriegsschiffe). 


656 


Warenkunde. 


sammensetzung  des  Brennmaterials.  Er  ist  in 
der  Praxis  nie  zu  erreichen.  Der  nutzbare  Heiz- 
wert beträgt  im  günstigsten  Falle  750/0  des  theo- 
retischen, gewöhnlich  aber  nur  40— 50o/o.  —  Die 
Bestimmung  des  Heizwertes  geschieht  entweder 
durch  Verbrennung  im  Kalorimeter  direkt,  oder 
indirekt  durch  Berechnung  aus  der  durch  che- 
mische  Analyse   gefundenen    Zusammensetzung. 

4.   Erdöl  (Steinöl,  Petroleum,  Naphtha). 

Das  Erdöl  ist  ein  natürlich  vorkommendes 
flüssiges  Gemenge  verschiedener  Kohlenwasser- 
stoffe. Es  findet  sich  sowohl  in  den  ältesten  als 
auch  in  den  jüngeren  und  jüngsten  Gebirgsforma- 
tionen  und  ist  schon  seit  den  frühesten  Zeiten 
bekannt,  aber  nur  wenig  benutzt  worden.  Die 
Entwicklung  der  heutigen  großartigen  Erdölindu- 
strie beginnt  erst  mit  den  größeren  Erdölfunden 
in  Pennsylvanien  (1859).  Gegenwärtig  beträgt 
die  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika jährlich  allein  über  70  Millionen  Hekto- 
liter; andere  wichtige  Fundstätten  sind  noch  die 
Kaukasusländer  am  Kaspischen  Meere  (Baku  mit 
der  Halbinsel  Apscheron),  Galizien,  Rumänien, 
Italien,  ferner  Kanada,  Kalifornien,  Mexiko,  Ran- 
gun  und  andere. 

Zumeist  lagert  "das  Erdöl  mit  Wasser  zusam- 
men in  schrägen  Gesteinspalten;  zu  unterst  das 
Wasser,  darüber  das  Öl  und  über  diesem  gas- 
förmige Produkte.  Der  günstigste  Fall  ist,  wenn 
der  Bohrer  in  die  Region  trifft,  wo  das  Wasser 
lagert;  dann  wird  durch  den  ungeheuren  Druck 
des  miteingeschlossenen  Gases  zunächst  Wasser, 
dann  Erdöl  aus  dem  Bohrloch  herausgetrieben 
und  in  großen,  in  die  Erde  gegrabenen  Bassins 
angesammelt.  Das  auf  dem  Wasser  schwimmende 
Rohpetroleum,  eine  mehr  oder  weniger  dick- 
flüssige, meist  dunkle  Flüssigkeit  von  "widerlichem 
Geruch,  wird  in  Rohrleitungen  bis  in  die  Raffi- 
nerien geführt,  wo  es  gereinigt  werden  muß,  um 
es  von  leicht  entzündlichen  Gasen  und  erdharz- 
artigen Beimengungen  zu  befreien.  Das  Raffi- 
nieren oder  Reinigen  besteht  im  wesentlichen  in 
einer  Destillation*),  wobei  man  die  verschieden 
flüchtigen  Produkte  getrennt  auffängt.  Zunächst 
erhält  man  ein  leichtes  Öl  vom  spezifischen  Ge- 
wichte 0,82 — 0,83,  nach  diesem  ein  schwereres  Öl, 
dessen  spezifisches  Gewicht  über  0,83  ist;  der 
Destillationsrückstand  (Petroleumsatz)  beträgt  10 
bis  2O0/0  des  Rohöls  und  dient  zur  Leuchtgas- 
fabrikation usw. 

Die  erhaltenen  Destillate  unterliegen  zuerst 
einer  chemischen  Reinigung,  um  sie  von  Harz- 
säuren zu  befreien;  dann  werden  sie  durch  noch- 
malige Destillation  weiter  zerlegt,  wobei  man 
aus    dem   leichten   Öle    erhält: 

a)  Rhigolen,  farblose,  leichtflüchtige  Flüssig- 
keit, spezifisches  Gewicht  0,644 — 0,650.  Siede- 
punkt 500; 

b)  Petroläther  1  (Keroselen.  Siedepunkt  50  bis 
600,  spezifisches  Gewicht  0,67; 

c)  Petroläther  II  (Gasolin,  Kanadol),  ähnlich 
dem  vorigen,  doch  etwas  weniger  flüchtig; 

d)  Benzin,  Siedepunkt  ca.  60 — 75",  spezifisches 


Gewicht  0,70—0,73.   Ligroin,  ähnlich  dem  Benzin; 
spezifisches  Gewicht  0,715—0,72; 

e)  Petroleumsprit,  künstliches  Terpentinöl,  spe- 
zifisches Gewicht  0,74; 

f)  Leuchtöl  (gereinigtes  Erdöl,  Kerosen,  Photo- 
naphthil),  das  wichtigste  Destillationsprodukt,  spe- 
zifisches Gewicht  0,80—0,82.  Es  ist  eine  wenig 
gelbliche,  im  auffallenden  Lichte  bläulich  schil- 
lernde Flüssigkeit  von  nicht  angenehmem  Ge- 
rüche. Gut  gereinigtes  Leuchtöl  darf  nicht  unter 
21"  C  bei  760  mm  Barometerstand  brennbare 
Dämpfe  geben.  Es  entzündet  sich  erst  bei  Be- 
rührung mit  einem  brennenden  Span,  wenn  es 
zuvor  auf  50—60"  C  erwärmt  wurde.  —  Leucht- 
öle von  besonders  hoher  Entflammungstempera- 
tur und  deshalb  größerer  Sicherheit  gegen  Explo- 
sionsgefahr, sind  die  sogenannten  Sicherheits-  und 
Salonöle,  das  Astralöl  und  Kaiseröl.  Sie  ver- 
langen etwas  lockere  Lampendochte  und  niedrige 
Behälter. 

g)  Die  nach  dem  Leuchtöl  überdestillierenden 
Produkte,  spezifisches  Gewicht  0,90—0,93,  dienen 
als  Schmieröle  (Mineralöle,  Globeöl,  Vulkanöl 
usw.).  Aus  manchen  wird  auch  Paraffin  abge- 
schieden.  — 

Das  chemisch  gereinigte  schwere  Öl  (das 
zweite  Destillat  aus  dem  Rohöl)  gibt  beim  De- 
stillieren sogleich  Leuchtöl,  dann  Schmieröle,  Va- 
seline, Paraffin. 

Über  die  Entstehung  von  Petroleum  sind  ver- 
schiedene Ansichten  ausgesprochen  worden.  Die 
gewöhnliche  Meinung  war,  in  ihm  ein  Zerset- 
zungsprodukt organischer  (namentlich  tierischer) 
Stoffe  (Fische  usw.)  zu  sehen;  nachdem  es  aber 
iin  neuerer  Zeit  gelungen  ist,  Petroleum  künstlich 
durch  Überleiten  von  Azetylengas  und  Wasser- 
stoff über  feinverteilte  Metalle  (Nickel  usw.)  bei 
ca.  180"  herzustellen,  glaubt  man  das  Entstehen 
von  Petroleum  auf  die  Bildung  und  Zersetzung 
von  Metallkarbiden*)  im  Erdinnern  zurückführen 
zu  müssen.  So  gibt  z.  B.  Calciumkarbid  beim 
Zusammentreffen  mit  Wasser  Azetylen,  das  sich 
mit  ebenfalls  entbundenem  Wasserstoff  bei 
Gegenwart  von  Metallen  zu  Petroleum  vereini- 
gen soll. 

5.  Asphalt  (Erdpech,  Judenpech). 

Asphalt  ist  wahrscheinlich  ein  Umwandlungs-^^ 
Produkt  des  Erdöls,  aus  diesem  durch  Sauerstoflj^B 
aufnähme  (Oxydation)  in  den  oberen  Erdschichi^H 
ten  entstanden.    Er  stellt  eine  bräunlich-schwarze,      ' 
pech-    oder   harzartige    Masse    von    muschligem 
Bruche  und  eigentümlichem,  bituminösem   (erd-      j 
pechartigem)  Gerüche  dar.    Bei  Handwärme  er-      l 
weichend,  schmilzt  er  bei  ca.  100"  und  brennt, 
angezündet,  mit  leuchtender,  rußender  Flamme. 
In  Wasser  ist  er  unlöslich,  löslich  aber  in  warmen 
ätherischen    und   fetten    Ölen,  in  Benzin  und  in 
Steinöl,    nur   teilweise    löslich    in    Alkohol     und 
Äther.  —  Der  meiste  Asphalt  kam  (vom  Toten 
Meere)    als    syrischer    (oder   levantischer)     über 
Smyrna  und  Aleppo  in  den  Handel;  gegenwärtig 
kommt  viel  Asphalt  von  der  Insel  Trinidad,  von 
Cuba  und  Südamerika.   — 


*)  Destillation  nennt  man  die  Verwandlung  einer  Flüssig- 
keit in  Dampf  durch  Erhitzung  mit  darauf  folgender  Ab- 
kühlung der  Dämpfe  in  Kühlapparaten. 


*)  Verbindungen  von  Metallen  mit  Kohlenstoff,  die  unter 
dem  Einflüsse  hoher  Hitzegrade  und  gewaltigen  Druckes  ent- 
stehen. 


Waren  aus  dem  Mineralreich  (anorganische  Waren). 
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Man  verwendet  Asphalt  als  Zusatz  zu.  schwar- 
zen Lacken  und  Firnissen,  zu  Kitten,  als  Ätzgrund 
für  Kupferstecher  usw.  — 

Die  zur  Straßenpflasterung,  für  Kegelbahnen 
usw.  dienende  sogenannte  Asphaltmasse  ist  ein 
Gemisch  von  Bergteer*)  mit  Mineralsubstanzen 
(Sand  und  Kalk).  Als  Asphalt  wird  zuweilen 
(fälschlich)  der  Rückstand  von  der  Destillation 
des  Steinkohlenteers  verkauft;  dieser  ist  aber 
in  Terpentinöl  unlöslich,  in  >X^eingeist  größten- 
teils löslich. 

VII.  Zündstoffe. 

1.  Schwefel  (S)  ist  ein  chemisch  einfacher  Kör- 
per (Element),  bei  gewöhnlicher  Temperatur  fest 
und  spröde,  bei  +  1^8°  schmelzend  und  bei 
_j-  448,4°  siedend.  Seine  Farbe  ist  gelb  (schwefel- 
gelb), zuweilen  ins  Grüne,  Rote  und  Braune 
neigend;  unreiner  Schwefel  sieht  grau  aus.  — 
In  der  Natur  findet  sich  Schwefel  frei  (gediegen 
oder  unverbunden)  und  gebunden  in  zahlreichen 
Erzen  (Sulfide :  Kiese,  Blenden,  Glänze)  und 
schwefelsauren  Salzen.  Zu  seiner  Gewinnung 
werden  schwefelführende  Gesteine,  in  denen  sich 
der  Schwefel  in  Adern  eingesprengt  findet  und 
die  in  der  Nähe  von  Vulkanen  vorkommen,  aus- 
geschmolzen und  der  geschmolzene  Schwefel  ent- 
weder in  Stangenformen  gegossen  (Stangen- 
schwefel) oder  sublimiert  (Schwefelblumen, -blute). 
—  Den  meisten  und  reinsten  in  dieser  Art  ge- 
wonnenen Schwefel  liefert  Sizilien  (Girgenti,  Ca- 
tania).  Außerdem  kommt  noch  sogenannter  künst- 
licher Schwefel  in  den  Handel,  der  durch  Glühen 
gewisser  sulfidischer  Erze  (Schwefelkies,  Zink- 
blende usw.)  in  besonderen  Öfen,  den  Schwefel- 
treiböfen, gewonnen  wird;  als  Nebenprodukt 
wird  er  auch  aus  den  Rückständen  bei  der  Soda- 
fabrikation nach  Leblanc  erhalten.  Man  verwen- 
det Schwefel  zur  Fabrikation  des  Schießpulvers, 
der  Schwefelzündhölzchen,  des  Zinnobers,  des 
Ultramarins,  der  Schwefelsäure  und  anderer  che- 
mischer Präparate,  zum  Vulkanisieren  von  Kaut- 
schuk und  Guttapercha.  —  Die  beim  Verbrennen 
von  Schwefel  entstehende  schweflige  Säure 
(Schwefeldioxyd,  SO,),  ein  stechend  und  erstik- 
kend  riechendes  Gas,  dient,  außer  zur  Schwefel- 
säurefabrikation, als  Bleichmittel  für  Wolle,  Seide, 
Federn  usw.,  auch  als  desinfizierendes  Mittel 
(Verhütung  von  Schimmelbildung),  zum  Aus- 
schwefeln der  Weinfässer  (Verbrennen  von 
Schwefelfäden  oder  Schwefelschnitten  in  den- 
selben). 

2.  Phosphor  (P).  Der  Phosphor,  ein  Element, 
findet  sich  stets  in  der  Verbindung  mit  Sauer- 
stoff, als  Phosphorsäure.  Diese  ist  ein  wichtiger 
Bestandteil  der  Knochen  und  mancher  Mineralien 
(Phosphorit,  Apatit),  sowie  der  Thomasschlacke, 
und  findet  sich  darin  gewöhnlich  an  Kalk  ge- 
bunden. Auch  den  Pflanzen  ist  die  Phosphorsäure 
zur  Bildung  der  Samen  unentbehrlich:  ein  Acker- 
boden ohne  Phosphorsäure  würde  unfruchtbar 
sein  (siehe  auch  unter  Düngemittel). 

Der  aus  Phosphorsäure  durch  Reduktion  mit 
Kohle  hergestellte  Phosphor  erscheint  im  Handel 
in    Form    fingerdicker   Stangen    von    blaßgelber 

•)  Ein  zähflüssiges  Gemenge  von  Asphalt  mit  den  schwer- 
flüchtigen Bestandteilen  des  Erdöls. 
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Farbe,  die  unter  Wasser  aufbewahrt  werden 
müssen,  weil  sich  Phosphor  an  der  Luft  von  selbst 
entzündet.  Phosphor  leuchtet  im  Dunkeln  und  ist 
äußerst  giftig.  Eine  amorphe  Modifikation 
von  braunroter  Farbe  ist  merkwürdigerweise 
ungiftig,  leuchtet  nicht  im  Dunkeln,  entzündet 
sich  an  der  Luft  nicht  von  selbst  und  löst  sich 
nicht  in  Schwefelkohlenstoff,  dem  geeignetsten 
Lösungsmittel  für  gewöhnlichen  Phosphor.  Ge- 
wöhnlicher Phosphor  wird  als  Ratten-  und  Mäuse- 
gift, sehr  selten  noch  zur  Bereitung  der  früher 
gebräuchlichen  Phosphorzündhölzchen  benutzt,  die 
durch  die  sogenannten  phosphorfreien,  schwe- 
dischen Zündhölzchen  fast  ganz  verdrängt  wor- 
den sind.  Die  für  die  letzteren  erforderlichen 
Reibflächen  sind  mit  amorphem  (rotem)  Phos- 
phor  bestrichen. 

VIII.  Glas  und  Glaswaren. 

Glas  nennt  man  ein  durch  Schmelzung  er- 
haltenes, amorphes  Gemenge  verschiedener  kie- 
selsaurer Salze  (Silikate),  namentlich  von  Alkali- 
silikaten und  Calciumsilikat.  Es  verdankt  seine 
vielfache  Verwendung  mehreren  hervorragenden 
physikalischen  und  chemischen  Eigenschaften. 
Seine  Durchsichtigkeit,  sein  schöner  Glanz,  große 
Härte,  die  Undurchdringlichkeit  für  Flüssigkeiten 
und  Gase,  seine  Widerstandsfähigkeit  gegen  che- 
mische und  atmosphärische  Einflüsse  und  der 
Umstand,  daß  es  bei  Rotglut  erweicht  und  sich 
in  alle  möglichen  Formen  bringen  läßt,  machen 
das  Glas  zu  einem  fast  unentbehrlichen  Material 
zur  Herstellung  verschiedenster  Gerätschaften  und 
Apparate. 

Die  Fabrikation  des  Glases  zerfällt  in: 

1.  die  Herstellung  des  Glassatzes  (der  Masse), 

2.  das  Schmelzen,  und 

3.  das  Formen. 

Materialien  für  die  Herstellung  des  Glassatzes 
sind: 

a)  Kieselsäure,  in  Form  von  Sand  oder 
Quarzpulver,  zuweilen  durch  Borsäure  oder  Phos- 
phorsäure ersetzt; 

b)  Flußmittel,  wie  die  Alkalien  und  deren 
Salze  (Pottasche,  Soda  usw.),  Kalk,  Baryt,  Blei- 
oxyd, Zinkoxyd,  Wismutoxyd  usw.,  ferner  Glas- 
scherben oder  -brocken. 

c)  Entfärbungsmittel  (Glasmacherseifen), 
die  entweder  oxydierend  wirken  sollen  (Salpeter, 
Mennige  usw.)  oder  durch  Erzeugung  komple- 
mentärer Farben  vorhandene  Färbung  verdecken 
(Braunstein,  Kobaltoxydul  [Smalte]  usw.). 

Diese  Materialien  müssen  fein  gepulvert,  ge- 
trocknet, in  den  erforderlichen  Mengen  abge- 
wogen und  innig  gemischt  werden,  wonach  man 
den  Glassatz  portionenweise  in  die  im  Glasofen 
befindlichen,  weißglühenden  Glashäfen  einträgt 
und  bis  zum  ruhigen  Fließen  geschmolzen  er- 
hält. Die  ganz  gleichmäßige  und  durch  ent- 
sprechende Abkühlung  zähflüssig  gewordene 
Masse  wird  geformt,  was  entweder  durch  Blasen 
mit  der  Glasmacherpfeife  (Hohlglas,  Tafelglas), 
durch  Gießen  (Spiegelglasplatten),  durch  Pressen 
(Biergläser,  Schalen  usw.)  oder  durch  Ziehen 
(Glasröhren,  Glasstäbe)  geschehen  kann. 

Die  geformten  Gegenstände  kommen  zur  lang- 
samen Abkühlung  in  den  auf  schwache  Rotglut 
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erhitzten  Kühlofen,  wo  sie  3—6  Tage  bleiben 
müssen,  denn  rasch  abgekühltes  Glas  ist  sehr 
spröde  und  springt  leicht,  oft  erst  nach  langer 
Zeit.  —  Olasätzungen  (Verzierungen)  bewirkt 
man  mechanisch  mit  dem  Sandstrahlgebläse,  che- 
misch  mit   Flußsäure   oder   Fluorammonium. 

Unterschieden  wird  das  Glas  nach  seiner  che- 
mischen Zusammensetzung,  Form  und  Verwen- 
dung. 

Nach  der  chemischen  Zusammensetzung  teilt 
man  es  ein  in: 

1.  Kali-Kalk-Glas  (böhmischer  Kristall),  hart 
und  schwer  schmelzbar; 

2.  Natron-Kalk-Glas,  Fensterglas,  leichter 
schmelzbar  als  voriges; 

3.  Kali-Blei-Glas  (Bleikristall,  Klingglas),  leicht 
schmelzbar,  stark  lichtbrechend;  in  ihm  ist  Blei- 
oxyd oft  durch  Wismut-  oder  Zinkoxyd  ersetzt. 
Flintglas  ist  besonders  bleireich. 

4.  Tonerde-Kalk-Alkali-Glas  (Bouteillenglas), 
ordinäres  gelbes  oder  grünes  Flaschenglas,  ist 
sehr  widerstandsfähig. 

5.  Gefärbtes  Glas;  die  Glasmasse  ist  durch 
Metalloxyde  gefärbt,  z.  B.  blau  durch  Kobalt- 
oxydul, grün  durch  Chromoxyd  oder  Kupferoxyd, 
rot  durch  Kupferoxydul  oder  Goldpurpur  usw. 

6.  Bein-  oder  Milchglas  ist  durch  Zusatz  von 
Knochenasche  oder  Zirinoxvd  durchscheinend  bis 
undurchsichtig  weiß  gemacht. 

Überfanggläser  nennt  man  die  nur  oberfläch- 
lich, nicht  durch  die  Masse  gefärbten  Gläser. 

Nach  der  Form  und  Verwendung  unterscheidet 
man:  Hohlglas,  Tafelglas,  Spiegelglas,  geschliffe- 
nes Glas  und  Kunstglas.  Kunstgläser  sind:  das 
Perlmutterglas  mit  eingeschlossenen  Glimmer- 
blättchen,  das  Filigranglas  mit  Einschluß  von  zier- 
lich gewundenen,  farbigen  oder  weißen  Glasfäden, 
dasMillefioriglas  (Tausendblumenglas)  mitsymme- 
trisch zu  Blumen-  oder  Sternform  geordneten  ver- 
schiedenfarbigen Glaskörperchen  (Murano  bei 
Venedig).  Glasperlen  (Murano  und  Venedig)  wer- 
den vor  der  Lampe  geblasen;  sie  erhalten  ihren 
Perlenglanz  durch  Perlenessenz*),  mit  der  sie  im 
Innern  überzogen  sind. 

Für  optische  Instrumente  (Fernrohre,  Mikro- 
skope, Lupen,  Brillen,  photographische  Objektive) 
wird  ein  Glas  von  hoher  Durchsichtigkeit  und 
starkem  Lichtbrechungsvermögen,  gewöhnlich  mit 
starkem  Blei-  und  Thalliumgehalt,  hergestellt.  Bei 
den  Jenenser  optischen  Gläsern  ist  die  Kiesel- 
säure teilweise  durch  Borsäure  und  Phosphor- 
säure ersetzt,  auch  enthalten  sie  Baryt  als  Base. 

Sehr  stark  bleihaltig  ist  das  für  die  Nach- 
ahmung von  Edelsteinen  gebrauchte  und  nach 
seinem    Erfinder  benannte  Straß-Glas. 

Die  Erfindung  des  Glases  wird  gewöhn-i 
lieh  den  Phöniziern  zugeschrieben.  Aber 
schon  lange  vor  diesen  war  die  Glasmacher- 
kunst im  alten  Ägypten  bekannt  und  auch 
im  alten  Rom  wurde  erst  nach  der  Über- 
siedelung ägyptischer  Arbeiter  eine  feinere 
Ware  verfertigt.  In  Venedig  gelangte  die 
Glasmacherkunst  im  16.  und  17.  Jahrhundert  zur 
höchsten  Blüte;  in  Böhmen  entwickelte  sie  sich 
besonders  im  15.  Jahrhundert.  Das  Kristallblei- 
glas ist  eine  englische  Erfindung  (18.  Jahrh.). 


*)  Aus  den  Schuppen  des  Weißfisches  bereitet. 


Die  besten  und  meisten  Glaswaren  liefern 
gegenwärtig  Deutschland  und  Frankreich,  Böh- 
men, Belgien  (Spiegelglasplatten),  England  und 
die  Schweiz. 

IX.  Tonwaren  (keramische  Waren). 

Tonwaren  sind  aus  einer  hauptsächlich  Ton 
enthaltenden  Masse  geformt,  danach  gebrannt 
und  meist  mit  Glasur  (einer  glasähnlichen  Masse) 
überzogen. 

Der  Ton,  in  chemischer  Hinsicht  kieselsaure 
Tonerde  (Aluminiumsilikat),  ist  ein  Verwitte- 
rungsprodukt des  Feldspats  oder  feldspathahiger 
Gesteine  (Granit,  Gneis,  Porphyr),  das  sich  in 
sehr  verschiedenen  Reinheitsgraden  findet.  Am 
reinsten  ist  der  noch  auf  ursprünglicher  (primärer) 
Lagerstätte  befindliche,  Kaolin  oder  Porzellanerde 
genannte  Ton,  von  weißer  Farbe.  Viel  weniger 
rein  ist  der  von  Wasserfluten  fortgeschwemmte 
und  auf  sekundärer  Lagerstätte  abgesetzte  Ton, 
der,  je  nach  dem  Grade  der  Verunreinigung  mit 
mineralischen  und  organischen  Stoffen  aller  Art, 
grau  oder  gelblich  bis  braungelb  oder  braun 
aussieht. 

Ton  läßt  sich  mit  Wasser  zu  einem  bildsamen 
(plastischen)  Teig  anrühren,  der  auf  verschiedene 
Weise   geformt   werden    kann.     Beim   Trocknen 
an  der  Luft,  mehr  noch  beim  Glühen,  vermindern 
die  geformten  Gegenstände  ihr  Volumen  (schwin  ' 
den),  ohne  aber  ihre  Form  zu  verändern.     Ge-j 
glühter   Ton   ist   hart   und   hat   die    Bildsamkeit 
völlig  verloren.    Ganz  reiner  Ton  ist  selbst  im] 
stärksten    Ofenfeuer    unschmelzbar;    seine    Teil 
chen  sintern  zwar  etwas  zusammen,  die  Mass 
aber  bleibt  porös.    Beimengung  von  Kalk,  Mag 
nesia,  Eisenoxyd  oder  Feldspat  macht  den  Ton 
schmelzbar  und  zwar  um  so  leichter,   je  mehfj 
er  von  den  genannten  Stoffen  enthält.   Eisenoxyd- 
haltige  Tone  werden  beim  Brennen  gelb  bis  ro^ 
reiner  Ton  bleibt  weiß.    Nach  ihrem  Verhalten 
im    Feuer   werden    die    Tone    unterschieden    in 
feuerfeste  und  schmelzbare. 

Die  Tonwaren  teilt  nian  nach  der  Beschaffen- 
heit ihrer  inneren  Masse,  des  Scherbens,  ein  in 
dichte  und  poröse. 

Bei  den  dichten  Tonwaren  ist  die  Masse  durc 
starkes    Brennen    zusammengesintert,    glasartig, 
durchscheinend,    sie   klebt   nicht   an   der   Zungi 
und  ist  für  Wasser  ganz  undurchdringlich.     Ihr 
Härte  ist  so  bedeutend,  daß  sie  am  Stahle  Fun-' 
ken  gibt  und  von  der  englischen  Feile  nur  schwe 
angegriffen  wird.   Tonwaren  mit  porösem  Scher- 
ben sind  auf  dem  Bruche  erdig,  an  der  Zunge 
klebend  und  für  Wasser  durchlässig. 

Zu  den  dichten  Ton  waren  gehören  das  Por- 
zellan und  das  Steinzeug. 

Die  Materialien  zur  Herstellung  des  echten 
(harten)  Porzellans  (Kaolin  mit  Zusatz  von  Feld- 
spat, Quarz,  etwas  Kreide  oder  Gips)  werden 
aufs  feinste  gemahlen,  mit  Wasser  geschlämmt 
und  innig  gemengt.  Das  Formen  der  durch  län- 
geres Lagern  im  feuchten  Zustande  sehr  plastisch 
gewordenen  Masse  geschieht  entweder  auf  der 
Drehscheibe  (Töpferscheibe)  oder  durch  Ein- 
drücken in  Gipsformen  oder  durch  Eingießen 
der  mit  Wasser  dickflüssig  gemachten  Masse 
in  dickwandige  Formen  aus  Gips,  der  das  Was- 
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ser  bindet,  während  der  ausgeschiedene  Teil  der 
Masse  an  der  Innenwand  der  Form  haftet.  Nach- 
dem die  geformten  Gegenstände  lufttrocken  ge- 
worden sind,  werden  sie  im  oberen  Teile  des 
Porzellanofens  schwach  gebrannt  (verglüht),  so 
daß  sie  nur  etwas  sintern  und  fester  werden, 
aber  noch  porös  bleiben.  Nunmehr  werden  sie 
gewöhnlich  mit  der  Glasur  versehen,  einer  Mi- 
schung von  Feldspat,  Kalk  und  CiJuarz,  die  in 
Wasser  zu  einer  milchigen  Flüssigkeit  verteilt 
ist  und  beim  Eintauchen  der  porösen  Gegen- 
stände diese  in  dünner  Schicht  überzieht.  Bei 
dem  nun  folgenden  Glattbrennen,  das  in  dem 
unteren,  heißesten  Teile  des  Porzellanofens  ge- 
schieht und  wobei  die  Gegenstände  zum  Schutz 
vor  Verunreinigung  in  besonderen  Behältern 
(Kapseln)  von  feuerfestem  Ton  (Chamotte)  stehen 
müssen,  erteilt  die  Glasur  der  in  der  hohen 
Temperatur  erweichenden  Porzellanmasse  eine 
glatte  Oberfläche.  Unglasiertes  Porzellan  heißt 
Biskuit. 

Leichter  schmelzbar  als  das  echte  Porzellan 
ist  das  sogenannte  Frittenporzellan  (weiches  Por- 
zellan), das  mehr  glasartig  ist  und  Temperatur- 
wechsel weniger  gut  verträgt. 

Zum  Bemalen  (Verzieren)  von  Porzellan  be- 
nutzt man  färbende  Metalloxyde,  die  entweder 
unter  der  Glasur  aufgetragen  werden,  wenn  sie 
die  hohe  Hitze  des  Ofens  vertragen  (Scharf- 
feuerfarben), oder,  wenn  sie  flüchtig  sind,  erst 
nach  dem  Brennen  auf  der  Glasur  aufgetragen 
und  in  einer  Muffel  bei  gelinderem  Feuer  ein- 
gebrannt werden  (Muffelfarben). 

Die  Porzellanwaren  sind  sehr  mannigfaltig 
(Tafelgeschirre,  Puppenköpfe,  Pfeifenköpfe,  Schil- 
der, Vasen,  Gefäße  und  Apparate  für  Chemie 
usw.,  auch  Kunstwerke).  —  Man  sortiert  sie  in 
Feingut,  Mittelgut,  Ausschuß  und  Bruchware. 

Vom  Porzellan  unterscheidet  sich  das  feine 
Steinzeug  dadurch,  daß  es  nicht  durchscheinend 
ist  und  daß  zu  seiner  Herstellung  ein  weniger 
feuerbeständiger  Ton,  mit  verschiedenen  Fluß- 
mitteln gemischt,  Verwendung  findet. 

Das  gewöhnliche  Stein  zeug  wird  aus  einem 
gefärbten  Ton  hergestellt,  der  beim  Brennen  stark 
sintert.  Man  fertigt  daraus  Mineralwasserkrüge, 
Wasserröhren,  Säuregefäße,  Töpfe  usw.,  denen 
man  eine  sogenannte  Salzglasur*)  gibt.  — 

Zu  den  Tonwaren  mit  porösem  Scherben 
gehören:  das  Steingut  (Fayence,  Majolika,  Halb- 
porzellan), das  gewöhnlich  aus  einem  kalkreichen 
Töpferton  mit  Zusatz  von  Quarz  und  Feldspat 
hergestellt  und  mit  einer  bleihaltigen  oft  undurch- 
sichtigen (Email-)Glasur  versehen  ist,  die  ge- 
wöhnlichenTöpferwaren,  aus  unreinem,  braun 
oder  rot  gefärbtem  Ton  geformt  und  mit  Blei- 
glasur versehen,  die  Schmelztiegel  aus  feuer- 
festem Ton  (Chamottemasse)  und  Quarzsand  her- 
gestellt, und  die  Tonpfeifen  (Pfeifenköpfe),  na- 
mentlich in  Holland,  doch  auch  in  Deutschland 
aus  feuerfestem  Ton  (Pfeifenton)  bereitet. 

Für  Bauzwecke  dienende  poröse  Tonwaren 
sind:  die  Ziegel,  aus  einem  fast  überall  vorkom- 
menden Lehm  (oder  Ziegelton),  der  nach  dem 
Brennen    die   von    Eisenoxyd    herrührende   rote 

•)  In  den  glühenden  Ofen  wirft  man  Kochsalz,  das  ver- 
dampft und  an  der  Oberfläche  der  Geschirre  einen  elasartigen 
Überzug  bildet. 


Farbe  zeigt,  gefertigt,  die  Chamottesteine,  für 
Feuerungsanlagen  und  Schmelzöfen,  aus  einem 
feuerfesten  Ton  unter  Zusatz  von  Chamotte 
(schon  gebrannter,  pulverisierter  Tonmasse)  be- 
reitet, und  die  Ofenkacheln,  die  wie  Ziegel  ge- 
formt und  nach  dem  ersten  Brennen  mit  einer 
undurchsichtigen,  weißen  oder  farbigen  Glasur 
(Email)  versehen  und  nochmals  gebrannt  werden. 
Die  Fabrikation  der  Tonwaren  ist  uralt.  Das 
Porzellan  wurde  etwa  um  185  v.  Chr.  von  den 
Chinesen  erfunden.  Später  zeichneten  sich  die 
Araber  durch  ihre  Töpferkunst  aus.  In  England 
wurde  die  Fabrikation  des  Steinzeugs  nament- 
lich durch  Wedgwood  verbessert.  Nach  der  Ent- 
deckung der  Herstellung  des  weißen  Porzellans 
durch  den  Alchimisten  Bottich  er  (1709)  entstand 
unter  seiner  Leitung  die  Meißener  Porzellan- 
fabrik, der  später  die  Errichtung  der  BerUner 
und  anderer  Porzellanfabriken  folgte. 

X.  Gesteinsbindemittel. 

Gebrannter  Kalk;  Zement;  Gips. 

1.  Gebrannter  Kalk  (CaO).  Kalkstein  (kohlen- 
saurer  Kalk,  Calciumkarbonat)  verliert  beim  Bren- 
nen in  Kalköfen  seine  Kohlensäure  und  geht  in 
Ätzkalk  (gebrannten  Kalk)  über.  Der  gebrannte 
Kalk  verbindet  sich  nach  dem  Benetzen  mit 
Wasser  mit  diesem,  er  löscht  sich,  und  zwar  um 
so  energischer,  je  reiner  er  ist  (Weißkalk,  fetter 
Kalk) ;  unreiner  (magerer)  Kalk  (Graukalk)  löscht 
sich  nur  langsam.  —  Der  mit  Wasser  zum  Brei 
gemischte  gelöschte  Kalk  gibt  mit  Sand  vermengt 
den  Luftmörtel,  das  für  Bauzwecke  allgemein 
benutzte  Bindemittel,  das  durch  Aufnahme  von 
Kohlensäure  an  der  Luft  unter  Abgabe  von 
Wasser  allmählich  erhärtet.  —  Ätzkalk  dient  noch 
zur  Bereitung  von  Chlorkalk,  zum  Ätzendmachen 
von  Soda  und  Pottasche,  in  der  Zuckerfabrika- 
tion, in  der  Gerberei  usw.  Man  muß  ihn  gut 
verschlossen  (vor  Luftzutritt  geschützt)  aufbe- 
wahren. 

2.  Zement  (Cement).  Man  versteht  hierunter 
gewisse  mineralische  Substanzen,  die  mit  ge- 
branntem Kalk  gemischt,  einen  hydraulischen, 
d.  h.  unter  Wasser  erhärtenden  Mörtel  (Wasser- 
mörtel) geben.  —  Natürliche  Zemente  sind  na- 
mentlich vulkanische  Sande  (Bimssteintuffj,  wie 
die  Puzzolanerde  (von  Puzzuoli),  der  Traß  oder 
Duckstein  (Brohltal  bei  Andernach)  und  die  San- 
torinerde  (Insel  Santorin). 

Halbnatürliche  Zemente  sind  die  sogenannten 
Romanzemente,  die  durch  Brennen  natürlich 
vorkommender  hydraulischer  Kalkarten  (mit  10  bis 
30 o/o  tonigen  Beimengungen)  bereitet  werden  und 
braunrote,  lockere  Pulver  darstellen.  Am  meisten 
verwendet  werden  die  künstlichen,  sogenannten 
Portlandzemente,  die  aus  gebrannten  und  ge- 
mahlenen Mischungen  von  Ton  (ca.  25 o/o)  und 
Kalkstein  (ca.  75 o/o)  fabriziert  werden.  Sie  sind 
von  grünhchgrauer  Farbe,  dichter  und  leichter 
aufzubewahren  als  die  Romanzemente.  Die 
Zemente  erhärten  nach  Wochen  und  Monaten 
unter  Wasser  bis  zur  Festigkeit  guter  Bausteine 
(ohne   Volumveränderung). 

Der  zur  Straßenpflasterung,  zu  Wasserbauten 
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usw.  verwendete  Beton  oder  Grobmörtel  ist 
eine  Mischung  von  Zement  mit  kleinen  Steinen. 

Als  Zementersatzmittel  dienen  manche  Hoch- 
ofenschlacken, Steinkohlenasche  und  gebrannter 
Ton  (Ziegelmehl). 

3.  Oips,  d.  i.  wasserhaltiger  schwefelsaurer 
Kalk  (Calciumsulfat,  CaSO^+aHsO),  verliert 
beim  Erhitzen  (Brennen)  auf  130"  sein  Kristall- 
wasser. Wird  der  gebrannte  Gips  mit  Wasser 
zu  einem  Brei  angerührt,  so  erhärtet  er  nach 
einiger  Zeit,  weshalb  man  ihn  zur  Herstellung 
von  Gipsfiguren,  Stuckarbeiten,  Abdrücken  und 
Formen  aller  Art,  für  Gipswände  und  Gipsdielen 
und  als  Gesteinsbindemittel  verwendet.  Auch  als 
Düngemittel,  als  Zusatz  zur  Papier-  und  Por- 
zellanmasse und  zum  „Gipsen"  des  Weins  wird 
er  gebraucht. 

XI.  Verzierungs-  (Ornament-)  und 
Baumaterialien.) 

I.Meerschaum,  ein  Magnesiumsilikat  mit 
Wasser,  ist  von  weißer  oder  (bei'  Eisenokyd- 
gehalt)  gelblicher  Farbe,  weich,  mild,  wachs- 
artig zähe  und  sehr  porös,  so  daß  er  an  der 
feuchten  Zunge  haftet.  —  Man  gräbt  den  Meer- 
schaum als  ziemlich  große  Stücke  (Klötze),  die 
von  einer  roten  Rinde  umgeben  sind,  aus  der 
Erde  (Fundorte:  Kleinasien  [Kiltschik  bei  Konia 
und  Eski-Scheher],  Griechenland  [Thivä],  Spa- 
nien); der  frisch  gegrabene  ist  ziemlich  weich 
und  läßt  sich  leicht  schneiden,  allmählich  wird 
er  härter.  —  Man  gibt  den  Stücken  durch  Ab- 
drehen und  Beschneiden  die  rohe  Form  von 
Pfeifenköpfen  und  Zigarrenspitzen,  die  man,  nach- 
dem sie  in  Milch  gekocht  und  mit  Schachtelhalm 
und  Leder  abgerieben  sind,  nach  der  Größe  sor- 
tiert und  in  Kisten  oder  Körben  zwischen  Baum- 
wolle verpackt  und  versendet.  In  Wien  und 
Ruhla  (Thüringen),  aber  auch  in  Preßburg,  Nürn- 
berg und  Paris,  den  Hauptplätzen  für  die  Fabri- 
kation von  Meerschaumwaren,  werden  die  rohen 
Köpfe  zierlicher  geschnitten,  in  geschmolzenem 
Wachs  erhitzt  (eingelassen),  mit  erweichtem 
Schachtelhalm  abgerieben  und  mit  feinem  Tripel 
oder  Kalk  poliert.  Aus  den  beim  Schneiden  der 
Meerschaumköpfe  usw.  sich  ergebenden  Abfällen, 
sowie  aus  den  härteren  und  unreineren  Stücken 
werden  die  unechten  oder  sogenannten  M a s s a - 
köpfe  hergestellt  (Ruhla^.  Diese  unterscheiden 
sich  von  den  echten  durcn  gleichförmigeres  Aus- 
sehen, größere  Härte  und  höheres  spezifisches 
Gewicht.  Echter  Meerschaum  zeigt  zumeist  ober- 
flächlich wolkige  Zeichnung ;  und  bei  mikrosko- 
pischer Betracntung  zellige  Struktur,  die  dem 
Kunstprodukt  abgeht. 

2.  Dem  Meerschaum  in  chemischer  Hinsicht 
ähnlich  ist  der  Serpentin,  doch  unterscheidet  er 
sich  durch  einen  beträchtlichen  Gehalt  an  Eisen- 
oxydul und  Eisenoxyd,  der  ihm  eine  dunkelgrüne 
bis  braunrote  Farbe  gibt.  Oft  ist  er  gestreift  und 
gefleckt,  so  daß  sein  Aussehen  dem  einer  Schlan- 
genhaut ähnelt.*)  —  Fundorte  sind  bei  Zöblitz 
(Sachsen),  in  Böhmen,  Schlesien,  im  Fichtel- 
gebirge, in  England;  teilweise  bildet  er  mächtige 

•)  Daher  der  Name  von  dem  lateinischen  serpens  (Schlange). 


Lager.  —  Man  fertigt  aus  Serpentin  Reibschalen^ 
Urnen,  Briefbeschwerer,  Leuchter,  Dominosteine^ 
Pfeifen  usw.,  aber  auch  größere  kunstvolle  Stücke, 
wie  Taufbecken,  Grabsteine,  Säulen  usw. 

3.  Auch  Speckstein  und  Asbest  sind  der 
Meerschaum  ähnliche  Mineralien,  denn  der  Specl 
stein  ist  ebenfalls  ein  Magnesiumsilikat,  der  As^ 
best  ein  Caicium-Magnesiumsilikat.  —  Der  Speck'^ 
stein  ist  weiß  bis  grünlich,  sehr  weich,  milde 
und  abfärbend;  geglüht  wird  er  so  hart,  daß  er 
Glas  ritzt.  —  Er  findet  Verwendung  als  Schnei- 
derkreide, als  Grundlage  für  Schminken,  als  Ein- 
streupulver  (Schlupfpulver),  Putz-  und  Polier-- 
mittel,  für  Gasbrenner.  —  Fundorte  in  Sachsen 
(Zöblitz,  Ehrenfriedersdorf),  im  Fichtelgebirge 
(Wunsiedel,    Göpfersgrün)    u.  a.  O. 

Der  Asbest  (Amianth,  Bergflachs,  Bergleder) 
ist  weißlich  oder  grünlich,  seidenglänzend  und 
bildet  faserige  oder  verfilzte  Massen.  —  Die  As- 
bestfasern lassen  sich  mit  oder  ohne  Zusatz  von 
Flachs  oder  Seidenabfällen  verspinnen;  die  er* 
haltenen  Garne  dienen  zur  Erzeugung  unver- 
brennlicher  Gewebe  (Lampendochte  usw.).  Auch 
Asbestpappe  und  Asbestpapier  (zum  Abdichten 
von  Flantschen,  Stopfbüchsen  und  dergleichen) 
werden  gefertigt.  Im  langfaserigen  und  gerei- 
nigten Zustande  ist  Asbest  ein  vortreffliches  Fil- 
triermittel. —  Fundorte:  Sachsen,  Schlesien,  Tirol, 
Italien,  Frankreich  (Dauphine),  Kanada. 

4.  Marmor,   Kalkspat,   Kalkstein. 

Der  kohlensaure  Kalk,  das  Calciumkarbonat 
(Ca  CO3),  findet  sich  in  der  Natur  kristallisiert 
als  Kalkspat,  kristallinisch  als  Marmor,  dicht  und 
derb  als  Kalkstein  und  erdig  als  Kreide.  —  Am 
reinsten  ist  der  Kalkspat,  namentlich  der  auf 
Island  vorkommende  Doppelspat*).  —  Häufige 
Verwendung  findet  der  Marmor,  von  dem  man 
einfarbigen  (weißen  oder  schwarzen)  und  bunten 
(mehrfarbigen)  unterscheidet.  Die  für  Bildhauer-: 
arbeiten  geeigneten  Sorten  kommen  von  Garrara 
und  Serravezza  in  Italien,  von  der  griechischen 
Insel  Paros  und  vom  Pentelikongebirge  bei  Athen; 

—  Aus  den  bunten  Marmorarten  fertigt  man: 
Säulen,    Tischplatten,   Gesimse,    Vasen   usw.   — 

Breccienmarmor  (Bruchmarmor)  ist  aus  ver~ 
schiedenfarbigen  Bruchstücken  zusammengesetzt; 

—  Muschelmarmor  enthält  einzelne  Versteine- 
rungen von  Muscheln  oder  besteht  fast  ganz  aus 
solchen.  Der  schönste  ist  der  Lumachello  von 
Bleiberg  in  Kärnten. 

Der  gemeine,  dichte  Kalkstein  wird  durch 
Brennen  iri  Kalköfen  in  Calciumoxyd  (Ätzkalk) 
umgewandelt,  das,  mit  Wasser  gelöscht,  zur  Be-^ 
reitung  des  Mörtels  dient. 

5.  Alabaster  heißt  der  körnig-kristallinische 
Gips,  der  entweder  farblos  oder  schwach  ge- 
färbt, zuweilen  auch  geädert  und  gefleckt  er- 
scheint. Er  unterscheidet  sich  vom  Marmor  durch 
geringere  Härte  (=2)  und  dadurch,  daß  er  mit 
Säuren  nicht  aufbraust.  Fundorte:  Oberitalien, 
Tirol. 

Die  aus  Alabaster  gefertigten  Kunstgegen- 
stände (Büsten,  Statuen,  Vasen,  Uhrgehäuse  usw.) 
vertragen  die  Aufstellung  im  Freien  nicht  und 
müssen  gegen  das  Verstauben  usw.  (durch  Be- 
decken mit  Glasglocken)  geschützt  sein. 


*)  Er  bricht  das  Licht  doppelt,  daher  der  Name. 
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.  Kristallisierter  Gips  (Gipsspat)  führt  auch  den 
Namen  Marienglas  oder  Fraueneis.  Durchsichtig, 
leicht  spaltbar. 

XII.  Mühlsteine. 

Die  zum  Mahlen  des  Getreides  dienenden 
Mühlsteine  müssen  große  Härte  und  Dauerhaftig- 
keit besitzen,  so  daß  «ie  sich  beim  Gebrauche  nur 
wenig  abnutzen.  Als  Material  für  diese  Steine 
kommt  in  Betracht:  Sandstein,  Mühlsteinquarz, 
Mühlsteinlava,  Granit  und  Porphyr.  Die  meisten 
Mühlsteine  werden  aus  einem  harten  und  festen 
Sandstein  gefertigt  (Johnsdorf  rn  der  Oberlausitz, 
Pirna, .  Harz  usw.),  die  besten  aus  dem  Mühl- 
steinqaarz  (Frankreich). 

XIII.  Schleif-  und  Wetzsteine.  — 
Probiersteine. 

Zum  Schleifen  und  Abziehen  schneidender  In- 
strumente werden  Gesteinsmassen  von  feinem 
Korn  und  gleichförmigem  Gefüge  benutzt.  — 
Zweckmäßig  erweisen  sich  manche  Sandsteine, 
namenthch  die  glimmerreichen  von  Waidhofen 
an  der  Ybbs  (Österreich),  ferner  der  Wetzschiefer 
von  grünlich-  oder  gelblichgrauer  Farbe.  Für 
feine  stählerne  Instrumente  (Rasiermesser  usw.) 
eignen  sich  besonders  feinkörnige,  kieselhaltige 
Kalksteine  (Spaa  in  Belgien)  und  der  orientalische 
oder  levantische  Ölstein  (ein  kieselhaltiger  grau- 
brauner Dolomit). 

Chalcedonartig,  feiri  und  weiß  sind  die  Arkan- 
sas- oder  Mississippisteine  (Nordamerika). 

Künstliche  Schleifsteine  (Schleifscheiben)  wer- 
den aus  Schmirgel,  Quarzsand,  Feuerstein,  Glas- 
pulver usw.  und  einem  Bindemittel  unter  starkem 
Druck  geformt  und  dann  getrocknet,  bei  Ton- 
zusatz auch  gebrannt. 

Probiersteine  braucht  man  für  Edelmetalle 
(Gold  und  Silber)  und  deren  Legierungen;  sie 
dürfen  von  Salpetersäure  nicht  angegriffen  wer- 
den. Namentlich  geeignet  erweist  sich  der 
schwarze  Kieselschiefer  (Lydit),  der  sich  in  Böh- 
men, Bayern,  Schlesien,  Sachsen  und  im  Salz- 
burgischen findet;  auch  manche  schwarze  Basalte 
lind  Tonschiefer  lassen  sich  verwenden. 

:     XIV.  Schleif-  und  Poliermittel. 

1.  Diamaatbord  (Diamantbort)  nennt  man 
das  aus  den  Abfällen  bei  der  Bearbeitung  des  Dia- 
manten und  aus  fehlerhaften,  als  Schmucksteine 
unbrauchbaren  Diamanten  erhaltene  Pulver.  Auch 
der  Carbonado,  ein  Gemenge  von  kristallisiertem 
und  amorphem  Kohlenstoff,  aus  Brasilien  (Bahia) 
stammend,  wird  auf  Diamantbord  verarbeitet. 
Diamantbord  ist  das  härteste  Schleifmittel  (Härte 
10)*)  und  dient  deshalb  zum  Schleifen  des  Dia- 
manten und  anderer  harter  Edelsteine. 

2.  Das  Karborundum  (Siliciumkarbid)  steUt 
eine  blättrig  -  kristallinische,  grünlich  -  schwarze 
Masse  von  großer  Härte  (Q,5)  dar.  Man  bereitet 
es  durch  Schmelzen  von  Quarzsand  mit  Kohle 
unter  Zusatz  von  Kochsalz  im  elektrischen  Ofen 
(Temperatur  über  3000"  C). 

•)  Härte  nennt  man  den  Widerstand,  den  ein  Körper  einem 
andern  enteegensetzt,  der  in  seine  Substanz  einzudringen  ver- 
sucht.  Nach  Mohs  unterscheidet  man  10  Härtegrade.   (S.  662.) 


3.  Schmirgel.,  ein  feinkörniger,  unedlerKorund 
von  dunkelblaugrauer,  aschgrauer  oder  rotbrauner 
Farbe.  Härte  =9.  Hauptfundort  ist  die  grie- 
chische Insel  Naxos.  Man  benutzt  ihn  zum  Schlei- 
fen weicherer  Edelsteine,  von  Glas-  und  Metall- 
waren, gewöhnUch  in  Form  daraus  gefertigter 
Schmirgelscheiben  oder  Schmirgelfeilen  oder  auch 
als  Schmirgelleinwand  oder  Schmirgelpapier.*) 

Venetianlspher  Schmirgel  besteht  aus 
einem  Gemenge  von  Quarz  und  Eisenglanz;  seine 
Härte  ist  bedeutend  geringer  als  die  des  echten 
Schmirgels. 

4.  B  i  m  s  t  e  i  n  (Bimsstein)  findet  sich  in  der  Nähe 
tätiger  und  erloschener  Vulkane  und  ist  als  ein 
schaumig  aufgetriebenes  Glas  vulkanischen  Ur- 
sprungs anzusehen.  Seine  Farbe  ist  weißlich- 
grau, der  Bruch  faserig-seidenglänzend.  Härte  6. 
Bimsteinstücke  schwimmen  auf  Wasser,  weil  sie 
in  den  zahlreichen  Poren  viel  Luft  einschHeßen, 
das  Pulver  sinkt  unter  (spezifisches  Gewicht"  2,1 
bis  2,2).  Der  im  Handel  vorkommende  Bimstein 
stammt  meist  von  den  Liparischen  Inseln.  —  Ver- 
wendung in  Stücken  (auch  künstlich  geformt) 
oder  in  Pulverform  zum  Schleifen  und  Polieren 
von  Metall,  Glas,  Marmor,  Elfenbein,  Holz  usw. 

5.  Tripel  besteht  hauptsächlich  aus  den  Kiesel- 
panzern von  Diatomaceen  mit  etwas  Ton  und 
Eisenoxyd  und  ist  von  gelblich-  oder  bräunhch- 
weißer  Farbe.  Man  findet  ihn  in  Böhmen  (bei 
Eger),  Sachsen,  Tirol,  Frankreich  (Auvergne 
usw.),  in  der  Levante  usw.  —  Er  ist  ein  gutes 
Poliermittel  für  Metalle,  Glas  und  Edelsteine. 

Ebenfalls  aus  Kieselpanzern  vorweltlicher  Dia- 
tomaceen bestehen  der  Polierschiefer  und 
Klebschiefer,   die  ähnlich  verwendet  werden. 

6.  Polierrot  (Englischrot, Preußischrot, Vitriol- 
rot, gebrannter  Ocker,  Colcothar,  Caput  mortuum 
usw.)  ist  Eisenoxyd,  das,  wenn  es  natürlich  vor- 
kommt, mit  Ton  und  Kieselerde  vermengt  ist; 
künstlich  stellt  man  es  her  aus  Ockerschlamm 
usw.,  durch  Glühen,  wodurch  die  Farbe  und 
Härte  beeinflußt  werden.  —  Es  dient  zum  Po- 
lieren und  Putzen  von  Glas-  und  Metallwaren; 
die  hochroten  Arten  benutzt  man  als  Anstrich- 
farbe. 

XV.  Schmucksteine  (Edelsteine). 

Gewisse  Mineralien,  die  sich  durch  schönes 
Aussehen,  durch  Farbe,  Glanz,  Durchsichtigkeit, 
Lichtbrechungsvermögen  (Farbenspiel),  oft  auch 
durch  große  Härte  auszeichnen,  werden  als 
Schmucksteine  bezeichnet  und,  häufig  in  Verbin- 
dung rnit  edlen  Metallen,  zu  Schmuckgegenstän- 
den aller  Art  verarbeitet.  >X^egen  ihres  seltenen 
Vorkommens  nennt  man  sie  auch  Edelsteine. 

Man  unterscheidet  Ganzedelsteme  (Juwelen) 
und  Halbedelsteine.  Die  Ganzedelsteine  haben 
die  genannten  Eigenschaften  in  besonders  hohem 
Grade;  zu  ihnen  gehören:  Diamant,  Rubin,  Sa- 
phir, Smaragd,  Topas,  Zirkon,  der  edle  Granat, 
Chrysoberyll,  Spinell,  der  edle  Opal  und  der 
Türkis.  —  Die  Halbedelsteine  (couleurte  oder 
farbige  Steine)  besitzen  geringere  Härte  und 
Durchsichtigkeit  und  finden  sich  häufiger.    Man 

•)  Papier,  Baumwollzeug  etc.  werden  mit  Leim  überstrichen 
und  Schmirgelpulver  darauf  gesiebt,  durch  tJberwalzen  auf- 
gedrückt und  dann  getrocknet. 
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rechnet  zu  ihnen:  Bergkristall,  Amethyst,  Achat, 
Chalcedon,  Karneol,  Chrysopras,  Onyx,  Jaspis, 
Heliotrop  usw.  —  Weil  indessen  ein  scharfer 
Unterschied  nach  dem  Aussehen  nicht  gut  zu 
machen  ist,  so  teilt  man  die  Schmucksteine  besser 
nach  ihrer  Härte*)  ein,  in  harte,  halbharte  und 
weiche. 

Harte  Edelsteine,  härter  als  Quarz,  sind: 
Diamant,  Rubin,  Saphir,  Smaragd,  Topas,  Granat, 
Chrysoberyll,  Spinell,  Zirkon. 

Halbharte  Edelsteine,  härter  als  Flußspat 
(weicher  als  Quarz),  sind :  Bergkristall,  Amethyst, 
Chalcedon,  Karneol,  Heliotrop,  Türkis,  Opal.  Die 
weichen  Schmucksteine  sind  weicher  als 
Flußspat.  —  In  der  Praxis  wird  die  Härte  der 
Schmucksteine  häufig  mit  der  englischen  Feile 
ermittelt,  deren  Gebrauch  allerdings  große  Übung 
verlangt;  die  Steinschleifer  beurteilen  die  Härte 
nach  dem  Widerstände,  den  der  Stein  dem  An- 
griff der  sich  drehenden  Schleifscheibe  entgegen- 
setzt. 

Rohe  Edelsteine  zeigen  gewöhnlich  ein  ganz 
unansehnliches  Äußere.  Erst  durch  die  Bearbei- 
tung, die  mit  dem  Spalten  oder  Sägen  zur  Ge- 
winnung der  Grundform  beginnt,  mit  dem  Schlei- 
fen kleiner  schiefliegender  Flächen  (Facetten) 
fortgesetzt  und  durch  Polieren  vollendet  wird,  er- 
hält der  Stein  seine  volle  Schönheit.  Die  üblich- 
sten Schliff-  oder  Schnittformen  sind:  der  Bril- 
lant, die  Rosette,  der  Tafelstein,  der  Treppen- 
schnitt und  der  muschlige  (oder  muglige)  Schliff 
(en  cabochon). 

Die  Kunst  der  Edelsteinschleiferei  wurde  na- 
mentlich durch  Ludwig  van  Berquem  (etwa  1456) 
sehr  vervollkommnet.  —  Gravierte  Steine  heißen 
Gemmen,  die  vertieft  geschnittenen,  Intaglien, 
erhaben  geschnittene,  Kameen. 

Der  Verkauf  der  Edelsteine  geschieht  nach 
dem  Gewicht.  Neben  dem  metrischen  Gewicht 
ist  noch  das  Juwelengewicht  gebräuchlich,  dessen 
Einheit  das  Karat  (=  205  mg)  ist.  1  Karat  == 
4  Grän. 

Der  Preis  der  Edelsteine  bestimmt  sich  nach 
der  Schönheit,  Fehlerlosigkeit  und  der  Schliffe 
form,  nicht  zum  wenigsten  durch  die  Mode;  am 
geschätztesten  sind  gegenwärtig  Diamant,  Rubin, 
Smaragd,  Saphir,  Edelopal,  Spinell. 

Der  Handel  mit  Edelsteinen  ist  ungemein 
schwierig  und  erfordert  große  Übung  in  der  Be- 
urteilung der  Schönheit,  in  der  Auffindung  von 
Fehlern  (Wolken,  Federn  [Sprüngen]  usw.)  und 
in  der  Entdeckung  von  Betrügereien  und  Fäl- 
schungen (Unterschieben  minderwertiger  ähn- 
licher Steine;  Verkauf  von  Dubletten  und  Nach- 
ahmungen). 

1.  Oanzedelsteine. 

a)  Diamant  (Demant);  er  besteht  aus  kristal- 
lisiertem Kohlenstoff,  seine  Härte  ist  10,  sein 
spezifisches  Gewicht  3,5 — 3,6.    Die  Klarheit  und 


*)  Härte  nennt  man  den  Widerstand,  den  ein  Körper  einem 
andern  entgegenstellt,  der  in  seine  Substanz  einzudringen  ver- 
sucht. —  Nach  Mohs  unterscheidet  man  10  Härtegrade ;  jedem 
entspricht  ein  Mineral. 
Härtegrad  1  =  Talk  (Speckstein)  'Härtegrad  6  =  Feldspat  (Ortho- 

„        2  =  Oips  (Steinsalz).  „        7  =  Quarz        [klas). 

„        3  =  Kalkspat.  „         8  =  Topas. 

„       4  =  Flußspat.  „         9  =  Korund. 

„        5  =  Apatit.  „       10  =  Diamant. 


Farblosigkeit  des  Diamanten  bezeichnet  man  als 
sein  Wasser,  das  Farbenspiel  als  Feuer.  Von 
den  gefärbten  Abarten  sind  am  häufigsten  die 
gelben  und  grünen,  seltener  die  schön  blauen 
und  rosenroten.  —  Der  Diamant  findet  sich  zu- 
meist lose  im  Sande  der  Flüsse,  zuweilen  ein- 
gewachsen in  einem  Mineral,  dem  Gelenkquarz 
(Itakolumit).  Wichtigste  Fundorte  sind:  Brasi- 
lien, Ostindien,  die  Sunda-Inseln  und  das  süd- 
liche Afrika.  —  Über  die  Entstehung  des  Dia- 
manten ist  man  noch  im  unklaren  und  die  vielen 
Versuche  zur  künstlichen  Herstellung  schleif- 
würdiger Diamanten  waren  bis  jetzt  noch  er- 
gebnislos. 

Fehlerhafte  Diamanten  (rohe)  werden  zum 
Glasschneiden  benutzt  oder  pulverisiert  und  als 
härtestes  Schleifmaterial  verwendet. 

b)  Rubin  und  Saphir  (Korundedelsteine). 

Die  Korundedelsteine  sind  in  chemischer  Hin 
sieht  kristallisiertes  Aluminiumoxyd  (Tonerde)  mit 
Spuren  färbender  Metalloxyde.  Ihre  Härte  ist 
9,  das  spezifische  Gewicht  3,9—4,1.  Der  Rubin 
ist  schön  rot,  der  Saphir  blau  in  verschiedenen 
Abstufungen.  Leukosaphire  sind  farblos  und  wer- 
den oft  für  Diamanten  ausgegeben. 

Die  wichtigsten  Fundorte  für  die  Korundeder>j 
steine  sind  Birma  (Hinterindien),  Ceylon,  Turk 
stan,  Südamerika  und  Australien  (Viktorialand), 
Saphire  fand  man  auch  in  Böhmen  (Isergebirge" 
und  in  Frankreich  (Expailly). 

c)  Smaragd  und  Beryll.  Diese  grünen  Edell 
steine  bestehen  aus  Tonerde  und  Beryllerde  if 
Verbindung  mit  Kieselsäure.  Smaragd  ist  pracht^ 
voll  grün,  Beryll  mehr  mattgrün  bis  bläulich'* 
grün.  Die  Härte  ist  7,5 — 8,  das  spezifische  Ge- 
wicht 2,67 — 2,77.  Fundorte:  Ägypten,  Perüj 
Bolivia,  Brasilien,  Sibirien,  Ural. 

d)  Topas,  ein  in  der  Regel  gelber  (honiggelb^ 
weingelb),  aber  auch  rötlicher,  grünlicher  ode< 
bläulicher,  ziemlich  häufig  vorkommender  Edel 
stein,  der  aus  Aluminiumsilikat  mit  etwas  Fluof'^ 
aluminium  besteht.  Seine  Härte  ist  8,  sein  spe 
zifisches  Gewicht  3,4 — 3,6.  —  Fundorte  nament4 
lieh  Brasilien  und  Sibirien,  Vollkommen  farb- 
lose Topase  werden  oft  als  Diamanten  ausge- 
geben. 

e)  Granat,  edler.  Die  edlen  Granate  sind  de< 
Almandin,  der  Pyrop  und  der  Kaneelstein  (Hes-^ 
sonit).  Sie  haben  die  Härte  7,5.  Am  geschätzte- 
sten ist  der  Almandin  (orientalischer  Granat), 
von  kirsch-  oder  blutroter  Farbe,  aus  Hinter-J 
Indien  und  Ceylon;  der  Pyrop  (occidentalischei 
oder  böhmischer  Granat)  ist  blutrot,  sehr  durch- 
sichtig; der  Kaneelstein  (Zimtstein)  ist  röt- 
lichgelb (zimtfarbig)  und  am  wenigsten  geschätzt. _ 

f)  Opal,  edler.  Er  besteht  aus  wasserhaltige! ' 
Kieselerde  und  ist  völlig  amorph,  halbdurchsich- 
tig (milchig  trübe)  bis  undurchsichtig,  von  gelb- 
lich- oder  bläulichweißer  Farbe  und  sehr  leb- 
haftem Farbenspiel.  Fehlerfreie  größere  Stücke 
sind  sehr  selten  und  teuer. 

Härte  5,5,  spezifisches  Gewicht  2.  Fundorte 
sind  Czerwenitza  bei  Kaschau  (Ungarn),  Hondu- 
ras, Südaustralien,  Mexiko,  Kalifornien. 

g)  Türkis.  Man  unterscheidet  echten  oder 
orientalischen  Türkis  (Kalait)  und  occidentali- 
schen  Zahntürkis.  Der  echte  Türkis  besteht  aus 
phosphorsaurer  Tonerde,  durch  Kupferverbindun- 
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gen  blau  gefärbt;  seine  Härte  ist  6,  sein  spezifi- 
sches Gewicht  2,8.  —  Fundorte:  Persien  und 
Arabien. 

Der  Zahntürkis  besteht  aus  tierischen  Zähnen 
und  Knochen,  die  durch  eingedrungene  Kupfer- 
salze blau  gefärbt  sind.  Beim  Betupfen  mit  Salz- 
säure braust  er  auf.  Fundorte:  Sibirien  und 
Frankreich  (Languedoc).  —  Künstliche  Nachbil- 
dungen bestehen  aus  hellblau  gefärbtem  Milch- 
glas. 

2.  Halbedelsteine. 

a)  B  e  rg  k  r  i  s  t  a  1 1.  Er  besteht  aus  kristallisierter 
Kieselsäure,  ist  von  vollkommener  Durchsichtig- 
keit, hohem  Glänze  und  gewöhnlich  farblos.  Far- 
bige Abarten  haben  besondere  Namen,  wie  z.  B. 
Zitrin  (böhmischer  Topas),  der  gelbe,  Rauch- 
topas, der  nelkenbraune,  Morion,  der  dunkel- 
braune bis  schwarze,  Amethyst,  der  blauviolette 
Bergkristall.  —  Härte  7,  spezifisches  Gewicht 
2,65.  —  Fundorte:  Schweiz  (St.  Gotthard),  Frank- 
reich (Dauphine),  Madagaskar,  Ceylon. 

Außer  zu  Schmucksteinen  verarbeitet  man  den 
Bergkristall  auch  zu  Linsen  für  Brillen  und  andere 
optische  Instrumente,  früher  auch  zu  Kunstsachen 
(Schalen,  Urnen,  Kronleuchtern  usw.). 

b)  Edle  Quarze.  Es  gehören  zu  ihnen:  der 
Chaicedon  (milchweiß,  grau,  gelb,  braun),  der 
Karneol  (blutrot,  fleischrot,  rotgelb),  der  Chryso- 
pras (lauchgrün,  apfelgrün),  der  Heliotrop  (dun- 
kelgrün mit  gelben  oder  roten  Punkten),  der 
Jaspis  (gelbbraun,  rot  oder  grünlich)  und  das 
Katzenauge  (mit  eingeschlossenen  Asbestfasern, 
grünlich). 

c)  Mischungen  oder  schichtenweise  Überein- 
anderlagerungen  von  edlen  Quarzen  finden  sich 
in  der  Achat  genannten  Gesteinsart;  sie  bilden 
oft  charakteristische  Zeichnungen,  nach  denen 
der  Achat  benannt  wird  (Bandachat,  Moosachat, 
Trümmerachat,  Festungsachat  usw.).  —  Achat, 
in  dem  gerade  weiße  Bändergegen  dunkle  Neben- 
massen scharf  abgegrenzt  erscheinen,  heißt  Onyx. 
—  Der  Achat  findet  sich  in  massiven  oder  hohlen 
Achatmandeln  oder  -kugeln,  von  Nußgröße  bis 


zu  30  cm  Durchmesser.  —  Hauptfundorte  sind 
Idar  und  Oberstein  an  der  Nahe  (berühmte  Schlei- 
fereien), Südamerika  (Brasilien,  Uruguay),  Mada- 
gaskar und  Rußland  (Jekaterinenburg).  Man  ver- 
arbeitet den  Achat  zu  Platten,  Reibschalen, 
Dosen,  Petschaften,  Glättsteinen,  Ringen,  Knöp- 
fen usw. 

d)  Bernstein.  Er  ist  ein  versteinertes  (fos- 
siles) Harz,  das  von  Nadelholzbäumen  (Bern- 
steinfichte) der  Braunkohlenperiode  abstammt. 
Seine  Farbe  ist  gelb  mit  verschiedenen  Ab- 
stufungen nach  dem  Weißlichen  bis  Braun- 
roten, durchsichtig  bis  durchscheinend,  oft  wolkig 
getrübt.  Zuweilen  finden  sich  im  Bernstein  Pflan- 
zenteile und  Insekten  eingeschlossen,  ein  Be- 
weis, daß  er  früher  flüssig  gewesen  sein  muß. 
Bernstein  schmilzt  bei  280*'  und  läßt  sich,  in  Öl 
erhitzt,  erweichen  und  formen;  er  brennt  mit 
leuchtender,  rußender  Flamme  unter  Verbreitung 
eines  nicht  unangenehmen  Geruchs  (Räuchermittel 
im  Orient).  Von  anderen  Harzen  unterscheidet  er 
sich  durch  seinen  Gehalt  an  Bernsteinsäure.  — 
Fundorte  des  Bernsteins  sind  besonders  die  Ost- 
seeküste (Samland),  wo  man  ihn  mit  Netzen  aus 
dem  Meere  fischt,  oder  aus  dem  durch  Stürme 
vom  Meeresboden  losgerissenen  Tange  ausliest, 
oder  ihn,  wie  zumeist  aus  der  sogenannten  blauen 
Erde  in  den  Strandbergen,  ausgräbt.  Die  Bern- 
steinstücke werden  nach  Größe  und  Schönheit 
sortiert;  aus  dem  Wasser  gefischte  sind  ober- 
flächlich glatt,  ausgegrabene  dagegen  rauh.  Die 
Verarbeitung  des  Bernsteins  geschieht  namentlich 
in  der  Nähe  seiner  Fundorte  (Königsberg,  Danzig, 
Lübeck,  Stolpe),  aber  auch  in  Wien,  Paris,  Kon- 
stantinopel und  zu  Catania  (Sizilien).  Gefertigt 
werden  daraus  Pfeifen-  und  Zigarrenspitzen, 
Bernsteinkorallen,  Stockknöpfe,  Kreuze,  Broschen, 
kleine  Büsten  usw. 

Nachahmungen  aus  Harzmischungen  verraten 
sich  durch  geringere  Härte  und  leichtere  Schmelz- 
barkeit, die  aus  Glas  und  Zelluloid  ebenfalls  durch 
abweichende  Härte  und  spezifisches  Gewicht.  — 
Ambroid  ist  aus  Bernsteinabfällen  hergestellt. 


B.  Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 


I.  Nahrungsmittel. 

Der  Körper  der  Menschen  und  Tiere  besteht 
im  wesentlichen  aus  Blut  und  Fett,  oder  aus 
Eiweiß  (eiweißartigen  Stoffen),  Wasser,  minerali- 
schen Salzen  und  Fett.  Durch  den  Lebensprozeß 
werden  diese  Stoffe  verbraucht  und  müssen  des- 
halb dem  Körper  erneut  zugeführt  werden.  Sie 
sind  die  eigentlichen  Nährstoffe  und  sollten  dem- 
nach in  jedem  Nahrungsmittel  enthalten  sein.  Da 
indessen  nur  selten  in  einem  Nahrungsmittel  alle 
Nährstoffe  sich  in  dem  Verhältnis  finden  werden, 
wie  es  der  Körper  verlangt,  so  muß  stets  auf 
eine  richtige  Mischung  der  Nahrungsmittel  Be- 
dacht genommen  werden. 

Aber  nicht  allein  aus  seiner  chemischen  Zu- 
sammensetzung ergibt  sich  der  Nährwert  eines 
Nahrungsmittels,  sondern  auch  aus  seiner  Ver- 
daulichkeit,   d.  h.   der   Aufnahmefähigkeit   durch 


den  Körper,  denn  nur  der  verdauliche  Anteil  kann 
dem  Körper  zugute  kommen.  Es  kann  demnach 
sehr  wohl  ein  weniger  günstig  zusammengesetz- 
tes Nahrungsmittel  höheren  Nährwert  haben, 
wenn  es  nur  leicht  verdaut  wird. 

1.  Pflanzliche  Nahrungsmittel. 

a)  Getreidearten  (Cerealien).  Es  sind  dies 
die  wichtigsten  Nahrungsmittel  aus  dem  Pflanzen- 
reiche. Von  ihnen  gehören  Weizen,  Roggen, 
Gerste,  Hafer,  Mais  und  Reis  in  die  Familie  der 
Gräser  (Gramineen),  der  Buchweizen  in  die  der 
Knöterichgewächse  (Polygonaceen). 

Die  Getreidearten  werden  entweder  als  soge- 
nannte Brotfrucht  oder  zur  Gewinnung  anderer 
Nahrungsmittel  angebaut.  Sie  enthalten  stickstoff- 
haltige Nährstoffe,  sogenannte  Proteinsubstanzen 
(Kleber,  Pflanzenalbumin  und  -kasein),  und  stick- 
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stoffreie,  wie  Stärke,  Zucker,  Gummi  und  Fett, 
außerdem  für  die  Ernährung  wichtige  Salze 
(Phosphate  usw.). 

'  Weizen.  Es  gibt  zahlreiche  Spielarten  der 
Weizenpflanze,  die  in  allen  Ländern  der  gemäßig- 
ten Zone  angebaut  werden. 

Das  Weizenkorn  ist  länglich  eiförmig,  bauchig, 
an  der  Spitze  behaart,  sonst  kahl,  mit  tiefer 
Längsfurche.  Im  Handel  unterscheidet  man  wei- 
ßen und  roten  Weizen  und  harten,  halbharten  und 
weichen.  Harter  Weizen  wird  besonders  zur  Fa- 
brikation von  Grieß  und  Nudelwaren  (Makka- 
roni),  halbharter  und  weicher  für  die  Gewinnung 
von  Mehl,  letzterer  auch  für  Stärke  verwendet. 

Guter  Weizen  zeigt  gleichmäßig  große,  volle, 
schwere,  dünnschalige  Körner  von  heller  Farbe; 
er  soll  frei  von  fremden  Beimengungen  (Un- 
krautsamen) und  kranken  (brandigen)  Körnern 
sein.  —  Gewicht  eines  hl  Weizen  im  Mittel  75  kg. 

Roggen,  Korn,  ist  das  Hauptgetreide  in  Nord- 
ünd  Mitteldeutschland,  Holland,  Belgien  und 
Skandinavien.  Das  Roggenkorn  ist  mehr  ge- 
streckt als  das  Weizenkorn,  von  runzliger  Ober- 
fläche und  grauer  Färbung.  —  1  hl  Roggen  wiegt 
im  Mittel  71  kg. 

Dem  Roggen  findet  sich  zuweilen  eine  giftige, 
dunkelviolette,  krummzylindrische  Pilzform  (Dauer- 
lager von  Claviceps  purpurea),  das  Mutterkorn 
(Seeale  cornutum),  beigemengt. 

Gerste  ist  die  bespelzte  (mit  den  Spelzen  ver- 
wachsene) Frucht  der  Gattung  Gerste  (Hordeum), 
Von  länglich  spitzer  Form  und  gelber  Farbe.  Im 
Handel  unterscheidet  man  die  bessere  Malz-  oder 
Braugerste  und  die  etwas  geringere  Futter-  und 
Mehlgerste.  Gerste  dient  namentlich  zur  Berei- 
tung von  Malz,  Graupen  und  als  Futtermittel; 
Gerstenmehl  bäckt  schlecht.  —  Nackte  Gerste 
(walachische  Gerste  oder  Davidskorn)  wird  auch 
geröstet  und  als  Kaffeesurrogat  verwendet. 
--  Hafer,  die  Frucht  des  gemeinen  oder  Rispen- 
hafers (Avena  sativa),  ist  länglich  rund,  schlank 
zugespitzt,  behaart.  Man  unterscheidet  weißen, 
gelben  und  schwarzen  (dunkelbraunen)  Hafer. 
Verwendung  als  Pferde-  und  Geflügelfutter,  zur 
Bereitung  von  Hafergrütze  und  -grieß  usw.  — 
1  hl  Hafer  wiegt  39—57  kg. 

Mais  (türkischer  Weizen,  Welschkorn,  Kuku- 
ruz), die  getrockneten  Körner  vom  Fruchtkolben 
der  Maispflanze  (Zea  Mais),  die  aus  Amerika 
stammt,  aber  häufig  in  Süd-  und  Mitteleuropa, 
in  Asien  und  Afrika  angebaut  wird.  Man  unter- 
scheidet amerikanischen  (Riesenmais)  und  euro- 
päischen Mais  und  von  beiden  viele  Unterarten. 

Der  im  Maiskorn  enthaltene  Keimling  muß 
durch  Maschinen  vom  eigentlichen  Mehlkörper 
entfernt  werden,  ehe  dieser  zu  Mehl  vermählen 
werden  darf.  Maismehl  wird  nur  mit  Roggen- 
oder Weizenmehl  gemischt  zu  Brot  verbacken, 
sonst  auch  mit  Wasser  zu  dickem  Brei  verkocht 
(Polenta  der  Italiener) ;  es  dient  auch  zur  Fabri- 
kation von  Stärke  (Maizena)  und  in  Amerika  in 
der  Branntweinbrennerei  (Whisky).  —  1  hl  Mais 
wiegt  70—90  kg. 

Reis  ist  das  getrocknete,  von  den  Spelzen  be- 
freite Samenkorn  der  Reispflanze  (Oryza  sativa). 
Die  Pflanze  ist  im  südlichen  und  östlichen  Asien 
(China,  Japan,  Vorder-  und  Hinterindien)  einhei- 
misch und  wird  in  Nordamerika,  Westindien,  Süd- 


amerika, in  Nord-  und  Ostafrika  und  in  den  wär- 
meren Ländern  Europas,  wo  dies  die  Boden- 
verhältnisse gestatten  (Po-Ebene  usw.),  kultiviert. 
—  Von  den  zwei  Spielarten  der  Reispflanze,  dem 
Bergreis  und  Sumpfreis,  wird  besonders  der  er- 
giebigere und  leichter  gedeihende  Sumpfreis  an- 
gebaut, obgleich  zur  Zeit  der  Ernte,  wo  der  bis 
dahin  unter  Wasser  gehaltene  Boden  austrocknen 
muß,  die  Arbeiter  sehr  vom  Sumpffieber  (Mala- 
ria) zu  leiden  haben.  Durch  das  Ausdreschen 
(oder  Auswalzen)  der  abgemähten  Halme  erhält 
man  den  rohen,  noch  in  der  Spelze  (Hülse)  be- 
findlichen Samen  (Paddy),  der  noch  auf  Mühlen; 
geschält  werden  muß  (ca.  50o/o  Reiskleie  als 
Abgang).  Das  Schälen  findet  oft  erst  in  Europa 
(Liverpool,  Amsterdam,  Rotterdam,  Kopenhagen,. 
Bremen,  Hamburg  usw.)  statt,  weil  ungeschälter« 
Reis  den  Seetransport  besser  verträgt.  Halb-e! 
geschälter  Reis  heißt  Cargo.  —  Nach  dem  Schä- 
len wird  der  Reis  noch  poliert,  d.  h.  von  der  noch 
anhaftenden  dünnen  Fruchthaut  (Silberhaut)  be-^ 
freit.  Die  Handelssorten  des  Reises  bezeichnet ' 
man  nach  den  Ursprungsländern  und  ordnet  sie 
nach  der  Qualität,  so  daß  als  bester  Reis  der 
nordamerikanische  (Südkarolina,  Georgia)  gilt, 
der  allerdings  nur  sehr  wenig  auf  den  europäi- 
schen Markt  kommt  und  meist  durch  den  fast 
ebenso  guten,  aber  billigeren  Javareis  (in  Hol- 
land geschälter:  Tafelreis)  ersetzt  ist.  Aus  Vor- 
derindien kommt  als  bester  der  Patna;  Hinter-^ 
Indien  liefert  zwar  bedeutende  Mengen,  aber  von 
etwas  geringerer  Qualität  (Arakan,  Pegu  [Rangun 
und  Bassein],  Tenasserim  [Moulmein].  Geringere 
Bedeutung  haben  die  brasilianischen  (Parä), 
westindischen,  Icvantinischen  (türkischen)  und 
ägyptischen  Sorten.  Sehr  gut  ist  der  italienische^ 
Reis  (kurze,  dicke,  rundliche  Körner),  der  im; 
Ostiglianer  dem  Karolinareis  an  Güte  fast  gleich- 
kommt. 

Die  Versendung  des  Reises  geschieht  in  Fäs-; 
Sern  oder  Säcken,  zuweilen  auch  in  Reisdampfern 
ohne  besondere  Verpackung. 

H  i  r  s  e ;  die  kleinen,  rundlichen,  von  den  Spelzen 
umschlossenen  Früchtchen  verschiedener  Arten 
der  Gattung  Fennich  (Rispen-  und  Kolbenhirse) 
werden  geschält  und  mit  Wasser  gekocht  genos- 
sen. —  Im  tropischen  Afrika  einheimisch  ist  die 
Mohrhirse,  Sorghohirse  oder  Durra,  deren 
Frucht  (Guineakorn,  Dari,  Neger-  oder  Kaffern- 
korn)  das  Hauptnahrungsmittel  der  Afrikaner 
bildet. 

Glanz-  oder  Kanariensamen  ist  das  stroh- 
gelbe, bespelzte  Korn  des  kanarischen  Glanz- 
grases; besonders  als  Vogelfutter  verwendet. 

b)  Hülsenfrüchte.  Die  Hülsenfruchtpflan- 
zen (Leguminosen)  haben  als  Früchte  meist 
einfächerige  Kapseln  mit  darin  befindlicheit 
Samen,  die  man  Hülsenfrüchte  nennt.  Diese 
haben  hohen  Nährwert  infolge  ihres  beträcht- 
lichen Gehalts  an  Eiweißstoffen,  die  aber  zum 
Teil  etwas  schwerer  verdaulich  sind  als  die  der 
Getreidearten.  In  Betracht  kommen  die  Boh- 
nen, Erbsen  und  Linsen. 

Die  Bohnen  sind  die  Samen  verschiedener 
Arten  der  Gattung  Bohne  (Phaseolus);  die  un- 
reifen Früchte  dienen  als  Gemüse. 

Die  Erbsen  (Samen  von  Pisum  sativum,  Erbse) 
bilden  im  unreifen  Zustande,  frisch  oder  getrock- 
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jiet  (konserviert),  ein  beliebtes  Gemüse;  die 
reifen,  gelben  Erbsen  werden  häufig  geschält 
oder  zu  Mehl  vermählen. 

.  Linsen  sind  die  kreisrunden,  etwas  abgeplatte- 
ten Samen  der  gemeinen  Linse  (Ervum  Lens  L.). 
Linsenmehl  kommt  oft  unter  hochklingenden 
Namen  in  den  Handel  (Ervalenta,  Revalenta  ara- 
iica,  Revalesciere  du  Barry). 
-  c)  Mahlprodukte.  Die  Getreidefrüchte  und  die 
Hülsenfrüchte  bilden  die  wichtigsten  Rohmateria- 
lien für  die  Mahlprodukte,  die  man  nach  dem 
Grade  der  Feinheit  der  Zerkleinerung  unterschei- 
det, als  Schrot,  Graupen,  Grütze,  Grieß  und  Mehl. 
Schrot  sind  die  zu  einem  sehr  gröblichen  Pulver 
zerteilten  Früchte;  Graupen  sind  rundliche  Körner 
(Weizen-  oder  Gerstenfrüchte),  Grütze  geschälte 
und  gröblich  geschrotene  Körner  (Gerste,  Hafer, 
Hirse  usw.);  Grieß  ist  unvollkommen  aufgemah- 
lenes Getreide  nach  Entfernung  der  Kleie  (Wei- 
zen), gröber  als  Mehl.  Mehle  nennt  man  die 
feinpulverigen,  von  Geweberesten  möglichst  voll- 
ständig befreiten  Mahlprodukte. 

d)  Kohlehydrate.  So  nennt  man  eine  Gruppe 
"von  stickstoffreien  Kohlenstoffverbindungen,  in 
denen  die  Elemente  Wasserstoff  und  Sauerstoff 
in  dem  Verhältnis  enthalten  sind,  wie  sie  Wasser 
ülden,  d.  h.  auf  zwei  Atome  Wasserstoff  kommt 
ein  Atom  Sauerstoff.  —  Als  Nahrungsmittel  ge- 
hören zu  ihnen  insbesondere  die  Stärkearten  und 
Dextrin,  sowie  die  Zuckerarten. 

a)  Stärke  (Amylum*).  Sie  findet  sich  in  den 
Zellen  aller  Blattgrün  (Chlorophyll)  führenden 
Pflanzen  in  Form  kleiner  Körnchen,  besonders 
reichlich  in  den  Pflanzenteilen,  die  einer  späteren 
Entwicklung  entgegengehen  (Samen,  Wurzelknol- 
len, im  Stamm).  Solche  Stärke  heißt,  nach  ihrer 
Bedeutung  für  die  Pflanze,  Reservestärke.  Zu 
ihrer  fabrikmäßigen  Gewinnung  werden  die 
stärkeführenden  Pflanzenteile  (Knollen,  Mark 
usw.)  zerrieben  oder  zermahlen  und  die  Stärke- 
körnchen mit  Wasser  ausgewaschen,  aus  dem 
sie  sich  in  der  Ruhe  absetzen.  Die  nötigenfalls 
gewaschene  und  gebleichte  Stärke  läßt  man  nach 
Entfernung  des  Wassers  lufttrocken  werden  und 
trocknet  sie  zuletzt  völlig  bei  mäßiger  Wärme 
(30 — 40*^).  Schwieriger  ist  die  Stärkegewinnung 
aus  Samen,  wobei  man  den  Kleber  als  besonders 
wertvolles  Nebenprodukt  zu  erhalten  wünscht, 
dessen  Trennung  von  der  Stärke  sowohl  auf 
mechanischem  (üblicherem)  als  auch  auf  chemi- 
schem Wege  (durch  saure  Gärung,  wobei  aller- 
dings ein  Teil  des  Klebers  zerstört  wird)  ge- 
schehen kann.  Besonders  schwierig  ist  die  Ge- 
winnung der  Stärke  aus  Reis  und  Mais,  weil 
deren  Stärkekörnchen  sehr  klein  und  dichtge- 
drängt sind;  hier  müssen  auflockernd  wirkende 
Hilfsmittel  (schwache  Natronlauge)  die  Trennung 
der  Stärke  von  den  beigemengten  Stoffen  er- 
leichtern. 

Die  Stärkesorten  des  Handels  stellen  feine, 
weiße,  beim  Zerdrücken  knirschende  Pulver  dar, 
die  aber  keineswegs  reine  Stärke  im  chemischen 
Sinne  sind,  sondern  häufig  Beimengungen  ent- 
halten und  auch  in  ihrer  Verwendung  auffällige 
Verschiedenheit  zeigen,  so  daß  man  nicht  ohne 

•)  Amylum  bezeichnet  einen  Körper,  der  pulverig,  aber 
nicht  vermählen  ist  (aus  dem  Griechischen  von  a-privativum 
und  nv).oi  =  Mühle). 


weiteres  eine  Stärkeart  durch  die  andere  ersetzen 
kann. 

In  kaltem  Wasser  ist  Stärke  unlöslich.  Wird 
sie  mit  Wasser  genügend  erwärmt  (55 — 87^),  so 
verkleistern  die  Stärkekörnchen,  indem  sie  unter 
Aufquellen  ihre  Form  vollständig  verlieren.  Trok- 
kene  Stärke  verträgt  Erwärmen  auf  100  bis 
105"  ohne  sich  zu  verändern;  bei  150 — löO**  wird 
sie  unter  Gelbfärbung  in  lösliches  Dextrin  (Röst- 
gummi) umgewandelt. 

Charakteristisch  ist  das  Verhalten  der  Stärke 
gegen  Jod,  dessen  Lösung  (Jodtinktur)  feuchte 
Stärke  (oder  Stärkekleister)  tiefblau  färbt.  Säuren 
verwandeln  Stärke  zunächst  in  Amylodextrin, 
später  (auch  beim  Erhitzen)  in  Dextrin  und  Dex- 
trose (Stärkezucker).  Ähnlich  der  Einwirkung 
verdünnter  Säuren  auf  Stärke  ist  die  eines  Malz- 
aufgusses. Die  in  diesem  enthaltene  Amylase 
(Diastase)  verwandelt  Stärke  (bei  -f-  70 ")  zu- 
nächst in  Amidulin  (lösliche  Stärke),  dann  in 
Dextrin  und  endlich  in  Maltose.  Ein  Gemisch 
von  rauchender  Salpetersäure  und  konzentrierter 
Schwefelsäure  verwandelt  Stärke  in  der  Kälte  in 
Stärkenitrat  (Nitrostärke,  Xyloidin,  Pyroxam)  ein 
sehr  explosives   Produkt   (weißes  Schießpulver). 

Die  wichtigsten  Stärkesorten  des  Handels  sind : 
Kartoffelstärke,  Weizenstärke,  Reisstärke,  Mais- 
stärke (Maizena,  Mondamin)  und  die  verschiede- 
nen Sorten  von  Arrow-root.  Man  kann  sie  mikro- 
skopisch an  ihrer  für  jede  Sorte  eigentümlichen 
Form  unterscheiden. 

Tabelle  zur  Bestimmung  der  wichtigsten 
Stärkesorten  (nach  Wittmack). 

L  Stärkekörner  fast  alle  einfach: 

a)  Linsenförmig,  Kern  und  Schichtung  undeut- 
lich: Weizen,  Roggen,  Gerste. 

b)  Mehr  oder  minder  fünf-  bis  sechseckig. 
Kern  deutlich,  oft  mit  Spalten:  Mais. 

c)  Bohnen-  oder  nierenförmig,  Kern  groß,  oft 
zerrissene  Längsspalte,  Schichtung  deutlich:  Hül- 
senfrüchte. 

d)  Ei-  oder  muschelförmig  aber  nicht  platt, 
sehr  groß.  Kern  exzentrisch,  nahe  dem  schmalen 
Ende,  Schichtung  sehr  deutlich:  Kartoffel. 

e)  Eiförmig,  mittelgroß,  Kern  nahe  dem  brei- 
ten Ende  oder  in  der  Mitte,  oft  als  Querspalt: 
Westindisches  Arrow-root  von  Maranta  arundi- 
nacea. 

Ähnlich,  doch  mehr  birnförmig.  Kern  undeut- 
lich: Roßkastanie. 

f)  Länglich,  sehr  groß,  platt,  sackförmig,  das 
eine  Ende  in  eine  kleine  Spitze  ausgezogen,  dort 
der  Kern,  Schichtung  sehr  deutlich,  fast  quer: 
Curcuma  (ostindisches  Arrow-root). 

Ähnlich:  Musa-,  Dioscorea-  und  Cannastärke; 
letztere  rundlicher. 

IL  Stärkekörner  zusammengesetzt: 

g)  Aus  vielen,  sehr  kleinen  Teilkörnern:  Reis. 
Ähnlich:  Hafer,  Buchweizen,  Lolch. 

h)  Alle  Teilkörner  ziemlich  gleich  groß.  Kern 
zentral:  Manihot  (Cassava,  brasilianisches  Arrow- 
root). 

i)  Ebenso,  doch  Teilkörner  größer,  Kern  ex- 
zentrisch: Batatas. 

k)  Ein  Korn  sehr  groß,  mit  zwei  bis  drei 
scharfen  Flächen  am  einen  Ende,  dort  zwei  bis 
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drei   halbkugelige   Teilkörner:   Sagus    (aus   dem 
Stamme  der  Sagopalme). 

Verfälschungen  der  Stärkesorten  können  er- 
folgen durch  Beimischung  geringerer  oder  billi- 
gerer Sorten  (Nachweis  mikroskopisch)  oder  auch 
durch  mineralische  Stoffe  (Gips,  Kreide,  Schwer- 
spat, Ton).  Hinterbleibt  beim  Verbrennen  mehr 
als  lo/o  Asche,  so  kann  man  eine  derartige  Fäl- 
schung annehmen.  Die  nähere  Bestimmung  des 
Zusatzes  muß  auf  chemischem  Wege  geschehen. 

ß)  Ein  mechanisches  Produkt  aus  verschiede- 
nen Stärkesorten  ist  der  Sago.  Zu  seiner  Berei- 
tung reibt  man  feuchte,  teigförmige  Stärke  durch 
Metallsiebe;  die  hierbei  erhaltenen  Klümpchen 
trocknet  man  rasch  in  flachen  eisernen,  mit 
Pflanzenfett  ausgestrichenen  und  erhitzten  Pfan- 
nen. Werden  die  Klümpchen  vor  dem  Trocknen 
in  rotierenden  Trommeln  abgerundet,  so  erhält 
man  den  Perlsago.  Der  echte,  ostindische  Sago 
wird  aus  dem  Marke  der  auf  den  Sundainseln 
und  Molukken  einheimischen  und  auch  kultivier- 
ten Sagopalme  (Sagus  Rumphii,  S.  laevis,  S.  fa- 
rinifera),  seltener  aus  dem  Sagobaume  (Cycas 
circinalis  und  revoluta)  hergestellt.  Die  feinste 
weiße,  aus  Japan  kommende  Sorte  heißt  Sago- 
blume. —  Brauner  Sago  ist  durch  gebrannten 
Zucker,  roter  durch  Bolus  gefärbt. 

Der  am  meisten  im  Handel  gehende  inländi- 
sche Sago  (deutscher  Sago)  wird  aus  Kartoffel- 
stärke bereitet  und  ist  bedeutend  billiger  als  der 
echte.  Er  kann  durch  mikroskopische  Prüfung  er- 
kannt werden,  denn  in  ihm  finden  sich  niemals 
Gewebereste,  Steinzellen  und  Haare,  sowie  Kri- 
stalle von  Calciumoxalat,  die  stets  in  echtem 
Sago  enthalten  sind.  Auch  die  Stärkekörner  selbst 
sind  durchaus  verschieden, 

Portland-Sago  wird  aus  dem  Stärkemehl  des 
knolligen  Wurzelstocks  der  Zehrwurz  (Arum 
maculatum)  hergestellt  (Frankreich,  England),  er 
hat  geringe  Bedeutung. 

Tapioka,  brasilianischer  Sago.  Man  gewinnt 
ihn  aus  den  Wurzelknollen  der  Maniokpflanze 
(Manihot  utilissima),  die  im  ganzen  tropischen 
Amerika,  besonders  in  Brasilien  und  Venezuela, 
kultiviert  wird. 

Guter  Sago  soll  aus  harten,  staubfreien  Kör- 
nern bestehen,  ohne  dumpfigen  Geruch  (See- 
geruch) und  Geschmack  sein  und  in  heißem 
Wasser  zu  schleimigen  Körnern  aufquellen,  aber 
nicht  kleisterartig  zerfließen.  —  Verwendung  als 
wohlschmeckendes  Suppenmaterial. 

y)  Dextrin  (Stärkegummi,  Dampfgummi, Gom- 
meline,  Leiokom).  Es  findet  sich  in  manchen 
Pflanzen  als  Umwandlungsprodukt  der  Stärke, 
wird  aber  zumeist  in  den  Stärkefabriken  künst- 
lich hergestellt,  indem  Kartoffelstärke  entweder 
auf  ca.  210"  erhitzt,  oder  zuerst  mit  verdünnter 
Salpetersäure  befeuchtet,  dann  bei  80"  getrocknet 
und  schließlich  auf  110°  erhitzt  wird.  Nach  der 
ersten  Methode  erhält  man  ein  pulveriges  gelb- 
liches Produkt  (Röstgummi),  nach  der  zweiten 
ein  weißes. 

Dextrin  löst  sich  leicht  in  Wasser  zu  einer 
dicken,  klebrigen  Flüssigkeit.  Es  schmeckt  süß- 
lich, brotrindenartig.  Jod  färbt  es  rotviolett;  durch 
Kochen  mit  verdünnten  Säuren  wird  es  in  Dex- 
trose (Trauben'zucker,  Stärkezucker)  übergeführt. 
—  Es  findet  häufig  Verwendung  als  Ersatzmittel 


für  arabisches  Gummi,  also  als  Klebstoff,  als 
Farbenverdickungsmittel  beim  Zeug-  und  Tape- 
tendruck, in  der  Appretur  zum  Steifen  von  Zeu- 
gen, in  der  Weberei  zum  Schlichten  der  Kette 
usw.  usw. 

d)  Zucker  nennt  man  ganz  allgemein  gewisse 
süßschmeckende  Pflanzen-  (oder  Tier-)Substan- 
zen,  die  durch  Einwirkung  von  Hefe  in  wäßriger 
Lösung  in  alkoholische  (weingeistige)  Gärung 
übergehen,  d.  h.  in  Alkohol  (Weingeist)  und  Koh- 
lensäure zerfallen.  Sie  sind  hierdurch  scharf  von 
anderen  süßschmeckenden,  aber  nicht  gärungs- 
fähigen Stoffen,  wie  Glyzyrrhizin  (im  Süßholz), 
Glyzerin,  Saccharin  usw.  unterschieden. 

Die  Zuckerarten  zerfallen  in  zwei  Gruppen,  in 
die  Rohrzuckergruppe  (Saccharosen,  Ci2  H22  Ou) 
und  in  die  Traubenzuckergruppe  (Olykosen, 
Cg  H12  Og).  Nur  die  Glykosen  sind  direkt  gä- 
rungsfähig; die  Saccharosen  werden  es  erst  durch 
Wasseraufnahme  (Hydrolyse),  die  durch  Kochen 
mit  verdünnten  Säuren  leicht  herbeigeführt  wer- 
den kann.  —  Die  meisten  Zuckerarten  sind  op- 
tisch wirksam  (aktiv),  d.  h.  sie  drehen  einen  pola- 
risierten Lichtstrahl  entweder  nach  rechts  {-\-) 
oder  nach  links  ( — ). 

Die  wichtigste  Zuckerart  ist  der  Rohrzucker. 

Die  Pflanzen,  in  denen  sich  Rohrzucker  in 
solcher  Menge  findet,  daß  sich  die  Gewinnung 
daraus  lohnt,  sind  nur  das  Zuckerrohr  und  die 
Zuckerrübe. 

Bloß  örtliche  Bedeutung  hat  die  Zuckergewin- 
nung aus  dem  Safte  gewisser  Palmen  (Ceylon, 
Java),  der  Zuckerhirse  (Sorghum  saccharatum; 
China)  und  des  Zuckerahorns  (Acer  saccharinum 
in  Nordamerika).  Das  Vorkommen  im  Mais,  in 
der  Möhre,  im  Sellerie  usw.  ist  ohne  technische 
Bedeutung. 

Am  einfachsten  gestaltet  sich  die  Gewinnung 
des  Zuckers  aus  dem  Zuckerrohr  (Saccharum  offi- 
cinarum),  einem  in  tropischen  und  subtropischen 
Ländern  gedeihenden,  riesigen,  der  Maispflanze 
äußerlich  ähnlichen  Gras,  dessen  Halme  2,5  bis 
4,5  m  hoch  und  bei  guter  Kultur  und  Düngung  der 
Felder  bis  10  cm  dick  werden  und  16 — 180/0 
Zucker  enthalten.  Man  schneidet  die  Halme  kurz 
vor  der  Blütezeit  nahe  am  Boden  ab  und  preßt 
den  Saft  zwischen  erhitzten  starken  eisernen  Wal- 
zen sofort  heraus.  Zu  seiner  Läuterung  (Reini- 
gung) gibt  man  etwas  Kalkmilch  zu  und  erhitzt 
zum  Sieden.  Hierbei  gerinnen  die  Eiweißstoffe 
und  bilden  oberflächlich  einen  dicken,  festen 
Schaum,  den  man  abschöpft.  Der  geklärte  Saft 
wird  dann  in  besonderen  Pfannen  (in  neuerer 
Zeit  auch  Vakuumpfannen*)  eingekocht,  bis  er 
die  zur  Kristallbildung  erforderliche  Konzentra- 
tion erlangt  hat  (Fadenprobe).  Nach  Beendigung 
der  Kristallisation  in  hölzernen  Kristallisierge- 
fäßen läßt  man  den  flüssig  gebliebenen  Teil 
(Sirup,  Melasse)  abtropfen,  oder  man  schleudert 
ihn  ab  (mit  Zentrifuge).  Die  zurückbleibende  kör- 
nig-kristallinische Masse  von  gelblicher  oder 
bräunlicher  Farbe  und  etwas  klebriger  Beschaf- 
fenheit heißt  Rohzucker,  Kolonialzucker  oder 
Moskovade.  Gewöhnlich  erfährt  dieser  eine 
Veredelung     durch     das     sogenannte     Decken, 


*)  Geschlossene  Pfannen,  in  denen  ein  luftverdünnter  Raum 
erzeugt  wird,  was  das  Abdampfen  sehr  beschleunigt.  In  der 
europäischen  Rübenzuckerfabrikation  allgemein  gebräuchlicb. 
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indem  man  ihn  in  hohen  Gefäßen  (von 
Zuckerhutform)  mit  einer  konzentrierten  Lö- 
sung von  reinem  Zucker  abspült  oder,  wie  in 
neuerer  Zeit,  zentrifugiert.  Die  weißeren  ge- 
deckten Rohzucker  heißen  Cassonade.  Zuweilen 
kommen  sie  in  Form  kleiner,  sehr  zerbrechlicher 
Hüte,  verpackt  in  Papier,  in  den  Handel  (Sucre 
tape;  Lompenzucker,  indischer). 

Die  Handelssorten  des  Kolonialzuckers  wer- 
den nach  den  Produktionsländern  benannt,  so  daß 
man  westindische,  südamerikanische  und  ost- 
indische unterscheidet 

Die  Versendung  geschieht  in  Fässern  von  50 
bis  500  kg,  in  Säcken  von  100  kg  oder  in  Kisten 
von  100—750  kg. 

Die  ehemals  hohe  Bedeutung  des  aus  dem 
Zuckerrohr  gewonnenen  Rohrzuckers  hat  sich  in 
dem  Maße  vermindert,  als  sich  in  Europa  die 
Fabrikation  des  Zuckers  aus  der  Zuckerrübe 
entwickelte.  Die  Zuckerrübe  oder  Runkelrübe, 
eine  Abart  der  gemeinen  Mangoldpflanze  (Beta 
vulgaris),  ist  in  ihren  verschiedenen  Kulturabarten 
durch  dicke,  saftig-fleischige  Wurzeln  ausgezeich- 
net; besonders  beliebt  ist  die  weiße  schlesische 
Rübe. 

Ein  Verfahren  zur  Gewinnung  des  Zuckers  aus 
der  Zuckerrübe  wurde  zuerst  von  dem  Chemiker 
Marggraf  (1747)  erfunden  und  von  dessen  Schüler 
Karl  Achard  weiter  entwickelt  und  (1801)  prak- 
tisch nutzbar  gemacht.  Die  ursprünglich  großen 
Fabrikationsschwierigkeiten  wurden  langsam  abef 
stetig  überwunden  und  mit  dieser  Verbesserung 
der  Fabrikationsmethoden  und  Vergrößerung  der 
Ausbeute  gingen  Hand  in  Hand  und  erfolgreich 
die  Bestrebungen,  durch  geschickte  Kulturmetho- 
den zuckerreichere  und  salzärmere  Rüben  zu  er- 
zeugen. —  Die  Zuckerrüben  enthalten  durch- 
schnittlich 95—960/0  Saft  und  4— 5 o/o  Mark,  d.  i; 
der  in  Wasser  unlösliche  Teil.  Der  Saft  enthält 
(im  Mittel)  14o/o  Zucker,  84o/o  Wasser  und  2ö/o 
Nichtzucker  (Salze,  Eiweißstoffe,  organische  Säu- 
ren und  Basen).  —  Die  Rüben  werden  nach  dem 
Waschen  und  Putzen  mit  Maschinen  zerschnitzelt, 
die  Schnitzel  systematisch  ausgelaugt  (Diffusions- 
verfahren nach  J.  Robert)  und  der  erhaltene  Saft 
entweder  auf  Rohzucker  oder,  nach  Reinigung 
und  Entfärbung  durch  Knochenkohle,  auf  Saft- 
melis  verarbeitet.  Nach  dem  Abscheiden  alles 
kristallisierbaren  Zuckers  unter  Anwendung 
neuerer,  wesentlich  vervollkommneter  Methoden 
(Strontianverfahren),  bleibt  eine  ziemlich  salz- 
reiche Melasse  übrig.  — 

Der  Farbe  nach  unterscheidet  man  alle  Roh- 
zucker als  weiße,  gelbe  und  braune  und  diese 
selbst  wieder  als  solche  von  erster,  zweiter  und 
dritter  Qualität.  Sehr  geschätzt  wird  die  Schärfe 
des  Korns  (d.  h.  seine  Härte  und  Eckigkeit),  weil 
solche  Zucker  auch  gute  und  scharfkörnige  Raffi- 
naden geben.  Ferner  ist  zu  beachten  die  größere 
oder  geringere  Klebrigkeit  des  Zuckerpulvers, 
die  von  anhaftender  Melasse  herrührt,  die 
Reinheit  des  Geschmacks,  sowie  das  Freisein 
von  Holzsplittern,  Sand  und  dergleichen. 

Von  größter  Wichtigkeit  für  die  Wertbemes- 
sung der  Zuckersorten  des  Handels  ist  die  Er- 
mittelung ihres  Gehalts  an  reinem  Zucker.  Die 
früher  üblichen  aräometrischen  und  chemischen 
Methoden  sind  gegenwärtig  durch  die  optische 


oder  Polarisationsmethode  verdrängt  worden. 
Diese  gründet  sich  auf  die  bereits  erwähnte 
Eigenscnaft  wäßriger  Zuckerlösungen,  die  Ebene 
eines  hindurchgeleiteten  polarisierten  Lichtstrahls 
proportional  der  vorhandenen  Zuckermenge  ab- 
zulenken. Für  jede  Polarisation  wird  demnach 
eine  ganz  bestimmte  Zuckermenge,  das  Normal- 
gewicht,  abgewogen,  in  Wasser  zu  einem  be- 
stimmten Volumen  gelöst  und  eine  Schicht  dieser 
Lösung  von  bestimmter  Länge  (200  mm)  für  den 
Durchgang  des  polarisierten  Lichtstrahls  be- 
nutzt.*) Aus  dem  Polarisationsergebnis  berechnet 
man  unter  Berücksichtigung  des  Aschegehalts  und 
des  vorhandenen  Invertzuckers  den  Raffinations- 
wert oder  das  Rendement  (die  Raffinationsaus- 
beute) des  Zuckers. 

Die  festen  Rübenrohzucker  unterscheidet  man 
als  Ersterzeugnisse  und  Nacherzeugnisse;  die  im 
Betriebe  erhaltenen  Sirupe  heißen  Abläufe. 

In  der  Regel  wird  in  den  Fabriken  nur  Roh- 
zucker hergestellt  und  die  weitere  Reinigung,  das 
Raffinieren,  den  Zuckerraffinerien  überlassen; 
häufig  ist  aber  auch  Rohzuckerfabrikation  und 
Raffinerie  vereinigt. 

Zur  Raffinierung  wird  der  Rohzucker  (gleich- 
viel ob  Kolonial-  oder  Rübenrohzucker)  in  lau- 
warmem Wasser  gelöst,  die  Lösung  nach  Zusatz 
von  etwas  Öchsenblut  und  staubfreier  Knochen- 
kohle zum  Kochen  erhitzt  und  danach  über  ge- 
körnte Knochenkohle  filtriert.  Die  hierdurch  ge- 
klärte und  entfärbte  Lösung  wird  in  Vakuum- 
pfannen bis  zur  erforderlichen  Konzentration  ein- 
gedampft, dann  in  Zuckerhutformen  gebracht, 
deren  unteres  spitzes  Ende  durch  eine  Klappe 
verschlossen  ist,  und  während  des  Erkaltens  öfters 
umgerührt,  bis  die  Masse  kristallinisch  erstarrt. 
Man  öffnet  dann  das  untere  Ende  der  Formen 
zum  Abfluß  des  Sirups  und  deckt  oder  zentrifu- 
giert  mit  starkem  Zuckerwasser  (Klärsei),  um 
allen  Sirup  auszuwaschen. 

Nach  teilweiser  Trocknung  des  Zuckers  wer- 
den die  Formen  umgestürzt  (gelöscht)  und  die 
Zuckerhüte  bei  30— 40«  vollends  getrocknet.  Die 
etwas  gelblichen  Hutspitzen  werden  auf  der  Dreh- 
bank abgedreht  und  ebenso  die  Böden  geebnet. 
Das  beste  und  reinste  Raffinationsprodukt,  von 
hartem  und  feinem  Korn,  beim  Anschlagen  klin- 
gend, heißt  Raffinade.  Aus  dem  von  der  Raffi- 
nade ablaufenden  Sirup  wird,  oft  unter  Zusatz 
von  entsprechenden  Rohzuckern,  der  Melis  ge- 
wonnen. Dieser  hat  schon  gröberes,  wenn  auch 
noch  hartes  Korn  und  etwas  gelbliche  Farbe,  die 
oft  durch  Zusatz  kleiner  Mengen  von  Ultramarin- 
blau verdeckt  ist.  —  Saftmelis  ist  aus  Rübensaft 
hergestellt  und  gleichzeitig  raffiniert  worden.  Nach 
dem  Melis  wird  als  drittes  Produkt  Lompen- 
oder  Lumpenzucker  erhalten.  Dieser  hat  schon 
eine  deutlichere  gelbe  Färbung  und  stumpfes, 
mehliges  Korn;  die  Hüte  zerbrechen  leicht.  Der 
vom  Lumpenzucker  ablaufende  Sirup  gibt  nur 
noch  ein  körnig-kristallinisches,  mehr  oder  weni- 
ger gelbliches  Zuckerpulver,  den  Farinzucker 
(Mehlzucker).  Die  von  diesem  abgelaufenen  dik- 
ken  gelbbraunen  Mutterlaugen,  die  in  der  Haupt- 
sache aus  einem  Gemenge  von  nicht  kristallisier- 
barem Schleim-  oder  Sirupzucker  mit  kristallisier- 


*)  Es  dienen  hierzu  Polarisationsapparatc  von  verschiede- 
ner Konstruktion. 
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barem  Zucker  bestehen,  heißen  Sirupe.  Kolonial- 
zuckersirup kommt  namentlich  aus  Westindien 
und  Brasilien;  er  ist  sehr  süß  und  wohlschmek- 
kend.  Der  Rübenzuckersirup  hat  einen  wenig 
angenehmen,  salzigen  Geschmack.  Gewöhnlich 
verarbeitet  man  ihn  auf  Melassesprit.  Nachdem 
man  den  kristallisierbaren  Zucker  auf  dem  Wege 
des  Strontianverfahrens  abgeschieden,  bringt  man 
den  noch  vorhandenen  Zucker  zur  Gärung  und 
destilliert  den  entstandenen  Alkohol  ab.  Der 
.Destillationsrückstand  (die  Schlempe)  wird  auf 
Pottasche  verarbeitet. 

Kandis  oder  Zuckerkand  heißt  Zucker  in 
wohlausgebildeten  größeren  Kristallen.  Er  ist 
länger  bekannt  als  Hutzucker.  Der  beste  Kandis 
ist  vollkommen  rein  und  farblos;  es  gibt  aber 
auch  gelbe  und  sogar  braune  Sorten,  die  aus  ent- 
sprechenden Rohzückern  erhalten  werden.  Man 
verwendet  Kandis  mit  Vorteil,  wenn  es  sich  um 
Herstellung  völlig  klarer  (spiegelblanker)  Lösun- 
gen handelt  (für  Liköre,  Punschessenzen,  Schaum- 
weine). 

Als  Kristallzucker  bezeichnet  man  grobkör- 
nige, kristallinische  Massen,  die  sich  aus  besonders 
feinen  Dicksäften  abgeschieden  haben  und  nach 
dem  Abschleudern  des  Sirups  getrocknet  worden 
sind.    Er  wird  ähnlich  dem  Kandis  verwendet. 

In  der  Likör-  und  Schaumweinfabrikation,  zur 
Herstellung  von  Kunsthonig  und  als  Zusatz  zu 
Naturhonig  wird  auch  der  aus  invertierter*)  Raf- 
finade bestehende  flüssige  (nicht  kristallisie- 
rende)   Raffinadezucker  verwendet. 

s)  Traubenzucker  (Glykose,  Dextrose).  Er 
findet  sich  in  vielen  Pflanzen,  namentlich  in  deren 
Früchten  und  auch  im  Honig.  Im  tierischen  Kör- 
per kommt  er  bei  manchen  Krankheiten  vor  (Zuk- 
kerkrankheit,  Diabetes).  Der  im  Handel  vorkom- 
mende ist  stets  künstlich  aus  Stärke  hergestellt 
(Kartoffelzucker,  Stärkezucker)  und  enthält  stets 
Dextrine  und  andere  unvergärbare  Stoffe.  Er  ist 
entweder  eine  weißlichgelbe,  schmierige  Masse 
(Blockzucker)  oder,  im  gereinigten  Zustande,  ein 
weißes  Pulver,  zuweilen  auch  hutförmig.  Er  ist 
weniger  süß  als  Rohrzucker.  Man  verwendet  ihn 
in  der  Bonbonfabrikation,  zur  Bereitung  der  Zuk- 
kerkouleur  (Erhitzen  bis  200°),  als  Ersatz  des 
Honigs  in  der  Lebkuchenbäckerei  und  als  Ersatz 
für  Malz  in  der  Bierbrauerei;  früher  wurde  er 
auch  zum  Gallisieren  des  Weins  benutzt. 

Der  bei  der  Fabrikation  als  Nebenprodukt  ge- 
wonnene Stärkesirup  hat  oft  Verwendung  zur 
Verfälschung  von  Honig  und  Rohrzuckersirup  ge- 
funden. 

e)  Früchte  (Südfrüchte)  und  Samen, 
a)  Zitronen  und  Orangen.  Die  Zitronen 
sind  die  Früchte  des  Zitronenbaums  (Citrus 
Limonum);  im  Süden  heißen  sie  Limonen. 
Der  in  Südasien  einheimische  Baum  ist  durch 
Anbau  in  allen  wärmeren  Ländern  Europas 
(Mittelmeerländern)  heimisch  geworden.  Man 
erntet  von  dem  das  ganze  Jahr  blühenden  Baume 
dreimal  und  zwar  vom  Juli  bis  September,  dann 
im   November  und  zuletzt  im   Januar   und  ver- 


•)  Wird  Rohrzucker  in  wäßriger  Lösung  mit  verdünnten 
Säuren  gekocht,  so  geht  er  in  Invertzucker  über,  das  ist  ein 
Gemenge  von  Traubenzucker  (Dextrose)  und  Fruchtzucker 
(Levulose). 


sendet  die  Früchte  im  halbreifen  Zustande,  eiii' 
zeln  in  Papier  gewickelt,  in  Kisten.  Die  lebha: 
gelben  (zitronengelben)  Früchte  sind  länglicl 
rund  und  an  beiden  Enden  etwas  zugespitzt  un 
um  so  mehr  geschätzt,  je  dünnschaliger  und  saft- 
reicher  sie  sind.  Im  Saft  ist  Zitronensäure  (6  b 
90/0)  enthalten. 

Die    eigentliche   Zitrone,    die   ziemlich   groß 
Frucht  von  Citrus  medica,  heißt  im  Handel  Ze 
drate.   Sie  ist  durch  dicke,  höckerige  Schale  aus- 
gezeichnet, die,  in  Zucker  eingesotten,  den  Zitro- 
nat (oder  die  Succade)  des  Handels  bildet. 

Zitronat  wird  aber  auch  aus  den  Früchten  de 
Pompelmuse  oder  Kürbiszitrone  (C.  decumana) 
und  des  Adamsapfel-  oder  Paradiesapfelbaums 
hergestellt. 

Die  Limetten  oder  süßen  Zitronen  stamme 
von  C.  Limetta.  —  Die  Bergamottzitrone  (C.  Ber 
gamia)  enthält  in  ihren  Schalen  das  sehr  wohl- 
riechende ätherische  BergaraottöL 

Der  Orangenbaum  unterscheidet  sich  vota| 
Zitronenbaum  durch  dornenlose  Zweige,  breit- 
geflügelte  Blattstiele  und  durch  die  plattkugelige 
Form  seiner  rotgelben  Früchte.  Spielarten  sind: 
Der  gemeine  Orangenbaum  (Pomeranzenbaum, 
Citrus  vulgaris),  und  der  Apfelsinenbaum  (C, 
Aurantium),  dessen  Früchte  die  wegen  ihres  süß? 
säuerlichen  Fruchtfleisches  geschätzten  Apfel; 
sinen  (Pomesinen,  Chinaäpfel)  sind.  Sehr  g 
schätzt  sind  die  kleinen  Mandarinenorangen  mit! 
dünner  Schale  und  zart-rötlichem  Fruchtfleisc' 
(Blutapfelsinen). 

Hauptbezugsorte  für  Zitronen  und  Apfelsine 
sind  Sizilien  (Messina),  Oberitalien,  Südfrankreich, 
Spanien,  Portugal  und  die  Azoren,  neuerdings 
auch  Kalifornien.  Die  Ernte  geschieht  vom  Ok- 
tober bis  Dezember.  Zum  Versand  werden  die 
nur  halbreifen  Früchte  einzeln  in  feines  Papie; 
gewickelt  und  in  Kisten  zu  400 — 800  Stück  ver 
packt. 

ß)  Rosinen  und  Korinthen.  Rosinen 
nennt  man  die  an  der  Sonne  getrockneten 
Beeren  verschiedener  Abarten  des  Weinstocks 
(Vitis  vinifera,  Familie  Vitaceae).  Die  Korin- 
then oder  kleinen  Rosinen  stammen  von  einer 
besonderen,  kleinbeerigen  und  samenlosen  Art 
(Vitis  vinifera  apyrena).  Im  Handel  unterscheide 
man  sie  nach  den  Produktionsländern ;  ausgesucht 
gute  heißen  elemierte  (Eleme).  Die  besten  sind 
die  levantischen  oder  Smyrnarosinen  (aus  der 
Umgebung  von  Damaskus,  Yerli,  Vurla  usw.); 
besonders  die  ziemlich  kleinen  Sultaninen,  die 
hellgelb,  sehr  süß  und  ohne  Kerne  sind,  werden 
hochgeschätzt.  Sehr  gut  sind  auch  die  spanischen 
Rosinen,  die  meist  in  ganzen  Trauben  in  den 
Handel  kommen  (Malaga,  Valencia,  Alicante). 
Die  französischen  Rosinen  kommen  aus  der  Pro- 
vence und  Languedoc,  die  italienischen  nament- 
lich aus  Calabrien  und  von  den  Liparischen 
Inseln.  Die  Korinthen  kommen  in  besonderer 
Güte  aus  Morea  und  von  den  Jonischen  Inseln 
(Zante,  Kephalonia),  geringere  von  Dalmatien 
und  Sizilien.  Verpackung  in  Fässern  von  ca. 
150  kg.  —  Die  Aufbewanrung  muß  an  kühlen 
und  trockenen  Orten  geschehen.  Rosinen  und 
Korinthen  dürfen  nicht  beschlagen  aussehen  oder 
gar  säuerlich  schmecken;  auch  dürfen  nicht  zu 
viel  Stiele  beigemischt  sein. 
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y)  Feigen.  Feigen  sind  die  getrocl<neten 
Scheinfrüchte  (Fruchtstände)  des  Feigenbaums 
(Ficus  carica,  Familie  der  Moraceae),  dessen 
Vaterland  höchstwahrscheinlich  Vorderasien  und 
das  südliche  Europa  ist  und  der  namentlich  in  den 
Miftelmeerländern  kultiviert  wird.  Man  unter- 
scheidet die  Feigen  nach  den  Produktionsländern, 
z.  B.  Smyrnaer  aus  Kleinasien  (beste),  griechische 
-(von  Kalamata),  italienische  (Kalabrien),  franzö- 
sische (Provence)  usw.  Die  Güte  der  Feigen  ist 
nach  Größe  und  Geschmack  zu  beurteilen ;  bei 
guten  Sorten  ist  auch  die  äußere  Haut  dünn  und 
wenig  zähe.  Die  Feigen  enthalten  60 — 70 o/o  Trau- 
benzucker, der  durch  seine  Ausscheidung  den 
weißen,  mehligen  Überzug  verursacht.  Aufbe- 
wahren muß  man  die  Feigen  in  gut  verschlosse- 
nen Behältern  an  kühlen,  trockenen  Orten,  doch 
halten  sie  sich  kaum  länger  als  ein  Jahr.  Man 
hüte  sich  vor  wurmstichiger  Ware,  auch  darf 
der  Zuckerüberzug  nicht  von  Milben  bevölkert 
sein-.  Geröstete  Feigen  dienen  als  Kaffeesurrogat 
(Feigenkaffee).  —  Feigenkäse  ist  ein  stark  ge- 
preßtes Gemenge  aus  Feigen,  geschälten  Man- 
deln, Haselnüssen,  Pistazien  und  Gewürzen.  Er 
dient  als  Konfekt. 

ö)  Datteln  sind  die  zuckerreichen  Früchte  der 
Dattelpalme  (Phoenix  dactylifera).  —  Nordafrika, 
Arabien  und  Syrien;  geringere  Datteln  kommen 
von  Spanien  (Elche  bei  Alicante). 

e)  Johannisbrot  (Karoben)  ist  die  getrocknete 
Frucht  des  Johannisbrotbaums  (Ceratonia  sili- 
qua),  der  im  Orient  und  in  den  Mittelmeerländern 
einheimisch  ist.  Die  reife,  ca.  60  o/o  Zucker  und 
4 o/o  Eiweißstoffe  enthaltende  Frucht  bildet  ein 
sehr  wichtiges  Nahrungsmittel;  früher  wurde  sie 
auch  als  Heilmittel  gegen  Husten  gebraucht.  — 
Der  hohe  Zuckergehalt  gestattet  ihre  Verwendung 
zur  Herstellung  eines  Branntweins.  Die  braunen, 
glänzenden  Samen  dienen  als  Kaffeesurrogat. 

Das  meiste  Johannisbrot  kommt  von  Neapel 
und  Sizilien  (Avola). 

f)  Kastanien.  Sie  sind  die  getrockneten  Samen 
des  echten  Kastanienbaums  (Castänea  vesca),  der, 
aus  dem  wärmeren  Asien  stammend,  in  Süd- 
europa völlig  einheimisch  geworden  ist.  Das 
Einsammeln  der  Früchte  geschieht  im  Oktober 
bei  trockener  Witterung.  Die  aus  den  Frucht- 
schalen genommenen  Samen  werden  vor  dem 
Trocknen  in  der  Sonne  mit  kochendem  Wasser 
abgebrüht  oder  in  heißem  Sande  schwach  ge- 
dörrt, um  die  Keimkraft  zu  zerstören.  —  Größere 
kugelige  Samen  heißen  Maronen.  Die  besten  Ka- 
stanien kommen  aus  Südfrankreich  (Provence), 
die  meisten  aus  Tirol,  den  Rheingegenden  und 
Nordfrankreich.  Die  Kastanien  sind  infolge  ihres 
hohen  Eiweißgehaltes  (ca.  9 o/o)  sehr  nahrhaft; 
sie  enthalten  außerdem  beträchtliche  Mengen  von 
Stärke,  Dextrin  und  Zucker.  Die  Kastanien  sind 
kühl,    trocken    und   luftig   aufzubewahren. 

rj)  Mandeln.  Es  sind  die  Samenkerne  des  ge- 
meinen Mandelbaums  (Prunus  amygdalus,  Fa- 
milie der  Rosaceae).  Der  Baum  ist  im  Orient 
und  im  nördlichen  Afrika  einheimisch  und  wird 
im  südlichen  Europa  kultiviert.  Es  gibt  zwei 
Spielarten  des  Baums:  die  eine  liefert  süße,  die 
andere  bittere  Kerne. 

Die  süßen  Mandeln  kommen  besonders  von 
Sizilien  und  dem  übrigen  Italien  (Ambrosiaman- 


deln aus  dem  Florentinischen),  aus  Südfrankreich, 
Spanien  (Malaga)  und  Portugal.;  geringer  sind 
die  nprdafrikanischen  (berberischen).  —  Die  noch 
mit  einer  sehr  dünnen  und  zerbrechlichen  Schale 
versehenen  Krach-  oder  Knackmandeln  sind  eine 
besondere  Spielart. 

Die  bitteren  Mandeln  sind  meist  kleiner  und 
spitziger  als  die  süßen.  Die  besten  kommen  von 
Sizilien  und  aus  der  Provence,  die  meisten  von 
Nordafrika. 

Bestandteile  der  süßen  und  bitteren  Mandeln 
sind:  Fettes  Öl  (über  50 o/o),  Eiweißstoffe,*)  Zucker 
und  Dextrin.  In  den  bitteren  Mandeln 'ist  außer- 
dem das  Amygdalin  enthalten,  das  beim  Zu- 
sammentreffen mit  Emulsin  und  Wasser  in  äthe- 
risches Bittermandelöl,  giftige  Blausäure  und  Zuk- 
ker  zerfällt;  übermäßiger  Genuß  von  bitteren 
Mandeln  ist  nachteilig. 

Gute  Mandeln  müssen  groß,  hart,  dünnschalig 
und  innen  weiß  sein.  Verlegene  Ware  zeigt  gelb- 
lichen Bruch  und  ranzige,  ölige  Beschaffenheit. 
^—  Bei  kühler  und  trockener  Aufbewahrung  halten 
sich  die  Mandeln  etwa  2—3  Jahre.  —  Die  Ver- 
packung erfolgt  in  Fässern  oder  in  Säcken. 

Anhang:  Speisepilze. 

1?)  Trüffeln.  Es  sind  eine  Art  von  Pilzen,  die 
mehrere  Zentimeter  unter  der  faulenden  Laub- 
decke von  Eichen-,  Buchen-  und  Kastanienwälr 
dern,  namentlich  in  Frankreich  und  Italien,  selte- 
ner in  Deutschland,  wachsen.  Zu  ihrer  Auf- 
suchung dienen  auf  den  würzigen  Geruch  der 
Trüffeln  abgerichtete  Hunde  oder  Schweine.  — 
Man  unterscheidet  die  größeren  schwarzen  (bis 
1  kg  schweren)  und  die  kleineren  weißen  (kartoffel- 
großen) Trüffeln.  Das  Innere  zeigt  sich  marmo- 
riert und  geädert.  Die  Trüffeln  werden  getrocknet 
und  in  Wachspapier  eingewickelt  oder  in  Öl 
eingelegt. 

Hauptplätze  für  den  Trüffelhandel  sind  Paris, 
Lyon  und  Marseille  (Perigord  und  Poitou-Trüf- 
feln),  Mailand  und  Genua  (meist  weiße  Trüffeln). 

2.  Tierische  Nahrungsmittel. 

a)  Austern.  Zweischalige  Muscheltiere,  die  in 
Wasser  von  mindestens  3  o/o  Salzgehalt  leben  und 
am  Meeresboden  oder  an  Felsen  im  Meere  so- 
genannte Austernbänke  (Ansiedelungen)  bilden. 
Gegenwärtig  werden  sie  auch  in  Austernparks 
besonders  gezüchtet.  Das  Einsammeln  der  drei- 
bis  vierjährigen  Austern  geschieht  vom  September 
an  in  der  kälteren  Jahreszeit  (Schonzeit  im  deut- 
schen Meeresgebiet  vom  1.  Mai  bis  31.  August). 
—  Die  vorzüglichsten  Austern  sind  die  englischen 
(von  Whitestable  und  Colchester)  und  die  bel- 
gischen (von  Ostende);  gut  sind  auch  die  Hol- 
steiner, weniger  gut  die  holländischen.  Bedeu- 
tende Mengen  Austern  bringt  Nordamerika  in  den 
Handel.  —  Versendung  in  Fässern.  —  Austern 
mit  klaffenden  Schalen  sind  tot  und  ungenießbar, 
ebenso  bläulich  gefärbte. 

b)  Kaviar.  Der  von  den  Häuten  befreite,  ein- 
gesalzene, sehr  nahrhafte  Rogen  vom  Hausen, 
Stör  und  Sterlett,  großer,  an  den  Zuflüssen  des' 
Schwarzen  und  Kaspischen  Meeres  (Wolga  usw.) 
und   in  diesen   Meeren   selbst  lebender   Fische. 
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Bester  Kaviar  ist  der  von  Astrachan  und  von  der 
Krim,  ausgezeichnet  durch  große,  glasige  Körner; 
geringer  ist  der  sogenannte  Preßkaviar  und  der 
kleinkörnige  Eibkaviar  (von  Pillau,  Magdeburg 
und  Hamburg). 

Die  Aufbewahrung  muß  kühl  geschehen  (im 
Sommer  im  Eiskeller).    Versendung  in  Fässern. 

c)  Hering.  Der  gemeine  Hering  (Clupea  ha- 
rengus),  ein  Raubfisch,  lebt  in  der  Nord-  und 
Ostsee,  im  nördlichen  Atlantischen  Ozean  und  im 
Eismeer.  Zur  Laichzeit  (Januar— April,  Juli— De- 
zember) begeben  sich  die  Fische  in  die  Nähe  der 
Küsten,  wo  dann  der  Fang  betrieben  wird.  Im 
Juni  und  Juli  gefangene,  ohne  Milch  und  Rogen, 
sind  sehr  zart  und  fett,  sie  heißen  Matjesheringe. 
Vollheringe,  mit  Milch  und  Rogen,  werden 
im  August  gefangen.  Nach  dem  Laichen  gefan- 
gene heißen  Hohlheringe  (Ihlen);  sie  sind  weni- 
ger gut.  Die  gefangenen  Heringe  werden  meist 
eingesalzen  und  in  Tonnen  zu  600 — 1200  Stück 
(je  nach  der  Größe  der  Fische)  verpackt;  auch 
frische  (grüne)  Heringe  kommen  auf  den  Markt. 
Die  besten  Heringe  sind  im  allgemeinen  die  hol- 
ländischen*) aus  der  Nähe  der  Shetlandsinseln 
und  der  Orkadischen  Inseln. 

Leicht  gesalzen  und  geräuchert  kommt  der 
Hering  als  Pöckling  (Bückling,  Böckling)  beson- 
ders aus  Holland,  Schweden,  Mecklenburg,  in 
Körben  mit  600—700  Stück  in  den  Handel.  — 
Bratheringe  sind  nach  dem  Braten  in  Essig  und 
Gewürz  eingelegt. 

Ähnlich  den  Heringen  sind  die  kleinerenSprot- 
ten;  die  Sardine,  ebenfalls  ein  Heringsfisch 
(Unterabteilung  der  Alsen),  wird  besonders  an 
der  Westküste  Europas  gefangen,  gesalzen  oder  in 
Öl  gekocht  (Sardinesäl'huile);  Sardellen  wer- 
den an  der  Küste  Hollands,  Belgiens  und  Nord- 
frankreichs gefangen  und  nach  Entfernung  des 
Kopfes  und  der  Eingeweide  eingesalzen.  Mit 
Kräuterzusatz  heißen  sie  Anchovis. 

d)  Stockfisch.  Unter  diesem  Namen  kommen 
halbierte,  vom  Kopf  und  von  den  Eingeweiden 
befreite,  auf  Stöcken  oder  Gerüsten  getrocknete 
Schellfische,  namentlich  der  Kabeljau  (Gadus 
Morrhua)  in  den  Handel.  Der  Schellfischfang  ge- 
schieht hauptsächlich  an  der  norwegischen  Küste, 
bei  Island  und  Neufundland.  Der  eingesalzene 
Fisch  heißt  Laberdan,  gesalzen  und  getrocknet, 
Klippfisch.  Auch  frisch  wird  er  viel  versendet. 
Aus  der  Leber  wird  Lebertran  bereitet. 

Spielarten  des  Kabeljaus  sind  der  Dorsch 
(Gadus  callarias),  der  Leng  (Gadus  molva)  und 
der  kleine  Stockfisch  (Gadus  merlucius). 

Der  eigentliche  Schellfisch  (Gadus  Aegle- 
finus)  ist  kleiner  als  der  Kabeljau  (bis  8  kg 
schwer),  hat  aber  schmackhafteres  Fleisch. 

e)  Fleisch  und  Fleischwaren.  Fleisch 
im  engeren  Sinne  nennt  man  die  eßbaren 
Körperteile  (Muskelfasern)  der  Schlachttiere 
(Rinder,  Schafe  und  Schweine;  Wildbret;  Ge- 
flügel). Frisches,  ungesalzenes  Fleisch  kommt 
gegenwärtig  (in  Eispackung  oder  in  eisgekühhen 
Räumen  aufgehängt)  viel  aus  den  Laplatastaaten 
und  von  Australien. 

Fleischwaren  sind  die  eingesalzenen  undge- 

•)  Die  Heringssorten  werden  im  Handel  gewölinlicli  nach 
der  Ivlationalität  der  Fischer  benannt,  durch  die  sie  gefangen 
vmrden. 


räucherten  Fleischsorten  und  die  Würste.  Kon- 
serviertes Fleisch  (Fleischkonserven:  Ochsenzun- 
gen, Cornedbeef  usw.)  ist  luftdicht  in  Blech- 
büchsen eingeschlossen.  Gepökeltes  und  ge- 
räuchertes Fleisch  liefern  die  Vereinigten  Staa- 
ten (Chicago,  Cincinnati),  Irland,  Rußland  und 
Hamburg  (Rauchfleisch).  Erwähnenswert  sind: 
Gänsebrüste  und  -keulen  (aus  Pommern),  Gänse- 
leberpasteten (Straßburg),  Wurstwaren  (Zerve- 
latwürste von  Gotha  und  Braunschweig,  Trüffel- 
würste von  Lyon,  Salami  aus  Italien). 

Die  wasserlöslichen  Bestandteile  des  Fleisches 
zum  Extrakt  eingedampft  bilden  das  Fleisch- 
extrakt (Liebigs  Fleischextrakt  von  Fray  Bentos 
usw.).   —   Fleischzwieback. 

f)  Käse.  In  der  Milch  gelöst  enthaltenes,  ei- 
weißartiges Kasein  wird  durch  Säuren  oder  durch 
Lab  (aus  dem  Kälbermagen)  zum  Gerinnen  ge- 
bracht. Die  abgeschiedene  Masse,  der  Quark, 
wird  ausgepreßt,  gesalzen,  geformt  und  durch 
Lagern  in  eine  Art  Gärung  übergeführt.  Voll- 
milch gibt  fetten  Käse,  Magermilch  (Buttermilch) 
den  Magerkäse,  mit  Rahm  versetzte  Vollmilch 
den  Rahmkäse.  Kräuterkäse  (Zieger)  ist  mit 
grünen  Kräutern  (Steinklee,  Melilotus)  vermengt, 
Kunstkäse  wird  aus  Magermilch  mit  Margarin« 
(Kunstbutter)  hergestellt.  Nach  den  Produktions^ 
ländern  unterscheidet  man:  Schweizer-  (Emmen«? 
thaler),  französischen  (Roquefort,  Fromage  d« 
Brie,  Camembert),  belgischen  (Limburger),  holH 
ländischen  (Edamer),  englischen  (Chesterkäse)^ 
italienischen  (Parmesan,  Strachino),  deutschen' 
und    nordamerikanischen    (Cheddar-)    Käse. 

g)  Honig.  Es  ist  der  von  der  Honigbiene 
(Apis  mellifica)  im  Körper  verarbeitete  und  in 
Wachszellen  (Waben)  abgesetzte  süße  Blütensaft. 
Die  im  Frühjahr  oder  Herbst  geschnittenen 
Waben  werden  entweder  direkt  in  den  Handel 
gebracht  (Scheibenhonig),  oder  sie  werden  so 
zerschnitten,  daß  der  Honig  freiwillig  ausfließt 
(Jungfernhonig,  der  beste),  oder  man  sondert  ihn 
durch  Auspressen  oder  Ausschleudern  ab. 

Der  Honig  ist  sirupsdick,  gelblich  bis  bräun- 
lich, anfangs  durchsichtig,  später  durch  kristal- 
linische Ausscheidung  von  Traubenzucker,  von 
dem  er  nahezu  70 o/o  enthält,  getrübt.  —  Handels- 
sorten sind:  der  holsteinische  (beste),  polnische, 
italienische,  französische,  der  Honig  von  Cuba, 
Domingo,  Mexiko  und  Südamerika. 

Verfälschungen  des  Honigs  durch  Stärkezuk- 
ker,  Dextrin,  Stärke,  Mehl  usw.  sind  häufig  be- 
obachtet worden.  —  Kunsthonig  wird  aus  Rohr- 
zucker bereitet. 

Honig  geht  leicht  in  Gärung  über  und  liefert 
ein   alkoholisches   Getränk,  den   Met. 

II.  Genußmittel. 

Obgleich  die  Genußmittel  direkt  nur  sehr 
wenig  zur  Ernährung  des  Körpers  beitra- 
gen, so  können  sie  doch  indirekt  für  die  Er- 
nährung von  großer  Bedeutung  werden,  weil 
sie  gewisse  Stoffe  enthalten,  die  auf  die  Ge- 
schmacks- und  Geruchsnerven,  sowie  auf  die 
Nerven  der  Verdauungsorgane  anregend  wirken. 

Man  unterscheidet  alkaloidhaltige,  alko- 
holische und  würzige  Genußniittel  (Ge- 
würze). 
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1.  Alkaloidhaltige  Genußmittel. 

Zu  ihnen  gehören :  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Tabak, 
Opium. 

a)  Kaffee.  Unter  Kaffee  versteht  man  die  ge- 
trockneten Samen  (Bohnerf)  des  Kaffeebaums  (Cof- 
fea  arabica).  Das  Vaterland  dieses  der  Familie  der 
Krappgewächse  (Rubiaceen)  angehörenden  Baums 
ist  das  tropische  Ostafrika,  namentlich  das  süd- 
liche Abessinien  und  die  südlich  davon  gelegene 
Landschaft  Kaffa,  von  v^o  aus  sich  seine  Kultur 
nach  anderen  tropischen  Ländern,  zuerst  nach 
Arabien  (Jemen),  später  nach  Ostindien,  den  Mas- 
kareneninseln,  nach  Westindien  und  Brasilien  ver- 
breitete. Am  besten  gedeiht  er  in  den  gebirgigen 
Gegenden  der  Tropenländer  mit  einer  mittleren 
Jahrestemperatur  von  16— 17»;  eine  mehr  strauch- 
förmige  Abart,  Coffea  liberica,  mit  größeren,  we- 
niger aromatischen  Samen,  wächst  in  den  Niede- 
rungen des  tropischen  Westafrika.  Der  fast  das 
ganze  Jahr  hindurch  blühende,  zur  Reife  kom- 
mende und  reife  Früchte  tragende  Kaffeebaum 
wird  bei  der  Kultur  auf  1,5—2  m  Höhe- gehalten, 
weil  er  dann  mehr  Früchte  ansetzt  und  deren  Ein- 
sammeln erleichtert  ist.  Die  Früchte  entwickeln 
sich  aus  den  weißen,  wohlriechenden  Blüten  und 
bilden  eine  erst  grüne,  dann  scharlachrote,  zuletzt 
violettrote  (kirschrote)  länglichrunde  Steinbeere 
mit  pergamentartigem,  zweifächrigem  Samenge- 
häuse, das  in  jedem  Fache  einen  plankonvexen 
Samen  (Bohne)  enthält.  Zuweilen  entwickelt  sich 
nur  ein  Same,  der  dann  auch  nur  klein,  aber 
mehr  walzig,  zylinderförmig  wird  (Perlkaffee). 

Jährlich  finden  drei  Haupternten  statt,  die  in 
die  Monate  Mai  bis  August  oder  Dezember  fallen. 
In  Arabien  werden  die  überreif  gewordenen 
Früchte  abgeschüttelt,  in  Amerika  die  eben  reif 
gewordenen  Früchte  abgepflückt;  unreife  Früchte 
geben  schlechtere  Sorten.  Die  weitere  Behand- 
lung der  Früchte,  die  jedenfalls  nicht  ohne  Ein- 
fluß auf  die  Qualität  der  Ware  ist,  geschieht  ent- 
weder nach  der  trockenen  (ostindischen)  oder 
nach  der  nassen  (amerikanischen)  Methode.  Sie 
besteht  im  Abquetschen  des  trockenen  oder  durch 
Gärung  gelockerten  frischen  Fruchtfleisches  zwi- 
schen Walzen,  in  dem  Enthülsen  (der  Befreiung 
von  der  Pergamenthülse)  durch  besondere  Ma- 
schinen und  in  dem  Entfernen  der  noch  anhaften- 
den Schalenreste  durch  Abschleudern  und  Schwin- 
gen oder  durch  kräftigen  Luftzug  (in  Ventila- 
toren). Wichtig  ist  das  Sortieren  durch  Siebe, 
weil  nur  gleichmäßig  große  Bohnen  sich  gleich- 
mäßig rösten  lassen.  Häufig  wird  den  Bohnen 
durch  Scheuern  in  angewärmten,  horizontal  und 
beweglich  gelagerten,  rotierenden  eisernen  Zylin- 
dern ein  höherer  Glanz,  zuweilen  unter  Zusatz 
von  Substanzen,  die  die  Farbe  beeinflussen  sollen 
(Graphit,  Holzkohle,  Eisenpulver,  Ocker,  Indigo), 
gegeben,  so  daß  aus  diesem  Grunde  auf  die 
Farbe  als  _MerkmaI  kein  besonderer  Wert  zu 
legen  ist.  Üblich,  weil  das  Aussehen  verbessernd, 
aber  verwerflich,  weil  das  Aroma  schädigend, 
ist  das  Appretieren  des  Kaffees,  das  in  dem 
Aufquellenlassen  durch  Wasserdämpfe,  raschem 
Trocknen  und  schwachem  Anrösten  besteht. 

Oft  kommt  der  Kaffee  als  Schalenkaffee,  also 
noch  mit  der  eingetrockneten  Fruchthülle  ver- 
sehen, in  den  Handel,  um  erst  in  europäischen 
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Hafenplätzen  (Hamburg,  Bremen  usw.)  geschält 
zu  werden.  Hierdurch  wird  der  schädliche  Ein- 
fluß des  Seetransports  auf  den  Kaffee  abge- 
schwächt. 

Die  eigentümlichen  (spezifischen)  Bestandteile 
der  Kaffeebohnen  sind:  Kaffein,  ein  Alkaloid, 
(ca.  lo/o),  Kaffeegerbsäure,  Fett  und  fettes  Ol, 
Zucker,  Mineralstoffe  und  Spuren  eines  ätheri- 
schen Öls.  Beim  Rösten  des  Kaffees  bildet  sich 
ein  aromatisches  Öl,  das  Kaffeeöl  (Kaffeon  nach 
Fremy),  dem  zum  Teil  auch  die  anregende  Wir- 
kung des  Kaffeeaufgusses  zugeschrieben  wird. 
Diese  und  andere  beträchtliche  chemische  Ver- 
änderungen bedingen  eine  Gewichtsabnahme  um 
15_30o/o,  aber  eine  Volumenvergrößerung  um 
ca.  25 o/o.  Gebrannter  und  gemahlener  Kaffee 
gibt  an  siedendes  Wasser  etwa  21 — 40 o/o  (im 
Mittel  250/0)  seines  Gewichts  lösliche  Stoffe  ab. 

Der  Geruch  der  rohen  Kaffeebohnen  ist  cha- 
rakteristisch und  für  manche  Sorten  dem  Kenner 
ein  wertvolles  Merkmal.  Bei  der  Prüfung  hat 
man  indessen  stets  eine  Probe  zu  rösten  und 
deren  wäßrigen  Auszug  nach  Geruch  und  Ge- 
schmack zu  beurteilen. 

Die  im  Handel  gehenden  Sorten  des  Kaffees 
werden  gewöhnlich  nach  den  Produktions- 
ländern und  Ausfuhrhäfen,  außerdem  in  feine 
(gute),  mittelfeine  und  ordinäre  unterschieden; 
weniger  zuverlässig  ist  eine  Gruppierung  nach 
der  Farbe. 

Die  beste  aller  Kaffeesorten  ist  der  im  süd- 
westlichen Teile  Arabiens  (Jemen)  produzierte, 
aber  nur  wenig  in  den  Handel  kommende  Mok- 
ka*). Diesem  sehr  nahe  steht  der  Bourbon  (Mas- 
karenen-Insel).  Vortrefflich  ist  der  Java-Kaffee 
(Batavia,  Tjeribon,  Preanger,  Malang,  Tegal,  Ten- 
ger  usw.)  und  besonders  der  Java-Menado  von 
Selebes,  der  über  Java  in  den  Handel  kommt. 
Sehr  schönen  Kaffee  produziert  Ceylon  (Planta- 
gen-Kaffee), doch  ist  die  Kultur  daselbst  durch 
Schädlinge  (zerstörende  Pilzwucherung  auf  den 
Blättern)  etwas  zurückgegangen.  Kräftig  aromati- 
schen Geschmack  zeigen  die  vom  Festlande  Vor- 
derindiens stammenden  Sorten,  wie  Nil  Giri, 
Tellicheri  usw. 

Während  bei  den  arabischen  und  ostindischen 
Sorten  die  gelbe  bis  gelbbräunliche  Färbung  vor- 
herrscht, tritt  diese  bei  den  amerikanischen- 
mehr  zurück;  sie  wird  meist  durch  eine  bläulich- 
grüne bis  graue  ersetzt.  Das  Hauptland  der  Kaffee- 
produktion Amerikas  und  gegenwärtig  der  ganzen 
Erde  ist  Brasilien.  Die  Qualität  des  brasiliani- 
schen Kaffees  ist  durch  große  Sorgfalt  bei  der 
Kultur  und  Behandlung  bedeutend  gehoben  wor- 
den, und  namentlich  der  gewaschene  Brasil-Kaffee 
(Caffee  lavado)  ist  sehr  mild  im  Geschmack  und 
Geruch;  ungewaschene  Kaffees  (Caffee  do  ter- 
reiro)  zeigen  allerdings  oft  schärferen  Geruch 
und  sind  meist  ungleich  in  der  Farbe.  Die  nähere 
Bezeichnung  gescnieht  nach  den  Provinzen  und 
Ausfuhrhäfen  (z.  B.  Rio,  Santos,  Campinos,  Parä, 
Bahia,  Ceara,  Marafion  und  andere).  Als  beste 
gelten  Santos  Campinos  und  Santos,  als  geringste 
Bahia  und  Ceara.  Andere  südamerikanische  Sor- 
ten  sind  die  von  Guyana  (besonders  Surinam) 


*)  Bei  uns  wird  als  Mokka  meist  kleinbohniger  Java  oder 
Ceylon  verkauft. 
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Warenkunde. 


und  von  Venezuela  (Caracas,  La  Guaira,  Puerto 
Cabello,  Maracaibo). 

Westindische  (Cuba,  Puertorico,  Jamaika,  Do- 
mingo) und  mittelamerikanische  (Costarica,  Nica- 
ragua, Guatemala)  Sorten  gelten  zwar  für  gut, 
kommen  aber  nur  wenig  auf  unsere  Märkte. 

Schlechte,  zerbrochene  Bohnen  bilden  den 
Kaffeebruch  (Triage,  Brennware).  Durch  See- 
wasser verdorbener  Kaffee  heißt  mariniert  oder 
havariert.  Nach  dem  Waschen  wird  er  gewöhn- 
lich aufgefärbt  oder  geschönt.  Verfälschungen 
des  Kaffees  bestehen  sowohl  in  der  Beimischung 
künstlicher  Bohnen,  hergestellt  aus  Eichelmehl, 
Getreidemehl  und  Modellierton  (Kunstkaffee),  als 
auch  häufiger  in  der  Vermengung  gebrannten  und 
gemahlenen  Kaffees  mit  Kaffeesurrogaten  (ge- 
röstete Eicheln,  Bohnen,  Getreidearten  [Malz], 
Feigen,  Brotrinde,  Zichorien  usw.).  Die  Prüfung 
geschieht  in  allen  Fällen  am  besten  mikroskopisch. 

Kaffee  verlangt  trockenes  Lager,  fern  von  stark- 
riechenden Stoffen.  Die  Versendung  geschieht 
in  Säcken  von  50 — 75  kg,  in  Kisten  von  125  kg 
oder  in  Fässern  von  100 — 500  kg.  —  Haupthan- 
delsplätze für  Kaffee  sind:  London,  Hamburg, 
Bremen,  Amsterdam  und  Rotterdam. 

Anhang:    Kaffeesurrogate. 

Eine  Anzahl  gerösteter  Pflanzenstoffe  hat  man 
als  billige  Ersatzmittel  für  Kaffee  zu  benutzen 
versucht;  da  ihnen  aber  infolge  des  Fehlens  von 
Kaffein  und  Kaffeon  die  anregende,  belebende 
Wirkung  des  Kaffeeaufgusses  abgeht,  so  ist  ihre 
Wirkung  hauptsächlich  nur  eine  färbende.  Das 
-wichtigste  Kaffeesurrogat  ist  die  Zichorie,  die 
in  Scheiben  geschnittene,  getrocknete,  geröstete 
und  gemahlene  Wurzel  der  gemeinen  Wegwarte 
(Cichorium  Intybus).  Fabriken,  die  sich  mit  der 
Präparierung  der  Wurzel  beschäftigen,  gibt  es 
besonders  im  nördlichen  Deutschland  (Magde- 
burg, Braunschweig,  Berlin  und  andere).  In 
gleicher  Weise  wird  auch  die  Zuckerrübe  zu- 
bereitet, deren  billigeres  Pulver  auch  zur  Verfäl- 
schung des  Zichorienpulvers  dient. 

b)  Tee.  Der  echte  oder  chinesische  Tee  besteht 
aus  den  getrockneten  Blättern  des  chinesischen 
Teestrauchs  (Thea  chinensis,  Familie  der  Ternströ- 
miaceen),  dessen  Vaterland  wahrscheinlich  der 
gebirgige  Teil  des  östlichen  Chinas  ist.  Das 
beste  Produkt  liefern  die  daselbst  zwischen  dem 
25.  bis  31.0  nördlicher  Breite  in  Hügelländern  von 
.16 — 20°  mittlerer  Jahrestemperatur  angelegten 
Pflanzungen,  während  das  Kulturgebiet  des  Tee- 
strauchs überhaupt  sich  vom  14,  bis  40."  nörd- 
licher Breite  erstreckt.  Außerhalb  Chinas  wird 
der  Teestrauch  noch  in  Japan,  Siam,  Cochinchina, 
Tongking,  Assam,  Korea,  in  Britisch-Ostindien, 
auf  Ceylon,  Java  und  Sumatra  angebaut. 

Vom  dritten  bis  siebenten  Jahre  an  liefert  der 
Teestrauch  brauchbare  Blätter,  die  drei-  bis  vier- 
mal im  Jahre  geerntet  werden,  wobei  man  gleich- 
zeitig sorgfältig  sortiert,  da  die  jüngsten,  noch 
seidenartig  behaarten  Blätter  das  beste  Produkt 
liefern.  Vollkommen  entwickelte  Blätter  sind 
lederartig  und  fast  kahl.  Stets  sammelt  man  nur 
soviel  Blätter,  als  am  Sammeltage  selbst  getrock- 
net werden  können.  Die  beiden  Hauptsorten  des 
Tees,  der  grüne  und  der  schwarze  Tee,  verdanken 
ihr  verschiedenes  Aussehen  nur  der  abweichenden 
Behandlung   beim    Trocknen:    Der   grüne   Tee 


wird  durch  direkte  Trocknung  der  frischen  Blätter 
in  erhitzten  eisernen  Pfannen  unter  stetem  Um- 
rühren gewonnen,  wobei  das  Blattgrün  (Chloro- 
phyll) ziemlich  unverändert  bleibt,  während  dieses 
bei  der  Bereitung  des  schwarzen  Tees  durch 
die  der  Trocknung  vorausgehende,  durch  Lagern 
der  Blätter  in  Haufen  und  freiwillige  Erwärmung 
eingeleitete  Gärung  größtenteils  zerstört  wird. 

Beachtenswert  ist,  daß  der  köstliche  Duft,  der 
die  feinsten  Teesorten  auszeichnet,  sich  erst  bei 
dem  eigentümlichen  Trocknungsprozeß  entwik- 
kelt;  die  frischen  Blätter  besitzen  ihn  nicht. 

Für  den  auswärtigen  Handel  wird  gewöhnlich 
noch  eine  Parfümierung  oder  Beduftung  des 
Tees  vorgenommen,  indem  wohlriechende  Blüten 
(Jasmin-  und  Orangenblüten)  auf  ca.  24  Stunden 
zum  Tee  gelegt  und  dann  wieder  weggenommen 
werden. 

Die  Blätter  des  schwarzen  Tees  sind  meist 
nur  zylindrisch  zusammengerollt,  die  des  grünen 
kugelförmig.  Grüne  Tees  sind  zuweilen  gefärbt 
(glasiert),  was  man  am  Abfärben  beim  Andrücken 
und  Streichen  über  weißes  Papier  erkennt.  Gelbe 
und  rote  Teesorten  sind  äußerlich  nicht  sehr 
vom  schwarzen  Tee  verschieden,  denn  nur  ein  Teil 
der  Blätter  zeigt  gelbbraune  Farbe;  abgebrüht 
erscheinen  sie  grünlich. 

Das  in  den  Teeblättern  hauptsächlich  enthal- 
tene Alkaloid  ist  Kaffein  (ca.  2o/o);  andere  Alka- 
loide  sind  noch  Theophyllin  und  Theobromin. 
In  Wasser  lösliche  Stoffe  enthält  der  Tee  insge- 
samt durchschnittlich  40  "/o,  darunter  Gerbsäure 
(lOo/o)  und  Boheasäure.  Das  Aroma  wird  durch 
ein  ätherisches  Öl  (0,6 — 0,8o/o)  bedingt,  Mineral- 
stoffe enthält  der  Tee  ca.  6o/o. 

Die  anregende  und  belebende  Wirkung  des 
Teeaufgusses  schreibt  man  den  Alkaloiden  und 
besonders  dem  ätherischen  Öl  zu,  denn  der 
grüne  Tee,  der  bei  gleichem  Kaffe'ingehalt  dop- 
pelt soviel  ätherisches  Öl  enthält  als  der  schwarze, 
zeigt  eine  viel  aufregendere  Wirkung. 

Die  Unterscheidung  und  Beurteilung  der  im 
Handel  vorkommenden  sehr  zahlreichen  Teesorten 
ist  ungemein  schwierig.  In  China  sind  bei  den 
europäischen  Faktoreien  hierzu  besondere  Beamte 
als  Teekoster  oder  Teeschmecker  angestellt, 

Hauptsorten  sind: 

1,  von  den  schwarzen  (grünlich-  oder  bräun- 
lichschwarzen) : 

et)  Pekko  (weißer  Flaum),  die  feinste,  aus  den 
jüngsten,  noch  seidenartig  behaarten  Blättchen 
und  Trieben  bestehend  (Pekko-Blüte) ; 

ß)  Souchong  (kleine  Gattung),  ebenfalls  aus 
noch  jungen,  doch  schon  etwas  mehr  entwickelten 
Blättchen  bestehend; 

y)  Congo  oder  Congfu  („Arbeit")»  aus  grö- 
ßeren Blättern  bereitet; 

8)  Bohea-Tee  (Bohe-  auch  Bou-Tee)  ist  ein 
Gemisch  von  völlig  entwickelten  Blättern  und 
Stielen  mit  nur  wenig  jungen  Blättern,  scharf 
getrocknet  und  gut  haltbar, 

2.  Von  den  grünen: 

a)  Haysan,  Hyson  (Frühling),  die  feinste 
Sorte.  Young-Haysan,  aus  den  jüngsten  Blättchen, 
am  besten;  zylindrisch  gerollt. 

ß)  Imperial-,  Perl-  und  Schießpulver- 
(Gunpowder-)Tee,  dem  vorigen  sehr  ähnliche, 
doch  kugelig  zusammengedrehte  Blätter; 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 
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y)  Soulong  besteht  aus  älteren,  locker  gedreh- 
ten Blättern  mit  Stielen  und  wenigen  jungen 
Blättern;  oft  glasiert  (gefärbt). 

8)  Twangkay,  Tongkay,  Singlo  und  Songlo, 
die  gewöhnlichsten  und  geringeren  Sorten,  aus 
älteren  Blättern  bereitet. 

Eine  eigentümliche  Sorte  ist  der  Ziegel-  oder 
Backsteintee.  Zu  seiner  Herstellung  wird  der 
Abfall  bei  der  Teebereitung  (Teestaub)  mit  gro- 
ben Blättern  und  Zweigen  nach  dem  Erweichen 
durch  Wasserdämpfe,  zuweilen  unter  Zusatz  von 
Blut  und  Fett,  in  Formen  von  der  Gestalt  flacher 
Backsteine  gepreßt  und  dann  getrocknet.  Für  das 
nördliche  China,  die  Mandschurei,  Mongolei 
und  Sibirien  bildet  er  einen  wichtigen  Han- 
delsartikel, da  er  auch  als  Nahrungsmittel  dient. 
Man  genießt  ihn  nach  dem  Aufweichen  mit 
heißem  Wasser  und  Zusatz  von  Milch  und  etwas 
Salz. 

Die  Bezeichnung  der  von  den  übrigen  teepro- 
duzierenden Ländern  in  den  Handel  gebrachten 
Teesorten  richtet  sich  gewöhnlich  nach  den  ent- 
sprechenden chinesischen. 

Verfälschungen  des  Tees  kommen  vor  und 
werden  zum  Teil  schon  in  China,  namentlich  in 
Kanton,  vorgenommen  (Lie  tea  =  Lügentee  und 
Kanton  made!).    Sie  bestehen: 

1.  in  der  Beimengung  mineralischer  Stoffe 
(selten) ; 

2.  in  dem  Auffärben  mißfarbiger  grüner  Tee- 
sorten (Berlinerblau  oder  Indigo  mit  Kurkuma 
und  Gips) ; 

3.  in  der  Vermischung  guter  Sorten  mit 
schlechten   (häufig) ; 

4.  in  der  Beimengung  schon  gebrauchter  und 
wieder  getrockneter  und  gerollter  Blätter; 

5.  in  dem  Vermischen  mit  Blättern  anderer 
Pflanzen. 

Zu  ihrer  Erkennung  ist  eingehende  mikrosko- 
pische und  chemische  Prüfung  erforderlich. 

Verpackt  ist  der  Tee  gewöhnlich  in  chinesi- 
schen Originalholzkisten  von  verschiedener  Größe 
(ganze,  halbe  und  viertel  Kisten),  die  im  Innern 
mit  Stanniol  ausgelegt  sind.  Im  Kleinhandel 
übliche  Packungen  sind  die  in  Blechdosen,  in 
Stanniol  und  in  Pergamentpapier. 

Aufbewahren  muß  man  den  Tee  an  trockenen 
Orten  und  fern  von  starkriechenden  Substanzen, 
deren  Geruch  er  annehmen  würde.  — 

Mate  (Paraguay-Tee),  aus  den  Blättern  einer 
Stechpalme  in  Südamerika  bereitet,  enthält  eben- 
falls Kaffein. 

c)  Kakao.  Die  Kakaobohnen  sind  die  Samen  des 
in  Mexiko,  Mittelamerika  und  im  tropischen  Süd- 
amerika einheimischen  Kakaobaums  (Theobroma 
Cacao,  Familie  der  Sterculiaceen),  der  daselbst 
und  außerdem  in  den  meisten  Tropenländern  kul- 
tiviert wird. 

Der  immergrüne  Baum  trägt  während  des  gan- 
zen Jahres  rosenrote  Blüten,  die  büschelförmig 
aus  der  Rinde  des  Stammes  und  alter  Äste  trei- 
ben (Cauliflorie),  und  Früchte,  die,  wenn  unreif, 
grün  und  gurkenähnlich  aussehen,  im  reifen  Zu- 
stande aber  braunrot,  längsgerippt  und  ca.  15  bis 
25  cm  lang  sind. 

Sie  werden  nur  nach  völliger  Reife  geerntet. 
Die  darin  befindlichen,  in  ein  breiiges,  süßlich 
schmeckendes   Fleisch   eingebetteten   Samen   (30 
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bis  50)  werden  herausgenommen  und  nach  Ent- 
fernung des  Fruchtfleisches  getrocknet,  was  auf 
verschiedene  Weise  geschehen  kann.  Geringere 
Sorten  trocknet  man  auf  Matten,  zunächst  lang- 
sam im  Schatten,  später  in  der  Sonne.  Feinere 
Sorten  werden  zunächst  einem  Gärungsprozeß,, 
dem  Rotten,  unterworfen.  Man  schüttet  die  Bohnen 
in  Haufen,  wonach  Selbsterhitzung  eintritt,  die 
man  durch  Umschaufeln  mäßigt,  oder  man  gräbt 
sie  (auf  4 — 6  Tage)  in  die  Erde  oder  bringt  sie 
in  zementierte  Gruben  (Java)  und  bedeckt  sie 
darauf  mit  Bananenblättern.  Nach  dem  Rotten 
folgt  das  Trocknen  in  der  Sonne. 

Gerottete  Kakaosorten  haben  einen  milderen 
Geschmack  und  angenehmeres  Aroma  als  die  un- 
gerotteten,  die  stets  herber  und  bitterer  schmek^ 
ken.  Um  jedoch  das  äußere  Ansehen  der  Boh- 
nen, das  durch  das  Rotten  leidet,  zu  verbessern, 
bestäubt  man  die  gerotteten  Bohnen  zuweilen  mit 
einer  rötlichen  Erde  (wie  z.  B.  in  Caracas  usw.). 

Die  Kakaobohnen  haben  ungefähr  die  Gestalt 
und  Größe  einer  Mandel;  sie  sind  etwas  flach 
gedrückt.  Das  unter  der  äußeren,  leicht  zerbrech- 
lichen Schale  befindliche  Keimfleisch  ist  frisch 
weißlich,  selten  gelbrotviolett  (Ceylon,  Java),  ge- 
trocknet braun.  Die  Färbung  wird  durch  das 
Kakaorot  verursacht.  —  Bestandteile  der  Kakao- 
bohnen sind:  Fett  (Kakaobutter)  ca.  50o/o,  Eiweiß- 
stoffe (12 — 16%,  zum  Teil  schwer  verdaulich), 
Stärke  (10 — 14o/o)  und  die  Alkaloide  Theobromin 
(ca.  1,50/0)  und  Kaffein  (ca.  0,15— 0,2o/o). 

Die  Kakaosorten  des  Handels  stammen  vor- 
zugsweise aus  Südamerika,  namentlich  aus  Vene- 
zuela (Caracas,  Maracaibo,  Puerto  Cabello),  Ko- 
lumbien (Cauca),  Ecuador  (Guajaquil,  Ariba,  Ma- 
chala),  Guyana,  Brasilien  (Marafion,  Para,  Bahia, 
Rio  negro),  ferner  aus  Westindien  (Haiti,  Trini- 
dad, Martinique)  und  Zentralamerika  (Guatemala, 
Nicaragua,  Honduras). 

Die  feinste  Sorte  ist  der  Sokonusko  aus  Mexiko 
(Provinz  Chiapas),  der  aber,  ebenso  wie  der  sehr 
gute  Oaxaca,  nur  sehr  wenig  nach  Europa  kommt. 
Von  anderen  Produktionsländern  sind  zu  nennen: 
Die  Maskareneninseln  (Reunion  und  Mauritius), 
Ceylon,  die  Philippinen,  die  Sundainseln  (Java, 
Selebes)  und  Kamerun  in  Westafrika. 

Man  hat  darauf  zu  achten,  daß  die  Bohnen 
nicht  von  Insektenfraß  angegangen,  trocken  und 
frei  von  Schimmel  und  Modergeruch  seien. 

Die  Versendung  des  Kakaos  geschieht  zu- 
weilen lose,  indem  man  die  Bohnen  einfach  in 
den  Schiffsraum  schüttet  und  erst  nach  Ankunft 
in  den  europäischen  Häfen  in  Säcke  verpackt, 
sonst  auch  in  Fässern,  Kisten  oder  Säckeii. 

Aus  geschälten  Bohnen,  die  man  aufs  feinste 
mahlt,  bereitet  man  die  Kakaomasse,  die  nach 
warmem  Pressen,  wodurch  die  Kakaobutter  zum 
größten  Teil  (bis  auf  ca.  15o/o)  entfernt  wird,  den 
leichter  verdaulichen   entölten    Kakao   liefert. 

Die  Kakaomasse  bildet  das  Hauptmaterial  zur 
Bereitung  der  Schokolade,  indem  man  sie  mit 
1 — U/2  Teilen  fein  gemahlenem  Zucker  und  etwas 
Gewürz  aufs  innigste  vermengt.  Als  Gewürz  ver- 
wendet man  für  feinere  Schokoladen  Vanille  (oder 
Vanillin),  für  geringere  Zimt,  Nelken  oder  andere 
Gewürze. 

Medizinische  Schokoladen  erhalten  arzneilich 
wirkende  Zusätze. 
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Verpackt  werden  die  Tafeln  in  Stanniol  und 
Papier. 

Reine  Schokolade  soll  nach  den  Vereinbarun- 
gen des  Verbandes  deutscher  Schokoladefabri- 
kanten und  dem  Gutachten  einer  vom  Reichs- 
gesundheitsamt (1877)  berufenen  Kommission  von 
Sachverständigen  nur  aus  enthülsten  Kakaoboh- 
nen und  Zucker,  mit  oder  ohne  Zusatz  von  Ge- 
würzen, bestehen.  Derartige  Fabrikate  tragen 
auf  dem  Umschlag  den  Vermerk:  Rein  Kakao 
und  Zucker.  Alle  Fabrikate  ohne  diesen  aus- 
drücklichen Vermerk  enthalten  gewisse  Zusätze, 
gewöhnlich  Mehlarten  in  verschiedener  Menge, 
um  sie  etwas  billiger  auf  den  Markt  bringen  zu 
können.  Schokolade  mit  Mehlzusatz  kocht  sich 
schleimig;  genaueren  Aufschluß  über  die  Zusätze 
(auch  von  gemahlenen  Kakaoschalen)  gibt  die 
mikroskopische   Prüfung. 

d)  Tabak.  Der  Tabak  des  Handels  besteht  aus 
den  zubereiteten  Blättern  der  Tabakpflanze  (Nico- 
tianaL.),  Familie  der  Nachtschattengewächse  (Sola- 
naceen). Es  gibt  zwei  Hauptarten  der  Tabak- 
pflanze: den  virginischen  Tabak  (N.  Tabacum) 
mit  länglichen,  zugespitzten,  sitzenden  Blättern 
und  violettroten  Blüten,  und  den  Bauern-  oder 
Veilchentabak  (N.  rustica),  mit  eiförmigen,  dik- 
keren  und  gestielten  Blättern  und  grünlichgelben 
Blüten.  Außerdem  gibt  es  eine  weitere  Anzahl 
durch  Kultur  entstandener  Unterarten. 

Die  Tabakpflanze  wurde  etwa  ums  Jahr  1560 
von  Amerika,  ihrem  Vaterlande,  nach  Europa 
und  zwar  zuerst  nach  Spanien  gebracht.  Ungefähr 
zur  selben  Zeit  führte  sie  Jean  Nicot  in  Frank- 
reich ein  und  nach  ihm  wurde  sie  Nicotiana  be- 
nannt. In  Java  wurde  sie  im  Jahre  1601  ange- 
pflanzt. Seitdem  hat  sich  ihre  Kultur  nach  allen 
Ländern  verbreitet,  wo  klimatische  und  Boden- 
verhältnisse das  Gedeihen  ermöglichten,  also  über 
einen  großen  Teil  der  heißen  und  gemäßigten 
Zone. 

Die  Tabakpflanze  verlangt  etwas  feuchten, 
leichten  sandigen  Lehmboden  in  sonnigen  Lagen ; 
sie  entzieht  dem  Boden  viel  mineralische  Nähr- 
stoffe, die  ihm  durch  passende  reichliche  Dün- 
gung wieder  zugeführt  werden  müssen.  Man 
sucht  die  Entwicklung  der  Blätter  möglichst  zu 
begünstigen,  deshalb  bricht  man  den  Gipfel  der 
Pflanze  ab,  sobald  die  Blütenstände  zu  treiben  be- 
ginnen: man  geizt  sie. 

Bei  der  Ernte  pflückt  man  die  untersten,  zu- 
erst entwickelten  und  daher  reifsten  Blätter,  Sand- 
gut (Scrubs)  genannt,  zuerst  ab;  die  mittleren 
heißen  Erdgut,  die  obersten  Bestgut.  Die  auf 
Haufen  geworfenen  Blätter  überläßt  man  einer 
Art  Gärung  (Fermentation),  durch  die  gewisse, 
beim  Verbrennen  üblen  Geruch  entwickelnde  Sub- 
stanzen (Eiweißkörper)  zerstört  und  aromatische 
Stoffe  gebildet  werden  sollen.  Hierbei  geht  auch 
die  grünlichgelbe  Farbe  der  Blätter  in  die  be- 
kannte braune  über.  Nach  dem  Trocknen  werden 
die  Blätter  in  Bündel  (Blätterbüschel,  Malotten) 
gebunden  und  kommen  dann  als  Rohtabak  oder 
Blättertabak,  verpackt  in  Fässer,  Kisten  oder  auch 
in  Seronen  von  Bast  oder  Bananenblättern,  in  den 
Handel.  —  Früher  wurden  die  Tabakblätter  auch 
in  Rollen  gesponnen  (Rollentabak);  gegenwärtig 
sind  solche  aber  fast  nur  noch  Produkt  inländi- 
scher Tabakfabriken. 


Als  spezifische  Bestandteile  des  Tabaks 
sind  zu  nennen:  das  Alkaloid  Nikotin*)  und  eine 
kampferartige  Substanz,  das  Nikotianin. 

Das  Nikotin,  eine  äußerst  giftige,  ölige  Flüssig- 
keit von.,  betäubendem  Geruch,  ist  als  starke 
Base  an  Äpfelsäure  und  Zitronensäure  gebunden. 
Feinere  Tabake  enthalten  weniger  davon  (2o/o), 
geringere  bis  9 o/o. 

Das  kristallisierbare  Nikotianin  oder  der  Tabak- 
kampfer soll  das  Aroma  bedingen  und  in  besseren 
Tabaken  reichlicher  enthalten  sein.**) 

Andere  Bestandteile  der  Tabakblätter  sind: 
Holzfaser,  Gummi,  Eiweißstoffe,  Harze,  Oxal- 
säure, Essigsäure  und  bedeutende  Mengen  Mine- 
ralsubstanzen, darunter  vorwiegend  Kali  und 
Kalk. 

Die  Benennung  der  Tabaksorten  geschieht 
nach  den  Produktionsländern.  Man  unterscheidet: 

I.  Amerikanische   Tabake. 

a)  Westindische  Tabake  (Havana  von 
Cuba,  der  beste;  ferner  Domingo,  Puertorico). 

b)  Südamerikanische  Tabake  (Brasil  [St. 
Felix],  Venezuela  [Varinas],  Columbia  [Carmen. 
Ambalema]). 

c)  Nordamerikanische  Tabake  (Maryland-, 
Ohio-,  Bay-Tabak,  Kentucky,  Karolina,  Virginia, 
Seedleaf,  Florida;  Mexikanischer  Tabak);  sie 
kommen  in  größter  Menge  in  den  Handel. 

II.  Asiatische  Tabake. 
(Manila,     Java,     Borneo,     Sumatra,     Guinea 

[Deutsch-]);  weniger  häufig  Kalkutta,  Arakan, 
Akyab  und  chinesischerTabak).  Sie  kommen  meist 
über  holländische  Märkte  (Rotterdam  und  Amster- 
dam). 

III.  Europäische  Tabake. 
(Türkischer,     Ungarischer,     Elsässer,     Pfälzer, 

Amersforter  [aus  Holland]  und  andere). 

IV.  Afrikanische    Tabake. 
Sie   sind  gegenwärtig   noch   ohne   besondere 

Bedeutung  für  den  Großhandel.  Die  in  den  deut- 
schen Kolonien  Kamerun  und  Deutsch-Ostafrika 
gemachten  Anbauversuche  sind  jedoch  durch  ihre 
teilweise  schon  recht  befriedigenden  Ergebnisse 
höchst  beachtenswert. 

Die  Hauptmärkte  für  Tabake  sind  in  Europa: 
Bremen,  Hamburg,  Rotterdam,  Amsterdam  und 
London. 

Die  aus  den  Tabakblättern  hergestellten  Fa- 
brikate sind  Rauchtabak,  Zigarren  (und  Ziga- 
retten), Schnupf-  und  Kautabak. 

Bei  der  Zubereitung  für  Rauchtabak  werden 
die  Blätter  befeuchtet,  einer  Gärung  unterworfen 
und  dann  rasch  getrocknet.  Manche  Tabake  wer- 
den auch  mit  einer  aus  aromatischen  Stoffen  und 
gewissen  Salzen  zusammengesetzten  Beize  durch- 
tränkt und  dann  getrocknet. 

Bei  den  Zigarren  unterscheidet  man  Deck- 
blatt, Umblatt  und  Einlage.  Umblatt  und  Ein- 
lage bilden  den  Wickel  der  Zigarre  und  bedingen 
hauptsächlich  deren  Güte.  Die  Farbe  des  Deck- 
blatts ist  oft  künstlich  beeinflußt  durch  Bestrei- 
chen mit  alkoholischer  Farbstofflösung  (Saft- 
braun, Havanabraun).  —  Zur  Bereitung  von 
Schnupftabak  wählt  man  fette  und  schwere  Ta- 


*)  In  neuerer  Zeit  sind  noch  drei  andere  Ali<aloide  im 
Tabak  entdeckt  worden. 

**)  Neuere   Untersuchungen   (von  A.   Oawalo\\sky)   lassen 
die  Existenz  des  Nikotianins  zweifelhaft  erscheinen. 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 
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bake,  die  man  gewöhnlich  sauciert  und  gären 
läßt.  Man  bildet  aus  den  Blättern  Karotten,  an 
beiden  Enden  spitzzulaufende,  mit  Bindfaden  um- 
schnürte Stangen,  die  man  auf  Reibeisen  reibt 
(rapiert)  oder  zu  Pulver  mahlt.  Als  aromatische 
Zusätze  zu  Schnupftabak  sind  besonders  Tonka- 
bohnen  oder  künstüch  hergestelltes  Kumarin  be- 
liebt. Verpackt  wird  Schnupftabak  in  Fässern, 
Kisten,  Gefäßen  aus  Steinzeug  oder  Glas,  oder 
man  bildet  Pakete,  die  innen  mit  Stanniol  aus- 
gelegt sind.  Die  Aufbewahrung  geschieht  am 
besten  in  etwas  feuchten  Räumen. 

Für  die  Bereitung  des  Kautabaks  werden 
die  schwersten  Sorten  verwendet.  Man  laugt 
und  sauciert  die  Blätter  mit  sehr  süßen  Saucen 
und  verspinnt  sie  zu  bindfadenstarken  Röllchen 
oder  preßt  sie  in  Täfelchen. 

Fälschungen  des  Tabaks  sind  eigentUch  nur 
in  den  Ländern  möglich,  wo  die  Tabakfabrikation 
nicht  monopolisiert  ist.  Es  gibt  eine  große  An- 
zahl Pflanzenarten,  deren  Blätter  zur  Verfälschung 
dienen  können  (Kartoffelkraut,  Runkelrüben-,  Rha- 
barber-, Walnuß-,  Kirschen-,  Rosenblätter  usw.); 
bei  der  mikroskopisch  vorzunehmenden  Prüfung 
beschränkt  man  sich  auf  die  Aufsuchung  der 
Merkmale  der  echten  Blätter  und  nimmt,  wo 
diese  fehlen,  eine  Fälschung  an. 

Die  jährliche  Tabakproduktion  der  Erde  wird 
auf  mehr  als  1000  Millionen  kg  veranschlagt. 

e)  Opium  (Mekonium,  Laudanum)  ist  der 
an  der  Luft  getrocknete  Milchsaft  des  Gar- 
tenmohns (Papaver  somniferum).  Es  ist  ein 
Gemenge  der  verschiedenartigsten  Stoffe,  denn 
außer  den  in  Pflanzenmilchsäften  allgemein 
enthaltenen  Substanzen*)  hat  man  in  ihm  gegen 
zwanzig  verschiedene,  an  Mekonsäure,  Milchsäure 
und  Schwefelsäure  gebundene  Alkaloide  gefun- 
den, von  denen  das  Morphin  (ca.  10 — 12o/o)  das 
wichtigste  ist. 

Gutes  Opium  ist  mäßig  hart,  von  brauner 
'Farbe,  widrigem  Geruch  und  bitterem,  etwas 
scharfem  Geschmack.  Es  ist  brennbar  wie  ein 
Harz,  Das  beste  Opium  kommt  aus  Kleinasien 
über  Smyrna  (türkisches  Opium);  es  enthält  12 
bis  15  o/o  Morphin  und  ist  bei  uns  offizineil. 
Andere  Sorten  sind  das  makedonische  und  per- 
sische; ostindisches,  chinesisches  und  ägyptisches 
haben  für  den  europäischen  Markt  keine  Be- 
deutung. —  Während  bei  uns  das  Opium  und 
seine  Präparate  hauptsächlich  als  Arzneimittel 
Verwendung  finden,  dient  es  in  China  und  im 
ganzen  Orient,  aber  auch  schon  in  Nordamerika 
und  England,  als  ein  höchst  verderblich  wirken- 
des Genuß-  und  Betäubungsmittel,  das,  umständ- 
lich gereinigt,  in  Pillenform  entweder  geraucht 
oder  direkt  genossen  wird.  Die  Folgen  des  Ge- 
nusses von  Opium  (und  des  ähnlich  wirkenden, 
aus  Hanf  bereiteten  Haschisch)  sind  völlige  Er- 
schlaffung des  gesamten  Nervensystems  und  lang- 
sames Siechtum. 

2.  Alkoholische  Genußmittel   (Gärungs- 
produkte). 

Gewisse  chemische  Vorgänge,  die  unter  Mit- 
wirkung niederer  pflanzlicher  Lebewesen  (Mikro- 
organismen) verlaufen,  nennt  man  allgemein  Oä- 

•)  stärke  und  Gerbstoff  fehlen. 


rungen  und  ihre  Erreger  Gärungsmittel  oder 
Fermente*).  So  wird  z.B.  Zucker  durch  den 
Hefepilz  in  Alkohol  und  Kohlensäure  zerlegt,  so 
wirken  bei  der  Milchsäure-  und  Buttersäuregärung 
bestimmte  Mikroorganismen  gärungserregend. 
Während  man  früher  diese  Wirkungen  als  Äuße- 
rungen der  Lebenstätigkeit  der  Zelle,  des  Proto- 
plasma in  ihr,  auffaßte,  die  demnach  mit  dem 
Absterben  der  Zelle  aufhören  mußten,  haben 
neuere  Forschungen  gezeigt,  daß  in  vielen  Fällen 
die  chemische  Tätigkeit  der  Zellbestand- 
teile von  der  Zelle  selbst  zu  trennen  ist.  Man 
muß  demnach  die  bisher  der  Lebenstätigkeit 
der  Zelle  zugeschriebenen  Wirkungen  als  che- 
mische Wirkungen  bestimmter  Substan- 
zen auffassen,  die  von  der  lebenden  Zelle  zwar 
erzeugt,  aus  ihr  aber  abgeschieden  oder  ge- 
trennt werden  können.  Diese  Körper  sind  un- 
geformte  oder  lösliche  Fermente  oder  En- 
zyme genannt  worden.  Ihre  Verbreitung  ist  eine 
ungeheure;  sie  haben  für  den  gesamten  Natur- 
haushalt große  Bedeutung,  und  auf  vielen  Ge- 
bieten der  angewandten  Chemie,  der  Industrie 
und  Landwirtschaft,  bei  der  Erzeugung  von  Nah- 
rungs-  und  Genußmitteln  begegnen  wir  ihrer 
Tätigkeit. 

Die  Gärung  des  Zuckers,  wobei  er  durch 
die  Wirkung  der  in  den  Zellen  des  Hefepilzes  (Sac- 
charomyces  cerevisiae)  befindlichen  Zymase  in 
Alkohol  und  Kohlensäure  zerfällt,  nennt  man  die 
alkoholische  oder  weingeistige.  Auf  ihr  beruht 
die  Gewinnung  der  alkoholischen  Genuß- 
mittel, also  des  Weins,  des  Biers,  Branntweins 
und,  indirekt,  auch  die  des  Essigs. 

a)  Wein.  Im  engeren  Sinne  versteht  man 
unter  Wein  das  Produkt  der  alkoholischen  Gä- 
rung des  Traubensaftes  oder  Mostes,  im  weiteren, 
das  aller  zuckerhaltigen  Obstsäfte. 

Die  Trauben,  die  Früchte  des  Weinstocks 
(Vitis  vinifera),  unterscheidet  man  nach  der  Farbe 
der  Fruchthaut  als  weiße,  blaue  und  rote.  Das 
Einsammeln  der  Trauben  (die  Traubenlese)  be- 
ginnt, sobald  sie  den  höchsten  Zuckergehalt  er- 
reicht haben;  die  Beeren  fangen  dann  an  zu 
welken,  und  das  Fruchtfleisch  läßt  sich  leicht 
von  den  Kernen  ablösen.  —  Zur  Gewinnung 
des  Mostes  werden  entweder  die  ganzen  Trauben 
oder  die  von  ihnen  getrennten  Beeren  zerstampft 
und  der  ausgeflossene  Saft  von  den  Schalen  und 
Stielen  (Kämmen)  durch  Auspressen  (Keltern) 
oder  Ausschleudern  (Zentrifugieren)  getrennt. 
Der  Preßrückstand  heißt  Treber  oder  Trester. 
Der  Most  enthält  hauptsächlich  Wasser  und,  als 
wertvollsten  Bestandteil,  Zucker  (Traubenzucker 
und  Fruchtzucker),.. außerdem  Weinsäure  (und 
weinsaure  Salze),  Äpfelsäure,  Gummi,  Eiweiß- 
substanzen, Gerbstoff,  phosphorsaure  und  schwe- 
felsaure Salze.  Wenn  der  Zuckergehalt  zur  Be- 
reitung eines  guten,  haltbaren  Weins  nicht  aus- 
reicht, wird  dem  Moste  der  fehlende  Zucker  in 
Form  einer  Zuckerlösung  zugesetzt  (Gallisieren), 
wobei  gleichzeitig  die  übermäßige  Säure  des  zuk- 
kerarmen  Mostes  genügend  verdünnt  wird.**) 

Die  Gärung  des  Mostes,  durch  die  der  Zucker 
in  Alkohol  und  Kohlensäure  zerfällt  und  geringe 


*)  lat. :  Fermentatio,  Gärung. 

♦*)  Gall  forderte  für  einen  Normalmost  240/0  Zucker  und 
0,60/0  Säure. 
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Mengen  von  Glyzerin  und  Bernsteinsäure  ent- 
stehen, tritt  anscheinend  freiwiUig  ein;  sie  wird 
indes  durch  in  der  Luft  schwebende  oder  an  den 
Beerenschalen  angeklebt  gewesene  und  in  den 
Most  gelangte  Hefekeime  veranlaßt.  Man  unter- 
scheidet drei  Abstufungen  der  Gärung:  Die  erste 
oder  Hauptgärung  dauert  (bei  10 — 15°)  10 bis 
30  Tage;  die  zweite,  stille  oder  Jungwein- 
gärung aber  (bei  5— lO")  3—6  Monate;  sie  ver- 
langsamt sich  allmählich  mit  der  Abnahme  an 
Zucker  und  der  Zunahme  an  Alkohol.  Bei  dieser 
Gärung  beginnt  die  Entwicklung  des  Buketts 
(der  Blume)  des  Weins,  die  sich  im  Laufe  der 
dritten  oder  Lagergärung  vervollständigt. 
Während  der  Gärung  setzen  sich  am  Boden 
der  Gärfässer  Hefeteilchen,  im  zweiten  Sta- 
dium auch  Weinstein,  ab.  Von  diesem  Ge- 
läger  muß  der  Wein  wiederholt  auf  frisch 
geschwefelte  Fässer  abgezogen  (abgestochen) 
werden.*)  Die  Lagerfässer  sind  durch  Nach- 
füllen von  Wein  immer  spundvoll  zu  halten. 
Bleibt  der  durch  Verdunstung  von  Wein  (durch 
die  Faßwandungen)  oben  im  Faß  entstandene, 
lufterfüllte  Raum  weinleer,  so  würden  die  in  ihm 
alsbald  entwickelten  Schimmelpilze  den  Wein  ver- 
derben. Bessere  Weine  werden  gewöhnlich  auf 
Flaschen  gefüllt,  diese  gut  verkorkt  und  horizon- 
tal gelagert.  Die  Flaschenreife  erlangen  die  Weine 
meist  erst  nach  zwei  Jahren  oder  später.  Junge 
Weine  nennt  man  grüne  und  im  ersten  Jahre 
Heuriger.  Weine,  die  durch  weitere  Lagerung 
nicht  mehr  an  Güte  gewinnen  können,  heißen 
firn.  Trocken  nennt  man  Weine,  deren  Zucker- 
gehalt durch  Gärung  fast  völlig  verschwunden 
ist.  Weine  wärmerer  Klimate  enthalten  gewöhn- 
lich noch  soviel  Zucker,  daß  der  Geschmack  deut- 
lich hervortritt;  sie  heißen  Süßweine  oder,  bei 
sehr  starkem  Zuckergehalt,  Likörweine.  Als 
schwer  bezeichnet  man  Weine,  die  verhältnis- 
mäßig reich  an  Alkohol  und  bukettbildenden  Stof- 
fen sind.  Der  Alkoholgehalt  der  Weine  schwankt 
zwischen  7 — 24 o/o ;  er  ist  besonders  hoch  bei 
Weinen  südlicher  Gegenden. 

Bei  der  gewöhnlichen  Bereitungsweise  des 
Weins  wird,  weil  der  Saft  aller  Trauben  beinahe 
farblos  ist,  stets  sogenannter  Weißwein  erhalten. 
Soll  Rotwein  gewonnen  werden,  so  muß  derMost 
auf  den  Trebern  von  blauen  Trauben  gären.  Der 
in  den  Schalen  enthaltene  Farbstoff  löst  sich  in 
dem  entstandenen  Alkohol  bei  Gegenwart  von 
Säuren  mit  roter  Farbe  auf.  Gleichzeitig  werden 
auch  bedeutende  Mengen  von  Gerbstoff  ausge- 
zogen, welchem  Umstand  der  Rotwein  seinen 
etwas  herben  Geschmack  verdankt.  Die  Farbe 
dunkler  Rotweine  ist  oft  künstlich  verstärkt  (mit 
Heidelbeeren,  Scharlachbeeren,  Malvenblüten 
[Fuchsin,  Teerfarbstoffe  usw.  sind  verboten]); 
auch  sucht  man  sie  öfters  durch  Zusatz  von  Gips 
(Frankreich,  Italien)  zu  erhöhen.  In  Deutschland 
ist  das  Gipsen  nicht  erlaubt.  — 

Hellroter  Wein  heißt  Schiller,  rötlich  gefärb- 
ter Bleichert. 

Das  vollständige  Klarwerden  des  Weins  sollte 
nur  durch  entsprechende  Lagerung  erreicht  wer- 

•)  Die  durch  Verbrennen  von  Schwefelfaden  in  den  Fässern 
erzeugte  schweflige  Säure  (Schwefeldioxyd,  SOj)  vernichtet  in 
der  Kellerluft  schwebende  Schimmelpilzkeime,  die,  wenn  sie 
beim  Umfüllen  in  den  Wein  gelangen,  ihn  verderben  würden. 


den.  Zumeist  finden  aber  Klärungs-  und  Schö- 
nungsmittel  Anwendung  und  zwar  für  Weiß- 
weine Hausenblase,  Eiweiß  und  Gerbsäure,  für 
Rotweine  Gelatine,  Ton  oder  Papierbrei.  —  Bei 
seiner  Aufbewahrung  und  Lagerung  ist  der  Wein 
zuweilen  schädlichen  Veränderungen  unterworfen^ 
die  meist  durch  Pilzentwicklung  verursacht  und 
als  Krankheiten  (oder  Umschlagen)  bezeichnet 
werden.  Man  bekämpft  sie  durch  wiederholtes 
Umfüllen  auf  stark  geschwefelte  Fässer  oderj 
durch  Einleiten  einer  neuen  Gärung  nach  Zuk-^ 
kerzusatz. 

Die  Anwendung  von  Konservierungsmitteln^ 
wie  Salizylsäure  usw.  ist,  mit  Ausnahme  der 
schwefligen  Säure,  verboten. 

Die  Süßweine  sind  in  der  Regel  mit  etwas 
reinem  Alkohol  versetzt,  um  das  Eintreten  einer 
neuen  Gärung  zu  verhüten. 

Zu  saure  Weine  wurden  oft  durch  Zusatz  von 
süßschmeckendem  Glyzerin  (1 — 3o/o)  schmackhaf- 
ter gemacht;  dieses  Verfahren  (das  Scheelisie- 
ren)  und  die  ähnliche  Anwendung  künstlicher^ 
Süßstoffe  (Saccharin,  Zuckerin  usw.)  ist  jetzt  in 
Deutschland  verboten. 

Die  Güte  der  Weine  beurteilt  man  nach  Ge-, 
ruch   und   Geschmack;    die    Kostproben   müssere^ 
aber  die  richtige   Temperatur   (bei  Weißweinen 
5— 120  C,  bei  Rotweinen   10—18«)   haben.    Ver- 
fälschungen der  Weine  sind  häufig.   Gewöhnlich^ 
werden  bessere  Sorten  mit  geringeren  (Trester- 
weinen)    gemischt.     Aus    Mischungen    von    ver- 
dünntem Weingeist  (8 — lOo/oig)  mit  Zucker, Wein-^ 
säure,  Gerbsäure,  Färb-  und  Riechstoffen  (künst- 
lichem Bukett)  bestehen  die  Kunstweine.    Die 
gewerbliche  Herstellung  oder  Nachmachung  vom 
Wein,  die  Vermischung  von  Wein  mit  Obstwein 
zum   Verkauf,   der  Zusatz  von  Süßstoffen   usw» 
werden  im  Deutschen  Reich  streng  bestraft. 

Die  Benennung  der  Weine  geschieht  in  der] 
Regel    nach    ihren    Erzeugungsorten;    besonders.; 
feine  Sorten  heißen  Auslese-,  Kabinett-  oder  Aus* 
bruch-Weine. 

Von  deutschen  Weinen  sind  die  berühmtesten 
die  Rheinweine,  von  denen  man  Rheingauer, 
rheinhessische  und  pfälzische  unterscheidet.  Vor- 
zügliches Bukett  zeigen  die  Moselweine  (Mosel- 
blümchen). Den  Rheinweinen  ähnlich  doch  etwasf 
bukettärmer  sind  die  Frankenweine,  der  Hoch- 
heimer  (bei  Mainz),  die  badischen  und  Elsässer 
Weine. 

Von  österreichischen  Weinen  sind  die  aus; 
Niederösterreich  (Vöslauer  usw.),  Böhmen,  Tirol, 
Steiermark   und  dem   Küstengebiete   erwähnens-l 
wert.    Unter  den  ungarischen  Weinen  sind  be-ü 
kannt  der  Tokayer  (der  beste),  der  Rüster  und  an- 
dere. —  Das  bedeutendsteWeinland  istFrank- 
reich.    Hervorragend  sind  die  Bordeaux-Weine,,^ 
die  südfranzösischen   (von   der  Muskatellerrebe) 
und  die  Weine  der  Champagne  (Schaumweine). 
Auch   Spanien   produziert  bedeutende   Mengen 
Wein   (Xeres,   Malaga),   ebenso   Portugal   (Port- 
wein) und  Italien   (Falerner,  Marsala,  Syrakusa- 
ner).  Griechische  Weine  kommen  von  den Inseln 
Santorin,  Zante,  Cerigo  und  anderen.  —  Vom  Kap 
der  guten  Hoffnung  kommt  der  Konstanziawein. 

Schaumweine  (moussierende  Weine)  sind  mit 
Kohlensäure  übersättigt.  Bei  ihrer  Herstellung 
unterbricht  man  die  Gärung  des  Weins  auf  Fäs- 
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Sern,  um  sie  in  geschlossenen  Flaschen  vollenden 
2U  lassen,  so  daß  die  Kohlensäure  nicht  ent- 
weichen kann.  Durch  Zusatz  von  sogenanntem 
Likör  kann  der  Geschmack  und  das  Bukett  be- 
liebig geändert  werden,  nachdem  durch  ein  be- 
sonderes Verfahren  das  Schönen  und  Klären  des 
Weins  in  den  Flaschen  erfolgt  ist.  Der  Gas- 
druck in  den  Flaschen  beträgt  4 — 6  Atmosphä- 
ren; über  6  Atmosphären  springen  sie.  Der  be- 
kannteste unter  den  Schaumweinen  ist  der  Cham- 
pagner; es  werden  aber  auch  in  anderen  Wein 
produzierenden  Ländern  (besonders  in  Deutsch- 
land) ganz  vortreffliche  Schaumweine  fabriziert. 

b)  Bier.  Bier  ist  ein  gegorener  und  noch  in 
Nachgärung  befindlicher  wäßriger  Auszug  (Ex- 
trakt) von  Malz,  der  in  der  Regel  mit  Hopfen 
gewürzt  ist. 

Die  Bereitung  des  Biers  zerfällt  in  vier  Ab- 
schnitte, in  die  Malzbereitung,  die  Würzeberei- 
tung oder  das  Brauen  im  engeren  Sinne,  die 
Gärung  und  die  Behandlung  nach  der  Gärung 
(Kellerbehandlung). 

Malz  nennt  man  gekeimtes  aber  in  der  Kei- 
mung unterbrochenes  Getreide,  das  meist  künst- 
lich  getrocknet   oder   gedarrt   ist   (bei    60 — 70 o). 

Es  läßt  sich  aus  allen  Getreidearten  herstellen, 
doch  wird  fast  ausschließlich  Gerste  verwendet. 
Die  Bereitung  geschieht  gegenwärtig  meist  in 
besonderen  Fabriken,  zum  Teil  in  den  (größeren) 
Brauereien  selbst.  Beim  Keimen  bildet  sich  in 
der  Gerste  (und  in  allen  Getreidearten)  ein 
Enzym,  die  Amylase  (oder  Diastase),  der  die 
Eigenschaft  zukommt,  Stärke  in  Zucker  (Maltose) 
überzuführen.  Der  süßliche  Geschmack  des  Mal- 
zes rührt  davon  her,  daß  schon  während  seiner 
Bereitung  ein  kleiner  Teil  der  Stärke  in  Maltose 
umgewandelt  wurde,  die  Hauptwirkung  der  Amy- 
lase auf  Stärke  findet  aber  erst  in  Gegenwart 
von  Wasser  und  bei  steigender  Temperatur 
statt,  wie  dies  bei  der  Würzebereitung  in 
dem  sogenannten  Maischprozeß  geschieht. 
Zwei  Maischmethoden  sind  hauptsächlich  in 
Anwendung,  die  sich  durch  die  Art  unter- 
scheiden, wie  die  günstigste  Verzuckerungs- 
temperatur für  Stärke  (70 — 75  o)  erreicht  wird. 
Es  sind  dies  die  Aufguß-  oder  Infusions- 
methode, nur  noch  für  die  starken  englischen 
Biere,  Porter  und  Ale,  gebräuchlich,  und  die  jetzt 
allgemein  angewendete  bayrische  Koch-  oder 
Dekoktionsmethode.  Nach  der  ersteren  wird 
die  Verzuckerungstemperatur  durch  Zugießen  von 
siedendem  Wasser  zur  Maische  erreicht,  bei  der 
letzteren  durch  Kochen  einzelner  Teile  der 
Maische  und  wiederholtes  Vermengen  mit  der 
Hauptmasse. 

Nachdem  alle  Stärke  in  Dextrin  und  Zucker 
umgewandelt  ist,  wird  die  Würze  durch  Ein- 
kochen konzentriert,  gleichzeitig  mit  Hopfen  ge- 
würzt und  dann  gekühlt,  bis  sie  die  Anstellungs- 
temperatur für  die  Hefe  erreicht  hat. 

Nach  dem  Verlauf  der  Gärung  unterscheidet 
man  Obergär  und  Untergär.  Die  Obergär  ist 
bei  15 — 18°  C  in  ca.  zwei  Tagen  vollendet,  die 
Untergär  bei  7— 10"  C  in  etwa  7—10  Tagen. 

Zur  Nachgärung  und  Lagerung  kommt  das 
Bier  in  die  sehr  kühl  (3—6")  gehaltenen  Lager- 
keller; die  Nachgärung  muß  sich  sehr  langsam 
vollziehen  und  darf  niemals  völlig  aufhören,  denn 


sobald  aller  Zucker  zersetzt  ist,  tritt  Essigsäure- 
oder Milchsäurebildung  ein,  wodurch  das  Bier 
sauer  und  ungenießbar  wird.  —  Die  Bestand- 
teile des  Biers  sind:  Wasser,  Alkohol  (ca.  2  bis 
6 o/o),  Kohlensäure,  Malzextrakt,  Hopfenextrakt, 
etwas  Glyzerin  und  geringe  Mengen  von  Bern- 
steinsäure, Milchsäure,  phosphorsauren  und  ande- 
ren Salzen.  Die  Farbe  des  Biers  ist  gewöhnlich 
durch  geröstetes  Malz  (Farbmalz),  weniger  ge- 
wissenhaft durch  Zuckerkouleur  (gebrannten  Zuk- 
ker),  gleichmäßig  gemacht. 

Die  gewöhnlichen  Biersorten  sind:  das  ein- 
fache Bier,  das  Lagerbier  und  das  Exportbier. 
Als  berühmteste  deutsche  Biere  gelten  die  bay- 
rischen: Münchener-,  Kulmbacher-,  Nürnberger- 
und  Erlanger-Exportbiere,  doch  gibt  es  auch  in 
Mittel-  und  Norddeutschland  bedeutende  Braue- 
reien. Besondere  Biersorten  sind:  das  Weißbier 
(wenig  gehopft  und  oft  mit  Zusatz  von  Wein- 
säure), die  Gose  (Goslar,  Döllnitz,  Leipzig),  das 
Bockbier  (Eimbecker-Bier),  das  Salvatorbier  (sehr 
extraktreich)  und  die  dicke,  süße  Braunschweiger 
Mumme*)    (mit  40 — 45 "/o  Extrakt). 

Von  den  österreichischen  Bieren  sind  berühmt 
die  böhmischen  (Pilsener,  Leitmeritzer  und 
andere)  und  die  Wiener  (Schwechater,  Liesinger), 
von  den  englischen,   Porter  und  Ale. 

Die  Versendung  des  Biers  geschieht  in  gut 
ausgepichten  Fässern,  seltener  in  Flaschen  (Ex- 
port nach  den  Tropen);  für  den  Transport  gibt 
es  in  neuerer  Zeit  Wagen,  die  mit  besonderen 
Kühl-   und   Heizvorrichtungen   ausgestattet  sind. 

Verfälschungen  von  Bier  gehören  jetzt,  dank 
den  großen  Fortschritten  im  Braugewerbe,  zu 
den  Seltenheiten.  Als  solche  wären  zu  betrachten 
der  teilweise  Ersatz  von  Malzextrakt  durch  Stärke- 
zucker, das  Versetzen  mit  Glyzerin  oder  künst- 
lichen Süßstoffen  (Saccharin,  Zuckerin)  und  die 
Verwendung  von  Hopfensurrogaten.  Auch  der 
Zusatz  von  Konservierungsmitteln  (Salizylsäure 
usw.)  ist  verboten. 

c)  Alkohol;  Branntwein.  Die  Brannt- 
weinfabrikation bezweckt  die  Herstellung  alko- 
holreicher Flüssigkeiten,  die  teils  als  Genuß- 
mittel, teils  in  technischer  Hinsicht  Verwen- 
dung finden.  Sie  zerfällt  in  die  Gewinnung 
einer  möglichst  wohlfeilen  Zuckerlösung,  in  deren 
Gärung  und  in  das  Abdestillieren  des  entstande- 
nen Alkohols  in  besonderen  Apparaten  (direkte 
Brennapparate  von  Pistorius  und  anderen).  Zu- 
meist finden  künstliche  Zuckerlösungen,  die  man 
aus  Stärke  und  stärkehaltigen  Materialien  (Kar- 
toffeln, Getreidearten)  mit  Malzauszug,  also  durch 
einen  Maischprozeß,  erhält,  Anwendung,  denn 
diese  sind  viel  billiger  als  die  natürlichen,  zucker- 
haltigen Pflanzensäfte.  Zusatz  von  Hefe  zur  ver- 
zuckerten Maische  bewirkt  Obergär;  nach  dem 
Abdestillieren  des  entstandenen  Alkohols  bleibt 
als  Rückstand  die  Schlempe,  eine  als  Viehfutter 
wertvolle  Masse. 

Die  im  Handel  vorkommenden  Branntweine 
sind  sämtlich  Mischungen  von  Alkohol  mit  Wasser 
in  verschiedenen  Verhältnissen.  Zumeist  benennt 
man  sie  nach  dem  zu  ihrer  Bereitung  verwendeten 
Material,  und  sie  verdanken  ihren  besonderen  Ge- 
schmack   und   Geruch    der   Gegenwart  geringer 
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Mengen  flüchtiger  Stoffe  (Ätherarten),  die  ent- 
weder im  Material  schon  enthalten  sind  (wie  bei 
Wein)  oder  erst  bei  der  Gärung  entstehen.  Diese 
Beimengungen  lassen  häufig  den  Ursprung  eines 
Branntweins  erkennen,  indessen  gibt  es  im  Han- 
del auch  viele  Nachbildungen,  bestehend  aus 
Mischungen  von  gewöhnlichem  Branntwein  (Kar- 
toffelbranntwein) mit  künstlich  bereiteten  Äther- 
arten und  Essenzen. 

a)  Kornbranntwein,  Getreidebranntwein 
(Nordhäuser,  Whisky)  wird  aus  einem  Gemenge 
verschiedener  Getreidearten  (Roggen,  Gerste, 
Hafer,  Weizen,  Mais)  besonders  in  England,  we- 
niger in   Deutschland,  hergestellt. 

ß)  Kartoffelbranntwein.  Roher  Kartoffel- 
branntwein besitzt  starken,  unangenehmen  Ge- 
ruch, herrührend  von  Fuselöl  (Amylalkohol),  das 
durch  Raffinieren  und  Rektifizieren  entfernt  wer- 
den muß.  Derartig  gereinigter  oder  veredelter 
Spiritus  heißt  Feinsprit  (oder  bloß  Sprit),  er 
enthält  ca.  95 — 96 o/o  Alkohol  und  wird  in  Fässern 
versendet,  die  im  Innern  mit  Gelatine  überzogen 
sind,  wodurch  sowohl  das  Gelbwerden  des  Spi- 
ritus verhütet,  als  auch  die  Verdunstung  durch 
die  Faßwandungen  beschränkt  wird.  Der  Fein- 
sprit dient  zur  Herstellung  aller  feineren  Liköre 
und  Essenzen,  auch  für  chemische  und  pharma- 
zeutische Präparate.  Für  Genußzwecke  bestimm- 
ter Spiritus  unterliegt  einer  hohen  Steuer;  der 
für  gewerbliche  Zwecke  und  als  Brennstoff  die- 
nende ist  steuerfrei,  muß  aber  durch  gewisse 
Zusätze  ungenießbar  gemacht  oder  denaturiert 
sein. 

Der  Hauptmarkt  für  Spiritus  ist  Berlin. 

Absoluter,  das  ist  wasserfreier  Alkohol 
kann  durch  einfaches  Destillieren  nicht  erhalten 
werden,  weil  zuletzt  eine  chemische  Verbindung 
zwischen  Wasser  und  Alkohol  überdestilliert,  der 
nur  durch  chemisch  wirkende  Mittel  (gebrannter 
Kalk)  das  Wasser  entzogen  werden  kann.  Er  findet 
nur  beschränkte  Anwendung  (Lösungsmittel  für 
Harze,  ätherische  Öle  usw.).  Sein  spezifisches 
Gewicht  ist  0,79425  bei  -\-  \S°  und  sein  Siede- 
punkt 78,30  C  (Barometerstand  760  mm). 

Er  bildet  eine  wasserhelle,  leicht  bewegliche 
und  entzündliche  Flüssigkeit  von  angenehmem 
Geruch  und  brennend  geistigem  Geschmack. 
Innerlich  genommen  wirkt  er  giftig,  nach  dem 
Verdünnen  mit  Wasser  berauschend.  Mit  Wasser 
mischt  er  sich  in  allen  Verhältnissen  unter  Er- 
wärmung und  Verdichtung,  so  daß  ein  solches 
Gemisch  ein  höheres  spezifisches  Gewicht  hat, 
als  man  durch  Rechnung  finden  würde. 

y)  Arrak  wird  aus  gemalztem  Reis  unter  Zu- 
satz des  zuckerhaltigen  Saftes  gewisser  Palmen- 
arten oder  der  Samen  der  Areka-Palme  (Bata- 
via),  oder  direkt  aus  den  zuckerhaltigen  zer- 
quetschten Blütenkolben  der  Kokospalme,  deren 
Saft  rasch  in  Gärung  übergeht,  gewonnen.  Der 
beste  Arrak  kommt  von  Goa;  diesem  ähnlich 
ist  der  von  Batavia.  Alkoholgehalt  50 — 54 o/o.  — 
Häufig  ist  Arrak  mit  verdünntem  Feinsprit  ge- 
streckt oder  auch  ganz  ein  mit  Arrakessenz  her- 
gestelltes Kunstprodukt. 

ö)  Rum  wird  aus  Abfällen  von  der  Zucker- 
fabrikation bereitet  (Westindien  [Jamaika],  Bra- 
silien). Das  ursprünglich  farblose  Destillat  ist 
mit  Zuckerkouleur  gelbbräunlich  gefärbt.    Rum 


wird  auch  in  europäischen  Zuckerraffinerien  fa- 
briziert; meist  ist  er  mit  Feinsprit  verschnitten. 
Der  Fassonrum  ist  ein  Kunstprodukt,  gewonnen 
durch  Vermischen  von  verdünntem  Feinsprit  mit 
Rumessenz  und  Färben  mit  Zuckerfarbe. 

Aus  der  Melasse  der  Rübenzuckerfabrikation 
gewinnt  man  den  Melassesprit,  aus  dem  Zuk- 
kerrübensafte   den   Rübensprit. 

s)  Gewisse  Branntweinsorten  bereitet  man  aus 
süßen  Obstarten  und  Beeren.    Hierher  gehören 
der  Slibovitz  (Rakia)  aus  Pflaumen,  das  Kir-.| 
schenwasser  aus  kleinen  schwarzen  Kirschen,! 
die  mitsamt  den  Kernen  zerstoßen  werden,  der 
Boroviczka  aus  Wacholderbeeren  (Ungarn). 

Genever,  Gin  (Steinhägerbranntwein)  ist  ein 
aus  dünner  Getreidemaische  gewonnener  und 
über  Wacholderbeeren  und  Hopfen  rektifizierter 
Branntwein. 

C)  Der  edelste  und  geschätzteste  Branntweia 
ist  der  durch  Destillation  von  Wein  gewonnene 
Weinsprit,  Franzbranntwein  oder  Kognak, 
der  die  aromatischen,  bukettbildenden  Bestandteile 
des  Weins  enthält.  Der  Name  Kognak,  ursprüng- 
lich der  der  gleichnamigen  Stadt  im  südwest- 
lichen Frankreich,  ist  zum  Gattungsnamen  für 
alle  in  diesem  Teile  Frankreichs  produzierten 
Weinsprite  geworden. 

Frisch  destillierter  iKognak  ist  farblos,  beim 
Lagern  in  den  Eichenholzfässern  wird  er  gelblich. 

Sehr  häufig  sind  selbst  als  echt  bezeichnete 
Kognaks  mit  Feinsprit  verschnitten  (gestreckt) 
und  Nachahmungen  durch  Vermischen  von  ver- 
dünntem Feinsprit  mit  Kognaköl  oder  Kognak- 
essenz und  Färben  mit  Zuckerkouleur  sind  all- 
gemein üblich.  — 

T})  Liköre  nennt  man  mit  Zucker  versüßte 
Branntweine,  die  außerdem  einen  aromatischen 
oder  bitteren  Pflanzenstoff  als  Zusatz  enthalten. 
Zu  ihrer  Bereitung  wird  gewöhnlich  eine  Auf- 
lösung von  Zucker  (Kandis)  in  verdünntem  Fein- 
sprit (der  Likörkörper)  mit  einer  alkoholischen 
Auflösung  des  entsprechenden  ätherischen  Öls- 
oder  eines  Pflanzenextrakts  vermischt  (kalte  Her- 
stellung). 

Die  durch  Vermischen  von  Branntwein  mit 
süßen  Obstsäften  bereiteten  Liköre  heißen  Rata- 
fias   (Kirsch-  und  Quittenratafia). 

Die  Beurteilung  des  Wertes  einer  Branntwein- 
sorte geschieht  nach  dem  Gehalt  an  Alkohol 
und  nach  der  Reinheit  des  Geruchs  und  Ge- 
schmacks. Gewöhnliche  Sorten  enthalten  35  bis 
45  Vol.-Prozente,  Whisky  59,  Arrak  50—60,  Rum 
bis  78.  Feinere  Branntweine  sollen  frei  von 
Fuselgeruch  sein,  den  man  am  sichersten  beim 
Verdünnen  mit  heißem   Wasser  wahrnimmt.  — 

Die  Jahreserzeugung  von  Branntwein  be- 
trägt in  Deutschland  weit  über  4  Millionen  hl 
Alkohol,  wovon  allein  auf  die  Kartoffelbrenne- 
reien über  3,5  Millionen  hl  kommen. 

Alkoholometrie.  Zur  Ermittlung  des  Ge- 
halts einer  Flüssigkeit  an  Alkohol  benutzt  man^ 
falls  diese  nur  aus  Alkohol  und  Wasser  besteht^ 
Alkoholometer,  das  sind  Aräometerspindeln,  an 
denen  man  (bei  -f  15",  der  Normaltemperatur) 
die  Alkoholprozente  direkt  ablesen  kann.  Es 
gibt  Alkoholometer  mit  zwei  Skalen,  für  Ge- 
wichts- und  Raumprozente.  Gewichtsprozente 
geben  an,  wieviel  Gramme  absoluten  Alkohols 
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in  100  Grammen  der  Alkohol  -  Wassermischung 
enthalten  sind  und  Volumprozente  in  gleicher 
Weise  die  Anzahl  Kubikzentimeter  absoluten  Al- 
kohols in  100  ccm  der  Mischung.  —  Zur  Um- 
rechnung von  Gewichtsprozenten  in  Volumpro- 
zente und  umgekehrt,  hat  man  gewisse  Formeln. 
Der  Gebrauch  der  Alkoholtafeln  nach  Windisch 
erspart  alle  Umrechnungen.*) 

Soll  der  Alkohol  in  einer  Flüssigkeit  bestimmt 
werden,  die  noch  andere  Stoffe  als  Wasser  ent- 
hält (Wein,  Bier,  Likör),  so  muß  man  ihn  aus 
einer  gewogenen  Menge  dieser  Flüssigkeit  ab- 
destillieren  und  das  Destillat  durch  Wasserzusatz 
auf  das  ursprüngliche  (angewendete)  Gewicht 
bringen. 

Als  Grundlage  für  die  Wertbemessung  von 
Rohspiritus  und  Feinsprit  gelten  gegenwärtig  die 
10000  Liter-Prozente  (1  Literprozent=10  ccm  ab- 
soluten Alkohols).  Die  Literzahl  des  Spiritus  ist 
mit  dem  Alkoholgehalt  in  Volumprozenten  zu 
multiplizieren.  100  Liter  Spiritus  von  96  o/o  sind 
demnach :  100  x  96  =  9600  Literprozente. 

Anhang. 

Essig,  eine  saure  Flüssigkeit,  deren  Grund- 
substanz die  Essigsäure  ist. 

Die  Essigsäure  ist  ein  Oxydationsprodukt  des 
Alkohols;  sie  entsteht  in  schwach  alkoholischen 
Flüssigkeiten  stets,  wenn  diese  der  Einwirkung 
des  Luftsauerstoffs  ausgesetzt  werden,  wobei  ein 
Mikroorganismus,  der  Essigpilz  (Bacillus  oder 
Micoderma  aceti),  als  Sauerstoffüberträger  wirkt. 
Dieser  Pilz  wurde  früher  für  ein  Ferment  ge- 
halten und  demgemäß  die  Essigbildung  als  eine 
Art  Gärung  aufgefaßt. 

Die  Benennung  des  Essigs  geschieht  gewöhn- 
lich nach  dem  zu  seiner  Bereitung  verwendeten 
Material  (Wein,  Obstwein,  Bier).  Der  beste 
Essig  ist  der  Weinessig,  der  aus  geringeren  Sor- 
ten Wein  (namentlich  in  Frankreich)  bereitet 
wird,  indem  man  diese  mit  etwas  fertigem  Essig 
vermischt  und  in  halbgefüllten  Fässern  (200  bis 
300  Liter)  in  der  Essigstube,  einem  wohlgelüfteten, 
auf  ca.  30**  erwärmten  Räume,  während  3  bis 
4  Wochen  stehen  läßt. 

Mehr  für  den  Fabrikbetrieb  passend  ist  die  von 
Schützenbach  (1823)  erfundene  Schnellessig- 
fabrikationsmethode,  bei  der  verdünnter 
Branntwein  als  Essiggut  verwendet  wird  und  nach 
der  billige  und  doch  starke  Produkte  erhalten  wer- 
den. Das  Prinzip  dieser  Methode  ist,  das  Essiggut 
bei  passender  Temperatur  (ca.  35«)  der  Einwir- 
kung des  Luftsauerstoffs  in  möglichst  großer 
Oberfläche  darzubieten.  Hierzu  benutzt  man  so- 
genannte Essigbildner  (Essigbütten,  Gradierfäs- 
ser), die  zu  mehreren  in  der  auf  ca.  25«  gehal- 
tenen Essigstube  aufgestellt  sind.  Man  erhält 
Essig  mit  13 — 14o/o  Essigsäure.  —  Die  Farbe 
des  Essigs  ist  von  dem  verwendeten  Materiale 
abhängig  und  entweder  weingelb,  rot  oder  braun- 
gelb (Bieressig).  Branntweinessig  ist  nahezu 
farblos,  wird  aber  mit  Zuckerfarbe  gelblich  oder 
mit  Heidelbeersaft  rot  gefärbt. 

Der  Handelswert  eines  Essigs  wird  bestimmt 


•)  Windisch,  Dr.  Karl,  Tafel  zur  Ermittelung  des  Alkohol- 
gehalts von  Alkohol-Wassermischungen  usw.    Berlin,  1893. 


durch  den  Gehalt  an  Essigsäure  und  durch  den 
vom  Material  herrührenden   Beigeschmack. 

Weinessig  ist  in  dieser  Hinsicht  am  wohl- 
schmeckendsten. Er  enthält  5 — 8 o/o  Essigsäure. 
Tafelessig,  mit  3 — 6 o/o  Essigsäure,  wird  gewöhn- 
lich aus  dem  Essigsprit,  einem  Branntweinessig 
mit  8— 10  o/o  Essigsäure,  durch  Verdünnen  mit 
Wasser  hergestellt. 

Der  Gehalt  eines  Essigs  an  Essigsäure  läßt 
sich  nur  auf  chemischem  Wege  (nicht  aus  dem 
spezifischen  Gewicht)  bestimmen. 

Guter  Essig  soll  hell,  stark  aber  rein  sauer 
und  nicht  scharf  sein  und  darf  die  Zähne  nicht 
stumpf  machen.  Verfälschungen  mit  Mineral- 
säuren kommen  wohl  nur  äußerst  selten  vor;  man 
erkennt  sie  auf  chemischem  Wege  (sehr  verdünnte 
Methylviolettlösung  [3 — 4  Tropfen]  darf  in  25  ccm 
des  Essigs  nicht  nach  blaugrün  oder  grün  um- 
schlagen). 

Die  Aufbewahrung  des  Essigs  muß  an  kühlen 
Orten  und  in  gut  verschlossenen  Gefäßen  (nicht 
aus  Metall!)  geschehen;  er  wird  sonst  leicht 
schleimig  und  trübe  (er  schlägt  um).  Im  trüben 
Essig  finden  sich  häufig  Essigälchen  (Anguillula 
aceti),  Fadenwürmer  von  1 — 2  mm  Länge  und 
großer  Beweglichkeit.  Man  entfernt  sie,  indem 
man  den  Essig  durch  dichtes  weißes  Filtrier- 
papier filtriert  und  das  Filtrat  auf  ca.  60°  er- 
wärmt. 

Bei  der  trockenen  Destillation  von  Holz  ent- 
steht neben  teerigen  Produkten  und  Methylalko- 
hol (Holzgeist)  auch  die  Holzessigsäure,  die 
mannigfache  technische  Anwendung,  namentUch 
in  der  Färberei  zur  Herstellung  von  Beizen,  ge- 
funden hat.  In  neuerer  Zeit  ist  es  gelungen,  sie 
soweit  zu  reinigen,  daß  sie  sogar  für  Speise- 
zwecke gebraucht  werden  kann.  Sie  kommt  dann 
als  Essigessenz  mit  einem  mittleren  Gehalt  von 
70 o/o  Essigsäure,  oft  durch  Zusätze  schwach  ge- 
färbt und  aromatisiert,  in  den  Handel.  Mit  der 
12 — 15  fachen  Menge  Wasser  verdünnt  liefert  sie 
einen  gut  haltbaren,  angenehm  schmeckenden 
Tafelessig. 

3.  Würzige  Genußmittel  (Gewürze). 

Viele  Pflanzenstoffe  enthalten  gewisse  flüch- 
tige, riechende  und  schmeckende  Stoffe,  soge- 
nannte ätherische  Öle,  durch  die  sie  zu  Gewür- 
zen werden,  deren  Zusatz  zu  Speisen  diese 
schmackhafter  machen  soll.  Die  Gewürze  ge- 
hören demnach  zu  den  Genußmitteln  ohne  direkt 
nährende  Wirkung. 

a)  Früchte:  Pfeffer;  Piment;  Vanille;  Karda- 
momen; Hopfen. 

a)  Pfeffer.  Man  unterscheidet  hauptsächlich 
schwarzen  und  weißen  Pfeffer.  Beide  stammen 
von  ein  und  derselben  Pflanze  ab,  von  dem 
im  südöstlichen  Asien  einheimischen,  jetzt  auch 
in  Westindien  angebauten  Pfefferstrauch  (Piper 
nigrum)  aus  der  Familie  der  Piperaceen.  —  Der 
schwarze  Pfeffer  besteht  aus  den  unreifen, 
gleich  mit  dem  grünen  Fruchtfleische  getrock- 
neten Steinfrüchten  von  schärferem  Geschmack. 
Der  weiße  Pfeffer  stellt  die  Steinkerne  der 
reifen  Frucht  dar,  die  vom  roten  Fruchtfleische 
befreit  sind;  er  schmeckt  feiner  und  milder, 
wird  aber  weniger  gebraucht  als  der  schwarze. 
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Vom  schwarzen  Pfeffer  unterscheidet  man 
schwere  oder  harte,  halbharte  und  leichte 
Sorten;  erstere  sind  am  meisten  geschätzt. 
Ihre  Benennung  geschieht  nach  den  Ausfuhr- 
häfen, z.  B.  Malabar-,  Aleppi-,  Tellichery-,  Sin- 
gapur- und  Penang-Pfeffer.  Verfälschungen  des 
gemahlenen  Pfeffers  sind  häufig;  ihr  Nachweis 
ist   nur   einem   geübten   Mikroskopiker  möglich. 

Geringe  Bedeutung  hat  der  lange  Pfeffer,  der 
Fruchtkolben  des  Chavicapfefferstrauchs  (Piper 
longum),  auf  den  Sundainseln,  Molukken  und  in 
Bengalen  kultiviert. 

Der  spanische  oder  türkische  Pfeffer  (Pa- 
prika) ist  die  gelbrote  bis  braunrote  Frucht  der  in 
Südamerika  einheimischen,  jetzt  in  Spanien,  Süd- 
frankreich und  Ungarn  kultivierten  jährigen  Beis- 
beere  (Capsicum  annuum  und  longum).  Sie  ent- 
hält das  scharfschmeckende  Capsaicin. 

Paprikapulver  ist  oft  verfälscht. 

Cayennepfeffer  sind  die  kleineren  Früchte 
anderer   Capsicumarten. 

ß)  Piment  (Nelkenpfeffer,  Jamaikapfeffer, Eng- 
lisch Gewürz,  Neue  Würze,  Allerlei  Würze),  die 
unreifen,  getrockneten  Früchte  des  Nelkenpfeffer- 
baums  oder  der  Pimentmyrte  (Eugenia  [Myrtus] 
Pimenta);  der  Baum  ist  in  Mittelamerika  und 
Westindien  einheimisch  und  wird  auf  Jamaika 
besonders  kultiviert. 

Die  Früchte,  etwas  größer  als  ein  Pfefferkorn, 
sind  rötlich-mattbraun  und  haben  einen  sehr  ge- 
würzhaften, an  Pfeffer  und  Nelken,  entfernt  auch 
an  Zimt  erinnernden  Geschmack  (Allerlei  Ge- 
würz!). Sie  enthalten  ätherisches  Öl  (Eugenol 
und  ein  Terpen),  Gerbsäure  und  Stärke.  —  Eine 
geringere  Sorte  ist  der  Spanische  oder  Ta- 
basco-Piment   aus   Mexiko  und   Yucatan, 

Pimentpulver   ist  häufig  verfälscht. 

y)  Vanille,  die  getrockneten  schotenförmigen 
Fruchtkapseln  der  Vanillepflanze  (Vanilla  plani- 
foha),  einer  an  schattigen  Bäumen  emporranken- 
den Orchidee,  die,  in  Mexiko  einheimisch,  gegen- 
wärtig namentlich  auf  den  Maskarenen  (Bour- 
bon,  Mauritius),  den  Seychellen,  auf  Madagas- 
kar, Java,  Ceylon,  neuerdings  auch  in  Deutsch- 
Ostafrika   mit   Erfolg   kultiviert   wird. 

Die  in  eigentümlicher  Weise  nach  Einleitung 
eines  Schwitzprozesses  (Gärung),  durch  den  sich 
das  aromatische  Prinzip,  das  Vanillin  oder  der 
Vanillekampfer,  erst  entwickelt,  an  der  Sonne 
getrockneten  Früchte  sind  14 — 25  cm  lang,  6  bis 
12  mm  breit  und  3 — 8  mm  dick,  von  brauner 
oder  braunschwarzer  Farbe,  längsrunzlig  und 
oft  mit  zerstreuten  Korkwarzen  bedeckt.  Im 
Innern  sind  sie  mit  einem  hellgelben  Fruchtbrei 
ausgefüllt,  in  dem  die  kleinen,  dunkeln  und  glän- 
zenden Samenkörner  eingebettet  liegen. '  Die  sorg- 
fältig sortierten  Früchte  werden  in  Bündel  (Ma- 
zos)  von  je  50  Stück  zusammengebunden  und 
in  Blechkisten  verpackt.  Zuweilen  sind  sie  auch 
vorher  mit  Fäden  umwickelt  und  in  Stanniol  ein- 
geschlagen, um  Austrocknen  zu  verhüten.  Die 
feinsten  Sorten  der  Vanille  werden  von  Mexiko 
geliefert;  im  deutschen  Handel  findet  sich  zu- 
meist die  sehr  gute  Bourbon-Vanille.  Geringere 
Sorten  kommen  aus  Venezuela,  Guyana  und  Bra- 
silien. 

Beim  Ankauf  hat  man  die  Bündel  zu  öffnen. 


um  zu  sehen,  ob  im  Innern  etwa  germgere  Ware 
enthalten  ist  und  ob  die  Früchte  unverletzt  sii^d.^HH 

Alte  (verlegene)  Ware  ist  oft  mit  Perubalsan:qH|H 
eingerieben  (um  Geruch  und  Fettigkeit  zu  geben)^™" 
und    mit    Benzoesäure    bestreut,    damit   sie    das 
Aussehen    der   kristallisierten    (mit   Vanillin 
kristallen  bedeckten)  besten  Vanille  erhalte.         j\ 

Verwendet  wird  die  Vanille  hauptsächlich  zu 
Würzen  der  Schokolade;  gewisse  Sorten  mit  He 
liotropgeruch,  die  Vanillons,  dienen  nur  zu  Pap 
fümeriezwecken. 

Vanillin  wird  auch  künstlich  hergestellt  un 
zwar  aus  dem  im  Kambialsafte  der  Nadelhölzei 
enthaltenen  Koniferin  und  aus  dem  Eugenol  de: 
Nelkenöls;  dieses  Kunstprodukt  vermag  jedoc' 
die  Vanille  nicht  völlig  zu  ersetzen,  obgleich  e 
häufig  an  deren  Stelle  Verwendung  findet. 

8)  Kardamomen.  Es  sind  die  mit  aromati- 
schen Samen  gefüllten  Fruchtkapseln  tropischer, 
in  Süd-Indien  einheimischer  Gewächse,  die  der 
Ordnung  der  Scitamineen  oder  Gewürzschilfe  an- 
gehören (Elettaria-  und  Amomum-Arten).  Nu 
die  Samen  enthalten  das  feurige,  ätherische  Kar-' 
damomöl.  —  Handelssorten  sind  die  kleinen  ma- 
labarischen  (die  besten),  die  langen  oder  ceylo- 
nischen und  die  runden  von  Java  und  Sumatra 
(geringer).  Man  verwendet  die  Kardamomen  als 
Gewürz  in  der  Pfefferkuchenbäckerei  usw.,  in  der 
Medizin  und  das  ätherische  Öl  zu  Parfümerie 
zwecken. 

e)  Hopfen.  DerHopfendesHandelsbestehtau! 
den  getrockneten  zapfenartigen  Fruchtständen  oder 
Kätzchen  der  weiblichen  Hopfenpflanze  (Humulus 
Lupulus)  aus  der  Familie  der  Cannabinaceae 
(Hanfgewächse).  Die  Pflanze  wächst  in  Europa 
wild.  Bei  der  Kultur  zieht  man  nur  weibliche 
Pflanzen  aus  Teilen  des  unterirdischen  Stammes 
(Fechser  oder  Stecklinge),  die  im  April  gelegt 
werden,  wonach  die  sich  entwickelnden  winden- 
den Stengel  an  Hopfenstangen,  seltener  an  quer- 
gespannten Drähten,  emporranken.  Nach  der 
Erntezeit  unterscheidet  man  August-  oder  Früh- 
hopfen und  Herbst-  oder  Späthopfen,  der  reich- 
lichere und  sicherere  Ernten  gibt. 

Das  Einsammeln  der  Fruchtkätzchen  geschieht, 
wenn  die  Ränder  der  Deckschuppen  eben  an- 
fangen braun  zu  werden,  also  vor  völliger  Reife. 
Das  Trocknen  erfolgt  möglichst  schnell,  anfangs 
auf  luftigen  Böden  unter  häufigem  Wenden, 
später  bei  künstlicher  Wärme  (Hopfendarren). 
Zur  besseren  Aufbewahrung  preßt  man  den  Hop- 
fen sehr  fest  in  starke  Säcke,  Kisten  oder  Ge- 
fäße von  Eisenblech,  wobei  er  sein  Aroma,  in- 
folge möglichsten  Abschlusses  von  Luft  und  Licht, 
größtenteils  behält;  oft  wird  er  vor  dem  Ein- 
pressen noch  geschwefelt  (d.  h.  den  Dämpfen 
brennenden  Schwefels  ausgesetzt).  Die  Güte  des 
Hopfens  beurteilt  man  nach  der  größeren  oder 
geringeren  Klebrigkeit  oder  Fettigkeit  beim  An- 
fühlen, nach  der  Farbe  und  dem  Aussehen  der 
Zapfen  (hellgelb,  nicht  fleckig),  besonders  nach 
Geruch  und  Geschmack. 

Die  Hopfensorten  des  Handels  werden  ge- 
wöhnlich nach  den  Ursprungsländern  benannt. 
Die  vorzüglichsten  Produkte  liefern  Böhmen 
(Saaz)  und  Bayern  (Spalt).  Auch  in  Baden 
(Schwetzingen),  Württemberg,  Braunschweig  und 
in    Elsaß-Lothringen   wird   viel   Hopfen  erzeugt. 
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Bedeutend  ist  die  Hopfenproduktion  in  Belgien, 
im  nördlichen  Frankreich  und  in  England,  jedoch 
Avird  nur  wenig  englischer  Hopfen  ausgeführt. 
Große  Mengen  Hopfen  liefern  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  (Newyork,  Boston) ; 
dieser  Hopfen  erreicht  aber  nicht  die  Güte  des 
bayrischen  und  böhmischen. 

Die  Verwendung  des  Hopfens  zum  Würzen 
des  Biers  ist  bekannt;  er  kann  hierzu  durch 
keinen  andern  Bitterstoff  auch  nur  teilweise  er- 
setzt werden,  denn  es  fehlen  allen  sogenannten 
Hopfensurrogaten,  abgesehen  von  dem  abwei- 
chenden Geschmack  und  der  zum  Teil  gesund- 
heitsschädlichen Wirkung  (Quassiaholz,  Coloquin- 
ten,  Kockelskörner,  Herbstzeitlosenblätter),  die 
charakteristischen  Bestandteile  des  Hopfens  und 
des  besonders  am  Grunde  der  Deckschuppen 
sitzenden  Hopfenmehls  (des  L u p u  1  i  n  s) :  das  äthe- 
rische Hopfenöl,  der  eigentümliche  harzige  Bitter- 
stoff und  die  Hopfengerbsäure,  denen  eine  be- 
sonders günstige  Wirkung  auf  die  Klärung  und 
die   Haltbarkeit  des   Biers  zuzuschreiben  ist. 

Die  Versendung  des  Hopfens  geschieht  in 
runden  Ballen  (von  125 — 175  kg),  die  für  den 
überseeischen  Transport  in  Eisenblechkisten  ein- 
gelötet werden.  Die  Verpackung  in  zylindrische 
oder  würfelförmige  Eisenblechgefäße  hat  sich 
überhaupt  in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  ein- 
gebürgert. 

b)  Samen:   Muskatnüsse;   Senf. 

a)  Muskatnüsse  und  Muskatblüten  (Ma- 
•cisnüsse  —  Macisblüten). 

Beide  Gewürze  sind  Teile  der  Frucht  des 
Muskatbaums  (Myristica  fragrans  Houtt.).  Dieser 
Baum  aus  der  Familie  der  Myristicaceen  (den 
Lorbeergewächsen  verwandt)  ist  einheimisch  auf 
den  Molukken ;  er  wird  kultiviert  auf  den  Banda- 
Inseln,  in  Ostindien,  auf  den  Maskarenen  und 
im  tropischen  Amerika  (Antillen,  Surinam). 

Die  länglichrunden  Früchte  sehen  im  Reife- 
austande gelb  aus  und  öffnen  sich  dann  zwei- 
klappig,  wonach  der  von  dem  fleischigen,  zer- 
schlitzten Samenmantel  (Arillus),  der  Muskatblüte 
(Macis),  umgebene  Same  zum  Vorschein  kommt. 
Zunächst  wird  die  Macis  sorgfältig  abgelöst, 
dann  läßt  man  den  Samen  auf  Rösten  über  stark 
rauchendem  Feuer  scharf  trocknen.  Nach  Ent- 
fernung der  sehr  zerbrechlich  gewordenen  äuße- 
ren Samenschale  legt  man  die  Kerne,  die  eigent- 
lichen Muskatnüsse,  vor  dem  Trocknen  längere 
Zeit  in  ein  Gemisch  von  Kalkmilch  und  Salz- 
wasser, um  sie  später  vor  Wurmfraß  zu  schützen. 

Die  Muskatnüsse  enthalten  ein  ätherisches  Öl 
<8— 150/0)  und  auch  ein  fettes  Öl  (25— 35  0/0),  das 
warm  ausgepreßt  wird  und  als  Muskatbutter 
in  den  Handel  kommt. 

Gute  Muskatnüsse  sind  schwer,  gehörig  voll 
und  ohne  Wurmlöcher,  wie  die  von  den  Moluk- 
ken und  den  Banda-Inseln;  geringere  kommen 
von  den  Maskarenen. 

Verfälschungen  bestehen  in  der  Unterschie- 
bung minderwertiger,  wenig  gewürzhafter  Samen 
(brasilianische,  kalifornische  und  Guyana-Nüsse), 
in  der  Verstopfung  der  Löcher  an  wurmstichiger 
Ware  mit  einem  aus  Mehl,  Ton  und  Muskatnuß- 
pulver bereiteten  Teig  und  der  künstlichen  Nach- 
bildung von  Nüssen  aus  solchem  Teig. 

Die    Versendung   der    Nüsse    geschieht   über 


Holland  in  Fässern  (250 — 300  kg),  über  London 
in  Barrels  und  Kisten  (ca.  150  kg). 

Die  Macis  oderMuskatblüte  wird  nach  dem 
Ablösen  von  dem  Samen  an  der  Sonne  getrock- 
net, wobei  die  ursprünglich  karminrote  Farbe 
in  orangegelb  übergeht.  Gute  Muskatblüte  ist 
hellgelb,  dick  und  ölig,  von  stark  gewürzhaftem 
Geruch  und  Geschmack.  Sie  enthält  4 — Qo/o  äthe- 
risches Öl,  Fett  (ca.  220/0)  und  Amylodextrin  (keine 
Stärke!).  —  Neuerdings  sind  der  vorzüglichen 
Banda-Macis  die  Samenmäntel  anderer  Myristica- 
Arten,  wie  die  Papua-  und  Bombaymacis,  unter- 
geschoben worden.  Letztere  ist  sehr  fettreich 
(ca.  570/0),  aber  nahezu  geruch-  und  geschmack- 
los. —  Die  Aufbewahrung  der  Nüsse  und  Blüten 
muß  in  gut  verschlossenen  Gefäßen  geschehen. 

ß)  Senf.  Man  unterscheidet  schwarzen  und  wei- 
ßen Senf.  Der  sogenannte  schwarze  Senf  ist  der 
rotbraune  Same  der  schwarzen  Senfpflanze  (Bras- 
sica nigra) ;  der  sogenannte  M'eiße,  aber  gelb 
aussehende  Senf  stammt  von  der  weißen  Senf- 
pflanze (Sinapis  alba).  Beide  Pflanzen  gehören 
der  Familie  der  Kreuzblumengewächse  oder  Kru- 
ziferen an.  Sie  wachsen  in  ganz  Europa  mit  Aus- 
nahme der  nördlichsten  Länder  wild  und  werden 
auch  viel  angebaut.  Der  Sareptasenf  aus  dem 
ostrussischen  Gouvernement  Sarätow  stammt  von 
Brassica  Besseriana ;  er  hat  etwas  hellere  Farbe 
als  der  schwarze  Senf. 

Zur  Gewinnung  der  Samen  werden  die  Scho- 
tenfrüchte einfach  ausgedroschen. 

Alle  Senfsamen  enthalten  ein  fettes  Öl  (30 
bis  330/0),  das  man  durch  Auspressen  der  ge- 
mahlenen Samen  gewinnt  und  technisch  ver- 
wertet. 

Im  schwarzen  Senf  ist  das  Sinigrin,  ein  gly- 
kosidartiger  Körper,  enthalten,  das  unter  Einwir- 
kung des  ebenfalls  vorhandenen  Myrosins,  eines 
Enzyms,  in  ätherisches  Allylsenföl,  Kaliumhydro- 
sulfat  und  Traubenzucker  zerfällt.  Das  Allylsenföl 
ist  außerordentlich  scharf,  so  daß  es  heftig  zu 
Tränen  reizt  und  auf  der  Haut  Blasen  zieht. 
Eine  alkoholische  Auflösung  des  Öls  ist  der  haut- 
reizende   Senf  Spiritus. 

Der  weiße  Senf  enthält  das  Glykosid  Sinaibin, 
das  durch  Myrosin  in  Sinalbinsenföl,  Sinapin- 
hydrosulfat  und  Traubenzucker  zerfällt.  Das  Si- 
nalbinsenföl ist  zwar  auch  scharf  und  blasen- 
ziehend, aber  geruchlos,  weil  nicht  flüchtig. 

Der  meiste  schwarze  Senf  kommt  aus  Holland 
(in  Säcken  von  ca.  100  kg). 

Speisesenf  oder  Senfmostrich  wird  aus 
Senfmehl  bereitet,  das  man  mit  Essig  oderTrauben- 
most  unter  Zusatz  von  Gewürzen  einmacht.  Der 
englische  gilt  als  vorzüglich,  jedoch  ist  auch 
französischer  und  deutscher  (Düsseldorfer)  von 
sehr  guter  Qualität. 

Medizinische  Verwendung  findet  der  schwarze 
Senf  als  hautreizendes  Mittel   (zu  Umschlägen). 

Verfälschungen  des  Senfmehls  lassen  sich  mi- 
kroskopisch erkennen.  Reines  Senfmehl  ist 
stärkefrei. 

c)  Blütenknospen  und  Blütenteile. 

Gewürznelken;  Kapern;  Safran. 

a)  Gewürznelken  (Nelken,  Gewürznägelein) 
sind  die  Blütenknospen  des  Gewürznelkenbaums 
(Eugenia  caryophyllata  Thunbg.  oder  Jambosa 
Caryophyllus  Spreng.)  aus  der  Familie  der  Myr- 
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taceen.  Der  Baum  ist  einheimisch  auf  den  Mo- 
lukken  und  angebaut  auf  den  Inseln  Sumatra, 
Sansibar  und  Pemba,  auf  den  Maskarenen  und 
auf  Madagaskar,  aber  auch  in  Amerika  (Antillen, 
Brasilien,  Guyana).  Die  Haupternte  findet  statt, 
ehe  sich  die  Blütenknospen  geöffnet  haben  (No- 
vember bis  März),  weil  sie  dann  am  meisten 
ätherisches  Öl  enthalten  (15 — 25  o/o),  das  den  Ge- 
ruch und  Geschmack  bedingt  und  dessen  Haupt- 
bestandteil Eugenol  ist.  Die  besten  Gewürznelken 
sind  die  holländischen  von  Amboina  und  die 
ostindischen,  am  meisten  kommen  aber  in  den 
europäischen  Handel  die  von  Sansibar  und 
Pemba,  obgleich  sie  geringer  sind.  Noch 
weniger  geschätzt  sind  die  amerikanischen.  — 
Gute  Nelken  haben  eine  braunrote  (nelken- 
braune), bald  hellere,  bald  dunklere  Farbe.  Beim 
Drücken  mit  dem  Fingernagel  sollen  sie  Öl 
geben,  im  Wasser  untersinken  oder  mit  dem 
Köpfchen  aufwärts  gerichtet  schwimmen.  Ab- 
destillierte Nelken  zeigen  trockene  Kelchsubstanz 
und  schwimmen  auf  Wasser  in  schiefer  oder 
horizontaler  Lage. 

Gewürznelkenpulver  ist  häufig  verfälscht;  als 
gewöhnliche  Beimischung  findet  man  das  Pulver 
von  Nelkenstielen.  Die  Untersuchung  muß  mi- 
kroskopisch geschehen.  Reines  Gewürznelken- 
pulver ist  stets  stärkefrei.  —  Die  unreifen 
Früchte  des  Nelkenbaums  kommen  als  Mutter- 
nelken in  den  Handel;  sie  zeigen  wesentlich 
schwächeres    Aroma. 

ß)  Kapern  (Capern).  Es  sind  die  Blüten- 
knospen des  Kapernstrauchs  (Capparis  spinosa), 
eingelegt    in    mit   etwas    Salz   versetzten    Essig. 

Der  Kapernstrauch  wächst  im  südlichen  Europa 
(in  den  Mittelmeerländern)  wild  und  wird  viel- 
fach kultiviert.  Man  sortiert  die  Blütenknospen 
nach  der  Größe  (durch  Sieben) ;  die  kleinsten, 
kaum  erbsengroßen  (Nonpareilles)  sind  die  besten. 
Sie  kommen  von  Südfrankreich  (Toulon,  Aix,  Mar- 
seille), Geringer  sind  die  spanischen  (von  den 
Balearen),  die  geringsten  kommen  aus  Nord- 
afrika (Algier,  Tunis).  Die  grüne  Farbe  der  Ka- 
pern ist  oft  durch  Kuptersalze  erhöht,  was  jedoch 
als  schädliche  Fälschung  zu  betrachten  ist. 

Die  in  gleicher  Weise  wie  die  echten  Kapern 
präparierten  Blütenknospen  des  Besenstrauchs 
(Spartium  scoparium)  und  die  unreifen,  kugelig- 
dreiseitigen Früchte  der  Kapuzinerkresse  (Tro- 
päolum  majus)  liefern  die  deutschen  Kapern. 

Als  schädliche  Fälschung  ist  die  Nachahmung 
der  Kapern  durch  die  ähnliche  Zubereitung  der 
Blütenknospen  der  scharfgiftigen  Sumpfdotter- 
blume (Caltha  palustris)  zu  betrachten. 

y)  Safran.  Er  besteht  aus  den  getrockneten 
Blütennarben  der  Safranpflanze  (Crocus  sativus), 
einem  Knollengewächs  aus  der  Familie  der  Iri- 
daceen.  Der  Anbau  der  Pflanze  geschieht  be- 
sonders in  den  wärmeren  Ländern  Europas 
(Frankreich,  Spanien,  Italien  usw.),  in  Afrika  (Ma- 
rokko, Tunis),  in  Asien  (Kaschmir,  Persien, 
Kleinasien,  China),  in  neuerer  Zeit  auch  in  Mit- 
telamerika und  in  den  Vereinigten  Staaten  (Penn- 
sylvanien). 

Der  Safran  bildet  1 — IV2  cm  lange,  inein- 
andergewirrte  Fäden  von  braunroter  Farbe,  die 
nach  dem  Aufweichen  in  Wasser  die  Gestalt  der 
Blütennarben  zeigen.    Der  Geruch  ist  stark  ge- 


würzhaft, der  Geschmack  aromatisch  bitterlich, 
etwas  scharf.  Die  Färbekraft  des  Safrans  ist  sehr 
groß;  1  Teil  vermag  100000 Teile  Wasser  deutlich 
gelb  zu  färben.  Der  eigentümliche  Farbstoff,  das 
Crocin,  scheint  mit  einem  ätherischen  Öle  (ca. 
lo/o)  und  Traubenzucker  eine  Verbindung  zu  bil- 
den, die  durch  chemische  Einflüsse  leicht  ge- 
spalten wird. 

Die  Handelssorten  werden  nach  den  Produi 
tionsländern  benannt.  Den  meisten  Safran  liefet 
Spanien,  im  deutschen  Handel  kommt  aber  be 
sonders  der  französische  vor  (Gatinais  [der  bestej 
Orange,  Avignon),  der  geringste  ist  der  aus  d« 
europäischen   Türkei   (der  makedonische). 

Der  Safran,  namentlich  der  gepulverte,  ist 
häufig  verfälscht  und  bedarf  beim  Ankauf  stets 
eingehender  mikroskopischer  und  chemischer 
Prüfung. 

Aufbewahren  muß  man  den  Safran  in  gut  ver-^ 
schlossenen  Gefäßen  bei  Licht-  und  Luftabschluß^ 
Man    benutzt   ihn   zum    Färben   von    Nahrungs- 
mitteln   (Käse,   Butter,   Backwaren),   als  Gewürz 
und   als  Medikament. 

Safransurrogat  ist  ein  Teerfarbstoff  (Safran- 
gelb,  Victoriaorange). 

d)  Rinden:  Zimt.  Der  Zimt  des  Handels  b( 
steht  aus  den  getrockneten  Innenrinden  junge 
Zweige  verschiedener  Arten  von  Zimtbäumer 
die  der  Gattung  Cinnamomum  und  der  Familit 
der   Lorbeergewächse   (Lauraceen)   angehören. 

Der  echte  Zimt  (Kaneel)  ist  die  dünne  Innen- 
rinde junger  Triebe  vom  ceylonischen  Zimtbaut 
(Cinnamomum    ceylonicum),    der    in    den    Berg4 
Wäldern  Ceylons  wild  wächst  und  auch  auf  Ceyi^ 
Ion,  namentlich  an  den  Küsten  (in  Zimtgärten) 
kultiviert  wird.  Obgleich  der  Baum  auch  in  and« 
ren  tropischen  Gegenden,  z.  B.  auf  den  Sundz 
Inseln,  in  Westindien  und  in  Südamerika  (Brasij 
lien)  gedeiht,  so  verliert  er  doch  außerhalb  seine! 
Heimat  sehr  bald  seine  wertvollen  Eigenschaften^ 
Die    Rinde   der  auf   Ceylon   kultivierten    Bäumt 
übertrifft    daher    an    Gewürzhaftigkeit    und    Ge-' 
schmack  alle  übrigen. 

Man  gewinnt  die  Rinde  von  etwa  1,5  m  langen 
Sprossen,  von  denen  man  nach  Entfernung  det" 
Seitenzweige  und  Blätter  die  Oberhaut  und  äußer| 
ste  Rindenschicht  abschabt,  dann  die  innere  Rind« 
und  Bastschicht  der  Länge  nach  aufschlitzt,  sorg« 
sam  ablöst  und  sehr  allmählich  trocknet  (Ferment 
tation  des  Zimts),  wobei  sie  sich  einrollen.    Di< 
engeren  Röhren  (Canella)  werden  in  die  weiterei^ 
gesteckt,   so   daß   acht  bis   zehn   ineinander  ge-J 
schoben    sind.    Man   bildet   daraus    Bündel   von 
bestimmter  Dicke  und  Länge  (ca.  1  m) ;  die  über- 
stehenden    Röhrenteile     werden     abgeschnitten 
(Zimtbruch  oder  Zimtgrus,  Chips).  Nach  völliger 
Trocknen  sortiert  und  vereinigt  man  die  Bündel' 
zu  größeren   Paketen   (Fardelen)  von  ca.  45  kg 
Gewicht,  die  dann  in  Säcke  eingenäht  werden. 

Ceylon  produziert  jährlich  etwa  600 — 900000  kg 
Röhren  und  200—250000  kg  Abfall  (Chips).  Der 
Ceylonzimt  besteht  aus  pergamentpapierdünnen 
Rinden  von  blaßbräunlichgelber,  etwas  ins  röt- 
liche ziehender  Farbe  mit  zahlreichen  weißlichen 
Längsstreifen,  die  dem  chinesischen  Zimt  fehlen. 
Vor  dem  Zerbrechen  biegen  sich  die  Stücke.  Der 
Geschmack  ist  süß  und  pikant,  der  Geruch  an- 
genehm aromatisch.   Beide  beruhen  auf  dem  Ge- 
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halt  an  ätherischem  Zimtöl  (Zimtaldehyd),  das 
man  durch  Destillation  der  Rindenabfälle  (Chips, 
Zimtbruch)  gewinnt.*)  In  naher  Beziehung  zu 
dem  Gehalte  an  ätherischem  Öl  scheint  der  Ge- 
halt an  Gerbstoff  zu  stehen.  Gerbstoffreiche  Rin- 
den, deren  Geschmack  herbe  und  zusammen- 
ziehend, oft  auch  mehr  oder  weniger  schleimig 
ist,  sind  stets  arm  an  ätherischem  Öl. 

Dem  Ceylonzimt  an  Güte  nahe  steht  der  Java- 
zimt, doch  ist  er  etwas  dunkler  und  faseriger 
und  auch  weniger  aromatisch. 

Der  chinesische  Zimt,  die  Zimtkassie 
(auch  indischer,  gemeiner  oder  brauner  Zimt),  ist 
die  Innenrinde  des  Kassienlorbeerbaums,  Cinna- 
momum  Cassia,  der  sich  vom  ceylonischen  Zimt- 
baum durch  filzige  Behaarung  der  jüngsten 
Zweige    und   der   Blattunterseiten    unterscheidet. 

Außer  in  Südchina  wird  dieser  Baum  noch 
auf  Java,  Sumatra,  Padang,  Ostindien  und  Cochin- 
china  kultiviert. 

Die  Zimtkassie  bildet  einfache  oder  höchstens 
doppelt  zusammengerollte,  nicht  ineinander  ge- 
steckte Röhren  von  ca.  45—60  cm  Länge  und 
etwa  1,5  cm  Durchmesser,  die  in  Bündel  von 
1/2  kg  zusammengebunden  sind.  Die  Dicke  der 
Rinde  beträgt  1 — 3  mm,  je  nachdem  Kork  und 
äußere  Rindenschicht  mehr  oder  weniger  entfernt 
wurde.  Die  Farbe  ist  dunkelrotbraun,  der  Bruch 
mehr  eben,  nur  selten  ein  wenig  faserig  (nach 
innen).  Geruch  und  Geschmack  sind  weniger 
angenehm  als  beim  echten  Zimt,  namentlich  der 
Geschmack  ist  infolge  größeren  Gerbstoffgehalts 
mehr  herbe  und  zusammenziehend.  Die  Zimt- 
kassie wird  dennoch  am  meisten  verwendet;  sie 
dient  auch  als  Medikament. 

Die  geringste  Art  der  Zimtrinden  ist  die  Holz- 
kassie (Holzzimt,  Xylokassie,  Malabarzimt,  Mut- 
terzimt), die  von  einigen  Cassiaarten  Südwest- 
chinas, Sumatras  und  Vorderindiens  stammt.  Sie 
bildet  daumendicke  Röhren  von  4  mm  Durch- 
messer oder  flache  Stücke  von  dunkelrotbrauner 
Farbe.  Ihr  Geschmack  ist  nur  schwach  zimtartig, 
herbe  und  scharf,  dabei  schleimig;  auch  die  wäß- 
rige Abkochung  ist  schleimig.  —  Früher  war  sie 
als  Medikament  gebräuchlich,  jetzt  kommt  sie 
nur  noch  als  Verwechslung  der  Zimtkassie  in 
Betracht  und  als  Verfälschung  des  gemahlenen 
Zimts. 

Das  Zimtpulver,  der  gemahlene  Zimt,  wird 
aus  den  Abfällen  bei  der  Gewinnung  der  Zimt- 
rinde, dem  Zimtbruch  oder  Chips  gewonnen. 
Es  ist  häufig  verfälscht  (durch  entölten  Zimt,  Holz- 
pulver, Mandelschalen,  Matta  usw.)  und  mikro- 
skopisch zu  prüfen. 

Unter  dem  unrichtigen  Namen  Zimtblüten 
kommen  die  unreifen  Früchte  des  Kassienlorbeer- 
baums in  den  Handel.  Ihr  Geschmack  und  Ge- 
ruch ist  ähnlich  dem  der  Rinde,  aber  schwächer. 

e)  Wurzelstöcke:  Ingwer,  Ingber.  Er 
ist  der  getrocknete  knollige  Wurzelstock  der 
Ingwerpflanze,  Zingiber  officinale,  aus  der  Fa- 
milie der  Zingiberaceen.  Die  Pflanze  ist  ein- 
heimisch in  Ostindien;  sie  wird  daselbst  und 
auch  im  übrigen  tropischen  Asien,  in  Afrika 
una  Amerika  (Westindien)  kultiviert, 

•)  Werden  mit  der  Rinde  auch  Blätter  destilliert,  so  ent- 
hält das  Destillat  Eugenol  und  läßt  schwachen  Nelkengeruch 
erkennen. 


Die  Knollen  kommen  geschält,  d.  h.  von  der 
äußeren  Korkschicht  vor  dem  Trocknen  befreit, 
oder  ungeschält  (braun)  in  den  Handel.  Ge- 
bleichter Ingwer  (mit  Chlorkalk  gebleicht)  ist 
zwar  von  weißerer  Farbe  aber  dennoch  geringe- 
rer Qualität.  —  Der  Geruch  des  Ingwers  ist  an- 
genehm aromatisch,  da  er  ätherisches  Öl  (2  bis 
30/0)  enthält;  sein  Geschmack  ist  brennend  scharf, 
gewürzig  und  durch  eine  hellrote,  flüssige  Sub- 
stanz, das  Gingeroi,  bedingt.  —  Guter  Ingwer 
soll  wurmfrei  und  schwer  zu  zerbrechen  sein. 
—  Man  benutzt  ihn  als  kräftiges  Gewürz,  in  der 
Konditorei  und  in  der  Likörfabrikation,  Medizi- 
nischen Zwecken  entspricht  am  besten  der  ben- 
galische,  nur  teilweise  geschälte   Ingwer. 

Frische  Ingwerknollen  kommen  in  dicken 
Zuckersaft  eingemacht  als  Ingwerkonserve  in 
den  Handel,  sie  bilden  in  vielen  Ländern  ein  be- 
liebtes anregendes  Mittel. 

Kandierter  Ingwer  ist  in  ähnlicher  Weise 
aus  getrockneten  Knollen  bereitet. 

III.  Arzneiwaren;  Drogen. 

1.  Aus  dem  Pflanzenreiche, 
a)  Wurzeln  und  Wurzelknollen. 

a)  Rhabarber,  die  geschälten  und  oft  un- 
regelmäßig zugeschnittenen,  getrockneten  Wur- 
zelstöcke verschiedener  Arten  der  in  China  ein- 
heimischen Rhabarberpflanze  (Rheum  officinale 
und  palmatum).  Geruch  und  Geschmack  sind 
eigenartig.  Beim  Kauen  knirscht  der  Rhabarber 
zwischen  den  Zähnen  und  der  Speichel  färbt 
sich  gelb  (durch  Chrysophan,  ein  Glykosid;  dar- 
aus abspaltbar  die  Chrysophansäure).  —  Als  vor- 
züglich gilt  der  Schensi-Rhabarber. 

ß)  Sassafraswurzel,  das  Wurzelholz  von 
Laurus  Sassafras,  dem  Sassafrasbaume  in  Nord- 
amerika.   Enthält  ein  ätherisches  Öl. 

y)  Süßholz,  die  Wurzel  des  Süßholzstrauchs 
(Glycyrrhiza  glabra  und  Gl.  echinata).  Der  süß- 
schmeckende Bestandteil  ist  das  Glyzyrrhizin, 
Aus  dem  Süßholz  wird  der  Lakritzensaft,  Succus 
liquiritiae,  bereitet. 

8)  Altheewurzel,  Eibischwurzel,  die  ge- 
schälte Wurzel  von  Althaea  officinalis.  Sie  ent- 
hält viel  Stärke,  Schleim  und  (2 0/0)  Asparagin. 

s)  Enzianwurzel,  die  gespaltene,  bittere 
Wurzel  von  Gentiana-Arten  (Alpen).  Der  Bitter- 
stoff ist  das  Gentiopikrin. 

f)  Brechwurzel,  die  getrockneten  Neben- 
wurzeln der  Psychotria  Ipecacuanha  (Südamerika). 
Sie  enthält  giftige  Alkaloide:  Emetin  und  Ce- 
phaelin. 

ri)  Jalapen Wurzel,  die  getrocknete  Wurzel- 
knolle der  Exogonium  Purga  (Ipomoea  Purga 
Hayne)  in  Mexiko.  Sie  enthält  ein  scharfes  Harz, 
Abführmittel. 

0)  Sarsaparilla,  die  Wurzel  mittelamerikani- 
scher Arten  der  Gattung  Smilax.  Beste  ist  die 
Honduras. 

t)  Baldrianwurzel,  der  mit  Wurzeln  be- 
setzte Wurzelstock  der  Baldrianpflanze  (Valeriana 
officinalis).  Sie  enthält  ätherisches  Öl  (0,8  bis 
l,Oo/o)  und  Baldriansäure, 

b)  Rinden. 

a)  Chinarinde  (Fieberrinde).  Es  ist  die 
Rinde  von  Stämmen  und  Zweigen  verschiedener 


684 


Warenkunde. 


Arten  der  Gattung  Cinchona.  Die  Heimat  der 
Bäume  ist  das  tropische  Südamerika;  man  kulti- 
viert sie  besonders  auf  Ceylon,  Java,  Jamaika 
und  in  Australien. 

Sie  enthält  mehrere  Alkaloide:  Chinin,  Cincho- 
nin,  Chinidin  und  Chinchonidin.  Andere  Bestand- 
teile sind:  Chinasäure,  Chinagerbsäure,  Chinarot 
und  andere.  —  Ihr  Geschmack  ist  intensiv  bitter. 
—  Medizinalrinden  müssen  mindestens  5  o/o  Alka- 
loide enthalten. 

ß)  Kaskarillrinde,  die  getrocknete  Rinde 
des  Kaskarill-Crotons  (Croton  Eluteria)  auf  den 
Bahamainseln.  Sie  enthält  einen  Bitterstoff,  das 
Kascarillin,  und  ein  ätherisches  Öl. 

Vervv^endung  zu  Tabaksaucen,  für  Räucher- 
pulver, als  Heilmittel. 

y)  Seifenrinde,  Quillajarinde,  die  innere 
Rinde  der  Quillaja  saponaria  (Südamerika).  Sie 
gibt  mit  Wasser  eine  schäumende  Flüssigkeit 
infolge  ihres  Gehalts  an  Saponin.  —  Als  giftige 
Bestandteile  enthält  sie  das  Sapotoxin  und  die 
Quillajasäure. 

c)  Hölzer.  Quassiaholz,  Lignum  Quassiae, 
das  bittere  Holz  zweier  Bäume,  nämlich  der 
Bitteresche  (Quassia  amara)  in  Surinam  und  der 
Picraena  excelsa  auf  Jamaika  und  den  Antillen. 
Surinamholz  ist  das  bessere.  Beide  enthalten 
das  sehr  bittere  Quassiin. 

d)  Blätter.  Sennesblätter  (Folia  Sennae), 
die  getrockneten  Fiederbjättchen  mehrerer  Arten 
von  Cassia.  Die  alexandrinischen,  von  C.  acuti- 
folia,  sind  stets  mit  den  Blättern  von  Cynanchum 
Arghel  untermischt,  die  indischen,  von  Cassia 
angustifolia,  sind  ohne  Beimengungen.  —  Wirk- 
samer Bestandteil  ist  das  Cathartin  (Cathartin- 
säure). 

e)  Blüten.  Insektenpulver,  das  zur  Ver- 
tilgung schädlicher  Insekten  dienende  Pulver  der 
getrockneten  Blütenköpfchen  mehrerer  Pyrethrum- 
arten.  Besonders  kräftig  v^^irkt  das  dalmatinische, 
weniger  das  persische. 

f)  Früchte  und  Samen. 

a)  Die  Röhrenkassie,  die  Hülsenfrucht  des 
Purgierkassienbaums  (Ost-  und  Westindien, 
Ägypten).  Verwendung  als  Abführmittel  und  in 
der  Tabakfabrikation   (für  Saucen). 

ß)  Tamarinden,  das  Fruchtmark  aus  der 
Frucht  des  Tamarindenbaums  (Tamarindus  in- 
dica)  der  Tropenländer.  Stark  weinsaurer  Ge- 
schmack; Abführmittel. 

y)  Koloquinten,  die  geschälten  und  getrock- 
neten Früchte  von  Citrullus  Colocynthis  (Persien, 
Ostindien,  Ost-  und  Nordafrika  usw.),  ausgezeich- 
net durch  lockeres,  weißes  Fleisch  und  intensiv 
bitteren  Geschmack.  —  Spezifische  Bestandteile: 
Kolocynthin  und  Kolocynthidin.  —  Abführmittel. 

8)  Krähenaugen  (Brechnüsse),  die  Samen 
vom  ostindischen  Krähenaugenbaum  (Strychnos 
nux  vomica).  Sie  enthalten  die  sehr  giftigen, 
bitteren  Alkaloide  Strychnin  und  Brucin.  Noch 
strychninreicher  und  giftiger  sind  die  Ignatius- 
bohnen  (von  Strychnos  Ignatii). 

Anhang:  Isländisches  Moos,  eine  Strand- 
flechte (Nord-  und  Mitteleuropas),  enthält  viel 
Schleim  und  bitteres  Cetrarin  (Cetrarsäure).  — 
Carragheen  oder  irländisches  Moos,  eine  ge- 
trocknete Alge  von  den  Küsten  Irlands,  Schott- 
lands   und    Nordamerikas.  —   Bärlappsamen 


(Lycopodium,  Hexenmehl,  Blitzpulver),  die  hell- 
gelben Sporen  der  Bärlappflanze.  Dient  als 
Streupulver    und    Einstreumittel. 

Feuerschwamm,  Zunderpilz.  Der  an 
Buchen,  Birken  und  Eichen  in  Mittel-  und  Nord- 
europa wachsende  Löcherpilz  (Polyporus  fomen- 
tarius)  liefert  nach  passender  Behandlung  und 
Tränken  mit  Salpeterlösung  den  Zündschwamm; 
nicht  mit  Salpeter  durchtränkter  dient  als  Wund- 
schwamm.   Der  beste  kommt  von  Ulm. 

2.  Aus  dem  Tierreiche. 

a)  Kanthariden  (Spanische  Fliege,  Blasen- 
käfer, Lytta  vesicatoria)  sind  glänzend  smaragd- 
oder  goldgrüne  Käfer  von  starkem  unangeneh- 
mem Geruch.  Sie  enthalten  Kantharidin,  eine  j 
giftige,  äußerst  scharfe,  blasenziehende  Substanz.  \ 
Man  sammelt  sie  in  Spanien,  Sizilien,  Rußland, 
Polen.  Verwendung  in  Pulverform  für  haut- 
reizende Salben  und  Pflaster. 

b)  Moschus  (Bisam),  ein  Sekret  (Abschei- 
dung) des  männlichen  Moschustieres.  Der  beste 
Moschus  ist  der  Tonkinsche  aus  Tibet  und  China, 
geringer  der  kabardinische,  russische  oder  sibiri- 
sche. —  Der  Moschus,  eine  im  trockenen  Zustande 
krümelige,  dunkelbraune  Masse  von  höchst  inten- 
sivem Geruch,  ist  als  sehr  kostbare  Substanz 
häufig  verfälscht.  Er  dient  als  erregendes  Medi- 
kament und  zu  Parfümeriezwecken  (Moschus- 
tinktur). 

Künstlicher  Moschus  ist  ein  nach  Moschus 
riechendes  Benzolderivat. 

c)  Bibergeil  (Castoreum),  ein  Sekret  des 
männlichen  und  weiblichen  Bibers,  das  im  fri- 
schen Zustande  weich  und  schmierig  ist  und 
einen  starken,  unangenehmen  Geruch  und  schar- 
fen, bitteren  Geschmack  besitzt.  —  Das  sibirische 
oder  russische  ist  etwas  besser  als  das  kana- 
dische oder  englische.  —  Verwendung  als  Medi- 
kament. 

d)  Ambra,  eine  graubraune,  wachsartige  Sub- 
stanz, die  als  ein  krankhaftes  Produkt  (Gallen- 
stein) der  Pottwale  angesehen  wird  und  das  im 
Indischen  Ozean  auf  dem  Wasser  schwimmend 
gefunden  wird.  Früher  als  Medikament,  jetzt 
nur  noch  in  der  Parfümerie  gebräuchlich. 

IV.  Pflanzensäfte  (Extrakte).     ]■ 

1.  Lakritzensaft  (Süßholzsaft,  Succus  liquiri- 
tiae)  ist  der  aus  der  Süßholzwurzel  durch  Aus- 
kochen mit  Wasser,  Eindampfen  des  Auszugs 
zur  Extraktdicke  und  Formen  in  Stangen  gewon- 
nene Saft.  Die  Herstellung  geschieht  in  Spanien, 
Italien,  Frankreich,  Südrußland  und  andern  Län- 
dern; der  beste  ist  der  Calabreser.  —  Der  als 
Medikament  dienende  ist  durch  Auflösen  in  kal- 
tem Wasser,  Filtrieren  und  Abdampfen  gereinigt. 
—  Ordinäre  Sorten  sind  oft  verfälscht  (durch 
Möhrensaft,  Runkelrübensaft,  Dextrin,  Stärke, 
Gelatine,  Ruß). 

2.  Aloe  ist  der  eingetrocknete  Saft  aus  den 
Blättern  mehrerer  Arten  der  Gattung  Aloe  (Aloe 
ferox  und  africana),  die  in  Süd-  und  Ostafrika  ein- 
heimisch sind.  Aus  Ost-  und  Westindien  kommt 
Aloe  von  anderen  Arten.  Die  Aloe  stellt  eine 
dunkelbraune  Masse  von  eigentümlichem  Geruch 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 
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und  höchst  bitterem  Geschmack  dar;  zerrieben 
liefert  sie  ein  gelbes  Pulver.  In  Alkohol  ist  sie 
völlig,  in  Wasser  nur  teilweise  löslich.  Man 
unterscheidet  glänzende  (A.  lucida)  und  matte 
(A.  hepatica,  Leberaloe)  Aloesorten.  —  Als  spe- 
zifische Bestandteile  der  Aloe  sind  zu  nennen: 
Aloebitter*)  und  Aloeharz,  kleine  Mengen  von 
Extraktivstoffen  und  Spuren  eines  ätherischen 
Öls.  Anwendung  findet  die  Aloe  besonders  als 
Medikament  (starkes  Abführmittel).  Größere 
Dosen  wirken  giftig. 

V.  Milchsäfte  (Kautschukgruppe). 

1.  Kautschuk  (Federharz,  Gummi  elasticum). 

Einige  milchsaftführende  Pflanzen  liefern  beim 
Eintrocknen  ihres  Milchsaftes  eine  eigentümliche 
Substanz,  den  Kautschuk.  Namentlich  sind  es 
tropische  Pflanzen  (Bäume)  aus  der  Familie  der 
Moraceen,  Apocyneen  und  Euphorbiaceen,  z.  B. 
Siphonia  elastica  in  Brasilien,  Ficus  elastica  in 
Ostindien  (Assam)  und  Urceola  elastica.  In  neue- 
rer Zeit  ist  namentlich  in  Afrika  die  Kautschuk- 
produktion bedeutend  geworden. 

Zur  Gewinnung  des  Saftes  werden  die  Bäume 
angezapft,  indem  man  in  den  Stamm  bis  auf  das 
Holz  ein  Loch  schlägt,  aus  dem  der  Saft  in  eine 
darunter  gehängte  Kapsel  oder  in  eine  am  Grunde 
des  Stamms  in  der  Erde  angebrachte  Vertiefung, 
die  mit  breiten  Blättern  ausgelegt  ist,  ausfließt. 
Von  einem  kräftigen  Baum  gewinnt  man  auf 
diese  Weise  bis  zu  21  kg  Saft  und  nach  Htägiger 
Ruhe  etwa  die  gleiche  Menge.  Beim  längeren 
Stehen  an  der  Luft  wird  der  Milchsaft  sauer  und 
gerinnt  wie  Milch,  wobei  sich  der  ursprünglich 
sehr  fein  verteilte  Kautschuk  abscheidet.  Diese 
Abscheidung  läßt  sich  auch  durch  Kochen  des 
Milchsaftes  oder  durch  Zusatz  von  Säuren  (Zi- 
tronensaft oder  andere  saure  Säfte)  herbeiführen ; 
der  Kautschuk  sammelt  sich  dann  als  dicker 
Rahm  an  der  Oberfläche.  Auch  das  Zentrifu- 
gieren  des  Milchsaftes  wird  neuerdings  (in  Ame- 
rika) angewendet.  Das  hierbei  erhaltene  Gerinn- 
sel wird  gepreßt  und  gibt  dann  festen,  weißen, 
bei  längerem  Liegen  an  der  Luft  bräunlich  wer- 
denden Kautschuk. 

Nach  älterer  Methode  wird  ein  spatel-  oder 
keulenförmiges  Holz  mit  Ton  oder  Lehm  be- 
strichen und  nach  dem  Trocknen  dieses  Über- 
zugs in  den  Milchsaft  getaucht;  das  Anhaftende 
wird  an  stark  rauchendem  Feuer  eingetrocknet. 
Dieses  Eintauchen  und  Antrocknen  wird  so  oft 
wiederholt,  bis  eine  genügend  dicke  Schicht  (aus 
oft  über  100  Einzelschichten  bestehend)  ange- 
sammelt ist,  die  man  an  der  Seite  aufschneidet, 
um  das  Holz  herausziehen  zu  können.  Das  so 
erhaltene  Produkt  ist  sehr  gut  und  gleichmäßig. 

Der  Rohkautschuk  ist  mehr  oder  weniger 
dunkel  gefärbt,  je  nach  der  größeren  oder  gerin- 
geren Beimengung  von  Ruß  durch  das  Trocknen 
im  Rauch.  Man  reinigt  ihn  durch  Umkneten  in 
gelinder  Wärme;  in  gleicher  Weise  wird  der  ge- 
reinigte Kautschuk  auch  verarbeitet,  indem  man 
ihn  zerschneidet  und  bei  gelinder  Wärme  unter 
Anwendung  besonderer  Maschinen  knetet  und 
walzt. 


•)  Aloetin. 


Güter  Kautschuk  besitzt  große  Elastizität,  die 
er  zwar  bei  sehr  niedriger  Temperatur  verliert, 
in  der  Wärme  aber  wieder  gewinnt.  Bei  120° 
schmilzt  Kautschuk  zu  einer  teerigen  Masse,  die 
noch  nach  dem  Erkalten  weich  und  klebrig  ist. 
Trocken  destilliert  liefert  der  Kautschuk  das 
Kautschuköl.  In  Wasser  ist  Kautschuk  unlöslich, 
löslich  dagegen  in  wasserfreiem  Schwefelkohlen- 
stoff, Benzol,  Terpentinöl,  Kautschuköl  und 
schmelzendem  Naphthalin.  Diese  Kautschuk- 
lösungen dienen  zur  Anfertigung  wasser-  und 
luftdichter  Zeuge  und  als  Klebmittel  usw.  — 
An  der  Luft  und  am  Lichte  erleidet  Kautschuk 
bedeutende  Veränderung:  Er  wird  brüchig. 

Wesentlich  verbessert  werden  die  Eigenschaf- 
ten des  Kautschuks  durch  Vulkanisieren,  das  ist 
die  Durchtränkung  mit  Schwefel.  Der  vulkani- 
sierte Kautschuk  ist  bei  allen  Temperaturen 
gleichmäßig  elastisch  und  weich.  Da  er  aber 
nicht  klebt,  sich  auch  mit  Kautschuklösung  nicht 
zusammenkleben  läßt,  so  müssen  die  Gegen- 
stände zuerst  aus  gewöhnlichem  Kautschuk  her- 
gestellt werden.  Häufig  verfährt  man  so,  daß 
erwärmter  Kautschuk  mit  10— 20 o/o  fein  gepul- 
vertem Schwefel  innig  gemengt  und  die  erhal- 
tene Vulkanitmasse,  der  noch  viele  andere  Stoffe*) 
zum  Färben  und  Beschweren  zugesetzt  werden 
können,  in  Formen  gepreßt  wird;  die  geformten 
Gegenstände  werden  dann  auf  kurze  Zeit  (1—3 
Stunden)  einer  Temperatur  von  ca.  140  ^  ausge- 
setzt (gebrannt).  Die  hierbei  verlorene  Elastizi- 
tät erlangen  sie  nach  einiger  Zeit  zurück.  Auf 
diese  Weise  werden  Röhren,  Platten,  Spielwaren, 
Radreifen,  Luftkissen,  Kautschukstempel,  Radier- 
gummi  usw.   verfertigt. 

Wenn  beim  Vulkanisieren  des  Kautschuks  eine 
größere  Menge  Schwefel  (30— 60 o/o)  zugesetzt 
und  das  Erhitzen  längere  Zeit  (6—8  Stunden) 
fortgesetzt  wird,  so  entsteht  derhornisierteoder 
gehärtete  Kautschuk  (Hartkautschuk,  Ebonit, 
Hartgummi),  den  man  besonders  zu  Kämmen, 
Knöpfen,  Stöcken,  Federhaltern,  chirurgischen  In- 
strumenten verarbeitet  und  auch  als  vortreffliches 
Isoliermittel  (er  ist  ein  schlechter  Elektrizitäts- 
leiter) benutzt. 

Vielfach  ist  versucht  worden,  Kautschuk  künst- 
lich nachzubilden.  Den  Kautschuksurrogaten, 
unter  denen  die  durch  Kochen  von  Leinöl  mit 
Schwefel  (braune  „Faktis")  oder  durch  Ein- 
wirken von  Chlorschwefel  auf  Leinöl  (weiße 
„Faktis")  erhaltenen  Produkte  die  wichtigsten 
sind,  fehlt  indessen  die  große  Elastizität  des 
Kautschuks  und  seine  Widerstandsfähigkeit  gegen 
chemische   Einwirkungen. 

Kamptulikon  ist  ein  Gemenge  von  Kaut- 
schukabfällen und  schlechtem  Kautschuk  oder 
Guttapercha,  das  man  mit  eingekochtem  Leinöl 
und  Korkfeile  zu  Platten  verwalzt.  —  Es  dient 
zum  Belegen  feuchter  Fußböden  und  Wände. 

2.  Guttapercha**)  (Tabangummi,  Gettania- 
gummi). 

Diese  dem  Kautschuk  verwandte  Substanz  be- 
steht    aus    dem    getrockneten    Milchsaft    eines 


*)  Zinkoxyd,  Schwerspat,  Kreide,  Talk,  Goldschwefel  etc. 
•*)  Der  Name  stammt  von  dem  malaiischen  Oettah  (Oummi 
und  jjertja  (Brocken). 
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Warenkunde. 


Baumes  aus  der  Familie  der  Sapotaceen  (Pala- 
quium  oblongifolium),  der  in  Ostindien  und  auf 
den  Inseln  des  Indischen  Archipels  (Sumatra, 
Borneo,  Java  usw.)  einheimisch  ist.  Die  Ge- 
winnung des  Milchsaftes  geschieht  in  ähnlicher 
Weise  wie  bei  Kautschuk  und  auch  sein  Ver- 
halten ist  dem  des  Kautschukmilchsaftes  sehr 
ähnlich:  Er  gerinnt  kurze  Zeit  nach  dem  Sam- 
meln, wobei  die  Guttapercha  zu  einer  schwam- 
migen, porösen  Masse  erstarrt,  die  man,  noch 
ehe  sie  gänzlich  erhärtet,  in  feste  längliche  MaS' 
sen  knetet.  Diese  Stücke  bilden  die  rohe  Gutta- 
percha, die  man  zur  Reinigung  in  kochendem 
Wasser  zunächst  erweicht  und  durch  Kneten  und 
Waschen  mit  Wasser  von  beigemengten  Rinden- 
teilchen, Staub,  Ton  usw.  befreit.  Noch  weich 
formt  man  sie  in  10 — 20  kg  schwere  Blöcke  oder 
Kuchen,  die  nach  dem  Erkalten  versandfertig 
sind. 

Die  beste  Guttapercha  ist  fast  weiß  (gelblich- 
weiß), zuweilen  schwach  rötlich  und  oft  von 
faseriger  Struktur.  Geringere  Sorten  sehen  röt- 
lichbraun aus.  Der  Geruch  ist  eigentümlich, 
nicht  sehr  angenehm.  Die  Elastizität  der  Gutta- 
percha ist  gering;  schon  bei  gewöhnlicher  Tem- 
peratur läßt  sie  sich  wie  Leder  biegen  und  leicht 
zerschneiden,  durch  Erwärmen  auf  62 — 65"  wird 
sie  aber  ganz  weich  und  knetbar,  so  daß  man 
sie  in  jede  beliebige  Form  bringen  kann.  Bei 
100"  wird  Guttapercha  breiig  und  bei  150° 
schmilzt  sie  unter  teilweiser  Zersetzung. 

In  Wasser  löst  sich  Guttapercha  nicht  auf. 
Lösungsmittel  sind  Schwefelkohlenstoff  und  Chlo- 
roform (schon  bei  gewöhnlicher  Temperatur); 
erst  beim  Erwärmen  wirken  lösend:  Benzol, 
Kautschuköl  und  Terpentinöl.  Derartige  Lö- 
sungen verwendet  man  als  Firnis  und  zur 
Herstellung  wasser-  und  luftdichter  Zeuge. 
—  An  der  Luft  und  unter  Mitwirkung  des 
Lichts  verändert  sich  die  Guttapercha  nach 
längerer  Zeit,  so  daß  sie  sich  zu  Pulver  zer- 
reiben läßt.  Aufbewahrung  unter  Wasser  (na- 
mentlich Seewasser)  und  Lichtabschluß  verhin- 
dern diese  Veränderung.  —  Guttapercha  läßt  sich 
gerade  wie  Kautschuk  vulkanisieren  und  horni- 
sieren  und  auch  verschieden  färben. 

Wie  Kautschuk,  so  besteht  auch  Guttapercha 
aus  einem  Kohlenwasserstoff,  Gutta  genannt. 
Die  Rohware  und  die  Guttapercha  des  Handels 
ist  ein  Gemenge  von  diesem  Gutta  (75 — 82o/o) 
mit  Alban  und  Fluavil,  beides  Oxydationspro- 
dukte des  Gutta. 

Die  Verwendung  der  Guttapercha  ist  sehr 
ausgedehnt.  Ihr  geringes  Leitungsvermögen  für 
Elektrizität,  ihre  Widerstandsfähigkeit  gegen 
Feuchtigkeit  machen  sie  zu  einem  unersetzbaren 
Isoliermittel  für  unterirdische  elektrische  Leitun- 
gen (Kabel).  Außerdem  dient  sie  zum  Abformen 
von  Holzschnitten  (Klischees),  zur  Herstellung 
von  Treibriemen,  Gefäßen,  Röhren,  Schuhsohlen 
usw.;  sehr  dünn  ausgewalzt  verwendet  man  sie 
als  Guttaperchapapier  und  im  höchst  gereinigten 
Zustande  in  der  Zahntechnik. 

Als  Ersatzmittel  für  Guttapercha  scheint  sich 
am  besten  Nigrit  zu  bewähren,  der  aus  einem 
Gemenge  von  Kautschuk  mit  den  Rückständen 
der    Ozokeritdestillation    besteht.    — 

3.  Balata,    Unter  dem  Namen  Balata  kommt 


der  eingetrocknete  Milchsaft  des  in  Guayana  ein- 
heimischen Kugelbaums  in  den  Handel.  Er  ist 
der  Guttapercha  sehr  ähnlich  und  wird  wie  diese 
gewonnen  und  verwendet. 

VI.  Gummiarten. 

Als  Gummi  bezeichnet  man  gewisse,  d( 
Kohlehydraten  nahestehende,  amorphe  Pflanzen- 
substanzen, die  in  Wasser  entweder  völlig  lös- 
lich oder  nur  quellbar  sind,  von  Alkohol  aber 
nicht  gelöst   werden. 

1.  Arabisches  Gummi,  Akaziengummi, 
stammt  von  mehreren  Akazienarten  (besonders 
Acacia  Verek  Guill.  et  Perott.)  aus  der  Familie 
der  Mimosaceen,  deren  Stamm  es  entweder  frei- 
willig entquillt  oder  infolge  von  Verletzungen 
(Einschnitten)  ausfließt.  Das  lufttrocken  gewor- 
dene Gummi  wird  gesammelt. 

Das  arabische  Gummi  im  engeren  Sinne  nennt 
man  (nach  J.  Wiesners  Vorschlag)  Nilgummi, 
um  es  von  dem  westafrikanischen  oder  Senegal- 
gummi (das  ebenfalls  von  A.  Verek  abstammt) 
zu  unterscheiden. 

Hauptsorten  des  Nilgummi  sind:  Kordofan- 
gummi  (bestes),  Sennär-  und  Suäkingummi,  Ged- 
dahgummi  und  das  Somaligummi  (über  Aden  aus- 
geführt). Am  meistenkommtgegenwärtigdasSene- 
galgummi  (über  französische  Märkte)  in  den  Han- 
del. Es  bildet  größere  Stücke  als  das  Nilgummi, 
Die  Stücke  sind  häufig  voll  Luftblasen  und  haben 
eine  rissige  Oberfläche,  die  Risse  gehen  jedoch 
nicht,  wie  beim  Nilgummi,  tief  ins  Innere.  Viel 
Gummi  produzieren  auch  die  deutsch-südwest- 
afrikanischen Kolonien  (Angra  Pequena  und 
Groß-Namaqualand),  wo  man  sogar  die  gummi- 
liefernden Akazien  besonders  angepflanzt  hat. 

Auch  von  Australien  und  Ostindien  kommt 
Akaziengummi,  von  Ostindien  auch  das  billigere 
Feroniagummi  (von  Feronia  elephantum).  Ahn- 
lich dem  Akaziengummi  ist  das  von  Westindien 
und  Südamerika  kommende  Anakardiumgummi 
(von  Anacardium  occidentale),  nur  etwas  weicher 
und  weniger  durchsichtig.  —  Ausgelesene  weiße 
Stücke  der  Akaziengummiarten  werden  als  Gummi 
arabicum  electum  oder  albissimum  bezeichnet, 
im  Gegensatz  zu  dem  ungleichfarbigen  (gelblich 
bis  rötlichen)  und  minder  reinen  Naturalgummi 
(Gummi  arabicum  naturale). 

Für  industrielle  Zwecke  werden  wäßrige  Lö- 
sungen farbiger  Gummisorten  auch  wohl  gebleicht 
(mit   schwefliger   Säure). 

In  chemischer  Hinsicht  ist  das  Akaziengummi 
saures  arabinsaures  Calcium,  dessen  wäßrige  Lö- 
sung schwach  sauer  reagiert  und  diastatisch 
wirkt,  d.  h.  sie  vermag  Stärkekleister  in  Dextrin 
überzuführen. 

Verfälschungen  der  Gummisorten  kommen  vor 
durch  Zusatz  von  Kirsch-,  Aprikosen-  und  Pflau- 
menbaumgummi; diese  Gummiarten  verraten  sich 
durch  Hinterlassung  eines  größeren  oder  gerin- 
geren Rückstandes  beim  Auflösen  in  Wasser 
(absolut  sicher  ist  diese  Probe  aber  nicht).  Ge- 
pulvertes Gummi  wurde  mit  Mehl  oder  Stärke 
verfälscht  gefunden.  Schwieriger  ist  die  Erken- 
nung einer  Beimischung  von  Dextrin  (Hagersche 
Molybdänsäureprobe). 
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Die  Gummiarten  finden  Verwendung  in  der 
Technik  als  glanzgebende  Mittel  und  Klebmittel, 
in  der  Appretur  und  beim  Zeugdruck,  zur  Her- 
stellung von  Farben  usw.;  auch  als  Medikament 
braucht  man  sie. 

Die  Verpackung  des  Gummi  geschieht  in  Se- 
ronen  oder  Fäßchen. 

2.  Tragant  (Tragantgummi)  ist  der  einge- 
trocknete Saft  verschiedener  Arten  des  Tragant- 
strauchs (Astragalus).  Der  Pflanzenschleim  ent- 
quillt dem  Stamme  freiwillig  oder  nach  Verlet- 
zungen und  zeigt  nach  dem  Trocknen  eine  ge- 
krümmte, wurm-,  faden-  oder  bandförmige  Ge- 
stalt. Er  ist  gelblichweiß  oder  rötlich,  wenig 
durchscheinend,  etwas  biegsam  und  zähe,  schwer 
zu  pulverisieren.  In  kaltem  Wasser  quillt  er  auf, 
mit  kochendem  bildet  er  einen  dicken  Schleim. 
Dieses  Verhalten  erklärt  sich  aus  der  großen 
Menge  des  im  Tragant  enthaltenen  Bassorins. 
Der  meiste  und  beste  Tragant  kommt  über 
Smyrna  (Blättertragant);  geringer  ist  der  dickere 
und  mehr  gefärbte  syrische  und  der  stengel- 
oder  fadenförmige  von  Morea.  —  Verwendung 
findet  der  Tragant  als  Verdickungsmittel  in  der 
Zeugdruckerei  und  Appretur,  in  der  Zuckerbäk- 
kerei  und  als  Medikament. 

VII.  Harze. 

Als  Harze  bezeichnet  man  gewisse,  an  der 
Luft  mehr  oder  weniger  erhärtete  Pflanzensäfte, 
die  sich  von  den  Gummiarten  durch  ihre  Un- 
löslichkeit., in  Wasser  und  ihre  Löslichkeit  in 
Alkohol,  Äther,  Schwefelkohlenstoff,  ätherischen 
und  fetten  Ölen  unterscheiden.  Sie  stellen  keine 
einheitliche  Substanz,  sondern  ein  Gemenge  ver- 
schiedener Stoffe,  nach  Kronstein  Produkte  der 
Polymerisation  von  ätherischen  Ölen  und  Bal- 
samen, dar.  Die  Harze  schmelzen  beim  Erwär- 
men, viele  schon  unter  lOO^,  bei  höherer  Tem- 
peratur erleiden  sie  eine  Zersetzung  (trockene 
Destillation).  Entzündet,  brennen  sie  mit  hell- 
leuchtender, stark  rußender  Flamme.  Nur  völlig 
reine  Harze  sind  geruch-  und  geschmacklos;  so- 
bald sie  noch  Spuren  von  ätherischem  Öl  ent- 
halten, zeigen  sie  dessen  spezifischen  Geruch 
und  Geschmack.  Durch  einen  bedeutenderen  Ge- 
halt an  ätherischem  Öl  halbflüssig  oder  flüssig 
erhaltene  Harze  nennt  man  Weichharze  oder 
Balsame. 

Nach  der  Zusammensetzung  und  Beschaffen- 
heit unterscheidet  man:  1.  Gummiharze,  2. 
Eigentliche  Harze  (Hartharze)  und  3.  Bal- 
same (Weichharze). 

1.  Gummiharze  (Schleimharze). 
Hierunter  versteht  man  Mischungen  von  Harz 
und  Gummi,  die  sich  infolge  ihrer  Zusammen- 
setzung weder  völlig  in  Alkohol  noch  in  Wasser 
auflösen.  Völlig  löslich  sind  sie  nur  in  Chloral- 
hydrat. 

a)  Gummigutt  (Gutti),  das  getrocknete,  rot- 
gelbe Gummiharz  von  Garcinia  Morella  (Kam- 
bodscha [HinterindienJ  und  Siam).  Es  wurde 
früher  als  Medikament  (Abführmittel)  benutzt, 
jetzt  hauptsächlich  noch  als  Malerfarbe. 

b)  Asa  foetida  (Stinkasant,  Teufelsdreck)  ist 
der  getrocknete  Milchsaft  aus  den  Wurzeln  einiger 


Ferulaarten  aus  der  Familie  der  Umbelliferen 
(Persien).  Er  bildet  weiße  bis  rötlichbraune 
Körner  von  äußerst  widerlichem  Geruch.  Ver- 
wendung als  Arzneimittel,  in  Persien  und  Indien 
auch   als   Küchengewürz. 

c)  Myrrha  (Myrrhe).  Sie  stammt  von  Balsa- 
modendron  Myrrha  Nees  (Arabien,  Somaüland) 
und  bildet  rundliche  oder  eckige,  fett  glänzende 
und  etwas  durchscheinende  Stücke  von  bräunlich- 
gelber oder  rotbrauner  Farbe.  Sie  riecht,  er- 
wärmt, balsamisch  und  schmeckt  gewürzhaft, 
bitterlich-herbe.  Der  alkoholische  Auszug,  die 
Myrrhentinktur,  dient  zu  Mundwässern,  die 
Myrrha  selbst  als  Räuchermittel. 

d)  Weihrauch  (Olibanum),  ein  von  Boswel- 
liaarten  an  der  Südküste  Arabiens  und  im  So- 
malilande gewonnenes  Gummiharz ;  es  bildet  blaß- 
gelbliche oder  rötliche,  mehlig  bestäubte  Stücke, 
die  beim  Erwärmen  angenehm  balsamisch  rie- 
chen.   Verwendung  als  Räuchermittel. 

e)  Gummilack  (Lackharz).  Er  fließt  aus 
den  jungen  Zweigen  mehrerer  in  Ostindien  ein- 
heimischer, den  Gattungen  Croton,  Ficus  und 
Butea  angehörender  Bäume,  nachdem  diese  durch 
den  Stich  der  weiblichen  Lackschildlaus  (Coccus 
lacca)  verletzt  wurden.  Die  mit  dem  Lack  über- 
zogenen abgebrochenen  Zweige  kommen  als 
Stocklack  in  den  Handel.  Durch  Abklopfen  der 
Zweige  erhält  man  den  Körnerlack,  der  nach  dem 
Schmelzen  und  Formen  den  Klumpen- oder  Block- 
lack gibt.  Der  beste  kommt  von  Bengalen  und 
vom  Irawadi;  Ausfuhrhafen  ist  Kalkutta.  Auch 
Sumatra   (Padang)  liefert  Gummilack. 

Aus  dem  Körnerlack  gewinnt  man  nach  wei- 
terer Reinigung  in  Form  dünner  Blättchen  den 
Schellack,  der  als  heller,  blonder,  orangefarbe- 
ner und  brauner  unterschieden  wird.  Der  durch- 
sichtige orangefarbene  ist  der  beste.  Mit  Chlor 
gebleichter,  weißer  Schellack  kommt  in  Form 
gewundener  Stäbchen  in  den  Handel.  —  Beim 
Schmelzen  entwickelt  Schellack  einen  angenehmen 
Geruch.  Eine  Eigentümlichkeit  des  Gummilacks 
ist  sein  Gehalt  an  Wachs  und  Fett.  Man  hat  ihn 
deshalb,  ganz  abgesehen  von  dem  roten,  karmin- 
ähnlichen, von  den  Lackschildläusen  herrühren- 
den Farbstoff,  als  ein  teils  pflanzliches,  teils  tie- 
risches Produkt  aufgefaßt.  (Tschirch  und  Farner). 
Man  verwendet  Schellack  in  alkoholischer 
Lösung  als  Möbelpolitur,  Fußbodenlack  usw. 
—  Schellack  ist  auch  der  Hauptbestandteil 
der  besseren  Siegellacksorten,  die  außer 
ihm  Terpentin  und  einen  unorganischen  (mine- 
ralischen) Farbstoff  enthalten,  zuweilen  auch 
durch  Zusatz  wohlriechender  Harze  (Benzoe,  Sto- 
rax)  parfümiert  sind.  Bei  den  ordinären  Sorten 
ist  der  Schellack  größtenteils  durch  Kolophon 
ersetzt.  —  Eine  weitere  Verwendung  findet 
Schellack   für   Kitte   und    Feuerwerkssätze. 

Gummilack  und  Schellack  sind  mit  Kolophon 
verfälscht  gefunden  worden.  Behandeln  der  ge- 
pulverten Masse  mit  Petroläther,  der  nur  sehr 
wenig  Schellack,  Kolophon  aber  fast  gänzlich 
auflöst,  läßt  diese  Fälschung  erkennen. 

2.  Eigentliche  Harze  (Hartharze). 

a)  Kopal.  So  nennt  man  gewisse,  durch 
Härte  ausgezeichnete  und  dem  Bernstein  ähn- 
liche,   zum    Teil   jung-fossile    Harze.     Ihre   Ab- 
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stammung  ist  nicht  immer  sicher  bekannt.  Man 
sammelt  sie  entweder  von  verschiedenen  Bäumen 
oder  gräbt  sie  aus  der  Erde.  Sie  stellen  unregel- 
mäßige, rundliche,  oberflächlich  rauhe,  auf  dem 
Bruche  glasglänzende  Stücke  von  verschiedener 
Größe  und  Farbe  dar.  Die  reinsten  Sorten  sind 
farblos  und  durchsichtig,  unreinere  sind  bräun- 
lichgelb bis  dunkelbraun  und  nur  durchscheinend. 
Der  Wert  der  verschiedenen  Sorten  hängt  außer- 
dem noch  von  der  Härte  ab,  und  es  ist  der 
härteste  bei  gleich  heller  Färbung  und  guter 
Durchsichtigkeit  am  meisten  geschätzt.  Für  den 
praktischen  Gebrauch  nimmt  man  drei  Härte- 
grade an,  nämlich: 

1.  Harte  Kopale  (Sansibar  und  verwandte 
Arten,  der  rote  Angola  und  verwandte) ; 

2.  mittelharte  Kopale  (der  australische  Kauri 
und  der  Manila) ; 

3.  weiche  Kopale  (die  südamerikanischen  [Bra- 
silien usw.],  von  geringerer  Qualität  und  Be- 
deutung). 

In  charakteristischer  Beziehung  zur  Härte  steht 
die  Schmelzbarkeit  der  Kopale,  indem  sich  ihr 
Schmelzpunkt  mit  der  Härte  erhöht. 

Der  beste  Kopal  ist  der  ostafrikanische  von 
Sansibar  und  Mozambique.  Man  gräbt  ihn  aus 
der  Erde.  Seine  Härte  ähnelt  der  des  Bernsteins. 
In  seinem  Innern  finden  sich  oft  Pflanzenteile 
und  Insekten  eingeschlossen.  Die  oberflächlich 
rauhen  Stücke  werden  gewaschen  oder  geschält.*) 
Gewaschener  Kopal  zeigt  sich  oberflächlich  oft 
mit  kleinen  Wärzchen  bedeckt  (Gänsehaut). 

Völlig  klaren  Sansibar-Kopal  verwendet  man 
häufig  zur  Herstellung  von  Drechslerwaren  und 
Schmucksachen;  auch  liefert  er  die  besten  Fir- 
nisse. 

Die  Kopale  verhalten  sich,  entsprechend  ihrer 
verschiedenen  Abstammung,  sehr  verschieden 
gegen  Lösungsmittel.  Die  von  Koniferen  ab- 
stammenden Manila-  und  Kauri-Kopale  lösen  sich 
in  Chloralhydrat;  unlöslich  in  diesem  Mittel  er- 
weisen sich  die  von  Trachylobien  und  Diptero- 
carpeen  abstammenden  (Sansibar  usw.)  Kopale. 
In  Alkohol  (absolut)  quellen  die  meisten  Kopale 
nur  auf,  das  Aufgequollene  löst  sich  aber  in 
Äther  usw.  Die  Löslichkeit  der  meisten  Kopale 
läßt  sich  dadurch  befördern,  daß  man  sie  pul- 
vert, dann  längere  Zeit  der  Lufteinwirkung  aus- 
setzt und  kampferhaltige  Lösungsmittel  anwen- 
det. —  Als  Lösungsmittel  zur  Bereitung  der  fet- 
ten Kopallacke  benutzt  man  Leinöl  und  Terpen- 
tinöl. 

b)  Mastix,  ein  blaßgelbes,  durchsichtiges 
Harz,  das  vom  Mastixbaume,  Pistacia  lentiscus 
(Südeuropa  und  Nordafrika),  stammt.  Der  Mastix 
ist  nur  in  absolutem  Alkohol  ..völlig  löslich, 
ebenso  in  warmem  Aceton,  Äther,  Chloro- 
form und  Chloralhydrat.  Beim  Kauen  wird  er 
weich  und  knetbar;  sein  Geschmack  ist  aroma- 
tisch. —  Verwendung  für  Gemäldefirnis,  zu  Kit- 
ten, Räucherpulvern,  als  Zahnmittel,  im  Orient 
als  Kaumittel.  —  Marktplätze  sind  Triest,  Mar- 
seille und  London. 

c)  Benzoe  (Benzom;  Resina  Benzoe).  Die 
Benzoe  entstammt  dem  in  Hinterindien  und  auf 
den   Sundainseln   (besonders  Sumatra)   wachsen- 

•)  Eine  teils  mechanische,  teils  chemische  Behandlung  (mit 
verdünnter  Natronlauge  oder  Sodalösung). 


den  Benzoebaume  (Styrax  Benzoin).  Im  Handel 
unterscheidet  man  nach  der  Form  der  Stücke: 
Tränen-Benzoe  (die  beste),  Mandel-  und  Block- 
(gemeine)  Benzoe.  Der  Geschmack  der  Benzoe 
ist  balsamisch.  In  Alkohol  ist  sie  völlig  löslich 
(Benzoetinktur),  nicht  aber  in  fetten  oder  ätheri- 
schen Ölen.  Sie  enthält  Benzoesäure,  die 
daraus  beim  Erhitzen  in  kristallinischen  Blättchen 
oder  Nadeln  sublimiert.  In  manchen  Sorten 
(Sumatra,  Penang)  ist  auch  Zimtsäure  und  Styrol 
enthalten.  Die  aus  Harz  gewonnene  Benzoe- 
säure dient  als  Medikament;  für  technische 
Zwecke  (Farbenfabrikation)  verwendet  man  eine 
künstlich  hergestellte,  billigere,  geruchlose  Ware. 
Verwendung  findet  die  Benzoe  zu  Parfümerie- 
zwecken  (Räuchermittel  und  Waschwässer).  Siam- 
Benzoe  kommt  (meist  über  London)  in  Kisten 
von  75 — 100  kg  in  den  Handel. 

d)  Drachenblut,  ein  rotes  Harz,  das  die 
Früchte  von  Daemonorops  (Calamus)  Draco, 
einer  Palmenart  Hinterindiens,  der  Molukken  und 
Sundainseln  überzieht,  und  das  man  davon  ab- 
klopft oder  durch  Ausschmelzen  trennt.  Es  kommt 
entweder  in  fingerdicken  Stangen  oder  in  Ku- 
chenform, mit  Schilfblättern  umwickelt,  in  den 
Handel.  Gutes  Drachenblut,  von  tiefroter  bis 
schwärzlichroter  Farbe,  gibt  einen  blutroten 
Strich;  geringere  Sorten  sehen  ziegelrot  aus.  In 
Alkohol  löst  sich  Drachenblut  mit  blutroter  Farbe; 
es  wird  deshalb  als  Farbmittel  für  Firnisse  und, 
Möbelpolitur  verwendet. 

e)  Gemeines  Harz  (Fichtenharz).  Aus 
Nadelholzbäumen,  besonders  Fichtenarten,  fließt 
entweder  freiwillig  oder  nach  Verletzungen  ein 
zähflüssiges  Harz,  Terpentin  genannt.  Nach  der 
Verflüchtigung  des  darin  enthaltenen  ätherischen 
Öls  an  der  Luft  bleibt  ein  fester  Rückstand,  der  das 
gemeine  Harz*)  darstellt.  Zu  seiner  Reinigung 
schmilzt  man  es  unter  Zusatz  und  Einrühren  von 
Wasser  und  seiht  die  Schmelze  durch  Stroh- 
oder Bastmatten  oder  durch  Werg,  wonach  man 
weißes  Harz  (Wasserharz)  erhält,  das  nach 
Wasserverlust  oberflächlich  gelb  wird.  Wenn 
schon  durch  stärkeres  und  längeres  Erhitzen  beim 
Schmelzen  ein  großer  Teil  des  Wassers  und  des 
ätherischen  Öls  verloren  gegangen  ist,  so  heißt 
die  Harzmasse  gelbes  Pech.  Geschieht  aber 
die  Entfernung  des  ätherischen  Öls  aus  dem 
Terpentin  durch  Abdestillieren  (Gewinnung  des 
Terpentinöls),  so  hinterbleibt  gekochter  Ter- 
pentin, der  nach  dem  Entwässern  durch  längeres 
Schmelzen  das  Kolophonium  (Geigenharz)  gibt. 
Dieses  bräunlichgelbe  oder  braune,  glasglänzende 
und  durchsichtige  Harz  (chemisch  Abietinsäure- 
anhydrid)  löst  sich  in  absolutem  Alkohol,  in 
Äther,  Chloroform,  Schwefelkohlenstoff,  Aceton, 
Chloralhydrat,  aber  nicht  völlig  in  Petroläther. 

Große  Mengen  dieser  Harze  liefern  Nord- 
amerika. Frankreich,  Finnland,  Schweden,  Böh- 
men,  Tirol   usw. 

Verwendung  finden  die  Harze  zu  Firnissen, 
Kitten,  Pflastern,  Harzseifen  usw.;  zum  Aus- 
pichen der  Bierfässer  dienen  stets  Mischungen 
verschiedener   Harze. 

Alkoholische  Harzlösungen  werden  unter.dem 
Namen  Holzglasur  oder  Eisenglasur  zum  Über- 

*)  Das  von  der  Strandkiefer   (Pinus  maritima)  in  Frank-_ 
reich  gewonnene  Harz  heißt  Oalipot.  "" 
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streichen  der  Innenseite  hölzerner  oder  eiserner 
Kühlschiffe  und  Gärbottiche  (in  den  Brauereien) 
benutzt. 

3.  Balsame  (Weichharze). 

a)  Terpentin.  Dieses  Weichharz  fließt  aus 
den  Stämmen  verschiedener  Nadelhölzer  (Fich- 
ten, Tannen,  Föhren  usw.)  nach  dem  Einschnei- 
den in  die  Rinde  und  in  den  jungen  Holz- 
teil. Es  ist  ein  Gemenge  von  Harz,  ätherischem 
Öl  (Terpentinöl)  und  Wasser  in  verschiedenen 
Verhältnissen,  das  eine  dickliche  Flüssigkeit  von 
gelblicher  Farbe  und  eigentümlichem  Gerüche 
darstellt.  —  Je  nach  der  Abstammung  unter- 
scheidet man  feine  und  gemeine  Terpentinsorten. 
Die  feinen  Terpentine  zeichnen  sich  durch  Dünn- 
flüssigkeit und  Klarheit  aus,  oder  sie  sind  nur 
schwach  getrübt.  Zu  ihnen  gehören  der  Vene- 
zianische Terpentin  (von  Lärchen -Arten),  der 
Straßburger,  der  Karpathische  Terpentin  und  der 
Kanadabalsam  (der  feinste).  —  Die  gemeinen 
Terpentinsorten  sind  trübe  und  dickflüssig.  Man 
gewinnt  sie  in  den  Nadelholzwaldungen  Deutsch- 
lands (Schwarzwald,  Thüringen  usw.),  in  den 
Alpengegenden,  in  Frankreich  (les  Landes)  und 
besonders  in  Amerika.  Versendung  in  Fässern 
bis  zu  50  kg. 

Die  Terpentine  lösen  sich  in  absolutem  Alko- 
hol, in  Äther,  Chloroform,  .Schwefelkohlenstoff, 
Benzol  usw.,  aber  auch  in  Ätzlaugen  ohne  Ab- 
scheidung von  Terpentinöl.  Man  verwendet  sie 
zur  Gewinnung  von  Terpentinöl,  zur  Bereitung 
von  Firnissen,  Lacken,  Kitten  und  Harzseifen 
und  als  Einschlußmittel  für  mikroskopische  Prä- 
parate  (Kanadabalsam). 

Als  Balsame  im  engeren  Sinne  bezeichnet 
man  gewisse  ausländische  flüssige  Harze,  wie 
den  Perubalsam,  Tolubalsam,  Kopaivabalsam, 
Mekkabalsam   und  den  flüssigen  Storax, 

b)  Der  Perubalsam  stammt  von  Myroxylon 
Pereirae  (Zentralamerika,  St.  Salvador).  Er  ist 
von  hellgelber  oder  dunkelbrauner  Farbe,  ange- 
nehmem, vanilleartigem  Geruch  und  Sirupskon- 
sistenz. Man  benutzt  ihn  zu  Parfümeriezwecken, 
als  Räuchermittel,  in  der  Schokoladefabrikation 
und  als  Medikament.  —  In  Alkohol  muß  er  sich 
klar   auflösen. 

c)  Kopaivabalsam.  Er  fließt  aus  dem  Stamm 
von  Copaifera-Arten  Südamerikas  und  West- 
indiens nach  Einschnitten.  Seine  Farbe  ist  blaß- 
gelblich, seine  Konsistenz  ölig,  der  Geschmack 
bitterlich,  scharf  kratzend.  In  Weingeist  ist  er 
völlig  löslich.  Der  beste  Balsam  stammt  aus 
Brasilien  (Parä)  und  Venezuela  (Maracaibo).  — 
Man  verwendet  ihn  in  der  Lack-  und  Firnisfabri- 
kation, für  Ölfarben,  zur  Herstellung  von  Paus- 
papier und  als  Medikament. 

d)  Geringere  Bedeutung  haben:  Der  Mekka- 
balsam von  Balsamodendron  gileadense  (Arabienji 
Ägypten),  der  Tolubalsam  von  Myroxylon 
toluiferum  und  der  flüssige  Storax  von 
Liquidambar  orientalis  (Kleinasien).  Man  ver- 
wendet sie  zu  Parfümeriezwecken  und  als  äußer- 
liche   Heilmittel. 

Anhang:  Holzteer.  Die  harzigen  Hölzer 
liefern  bei  der  trockenen  Destillation  ein  dick- 
flüssiges,   schwarzbraunes    Öl     von    unangeneh- 
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mem  Gerüche,  den  Holzteer.  Wird  dieser  mit 
Wasser  destilliert,  so  scheidet  man  daraus  das 
leichtflüchtige  Kienöl  ab,  während  im  Rückstand 
eine  schwarze,  zähe  Masse,  das  schwarze  Pech, 
Schiffspech  oder  Schusterpech  bleibt.  Gebraucht 
wird  Teer  als  Wagenschmiere,  zu  schützendem 
Anstrich  für  Holzwerk  und  Taue,  mit  Pech  ver- 
mischt zum  Kalfatern  der  Schiffe.  Der  Birken- 
holzteer dient  zur  Bereitung  des  Juftenleders 
(Juchten).  Im  Buchenholzteer  ist  Kreosot  ent- 
halten, eine  der  Karbolsäure  ähnliche,  fäulnis- 
widrige  Substanz. 

Die  Holzteerarten  sind  vielfach  durch  den  bei 
der  Leuchtgasbereitung  als  Nebenprodukt  erhal- 
tenen Steinkohlenteer  ersetzt  worden. 

VIII.  Ätherische  Öle. 

Gewisse  flüchtige  Pflanzensubstanzen,  die  den 
Pflanzenteilen,  in  denen  sie  enthahen  sind,  einen 
charakteristischen  Geruch  verleihen,  nennt  man 
ätherische  Öle.  Man  gewinnt  sie  in  der  Regel 
aus  den  Pflanzenteilen  durch  Destillation  mit 
Wasser  oder  heißen  Wasserdämpfen,  seltener 
durch  Auspressen  (Zitronen-  und  Bergamottöl 
und  andere),  einige  nur  durch  Extraktion  mit  Fett 
und  Öl  (durch  Enfleurage).  Die  eigentlichen 
ätherischen  Öle  sind  bei  mittlerer  Temperatur 
flüssig  (Elaeoptene) ;  feste  nennt  man  Kampfer- 
arten (Stearoptene).  Die  ätherischen  Öle  sind 
meist  farblos  oder  gelb,  einige  braun  oder  rot, 
nur  wenige  blau  oder  grün.  Ihr  charakteristischer 
Geruch  und  Geschmack  reicht  zu  ihrer  Erken- 
nung gewöhnlich  aus.  In  Wasser  sind  sie  nur 
wenig  löslich,  leicht  dagegen  in  Alkohol,  Äther, 
Chloroform,  Schwefelkohlenstoff,  Petroläther,  fet- 
ten Ölen.  Sie  selbst  sind  gute  Lösungsmittel 
für  Harze  und  Fette.  Entzündet,  brennen  sie  mit 
leuchtender  (rußender)  Flamme.  Ihr  Siedepunkt 
liegt  meist  über  140",  doch  schon  bei  gewöhn- 
licher Temperatur  verflüchtigen  sie  sich  leicht, 
so  daß  von  ihnen  in  Papier  erzeugte  durchschei- 
nende Flecken  allmählich  verschwinden  (Unter- 
schied von  fetten  Ölen).  An  der  Luft  und  unter 
Mitwirkung  des  Lichts  nehmen  die  ätherischen 
Öle,  besonders  die  sauerstoffhaltigen,  begierig 
Sauerstoff  auf,  wobei  sie  dunkler  und  dickflüssig 
werden  oder  verharzen.*)  Die  Aufbewahrung 
muß  deshalb  mit  großer  Sorgfalt  geschehen  (vor- 
teilhaft ist  Zusatz  von  etwas  absolutem  Wein- 
geist [ca.  ^A^/o]).  Ätherische  öle  sind  oft  ver- 
fälscht und  bedürfen  eingehender  Prüfung. 

Verwendet  werden  sie  hauptsächlich  zu  Parfü- 
meriezwecken, in  der  Likörfabrikation,  als  Arznei- 
mittel, die  billigeren  zu  Firnissen. 

Man  unterscheidet  sauerstoffreie  und 
sauerstoffhaltige   ätherische  Öle. 

Sauerstoffreie  sind: 

a)  Das  Terpentinöl,  durch  Destillation  des 
Terpentins  mit  Wasser  gewonnen.  Es  ist  schwach 
gelblich  und  dann  harzhaltig,  oder  rektifiziert  .und 
dann  farblos  (Terpentinspiritus  oder  -geist).  Über 
Kalk  rektifiziertes  wird  Camphin  genannt.  Das 
beste  Terpentinöl  ist  das  französische,  sehr  gut 
ist  auch  das  österreichische  und  amerikanische. 


•)  Nach   andtrcr   Ansicht  (Kronstein)   sollen  die   Dicköle 
Produkte  einer  Polymerisation  sein. 
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Warenkunde. 


Gewöhnliches  deutsches  Terpentinöl  ist  gelblich 
(harzhaltig).  Es  wird  viel  in  der  Firnisfabrikation 
gebraucht. 

b)  Wacholderholzöl,  aus  dem  Holze  des 
Wacholderbaums ;  terpentinölartig,  doch  angeneh- 
mer riechend. 

c)  Wacholderbeeröl,  aus  den  Beeren  des- 
selben Baums,  aromatisch  riechend.  Zu  Likören 
(Genever,  Gin)  und  als  Medikament. 

d)  Lavendelöl,  aus  den  Blüten  von  Lavan- 
dula  officinalis  (in  England  und  Südfrankreich). 
Zu  Parfümerien  (Eau  de  Cologne). 

Spiköl,  von  der  L.  Spica,  weniger  fein;  meist 
nur  ein  Gemisch  von  Lavendelöl  mit  Terpen- 
tinöl. 

e)  Pomeranzenöl.  Man  unterscheidet  bit- 
teres und  süßes  (Portugalöl)  und  Pomeranzen- 
biütenöl  (Neroliöl);  die  beiden  ersteren  erhält 
man  aus  den  Schalen  der  bitteren  und  süßen 
Pomeranzen  (Apfelsinen)  durch  Auspressen,  letz- 
teres aus  den  Blüten  der  Bäume  durch  Abdestil- 
lieren  mit  Wasser. 

Bergamottöl,  aus  den  Schalen  der  Berga- 
motte,  ein  sehr  wohlriechendes  Öl,  dient  als 
Parfüm. 

Sauerstoffhaltige   ätherische   Öle   sind: 

a)  Rosenöl,  aus  den  Blättern  der  Rosen 
(Rosa  damascena)  am  Südabhange  des  Balkans 
(Kasanlik),  neuerdings  auch  in  Deutschland  (Leip- 
zig) gewonnen.  Es  besitzt  starken,  bei  gehöriger 
Verdünnung  sehr  angenehmen  Geruch.  Häufig 
ist  es  verfälscht. 

b)  Zimtöle  werden  aus  dem  Abfall  bei  der 
Zimtgewinnung  durch  Destillation  mit  Wasser 
erhalten.  Zimtkassienöl  hat  weniger  feinen  und 
angenehmen  Geruch  als  das  echte  Zimtöl.  Sie 
enthalten  Zimtaldehyd,  das  durch  Oxydation 
(Lufteinwirkung)  in  Zimtsäure  übergeht, 

c)  Nelkenöl,  aus  den  Gewürznelken  und 
deren  Stielen.   Es  enthält  Eugenol  (Nelkensäure). 

d)  Kampfer.  Er  ist  das  Stearopten  aus  dem 
ätherischen  Öle  des  Kampferbaums  (Cinnamo- 
mum  Camphora,  Familie  der  Lauraceen),  der 
namentlich  auf  Formosa,  in  China  und  Japan 
vorkommt  und  neuerdings  auch  auf  Ceylon  und 
im  südlichen  Nordamerika  (Florida)  angebaut 
wird.  Der  aus  dem  Holz  und  den  Wurzeln  des 
Baums  mit  Wasser  abdestillierte  Rohkampfer  wird 
durch  Umsublimieren  gereinigt  oder  raffiniert, 
was  gewöhnlich  in  Europa  (Holland,  England, 
Frankreich,  Deutschland)  geschieht.  Raffinierter 
Kampfer  kommt  in  Kuchenform  oder  in  Tafeln 
in  den  Handel.  Kampfer  verflüchtigt  sich  schon 
bei  gewöhnlicher  Temperatur  und  ist  leicht  ent- 
zündlich. Er  hat  einen  sehr  durchdringenden 
Geruch  und  brennenden  Geschmack.  In  Wasser 
ist  er  nur  wenig  löslich,  leicht  aber  in  Alkohol 
(Kampferspiritus)  und  in  fetten  und  ätherischen 
Ölen. 

Man  verwendet  ihn  in  der  Medizin,  besonders 
aber  gegen  Insekten  (Motten),  in  der  Feuerwer- 
kerei und  zur  Herstellung  des  Zelluloids. 

Zu  den  Kampferarten  gehören  noch  das 
Menthol  im  Pfefferminzöl,  das  Thymol  aus 
dem  Thymianöl,  das  Vanillin  in  der  Vanille  und 
das  Cumarin  im  Waldmeister  und  in  den 
Tonkabohnen. 


IX.  Fette  und  Öle. 


Fette  nennt  man  gewisse,  wohlcharakterisierte 
Stoffe  des  Pflanzen-  und  Tierreichs,  die  im  we- 
sentlichen Gemenge  chemischer  Verbindungen 
von  Fettsäuren  (Stearin-,  Palmitin-  und  Olein- 
säure) mitGlyzerin,  sogenannteGlyzeride*)  oder| 
einfache  Fette  darstellen.  Diese  Glyzeride  sine 
entweder  fest  (Stearin,  Palmitin)  oder  flitssi^ 
(Olei'n)  und  sie  bedingen  durch  ihr  Mischungs-J 
Verhältnis  die  Beschaffenheit  der  natürlicher 
Fette,  die  hiernach  bei  gewöhnlicher  Temperatur 
fest  oder  flüssig  sein  können.  Flüssige  Fette 
nennt  man  Öle,  feste  heißen  Talge  oder  Butter.,- 

Feste  Fette  schmelzen  gewöhnlich  schon  unter 
50 — 100°;  flüssige  erstarren  bei  niedrigerer  Tem- 
peratur.   Von  3000  an  beginnen  die  Fette  unter 
teilweiser   Zersetzung  zu  sieden.     Bei  der   Zer-t] 
Setzung  tritt  sehr  scharf  riechendes  Acrolem**)-| 
auf.    Die  Fette  sind  brennbar,  am  leichtesten  mit 
Docht.  —  Alle  Fette  schwimmen  auf  Wasser  und] 
sind  darin  so  gut  wie  unlöslich.  Sie  sind  auch,  mit] 
wenig  Ausnahmen,  unlöslich  in  kaltem  Alkohol, 
aber  löslich  in  Äther,  ätherischen  Ölen,  Benzol, 
Schwefelkohlenstoff,  Chloroform  usw.  (Rizinusöl 
ist  unlöslich  in  Petroläther  und  Petroleum).  Durch 
Einwirkung  von  Luft  und  Licht  werden  die  mei- 
sten  Fette  ranzig  (sauer);  ihr  anfänglich  mildeP| 
Geschmack  verändert  sich  hierbei  und  wird  krat- 
zend.  —   Bei  manchen   Ölen  bewirkt  dauerndö] 
Lufteinwirkung  sogar  Erhärtung:  sie  werden  trok-| 
ken  und  bilden  einen  festen,  durchsichtigen  Kör>» 
per,  den   Firnis.    Andere,  die  nichttrocknendenjj 
bleiben  schmierig.  —  Werden  Fette  mit  Alkali- 
iaugen  gekocht,  so  verseifen  sie,  d.  h.,  sie  bildenf 
unter  Ausscheidung  des  Glyzerins  in  Wasser  löS'» 
liehe   Alkalisalze  der  Fettsäuren,   die  maiij 
Seifen  nennt.***)  —  Die  Gewinnung  der  Fett^j 
erfolgt  durch  Ausschmelzen  oder  Auspressen,  zurj 
weilen  auch  durch  Ausziehen  (Extrahieren)  der] 
fetthaltigen     Stoffe     mit     fettlösenden     Mitteln] 
(Schwefelkohlenstoff,  Petroläther  usw.)  in  beson- 
deren  Apparaten.  —  Man  verwendet  die   Fettej 
als  Nahrungsmittel,  für  Salben,  Pflaster  und  SeirJ 
fen,  für  Firnisse  und  Ölfarben,  als  Schmiermittel 
in  der  Färberei  und  Gerberei. 

1.  Pflanzliche  flüssige  Fette  (Öle). 

a)  Nicht  trocknende  Öle.  Sie  werden  beij 
Lufteinwirkung  zwar  ranzig,  trocknen  aber  nicht] 
ein,    sondern   bleiben   schmierig. 

a)   Olivenöl   (Baumöl).     Es  wird  aus  de^l 
Früchten  des  Ölbaums  (Olivenbaums),  Olea  euro? 
paea,  durch  Auspressen  gewonnen.    Seine  Qua- 
lität  hängt   hauptsächlich   von    dem   beim    Aus 
pressen    angewendeten    Verfahren    ab,    das     inil 
Prinzip    überall    dasselbe    ist:    die    erste,    kalt« 
und  schwache  Pressung  gibt  das  beste  öl  (Jung-| 
fernöl;  Huile  vierge);  die  zweite,  stärkere,  aberj 
noch   kalte   Pressung  gibt  Öle   zweiter  Qualität] 
und   die  nach  dieser  unter  Zusatz  von  heißem'] 
Wasser  folgenden  warmen  Pressungen  geben' 

*)  Eigentlich  Triglyzeride. 

**)  Speziell  ein  Zersetzungsprodukt  des  Glyzerins. 
••*)  Verseifung  nennt  man   überhaupt  jede  Spaltung  eines 
Fettes  in  Fettsäuren  und  Glyzerin,  wie  sie  z.  B.  auch  durch 
Behandlung  mit  konzentrierter  Schwefelsäure  oder  überhitztem 
Wasserdampf  bewirkt  wird. 
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Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 
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Produkte,  die  nur  für  technische  Zwecke,  als 
sogenannte  Fabriköle,  Verwendung  finden 
können. 

Speiseöle  müssen  stets  klar  und  von  reinem, 
angenehmem  Geschmack  sein;  solche  von  etwas 
grünlicher  Farbe  und  deutlichem  Fruchtgeschmack 
werden  den  rein  gelben  oder  blaßgelben,  die 
von  ganz  reifen  Früchten  stammen,  im  allge- 
meinen vorgezogen.  Man  unterscheidet  sie  ge- 
wöhnlich nach  den  Produktionsländern,  Die  fein- 
sten sind  die  französischen  oder  Provenceröle ; 
vorzüglich  sind  auch  die  Öle  aus  Oberitalien  und 
von  Sardinien.  Geringere  Speiseöle  kommen  aus 
dem  südlicheren  Italien  (Calabrien,  Sizilien).  Teil- 
weise recht  gut  sind  die  griechischen  Öle  (von 
Morea  und  den  Jonischen  Inseln  usw.).  Weniger 
beliebt  sind  die  Öle  von  Spanien,  Portugal  und 
von  Nordafrika  (Tunis,  Tripolis),  die  mehr  als 
Fabriköle  Verwendung  finden. 

Fabriköle  nennt  man  alle  geringeren  Quali- 
täten, die  stets  mehr  oder  weniger  trübe  und 
infolge  ihres  oft  scharfen,  ranzigen  Geruchs  und 
Geschmacks  ungenießbar  sind.  Zu  ihnen  gehören 
die  durch  heiße  Pressung  erhaltenen  Brennöle, 
das  Nachniühlenöl,  HöUenöl*)  und  Sulfuröl.  **) 
Man  verwendet  sie  als  Maschinenschmieröle,  zur 
Seifenfabrikation,  zum  Einfetten  von  Wolle  in 
der  Streichwollspinnerei  usw. 

Werden  Olivenöle  bis  -\-5^  abgekühlt,  so  trü- 
ben sie  sich  durch  Abscheidung  von  Stearin; 
bei  noch  niederer  Temperatur  werden  sie  weiß- 
lich-körnig und  fest.  Durch  kalte  und  schwache 
Pressung  erhaltene,  sehr  oleinreiche  und  pal- 
mitinarme  Öle  erstarren  erst  einige  Grad  unter 
00.  Das  spezifische  Gewicht  der  Olivenöle  ist 
0,915—0,920. 

Olivenöl  findet  sich  oft  verfälscht  (mit  Erd- 
nußöl, Sesamöl,  Mohnöl  usw.);  der  Nachweis 
der  Verfälschung  ist  schwierig  und  nur  auf  che- 
mischem Wege  zu  erbringen.  —  Für  technische 
Zwecke  bestimmtes  Öl  wird  durch  Zusatz  stark- 
riechender ätherischer  Öle  (Terpentinöl,  Rosma- 
rinöl)  denaturiert,  um  es  ungenießbar  zu  machen 
und  von  der  auf  Speiseöl  lastenden  Steuer  zu 
befreien. 

ß)  Sesamöl.  Es  wird  aus  den  Samen  der 
Sesampflanze,  Sesamum  indicum  und  Orientale 
{Ostindien,  China,  Japan,  Levante),  gewonnen. 
Das  Auspressen  der  Samen  geschieht  mit  ge- 
höriger Sorgfalt  meist  in  Europa  (Marseille, 
Triest). 

Kalt  gepreßtes  Öl  dient  als  Speiseöl,  in 
Deutschland  auch .  als  Zusatz  zur  Kunstbutter 
(Margarine),  Das  geringere,  heiß  gepreßte  öl 
findet  technische  Verwendung  (Seifenfabrikation 
usw.). 

y)  Erdnußöl,  Arachisöl,  ist  das  aus  den 
Samen  der  Arachis  hypogaea  (Westküste  Afri- 
kas) meist  in  Europa  gepreßte  Öl.  Kalt  gepreßtes 
dient  als  Speiseöl. 

ö)  Rüböl.  Es  wird  aus  den  gemahlenen  Samen 
verschiedener  Arten  des  Feldkohls  (Brassica  cam- 
pestris)  durch  Auspressen  oder  durch  Ausziehen 


•)  Huile  d'enfer,  das  sich  in  großen  Zisternen  aus  den 
Preßrückständen  in  monateianger  Ruhe  unter  Verbreitung 
eines  höchst  unangenehmen  Geruchs  absondert. 

**)  Aus  den  Preßrückständen  mit  Schwefelkohlenstoff  ex- 
trahiert. 


mit  Schwefelkohlenstoff  (oder  Petroläther)  ge- 
wonnen. Nach  dem  Raffinieren  (mit  konzentrier- 
ter Schwefelsäure  oder  Chlorzinklösung)  ist  es 
hellgelb  und  klar.  Es  findet  technische  Verwen- 
dung (Schmiermittel,  Seifenfabrikation,  Brennöl, 
zum    Einfetten   von  Wolle   usw,), 

e)  Mandelöl,  Man  gewinnt  es  aus  den  süßen 
und  bitteren  Mandeln  durch  mehrmalige  kalte 
Pressung.  Es  ist  hellgelb,  von  sehr  mildem  Ge- 
schmack. Man  benutzt  es  als  Medikament,  zur 
Bereitung  feiner  Seifen,  als  Kosmetikum.  Häufig 
ist   es   verfälscht, 

0  Rizinusöl  (Kastoröl),  aus  den  Samen  des 
ostindischen  Wunderbaums  (Ricinus  communis), 
ein  dickflüssiges,  fast  farbloses  Öl,  löslich  in 
Alkohol.  Verwendet  als  Medikament  (Abführ- 
mittel), zu  Haarölen  usw.,  zur  Herstellung  des 
Türkischrotöls, 

Erwähnung  mögen  noch  finden:  Das  Buch- 
eckernöl  aus  den  Samen  der  Rotbuche,  das  Baum- 
wollsamenöl  (Cottonöl),  das  Nigeröl  und  das 
giftige  Krotonöl  (von  Croton  Tiglium  auf  Cey- 
lon   usw.). 

b)  Trocknende  Öle.  Diese  Öle  trocknen, 
wenn  sie  in  dünner  Schicht  der  Luft  ausgesetzt 
sind,  rasch  ein;  durch  höhere  Temperatur  und 
durch  Zusatz  gewisser  Metallsalze  und  -oxyde 
(Siccative)  wird  diese  Eigenschaft  vermehrt.  Grö- 
ßere Mengen  werden  an  der  Luft  ranzig, 

a)  Leinöl  gewinnt  man  aus  den  Samen  der 
Leinpflanze  (Linum  usitatissimum).  Kalt  gepreß- 
tes ist  hellgelb,  heiß  gepreßtes  bräunlichgelb. 
Man  verwendet  es  hauptsächlich  in  der  Firnis- 
bereitung, indem  man  es  mit  Zusatz  von  Bleiglätte 
oder  Zinkoxyd  usw,  (als  Siccativ)  erhitzt,  Lein- 
ölfirnis gibt  mit  Kreide  gemengt  den  Glaserkitt, 
mit  Mennige  einen  Kitt  für  Gasröhren  usw.  Er 
dient  ferner  zur  Herstellung  der  Buchdrucker- 
schwärze, der  Wachsleinwand,  des  Linoleums 
(Korkteppich),    der   Kautschuksurrogate   usw. 

Auflösungen  von  Harzen  in  Leinölfirnis  wer- 
den Öllackfirnisse  oder  fette  Firnisse  genannt, 

ß)  Hanföl  wird  aus  den  Samen  der  Hanf- 
pflanze (Cannabis  sativa)  gewonnen.  Es  ist  grün- 
lichgelb, von  eigentümlichem  Geruch.  Man  ver- 
wendet es  in  der  Seifenfabrikation  (grüne  Seife). 

y)  Nußöl,  aus  den  Samen  des  Walnußbaums. 
Frisch  gepreßtes  dient  als  Speiseöl;  sonst  ver- 
wendet man  es  zur  Herstellung  feiner  Ölfarben 
und    eines   vorzüglichen    Gemäldefirnisses. 

8)  Mohnöl,  aus  den  Samen  des  weißen  und 
schwarzen  Mohns.  Kalt  gepreßtes  dient  als 
Speiseöl,  heiß  gepreßtes  für  technische  Zwecke 
(Ölmalerei,    Firnisbereitung). 

s)  Sonnenblumenöl,  aus  den  geschälten 
Früchten  der  Sonnenblume  (Helianthus).  In  Ruß- 
land auch  als  Speiseöl,  sonst  technisch  verwendet. 

2.  Pflanzliche  feste  Fette. 

a)  Talgartige: 

a)  Kakaobutter,  aus  den  Kakaobohnen  durch 
warmes  Pressen  (bei  70 — 80«)  erhalten.  Gelb- 
lichweiß. Der  Geschmack  ist  mild,  der  Geruch 
angenehm  nach  Kakao.  Sie  wird  nicht  leicht 
ranzig.  Verwendung  in  der  Medizin,  zu  Salben 
und  Pomaden  usw,  —  Verfälschungen  kommen 
vor  mit  Talg,  Stearin,  Wachs,  Paraffin. 
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ß)  Muskatbutter,  aus  zerbrochenen  Muskat- 
nüssen durch  warmes  Pressen  erhalten.  Riecht 
und  schmeckt  aromatisch,  ist  gelbbräunlich,  von 
weißen  Massen  durchsetzt.  Verwendung  medi- 
zinisch. 

y)  Chinesischer  Talg,  aus  den  Samen  des 
chinesischen  Talgbaums.  Hart,  weiß  oder  grün- 
lichweiß; schmilzt  bei  +40".  Verwendung  in 
der   Kerzen-  und  Seifenfabrikation. 

d)  Vateriafett,  aus  den  Samen  des  ostindi- 
schen Kopalbaums;  kommt  als  Malabartalg  (Pi- 
neytalg)  in  den  Handel.  Frisch  gelblich,  später 
weiß.     Kerzenmaterial. 

e)  Japantalg,  japanesisches  Wachs,  aus 
den  Steinfrüchten  mehrerer  Rhus-Arten  (Japan, 
China,  Singapur);  roh  blaugrün,  gebleicht  blaß- 
gelblich. Härter  als  Bienenwachs;  Geruch  harzig, 
talgartig. 

C)  Myrtenwachs,  aus  den  Früchten  mehrerer 
Myrica-Arten  in  Nord-  und  Südamerika,  Süd- 
afrika, Abessinien.  Farbe  grünlich,  oberflächlich 
weißlich  oder  bräunlich.  —  Kerzen-  und  Seifen- 
material. 

b)  Butterartige: 

a)  Palmfett  oder  Palmbutter  aus  den 
Früchten  der  Ölpalme  (westliches  Afrika,  Süd- 
amerika [Brasilien],  XX^estindien,  Java,  Borneo 
usw.).  Frisch  orangegelb;  an  der  Luft  rasch  blei- 
chend und  ranzig  werdend.  Seifen-  und  Kerzen- 
material. 

Palmkernfett  zeigt  etwas  abweichende  Be- 
schaffenheit. 

ß)  Kokosnußfett  (Kokosnußöl),  aus  den 
Fruchtkernen  der  Kokospalme,  die  als  Kopra 
in  den  Handel  kommen.  —  Butterartig,  weiß, 
leicht  ranzig  werdend.  Kerzen-  und  Seifenmate- 
rial. —  Im  höchst  gereinigten  Zustande  benutzt 
man  es  als  Ersatz  der  Kuhbutter  unter  dem 
Namen  Palmin  (oder  Kokosbutter). 

y)  Die  Bassiafette,  aus  den  Samen  verschie- 
dener, in  Ostindien  und  im  tropischen  Afrika 
einheimischer  Bäume,  werden  als  Sheabutter,  Ful- 
wabutter,  Illipeöl  ähnlich  dem  Palmfett  und  dem 
Kokosfett  verwendet. 

3.  Tierische  Fette. 

a)  Talg  (Unschlitt).  Man  bezeichnet  so  die 
festeren  tierischen  Fette,  namentlich  von  Rin- 
dern, Schafen  und  Ziegen.  Festere,  weißere  Sor- 
ten heißen  nach  ihrer  Verwendung  Lichtertalg,  die 
weicheren,  Seifentalg.  —  Der  meiste  Talg  kommt 
aus  Rußland,  aus  den  Vereinigten  Staaten,  Süd- 
amerika und  Australien  in  Kübeln  oder  Fässern. 

Aus  geschmolzenem  und  teilweise  erstarrtem 
Talg  wird  durch  Abpressen  das  Talgöl  oder 
Oleomargarine  abgeschieden,  das  Material  zur 
Bereitung  der  Kunstbutter. 

b)  Knochenfett,  aus  den  Knochen,  und 
Klauenfett,  aus  den  Klauen  der  Rinder  und 
Schafe,   geben   ausgezeichnete  Schmiermittel. 

c)  Schweinefett  oder  Schweineschmalz. 
Man  gewinnt  aus  ihm  das  Schmalzöl,  das  ist 
der  beim  langsamen  Erkalten  des  geschmolzenen 
Fettes  flüssigbleibende  Teil    (Nordamerika). 

d)  Tran  (Fischtran,  Fischöh,  das  flüssige  Fett 
der  Seesäugetiere  (Wale,  Roboen)  und  mancher 
Fische   (Kabeljau  usw.),  von  weißlichgelber  bis 


brauner  Farbe  und  wenig  angenehmem,  etwas 
kratzendem  Geschmack.  Man  verwendet  den 
Tran  als  Schmiermittel,  in  der  Sämischgerberei, 
für  Wichse  und  Schmierseife,  als  Brennmaterial. 
Für  medizinische  Zwecke  wird  er  besonders  ge- 
reinigt. 

X.  Wachsarten. 

Die  Wachsarten  unterscheiden  sich  in  ihrer 
Zusammensetzung  wesentlich  von  den  Fetten. 
Sie  sind  nicht  verseifbar,  enthalten  kein  Glyzerin 
und  entwickeln  deshalb  beim  Überhitzen  auch 
nicht  die  charakteristischen  scharfen  Akrolein- 
dämpfe. 

1.  Pflanzliche  Wachsarten. 

a)  Karnaubawachs  (Palmwachs,  Ceara- 
wachs),  aus  den  Blättern  der  Karnaubapalme; 
roh,  schmutziggrün,  rein,  grünlichgelb.  Es  ist 
hart,  spröde  und  geruchlos. 

b)  Ökubawachs,  stammt  wahrscheinlich  aus 
den  Früchten  der  brasilianischen  Okubapalme; 
es    ist   gelblichweiß,    weicher    als    Bienenwachs. 

Die  Pflanzenwachse  dienen  in  der  Kerzen- 
fabrikation  usw.  als   Ersatz  des  Bienenwachses. 

2.  Tierische  Wachsarten. 

a)  Bienen  wachs,  das  Abscheidungsprodukt 
der  Honigbiene,  die  daraus  die  Zellen  zur  Auf- 
nahme des  Honigs  baut. 

Man  schmilzt  die  honigleeren  Zellen  und  gießt 
die  Schmelze  in  flache  Gefäße,  deren  Boden 
mit  etwas  Wasser  bedeckt  ist.  —  Rohes  Wachs 
zeigt  gelbe  Farbe  und  honigartigen  Geruch;  am 
Lichte  bleicht  es  (in  dünnen  Schichten).  In  der 
Hauptsache  besteht  es  aus  Cerotinsäure,  Cero- 
tein..und  Myricin  (Palmitinsäure — Myricyläther). 
In  Äther  und  heißem  Alkohol  ist  es  nur  teil- 
weise löslich,  völlig  löslich  aber  in  Chloroform 
und  Schwefelkohlenstoff,  in  fetten  und  ätheri- 
schen Ölen. 

Man  verwendet  es  zur  Herstellung  von  Kerzen 
und  Wachsstöcken,  zu  Salben  und  Pflastern,  zu 
Wachsfiguren,  Blumen  und  dergleichen;  seine 
Verwendung  ist  durch  Pflanzenwachs  und  durch 
Ceresin,  das  mineralische  Wachs  aus  Ozokerit, 
sehr  eingeschränkt  worden. 

Anhang: 

b)  Walrat  (Cetaceum,  Sperma  ceti).  Es  schei- 
det sich  aus  einer  öligen  Flüssigkeit  in  den 
Schädelhöhlen  des  Pottwals  nach  dem  Tode  des 
Tiers  als  feste  fettähnliche  Masse  ab,  die  im 
reinen  Zustande  weiß,  blättrig-kristallinisch,  ge- 
schmack-  und  geruchlos  ist.  In  chemischer  Hin- 
sicht ist  es  Palmitinsäure-Cetyläther  und,  weil 
glyzerinfrei,  nicht  zu  den  Fetten  zu  zählen.  Man 
verwendet  es  zu  Salben  und  Pflastern,  wenig 
zu  Kerzen. 

Das  Walratöl,  der  flüssig  gebliebene  Teil,  wird 
wie  Tran  verwendet. 

XI.  Kork  (Korkholz,  Pantoffelholz). 

Der  Kork  entsteht  aus  einer  unter  der  Ober- 
haut mehrerer  Bäume,  namentlich  der  Korkeiche 
(Quercus    suber),    befindlichen    Bildungsschicht, 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 


693 


dem  Korkcambium  oder  Phellogen.  Dieses  wird 
abgeschält,  flach  gepreßt  und  in  passender  Weise 
mit  Messern  aus  freier  Hand  oder  mit  Maschinen 
zerschnitten.  Am  häufigsten  werden  Korkstöpsel 
geschnitten,  die  man  nach  der  Stückzahl  ver- 
kauft; außerdem  schneidet  man  Korkeinlegesoh- 
len, Korkhuteinlagen,  Rettungsgürtel  usw.  — 
Guter  Kork  ist  weich,  elastisch,  frei  von  harten 
Stellen,  von  Löchern  und  Rissen.  Man  sortiert 
die  Korke  in:  Extrafein,  Fein,  Mittelfein  und 
Ordinär. 

Vorzüglichste  Beschaffenheit  zeigen  die  spa- 
nischen Korkrinden  (von  Katalonien);  gut  sind 
auch    die    französischen    (aus    Algier). 

Beim  Schneiden  der  Korke  ergibt  sich  bedeu- 
tender Abfall  (50— 60  o/o).  Dieser  wird  gemahlen 
und  zu  Linoleum,  Kamptulikon  usw.  (mit  Leinöl- 
firnis oder  Kautschukabfällen  als  Bindemittel) 
verarbeitet. 

XII.  Hölzer. 

Holz  nennt  man.den  von  der  Rinde  befreiten 
Teil  der  Stämme,  Äste  und  Wurzeln  der  baum- 
artigen Gewächse.  Das  jüngere,  hellere  (weiß- 
liche) Holz  heißt  Splint  (der  lebende  Holzteil), 
das  ältere,  dunklere  und  dichtere,  Kernholz  (der 
tote  Holzteil).  —  Für  den  gewerblich-mechani- 
schen Betrieb  unterscheidet  man  Brennholz  und 
Nutzholz.  Nutzhölzer  (Bau-  und  Werkholz)  müs- 
sen gewisse  Eigenschaften  haben,  die  für  ihre 
größere  oder  geringere  Brauchbarkeit  entschei- 
dend sind,  z.  B.  Elastizität,  Zähigkeit,  Dauerhaf- 
tigkeit, Spaltbarkeit,  Farbe  usw.  —  Sehr  wichtig 
für  Werkholz  ist  die  Härte,  die  in  Beziehung  zur 
Dichte  (dem  spezifischen  Gewichte)  steht.  — 
Es  können  hier  nur  die  wichtigsten  Werkhölzer 
kurz  besprochen  werden. 

a)  Dikotyle  Hölzer  sind: 

1.  Guajakholz  (Franzosen-,  Pock-  oder  Hei- 
ligenholz) aus  Westindien.  Grünlichbraun,  sehr 
fest  und  schwer;  harzreich.  Verwendung  zu 
Kegelkugeln  und  Maschinenteilen;  auch  medi- 
zinisch. 

2.  Ebenholz,  sehr  hartes  Holz  von  dunkler 
Farbe.  Das  echte  schwarze  kommt  von  Dios- 
pyros-Arten  (Indien,  Sundainseln,  Madagaskar, 
Sansibar),  grünes  von  Bignonia-Arten  (West- 
indien, Südamerika),  rotes  (Grenadillholz)  von 
Brya  Ebenus  im  tropischen  Amerika.  —  Ver- 
wendung zu  Kunsttischlerarbeiten,  zu  Blasinstru- 
menten usw.  Nachahmungen  durch  schwarz  ge- 
beizte harte  Hölzer,  deren  Gefüge  aber  faserig 
und   deren   Härte  und   Dichte  geringer   ist. 

3.  Buchsbaumholz,  das  hellgelbe,  sehr  harte 
und  feinfügige  Holz  von  Buxus  sempervirens. 
Verwendung  zu  Holzschnitten,  Drechslerarbeiten, 
Musikinstrumenten  usw. 

4.  Weichseiholz,  wohlriechendes,  von  der 
Felsenkirsche  (Prunus  Mahaleb);  Wiener  Wald, 
Türkei.   Verwendung  zu  Pfeifenröhren  usw. 

5.  Mahagoniholz;  gelbrote  bis  dunkelbraun- 
rote Hölzer  von  verschiedener  Abstammung  aus 
Westindien  und  Südamerika.  Wird  meist  zu  Fur- 
nieren geschnitten,  ist  gut  zu  polieren,  hart 
und  fest. 

6.  Cedrelaholz  (falsches  Cedernholz,  Zuk- 
kerkisten-,  Zigarrenkistenholz)  von  Cedrela  odo- 
rata,  zimtbraun,  angenehm  riechend. 


b)  Monokotyle  Hölzer  sind: 

1.  Palmenholz  (Palmyraholz),  von  verschie- 
denen Palmenarten;  man  unterscheidet  helles 
(gelbes  oder  rotes)  und  dunkles  (schwarzes),  ge- 
streiftes  (Zebraholz,  Stachelschweinholz). 

2.  Stuhlrohr  (spanisches  Rohr),  die  Schöß- 
linge der  schilfähnlichen  Rotang-Palme  (Calamus 
Rotang);  gelb,  glänzend  (wie  lackiert).  Stärkeres 
(Handrotting)  zu  Spazierstöcken,  schwächeres 
(Bindrotting)  in  Bündeln  von  10 — 20  kg  verpackt, 
gespalten,  zu  Stuhlgeflechten  (Stuhlrohr). 

3.  Bambusrohr  von  Arundo  Bambus  in  Ost- 
und  Westindien;  für  Spazierstöcke.  Zu  gleichem 
Zweck  dient  auch  Zuckerrohr. 

XIII.  Faserstoffe. 
1.  Pflanzliche  Fasern. 

a)  Baumwolle.  Sie  besteht  aus  einzelligen, 
die  Samen  der  BaumwoU-Pflanze  (Gossypium) 
bedeckenden    Haaren. 

Wie  von  allen  Kulturgewächsen,  so  gibt  es 
auch  von  der  Baumwollpflanze  sehr  viele  Ab- 
arten, deren  Unterscheidung  schwierig  ist.  In 
der  Praxis  begnügt  man  sich  mit  der  Aufstellung 
zweier  Arten,  der  indischen  und  der  amerika- 
nischen Baum  wollpflanze. 

Die  indische  Baumwollpflanze  umfaßt 
hauptsächlich  die  verschiedenen  Arten  der  kraut- 
artigen Baum  wollpflanzen  (Gossypium  herba- 
ceum);  sie  liefert  vorwiegend  kurzfaserige 
Baumwolle  und  ihre  Samen  sind  stets  mit  weiß- 
licher oder  gelblicher  Grundwolle  bedeckt.  Zur 
amerikanischen  Baumwollpflanze  gehören 
die  verschiedenen  Formen  der  bäum-  und 
strauchartigen  Baumwollen  (Gossypium  arbo- 
reum,  barbadense  und  hirsutum),  deren  Samen 
entweder  kahl  sind  und  dann  schwärzlich  aus- 
sehen (G.  barbadense)  oder  mit  gefärbter  Grund- 
wolle bedeckt  erscheinen  (G.  hirsutum).  Im  all- 
gemeinen liefern  die  bäum-  und  strauchartigen 
Abarten  der  Baumwollpflanze  das  bessere  Produkt 

Das  Einsammeln  der  Fruchtkapselngeschiehtzur 
Zeit  ihrer  Reife,  wobei  sie  aufspringen,  so  daß 
die  elastische  Baumwolle  herausquillt. 

Früher  trennte  man  die  Samenwolle  von  den 
Fruchthüllen  nur  mit  der  Hand,  wobei  gleichzeitig 
unreife  oder  überreife  Teile  abseits  gelegt  wur- 
den. Gegenwärtig  benutzt  man  auch  Maschinen 
(Exhaustoren).  Das  Absondern  der  Samen  von 
den  Baumwollfasern,  das  Egrenieren,  geschieht 
stets  mit  Maschinen.  Je  nach  der  Sorgfalt,  mit 
der  diese  Arbeit  geschieht,  werden  reinere  oder 
unreinere  Baumwollsorten  erhalten.  Durchschnitt- 
lich geben  250 — 650  kg  rohe  Baumwolle  100  kg 
egrenierte. 

Für  die  Verpackung  wird  die  Baumwolle  in 
Ballen  stark  zusammengepreßt;  diese  sind  ge- 
wöhnlich mit  sogenanntem  Jutetuch  (gunny-cloth) 
umhüllt  und  mit  Stricken  oder  schmiedeeisernen 
Bändern  umspannt.  Das  Durchschnittsgewicht 
der  nordamerikanischen  Baumwoll-Ballen  ist 
gegenwärtig  220  kg,  das  der  brasilianischen  und 
levantischen  soll  150 — 200  Pfund  (englisch)  be- 
tragen. Bei  gewöhnlichem  Feuchtigkeitsgrade  der 
atmosphärischen  Luft  enthält  die  Baumwolle  un- 
gefähr  6V.s°/o    Wasser.      Die    normal   zulässige 
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Menge  ist  8  o/o  (nach  Zipser) ;  wird  jedoch 
die  Baumwolle  längere  Zeit  in  mit  Feuchtig- 
keit gesättigter  Luft  aufbewahrt,  so  kann  ihr 
Wassergehalt,  ohne  daß  sie  fühlbar  feucht  er- 
scheint, bis  auf  21  o/o  steigen. 

Für  die  Beurteilung  der  Güte  einer  Baumwoll- 
sorte kommen  insbesondere  in  Betracht:  die 
Länge,  Weichheit  und  Seidigkeit*),  ein  gewisser 
Glanz  und  die  möglichste  Farblosigkeit  der  Faser; 
außerdem  sind  geschätzt:  Festigkeit,  Elastizität 
und  Reinheit,  das  ist  das  Freisein  von  Knötchen 
(finnige  Baumwolle)  und  fremden  Beimengungen. 

Zur  Prüfung  der  Baumwolle  preßt  man  eine 
Handvoll  zwischen  beiden  Händen  zusammen, 
wobei  das  Gefühl  Aufschluß  über  Elastizität  und 
Seidigkeit  gibt.  Durch  Ausziehen  der  mit  den 
Händen  festgehaltenen  Baumwolle  zwischen  den 
Daumen  erkennt  man  die  Länge,  Festigkeit  und 
Feinheit  der  Haare. 

In  der  rohen  Baumwolle  liegen  die  Fasern 
büschelförmig  zusammen.  Einen  solchen  Büschel 
nennt  man  auch  Stapel;  man  kann  darin  die 
Länge  und  Gleichmäßigkeit  der  Haare  ziemlich 
gut  erkennen  und  unterscheidet  hiernach  lang- 
stapelige und  kurzstapelige  Baumwollen.  Die 
Faserlänge  langstapeliger  Wollen  beträgt  25  bis 
38  mm.,  die  von  kurzstapeligen  weniger  als 
25  mm. 

Nach  der  Gesamtheit  ihrer  guten  Eigenschaften 
unterscheidet  man  in  Deutschland  die  Baum- 
wollen als  Prima,  Sekunda  und  Tertia,  in  England 
als  fine,  good,  fair,  middling,  ordinary  und  in- 
ferior und  die  Zwischenstufen  (good  fair,  midd- 
ling fair  usw.).  In  Hamburg  werden  die  Sorten 
nach  ihrer  Qualität  auch  mit  Buchstaben  bezeich- 
net, z.  B.  A,  AB,  B,  BC,  C,  CD  usw.  Nach  den 
Ursprungsländern  unterscheidet  man:  1.  nord- 
amerikanische, 2.  südamerikanische,  3.  westindi- 
sche (und  mittelamerikanische),  4.  asiatische,  5. 
levantische,  6.  afrikanische,  7.  europäische,  8. 
australische   Baumwollen, 

Am  wichtigsten  sind  die  nordamerikanischen 
Baumwollen,  da  sie  in  größter  Menge  (über 
50o/o)  auf  den  europäischen  Markt  kommen.  Sie 
zeichnen  sich  im  allgemeinen  durch  Länge  und 
Feinheit  des  Stapels,  durch  Zähigkeit  und  Halt- 
barkeit der  Faser  aus,  und  der  Abfall,  den  sie 
beim  Verarbeiten  erleiden,  ist  verhältnismäßig 
gering  (10— 13o/o).  Von  den  südamerikanischen 
Baumwollen  zeichnen  sich  die  brasilianischen 
durch  Feinheit,  Weiße,  Seidigkeit  und  Länge  der 
Faser  aus;  sie  sind  aber  oft  nachlässig  gereinigt. 
Das  gleiche  gilt  von  den  westindischen  Sorten. 
Von  den  asiatischen  Baumwollen  sind  die  wich- 
tigsten die  ostindischen;  ihre  Farbe  ist  meist 
gelblich,  die  Faser  relativ  kurz  und  schwerer  zu 
verspinnen,  der  Abfall  beträgt  20— 30 o/o,  —  Als 
levantische  Baumwollen  gehen  im  Handel  die 
aus  der  asiatischen  und  europäischen  Türkei  und 
von  den  Inseln  des  östlichen  Mittelmeers  (Cypern 
usw.).  Sie  haben  jetzt  nur  noch  geringe  Bedeu- 
tung. Von  den  afrikanischen  Baumwollen  ist 
besonders  wichtig  die  ägyptische  Mako  (oder 
Jumel),  aus  Sea-Island-Samen  ursprünglich  ge- 
zogen.    Vielversprechende   Anfänge   der   Baum- 

•)  Das  ist  die  beim  Angreifen  gezupfter  Seide  in  den 
Fingerspitzen  erregte  Empfindung. 


wollkultur  sind  in  den  deutschen  Kolonien  Afrn 
kas  (namentlich  in  Togo)  gemacht  worden. 

Nur  geringe  (lokale)  Bedeutung  haben  die 
europäischen  Sorten  (Spanien,  Sizilien,  Neapel). 
Audi  australische  Baumwollen  sind  bisher  nur 
in  geringer  Menge  nach  Europa  gekommen, 
haben  sich  aber  von  guter  Qualität  gezeigt. 

Gegenwärtig  stehen  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  mit  ihrer  Baumwollproduktion. 
an  erster  Stelle  (ca.  660/0),  dann  folgen  Ost- 
indien (mit  ca.  130/0),  Mittel-  und  Ostasien  (ca.' 
lOo/o),  Ägypten  (7— lOo/o)  und  die  übrigen  Län- 
der (ca.  40/0). 

Die  wichtigsten  Exporthäfen  für  Baumwolle 
sind:  Neworleans,  Mobile,  Galveston,  Charleston, 
Savannah,  Bombay,  Kalkutta,  Alexandria ;  die  wich- 
tigsten Handelsplätze  sind:  Liverpool, Newyork, 
Kanton,  Le  Hävre,  London,  Glasgow,  Rotterdam, 
Amsterdam,  Marseille,  Smyrna,  Genua,  Barce- 
lona. In  Deutschland  sind  es  besonders  Bremen, 
Hamburg  und  Chemnitz,  in  Österreich-Ungarn 
Triest  und  Wien. 

Die  Baumwolle  ist  ein  vorzügliches  Spinn- 
material; nach  gehöriger  Reinigung  und  Zube- 
reitung gibt  sie  auch  einen  ausgezeichneten  Ver- 
bandstoff (Verbandwatte).  Durch  chemische  Ein- 
wirkungen erleidet  sie  bemerkenswerte  Verände- 
rungen. So  hat  die  im  Jahre  1850  von  J.  Mercer 
zuerst  gemachte  Beobachtung,  daß  Baumwolle 
durch  kurze  Behandlung  mit  kaustischen  Alkalien 
einen  eigentümlich  matten  Glanz  und  größere 
Aufnahmefähigkeit  für  Farbstoffe  erhält,  zu  dem 
nach  ihm  benannten  Mercerisieren  der  Baum- 
wolle geführt. 

Salpeterschwefelsäure  verwandelt  Baumwolle  in 
Nitrozellulose  (Schießbaumwolle,  rauchschwa- 
ches Pulver),  ein  vorzügliches  Sprengmittel  und 
in  alkoholhaltigem  Äther  gelöst  als  Kollodium 
in  Verwendung  (in  der  Photographie,  zur  Her- 
stellung von  Kollodiumseide  und  Kunstseide). 
Aus  Schießbaumwolle  und  Kampfer  wird  das 
Zelluloid    (Zellhorn,    Xylonit)    fabriziert. 

b)  Flachs.  Man  versteht  hierunter  die  zum 
Spinnen  vorbereitete  Bastfaser  der  Leinpflanze 
(Linum  usitatissimum),  von  der  es  mehrere  Spiel- 
arten gibt.  Der  Anbau  der  Pflanze  geschieht  be- 
sonders in  Europa  (Belgien,  russische  Ostsee- 
provinzen, Irland,  Holland,  Ost-  und  Westpreu- 
ßen, Schlesien,  Österreich,  Frankreich  und 
Italien);  als  außereuropäische  Länder  sind  zu 
nennen  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
und  Ägypten. 

Die  Stengel  der  Pflanze  werden  vor  völliger 
Reife  der  Samen  mit  den  Wurzeln  ausgerauft, 
getrocknet  und  nach  dem  Entfernen  der  Wurzeln 
geriffelt,  d.  h.  zum  Abstreifen  der  Samen  durch 
einen  Kamm,  den  Riffelkamm,  gezogen.  Sie 
heißen  dann  Flachsstroh.  Der  Flachsstengel  be- 
steht aus  einem  holzigen  Kern,  der  von  den  zu 
einer  Röhre  vereinigten  Bastfasern  umgeben  ist. 
Der  Zusammenhang  dieser  Teile  und  der  Fasern 
untereinander  wird  durch  eine  eigentümliche 
pflanzenleimartige  Substanz  (pektinsaurer  Kalk) 
bewirkt  und  muß  aufgehoben  werden.  Dies  ge- 
schieht durch  eine  teils  chemische,  teils  mecha- 
nische Behandlung,  die  man  in  ihrer  Gesamt- 
heit als  Flachsbereitung  bezeichnet.  Die  zu 
ihr  gehörigen  Einzel-Operationen  sind  das  Rösten 
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oder  Rotten,  das  Klopfen,  Brechen,  Schwingen 
und   Hecheln. 

Das  Rösten,  ein  chemischer  Vorgang  (Gärung), 
bezweckt  die  Zerstörung  des  die  Fasern  verbin- 
denden Pflanzenleims;  es  kann  auf  verschiedene 
Weise  ausgeführt  werden  (Tauröste,  Kaltwasser-, 
Warmwasser-,  Dampf-,  gemischte  Röste  und  che- 
mische Röste).  Die  gerösteten  Stengel  werden  in 
künstlicher  Wärme  scharf  getrocknet  (Flachdarr- 
öfen) und  dann  gebrochen,  um  den  inneren,  hol- 
zigen Teil  zu  entfernen  (Handbreche  oder  Brech- 
maschinen). Zur  Entfernung  noch  anhaftender 
Holzteile  (Schabe)  dient  das  Schwingen,  das  in 
dem  Abstreifen  mit  einem  messerartig  geschärf- 
ten Brettchen  (dem  Schwingmesser)  besteht, 
neuerdings  auch  mit  Maschinen  (Schwingmaschi- 
nen) bewirkt  wird.  Der  so  erhaltene  Ronflachs 
bildet  schon  einen  bedeutenden  Handelsartikel. 
Nach  dem  Schwingen  folgt  das  Hecheln,  wo- 
bei der  Rohflachs  über  eine  mit  spitzen  Zähnen 
dicht  besetzte  Fläche,  die  Hechel,  sanft  gezogen 
wird.  Hierdurch  werden  die  noch  bandartig  ver- 
bundenen Fasern  getrennt,  zu  kurze  Fasern  ent- 
fernt und  der  Flachs  völlig  gereinigt.  Auch  das 
Hecheln  kann  mit  Maschinen  ausgeführt  werden. 
Der  sich  hierbei  ergebende,  aus  kurzen  und  ver- 
wirrten Fasern  bestehende  Abfall  heißt  Hechel- 
werg (Hechelhede),  der  Abfall  beim  Schwingen, 
Zopf-  oder  Schwingwerg. 

Guter,  gehechelter  Flachs  (Reinflachs)  zeigt 
lichtblonde  Farbe,  seidenartigen  Glanz  und  fühlt 
sich  weich  und  glatt  an.  In  den  Handel  kommt 
er  in  Form  von  Risten  oder  Zöpfen  (90 — 100  cm 
lang). 

Aufbewahren  muß  man  den  Flachs  an  trocke- 
nen Orten  in  Kisten.  —  Vorzügliche  Handels- 
sorten sind:  Der  weißgelbe  russische,  der  silber- 
graue belgische,  der  dunkelgraue  holländische, 
der  preußische,  der  vorzügliche  italienische,  ägyp- 
tische (langfaserig,  etwas  grob  und  rötlich)  und 
der  böhmische. 

Viele  der  Flachs  erzeugenden  Länder  führen 
ihr  Produkt  nicht  aus,  sondern  lassen  es  im 
Lande  selbst  verarbeiten.  So  wird  deutscher 
Flachs  fast  stets  in  der  Nähe  seiner  Erzeugungs- 
orte verarbeitet,  und  auch  der  beste  Flachs,  der 
irische,  kommt  nicht  in  den  auswärtigen  Handel. 

c)  Hanf.  Der  Hanf  besteht  aus  den  zum 
Spinnen  vorgerichteten  Bastfasern  der  Hanf- 
pflanze (Cannabis  sativa),  Familie  der  Cannabina- 
ceen.  Die  Hanfpflanze  ist  einheimisch  in  Persien 
und  Ostindien.  Angebaut  wird  sie  besonders  in 
Rußland,  Italien,  Österreich-Ungarn,  weniger  in 
Deutschland,  Frankreich  und  in  anderen  Ländern. 
Es  gibt  männliche  und  weibliche  Pflanzen.  Die 
männliche  ist  schwächer  (Sommerhanf,  Femel 
oder  Fimmel)  und  liefert,  feinere  Fasern,  weil  sie 
zeitiger  geerntet  werden  kann.  Die  weibliche 
Pflanze  (Winterhanf,  Kopfhanf,  Saathanf)  wird 
wegen  der  Gewinnung  der  Samen  später  geern- 
tet; sie  ist  größer  (bis  2  m  hoch)  und  gibt  grö- 
bere, sehr  feste  Fasern.  —  Die  Zubereitung 
des  Hanfs  ist  ganz  ähnlich  der  des  Flachses, 
männliche  und  weibliche  Pflanzen  werden  aber 
getrennt  behandelt.  Nach  dem  Brechen  heißt 
der  Hanf  Rohhanf  oder  Basthanf,  nach  dem 
Hecheln,  Reinhanf,  Spinn-  oder  Schusterhanf.  — 
Der   Abfall   beim    Hecheln,    das   mit    bedeutend 


gröberen  Geräten  als  beim  Flachs  geschieht,  heißt 
Hanfwerg,  Hanfhede,  Codille  oder  Tors. 

Guter  Hanf  muß  gehörig  gereinigt  sein  und 
sich  weich  anfühlen.  Nach  der  Farbe  unter- 
scheidet man  als  beste  Sorte  den  perlfarbigen 
und  silbergrauen,  dann  folgt  der  grünliche  und 
gelbliche,  am  geringsten  ist  der  dunkle  Hanf. 

Der  Geruch  des  Hanfs  ist  stark  und  eigentüm- 
lich,   darf   aber    nicht   dumpfig   sein. 

Der  beste  Hanf  kommt  aus  Italien  (Bologna, 
Ferrara);  guten  Hanf  liefern  auch  Frankreich, 
Deutschland  (Elsaß,  Baden,  Rheinpfalz,  Ost-  und 
Westpreußen),  Österreich-Ungarn  und  Nordame- 
rika. Die  größte  Menge  wird  gegenwärtig  von 
Rußland  produziert. 

Aufbewahren  muß  man  den  Hanf  an  trocke- 
nen und  luftigen  Orten.  Selbsterhitzung  ist  zu 
vermeiden.  Verarbeitet  wird  der  Hanf  zu  Seiler- 
waren und  zu  Segeltuch.  Die  Fabrikate  aus 
Hanf  zeichnen  sich  durch  große  Festigkeit  und 
Widerstandsfähigkeit  gegen  atmosphärische  Ein- 
flüsse aus.  —  Hanfwerg  dient  zum  Kalfatern 
(Dichtmachen)  der  Schiffe  und  als  Polstermaterial. 
_  d)  Jute  (Kalkuttahanf,  Pahthanf)  nennt  man 
die  Bastfasern  mehrerer  indischer  Corchorus-Arten, 
besonders  Corchorus  capsularis  und  olitorius  aus 
der  Familie  der  Tiliaceen.  Die  meiste  Jute  kommt 
von  Kalkutta  in  den  Handel.  Obgleich  die  Jute 
dem  Hanf  an  Festigkeit  bedeutend  nachsteht, 
so  wird  sie  doch,  ihrer  Billigkeit  wegen,  stark 
verbraucht.  Man  fertigt  daraus  Gewebe,  Seiler- 
waren, Zünder,  Dochte,  Gurte,  Verbandmaterial 
usw.  —  Die  holzigeren  Sorten  der  Jute  und  die 
Wurzelenden  (Roots,  Cuttings)  verwendet  man 
in  der  Papierfabrikation  und  zur  Herstellung  von 
grobem  Pack-  und  Sacktuch  (Gunny-Cloth). 

e)  Der  Jute  sehr  ähnlich  ist  der  gelblichweiße 
bis  graugelbe,  weniger  glänzende  Gambohanf 
(Ambareefiber)  von  Hibiscus  cannabinus  in  Ost- 
indien. 

Der  blaßgelbliche  Sunnhanf  (Kalkutta-,  Ma- 
dras-, Bombayhanf)  stammt  von  Crotolaria  juncea 
in  Indien. 

f)  Ramie  (auch  Rami),  Chinagras  (Kalui- 
hanf).  Diese  Faser  stammt  von  Boenmeria-Arten 
aus  der  Familie  der  Nesselgewächse,  die  sich 
aber  durch  das  Fehlen  der  Brennhaare  auszeich- 
nen. Man  kultiviert  die  in  Südostasien  einheimi- 
schen Pflanzen  in  China,  auf  Japan,  auf  den 
Sundainseln,  in  Ostindien,  Nordamerika,  neuer- 
dings auch  in  Kamerun.  Die  durch  besondere 
Maschinen  oder  durch  Handarbeit  (China)  ge- 
wonnene Rohfaser  (der  Bast)  bildet  schmale, 
gelbgraue  oder  grünlichgelbe  Bändchen  und  dient 
nur  zu  Seilerwaren.  Als  Spinnstoff  findet  nur 
die  sogenannte  cotonisierte  (mit  Chemikalien  be- 
handelte und  gebleichte)  Faser,  die  sich  durch 
blendende  Weiße,  seidigen  Glanz,  große  Länge 
und   Dauerhaftigkeit  auszeichnet,  Anwendung. 

g)  Manilahanf  (Musa-,  Bananen-,  Pisang- 
Faser,  Abaca).  Diese  gelblichweiße  Faser  stammt 
von  Musa-Arten  (Philippinen,  Sundainseln,  An- 
tillen). 

h)  Pitahanf  (Pite,  Domingohanf,  Mexican- 
fibre  [fälschlich  Aloehanf])  wird  aus  den  Blättern 
von  Agave-Arten  in  Mexiko,  Zentralamerika  und 
Westindien  gewonnen.  Weißgelbliche  Fasern  bis 
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1  m  lang.  Verwendung  zu  Seilerarbeiten  und  als 
Ersatz  für  Borsten  in  der  Bürstenfabrikation. 

Nahe  verwandt  ist  der  Sisalhanf  von  Agave 
rigida  (Yucatan)  und  der  Mauritiushanf  von  Four- 
croya-Arten  im  tropischen  Zentralamerika. 

i)  Neuseeländischer  Flachs  besteht  aus 
den  gelblichweißen  Fasern  der  neuseeländischen 
Flachslilie  (Phormium  tenax).  Verwendung  zu 
Seilen  und  Tauen;  sehr  fest. 

k)  Kokosfaser  (Coir,  Kair,  Cocosfibre),  die 
aus  der  faserigen  Fruchthülle  der  Kokospalme 
gewonnene  braune  Faser.  Sehr  fest  und  zähe. 
Verwendung  zu  Tauen  und  Seilen,  Teppichen, 
Matten,  Bürsten  usw. 

1)  Ananas faser  (Silkgras,  Piiia),  die  Faser 
von  Bromelia-Arten  in  Südamerika  und  auf  den 
Philippinen.  Weißliche  Farbe,  seidenartiger  Glanz, 
dem  Manilahanf  ähnlich. 

m)  Piassave  (Monkeygraß,  Paragraß),  von 
der  Piassavepalme  Südamerikas  und  von  der  afri- 
kanischen Raphia  vinifera,  Farbe  zimt-  bis  scho- 
koladenbraun. Verwendung  für  Bürsten,  Besen 
usw. 

Anhang:  Polstermaterialien. 

Seegras,  die  langen  und  schmalen  Blätter  der 
an  den  Küsten  des  Adriameeres  und  der  Nord- 
und  Ostsee  wachsenden  Zostera  marina.  Farbe 
olivengrün  bis  graubraun. 

Vegetabilisches  Roßhaar  (Crin  vegetal), 
die  bräunlichschwarze,  glänzende  f^aser  einer  Til- 
landsia-Art  in  Südamerika.  —  Waldhaar,  die 
trockenen  Halme  von  Carex  brizoides,  eines 
Riedgrases.  Bombax wolle,  die  Samenhaare  der 
Wollbäume  in  Ostindien,  Afrika  und  Amerika; 
ähnlich  ist  die  Kapokwolle. 

2.  Tierische  Fasern. 

a)  Wolle.  Das  tierische  Haar  ist  ein  massives, 
zylindrisches  Gebilde  von  Hornsubstanz  (Kera- 
tin). Nach  der  Länge  und  Stärke  (der  Größen- 
entwicklung) und  der  Verteilung  auf  der  Haut 
des  Tiers  unterscheidet  man  die  gröberen,  steife- 
ren und  längeren  Oberhaare  (Grannenhaar),  Bor- 
sten und  Stichelhaare,  und  die  unter  diesen  be- 
findlichen, weicheren  und  kürzeren  Grundhaare, 
auch  Woll-  oder  Flaumhaare  genannt.  Die  Menge, 
in  der  sich  die  eine  oder  andere  dieser  Haar- 
arten entwickelt,  richtet  sich  nach  klimatischen 
Verhältnissen  und  nach  der  Lebensweise  des 
Tiers. 

Die  Haarbedeckung  des  Hausschafs  (die  Wolle 
im  engern  Sinne)  besteht  fast  ausschließlich  aus 
dem  bald  mehr,  bald  weniger  gekräuselten  Grund- 
haar. Bei  den  im  halbwilden  Zustande  gehal- 
tenen Schafen  ist  das  Unterhaar  stets  mit  viel 
Grannenhaar  untermengt.  Man  unterscheidet 
zwei  Hauptrassen  der  Schafe,  nämlich  das 
Höhe-  oder  Landschaf,  mit  kürzerer,  feinerer  und 
mehr  gekräuselter  Wolle,  und  das  Niederungs- 
schaf, mit  gröberer,  mehr  schlichter  oder  nur 
wellenartig  gelockter  Wolle.  Zu  den  Höheschafen 
gehören  das  deutsche  Landschaf  und  das  spani- 
sche Merinoschaf,  sowie  die  durch  Kreuzung  bei- 
der gezüchteten  veredelten  Schafe.  Unterrassen 
des  Merinoschafs  sind  das  Elektoralschaf  und 
das  Negretti-  oder  Infantadoschaf.  Durch  Kreu- 
zung beider  ist  als  Mittelrasse  das  Eskurialschaf 


entstanden,  bei  dem  sich  der  Wollreichtum  der 
Negrettis  mit  den  vorzüglichen  Eigenschaften  der 
Elektoralwolle  (Feinheit,  Sanftheit  und  Geschmei- 
digkeit) vereinigt.  —  Zu  den  Niederungsschafen, 
gehören  das  englische  langwollige  (Leicestcr-)i 
Schaf,  die  Heidschnucke,  mit  brauner  oderschwar- 
zer Wolle,  und  das  ungarische  Zackelschaf. 

Der  größte  Teil  der  im  Handel  vorkommenden  , 
Wolle  stammt  von  den  durch  Züchtung  erhaUe-' 
nen  veredelten  Schafen. 

Die  Gesamtheit  der  auf  dem  Körper  des 
Schafs  befindlichen  Wolle  nennt  man  Vließ 
(Fließ). 

Die  beste  Wolle  steht  auf  den  Schulterblät- 
tern, dann  kommt  die  Wolle  von  den  Seiten  des 
Leibes  (den  Flanken  und  Rippen)  und  den  fla- 
chen Seiten  des  Halses,  hiernach  die  von  der| 
Keule  oder  Hose  (Seitenflächen  der  Hinterschen- 
kel); diese  Teile  machen  den  Hauptteil  und  zu- 
gleich den  edelsten  Teil  des  Vließes  aus  und^ 
bestimmen  seinen  Wert. 

Die  Schur  der  Schafe  findet  gewöhnlich  ein- 
mal   im    Jahre    statt    (im    Frühjahr,    einschürige^ 
Wolle),  bei  langwolligen  Schafen  auch  wohl  zwei- 
mal (zweischürige  Wolle).   Wolle  von  noch  nicht 
einjährigen   Tieren   heißt  Lamm  wolle.     Die  vor 
kranken  oder  gefallenen  Tieren  stammende  (Stert 
lingswolle)  muß  von  der  Wolle  gesunder  Tierel 
(Schurwolle)   getrennt  gehalten   werden,   da   sie| 
sich  schlecht  färben  läßt  und  nur  geringe  Festig- 
keit und  Elastizität  besitzt.    Ebenfalls  geringerei 
Wert  hat  die  von  den  Fellen  geschlachteter  Tier« 
stammende   Gerberwolle.    Nach  dem   Reinheits-^ 
zustande  unterscheidet  man  rohe  oder  fette  Wolle 
(Wolle   im  Schweiß)   und  gewaschene  Wolle. 

Die  in  ganzen  Vließen  unsortiert  gelieferten 
Wollen  werden  schätzungsweise  durch  gewisse 
Benennungen  klassifiziert,  wonach  sich  auf  den 
Wollenmärkten  die  Preise  richten.  Man  unter- 
scheidet gewöhnlich:  Superfeine,  extrafeine  oder 
hochfeine,  feine,  feinmittel,  gutmittel,  gutordinäre 
und  ordinäre  Wolle. 

Das  Sortieren  oder  Akkommodieren  der  Wolle 
für  den  Großhandel  bezweckt  eine  genauere 
Unterscheidung  und  Trennung  der  an  Feinheit| 
usw.  merklich  voneinander  abweichenden  Woll- 
partien, denn  der  Wert  und  die  technische  Brauch- 
barkeit der  Wolle  hängt  von  ihren  Eigenschaften 
ab,  namentlich  von  der  Feinheit,  Weichheit 
und  Milde,  Kräuselung,  Länge,  vom  Glanz, 
von  der  Farbe,  Elastizität,  Festigkeit  und  Dehn- 
barkeit. Von  großer  Wichtigkeit  für  die  Aus- 
wahl der  Wolle  für  bestimmte  Zwecke  ist  ihre 
Länge.  Sie  bildet  eine  der  Grundlagen  zur  Klas- 
sifizierung der  Wollen  nach  der  Art  ihrer  Ver- 
arbeitung, nämlich  in  Streich-  (oder  Tuch- 
wolle)  und  Kammwolle.  Zur  Streichwolle 
rechnet  man  alle  entschieden  gekräuselten  Wol- 
len bis  zu  100  mm  Länge  (im  ausgestreckten 
Zustande),  die  sich  zur  Herstellung  tuchartiger, 
gewalkter  Zeuge  eignen,  und  es  läßt  sich  der 
Name  auf  die  Bearbeitung  beim  Vorbereiten  zum 
Spinnen  durch  Streichen  oder  Kratzen  zurück- 
führen. 

Als  Kammwolle  gelten  die  längeren  (120  bis 
240  mm),  nur  wenig  gekräuselten,  kräftigeren 
Wollen,  deren  Vorbereitung  zum  Spinnen  durch 
Kämmen  geschieht.    Bei  ihr  ist  besonders  die 
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Weichheit  und  Milde  geschätzt,  da  diese  Eigen- 
schaften ein  sanfteres  Anfühlen  und  einen  ge- 
fälligeren Faltenwurf  bedingen.  Eine  scharfe 
Unterscheidung  zwischen  Streichwolle  und  Kamm- 
wolle ist  indessen  nicht  möglich,  weil  manche 
Wollsorten  von  mittlerer  Länge  sowohl  als  Streich- 
wolle, als  auch  als  Kammwolle  verarbeitet  werden 
können. 

Beim  Aufbewahren  in  feuchter  Luft  nimmt 
die  Wolle  eine  ansehnliche  Menge  Feuchtigkeit 
(bis  38 o/o)  auf,  wodurch  ihr  Gewicht  entsprechend 
vergrößert  wird.  Man  läßt  deshalb  das  Gewicht 
der  Trockensubstanz  der  Wolle,  und  namentlich 
der  gekämmten  Wolle,  des  Kammzugs,  in  soge- 
nannten Konditionierungsanstalten  feststellen  und 
schlägt  dann  (in  Deutschland)  bei  Kammwolle 
18V4°/o,  bei  Streichwolle  17o/o  für  zulässige  Feuch- 
tigkeit zu. 

Die  jährliche  Wollproduktion  wird  gegenwärtig 
auf  insgesamt  907,2  Millionen  kg  geschätzt.  Arn 
meisten  liefert  Australien  (272  Mill.  kg),  dann 
kommt  Südamerika  (ca.  226,8  Mill.  kg),  an  dritter 
Stelle  die  europäischen  Festlandsstaaten  (ca. 
204  Mill.  kg),  an  vierter  die  Vereinigten  Staaten 
und  Kanada  (123,4  Mill.  kg);  der  Rest  verteilt 
sich  auf  die  Kapländer,  Ostindien,  Kleinasien, 
Persien   usw. 

Anhang:  Aus  den  Abfällen  der  Woll-Spinnerei 
und  -Weberei,  aus  wollenen  oder  halbwollenen 
Lumpen  locker  gewebter  oder  gewirkter  Stoffe 
wird  die  sogenannte  Kunstwolle  (Lumpenwolle 
oder  Shoddy)  erhalten.  Von  der  verhältnismäßig 
langfaserigen  (bis  2  cm)  Shoddy  ist  die  kürzere, 
aus  gewalkten  Zeugen  (Tuchen)  stammende, 
Mungo  zu  unterscheiden,  die  wegen  ihrer  Kürze 
nur  mit  Shoddy  oder  Naturwolle  gemengt  ver- 
sponnen werden  kann.  Aus  halbwollenen  Lum- 
pen wird  die  Baumwolle  durch  Karbonisieren*) 
entfernt. 

b)  Seide.  Seide  nennt  man  den  von  der  Raupe 
des  Maulbeerspinners  (Bombyx  mori)  erzeugten, 
feinen,  glänzenden  und  verhältnismäßig  sehr 
festen    Faden. 

Der  Maulbeerspinner,  ein  Nachtschmetterling, 
ist  in  China  einheimisch.  Das  Weibchen  legt  im 
Herbst  etwa  200—300  stecknadelkopfgroße  Eier 
(Samen,  Grains),  aus  denen  sich  bei  einer  Tem- 
peratur von  20—28"  C**)  innerhalb  acht  Tagen 
anfänglich  sehr  kleine,  schwärzliche  Räupchen 
entwickeln.  Nach  etwa  30  Tagen  sind  diese  schon 
7,5—9  cm  lang,  verbrauchen  aber  während  dieser 
Zeit  eine  sehr  große  Menge  Nahrung:  die  Blät- 
ter des  weißen  Maulbeerbaums.  Ihre  Farbe  ist 
dann  gelblichweiß.  Zu  beiden  Seiten  der  Mund- 
höhle liegen  zwei  Spinndrüsen,  aus  denen  die 
Raupe,  wenn  sie  sich  einzuspinnen  beabsichtigt, 
einen  eigentümlichen,  dickflüssigen,  an  der  Luft 
sofort  erhärtenden  Stoff,  das  Fibroin,  ausscheidet 
und  durch  Hin-  und  Herbewegen  des  Kopfes 
zum  Doppelfaden  formt,  der  von  einer  leimarti- 
gen Masse,  dem  Sericin  eingehüllt  und  zugleich 
zusammengeklebt  wird. 

Man  gibt  den  Raupen  Büschel  von  Heide- 
kraut oder  Besenreisig,  zwischen  deren  Reisern 
sie  genügend   Anheftungspunkte  finden.    Inner- 


•)  Verkohlen  mit  chemischen  Mitteln  unter  Erwärmen. 
•*;  Unter  18"  lassen  sie  sich  beliebig  lange  aufbewahren. 


halb  eines  zunächst  gebildeten,  lockeren  Faden- 
gewebes spinnt  die  Raupe  ihr  eiförmiges,  3 — 6cm 
langes  Gehäuse,  den  Kokon,  um  sich  darin  zu 
verpuppen.  Drei  Teile  sind  daran  zu  unterschei- 
den: das  äußere  Fadengewirre,  das  die  Florett- 
oder Flockseide  liefert,  darunter  den  regelmäßig 
gesponnenen,  aus  einem  einzigen  300 — 900  m 
langen  Faden  bestehenden  Teil  und,  zu  innerst, 
eine  filzartige,  durch  einen  besonderen  Saft  Was- 
ser- und  luftdicht  gemachte  glatte  Schicht,  Dattel 
genannt.  Nur  der  mittlere  Teil  liefert  die  gute, 
abhaspelbare  Seide;  aus  den  anderen  können 
nur  minderwertige  Nebenprodukte  gewonnen 
werden.  —  Die  im  Innern  eines  Kokons  einge- 
puppte Raupe  wird  durch  Backofenwärme  (ca. 
75")  oder  durch  Wasserdampf hitze  getötet,  um 
die  Entwicklung  zum  Schmetterling,  der  den  Ko- 
kon, um  auszuschlüpfen,  durchbohren  und  da- 
durch verderben  würde,  zu  verhindern.  Die  nach 
ihrer  Güte  sortierten  Kokons  werden  in  heißes 
Wasser  geworfen  und  darin  mit  einem  kleinen 
Besen  stark  umgerührt  (gestaucht  oder  purgiert). 
Dabei  wird  die  Flockseide  abgelöst  und  ent- 
fernt und  Fadenanfänge  bleiben  an  den  Besen- 
reisern hängen.  Mehrere  solcher  Fäden  (gewöhn- 
lich 3—8)  werden  durch  ein  Glasringelchen  ge- 
leitet und  zum  Rohseidenfaden  vereinigt,  den 
man  nach  Passieren  einer  Trockenvorrichtung  auf 
einen  Haspel  aufwindet.  Von  fehlerlosen  Kokons 
gewonnene  Seide  heißt  reale;  von  Kokons,  an 
denen  mehrere  Raupen  gearbeitet  haben,  gewinnt 
man  die  fockige  und  unreine  Doppi-Seide.  — 
Der  Rohseidenfaden  (Greze,  Grezza,  Gregia)  muß 
zu  seiner  Verwertung  in  den  meisten  Fällen  ver- 
stärkt werden,  was  durch  Zusammendrehen  von 
zwei,  drei  oder  mehr  Fäden  erfolgt  und  in  den 
Seidenmühlen  oder  Filatorien  geschieht.  Dieses 
Zwirnen,  Filieren  oder  Moulinieren  wird  fälsch- 
lich auch  Spinnen  genannt;  ein  eigentliches  Ver- 
spinnen erfahren  nur  die  aus  kurzen  Fasern  be- 
stehenden Abfälle  bei  der  Seidengewinnung 
(Flockseide,  Chappe,  Strazza,  Bourettseide). 

Zu  den  gezwirnten  Seiden  gehören  namentlich 
die  stärker  gedrehte  Organsin-  oder  Kettenseide 
und  die  schwächer  gedrehte  Tram-  oder  Ein- 
schlagseide, ferner  die  Nähseide  oder  Kusir,  die 
Strick-  und  Marabutseide.  Ungezwirnt  (höchstens 
sehr  schwach  gedreht)  sind  die  Pelseide  (für 
Gold-  und  Silbertressen  usw.),  die  einfädige  Tram- 
seide und  die  Stick-  oder  Plattseide. 

Die  Feinheit  (der  Titre)  der  Rohseiden  und 
gezwirnten  Seiden  wird  durch  das  Gewicht  einer 
bestimmten  Fadenlänge  angegeben.  In  Italien 
und  in  der  Schweiz  ist  ein  Titre  üblich,  der  sich 
auf  450  m  Fadenlänge  bezieht  und  angibt,  wieviel 
ein  solcher  Faden  in  50  mg-Einheiten  (ein  Neu- 
Denier  =  50  mg)  wiegt.  Der  internationale  Titre 
(Wien,  Brüssel  1874)  nimmt  als  Fadenlänge 
500  m,  als  Gewichtseinheit  ebenfalls  50  mg  an 
(oder  1000  m  und  100  mg). 

Die  Seide  vermag  in  feuchter  Luft  bis  zu  30% 
Feuchtigkeit  aufzunehmen.  In  den  Konditionie- 
rungsanstalten wird  deshalb  das  Trockengewicht 
der  Seide  bei  110"  bestimmt,  11%  für  zulässige 
Feuchtigkeit  zugeschlagen  und  somit  das  Han- 
delsgewicht fes^esetzt. 

Die  Rohseide  ist  meist  gelblich,  seltener  weiß. 
Ihre  volle  Schönheit  erhält  die  Seide  erst  durch  das 
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Kochen  (Entschälen  oder  Degummieren)  mit  Sei- 
fenlösung, wodurch  der  leimartige  Überzug  (Bast) 
entfernt  wird.  Der  Gewichtsverlust  ist  hierbei 
beträchtlich  (25  30o/o).  Bei  der  halbgekochten 
Seide  ist  der  Überzug  nicht  völlig  entfernt.  Ein 
neueres  Verfahren,  das  Souplieren,  gibt  der  Roh- 
seide die  Eigenschaften  der  gekochten  ohne  we- 
sentlichen Gewichtsverlust.  Geschälte  Seide  ist 
weiß  und  läßt  sich  leicht  färben.  Wenn  sie  weiß 
bleiben  soll,  so  bleicht  man  sie  (mit  schwefliger 
Säure)  und  gibt  ihr  dann  durch  sehr  verdünnte 
Farblösungen  einen  sehr  schwachen  bläulichen 
(oder  rötlichen)  Schein  (Schönen  der  Seide). 

Die  Seidenraupen  leiden  öfters  an  Krankheiten, 
verursacht  durch  Pilze  usw.,  die  man  zwar  durch 
eine  Methode,  pilzfreie  Eier  zu  erzielen,  zu  be- 
kämpfen sucht,  die  aber  trotzdem  die  Seiden- 
produktion bedeutend  schädigen  und  beschrän- 
ken. Es  sind  deshalb  auch  die  Erzeugnisse  ande- 
rer Seidenspinner,  wie  des  Tussahfalters  (Bom- 
byx  militta  und  B.  selene)  und  des  Eichenblatt- 
spinners verwertet  worden.  Besonders  ist  die 
gelbbräunliche  Tussahseide,  mit  gröberem,  sehr 
festem  Faden,  beliebt. 

Die  gesamte  Seidenproduktion  auf  der  Erde 
beträgt  jährlich  ca.  17000000  kg.  —  Hiervon  ent- 
fallen auf  Ostasien  (China,  Japan,  Indien)  über 
11  Mill.  kg,  auf  Italien  ca.  37^  Mill.,  auf  die 
Levante  und  Zentralasien  ca.  IV4  Mill.;  der  Rest 
verteilt  sich  auf  Frankreich,  Österreich-Ungarn 
und  Spanien. 

Die  asiatischen  Seiden  sind  im  allgemeinen 
gröber  und  von  höherem  Gewicht  als  die  euro- 
päischen, unter  denen  sich  besonders  die  franzö- 
sischen und  italienischen  durch  Schönheit  und 
Feinheit  auszeichnen. 

Anhang: 

Kunstseide,  Kollodiumseide  (Chordon- 
netseide) wird  aus  dickflüssigem  Kollodium  er- 
halten, das  durch  Kapillarröhren  gedrückt  und 
dadurch  in  Fadenform  erhalten  wird.  Durch  che- 
mische Behandlung  nimmt  man  ihr  die  explosive 
und  entflammbare  Eigenschaft.  Sie  läßt  sich 
färben. 

XIV.  Gespinste  (Garne). 

Gespinste  oder  Garne  heißen  die  Produkte 
des  Spinnprozesses,  durch  den  mehr  oder  weniger 
lange  Fasern  zu  einem  Faden  von  beliebiger 
Länge  vereinigt  werden.  Der  Spinnprozeß  zer- 
fällt: 1.  in  das  Parallellegen  oder  Ordnen  und 
Ausziehen  der  Fasern,  2.  in  ihre  Vereinigung 
zum  Faden,  dem  Zusammendrehen,  und  3,  in 
das  Aufwickeln  des  fertigen   Fadens. 

Spinnmaterialien  sind:  Baumwolle,  Flachs, 
Hanf  und  andere  Pflanzenfasern,  Wolle  und  Sei- 
denabfälle. Das  Spinnen  geschah  früher  unter 
Benutzung  der  Handspindel,  später  mit  dem  Rade. 
Gegenwärtig  ist  die  Maschinenspinnerei  allgemein 
eingeführt.  Diese  zerfällt  nach  entsprechender 
Vorbereitung  des  Materials  in  das  Vorspinnen, 
durch  welches  das  Vorgarn  (oder  die  Lunte) 
erzeugt  wird,  und  in  das  Feinspinnen,  das  ist  die 
Umwandlung  des  Vorgarns  in  fertiges  Garn.  Für 
jede  Operation  sind  besondere  Maschinen  er- 
forderlich. 


Ein  guter  Garnfaden  soll  gleich  dick,  d.  h.  ohne 
Knoten  und  dünne  Stellen  sein,  er  soll  solche 
Glätte  besitzen,  als  es  das  Material,  aus  dem 
er  bereitet  ist,  zuläßt,  und  gehörige  Drehung 
haben,  um  genügend  fest  zu  sein. 

Häufig  vereinigt  man  zwei  oder  mehrere 
nebeneinander  gelegte  Fäden  durch  Zusammen- 
drehen (Zwirnen)  auf  besonderen  Maschinen  zu 
einem  einzigen  dickeren,  dem  Zwirn.  Nach  der 
Anzahl  der  im  Zwirn  vereinigten  Fäden  nennt 
man  ihn  zweidrähtig  oder  -fädig,  drei-  bis  acht- 
drähtig  oder  -fädig.  Nach  der  Verwendung  unter- 
scheidet man:  Näh-,  Strick-  und  Stickzwirn. 

1.  Spinnen  der  Baumwolle. 

Die  rohe  Baumwolle  wird  zunächst  aufge- 
lockert und  gereinigt,  wozu  man  eine  Maschine, 
den  Wolf,  benutzt.  Sie  gelangt  dann  in  die 
Schlagmaschine  (Batteur),  aus  der  sie  gewöhn- 
lich in  Form  einer  breiten  Watte  (Watten- 
maschine) der  Krempel-  oder  Kratzmaschine  über- 
geben wird,  in  der  eine  vollkommen  gleichmäßige 
und  parallele  Anordnung  der  Fasern  erreicht 
werden  soll.  Die  von  der  Krempel  abgegebenen 
Bänder  (Krempelbänder)  gehen  zu  4 — 8  durch 
ein  Streckwerk,  dessen  mit  gesteigerter  Geschwin- 
digkeit rotierende  Walzenpaare  (Streckwalzen)  die 
Bänder  in  die  Länge  ziehen,  zugleich  aber  auch 
vereinigen  (duplieren),  so  daß  sie  in  ihrer  ganzen 
Ausdehnung  völlig  gleichmäßig  erhalten  werden. 
Das  von  der  Strecke  abgegebene  Band  (Streck- 
band) kommt  auf  die  erste  Vorspinnmaschine 
(Grobflyer),  von  der  es  in  grobes,  ganz  schwach 
gedrehtes  Vorgarn  (Lunte)  verwandelt  wird.  Zur 
weiteren  Verfeinerung  gelangt  das  Vorgarn  auf 
den  Mittel-  und  Feinflyer  und  von  letzterem  un- 
gefähr bindfadenstark  auf  die  Feinspinnmaschine. 
Von  dieser  sind  zwei  Hauptarten  in  Gebrauch: 
die  Watermaschine,  für  fester  gedrehte  Garne, 
und  die  Mulemaschine,  die  für  alle  Arten  von 
Garn  brauchbar  ist.  Bei  den  Maschinen  älterer 
Bauart  wurde  das  Aus-  und  Einfahren  des  Wa- 
gens, auf  dem  die  zum  Drehen  und  Aufwickeln 
dienenden  Spindeln  stecken,  durch  einen  Arbeiter 
besorgt.  Gegenwärtig  sind  meist  sogenannte 
Selbstspinner  (Seifaktor)  im  Gebrauch,  die  selb- 
ständig arbeiten,  mit  1200 — 1500  Spindeln  besetzt 
sind,  und  bei  denen  alle  Bewegungen,  auch  die 
äußerst  schwierige  Regulierung,  von  einem  Punkte 
aus  erfolgen.  Auch  die  sogenannten  Ringspindel- 
maschinen kommen  in  neuerer  Zeit  mehr  und 
mehr  in  Anwendung.  —  Das  fertige  Garn  (Twist) 
wird  von  den  Spulen  der  Watermaschine  oder 
den  Kötzern  der  Mulemaschine  abgehaspelt  oder 
geweift,  d.  h.  auf  einen  Haspel  (Weife)  aufge- 
wunden, dessen  Umfang  genau  bekannt  und  ge- 
setzlich geregelt  ist  (gewöhnlich  1,5  Yards  = 
1,372  m).  80  Umdrehungen  des  Haspels  (kon- 
trolliert durch  ein  Zählwerk)  oder  80  Fäden  bil- 
den ein  Gebinde,  7  Gebinde  einen  Strähn 
(Schneller  oder  Zahl).  Es  sind  somit  im  Gebinde 
80x1,5  =  120  Yards,  und  in  einem  Strähn 
120x7  =  840  Yards  =  768  m    Garn    enthalten. 

Unterschieden  wird  das  Garn  nach  den  Spinn- 
maschinen, auf  denen  es  hergestellt  wurde,  z.  B. 
Waterg  am  (Watertwist),  stark  gedreht;  Mule- 
garn  (Muletwist)  schwächer  gedreht;  stärker  ge 
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drehtes  Mulegarn  heißt  Mediotwist  (kleine  Kette) ; 
Ringdrosselgarn. 

Die  Feinheit  des  Garns  wird  durch  Nummern 
bestimmt,  die  nach  der  englischen  Numerierung 
angeben,  wieviel  Schneller  oder  Zahlen  aut  ein 
englisches  Pfund  (453,6  g)  gehen.  Bei  Garn- 
nummer 40  gehen  somit  40  Schneller  von  je 
768  m  Fadenlänge  auf  1  Pfund  (engl.).  Eine  fran- 
zösische Garnnummer  gibt  an,  wieviel  Schneller 
von  je  1000  m  Fadenlänge  auf  V2  kg  gehen. 
Durch  Multiplikation  einer  französischen  Nummer 
mit  1,18  erhält  man  die  entsprechende  englische. 
—  Die  Ermittelung  der  Feinheitsnummern  ge- 
schieht durch  Wägen  eines  Schnellers  auf  einer 
besonderen  Wage  (Zeigerwage  oder  Wage  mit 
Laufgewicht),  die  direkt  die  Nummer  angibt. 
Verpackt  wird  das  Garn  in  Pakete  von  5  Pfund 
(Mulegarn)  oder  10  Pfund  (Water-  und  Medio- 
twist), wobei  immer  5  oder  10  Schneller,  von 
Nummer  60  an  immer  20  Schneller,  zu  einer 
Docke  zusammengedreht  werden.  Die  einzelnen 
Pakete  werden  in  Ballen  von  1000  Pfund  stark 
zusammengepreßt.  —  Nach  der  Qualität  der  Garne 
unterscheidet  man :  Prima,  Sekunda,  gut  und  ordi- 
när, nebst  den  dazwischen  liegenden  Abstufun- 
gen. Nach  der  Verwendung  teilt  man  die  Garne 
ein  in  stark  gedrehte,  festere  Kettengarne  und 
schwächer  gedrehte,  lockere  Schußgarne.  Für 
die  Weberei  vorgerichtete  und  geschlichtete  Ket- 
tengarne heißen  Warps,  nach  dem  Aufwickeln 
auf  Spulen  Warpcops.  Die  mit  Schußgarn  be- 
wickelten, schlank  birnenförmigen  Kötzer  (cops) 
von  der  Mulemaschine,  die  direkt  auf  eine  in  der 
Weberschütze  befindliche  Spindel  geschoben  wer- 
den können,  heißen  Pincops. 

2.  Das  Spinnen  des  Flachses 

geschieht  teilweise  noch  mit  der  Hand  und  dem 
Rade,  sehr  selten  nur  mit  der  Handspindel,  am 
meisten    mit   Maschinen. 

Die  mechanische  Flachsspinnerei  wurde  durch 
Girard  (Paris,  1810)  begründet.  Sie  beginnt 
mit  der  Bildung  eines  Bandes  aus  dem  aufs 
feinste  gehechelten  Flachse,  dem  Anlegen,  dem 
das  Duplieren  und  Strecken  der  Bänder  und 
ihre  Verwandlung  in  Vorgarn  auf  Vorspinn- 
maschinen folgen.  Das  Feinspinnen  geschieht 
nur  auf  Watermaschinen.  —  Bei  der  me- 
chanischen Wergspinnerei  wird  das  Werg  zu- 
nächst nach  Art  der  Baumwolle  gekratzt  und  in 
Bänder  verwandelt,  im  weiteren  aber  wie  bei  der 
Flachsspinnerei  verfahren.  —  Das  Abhaspeln  des 
Flachsgarns  geschieht  ähnlich  wie  beim  Baum- 
wollgarn. Für  Maschinengarn  gilt  gewöhnlich 
das  englische  Numerierungssystem.  Nach  diesem 
hat  der  Haspel  einen  Umfang  von  2^/2  Yards; 
120  Fäden  (Umgänge)  machen  ein  Gebinde  aus. 
Bei  Flachsgarn  gibt  somit  eine  englische  Garn- 
nummer an,  wieviel  Gebinde  (jedes  zu  300  Yards 
oder  [rund]  275  m)  auf  ein  Pfund  (engl.)  gehen. 
12  Gebinde  bilden  ein  Strähn;  100  Strähne  gehen 
auf  ein  Pack.  In  manchen  Spinnereien  ist  der 
Haspelumfang  2V2  m ;  dann  werden  Bündel  von 
je  50000  m  Fadenlänge  gemacht,  von  denen  zehn 
ein   Pack  bilden. 

Das  Spinnen  des  Hanfes  stimmt  mit  dem  des 
Flachses  überein. 


3.  Die  Wollspinnerei 

umfaßt  die  Herstellung  von  Streichgarn, 
Kammgarn   und   Halbkammgarn. 

Die  zunächst  durch  die  sogenannte  Fabrik- 
wäsche unter  Anwendung  schwach  alkalischer 
Laugen  gründlich  gereinigte,  dann  mit  Wasser 
gespülte  und  zuletzt  getrocknete  Wolle*)  muß 
aufgelockert  und  von  den  noch  mechanisch 
anhängenden  Unreinigkeiten  (Kletten  usw.)  be- 
freit werden,  was  durch  wiederholte  Bearbeitung 
im  Schlag-  oder  Krempelwolf  und  im  Kletten- 
wolfe geschieht. 

Die  Kletten  lassen  sich  auch  durch  Behandeln 
der  Wolle  mit  4o/oiger  wäßriger  Schwefelsäure 
entfernen   (Karbonisieren). 

Nach  dem  Auflockern  usw.  wird  die  Wolle 
im  Ölwolfe  mit  Olivenöl  (oder  Rüböl  usw.)  ge- 
fettet, um  ihr  genügend  Geschmeidigkeit  und 
Schlüpfrigkeit  zu  geben.  Im  Ölwolf  kann  auch 
gleich  das  Melieren,  d.  h.  das  Vermengen  ver- 
schiedenfarbiger Wollen,  geschehen,  wenn  es  sich 
um   die   Herstellung  melierter  Garne   handelt. 

a)  Streichgarnspinnerei.  Unmittelbar  auf 
das  Einfetten  der  Wolle  folgt  das  Kratzen  (Strei- 
chen, Krempeln,  Kardätschen)  auf  der  Wollkratz- 
maschine, wodurch  die  Wolle  zu  einem  gleich- 
förmigen Vließ  (Fell,  Pelz)  umgewandelt  werden 
soll,  in  dem  die  Haare  ganz  gleichmäßig  ver- 
teilt sind.  Nach  mehrmaligem  Krempeln  (auf 
verschiedenen  Maschinen)  teilt  die  letzte  Krem- 
pel (Feinkrempel)  das  Vließ  durch  den  Vließ- 
teiler (Florteiler)  in  einzelne  schmale  Bänder, 
die  in  ebensoviele  Vorgespinstfäden  verwandelt 
und  dann  sogleich  auf  der  Mulemaschine  oder 
Ringbank  zu  Feingarn  versponnen  werden.  Das 
fertige,  eine  rauhe  Oberfläche  zeigende  Streich- 
garn wird  von  den  Spulen  oder  Kötzern  abge- 
haspelt, und  in  Strähne  oder  Stücke  verpackt, 
von  denen  eine  gewisse  Zahl  auf  ein  Pfund  zur 
Bestimmung  der  Feinheitsnummer  gerechnet  wer- 
den. Die  sehr  verbreitete  metrische  Garnnume- 
rierung gibt  an,  wieviel  Strähne  von  je  1000  m 
Länge  auf  1  kg  gehen. 

b)  Kammgarnspinnerei.  Die  zunächst  wie 
Streichwolle  vorbereitete  und  eingefettete,  lang- 
faserige (über  100mm  lange),  wenig  gekräuselte 
Kammwolle  wird  aut  Walzenkrempeln  gekrempelt 
und  in  Bänder  (Krempelbänder)  verwandelt,  die 
möglichst  entklettet,  dann  gestreckt  und  dupliert 
und  zuletzt  gekämmt  werden.  Das  Kämmen,  gegen- 
wärtig allgemein  mit  Maschinen  ausgeführt,  be- 
zweckt die  Parallellegung  der  Wollhaare,  die  Aus- 
scheidung zu  kurzer  Haare  (Kämmlinge)  und  die 
Bildung  eines  Bandes  (des  Kammzugs).  Diesen 
Bändern,  den  Kammzügen,  muß  durch  wieder- 
holtes Strecken  und  Duplieren  zunächst  noch 
größere  Gleichförmigkeit  gegeben  werden,  wo- 
nach die  Verwandlung  der  schließlich  erhaltenen 
schmalen  Bänder  in  fast  ungedrehtes  Vorgarn 
erfolgt.  Die  Umwandlung  in  Feingarn  geschieht 
auf  einer  Watermaschine  oder  Ringspindelbanlc 
(für  Kettengarn),  für  Schußgarn  auf  einer  Mule- 
maschine.   Die  Kammgarne  zeichnen  sich  durch 


•)  Nach  dem  Waschen  und  Spülen  kann  unter  Umständen 
das  Färben  erfolgen,  jedoch  nur  mit  ganz  echten,  widerstands- 
fähieen  Farben. 
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glatte  Oberfläche  aus ;  numeriert  werden  sie  nach 
dem  metrischen  System. 

Man  verwendet  sie  zu  Kammgarnstoffen  und 
in  der  Teppichfabrikation.  Strick-,  Stick-  und 
Häkelgarne  sind  gezwirnt.  Zephirgarn  ist  ein 
sehr   weiches,   3 — 4 fach  gezwirntes    Kammgarn. 

Aus  den  Kämmlingen  und  kürzeren  Wollen 
wird  Halbkammgarn  (Sayet-  oder  Soyetgarn) 
gefertigt.  Es  ist  weniger  glatt  als  Kammgarn, 
aber  glänzender  und  glatter  als  Streichgarn. 

XV.  Gewebe. 

Unter  einem  Gewebe  (Zeug  oder  Stoff)  ver- 
steht man  jedes  flächenartig  ausgedehnte,  durch 
regelmäßige  Verschlingung  von  Fäden  oder  faden- 
ähnlichen Körpern  mit  Hilfe  maschineller  Vor- 
richtungen*)  hergestellte   Fabrikat. 

Die  Verbindung  der  Fäden  zu  einem  Ge- 
webe kann  so  geschehen,  daß  sie  sich  entweder 
rechtwinklig  kreuzen  oder  sich  miteinander  ver- 
schlingen und  Maschen  bilden.  Nach  der  ersteren 
Art  entstehen  Gewebe  im  engeren  Sinne,  nach 
der  letzteren  die  Wirkwaren. 

Die  in  der  Längsrichtung  des  Gewebes  pa- 
rallel zueinander  verlaufenden  Fäden  heißen  Kette 
(Zettel,  Werft,  Aufzug,  Schweif) ;  quer  zur  Kette 
laufen  die  Schußfäden  (Einschlag,  Eintrag,  Ein- 
schuß). Die  Vereinigung  zwischen  Ketten-  und 
Schußfäden  findet  auf  dem  Webstuhl  statt;  sie 
kann  in  sehr  verschiedener  Weise  erfolgen  und 
hieraus  ergibt  sich  die  große  Anzahl  der  Ge- 
webe-Arten, die  man  in  vier  Gruppen  bringt. 
JVlan  unterscheidet:  1.  Glatte  oder  schlichte  Stoffe 
(etoffes  unies).  2.  Geköperte  oder  kroisierte  Stoffe. 
3.  Gemusterte  oder  fassonierte  und  4.  samtartige 
Stoffe. 

1.  Bei  den  glatten  oder  schlichten  Stoffen 
läßt  jeder  Eintragfaden  bei  seinem  Laufe  quer 
durch  die  Kette  abwechselnd  einen  Faden  über 
sich  und  einen  Faden  unter  sich  liegen.  Als 
Unterarten  unterscheidet  man  leinwandbindige 
und  gazebindige  Gewebe. 

2.  Das  eigentümliche  der  Köpergewebe  ist, 
daß  ein  Schußfaden,  nachdem  er  emen  Ketten- 
faden gebunden  hat,  das  heißt  über  ihn  hinweg- 
gegangen ist,  unter  mehreren  folgenden  Ketten- 
fäden hinweggeht,  ehe  er  den  nächsten  bindet. 
Die  ungebunden,  frei  oder  flott  liegenden  Fäden 
bedingen  die  Stärke  des  Köpers.  Wird  z.  B.  nach 
zwei  Fäden  erst  der  dritte  gebunden,  so  heißt 
der  Köper  dreibindig.  Gewöhnlich  wird  vier- 
oder  fünfbindiger  Köper  erzeugt;  mehr  als  acht- 
bindiger  ist  selten. 

Man  unterscheidet  Köpergewebe  im  engern 
Sinne  (kroisierte  Zeuge),  bei  denen  die  Bindungen 
aneinander  stoßen  und  schräg  über  den  Stoff 
laufende  Linien  bilden,  und  Atlasgewebe  (Atlas- 
köper), mit  im  Gewebe  zerstreuten,  möglichst 
versteckten  Bindungen. 

Die  Köpergewebe  zeichnen  sich  vor  den  glat- 
ten Stoffen  durch  ein  gefälligeres  Ansehen,  grö- 
ßere Schwere  und  Dicke  und  weichere,  geschmei- 
digere und  lockere  Beschaffenheit,  die  den  Fal- 
tenwurf begünstigt,  vorteilhaft  aus. 

*)  Unterschied  von  den  Flechtarbeiten. 


3.  Die  gemusterten,  fassonierten  oder  fi- 
gurierten Zeuge  (Bildgewebe)  bieten  infolge 
eigentümlicher  Verschlingung  von  Ketten-  und 
Eintragfäden  auf  einem  möglichst  klaren  Grunde 
(Boden,  Fond)  eine  Zeichnung  (Muster,  Dessin) 
oder  eine  Figur  dar,  die  entweder  gleichmäßig 
über  die  ganze  Zeugfläche  verteilt  ist  (fortlaufende 
Muster)  oder  sich  in  einem  bestimmt  umschrie- 
benen, mit  einer  Einfassung  versehenen  Räume 
befindet  (abgepaßte  Muster,  für  Tafeltücher,  Ser- 
vietten usw.).  Durch  Anwendung  verschiedenfar- 
biger Fäden  lassen  sich  die  Muster  in  mannig- 
facher Weise  abändern  und  gefällig  hervorheben. 

4.  Bei  den  samtartigen  Stoffen  ist  das 
Grundgewebe  durch  eine  haarartige  Decke,  Flor 
oder  Pole  (Poil)  genannt,  vollständig  verdeckt.  Es 
kann  der  Flor  entweder  durch  den  nämlichen 
Einschuß,  der  auch  im  Grundgewebe  enthalten 
ist,  hervorgebracht  werden  (wie  beim  Baumwol- 
lensamt oder  Manchester,  Velvet),  oder  durch 
eine  besondere  Kette  (Samtkette,  Polkette)  wie 
beim  WoH-  und  Seidensamt  (den  echten  Samt- 
arten) und  beim  Plüsch  und  Felbel,  von  denen 
der  Plüsch  etwas  langhaarigen,  aufrechtstehen- 
den, der  Felbel  langhaarigen  und  nach  dem  Strich 
niedergelegten  Flor  besitzt.  —  Die  Florhaare 
können  durch  heiße  Metallformen  teilweise  nie- 
dergepreßt werden,  wodurch  Muster,  Längsrippen 
und  dergleichen  entstehen  (gaufrierte  Samte). 

A.  Baumwollene  Gewebe.  Aus  der  großen 
Anzahl  baumwollener  Gewebe  können  hier  nur 
die  wichtigsten  angeführt  werden. 

a)  Glatte  Stoffe.  Man  unterscheidet  sie  als 
dicht  und  locker  gewebte. 

Dichte  Stoffe  sind:  Kattun,  Kitay,  Nanking 
(gelbbräunlich),  Nankinet,  Shirting,  Kambrik,  Per- 
kai (Kaliko,  Cretonne,  Zitz),  Sarsonet.  Aus  ganz 
oder  teilweise  gefärbtem  Garne  bestehen:  Baum- 
wollbarege,  Haircord,  die  englische  oder  schot- 
tische Leinwand  (Gingham).  —  Rips,  mit  dicken, 
gezwirnten  Kettenfäden.  Halbdicht  sind:  Battist 
und    Jaconet. 

Locker  gewebt  sind :  Organdy  oder  Mull,  Linon 
(Schleier),  Musselin  (Vapeur,  Zephir),  Tarlatan, 
Baumwollen-Stramin  oder  Kannevas,  dieser  groß- 
löcherig, aus  dicken  Fäden.  Gazeartig  gewebt 
sind:  Tüll  (baumwollene  Gaze),  Glanzgaze 
(Silbergaze)  mit  Überzug  von  Hausenblasen- 
lösung. 

b)  Geköperte  Stoffe:  Croise,  Drell  (Dril- 
lich, Zwillich),  Barchent  (Biber),  Domestique, 
Madapollam,   Baumwollen-Merino. 

Zu  den  Atlasköpergeweben  gehören:  Englisch- 
Leder,  Oriental,  Satin  (Sateen). 

c)  Gemusterte  Stoffe:  Damast,  Dimity 
(Wallis),  Pikee. 

d)  Samtartige  Stoffe:  Manchester  (Velvet, 
unechter  Samt);  Velveteen,  Velveret  (buntfarbig). 

Vorzügliche  Baumwollengewebe  liefern  Eng- 
land, die  Schweiz,  Deutschland,  Böhmen,  Frank- 
reich, die  Vereinigten   Staaten. 

B.  Leinene  Gewebe.  Man  unterscheidet  bei 
ihnen  ebenfalls  glatte,  geköperte  und  gemusterte; 
samtartige  werden  so  gut  wie  nicht  aus  Leinen 
hergestellt  (meist  nur  Badefrottiertücher),  da  man 
in  der  Baumwolle  ein  geeigneteres  Material  zur 
Erzeugung  des  unechten  Samts  hat. 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 
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Die  glatten,  dichten  Gewebe  aus  Flachs  (Hanf 
usw.)  bezeichnet  man  allgemein  als  Leinwand 
(Leinen,  Linnen);  besteht  nur  die  Kette  aus 
Flachsgarn,  der  Einschuß  aus  Werggarn,  so  hei- 
ßen sie  halbflächsene  (Halblacken).  Bei  den 
halbleinenen  ist  die  Kette  aus  Baumwollengarn, 
der  Schuß  Leinengarn  (oder  umgekehrt).  In  bun- 
ten Leinenarten  sind  die  gefärbten  Fäden  (außer 
blau)  häufig  Baumwolle,  da  Leinen  sich  weniger 
gut  färbt. 

Aus  Handgespinst  im  Kleinbetrieb  hergestellte 
Leinwand  heißt  auch  Hausmacherleinen  im 
Gegensatz  zu  Kaufleinen,  das  aus  Maschinengarn 
fabrikmäßig  erzeugt  wird.  Die  Leinwand  wird 
oft  nach  dem  Orte  ihrer  Herkunft  bezeichnet, 
aber  auch  nach  der  Verwendung.  Die  gröbste 
Leinwand  ist  das  Segeltuch,  dessen  beste  und 
schwerste  Sorten  aus  Hanfgarn,  geringere  aus 
Werggarn  gewebt  sind. 

Gute  Leinwand  muß  ins  Quadrat  gewebt  sein; 
Ketten-  und  Schußfäden  sollen  möglichst  gleich 
und  durchaus  knotenfrei  sein.  Die  Feinheit  der 
Leinwand  ermittelt  man  nach  der  Zahl  der  Ketten- 
fäden in  der  Zeugbreite.  Je  40  Kettenfäden  bilden 
einen  Gang  und  je  mehr  solcher  Gänge  das 
Stück  in  der  Breite  enthält,  um  so  feiner  ist  die 
Leinwand. 

Geköperte  und  einfach  gemusterte  Lei- 
nenstoffe führen  die  Bezeichnung  Drell  (Zwil- 
lich, Drillich;  nach  der  Verwendung  Bettdrell, 
Tisch-  und  Handtuchdrell,  Hosendrell).  Fein  und 
seidenartig  appretiert  ist  der  Atlasdrell  (Lausitz). 
—  Ein  gemusterter  Leinenstoff  ist  der  Damast. 

C.  Wollene  Gewebe.  Sie  zerfallen  nach 
den  zu  ihrer  Herstellung  verwendeten  Garnen  in 
Streichgarnzeuge  und  Kammgarnzeuge. 

1.  Zu  den  Streichgarnzeugen  gehört  das  Tuch, 
ein  leinwandartiges  Gewebe,  das  die  filzartige 
Decke,  unter  der  die  Ketten  und  Eintragfäden 
versteckt  liegen,  durch  das  sogenannte  Walken 
erhält.  Das  vom  Webstuhl  abgenommene  Zeug 
heißt  Loden.  Das  Walken  besteht  im  anhalten- 
den Kneten  und  schiebenden  Drücken  des  durch- 
näßten Lodens  mit  Maschinen  (Walzenwalken), 
zuweilen  unter  Mitwirkung  von  Wärme  und  unter 
Zusatz  von  Stoffen,  die  das  Erweichen  des  Woll- 
haars und  das  Durchkneten  begünstigen  (Seife, 
gefaulter  Urin  [Ammoniumkarbonat  enthaltend], 
Walkerde  [Ton]).  Nach  dem  Walken  und  Aus- 
waschen folgt  das  Färben  (für  schwarze  Tuche), 
Um  das  Aussehen  des  Tuchs  zu  verschönern, 
wird  es  appretiert.  Die  Appretur  besteht  im 
Rauhen,  Scheren,  Bürsten,  Dekatieren  und  Pres- 
sen  des  Tuchs. 

Die  tuchartigen  Zeuge  unterscheiden  sich 
vom  eigentlichen  Tuch  durch  schwächere  Walke 
und  andere  Webart  (Köper  usw.).  Es  gehören 
hierher:  Köpertuche,  Buckskin,  Kasimir,  Zirka- 
sienne,  Fries  (Flaus  oder  Koating),  Molton,  Kir- 
sc}',  Kotzen,  Lama  und  Flanell. 

2.  Bei  den  kammwollenen  Geweben,  kurz 
Wollstoffe  genannt,  ist  das  Gewebe  stets  offen 
und  unverdeckt. 

Ihre  Zahl  ist  sehr  groß,  zumal  es  viele  unter 
ihnen  gibt,  die  neben  Wolle  auch  Baumwolle  und 
Seide  enthalten.  Glatte  Gewebe  sind:  Perkan, 
Moor  (Moire),  Krepp  oder  Krepon,  Wollmusselin 
und   Woilstramin. 


Geköperte:  Merino,  Tibet,  Kaschmir;  Woll- 
atlas, Serge,  Satin;  Zanella  (Kette  aus  Baumwoll- 
zwirn). Gemusterte  Stoffe :  Kleiderstoffe,  Wollen- 
damast, Schals.  Samtartige  Gewebe:  Möbel- 
plüsche, Felbel,  Astrachan,  Biber  und  der  (un- 
echte) Krimmer.  —  Hierher  gehören  auch  ver- 
schiedene Arten  von  Teppichen  (Brüsseler,  Ax- 
minster  usw.). 

D.  Seidengewebe.  Man  unterscheidet  sie 
in  ganzseidene  und  halbseidene;  die  halbseidenen 
sind  besonders  aus  gesponnener  Seide  (Florett- 
seide, Chappe)  hergestellt,  neben  der  sie  noch 
Baumwolle,  Leinen  oder  Wolle  enthalten.  Die 
bemerkenswerte  Eigenschaft  der  Seide,  sich  unter 
Verminderung  der  Haltbarkeit  mit  Farbstoffen 
und  Beizen  stark  beladen  zu  lassen  (bis  400o/o), 
gibt  zu  Verfälschungen  häufig  Veranlassung  (be- 
schwerte Seide;  Dunstschwarz).  Glatte  oder  lein- 
wandartige Seidengewebe  sind:  Taft  (mit  vielen 
Unterarten),  Poult  de  soie,  Marzellin  (Doppel- 
taft), Lüstrm ;  Foulard;  Halbtaft  (Schuß  ist  Baum- 
wolle). —  Lockere  Gewebe  sind:  Flor  oder  Sei- 
dengaze, Gazemusselin,  Krepp ;  Barege  und  Pope- 
line (mit  wollenem  Schuß).  —  Müllergaze  (Beu- 
teltuch). —  Geköperte  Seidengewebe:  Levantin 
und  Croise,  Drap  de  soie,  Serge;  Bombasin  (mit 
wollenem  Schuß).  Atlasartig  sind  die  Satins.  Ge- 
musterte Seidengewebe  sind  der  Damast,  Cre- 
pon;  Brillantstoffe  (Erzeugnisse  der  Buntweberei); 
Brokate  (mit  Gold-  und  Silberfäden  durchwirkt). 

Samtartige  Stoffe:  Echter  oder  Seidensamt, 
teilweise  glatt  und  einfarbig  oder  gemustert; 
Plüsch  mit  längerem,  aufrechtem  Flor,  Felbel  mit 
sehr  langem  und  nach  dem  Striche  niedergelegtem 
Flor.  Halbseidene  Samte  haben  ein  Grundge- 
webe aus  Baumwollenfäden. 

E.  Seidenbänder  werden  nach  den  entspre- 
chenden Seidenzeugen  benannt  (Taft-,  Atlas-  und 
Samtbänder).  Chenille  heißen  die  runden,  rau- 
penartigen Bänder.  —  Spitzen,  aus  roher  Seide 
gefertigt,  heißen  Blonden,  wenn  appretiert, 
Seidenspitzen.  Spitzen  werden  auf  verschiedene 
Weise  auch  aus  Wolle,  Leinen  und  Baumwolle 
hergestellt. 

Die  Prüfung  von  Seidenzeugen  auf  Beimen- 
gungen oder  Beschwerung  geschieht  chemisch 
und  mikroskopisch,  worauf  hier  jedoch  nur  hin- 
gewiesen   werden   kann. 

Die  Seidenindustrie  ist  hervorragend  entwik- 
kelt  in  Frankreich  (Lyon),  in  der  Schweiz  (Basel, 
Zürich),  in  Italien  (Mailand),  England  (London 
und  Manchester),  Deutschland  (Rneinprovinz). 

XVI.  Papier. 

Papier  nennt  man  einen  in  eigentümlicher 
Weise  aus  kurzen  Fasern  pflanzlichen  Ursprungs 
hergestellten  dünnen  Filz.  Ein  ganz  ähnliches 
Fabrikat,  das  sich  aber,  ohne  zu  knicken,  nicht 
falten  läßt,  heißt  Pappe. 

Der  Name  rührt  her  von  dem  aus  dem  Marke 
einer  altägyptischen  Staude  (Cyperus  papyrus)  in 
eigentümlicher  Weise  bereiteten  Papyrus.*)  Die 
Erfindung  des  gefilzten  Papiers  dürfte  den  Chi- 
nesen zuzuschreiben  sein. 


•)  Vor  mindestens  4000  Jahren  schon  benutzt. 
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Als  Materialien  zur  Fabrikation  des  Papiers 
dienen  Lumpen  oder  Hadern  (Strazzen)  leinener 
oder  baumwollener  Stoffe,  Spinnereiabfälle,  Ab- 
fälle von  Seilen  und  Bindfäden,  mancherlei  Faser- 
stoffe wie  Hanffasern  (für  Papiergeld),  Jute,  Ma- 
nilahanf, neuseeländischer  Flachs  usw.  Ersatz- 
mittel (Surrogate)  für  Lumpen  sind  Holz  und 
Stroh  und  zwar  das  Holz  von  Nadelhölzern  und 
weichen  Laubhölzern  und  das  Stroh  der  Ge- 
treidearten, des  Mais  und  anderer  Gräser  (Espar- 
togras).  Holz  und  Stroh  bedürfen  gewisser  Vor- 
bereitung, die  entweder  eine  mechanische  oder 
chemische  sein  kann.  Der  mechanische  Holz- 
stoff oder  Holzschliff  ist  nur  als  Zusatzmaterial 
(Füllstoff)  für  geringere  Papiere  brauchbar,  wäh- 
rend die  chemisch  zubereitete  Holzzellulose  (Na- 
tronzellulose und  Sulfitzellulose),  die  aus  weichen, 
geschmeidigen  Fasern  besteht,  ohne  Zusatz  von 
Hadern  verarbeitet  werden  kann. 

Die  Lumpen  werden  sortiert  (nach  Abstam- 
mung, Farbe  und  Feinheit),  im  Hadernschneider 
zerkleinert,  im  Hadernwolf  geklopft  und  aufge- 
lockert, dann  gesiebt  und  im  Hadernkocher  mit 
schwach  alkalischen  Laugen  zur  Lösung  des 
Schmutzes  gekocht  und  durch  Waschen  gereinigt. 
Zum  Zerfasern  und  Zerschneiden  der  so  gerei- 
nigten Lumpen  oder  des  entsprechend  vorbereite- 
ten Holzes  oder  Strohs  und  Herstellung  der 
Papiermasse,  des  Papierzeugs,  dient  der  Hollän- 
der oder  das  holländische  Geschirr.  Gewöhnlich 
sind  zwei  Holländer  nacheinander  im  Gebrauch. 
Im  ersten  geschieht  die  Bereitung  des  Halb- 
zeugs und  das  Bleichen  (mit  Chlorkalklösung, 
Naßbleiche),  im  zweiten,  dem  Ganzstoffholländer, 
erfolgt  die  weitere  Verfeinerung  der  Fasern  zum 
fertigen  Papierbrei,  dem  Ganzstoff.  Hier  erfolgt 
auch  das  Vermischen  mit  Zusätzen,  entweder 
mit  sogenannten  Füllstoffen  (Kreide,  Ton,  Gips, 
Barvumsulfat  usw.)  zur  Vermehrung  des  Ge- 
wichts und  der  Undurchsichtigkeit  des  Papiers, 
oder  mit  Farbstoffen  (bei  weißen  Papieren  zur 
Verdeckung  des  gelblichen  Stichs  gewöhnlich 
etwas  Ultramarinblau,  Berlinerblau  oder  Indigo). 
Wenn  das  Leimen  des  Papiers  im  Stoff  geschehen 
soll  (Maschinenpapier),  so  wird  der  Ganzstoff 
mit  einer  Lösung  von  Harzseife  vermengt  und 
dann  ein  Überschuß  von  Alaunlösung  (oder  Alu- 
miniumsulfat) zugegeben,  der  die  Harzseife  zer- 
setzt, wodurch  das  Papier  leimfest  wird  (es  ent- 
steht unlösliches,  harzsaures  Aluminium  und  freie 
Harzsäure). 

Der  fertige,  mit  allen  Zusätzen  versehene,  nöti- 
genfalls geleimte  Papierstoff  wird  entweder  durch 
Handarbeit  oder  durch  eine  Maschine  in  Papier 
verwandelt.  Die  Papiermaschinen  gewähren  die 
Möglichkeit,  aus  dem  Ganzstoff  in  ununterbro- 
chener Folge  fertiges  Papier  zu  bilden;  durch 
sie  ist  die  Handarbeit,  die  älteste  Methode,  fast 
ganz  verdrängt  worden.  Die  Papierbildung  be- 
steht in  dem  Ausbreiten  des  flüssigen  Papier- 
stoffs in  dünner  gleichmäßiger  Schicht  auf  einem 
Sieb  (der  Form)  mit  gleichzeitiger  Verfilzung 
und  Näherung  der  Fasern  unter  Ablauf  von 
Wasser,  in  dem  Pressen,  um  durch  Entfernung 
von  Wasser  dem  noch  weichen  Bogen  soviel 
Festigkeit  zu  geben,  daß  er  von  der  Form  ab- 
genommen werden  kann,  und  im  Trocknen  der 
noch   feuchten    Bogen   an   der   Luft   oder  durch 


Erwärmen.  —  Durch  Handarbeit  erhaltenes  Pa- 
pier (Handpapier)  muß  im  fertigen  Bogen  ge- 
leimt werden;  es  zeigt  sich  meist  nur  oberfläch- 
lich  leimfest. 

Das  in  Form  einzelner  Bogen  (durch  Hand- 
arbeit) oder  in  Form  eines  endlosen  breiten  Ban- 
des (auf  Maschinen)  hergestellte  Papier  unter- 
liegt noch  den  sogenannten  Vollendungsarbeiten, 
die  eine  Verbesserung  des  Ansehens  bewirken 
oder  ihm  gewisse  äußere  Eigenschaften  erteilen 
sollen.  Es  gehören  hierher  das  nachträgliche 
Leimen  des  Maschinenpapiers  zur  Ergänzung  der 
Harzleimung,  die  Erteilung  von  Glätte  und  Glanz 
(Satinieren),  das  Zerteilen  in  bestimmte  Größen 
(Zerschneiden  in  Bogen  bei  Maschinenpapier), 
das  Sortieren  (nach  der  Güte),  das  Falten  und 
Zählen. 

Gutes  Papier  muß  glatt,  frei  von  Knoten  und 
Fäden,  von  kleinen  Löchern,  Falten  und  Rost- 
flecken sein.  In  der  Durchsicht  darf  es  keine 
abwechselnd  hellen  und  dunkeln  Stellen  zeigen, 
vielmehr  gleichmäßig  dicht  sein.  Die  Festigkeit 
sei  möglichst  groß;  sie  darf  sich  mit  der  Zeit 
nicht  derart  vermindern,  daß  das  Papier  spröde 
und  brüchig  wird.  Das  Papier  soll  nicht  ver- 
gilben. Geleimte  Papiere  sollen  die  Tinte  gut 
annehmen,  aber  nicht  durchschlagen  lassen.  Von 
Schreibpapieren  unterscheidet  man:  Briefpapier 
(Postpapier),  das  feinste,  dann  mittelfeines  und 
feines  Kanzleipapier  und,  als  geringste  Sorte,  das 
halbweiße  Konzeptpapier.  Andere  Papiersorten 
sind:  das  Lösch-  (Filtrier-),  Schrenz-  und  Pack- 
papier und  das  Druckpapier. 

Für  die  Lieferung  von  Schreib-,  Druck-  und 
Packpapier  an  Behörden  sind  mit  dem  1.  Januar 
1893  bestimmte  Vorschriften  erlassen  worden, 
die  sich  auf  die  Zusammensetzung  (Stoffklasse), 
Festigkeit  und  Bogengröße  beziehen  und  auch 
das  Gewicht  für  je  1000  Bogen  festsetzen.  Unter 
Berücksichtigung  dieser  Vorschriften  gearbeitete 
Papiere  heißen  Normalpapiere.  Nach  diesen  Pa- 
piernormen, die  sich  auch  im  privaten  Groß- 
handel Geltung  verschafft  haben,  ist  die  normale 
Bogengröße  33x42  cm;  sie  ist  überall  vorzugs- 
weise in  Anwendung. 

Früher  war  im  deutschen  Papierhandel  die 
Einheit  das  Buch,  das  bei  Schreibpapier  24,  bei 
Druck-  und  Löschpapier  25  Bogen  enthielt.  Zwan- 
zig Buch  bildeten  ein  Ries  und  10  Ries  einen 
Ballen.  Gegenwärtig  gilt  als  Einheit  das  Neu- 
ries zu  1000  Bogen;  10  Neuries  bilden  einen 
Ballen. 

1  Neuries  enthält  10  Buch  =  100  Lagen  =  1000  Bogen 
1     „     =    10      „      =    100      „ 
1  Lage    =      10      „ 

Besondere  Papiersorten  sind  das  Pauspapier, 
mit  feinem  Firnis  durchtränkt,  das  Kreidepapier 
(Glacepapier)  für  Visitenkarten,  Kupfer-  und 
Steindruck,  das  Pergamentpapier,  durchscheinend 
und  sehr  fest,  als  Ersatz  für  Tierblase  und  tie- 
risches Pergament.  Gefärbte  Papiere  sind  in  der 
ganzen  Masse  mit  Farbstoff  durchtränkt,  Bunt- 
papiere (Chromopapiere)  aber  nur  einseitig  oder 
zweiseitig  mit  dem  Farbstoff  überzogen.  — 
Pappe  (Pappendeckel)  kann  entweder  durch 
Schöpfen  (mit  der  Hand  oder  auf  Zylindersieb- 
maschinen) hergestellt  werden  (geschöpfte  Pappe), 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tiei reiche  (organische  Waren). 
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—  oder  man  vereinigt  dünnere  Blätter  durch 
Kautschen  zu  dickeren  (gekautschte  Pappe), 
oder  man  klebt  einzelne  fertige  Papierbogen  mit 
Leim  oder  Kleister  aufeinander  (geleimte  Pappe). 

Zur  Herstellung  der  sogenannten  Papier- 
mache-Waren wird  Papierbrei  in  geölte  Formen 
gepreßt  und  getrocknet  und  danach  oft  verschie- 
denfarbig angestrichen  und  lackiert.  Wenn  man 
die  geformten  Gegenstände  trocknet  und  dann 
mit  Leinölfirnis  durchtränkt  und  bei  höherer  Tem- 
peratur „bäckt",  so  werden  sie  wasserdicht. 

Papiertapeten.  Ihre  Fabrikation  zerfällt  in 
die  Vorarbeiten,  in  das  Bedrucken  und  in  die 
Vollendungsarbeiten.  Vorarbeiten  sind  das  Grun- 
dieren oder  das  Überziehen  mit  einer  Farbe 
als  Grundlage  für  die  später  aufzudruckende 
Farbe,  das  Glätten  und  Satinieren.  Das  Be- 
drucken besteht  im  Aufdrucken  der  mit  einem 
Bindemittel  vermengten  Farben  auf  das  Papier. 
Man  unterscheidet  Handdruck  und  Maschinen- 
druck. 

Durch  die  Vollendungsarbeiten  entstehen  be- 
sondere Arten  von  Tapeten  wie  die  Woll-  und 
Samttapeten  durch  Auftragen  von  gefärbtem  Woll- 
staub auf  die  vorher  mit  Leinölfirnis  bedruckte 
Tapete.  Hierher  gehört  auch  das  Gaufrieren 
(Pressen)  und  das  Verzieren  mit  Gold  und  Silber. 
Hohen  Glanz  und  Widerstandsfähigkeit  gegen 
Feuchtigkeit  erhalten  die  Tapeten  durch  Auf- 
tragen  von   Kopalfirnis.   — 

Die  Produktion  an  Papier  und  Pappe  beträgt 
in  Deutschland  jährlich  etwa  550000  t,  von  denen 
ca.  150/0  ausgeführt  werden. 

XVII.  Gerbstoffmaterialien. 

Die  für  Gerbereizwecke  verwendeten  Materia- 
lien enthalten  sämtlich  eigentümliche,  als  Gerb- 
säuren bezeichnete  Substanzen,  die  in  Wasser 
löslich  sind,  stark  zusammenziehenden  (adstrin- 
gierenden)  Geschmack  besitzen  und  mit  Eisen- 
salzen (Eisenchlorid)  dunkelblaue  oder  dunkel- 
grüne Niederschläge  geben.  Auch  organische 
Stoffe  (Eiweiß,  Leim,  Alkaloide)  werden  durch 
sie  gefällt,  und  die  Mehrzahl  von  ihnen  schlägt 
sich  auf  der  frischen,  tierischen  Haut  nieder  und 
bildet  damit  Leder  oder  gerbt  sie. 

Das  am  häufigsten  und  in  größter  Menge  an- 
gewendete Gerbmaterial  ist  die  Eichenrinde, 
die  entweder  ganz  oder  gemahlen  (als  Lohe) 
in  den  Handel  kommt.  Man  sammelt  sie  von 
mehreren  Eichenarten  (Stieleiche  [Quercus  pedun- 
culata]  oder  Sommereiche,  Trauben-  oder  Winter- 
eiche [Qu.  sessiliflora],  Wolleiche  [Qu.  pubescens], 
Zerreiche  [Qu.  oerrisj),  am  besten  im  Frühjahr, 
wo  sie  am  gerbstoffreichsten  ist.  Handelssorten 
sind:  Die  Spiegel-  oder  Glanzrinde  mit  16  bis 
2O0/0  Gerbstoff,  die  Raitelrinde  (Rauhrinde)  mit 
12 — 130/0,  die  rauhe  Grobrinde  (ungeputzte  Alt- 
holzrinde) mit  5—80/0  und  die  geputzte  Altholz- 
rinde mit  8— lOo/o  Gerbstoff.  Norddeutschland 
und  Frankreich,  sowie  Ungarn  liefern  die  meiste 
Eichenrinde. 

Auch  andere  gerbstoffhaltige  Rinden  (Ulmen-, 
Weiden-,  Roßkastanienrinde  usw.)  finden  Ver- 
wendung. 

Gallen,    Galläpfel,    nennt   man    die    meist 


kugelig  gestalteten  Auswüchse  an  verschiedenen 
Pflanzen,  hervorgebracht  durch  den  Stich  gewisser 
Insektenarten,  namentlich  der  Gallwespen  (Cy- 
nips  gallae).  Ihre  Oberfläche  ist  entweder  mit 
Höckern  versehen  oder  glatt,  je  nachdem  sie  auf 
Eichen  mit  stachelrandigen  oder  glattrandigen 
Blättern  entstanden  sind.  Nach  der  Zeit  des  Ein- 
sammelns  erhält  man  die  besseren  undurchbohr- 
ten,  kleineren  und  schwereren,  meist  schwärz- 
lichen oder  dunkelgrünen  Galläpfel  oder  die  ge- 
ringeren durchbohrten,  größeren,  braunen  oder 
gelben,  aus  denen  das  aus  der  Wespenlarve  ent- 
wickelte geflügelte  Insekt  bereits  ausgeschlüpft 
ist.  Gute  Galläpfel  enthalten  58  0/0  Gerbstoff  (Tan- 
nin) und  darüber.  Die  besten  Galläpfel  kommen 
von  Aleppo,  etwas  geringere  von  Smyrna  (grö- 
ßere und  gelbliche);  geringer  sind  auch  die  süd- 
europäischen mit  ca.  41 0/0  und  noch  geringer  die 
mitteleuropäischen  mit  nur  7 — 17 0/0  Gerbstoff. 

Die  chinesischen  Gallen  entstehen  durch 
den  Stich  eines  blattlausartigen  Insekts  auf  den 
Blättern  einer  Sumach-Art  (Rhus  semialata).  Es 
sind  unregelmäßig  gestaltete,  hohle  Knollen  mit 
dünnen,  leicht  zerbrechlichen  Wänden.  Ihr  Gerb- 
stoff gehalt    schwankt   zwischen    58 — 77 0/0. 

Ähnlich,  doch  etwas  kleiner,  sind  die  japa- 
nischen  Gallen. 

Die  Versendung  der  Galläpfel  geschieht  in 
Säcken.  —  Man  verwendet  sie  zur  Gewinnung 
der  Gerbsäure,  zur  Bereitung  von  Tinte,  zum 
Schwarzfärben  und  zum  Gerben  feiner  Leder- 
sorten  (Saffian). 

Knoppern.  Sie  entstehen  durch  den  Stich 
einer  besonderen  Gallwespenart  in  die  heran- 
wachsende Frucht  der  gewöhnlichen  Eichenarten. 
Die  Hauptmenge  kommt  aus  Ungarn,  Slavonien 
und  der  Bukowina,  über  Triest  kommen  die 
griechischen.  Der  Gerhstoffgehalt  beträgt  ca. 
24 — 350/0  und  ist  in  den  undurchbohrten  im  all- 
gemeinen höher.  Knoppernmehl  besteht  aus  den 
gemahlenen    Knoppern. 

Die  orientalischen  oder  levantischen 
Knoppern  (Valonen,  Ackerdoppen)  bestehen  aus 
den  Fruchtbechern  gewisser  Eichenarten,  nament- 
lich Kleinasiens  und  Südeuropas.  Der  Gerbstoff- 
gehalt beträgt  20— 35o/o,  in  den  Schuppen  (Drilo) 
allein  ca.  34— 41 0/0.  Ärmer  an  Gerbstoff  ist  das 
Valonenmehl  (19— 27o/o),  weil  es  gewöhnlich  ge- 
mahlene Eicheln  enthält.  —  Die  Valonen  geben 
ein  vorzügliches  Leder  (Sohlenleder)  und  dienen 
auch  zum  Schwarzfärben. 

Der  S  um  ach  (Schmack)  bildet  ein  grobes 
Kräuterpulver  von  grünlicher  Farbe  und  eigen- 
tümlichem Geruch.  Im  Handel  finden  sich  drei 
Sorten:  Der  echte  Sumach  stammt  vom  Gerber- 
sumach  (Rhus  coriaria)  Kleinasiens  und  der  Mit- 
telmeerländer (Sizilien  liefert  den  besten).  Der 
unechte  Sumach  (Triester,  Tiroler,  Venezianer) 
stammt  vom  Perückenbaum  (Rhus  cotinus). 

Der  provengalische  Sumach  kommt  vom 
Gerberstrauch  (Coriaria  myrtifolia)  und  ist  ge- 
ringer. 

Gute  Sumachsorten  enthalten  10— 20o/o  Gerb- 
stoff. Man  verwendet  sie  zum  Gerben  feiner 
Ledersorten  und  zum  Schwarzfärben. 

Sehr  viel  Verwendung  findet  das  Quebra- 
choholz  aus  Südamerika;  es  enthält  ca.  20o/o 
Gerbstoff. 
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Warenkunde. 


XVIFI.  Leder. 


Die  im  frischen  Zustande  wenig  haltbaren, 
leicht  in  Fäulnis  übergehenden  Tierhäute  werden 
durch  Trocknen  zwar  haltbar,  aber  hart  und 
brüchig  und  unbrauchbar.  Durch  gewisse  che- 
mische und  mechanische  Behandlung  lassen  sie 
sich  jedoch  so  verändern,  daß  sie  nicht  nur 
haltbar  werden,  sondern  nach  dem  Trocknen  auch 
noch  soviel  Weichheit  und  Geschmeidigkeit  be- 
halten, daß  sie  für  verschiedene  Zwecke  ver- 
arbeitet werden  können.  Das  durch  diese  Be- 
handlung, das  Gerben,  erzeugte  Produkt  heißt 
Leder.  —  Nach  den  in  der  Gerberei  angewen- 
deten Methoden  unterscheidet  man :  Loh-  oder 
Rotgerberei,  Weißgerberei,  Sämischgerberei  und 
Mineralgerberei.  Die  allen  Methoden  gemein- 
samen Vorarbeiten  sind,  daß  man  die  in 
Wasser  geweichte  Haut  auf  der  Fleischseite  vom 
Unterhautzellgewebe  durch  Abschaben  mit  dem 
Schabeisen  befreit  und  dann  entweder  durch  das 
Schwitzen  (eine  Art  fauliger  Gärung)  oder  durch 
Behandlung  mit  Kalkmilch  (auch  mit  Gaskalk 
oder  mit  Schwefelnatrium)  auflockert,  wonach  sich 
die  Haare  und  die  Oberhaut  mit  dem  Schab- 
eisen leicht  entfernen  lassen.  Die  so  erhaltene 
Lederhaut  oder  Blöße  kommt  in  die  saure  Schwell- 
beize (aus  Gerstenschrot  oder  Weizenkleie),  in 
der  sie  bedeutend  aufschwillt. 

Bei  der  Lohgerberei  werden  die  so  vor- 
bereiteten Häute  in  Gruben  mit  dem  Gerbemate- 
rial (Lohe  usw.)  geschichtet  und  diese  dann  mit 
Wasser  gefüllt,  oder,  nach  anderem  Verfahren 
(Schnellgerberei),  mit  Gerbstoffbrühen  unter  An- 
wendung von  Druck  durchtränkt,  bis  sie  mit  dem 
Gerbstoff  gesättigt  oder  gar  sind,  was  man  daran 
erkennt,  daß  sie  auf  dem  Querschnitt  nicht  mehr 
roh  erscheinen.  Die  gegerbten  Häute  werden 
abgespült,  gepreßt  und  getrocknet,  und  durch 
Stampfen  und  Walzen  geschmeidig,  zähe  und 
gleichförmig  gemacht  (geebnet).  Juften-  oder 
Juchtenleder  ist  mit  Weidenrinde  gegerbt  und  mit 
Birkenholzteeröl  getränkt,  wodurch  es  seinen 
eigentümlichen  Geruch  erhält. 

Saffianleder  (Maroquin),  aus  Ziegen-  oder 
Schaffellen,  feinrippig,  einseitig  gefärbt;  ähnlich  ist 
der  Korduan. 

In  der  Weißgerberei  verwendet  man  für  die 
vorbereiteten  Schaf-  oder  Ziegenfelle  eine  Lö- 
sung von  Alaun  und  Kochsalz  zum  Durchtränken. 
Die  nach  dem  Auswaschen  und  Trocknen  blei- 
bende Härte  und  Steifigkeit  nimmt  man  durch 
das  Stollen  (Ausziehen  über  einem  abgerundeten 
stumpfen  Eisen).  —  Für  Glaceleder  werden  die 
Häute  (von  Lämmern  oder  jungen  Ziegen)  mit 
einem  Gemisch  von  Weizenmehl,  Eidotter,  Alaun, 
Kochsalz  und  Wasser,  der  sogenannten  Nahrung, 
gegerbt;  dann  gewalkt,  gereckt,  getrocknet  und 
gestollt,  wonach  das  Färben  und  Glänzen  oder 
Glacieren  der  Narbenseite  folgt.  —  Eki  der  Sä- 
mischgerberei*) ist  Fett  die  gerbende  Sub- 
stanz. Die  vorbereiteten  Felle  (von  Hirschen, 
Rehen,  Gemsen,  Ziegen,  Schafen)  werden  mit 
Öl  oder  Tran  durchtränkt  und  gewalkt,  an  die 
Luft  gebracht,  auf  Haufen  geschichtet  und  so 
lange  liegen  gelassen,  bis  sie  gelb  geworden  sind. 


*)  Sämisch  von  chamois. 


Durch  Waschen  in  lauwarmer  Pottaschelösung 
wird  der  ungebundene  Teil  des  Fetts  entfernt 
und  kann  aus  der  Waschflüssigkeit  als  Gerber- 
fett (Degras)  gewonnen  werden.  Das  sämisch- 
gare  Leder  ist  weich  und  dehnbar  und  verliert 
beim  Waschen  in  Wasser  die  Gerbung  nich 
(Waschleder).  Verarbeitung  zu  Kleidungsstücke 
(Beinkleidern  usw.)  und  Handschuhen.  In  de 
Mineralgerbung  werden  die  vorbereitete 
Häute  durch  Eisensalze  oder  chromsaures  Kaliu 
gar  gemacht.  Pergament  bereitet  man  aus  Kalb 
Schaf-  und  Eselhäuten;  es  ist  glatt,  steif  un 
etwas  elastisch  (Trommelpergament  usw.). 

XIX.  Pflanzenfarbstoffe. 

1.  Blaue  Farbstoffe. 

Indigo,  Waid,  Lackmus,   Blauholz. 

a)  Indigo  (Indig).  Man  gewinnt  diesen  ge- 
schätzten Farbstoff  aus  dem  Safte  der  Blätter 
mehrerer  Arten  der  Gattung  Indigofera,  deren 
Heimat  Ostindien  und  China  ist,  die  aber  auch 
nach  Afrika,  Südamerika  und  Westindien  ver- 
pflanzt wurden  und  daselbst  noch  jetzt  kultiviert 
werden,  obgleich  der  Pflanzen-Indigo  durch  den 
aus  Naphthalin  gegenwärtig  künstlich  bereite- 
ten, sehr  reinen  Indigo  (ca.  97o/o  Indigoblau), 
viel  an  Bedeutung  verloren  hat. 

Die  Indigo-Pflanzen  enthalten  eine  farblose 
Substanz,  das  Indican  oder  dessen  Spaltungs- 
produkt, das  Indoxyl,  aus  dem  durch  die  oxy- 
dierende Wirkung  des  Luftsauerstoffs  Indigo- 
blau entsteht.  —  Der  Pflanzen-Indigo  bildet  wür- 
felförmige oder  flache  ziegeiförmige,  oft  zerbro- 
chene Stücke  von  tiefblauer  Farbe,  mattem  erdi- 
gem Bruch  und  glänzendem,  kupferrotem  Strich. 
Er  ist  niemals  rein  und  enthält  oft  über  SQo/o 
fremde  Stoffe;  seine  genaue  Wertbestimmung 
kann  nur  auf  chemischem  Wege  erfolgen.  Bessere 
Sorten  schwimmen  auf  Wasser,  mit  Mineral- 
stoffen beschwerte  sinken  sofort  unter.  Reines 
Indigoblau  (Indigotin)  läßt  sich  aus  dem  käufi 
liehen  Indigo  durch  Sublimation  gewinnen.  Es  ist 
unlöslich  in  Wasser,  in  verdünnten  Säuren  und  Alka- 
lien, in  kaltem  Alkohol,  wenig  löslich  in  heißer 
Alkohol,  in  Amylalkohol,  Aceton  und  Terpentinöl^ 
mehr  in  Chloroform  oder  Eisessig  und  verhältnis-i|l 
mäßig  leicht  löslich  in  heißem  Nitrobenzol,  Anilinj 
oder  Phenol.  In  siedendem  Petroleum  oder  Pa-^ 
raffin  löst  es  sich  mit  roter  Farbe.  Mit  konzen^ij 
trierter  Schwefelsäure  bildet  es  die  wasserlös- 
liche Indigblauschwefelsäure,  deren  Natriumsalz 
als  Indigkarmin  (blauer  Karmin)  in  den  Handel 
kommt  und  zum  Färben  von  Tinte  usw.,  von 
Wolle    und   Seide    (Sächsischblaufärberei)    dient. 

Um  mit  Indigo  zu  färben,  muß  das  Indigblau 
durch  Reduktion*)  (in  der  sogenannten  kalten 
Küpe)  in  lösliches  Indigweiß  übergeführt  werden. 
Die  mit  dem  gelösten  Indigweiß  durchtränkten 
Stoffe  werden  der  Luft  ausgesetzt,  wobei  sich 
infolge  von  Oxydation  innerhalb  der  Zeugfasern 
unlösliches  Indigblau  abscheidet  und  diese  blau 
färbt  (Küpenfärberei). 

Vom  Pflanzen-Indigo  kommen  als  Sorten  für 
den  Weltmarkt  nur  in  Betracht:  der  bengalische, 


•)  Sauerstoffentziehung. 
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der  Java-Indigo  und  der  von  Guatemala.  Die 
Märkte  dafür  sind:  London,  Rotterdam  und  Am- 
sterdam, für  den  amerikanischen  meist  Bremen 
und  Hamburg. 

b)  Waid  (Färbervvaid)  ist  das  zerstampfte, 
gegorene  und  zu  Kugeln  geformte  Kraut  von 
Isatis  tinctoria.  Es  enthält  auch  Indoxyl  und 
hat  gegenwärtig  nur  als  Zusatz  zur  Indigküpe 
geringe  Bedeutung. 

c)  Lackmus,  ein  aus  Flechtenarten  (Roccella 
tinctoria  usw.)  durch  Gärung  besonders  in  Hol- 
land und  Südfrankreich  bereiteter  Farbstoff.  Er 
ist  mit  Kreide  oder  Gips  gemengt  und  zu  kleinen 
Täfelchen  geformt.  Verwendung  als  Indikator 
in  der  Chemie,  da  er  durch  Säuren  rot,  durch 
Basen  blau  wird. 

d)  Blauholz  (Campecheholz),  das  außen  dun- 
kelrote, innen  hellrote  Kernholz  des  in  Mittel- 
und  Südamerika  einheimischen  Campecheholz- 
baums  (Haematoxylon  Campechianum).  Im  Holze 
findet  sich  das  fast  farblose  Hämatoxylin,  das 
durch  Oxydation  in  den  Farbstoff  Hämatein 
übergeht,  der  mit  Beizmitteln  usw.  rote,  blaue, 
violette  und  schwarze  Farbtöne  gibt.  —  Auch 
das  aus  dem  Holze  bereitete  Blauholzextrakt 
findet  als  Farbmittel  viel  Verwendung. 

2.  Grüne  Farbstoffe. 

Hier  ist  nur  das  aus  den  Beeren  des  Kreuz- 
dorns bereitete,  als  Wasserfarbe  für  Leder,  Papier 
usw.  wenig  wichtige  Saftgrün  zu  erwähnen. 

3.  Gelbe  Farbstoffe. 

Orlean,  Querzitron,  Gelbholz,  Wau,  Kurkuma. 

a)  Orlean,  ein  orangegelber,  teigiger  Farb- 
stoff aus  den  Früchten  des  Orleanbaums  (Bixa 
orellana)  in  Südamerika  und  Westindien.  Dient 
zum  Färben  von  Wolle,  Seide,  Papier,  Butter, 
Käse. 

b)  Querzitron;  die  gemahlene  innere  Rinde 
der  nordamerikanischen  Färbereiche  (Quercus 
tinctoria).  Sie  dient  zum  Färben  von  Wolle, 
Seide  und  Baumwolle  und  in  der  Kattundruckerei. 
—  Das  Querzitrinextrakt  und  das  Flavin, 
beide  aus  der  Rinde  bereitet,  haben  größeres 
Färbevermögen. 

c)  Gelbholz  (gelbes  Brasilienholz,  alter  Fu- 
stik)  ist  das  Kernholz  eines  im  tropischen  Ame- 
rika einheimischen  Baums,  Chlorophora  tinctoria. 
Das  beste,  von  lebhaft  gelber  bis  gelbbrauner 
Farbe  kommt  von  Cuba.  Der  Farbstoff,  das 
Morin,  gibt  mit  Beizen  in  der  Wollfärberei  satt- 
gelbe, olivengrüne  oder  braune  Töne.  Auch  Gelb - 
holzextrakt  (Cubaextrakt)  findet  Verwendung. 

d)  Wau,  das  getrocknete  Kraut  der  Färber- 
Wau,  Reseda  luteola,  enthält  als  gelben  Farb- 
stoff das  Luteolin.  Es  wird  nur  noch  wenig  ver- 
wendet. 

e)  Kurkuma  (Gelbwurzel,  gelber  Ingber),  der 
längliche  Wurzelstock  der  in  Südasien  einheimi- 
schen und  kultivierten  Curcuma  longa  mit  dem 
Farbstoff  Curcumin. 

4.  Rote  Farbstoffe. 

Krapp,  Fernambukholz,  Santelholz,  Orseille, 
Saflor. 
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a)  Krapp,  die  Wurzel  der  Färberröte,  Rubia 
tinctorum,  entweder  ganz  oder  gemahlen.  Sie 
enthält  die  Ruberythrinsäure  (Rubiansäure),  aus 
der  durch  ein  Ferment  (das  Erythrozym),  ein 
Farbstoff,  das  Alizarin,  neben  Purpurin,  abge- 
spalten wird.  Die  beste  Krappsorte  ist  der  Le- 
vantiner  oder  Smyrna-Krapp  (Alizari  oder  Lizari). 
Von  den  europäischen  ist  der  französische  (Avig- 
non)  und  der  holländische  besser  als  der  deutsche 
(Breslauer  und  Elsässer).  Garancin,  Garan- 
ceux,  Krappextrakt  sind  farbstoffreichere  Prä- 
parate aus  Krapp.  Krapp  dient  besonders  in  der 
Türkischrotfärberei  (Färben  von  Baumwolle)  und 
zum  Färben  und  Bedrucken  baumwollener  und 
wollener  Waren.  Er  gibt  sehr  schöne,  dauerhafte 
(echte)  Färbungen,  hat  aber,  seitdem  Alizarin 
künstlich  hergestellt  wird,  sehr  an  Bedeutung 
verloren. 

b)  Fernambukholz  (Rotholz,  echtes  Brasi- 
lienholz), das  Kernholz  von  Caesalpinia-Arten  Me- 
xikos und  Brasiliens,  von  äußerlich  rotbrauner, 
innen  gelbroter  Farbe.  Es  enthält  farbloses  Bra- 
silin, das  durch  Oxydation  leicht  in  Brasilein 
übergeht  und  mit  Tonerdebeizen  rote,  mit  Eisen- 
beizen grauviolette,  wenig  lichtbeständige  Fär- 
bungen gibt.    Das  beste  kommt  aus  Brasilien. 

c)  Santelholz,  rotes  (Sandel-,  Santalholz), 
das  Kernholz  von  Pterocarpus  santalinus,  einem 
kleinen  Baume  Ostindiens  und  Ceylons.  Es  ent- 
hält einen  harzigen,  in  Wasser  unlöslichen,  in 
Alkohol  löslichen  Farbstoff,  das  Santalin.  Am 
besten  ist  das  hellere  Kaliaturholz.  Es  dient  zu 
gefärbten  Lacken,  zu  Möbelpolitur,  zum  Färben 
von  Likören,  Zahnpulvern,  weniger  in  der  Woll- 
färberei. 

d)  Saflor,  die  getrockneten  Blumenblätter 
der  Saflorpflanze,  Carthamus  tinctorius,  Ägyp- 
tens, Ostindiens,  Persiens  und  der  südlichen  Län- 
der Europas.  Sie  enthalten  einen  schönen  roten 
Farbstoff,  das  Carthamin,  und  einen  wertlosen 
gelben.  —  Verwendung  gering,  zum  Färben  von 
Eßwaren  und  zur  Herstellung  roter  Schminke. 
Verfälschungsmittel    für    Safran. 

e)  Orseille,  ein  wenig  lichtechter,  aus  Flech- 
tenarten (Roccella  tinctoria  usw.)  durch  eine  Art 
Gärung  bei  Gegenwart  alkalischer  Stoffe  bereite- 
ter, rotvioletter,  teigiger  Farbstoff.  Er  enthält 
Orcefn.  Ein  reineres,  trockenes  Präparat  heißt 
Persio  (Cudbear).  Die  besonders  in  Frankreich. 
England,  Holland  und  Deutschland  hergestellten 
Farbstoffe  finden  Verwendung  in  der  Woll-  und 
Seidenfärberei,  zum  Nachfärben  von  mit  echten 
Farben  vorgefärbten  Stoffen. 

5.  Braune  und  schwarze  Farbstoffe. 

Katechu,  Kino,  Ruß. 

a)  Katechu,  ein  aus  dem  Kernholz  der  Aca- 
cia  Catechu  (Hinterindien,  Ceylon,  Sundainseln) 
durch  Auskochen  mit  Wasser  und  Abdampfen  des 
Auszugs  erhaltener  schwarzbrauner  Farbstoff.  Er 
enthält  das  Katechin  (Katechusäure)  und  dessen 
Anhydrid,  die  Katechugerbsäure  (ca.  40—500/0). 
Das  farblose  Katechin  dringt  in  die  Faser  ein 
und  wird  durch  Oxydation  braun.  Katechu  dient 
auch  als  Gerbematerial  und  als  Medikament.  — 
Das  gelbe  Katechu  (Gambir,  Terra  japonica) 
gewinnt  man  aus  den  Blättern  und  Zweigen  der 
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Nauclea  oder  Uncaria  Oambir  auf  Malakka,  Bin- 
tang  und  Sumatra.  Durch  Oxydationsmittel 
(Chromsäure)  wird  es  in  braunes  Katechu  (prä- 
pariertes Katechu)  übergeführt.  Es  enthält  die- 
selben Substanzen  wie  das  braune  Katechu  und 
wird  in  ganz  ähnlicher  Weise  verwendet. 

b)  Kino,  der  eingetrocknete  schwarzbraune 
Saft  verschiedener  Pflanzen  Vorder-  und  Hinter- 
indiens, Australiens  und  Senegambiens.  Es  ent- 
hält dem  Katechin  ähnliches  farbloses  Kinoin, 
das  beim  Erhitzen  in  Kinorot  (oder  Kinogerb- 
säure) übergeht.  Seine  Verwendung  ist  ähnlich 
der  cles  Katechu. 

c)  Ruß,  ein  äußerst  leichter,  mattschwarzer, 
hauptsächlich  aus  Kohle  bestehender  Stoff  und 
die  bekannteste  schwarze  Farbe.  —  Man  bereitet 
ihn  durch  unvollkommene  Verbrennung  harzrei- 
cher Holzabfälle  (Kienholz),  von  Kolophonium, 
Asphalt,  Teerölen  und  fetten  Ölen  usw.  —  Er 
neigt  zur  Selbstentzündung  und  muß  deshalb 
an  einem  feuersicheren  Ort  aufbewahrt  werden. 
—  Ruß  dient  zur  Bereitung  der  Stiefelwichse, 
in  der  Wachstuchfabrikation,  zur  Herstellung  der 
Druckerschwärze;  die  feinsten  Sorten  werden  mit 
feinem  Leim  und  einer  Spur  Moschus  zu  Tusche 
verarbeitet,  deren  beste  Sorte  immer  noch  die 
chinesische  ist. 

d)  Lackfarben  (Farblacke)  entstehen  aus  mit 
Alaun  versetzten  wäßrigen  Farbstofflösungen, 
wenn  man  diese  mit  Soda  fällt.  Sie  bestehen 
aus  einer  unlöslichen  Verbindung  des  Farbstoffs 
mit  Tonerdehydrat.  Auf  ihre  Erzeugung  inner- 
halb der  mit  dem  Farbstoff  durchtränkten  Stoff- 
fasern beruht  die  Färberei  mit  den  angegebenen 
Farbstoffen. 

XX.  Teerfarbstoffe. 

Mit  diesem  Namen  bezeichnet  man  Abkömm- 
linge (Derivate)  gewisser  Kohlenstoffverbin- 
dungen aus  dem  Steinkohlenteer,  nämlich  des 
Benzols  (CgHg  •  H),  des  Toluols  (Methylbenzol; 
Cg  Hg  •  CH3),  der  Xylole  (Dimethylbenzole ; 
C6H4'(CH3)2)  und  der  Cumole  (Trimethylben- 
zole;  CgHo  •  CH3)3).  Die  genannten  Kohlenwasser- 
stoffe befinden  sich  bei  der  getrennten  (oder 
fraktionierten)  Destillation  des  Steinkohlenteers 
in  den  bis  180*'  übergehenden  Anteilen.  Zwischen 
180—250«  destilliert  das  Naphthalin  (CioHg)  und 
zuletzt  (bei  360o)  das  Anthrazen  (Ci^Hio).  Zur 
Erzeugung  der  eigentlichen  Farbstoffe  stellt  man 
aus  diesen  Kohlenwasserstoffen  gewisse  Zwi- 
schenprodukte her,  wie  z.  B.  durch  Behandeln 
mit  Salpetersäure  Nitrobenzol  (CeHg-NOg),  ver- 
schiedene Nitrotoluole  und  Nitroxylole  usw.  Wer- 
den diese  Nitrosubstitutionsprodukte  mit  Reduk- 
tionsmitteln behandelt,  so  entstehen  die  entspre- 
chenden Amidoverbindungen ;  aus  Nitrobenzol 
z.B.  Amidobenzol  oder  Anilin  (CgHsiNHa),  aus 
Nitrotoluol  das  Toluidin.  Die  im  Handel  vor- 
kommenden Anilinöle  sind  Mischungen  von  Ani- 
lin und  Toluidin.  Diese  geben  mit  Säuren  direkt 
salzartige  Verbindungen  und  diese  sind  es,  die 
die  Farbstoffe  darstellen.  Nach  der  ältesten  Ein- 
teilung unterschied  man  rote,  gelbe,  grüne,  blaue 
usw.  Farbstoffe,  später,  nach  der  Substanz,  aus 
der  sie  hervorgingen,  Anilin-,  Naphthalin-,  Phe- 
nol- und  Anthrazenfarbstoffe  usw. 


Gegenwärtig  teilt  man  sie  ein  nach  den  in 
ihnen  enthaltenen  chromophoren  (d.h.  farbgeben- 
den)  Gruppen,  die  durch  ihren  Eintritt  in  das 
Molekül  eines  farblosen  Kohlenwasserstoffs  die- 
sen in  ein  Chromogen,  d.  h.  in  eine  Sub- 
stanz verwandeln,  die  sogleich  einen  Farbstoff 
bildet,  wenn  eine  salzbildende  Gruppe  eintritt. 
Hiernach    unterscheidet    man: 

L  Nitrofarbstoffe  mit  der  Nitrogruppe 
(NO2):  Pikrinsäure,  Martiusgelb,  Naphtholgelb, 
Viktoriagelb   (Safransurrogat)   usw. 

II.  Azofarbstoffe.  Die  Azoverbindungen  ent- 
halten die  Gruppe  (NN),  die  Hydrazoverbindun- 
gen  die  Gruppe  (NH-NH)  und  die  Azoxyverbin- 
dungen  die  Gruppe  (NON).  Anilingelb,  Säure- 
gelb  (Echtgelb),  Tropäolin,  Chrysoidin,  Phenylen- 
braun  (Vesuvin,  Bismarckbraun),  die  Farbstoffe 
der  Ponceaugruppe,  Bordeaux,  Echtrot,  Biebri- 
cher  Scharlach  usw. 

in.  Triphenylmethanfarbstoffe.  Mala- 
chitgrün und  Brillantgrün;  Fuchsin  (Rubin,  Aza- 
le'in,  Anilinrot,  Rose'in),  Fuchsin  S  (Säurefuchsin), 
Methylviolett  (Dahlia),  Anilinblau,  Wasserblau 
(Baumwollblau),  Viktoriablau.  Auramin  (gelb).  — 
Phtalsäurefarbstoffe  (Phtalei'ne)  sind  die  Eosine, 
gelblichrot  oder  bläulichrot,  stark  fluoreszierend. 
Rose  Bengal,  Gallei'n  für  rote  blaustichige  Farben 
(sehr  echt).    Coerulem  S  färbt  dunkelgrün. 

IV.  Indamine  und  Indophenole.  Naphthol- 
blau  (sehr  lichtecht),  Methylenblau,  Lautsches 
Violett. 

V.  Safran  ine  usw.  —  Safranin,  Neutralrot, 
Magdalarot;  gelblichrote,  blaurote  bis  violettrote 
Farbstoffe. 

VI.  Induline  und  Nigrosine.  Blaugraue  bis 
blauschwarze  Farbstoffe,  die  man  als  spritlöslich 
und  wasserlöslich  unterscheidet.  Die  spritlös- 
lichen dienen  zum  Färben  von  Lacken  usw.,  die 
wasserlöslichen  an  Stelle  von  Indigo  in  der  Woll- 
und  Seidenfärberei. 

VII.  Chinolin-  und  Akridinfarbstoffe. 
Chinolinblau  (Cyanin),  Chinolinrot.  —  Gelb  sind: 
Flavanilin,  Phosphin  (Anilingelb)  und  Chinolin- 
gelb. 

VIII.  Anthrachinonfarbstoffe.  Die  künst- 
lichen Alizarine  (blaustichiges  und  gelbstichiges), 
Alizarinorange,  Alizarinblau  (Ersatz  für  Indigo). 

IX.  Künstlicher   Indigo;  vergl.  Seite  00. 

X.  Anilinschwarz,  muß  direkt  auf  der  Faser 
erzeugt  werden;  als  Farbstoff  kommt  es  nicht 
in  den  Handel. 

Nach  ihrem  Verhalten  beim  Färben  unterschei- 
det man  die  Farbstoffe  als  Substantive  und  ad- 
jektive.  Die  ersteren  lassen  sich  direkt,  d.  h.  ohne 
Anwendung  eines  Bindemittels  (Beize),  auf  der 
Faser  fixieren,  die  letzteren  nur  durch  Vermitt- 
lung eines  Bindemittels.  Die  Mehrzahl  der  Teer- 
farbstoffe läßt  sich  auf  Wolle  und  Seide  direkt 
färben;  für  die  stickstoffreien,  pflanzlichen  Fa- 
sern (Baumwolle,  Flachs  usw.)  sind  Bindemittel 
nötig.  In  den  Handel  kommen  sie  entweder 
als  kristallinische  Pulver  oder  (seltener)  in  Teig- 
form (en  päte),  häufig  mit  indifferenten  Stoffen 
(Dextrin,  Zucker,  Kochsalz  usw.)  vermischt,  um 
sie  auf  gleiche  Färbekraft  abzustimmen.  —  Außer 
in  der  Färberei  und  Zeugdruckerei  benutzt  man 
die  Teerfarben  zum  Färben  des  Leders,  in  der 
Tintenfabrikation,  für  Buntpapiere  und  Tapeten 
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usw.  Durch  ihre  Schönheit  und  Färbekraft  haben 
sie  die  früher  allein  gebräuchlichen  Pflanzen- 
farbstoffe größtenteils  verdrängt.  Ihre  Lichtbe- 
ständigkeit ist  seit  Einführung  der  Azofarbstoffe 
bedeutend  erhöht  worden,  so  daß  sie  auch  hierin 
die   Pflanzenfarbstoffe  meist  übertreffen. 

Die  bedeutendsten  Fabriken  befinden  sich  in 
Deutschland  (Berlin,  Elberfeld,  Frankfurt  a.  M., 
Höchst  a.  M.,   Leipzig,  Stuttgart  usw.). 

XXI.  Tierische  Farbstoffe. 

1.  Cochenille  (Coccionella).  Sie  besteht  aus 
den  getrockneten  Weibchen  einer  Schildlaus- 
art (Coccus  cacti),  die  in  Mexiko  einheimisch 
ist  und  daselbst,  sowie  in  Mittelamerika,  in 
Westindien,  auf  Java,  auf  den  Kanaren,  in 
Algier  und  in  Spanien  auf  Opuntia-Arten 
(Fackeldistel)  gezüchtet  wird.  Je  nach  dem  beim 
Töten  und  Trocknen  eingehaltenen  Verfahren 
sieht  die  Cochenille  weißlich  bestäubt  (durch 
ausgeschiedenes  Wachs),  blaugrau  oder  glänzend 
schwarz  aus.  Qualitätsunterschiede  sind  damit 
nicht  verknüpft.  Am  geschätztesten  ist  gegen- 
wärtig die  schwarze  Honduras,  der  die  mexikani- 
sche Zaccadilla  (von  gezüchteten  Tieren)  folgt. 
Der  in  der  Cochenille  enthaltene  prächtige  rote 
Farbstoff  ist  der  Karmin  (Karminsäure).  Er  fin- 
det Verwendung  als  Malerfarbe,  zum  Färben  von 
Zuckerwaren,  Likören,  Gelatine  und  zur  Berei- 
tung roter  Tinte.  In  Ammoniakflüssigkeit  ist 
reiner  Karmin  völlig  löslich. 

Verbindungen  der  Karminsäure  mit  Tonerde 
und  Kalk,  oft  auch  Eiweißstoffe  enthaltend,  kom- 
men als  Karminnakarat  im  Handel  vor. —  Die 
Cochenille  dient  jetzt  noch  in  der  Woll-  und 
Seidenfärberei  zur  Erzeugung  scharlachroter 
Töne;  ihr  Gebrauch  hat  sehr  abgenommen.  — 
Eine  Abkochung  der  Cochenille  gibt  mit  Alaun 
und  Soda  einen  Farblack,  den  Florentiner-, 
Wiener-,  Münchener-  oder  Kugellack.  — 
Einen  ähnlichen  Farbstoff  wie  Cochenille  enthält 
die  Kermesschildlaus,  die  in  den  Mittelmeer- 
ländern auf  der  Kermeseiche  lebt. 

2.  Lackdye;  Lacklack.  Es  sind  Farblacke, 
die  den  Farbstoff  der  Lackschildlaus  enthalten 
und  als  Ersatz  für  Cochenille  dienen  können. 
Lackdye  ist  fast  harzfrei  und  von  stärkerer  Färb- 
kraft. 

3.  Sepia.  Der  eingetrocknete  braune  Saft  aus 
dem  Tintenbeutel  des  Tintenfisches  (Sepia  offi- 
cinalis).  Er  dient  in  der  Wassermalerei.  Die 
beste   Sepia   wird   in   Rom   bereitet. 

XXII.  Tierhäute  und  Felle;  Pelzwerk; 
Federn. 

Die  den  größeren  Tieren  (Rindern,  Pferden 
usw.)  abgezogenen  Bedeckungen  heißen  Häute, 
die  von  kleineren  Tieren  stammenden,  nicht  auf- 

feschnittenen,  Bälge,  die  aufgeschnittenen,  Felle. 
)ie  Häute  werden  meist  zu  Leder  verarbeitet 
(gegerbt);  Felle  und  Bälge  finden  nach  entspre- 
chender Zubereitung  durch  den  Kürschner  Ver- 
wendung als  Pelzwerk   (Rauchwaren). 

In  den  Handel  kommen  die  Felle  roh;  sie  sind 


nur  auf  der  inneren  Seite  (der  Fleischseite)  mit 
fäulniswidrigen  Substanzen  (Asche,  Salz,  Soda, 
Alaun  usw.)  vorläufig  eingerieben  und  bedürfen 
vor  ihrer  Verarbeitung  einer  besonderen  Zurich- 
tung, indem  sie  durch  Fett  geschmeidig  gemacht 
und  leicht  gegerbt,  auch  öfters  gefärbt  werden. 
Besseres  Pelzwerk  stammt  meist  von  Tieren  käl- 
terer Klimate,  bei  denen  namentlich  das  Grund- 
oder Wollhaar  stark  entwickelt  ist.  Das  meiste 
Pelzwerk  liefert  Rußland,  das  nördliche  Asien 
(Sibirien)  und  das  nördliche  Amerika  (die  Hud- 
sonsbai-Länder, Kanada,  Alaska).  Die  Haupt- 
märkte für  Pelzwerk  sind  Leipzig  und  London, 

Die  wichtigsten  Pelzarten  sind  folgende:  Affen- 
felle, vom  Scheitelaffen,  mit  langem,  tief  schwar- 
zem, seidigem  Haar.  —  Nachahmung  durch  lang- 
haarige, schwarze  Ziegenfelle.  —  Bärenfelle 
(Ooldbär  mit  gelben,  Silberbär  mit  weißen  Haar- 
spitzen); Biber;  Bisam  (das  Fell  der  Zibet- 
ratte Nordamerikas  mit  starkem  Moschusge- 
ruch). Chinchilla,  silbergraues  Pelzwerk  von 
der  südamerikanischen  Wollmaus.  Feh  (Fäh, 
Grauwerk),  von  der  grauen  oder  schwärzlich- 
grauen Abart  des  gemeinen  Eichhörnchens. 
Die  Füchse  liefern  verschiedenes  Pelzwerk; 
gewöhnliche  Ware  stammt  vom  Rotfuchs  (euro- 
päischer Fuchs);  Schwarzfüchse  sind  glänzend 
schwarz  mit  weißer  Schwanzspitze,  Silber- 
füchse haben  schwarzes  Fell  mit  weißer  Haar- 
spitze. Das  Fell  des  in  der  Polarzone  lebenden 
Steinfuchses  ist  im  Winter  weiß  (Weißfuchs), 
im  Sommer  blauschwarz  (Blaufuchs)  und  hat 
hohen  Wert.  Hermelin,  weißer  Pelz  mit  schwar- 
zer Schwanzspitze.  Iltis,  gelbliches  Fell  mit 
schwarzen  oder  braunen  Haarspitzen ;  das  dunkel- 
braune Fell  des  virginischen  Iltis  (oder  Pekan) 
gilt  in  Rußland  als  amerikanischer  Zobel  (fälsch- 
lich). Kaninchen-  (und  Hasen-) Felle  werden 
meist  gefärbt  und  dienen  oft  zur  Nachahmung 
anderen  Pelzwerks.  Lammfelle:  Besonders  ge- 
schätzt sind  die  Astrachaner  oder  Baranjen,  na- 
mentlich die  grauen,  flammiggelockten ;  Krimmer, 
von  blaugrauer  Farbe  und  dicht  gelockt,  kommen 
jetzt  sehr  selten  vor,  häufiger  sind  die  Nachahmun- 
gen durch  gefärbte  Plüsche ;  die  Persianer,  Lamm- 
felle vom  Gebiete  des  Karakulflusses,  und  Halb- 
persianer, aus  der  Provinz  Farsistan,  zeichnen 
sich  durch  schwarze  glänzende,  auch  graue  Lok- 
ken aus,  sie  sind  teuer,  aber  dauerhaft.  Schma- 
schen  (Schmoschen,  Schmosen)  heißen  Lamm- 
felle von  geringerer  Qualität;  sie  sind  entweder 
naturschwarz  oder  häufig  schwarz  gefärbt.  Mar- 
derfelle liefern  der  Edelmarder  (Baummarder) 
mit  dottergelber  Kehle  und  kastanienbraunem, 
glänzendem  Fell,  der  Steinmarder  mit  weißer 
Kehle,  der  Feuermarder  oder  Kolinsky  (sibiri- 
scher Iltis)  mit  gelbrotem  Fell,  das  oft  gefärbt 
und  dann  für  Zobel  verkauft  wird  (mikrosko- 
pisch nachweisbar).  Nörz,  das  Fell  des  marder- 
artigen Sumpf  Otters  oder  Wasserwiesels;  der  ame- 
rikanische ist  dunkler  und  geschätzter  als  der 
europäische.  Otterfelle  stammen  vom  europäi- 
schen und  amerikanischen  Fischotter,  einem  mar- 
derartigen Raubtier;  besonders  kostbar  ist  das 
Fell  des  Seeotters,  von  tiefschwarzer  Farbe  mit 
darin  verteilten  weißen  Spitzen.  Schuppenfelle, 
vom  Waschbären  (Schuppen-Bärenfelle);  Nach- 
ahmung durch  schwarzgefärbte  Hasenfelle.  Seal- 
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skin*),  Seidenbiber,  Biberseehund,  das 
samtweiche,  hell-  bis  dunkelbraune  Fell  der 
Ohrrobbe  und  verwandter  Arten,  namentlich 
des  Seebären.  Nachahmungen  durch  Bisam-, 
Kaninchen-,  Nörz-  und  Otterfelle,  auch  durch 
Seidenplüsch.  Das  Fell  des ..  gemeinen  nor- 
dischen Seehunds  dient  zu  Überzügen  usw.; 
die  mit  Wollhaar  versehenen  Felle  junger  Tiere 
heißen  Snodfelle  (grönländische).  Skunks, 
das  schön  schwarze,  mit  weißen  oder  gelb- 
lichweißen Streifen  versehene  Fell  des  nord- 
amerikanischen Stinktiers,  frisch  von  üblem 
Gerüche.  Tiger-  und  Katzenfelle;  als  Tiger- 
felle bezeichnet  man  allgemein  die  Felle  der 
großen  katzenartigen  Raubtiere,  im  besonderen 
das  quergestreifte  Fell  des  Königstigers,  das 
ringförmig  gefleckte  des  Panthers  und  Leoparden, 
das  Fell  des  Jaguars  (Amerika)  mit  in  der  Mitte 
geäugten  Ringen,  der  amerikanischen  Tigerkatze 
mit  bandartigen  Flecken.  Einfarbig  ist  das  Fell 
des  Löwen  und  des  Kuguars. 

Sehr  geschätzt  ist  auch  das  Fell  der  wilden 
und  der  zahmen  oder  Hauskatze.  Man  färbt  sie 
häufig  dunkelbraun;  schöne  schwärzlichbraune 
(auch  gefärbte)  Katzenfelle  heißen  bei  den  Kürsch- 
nern auch  Qenottes**).  —  Luchsfelle  kommen 
nur  wenig  im  Handel  vor.  Wolfsfelle  stellen 
ein  gröberes  Pelzwerk  dar,  das  aus  Rußland 
und  auch  aus  Nordamerika  in  den  Handel  kommt. 
Der  zu  den  Mardern  gehörende  Zobel,  nament- 
lich in  Sibirien  und  Kamtschatka  lebend,  liefert 
ein  sehr  kostbares  Pelzwerk,  das  um  so  mehr 
geschätzt  wird,  je  dunkler  braun  und  glänzender 
das  Oberhaar  und  je  dichter  das  graubraune 
Unterhaar  ist.  Russischer  Zobel  ist  immer  heller. 
Auch  der  amerikanische  Zobel  oder  Fichtenmar- 
der liefert  viel  Pelzwerk.  —  Federpelze  sind 
Teile  von  Vogelbälgen,  die  wie  Pelzwerk  ver- 
wendet werden.  Scfiwanenpelz  kommt  vom  wil- 
den oder  Singschwan;  sehr  schönes  feines  Pelz- 
werk liefert  auch  der  Haubentaucher  und  der 
Pinguin. 

Die  Aufbewahrung  des  Pelzwerks  muß  sehr 
sorgfältig  geschehen.  Häufiger  Luftwechsel, 
gründliches  Ausklopfen  und  Lichteinwirkung 
(Sonnen)  sind  besonders  zu  empfehlen,  um 
Schädigung  durch  Insekten  (Pelzmotte)  zu  ver- 
hüten. Von  den  starkriechenden  Mottenmitteln 
dürfte  Kampfer  dem  Naphthalin  vorzuziehen  sein. 

Federn.  Die  vollständige  Feder  besteht  aus 
dem  Kiel  mit  der  Spule  oder  Pose  und  dem 
Schaft  mit  der  Fahne.  Man  unterscheidet  die 
Federn  nach  ihrer  Verwendung  in  Bettfedern, 
Schmuck-  und  Schreibfedern.  Die  gewöhnlichen 
Bettfedern  kommen  von  der  Hausgans.  Sie 
werden  geschlissen  (die  wertvolle  Fahne  wird 
vom  Kiel  getrennt),  oft  auch  durch  Wasser- 
dampf gereinigt  und  dann  getrocknet.  Die  fein- 
sten und  kostbarsten  Daunen  (Dunen)  —  das 
sind  die  die  Haut  bedeckenden  zarten  und  ge- 
kräuselten Flaumfedern  —  liefert  die  an  den  Küsten 
des  nördlichen  Rußlands,  Norwegens  und  Grön- 
lands, besonders  aber  auf  einigen,  Island  vor- 
gelagerten   kleinen    Inseln,   stellenweise    in    fast 


*)  Englisch,  sprich  ssihls. 

**)  Jedenfalls  eine  Verwechslung  mit  der  Oenettkatze  (Vi- 
vcrra  genetta),  die  zu  den  marderartigen  Tieren  gehört. 


halbgezähmten  Zustande,  lebende  Eiderente. 
Die  besten  kommen  vom  Weibchen;  sie  sind 
braun  mit  weißem  Kern,  die  vom  Männchen  sind 
weiß. 

Bettfedern  dürfen  nicht  von  Milben  oder 
anderen  Insekten  zerfressen  und  auch  nicht  mit 
Kalk  (Abfärben  zwischen  den  Fingern)  gepudert 
sein. 

Als  Schmuckfedern  werden  sehr  viel  ge- 
braucht die  Straußenfedern  (Schwanz-  und 
Flügelfedern)  vom  afrikanischen  Strauß,  nament- 
lich die  weißen  vom  Männchen,  während  die 
grauschwärzlichen  des  Weibchens  gewöhnlich 
schwarz  gefärbt  werden  und  von  geringerem 
Werte  sind.  Der  Strauß  wird  in  Südafrika  be- 
sonders gezüchtet.  Reiherfedern  dienen  zu 
kostbaren  Federbüschen;  Marabutfedern  stam- 
men vom  ostindischen  und  afrikanischen  Kropf- 
storch (Nachahmung  aus  Truthahn-  oder  Stor- 
chenfedern). Pfauenfedern,  ferner  die  gekrümm- 
ten Schwanzfedern  vom  Haushahn,  Truthahn  und 
Fasan  finden  als  Schmuckfedern  Verwendung; 
sehr  kostbar  ist  der  der  Füße  beraubte  Balg 
des   Paradiesvogels  von  Neuguinea. 

Als  Schreibfedern  fanden  früher  meist 
Gänsefedern  (die  fünf  äußeren  jedes  Flügels) 
Verwendung;  nach  allgemeiner  Einführung  der 
Stahlschreibfedern  kommt  dieser  Gebrauch  kaum 
noch  in  Betracht. 

XXIII.  Tierische  Teile  von  technischer 
Bedeutung. 

1.  Elfenbein, 

im  engeren  Sinne  die  Stoßzähne  des  männlichen 
Elefanten,*)  im  weiteren  auch  die  großen  Zähne 
des  Walrosses,  des  Nilpferds,  der  Stoßzahn  des 
Narwals  und  andere.  Das  fossile  oder  gegrabene 
Elfenbein  stammt  vom  urweltlichen  Elefanten 
oder  Mammut.  Es  findet  sich  namentlich  im 
nördlichen  Sibirien.  Das  Elfenbein  ist  dichter 
als  die  Knochenmasse  und  durchscheinender; 
seine  weiße  Farbe  wird  mit  der  Zeit  gelblich. 
Geschliffene  Flächen  zeigen  eine  charakteristische 
netzadrige  Struktur.  Hauptverwendung  findet  das 
Elfenbein  für  Billardbälle,  Klaviertasten,  Stock- 
und  Schirmgriffe,  Schachfiguren,  Kunstschnitze- 
reien, Fächer  usw.  —  Nachahmungen  des  Elfen- 
beins (am  besten  durch  Zelluloid)  haben  gerin- 
gere Elastizität.  —  Das  vegetabilische  Elfen- 
bein ist  das  harte  Sameneiweiß  der  Elfenbein- 
nuß (Phytelephus  macrocarpa).  Verwendung  zu 
Knöpfen  usw. 

2.  Knochen. 

Die  Röhrenknochen  größerer  Tiere  werden, 
nachdem  sie  von  Fett  befreit  und  gebleicht  sind, 
häufig  zu  Drechslerarbeiten  verwendet;  andere 
werden  zur  Bereitung  von  Knochenkohle  bei 
Luftabschluß  geglüht.  Die  Knochenkohle  (Bein- 
schwarz, Spodium)  dient,  gekörnt  und  feinge- 
pulvert, als  Entfärbungsmittel,  namentlich  in  der 
Zuckerraffinerie,  denn  sie  vermag  organische 
Farbstoffe  aus  ihren  Lösungen  zu  absorbieren. 


•)  Der  weibliche  hat  keine  Stoßzähne. 


« 


Waren  aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche  (organische  Waren). 
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3.  Hörn 

nennt  man  den  Auswuchs  am  Kopfe  der  Rinder, 
Ziegen,  Schafe,  Antilopen  usw.  Das  Geweih  der 
Hirsche  usw.  besteht  aus  Knochensubstanz.  Die 
Hornsubstanz,  das  Keratin,  ist  elastisch  und  wird 
beim  Erwärmen  so  weich,  daß  sich  getrennte 
Stücke  durch  Druck  vereinigen  (oder  „schwei- 
ßen") lassen.  Für  den  Handel  besonders  wichtig 
sind  die  großen  Rindshörner  aus  Südamerika; 
auch  die  aus  Ungarn  und  Irland  sind  von  guter 
Beschaffenheit,  während  die  gewöhnlichen  Kuh- 
und  Ochsenhörner  geringwertiger  sind.  Noch 
fester  und  härter  als  Rindshörner  sind  die  aus 
Ungarn,  Italien,  Kleinasien  und  Indien  kommen- 
den Büffelhörner;  sie  sind  dunkelbraun  oder 
schwärzlich  und  lassen  sich  sehr  schön  polieren. 
Die  Abfälle  bei  der  Verarbeitung  des  Horns,  die 
Hornspäne,  dienen  als  Düngemittel  und  zur  Her- 
stellung des  Blutlaugensalzes.  Man  kann  sie  aber 
auch  nach  dem  Erweichen  durch  heißen  Wasser- 
dampf in  bestimmte  Formen  pressen  (für  Dosen, 
Knöpfe  usw.). 

4.  Schildpatt  (Schildkrot). 

Mehrere  Seeschildkröten,  namentlich  die  Ca- 
rettschildkröte  und  die  Schuppenschildkröte,  haben 
auf  ihrem  gekrümmten  Rückenschilde  eigentüm- 
liche Platten,  die  unter  dem  Namen  Schildkrot 
oder  Schildpatt  in  den  Handel  kommen.  Das 
Schildpatt  ist  dunkelgelb  mit  braunen  oder 
schwärzlichen  Zeichnungen,  in  der  Kälte  spröde, 
in  der  Wärme  sehr  biegsam;  es  läßt  sich  noch 
leichter  „löten"  als  Hörn.  Bestes  ist  das  ost- 
indische, mittleres  das  westindische  und  geringe- 
res das  ägyptische.  Man  verarbeitet  es  ähnlich 
wie  Hörn  und  ersetzt  es  auch  häufig  durch 
gefärbtes  Hörn  und  Zelluloid. 

5.  Fischbein, 

die  gereinigten  und  gespaltenen  Barten  aus  dem 
Rachen  des  Wals.  Es  zeichnet  sich  durch 
Elastizität  und  Biegsamkeit  aus;  man  benutzt 
es  zu  Schirmstäben,  Reitpeitschen,  für  Damen- 
garderobe, zu  Flechtarbeiten  und  dergleichen.  — 
Das  beste  liefern  die  grönländischen  Wale.  Nach- 
geahmt wird  es  aus  gespaltenem  spanischem 
Rohr,  das  man  mit  Kautschuklösung  tränkt  (Wal- 
losin).  —  Weißes  Fischbein  (Os  sepiae)  ist 
die  gewölbte  Rückenschale  des  Tintenfisches, 
deren  lockere  weiße  Masse  (größtenteils  kohlen- 
saurer Kalk)  als  Poliermittel  und  Zahnpulver  be- 
nutzt wird. 

6.  Badeschwämme. 

Sie  stellen  das  aus  hornartigen  Fasern  be- 
stehende, gereinigte  und  getrocknete  Körperge- 
rüst gewisser  Schleimtiere,  der  Hornschwämme, 
dar.  Diese  Tiere  leben  in  allen  wärmeren  Meeren 
(Mittelmeer,  Rotes  Meer  usw.);  sie  werden  ent- 
weder durch  Taucher  oder  mit  Harpunen  oder 
Zangen  oder  Schleppnetzen  (aus  größerer  Tiefe) 
von  dem  felsigen  Grunde,  auf  dem  sie  aufge- 
wachsen sind,  heraufgeholt  (Schwammfischerei). 
Durch  Kneten  entfernt  man  den  gallertartigen 
Tierkörper,  trocknet  dann  und  verpackt  in  Säcke 
oder  Fässer.  Später  folgt  (zumeist  in  den  Hafen- 


plätzen, von  wo  sie  in  den  Handel  kommen: 
Triest,  Venedig,  Livorno,  Marseille)  noch  eine 
gründlichere  Wäsche  (mit  Salzsäure),  Bleichen 
mit  schwefliger  Säure  und  das  Sortieren. 

Nach  der  Weichheit  unterscheidet  man:  Feine 
Bade-  oder  Waschschwämme  (beste  Champig- 
nons genannt),  dann  die  festeren,  dunkleren  und 
poröseren  Zimoccaschwämme  und  endlich  Pferde- 
schwämme,  von  flacher  oder  knolliger  Form,  mit 
zahlreichen  großen  Löchern  und  Poren.  —  Die 
besten  Schwämme  kommen  von  Syrien,  Klein- 
asien und  einigen  Inseln  des  Ägäischen  Meeres, 
etwas  geringer  sind  die  istrischen,  dalmatischen 
und  sizilischen,  am  geringsten  die  Schwämme 
aus  dem  Roten  Meer  und  die  westindischen 
(Cuba,  Bahamainseln),  denn  sie  sind  steif  und 
wenig  elastisch. 

7.  Korallen. 

Gewisse  Pflanzentiere  (Polypen)  mit  kalkigem, 
verzweigtem  Gerüst  oder  Gehäuse  leben  in  den 
Meeren  und  bilden  Korallenriffe  und  ganze  Inseln. 
Für  den  Handel  kommt  jedoch  nur  die  Edel- 
koralle (Corallium  rubrum)  in  Betracht,  deren 
Stamm  im  wesentlichen  aus  kohlensaurem  Kalk 
besteht  und  seine  schöne  rote  Farbe  durch  Eisen- 
oxyd erhalten  hat.  Besonders  schätzt  man  gegen- 
wärtig die  schön  zart  rosaroten.  Die  Edelkoralle 
wird  besonders  im  Adriatischen  Meer  und  an 
den  algerischen  und  tunesischen  Küsten  mit  Net- 
zen gefischt  oder  durch  Taucher  gehoben.  Die 
den  Stamm  oberflächlich  überziehende  tierische 
Substanz  wird  nach  dem  Eintrocknen  abgerieben 
und  die  Stammstücke  dann  zu  Perlen,  Knöpfen 
und  dergleichen  geschnitten  und  poliert  (Genua, 
Livorno,  Neapel,  Messina). 

Nachahmungen  geschehen  durch  gefärbtes 
Zelluloid  oder  gefärbte  Steinnuß. 

8.  Perlen;  Perlmutter. 

Gewisse  Muscheln,  besonders  die  Seeperlmu- 
schel, erzeugen  in  ihrem  Innern  infolge  des  Ein- 
dringens fremder  Körper,  Schmarotzer,*)  kuge- 
lige, mehr  oder  weniger  unregelmäßig  gestaltete 
Gebilde,  indem  die  Fremdkörper  mit  organi- 
schen Häutchen  und  dazwischen  abgelagertem 
kohlensaurem  Kalk  wiederholt  umrindet  werden. 
Diese  Gebilde  nennt  man  Perlen;  sie  verdanken 
ihr  prächtiges  Farbenspiel  ihrer  geschichteten 
Struktur.  Zuweilen  finden  sich  mehrere  Perlen 
in   einer  Muschel. 

Der  Wert  der  Perlen  ist  abhängig  von  ihrer 
Farbe,  der  Schönheit  des  Farbenspiels,  von  ihrer 
Form  (runde  bevorzugt)  und  Größe.  Die  schön- 
sten Perlen  kommen  von  Ceylon,  von  Japan  und 
aus  dem  Persischen  Golf  (orientalische),  wo  die 
Perlmuscheln  gesellig  auf  Bänken  in  5—28  m 
Tiefe  wohnen.  —  Die  größten  und  schönsten 
Perlen  heißen  Paragonperlen,  dann  folgen  die 
Kirschperlen  und  die  Stück-  oder  ZahTperlen. 
Kleinere  werden  zusammen  gewogen  und  als 
Lot-  und  Saatperlen  bezeichnet.  Das  Perlen- 
gewicht ist  das  Karatgewicht  (vergleiche  Edel- 
steine). 


•)  Die  Larve  eines  Bandwurms. 
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Die  Süßwasser-  oder  Flußperlmuschel  der 
europäischen  Bäche  und  Flüsse  (Weiße  Elster 
usw.)  liefert  nur  geringen   Ertrag. 

Künstliche  Perlen  als  Nachahmungen  der  ech- 
ten sind  aus  Glas  geblasen,  im  Innern  mit  Per- 
lenessenz aus  den  Schuppen  des  Weißfisches 
überzogen  und  mit  Wachs  ausgefüllt.  —  (Siehe 
Glasperlen.) 

Perlmutter  nennt  man  die  innere  Schicht  der 
Schale  der  Perlmuschel,  die  sich  durch  Glanz 
und  schönes  Farbenspiel  (Irisieren)  auszeichnet. 
Besonders  schöne  und  große  Schalen  nennt  man 
Kapital,  geringere  oder  wurmstichige,  Skart.  Han- 
delssorten sind  die  ostindische,  ägyptische  und 
die  geringere  amerikanische;  sehr  geschätzt  ist 
die  schwärzliche  (rauchgraue)  von  Chile.  —  Man 
verwendet  Perlmutter  zu  Knöpfen,  Marken,  Ein- 
lagen in  Holzarbeiten,  Messerschalen  usw.;  sie 
läßt  sich  auch  biegen  und  färben. 

9.  Hausenblase  (Ichthyocolla,  Colla  piscium). 

Sie  ist  die  innere  Haut  der  Schwimmblase 
mehrerer  Störarten,  besonders  des  Hausens,  des 
Störs  und  des  Sterletts.  Nach  der  Form  unter- 
scheidet man  Blätterhausenblase  (beste),  Ringel- 
hausenblase, Zungenhausenblase  (lange,  schmale 
Stücke)  und  Klumpenhausenblase  (Abfall  und 
grobe  Stücke).  Die  gute,  fast  färb-  und  geruch- 
lose Hausenblase  quillt  in  kahem  Wasser  auf 
und  löst  sich  in  heißem;  beim  Erkalten  bildet 
sie  eine  durchsichtige  Gallerte.  Die  beste  Hausen- 
blase kommt  aus  Rußland  (Astrachan).  Samovy- 
Hausenblase  stammt  vom  Wels.  —  Geringere  Sor- 
ten sind  oft  gebleicht  (mit  Chlor  oder  schwef- 
liger Säure).  Verwendung  findet  die  Hausen- 
blase als  Klärmittel  für  Wein  und  Bier,  zum 
Leimen  und  Kitten,  für  Klebtaft  (englisches 
Pflaster)  usw. 

10.  Därme;  Darmsaiten. 

Die  Därme  unserer  größeren  Haustiere  wer- 
den im  gereinigten  Zustande  oder  eingesalzen  in 
den  Handel  gebracht  und  dienen  als  Hüllen  für 
Würste  usw.;  Rinds-  und  Schweinsblasen  benutzt 
man  zum  Verschließen  von  Gefäßen;  sie  werden 
häufig  durch  Pergamentpapier  ersetzt. 

Ooldschlägerhaut  wird  aus  der  äußern 
feinen  Haut  vom  Blinddarm  des  Rinds  bereitet. 

Darmsaiten  für  Musikinstrumente  werden 
aus  entfetteten,  zerschnittenen  Därmen  junger 
Schafe,  Ziegen  und  Katzen  durch  Zusammen- 
drehen gefertigt,  häufig  gebleicht  und  geglättet. 
Die  besten  sind  immer  noch  die  italienischen, 
obgleich  auch  die  deutschen  von  recht  guter 
Beschaffenheit  sind. 

11.  Leim;  Gelatine. 

Die  Grundsubstanz  der  Knochen,  Knorpel  und 
Sehnen  besteht  aus  einem  eigentümlichen  Ge- 
webe, dem  Collagen  (leimgebendes  Gewebe),  das 
beim  Kochen  mit  Wasser  oder  Hochdruckdampf 
eine  lösliche  Substanz,  den  Leim  (das  Glutin), 
abgibt.  Die  warme  wäßrige  Leimlösung  erstarrt 
beim  Abkühlen  auf  Zimmertemperatur  zu  einer 
Gallerte,  die  man  in  dünne  Tafeln  zerschneidet 


und  auf  weitmaschigen  Bindfadennetzen  trock- 
net. Nach  dem  Materiale,  das  zur  Leimbereitung 
diente,  unterscheidet  man  Haut-  oder  Lederleim 
und  Knochenleim.  Hautleim  zeigt  etwas  größere 
Bindekraft  als  der  etwas  billigere  Knochenleim. 
—  Eine  mit  Essigsäure  oder  Salpetersäure  behan- 
delte Leimlösung  verliert  die  Fähigkeit  zu  er- 
starren, sie  bleibt  flüssig  (flüssiger  Leim).  — 
Eine  mit  Glyzerin  oder  Sirup  versetzte  konzen- 
trierte Leimlösung  gibt  eine  weichbleibende,  ela- 
stische Masse  (elastischen  Leim),  die  man  zu 
Buchdruckwalzen,  für  Hektographen,  für  Stempel, 
zum  Abformen  von  Gegenständen  usw.  benutzt. 
Gelatine  heißen  die  feinsten  und  reinsten, 
mit  besonderer  Sorgfalt  aus  Weißlederabfällen, 
Schaffüßen,  Kalbskopfteilen  usw.  fabrizierten 
Leimsorten,  die  klar,  durchsichtig,  nahezu  farb- 
los, geruch-  und  geschmacklos  sind  und  in  dün- 
nen, biegsamen,  glänzenden  Tafeln  in  den  Han- 
del kommen.  Die  Gelatine  findet  Anwendung 
zu  Appreturzwecken,  zum  Klären  von  Wein  usw., 
zur  Herstellung  von  Kapseln  für  Medikamente, 
in  der  Küche  für  Gelees,  besonders  aber  in 
der  Fabrikation  photographischer  Trockenplatten 
(Emulsionsgelatine).  Der  Kaseinleim  ist  eine 
Auflösung  von  Kasein  (Quark)  in  Boraxlösung; 
er  besitzt  ausgezeichnete  Klebkraft. 

XXIV.  Einige  organische  Säuren 
und  ihre  Salze. 

1.  Oxalsäure 

ist  im  Pflanzenreich  sehr  verbreitet,  namentlich 
als  saures  Kaliumsalz  im  Sauerklee,  im  Sauer- 
ampfer, als  Calciumsalz  im  Rhabarber  usw.  Man 
bereitet  sie  gegenwärtig  fabrikmäßig  aus  Holz- 
mehl. Sie  besitzt  scharf  sauren  Geschmack,  ist 
giftig  und  findet  Verwendung  in  der  Färberei  und 
Kattundruckerei.  Das  saure  Kaliumsalz,  Klee- 
salz genannt,  wurde  früher  aus  dem  Sauerklee 
gewonnen.  Es  dient  zur  Zerstörung  von  Tinten- 
flecken (Galläpfeltinte)  usw. 

2.  Weinsäure 

bildet  einen  Bestandteil  des  aus  dem  Wein  beim 
Lagern  abgeschiedenen  Weinsteins,  des  sauren 
weinsauren  Kaliums,  gereinigt,  Cremor  tartaru 
Weinsäure  und  Weinstein  werden  in  der  Fär- 
berei, Kattundruckerei  und  auch  in  der  Heil- 
kunde benutzt. 

Brechweinstein,  das  Kaliumsalz  der  tar- 
trylantimonigen  Säure,  dient  in  der  Färberei  (als 
Beizmittel)    und   als   Medikament    (Brechmittel). 

3.  Bleizucker,  Bleiacetat,  essigsaures  Blei 

schmeckt  intensiv  süßlich  (daher  der  Name)  und 
ist  giftig.  —  Anwendung  in  der  Färberei  und 
Zeugdruckerei  und  zur  Herstellung  vieler  Farben 
und  des  Bleiessigs,  dessen  verdünnte  wäßrige 
Lösung  Bleiwasser  (Goulards-Wasser)  heißt. 

XXV.  Düngemittel. 

Als  Düngemittel  bezeichnet  man  Substanzen, 
die   Nährstoffe   für  die   Pflanzen   enthalten   und 
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dem  Boden  zugeführt  werden  müssen,  um  Un- 
fruchtbarkeit zu  verhüten.  Ihr  Wert  richtet  sich 
nach  ihrem  Gehalt  an  Nährstoffen,  namentlich 
an  Phosphorsäure,  Stickstoffverbindungen  und  Ka- 
liumsalzen und  nach  deren  Löslichkeit  oder  Auf- 
nahmefähigkeit  durch   die   Pflanzen. 

1.  Guano.*) 

Er  besteht  im  wesentlichen  aus  zersetzten 
Vogelexkrementen.  Die  wichtigsten  Fundorte 
waren  früher  die  längs  der  peruanischen  Küste 
vorgelagerten  Inseln  (Chincha-Inseln) ;  teilweisen 
Ersatz  bieten  der  Mejillonesguano  von  der  nörd- 
lichen Westküste  Chiles  und  der  Bakerguano 
von  den  Bakerinseln  (Südsee).  Aus  Korallenkalk 
durch  Umwandlung  entstanden  sind  der  Som- 
brero-  und   Navassa-Guano  und   das  Curassao- 


*)  Vom  altperuanischen  Huano  (Mist). 


phosphat,  mit  reichem  Gehalt  an  Phosphorsäure, 
die  aber  durch  Behandeln  mit  Schwefelsäure  lös- 
lich gemacht  oder  aufgeschlossen  werden  muß 
(Superphosphat).  Gleiche  Behandlung  jmüssen 
auch  die  Phosphorite*)  und  Koprolithe  (verstei- 
nerte Exkremente  vorweltlicher  Tiere)  erfahren 
und  die  bei  der  Verhüttung  phosphorhaltiger 
Eisenerze  nach  dem  Verfahren  von  Thomas  er- 
haltene mineralische  Thomasschlacke  (ca.  17 o/o 
Phosphorsäure). 

2.  Fischguano 

ist  aus  Fischüberresten  usw.  künstlich  bereitet. 
Auch  Fleischmehl  und  Knochenmehl  (auch  Kno- 
chenasche) dienen  als  Düngemittel. —  Poudrette 
ist  ein  aus  menschlichen  Exkrementen  (Fäces) 
bereitetes  Düngemittel. 


*)  Phosphorit  und  Apatit,  phosphorsäurehaltige  Mineralien. 
Dr.  0.  Schreiber-Chemnitz. 


Siebenter  Abschnitt. 


Buchführung. 


Einleitung.     Grundbegriffe. 


a)  Zweck  und  Wesen  der  Buchführung. 

Buchführung  oder  Buchhaltung  nennt 
man  die  geordnete  Darstellung  von  geschäft- 
lichen Umsätzen  und  wirtschaftlichen  Ergeb- 
nissen aller  Art  in  dazu  bestimmten  Büchern. 

Entweder  liegt  der  Zweck  dieser  Aufschrei- 
bungen darin,  einzelne  Ereignisse,  die  bereits 
eingetreten  sind,  in  geeigneter  Weise  darzu- 
stellen und  zusammen  zu  fassen  oder  bloss 
eine  Übersicht  über  jene  Massnahmen  zu  erhal- 
ten, die  im  Interesse  der  Wirtschaftsführung  zu 
treffen  sein  werden. 

So  verfolgt  z,  B.  die  Eintragung  eines  Waren- 
umsatzes gegen  Bargeld  den  Zweck,  die  Ver- 
änderungen der  beiden  Vermögensteile  Geld 
und  Ware  darzustellen,  wogegen  durch  Vor- 
schreibung einer  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeit  für  ein  gegebenes  Darlehn  einzukassieren- 
den Zinsrate  beabsichtigt  wird,  eine  Verwaltungs- 
angelegenheit in  Vormerkung  zu  halten. 

b)  Einteilung  der  Buchführung. 
Je  nach  der  Verschiedenartigkeit  der  Ereig- 
nisse und  der  Gebiete,  auf  denen  man  ihnen 
begegnet,  ist  zu  unterscheiden: 

a)  Die  kaufmännische  Buchführung.  Sie 

verfolgt  das  Ziel,  das  Vermögen  und  die  Ver- 
mögensveränderungen übersichtlich  darzustellen. 
Aus  einer  geordneten  Buchführung  kann  man 
zu  jeder  Zeit  den  Gang  der  Geschäfte  ver- 
folgen und  den  Vermögensstand  ermitteln. 
Ohne  Buchführung  könnte  ein  grösseres  Unter- 
nehmen unmöglich  erfolgreich  betrieben  werden, 
es  würde  eben  die  nötige  Ordnung  und  Über- 
sicht fehlen.  Man  wüsste  nicht  —  oder  wenig- 
stens nicht  ohne  weiteres  — ,  wann  Beträge 
zu  bezahlen  und  wann  andere  einzuziehen  sind; 
das  Geschäfteabschliessen  würde  vollständig 
planlos   erfolgen,   während   jedes    ordentliche 


Wirtschaften  das  Vorhandensein  eines  Wirt- 
schaftsplanes voraussetzt. 

In  Rechtsstreitigkeiten  über  kaufmänni- 
sche Angelegenheiten  und  im  Konkursver- 
fahren bildet  das  Handelsbuch  die  Grundlage 
für  die  gerichtlichen  Feststellungen.  In  gleicher 
Weise  dient  es  zur  Ermittelung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens. 

ß)  Die  Verwaltungs-Buchführung  oder 
kameralistische  Buchführung.  Sie  findet 
Anwendung  beim  Staate,  bei  Landesrechnungs- 
ämtern, bei  Gemeinden,  öffentlichen  Körper- 
schaften, Handelskammern,  Vereinen,  Kranken- 
kassen usw.  Während  die  kaufmännische  Buch- 
führung wirklich  erfolgte  Ereignisse  in  über- 
sichtlicher Weise  zur  Darstellung  bringt,  ver- 
rechnet die  Kameralbuchführung  die  erwarteten 
Einnahmen  (Vorschreibungen)  und  stellt  sie 
gegenüber  den  wirklichen  Einnahmen;  ebenso 
hält  sie  die  in  Aussicht  genommenen  Ausgaben 
den  wirklichen  entgegen.  Während  man  bei  der 
kaufmännischen  Buchführung  von  einem  Erfolg 
(Gewinn)  spricht,  wenn  der  Betriebsfonds  sich 
nach  Ablauf  der  Rechnungsperiode  vergiössert 
hat,  ersieht  man  den  Erfolg  in  der  Verwallungs- 
buchführung  in  der  Differenz  der  wirklichen 
Einnahmen  und  der  vorgeschrieben  gewesenen, 
ebenso  aber  auch  in  der  Differenz  der  wirk- 
lichen Ausgaben  und  jener,  die  im  Voranschlag 
vorgesehen  waren.  Ist  somit  mehr  vereinnahmt 
worden,  als  man  erwartete,  oder  weniger  aus- 
gegeben worden  als  im  Budget  (im  Voranschlag) 
vorausgesehen  war,  dann  bezeichnet  man  dies 
in  der  Rechnungslegung  als  Erfolg. 

7)  Die  technische  Buchführung  oder 
Fabrikationsbuchführung.  Der  wesentliche 
Unterschied  zwischen  ihr  und  der  kaufmänni- 
schen Buchführung  liegt  darin,  dass  dieser  aus- 
schliesslich festgesetzte  Werte  zu  Grunde  liegen, 
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während  bei  der  Industriebuchhaltung  infolge 
des  Umstandes,  dass  erst  nach  der  Durchführung 
des  technischen  Prozesses  selbst  die  Bewertung 
der  Objekte  feststeht,  einzelne  Teile  der  buch- 
halterischen Verrechnung  erst  beim  Rechnungs- 
abschlüsse zu  einem  Ganzen  zusammengefasst 
werden. 

c)  Handelsgesetzliche  Bestimmungen 
über   die   kaufmännische   Buchführung. 
Die  Handelsgesetze  der  meisten  Staaten  ver- 
pflichten den  Kaufmann,  Bücher  zu  führen. 

In  einzelnen  Staaten  ist  die  Führung  bestimmt 
bezeichneter  Bücher  vorgeschrieben  i),  so  z.  B. 

*)  Das  Buchhaltungs-Lexikon  des  Verfassers 
dieser  Abhandlung  (erschienen  bei  Leopold  Weiss,  Wien) 
bringt  in  lexikographischer  Anordnung  unter  den  Namen 
der  betr.  Staaten,  wie  auch  unter  der  Bezeichnung  der 
betr.  Handelsbücher  die  Vorschriften  aller  europäischen 
und  der  wichtigsten  aussereuropäischen  Staaten. 


in  Belgien,  Frankreich,  Griechenland,  Italien, 
Rumänien,  Russland,  Serbien,  Spanien  und  in 
der  Türkei.  In  anderen  Ländern  beschränkt 
sich  die  gesetzliche  Vorschrift  nur  darauf,  dem 
Kaufmann  zur  Pflicht  zu  machen,  dass  er 
ordnungsmässig  Bücher  führe,  so  im  Deutschen 
Reich,  in  Österreich -Ungarn,  Bosnien,  der 
Schweiz  und  den  Niederlanden. 

Im  Deutschen  Reiche  wird  die  Buch- 
führungspflicht des  Kaufmanns  durch  das 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  fest- 
gelegt. 

Nach  §  38  des  H.  O.  B.  ist  jeder  Kaufmann  ver- 
pfHchtet,  Bücher  zu  führen  und  in  diesen  seine  Handels- 
geschäfte und  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich 
zu  machen.  Die  §§  39 — 47  enthalten  spezielle  Vor- 
schriften bezügUch  der  kaufmännischen  Buchführung, 
auf  die  bei  Behandlung  der  einzelnen  Materien  noch 
zurückzukommen  sein  wird. 


I.  Die  einfache  Buchführung. 


1.  Allgemeine  Grundbegriffe. 

Man  bezeichnet  die  Buchführung  als  eine 
„einfache",  wenn  sie  die  einzelnen  Ver- 
mögensbestandteile bloss  einfach  und  unab- 
hängig voneinander  verrechnet. 

Die  Buchführung  in  Doppelposten  dagegen 
(s.  S.  726)  gibt  nicht  nur  Aufschluss  über  die 
Rechnungsverhältnisse  zu  Schuldnern  und  Gläu- 
bigern, sondern  sie  zeigt  auch  alle  Veränderungen 
in  den  einzelnen  Besitzteilen  und  gewährt  durch 
eine  in  dem  System  gelegene  Kontrolle  volle 
Übersicht  über  die  Wirkungen  der  durch  die 
Geschäftsereignisse  entstandenen  Veränderungen 
und  über  das  Ergebnis. 

Die  zwei  Hauptbestandteile,  aus  denen  sich 
die  einfache  Rechnungsführung  zusammensetzt, 
sind:  die  Kassenrechnung  und  die  Per- 
sonenrechnung. 

Neben  diesen  können  noch  spezielle  Ver- 
rechnungen über  Waren,  Wechsel,  Wert- 
papiere usw.  bestehen.  Aus  diesen  Rechnungs- 
teilen wird  am  Ende  der  Betriebsperiode  die 
Hauptrechnung  („Inventur"  und  „Bilanz")  zu- 
sammengesetzt. 

2.    Die  Bücher  der   einfachen   Buch- 
führung. 

Man  unterscheidet:  zeitfolgemässig  (chrono- 
logisch) geführte  Bücher  und  kontoförmig 
(systematisch)  geführte  Bücher. 

In  zeitfolgemässig  geführten  Büchern 


werden  die  Geschäftsereignisse  in  laufender, 
chronologischer  Reihenfolge  dargestellt. 

In  kontoförmig  geführten  Büchern  er- 
scheinen sie  getrennt  und  an  speziellen  Stellen 
des  Handelsbuches,  welche  den  betr.  Verrech- 
nungszwecken dienen  sollen. 

Aus  einem  derartig  geführten  Buche  kann 
man  durch  Addieren  der  Posten  am  Ende 
einer  Rechnungsperiode  ersehen,  wieviel  Um- 
sätze im  Monate  gemacht,  wieviel  Geschäftsposten 
an  jedem  Tage  vorgekommen  sind  und  welche 
Wertbeträge  die  Umsätze  in  den  einzelnen  Tagen 
erreicht  haben.  Nicht  dagegen  kann  man  daraus 
entneh  men,  wieviel  Waren  oder  welche  Gattungen 
im  Monate  Oktober  oder  November  z.  B.  dem 
Herbert  Schuster,  Dölitz  (s.  Beispiel  S.  714)  ver- 
kauft bezw.  ihm  zugesandt  worden  sind.  Hierzu 
wäre  es  erforderlich,  Seite  für  Seite  im  chrono- 
logisch geführten  Buche  durchzusehen  und  aus 
diesem  (systematische)  Zusammenstellungen  zu 
machen.  Um  nun  diese  von  vornherein  zu 
besitzen,  führt  man  auch  kontoförmige 
(systematische)  Bücher. 

Zeitfolgemässig  geführte  Bücher  geben  so- 
mit Übersicht  über  die  Geschäftsereignisse 
während  eines  bestimmten  Zeitabschnittes; 
kontoförmig  geführte  Bücher  dagegen  enthalten 
in  Rechnungsform  Aufschreibungen  über  das, 
was  sich  in  einer  bestimmten  Zeitperiode  mit 
Rücksicht  auf  denjenigen,  dem  das  Konto  er- 
öffnet ist,  ereignet  hat. 

Im  Interesse  der  übersichtlichen  Darstellung 
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I.  Seite  aus  einem  zeitfolgemässig  (chronologisch)  geführten  Buche. 

Oktober  19.. 


165 


16 


16 


16 


17 


17 


17 


Herbert  Schuster,  Dölitz 

12  Gros  gewalzte  Martinsstahl-Bestecke 

Nr.  145 ä 

6  Gros  Stahldessertlötfel,  verzinnt 
Nr.  345 ä 


Leo  Köhler,  Zwenkau 
6  Gros  Kaffeelöffel,  verzinnt  Nr.  295    ä 


Brüder  Lange,  Leipzig 
200  Dtzd.  feinste  doppelt  verzinnte  Stahl- 
blechbestecke Nr.  415      .     .     .     .    ä 
6  Gros  Martinsstahlbestecke  Nr.  145    ä 


M.  Hermann  &  Co.,  Taucha 
12  Britannia  Zinnstahlbestecke  Nr.  146  ä 


Gebrüder  Krön,  Lausigk 
15  Gros  Esslöffel  Nr.  300 


Heinrich  Schwarze,  Leipzig 
3  Gros  Kaffeelöffel,  verzinnt  Nr.  295    ä 


9.60 
18.— 

24.— 


48.— 
9.60 


21. 


12.— 


24.— 


M  115 
„  108 


M    96 

,.    57 


20 


60 


M223 


144 


„  153 


252 


180 


72 


20 


60 


149     Soll 


n.  Blatt  aus  einem  kontoförmig  geführten  Buche. 
Herbert  Schuster,  Dölitz 


Haben     149 


19.. 
Juli 

Septbr, 
Oktbr. 


Dezbr. 


für 


100  Dtzd.    feinste 
doppelverzinnte 
Stahlbestecke    .  ä 

10   Gros    Kaffee- 
löffel Nr.  295     ä 

12  Gros  gewalzte 
Stahlbestecke 
Nr.  145  .     .     .  ä 

6  Gros    Dessert- 
löffel Nr.  345     ä 

2  Gros    Esslöffel 
Nr.  135  .     .     .  ä 


19.. 

28.— 

M 

28 

— 

Oktbr. 

2 
19 

24.— 

M 

240 

— 

9.60 

115 

20 

18.— 
12 — 

108 

— 

223 
24 

20 

• 

für  Akzept  p.  3.  Dezbr. 

„   Barzahlung  durch 
Postanweisung .     . 


M 

240  — 


28  — 


der  Geschäftsvorfälle  selbst,  und  um  eine  ge- 
ordnete Eintragung  zu  ermöglichen,  sind  in 
den  Handelsbüchern  teils  wagerechte,  teils 
senkrechte  Linien  gezogen.  Die  am  häufig- 
sten  vorkommende  wagerechte  Linie,  die  zu- 


gleich die  Grenze  für  die  senkrechten  Linien 
bildet,  heisst  Kopflinie. 

Der  Kopf,  die  Kontoüberschrift  wird  nicht  auf  die 
Kopflinie  selbst  gesetzt,  sondern  auf  die  Linie  ober- 
halb der  Kopflinie  —  auf  die    sogenannter  Stosslinie. 
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Man  findet  in  den  meisten  Grundbüchern 
der  kaufmännischen  Buchhaltung,  die  in  jenen 
Handelsbüchern,  die  zwecks  Erfüllung  der  ge- 
setzlichen Verpflichtung  und  zur  Erlangung 
der  nötigen  Übersicht  in  den  Unternehmungen 
jeder  Kategorie  in  ziemlich  gleichartiger  Weise 
geführt  werden,  zumeist  Rubriken  (Kolonnen, 
Spalten)  für  die  Einstellung  des  Datums,  des 
Textes,  des  Preises  und  des  Wertbetrags;  in 
manchen  Büchern  findet  man  auch  doppelte 
Betragskolonnen. 

Enthält  das  Buch  zwei  Wertbetragsreihen 
(Doppelkolonnen),   so  wird  der  Betrag  jeder 

Stosslinie 


einzelnen  Warenpartie  in  die  erste  Kolonne 
eingestellt,  die  Summe  der  Rechnung  aber  in 
die  zweite. 

In  Unternehmungen,  in  denen  der  Kunde 
oft  mehrere  Rechnungen  während  eines  Mo- 
nates erhält,  wie  z.  B.  das  Konfektions-  oder 
Kurzwarengeschäft  von  seinen  Lieferanten, 
pflegt  man  auch,  anstatt  den  Wertbetrag  eines 
jeden  einzelnen  Postens  in  die  erste  Kolonne 
einzustellen,  diese  bloss  zur  Aufnahme  der 
Rechnungsendsumme  zu  benutzen;  aus  den  ein- 
zelnen Summen  bildet  man  sodann  am  Ende  des 
Monats  die  Monatssumme  der  Rechnungen. 


Datumspalte 
(für  Angabe 
des  Monats) 


C: 

-1 

H 

> 

p 

W  CfC! 

v> 

er 

n 

o 

09 

Kopflinie 


Textspalte 

(dient  zur  Aufzählung  der 

Geschäftsereignisse) 


Die  senkrechten  blauen  Linien  in  den  Be- 
tragskolonnen haben  den  Zweck,  das  gleich- 
massige    Untereinandersetzen    der   Ziffern    zu 


5  S 

Einzel- 

Haupt 

n   tn 

betrag 

ri 

3    "■ 

erq  "> 

(s.  oben) 

(s.  0 

ben) 


erleichtern.     Die  Ziffer-Detailkolonnen  können 
auf  zweierlei  Art  benutzt  werden. 


1 

• 

Art. 

M 

1 

2 
6 

1 
4 

9 
7 
2 
0 
1 

1 
2 

1 
1 
1 
9 

1 

4 
1 

5 
4 
6 
3 
1 
2 
7 
9 

8 
3 
6 
7 
6 
8 
3 
1 

0 
5 
5 
5 
5 
5 
0 
5 

M 

2 

5 

4 

2 

1 

5 

0 

2.  Art. 


Im  1.  Beispiele  stehen  die  Ziffern  in  den 
durch  Linien  gebildeten  Zwischenräumen,  im 
2.  haben  die  Linien  den  Zweck,  die  Leitrich- 
tung für  die  Ziffern  zu  bilden,  und  es  werden 
deshalb  diese  auf  die  Linien  selbst  gestellt. 

Der  Begriff  Soll  und  Haben.  Jeder 
Geschäftsvorfall  bewirkt  ein  Geben  oder  ein 
Empfangen  (Nehmen).  Der  Unternehmer  stellt 
in  seiner  Buchführung  natürlich  den  Verkehr 
mit  den  Geschäftsfreunden  von  seinem  Stand- 
punkte aus  dar.  Der  Geschäftsfreund,  welcher 
empfängt,  ist  der  Schuldner;  derjenige,  welcher 
gibt  (leistet),  der  Gläubiger. 

Zum  Namen  des  Schuldners  wird  Soll 
(Debet),  zum  Namen  des  Gläubigers  (Gebers) 


M 


M 


:!9 


: 


'\  \ 


:>$4:! 


f. 

;; 


das  Wörtchen   Haben  (Kredit;    in  der  Mehr- 
zahl Kredunt)  beigesetzt. 

Beispiele : 

1.  Heinrich  Schröter,  Hier,  Soll 

für  demselben  gelieferte  6  Gros  Martins- 
stahl-Bestecke No.  136  ä  9.60  M  57.60. 

2.  Werner  &  Co.,  Hier,  Haben 
fürderen  Fakturüber  unsgelieferteSOODtzd. 
Mokkalöffel  No.416  ä44.—  M  220.— 

Erläuterung: 

Heinrich  Schröter,  h  i  e  r  ist  Schuldner  (Debitor)  für 
ihm  gelieferte  (jedoch  von  ihm  noch  nicht  bezahlte)  Waren. 

Dagegen  ist  die  Firma  Werner  &  Co.  hier  Gläu- 
biger {Kreditor)  für  uns  fakturierte,  d.  h.  mit  Rechnung 
übersandte  Waren. 
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Buchführung, 


Ein  Konto  ist  eine  in  zwei  Abteilungen 
dargestellte  Rechnung,  von  denen  die  linke 
das  Soll  („Debet"),  die  rechte  das  Haben  („Kre- 
dit") darstellt. 

Im  Gegensatze  zu  den  Rechnungen,  die  für 
Geschäftsfreunde  (Personen)  errichtet  werden, 
stehen    die    Rechnungen    über    Gegenstände 


(Sachen).  Man  spricht  daher  auch  bisweilen 
von  „lebenden"  oder  Personen-Konten 
und  von  „toten"  oder  Sach-Konten. 

Bei  Rechnungen  über  Waren  setzt  man  an 
Stelle  von  Soll  und  Haben  die  Worte  Ein- 
gang und  Ausgang;  bei  Bargeld  bisweilen 
auch  Empfang  und  Ausgabe. 


Beispiele: 
1.  Beispiel  eines  doppelseitigen  (folierten)  Kontos. 
Soll  Otto  Kern  Merseburg 


Haben 


19.. 

Juli 

4 

Oktbr. 

5 

für  gesandte  Ware 
dto. 


2.  Beispiel  eines  einseitigen  (paginierten)  Kontos. 

Otto  Kern,  Merseburg 


M 

19.. 

412 
316 

50 

ä,-5 
1« 

Oktbr. 

3 

30 

für  Teilzahlung 


M 
250 


Ml 


190. 

Juli 
Oktober 


für  gelieferte  Ware 
„  Teilzahlung  . 
„     gelieferte  Ware 


Soll 


M    412 
.,     316 


50 
30 


Haben 


M    250 


3.  Beispiel  eines  Kontos  mit  vereinigter  Soll-  und  Haben-Kolonne. 


1 

Otto 

Kern,  M 

erse 

bürg 

1 

19.. 
Juli 

4 
5 

für  gelieferte  Ware    .     . 
dto. 

M  412 
„   250 

50 

für  Teilzahlung     .     .     . 

19.. 
Oktbr. 

3 

Oktober 

M  162 
„  316 

50 
30 

M  478 

80 

Die  im  1.  Beispiele  dargestellte  Kontoform  ist  in  der  kaufmännischen  Buchführung  die 
gebräuchlichste. 

Beispiel  eines  Kontos  im  Warenbuche  (Warenkonto). 

Eingang  .  -     Gewalzter  Martinsstahl-Bestecke  Ausgang 


Monat 

Tag 

Nr. 

Gros 

Januar 

4 

136 

12 

April 

3 

136 

24 

Eingegangen  von 

Heller  &  Co. 

dto. 


3.  Die  Einteilung  der  Geschäftsereig- 
nisse in  Gruppen. 

Die  in  einem  Handelsunternehmen  vorkom- 
menden Geschäftsereignisse  können  sein: 
a)  gegen   Barzahlung  (bare  Kasse)    und 


Preis 

M 

Pf. 

Monat 

Tag 

Nr. 

Gros 

9.— 

108 

— 

Febr. 

2 

136 

6 

9.— 

216 

— 

Mai 

12 

136 

10 

Juni 

6 

136 

10 

Ausgegangen  an 

Heinrich  Schröter 

dto. 

F.  Falk 


Preis 

9.60 

10.— 

10.— 


M  :P{ 

57160 

100  — 

100  - 


b)  auf  Kredit  (Ziel) 
abgeschlossene  Geschäfte;  letztere  wieder  können 
sein  offene  Kreditgeschäfte  (reine  Zielge- 
schäfte) und  bedeckte  Kreditgeschäfte  (oder 
auch  Tauschgeschäfte  genannt);  Zahlung  durch 
Wechsel,  Checks,  Akkreditiv  oder  Anweisung. 


Die  einfache  Buchführung. 
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4.  Über  die  Benutzung  der  Handels- 
bücher zur  Eintragung  der  Geschäfts- 
ereignisse. 

Barumsätze  werden  in  das  Kassabuch  ein- 
Beispiel: 
Empfang 


getragen;  Ziel-  und  Tauschgeschäfte  in  das 
Memorial  (Tagebuch  oder  auch  Journal  be- 
nannt). 

Das  Kassabuch  ist  zumeist  kontoförmig 
eingerichtet. 


Ausgang 


19.. 
Januar 


1  für  Barbestand.     . 

2  „  einkass. Wechsel 
Nr.  15     .     .     . 

„  Zahlung  J.Krause 
hier     .     .     . 


Das  Memorial  (Tagebuch,  Journal),  das 
zeitfolgemässig  (chronologisch;  paginiert) 
geführt  ist,  dient  zur  chronologischen  Aufzäh- 
lung der  durch  die  Geschäftsereignisse  entstan- 
denen Rechnungsverhältnisse. 

Erhält  z.  B.  ein  Geschäftsfreund  auf  Kredit 
Waren,   so  wird    er  Schuldner  (Debitor);   es 


M4816 
„    695 
„  1585 

50 
50 

19.. 
Januar 

2 
2 

für  Zahlung  an 
L.  Lange,  hier  .     . 
Mietzins  31./3.  d.J. 


M1415 
„     560 


35 


wird  ihm  daher  eine  Rechnung  eröffnet,  und 
er  wird  in  dieser  als  Debitor  bezeichnet.  Die 
Rechnung  kann  auf  verschiedenartige  Weise  er- 
folgen. So  werden  z.  B.  die  Geschäftsvorfälle 
bloss  in  einer  kurzgefassten  Darstellung  nieder- 
geschrieben (Memorial  in  erzählender 
Form). 


Beispiel  1. 


Mai  19.. 


111 


16 


16 


Erich  Scholze,  Magdeburg 

Senden  ihm  p.  Bahn  versch.  Waren 
lt.  Rechnung  Nr.  145  gegen  3  Mo- 
nate Kredit 


Frank  &  Bruder,  Köthen 

Senden  ihnen  p.  Bahn  versch.  Waren 
lt.  Rechnung  Nr.  146  und  ziehen 
dagegen  auf  sie  eine  Tratte  per 
1 6.  August  d.  J 


M412 


412 


50 


50 


Häufig  benutzt  man  aber  auch  die  1.  Ko- 
lonne zur  Eintragung  der  zu  belastenden,  die 
2.  zur  Eintragung  der  zu  kreditierenden  Sum- 
men (Memorial  in  der  besonderen  Buch- 
haltungsform). 

Das  Memorial  wird  nicht  selten  aber  auch 
so  geführt,  dass  zu  jeder  einzelnen  Post  bei- 
geschrieben wird,  ob  das  Konto  des  Geschäfts- 
freundes, auf  den  sich  die  Eintragung  bezieht, 
zu  belasten  oder  zu  erkennen  ist  (ältere  Form 
der  Memorialführung). 

Aus  dem  chronologisch  geführten  Memorial 
wird  jede  einzelne  Post  sodann  in  das  konto- 
förmig geführte  Hauptbuch  (auch  Konto- 
korrentbuch oder  Personenbuch  genannt)  über- 
tragen. 


Häufig  werden  die  abgeschlossenen  Geschäfte 
nicht  sofort  in  das  Kassabuch  und  Memorial, 
sondern  vorerst  in  ein  Hilfsbuch  eingetragen, 
das  man  Kladde  oder  Strazze  nennt,  um 
erst,  später  die  Übertragung  in  das  Memorial 
vorzunehmen. 

Werden  ausser  den  genannten  Büchern  auch 
noch  solche  geführt,  die  nicht  nur  zur  Per- 
sonen- und  Kassenverrechnung,  sondern 
auch  zur  genauen  Verrechnung  anderer  Ver- 
mögensteile, wie  z.  B.  zur  Warenverrech- 
nung, Wechselverrechnung  usw.  zu  dienen 
haben,  wie  das  Warenbuch,  das  Einkaufs-  und 
Verkaufsbuch,  das  Trattenbuch  und  das  Wechsel- 
buch usw.,  so  spricht  man  von  der  erwei- 
terten einfachen  Buchführung. 
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Beispiel  2. 


Buchführung, 

Februar  19. 


82 


20 


20 


21 


21 


Lang  &  Co.,  Berlin 

für    deren    Faktur    über   verschiedene 
Waren  (Nr.  87)  p.  18.  Mai  d.  J.     .     . 


Heinrich  Schatz,  hier 

für  m.  Faktur  über  verschiedene  Waren 
lt.  Rechnung  Nr.  292  p.  20.  Mai  d.j. 


Berthold  B.  Fink,  hier 

für  m.  Faktur  über  versch.  Waren  lt. 
Rechnung  Nr.  293  gegen  m.  Tratte 
auf  diesen 


Derselbe 

für  m.  Tratte  p.  21.  Mai  d.  J.  O./Kre- 
ditanstalt 


Soll 


M  145 


245 


95 


65 


Haben 


M  816 


,,    245 


90 


Beispiel  3. 


April  19.. 


65 


265 


^ 


19 


19 


19 


Friedrich  J.  Haller,  Bremen 

Seine  Faktura  (Nr.  112)  über  1   Kiste 

Importhavanna 

Stück  3000  „Delites"  ä 

„      4000  „Juritta"  ä 

„      3000  „Colifas"  ä 

gegen  s.  Tratte  auf  die  Kreditbank,  hier 


Friedrich  J.  Haller,  Bremen 

für  seine  Tratte  auf  die  Kreditbank, 
hier  zur  Regulierung  obiger  Ange- 
legenheit, lautend  auf  Sicht  (p.  19./4.) 


Kreditbank,  hier 

für  Honorierung  der  Tratte  des 
Friedrich  J.  Haller,  Bremen  .     . 


475. 
400. 
300. 


M1425 
„  1600 
„    900 


Haben 


M3925 
Soll 


M3925 
Haben 


Beispiel: 
1     Soll 


Friedrich  J.  Haller,  Bremen 


M3925 


Haben     1 


19.. 
April 


19 


für  Tratte  p.  19.14. 


M3925 


19.. 
April 


19 


für  Faktur  Nr.  112 


M3925 


Soll 


Die  einfache  Buchführung. 

Kreditbank,  hier 


719 
Haben 


Die  Aufgabe  einer  ordentlichen  Buchführung 
besteht: 

1.  in  der  Darstellung  des  Anfangsvermögens, 

2.  in  der  Darstellung  der  Vermögensverände- 
rungen  und 

3.  in  der  Darstellung  des  Endvermögens,  um 
danach  den  Wirtschaftserfolg  feststellen  zu 
können. 

5.  Praktische  Anwendung  der  einfachen 
Buchführung. 

(Kleiner  einmonatiger  Geschäftsgang  in  einer 
Einzelfirma). 

Die  Hauptrechnung  der  einfachen  Buch- 
führung bildet  die  Inventur  (das  Inventarium). 
Bei  Einrichtung  eines  Geschäftes  wird  der  Be- 
sitzstand aufgerechnet  (Inventur  errichtet). 
Die  Rechnungsführung  während  der  Geschäfts- 
periode verfolgt  den  Zweck,  alle  Verände- 
rungen, die  durch  die  Geschäftsvor- 
fälle eintreten,  festzuhalten,  um  sodann  nach 
Ablauf  der  Geschäftsperiode  die  neue  Inventur 
aufnehmen  und  einen  übersichtlichen  Rechnungs- 
abschluss,  eine  Bilanz  machen  zu  können. 

Beispiel:  Hermann  Fritzsche,  Leipzig 
beginnt  am    1.  Dezember  19  .  .  ein  Geschäft 
mit  M  30  000   Bargeld.     Die  Anfangsinventur 
weist  also  einen  Besitz  von  M  30  000  aus. 
1)  Er  kauft  nun  am  2./12.  gegen  Barzahlung 
von  F.  Landgraf 
Stck.  10  Changeant  Seidenstoffe 

zu  200  M  p.  Stck.  M  2000.— 
Stck.  20  Tüssah  Seidenstoffe 

zu  150  M  p.  Stck.   „    3000.— 


M  5000.— 

2)  femer  am  4,/ 12.  von 
Winkler  &  Co.,  hier,  Wertpapiere 

für  M  20  000.— 

3)  Er  verkauft  an 

J.  König&Sohn,  hier,  am  16./12. 
Stck.  5   Changeant  Seidenstoffe 

p.  Stck.  M  225.—  M1125.— 
gegen  Barzahlung, 

4)  ferner  am  18./ 12. 

5  Changeant  Seidenstoffe 

zu  M  230.—  p.  Stck.  M1150.— 
an  J.  Schulze,  hier,  auf  3  Mt.  (Ziel) 


19.. 
April 


19 


für  Honorierung 
der  Tratte  Friedrich 
J.  Haller.     .     .     . 


M3925 


und 

5)  am  22.|12. 

Stck.  10  Tüssah  Seidenstoffe 

zu  M   180.—  p.  Stck.  M1800.— 
an  Karl  Heller,  hier,  gegen  Wechsel. 

6)  Er  hat  für  Mietzins,  Gehalt 

und  Spesen  M  450. — 
bar  verausgabt  (Eintrag  am 
31./12.  Mietzins  M   150.—, 
Gehalt  M  250.—,  Spesen  M  50.—. 

Betrachten  wir  zunächst  das  Buchführungs- 
ziel. Es  muss  der  Gang  der  Geschäfte  aus 
der  Buchführung  deutlich  ersichtlich  werden, 
und  sie  muss  den  Sachkundigen  in  die  Lage 
setzen,  mit  Hilfe  der  Handelsbücher  einen 
Rechnungsabschluss  machen  zu  können. 

Bei  Beginn  wird  eine  Inventur  gemacht.  Es 
wird  also  im  vorliegenden  Fall  in  einem  Buche 
festgelegt,  dass  Hermann  Fritzsche,  Leipzig, 
am  1.  Dezember  19  .  .  sein  Unternehmen  mit 
M  30  000. —  Bargeld  begonnen  hat.  Er  be- 
sitzt bei  Eröffnung  der  Unternehmung  bloss 
Bargeld.  Am  Ende  des  ersten  Betriebsmonates 
sind  jedoch  die  Vermögensteile  infolge  der 
Käufe,  Verkäufe,  Barumsätze,  Borggeschäfte  und 
Wechselgeschäfte  ganz  andere  geworden. 

Mit  Hilfe  der  Buchführung  lässt  sich  nun 
mühelos  eine  Inventur  p.  31.  Dezember  19  .  . 
feststellen. 

Eriäuterung. 

a)    Die    Darstellung    des     Anfangsver- 
mögens. 

Die  Errichtung  der  Inventur  und  Bilanz  ist 
durch  das  Gesetz  vorgeschrieben. 

§  39  des  H.  G.  B.  schreibt  vor:  „Jeder  Kaufmann  hat 
bei  dem  Beginne  seines  Handelsgewerbes  seine  Grund- 
stücke, seine  Forderungen  und  Schulden,  den  Betrag 
seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Vermögens- 
gegenstände genau  zu  verzeichnen,  dabei  den  Wert 
der  einzelnen  Vermögensgegenstände  anzugeben  und 
einen  das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden 
darstellenden  Abschluss  zu  machen. 

Er  hat  demnächst  für  den  Schluss  eines  jeden  Ge- 
schäftsjahrs ein  solches  Inventar  und  eine  solche  Bi- 
lanz aufzustellen;  die  Dauer  des  Geschäftsjahrs  darf 
zwölf  Monate  nicht  überschreiten. 

Die  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  ist 
innerhalb  der  einem  ordnungsmässigen  Geschäftsgang 
entsprechenden  Zeit  zu  bewirken. 
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Buchführung. 


1     Empfang 


1.  Eintragungen  in  das  Kassabuch. 
Dezember  19.. 


Ausgabe     1 


Barvorrat  lt.  In- 
ventur.    .     .     . 

Rechnung  an 
J.  König  &  Sohn, 
hier, 

überverschiedene 
Seidenstoffe  . 


M 30000 


„  1125 


M31125 


31 


31 


31 


Rechnung  von 
F.  Landgraf,  hier 
über  verschiedene 
Seidenstoffe  .     . 

Rechnung  von 

Winkler&Co.,hier 

über  verschiedene 
Effekten    .     .     . 

Mietzins  für  De- 
zember Ml  50. — 

Gehalt  für 
Dezbr.    M250.— 


Spesen 
f.  Dzbr. 


50.— 


bezahlte  Geschäfts- 
einrichtung,  Rech- 
nung von 
Arnim  Klaus 

Barvorrat 


2.  Eintragungen  in  das  Memorial  (Journal). 
Dezember  19.. 


M  5000 


20000 


450 


750  — 
4925  — 


H 


M  31125 


1 


18 


22 


22 


J.  Schulze,  hier 

Faktura  Nr.  1    über  Stck.  5  Changeant 

Seidenstoffe ä 

3  Monate  Ziel. 


Karl  Heller,  hier 
Faktura   Nr.   2    über   Stck.    10  Tüssah 
Seidenstoffe  gegen  s.  Akzept  m.  Tratte 
p.  22./3   19 ä 


230.— 


180. 


Soll 


M  1150 


1800 


Haben 


M  1800 


Karl  Heller,  hier 
für  sein  Akzept  m. Tratte  p.  22./3. 19.. 

3.  Hauptbuch  (auch  Konto-Korrentbuch,  Debitorenbuch  oder  Reskontro  genannt). 
1     Soll  J.  Schulze,  hier  Haben     1 


19.. 
Dez. 

19.. 
lan. 


18 


für  Faktura  Nr.  1 


für    Saldo    von 
voriger  Rechnung 


M  1150 



19.. 
Dez. 

31 

M  1150 

_ 

für  Saldo 


M  1150 


2     Soll 


Die  einfache  Buchführung. 
Karl  Heller,  hier 


721 

Haben     2 


19.. 
Dez. 

22 

für  Faktura  Nr.  2 

M  1800 

— 

19.. 
Dez. 

22 

für  sein  Akzept 
meiner  Tratte 


4.  Der  Bücherabschluss  und  die  Inventuraufnahme. 
Inventur  p.  31.  Dez.  19.. 


M  1800 


I 
II 

III 

IV 

V 

IV 


Aktiva  (Besitzvermögen). 


Bargeld     .     .         

Waren 

Stück  10  Tüssah  Seidenstoffe 

Wertpapiere 

versch.  Wertpapiere     .     .     . 

Forderungen 

J.  Schulze,  hier 

Wechsel 

Nr.  1  auf  Karl  Heller  p.  22./3  19. 

Geschäftseinrichtung 

Anschaffungswert  derselben     .     . 

Übersicht. 

Heutiger  Betriebsfonds    M  30125. 

Betriebsfonds  laut  An- 
fangsinventur     .     .     „   30000. 

Reingewinn  in  der  Ge- 
schäftsperiode De- 
zember     .... 


150.— 


Leipzig,  31.  Dezember  19 


Hat  der  Kaufmann  ein  Warenlager,  bei  dem  nach 
der  Beschaffenheit  des  Geschäfts  die  Aufnahme  des  In- 
ventars nicht  füglich  in  jedem  Jahre  geschehen  kann, 
so  genügt  es,  wenn  sie  alle  zwei  Jahre  erfolgt.  Die 
Verpflichtung  zur  jährlichen  Aufstellung  der  Bilanz  wird 
hierdurch  nicht  berührt  (§39  des  H.G.B.). 

Das  Inventarium  besteht  aus  zwei  bezw.  drei 
Hauptteilen: 

1.  aus  der  Zusammenstellung  des  Besitz- 
vermögens  (Aktiva), 

2.  aus  der  Zusammenstellung  des  Schuld- 
vermögens (Passiva)  und 

3.  ausder  Vergl eich ung  des  Vermögens 
mit  den  Schulden.  Dieser  Hauptteil 
kann  auch  im  Inventarium  selbst  fehlen, 
wenn  er  in  der  Bilanz  einwandfrei  dop- 
pelt   ist   und   Inventur   und   Bilanz  ord- 

46 


M 

4925 

1500 

20000 

1150 

1800 

750 

M 30125 


M      125 


Hermann  Fritzsche. 


nungsmässig   datiert   und  unterschrieben 

sind. 
Zum  Zwecke  der  Errichtung  der  Inventur 
werden  alle  Vermögensteile  gemessen,  gezählt, 
gewogen  und  bewertet.  Forderungen  und 
Schulden  werden  auf  Grund  der  Ausweislei- 
stung, welche  die  Handelsbücher  liefern,  auf- 
genommen (s.  oben). 

Daraus  geht  hervor,  dass  die  Führung  eines  Buches, 
aus  dem  die  Forderungsrechte  und  Verbindlichkeiten 
hervorgehen,  unerlässlich  ist. 

Unter  Bilanz  (von  bilancia  =  Krämerwage) 
versteht  man  die  Gegenüberstellung  von  Ak- 
tiva (Besitzvermögen)  und  Passiva  (Schuldver- 
mögen) und  die  Ergänzung  des  letzteren  durch 
Einstellung    des    Betriebsfonds    (Geschäfts- 
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kapital).    Sind  keine  Passiva  vorhanden,  so  bil- 
det die  gesamte  Aktiva  den  Geschäftsfonds. 
Im  früher  erbrachten  Beispiele  hat  Hermann 


Fritzsche,  Leipzig  mit  baren  M  30  000  das  Geschäft 
begonnen.  Die  im  Inventur-  und  Bilanzbuche 
errichtete  Eröffnungsbilanz  lautete  daher: 


Aktiva 


Bilanz  p.  30.  Nov.  19 


Passiva 


Bargeld 


M 30000 


Betriebsfonds 


M 30000 


Die  am  31.  Dezember  im  Inventur-  und  Bilanzbuche  errichtete  Schlussbilanz  lautete: 
Aktiva  Bilanz  p.  3 1 .  Dezbr.  19..  Passiva 


Kassa .  .  . 
Waren  .  . 
Wertpapiere 
Forderungen 
Wechsel .  . 
Geschäftseinrichtung 


Vergleicht  der  Kaufmann  die  jetzige  Inventur 
mit  der  früheren,  so  ersieht  er,  ob  sich  der 
Betriebsfonds  (das  Geschäftskapital)  vergrössert 
oder  verringert  hat. 

Häufig  begegnet  man  der  Frage,  ob  der  Kaufmann 
verpflichtet  ist,  seine  etwaigen  Privatkapitalien,  z.  B. 
Villa,  Luxuswagen,  Pferde,  Automobil,  Antiquitätssamm- 
lungen oder  ähnliche  Besitzbestände  in  die  Inventur 
aufzunehmen.  Dies  ist  nicht  der  Fall.  Der  Kaufmann 
ist  bloss  verpflichtet,  das  im  Geschäfte  arbeitende 
Kapital  —  der  Geschäftsbetriebsfonds  —  zu  inven- 
tarisieren, denn  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Kaufmann 
(§§  1,  2,  4,  17,  38  und  39  des  H.G.B.)  ist  er  zur 
Buchführung  und  zur  Aufnahme  seines  Vermögens  ver- 
pflichtet. 

Eröffnet  ein  Kaufmann  am  1.  Dezember 
sein  Geschäft,  so  hat  er  am  30.  November  des 
darauffolgenden  Jahres  wieder  eine  Inventur  zu 
machen.  Entschliesst  er  sich  aber,  als  Ab- 
schlusstermin (Ende  des  Geschäftsjahres)  für 
die  Zukunft  nicht  den  30.  November,  sondern 
den  31.  Dezember  zu  wählen,  so  muss  er  trotz- 
dem am  30.  November  des  der  Eröffnung  des 
Geschäfts  folgenden  Jahres  Inventur  machen 
und  ihr  am  31.  Dezember  desselben  Jahres 
eine  neue  folgen  lassen,  da  ein  längerer  Zeit- 
raum als  zwölf  Monate  zwischen  den  einzelnen 
Inventuren  und  Bilanzen  nicht  verstreichen  darf. 

Im  Absatz  3  des  §  39  ist  von  der  Pflicht 
der  jährlichen  Inventarisierung  eine  Ausnahme 
gemacht,  doch  nur  in  bezug  auf  die  Inven- 
tur; die  Bilanz  ist  auch  in  diesem  Falle  jähr- 
lich zu  ziehen,  wie  das  neue  Gesetz  ausdrück- 
lich hervorhebt. 


Betriebsfonds     am 
30.|11.  19.. 

M  30  000.— 
dazu  Ge- 
winn      M   125. — 


Jetziger  Betriebsfonds 


Die  Begünstigung  der  zweijährigen  Inventur- 
errichtung ist  wie  folgt  aufzufassen.  Gerät 
der  Kaufmann,  der  da  annahm,  dass  er  wegen 
der  Eigenartigkeit  seiner  Lagerbestände  berech- 
tigt sei,  von  der  obenerwähnten  Begünstigung 
Gebrauch  zu  machen,  in  Konkurs,  dann  ist 
nicht  sein  Urteil,  welches  er  über  sein  Lager 
hatte,  massgebend,  sondern  das  des  Richters 
oder  der  Sachverständigen,  die  zu  entscheiden 
haben,  ob  er  berechtigt  war,  die  Warenbestände 
nur  alle  zwei  Jahre  zur  Inventur  zu  bringen. 

Nach  einer  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
vom  12.  April  1882  tritt  die  Pflicht  zur  Ziehung  der 
Eröffnungsbilanz  ein,  wenn  der  erste  Akt  des  Betriebes 
des  kaufmännischen  Geschäfts  erfolgt.  Auch  hat  das 
Reichsgericht  III.  Strafsenat  durch  Erkenntnis  vom  30. 
Oktober  1888  es  ausgesprochen,  dass  der  seine  Zah- 
lungen einstellende  Kaufmann  wegen  Bankerotts  zu 
bestrafen  ist,  wenn  er  es  unterlassen  hat,  bei  Beginn 
des  Geschäfts  und  sodann  in  jedem  Jahre  die  Bilanz 
zu  ziehen  (s.  a.  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichs- 
gerichts in  Strafsachen,  herausgegeben  von  den  Mit- 
gliedern der  Reichsanwaltschaft  Bd.  I,  S.  354—356,  Bd.  I, 
S.  467—469,  Bd.  II,  S.  32—34,  Bd.  IV,  S.  593-595). 

Das  Inventar  und  die  Bilanz  können  in  ein 
dazu  bestimmtes  Buch  eingeschrieben  oder 
jedesmal  besonders  aufgestellt  werden.  Im 
letzteren  Falle  sind  sie  zu  sammeln  und  in 
zusammenhängender  Reihenfolge  geordnet  auf- 
zubewahren. 

Bei  sehr  grossen  Betrieben,  z.  B.  bei  einer 
Grossbank,  ist  es  ganz  unmöglich,  das  Inven- 
tar in  ein  einziges  Buch  einzuschreiben.  Hier 
bestehen    zahlreiche  Abteilungen:    eine    Kasse 
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mit  Unterabteilungen  (Wechsel-,  Anweisungs-, 
Coupon-,  Effekten-,  Devisenkasse  usw.),  eine 
Wechselabteilung  usw. 

Wollte  ein  Beamter  der  Bank  in  allen  Ab- 
teilungen sämtliche  Gegenstände,  die  sich  z. 
Z.  der  Inventur  vorfinden,  aufnehmen,  so  hätte 
er  monatelang  zu  tun.  Die  Arbeit  muss  daher 
geteilt  werden;  dieser  Notwendigkeit  trägtauch 
das  Gesetz  Rechnung,  indem  es  gestattet,  dass 
die  Inventur  auf  zusammengehefteten  Bogen 
gemacht  wird,  sofern  eine  mit  dem  Datum 
und  mit  der  Firmaunterschrift  versehene  Ge- 
samtübersicht angefertigt  wird. 

b)  Die  Darstellung  der  Vermögensver- 
änderungen. 

ZurDarstellungder  Vermögensveränderungen 
dienen  bei  der  einfachen  Buchführung  das  Kassa- 
buch, das  Memoria!  (Journal)  und  das  Hauptbuch. 

In  der  erweiterten  einfachen  Buchführung  begegnen 
wir  auch  noch  dem  Warenbuch,  Wechselbuch,  Wert- 
papierbuch, Einkaufs-  und  Verkaufsbuch  usw. 

ci)  Das  Kassabuch.  Zunächst  wurde  das 
bei  Eröffnung  des  Geschäftsbetriebes  vorhanden 
gewesene  Bargeld  in  das  Kassabuch  einge- 
tragen. Auf  der  Ausgabeseite  finden  wir  be- 
zahlte Rechnungen,  Ausgabe  für  erworbene 
Einrichtungsgegenstände  und  Spesenzahlungen, 
Mietzins,    Gehalt,    Spesen   aller  Art;   auf   der 


Empfangsseite  einkassierte  Rechnungen,  bezw. 
Barverläge. 

Addiert  man  die  Einnahme  und  zieht  davon 
die  Ausgabe  ab,  so  erhält  man  den  vorhan- 
denen Barbesitz.  Um  die  Beträge  in  beiden 
Kolonnen  gleichzustellen,  setzt  man  den  Bar- 
bestand „Saldo"  auf  die  kleinere  Betragsseite. 

Auf  der  Empfangsseite  finden  wir  die  Be- 
träge : 

M  30  000.— 1 
„      1  125.-/ 


zusammen  M  31  125. 


auf  der  Ausgabeseite 
M     5  000.— 
„    20  000.- 
450.- ( 
750.— J 


zusammen  M  26  200. — 


Es  sind  daher  noch 


M     4  925.— 


bar  vorhanden. 

Wird  der  Saldo  auf  die  Ausgabeseite  ge- 
stellt, so  sind  die  Summen  von  Einnahme  und 
Ausgabe  gleich. 

Da  in  unserem  Beispiel  rechts  mehr  Zeilen 
verwendet  worden  sind  als  links,  die  Schluss- 
striche („Abschlusstriche")  aber,  wie  dies  buch- 
halterisch üblich  ist,  in  gleicher  Zeilenhöhe 
stehen  müssen,  setzt  man  auf  jener  Seite,  auf 
welcher  weniger  Zeilen  benutzt  wurden,  das 
Knie  („Nase;  Riegel")  ein. 


Januar 


strich 


1      Barbestand  auf  neue 
Rechnung      .     . 


M 30000 
,.     1125 


M31125 


Abschlusstr 


M    4925 


ich 


Bargeld 


Ansatz- 
Strich 


M    5000 
20000 
450 
750 
4925 


M31125  — 


ß)  Das  Memorial  (Journal)  enthält  die 
Ziel-  und  Tauschgeschäfte. 

J.  Schulze,  hier 
kauft  5  Stck.  Changeant-Seidenstoffe;  er  bezahlt 
den  Rechnungsbetrag  erst  nach  drei  Monaten. 

Das  Geschäft  ist  also  ein  Zielgeschäft  (Ver- 
kauf auf  3  Monate  Ziel);  der  Käufer  schuldet 
den  Betrag  der  Faktur  bis  18.  März  des  kom- 
menden Jahres;  er  ist  daher  zu  belasten. 

Dies  geschah  auch  in  unserem  Beispiele. 
Der  Betrag  der  Verrechnung  mit  J.  Schulze 
wurde  in  die  Sollkolonne  eingetragen. 


Abschlusstr  ich 


Anders  stellt  sich  aber  das  Verhältnis  im 
nächsten  Geschäftsvorfall. 

An  Karl  Heller,  hier 
wurde  Ware  verkauft;  es  wurde  aber  auf  den 
Käufer  sofort  eine  Tratte  (Wechsel)    gezogen. 

Im  vorliegenden  Falle  haben  wir  es  mit 
einem  Tauschgeschäft  zutun,  denn  Fritzsche 
fakturiert  dem  Karl  Heller  Waren  und  erhält 
dagegen  dessen  Akzept,  d.  i.  das  Wechsel  massige 
Versprechen  des  Kunden,  dass  er  in  drei  Mo- 
naten den  Gegenwert  für  die  bezogenen  Waren 
entrichten  werde.     Der  Leistung  des  Fritzsche 
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steht  in  diesem  Falle  die  Gegenleistung  des 
Heller  gegenüber. 

Akzeptgeben  ist  identisch  mit  bezahlen,  da  der 
Besitzer  eines  Wechsels  diesen  in  den  meisten  Fällen 
diskontieren,  d.  i.  zu  Geld  machen  kann. 

Daher  wurden  zwei  Memorialsätze  gebildet. 
1.  Karl  Heller  Soll  für  die  Ware  und  2.  der- 
selbe Haben  für  sein  Akzept  (bez.  für  m.  Tratte). 

7)  Das  Hauptbuch.  Zum  Zwecke  der 
Erzielung  einer  leichten  und  vollkommenen 
Übersicht  wurden  in  dem  auf  Seite  719  be- 
handelten Monatsplane  eines  neu  errichteten 
Geschäftshauses  bloss  wenige  Geschäftsereig- 
nisse vorgeführt.  Selbstverständlich  ist  aber,  dass 
ein  solches  Haus  im  Monate  nicht  zwei  oder  drei 
Umsätze  bewerkstelligt,  sondern  viele  hundert. 

Würden  sich  bloss  5 — 6  Fälle  ereignen,  so  könnte 
man  wohl  mit  dem  Memorial  auskommen,  denn  man 
könnte  sich  zur  Bilanzzeit  die  Schuld-  und  Guthaben- 
posten zusammen  buchen.  JVlan  würde  einfach  zu  er- 
mitteln haben,  ob  der  Kunde,  der  für  Warenempfang 
jm  Memorial  belastet  ist,  bezahlt  hat  oder  neuerdings 
Waren  erhalten  hat;  —  man  müsste  sohin  sich  quasi 
einen  Kontoauszug  konstruieren.  Würden  aber  viele 
hundert  solche  Ereignisse  stattgefunden  haben,  so  käme 


man  von  selbst  darauf,  dass  man  sich  für  jeden  Kunden  je 
ein  Konto  errichten  und  in  dieses  dasjenige  eintragen 
würde,  was  sich  auf  den  Verkehr  mit  ihm  bezieht. 

Ein  Buch,  welches  solche  Konten  enthält, 
ist  das  Hauptbuch.  Man  überträgt  in  dieses 
aus  dem  zeitfolgemässig  geführten  Tagebuche 
—  aus  dem  Memorial. 

In  unserem  Beispiele  waren  Konten  zu  er- 
richten für: 

J.  Schulze,  hier 
und  für 

Karl  Heller,  hier. 

Am  Ende  der  Betriebsperiode  —  in  unserem 
Beispiele  Ende  Dezember  —  werden  die  Konten 
geschlossen.  J.  Schulze  schuldet  M  1 1 50. — . 
Um  das  Konto  zu  saldieren,  setzt  man  diesen 
Betrag  auf  die  andere  Betragsseite  ein.  Infolge 
dieses  Vorganges  sind  die  Betragssummen  auf 
beiden  Seiten  gleich  geworden;  das  Konto 
wird  nunmehr  geschlossen  und  der  Saldo  aufs 
neue  vorgetragen. 

Die  nachstehende  Zeichnung  soll  die  Rich- 
tigkeit dieses  Vorgangs  beleuchten. 


Soll 


J.  Schulze,  hier 


Haben 


Saldo 

1 

1 

Warenschuld 

M   1150 

M  1150  — 

! 

1 

1 

litillill 

li    j 

^-^^ 

---^ 

Warenschuld  aufs  neue 

|M  1150.— 1 

Vorgang  beim  Abschlüsse,  wenn  J.  Schulze  eine  Teilzahlung  bewerkstelligt  hätte. 

Soll  J.  Schulze,  hier  Haben 


Warenschuld 


M  1150. 


Teilzahlung 


Saldo  (Restschuld) 


M  300.— 


Saldo  (Restschuld)  auf  neue  Rechnung 


c)  Die  Darstellung   des  Endvermögens. 
Wie  schon  (S.  719)  dargetan  wurde,  bildet 
das  Inventar  die  Hauptrechnung  der  ein- 
fachen Buchführung. 


Hierüber  schreibt  der  bekannte  Schweizer  Buch- 
haltungsforscher F.  Hügli: 

„Die  einfache  Buchführung  kontrolliert  nur  den  Be- 
stand und  die  Veränderungen  der  Vermögensbe- 
standteile.    Sie   erreicht  dies  im   allgemeinen   durch 
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die  Aufstellung  eines  Inventars  über  die  Ver- 
mögensbestandteile,  d.  h.  eines  Verzeichnisses  derselben 
und  ihres  Wertes  am  Anfang  und  am  Ende  der  Rech- 
nungsperiode. 

Aus  der  Vergleichung  der  positiven  (aktiven)  und 
der  negativen  (passiven)  Werte  des  Inventars  ergibt 
sich  die  totale  Summe  des  reinen  Vermögens  auf  den 
Zeitpunkt  der  Inventuraufnahme,  und  aus  der  Verglei- 
chung des  reinen  Vermögens  des  Anfangsinventars  und 
des  Schlussinventars  wird  die  Summe  der  Vermehrung 
oder  Verminderung  des  reinen  Vermögens  ersichtlich. 
Die  kontenförmigen  Buchungen  treten  bei  der  ein- 
fachen Buchführung  —  im  Gegensatz  zur  Buchführung 
in  Doppelposten  —  nur  in  sekundärer  Weise  auf  und 
umfassen  meistens  nicht  alle  Vermögensbestandteile  des 
Geschäfts,  sondern  nur  solche,  w^elche  ohne  fortlaufende 
Aufzeichnung  ihrer  Veränderungen  nicht  oder  doch  nur 
schwer  inventarisiert  werden  könnten  und  solche,  bei 
denen  die  fortlaufende  Buchung  der  Veränderungen 
aus  besonderen  Gründen  wünschenswert  erscheint,  wie 
Geld,  Forderungen  und  Schulden  und  in  vielen  Fällen 
auch  Waren  und  andere  Vorräte. 

Immer  gehen  aber  die  schliesslichen  Ergebnisse  der 
kontenförmigen  Buchung  in  das  Inventar  über  und  mag 
die  kontenförmige  Buchung  auf  Kasse,  Forderungen 
und  Schulden  beschränkt  bleiben  oder  sich  mehr  oder 
weniger  auf  andere  Vermögensteile  ausdehnen,  so  bleibt 
das  Inventar  doch  stets  die  Hauptrechnung  der 
einfachen  Buchführung. 

Bezüglich  der  Bewertung  der  Objekte  in 
der  Bilanz  setzt  §  40  des  H.G.B.  Abs.  2  fest: 

,,Bei  der  Aufstellung  des  Inventars  und  der  Bilanz  sind 
sämtliche  Vermögensgegenstände  und  Schulden  nach 
dem  Werte  anzusetzen,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte 
beizulegen  ist,  für  welchen  die  Aufstellung  stattfindet". 

Das  Inventar  ist  eben  eine  Momentphoto- 
graphie  des  Vermögensbestandes  am  Eröffnungs- 
oder Abschlusstage,  und  deshalb  sind  alle  Vor- 
räte so  einzustellen,  als  ob  sie  am  Tage  der 
Aufmachung  der  Inventur  verkauft  (liquid  ge- 
macht) werden  würden. 

Besitzt  der  Unternehmer  z.  B.  einen  Vorrat  von 
1 500  kg  Arriba-Kakao,  welchen  er  per  50  kg  zu  M  11 0. — 
gekauft  hat  und  ist  z.  Z.  der  Inventuraufnahme  der 
Marktpreis  für  Arriba-Kakao  mit  M  105. —  festgesetzt, 
so  muss  der  Unternehmer  den  Kakao  zu  105. —  in- 
ventieren;  notiert  der  Kakao  aber  115. — ,  so  darf  der 
Unternehmer,  trotzdem  er  die  Ware  für  110. —  er- 
worben hat,  diese  zu  115. —  in  das  Inventar  einsetzen. 

Auf  die  bei  Aktiengesellschaften  bestehenden 
Ausnahmen  wird  später  noch  zurückzukommen  sein. 

Gegenstände,  die  keinen  Markt-  oder  Bör- 
senwert haben,  wie  Industrieartikel:  Klaviere, 
Lampen,  Gegenstände  der  Textilindustrie,  sind 
zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreise  zu 
inventieren. 

Betriebsgegenstände  endlich,  das  sind  Gegen- 
stände, die  nicht  zur  Weiterveräusserung,  son- 
dern dauernd  zur  Nutzniessung  (Benutzung) 
erworben  worden  sind,  werden  zum  Buchwerte 
eingestellt,  d.  h.  zum  ursprünglichen  Anschaf- 
fuiigswert,  von  dem  alljährlich  ein  entsprechen- 
der, meist  in  Prozenten  festgesetzter  Betrag  für 


Benutzung,  Abnutzung  oder  substanzielle  Ver- 
schlechterung abgesetzt  wird  („Abschreibung"). 

Der  Anschaffungswert  einer  Maschine  ist  z.  B. 

am   15./2.   19 M  1650.— 

ab  10%  für  Abschreibung    .     .      „      165. — 

Daher  ihr  Wert  am  31./12.  19  .  .     M  1485.— 

(Die  Maschine  wird  am  31./12.  19  .  .  mit  M  1485.— 
in  die  Inventur  eingestellt.) 

Im  darauffolgenden  Jahre  wird  —  wenn  nicht  etwa 
bauliche  Veränderungen  oder  wesentliche  Reparaturen 
vorgekommen  sind  —  der  Wert,  wie  folgt,  festge- 
stellt: 

Wert  der  Maschine  lt.  Inventur 

vom  Vorjahre M  1485. — 

ab  10%  Abschreibung     .     .     .      „      148.50 

Wert  der  Maschine  am  3  l./l  2. 19..     M  1336.50usw. 

Hinsichtlich  der  formellen  Führung  von 
Handelsbüchern  heisst  es  (§  43  des  H.G.B.): 

„Die  Bücher  sollen  gebunden  und  Blatt  für 
Blatt  oder  Seite  für  Seite  mit  fortlaufenden 
Zahlen  versehen  sein."  Lose  Zettel  können  also 
d^eStelle  von  Büchern  nicht  vertreten.  „An  Stellen, 
die  der  Regel  nach  zu  beschreiben  sind,  dürfen 
keine  leeren  Zwischenräume  gelassen  werden." 

„Der  ursprüngliche  Inhalt  einer  Eintragung 
darf  nicht  mittelst  Durchstreichens  oder  auf 
andere  Weise  unleserlich  gemacht  (etwa  durch 
Anwendung  einer  Säure,  wie  eaa  Labracque, 
Tintenvertilger),  es  darf  nichts  radiert,  auch 
dürfen  solche  Veränderungen  nicht  vorge- 
nommen werden,  deren  Beschaffenheit  es 
ungewiss  lässt,  ob  sie  bei  der  ursprünglichen 
Eintragung  oder  erst  später  gemacht  wor- 
den sind." 

Ferner  sagt  das  H.G.B.  (§  44):  „Die  Kauf- 
leute sind  verpflichtet,  ihre  Handelsbücher  bis 
zum  Ablauf  von  zehn  Jahren,  von  dem  Tage  der 
darin  vorgenommenen  letzten  Eintragung  an 
gerechnet,  aufzubewahren." 

Bei  der  Eintragung  in  Handelsbücher  hat 
sich  der  Kaufmann  einer  lebenden  Sprache 
und  der  Schriftzeichen  einer  solchen  zu  be- 
dienen. Demnach  ist  die  Anwendung  der 
hebräischen,  altgriechischen  und  anderer  Schrift- 
zeichen, welche  toten  Sprachen  angehören,  nicht 
gestattet.  Der  Bücherabschluss  muss  in  Reichs- 
währung erfolgen. 

Nach  der  Gesetzgebung  einzelner  Staaten 
liefert  eine  ordnungsmässige  Buchführung  in 
Streitigkeiten  unter  Kaufleuten  ein  teilweises 
Beweismittel,  welches  durch  den  Eid  vervoll- 
ständigt werden  kann. 

Im  Deutschen  Reiche  und  in  Österreich  ist 
durch  Einführung  der  Zivilprozessordnung  die 
freie  Beweiswürdigung   zur  Geltung   gelangt, 
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d.h.  der  Richter  kann  nach  vollständig  freiem 
Ermessen  bestimmen,  ob  er  dem  Handelsbuche 
einen  bestimmten  Grad  der  Glaubwürdigkeit 
und  Beweiswürdigkeit  beimessen  will. 

Im  Laufe  eines  Prozesses  zwischen  Kauf- 
leuten kann  der  Richter  aus  eigenem  Antriebe 
oder  auf   Ersuchen    einer    der    interessierten 


Parteien  die  Vorlage  der  Handelsbücher  einer 
Prozesspartei  anordnen.  Die  vorgelegten  Bücher 
liefern  dann  unter  Umständen  Beweismaterial 
zugunsten  dessen,  der  sie  vorlegt,  sie  können 
aber  auch,  da  ihre  Vorlage  dem  Richter  nichts 
verweigert  werden  darf,  zum  Nachteile  dessen,; 
der  sie  geführt  hat,  Beweismittel  liefern. 


II.  Die  Buchführung  in  Doppelposten. 


(Doppelte  B 
1.  Theoretische  Grundbegriffe. 

Die  Doppelbuchführung  (Doppik)  erstreckt 
sich  nicht  nur  auf  die  Verrechnung  der  wesent- 
lichen Vermögensbestandteile  —  wie  die  ein- 
fache Buchführung  — ,  sondern  sie  verrechnet 
sämtliche  Bestände,  sowie  auch  die  Erfolge 
eines  Geschäftsbetriebes  in  systematischem  Zu- 
sammenhange. Sie  begnügt  sich  daher  nicht 
damit,  die  Summe  der  Veränderung  des  Be- 
triebsfonds zu  ermitteln,  sondern  will  auf  den 
nach  der  Besonderheit  des  Unternehmens  ein- 
gerichteten Einzelrechnungen  die  Ursachen  aller 
Veränderungen  nachweisen,  wobei  sie  an  dem 
volkswirtschaftlichen  Grundsatze,  dass  jeder 
Leistung  eine  Gegenleistung  gegenüberstehen 
müsse,  festhält. 

Wenn 

Leonhard  Köhler,  Leipzig 

(der  Besitzer  eines  Warengeschäfts)  dem 

Kurt  Scholze,  Leipzig 
Waren  auf  Ziel  (beispielsweise  Stck.  100  Möbel- 
stoff ä  32. — )  verkauft,  so  wird  Kurt  Scholze 
durch  geschäftlichen  Vorgang  Schuldner. 

Der  Besitzstand  hat  sich  um  die  Menge  der 
verkauften  Waren  verringert,  dagegen  ist  ein 
Forderungsrecht  als  Ersatz  hierfür  entstanden. 
Wurde  die  Ware  —  was  ja  in  der  Regel 
eintreten  wird,  weil  es  in  der  Natur  des  ge- 
schäftlichen Umsatzes  liegt  —  mit  Gewinn  ver- 
kauft, so  ist  der  Gesamtbesitz  durch  das  Ge- 
schäftsereignis grösser  geworden.  Natürlich 
wird  bei  Beurteilung  dieses  Umstandes  ange- 
nommen werden  müssen,  dass  der  Käufer  bis 
zum  Ablaufe  des  Zieles  zahlungsfähig  bleibt. 
Angenommen 

Leonhard  Köhler,   Leipzig, 
hätte  besessen: 

M    9  500.—  Bargeld 
„  30  000.—  Waren  (1000  Stck. 

Möbelstoffe  ä  30  M) 

Übertrag:    M  39  500.- 


uchführung.) 
Übertrag:    M  39  500.— 


10  000. —  Forderungsrechte 
10  000.—  Wechsel 

500. —  Einrichtungsgegen- 
stände 


zusammen  M  60  000. — 


1 


I 


so  würde  sich  der  Vermögensstand  wie  folgt 
verändert  haben. 

Köhler  würde  nun  besitzen: 

M    9  500.—  Bargeld   ' 

„  27  000.—  (Stck. 900  Möbelstoffe  ä  30 M) 

„  13  200. —  Forderungsrechte 

(10000  +  3200) 
„  10  000.—  Wechsel 
„       500. —  Einrichtungsgegenstände 

M  60  200.— 

Während  sich  die  einfache  Buchführung  da- 
mit begnügt,  alle  Veränderungen,  welche  das 
Bargeld  und  die  Verrechnungsverhältnisse  mit 
Personen  betreffen,  zum  Zwecke  der  Anferti- 
gung einer  Schlussinventur  aufzuzeichnen,  also 
im  vorliegenden  Falle  auf  einem  Konto  dar- 
zustellen, dass  Kurt  Scholze,  Leipzig  für  ge- 
kaufte Waren  M  3200.—  schuldet,  betrachtet 
die  Doppelbuchführung  den  Fall  von  einem 
ganz  anderen  Standpunkte.  Für  jede  Leistung 
muss  eine  Gegenleistung  bestehen,  und  selbst 
wenn  Güter  ganz  ohne  Gegenleistung  geopfert 
würden,  so  müsste  dann  eben  auch  dieser  Um- 
stand rechnungsmässig  festgestellt  werden.       ^H 

Wenn  ein  Unternehmer  Ware  auf  Ziel  ver-"^^ 
kauft,   so  schuldet  der  Käufer  (er  erhält  und 
wird  deshalb  „Debitor"),  das  Warenkonto  leistet 
(es  gibt  —  es  wird  „Kreditor"). 

Die  nachfolgenden  Beispiele  sollen  das  Ge 
sagte  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  be 
leuchten. 

/.  Jan.  1.  19 . .  Eröffnung  eines  Geschäfts  mU\ 
M  60  000.—  Bargeld. 

Der  Chef  legt  ein  (gibt);  die  Kassenabteilung 
(Kassakonto)  erhält. 


1 


1     Soll 


Die  BtichfufEntrng-  in  D^pelposten. 
Kapital- Konto 


727 

Haben     1 


19.. 
Jan. 

1 

Per  Kassa-Konto 


2     Soll 


Kassa- Konto 


M  60000- 
Haben     2 


19 


Jan. 


An  Kapital-Konto 


M 60000 


Erläuterung: 

Der  Chef  legt  in  die  Kasse  M  60  000.—. 
Denken  wir,  wir  hätten  es  anstatt  mit  dem 
Kassenschranke,  dem  das  Geld  übergeben  wird, 
mit  einer  Person,  und  zwar  mit  einem  Ge- 
schäftsfreunde zu  tun.  Die  Rechnung  des  Bar- 
geldempfängers (des  Geschäftsfreundes)  würde 
für  den  Wertbetrag  des  Objekts,  das  der  Un- 
ternehmer ihm  übergibt  (also  für  den  Betrag 
des  Bargelds)  belastet  werden. 

Da  in  der  Doppelbuchhaltung  die  Vermö- 
gensbestandteile mit    den   Personen    gleichbe- 

Soll  Kassa-Konto  Haben 


handelt  und  ihre  Rechnungen  eröffnet  werden, 
so  wird  im  vorliegenden  Falle  das  Kassakonto 
Schuldner  (Debitor)  für  M  60000.— 

Der  Prinzipal  ist  der  Hergebende.  Auch 
ihm  wird  ein  Konto  in  der  Buchführung  seines 
Unternehmens  eröffnet. 

Anstatt  nun  zu  schreiben:  „Kassa- Konto  Soll" 
und  „Mein  Konto"  oder  „Konto  des  Prinzi- 
pals" Haben,  wählt  man  für  den  Kreditor  zu- 
meist die  mehr  allgemein  lautende  Bezeichnung 
„Kapital-Konto". 

Somit: 


Soll 


Kapital-Konto 


Haben 


Buchung  links 
Wenn  aber  jemand  erhält  und  zufolge  dessen 
schuldet,  so  ist  es  natürlich,  dass  beigeschrie- 
ben wird,  An  wen  er  schuldet.  Ebenso  ist 
es  am  Platze,  bei  dem  Konto  des  Gläubigers 
beizuschreiben.  Bei  wem  er  gut  hat  oder  Von 
wem  er  zu  erhalten  hat.  Man  findet  in  Han- 
delsbüchern zumeist  das  Wörtchen  „Per"  bei- 

2     Soll  Kassa- 


Buchung  rechts 

gesetzt;  in  neuerer  Zeit  wird  es  allerdings  auch 
oft   durch    das  deutsche  Wort  „Von"  ersetzt. 

2.    Jan.  2.  Kauf  von  Stck.  500  Drell  ä  30.— 

für  M  15000.—  bar. 

(Der  Name  des  Lieferanten  kommt  hier  nicht  in  Betracht; 

man  findet  ihn  dagegen  in  der  Grundbuchung). 

Das  Warenkonto  erhält;  das  Kassakonto  gibt. 
Konto  Haben     2 


19., 

Jan. 


An  Kapital-Konto^) 


M  60  000 


19.. 
Jan. 


Per  Warenkonto 


M  15000 


3     Soll 

Waren-Konto 

Haben 

3 

19.. 

Jan. 

2 

An  Kassa-Konto 

M 15000 

— 

' 

^)  Dieser  Text  ist  mit  kleineren  Lettern  dargestellt,  da  er  eine  bereits  von  früher  her  im  Buche  stehende 
Eintragung  vorführt. 
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3.    Januar  3.    Verkauf  von  Stück  200  DrelL 
ä  32. —  für  6400.—  bar. 


2     Soll 


(Der  Name  des  Kunden  kommt  hier  nicht  in  Betracht; 
man  findet  ihn  in  der  Grundbuchung). 

Das  Kassekonto  erhält;  das  Warenkonto  gibL| 
Kasse-Konto  Haben     2 


19.. 

Jan. 


An  Kapital- Konto 

An  Waren-Konto 


M     60000 

6400 


19.. 

Jan. 


Per  Waren- Konto 


3     Soll 


Waren-Konto 


M     15000 


Haben     3 


19.. 

Jan. 


An  Kasse-Konto 


M     15000 


19.. 
Jan. 


Per  Kasse- Konto 


M6400 


4.    Jan.  4.  Verkauf  von  Stück  WO  Drell  ä  32.50  und  dieses  Debitoren-Konto  oder  Kunden-Konto 
an  Lange  &  Co.,  hier  auf  3  Monate  Ziel.      (auch  „laufende  Rechnung"  oder  „Konto-Kor- 


Das  Warenkonto  gibt;  Lange  &  Co.  erhält. 

Daher:  Konto  Lange  &  Co.,  hier  Soll; 
Warenkonto  Haben. 

In  vielen  Geschäftshäusern  ist  es  Gebrauch, 
für  alle  Käufer  ein  Gesamtkonto  zu  errichten 


rentkonto")  zu  nennen;  für  die  Lieferanten  da- 
gegen ein  Kreditoren- Konto  oder  Lieferanten- 
Konto.  In  einem  anderen  Buch  wird  dann 
natürlich  jedem  Geschäftsfreunde  ein  besonderes 
Konto  errichtet. 


3     Soll 

Waren-Konto 

Haben 

_3j 

19.. 

19.. 

Jan. 

2 

An  Kassa-Konto 

M.     15  000 

— 

Jan. 

3 
4 

Per  Kassa-Konto 

„    Debitoren-Konto 

M      6400 
3250 

1 

4     S 

oll 

Debitc 

)ren 

-Konto 

Haben 

4 

19.. 

Jan. 

4 

An  Waren-Konto 

M  3250 

— 

-  \ 

II 


2.  Darstellung  des  Zusammenhanges 
der  Konten. 
Das  Wesen  der  Doppel buchhal tu ng  und 
der  Zusammenhang  der  Konten  soll  an 
den  nachfolgenden  Beispielen  klar  gemacht 
werden,  wobei  aber  bemerkt  sei,  dass  in  diesem 
ersten  Beispiele  lediglich  auf  den  theoreti- 
schen Aufbau  und  nicht  auf  die  Praxis  des 
Geschäftslebens  Rücksicht  genommen  ist  und 
dass  zu  diesem  Behufe  alle  Posten  in  runden 
Ziffern  dargestellt  sind. 

1.  Dez.  1.   Kapitaleinlage  M  50000.—  bar. 

(Kassa:  Soll;     Kapital:  Haben). 

2.  Dez.  2.  kaufeWertpapieref.  M  30  000.— bar. 

(Wertpapiere:  Soll;     Kassa:  Haben.) 

3.  Dez.  4.  kaufe  Waren  Stck.  100  Drell  ä  25  M 

2500.—  bar. 
(Waren:  Soll;     Kassa:  Haben.) 


4.  Dez.  6.  Verkauf  Stck.  25  Drell  ä  30.—  bar 

für  M  750.—  bar.  ;^ 

(Kasse:  Soll;     Waren:  Haben.)  3 

5.  Dez.  8.  Verkauf  Stck.  25  Drell  an  Herbert 

König,  hier,  ä  28,60  =  M.  7 1 5.— ; 
3  Monate  Ziel. 
(Debitoren -Konto:  Soll;     Waren:  Haben.) 

6.  Dez.  11.  Verkauf  Stck.  50  an  Laufer  &  Co., 

hier,  ä  29. —  gegen  sein  3  Monat- 
Akzept    (gegen    seine    wechsel- 
mässige  Verpflichtung  in  3  Mo- 
naten M  1450. —  zu  bezahlen).. 
(Wechsel:  Soll;     Waren:  Haben.) 

7.  Dez.   15.   Verkauf:  Wertpa- 

piere für  M  30300.—  bar. 
(Kassa:  Soll;     Wertpapiere:  Haben.) 

8.  Dez.  18.  Kauf:     Stck.  200  Drell  ä  25.— 1 

=  M  5000.—  bar. 
(Waren:  Soll;  Kassa:  Haben.) 
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9.  Dez.  28.  Verkauf  Stck.  200  Drell  ä  27. 
=  M  5400.—  bar. 
(Kassa:  Soll;  Waren:  Haben.) 


10.  Dez.  31.  Zahlung  von  Salär  an  das  Per- 
sonal und  Spesen  M  265. — 
(Unkosten:  Soll;  Kassa:  Haben.) 


1     Soll 


Kapital-Konto 


Haben     1 


19.. 
Dez. 

1 

Per  (oder  „Von") 
Kassa-Konto 


M 50000 


2     Soll 

Kassa-Konto 

Haben 

2 

19.. 

19.. 

M 30000 
„     2500 
„     5000 
„       265 

Dez. 

» 

1 

6 

15 

28 

An  Kapital-Konto 
„  Waren- Konto 
„  Wertpapier-Konto 
„  Waren- Konto 

M 50000 
„       750 
„  30300 
„     5400 

— 

Dez. 

2 

4 
18 
31 

PerWertpapier-Konto 
„  Waren-Konto 
„  Waren-Konto 
„  Unkosten-Konto 

— 

3     Soll 


Wertpapier-Konto 


Haben     3 


19.. 
Dez.  2 

4     Soll 


An  Kassa-Konto 


M 30000 


19.. 
Dez. 


15 


Per  Kassa-Konto 


Waren-Konto 


M  30300  — 
Haben     4 


19.. 
Dez. 


An  Kassa- Konto 
„    Kassa-Konto 


19.. 

M2500 

Dez. 

6 

„  5000 

8 
11 

28 

Per  Kassa- Konto 
Debitoren-Konto 
Wechsel-Konto 
Kassa-Konto 


M   750 

„     715 

„  1450 

„  5400 

5     Soll 


Debitoren-Konto 


Haben     5 


19.. 
Dez. 


6     Soll 


An  Waren-Konto 


M  715 


Wechsel-Konto 


Haben     6 


19.. 
Dez. 


11 


An  Waren-Konto 


M  1450 


7     Soll 

Unkosten-Konto 

Haben 

7 

19.. 
Dez. 

31 

An  Kassa-Konto 

M  265 

— 

Erläuterung: 
1.  Das  Kapital-Konto  weist  die  ursprüng- 
liche Einlage  von  M  50  000.—  aus. 


2.  Das  Kassa- Konto  weist  aus,  dass  M 
50  000  +  750.— +  30  300.— +  5400.—  der 
Kasse  übergeben  und  ihr  dagegen 
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M  30  000.—  +  2500.—  +  5000. \-  265.— 

entnommen  wurden. 

Somit  Einnahme  (Eingang)  M  86  450. — 
Ausgabe  (Ausgang)    „  37  765. — 

Der  Barbestand  beträgt  daher  M  48  685. — 
am  31.  Dezember  (Abschlusstag). 

3.  Das  Wertpapier-Konto  dient  zur  Ver- 
rechnung der  Wertpapierbestände. 

Es  wurden  für  M  30  000. —  Wertpapiere  ge- 
kauft und  diese  für  M  30 300. —  verkauft.  Das 
Konto  hat  mehr  hereingebracht  (geleistet)  als 


ihm  zur  Verrechnung  übergeben  wurde.  Der 
Überschuss  (Gewinn)  beträgt  M  300. — .  Beim 
Abschlüsse  werden  wir  ihn  in  das  Soll  einstellen. 

Auch  hier  wird  es  am  Platze  sein,  sich  das 
Konto  personifiziert  zu  denken. 

Eine  Abteilung  (oder  Person)  erhielt  zur 
Verrechnung  für  M  30000. —  Wertpapiere.  Da 
es  ihr  gelang,  die  Wertpapiere  günstig  zu  ver- 
äussern, schuldet  sie  den  Überschuss  dem  Ge- 
schäfte (wie  der  Angestellte,  der  verpflichtet 
sein  würde,  den  erzielten  Mehrerlös  an  das  Ge- 
schäft abzugeben). 


3  Soll 

Wertpapier-Konto 

Haben 

3 

19.. 
Dez. 

2 
31 

An  Kass^-Konto 
„    Gewinn-Konto ') 

M 30000 
„       300 

19.. 
Dez. 

15 

Per  Kassa-Konto 

M 30300 



» 

^^ 

M30300|— 

M 30300 

*)  Wir    werden   später  dieses  Konto  Gewinn-  und  Verlust-Konto  nennen,   weil  es  auf  der  einen  Seite 
die  Verluste  und  auf  der  andern  Seite  die  Gewinne  verrechnet. 


4.  Das  Waren-Konto  wurde  für  die  Ein- 
kaufswerte der  Waren  belastet  =  M  7500. — , 
dagegen    für  deren   Verkaufswerte  erkannt  = 


M  8315. — .  Sämtliche  Waren  sind  verkauft, 
daher  stellt  die  Differenz  (die  Mehrleistung  des 
Kontos)  den  Gewinn  dar. 


4     Soll 


Abschluss  des  Warenkontos 
Waren-Konto 


Haben     4 


19.. 

Dez. 

4 

» 

18 

» 

31 

An 


Kassa-Konto 

dto. 
Gewinn-Konto 


M  2500  - 
„  5000  — 
.,      815\- 


M  8315 


19.. 
Dez. 


Per 


Kassa-Konto 
Debitoren-  Konto 
Wechsel-Konto 
Kassa-Konto 


M  750 
„  715 
„  1450 
„  5400 


M  8315  — 


5.  Das  Debitoren-Konto  weist  aus,  dass  ein  Kunde   für  M  715.—  Ware   erhalten    hat 
und  diese  noch  schuldet. 
5     Soll  '  Debitoren-Konto  Haben     5 


19.. 
Dez. 


8 


An  Warenkonto 


M    715 

— 

19.. 
Dez. 

31 

Per  Saldo^) 


M  715 


')  Beim  Abschlüsse  wird  in  der  Doppelbuchhaltung  ein  Verwaltungskonto  „Bilanz-Konto"  gewählt. 
Dieses  werden  wir  an  späterer  Stelle  besprechen,  deshalb  soll  hier  zum  Ausgleiche  vorerst  der  bereits  er- 
läuterte Saldo  eingesetzt  werden. 

6.  Das  Wechsel-Konto  wird  wie  das  Debitoren-Konto  abgeschlossen. 
6     Soll  Wechsel-Konto  Haben     6 


19.. 
Dez. 


11 


An  Waren-Konto 


M  1450 

— 

19.. 
Dez. 

31 

Per  Saldo  {Vorrat) 


M  1450  — 
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7.  Das  Unkosten-Konto:  Wie  schon  an 
früherer  Stelle  gesagt  wurde,  muss  jede  Leistung 
mit  einerGegenleistungverrechnetwerden,  selbst 
wenn  eine  solche  nicht  wirklich  vorliegt.  Wenn 


Geld  für  Unkosten  ausgegeben  wird,  so  leistet 
die  Kasse,  und  es  erhält  diesen  Betrag  ein  Konto 
zur  Verrechnung,  welches  dann,  da  ein  effektiver 
Gegenwert  fehlt,  mit  Verlust  abgeschlossen  wird. 


7     Soll 


Unkosten-Konto 


Haben     7 


19.. 
Dez. 


31 


An  Kassa- Konto 


M  265 

— 

19.. 
Dez. 

31 

Per  Verlust^) 


M  265 


*)  Siehe  Bemerkung  zum  Wertpapier-Konto  S  730. 


Übersichtliche  Zusammenstellung  der  abgeschlossenen  Konten. 
1     Soll  Kapital-Konto  Haben     1 


19.. 
Dez. 


31 


An   alle  Vermögens 
bestandteile   beim 
Abschlüsse 
{inSumma  M  50  850) 


M50850 


M50850 


19.. 
Dez. 


Per  Kassa-Konto 

„    Qeneralgewinn- 
Konto  1) 


M 50000 
„       850 


M 50850 


^)  Die  Kontobezeichnung  entspricht  der  systematischen  Buchhaltung  nicht;   sie  ist  nur  provisorisch  ge- 
wählt, um  das  Wesen  der  Konten  verständlicher  zu  machen. 


2     Soll 

Kassa- Konto 

Haben 

2 

19.. 
Dez. 

n 

1 

6 
15 

28 

An  Kapital-Konto 
„  Waren-Konto 
„  Wertpapier-Konto 
„  Waren-Konto 

M 50000 
„       750 
„  30300 
„     5400 

— 

19.. 
Dez. 

2 

4 

18 

31 

31 

PerWertpapier-Konto 
„  Waren-Konto 

dto. 
„  Unkosten-Konto 
„  Saldo 

M 30000 
„     2500 
„     5000 
„       265 
„  48685 

-— 

M86450|— 

M86450J  — 

3     Soll 


Wertpapier- Konto 


Haben  3 


19.. 
Dez. 

2 
31 

An  Kassa-Konto 
„   Gewinn-Konto 

M 30000 
„       300 

-_ 

19.. 
Dez. 

15 

Per  Kassa-Konto 

M 30300 

» 

^^-^ 

M  30300  — 

M 30300 

— 

4     Soll 

Waren -Konto 

Haben 

4 

19.. 
Dez. 

» 
» 

4 
18 
31 

An  Kassa-Konto 
dto. 
„     Gewinn-Konto 

M    2500 
„     5000 
„       815 

— 

19.. 
Dez. 

6 

8 
11 

28 

Per  Kassa-Konto 
„     Debitoren-Konto 
„     Wechsel-Konto 
„     Kassa-Konto 

M      750 

„       715 
„     1450 
„     5400 

— 

M8315 

— 

M  8315 

— 

732 
5     Soll 


Buchführung. 
Debitoren-Konto 


Haben     5 


19.. 
Dez. 


An  Waren- Konto 


M715 


19.. 
Dez. 


31     Per  Saldo 


M715    — 


6     Soll                                                Wechsel-Konto 

Haben 

6 

19.. 
Dez. 

11 

An  Waren-Konto 

M  1450 

19.. 
Dez. 

31 

Per  Saldo  (Vorrat) 

M  1450 

7     Soll 


Unkosten-Konto 


Haben     7 


19.. 
Dez. 


31 


An  Kassa-Konto 


M  265 

19.. 
Dez. 

31 

Per  Verlust-Konto 


M265 


Ermittelung  des  Vermögensstandes  so- 
wie des  Erfolgs  (samt  Kontrolle). 

Betriebsfonds  am  Anfange 

der  Geschäftsperiode    .     .  M  50  000. — 
Jetziger  Betriebsfonds: 

1.  Geld  M  48  685.— 

2.  Debitoren      „        715.— 

3.  Wechsel         „      1  450.— 


M  50  850.— 
Daher  Reingewinn      .     . 

M 

850.— 

Kontrolle: 
Gewinn  an  Wertpapieren 

„    Waren     .     .     . 

M 

300.—' 
815.— 

Verlust  durch  Unkosten  . 

M 

1  115.— 
265.— 

Reingewinn 

M 

850.— 

*) 


3.  Die  Grundbücher  der  Buchführung 
in  Doppelposten. 

Wir  haben  bereits  (S.  7 1 3)  die  beiden  Haupt- 
arten von  Handelsbüchern  kennen  gelernt:  zeit- 
folgemässig  (chronologisch)  und  kontoförmig 
(systematisch)  geführte. 

So  wie  bei  der  einfachen  Buchführung  dienen 
auch  bei  der  Buchführung  in  Doppelposten 
das  Kassabuch  und  das  Memorial. zur  Dar- 
stellung der  Vermögensveränderung. 

Das  Hauptbuch  der  einfachen  Buchführung 
führt  bei  Anwendung  der  Doppik  den  Namen 
Personenbuch  (Salda-Konti  oder  auch  Kon- 
tokorrentbuch),   während  zur  Ermittelung  des 

*)  Diese  Ziffern  sind  den  vorstehenden  Konten  ent- 
nommen. 


Vermögensstandes  ein  Kontenbuch  dient,   das 
als  Hauptbuch  bezeichnet  wird. 

Dieses  unterscheidet  sich  vom  Hauptbuche  der  ein- 
fachen Buchführung  dadurch,  dass  es  auch  die  Sach- 
konten (toten  Konten)  enthält,  während  das  Hauptbuch 
der  einfachen  Buchführung  bloss  die  Personenrechnung 
umfasst. 

Wie  bei  der  erweiterten  einfachen  Buchfüh- 
rung, bedient  man  sich  auch  bei  der  doppelten 
Buchführung  der  verschiedenartigen  Hilfsbücher 
(Skontren),  die  der  Mengenverrechnung  und 
Kontrolle  zu  dienen  haben.  So  führt  man  im 
Warengeschäfte:  Warenbücher  (Warenskontren), 
Wechselbücher,Akzeptbücher;  im  Bankgeschäfte: 
Effektenbücher,  Wechsel-  und  Devisenbücher, 
Sortenbücher;  im  speziellen  Speditions-  und 
Kommissionsgeschäfte:  Speditions-  und  Kom- 
missionsbücher usw. 

Für  die  Einrichtung  der  Hilfsbücher  lassen 
sich  bestimmte  Regeln  nicht  geben;  sie  werden 
eben  dem  Zwecke  und  der  Besonderheit  der 
Unternehmung  angepasst. 

In  der  nachfolgenden  praktischen  Durchführung  eines 
Geschäftsplanes  werden  wir  die  Hilfsbücher:  Waren- 
buch, Wechselbuch,  Akzeptbuch  in  jener  Einrichtung 
bringen,  in  der  man  sie  am  häufigsten  in  der  Praxis 
antrifft. 


a)  Das  Kassabuch. 

Das  Kassabuch  der  Doppelbuchhaltung  zählt, 
wie  das  der  einfachen  Buchführung,  zu  den 
notwendigen  Büchern;  es  dient  zur  Darstellung 
des  Barumsatzes.  Das  Kassa-Konto  wird  für 
Geldeinnahmen  belastet  (debitiert),  dagegen  für, 
Zahlungen  erkannt  (kreditiert). 

Beispiele: 
Der  Kassenbestand  in  einer  Unternehmun 


beträgt  am  1.  Juli  19 


I 

950.— 


Einnahmen: 


Die  Buchführung  in  Doppelposten. 

Ausgaben: 
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2.  Juli  19 
2.    ..    19 


2.    „    19. 


19 


M     815.— 


Wechseleinkassierung 
der  Kunde 

/.  Müller,  hier 
bezahlt  schuldige .     .     , 
der  Kunde 

L.  Langer,  hier 
bezahlt  schuldige  ,     .      , 
Abhebung  von  M  4000 
Check  No.  100570  bei  der  Haupt 
stelle  der  Reichsbank. 


619.50 


690.50 
mittels 


2. Juli  19..  Zahlung  der  fälligen 
Rechnung  des 

Otto  Klaus,  hier 
(Lieferant)   mit  baren 
2. Juli  19..  Zahlung  eines  heute 
fälligen  Akzeptes  .     . 
an  die  hiesige 
Kreditanstalt 
2. Juli  19..  Zahlung  des 
Mietzinses 
für  das  Quartal  Juli- 
September  .... 


M  2650.30 
„    2116.— 


6     Soll 


Kassabuch. 
Juli  19 


1000.— 


Haben     6 


Barbestand 
An  Wechsel-Konto 


Wechselinkasso 
An  Debitoren-Konto, 


Zahlung  des 
J.  Müller,  hier 

An  Debitoren-Konto! 


Zahlung  des 
L.  Langer,  hier 

An  Check-Konto 


Abhebung  mittelst 

Check 
Nr,  100570  der 
Reichsbank 


M  6950 

„  815 

„  619 

„  690 

„  4000 


50 


50 


2  Per  Kreditoren-Konto 


Begleichung  der 
Rechnung  des 
Otto  Klaus,  hier 
Nr.  260 

Per  Tratten-Konto 


Zahlung  des  heute 
fälligen  Akzepts 
an  die 

Kreditanstalt 

Per  Mietzins-Konto 


Zahlung  des 
Mietzinses 
für  das  Quartal  Juli- 
September 


M  2650 


30 


2116 


1000 


b)  Das  Memorial. 

Das  Memorial  der  doppelten  Buchführung 
enthält  Buchungssätze,  die  mit  dem  Konten- 
anruf beginnen. 

Übersendet  beispielsweise  ein  Debitor  zur 
Begleichung  seiner  Schuld  dem  buchführenden 
Unternehmer  einen  Wechsel,  so  wird  das  Wech- 
sel-Konto belastet  —  da  der  Wechselvorrat  sich 
vermehrt  —  und  das  Debitorenkonto  erkannt 
(entlastet). 

Juli   19 


Die  Grundbuchung  lautet  daher: 
Wechselkonto  (Schuldner), 
an  Debitorenkonto  (Gläubiger). 
Ein  Memorialsatz  besteht: 

1.  aus  dem  Kontoanruf: 

a)  Schuldner, 

b)  Gläubiger 

2.  aus  dem  erläuternden  Texte  und 

3.  aus  der  Angabe  des  Geldbetrages. 

Beispiel: 


111 


Wechsel-Konto 
an  Debitoren-Konto 
für  Akzept  von 

Otto  Lange,  hier 
zur  Begleichung  der  Faktur  v.  22.J6.  d.  J. 
Nr.  116  p.  22.19 


Reichsbank-Giro -Konto 
an   Debitoren-Konto 
für  Einzahlung 

Erich  Köhler,  Chemnitz 
zur  Begleichung  der  Faktur  v.  3.14. 


d.J. 


M  412 


50 


M  650 


50 
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Buchführung. 


Erläuterung  der  Memorialsätze. 

1.  Otto  Lange,  hier 
kaufte  am  22.  Juni  d.  J.  Waren,  es  wurde 
damals  sein  Konto  dafür  belastet.  Er  sendet 
heute  nach  erfolgter  Übernahme  der  Waren 
sein  Akzept  per  22.  September  (3  Monate  vom 
Tage  des  Warenbezugs)  M  412.50. 

Am  22.  Juni  war  gebucht  worden : 


Debitoren-Konto 
an  Waren-Konto. 
Heute  findet  nun  die  Entlastung  des  Debi- 
toren-Konto statt 

Wechsel-Konto 
an  Debitoren-Konto. 
Aus  dem  Memorial  wird  in  das  Hauptbuch 
übertragen.     Es   wird    daher    die  Hauptbuch- 
Eintragung  lauten: 


Soll 


Debitoren-Konto 


Haben 


19.. 

19.. 

Juni 

22 

An  Waren-Konto 

M  412 

50 

Juli 

2 

Per  Wechsel-Konto 

M  412 

50 

1                                  II     1               III 
Soll                                                        Waren-Konto 

1     1               1 
Haben 

19.. 

Juni 

22 

Per  Debitoren-Konto 

M  412 

50 

Soll 

1      1 
Wechsel-Kontc 

» 

1 

Haben 

19.. 
Juli 


An  Debitoren-Konto 


M  412  50 


2.  Erich  Köhler,  Chemnitz 
bezog  am  3.  April  d.J.  Waren  für  M  650.50; 
es  wurde  damals  sein  Konto  hierfür  auf  3  Mo- 
nate Ziel  belastet. 

Er  erlegt  heute,  nach  Ablauf  des  Zieles,  den 
Barbetrag  an  der  Kasse  der  Reichsbankstelle 
Chemnitz.  Dadurch  erhält  der  Geschäftsfüh- 
rende in  Leipzig  ein  Guthaben  bei  der  Reichs- 
bank, über  das  er  mittels  Check  verfügen  kann. 

Die  Buchung  lautete  bei  Versendung  der 
Ware  am  3.  April  d.  J.: 


Debitoren-Konto 
an  Waren-Konto. 
Nach   erfolgter  Einzahlung  bei  der  Reichs- 
bank in  Chemnitz  bucht  der  Geschäftsführende 
in  Leipzig: 

Reichsbank-Giro  -Konto 
an  Debitoren-Konto. 

(S.  den  2.  Memorialsatz.) 

Nach  Übertragung  in  das  Hauptbuch  ergibt 
sich   das  nachfolgende  Kontobild: 


Soll 

Debitoren-Konto 

Haben 

19.. 

19.. 

April 

3 

An  Waren-Konto 

M  650 

50 

Juli 

2 

Per  Reichsbank- 
Giro-Konto 

M  650 

50 

Soll 

War 

en-Konto 

Habei 

1 

19.. 

April 

3 

Per  Debitoren- 
Konto 

M  650 

50 

Soll 

Reichsba 

nk-Giro-K 

ont( 

) 

Habei 

1 

19.. 

Juli 

2 

An  Debitoren-Konto 

M  650 

50 

i 

I 
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4.  Praktische  Anwendung  der  Buch- 
führung in  Doppelposten. 
Kleiner  einmonatiger  Geschäftsgang  in  einer 
Einzelfirma. 

a)  Buchungsstoff: 

1.  Erich  Otto  Korb,  Leipzig 
eröffnet  am  I.Januar  19..  ein  Kolonialwaren- 
grossgeschäft mit  baren  M  30000. — 
(Inventur  und  Bilanz;  Kasse.) 

Erläuterung: 
«)  Eintragung  in  das  Inventur-  und  Bilanzbuch. 


Bei  Einrichtung  seines  Handelsunternehmens  hat  der 
Kaufmann  Inventur  aufzustellen  und  Bilanz  zu  ziehen. 
Die  Inventur  enthält  sowohl  die  Aufzählung  der  Aktiva 
(des  Besitzstandes)  als  auch  der  Passiva  (des  Schulden- 
standes). Die  Differenz  der  Summe  aller  Aktivposten  und 
der  Summe  der  Passiven   stellt  den  Betriebsfonds  dar. 

Im  vorliegenden  Falle  wird  das  Unternehmen  bloss 
mit  Bargeld  —  also  nur  mit  einer  Aktivpost  —  be- 
gründet (s.  Inventur  und  Bilanz  Seite  739) 

ß)  Eintragung  in  das  Kassabuch 

Jan.  1.  An  Kapital-Konto  für  Barfonds 

bei    Eröffnung    des    Geschäfts  M  30  000.— 

Wird  dieser  Buchungsposten  in  das  Haupt- 
buch eingetragen,  so  ergibt  dies  folgendes  Bild; 


Soll 


Kassa- Konto 


Haben 


19  . 
Jan 

Soll 


1 


An  Kapital-Konto 


|M 30000 

Kapital-Konto 


Haben 


19  . 
Jan. 


1 


Per  Kassa-Konto 


M 30000 


Es  ist  aber  in  der  Buchhaltung  Gebrauch, 
sowohl  bei  der  Eröffnung,  als  auch  beim  Ab- 
schluss  der  Bücher  ein  Zwischenkonto  zu 
benutzen,  das  Bilanz-Konto. 

In  manchen  Unternehmungen  führt  man  ein  beson- 
deres „Eingangs-  (Eröffnungs-)  Bilan2 -Konto"  und  ein 
„Ausgangs-  (Schluss-)  Bilanz-Konto". 

Das  Bilanz-Konto. 

Man  wird  am  besten  tun,  sich  dieses  Konto 


als  Rechnung  für  den  Oeschäftsleiter  —  etwa 
für  den  Prokuristen  —  somit  personifiziert  — 
zu  denken.  Der  Unternehmer  übergibt  den 
Betriebsfonds  in  den  einzelnen  Teilen  dem 
Bilanz-Konto,  und  dieses  Konto  übergibt  dann 
die  verschiedenen  Objekte  oder  Werte  den 
Konten  zur  Verrechnung,  Es  wird  daher  fol- 
gende Buchung  gemacht  werden. 


1     Soll 


Kapital- Konto 


Haben     1 


Per  Bilanz-Konto 


2     Soll 


Bilanz-Konto 


M 30000 


Haben     2 


An  Kapital-Konto 
3    .Soll 


M 30000 


Kassa-Konto 


Haben     3 


An  Bilanz-Konto 


2     Soll 


M 30000 


Bilanz-Konto 


Haben     2 


Per  Kassa-Konto 


M 30000 


1.  Der  Chef  übergibt  den  Betriebsfonds 
dem  Vermittler. 

2.  Der  Vermittler  übergibt  die  Fonds  den 
einzelnen  Konten  —  im  vorliegenden  Falle, 
da  bloss  Bargeld  vorhanden  ist,  übergibt  er  den 
gesamten  Fonds  dem  Kassa-Konto. 


Es  ist  somit  das  Bilanz-Konto  sowohl  be- 
lastet, als  auch  entlastet  (erkannt);  das  Kapital- 
Konto  erkannt  und  das  Kassa-Konto  belastet. 

Die  Eröffnungsbuchung  sieht  daher  zusam- 
mengefasst  wie  folgt  aus: 
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1     Soll 


Buchführung. 

Kapital-Konto 


Haben     1 


19  .  . 
Jan. 


Per  Bilanz-Konto 


M 30000 


2 

Soll 

Bilanz-Konto 

Haben     2 

19  .  . 

19  .  . 

Jan. 

1 

An  Kapital-Konto 

M 30000 

— 

Jan. 

1 

Per  Kassa-Konto 

M 30000  — 

3     Soll 


Kassa-Konto 


Haben 


19  .  . 
Jan. 


1 


An  Bilanz-Konto 


M 30000 


2.  2.  Januar  19  .  .  Mietzinszahlung  für  das 
I.Quartal  (l./L— 31./ni.)  M  900.— 

Kasse;  Ausgabeseite: 
Januar  2.  Per    Mietzins-Konto: 

Mietzins  für  das  1.  Quartal    M  900. — 

3.  3.  Januar  19..  Bezug  nachfolgender  Waren: 
J.  L.  1 4 1 9/2  8. 1 0  Sack  Salem  Plantagen-Kaffee 
Brutto  kg  598;  Ta.  kg  10  Netto  kg  588.— 
ällO.— p.50kg.  R.B.L  1711120  10 Sack 
Craveiro-Piment  Brutto  kg  640;  Ta.  1  kg 
p.  Sack  ä  110.—  p.  100  kg 

von  Frank  &  Bruder,  hier;  Kondition:  3  Monate 

Ziel  oder  I1///0  Skonto. 

(Einkaufsbuch;    Kontokorrent;    Warenskontro). 

Es  liegt  hier  ein  Zielgeschäft  vor.  Der  Unternehmer 
kauft  Waren  unter  der  Bedingung,  die  Faktur  (Rech- 
nung) in  drei  Monaten  bezahlen  zu  wollen.  Allerdings 
bedingt  er  sich  gleichzeitig  dabei  aus,  je  nach  seiner 
EntSchliessung  die  Rechnung  innerhalb  14  Tagen  unter 
einem  Nachlass  von  l^/^"/©  vom  ausmachenden  Betrage 
begleichen  zu  dürfen. 

Ziel-  und  Tauschgeschäfte  vv^erden  in  das  Me- 
morial eingetragen. 

Nun  ist  aber  im  vorUegenden  Falle  auch  noch  zu 
berücksichtigen:  So  oft  Waren  bezogen  oder  geliefert 


werden,    müsste    nach    den    bisherigen    Angaben    der 
Buchungssatz  gemacht  werden: 

1.  bei  einem  Warenbezug: 
Waren-Konto  an  Kreditoren-Konto  (Konto 
des  Gläubigers), 

2.  bei  einer  Warenlieferung: 

D e b i t o r e n-(Kunden-)K o n t o  an Wa ren-Konto. 

Es  wäre  nun  aber  doch  nicht  praktisch,  in  einem 
Monate  viele  hundert  gleiche  Kontenansätze  zu  machen, 
wenn  alle  zusammengefasst  doch  dieselbe  Bedeutung 
haben. 

Deshalb  pflegt  man  die  Einkaufsposten  in  ein  Buch, 
das  „Einkaufsbuch",  ohne  Kontenanruf  einzutragen 
und  in  gleicher  Weise  die  Verkäufer  in  ein  sog.  Ver- 
kauf sbuch. 

Am  Ende  des  Monates  bildet  man  dann  aus  den 
zusammengefassten  Posten  je  einen  Memorialsatz  für 
alle  Einkäufe  im  Monate  und  einen  für  alle  Verkäufe, 
(s.  Memorial  S.  740). 

Einkaufsbuch: 
Frank  &  Bruder,  hier 

Faktura  über  10  Sack  Salem  Plantagen 
Brutto  kg  598 
Ta.  „       10 

Netto    kg  588  ä  110.—  M  1293.60. 
[in  gleicher  Weise  für  den  Bezug  von  Piment  (s.  „Ein- 
kaufsbuch" S.  741)]. 


Kontokorrent  (rechte  Kontoseite): 
Frank  &  Bruder,  hier 


Haben 


19  .  . 
Jan. 

Eingang 


Für  Faktura  Nr.  1 


(E) 


Waren-Skontro : 
Salem  Plantagen-Kaffee 


M  1986 
Faktur  über  beide  Warenposten 


60 


Datum 

Eingang  von: 

Gewicht 

Zahl 

Em- 
bal- 
lage 

Preis 

Betrag       i 

Brutto 

Tara 

Netto 

19  .  . 
Jan. 

3 

Frank  &  Bruder 
(in  gleicher  Weise   findet  die 
Skontrierung  der  10  Sack  Cra- 
veiro-Piment statt). 

598 

10 

588 

10 

Sack 

110.— 

1293 

60  1 
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Verkauf: 

S.Januar  19 .. 

J.L  1419|23  5  Sack  Salem  Plantagen-Kaffee 

Brutto  kg  299.— ,  Ta.  kg  5,  Netto  kg  294 

äl  14. —  p.  50  kg  an  Herbert  Kunze,  Taucha. 

Kondition:  SMonateZiel  oder  1  ^L^JoSkonto. 


(Verkaufsbuch;  Kontokorrent;  Waren-Skontro.) 

Verkaufsbuch : 
Herbert  Kunze,  Taucha 
Faktur  über  5  Sack  Salem  Plantage 
Brutto  kg  299 

Ta.         ^ 5_ 

Netto    kg  294  ä  114.—  M  670.35. 


Kontokorrentbuch 


Soll 

Herbert  Kunze 

Taucha 

19  .  . 

Jan. 

5 

Für  Faktura  Nr.  1 

(A) 

M 

670 

35 

Waren-Skontro: 
Salem  Plantagen-Kaffee 


Ausgang 


Datum 

Ausgang  an: 

Gewicht 

Zahl 

Em- 
bal- 
lage 

Preis 

Betrag 

Brutto 

Tara    |    Netto 

19.. 
Jan. 

5 

Herbert  Kunze 

299 

5 

294 

5 

Sack 

114.— 

670 

35 

5.  7.  Januar  19 
M  20  000.—  3' 
ä  100.50 
Zinsen  97l3^ 


2    /O 


2    /O 


Courtage,  Provision  u.  Spesen 
Schlussnotenstempel 


Bezug  von: 
•"    Deutsche  Reichsanleihe 
M  20  100.— 
188.60 
18.35 
6.30 


Wert  p.  7.  Januar  M  20  313.25 


gegen   Barzahlung;    Rechnung  der   Bankfirma 
J.  Fellner  &  Co.,  hier. 

(Kassabuch). 
Kasse  (Haben). 
Per  Effekten-Konto 

f;ir  von  J.  Fellner&Co.,  hier  bezogene  M  20  000. — 
3V2V0  Deutsche  Reichsanleihe  ä  100.50  M  20313.25. 
Anmerkung:  Bei  wiederholten  Umsätzen  in  Wert- 
papieren würde  es  sich  empfehlen,  für  ihren  Kurswert, 
ferner  für  die  Zinsen  und  endlich  für  Courtage  und  Spesen 
besondere  Konten  zu  errichten,  also  in  der  Kasse  drei 
Ausgabeposten  zu  bilden: 

Per  Effekten-Konto  JVl  20050.— 

„    Effektenzinsen-Konto       „        188.60 
„     Unkosten-Konto  ,,  24.65 

Auch  sei  hier  bemerkt,  dass  Unternehmungen,  welche 
häufig  Barumsätze  in  Wertpapieren  haben,  ein  beson- 
deres Skontro  (Hilfsbuch)  zur  Detailverrechnung  er- 
richten. 

In  Banken  werden  sogar  verschiedenartige  Hilfs- 
und Kontrollbücher  über  den  Wertpapierverkehr  geführt. 


K 


HOLL 


6.  9.  Januar  19  . .      Bezug  nachfolgender  Ware: 
L.  B.  S.   11416/65   50   Sack  Rangoon-Reis 

Brutto  kg  5045;  Tara  P/2  ^^S  P-  ^^^^  ^^^- — 
p.  100  kg. 

12912/36  25  (Orig.)  Kübel  (Tubs)  ameri- 
kanischen Schmalz  „Spezial"  ä  25  kg  Netto 
p.  Kübel  ä  122.—  p.  100  kg. 

^      32601/4  4  Kübel  Margarine  „Solo" 
ä  50  Pfd.  200  Pfd. 
ä  48^ii  P-  100  Pfd. 
von   Richard  Schäfer,   hier  gegen   Akzept  der 
3  Monat-Tratte  desselben. 

a)  Warenbezug:  Einkaufsbuch;  Kontokorrent; 
Warenskontro; 

b)  Begleichung  durch  den  Wechsel:  Memo- 
rial, Trattenskontro,  Kontokorrent. 

Einkaufsbuch: 

Richard  Schäfer,  hier 
Faktur  über  50  Sack  Rangoon- 
Reis  Brutto  kg  5045;  Ta,  75, 
Netto  kg  4970  ä  50.—  M  2485.— 

-25  Kübel  amerik.  Schmalz 
„Spezial"  ä  25  kg  Netto 
625  kg  ä  122.—  „     762  50 

4  Kübel  Margarine  „Solo" 
ä  50  =  200  Pfd.  a  48,25       „        96.50 


JVl  3344.— 


Kontokorrent: 
Richard  Schäfer,  hier 


Haben 


19 


Jan. 


Für  Faktur  Nr.  2  (E) 


JVl  3344 


47 
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Waren-Skontro: 


Es  wird  für  jede  der  drei  Waren  ein  besonderes  Konto 
errichtet,  wie  ein  solches  beim  3.  Geschäftsvorfall  dar- 
gestellt wurde  (s.  Praktische  Ausarbeitung) :  im  Waren- 
buche Konto  2  (Rangoon-Reis),  Konto  3  (Amerika- 
Schmalz),  Konto  4  (Margarine). 

Memorial: 

Das  sog.  Tauschgeschäft,  dem  wir  in  der  Buchführung 
des  Warenhandels  begegnen,  besteht  aus  zwei  getrennten 
Teilen: 

1.  dem  Warenbezug  und 

2.  der  Warenbegleichung  durch  eine  Verpflichtungs- 
urkunde oder  der  Warenlieferung  gegen  Empfang 
einer  solchen  Verpflichtungsurkunde. 

Der  erste  Teil  dieses  Geschäfts  wurde  bereits 


verbucht.  Durch  die  Einstellung  des  Postens  in 
das  Einkaufsbuch  ist  der  Bezug  der  Ware  ge- 
bucht, denn  es  wird  am  Ende  des  Monats  der 
Memorialsatz  gebildet: 

Waren- Konto  an 
Kreditoren-Konto. 
Nun  ist  aber  auch  noch  die  Hergabe  des  Akzeptes 
bez.  die  Akzeptierung  der  Tratte  des  Verkäufers  Gegen- 
stand der  Buchung. 

Es  lautet  der  zweite  Satz,   der  im  Memorial  ge- 
macht wird: 

Kreditoren-Konto 
an  Tratten-Konto 

Akzeptierung  der  Tratte  des  Richard 
Schäfer,  hier  zur  Begleichung  der 
Faktur  No.  2  p.  9./4.  M  3344.— 


Tratten-Skontro : 


Datum 

Nr. 

Betrag 

Fälligkeit 

Ordre    . 

Aussteller 

Ausstellungs- 

Ort 

Monat 

Tag 

19  .  . 

Jan. 

9 

3344 

— 

April 

9 

Aussteller 

Rieh.  Schäfer 

Leipzig 

Jan. 

9 

Kontokorrentbuch : 
Im  Kontokorrentbuche  findet  nun  die  Ausgleichung  des  Kontos  Richard  Schäfer,  hier,  statt.    Schäfer  erhält 
ein  Akzept   und  wird  daher  für  den  Betrag  desselben  belastet. 

Soll  Richard  Schäfer,  hier 


19 


Jan. 


Für  Akzept  seiner  Tratte 


7.  1 1 .  Januar  19..  Verkauf. 

K  12912/21  10  (Orig.)  Kübel  amerikan. 
Schmalz  „Spezial"  ä  25  kg  Netto  p.  Kübel 
ä  130.—  p.  100  kg. 

R.  B.  L.  171 1/20  10  Sack  Craveiro-Piment 
Brutto  kg  640,  Ta.  1  kg  p.  Sack,  ä  120.— 
p.  100  kg 

an  Kaiser  &  Bruder,  hier 
gegen  deren  3  Monat-Akzept. 
(Verkaufsbuch;    Kontokorrent;    Warenskontro; 

—  Memorial;  Kontokorrent;  Wechselskontro.) 

(Wie  Geschäftsvorfall  No.  6) 

8.  1 6.  Januar  1 9 . .  Verkauf: 

L.  B.  S.  25  Sack  Rangoon-Reis  Brutto 
kg  2523;  Tara  l^f^  kg  p.  Sack  ä  58.— 
p.  100  kg 

an  Friedrich  Schreyer,  hier 
gegen  dessen  3  Monat-Akzept  (der  Tratte 
des  Otto  Korb). 
(Verkaufsbuch;  Kontokorrent;  Wechselskontro; 

—  Memorial;  Kontokorrent;  Wechselskontro.) 

(Wie  Geschäftsvorfall  No.  6) 

9.  21. Januar  19.. 
Der  Wechsel  auf 

Friedrich  Schreyer,  hier 


M  3344 


p.  16./4. 19..  wird  abzüglich  41/2^/0  Dis- 
kont an  die  Kreditbank  diskontiert  und 
der  Betrag  bar  erhoben. 

(Kasse;  Wechselskontro.) 
Kasse:  Eingangsseite  (Soll). 
An  Wechsel-Konto 

für  an  die  Kreditbank 
diskontierten  Wechsel  No.  2    M  1441.60 
ab  Diskont  85  Tage  15.35  M  1426.25 

Das  Wechselkonto  wurde  beim  Empfang  des  Wechsels 
mit  M  1441.60  belastet;  es  wird  jetzt 
mit  „    1426.25  erkannt  (entlastet);  es  zeigt 
einen  Verlust  von  M       15.35. 


Da  aber  dieser  Verlust  nicht  durch  den  Empfang,  Be- 
sitz und  die  Hergabe  des  Wechsels  selbst,  sondern 
durch  den  Zinsennachlass  entstanden  ist,  wird  dieser 
Geschäftsvorfall  auch  in  der  Weise  gebucht,  dass  man 
in  den  Eingang  der  Kasse  den  Vollbetrag  für  den 
Wechsel  stellt  und  in  den  Ausgang  den  Zinsennachlass: 


An  Wechsel-Konto 
für  an  die  Kreditbank  dis- 
kontierten Wechsel  No.  2 
M.  1441.60. 


Per  Diskont-Konto 
für  4  V//o  Diskont  85  Tage 
von    dem  Wechsel    No.  2 
M  15.35. 


Es  ist  übrigens  nicht  nötig,  dass  man  einen  Ein- 
nahme- und  Ausgabeposten  bildet,  was  der  Tatsache 
insofern  nicht  entspricht,  als  ja  doch  bloss  eine  Ein- 
nahme vorliegt.     Man   stellt  in  die  Eingangsseite  der 
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Kasse  den  gekürzten  Betrag  und  verbucht  den  Zinsen- 
nachlass  im  Memorial: 

Buchung  in  der  Kasse,  wie  zuerst  dargestellt. 
Buchung  im  Memorial: 
Diskont-Konto  an 
Wechsel-Konto 
für  4V2  7o  Diskont 
von  dem  Wechsel  Nr.  2  M  15.35. 


10.  23.  Januar  19  .  . 
Verkauf  von: 

M  10000.—  S^joX   Deutsche   Reichs- 
anleihe ä  lOlJO  M  10170.— 
(Kassabuch) 

Kasse:  Einnahmen 

An  Effekten-Konto 
M  10  000.—  SVaVo  Deutsche  Reichsanleihe 
ä  101.70  M  10170.— 
Zinsen  113/37;^%     „         109.85 


Courtage,  Provision  u.  Spesen  M  8.45 
Börsensteuer  „   3.30 


M   10  279.85 


11.75 


M  10268.10 


11.  25.  Januar  19  .  . 

Bezug  nachfolgender  Waren: 

L.  B.S.  19812/61  50  Sack  Rangoon-Reis 
Brutto  kg  5046;  Tara  l^jg  kg  p.  Sack, 
ä  50.50  p.  100  kg  =  M  2510.35 

K.  K.  1511|20  10  Sack  Salem  Plantage- 
Kaffee  Brutto  kg  598;  Tara  10  kg;  Netto 
kg  588  ä  109.— p.  50  kg  =  M  1281.85 


von  Richard  Schäfer,  hier,  3  Monate  Ziel 
oder  lV//o  Skonto. 

(Wie  Geschäftsvorfall  Nr.  6) 

12.  29.  Januar  19  .  . 
Verkauf: 

T.  L.  151 1/15  5  Sack  Salem  Plantage-Kaffee 
Brutto  kg  299;  Tara  5  kg;  Netto  kg  294 
ä  115.—  p.  50  kg 

an  Herbert  Kunze,  Taucha. 
Kondition :  3  Monate  Ziel  oder  11/4%  Skonto. 
(Wie  Geschäftsvorfall  Nr.  4) 

13.  30.  Januar  19  .  . 
Verkauf: 

L.  B.  S.  11441/45  5  Sack  Rangoon-Reis 
Brutto  505,  Tara  71/2,  Netto  kg  4971/2 
ä  58^/2  pro  100  kg 

an  Erich  Bayer,  hier, 
auf  3  Monate  Ziel  oder  1^/4%  Skonto. 
(Wie  Geschäftsvorfall  Nr.  4) 

14.  31.  Januar  19  .  . 

Die  verschiedenen  Handlungsunkosten  im 
Betriebsmonat  betragen  M  69.85. 
(Kassabuch.) 

15.  31.  Januar  19  .  . 

Otto  Korb  entnimmt  für  seinen  Privatbedarf 
der  Kasse  M  500. — 
(Kassabuch;  Errichtung  eines  Privat- 
kontos im  Kontokorrentbuche  p.  Seite.) 


b.  Ausarbeitung. 
I.  Inventur-  und  Bilanzbuch. 
1.  Die  Inventur. 
Inventur  des  Otto  Korb,  Leipzig  per  1.  Januar  19  . 


M 30000 


Aktiva 

Bareinlage  am  1.  Januar  19  .  .  . 

Leipzig,  den  1.  Januar  19  .  .  . 

Erich  Otto  Korb. 

Die  Eröffnungsbilanz    wird    im   Inventur-   und  Bilanzbuch   gemacht;    man  benutzt  dazu 
zwei  gegenüberliegende  Seiten. 

2.  Eröffnungsbilanz. 
Bilanz  der  Firma  Otto  Korb,  Leipzig  per  1.  Januar  19  .  . 


Aktiva: 
Bareinlage 


M30000 


Passiva: 
Betriebsfonds 

Leipzig,  den 
Erich 


Januar 
ttoKo 


M30000 


Nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ist 
mindestens  einmal  im  Jahre  eine  Inventur  und 
ein  Bilanzabschluss  zu  machen.  Nur  dort,  wo 
die   jährliche   Aufnahme    der    einzelnen    Ver- 


mögensbestandteile insbesondere  der  Waren  un- 
übersteigliche  Schwierigkeiten  bereiten  würde, 
gestattet  das  Gesetz  dem  Kaufmann,  natürlich 
unter  seiner  Verantwortung  für  die  Richtigkeit 


740 


Buchführung. 


einer  solchen  Behauptung  und  unter  Nach- 
weisung derselben  im  Konkursfalle,  in  Zwischen- 
räumen von  zwei  zu  zwei  Jahren  zu  inventari- 
sieren. Dagegen  muss  jährlich  bilanziert  werden. 

Da  es  sich  in  unserem  Falle  ja  bloss  um 
ein  Beispiel  handelt  und  es  nicht  möglich  ist 
einen  zwölfmonatigen  Geschäftsgang  darzu- 
stellen, wollen  wir  in  diesem  Beispiele  am  Ende 
Januar  jenen  Abschluss  machen,  der  sonst  am 
Ende  des  Jahres  gemacht  wird. 

Ein  solcher  Abschluss  wird  auch  in  der 
Praxis  stets  gemacht  werden  müssen,  wenn  die 
Unternehmungsform  sich  ändert;  —  wenn  z.  B. 


in  die  bisherige  Einzelunternehmung  ein  Ge- 
sellschafter eintritt,  so  dass  sie  nunmehr  eine 
offene  Handelsgesellschaft  bildet,  oder  wenn 
eine  Umwandlung  in  eine  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  oder  in  eine  Aktienge- 
sellschaft stattfindet. 

Wir  werden  die  Inventur  und  Bilanz  per 
31.  Januar  19..,  die  natürlich  im  Inventur-  und 
Bilanzbuche  selbst  gleich  nach  der  Aufnahme 
vom  1.  Januar  19  .  .  folgen  wird,  da  dieses 
Buch  ja  bloss  die  Aufnahme  der  verschiedenen 
Jahre  enthält,  erst  am  Ende  der  Buchungsdurch- 
führungen darstellen. 


Soll 


Januar 


II.  Kassabuch. 


19 


Haben 


1    An  Bilanz-Konto 


21 


23 


für  Barfonds  bei 
Eröffnung  des  Ge- 
schäfts 

An  Wechsel-Konto 


für  an  die  Kredit- 
bank diskontierten 
Wechsel  Nr.  2 
ab  Diskont  85  Tage 

An  Effekten-Konto 


für  an  J.  Fellner 
&  Co.,  hier  ver- 
kaufte M  10000.— 
SVaVo  Reichsan- 
leihe ä  101.70 


M1441 
15 


M 30000 


.,    1426 


10268 


25 


10 


M41694!35 


31 


31 


31 


Per  Mietzins-Konto 


Mietzins    für    das 
erste  Quartal 

Per  Effekten-Konto 


für  durch  J.  Fell- 
ner &  Co.  hier  be- 
zogene M  20000.— 
3V.2  7o  Deutsche 
Reichsanleihe 

a  100.50 

Per    Handlungsun- 


kosten-Konto 
für  Handlungsun- 
kosten im  Be- 
triebsmonate 

Per  Privat-Konto 


für  Entnahme  für 
den  Privatgebrauch 

Per  Saldo 


für  Barbestand  lt. 
Inventur 


M     900 


„20313  25 


„        69 


„      500 


„  19911 


85 


M41694 


III.  Memorial. 
Januar  19  .  . 


Bilanz-Konto 
an  KapitaUKonto 

für  Bareinlage  bei  Eröffnung  des  Unter- 
nehmens 


Kreditoren-Konto 
an  Tratten-Konto 

Akzeptierung  der  Tratte  des 
Richard  Schäfer,  hier 
zur  Begleichung  der  Faktur  Nr.  2 


p.  9./4. 


M30000 


M  3344 
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11 

16 
31 
31 

Wechsel-Konto 
an  Debitoren-Konto 

Akzept  von  Frank  &  Bruder,  hier 
zur  Begleichung  meiner  Faktur  Nr.  2 

M    1081 

Wechsel-Konto 
an  Debitoren-Konto 

Akzept  von  Friedrich  Schreyer,  hier 
zur  Begleichung  meiner  Rechnung  Nr.  3 

M    1441 

60 

Waren-Konto 
an  Kreditoren-Konto 

für  Einkauf  im   Monate  Januar  lt.  Ein- 
kaufsbuch 

M   9122 

80 

Debitoren-Konto 
an  Waren-Konto 

Verkauf  im  Monate  Januar  lt.  Verkaufs- 
buch 

M   4160 

20 

(Schluss  des  Memorials  S.  745.) 

IV.  Einkaufsbuch. 
Januar  19  .  . 


25 


Frank  &  Bruder,  hier 
Faktur  über  10  Sack  Salem  Plantage, 
Brutto    598  kg, 
Tara        1 0   „ 
Netto     588  kg       ä 
10  Sack  Craveiro-Plment, 

Brutto    640  kg, 
Tara         1 0    „ 
Netto     630  kg       ä 
3  Monate  Ziel  oder  11/4%  Skonto. 

110.— 

p.  50  kg 

110.— 
p.  100  kg 

50.— 

p.  lOOkg 

122.— 

p.  100  kg 

48.25 

p.lOO^, 

50.50 

p.lOOkg 

109.— 

p.50kg 

M   1293 
„      693 

60 

M  2485 
„      762 
„        96 

50 
50 

Richard  Schäfer,  hier 
Faktur  über  50  Sack  Rangoon-Reis, 
Brutto  kg  5045,  Ta.  kg  75,  Netto  kg  4970  ä 
25  Kübel  amerik.  Schmalz  „Spezial" 

ä  25  kg                                          ä 
4  Kübel  Margarine  „Solo"   ä  50  <U. 

=  200  ^/.                                      ä 
Ziel  wie  oben. 

M  2510 
„    1281 

35 

85 

Richard  Schäfer,  hier 
Faktur  über  50  Sack  Rangoon-Reis, 
Brutto  kg  5046,  Tara  kg  75,  Netto  kg  4971  ä 
10  Sack  Salem  Plantage- Kaffee 
Brutto  598  kg,  Tara  kg  10,  Netto  kg  588  ä 
Ziel  wie  oben. 

M   1986 


„    3344 


3792 


M   9122 


60 


20 
80 
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V.  Verkaufsbuch. 
Januar  19  .  . 


11 


16 


29 


30 


1     Soll 


Herbert  Kunze,  Taucha 
Faktur  über 

5  Sack  Salem  Plantage  Brutto  kg  299 

Tara    „       5 


Netto  kg  294  ä  ||114.— 

3  Monate  Ziel  oder  l^lo  Skonto  !p.  50kg 

übersandt  im  eigenen  Geschirr. 


Kaiser  &  Bruder,  hier 
Faktur  über 

10  Kübel  amerik.  Schmalz,  Netto  kg  250     ä 
10  Sack  Craveiro-Piment,  Brutto  kg  640 

Tara  kg  10,  Netto  kg  630 


130.- 

p.  100  kg 

ä  ill20.— 
Ip.lOOkg 


Friedrich  Schreyer,  hier 
Faktur  über 

25  Sack  Rangoon-Reis,  Brutto  kg  2523, 
Tara  kg  371/2,  Netto  kg  2485^2  ä 


Herbert  Kunze,  Taucha 

Faktur  über 

5  Sack  Salem  Plantage  Brutto  kg  299. — 
Tara  kg  5,  Netto  kg  294  ä 

3  Monate  Ziel  oder  1  ^l^%  Skonto 

übersandt  im  eigenen  Geschirr. 


Erich  Bayer  hier 
Faktur  über 

5  Sack  Rangoon-Reis  Brutto  kg  505,  Tara 
kg  71/2,  Netto  kg  4971/2  ä 

3  Monate  Ziel  oder  l'^j^^lo  Skonto. 


58.— 
p.lOOkg 


115.— 

p.SOkg 


581/2 

p,  100  kg 


M  325 
„    756 


M     670 


„    1081 


1441 


676 


291 


35 


60 


20 


05 


M  4160  20 


VI.  Konto-Korrentbuch. 
Frank  &  Bruder,  hier 


Haben     1 


19.. 
Jan. 


31 


Für  Saldo 


M1986 


60 


19.. 
Jan. 

Febr. 


Für  Faktur  Nr.  1(E; 


Für  Saldo  von 
vorigerRechnung 


(E)  bedeutet:  Eingangsfaktur. 


M1986 


60 


M1986 


60 


2     Soll 
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Herbert  Kunze,  Taucha 


(A)  bedeutet  Ausgangsfaktur. 
3     Soll  Richard  Schäfer,  hier 


743 
Haben     2 


19.. 
Jan. 

5 
29 

1 

Für  Faktur  Nr.l(A) 
jj        »         »   4(A) 

M  670 
„    676 

35 
20 

19.. 
Jan. 

31 

Für  Saldo 

M1346 

55 

M134655 

M1346 

55 

Febr. 

Für  Saldo  von 
vorigerRechnung 

M1346 

55 

Haben     3 


19.. 
Jan. 


Für  Akzept  s.Tratte 

p.  9./4.  d.  J. 
Für  Saldo 


M3344 
„3792 


M7136 


20 


20 


19. 
Jan. 


Febr. 


Für  Faktur  Nr.2(E) 
)>       »       »  •^  \^) 


Für  Saldo  von 
vorigerRechnung 


4     Soll 


Kaiser  &  Bruder,  hier 


M3344 
„3792 


M7136  20 


20 


M379220 
Haben     4 


19.. 
Jan. 


11 


Für  Faktur  Nr.2(A) 


M1081 


19.. 
Jan 


11 


Für  Akzept  m.   \ 
Tratte  p.ll./4.d.J. 


M1081 


5     Soll 

Friedrich 

Schreyer,  1 

lier 

Haben 

5 

19.. 
Jan. 

16 

Für  Faktur  Nr.  3(A) 

• 

M1441 

60 

19.. 
Jan. 

16 

Für  Akzept  m. 
Tratte  p.l6./4.d.J. 

i 

M144160 

6     Soll 


Erich  Bayer,  hier 


Haben     6 


19.. 
Jan. 

Febr. 


30}  Für  Faktur  Nr.  4(A) 

1  Für  Saldo  von 
vorigerRechnung 


M  291 


M  291 


05 


05 


19.. 
Jan. 


31 


Für  Saldo 


M  291 


05 


Zusammenstellung  der  Saldi  zum  Zvc^ecke  der  Vergleichung  mit  dem 

Hauptbuche. 
Debitoren:  Herbert  Kunze,  Taucha: 

p.  5./4.  19..   =  M     670.35 
„  29./4.     „      =  „      676.20 


Erich  Bayer,  hier 

Kreditoren:  Frank  &  Bruder,  hier  p.  3.|4.  19.. 
Richard  Schäfer,  hier  p.  25.J4.  19.. 


1346.55 
291.05     M 


1986.60 
3792.20     M 


1637.60 
5778.80 
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Buchführung. 


Der  Bücherabschluss  der  systematischen 
Buchführung. 

Der  Bücherabschluss  der  Doppelbuchführung 
zerfällt  in  zwei  Hauptteile:  in  den  Abschluss  der 
Grund-  und  Hilfsbücher  und  in  den  Abschluss 
des  Hauptbuches. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Perioden,  in  welchen 
der  Abschluss  erfolgt,  unterscheidet  man  den 
Monatsabschluss,  den  Halbjahresabschluss  und 
den  Jahresabschluss. 

Der  Monatsabschluss  bezweckt  die  Prü- 
fung der  Buchführung  sowohl  in  formeller,  als 
auch  in  materieller  Hinsicht. 

Die  Buchführung  ist  formell  als  richtig  zu 
bezeichnen,  wenn  Kasse  und  Memorial  ord- 
nungsmässig  in  das  Hauptbuch  übertragen  sind; 
die  Feststellung  erfolgt  durch  die  Kontenbilanz 
(Probebilanz,  s.  diese  im  Abschnitte  „Bilanzen"). 

Es  ist  gleichgültig,  ob  die  Übertragung  aus  den 
Grundbüchern  direkt  ins  Memorial  und  in  die  Kasse 
erfolgt,  oder  ob  dazu  ein  Sammelbuch  —  das  Sammel- 
journal (Memorial)  —  benutzt  wird. 

Die  materielle  Prüfung  erfolgt  im  Wege  der 
Kontrolle  (s.d.  Abschnitt  „Revision  U.Kontrolle"). 


Der  Halbjahresabschluss  bezweckt  die 
Feststellung  der  Rechnungsabschlüsse  mit  den 
Geschäftsfreunden. 

Aussendung,  Empfang  und  Richtigstellung  von  Kon- 
tokorrenten; Feststellung  der  Ergänzungsbuchungen  be- 
züglich etwaiger  Spesen-,  Provisions-  oder  Zinsenver- 
rechnungen. 

Der  Jahresabschluss  besteht  aus  der  Dar- 
stellung des  Endvermögens  und  der  Ermittelung 
des  Erfolges.  Er  kann  nach  dem  technischen 
Vorgange  eingeteilt  werden  in: 

1.  den  sachlichen  Abschluss, 

2.  den  formellen  Abschluss. 

Der  sachliche  Abschluss  besteht  aus  der  Bil- 
dung der  sog.  Abschlussätze  im  Memorial  (oder 
Journal)  und  der  Übertragung  derselben  in  das 
Hauptbuch  (s.  d.  Abschlussposten  im  Memorial 
S.  745). 

Der  formelle  Abschluss  besteht  aus  den  Ne- 
benarbeiten (Abschluss  der  Hilfsbücher;  Vor- 
trag der  Saldi  und  Vorräte)  und  aus  dem 
formellen  Schliessen  und  der  Wiedereröffnung 
des  Hauptbuches. 


Die  Schluss Inventur  (Fortsetzung  der  auf  S.  739  dargestellten  Eröffnungsinventur). 
Inventur  Otto  Korb,  Leipzig  p.  31./1.  19.. 


I 
II 

III 
IV 


V 


31///0   Deutsche 


Aktiva 
Barbestand 

lt.  Aufnahme 
Effekten 
M   10000.— 

Reichs-Anleihe  (s.  Zinsen) 
Wechsel 

p.  11./4  a.jKaiser  &  Bruder,  hier 
Waren 

10  Sack  Salem  Plantage 
Btto     kg  598 
Tara     „      1 0 

Netto  kg  588  ä 

70  Sack  Rangopn  Reis 
Btto     kg  7063 
Tara     „       1 05 
Netto  kg  6958  ä 

15   Kübel  Amerika  Schmalz 
„Spezial"  ä  25  kg  =  375  kg  ä 
4  Kübel  Margarine  „Solo" 

200  Pfd.  ä 
Debitoren 

Herbert  Kunze,  Taucha 
Erich  Bayer,  hier 

Übertrag 


102.— 

(abgerundet) 


120.— 

p.  50  kg 


50.— 
p.  100  kg 

122.— 

p.  100  kg 

48.25 
p.  100 


M  1411 

„  3479 
„  457 
„   96 


M  1346 
„   291 


20 


M  19911 

„  10200 
„   1081 


„   5444 
„   1637 


25 


20 


60 


M  38274  05 
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VI 


M  38274 


05 


600 


M  38874 


05 


M     1986 
„      3792 


80 


Übertrag 

Transitorische  Post 

Vorausbezahlter  Mietzins^)    per 
Februar  u.  März  d.  J.  ä  300  M  p.  Mt. 

Aktiva 

')  (Vorausbezahlungen  werden,  da  sie  die 
nächste  Geschäftsperiode  betreffen  sollen, 
wie  Bestände  in  die  Aktiva  der  Bilanz  ein- 
gestellt). 

Passiva 
Kreditoren 
-  Frank  &  Bruder,  hier 
Richard  Schäfer,  hier 
Tratten 

zirkuh'erendes  Akzept  p.  9./4. 
O/.Richard  Schäfer 

Übersicht: 
die  Aktivposten  betragen 
dazu  die  Entnahmefür  Privatgebrauch 

die  Passivposten  betragen 
der  jetzige  Betriebsfonds  beträgt  daher 
der  Betriebsfonds   betrug  am    l./l. 
d.J. 

daher  Gewinn  im  Monat  Januar 

Leipzig,  1./2. 19..         Otto  Korb 

Abschlussposten  im  Memorial  (Fortsetzung  des  auf  S.  741  dargestellten  Memorials). 

Januar  19.. 


38874 
500 


M  39374 
„      9122 


05 


M     5778 


„      3344 


M     9122 


„    30251 
„    30000 


80 


25 


M       251    25 


31 


31 


31 


Fortsetzung. 

(Schliesst   an   die  auf   S.  741    dargestellten 
Memorialposten  an.) 

Bilanz-Konto 
an  Kassa-Konto 
Effekten-Konto 
Wechsel-Konto 
Waren-Konto 
Debitoren-Konto 
Mietzins-Konto 

für  Aktiva  lt.  Inventur 


an 


Kreditoren-Konto 

Tratten-Konto 

Bilanz-Konto 

für  Passiva  lt.  Inventur 


Kapital-Konto 
an  Privat-Konto 

für  Übertrag  der  für  Privat- 
zwecke entnommenen  Beträge 
auf  das  Kapital-Konto 


M  38874 


5778 
3344 


500 


05 


80 


M  19911 
10200 
1081 
5444 
1637 
600 


9122 


500 


25 


20 
60 


80 
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31 


31 


31 


31 


an 


Effekten-Konto 

Waren-Konto 

Verlust-  u.  Gewinn-Konto 


für    Gewinnposten 
Rechnungsperiode 


in    der 


Verlust-  u.  Gewinn-Konto 
an  Mietzins-Konto 
„     Wechsel-Konto 
„     Handlungsunkosten-Konto 

für    Verlustposten    in     der 
Rechnungsperiode 


Verlust-  u.  Gewinn-Konto 
an  Kopital-Konto 

für  Reingewinn   im  Monat 
Januar 


Kapital-Konto 
an  Bilanz-Konto 

im   gegenwärtigen  Betriebs- 
fonds lt.  Bilanz 


M       154 
481 


385 


20 


251 


„    29751 


25 


25 


M       636 


300 
15 
69 


45 


251 


29751 


35 

85 


25 


25 


1     Soll 


Hauptbuch. 
Kapital-Konto 


Haben     1 


19.. 
Jan. 


An  Privat- Konto 
,,    Bilanz-Konto 


19.. 

M     500 
„  29  751 

25 

Jan. 

1 
31 

M3025l\25 

i 

'  ■  — 

Per  Bilanz-Konto 
„     Verlust-  u.  Ge- 
winn-Konto 


M30000\— 
„       251  \25 


M  30251,25 


2     Soll 


Bilanz-Konto 


Haben     2 


19.. 

Jan. 

1 

» 

31 

An  Kapital-Konto 
„    div.  Kreditoren 


M30000 
„  38874 


05 


M68874  05 


19. 
Jan. 


Per  Kassa-Konto 
„     div.  Debitoren 
„     Kapital-Konto 


M  30  000 
„  9122 
„  29751 


M 68 874  05 


3     Soll 

Kassa-Konto 

Haben     3 

19.. 

Jan. 

» 

1 

21 
23 

An  Bilanz-Konto 
„    Wechsel-Konto 
„    Effekten-Konto 

M30000\~- 
„10268  10 
„    1426  25 

19.. 
Jan. 

2 

7 

31 

31 
31 

Per  Mietzins-Konto 
„     Effekten-Konto 
„     Handlungsun- 
kosten-Konto 
„     f'rivat-Konto 

Per  Bilanz-Konto 

M      900 
„20313 

69 
„      500 
„  19911 

25 

85 
25 

M41694\35 

M 41 694 

35 

4     Soll 
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Mietzins-Konto 
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Haben     4 


19.. 
Jan. 


An  Kassa-Konto 


5     Soll 


M     900 


M     9001— 


19.. 
Jan. 


Per  Bilanz-Konto 
„    Verlust-  u.  Ge- 
winn-Konto 


Effekten-Konto 


M     600 

„      300 


M     900\— 


Haben     5 


19.. 
Jan. 


An  Kassa- Konto 
An  Verlust-  u.  Ge- 
winn-Konto 


6     Soll 


19.. 

M20313125 

Jan. 

23 
31 

„       154  85 

M20468\  10 



Per  Kassa-Konto 
Per  Bilanz-Konto 


Kreditoren-Konto 


M10268 
„  10200 


10 


M20468\  10 


Haben     6 


19.. 
Jan. 


An  Tratten- Konto 
An  Bilanz-Konto 


7     Soll 


M   3344 
„     5778 


80 


M    9122180 


19.. 
Jan. 


31 


Per  Waren-Konto 


Tratten- Konto 


M   9122 


M    9122 


80 


80 


Haben     7 


19.. 
Jan. 


31 


An  Bilanz-Konto 


8     Soll 


M  3344 


19.. 
Jan. 


Per  Kreditoren-Konto 


Wechsel-Konto 


M   33441 


Haben     8 


19.. 
Jan. 


An  Debitoren-Konto 
dto. 


9     Soll 


M    1081 
„    1441 


M   2522 


60 


60 


19.. 
Jan. 


Per  Kassa-Konto 
„     Bilanz-Konto 
,,     Verlust-  u.  Ge- 
winn-Konto 


Debitoren-Konto 


M    1426 

„     1081 

15 


M  2522 


60 


Haben     9 


19.. 
Jan. 


31 


An  Waren-Konto 


10     Soll 


M   4160120 


M    4160  20 


19., 
Jan. 


Per  Wechsel-Konto 

dto. 
„     Bilanz-Konto 


Waren-Konto 


M  1081 
„  1441 
„     7657 


M    4160 


20 


Haben     10 


19.. 
Jan. 


31  An  Kreditoren-Konto 
31  i  „    Verlust-   und  Ge- 
winn-Konto 


19.. 

M   9122 
„       481 

80 
60 

Jan. 

31 
31 

M   9604,40 

Per  Debitoren-Konto 
„    Bilanz-Konto 


M   4160  20 
„    5444  20 


M  9604  40 
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11     Soll 


Buchführung. 
Handlungsunkosten-Konto. 


Haben     1 1 


19.. 
Jan. 


31 


An  Kassa-Konto 


19.. 

M 

69 

85 

Jan. 

31 

Per  Verlust-  und  Ge- 
winn-Konto 


M      69  85 


12     Soll 


Privat-Konto. 


Haben     12 


19.. 
Jan. 


31 


An  Kassa-Konto 


M    500 

— 

19.. 
Jan. 

31 

Per  Kapital-Konto 


13     Soll 


Verlust-  und  Oewinn-Konto. 


Haben     13 


19.. 
Jan. 

31 
31 

An  3  Kreditoren 
An  Kapital-Konto 

M 
» 

385 
251 

20 
25 

19.. 
Jan. 

31 

Per  2  Debitoren 

M 

636 

45 

» 

M 

M 

1 

636  4:i 

636  45 

111.  Die  amerikanische  (synchronistische)  Buchführung. 


1.  Begriff  und  Zweck. 

Als  „amerikanische  Buchführung"  bezeichnet 
man  die  in  der  Neuzeit  sowohl  im  Fabriks- 
ais auch  im  Bankgeschäfte  immer  häufiger  vor- 
kommende Form  der  synchronistischen  Buch- 
führung. Diese  ist  nicht  etwa  amerikanischen 
Ursprungs,  wie  man  häufig  fälschlich  annimmt; 
man  begegnet  ihr  bereits  1636  in  einer  Arbeit 
des  Pater  Flori  zu  Palermo. 

Bei  dieser  Methode  sind  die  Tagebücher:  Me- 
morial und  Kasse  zu  einem  Tabellenjournal 
vereinigt,  aus  dem  in  das  Hauptbuch  über- 
tragen wird  (ältere  Form),  oder  es  bildet  das 
tabellarisch  eingerichtete  Buch  „Journal-Haupt- 
buch" eine  Verbindung  von  Memorial,  Kasse- 
und  Hauptbuch  und  hat  den  Zweck,  sowohl 
den  Gang  der  Geschäfte  darzustellen,  als  auch 
zur  Feststellung  des  Vermögensstandes  die 
nötigen  Daten  zu  liefern  (neuere  Form); 
sog.    verbesserte    amerikanische   Buchführung. 

Da  aber  in  einem  Tabellenjournal  der  ame- 
rikanischen Buchführung  im  Interesse  der  Über- 
sichtlichkeit, und  damit  der  Umfang  des  Buches 
nicht  allzu  gross  sei,  in  der  Regel  bloss  eine 
bestimmte  Zahl  von  Konten  vorgesehen  ist, 
so  nimmt  man  häufig  nur  Sammelkonten  auf 


und  führt  die  etwa  notwendig  werdende  Zer- 
gliederung in  den  Hilfsjournalen  (z.  B. 
Effekten-,  Fabrikationsjournal  usw.)  durch. 

In  manchen  Handelshäusern  begegnet  man 
einer  ganz  eigenartigen  Einrichtung  des  ameri- 
kanischen Journals:  Zwischen  jedem  Folium 
ist  ein  längs  geteiltes  Halbfolium  eingeschoben, 
auf  welches  die  Summentransporte  eingestellt 
werden.  Bisweilen  sind  auch  noch  andere  Mass- 
nahmen getroffen,  um  zwei  bis  drei  Konten 
in  einer  Rubrik  zu  vereinigen.  Die  Über- 
schrift und  die  Buchung  für  das  eine  Konto 
erfolgt  mit  schwarzer,  die  für  das  zweite  Konto 
mit  roter,  die  für  ein  drittes  mit  grüner  Tinte 
oder  ähnlich  (Poppe'sche  Methode),  z.  B.: 

Wechsel-Konto 
Giro-Konto 


619 
422 
813 
450 


50 

30 


219 

619 
530 

813 


80 


30 


Auch  einer  dritten  Form  der  amerikanischen 
Buchführung  begegnet  man  in  neuester  Zeit 
namentlich  im  Fabriksbetriebe,  wo  in  der  Regel 
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mehr  Konten  notwendig  werden,  und  sich  da- 
her bei  Anwendung  der  gewöhnlichen  Form 
amerikanischer  Buchführung  Schwierigkeiten  er- 
geben; sie  kennzeichnet  sich  durch  die  Teilung 
des  Journals  in  ein  sogenanntes  Debet-  und 
in  ein  Kreditjournal^). 

Das  amerikanische  Tabellenjournal  bringt 


^)    Debet-    und    Kreditjournalmethode   von  Jos.  C. 
Detoni.     Die  Firma  J.  C.  König  &  Ebhardt,  Hannover, 


die  einzelnen  Geschäftsvorfälle  in  chronologi- 
sche Reihenfolge  und  ermöglicht  dabei  doch 
die  gleichzeitige  Einstellung  der  Posten  auf 
Konten;  es  verbindet  somit  die  Vorteile  des 
zeitfolgemässig  zu  führenden  Buches  mit  denen 
des  Kontobuches. 


hat  zwecks  Erläuterung  des  von  Detoni  entworfenen 
Journals  Musterbeispiele  ausarbeiten  lassen,  die  sie  In- 
teressenten kostenlos  zur  Verfügung  stellt. 


Beispiel  A. 

Journal-Hauptbuch  ohne  Kontenanruf. 

Januar  19  .  . 


Tag 


Text 


Sammel- 
Rubrik') 


Kassa-Konto 


Waren- Konto 


Debitoren-Konto 


Wechsel- Konto 


12 


Akzept  Otto  Müller,  hier 
zur  Begleichung  der 
Faktur  Nr.  101 

Faktur  Nr.  126  an 
Erich  Köhler,  hier 

Barsendung  des  Fried- 
rich Malier,  Taucha 

^)  Dient  auch  oft  zur  Ein- 
stellung der  Einzelposten 


B. 

Waren- Konto 

140 

60 

215 

— 

415 

M 


1416 


695 


475 


Pf. 


50 


50 


M 


475 


Pf, 


M 


695 


Pf. 


50 


M 


695 


Pf. 


50 


M 


1416 


475 


Pf. 


50 


M     Pf 
1416  50 


Beispiel  B. 

Journal-Hauptbuch  mit  Kontenanruf. 

Januar  19  .  . 


Tag 


Text 


Kontrolle 

Kassa-Konto 

Waren-Konto 

Debitoren- Konto 

"Wechsel- Kon 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

1416 

50 

1416 

50 

1416 

50 

695 

50 

695 

50 

695 

50 

475 

— 

475 

- 

475 

— 

12 


Wechsel  an  Debi- 
toren 

Akzept  Otto  Müller,  hier 
zur  Begleichung  der 
Faktur  Nr.  101 

Debitoren  an  Waren 
Faktur  Nr.  126  an 
Erich  Köhler,  hier 

Kasse  an  Debitoren 
Barsendung  des  Fried- 
rich Haller,  Taucha 


750 


Buchführung. 


2.  Die  bei  Anwendung  der  amerikani- 
schen   Buchführungsmethode   in   Ge- 
brauch  stehenden  Bücher. 

Neben  dem  Journal-Hauptbuch  zählt 
natürlich  auch  das  Inventarium  zu  den 
Grundbüchern  der  amerikanischen  Buchhaltung. 
Das  Kontokorrentbuch  wird  bei  Anwen- 
dung der  amerikanischen  Buchführung  ebenso 
geführt  wie  bei  Führung  der  Bücher  nach 
andern  Arten  oder  Methoden. 

Bezüglich  der  Nebenbücher  und  Skontren 
gilt,  was  bereits  an  früherer  Stelle  gesagt  wurde; 
sie  müssen  der  Individualität  der  Branche  an- 
gepasst  sein;  ihre  Einrichtung  hängt  also  von 
der  Art  der  Führung  der  Grundbücher  und 
daher  von  der  Methode  der  Buchführung  in 
keinerlei  Weise  ab. 

3.  Praktische  Anwendung  der  amerika- 
nischen   Buchführung    (Ausarbeitung 

nach  der  neueren  Methode). 

Einmonatiger  (kleiner)  Geschäftsgangin 
einem  Rohtabak-Engros-Geschäft. 

Geschäftsinhaber:  Leo  Krause,  Leipzig. 
Inventur:    p.  30.  November  19  .  . 

L  Aktiva: 

1.  Kasse  M  5000.— 

2.  Bankeinlage  (Reichsbank)  „10.000.— 

3.  Waren: 

W.W.  1401 11 525  125  Pack  Suma- 
tratabak BX 

Btto  kg  10000 
Tara  250 

Netto    „       9750 
ä  215  Pf.  Tp.%  kg  =  M  41925.— 
J.J.  1001/25  25  Seronen  Domin- 
go-Tabak: 
Sorte  BBXX 

Btto  kg  1470 
Tara   „      175 
Netto  kg  1295 
ä  90  Pf.  p.  1/2  kg  =  M  2331.— 

4.  Wechsel: 

p.  8.|1.19..  2i.  Lange  &  Co.,  hier  M1850.— 
„  2.|3. 1 9  . .  a.  Richter  &  Bruder,  hier,,  2 1 1 6.50 

5.  Debitoren: 

Otto  König  &  Bruder,  hier  M  2815. — 

/.  Fernwald  &  Sohn,  hier  „  1916.55 

Friedrich  Freund,  hier  „  2115.65 

6.  Einrichtungsgegenstände 

Wert  derselben  M  415.50 


II.  Passiva; 

1.  Kreditoren: 

Fellner  &  Co.,  Bremen  M  6916.50 

Herbert  Schaller  &  Sohn,  Bremen  „    4922.80 

2.  Tratten: 

p.  15./12.  19  .  .  O:\Haller  &  Co.    M2060.— 
„    22.12.  19  .  .  O.lFellner  &  Co.    „  4912.85 


Im    Laufe    des    Monats  Dezember    ergaben 
sich  nachfolgende  Geschäftsvorfälle. 

1.  Dezember  1.   Leo  Krause  entnimmt  der 
Kasse  für  den  Privatbedarf  M  250. — 

Barausgabe:  Kassa-Konto  gibt  (Haben), 

Privat- Konto  empfängt  (Soll), 
daher:  „Privat-Konto   an  Kassa- Konto 
(s.  Hauptbuch-Journal). 

2.  Dezember  2.  Friedrich  Freund,  hier,  bezieht : 

W.W.  1401|5     5  Pack  Sumatratabak 
Btto  kg  400 
Tara   ,,      10 
Netto  kg  390 

ä  225  p.  1/2  kg  =  M  1755.— 
auf  3  Monate  oder  1^/2  "/o  Skonto 

Debitoren-Konto  erhält; 
Waren-Konto  gibt, 
daher:  „Debitoren-Konto  an  Waren-Konto" 
(s.  Hauptbuch-Journal). 

3.  Dezember  3.    /.  Fernwald  &  Sohn,  hier 

bezieht: 
J.J.  lOOljlO.   10  Seronen  Domingo-Tabak 
BBXX 

Btto  kg  588 
Tara   „      70 
Netto  kg  518 
ä  100  Pf.  p.  1/2  kg  =  M  1036.— 
gegen  deren  3  Monat- Akzept,  der  Tratte 
des  Geschäftsinhabers  (Leo  Krause). 

1.  Debitoren-Konto  erhält; 
Waren-Konto  gibt: 

2.  Wechsel-Konto  erhält; 
Debitoren-Konto  gibt. 

Erster  Journalsatz: 

,,Debitoren- Konto  an  Waren-Konto" 
Zweiter  Journalsatz: 

„Wechsel-Konto  an  Debitoren-Konto" 

4.  Dezember  5.  Mit  rotem  Check  der  Reichs- 
bank werden  der  Firma  Fellner  &  Co., 
Bremen  M  6916.50  überwiesen. 

Ein  Kreditor  erhält  (wird  bezahlt); 
Das  Giro-Konto  dagegen  gibt; 
daher:  ,, Kreditoren-Konto  an  Giro-Konto". 

5.  Dezember  7.  Fellner  &  Co.,  Bremen  faktu- 
rieren uns  W.W.  2916J65  50  Pack 
Sumatratabak  BX 
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Btto  kg  4000 

Tara   „      100 

Netto  kg  3900 

ä  212.50  p.  1/2  kg  M  16575.— 
sie  trassieren  den  Betrag  p.  3  Monate 
dato  auf  Leo  Krause. 

Eine  Warenpartie  wird  uns  von  einem 
Geschäftsfreunde,  welcher  sich  auswärts  be- 
findet, fakturiert;  wir  sind  hierfür  von  ihm 
in  laufender  Rechnung  belastet  und  haben 
ihn  daher  übereinstimmend  mit  seiner  Auf- 
gabe  (Belastungsmitteilung)   zu   kreditieren. 

Die  Ware  gehört  im  Momente  der  Fak- 
turierung (Erfüllung)  uns;  wir  können  über 
sie  verfügen;  deshalb  wird  eine  Ware,  die 
sich  unterwegs  befindet,  ebenso  gebucht,  wie 
eine  andere,  die  bereits  auf  Lager  gebracht 
worden  ist.     Die  Buchung  lautet  daher: 

„Waren-Konto  an  Kreditoren-Konto" 

und  „Kreditoren-Konto  an  Tratten-Konto", 

6.  Dezember  9.      Die    vorrätigen    beiden 

Wechsel  werden  zum  Satze  von  4  "/o 
bei  der  Reichsbank  diskontiert,  und 
der  Erlös  \M\xd  vom  Giro-Konto  der 
genannten  Bank  mittelst  Check  bar 
abgehoben. 

Rechnung:        Dezember  9: 

M  1850.—  p.  8./1.     Tage  29     No.  537 

„    2116.50  „   2./3.         „      83       „  1757 

M  3966.50  p.  hier  No.  2294 

25.50  47o  Diskont 

M  3941.—  p.  heute. 

Kassa-Konto  empfängt  —  wir  wollen 
davon  absehen,  die  Angelegenheit  über  Giro- 
Konto  zu  führen  —  das  Wechsel-Konto  gibt. 
Es  empfängt  aber  das  Kassa-Konto  bloss  Bar- 
geld in  der  Höhe  von  M3941. — ,  während 
das  Wechsel-Konto  Papiere  für  M  3966  50 
abgibt. 

Es  ist  gewiss  auf  den  ersten  Blick  zu 
ersehen,  dass  die  Buchung: 

Kassa-Konto         M  3941.— 
an  Wechsel-Konto      „   3966.50 
hier  unkorrekt  wäre. 

Somit  fehlt  ein  2.  Debitor,  der  im  Verein 
mit  dem  Kassa-Konto  dem  Wechsel-Konto 
schuldet  und  welcher  die  Diskontzinsen  zu 
verrechnen  hat  —  dieser  Debitor  ist  das 
Diskont-Kontc. 

Der  Satz  muss  daher  lauten: 

Kassa-Konto         M  3941.— 
Diskont-Konto      „       25.50 
an  Wechsel-Konto  M  3966.50 

Im  amerikanischen  Journal-Hauptbuch: 
„Kasse  und  Diskont  an  Wechsel" 
(s,  Journal-Hauptbuch). 

7.  Dezember  1 1 .     Oäo  König  &  Bruder,  hier 

beziehen  per  Kasse: 
W.W.  1406/30  25  Pack  Sumatra-Tabak BX 


Btto  kg  2000.— 
Tara    ,.       50. — 


Netto  kg  1950.—  ä  223.— p.  1/2  kg 
unter  Abzug  von  li/g^/o  Skonto  (so- 
fortige Barzahlung). 

In  der  Praxis  findet  die  Zahlung  selten 
Zug  um  Zug,  zumeist  erst  innerhalb  30 
Tagen  statt. 

Journal-Hauptbuch : 

1.  „Debitoren  an  Waren" 

2.  „Kasse  an  Debitoren" 

3.  „Skonto-Konto  an  Debitoren". 

8.  Dezember  1 5.  Zahlung  der  heute  fälligen 

Tratte  an  die  hiesige  Kreditanstalt 

Tratten-Konto  (Soll); 
Kasse  (Haben). 

9.  Dezember  17.  Friedrich  Freund,  hier  ühtr- 

weist    durch    Reichsbank-Giro-Konto 
zur  Begleichung  seiner  Schuld: 
M  2115.65 
—  2"/o  Skonto       42.30 

M  2073.35. 

1.  „Giro-Konto  an  Debitoren"; 

2.  „Skonto-Konto  an  Debitoren" 

oder: 
„Giro  und  Skonto  an  Debitoren". 

10.  Dezember  20.  Die  50  Pack  Sumatra  W.W. 

2916/65  treffen  ein.  Bei  Übernahme 
werden  durch  den  Spediteur  für  Zoll- 
abfertigung und  Frachtgebühr 

M  176.80 
bezahlt  und    dem  Spediteur  bar  zu- 
rückvergütet. 

„Waren  an  Kasse". 

11.  Dezember  23.      Friedrich  Freund,  hier 

bezieht  W.W.  2916/25  10  Pack  Su- 
matra BX 
Btto  kg  800 
Tara    „      20 
Netto  kg  780 

ä  216.—  p.  1/2  kg  M  3369.60 
auf  3  Monate  Ziel  oder  1  ^2*^/0  Skonto. 

,, Debitoren  an  Waren". 

12.  Dezember  28.    Leo  Haller,  hier  bezieht 

J.J.  1023|25  3SeronenDomingo-Tabak 
Btto  kg  206,5 
Tara   „      21.— 

Netto  kg  185,5  p.  kontant 

1.  „Debitoren  an  Waren"; 

2.  „Kasse  an  Debitoren". 

13.  Dezember  31.    Bezahlung  der  Monats- 

gehalte mit  M  350.—. 
Die  verschiedenen  Handlungsspesen  be- 
trugen im  Monate  Dezember  M  145.50. 

,, Gehalte  an  Kasse"; 

„Spesen  an  Kasse". 
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Buchführung. 

Ausarbeitung. 

I.  Inventur  und  Bilanz,     a)  Inventarium. 

Inveniarium  p.  30.  November  19  .  . 


Aktiva 

1  Kasse: 
Barbestand 

2  Bankeinlage: 
Einlage  bei  der  Reichsbank 

3  Waren: 
W.W.  1401/1525 
125  Pack  Sumatra-Tabak,  Sorte  BX 

Brutto  kg  10000 
Tara    „        250 


Netto  kg     9750 

J.J.  1001/25 

25  Seronen  Domingo-Tabak 
Sorte  BBXX     Brutto  kg  1470 
Tara    „      175 


215  Pf. 
P.  \  kg 


Netto  kg  1295  äi  90  Pf. 
Wechsel:  p.  ijg  kg 

Vorrätig: 
Nr.  101   p.  8.|1.  19  .  .  auf  Lange 

&  Co.  hier 
Nr.  102    p.  2.|3   auf  Richter  & 
Bruder,  hier 

Debitoren: 

Otto  König  &  Bruder,  hier 
J.  Fernwald  &  Sohn,  hier 
Friedrich  Freund,  hier 

Geräte: 

Wert  der  Einrichtungsgegenstände 
im  Kontor  und  im  Lager 

Summe  der  Aktivposten 


Passiva 

Kreditoren: 

Fellner  &  Co.,  Bremen 

Herbert  Schaller  &  Sohn,  Bremen 
Tratten: 

p.  15./12.  0\.Haller  &  Co. 

„   22.J2.  0\.Fellner  &  Co. 

Summe  der  Passivposten 


M  41925 


2331 


M     1850 
„      2116 


50 


M  2815 
„  1916 
„      2115 


M     5000 
„   10000 


44256 


3966 


6847 


415     50 


50 


20 


M 

6916 

50 

» 

4922 

80 

M 

2060 

» 

4912 

85 

M  70485     20 


M  11839 


„     6972 


30 


85 


Zusammenstellung: 

Summe  der  Aktivposten 
„         „     Passivposten 

Betriebsfonds  p.  30./1 1.  19  .  . 

Leipzig,  1.  Dezbr.  19  .  . 
Leo  Krause. 


M  70485 
„    18812 


M  18812  I  15 


M  51673    05 
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IV 
V 

VI 


Aktiva: 
Kasse: 

Bargeld 
Giro-Einlage: 

Einlage  bei  der  .Reichsbank 
Waren: 

W.W.  1431/1525 
W.W.  2926/65 
135  Pack  Sumatra-Tabak  BX 
Brutto  kg  10800 
Tara  270 

Netto    kg  10530 
J.J.   1011/22 
12  Seronen  Domingo-Tabak  BBXX 
Brutto  kg  675^2 
Tara       „      84 

Netto    kg  59  P/2  ä 

Wechsel: 

p.  3.|3  di.  J.  Fernwald  &  Sohn,  hier 
Debitoren: 

Otto  König  &  Bruder,  hier 

J.  Fernwald  &  Sohn ,  hier 

Friedrich  Freund,  hier 
Geräte: 

Wert  derselben  am  30./11.  d.  J. 
M  415.50 

ab  Abschreibung  für 

1  Monat  „      15.50 


Summe  der  Aktivposten 


Passiva: 
Tratten: 

p.  22./2.  19  .  .  0\Fellner  &  Co. 

„      6./3.  19  .  .  O/.         dto. 
Kreditoren: 

Herbert  Schaller  &  Sohn ,  Bremen 

Summe  der  Passivposten 


Zusammenstellung: 

die  Aktivposten  betragen 
„    Passivposten       „ 

der  Betriebsfonds  beträgt  daher 

betrug 
am  30./11.  19  .  .         M  51673.05 
ab  Entnahme  ,,       250. — 


daher  Reingewinn  in  der  Betriebsperiode 
Leipzig,  3 1 .  Dezember  19.. 
Leo  Krause. 


217  Pf. 
P.  \  kg 


M  45700 


90  Pf.       „      1064 
P.  %  kg 


M  2815 
„  1916 
„      5124 


20 


70 


M  14896 
„      5156 


46764 
1036 

9856 
400 


M  78110 


25 

85 


90 


15 


15 


M     4912 
,.    16575 


85 


M  78110 
„   26410 


M  51699 


51423 


05 


M  21487 
„      4922 


85 
80 


M  26410    65 


M       276 


45 


43 


754 


Buchführung. 

Schlussbilanz  mit  Gewinn-  und  Verlust-Spezifikation. 


Aktiva 

Bilanz  per  31.|12. 

19 

•  . 

Passiva 

I 

Kasse 

M 14896 

25 

I 

Tratten 

M21487i85 

II 

Bankeinlage 

„     5156 

85 

II 

Kreditoren 

„     492280 

III 

Waren 

„  46764 

90 

III 

Kapital: 

IV 

Wechsel 

„     1036 

— 

Betriebsfonds  vom 

V 

Debitoren 

„     9856 

15 

30./1 1.19..  M51  673.05 

VI 

Geräte 

„       400 

— 

ab  Entnahme  „      250. — 

j 

M  51423  05 

/ 

dazu  Gewinn 

/ 

Spezifikation: 

/ 

Gewinn  an  Waren 

M  985.70 
Verlust  an: 

/ 

Geräte  M  15.50 

Gehalt  „350.— 

Spesen  „  145.50) 

1 

Diskont,,  25.50 

/ 

Skonto  „172.75J 
Reingewinn    JVl 

709.25 

276.45 

Gegenwärtiger 

/ 

Betriebsfonds 
Leipzig,  I.Januar  19.. 

„  51699  50 

M78110 

15 

M  7811015 

i 

Leo  Krause. 

1     Soll 


II.  Konto-Korrentbuch. 

Reichsbank-Hauptstelle  Leipzig;  Giro-Konto. 


Haben     1 


19  . 

Dez. 
i> 

19  . 

Jan. 
2 


Für  Einlage  (Saldo) 

„   Überweisung 
FriedrichFreund,  hier 


Für  Saldo -Vortrag 

Soll 


MIOOOO 
„    2073 


M12073 


35 


35 


19  .  , 
Dez. 


Für  Überweisung  an 
Fellner  &  Co.,  Bremen 
Für  Saldo 


M  5156|85 
Otto  König  &  Bruder,  Leipzig 


M   691650 
„    5156!85 


M12073  35 


Haben     2 


19  . 
Dez. 


Jan. 


Für  Saldo-Vortrag 
„     Faktura  Nr.  3 


Für  Saldo-Vortrag 


M   2815 
.,    8697 


M11512 


19  . 
Dez. 


Für  Barzahlung 

s.  Skonto 
,,     Saldo 


3     Soll 


M   2815|— 

J.  Fernwald  &  Sohn,  Leipzig 


M   8697 
„    2815 


M11512 


Haben     3 


19  . 
Dez. 


Jan. 


Für  Saldo-Vortrag 
„     Faktur  Nr.  2 


Für  Saldo-Vortrag 


M   1916|55 
„    10361  — 


M   2952 


55 


M    191655 


19  . 
Dez. 


Für  Akzept  m.  Tratte 
„    Saldo 


M   10361— 
„    1916155 


M   2952155 


I 


4     Soll 
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Haben     4 


19  . 
Dez. 


19  . 
Jan. 


Für  Saldo-Vortrag 
„     Faktur  Nr.   1 
dto.  Nr.  4 


1    Für  Saldo-Vortrag 


5     Soll 


19  .  . 

M   2115  65 

Dez. 

17 

„    1755- 

„    3369  60 

»> 

31 

M    7240  25 

M   5124|60 

Für  Überweisung  an 
Reichsbank 
„   Saldo 


Fellner  &  Co.,  Bremen 


M   2115 

„    5124 


M   724025 


Haben     5 


19  . 
Dez. 


Für  Überweisung 
durch  Reichsbank 
Für  deren  Tratte 


M   6916 
„16575 


M23491 


50 


50 


19  . 
Dez. 


Für  Saldo-Vortrag 
„     Faktura  Nr.  1 


6     Soll 


Herbert  Schaller  &  Sohn,  Bremen 


M   691650 
„16575  — 


M23491  50 


Haben     6 


19  .  . 
Dez. 


31 


Für  Saldo 


M  492280 


19  .  . 

Dez. 

1 

19  .  . 

Jan. 

1 

Für  Saldo-Vortrag 
Für  Saldo-Vortrag 


M   4922j80 


M   492280 


7 

Soll 

Leo 

ialler,  hier 

1 

frlaben     7 

19  .  . 
Dez. 

28 

Für  Faktur  Nr.  5 

M     371 

_ 

19  .  . 
Dez. 

28 

Für  Barzahlung 

M      37lj— 

1     1 

1 

Saldoausweis  aus  dem  Kontokorrentbuch. 


Konto - 
Fol. 

Bankeinlage 
Reichsbank,  Giro-Konto 

Debitoren 

Oäo  König  &  Bruder,  hier 
J.  Femwald  &  Sohn,  hier 
Friedrich  Freund,  hier 

Saldo  der  Debitoren 

Kreditoren 
Herbert  Schaller  &  Sohn,  Bremen 

Soll 

Haben 

1 

M     5156 

85 

2 
3 

4 

M     2815 
,,      1916 
„      5124 

55 
60 

M     9856!  15 

6 

M  4922 

80 

• 
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Buchführung. 

III.  Einkaufsbuch. 

Dezember  19  .  . 


Faktur 
No.  1 


Fellner  &  Co.,  Bremen 

W.W.  50  Pack  Sumatra-Tabak  BX 
2916j65   Btto    kg  4000 
Tara     „      100 
Netto  kg  3900  ä 

gegen  3  Monat-Tratte 

Empfangsspesen  s.  Kasse  Fol.  1. 


Einkauf  im  Monat  Dezember 


2121/2  Pf. 


kg 


IV.  Verkaufsbuch. 

Dezember  19  .  . 


M  16575 


M  16575 


Faktur 
No.  1 


11 


23 


Friedrich  Freund,  hier 
W.W.  1401/05 
5  Pack  Sumatra-Tabak 

Btto    kg  400 

Tara    „      1 0 

Netto  kg  390  ä 

3  Monate  Ziel  oder  Ui/Io  Skonto 


/.  Fernwald  &  Co.,  hier 
].].  1001/10 
10  Seronen  Domingo-Tabak  BBXX 

Btto    kg  588 

Tara     „      70 

Netto  kg  518 
gegen  3  Monat-Akzept 


Otto  König  &  Bruder,  hier 

W.W.  1406/30  25  Pack  Sumatra- 
Tabak  Btto    kg  2000 
Tara    „         50 


P- 


Netto  kg  1950 
Kasse  mit  P/o'^ln  Skonto 


28 


Friedrich  Freund,  hier 
W.W.  2916/25 
10  Pack  Sumatra-Tabak  BX 

Btto    kg  800  ^ 

Tara     „      20 
Netto  kg  780  ä 

3  Monate  Ziel   oder  \H.PL  Skonto 


Leo  Haller,  hier 
J.J.  1023/25 
3  Seronen  Domingo-Tabak 

Btto    kg  206,5 

Tara     „      21 

Netto  kg  185,5  p.  kontantä 


Verkäufe  im  Monate  Dezember 


225  Pf. 

D.  1/0  ksf 


100  Pf. 

P.  %  kg 


223.— 

P.  'U  kg 


216  Pf. 


P. 


kg 


100  Pf. 

P.  'U  kg 


M     1755 


1036 


8697 


„     3369 


371     — 


60 


M   15228     60 


Jl 
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VI.  Journal- 


bß 
3 
N 

CQ 


h2 


Text 


Kontrolle 


Kassa-Konto 


Giro-Konto 


Soll 


Haben 


Waren-Konto 


Diverse  Aktivposten 


Soll 


Haben 


V.l 
K.K.4 


V.l 
K.K.3 


KX3 


K.K.5 
K.K.1 


An  Bilanz-Konto 

Diverse: 

Aktiva  lt.  Inventur 

Kassa-Konto  M  5000.— 
Bankeinlage  „  10000.— 
Waren  „  44256.— 

Wechsel  „  3966.50 
Debitoren  „  6847.20 
Geräte  „       415.50 


M 


5000 

10000 

44256 

3966 

6847 

415 


M  70485.20 


Bilanz-Konto  an  Diverse 

Passiva  lt.  Inventur 

anKreditorenM  11  839.30 
an  Tratten      „    6972.85 


11839 
6972 


M18812.15 


Bilanz  an  Kapital 
Betriebsfonds 

M  51  673.05 


Pf, 


M 


5000 
10000 


51673 


Kapital  an  Kasse 

Privatentnahme 
Debitoren  an  Waren 

Faktura  an  Friedrich  Freund, 
hier 

Verkaufs-Buch  Fol.  1 

Debitoren  an  Waren 
FakturaanJ.Fernwald&Sohn 
Verkaufs-Buch  Fol.  1 

Wechsel  an  Debitoren 
für  Akzept  J.   Fernwald  & 

Sohn,  hier 
Nr.  101 

Kreditoren  an  Giro 
Überweisung  an  Fellner  & 

Co.,  Bremen 
mit  Check  Reichsbank 

Übertrag 


140970 
250 

1755 
1036 

1036 

6916 


05 


40 


50 


Pf. 


M       Pf, 


M        Pf 


15000 


151963  90    15000 


44256 
415 


50 


M        Pf 


250 


6916  50 


7166  50 


44671 


50 


1755 


1036 


44671  50      2791 


M 


Hauptbuch. 
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Wechsel-Konto 


Tratten-Konto 


Diverse  Erfolg-  und 
Verlust-Konten 


Konto  für  Diverse 


Debitoren-Konto 


Kreditoren-Konto 


Soll 


Verlust-  u.  Gewinn- 
Konto 


Kapital-Konto 


Haben 


Soll 


Haben 


Soll 


Haben 


Soll 


Haben 


M 


3966 
6847 


Pf. 


50 
20 


M 


Pf. 


M 


Pf. 


M 


11839 


Pf. 


30 


6972  85 


M 


Pf. 


M 


Pf. 


M        Pf.         M        Pf, 


51673 


05 


10813  70 


1755 


1036 


1036 


1036 


18812 


15 


6916  50 


250 


51673 


05 


14640  70       10361  — 


6916  50 


18812  15 


250 


51673  05 
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bX) 

Text 

Kontrolle 

Kassa-Konto 

Waren- Konto 

5 
N 

Da 

Giro-Konto 

Diverse  Aktivposten 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M        Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

E.1 

7 

Übertrag 
Waren  an  Kreditoren 
Faktur  Fellner&  Co.,  Bremen 
Einkaufsbuch  Fol.  1 

151963 
16575 

90 

15000 

7166 

50 

44671 
16575 

50 

2791 

K.K.5 

ICK.  5 

7 

Kreditoren  an  Tratten 
deren  Tratte  Nr.  100 

16575 

_ 

V.l 
K.K.2 

9 
11 

Kassa  und  Diskont  an 
Wechsel 

diskontierte  Wechsel  an  die 
Reichsbank 
Debitoren  an  Waren 
Faktura  an   Otto  König  & 

Bruder 
Verkaufsbuch  Fol,  1 

3966 
8697 

50 

3941 

8697 

K.K.2 

11 
11 
15 
17 

Kassa  an  Debitoren 
Begleichung  d.  Faktur  durch 
Otto  König  &  Bruder 
Skonto  an  Debitoren 
1  ^la  %  Skonto  von   obiger 
Faktur 
Tratten  an  Kasse 
Zahlung  der  fälligen  Tratte 
an  die  Kreditanstalt 
Qiro  an  Debitoren 
Überweisung  von  Friedrich 
Freund,   hier  p.  Reichs- 
bank-Giro-Konto 

8566 

130 

2060 

2073 

55 
45 

35 

8566 
2073 

55 
35 

2060 

— 

1 

V.l 

17 
20 
23 

Skonto  an  Debitoren 
2  °|o  Skonto  von  obiger  Fak- 
tur 
Waren  an  Kasse 
bezahlte  Fracht  und  Über- 
weisungsspesen 
Debitoren  an  Waren 
Faktur  an  Friedrich  Freund, 

hier 
Verkaufsbuch  Fol.  1 

42 
176 

3369 

30 
80 

60 

176 

80 

176 

80 

3369 

60 

K.K.4 

V.l 
K.K.7 

28 

Debitoren  an  Waren 
Faktur  Leo  Haller,  hier 
Verkaufsbuch  Fol.  1 

371 

371 

i 

K.K.7 

28 

Kasse  an  Debitoren 
Begleichung  der  Faktur  Leo 
Haller,  hier 

Übertrag 

371 

371 

i 

214938 

45 

29951 

90 

9403 

30 

61423 

30 

15228 

60 

i 

4 


I 
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Wechsel-Konto 

Tratten-Konto 

Diverse  Erfolg-  und 
Verlust-Konten 

Konto  für  Diverse 

Debitoren-Konto 

Kreditoren-Konto 

Verlust-  u.  Gewinn- 
Konto 

Kapital-Konto 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

M 

Pf. 

14640 

70 

1036 

3966 

50 

6916 
16575 

50 

18812 

16575 

16575 

15 

25 

50 

Diskont 

250 

51673 

05 

8697 

8566 
130 

2073 

42 

55 

45 

35 
30 

2060 

— 

130 

42 

45 
30 

Skonto 
Skonto 

3369 

60 

371 

— 

371 

27078 

30 

16186 

15 

25551 

50 

51962 

15 

198 

25 

250 

— 

51673 

05 
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bO 

h2 

Text 

Kassa-Konto 

Waren-Konto 

3 
N 

CO 

Kontrolle 

Giro-Konto 

Diverse  Aktivposten 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

31 
31 

31 

31 
31 

Übertrag 

Gehalt  an  Kasse 
Salärzahlung 

Spese  n  an  Kasse 
Handlungsspesen 

M 

214938 

350 
145 

Pf. 
45 

50 

M 
29951 

Pf.l 
90 

! 

M 

9403 

350 
145 

Pf. 
30 

50 

M 
61423 

Pf. 
30 

M 

15228 

Pf. 
60 

Bilanz  an  Diverse 
Aktiva  It.  Inventur 
an  Kassa-Konto    M 1 4  896.25 
an  Bankeinlagen- 
Konto              „    5156.85 
an  Waren-Konto  „  46764.90 
an  Geräte-       „    „       400.— 
an  Wechsel-    „    „     1036.— 
an  Debitoren- „    „    9856.15 

215433 

1 

78110 

95 
15 

29951 

90 

9898 

14896 
5156 

80 

25 
85 

61423 

30 

15228 
47164 

60 
90 

M78110.15 

an  Bilanz 

Passiva  It.  Inventur 
Tratten-Konto  M2 1487.85 
Kreditoren-,,    „    4922.80 

M26410.65 

2641065 

1 

an  Gev^^inn  und  Verlust 
Waren-Konto    M  985.70 

319954 
985 

709 

276 
51699 

75 
70 

25 

45 
50 

29951 

90 

29951 

90 

61423 
985 

30 
70 

62393 
15 

50 
50 

Gewinn  und  Verlust 
an  Diskont               M    25.50 
an  Skonto                 „  172.75 
an  Gehalt                  „  350.— 
an  Spesen                  „  145.50 
an  Geräte                  „     15.50 

Gewinn   und   Verlust  an 
Kapital 

Reingewinn    in    der 
Rechnungsperiode 

Kapital  an  Bilanz 

für  gegenwärtigen 
Betriebsfonds 

M 

373625J65 

2995190 

29951 

90    62409  — 

62409 

— 

i 

1 

1 

1 

1 
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Wechsel-Konto 

Tratten-Konto 

Diverse  Erfolg-  und 
Verlust-Konten 

Konto  für  Diverse 

Debitoren-Konto 

Kreditoren-Konto 

Verlust-  u.  Gewinn- 
Konto 

Kapital-Konto 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

M 
27078 

Pt. 
30 

M 

16186 

Pf. 
15 

M 
25551 

Pf. 
50 

M 
51962 

Pf. 
15 

M 
198 

350 
145 

Pf. 
25 

50 

M 

Gehalt 
Spesen 

Pf. 

M 
250 

Pf. 

M 
51673 

Pf. 
05 

27078 

30 

16186 

1036 
9856 

15 
15 

25551 

21487 
4922 

50 

85 
80 

51962 

15 

693 

75 

250 

51673 

05 

27078 

30 

27078 

30 

51962 

15 

51962 

15 

693 

709 

Diverse 

276 

75 
25 
45 

985 

693 

70 

75 

250 
51699 

50 

51673 
276 

05 
45 

27078J30 

27078  30     51962 

15 

51962 

15 

1679 

45  i 

167945 

51949 

50 

51949 

50 

1 

1 

1 
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IV.  Die  technische  Buchführung  (Fabriksbuchführung). 


Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  der 
kaufmännischen  und  der  technischen  Buch- 
führung besteht  darin,  dass  der  kaufmännischen 
Buchführung  bestimmte  Werte  zu  Grunde  He- 
gen, während  bei  der  technischen  Buchführung 
solche  zum  Teile  erst  aus  der  Rechnungslegung 
selbst  hervorgehen  (s.  S.  712). 

Die  Buchführung  im  Fabrikbetriebe  kann  in 
zwei  Hauptgruppen  zerlegt  werden.  Die  eine 
umfasst  die  Verrechnung  der  technischen,  die 
andere  die  Verrechnung  aller  kaufmännischen 
Vorgänge. 

Die  Verrechnung  der  technischen  Vorgänge 
findet  in  grossen  Unternehmungen  täglich,  ja 
oft  während  der  Betriebsführung  in  technischen 
Abteilungen  ununterbrochen  statt,  in  kleineren 
Betrieben  wöchentlich,  ja  auch  monatlich  und 
endlich  sogar  —  und  dies  nicht  allzuseilen  — 
erst  zur  Zeit  des  jährlichen  Bücherabschlusses. 

Sie  erfolgt  in  vielen  Unternehmungen  der 
Hauptsache  nach  in  Hilfsbüchern  (Skontren). 
Weil  es  nun  aber  im  technischen  Betriebe  zahl- 
reiche Verrechnungen  von  mehr  statistischem 
Charakter  gibt,  die  aus  den  Konten  des  Haupt- 
buches nicht  so  gut  ersehen  werden  könnten, 
haben  die  Hilfsbücher  in  der  Fabriksbuchfüh- 
rung eine  weit  grössere  Bedeutung  erlangt,  als 
in  der  speziellen  kaufmännischen  Buchführung. 

Die  zum  Zwecke  der  Verrechnung  der  tech- 
nischen Vorgänge  im  Hauptbuche  der 
Doppelbuchführung  zumeist  vorkommen- 
den Konten  sind: 

1.  Das  Fabrikations-  oder  Betriebs- 
Konto,  das  die  Aufgabe  hat,  über  den 
eigentlichen  Fabrikationsbetrieb  Rechnung 
zu  legen  1). 

2.  DasMaterialien-Konto,  auch  als  Konto 
der  Rohmaterialien  bezeichnet,  das  die  Roh- 
stoffe und  Hilfsstoffe,  ihren  Bezug  und 
ihre  Verarbeitung  verrechnet. 

3.  Das  Maschinen-  und  Werkzeug- 
Konto,  auch  oft  getrennt  bloss  als  Ma- 
schinen-Konto und  bloss  als  Werkzeug- 
oder Geräte-Konto  vorkommend,  hat  die 
Aufgabe,  den  Zugang  und  Abgang,  bezw. 
die  Abnutzung  der  Werkmaschinen  und 
der  Werkzeuge  ziffernmässig  darzustellen. 

4.  DieKonten:  Beheizungs-  und  Beleuch- 
tungs-Konto, Fuhrwerksbetriebs- 
Konto,     Arbeitslöhne-Konto      usw. 


*)  In  dem  nachstehenden  Beispiele,  das  dem  Brauerei- 
betrieb entnommen  ist,  heisst  dieses  Konto  „Bier-Konto". 


werden  für  die  Ausgaben,  die  unter  diesen 
Titeln  die  Fabrikation  mit  sich  bringt, 
belastet  und  dann  später,  wie  in  dem 
folgenden  Beispiel  dargestellt  werden  soll, 
auf  das  Fabrikations-  oder  Betriebs-Konto 
per  Saldo  übertragen. 

Man  unterscheidet  zwei  Hauptarten  der  Fa- 
briksbuchhaltung: 

1.  Die  Buchführung  nach  der  Sammel- 
methode, auch  kurzweg  mit  Kumulativ- 
fabriksbuchführung  bezeichnet. 

2.  Die  Buchführung  nach  der  kalkulatorischen 
Methode. 

Während  bei  der  letzteren  das  Fabrikations- 
oder Betriebs- Konto  für  die  verwendeten 
Materialien  (Rohstoffe),  Hilfsstoffe  und  auch  oft 
für  die  Betriebsspesen  laut  Wochen-  oder  Mo- 
natskalkulation belastet  und  für  den  kalkulierten 
Wert  der  fertiggestellten  Gegenstände  zu  Lasten 
eines  Fabrikwaren-Kontos  (Fabrikat-Konto) 
erkannt  wird,  fehlt  bei  der  Sammelmethode 
die  grundlegende  Kalkulation. 

Bei  Anwendung  dieser  Methode  —  der  man 
übrigens  am  häufigsten  begegnet  —  wird  das 
Fabrikations-Konto  für  alle  Verkäufe  zu  Lasten 
eines  Debitoren-Kontos  erkannt^). 

Am  Ende  der  Betriebsperiode  wird  die  Menge 
der  Rohstoffe,  Hilfsstoffe  usw.,  inventurmässig 
festgestellt,  die  betreffenden  Konten  werden  so- 
dann für  den  Vorrat  erkannt,  und  der  Ge- 
samtbetrag aller  Aufwendungen  schliess- 
lich dem  Fabrikations-Konto  belastet. 

Beispiel: 

Die  Gutendorfer  Brauerei 
[Inhaber:  Wilhelm  Hausmann,  Gutendorf] 
inventarisiert  am  30.  September  19 . .  wie  folgt: 
Aktiva: 
l.  Grundstücke 
Wertaml./lO. 
19..  des  Vor- 
jahres M  121500.— 
gegenwärti- 
ger Wert  M 121 500.— 
II.  Brauereigebäude 
Wertaml./lO. 
19..                 M  82 250.— 


ab  2%  Ab- 
schreibung 


1645. 


80605. 


')  Im  nachstehenden  Beispiele  das  „Bier- Konto"  zu 
Lasten  des  Bierdebitoren-Kontos. 


III.  Maschinen  und  Geräte 
Wert  am  I./IO. 
19  .  .  M  89843.61 
ab  10^/  Ab- 
schreibung        „     8984.36  M  80859.25 

IV.  Pferde  und  Fuhrwerke 
Wert  lt.  In- 
ventur  vom 
I./IO.  19  , 


ab  10  o/o  Ab- 
schreibung 

V.  Inventar 
Wert  lt.  In- 
ventur  vom 
I./IO.  19  .  . 
ab  lOOLAb- 


VI. 


Schreibung        „ 
Betriebskapitalien 
Kasse 
Barbestand 


VII.  Bankeinlage 

Einlage  bei  der  Kreditbank 

Bierdebitoren 
Forderungsrechte  an  Bier- 
kunden lt.  Liste 

Aktiva:  M  394669.75 
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1 82    Zentner    Brau- 
gerste ä  175. — 

p.  1000  kg  =M  1592.50 
Oktbr.  26.  Faktur  von 

Richard  Häubner,  Grossteindorf, 
über     204    Zentner 
Braugerste  ä  172. — 

p.  1000  kg  =M  1754.40 

II.  Rechnungen  über  Reparaturen. 
Reparatur   an   der   Braupfanne    und   der 
Dampfmaschine  M  87.50 

III.  Fakturen  an  Bierdebitoren  über 
Bierversand. 
Fakturen  an  diverse  Bierdebitoren  für  Bier- 
versand laut  Bierverkaufsbuch  M  15895.50 

IV.  Barzahlungen. 
Oktbr.     1.  Pferdefutter  M  115.— 

6.  Akkordlöhne   M  420.— 

Wochenlöhne  „     85.50    „  505.50 
„       12.  Rechnung  der 

Grube  „Gottesgab" 


M  26 100.— 

„     2610.— 

M  10950.— 
„      1095.— 


23490.— 


9855. 


2855.50 


VIH 


42550.— 


32955.— 


Passiva  sind  nicht  vorhanden. 
Geschäfts  vorfalle  im  Monat  Oktober  19 


über  Kohlen  und  Briketts 
Akkordlöhne  M  435.— 
Wochenlöhne  „  85.50 
Pferdefutter 


(nach  Materien  geordnet). 
I.  Fakturen  über  Braugerste  und  Hopfen. 
Oktbr.     1.  Faktur  von 

Rieh.  Häubner,  Grossteindorf, 
160    Zentner    Brau- 
gerste ä  172. — 

p.  1000  kg  =M  1376.— 
„         1.  Faktur  von 

haller  &  Co.  in  Nürnberg 
über  Hopfen  M  900.— 

„         6.  Faktur  von 

Otto  Wägerer,  Gutendorf, 
110    Zentner    Brau- 
gerste ä  176. — 

p.  1000  kg.=  M968.— 
„       16.  Faktur  von 

Paul  Knorr,  Hausgrün, 
145    Zentner    Brau- 
gerste ä  174. — 

p.   1000  kg=M  1261.50 
„       26.  Faktur  von 

Heinrich  Hellmann,  Grossteindorf, 


13. 

15. 

1 5.  Teilzahlung  auf  die  Rech- 
nung des  Rieh.  Häubner, 
Grossteindorf {\^'^\^  Rest- 
zahlung im  November  d.J. 

20.  Akkordlöhne  M  455.— 
Wochenlöhne  „     85.50 

20.  Teilzahlung  auf  die  Rech- 
nung des  Otto  Wägerer, 
Gutendorf{Kondition  wie 
bei  Häubner) 

26.  Teilzahlung  auf  die  Rech- 
nung des  Heinrich  Hell- 
mann, Grossteindorf 

27.  Akkordlöhne  M  455.— 
Wochenlöhne  „     85.50 

31.  Lagergeld  an  die  Eisen- 
bahn für  das  Einlagern 
von  Malz  600  Zentner 
ä  12  Pf.  = 

3 1 .  Invaliden-  und  Unfallver- 
sicherung (Klebemarken) 

31.  Teilzahlung  auf  die  Rech- 
nung von  Paul  Knorr, 
Hausgrün{Kondition  wie 
bei  Häubner) 

3 1 .  Brausteuer  lt.  Steuerjournal 

31.  Zahlung  der  Rechnung 


350.— 

520.50 
107.— 


550.40 
540.50 

387.20 

637.— 
540.50 

72.— 
32.50 


502.50 
235.85 
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der  Mälzereiaktiengesell- 
schaft, Zinkendorf,  über 
die  Vermalzung  von  801 
Zentner  Braugerste  in  600 
Zentner  Malz  ä  1.17  M  702.— 
(s.  auch  Gegenrechnung). 
Oktbr.  31.  Beleuchtungsspesen  „    212.60 

„      31.  Gehalt  an  das  kaufmän- 
nische Personal  „    350. — 

„      31.  Kleine  Unkosten  im  Mo- 
nate Oktober 

a)  für  den  Betrieb  „    118. — 
(einschliesslich  der  Kosten 
für  Eis,  jedoch  abzüglich  des 
Erlöses  f.  Nebenprodukte) 

b)  für  das  Kontor  „    106.50 


V.  Barempfang. 
1.  Abhebung  bei  der  ßfl/z/fe  M5000.- 
3 1 .  Mälzerei-Aktiengesell- 


schaft, Zinkendorf 

für   21    Zentner   Malz- 
keime ä  5  =M  105. — 

für  3  Zentner 
Schwemm - 
gerste  ä  4  =  „     1 2  M     11 7. — 


Oktbr.  1./31. 


Einkassierung    bei 
Bierdebitoren  = 


16955.85 


Praktische  Ausarbeitung  nach  der 
Sammelmethode. 

1.  Inventur-  und  Bilanz -Buch. 

2.  Kassabuch. 

3.  Memorial. 

4.  Eingangsfakturenbuch. 

5.  Sammel Journal. 

6.  Hauptbuch. 

7.  Monats- Rapport  (Kalkulationsbuch), 


I.  Inventur-  und  Bilanzbuch. 

Beispiel:     Eine  kleine  Bierbrauerei  (Fa.:  Gutendorfer  Brauerei,  Wilhelm  Hausmann) 

inventarisiert  am  30.  September  wie  folgt: 

Inventur- per  30.  September  19  .  . 


Aktiva 

I 

Grundstück 

Wert  desselben  am  I./IO.  19  .  . 

(des  Vorjahres) 
Gegenwärtiger  Wert 

M 

121500 

— 

M  121500 

— 

II 

Brauereigebäude 

Wert  desselben  am  I./IO.  19  .  . 

M 

82250 

_ 

ab  2^/o  Abschreibung 
Gegenwärtiger  Wert 

» 

1645 

— 

„     80605 

— 

III 

Maschinen  und  Geräte 

Wert  derselben  am  I./IO.  19  .  . 

M 

89843 

61 

IV 

ab  10%  Abschreibung 
Pferde  und  Fuhrwerke 

M 

8984 

36 

„     80859 

25 

Wert  laut  Inventur  v.  l.jlO.  19  .  . 

M 

26100 

— 

V 

ab  \0%  Abschreibung 
Inventar 

» 

2610 

— 

„     23490 

— 

Wert  lt.  Inventur  v.  l.jlO.  19  .  . 

M 

10950 

— 

ab  10%  Abschreibung 
Betriebskapitalien : 

» 

1095 

— 

9855 

— 

VI 

Kasse 
Barbestand 

2855 

50 

VII 

Bankeinlage 

Einlage  bei  der  Kreditbank 

„     42550 

VIII 

Bierdebitoren 

Forderungsrechte  an  Bierkunden 
lt.  Liste 

Aktiva: 
Passiva  sind  nicht  vorhanden. 

„     32955 

M  394669 

75 

Gutendorf,  15.  Oktbr.  19 


Wilhelm  Hausmann. 


Aktiva 
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Bilanz  der  Gutendorfer  Brauerei  des  Wilhelm  Hausmann. 

p.  30.  September  19  .  .  Passiva 


a)  Betriebskapitalien 


I    Kasse 
llj  Bankeinlage 
in    Bierdebitoren 


IV 

V 

VI 

VII 

VIII 


b)  Anlagewerte 

Grundstücke 
Brauereigebäude 
Maschinen  u.  Geräte 
Pferde  u.  Fuhrwerke 
Inventar 


M  2855 
„  42550 
„     32955 


50 


121500 

80605'— 

8085925 

234901  — 

9855  — 


M  394669  75 


Kapital 


M  394669 


M  394  669 


75 


75 


Gutendorf,  15.  Oktbr.  19.. 
Inventur  per  31.  Oktober  19 


Wilhelm  Hausmann. 


Aktiva 
I    Grundstück 

Wert  desselben,  wie  früher 
II    Brauereigebäude 

Wert  desselben  am  30./9.  d.  J. 
ab  2"/o  Abschreibung  für  1  Jahr; 
fürMonatOktoberi/12  hiervon  =  i/6<>/o 

III  Maschinen  und  Geräte 
Wert  derselben  am  30./9.  d.  J. 
ab  10%  Abschreibung  für  1  Jahr; 
für  Monat  Oktober  ^^2  hiervon = %% 

IV  Pferde  und  Fuhrwerke 
Wert  derselben  am  30.|9.  d.  J. 
ab  100/0  für  1  Monat  =  %% 

V    Inventar 

Wert  desselben  am  30./9  d.  J. 
ab  10  "/o  Abschreibung  für  1  Monat 

—  5/  0/ 

16   /o 

Betriebskapitalien : 
VI    Kasse 

Barbestand 
VII    Bankeinlage 

Einlage  bei  der  Kreditbank 
VIII    Bierdebitoren 

ForderungsrechtanBierkundenlt.Liste 

Aktiva 
Passiva 

Kreditoren  laut  Spezifikation 

Jetziger  Betriebsfonds 
Der  Betriebsfonds  betrug  am  30./9.  d.J. 
Daher  Gewinn  in  der  Betriebsperiode 

Gutendorf,  2.  Nov.  19.. 


M     80605 
134 


35 


M     80859  25 

677115    „     80182 


M  121500 


„     80470 


M     23490 
195 


75 


M       9855 
82 


15 


„  23294 

„  9772 

„  18342 

„  37  550 

.,  31894 


65 


10 


25 


85 


80 


65 


M  403007 
5862 


30 
80 


M  397144  50 


M  394669  75 


M       2474  75 


Wilhelm  Hausmann. 
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Buchführung. 
III.  Memorial. 


Oktober  19  . 

• 

1 

1 

Kassa-Konto 
Giro-Konto 
Bierdebitoren-Konto 
Grundstücks- Konto 
Brauereigebäu  de- Konto 
Maschinen-   u.  Geräte-Konto 
Pferde  u.  Fuhrwerks-Konto 
Inventar-Konto 
an  Bilanz-Konto 

M       2855 
„     42  550 
„     32955 
„    121500 
„     80605 
„     80859 
„     23  490 
9855 

50 
25 

M  394669 

75 

1 

Aktiva  It  Bilanz. 

„  394669 

75 

Bilanz-Konto 

10 

an  Kapital-Konto 

Betriebsfonds  lt.  Bilanz 

87 

50 

„  394669 

75 

Reparaturen- Konto 

an  Kreditoren-Konto 

87 

50 

31 

für  Rechnungen  über  Repara- 
turen 

50 

Bierdebitoren -Konto 

„      15895 

an  Bier-Konto 

„      15895 

50 

31 

für  Rechnung  über  im  Monate 
Oktober  zur  Versendung  ge- 
langtes Bier  (es  ist  angenommen, 
dass  der  ges.  Vorrat  verkauft 
w^orden  sei) 

900 

Hopfen-Konto 

an  Kreditoren-Konto 

900 

— 

31 

für  Rechnung  über  bezogenen 
Hopfen  lt.  Hopfen-Skontro  (es  ist 
angenommen,  dass  der  ges.  Vor- 
rat verbraucht  worden  sei) 

6952 

40 

Braugerste- Konto 

an  Kreditoren-Konto 

für  Rechnung  über  bezogene 
Braugerste  It.   Rohmaterialien- 
Skontro 

6952 

40 

Übertrag: 

M  813174 

90 

M  813174 

90 
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31 


31 


31 


31 


31 


Übertrag: 

Bier-Konto 
an  folgende: 

für  die  Produktion  im  Monate Okt^) 
an  Braugerste-Konto 
an  Hopfen-Konto 
an  Betriebsspesen-Konto 
an  Beheizungs-u.Beleuchtungs 

Konto 
an  Wochenlöhne-Konto 
an  Arbeiterlöhne-Konto 


Bilanz-Konto 
an  Kassa-Konto 
an  Giro-Konto 
an  Bierdebitoren-Konto 
an  Grundstücks-Konto 
an  Brauereigebäude-Konto 
an  Maschinen  u.  Geräte-Konto 
an  Pferde  u.  Fuhrwerks-Konto 
an  Inventar-Konto 

für  Aktiva  lt.  Inventur 


Kreditoren-Konto 
an  Bilanz-Konto 

für  Passiva  lt.  Inventur 


Amortisations-Konto 
an  Brauereigebäude-Konto 
an  Maschinen-  u.  Geräte-Konto 
an  Pferde-  u.  Fuhrwerks-Konto 
an  Inventar-Konto 

für  Abschreibungen   in  der  lau- 
fenden Betriebsperiode 


Verlust-  u.  Gewinn-Konto 
an  Amortisations-Konio 
an  Pferde-   u.   Fuhrwerkserhal- 

tungs-Konto 
an  Inval.-,  Altersvers.-Konto 
an  Reparaturen-Konto 
an  Gehalts-Konto 
an  Spesen-Konto 

für  Verlustposten  in  der  Betriebs- 
periode 


Übertrag 


M  813174 
„  1 1 532 


„  403007 


30 


M  813174  90 


5862 


1089 


1887 


80 


40 


90 


Ml  236555 


M 


6952 

900 

1010 

562 

342 

1765 


18342 
37550 
31894 
121500 
80470 
80182 
23294 
9772 


40 
85 
60 


5862 


134 

677 

195 

82 


80 

65 

65 
10 
25 
85 


80 


35 

15 
75 
15 


1089 

222 

32 

87 

350 

106 


15  M1236555 


40 


50 
50 

50 


15 


0  Bei  Anwendung  der  Sammelmethode  bildet  man  diesen  Satz,  indem  man  die  oben  angegebenen  Auf- 
wendungen aus  Hilfsbüchem  feststellt. 
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31 
31 

31 

.                                     Übertrag: 

Bier-Konto 
an  Verlust-  u.  Gewinn-Konto 
für  Gewinnsaldo 

M1236555 
4362 

„        2474 
„  397144 

15 
65 

75 
50 

Ml  236555 
4362 

„       2474 
„   397144 

15 

65 

Verlust-  u.  Gewinn-Konto 
an  Kapital-Konto 

für  Reingewinn  in  der  Betriebs- 
periode 

75 

\ 

Kapital-Konto 
an  Bilanz-Konto 

für  gegenwärtigen  Betriebsfonds 

50 

Ml  640537 

05 

Ml  640 537 

05 

^ 

I 


IV.  Eingangsfakturen -Buch. 

Oktober  19  .  . 


16 


26 


26 


Richard  Häubner,  Gross-Stein- 
dorf 

Faktura  No.  101;     160  Zentner 
Braugerste 


Otto  Wägerer,  Gutendorf 
110  Zentner  Braugerste 


Paul  Knorr,  Hausgrün 
145  Zentner  Braugerste 


Heinrich  Hellmann,  Gross- 
Steindorf 

182  Zentner  Braugerste 


Richard  Häubner,  Gross-Stein- 
dorf 

204  Zentner  Braugerste 


172.— 

für  1000  kg 

176.— 


174. 


801   Zentner  Braugerste 


175.- 


172. 


M  1376 


968 


1261 


1592 


1754 


i 


M  6952  40 
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Bei  Anwendung  der  Sammelmethode  werden 
die  Konten  ohne  Zuhilfenahme  einer  Kalkulation 
für  den  Wert  der  von  Fall  zu  Fall  in  den  Betrieb 
gegebenen  Objekte  entlastet  und  das  Fabrikations- 
Konto  (in  unserem  Beispiele  das  Bier- Konto) 
dagegen  belastet.  Bisweilen  wird  auch  die  Ent- 
lastung der  Konten  und  Belastung  des  Fabri- 
kationskontos überhaupt  erst  am  Ende  des 
Betriebsjahres  vorgenommen. 

In  diesem  Falle  wird,  wie  dies  an  unserem  Bei- 
spiele dargetan  werden  soll,  am  Ende  des  Jahres 
—  so  wie  wir  dies  am  Ende  des  Betriebsmo- 
nates taten  —  das  Bier-Konto  belastet  und  dage- 
gen alle  Konten,  die  an  der  Produktion  mitwirk- 
ten,  mit  den  betr.  Aufwendungen  erkannt. 

Ist  z.  B.  das  Malz-Konto  mit  M  200000.— 
für  bezogenes  Malz  belastet,  und  findet  sich 
z.  Z.  der  Inventur  ein  Vorrat  von  M  20000. — 
noch  vor,  so  sind  M  180000. —  —  so  nimmt 
man  an  —  in  die  Fabrikation  gelangt,  und 
daher  ist  das  Bier-Konto  zu  belasten.  Ist  das 
Arbeiterlöhne-Konto  mit  M  80000.—  belastet, 
so  ist  auch  diese  Summe  auf  Bier-Konto  zu  über- 
tragen; ebenso  das  Betriebsspesen-Konto  usw. 

Das  Wesen  der  kalkulierenden  Methode  dage- 
gen liegt  darin,  dass  am  Ende  einer  festgesetzten 
Betriebsperiode  (Woche,  Halbmonat  oderMonat) 
das  Fabrikations-  oder  Betriebskonto  belastet 
wird  und  die  einzelnen  Konten,  die  an  der 
Fabrikation  mitgewirkt  haben,  laut  Kalkulation 
kreditiert  bezw.  entlastet  werden. 

So  würde  in  unserem  Beispiel  bei  Anwendung 
der  kalkulierenden  Methode  derMemorialsatz: 

Bier-Konto 
an  folgende 

an  Malz-Konto 

an  Hopfen-Konto 
an  Arbeiterlöhne-Konto 
an  Betriebsspesen-Konto 
aus  den  Wochen-,  Halbmonats-  oder  Monats- 
rapporten gebildet  werden. 

Während  die  kalkulatorische  Methode 
eine  Kontrolle  liefert,  findet  man  bei  der 
Sammelmethode  Abgänge  und  Mengen- 
differenzen nur,  wenn  aus  den  Hilfsbüchern 
solche  ersehen  werden  können. 

7.  Kalkulation  im  Monatsrapport- 
Skontro  (oder  im  Kalkulationsbuche). 

Betriebstechnische  Übersicht 
(als  Grundlage  für  die  Buchung  bei  Anwen- 
dung der  kalkulatorischen  Methode). 
Verarbeitet: 
801   Zentner  Braugerste  ä  50  kg     40  050  kg 
Einstandspreis 


für  160  Zentner 
„     HO        „ 
„     145        „ 
„     182        „ 
,.     204 


ä  172.—  M  1376.— 

„  176.—.  „  968.— 

„   174.—   „  1261.50 

„  175.—   „  1592.50 

„   172.—   „  1754.40 


801  durchschn.  ä  173,592  M  6952.40 
Ergebnis: 

1.  Rohmaterial: 
600  Zentner  Malz. 

Es  stellt  sich  daher  ein  Zentner  Malz  auf  Ml  1,587 
dazu  1  Pfd.  Hopfen  pro  Zentner         „    1,500 

2.  Betriebskosten: 

Brausteuer  M  235.85 

Wochenlöhne  „  342.— 

Fuhrwerkserhaltung  „  222. — 

Beheizung  und  Beleuchtung    ,,  562.60 
Lagergebühren  „     72. — 

Invaliditäts-    und    Altersver- 
sicherung „     32.50 
Betriebskosten  (einschliesslich 
Eisbedarf  u.  unter  Abrech- 
nung des  Erlöses  f.  Trebern)  „  1 1 8. — 

M  1584.95 
Erzeugung  600  Zentner  Malz;  daher  betragen 
die  Betriebskosten  für  den  Zentner  M  2,6416. 

3.  Arbeitslöhne: 
Akkordlöhne  im  Monate  Oktober 

M  1765.—  ; 
Erzeugung  600  Zentner  Malz; 
daher  pro  Zentner  M  2,94 16 

4.  Mälzereilöhne: 
an  die  Malzfabrik  bezahlte  Mäl- 
zereigebühr 600  Zentner  ä  1.17  M  702. — 
ab  Rückvergütung  für  Schwemm- 
gerste, 21  Ztr.  Malzkeime  ä  5  M 

=  M105.— 
3Ztr.Schwemmgersteä4„    12. —  „117. — 

M585.— 
Erzeugung  600  Zentner  Malz;    entfällt   auf 
den  Zentner  M  0,975. 

Zusammenstellung: 
Rohmaterial 
Braugerste  M  11,587 

Hopfen  „      1,500 

Betriebskosten  „     2,6416 

Arbeitslöhne  „     2,9416 

Mälzereilöhne  „     0,975 

Daher  für  den  Zentner  M  19,6452 

Der  Zentner  Malz  liefert  262^/0  Liter  1 1  pro- 
zentiges  verkaufsfertiges  Bier,  somit  kosten 
2621/2  Liter  M  19,6452,  und  es  beträgt  der 
Einstand  für  das  Liter  Bier  M  0,07*^^ 


II 


Die  technische  Buchführung  (Fabriksbuchführung). 


Zuschlag  der  kaufmännischen  Regie. 
Es  betragen  die  Verwaltungskosten: 
Gehalt       M  350.— 
Spesen        „    106.50 

M  456.50  für  den  Mo- 
nat Oktober;   daher  für  das  Jahr  456,5X12 

=  M  5478.— 
Die  Abschreibungen  auf  die  Anlage: 

a)  auf  Gebäude  2%      M  1612.10 

b)  „    Maschinen  und 


Geräte  lO«/ 


8085.93 


c)  auf  Pferde-  und  Fuhr- 
werksinventar lO^lo    „  2349.— 

d)  auf  Inventar  10%      „    985.50  „  13032.53 


M  18510.53 
Die  Zinsen  des  Betriebskapitals: 
40/0  von  78360.50  (s.S. 767)=     „    3134.41 


zusammen :  M  2 1  644.94 
Mithin  die  gesamten  Produktionsaufwendungen : 
für  2621/2  X  600  =  157  500  Liter  pro  Monat 
=  1  890  000  Liter  für  das  Jahr  M  141447.60 

(1890000x0.07484) 

dazu  den  Zuschlag  für  die  kauf- 
männische Regie  ,,    21644.94 


M  163092.54 


Dies  gibt  für  das  Liter  Bier  einen  Einstands- 
(Selbstkosten-)preis  von  M  0.08*^29 


Es  wird  nun  das  Bier-Konto  auf  Grund  die- 
ser Kalkulation  für  die  Menge  des  verkaufs- 
fertigen Bieres  belastet,  das  Biererzeugungs- 
oder Fabrikations-Konto  aber  in  der  gleichen 
Höhe  entlastet. 

Die  Generalunkosten  in  der  Industrie. 

Es  erübrigt  hier  noch  über  die  Betriebs- 
spesen (auch  Generalunkosten  genannt)  eini- 
ges mitzuteilen. 

Ausserordentlich  wichtig  ist  es,  sich  in  einem 
Fabriksbetriebe  über  den  Selbstkostenpreis  des 
Fabrikats  Klarheit  zu  verschaffen.  Dieser  setzt 
sich  zusammen  aus: 

a)  Rohstoffe, 

b)  Arbeitslöhne  und 

c)  Generalunkosten. 

Unter  Generalunkosten  versteht  man  alle 
Ausgaben  des  Betriebes,  mit  Ausnahme  jener 
für  die  produktiven  Rohstoffe  und  Arbeits- 
löhne; d.  h.  mit  Ausnahme  jener  Ausgabe,  die 
im  Werte  des  hergestellt-en  Objektes  wieder 
erscheinen  und  die  daher  im  proportioniertem 
Verhältnissezum  Erzeugungsgegenstande  stehen. 
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[  Weiteres  gehören  zu  den  Selbstkosten  des  Fa- 

|brikats  nicht  die  Handlungsunkosten.     In 

der  Regel  zählt  man  zu  den  Generalunkosten: 


Brennmaterial  für  die 
Betriebskraft,  Heizung 
und  Fabrikation, 

Beleuchtung, 

Putzwolle, 

Schmieröl, 

Wasserverbrauch, 

Materialverluste, 


Ausschussarbeiten, 
Gehälter  der  Betriebs- 
beamten, 
Löhne  der  Wächter, 
Hilfsarbeiter  und  aller 
jener,  deren  Tätigkeit 
nicht  als  produktive 
gelten  kann. 


Die  genannten  Ausgaben  sind  nicht  von 
vornherein  in  bestimmten  Beträgen  in  die  Kal- 
kulation einzubeziehen,  weil  sie  nicht  in  einem 
proportioniertem  Verhältnisse  zur  Menge  der 
Fabrikate  stehen.  Der  Lohn  für  Betriebsaufseher, 
Nachtwächter  usw.  —  um  ein  Beispiel  zu 
bringen  —  wird  nicht  höher,  wenn  reichlicher 
produziert  wird;  er  muss  auch  bei  Produktion 
in  kleinstem  Umfange  bezahlt  werden;  ein 
gleiches  gilt  von  der  Beleuchtung  der  Fabrik- 
räume usw. 

Für  die  Deckung  der  Generalunkosten 
werden  verschiedene  Wege  eingeschlagen.  Die 
üblichsten  Formen  der  Verrechnung  sind: 

1.  Zuschläge  auf  die  Löhne  in  gewissen 
Prozenten. 

Zum  Beispiel: 

1  Gussgegenstand 

Produktive  Löhne  M  42.50 
-f-  150  7o  Generalunkosten  „  63.75 
Herstellungskosten:       M  106.25 

2.  Zuschläge  auf  Löhne  und  Materia- 
lien, gesondert  für  Löhne  und  Materialauf- 
wendungen. 

Zum  Beispiel: 

1  Qussgegenstand ; 

Roheisen  M  18.20 
Löhne   „   22.65 

M  40.85 
+  Generalunkosten  80  7„    „  32.68 

Herstellungspreis:         M  73.53 

3.  Zuschläge  auf  das  fertige  Fabrikat 
in  Prozentsätzen  für  jede  Unkostenart. 

Zum  Beispiel: 

1  Gussgegenstand  mit  Stahleinsatz. 

Wert  des  Fabrikats  M  29.65 
Kalkuliert  auf  Grund  der  produktiven 
Ausgaben  -|-  Generalunkosten 

auf  M  19.65  407o    ,,     7.86 

„     „  10.—  607o    „     6.— 

Herstellungspreis:         M  43.51 

Die  Zuschläge  auf  die  produktiven 
Löhne  (s.  Nr.  1)  bilden  die  üblichste  Form 
der  Deckung  von  Generalunkosten. 
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Buchführung. 


4.  Ermittelung  des  Prozentzuschlages 
auf  Löhne. 

In  einer  Fabrik  werden  die  drei  Hauptartikel  A,  B 
und  C  erzeugt. 

a)  Löhne: 


Unproduktive  Löhne 

(Wochenlöhne,  Be- 

triebsaufsehergehalte 

Wächterlöhne) 

Produktive 

(Akkord-) 

Löhne 

% 

Artikel  A 
,,       B 

»     c 

b)  Mate 

M  60000.— 
„    12000.— 
„   48000.— 
rialien: 

M  300000.— 
„    120000.— 
„   400  000.— 

20 
10 
12 

Unproduktive 
Materialien  (Putz- 
mittel, Schmieröl, 
Ausschuss  usw. 

Produktive 
Materialien 

lo 

Artikel  A 
„       B 

„     c 

M  40000.— 
„      6000.— 
„      6000.— 

M  500000.— 
„   200000.— 
„  300000.— 

8 
3 
2 

Demzufolge  ist  der  Herstellungspreis  gebildet  aus 
folgenden  Faktoren: 

1.  Herstellungspreis    der    Warengruppe    A. 
Materialpreis  -|-  8"/o 
dazu  produktive  Löhne  -j-  20%. 

2.  Herstellungspreis    der    Warengruppe    B. 

Materialpreis  +  S'/o 

dazu  produktive  Löhne  -j-   lO'/o- 

3.  Herstellungspreis    der    Warengruppe    C. 

Materialpreis  +  2% 

dazu  produktive  Löhne  -\-  127o- 

Die  Anwendung  eines  richtigen  Prozent- 
zuschlages zu  dem  Betrage  der  aufgewandten 
Materialien  ist  für  manche  Betriebsform  von 
ganz  eminenter  Bedeutung,  wie  z.  B.  für  die 
Aktiengesellschaft,  da  das  Handelsgesetzbuch 
in  §  261  Abs.  2  festsetzt,  dass  Vermögensgegen- 
stände, die  keinen  Markt-  und  Börsenwert  haben, 
dazu  gehören  natürlich  die  selbstangefertigten 
Gegenstände  (Fabrikate),  äusserst  zum  Her- 
stellungspreise inventarisiert  werden  dürfen. 


V.   Die  Verwaltungsbuchführung. 


Die  Verwaltungsbuchhaltung  findet  zumeist 
in  der  Staats-  und  Gemeindeverwaltung,  bei  der 
Führung  von  Vormundschaften,  Rechnungen 
von  öffentlichen  Körperschaften  verschiedener 
Art,  Vereins-,  Krankenkassen-  und  Hospitäler- 
rechnungen, Anwendung. 

Während  bei  der  Doppelbuchhaltung  nur 
die  wirklich  geschehenen  Vermögensverände- 
rungen auf  Konten  dargestellt  werden,  ver- 
rechnet die  Kameral-(Verwaltungs-)  Buchführung 
in  ihrer  „Rubrik"  die  erwarteten  Einnahmen 
(Vorschreibungen)  und  stellt  sie  gegenüber  den 
wirklichen  Einnahmen;  ebenso  hält  sie  den 
präliminierten  Ausgaben  die  wirklichen  entgegen. 

Bei  Anwendung  der  kaufmännischen  Buch- 
führung spricht  man  von  Erfolg,  wenn  das 
Vermögen  nach  Ablauf  einer  Periode  ver- 
grössert  erscheint,  bei  Anwendung  der  Kameral- 
buchhaltung,  wenn  die  wirklichen  Einnahmen 
grösser  als  die  vorgeschriebenen,  die  wirklichen 
Ausgaben  geringer  als  die  präliminierten  sind. 
Die  Ertragsrechnung  ist  überhaupt  bei  Anwen- 
dung der  Kameralmethode,  die  nur  eine  Geld- 
rechnung ist,  nicht  leicht  aufzustellen.  Der  Ertrag 
wird  erst  gefunden,  wenn  man  dem  Kassen- 
überschusse  a)  hinzufügt:  den  Mehrwert  der 
sonstigen  Güterbestände  gegenüber  denjenigen, 
die  Resteinnahmen,  die  Vorausgaben  und  die 
Zahlungen  an  den  Unternehmer,  dagegen  b)  da- 
von abzieht:  den  Minderwert  der  sonstigen 
Bestände,  die  Voreinnahmen,  die  Restausgaben 
und  die  Zuschüsse  des  Unternehmers. 


Daraus  geht  hervor,  dass  sich  die  Verwaltungs- 
buchführung für  gewerbliche  Unternehmungen 
oder  auch  für  solche,  die  nicht  eigentliche  ge- 
werbliche Unternehmungen  sind,  bei  denen  es 
sich  aber  doch  darum  handelt,  einen  Gewinn 
in  einer  bestimmten  Zeitperiode  festzustellen, 
wie  z.  B.  bei  Sparkassen,  nicht  gut  eignet. 

Eine  der  Kameralbuchhaltung  verwandte  Art 
ist  die  Konstante  Buchhaltung  des  Staats- 
buchhalters Hügli,  Bern.  Diese  führt  nicht 
nur  die  Rechnung  über  die  Vermögensbestand- 
teile, sondern  auch  die  Rechnung  über  das 
reine  Vermögen  vollständig  durch,  wie  die 
doppelte  Buchhaltung.  Durch  die  Gegenüber- 
stellung der  Anordnung  und  Vollziehung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  und  durch  die  Ein- 
fügung von  drei  besonderen  Abrechnungskonten : 
Aktiv-Ausstände,  Passiv- Ausstände  und  Gegen- 
rechnung, in  denen  die  Anordnung  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  mit  der  Vollziehung 
derselben  verglichen  wird,  sind  die  Beziehungen 
zwischen  den  Konten  unveränderlich  und  ist  ein 
chronologisches  Journal  entbehrlich  geworden. 

Die  konstante  Buchhaltung  bedient  sich  zweier 
Grundbücher,  des  Journales  und  der  Bilanz- 
tabelle. 

Das  Journal  ist  systematisch,  d.  h.  nach  Konten 
eingeteilt,  wie  die  Kontenbücher  der  einfachen 
und  doppelten  Buchführung  (Kontokorrentbuch, 
Hauptbuch  usw.).  Es  enthält  die  einzelnen 
Konten  des  Geschäftes.  Summarische  oder 
Sammelkonten  kommen   nicht  vor  oder  doch 
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nur  da,  wo  über  einzelne  Abteilungen  des  Ge- 
schäftes besondere  Rechnung  geführt  wird,  und 
die  Ergebnisse  der  Spezialrechnung  summarisch 
die  Hauptrechnung  aufgenommen  werden.  Die 
in  totalen  Summen  der  Gruppen  gleichartiger 
Konten  ergeben  sich  durch  einsprechende  Ein- 
teilung der  Bilanztabelle.  Ein  chronologisches 
Memorial  ist  zwar  für  einfache  Verwaltungen 
nicht  ausgeschlossen,  aber  entbehrlich. 

Es  zerfällt  in  zwei  Hauptabteilungen,  das 
Geschäftsjournal  (Verwaltungsjournal)  und  das 
Kassajournal  (Kassabuch). 

In  dem  Geschäftsjournale  werden  die  ent- 
stehenden (angeordneten)  Einnahmen  und  Aus- 
gaben gebucht;  es  enthält  alle  Konten  des  Ge- 
schäftes mit  Ausnahme  des  Kassakonto  und 
der  drei  der  konstanten  Buchhaltung  eigentüm- 


lichen Abrechnungskonten:  Aktiv- Ausstände, 
Passiv-Ausstände  und  Gegenrechnung. 
Das  erste  wird  im  Kassajournale  geführt,  die 
beiden  letzten  treten  nur  in  der  Bilanz  direkt 
auf;  im  Journale  werden  sie  nicht  ausdrücklich 
geführt,  da  sich  ihre  Summen,  wie  wir  später 
sehen  werden,  sonst  ermitteln  lassen.  Diese 
drei  Konten  enthalten  die  Vergleichung  der  an- 
geordneten und  vollzogenen  Einnahmen  und 
Ausgaben,  d.  h.  die  Vergleichung  der  Summen 
des  Geschäftsjournales  und  des  Kassajournales. 
Das  Kassajournal  oder  Kassabuch  enthält  die 
stattgefundenen  (vollzogenen)  Einnahmen  und 
Ausgaben  und  umfasst  nur  ein  Konto,  das  Kassa- 
konto, Die  Konstante  Buchführung  ist  in  dem 
Kanton  Bern  eingeführt,  wurde  aber  auch  bei 
anderen  Behörden  mit  Erfolg  versucht. 


VI.  Übersicht  über  einige  besondere  Buchführungsformen. 


Infolge  der  Ungleichartigkeit  der  tatsächlichen 
Vorgänge  bei  Bewirtschaftung  eines  Betriebes 
oder  Vermögens  werden  an  die  buchhalterische 
Darstellung  der  Vorgänge  auch  ganz  verschie- 
denartige Anforderungen  gestellt. 

Es  ist  daher  nur  eine  ganz  natürliche  Er- 
scheinung, wenn  in  neuerer  Zeit,  wo  ununter- 
brochen neue  Rechnungsformen  und  Arten 
entstehen,  die  Buchführungswissenschaft  den 
Versuch  gemacht  hat,  sich  dieser  anzupassen, 
und  so  entstanden  zahlreiche  neue  zu  einer 
mehr  oder  minder  grossen  Verbreitung  gelang- 
ter Methoden  und  Formen. 

Zu  diesen  zählen: 

1.  Die  deutsche  Methode  der  Buch- 
führung, die  deutsche  Doppelbuchhaltung,  die 
eine  Fortsetzung  der  italienischen  Doppik  bildet, 
kennzeichnet  sich  durch  die  indirekte  Über- 
tragung der  Tagesposten  mittels  eines  Sammel- 
journals in  das  Hauptbuch. 

In  Konsequenz  dessen  werden  bei  Anwendung 
dieser  Methode  zumeist  mehrere  Spezialkonten 
zu  einem  Kollektivkonto  vereinigt,  so  z.  B.  die 
gesamten  Konten  („Debitorenkonto"),  sowie  die 
Lieferanten  („Kreditorenkonto").  Dass  dann  aus- 
schliesslich das  Kontokorrentbuch  über  die 
einzelnen  Verrechnungsverhältnisse  Aufschluss 
zu  geben  imstande  ist,  ist  wohl  klar. 

Wo  die  Bücher  nach  deutscher  Buchführungs- 
methode geführt  sind,  begegnet  man  zumeist 
4  Grundbüchern:  Memorial,  Kasse-,  Einkaufs- 
und Verkaufsbuch. 

2.  Die  englische  Buchführung  von  Ed. 
Th.  Jones.  Jones  fügt  dem  Kassakonto  und 
den   Konten  der  Forderungen  und  Schulden, 


welche  bei  der  einfachen  Buchführung,  ersteres 
im  Kassabuche,  letztere  im  Kontokorrentbuche 
geführt  werden,  noch  das  Besitzwechselkonto 
bei  und  nimmt  diese  beiden  Konten,  wie  auch 
das  Kassakonto  in  das  Kontokorrentbuch  oder, 
wie  er  es  nennt,  in  das  Hauptbuch  auf.  Die 
fortlaufende  kontenförmige  Buchführung  um- 
fasst demnach  bei  Jones  den  Kassastand,  die 
Forderungen  und  Schulden,  die  Besitzwechsel 
und  Schuldwechsel.  Die  Feststellung  des  Be- 
standes und  der  Veränderungen  der  übrigen 
Vermögensbestandteile  bleibt  der  periodischen 
Inventaraufnahme  überlassen. 

Die  notwendigen  Bücher  dieser  Buchführungs- 
form sind:  Das  Journal  und  das  Hauptbuch 
(erweiterte  Kontokorrentbuch). 

3.  Die  verbesserte  italienische  Buch- 
führung, entstanden  aus  der  alten  ital.  Buch- 
führung, welche  die  Urform  bildet  mit  dem 
Grundbuche:  Journal.  Bei  der  verbesserten 
italienischen  Buchführung  ist  das  Journal  in 
2  Grundbücher  zerlegt:  in  ein  Journal  für  die 
Bargeschäfte  (Kasse)  und  in  ein  solches  für  die 
Ziel  und  Tauschgeschäfte  (Memorial). 

4.  Die  französische  Buchführung  be- 
nutzt zur  ersten  Eintragung  SpezialJournale,  ein 
Kassa-Journal,  ein  Einkaufs-Journal,  Verkaufs- 
Journal,  Aktiv- Wechsel-Journal,  Passiv- Wechsel- 
Journal,  Magazins-  oder  Waren-Journal  usw. 

Angelegenheiten,  für  welche  kein  besonderes 
Journal  eingerichtet  ist,  werden  sofort  in  das 
Hauptjournal  (Journal  general)  eingetragen,  in 
das  natürlich  auch  kollektiv  die  Resultate  der 
Eintragungen   aus  den  SpezialJournalen  kom- 
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men.  Hierauf  erfolgt  die  Übertragung  in  das 
Hauptbuch  („Grand-livre  general"). 

5.  Die  Logismographie  —  abgeleitet  von 
XoyLöfiog  =  Tabelle  und  YQä(f)£iv  =  schreiben 
—  zählt  zu  den  synchronistischen  Buchfüh- 
rungsformen und  basiert  auf  der  Zweikonten- 
theorie, indem  sie  unterscheidet  zwischen 

1.  den  Konten   des  reinen  Vermögens  und 

2.  den  Konten  für  die  Vermögensbestandteile. 
Die  Logismographie  verfolgt  nicht  allein  das 

Ziel,  Nachweis  zu  liefern  über  den  Vermögens- 
bestand und  seine  Teile,  sondern  geht  noch 
viel  weiter;  sie  will  jederzeit  ohne  Bücherab- 
schluss,  allein  aus  dem  Journal,  den  Stand 
des  Reinvermögens,  den  reinen  Forderungs- 
und Schuldenstand  erkennen  lassen. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  wird  das 
Journal  in  das  Konto  des  Eigentümers 
(reines  Vermögen)  und  das  Wirtschaftskonto 
{Vermögensbestandteile)  geteilt. 

Die  Wirtschaft  ist  wieder  geteilt  in  das  Agen- 
ten-Konto und  das  Korrespondenten-Konto. 

Der  Agent  bekommt  das  materielle  Ver- 
mögen (Mobilien,  Geld,  Wechsel,  Effekten  usw.), 
der  Korrespondent  die  aussenstehenden  Schulden 
und  Forderungen. 

6.  Stathmographie,  abgeleitet  von  öra&f/og 
=  Wage  oder  Bilanz  und  yQÜ^ptiv  =  schreiben. 


Die  Konten  nennt  der  Erfinder  (E.  Pisani) 
Bilanzen.  Statt  der  Bezeichnung  Debet  (Soll) 
und  Kredit  (Haben)  gebraucht  er  die  Ausdrücke 
Carico  (Belastung)  und  Scarico  (Entlastung). 
Die  Vorfälle  (falä),  welche  in  das  Journal 
(giornale  statmografico,  libro  dei  bilanzi  sint- 
chici)  einzutragen  sind,  teilt  Pisani  in  statisti- 
sche, dynamische  und  statist-dynamische  ein. 
Demzufolge  enthält  das  stathmographische  Jour- 
nal, bezw.  das  Buch  der  synthetischen  Bilanzen 
dreierlei  Bilanzen  usw.  a)  die  Bilanz  der  öko- 
nomischen Vermögenslage  (Bilanci  dello  stato 
economico)  für  die  statischen  Vorfälle,  welche 
im  Carico  (Debet)  die  anfänglichen  Passiven 
und  deren  etwaige  Zunahme  und  im  Scarico 
(Kredit)  die  anfänglichen  Aktiven  und  deren 
etwaige  Zunahme  während  einer  bestimmten 
Betriebsperiode  darstellen. 

Einige  beachtenswerte  Reformvorschläge  auf  dem  Ge- 
biete der  Buchführung: 

Neueste  Schnellbuchführung  von  Otto  Polster,  General- 
sekretär des  Deutschen  Kohlenhändlerverbandes, 
Dippoldiswalde  (Berhn  1902). 

Rahmen-Tabelle  von  Alois  Waink. 

Synchronisches  Journal-Hauptbuch  von  J.  Friedel,  An- 
naberg i.  S. 

Logismographisches  Journal 

Berlin,  Langenscheidtscher  Verlag. 

„Debet-  und  Kredit-Journale"  von  Jos.  C.  Detoni,  Ver- 
lag J.  C.  König  &  Ebhardt,  Hannover. 


VII.  Einige  besondere  Geschäftsformen  in  der  Buchführung. 


1.  Die  Lagerkommission. 

Erhält  ein  Kaufmann  Waren  auf  Lager  zum 
Verkaufe  unter  Angabe  des  niedrigsten  Preises, 
zu  dem  er  allenfalls  noch  verkaufen  darf  („Li- 
mit"), so  nennt  man  ein  solches  Geschäft  ein 
Kommissionsgeschäft  (die  besondere  Art 
dieses  Geschäfts  also  Verkaufskommission  oder 
Lagerkommission),  die  Ware  selbst  eine  Kom- 
missions- oder  Depot-Ware. 

Der  Kommissionär  ist  verpflichtet,  sich  beim 
Verkaufe  nach  den  ihm  von  dem  Kommittenten 
angegebenen  Preisen  zu  richten.  Ob  der  Kom- 
missionär (Beauftragte)  seinen  Gewinn  in  der 
ihm  von  selten  des  Kommittenten  (Auftrag- 
gebers) vom  Umsätze  zugestandenen  Provision 
(Kommission)  oder  in  der  Differenz  zwischen 
dem  Limit  und  dem  etwa  höher  bestimmten 
Verkaufspreise  zu  suchen  habe,  ist  lediglich 
Sache  der  gegenseitigen  Vereinbarung. 

Beispiel: 
/.  Die  Buchung  der  Lagerkommission. 

Bürger  &  Co.,  Bremen 
senden  am  18.  7.  19..  an: 


Bayer  &  Müller,  Leipzig 
auf  Grund  schriftlicher  Abmachungen  100  Se- 
ronen  Domingo  -  Tabak  B.  S.  S.  S.  zum  kom- 
missionsweisen Verkaufe.  Bedingung:  2^/2  "/o 
Provision,  1  "/^  Delkredere,  Vergütung  der  Aus- 
lagen des  Kommissionärs. 
Die  Faktur  lautet  auf: 

D.  M.  E.  No.  11495/11594   100  Seronen 
Domingo,   Brutto  kg  1485,  Tara  1971/2; 
Netto  kg  12871/2  ä  781/2  Pf-  für  das  Pfund. 
Das    Limit   versteht   sich    für   Verkäufe   ab 
Lager  Leipzig  gegen  3  Monate,  oder  bei  Bar- 
zahlung li/2°/o  Skonto.  Der  Kommittent  erklärt 
sich  bereit,   alle  Kosten  bis  Leipzig  zu  tragen. 
19.  Mai  19.. 

Bürger  &  Co.,  Bremen 
trassieren,  der  Abmachung  entsprechend,  am 
18. Mai  19..  die  Hälfte  des  Betrages  der  Kon- 
signationsfaktur auf  Bayer  &  Müller,  Leipzig. 
(Die  Tratte  lautet  auf  M  1000.—  p.  18.8. 19.. 
Ordre:  Westindische  Handelsgesellschaft). 
Mai  27.  Die  Tabaksendung  trifft  aus  Bremen 
ein.  Bei  Übernahme  hat  der  Spediteur 
des  Kommissionärs  an  Fracht,  Zollspesen,, 
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Speditionskosten  usw.  M  21 6.95  (val.  26. 5.) 
verauslagt. 
Juni  5.  Verkauf  auf  3  Monate  Ziel  an 
Johannes  Weber,  hier 
D.  M.  E.  11495/519    25  Seronen  Tabak 
Brutto  kg  371;  Tara  49  ä  79  p.  Pfd. 
Juni  11.  Verkauf  gegen  Kasse  an 
Frank  &  Bruder,  hier 
D.  M.  E.  1 1 520|44  25  Seronen  Tabak  Brutto 
kg  371;  Tara  kg  49  ä  77.90  Kassa-Netto. 
Juni  16.  Verkauf  gegen  3  Monat- Akzept  an 
Heinz  &  Sohn,  hier 
D.  M.  E.  11545,69    25    Seronen   Tabak 
Brutto  kg  372,  Tara  kg  491/2  ä  78.75. 
Das  Akzept  wird  an  den  Bankier  mit  43/^% 
Diskont  abgegeben. 
Juni  30.  Selbstübernahme  der  restlichen: 


D.M.  E.  11570/594    25   Seronen    Tabak 
zum  Limit-Preise;  auf  3  Monate  Ziel. 
Juni  30.  Abrechnung. 

Durchführung  des  Beispiels. 

Die  Kommissionsfaktur  wird  in  der  Praxis 
in  der  Regel  nicht  gebucht;  nur  Zahlungen, 
Vorschüsse  oder  Verkäufe  bilden  den  Gegen- 
stand der  Buchung.  Dagegen  pflegt  man  die 
Sendung  bei  Ankunft,  oder  auch  schon  sobald 
die  Rechnung  eintrifft,  in  ein  Hilfsbuch,  Kom- 
missionslagerbuch genannt,  einzutragen. 

Dieses  ist  —  je  nach  der  Branche  verschieden- 
artig eingerichtet.  Wir  wollen  als  Beispiel  jenes 
Blatt  aus  diesem  Buche,  das  die  Abrechnung 
mit  Bürger  &  Co.,  Bremen  enthält,  am  Ende 
dieser  Darstellung  bringen.  — ■ 

18.  Mai  19  . .     Eintreffen  des  Trattenavises. 


Buchung: 


Memorial. 
Mai   19.. 


19 


Bürger  &  Co.,  Bremen 
an   Tratten-Konto 

für  deren  Abgabe  ä  Konto  ihrer 
Konsignation  von  gestern: 

p.  1 8./8.0.  Westindische  Handels- 
gesellschaft. 


M      1000 


M      1000 


Soll 


Kontokorrent. 
Bürger  &  Co.,  Bremen 


19.. 
Mai 


19 


für  deren  Vorschuss-Tratte  p.  18./8. 


Nun  erfolgt  auch  noch  die  Eintragung  in 
das  Hauptbuch  (s.  S.  787/788). 


M      1000 


27.  Mai  19..  Die  Tabaksendung  trifft  ein; 
dem  Spediteur  werden  seine  Auslagen  M  216.95 
(Betrag    der    Speditionsrechnung)    gutgeschrieben. 


Memorial. 
Mai  19.. 


27 


Kommissionslager-Konto 
an   Spediteur-Konto 
Speditionsrechnung  von 
J.  Schneider  &  Co.,  hier 


M 


216 


95 


M        216 


95 


Kontokorrent. 
Spediteur  J.  Schneider  &  Co.,  hier 


Haben 


19.. 
Mai 


27 


für  deren  Spesen; 

Kommissionsgut  Bürger  &  Co. 


M         216 


95 


50 
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Verkäufe  und  Selbstübernahme 


Juni  5.  V^erkauf  an  Johannes  Weber,  hier  25  Seronen 

„  11.        „         „    Frank  &  Bruder,  hier  25        „ 

„  16.        „         „    Heinz  &  Sohn,  hier     25        „ 

,,  30.  Selbstübernahme                               25         „ 


Abrechnung 


Da  nun  die  gesamte  Warenpartie  verkauft 
und  überdies  die  Zeit  der  Abrechnung  (30.  Juni) 
gekommen  ist,  findet  diese  in  der  früher  an- 
gegebenen Weise  statt,  und  es  werden  die  nach- 
folgenden Schlussposten  im  Memorial  gebildet. 

(Aus  dem  Kommissionslagerbuche)  Verkäufe 


19.. 

27.|5.  Übernahmespesen  M  216.95 

18.J5.  Tratte  p.   18./8. 

O.  Westindische  Handels- 
gesellschaft „1000.— 

30.|6.  Offene  Post  zur  mitt- 
leren Verfallzeit  „    736.08 


M  1953.03 
Provision 21/2 °/o von  2022.42  „  50.56 
Delkredere  10/0  von  151 8.45  „  15.18 
Div.  Verkaufsspesen  „        3.65 


M2022.42 


19.. 

5./6.  Faktur  p.    5./9.                M  508.75 

11. /6.  „        „  11. /6.                 „  501.75 

16./6.  „        „  16./9.                 „  507.95 

30./6.  Selbstübernahme  P.30./9.,,  503.97 


Memorial. 
Juni  19.. 


M2022.42 


11 


16 


30 


Debitoren-Konto 
an   Kommissionslager-Konto 
für  an 

Johannes  Weber,  hier 
verkaufte  25  Seronen  Domingo-Tabak 
lt.  Kommissionsbuch  Post  1 


Derselbe  Buchungssatz 
für  an 

Frank  &  Bruder,  hier 
verkaufte  25  Seronen  Domingo-Tabak 
lt.  Kommissionsbuch  Post  2 


Derselbe  Buchungssatz 
für  an 

Heinz  &  Sohn,  hier 
verkaufte  25  Seronen  Domingo-Tabak 
lt.  Kommissionsbuch  Post  3 


Waren-Konto 
an  Kommissionslager-Konto 

für  selbst  übernommene  25  Seronen 
Domingo  lt.  Kommissionsbuch  Post  4 


Für  die  Barzahlung  im  Kassabuche  Soll: 
Soll  Juni   19.. 


M  508 


501 


507 


503 


75 


75 


95 


97 


M  508 


501 


507 


503 


75 


75 


95 


97 


Juni 


11 


An  Debitoren-Konto 

Zahlung  von  Frank  &  Bruder,  hier; 
Faktur  über  25  Seronen  Domingo- 
Tabak 


M  501 


75 
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Juni 


Juni 


16 


16 


Wechsel-Konto 
an   Debitoren-Konto 

für  Akzept  Heinz  &  Sohn,  hier 
p.  16./9.  d.  J. 


Bankier-Konto 

Diskont-Konto 

an  Wechsel-Konto 

für  an  den  Bankier  diskontierten 
obigen  Wechsel 

Juni  19 


M  507 


501 
6 


95 


95 


M  507 


M  507 


95 


95 


Juni 


30 


1     Soll 


Kommissionslager- Konto 
an   Bürger  &  Co.,  Bremen 
„    Provisions-Konto 
„    Delkredere-Konto 
„    Spesen-Konto 

für  Kommissionsabrechnungüber 
100  Seronen  Domingo-Tabak 


Hauptbuch: 
Kommissionslager-Konto 


M   1805 

47 

M   1736 

„        50 

„        15 

3 

08 
56 
18 
65 

Haben     1 


19.. 
Mai 
Juni 


An  Spediteur- Konto 
„  4  Kreditoren 


M    216 
„  1805 


19.. 
Juni 


Per  Debitoren-Konto 


2     Soll 


Spediteur- Konto 


M  508 

„  501 

„  507 

„  503 


Haben     2 


19-. 
Mai 

27 

Per  Kommissions- 
lager-Konto 


3     Soll 


Bürger  &  Co.,  Bremen 


M  216 


95 


Haben     3 


19.. 
Mai 


19 


An  Tratten- Konto 


MIOOO 


19., 
Juni 


30 


Per  Kommissions- 
lager-Konto 


4     Soll 


Debitoren-Konto 


M1736 
Haben     4 


08 


19.. 

19.. 

Juni 
>» 

5 

11 
16 
30 

An  Kommissions- 
lager-Konto 

M  508 
„  501 
„  507 
„  503 

75 
75 
95 
97 

Juni 

11 
16 

Per  Kassa- Konto 
„     Wechsel-Konto 

M  501 
„  507 

75 
95 

5     Soll 


Kassa-Konto 


Haben     5 


19.. 
Juni 


11 


An  Debitoren-Konto 


M  501 


75 
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Wechsel-Konto 


Haben     6 


19.. 
Juni 


16 


An  Debitoren-Konto 


7     Soll 


M  507    95 


19. 
Juni 


16 


Per  2  Debitoren 


Tratten-Konto 


M  507 


95 


Haben     7 


8     Soll 


19. 

Mai 


19 


Per  Bürger  &  Co. 
Bremen 


Bankier-Konto 


M  1000- 

Haben     8 


19., 

Juni 


16 


An  Wechsel- Konto 


9     Soll 


M  501 


95 


Diskont-Konto 


Haben     9 


19. 
Juni 


16  An  Wechsel-Konto 


10     Soll 


M     6 


Provisions-Konto 


Haben     10 


1 1     Soll 


19.. 
Juni 

30 

Per  Kommissions- 
lager-Konto 


Delkredere- Konto 


M  50 


56 


Haben     1 1 


12     Soll 


19. 
Juni 


30 


Per  Kommissions- 
lager-Konto 


Spesen-Konto 


M  15 


18 


Haben     12 


19.. 
Juni 

30 

Per  Kommissions- 
lager-Konto 


M     3    65 


Konten-Bilanz  (s.  Erläuterung  unter  „Bilanzen"  S.  797). 

l. 

Kommissionslager-Konto                       iV 

l   2022.42               ^ 

\   2022.42 

2. 

Spediteur-Konto                                      , 

,       —                       , 

,      216.95 

3. 

Bürger  &  Co.,  Bremen                         , 

,    1000.— 

,    1736.08 

4. 

Debitoren-Konto                                     , 

,    2022.42 

,    1009.70 

5. 

Kassa-Konto                                            , 

,      501.75 

j      — 

6. 

Wechsel-Konto                                      , 

,      507.95 

,      507.95 

7.    ■ 

Tratten-Konto                                          , 

,       —                      , 

,    1000.— 

8. 

Bankier-Konto                                         , 

,      501.95 

j      — 

9. 

Diskont-Konto                                        , 

6.— 

j      — 

10. 

Provisions-Konto                                    , 

,      —                      , 

50.56 

11. 

Delkredere-Konto                                    , 

,      —                     , 

15.18 

12. 

Spesen-Konto                                         , 

,      —                      , 

3.65 

A 

\   6562.49               ^ 

\   6562.49 
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2.  Die  Konsignation. 

Werden  Waren  zum  Verkaufe  in  Konsig- 
nation gesandt,  so  pflegt  man  ein  besonderes 
Konsignations-Konto  (im  Gegensatze  zum 
Kommissionslager-Konto)  zu  errichten.  Das- 
selbe wird  zu  Gunsten  des  Waren-Kontos  debi- 
tiert, und  zwar  ist  es  am  geeignetsten,  den  Selbst- 
kostenpreis (nicht  das  Limit)  als  Grundlage 
hierfür  zu  wählen. 

Der  Erfolg  eines  günstigen  Warenverkaufes 
erscheint  in  diesem  Falle  auf  dem  Konsignations- 
lager-Konto, nicht  aber  auf  dem  Waren-Konto, 
das  ja  die  einzelnen  Artikel  zu  den  Eigenpreisen 
wieder  abgab. 

Es  wäre  vollständig  verfehlt,  das  Konto  des 
Kommissionärs  für  den  Wert  der  Kommissions- 
ware zu  belasten,  da  eine  wirkliche  Schuld 
durch  die  Zusendung  der  Ware  an  diesen  nicht 
entsteht;  im  Konkursverfahren  würde  sich  der 
unberechtigte  Vorgang  deutlich  zeigen. 

Für  die  Mengenverrechnung  kann  man  dann 
auch  ein  spezielles  Skontro:  Konsignationslager- 
buch führen,  das  zumeist  die  gleiche  Einrich- 
tung besitzt,  wiedasKommissionslagerbuch. 

Beim  Inventieren  sind  Konsignationslager- 
Waren  zu  dem  auswärtigen  Marktpreise  und 
zwar  bei  bevorstehender  Auflösung  zum  Kon- 
tantpreise, bei  Fortbestand  des  Geschäftes  zum 
notierten    Durchschnittspreise,    abzüglich    der 

1.  Bei  Versendung  der  Waren  nach  Leipzig: 

Memorial  (des  K^rl  Haller,  Hamburg). 
Oktober  19.. 


beim  wirklichen  Verkaufe  üblichen  Abzüge  an 
Tara,  Gutgewicht   und  Skontro   zu    bewerten. 

Beispiel: 
Karl  Haller,  Hamburg  sendet  am  12./ 10. 
19..  an  Erich  Schiller,  Leipzig 

150Tiercesamerikanisches  Konsumschmalz 
in  Konsignation. 
Limit  p.  50  kg  =  M  50.— 
3  Monat  dato. 
Diese    150    Tierces    hatte    Hauer    am    7./10.  19  .  . 
ä  45. —  selbst  bezogen. 

Bei  Übernahme  der  aus  Hamburg  eintref- 
fenden Ware  zahlt  Erich  Schiller,  Leipzig  am 
19.|10.  19..  an  Fracht  und  Spesen  M 49.65. 

Am  22./ 10. 19 . .  verkauft  Schiller  das  Schmalz 
ä  50. —  3  Monate  Ziel  und  sendet  an  Haller 
nachfolgende  Abrechnung: 

Leipzig,  den  22.|10.  19.. 

Verkaufsrechnung  über  50  Tierces  Konsum- 
schmalz. 


Btto. 
Ta. 

19155  Pfd. 
3285     „ 

50 

M 

Netto 

15870  Pfd.  ä 

7935.— 

Übernahmespesen 
2%  Provision 
\%  Delkredere  . 
kleine  Kosten 

M 

49.65 

158.70 

79.35 

5.50 

» 

293.20 

p.  22. 

ll- 

19.. 

M 

7641.80 

Oktober 

12 

Konsignationslager- Konto 
an  Waren-Konto 

für  Konsignationsfaktur  an 

Erich  Schiller,  Leipzig  über: 
150  Tierces  Konsumschmalz 
Selbstkostenpreis:   15870  ^       ä 

45.— 

M  7141 

50 

M  7141 

50 

22 

(Selbst- 
kostenpreis) 

„    7641 

80 

Oktober 

Erich  Schiller,  Leipzig 

an   Konsignationslager-Konto 

„    7641 

80 

für  Verkaufserlös  in  Leipzig 

M  7935.— 

ab  Spesen  „     293.20 

1     Soll 


Hauptbuch. 
Kreditoren-Konto 


Haben     1 


19.. 
Oktbr. 

7 

Per  Waren-Konto 


M7141 


50 
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2     Soll 


Buchführung. 
Waren-Konto 


Haben     2 


19.. 
Öktbr. 


An  Kreditoren-Konto. 


M  7141 


50 


19.. 
Oktbr. 


12 


Per  Konsignations- 
lager-Konto 


M  7141 


50 


3     Soll 


Konsignationslager-Konto 


Haben     3 


19.. 
Oktbr. 


12 


An  Waren-Konto 


M  7141 


50 


19.. 
Oktbr.'22 


Per  Erich  Schiller, 
Leipzig 


4     Soll 


Erich  Schiller,  Leipzig 


M  7641  80 
Haben     4 


19.. 
Oktbr. 


22 


An  Konsignations- 
Konto 


M  7641  80 


Konten-Bilanz 


1. 

2. 
3. 

4. 

Kreditoren- Konto 
Waren-Konto 
Konsignationslager-Konto 
Erich  Schiller,  Leipzig 

M  7141 
„    7141 
„    7641 

50 
50 
80 

M  7141 
„    7141 
„    7641 

50 
50 
80 

M  21924 

80 

M  21924 

80 

3.  Das  Konto  a  Metä 
(oder  Partizipationskonto). 

Wenn  sich  eine  Anzahl  Personen  vereinigt, 
um  für  gemeinschaftliche  Rechnung  ein  oder 
mehrere  einzelne  Handelsgeschäfte  abzuschlies- 
sen,  so  hat  diese  Vereinigung  zwar  handels- 
rechtlichen Inhalt,  sie  ist  aber  keine  Handels- 
gesellschaft, sondern  eine  sog.  Gelegenheits- 
gesellschaft, auch  Association  en  participation; 
das  Geschäft  selbst  wird  aber  als  Konto- 
metä-Geschäft,  in  Börsenkreisen  Konsor- 
tium oder  Syndikat  bezeichnet. 

Die  Gelegenheitsgesellschaft  hat  keine  Firma 
und  besitzt  kein  Gesellschafts-Vermögen. 

Die  buchhalterische  Behandlung  dieser  Art 
von  Geschäften  ist  im  Warenfache  häufig  eine 
andere  als  im  Bankfache. 

Bei  Partizipationen  im  Warengeschäfte  können 
folgende  Fälle  vorkommen: 

1.  Der  Unternehmer,  dessen  Buchführung  wir 
zum  Ausgangspunkte  der  Betrachtung  machen, 
besorgt  den  Ein-  und  Verkauf  und  legt  Rech- 
nung; der  Partner,  Metist  genannt,  ist  bloss 
finanziell  beteiligt. 

2.  Der  Unternehmer,  dessen  Buchführung 
wir  betrachten,  ist  Einkäufer,  der  Metist  da- 
gegen Verkäufer. 

3.  Der  Unternehmer,  dessen  Buchführung  wir 


betrachten,  ist  lediglich  finanziell  an  dem  Meta- 
geschäft beteiligt;  der  Metist  besorgt  den  Ein- 
und  Verkauf  und  legt  Rechnung. 

In  allen  drei  Fällen  ist  es  am  geeignetsten, 
ein  Metä- Konto  zu  errichten  und  dieses  für 
die  gesamten  Ausgaben  auf  die  Ware  zu  be- 
lasten, gleichgültig,  ob  wir  diese  Ausgaben  be- 
werkstelligt haben,  oder  ob  .dies  der  Metist  ge- 
tan hat;  in  diesem  Falle  wird  das  Metä-Konto 
selbstverständlich  auch  für  alle  Verkaufseriöse 
erkannt;  auch  hier  ist  der  Umstand  ausser  Be- 
tracht zu  lassen,  ob  der  Erlös  uns  selbst  aus- 
bezahlt wurde  oder  dem  Metisten;  diesem  ist 
natüriich  ein  Konto  („Konto -Korrent- Konto" 
oder  „Konto-Separato")  zu  eröffnen. 
Beispiel  I. 
10.|4.  19.. 

Wilhelm  Scheffler,  Beriln 
sendet  juir  auf  Grund  früherer  Abmach- 
ungen M  15000. —  zum  Zwecke  der  Be- 
teiligung an  einem  gemeinschaftlichen  Ein- 
•    kaufe  einer  Partie  Rauchwaren,    die   bei 
einem   Konkursausverkaufe  billig   zu    er- 
stehen sein  dürfte. 
Kassa-Konto  im  Soll:  An  Wilhelm  Scheffler,  Berlin, 
(Konto-Separato). 
15.|4.   19..    Kauf    für  Konto    a  Metä    mit 
Wilhelm  Scheffler  von  der 
Löwenberg' sehen  Konkursmasse: 


Einige  besondere  Geschäftsformen  in  der  Buchführung. 


eine  Partie  Rauchwaren  von  Erich  Kölner 
für  M  30150.—  per  kontant 
Konto  a  Metä  mit  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 
an  Kassa-Konto. 

29./4.  19..  Verkauf  der  käuflich  erworbenen 
Felle    für   M    18  250.—  ,    abzüglich 
2o/o  Skonto  bar  für  M  17885.—  an 

König  &  Bruder,  hier; 
der  gesamte  Rest  der  Partie  wird  verkauft 
für  M  14550.— 
auf  6  Monate  Ziel. 

„Kassa-Konto"  an  „Konto  a  Meta" 
(Skonto  gekürzt), 

„König  &  Bruder,  hier" 
(oder  Debitoren-Konto)  an 

„Konto  a  Metä".  ' 

Die  Auslagen  der  Geschäftsabwickelung  be- 
trugen:    15.|4.  19..    Bezugs-    und   Verkaufs- 


spesen 
30.|4.19. 

ten  2H 


Provision  an  die  Agen- 
»|o  V.  M  32435.— 


Provision    des    Gereuten 


791 
M     27.50 

„    810.87 
M  838.37 

M  324.35 
„    141.50 


30./4. 

30./4.  5\  Sollzinsen  bei  der  Ab- 
rechnung = 

15./4.  „Konto  a  Metä"  an  Kassa-Konto         M     27.50 
30./4.       „       „      „       „  Provisions-Konto  „   810.87 
30./4.       „       „      „       „  Gewinn- und  Ver- 
lust-Konto „   723.31 

30.|4.    Barregulierung:    (angenommen,    der 
Unternehmer  habe,  trotzdem  die  Zielfrist 
noch  nicht  abgelaufen  ist,  den  Saldo  bar 
reguliert) 
„Separate"  an  „Kassa-Konto". 


Soll 


Konto  a  Metä  mit  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 


Haben 


19.. 
April 


15 
15 
30 
30 
30 


An  Kassa- Konto 

dto. 
„    Provisions-Konto 
„    Konto-Separa^o 
„    Gewinn- U.Verlust- 
Konto 


M 30150 
27 


50 


81087 


723 


32 


72331 


M  32435  — 


19.. 
April 


Per  Kassa-Konto 
Per  Debitoren-Konto 


M 17885 
14550 


M 32435 


Soll 

Konto-Separato  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 

Haben 

19.. 

April 

» 

30 
30 
30 

An  Zinsen-Konto 
„    Provisions-Konto 
„    Kassa-Konto 

M      141 
»       324 
„  15257 

50 
35 
47 

19.. 

April 

10 
30 

Per  Kassa-Konto 
„     Konto  a  Metä 

M 15000 
,,       723 

32 

M 15723 

32 

M 15723 

32 

/ 

1 

Beispiel  II. 
15./4.  19..  Kauf  einer  Partie  Felle  bei  einem 
Konkursausverkaufe  bar  für  M  30150. — 
in  Gemeinschaft  mit  Wilhelm  Scheffler, 
Berlin  und  Sendung  nach  Berlin  an  diesen 
zum  Verkaufe. 

Übernahms-  und  Absendungsspesen 
M  27.50.  Auf  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 
werden  am  selben  Tage  M  1 5  000. —  per  Ende 
April  trassiert,  und  es  wird  der  Wechsel  an  die 
Spar-  Kreditbank  hier  abzügl.  4"|o  verkauft. 
l.|5.   19..    Abrechnung  vom  30./4.  19..: 


Verkaufserlös  per  dato  M  32435. — 

Provision  an  die  Agenten,  welche 

den  Verkauf  bewerkstelligt  haben, 

21/  o/n  M  810.87 


Fracht  und  Spesen 


112.80 


923.67 


M  31511.33 


Einkaufsfaktura   samt   Kosten    in 
Leipzig 


30177.50 


Gewinn    M     1 333.83 

Gewinn  i|jj  auf  Verlust  und  Gewinn  M  666.91 
Gewinn  ^/g  auf  Konto-Separato  Berlin   „  666.92 
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Soll 


Buchführung. 
Konto  a  Metä  mit  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 


Haben 


19.. 
April 

» 
Mai 


An  Kassa- Konto 

dto. 
„    Konto-Separato 
„    Gewinn- U.Verlust- 
Konto 


M 30 150 

27 

„       666 

„       666 

50 
91 

92 

19.. 
Mai 

1 

M3151133 

Per  Konto-Separato 


M31511 


M31511 


33 


Soll 


Konto-Separato  mit  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 


Haben 


19.. 

April 
Mai 


An  Diskont-Konto 
„    Konto  a  Metä 


Man  begegnet  auch  häufig,  namentlich  dort, 
wo  es  sich  um  eine  genaue  Zinsenabrechnung 
handelt,  nachfolgendem  Vorgange: 

Der  Einkäufer  belastet  Konto  a  Metä  hier 
mit  dem  Einkaufe  und  kreditiert  es  gleich  für  den 
Betrag,  mit  dem  der  Metist  an  dem  Einkaufe  an- 
teilig ist,  kurz  gesagt,  er  entlastet  das  Metä-Konto 
für  „die  schuldige  Hälfte  des  Metisten",  der  auf 
„Separato"  hierfür  belastet  wird.  Auch  bei  den 
Abrechnungen  geht  er  in  dieser  Weise  vor;  er 


19.. 

April 
Mai 


Per  Wechsel-Konto 
„     Konto  a  Metä 
„     Bilanz-Konto 


M 15000 
„  666 
„  15869 


M31536 


erkennt  das  Konto  a  Metä  für  den  Verkauf  zu 
Lasten  des  Metisten,  dem  er  wieder  seinen  hal- 
ben Anteil  vergütet,  oder  —  was  dasselbe 
ist  —  er  kreditiert  Metä  Konto  bloss  für  die  Hälfte 
der  Verkaufsrechnung. 

Wird  diese  Methode  angewendet,  so  erscheint 
auf  Metä  Konto  bloss  der  Gewinnanteil  des 
Buchenden  und  nicht  auch  der  Gewinnanteil 
des  Metisten. 


Soll 


Konto  a  Metä  mit  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 


19.. 
April 

» 
Mai 


An  Kassa-Konto 

dto. 
„    Gewinn- U.Verlust- 
Konto 


M 30150 
27 

666 


50 
92 


M 30844 42 


19.. 
April 

Mai 


Per  Konto-Separato 

(1/2V.M  30 177.50) 
„    Konto-Separato 
CI2V.M3i5il.33) 


Soll 

Konto-Separato  Wilhelm  Scheffler,  Berlin 

Haben 

19.. 
April 

» 
Mai 

15 
15 

1 

An  Konto  a  Metä 
„    Diskont-Konto 
„    Konto  a  Metä 

M 15088 

25 

„  15755 

75 
67 

19.. 

April 
Mai 

15 
1 

Per  Wechsel- Konto 
„     Bilanz-Konto 

M 15000 
„  15869 

42 

M 30869 

42 

M 30869 

42 

i 

1 

Da  im  Bankfache  die  Metäverbindungen  |  erhalten  werden,  sondern  oft  durch  Jahre  hin- 
nicht  wie  im  Warenfache  bloss  zur  Benutzung ,  durch  —  insbesondere  im  Arbitrageverkehr 
einer  günstigen  Konjunktur,  also  vorübergehend  j  —   fortbestehen,    so  wird  diese  Verrechnung 


Das  Wesen  der  kaufmännischen  Bilanz. 
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zumeist  kontokorrentmässig  in  Doppelkolonnen 
vorgenommen.  Dies  empfiehlt  sich  auch  schon 
wegen  der  entstehenden  Kursdifferenzen, 

Beispiel: 
Salzer  &  Co.,  Wien  stehen  mit  Allard  &  Cie., 
Paris  in  Metä -Verkehr. 

Am  15.|4.  19  .  .  kaufen  Salzer  &  Co.  Stck. 
200  Staatsbahnaktien  ä  695. —  per  Ultimo  April 
und  verkaufen  Abgabe  Paris  auf  Allard  &  Cie., 
Paris,  Fr.  1 35  000.—  in  2  Appoints  ä  Fr.  50  000.— 
und  1  Appoint  ä  Fr.  35000. —  per  Mitte  Mai 
ä  95.—,  30/0 

Rechnung  an  Allard  &  Cie.,  Paris. 

St  200  Staatsbahnaktien  ä 695.—  K    139000.— 

Zinsen  300/5  o|o    „       4000.— 

Courtage  „  69.50 

Steuer  „  1 2. — 


Debet  Val.  30.14.       K    143  081.50 


Fr.  135000 


per  15,/5. 
ä  95.—    K 
Diskont  28.|3.  %    „ 


128250.— 
299.50 


Übertrag  K   127950.50 


Übertrag 
7.  Courtage 

Kredit  Val.   15.|4. 


K  127950.50 
51.30 

K    127899.20 

Am  15.|4.  19  .  .  trifft  ein  Telegramm  von 
Allard  &  Cie.,  Paris  ein,  dass  sie  St.  50  Staats- 
bahnaktien ä  765. —  begeben  haben;  die  Tratte 
geht  in  Ordnung. 

Am  1 6.|4. 19..  telegraphieren  Allard  &  Cie., 
Paris,  dass  sie  weitere: 

St.  100  Staatsbahnaktien  ä  767iJ2 
„      50  „  ä  769.— 

begeben  haben. 

Am  30./4.  19..  langt  Abrechnung  ein: 
Stck.50Sta'atsbahnaktien  ä765.—  Fr.    38250.— 


100 
50 


ä767i/2 
ä769.— 


76750. 
38450. 


Courtage 

Kredit  Val.  30.|4. 

Degegen  für  die  Tratte: 
Debet  Val.  15./5. 


Fr.  153  450.— 

_. 100-- 

Fr.  153  350.— 


Debet 


Konto  a  Metä  mit  Allard  &  Cie.,  Paris 


Fr.  135000.- 
Kredit 


19.. 

Franken 

Kronen 

19.. 

Franken 

Kronen 

April 

15 

An  Effekten-Konto 

139000.— 

April 

15 

Per  Devisen-Konto 

127950.50 

>» 

15 

„    Effekten  -  Zinsen- 
Konto 

4000.— 

Mai 

1 

„     Devisen-Abrech- 
nung in  fremder 

„ 

15 

„    Courtage-Konto 

69.50 

Linie 

135000.— 

» 

15 

„    Steuerstempel- 
Konto 

12.— 

>> 

1 

„     Bilanz     (Saldo') 
in  fremder  Linie 

Mai 

15 

1 

„    Courtage-Konto 
,,    Effekten -Abrech- 

51.30 

ä  95.— 

18350.— 

17469.20 

i 

nung  in  fremder 

/ 

Linie 

153350.— 

/ 

" 

1 

„    Kontokorrent- 
Konto  Allard  &  Cie. 

1143.45 

/ 

" 

1 

„    Gewinn-  u.  Ver- 
lust-Konto 

1143.45 

/ 

153350.— 1145419.70 

153350.-145419.70 

1 

') 

Von  der  Berechnung  c 

er  Kontokprrentzinsen  ist  abgesehen  worden.     Der  Saldo  ist  zum  Kurse  vom 

1.  Mai  eingestellt  worden. 


VIII.  Das  Wesen  der  kaufmännischen  Bilanz. 


Unter  Bilanz  im  weitesten  Sinne  versteht  j 
man  eine  kontenförmige  Gegenüberstellung  von 
Posten,  die  in  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung 
im  Gegensatze  stehen  und  die  Ausgleichung 
dieser  durch  Einstellung  des  Saldos,  im  engeren 
Sinne  die  durch  das  Gesetz  angeordnete  Auf- 
stellung der  Vermögensrechnung. 

Man  unterscheidet  im  wesentlichen  Ver- 
mögensbilanzen, Betriebsbilanzen  und 
Erfolgsbilanzen. 


Besondere  Formen  der  Bilanzen  bilden  die  Konten - 
bilanzen  (Probe-,  Roh-,  Monatsbilanzen)  oder 
Sammelbilanzen  und  die  Kassebilanzen. 

1.  Die  Vermögensbilanz. 

Mit  Vermögensbilanz  (auch  General- 
oder Hauptbilanz  genannt)  bezeichnet  man 
die  summarische  Zusammen-  und  Gegenüber- 
stellung der  Aktiv-  und  Passivbestände. 

Nach  den  Bestimmungen  des  HGB.  hat 
der    Kaufmann    zunächst    bei    Beginn    seines 
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Buchführung. 


Handelsgewerbes  und  demnächst  für  denSchluss 
eines  jeden  Geschäftsjahres  nebst  dem  Inventar 
auch  eine  Bilanz  aufzustellen.  Hierzu  bedient 
er  sich  des  Inventur-  und  Bilanzbuches,  oder 
er  macht  die  Inventur  in  einem  speziellen  Buche 
und  die  Bilanz  in  einem  anderen,  das  „Bilanz- 
Abschluss-Buch"  genannt  wird. 

Das  Bilanzbuch  ist  bestimmt:  1.  zur  Dar- 
stellung des  gesamten  Geschäftsvermögens,  2.  zur 
Ermittelung  der  Nach  Weisung  des  Erfolgs. 

„Die  Bilanz  stellt  den  Stand  des  Vermögens  an 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  dar  und  lässt  damit  auch 
das  Resultat  der  Geschäftsführung  während  der  abge- 
laufenen Periode  ersehen"  (Entscheidung  des  Reichs-Ober- 
handelsgerichts  XII.  Band  S.   17). 

Da  die  Bilanz  die  Eigenschaft  einer  nur  für 
den  Unternehmer  bestimmten  Rechnungsauf- 
stellung hat,  wird  sie  oft  in  einem  sog.  „Ge- 
heimbuch"  gemacht  und  so  angelegt,  dass  sie 
nicht  den  Zwecken  der  laufenden  Buchhaltung 
zu  dienen  hat,  d.  h.  geheim  gehalten  und  von 
den  übrigen  Handelsbüchern  getrennt  aufbe- 
wahrt werden  kann. 

Je  nachdem  die  Aktiven  oder  Passiven  dem 
Betrage  nach  grösser  sind,  spricht  man  von 
einer  Aktiv-  oder  von  einer  Unterbilanz. 

/.  Eröffnungsbilanz  eines  Einzelkaufmanns. 
Aktiva         Bilanz  p.   1 .  Januar  19..       Passiva 


M 


Kasse 
Waren  „ 

Einrichtungs- 
gegenstände „ 


67  500.- 
30000.- 


2500. 


M   100000.- 


Kapital 


M  100000.— 


M  100000.— 


Im  vorliegenden  Falle  beginnt  der  Unterneh- 
mer mit  einem  Betriebskapital  von  M 100000. — 
in  Form  von  Bargeld.  Er  hat  die  für  die 
Geschäftsführung  nötigen  Geräte  gekauft,  die 
für  den  Betrieb  nötigen  Waren  bar  erworben. 

Da  er  genügend  Barmittel  besitzt,  begleicht  er 
vorerst  alle  Warenbezüge  mit  Bargeld. 

Das  Kapital  besteht  daher  nach  diesen  Trans- 
aktionen aus:  Bargeld,  Waren  und  Einrichtungs- 
gegenständen. 

2.  Schlussbilanz  eines  Einzelkaufmanns. 
Aktiva  Bilanz  p.  3 1 ./ 1 2.  1 9  . .  Passiva 


Kasse 

M     2161.90 

Kreditoren         M  8956.80 

Effekten 

„    12500.— 

Tratten               „  10500.— 

Bankeinlage 

„   23816.55 

Kapital : 

Waren 

„   35815.50 

Anfang  d.  Jahres    \ 

Debitoren 

„   28912.95 

M 100000.—     1 

Wechsel 

„   22813.60 

Gewinn  in  der     j 

Einrichtungs- 

Betriebsperiode 

gegenstände 

„      2250.— 

M8813.70  M  108813.70 

M128270.50 

M128270.50 

Die  hier  als  Beispiel  erbrachte  Schlussbilanz 
baut  sich  auf  die  früher  dargestellte  Eröff- 
nungsbilanz auf. 

Es  sind  nun  —  nach  Ablauf  eines  Jahres  — 
nicht  mehr  die  drei  Vermögensbestandteile  Geld, 
Waren  und  Geräte  vorhanden,  sondern  ver- 
schiedenartige Besitzstände  und  wertbedeutende 
Rechte;  wir  begegnen  nun  aber  auch  ausser  den 
Aktiven  bereits  den  Passiven.  Es  betragen  nun- 
mehr: die  Aktiva  M  128270.50 
„    Passiva      „     19456.80 

daher  das  jetzige  Vermögen  M  108813.70. 
Da  das  Anfangsvermögen  „  100000. — 

betrug,  ergibt  das  einenÜberschussvonM88 13.70. 

Um  diesen  Betrag,  der  den  Gewinn  des  Unter- 
nehmens bildet,  hat  sich  der  Betriebsfonds 
vergrössert. 

3.  Eröffnungsbilanz  einer  offenen  Handelsgesell- 
schaft. 
Aktiva         Bilanz  p.  I.Januar  19..         Passiva 


Kasse               M  67500. 
Waren              „  30000. 
Einrichtungs- 
gegenstände   „  2500. 


M  100  000.— 


Kapital-Einlage 

des  Otto 

Köhler  M35000. 

Kapital-Einlage 

des  Hermann 

Schulze  „  65000. 


M  100000. 


Die  in  der  Aktiva  bewerteten  Vermögens- 
teile bilden  einen  gemeinsamen  Besitz  im  Tei- 
lungsverhältnisse: 

35/100:65/100,  oder,  was  dasselbe  ist: 

T_         13 
20  "■   20 

Anteil  am  Kapital  und  am  Gewinn  bei 
der  offenen  Handelsgesellschaft. 

Vom  Jahresgewinn  gebührt  nach  dem  Han- 
delsgesetzbuche zunächst  jedem  Gesellschafter 
—  wenn  nicht  ein  anderes  bedungen  ist  — 
ein  Anteil  in  der  Höhe  von  4  vom  100  seines 
Kapitalanteils.  Reicht  der  Jahresgewinn  nicht 
aus,  so  bestimmen  sich  die  Anteile  nach  einem 
entsprechend  niedrigeren  Satze. 

Jeder  Gesellschafter  ist  berechtigt,  aus  der 
Gesellschaftskasse  Geld  bis  zum  Betrage  von 
4  vom  100  seines  für  das  letzte  Geschäftsjahr 
festgestellten  Kapitalanteils  zu  seinen  Lasten 
zu  erheben  und  soweit  es  nicht  zum  offen- 
baren Schaden  der  Gesellschaft  gereicht,  auch 
zur  Auszahlung  seines  den  bezeichneten  Be- 
trag übersteigenden  Anteils  am  Gewinn  des 
letzten  Jahres  zu  verlangen. 

In  dem  nachfolgenden  Beispiel  (4)  ist  auf  diese  Be- 
stimmung Rücksicht  genommen  worden. 


Das  Wesen  der  kaufmännischen  Bilanz. 
4.  Schlussbilanz  einer  offenen  Handelsgesellschaft, 


795 


a)  Erfolgreiche  Geschäftsführung. 
Aktiva  Bilanz  p.  31. /l 2.  19..  Passiva 


Kasse                M     2161.90 

Kreditoren        M     8956.80 

Effekten            „    12  500.— 

Tratten              „    10500.— 

Bankeinlage      „    17  701.55 
Waren               „   35  815.50 
Debitoren         „   28  912.95 

Kapital  Otto  Köhler 

Anfang  des  Jahres 

M  35  000.— 

Wechsel             „   22813.60 

ab  Entnahme  zum 

Einrichtungs- 
gegenstände   „     2250.— 

Privatgebrauch 
M   3115.— 

/ 

M  31  885.— 

/ 

dazu    den   Ge- 

/ 

winnanteil 

/ 

M  3806.85  M  35691.85 

/ 

Kapital  Hermann 
Schulze 

/ 

Anf.  d.  Jahres 
M    65000.— 

/ 

ab  Entn.  z.  Pri- 

/ 

vatgebrauch 
M      3000.— 

, 

/ 

M    62  000.— 

dazu  den  Ge- 

winnanteil 

1 

M       5006.85J 

M67006.85 

M122155.50 

M122  155.50 

Die  Einlage  des  Otto  Köhler  betrug  M  35  000.— 
die  des  Hermann  Schulze  „  65000. — 

Die  Aktiva  der  Gesellschaft  be- 
trägt It.  Bilanz  M  122155.50 
ab  die  Passiva  mit  „     19456.80 


daher  beträgt  der  Betriebsfonds  M  102698.70 
dazu    die    Entnahme    des    Otto 

Köhler  mit  M3115.— 

Hermann  Schulze     „3000.—    „      6115.— 

M  108813.70 
„100000.— 


ab  das  Anfangsvermögen 

Reingewinn 


M      8813.70 


Verteilung: 


4  7o 


Einlage  des  Ottto  Köhler 
M  35000.— 

Einlage  desHermannSchulze 
M  65000.— 


M 


8813 
4000 


i.70l 


M 
1400.— 

2600.— 


Verteilung 
des  Über- 
schusses 
zu  gleichen 
Teilen 


M 

2406.85 
2406.85 


4000.-14813.70 


Überschuss  M  4813.70. 


b)   Unterbilanz  zufolge  von   Verlusten. 
Aktiva  Bilanz  p.  31.|12.19..  Passiva 


Kasse               M     2161.90 

Kreditoren         M  8  956.80 

Effekten 

,    12  500.— 

Tratten               „10  500.— 

Bankeinlage 

,    10315.50 

Kapital  Otto  Köhler 

Waren 

,   35815.50 

Anfang  des  Jahres 

Debitoren 

,   23116.85 

M  35  000.— 

Wechsel 

,   21865.70 

ab  Entnahme 

Einrichtungs- 

M   3115.— 

gegenstände 

1 

„     2250.— 

M  31  885.— 
ab  Verlustanteil 

M    2658.17  M  29226.83 
Kapital 
Hermann  Schulze 
Anfang  des  Jahres 

M  65  000.— 
ab  Entnahme 

M    3000.— 

M  62  000.— 
ab  Verlustanteil 

M    2658.18  M  59341.82 

M  108025.45 

M  108025.45 

Die  Aktiva  der  Gesellschaft  beträgt  laut  Bilanz 

M  108025.45 
ab  die  Passiva  mit  „     19456.80 

daher  beträgt  der  Betriebsfonds 

am  31./12.  19..  M    88568.65 

dazu  die  Entnahme  der  beiden 

Gesellschafter 

a)  des  Otto  Köhler    M3115.— 

b)  des  Herm.  Schulze  „  3000.—    „       6115.— 


M    94683.65 
„  100000.— 


ab  vom  Anfangsvermögen 

daher   Verlust  M      5316.35 

verteilt  zu  gleichen  Teilen  ergibt  einen  Ver- 
lust von  M  2658.17  (bez.  M  2658.18),  um 
den  sich  die  Einlagen  der  Gesellschafter  ver- 
mindern. 

Es  vi'ird  also  auch  der  Verlust,  wenn  der 
Vertrag  nicht  ein  anderes  bestimmt,  zu  glei- 
chen Teilen  verrechnet,  was,  da  während  der 
Dauer  der  Gesellschaft  die  Geltendmachung  des 
Verlustteils  gegen  einen  Gesellschafter  nicht 
erfolgt,  lediglich  ein  Rechnungsmodus  ist. 

Bei  der  Aktiengesellschaft  ist  es  unzulässig, 
Gewinn  und  Verlust  mit  dem  Aktienkapital 
zu  vermischen. 

„Die  Erhaltung  des  Aktienkapitals  ist  Pflicht  der 
Gesellschaftsorgane.  Solange  die  Bilanz  nicht  das  Vor- 
handensein des  ganzen  Aktienkapitals  ausweist,  sind 
„Gewinne"  nicht  vorhanden  und  können  Dividenden 
nicht  verteilt  werden"  (Simon :  die  Bilanzen  der  Aktien- 
gesellschaften.) 
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Buchführung. 


War  das  Kapital -Konto  eines  Einzelkauf- 
manns durch  Verlust  reduziert  worden,  und 
weist  die  Bilanz  in  der  nächsten  Periode  Ge- 
winn aus,  so  erscheint  das  Kapital  wieder 
durch  den  Gewinn  vergrössert;  bei  der  Offe- 
nen Handelsgesellschaft  darf  ein  solcher  Ge- 
winn sogar  verteilt  werden;  nicht  aber  bei  der 
Aktiengesellschaft.  Hier  darf  eine  Gewinn- 
verteilung nicht  früher  stattfinden,  ehe  nicht 
der  in  den  früheren  Jahren  erlittene  Verlust 
gedeckt  ist. 

5.  Schlussbilanz  einer  Aktiengesellschaft. 
Aktiva     a)  Bilanz  p.  3 1 .  Dezember  19..    Passiva 


Grundstücke  und 

Gebäude  M  200  000.— 
Maschinen  u. 

Werkzeuge  „  150000.— 
Lagervorräte 

aller  Art  „400000.— 
Debitoren  „200000.— 
Div.  Aktiven  „300000.— 
Kasse  und 

Bankeinlage  „  200  000.— 


Ml  450000. 


Aktienkapital  MIOOO  000.— 


Reserve  , 

Kreditoren 

aller  Art  , 
Gewinn  in  der 

laufenden 

Periode 


80  000.— 


280000.— 


90000.— 


/ 


Ml  450  000. 


Der  Gewinn  wird  wie  folgt  verteilt: 

70/0  (vom  Aktienkapital)  an  die  Aktionäre, 
10 ''/o    von   dem   Bruttogewinnbetrage    in 
die  Reserve  und 
M  1 1  000. —  als  Tantiemen  und  Gratifikationen. 

Bilanz  nach  Durchführung  derOewinnverteilung. 
Aktiva  Passiva 


Grundstücke  und 

Gebäude  M  200  000.— 
Maschinen  u. 

Werkzeuge  „  150  000.— 
Lagervorräte 


aller  Art 
Debitoren 
Diverse  AktiV' 

posten 
Kasse  u.  Bank 

einlage 


„400  000.— 
„200000.— 

„300000.— 

„  119000.— 


M  1369  000,— 


Aktienkapital  Ml  000000. 
Reserve  „      89  000. 

Kreditoren     „    280000. 


Ml  369 000. 


Nun  ergibt  sich  aber  in  der  nächsten  Periode  ein 
grosser  Verlust;  angenommen  von  M  200  000. — . 
Dieser  soll  bei  Aufmachung  der  Bilanz  in  der 
Weise  berücksichtigt  werden,  dass  die  For- 
derungsrechte (an  Debitoren)  M  200000. —  nur 
in  einer  Höhe  von  M  100000  eingestellt 
werden,  die  „diversen  Aktivposten"  nur  mit 
M  200  000. —  (dass  also  die  Abschreibung  eines 
Betrages  von  M  200000.—  erfolgt). 


Bezüglich  der  übrigen  Aktiv-  und  Passiv- 
posten wollen  wir,  um  den  Vorgang  deutlich 
darstellen  zu  können,  annehmen,  dass  sie  un- 
verändert geblieben  sind. 

Unterbilanz  bei  einer  Aktiengesellschafl. 
(Ein  Jahr  nach   der  Errichtung  der  Bilanz  a). 

[s.  nebenstehende  Bilanz  a)]. 
Aktiva       c)  Bilanz  p.  31./ 12.  19..       Passiva 


Grundstücke  und 

Aktienkapital  Ml  000000.— 

Gebäude      M  200  000.— 

Reserve          „       —       — 

Maschinen  u. 

Kreditoren      „   280  000.— 

Werkzeuge    „  150000.— 

/ 

Lagervorräte  „  400  000.— 

/ 

Diverse 

/ 

Aktivposten  „  200000.— 

/ 

Debitoren        „  100000.— 

/ 

Kasse  und 

/ 

Bankeinlage  „   119000.— 

/ 

Verlust             „  111000." 

/ 

M  1280  000.— 

Ml  280 000.— 

Der  Verlust  betrug  M  200000.— 

ab  den  Betrag  der  aufgeführten 

Reserve  „      89000.— 

Ausfall  daher:  M  111000. — 

Wir  wollen  annehmen,  dass  das  darauf- 
folgende Jahr  einen  Gewinn  von  M  100000. — 
gebracht  hat.  Dieser  darf  nicht  verteilt  wer- 
den, sondern  dient  lediglich  zur  Deckung  der 
Verluste  des  Vorjahres.  Es  wird  daher  die 
Bilanz  wie  folgt  zu  lauten  haben: 

Bilanz  einer  Aktiengesellschaft,  bei  welcher  die 
Gewinne  zur  Deckung  früherer  Verluste  ver- 
wendet werden. 
[s.  die  obige  Bilanz]. 

(Ein  Jahr  nach  der  Errichtung  der  Bilanz  c). 
Aktiva       d)  Bilanz  p.  31./12.  19..       Passiva 


Grundstücke  und 
Gebäude        M  200  000. — 

Maschinen  u. 
Werkzeuge     „150000.— 

Lagervorräte 
aller  Art         „400  000.— 

Diverse  Aktiv- 
posten „300  000.— 

Debitoren        „  100000.— 

Kasse  und 
Bankeinlage  „  119  000.— 

Verlust  „    16  000.— 


M1285  0fl0. 


Aktienkapital  M 1 000  000. 
Reserve  „        5000. 

Kreditoren      „   280  000. 


M  1285  000.— 


In  der  hier  erbrachten  Bilanz  wurde  zunächst 
die  Post  diverse  Aktivposten,  die  in  der  Bilanz  c) 
M  200000.—  betrug,  auf  M  300  000.—  erhöht. 

Da    nach    §  262    des    Handelsgesetzbuches 


Das  Wesen  der  kaufmännischen  Bilanz. 


797 


von  dem  jährlichen  Reingewinn  mindestens 
der  20.  Teil,  solange  als  der  Reservefonds  den 
10.  oder  den  im  Qesellschaftsvertrage  be- 
stimmten höheren  Teil  des  Grundkapitals  nicht 
überschreitet,  zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz 
sich  ergebenden  Verlustes  einem  Reservefonds 
zugewiesen  werden  muss,  so  wurde  dieses 
Konto,  welches  zufolge  der  Verluste  aufgelöst 
worden  war,  wieder  neu  errichtet. 

Der  vorjährige  Verlust  redu- 
zierte sich  daher  von:  M  111000. — 
um          M  100000.— I 
weniger  „       5000.—/            =   „    95000.— 

und  bleibt  daher  auf  der  Sollseite  stehen  mit 
M  16000.— 1) 


2.  Die  Kontenbilanz. 

a)  Probebilanz. 

Da  jeder  Buchhaltungsposten  im  Haupt- 
buche der  Doppelbuchhaltung  zweimal  vor- 
kommt —  im  Soll  des  einen  Kontos,  im  Haben 
des  anderen  — ,  so  muss  die  Gesamtheit  der  Soll- 
posten mit  der  der  Habenposten  übereinstimmen. 

Um  festzustellen,  ob  eine  solche  Überein- 
stimmung besteht,  werden  die  Summen,  die 
bei  Addition  der  einzelnen  Hauptbuchkonten 
gefunden  werden,  in  einer  Tabelle  zusammen- 
gefasst.  Eine  solche  tabellarische  Zusammen- 
stellung nennt  man  Probebilanz. 


Beispiel  einer  Probebilanz  (Rohbilanz) 2), 

Probebilanz  entworfen  p.  31./12.  19.. 


I 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 

XI 

XII 

XIII 


Kasse-Konto 

Bilanz-Konto 

Reichsbank-Giro-Konto 

Waren-Konto 

Debitoren-Konto 

Einrichtungs-Konto 

Kreditoren- Konto 

Tratten-Konto 

Skonto-Konto 

Handlungsunkosten-Konto 

Privat-Konto 

Gehalt-Konto 

Kapital-Konto 


Soll 


Haben 


M  416915 

30;iM 

388211  40 

„1216912 

90 

)) 

1216912,90 

„      45  600 

— 

j> 

11918 

50 

„      68917 

50 

» 

56312 

95 

„    819619 

60 

») 

612913 

90 

1695 

50 

>) 

— 

— 

„      46916 

90 

?) 

85813 

20 

„      10000 

— 

» 

36500 

— 

145 

60 

» 

169 

70 

191 

50 

» 

46 

60 

695 

— 

» 

— 

— 

500 

— - 

» 

— 

— 

— 

— 

" 

219310  65 

M2628109 

80||M2628109 

80 

Die  Probebilanz  ermöglicht  eine  zuver- 
sichtliche Kontrolle  des  Geschäftsbetriebes  so- 
wohl in  seinen  einzelnen  Teilen  als  auch  in 
der  Gesamtheit.  Sie  liefert  ein  getreues  Bild 
der  während  des  Monates  vorgekommenen 
Veränderungen  in  den  Vermögensteilen  sowie 
aller  wechselseitigen  Beziehungen  und  kann 
auch  als  Kontrollmittel  für  die  Ordnungs- 
mässigkeit  in  der  Führung  der  Grundbücher  be- 
nutzt werden. 

Durchführung  der  Kontrolle: 

1.  Summe  der  Kasse  Einnahme- 
posten M   416915.30 

')  über  Bilanzen  s.  a.  unten  „die  Revision  von 
Bilanzen"  S.  803  ff. 

*)  Auch  Verkehrs-  oder  Umsatzbilanz  genannt. 


Übertrag M  416915.30 

2.  Summe  der  Kasse  Ausgabe- 
posten „    388211.40 

3.  Summe  der  Memorialposten  3)  „  1822983.10 

Gesamtsumme  aller  Posten  M  2628109.80 


Werden  die  Eröffnungsposten  („folgende  an 
Bilanzkonto"  und  „Bilanzkonto  an  folgende", 
sowie  die  Post  „Bilanzkonto  an  Kapitalkonto") 
nicht  in  die  Probebilanz  einbezogen,  sondern 
ausschliesslich  die  Umsatzposten  im  Monate 
dazu  benutzt,  so  muss  natürlich  auch  der 
Kassensaldo  bei  Aufstellung  der  Rohbilanz  un- 
berücksichtigt bleiben. 


')  Einschliesslich  der  Eröffnungsposten,  ferner  der 
Sammelposten  aus  Einkaufs-  und  Verkaufsbuch  und 
imter  Berücksichtigung  der  Posten  der  Retourstrazzen. 
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Buchführung. 


b)  Saldobilanz. 

Mit  Saldobilanz  oder  Saldenbilanz  bezeich- 
net man  zwei  an  sich  vollständig  verschieden- 
artige Begriffe. 

Saldenbilanz  heisst  die  Bilanz,  die  lediglich 
Salden  und  nicht  den  Umsatz  darstellt,  z.  B.  bei 
Kasse  den  am  Ende  der  Rechnungsperiode 
auf  dem  Kasse- Konto  ausgewiesenen  Saldo 
(Bestand)  M  2161.91. 

Erbringt  eine  Bilanz  aber  den  Zugang  und 
Abgang,  so  spricht  man  von  einer  Umsatz- 
bilanz, z.  B.  bei  Kasse: 

Bestand  am  31./12.  19..  M      4916.80 

hierzu  Einnahme  im  Jahre  19..    „  398916.50 


ab  Ausgabe  im  Jahre  19 
Bestand  am  31.il 2.  19.. 


M  403  833.30 


M  401671.40 
M      2161.90 

Man  bezeichnet  aber  auch  mit  Saldobilanz 
die  Gleichstellung  der  Salden  der  Probebilanz. 

Eine  solche  Probebilanz  mit  Saldenrubriken 
besitzt  den  Vorteil,  dass  ausser  den  Monats- 
summen auch  noch  die  Salden  ersichtlich  ge- 
macht sind. 

Am  Ende  der  Betriebsperiode  bildet  der 
Saldo  bei  den  reinen  Bestandkonten  auch 
gleichzeitig  den  inventurmässig  festzustellenden 
Vorrat,  bei  den  gemischten  Konten  zeigt  die 
Differenz  zwischen  dem  Saldo  der  Saldenbilanz 
und  dem  Inventurbestande  den  Gewinn  oder^ 
den  Verlust. 


Beispiel  einer  Saldenbilanz: 

Probe-  und  Saldobilanz,  entworfen  p.  31.|12.  19.. 


Kassa- Konto 

Probebilanz 

Saldobilanz 

Soll-Summe 

Haben -Summe 

Soll-Salden 

Haben-Salden 

I 

M    416915 

30 

M    388211 

40 

M 

28703 

90 

M 





11 

Bilanz-Konto 

„1216912 

90 

„1216912 

90 

— 

^ 

— 

__ 

III 

Reichsbank-Giro-Konto 

„      45600 

— 

„      11918 

50 

33681 

50 

— 

— : 

IV 

Waren-Konto 

„      68917 

50 

„      56312 

95 

12604 

55 

» 

— 

^ 

V 

Debitoren-Konto 

„    819619 

60 

„    612913 

90 

206705 

70 

}} 

— 

—• 

VI 

Einrichtungs-Konto 

1695 

50 

» 

— 

1695 

50 

)t 

— 

. 

VII 

Kreditoren-Konto 

„      46916 

90 

„      85813 

20 

— 

— 

)i 

38896 

3& 

VIII 

Tratten-Konto 

„      10000 

— 

„      36500 

— 

— 

— 

» 

26500 

— 

IX 

Skonto-Konto 

145 

60 

169 

70 

— 

— 

» 

24 

10 

X 

Handlungsunkosten-Konto 

191 

50 

46 

60 

144 

90 

» 

— 

^ 

XI 

Privat-Konto 

695 

— 

>> 

— 

695 

— 

» 

— 

Hl 

XII 

Gehalt- Konto 

500 

— 

» 

— 

500 

— 

» 

—  ■ 

1 

XIII 

Wechsel-Konto 

— 

— 

„    219310 

65 

— 

— 

» 

219310 

65 

M2628109 

80'M2  628109 

80iM 

284731 

05 

M 

284731 

05 

Bilanzvorschriften  für  das  Deutsche 
Reich. 

/.  Allgemeine  Vorschriften. 
Handelsgesetzbuch  §  39,  Abs.  2;  §  40  und  41. 

Bilanzen    im   Konkurse,  KO.  §  124. 

Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  und  Kom- 
mandit- Aktiengesellschaften,  HGB.  §  261: 

1.  Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder 
Marktpreis  haben,  dürfen  höchstens  zu  dem  Börsen- 
oder Marktpreise  des  Zeitpunktes,  für  welchen  die  Bilanz 
aufgestellt  wird,  sofern  dieser  Preis  jedoch  den  An- 
schaffungs-  oder  Herstellungspreis  übersteigt,  höchstens 
zu  dem  letzteren  angesetzt  werden; 

2.  Andere  Vermögensgegenstände  sind  höchstens  zu 
dem  Anschaffungs-   oder  Herstellungspreis  anzusetzen'; 

3.  Anlagen  und  sonstige  Gegenstände,  die  nicht  zur 
Weiterveräusserung,  vielmehr  dauernd  zum  Geschäfts- 
betriebe der  Gesellschaft  bestimmt  sind,  dürfen  ohne 
Rücksicht  auf  einen  geringeren  Wert  zu  dem  Anschaf- 
fungs- oder  Herstellungspreis  angesetzt  werden,  sofern 


ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in  Abzug 
gebracht  oder  ein  ihr  entsprechender  Erneuerungsfonds 
in  Ansatz  gebracht  wird; 

4.  Die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  dür- 
fen nicht  als  Aktiva  in  die  Bilanz  eingesetzt  werden; 

5.  Der  Betrag  des  Grundkapitals  und  der  Betrag  eines 
jeden  Reserve-  und  Erneuerungsfonds  sind  unter  die 
Passiva  aufzunehmen; 

6.  Der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und 
sämtlicher  Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust 
muss  am  Schlüsse  der  Bilanz  besonders  angegeben  werden. 

Bei  Liquidation  der  Aktiengesellschaft: 
§  299  des  HGB. 

2.  Besondere  Vorschriften. 
a)  Bilanzen  der  Hypothekenbanken. 

Reichsgesetz  vom  13.  Julr  1899. 
Die  Jahresbilanz  einer  Hypothekenbank  hat 
(§  24)in  getrennten  Posten  namentlich  zu  enthalten: 
1 .  Den  Gesamtbetrag  der  zur  Deckung  der  Hypotheken- 
pfandbriefe bestimmten  Hypotheken  und  Wertpapiere; 
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2.  Den  Gesamtbetrag  der  rückständigen  Hypotheken- 
zinsen; 

3.  Den  Gesamtwert  der  Grundstücke  der  Bank  unter 
gesonderter  Angabe  des  Wertes  der  Bankgebäude; 

4.  Die  Gesamtbeträge  der  Bestände  an  Geld,  an 
Wechseln  und  an  Wertpapieren,  unter  gesonde:ter  An- 
gabe des  Betrages  der  eigenen  Hypothekenpfandbriefe 
und  Schuldverschreibungen  der  Bank. 

5.  Den  Gesamtbetrag  der  Forderungen  der  Bank  aus 
Lombardgeschäften ; 

6.  Den  Gesamtbetrag  der  Guthaben  bei  Bankhäusern; 

7.  Den  Gesamtbetrag  der  im  Umlauf  befindlichen 
Hypothekenpfandbriefe  nach  ihrem  Nennwert;  bei  ver- 
schiedenen verzinslichen  Hypothekenpfandbriefen  den 
Gesamtbetrag  jeder  dieser  Gattungen  ; 

8.  Den  Gesamtbetrag  der  Verbindlichkeiten  der  Bank 
aus  der  Annahme  von  Geld  zum  Zwecke  der  Hinter- 
legung. 

Zu  2.  In  der  Bilanz  sind  in  gesonderten  Positionen 
anzugeben: 

A.  Unter  den  Aktiven: 

a)  Der  Betrag  der  zur  Deckung  der  Hypotheken- 
pfandbriefe bestimmten  hypothekarischen  und 
Grundschuldenforderungen ; 

b)  die  Höhe  der  rückständigen  Jahresleistungen 
der  Schuldner; 

c)  die  der  Bank  gehörigen  Grundstücke  nach 
ihrer  Gesamtzahl  und  unter  Ansatz  des  nach 
den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  zu 
berechnenden  Wertes. 

B.  Unter  den  Passiven: 

Die    ausgegebenen   Hypothekenpfandbriefe  nach 
ihrem  Nennwerte. 

In  dem  Geschäftsberichte  oder  in  der  Bilanz 
sind  (§  28)  ersichtlich  zu  machen: 

1 .  Die  Zahl  der  zur  Deckung  der  Hypothekenpfand- 
briefe bestimmten  Hypotheken  und  deren  Verteilung 
nach  ihrer  Höhe  in  Stufen  von  hunderttausend  Mark; 

2.  Die  Beträge,  welche  dann  auf  Hypotheken  an  land- 
wirtschaftlichen und  an  solche  auf  anderen  Grund- 
stücken, auf  Amortisationshypotheken  und  auf  andere 
Hypotheken,  auf  Hypotheken  an  Bauplätzen  an  un- 
fertigen, noch    nicht    ertragsfähigen  Neubauten  fallen; 

3.  Die  Zahl  der  Zwangsversteigerungen  und  die  der 
Zwangsverwaltungen,  welche  in  dem  Geschäftsjahre  auf 
Antrag  der  Bank  bewirkt  worden  sind,  sowie  die  Zahl 
der  in  dem  Geschäftsjahre  bewirkten  Zwangsversteige- 
rungen und  Zwangsverwaltungen,  an  welchen  die  Bank 
sonst  beteiligt  war; 

4.  Die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  die  Bank  während 
des  Geschäftsjahres  Grundstücke  zur  Verhütung  von 
Verlusten  an  Hypotheken  hat  übernehmen  müssen,  so- 
wie den  Gesamtbetrag  dieser  Hypotheken  und  die  Ver- 
luste oder  Gewinne,  welche  sich  bei  dem  Wiederver- 
kaufe übernommener  Grundstücke  ergeben  haben; 

5.  Die  Jahre,  aus  welchen  die  Rückstände  der  von 
den  Hypothekenschuldnem  zu  entrichtenden  Zinsen  her- 
rühren, sowie  der  Gesamtbetrag  der  Rückstände  eines 
jeden  Jahres; 

6.  Der  Gesamtbetrag  der  im  Geschäftsjahre  erfolgten 
Rückzahlungen  auf  die  Hypotheken,  getrennt  nach  den 
durch  Amortisation  und  den  in  anderer  Weise  erfolgten 
Rückzahlungen.  — 

In  dem  Geschäftsberichte  oder  in  der  Qewinn- 
und  Verlustrechnung  sind  der  Mehrerlös  und  der 
Mindererlös  anzugeben,  welche  in  dem  Geschäftsjahre 
zur  Ausgabe  von    Hypotheken-Pfandbriefen    zu    einem 


höheren  oder  geringeren  Betrage    als  dem  Nennwerte 
entstanden  sind. 

b)  Bilanzen  der  Gesellschaften   mit  be- 
schränkter Haftung. 

Reichsgesetz,  betreffend  die  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  (vom  20.  April  1892,  in  der 
auf  Grund  des  Art.  13  des  Einführungsges.  zum 
HGB.  bekannt  gemachten  Fassung). 
§  42.  Für  die  Aufstellung  kommen  die  Vorschriften 
des  §  40  des  HGB.  mit  folgender  Massgabe  zur  An- 
wendung: 

1.  Anlagen  und  sonstige  Vermögensgegenstände, 
welche  nicht  zur  Weiterveräusserung,  sondern  dauernd 
zum  Betriebe  des  Unternehmens  bestimmt  sind,  dürfen 
höchstens  zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreise 
angesetzt  werden;  sie  können  ohne  Rücksicht  auf  einen 
geringeren  Wert  zu  diesem  Preise  angesetzt  werden, 
sofern  ein  der  Benutzung  gleichkommender  Betrag  in 
Abzug  oder  ein  derselben  entsprechender  Erneuerungs- 
fonds in  Ansatz  gebracht  wird; 

2.  Die  Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung 
dürfen  nicht  als  Aktiva  in  die  Bilanz  eingesetzt  werden ; 

3.  Das  Recht  der  Gesellschaft  zur  Einziehung  von 
Nachschüssen  der  Gesellschaft  ist  als  Aktivum  in  die 
Bilanz  nur  insoweit  einzustellen,  als  die  Einziehung  be- 
reits beschlossen  ist  und  den  Gesellschaftern  ein  Recht, 
durch  Verweisung  auf  den  Geschäftsanteil  sich  von  der 
Zahlung  der  Nachschüsse  zu  befreien,  nicht  zusteht;  den 
in  die  Aktivader  Bilanz  aufgenommenen  Nachschussan- 
sprüchen  muss  ein  gleicher  Kapitalbetrag  in  der  Passiva 
gegenübergestellt  werden ; 

4.  Der  Betrag  des  im  Oesellschaftsvertrage  bestimm- 
ten Stammkapitals  ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen; 

Das  gleiche  gilt  von  dem  Betrage  eines  jeden  Re- 
serve- und  Erneuerungsfonds,  sowie  von  dem  Gesamt- 
betrage der  eingezahlten  Nachschüsse,  soweit  nicht  die 
Verwendung  einer  Abschreibung  den  betreffenden  Pas- 
sivposten begründet; 

5.  Der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und 
Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  muss  am 
Schlüsse  der  Bilanz  besonders  angegeben  werden. 

Bei  Liquidation  der  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung:  Spezialgesetz  §  71. 

c)  Bilanzen    der  Erwerbs-   und   Wirt- 
schafts-Genossenschaften. 

Reichsgesetz,  betreffend  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schafts-Genossenschaften. 

§  7:  Das  Statut  muss  bestimmen: 

...  3.  ,,Die  Grundsätze  für  die  Aufstellung  und 
die  Prüfung  der  Bilanz." 

Für  die  Bilanz  sind  die  §§35 — 41  des  HGB.  massgebend. 

Nach  dem  früheren  Genossenschaftsgesetze  war  die 
Ansammlung  eines  Reservefonds  nicht  obligatorisch. 
Schulze-Delitzsch  hat  aber  in  seiner  Novelle  von  1881 
die  obligatorische  Bilanz  eines  Reservefonds  verlangt 
und  dies  führte  zur  gesetzlichen  Festlegung,  die  Muster- 
statuten enthielten  bereits  vorher  Bestimmungen  über 
Reservefonds. 

Den  Vorschussvereinen  war  empfohlen  worden,  den 
Reservefonds  bis  zu  15"/,,.  den  Produktivgenossen- 
schaften bis  zu  10%  der  Geschäftsguthaben  anzusammeln. 

Andere  Arten  von  Genossenschaften  brauchen  wegen 
des  mit  dem  Geschäftsbetrieb  verbundenen,  Verhältnis- 
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massig  geringeren  Risikos  keinen  grossen  Reservefonds. 
Der  zur  Verlustdeckung  gebildete  Reservefonds  darf 
auch  nur  zu  diesem  Zwecke  —  nicht  etwa  zur  Divi- 
dendenzahlung benutzt  werden;  das  Gesetz  schreibt 
nicht  vor,  dass  er  auch  zu  diesem  Zwecke  verwendet 


werden  muss;  die  Generalversammlung  hat  über  die 
Verteilung  des  Verlustes  zu  beschliessen,  und  es  steht 
ihr  frei,  unter  ganzer  oder  teilweiser  Erhaltung  des 
Reservefonds  den  Verlust  von  den  Geschäftsanteilen 
abzuschreiben. 


IX.   Revision  und  Kontrolle  der  Handelsbücher  und  Bilanzen. 


Revision  und  Kontrolle  sind  nicht  — 
wie  häufig  angenommen  wird  —  gleichbedeu- 
tende Massnahmen.  Man  bezeichnet  mit  Re- 
vision die  stichprobenweise  und  fallweise 
Untersuchung  der  Büchereintragungen;  —  mit 
Kontrolle  aber,  einen  planmässigen  und  orga- 
nisierten Vorgang  zum  Zwecke  der  Feststel- 
lung von  etwaigen  Unterlassungen,  oder 
der  Verhinderung  von  unrichtigen  Eintragun- 
gen. Man  kann  daher  die  Kontrolle  eine  prä- 
ventive, die  Revision  eine  repressive  Mass- 
nahme nennen. 

1.  Die  Revision  der  Handelsbücher. 

Die  Buchführung  ist  als  eine  ordnungs- 
mässige  zu  bezeichnen,  wenn  sie  klar  und 
übersichtlich  ist,  wenn  aus  ihr  der  Gang  der 
Geschäftsereignisse  ohne  wesentliche  Schwierig- 
keiten ersehen  werden  kann;  wenn  sie  über- 
haupt derartig  angelegt  ist,  dass  mit  Hilfe  der 
erfolgten  Eintragungen  eine  Kontrolle  der  Bi- 
lanzen der  betr.  Unternehmung   möglich    ist. 

Das  Bankerottdelikt  der  unübersichtlichen  Buchfüh- 
rung (Konkursordnung  §§  239  und  240)  ist  aller- 
dings dann  noch  nicht  vorhanden,  wenn  die  Bücher 
des  Kridars  bloss  unübersichtlich  geführt  sind,  vielmehr 
müssen  sie  derartig  mangelhaft  geführt  sein,  dass  aus 
ihnen  der  Stand  des  Vermögens  überhaupt  nicht  er- 
sehen werden  kann. 

Die  Revision  einer  Buchführung  erstreckt  sich 

a.  auf  die  Untersuchung  des  Zusammen- 
hanges zwischen  den  Büchern  und  den  Bilanzen, 

b.  auf  die  Untersuchung  des  Zusammen- 
hanges zwischen  den  Büchern  untereinander  und 

c.  auf  die  Untersuchung  der  Führung  jedes 
einzelnen  der  wesentlichen  Handelsbücher  in 
formeller  und  in  materieller  Beziehung. 

a)    Die    Untersuchung    des   Zusammen- 
hanges zwischen  den  Büchern  und  den 
Bilanzen. 

Der  Ausgangspunkt  der  Revision  muss  von 
der  Inventur  oder  der  Bilanz  genommen  werden. 

Zunächst  ist  festzustellen,  ob  die  Salden  der 
abgeschlossenen  Bücher  mit  den  Inventur-  und 
Bilanzposten  stimmen. 

Sind  die  Bücher  nach  der  einfachen  Buch- 
führungsmethode eingerichtet,  so  muss  vor 
allem  der  Kassensaldo  des  Bilanztages  mit  dem 


in  der  Inventur  ausgerechneten  verglichen  wer- 
den; ferner  sind  die  Debitoren-  und  Kreditoren- 
auszüge mit  den  Endposten  der  Inventur  und 
der  Bilanz  zu  kollationieren. 

Ob  nun  in  dem  Inventurbuche  die  Debitoren 
und  Kreditoren  einzeln  aufgeführt  sind,  oder 
ob  sie  im  Buche  selbst  kollektiv  und  in  den 
Inventurlisten  spezif  iziertangegeben  werden  —  in 
jedem  Falle  empfiehlt  es  sich,  die  Konten 
stichprobenweise  nachzurechnen  und  mit  den 
Belegen  oder  dem  Ein-  und  Verkaufsbuch  und 
der  Kasse  zu  vergleichen,  denn  es  darf  nicht 
aus  dem  Auge  verloren  werden,  dass  bezüg- 
lich der  Debitoren  und  Kreditoren  die  Inventur- 
posten aus  dem  Kontokorrentkonto  heraus- 
genommen sind,  wodurch  ein  Abrechnungs- 
fehler, der  durch  falsche  Addition,  falsche 
Saldenbildung  oder  durch  eine  verstellte  Zahl 
entstanden  ist,  zumeist  vom  Kontokorrentbuch 
in  den  Auszug  und  von  diesem  in  die  Sam- 
melpost des  Inventars  übergeht,  und  dann  ge- 
wöhnlich lange  unentdeckt  bleibt.  —  Sind 
die  Bücher  nach  dem  System  der  Doppik  ein- 
gerichtet, dann  ist  der  Standpunkt  für  den 
Revisor  bezüglich  der  Kontrolle  der  Schuldner 
und  Gläubiger  wesentlich  leichter. 

Enthält  das  Hauptbuch  der  Doppelbuch- 
haltung, ebenso  wie  das  Kontokorrentbuch,  die 
einzelnen  Personenkonten,  dann  bedarf  es  ge- 
wöhnlich nur  des  Vergleichens  der  Salden, 
denn  für  die  Eintragung  in  das  Kontokorrent- 
buch sind  in  der  Regel  andere  Quellen  benutzt, 
als  für  die  Eintragung  ins  Hauptbuch. 

Das  Kontokorrent  wird  ja  zumeist  aus  Ver- 
sandbüchern, Strazzen,  Fakturenbüchern  oder 
auch  aus  Rechnungskopierbüchern  und  den 
gesammelten  eingetroffenen  Rechnungen  ein- 
getragen, das  Hauptbuch  aber  aus  den  Ein- 
und  Verkaufsbüchern,  die  auch  oft  Kreditoren- 
und  Debitorenstrazzen  heissen;  es  werden  ent- 
weder die  Posten  auf  einzelne  Personenkonten 
des  Hauptbuches  oder  auf  die  Sammelkonten, 
„Debitorenkonto",  „Kreditorenkonto"  oder  end- 
lich auf  das  kumulativ  geführte  Konto :  „Laufende 
Rechnung"    (Konto -Korrent- Konto)   gebracht. 

Bestehen  Sammelkonten:  „Debitorenkonto", 
„Kreditorenkonto"  oder  „Laufende  Rechnung", 
so  empfiehlt  sich  folgende  Kontrolle. 


Revision  und  Kontrolle  der  Handelsbücher  und  Bilanzen. 
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Kontrolle  des  Debitoren-Kontos: 
Ursprünglicher    Debitorensaldo    (nach    der 

vorhergehenden  Inventur) 

Verkaufsbuchsumme ;  (bei  monatli- 
chem Abschlüsse  der  Verkaufsbücher, 
Zusammenziehung  von  zv^^ölf  Monats- 
posten), 

Debitorenposten  (Belastungen)  aus 
dem  Memorial, 

Jahressumme  der  Retourenstrazze 
Zahlungen    von  Debitoren   aus   der 
Kasse 

Wechsel-  und  Checkzahlungen  der 
Debitoren 

ergibt  den  jetzigen  Stand  derDebitoren. 

Kontrolle  des  Kreditoren-Kontos. 
Ursprünglicher    Kreditorensaldo    (nach    der 

vorhergehenden  Inventur) 

Einkaufsbuchsumme;  (bei  monatli- 
chem Abschluss  des  Einkaufsbuches, 
dazu  ;  Zusammenziehung  von  zwölf  Posten), 
Kreditoren posten  (Kreditierungen  und 
Entlastungen  aus  dem  Memorial); 
Jahressumme  der  zurückgesandten 
Waren, 

ab  davon  i^^hlungen  an    Kreditoren   aus    der 
Kasse, 

Wechsel-  und  Checkzahlungen  an 
Kreditoren 

ergibt  den  jetzigen  Stand  der  Kreditoren. 

Von  grösster  Wichtigkeit  ist  bei  der  Unter- 
suchung der  Übereinstimmung  von  den  Han- 
delsbüchern und  den  Bilanzen  die  materielle 
Prüfung  der  transitorischen  Posten.  Diese 
erfolgt  an  der  Hand  von  Bilanzen  unter  ge- 
nauer Vergleichung  mit  den  einzelnen  Journal- 
oder Memorialposten.  Gerade  die  Übergangs- 
posten machen  eine  Fälschung  der  Bilanz  — 
eine  Vergrösserung  oder  Verringerung  der  Ge- 
schäftserfolgsziffern —  am  leichtesten  mög- 
lich. Deshalb  ist  jedes  transitorische  Aktivum 
materiell  zu  prüfen,  insbesondere  auch  zu  un- 
tersuchen, ob  der  Posten  bei  Beginn  der  fol- 
genden Periode  wieder  ordnungsmässig  vor- 
getragen wurde. 

b.   Die   Untersuchung   des    Zusammen- 
hanges zwischen  den  Büchern  selbst. 

Eine  Buchführung  kann  nur  dann  als  eine 
ordnungsmässige  bezeichnet  werden,  wenn  ein 
organischer  Zusammenhang  zwischen  den  ein- 
zelnen Handelsbüchern  besteht,  wenn  .  jedem 
einzelnen  Buche  eine  bestimmte  Aufgabe  zu- 
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gewiesen  ist;  die  Gesamtheit  der  Handelsbücher 
aber  über  den  Gang  der  Geschäfte  und  die 
Veränderungen  des  Vermögens  und  somit  auch 
über  die  derzeitige  Vermögenslage  deutlich  Auf- 
schluss  gibt. 

Ist  beispielsweise  das  Kontokorrentbuch  for- 
mell richtig  geführt,  stimmen  aber  die  Posten 
mit  dem  Ein-  und  Verkaufsbuche  nicht  über- 
ein, so  ist  auch  den  Auszügen  aus  diesem 
Kontokorrentbuche  kein  Wert  beizulegen;  — 
die  Buchführung  ist  dann  eben  unordentlich. 

Die  zeitfolgemässigen  Grundbuchungen  müs- 
sen mit  den  kontoförmigen  Aufschreibungen 
übereinstimmen;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  ist 
an  eine  zuverlässige  Vermögensrechnung  nicht 
zu  denken. 

Würde  also  im  gegebenen  Beispiele  die  Zu- 
sammenstellung der  Debitoren  und  Kreditoren 
in  die  Bilanz  eingestellt  werden,  ohne  die  Re- 
sultate der  zeitfolgemässigen  Eintragung  in  das 
Einkaufs-  oder  Verkaufsbuch  irgendwie  zu  be- 
nutzen, so  könnte  die  Bilanz  ebenso  leicht  un- 
richtige Debitoren-  oder  Kreditorensalden  ent- 
halten, wie  wenn  umgekehrt  die  gesamte  Ziffer 
des  Einkaufsbuches  in  die  Passiva  der  Bilanz 
unter  dem  Sammelkpntennamen:  „Kreditoren", 
oder  die  gesamte  Ziffer  des  Verkaufsbuches  in  die 
Aktiva  der  Bilanz  unter  dem  Kontonamen  „De- 
bitoren" eingestellt  wird.  Dort,  wo  doppelte 
Buchführung  eingeführt  ist,  ergibt  sich  die 
Notwendigkeit  der  Vergleichung  ja  schon  da- 
raus, dass  in  der  Inventur  die  Debitoren  und 
Kreditoren  einzeln  benannt  sind,  im  Hauptbuche 
aber  zumeist  Sammelkonten  bestehen.  Aber 
auch  der  Zusammenhang  zwischen  Kasse  und 
Kontokorrent  sowie  auch  zwischen  Memorial 
und  Kontokorrent  ist  genau  zu  prüfen. 

Es  ist  bei  einem  vielverzweigten  Unternehmen 
selbst  bei  sonst  guter  Buchführungseinrichtung 
durchaus  nicht  ausgeschlossen,  dass  ein  Kasse- 
ausgabeposten doppelt  gebucht  ist,  als 
Kasse-  und  als  Memorialposten. 

Wird  beispielsweise  einem  Kreditor  ein 
Kassen-Check  auf  die  Reichsbank  gegeben,  so 
kann  der  Check,  da  er  durch  uns  selbst  abge- 
hoben werden  kann,  als  Barzahlung  gebucht 
werden,  so  wie  er  andererseits  aber  auch  wieder 
als  Checkverrechnung  in  unseren  Büchern  er- 
scheinen kann.  Es  kann  also  in  der  Ausgabe 
der  Kasse  z.  B.  heissen: 

Per  Kreditoren-Konto 
für  Check  No.  100  an 

Köhler  &  Co.,  hier      M1125.— 
oder  in  dem  Memorial: 
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Kreditoren-Konto 
an  Giro-Konto 
für  den  der  Firma  Köhler  &  Co.,  hier 
in  Zahlung  gegebenen  Check  No.  1 00 
der  Reichsbank  Ml  125. — 

Infolge  eines  Irrtums  kann  der  Posten  aber 
auch  zweimal  auf  Kreditoren-Konto  vorkommen; 
im  Kontokorrent  dagegen  auf  dem  Konto 
Köhler  &  Co.  nur  einmal  im  Soll.  Solche  Fehler 
müssen  zur  Bilanzzeit  gefunden  werden  (s.  a. 
Kontrolle  S.  808). 

Werden  die  Konten:  Giro-Konto  und  Kre- 
ditoren-Konto nicht  genau  geprüft,  so  kann 
der  Fehler  in  den  Büchern  bleiben  und  in  die 
neue  Betriebsperiode  übergehen. 

Das  Konto  Kreditoren-Konto  stimmt  natür- 
lich mit  dem  Auszuge  der  Kreditoren  nicht, 
da  Köhler  &  Co.,  von  denen  angenommen 
wird,  dass  sie  noch  andere  Beträge  zu  fordern 
haben,  im  Kontokorrent  nur  mit  M  1125.— 
belastet  sind;  das  Kreditoren-Konto  aber  mit 
M  2250. — .  Aber  auch  die  Gegenkonten:  das 
Kassa-Konto  und  das  Giro-Konto  sind  mit  je 
M  1125. —  entlastet  worden,  während  doch 
nur  das  Giro-Konto  zu  entlasten  war. 

Die  Bilanz  zeigt  daher  in  der  Aktiva  sowie 
in  der  Passiva  um  je  M  1125. —  verringerte 
Beträge,  sie  ist  wohl  ziffernmässig  unverändert 
geblieben,  aber  materiell  falsch. 

Die  blosse  Vergleichung  des  Einlagensaldos 
bei  der  Reichsbank  mit  dem  Beibuche  hätte 
darauf  geführt,  den  Fehler  zu  finden. 

In  gleicher  Weise  muss  sorgfältig  darauf 
geachtet  werden,  dass  nicht  Unkosten  dop- 
pelt in  der  Bilanz  und  Erfolgsrechnung  er- 
scheinen. 

Auch  hier  soll  ein  Beispiel  den  Vorgang  be- 
leuchten.    Der  Spediteur  sendet  die  Monats- 
rechnung über  die  durchgeführten  Speditionen. 
Der  Memorialführer  hat  beispielsweise  gebucht: 
Waren-Konto 
an  Speditions-Konto 
für  Speditionsrechnung  über 
beförderte  Güter  M  145.50 

Die  Rechnung  wird  bar  beglichen: 
Kasse  Ausgabe. 
Per  Unkosten-Konto 
für    bezahlte   Rechnung    des 
Spediteurs  J.  König  M  145.50 

Das  Geschäftsereignis  erscheint  demzufolge 
auf  Waren-Konto  Soll  (als  Verteuerung  der 
Warenbezüge),  auf  Spediteur-Konto  Haben  (als 
Guthaben  des  Spediteurs),  auf  Unkosten- Konto 
Soll  als  Spesenaufwendung  und  auf  Kasse- 
Konto  Haben  als  Geldausgabe. 


Durch  die  Zuschreibung  zum  Waren-Konto 
verringert  sich  der  Gewinn  an  Waren,  durch 
die  Buchung  auf  Unkosten-Konto  vergrössert 
sich  der  Saldo  dieses  Kontos.  Es  wirkt  daher 
die  Buchung  zweifach  wertverringernd. 

Man  kann  dies  auch  an  dem  Gegen-Konto  fin- 
den. Das  Spediteur- Konto  erscheint  noch  immer 
als  Passivum,  trotzdem  der  Gläubiger  bereits 
bezahlt  ist,  das  Kassa-Konto  aber  erscheint  in 
der  Bilanz  mit  geringerem  Wertbestande.  In 
diesem  Falle  weist  die  Bilanz  einen  falschen 
Gewinnsaldo  aus  und  ist  daher  materiell  un- 
richtig; formell  scheint  sie  allerdings  in  Ord- 
nung zu  sein,  denn  die  beiden  Seiten  des 
Bilanz-Kontos  sowie  die  des  Gewinn-  und  Ver- 
lust-Kontos zeigen  trotz  des  Fehlers  gleiche 
Summen. 

Auch  die  Buchung  von  Tratten  und  Kredi- 
toren ist  genau  zu  kontrollieren.  In  vielen  Häu- 
sern besteht  der  Gebrauch,  gegebene  Akzepte  im 
Kontokorrentbuch  sofort  in  das  Soll  des  Emp- 
fängers zu  buchen,  dagegen  eine  Grund- 
buchung erst  bei  Zahlung  der  Tratten  (bezw. 
Akzepte)  zu  machen.  Dadurch  besteht  natür- 
lich eine  Differenz  zwischen  dem  Kreditoren-^— 
Konto  und  den  Kreditorensalden.  ^^H 

Addiert  man   die  Guthaben  laut  Kontokor-^H 
rent,  so  differiert  der  Saldo  des  Kontokorrent- 
kontos rücksichtlich  der  in  der  Grundbuchung 
nicht  berücksichtigten   Tratten posten.     Zur  Bi- 
lanzzeit wird  nun  aber  oft  dieser  Umstand  gar   .  | 
nicht  berücksichtigt;  es  wird  einfach  der  Saldo 
des  Kreditorenkontos  in  die  Bilanz  eingestellt. 
Dadurch    ist   das   Kreditorenkonto   mit   einem      ! 
unrichtigen  —  zu  grossen  —  Betrage  in  der 
Bilanz  ausgewiesen,  dagegen  kommt  die  Tratten-      | 
schuld  nicht  in  der  Bilanz  vor.  Trotzdem  diese 
nun  formell   in  Ordnung  zu  sein  scheint,   ist 
sie  unrichtig,  da  sie  einen  schweren  materiellen      ^ 
Fehler  enthält,  indem  die  wechselmässigen  Ver- 
bindlichkeiten  nicht  als  solche  in   der  Bilanz 
gekennzeichnet  sind. 

c)  Die  Untersuchung  der  Führung  jedes 
einzelnen    der    wesentlichen    Handels- 
bücher in  formeller  und  materieller  Be- 
ziehung. 

Die  Revision  erfolgt  zunächst  durch  Unter- 
suchung der  wesentlichen  Bücher  bezüglich 
ihres  Zusammenhanges  auf  Grund  der  ange- 
gebenen Bezugsfolien,  durch  Vergleichen  ein- 
zelner Posten  mit  den  Buchungsbelegen  und 
den  bezüglichen  Skontroeinträgen. 

Insbesondere  ist  das  Kassabuch  einer  solchen 
Revision    zu    unterziehen;   besonderes  Augen- 
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merk  lenke  man  auf  jene  Posten,  die  im  Soll 
und  Haben  der  Kasse  mit  gleichen  Beträgen, 
aber  mit  anderen  Kontonamen  vorkommen  — 
die  sogenannten  Durchführungsposten  („durch- 
laufende Posten");  ebenso  untersuche  man 
Posten  genau,  die  am  Ende  der  Woche,  des 
Monates  oder  zur  Zeit  der  Jahresbilanz  in  der 
Kasse-Ausgabe  stehen  und  einen  besonderen, 
nicht  üblichen  Kontotitel  enthalten.  Z.  B.  Kasse 
Haben:  Per  „Verrechnungs-Konto". 

Solche  Posten  werden  oftmals  am  Ende  des 
Jahres,  wenn  die  Kasse  ein  Manko  ausweist, 
eingeschoben,  mit  Bilanz-Konto  geschlossen 
und  zu  Anfang  des  Jahres  ruhig  wieder  ins 
Soll  dieses  Kontos  eingestellt,  wodurch  bewirkt 
ist,  dass  das  Manko  nicht  ausgewiesen  zu 
werden  braucht. 

Um  aber  auch  das  lästige  Verrechnungs- 
konto loszubekommen,  macht  man  am  Abschluss- 
tage   im  Memorial  einen  Übertragungsposten: 

Debitoren-Konto 

an  Verrechnungs- Konto 

für  Übertrag. 

Dadurch  ist  auf  einmal  ein  fingierter  Debitor 
in  der  Aktiva  an  Stelle  des  fehlenden  Geldes 
als  Retter  in  der  Not  erschienen. 

In  der  Debitorenliste  wurde  allenfalls  ein 
„Conto  pro  Diverse"  mit  dem  Differenzbetrag 
zu  den  übrigen  Debitoren  hinzugesetzt,  und 
unter  den  Posten  des  Conto  pro  Diverse  im 
Kontokorrentbuch  steht  vielleicht  auch  das 
Manko  mit  dem  Betrage,  es  ist  aber  kein  Name 
beigeschrieben. 

Solche  Fälschungen  sind  leider  durchaus 
nicht  so  selten,  als  man  annimmt;  natürlich 
treten  sie  nur  dort  auf,  wo  der  Buchhalter 
zugleich  auch  die  Funktionen  eines  Kassierers 
ausübt,  oder  wo  der  Buchhalter  lediglich  die 
Handelsbücher  führt,  nicht  aber  mit  den  Ver- 
mögensabrechnungen zu  tun  hat,  was  gewiss 
zur  Folge  hat,  dass  ihm  einzelne  Posten  ein- 
fach diktiert  werden,  ohne  dass  er  über  diese 
Übersicht  erhält 

Ganz  besonders  wichtig  ist  es  auch,  die 
letzten  Memorial-  oder  Journalposten 
vor  Abschluss  der  Bilanz  einer  Revision  zu 
unterziehen. 

Schiebungen  werden  in  der  Regel  erst  ge- 
macht, wenn  man  sieht,  dass  sie  im  Interesse 
der  Rechnungslegung  sich  notwendig  erweisen, 
und  so  findet  man  diese  Posten  zumeist  gegen 
Ende  der  Betriebsperiode  in  den  Grundbüchern. 

Namentlich  empfiehlt  es  sich,  jene  Konten 
genau  zu  untersuchen,  die  unter  einem  nicht 


sehr  gebräuchlichen  Namen  entstehen,  wie  z.  B. 

Gebäude-Konto  an  Realisations-Konto, 

Realisations-Konto  an  Gebäudeertrags-Konto 

und  Maschinen-Konto  an  Maschinen-Melio- 
rations  Konto. 

Im  ersten  Falle  sollen  die  Gebäudeerhaltungs- 
kosten in  verringertem  Betrage  ausgewiesen 
werden;  es  wird  das  Gebäude-Konto  auf  in- 
direktem Wege  und  über  Realisations-Konto  be- 
lastet. Es  werden  also,  um  dies  näher  darzustellen, 
Kosten  für:  Senkgrubenräumen,  Dachdecken, 
Stiegenstufenausbessern,Nachtwächterlöhneusw. 
als  Mehrwert  des  Gebäudes  verrechnet. 

Im  zweiten  Fall  wird  auf  Maschinen-Konto 
ein  Mehrwert  verrechnet,  der  z.  B.  auf  einem 
Reparaturen-  oder  Maschinenerhaltungs- Konto 
als  Saldo  zu  finden  war. 

Es  sollte  eben,  das  war  die  Intention  des 
Buchenden,  kein  Verlust  in  der  Bilanz  ent- 
stehen, und  so  wurde  der  Ausfall  einfach  als 
Mehrwert  in  die  Aktiva  der  Bilanz  eingestellt. 

Auch  Zinsen-  und  Warenausfälle  werden  bis- 
weilen hinter  dem  Debitoren-  oder  Kreditoren- 
Konto  dadurch  versteckt,  so  dass  der  Saldo  zum 
Schlüsse  der  Periode  auf  Kreditoren-  oder  Wa- 
ren-Konto Soll  übertragen  wird,  so  dass  das 
Kreditoren-Konto,  das  ja  ein  Passivum  bildet, 
durch  eine  solche  Übertragung  gekürzt  wird. 

2.  Die  Revisionen  der  Bilanzen. 

Schon  im  VIII.  Abschnitte  wurde  dargetan, 
dass  zunächst  ermittelt  werden  muss,  ob  die 
Buchsalden  mit  den  Bilanzposten  überein- 
stimmen. Sodann  ist  zu  untersuchen,  ob  die 
zu  prüfende  Bilanz  nicht  etwa  einen  formellen 
Fehler  wie  das  nachfolgende  Beispiel  enthält. 

Bilanz  einer  Fabrik-Aktiengesellschaft. 
Aktiva      Bilanz  p.  3 1 .  Dezember  19..      Passiva 


Kasse  M      2000. 

Bankeinlage     „  180000. 
Gebäude 
M112000.— 
ab  Abschreibung 

M2000.—  M 110  000. 
Grund  U.Boden,,  45000. 
Maschinen 

M  60  000.— 
ab  Abschreibung 

M   5000.—    M  55  000. 


Materialien        ,,  20000. 

Debitoren,  Wechsel 
u.  sonstige  Al<tiv- 
posten  M 118000. 


M530000.— 


Aktienkapital  M  250  000 
Reservefonds  „  30000 
Spezialreserve- 

fonds 
Passivposten 
(Kreditoren  u. 

Tratten) 
Gewinn 


15000.— 


214  000. 
21000. 


M  530  000.— 
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Verlust-  und  Gewinn- Konto  p. 
Verlustposten  


Buchführung. 


31.  Dez.  19.. 
Gewinnposten 


Kaufmännische 
Unkosten         M  12  500.— 
Betriebsunkost.  „    8000.— 

Gewinn : 
Abschreibungen 

a)  an  Gebäuden 
M2000.— 

b)  an  Maschinen 
M5000.— 
M7000.— 

Netto-Gewinn 

M21000.—  M28000.— 


M  48  500.— 


Fabrikations- 
konto 
Zinsen 


M48000. 
„       500. 


M  48  500. 


In  dieser  Rechnungslegung  weist  das  Bilanz- 
Konto  einen  Gewinn  von  M  21000. — ,  das 
Verlust-  und  Gewinn -Konto  dagegen  einen 
solchen  von  M  28000. —  aus.  Es  handelt  sich 
lediglich  um  ein  formelles  Gebrechen;  ma- 
teriell aber  ist  die  Bilanz  richtig. 

Würden  die  Abschreibungen  in  der  Höhe 
von  M  7000. —  auf  Verlust-  und  Gewinn- 
Konto  in  Betragsspalte  eingesetzt  sein,  so  ver- 
blieb übereinstimmend  mit  dem  Bilanz-Konto 
ein  Saldo  von  M  21000.—. 

Materiell    unrichtig   ist   aber   die  nach- 
folgende Bilanz. 
Aktiva      Bilanz  p.  3 1 .  Dezember  1 9  . .      Passiva 


Kasse                M     2000  — 
Bankeinlage      „  180000.— 
Gebäude           „112000.— 
Grund  und 

Aktienkapital 
Reservefonds 
Speziaireserve 
fonds 

M250  000.— 
„    30000.— 

„    15000.— 

Boden             „    45000.— 
Maschinen        „    60000.— 
Materialien       „    20000.— 
Debitoren, 

Passivposten 
(Kreditoren 
Tratten) 

Gewinn 

u. 

„214  000.— 
„    28000.— 

Wechsel  und 

/ 

— 

sonstige  Ak- 
tivposten       „118  000.— 

/    . 

M  537000.— 

M  537000.— 

Verlust-  u.  Gewinn-Konto  p.  31.  Dezbr.  19.. 
Verlustposten  Gewinnposten 


Kaufmännische 
Unkosten         M 12  500.— 
Betriebsunkost.  „     8000.— 

Gewinn : 
Abschreibungen 

a)  Gebäude 
M2000.— 

b)  Maschinen 
M5000.— 
M  7000.— 

Oewinnsaldo 

M21000.—   „28000.— 


M  48  500.— 


Fabrikations 

konto 
Zinsen 


Hier  liegt  ein  materieller  Fehler  vor,  der  unter 
Umständen  zu  einer  groben  Täuschung  der 
Aktionäre  und  Gläubiger  führen  kann. 

In  Wirklichkeit  sind  Abschreibungen  nicht 
erfolgt  und  doch  spiegelt  das  Verlust-  und 
Gewinnkonto  im  Texte,  bezw.  in  der  Vor- 
kolumne solche  Abschreibungen  vor. 

Derjenige,  dem  eingehendere  Kenntnisse  der 
Buchhaltung  mangeln,  könnte  immerhin  glauben, 
dass  hier  Abschreibungen  wirklich  vorgenom- 
men worden  sind,  während  doch  der  Gewinn 
im  vorliegenden  Falle  sowohl  auf  Bilanz- 
Konto,  als  auch  auf  Verlust-  und  Gewinn- 
Konto  ohne  Rücksicht  auf  Substanzvermin- 
derung oder  Minderwert  des  Anlagewertes  ein- 
gestellt ist  (s.  HGB.  §  261  Ziff.  3). 

Einer  sehr  häufigvorkommenden  ungeeigneten 
Bilanzerrichtung  begegnet  man  in  der  Ver- 
mengung von  Debitoren  und  Kreditoren. 

Bilanz  einer  Brauerei- Aktiengesellschaft, 

a)  Richtig  aufgemachte  Bilanz. 

Aktiva      Bilanz  p.  30.  September  19..     Passiva 


a)  Betriebskapitalien 


M 


3000.— 
10000.— 
20000.— 


60000.— 


Kasse 
Effekten 
Bankeinlage 
Darlehns- 
debitoren 
Bierdebitoren  i,  200000.— 

b)  Materialien 
Gerste,  Malz, 
Hopfen  u.  div. 

sonst.  VorräteM  600  000.— 

c)  Anlage- 
Kapitalien 

Immobilien,  M  600  000.— 
Maschinen,     „  100  000.— 
Kisten,  Fässer, 
Flaschen,  Fuhr- 
werk M  50000.— 


M  1643  000.- 


a)  Kapital 
Aktienkapital  1  000000.— 

Reserve         M  115  000.— 
Speziaireserve,,    60000. — 

b)  Passiva 
Kreditoren      „273  000.— 
Tratten  „    80000.— 
Sonst.Passiva  „    45  000.— 

c)  Gewinn     „    70000.— 


^ 


M  1643  000.- 


b)  Unrichtig  aufgemachte  Bilanz. 

Die    Darlehnsdebitoren    erscheinen    in    der 

Bilanz    überhaupt  nicht;    die  Kreditoren    sind 

dagegen    mit  verringertem  Betrage  eingesetzt. 

Es  wurdezum  Zwecke  der  Durchführung  dieser 

ungeeigneten  Rechnungsführung  vor  dem  Ab- 

schluss  der  Memorial-  bezw.  Journalsatz  gebildet: 

Septbr.  30. 

Kreditoren-Konto 
an  Darlehns-Debitoren-Konto 

für  Übertrag  M  60000.— 
Zufolge  der  Übertragung  dieses  Postens  in  das 
Hauptbuch  sieht  die  Bilanz,  die  ja  die  Haupt- 
buch-Salden enthält,  nun  wie  folgt  aus: 
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Aktiva 


Bilanz  p.  30.|9.  19. 


Passiva 


a)  Betriebskapitalien 

a)  Kapital 

Kasse             M      3000.— 

Aktienkapital 

Effekten          „    10000.— 

M  1000  000.— 

Bankeinlage    „    20000.— 

Reserve        „ 

115000.— 

Bierdebitoren,,  200000.— 

Speziai- 

b)Materialien 

reserve       „ 

60000.— 

Gerste,  Malz, 

b)  Passiva 

Hopfen  u.  div. 

Kreditoren  „ 

213000.— 

sonst.Vorräte  M600  000.— 

Tratten        „ 

80  000.— 

c)  Anlage- 

Sonstige 

kapitalien 

Passiva     „ 

45  000.— 

Immobilien    M  600  000. — 

c)  Gewinn  „ 

70000.— 

Maschinen      „  100000.— 

/ 

- 

Kisten,  Fässer, 

/ 

Flaschen        M    30000.— 

/ 

Fuhrwerk       „    20000.— 

/ 

M  1583  000.— 

Ml  583 000.— 

Der  Stand  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft 
ist  unrichtig  dargestellt.  Es  geht  aus  der  Bilanz 
nicht  hervor,  dass  die  Brauerei- Aktiengesell- 
schaft M  273000.—  an  Kreditoren  schuldet 
und  M  60000. —  zu  fordern  hat.  Den  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  bezüglich  der  Bewer- 
tung der  Debitoren  kann  auf  diese  Weise 
nicht  gebührend   Rechnung  getragen  werden. 

Angenommen,  es  würde  sich  im  darauf- 
folgenden Jahre  der  Stand  der  Darlehnsdebi- 
toren  um  M  120000.—,  der  Stand  der  Kredi- 
toren um  90000. —  vermehren,  so  würde 
richtig  zu  bilanzieren  sein: 


Ativa:  Passiva: 

Darlehns-  Kreditoren 

debitoren     M 180000.—  M363000.— 

Würden  aber  wie  in  der  zuletzt  angeführten 
Bilanz  die  Darlehnsdebitoren  hinter  den  Kre- 
ditoren versteckt,  so  würde  die  Bilanz  bloss 
eine  Kreditorenziffer  von  M  183000. —  aus- 
weisen. Die  Aktionäre  würden  glauben,  das 
Risiko  der  Gesellschaft  habe  sich  verringert, 
während  es  sich  in  Wirklichkeit  wesentlich  er- 
höht hat. 

Auf  diese  Weise  könnte  jeder  notleidend  ge- 
wordene Posten  hinter  den  Kreditorenposten 
versteckt  werden.  Gesetzt  den  Fall,  eine  Ak- 
tiengesellschaft habe  sich  an  einer  Spekulation 
beteiligt,  die  ungünstig  verlaufen  ist.  Sie  bringt 
das  betreffende  Konto,  das  für  das  Geschäft 
belastet  worden  war,  zunächst  auf  das  Debi- 
toren-Konto und  versteckt  dann  den  Betrag 
hinter  den  Kreditoren.  Da  die  Revisoren  nur 
zu  oft  geneigt  sind,  wohl  die  Debitorenlisten 
genau  durchzusehen,  sich  aber  um  den  Kredi- 
torenstand, —  da  dies  ja  Passiven  sind  — 
nicht  zu  kümmern,  kann  es  dem  gewissenlosen 


Vorstande  gelingen,  über  das  ungünstig  abge- 
laufene Spekulationsgeschäft  den  Aktionären 
und  Revisoren  gar  keine  Mitteilung  machen 
zu  müssen,  um  so  unliebsamen  Auseinander- 
setzungen aus  dem  Wege  zu  gehen. 

Bei  Prüfung  von  Bilanzen  der  Aktiengesell- 
schaften muss  auch  dem  Reservefonds  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden. 

Man  unterscheidet  zwischen  den  eigent- 
lichen Reserven  (Reserve-Konten)  und  den 
Bewertungs- Reserven.  Durch  Vermengung 
dieser  beiden,  nur  dem  Namen  nach  ähnlichen, 
dem  Wesen  nach  aber  grundverschiedenen 
Konten  kann  gegen  das  Prinzip  der  Bilanz- 
wahrheit leicht  Verstössen  werden.  Ein  eigent- 
liches Reserve-Konto  entsteht  durch  Ein- 
zahlung oder  Gewinnzurückhaltung. 

Es  kann  auf  Grund  eines  Generalversamm- 
lungsbeschlusses, zum  Zwecke  der  Schaffung 
oder  Stärkung  der  Reserven,  ein  Kapitalbetrag 
eingezahlt  werden,  es  kann  bei  Gründung 
einer  Aktiengesellschaft  der  eingezahlte  Mehr- 
betrag über  das  Aktienkapital  der  Reserve  (Agio- 
Reserve)  zugeführt  werden,  es  kann  endlich 
auch  bei  Erhöhung  des  Aktienkapitals  eine 
solche  Zuzahlung  erfolgen.  In  allen  Fällen 
vergrössert  sich  durch  diese  Zuzahlung  die 
Aktiva,  und  das  Reserve- Konto  weist  in  der 
Passiva  die  Höhe  der  Vergrösserung  aus. 
Beispiel: 

Einzahlung  bei  Errichtung  einer  Aktienge- 
sellschaft auf  1000  Aktien  zum  Nennwerte  von 
je  1000  M  [=  1  Million]  bare  M  1030  000.— 
[also  Aktienausgabe  zu  103%]. 


(Errichtung  der  A.-O.) 
Aktiva Bilanz p.  l./l.  19.. 


Passiva 


Kasse 


M 1  030000.—    AktienkapitalMl  000000.— 
— I  Agio-Reserve,,      30000. — 

Ml  030  000.— 


M  1  030  000.— 


Die  hier  in  der  Passiva  ausgewiesene  Re- 
serve („Agio-Reserve)  ist  eine  eigentliche 
(echte)  Reserve,  denn  sie  hat  ihre  Bedeckung 
durch  Bargeld  gefunden. 

Graphische  Darstellung  der  obigen  Bilanz. 

Bilanz  p.  l./l.  19  .  .  (Errichtung  der  A.-G.) 

Aktiva  Passiva 


Kasse        M 1030  000.— 


Aktien- 
kapital     Ml  000 000. 


I  Agio-Reserve  M  30000.-- 
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Buchführung. 


Auch  die  Pflichtreserven  und  Speziaireserven, 
die  durch  Gewinnzurückhaltung  entstehen, 
gehören    in    die  Gruppe  der  reell  bedeckten, 
also  echten  Reserven. 
Beispiel: 

Nehmen  wir  an,  die  oben  angeführte  Aktien- 
gesellschaft, die  mit  einem  Kapital  von  einer 
Million  und  einer  Agio-Reserve  von  30000  M 
begonnen  hat,  habe  nun  das  erste  Geschäfts- 
jahr hinter  sich  und  bilanziere  an  dessen  Ende 
wie  folgt: 


Aktiva 

Bilanz  p.  31.|12  19..           Passiva 

Kasse 

M  30000.- 

AktienkapitalMl  000000.— 

Bankeinlage 

„     15  000.— 

Agio-Reserve,,     30000.— 

Gebäude 

„  150000.— 

Kreditoren      „   250000.— 

Maschinen 

„  100000.— 

Tratten           „    105000.— 

Materialien 

„  300000.— 

Gewinn          „     60000.— 

Debitoren 

„  300000.— 

/ 

Wechsel 

„200000.- 

/ 

Diverse 

„350000.— 

/ 

M1445000.- 

Ml  445000.— 

Nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches sind  vom  erzielten  Gewinn  mindestens 
5^/o  in  den  Pflichtreservefonds  einzustellen, 
damit  dieser  Betrag  der  Verteilung  an  die  Ak- 
tionäre entzogen  werde  ^). 

Die  Generalversammlung  bestimmt  nun  in 
unserem  Beispiele  folgende  Verteilung  des 
erzielten  Reingewinnes:  5°/o  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  soll  an  die  Aktionäre  verteilt, 
der  Rest  dem  Reservefonds  zugeführt  werden. 

Bilanz  nach  Durchführung  des  Generalversamm- 
lungsbeschlusses 2). 
Aktiva  Passiva 


Kasse,  Bankeinlage  jAktienkapitalMl  000000. 

DiverseAktiva  M  345  000.— Agio-Reserve  „      30000. 


Gebäude 

Maschinen 

Materialien 

Debitoren 

Wechsel 


„  150000.— 
„100  000.— 
„300000.— 
„300000.— 
„200000.— 


M 1395  000.— 


Reserve  (Pflicht-  r 

Reserve)  „  10000.- ) 
Kreditoren  „  250000.— 
Tratten  „    105  000.— 


M  1395  000.— 


Im  vorliegenden  Falle  ist  von  dem  Gewinne 
des  Geschäftsjahres  in  der  Höhe  von  M  60  000. — 


*)  HGB.  §262:  „Zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz 
sich  ergebenden  Verlustes  ist  ein  Reservefonds  zu  bilden. 
In  diesen  ist  einzustellen:  von  dem  jährlichen  Rein- 
gewinne mindestens  der  zwanzigste  Teil  so  lange,  als 
der  Reservefonds  den  zehnten  oder  den  im  Gesell- 
schaftsvertrage bestimmten  höheren  Teil  des  Grund- 
kapitals nicht  überschreitet"  usw. 

*)  Die  Auszahlung  der  Dividende  erfolgt  in  unserem 
Falle  durch  Flüssigmachung  eines  Teiles  der  unter  „Di- 
verse Aktiva"  angeführten  Kollektivposten. 


ein  Betrag  von  M  10000. —  nicht  zur  Vertei- 
lung gelangt  und  effektiv  in  der  Aktiva  zu- 
rückbehalten worden;  er  wird  nun  in  der 
Passiva  der  Bilanz  unter  dem  Titel:  Reserve- 
fonds oder  Pflichtreserve  ausgewiesen. 

Es  ist  übrigens  auch  statthaft,  die  Pflichtreserve  mit 
der  bereits  seit  Gründung  vorhandenen  Agioreserve  zu 
vereinigen. 

Ein  anderes  ist  es  nun  aber  mit  den  Be- 
wertungsreserven. Eine  Fabriks- Aktiengesell- 
schaft bilanziert  am  Ende  des  Geschäftsjahres: 

Bilanz  p.  31./12.  19..  (Jahresbilanz)       •Sl 
Aktiva  Passiva   ' 


Betriebskapitalien: 
Geld 

M  20  000.— 
Bankeinlage 

M50000.— 
Wechsel 

M  50  000.— 
Debitoren 
M200000.— M320000. 


Anlagen: 
Gebäude 

M  150000.— 
Abschreibung  2*'/o 
M   3000.—  „147000. 


Maschinen 

M 100  000.— 
Abschreibung  1 0% 

M  10000.—  „   90000. 


Rohmate- 
rialien 

Diverse 

Aktiva        „150000. 


„  100  000.— 


M    S07000. 


Aktien- 
kapital     M500000.— 
Pflichtreserve- 
fonds „    45950. 
Verbindlich- 
keiten 
Kreditoren 
M107800.— 
Tratten 
M  80000.—  „187800. 


II 


Jahres- 
gewinn 


73  250.— 


M  807000.— 


Diese  Aktiengesellschaft  hat,  wie  aus  der  Bilanz 
ersichtlich  ist,  von  den  Anlagen  M  3000. — 
und  von  den  Maschinen  M  10000. —  abge- 
schrieben i).  Sie  hätte  aber  auch,  anstatt  die 
Wertziffern  in  der  Aktiva  um  den  Betrag  der 
Abschreibung  zu  verringern,  einen  entsprechen- 
den Betrag  als  Erneuerungsreserve  in  die 
Passiva  einstellen  können.  Die  Bilanz  würde 
dann  gelautet  haben: 


1)  „Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  (der  Aktiengesell- 
schaft) kommen  die  Vorschriften  des  §  40  mit  folgenden 
Massgaben  zur  Anwendung  .  .  .  Abs.  3 :  „Anlagen  und 
sonstige  Gegenstände,  die  nicht  zur  Weiterveräusse- 
rung,  vielmehr  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  der  Ge- 
sellschaft bestimmt  sind,  dürfen  ohne  Rücksicht  auf  einen 
geringeren  Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstel- 
lungspreis angesetzt  werden,  sofern  ein  der  Abnutzung 
gleichkommender  Betrag  in  Abzug  gebracht  oder  ein 
ihr  entsprechender  Erneuerungsfonds  in  Ansatz  ge- 
bracht wird"  (HGB.  §  261). 
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Bilanz  p.  31./12.  19..  (Jahresbilanz) 
Aktiva  Passiva 


Betriebskapitalien 
lt.  Spezifikation 

M320000. 
Anlagen 
Gebäude 
M 150  000.— 
Maschinen 
M  100000.— „  250000. 

Rohmateria- 
lien „100000. 

Diverse 

Aktiva        „150000. 


M  820000. 


Aktienkapital 

M  500  000. 

Pflichtreserve- 
fonds „    45950. 

Gebäude-  u. 

Maschinen- 
Erneuerungs- 
fonds „    13000. 

Verbindlich- 
keiten        „  187800. 

Jahres- 
gewinn      „    73250 


M  820000.- 


Bei  aufmerksamer  Betrachtung  dieser  und 
der  vorher  dargestellten  Bilanz  wird  es  gewiss 
nicht  entgehen,  dass  sich  die  beiden  Reserve- 
konten („Pflichtreservefonds"  und  „Gebäude- 
und  Maschinenerneuerungsfonds")  dem  Wesen 
nach  absolut  unterscheiden. 

Für  den  Pflichtreservefonds  sind  in  der  Aktiva 
effektive  Besitzteile  als  Bedeckung  vorgesehen; 
dagegen  ist  der  Gebäude-  und  Maschinener- 
neuerungsfonds nur  als  Hinweis  darauf  in  die 
Passiva  eingestellt,  dass  die  Aktiva  um  diesen 
Betrag  zu  gross  aufgezogen  ist.  Man  muss 
—  will  man  die  wirkliche  Aktiva  finden,  die 
Beträge  des  Bewertungsreservefonds  abziehen. 

Sind  nun  in  einer  Bilanz  eine  wirkliche  Re- 
serve (Pflicht-Reserve),  eine  Spezial- Reserve 
(statutarische  Reserve)  und  Wertverminderungs- 
reserven vorhanden  (wie  Debitorenreserve  oder 
Delkrederefonds),  und  werden  die  Wertver- 
minderungen von  Gebäude-,  Maschinen-  und 
Werkzeugwerten  von  der  Aktiva  durch  Re- 
duktion derselben  abgeschrieben,  so  ist  nichts 
leichter,  als  vorzunehmende  Abschrei- 
bungen zu  unterlassen,  ohne  dass  dies 
gemerkt  wird. 


Beispiel. 
Aktiva  Bilanz  p.  31.|12.  19 


Passiva 


Kasse,  Bankeinlagen 

Div.  Aktiva    M  400  000. 
Gebäude 

M  145  000.— 

ab  Abschreibung 

M      2900.— M  142 100. 

Maschinen 

M  110  000.— 

ab  Abschreibung 

M  11000.— M  99  000. 


Materialien       „300000. 
Wechsel  „480  000. 


Ml  421  100. 


AktienkapitalMl 
Reservefonds  „ 
Spezialreserve- 

fonds  M 

Ersatz-  u.  Wert- 
verminderungs- 
reserven       M 
Kreditoren       „ 
Tratten  „ 

Gewinn  „ 


000  000.— 
60000.— 

50000.— 


100000. 
100000. 

41100. 

70000. 


Angenommen,  es  habe  die  Ersatz-  und  Wert- 
verminderungsreserve im  Vorjahre  M  1 13900. — 
betragen,  dann  ist  die  in  der  Bilanz  dargestellte 
Abschreibung  eine  Fiktion. 

Zum  Zwecke  der  Beweisführung  soll  zu- 
nächst aus  dieser  Bilanz  das  Verhältnis  des 
eigenen  Kapitals  zum  verwendeten  frem- 
den Kapital  festgestellt  werden. 

Die  Aktiengesellschaft  besitzt: 

1.  Aktienkapital  M  1000000.— 

2.  Reservefonds  „       60000. — 

3.  Speziaireservefonds  „       50000. — 

4.  Unverteilter Gewinn,,       70000. — 

M  1  180000.— 

Diesem  Eigenbesitze  stehen  gegenüber  an 
Verbindlichkeiten: 

1.  Kreditoren  M  100000.— 

2.  Tratten  „     41100.— 

M  141  100.— 


Die  Wertverminderungsreserve  ist,  wie  früher 
begründet  wurde,  nicht  mitzuzählen;  vielmehr 
ist  sie  kurzweg  von  der  Aktiva  abzurechnen. 
Die  Aktiva  beträgt  nun  scheinbar  M 1 42 1 1 00  — ; 
in  Wirklichkeit  beträgt  sie,  wenn  die  Wertver- 
minderungsreserve nicht  eine  „stille  Reserve" 
bildet  1): 

M  14211001  j^  1321100- 
—   „     100  000 1  "• 

gegen  früher  angeführte 

eigene  Kapitalien  M  1180  000.—) 
im  Betriebe  verwen-  > 

dete  fremde  Kapitalien  „     141  000.— | 
M  1321000.  - 


Ml  421  100. 


^)  Mit  dem  Ausdruck  „stille  Reserve"  bezeichnet  man 
die  in  der  Bilanz  nicht  wirklich  ziffernmässig  zum  Aus- 
druck gelangende  Reserve. 

Wenn  z.  B.  in  einer  Bilanz  in  der  Passiva  ein  Be- 
trag von  M  60000. —  als  „Reserve"  oder  „Speziaireserve" 
bezeichnet  ist,  so  wird  angenommen,  dass  die  Aktiva 
diese  M  60000. —  wirklich  enthält  und  dass  der  genannte 
Betrag  der  Gewinnverteilung  entzogen  werden  soll. 

Wenn  in  dieser  Bilanz  in  der  Passiva  noch  weitere 
M  30000.— mit  „Delkrederefonds"  und  „Wertvermin- 
derungsreserve" bezeichnet  sind,  so  ist  zum  Ausdrucke 
gebracht,  dass  dieser  Posten  ein  Gegengewicht  zu  dem 
in  der  Aktiva  zu  hoch  eingestellten  Posten  zu  bilden 
die  Aufgabe  hat. 

Nun  ist  aber  die  Grenze  nie  genau  zu  finden.  Man 
kann  einen  Betrag  von  M  30  000.—  ohne  zwingende 
Notwendigkeit  der  Wertverminderungsreserve  zuführen, 
dann  ist  dies  identisch  mit  dem  Reduzieren  der  Aktiva. 
Jeder,  der  die  Bilanz  liest  und  mit  der  vorjährigen 
vergleicht,  sieht  aber  den  Vorgang.  Ein  anderes  ist  es 
aber,  wenn  Besitzobjekte  der  Aktiva  einfach  niedriger 
bewertet  werden,  als  sie  hätten  bewertet  werden  sollen. 
Dann  ist  dies  nicht  ohne  weiteres  und  überhaupt  auch 
nicht  ziffernmässig  aus  den  Aktiven  zu  ersehen,  und 
man  spricht    dann  von  einer  „stillen  Reserve". 
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Nehmen  wir  nun  aber  an,  die  Ersatz-  und 
Wertverminderungsreserve  hätte  im  Vorjahre 
bereits  M  113900. —  betragen,  so  würde  die 
Abschreibung  von  Gebäude-  und  Maschinen- 
Konto  in  dieser  Höhe  (M  2900. —  vom  Gebäude 
und  M  1 1 000. —  von  den  Maschinen)  hier  bloss 
eine  formelle  und  nicht  eine  reelle  gewesen 
sein;  denn  die  Reduktion  des  Wertes  an  Ge- 
bäuden und  Maschinen  in  der  Aktiva  wirkt  na- 
türlich vermindernd  auf  den  Gesamtstand  der 
Aktiva  und  damit  auch  auf  die  ausgewiesene 
Gewinn-  und  Verlustziffer,  dagegen  wirkt  die 
Reduktion  des  Ersatz-  und  Wertverminderungs- 
fonds wieder  vermindernd  auf  die  Gesamtziffer 
der  Passiva  und  damit  erhöhend  auf  den  Saldo  — 
also  auf  den  bilanzmässig  ausgewiesenen  Gewinn. 

Daraus  geht  hervor,  dass  zunächst  die  vor- 
hergehenden Bilanzen  zur  Hand  zu  neh- 
men sind  und  aus  diesen  festzustellen  ist, 
ob  nicht  etwa  Wertverminderungsreser- 
ven eine  Reduktion  erfahren  haben; 
denn  wäre  dies  der  Fall,  dann  würde  den  er- 
folgten Abschreibungen  keine  Bedeutung  bei- 
zulegen sein,  sie  wären  wohl  formell  durch- 
geführt, aber  nicht  materiell. 

So  kann  es  vorkommen,  dass  eine  Bilanz  den 
Anschein  erregt,  als  ob  vorsichtig  und  reichlich 
Abschreibungen  vorgenommen  worden  seien, 
während  in  der  Tat  in  den  von  früher  her  be- 
stehenden Abschreibungsreserven  —  die  ja  keine 
wirklichen  Reserven,  sondern  nur  Gegenposten 
von  den  zu  hoch  eingestellten  Aktiven  bilden 
—  Verminderungen  vorgenommen  wurden. 

Wertverminderungsreserven  kürzen,  ist  aber 
identisch  mit  Auflassung  früher  vorgenommener 
Abschreibungen.  Es  werden  also  im  obigen  Bei- 
spiele ehemals  vorgenommene  Abschreibungen 
in  der  Höhe  von  M  13200.—  aufgehoben  und 
scheinbar  neue  in  derselbenHöhe  durchgeführt^). 

3,  Kontrolle, 
Die  Kontrolle  einer  Buchführung  muss,  wie 


^)  Lesern,  die  auf  diesem  Gebiete  speziell  Studien 
machen  wollen,  sei  die  vorzügliche  Arbeit  „Bilanz 
und  Steuer"  von  Jos.  Reisch  &  Dr.  Jos.  C.  Kreibig, 
Wien,  empfohlen. 


schon  an  früherer  Stelle  dargetan  wurde,  soll 
sie  ihren  Zweck  erreichen,  ständig  und  zielbe- 
wusst  durchgeführt  werden.  Je  weitverzweigter 
ein  Unternehmen  ist,  desto  wichtiger  ist  eine 
geregelte  Kontrolle. 

Diese  wird   am   geeignetsten   dadurch    b« 
werkstelligt,  dass  die  Buchungen  aus  verschie-l 
denartigen  Buchungsunterlagen    an  getrennten! 
Stellen  erfolgen    und    dass  nachträglich  durcl 
eine    Kontrollinstanz    Vergleichungen    vorge^ 
nommen  werden. 

So  übergibt  z.  B.  in  grossen  Bankunter-pl 
nehmungen  der  Hauptkassierer  den  einzelnen! 
Kassierern  Geldbeträge  zum  Zwecke  der  Aus- 
zahlung. Die  Kassierer  führen  Kassenbogenj' 
die  Kontrollbeamten  führen  ebenfalls  solche 
Listen  und  benutzen  zur  Eintragung  die  Kassen- 
belege, die  unter  gewissen  Kontrollmassnahmen, 
durch  die  Fälschungen  verhindert  werden,  an 
sie  gelangen. 

(Eingehende  Behandlung  der  geeigneten  Massnahmen 
inV.  Muntendorf's  ,, Defraudationsschutz".  Brunn  1903). 

Die  Kassenkontroll-Beamten  machen  schliess- 
lich die  Tagesabrechnungen,  so  dass  der  Haupt- 
kassierer, noch  ehe  die  Kassierer  mit  ihm 
verrechnen,  die  Salden  der  einzelnen  Kassen 
festgestellt  hat. 

Auch  bezüglich  der  Kontokorrentfüh- 
rung sei  ein  solches  Kontrollbeispiel  vorgeführt. 

Der  Kontokorrentführer  einer  grossen  Bank 
überträgt,  so  nehme  ich  an,  aus  den  Rech- 
nungskopien, der  Kontrollbuchführer  aus  den 
Briefkopien;  der  eine  oder  der  andere  benutzt 
zur  Kontrolle  überdies  die  Grundbuchung  des 
vorhergehenden  Tages  (die  Journale,  Memoriale 
und  Kassebücher). 

Zum  Beispiel:  Friedrich  Krause,  Stettin  hat 
Wechsel  für  M  3500. —  gesandt,  die  ihm  abzüg- 
lich Diskont  mit  M  3469.80  gutgebracht  wurden, 
er  erhält  auf  Wunsch  dagegen  Wertpapiere, 
die  ihm  mit  M  12915.50    berechnet   werden. 

Der  Kontokorrentführer  schlägt  das  Konto 
Friedrich  Krause,  Stettin  auf,  belastet  es  für 
M  12  915.50  per  heute  und  kreditiert  es  mit 
M  3469.80  ebenfalls  per  heute.  Hierauf  trägt 
er  in  einen  Kontrollbogen  ein: 


Kontrollbogen :  1116.     Deutsche  Handels-  &  Kreditbank,  Berlin 


Kontokorrent:  K — L 
Kontokorrentführer:  Richard  Schulze 
Datum  der  Eintragung  15/7.  19  .  . 


Post- 
Zahl 

Konto 

Verfall 

Soll 

Haben 

Soll- 
Summen 

Haben- 
Summen 

Friedrich  Krause 
dto. 

Juli   15 
„    15 

M  12915 

50 

M    3469  80 

des  Kontos 

1 
2 

M  72185  25 

M  84615 52 
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Der  Kontrollbuchführer  führt  in  gleicher 
Weise  ein  Kontokorrentbuch;  auch  er  sum- 
miert nach  jeder  Eintragung  die  Posten;  setzt 
mit  Bleistift  die  Summen  unter  die  letzte  Ein- 
tragung und  füllt  einen  KontroUbogen  aus. 
Der  eine  trug,  wie  schon  gesagt  wurde,  aus 
den  Rechnungen  ein,  vielleicht  mit  Zuhilfe- 
nahme der  Tagesbuchungen,  der  andere  aus 
den  Briefen.  Am  nächsten  Tage  werden  im 
Kontrollbureau  der  Bank  die  KontroUbogen 
verglichen.  Auf  diese  Weise  kann  jeder  Fehler 
rechtzeitig  entdeckt  werden  (s.  a.  Revision  S.  803). 

Es  ist  nicht  möglich,  hier  die  verschieden- 
artigen Kontrolleinrichtungen  der  Praxis  zu 
besprechen,  sie  hängen  ganz  von  der  Beson- 
derheit der  Unternehmung  ab.  Grundbedingung 
für  ihre  zweckdienliche  Entwicklung  ist  aber 


Trennungder  verschiedenen  Arbeitsgebiete,  Über- 
gabe an  selbständig  Arbeitende,  gute  Organi- 
sation, Überwachung  und  geeignete  Zusammen- 
fassung der  getrennten  Arbeitsteile. 

Literatur: 

Adler,  A.,  Einfache  und  doppelte  Buchhaltung,  ur- 
sprünglich bearbeitet  von  C.   G.   Odermann.    Leipzig. 

—  Berliner,  Manfred,  Schwierige  Fälle  der  kaufm. 
Buchhaltung.  Hannover.—  Brosius,  H.,  Lehrbuch  der 
Bankbuchhaltung.  Leipzig.  —  Heer,  Andreas,  Ver- 
einfachte deutsche  Buchführung.  —  Prakta,  R.,  Buch- 
führung für  Fabrikgeschäfte.  Leipzig.  —  Schmid, 
Anton,  Die  amerikanische  Buchführung.  Leipzig.  — 
Scubitz,  Friedrich,  Doppelte  Buchführung.  Leipzig. 

—  Simon,  Veit,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften. 
Berlin.  — Stern,  Robert,  Buchhaltungs-Lexikon.  Wien. 

Robert  Stern-Leipzig. 


Achter  Abschnitt. 

Kaufmännisches  Rechnen. 


Einleitung.    Maße  und  Gewichte. 


Das  kaufmännische  Rechnen  hat  sich  aus 
den  sog.  bürgedichen  Rechnungsarten  ent- 
wickelt. Zum  Teil  werden  diese  Rechnungs- 
arten auch  in  der  Praxis  in  der  schulgemäßen 
Weise  angewendet,  zum  Teil  aber  ist  man  be- 
müht gewesen,  kürzere  Wege  einzuschlagen. 
Kaufmännische  Einrichtungen  und  Gebräuche 
haben  dann  besondere  Rechnungsarten  erforder- 
lich gemacht,  bei  denen  außer  dem  eigentlichen 
Rechnen  noch  bestimmte  kaufmännische  Ge- 
pflogenheiten in  Betracht  kommen. 

Der  Kaufmann  rechnet  nur  mit  benannten 
Zahlen.  Die  Benennung  der  Zahlen  bezieht 
sich  auf  die  gegebenen  Mengen  und  kann  aus- 
gedrückt werden  durch  Längen-,  Flächen-, 
Raum-,  Zählmaße,  oder  durch  das  Gewicht, 
besonders  aber  durch  eine  Münzsorte. 

In  den  meisten  Kulturländern  besteht  jetzt 
das  metrische  System,  d.  h.  das  zuerst  in 
Frankreich  1799  eingeführte  Maßsystem,  welches 
vom  „Meter",  d.  i.  dem  zehnmillionsten  Teil 
des  Erdquadranten,  ausgeht  und  als  Einheits- 
maß gilt.  Das  Meter  ist  eingeteilt  nach  dem 
Dezimalsystem.  Die  Benennung  der  Unter- 
abteilungen ist  mit  lateinischen,  das  Vielfache 
des  Meters  dagegen  mit  griechischen  Bezeich- 
nungen versehen  worden. 

Es  besteht  als  Längenmaßstab: 

1  Meter  (m)  =  10  Dezimeter  (dem)  =  100  Centi- 
meter  (cm)  =  1000  Millimeter  (mm). 

1000  Meter  (m)  heißen  1  Kilometer  (km),  1  m 
=  0,001  km. 

Als  Flächenmaß: 

1  Quadratmeter  (qm)  =  100  Quadratdezimeter 
(qdcm)  =  10000  Quadratzentimeter  (qcm) 
=  1000000  Quadratmillimeter  (qmm). 

100Quadratmeter=l  Ar(a),  100Ar=l  Hektar  (ha), 
100  Hektar  =  1  Quadratkilometer  (qkm). 


Als  Raummaß: 

1  Kubikmeter  (cbm)  =  1000  Kubikdezimeter  (cdcm) 
=  1  000000  Kubikzentimeter  (ccm) 
=  1  000000000  Kubikmillimeter  (cmm). 

1  Kubikdezimeter  heißt  Liter  (1)  und  dient  als 
Hohlmaß  für  schüttbare  und  flüssige  Waren, 
100  I  =  1  Hektoliter  (hl),  1000 1  =  1  Tonne  (t). 

Aus  dem  Hohlmaß  ist  auch  das  Gewicht 
hervorgegangen,  indem  man  das  Gewicht  eines 
Liters  Wasser,  bei  4*^  C.  und  760  mm  Luft- 
druck auf  der  Pariser  Sternwarte  gemessen, 
als  ein  Kilogramm  (kg)  annahm  und  dieses 
in  1000  Gramm  (g)  teilte. 


Zählmaße. 


Großtausend  = 
Großhundert  =: 
Groß  = 

Dutzend  =: 
Schock  = 

Mandel  = 

Stiege  = 

Zimmer  = 

Decher  = 

Rolle  = 

Riesä20Buch== 


1200  Stück 
120     „ 
144     „ 

12     „ 

60      „ 

15     „ 

20     „ 

40     „ 

10     „ 
6  Felle 
500  Bogen 


1  für  Pelzwerk 
/    und  Leder 


Ein  besonderes  System  haben: 

Großbritannien  und  Irland 

Längenmaß:  1  Yard  =  3  Feet  (Fuß)  ä  12  Inches 

(Zoll);  1  Yard  =  0,91438  m. 

Hohlmaß:  1  Quarter=8  Busheis  ä  8  Gallons  ä  8 

Pints;  1  Gallon  =  4,5436 1,  1  Quarter=290,78  1. 

Gewicht:  1  Round  (Ib)  ä  16  Gunces  (oz)  äl6Drams; 

28Pounds=l  Quarter,  4  Quarters  ^IHundred- 

weight  (Cwt) 
20  Cwts  =  1  Tonne  =  2240  ®  =  1016,02  kg. 
1  engl.  ®  =  0,4536  kg,  1  Cwt  =  50,802  kg. 
Britisch -Ostindien    bedient     sich     für    Längen- 
und  Hohlmaß  der  engl.  Maße.    Als  Gewicht  wird 
das   Maund   verwendet.     Man   unterscheidet   das 
neue  Bazargewicht,  auch  Zollgewicht  =  100  engl. 
Troy  ®  =  822/,  avdp  ®  =37,324  kg  und  das  Factory 
Maund  =  74^/3  avdp  ®  =  33,868  kg. 


Der  Kettensatz,  die  Mischungsrechnung. 
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Vereinigte   Staaten  von  Amerika.    Man  bedient 
sich  der  engl.  Maße  und  Gewichte,   doch  wird  in 
der   Regel   der   Zentner   (Avoirdupoids-Cental)  zu 
100  &  und  die  Tonne  zu  2000  ®  angenommen. 
Rußland 
Längenmaß:  1  Saschen=3Arschin(Elle),l  Arschin 

=  0,711  m. 
Hohlmaß:  1  Tschetwert  =  8  Tschetwerik  ä  8  Gar- 

nez,  1  Tschetwert  =  209,9  1. 
Gewicht:  1  Pud  ä  40  russ.  S!  ä  32  Lot. 
1  Pud  =  16,379  kg,  1  ®  =  0,4095  kg. 

China 

Längenmaß:  1  Tschang  ä  10  Chih  ä  10  Tsun 
ä  10  Fun  =  3,55  m;  nach  Vertrag  mit  England 
--=  3,581  m  =  141  engl.  Zoll,  auch  das  engl, 
yard  ist  gebräuchlich. 

Gewicht :  1  Tan  ( Canton-Pikul )  =  1 00  Kin  ä  1 6  Tael 
(Unzen)  =  133Vs  ®  engl.  =  60,45  kg. 
1  Tael  ä  10  Tshin  ä  10  Fan  ä  10  Li  =  37,8  g. 

Über  die  in  den  einzelnen  Ländern  gelten- 
den Münzen  s.  S.  838—840. 

Die  Kenntnis  der  sog.  bürgerlichen  Rech- 
nungsarten muß  an  dieser  Stelle  vorausgesetzt 
werden,  ebenso  kann  die  Aufführung  der 
Rechenvorteile  entbehrHch  erscheinen,  zumal 
diese  nur  da  in  Anwendung  treten,  wo  sie 
sofort  ins  Auge  fallen  und  dem  Rechnenden 
schon  als  Schüler  geläufig  sind.  Dagegen 
verdienen  zwei  Rechnungsarten  an  dieser  Stelle 
deshalb  besonders  Erwähnung,  weil  sie  im 
allgemeinen  in  der  schulgemäßen  Darstellung 
des  Rechnens  entweder  gar  nicht  oder  nicht 
hinlänglich  berüdcsichtigt  werden:  Kettensatz 
und  Mischungsrechnung. 

1.  Der  Kettensatz. 

Als  Kettensatz  oder  Kettenregel,  auch  van 
Rees'scherSatz  wird  eine  Rechnungsart  be- 
zeichnet, bei  welcher  durch  geschickte  Anein- 
anderreihung der  gegebenen  Größen  die  Berech- 
nung mehrerer  Regeldetriansätze  erspart  wird. 

Beispiel:  Eine  Berliner  Firma  hat  aus  England 
6y  yards  Möbelstoff  bezogen,  der  Betrag  der  Faktura 
lautet  auf  £  i2iy-6,  wie  teuer  stellt  sich  i  m 
ohne  Berücksichtigung  anderer  Kosten,  wenn  i  yard 
=  gi4  mm  ist  und  bei  Zahlung  des  Betrags  i  £ 
Sterl.  mit  Ji  20,43  bewertet  wird? 

Lösung:  Die  Aneinanderreihung  der  gegebenen 
Größen  geschieht  in  der  Weise,  daß  man  an  die 
Spitze  die  Frage  nach  der  unbekannten  Größe  j 
stellt,  also  hier  „wieviel  Mark".  Als  zweites  Glied  I 
der  ersten  Reihe  tritt  nun  diejenige  Größe  hinzu,  j 
für  welche  die  Unbekannte  gesucht  wird,  das  ist  \ 
in  dem  vorliegenden  Falle  „ein  Meter".  \ 

Das  erste  Glied  jeder  folgenden  Reihe  des  Ketten-  j 
Satzes  muß  dieselbe  Benennung  tragen,  mit  welcher 
die  vorangegangene  Reihe  schließt,  hier  also  „Meter". 

Da  I  yard  =  914  mm  —  also  =  o,gi4  m  —  ist, 
so  lautet  die  zweite  Reihe  jetzt  „wenn  o,gi4  m 
gleich  I  yard".  Die  nächste  Reihe  muß  mit  „yard" 


beginnen:  gegeben  sind  in  der  Aufgabe:  6y  yards 
^=£  j2-iy-6  (£  I2,8y5),  also  lautet  die  dritte 
Reihe:  „und  wenn  6y  yards  =  12,875  £". 

Da  mit  £  geschlossen  wurde,  so  muß  die  nächste 
Reihe  mit  £  anfangen,  also  „wenn  i  £  =^  20,43  Ji 
ist". 

Der  Kettensatz  schließt  mit  der  Benennung, 
mit  der  er  begonnen  hat,  welche  also  die 
Unbekannte  trägt,  in  diesem  Falle  „Mark". 
Auf  die  genaue  Bezeichnung  der  Benennungen 
und  auf  die  richtige  Aneinanderreihung  ist 
stets  die  größte  Sorgfalt  zu  legen.  Für  die 
vorstehende  Aufgabe  hat  der  Kettensatz  fol- 
gendes Aussehen: 


0,914  m 
67  yards 
1  £ 

1  m 
1  yard 
12,875  £ 
20,43  JC 

1  m  =  4,29  Jt. 

Die    erste    Kolonne    ist    als   Nenner,    die 
zweite  als  Zähler  eines  Bruchansatzes  aufzu- 
fassen, so  daß  zu  rechnen  ist: 
12,875x20,43 
0,914x67      -4'29^. 

Soll  ferner  z.  B.  ermittelt  werden,  wieviel 
Fr.  in  Paris  für  1  £  Steri.  zu  zahlen  sind, 
wenn  in  Beriin  100  Fr.  =  81  J(>  stehen  und 
\  £  =  20,43  ^  notiert,  so  lautet  der  Ansatz: 


?  Fr. 
1  £ 

81  M 


1  £ 

20,43  M 
100  Fr. 


1  £  =  25,22  Fr. 

Der  Kettensatz  ist  überall  da  an- 
wendbar, wo  die  Verhältnisse  gerade 
oder  direkte  sind,  bei  ungeraden  oder 
indirekten  Verhältnissen  ist  er  jedoch 
in  dieser  Form  nicht  zu  verwenden. 

2.  Die  Mischungsrechnung. 

Die  für  eine  Mischung  zu  verwendenden 
Sorten  werden  nach  ihrer  Qualität  geordnet 
untereinander  gestellt.  Sind  nur  zwei  Sorten 
vorhanden,  so  muß  die  eine  billiger,  die  an- 
dere teurer  als  die  herzustellende  Mischung 
sein.  Man  ermittelt  nun  den  Preisunterschied 
der  besseren  Sorte  zu  der  gesuchten  und  er- 
fährt dadurch  den  Verlust,  der  sich  ergeben 
würde,  wenn  man  diese  Qualität  zu  dem  vor- 
geschriebenen billigen  Preise  fortgeben  müßte. 
Dadurch,  daß  nun  eine  billigere  Sorte  zur 
Mischung  vorhanden  ist,  wird  die  Möglichkeit 
gegeben,  den  entstehenden  Schaden  auszu- 
gleichen, oder  mit  anderen  Worten:  Von  der 
wohlfeileren  Qualität  muß  soviel   genomme» 
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Kaufmännisches  Rechnen. 


A    2 

B  5 
C  9 


Differenz  zu 
Differenz  zu 
Differenz   zu 


werden,  daß  der  Preisunterschied  zwischen 
der  besseren  und  der  gewünschten  Sorte  aus- 
geglichen wird. 

Beispiel:    Vorhanden  sind:  Sorte  A  zu  2,40  M 
und  Sorte  B  zu  3,20  M,  eine  Mischung  zum  Ver- 
kaufspreise von  3,00  M  soll  hergestellt  werden. 
A  2,40  I  Differenz  zu  3,00  Jü  =-\-  0,60 
B  3,20  I  „         „        ,,       =  —  0,20 

mithin  werden,  wenn  von  Sorte  A  ein  Teil  ver- 
wendet wird,  60  ^  Gewinn  erzielt,  die  durch  Ver- 
wendung von  3  Teilen  der  Sorte  B,  ä  20  ^  Verlust, 
mit  60  ^  Verlust  ausgeglichen  werden. 

Sind  mehr  als  zwei  Sorten  vorhanden,  so 
ist  das  Verfahren  ähnlich. 

Beispiel:  Gegeben  sind  3  Sorten  A  =  2  M, 
B  ^=  5  M,  C=gM.;  es  soll  eine  Mischung  zu 
6  M.  hergestellt  werden. 

der  gesuchten  Sorte 
ä  6  M=-\-  4A 
der  gesuchten  Sorte 
ä  6  M=-\- 1  M 
der  gesuchten  Sorte 
ä  6  Jli~  —  3M. 
Mithin  muß,  wenn  von  Sorte  A  und  B  je  i  Teil 
verwendet  wird,  von  der  Sorte  C  J'-/;,  Teil  ge- 
nommen werden,  da  5:3  =  i'^js  ist  und  der  Ver- 
lust von  5M  bei  Anwendung  von  i-j^  Teil  C  durch 
den  Gewinn  ausgeglichen  wird,  der  sich  bei  Ver- 
wendung von  je  I  Teil  A  und  B  ergibt. 

Sind  für  eine  Sorte  besondere  Vorschriften 
gegeben,  so  kommt  es  immer  darauf  an,  daß 
die  vorhandenen  Differenzmengen  das  Gleich- 
gewicht   halten. 

Soll  z.  B.    in   dem  soeben  erwähnten  Falle  von 
der  Sorte  A  viermal  so  viel  verwendet  werden  wie 
von  Sorte  B,  so  ergibt  sich  mithin 
A  2M    Differenz  auf  4  Teile  (Preis  der  Mischung) 
zu  6  Mark  =  4mal 

4M  =  +  i6M\_,  ju 
Differenz  auf  i  Teil  4  i  »  j^  ^^  "^ 
Differenz  auf  S'^ja  „ 

=  3mal  52/s  =-\-iy  Jt 

es  müssen  somit  gemischt  werden: 

4  Teile  A  ä2  M=  8  M 

I     „    B  ä  5  „  ^  5  „ 

5^/3»    Cä9  »  =51  » 
zusammen  lo^l^M,  =64  M    oder    i    Teil 

=  6M. 

Ist  eine  bestimmte  Menge  zu  mischen,  so 
können,  nachdem  das  Verhältnis  feststeht,  die 
zur  Verwendung  kommenden  Teile  auch  durch 
den  Kettensatz  ermittelt  werden. 

Sollen  beispielsweise  nach  dem  soeben  ermittelten 
Verhältnis  128  Liter  Mischung  hergestellt  werden, 
so  ergibt  sich  folgender  Ansatz: 

?  Liter  der  Sorte  A  sind  zu  128  Liter  Mischung 
erforderlich,  wenn  zu  10'^ j^  l  Mischung  4 1  Sorte  A 
nötig  waren? 

128x4x3  _. 8  Liter 


oder  ebenfalls  durch  den  Kettensatz   ermittelt, 

?  Liter  Sorte  C  gehören  zu    128  l   Mischung, i 

wenn  zu  lo^j^  l  Mischung  5^/3  l  Sorte  C  gehören: 

=  68  Liter. 

48  l  Sorte  A  ä  2  M  =    g6  M 

12  „     „     B  „  5  „  =    60  „ 

68  „     „     C  „  g  „  =  612  „ 
6 


Sind 


128  l  ä  6  M  =  768  M 

bestimmte    Mengen    mehrerer  Sorten 


zur  Mischung  zu  verwenden,  so  entsteht  die 
Frage,  wieviel  von  einer  in  ausreichender 
Menge  zur  Mischung  noch  vorhandenen  Sorte 
genommen  werden  muß,  um  dem  vorge- 
schriebenen Preise  zu  entsprechen.  Das  Ver- 
fahren ist  dann  folgendes: 

Es  sollen  gemischt  werden:  14  kg  Sorte  a  zu 
o,yo  M,  16  kg  Sorte  b  zu  1,20  M,  24  kg  Sorte  c 
zu  1,30  M,  endlich  sollen  80  kg  Sorte  d  zu  i,go  M 
Verwendung  finden,  die  Mischung  soll  sich  atif 
1,50  M  stellen,  zu  diesem  Zwecke  ist  noch  eine 
Sorte  e  in  genügender  Menge  vorhanden,  welche 
1,40  M  kostet. 

ks    Plus-  Minus- 
differenz 
11,20 
4,80 
4,80 
—  0,40     80  32,00 


0,70 
1,20 
1,30 
i,go 
1,40 


-f  0,80 

-)-  0,30 

1,50  H-  0,20 

-[-  0,10 


14 
16 
24 

80 


1,40  —  0,40 


20,80 


32,00 
20,80 


14kg  Sorte  a  zu  0,70 


16 

24 

80 

112 


128x4: 10^  js 


32 


für  Sorte  B  ergibt  sich  dann  hiervon  ^j^  =  12  Liter, 
für  Sorte  C  entweder  durch  Subtraktion  =  68  Liter, 


Der  Überschuß  der  Minusdifferenz 

über  die  Plusdifferenz  ist      .     .     .  11,20 

folglich  müssen  112  kg  ä  1,40  M  zugesetzt  werden 

Probe 

"  =     9, 

b  „  1,20  „  =    ig,2o 

c  „  1,30  „  =   31,20,, 

d  „  i,go  „  =^152,00  „ 

e  „  1,40  „  =  156,80  „ 

246  kg  =^36g,ooMod.ikg—i,5oM 

Allerdings  gelangt  man  auch  zu  einem  Resultate, 
wenn  man  die  Mischung  a—d  auf  ihren  Durch- 
schnittspreis berechnet  und  als  eine  Sorte  betrachtet, 
der  als  zweite  Sorte  die  Sorte  e  gegenübersteht. 

3.  Die  Prozentrechnung. 

a)  Die  reine  Normalzahl  100. 

Die  wichtigste  Rechnungsart  im  kaufmän- 
nischen Leben,  auf  die  sich  alle  anderen  Rech- 
nungsarten in  der  Praxis  des  Kaufmannes 
gründen,  ist  die  Prozentrechnung.  Auch  die 
Zinsrechnung,  die  Diskont-,  Termin-,  Konto- 
Korrent-  und  Effektenrechnung  sind  zum  größten 
Teile  nichts  weiter  als  angewendete  Prozent- 
rechnung. 

„Pro  Cent"  auch  „per  cent"  (^/o)  heißt  „für 
100".  5°/o  z.  B.  bedeutet:  von  100  Einheiten 
5  Einheiten    und    kann    demgemäß   auf   alle 


Die  Prozentrechnung. 
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Gegenstände  angewendet  werden.  Die  Ein- 
wohnerzahl einer  Stadt  hat  sich  um  S^Jq  ver- 
größert heißt:  auf  je  100  E.  kommt  ein  Zu- 
wachs von  5  E.  Der  Gewinn  bei  einem 
Unternehmen  betrug  l^l^^jo  bedeutet:  mit  je 
100  J^  Anlagekapital  wurden  7,50  ^^  Gewinn 
erzielt  usw. 

Die  Zahl  100  bildet  somit  die  Normalzahl, 
für  welche  der  Prozentsatz  einen  Maßstab  ab- 
geben soll.  Der  Prozentsatz  von  5®/o,  bezw. 
T^I^^Iq  bildet  in  den  soeben  erwähnten  Bei- 
spielen den  Maßstab  für  die  Zunahme  der 
Bevölkerung,  bezw.  für  die  Rentabilität  des 
Unternehmens.  Ist  aber  ein  Maßstab  für  100 
Einheiten  durch  den  Prozentsatz  gegeben,  so 
ergibt  sich  der  Prozentwert  für  einen  ge- 
gebenen Fall  durch  einfache  Rechnung. 

a.  Die  Berechnung  des  Prozentwertes. 

Beispiel:  Die  E.-Zahl  einer  Stadt  betrug  168420 
und  ist  in  einem  Jahre  um  5*>/o  gestiegen,  wieviel 
beträgt  sie  jetzt? 

Lösung:  In  diesem  Beispiel  soll  von  der  Normal- 
zahl  100  auf  die  in  diesem  Falle  gegebene  Grund- 
zahl 168420  geschlossen  und  der  Prozentwert 
ermittelt  werden.  Man  ermittelt  zunächst  von  der 
Grundzahl  i^Jq,  indem  man  durch  100  teilt,  d.  h. 
vor  die  vorletzte  Zahl  ein  Komma  setzt,  also  1684,20; 
5*^/0  sind  demnach  smal  1684,20=8421  Zunahme, 
folglich  E.-Zahl  jetzt  176841. 

Dieses  Resultat  ist  jedoch  für  den  Geübteren  viel 
einfacher  dadurch  sofort  ersichtlich,  daß  er  ohne 
weiteres  die  Hälfte  von  lo'^l^  berechnet,  indem  er 
16842  (das  sind  io^\(^)  durch  2  teilt. 

Beispiel:  Bei  einem  Unternehmen,  dessen  Anlage- 
kapital M  280000  beträgt,  ergab  sich  ein  Gewinn 
von  7^l2^lo'  ^^  S^^ß  *^^  ^^^  Gewinn? 
J^28ooo  =  io^Iq 
M  14000=   5^Jo 

M    yooo  =  2,5^](,  (die  Hälfte  von  s^j^) 
M  21000  =  7,5^^1^ 


ß.  Die  Berechnung  des  Grundwertes. 
Nicht  selten   ist  der  Prozentsatz  und  der 
Prozentwert  gegeben,  und  es  soll  die  Grund- 
zahl ermittelt  werden. 

Beispiel:  Die  E.-Zahl  einer  Stadt  hat  um  5^\q 
zugenommen,  die  Zunahme  beträgt  8421  Personen, 
wie  groß  war  die  E.-Zahl  vordem? 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  kann  durch  den 
Bruchansatz  oder  durch  den  Kettensatz  erfolgen. 


Bruchansatz: 


8421 X  100 


=  168  420  E., 


In  beiden  Beispielen  wurde  der  Prozent- 
wert gesucht.  Er  wird  gefunden  aus  dem  Pro- 
zentsatze und  der  Grundzahl,  indem  man  den 
Prozentsatz  auf  den  Bruchstrich  stellt,  dann 
auf  eine  Einheit  zurückgeht,  d.  h.  durch  100 
teilt  und  endlich  die  Grundzahl  auf  den  Bruch- 
strich stellt,  also  mit  ihr  multipliziert. 

Ist  der  Prozentsatz  ein  bequemer  Bruch- 
teil von  100,  so  findet  man  den  Prozentwert 
dadurch,  daß  die  Grundzahl  durch  den  Nenner 
des  Bruchteiles  dividiert  wird;  so  ist: 


50  0/0  =  ^2  von  100 

6*/8''/o=Vi5VonlOO 

33^3,,  =V3  „  100 

6^4»  =Vi6  „  100 

25   „  =^4  ,,  100 

5  „  =  V20  „   100 

20   „  =1/5  „  100 

4   „  =  V25  ,,  100 

16«/3„=V6  „  100 

2V2,,  =V4o  »  100 

12V2»=V8  »  100 

2   „  =Vbo  »  100 

10   „  =Vio  »  100 

denn  zu  einer  Zunahme  von  5  E.  gehören  ur- 
sprünglich 100  E.,  zu  einer  Zunahme  von  i  E. 
der  5.  Teil,  für  eine  Zunahme  von  8421  Personen 
sind  8 421  mal  soviel  erforderlich.  Oder  einfacher, 
da  5^/0  der  20.  Teil  von  100  ist,  so  muß  die  ur- 
sprüngliche Zahl  2omal  größer  als  die  Zunahme  sein. 
Kettensatz: 

?  E.  ursprünglich  gehören   zu   8421  Zuwachs, 
wenn  5E.  Zuwachs  zu  100 E.  ursprünglich  gehören? 
=^168420  E. 

Beispiel:  Der  Gewinn  an  einem  Unternehmen 
beläuft  sich  auf  y^j^'^jo  und  beträgt  21000  M,  wie 
groß  ist  das  Anlagekapital? 

?  M  Kapital  gehören  zu  21000  M  Gewinn,  wenn 
7,50  JÜ  Gewinn  zu  100  M  Kapital  gehören? 
=:  280000  M. 

y.   Die   Berechnung   des   Prozentsatzes. 

Um  den  Prozentsatz  zu  berechnen,  müssen 
Grundzahl  und  Prozentwert,  in  diesem  Falle 
die  Zunahme,  bekannt  sein.  Ist  statt  dessen 
etwa  die  durch  die  Zunahme  vermehrte,  bezw. 
die  durch  die  etwaige  Abnahme  verminderte 
Grundzahl  gegeben,  so  ergibt  sich  die  Grund- 
zahl leicht  durch  Subtraktion. 

Beispiel:  Die  E.-Zahl  einer  Stadt  ist  von  168420 
auf  17 6  8 41  gestiegen,  wieviel '^j^  Zunahme  sind  dies? 
vermehrte  Grundzahl    176 8 41 
Grundzahl  ....     168420 

Zunahme 


8421 


Bruchansatz: 


100x8421 


=  5'lo 


168420         ^^-^ 

Bei  168420  E.  beträgt  die  Zunahme  8421,  bei 
I  E.  würde  die  Zunahme  der  168420.  Teil  sein^ 
bei  100  E.  100  mal  mehr. 
Kettensatz : 

?  Zunahme  kommen  auf  100  E.,  wenn  auf 
168420  E.  8421  Zunahme  kommt? 

Beispiel:  Mit  280000  M  Betriebskapital  werden 
21000  M  Gewinn  erzielt,  wieviel  <>/„  sind  dies? 

?  M  Gewinn  gehören  zu  100  M  Betriebskapital, 
wenn  280000  M  Betriebskapital  zu  21000  M  Ge- 
winn gehören? 

=  7^5% 
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Im  Versicherungswesen  wird  meistens  statt 
des  Prozentsatzes  ein  Promillesatz  angewendet 
(^/oo)»  ^'^  Normalzahl  ist  hier  also  nicht  100 
sondern  1000;  der  Rechnungsgang  ist  der 
gleiche  wie  bei  der  Prozentrechnung. 

In  England  wird  nicht  selten  die  Assekuranz- 
Prämie  in  sh  und  d  für  100  ^  angegeben,  also 
z.  B.  4  sh  3  d  für  100  J".  Dies  würde  in  diesem 
Falle  auf  2000  sh  eine  Prämie  von  4^4  sh  oder 
für  1000  sh  =  2i/8  sh,  also  2V8"/oo  ergeben.  Zu- 
weilen wird  ein  solcher  Satz  auch  auf  1  £  bezogen, 
z.  B.  3/^  d  im  £,  das  sind  auf  je  240  d  immer  '^/^  d 
oder  3^8%. 

b)  Die  vermehrte,  bezw.  die  verminderte 

Normalzahl. 

Die  in  dem  vorigen  Abschnitte  behandelte 
Aufgabe  könnte  auch  so  gestellt  sein,  daß  ge- 
geben sind  der  Prozentsatz  und  der  vermehrte, 
bezw.  verminderte  Grundwert,  dann  würde 
sich  ergeben: 

a.  Die  Berechnung  des  Prozentwertes. 

Beispiel:  Die  E.-Zahl  einer  Stadt  ist  auf  1^6841 
gestiegen,  d.  i.  eine  Zunahme  von  5^\q,  wie  groß 
ist  die  Zunahme? 

?  Zunahme  gehören  zu  176841  E.,  wenn  zu 
10 s  E.  5  E.  Zunahme  gehören? 

=  8421  E.  Zunahme 

oder  einfacher,  da  5  der  21.  Teil  von  105  ist, 
176841 :  21. 

Die  angegebene  E.-Zahl  ist  in  dieser  Aufgabe 
ein  vermehrter  Grundwert,  in  dem  ursprünglichen, 
unbekannten  Grundwerte  steckt  eine  Zunahme  von 
5°/o,  demnach  muß  auch  hier  von  der  vermehrten 
Normalzahl  —  in  diesem  Falle  100  -f-  5  =  105  — 
ausgegangen  werden. 

Ist  ein  verminderter  Grundwert  vorhanden, 
so  muß  auch  die  Normalzahl  vermindert  sein. 

Angenommen,  die  E.-Zahl  hätte  sich  um  5°/q 
vermindert  und  stellte  sich  auf  i^gggg,  so  ent- 
spricht dieser  verminderten  Grundzahl  die  ver- 
minderte Normalzahl  100  —  5  =  gs,  und  der  Ketten- 
satz hat  folgende  Form: 

?  Abnahme  kommen  auf  15g ggg  E.,  wenn  auf 
g5  E.  5  E.  Abnahme  kommen? 

=  8421  E.  Abnahme 

oder  einfacher,  da  5  der  ig.  Teil  von  gs  ist, 
i5gggg:ig. 

Bildet  der  Prozentsatz  einen  bequemen  Bruch- 
teil von  100,  so  ergeben  sich  auch  bequeme 
Bruchteile  von  der  vermehrten  sowie  von  der 
verminderten  Normalzahl.  5  ist  der  20.  Teil 
von  100  —  also  der  reinen  Normalzahl  und 
der  2 1 .  Teil  der  vermehrten  Normalzahl  1 05 
sowie  der  19.  Teil  der  verminderten  Normal- 
zahl 95.  Der  Divisor  für  die  vermehrte  Nor- 
malzahl ist   stets   um  1  größer   und   für  die 


verminderte  Normalzahl  stets  um  1  kleiner  als 
der  Divisor  für  die  reine  Normalzahl. 

Für  die  hauptsächlich  vorkommenden  Pro- 
zentsätze ergibt  sich  demnach  als  Bruchteil 
von  100 

b.d.  reinen  b.d.  vermehrten  b.d.vermmc 
Normalzahl     Normalzahl       Normalzahl 

V,  1 


50^    0/0  = 

'U 

^^    13    n    

'U 

25       „  = 

'U 

20       „  ^ 

V5 

16'^/3  «  - 

Ve 

12^2  „    = 

Vs 

10      „  = 

'Uo 

6^/3  „  = 

V.5 

6V4  «  = 

^/l8 

5      „  = 

1/ 

/•20 

4       „  = 

1/ 

/25 

2V.  «  = 

1; 

liO 

2      „  = 

(50 

1       „  = 

1 

/lOO 

V,« 


I 


v« 


ß.  Die  Berechnung  des  Grundwertes. 

Beispiel:  Die  E.-Zahl  einer  Stadt  beträgt  jetzt 
176841,  das  bedeutet  gegen  das  Vorjahr  eine  Zu- 
nahme von  5<*/o,  wie  groß  war  die  E.-Zahl  im 
vorigen  Jahre  ? 

Die  gegebene  E.-Zahl  stellt  hier  einen  vermehrten 
Wert  dar,  in  dem  ursprünglichen  —  in  diesem 
Falle  aufzusuchenden  —  Grundwert  steckt  eine 
Zunahme  von  5^1^;  für  den  vermehrten  Grundwert 
muß  hier  demnach  ebenfalls  die  vermehrte  Normal- 
zahl als  Ausgangspunkt  dienen,  in  diesem  Falle 
also  100  -\  5  =  105. 

?  E.  ursprünglich  entsprechen  der  vermehrten 
Zahl  176841,  wenn  105  vermehrte  Zahl  entsprechen 
der  Zahl  100  ursprünglich? 

= 168420  E. 

Bei  einem  verminderten  Grundwerte  würde  sich 
die  Lösung  mit  der  verminderten  Normalzahl  gs 
ergeben. 

?  E.  ursprünglich  entsprechen  der  verminderten 
Zahl  15g ggg,  wenn  g5E.  =  100 E.  ursprünglich? 
=  168420  E. 

y.  Die  Berechnung  des  Prozentsatzes 

kann   nur  aus   dem    Prozentwerte   und   dem 
reinen  Grundwerte  erfolgen. 

Sind  z.  B.  in  der  Aufgabe  168420  E.  ursprüng- 
lich und  176  841,  bezw.  15g  ggg  E.  später  gegen- 
über gestellt,  so  muß  der  Prozentwert  aus  dem  ver- 
mehrten, bezw.  verminderten  Grundwerte  erst  er- 
mittelt werden,  bevor  man  zur  Rechnung  schreitet. 
Das  Verfahren  ist  dann  einfach: 
?  100 

168420        8421 

4.  Die  Zinsrechnung. 

Die  Zinsrechnung  ist  eine  Erweiterung  der 
Prozentrechnung.     Es   tritt   ein    neuer  Faktor 
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hinzu:  die  Zeit.  Der  Prozentsatz,  welcher  bei 
der  Prozentrechnung  auf  alle  möglichen  Be- 
nennungen bezogen  werden  konnte,  heißt  hier 
Zinssatz  und  kann  nur  auf  einen  Kapitalbetrag 
bezogen  werden. 

Das  Wort  „Zinsen"  ist  vom  lateinischen  „census" 
abzuleiten  und  bedeutet  „Abgabe".  Zinsen  sind 
eine  Abgabe  für  geliehenes  Kapital  oder,  wie  auch 
häufig  definiert  wird,  Zinsen  sind  Miete  für  ge- 
Hehenes  Kapital,  auch  die  Entschädigung  für  ge- 
mietete Wohn-  und  Geschäftsräume  wird  nicht 
selten  Mietszins  genannt. 

Für  die  Zinsrechnung  kommen  demnach 
4  Faktoren  in  Betracht.  Um  Zinsen  zu  er- 
halten, ist  ein  Kapital  erforderlich,  welches  auf 
eine  gewisse  Zeit  zu  einem  gewissen  Zinssatze 
ausgeliehen  wird.  Soll  einer  dieser  4  Faktoren 
ermittelt  werden,  so  müssen  die  3  anderen 
Faktoren  bekannt  sein. 

Als  Kapital  im  rechnerischen  Sinne  ist  jede 
Zahl  mit  dahinter  stehendem  Währungszeichen 
anzusehen. 

Die  Zeit  kann  nach  Jahren,  Monaten,  Wochen 
oder  Tagen  bestimmt  sein. 

Als  Zinsfuß  ist  der  Prozentsatz  zu  verstehen, 
der  für  100  Einheiten  Kapital  auf  ein  Jahr 
als  Abgabe  zu  zahlen  ist.  Ein  Kapital  ist  zu 
4°/q  ausgeliehen,  heißt:  je  100  J^  Kapital 
bringen  in  einem  Jahre  4  ^Ä  Zinsen,  je  100  $ 
Kapital  bringen  in  einem  Jahre  4  $  Zinsen  usw. 

a)  Berechnung  der  Zinsen  nach  Jahren 
und  Monaten. 

Sind  Zinsen  für  Jahre  zu  ermitteln,  so  ist 
der  Zinsfuß  mit  den  angegebenen  Jahren  zu 
multiplizieren.  Sind  gleichzeitig  Jahre  und 
Monate  in  Betracht  zu  ziehen,  so  verwandelt 
man  die  Monate  in  Jahre,  oder  berechnet  die 
Zinsen  für  die  Jahre  besonders  und  multipli- 
ziert auch  die  Monate  mit  dem  Zinsfuße  und 
teilt  durch  12. 

Beispiel: 

a)        6784  M  ä  4^U^Jo  auf  3  Jahre 

^V2"/o  auf  3jahre  =  i3,5<>l^ 

67,84^  =  1% 

xi3>5 


915,84 M  =  13,5%=  4^k''lo  auf  3  Jahre. 

b)        9847  M  ä  5°Iq  auf  4  Jahr  3  Monate 

(=4'UJahr) 

50/0  auf  4^lt  Jahr  ^21,2501^. 


984,70  M  =  jo^/o 
984,70  „  =  10  „ 

98,47  „  =   I  „ 

24,62  „  =^U  »  f<^g^  4-  Teil  von  i'^jj 


2092,49  M,  =  2i,25'^\(,  =  50/0  auf  4  Jahr  3  Monate. 


c)  1234 M  ä  3^1^^ la  auf  7^1^  Monate. 


12 

1234-2,1875 


26,99  M. 


Eine  Zinsberechnung  nach  Wochen  kommt 
in  der  kaufmännischen  Praxis  kaum  vor.  Würde 
eine  solche  Aufgabe  gestellt  werden,  so  wäre 
das  Kapital  mit  dem  gegebenen  Zinsfuße  und 
mit  der  gegebenen  Wochenzahl  zu  multipli- 
zieren und  durch  100x52  zu  teilen. 

d)  1234 M  ä  3'1,'U  auf  32'U  Wochen(_^'ilYrnßfv} 


=  26,70  M. 


1234-3,5    225 
100    52  X  7 

= 364  Tags 

b)  Berechnung  der  Zinsen  nach  Tagen. 
Im  kaufmännischen  Leben  werden  die  Zinsen 
fast  ausschließlich  nach  Tagen  berechnet,  wo- 
bei zu  bemerken  ist,  daß  das  Jahr  stets  zu 
360  Tagen  und  jeder  Monat  zu  30  Tagen  an- 
genommen wird. 

Nur  in  England  und  Nordamerika  rechnet  man 
kalendermäßig;  Frankreich,  Italien,  Belgien  und 
die  Niederlande  rechnen  jeden  Monat  kalender- 
mäßig, aber  das  Jahr  ebenfalls  zu  360  Tagen. 

Die  kaufmännische  Rechnung  der  Zinsen 
hat  sich  aus  der  schulgemäßen  Rechnungsart 
entwickelt. 

Die  Aufgabe:  Wieviel  Zinsen  ergeben  928  M 
ä  ^"/o  in  47  Tagen,  wird  schulgemäß  in  der  Weise 
gelöst,  daß  man  den  Bruchansatz  wie  folgt  entwickelt : 

100  M  bringen  in  i  Jahre  4Jii  Zinsen 


I  „    bringt     „    i     „ 
928  „    bringen  .,    i    „ 
928  „        „         „    iTage 
928  „        „         „  47  Tagen 


100 
4- 928 


M 


100 

4- 928   ^ 
100-360 
4-928-47 


M 


oder  formuliert: 

Zinsen  = 


100-360 
^Iq  X  Kap.  X  Tage 


100  X  360. 

Der  Kaufmann  rechnet  ohne  weiteres  Kapital 
mal  Tage  und  bildet  hieraus  die  Zinszahl,  die 
er  um  2  Stellen  kürzt,  d.  h.  durch  100  divi- 
diert. Die  Zinszahl  wird  durch  den  Zins- 
divisor geteilt.  Der  Zinsdivisor  ist  der  Bruch, 
der  durch  den  jeweiligen  Zinssatz  als  Zähler 
und  durch  die  Zahl  360  als  Nenner  gebildet 
wird.  Demnach  heißt  die  kaufmännische  Formel 
für  die  Berechnung  der  Zinsen: 

„,  Zinszahl 

Zinsen  =  -7=-. — -rr-, 

Zmsdivisor 

Nach  dieser  Formel  können  nur  die  Auf- 
gaben  gelöst   werden,   bei   welchen   die   Zeit 
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nach  Tagen  gegeben  ist  und  das  Jahr  zu  360 
Tagen  gerechnet  wird;  den  Gerichten  gegen- 
über, die  eine  kalendermäßige  Berechnung 
fordern,  ist  z.  B.  diese  Rechnungsart  nicht 
anwendbar. 

Befinden  sich  bei  dem  zu  verzinsenden 
Kapital  Teilbeträge  einer  Einheit,  also  z.  B. 
Pfennige,  Kopeken,  Cents  oder  dergl.,  so 
bleiben  diese  Teilbeträge  für  die  Ermittelung 
der  Zinszahl  unberücksichtigt,  wenn  sie  kleiner 
als  ^/g  Einheit  sind,  ^/j  Einheit  oder  mehr 
bedingt  eine  Erhöhung  des  Mark-  bezw.  Rubel- 
betrages usw.  um  1. 

Die  sich  aus  der  Multiplikation  ergebende 
Zinszahl  wird  um  2  Stellen  gekürzt.  Beträgt 
die  zu  streichende  Zahl  50  oder  mehr,  so 
wird  die  Zinszahl  ebenfalls  um  1  erhöht. 

Beispiel: 

686,50fauf93Tage  _  _         ^^^  ^  .^^^^^^ 

687x93  -^  ^  "^ 

Die  Zinszahl  wird  in  der  Regel  durch  ein 
Doppelkreuz  (#)  gekennzeichnet. 

Als  Zinsdivisoren  sind  dem  Gedächtnis  ein- 
zuprägen: 

Zinsdivisor  für  1  °/o  =  360 
.  2  „=180 
»  3  „=120 
«  4  „  =  90 
n     4^2»  =    80 

"  !   »  =  I^ 

„     6      „  =   60 
Da  es  für  den  sehr  häufig  vorkommenden 
Zinssatz  von   3,5  ^/q  einen  brauchbaren  Zins- 
divisor nicht  gibt,    so  hilft  man  sich,   indem 
man   4®/o   mit   dem  Zinsdivisor  90   ermittelt 
und  von  dem  Resultat  den  8.  Teil  {^I^^Jq  = 
^L  von  4^/0)  in  Abzug  bringt,  oder  man  rechnet 
37o  mit  dem  Zinsdivisor  120  und  addiert  zu 
dem  Resultat  V«  C/2"/o  =  Ve  von  3«/o). 
Beispiel: 
hfl.  6421,60  ä  3Va°/o  '*'^f  87  Tage 

6422  x87  =  5587  :iX-'  90=  62,08 

V  'l''U=  7^76 

=  54,32  hfl. 


oder: 


6422  x87=^  5587  # ;  120  =  46,56 
+  %=   7,76 


=  54,32  hfl. 


Auch  andere  Zinssätze,  die  in  der  Praxis  seltener 
vorkommen,  lassen  sich  in  ähnlicher  Weise  ent- 
wickeln, z.  B.7  0/o  =  6o/o  +  V6,  5,50/0  =  50/0  +  ^/10, 
4V//o  =  4<'/o  +  VieUSW. 

Durch  die  ungekürzte  Zinszahl  wird  aus- 
gedrückt, in  wieviel  Tagen  eine  Einheit  Ka- 


*)  Das  kaufmännische  Minuszeichen  wird  in  der 
Regel  durch  das  Zeichen  •/.  dargestellt. 


pital  einen  bestimmten  Zinsbetrag  liefert  oder, 
was  dasselbe  ist,  für  einen  Tag  sind  soviel 
Einheiten  Kapital  erforderlich,  als  die  Zinszahl 
angibt,    um  denselben  Zinsertrag  zu  bringen. 

300  jM)  auf  30  Tage  ausgeliehen,  ergibt  als 
Zinszahl  9000  ,  d.  h.  9000  J^  auf  1  Tag 
geben  zu  demselben  Zinssatze  ebensoviel  Zinsen 
als  1  J()  auf  9000  Tage  oder  90  J(,  auf  100 
Tage  oder  100  ,M  auf  90  Tage  usw. 

Der  Zinsdivisor  nennt  dagegen  die  Anzahl 
der  Tage,  welche  erforderlich  ist,  um  1°/^ 
Zinsen  zu  bringen. 

Zinssatz  A^\q  =  Zinsdivisor  90  oder  in  90 
Tagen  X^Jq  Zinsen,  Zinssatz  ö'^/q  =  Zinsdivisor 
60  oder  in  60  Tagen  1  ^/g  Zinsen  usw. 

Steht  die  Anzahl  der  für  die  Zinsberechnung 
in  Betracht  kommenden  Tage  zu  dem  betr. 
Zinsdivisor  in  einem  bequemen  Verhältnis,  so 
erleichtert  sich  die  Rechnung  sehr,  und  bei 
nicht  allzu  großen  Zahlen  ist  es  wohl  mög- 
lich, den  Zinsbetrag  sofort  niederzuschreiben. 

Beispiel:  a.  6984  M  ä  4*^/,,  auf  81  Tage 
Zinsdivisor  für  4^\q  =  go,  also  in  90  Tagen  =-.  i°Jq 

Zinsen, 
mithin  ergeben  sich: 

in  90  Tagen  i^\^=.M,  69,84 Zinsen 
9     »    Vio°/o=  .»     6^984 


„  81 
oder  einfacher 


9/    0/ 

/lO    /fl 


6,984x9=62,86  M 


I 


in  90  Tagen  kommen  M  69,84  Zinsen  auf 
81    „    (90-1.9)   „    M  69,84 
•/.  '/lo^         C^,9S 
=  M  62,86 


b.  7934  M  ä  ^Va^'o  "*  56  Tagen 


m 


Zinsdivisor  für  4  ^/g  0, 

mithin  ergeben  sich: 
in  80  Tagen  i 


80,  also  in  80  Tagen  i^Jq 
Zinsen, 


-  M  79,34  Zinsen 
„     8     „    ^/ioO'o=  »     7,934     n 
„56(7X8riio''lo=  7  X  7,934  =  -^  55,54- 
c.  8463  M  ä  50/^  in  108  Tagen 
Zinsdivisor  für  5'^jfy  =  72,  also  in  72  Tagen  jO/q, 
108  Tage  sind  72  +  36,  also  i^jo  -f  Va^/o  =  i,5^lo 


M  84,63  = 

:,    42,31  = 


l'lo 


=  M  126,94    ^  5°/o  ^^  JO^  Tagen 
d.  3600  M  ä  6^iq  in  117  Tagen 
Zinsdivis.or  für  6'^\q^=6o,  also  in  60  Tagen  i°Iq, 

in  60  Tagen  ergeben  sich  Jii  36,00 
mithin   „      i  Tage  „  „     „     0,60 

„  117  Tagen        „  „     „     0,60  x  117 

=  M  70,20 

In  der  Praxis  wird  ein  Pfennigbetrag,  welcher 
größer  als  5  ^  ist,  meistens  auf  10  4  erhöht, 
während  Pfennigbeträge,  welche  geringer  als 
5  S,  sind,  für  Null  gelten.  Statt  62,86  J^  im 
Beispiel  a  könnte  auch  wohl  62,90  .^  ge- 
schrieben werden,  stau  55,54  J6  demnach  auch 
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55,50  JL  Ergibt  die  Rechnung  in  der  Stelle 
nach  dem  Komma  5  ohne  Rest,  so  bleibt  das 
Resultat  selbstverständlich  unverändert.  Dieser 
Gebrauch  der  Aufrundung  nach  oben  bez. 
unten  wird  nach  Berliner  Usance  bei  der  Be- 
rechnung der  Effektenzinsen  stets  beachtet,  bei 
anderen  Rechnungsarten  aber  nicht  immer  befolgt. 

Kommt  eine  Zinsberechnung  für  mehrere 
Kapitalbeträge,  aber  zu  demselben  Zinsfuße  in 
Betracht,  so  ermittelt  man  nicht  die  einzelnen 
Zinsbeträge,  sondern  berechnet  den  gesamten 
Zinsbetrag  aus  der  Summe  der  Zinszahlen. 

Beispiel:  Zu  einem  einheitlichen  Zinsfuße  von 
4^U^U  5wt?  ausgeliehen:  M  1736,80  auf  ig  Tage, 
M  '2og7,io  auf  2g  Tage,  M  3104,40  auf  41  Tage, 
M  736,50  auf  47  Tage,  M  2000  auf  5g  Tage, 
M>  i623,go  auf  63  Tage: 

# 
1736,80  auf  ig  Tage=   330 


M 


2og7,io 
3104,40 
736,50 
2000, — 
i623,go 


29 
41 
47 
59 
63 


=   608 
=  1273 

=   346 
=  1180 

=  1023 
4760 :  80 
=  M  59>5o. 


Jahr/ 


2. 


Kapital  halbjährl.  Zinsen    Kapital 
10000      M-\-200      Ji  =  10200      M 
10200       „  +204        „  =10404 
Tahri  ^0404       „  +208,08  „  =10612,08  „ 
J^"M  10612,08  „  +212,24  „  =10824,32  „ 
3   Tahri  10824,32  „  +216,49  „  =11040,81  „ 
^••'^"^X 11 040,81  „  +220,82  „  =11261,62  „ 

Naturgemäß  muß  bei  halbjährlicher  Ver- 
zinsung das  Kapital  schneller  anwachsen  als 
bei  jährlicher,  ein  Vergleich  zeigt,  daß  bei 
1 0  000  ^  Kapital  beispielsweise  nach  3  Jahren 
schon  eine  Differenz  von  \3  ^  vorhanden  ist. 

Diese  Art  der  Berechnung  ist  sehr  um- 
ständlich und  man  bedient  sich  daher  der 
Logarithmen,  die  es  ermöglichen,  das  durch 
jährlichen  Zinseszins  vermehrte  Kapital  mit 
geringerer  Mühe  zu  ermitteln.  Die  Zinseszinsen 
ergeben  sich,  wenn  man  das  ursprüngliche 
Kapital  von  dem  um  die  Zinseszinsen  vermehrten 
Kapital  in  Abzug  bringt. 

Die  Berechnung  geschieht  nach  der  Formel: 
(100  + Zinsfuß)« 


K- 


100 


c)  Zinseszinsen. 

Zinseszinsen  kommen  im  allgemeinen  kauf- 
männischen Verkehr  direkt  nicht  vor,  auch  ist 
die  Berechnung  solcher  Zinsen  zwischen  Gläu- 
bigern und  Schuldnern  durch  Gesetz  verboten, 
wenn  sie  auch  unter  gewissen  Voraussetzungen 
im  Konto-Korrentverkehr  nicht  gänzlich  aus- 
geschlossen ist.  Im  Sparkassenverkehr  und 
im  Versicherungswesen  ist  dagegen  die  Zinses- 
zinsrechnung von  Wichtigkeit. 

Für  einen  Rentner,  welcher  die  Zinsen  seines 
Kapitals  nicht  verbraucht,  sondern  kapitalisiert, 
kommen  ebenfalls  Zinseszinsen  in  Betracht. 

Angenommen,  es  hat  jemand  10 000  M  Kapital 
zu  4^1^  angelegt,  so  erhält  er  am  Ende  eines  Jahres 
400  M  Zinsen,  sein  Kapital  ist  alsdann  auf 
10400  M  angewachsen. 

Diese  10  400  Mark  geben  am  Schlüsse  des  zweiten 
Jahres  416  Mark  Zinsen,  und  das  Kapital  wächst 
auf  10  8 16  M, 

Kapital         Zinsen  Kapital 

nach  3  J.  10816  JC  +  432,64  M  =  11 248,64  M 
„  4  „  11248,64  „  -+-449,95  „  =11698,59  „ 
„  5  „  11698,59  „  +467,94  „  =12166,53  „ 
„  6  „  12166,53  „  +486,66  „  =12653,19  „ 
„  7  „  12653,19  „  +506,13  „  =13159,32  „ 
„  8  „  13159,32  „  +526,37  .  =13685,69  „ 
„  9  „  13685,69  „  +547,43  „  =14233,12  „ 
„    10  „   14233,12  „+569,32  „   =14802,44  „ 

Da  zinstragende  Wertpapiere  in  der  Regel 
aber  halbjährliche  Zinsen  tragen,  so  würde  das 
Kapital  schon  mit  diesen  anwachsen  und  zwar 
in  folgender  Weise: 
52 


wobei  der  Exponent  n  die  Anzahl   der  Jahre 
bedeutet. 

Wollte  man  nach  diesem  Verfahren  z.  B.  er- 
mitteln, wieviel  Zinseszinsen  sich  für  10  000  M 
ä  4°\q  nach  9  Jahren  ergehen,  so  würde  sich  er- 
gehen: 

100-]-  4^ 


10 000- 


oder 


100 

10  000 -(1,04)^ 
log  1,04  =  0,017033  X  9  =  0,i532g7 
daraus   den  Numerus   mit  1,423312  multipliziert 
mit  dem  Kapital  10  000 

=  14233,12 
•/.  loooo  — 


oder 


reine  Zinseszinsen    4233,12 


M  685g  ä  4^!2^lo  Zinseszins  nach  7  Jahren: 
685g  X  (1,045)7 
log  1,045  =  o,oigii63  X  7  =  0,1338141 
daraus  den  Numerus  =  1,360862  x  685g 

=  9334,15  ^^ 
•/.  685g,oo 

reine  Zinseszinsen  247 5,1 5M. 

Zur  noch  bequemeren  Lösung  derartiger 
Aufgaben  hat  man  Tabellen  angefertigt,  aus 
denen  man  sofort  ersehen  kann,  auf  welchen 
Betrag  eine  Werteinheit  innerhalb  einer  be- 
stimmten Anzahl  Jahre  anwächst.  Man  braucht 
also  nur  das  Kapital  mit  der  entsprechenden 
Zahl  zu  multiplizieren,  und  man  hat  das  um 
die  Zinseszinsen  vermehrte  Kapital.  Die  nach- 
stehende Tabelle  zeigt  für  1 — 20  Jahre  resp. 
Zinstermine  und  zwar  in  Abstufungen  von 
V//o  von  2—50/0  diese  Werte. 
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So  ergibt  sich  für  das  letzte  Beispiel  für  4^U'*U 
nach  7  Jahren  1,360862  wie  oben  mal  683g 
=  9334^15-^0. 

Für  das  erste  Beispiel  ergibt  sich  ä  4^Iq  nach 
9  Jahren  1,423312  x  10  000  =  14  233,12  Ji .  Wollte 


man  die  halbjährlichen  Zinseszinsen  ermitteln,  so 
müßte  man  18  Termine  ä  2*^/0  annehmen,  es  würde 
sich  als  Endwert  für  i  Mark  1,428246  ergeben 
und  demgemäß  auch  14,282,46  Ji  Kapital  mit 
Zinseszinsen. 


c 
F 

Eine  Einheit  Kapital 

wächst  zu  dem  jeweiligen  Zinsfuß  in 

einem  Jahre 

an  auf: 

^ 

2«/o 

2,5«/o 

3«/o 

3,5«/o 

4«/o 

4,50/0 

5«/o 

1 

1,02 

1,025 

1,03 

1,035 

1,04 

1,045 

1,05 

2 

1,0404 

1,050625 

1,0609 

1,071225 

1,0816 

1,092025 

1,1025 

3 

1,061208 

1,076891 

1,092727 

1,108718 

1,124864 

1,141166 

1,157625  3 

4 

1,082432 

1,103813 

1,125509 

1,147523 

1,169859 

1,192519 

1,215506  ■ 

5 

1,104081 

1,131408 

1,159274 

1,187686 

1,216653 

1,246182 

1,276282 

6 

1,126162 

1,159693 

1,194052 

1,229255 

1,265319 

1,302260 

1,340096  ' 

7 

1,148686 

1,188686 

1,229874 

1,272279 

1,315932 

1,360862 

1,407100  1 

8 

1,171659 

1,218403 

1,266770 

1,316809 

1,368569 

1,422101 

1,477455 

9 

1,195093 

1,248863 

1,304773 

1,362897 

1,423312 

1,486095 

1,551328 

10 

1,218994 

1,280085 

1,343916 

1,410599 

1,480244 

1,552969 

1,628895 

11 

1,243374 

1,312087 

1,384234 

1,459970 

1,539454 

1,622853 

1,710339 

12 

1,268242 

1,344889 

1,425761 

1,511069 

1,601032 

1,695881 

1,795856 

13 

1,293607 

1,378511 

1,468534 

1,563956 

1,665074 

1,772196 

1,885649 

14 

1,319479 

1,412974 

1,512590 

1,618695 

1,731676 

1,851945 

1,979932 

15 

1,345868 

1,448298 

1,557967 

1,675349 

1,800944 

1,935282 

2,078928 

16 

1,372786 

1,484506 

1,604706 

1,733986 

1,872981 

2,022370 

2,182875 

17 

1,400241 

1,521618 

1,652848 

1,794676 

1,947901 

2,113377 

2,292018 

18 

1,428246 

1,559659 

1,702433 

1,857489 

2,025816 

2,208479 

2,406619 

19 

1,456811 

1,598650 

1,753506 

1,922501 

2,106849 

2,307860 

2,526950 

20 

1,485947 

1,638656 

1,806111 

1,989789 

2,191123 

2,411714 

2,653298 

I 


d)  Die  Ermittelung  des  Kapitals. 
Bei  der  Ermittelung  des  Kapitals,  die  im 
kaufmännischen  Leben  ebenso  wie  die  Er- 
mittelung der  Zeit  und  des  Zinsfußes  seltener 
erforderlich  wird,  wendet  man  den  Bruch- 
ansatz an.  Zu  dem  Faktor  Kapital  steht  die 
Zahl  100,  zu  dem  Faktor  Zeit  die  Zahl  360, 
bzw.  365  resp.  1  Jahr  in  Beziehung;  Zinsen 
und  Zinsfuß  stehen  in  wechselseitiger  Beziehung. 
Will  man  das  Kapital  ermitteln,  so  wird  die 
den  Ausgangspunkt  bildende  Zahl  100  auf 
den  Bruchstrich  gestellt.  Handelt  es  sich  um 
die  Ermittelung  der  Zeit,  so  wird  die  Zahl 
360  resp.  365  auf  den  Bruchstrich  gestellt, 
wenn  man  Tage  ermitteln  will.  Soll  das 
Resultat  auf  Monate  lauten,  so  wird  12,  und 
endlich,  wenn  man  auf  Jahre  schließen  will, 
1  auf  den  Bruchstrich  gesetzt.  Soll  der  Zins- 
fuß berechnet  werden,  so  bilden  die  Zinsen 
die  Ausgangszahl  in  derselben  Weise,  wie  bei 
der  Berechnung  der  Zinsen  der  Zinsfuß  als 
Ausgangspunkt  diente. 

Beispiel  a):  Welches  Kapital  bringt  in  3  Jahren 
hei  3^Jq  382,50  M  Zinsen? 

100  X  382, f)0 


3x3 


=  425oM  oder 


100  X  Zs. 


Jahre  x  °/(, 
b)  Welches  Kapital  bringt  in  32  Tagen  ä  4^/2*^/0 
38,74  M  Zinsen  ? 
loox  38,74x360       _^„_  ,^    j    ioox:Zs.x36o 


4>5  X  32 


=  g685Moder'- 


0/0  X  Tage 


Zeit  und  Kapital  stehen  in  einem  indirekten  Ver- 
hältnis :  Je  weniger  Zeit  vorhanden  ist,  desto  mehr 
Kapital  muß  bei  gleichem  Zinsfuße  aufgewendet 
werden,  um  denselben  Zinsbetrag  zu  erlangen. 

Kommt  ein  um  die  Zinsen  vermehrtes  Kapital 
in  Frage,  so  muß  zuerst  die  entsprechende  ver- 
mehrte Normalzahl  berechnet  werden,  denn  nur 
von  der  vermehrten  Normalzahl  kann  auf  einen 
vermehrten  Grundwert  geschlossen  werden. 

Beispiel:  c)  Welches  Kapital  wächst  bei  4'^jo  in 
3  Jahren  auf  7056  M  (ohne  Zinseszinsen)  an? 
100  M  ä  4^Jq  in  3  Jahren  wachsen  auf  112  an, 
7056  X  100 


daher 


oder 


=  6300 


vermehrter  Grundwert  x  100 


vermehrte  Normalzahl 
d)  Welches  Kapital   wächst   in    108  Tagen  bei 
5 0/0  auf  7308  M  an? 

100  M  geben  ä  5*^/0  in  einem  Jahr  5  M,  in 
I  Tage  ^/gßo,  in  108  Tagen  108 mal  mehr  =  1,50  M, 
also  wachsen  100  M  ä  5^/0  in  108  Tagen  auf 
ioi,$o  M  an,  mithin 

7308  X  100  ,, 

'— =  7200  M>. 

101,50  

e)  Die  Ermittelung  der  Zeit. 

Beispiel  a):    In    welcher  Zeit  bringen   8422 
ä  3,5'^lo  884,31  M  Zinsen? 
I  X  884,31  X  100 


oder 


3,5  X  8422 

Zinsen  x  joo 
0/0  X  Kap. 


=  «'«  3  Jahren 


Die  Diskontrechnung. 
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h)  In  welcher  Zeit  bringen  6485  M  Kapital  zu 
j<^/t,  ausgeliehen  51,88  M  Zinsen? 

360  X  51,88  X  100 

3  X  6485 


in  g6  Tagen 


oder 


360  X  Zs.  X  100 


oj^xKap. 

Der  Bnichansatz  für  dieses  Beispiel  entwickelt 
sich  in  folgender  Weise:  Um  3  M  Zinsen  zu  er- 
halten, ist  ein  Zeitraum  von  360  Tagen  erforder- 
lich, I  M  erhält  man  im  dritten  Teil  dieser  Zeit, 
um  51,88  M  zu  erhalten,  muß  der  Zeitraum  51,88 
mal  so  groß  sein  wie  für  i  JL,  ist  das  Kapital  nur 
I  M,  so  dauert  es  100  mal  länger,  und  bei  6485M 
Kapital  ist  nur  der  6485.  Teil  der  Zeit  notwendig. 

f)  Die  Ermittelung  des  Zinsfußes. 

Aus  den  gegebenen  Faktoren  ist  zu  ermit- 
teln, wieviel  Zinsen  auf  100  Einheiten  Kapital 
während  eines  Jahres  kommen.  Man  stellt  die 
gegebenen  Zinsen  auf  den  Bruchstrich,  teilt 
durch  das  vorhandene  Kapital  und  multipli- 
ziert mit  100.  Die  Zahl,  welche  die  gegebene 
Zeit  ausdrückt,  kommt  unter  den  Bruchstrich. 
Ist  sie  durch  Tage  bestimmt,  so  tritt  die  Zahl  360, 
waren  es  Monate,  die  Zahl   12  in  den  Zähler. 

Beispiel:  8g46  M  Kapital  haben  in  120  Tagen 
104,37  M    Zinsen  gebracht,    zu  welchem  Zinsfuße 
war  das  Kapital  ausgeliehen? 
io4,3j  X  100  X  360 


8g46  X  120 


3,5'lo 


oder 


Zinsen  x  100  x  360  (     12     \ 
Kap.  X  Tage         \Monatej 

5.  Die  Diskontrechnung. 

Unter  Diskont  ist  ein  Abzug  von  einem 
Werte  zu  verstehen.  Rabatt,  Skonto  und  Dis- 
kont sind  nahe  verwandte  Ausdrücke. 

Als  Rabatt  bezeichnet  man  einen  Abzug, 
der  gewährt  wird,  weil  entweder  der  Käufer 
eine  größere  Menge  Ware  auf  einmal  bezieht, 
oder  auch,  um  dem  Käufer  die  Möglichkeit  zu 
geben,  den  gekauften  Gegenstand  zum  Original- 
preise   ohne    Schaden    verkaufen    zu    können. 

Ein  solcher  Rabatt  ist  z.  B.  im  Buchhandel  ge- 
bräuchlich. Der  Verleger  berechnet  das  Buch  stets 
zu  dem  allgemein  bekannten  Ladenpreise,  gibt  aber 
darauf  20,  250/0  —  auch  wohl  mehr  —  Rabatt. 
Nicht  selten  gibt  der  Wiederverkäufer  von  diesem 
Rabatt  selbst  noch  einen  Teil  an  den  Käufer  des 
Buches  ab.  Kommen  größere  Bezüge  in  Betracht, 
so  gewährt  der  Verleger  noch  eine  besondere  Art 
von  Rabatt,  indem  er  auf  6  Exemplare  desselben 
Buches  ein?,  oder  auf  lOein  11.  bzw.  12/13  gratis  gibt, 
dies  ist  der  sogenannte  Naturalrabatt  (s.  S. 273). 

Unter  Skonto  ist  ein  in  Prozenten  ausge- 
drückter Abzug  zu  verstehen,  der  gewährt 
wird,  wenn  der  Schuldner  früher  zahlt,  als 
er   nach  den    ihm  zugebilligten  Bedingungen 


zu  zahlen  verpflichtet  ist.  Auf  eine  Zeitdiffe- 
renz von  einigen  Tagen  kommt  es  hierbei  im 
kaufmännischen  Leben  nicht  so  genau  an. 
Ob  die  Zustellung  des  Betrages  sofort  erfolgt, 
oder  erst  nach  10 — 14  Tagen,  hat  meistens 
keine  Bedeutung.  Der  Kaufmann  gewährt  in 
der  Regel  seinem  Abnehmer  ein  Ziel  —  mei- 
stens 3  Monate  für  die  Bezahlung  des  Fak- 
turenbetrages. Dem  Käufer  soll  Gelegenheit 
gegeben  werden,  die  Ware  gegen  bar  zu  ver- 
kaufen und  die  eingegangenen  Beträge  anzu- 
sammeln, um  damit  nach  3  Monaten  den 
Betrag  der  Rechnung  zahlen  zu  können.  Zahlt 
er  nun  bald  nach  Eingang  der  Faktura,  so 
wird  ihm  1,  1  ^/g,  2°/^  oder  auch  wohl  ein 
noch  höherer  Prozentsatz  (Skonto)  vergütet. 
Die  Gewährung  von  Skonto  soll  für  den 
Käufer  ein  Anreiz  zur  Barzahlung,  also  zum 
billigen  Einkauf  sein. 

Diskont  ist  ebenfalls  ein  Abzug,  aber  unter 
peinlichster  Berücksichtigung  der  Zeit.  Rabatt 
und  Skonto  gehören  in  die  Prozentrechnung. 
Durch  die  Einstellung  des  Diskontes  an  die 
Stelle  des  Prozentsatzes  bei  der  Zinsrechnung 
ist  die  Diskontrechnung  entstanden.  „Diskon- 
tieren" heißt,  einen  später  fällig  werdenden 
Betrag  —  in  der  Regel  handelt  es  sich  um 
Wechsel  —  unter  Abzug  von  Zinsen  vorher 
zahlbar  machen. 

a)  Das  Wesen  des  Diskontes. 

Zuweilen  findet  man  für  den  Begriff  Diskont 
eine  Definition,  welche  ihn  als  den  Preis  des 
Geldes  bezeichnet.  Die  Höhe  des  Diskontes 
(s.  a.  S.  473)  wird  durch  das  leitende  Bankinstitut 
des  Landes,  in  Deutschland  also  durch  die  Reichs- 
bank, bestimmt.  „Der  Reichsbankdiskont  beträgt 
4*^/0",  bedeutet,  beim  Ankauf  von  Wechseln  bringt 
die  Reichsbank  für  die  Zeit  vom  Tage  der  Diskon- 
tierung bis  zum  Verfalltage  einen  Zinssatz  von 
4**/o  in  Anwendung,  d.  h.  sie  gibt  Geld  gegen  eine 
Zinsvergütung,  welche  4  M  für  100  M  auf  1  Jahr 
beträgt.  Für  das  auf  Unterpfand  (Wertpapiere, 
Waren  oder  dergl.)  von  ihr  entnommene  Geld 
berechnet  sie  einen  um  l*^/o  höheren  Satz  als  für 
die  Diskontierung  von  Wechseln,  weil  Lombard- 
geschäfte (s.  S.  476)  von  einer  Notenbank,  die  auf 
die  Liquidität  ihrer  Anlagen  achten  muß,  in  nicht 
zu  ausgedehntem  Maße  betrieben  werden  sollen. 

Wie  die  Preise  für  eine  Ware,  so  ist  auch  der 
Diskont  abhängig  von  Angebot  und  Nachfrage  und 
somit  veränderlich.  Ist  viel  Kapital  ohne  Be- 
schäftigung vorhanden,  so  werden  die  Geldgeber 
es  zu  einem  billigen  Zinssatze  ausbieten,  besteht 
dagegen  starke  Nachfrage  nach  Kapital,  so  wird 
sich  der  Zinsfuß  höher  stellen.  Ein  sehr  niedriger 
Zinsfuß  ist  oft  ein  Zeichen  dafür,  daß  Handel  und 
Gewerbe  nicht  genügend  beschäftigt  sind,  dagegen 
ist  ein  besonders  hoher  Zinsfuß  oft  ein  Zeichen, 
daß  die  Spekulation  und  auch  zum  Teil  Handel  und 
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Gewerbe  sich  in  größere  Unternehmungen,  als 
ihrem  Betriebskapitale  entspricht,  eingelassen 
haben. 

In  hohem  Maße  abhängig  ist  der  Diskont  von 
dem  Deckungsverhältnis  der  umlaufenden  Bank- 
noten zu  dem  vorhandenen  Metallvorrat.  Steht 
der  Barvorrat  der  Bank  zu  den  umlaufenden  Noten 
in  einem  ungünstigen  Verhältnis,  so  erhöht  die 
Bank  die  Zinsrate  und  schränkt  dadurch  die  an 
sie  herantretenden  Geldansprüche  ein,  da  jetzt 
jeder  seinen  Geldbedarf  nur  für  die  allernächste 
Zeit  decken  wird.  Andererseits  zieht  sie  aber 
hierdurch  auch  Geld  aus  dem  Auslande  herbei. 
Dieses  Zuströmen  ausländischen  Geldes  und  der 
Umstand,  daß  täglich  ein  Teil  der  im  Portefeuille 
der  Bank  befindlichen  Wechsel  fällig  wird  und  Bar- 
geld hierfür  eingeht,  bewirkt,  daß  allmählich  wieder 
das  Verhältnis  des  Barbestandes  zu  den  umlaufenden 
Banknoten  günstiger  wird  und  die  Bank  meistens 
nach  einiger  Zeit  wieder  zu  einer  Ermäßigung  des 
Diskontes  schreiten  kann.  Aber  auch  durch  den 
internationalen  Geldmarkt  ist  der  Bankdiskont  be- 
einflußt, und  die  Zahlungsverpflichtungen  der  einzel- 
nen Länder  zueinander  wirken  auf  ihn  ein. 

Die  im  kaufmännischen  Leben  und  besonders  im 
Bankverkehr  vorkommenden  Zinssätze  sind  mehr 
oder  minder  vom  offiziellen  Bankdiskont  abhängig, 
namentlich  der  Privatdiskont  (s.  S.  473)  und  der 
Zinssatz  für  „tägliches  Geld",  d.  h.  für  Geld  auf 
tägliche  Kündigung,  das,  da  es  täglich  zurückgezahlt 
bzw.  zurückgefordert  werden  kann,  nur  sehr  geringe 
Zinsen  bringt. 

Auch  die  Sätze  für  langfristige  Darlehne  —  also 
z.  B.  Hypotheken  —  werden  durch  den  Bankdiskont 
beeinflußt,  jedoch  ist  hier  die  Qualität  der  Hypo- 
thek von  großer  Bedeutung.  Der  Zinsfuß  für 
Hypotheken  ist  der  schwerfälligste,  der  für  tägliches 
Geld  der  beweglichste,  da  er  oft  selbst  an  einem 
Tage  Schwankungen  zeigt. 

b)  Der  Diskont  auf  100  und  von  100. 

In  der  Diskontrechnung  unterscheidet  man 
den  Diskont  auf  100  und  den  Diskont  von  100. 

Beispiel:  Ein  Betrag  von  50000  M  soll  als 
Restgeld  vertragsgemäß  nach  einem  Jahre  gezahlt 
werden,  dem  Schuldner  ist  es  aber  angenehmer,  gleich 
zu  zahlen,  für  die  frühere  Zahlung  werden  ihm 
4^1q  Diskont  zugebilligt,  wieviel  hat  er  zu  zahlen? 

a)  Diskont  von  100. 

50000  M  ä  4^1q  geben  in  einem  Jahre  2000  M 
Zinsen,  mithin  würde  die  Barzahlung  48000  M 
betragen.  Diese  48000  M  müßten  nun,  wenn  der 
Gläubiger  keinen  Nachteil  haben  soll,  bei  4^!^  in 
einem  Jahre  auf  50000  M  anwachsen;  48000  M 
ä  4^\q  geben  indes  auf  i  Jahr  nur  ig20  M  Zinsen, 
folglich  würde  der  Gläubiger  einen  Verlust  von 
80  M  erleiden. 

b)  Diskont  auf  100. 

Die  Restzahlung  ist  ein  vermehrter  Wert;  in  dem 
Betrage  von  50000  M  stecken  4*^/0  Zinsen,  daher 
muß  hier  von  der  vermehrten  Normalzahl  aus- 
gegangen werden;  je  100  M  Kapital  wachsen  in 
einem  Jahre  bei  4%  auf  X04  M  an,  folglich  lavitet 
die  Frage: 


?  Mark  heute  sind  50000  M  inkl. 
nach  einem  Jahre,  wenn  104  M  inkl. 
nach  einem  Jahre  100  M  heute  sind 

^  48oy6,g2  M  Barzahlung  per  heute 
48oy6,g2  M  ä  ^'^/^  geben  in  einem  Jahre 
ig23,o8  M  Zinsen, 
dazu  die  Barzahlung    48oy6,g2  M 


Zinsen 
Zinsen 


ll^ll 


50000,00  M, 
mithin  kann  nur  die  unter  h)  gezeigte  Lösung  die 
richtige  sein. 

In  der  kaufmännischen  Praxis  verzichtet 
man  jedoch  gänzlich  auf  die  unter  b)  gezeigte 
Rechnungsart,  also  den  Diskont  auf  100,  nur 
den  Gerichten  gegenüber  muß  der  Diskont 
auf  100  angewendet  werden. 

Beispiel:  Ein  Legat  von  50000  M,  fällig  am 
30.  Juni  d.  J .,  soll  schon  am  15.  März  d.  J.  zur 
Auszahlung  kommen,  wenn  5*^/^  Zinsen  gewährt 
werden,  wie  groß  ist  die  Zahlung?  Die  Fest- 
stellung der  Zeit  hat  nach  dem  Kalender  zu  erfolgen. 

Zuerst  muß  der  Zinsfuß  für  den  in  Frage 
kommenden  Zeitraum  ermittelt  werden. 

Wieviel  Mark  Zinsen  entsprechen  einem  Zeit- 
raum von  loy  Tagen,  wenn  auf  365  Tage  5  M 
Zinsen  entfallen? 

■     =  1^%^  M 

100  M  wachsen  also  in  107  Tagen  auf  loi^^j^^  M  an, 
daher 

wieviel  Mark  heute  (15.  März)  sind  50000  Ji 
(fällig  am  30.  Juni),  wenn  loi^^j^^  <^  (ßlUg  am 
30.  Juni)  100  M  heute  sind 

=  4g2yy,yi  M 

4g2yy,yi  M,  auf  loy  Tage  ä  5^/0  ergeben 
y22,2g  M  Zinsen, 
dazu  Barzahlung    4g2yy,yi  M 
ergibt    50000,00  Ji. 


I 


c)  Die  Diskontierung  von  Wechseln. 

Da  der  Wechsel  im  kaufmännischen  Leben 
eine  der  wichtigsten  Einrichtungen  ist,  sollen 
seine  Funktionen  und  seine  wirtschaftliche  Be- 
deutung hier  kurz,  soweit  als  es  für  die  Dis- 
kontierung erforderlich  ist,  besprochen  werden. 
Der  Verkäufer  einer  Ware  gibt  dem  Käufer 
in  der  Regel  ein  Ziel,  meistens  3  Monate. 
Auf  seinen  Geschäftspapieren  (Preislisten,  Fak- 
turen etc.)  befindet  sich  fast  immer  die  Notiz: 
„Ziel  3  Monat  gegen  meine  Tratte  oder  per 
Kasse  mit  ...  °/o  Skonto". 

Zieht  der  Käufer  der  Ware  nicht  vor,  bar 
zu  zahlen,  so  ist  dem  Verkäufer  stillschwei- 
gend das  Recht  eingeräumt,  den  Betrag  der 
Rechnung  zu  trassieren  oder  zu  entnehmen, 
d.  h.  er  kann  über  den  Betrag  der  Rechnung 
einen  Wechsel  (eine  Tratte),  fällig  nach  3  Mo- 
naten, ausschreiben  und  in  Kurs  setzen  oder 
auch,  wie  man  sagt,  den  Betrag  abgeben. 
Diesen  Wechsel  kann  der  Aussteller  des 
Wechsels,   also    der  Verkäufer  der  Ware,   an 


Die  Diskontrechnung. 
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einer  Stelle,  an  welcher  ihm  ein  Diskontkredit 
eingeräumt  ist,  meistens  bei  einem  Bankinsti- 
tute, wenn  er  will,  sofort  diskontieren,  also 
zu  Gelde  machen.  Der  wirtschaftliche  Vorteil 
einer  solchen  Transaktion  besteht  für  ihn 
darin,  daß  er  nicht  genötigt  ist,  auf  die  Zah- 
lung seines  Geschäftsfreundes,  des  Bezogenen, 
zu  warten.  Für  den  durch  die  Diskontierung 
sich  ergebenden  Barbetrag  kann  er  sofort 
wieder  neue  Waren  kaufen;  auch  können 
solche  Wechsel  als  Rimesse  in  Zahlung  ge- 
geben werden.  Der  Käufer  der  Waren,  der 
Bezogene,  zahlt  erst,  wie  vereinbart,  nach  Ab- 
lauf des  Zieles,  nach  3  Monaten,  also  am  Ver- 
falltage des  Wechsels. 

Die  zur  Diskontierung  bestimmten  Wechsel 
müssen  den  Anforderungen  der  Allgemeinen 
Deutschen  Wechsel-Ordnung  (s.  den  letzten 
Abschnitt  dieses  Werkes)  entsprechen,  mit  dem 
ordnungsmäßig  kassierten,  d.  h.  entwerteten 
Stempel  versehen  sein  und  an  den  Wechsel- 
nehmer giriert  werden.  Handelt  es  sich  um 
Diskontierungen  bei  Banken  oder  Bankiers,  so 
werden  die  Wechsel  in  der  Regel  mit  einem 
Verzeichnis,  in  welchem  sie  nach  der  Zeitfolge 
ihrer  Verfalltage  aufgeführt  sind,  eingereicht. 
Das  Bankhaus  erteilt  die  Abrechnung  in  der 
Form,  daß  es  unter  Benutzung  der  Aufstel- 
lung die  Tage  hinzufügt,  welche  vom  Tage 
der  Diskontierung  bis  zum  Verfalltage  gezählt 
werden,  und  hieraus  die  Zinszahlen  berechnet. 
Aus  der  Summe  der  Zinszahlen  wird  der 
Diskont  ermittelt  und  von  der  Gesamtsumme 
der  Wechsel  in  Abzug  gebracht.  Das  Ver- 
fahren ist  also  das  gleiche  wie  bei  der  sum- 
marischen Zinsberechnung  (s.  Seite  817). 

Beispiel:  Bei  einem  Bankhause  sind  am  2 3.  April 
d.  J.  eine  Anzahl  Wechsel  zur  Diskontierung  ein- 
gereicht worden;  das  Bankhaus  erteilt  Abrechnung 
in  nachstehender  Form,  bei  Anrechnung  von  3^j^'^Jo 
Diskont. 

Tage      # 

ajCöln         M  6718,30  p.  10.  Mai  er.     ly  1142 
„Duisburg  „     529,70  „   16.     „      „      23        122 
„Hannover,,   2133,05  „  30.     „      „  1 
„Hamburg  „   1745,60   „  31.     „      „  /  -^^        ^-^^ 
„  Altona       „     600,00  „     4.  Juni  ,,       41       246 

„Hamburg  „   3500,00   „   18.      „     „      55  1925 
„  Stettin        „     250,00   „  30.      „     „       67       168 

„  Berlin        „  7500,00  „  15.  Juli  „      82  6150 

M  22976,65  II 188 

•/.  Zinsen  108,80 

^  3^:i''o    ''^  22867,85   val.  per  23.  April  d.  J. 

Werden  Wechsel  diskontiert,  welche  an 
einem  Platze  fällig  werden,  an  dem  keine 
Niederlassung    der    Reichsbank    besteht    (sog. 


Nebenplätze),  so  kommen  in  der  Regel  noch 
Spesen  in  Ansatz  für  die  durch  die  Post  oder 
auf  andere  Weise  zu  bewirkende  Einziehung 
der  Wechsel  bei  Verfall.  In  solchen  Fällen 
wird  meist  auch  jede  wechselmäßige  Verbind- 
lichkeit, die  aus  einer  verspäteten  Präsentation 
eines  Wechsels  erwachsen  könnte,  abgelehnt. 
Den  umfangreichsten  Diskontverkehr  unter- 
hält die  Reichsbank,  bei  der  ein  großer  Teil 
der  von  den  anderen  Banken  und  Bankhäusern 
diskontierten  Wechsel  rediskontiert  wird. 
Wer  mit  ihr  in  Verbindung  treten  will,  hat 
der  Bankanstalt,  in  deren  Geschäftsbezirk  er 
sein  Geschäft  betreibt,  Mitteilungen  über  seine 
Verhältnisse  zu  machen  und,  wenn  seine  Firma 
in  das  Handelsregister  eingetragen  ist,  einen 
beglaubigten  Abzug  hieraus  zu  überreichen. 
Soll  der  Geschäftsverkehr  durch  Prokuristen 
oder  Bevollmächtigte  vermittelt  werden,  so  ist 
eine  nur  für  den  Verkehr  mit  der  Reichsbank 
gültige  Vollmacht  nach  dem  von  ihr  bestimm- 
ten Muster  auszustellen  und  bei  ihr  niederzu- 
legen. Sollen  an  diese  Personen  Zahlungen 
geleistet  werden,  so  ist  deren  persönliche  Vor- 
stellung durch  den  Auftraggeber  erforderlich. 

Über  die  Erfordernisse  der  Wechsel  und  der 
vom  Diskontierenden  einzureichenden  Rechnung 
ist  auf  S.  474  bereits  das  Erforderliche  gesagt 
worden.  Als  Muster  folgt  (S.  822)  je  ein  Beispiel 
über   diskontierte  Platz-    und  Versandwechsel. 

Auch  gewisse  gekündigte  Effekten  werden 
diskontiert. 

Die  meisten  der  von  Städten,  Gemeinden  oder 
auch  von  anderen  Körperschaften  kontrahierten 
Schulden  in  der  Form  von  Anleihescheinen  oder 
Obligationen  werden  durch  Verlosung  getilgt.  Be- 
stimmte, durch  das  Los  gezogene  Nummern  der 
betr.  Stadtobligationen,  Pfandbriefe  oder  Renten- 
briefe etc.  werden  zur  Rückzahlung  auf  einen  in 
der  Regel  etwa  3  Monate  später  gelegenen  Termin 
gekündigt  und  öffentlich  aufgerufen.  Von  diesem 
Termin  an  hört  die  Verzinsung  des  betreffenden 
Papieres  auf. 

Beispiel:  Am  ig.  Januar  d.  J.  werden  3000  M 
4^1q  Preuß.  Rentenbriefe,  welche  zur  Rückzahlung 
auf  den  i.  April  d.  J.  gekündigt  wurden,  zu  4^!^ 
diskontiert. 

23.  Januar  er.  M.  3000 gekündigtper  1.J4.  er. 

•/.  72/^0/0  24 

No.6iil2'^—2\i  500M,.* )  M  2976,00. 


*)  Die  gekündigten  Stücke  tragen  die  Nummer 
611  und  612  und  sind  Abschnitte  von  je  1500  M. 
Die  Nummern  und  ev.  auch  noch  etwaige  andere 
Kennzeichen  der  verlosten  Stücke  müssen  auf  der 
Diskontnota  angegeben  werden. 
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Kaufmännisches  Rechnen. 


Wechsel  auf  Berlin,  Charlottenburg 
und  Potsdam. 


Berlin,  den  30.  Januar  ig  .  , 


Rechnung  von  Q.  F.  Richter  &  Co.,  Berlin 

für  die 

Reichs-Haupt-Bank. 


Wechsel- 
Betrag 


Verfallzeit 


Tag       Monat 


Bezogene 


Diskonto  ä  4^if^ 


Tage  I  Zinszahlen 


Empfangs- 
Betrag 


800 
1785 
2133 
750 
624 
1867 
3418 


1321 


250 
i6g2 


14644 
96 


M  14548 


00 
30 
90 
00 
30 
80 

65 


30 
80 


25 
00 


25 


25- 

28. 

5- 
23- 

2. 
10. 
15- 

15- 

16. 
20. 


ig  .  . 

Februar 

März 

April 


auf  Berlin 

C.  N.  Schmidt    .    . 

F.  Kurz 

E.  Gebhardt     .    .    . 

E.  Albrecht  .... 
H.  Pleßner  .... 
A.  Demuth  .... 
C.  Becker  &  Co.  .    . 

auf  Potsdam 

G.  Meyer  &  Sohn  . 

auf  Charlottenburg 

F.  F.  Beier  .  .  . 
L.  C.  Unger    .    .    . 


4^Iq  Diskont  863glgo 


25 

28 

35 
53 
62 

70 
75 


75 


76 

80 


500 
747 
398 
387 
1308 
2564 


ggi 


igo 
1354 


8639 


%.  14548 


25 


Betrag  erhalten 

G.  F.  Richter  &  Co. 


Wechsel  auf  auswärtige  Bankstellen. 


Berlin,  den  30.  Januar  ig  . 


Rechnung  von  G.  F.  Richter  <St  Co.,  Berlin 

für  die 

Reichs-Haupt-Bank. 


Wechsel- 

Verfallzeit    \ 

Bezogene 

Diskonto  ä  4«/o 

Empfangs- 
Betrag 

Betrag 

Tag 

Monat 

Tage 

Zinszahlen 

6297 

1973 

645 

521 

80 
10 
30 
25 

26. 
16. 
31- 
15- 

ig  .  . 
Februar 

März 
April 

auf  Hamburg 

S.  Brandt  Nachf 

auf  Lübeck 

Z.  Hinzpeter 

auf  Hannover 

A.  Bagmil 

auf  Breslau 

W.  Meding  in  Gr.-Moch- 
bern,  Domizil,  b.  Schles. 
Bank -Verein 

^0/0  Diskont  3 32 3 1 90 

26 
46 
60 

75 

1637 
go8 
387 

391 

M  g40o 

M  9437  i     45 

•/•     36  \    go 

3323 

^ 

Ji  g4oo 

55 

55 

Betrag  erhalten 

G.  F.  Richter  &  Co. 


Terminrechnungf. 
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Beispiel  einer  Wechseldiskontierung  in  England. 
Am2y.  Februar  d.  J.  werden  zu  4^j.2^Jq  diskontiert: 

(kalender- 
Tage        mäßig) 

per  ig. jj. er.  20  1007,76 

„  4.J4.  „  36  2652,44 

„  17. I4.  „  49  1427,12 

,,  4.I5.  „  66  8679,00 

„  ii.\5-„  73  1313,12 

„  2i.\5.„  83  18780,83 

„  3i-l5-„  93  8824,12 


£ 

£    ~i 

50. 

7- 

9 

50,388 

73- 

13- 

7  ■ 

73,679 

29. 

2 . 

6 

29,125 

131- 

10. 

— 

131,500 

17- 

19. 

9 

17,988 

226. 

5- 

6 

226,275 

94. 

17- 

8 

94,883 

1 

623 

16. 

9 

[  623,838  ] 

5- 

6. 

9 

/.  Zinsen 

618. 

10. 

—  j 

}al.  per  27. 

42684,39 

:  8000 


-=  5,335  £ 


6.  Terminrechnung. 


Zur  Feststellung  des  mittleren  Verfalltages 
(Durchschnittverfalltages)  mehrerer  an  ver- 
schiedenen Tagen  fällig  werdender  Posten  be- 
nutzt man  die  Terminrechnung.  Am  häufig- 
sten wendet  man  sie  bei  der  Gutschrift  von 
Wechseln  an.  Werden  Wechsel  unter  Abzug 
von  Diskont  gutgeschrieben,  also  diskontiert, 
und  mit  der  Valuta  des  Diskontierungstages 
kreditiert,  so  ergibt  sich  ein  Nachteil  für  den 
Diskontierenden  oder  für  den  Diskonteur, 
wenn  nach  der  Diskontierung  eine  Änderung 
des  Diskontsatzes  eintritt,  besonders  dann, 
wenn  der  Betrag  der  diskontierten  Wechsel 
vielleicht  sofort  zur  Auszahlung  gelangt  ist. 
Ein  solcher  Nachteil  kann  dadurch  vermieden 
werden,  daß  man  die  Wechsel  nicht  diskon- 
tiert, sondern  nach  der  Terminrechnung  zum 
mittleren  Verfalltage  gutschreibt.  Jede  Ände- 
rung des  Diskontes  wird  alsdann  durch  die 
Konto-Korrentrechnung  berücksichtigt,  und  ein 
Nachteil  des  einen,  der  für  den  anderen  ein 
Vorteil  wäre,  ist  ausgeschlossen. 

a)    Berechnung    des    mittleren    Verfall- 
tages bei  Posten  mit  gleichem  Zinsfuße. 

Beispiel:  Ein  Restkaufgeld  soll  in  Raten  von  je 
5000  JL  nach  3,  5,  7  und  9  Monaten  gezahlt 
werden,  wann  kann  die  ganze  Summe  auf  einmal 
gezahlt  werden,  ohne  daß  auf  einer  Seite  ein  Vor- 
teil oder  Nachteil  ist? 

Da  die  Zahlung  in  diesem  Falle  eine  gleich 
bleibende  Rate  von  5000  M  vorsieht,  so  kommt  nur 


*)  Die  Umwandlung  von  Schilling  und  Pence 
in  einen  Dezimalbruch  von  £  Sterl.  geschieht  am 
einfachsten  in  der  Weise,  daß  die  sh  mit  5  multipli- 
ziert werden,  das  Resultat  sind  hundertstel  £,  die 
Pence  dagegen  multipliziert  man  mit  4  und  fügt 
von  3  Pence  an  1,  von  9  Pence  an  2  zum  Resultat 
zu,  das  Ergebnis  sind  tausendstel  £.  7  Pence 
=  7x4+1  =0,029  ^,9Pence=9x4-f  2=0,038^. 
In  der  Regel  benutzt  man  in  England  zur  Diskont- 
berechnung etc.  Tabellen. 


die  Zeit   in  Betracht,    nicht  der  Zinsfuß,   der  für 
alle  Raten  der  gleiche  ist. 

3 -\-  5-\-.7-i-9  Monate  =  24 Monate  und  4  Raten, 
also  -■'/^  Monate  =  6  Monate. 

Die  Zahl  der  Monate  bzw.  Tage  ist  zu  addieren 
und  durch  die  Anzahl  der  Raten  zu  teilen. 

Nimmt  man  irgend  einen  Zinsfuß  an,  z.  B. 
6  **/(,,  so  ergibt  sich  bei  einer  Probe,  daß  4  Raten 
ä  5000  M  =  20000  M  ä  6^Jq  in  6  Monaten  600  M 
Zinsen  bringen,  ebenso  bringen  bei  6^1^ 

5000  M  in  3  Monaten    75,00  M, 
5000  „    „    5         „         125,00  „    ■ 
5000  „    „    7         „         175,00  „ 
5000  „    „    9         „         225.00  ,, 
600,00  M. 

Häufiger  jedoch  handelt  es  sich  um  un- 
gleiche Beträge,  welche  an  verschiedenen  Ter- 
minen zu  zahlen  sind. 

a)  Beispiel:  Am  31.  Januar  d.  J.  sind  nach- 
stehend verzeichnete  Wechsel  zur  Gutschrift  einge- 
sendet worden: 


Tage 

1000  M  per  II.  Februar  er.  11 

6000  „  „     18.         „        „  18 

5000  „  „     29.         „        „  29 

2000  „  ,,       7.  März       „  37 

7000  „  „     19.         „        „  49 

9000  „  „       I.  April      „  61 


# 

II 000 
108000 
145000 

74000 
343000 
549000 


30000  M  I 230000 

Sollten  diese  Wechsel  diskontiert  werden,  und 
wird  z.  B.  ein  Diskont  von  -^^/..^/o  angenommen, 
so  ergeben  sich  bei  1230000  ungekürzten  Zins- 
zahlen mit  dem  ungekürzten  Zinsdivisor  8000  an 
Zinsen  153,75  M,  welche  vom  Nennwerte  der 
Wechsel  gekürzt  29846,25  M  val.  per  31.  Januar  er . 
ergeben  würden. 

Würde  jedoch  bald  nach  dem  Tage  der  Diskon- 
tierung, hier  dem  31.  Januar,  eine  Diskontermäßi- 
gung eintreten,  z.  B.  auf  5  \/ .2*^/0»  so  würde  es  für 
den  Verkäufer  der  Wechsel  vorteilhafter  gewesen 
sein,  wenn  die  Gutschrift  mit  dem  vollen  Nenn- 
werte der  Wechsel  zum  mittleren  Verfalltage  erfolgt 
wäre,  da  ihm  im  Konto-Korrent  die  Diskontherab- 
setzung dann  ebenfalls  zustatten   kommen  würde. 

Die  Berechnung  des  mittleren  Verfalltages 
geht  von  der  Zinszahl  aus,  welche  das  Pro- 
dukt von  Kapital  mal  Tage  ist,  und  ausdrückt, 
daß  1  J^  auf  X  Tage  ausgeliehen  wurde 
oder,  was  dasselbe  ist,  x  Ji  sind  auf  1  Tag 
ausgeliehen.  Wenn  aber  ein  Kapital  von  1  J(> 
in  X  Tagen  einen  gewissen  Zinsertrag  bringt, 
so  ist  klar,  daß  2  J(?  Kapital  denselben  Zinsertrag 
in  der  halben  Zeit  bringen,  oder  mit  anderen 
Worten,  je  mehr  das  Kapital  wächst,  desto 
kleiner  wird  der  Zeitraum,  in  welchem  derselbe 
Zinsbetrag  aufgebracht  wird.  Teilt  man  daher 
die  Summe  der  Zinszahlen  durch  das  Gesamt- 
kapital, so  ergibt  sich  die  Zeit,  innerhalb 
welcher  der  Zinsbetrag  von  dem  Gesamtkapital 
aufgebracht  wird.  Addiert  man  den  ermittel- 
ten Zeiteffekt,  der  in  diesem  Falle  durch  Tage 
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ausgedrückt  wird,  zu  dem  Datum,  von  welchem 
man  hier  bei  der  Berechnung  ausging  — 
Epoche  genannt,  —  so  hat  man  den  mitt- 
leren Verfalltag.  Dieser  Durchschnitts- Verfall- 
tag ist  so  gelegen,  daß  die  vor  diesem  Termin 
fällig  werdenden  Beträge  genau  so  viel  Zinsen 
aufbringen,  als  die  nachher  fällig  werdenden 
Beträge  Zinsen  bedingen  würden. 

In  dem  oben  erwähnten  Beispiele  ergehen  sich 
j  230  000  ungekürzte  Zinszahlen,  d.  h.  i  M  ist  auf 
1230000  Tage  ausgeliehen  und  bringt  dann  einen 
entsprechenden  Zinsertrag,  30000  M  bringen  den- 
selben Zinsbetrag  in  ^jaoooo  '^^^  Zeit,  also  in  4iTagen. 
41  Tage  zum  31.  Januar,  der  Epoche,  addiert,  er- 
gibt den  II.  März  d.  J. 

Ein  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  Verfahrens 
zeigt  sich  sofort,  wenn  man  annimmt,  es  sei  statt 
der  verschiedenen  Wechsel  mit  verschiedenen  Ver- 
falltagen jetzt  nur  ein  Wechsel  von  30000  M,  fällig 
am  II.  Märzd.J.,  ä,  4'^I^^iq  zu  diskontieren. 

Am  31.  Januar  d.J.  30000  M.  per  11.  März  d.J. 

30000,00  M 
•/.  4il4H^%      153,75 

29846,25  M 
val.  per  31.  Januar  d.  J. 

also  dasselbe  Resultat  wie  oben. 

Auf  welchen  Tag  die  Epoche  gelegt  wird, 
ist  gleichgültig.  Sie  kann,  wie  oben,  vor  dem 
ersten  Verfalltage  liegen,  sie  kann  auch  auf 
den  ersten  oder  auf  den  letzten  Verfalltag  oder 
auf  einen  noch  späteren  Termin  gelegt  werden, 
endlich  kann  noch  ein  beliebiger  Tag  zwischen 
dem  ersten  und  letzten  Verfalltage  als  Epoche 
gewählt  werden,  wie  aus  nachfolgenden  Bei- 
spielen ersichtlich  gemacht  werden  soll. 

b)  Epoche:  11.  Februar  (erster  Verfalltag). 

Tage     # 
1000  M  per  II.  Februar    —     Epoche 
6000  „     ,,     18.         „  7       42000 

5000  „     „     2g.        „  18      goooo 

2000  „     „      7.  März         26      52000 
7000  „     „     ig.        „  38    266000 

gooo  „     „      I.  April        50    450  000 


30000 


gooooo:  30000 
==  30  Tage 
Epoche  II.  Februar  -j-  30  Tage  =  11.  März  er. 

c)  Epoche:  i.  April  (letzter  Verfalltag). 

Tage     # 
1000  M  per  II.  Februar    50      50000 
6000  „     „     18.         „  43    258000 

5000  „     „     2g.         „  32     160000 

2000  „  „  7.  März  24  48000 
yooo  „  „  ig.  „  12  84000 
gooo  „     „      I.  April         —     Epoche 


30000  Ji 


600000: 30000 
=  20  Tage 
Epoche  I.  April  -j.  20  Tage  =^  11.  März  er. 


d)  Epoche:  30.  April  (nach  dem  letzten  Verfalltage) 


1000  Ji  per  II.  Februar 

79 

7g  000 

6000  „     „     18.         „ 

72 

432  000 

5000  „     „     2g.         „ 

bi 

305000 

2000  „     „       7.  März 

53 

106000 

7000  „     „     ig.        „ 

41 

287000 

gooo  „     „      I.  April 

2g 

261000 

30000  M 

1470000: 3000c 
=  4g  Tagt 

Epoche  30.  April  •/.  4g  Tage  — 

--  II.  März  er. 

e)    Epoche:     i.  März  (zwischen  dem  ersten  unc 
letzten  Verfalltage). 

Tage  # 

vor    nach        vor        nach 
der  Epoche       der  Epoche 


1000  M  p.  ii.Feb.2o 


6000 
5000 
2000 
7000 

gooo 


18.    „  13 

2g.    „     2 

7.  März 

19-     » 
I.April 


6 
18 
30 


20000 
78000 
10  000 


30000  M 


108000 


12000 
126000 
270000 


408000 
108000 


300000: 30000 
=  10  Tage 
Epoche  I.  März  -{-  10  Tage  =  11.  März  er. 

Den  unter  e)  gekennzeichneten  Weg  wird 
man  nur  selten  einschlagen,  wählt  man  ihn 
aber  aus  irgend  einem  Grunde,  so  müssen 
Tage  und  Zahlen,  die  vor  der  Epoche  liegen, 
getrennt  werden  von  denen,  welche  sich  nach 
der  Epoche  ergeben.  Überwiegen  die  Zahlen 
aus  den  nach  der  Epoche  fällig  werdenden 
Beträgen,  so  ist  das  Resultat  zur  Epoche  zu 
addieren,  ist  dagegen  die  Summe  der  vor  der 
Epoche  zur  Ermittelung  gelangten  Zahlen 
größer,  so  sind  die  daraus  berechneten  Tage 
von  der  Epoche  abzuziehen.  Im  ersten  Falle 
ist  die  Berechnung  gewissermaßen  progressiv 
(voranschreitend)  oder  von  der  Epoche  auf 
einen  künftigen  Termin;  im  anderen  Falle  ist 
die  Berechnung  retrograd  (zurückschreitend) 
auf  einen  vor  der  Epoche  gelegenen  Zeitpunkt. 

b)  Berechnung  des  mittleren  Verfall- 
tages bei  Posten  mit  verschiedenen 
Zinsfüßen. 
Seltener  kommt  es  vor,  daß  verschiedene 
Kapitalbeträge,  zu  verschiedenen  Zinsfüßen  und 
an  verschiedenen  Zeitpunkten  fällig,  zum  mitt- 
leren Verfalltage  zahlbar  gemacht  werden  sollen. 

Beispiel:  Nachstehende  Kapitalbeträge, 

700  M  ä  3     "/o  zahlbar  nach  4  Monaten 
goo  „   „  4     „         „  „      5 

600  „   „  4^1.^,,         „  „      7 

800  „   „  5     „        „  „      8 

1000  „   „  6     ,,        „  „    II        „ 

sollen  auf  einen  gemeinschaftlichen  Verfalltermin 
berechnet  werden. 
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Zunächst  müssen  die  zu  verschiedenen  Zins- 
füßen ausgeliehenen  Kapitalbeträge  auf  einen 
einheitlichen  Zinsfuß  gebracht  werden,  und 
zwar  bringt  man  sie  auf  den  Zinsfuß  zu  1  ^j^, 
d.  h.  man  geht  auf  die  Einheit  zurück,  ähn- 
lich wie  dies  bei  der  Zinszahl  geschah,  man 
multipliziert  Kapital  und  Zinsfuß, 

70oMä3''l(,brtng.  ebensoviel  Zins.  als2  looMzui^jf, 
900,,  „4        „  „  „       „  3600,,  „  i„ 

600,,,,  4,5    „  „  „       „  2700,,  „  i„ 

800,,  „  5       „  „  „       „  4000,,  „  I  „ 

1000,,,,  6       „  „  „       „  6000,,  „  i„ 


4000  Ji  zu  verschiedenen  Zinsfüßen 
bringen  in  diesem  Falle  eben- 
soviel Zinsen  als  18 4ooM>zui^Iq 

Für  die  weitere  Berechnung  des  mittleren 
Verfalltages  dienen  jetzt  die  zu  1  ^j^  verzins- 
lichen Kapitalbeträge,  man  multipliziert  sie  mit 
den  Monaten. 

2 100  M  auf  4 Mon.  "^If^f'z^als  ^  "^^^ "^  "^^  ^  ^^'^• 
3600,,    „   5    „  18000,,   „    I     „ 

2700  „    „  7    „  ,,  18900,,   „    I     „ 

4000,,    „   8     „  32000,,   „    I     „ 

6000,,    „II     „  66000,,   „    I     „ 


18  400  M  in  den  verschiedenen 
A  bschnitten  zu  den 
vorgeschriebenen  Zei- 
ten ausgeliehen  geben 
ebensoviel  Zinsen  wie  143 300 M  in  i Mon. 


*)  Sollte  vielleicht  die  Berechnung  des  durch- 
schnittlichen Zinssatzes  (aber  ohne  Berücksichti- 
gung der  Zeit)  erforderlich  sein,  so  ergibt  sich 
dieser  durch  den  Vernunftschluß,  daß  4000  M  eben- 
soviel Zinsen  bringen  als  18400  M  zu  P/o,  indem 
man  18400  durch  4000  teilt;  es  ergibt  sich  ein 
mittlerer  Zinsfuß  von  4,6<*/o. 

4500  M  ä  3  0/0=  13500  Ji  ä  i^lf, 
6000  „  „4  „  =  24000  „  „  i  „ 
5000  „    „  4,5,,  =   22500  „    „  I  „ 

3000     „       „5       „     =:      15000     ,,       „    I   „ 
20000    „       „    5,5,,     =110000     „       „    I  „ 


38500    Ji 


185000  M 


185000 :  38500 

=  4,8052^1, 

Da  bei  der  Berechnung  der  13.  Juni  als  Epoche 
diente,  so  sind  hierzu  iii  Tage  zu  addieren  und 
es  ergibt  sich  der  4.  Oktober  als  Zahlungstermin. 

Beweis  : 

a)  Zinsen 
4500M  äfloV.  13.  Juni  b.i.Aug.  =  48T.  geb.  i8,ooJi 

6ooo„„4    „13.  „  „20.,,    =67,,  „   44,67,, 

5ooo„„4,5„i3.  „  „30.,,    =77,,  „   48,13,^ 

3000,,,,  5   „13.  „  „i5.Spt.  =  92  „  „38,33,, 

20000 „„  5,5,,  13.  „  „I. Nov.  =  138  „421,66,, 


■57o,79^fi 


b)  38500  M  ä  4,80 52^ If,  vom  13.  Juni  bis  4.  Ok- 
tober, also  auf  III  Tage,  bringen  570,42  Ji  Zinsen, 
die  kleine  Differenz  von  0,37  M   erklärt  sich  da- 


oder,  da  143300  als  Zinszahl  anzusehen  ist,  die 
aus  der  Multiplikation  von  Kapital  und  Monaten 
entstanden  ist,  ist  i  Ji  auf  143300  Monate  aus- 
geliehen. In  dem  Maße,  in  welchem  nun  das  Ka- 
pital wächst,  muß  die  Zeit  abnehmen.  Teilt  man 
also  143300  durch  18400,  so  ergeben  sich  7,788  Mo- 
nate oder  genauer  7^^'^li^  Monate.  Es  können  so- 
mit die  in  dem  Beispiel  vorhandenen  Kapital- 
beträge in  einer  Summe,  also  mit  4000  Ji  nach 
7^^^lisi  Monaten  gezahlt  werden. 

Beweis: 
a) 
700  Ji  ä  3   0/^  auf  4  Monate  geben  7,ooJi  Zinsen 
900  „  „  4    „     „     5      „  „     15,00  „ 

600  „  „  4,5„    „     7      „  „     15,75  „ 

800    „   „  5        „  „  8  „  „  26,67    M 

1000  „  „  6    „     „  II      „  „     55,00  „        „ 


4000  Ji  bringen  insgesamt  119,42  Ji  Zinsen 

b)  Ein  Kapital  von  4000  Ji  auf  7,788  Monate 
zu  4,6^ Iq  ausgeliehen  ergibt 

7,788  X  4000  X  4,6  ..   ^ . 

■ — -  =  119,42  Jh  Zinsen, 

12  X  100  ^^ 

wie  oben,  folglich  ist  das  ganze  Kapital  nach 
7,788  Monaten  zahlbar. 

Ein  weiteres  Beispiel  möge  die  soeben  ge- 
gebenen Leitsätze  noch  weiter  veranschaulichen. 

Am  13.  Juni  19..  werden  dem  Testamentsvoll- 
strecker aus  einer  Erbschaftsmasse  folgende  Kapital- 
forderungen zur  Anzahlung  an  den  Rechtsnach- 
folger überwiesen: 

4500  JL  ä  3   <>/o  per  i.  August  er. 

6000  „  „  4     „     „  20. 

5000  „  „  4,5„     „  30. 

3000  „  „  5    „     „  15.  Septbr.   „ 

20000  „  „  5,5„     „     i.Novbr.    „ 

an  welchem  Tage  können  sämtliche  Verbind- 
lichkeiten ohne  Zinszahlung  gleichzeitig  gelöst 
werden? 

auf  48  Tage=^       648000  Ji  auf  i  Tag 


67 

77 

92 

138 


1608000 
=  1732500  „ 
=  1380000  „ 
=  15 180  000  „ 


=  20548  500  Ji  auf  I  Tag 
20 548000 :  185000 


= III  Tage 

durch,  daß  eigentlich  statt  1 11  Tage  111,07  Tage 
gerechnet  werden  müßten,  was  praktisch  nicht  aus- 
führbar ist. 

Würde  die  Begleichung  des  ganzen  Betrages  am 
13.  Juni  bedingt  werden,  so  kämen  Ji  38500-]. 
570,79  JC  Zinsen,  also  37929,21  M  zur  Auszahlung. 

7.  Konto-Korrent-Rechnung. 

Unter  Konto-Korrent  —  abgeleitet  von  dem 
italienischen  conto  corrente  =^  laufende  Rech- 
nung —  versteht  man  ein  für  einen  bestimm- 
ten Geschäftsfreund    eingerichtetes   Konto    im 
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Konto-Korrentbuche,  auf  welchem  seine  Rech- 
nung geführt  wird.  Das  Konto- Korrentbuch 
enthält  alle  Personenkonti,  die  überhaupt  ge- 
führt werden,  ausgenommen  vielleicht  einige 
Privatkonti.  Der  Umfang  des  Konto -Kor- 
rentbuches ist  naturgemäß  sehr  verschieden: 
In  kleineren  Betrieben  ist  es  in  der  Regel  ein 
Buch  von  500 — 1000  Seiten  Umfang,  oder 
auch  wohl  zwei  Bücher  von  diesem  Umfange, 
die  nach  dem  Alphabet  in  die  Buchstaben 
A — K  bezw.  L,  und  L  bezw.  M — Z  geteilt 
sind.  In  größeren  Betrieben  besteht  das 
Konto-Korrent  aus  vielen  Büchern,  so  daß  für 
jeden   Anfangsbuchstaben   etwa  ein   Buch  be- 


stimmt ist,  einzelne  Buchstaben,  wie  z.  B.  „B" 
dagegen  noch  geteilt  sind,  und  z.  B.  je  ein 
Buch  Ba— Be,  Bi— Bo,  Bu— Bz  besteht. 

In  dem  Konto-Korrentbuche  ist  jedem  Ge- 
schäftsfreunde, der  eine  dauernde  Verbindung 
mit  uns  unterhält,  ein  Konto  eröffnet.  Alle 
Geschäftsvorfälle,  welche  seine  Rechnung  an- 
gehen, werden  aus  den  Grundbüchern  sofort 
auf  sein  Konto  übertragen,  so  daß  aus  dem 
Konto  jederzeit  eine  genaue  Übersicht  des 
Schuldverhältnisses  uns  gegenüber  ersichtlich 
ist.  Das  nachstehende  Beispiel  zeigt  die 
Veranlagung  eines  Konto-Korrentes  im  Waren- 
handel. 


Debet 


Herrn  C.  L.  Schmidt,  Breslau. 


Kredit 


ig.. 

M 

4 

ig.. 

M 

^ 

Januar 

I. 

26. 

An  Saldo -Vortrag 
„    Waren  .... 

631 
437 

30 
20 

Januar 
Febrtiar 

14. 
26. 

Per  Giroüberweisung 
„    Rimesse  p.  2J4. 

500 
62g 

00 
10 

Februar 
März 

17- 
24. 

50g 
811 

60 

45 

Mai 

20. 
20. 

dto.     p.  28I5. 
,,    Kasse      .... 

400 
49 

00 
00 

April 

Juni 

Septbr. 

November 

30. 

ig. 

II. 

4- 

I. 

103 
250 
933 
729 

00 
00 
30 
75 

Juni 

Septbr. 

1  Dezember 

I. 

30. 
31- 

„    I\Akzeptp.24l6. 
„    Giroüberw.     .    . 
,,    Saldo 

811 

353 
1663 

45 
00 

05 

19.. 

An  Saldo -Vortrag 

4405 

60 

4405 

60 

Januar 

\1663 

05 

Berlin,  den  31.  Dezember  ig. 
Irrtum  vorbehalten. 

W.  Meyer  &  Co. 


^ 


Das  Konto-Korrent  nimmt  in  der  Regel 
einen  Raum  auf  zwei  sich  gegenüber  stehen- 
den Seiten  ein.  Die  linke  Seite  wird  mit 
„Deb*"  oder  auch  „Soll"  bzw.  „Sollen",  die 
rechte  mit„Cred*"  oder  „Hat"  bzw.  „Haben" 
bezeichnet.  Überschrieben  ist  das  Konto  mit 
dem  Namen  der  Person  oder  der  Firma,  für 
welche  es  geführt  wird.  Diese  zwischen  die 
Bezeichnung  Deb*-  und  Cred*-  gesetzte  Über- 
schrift wird  „Kopf"  genannt  —  in  dem  hier 
angeführten  Beispiel  „C.  L.  Schmidt  in  Bres- 
lau." — •  In  die  Debetseite  werden  alle  Posten 
übertragen,  welche  eine  Belastung  bedingen, 
welche  unser  Geschäftsfreund  von  uns  erhal- 
ten hat,  oder  welche  wir  für  ihn  geleistet 
haben.  Die  Kreditseite  zeigt  diejenigen  Posten, 
welche  ihm  gutzuschreiben  sind,  welche  wir 
also  erhalten  haben,  oder  die  er  für  uns  ge- 
leistet hat.  Addiert  man  die  Debet-  und  die 
Kreditseite  für  sich  und  zieht  die  kleinere 
Summe  von  der  größeren  ab,  so  ergibt 
sich  der  Saldo,  d.  h.  der  Stand  des  Kontos 
oder  das  Schuldverhältnis  des  Geschäftsfreundes 
zu  uns. 


Die  Summe  der  dem  Geschäftsfreunde  gelieferten 
Waren  beträgt  im  obigen  Falle  4405,60  M,  die 
Addition  der  Kreditseite  beträgt  2^42,53  M,  mit- 
hin sind  die  beiden  letzten  Posten  am  Schlüsse 
des  Geschäftsjahres  noch  unbezahlt,  so  ergibt  sich 
also  ein  Saldo  von  1663,05  M. 

Soll  das  Konto  abgeschlossen  werden,  so 
wird  der  Saldo  auf  die  kleinere  Seite  (in 
diesem  Beispiel  die  Kreditseite)  gestellt,  beide 
Seiten  werden  addiert,  das  Konto  wird  abge- 
strichen und  der  Saldo  auf  der  entgegenge- 
setzten Seite  vorgetragen. 

Ein  solcher  Abschluß  aller  Konti  erfolgt 
regelmäßig  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres; 
im  Warenhandel  wird  dieser  Abschluß  meistens 
ohne  Zinsberechnung  vorgenommen,  nament- 
lich wenn  der  Geschäftsfreund  seine  Verbind- 
lichkeiten mit  einiger  Pünktlichkeit  reguliert  hat. 

Wesentlich  umständlicher  gestaltet  sich  das 
Verfahren,  wenn,  wie  es  im  Bankverkehr  immer 
der  Fall  ist,  Zinsen  in  Anrechnung  kommen. 

Im  Bankverkehr  wird  dem  Geschäftsfreunde 
häufig  am  Schlüsse  des  Semesters,  immer  aber  am 
Schlüsse  des  Jahres,  ein  Kontoauszug  mit  Zinsen- 
verrechnung zugestellt.      Außer  dem   Datum,    an 
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welchem  sich  der  Geschäftsvorfall  zugetragen  hat, 
dem  Buchungsdatum,  findet  sich  noch  eine  Kolonne 
für  den  Verfalltag,  sowie  je  eine  Spalte,  welche 
für  die  Tage  und  für  die  zu  berechnenden  Zins- 
zahlen bestimmt  ist. 

Für  die  Konto-Korrentrechnung  sind  drei 
Zeitpunkte  von  Wichtigkeit. 

1)  Der  Eröffnungstag,  d.  h.  der  früheste 
Verfalltag,  der  im  Konto  aufgeführt  ist. 

2)  Der  Abschlußtag,  d.  h.  der  Tag,  an 
welchem  das  Konto  abgeschlossen 
werden  soll. 

3)  Der  Verfalltag  jedes  einzelnen  Postens 
(das  Buchungsdatum  ist  dagegen  für, 
die  Konto-Korrentrechnung  ohne  jeden 
Belang). 

Je  nachdem  man  einen  dieser  Tage  als 
Ausgangspunkt  für  die  Rechnung,  also  als 
Epoche,  wählt,  unterscheidet  man  drei  Arten 
der  Konto-Korrentrechnung: 

Die  progressive  Methode, 
Die  retrograde  Methode  und 
Die  Staffelrechnung. 

a)  Das  progressive  Verfahren. 
Die  progressive,  auch  deutsche  Methode, 
die  in  Deutschland  am  meisten  in  Anwendung 
ist,  hat  ihren  Namen  von  dem  lateinischen 
progredi  =  vorschreiten.  Jeder  Posten  vom 
Verfalltage  ab  bis  zum  Abschlußtage  —  also 
nach  vorn  rechnend  —  wird  mit  Zinszahlen  ver- 
sehen ;dieEpocheliegtalsoauf  dem  Abschlußtage. 


Das  progressive  Verfahren  wird  am  leich- 
testen verständlich,  wenn  man  zuerst  nur  die 
Debetseite  betrachtet  und  die  Kreditseite  gänz- 
lich außer  acht  läßt.  Es  leuchtet  dann  sofort 
ein,  daß  jeder  Posten  auf  der  Debetseite  am 
Abschlußtage  noch  unbezahlt  war,  daß  der 
Schuldner  daher  vom  Verfalltage  bis  zum  Tage 
des  Abschlusses  Verzugszinsen  zu  zahlen  hat. 

In  früherer  Zeit  hat  man  auch  aus  der 
Summe  der  Zinszahlen  im  Debet  sogleich  die 
Debetzinsen  berechnet  und  belastet. 

Für  die  Kreditseite  gelten  aber  dieselben 
Voraussetzungen.  Von  jedem  Barposten  oder 
jeder  Rimesse  kommen  dann  also  dem  Ge- 
schäftsfreunde vom  Verfalltage  bis  zum  Ab- 
schlußtage Zinsen  zu  gut,  und  in  früherer 
Zeit  hat  man  aus  der  Summe  der  Zinszahlen 
im  Kredit  die  Zinsen  berechnet  und  gutge- 
schrieben. Statt  nun,  wie  früher,  gleichzeitig 
Debet-  und  Kreditzinsen  in  Rechnung  zu  stel- 
len, ermittelt  man  jetzt  den  Zahlensaldo  und 
rechnet  hieraus  Debetzinsen,  wenn  die  Debet- 
zahlen, oder  Kreditzinsen,  wenn  die  Kredit- 
zahlen überwiegen. 

Die  Konto-Korrentarbeiten  werden  in  der 
Regel  durch  zwei  Personen  erledigt,  durch 
den  Führer  des  Konto-Korrentbuches  (Konto- 
korrentisten)  und  durch  einen  Assistenten. 
In  den  größeren  Betrieben  sind,  entsprechend 
dem  Umfange  des  Konto-Korrentgeschäftes, 
mehrere  Gruppen  solcher  Personen  erforderlich. 

Beispiel  eines Konto-Korrentes  nach  der  progressiven  Methode  abgeschlossen  mit  3'^l.y^l ^Zinsen  per  31.  Dezbr.ig  . 

Herren  C.  F.  Wegner  &  Sohn,  Breslau 

im  Konto-Korrent  mit 

Debet  Johs,  Hartmann  &  Co.,  Berlin.  Kredit 


Man. 

bc 
^ 

Verfall 

bo 

Zah- 
len 

Betrag  Mon. 

Verfall 

t>JO 

Zah- 
len 

Betrag 

19.. 

M 

19.. 

Juli 

I. 

A  n  Saldo-  Vortrag 

Juni 

30. 

180 

4320 

2400,00 

Juli 

2. 

PerIjRimesse 

»> 

^7- 

„  Ij  Tratte  bj  Sicht 

Juli 

17- 

163 

7335 

4500,00 

p.  15.  Aug.' 

Aug. 

15- 

135 

7290 

5400,00 

Aug. 

8. 

„  Effekten 

Aug. 

8. 

142 

5112 

3600,00 

Aug. 

18. 

„  Ij  Rimesse 

Sept. 

5- 

„  IjTratte  ojE. 

Sept. 

IQ. 

lOI 

1818 

1800,00 

p.  26. Sept. 

Sept. 

26. 

94 

3760 

4000,00 

C 

)ktb. 

2b. 

„  Gtroüberweisg. 

Okt. 

26 

6Ä 

1280 

2000,00 

Oktb. 

14. 

„  IjGiro- 

75 

j 

N'ov. 

13- 

„  IjTrattep.2ijii. 

Nov. 

21. 

39 

1950 

3000,00 

überweisg. 

Okt. 

15- 

3750 

5000,00 

Dez. 

6. 

„  ul  Bar  Sendung 

Dez. 

6. 

24 

y2o 

3000,00 

>> 

26. 

„  IjRimesse 

56 

»» 

31- 

„  Zinsen 

p.  4.  Nov. 

Nov. 

4- 

i960 

3500,00 

3'l.2Vol5075:^ 

49,30 

Dez. 

19. 

„  IjGiro- 

j» 

31- 

„  Saldo 

2550,70 

19.. 
Jan. 

31. 
I. 

überweisg. 
,,  Zahlen- 
saldo 

Per  Saldo 

Dez. 
Dez. 

20. 
31- 

10 

yoo 

5075 

7000,00 

22535 

24900,00 

22535 

24900,00 

i 

2550,70 

Irrtum  vorbehalten. 
Berlin,  den  31.  Dezember  19.. 

Johs.  Hartmann  &  Co. 
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Kaufmännisches  Rechnen. 


Vor  dem  eigentlichen  Beginn  der  Abschluß- 
arbeiten ist  von  dem  Assistenten  schon  eine 
Abschrift  jedes  einzelnen  Kontos  auf  dem 
dazu  bestimmten  Formular,  dem  Konto-Kor- 
rentauszuge,  angefertigt  worden.  Der  Abschluß 
geschieht  nun  in  der  Weise,  daß  der  Konto- 
korrentist im  Buche,  der  Assistent  aber,  unab- 
hängig hiervon,  auf  dem  Auszuge  die  Tage 
ermittelt,  welche  sich  vom  Verfalltage  bis  zum 
Abschlußtage  ergeben.  Die  Tage  werden 
kollationiert  (verglichen)  und  etwaige  Fehler 
richtig  gestellt.  Durch  Multiplikation  der  Tage 
mit  dem  dazu  gehörenden  Kapitalbetrage 
werden  nun  von  jedem  wieder  selbständig 
die  Zinszahlen  ermittelt  und  verglichen.  Die  in 
dieserWeisefestgestelltenZahlen  werden  im  Debet 
und  im  Kredit  addiert  und  die  Summe  mit  Bleistift 
niedergeschrieben,  alsdann  wird  die  Differenz, 
der  Zahlensaldo,  festgestellt  und  zum  Ausgleich 
auf  die  kleinere  Seite  gesetzt.  Der  Zahlen- 
saldo gibt  an,  daß  auf  der  entgegengesetzten 
Seite  ein  Überschuß  von  Zahlen  vorhanden 
ist,  folglich  muß  auch  der  Zinsbetrag  auf  dieser 
Seite  zum  Ausdruck  kommen.  Nachdem  die 
Zinsen  berechnet  und  im  Memorial,  bezw.  im 
Journal  verbucht  worden  sind,  werden  sie  auf 
das  Konto  übertragen  und  in  den  Kontoaus- 
zug eingestellt.  Dann  wird  der  Kapitalsaldo 
gezogen,  auf  die  kleinere  Seite  zum  Ausgleich 
eingestellt,  das  Konto  ordnungsgemäß  abge- 
schlossen und  der  Kapitalsaldo  auf  neue 
Rechnung  mit  der  Valuta  des  Abschlußtages 


vorgetragen.  Der  Kontoauszug  wird  mit  dem 
Abschlußdatum  und  dem  Zusätze  „Irrtum  vor- 
behalten"*) versehen  und  von  dem  Kontokor- 
renterteiler  unterschrieben. 

Das  Beispiel  auf  Seite  82y  zeigt  einen  Konto- 
auszug für  die  Zeit  vom  i.  Juli  bis  31.  Dezember 
19  .  .,  welcher  den  Herren  C.  F.  Wegner  &  Sohn 
inBreslau  von  dem  Handlungshause  Johs.  Hartmann 
&  Co.  Berlin  unter  Anrechnung  von  S^l^^lf^  Zinsen 
erteilt  wird;  der  Einfachheit  wegen  sind  hier  runde 
Kapitalbeträge  angenommen  worden.  Die  Addition 
der  Zinszahlen  im  Debet  ergibt  22  ^35,  im  Kredit 
17460  Zahlen.  Der  Zahlensaldo  (5075  Zahlen) 
ist  zum  Ausgleich  auf  die  Kreditseite  zu  stellen. 
Damit  aber  der  Zinse-ffekt  aus  diesen  5075  Zahlen 
zur  Geltung  kommt,  werden  auf  der  Seite,  auf 
welcher  der  Zahlenüberschuß  war,  hier  also  die 
Debetseite,  die  Zinsen  —  in  diesem  Falle  M  49,30 
—  eingestellt.  Der  Kapitalsaldo  ergibt  sich  in  der 
Weise,  daß  man  von  der  Summe  der  Kreditbeträge 
mit  24gooM  die  Summe  der  Debetbeträge  mit 
22349,30  M  abzieht,  die  Differenz  von  2550,70  M 
auf  die  Debetseite  zum  Ausgleich  stellt  und  auf 
neue  Rechnung  im  Kredit  vorträgt.  Das  Beispiel  ist 
aus  methodischen  Gründen  so  veranlagt,  daß  es  nur 
Posten  enthält,  welche  vor  dem  Abschlußtage  fällig 
wurden ;  in  der  Praxis  werden  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  aber  auch  Posten  nach  dem  A  bschlußtermin 
fällig,  wie  das  nachstehende  Beispiel  zeigt. 

Als  Abschlußtag  gilt  in  dem  oben  aufgeführten 
Beispiele  wieder  der  30.  Juni,  auf  der  Debetseite 
befinden  sich  4,  auf  der  Kreditseite  2  Posten, 
welche  später  als  am  30.  Juni  fällig  werden.  Mit- 
hin können  die  für  die  Zinsberechnung  in  Betracht 


I 


*)  Die  Buchstaben  S.  E,  &  O.,  die  man  häufig 
unter  dem  Auszug  findet,  sind  eine  Abkürzung  für 
salvo  errore  et  omissione  (vorbehaltlich  Irrtum  und 
Auslassung). 


Beispiel  eines  progressiv  veranlagten  Kontoauszuges  unter  Anwendung  von  roten  Zahlen. 


Debet 


Kredit 


bo 

Mon. 

« 

CI 

19 

April 

5- 

„ 

30. 

Mai 

3- 

jj 

30. 

Juni 

3- 

» 

13- 

„ 

17. 

»» 

25- 

,, 

30. 

M 

30. 

1   ' 

Verfall 

? 

ä» 
5 

Zah- 
len 

Betrag 

Mon. 

? 

M 

19 

Apr. 

5- 

^5 

6275 

7381,95 

April 

I. 

„ 

30. 

60 

409 

681,10 

Mai 

30. 

Mai 

27. 

33\ 

1126 

3411,80 

Juni 

3- 

„ 

30. 

30 

i^3 

276,55 

„ 

30. 

Aug. 

3- 

33 

322 

977,20 

»> 

30. 

Sept. 

8. 

68 

680 

1000,00 

,, 

17- 

77 

48S 

630,45 

Juli 

10. 

10 

53 
1882 

1882 

531,90 

50,34 
605,91 

19 

13 197 

15547,20 

Juli 

I. 

Verfall 


Zah- 
len 


Betrag 


An  Effekten 


„  IjEntnahme 

Oj  Schmidt 
,,      „      OjWenzel 
„      „  OjMeyer&Co 
„      „      0\E. 

<  Saldo  d.  rot.  Zahl.  > 

An  Zinsen  4^\o 

4531I90 
„     Saldo 


Per  Kasse 
„     Effekten 
„I  [Rimessen 
9,  ,, 

Zahlensaldo 


Apr. 
Mai 
Juli 
Sept. 


Per  Saldo       [Juni  30 


4450 
794 
312 

3110 

4531 


M 

5000,0(Ä 

2644,60 
3117,60 
4785,00 


i3^97\\]^5547,2o 


605,91 


Konto  -  Korrent  -  Rechnung. 
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kommenden  Tage  nicht,  wie  es  sonst  bei  dem,  pro- 
gressiven Verfahren  üblich  ist,  nach  vorn  auf  den 
Abschlußtag  hin  zählend  ermittelt  werden,  sondern 
vom  Verfalltag  zurück  auf  das  früherliegende  Da- 
tum des  Abschlußtages,  ähnlich  wie  dies  bei  der 
retrograden  Methode  ersichtlich  ist.  Um  diese  Art 
der  Tage  von  den  nach  progressivem  Verfahren  er- 
mittelten unterscheiden  zu  können,  pflegt  man  sie 
mit  farbiger,  meist  roter  Tinte  zu  kennzeichnen. 

Die  zu  den  rot  gekennzeichneten  Tagen  ge- 
hörenden Zinszahlen  werden  ebenfalls  rot  ge- 
schrieben. Sie  haben  einen  den  schwarzen 
Zinszahlen  entgegengesetzten  Charakter:  Rote 
Zahlen  im  Debet  bedingen  Kreditzinsen,  rote 
Zahlen  im  Kredit  dagegen  Debetzinsen. 

Der  in  dem  vorliegenden  Beispiel  am  ly.  Sep- 
tember fällig  werdende  Debetposten  M  630,45  ist 
auf  den  30.  Juni  zurückgerechnet  worden,  das  be- 
dingt yy  rote  Tage  und  485  rote  Zahlen.  Diese 
Zahlen  müssen  Kreditzinsen  ergeben,  da  ein  Debet- 
posten, welcher  yy  Tage  vor  Verfall  fällig  gemacht 
wird,  ein  Skonto  bedingt,  also  gekürzt  werden  muß. 
Folglich  gehört  der  Zinseffekt  aus  diesen  48;)  roten 
Debetzahlen  und  ebenso  aus  den  anderen  roten 
Debetzahlen  ins  Kredit.  Noch  deutlicher  zeigt  sich 
die  Eigenart  der  roten  Zahlen  an  dem  Kreditposten, 
welcher  am  30.  Juni  mit  4y85  M.  val.  per  5.  Sep- 
tember gutgeschrieben  wurde;  wird  dieser  Posten 
mit  in  die  Berechnung  per  30.  Juni  hineingezogen, 
so  können  die  ermittelten  3110  Zahlen  nicht  Kredit- 
zinsen ergeben,  sondern  es  ist  aus  ihnen  ein  Dis- 
kont zu  berechnen,  der  von  dem  Betrag  der  einge- 
sandten Rimessen  zu  kürzen  ist,  also  in  das  Debet 
gehört.  Wäre  der  Posten  am  30.  Juni  bei  Ein- 
gang nicht  zum  mittleren  Verfalltage  gutgeschrieben, 
sondern  diskontiert  worden,  so  wären  6$  Tage,  das 
sind  Diskont  aus  3110  Zahlen,  in  Abzug  gekommen. 

Nachdem  sämtliche  Zinszahlen  festgestellt 
worden  sind,  wird  zunächst  der  Saldo  der 
roten  Zahlen  ermittelt  und  einmal  mit  roten 
Zahlen  zum  Ausgleich  auf  die  kleinere  Seite 
der  roten  Zinszahlen  gebracht.  Damit  aber 
der  Überschuß  auch  auf  der  entgegengesetzten 
Seite  zur  Geltung  komme,  wird  der  Saldo  der 
roten  Zahlen  noch  einmal  schwarz  darunter 
gesetzt.  Alsdann  erfolgt  die  Aufrechnung  des 
Gesamtzahlensaldos,  die  Berechnung  der  Zinsen 
daraus  und  der  Abschluß  in  der  oben  ange- 
gebenen Weise. 

b)  Das  retrograde  Verfahren. 

Wenn  auch  die  progressive  Methode  in 
Deutschland  häufig  angewendet  wird,  so  ver- 
dient doch  die  retrograde  oder  französische 
Methode  bezw.  brabanter  Rechnung  den  Vorzug. 

Bei  der  retrograden  Methode  wird  die  Epoche 
auf  den  Eröffnungstag  oder,  falls  es  bequemer 
erscheint,  auf  ein  noch  früheres  Datum  ge- 
legt. Da  auf  diese  Weise  die  Epoche  auf 
einen  bereits  verflossenen  Zeitpunkt,  der  abso- 


lut unveränderlich  ist,  gesetzt  wird,  so  kann 
ein  Auszug  nach  dieser  Methode  schon  weit 
früher  vorbereitet  werden,  als  dies  bei  der 
progressiven  Art  möglich  wäre.  Denn  ändert 
sich  hier  der  Abschlußtag  aus  irgend  einem 
Grunde  und  tritt  an  Stelle  des  sonst  üblichen 
Quartalsultimo  ein  anderes  Datum,  weil  aus 
irgend  einem  Grunde  (Todesfall,  Konkurs 
usw.)  plötzlich  eine  Abrechnung  erforderlich 
wird,  so  könnte  ein  nach  progressivem 
Verfahren  vorbereiteter  Auszug  nicht  gut  ver- 
wendet werden.  Die  retrograde  Methode  hat 
aber  auch  den  Vorzug,  daß  rote  Zahlen  in 
der  Regel  bei  ihr  nicht  vorkommen. 

Bei  dem  retrograden  Verfahren  ermittelt 
man  zunächst  die  Anzahl  der  Tage,  welche 
von  jedem  Verfalltage  zurück  nach  dem  Er- 
öffnungstage gezählt  werden,  dann  werden  die 
Zinszahlen  festgestellt.  Da  auf  diese  Weise 
jeder  Posten  auf  den  Eröffnungstag  zinslich 
veranlagt  wird,  so  würde  auch  der  Saldo  per 
Eröffnungstag  zinslich  veranlagt  sein;  das  liegt 
aber  nicht  in  dem  Willen  des  Konto-Korrent- 
erteilers,  vielmehr  soll  der  Saldo  per  Abschluß- 
datum festgestellt  werden. 

Infolgedessen  ermittelt  man  zunächst  den 
Rohsaldo  und  rechnet  auf  diesen  soviel  Tage 
als  von  dem  betr.  ^Eröffnungstage  bis  zum  Ab- 
schlußdatum gezählt  werden,  eine  Arbeit,  die, 
wenn  bis  dahin  der  Kontoauszug  vorbereitet 
war,  nur  wenige  Minuten  in  Anspruch  nimmt. 

Von  den  retrograden  Zahlen  gilt  das  gleiche, 
was  von  den  roten  Zahlen  der  progressiven 
Methode  gesagt  worden  ist.  Ebenso  wie  die 
roten  Zahlen  sind  sie  entstanden,  indem  vom 
Verfalltag  auf  die  Epoche  zurückgerechnet 
wurde.  Infolgedessen  müssen  die  Debetzahlen 
Kreditzinsen  und  die  Kreditzahlen  Debetzinsen 
ergeben. 

Das  umstehende  Beispiel  gibt  das  auf  S.  82y 
aufgeführte  Muster  nach  retrograder  Berechnung 
wieder.  Jeder  Posten  ist  auf  den  Eröffnungstag 
—  30.  Juni  —  mit  Zinszahlen  versehen  worden. 
Man  stellt  nun  den  Rohsaldo  per  31.  Dezember 
fest.  Die  A  ddition  der  Debetbeträge  ergibt  24900  Ji . 
die  der  Kreditbeträge  22300  Ji,  folglich  stehen  im 
Kredit  mehr  2600  Ji ;  diese  werden,  da  sie  einen 
Kreditsaldo  bilden,  unter  dem  31.  Dezember  in  den 
Text  der  Debetreihe  gestellt,  und  es  werden  darauf 
vom  30J6. — 31I12.,  also  180  Tage,  Zahlen  gerechnet. 
Alsdann  wird  der  Zahlensaldo  festgestellt,  welcher 
genau  wie  bei  dem  progressiven  Beispiel  5oy$ 
beträgt.  Dem  Charakter  der  retrograden  Zahlen 
gemäß  steht  dieser  Zahlensaldo  hier  im  Debet,  und 
die  Zinsen  werden  unmittelbar  dahinter  mit  49,30  M 
berechnet. 

Während  also  bei  der  progressiven 
Methode   Zahlensaldo    und   Zinsen   auf 
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Kaufmännisches  Rechnen. 
Beispiel  eines  Konto-Korrentes  nach  der  retrograden  Methode. 


Debet                  Herren  C.  F.  Wegner  (St  Sohn,  Breslau. 

Kredit 

Mon. 

Verfall 

1 

Zah- 
len 

Betrag 

Mon.    "^ 

Verfall 

Zah- 
len 

Betrag 

^9 

M 

ig- 

M 

Juli 

I. 

An  Saldo  Vortrag 

Juni 

30. 

— 

Epoche 

2400,00 

Juli 

2. 

PerIjRimesse 

„ 

17- 

„  Ij  Tratte  bj  Sicht 

Juli 

17- 

17 

7(>5 

4500,00 

p.  15.  Aug. 

Aug. 

15- 

^5 

2430 

5400,00 

Aug. 

8. 

„  Effekten 

Aug. 

8. 

3^ 

I3b8 

3600,00 

Aug. 

18. 

PerIjRimesse 

Sept. 

5- 

„   IjTratte  0\E. 

Sept. 

ig. 

79 

1422 

1800,00 

p.  2b.  Sept. 

Sept. 

26. 

86 

3440 

4000,00 

Okt. 

26. 

„  Giroüberweisg. 

Okt. 

2b. 

IIb 

2320 

2000,00 

Okt. 

14. 

Per  Ij  Giro- 

Nov. 

13- 

„   IjTratte 

überweisung 

Okt. 

-r.5- 

105 

5250 

5000,00 

per  2i\ii. 

Nov. 

21. 

141 

7050 

5000,00 

,, 

2b. 

PerIjRimesse 

Dez. 

6. 

„  ujBarsendung 

Dez. 

6. 

I5f> 

4680 

3000,00 

Dez. 

TQ. 

p.  4.  Nov. 
Per  IjGiro- 

Nov. 

4- 

124 

4340 

3500,00 

>5 

31- 

„   Kapital  Saldo 
M  2600,00 

180 

4680 

überweisung 

Dez. 

20. 

lyo 

iigoo 

7000,00 

" 

»> 

„  Zahlensaldo 

ä  3%'k 

5075 

49,30 

y^ 

„ 

„   Saldo 

2550,70 

^9 

Jan. 

I. 

Per  Saldo 

Dez. 

31- 

2y3bd^\24goo,oo 

27360 

24goo,oo 

2550,70 

S.  E.  &  0. 

Ber 

'in,  den  31.  Dezember 

19 

verschiedenen  Seiten  stehen,  müssen 
bei  dem  retrograden  Verfahren  Zahlen- 
saldo und  Zinsen  auf  derselben  Linie 
und  auf  derselben  Seite  stehen.  Der 
Abschluß  des  Kontoauszuges  erfolgt  in  der 
gleichen  Weise,  wie  bei  der  progressiven 
Methode. 

c)  Das  Konto-Korrent  mit  wechselndem 
Zinsfuße. 

Im  Kapitel  „Diskontrechnung"  ist  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  der  Diskont  ab- 
hängig ist  von  Angebot  und  Nachfrage  für 
Geld  und  daher  oft  wechselt.  Da  die  An- 
fertigung eines  Kontoauszuges  mit  wechseln- 
dem Zinsfuße  zeitraubend  und  mühsam  ist, 
so  sucht  man  sich  in  vielen  Fällen  dadurch 
zu  helfen,  daß  man  für  das  Konto-Korrent 
einen  einheitlichen  Durchschnittszinsfuß  zu- 
grunde legt,  wodurch  ein  richtiges  Resultat 
aber  nicht  erreicht  wird. 

Die  Anfertigung  eines  Kontoauszuges  mit 
wechselndem  Zinsfuße  kann  nach  verschiede- 
nen Methoden*)  geschehen.  Hier  soll  nur 
das  Verfahren  gezeigt  werden,  welches  wohl 
als  das  einfachste  und  beste  zu  bezeichnen  ist. 


*)  Ausführlicheres  hierüber  findet  man  in  Behm- 
Dageförde,  die  Praxis  des  kaufmännischen  Rech- 
nens, BerHn. 


Das  Beispiel  auf  Seite  832  zeigt  einen  Konto- 
auszug, welcher  nach  der  retrograden  Methode  an- 
gefertigt worden  ist;  der  Zinsfuß  ist  vom  i.  Ja- 
nuar bis  zum  8.  März  4^Jq,  vom  g.  März  bis 
31.  März  4^l^^lo,  vom  i.  April  bis  zum  Abschluß- 
tage, dem  30.  Juni,  5'^jf,.  Dieser  Kontoauszug  zeigt 
ferner,  daß  auf  der  Debetseite  der  Posten  vom 
b.  Juni,  welcher  erst  am  6.  August  fällig  wird, 
und  ebenso  auf  der  Kreditseite  der  Posten  vom 
b.  Juni,  welcher  erst  am  i.  September  fällig  wird, 
von  der  Verrechnung  dadurch  ausgeschlossen  ist, 
daß  jeder  dieser  Posten  vor  dem  Abschlüsse  auf 
der  entgegengesetzten  Seite  als  Vortragsposten  gegen- 
gebucht und  nach  dem.  Abschlüsse  mit  seinem  Ver- 
falltage wieder  vorgetragen  worden  ist.  Man  hätte 
auch  in  diesem  Beispiele  den  Debetposten  vom 
II.  Mai,  welcher  erst  am  11.  Juli,  und  ebenso  den 
Kreditposten  vom  17.  Mai,  welcher  am  3.  August 
fällig  wird,  von  der  Verrechnung  ausscheiden 
können. 

Da  die  Abschlußarbeiten  sehr  viel  Zeit  be- 
anspruchen, so  pflegt  man  solche  Posten, 
deren  Verfall  erst  nach  dem  Abschlußtage  ein- 
tritt, die  aber  inzwischen  fällig  geworden  sind, 
mit  zu  verrechnen. 

In  diesem  Falle  ist  anzunehmen,  daß  der  Konto- 
auszug zwischen  dem  3.  und  b.  August  fertiggestellt 
worden  ist,  deshalb  ist  der  Posten,  welcher  am 
3.  August  fällig  wurde,  noch  mit  in  die  Berech- 
nung eingezogen,  alle  später  fällig  werdenden  Be- 
träge sind  dagegen  von  der  Zinsberechnung  ausge- 
schlossen worden,  damit  eine  inzwischen  etwa  ein- 
tretende Diskontänderung  im  nächsten  Geschäfts- 
abschnitt auch  für  jeden  Posten  in  Anwendung 
kommen  kann. 
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Der  Kontoauszug  ist  in  derselben  Weise 
zum  Abschlüsse  vorbereitet  worden,  wie  dies 
S.  828  geschildert  ist.  Zwischen  den  Posten, 
innerhalb  welcher  eine  Diskontänderung  ein- 
tritt, findet  eine  Addition  der  Zahlen  und  Beträge 
statt;  das  Resultat  wird  im  Buche  sowohl  als 
auf  dem  Auszuge  mit  kleinen  (aber  deutlichen!) 
Bleistiftzahlen  vermerkt. 

Für  den  ersten  Abschnitt,  welcher  alle  Posten 
umfaßt,  die  bis  zum  8.  März  fällig  und  mit  4^Iq 
Zinsen  verrechnet  werden,  ergeben  sich 

im  Debet 2ig8i:;!s^u.  16343,1 3 M. 

Dazu  tritt  noch  der  Posten, 

welcher  am  6.  März  fällig 

wird 2200  „  „    3333,30  „ 


ergibt    insgesamt    für    die 

Debetseite 4398  :\^u.  ig6y6,43Jii 

Die  A  ddition  der  Kreditseite 

ergibt.    .    .    .  2gg8^u.  15 430,50 JfL 
Dazu  tritt  d.  am 
5.  März  fällig 
werd.    Posten     794,,  „    1222,40,, 

3yg2^u.  i66_'y2,goM  16652,90,, 
mithin  Rohsaldo  per  8.  März  ....  3  023,53  M 
Dieser  Rohsaldo  wird,  da  der  Befrag  im  Debet 
größer  ist,  in  die  Textkolonne  der  Kreditseite 
gestellt  und  vom  i.  Januar  bis  8.  März,  also  auf 
68  Tage,  zinslich  veranlagt.  Die  Zinszahlen  werden 
aber  nicht  in  die  Zahlenkolonne,  sondern  ebenfalls 
in  die  Textkolonne  gestellt  und  besonders  verrechnet. 
Es  ergeben  sich  2056  4^. 

A  uf  der  Kreditseite  ergaben  sich  insgesamt  3yg2  4^ 
Dazu  treten  die  aus  d.  Rohsaldo  ermittelten  2056  ,, 
so  daß  am  8.  März  vorhanden  sind  .    ,    .  5848  41= 
Im  Debet  stehen  am  8.  März  dagegen  ins- 
gesamt       4398  „ 


mithin  ergibt  sich  für  den  ersten  Abschnitt 

ein  Zahlensaldo  von 1450  44^, 

der  in  die  Debetseite  gestellt  wird  und  aus  welchem 
4^1  (y  Zinsen  mit  16,12  M  berechnet  werden. 

Die  2.  Periode  umfaßt  alle  Posten,    welche  bis 
zum  31.  März  fällig  werden,  es  ergeben  sich  im 

Debet 22  7x2  #«•  5^566,^5  iC 

hiervon  sind  auszuscheiden, 

da  erst  am  30.  Mai  fällig,    8064  „  „    5375,50  „ 


i4648^u.32ggo,g3Ji 
Im     Kredit    finden     sich 

19  933^  und  31 315-^^  > 

hierin  ist  enthalten  und 

in  A  bzug  zu  bringen  der 

Posten,  welcher  erst  am 

6.     Mai     fällig     wird, 

13030  -^  und  10  341  JL, 
=z  6903  #  w.    20974  JC      6903  „  „  2og74,oo„ 

7  745p;i  u.  12  016,93  M. 
Somit  ergibt  sich  am  31.  März  ein  Rohsaldo 
von  12016,93  M.,  welcher  in  die  Textkolonne  der 
Kreditseite  gestellt  wird  und  vom  i.  Januar  bis 
31.  März,  also  auf  go  Tage,  mit  Zinszahlen  ver- 
sehen wird.  Die  Zinszahlen  (10  81 5)  werden  eben- 
falls in  die  Textkolonne  gestellt  und  besonders  ver- 
rechnet. Ihnen  steht  noch  ein  Zahlensaldo  von 
7745  #  gegenüber,  so  daß  nach  deren  Abzug 
3070  4t  übrig    bleiben.      Da    aber   in   der   ersten 


Periode  bereits  1450  44^  zur  Zinsberechnung  ver- 
wendet werden,  so  bleiben  noch  1620  4t>  die  in  die 
Debetzahlenkolonne  gestellt,  und  aus  denen  ä  4^J2°U 
20,25  Ji  Zinsen  berechnet  werden. 

Der  weitere  Gang  der  Zinsberechnung  ist  nun 
sehr  einfach.  Die  Schlußadditionen  beider  Seiten 
werden  gegenüber  gestellt,  es  ergibt  sich  im  Debet 
eine  Addition  von  .    .  32828  44^  und  44 26g, 13  JL 

im  Kredit 3^573  »      .>     37336,90  „ 

1255  44:  und     6932,23  „ 

Mithin  beträgt  der  Rohsaldo  am  Abschlußtage, 
dem  30.  Juni,  6g32,23  M,  der  auf  180  Tage  zins- 
lich  zu   veranlagen    ist.      Die   ermittelten    12478 
Zahlen  müssen  aber,   da  hiermit  die   Berechnung 
abschließt,    in  die  Zahlenkolonne  der   Kreditseite 
gestellt  werden.     Ihnen  stehen  gegenüber : 
1255  44=  Zahlensaldo,  sowie 
1450  „    aus  der  ersten  und 
1620  „    aus  der  zweiten  Periode, 
zusammen  4325  44=,    50  daß  sich  für  die  Zinsbe- 
rechnung zu  5''/o  noch  8153  Zahlen  ergeben,   aus 
denen  113,25  M  Zinsen  ermittelt  werden. 

Die  aus  dem  Rohsaldo  der  i.  und  2.  Periode 
ermittelten  Zinszahlen  sind  deshalb  nicht  in  die 
Zahlenkolonne  gestellt  worden,  weil  man  die  auf 
den  Eröffnungstag  hin  berechneten  Zahlen  für  jede 
Periode  benutzen  wollte.  Zum  Schlüsse  werden 
die  aus  dem  letzten  Rohsaldo  ermittelten  Zahlen 
aber  in  die  Zahlenkolonne  eingestellt,  weil  die  aus 
der  I.  und  2.  Periode  festgesetzten  Zahlensaldi 
dadurch ,  daß  sie  gegenüberstehen ,  von  selbst  eine 
Richtigstellung  der  letzten  Zinszahl  herbeiführen. 

d)  Die  Staffelrechnung. 

Im  Konto-Korrentverkehr  des  Bankgewerbes 
findet  die  Staffelrechnung  oder  englische 
Methode  weit  mehr  Anwendung  als  die  pro- 
gressive oder  als  die  retrograde  Methode.  Sie 
ist  auch  meistens  dadurch  bedingt,  daß  die 
Konto-Korrent-Bedingungen  fast  immer  die  Be- 
stimmung enthalten,  daß  Debetsalden  1  ^/^  über, 
j  Kreditsalden  1  ^j^  unter  Reichsbankdiskont  ver- 
zinst werden.  Dieser  Gebrauch  ist  dadurch  be- 
gründet, daß  der  Bankier  bei  Diskontierungen 
meistens  selbst  Zinsen  zum  Reichsbankdiskont 
zahlen  muß,  daß  er  aber  auch  häufig  für 
Barguthaben  seiner  Geschäftsfreunde  nur  zu 
einem  sehr  geringen  Zinssatze  Verwendung 
findet.  Mitunter  wird  sogar  für  solche  Gut- 
haben ein  Maximalzinssatz  festgesetzt,  über 
den    hinaus   der  Bankifer  Zinsen   nie  gewährt. 

In  manchen  Fällen  wird  der  Staffelnote  zur 
Erleichterung  der  Übersicht  noch  ein  Konto- 
auszug beigefügt,  in  welchem  nur  die  durch 
die  Staffelrechnung  ermittelten  Zinsen  einge- 
stellt werden  —  Tage  und  Zinszahlen  sind  in 
einem  solchen  Auszuge  selbstverständlich  nicht 
enthalten,  —  oft  dient  aber  die  Staffelnote  an 
sich  als  Kontoauszug. 

Die  Staffelrechnung  stellt  vom  ersten  Ver- 
falltage an  fest,  wie  lange  ein  Posten  bis  zum 
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Beispiel  eines  Konto-Auszuges  mit  wechselndem  Zins  fuße  und  mit  Vortragsposten  nach  der  retro- 


graden  Methode,  Zinsfuß  vom  iji.  bis  8J3.  4^Jq,  vom  gJ3. 

bis  31  j 3.  4V-2°/o»  '^om  1J4.  bis  30.6.  5''/,.,. 

Debet 

Herren  F,  L,  Weber  &  Sohn,  Danzig.                    Kredit 

Mon. 

Verfall 

1 

Zah- 
len 

Betrag 

Mon. 

Verfall 

5 

Zah- 
len 

Betrag 

ig.. 

M 

ig.. 

M 

Jan. 

I. 

A  n  Saldo  -  Vortrag 

Dez. 

31- 

— 

Epoche 

3456,78 

Jan. 

6. 

Per  Effekten 

Jan. 

6. 

6 

392 

6543,20 

7- 

„  Eßekten 

Jan. 

7- 

7 

447 

6381,80 

,, 

ig. 

,,         ,, 

„ 

ig. 

19 

721 

3792,50 

j, 

24. 

,,        ,, 

,, 

24. 

24 

1053 

4388,10 

Febr. 

7- 

,,         „ 

Feb. 

7- 

37 

x885^ 

5094,80 

Fehr. 

-?. 

Feb. 

•?. 

?■? 

6g8 

2116,45 

299  8\ 

1S430  ,50 

2  198 

16  343 ,13 

„ 

27. 

„    IjRim. 

Mai 

b. 

126 

13030 

10341,00 

j, 

28. 

,,  Abgabe 

März 

5- 

,,    Effekten 

Mrz. 

5- 

(>.i 

794 

1222,40 

ajLondon 

Mai 

30. 

150 

8064 

5375,50 

,, 

12. 

,f        ,, 

„ 

12. 

72 

3111 

4321,10 

März 

6. 

„  Effekten 

Mrz. 

6. 

66 

2200 

3333,30 

199  33 

31315 ,00 

Q- 

Q. 

6q 

5066 

7341,60 

„ 

25- 

„    I\Rim. 

Juni 

10. 

160 

35^b 

2240,60 

17- 

„  Ricambio 

jj 

17- 

77 

502 

65i,go 

Mai 

^7- 

,,         ,, 

Aug. 

3- 

213 

8054 

3781,30 

j> 

28. 

„  Effekten 

" 

28. 

88 

4682 
22  712 

5321,00 

38  366  ,43 

Juni 

6. 

,,         >> 

Sept. 

I. 

— 

Vortrag 

63o8,g<3i 

April 

17- 

Apr. 

17- 

loy 

1477 

1380,10 

„ 

30. 

,,   Vortrag 

Mai 

II. 

„  Abgabe   aj Paris 

Juli 

II. 

igi 

863g 

32  82  8 

4522,60 
44269  ,13 

ausdemDebet 
Rohsaldo 

3274,3( 

Juni 

6. 
30. 

30. 

30. 

30. 

„   Vortrag  aus  dem 
Kredit 
„  4'^Jq  Zinsen 

M  16,12 
„  4^/2^/0  Zinsen 

M  20,25 

,,  5°/o  Zinsen 

Aug. 

6. 

Vortrag 

1450 
1620 

3274,30 

63o8,go 

30. 

p.  8.  März 
M  3023,53 
V^2056 
do.p.3i.Mrz. 
M  I20i6,g3 
#10815 
do.p.3o.Juni 
M  6g32,23 
Per  Saldo 

Mrz. 
>> 

8. 
31- 

68 
90 

12478 

\ 
7081,8' 

I. 

M  113,25 
„  Saldo 

^153 

14g, 6  2 

ig.. 

Juli 

I. 

Per  Vortrag 

Sept. 

I. 

ig.. 

44051 

54ooi,g5 

44051 

54ooi,g: 

Juli 

Juni\3o. 

7081,85 

63o8,gi 

I. 

„   Vortrag 

Aug. 

6. 

3274,30 

Irrtum  vorbehalten. 
Berlin,  den  30.  Juni  ig . . 

Ferd.  Schmidt  & 


Co. 


nächsten  Verfalltage  offen  stand,  es  wird 
also  Debet-  und  Kreditseite  nicht  ge- 
sondert betrachtet,  sondern  an  jedem 
Tage,  an  welchem  ein  Posten  fällig 
wird,  gewissermaßen  der  Saldo  für 
diesen  Tag  ermittelt.  Jeder  Debetposten 
wird  mit  „D",  jeder  Kreditposten  mit  „K"  be- 
zeichnet. Treffen  zwei  Debet-  oder  zwei 
Kreditposten  zusammen,  so  sind  sie  zu  ad- 
dieren, treffen  Debet-  und  Kreditposten  zu- 
sammen, so  ist  der  kleinere  vom  größeren, 
häufig  der  obere  vom  unteren  abzuziehen,  der 
Saldo  wird  durch  „D"  bezw.  „K"  als  Debet- 
oder Kreditsaldo  gekennzeichnet.  Hinter  dem 
Saldo,  welcher  stets  unter  dem  Additions- 
bezw.  Subtraktionsstrich  steht,  werden  die 
Tage  vermerkt,  für  welche  eine  Zinsberech- 
nung erforderlich  wird.  Die  aus  einem  Debet- 
saldo berechneten  Zahlen  kommen  in  die 
Debet-,  die  aus  einem  Kreditsaldo  herrühren- 
den Zahlen  dagegen  in  die  Kreditspalte.    Einen 


Zahlensaldo  kennt  die  Staffelmethode  nicht, 
denn  aus  den  Debetzahlen  werden  gesondert 
die  Debetzinsen  und  aus  den  Kreditzahlen  die 
Kreditzinsen  zu  den  jeweilig  in  Frage  kommen- 
den Zinssätzen  berechnet.  Die  festgesetzten 
Zinsen  werden  in  sich  saldiert,  d.  h.  es 
wird  ermittelt,  ob  Debet-  oder  Kreditzinsen 
überwiegen.  Dieser  Zinsbetrag  wird  durch 
das  Memorial  verbucht  und  auf  das  betr. 
Konto  übertragen.  In  der  Regel  schließt  man 
die  Staffelrechnung  mit  dem  Kapitalsaldo  ab 
und  begnügt  sich,  den  Zinsbetrag,  sowie  die 
in  den  meisten  Fällen  bedingte  Provision, 
Porti,  Spesen  usw.  nur  auf  dem  Konto  er- 
sichtlich zu  machen.  Soll  die  Staffelnote  bis 
auf  den  zum  Vortrag  gelangenden  Saldo  zu 
Ende  geführt  werden,  so  sind  Kreditzinsen  zu 
einem  Kreditsaldo,  Debetzinsen  zu  einem  Debet- 
saldo hinzuzufügen.  Daß  von  einem  Kredit- 
saldo die  Debetzinsen,  Porti,  Provision  usw. 
in  Abzug  zu  bringen  sind,  ist  selbstverständlich. 
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Das  nachsiehende  Beispiel  zeigt  einen  Konto- 
anszug für  das  erste  Semester  eines  Jahres.  Be- 
dingt sind  für  Debetsaldi  i^l^  über,  für  Kredit- 
saldi i^Jq  unter  dem  Reichsbankdiskont.  Da  dieser 
hier  mit  4°j(j  angenommen  ist,  besteht  für  Debet- 
saldi eine   Verzinsung  von  5^/0,   für  Kreditsaldi 

Debet 


eine  solche  von  3^!^.  Die  zwischen  der  Betrags- 
kolonne und  der  Spalte  für  die  Tage  befindliche 
Spalte,  welche  den  Zeitraum  von  einem  Verfall- 
tage bis  zum  nächsten  Verfalltage  angibt,  fehlt 
meistens;  hier  ist  sie  zur  Erleichterung  des  Ver- 
ständnisses angefügt. 

Kredit 


Mon. 


Verfall 


Zah 
len 


Betrag 


Mon 


Verfall 


Zah- 
len 


Betrag 


19.. 
Jan. 
Febr. 
März 
April 
Mai 

Juni ! 


19.. 
Juli 


I 

15- 
18 
24 
26 
29. 
2. 

14- 
21. 

30. 


An  Saldovortrag  v.  J. 
„   Effekten 


Dez. 

Febr. 
März 
April 
Mai 

Juni 


jO/00  ajM  60903,55 
Porti,  Spesen  etc 


An  Saldovortrag 
Irrtum  vorbehalten. 


Juni 


30. 


7682,10 
3421,80 
11555,85 
3734,05 
7500,00 

13441,40 

2609,10 

7231,30 

11410,05 

60,90 

5,70 


19.. 

Jan. 

Mai 
Juni 


Per  Effekt 


„  Zinsen 

l\Staffelnota 

„     Saldo 


Jan. 

Mai 
Juni 


68652,25 


2297,22 


13624,80 
9428,70 
12901,50 
16032,40 
14331,10 

36,53 
2297,22 


68652,25 


den  30.  Juni  19 


Zinsen-Nota 

für  Herren 

Betrag 

Tage 

Zinsz 

Debet 

ahlen 

Kredit 

Dezbr.  v.  J. 
19 . .  Januar 

3I' 

5- 
31- 
15- 
18. 
24. 

5- 
26. 
29. 

2. 

D  ^ 

K  i 

K 

K 

K 

D 

K 

D 

K 

D 

D 

K 

K 

D 

K 

D 

D 

D 

D 

.M, 

7682,10 

13624,80 

vom  31.  Dez.  v.  J.  bis     5.  Januar 
„      5.  Januar       „   31. 
„    31.        „            „    15.  Februar 
„    15.  Februar      „   18.  März 
„    18.  März           „    24.  April 
„    24.  April           „     5.  Mai 
„      5.  Mai             „   26.     „ 
„    26.     „               „    29.     „ 
„    29.     „                „      2.  Juni 
„      2.  Juni           „   14.      „ 
„    14'      »              ..   -rö.      „ 
„    16.      „              „   18.      „ 
„    18.      „              „   21.      „ 
„    21.      „              „   30.      „ 

5O/0  von  3503^ 
3'>lo    „   10222  „ 
Zinsensaldo 

5 

25 

15 

33 

36 

II 

21 

3 

3 

12 

2 

2 

3 

9 

384 

367 

341 

1679 

424 

104 

204 

»» 

5942,70 
9428,70 

i486 

Februar 

15371,40 
3421,80 

2306 

März 

11949,60 
11555,85 

3944 

April 

393,75 
3734,05 

142 

Mai 

3340,30 
12901,50 

»» 

9561,20 
7  500,00 

2008 

»» 

2061,20 
13441,40 

62 

Juni 

11380,20 
2609,10 

13989,30 
7231,30 

»» 

14. 
16. 
18 
21. 

D 
D 
K 
D 
K 
K 
D 
D 

»» 

21220,60 
16032,40 

>i 

5188,20 
\    14331,10 

»> 

9142,90 
II  410,05 

274 

j      2267,15 

m 

180 

3503 

10222 

Debet 
M.  48,65 

„    36,53 

Kredit 
A  85,18 

53 
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Das  nachstehende  Beispiel  ist  dem  Kassa-Konto- 
Korrentverkehr  entnommen  und  soll  eine  Staffel- 
rechnung mit  wechselndem  Zinsfuße  veranschau- 


Kreditposten  j'^/q  unter  Bankdiskont  an  Zinsen 
in  Rechnung  gestellt  wird;  der  Bankdiskont  ist 
vom  I.  Januar  bis  14.  April  zu  4^Jq,  für  den  Rest 


liehen,  bei  welcher  für  Debetposten  i'^l^  über,  für  \  des  Semesters  zu  5*^/0  angenommen. 


Debet 

Kredit 

19.. 

M 

^ 

19.. 

M 

4 

Jan. 

I. 

31J12.  An  Saldo 

II 386 

50 

Febr. 

II. 

Per  Kassa 

8000 

__ 

März 

13. 

An  Kassa 

6927 

30 

März 

18. 

>> 

,, 

15000 

— 

Mai 

10. 

>>        >> 

22365 

60 

April 

30. 

,, 

Check 

5907 

50 

jj 

21. 

7500 

— 

Juni 

18. 

,, 

,, 

6422 

80 

Juni 

30. 

,,    Zinsen  Ij Staffelnota 

190 

55 

,, 

30. 

>> 

Saldo 

13086 

85 

>» 

>» 

„    i/gO/o  ajM  36792,90 

46 

^^^^^„-"^ 

»> 

>> 

„     Porti  etc. 

I 

20 

"""^ 

48417 

15 

48417 

15 

ig.. 

Juli 

I. 

An  Saldovortrag 

13086 

85 

Irrtum  vorbehalten 
.  . .  .,  den  30,  Juni  19  . 


19.. 

Monat 

Tag 

Staffel 

Tage 

3% 

Zinszahlen 

4'lo       1       5'U 

i 

AOI            1 

0  /o 

31- 
II. 

13- 
18. 

30. 
10. 
21. 
18. 

D 
K 
D 
D 
D 
K 
K 
K 
K 
D 
D 
D 
D 
K 
D 

M 

11386,50 

8000,00 

41 
32 

5 

26 
16 

10 
II 

27 
12 

1218 

Dezbr.  v.  J. 
Februar 

780 
1059 

4 

I 

669 

3386,50 
6927,30 

März 

516 

1 

tt 

10313,80 
15000,00 

l 

April 

4686,20 
5907^50 

Mai 

10593,70 
22365,60 

■ 

tt 

11771,90 
7  500,00 

^295 

Juni 

19271,90 
6422,80 

5203 

12849,10 

1542 

180 

1218 

1839 

6269 

8040 

Debet  5^1^ 

Kredit3^U 
„     4% 

Porti  etc 

1218I120 
1839I90 

wision 

6269I72 
8040J60 

M  10,15 
„  20,40  •/. 

M.    87,10 
„  134,00 

M  221,10 
„    30,55 

M  190,55 
,     46,00 
„      1,20 

8.  Gold-  und  Silberrechnung. 

Gold  und  Silber  nehmen  unter  den  kauf- 
männischen Gütern  eine  besondere  Stellung 
ein,  weil  beide  Metalle  die  Grundlage  für  das 
Metallgeld  bilden  und  in  der  Edelmetallwaren- 
branche nach  besonderen  Gebräuchen  (Usancen) 
gehandelt  werden.  Beide  Metalle  verdanken 
ihre  hohe  Bewertung  ganz  besonderen  Eigen- 


schaften: ihrem  Glänze,  ihrer  Unverändert ich- 
keit,  ihrer  relativen  Seltenheit  und  ihrer  allge- 
meinen Beliebtheit.  Als  ganz  reine  Metalle, 
welche  frei  sind  von  allen  anderen  Beimeng- 
ungen, werden*sie  Feinmetalle,  also  Fein- 
gold bezw.  Feinsilber  genannt.  Für  den 
technischen  Gebrauch  sind  beide  Metalle,  da 
sie  zu  weich  sind,  als  Feinmetall  nicht  ver- 
wendbar und  werden  deshalb  mit  Kupfer  ver- 
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mischt  (legiert).  Diesen  Zusatz  nennt  man 
Beschickung  oder  Alliage  und  das  so  beschickte 
oder  legierte  Metall  Rauhmetall.  Man  unter- 
scheidet daher  als  Feingewicht  das  Gewicht 
des  edlen  Metalles  für  sich  und  als  Rauh- 
gewicht  das  Gewicht  des  legierten  Metalles. 
Das  Verhältnis  des  feinen  Metalls  zum  Rauh- 
metall nennt  man  Feingehalt. 

Der  Feingehalt  wird  jetzt  fast  überall  in 
Tausendsteln  ausgedrückt.  Der  Feinheitsbruch 
gibt  durch  den  Zähler  an,  wie  viel  Teile 
feinen  Metalls  in  1000  Teilen  Rauhmetall  ent- 
halten sind.  Ein  Metall  ist  ^°°/,ooo  ^^^^  ^^" 
deutet:  In  je  1000  Gewichtseinheiten  Rauh- 
metall sind  900  Gewichtseinheiten  Feingold 
bezw.  Feinsilber  enthalten. 

a)  Feinheitsbezeichnungen. 

In  früherer  Zeit  bestimmte  man  in  Deutschland 
den  Feinheitsgrad  für  Gold  nach  Karat,  für  Silber 
nach  Lot.  Beide  Bestimmungen  rühren  von  dem 
alten  Kölnischen  Pfunde  her,  dessen  Hälfte  als 
Mark  (Münzmark)  in  24  Karat  ä  12  Grän  für  Gold 
und  in  16  Lot  ä  18  Grän  für  Silber,  also  in  beiden 
Fällen  in  288  Grän  eingeteilt  wurde. 

Das  Juwelenkarat  steht  sprachlich  mit  diesem 
Karat  in  Zusammenhang,  das  Wort  ist  abzuleiten 
von  dem  griechischen  xegdnov,  dem  Samen  des 
Johannisbrotes;  das  Juwelenkarat  ist  eine  Ge- 
wichtseinheit und  in  Deutschland  =-  0,2055371  g, 
es  wird  in  4  Grän  geteilt  und  diese  wieder  in 
Sechzehntel. 

Die  Feinheitsbezeichnungen  auf  älteren  Gold- 
und  Silberwaren  nach  Karat  und  Grän  bezw.  Lot 
und  Grän  zeigen  nur  eine  Qualitätsbezeich- 
nung. 

Die  Umwandlung  von  Karat  und  Grän  bezw. 
Lot  und  Grän  in  Tausendstel  geschieht  am 
einfachsten  durch  den  Kettensatz: 

?  Tausendstel  sind  x  Karat 
wenn  24  Karat  =  1 000  Tausendstel, 
oder  mit  anderen  Worten:  die  gegebenen 
Karat  werden  durch  24  geteilt,  das  Resultat 
sind  Tausendstel.  Handelt  es  sich  um  Silber, 
so  wird  durch  1 6  geteilt.  Sind  endlich  Karat 
und  Grän  oder  auch  Lot  und  Grän  gegeben, 
so  teilt  man  in  beiden  Fällen,  nachdem  man 
die  Angaben  auf  Grän  reduziert  hat,  durch  288. 

Beispiel:  a)  Wieviel  Tausendstel  entsprechen  der 
Bezeichnung  14  Karat  fein? 

?  Tausendstel  14.  Karat  \ ,,    n  cqou    f 

24  Karat    1000  Tausendstel  ]~  hi~^»^oö  /s  T. 
h)  Wieviel  Tausendstel  fein  ist  12 lötiges  Silber? 

?  Tausendstel  12  Lot  \ 3,   ^  _. -^  - 

16  Lot        1000  Tausendstel  ]~~   U  —  ^>'^^'- 
c)  Wieviel  Tausendstel  fein  ist  Gold  zu  21  Karat 
^,2  Grän  ? 

21  Karat  7,2  Grän  =:  21,6  Karat  oder  25g,2  Grän. 

?    Tausendstel    21,6    Karat    oder    ?   Tausendstel 

2^g,2  Grän. 


24  Karat  1000  Tausendstel  =  288  Grän  1000  Tau- 
sendstel =  0,900. 
d)  Wieviel  Tausendsteln  entspricht  die  alte  Be- 
wertung für  Silber  mit  14  Lot  7,2  Grän.    (14  Lot 
y,2  Grän  =  2')gy2  Grän.) 

?  Tausendstel  sind  25g, 2  Grän 

288  Grän       1000  Tausendstel 

=  0,900. 

In  England  ist  neben  der  Feinheitsbezeich- 
nung nach  Tausendsteln  noch  eine  ältere 
Methode  in  Gebrauch,  die  erwähnt  werden 
muß,  weil  sich  das  englische  Münzsystem 
darauf  gründet,  und  auch  der  Handel  in  Edel- 
metall, welcher  in  England  seinen  größten 
Markt  hat,  darauf  basiert.  Man  bedient  sich 
für  die  Gewichtsbestimmungen  von  Edelmetall 
nicht  des  Handelspfundes  oder  des  Avoirdu- 
poidspixm&ts,  sondern  eines  besonderen  Ge- 
wichtes, des  7>cy/pfundes,  das  seinen  Namen 
von  der  altfranzösischen  Stadt  Troyes,  welche 
im  Mittelalter  durch  ihren  großen  Meßverkehr 
bedeutendes  Ansehen  genoß,  entlehnt  hat. 

Das  Troy-®  =  12  Unzen  (oz)  ä  20penny- 
weights  (Pfenniggewicht  dwts)  ä  24  grains  = 
5760  grains,  ist  nach  metrischem  Gewichte  = 
373,242  Gramm;  1  Troyunze  ist  gleich 
31,1035  Gramm. 

Gold  wird  in  England  nach  carats  bestimmt, 
fein  Gold  ist  =  24  carats,  das  carat  wird  dort 
in  4  grains  und  jedes  grain  in  4  quarts  geteilt. 

Silber  wird  nach  pennyweights  (dwts)  be- 
stimmt, und  zwar  ist  fein  Silber  =  240  dwts 
(1  Troy-®  ä  12  oz  ä  20  dwts). 

Gold  und  Silber  werden  in  England  aber 
nicht  auf  der  Basis  des  Feinmetalls  bewertet 
und  gehandelt,  sondern  auf  Grund  des  Standard- 
bezw.  Münzmetalls. 

Standardgold  ist  22  carat  fein  ==  --/2^  = 
11/^,^  =  0,9 1 6^/3  fein.  Standardsilber  ist  222  dwts 
fein  =  222/2^0  =  »7^0  =  0,925  fein.  Ein  Metall, 
dessen  Qualität  besser  als  Standardmetall  ist, 
wird  mit  B.  {better  =\iQ.ss>tr)  oder  m.  {more 
=  mehr),  ein  solches,  welches  schlechter  ist, 
mit  w.  (wörs^=  schlechter)  bezeichnet. 

Gold  kann  niemals  feiner  sein,  als  B.  2  car, 
dies  bedeutet  Standard  =  22  car  -j-  2  car  = 
24  carats  =  fein  Gold.  Silber  B.  18  dwts, 
dies  bedeutet  Standard  =  222  -f  18  dwts  = 
240  dwts  =  fein  Silber.  Gold  w.  8  car.  be- 
deutet Standard  22  car.  •/.  8  =  1 4  carat  = '/^j 
=  0,583  Vg  fein.  Silber  w.  6  dwts  bedeutet  Stan- 
dard 2227.  =  216  dwts  =  216/^^^^ 0,900  fein. 

In  Rußland  wird  das  Edelmetall  nach  Solot- 
nik  bestimmt,   ein   russisches  Pfund  (409,512 
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Gramm)  hat  96  Solotnik  ä  96  Doli;  Gold 
von  der  Probe  88  bedeutet:  8«/^«  fein  =  "/^g 
=  0,916^/3  fein. 

b)  Ermittelung  des  Feingewichts. 
Das  Feingewicht  eines  Körpers   aus   Edel- 
metall wird  ermittelt  durch  Multiplikation  des 
Rauhgewichts  mit  dem  Feinheitsbruch. 

Beispiel:  a)  Ein  Goldbarren  ist  4,686  kg  schwer 
und  trägt  die  Bezeichnung  14  Karat,  wieviel  fein 
Gold  enthält  der  Barren  ? 

14  Karat  =  "/a^  =  '/^a  =  0,583^]^  fein 

4,686  kg  X  0,583^  =  2,7333  kg  fein  Gold. 

b)  Ein  silberner  Tafelaufsatz  wiegt  7,450  kg  und 
trägt  als  Feinheitsbezeichnung  12  Lot  14,4  g,  wie- 
viel fein  Silber  enthält  er  ? 


12  Lot  14,4  g 


230,4 


288 


0,800  fein. 


7,45  kg  X  0,800  =  5,g6  kg  fein  Silber. 

c)  Ein  Silberbarren  ist  mit  w.  6  car.  bezeichnet 
und  wiegt  27 ^j^  Tvoy-'R),  wieviel  kg  fein  Silber 
enthält  der  Barren? 

w.  6  bedeutet  Standardsilber  =  222  'j.  6  dwts 

=  216  dwts  = =  0,000  fein. 

240 

?  kg  fein  Silber    27,5  Troy-%  rauh  Silber 

I  Troy-'Sb  rauh       o,g  Troy-U  fein 

I  Troy-'Sb  0,373242  kg 

:^g,238  kg  fein  Silber 

c)  Ermittelung  des  Rauhgewichts. 
Soll  aus  Edelmetall  eine  Legierung  von 
einem  bestimmten  Feingehalt  hergestellt  werden, 
so  wird  das  Rauhgewicht  festgestellt,  indem 
das  Feingewicht  durch  den  Feinheitsbruch  ge- 
teilt wird, 

Betspiel:  Man  hat  1,5  kg  fein  Silber  und  will 
Silber  zu  0,800  fein  herstellen,  wie  groß  wird  das 
Rauhgewicht  sein  ? 

1,5 :  0,8  =  1,875  kg. 
Das   Gewicht   des   Zusatzes   ergibt  sich,   indem 
man   von  dem  ermittelten  Rauhgewichte    das  Ge- 
wicht des  feinen  Metalls  in  Abzug  bringt. 

Rauhgewicht ^^87 5  kg 

Feingewicht 1,500  kg 

Kupfer  -=  0,375  kg 


d)  Ermittelung  des  Feingehalts. 

Der  Feingehalt  wird  in  der  Regel  auf  den 
Barren  oder  auf  den  Gebrauchsgegenständen 
in  einer  der  auf  S.  835  gekennzeichneten  An- 
gaben ersichtlich  sein.  Ist  dies  nicht  der  Fall, 
so  kann  der  Feingehalt  nur  ermittelt  werden, 
wenn  Feingewicht  und  Rauhgewicht  bekannt 
sind.  Teilt  man  das  Feingewicht  durch  das 
Rauhgewicht,    so    ergibt   sich  der  Feingehalt. 

Beispiel:  Zu  einem  Gegenstande  wurden  5,67g  kg 
fein  Silber  verwendet,  der  Gegenstand  hat  ein  Rauh- 
gewicht von  6,310  kg,  welcher  Feingehalt  ist  vor- 
handen ?       ^^^^^  .  ^.^^  =  o,goofein. 


Aus  dieser  Bezeichnung  nach  Tausendsteln  ist 
auch  ohne  weiteres  die  englische  oder  russische 
Feinheitsbezeichnung  ersichtlich. 

e)  Wertberechnung  von  Gold  und  Silber. 
Gold  und  Silber  haben  als  Kaufmannsgut 
wie  jede  andere  Ware  einen  Preis,  welcher 
durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmt  wird 
und  daher  schwankend  ist.  Die  Schwankun- 
gen des  Goldpreises  sind  aber  ganz  gering- 
fügig, well  Gold  in  fast  allen  Kulturländern 
als  Hauptzahlungsmittel  gilt,  und  weil  gekauf- 
tes Gold  stets  mit  Gold  oder  Goldwechseln 
bezahlt  wird.  Silber  dagegen  ist  starken 
Schwankungen  ausgesetzt. 

Gold  und  Silber  werden  hauptsächlich  an  den 
nachstehend  verzeichneten  Plätzen  zu  den  beig^e- 
fügten  Bedingungen  gehandelt:  März  1905  notierte 
Gold: 

Berlin     .    .   .   .  für  1  kg  fein 


Frankfurt  a.  M. 
Hamburg  .  . 
Amsterdam  . 
Paris  .... 


2784  JC 
1   „      „        2784— 2790  i4 
1   „      „        2784— 2790  ii 
1   „      „         1648-1655  hfl. 
1  „      „        3437  Fr.  (mit  Ibis 
30/00  Prämie) 
London  für  1  oz  Standard  77,3  sh  9  d. 

New  York  zum  festen  Preis  von  800  $  für  43  Troy- 
unzen  ä  0,900  fein. 

Silber: 

Berlin nicht  offiziell  gehandelt 

Frankfurt  a.  M.  für  1  kg  fein  83—83,50  M 
Hamburg  .  .  .  „  1  „  „  83— 83,50  J4 
Amsterdam    .    .    „    1  „      „       40,50  hfl. 

Paris „    1  „      „     102,50  Fr. 

London  .    .  für  1  oz  Standard    27^/8  d. 
New  York  .    „    1  „    fein  62  cents. 

Für  Silber  wurde  in  Paris  bis  zum  Jahre  1901 
ein  fester  Preis  von  218,89  Fr.  mit  einem  in  Tau- 
sendsteln ausgedrückten  Verlust  (perle)  notiert,  was 
dem  Ausmünzungsverhältnis  von  1  :  15,5  entsprach, 
denn  zuzüglich  der  Prägegebühr  —  für  Gold: 
7,44  Fr.,  für  Silber  3,33  Fr.  per  kg  —  werden  aus 
1  kg  fein  Silber  222,22  Fr.,  aus  1  kg  fein  Gold  aber 
15,5  mal  mehr,  nämlich  3444,44  Fr.  ausgeprägt. 

Die  Goldnotiz  in  New  York  erklärt  sich  daraus, 
daß  aus  43  Troypfund  Gold  ä  0,900  fein  960  Eagles 
(Stücke  ä  10  $)  geprägt  werden,  aus  43Troyunzen 
also  der  zwölfte  Teil  =  80  Eagles  =  800  $. 

Soll  der  Wert  von  Edelmetallbarren  berech- 
net werden,  so  ergeben  sich  keinerlei  Schwie- 
rigkeiten, wenn  das  Feingewicht  bekannt  ist, 
und  auch  die  Preisnotiz  sich  für  Feinmetall 
versteht.  Bei  der  Londoner  Notierungsweise, 
die  für  Standardmetall  gilt,  hat  man  sich  des 
Kettensatzes  zu  bedienen. 

Beispiel:  a)  Welchen  Wert  hat  in  Paris  ein 
Barren  Gold  von  4,832  kg  ä  o,goo  fein,  wenn  Gold 
i^Iqq  prime  (Prämie)  notiert. 

4,832  kg  rauh 
•/.  i/,o  0,483  „  3437  +  i'^loo 

4,34g  kg  fein  ä  3440,44  Fr.  r  3>44 

=  i4g62,47  Fr.  ^  3440,44  Fr. 
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h)  Welchen   Erlös   erzielt   man   in  London  bei 
einer   Sendung   von    7,885  kg   Gold   ä  o,goo  fein 
bei  einem  Preise  von  yy  sh.  9  pence  per  oz  Stan- 
dard ohne  Berücksichtigung  von  Spesen  etc.  ? 
?  sh.  y,885kg  rauh 

1000  kg  rauh  goo         „  fein 
II  „  fein      12  „  Standard 

o,3y3242  „  12  oz 

I  oz  Standard         yy^yS  sh. 

=  19351,93  sh^^£  967  ■  II  ■  11,6. 

c)  Welchen  Wert  haben  in  London  ii,y5  kg 
Silber  ä  0,800  fein  bei  einem  Preise  von  2y  pence 
per  unze  Standard? 

?  sh.        II, y 5  kg  rauh 
I  kg  rauh     0,8     „  fein 
3y  „  fein    40       „  Standard 
0,373242  „  12  oz 

I  oz  2,25  sh  (2y  p.) 

=  735,12  sh  =  £  36-151^^. 

f)  Die  Berechnung  von  güldenem  Metall. 
Bei  der  Berechnung  des  sog.  güldenen 
Metalls,  d.  i.  Gold  mit  Silbergehalt,  bezw. 
Silber  mit  Goldgehalt,  wird  das  Feingewicht 
für  jedes  der  beiden  Metalle  berechnet  und, 
wenn  es  sich  um  die  Wertberechnung  eines 
solchen  Metallbarrens  handelt,  mit  dem  in 
Frage  kommenden  Marktpreis  für  jedes  der 
beiden  Metalle  der  Wert  ermittelt. 

Beispiel:  Ein  güldener  Barren  wiegt  13,482  kg 
und  enthält  ^*^/iooo  Gold  und  ^^^/looo  Silber,  welchen 
Wert  hat  er,  wenn  der  Goldpreis  mit  2y84  M.  an- 
genommen wird  und  für  Silber  in  London  ein 
Preis  von  28^ \^  d.  notiert  wird? 
13,482  kg  ä  0,800  fein  Gold 

=  io,y856  kg  fein  ä  2y84  JL  =  3002y,ii  JIL 
13,482  kg  ä  0,135  /^^^  Silber 
=  1,820  kg  fein  Silber  ä  84,30  JL  *)  =     153,43  M. 

~  30180,54  M. 


g)  Die  Relation  von  Gold  zu  Silber. 
Werden  die  Preise  der  beiden  Metalle  für 
denselben  Feinheitsgrad  und  für  dieselbe  Ge- 
wichtseinheit gegenübergestellt,  so  ergibt  sich 
das   augenblickliche   Wertverhältnis   oder   die 


*)  Die  Umwandlung  des  Silberpreises  in  London 
in  Reichsmark  per  kg  fein  geschieht  mit  Hilfe  des 
Kettensatzes,  vorausgesetzt,  daß  der  englische 
Wechselkurs  auf  London  in  Berlin  oder  an  einem 
anderen  deutschen  Platze  bekannt  ist. 

?  sh  1  kg  fein  Silber 

37  fein  40  Standard 

0,373242  kg     1  Troy-@ 
1  Troy-S5         12  oz 
1  oz  28,5  d 

240  d 20,43  M 

=  84,30  Ji 

Bei  einem  Wechselkurse  von  20,43  kommt  man 

auch  zu  einem  brauchbaren  Resultat,  wenn  man 

den  Londoner  Silberpreis  mit  2,9587  multipliziert 

28,5  X  2,9587 

84,32  M 


Relation  im  praktischen  Sinne.  Geht  man  indes 
von  dem  Ausmünzungsverhältnis  aus,  so  gelangt 
man    zu    der   gesetzlich    festgelegten  Relation. 

Beispiel:  a)  Gold  notiert  in  Frankfurt  a.  Main 
2y84  M  p.  kg  fein,  Silber  82  M  p.  kg  fein,  welche 
Relation  ergibt  sich? 

2y84:  82  =  33,95:1 
d.  h.  eine  Gewichtseinheit  fein  Gold  entspricht  dem 
Werte  von  33,95  Gewichtseinheiten  fein  Silber. 

b)  Frankreich  prägt  aus  i  kg  fein  Gold  3444*' jg  Fr., 
aus  I  kg  fein  Silber  222^jg  Fr.,  welche  Relation 
ergibt  sich  ? 

3444%:  222"'lc>  =  15,5:1 
d.  h.  nach  den  gesetzlichen  Ausmünzungsbestim- 
mungen  ist  i  kg  fein  Gold  =  15,5  kg  fein  Silber. 
Sind  die  Preise  nicht  für  dieselbe  Gewichtsein- 
heit und  auch  für  verschiedene  Qualität  gegeben, 
so  muß  zunächst  eine  Reduktion  auf  gleiches  Quan- 
tum und  gleiche  Qualität  erzielt  werden. 

c)  Welche  Relation  ergibt  sich  für  beide  Metalle, 
wenn  Gold  in  Hamburg  2y84  M  und  Silber  in 
London  28,5  d.  notiert? 

Der  Preis  für  Gold  versteht  sich  für  i  kg  Fein- 
metall, der  Preis  für  Silber  pro  i  unze  Standard- 
silber. 

Die  Reduktion  des  Londoner  Preises  findet  in 
der  Weise  statt,  wie  die  Fußnote  Spalte  i  zeigt, 
es  ergibt  sich  ein  Silberpreis  von  84,30  M.  per  kg 
fein  und  daraus  als 

Relation:  2y84 :  84,30  =  33,00  :  i 

Bei  einem  Wechselkurse  von  M.  20,43  für  l  £ 
erzielt  man  auch  ein  brauchbares  Resultat,  wenn 
man  die  Zahl  943  durch  den  Londoner  Silberpreis 
teilt:  943 :  28,5  =  33 :  i. 

9.  Münzrechnung. 

Münzen  sind  Metallstücke,  welche  nach  be- 
stimmten gesetzlichen  Vorschriften  zu  einem 
bestimmten  Gewichte  und  Feingehalte  ausge- 
prägt werden.  Die  Vorderseite  oder  der  Avers 
zeigt  in  der  Regel  das  Bild  des  Landesherrn, 
die  Rückseite,  der  Revers,  das  Landeswappen. 
Münzbuchstabe  und  Jahreszahl  machen  den 
Prägeort  und  das  Alter  der  Münze  ersichtlich. 
Das  Rauhgewicht  oder  Bruttogewicht  wird 
„Schrot",  das  Feingewicht  „Korn"  genannt. 
Münzen,  welche  ohne  Einschränkung  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  sind,  heißen  Kurant- 
münzen.  Für  den  Kleinverkehr  dient  dagegen 
die  Scheidemünze,  deren  Annahme  gesetzlich 
auf  einen  begrenzten  Betrag  beschränkt  ist,  in 
Deutschland  nur  bis  20  J(>.  Einige  Staaten  haben 
noch  Handelsmünzen,  die  aber  nur  für  den  aus- 
wärtigen Handel  Geltung  haben  und  im  Inlande 
nicht  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  kursieren. 

Über  Münzgewicht,  Münzfuß,  Reme- 
dium,  Toleranz,  Passiergewicht,  den  Be- 
griff „Währung"  etc.  s.  S.  407  ff. 
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a)  Die  Ermittelung  des  Münzpari. 

Die  Elemente  für  die  Münzrechnung  sind 
durch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Aus- 
münzungsverhältnisse  der  einzelnen  Länder 
gegeben.  Von  allen  theoretischen  Erwägungen 
und  Ermittelungen,  z.  B.  der  Berechnung  des 
Schrotes,  des  Kornes  etc.  soll,  zumal  diese 
Rechnungsarten  im  wesentlichen  nichts  als 
Edelmetallrechnung  sind,  abgesehen  werden. 
Von  praktischer  Bedeutung  ist  allein  die  Be- 
rechnung des  Münzpari,  d.  h.  die  Bewertung 
einer  Münze  in  der  Währung  eines  anderen 
Landes.  Besonders  betont  sei,  daß  nur  Gold- 
münzen mit  Goldmünzen  verglichen  werden 
können,  und  daß  die  Berechnung  des  Münz- 
pari von  Silbermünzen  keinerlei  praktischen 
oder  theoretischen  Wert  hat.  Da  die  Silber- 
münzen meistens  den  Charakter  der  Scheide- 
münze haben  und  deshalb  schon  unterwertig 
ausgeprägt  worden  sind,  damit  sie  nicht  in 
das  Ausland  abfließen,  so  dürfte  von  Wert 
höchstens  die  Ermittelung  sein,  welchen  reellen 
Wert,  d.  h.  Silberwert  sie  gegenüber  dem  auf- 
geprägten Nennwerte  haben.  Bei  dem  schwan- 
kenden Silberpreise  ist  dieser  Wert  ebenfalls 
schwankend,  die  Berechnung  ergibt  sich  ein- 
fach aus  der  gegebenen  Anzahl  von  Münzen 
aus  einer  Gewichtseinheit,  dem  Feingehalte  und 
dem  Silberpreise. 

Auf  S.  838 — 840  sind  die  Ausmünzungsver- 
hältnisse  der  hauptsächlichsten  Kulturländer  er- 
sichtlich gemacht,  die  Ermittelung  des  Münz- 
pari ergibt  sich  in  der  einfachsten  Weise  durch 
den  Kettensatz,  indem  die  Zahl  der  aus  einer 
Gewichtseinheit  geprägten  Münzen  mit  einer 
anderen  Währung  in  Vergleich   gestellt  wird. 


Beispiel:  a)  Wieviel  Mark  ist  i  Franko 
3444,44  Fr.         i  kg  fein 
I  kg  fein  2ygo  JL 

=  o,8i  M 
h)  ?  Fr.  I  M 

2'jgo  M        I  kg  fein 
I  kg  fein      3444,44  F^' 
=  1,234566  Fr. 


c)  ?  hfl. 
1869  £ 

12  Troy-%  rauh 
I  Troy-'d  fein 
1000  g  fein 


I  £ 

40  Troy-'S)  rauh 

II  Troy-iÖ  fein 
373,242  g  fein 
i6s3,44  hfl 


12,107  hfl. 

b)   Die   Notierungsweise    der    Münzen, 
Geldsorten  und  Coupons  in  den  Kurs- 
zetteln. 

Die  Goldmünzen,  sowie  in  einzelnen  Fällen 
auch  Silbermünzen  mit  unbeschränkter  Zahl- 
kraft werden  im  Kurszettel  (s.  S.  478)  notiert, 
und  zwar  verstehen  sich  die  Kurse  entweder 
für  ein  Stück  oder  für  100  Einheiten  oder, 
seltener,  al  marco,  d.  h.  nach   dem  Gewicht. 

Die  Kursnotiz  in  Frankfurt  a/M.  besteht  aus 
einer  Geld-  und  einer  Brief notiz.  Der  für  die  Be- 
rechnung in  Frage  kommende  Kurs  liegt  meist  in 
der  Mitte.  Die  Hamburger  Notierungsweise  ist 
fast  dieselbe. 

Da  die  Notiz  in  allen  Fällen  für  1  oder  für  100 
Einheiten  lautet,  so  bietet  sich  für  die  Berechnung 
keinerlei  Schwierigkeit.  Auch  an  den  anderen 
Hauptbörsenplätzen  Europas  werden  die  Sorten 
in  ähnlicher  Weise  notiert;  eine  besondere  Notiz 
findet  noch  statt  für: 

Preuß.  Taler  in  Amsterdam  p.  St.  ca.  1,75—1,78  hfl. 

Frz.5-Frankenstücke  in  Am- 
sterdam           „        2,35—2,40    „ 

Mexikan.  Piaster  in  Paris  .         „        2,48—2,52  Fr. 

Maria  -  Theresia  -  Taler  in 
Wien  und  Triest    ...         „         2,00—2,15  öK 


Je  eine 

Einheit 

der  nach- 

Reichs- 

Frank., 
Lire, 

Peset. 
od. 

dergl. 

Engl. 

Holl. 

Russ. 

Österr. 

Nord. 

Am  er. 

Ind.    Japan. 

Türk. 

Ägyp- 
tische 
Piaster 

Por- 
tug. 

stehenden 

Münzen 

ist  = 

mark 

Pence 

Guld. 

Rubel 

Kronen 

Kronen 

Doli. 

Rupie    Yen 

Piaster 

Mil- 
reis 

Reichs- 

mark 

1 

1,2346 

11,75 

0,5926 

0,463 

1,176 

0,8888 

0,2382 

0,7342 

0,478 

5,4225 

4,8191 

0.2205 

Frank,  etc. 

0,81 

1 

9,517 

0,48 

0,375 

0,952 

0,720 

0,19295 

0,5947 

0,3871 

4,3923 

3,9035|0,1786 

Engl.  £ 
Holland 

20,4294 

25,2215 

240 

12,1071 

9,46 

24,02 

18,1595 

4,867 

15,000 

9,765 

110,780 

98,4522 

4,504 

1  Av/iiaii\.i> 

Gulden 

1,6874 

2,0832 

19,823 

1 

0,781 

1,984 

1,4999 

0,40295 

1,239 

0,8064 

9,15 

8,1318 

0,3720 

Russ.Rub. 

2,16 

2,667 

25,37 

1,28 

1 

2,539 

1,920 

0,5145 

1,586 

1,0322 

11,713 

10,410 

0,4761 

Österr.  K 

0,8506 

1,05 

10 

0,504 

0,3938 

1 

0,7561 

0,2026 

0,62  > 

0,4065 

4,681 

4,097 

0,1875 

Nord.  Kr 

1,125 

1,3888 

13,216 

0,6667 

0,5208 

1,3225 

1 

0,268 

0,8257 

0,5376 

6,1004 

5,4215 

0,2480 

Am.  Doli. 

4,198 

5,1826 

49,316 

2,4878 

1,9436 

4,9351 

3,7314 

1 

3,0822 

2,006 

22,763 

20,2303 

0,9255 

Ind.  Rupie 

1,362 

1,6813;  16          0,8071 

0,6306 

1,6013 

1,211 

0,3244 

1 

0,651 

7,3854 

6,565 

3,003 

Jap.  Yen 

2,0925 

2,5833   24,576    1,2396 

0,9688 

2,460 

1,860 

0,4985 

1,536 

1 

11,347 

10,084 

0,4613 

Türk.  £ 

18,4415 

22,7672  216,646  10,929 

8,536 

21,696 

16,3924 

4,393 

13,539 

8,8132 

100 

88,872 

4,0658 

Ägypt.  £ 
Portug. 
Milreis 

20,7506 

25,6181243,77312,297 

9,6063 

24,396 

18,445 

4,943 

15,235 

9.917 

112,5214 

100 

4,5749 

4,536 

5,60 

53,284 

2,688 

2,098 

5,332 

4,132 

1,080 

3,330 

2,168 

24,595 

21,858 

1 

842 


Kaufmännisches  Rechnen. 


In  London  werden  die  Münzen  per  Unze 
Rauhgewicht  notiert.  Deshalb  besteht  z.  B. 
für  deutsche,  französische,  amerikanische  sowie 
russische  Goldmünzen  fast  immer  die  gleiche 
Notiz  (ca.  76  sh.  6  p.),  da  diese  Münzen  sämt- 
lich 0,900  fein  sind  und  eine  Unze  von  ihnen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Prägung  immer  das- 
selbe Quantum  Gold  aufweist. 

Beispiel:  a.  Welchen  Wert  haben  nach  der  oben 
aufgeführten  Notiz  24  Münzdukaten? 
24  X  g,72  M  =  233,28  M. 
b.  Welchen  Wert  haben  in  London  122  Doppel- 
kronen, wenn  die  Notiz  für  i  Unze  rauh  y6l6  steht? 
?  sh      122  Doppelkronen  ? 
I  Doppelkrone        20  M 
2ygo  M  I  kg  fem  Gold 

I  kg  fein  i,iii  kg  rauh 

0,373242  kg  12  oz 

I  oz  76,5  sh 

=  2389,64  sh  =  £  iig.g.S. 

10.  Devisenrechnung. 

Devisen,  d.  h.  auf  einen  auswärtigen  Platz 
gezogene  und  in  dessen  Währung  lautende 
Wechsel,  dienen  zum  Ausgleich  der  Verbind- 
lichkeiten der  Handel  treibenden  Völker  unter- 
einander und  bilden  eins  der  vornehmlichsten 
Handelsobjekte  der  Börse.  Sie  entstehen  da- 
durch, daß  der  Verkäufer  einer  Ware  den 
Betrag  der  Faktura,  welche  in  der  Regel  in 
der  Währung  des  Verkaufslandes  ausgefertigt 
ist,  unter  Zugrundelegung  eines  Kurses  in 
fremde  Währung  umrechnet  und  über  diesen 
Betrag  einen  Wechsel  ausschreibt. 

Das  nachstehende  Beispiel  soll  die  Entstehung 
und  den  Zweck  der  Devisen  ersichtlich  machen. 

(A  hat  zu  zahlen  an  B^Jfi8I00  (10 000  Fr.) 
Parisl  \  \  ^.Berlin 

\p  hat  zu  fordern  vonC)  Fr.ioooo(Ji8ioo). 

Die  Firma  B  in  Berlin  hat  an  A  in  Paris  für 
8100  M.  Waren  verkauft  und  trassiert  diesen  Be- 
trag mit  10 000  Fr.  auf  A  in  Paris.  Andererseits 
hat  eine  Firma  D  in  Paris  an  eine  Firma  C  in 
Berlin  für  10  000  Fr.  Waren  verkauft.  Würde 
nun  C  in  Berlin  von  B  den  Wechsel  von  10  000  Fr. 
gegen  Zahlung  von  8100  Jü  erwerben,  so  hätte  B 
sein  Geld,  C  würde  den  Wechsel  an  D  in  Paris 
senden  —  Rimesse  machen  — ,  dieser  würde  ihn 
dem  A  vorlegen  und  dafür  10  000  Fr.  erhalten. 
Damit  hätte  A  seine  Schuld  bezahlt  und  D  sein 
Guthaben  erhoben. 

In  der  Praxis  allerdings  wird  eine  so  glatte 
Abwickelung  kaum  denkbar  sein,  auch  müßte 
B  eventuell  so  lange  warten,  bis  jemand  für 
Wechsel  auf  Paris  Verwendung  hat  und  sie 
ihm  abnimmt.  Hier  setzt  nun  die  Tätigkeit 
der  Banken  und  der  Börse  ein.  B  verkauft 
den  Wechsel  an  ein  Bankhaus,  das  den  Wech- 


sel, wenn  er  erst  später  fällig  wird,  noch  einige 
Zeit  im  Portefeuille  behält  oder  ihn  sofort 
nach  Paris  sendet.  Hierdurch  gewinnt  das 
Bankhaus  ein  Guthaben  in -Paris,  auf  Grund 
dessen  es  jetzt  jedem  Wunsche  nach  Abgaben 
auf  Paris  entsprechen  kann.  Auch  für  den 
Fall,  daß  das  Berliner  Haus  im  Augenblick 
kein  Guthaben  in  Paris  besäße,  kann  es  dennoch 
jeden  Betrag  für  jeden  Termin  unter  Avis  auf 
das  Pariser  Bankhaus  entnehmen,  denn  durch 
gegenseitiges  Übereinkommen  ist  auch  das 
Pariser  Bankhaus  ermächtigt,  jeden  Betrag  auf 
das  Berliner  Haus  zu  ziehen.  Somit  ist  jedem 
Kaufmann  die  Möglichkeit  gegeben,  sein  Gut- 
haben im  Auslande  durch  eine  Tratte  einzu- 
ziehen, indem  er  eine  Devise  an  sein  Bank- 
haus verkauft,  und  andererseits  kann  jeder,  der 
seine  Verbindlichkeiten  im  Auslande  decken 
will,  durch  Ankauf  einer  Devise  Rimesse 
machen.  Die  durch  das  gegenseitige  Trassie- 
ren der  betreffenden  Bankhäuser  entstehenden 
Verbindlichkeiten  zueinander  werden  durch 
den  Konto-Korrentverkehr  geregelt. 

a)  Ermittelung  des  Wechselpari. 

Wechsel  auf  deutsche  Plätze  in  Reichswäh- 
rung können,  wie  bereits  gezeigt  wurde,  dis- 
kontiert oder  zum  mittleren  Verfalltage  gutge- 
schrieben bezw.  belastet  werden.  Die  Devisen 
bedingen  noch  einen  Umrechnungskurs.  Bei 
der  Münzrechnung  wurde  darauf  hingewiesen, 
daß  nur  theoretisch  ein  Münzpari  besteht,  daß 
aber  durch  Angebot  und  Nachfrage  der  Wert 
einer  Münze  gehoben  bezw.  ermäßigt  werden 
kann,  wenn  auch  bei  Goldmünzen  diese 
Schwankungen  nicht  erheblich  sein  können. 
Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  einer 
Devise,  die  ja  nichts  weiter  ist,  als  eine  An- 
weisung auf  eine  bestimmte  Summe  Geld,  und 
in  den  meisten  Fällen  auf  ein  bestimmtes 
Quantum  Gold. 

Eine  Devise,  welche  sogleich  zahlbar  ist, 
wird  daher  fast  gleichbedeutend  sein  mit  dem 
darin  genannten  Geldbetrage,  und  ebenso  wie 
es  theoretisch  ein  Münzpari  gibt,  gibt  es  auch 
ein  Wechselpari.  Während  ein  Münzpari  für 
jede  Münze  ausgedrückt  werden  kann,  also 
beispielsweise  für  ein  5-,  10-,  20-  oder  50- 
Frankenstück,  versteht  man  unter  Wechselpari 
die  Gegenüberstellung  von  je  100  Einheiten 
der  fremden  Währung  zur  deutschen  Reichs- 
währung oder  zu  einer  anderen  fremden  Wäh- 
rung —  nur  für  englische  Wechsel  versteht 
sich  das  Wechselpari  in  der  Regel  für  1  £. 
Wie  gezeigt  wurde,  sind  theoretisch  1 00  Fr.  = 
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8\  J^,  denn  beide  Münzmengen  enthalten 
genau  dasselbe  Quantum  Gold,  ebenso  sind 
100  J^  =  123,457  Fr.  oder  123,46  Fr.  Tat- 
sächlich jedoch  sind  diese  Kurse  nicht  stabil, 
sondern  sie  werden  sich  verändern  je  mehr  Ver- 
bindlichkeiten seitens  Deutschland  an  Frankreich 
zu  begleichen  sind.  Für  die  von  Deutschland 
aus  Frankreich  bezogenen  Güter,  wie  Wein, 
Seide,  Öl,  Südfrüchte  etc.  muß,  wenn  Frank- 
reich von  Deutschland  nicht  in  erheblichem 
Maße  deutsche  Erzeugnisse  gekauft  hat,  der 
Gegenwert  nach  Frankreich  geschickt  werden 
oder  von  Frankreich  trassiert  werden.  Im 
ersten  Falle  wird  durch  fortdauernden  Ankauf 
französischer  Wechsel  der  Kurs  gehoben,  in 
anderem  Falle  durch"  den  andauernden  Verkauf 
deutscher  Wechsel  in  Frankreich  deren  Kurs 
gedrückt  werden,  oder  mit  anderen  Worten: 
Der  hohe  Stand  der  fremden  Wechsel  in 
Deutschland  bedingt  einen  niedrigen  Stand 
der  deutschen  Valuta  im  Auslande. 

Die  Ermittelung  des  Wechselpari  geschieht 
in  derselben  Weise  wie  die  Ermittelung  des 
Münzpari  (s.  S.  841),  doch  kommen  mit  Aus- 
nahme der  englischen  Valuta  immer  100  Ein- 
heiten der  fremden  Währung  in  Frage.  Aus 
der  auf  S.  841  befindlichen  Tabelle  ist  für 
solche  Fälle,  daß  beide  Länder  tatsächlich,  nicht 
bloß  auf  dem  Papier  Goldwährung  haben, 
das  Wechselpari  sofort  zu  ersehen,  wenn  das 
Komma  zwei  Stellen  nach  rechts  gerückt  wird. 

b)  Die  Notierungsweise  der  Devisen. 

Berlin.  Die  Devisen  werden  an  allen  Haupt- 
börsenplätzen nach  bestimmten  Usancen  ge- 
handelt. Über  die  Notierung  in  Berlin  s.  S.  475. 

Beispiel:  a.  Am  ig.  März  ig.,  wird  ein  Wechsel 
ajParis  =)6g8,85  Fr.  per  27.  März  d.  J.  zum  Kurse 
von  81,10  berechnet,  welcher  Betrag  ergibt  sich? 
56g8,85  x  81,10  =  462i,yy  M. 
Der  Wert  des  Wechsels  würde  genau  derselbe 
sein,  auch  wenn  der  Wechsel  am  21.  oder  in  der 
Zeit  vom  22. — 26.  März  fällig  wäre.  Wäre  da- 
gegen der  Wechsel  am  30.  März  fällig,  so  würde 
sich  die  Rechnung  wie  folgt  stellen: 

56g8,85  Fr.  ä  81,10    462i,yy  M. 
•/.  J  3»/o  1,16  „ 

4620,61  Jü 
Da   dieser    Wechsel   3   Tage   nach   Ablauf   der 
kurzen  Sicht  fällig  wird,  so  wird  er  um  die  Zinsen 
für  3  Tage  zum  Pariser  Diskont  minderwertig. 

b.  Welchen  Wert  hat  am  4.  März  ein  Wechsel 
ajMadrid  von  2y85,3o  Pes.  per  25.  März  d.  J. 
bei  einem  Kurse  von  61, y 5  und  4>\^U  Diskont? 
2y85,3o  Pesetas  ä  6i,y5  =  iyig,g2  M 
•/'•  7\4'k\        1,50  M 
ly  18,42  M 


Bei  diesem  Wechsel  werden  unter  den  gleichen 
Bedingungen  Zinsen  gekürzt.  Da  die  kurze  Sicht 
für  spanische  Wechsel  aber  14  Tage  lautet,  so 
kommen  y  Tage  in  Abzug,  nämlich  vom  ig.  bis 
25.  März. 

Handelt  es  sich  um  größere  Beträge,  so 
kann  auch  für  Devisen,  welche  vor  Ablauf  der 
usancemäßigen  kurzen  Sicht  fällig  werden  — 
namentlich  Checks  (s.  S.  475)  kommen  hierbei 
in  Betracht  —  eine  Zinsvergütung  vereinbart 
werden,  wobei  jedoch  der  Diskont  des  fremden 
Platzes  nicht  immer  maßgebend  ist.  Diese 
Vereinbarungen  sind  von  Fall  zu  Fall  ver- 
schieden. 

Beispiel:  a.  Am  4.  Juni  ig.,  kommt  ein  Check 
al  Paris  über  15000  Fr.  ä  81,10  zur  Verrechnung, 
der  Pariser  Diskont  ist  3^1^,  es  werden  aber  laut 
Verabredung  nur  2^/2*^/0  Diskont  bewilligt?  welcher 
Mehrbetrag  ergibt  sich? 

15000  Fr.  ä  81,10  =  12165,00  Jli 
+  6/2V2«/o  (S.  475)  5,07  » 

i2iyo,oy  Jli 

b.  Welchen  Wert  hat  am  4.  Juni  ein  Check 
aj London  von  £  586  ly  g  ä  20,45  ^^^  ^"/o  Zins- 
vergütung ? 

£  586.iy.g=^£  586,888  ä  20,45  =12001,86  A 

-f  9/ 2  0/0  (s.  S.  4y5)  6,00  „ 

i2ooy,86  M. 

Devisen,  welche  zum  langen  Kurs  berechnet 
werden,  aber  vor  Ablauf  der  langen  Sicht 
fällig  sind,  werden  wertvoller,  da  der  Besitzer 
die  Valuta  früher  empfängt,  als  die  Sicht  lautet. 

Beispiel:  a.  Am  2.  September  kommen  625,00  hfl. 
aj  Amsterdam  per  18.  Oktober  er.  zum  Kurse  von 
i68,yo  bei  3^Jq  Diskont  zur  Verrechnung,  welcher 
Markwert  ergibt  sich  ? 

625,00  hfl.  ä  168, yo  =  1054,38  M 

1055,61  M 

b.    Am   2.  Mai  kommen    600  £   per   15.  Juli 
alLondon  zum  Kurse  von  20,335  bei  j^^/o  Diskont 
zur  Verrechnung,  welcher  Markbetrag  ergibt  sich? 
600  £  ä  20,335  ==  12  201,00  M 
-f  J7/j^/o  iy,28  „ 

12218,28  M 

Bei  dem  Beispiel  a  läuft  die  Sicht  nach  2  Mo- 
naten, also  am  2.  November,  ab,  der  Wechsel  wird 
am  18.  Oktober,  also  14  Tage  früher  fällig;  folg- 
lich wird  er  um  die  Zinsen  für  diese  Zeit  wert- 
voller. Bei  dem  Beispiel  b  läuft  die  Sicht  nach 
3  Monaten  ab,  also  am  2.  August.  Da  der  Wechsel 
am  15.  Juli,  also  ly  Tage  vor  Ablauf  der  Sicht, 
zahlbar  ist,  wird  er  um  die  Zinsen  für  ly  Tage 
wertvoller. 

Devisen,  welche  zum  langen  Kurse  berech- 
net, aber  erst  nach  Ablauf  dieser  Sicht  zahlbar 
sind,  werden  minderwertiger,  da  der  Besitzer 
den  Betrag  erst  später  verwerten  kann  als  die 
Sicht  lautet 
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Kaufmännisches  Rechnen, 


Beispiel:  Am  5.  April  kommen  2000  K  alWien 
per  ig.  Juni  ä  85,05  bei  j'/z^'/o  Diskont  zur  Ver- 
rechnung, welcher  Markwert  ergibt  sich  ? 
2000  K  ä  85,03  ^==  iyoi,oo  M 
•/.  1413^12  2,32  „ 

i6g8,68  M 

Rechnerisch  betrachtet,  müßte  ein  langer 
Wechsel  genau  um  soviel  minderwertiger  dem 
kurzen  Wechsel  gegenüber  sein,  als  die  Zins- 
differenz beträgt. 

So  müßte,  wenn  kurz  Amsterdam  i6g,25  hei 
3'^Iq  notiert,  ein  Wechsel  auf  2  Monate,  oder  rich- 
tiger ein  Wechsel,  welcher  52  Tage  später  fällig 
wird  als  der  8-Tagewechsel,  auch  um  52  Tage  Zinsen 
zum  Amsterdamer  Diskont  minderwertig  sein.  Die 
Zinsdifferenz  beträgt  y3  Pf.,  die  Kursdifferenz 
zwischen  dem  kurzen  und  langen  Kurs  stimmt 
aber  nur  sehr  selten  hiermit  überein,  was  sich 
daraus  erklärt,  daß  auch  innerhalb  der  Sichten 
noch  eine  Einwirkung  von  Angebot  und  Nach- 
frage sich  kundgibt,  weshalb  auch  die  theoretische 
Entwicklung  des  kurzen  Kurses  aus  dem  langen 
und  umgekehrt  nur  pädagogischen  Wert  besitzt. 

Die  vorliegende  Kursnotiz  ist  durch  die  dem 
Kurse  beigefügten  Buchstaben  „B"  und  „O" 
noch  besonders  charakterisiert,  für  kurze  Sicht 
besteht  nur  Angebot,  der  Kurs  wird  dadurch 
gedrückt,  für  lange  Sicht  besteht  rege  Nach- 
frage, der  Kurs  wird  dadurch  gehoben,  infolge- 
dessen wird  die  Spannung  zwischen  dem  kur- 
zen und  langen  Kurse  vermindert.  Es  könnte 
auch,  umgekehrt,  Nachfrage  für  kurze  und 
Angebot  für  lange  Sicht  bestehen,  dann  würde 
die  Spannung  zwischen  den  beiden  Kursen 
sich  erweitern. 

Der  Kurszettel  dient  nicht  nur  zur  Ermitte- 
lung des  Wertes  solcher  Wechsel,  welche  zur 
Gutschrift  eingehen  oder  als  Rimesse  verwen- 
det werden  sollen,  sondern  auch  zur  Fest- 
setzung desjenigen  Betrages  in  fremde  Valuta, 
welchen  man  abgeben  muß,  um  eine  Forde- 
rung einzuziehen  oder  zu  trassieren.  Die  Re- 
gulierung der  Verbindlichkeiten  im  internatio- 
nalen Verkehr  kann  durch  Rimessen  geschehen, 
d.  h.  man  kauft  Devisen  und  sendet  sie  zur 
Gutschrift  ein  —  in  diesem  Falle  geht  die 
Initiative  vom  Käufer  bezw.  Schuldner  aus  — 
oder  durch  Entnahmen,  der  Verkäufer,  der 
Gläubiger  entnimmt  den  Betrag  der  Faktura 
oder  seiner  Forderung,  d.  h.  verkauft  Devisen, 
in  welchem  Falle  die  Initiative  vom  Gläubiger 
ausgeht.     Letzteres  bildet  die  Regel. 

Beispiel:  a.  Eine  Firma  hat  von  einem  Pa- 
riser Hause  10  000  M,  sofort  zahlbar,  zu  fordern, 
welchen  Betrag  trassiert  sie,  wenn  der  kurze  Kurs 
81,10  notiert? 

Fr.     10  000  M. 
81,10  JL  100  Fr.  =  12330,46  Fr. 


Diesen  auf  Paris  ausgeschriebenen  Betrag  gibt 
man  sofort  zum  Verkauf  und  erzielt  ohne  jede  Be- 
rücksichtigung von  Spesen  genau  10  000  JL 

Oder  b.     2387,70  Ji  sollen    ajLondon    trassiert 
werden,  auf  welchen  Betrag  lautet  die  sofort  zahl- 
bare Devise?    Kurs  20,45. 
2387,70  :  20,45  =  £  116,758  oder  £  116.15.2.    \ 

Auch  hier  ergibt  der  sofort  verkaufte  Wechsd 
den  gewünschten  Betrag. 

Sollen  auch  die  Spesen,  welche  durch  den 
Verkauf  der  Devise  entstehen,  gedeckt  werden, 
so  müssen  sie  vorher  zu  dem  einzuziehenden' 
Betrage  zugeschlagen  werden. 

Angenommen,  Provision,  Courtage  und  Stempel 
sowie  etwaige  andere  Spesen  betragen  im  erste 
Falle  22,50  JL,  so  sind  10 000  Ji  -\-  22,50 
Spesen  =  10022,50  JL  umzurechnen: 

10022,50  ä  81,10  =^  12358,20  Fr. 

Wird  diese  Devise  sofort  verkauft,    so   ergibt  sie, 
12358,20  ä  81,10  =  10022,50  M 
•/.  Spesen  22,50    „ 

10000,00  Ji. 
Ebenso  ist  eine  Zinsdifferenz  zu  berücksich-^l 
tigen,  wenn  z.  B.  ein  Betrag  per  3  Monal 
entnommen  werden  soll,  aber  nur  eine  Sicht 
von  2  Monaten  notiert  wird,  oder  wenn  noch 
nicht  fällig  gewordene  Beträge  für  einen  spä- 
teren Termin  trassiert  werden  sollen. 

Beispiel:  Am  22.  März  werden  von  Breslau, 
Waren  im  Werte  von  6g84,io  JL  mit  3  Monatet~ 
Ziel  nach  Amsterdam  verkauft,  der  Betrag  soll 
3  Monate  dato,  also  per  22.  Juni,  trassiert  werden. 
Amsterdam  notiert  168,70  per  2  Monate  bei  3^1«; 
auf  welchen  Betrag  muß  die  Tratte  ausgeschrieben 
werden  ? 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  der  Wert  der  Tratte, 
welche  sofort  verkauft  wird,  einen  Erlös  geben 
muß,  der  dem  diskontierten  Betrage  des  Fakturen- 
wertes entspricht.  6g84,io  JL  sind  ein  um  den 
Zinsvorteil  vermehrter  Wert,  der  erst  nach  Ablauf 
des  Ziels  von  3  Monaten  zu  zahlen  ist,  in  ihm 
stecken  die  Zinsen  für  3  Monate  ä  3^Jq.  Es  muß 
daher  zunächst  der  Nettowert  der  Faktura  per 
heute  —  also  den  22.  März  —  ermittelt  werden. 
3^Jq  auf  ein  Jahr  sind  auf  3  Monate  ^U^jo,  daher 
lautet  die  Frage: 

?  JL  sind  heute  6g84,io  M  per  22\6., 
wenn  100,75  per  22 j6.  =  loo  JL  per  heute 
=  6g32,io  JL. 

Diese  einzig  richtige  Art  der  Ermittelung  wird 
im  kaufmännischen  Leben  aber  kaum  jemals  an- 
gewendet, sondern  man  rechnet: 

6g84,io  JL 

.  •/.      9O/3O/0  52,38       M 


6g3i,72  JL 

Es  zeigt  sich  in  diesem  Falle  eine  Differenz 
von  0,38  JL,  die  man  aber  —  mit  Unrecht  —  un- 
berücksichtigt läßt. 

Der  Erlös  einer  Tratte  al Amsterdam  muß  also 
sofort  einen  Betrag  von  6g 32, 10  Ji  liefern  —  Spesen 
sollen  hier  außer  Betracht  bleiben. 

Der  für  2  Monatwechsel  notierte  Kurs  al  Amster- 
dam ist  168,70   bei  j"/o  Diskont,   ein   um  einen 
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Monat  später  fällig  werdender  Wechsel  muß  um 
die  Zinsen  für  30  Tage  ä  j"/«  niedriger  stehen, 
also  168,28. 

?  hfl.    6g32,io  M 
168,28  Jü     100  hfl. 

=  411g, 38  hfl.  per  22.  Juni. 
Beweis:    41  ig, 38  hfl.    per   22.  Juni    haben  am 
22.  März  zum   2  Monatskurs  ä  168,70  und  3<*/o 
sofort  verkauft  einen  Wert  von 

411g, 38  ä  168,70  —  6g4g,3g  Ji 
•/•  3Q/3"/o  17,37  .> 

6g32,02  Ji 
Das  gleiche  Resultat  ergibt  sich,  wenn  man  den 
Betrag  der   Faktura  mit  dem  2  Monatskurse  re- 
duziert und  dann  60  Tage   Zinsen  berücksichtigt. 
6g84,io  M   ä  168,70  =  4i3g,g5  hfl. 
?  hfl.  4i3g,g5  hfl.  2  Mt. 
100,50  hfl.  2  Mt.  lob  hfl.  per  heute 
=  4iig,35  hfl. 
Endlich    kann    der    lange    Kurs,    hier    der 

2  Monatskurs,  auf  einen  Sichtkurs  gestellt 
werden  und  zu  diesem  der  Fakturabetrag  per 

3  Monate  ausgeschrieben  werden. 

168,70  p.  2  Mt. 
-i-6ol3%     -,84 

i6g,54  p.  Sicht. 
6g84,ioJiL  ä  i6g,54  =  4iig,40  hfl. 
b.  5000  M    Fakturabetrag  vom  24.  März  sollen 
per  3  Mt.,   also  per  24\6.   a\Antwerpen  trassiert 
werden,  der  Kurs  ajAntwerpen  p.   2  Mt.  notiert 
80,85  bei  jo/o- 

?  M  heute  5000  ^fi  p.  241 6. 
100,75  P-  24\6.=^  100  M  p.  24J3. 
=  4g62,78  Ji 
Kurs  a\ Antwerpen  p.  2  Mt.  80,85 
•/.  5o/j«/o    —,202 

=  80,648  p.  3  Mt. 
4g62,78J(>  ä  80,648  =^  6153,63  Fr. 
6153,63  Fr.  per  24I6.  verkauft  am  24I3. 
=  6153,63  ä  80,85  =  4975,21  Ji 

'\-30\3%     12,73  Ji 


4g62,78  Ji 
Mitunter  wird  zur  Berechnung  von  Devisen 
für  einen  ganz  bestimmten  Tag  ein  Kurs  ge- 
braucht. 

Am  17.  Mai  z.  B.  notiert  London  3  Mt.,  also 
fällig  am  17.  August,  20,335  bei  3^ \^'  Diskont,  es 
wird  ein  Kurs  für  den  28.  Juli  gebraucht ,  wie 
hoch  stellt  sich  dieser? 

Der  Kurs  per  3  Mt.,  also  per  17.  August,  ist 

20,335 
ein  Wechsel  per  28.  Juli,  der  also  ig  Tage 
früher  fällig  wird,  ist  wertvoller  um  ig  Tage 
ä  3<'/o.  «^50  -f  J9,3"/„  0,0322 


20,3672 
Einen  in  dieser  Weise  ermittelten  Kurs 
nennt  man  einen  Tel-quel-Kurs.  Sind  mehrere 
Wechsel  per  28.  Juli  fällig,  so  braucht  man 
nur  die  Gesamtwechselsumme  mit  dem  Tel- 
quel-Kurse  zu  reduzieren. 

Nach  Berliner  Usancen   müssen  kurzfristige 
Wechsel  mindestens  noch  5  Tage  laufen  (Peters 


bürg  6),  wenn  die  Sicht  8tägig  ist,  7  wenn 
sie  lOtägig  und  8,  wenn  die  kurze  Sicht 
auf  1 4  Tage  lautet.  Längstens  dürfen  sie  noch 
14  Tage  laufen,  auf  Spanien  und  Portugal 
21  Tage.  Langfristige  Wechsel,  deren  Sicht 
auf  2  Monate  lautet,  sind  von  1  ^j^ — 3  Monate 
lieferbar,  lautet  die  Sicht  auf  3  Monate,  so 
sind  sie  von  2^/2 — 3  Monate  lieferbar,  alle 
anderen  Wechsel  werden  als  Mittelsichten  an- 
gesehen und  bedingen  besondere  Verein- 
barungen, ebenso  bedingen  Checks  und  Aus- 
zahlungen besondere  Verabredungen. 

Ferner  sind  bestimmte  Usancen  vorhanden, 
in  welcher  Höhe  Devisen  auf  die  einzelnen 
Plätze  lieferbar  sind,  d.  h.  von  welchem  Mini- 
malbetrage bis  zu  welchem  Maximalbetrage. 
(S.  S.  475). 

Die  Reichsbank  hat  bezüglich  des  Devisenver- 
kehrs ihre  eigenen  Vorschriften,  die  im  wesent- 
lichen von  der  Höhe  des  Zinsfußes  und  der  An- 
zahl der  in  Anrechnung  kommenden  Tage  handeln. 

Die  wichtigsten  Plätze  für  den  Devisenhan- 
del sind,  nächst  Berlin,  Frankfurt  a/M.  und 
Hamburg.  Die  Notierungsweise  in  Hamburg 
stimmt  im  wesentlichen  mit  der  in  Berlin 
überein,  nur  ist  die  lange  Sicht  durchweg  für 
alle  Plätze  —  ausgenommen  New- York  — 
3  Monate.  Hamburg  hat  einen  Brief-  und 
einen  Geldkurs;  der  zur  Berechnung  kommende 
Kurs  liegt  zwischen  beiden.  Der  Zinsfuß, 
welcher  der  Berechnung  zugrunde  gelegt  wird, 
wird  besonders  notiert  und  stimmt  mit  dem 
Diskont  des  betr.  fremden  Platzes  nicht  immer 
überein.  Der  Devisenhandel  in  Hamburg  ist 
überhaupt  mehr  an  Verabredungen  von  Fall 
zu  Fall  gebunden. 

Frankfurt  a.  M.  Der  Kurszettel  unterscheidet 
kurze  Sicht  und  Sichten  von  2^/2 — 3  Monaten. 

Frankfurter  Kurse  vom  13.  März  1905. 


In 
Reichsmark 


Amsterdam 
hfl. 
Belgien  Fr. 
Italien  Le. 
London  Lst. 
Madrid  Ps. 
New- York 
Doli. 
Paris  Fr. 
Schweiz  Fr. 
Petersburg 

Silberrub. 
Triest  K 
Wien       K 

do. 


100 
100 
100 
1 
100 


3— 
3— 

5- 
2 


Kurze  Sicht 


Voriger 
Kurs 

169.30-35b 
81.15bz. 
81.15-20bz 
2120.455-460 


5-!-. 


100  — 
1003— 
100|3V2 

100  5^2 

100|  — 

1003^', 

m.  S.   I  — 


8115-2015  81  2015.20 
81. 10-15bz  81.15.10.15 


Heutiger 
Kurs 

169.30-35b 
81-2015  20 
81.20bz. 
20.450-455 


2^/2— 3  Mo. 


Vor 
Kurs 


85.25bz. 


85.25bz. 


Heut. 
Kurs 


20.465 


846 


Kaufmännisches  Rechnen 


Alle  Kurse  ohne  Ausnahme,  also  auch  die 
langen  Kurse,  sind  8  Tage-Kurse.  Der  Kurs- 
zettel unterscheidet  demnach  nur  die  Qualität 
der  Wechsel,  woraus  sich  auch  die  Notiz  für 
lang  London,  welches  hier  höher  bewertet  wird 
als  kurz  London,  erklärt.  Bei  allen  Devisen, 
welche  in  Frankfurt  a.  M.  zur  Berechnung  kom- 
men, sind  für  die  über  8  Tage  hinausgehende 
Verfallzeit  Zinsen  zu  dem  im  Kurszettel  an- 
gegebenen Diskont  zu  kürzen. 

Beispiel:  Am  jj.  März  werden  in  FrankfurtajM. 

£  yg6.iy.6per  y.  Juni  zu  20,465  gehandelt,  welcher 

Betrag  kommt  zur  Auszahlung  (ohne  Spesen)? 

£  ygö.iy.ö  =  £  ygö.Sys  u.  20,465  =  M  16308,05 

■\.y6\2^.,%  86,oy 

M  i622i,g8 

Die  übrigen  deutschen  Börsenplätze  haben 
im  allgemeinen  eine  ähnliche  Notierungsweise 
wie  Berlin,  doch  weichen  einige  in  der  Länge 
der  Sichten  ab. 

c)  Die  Devisennotierung  an  außerdeut- 
schen Plätzen. 

Bei  der  hohen  Bedeutung,  welche  die  Devisen 
für  das  kaufmännische  Leben  haben,  ist  es  von 
Wichtigkeit,  auch  die  Notierungsweise  der 
Haupthandelsplätze  zu  kennen. 

Amsterdam  notierte  im  April   1905: 


Paris 


Belgische  PI. 
Schweizer  PI. 


Spanische  PI.     .   . 

Portugal 

Italienische  PI. 
Petersburg      .    .   . 

Wien 

Österreichische  PI. 
Deutsche  PI.  .    .    . 


London 


k. 

2  M. 

k. 

3  M. 

k. 

3  M. 

3  M. 

3  M. 

3  M. 

3  M. 

3  M. 

3  M. 

k. 

3  M. 

k. 

2  M. 

48,07^2  0. 
47,771/5.0. 
47,93ä/j  G. 
47,42i/,Q. 
47,82^2  0. 
47,30 
1,67 

47,00 
126,00 
49,75 
49,50 
59,00 
58,32Va 
12,07 
11,97 


0/ 
/o 

.3 


4V2 
4 

5 
¥ 


Kurze  Sicht  ist  an  allen  diesen  Plätzen 
8  Tage,  Paris  und  London  werden  in  langer 
Sicht  für  2  Monate,  die  übrigen  Plätze  für 
3  Monate  notiert.  Die  Notiz  bedeutet  stets 
hfl.  für  100  Einheiten  der  fremden  Währung, 
London  für  1  £  Sterl.,  Spanien  für  100  Pesos 
(500  Pesetas).  Das  Jahr  wird  zu  360  Tagen, 
jeder  Monat  nach  dem  Kalender  gerechnet. 

In  Rotterdam  gelten  die  gleichen  Usancen. 

Beispiel:  Am  9.  April  gelangen  564y,8o  M 
aj Berlin  per  2.  Juni  ä  58,32^!.,  bei  j^/o  zur  Ab- 
rechnung: 

M,  564y,8o  ä  58,325  =  hfl.  32g4,o8 

+  37I3V0  iO'i6 

hfl.  3304,24 


Brüssel  notierte  am  27.  Oktober  1904: 


Escompte 
ä  l'etranger  | 


CHANGES 


Amsterdam  vue. 
Rotterdam 
Berlin  .    . 
Francfort 
Hambourg 
Londres  . 
Paris   .    . 
Vienne    . 
Lisbonne 
Madrid    . 
Italic    .   . 
St.  Petersbg. 
BilletsRoubl. 
Geneve  .   . 
Bäle     .   .   . 


208  45  ä  209  05 
208  45  ä  209  05 

123  52  1/2  ä  123  92 

25  14  ^U  ä  25  18 
100  17  Va  ä  100  27 
104  75  ä  105  55 
ä  472  50 
ä  73  50 


462  50 
72  50 
99  72 
265  62 
265  62 
99  93 
99  93 


100  72 
268  62 
268  62 
100  13 
100  13 


Die  Notiz  bedeutet  Fr.  für  100  Einheiten 
der  fremden  Valuta,  bei  London  für  1  £  und 
versteht  sich  überall  für  Sichtwechsel.  Später 
fällig  werdende  Devisen  werden  daher  um  den 
Zinsbetrag  für  die  noch  bis  zum  Verfalltage  in 
Betracht  kommende  Zeit  zu  dem  beigefügten 
Diskont  gekürzt.  Hierbei  wird  das  Jahr  zu 
360  Tagen,  jeder  Monat  aber  kalendermäßig 
gerechnet.  Die  gleiche  Notierungsweise  findet 
in  Antwerpen  statt. 

Beispiel:  a)  5000  M  biSicht  aj  Frankfurt  a\M. 
werden  am  2.  April  ä  i23,yo  verkauft,  welcher 
Betrag  kommt  zur  Gutschrift? 

M  5000  ä  i23,yo  =  Fr.  6185,00. 

b)  Am  gleichen  Tage  werden  i568,yoM  per 
28.  Juni  ä  123,60  verkauft,  Diskont  5 <*/(,,  welcher 
Betrag  ergibt  sich? 

Ji  i568,yo  ä  123,60=  Fr.  ig38.gi    - 
•l'SylsVo    »        23-43 
Fr.  ig  15.48 

Der  wichtigste  Platz  für  den  internationalen 
Devisenhandel  ist  London.  Die  Devisen  werden 
aber  nicht  an  der  Fondsbörse,  sondern  an  der 
Royal  Exchange  gehandelt,  welche  jeden 
Dienstag  und  Donnerstag  stattfindet.  Das 
Hauptgeschäft  vollzieht  sich  in  der  Hand 
der  Makler  und  zwischen  den  großen  Firmen 
untereinander. 

London  notierte  u.  a.  am  9.  März  1905. 


Auf 

Sicht 

Amsterdam 

u.  Rotterd. 

kurz 

do. 

3Mon. 

Antwerpen  u. 

Brüssel 

Deutsche  PI. 

Paris 

Check 

3Mon. 

Marseille 

Schweizer  PI. 

» 

Kurs 


12  P/1-12  21/4 
12  3^12^, 

25,36Vr25,4P/4 
20,59-20,63 

25,211/4-25,261/4 
25,321/2-25,371/2 
25,333/4-35,38^/4 
25,411/4-25,461/4 


Der  Kurs 
bedeutet 


j  Quid.  u.  Stüber 
(    (=.  5  Cents) 
I       fürl^ 

Fr.  f.  1  £ 

M  l\£ 


Fr.  f.  1  £ 


Devisenrechnung. 


847 


Auf 

Sicht 

Kurs 

Der  Kurs 
bedeutet 

Österreich 

» 

24,20-24,24 

K  f.  li^ 

Moskau  und 

Petersburg 

n 

24'^/8-24'/8 

d.*)  f.  1  R^ 

Italien.  PI. 

25,4P/4-25,46V4 

Lire  f.  1  d^ 

New -York 

60Tag. 
o/d. 

48^»/i6 
48^Vi6 

|d.  f.  1  Doli. 

Spanische  PI. 

3Mon. 

35^/8-35'/8 

d.  f.  1  Peso 

Lissabon 

QOTag. 

48^2-48«/, 

d.  f.  1  Milreis 

Kopenhagen 

3Mon. 

18,28-18,32 

Inord.  Kr. 
f    f   1  ^ 

Christiania 

n 

\  18,29-1 833 

Stockholm 

n 

/ 

Die  Londoner  Notiz  ist  insofern  eigenartig, 
als  für  eine  ganze  Anzahl  Devisen  (für  Ab- 
gaben in  hfl..  Fr.,  ^,  Lire,  österr.  und  nordi- 
sche Kronen)  der  Kurs  für  1  £  Sterling  gilt, 
also  die  feste  Valuta  hier  die  inländische  ist. 
Stehen  Wechsel  auf  Berlin  z.  B.  heute  20,61 
und  morgen  20,62,  so  sind  sie  um  1  Pf.  bil- 
liger geworden,  der  Kurs  ist  also  gefallen, 
denn  man  erhält  1  Pfennig  in  deutschen  Wech- 
seln für  1  £  Sterling  mehr  als  am  Tage  vor- 
her. Die  Notiz  für  die  übrigen  europäischen 
Plätze  und  auch  für  New -York  entsprechen 
der  üblichen  Notierungsweise  an  den  anderen 
Plätzen,  die  höhere  Zahl  des  Kurses  bedeutet 
auch  einen  höheren  Preis  der  Devise.  Kurze 
Wechsel  sind  Sichtwechsel  bezw.  Checks,  o/d 
{on  demand)  d.h.  bei  Vorzeigung.  Das  Jahr 
wird  stets  zu  365  Tagen,  jeder  Monat 
kalendermäßig,  der  Februar  auch  in  Schalt- 
jahren zu  28  Tagen  gerechnet. 

Bei  Wechseln,  deren  Notiz  für  1  £  Sterling 
gilt,  ist  der  Zinsbetrag  für  den  früheren  Ver- 
fall als  3  Monate  vom  3  Monats-Kurs  abzu- 
ziehen, bezw.  wenn  der  3  Monats-Kurs  bei 
der  Reduktion  angewendet  wurde,  der  Zins- 
betrag zu  der  ermittelten  Wechselsumme  hin- 
zuzuschlagen. 

Ist  der  jMonats-Kurs  ajBerlin  z.  B.  20,61  bei 
4^Jq,  so  ist  der  Sichtkurs  20,61 

•/.  89— g2  Tage  ä  ^o/q    —,206 
20,404. 

Außer  den  üblichen  Kursen  auf  europäische 
Plätze  und  New -York  werden  häufig  notiert 
(März  1905): 


*)  d  =  Pence. 


Auf 


Bombay,  Ma- 
dras u.  Calcutta 
Rio  de  Janeiro 
Singapore 
Honkong 
Schanghai 
Batavia 

Yokohama 

Manila 


Kap-Kolonie 
Australische  PI. 


Sicht 


telegr. 
transf. 


60Tag. 

» 
o/d. 


Kurs 


1,4^/32 
l,4''/,e 

1,7^/8 

2,l'/8 

12,25 

2  sh.  8/3  d. 

2sh.^«/,6d. 


99Vs 
99^/8 


Der  Kurs 
bedeutet 


sh.  u.  pence 

f.  1  Rupie 
do.  f.  1  Milreis 
I  do.  f.  1  Mex. 
I        Piaster 
do.  f.  1  Tael 
hfl.  u.  Cents 

f.  1£ 
sh.  u.  pence 

f.  1  Yen  Oold 
sh.  u.  pence 
f.  1  Piaster  Ma- 
nila 

[£  bar  f.  100  £ 


Die  Abgaben  auf  indische  Plätze  werden 
im  allgemeinen  bewirkt,  indem  England  auf 
die  indischen  Staatskassen  in  Bombay,  Ql- 
cutta  und  Madras  diejenigen  Beträge,  welche 
die  englische  Regierung  von  Indien  als  Ver- 
waltungskosten etc.  zu  fordern  berechtigt  ist, 
als  sog.  Council  Drafts  abgibt  und  diese  für 
alle,  welche  Wechsel  als  Rimesse  auf  indische 
Plätze  brauchen,  gegen  Zahlung  in  englischer 
Valuta  zur  Verfügung  hält.  In  früherer  Zeit 
wurde  durch  solche  Council  Drafts,  welche  öf- 
fentlich zur  Auktion  kamen,  der  Kurs  für  die 
Rupie  bestimmt. 

Beispiel:  a)  Am  14.  Mai  werden  6000 M  ajBerlin 
per  3.  August  ä  20,61  hei  j"/,,  gehandelt,  welcher 
Wert  ergibt  sich? 

vfi  6000  ä  20,6i='£  2gi,i2i  =  £  2gi.2.5 
-{■ii\3%      -■5-4 


£  2gi.y.g 


oder 


6000  per  3.  August  =  M  6000,00 

-}-  -rj/3°/o__      5I50 


M  6005,50  p.  17I8. 
ä  20,61 

==£  2gi.'j.g. 

b)  Welchen  Wert  haben  $  525,60  oldajNew-York 
ä  48''U 

%  525,60  ä  48,6875  =  25 5go.i 5  pence 
=  £  106 — 12 — 6 

c)  Welcher  Wert  ergibt  sich  für  eine  3  Monats- 
Tratte  Ro  5000  ajPetersburg  bei  einem  Kurse 
von  24^1 1? 

5000  Ro  ä  24,75 


=  123750  pence 


=  £515.12.6. 


g48  Kaufmännisches  Rechnen. 

Paris  notierte  am  27.  Oktober  1904: 


Escompte 
ä  l'Etranger 


Changes 


Papier  Court 


Papier  long 


Valeurs  se  n^gociant  ä  trois  mois. 


3  .  .  »/o 

5  .  .  o/o 

5  V^  % 

5  'k  "/o 


3  .  .  o/o 

3  .  .  «/o 

4  %  % 

5  .  .  o/o 
4  .  .  °/o 


Hollande 

Allemagne 

Espagne  

„       versement  .   . 

Portugal 

Vienne 

Petersbourg 

versement 


206  .  . 
121  15/16 


361 
457 
103 
261 
265 


Vs 


ä  206  V2 
ä  122  3/16 
ä  . . . 
ä  366  Va 
ä  467  .  . 
ä  103  '/s 
ä  263  .  . 
ä  267  Va 


206 
121 


457 
103 
260 


78  ä  206  ^U 

%  ä  122  Vs 

.  a 

,  .  ä  467  .  . 
Vi  ä  104  .  . 
.  .  ä  262  .  . 


et  4 

et  4 
et  4 

et  4 
et  4 
et  4 


Valeurs  se  nSgociant  ä  vue. 


Londres 

„        Cheque  . 

Belgique 

Suisse 

Italie  (lires)    .    .    . 
New-York  (en  or) 


25  07  V2 

25  09  Va 

3/8   pte 

5/16   pte 

1/8    pte 

514    .  . 


ä  25  10  ^/ 
ä  25  12  V 
ä  1/4  pte 
ä  3/16  pte 
ä  Pair 
ä  517  .  . 


25  08..  ä2511..nioins4..  o/^ 
5/16  pte  ä  3/16pte    „    3..  0/0 

1/4    pteä  1/8    pte     „      4^/,  0/, 

1/16  pte  ä  1/16  B    „     5  ..  0/0 
513  Va  ä  516  Va     „     4  . .  »/, 


Wechsel  auf  Holland,  Deutschland,  Spanien, 
Portugal,  Wien  und  Petersburg  haben,  auch 
als  kurzes  Papier,  stets  3  Monatsnotiz.  Da- 
gegen sind  Wechsel  auf  London,  New  York 
und  die  Länder  der  lateinischen  Münzunion, 
auch  wenn  sie  langsichtig  sind,  stets  als  Sicht- 
kurs notiert.  Es  besteht  also  eine  gewisse 
Ähnlichkeit  mit  der  Devisennotiz  in  Frank- 
furt a.  M.  Lange  und  kurze  Sicht  bilden  nur 
einen  Qualitätsunterschied.  Die  für  3  Monats- 
Wechsel  notierten  Kurse  lauten  in  Fr.  für 
100  Einheiten  der  fremden  Währung,  bei 
Spanien  für  100  Duros,  d.  h.  500  Pesetas. 

Die  Kurse  für  die  Länder  der  lateinischen 
Münzunion  bedeuten  in  allen  Fällen  einen 
Verlust  (perte)  gegen  den  Pariwert.  Nur  bei 
Italien  schwankt  der  Kurs  zwischen  99 '/g 
(daher  ^/g  perte)  bis  pair  (pari).  Bei  großer 
Nachfrage  werden  die  Kurse  auch  mit  einer 
Prämie  (prime)  notiert.  Bei  den  zum  3  Monats- 
Kurs  notierten  Devisen  besteht  für  die  Zins- 
berechnung —  sie  basiert  auf  dem  Kalender- 
Wien  notierte  am  13.  Oktober  1904: 


monat,  das  Jahr  wird  zu  360  Tagen  angenommen 
—  ein  fester  Zinsfuß  von  4*^/^,  bei  den  bei 
Sicht  notierten  Devisen  kommt  der  z.  Zt.  am 
fremden  Platze  notierte  Diskont  in  Anwendung. 

Beispiel;  a)  Am  2y.  Oktober  kommen  M  6432,60 
auf    Breslau   per    13.  Januar   ä    122,00  bei  4' 
zur  Abrechnung 

Ji  6432,60  ä  122  =  Fr.  7847,77 

-\-  14I4V0  12,20 

Fr.  7859,97 


I 


b)  Am  2.  Juni  werden  £  186 ■  3- 9  auf  London 
per  17.  August  ä  25,11  bei  3°/o  gehandelt 

£  i86-3-9  =  £  186,188 ä  25,11  =  Fr.  4675,18 

•/♦  76/30/0  29,60 

Fr.  4645,58 

c)  Welchen  Wert  haben  am  5.  Dezember  Fr.  5897,30 
per  24.  Februar  auf  Zürich  bei  einer  Notiz  von 
3116'^jo  perte  und  4'/2"/o-^ 

Fr.  5897,30 


3li6' 


11,05 


Fr.  5886,25 
l-8il4'k'lo  59,60 


Fr.  5826,65 


Devisen. 

03 

3 

C4-t 
CO 

C 

N 

niedrig- 
ster 

höchster 

heutiger 
Schlußkurs 

Schlußkurs 

der  letzten 

Mittagsbörse 

Kurs 

Geld 

Ware 

Geld 

Ware 

Amsterdam  Check  u.  kurze  Sichten  für 
100  hoU.  Gulden vista 

Amsterdam  läng.  Sicht,   f.  100  holl.  Guld.    „ 

Brüssel  Check  u.  kurze  Sichten  f.  100  Fr.    „ 
längere  Sichten  ....      „      „      „ 

Deutsche  Bankplätze  Check  u.  kurze  Sicht, 
für  100  Mark  d.  R.-W „ 

3 
3 

3 

5 

> 

> 
> 

> 

> 
> 
> 
> 

» 

198,50 
> 
> 
> 

117,50 

198,75 
> 

> 

117,70 

198,55 

> 
> 

117,47-5 

198.80 

> 

> 
117,67-* 
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Devisen. 

CO 

C 
N 

niedrig- 
ster 

höchster 

heutiger 
Schlußkurs 

Schlußkurs 

der  letzten 

Mittagsbörse 

Kurs 

Geld 

Ware 

Geld 

Ware 

Dtsch.  Bankplätze  läng.  S.  f.  100  M.  d.  R-W.    „ 

London  Check  u.  kurze  Sicht,  f.  10  Pfd.  Sterl.    „ 

„      längere  Sichten  .   .        „          „        „ 

New  York f.  100  Dollars    „ 

Ital.  Bankplätze  Check  u.  kurze  Sichten  - 
f.  100  Lire „ 

5 
3 
3 
5 

5 
5 

3 

3 

4 
4 
4 
4 

239*45 

> 

> 
> 

95,22-6 
> 

> 

> 
> 

> 
> 

239'52ö 

> 

> 

> 
> 

95,25 

> 
> 

> 
> 
> 
> 

117,55 

239,45 

> 

> 

95,15 

> 

95,22- 

> 
> 

95^05 

95^05 

> 

117,80 
239,65 

> 
> 

95,30 
»    ■ 

95,37-^ 
> 
> 

95' 15 

95,'l5 
> 

117,50 
239,45 

> 

95,12^* 
> 

95,25 
> 

> 

95^05 
95^05 

117,80 
239,65 

> 
> 

95,27-6 

Ital.  Bankplätze  längere  Sichten  f.  100  Lire    „ 
Paris  u.  franz.  Bankplätze  Check  u.  kurze 
Sichten  für  100  Fr „ 

> 
95,40 

Paris  u.  französ.  Bankplätze  längere  Sicht, 
für  100  Fr „ 

Petersburg  u.  russ.  Plätze  Check  u.  kurze 
Sichten  für  100  Rubel „ 

Petersburg  u.  russ.  Plätze  längere  Sichten 
für  100  Rubel „ 

~> 

Zürich  u.  Basel  Check u.  krz.  Sicht,  f.  100  Fr.     „ 
„            „     längere  Sichten         „     „      „ 

Schweizer  Plätze  Check  u.  kz.  Sicht.  „     „      „ 
„            „     längere  Sichten  .   .  „    „      „ 

95,15 

95',15 
> 

Sämtliche  Kurse  sind  a  vista,  d.  h.  bei  Sicht 
gestellt,  doch  kommen  für  deutsche  Wechsel 
1  Reisetag,  für  russische  3,  für  New  York  10 
und  für  die  anderen  Plätze  2  Reisetage  in 
Betracht.  Checks  auf  London  bedingen  wegen 
der  hierbei  nicht  in  Frage  kommenden  Re- 
spekttage (s.  S.  475)  einen  Zinszuschlag  von 
3  Tagen,  Devisen  und  Checks  auf  andere 
Plätze  werden  ohne  Zinsen  gerechnet.  Tele- 
graphische Anweisungen  bedingen  einen  Zins- 
zuschlag für  die  in  Fortfall  kommenden  Reise- 
tage und  zwar  bei  Wechseln  auf  Deutschland 
1  Tag,  russische  Plätze  3  Tage,  London  5  Tage 


(3  Respekt-  -|-  2  Reisetage),  New  York  1 0  Tage, 
alle  anderen  Plätze  2  Tage. 

Beispiel:   a)   hfl.  1^21,^0   Check    aj Amsterdam 
ä  igSf^o. 

hfl.  1721,30  ä  ig8,yo  =  K  3420,22 
h)  £  32y-iy-4  Check  ajLondon  ä  23g, 50 

£  327,867  ä  23g,5o  =  K  7852,45 


+  3/j' 


i,g6 


K  7854,41 
c)  M.  4328,go  per  26.  Mai  ajBerlin  werden  am, 
.  April  ä  117,60  hei  5^Jq  gehandelt. 

M.  4328,go  ä  117,60  =  K  5ogo,7g 

•/.  53\5%  37,48 

K  5053,31 


Petersburg  zeigt  am  1 7.  Oktober  1 904  folgende  Notierungen  des  auch  in  französischer 
Sprache  abgefaßten  amtlichen  Kurszettels: 

Cours  du  change  du  4  (17)  Octobre  1904. 


Ventes  faites 

Ventes 

faites 

Achet. 

Vend. 

papier 
d'export. 

Escompte 
etranger 

ä  vue 

3   m  oi  s 

de   d a t e 

Londres  .    .  pr.  ^       10 

94,30 

93,65 

93,60 

93,65 



3 

Amsterdam    „    Hfl.lOO 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

Berlin  .   .   .   „    M   100 

46,30 

45,85 

45,82V, 

45,85 

— 

5 

Paris    .    .   .  „    Fy.  100 

37,52V, 

— 

37,25 

37,27Va 

— 

3 

Belgique     .  „    Fr.  100 

— 

— 

— 

3 

Vienne    .   .  „    K    100 

— 

— 

— 

— 

— 

3V2 

Copenhague  „    K.    100 

— 

— 

— 

— 

— 

4V2 

Ventes  faites  ä  terme 
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La  Banque  de  I'Etat  per^oit. 

pour  escompte  de  lettres  de  change  jusqu'ä  3  m 

„  „  «        „        „        »        de  3  m.  jusqu'ä  6  m 

„      prets  sur  valeurs 6 

Escompte  de  la  Bourse:  pour  lettres  de  change 6 

„     prets  sur  valeurs 


-7V2°/o 
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Kaufmännisches  Rechnen. 


Bei  der  Zinsberechnung  wird  der  Monat 
zu  30  Tagen  und  das  Jahr  zu  360  Tagen 
angenommen.  Die  Notiz  lautet  in  allen  Fällen 
für  Sichtwechsel  und  für  3 Monat- Wechsel. 

Beispiel:  M  5836,50  fälliger  Fakturenwert  soll 
ä  46,30  trassiert  werden,  welcher  Betrag  kommt 
zur  Ausschreibung? 

M>  5836,50  ä  46,30  =  Ro  2y 02,30. 

In  New  York  werden  die  Devisen  nicht 
an  der  Fondsbörse  gehandelt,  sondern  die 
großen  Bankhäuser,  welche  das  Devisengeschäft 
speziell  betreiben,  geben  die  Kursnotierungen 
durch  die  Handelszeitungen  bekannt.  Es 
wurden  notiert  am  13.  März  1905: 

%im\£  Sterling,  Überfahrtszeit  9  T.  bei  Wechseln 
zuzügl.  3  Respekttagen 


London 


Paris 


Berlin 


60  T. 

Check 

Kabelzahl. 


4,86^/8 -'/s 
4,87-^4 


Fr.  für  1  Dollar,  Fahrzeit  9  T. 

5,183 


60  T. 

Check 

Kabelzahl. 


Cents  für  4 


5,1 71/, 
Fahrzeit  10  T. 


60  T. 
Check 


941 
951 


Fr.  für  1  Dollar. 


Antwerpen 
Schweiz 


Amsterdam 


60  T. 
60  T. 


5,21^4-"^/, 


Cents  für  1  hfl. 


60  T. 

Check 


40^/6-40^8 

40^4-^/16 


Cents  für  1  skand.  Krone. 
Skandinav.Pl.l  60  T.  |   26ö/io-26"/,6 

Lire  für  1  Dollar. 
Italien.  PI.     |  60  T.  |    5,1 71/2-5,1 6'/8 

Cents  für  1  österr.  Krone 
Wien  I  60  T.  1   2OV4— 20^10 

Cents  für  1  Rubel. 
Petersburg     |  60  T.  |   51»/,6-51"/i6 

Die  Notierung  der  Plätze  mit  Frankenwäh- 
rung gilt  in  Fr.  für  1  Dollar,  bei  allen  übrigen 
liegt,  ähnlich  wie  in  London,  die  feste  Valuta 
im  Inlande,  so  daß  der  Kurs  Dollar,  bezw. 
Cents  für  eine  Einheit  fremder  Währung  be- 
deutet. Die  deutsche  Wechselnotiz  bedeutet 
Cents  für  4  Mark. 


10.  Effekten-Rechnung. 

a)  Kurswert. 

Unter  Effekten  im  Börsensinne  sind  Schuld- 
verschreibungen und  Geschäftsanteile  zu  verstehen. 
Die  Schuldverschreibungen  versprechen  einen  festen 
Zinsgenuß,  die  Geschäftsanteile  stellen  einen  Ge- 
winnanteil (Dividende)  in  Aussicht,  dessen  Höhe 
von  dem  jeweiligen  Geschäftsergebnis  abhängig 
ist.  Die  meisten  Effekten  werden  an  einer  Börse 
gehandelt  und  in  einem  Kurszettel  notiert.  Was 
hierüber  zu  sagen  ist,  ist  bereits  an  anderer  Stelle 
(S.  504 ff.)  behandelt  worden,  so  daß  wir  uns  hier 
auf  das  ,rein  Rechnerische  beschränken  können. 

Die  weitaus  meisten  Kurse  werden  in  Pro- 
zenten notiert,  d.  h.  der  Kurs  gibt  an,  wieviel 
Einheiten  man  für  100  Einheiten  des  Nenn- 
wertes eines  Effektes  zu  zahlen  hat.  Der  Kurs 
von  101,50  für  4  o/(j  Pfandbriefe  z.  B.  bedeutet, 
je  100  ^  Nennwert  dieses  Effektes  kosten 
101,50  Jk  Ein  Kurs  von  72,50  für  3«/o 
Transkaukasische  Eisenbahn-Prioritäten  heißt, 
je  100  R°  dieses  Effektes  kosten  72,50  R». 
Über  Kursfeststellung  siehe  S.  523. 

In  einigen  Fällen  wird  der  Kurs  des  Effektes 
auch  in  Mark  p.  Stück  notiert,  d.  h.  der  angegebene 
Kurs  drückt  aus,  wie  viel  Mark  man  für  eine  Aktie 
resp.  für  1  Los  oder  dergl.  zahlt.  In  den  meisten 
Fällen  werden  Papiere  von  Gesellschaften,  deren 
Liquidation  beschlossen  ist,  in  dieser  Weise  franko 
Zinsen,  d.  h.  ohne  jede  Zinsberechnung  notiert, 
desgleichen  einige  Prämienanleihen. 

Beispiel:  a)  3  Stck.  Bauverein  Weißensee- Akt. 
ä  gi5  p.  Stck. 

3x915  =  2745  M 
b)  Stck.  10  Türkenlose  ä  118,75  =  1187,50  M 

b)  Stückzinsen. 

Schuldverschreibungen  tragen  in  der  Regel 
halbjährliche,  seltener  vierteljährliche  und  nur 
in  ganz  vereinzelten  Fällen  jährliche  Zins- 
scheine. Die  Zinsberechnung  findet  in  der 
Weise  statt,  daß  der  Käufer,  da  er  den 
nächst  fälligen  Zinsschein  mit  erwirbt,  dem 
Verkäufer  die  Zinsen  (stets  vom  Nennwerte 
berechnet!)  bis  zum  Kauftage  zu  vergüten  hat. 

Beispiel :    a)  A  m  11.   Februar  werden  M  3000 
4'^l(,   Pfandbriefe    der    Preuß.   Zentralbodenkredit- 
Akt.-Ges.    vom    Jahre    i8go,   Zinsen  ApriljOkt., 
ä  103,40  gekauft,  welchen  Tageswert  hat  das  Papier? 
JL  3000  4^1(1  Preuß.  Zentralb. -Pfandbriefe  ä  103,40 
M  3102,00 
-f  J3J/^"/o    »      43,70 
M  3145,70 

Der  Kurswert  beträgt  Ji  3102,00,  dazu  treten 
die  laufenden  Zinsen  auf  3000  M  für  die  Zeit 
vom  I.  Oktober  bis  zum  11.  Februar  =  131  Tage 
zu  4^'n^  mit  43,70  Ji,  demnach  ergibt  sich  als 
Tageswert  3145,70 
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oder 


h)  Am  21.  Dezember  werden  M.  15000  5Va*'/o 
Preuß.  Konsols  JIJ  (mit  Januar'i  Juli -Zinsen) 
ä  101,60  verkauft,  welcher  Tageswert  ergibt  sich? 

Ji  13000  jVa^/o  P^-  Konsols  ä  101,60  JL 
M  15240,00 
-f  i7ii3%''lo  »      249,40 
M  15489,40 
Ist  der  am  I.Januar  fällig   werdende  Zins- 
schein  bereits  getrennt,  was  bei   inländischen 
festverzinslichen   Werten  häufig  schon  einige 
Zeit  vor  dem  Verfall  geschieht,  so  wird  ent- 
weder der  Betrag  des  Zinsscheines  abgesetzt, 
oder   der  Verkäufer  vergütet  dem  Käufer   (in 
diesem  Falle  für  9  Tage)  Zinsen. 

Die  Abrechnung  stellt  sich  dann  wie  folgt: 

M.  15000  3^jo^lo  Preuß.  Konsols  ä  101,60 

M.  15240,00 

-f  i7il3^!i''lo  »       249,40 

M  15489,40 

fehlend.  Januar-Zinsschein       262,50 

M  15226,90 
oder 
M  15000  S^U'^lo  Preuß.  Konsols  ä  101,60 

Jli  15240,00 

'l-9l3Wo  ..         13,10 
JL  15226,90 

Für  die  Berechnung  der  in  ausländischer 
Valuta  ausgefertigten  Effekten  bestehen  (s.S. 482) 
feste  Umrechnungssätze,  die  sowohl  für  die 
Börsengeschäfte  als  auch  für  die  Berechnung 
der  Reichsstempelabgaben  gelten. 

Der  Nennwert  des  Effektes  wird  bei  der 
Berechnung  in  der  Regel  in  fremder  und  in 
deutscher  Währung  angegeben: 

Beispiel:  a)  %  2000  4^13'^jo  Manitoba  Bonds 
ä  109,50  (Zins.  II  u.  ily)  werden  am  9.  Oktober 
berechnet,  wie  stellt  sich  die  Rechnung? 

$  2000 

4^U^lo  Manitoba  Bds.  ä  109,50  M  9198, — 
99l4^li''lo    »    103,95 


M  8400 


oder 


'^  9301,95 


b)  Am  13.  April  kommen  £  500  5^1  q  Mexikaner 
d  103,20  zur  Berechnung  (Zinsscheine  ^ji  jährlich). 

5°/o  Mexikaner  ä  103,20    M  10526,40 

isIs^'U   „      18,40 


M  10200 


M,  10544,80 
Bei    einigen  Effekten   bestehen   besondere   Um- 
rechnungssätze.    Es  rechnen  z.  B.  125  R«: 
Russ.  Anleihe  v.  1880    nicht  =  400  M  sond.  406  J{ 

M-'5    .  •  rlf^"^"^    ..     »        n  „      404  „ 

Russ.    Nikolai-Oblig.   u. 

Transkauk.  Prioritäten    „     „       „  „      408  „ 

Ungar.  Goldrente  rechnet  1000  öfl.  nicht=2000ii, 

sondern   2025  Jli    usw.     Der   amtliche    Kurszettel 

und  z.  T.  auch  die  anderen  Kurszettel  führen  diese 

Abweichungen  besonders  auf. 

Aktien   werden    durchweg  mit    4^/,,  Stück- 
zinsen, vom   Anfang  des  Geschäftsiahres   an, 


das  bei  den  verschiedenen  Gesellschaften  aber 
sehr  verschieden  ist  und  aus  dem  Kurszettel 
ersehen  werden  muß,  gehandelt  (s.  S.  482). 

Beispiel:    Am    14.  November   werden   M   1800 
Rhein.-Nassau  Bergwerks-Aktien  ä  301,10,  Zins- 
lauf ab  I.  Januar,  gehandelt. 
M.  1800  Rhein.-Nassau-Aktien  ä  301,10  M.  5419,80 

4-  3i4\4''lo  »      62,80 
Ji  5482,60 

Obwohl  dieses  Papier  im  letzten  Betriebsjahre 
22°Iq  Dividende  gegeben  hat,  werden  doch  nur  4^1^ 
Stückzinsen  berechnet.  Am  Schlüsse  des  Geschäfts- 
jahres wird  die  Differenz  zwischen  der  zu  erwar- 
tenden Dividende  und  den  4^1  ^  Stückzinsen  durch 
einen  von  der  Börsenkommission  festgesetzten  Kur s- 
abschlag  —  in  diesem  Falle  18*^1^  —  geregelt. 

Würden  die  in  dem  obigen  Beispiel  erwähnten 
Ji  1800  Rhein.-Nassau-Aktien    am  31.  Dezember 
zum  Kurse  von  301,10  gehandelt  worden  sein,  so 
würde  sich  die  Rechnung  wie  folgt  stellen 
Ji  1800  Rhein.-Nassau-Akt.  ä  301,10  JL  5419,80 

-h  36ol4''lo    „      72,- 
M  5491,80 

Der  Käufer  erwirbt  den  Gewinnanteilschein  oder 
Dividendenschein  für  das  alte  Jahr  mit.  Am 
2.  Januar  würde  in  diesem  Falle,  wenn  weder 
Angebot  noch  Nachfrage  auf  den  Kurs  eingewirkt 
hätte,  nach  dem  Kursabschlag  von  18^ j^  der  Kurs 
283,10  lauten.  Die  M  1800  dieses  Effektes  hätten 
demnach  folgenden  Tageswert 
JL  1800 Rhein.-Nassau-Aktien  ä  283,10  Ji  5095,80 


■2\4' 


,40 


Ji  5096,20 
In  den  Händen  des  Verkäufers  bliebe  aber  der 
Dividendenschein  für  das  abgelaufene  Jahr  mit 
einem  Wert  von  396  M  (22^Jq  von  M  1800).  Zählt 
man  diesen  Betrag  zu  dem  Erlös  vom.  2.  Januar, 
so  zeigt  sich,  daß  der  Kurs  der  gleiche  geblieben 
ist  und  daß  der  Wert  nur  um  2  Tage  Stückzinsen 
auf  1800  JL  mit  40  Pf.  gewachsen  ist. 

Wird  für  eine  Aktie  eine  geringere  Divi- 
dende als  4°/o  verteilt,  so  wird  die  Differenz 
zwischen  Dividende  und  4^/^  zum  Kurse  hin- 
zugeschlagen. 

Beispiel:  Erdmannsdorfer  Spinnerei -Aktien 
notieren  bei  i^j^^jf^  Dividende  59,00,  das  Geschäfts- 
jahr beginnt  am  i.  Januar;  am  31.  Dezember 
betragen  1000  M 

Ji  1000  ä  59,00    Ji  590,00 
+  36oi4^jo     „    40,00 
M>  630,00 
Am  2.  Januar  würde  ein  Zuschlag  von  4'!.i^lt^l(i 
=  2^JJ*Iq  erfolgen,  der  Kurs  würde,   vorausgesetzt, 
daß  Angebot  und  Nachfrage  keinen  Einfluß  äußert, 
61^1^  betragen 

JL  1000  ä  6i^j.2    JL  615,00 

Ji  615,20 
dazu  käme  der  Dividendenschein  ä  i'^/a*'/«  miti5Ji 
Mitunter  wird  ein  Kursabschlag  durch  verstärkte 
Nachfrage  zum  größten  Teil  schon  in  den  ersten 
Tagen  des  neuen  Geschäftsjahres  wieder  eingeholt, 
ebenso  wie  ein  Kurszuschlag  nicht  selten  durch 
Angebot  bald  wieder  verloren  geht. 
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c)   Berechnung   nicht    vollgezahlter 
Aktien. 

Bei  einigen  Kategorien  von  Aktien  erscheint 
es  zuweilen  angebracht,  nur  einen  Teil  des 
Nennwertes  bar  einzahlen  zu  lassen  und  den 
Rest  erst  bei  Bedarf  einzufordern.  Die  feh- 
lende Einzahlung  wird  in  solchen  Fällen  vom 
Kurse  gekürzt,  die  Stückzinsen  werden  eben- 
falls nur  für  den  eingezahlten  Betrag  berechnet. 

Beispiel:  Ji  1500  Meininger  Hypothekenbank- 
Aktien  mit  go^JQ  Einzahlung  werden  am  13.  De- 
zember ä  152  gehandelt. 

M  1500  a  152 (=152 -1.10^10=  142%) 

-t-  Stückzinsen  aJ90%  des  —   //  „j.^     ^ 

NennwerUs  nämlich  ,  ,    „,    — Jfb  ^^ju,uu 

1500  ■].  zuzo\  =  1350  ^  +  343  4^  0       >.      5^>45 


M  2181,45 
Zu  den  nicht  voll  eingezahlten  Aktien  ge- 
hören die  meisten  Versicherungs-Aktien,  die, 
ebenso  wie  Kuxe  (s.  S.  5 1 8/9),  stets  in  J^  per 
Stück  franko  Zinsen  gehandelt  werden. 

Beispiel:  Aktien  der  Cölnischen  Lebensversiche- 
rung Concor dia  notieren  am  7.  April  1905  bei 
20**/q  Einzahlung  M>  i2yo  per  Stück  und  geben 
10° Iq  Dividende.  Auf  den  Nennwert  der  Aktie 
(3000  M)  sind  20^l(,  (600  M)  eingezahlt,' der  Ge- 
winn beträgt  10^ j^,  also  pro  Aktie  60  JL 

d)  Rentabilität  eines  Wertpapieres. 

Um  die  Rentabilität  einer  Schuldverschrei- 
bung, einer  Aktie  oder  eines  Kuxes  zu  er- 
mitteln, muß  die  Frage  gestellt  werden,  welchen 
Nutzen  bringen  100  ^  Anlagekapital.*)  Bei 
den  festverzinslichen  Werten  wirken  oft  eine 
Fülle  von  eigenartigen  Momenten,  wie  Ver- 
losungen, Kündigungsfrist  etc.  auf  die  Kurs- 
höhe ein,  so  daß  das  rechnerische  Resultat  oft 
keinen  praktischen  Wert  hat,  selbst  wenn  man 
die  Berechnung  vom  Standpunkte  der  höheren 
politischen  Arithmetik  vornehmen  wollte. 

Beispiel:  a)  Deutsche  3^Jq  Reichsanleihe  notiert 
go,8o,  welche  Rentabilität  ergibt  sich  bei  diesem 
Kurse  ? 

?  M      100  M. 
90,80  „  3  „ 

=  3,304^0- 
b)  Welcher  Kurs  müßte  für  3^1q  Preuß.  Konsols 
notiert  werden,  wenn  3^1.^1^  Preuß.   Konsols  mit 
101,50  gehandelt  werden? 

?  M  3  M. 

3,5  „     101,50  „ 


•)  Werte  von  gleicher  Bonität  müßten  bei  gleichem 
Zinsfuße  gleich  hoch  im  Kurse  stehen.  Bei  an- 
dauernd niedrigem  Bankdiskont  steigen  Rentenwerte 
im  Kurse,  aber  die  Kurssteigerung  ist  bei  den  drei- 
prozentigen  Werten  nicht  die  gleiche  wie  bei  den 
dreieinhalbprozentigen  Werten,  selbst,  wenn  das- 
selbe Effekt,  z.  B.  Konsols,  in  Betracht  kommt. 


Hierbei  ist  zu  erwägen,  daß  der  Kurs  der 
mit  niedrigem  Zinsfuß  versehenen  Papiere  stets 
über  dem  theoretischen  Kurs  notieren  wird,  da 
bei  einem  Kursstande  unter  pari,  d.  h.  unter 
dem  Nennwert,  eine  Chance  der  Kurssteigerung 
vorhanden  ist,  während  ein  höher  verzins- 
liches Papier,  welches  erheblich  über  pari  steht, 
der  Gefahr  der  Konvertierung  oder  der  Aus- 
losung ausgesetzt  ist.  Bei  Aktien  kommen 
solche  Momente  kaum  in  Erwägung,  da  nur 
eine  sehr  geringe  Anzahl  von  Aktien  der  Ver- 
losung unterliegt,  dagegen  werden  aber  häufig 
die  Chancen  der  Zukunft  bereits  im  Kurse 
ausgedrückt.  Ferner  wirken  bei  Aktien  ge- 
wisse Momente,  wie  bedeutende  Abschreibungen 
in  der  Bilanz,  sog.  latente  Reserven,  die  Kon- 
junktur eines  Artikels  u.  dgl. 

c)  Aktien  der  Berliner  Gesellschaft  für  Anilin- 
Fabrikation  notieren  39o'^j(,  bei  iO^Jq  Dividende, 
welche  Rentabilität  ergibt  sich? 

?  M     100  JÜL  ^J 

390  „       16  „  ^H 

=  4,1%'  V 

Im  allgemeinen  wird  der  Kapitalist,  welcher 
sein  Geld  nutzbringend  anlegt,  bei  der  An- 
lage einen  Unterschied  machen  bezüglich  des 
Anlageobjektes  und  des  Zinsfußes.  Ein  sicheres 
Staatspapier,  wie  Konsols  oder  Provinzialpfand- 
briefe  usw.  werden  immer  eine  geringere  Rente 
geben  als  ausländischeWerte  oder  Industrieaktien. 

d)  Kuxe  der  Zeche  „Alte  Haase"  notieren  1300, 
die  letzte  jährliche  Ausbeute  betrug  60  M,  welche 
Verzinsung  ergibt  sich? 

?  M       100  M. 
1300  „         60  „ 
=  4,6%- 

e)  Concordia-Lebensversicherungs- Aktien  stehen 
12 jo,  sind  mit  20^ j^  eingezahlt  und  geben  io'^Jq 
Dividende,  welche  Verzinsung  ergibt  sich? 

Nennwert  3000  JL,  darauf  eingezahlt  600  Jü, 
Kurswert  i2yoM  per  Stück,  Gewinn  io^lf^=6o  Jli 
?  JL      100  M, 
1270  „         60   „ 
=  4.72%. 

e)  Die  Berechnung  der  Wertpapiere  irn 
Bankverkehr. 
Was  beim  Ankauf  von  Wertpapieren  der 
Käufer  zu  zahlen  hat  bezw.  beim  Verkauf  der 
Verkäufer  erhält,  ist  S.  482  ff.  bereits  ange- 
geben worden.  Das  nachstehende  Beispiel  soll 
einen  Verkauf  verschiedener  Effekten  mit  gleich- 
zeitigem Ankauf  anderer  Effekten  unter  Be- 
rücksichtigung der  üblichen  Spesen  veran- 
schaulichen. 

Am  15.  März  19..  sollen  3000  Ji  Berliner  Stadt- 
Anleihe  AjO.,  4000  öfl.  4'^Iq  Ungar.  Goldrente  und 
20  £  5<^/o  Argent.  Anleihe  von  1890  zum  Tages- 
kurs verkauft  werden  und  dagegen  Berliner  Ma- 
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schinenfäbrik- Aktien  (Schwartzkopff)  bestens  an- 
gekauft werden.  Der  darüber  hinaus  zur  Verfügung 
bleibende  Betrag  soll  in  s^Jq  Transkaukas.  Eisen- 
bahn-Prioritäten und  ein  etwaiger  Rest  in  4^1^ 
Meininger  Hypothekenbank-Pfandbriefen  angelegt 
werden  (die  kleinsten  Stücke  hiervon  haben  einen 
Nennwert  von  50  M). 

Verkauf  am  15.  März: 

3000  Ji  Berl.  Stadt-Anl.  ajO.  ä  ioo,go  3027,00 M 

i65\3%%       48,10  „ 
3oy5,ioM. 
Schlußschein-Stempel       1,20 
Vs^/o  Provision  3.75 

"■laVoo  Courtage  1.50  6.45  „ 


3068,65  Ji 


4000  öfl.  4'^(q  Ung.  Goldr. 

ä  100,20     8116,20  J/L 

75\^\o         67,50  >. 
8183,70  A 


8100  M 


Schlußsch.-Stemp.  2,70 
^/s^/o  Provision  10,10 
Va°/oo  Courtage       4,05 


16,85  M     8166,85  .. 


20  £  50/0  Arg.  A nl.  von  i8go 

ä  99,70     406,80  M 

411,05  M. 


408  M. 


Schlußsch.-Stemp.  0,30 
^U^lo  Provision  0,50 
^U  loo  Courtage       0,20 


1,00  „        410,05  „ 


II  645,55  Ji 


Ankauf  vom  gleichen  Tage: 

4200  Ji   Schwartzkopff- 

Akt.  ä  252,50     10605,00  Ji 

255l4'%         119,00  „ 

10724,00  .M,,. 

Schlußsch.-Stemp.  5,50 

^Is^lo  Provision      5,25 

^/a°/oo  Courtage      2,10         12,85  „ 

10736,85  Ji 

2St.(Ro  25o)3^JoTranskauk. 
'8^6M.PrioY.ä73  595,70  Ji 
9iJ3''lo      6,10  „ 
601,80  M 
Schlußsch.-St.  0,30 
^lä^lo  Provision  1,10 
li  (od  Court.     0,40    1,80  „    603,60  „ 

300  M  ^/o  Meining.  Pfand- 
briefe ä  101,40    304,20  Ji 

•/.  fehlend  April 
Coup.  •/.  J5///0      0,50  „ 


303,70  Ji 
Schlußsch.-St.  0,30 
Provision        0,50 
Courtage  0,15    0,95  „    304,65  „ 


11645,10  Ji,  11645,10,, 


Überschuß  zur  Auszahlung  0,45 M 


*)  Bei  Zusammenfassung  sämtlicher  nach  dem  gleichen  Satze 
zu  versteuernden  Kauf-  bzw.  Verkaufsgeschäfte  auf  je  eine  Schluß- 
note würde  sich  der  Schlußschein-Stempel  etwas  niedriger  stellen. 


f)  Die  Prolongation  der  Termin- 
geschäfte. 

Über  die  Prolongation,  d.  h.  das  Hinaus- 
schieben der  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit 
auf  den  nächsten  Ultimo,  ist  bereits  (S.  529) 
gesprochen  worden.  Wir  können  uns  daher 
hier   auf   das  rein  Rechnerische   beschränken. 

A  hat  z.  B.  30000  Ji  Diskonto -Kommandit- 
Anteile  per  ult.  April  ä  182,50  gekauft,  er  muß 
an  diesem  Termin  die  Stücke  abnehmen  und  den 
Betrag  zahlen.  Ist  ihm  dies  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  genehm,  so  kann  er  sein  Engagement 
prolongieren,  d.  h.  er  muß  jemanden  suchen,  der 
an  seiner  Stelle  die  Stücke  zum  Liquidationskurse 
abnimmt  und  den  Betrag  zahlt,  oder,  wie  man 
technisch  sagt,  „die  Stücke  hereinnimmt".  Von 
diesem,  dem  Hereinnehmer,  hier  B  genannt,  nimmt 
A  die  Stücke  per  ultimo  Mai  zu  einem  höheren 
Kurse  zuzüglich  30  Tage  Stückzinsen  wieder.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  Liquidationskurse  ult. 
April  und  dem  Kurse  per  ult.  Mai  wird  Report, 
auch  Kostgeld,  genannt.  Der  Report  ist  abhängig 
von  dem  Zinssatze  für  Ultimogeld. 

Angenommen,  Ultimogeld  bedingt  z.  Z.  5*^/0,  so 
würden  bei  einem  Liquidationskurse  von  iSo^j^ 
für  je  100  Ji  Nennwert  9  M  Zinsen  pro  Jahr 
entstehen.  Da  aber  die  Effekten  usancemäßig  4'^\(^ 
Stückzinsen  bringen,  so  sind  diese  zu  kürzen,  so- 
mit bleiben  5  M  oder  für  einen  Monat  der  12.  Teil 
=  42^1^  Pf.  oder  abgerundet  40  bezw.  45  Pf. 

A  würde  demnach  von  B  30  000  M  Kommandit- 
Anteile  ultimo  Mai  zu  180,40  bezw.  180,45  abzu- 
nehmen haben. 

Die  Prolongationssätze  werden  etwa  vom 
20.  jeden  Monats  ab  privatim  notiert,  und 
zwar  in  hundertstel  Prozenten  oder,  wie  man 
börsentechnisch  sagt,  in  Cents,  Die  Berech- 
nung des  Zinssatzes  nach  dem  Prolongations- 
satz geschieht  in  folgender  Weise: 

(Prolongationssatz  X  12  (Monate) 
+  40/0  Stückzinsen)  x  100 
Kurs  zuzügl.  Stückzinsen 
also  in  diesem  Falle: 

(0,425  X  12-1- 4)  X  100 

181,60  ~      '»• 

B  würde  folgende  Rechnung  aufstellen: 

Berlin,  den  i.  Mai  19. 
30000  J/L  Kommandit-Anteile  per 

ult.  April  ä  180,00  54000,00  Ji 

i20J4^jf^        400,00  „ 

54400,00  Ji 
30000  Ji  do.  ult.  Mai 

ä   180,40    54120,00  M> 
-\-  i5ol4°l(y         500,00  „     54620,00  Ji 
Differenz  zu  JjLasten      220,00  Ji 

In  der  gleichen  Weise,  wie  die  Abnahme 
von  Effekten  verschoben  werden  kann,  ist  auch 
die  Prolongation  der  Lieferung  von  Effekten 
möglich.    Derjenige,  welcher  Stücke  zu  liefern 
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hat,  veranlaßt  einen  anderen,  ihm  die  Stücke 
zu  leihen  und  verspricht  gleichzeitig,  die  Stücke 
am  nächsten  Termin  unter  Zahlung  einer  vor- 
her vereinbarten  Entschädigung  zurückzuliefern. 
Derjenige,  welcher  zur  Lieferung  von  Stücken 
verpflichtet  wäre,  nimmt  die  Stücke  herein,  der 
verleihende  Stückebesitzer  ist  der  Hereingeber. 
Die  Entschädigung  heißt  Deport  oder  Leihgeld. 

Beispiel:  Russische  Anleihe  von  igo2  bedingt 
gegen  Ende  März  0,20  Deport  hei  einem  Liquida- 
tionskurs von  88,80;  der  Hineingeber  der  Stücke 
gibt  sie  ult.  März  ä  88,80  und  nimmt  sie  ult. 
April  mit  88,60  wieder.  Der  Zinssatz  ergibt  sich 
nach  folgender  Berechnung: 

(—  0,20  xi2^4)x  100  _     ^ 
8^0  ~  ^'^  '»• 

Soll  aus  dem  Zinssatze  der  Prolongationssatz 
berechnet  werden,  so  ergibt  sich  die  Berech- 
nung nach  folgender  Formel: 

/Kurs  inkl.aufgelau 
Usancemäß.  Stückzinsen — (fener  Zinsen  x^/o 

^    für  Ultimogeld 


100 


12 

Für  den  ersten  Fall  also: 

4  —  (i8i,6y  X  5) 
100 


12 


o,425''lo- 


Für  das  zweite  Beispiel: 

4  —  (89,5  X  1,80) 


=  0,20^lo 


12 

Die  Prolongationssätze  sind  nicht  nur  von  der 
Lage  des  Geldmarktes  abhängig,  sondern  auch  von 
der  Position  des  betr.  Effektes,  d.  h.  ob  darin  vor- 
wiegend Hausseengagements  bestehen  oder  Baisse- 
positionen, ob  Stücküberfluß  oder  Stückmangel 
herrscht.  Aber  auch  die  Person  des  Prolongie- 
renden kommt  dabei  in  Betracht. 

Zuweilen  werden  auch  Engagements  „glatt"  ge- 
schoben, d.  h.  ein  Prolongationssatz  wird  überhaupt 
nicht  erhoben,  der  Vorteil  der  Transaktion  besteht 
dann  lediglich  in  den  Stückzinsen  für  1  Monat. 

g)  Die  auswärtigen  Börsen. 

Der  auswärtigen  Börsenplätze  ist,  soweit  das 
Börsentechnische  in  Frage  kommt,  bereits  auf 
S.  532 — 534  gedacht  worden.  Es  sind  daher 
hier  nur  die  Faktoren,  welche  für  das  rech- 
nerische Moment  zu  berücksichtigen  sind,  zu 
behandeln. 

a.  Der  Pariser  Kurszettel  notiert  Staats- 
anleihen in  Prozenten  mit  Zinsen,  Aktien  und 
Obligationen  in  Fr.  pro  Stück  ebenfalls  ein- 
schließlich Zinsen.  Eine  besondere  Zins- 
berechnung findet  also  nicht  statt.  Der 
Kurs  für  französische  3^/^  Rente  versteht  sich 


1  M 

1,25  Fr. 

1  hfl. 

2,10   „ 

1  öfl. 

2,50   „ 

1  öK 

1,05   „ 

1  £ 

25,00   „ 

für  3  Fr.  Rente;  diese  Effekten  lauten  nicht  auf 
einen  Nennwert,  sondern  nur  auf  den  Zins- 
ertrag, die  Rente.  Ein  Kurs  von  101,50  be- 
deutet, um  3  Fr.  Rente  zu  beziehen,  muß  man 
101,50  Fr.  Anlagekapital  aufwenden. 

Wollte  man  den  Kapitalwert  von  2100  Fr.  Rente 
ermitteln,  so  würde  sich  yoooo  Fr.  Kapital  er- 
geben; bei  einem  Kurse  von  101,50  würden  dies 
71050  Fr.  Kurswert  bedeuten. 

Feste  Umrechnungssätze  für  die  in  fremder 
Währung  ausgefertigten  Effekten: 

1  Dollar  5,00  Fr. 

1  Span.  Piaster  5,40  „ 
1  argent.  Peso  5,10  „ 
1  skand.  Krone  1,40  „ 
1  Rupie  2,50    „ 

1  Rubel    4,00 
Beispiel:    Am    2y.  Mai   1905   notierten   Har- 
pener  Bergwerks-Aktien  in  Paris  1602.    Dies  be- 
deutet, ein  Stück  im  Nennwerte  von  600  M  kostet 
einschließlich   der   Stückzinsen    1602    Fr.      Zum 
kurzen  Kurse,  der  z.  Zt.  81,35  notiert,  ergibt  dies 
hei  eitlem  Bezüge  von  Paris  1303,20  M.    In  Berlin 
notierten  am  gleichen  Tage  Harpener  212;  600  M 
zu  diesem  Kurse  ergehen         1272,00  M 
-f  327\4\         21,80   „ 
1293,80  JL 
Die  Differenz  erklärt  sich  daraus,  daß  in  Paris 
ein  Stempel  von  2*^Jq  erhoben  wird. 

ß.  Der  Londoner  Kurszettel  führt,  ebenso 
wie  der  Pariser,  Staatsanleihen  und  Renten 
in  Prozenten  inkl.  Zinsen,  Aktien  (shares)  und 
Obligationen  (bonds)  in  £  per  Stück  ebenfalls 
mit  Zinsen  auf. 

1  ^  =  20  i^  =  10  öfl.  Gold  =  24  Kronen  oder 
12  öfl.  Silber  bezw.  Papier  =  25  Franken  =  12  hfl. 
125  alte  Goldrubel  werden  =  20  ^,  1  $  =  4  s, 
1  Milreis  =  54  d,  1  Rupie  =  2  d  und  ein  neuer 
Rubel  =  25  d  gerechnet. 

In  London  werden  auch  3°/q  Deutsche  Reichs- 
anleihe und  Preußische  Konsols  gehandelt. 

Beispiel:  Am  25.  März  1905  notierten  3^j(t 
Deutsche  Reichsani.  90^/4,  wieviel  kosten  200  000  M  P 

10 000  £    n,    „    •  7         7    i  « 

jT  j* u  Reichsanl.  a  90,25  =  £  9025.  0.  o. 

200000M  ^  "^  y  »  J  y     J 

zum  kurzen  Kurse  ä  20,48  bezogen,  ohne  irgend 
welche  Spesen  in  Betracht  zu  ziehen,  würde  dies 
184832,00  JL  ergehen.  Die  Notiz  in  Berlin  am 
gleichen  Tage  lautet  90,90. 

200000  Ji  Reichsanleihe  ä  90,90     181800,00  JL 

^75/5*^/0        2916,70  „ 

184716,70  Ji 

Unter  Hinzurechnung  der  Spesen  (Courtage, 
Stempel  usw.)  würde  sich  eine  Parität  des  Ber- 
liner Kurses  mit  dem  Londoner  ergehen. 

y.  Der  Wiener  Kurszettel  notiert  die  auf 
K  lautenden  Renten  in  Prozenten,  die  in 
Ooldgulden  ausgestellten  dagegen  in  K  per 
50  öfl.  Gold.  Die  auf  Gulden  Silber  oder 
Papier    lautenden    Renten   werden    in    K   für 


Arbitragen. 


855 


50  Gulden  österr.  Währung  notiert.  Einige  in 
J()  ausgefertigten  Werte  notieren  in  K  für 
100  ^ä).  Staatsbahn-Prioritäten  (Franzosen)  und 
Österr.  Südbahn-Prioritäten  (Lombarden),  welche 
in  Fr.  ausgestellt  sind,  werden  in  K  per  Stück 
notiert.  Die  Zinsberechnung  findet  in  der- 
selben Weise  statt,  wie  an  den  deutschen 
Börsenplätzen.  Da  aber  der  Verfalltag  des 
Zinsscheines  nicht  mitgerechnet  wird,  so  ergibt 
sich  immer  ein  Tag  weniger  als  nach  deutscher 
Usance;  Aktien  bedingen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen 5^/o  Stückzinsen. 

Feste  Umrechnungssätze: 

1  öfl.  Silber  oder  Papier  2,00  Kronen 

1    „     Konventionsmünze  2,10       „ 

1  österr.  od.  ungar.  Gulden  Gold    2,40       „ 
1  Mark  1,18       „ 

1  Frank,  Lire  0,96       „ 

1  £  Sterling  24,00       „ 

Beispiel:    a)    Ungarische  Goldrente  notiert  am 
24.  März  igoj    118,60,    wieviel  kosten  5000  öfl.? 
Der  Kurs  versteht  sich  für  50  öfl.  also  5000  öfl. 
=  100  X  118,60. 

K  11860,00 
aji2  0oo  K  83j4'^Jq  iio,yo 

K  iigyo,yo 
h)  Am  26.  Mai  werden  50  St.  Staatsbahnaktien 
ä  66y  berechnet,  wie  stellt  sich  die  Rechnung? 

St.  50  ä  667  K  33350,00 

Fr.  25000  =  24000  K     -\-325l5^lo    >,     1083,33 


K  34433,33 

11.  Arbitragen. 

Unter  Arbitrage  —  abgeleitet  von  dem 
lateinischen  arbitrarl  =  urteilen,  meinen,  bezw. 
von  arbitrium  =  Schiedsspruch  —  versteht  man 
die  Ausnutzung  der  verschiedenen  Bewertung 
desselben  Valeurs  an  den  verschiedenen  Börsen. 
Bei  der  Arbitragerechnung  hat  man  die  in 
Frage  kommenden  Usancen  und  die  entstehenden 
Unkosten  zu  berücksichtigen,  um  einen  aus- 
wärtigen Kurs  auf  die  heimische  Parität  oder 
auf  die  Parität  eines  anderen  auswärtigen 
Platzes  zu  bringen.  Die  Arbitrage  erstreckt 
sich  besonders  auf  Devisen,  Effekten  und  Sorten 
(Kontanten),  aber  auch  auf  einige  Artikel  des 
Warenhandels. 

Die  Arbitrage  kann  den  Zweck  verfolgen, 
den  billigsten  Weg  zu  ermitteln,  durch  welchen 
eine  Schuld,  deren  Höhe  feststeht,  ausgeglichen 
werden  kann,  d.  i.  die  Ausgleichsarbitrage, 
oder  zu  ermitteln,  an  welchem  Orte  eine  Ef- 
fektenart, eine  Devise  oder  auch  Edelmetall 
am  billigsten  erworben  werden  kann,  um  in 
demselben  Augenblicke  die  gekauften  Effekten 
oder  dergl.  an  einem  anderen  Platze  zu  höhe- 


rem Kurse  mit  Vorteil  zu  verkaufen,  d.  i.  die 
Differenzarbitrage. 

Möglich  ist  eine  Arbitrage  nur  auf  tele- 
graphischem oder  telephonischem  Wege,  da 
jede  Kursschwankung  den  an  sich  oft  selir 
geringfügigen  Gewinn  vereiteln  kann.  Der 
Arbitrageur  muß  außer  den  rechnerischen 
Schwierigkeiten  noch  die  Platzgebräuche  und 
alle  Unkosten  wie  Porto,  Zinsverlust,  Ver- 
sicherungsspesen, Stempel  usw.  in  Betraciit 
ziehen.  Die  Arbitrage  hat  die  hohe  wirt- 
schaftliche Aufgabe,  den  für  ein  Objekt  an 
einem  Platze  etwa  bestehenden  Überfluß  da- 
hin zu  lenken,  wo  ein  Mangel  herrscht. 

Der  Arbitrageur  tritt  an  dem  Platz,  welcher 
die  niedrigste  Notiz  für  eine  Devise,  ein  Effekt 
oder  dergl.  hat,  als  Käufer  auf  und  wird 
gleichzeitig  an  dem  Platze  mit  der  höchsten 
Notiz  für  dasselbe  Objekt  Verkäufer.  Durch 
seine  andauernden  Käufe  steigt  der  Kurs, 
während  am  anderen  Platze  durch  die  an- 
dauernden Verkäufe  der  Kurs  gedrückt  wird. 
Mit  dem  Augenblick,  in  welchem  zwischen 
beiden  Plätzen  die  Kurse  sich  bis  auf  die 
Parität  genähert  haben,  hört  die  Arbitrage  auf, 
rentabel  zu  sein. 

a)  Die  Ausgleichsarbitrage. 
Die  Ausgleichsarbitrage  sucht  den  billigsten 
Weg  zu  ermitteln,  auf  welchem  eine  bestimmte 
Verbindlichkeit  ausgeglichen  werden  kann. 
Hierbei  sind  hauptsächlich  drei  Möglichkeiten 
vorhanden. 

Angenommen  ein  Pariser  Haus  hat  von  Berlin 
100  000  Fr.  zu  fordern,  so  kann  die  Schuld  getilgt 
werden,  indem  Berlin 

1.  direkte  Rimesse  macht,  d.  h.  100  000  Fr.  in  bar 
oder  Wechseln  nach  Paris  sendet, 

2.  indem  Berlin  an  Paris  die  Aufforderung  richtet, 
den  Betrag  zu  trassieren, 

3.  indem   Berlin   andere  Werte,    z.  B.    Londoner 
Wechsel  nach  Paris  sendet. 

In  dem  Fall  i  und  2  kann  noch  in  Erwägung 
gezogen  werden,  ob  kurze  oder  lange  Wechsel  vor- 
teilhafter sind,  im  Fall  3  könnten  an  Stelle  des 
London -Wechsels  auch  irgend  welche  Sorten  oder 
Effekten  remittiert  werden. 

Demgemäß  ist  in  der  Hauptsache  zu  unter- 
scheiden: Direkte  Rimesse,  direkte  Tratte  und  in- 
direkte Rimesse. 

Beispiel:  Berlin  hat  an  Paris  100000  Fr.  zu 
zahlen,  welche  sogleich  fällig  sind,  in  Berlin  no- 
tiert kurz  Paris  81,15,  ^^'^g  Paris  80,80  bei  3"!^ 
Diskont,  kurz  London  20,46  bei  2^/2^/0  Diskont. 
Paris  notiert  deutsche  Wechsel  122  ^j^  und  Check 
London  25,22,  welcher  Weg  ist  der  vorteilhafteste? 

Bei  Lösung  dieser  Aufgabe  sind  sämtliche  Un- 
kosten, wie  Maklergebühr,  Stempel,  Porto  usw., 
der  Einfachheit  halber  außer  acht  gelassen  worden, 
es  wird  angenommen,   daß  diese  Spesen  bei  jeder 
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Transaktion    die   gleichen   sind.     (In  der  Praxis 
jedoch   spielen   gerade   diese  Spesen    eine  Haupt- 
rolle.)   Zu  beachten  ist  ferner,  daß  jede  der  vor- 
zunehmenden   Transaktionen    genau    looooo  Fr. 
als  Reinerlös  ergehen  muß. 
a.  Direkte  Rimesse:  a)  kurze  Wechsel, 
h)  lange  Wechsel, 
a)   Paris  8  Tage  notiert  81,15,  ein  Check  auf 
Paris  ist  daher  um  die  Zinsen  für  8  Tage  '\.  2 
Reisetage    also    6  Tage,    in   diesem  Falle  ä  5*^/0 
wertvoller.  81,15 

+  6/jO/o       0,0406 
8i,igo6 
h)   Paris  2  Monat  notiert  80,80,  auf  Sicht  ge- 
stellt ergibt  sich  80,80 

+  5g/3°/o  0,3905 
81,1905 
ß.  Direkte  Tratte:  Der  in  Paris  notierte 
Kurs  für  deutsche  Wechsel  versteht  sich  für  3  Mo- 
natspapier (s.  S.  848),  d.  h.  je  100  Ji  deutscher 
Wechsel  fällig  nach  3  Monaten  sind  mit  I22^\^  Fr. 
bewertet,  ein  Sichtwechsel  ist  um  goTage  •/.  2 Reise- 
tage, also  88  Tage  ä  j'^/^  wertvoller. 

?  M  100  Fr.  vista 

100,733  Fr.  vista  100  Fr.  3  Monat. 

122,375  Fr. 100  M 

=  81,12. 
y.  Indirekte  Rimesse:  Kurz  London  notiert 
20,46,  ein  Check  ajLondon  würde  um  9  Tage 
Zinsen  wertvoller  sein,  da  8  Tage  -\-  3  Respekttage 
./•  2  Reisetage  eine  Zeitdifferenz  von  9  Tagen  er- 
geben; für  die  Versendung  von  Paris  nach  London 
kommt  jedoch  mindestens  noch  ein  Tag  in  Frage, 
so  daß  in  diesem  Falle  der  Check  um  8  Tage  Zinsen 
ä  2^J^^Jq  besser  als  ein  8  Tagewechsel  ist. 

20,46  ?  M        100  Fr. 

-f-^/aVgO/o       0,0114  25,22  Fr.     i£ 


20,4714 


20,4714 


=  81,17. 

Der  letzte  Weg  scheint  vorteilhafter  zu  sein 
als  der  unter  a  und  b  gezeigte,  da  man  hier  schon 
mit  81,17  M>  100  Fr.  decken  kann,  gegen  81, ig. 
Betont  sei  nochmals,  daß  keinerlei  Spesen  mit 
einkalkuliert  sind.  In  der  Praxis  dürften  die 
durch  die  indirekte  Rimesse  naturgemäß  vermehrten 
Spesen  diese  Transaktion  unmöglich  machen.  Der 
vorteilhafteste  Weg  ist  der  der  direkten  Tratte. 

Probe  auf  die  vorstehend  Ausgeführten  4  Mög- 
lichkeiten : 

Ein  Check  auf  Paris  über  100  000  Fr.  kostet 
81  igo,6o  M,  Würde  man  als  Rimesse  lang  Paris 
verwenden,  so  müßte  man  100485,70  Fr.  fällig 
nach  2  Monaten  senden. 

100485,70  Fr.  ä  80,80  kosten    8iig2,45  M> 
Unter    Berücksichtigung   von    2  Reisetagen   er- 
geben diese  100485,70  Fr.  diskontiert 
•/.  i-^/j**/«  485,70  ,, 
100000,00  Fr. 
Bei  der  direkten  Tratte  wird  das  Pariser  Haus 
auf    das     Berliner    Haus    einen     Wechsel    über 
8ii2i,i5M  ausschreiben,  da  der  Kurs  für  deutsche 
3 Monatswechsel  in  Paris  12 2^ j^  steht,  so  ergibt  sich 
81121,15  ä  122,375 
gg  272,00 
-f  88l3'lo        728,00 


100000,00  Fr. 


Wird  die  indirekte  Rimesse  gewählt,  so  ergibt 
sich  in  diesem  Falle,  daß  in  Berlin  £  3g65.2.2^ 
Check  ajLondon  gekauft  werden,  die  mit  Rücksich 
auf    die    Reisetage     ohne     Spesen,     ä    20,4714 
81171,31  M  kosten,  und  welche  in  Paris  ä  25,22 


verkauft,  100  000  Fr.  Reinerlös  ergeben. 

Überschreitet  der  Kurs  einer  Wechselgattung 
den  sog.  Goldpunkt,  so  ist  es  vorteilhafter, 
an  Stelle  der  Wechselrimesse  eine  Sendung  in 
Gold  treten  zu  lassen. 

Der  obere  Goldpunkt  (s.  a.  S.  416  und  476) 
ist  der  Kurs,  welcher  sich  ergibt,  wenn  man 
eine  Goldsendung  unter  Berechnung  aller  Un- 
kosten, wie  Fracht,  Versicherungsspesen,  Zins- 
verlust usw.  auf  die  Parität  des  fremden 
Platzes  berechnet. 

Beispielsweise  ergeben  100  000  Ji  in  20-Mark- 
stücken  nach  Paris  geschickt  ungefähr  folgenden 
Wert: 

100  000  M  sollen  wiegen  3g,8247  kg 

in  der  Regel  ist  mit  einem 


1 


Untergewicht  von  etwa  i^ 
zu  rechnen 


o,o3g8 


39,7849  H 


9  Fr. 

wenn  i  kg  rauh 


39,785  kg  rauh 

3ogi,58  Fr.  (Bankpreis  in  Paris) 


^=  I22gg8,50  Fr. 

An  Provision  ist  etwa  anzunehmen  ^U°Jo 
An  Transp.-,  Versicherungsspes.usw.^ji^ja 

I22gg8,50  Fr. 
•/.  jo/oo  123,00    „ 


122875,50  Fr. 
Zinsverlust  3  Tage  ä  ^"/^   j/-^^/o 40,g6    „ 


122834,54  Fr. 

Folglich    würden   mit   100  000  M    Goldsendung 
gedeckt  etwa  122  834,54  Fr.  Netto  oder  zur  Deckung 
von  100  Fr.  sind  erforderlich  81,41  M. 
?  M  100  Fr. 

122834,54  Fr.     100  000  Jfi 
=  81,41. 

Überschreitet  der  Wechselkurs  diesen  Punkt, 
der  sich  praktisch  nicht  genau  feststellen  läßt, 
da  die  Zins-  und  Spesensätze  usw.  schwankend 
sind,  so  werden  in  diesem  Falle  französische 
Wechsel  zu  teuer,  und  ein  Goldabfluß  aus 
Deutschland  wird  wahrscheinlich. 

Der  entgegengesetzte  Fall  tritt  ein,  sobald 
der  Wechselkurs  eines  Platzes,  an  welchem 
man  eine  Forderung  einzuziehen  hat,  so  tief 
sinkt,  daß  es  lohnender  wird,  von  diesem 
Platze  Gold  zu  beziehen. 

Der  Goldpunkt  ist  also  im  großen  und 
ganzen  nichts  anderes  als  das  Münzpari, 
vermehrt,  bezw.  vermindert  um  die  bei 
einer  Goldsendung  in  Betracht  zu  ziehen- 
den Spesen. 
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Nach  diesen  Voraussetzungen  ergibt  sich: 

Oberer  Goldpunkt  Unterer  Goldpunkt 

London                  20,50  20,36 

Paris                       81,40  80,55 

Amsterdam           169,45  168,05 

Skand.  Plätze        112,90  112,10 

New  York            421,85  417,70 

Bei  der  Arbitrage  in  Münzen,  Noten 
oder  Edelmetall  gelten  die  gleichen  Grund- 
sätze wie  bei  der  Devisenarbitrage. 

Beispiel:  Es  soll  untersucht  werden,  ob  es  vor- 
teilhafter ist,  20-Markstücke  nach  Paris  zu  senden 
oder  Devisen  zu  remittieren,  wenn  Paris  Gold  mit 
343y  Fr.  p.  kg  fein  berechnet,  wenn  der  Feinge- 
halt der  20-Markstücke  mit  o,8gy5  angenommen 
und  ^! 2^1 00  Spesen  sowie  ^j^'^JQ^Courtage  und  4Tage 
Zinsverlust  für  den  Transport  in  Betracht  gezogen 
werden.  Die  8  Tage-Rimesse  soll  81,30  kosten  bei 
^li^l 00  Courtage  und  ^/g^'/o  Provision,  Zinsfuß  4°lo. 
?  M  100  Fr. 

3437  Fr.  I  kg  fein 

o,8gy5  kg  fein  i  kg  rauh  in  Paris 

I  kg  rauh  in  Paris      o,goo  kg  fein  in  Berlin 
I  kg  fein  2ygo  M 


=  81 

40  M. 

Goldsendung: 
100  Fr. 

Jfio 

81,40 

Rimesse: 
100  Fr. 

M 

81,30 

^/a"/oo  Courtage 
Va^/oo  Spesen 
4  Tage  Zins.  i-^°/o 

0,04 
0,04 
0,04 

8TageZins.ä4'^\^ 
Va°/oo  Courtage 
U  loo  Provision 

o,oy 
0,04 
0,10 

81,52  81,51 

Die  Rimesse  stellt  sich  um  i  3)  für  je  100  Fr. 
vorteilhafter  als  eine  Sendung  deutscher  Goldstücke. 

b)  Die  Differenz-Arbitrage. 
Das  eigentliche  Gebiet  des  Arbitrageurs  ist 
die  Differenzarbitrage,  die  dahin  geht,  ein  Ob- 
jekt an  einem  Börsenplatze  möglichst  vorteil- 
haft einzukaufen,  und  es  an  einem  anderen 
Platze  sofort  mit  Nutzen  wieder  zu  verkaufen. 
Diese  Art  der  Arbitrage  kann  sich  auf  alle  an  den 
betr.  Börsen  gehandelten  Werte  ausdehnen. 

Südösterr.  Eisenbahn- Aktien  (Lombarden)  notie- 
ren p.  ult.  Mai  in  Berlin  15,80,  in  Wien  8g,  in 
London  3^j^,  in  Paris  g3;  zur  gleichen  Zeit  notiert 
Berlin  Wechsel  ajLondon  20,48 
a]  Paris      81,35 
ajWien      85,20. 
Zwischen    welchen    Plätzen   wäre   eine  Arbitrage 
denkbar ? 

Berlin  rechnet  15,80^!^,  d.  h.  i  Stck.  M  400  ä  15,80 

=  M  63,20 
-\-5io\4^l^      „22,70 


Ji  85,go 


Man  rechnet  usancemäßig  die  Zinsen  ab  i.  Januar 
V.  J .,  da  das  Papier  noch  einschließlich  Dividende 
für  das  vergangene  Jahr  gehandelt  wird. 

Wien    rechnet    K  p.   Stück    und   zwar   franko 
Zinsen,  also 

K  8g  ä  85,20  (kurz  Wien)  =  Jt  75,83 
zuzügl. deutsch. Reichs-E  ff  ektenstempel  2  Va^/o  >»  10,00 


Jt  85,83 


London  rechnet  £  3,75  inkl.  Zinsen. 
Zum  kurzen  Londoner  Kurse  ä  20,48  ergibt  sich 

M  76,80 
zuzügl.  deutscher  Effektenstempel    „  10,00 

M86~^ 

Paris  notiert  ebenfalls  inkl.  Zinsen: 

Fr.  g3  zum  kurzen  Kurse  ä  81,35    «^  75>^5 
zuzügl.  deutscher  Effektenstempel    „  10,00 

M>  85,65 

Wenn   keinerlei    Unkosten  in  Betracht  kämen, 

so  würde  es  rentabel  sein,  in  Paris  ä  g3  zu  kaufen 

und  gleichzeitig  in  London  mit  3^/4  zu  verkaufen, 

12.  Warenrechnung. 

Die  Warenrechnung  einfacher  Art,  wie  sie  be- 
sonders für  im  Inlande  gekaufte  Produkte  in  Frage 
kommt,  gehört  zu  dem  elementaren  Rechnen, 
welches  in  jeder  Schule  gelehrt  und  daher  hier  als  be- 
kannt vorausgesetzt  wird.  Anders  steht  es  mit  der 
Warenkalkulation,  welche  als  rein  kaufmännische 
Rechnungsart  besonderer  Erwähnung  bedarf. 

a)  Einkaufskalkulation. 

Da  bei  einer  Warenkalkulation  in  gewissen 
Fällen  beinahe  alle  kaufmännischen  Rech- 
nungsarten in  Anwendung  kommen  können, 
bildet  diese  Rechnungsart  den  Schlußstein  des 
kaufmännischen  Rechnens.  Um  so  mehr  ist 
dies  der  Fall,  wenn  eine  Ware  in  ausländischer 
Währung  nach  nicht  metrischem  Maße  oder 
Gewichte  berechnet  wurde  und  allerlei  Spesen, 
wie  Fracht,  Assekuranz,  Zoll  usw.  in  Betracht 
gezogen  werden  müssen. 

Mitunter  muß  eine  sog.  Vorkalkulation  vor- 
genommen werden,  welche  indes  keinen  An- 
spruch auf  absolute  Richtigkeit  machen  kann. 
Im  Großverkehr  werden  Offerten  meist  auf 
telegraphischem  Wege  gemacht,  ebenso  werden 
die  Aufträge,  wenn  es  sich  um  große  Ent- 
fernungen handelt,  telegraphisch  erteilt.  Die 
Offerten  basieren  in  der  Regel  auf  greifbare 
Waren  am  Hafenort,  wobei  es  selbstverständ- 
lich ist,  daß  sich  auch  sogleich  Verladungs- 
gelegenheit bietet,  da  der  Frachtsatz  für  die 
Kalkulation  von  größter  Bedeutung  ist. 

Die  meisten  überseeischen  Offerten  werden 
„cif"  gestellt,  d.  h.  cost  (Kosten),  insumnce 
(Versicherung)  und  freigfit  (Fracht)  sind  im 
Preise  einbegriffen;  lautet  das  Angebot  „cof, 
so  muß  die  Versicherung  am  Bestellungsorte 
gedeckt  werden,  und  zwar  sogleich  bei  Ertei- 
lung des  Auftrages  oder  die  erforderlichen 
Unterlagen  für  die  Versicherung  werden  in 
verabredeter  Sprache  gekabelt  (s.  a.  S.  328). 

Handelt  es  sich  um  Artikel,  welche  im  all- 
gemeinen nur  geringeren  Preisschwankungen 
ausgesetzt    sind,    so    werden    oft   Limite    für 
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längere  Zeit  hinübergelegt,  d.  h.  es  wird  ein 
Preis  festgelegt,  über  den  man  nicht  hinaus- 
gehen will,  dies  ist  allerdings  fast  immer  Ver- 
trauenssache. Der  in  Frage  kommende  Zoll 
wird  bei  einer  Vorkalkulation  auf  Grund  des 
Zolltarifs  berechnet,  wobei  in  Erwägung  zu 
ziehen  ist,  daß  manche  Waren  nicht  nach  dem 
Nettogewichte  verzollt  werden  können,  sondern 
daß  je  nach  Art  der  Verpackung  eine  Taraver- 
gütung in  Prozenten  zugebilligt  wird.  Auch  muß 
bei  einer  Vorkalkulation  darauf  geachtet  werden, 
daß  der  richtige  Zollsatz  in  Anrechnung  kommt. 

Bei  einigen  Artikeln  liegt  die  Gefahr  vor,  daß 
bezügl.  des  Zollsatzes  verschiedene  Ansichten  be- 
stehen, z.  B.  bei  gewissen  Holzwaren,  welche  ent- 
weder als  rohe  Holzwaren  oder  als  bearbeitete 
angesehen  werden  können. 

Auch  der  Wechselkurs  sollte  in  solchen  Fällen 
lieber  etwas  höher  als  zu  niedrig  für  die  Umrech- 
nung in  deutsche  Valuta  angenommen  werden. 

Eine  genaue  Kalkulation  ist  nur  denkbar, 
wenn  sich  die  Ware  bereits  am  Bestimmungs- 
orte befindet,  wenn  alle  wirklich  entstandenen 
Auslagen  bekannt  sind,  und  wenn  ferner  das 
genaue  Gewicht  der  Ware  feststeht,  da  ein 
Manko,  eine  Leckage  oder  teilweise  Beschädi- 
gung der  Ware  ebenfalls  mit  in  die  Kalkulation 
eingezogen  werden  muß. 

Zur  Erläuterung  mögen  einige  Netto-Kalku- 
lationen  für  Waren  dienen,  welche  schon  in  den 
Besitz  des  Empfängers  gelangt  sind  und  bei  denen 
alle  Faktoren  für  eine  genaue  Kalkulation  gegeben 
sind.  (S.  a.  Behm-Dageförde,  Die  Praxis  des 
kaufm.  Rechnens.) 

a)  Von  Calcutta  werden  500  Sack  Curcuma- 
wurzel  bezogen,  der  Preis  stellt  sich  auf  15  sh 
p.  Cwt.  cif  Hamburg,  jeder  Sack  enthält  i  Cwt 
u.  z.  brutto  für  netto,  d.  h.  das  Gewicht  des  Sackes 
wird  als  Ware  gerechnet,  eine  Tara  wird  nicht 
vergütet.  Der  Betrag  der  Faktura  stellt  sich  auf 
500  X  15  sh  =  £  373.  — . —  gegen  Drei-Monats- 
Tratte    auf   die  Deutsche  Bank,    Filiale  London. 

Der    Betrag   von  £  37$   wird   zum  Kurse    von 

20,45  p.  £  umgerechnet.     Dies  ergibt  M  7668,75 

Dazu  ^/.2^/o  Bank-Kommission  38,40 


Der    Fakturabetrag   beläuft    sich 
aller  Spesep  bis  Hamburg  auf 
umgerechnet  ä  20,47 

An  Unkosten  sind  entstanden: 

Zoll M  1031,15 

Fracht  ab  Hamburg  „  37,20 
kl.  Spes.  i.  Hamburg  „  8,50 
See-Assekuranz  .    .  „       16,63 

Rollgeld ,,         6,00 

hiesige  Spesen    .    .  ,,         5,40 


einschließlich 
£  276. 17. Q 

=  M  5667 >7J- 


M  1104,8t 


Cwts  57    2.  I.  =  6441  i 

112  55  engl.  =  50,802  kg 
^2g2i,5o    kg 


M  6772,61 


35,00 


„    110,00 

m 

„  206,00 

1 

„  538,50 

.  1 

„  134,60 

1 

?„  57,00 

^ 

„     30,00 

ig76,io 

M.  7707,15 
500  Sack  cl,iCwt= 112  S5  engl,  ergeben 

56000  ®5  engl.  ^=  25400  kg. 
Es  stellt  sich  jedoch 
heraus,  daß  die  Ware 
unterwegs  durch  Ein- 
trocknen 3^\q  an  Ge- 
wicht  verloren   hat=      762   „ 

Das    wirkliche   Ge- 
wicht beträgt  dah.  nur  24638  kg, 

mithin  ergibt  sich  100  kg=M  31,28. 
b)  Kalkulation  einer  Sendung  Kakaobohnen 
40  Sack  Caracas-Kakaobohnen 
Brutto  Cwts  58.     2.     9. 
Tara        „       i.  —.     8.  (3  ®  p.  Sack) 
Netto    Cwts  57      2.     I. 


lookg^^M    231,80. 
c)  Beispiel  einer  T ab ak- Kalkulation. 
Ein  Bremer  Haus  kauft  von  Havana  100  Ballen 
Tabak  Netto  10  000  span.  S5 

ä  36,50  $  p.  100  ®)  =  $  3650 

An  Verschiffungsspesen,  Exportzoll, 
Kommission  u.  Einkauf svermittelungs- 
gebühr  kommen  in  Anrechnung   .    .    .  350 

Der  Fakturabetrag  stellt  sich  auf  $  4000 
gegen  Tratte  60  Tage  Sicht  auf  Bremen. 

Das  Exporthaus  trassiert  zu  ^^j^  Prämie,  d.  h. 
103  $  =  400  Ji  =  M  15534,00 

Hierzu  treten  folgende  Auslagen: 
Seefracht  Havana—Bremen 

M  8,65  p.  Ballen  M  865,00 

Konossementstempel      und 

andere  feste  Abgaben 

Hafenkosten ,      Einlagern, 

Wägegeld,  Fuhrlohn 

Seeassekuranz 

Kommission  u.  Delkredere 
Verkaufscourtage  .... 
Lagermiete,  Feuerassekuranz, , 

kl.  Spesen 

M  17  510,10 

Nach  Bremer  Usance  wird  der 
Tabak  mit  6  Monat  Ziel  verkauft, 
es  ergibt  sich  alsdann,  angenommen, 
daß  der  Verkauf  bald  nach  Verfall 
der  Tratte  bewirkt  wird,  ein  Zins- 
ausfall von  6  Monat  ä  5^1^  auf  den  ^ 

Fakturabetrag ,,        388,3^ 

und  desgl.  von  9  Monat  ä  5*^/0  auf  die 
entstandenen  Spesen  von  ca.  M  1980 
•/.  Kommission  und  Delkredere,  welche 
erst   beim    Verkauf    gezahlt    werden, 

also  ca.  M  1400 ,  52,50 

100  &  Span,  sind  46  kg,  durch  Ein- 
trocknen der  Ware  auf  der  Fahrt  und 
am  Lager  ergeben  sich  in  der  Regel 
aber  für  den  Ballen  ä  100  ®  span. 
nur  43  kg,  folglich 

4300  kg^M  17950,95. 

Mithin  stellt  sich  der  Einstandspreis  nach 
Bremer  Usance  für  ^j^  kg  berechnet,  auf  208,75 
Pfennig  unverzollt) 

Vom  Importeur  geht  die  Ware  meist  erst  an  die 
sog.  zweite  Hand,  den  Händler,  verbleibt  aber 
immer  noch  im  Freihafen  oder  im  Transitolager, 
erst  der  Fabrikant  verzollt  den  Tabak.  Da  ein 
Einfuhrzoll  von  85  ^  p.  kg  in  Frage  kommt,  so 
stellt  sich  der  Preis  schließlich  auf  251,25  ^  p.  'S). 
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Bei  den  unter  a — c  gezeigten  Beispielen  ist  je- 
doch zu  berücksichtigen,  daß  nur  der  Einstandspreis 
berechnet  worden  ist,  die  laufenden  Handlungs- 
unkosten nicht  berücksichtigt  sind.  Ein  Aufschlag 
von  lo^jfs  etwa  würde  durchaus  noch  keinen  Ver- 
kaufspreis mit  io'^Jq  Nutzen  ergeben.  Der  Betriebs- 
koeffizient, das  sind  die  Handlungsunkosten,  wird 
ermittelt,  wenn  man  den  jährlichen  Umsatz  und 
die  Ausgaben  für  Miete,  Steuern  und  Abgaben 
aller  Art,  Gehälter,  Löhne,  Abschreibungen  usw. 
zu  einander  in  Vergleich  stellt.  Dieser  Koeffizient 
wird  von  Fall  zu  Fall  verschieden  sein  und  wird 
sich  im  allgemeinen  bei  schnellerem  Umsätze  etwas 
ermäßigen.  Bei  sog.  Gelegenheitsgeschäften,  d.  h. 
bei  solchen,  die  sich  Zug  um  Zug  abwickeln,  darf 
man  aber  den  Betriebskoeffizienten  nicht  immer 
in  seiner  vollen  Höhe  zur  Kalkulation  mit  heran- 
ziehen. Man  wird  ein  solches  Geschäft  auch  dann 
noch  als  vorteilhaft  ansehen,  wenn  es  überhaupt 
einen  Nutzen  bringt. 

b)  Produktionskalkulation. 
Bei  der  Kalkulation  eines  Fabrikates  müssen 
alle   Aufwendungen,    welche   zur    Herstellung! 
des    Produktes   an    Rohmaterial,    Lohn,    Aus- j 
stattung,    Emballage    usw.    gemacht    werden 
mußten,  in  Rechnung  gestellt  werden.     Auch 
die  laufenden  Unkosten,  die  im  Betriebe  ständig 
vorhanden    sind,    müssen    in    die  Kalkulation 
mit  eingeschlossen  werden,  ebenso  ein  bei  der 
Fabrikation     sich     ergebender    Ausschuß    für 
fehlerhafte  oder  defekte  Stücke,  welche  nur  zu 
einem  geringeren  Preise   etwa  Absatz  finden. 

Beispiel:  Zur  Herstellung  von  looo  Stück  Zi- 
garren werden  verwendet: 

I  kg  Sumatra-Decke 11,20  Ji 

2,5  kg  Seedleaf-Umblatt  ä  1,40  M  .      3,50  „ 
,1,5  kg  Brasil-Einlage  ä  1,40  M.  .    .      6,30  „ 

I  kg  Havana-Einlage 5,50  ,, 

Zoll  auf  9  kg  Tabak  ä  0,85  p.  kg  .      7,65  „ 

Arbeitslohn  pro  1000  Stück  ....  11,50  „ 
Kisten  1,50,  Packungen  3,00  .    .    .      4,30  ,, 

Sortieren      1,10  ,, 

Bänder o,yo  „ 

Laufende  Betriebskosten  p.  1000  St.      4,50  „ 


Mithin  kosten  1000  Stück    56,45  ,, 
Kalkulation  einer  Broschüre: 

Von  einem  Buche  wird  eine  Auflage  von   4000 
St'.lck  hergestellt,  der  Umfang  beträgt  6  Bogen. 
6  Bogen  Druck  und  Satz  ä  5g  JL     354,00  M 
12000  Doppelbogen  Papier  ä  20  M.     240,00  „ 
1020  Bog.  Umschlagpapier  ä  34M.       34,70  „ 
Broschieren  von  6  Bogen  u.   Um- 
schlag 7  X  4000  =  28000  ä  2  M      56,00  „ 
Autorhonorar  per  Bogen  50  M     .     300,00  „ 


984,70  Jü 
Als  Fehldruck,  Ausschuß  etc.  ergeben  sich  5^/q. 
400  Stück  werden  als  Werbeexemplare  versendet, 
was  80  M.  Porto  bedingt,  bleiben  3400  Stück,  da- 
her pro  Stück  31,3  Pf. 

Ist  es  angängig,  einem  Buche  als  Anhang  in 
größerer  Zahl  Annoncen  beizufügen,  so  wird  da- 
durch der  Herstellungspreis  wesentlich  ermäßigt  und 
kann  in  einzelnen  Fällen  auf  Null  herabgesetzt  werden. 


13.  SpezialWarenrechnung. 

Eine  Anzahl  von  Artikeln  wird,  namentlich 
im  internationalen  Verkehr,  nach  speziellen 
Usancen  gehandelt.  Zwei  dieser  Artikel,  Ge- 
treide und  Spiritus,  mögen  daher  an  dieser 
Stelle  noch  eine  besondere  Berücksichtigung 
erfahren. 

a)  Getreiderechnung. 

Als  „Getreide"  sind  Roggen,  Weizen,  Gerste, 
Mais  und  Hafer  anzusehen.  Ursprünglich  sind 
alle  diese  Getreidearten  nach  dem  Hohlmaße 
gehandelt  worden,  die  Preisangabe  versteht 
sich  indes  jetzt  überall  für  eine  bestimmte  Ge- 
wichtseinheit. Die  Verschiedenheit  der  Qualität 
wird  durch  die  Getreideprobe  reguliert,  die 
angibt,  wieviel  Gewichtseinheiten  Getreide  ein 
bestimmtes  Hohlmaß  wiegt. 

Man  unterscheidet: 

1.  Die  metrische  Probe,  durch  welche  die 
Anzahl  von  kg  angegeben  wird,  welche 
1  hl  wiegt. 

2.  Die  Berliner  Probe,  d.  i.  die  Angabe  von 
Gramm,  welche  1  1  oder  auch  ^/^  1  wiegt. 

3.  Die  englische  Probe,  welche  ausdrückt, 
wieviel  engl.  ®  ä  453,6  g  auf  1  Bushel 
ä  36,35  1  oder  einen  Quarter  ä  290,8  1 
entfallen. 

4.  Die  holländische  Probe  für  1  holländ. 
Troy-Pfund  ä  492,2  g  auf  ein  Zak  ä  83,44  1. 

5.  Die  russische  Probe,  ausgedrückt  durch 
Pud  und  Pfund  für  ein  Tschetwert  ä  209,9  1. 

6.  Die  amerikanische  Probe,  welche  aus- 
drückt, wieviel  amerik.  Pfunde  ä  453,6  g 
auf  ein  Bushel  ä  35,24  1  gehen. 

Die  Notierungen  verstehen  sich  z.  B.  für  Weizen  in 
Norddeutschland:  M,  per  Tonne  =  1000  kg 
Süddeutschland:  M  per  100  kg 
Österreich-Ungarn:  K  per  50  kg 
Frankreich,  Belgien,  Schweiz  u.  Italien:  Fr.  p.  100  kg 
England:  Shilling  per  100  engl.  ®  =45,36  kg 
den  Ver.  Staaten:  Cents  per  Bushel  ä  60  ®  engl. 

Die  an  den  Weltmärkten  notierten  Preise 
kommen  unter  Berücksichtigung  von  Fracht, 
Spesen  und  Zoll  meist  auf  die  nahezu  gleiche 
Parität.    So  notiert  z.  B.  der  Weizenpreis  in: 

New  York  81  cents  per  Bushel  ä  60  ®  engl. 

Liverpool  6  sh  3  p    ,.     100  ®  engl. 

Paris  18,00  Fr.    „     100  kg 

Pest  8,05  K        „     100  „ 

Berlin  159  JC         „     1000  „ 

Nimmt  man  den  durchschnittlichen  kurzen 
Kurs,  der  dem  Wechselpari  nahe  kommt,  an 
und  läßt  Fracht,  Spesen  und  Zoll  zunächst 
außer  acht,  so  kommt  man  zu  folgenden  Re- 
sultaten für  deutsche  Parität. 
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New  York 
9  M  1000  kg 

0,4536  kg        J  ®  engl. 
60  fb  engl.       0,81  $ 

I  % 4,17  M 

M  124,10 
Paris 
f  M         1000  kg 
100  kg        18,00  Fr. 
100  Fr.      81,10  M 

M>  145,98 


Liverpool 
?  M.  1000  kg 

0,4536  I  ®  engl. 

100  S5  6^/4  sh. 

20  sh.  20,45  M 


M  140,88 
Pest 

?  M  1000  kg 

50  kg  8,05  K 

100  K        85,20  M 


JUc  137,10 


Werden  diese  Preise  beispielsweise  transito 
Stettin  kalkuliert,  so  ergibt  sich  nach  Ein- 
rechnung  aller  Spesen  und  der  Fracht  nahezu 
der  gleiche  Preis.  Für  die  überseeischen  Fracht- 
sätze bestehen  ganz  bestimmte  Umrechnungs- 
sätze, sog.  „units'\  die  sich  z.  B.  bei  Weizen 
per  2240  ®  engl.  ==  1015  kg  verstehen. 

b)  Spiritusrechnung. 

Spiritus  ist  Alkohol  mit  mehr  oder  minder 
starkem  Wassergehalt.  Je  nach  Bedarf  wird 
hochgradiger,  d.  h.  etwa  98  ^/q,  oder  auch 
96<^/o  Alkohol  benutzt  oder  auch  wohl  90  «/o, 
welcher  den  Namen  „Weingeist"  oder  „Spiri- 
tus vini"  führt,  bis  hinab  zu  den  weniger 
feinen  Branntweinen,  die  etwa  25 — 30^/^  haben. 

Für  Spiritus  wird  an  den  Börsen  nur  ein 
Preis  notiert,  der  sich  für  10000  Literprozente, 
d.  h.  für  100  Liter  ä  100"/o,  versteht. 


Die  Stärke  des  Spiritus  wird  durch  den 
Alkoholometer  ermittelt  und  auf  eine  gesetz- 
lich vorgeschriebene  Normaltemperatur  von 
+  150  C  reduziert. 

Die  Preisnotiz  gilt  exkl.  Steuer,  und  z.  T. 
auch  exkl.  Faß.  Der  Versand  findet  in  starken 
Holzfässern  statt,  deren  Rauminhalt  am  Fasse 
vermerkt  ist,  d.  h.  die  Fässer  sind  geaicht. 

Beispiel:  a)  i  Faß  520 1  enthält  Spiritus  ä  go'^j^, 
der  Preis  ist  46  M  exkl.  Faß,  welcher  Betrag  er- 
gibt sich? 


520  l  ä  go^lo- 


■■  468oo^Jo  ä  46  Jü 

=  215,28  A 


b) 


3  Faß  Spiritus  ä  48,50  M 

a)  478  l  ä  84''lo=-40i52'>U 
h)  427  l  ä  80  „  =34160  „ 
c)  510  l  d,  75  „  =38250  „ 


iJ2  562'>lo  ä  48,5 

=  545f93  -'i^' 

Literatur:  Behm-Dageförde,  Die  Praxis 
des  kaufm.  Rechnens,  Berlin;  Christians,  Das 
Rechnen  im  Bankgeschäft,  Berlin;  Fei  1er  und 
Odermann,  Das  Ganze  der  kaufm.  Arithmetik, 
Leipzig;  Just,  Kaufm,  Rechnen,  Leipzig;  Kreibig, 
Lehrbuch  der  kaufm.  Arithmetik,  Wien  und  Leipzig ; 
derselbe,  Die  Konto-Korrentlehre,  Wien;  Stern, 
Kaufm.  Rechnen,  Leipzig;  Wenzely,  Lehrbuch 
der  kaufm.  Arithmetik,  Leipzig. 

Max  Behm-Berlin, 


Neunter  Abschnitt. 


Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 

I.  Die  Entwickelung  des  kaufmännischen  Stiles. 


Wie  die  Buchhaltung  den  Geschäftsbetrieb 
nach  innen  abspiegelt,  so  die  Korrespondenz, 
der  Schriftwechsel,  nach  aussen.  Bei  beiden 
spielt  eine  saubere,  übersichtliche  äussere  Form 
eine  grosse  Rolle,  von  noch  grösserer  Bedeu- 
tung bei  beiden  aber  ist  die  innere  Richtigkeit 
und  Zweckmässigkeit.  Schön  geschriebene 
Bücher  gefallen  und  erwecken  Vertrauen;  ihr 
Hauptzweck  aber  ist,  ein  zahlenmässiges,  ge- 
naues Bild  über  die  Lage  des  Geschäftes  und 
über  die  Abwicklung  des  Geschäftsganges  im 
allgemeinen  und  im  einzelnen  Falle  zu  geben,  so 
dass  sie  bei  allen  Entscheidungen  ein  zuver- 
lässiger Berater,  und  die  Zahlen  in  den  Büchern 
keine  unverstandene,  tote  Statistik  sind,  sondern 
sprechen  und  Winke  geben.  Oft  kann  man 
die  Beobachtung  machen,  dass  Bücher,  die 
durch  schöne,  gefällige  Darstellung  und  sau- 
bere Schrift  auf  den  ersten  Blick  das  Wohl- 
wollen gefangen  nehmen,  bei  näherem  Einblick 
zeigen,  dass  sie  ihren  Zweck  nur  halb  oder 
gar  nicht  erfüllen.  Gerade  so  verhält  es  sich 
mit  der  Korrespondenz.  „Korrespondent  mit 
schöner  Handschrift  gesucht."  —  Dieses  In- 
serat findet  man  in  jedem  Handelsblatt.  Wer 
wollte  auch  leugnen,  dass  eine  schöne  Hand- 
schrift für  den  Kaufmann  nicht  von  grosser 
Bedeutung  wäre!  Es  ist  nicht  bloss  eine  Lieb- 
haberei, nicht  bloss  ein  ästhetisches  Fühlen, 
mit  denen  man  schöngeschriebenen  Briefen 
entgegentritt;  es  hat  auch  eine  praktische  Seite: 
je  schöner  der  Brief,  desto  weniger  Fälschungen, 
desto  weniger  Missverständnisse,  desto  geringer 
die  Gefahr,  dass  das  Schreiben,  im  Verdruss, 
ungelesen  oder  nicht  richtig  gelesen,  in  den 
Sammler  für  fliegende  Manuskripte  wandelt. 

Aber  es  ist  doch  eine  Tatsache,  dass  an 
vielen  Orten  dem  Äusserlichen  gegenüber  dem 
Inhalt  und  seiner  stilistischen  Darstellung  zu 
grosse  Bedeutung  beigemessen  wird.  Das  Sprich- 


wort: „Kleider  machen  Leute"  gibt  nur  den 
Eindruck  des  ersten  Augenblicks,  nachher  ur- 
teilt man  nach  dem  Charakter,  dem  inneren 
Wesen.  So  mancher  Leser  wird  wohl  schon 
in  die  Lage  gekommen  sein,  sich  aus  den 
empfangenen  Geschäftsbriefen  ein  Urteil  über 
deren  Absender  zu  bilden  und  Schlüsse  auf 
den  Geschäftsbetrieb  zu  ziehen,  die  mit  dem 
Briefstil  als  solchem  eigentlich  nichts  zu  tun 
zu  haben  schienen,  in  der  Folge  aber  sich 
doch  als  richtig  erwiesen. 

Das  Wort:  „Le  style  est  l'homme  meme" 
gilt  in  hervorragendem  Masse  auch  vom  Ge- 
schäftsbrief und  vom  Geschäftsmann.  Wie 
manches  schlecht  stilisierte  Rundschreiben  wan- 
dert in  den  Papierkorb,  einzig  wegen  des 
schlechten  Eindrucks,  den  seine  Abfassung  ver- 
ursachte. Wie  manche  Unannehmlichkeit  würde 
durch  eine  genaue,  unzweideutige  Sprache  des 
Briefes  vermieden  werden.  Eine  gut  geführte 
Korrespondenz  erhöht  das  Ansehen  jedes  Ge- 
schäftes. Sie  trägt  wesentlich  dazu  bei,  den 
Verkehr  mit  den  Geschäftsfreunden  angenehm 
und  lebhaft  zu  gestalten,  und  es  lohnt  sich 
daher  wohl  der  Mühe,  den  Geschäftsbrief  in 
seiner  Entwicklung  zu  betrachten,  um  daraus 
zu  ersehen,  wie  die  Geschäftssprache  war,  wie 
sie  ist  und  wie  sie  sein  sollte. 

Leider  werden  an  den  Geschäftsstil  —  ver- 
führt durch  die  beständige  Übung  einer  eigen- 
artigen, sog.  kaufmännischen  Schreibweise  — 
gar  manche  Anforderungen  gestellt,  die  der 
gesunde  Sinn  rücksichtslos  verurteilen  muss. 
Der  Geschäftsstil  muss  die  gleichen  Eigen- 
schaften haben,  wie  der  gute  Briefstil  über- 
haupt: Reinheit  und  Richtigkeit  der  Sprache, 
Klarheit  und  Bestimmtheit,  Ordnung,  Kürze 
und  Angemessenheit  der  Darstellung. 

Dass  wir  überhaupt  von  Geschäfts-,  Amts- 
stil usw.  sprechen,  hat  seinen  Grund  in  den 
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früheren  Standeseigentümlichkeiten,  die,  durch 
Erziehung  und  Angewöhnung  eingewurzelt, 
als  ein  wesentlicher  Ausdruck  der  Standes- 
bildung betrachtet  wurden.  Das  Prunken  mit 
diesen  Standessonderlichkeiten  im  Benehmen, 
in  Wort  und  Schrift,  war  der  Masstab  für  die 
Beurteilung,  ob  man  —  mit  dem  heutigen 
Kaufmann  zu  sprechen  —  au  coumnt  seines 
Standes  war.  Die  Entstehung  dieser  beson- 
deren Stile  fällt  ja  in  eine  Zeit,  wo  auf  fast 
allen  Gebieten  das  Formelle  über  den  Inhalt 
gesetzt  wurde,  wo  man  aus  einer  zerfallenden 
Kultur  in  eine  neue  hineinzusteuern  versuchte 
und,  wie  es  in  allen  solchen  Entwickelungs- 
stadien  geschieht,  aus  Mangel  an  Innerlichkeit 
ein  krampfhaftes  Anklammern  an  äussere  For- 
men eintrat.  Diese  äusserlichen  Eigentümlich- 
keiten der  Stände  konnten  sich  um  so  eigen- 
artiger entfalten,  als  das  Gegengewicht  der 
Tagespresse,  der  allgemeinen  Schule  und  des 
regen  Verkehrs  aller  Volksschichten  unterein- 
ander noch  nicht  vorhanden  war. 

Die  kirchliche  Prosa  und  die  Gerichtssprache  hatten 
schon  lange  vor  Luther  ihre  eigene  Ausdrucksweise. 
Die  heutige  Amtssprache  bewegt  sich  vielfach  noch  in 
den  Formen  des  alten  Gerichtsstils. 

So  entwickelte  sich  auch  auf  dem  Boden 
der  Sprache  des  Alltagslebens  eine  besondere 
Geschäftssprache,  etwas  später  als  die  vorge- 
nannten, aber  um  so  eigenartiger.  Das  Jugend- 
alter unserer  Geschäftssprache  liegt  in  der  Zeit, 
in  der  das  Deutsche  Reich  unter  den  letzten 
Hohenstaufen  immer  mehr  zerstückelt  wurde, 
das  Rittertum  und  die  höfische  Dichtung  zer- 
fielen, die  deutschen  Städte  und  das  Bürger- 
tum erstarkten,  die  Meistersänger  in  der  Sprache 
der  Gasse  —  der  Sprache  in  Handel  und  Wan- 
del —  die  Liebe  zum  Reimen  unter  den  Bür- 
gern und  dem  Volke  verbreiteten. 

Um  die  Eigenart  unseres  Geschäftsstils  zu  verstehen, 
müssen  wir  die  Merkmale  dieser  Zeit  näher  ins  Auge 
fassen.  In  der  Dichtung  und  im  ganzen  Leben  lag 
nicht  mehr  jener  Adel  der  reinen  Minne  und  der  Ideale, 
wie  er  aus  den  Gesängen  zahlreicher  fahrender  Ritter, 
namentlich  Walthers  von  der  Vogelweide,  hervortrat. 
Die  Ritter  fanden  keinen  Gefallen  mehr  am  Nibelungen- 
hort ;  die  Schützer  der  Frauen  und  Sänger  der  Tugend 
waren  zu  Raubrittern  geworden.  Die  höfische  Sprache 
wurde,  namentlich  nach  Rudolfs  I.  Tod,  auf  die  Gasse 
gedrängt.  Die  Sprache  verwilderte.  Die  Dialekte 
rangen  immer  mehr  nach  Geltung.  An  die  Stelle  des 
höfischen  Hochdeutsch  trat  das  Mitteldeutsch,  ein  Ge- 
misch von  Hoch-  und  Niederdeutsch,  das  sich  allmäh- 
lich zur  Kanzleisprache  ausbildete  und  später  als  „Ge- 
meines Deutsch"  zur  Reichssprache  wurde,  von  der 
Luther  schreibt,  ,,dass  Kaiser  Maximilian  und  Kurfürst 
Friedrich  von  Sachsen  im  römischen  Reich  die  deutschen 
Sprachen  also  in  eine  gewisse  Sprache  gezogen  haben". 
An  die  Stelle  der  tiefen  Gedanken  trat  eine  gewaltige 


Zungenfertigkeit,  eine  fade  Schwätzerei.  Hans  Rosen - 
blüt,  mit  dem  Beinamen  der  „Schwepperer",  einer  der 
hervorragendsten  Vertreter  der  Meistersänger,  charak- 
terisiert diese  Zeit  am  besten  selbst  durch  seinen  Vers : 
„Hans  Snepperer  ist  er  genannt,  ein  halber 

byderbman. 
Der  in  ein  grossen  swatzer  heist,  der  tut  kein 
Sünde  dran." 

So  spricht  auch  der  kramer  (mercator)  in  einem 
Osterspiel  des  15.  Jh.  zu  den  Frauen,  die  das  heilige 
Grab  besuchen,  in  schwatzhaftem  Ton: 

„Ich  habe  die  besten  salben  —  Die  da  allenthalben 
—  In  dem  lande  mag  gesein,  —  In  Ysmodia  und  in 
Neptaleim.  —  Sunner  mein  korp  und  mein  stap,  — 
Die  brachte  ich  von  Arab;  —  Sunner  mein  schönes 
weib  Anthonie,  —  Die  brachte  ich  von  Babylonie;  — " 
Dann  gibts  zwischen  kramer  und  kramerin  eine  hand- 
greifliche Auseinandersetzung  und  —  im  Handumdrehen 
erscheinen  die  Engel:  „Wen  sucht  ihr,  Frauen  gut,  — 
Mit  so  traurigem  mut,  —  Also  frü  vor  tage  —  Mit 
so  jemmerlicher  klage?"  — 

Den  Mangel  an  Geist  und  innerer  Wärme  musste 
die  ,, Schulung"  ersetzen,  der  ,, Drill",  die  Regelfestig- 
keit im  Strophen-  und  Versbau  und  in  der  Reimstellung. 
Ein  „Meister"  wurde  nur,  wer  einen  „Ton"  (Strophen- 
art) erfand,  der  der  „Tabulatur",  dem  Inbegriff  der 
zahlreichen  Regeln  für  das  Dichten  und  Singen,  nicht 
widersprach. 

In  gleicher  Weise  entwickelte  sich  die  aus 
diesen  Verhältnissen  herausgewachsene  Ge- 
schäftssprache. Als  eine  grosse  Kunst  galt  es, 
einen  ordentlichen  Brief  zu  schreiben,  d.  h^^H 
einen  Brief,  der  nicht  gegen  die  zahlreichen^H 
Regelij  in  bezug  auf  die  äussere  Darstellung, ^^ 
Anwendung  von  bestimmten  Redensarten,  Ein-  . 
gangs-  und  Schlussformeln,  Ehrfurchtszeichen 
usw.  verstiess.  Daher  suchten  im  16.  Jh.  die 
Gelehrten  durch  Abfassung  von  Briefstellern 
das  Volk  zur  Gewandtheit  im  Briefschreiben 
abzurichten,  womit  sie  den  Grundstein  für 
den  sonderbaren  Geschäftsstil,  der  sich  bis 
heute  in  seiner  Eigenart  erhalten  hat,  legten. 
Dass  der  Brief  ein  Spiegelbild  seines  Verfassers 
ist,  das  wusste  man  zu  allen  Zeiten,  und  da 
es  damals,  wo  die  Gelehrten  ihre  Familien- 
namen lateinisch  oder  griechisch  schrieben  und 
der  gemeine  Mann  mit  fremden  Brocken  ge- 
füttert sein  wollte,  als  ein  Mangel  an  Bildung 
galt,  wenn  man  sich  nicht  streng  an  die  für 
die  einzelnen  Fälle  vorgeschriebenen  Äusser- 
lichkeiten  hielt,  so  drangen  diese  Normalbrief- 
steller in  jedes  Kontor,  wollte  doch  gerade 
der  Kaufmann  der  damaligen  Zeit  an  Bildung 
nicht  zurückstehen.  Man  holte  sich  Rat  in 
Fabris  „Gülden  Epistelbüchlein,  dergleichen 
nit  gesehen  worden",  in  Schroters  „Sonder- 
barem Briefschränklein"  und  in  vielen  anderen 
„Anweisungen  zu  Kaufmannsbriefen",  die  wie 
Unkraut  aus  dem  Boden  schössen,  nachdem 
der  Augsburger  Sorg,  kurz  nach  der  Erfindung 
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der  Buchdruckerkunst,  den  ersten  deutschen 
Briefsteller  herausgegeben  hatte. 

Gleich  schwülstig  waren  die  Titel  der  alten  Buch- 
haltungswerke: „Ein  Teutsch  verstendig  Buchhalten 
für  Herren  oder  Gesellschafter  Inhalt  wellischem  pro- 
cess,  des  gleychen  vorhin  nie  der  iugent  ist  fürgetragen 
worden,  noch  in  drück  kummen.  1531.  Gedruckt  zu 
Nuremberg  durch  Friedrichen  Peypus."  In  der  2.  Aufl. 
dieses  Büchleins  hiess  es  im  Titel :  „. . .  So  dermassen 
in  Truck  nie  kommen  sein.  Nach  künstlicher  rechter 
natürlicher  art  und  process  durch  loann  Gotlib  gesteh. 
Zu  Nürnberg  truckts  Johan  Petreius.    Anno  1546." 

Wer  Gelegenheit  hat,  einen  Einblick  in  einen  solchen 
alten  Briefsteller  oder  ein  Buchhaltungswerk  zu  tun, 
wird  einige  Stunden  köstlicher  Unterhaltung  und  Be- 
lehrung finden.  Er  wird  von  Herzen  lachen  über  die 
vielen  sinnlosen  Neubildungen  und  Zusammenstellungen, 
—  über  den  erhabenen  Festtagston,  der  die  Sendung 
einer  Alltagsware  begleitet,  über  das  Phrasengeklingel 
und  die  Weitschweifigkeiten,  über  die  hochfahrenden 
Titel  mit  den  entsprechenden  „Anbindschreiben",  und 
über  manches  andere  mehr.  Und  doch  muss  man 
sagen,  dass  leider  gar  vieles  auch  heute  noch  nicht 
besser  geworden  ist,  und  man  wird  unwillkürlich  an 
eine  spätere  Zeit  denken,  wo  man  unseren  Briefstil 
mit  dem  gleichen  wohlwollenden  Mitleid  als  eine  Zeit- 
krankheit entschuldigen  wird. 

Es  war  eine  Zeit  der  Geschmacksverirrung  in  den 
Formen  des  Ausdruckes,  etwa  wie  sie  heute  besteht  in 
den  eckigen,  verzerrten,  verstümmelten,  verrenkten 
Schriften  zahlreicher  Firmenschilder. 

Eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  alten 
Briefstils  waren  die  religiösen  Zutaten,  die 
oft  im  grellsten  Widerspruch  zum  Inhalt  stan- 
den. Aber  es  war  ein  Zeichen  der  damaligen 
Zeit,  dass  neben  wahrer,  tiefer  Religiosität  das 
gedankenlose  Formelwesen  auch  bei  der  unpas- 
sendsten Gelegenheit  einen  frommen  Ausdruck 
haben  wollte. 

Dem  Datum  wurde  vorangesetzt:  „Laus  Deo"  (Gott 
sei  Lob),  der  Wechsel  endete  mit  der  Schlussformel: 
„Gottes  Schutz  empfohlen".  Die  Urkunden  (Verträge, 
Wechsel  usw.)  hüben  an:  „Im  Namen  Gottes,  Amen", 
„Im  Namen  der  heiligen  und  hochgelobten  Dreyfaltig- 
keit,  Amen".  Selbst  bei  Mahnbriefen,  die  durchaus 
nicht  in  höflicher  Sprache  abgefasst  waren,  empfahl 
man  den  Empfänger  „dem  Schutze  Gottes"  mit  der 
Drohung,  dass  man  mit  unerbittlicher  Strenge  gegen 
ihn  vorgehen  werde,  falls  er  nicht  zahle.  Die  Waren 
sandte  man  „unter  dem  Geleite  Gottes  durch  den 
Fuhrmann  N."  Ein  Gesellschaftsvertrag  endigte  mit 
der  Formel:  „Alles  zur  höchsten  Ehre  Gottes"  oder 
„Gott  segne  unsere  Arbeit". 

So  gut  die  Absicht  der  Verwendung  dieser 
Ausdrücke  von  Anfang  an  wohl  war,  so  sehr 
artete  sie  nachträglich  in  unpassendes  Floskel- 
wesen aus.  In  einzelnen  Schriftstücken  finden 
wir  sie  heute  noch.  „So  Gott  mir  eine  gute 
Reise  gibt"  lesen  wir  in  den  Konnossementen. 
„Mit  Gott"  heisst  es  vielfach  noch  vorgedruckt 
auf  der  ersten  Seite  des  Hauptbuches.  „Im 
Jahre  nach  Christi  Geburt  18  .  ."  bei  amtlichen 
Urkunden,  z.  B.  beim  Wechselprotest. 


Laus  Deo  setzte  man  über  jede  Rechnung.  Einem 
„ein  Laus  Deo"  schicken,  hiess,  einen  Rechnungsauszug, 
eine  Mahnung  senden.  In  der  Buchhaltung  Valentin 
Mennhers  de  Kempten  finden  wir  es  sehr  oft. 

„Gott  sei  Lob,  im  Jahre  1550,  heute  den  15.  April 
zu  Antwerpen.  Heute  (ebenso)  habe  ich  im  Namen 
Gottes  an  das  Personal  meines  Herrn  (Chefs)  usw.  .  . 
gesandt  .  .  .  ." 

Sein  Journal  schliesst:  „So  sind  meine  Bücher  aus- 
geglichen, Gott  sei  Lob,"  und  sein  ganzes  Werk,  eines 
der  ältesten  und  interessantesten  Denkmäler  der  Ge- 
schichte der  Buchhaltung,  endigt  mit  der  Erklärung 
einiger  italienischer  Fachausdrücke:  „Kassa,  Geld,  Kapital, 
der  ganze  Reichtum,  welchen  der  Himmel  geben  möge. 
Amen."  Diese  Eigentümlichkeiten  der  reUgiösen  Bei- 
gaben waren  damals  also  nicht  nur  den  Deutschen  eigen. 

Eine  weitere  Eigentümlichkeit  bestand  in  den 
Titeln,  die  ursprünglich  zur  Unterscheidung 
der  Edlen,  Freien  und  Hörigen  durchaus  ge- 
rechtfertigt waren,  später  aber,  namentlich  im 
18.  Jahrhundert  zum  ekelhaften  Formelwesen 
wurden.  Die  Briefsteller  der  damaligen  Zeit 
sind  namentlich  nach  dieser  Seite  hin  nicht 
nur  höchst  interessant,  sondern  sie  geben  durch 
ihre  genauen  Vorschriften  der  jedem  Stande 
zugehörigen  Titel  zugleich  einen  wertvollen 
Masstab  für  die  Beurteilung  der  Wertschätzung 
der  verschiedenen  Klassen  und  Berufe,  ein 
Kulturbild  der  eigenartigen  sozialen  Verhältnisse, 
die  aus  der  mittelalterlichen  Weltordnung  her- 
vorgingen. 

Die  Titel  enthielten  allgemeine  Attribute,  wie  „Ehren- 
und  Tugendbelobter",  „Ehrenfester",  „wohl  Ehren- 
fester", GrossführnehmerHerr",  „Wohlgeachteter Herr". 
Daneben  hatte  jeder  Stand  noch  besondere,  ihm  allein 
zukommende  Titel.  Harsdörfer  tituliert  in  seinen  „An- 
weisungen zu  Kaufmannsbriefen"  den  „Coiffeur"  als 
„Ehrenfesten  vorachtbaren  und  Kunstreichen  Herrn  N, 
vornehmen  Baibier  dahier",  und  den  Büchsenmacher: 
,,Ehrenwerthen  und  vorsichtigen  Herrn  N.,  Büchsen- 
macher zu  N.".  An  den  Schulmeister  lautete  die  An- 
rede: „Ehren-  und  Tugendbelobter,  Wohlgelahrter  Herr 
und  Ludi  Magister"  und  den  Kaufmann  musste  man 
„antiteln"  mit:  „Wohlehrenfester,  Grossfürnehmer  und 
Wohlgeachteter  Herr  N.,  vornehmer  Kauf-  und  Han- 
delsmann zu  N.",  und  der  Buchhändler  war  der  „vor- 
nehme Buchführer  der  Stadt  N." 

An  dieser  Titelsucht,  die  bei  den  Deutschen 
eine  ärgere  Seuche  wurde  als  bei  den  roma- 
nischen Völkern,  kranken  wir  heute  noch.  Das 
„wohlgeborne  Fräulein",  mit  dem  die  Brief- 
steller das  ganze  weibliche  Hausgesinde  trak- 
tierten, muss  heute  wohl  manchem  Briefträger 
bei  der  Bestellung  ein  Lächeln  abgewinnen. 
„Hoch wohlgeboren",  „Müllers  selige  Erben", 
die  doch  alle  noch  auf  Erden  wandeln,  „Meiers 
selige  Witwe",  der  Herr  „Präsident",  der  neben 
seinem  Geschäfte  alle  Wochen  noch  eine  Stunde 
im  Gesangverein  „Eintracht"  singt  und  jährlich 
eine  Generalversammlung  von  2  Dutzend  Sanges- 
brüdern leitet,  die  „hohe  Gerichtsbehörde",  das 
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„tit.  Haderngeschäft  von  A.  Klein",  „Herr  A. 
Müller,  Möbelfabrik,  Hier",  die  „ejirsame  Baum- 
wollspinnerei", „die  Kommerzienratsgattin"  und 
andere  heutige  Titel  und  Anreden  sind  ebenso 
abgeschmackt  wie  die  früheren. 

Ausser  diesen  Titeln  durfte  bei  den  alten 
Briefen  als  Ausdruck  der  Höflichkeit  der  sog. 
Respektionsplatz,  d.  h.  der  freie  Raum 
zwischen  dem  Titel  und  dem  Briefanfang,  nicht 
fehlen.  Für  gewöhnliche  Sterbliche  musste  er 
zwei  Daumen  breit  sein,  für  bessere  Leute 
durfte  der  Brief  erst  unter  der  Mitte  des  Bogens 
angefangen  werden. 

Diesen  alten  Zopf  tragen  wir  heute  noch.  Obgleich 
leere  Räume  eine  grosse  Gefahr  in  bezug  auf  Fälschun- 
gen in  sich  schliessen,  würde  es  als  eine  Geschmack- 
losigkeit gelten,  wollte  man  den  Brief  gleich  auf  der 
ersten  Zeile  unter  der  Anrede  anfangen.  Ein  Zopf  ist 
auch  die  Verdoppelung  der  Anrede:  „Herrn  N.  N. 
in  N."  „Sehr  geehrter  Herr". 

Die  Ehrfurcht  muss  anhaltend  sein.  Daher 
musste  auch  am  Schlüsse,  zwischen  der  letzten 
Zeile  und  der  Unterschrift,  ein  Zwischenraum 
gelassen  werden,  und  zwar  um  so  grösser, 
einen  je  höheren  Grad  der  Achtung  man  da- 
mit ausdrücken  wollte.  Um  Fälschungen  durch 
nachträgliches Dazwischenschreiben  zu  verhüten, 
zog  man  durch  diesen  leeren  Raum  den  sog. 
Submissions-  oder  Ehrfurchtsstrich. 

Es  liegt  eine  köstliche  Ironie  in  diesem  Strich,  der 
eben  durch  die  falsche  Höflichkeit  einen  Strich  zieht. 
Einerseits  setzte  man  die  Unterschrift,  das  eigene  Ich, 
in  ehrfurchtsvolle  Entfernung  vom  Text,  der  sich  an 
den  „hochgeehrten  Herrn"  wendet.  Vorsichtshalber 
aber  zog  man  ihm  einen  Strich  durch  die  Rechnung, 
falls  er  etwa  zu  fälschen  beabsichtigte.  Heute  setzt 
man  diesen  Strich  nicht  mehr,  aber  dennoch  schreiben 
viele  ihre  Unterschrift  in  einen  gewissen  Abstand. 

Wie  sehr  die  Überhöflichkeit  als  ein  Zeichen 
guter  Sitte  angesehen  wurde,  könnte  auch  die 
Geschichte  der  Entwicklung  unserer  Anrede- 
form erzählen.  Fürsten  und  Schriftsteller  ge- 
brauchten zuerst  das  Fürwort  „Wir"  statt  „ich". 
Der  Fürst  fühlt  sich  als  Vater  seines  Landes, 
als  Haupt  einer  grossen  Familie,  er  denkt  und 
fühlt  mit  dem  Volke,  daher  „wir".  Erst  mit 
der  Erstarkung  des  Absolutismus  dient  „wir" 
zum  Ausdruck  des  Standesunterschiedes.  Der 
Schriftsteller  will  durch  sein  „wir"  den  Leser 
zum  Mitfühlen  zwingen.  Bescheiden  stellt  er 
seine  Gedanken  nicht  als  sein  Eigentum  hin, 
er  spricht  sie  nur  aus,  aber  alle  denken  so. 
Die  Höflichkeit  konnte  hierbei  nicht  stehen 
bleiben.  Man  durfte  nun  auch  nicht  mehr  mit 
„du",  sondern  man  musste  mit  „ihr"  anreden. 
Nachdem  dem  „wir"  die  edlen  Beweggründe 
seiner  Anwendung  abhanden  gekommen  und 
es   zum   „pluralis   majestatis",  zum    Ausdruck 


der  Standeshoheit  geworden,  da  verlangte  es 
die  Höflichkeit,  dass  man  der  angeredeten 
Person  das  „Ihr"  nicht  versagte.  Aber  die 
Höflichkeit  will,  wie  die  Mode,  stets  neue 
Formen  haben.  Man  getraute  sich  bald  nicht 
mehr,  die  Person  direkt  anzureden,  selbst  das 
„Ihr"  war  nicht  mehr  höflich  genug,  nachdem 
es  allgemein  geworden.  Es  kam  die  Anrede  mit 
„Euer  Gnaden"  (Vossignoria,  span.  Vd).  „Der 
Herr  mag  die  Güte  haben".  So  kam  man  zum 
abscheulichen  „er"  und  „sie"  (Ella  und   Lei). 

Wie  der  Kaufmann  zähe  an  dem  „er"  hing,  sehen 
wir  in  Goethes  Hermann  und  Dorothea,  wo  der  Kauf- 
mann das  „er"  im  Munde  führt,  während  die  anderen 
sich  mit  du  und  ihr  anreden.  Der  Italiener  schreibt 
in  seinen  kaufmännischen  Briefen  heute  noch  „ihr", 
während  die  Anrede  in  allen  andern  Fällen  „Sie"  lautet. 

Die  Anrede  in  der  dritten  Person  Einzahl 
hat  sich  lange  erhalten.  „Ich  verbleibe  dessen 
dienstobligierter  Knecht",  „Ich  verharre  dessel- 
ben pflichtschuldigster  Diener"  usw.  waren 
die  gewöhnlichen  Briefschlüsse.  Er  und  Sie 
mussten,  um  noch  höflicher  zu  sein,  gross 
geschrieben  werden,  während  der  Engländer, 
weniger  höflich,  aber  selbstbewusst,  sein  „I" 
(ich)  gross  schreibt. 

Den  Deutschen  blieb  es  vorbehalten,  die 
höflichste  Form  zu  entdecken,  das  „Sie"  der 
Mehrzahl,  das  wir  heute  noch  brauchen.  Hier- 
an lässt  sich  nichts  ändern,  wohl  aber  auf 
dem  immer  noch  so  sehr  gepflegten  Gebiet 
der  besonderen  HöfHchkeitsformeln,  die 
ebenfalls  eine  zäh  festgehaltene  Erbschaft  sind. 

„Inhöflicher  Entgegnun  g  Ihres  Geehrten.  ." 
Betrachten  wir  diesen  Satzanfang  näher.  In  fünf  Wör- 
tern will  man  dem  Angeredeten  viermal  seine  Ach- 
tung bezeugen:  1.  durch  das  Wort  „höflich",  das  sich 
in  diesem  Ausdruck  aber  als  Eigenlob  auf  den  Schrei- 
benden bezieht,  2.  durch  die  Mehrzahlform  Ihr,  3.  durch 
Grosschreiben  des  Fürworts  der  angeredeten  Person, 
4.  durch  Bezeichnung  des  leblosen  Briefes  als  einen  „ge- 
ehrten". „Ihr  Geschätztes,  Ihr  wertes  Schreiben,  Ihr  wer- 
tes Gestriges,  Ihre  gefl.  Zuschrift,  ich  beziehe  mich  höf- 
lichst auf  mein  ergebenstes  Jüngstes,  Ihr  sehr  geschätztes 
Schreiben,  hochachtungsvollst,  mit  hochachtungsvollster 
Ergebenheit  gezeichnet"  und  viele  andere  Ausdrücke  sind 
ebenso  geschmacklos  als  falsch.  Sarkastisch  wird  für  diese 
unbenennbaren  Verirrungen  der  Briefanfang  zitiert:  „In 
Ihrem  werten  Jüngsten  bemerkte  ich  einen  dunklen 
Punkt,   den  ich   nächstens  mündlich  berühren  werde." 

Gegen  die  Kürze  versündigte  sich  der  alte 
Briefstil  ebenso  wie  der  heutige.  Die  Behaup- 
tung Adelungs,  dass  die  Deutschen  in  ihrer 
Sprache  sich  an  nichts  so  schwer  gewöhnen 
können  als  an  Kürze,  dass  auch  niemand 
danach  verlange,  und  dass  sie  in  Briefen  zu- 
dem noch  übel  aufgenommen  würde,  hatte 
nicht  nur  für  die  Zeiten  des  grossen  Sprach - 
meisters  ihre  Richtigkeit.  Der  Briefstil  war  von 
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Anfang  an  weitschweifig,  schwülstig.  Ein 
Grund  hierfür  lag  in  dem  vorerwähnten  Stre- 
ben nach  Höflichkeit,  ein  anderer  in  dem  Grau- 
sen vor  dem  einfachen,  trockenen  Stil. 

Im  17.  Jahrhundert  wurde  eine  Empfangsbescheini- 
gung etwa  so  abgefasst: 

Laus  Deo,  Basel  Anno  1620,  adi  12.  November. 

Ich  bel;enne  und  erkläre  hiermit  (oder:  ich  mache 
hiermit  Profession),  dass  der  Wohlehrenfeste  und  Woh!- 
geachtete  Herr  Johannes  Scherr,  vornehmer  Buchführer 
der  Handelsstadt  Basel,  heutigen  dato  800  Guldiii 
(schrybe  in  Worten  Acht  Hundert  Guldin),  welche 
genannter  Herr  mir  seit  dem  15.  August  dieses  selben 
Jahres  für  in  seinem  Hause  an  der  Gerbergasse  ge- 
thane  Arbeit  schuldig  gewesen,  bezahlet  hat.  Ich  sage 
ihn  hiemit  von  seiner  Schuld  frey,  ledig  und  loss  und 
sage  demselben  nebst  gebührender  Quittung  sothane 
gute  Bedienung  halber  dienstliche  Obligation  und  em- 
pfehle mich  zu  beharrlicher  Favor.  Womit  Gottes 
Schutz  befohlen.  N.  N. 

Obige  Quittung  könnte  lauten: 

Basel,   12.  Nov.   1620. 

Von  Her.n  Joh.  Scherr  habe  ich  heute  achthundert 
Gulden  zur  Ausgleichung  meiner  Rechnung  vom  15. 
Aug.   1620  empfangen.  N.  N. 

Die  Weitschweifigkeit  war  auch  an  der  Tagesordnung 
in  der  Geschäftserzählung  der  Buchhaltung.    So  lautet 
z.  B.  der   erste  Geschäftsfall   in   Gotlibs   , .Journal   des 
andern  Buchhaltens"  vom  Jahre  1546. 
Laus  Deo.   1545.  Jahr. 
Adi  3.  Augusti 
Bar  gelt  hab  ich  Gotlib  als  ein  Faktor  und  Buchhalter 
empfangen  //  von  Hans  Goltreich  Bürger  auff  S.  Anna- 
berg meinem  Herrn,  so  Er  mir  zu  diesem  seinem  Han- 
del Überantwort  und  zugestelt  hat.     Nenilich 

12  an  Zwelffcrn  1690  fl. 
An  gantzen  vnd  halben  Patzen      1300  fl. 

13  An  allerley  kleiner  Müntz  1100  fl. 
Machen  diese  drey  Posten  zusamen  fl.  4000.  ß — h. 

Heute  ist  der  Buchhaltungstext  kürzer  geworden,  wäh- 
rend der  Briefstil  immer  noch  wortverschwenderisch 
ist.  Bei  der  Buchhaltung  zwingt  eben  der  geringe, 
verfügbare  Raum  mehr  zur  Kürze,  sonst  leidet  die 
Übersichtlichkeit  darunter.  Aber  auch  die  andern  Grün- 
de, die  den  Briefstil  weitschweifig  werden  Hessen , 
Sucht  nach  Höflichkeiten  usw.,  kommen  bei  der  Buch- 
hnltung  nicht  in  Betracht. 

Trotzdem  in  der  Zwischenzeit  Lessing  und 
andere  einen  meisterhaften,  kurzen  Stil  schufen, 
hat  die  Geschäftswelt  die  alte,  breitspurige 
Ausdrucksweise  beibehalten,  ja  z.  T.  noch  ver- 
schlimmert. 

,, Bezugnehmend  auf  mein  gestriges  Schreiben  mache* 
ich  Ihnen  hiermit  die  Mitteilung",  „Ich  komme  soeben 
in  den  Besitz  Ihres  Geehrten  vom  gestrigen  Tag  und 
erlaube  mir  in  Beantwortung  desselben  Ihnen  die  er- 
gebene Mitteilung  zu  machen".  „Ich  bekenne  mich 
zum  angenehmen  Empfang  Ihres  Geschätzten  vom  .  . 
und  habe  von  dessen  Inhalt  Vormerk  genommen," 
„Übliches  vorbehalten  habe  ich  die  Ehre  .  .",  ,, Ferner 
gestatten  Sie  mir  die  Bemerkung  .  .  .",  „Was  ferner 
den  mir  unter  dem  15.  p  offerierten  Kaffee  anbetrifft" 
und  viele,  unzählig  viele  andere  Weitschweifigkeiten 
verunzieren  noch  heute  unsere  Briefe  und  besonders 
auch  die  Inserate.  (,,Ein  Knabe  rechtschaffener  Eltern" ; 
„solide  Kostgänger".)  Hierher  gehören  namentlich  auch 
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die  Ausdrücke  im  Wechselverkehr:  unter  Vorbehalt  des 
Einganges,  bei  Vorkommen  usw.  W.  S.  G.  U.  (Wen- 
den Sie  gefl.  um !)  usw.  usw. 

In  einem  Punkte  hat  unser  Briefstil  gegen- 
über dem  früheren  eine  Besserung  erfahren: 
Die  Sätze  werden  im  allgemeinen  nicht  mehr 
so  sehr  ineinander  geschachtelt,  wie  das  frü- 
her zum  guten  Ton  gehörte. 

Schmidlin  führt  in  seiner  Abhandlung  über  die 
deutsche  Geschäftssprache  folgendes  Beispiel  (aus  dem 
Jahre  1803)  an:  „Mein  Herr!  Auf  die  mir  durch  einen 
am  16.  letztverwichenen  Monats  von  Ihnen  an  mich 
abgelassenen  und  heute  erst,  als  den  2.  des  laufenden, 
eingetroffenen  Brief,  den  Einkauf  von  50  Pfund  Caffee 
und  ebensoviel  Zucker,  das  Pfund  Caffee  zu  12  und 
das  Pfund  Zucker  zu  9  groschen,  anbelangend,  die  ich 
dem  Landfuhrmann  Adolph  Bierlich  aus  Oberölsnitz  zu 
verladen  geben  soll,  aufgegebene  Bestellung  dient  höf- 
lichermassen  in  erwiedernder  Antwort,  dass  beide  Ar- 
tikel dermassen  durch  die  Concurrenz  der  Zeitläufte, 
die  der  leidige  Krieg  der  Franzosen  und  Engländer, 
welcher  bereits  nun  ausgebrochen,  und  die  Elbe  gänz- 
lich gesperrt  hat,  herbeygeführet,  im  Preise  gestiegen 
sind,  dass  ich  Ihnen  den  von  Ihnen  beorderten  Caffee 
jetzt  nicht  mehr  für  12  gr.  sondern  für  15  gr.  senden 
kann  .  .  ."  usw. 

Diese  extreme  Weitschweifigkeit  suchte  aber 
als  heilendes  Gegengift  ein  anderes  Extrem, 
die  Kürze  durch  Auslassen  notwendiger 
Wörter.  „Mit  Gegenwärtigem  [Schreiben!] 
nehme  [ich!]  Veranlassung,  Ihnen  höflichst  [die!] 
Mitteilung  zugehen  zu  lassen."  Fürwörter, 
Artikel,  Hilfszeitwörter,  ja  Hauptwörter  werden 
einfach  weggelassen,  Wörter  werden  beliebig 
abgekürzt  (Brutto,  Btto,  ßo,  Bo^,  Bt,  Bto.),  Orts- 
namen werden  verstümmelt  usw. 

Ein  anderes  Merkmal  des  früheren  Geschäfts- 
stils sind  die  Fremdwörter.  Je  grösser  der 
Verkehr  und  die  Bekanntschaft  mit  fremden 
Sprachen,  desto  grösser  die  Gefahr,  dass  Be- 
standteile dieser  Fremdsprachen  in  die  eigene 
Sprache  eindringen.  Der  Sprachgelehrte  wehrt 
sich  dagegen,  die  grosse  Menge  aber  verwen- 
det sie  gern,  teils  wegen  des  Anstriches  der 
Gelehrsamkeit,  den  sie  zu  geben  scheinen, 
teils  weil  sie  in  vielen  Fällen  wirklich  bequem 
werden.  Beim  Kaufmann  war  diese  Gefahr 
besonders  gross.  Der  Kaufmann  betrachtet 
die  Fremdwörter  von  einem  andern  Gesichts- 
punkte aus  als  der  Sprachgelehrte,  und  es  ist 
kein  Zufall,  dass  bei  den  verschiedenen  Welt- 
spracheversuchen (Volapük,  Spelin,  Pasilingua, 
Lingvo  Internacia  u.  a.)  die  Kaufleute  den  gröss- 
ten  Teil  der  Anhänger  und  Verfechter  stellten. 

Wenn  der  Kaufmann  als  Sprachreiniger  auf- 
treten will,  dann  gerät  er  gewöhnlich  in  den 
Sumpf.  Vor  nicht  langer  Zeit  sah  ich  in  einem 
Buchhaltungs-Manuskript  die  Worte  „Konto", 
„Inventar"  und  andere  fremde  Wörter  ausge- 
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merzt.  So  weit  darf  man  nicht  gehen.  Ich 
möchte  das  Wort  Konto  als  internationalen 
technischen  Ausdruck  nicht  gern  durch  „Rech- 
nung" übersetzt  sehen.  Es  wird  nach  und 
nach  zum  Lehnwort  werden  wie  unser  Wort 
Türe,  das  wohl  niemand  mit  „Zimmerdurch- 
lassverschlag"  übersetzen  wollte.  Spesenkonto 
und  -Rechnung  ist  nicht  das  gleiche.  Solche 
Lehnwörter  müssen  beibehalten  werden  (Ziffer, 
Magazin,  Spezereien,  Kapital  u.  a.).  Viele  müs- 
sen wir  verwenden,  weil  sie  einen  besonderen 
Begriff  angenommen  haben.  —  Agio  kann 
mit  Aufgeld  nicht  übersetzt  werden.  Dagegen 
müssen  wir  den  Krieg  allen  jenen  Fremd- 
wörtern erklären,  denen  die  vorgenannten  Eigen- 
schaften nicht  zukommen.  Wir  sollen  nicht 
von  einer  Reprise  des  Preises,  von  der  Stag- 
nation des  Marktes  usw.  sprechen. 

Der  mittelalterliche  Briefstil  gebrauchte  na- 
mentlich viele  lateinische  Wörter,  die  auch 
dem  Volke  durch  den  „beredten  Lateiner"  des 
Erasmus  und  anderer,  nach  dem  Vorbild  un- 
serer heutigen  „beredter  Franzose",  „Englisch 
per  Dampf"  usw.  zugänglich  gemacht  wurden. 

„Ich  will  nicht  manquiren,  Ihnen  den  jungen  Herrn 
mit  den  perfectionirten  Meriten  bei  dieser  Occasion  zu 
empfehlen",  „von  Herzen  Prosperitas  wünschend  .  .  ." 
„In  Ergebung  göttlicher  Manutenenz". 

Dann  kam  die  Zeit  des  glänzenden  franzö- 
sischen Hofhaltes,  des  inneren  Verfalles  Deutsch- 
lands, das  unter  den  Folgen  des  30jährigen 
Krieges  litt.  Das  Französische  wurde  in  Deutsch- 
land die  Sprache  des  „verfeinerten"  Umganges, 
und  auch  die  Kaufleute  bedienten  sich  ihrer  gern. 
Man  „avertierte",  „hazardierte",  „excusierte"  usw. 

Auf  die  Periode  des  französischen  Einflusses 
folgte  die  des  italienischen.  In  Italien,  der 
Wiege  unseres  Bankwesens,  der  Literatur  über 
doppelte  Buchhaltung,  in  dem  Lande,  wo  Han- 
del und  Verkehr  zahlreiche  neue  Formen  schu- 
fen, und  dessen  Geldwechsler  (Campsoren)  in 
der  ganzen  Welt  zerstreut  lebten,  entstanden 
zahlreiche  rein  kaufmännische  Ausdrücke,  die 
sich  grösstenteils  bis  auf  den  heutigen  Tag 
erhalten  haben,  wohl  weil  sie  nicht  wie  die 
franz.  Fremdwörter  Gemeingut  des  ganzen  Vol- 
kes waren,  sondern  als  ein  besonderer  Bestandteil 
der  Kaufmannssprache  angesehen  und  forterhal- 
ten wurden.  (Cassa,  Saldo,  Conto,  [Konto],  Kre- 
ditor, Bank,  Diskont  usw.)  Der  Einfluss  der 
übrigen  Sprachgebiete  war  weniger  gross.  Aus 
dem  Gemisch  dieser  Eindringlinge  aus  allen 
Gauen  ging  die  von  Fremdwörtern  strotzende 
Geschäftssprache  des  18.  Jahrhundeits  hervor. 

Schiebe  gibt  hierfür  folgendes  Beispiel:  „Aus 
dero  sehr  angen.   vom    19.  Finiente  (If.  Mts.)    ersehe 


mit  Lieb,  dass  sich  E.  E.  entschlossen  haben,  ein  eigenes 
Negotium   zu   etabliren,   gleichwie   ich  nun   zu  dieser 
Etablissement  von  Herzen  gratulire   und   zu  allen  dere 
Unternehmungen    guten    Evento    (Ausgang)    apprecire ' 
(wünsche),    also    bleibe    für    anectirte    dero   Höflichste 
Dienst-Offerten  Schönstens  verbunden,  mit  Versicherung,! 
dass  bei  vorfallenden  Incontry  (Anlässen)  nicht  erniangeli" 
werde  zu  deren  Favori  zu  ricorriren;   Hingegen  exhi- 
bire  E.  E.  usw." 

Es  ist  heute  nicht  besser  geworden. 

Die  ,, Papier-Zeitung"  brachte  vor  kurzer  Zeit  einige 
Beispiele.  ,,Ihr  Memorandum  vom  28.  pass.  brachte 
mir  Ihre  Ordre  auf  5000  kg  ...  .  Papiere,  garantiert 
holzfrei,  in  schmalen  Rollen,  die  ich  zur  prompten 
Effektuierung  resp.  zur  sukzessiven  Abnahme  zum 
Preise  de  ....  M  per  100  kg  excl.  2  M  Schneider- 
kosten, franko  dort,  unter  bekannten  Konditionen 
dankend  notierte  .  .  .  ." 

Ich  zweifle,  ob  es  überhaupt  viel  besser 
werden  wird,  wenn  man  die  Sprachreinigung 
in  Form  der  Sprachwüterei,  ohne  alle  Rücksich- 
ten, weiter  betreiben  sollte,  wie  es  von  vielen 
geschieht.  Schade,  unsere  Sprache,  namentlich 
der  Geschäftsstil,  bedarf  der  Reinigung,  aber  „man 
soll  das  Kind  nicht  mit  dem  Bad  ausschütten". 

Die  eingedrungenen  Fremdwörter  veranlass- 
ten schon  frühe  eineUnsicherheit  und  Nachlässig- 
keit in  den  grammatikalischen  Bildungen.  Dies 
gilt  namentlich  in  bezug  auf  die  Mehrzahlbil- 
dung und  die  Wortzusammensetzungen. 

Konto:  Konti,  Konten,  Conti,  Conten,  Contos,  Kon- 
tis  usw.,  mechanische  Seidenweberei,  Anglo-Swiss-Con- 
densed-Milk-Company  u.  a.,  ich  kreditiere  ihn  und  ihm. 

Dieselbe  Nachlässigkeit  kennzeichnet  den 
heutigen  Stil  aber  auch  in  der  Wortbildung. 

Inanbetrachtnahme;  der  Angefragte;  angebogen, 
Liebesgaben  für  die  Abgebrannten,  Abbrändler,  Brand- 
beschädigten usw. 

Höchst  unschön  sind  die  Bilder,  besonders 
die  der  Börsensprache. 

„Die  Preise  sind  steif",  ,, Speck  ruhig",  „Franzosen 
haben  sich  erholt",  ,, Türken  ziehen  an",  „Laura  etwas 
angezogen",  ,, Bundesbahnen  verstimmt",  ,,er  macht  in 
Weizen"  usw.  — 

,, Feine,  höchstfeine,  hochfeine,  extra,  extrafeine, 
superfeine;  gut  mittel  —  gut  ordinär"  sind  ebenfalls 
Ausdrücke,  an  denen  nicht  bloss  der  Nörgler  etwas 
auszusetzen  hätte.  Wenn  hochfein  eine  bessere  Sorte 
bezeichnet  als  höchstfein,  so  verhält  es  sich  eben  wie 
mit  der  höheren  Lehranstalt  und  der  Hochschule. 

Man  schreibe  einfach,  kurz  und  klar,  ver- 
meide veraltete  Wörter  (anbei),  sowie  unnötige 
Neubildungen  (drahten,  statt  telegraphieren),  ge- 
brauche nicht  Dialektwörter,  meide  die  Fremd- 
wörter, ausser  wenn  sie  Gemeingut  der  Völker 
und  technisch  genau  umschriebene  Begriffe 
geworden  sind,  man  suche  keinen  Bilderschmuck, 
wo  es  sich  um  die  Darstellung  einfacher  Ver- 
hähnisse  handelt,  man  ordne  die  Gedanken  in 
richtiger  Reihenfolge  —  kurz,   man   schreibe 

natürlich  und  deutsch.  .„,  „,.  ,    „     , 

W.  W  ick -Basel. 
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II.  Die  deutsche  Rechtschreibung. 


Es  war  ein  sehr  erfreuliches  Ereignis,  als  im  Juni 
IQOl  sprachgelehrte  Vertreter  des  Deutschen  Reichs, 
Österreichs  und  der  Schweiz,  denen  dann  auch  die 
Deutschen  Nordamerikas  sich  anschlössen,  sich  über  eine 
einheitliche  deutsche  Rechtschreibung  einigten;  wurde 
damit  doch  der  deutschen  Sondertümelei  wieder  einmal 
ein  beliebter  Tummelplatz  entzogen.  Noch  erfreulicher 
aber  war  es,  daß  sie  mit  dem  Jahr  1903  nicht  bloß  in 
den  Schulen,  sondern  auch  im  amtlichen  Verkehr  über- 
all wirklich  eingeführt  wurde.  Wohl  war  schon  1880 
der  grenzenlosen  orthographischen  Willkür,  die  bis  dahin 
im  Deutschen  Reiche  geherrscht  hatte,  dadurch  ein  Riegel 
vorgeschoben  worden,  daß  die  höchsten  Behörden  für 
die  Schulen  eine  bestimmte  Rechtschreibung,  die  sog 
Puttkamersche  oder,  wie  man  treffender  sagen  sollte, 
die  Raumersche,  vorschrieben.  Wer  aber  damals  ge- 
hofft hatte,  damit  sei  die  Absicht  verbunden,  bei  der 
Jugend  anzufangen,  damit  die  Erwachsenen  allmählich 
nachfolgen  sollten,  der  sah  sich  bitter  enttäuscht.  Im 
Gegenteil,  dieselben  höchsten  Behörden,  von  denen  die 
Anordnung  ausgegangen  war,  und  alle  ihnen  unter- 
stehenden Ämter,  staatliche  sowohl  als  städtische,  ver- 
hielten sich  schroff  ablehnend  dagegen;  und  wer  in  den 
letzten  zwei  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  in 
den  öffentlichen  Dienst  trat,  sah  sich  genötigt,  das  in 
der  Schule  Gelernte  so  schnell  wie  möglich  wieder  zu 
vergessen. 

Seltsam  genug:  das  Ausland  zeigte  uns  erst  die  rechte 
Verwertung  dessen,  was  deutscher  Gelehrtenfleiß  ge- 
schaffen hatte,  Österreich  und  die  Schweiz  nahmen  1889 
und  1892  die  Schulrechtschreibung  des  Deutschen  Reichs 
mit  wenigen  Abweichungen  an,  machten  sie  aber  zu- 
gleich auch  maßgebend  für  den  amtlichen  Verkehr. 
Im  Deutschen  Reiche  selber  dagegen  bestand  der  un- 
natürliche und  unwürdige  Zustand  bis  zum  1.  Januar 
1903  noch  fort,  und  es  war  kein  Wunder,  daß  sich  auch 
einzelne  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Druckereien  nicht 
veranlaßt  sahen,  ihre  oft  wohlerwogenen  Hausortho- 
graphien aufzugeben.  Ja  es  fehlte  wenig  daran,  daß 
ein  gutgemeinter  Versuch,  dem  deutschen  Volke  zu  einer 
einheitlichen  Rechtschreibung  zu  verhelfen,  aus  Versehen 
eine  dieser  Hausorthographien,  nämlich  die  der  Reichs- 
druckerei, wie  sie  im  neuen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  An- 
wendung gefunden  hatte,  zur  Reichsorthographie  erhob. 

So  ist  die  Freude  darüber,  daß  die  deutsche  Recht- 
schreibung nunmehr  einheitlich  geregelt  ist,  ,,so  weit 
die  deutsche  Zunge  klingt",  vollauf  berechtigt,  wenn 
auch  das  Erreichte  mit  dem  Ideal  des  Erreichbaren  sich 
keineswegs  deckt.  Gerade  dadurch,  daß  die  einzelnen 
Konferenzmitglieder  dem  Einheitsgedanken  zuliebe  ein- 
ander Zugeständnisse  gemacht  haben,  sind  manche  Wider- 
sprüche und  Halbheiten  in  das  Werk  gekommen,  wie 
dies  ja  auch  sonst  bei  Abstimmungsergebnissen  unver- 
meidlich ist. 

Bei  den  im  folgenden  gegebenen  Grundzügen  der 
gegenwärtigen  deutschen  Rechtschreibung  ist  das  sach- 
liche Ergebnis  der  amtlichen  Bestimmungen  durchweg 
streng  gewahrt;  dagegen  wurden  die  Behandlung  des 
Stoffes  und  der  Wortlaut  im  einzelnen  nur  insoweit  als 
verbindlich  angesehen,  als  sonst  Wesentliches  gefährdet 
erschien.  Berücksichtigt  wurde  die  nachträglich  schon 
im  Jahre  1903  getroffene  Entscheidung  des  Preußischen 
Staatsministeriums  und  der  Reichsbehörden,  die  nach 
dem  Vorgange  Bayerns  für  ihre  Kanzleien  den  Gebrauch 


der  anfangs  als  zulässig  bezeichneten  zahlreichen  Doppel- 
schreibungen eingeschränkt  haben.  Auch  die  übrigen 
Bundesstaaten  werden  dem  hier  gegebenen  Beispiele 
voraussichtlich  bald  folgen ;  in  Hessen  und  Württemberg 
ist  es  bereits  geschehn. 

Für  Schreibtisch  und  Taschengebrauch  sei  als  be- 
quemer orthographischer  Ratgeber  auf  das  bei  Poeschel 
&  Kippenberg,  Leipzig,  erschienene  Taschenbuch  der 
deutschen  Rechtschreibung  mit  Wörterverzeichnis  hin- 
gewiesen, das  unter  dem  Namen  ,,Der  kleine  Poeschel" 
bekannt  ist  und  bei  seinem  zierlichen  Format  und 
schmiegsamem  Einband  zur  Not  in  einer  Westentasche 
Platz  hat. 

Regeln. 

A)  Bezeichnung  desselben   Lautes  oder 

ähnlicher     Laute     durch     verschiedene 

Buchstaben. 

a)  Selbstlaute  (Vokale), 
ä,  e;  äu,  eu. 

Schreibe  ä   und  äu^)  als  Bezeichnung  des  §  1 
Umlautes  von  a  und  au  (vgl.  ö :  o,  ü :  u) 

1.  in  Wörtern,  deren  Grundform  a  oder  au 
zeigt, 

z.  B.  Hände,  älter;  Häuser,  läuft; 

2.  in  Wörtern,  deren  Verwandtschaft  mit  a- 
und  au-Stämmen  noch  jetzt  leicht  kennt- 
lich ist, 

z.B.  rächen  (Rache),  Ärmel  (Arm),  Täter  (Tat); 
schäumen  (Schaum),  Käufer,  käuflich  (kaufen); 

aber: 
behende  (Hand),   edel  (Adel),  Wildbret  (braten), 
schneuzen  (Schnauze). 

Auch  bei  vielen  anderen  Wörtern,  in  denen 
ä  und  äu  zu  schreiben  ist,  läßt  sich  der  sprach- 
geschichtliche Zusammenhang  nachweisen. 

Für  die  Schreibung  mit  e  und  eu  merke 
besonders: 

echt,  emsig,  Esche,  Espe,  Grenze,  Hering,  Krempe, 
ausmerzen,  abspenstig,  überschwenglich,  welsch;  deuchte 
(von  dünken),  leugnen,  Leumund,  verleumden. 

Unterscheide: 

Ähre  (beim  Getreide)  und  Ehre,  Färse  (junge  Kuh) 
und    Ferse    (am    Fuss),    hoffärtig    und    fertig,    Lärche 


')  Ä,  Äu,  Ö,  Ü,  ä,  äu,  ö,  ü  ist  zu  schreiben,  nicht 
Ae,  Aeu,  Oe,  Ue,  ae,  oe,  ue.  Anders  dagegen  bei 
getrennter  Aussprache  der  Laute,  z.  B.  Aeronaut,  Pha- 
eton,  Poet,  Nagelflue.  Ausnahmen  sind  nur  bei  Eigen- 
namen zulässig,  die  gern  die  geschichtlich  überlieferte 
oder  ererbte  Schreibung  beibehalten,  z.  B.  Goethe,  oder 
zur  ausdrücklichen  Bezeichnung  der  Länge  des  Selbst- 
lautes, besonders  bei  lateinischer  Schrift,  z.  B.  Roeß- 
1er.  Gerade  Familiennamen  zeigen  auch  sonst  starke 
Abweichungen  von  der  jetzt  herrschenden  Schreibweise, 
so  findet  sich  z,  B.  neben  der  schlichten  Form  Seifert 
von  demselben  Namen  die  Schreibung  Seyffarth. 
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(Baum)  und  Lerche  (Vogel),  (sich)  wehren  und  wahren 
(dauern):  bläuen  (blaufärben)  und  bleuen  (schlagen) 
gräulich  (von  grau)  und  greulich  (ebenso  wie  Greuel 
von  grauen). 

ai,  ei. 

S2     Mit  ai  schreibe: 

Bai  Hai,  Hain,  Kaiser;  Laib  (Brot),  aber  Leib 
(Körper);  Laich  (Froschlaich),  aber  die  Leiche;  Laie, 
Mai  Maid,  Maie,  Mais,  Maische,  maischen;  Saite  (z.B. 
Darmsaite),  aber  rechte  Seite;  Rain  (Ackergrenze),  aber 
rein-  Waid  (Farbpflanze),  aber  Weidmann;  Waise  (el- 
ternloses Kind),  aber  die  Art  und  Weise,  der  Weise. 
In  allen  anderen  Wörtern  schreibe  ei, 
z  B  auch  in  Eiche,  eichen,  Eichamt,  Eichmass,  Ge- 
treide, Heide  (der  und  die),  Meier,  Weide,  Weizen, 
Ereignis,  gescheit. 

b)  Mitlaute  (Konsonanten). 

b,  p. 

S3     Schreibe  mit  b: 

Abt,  Erbse,  Herbst,  hübsch,  Krebs,  Obst,  Rebhuhn, 
Rübsen ; 

mit  p: 

Haupt,  Papst,  Propst,  Mops,  Raps,  Rips  (Gewebe), 
Pauschquantum  (aber  Bausch  und  Bogen),  pausen, 
Pauspapier,  pirschen. 

d,  t,  dt,  th. 

§4      Schreibe  mit  d:  mit  t: 

der  Tod,  tot, 

daher  auch*)  todbrin-  daher  auch')  der  Tote, 
gend,  tödlich,  todkrank,  töten,  Totschlag,  Toten- 
todmüde, Todsünde;  gräber; 

Geld;  gelten, 

daher  auch  Entgelt; 

endgültig:  unentgeltlich; 

ihr  seid;  seit  gestern; 

durchgehends,  eilends,  eigentlich,  flehentlich, 

vollends,  zusehends  hoffentlich,  namentlich, 

(aber  unversehens);  wissentlich,  vermeintlich; 

hindern,  Hindernis,  hinter,  Hinterlist; 

mit  dt: 

ich  sende,  wende  ich  sandte,  wandte, 

der  Versand,  versandt,  der  Gesandte, 

das  Gewand;  gewandt,  der  Verwandte 

Bewandtnis; 

Beredsamkeit  (von  bereden)    beredt ; 

ich  lade  er  lädt. 

Mit  t  schreibe  ferner: 
Brot,  Ernte,  Jahrzehnt,  Schwert; 
mit  d  Schmied. 


Unterscheide: 

Stadt  und  Statt  (Werkstatt,  stattfinden,  Stätte). 

Schreibe  kein  deutsches  Wort  mehr  mit  th, 

also   nur  noch:    Tal,   Taler;    Ton,   Tonleiter;    Ton, 
tönern;  Tor  (der  und  das),  töricht;  Tran,  tranig ;  Träne, 


Tür;  tun.  Tat,  tätig,  Untertan;  Tau  (der  und  das), 
Teer,  Tier,  Teil,  Urteil,  Vorteil,  teuer,  Turm;  Eigen- 
tum,'Ungetüm;  Armut,  Heimat,  Met,  Rat,  Wirt;  Atem, 
Blüte,  Pate,  Rute  usw. 

Ob  in  Fremdwörtern  th  oder  t  geschrieben 
wird,  hängt  von  ihrer  Herkunft  ab. 

Daher  Theater,  Thermometer,  Äther,  katholisch; 
Kathete,  mythisch,  auch  Thron,  Thunfisch  und  Panther, 
aber  tragisch,  Etymologie,  Hypotenuse,  Kategorie, 
Myrte.     Beides  ist  zulässig  in  Thee  und  Tee. 

In  Eigennamen  deutschen  Ursprungs  schwankt 

die  Schreibung. 

In   der  Regel  schreibt    man  Theobald,    Th£oderich, 
Lothar    (vgl.    Lothringen),    Mathilde  (vgl.    Krimhilde), 
Thüringen;    besser   dagegen   Günter   und  Walter  statt 
Günther    und    Walther    (vgl.   Werner    und    Wernher),  jm 
j  ebenso  Berta  und  Bertold  (vgl.  Bertram,  Adalbert).       ^ 

g,  ch,  k. 

Unterscheide:  §  ^ 

1.  bei  Hauptwörtern  (Substantiven)  die  En- 
dungen ig  und  ich: 

ig  in  Essig,  Honig,  Käfig,  König,  Mennig,  Pfennig, 
Reisig  (Reiser),  Reisige  (Berittene),  Zeisig  und 
den  Eigennamen  auf  wig:  z  B.  Hedwig,  Ludwig; 
ich  in  Bottich,  Drillich,  Eppich,  Estrich,  Fittich,  Kra- 
nich, Lattich,  Pfirsich,  Rettich,  Sittich  (Papagei), 
Teppich,  Zwillich  und  in  allen  Wörtern  auf 
-rieh,  z.  B.  Fähnrich,  Enterich,  Wegerich,  Wüte- 
rich, Heinrich; 

2.  bei   Eigenschafts-  und  Umstandswörtern 
(Adjektiven  und  Adverbien)  die  Endungen 

ig  und  lieh. 

In  den  Ableitungen  von  Stämmen  und  Wörtern 
die  auf  1  auslauten,  ist  immer  die  Endung  ig  zn 
schreiben,  z.B.  eilig,  heihg,  einmalig,  untadehg, 
unzählig,  völHg,  wollig,  ebenso  adlig, billig,  bucklig, 
eklig,  neblig,  gleichschenklig,  winkHg; 

aber: 
geistlich,  greulich  (trotz  Greuel,  s.  §  1  am  Ende), 
gütlich,    sittlich,    wirklich,    allmählich    (vgl.    ge- 
mächlich). 

3.  Die  Endung  igt  in  Predigt  und  icht  in 
allen  anderen   Haupt-  und  Eigenschafts- 
wörtern, 
z.  B.  Dickicht,  Röhricht,  steinicht,  töricht. 

Unterscheide  ferner: 

Jagd  und  Jacht  (Schiff);  Magd  und  Macht;  Teig 
(Brotteig)  und  Teich  (stehendes  Gewässer),  Deich 
(Damm)'';  Zwerg  und  zwerch  (quer),  Zwerchfell;  krie- 
gen (bekommen),  bekriegen  (bekämpfen)  und  kriechen; 
siegen,  versiegen  (vertrocknen)  und  siechen  (von  siech, 
krank);  taugen  und  tauchen;  zeigen  und  Zeichen; 
Talg  und  Talk  (Mineral);   Werg  (Stoff)  und  Werk. 


1)  Auch  sonst  richte  man  sich,  wo  ein  und  derselbe 
Laut  auf  verschiedene  Weise  dargestellt  werden  kann, 
nach  der  Abstammung  des  Wortes,  z.  B.  weislich  von 
weise,  weißlich  von  weiß;  Nieswurz  von  niesen,  Nieß- 
brauch von  genießen. 


gs,  ks,  cks,  chs,  X. 

Schreibe 

gs  (gf),  ks  (kf)  und  cks  (ckf),  wenn  an  den 
Stammesauslaut  g,   k,  ck  ein   s  (f)  hinzutritt. 

Z.   B.   flugs   (von   Flug),    bugsieren,   links.   Hacksei 
(von  hacken),  Knicks,  knicksen,  Klecks,  klecksen; 

gs  ausserdem  in  der  Nachsilbe  lings: 

blindlings,  jählings,  meuchlings; 
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chs  (chf)  in 

Achse,  Achsel,  Buchsbaum,  Büchse,  Dachs,  Deichsel, 
drechseln,  Eidechse,  Fechser  (Schößling),  Flachs,  Flechse 
(Sehne),  Fuchs,  Hechse  (Kniebug),  Lachs,  Luchs,  Ochse, 
sechs.  Wachs,  wachsen,  wechseln,  Wichse; 

X  in 

Axt,  Faxen,  Kraxe,  kraxeln,  Hexe,  Nix,  Nixe,  Oxhoft. 

V,  f,  ph. 

§  7     Schreibe 
V  in 

Vater,  Gevatter,  ver-  (verfertigen  usw.),  Vetter, 
Vieh,  viel,  vier,  Vlies  oder  Vließ  (Fell),  Vogel,  Volk, 
voll  (aber  Fülle,  füllen),  vor,  vorder,  zuvörderst,  vorn 
(aber  fordern,  fördern),  Frevel,  auch  in  den  Wörtern 
nichtdeutschen  Ursprungs  JVlalve,  Nerv,  Pulver,  Sklave, 
Veilchen,  Vers,  Vogt,  brav; 

f  in  allen  übrigen  deutschen  Wörtern, 

auch  in  deutschen  Namen  wie  Adolf,  Arnulf,  Rudolf, 
Westfalen,  flämisch,  ferner  in  Efeu  und  in  den  völlig 
eingebürgerten  Fremdwörtern  Elefant,  Elfenbein,  Fasan, 
Sofa. 

ph  nur  in  Fremdwörtern, 

z.  B.  Phantasie,  Philosoph,  Philipp,  Phosphor,  Para- 
graph. 

Die  S- Laute. 

§  8  Die  Hauptschwierigkeit  besteht  in  der  Schrei- 
bung des  S-Lautes  zwischen  zwei  Selbstlauten, 
von  denen  der  erste  lang  ist.  Weder  Aus- 
sprache noch  auch  Sprachgeschichte  bieten 
hierfür  einen  sichern  Anhalt^). 

So  schreibt  man 
mit  f  (langem  S)  z.  B.  rasen,  Wesen,  weise,  die  Weise, 
verweisen,  der  Geisel  (Leibbürge),  preisen,  reisen 
(eine    Reise    machen),    Reuse,  Riese,    die   FHese 
(Steinplatten),  niesen,  losen,  lösen,  Muse  (Göttin); 
mit  ß  z.  B.  Straße,  außer,  die  Geißel  (Peitsche),  heißen, 
gleißen,    weißen    (mit  Farbe),   zerreißen,   Blöße, 
grüßen,  JVluße  (freie  Zeit). 
Hiernach  richten  sich  dann  auch  die  Abwandlungen 
und    Weiterbildungen    dieser    Wörter,    also:    er   reist, 
reiste,  gereist  (von  reisen),  aber  er  zerreißt;  Weisheit 
(vgl.  §  9,  4  a),  naseweis,  weissagen,  wohlweislich,  aber 
weißlich;     gleißend,     aber     gleisnerisch    (heuchlerisch, 
von  einem  nicht  mehr  gebräuchlichen  Zeitwort  gleisen) ; 
er  niest,  Nieswurz,  aber  Nießbrauch;  müßig. 
§9     Im  übrigen  schreibe: 

1.  s(f)aa)  wie  im  Anlaut  überhaupt,  so  auch 
im  Anlaut  der  Nachsilben  sei,  sal, 
sam, 

z.  B.  Rätsel,  Schicksal,  duldsam; 
bb)  im  Inlaut  nach  Mitlauten, 

z.  B.  Hülse,  Gemse,  Linse,  Hirse,  Lotse, 
Eidechse;  wechseln,  wachsen,  Erbse; 

cc)  vor  p  und  t  in  Stammsilben,  so- 
wohl inlautend  als  auslautend, 
z.  B.  Kasten,  rasten,  Espe,  Wespe,  listig, 
Knospe;  Hast,  Rest,  Lust. 

')  Z.  B.  entspricht  verweisen  sowohl  mhd.  verwisen, 
verbannen,  als  verwisen,  tadeln;  losen  mhd.  lö^en^ 
Ameise  mhd.  amei?e,  emsig  mhd.  em^ic,  Binse  mhd! 
bin?,  Gemse  mhd.  gam/,.  Umgekehrt:  die  Geißel  mhd. 
geisel,  Kreis  mhd.  krei?,  Kuß  mhd.  kus,  Roß  mhd.  ros 


Bei  Zeitwörtern ,  deren  Stamm  auf  einen  S-Laut 
(s,  ß,  SS,  z,  tz,  x)  ausgeht,  wird  von  der  Endung 
est  der  zweiten  Person,  sobald  sie  das  e  verliert, 
auch  das  s  ausgelassen,  z.  B.  du  liest  neben  du 
liesest,  du  wächst  neben  du  wächsest,  du  reist  neben 
du  reisest,  du  reißt  neben  du  reißest,  du  ißt  neben 
du  issest,  du  läßt  neben  du  lassest,  du  sitzt  neben  du 
sitzest.  Bei  der  Steigerung  von  Eigenschaftswörtern, 
die  auf  einen  S-Laut  ausgehen,  schreibe  man  die  volle 
Form,  z.  B.  heißeste,  süßeste;  ausgenommen  sind  nur 
größte,  beste.  —  Bei  den  auf  seh  ausgehenden  Stämmen 
behält  man  in  den  verkürzten  Formen  das  s  der  Endung 
bei,  z.  B.  du  naschst,  du  wäschst;  der  närrischste. 

2.  SS  (Doppel-f)  nur  im  Inlaut  zwischen  zwei 

Selbstlauten,  von  denen  der  erste  kurz  ist,, 
z.  B.Masse,  messen, Missetat, Flüsse, Schlösser,, 
Gleichnisse  (vgl.  §12,2); 

3.  ß  im  Auslaut  aller  Stammsilben,  die  im  In- 

laut mit  SS  oder  ß  zu  schreiben  sind, 
sowie  in  den  Abwandlungen  und  Weiter- 
bildungen solcher  Wörter, 
z.  B.  Maß,  er  aß,  sie  aßen,  er  saß,  die  Geiß 
(Ziege),  weiß,  bloß,  Kloß,  Schoß  (Rockschoß), 
Gruß,  er  grüßt,  sie  grüßten;  Faß,  er  faßt, 
du  haßt  (aber  du  hast,  die- Hast),  sie  haßten, 
eßbar,  er  ißt  (aber:  er  ist),  Biß,  Schloß,  Schoß 
(Zoll,  junger  Trieb),  Schößling,  er  muß,  du 
mußt,  bewußt,  Fluß;  daher  auch  in  der  Vor- 
silbe miß  (vgl.  missen),  z.  B,  mißbrauchen, 
Mißgunst,   mißlich; 

4.  s  (s,  Schluß-s)  nur  im  Auslaut,  und  zwar 
aa)  aller  Stammsilben,  die  inlautend  mit  s 

(f)  geschrieben  werden, 
z.  B.  Glas  (des  Glases),  der  Reis  und  das  Reis 
(des  Reises),  Ries  (Papier),  Haus,  Häuschen 
($äusd^en,  Käufer),  Röschen  (9?ösd&en,  9?ofe), 
bös,  boshaft  (erbosen),  los  (lösen),  das  Los 
(losen),  Mus  (Gemüse);  Gemsbock,  Krebs, 
Fuchs;  Wachstum;  er  las,  er  wuchs;  sowohl 
s  als  ß  ist  zulässig  in  Verlies  und  Veriieß, 
Vlies  und  Vließ,  aber  nur  das  Fließ  (Bach); 
s  (f)  bleibt,  wenn  dahinter  ein  tonloses  e 
ausgefallen  ist:  Drechsler  (Dred^fler),  statt 
Drechseier,  unsre  (unfre)  statt  unsere; 

bb)  aller  Endungen,  auch  der  Nachsilbe  nis, 
z.  B.  jenes,  Mannes,  Schrecknis; 

cc)  aller  einsilbigen  Geschlechts-  und  Für- 
wörter und  deren  Zusammensetzungen,, 
z.  B.  das,  dasselbe  (basfelbe),  aber  als  Binde- 
wort daß;  was,  es,  des  (trotz  dessen),  deshalb, 
wes  (trotz  wessen),  weswegen,  indes,  unterdes, 
dies,  diesseits  (btes[eils);  ebenso  aus  (trotz 
außer),  bis,  bisher,  als,  alsbald; 

dd)  in  Zusammensetzungen, 

z.   B.    Amtsrichter,    Ortsbehörde,    Dienstag, 

(I)tcnstag)  Donnerstag  (J)onnerstag),  Samstag 

(Samstag). 

In  lateinischer  Schrift  steht  s  für  f  und  ?,  ss  für  ff, 

ß  (besser  als  fs)   für  fe;    für  ß  tritt  in  grosser  Schrift 

sz  ein,  z.  B.  MASZE  (ÜJlafee),   aber  MASSE  (SRajfe). 

B)  Bezeichnung   der  Länge    und   Kürze 
der  Selbstlaute. 
In  vielen  Fällen  bleibt  die  Länge  und  Kürze  §10 
der  Selbstlaute  im  Deutschen  ganz  unbezeichnet: 
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a)  Bezeichnung  der  Länge  fehlt, 

z.  B.  in  bar,  Barschaft,  gar,  gären,  Maß,  Name, 
nämlich,  Schaf,  Schale,  Scham,  Schar,  Pflugschar,  Span, 
Star,  Wage,  Ware;  Feme,  Meltau  (nicht  von  Mehl); 
quer,  Schere,  selig  (nicht  von  Seele) ;  Bote,  Frondienst, 
Fronleichnam,  frönen,  holen,  Los,  losen,  los,  lösen, 
Schoß  (am  Rock,  kurz  dagegen  Schoß,  Trieb  am 
Baume  oder  Abgabe),  Flur,  küren,  Willkür. 

b)  Bezeichnung  der  Kürze  fehlt: 

1.  in  Stämmen,  bei  denen  auf  den  Selbst- 
laut mehrere  Mitlaute  oder  die  Laute  ch 
und  seh  folgen, 

z.  B.  halten,  Kraft,  rasten,  samt,  insgesamt,  sämt- 
lich; Engel,  melden,  Perle ;  binden,  wichtig,  Wirt ; 
Ordnung,  poltern,  stolpern,  löschen ;  hurtig,  Luft, 
Mulde,  Busch,  Küste. 

Seltener  findet  sich  bei  solchen  Stämmen  Länge 
des  Selbstlautes,  z.  B.  in  Art,  Bart,  zart,  Magd, 
Papst;  Herd,  Herde;  Obst,  Ostern,  Trost,  trösten. 

Bei  einigen  ist  die  Aussprache  landschaftlich 
verschieden,  z.  B.  in  Jagd,  Erde,  werde,  Schwert, 
erst,  Krebs,  Furt,  Geburt,  Husten,  Bücher,  düster; 

2.  in  dem  Bestimmungswort  einiger  Zusam- 
mensetzungen, das  selbständig  in  dieser 
Form  nicht  mehr  vorkommt, 

z.  B.  Brombeere,  Himbeere,  Lorbeer;  Damwild, 
Marschall, Walnuß;  Herberge,  Hermann,  Herzog; 
Singrün; 

3.  in  einsilbigen,  gewöhnlich  schwach  be- 
tonten Wörtchen,  wie 

an,  am,  in,  im,  mit,  um,  von,  vom,  zum,  zur; 
ab,  ob,  bis,  gen,  hin,  weg;  es,  das,  was,  des, 
wes,  man;  bin,  hat;  aber:  dann,  denn,  wann,  wenn. 

«11  c)  Ausdrückliche  Bezeichnung  der  Länge  des 
Selbstlautes,  die  sich  übrigens  nur  in  betonten 
Silben  1)  findet, 

L  durch  doppelte  Schreibung  der  Laute  a,  e 
und  o  in  folgenden  Wörtern: 
aa:  Aal,  Aar  (Adler),  Aas,  Haar,  Paar,  paar,  Saal, 

Saat,  .Staat,  aber  Härchen,Pärchen,  Säle; 
ee:  Beere,   Beet,   Geest  (Sandland),   Heer,  ver- 
heeren, Klee,  Krakeel,  Lee  (windfreie  Seite), 
leer,  leeren,  Meer,  Reede  (auch  Rhede,  Anker- 
platz),  scheel,   Schnee,   See,  Speer,  Teer; 
OO:  Boot,  Moor  (Sumpfland),  Moos. 

2.  Durch  Dehnungs-h  vor  1,  m,  n  und  r, 

z.  B.  in  Gemahl,  Mehl,  johlen,  Pfuhl,  Pfühl;  Rahm, 
vornehmlich,    ihm,   Ohm,   Ruhm;    Ahn,   ahnden, 

^)  Unterscheide  betonte  und  unbetonte  Silben,  unter 
den  betonten  wieder  Silben  mit  Hauptton  {>)  und  Silben 
mit  Nebenton  (»).  Den  Hauptton  trägt  in  einfachen 
deutschen  Wörtern  in  der  Regel  die  Stammsilbe.  Bei- 
spiele: erlauben,  Besonnenheit,  gewältig,  seltener,  furcht- 
sam, Handlung,  Jiingling,  Hinterlassenschaft ,  Entschluß, 
aber:  Antwort,  unreif,  Umfang,  Urlaub,  Rederei,  gra- 
vieren, interessant;  oder  mit  Bedeutungsunterschied: 
durchreisen,  durchreisen;  umgehen,  umgehen;  über- 
setzen, übersetzen.  Bei  Zusammensetzungen  hat  meist 
die  Stammsilbe  des  ersten  Wortes  den  Hauptton,  die 
des  zweiten  den  Nebenton:  Stammschloß,  Taschen- 
buch, SchiltzenkÖnig,  aber  Jahrhundert,  Nordost,  Fron- 
leichnam, oder  auch  hier  mit  Bedeutungsunterschied: 
blutarm,  blutarm,  d.  i.  ganz  arm.  Abweichend  betont 
werden  lebendig  und  wahrhaftig. 
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Sehne,  ihn,  Drohne,  Huhn,  Sühne:  Bahre,  ver- 
fahren, ihr,  Ohr,  Öhr,  Ruhr,  Gebühr. 

In  anderen  Wörtern  steht  h,  ohne  Dehnungs- 
zeichen zu  sein,  als  Nachklang  ursprünglicher 
Wortbüdung,  wie  Draht,  drehen,  zehn,  fliehen, 
gedeihen,   Lohe,  Truhe,  Bühel  (Bühl). 

Besonders  merke  Worte  wie  Hoheit,  Rauheit, 
Roheit,  aber  getrennt:  Roh-heit. 

3.  Beim  I-Laut  durch  ie 
aa)    in  den  meisten  ursprünglich  deutschen 
Wörtern  und  Wortformen,  bei  vielen 
als  Rest  eines  früher  wirklich  gespro- 
chenen Doppellautes, 

z.B.  bieten,  Liebe,  fiel,  Heß,  schießen:  aber: 
Biber,  Igel,  Isegrim;  mir,  dir,  wir; 
bb)  in  zahlreichen  Lehnwörtern, 

z.  B  Brief,  Priester,  Radieschen,  Siegel, 
Zwiebel;  in  anderen  Wörtern  fremden  Ur- 
sprungs bleibt  die  Länge  unbezeichnet,  z.  B. 
Bibel,  Fibel,  Tiger,  Maschine,  Satire,  Katharina ; 

cc)   in  den  dem  Französischen  entlehnten 
Endungen  -ie  und  -ier, 

z.  B.  Kompagnie,  Phantasie;  Kanonier,  Offi- 
zier, und  in  allen  Zeitwörtern  auf  ieren, 
z.  B.  diktieren,  hantieren,  regieren,  studieren. 

Besonders  merke:  gib,  gibst,  gibt  (vgl.  fing, 
ging,  hing),  Formen,  die  in  manchen  Teilen 
des  deutschen  Sprachgebiets  auch  kurz  ge- 
sprochen werden;  aber  ergiebig,  ausgiebig. 

Unterscheide: 

Der  Aal  (Fisch)  und  die  Ahle  (Schusterwerkzeug); 
das  Ar  (Flächenmaß)  und  der  Aar  (Adler);  Hoffart, 
hoffärtig  und  Heimfahrt,  Fährte,  gefährden;  Mal,  Denk- 
mal, einmal,  zweimal  und  Mahl,  Gastmahl,  Abendmahl, 
Mahlzeit,  Gemahl;  malen  (mit  dem  Pinsel)  und  mahlen 
(auf  der  Mühle);  Märe,  Märchen  und  Mähre  (Pferd); 
der  Wal,  Walfisch,  auch  Walküre,  Walhalla,  Walstatt 
und  die  Wahl,  Wahlmann; 

her,  hierher,  Heer  (Kriegsvolk)  und  hehr  (heilig); 
leeren  (leer  machen)  und  lehren;  Meltau  und  Mehl; 
Meer  und  mehr;  Rede  und  Reede  (Rhede) ;  die  Seen^), 
säen  und  sehen;  wer,  Wergeid,  Werwolf  und  Wehr, 
Landwehr,  Mühlenwehr; 

Fiber  (Faser)  und  Fieber  (Krankheit);  Lied  und 
Augenlid;  Mine  (unterirdischer  Gang),  Mine  (Abkürzung 
von  Wilhelmine  usw.)  und  Miene  (Qesichtsausdruck); 
Stil  (Schreibart)  und  Stiel  (Stengel) ;  wider  (gegen),  er- 
widern, widerlegen,  widerlich  und  wieder  (nochmals), 
wiederbringen; 

er  bot,  der  Bote  und  das  Boot;  Bohle  (Brett)  und 
Bowle  (engl.  Mischtrank  oder  Gefäß  dafür);  holen 
(herbeirufen)  und  hohl,  aushöhlen;  das  Moor  (Sumpf- 
land) und  der  Mohr;  Sole  (Salzwasser)  und  Sohle  (am 
Fuss,  Talsohle); 

der  Ur  (Auerochse),  uralt,  Ursprung   und   die  Uhr. 

d)  Ausdrückliche  Bezeichnung  der  Kürze  des  §  1 
Selbstlautes 

durch  doppelte  Schreibung  des  folgenden 
Mitlautes,  wo  dieser  ursprünglich  allein  stand, 

L  in  Stammsilben,  sowohl  im  Inlaut  als  im 
Auslaut, 


1)  So,  nicht  Seeen,  ist   zu   schreiben,  Armeen,  nicht 
Armeeen,  Melodien,  nicht  Melodieen,  knien,  nicht  knieen. 


Die  deutsche  Rechtschreibung. 


871 


2.  B.  Fall,  fallen,  fällt;  schaffen,  schafft,  Schaffner, 
aber  Schaft ;  treffen,  triff,  triffst,  trifft,  aber  Trift; 
ich  komme,  du  kommst,  komm,  Vorkommnis. 

Statt  Sammet,  Zimmet,Taffet,  Zwillich,  Drillich, 
Grummet,  Kummet  schreibt  man  auch  Samt,  Zimt, 
Taft,  Zwilch,  Drilch,  Grumt,  Kumt. 

Für  doppeltes  k  schreibt  man  in  deut- 
schen Wörtern  ck.  ck  und  tz  können  nur 
nach  einem  kurzen  betonten  Selbstlaut 
stehen;  nach  langem  Selbstlaut  oder  nach 
einem  Mitlaut  steht  einfaches  k  und  z. 

Also  ist  zu  schreiben  z.  B.  Bäcker,  Hacke, 
Schreck;  nackt  (nacket);  setzen,  Satz,  jetzt;  da- 
gegen Haken,  erschrak,  Ranke;  Reiz,  Arzt,  Salz, 
Sturz.  Besonders  merke  Fremdwörter  wie  Skizze, 
Strazze. 

In  Zusammensetzungen  vermeidet  man 
es,  dreimal  hintereinander  denselben  Mit- 
laut zu  schreiben, 

so  stets  in  dennoch.  Dritteil  und  Mittag,  gern 
auch  in  Brennessel,  Schiffahrt,  alliebend  u.  a., 
bei  Silbentrennung  dagegen  immer:  Brenn-nessel, 
Schiff-fahrt.  Merke  auch:  Rückkehr,  Schutzzoll, 
Schlußsatz  u.  ä. 

2.  Inlautend  in  Nachsilben  mit  dem  Neben- 
ton (vgl.  §  11c,  Anmerkung): 
(Königin)  Königinnen,  (Hindernis)  Hindernisse, 
(Atlas)  Atlasse,  (Iltis)  Iltisse,  (Rhinozeros)  Rhino- 
zerosse, (Omnibus)  Omnibusse;  aber  Bräutigame, 
Eidame,   Pilgrime. 

§  13    C)  Große  oder  kleine  Anfangsbuch- 
staben. 

a)  Mit  großem  Anfangsbuchstaben  schreibe: 

1.  das  erste  Wort  eines  Satzganzen: 

Gott  sprach:  „Es  werde  Licht!" 

Wo  steht  das  geschrieben?  Im  ersten  Buche  Mosis. 
aber: 

„Was  tun?"  spricht  Zeus.  (Beide  Sätzchen  zu- 
sammen bilden  ein  Satzganzes). 

„Ich  bin",  spricht  jener,  ,,zu  sterben  bereit." 

2.  die  Hauptwörter, 

3.  andere  Wörter  und  Wortverbindungen, 
wenn  sie  als  Hauptwörter  gebraucht 
werden. 

die   Großen,   der  Nächste,    das  Gute,  Altes  und 

Neues,  jedem  das  Seine; 
das    Maßhalten,    Tun    und    Lassen,    Hören    und 

Sehen,    das    Nichts,    das  All,    eine   Eins,    das 

zweite    Tausend,    das    Wenn    und    das    Aber, 

das  Abc,  die  Mein[Lg]en; 
etwas    Erfreuliches,    viel    Gutes,    wenig    Neues, 

nichts  Schlimmes. 

4.  Eigenschafts-  und  Fürwörter,  die  sich  mit 
einem  Eigennamen  zu  einem  Ganzen  ver- 
binden oder  die,  mit  einem  Hauptwort 
verbunden,  einen  Namen  oder  Titel  bilden, 

z.  B.  Wilhelm  der  Siegreiche,  Friedrich  der  Dritte  ; 
das  Mittelländische  Meer,  die  Hohen  Tauern,  die 

Vereinigten  Staaten,  die  Neuesten  Nachrichten; 
Seine  (Se.)  Majestät,  Eure  (Ew.)  Königliche  Hoheit, 

Kaiserlich  Deutsches  Konsulat,  der  Wirkliche 
Geheime  Rat. 


5.  Eigenschaftswörter,  die  von  Personen- 
namen abgeleitet  sind,  soweit  sie  nicht 
allgemeineBedeutung  angenommen  haben, 
und  die  von  Länder-  oder  Städtenamen 
abgeleiteten  unveränderlichen  Eigenschafts- 
wörter auf  er, 

z.  B.  Schillersche  Gedichte,  d.  i.  Gedichte  Schillers, 
Luthersche  Tischreden,  die  Grimmschen  Märchen  ; 
aber  lutherische  Kirche,  salomonisches  Urteil, 
homerisches  Gelächter;  Schweizer  Gebäck,  der 
Kölner  Dom,  Leipziger  Allerlei,  Pilsener  Bier, 
Wiener  Schnitzel; 

6.  die  Fürwörter  der  Anrede  im  Briefstil 
(aber  nur  da):-  Du,  Dein;  ihr.  Euer;  und 
die  Fürwörter  der  dritten  Person,  wenn 
sie  in  der  Anrede  überhaupt  statt  der 
zweiten    Person    gebraucht    werden: 

Er,  Sein;  Sie,  Ihr,  z.  B.  Hör'  Er  mich  einmal 
an!  Ich  bitte  Sie.     Auf   Ihr  Wohl! 

b)  Mit  kleinem  Anfangsbuchstaben  schreibe  §14 
alle  anderen  Wörter,  insbesondere: 

1.  Hauptwörter,  wenn  sie  in  der  Bedeutung 
anderer  Wortarten  gebraucht  werden, 

aa)  als»  Umstandswörter  (Adverbia), 

z.  B.  anfangs,  andernfalls,  jedenfalls  (aber  auf 
jeden  Fall),  nötigenfalls,  flugs,  rings,  dermaßen, 
gleichermaßen,  meinerseits,  teils,  einesteils,  an- 
dernteils,  möglicherweise;  einmal  (aber  das  eine 
Mal);  überhaupt,  unterwegs,  heutzutage,  bei- 
zeiten, bisweilen,  sondergleichen,  bergauf,  kopf- 
über; morgen  (am  folgenden  Tage),  heute  morgen, 
gestern  abend ;  abends,  vormittags,  nachts ;  da- 
gegen des  Abends,  des  Vormittags,  des  Nachts; 
aber  sonntags,  feiertags,  werk[el]tags,  wo- 
chentags; 

bb)  als  unbestimmte  Zahlwörter: 

ein  bißchen  (ein  wenig)  ein  paar  (einige),  aber 
ein  Paar  Handschuhe; 

cc)  als  Verhältniswörter  (Präpositionen), 

z.  B.  dank,  kraft,  laut,  statt,  trotz;  angesichts, 
betreffs,  seitens,  mittels;  inmitten,  infolge,  zu- 
folge; um  —  willen,  von  —  wegen; 

dd)  als  Bindewort  (Konjunktion):  falls; 
ee)  in  stehenden  Verbindungen  mit  Zeit- 
wörtern, in  denen  das  Hauptwort,  meist 
in  verblaßter  Bedeutung  gebraucht,  nicht 
mehr  als  solches  empfunden  wird, 
z.  B.  achtgeben  (er  gibt  acht),  in  acht  nehmen, 
ausser  acht  lassen;  haushalten  (er  hält  haus),  über- 
handnehmen (es  nimmt  überhand),  wundernehmen 
(es  nimmt  mich  wunder),  standhalten,  stattfinden, 
teilhaben,  teilnehmen;  instand  setzen,  imstande 
sein,  zustande  kommen,  vonstatten  gehen,  zu- 
statten kommen,  zuteil  werden;  leid,  not,  weh 
tun;  schuld,  feind,  willens  sein;  es  ist  mir  leid, 
angst;  das  ist  schade; 

aber:  er  hat  keinen  Teil  daran,  ein  gutes  Wort 
findet  eine  gute  Statt,  sich  ein  Leid  antun; 

mehrere  Schreibungen  sind  zulässig  in  zu 
Grunde  gehn,  besser  zugrunde  gehn;  sich  etwas 
zu  Schulden,  besser  zuschulden  kommen  lassen  u.a. 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


2.  die  von  Orts-  und  Volksnamen  abge- 
leiteten Eigenschaftswörter  auf  isch,  außer 
wenn  sie  in  Titeln  stehen  (s.  §  13,  4), 
z.  B.  die  deutschen  Kaiser,  die  ungarische  Grenze, 
schlesische Zeitungen  (aber:  die Schlesische Zeitung 
berichtet). 

3.  Eigenschafts-  und  Umstandswörter  in  be- 
sonderen Verbindungen, 

z.  B.  alt  und  jung,  gross  und  klein,  arm  und 
reich,  durch  dick  und  dünn,  über  kurz  oder  lang, 
im  großen  ganzen;  jeder  behebige,  der  erste 
beste,  alles  mögliche;  den  kürzeren  ziehn;  zugute 
halten,  kommen;  zum  besten  haben,  im  reinen 
sein;  des  näheren,  des  weiteren;  am  besten,  es 
ist  das  beste,  wenn  man  usw.  (aber:  er  ist  der 
Beste,  es  fehlt  ihm  am  Besten) ;  aufs  deutlichste, 
aufs  neue,  aufs  äußerste  (aber:  ich  bin  auf  das 
Äußerste  gefaßt),  bei  weitem,  im  allgemeinen, 
im  ganzen,  im  folgenden,  im  wesentHchen  (aber: 
in  allem  Wesentlichen),  fürs  erste,  im  voraus, 
ohne  weiteres,  von  neuem,  von  vorn[e],  vor 
kurzem,  zum  letzten,  bis  auf  weiteres,  von  klein 
auf,  um  ein  beträchtliches,  einigermassen ; 

4.  alle  Fürwörter  und  Zahlwörter  außer  in 
den  §  13,  3,  4  und  6  genannten  Fällen: 
man,  jemand,  niemand,  jedermann;  derselbe,  der 
nämliche,  einer,  keiner,  jeder,  ein  jeder,  ein  jeg- 
licher; alle,  sämtliche,  etliche,  einige,  manche, 
viele;  zwei,  zu  zweien,  beide,  die  beiden,  alle 
beide,  drei,  die  drei,  alle  drei,  auf  allen  vieren; 
der  eine  —  der  andere,  das  (alles)  andere, 
nichts  anderes,  die  (alle)  übrigen;  nichts,  viel, 
mehr,  das  meiste,  das  mindeste. 

In  zweifelhaften  Fällen  schreibe  kleine  An- 
fangsbuchstaben. 

D)  Silbentrennung  (Absetzen). 

§  15     Trenne  die  Wörter  nach  Sprechsilbeni),  d.  h. 
so,   wie   sie   sich    beim    langsamen    Sprechen 
von  selbst   zerlegen,   z.  B.  Sil-ben-tren-nung, 
An-fangs-buch-sta-ben,  Ge-le-gen-heit. 
Zu  beachten: 

1.  bei  einfachen  (nicht   zusammengesetzten 
Wörtern: 

aa)  Ein  zwischen  zwei  Selbstlauten  stehen- 
der einzelner  Mitlaut,  ferner  die  Buch- 
stabenverbindungen ch,  seh,  ß,  ph,  th 
(zwei  Buchstaben  für  einen  Laut)  und 
die  Buchstaben  x  und  z  (ein  Buch- 
stabe für  zwei  Laute,  kf  und  tf)  kom- 
men auf  die  folgende  Zeile, 
z.  B.  sa-gen,  Ne-bel,  Bo-te;  la-chen,  Fi-scher, 
Mu-ße,  Ste-phan,  Ka-the-der ;  He-xe,  Wei-zen. 
bb)  Von  mehreren  Mitlauten  kommt  der 
letzte  auf  die  folgende  Zeile,  ck  wird 

1)  Von  den  Sprechsilben  unterscheide  Sprachsilben, 
d.  h.  diejenigen  Bestandteile  eines  Wortes,  in  die  es 
nach  Stamm  und  Bildungssilben  zerfällt,  z.  B.  leg-en, 
Schreib-er,  Acht-ung,  gold-en,  gröss-er.  Oft  fallen 
Sprachsilben  und  Sprechsilben  zusammen,  z.  B.  Ent- 
schluss,  Be-wusst-sein,  Wahr-heit,  sag-te. 


dabei  in  zwei  k  aufgelöst,  nur  st  bleibt 
immer  ungetrennt, 

z.  B.  Wan-ge,  den-ken,  Mut-ter,  fas-sen, 
Knos-pe,  war-ten,  tap-fer,  kämp-f en,  Karp-fen, 
Pflan-ze,  Wech-sel,  plat-zen,  Städ-te,  Ver- 
wand-te ;  wak-keln,  Bäk-ker ;  fa-sten,  Mei-ster, 
Fen-ster,  ber-sten,  Pfing  sten. 

In  einfachen  Fremdwörtern  werden 
die  Lautverbindungen  b,  p,  d,  t,  g,  k 
mit  1    oder  r  (muta  cum  liquida)  in 
der  Regel  nicht  getrennt, 
z.  B.  Pu-blikum,  Me-trum,  Qua-drat. 

2.  bei  zusammengesetzten  Wörtern:  diese 
sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Sprechsilben, 
nach  ihren  Bestandteilen  zu  trennen, 
z.  B.  Taschen-buch,  Recht-schreibung,  Diens-tag, 
Schiff-fahrt,  (trotz  Schiffahrt,  vgl.  §  12,  1,  am 
Ende);  hier-auf,  her-ein,  dar-über,  war-um,  be- 
ob-achten,  voll-enden. 

Auch   bei   zusammengesetzten   Fremd- 
wörtern suche  ebenso  zu  verfahren, 
z.  B.  Pro-spekt,  Atmo-sphäre,  Mikro-skop,  Inter- 
esse. 
Im  allgemeinen   ist  das  Absetzen  möglichst 
zu  vermeiden,  namentlich  in  zweifelhaften  Fäl- 
len und  bei  Silben,  die  aus  einzelnen  Buch- 
staben bestehn; 

also    nicht:    Au-e,    E-he,    oder    gar:     Viktori-a,    I- 
talienerin. 

E)  Der  Bindestrich. 

Der  Bindestrich  wird  bei  Zusammensetzun-  § 
gen  angewendet, 

1.  wenn  von  mehreren  zusammengesetzten 
Wörtern  ein  gemeinsamer  Bestandteil  nur 
einmal  gesetzt  wird, 

z.  B.  Licht-  und  Schattenseite,  Geistes-  und 
Herzensbildung,  Ab-  und  Zugang,  Vor-  und 
Nachsilben,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung; 
Bismarckfreunde  und  -feinde,  Zahlungsunfähig- 
keit und  -einstellung;  in-  und  auswendig,  zwei-, 
drei-  und  vierfach,  hin-  und  herreden;  ähnlich 
auch:  zwei-  oderdreierlei.meister-  und  musterhaft, 
Juden-  und  Christentum. 

2.  wenn  mehrere  Eigennamen  oder  von 
ihnen  abgeleitete  Eigenschaftswörter  zu 
einem  Ganzen  verbunden  werden, 

z.  B.  Mendelssohn-Bartholdy,  Sachsen-Koburg- 
Gotha,  Bergisch-Märkische  Eisenbahn,  deutsch- 
französischer Krieg; 

3.  wenn  es  die  Deutlichkeit  oder  Übersicht- 
lichkeit erfordert, 

z.  B.  Schluss-s,  S-Laut,  I-Punkt,  A-Dur,  D-Moll- 
Tonleiter,  B-Klarinette,  Erd-Rücken,  Ost-Elbier; 
Haftpflicht  -Versicherungsgesellschaft  ,  Landes- 
irrenanstalt. 

Doch  wird  selbst  bei  recht  vielgliedrigen 
Zusammensetzungen  der  Bindestrich  ver- 
mieden, 
z.  B.  Oberverwaltungsgerichtsrat. 
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f)  Das  Auslassungszeichen 
(Apostroph). 

§  17     Wende  das  Auslassungszeichen  an 

1.  bei  Ausfall  eines  Selbstlautes,  der  für  ge- 
wöhnlich gesprochen  und  geschrieben 
wird, 

z.  B.  heil'ge  Nacht,  aber  seltner  Vogel;  ist's,  's  ist; 
dagegen  nie  bei  Verschmelzung  von  Verhältnis- 
und  Geschlechtswort  (Präposition  und  Artikel): 
ans,  ins,  durchs,  am,  beim,  unterm,  vom,  zum; 
auch  nicht  in  den  Formen  all,  solch,  welch,  manch. 

2.  zur  Bezeichnung  des  zweiten  Falls  bei 
Eigennamen,  die  auf  einen  S-Laut  enden, 

z.  B.  Voß'  Luise,  Sophokles'  Antigone,  De- 
mosthenes'  Beredsamkeit,  aber  Schillers  Gedichte, 
Moltkes  Briefe,  Hilde[n]s  Puppen.  Unanstößig, 
weil  der  gesprochenen  Rede  ganz  geläufig,  sind 
auch  die  Genetive  in  Hansens  Freunde,  Fritzens 
Bücher. 

G)  Die  Fremdwörter. 

§18     Unterscheide: 

Lehnwörter,  d.  h.  ursprünglich  fremde  Wör- 
ter, die,  schon  in  alter  Zeit  eingedrungen,  durch 
Annahme  deutscher  Form,  Aussprache  und 
Betonung  das  Bürgerrecht  in  der  deutschen 
Sprache  erlangt  haben,  z.  B.  Brief,  Kaiser,  Kam- 
mer, Keller,  Münze,  Pfalz,  Pferd,  Schule,  Zelle,  Zirkel, 
predigen,  schreiben,  segnen;  —   und 

Fremdwörter,  d.  h.  Wörter  aus  fremden 
Sprachen,  die  ihre  ursprüngliche  Form,  Aus- 
sprache oder  Betonung  mehr  oder  weniger 
beibehalten  haben  und  daher  nur  das  Gast- 
recht in  der  deutschen  Sprache  genießen.  All- 
gemein gültige  Regeln  für  ihre  Schreibung 
lassen  sich  nicht  aufstellen.  Hier  wenigstens 
einige  Winke  zur  Nachachtung. 

§  19  a)  Für  die  aus  den  lebenden  Sprachen  ent- 
lehnten Fremdwörter  gilt,  freilich  mit  zahl- 
reichen Abweichungen,  der  Grundsatz,  daß 
sie  den  Regeln  der  deutschen  Rechtschreibung 
etwa  in  demselben  Verhältnisse  folgen,  wie  sie 
nach  Form,  Aussprache  und  Betonung  sich 
deutschen  Wörtern  genähert  oder  wie  sie  im 
Gebrauche  sich  eingebürgert  haben.  Daher 
lassen  sich  hier  drei  Stufen  unterscheiden: 

1.  Die  Schreibung  der  fremden  Sprache  ist 
unverändert  beibehalten, 

z.  B.  Chaise,  Chaussee,  Chef,  Coiffeur,  Coupe, 
Directrice,  Feuilleton,  Jalousie,  Journal,  Logis, 
Neglige,  Ragout,  Refrain,  Route,  Tirailleur, 
Toilette,  Tour;  Gentleman,  fashionable,  Inter- 
viewer, Lawn  Tennis;  Adagio,  Loggia,  Violoncello. 

2.  Die  Schreibung  ist  halb  fremd,  halb  deutsch, 

z.  B.  chevaleresk,  imaginär,  generös,  Inspekteur, 
Kolportage,  Kompagnie,  Kommandeur,  Korps, 
Armeekorps,  aber  Sängerchor,  Memoiren,  Räso- 
neur,  Schwadroneur;  hierher  läßt  sich  auch  ein 
Teil  der  fremden  Zeitwörter  auf  -ieren  rechnen, 


z.  B.  changieren,  coupieren,  distinguieren,  email- 
lieren, rangieren. 

3.   Die    Schreibung    ist    ganz    deutsch    ge- 
worden, 

z.  B.  Bluse,  Dublette,  Dusche,  Fassade,  Konzert, 
Parfüm,  Polizei,  Rasse,  Sekretär,  Schikane,  Scho- 
kolade, frikassieren.parzeHieren,  reüssieren,  Streik, 
streiken,  Schlips,  Schal. 

In  diesem  Falle  tritt  auch  die  in  deut- 
schen Wörtern  übliche  Verdoppelung  eines 
einfachen  Mitlauts  nach  betontem  kurzem 
Selbstlaut  ein, 

z.  B.  Baracke,  Zigarre,  Etappe,  Gitarre,  der 
Kaffee  (aber  das  Cafe),  Kontrolle,  Kadett,  bigott, 
brünett,  aktuell,  generell,  reell  (aber  Hotel).  Um- 
gekehrt wird  nach  einem  unbetonten  Selbstlaut 
die  in  der  fremden  Sprache  vorhandene  Ver- 
doppelung oft  aufgegeben,  z.  B.  Barett,  Perücke 
(im  Französischen  rr);  Missionär,  pensionieren, 
rationell,  Sonett  (im  Französischen  nn) ;  Pomade. 

b)  Die  aus  dem  Lateinischen  und  Griechi-§20 
sehen,  letztere  meist  erst  durch  Vermittlung 
des  Lateinischen,  entlehnten  Fremdwörter,  die 
ja  zum  grossen  Teile  bereits  in  älterer  Zeit  in 
unsere  Sprache  übergegangen  sind,  haben,  so- 
gar in  fremdsprachlicher  Endung,  im  wesent- 
lichen ganz  deutsche  Schreibung  angenommen. 
Daher  wird  hier  für  c  mit  K-Laut  k,  für  c 
mit  dem  Z-Laut  z  geschrieben, 

z.  B.  in  all  den  zahlreichen  Wörtern  mit  Ko-  (Kol-, 
Kom-,  Kon-,  Kor-),  z.  B.  Kodizill,  kollidieren,  Kom- 
mission, konsultieren,  korrigieren,  in  der  so  häufigen 
Verbindung  kt,  z.  B.  Adjektiva,  Edikt,  elektrisch,  fak- 
tisch, Konjunktiv,  Konfekt;  ferner  Akademie,  Diakon, 
Protokoll,  Publikum,  Syndikus;  Konzil,  Kruzifix,  Me- 
dizin; Offizin,  Prozeß,  Partizipium,  Zylinder,  exerzieren, 
multiplizieren,  musizieren;   auch  Diözese,  Szene. 

Statt  cc  mit  dem  K-Laut  schreibe  man  über- 
all kk,  statt  cc  mit  dem  Laute  von  kz  über- 
all kz, 

z.  ß.  Akkord,  Akkusativ,  Akzent,  Akzise. 

Die  Endung  ti  bleibt  vor  betontem  Selbstlaut, 
z.  B.  Patient,  Quotient,  Auktion,  Nation,  Reforma- 
tion.    Vor  unbetontem  e  schreiLt  man  zi,  z.  B.  Grazie, 
Ingredienzien,   (das  Ingrediens),  Reagenzien,    (das  Re- 
agens); dagegen  hinter  k  stets  ti,  z.  B.  Aktien. 

Zwischen  f  und  s  wird  im  allgemeinen  nach 
denselben  Regeln  unterschieden  wie  in  deut- 
schen Wörtern.  Bei  Zusammensetzungen  rich- 
tet man  sich  nach  der  Abstammung,  z.  B. 
Diskurs  (I){s!ur5),  disponieren,  Distribution, 
Transport,  aber  Mikroskop  (93lifroj!op);  doch 
tritt  für  s  im  Auslaut  des  ersten  Gliedes  der 
Zusammensetzung  in  der  Regel  f  ein,  z.  B. 
Episode  (©pijobe),  transitiv.  — 

Es  ist  somit  ein  recht  unsicheres  Gebiet, 
auf  das  man  sich  mit  dem  Gebrauche  von 
Fremdwörtern  begibt,  ganz  abgesehen  von 
der  Gefahr,  durch  unrichtige  Atiwendung  sich 


874 


Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


lächerlich  zu  machen.  Darum  handle  man  nach 
dem  Grundsatze:  Kein  Fremdwort  für  das, 
was  deutsch  gut  ausgedrückt  werden  kann! 

Anhang. 

Die  Satzzeichen  (Interpunktion). 

Die  Satzzeichen  sollen  das  Lesen  des  Ge- 
schriebenen oder  Gedruckten  erleichtern  und 
geben  an,  wo  beim  Sprechen  eine  Pause  zu 
machen  oder  der  Ton  zu  ändern  ist. 

1.  Der  Punkt  steht  am  Schlüsse  eines  Satz- 
ganzen, das  eine  Aussage  enthält. 

Außerdem  wird  der  Punkt  als  Kürzungs- 
zeichen verwendet 

a)  nach  abgekürzten  Wörtern: 

U.  A.  w.   g.  —  usw. 

b)  zur  Bezeichnung  der  Ordnungszahl: 

Wilhelm  II.,  der  27.  Januar. 

2.  Das  Fragezeichen  steht  nach  unab- 
hängigen Fragesätzen  und  einzelstehenden  Frage- 
wörtern. 

Wer   reitet    so    spät    durch    Nacht    und    Wind? 

Was?    Warum? 
Dagegen  nicht  nach  abhängigen  Fragesätzen. 
Auch  nach  abgekürzter  abhängiger  Frage  wird 
besser  ein  Beistrich  (Komma)  gesetzt. 

Wohin   ich    reisen   werde,   erfährst   du  morgen. 
Ich  werde  verreisen;  wohin,  erfährst  du  morgen. 

3.  Das  Ausrufezeichen  steht  nach  Aus- 
rufen, Befehlen  und  Wünschen. 

Die   Ärmsten!     Stillgestanden!     Wäre    ich   doch 
geblieben ! 

4.  Der  Beistrich  (das  Komma)  trennt 

a)  eng  verbundene  Hauptsätze  von  einan- 
der; daher  ist  vor  und  und  oder  nur 
dann  ein  Beistrich  zu  setzen,  wenn  ein 
Satz  mit  neuem  Grundwort  (Subjekt) 
darauf  folgt. 

Das  Wasser  rauscht,  das  Wasser  schwoll,  ein 
Fischer  saß  daran.  Die  Nebel  zerreißen,  der 
Himmel  ist  helle,  und  Äolus  löset  das  ängst- 
liche Band.  Aber:  Das  Mädchen  kam  und 
nicht  in  acht  das  Veilchen  nahm. 

b)  Nebensätze  vom  Hauptsatze  oder  von 
anderen  Nebensätzen;  auch  von  Infinitiven 
mit  um  zu,  ohne  zu,  statt  (anstatt)  zu,  als 
zu  steht  ein  Beistrich;  vor  Infiniüven  mit 
zu  gewöhnlich  nur  dann,  wenn  Klarheit 
oder  Übersichtlichkeit  es  erfordern,  und 
wenn  das  davon  abhängige  Satzglied  wort- 
reich ist. 

Liegt  dir  gestern  klar  und  offen,  wirkst  du 
heute  kräftig  frei,  kannst  auch  auf  ein 
Morgen  hoffen,  das  nicht  minder  glücklich 
sei.     Lerne  zu   leiden,  ohne  zu  klagen.     Es 


wäre  ein  Glück  für  ihn,  zu  sterben.  Anders: 
es  wäre  ein  Glück,  für  ihn  zu  sterben.  O  glück- 
lich, wer  noch  hoffen  kann,  aus  diesem  Meer 
des  Irrtums  aufzutauchen! 

c)  gleichartige  Satzglieder,  zwischen  denen 
kein  Bindewort  steht,  oder  eingeschobene 
Wörter  von  den  übrigen  Satzteilen. 

Nun  aber  bleibet  Glaube,  Liebe,  Hoffnung, 
diese  drei.  —  Den  Dank,  Dame,  begehr' 
ich  nicht. 

5.  Der  Strichpunkt  (das  Semikolon)  steht 
zwischen  verbundenen  Hauptsätzen  von  größe- 
rem Umfange,  besonders  wenn  innerhalb  de- 
ren Beistriche  angebracht  sind. 

Daß  Menschen  wir  nur  sind,  der  Gedanke  beuge 
das  Haupt  dir;  doch  daß  Menschen  wir  sind, 
richte  dich  freudig  empor. 

6.  Der  Doppelpunkt  trennt  nicht,  sondern 
verknüpft  mit  dem  Vorhergehenden 

a)  wörtliche  Anführungen,  gewöhnlich  in 
Verbindung  mit  Anführungsstrichen. 

Der  König  rief:   „Laßt  mir  herein  den  Alten !" 

b)  Aufzählungen. 

Man  unterscheidet  fünf  Erdteile:  Europa, 
Asien,  Afrika,  Amerika  und  Australien. 

c)  Das  Ergebnis  einer  Gedankenreihe. 

Da  mag  denn  Schmerz  und  Genuß,  Gelingen 
und  Verdruß  miteinander  wechseln,  wie  es 
kann :  nur  rastlos  betätigt  sich  der  Mann. 

7.  Die  Anführungszeichen  (Gänsefüßchen) 
stehn 

a)  bei  wörtlichen  Anführungen. 

„Was  schaffst  du?"  redet  der  Graf  ihn  an. 
„Ich  bin",  spricht  jener,  „zu  sterben  bereit." 

b)  bei  Titeln  von  Schriftwerken,  wenn  sich 
sonst  eine  Zweideutigkeit  ergeben  könnte. 

Goethes  „Regeln  für  Schauspieler",  aber 
Goethes  Götz  von  Berlichingen. 

8.  Der  Gedankenstrich  wird  gesetzt, 

a)  wenn  der  Gedanke  plötzlich  abgebrochen 

wird. 

Sollte  er  vielleicht  gar  —  nein,  das  wäre 
niedrig  gedacht.     Wart,  ich  will  euch  — ! 

b)  um  durch  das  verzögerte  Aussprechen 
eines  Wortes  eine  gewisse  Spannung  zu 
erzielen. 

Und  der  Bruder  —  bin  ich,  und  der  Ver- 
räter —  bist  du! 

c)  vor  und  nach  eingeschalteten  Sätzen. 

Bedenk,  auf  ungetreuen  Wellen  —  wie  leicht 
kann  sie  der  Sturm  zerschellen  —  schwimmt 
deiner  Flotte  zweifelnd  Glück. 

9.  Die   Klammer  ()    fügt  eine  erklärende 
1  Bemerkung  ein,  die  nicht  in  den  nächsten  Zu- 
sammenhang des  Gedankens  gehört. 

In  diesem  Zeichen  (gemeint  ist  das  Zeichen  des 
Kreuzes)  wirst  du  siegen. 

Dr.  Johannes  Poeschel-Meissen. 
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III.  Maschinenschreiben. 


1.  Aus  der  Geschichte  der  Schreib- 
maschine. 

Der  sich  mächtig  steigernde  Geschäftsverkehr 
hat  eine  grosse  Zahl  von  Neuerungen  geschaffen, 
die,  indem  sie  die  Kontorarbeit  vereinfachen, 
Zeitersparnis  und  damit  Geldgewinn  erzielen 
lassen.  Unter  ihnen  steht  in  erster  Reihe  die 
Schreibmaschine.  Eine  verhältnismässig  noch 
junge  Erfindung,  hat  sie  von  Amerika  aus 
ihren  Siegeslauf  über  die  ganze  Welt,  selbst 
in  den  dunkeln  Erdteil  hinein  angetreten.  In 
Deutschland  allein,  das  noch  bei  weitem  nicht 
den  Gebrauch  von  ihr  macht,  wie  ihr  Mutter- 
land, die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
schätzt  man  die  Zahl  der  im  Betriebe  befind- 
lichen Maschinen  auf  etwa  eine  Million. 

Wenn  man  von  einigen  älteren  Versuchen  absieht 
(Henry  Hill  in  England  1714,  William  Austin  Burt  in 
Amerika  1829,  der  Kryptograph  in  Frankreich  1833, 
Charles  Thurber  in  Amerika  1843,  Pierre  in  Frankreich 
1849,  Alfred  Beach  in  England  1855,  John  Pratt  in 
Amerika  und  Mailing  Hansen  in  Kopenhagen  Ende  der 
sechziger  Jahre),  so  muss  als  die  erste  wirklich  brauch- 
bare Schreibmaschine  die  Remington-Maschine  an- 
gesehen werden,  die  hervorgegangen  ist  aus  den  Ver- 
suchen dreier  Erfinder:  Carlos  Glidden,  C.  Latham  Sholes 
und  S.  W.  Soule  in  Milwaukee  (Wisk.),  deren  Maschine 
1867  patentiert  wurde.  Sholes  arbeitete  an  der  Ver- 
besserung der  Maschine  weiter,  verband  sich  mit  James 
Densmore  und  G.  W.  N.  Yost,  die  sich  später  auch  als 
Erfinder  selbständiger  Systeme  einen  Namen  machten, 
und  verbesserte  die  Schreibmaschine  so  weit,  dass  die 
Gewehrfabrik  G.  Remington  &  Sons  ihre  Fabrikation 
im  grossen  aufnehmen  konnte.  Sie  erhielt  den  Namen 
Remington-Standard-Typewriter  und  erfuhr  im  Laufe 
der  Zeit  zahlreiche  Verbesserungen,  hauptsächlich  durch 
Vost,zufolgederersie  nach  und  nach  alle  dem  Maschinen- 
schreiben entgegenstehenden  Bedenken  überwand  und 
zu  einem  geachteten  Werkzeuge  der  Praxis  wurde. 
Der  beginnende  Siegeszug  der  Schreibmaschine  Hess 
neue  Systeme  entstehen;  die  Konkurrenz  förderte  das 
Streben  nach  weiteren  Verbesserungen.  Yost,  der  sich 
von  der  Firma  Remington  &  Sons  trennte,  brachte  als 
Gesellschafter  der  von  ihm  ins  Leben  gerufenen  CaH- 
graph  Patent  Company  eine  neue  Maschine  auf  den 
Markt,  deren  Patente  auf  die  Namen  C.  Latham  Sholes 
und  James  Densmore  eingetragen  waren.  Heute  wird 
die  Caligraph  von  der  aus  jener  Gesellschaft  hervor- 
gegangenen American  Writing  Maschine  Company  er- 
zeugt, während  Yost  1888  als  Frucht  seiner  anhaltenden 
Studien  und  Versuche  die  nach  ihm  benannte  Yost- 
maschine  herausbrachte.  Alle  diese  Maschinen  sind  Typen- 
hebelmaschinen und  haben  zahlreiche  mehr  oder  weniger 
wertvolle  Nachfolgerinnen  gefunden.  —  Schon  1880 
erschien  die  nach  dem  Prinzip  John  Pratts  konstruierte 
Hammond,  erfunden  von  James  B.  Hammond,  eine 
Typenradmaschine,  welche  ebenfalls  zum  Muster  weiterer 
Konstruktionen  wurde.  Ein  Heer  von  neuen  Konstruk- 
tionen, welche  bald  diese  bald  jene  Verbesserung  an- 
strebten, folgte. 


2.  Die  bekanntesten  Schreibmaschinen. 

An  bekannten  Maschinen  erzeugt  Amerika  ausser  den 
bereits  genannten  u.  a.  noch  die  Smith  Premier,  Bar 
Lock,  Densmore,  Remington-Sholes  (geschaffen  von 
Salomon  G.  Sholes,  dem  Sohne  des  ersten  Erfinders 
der  Schreibmaschine,  gemeinsam  mit  den  beiden  Söhnen 
des  ersten  Fabrikanten,  Remington),  Unterwood  (von 
dem  Deutschen  Xaver  Wagner  aus  Boppard  1890  er- 
funden), Pittsburg-Visible,  Jewett,  Germania,  Duplex, 
Wilhams,  Hartford,  Cleveland,  Manhattan,  National, 
Franklin,  Viktoria,  Chicago,  Postal.  Auch  England  be- 
teiligte sich  an  der  Schreibmaschinenkonstruktion  (North, 
Maskelyne,  Salter,  Waverley,  Fitch,  Granville  usw.). 
Deutschland,  das  die  Schreibmaschinenfabrikation  erst 
verhältnismässig  spät  aufgenommen  hat,  erzeugt  jetzt 
eine  Reihe  vorzüglicher  Maschinen,  die  den  ameri- 
kanischen nicht  nachstehen:  Die  Schnellschreibmaschine 
der  Aktiengesellschaft  vorm.  Frister  &  Rossmann,  Berlin, 
die  erste  in  Deutschland  hergestellte  Schreibmaschine, 
die  Ideal  der  Aktiengesellschaft  vorm.  Seidel  &  Nau- 
mann, Dresden,  die  Adler  der  Adler- Fahrradwerke  vorm. 
Heinrich  Kleyer,  Frankfurt  a.  M.,  die  Continental  der 
Wanderer-Fahrradwerke  vorm.  Winkelhofer  &  Jaenicke 
A.-G.  in  Chemnitz-Schönau,  die  Kanzler  der  A.-O.  für 
Schreibmaschinen-Industrie  Berlin,  die  Regina  der  Firma 
Schilling  &  Krämer,  Suhl  i.  Th.,  die  Stoewer  der  Näh- 
maschinen- und  Fahrräder-Fabrik  Beruh.  Stoewer,  A.-G. 
in  Stettin-Grünhof,  die  Blickensderfer  der  Firma  Groyen 
&  Richtmann,  Cöln  u.  a. 

3.  Die  Hauptarten  von  Schreib- 
maschinen. 

Man  unterscheidet  im  allgemeinen,  wenn  man 
auf  die  Art  des  Anschlages  sieht,  zwei  Haupt- 
arten von  Maschinen: 

Die  Typenhebelmaschinen.  Die  Buch- 
staben werden  durch  den  Anschlag  von  Hebeln 
hervorgebracht.  Hierbei  trägt  entweder  jeder 
Hebel  nur  ein  Zeichen  —  es  ist  also  je  eine 
Taste  für  Gross-  und  für  Kleinbuchstaben  vor- 
handen (Maschinen  mit  Volltastatur:  Yost,  Smith 
Premier,  Bar  Lock,  New  Century-Caligraph, 
Frister  &  Rossmann  u.  a.)  — ,  oder  jede  Taste 
trägt  zwei  Typen,  welche  mittels  einer  Um- 
schaltvorrichtung nach  Wunsch  zum  Abdruck 
gelangen,  also  entweder  der  betr.  Gross-  oder 
der  Kleinbuchstabe  (Maschinen  mit  Umschalter: 
Remington,  Remington-Sholes,  Pittsburg-Visible, 
Densmore,  Adler,  Continental,  Ideal,  Kanzjer, 
Regina  u.a.;  die  Salter,  Brooks,  Maskelyne  und 
Williams  mit  zweimaliger  Umschaltung).  Die 
Vorzüge  der  Umsphalttastatur  bestehen  in  der 
grösseren  Billigkeit  und  in  dem  Umstände, 
dass  die  Hände  beim  Greifen  der  Grossbuch- 
staben nicht  aus  ihrer  Ruhelage  rücken,  die 
der  Volltastatur  darin,  dass  nur  eine  Art  von 
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Anschlag  (also  nicht  der  ruhig  lastende  des 
Umschalters  neben  dem  Staccato-Anschlage  der 
Typentasten)  in  Anwendung  kommt  und  dass 
Teile  des  Mechanismus  nicht  hin-  und  her- 
schütteln und  daher  besser  geschont  werden. 
Die  Färbung  der  Typen  erfolgt  entweder 
durch  ein  Farbkissen  (Yost,  Maskelyne  u.  a.) 
oder  durch  Farbrollen  (Waverley,Fitch,Blickens- 
derfer  u.  a.).  Meist  schlagen  jedoch  die  Typen 
durch  ein  gefärbtes  Band,  welches  automatisch 
verrückt  wird,  so  dass  stets  frische  Stellen  unter 
die  anschlagende  Type  gelangen  (bei  fast  allen 
übrigen  oben  genannten  Volltastatur-  und  Um- 
schaltermaschinen). 

Die  Typenzylinder-  oder  Typenschei- 
benschreibmaschinen.  Alle  Typen  stehen 
auf  einem  auswechselbaren  Zylinder  oder  einer 
Scheibe,  welche  durch  den  Anschlag  so  ge- 
dreht werden,  dass  die  gewünschte  Type  vor 
die  Abdruckstelle  kommt.  Es  schlägt  nun  ent- 
weder der  Zylinder  auf  das  Papier  (Blickens- 
derfer,  Crandall  u.  a.)  oder  ein  Hammer  treibt 
letzteres  gegen  den  Zylinder  (Hammond,  Key- 
stone, Munson  u.  a.). 

Ausser  diesen  Hauptarten  wären  der  Voll- 
ständigkeit wegen  zu  nennen:  die  Typenrad-, 
die  Typenstab-  und  die  Typenplatten- 
Schreibmaschinen.  Sie  sind  meist  weniger 
leistungsfähig  und  werden  daher  im  Kontor- 
betriebe auch  weniger  gebraucht.  Der  Antrieb 
erfolgt  bei  billigeren  Maschinen  meist  nicht 
mittels  Tasten,  sondern  mittels  eines  einzigen 
Hebels  oder  Zeigers,  der  auf  den  gewünschten 
Buchstaben  eingestellt  wird  (Edelmann,  Kosmo- 
polit, Merritt,  Odell  u.  a.). 

Ein  wesentlicher  Unterschied  der  Maschinen 
aller  Systeme  besteht  darin,  ob  sie  sichtbare 
oder  unsichtbare  Schrift  haben,  d.  h.  ob  das 
Geschriebene  stets  offen  vor  Augen  liegt  oder 
erst  durch  gewisse  Handgriffe  (Aufheben  oder 
Umklappen  des  Wagens,  Niederdrücken  des 
Farbbandes  usw.)  sichtbar  gemacht  wird.  Ein 
gewandter  Maschinenschreiber  bedarf  der  Sicht- 
barkeit der  Schrift  nicht,  wenn  es  sich  um 
gleichmässigen  Text  handelt.  Ist  ein  häufiges 
Ein-  und  Ausrücken  der  Zeilen  nötig,  so  machen 
gewisse  an  der  Maschine  vorhandene  oder  an- 
zubringende Hilfsmittel  (Skalen  und  Zeiger, 
Beyerlens  Reihensteller)  es  leicht,  ohne  dass  ein 
Blick  auf  die  Schrift  zu  werfen  wäre,  ein  ge- 
wünschtes Schriftzeichen  an  eine  bestimmte 
Stelle  zu  bringen.  Beim  Einrichten  von  Ta- 
bellen dient  ausser  dem  Reihensteller  derTabu- 
lator,  ein  an  fast  jeder  Maschine  anzubringender 
Hilfsapparat.     Bei  kompliziertem  Schriftsatz  ist 


die  Sichtbarkeit  der  Schrift,  wenn  anders  die 
Maschine  nicht  zur  Erreichung  der  Sichtbarkeit 
Konstruktions-  und  andere  Nachteile  aufweist, 
natürlich  zu  bevorzugen,  weshalb  augenscheinlich 
das  Bestreben  der  Konstrukteure  dahin  geht,  die 
neueren  Maschinen  mit  sichtbarer  Schrift  aus- 
zustatten. 

Sog.  Blindschreibmaschinen  sind  u.  a. :  die 
Remington,  Remington-Sholes,  Manhattan,  Peerless^ 
Smith  Premier,  New  Century  Caligraph,  Frister  &  Ross- 
mann, Densmore,  Jewett,  Yost,  National  und  Hartford. 
Sichtbare  Schrift  haben:  Ideal,  Adler  (Empire),  Con- 
tinental, Kanzler,  Regina,  Stoewer,  OHver,  Monarch,. 
Waverley,  Pittsburg -Visible,  Sholes-Visible,  Munson, 
Bar  Lock,  Salter,  Franklin,  Unterwood,  Williams,  Blickens- 
derfer,  Hammond,  Polygraph,  Keystone  u.  a.  Bei  der 
Williams  sind  stets  nur  die  letzten  Zeilen  sichtbar,  bei 
der  Hammond  sind  die  letzten  Buchstaben  verdeckt. 
Bei  allen  Maschinen  kann  natürlich  das  Verdeckte  durch 
einfache  Handgriffe   schnell   sichtbar   gemacht   werden. 

Auch  nach  der  Anordnung  der  Tasten 
kann  eine  Einteilung  erfolgen.  Die  weitaus 
grösste  Zahl  der  Maschinen  hat  die  sog.  Stan- 
dard- oder  Normal-Tastatur,  eine  Anordnung,, 
welche  der  Typeneinreihung  in  einem  Setzkasten 
nachgebildet  und  1888  durch  einen  Beschluss 
auf  dem  Kongress  der  Maschinenschreiber  zu 
Torento  in  Amerika  nach  dem  Vorbilde  der 
Remington,  der  damals  verbreitetsten  Maschine, 
als  „Universal-Keyboard"  festgelegt  worden 
ist.  Es  liegt  auf  der  Hand^  dass  ein  Setz- 
kasten nicht  ohne  weiteres  die  Anordnung 
der  Tasten  bestimmen  kann,  deren  Reihenfolge 
sich  ganz  allein  nach  dem  Bau  der  Hand,^ 
der  Stärke  und  Gewandtheit  der  einzelnen 
Finger,  der  Häufigkeit  der  Buchstaben,  der 
Reihenfolge,  in  der  sie  in  häufigen  Verbin- 
dungen vorkommen,  zu  richten  hat.  Aber  die 
Universal-Tastatur  hat  sich  nun  einmal  einge- 
bürgert, und  ihre  allgemeine  Verbreitung  hat 
den  Vorteil,  dass  der  auf  einer  Maschine  ge- 
übte Schreiber  sofort  auch  auf  einer  anderen 
zu  schreiben  imstande  ist.  Dennoch  fehlt  es 
nicht  an  erfolgreichen  Versuchen,  den  Zopf 
des  Universal-Keyboards  zu  beseitigen.  Andere 
Tastaturen,  die  mit  grösserer  Berücksichtigung 
der  massgebenden  Verhältnisse  geschaffen  wur- 
den, sind  ebenfalls  zu  grosser  Verbreitung  ge- 
langt. In  erster  Linie  ist  hier  die  halbkreis- 
förmige, zweireihige  Ideal-Tastatur  der  Ham- 
mond zu  nennen;  doch  haben  auch  andere 
Maschinen  eine  rationellere  Anordnung  der 
Tasten  mit  Glück  angestrebt. 

4.  Die  Vorteile  des  Mascliinenschreibens. 

Gegenüber  dem  Schreiben  mit  der  Feder 
gewährt  die  Schreibmaschine  derartige  Vorteile, 
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dass  selbst  kleinere  kaufmännische  Betriebe 
mehr  und  mehr  zu  ihrer  Einstellung  überge- 
hen, grössere  Betriebe  sie  überhaupt  nicht  mehr 
entbehren  können.  80%  aller  vorhandenen 
Schreibmaschinen  sind  in  kaufmännischen  Kon- 
toren aufgestellt,  und  es  ist  kaum  eine  Ein- 
richtung denkbar,  welche  diese  wertvolle  Hülfe 
je  ersetzen  oder  überflüssigmachen  könnte,  wenn- 
schon noch  zahlreiche  Verbesserungen  gefun- 
den werden  mögen,  welche  die  Maschine  im- 
mer noch  leistungsfähiger  machen  und  den 
Kreis  der  von  ihr  gewährten  Vorteile  noch 
vergrössern  werden. 

Da  eine  der  Druckschrift  ähnliche,  stets  deut- 
liche Schrift  entsteht,  werden  alle  Schriftstücke 
in  der  äussern  Form  durchaus  gleichartig.  Auch 
beim  schnellsten  Schreiben  bleibt  die  Schrift 
schön  und  leserlich;  mit  dem  Entziffern  un- 
deutlicher Schriftzüge  wird  keine  Zeit  vergeu- 
det, und  Irrungen  und  Missverständnisse  in- 
folge unleserlicher  Schrift  sind  ausgeschlossen. 
Billige  jugendliche  Hilfskräfte,  Schreiber  mit 
schlechter  Handschrift  können  zur  Herstellung 
von  Schriftstücken  verwandt  werden,  und  ein 
von  einer  Person  begonnenes  Schreiben  kann 
eine  andere  vollenden,  ohne  dass  eine  neue 
Handschrift  die  Einheitlichkeit  stört.  Blinde, 
sogar  Krüppel,  die  nur  noch  über  einen  ge- 
sunden Finger  verfügen,  können  mit  der  Schreib- 
maschine ihre  Gedanken  in  deutlicher  Schrift 
niederlegen. 

Die  Schreibschnelligkeit  ist  —  hierin  be- 
ruht der  Hauptvorteil  der  Schreibmaschine  — 
durch  Anwendung  der  Maschine  auf  das  Doppelte, 
ja  auf  das  Dreifache  gesteigert  worden.  Wäh- 
rend die  Feder,  um  einen  Buchstaben  hervor- 
zubringen, durchschnittlich  5  Striche  ausführen 
muss,  erzeugt  die  Maschine  ihn  auf  einen 
Schlag,  und  da  in  der  Sekunde  5 — 10  An- 
schläge erfolgen  können,  so  leistet  ein  Ma- 
schinenschreiber in  der  Minute  bis  zu  60  Wör- 
tern, indes  die  Feder  höchstens  20  dauernd 
leisten  kann.  Es  gibt  jedoch  nicht  wenige 
Maschinenschreiber,  welche  in  der  Minute  100 
und  mehr  Wörter  schreiben,  ja  die  Meister 
der  Schreibmaschine  haben  bereits  die  Zahl 
200  überschritten.  Im  Dienste  der  Parlamente 
und  der  Presse  hat  man  die  Schnelligkeit  noch 
durch  die  Konstruktion  von  Gruppendruck- 
und  Silbenschreibmaschinen  zu  erhöhen  ver- 
sucht Hierher  gehören  Brackeisbergs  Typen- 
hebel- und  dessen  Typenrad-Gruppendruck- 
Schreibmaschine  und  die  Cölner  Silbenschreib- 
maschine. Man  konstruierte  sogar  Stenographier- 
schreibmaschinen (der  Stenotyper,  die  Michela, 


die  Anderson,  die  Taschenstenographiermaschine 
von  Long  &  Collagham,  der  Bartholomew- 
Stenograph  usw.). 

Auf  der  Schreibschnelligkeit  beruht  die  be- 
deutende Ersparnis,  welche  die  Einstellung 
von  Schreibmaschinen  bewirkt.  Zwar  kostet 
eine  bessere  Tastenschreibmaschine  300 — 500  M. 
Da  jedoch  eine  Schreibhilfe  jährlich  auf  750 
— 900  M  berechnet  werden  muss,  ein  tüch- 
tiger Maschinenschreiber  aber,  der  bei  uns 
höchstens  1800  M  beansprucht,  drei  Schreiber 
ersetzt,  so  macht  sich  schon  im  ersten  Jahre 
nicht  nur  die  Maschine  bezahlt,  sondern  es  ist 
noch  ein  Gewinn  erzielt,  der  in  den  folgen- 
den Jahren  sich  noch  vermehrt.  Voraussetzung 
ist  dabei,  dass  eine  erstklassige  Maschine  ein- 
gestelltwird, für  die  eine  mehrjährige  Garantie  ge- 
leistet wird,  und  die  auch  später  wenig  Re- 
paraturkosten verursacht  und  dass  der  Betrieb 
so  gross  ist,  dass  eine  gute  Ausnutzung  der 
Maschine  stattfindet. 

Trotz  der  erhöhten  Schreibgeschwindigkeit 
ist  die  Arbeit  an  der  Maschine  weniger 
ermüdend.  Die  bedeutende  geistige  Arbeit, 
welche  zu  leisten  ist,  bis  die  Lautvorstellung 
zur  Erzeugung  eines  komplizierten  Schrift- 
zeichens mit  der  Feder  geführt  hat,  wird  we- 
sentlich vermindert,  wenn  ein  Fingerschlag  ge- 
nügt, auch  den  verworrensten  Buchstaben  dar- 
zustellen. Natürlich  kann  ein  fieberhaftes  Be- 
streben, eine  Schreibgeschwindigkeitzu  erreichen, 
welche  über  das  durch  allmähliche,  natürliche 
Weiterentwickelung  erreichbare  Mass  hinaus- 
geht, Nervosität  und  Abspannung  zur  Folge 
haben.  Doch  ist  an  diesem  Schaden  der  Schrei- 
ber oder  sein  Auftraggeber,  nicht  die  Maschine 
schuld.  Die  durch  die  vereinfachte  Schreib- 
tätigkeit auf  der  Maschine  gesparte  Kraft  kommt 
der  Geistesarbeit  an  dem  geschriebenen  Stoffe 
zugute.  Daher  jenes,  auch  von  Schriftstellern 
bereits  anerkannte  schnellere  und  ungetrübte 
Umsetzen  eigener  Gedanken  in  Schrift  mittels 
der  Maschine.  Freilich  darf  dabei  nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  die  mit  der  Schreib- 
maschine erzeugten  Manuskripte  nicht  so  leicht 
auf  der  Maschine  korrigiert  werden  können 
wie  mit  der  Hand. 

Auch  eine  physische  Entlastung  tritt 
ein,  da  die  Hand  nicht  mehr  nötig  hat,  zur 
Hervorbringung  von  Buchstaben  unruhige  Zick- 
zackzüge zu  machen,  sondern  nur  in  ein- 
facher Abwärtsbewegung  die  Taste  zu  berühren 
braucht.  Der  Tastendruck,  ein  einziger  für 
jedes  Zeichen,  ist  jedenfalls  dem  Nervensystem 
weit  weniger  nachteilig  als  das  wirre  Hinund- 
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her  mit  der  kritzelnden  Feder.  Dazu  wird 
die  Sciireibarbeit  der  drei  Schreibfinger  auf 
die  zehn  Finger  beider  Hände  gleichmässig 
verteilt,  so  dass  jeder,  auf  bestimmte  Zeichen 
reagierend,  sein  durch  die  Arbeitsteilung  denk- 
bar vereinfachtes  Pensum  gewissermassen  auto- 
matisch verrichtet  Schreibkrampf  und  andere 
Ermüdungserscheinungen  sind  daher  trotz  we- 
sentlich erhöhter  Leistungen  ausgeschlossen. 
Höchstens  hat  man  bei  angestrengt  arbeitenden 
Maschinenschreibern  eine  Entzündung  oder 
eine  schwache  Deformation  der  Fingerspitzen 
wahrgenommen;  doch  ist  man  durch  Verwen- 
dung elastischer  Gummitasten  (Cushion-Keys) 
und  durch  Überzüge,  welche  auf  die  Finger- 
spitzen gesteckt  werden  (Schutzkappe  Keppi), 
diesem  Übel  wirksam  begegnet.  Der  mit  bestem 
Erfolge  angewandte  elektrische  Antrieb  der 
Maschine,  der  ein  tiefes  Niederdrücken  der 
Tasten  entbehrlich  macht,  da  er  nach  leiser 
Berührung  diese  Arbeit  dem  elektrischen  Strome 
überlässt,  sucht  eine  physische  Anstrengung 
der  Finger  gänzlich  zu  beseitigen  (die  Express, 
Fabers  Elektrograph,  die  Calhill,  die  elektrische 
Blickensderfer). 

Die  beim  Maschinenschreiben  gewährleistete 
gerade,  ungezwungene  Körperhaltung  dient 
ebenfalls  der  Gesundheit.  Endlich  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  das  Auge  beim  Schreiben 
mit  der  Feder  genötigt  ist,  den  Schriftzügen 
zu  folgen,  und  daher  schnell  die  mannigfach- 
sten Bewegungen  ausführen  muss,  was  doch 
das  Auge  auf  die  Dauer  schwächt,  während 
beim  Maschinenschreiben  der  Blick  ruhig  auf 
dem  Konzept  haftet  oder  beim  Schreiben  ohne 
Vorlage  irgendwohin  gerichtet  werden  kann, 
indes  die  Hände  schnell  und  zuverlässig  die 
gewünschten  Schriftzeichen  richtig  und  schön 
hervorbringen.  Das  Hinundherirren  des  Auges 
zwischen  dem  Konzept  und  der  Reinschrift 
fällt  ebenfalls  fort. 

Die  Behauptung,  dass  das  Klappern  der 
Maschine  nervös  mache,  entbehrt  noch  des 
Beweises.  Tatsache  ist,  dass  sich  der  Steno- 
typist an  das  Geräusch  schnell  gewöhnt  und 
es  kaum  noch  beachtet,  obschon  der  Rhythmus 
des  Anschlages  seinem  Ohr  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Kontrolle  für  die  Richtigkeit 
der  Griffe  ist.  Ja  nicht  einmal  das  Klingel- 
zeichen des  Zeilenschlusses  wird  störend  emp- 
funden, es  wird  geradezu  überhört,  so  dass  man 
es  durch  ein  sichtbares  Zeichen  ersetzen  will. 
Mehr  als  die  Klingel  sagt  tatsächlich  der  vor- 
übergleitende Wagen  es  dem  Maschinenschreiber 
an,  ob  und  wie  weit  die  Zeile  vollgeschrieben 


ist.  Zudem  arbeitet  man  an  der  Konstruktion 
schalldämpfender  Walzen.  Wo  viele  Maschinen 
aufgestellt  sind,  geht  man  zur  Einrichtung  ein- 
zelner Zellen  über,  welche,  ähnlich  den  Tele- 
phonzellen, schalldämpfend  abgeschlossen  sind. 

Die  Schrift  der  Schreibmaschine  kann  wie 
die  Handschrift  durch  entsprechende  Farbbänder 
kopierfähig  oder  zum  hektographischen  oder 
lithographischen  Umdruck  geeignet  gemacht 
werden,  hat  aber  vor  dieser  noch  den  Vorzug, 
dass  sie  durch  zwischengelegte  Blaubogen  oder 
Kohlepapierblätter  gleich  in  mehreren,  selbst  bis 
zu  20  deutlichen  „Durchschlägen"  hergestellt 
werden  kann,  was  bei  Schriftstücken,  die  in 
mehreren  gleichlautenden  Exemplaren  nötig 
sind,  eine  ganz  erhebliche  Zeitersparnis  bedeu- 
tet. Auch  können  mittels  Wachspapierblätter, 
ähnlich  dem  handschriftlichen  Verfahren  des 
Cyclostyles  oder  des  Mimeographen,  Schab- 
lonen geschlagen  werden,  durch  die  man  Tau- 
sende von  Kopien  erzielen  kann.  Dieses  Ver- 
vielfältigen geschieht  entweder  einzeln  in  einem 
aufzuklappenden  Spannrahmen  oder  automatisch 
ununterbrochen  durch  eine  maschinelle  Vor- 
richtung (Edisons  automatischer  Mimeograph, 
Gestetners  Automatic  Cyclostyle  u.  a.). 

Ein  weiterer  Vorzug  der  Schreibmaschine 
besteht  darin,  dass  die  Schrift  ihrer  Gleich- 
mässigkeit  wegen  sich  leichter  für  den  Druck 
berechnen  lässt.  Auch  erspart  man  durch  die 
kleineren  Schriftzeichen  an  Papier  und  bei  länge- 
ren Briefen  an  Portokosten,  da  man  zwei-  bis 
dreimal  mehr  auf  eine  Seite  schreiben  kann. 
Zudem  ist  die  Arbeit  mit  der  Maschine  bedeu- 
tend sauberer  als  mit  flüssigen  Tinten:  kein 
Klecksen  oder  Auslaufen  der  Schriftzüge,  Lösch- 
papier und  Löscher  sind  überflüssig;  all  der 
Ärger  über  das  Verstäuben  und  Verdicken 
der  Tinte,  über  schlechte  Federn,  über  das 
zum  Schreiben  oft  ungeeignete  Papier  hören 
auf.  Mit  der  Maschine  kann  man  auch  auf 
rauherem  Papier  schreiben,  was  mancherlei 
Vorteile  bietet. 

Diese  vielfachen  ideellen  und  materiellen 
Vorzüge  des  Maschinenschreibens  vor  dem 
Schreiben  mit  der  Hand  haben  die  Schreib- 
maschine zu  einem  unentbehrlichen  Werkzeug 
des  modernen  Kontors  gemacht.  Tausende  von 
Maschinenschreibern  verdanken  ihr  eine  wür- 
dige Existenz.  Besonders  dem  weiblichen  Ge- 
schlecht hat  sie  eine  neue  Laufbahn  erschlossen. 
Nicht  nur  in  Amerika  und  in  England,  sondern 
auch  in  Deutschland  gehen  Kontore,  Handels- 
kammern, Korporationen  und  Behörden  mehr 
und    mehr  dazu   über,    zur  Erledigung    ihrer 
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maschinenschriftlichen  Arbeiten  Stenotypistinnen 
anzustellen. 

(n  Frankreich  zählt  man  über  20000  Maschinen- 
schreiberinnen. Es  gibt  kaum  ein  grösseres  Handels- 
haus, das  nicht  weibliche  Kräfte  beschäftigt.  Die  Be- 
hörden geben  dazu  ein  beachtenswertes  Beispiel:  das 
Handelsministerium  beschäftigt  18  Maschinenschreibe- 
rinnen, und  auch  in  anderen  Ministerien  sind  weibliche 
Kräfte  tätig.  Ihr  Gehalt  steigt  von  1800  bis  3000  Fr. 
—  In  Belgien  werden  von  den  6  Schreibmaschinen  der 
Deputiertenkammer  5  von  weiblichen  Kräften  bedient. 
In  England  findet  man  ausser  einem  Heer  von  Kon- 
torstenotypistmnen  Damen  als  erstklassige  Abschreibe- 
rinnen in  den  zahlreichen  Schreibstuben  oder  als  deren 
Eigentümerinnen.  Solche  Schreibstuben,  deren  London 
allein  schon  weit  über  100  zählt,  rentieren  sich  sehr 
gut.  Auch  häusliche  Abschreibearbeiten  werden  von 
jungen  Mädchen  übernommen.  Andere  arbeiten  als 
Privatsekretäre  bei  Schriftstellern  oder  Abgeordneten 
oder  in  den  Bureaus  der  Rechtsanwälte,  bei  Architekten 
und  Ingenieuren,  in  Stellenvermittelungs-,  Auskunfts- 
und Patentbureaus,  als  Korrespondentinnen  in  den  City- 
Kontoren,  Bankhäusern  und  Reedereigeschäften.  Neuer- 
dings haben  auch  die  grossen  Ozeandampfer  Schreib- 
maschinen-Kajüten eingerichtet,  um  den  Reisenden  Ge- 
legenheit zu  geben,  auf  langer  Fahrt  ihre  Korrespon- 
denzen zu  erledigen  oder  erledigen  zu  lassen.  Auch 
hier  finden  Damen  lohnende  und  geachtete  Stellung. 
In  den  Londoner  Maschinenschreibschulen  zählt  man 
ständig  etwa  5000  Schülerinnen.  —  In  den  Vereinig- 
ten Staaten  schätzt  man  die  Zahl  der  Stenotypistinnen 
auf  mehr  als  100000,  in  New-York  allein  werden  deren 
10000  beschäftigt.  In  allen  belebteren  Strassen  findet 
man  Typewriting  Offices,  deren  Firmaschilder  mit  der 
Inschrift  ,, Public  Stenographes  and  Typewriting"  den 
Vorübergehenden  zur  Benutzung  einladen.  Die  grossen 
Kontorhäuser,  die  Hotels  und  die  grösseren  Laden- 
geschäfte stellen  ihren  Gästen  und  Kunden  Maschinen 
und  Angestellte  zur  Verfügung,  ihre  Korrespondenzen 
auf  der  Schreibmaschine  gratis  zu  erledigen.  —  Die 
wachsende  Nachfrage  nach  Maschinenschreibern  hat 
natürlich  die  Gehälter  von  Jahr  zu  Jahr  verbessert.  In 
Amerika  zahlt  man  bei  täglich  siebenstündiger  Arbeit 
einer  Maschinenschreiberin  wöchentlich  10—25  Dollar, 
in  England  20— 25  Shilling.  Bessere  Kräfte  mit  Geschäfts- 
erfahrung und  Sprachkenntnissen  verdienen  noch  mehr. 

Auch  auf  sozialem  Gebiete  hat  also  die  Schreib- 
maschine bereits  eine  segensreiche  Wirkung  ge- 
übt, die  auch  in  Deutschland  sich  mehr  und 
mehr  wohltuend  bemerkbar  macht. 

Eine  bedeutende  Rolle  spielt  ferner  die  Schreib- 
maschine als  Handelsartikel  auf  dem  Weltmarkte. 

Der  amerikanische  Schreibmaschinenring  (Union  Ty- 
pewriter  Co.  Jersey  City)  hat  i.  J.  1903  allein  11000 
Schreibmaschinen  mehr  abgesetzt  als  im  Jahre  vorher. 
Der  Gesamtabsatz  betrug  rund  100000  Maschinen,  was 
auf  einen  Reingewinn  von  20  bis  30  Mill.  schliessen 
lässt.  Nach  einer  anderen  Quelle  belief  sich  der  Ex- 
port von  Schreibmaschinen  aus  Amerika  1903  auf  rund 
4V.2  Mill.  Dollar  gegen  3 '/g  Mill.  i.  J.  1902.  1904  ist 
allerdings  ein  Rückgang  der  amerikanischen  Ausfuhr 
von  etwa  ^4  Mill.  Dollar  zu  verzeichnen  gewesen;  auch 
Englands  Export  war  um  etwa  '/^  niedriger  als  im 
Vorjahre.  Die  Einfuhr  nach  Deutschland  hat  dagegen 
stetig  zugenommen.  Dazu  erzeugt  Deutschland  bereits 
10   eigene  Systeme  und  hat  begonnen,   seine  Schreib- 


maschinen nach  dem  Auslande  auszuführen,  so  dass  zu 
erwarten  steht,  dass  deutsche  Intelligenz  und  deutscher 
Fleiss  auch  mit  diesem  Erzeugnis  sich  einen  geachteten 
Platz  auf  dem  Weltmarkt  erobern  wird. 

5.  Die  Erlernung  des  Maschinen- 
schreibens. 

Ein  so  einfaches  Verfahren,  wie  das  Nieder- 
drücken von  Tasten,  um  Buchstaben  hervor- 
zubringen, bedarf  —  so  sollte  man  meinen  — 
keiner  besonderen  Übung,  und  in  der  Tat  kann 
jedermann  ohne  eingehende  Anleitung  und  ohne 
Vorübung  auf  der  Maschine  schreiben.  Er  wird 
aber  niemals  zu  einiger  Gewandtheit  gelangen, 
vielmehr  bei  dem  blossen  Zusammensuchen  der 
Tasten  und  bei  dem  Anschlage  mit  einzelnen 
Fingern  stets  ein  Dilettant  bleiben,  der  im  Kon- 
tordienst unbrauchbar  ist.  Er  kann  nie  die 
reichen  Vorteile  der  Schreibmaschine  ausnutzen, 
und  die  Maschine  wird  ihm  nichts  als  ein  ent- 
behrliches, teures  Spielzeug  sein.  Zur  Beherr- 
schung der  Schreibmaschine  führt  nur  eine 
rationelle  Schulung,  wie  man  sie  in  Unterrichts- 
instituten oder  durch  gründlichen  Selbstunter- 
richt an  der  Hand  eines  guten  Übungsbuches 
bewirkt.  Wo  eine  Maschine  zum  Üben  nicht 
zur  Verfügung  steht,  kann  man  sich  auch  eines 
guten  Übungsapparates,  einer  stummen  Kla- 
viatur, z.  B.  der  Berolina,  bedienen.  Solche 
Apparate  schreiben  zwar  nicht;  aber  es  ist  das 
Zustandekommen  der  Schrift  beim  Üben  auch 
ganz  belanglos.  Neben  einem  guten  Anschlage 
kommt  es  auf  zwei  Dinge  vor  allem  an:  auf 
die  Benutzung  aller  Finger  beider  Hände  und 
auf  das  Schreiben  ohne  Hinsehen  auf  die  Tasten, 
das  sogenannte  Blindschreiben. 

Das  Zehnfingerschreiben  verteilt,  wie  be- 
reits erwähnt  wurde,  die  Schreibarbeit  ziemlich 
gleichmässig  auf  alle  zehn  Finger  und  vermeidet 
dadurch  nicht  nur  die  Überbürdung  und  Über- 
anstrengung einzelner  Finger,  sondern  auch  das 
Hinundherspringen  der  Hände,  da  jeder  Finger 
sich  oberhalb  der  Arbeitsstelle  oder  doch  so 
nahe  bei  ihr  befindet,  dass  er  durch  geringe 
Spreizung  über  die  Anschlagstelle  gebracht  wer- 
den kann,  so  dass,  um  den  Buchstaben  zu  er- 
halten, nur  ein  Finger  niedergedrückt  werden 
braucht.  Dadurch  wird  an  Kraft  gespart  und 
somit  ein  anhaltendes  Schreiben  möglich  ge- 
macht, und  an  Zeit,  da  jeder  Finger  augen- 
blicklich den  erforderlichen  Schlag  ausführt, 
ohne  dass  erst  ein  Suchen  und  Umherirren  ein- 
tritt. Die  Daumen  liegen  leicht  auf  der  Zwischen- 
raumtaste, diese  entweder  abwechselnd  bedie- 
nend, oder  aber  so,  dass  nur  der  linke  oder  nur 
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der  rechte  Daumen  sie  niederdrückt.  Die  übrigen 
acht  Finger  schlagen  die  Typentasten  an,  so 
dass  die  rechte  Hand  die  rechte,  die  Hnke  die 
linke  Hälfte  der  Tastatur  beherrscht,  und  zwar 
haben  bei  der  Normaltastatur  mit  Umschaltung 
die  Zeigefinger  je  vier  übereinanderliegende 
(hintereinanderliegende)  Tasten  links  und  rechts 
von  der  Mittellinie  niederzudrücken,  die  Mittel- 
finger und  Goldfinger  je  vier  weiter  nach  aussen 
liegende  und  die  kleinen  Finger  endlich  den 
Rest  der  Tasten  an  den  äusseren  Enden  der 
Tastatur  sowie  auch  die  zur  Hervorbringung 
der  Grossbuchstaben  angebrachten  Umschalter. 
Dabei  bedient  meist  nur  der  kleine  Finger  der 
linken  Hand  den  einzigen,  links  angebrachten, 
bei  einigen  Maschinen  auch  der  kleine  Finger 
der  rechten  Hand  einen  rechts  angeordneten 
Umschalter.  Nun  ist  aber  das  Niederhalten  der 
Umschalter  eine  für  den  schwachen  kleinen 
Finger  ziemlich  anstrengende  Arbeit.  Deshalb 
weichen  andere  Maschinenschreiblehrer  von  die- 
ser Anschlagsweise  ab,  indem  sie  bei  Gross- 
buchstaben nur  den  linken  Umschalter  benutzen 
und  diesen  dann  stets  mit  dem  Zeigefinger  der 
linken  Hand  niederdrücken,  alle  Tasten,  also 
auch  die  im  Gebiete  der  linken  Hand,  nun 
aber  mit  den  Findern  der  Rechten  anschlagen 
lassen.  Dies  hat  den  Nachteil,  dass  die  Hände 
allemal  aus  ihrer  Normalstellung  herausrücken 
und  jedesmal  ein  Hinsehen  erforderlich  wird, 
um  sie  wieder  einzustellen.  Sonst  brauchen  sie 
eben  nur  nach  oben  und  unten  fortzurücken, 
um  ihre  Stellung  über  den  Tasten  der  einzel- 
nen Querreihen  einzunehmen,  so  auch  bei  den 
Maschinen  mit  Volltastatur,  wenn  die  Gross- 
buchstaben, wie  es  meist  der  Fall  ist,  gerade 
über  (hinter)  den  gleichen  Kleinbuchstaben 
liegen,  eine  einfache  Bewegung,  welche  ohne 
Kontrolle  der  Augen  mittels  des  gewohnten 
Gefühls  auszuführen  ist,  freilich  in  Anbetracht 
der  grösseren  Entfernung  der  Grossbuchstaben 
nicht  so  leicht,  weshalb  die  Erlernung  des  Blind- 
schreibens auf  einer  Volltastatur  dem  Anfänger 
keineswegs  weniger  Schwierigkeit  bietet  als  die 
Bedienung  des  Umschalters  der  kleineren  Kla- 
viatur. —  Auf  der  sog.  Idealtastatur  der  Ham- 
mond  gestaltet  sich  die  Arbeit  etwas  anders. 
Zwar  ruhen  auch  hier  die  Daumen  auf  der 
Zwischenraumtaste,  doch  bedienen  die  stärkeren 
Zeigefinger  die  hier  in  der  Mitte  liegenden  Um- 
schalter und  die  ihnen  am  nächsten  liegenden 
Tastentypen,  die  fernerliegenden  Tasten  ver- 
teilen sich  auf  die  drei  übrigen  Finger  beider 
Hände,  so  dass  jeder  zwei  der  Ober-  und  der 
Unterreihe  anschlägt. 


Auf  die  anderen  mehr  oder  weniger  abweichenden 
Tastaturen  einzugehen,  würde  hier  zu  weit  führen.  Sie 
werden  seltener  angewandt. 

Von  höchster  Wichtigkeit  ist  das  Blind- 
schreiben. Der  Blick  soll  beim  Abschreiben 
einzig  und  allein  auf  dem  Manuskript  ruhen, 
nur  ausnahmsweise  zu  dem  Geschriebenen  hin- 
überfliegen, wenn  etwa  eine  besondere  Anord- 
nung der  Schrift  oder  ein  Zweifel  an  der  Rich- 
tigkeit des  Geschriebenen  dies  unbedingt  ver- 
langen, niemals  aber  auf  die  Tasten  oder  die 
Finger  gerichtet  werden.  Der  Schreiber  soll 
sich  von  Anfang  an  dazu  erziehen,  diese  For- 
derung streng  zu  befolgen,  anders  gelangt  er 
nie  zur  völligen  Beherrschung  der  Maschine. 
Es  wird  empfohlen,  die  Hände  beim  Üben  zu 
verdecken,  damit  niemals  das  Auge,  sondern 
allein  das  Gedächtnis  und  das  Gefühl  ihnen 
ihre  Stellungen  und  Bewegungen  anweist.  Das 
Auge  ist  nur  dazu  da,  Anregungen,  Befehle 
zu  empfangen,  die  durch  die  Nerven  den  Hän- 
den übermittelt  werden,  nicht  aber,  um  die 
Hände  in  der  Ausführung  ihrer  Arbeit  zu  über 
wachen.  Diese  muss  ohne  Kontrolle  sicher, 
fast  automatisch  ausgeführt  werden.  Auch  beim; 
Schreiben  nach  Diktat  oder  nach  dem  Gedächt- 
nis richte  sich  der  Blick  nicht  auf  die  Tasten. 
Die  Hände  finden  ihren  Weg  ohne  das  Auge. 
Um  Sicherheit  zu  erreichen,  ist  allerdings  viel 
Übung  erforderlich.  Immerhin  ist  die  Zeit,  die 
zur  gründlichen  Erlernuttg  des  Maschinen- 
schreibens erforderlich  ist,  noch  weit  geringer 
als  die,  welche  wir  zur  Erlernung  der  Schreib- 
schrift nötig  hatten;  der  erzielte  Erfolg  aber 
ist  in  Anbetracht  der  zahlreichen  Vorteile  des 
Maschinenschreibens  weit  bedeutender  als  der, 
den  die  mühselige  Aneignung  der  Handschrift 
uns  gewähren  konnte.  Es  ist  deshalb  kaum 
zu  verwundern,  dass  man  in  Amerika  alles 
Ernstes  schon  die  Frage  der  Einführung  des 
Maschinenschreibens  in  Kinderschulen  erörtert. 

6.  Die  Verwendung  der  Schreib- 
maschine. 

Da  eine  gute  Maschine  Schriftstücke  aller 
gängigen  Formate  beschreibt,  so  können  auf 
ihr  ebensowohl  Briefe  als  Zettel  und  Postkarten 
geschrieben  werden.  Für  besonders  grosse  Pa- 
pierbogen sind  Maschinen  mit  längerer  Walze 
gebaut  worden.  Die  verschieden  zu  regu- 
lierende Zeileneinstellung  lässt  nicht  nur  be- 
stimmte Zeilenabstände  zu,  sondern  ermöglicht 
es  auch,  die  Maschinenschrift  jeder  Liniatur  an- 
zupassen, so  dass  auch  alle  Arten  von  For- 
mularen mit  der  Maschine  beschrieben  werden 
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können.  Durch  Sperrung  der  Schriftzeichen 
und  durch  Anwendung  von  lauter  Grossbuch- 
staben in  besonders  hervorzuhebenden  Wörtern, 
sowie  durch  Unterstreichen  lässt  sich  eine  an- 
genehme Übersichth'chkeit  erzielen.  Der  Ge- 
brauch verschieden  gefärbter  Farbbänder  lässt 
es  zu,  dass  Schriften  in  verschiedener  Farbe 
angewandt  werden.  Es  gibt  Maschinen,  welche 
die  Bänder  sehr  leicht  auswechseln  lassen,  ja 
solche,  welche  schon  mit  verschieden  gefärbten 
Bändern  versehen  sind,  die  durch  einfachen 
Handgriff  nach  Wunsch  in  Wirkung  treten. 
Manche  Maschinen,  besonders  Typenradmaschi- 
nen,  z.  B.  die  Hammond,  zeichnen  sich  durch 
eine  leichte  Auswechselbarkeit  der  Schrift  aus,  so 
dass  verschiedene  Arten  von  Schriftstücken  mit 
verschiedenen  Typen  geschrieben  oder  einzelne 
Abschnitte  durch  eine  andere  Schriftart  hervor- 
gehoben werden  können.  Auch  Farbkissen- 
maschinen (die  Yost)  lassen  die  Einfügung 
eines  anders  gefärbten  Bandes  zu. 

Das  Vorhandensein  der  Ziffern  gestattet  auch, 
rechnerische  Arbeiten  auf  der  Schreibmaschine 
auszuführen.  Infolge  der  müheloseren  Dar- 
stellung der  Ziffern  wird  die  Aufmerksamkeit 
weit  weniger  durch  das  Schreiben  von  der 
Tätigkeit  des  Rechnens  abgelenkt,  als  dieses 
bei  der  handschriftlichen  Aufzeichnung  der  Fall 
ist.  Der  bereits  genannte  Tabulator  erleichtert 
ein  sicheres  Untereinanderstellen  beim  Addieren 
und  Subtrahieren.  Hier  wären  auch  der  Arith- 
mometer,  in  Verbindung  mit  der  Fay-Sholes, 
die  Lotterhead,  die  mit  jeder  Klaviaturschreib- 
maschine verbunden  werden  kann,  und  die  in 
zahlreichen  Banken  aufgestellten  selbstschreiben- 
den Tasten-Additionsmaschinen,  z.B.  die 
Burrough,  zu  erwähnen. 

Freilich  gestatten  die  meisten  Maschinen  nur, 
auf  einzelnen  Blättern  oder  höchstens  in  Heften 
von  sehr  geringer  Dicke  zu  schreiben.  Daher 
beschränkt  sich  die  Anwendung  der  Maschine 
im  Kontor  im  allgemeinen  auf  die  Korrespon- 
denz, während  sie  zu  Buchführungsarbeiten  nicht 
verwandt  wird.  Es  darf  jedoch  nicht  übersehen 
werden,  dass  auch  Schreibmaschinen  konstruiert 
worden  sind,  welche  auf  dem  flach  auf  dem 
Tische  liegenden  Papiere,  also  auch  in  Büchern 
schreiben.  Bei  ihnen  rückt  meistens  nicht  das 
Papier,  sondern  der  Schreibmechanismus  weiter 


(Fishers  Buch-  und  Aktenschreibmaschine,  Elliott 
&  Hatch  u.  a.).  Auch  sind  bereits  gelungene 
Versuche  zu  verzeichnen,  mit  feststehendem  Me- 
chanismus auf  den  bewegten  Blättern  eines 
Buches  zu  schreiben  (Buchschreibvorrichtung 
der  Adler-Maschine).  Auch  zum  Signieren  von 
Kisten  und  Paketen  gibt  es  Maschinen.  Sie 
haben  besonders  grosse  Buchstaben  und  laufen 
auf  Rädern  über  die  zu  beschreibende  Fläche 
(Dart  Signir-Typenrad- Schreibmaschine,  Ster- 
lingworth  Shippers'  Typewriter).  Dass  es  Steno- 
graphier-, Geheimschrift-,  Notenschreibmaschi- 
nen und  Maschinen  für  Blindenschrift  gibt,  das3 
die  Maschine  mit  dem  Telegraphen  in  Verbin- 
dung gebracht  (die  Bar  Lock)  und  zur  Her- 
stellung verschiedenfarbiger  Webepatronen  ein- 
gerichtet worden  ist,  sei  der  Vollständigkeit 
wegen  erwähnt. 

Mehr  und  mehr  hat  die  Schreibmaschine  auch 
in  der  Privatkorrespondenz  Anwendung  ge- 
funden, und  der  Zeitpunkt  ist  nicht  fern,  wo  es 
keiner  besonderen  Entschuldigung  mehr  bedarf, 
wenn  man  jemand  statt  eines  handschriftlich  aus- 
geführten einen  mit  der  Maschine  geschriebenen 
Brief  sendet.  Für  die  direkte  Offerte  ist  jeden- 
falls der  mit  der  Maschine  geschriebene  Brief 
wirksamer  als  ein  gedrucktes  Formular,  selbst 
wenn  es  in  Schreibmaschinenschrift- Imitation 
gedruckt  wäre.  Man  findet  deshalb  in  grossen 
Geschäften  Englands  oft  bis  50  Stenotypistinnen 
tätig,  deren  jede  täglich  bis  zu  80  Offertbriefe 
herstellen  muss.  —  Im  amtlichen  Verkehr  wird 
derallgemeinenAnwendungderSchreibmaschine 
noch  manches  Hindernis  in  den  Weg  gelegt. 
Für  Immediatgesuche  werden  nur  bestimmte 
Schriftarten  zugelassen;  für  amtliche  Schrift- 
stücke dürfen  nur  auf  ihre  Farbenechtheit  ge- 
prüfte Farbbänder  verwandt  werden;  in  bestimm- 
ten Fällen  sind  mit  der  Maschine  geschriebene 
Schriftstücke  überhaupt  ausgeschlossen.  Da  die 
Eigentümlichkeit  einer  Handschrift  geopfert  wird, 
so  sind  natürlich  Fälschungen  aller  Art  viel  leich- 
ter möglich  als  bei  handschriftlich  hergestellten 
Dokumenten.  Diese  und  eine  Reihe  anderer  Er- 
wägungen werden  es  auch  wohl  voraussichtlich 
niemals  dahin  kommen  lassen,  dass  die  Hand- 
schrift durch  die  Schreibmaschine  vollkommen 
ersetzt  wird. 

Fr.  Stillcke-Gnesen. 
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IV.  Die  Handelskorrespondenz. 


„Das  Interesse  ist  das  Leitband, 
aas  die  Jugend  fesselt. 

Was  haben  wir  für  bessere  Aufmunterung?'* 
Herder. 


Allgemeines. 

Wie  die  großartigen  Erfindungen  des  19.  Jahr- 
hunderts auf  die  Verbesserung  und  Erweiterung 
der  Beförderungsmittel  des  Handels  und  Ver- 
kehrs von  wesentlichem  Einfluß  gewesen  sind, 
die  Aufschließung  neuer  Wirtschaftsgebiete  und 
die  Fortschritte  der  Technik  auf  allen  Gebieten 
des  menschlichen  Wissers  und  Könnens  die 
Menge  der  Handelsobjekte  beträchtlich  ver- 
mehrt und  vielfach  vorteilhaft  verändert,  neue 
Handelsgesetze  und  Einrichtungen  den  Handels- 
betrieb der  Neuzeit  und  die  Hilfsgewerbe  des 
Handels  im  allgemeinen  und  im  besondern  um- 
gestaltet haben,  so  hat  auch  der  kaufmännische 
Briefverkehr  z.  T.  andere  Formen  angenommen. 
Wer  Briefe,  die  vor  20  und  mehr  Jahren  als 
tadellos  abgefaßt  galten,  mit  Geschäftsbriefen 
der  Gegenwart  vergleicht,  wird  dies  bestätigt 
finden.  Eine  große  Zahl  von  Formalitäten 
ist  unbeschadet  der  Höflichkeit  in  Wegfall  ge- 
kommen. Eine  schlichte,  knappe,  klare  Aus- 
drucksweise gilt  als  Hauptbedingung  und  ist 
durch  die  Dringlichkeit  des  Geschäftsganges 
geboten.  Das  Bedürfnis  einer  Einschränkung 
des  Schreibwerks  macht  sich  immer  mehr 
geltend  und  hat  zur  Herstellung  und  Benutzung 
vielfacher  Vordrucke  in  textlicher  und  sche- 
matischer  Beziehung  geführt,  wie  auch  zum 
Gebrauch  der  Schreibmaschine.  Gleicherweise 
haben  Reichs-,  Landes-,  Orts-,  Post-  und  Eisen- 
bahnbehörden durch  Erlasse  auf  den  breiten, 
schwülstigen  Kanzleistil  verzichtet  und  die 
möglichste  Einschränkung  schriftlicher  Mittei- 
lungen empfohlen. 

Die  Handelskorrespondenz,  d.  i.  der  ge- 
schäftliche Briefwechsel  des  Kaufmanns  mit 
seinen  Geschäftsfreunden,  hat  zum  Zweck  die 
Anbahnung  und  Erhaltung  von  Geschäftsver- 
bindungen, die  Einleitung  und  den  Abschluß 
von  Handelsgeschäften,  kann  darum  mit  Fug 
und  Recht  „das  geistige  Triebwerk  des  Handels ' 
genannt  werden.  Persönliche  Einwirkung  mag 
ja  vielfach  brieflichen  Anerbietungen  behufs 
Anknüpfung  von  Handelsverbindungen  vorzu- 
ziehen sein,  ist  aber  in  den  meisten  Fällen  zu 
kostspielig,  auch  mit  großem  Zeitverlust  ver- 
knüpft, und  heute  gilt  mehr  als  je  das  Wort: 
„Zeit  ist  Geld".  Um  nichts  zu  versäumen,  wird 
sogar  oft  durch  Telegramm  anstatt  durch  Brief 


ein  Auftrag  erteilt  oder  zurückgezogen,  darum 
wird  hier  auch  die  telegraphische  Korrespondenz 
kurz  erörtert  werden.  —  Nur  bei  solchen  Unter- 
nehmungen, bei  welchen  es  auf  Erschließung 
neuer  Absatzgebiete  (an  überseeischen  Plätzen) 
ankommt,  wird  dem  Kauffahrteischiff  ein  La- 
dungsaufseher (Kargador,  Superkargo  ^)  mit- 
gegeben, ein  Bevollmächtigter,  der  am  Be- 
stimmungsorte (im  fremden  Hafen)  die  Ladung 
zu  verkaufen  und  für  Rückladung  zu  sorgen^H 
hat;  indessen  bedarf  es  dieses  kostspieligen^^ 
Mittels  bei  dem  Verkehr  mit  Ländern,  die 
regelmäßige  Postverbindung  haben  und  wo 
zuverlässige  Kaufleute  derartige  Kommissionen 
(Aufträge)  gern  übernehmen,  wohl  nur  noch 
selten  —  auch  Geschäfte  dieser  Art  werden 
meist  brieflich  oder  durch  Telegramme  erledigt. 
Die  kaufmännische  Vorsicht  erfordert  das 
geschriebene  Wort,  wodurch  ein-  oder  beider- 
seitige Erklärungen  bleibend  festgestellt  werden 
und  jeder  Versuch  etwaiger  späterer  Bestrei- 
tung tatsächlicher  Vorgänge  vereitelt  wird. 
Durch  den  schriftlichen  Ausdruck  gegenseitig 
vereinbarter  Bedingungen  und  eingegangener 
Verpflichtungen  erhält  der  Geschäftsbrief  die 
Bedeutung  einer  förmlichen  Willenserklärung 
und  dient  handelsrechtlich  als  Beweismittel. 
Darum  verlangen  die  Handelsgesetze  der  mei- 
sten Staaten  vom  Kaufmann  die  Aufbewahrung 
der  eingegangenen  Handelsbriefe  und  die  Zu- 
rückbehaltung einer  Abschrift  (Kopie)  der  ab- 
gesandten auf  mehrere  Jahre-),  welche  nach 
der  Zeitfolge  geordnet  in  ein  Kopiebuch  zu 
übertragen  sind.  —  Hiernach  unterliegt  die 
Handelskorrespondenz  mehr  als  jeder  andere 
Briefwechsel  den  Geboten  der  Vorsicht,  denn 
es  ruht  auf  ihr  eine  große  Verantwortlichkeit. 


^)  Cargo  (span.),  die  Schiffsladung;  Cargadeur  (frz.),  der 
Begleiter  der  Ladung. 

••')  §§  38  und  44  des  HOB.  verpflichten  hierzu  den  deutschen 
Kaufmann  auf  zehn  Jahre.  —  Abschriften  müssen  deutlich  und 
wortgetreu  sein.  Da  ihre  schriftliche  Anfertigung  viel  Zeit 
beanspruchen  würde  und  Fehler  dabei  mit  unterlaufen  könnten, 
pflegt  man  an  ihrer  Stelle  vor  der  Versendung  jedes  Briefes 
einen  genauen  Abdruck  davon  mittels  Kopierpresse  in  ein  pa- 
giniertes Kopiebuch  zu  machen,  was  allerdings  ein  Schreiben 
mit  Kopiertinte  voraussetzt.  Am  unteren  Rande  des  Briefes 
bemerkt  man  alsdann  durch  zwei  kleine  Striche  oder  einen 
besonderen  Farbstempel,  daß  er  ,, kopiert"  ist.  In  dem  alpha- 
betischen Register  trägt  man  des  Nachschlagens  halber  an  betr. 
Stelle  die  Namen  (Firmen),  Wohnorte  und  Folien  (Blattzahl) 
der  Empfänger  ein;  über  die  Seitenzahl  der  Kopie  setzt  man 
die  Seitenzahl  des  vorhergegangenenBriefes  gleicher  Aufschrift 
(Adresse),  später  darunter  die  des  folgenden.  —  In  großen 
Handelshäusern  sind  gleichzeitig  mehrere  Kopiebücher  in  Ge- 
brauch, meist  nach  den  Absatzländern  geordnet. 
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Als  Vorbedingungen  für  einen  tüchtigen 
Korrespondenten  werden  zwar  immer  allge 
meine  Geschäftskenntnis  und  Geschäftserfahrung 
gelten,  die  er  sich  während  der  Lehrjahre  und 
Gehilfenzeit  in  kaufmännischen  (z.  T.  auch  aus- 
wärtigen) Häusern  anzueignen  hat,  indessen 
gehört  dazu  nicht  minder  eine  richtige  Auf- 
fassung des  zu  bearbeitenden  Stoffes,  ein 
hoher  Grad  von  Aufmerksamkeit  und  eine 
gewisse  Schulung,  d.  h.  Übung  unter  Beach- 
tung der  Sprachgesetze  und  gewisser  Regeln 
(Stil  und  Grammatik),  da  nur  deren  geschickte 
Handhabung  dem  Gedeihen  der  Geschäfte 
förderlich  sein  kann.  —  Wie  die  Schule,  so 
will  auch  „Das  Buch  des  Kaufmanns"  darauf  vor- 
bereiten und  diese  Eigenschaften  vermitteln; 
darum  wird  hier  jedes  Kapitel  der  Handels- 
korrespondenz in  seinen  Grundzügen  erläutert 
werden  und  durch  Beispiele,  die  größtenteils 
als  geeignete  Originale  der  Praxis  entnommen 
sind,  eine  anschauliche  Behandlung  erfahren. 
Der  Leser  soll  vermittelst  dieser  Anleitung 
unter  Beachtung  der  üblichen  Formen  durch 
die  Bearbeitung  der  beigefügten  Aufgaben  zu  der 
Fertigkeit  gelangen,  nicht  nur  leicljtere,  sondern 
auch  schwierigere  Geschäftsvorfälle  ohne  grobe 
Verstöße  gegen  Satzbau,  Sprachlehre,  Recht- 
schreibung und  Zeichensetzung  brieflich  zu  er- 
ledigen. Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  betrachten 
wir  zunächst  und  empfehlen  genauer  Beachtung 
die  äußere  Form  und  innere 
Einrichtung  der  Briefe. 

Im  allgemeinen  bedient  man  sich  eines 
weißen  feinen  Briefpapieres  in  Groß -Quart- 
format (22:28  cm),  dem  Kopiebuch  ent- 
sprechend, das  Papier  darf  die  Schrift  nicht  durch- 
scheinen lassen ;  vielfach  nimmt  man  noch  einen 
ganzen  Bogen,  bei  Einlagen  jedoch  behufs  Ge- 
wichtsverminderung (Portoersparnis)  ein  einzel- 
nes Blatt.  Für  kürzere  Mitteilungen  benutzt  man 
Oktavformat  (13:21  cm  bezw.  14,5:22,5  cm), 
auch  nur  einzelne  Blätter,  durch  Vordruck  als 
„Mitteilung"  (besser  als  „Memorandum")  bezeich- 
net. Bei  Eingaben  an  Behörden  ist  es  üblich, 
Kanzleiformat  (21  :  33  cm)  zu  verwenden, 
einmal  lang  gebrochen  und  nur  rechtsseitig 
beschrieben.  Quartformat  wird  nach  der  Nieder- 
schrift in  der  Mitte  kreuzweise  gefaltet,  Oktav- 
format nur  einmal  gebrochen.  Vor  der  Ab- 
gabe oder  Versendung,  die  in  verschlossenem 
Briefumschlag')  mit  gleichlautender  Aufschrift 
(Adresse)  und  genauer  Wohnungsangabe  er- 
folgt, ist  ein  nochmaliges  aufmerksames  Durch- 


*)  Mit  aufgedruckter  Firma  des  Absenders  üblich. 


lesen,  Vergleichen  von  Zahlenangaben  und 
etwa  nötige  Berichtigung  dringend  zu  em- 
pfehlen, bei  zu  vielen  Verbesserungen  oder  Ra- 
dierungen aber  eine  saubere  Abschrift.  —  Nach 
überseeischen  Plätzen  verwendet  man  ein  stär- 
keres Papier  (Seepost,  imit.  Japan  u.  dergl.), 
für  Geldbriefe  und  Briefe  mit  Wertangabe 
stärkere  Kuverts  (sog.  Hanfpapier,  Gazepapier 
u.a.).  Der  Verschluß  der  Wertbriefe  erfolgt 
der  Sicherheit  halber  noch  durch  2  (oder  5) 
Siegelabdrücke  aus  gutem  Lack  mit  demselben 
Petschaft,  welche  sämtliche  Klappen  des  Um- 
schlags fassen  müssen.  Zur  Frankierung,  die 
zur  Vermeidung  von  Strafporto  jetzt  allgemein 
üblich  ist,  benutzt  man  Freimarken;  zwischen 
ihnen  ist  tunlichst  ein  Zwischenraum  zu  lassen, 
auch  dürfen  sie  die  Kanten  des  Umschlags 
nicht  bedecken.  Der  Wert  muß  in  der  Auf- 
schriftangegeben sein,  in  Buchstaben  oder  Zahlen. 

Meistenteils  wird  nur  eine  Seite  des  Bogens 
(mit  Kopiertinte)  beschrieben,  ein  3 — 4  cm 
breiter  Rand  nur  links  frei  gelassen.  Bei  län- 
gerem Inhalt  beginnt  man  des  einfacheren 
Kopierens  halber  auf  der  vierten  Seite  des 
Bogens,  welcher  man  die  erste  Seite  als  zweite 
folgen  läßt.  Ein  Zusammendrängen  des  Textes 
ist  der  Übersichtlichkeit  wegen  in  Zeilen  und 
Worten  zu  vermeiden.  Die  Firma  des  Ab- 
senders ist  am  oberen  Rande  in  der  Mitte  des 
Briefbogens  oder  links  meist  vorgedruckt,  zu- 
weilen auch  der  Wohnort ')  so  weit  rechts, 
daß  daneben  das  Datum  ^)  bequem  eingetragen 
werden  kann.  Hierauf  folgt  etwas  tiefer  (2 
bis  3  cm)  die  Aufschrift  (Adresse)  des  Hauses, 
an  welches  der  Brief  gerichtet  ist,  mit  Weg- 
lassung jeder  Titulatur,  die  im  kaufmännischen 
Briefverkehr  nicht  üblich  ist,  z.  B.  einfach: 

Magdeburg,  am  i6.  September  igo6. 
Herrn  Alfred  Neumann,  Berlin  N.W.  y, 

Qfjgr;  Schadowstraße  lojii 

An  die 

Westdeutsche  Bank  (vorm.  Jonas  Cahn) 

in  Bonn. 

_')  Bei  gleichen  Ortsnamen  ist  hier,  wie  auf  dem  Umschlag 
beim  Wohnort  des  Empfängers,  ein  die  geographische  Lage, 
das  Land  (die  Provinz  oder  einen  Fluß)  bezeichnender  Zusatz 
nötig,  z.  B.  Mülhausen  i/Elsaß,  bei  größeren  Städten  auch  die 
richtige  Angabe  der  Lage  des  Geschäftshauses  nach  Bezirk, 
Straße  und  Hausnummer,  z.  B.:  Berlin  S.W.  11.  Dessauer- 
straße  2.  Bei  überseeischen  Briefen  gibt  man  auf  dem  Um- 
schlag noch  die  Route  und  den  Dampfer  an,  z.  B. : 
Über  Bremen 


per  D.  Kronprinz  Wilhelm 

Herrn  George  Watson 

U.  S.  of  A. 


Baltimore  MD. 


Broadway  37 


*)  Monat  und  Jahreszahl  unverkürzt,  anders  würde  es  auf 
Bequemlichkeit  ocfer  Mangel  an  Überblick  in  betreff  des  Raum- 
beclarfs  einen  unvorteilhaften  Schluß  zulassen.  Unzulässig  wäre : 
8.1I.05  für  8.  Januar  1905,  da  leicht  eine  Fälschung,  z.  B.  S./ü.  05 
oder  8.|V.  05,  daran  vorgenommen  werden  könnte. 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


In  letzterem  Falle  wird  auch  oft  die  Prä- 
position (An)  und  der  Artikel  (die),  vielfach 
auch  „in"  weggelassen. 

Ist  der  Wohnort  der  schreibenden  Firma  nicht 
vorgedruckt,  so  schreibt  man  ihn  und  das  Datum 
zuweilen  auch  erst  in  zweiter  Linie,  also  tiefer 
als  die  Adresse,  z.  B.: 

Herrn  Alfred  Neumann,  Berlin  N.W.  y, 

Schadowstraße  lojii. 
Magdeburg,  am  i6.  September  igo6. 

Zwei  oder  drei  Zeilen  (3  cm)  tiefer  beginne 
man,  hier  und  bei  den  folgenden  Abschnitten 
2  bis  3  cm  (ein  Wort,  mindestens  eine  Silbe) 
eingerückt,  mit  dem  BriefinhaU,  und  zwar 
sage  man  (nach  kurzer  Einleitung^)  z.  B. 
Empfangsbestätigung  oder  Bezugnahme  auf 
zuvor  erhaltenen  Brief)  ohne  Umschweife 
das  Wichtigste  zunächst.  Weiteres  später,  die 
einzelnen  Punkte  getrennt  (bei  Antworten  in 
derselben  Ordnung  folgend);  Fragen  bringe 
man  zuletzt  an  und  schließe  mit  kurzer  Em- 
pfehlung^) und  deutlicher  Unterschrift.^) 

Um  die  Übersichtlichkeit  zu  erhöhen  und 
bei  späterem  Nachschlagen  das  Auffinden 
der  einzelnen  Fälle  zu  erleichtern,  sind  wich- 
tige Angaben  im  Text  (wie  beigefügte  Wechsel, 
Effekten,  Geldsummen,  bestellte  oder  abgesandte 
Warenmengen  und  deren  Bezeichnung)  da- 
durch herauszuheben,  daß  man  sie  auf  eine 
neue  Zeile  (eingerückt)  schreibt  oder  besonders 
unterstreicht,  z.  B.: 

„Anbei  finden  Sie  Rechnung  darüber, 

deren  Betrag  von    Ji  1328.60 

Sie  mir  gutschreiben  wollen."    oder: 

„Wir  sandten   Ihnen  durch    die  Bahn 

als  Stückgut,  wohl  verpackt: 

25  Stück  Nähmaschinen:  K.  S.  5316/40, 
Brutto  kg 


i 


*)  Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  ....  Unter  Bezugnahme 
auf  mein  ergebenes  Schreiben  vom  ....  Auf  Ihre  Anfrage 
vom  ....  bemerl<e(n)  ....  Zu  unserem  Bedauern  sind  wir 
.  .  .  .  u.  a.  m. 

")  Wir  halten  Ihnen  unsere  Dienste  auch  ferner  bestens 
empfohlen  und  begrüßen  Sie  ....  Ich  bitte  um  Erneuerung 
Ihrer  geschätzten  Aufträge  und  ....  Indem  ich  Ihrer  Ent- 
schließung umgehend  entgegensehe,  begrüße  ich  Sie  in  Hoch- 
achtung ....  Unter  Versicherung  meiner  Hochachtung  emp- 
fehle ich  mich  Ihrem  ferneren  geschätzten  Wohlwollen  .... 
Indem  wir  Sie  um  den  Vorzug  Ihrer  geschätzten  Aufträge 
bitten,  versichern  wir  Sie  deren  bester  Ausführung  ....  Ich 
werde  betreffs  Ihrer  Mitteilung  strengste  Verschwiegenheit  be- 
wahren und  Ihnen  in  ähnlicher  Weise  zu  dienen  jederzeit  gern 
bereit  sein  ....  u.  a.  m  (Man  übe  sich  in  Redewendungen  für 
dergl.  Anfänge  und  Schlußformen.) 

^  Jeder  Geschäftsbrief  muß  vom  Chef  (=  Haupt)  oder  dessen 
zur  nrmenzeichnung  Bevollmächtigten  unterschrieben  werden. 
Ein  Firmebstempelabdruck  gilt  niemals  als  Unterschrift.  Der  oder 
die  Inhaber  unterschreiben  nur  mit  der  Firma,  Prokuristen 
(Geschäftsführer)  setzen  vor  die  Firmrf  die  Worte  ,, per  Prokura" 
oder  ,,ppa."  und  unter  die  Firma  ihren  (Kollektivprokuristen 
ihre)  eigenen  Namen,  Bevollmächtigte  aber  vor  die  Firma  das 
Wort  ,,iür"  oder  „pro",  „per",  „p."  und  unter  dieselbe  ihren 
Namen.  —  Als  Prokurist  oder  Bevollmächtigter  darf  nur  der 
einen  Brief  unterzeichnen,  der  wirklich  Prokura  oder  Vollmacht 
erteilt   erhalten  hat.    (Handelsregister;   §§  48—58  des  HOB.) 


Die  Firmen  sind,  weil  sie  den  kaufmänni 
sehen  Namen  des  Geschäfts  bilden,  wie  die 
Eigennamen,  vom  Schreiber  des  Briefes  in  ihrer 
Schreibweise  genau  zu  nehmen,  d.  h.  sie 
dürfen  nicht  willkürlich  verändert  werden,  z.  B. 
für  Alfred  Neumann  nicht  Alf.  oder  A.  Neu 
mann  und  für  Adolph  nicht  Adolf  oder  Ad.' 
Ferner  ist  jede  spätere  Änderung  wörtlich  zu 
berücksichtigen. 

Wenn  ein  Brief  Einlagen^)  enthält,  so  ver-  ^j 
merkt   man    deren  Zahl   und    Art    am    EndeJH 
links  oder  macht  am  Rande  der  betr.  Stellen« 
je  einen  schrägen  Strich. 

Bei    ersten    Aufträgen    mit    Anspruch    aut 
Kreditgewährung   (auch    schon    bei    Anfragen 
nach  dem  Lieferungspreise  von  Waren)  pfle 
man  (unten  links)  Referenzen^)  aufzugeben,i 
d,  h.    Personen  (Firmen,  Auskunftsstellen)  z  ' 
nennen,    die  über  die  Zahlungsfähigkeit  (Ver 
mögen,    Geschäftsführung,     Kreditwürdigkeit] 
des    Ansuchenden    Auskunft   zu    erteilen    im 
stände  sind.    Es  müssen  dies  größere  Firme 
oder  Bankinstitute  am   oder  nahe  dem  Orti 
des  Schreibers  oder  des  Empfängers  sein.    Au 
Entschließung  (Antwort)  wird  in  solchem  Fallej 
etwas  länger  zu  warten  sein  als  sonst. 

Eine  Nachschrift  (postscriptum,  abgekürzt 
P.S.  oder  N.S.)  sollte  soviel  als  möglich  ver- 
mieden werden  (ist  aber  leider  bei  manchem 
Korrespondenten  zur  Gewohnheit  geworden), 
denn  sie  macht  einen  üblen  Eindruck.  Nur 
in  Ausnahmefällen,  d.  h.  wenn  man  nach 
Schluß  und  Unterschrift  des  Briefes  noch  Dinge 
erfahren  hat,  deren  baldige  Mitteilung  auch 
für  den  Empfänger  von  Wichtigkeit  ist,  er- 
scheint sie  zulässig.  Als  ein  Bestandteil  des 
Briefes  bedarf  auch  sie  der  Unterschrift.  Will 
man  diese  nicht  wiederholen,  so  setze  man 
an  deren  Stelle  wenigstens  die  Buchstaben 
„D.  O.",  d.  h.  „der  Obige"  oder  „die  Obigen." 

Welches  sind  nun  die  wesentlichen  Erforder- 
nisse  eines   guten    kaufmännischen   Briefstils? 

Der  Korrespondent  befleißige  sich,  wie  man 
es  von  jedem  Gebildeten  erwartet,  in  seinen 
Briefen 


*)  Preisliste.  —  Rechnung. 

1  Wechsel  über           X  720.— 

2  R.-K.-Sch.  zu  20  =  „  40.— 
1  ^„  .  „  5  =  „  5.- 
Bnefmarken           ,,  1.40 

A  766.40 
Wert  angegeben. 

Hierzu  1  Anlage  (Frachtofferte;  Quittung;  Kontokorrent 
[laufende  Rechnung];  Bilanz;  Vergleichsvorschlag;  Zeugnis; 
Vollmacht  und  dergl.). 

^)  Gebr.  Lindner,  hier;  Bayrische  Bank,  München;  Friede- 
mann  &  Co.,  dort;  Breslauer  Diskontobank,  Breslau;  u.  a. 


i 
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a)  einer  anständigen  Sprache  im  Ton  höf- 
licher Leute/)  nicht  geziert  und  gekünstelt,'^) 
sondern  natürlich,  fließend,  frei  von  selbst- 
gefälligem Wesen,  überflüssiger  Schmeichelei, 
leeren  Redensarten  (Phrasen),  persönlicher  Ge- 
reiztheit (besonders  im  Mahnverfahren  und  in 
Streitsachen),  stets  sachlich  bleibend; 

b)  einer  kurzen,  bündigen  Ausdrucksweise,  ^) 
inhaltsreich,  mit  wenigen  Worten  vielsagend, 
klar  und  bestimmt*)  in  der  Form; 

c)  einer  vorsichtigen  Wahl  der  Worte,  ■^) 
damit  nicht  Verpflichtungen  erwachsen,  an  die 
man  gar  nicht  dachte; 

d)  sprachrichtigen  Ausdrucks  jedes  Ge- 
dankens*^)   in    sachgemäßer   Aufeinanderfolge, 


ohne  Verstöße  gegen  die  Wort-  und  Satzbildung, 
Stillehre,  Rechtschreibung  und  Zeichensetzung; 

e)  einer  möglichsten  Einschränkung  im  Ge- 
brauch der  Fremdwörter;^) 

f)  der  Vermeidung  lächerlicher  Abkürzungen^) 


')  Man  schreibe  nicht:  In  höflicher  Erwiderung  Ihres  (w.) 
Schreibens  vom  ....  oder:  In  der  Einlage  überreiche  ich  Ihnen 
....  mit  der  höflichen  Bitte  .  .  .  .,  sondern  lasse  das  (lächer- 
liches Selbstlob  enthaltende)  „höflich"  überhaupt  weg.  Der 
Gebrauch  dieses  Wortes  verrät  doch  nur  Gedankenlosigkeit, 
aber  nicht  Bildung.  —  Ebenso  hüte  man  sich  vor  Mißbrauch  mit 
dem  Superlativ.  Ein  solcher  ist  es,  wenn  man  ,,die  besten 
Qualitäten  zu  den  niedrigsten  Preisen"  anbietet,  was  doch  einfach 
unmöglich  (warum  nicht  ,,gute  Ware  zu  möglichst  niedrigem 
Preise"?)  oder  wenn  jemand  ,,Hochachtungsvoll(st!)"  unter- 
zeichnet; dagegen  wäre  „In  vollkommenster  Hochachtung"  (oder 
„ergebenst")  wohl  zulässig. 

")  Schreibe  z.  B.  nicht:  ,,Sie  werden  mich  sehr  verbinden, 
wenn  Sie  mir  ....  Auskunft  geben",  sondern:  ,,Sie  werden 
mich  zu  Dank  verpflichten  .  .  .  .,  auch  nicht:  ,,Im  Besitz  Ihres 
geehrten  Gestrigen  veranlassen  wir  wunschgemäß,  daß  .  .  .  .", 
sondern:  „Im  Besitz  Ihres  Schreibens  von  gestern  haben  wir 
Ihrem  Wunsche  gemäß  .  .  .  ." 

■'')  Man  bilde  so  oft  als  möglich  kurze  Sätze,  hüte  sich  vor 
Perioden,  Wiederholungen  und  falscher  Wortstellung,  auch  vor 
unbestimmten  Ausdrücken  und  bevorzuge,  wenn  mehrere  mög- 
lich sind,  immer  den  treffendsten  Ausdruck. 

*)  Bei  Warenbestellungen  sind  z.  B.  Qualitäts-  und  Preis- 
angaben unerläßlich,  bei  Versand-  und  Empfangsanzeigen  von 
Geld  oder  Ware  auch  Zeit-  und  Zahlenangaben,  damit  der 
andere  Teil  nicht  im  Zweifel  darüber  sei,  was  der  Schreiber 
hat  sagen  wollen,  und  zu  Rückfragen  genötigt  ist,  wodurch  die 
Erledigung  der  betr.  Angelegenheit  unnötig  verzögert  wird. 

')  Man  bedenke:  ,, was  man  schreibt,  das  bleibt",  besonders 
in  streitigen  Fällen  und  solchen,  die  es  werden  könnten.  Wie 
oft  wird  ein  Brief  durch  das  geschriebene  Wort  zum  Vertrag 
im  engsten  Sinne  des  Worts  oder  erlangt  die  Gültigkeit  eines 
solchen. 

")  Ein  leider  weit  verbreiteter  Fehler  ist  das  lächerliche 
Weglassen  des  Subjekts  (persönlicher  Fürwörter  im  1.  Falle)  im 
Satze,  z.  B.  „Hierdurch  gebe  (ich)  mir  die  Ehre  .  .  .  .",  oder: 
,,Auf  Ihre  Anfrage  erwidere  (ich)  Ihnen,  daß  .  .  .  .",  oder  gar: 
(Wir)  Sandten  Ihnen  heute  .  .  .  ."  Nicht  mit  Unrecht  hat  man 
diese  Art  zu  schreiben  einen  ,, grammatischen  Selbstmord"  ge- 
nannt; ist  doch  ein  Satz  ohne  Subjekt  ein  Unding,  wodurch 
nicht  Sprachgewandtheit,  sondern  ein  Mangel  an  Sprachgefühl 
bekundet  wird  und  —  Briefstil  und  Telegrammstil  sind  doch 
auch  noch  in  anderen  Punkten  wesentlich  voneinander  ver- 
schieden. —  Ferner  hüte  man  sich  vor  der  Inversion,  d.  i.  um- 
gekehrte Wortfolge,  Subjekt  nach  statt  vor  dem  Prädikat,  z.  B. 
,,und  nehme  ich  an,  daß  .  .  ."  anstatt:  ;,ich  nehme  an,  daß  . . ." 
u.  a.  m.  —  In  übertriebener  Höflichkeit  oder  Vorsicht  schleicht 
sich  leicht  noch  ein  anderer  Fehler  ein,  die  Tautologie,  d.  h. 
eine  Wiederholung  desselben  Gedankens  mit  anderen  Worten, 
z.  B.  i)Ich  bin  in  der  Lage,  Ihnen  gegenwärtig  recht  annehm- 
bare Preise  stellen  zu  können."  Freilich,  wer  es  kann,  ist  in 
der  Lage  und  umgekehrt;  wozu  also  die  doppelte  Bezeichnung? 
Einfacher:  ,,Ich  kann  Ihnen  gegenwärtig  recht  niedrige  Preise 
machen  und  zwar..  .  ."  —  Ein  ähnlicher  Fehler  ist  der  Pleonas- 
mus, d,  i.  eine  Überfülle  des  Ausdrucks  (Überladung),  z.  B. 
„Vieljährige  praktische  Erfahrungen  stehen  mir  hierbei  zurSeite." 
ts  gibt  allerdings  auch  traurige  Erfahrungen,  aber  selbst  diese 
sind  praktisch,  denn  ., durch  Erfahrung  wird  man  klug",  sagt 
ein  Sprichwort,  was  freilich  nicht  ohne  Ausnahme  gilt  —  oder: 
,,Ich  hoffe,  mit  Ihren  angenehmen  Aufträgen  recht  oft  (besser: 
auch  femer)  beehrt  zu  werden."  Aufträge  sind  doch  dem 
Kaufmann  stets  angenehm,  dies  Wort  ist  also  entschieden 
überflüssig. 


')  Man  denke  bei  jedem  Fremdwort,  ehe  man  es  nieder- 
schreibt, an  den  Grundsatz  des  Allgem.  Deutschen  Sprach- 
vereins :  „Kein  Fremdwort  für  das,  was  deutsch  gut  ausgedrückt 
werden  kann!"  Warum  bittet  man  z.  B.  um  ,, konforme 
Buchung"  statt  „übereinstimmende"?  Zwei  deutsche  Handels- 
herren sind  ihren  Standesgenossen  seit  15  Jahren  mit  nach- 
ahmenswertem Beispiel  vorangegangen ;  deren  Schriften  werden 
zur  Benutzung  hier  empfohlen:  Eitzen,  F.  W.,  Fremdwörter 
der  Handelssprache,  verdeutscht  und  erläutert  (Leipzig,  1894) 
und  Magnus,  Karl,  Verdeutschung  der  entbehrlichen  Fremd- 
wörter der  Handelssprache  etc.,  3.  Auflage  1902  (Berlin,  Verlag 
des  Allgem.  Deutschen  Sprachvereins,  Verdeutschungsbücher  II : 
Der  Handel).  Sagt  doch  schon  Friedrich  der  Große  in  einem 
Briefe  an  den  Rektor  Heynatz,  Frankfurt  a.  C,  12.  August  1785: 
„Was  ist  rühmlicher  für  einen  Deutschen,  als  rein  deutsch 
sprechen  und  schreiben  ?"  -  Zur  Bezeichnung  von  Warenmengen 
werden  jedoch  auch  ferner  die  für  Faß  üblichen  ,, Barrel,  Gal- 
lone, Oxhoft  (Bushel)"  u.  a.  in  Gebrauch  bleiben,  ebenso  die 
für  bestimmte  Verpackungen,  wie  „Serone"  (Tierhautballen), 
Mille  u.  a. 

'-)  Zur  Abkürzung  eines  Wortes  wählt  man  zumeist  den 
Anfangs-  und  Endbuchstaben,  z.  B.  Bo.  für  Brutto,  No.  für 
Netto,  dagegen  Nr.  für  Nummer,  Ta.  für  Tara,  Te.  für  Tratte, 
Ren.  für  Rimessen,  Ogw.  für  Gutgewicht  (besonderer  Abzug 
neben  der  Tara)  —  bei  Zeitangaben  nur  die  Anfangsbuchstaben  : 
v.  J.  =  vorigen  Jahres,  s.  Z.  =  seiner  Zeit,  dagegen  ult.  = 
ultimo  (letzter  Tag  des  Monats).  Außer  diesen  sind  noch  üblich 
oder  zulässig:  m.  E.  =  meines  Erachtens,  Adr.  =  Adresse, 
A.-G.  =  Aktiengesellschaft,  Anm.  =  Anmerkung,  Anw.  =  An- 
weisung, Art.  =  Artikel,  a.  St.  =  alten  Stiles  (nach  dem  Ju- 
lianischen Kalender),  ausschl.  =  ausschließlich,  a  v.  =  a  vista 
(auf  Sicht);  beif.  =  beifolgend,  beil.  =  beiliegend,  Bem.  =  Be- 
merkung, betr.  =  betreffend,  bez.  =  bezahlt,  bezw.  =  be- 
ziehungsweise, BGB  =  Bürgerliches  Gesetzbuch;  C  =  Celsius, 
auch  Zentrum,  City;  d.  d.  =  de  dato,  dem  Tage  der  Aus- 
stellung, desgl.  =  desgleichen,  d.  h.  =  das  heißt,  d.  i.  =  das 
ist,  d.  J.  =  dieses  Jahres,  d.  M.  =  dieses  Monats,  do.  =  dito 
(ditto),  ebenso,  d.  O.  =  der  Obige.  Dtzd.  =  Dutzend ;  einschl. 
=  einschließlich,  Entsch.  =  Entscheidung,  etc.  =  et  cetera  (und 
so  weiter);  F  =  Fahrenheit,  ff  =  folgende  Seiten  (auch  sehr 
fein);  fl  =  Florin  =  Gulden  (holl.,  rh.,  österr.),  Fob  =  free  on 
board,  frei  an  Bord,  Fol.  =  Folium  (Blatt),  fr.  =  franko  (frei); 
Gebr.  =  Gebrüder,  G.  m.  b.  H.  =  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht;  h  =  Heller  (österr.),  HOB.  =  Handelsgesetzbuch; 
i.  A.  =  im  Auftrage,  i.  J.  =  im  Jahre,  i.  V.  =  in  Vertretung, 
jun.  =  junior  (der  Jüngere);  K  =  Krone  (österr.),  Kgl.  =  Kö- 
niglich, k.  k.  =  kaiserlich -königlich  (bei  österr.  Behörden), 
k.  M.  r=  künftigen  Monats,  Ko.  =  Kompagnie,  Kr  =  Krone 
(skand.),  kr  =  Kreuzer  (österr.),  Ktkt.  =  Kontokorrent;  J  = 
Lira  (ital.),  £  =  Liver  (Pfund)  Sterling  (engl.),  Lit.  =  Litera 
(der  Buchstabe),  1.  J.  =  laufenden  Jahres;  M.  =  Mark,  Mrs  = 
Milreis  (portug.);  N.  =  Nord,  Nachf.  =  Nachfolger,  N.B.  = 
nota  bene  (merke  wohl),  n.  J.  =  nächsten  Jahres,  N.  N.  = 
nomen  nescio  (Name  unbekannt)  oder  nomen  nominandum  (der 
zu  nennende  Name),  N.O.  =  Nordost,  N.S.  =  Nachschrift, 
n.  St.  =  neuen  Stiles  (nach  dem  Gregorianischen  Kalender), 
N.W.  =  Nordwest;  O.  =  Ost,  od.  =  oder,  ö.  W.  =  österr. 
Währung;  p.  a.  =  pro  anno  (jährlich,  für  das  Jahr),  p.  c.  oder 
«/o  =  pro  centum  (fürs  Hundert),  Pfd.  oder  ®  =  Pfund,  Pfg. 
oder  ^  =  Pfennig,  P.  P.  =  prämissis  prämittendis  (nach 
Vorausschickung  dessen,  was  vorauszuschicken  ist,  d.  h.  man 
nehme  an,  der  gebührende  Titel  sei  vorausgeschickt),  P.  T.  = 
pleno  titulo  (mit  vollem  Titel);  R  =  Reaumur,  RGB  =  Reichs- 
gesetzblatt, resp.  =  respektive  (beziehungsweise,  oder);  s.  = 
siehe,  S.  =  Süd,  S.  E.  &  O.  =  salvo  errore  et  omissione  (Irr- 
tümer und  Auslassungen  vorbehalten,  unterm  Ktkt.  üblich,  wenn- 
gleich nicht  notwendig),  sei.  =  selig,  sen.  =  senior  (der  Ältere), 
Sign.  =  Signum  (Zeichen),  S.  M.  S.  =  Seiner  Majestät  Schiff, 
s.  o.  =  siehe  oben.  S.O.  =  Südost,  st.  =  statt,  S.  T.  =  salvo 
titulo  (mit  Vorbehalt  des  Titels,  man  nehme  an,  der  gebührende 
Titel  sei  hier  angewendet),  St.  =  Steamer  (Dampfer)  und  S.  S. 
=  Steam  Ship,  s.  u.  =  siehe  unten^  s.  v.  a.  =  so  viel  als,  S.W.  =  Süd- 
west, s.  Z.  =  seiner  Zeit;  u.  (in  Firmen  &)  und,  u.  a.  (m.)  = 
und  andere(s  mehr),  U.  A.  w.  g.  =  Um  Antwort  wird  ge- 
beten, u.  dgl.  (m.)  =  und  dergleichen  (mehr),  usf.  =  und  so 
fort,  usw.  =  und  so  weiter,  vgl.  =  vergleiche,  v.  J.  =  vorigen 
Jahres,  vorm.  =  vormals  (bei  Firmen),  v.  v.  =  vice  versa  (um- 
gekehrt); W.  =  Wert,  weil.  =  weiland  (ehemals,  früher),  w.o. 
=  wie  oben,  Wwe.  =  Witwe;  z.  B.  =  zum  Beispiel,  z.  D.  = 
zur  Disposition  (Verfügung),  z.  H.  =  zu  Händen  (bei  Adressen), 
z.  T.  =  zum  Teil,  Ztr  =  Zentner  (50  kg),   z.  Z.  =  zur  Zeit, 
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und  sprachentstellender  Ausdrücke^)  und  — 
nicht  zuletzt 

g)  einer  deutlichen  und  gefälligen  Hand- 
schrift^) ohne  Anhängsel  und  Schnörkel,  Aus- 
einanderziehen der  Buchstaben  oder  Ver- 
mischung zweier  Schriftarten  (deutscher  und 
lateinischer). 

Mit  der  Beantwortung  eines  Briefes  darf 
nie  gezögert  werden;  dasselbe  gilt  von  der 
(Geld-)  Empfangsbestätigung. 

In  wohlgeordneten  Geschäften  ist  es  Regel, 
jeden  eingegangenen  Brief,  wenn  irgend  mög- 
lich, alsbald  zu  beantworten,  auch  wenn  die 
darin  enthaltene  Bestellung  oder  Anfrage  u.  a. 
nicht  sofort  erledigt  werden  kann;  eine  Nicht- 
beantwortung  würde  als  eine  Unhöflichkeit 
gelten,  die  sich  ein  Kaufmann  in  keinem 
Falle  sollte  zuschulden  kommen  lassen. 

Briefe  nach  dem  Auslande  pflegt  man  in 
der  fremden  Sprache  zu  schreiben,  wenn  man 


neben  den  amtlichen  Bezeichnungen  für  Maße  und  Ge- 
wichte nt.  Beschluß  des  Bundesrats  vom  8.  Oktober  1877:  1  = 
Liter,  hl  =  Hektoliter,  m  =  Meter,  cm  =  Centimeter,  mm  = 
Millimeter,  qm  =  Quadratmeter,  cbm  =.. Kubikmeter  (in  Öster- 
reich m'),  ccm  =  Kubikcentimeter  (in  Österreich  cm'),  rm  = 
Raummeter,  fm  =  Festmeter;  t  =  Tonne  (1000  kg),  kg  =  Kilo- 
gramm (1000  g),  g  =  Oramm,  dz  =  Doppelzentner  (100  kg, 
in  Österreich:  q  =  Quintal,  metrischer  Zentner).  —  Niemals 
bringe  man  mehrere  Abkürzungen  unmittelbar  hintereinander, 
an,  also  nicht:  „Bezugnehmend  a/I.  Bf.  v.  15.  d.",  sondern: 
„Bezugnehmend  auf  Ihren  Brief  vom  15.  d."  -  Persönliche 
Fürwörter  pflegt  man  nur  in  ihren  Verbindungen  abzukürzen, 
z.  B.  I/Re.  =  Ihre  Rimesse,  m/Te.  =  meine  Tratte,  u/Kto.  = 
unser  Konto,  das  Zeichen  für  „und"  (&)  nur  in  der  Firma, 
z.  B.  F.  Sommer  &  Co.,  zu  gebrauchen,  nie  im  Text  des  Briefes 
zwischen  anderen  Worten  (auch  nicht  „u.").  —  Lächerliche  Ab- 
kürzungen wären  z.  B.  folgende:  Jhr.  für  Jahr,  Schbn.  für 
Schreiben,  vorzügl.  für  vorzüglich,  verfl.  (verflossen  oder  ver- 
fallen?), Zuschr.  für  Zuschrift.  —  „W.  S.  g.  u. !"  (=  Wenden  Sie 
gefl.  um!)  unten  rechts  ist,  wenn  der  Brief  auf  erster  Seite 
nicht  beendet  ist,  überflüssig,  dagegen  notwendig,  wenn 
der  Brief  zwar  beendet  erscheint,  aber  auf  der  Rückseite  noch 
eine  wichtige  Nachschrift  (N.S.)  enthält,  auf  die  aufmerksam 
gemacht  werden  soll. 

^)  Öfter,  als  man  glaubt,  wird  gegen  die  Sprachrichtig- 
keit  verstoßen,  z.  B.  „Ich  bestellte  Ihnen"  anstatt ,  bei  Ihnen'S 
und  (aus  einem  Handbuch  der  Kontor-Praxis):  ,,In  Ihrem  Briefe 
vom  17.  d.,  womit  Sie  mir  Faktura  über  den  Ihnen  bestellten 
und  bemusterten  dreiblätterigen  (?)  Kleesamen  erteilten,  ver- 
sicherten Sie  mich,  daß  die  Qualität  sehr  schön  ausgefallen  sei." 
Warum  nicht  richtiger:  „.  .  .  betreffs  des  bei  Ihnen  lt.  Muster 
bestellten  K  .  .  .  versicherten  Sie  mir  (wem)?  .  .  .  ."  oder  in 
einem  Mahnbriefe:  „Bedeutende  Zahlungen,  die  unsere  Kasse 
in  nächster  Zeit  in  Anspruch  nehmen,  zwingen  uns,  die  älteren 
Ausstände  (nicht  Außenstände  ?)  einzuziehen.  Haben  Sie  daher 
die  Güte,  die  Bereinigung  des  in  Rede  stehenden  verfallenen 
Warenpostens  vorzukehren  und  meine  Erinnerung  mit  Wohl- 
wollen aufzunehmen."  (Warum  nicht  einfach:  „.  .  .,  den  ver- 
fallenen Posten  zu  begleichen"?)  „Seien  Sie  versichert,  daß 
wir  uns  dieselbe  nicht  erlaubt  haben  würden,  wenn  nicht  dazu 
wahrhafte  Gründe  eigenen  Bedürfnisses  vorhanden  wären", 
„Indem  wir  Sie  zugleich  zu  neuem  Zuspruche  einladen  (?), 
empfehlen  wir  uns  Ihnen  höflich", 

")  Eine  gute,  deutliche  Hand  Schrift  (besonders  Unterschrift) 
ist  von  größter  Wichtigkeit.  Undeutlichkeiten  führen  zu  den 
schlimmsten  Mißverständnissen  und  Nachteilen.  Man  halte  sich 
dabei  an  die  allgemein  angenommenen,  bekannten  Formen  und 
schreibe  fließend  im  Takt,  ohne  Zerreißung  des  Wortes  durch 
I-Punkte  und  U-Bogen,  die  man  (nach  beendetem  Wort)  an  die 
rechte  Stelle  setzt,  benutze  reine  Federn  und  schwarze  oder 
doch  bald  nachdunkelnde  Tinte.  ~  Ziffern  schreibe  man  groß 
und  besonders  deutlich.  In  der  Handschrift  spiegelt  sich  nicht 
allein  der  Charakter,  sondern  auch  der  Geschmack,  Ordnungs-, 
Raum-  und  Schönheitssinn  —  und  diese  dürfen  dem  Kaufmann 
nicht  fehlen. 


ihrer   völlig    mächtig   ist.     Im   anderen    Falle 
schreibe  man  lieber  in  deutscher  Sprache,  aber 
in  lateinischer  Schrift,  welche  dem  Ausländer.^ 
bekannter  ist  als  die  deutschen  Schriftzeichen. 
Es  dürfte  dem  Empfänger  leichter  sein,  einen: 
Brief   aus   fremder  Sprache    in  die  eigene  zu 
übersetzen,   als   dem  Absender  das -Schreiben:] 
in  einer  fremden  Sprache,  wenn  er  diese  nicht.' 
beherrscht.    Dies  könnte  auch  Anlaß  zu  Miß- 
verständnissen  oder   Zweideutigkeiten   geben, 
was  vermieden  werden  muß. 

Nach  all  dem  hier  Gesagten  wird  man  er- 
kennen, daß  es  einen  sog.  kaufmännischen. 
Briefstil  eigentlich  nicht  gibt,  daß  sich  die^ 
geschäftlichen  Mitteilungen  von  anderen  nurij 
durch  ihre  kurze,  bestimmte  Form  unter  An- 
wendung von  einigen  die  Sache  kennzeichnen- 
den Fachausdrücken  oder  Berufswörtern  (nicht 
Redensarten)  und  durch  eine  vorsichtige  (weil 
bindende)  Ausdrucksweise  auszeichnen,  und 
daß  es  lediglich  darauf  ankommt,  Stoff  und 
Sprache  zu  beherrschen.  —  Man  muß  wissen, 
was  man  zu  schreiben  hat,  dies  in  der  gehörigen 
Ordnung  zu  Papier  bringen  und  —  für  den 
rechten  Gedanken  möglichst  rasch  den  richtigen 
schriftlichen  Ausdruck  finden.  —  Wer  nichts- 
sagende Worte,  Sprachentstellungen  und  grobe 
Verstöße  gegen  Grammatik,  Logik  und  Ästhetik 
noch  als  erlaubt  oder  gar  als  Wahrzeichen 
geschäftlicher  Praxis,  als  wesentliche  Eigen- 
schaften der  Handelskorrespondenz  betrachtet, 
ist  zu  bedauern,  macht  auf  den  Mann  von 
Bildung  einen  widerlichen  Eindruck  und  wird 
als  Korrespondent  mehr  Schaden  als  Nutzen 
stiften. 

Obwohl,  wie  oben  gesagt,  unter  Kaufleuten 
in  Briefen  jede  Titulatur  und  übertriebene  Höf- 
lichkeit ausgeschlossen  ist,  so  ist  doch  zu 
berücksichtigen,  daß  man  in  Briefen  an  andere 
Personen  höheren  Standes  oder  Ranges,  wie 
auch  an  Behörden  gewisse,  durch  den  all- 
gemeinen Gebrauch  vorgeschriebene  Förmlich- 
keiten nicht  außer  acht  lassen  darf.  Es  folgen 
darum  der  Vollständigkeit  halber,  da  der  Kauf- 
mann z.  B.  bei  Warenofferten,  Auskunfts- 
gesuchen, Avis-  und  Begleitbriefen  zu  Sen- 
dungen (Rechnungen),  Empfehlungsschreiben 
u.  a.  leicht  in  die  Lage  kommen  kann,  an 
hochstehende  Personen  u.  a.  Zuschriften  zu 
richten,  also  von  den  nicht  allgemein  bekannten 

Titulaturen 

Gebrauch  zu  machen,  diese  hier  In  übersicht- 
licher Zusammenstellung. 


Allgemeines. 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


1905 

Westfälische  Stahlwerke 

Bochum 

eingeg.  18./VI. 
beantw.  20./VI. 


Die  Behandlung  erledigter  Korrespon- 
denzen im  Geschäft. 

Die  eingegangenen  Briefe,  Rechnungen  u.  a. 
werden  nach  ihrer  Erledigung  entweder  auf 
^/g  ihrer  Breite  und  halbe  Länge  zusammen- 
gelegt, gefalzt,  mit  Jahreszahl,  Firma,  Ort,  Tag 
des  Eingangs  und  der  Beantwortung  (wie  neben- 
stehend) überschrieben,  alphabetisch  geordnet 
in  Fächer  abgelegt  und  zuletzt  umschnürt  auf- 
bewahrt oder  in  sog.  Sammelmappen  (Soen- 
necken,  Bonn-Leipzig)  oder  Registratoren  (Shan- 
nons u.  a.)  alphabetisch  der  Zeitfolge  nach  ein- 
gelegt. Auf  diese  Weise 
kann  der  Briefwechsel 
mit  jeder  einzelnen  Firma 
vollständig  vereinigt 
werden,  da  die  Kopien 
(wenn  auf  lose  Blätter 
gemacht)  der  abgegange- 
nen Briefe  und  Rechnungen  nur  zwischen  die 
Eingänge  gelegt  zu  werden  brauchen,  was  ein 
späteres  Nachschlagen  ungemein  erleichtert.  — 
Der  Nachteil,  daß  die  Kopien  nun  nicht  mehr 
nach  der  Zeitfolge  beisammenliegen  können, 
wie  im  Kopiebuch,  und  daß  Blätter  unbemerkt 
entfernt  werden  oder  gar  verloren  gehen 
können,  ist  dabei  allerdings  mit  in  Kauf  zu 
nehmen,  wird  aber  durch  den  vorgenannten 
Vorteil  reichlich  aufgewogen. 

Die  Arten  der  kaufmännischen  Briefe 

sind  nach  ihrem  Inhalt  und  Zweck  so  man- 
nigfaltig, wie  die  im  Handelsgetriebe  vor- 
kommenden Geschäfte  und  einzelnen  Vorfälle 
selbst.  Nach  dem  Zweck  zu  urteilen,  hat  der 
Korrespondent  zu  unterscheiden,  ob  der  Brief 
a)  der  „Einleitung"  (Anbahnung)  einer  Ge- 
schäftsverbindung oder  b)  der  „Fortführung" 
eines  bereits  bestehenden  Geschäftsverkehrs 
oder  c)  der  „Auflösung"  (dem  Abbruch)  ge- 
schäftlicher Beziehungen  dienen  soll.  Nach 
dem  Inhalt  betrachtet,  kann  man  in  jedem 
Geschäft  10  und  mehr  verschiedene  Klassen 
unterscheiden.  Die  Grenzen  dafür  sind  hier- 
bei jedoch  schwer  zu  ziehen,  da  mancher  Brief 
in  mehr  als  eine  Klasse  gehören  kann.  Seinem 
Hauptinhalt  nach  wird  er  jedoch  immer  einer 
bestimmten  Klasse  zuzurechnen  und  darum 
nach  den  für  diese  gegebenen  Anleitungen 
anzufertigen  sein. 

Der  Tendenz  dieses  Handbuches  entsprechend, 
den  jüngeren  Gliedern  des  Handelsstandes  in 
diesem  Teile  eine  „Handhabe"  zu  bieten,  nicht  nur 
leichtere,  sondern  auch  schwierigere  Geschäfts- 
briefe in  zweckentsprechender  Weise  anzufertigen. 


folgen  wir  hierbei  dem  bewährten  pädagogischen 
Grundsatze  „vom  Leichteren  zum  Schwereren  fort- 
schreitend", verlassen  jedoch  die  alten  ausgefahre- 
nen Geleise,  dies  durch  bloße  Darbietung  sog. 
Musterbriefe  oder  Briefmuster  zu  erreichen,  sondern 
lassen  ihnen  bei  jeder  Gattung  eine  kurze  Be- 
lehrung vorangehen  und  Übungsaufgaben  in  ganz 
kurzen  Entwürfen  folgen. 

Die  Ansicht  der  Herren,  welche  meinen,  daß, 
vveil  nach  ihrer  Erfahrung  Schüler  durch  Briefe, 
die  im  Zusammenhang  stehen,  ungleich  mehr  ge- 
fesselt werden,  als  durch  zusammenhanglose,  man 
ausschließlich  „Briefgruppen",  welche  den  Ent- 
wicklungsgang des  Geschäftes  in  seinem  natüriichen 
Veriaufe  darstellen,  den  Korrespondenzübungen 
zugrunde  legen  müsse,  können  wir  für  die  Anfangs- 
übungen nicht  teilen.  Erst  dann,  wenn  das  Ver- 
ständnis vermittelt  und  eine  gewisse  Fertigkeit  in 
der  sachgemäßen  Behandlung  der  einzelnen  Brief- 
arten erzielt  ist,  mag  diese  Art  der  Übungen  als 
Fortsetzung  empfehlenswert  erscheinen. 

Da    der  Warenhandel    die  am  meisten  ver- 
breitete   Tätigkeit    des    Handelsgewerbes   aus- 
macht,   Speditions-    und    Bankgeschäfte    sich 
ihm    in    seiner  Vielgestaltigkeit    fördernd   an-  ^^j 
gliedern,    so  behandeln  wir  am   besten   diese  «^| 
Erscheinungen  der  Reihe  nach   und  schließen  ^i 
den    Kreis    unserer    Betrachtungen   nach   Ver- 
schiedenem anderer  Art  mit  dem  Export-  und 
Importgeschäft. 

1.  Briefe  im  Warengeschäft. 

Der  Warenhandel  bringt  Güter  und  Produkte 
aus  der  Hand  des  Erzeugers  (Produzenten)  in  die 
Hände  der  Verbraucher  (Konsumenten)  und  gleicht 
auf  diese  Weise  den  Mangel  eines  Landstriches 
durch  den  Überfluß  eines  anderen  aus,  verhütet 
also  Notzustände  aller  Art  (auf  einer  Seite  Teuerung 
und  Hungersnot,  auf  der  andern  Wertlosigkeit  und 
Vergeudung).  Jede  geschäftliche  Unternehmung 
kann  erfolgreich  werden,  wenn  ein  klarer  Blick 
nach  beiden  Richtungen  hin  mit  der  nötigen-  Vor- 
sicht, Rührigkeit  und  Findigkeit  vereint,  die  Gunst 
der  Zeitverhältnisse  erkennt  und  auszunutzen  sich 
angelegen  sein  läßt.  Für  den  Einkäufer  (Er- 
werber) kommt  in  Betracht:  die  Ermittlung  guter 
Bezugsquellen,  eine  geschickte  Auswahl  der  Waren 
in  möglichster  Reichhaltigkeit  und  Vollkommenheit, 
die  Benutzung  der  billigsten  Transportmittel  zur 
Erzielung  möglichst  niedriger  Preisstellung,  um  der 
Konkurrenz  sozusagen  „die  Spitze  bieten  zu  kön- 
nen", für  den  Verkäufer:  Wahl  einer  guten  Ge- 
schäftslage und  geeigneter  Hilfskräfte,  Umschau 
nach  zahlungsfähigen  Abnehmern  in  der  Nähe  und 
Ferne,  gefällige  Zusammenstellung,  saubere  Aus- 
stattung („Aufmachung"),  sorgfältige  Bedienung, 
Ordnung  nach  jeder  Richtung  hin,  Anpreisung 
(Reklame)  zu  rechter  Zeit,  Muster-  und  Auswahl- 
sendungen, Reisende,  Platzagenten,  freundliches 
Entgegenkommen  bei  Meinungs-  und  Preisdiffe- 
renzen u.  a.  m.,  um  den  Kreis  seiner  Kunden  fort- 
während zu  erweitern. 

Die  Korrespondenz  erstreckt  sich  hierbei  auf 
L  Anfragen,  2,  Anerbieten,  3.  Bestellungen,  4.  Be- 
stätigung,  Ausführung   {Rechnungserteilung)   oder 


Briefe  im  Warengeschäft. 
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Nichtausführung,  5.  Empfangsanzeigen  und  Be- 
zahlung, 6.  Zurückziehung  eines  Auftrags,  7.  Aus- 
stellung an  empfangener  Ware,  Stellung  zur  Ver- 
fügung, 8.  Mahnbriefe,  9.  Rechnungsauszüge  und 
Differenzen,  10.  Verkehr  mit  Kommissionären, 
Agenten  und  Reisenden. 

a)  Anfragen. 

Um  rechtzeitig  und  zu  den  günstigsten  Be- 
dingungen seinen  Warenbedarf  anzuschaffen  (zu 
decken),  verfolgt  der  Kaufmann  mit  Aufmerk- 
samkeit die  Preisbewegung  seiner  Handels- 
artikel an  den  Produktionsplätzen  und 
Hauptmärkten,  Zeitungen,  Marktberichte 
und  Preislisten  bringen  ihm  Nachrichten  dar- 
über, Offerten  gehen  ein,  Reisende  legen  ihm 
Warenproben  vor  und  bieten  alle  Beredsam- 
keit auf,  um  ihn  zum  Kaufen  zu  veranlassen, 
und  doch  —  wird  von  alledem  oft  kein  Ge- 
brauch gemacht.  Er  will  seine  Bezugsquellen 
nicht  ohne  zwingenden  Grund  wechseln  oder 
bewährten  Lieferanten  nicht  untreu  werden, 
überhaupt  freie  Hand  behalten. 

Um  neue  Bezugsquellen  ausfindig  zu 
machen  oder  über  Beschaffenheit,  Gangbar- 
keit, Preis  und  Lieferungsbedingun- 
gen bestimmter  Waren  und  damit  zusam- 
menhängende Verhältnisse  sich  Aufschluß  zu 
verschaffen  und  den  Warenbezug  aufs  vor- 
teilhafteste zu  gestalten,  bedarf  es  mancherlei 
Anfragen  an  geeigneter  Stelle.  —  Wendet  er 
sich  an  Firmen,  mit  denen  er  noch  keine  Ver- 
bindung angeknüpft  hat,  so  wird  er  in  seinen 
Anfragen  ausführlicher  sein,  Referenzen 
aufgeben  und  sagen  müssen,  ob  er  gegen 
bar  oder  auf  Zeit  zu  kaufen  gedenkt. 
Gattung  und  Qualität  der  gewünschten 
Ware  ist  genau  zu  bezeichnen  und  eine  An- 
gabe der  wahrscheinlichen  Größe  des  Auf- 
trags der  Preisstellung  dienlich.  Ein  Muster 
beizulegen  oder  um  Sendung  eines  solchen 
zu  bitten,  wird  in  manchen  Fällen  ratsam  sein, 
um  jeden  Zweifel  auszuschließen,  auch  be- 
sondere Wünsche  betreffs  der  Aufmachung 
oder  der  Verpackung  (besonders  bei  starker, 
seemäßiger  für  den  Export).  Sind  die  Spesen 
für  die  verlangte  Verpackung  erheblich  größer 
als  bei  gewöhnlicher,  so  wird  deren  besondere 
Berechnung  auch  zugestanden  werden  müssen, 
während  im  allgemeinen  der  Verkäufer  die 
Preisstellung  so  einrichtet,  daß  die  Ver- 
packungskosten dadurch  mit  gedeckt  sind. 
Die  Anfragen  schließen  zumeist  mit  der  Bitte 
um  billigste  Preisstellung,  um  Ein-  oder 
Rücksendung  von  Mustern  bezw.  Gegenmustern 
und  der  Andeutung,  daß  bei  zufriedenstellen- 


der Ausführung  des  Probeauftrags  weitere  Be 
Stellungen  nachfolgen  würden. 

Antworten  sind  unverzüglich  zu  er- 
teilen, ausführlich,  wahrheitsgetreu  und  mit 
Angabe  der  Kaufbedingungen  (Konditio- 
nen), auch  Wiederholung  der  wichtigsten 
Punkte  als  Bestätigung  (z.  B.  der  Lieferzeit 
und  der  Ablieferungsstelle). 

Anfragen- 

la.  Halle  a.  S.,   am  y.  Juni  ig  .  . 

Herren  E.  Koch  &  Co.  in  Hamburg. 

Hierdurch  ersuche  ich  Sie  um  haldige  Über- 
sendung Ihres  neuesten  Preisverzeichnisses  von 
Kolonialwaren  mit  billigster  Preisstellung. 

In  Hochachtung 
F.  Engelhardt. 


Ib. 


Antwort. 

Hamburg,  am  g.  Juni  ig 


Herrn  F.  Engelhardt  in  Halle  a.S. 

Auf  Ihren  Wunsch  überreichen  wir  Ihnen  in 
Anlage  unsere  neueste  Preisliste.  Wir  werden  es 
uns  stets  angelegen  sein  lassen,  Ihnen  bei  jeder 
verlangten  Qualität  den  niedrigsten  Preis  zu  be-_ 
rechnen,  um  Ihre  Zufriedenheit  zu  erlangen  und 
mit  Ihnen  in  fortdauernder  Verbindung  zu  bleiben. 

Ihren  geschätzten  Aufträgen  (gern)  entgegen- 
sehend, empfehlen  wir  uns  Ihnen  in  Hochachtung 
und  Ergebenheit. 

I  Preisliste.  ■£'•  Koch  &  Co. 


(Vgl.  23.) 

2  a. 


Berlin  W.,  den  10.  Juli  ig 
Potsdamerstr.  18. 


Herr 71  Gustav  Tegeler  in  Plauen  i.  V. 
Wir  bedürfen  in  nächster  Zeit  zur  Vervollstän- 
digung unsers  Lagers  eines  größeren  Postens  bunt- 
gewebter Madras  -  Vorhänge ,  als  Stores  oder  Gar- 
dinen für  Herren-,  Schlaf-  und  Speisezimmer  ge- 
eignet, und  fragen  an,  wie  Sie  dieselben  gegenwärtig 
äußerst  liefern. 

A  chtungsvoll 

Gebr.  Bochmann. 

2  b.  Plauen,  den  12.  Juli  ig  . 

Herren  Gebr.  Bochmann  in  Berlin  W. 

Potsdamerstr.  18. 

Durch  Ihre  Anfrage  erfreut,  teile  ich  Ihnen  er- 
gebenst  mit,  daß  ich  bei  Abnahme  von  mindestens 
20  Stück  Stores  Ihnen  heute  folgende  Vorzugs- 
preise einräume: 

j^^  '    Breite      Länge  das  Stück 

2337     145  orn     3,50  m    ecrufarb.    Erbs- 
tüll mit  gold  färb. 
A  pplikations- 
sticherei  und 
Durchbruch  .     ,  M  10  00 
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■^^^•'  Breite     Länge 


das  Stück 


2338  130  cm     3,25  m    creme     mit    rot 

ojblau  ojhelloliv     ,,     3.J5 
creme   m.   meh- 
reren Farben    .     ,,     4.25 

2339  ^30  >»       5.25  ,,     creme     mit    rot 

ojblau  ojhelloliv     ,,     4.80 

2340  130  „      3,25  „     creme   mit    rot, 

lila  und  altoliv     „     6.25 

2340     150  „      3,50  „     desgl „     7.50 

In  Erwartung  Ihrer  geschätzten  Aufträge  emp- 
fiehlt sich  Ihnen  in  Hochachtung 

Gustav  Tegeler. 

3  a.  Wien,   den  5.  Oktober  ig  .  . 

Herren  Czollek  &  Felgenbauer  in  Prag. 

Zu  welchem  Preise  für  den  Doppelzentner  und  zu 
welchen  Zahlungsbedingungen  würden  Sie  uns  jetzt 
la  Raffinade'^) 

liefern  ? 

Bei  annehmbarer  Offerte  würden  wir  unsern 
ganzen  Bedarf  für  das  Winterhalbjahr  Ihnen  auf- 
geben. 

Rehfeld  &  Spitzner. 

3  b.  PycLg,  den  8.  Oktober  ig  .  . 

Herren  Rehfeld  &  Spitzner  in  Wien. 

Im  Besitz  Ihres  geschätzten  Schreibens  vom  5.  d. 
würden  wir  Ihnen  bei  Voraussetzung  eines  großen 
Bedarfs  /«  Raffinade  im  Laufe  dieses  Monats  zu 
65  Kronen  den  q'^)  mit  2^jn  Skonto  gegen  Zahlung 
innerhalb  14  Tagen,  ab  Bahnhof  Prag,  liefern, 
im  November  zu  63,20  K  den  q.  —  An  dieses  An- 
gebot halten  wir  uns  bis  zu  umgehender  Drahtant- 
wort gebunden. 

(Vgl.  26.)  Czollek  &  Felgenhauer. 

4  a,  Grünhainichen  i.S.,  3.  September  ig  . . 

Herrn  W.  Kuhlmann  in  Bremen. 

Indem  ich  hiermit  mein  heutiges  Telegramm 
„Wie  liefern  Sie  100 Ballen  good  middling  Texas '^) 
für  Oktober"  bestätige,  sehe  ich  Ihrem  billigsten 


Angebot  entgegen. 


Hochachtungsvoll 
E.  Lenzmann. 


4b.  Bremen,  4.  September  ig  . . 

Herrn  E.  Lenzmann  in  Grünhainichen  i.  S. 

Auf  Ihr  mit  Brief  vom  3.  d.  bestätigtes  Tele- 
gramm teile  ich  Ihnen  ergebenst  mit,  daß  ich 
Ihnen  good  middling  Texas-Baumwolle  bei  Ab- 
nahme von  100  Ballen  nach  A  bzug  des  Reifen- 
gewichts  und  4°Jq  Tara  für  Oktober  zu  51^! ^4  das 


')  Raffinade  ist  feinster,  weißer  Zucker  in  kegelförmigen 
Hüten  (Hutzucker).  Die  Preise  gelten  hier  Bo.  für  No.^  d.  h. 
Umhüllung  und  Schnur  kommen  beim  Gewicht  nicht  m  Ab- 
rechnung. 

^)  q  (quintal  metrique)  =  dz  (Doppelzentner  =  100  kg). 

')  „Oood  middling"  ist  eine  Stärke,  Länge  und  Schönheit 
(Farbe)  des  Stapels  (d.  h.  der  Faser)  betr.  gute  Durch- 
schnitts-Qualität; „Texas"  bezeichnet  die  Produktionsstelle. 


Z0II-&  Netto  ab  hiesigem  Lager  berechnen  würde. 
Ich  gebe  Ihnen  drei  Monate  Ziel  bezw.  i  V4**/o 
Skonto  vom  Rechnungsbetrage  einschl.  aller  Spesen.  ^ 
und  sehe  Ihrem  geschätzten  Auftrage  entgegen. 

In  Hochachtung 
(^^^-  'S-)         .  W.  Kuhlmann. 

5.  Hamburg,  am  25.  März  ig . . 

Herrn  Karl  Krause  in  Offenbach  ajM. 

Nordring  24J26. 

Es  liegt  uns  eine  Anfrage  auf  die  unten  ange- 
führten Waren  vor,  für  die  wir  uns  Ihre  niedrigste 
Preisanstellung  gegen  Barzahlung  franko  Bord 
Amsterdam  Docks  mit  Angabe  der  Lieferzeit,  die 


Sie     dafür    beanspruchen,    aber    auch   unbedingt 
innehalten  müssen. 

Bei   zufriedenstellenden    Preisen    behalten    wir 

uns  vor,  ein  gleiches  Quantum  auf  unser  hiesiges 

Lager  zu  nehmen,  da  wir  hoffen  dürfen,  während 

der  Reisezeit  auch  dafür  bald  Nehmer  zu  finden. 

Mit  Hochachtung 

Gogarten  &  Häseler. 

Spezifikation. 

6  Kabinenkoffer,  80  cm  lang,  50  cm  breit,  30  cm 
hoch.  Gewicht  ca.  9  kg, 

6  Rindleder- Faltenkoffer,  50  cm  lang,  30  cm  breit, 
30  cm  hoch, 

3  Handkoffer  aj Rindleder,  45  cm  lang,  28  cm  breit, 
22  cm  hoch, 

j  Handkoffer  aj  Rindleder,  51cm  lang,  32  cm  breit, 
25  cm  hoch, 

6  Damenhutkoffer  7«,  aus  bestem  Pappelholz,  mit 
doppelt  gefirnißtem  Segelleinen  bezogen,  in- 
nen mit  weißem  Satin  ausgeschlagen,  für 
6  Hüte  eingerichtet,  prima  Schloß,  Kanten 
mit  Rindleder  eingefaßt,  vordere  Wand  zum 
Aufklappen ;  46  :  38  :  40  cm. 


6. 


Emden,  am  8.  November  ig  . . 


Herren  Gebr. Bing,  A.-G.  in  Nürnberg. 

Im  Begriff,  einen  großen  Export  verschiedener 
Artikel  vorzunehmen,  habe  ich  die  Absicht,  diesen 
auch  auf  Spielwaren  auszudehnen. 

Ihre  werte  Firma  ist  mir  als  eine  der  leistungs- 
fähigsten auf  diesem  Gebiete  genannt  worden,  Ihr 
Lager  darum  gewiß  ein  sehr  reichhaltiges.  Um 
einen  Überblick  zu  gewinnen,  bitte  ich  Sie  um 
Zusendung  Ihres  Kataloges  mit  Preisangaben  für 


Großbezüge,  Lieferfristen  und  Zahlungsbedingungen. 


Referenzen: 

Ich  hoffe,  daß  Ihre  Preisstellung  mir  das  Ge- 
schäft zu  erleichtern  suchen  und  Veranlassung  zur 
Fortsetzung  geben  wird. 

Hochachtungsvoll 

'^^^-  '^-^  M.  Brausmetter. 

7.  H.  Flemming,  Nordhausen,  ersucht  am  .... 
Brause  &  Co.,  Iserlohn,  um  Zusendung  ihrer 
Preisliste  mit  Mustern  von  Schreib- 
federn. 
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8.  Friese  &  Günzel,  Dresden,  bitten  am ....  die 
Gummiwerke  „Elbe",  A.-G.  in  Priesteritz  b. 
Wittenberg  um  Sendung  ihres  illustrierten 
Kataloges  von  Manöver-,  Jagd-,  Garten-  und 
Deckenzelten  u.  a.  in  verschiedener  Art  und 
Ausführung  und  Preisangaben  für  alle 
Größen. 

9.  Heinrich  Opitz,  Hannover,   bittet  am 

Kleinert  &  Seidel,  Greiz,  um  Einsendung  von 
Musterabschnitten  ihrer  neuesten  Klei- 
derstoffe für  die  Frühjahrs -Saison  mit 
Breiten-  und  Preisangaben. 

10.  Robert  Martin,  Mainz,  bestätigt  am  ...  .  sein 
an  Wilh.  Merkel,  Raschau  i.  Erzgeb.,  gerich- 
tetes Telegramm: 
„Erbitte  billigsten  Preis  für  100  kg  zylin- 
drische Prima-Weinkorke" 
und  sieht  seinem  Angebot  mit  Probesendung 
entgegen. 

•11 .  F.  Kleinmann,  Berlin,  erbittet  sich  am ... .  von 
Schädlich  &  Jakob,  Bremen,  äußerste  Anstellung 
in  ätherischen  Ölen  und  Essenzen. 

12.  Barth&  Eigner,  Leipzig,  ersuchen  am G.G. 

Haubold  jun.,  Chemnitz,  um  Preisangaben  für 
Zentrifugal-Trockenmaschinen  ver- 
schiedener Größe. 


Wer  oft  dergl.  Anfragen  nach  dem  Preise  einer 
Ware  nach  verschiedenen  Seiten  hin  zu  machen 
gedenkt,  kann  sich  auch  einer  gedruckten  Karte 
mit  seiner  Firma  (als  Drucksache,  wenn  sie 
außer  der  Adresse  keine  schriftlichen  Zu- 
sätze enthält)  bedienen,  z.  B. 


(Rückseite) 

Leipzig-Reudnitz,  Datum  des  Poststempels. 

P.  P. 

Hiermit  gestatte  ich  mir  die  ergebene  An- 
frage, ob  und  zu  welchem  Preise  Sie  mir 
möglichst  bald 

500  Stück  versandfähige  Glühlichtkörper 
franko  hier  gegen  Kasse  liefern  würden. 
In  Hochachtung 

K.  Burghardt, 
Nostizstr.  17. 


b)  Anerbieten  (Offerten). 

Der  Kaufmann,  welcher  das  Gebiet  seiner 
Tätigkeit  zu  erweitern  sich  bemüht,  muß  jede 
Gelegenheit  ^)  ergreifen,  um  seine  Waren  (oder 
Dienste)  anderen  anzubieten.  Soll  sein  An- 
erbieten für  eine  größere  Anzahl  von  Abnehmern 
passen,  so  muß  die  Fassung  allgemein  ge- 
halten sein,  kann  dann  auch  mittels  gedruckten 


')  Man  beziehe  sich  a)  auf  die  durch  Zirkular  mitgeteilte 
Eröffnung  (oder  käufl,  tJoernahme)  eines  Geschäfts,  b)  auf 
längere  Unterbrechung  der  bestehenden  Verbindung,  c)  ver- 
gebliches Anerbieten  vor  längerer  Zeit  u.  a.  m.  als  Einleitung, 
hüte  sich  vor  Selbstlob,  vermeide  einen  kriechenden  Ton,  hebe 
aber  alles  hervor,  was  man  an  Vorteilen  zu  bieten  imstande 
ist,  z.  B.  tadellose  Ware,  vorteilhafte  Einkäufe,  billige  Preise, 
sorgfältige  Bedienung  u.  dergl. 


Briefes  oder  Karte  erfolgen,  Anerbietungen  für 
besondere  Fälle  (auf  Anfragen)  dagegen 
müssen  sich  in  der  Hauptsache  auf  den  frag- 
lichen Gegenstand  erstrecken  (vgl.  die  Ant- 
worten zu  den  Anfragen  im  vorigen  Kapitel  1  —  4). 
Sind  dem  Fragenden  unsere  Zahlungs-  (oder 
Kauf-)bedingungen  bereits  bekannt,  so  können 
sie  hier  einfach  weggelassen  werden. 

Zweck  des  Anerbietens  ist:  entweder  neue 
Verbindungen  zu  erlangen  oder  schon  be- 
stehende, aber  gelockerte,  zu  festigen.  Da  es 
nicht  leicht  ist,  auf  schriftlichem  Wege  ein 
Vertrauen,  das  sonst  nur  durch  strenge  Recht- 
lichkeit und  gute,  zufriedenstellende  Bedienung, 
Entgegenkommen  u.  dergl.  erworben  wird,  zu 
gewinnen,  müssen  Schreiben  dieser  Art  mit 
besonderer  Sorgfalt  abgefaßt  werden  und 
alle  Angaben,  wie  z.B.  Hinweise  auf  schwache 
Vorräte,  starke  Nachfrage,  geringe  Ernte  oder 
Aussicht  auf  eine  solche,  vorzügliche  Quali- 
täten, ein  Steigen  der  Preise  u.  a.,  durchaus 
den  Tatsachen  entsprechen.  Als  Gegenstand 
der  Erörterung  kommen  in  Betracht: 

die  Gattung  der  Ware,  welche  so  genau 
wie  möglich  in  den  verschiedenen  Abstufungen 
ihrer  Güte  bezeichnet  und  durch  Beschreibung, 
Zeichnung  oder  Beigabe  von  Mustern  so  fest- 
gestellt werden  muß,  daß  ein  Zweifel  über  ihre 
Beschaffenheit  ausgeschlossen  ist; 

das  Maß  oder  Gewicht,  für  welches  die 
Preisangabe^)  gilt; 

die  Münzsorte,  in  welcher  die  Zahlung  er- 
folgen soll; 

die  Zahlungsbedingungen,  ob  gegen  Bar- 
zahlung (Kasse)  oder  mit  Ziel  gewährung  (3,4 
oder  6  Monate  vom  Fakturendatum  an  ge- 
rechnet) oder  nur  gegen  Akzept; 

die  Lieferungsweise  und  der  Lieferungsort, 
ob  ab  Lager  (loco)  oder  frachtfrei  nach  dem 
Bestimmungsort  oder  franco  Bord  des  See- 
hafens verkauft  wird  —  ferner  der  Transport- 
weg: zu  Lande  (Bahn,  Post  oder  Fuhrmann, 
Frachtgut,  Eilgut,  Waggon-  oder  Sammelladung) 
oder  zu  Wasser  (Kahn,  Dampfer,  Segel-  oder 
Schleppschiff); 

die  Lieferzeit '^)  (für  Waren,  die  nach  Empfang 
des  Auftrags  erst  hergestellt  oder  herbeigeschafft, 
erworben  werden,  mit  besonderer  Vorsicht  an- 
zugeben,  wegen  möglicher  Hindemisse  nicht 


^)  Werden  Oelegenheitsposten,diezu  billigeren  Preisen 
schnell  geräumt  werden  sollen,  angeboten,  so  schafft  man  sich 
durch  das  Wort  „freibleibend"  den  Vorbehalt,  nur  so  lange 
zu  liefern,  als  der  Vorrat  reicht. 

')  Das  Angebot  ist  für  den  Anbietenden  bindend  bis 
zum  Eintreffen  einer  unmittelbar  darauf  gegebenen  Antwort. 
Teilweise  Annahme  gilt  als  Ablehnung;  Einschränkungen 
oder  Gegenvorschläge  des  Empfängers  smd  als  neuer  An- 
trag anzusehen. 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


ZU  knapp,  besonders  wenn  Konventionalstrafe 
wegen  Nichtinnehaltung  des  Termins  in  die 
Vereinbarung  aufgenommen  wurde); 

die  Verpackungskosten.  Diese  sind  bei  ge- 
wöhnlicher Packung  meist  im  Preise  inbegriffen, 
werden  aber  bei  besonders  dauerhafter  Ver- 
packung, z.  B.  sogenannter  „seemäßiger"  (Ware 
in  geölter  Leinwand,  Stanniol,  verlöteten  Zink- 
kisten in  starken  Holzkisten)  besonders  in 
Rechnung  gestellt. 

Zuweilen  wird  noch  angegeben,  wie  lange 
man  dem  Geschäftsfreunde  die  Ware  an  der 
Hand  läßt,  d.  h.  daß  man  sie  zu  dem  an- 
gegebenen Preise  so  lange  für  ihn  aufbewahrt 
(reserviert),  nicht  weiter  verkauft,  oder  daß  das 
Angebot  ohne  jede  Verbindlichkeit  (ohne 
Obligo)  gemacht  wird,  wodurch  man  selbst 
„freie  Hand"  behält. 

Ist  das  Anerbieten  auf  eine  größere  Ver- 
breitung berechnet,  so  erfolgt  die  Anzeige  in 
öffentlichen  Blättern  oder  als  Drucksache  an 
einen  größeren  Interessentenkreis,  z.  T.  mit  ein- 
gehender Beschreibung  oder  erklärender  Zeich- 
nung. Dabei  hüte  man  sich  aber  vor  Herab- 
würdigung von  Mitbewerbern,  Vorspiegelung 
falscher  Tatsachen  und  Übertreibungen  in  der 
Anpreisung  seiner  Waren,  was  Mißhelligkeiten 
zur  Folge  haben  könnte,  weil  es  gegen  das 
Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs vom  27.  Mai  1896  verstößt. 

Die  Gefahr  des  Kreditgebens  ist  auch 
hier  nicht  außer  acht  zu  lassen.  Es  ist  nicht 
leicht,  zwischen  dem  Zuviel  und  Zuwenig  die 
rechte  Mitte  zu  finden. 

Anerbieten. 

13  a.  Königgrätz,  den  25.  Oktober  ig  . 

Herren  Feh  &  Gawor  in  Wien. 

Auf  Ihre  werte  Anfrage  von  gestern  bieten  wir 
Ihnen  an 

la  Raffinade  zu  65  K  den  dz''-) 

mit  2*^1  Q  Skonto  gegen  Kasse  innerhalb  14  Tagen 
ab  hiesiger  Station,  lieferbar  15.  November;  die- 
selbe lieferbar  15.  Dezember  zu  65,23  K. 

Dies  Angebot  gilt  bis  zur  umgehenden  Draht- 
antwort als  fest. 

In  Hochachtung 
Gundlach  &  Co 

Antwort. 
13  b.    (Depesche.) 

Wien,  26.  Oktober  ig  .  . 

(Herren)  Gundlach  &  Co.  (in)  Königgrätz. 
Nehmen  800  dz  zu  65  Lieferung  beschleunigt. 
(Vgl.  31.)  F^h  S-  Gawor. 


14a. 


Hamburg,  den  13.  Juni  ig 
Katharinenbrücke  7. 

P.P. 


Infolge   günstigen    Abschlusses   bin  ich  in   der 
Lage,  Ihnen 
7«  Engl.  Leinöl  für  technische  und  andere  Zwecke 


zu  dem  niedrigen  Preise  von 

M  44.50  die  100  kg  ab  Kai  hier  mit  2^l(^  Skonto 


gegen  bar  anzubieten. 

Ich  hoffe,  daß  Sie  von  meinem  Anerbieten  Ge- 
brauch machen  werden  und  sehe  Ihren  Aufträgen 
entgegen. 

Hochachtungsvoll 

Edm.  Brachfeld. 

14  b.  (Postkarte.)^) 

Herrn  Edm.  Brachfeld  in  Hamburg, 

Katharinenbrücke  7. 

Wir  danken  Ihnen  für  Ihr  Anerbieten  von  engl. 
Leinöl,  bedauern  jedoch,  davon  keinen  Gebrauch 
machen  zu  können,  da  wir  gegenwärtig  noch  großen 
Vorrat  haben. 

Bei  späterem  Bedarf  werden  wir  uns  gern  Ihrer 
Offerte  erinnern. 

Achtungsvoll 
Neubert  &  Raab. 
Halle,   den  15.  Juni  ig  .  . 


15  a. 


Leipzig,   26.  Januar  ig  .  , 


P.  P 


*)  dz  =  Doppelzentner  =  100  kg. 


Nach  Aufkauf  großer  Posten  Erbsen  und  Boh- 
nen bieten  wir  Ihnen,  bis  Februar  gültig,  abLager  an: 
GroßeErbs.zuM iSj.oofür ioookgnett6\bei  Abn.  v. 
kleine  ,,  ,,  „  166.00  „  1000,,  „  >md.  2oZtr. 
Futtererbs.  „  „  148.00  „  1000  ,,  „  \g.bareZahl. 
Bohn.,weiß ,,  ,,    26.50  ,,     100  „     „b.mind.ioZtr. 

Bei  Ladungsbezügen  stehen  wir  mit  besonderen 
Preisangaben  gern  zu  Diensten  und  bitten  um  An- 
gabe Ihres  Bedarfs. 

Indem  wir  Sie  um  Berücksichtigung  dieses  sel.r 
vorteilhaften  Angebots  bitten,  zeichnen  wir 
in  Hochachtung 
Meyer  &  Scheffler. 

15  b.  Nordhausen,   28.  Januar  ig  .  . 

Herren  Meyer  S-  Scheffler  in  Leipzig. 

Im  Besitz  Ihrer  Offerte  vom  26.  d.,  bin  ich  ztir 
Abnahme  von  40  Ztr.  =  2000  kg  großer  Erbsen  be- 
reit, wenn  Sie  den  Preis  auf  185  M  für  1000  kg 
gegen  Kasse  ermäßigen  können. 

Ich  sehe  Ihrem  Bescheid  nebst  Probe  umgehend 
entgegen. 

Hochachtungsvoll 
(Vgl.  16.24.)  Robert  Hüttner. 


1)  Werden  zum  Kopieren  lose  Blätter  gebraucht,  so  erhält 
man  Adresse  und  Text  der  Rückseite  der  Postkarte  richtig 
unter  einander  stehend,  wenn  man  die  Karte  vor  dem  Be- 
schreiben der  Rückseite  von  unten  nach  oben  wendet,  so  daß 
die  Adresse  auf  den  Kopf  zu  stehen  kommt.  Um  Raum  zu 
sparen,  schreibt  man  bei  Postkarten  den  Namen  des  Empfängers 
nicht  nochmals  auf  die  Rückseite.  Das  Kopieblatt  wird  ein- 
fach um  die  Karte  gelegt  und  so  beide  Seiten  zugleich  kopiert. 
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16.  (Vgl.  15a,  b.)  Leipzig.  30.  Januar  ig  .  . 

Herrn  Robert  Hüttner  in  Nordhausen. 

In  Beanfic'orttmg  Ihrer  Zuschrift  vom  28.  d.  sind 
wir  außerstande,  Ihnen  große  Erbsen  in  der  reinen 
1  Vare  wie  beifolgende  Probe  zu  185  M  für  1000  kg 
zu,  liefern. 

Um  Ihnen  unser  Entgegenkommen  zu  beweisen, 
wollen  wir  den  Preis  auf  186.20  M  gegen  Kasse 
ermäßigen,  wobei  wir  jedoch  stehen  bleiben  müssen. 

Wir  ho-ffen,  daß  Sie  uns  nun  Ihren  geschätzten 
Auftrag  erteilen  und  durch  unsere  Ausführung 
befriedigt  sein  werden.  Ihrer  Antwort  gewärtig, 
zeichnen 

in  Hochachtung 

Meyer  &  Scheffler. 
Probe  beifolgend.    (Vgl.  24.) 

17.  (Antwort  auf  6.) 

Nürnberg,    10.  November  ig   .  . 

Herrn  M.  Brausewetter  in  Emden. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  8.  d.,  über- 
senden wir  Ihnen  beifolgend  den  gewünschten  Ka- 
talog mit  Preisangaben  ab  Lager  für  Großbezüge 


Lieferfristen  und  Zahlungsbedingungen  finden  Sie 
darin  angegeben.  Seemäßige-  Verpackung  wird 
billigst  berechnet,  die  Einzelpackung  nicht. 

Wir  empfehlen  den  Katalog  Ihrer  gefl.  Durch- 
sicht und  sehen  Ihren  geschätzten  Aufträgen  mit 
Angabe  des  Lieferungsortes  entgegen. 

Hochachtungsvoll 
Katalog  beifolgend.  Gebr.  Bing,  A.-G. 

Weitere  Anerbieten  siehe  Abschnitt  la,  2— 4b. 

18.  Richard  Kautz  in  Dresden  bietet  durch  Zei- 
tungsinserat Kamelhaardecken  (anerkannt 
bestes  Fabrikat)  in  den  Größen  von  140  x  190, 
150  X  205,  160  X  225  cm,  zum  Preise  von  7,70 
bis  23,00  J^  bei  Barzahlung  mit  4o/j,  Rabatt  an. 

(Vgl.  2g,  44.) 

19.  Ludwig  Pietsch  in  Berlin  N.,  Kieler str.  18, 
offeriert  am  2.  Februar  Matratzen  in  folgen- 
den Größen  (Hülle:  rot  Drell)  und  Füllungen, 
netto  Kasse: 

Nr.503mitWolleu. 

Indiafaser  ..«.20.00  22.00   24.00   26.00   32.00   36.00 
„  505  mit  Kapok  •) 

und  Wolle  .  „24.00   25.00   27.00   31.00   37.00   40.00 
„   507  in. Krollhaar 

u.  Wolle      .  „  33.00   37.00   43.00   46.00   56.00   62.00 
„   509  mit  la  Roß- 
haar   .     .     .„83.00   96.00113.00  120.00146.00155.00 
Größe  cm:  190/80 200,90  •'oo/ioo   2<x)(io7   203|i35   aoojiso 

(Vsi.  30.) 

20.  Reichelt-Metallschrauben  A.-G.,  Berlin  SO.  26 
und  Finsterwalde  empfiehlt  sich  zur  Lieferung 
von  blanken  Schrauben,  Muttern  und 
Fassonteilen  in  Eisen,  Stahl,  Messing, 
Kupfer  u.  a.  für  alle  industriellen  Zwecke. 

21.  Gebr.  Schurig  in  Großenhain  i.  S.  (Verband- 
stoff-Fabrik) empfehlen  Apothekern  und  Kran- 
kenhäusern ihren  hydrophilen^)  Verband- 


')  Pflanzendunen,   die  Samenhaare  der  in  Ostindien,   Afrika 
und   Amerika  wachsenden   Wollbäume  (Bombax  pentandrum). 
^)  Wasserhaltend. 


Stoff,  Verbandwatte  (entfettete  Charpie- 
Baumwolle)  und  Mullbinden  (5  und  10  m 
lang),  als  chemisch  rein  in  sauberer  Kaiton- 
packung  meterweise  und  zu  50,  100,  200  und 
500  g. 

c)  Aufträge,  Bestellungen. 

Bei  Warenbestellungen  ist  die  Willens- 
meinung des  Auftraggebers  hinsichtlich 
der  Gattung,  Menge,  Güte,  Farbe  oder  be- 
sonderer Beschaffenheit,  der  Aufmachung,  des 
Preises  und  der  Zahlungsbedingung,  der  Ver- 
packung, Beförderung  (zu  Lande  oder  Wasser, 
mit  Bahn,  Post  oder  Fuhrmann,  Kahn  [gedeckt 
oder  ungedeckt],  Segel-  oder  Dampfschiff  usw.), 
Lieferzeit,  Versicherung  u.a.  ausführlich  dar- 
zulegen, selbst  wenn  durch  vorhergegangene 
Briefe  oder  Geschäfte  über  einzelne  dieser 
Punkte  Kenntnis  bei  dem  Beauftragten  voraus- 
gesetzt werden  kann.  Unklarheit  oder 
Zweifel  auf  dieser  Seite  über  den  und  jenen 
Punkt  würden  Anfragen  veranlassen,  Zeit- 
verlust herbeiführen  und  durch  Versäumen 
des  günstigen  Zeitpunktes  wohl  auch  Geld- 
verluste zurFolgehaben(infolge  Preiserhöhung 
oder  verspäteten  Empfanges).  —  Zur  größeren 
Sicherheit,  wie  zur  Erleichterung  der  Auswahl 
oder  zur  Richtschnur  bei  der  Anfertigung  von 
Stoffen  pflegt  man  dem  Bestellungsbriefe 
Muster  beizufügen,  woraus  Qualität,  Farbe, 
Zeichnung  usw.  ersichtlich  sind.  Handelt  es 
sich  um  (fortgesetzte)  Bestellung  bekannter 
Artikel  auf  Grund  einer  Preisliste,  so  genügt 
in  vielen  Fällen  die  Angabe  der  Muster-  und 
Qualitätsnummer.  Bei  Bestellung  einer  ein- 
zigen Ware  oder  nur  weniger  Waren  nennt  man 
sie  im  Text  des  Briefes,  bei  zusammengesetzten 
Aufträgen  aber  am  Fuße  des  Briefes  oder  in 
einer  Aufstellung  auf  besonderem  Blatte.  — 
Erfolgt  die  Bestellung  wegen  Dringlichkeit 
telegraphisch,  so  wird  das  Telegramm  durch 
einen  unmittelbar  darauffolgenden  Brief,  in  dem 
man  es  gewöhnlich  wörtlich  anführt,  bestätigt. 
(Vgl.  26.) 

Große  Firmen  verwenden  vielfach  vorge- 
druckte Bestellungsbriefe  (oder  Karten),  in  deren 
offene  Spalten  nur  die  Einzelheiten  eingetragen 
werden. 

Bekommt  der  Besteller  die  Ware  nicht  selbst, 
sondern  läßt  er  sie  an  einen  Dritten  liefern 
(wie  beim  Export),  so  verlangt  er  doch  für 
sich  von  jeder  Art  ein  Ausfallmuster,  um 
etwaige  Beschwerden  danach  beurteilen  und 
leichter  erledigen  zu  können. 

Hat  er  einen  festen  Preis  oder  eine  be- 
stimmte Preisgrenze  vorgeschrieben  (limitiert), 
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SO  darf  der  Beauftragte  ohne  vorherige  Ver- 
ständigung nicht  darüber  hinausgehen.  Eigen- 
mächtige Änderungen  bei  Ausführung  des 
Auftrags  (gleichviel,  ob  zu  Gunsten  oder  Un- 
gunsten des  Bestellers)  braucht  der  Auftraggeber 
nicht  anzuerkennen.  Bei  großem  Vertrauen 
läßt  er  ihm  vielleicht  freie  Hand  und  empfiehlt 
ihm  billigste  Berechnung. 

22.  München,  5.  Oktober  ig  . . 
An  die 

Spirüus-Glühlicht-Gesellschaft  ,,Phöbus" 

Dresden- A .  16. 

Ihrer  Zuschrift  vom  20.  September  zufolge  er- 
suche ich  Sie,  mir  zur  Probe 

je  4  dochtlose  Hängelampen  verschiedener  Größe, 
geeignet  für  Straßen,  Krankenhäuser ,  Restaurants, 
Schulen  und  Bureaus,  unter  billigster  Berechnung 
schnellstens  zu  liefern.  Bedingung:  absolute  Ge- 
ruchlosigkeit. 

In  Hochachtung 
(^si.  39.70.)  H.  Großbart. 

23.  (Vgi- '«.  b.)  Halle  a.  S.,  am  ii.  Juni  ig  . . 

Herren  E.  Koch  &  Co.  in  Hamburg. 

Im  Besitze  Ihrer  Preisliste  ersuche  ich  Sie  hier- 
durch um  baldige  Zusendung  durch  die  Bahn  als 
Stückgut, 

von  100 kg  Guayaquil-Kakao  zu  M. 54.00  per  50kg 
100  „  Ceylon-Kakao 
100  ,,  Caracas-Kakao 
150  ,,  Smyrna-Feigen 
60  ,,  süße  Bari-Mandeln 
30  „  süße Avola-M and. 
und   10  „  bittere  Sizil.  Mand. 

Ich  hoffe,  daß  Sie  an  obigen  Preisen  noch  eine 
kleine  Ermäßigung  eintreten  lassen  werden  und 
für  gute  Verpackung  und  zufriedenstellende  Aus- 
führung Sorge  tragen,  damit  ich  Ihnen  auch  für 
die  Folge  m,eine  Aufträge  gern  überweisen  kann. 
Die   Versicherung  werde  ich  selbst  besorgen. 

Den  Rechnungsbetrag  belieben  Sie  durch  Tratte 
auf  die  Hildesheimer  Bank  für  meine  Rechnung 
zu  entnehmen  und  mich  von  dem  Geschehenen  zu 
benachrichtigen. 

Hochachtungsvoll 

F.  Engelhardt. 

24.  (Vgi.z5a,b,i6.)       Nordhausen,  2.  Februar  ig  . . 

Herren  Meyer  &  Scheffler  in  Leipzig. 
Unter  Bezugnahme  auf  Ihr  entgegenkommendes 
Schreiben  nebst  Probe  vom  30.  v.  Mts.  erkläre  ich 
mich  mit  dem  Lieferungspreise  von  M  186.20  für 
1000  kg  großer  Kocherbsen,  rein  gesiebt,  einver- 
standen und  bitte  um  baldige  Bahnsendung  von 
2000  kg  lt.  Probe. 

Obwohl  gewohnt,  frachtfrei  zu  kaufen,  will  ich 

in  diesem  Falle  die  Fracht  tragen,  erwarte  jedoch 

Ihrerseits  hierbei  die  Bewilligung  von  2*^1^  Skonto. 

Nach   Empfang   Ihrer  Sendung  werde  ich  den 

Rechnungsbetrag  Ihnen  ungesäumt  zugehen  lassen. 

In  Hochachtung 

(Vgl.  36.)  Robert  Hüttner. 


„    „  70.00  „ 

.50,, 

„   „  80.00  „ 

50,, 

„    „  24.00  „ 

50,, 

„  „  52.00  „ 

50,, 

„    „  57-00  „ 

50,, 

„   „  54.00  „ 

50,, 

25.  (Vgl.  4a,  b.)  Grünhainichen  i.  S.,  6.  Septbr.  ig  .  . 

Herrn  W.  Kuhlmann  in  Bremen. 

Soeben   empfing  ich   Ihren  Brief  vom  4.  d.  — 
Mit  Ihrem  Angebot  einverstanden,  übernehme  ich 
100  Ballen  good  middling  Texas  zu  51^!^^ 
Oktober-Lieferung. 
Ich  ersuche   Sie,   vorstehenden   Auftrag   vorzu- 
merken   und   erwarte   s.    Zt.    dessen   sorgfältigste 
A  usführung 

Hochachtungsvoll 
(Vgl.  40.)  E.  Lenzmann. 

26.  (Vgl.  3a,  b.)  Wien,  am  g.  Oktober  ig.. 

Herren  Czollek  &  Felgenbauer  in  Prag. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  von  gestern,  bestäti- 
gen wir  hiermit  unsere  soeben  aufgegebene  Draht- 
antwort: 


„Übernehmen  120  q  I»  Raffinade  zu  65,20 
Novbr. -Lieferung." 
Wir  ersuchen  Sie  um  Vormerkung  dieses  Auf- 
trags und  Mitteilung  s.  Zt.,  wann  Sie  die  Sendung 
auf  den  Weg  bringen  werden. 

(Vgl.  38.)  ^  Rehfeld  &  Spitzner. 

27.  Dresden- A.,  den  6.  Februar  ig.. 

Herren  Gebier  &  Block  in  Gablonz  a.  N. 

Für  die  mir  am  30.  v.  M.  gesandten  Muster 
bestens  dankend,  ersuche  ich  Sie,  den  auf  beilie- 
gendem Blatte  verzeichneten  Auftrag  auf 

6  Dtzd.  Double-Broschen  und  -Armbänder 

zu  baldiger  sorgfältigster  Ausführung  in  Vormer- 
kung zu  nehmen. 

Um  Bestätigung  dieses  Auftrages  bittend,  zeichnet 

in  Hochachtung 
(^si.43.)  Max  Krause. 

Order-Blatt. 
Auftrag  Nr.  30g  von  Max  Krause,  Dresden. 
3  Dtzd.  Double'- Broschen  ä  ^jo 
Nr.  2116    2128    2132     2145    2148    2150 


4 


ZUK4.80    5.20     5.60      6.00     6.60     y. 50  d.  Dtzd. 

3  Dtzd.  Double-Armbänder  ä  ^j^ 

Nr.  2305    2312    2324    2332    2340    2348 


zuK5.4o    5.yo     5.go     6.60     y.20     y.8od.Dtzd. 


28. 


Cöln  a.  Rh.,  am  23.  Juni  ig 


Herrn  Aug.  Hammer  in  Bremen. 

Bei  Empfang  Ihres  Offertbriefes  vom  18.  d.  AI. 
war  ich  mit  der  Lagerbestandsaufnahme  für  die 
Inventur  beschäftigt.  Infolge  flauen  Geschäfts- 
ganges sind  meine  Vorräte  in  einzelnen  Zigarren- 
sorten noch  ziemlich  bedeutend.  Hieraus  erklärt 
sich  auch  die  längere  Unterbrechung  unserer  Ver- 
bindung, die  ich  ebenso  bedauere  wie  Sie. 

Mein  Bedarf  an  Zigarren  ist  gegenwärtig  nicht 
groß.  Senden  Sie  mir  durch  die  Bahn  in  einer 
Kiste,  wohlverpackt: 


i 
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2000  Stück  imitierten  Havanna- A  US' 

schuß  I<*  zu M   30.00  <>/o< 

(gepackt    in    ^j^  Kisten, 
dunkelfarbig,   abgelagert) 
3000     „      Brenia,  leicht  u.  mild,  zu   „    57.00    „ 

(in  ^/j  Kisten) 
500    „      Cubabrown  i.'^l IQ  Kisten  z.    „    5g.  00    „ 
500     „      Dos  amigos  „"^l^Q      „      „    „    76.00    „ 


500 

500 


6000  Stück 


Victoria 
reinHavanna  ^/^ 


„  110.00 
„  180.00 


Den    Fakturenbetrag   belieben  Sie  durch  3-M0- 
nat-Tratte  auf  mich  zu  entnehmen. 


(Vgl.  43,74,75.) 


Adolf  Michels. 


29.   /.  M.  Kampf  in  Warmbrunn  i.  Schi,  bestellt 
am  5.  Mai  ....  bei  Richard  Kautz  in  Dresden 
6  Kamelhaardecken  (Vgl.  18.) 
je  2  zu  140/190    150/205     160/225  cm 

J4    7.70  10.00        12.50  das  Stück. 

Er  bittet  um  baldigste  Ausführung  des  Auf- 
trags.    (Vgl.  44.) 

80.  F.  Hanold  in  Magdeburg  bestellt  am  18.  Fe- 
bruar bei  Ludwig  Pietsch  in  Berlin  N.,  Kieler- 
straße 18,  8  Matratzen  verschiedener  Größe 
(je  2  gleich  groß)  und  Füllung  mit  genauer 
Größen-,  Nummern-  und  Preisangabe  nach 
der  in  Nr.  19  enthaltenen  Offerte.  Nach  Emp- 
fang wird  er  den  Rechnungsbetrag  zur  Hälfte 
bar  einsenden,  den  Rest  30  Tage  später. 
(Vgl.  96,  97, 98.) 

31.  Felz  Cr  Gawor  in  Wien  bestätigen  am  26.  Ok- 
tober 19  .  .  ihr  Telegramm  von  demselben 
Tage  brieflich,  betr.  beschleunigter  Lieferung 
von  800  dz  la  Raffinade  zu  65  K  mit  20/^ Skonto 
gegen  Kasse  nach  Königgrätz.     (Vgl.  13  a,  b.) 

32.  H.  Faulhuber  in  München  ersucht  am  10.  Sep- 
tember Eckert  &  Friede  in  Hamburg,  auf  deren 
Preisliste  sich  beziehend,  um  baldige  Zusen- 
dung von  20  halben  Dosen  Sardinen  in  Öl  zu 
0,80  M  und  20  halben  Dosen  Helgoländer 
Kronenhummer  zu  0,90  J4  zur  Probe  per  Post 
gegen  Nachnahme.     (Vgl.  76,  77.) 

33.  R.  Sievers  in  Emden  erteilt  C.  Reinhardt  in 
Lauban  am  ...  .  Auftrag  auf  5000  Dtzd.  baum- 
wollene weiße  Taschentücher,  60  cm  im  Qua- 
drat, gesäumt,  Qualität  P  zu  i4  2.40  das  Dtzd., 
innerhalb  30  Tagen  zu  liefern,  weü  zum  Export 
bestimmt.    (Vgl.  37.) 

84.  Gebr.  Schönherr  in  Plauen  i.  V.  bestellen  am 
....  bei  i^.  Pauly  in  Nürnberg  2  Faß  Bern- 
steinlack, braun,  von  derselben  Güte  und  zu 
demselben  Preise  wie  die  letzte  Sendung,  um- 
gehend durch  die  Bahn.     (Vgl.  45.) 

85.  H.  Kohl  in  Gera  bestellt  am  8.  Mai  bei  Gebr. 
Grützmacher  in  Solingen  2  Dtzd.  Paar  Messer 
und  Gabeln  mit  Hirschhornheften  Nr.  .  .  .  zu 
9  M,  10  Dtzd.  Paar  desgl.  mit  Ebenholzheften 

Nr zu  8  Mr,  6  Dtzd.  Paar  desgl.,  Gabeln 

4zähnig,  Nr zu  10  M,  4  Dtzd.  Dessertmesser 

und  -Gabeln  Nr. . . .  mit  Ebenholzheftenzu4,50  JC 
und  3  Dtzd.  Qemüsemesser  Nr.  518  zu  0,70  J^. 
—  Gegen  2*>/o  Abzug  wird  er  nach  Empfang 
bar  zahlen.    (Vgl.  41.) 


d)  Bestätigung,  Ausführung  bezw.  Nicht- 
ausführung eines  Auftrags;  Rechnungs- 
erteilung. 

Nach  §  362  des  HOB.  ist  der  Kaufmann, 
welchem  ein  Auftrag  zugegangen  ist,  sei  es 
im  Laufe  bestehender  Geschäftsverbindung,  sei 
es  infolge  eines  Anerbietens,  verpflichtet,  un- 
verzüglich zu  antworten;  sein  Schweigen  gilt 
als  Annahme  des  Auftrags.  —  In  der  Praxis 
erfolgt  solche  Antwort  jedoch  nur,  wenn  der 
Auftrag  a)  nicht  sofort  ausgeführt  werden 
kann,  weil  die  Ware  nicht  am  Lager  ist  oder 
erst   beschafft   oder   hergestellt   werden  muß, 

b)  erst   später   ausgeführt   werden    soll    oder 

c)  auf  telegraphischem  oder  telephonischem 
Wege  erteilt  worden  war.  Im  Falle  sofortiger 
Ausführung  unterbleibt  sie  gewöhnlich.  —  Da 
der  Beauftragte  aber  mit  oder  ohne  Auftrags- 
bestätigung die  Verpflichtung  zur  Lieferung 
der  Ware  übernimmt,  so  hat  er  sich  zu  ver- 
gewissern, a)  ob  er  auch  imstande  ist,  ihn 
den  Lieferungsvorschriften  entsprechend  genau 
auszuführen,  b)  ob  die  Person  und  die  Ver- 
hältnisse des  Bestellers  auch  für  den  in  Betracht 
kommenden  Betrag  Sicherheit  gewähren.  Im 
Zweifelsfalle  sind  über  ihn  bei  Geschäftsfreunden 
oder  Auskunfteien  Erkundigungen  einzu- 
ziehen oder  —  Vorausbezahlung  zu  ver- 
langen (unter  Umständen  Nachnahmesen- 
dung). 

Bei  schriftlicher  Auftragsbestätigung  pflegt 
man  für  den  Auftrag  zu  danken  und  die  wesent- 
lichsten Punkte  (Gattung,  Güte,  Menge,  Preis, 
Lieferzeit,  Versand-  und  Zahlungsbedingungen) 
zu  wiederholen,  um  etwaige  Fehler  in  den 
Angaben  noch  vor  der  Ausführung  an  das 
Licht  zu  bringen.  —  Bei  Ablehnung  oder 
Unausführbarkeit  ist  es  Brauch,  die  Gründe 
dafür  anzuführen.  Ist  der  Besteller  als  lässiger 
Zahler  oder  Plagegeist  bekannt,  mit  dem  man 
keine  weitere  Verbindung  wünscht,  so  wird 
man  andere  Ursachen  dafür  angeben,  um  sich 
nicht  Feindschaft  auszusetzen.  —  Bei  Aus- 
führung ist  mit  Dank  deren  Art  und  Weise, 
sowie  der  Tag  der  Absend  ung  anzugeben,  stets 
Rechnung  zu  erteilen^)  und  bei  nur  teil- 
weiser Erledigung  der  Grund  dafür  anzuführen, 
um  Vorwürfen  und  Schadenersatzansprüchen 
vorzubeugen.  ^) 

War  bei  Erteilung  des  Auftrags  nichts  über 
Zahlungsweise  angegeben,  so  trassiere  man  nie 


')  Rechnungen  ohne  weitere  briefliche  Zusätze  (nicht  aber 
Briefe)  dürfen  Paketen  nach  dem  Ausland  beigefügt  werden. 

0  Zum  Schluß  wünscht  man  guten  Empfang  der  Ware  und 
bittet  um  Erneuerung  der  Aufträge. 
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ohne  vorherige  Genehmigung  des  Bestellers, 
denn  Nichtannahme  der  Tratte  veranlaßt  Weite- 
rungen und  Kosten. 


36.  (Vgl.  24.) 


Leipzig,  4.  Februar  ig 


Herrn  Robert  Hüttner  in  Nordhausen. 

Wir  empfingen  Ihren  Brief  vom  2.  d.  und  danken 
Ihnen  für  den  damit  erteilten  Auftrag  auf 

2000  kg  rein  gesiebter  großer  Kocherbsen  zu 

'  186,20  M   ~. 

Wir  haben  auf  dessen  Ausführung  alle  Sorgfalt 
verwendet,  ließen  Ihnen  die  Erbsen  heute  durch 
die  Bahn  zugehen  und  bewilligen  Ihnen  ausnahms- 
weise auf  den  schon  niedrigst  gestellten  Preis  einen 
Abzug  von  2^jo  bei  Barzahlung. 

Indem  wir  dem  Eingang  des  Betrages  umstehen- 
der Rechnung  entgegensehen,  bitten  wir  Sie,  bei 
neuem  Bedarf  von  unsern  Diensten  wieder  Gebrauch 
zu  machen  und  empfehlen  uns  Ihnen  mit  aller 
Hochachtung 

Meyer  &  Scheffler. 

(2.  Blatt.) 

Rechnung 

für  Herrn  Robert  Hüttner  in  Nordhausen 

über   für   ihre  Rechnung   und   Gefahr   per  Bahn 

nach  dort  verladene: 


Tagen  des  November  zur  Bahn  bringen,  wenn  Sie 
nicht  inzwischen  anders  verfügen. 

Stets  gern  zu  Ihren  Diensten,  zeichnen 
in  Hochachtung 

(Vgl.  86.  S7.)  Czollek  &  Felgenbauer. 

39.    (Vgl. 22.)  Dresden- A.,  7.  Oktober  ig  .  . 

Herrn  H.  Großbart  in  München. 

Wir  bekennen  uns  zum  Empfang  Ihres  Schreibens 
vom  5.  d.  und  sind  Ihnen  für  den  darin  enthal- 
tenen Auftrag  sehr  verbunden. 

Wir  haben  diesen  Auftrag  nach  Ihren  Angaben 
vorgemerkt  und  werden  ihn,  sobald  die  augen- 
blicklich ausverkauften  Restaurations-Hängelampen 
in  verbesserter  Form  neu  angefertigt  sind,  bis 
15.  d.  unter  billigster  Berechnung  zur  Ausführung 
bringen. 

Hoffentlich  wird  dieses  erste  Geschäft  zu  einer 
recht  lebhaften  Verbindung  mit  Ihrer  geehrten 
Firma  führen. 

Mit  Hochachtung 
p.  Spiritus-Glühlicht-Gesellschaft  „Phöbus 

(Vgl.  70.)  Fr.  Hoffmeister. 


M.&S. 
1321160 


40  Sack  große  Kocherbsen, 
rein  gesiebt, 
Bo.  2024  kg,  Ta.  24  kg, 
No.  2000  kg,  die  1000  k^ 
ab 


40  Säcke  zu  50 


Wert  für  4.  Febr.  ig ..  '  385. 

Leipzig,  4.  Febr.  ig.  . 

(Vgl.  50.  51.)  Meyer  &  ScJieffler. 


B7.  (Vgl.  33) 


Lauban,  am 


Herrn  R.  Sievers  in  Emden. 

Ich  besitze  Ihr  Schreiben  vom  ....  und  be- 
dauere, Ihnen  mitteilen  zu  müssen,  daß  ich  die 
gewünschten 

3000  Dtzd.  baumwoll.  weißen  Taschentücher 
innerhalb  30  Tagen  nicht  liefern  kann,  da  meine 
Fabrik  für  nächste  Zeit  vollauf  beschäftigt  ist. 

Wäre  es  Ihnen  möglich,  die  Lieferzeit  auf  sechs 
Wochen  auszudehnen,  so  könnte  ich  Ihren  scJiätz- 
baren  Auftrag  bis  dahin  zur  Ausführung  bringen, 
wenn  Sie  mir  umgehend  die  Erneuerung  Ihres 
Auftrags  anzeigen. 

Hochachtungsvoll 

(Vgl.  69.)  C.  Reinhardt. 

38.   (Vgl.  26.)  P^^gr  ^«w  -fo.  Oktober  ig  .  . 

Herren  Rehfeld  &  Spitzner  in  Wien 

Wir  bestätigen  hiermit  Ihren  telegr.  Auftrag  auf 

120  q  la.  Raffinade  Novbr. -Lieferung  zu  65,20  K, 

den  wir  zu  bester  Ausführung  dankend  vorgemerkt 

haben,  und  werden  die  Sendung  in  den  ersten  zehn 


40.  (v^^-  ^5->  Bremen,  5.  Oktober  ig  .  . 

Herrn  E.  Lenzmann  in  Grünhainichen  ijS. 
Mit  Dank  für  Ihren  geschätzten   Auftrag  vom 
6.  V.  M.  zeige  ich  Ihnen   an ,    daß  derselbe  heute 
zur  besten  Ausführung  gebracht  wurde. 

Anliegend  finden  Sie  Faktura  über  die  für  Ihre 
Rechnung  franko  Waggon  Bremen  abgelieferten: 
100  Ballen  good  middling  Texas-Baumwolle. 
Ich  erlaube  mir,  gegen  deren  Betvag 
Ji  21444.60  für  5.  Januar  ig  .  .  OiOldenburger 
Bank  auf  Sie  zu  entnehmen,  empfehle  diese  Tratte 
bei  Vorkommen  Ihrem  'Schutze  zu  meinen  Lasten 
tmd  sehe  Ihren  ferneren  Aufträgen  gern  entgegen. 
Hochachtungsvoll 

W.  Kuhlmann. 

Faktura 

für  Herrn  E.  Lenzmann,  Grünhainichen  ijS., 

über  für  Ihre  Rechnung  und  Gefahr  mit  der  Bahn 

nach  dort  verladene: 


n 


BEK 

100  Ballen  good  middling 

Texas 
Brutto                    22015  kg 
•/.  595  Reifen 
(ieioRf=5^l.,kg)     327    „ 

^ 

5^'k 

Ji 
21444 

21688  kg 
•/.  40/0  Tara       868   „ 

Netto  20820  kg 

ye  V2  kg 

60 

Unversichert. 


Valuta  den  5.  Januar  ig  .  . 
Gewichts-   und   Be-    Bremen,  den  5.  Oktober  ig  .  . 
l^HTJ-rnf::'!:.  W.  KuUmann. 

41.  Gebr.  Grützmacher  in  Solingen  bestätigen  durch 
Postkarte  vom  10.  Mai  den  von  H.  Kohl  in  Gera 
erhaltenen  Auftrag  (vgl.  35).  Ausführung  kann 
leider  nicht  sofort  erfolgen,   da   Messer  und 
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Gabeln  in  Ebenholzheften  in  der  gewünschten 
Menge  augenblicklich  nicht  auf  Lager  sind. 
Die  Verzögerung  kann  höchstens  5  bis  6  Tage 
dauern.    (Vgl.  80,  81.) 

42,  Aug.  Hammer  in  Bremen  dankt  am  25.  Juni 
brieflich  Herrn  Adolf  Michels  in  Cöln  ajRh. 
für  dessen  Auftrag  auf  6000  Stück  Zigarren 
(vgl.  28),  den  er  zu  bester  Ausführung  und 
rechtzeitiger  Lieferung  vorgemerkt  hat.  Er 
wird  der  Sendung  Rechnung  beifügen  und 
deren  Betrag  dank  seiner  Vorschrift  durch 
3-Mt.-Tratte  auf  ihn  entnehmen.  (Vgl.  74,  75.) 

48.  Gebier  &  Block  in  Gablonz  ajN.  bestätigen 
dankend  am  10.  Februar  Herrn  Max  Krause 
in  Dresden-A .  seinen  Auftrag  vom  6.  d.  (vgl.  27) 
auf  6  Dtzd.  Double-Broschen  und  -Armbänder, 
haben  diesen  sofort  aufs  genaueste  ausgeführt 
und  legen  über  die  erfolgte  Postsendung  auf 
besonderem  Blatt  Rechnung  bei,  deren  Be- 
trag (K  37.15  per  10.  April)  er  ihnen  gut- 
schreiben wolle.  Bei  weiterem  Bedarf  der- 
artiger Konfirmationsgeschenke  usw.  bitten  sie 
um  Erneuerung  seiner  Aufträge.    (Vgl.  95.) 

44.  Richard  Kautz  in  Dresden  sendet  am  8.  Mai 
....  *  an  /.  M.  Kampf  in  Warmbrunn  die 
(lt.  Nr.  29)  bestellten  6  Kamelhaardecken  durch 
Post  und  läßt  Fakturenbrief  der  Sendung  voran- 
gehen.   (Vgl.  18,  78,  79,  88.) 

45.  F.  Pauly  in  Nürnberg  macht  Gebr.  Schönherr 
in  Plauen  Mitteilung  von  Ausführung  ihres 
Auftrags  (vgl.  34),  betr.  Bahnsendung  von  2  Faß 
braunem  Bernsteinlack,  legt  Faktura  bei,  bittet 
um  deren  Gutschrift  und  empfiehlt  sich  bei 
fernerem  Bedarf. 

46.  C.  Friese  in  Arnstadt  dankt  am  5.  März  .... 
G.  Nitsche  Nachf.  in  Göttingen  für  den  seinem 
Reisenden,  Herrn  W.  Korn,  am  3.  d.  Mts.  er- 
teilten unten  vermerkten  Auftrag,  hat  ihn  genau 
nach  seinen  Angaben  vorgemerkt  und  wird 
bemüht  sein,  den  Besteller  in  jeder  Hinsicht 
zufriedenzustellen.  Er  legt  eine  neueste  Preis- 
liste bei,  ersucht  um  deren  Durchsicht  und 
sieht  bei  weiterem  Bedarf  seinen  geschätzten 
Bestellungen  entgegen.    (Vgl.  84,  85,  94.) 

Auftrag:  bei  b^l^  Kassa -Skonto  innerhalb 
30  Tagen  oder  gegen  3 -Mt.- Akzept.  Liefer- 
zeit: bis  15.  März. 

Glace- Damenhandschuhe,  3  Dtzd.,  feine 
Farben,  Druckknöpfe: 

4 -knöpfig,  je  3  Paar  Nr.  6  6'/«  6'/;  6^/4  7  7'/^ 
Dtzd.-Preis  Ji  15.00    18.00    20.00  22.00  24.00  26.00 

3 -knöpf ig,  je  3  Paar  Nr.  5'|,  S^U  6  6'/,,  7  7'/; 
Dtzd.-Preis    Ji  11.00  12.00  14.00  18.00  21.00  24.00 

Glace-Herrenhandschuhe,  3  Dtzd.  mit  Raupe 
und  Druckknöpfen: 

2 -knöpfig,  je  3  Paar    Nr.  7     7V«     7'/,      7»f«       8  S'/^ 

Dtzd.-Preis  Jt  20.00   22.00  24.00  26.00  28.00  30.00 

1  -  knöpfig,  je  3  Paar   Nr.  7'/«    7'J;     7»/^       8       8'/^  8'/„ 

Dtzd.-Preis    .J;  20.00  22.00  24.00  26.00  28.00  30.ÖÖ 

47.  Die  Lichtenwalder  Schloßmühle  (A  rthur  Berger) 
bringt  am  20.  Februar  die  von  Heinrich  Dreßler 
&  Co.  in  Freiberg  am  12.  Februar  bestellten 
150  Sack  Weizenmehl  Nr.  0  zu  M  29.50  für 
100  kg  ab  Mühle  zur  Veriadung.  Gewicht 
12800  kg.  Ziel  2  Monat  oder  lV//o  Skonto 
bei  Barzahlung  innerhalb  14  Tagen.  (Faktur- 
brief.   Vgl.  57.) 

57 


48.  Gebr.  Lucas  in  Insterburg  benachrichtigen  die 
Stiefelfabrik  Borussia  in  Thorn  durch  Faktur- 
brief von  der  Ausführung  ihres  vor  10  Tagen 
erteilten  Auftrags  auf  verzollte  Bahnlieferung 
echt  russ.  Juchtenschäfte:  1  Kiste  G.  L.  732, 
enthaltend  10  Paar  la.  in  folgenden  Längen 
und  Preisen: 

Schaftlänge:  cm  45     50      55      60      65      70 
Paarpreis:    M  6.00   6.50   7.00   7.50   8.50   9.50 
Ziel  2  Mt.  oder  2o/o  Skonto.     Kiste  mit  4  A 
berechnet.    (Vgl.  58.) 

49.  Die  Delmenhorster  Linoleumfabrik  benach- 
richtigt  am    durch    Fakturbrief   Gebr. 

Schilling   in   Braunschweig    von    Ausführung 

ihres  Auftrags  vom (Bahnsendung)  und 

bittet  um  Gutschrift  des  Rechnungsbetrages. 
Sie  dankt  für  das  ihr  geschenkte  Vertrauen 
und  hofft  auf  dessen  Fortdauer.  (3 -Monats- 
Akzept   oder  bar   innerhalb  15  Tagen  gegen 

-       IV.//0  Abzug): 


Lfd. 
m 

Qualität 

Muster 

Nr. 

Stärke 
ca.  mm 

Gewicht 

1  qm 

ca. 

Preis  f.  lfd.  m 
glattfb.  1  gem. 
(200  cm  breit) 

Betrag 

Jb 

50 
60 
40 
50 

( 

D 
C 

A  Prima 
Excelsior 

Vgl.  56.) 

526 
347 
479 
603 

1,8 
2,2 
3,6 
3,7 

IV^kg 
2^     „ 

3  U  » 

4  „ 

1.80 

1.50 

3.40 
3.80 

e)   Empfangsanzeige    und    Rechnungs- 
ausgleich. 

Der  Käufer  (Schuldner)  pflegt  dem  Ver- 
käufer (Gläubiger)  den  Empfang  der  Ware 
brieflich  zu  bestätigen,  ausgenommen  bei  Zu- 
sendung gegen  Lieferschein.  Wenn  der  Be- 
trag der  Rechnung  nicht  gestundet  ist,  ist  der 
Kaufpreis  bald  nach  Empfang  der  Ware  zu 
zahlen.  Nach  §  353  des  HOB.  sind  Kauf- 
leute untereinander  berechtigt,  für  ihre  Forde- 
rungen aus  beiderseitigen  Handelsgeschäften 
vom  Tage  der  Fälligkeit  an  Zinsen  zu  fordern, 
und  zwar  nach  §  352  mangels  Vereinbarung 
gesetzlich  5  vom  Hundert  für  das  Jahr.  —  Die 
Art  und  Weise  der  Tilgung  (Deckung)  der 
Rechnungsbeträge  richtet  sich  nach  den  Ab- 
machungen zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
(Kauf  gegen  Barzahlung,  Kauf  auf  Zeit  oder 
mit  Ziel  von  2  bis  6  Monaten,  endlich  gegen 
Akzept).  Im  Großhandel  werden  Barsen- 
dungen des  Kostenpunktes  halber  möglichst 
vermieden,  Zahlungen  meist  durch  Wechsel 
oder  Checks  geleistet,  was  bequemer  und 
weniger  kostspielig  ist.  Geldbriefe  werden 
unter  voller  Wertangabe  aufgegeben,  wenn 
der  Absender  seine  größeren  Wertsendungen 
nicht  bei  einer  (Valoren-,  d.  h.  Wert-)  Ver- 
sicherungsgesellschaft versichern  läßt, 
welche   ihm   im  Verlustfalle   den  Unterschied 
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zwischen  dem  wirklichen  Werte  und  dem  auf 
dem  Geldbriefe  angegebenen  niedrigeren  Werte 
ersetzt.  Da  die  Post  bei  Einschreibbrief- 
sendungen im  Verlustfaile  nur  42  ^  ersetzt, 
sollte  man  größere  Geldbeträge  nicht  mittels 
„eingeschriebenen"  Briefen  versenden;  Briefe 
dagegen,  welche  nur  Wechsel  enthalten,  läßt 
man  nur  einschreiben,  weil  mit  Wechseln  in- 
folge des  Indossaments  nicht  leicht  ein  Miß- 
brauch durch  unbefugte  Personen  getrieben 
werden  kann.  Bei  Zahlung  durch  Post- 
anweisung ist  ein  Begleitbrief  nicht  unbedingt 
nötig,  da  der  Postanweisungs-Abschnitt  genügt, 
um  die  nötigen  Mitteilungen  darauf  zu  ver- 
merken. Hierbei  wenden  große  Geschäftshäuser 
zur  Vereinfachung  der  Mitteilungen  Stempel 
zum  Vordruck  der  (regelmäßig  wiederkehren- 
den) Bemerkungen  an,  so  daß  nur  noch  Datum 
und  Zahlen  dazu  geschrieben  werden  dürfen, 
z.  B.: 

Zum  Ausgleich  Ihrer  Rechnung 

vom   20.  November J^  237.60 

abzüglich   2*^/0  Skonto  JS  4.75 

„         Porto  ....    „    0.40    „        5.15 


folgen  ^  232.45 
Obwohl  als  Erfüllungsort  der  Wohnsitz 
desVerkäufersgiltund  danach  der  Empfänger 
der  Ware  das  Porto  für  die  Anweisung  zu 
tragen  hat,  wird  dieses  doch  ziemlich  allge- 
mein am  Rechnungsbetrage  gekürzt  und  vom 
Empfänger  stillschweigend  genehmigt.  Bei 
kleineren  Beträgen  pflegt  man  eine  Empfangs- 
bestätigung weder  zu  verlangen,  noch  zu 
geben,  obwohl  der  Post- Einlieferungs- 
schein nicht  als  Quittung  des  Empfängers 
gelten  kann. 

Haben  Schuldner  und  Gläubiger  bei  der 
Reichsbank  oder  einer  anderen  Bank  ein  Giro- 
Konto,  so  wird  eine  Waren-  oder  andere 
Schuld  vielfach  durch  Überweisung  be- 
glichen (s.  S.  466).  Der  Empfang  von  Wert- 
sendungen ist  dem  Absender  stets  zu  be- 
stätigen. 

Der  Gläubiger  (Verkäufer)  kann  sein  Gut- 
haben auf  folgende  Weise  einziehen:  a)  durch 
Wechselziehung  (Tratte)  auf  den  Schuldner 
(Käufer);  bei  kleineren  Beträgen  b)  durch  Post- 
auftrag oder  c)  Postnachnahme  nach  Verfall, 
d)  durch  Nachnahme  bei  der  Auslieferung  der 
Ware.  Wer  seine  Kunden  durch  Geschäfts- 
reisende besuchen  läßt,  beauftragt  diese  auch 
oft  mit  der  Einziehung  fälliger  Beträge.  — 
Ein  Handelshaus,  welches  beim  Warenverkauf 
die  Wechselziehung  (a)  zur  Bedingung  macht, 


wird  bald  bei  Übersendung  der  Faktura  An- 
zeige von  der  Entnahme  durch  Tratte  machen, 
diese  aber  erst  nach  einiger  Zeit  zur  Annahme 
vorlegen  lassen,  da  der  Käufer  nicht  vor  der 
Untersuchung  und  Genehmigung  der  Ware 
die  Tratte  akzeptieren  wird.  In  Tratten - 
briefen  istjeder  einzelne  Wechsel  nach  Betrag, 
Verfallzeit  und  Order  (Verfügung),  an  die 
gezahlt  werden  soll,  anzugeben. 

Rechnungsausgleich  durch  Wertbrief. 

50.  (Vgl.  36,  24.)      Nordhausen,   6.  Februar  ig  . . 
Herren  Meyer  &  Scheffler  in  Leipzig. 

Die  laut  Ihres  Rechnungsbriefes  vom  4.  d.  M. 
von  Ihnen  mit  Bahn  gesandten  2000  kg  Koch- 
erbsen sind  heute  eingetroffen  und  von  mir  über- 
nommen worden. 

Zum  Ausgleich  Ihrer  Rechnung  sende  ich  Ihnen 
inliegende  M.  385.00  mit  der  Bitte  um  gefl.  Emp- 
fangsanzeige und  Gutschrift. 

In  Hochachtung 

Robert  Hüttner. 

3  Reichsbk.- Noten  zu  loo  =  J(:  300.00 

4  R.-K.-Scheine      „     20   =    „      80.00 
I  do.  „5  =    ..        5-00 

Wert  .S  3S5.00 

Empfangsanzeige. 

51.  fvgi_  ^o.)  Leipzig,  den  y.  Februar  ig  .  . 
Herrn  Robert  Hüttner  in  Nordhausen. 

Wir  besitzen  Ihr  Schreiben  von  gestern  und 
haben  Ihnen  die  damit  übersandten 

M  385.00  dankend  als  Ausgleich  unserer  Rech- 
nung vom  4.  d.  M.  auf  Ihrem  Konto  gutgebracht. 
Wir   halten    uns    Ihnen    bei    fernerem    Bedarf 
bestens  empfohlen. 

Hochachtungsvoll 

Meyer  &  Scheffler. 

Ausgleich  durch  Akzept. 

52.  (Vgl.  40.)      Grünhainichen,  i8.  Oktober  ig  .  , 

Herrn  W.  Kuhlmann  in  Bremen. 

Hierdurch  bestätige  ich  den  Empfang  Ihres 
Schreibens  vom  5.  d.  M.,  sowie  der  100  Bll.  Texas- 
Baumwolle,  welche  am  15.  d.  in  gutem  Zustande 


hier  eingegangen  sind. 

Die  auf  mich  erfolgte  Entnahme  von  M.  21444.60 
zum  5.  Januar  ig  .  .  OjOldenburger  Bank  geneh- 
mige ich  und  werde  diese  Tratte  am  Verfalltage 
pünktlich  einlösen.  j^-^  Hochachtung 

E.  Lenzmann. 

Ausgleich  durch  Check. 
53.  Wustrow  ijH.,  den  22.  März  ig  .  , 

An  die 

Ravensberger  Spinnerei,   A.-G.,   in   Bielefeld. 

Zur  Ausgleichung  Ihrer  Rechnung  vom  10.  d.  M. 

über  Flachsgarne  im  Betrage  von  M.  57^-^^ 

empfangen  Sie  abzüglich  2^Jq  Skonto       „      ii-45 

inliegend    JL  561.15 
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nämlich  M.  560.00  Check  auf  die  Hannoversche  Bank 
und         „       1.15  in  Briefmarken, 
in  Sa.  M  561.13,  wofür  Sie  mich  unter  Anzeige 
erkennen  wollen. 

Hochachtungsvoll 
(Vgl.  54.)  Gustav  Oertel. 

Empfangsanzeige. 

54.  (Vgl.  53.,  Bielefeld,  24.  März  ig  .  . 

Herrn  Gustav  Oertel  in  Wustrow  ijH. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  22.  d.  M.,  haben 
wir  mit  den  uns  gesandten 

M  560.00  Check  ajd.  Hannoversche  Bank 
,,       1.15  Briefmarken 
zuzüglich  „     IT. 45  als  2^/0  Skonto 

M  572.60 
d.    i.    unsere    Rechnung    vom    10.   d.    M.,    unter 
bestem  Danke  ausgeglichen. 

Wir  bitten  Sie,  bei  weiterem  Bedarf  von  unseren 
Diensten  Gebrauch  zu  machen  und  zeichnen 
in  Hochachtung 
Ravensberger  Spinnerei,  A.-G. 

Einziehung  einer  Forderung  durch  Post- 
nachnahmekarte. 

55.  Gotha,  den  20.  September  ig  .  . 

Herren  Gebr.  Lange  in  Apolda. 

Bei  Durchsicht  unserer  Bücher  finden  wir  auf 
Ihrem  Konto  noch  zwei  unbeglichene  Posten: 
Ji  164.80  lt.  uns.  Rechnung  V.   4.  Juni 
und  „  218.40  „     „  „         „  12.  „  die  wir 

zuzüglich,,      0.55  Einzugsspesen^) 

mit  M  383.75  am  i.  Oktober  mittels  Postnach- 
nahmekarte  einziehen  werden,    wenn  Sie  sie  bis 
dahin  nicht  beglichen  haben  sollten. 
Wir  empfehlen  uns  Ihnen 

hochachtungsvoll 

Auerbach  &  Gärtner. 

56.  a)  Gebr.  Schilling  in  Braunschweig  bestätigen 

am der  Delmenhorster  Linoleumfabrik 

den  Empfang  ihrer  Bahnsendung  vom  .  .  .  .  , 
haben  ihr  deren  Rechnungsbetrag  gutgebracht 
und  werden  ihn  abzüglich  l^/j^/o  Skonto  in  den 
nächsten  Tagen  durch  einen  Wechsel  beglei- 
chen, b)  Wechselsendung  am  ....  c)  Emp- 
fangsanzeige am  ....    (Vgl.  49.) 

67.  a)  Heinrich  Dreßler  &  Co.  in  Freiberg  teilen 
der  Lichtenwalder  Schloßmühle  b.  Franken- 
berg i.  S.  (Inh.  Arthur  Berger)  am  25.  Februar 
in  einem  Wertbriefe  mit,  daß  sie  die  am  20.  d. 
abgesandten  150  Sack  Weizenmehl  Nr.  0  über- 
nommen, auch  Gewicht  und  Rechnung  richtig 
befunden  haben,  mit  der  Qualität  zufrieden 
sind,  den  Rechnungsbetrag  {M  3776.00),  ab- 
züglich lVa"/o  Skonto  (^56,65  J6),  durch  einen 
Check  über  M  3700.00  auf  die  Chemnitzer 
Filiale  der  Sachs.  Bank  zu  Dresden  und  M  19.35 
in  Zinsscheinen  und  Briefmarken  (alles  inlie- 
gend) begleichen  und  bitten  um  Empfangsan- 
zeige und  Gutschrift,  b)  Empfangsanzeige. 
(Vgl.  47.) 

')  15  4-  för  die  Postnachnahmekarte  (Vorzeigegebühr  10  4) 
and  40  4.  für  die  Postanweisung. 


58.  a)  Die  Stiefelfabrik  Borussia  in  Thorn  zeigt 
am  ...  .  Gebr.  Lucas  in  Insterburg  den  Emp- 
fang der  verzollten  Bahnsendung  (1  Kiste  mit 
60  Paar  Juchtenschäften)  an  und  erkennt  sie 
für  den  richtig  befundenen  Fakturenbetrag, 
b)  Am  Verfalltage  (2  Mt.  nach  Fakturendatum) 
überweist  sie  ihnen  den  Betrag  (M.  454.00) 
durch  die  Reichsbankstelle,  c)  Gebr.  Lucas 
geben  Empfangsanzeige.    (Vgl.  48.) 

59.  Gebr.  Memminghaus  in  Regensburg  ersuchen 

am    10.  September Franz    Lösche   in 

Fürth,  ihr  fälliges  Guthaben  von  M  1200.00 
an  Georg  Rodel  in  Nürnberg  für  ihre  (Gebr. 

JVl s)    Rechnung    auszuzahlen   und    ihnen 

Mitteilung  darüber  zu  machen.  Rodel  sei  von 
ihnen  ersucht  worden,  den  Betrag  an  seiner 
(Lösches)  Kasse  abheben  zu  lassen.  Sie  legen 
für  weiteren  Bedarf  in  ihren  Artikeln  ihre  neu- 
este Preisliste  zur  Benutzung  bei.  (Vgl.  60, 61, 62.) 

60.  Gebr.  Memminghaus  in  Regensburg  teilen  am 
10.  September  Georg  Rodel  in  Nürnberg  mit, 
daß  sie  Franz  Lösche  in  Fürth  angewiesen 
haben,  ihm  Ji  1200.00  für  ihre  Rechnung  aus- 
zuzahlen und  bitten  ihn,  diesen  Betrag  an  der 
Kasse  dieses  Herrn  gegen  Quittung  zu  er- 
heben. Gleichzeitig  senden  sie  ihm  durch 
Postanweisung  M  382.60,  womit  seine  Rech- 
nung vom  15.  Juni  über  Ji  1582.60  ausge- 
glichen ist.  Seine  Sendung  sei  zur  Zufrieden- 
heit ausgefallen,  darum  dürfe  er  auf  weitere 
Aufträge  rechnen.    (Vgl.  59, 61,62.) 

61.  Franz  Lösche  in  Fürth  zeigt  am  13.  September 
den  Herren  Gebr.  Memminghaus  in  Regens- 
burg an,  daß  er  ihrem  Auftrage  vom  10.  d. 
zufolge  lt.  beigelegter  Quittung  (doppelt,  für 
einfach  gültig)  an  Georg  Rodel  in  Nürnberg 
JI,  1200.00  ausgezahlt  habe.  Sie  sollen  ihm 
diese  Summe  zum  Ausgleich  ihrer  Faktura 
vom  8.  Juni  gutbringen.  Er  dankt  für  über- 
sandte Preisliste  und  wird  sich  bei  Gelegen- 
heit ihrer  gern  bedienen.    (Vgl.  59,  60.) 

62.  Georg  Rodel  in  Nürnberg  bestätigt  am  13.  Sep- 
tember den  Herren  Gebr.  Memminghaus  in 
Regensburg  den  Empfang  der  gleichzeitig  mit 
ihrem  Schreiben  vom  10.  d.  durch  Postan- 
weisung erhaltenen  Ji  382.60,  sowie  der  von 
Franz  Lösche  in  Fürth  ihm  für  ihre  Rechnung 
ausgezahlten  M  1200.00,  welche  beiden  Be- 
träge er  zum  Ausgleich  seiner  Faktura  vom 
15.  Juni  dankend  benutzte.  Es  freue  ihn,  mit 
seiner  Sendung  Zufriedenheit  erlangt  zu  haben. 
Den  in  Aussicht  gestellten  Aufträgen  werde 
er  gleiche  Sorgfalt  angedeihen  lassen.  (Vgl.  61.) 

63.  a)  R.  Seidler,  Dresden,  läßt  eine  von  H.  Wein- 
berg in  Chemnitz  empfangene  Rechnung  durch 
die  Dresdner  Bank  auszahlen  und  macht  Wein- 
berg davon  Mitteilung  durch  Postkarte  {M  474.50 
abzüglich  9.50  für  2»/o  Skonto  =  465,00  i^)  mit 
der  Bitte  um  Empfangsanzeige  und  Gutschrift. 

b)  Die  Auszahlung  im  Auftrage  und  für  Rech- 
nung Seidlers  erfolgt  mit  Brief  durch  die  Fi- 
liale der  Dresdner  Bank  in  Chemnitz  gegen 
Quittung,  die  diese  behufs  Unterschrift  beifügt. 

c)  H.  Weinberg  bestätigt  dem  Auftraggeber 
den  Empfang  des  Geldes,  wodurch  zuzüglich 
Skonto  seine  Rechnung  von  ihm  ausgeglichen 
worden  ist. 
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f)  Zurückziehung  eines  Auftrags.    • 
(Widerruf,  Abbestellung.) 

Die  Zurückziehung  oder  der  Widerruf  eines 
Auftrages  kann  durch  verschiedene  unvorher- 
gesehene Zwischenfälle  veranlaßt  werden 
und  verpflichtet  zur  Angabe  der  Gründe  und 
zwar  so  zeitig,  daß  der  Beauftragte  die  Ausfüh- 
rung noch  unterlassen  kann.  Das  HOB.  enthält 
hierüber  zwar  keine  Bestimmungen,  aber  nach 
§  130  des  BGB.  wird  eine  Willenserklärung 
(d.  i.  der  Auftrag)  nur  dann  nicht  wirksam, 
wenn  dem  andern  vorher  oder  gleichzeitig 
ein  Widerruf  zugeht.  Hiernach  wird  sich  in 
jenen  Fällen,  wo  der  erteilte  Auftrag  brieflich 
nicht  mehr  rechtzeitig  widerrufen  werden  kann, 
ein  telegraphischer  Widerruf  nötig  machen 
und  das  Telegramm  durch  einen  Brief  zu  be- 
stätigen sein. 

In  der  Praxis  wird  nicht  immer  streng 
nach  dieser  Bestimmung  verfahren  und  ein 
Widerruf  auch  nach  eingegangenem  Auftrag 
zuweilen  noch  angenommen,  besonders,  wenn 
dem  Beauftragten  daraus  kein  Schaden  erwächst, 
er  dafür  eine  andere  Bestellung  empfängt  oder 
auf  eine  versprochene  Entschädigung  für 
diesen  Ausfall  durch  spätere  Zuweisungen 
hoffen  darf.  Eine  ungebührliche  Verzögerung 
der  Ausführung  (Überschreitung  der  Lieferfrist) 
läßt  den  Widerruf  wohl  berechtigt  erscheinen, 
besonders,  wenn  eine  entschuldigende  Erklä- 
rung dafür  ausgeblieben  ist(§§  145/151  BGB.). 

In  derselben  Weise  und  unter  ähnlichen 
Voraussetzungen  kann  auch  ein  Angebot  zu- 
rückgenommen werden,  ebenso  die  Annahme 
einer  Bestellung. 

64.  Magdeburg,  den  12.  Sept.  ig  . . 

Herren  Volland  &  Rothe  in  Hamburg. 

Gestern  erteilte  ich  Ihrem  Reisenden,  Herrn 
Gustav  Wiesel,  einen  Auftrag  auf 

2  Kisten,  je  48  Dosen,  Ochsenzungen  und 
2  Kisten,  je  12  bezw.   24  Dosen,    Cornedbeef 

zur  Lieferung  bis  20.  d.  M.  —  Soeben  wurde  mir 
zufällig  die  Konkursmasse  einer  hiesigen  Delikat- 
essenhandlung zum  Kauf  angeboten  und  zwar  zu 
einem  so  vorteilhaften  Preise,  daß  ich  sämtliche 
Bestände  übernommen  habe. 

Dadurch  ist  mein  Bedarf  auch  in  obigen  Ar- 
tikeln für  die  nächste  Zeit  gedeckt,  und  ich  sehe 
mich  veranlaßt,  meinen  Ihrem  Herrn  Wiesel  er- 
teilten Auftrag  hiermit  zurückzuziehen.  Sobald 
mein  Lager  einer  Ergänzung  bedarf,  was  in  2  bis 
2  Monaten  eintreten  kann,  werde  ich  Sie  für  diesen 
Ausfall  durch  Nachbestellung  schadlos  halten. 
Hochachtungsvoll 

(va.65.)  H.  Kuhlmann. 


65.    (Vgl.  64.) 


Hamburg,  den  14.  Sept.  ig . , 


Herrn  H.  Kuhlmann  in  Magdeburg. 

Wir  bestätigen  den  Empfang  Ihres  Briefes  vom 
12.  d.  M.,  mit  welchem  Sie  den  unserem  Reisenden 
erteilten  Auftrag  widerrufen. 

Indem  wir  davon  Kenntnis  nehmen,  hoffen  wir, 
daß  Sie  uns  bei  wieder  eintretendem  Bedarf  mit 
einem  belangreichen  Auftrage  erfreuen.  Unser 
Reisender  wird  bei  seiner  nächsten  Tour  nicht 
versäumen,  zur  Entgegennahme  des  Auftrages  hei 
Ihnen  vorzusprechen. 

Hochachtungsvoll 
Volland  &  Rothe. 

66.  a)  Telegraphischer  Widerruf. 

Bolero  (Telegr.-Adr.  der  Firma  Louis  Krieger) 

Leipzig. 
Widerrufe  gestrige  Bestellung  auf  Olivenöl. 

Anton  Werner. 

b)  Briefliche  Bestätigung  des  Telegramms. 

Plaueni.  V.,  18.  September  ig., 

Herrn  Louis  Krieger  in  Leipzig. 

Ich  erteilte  Ihnen  gestern  einen  Auftrag  auf 

2  Faß  Salon-Olivenöl,  Qualität  C,  zu  lys  Fr.  die 


100  kg,  franko  und  verzollt,  lieferbar  Ende  Oktober, 
und  erlaubte  mir  heute  durch  Depesche: 

,, Widerrufe  gestrige  Bestellung  auf  Olivenöl" 
diesen  Auftrag  zurückzuziehen,  da  nach  neuestem 
Hamburger   Marktbericht   infolge   reicher   Ernten 
der  Preis  erheblich  gefallen  ist. 

Um  Sie  für  diesen  Ausfall  etwas  zu  entschä- 
digen, bitte  ich  Sie  hierdurch,  mir  möglichst  bald 
4  Kisten  Malaga-Zitronen,  garantiert  gelbe  Früchte 


700J750  zu  M  28.00  600J650  zu  M  30.00  1  ^"''^i^ 

35OJ375     ..      .»    14-25   3OOJ325    „      „   15-25  )HaLurg 

unter  bekannten  Bedingungen  zukommen  zu  lassen. 
In  Hochachtung 

Anton  Werner. 

67,  Görlitz,   den  25.  März  ig  .  . 

Herren  Gebr.  Locke  in  Breslau. 

Ich  ersuchte  Sie  heute,  mir  zum  i.  April 
50  Tonnen  Oppelner  Portland- Zement 

zu  senden. 

Zu  meinem  Bedauern  ist  der  Käufer  von  diesem 
Geschäftsabschluß  soeben  zurückgetreten;  dadurch 
bin  ich  gezwungen,  meinen  Auftrag  gleichfalls  zu- 
rückzuziehen, zumal  von  großer  Baulust  für  dieses 
Frühjahr  nichts  zu  spüren  ist. 

Ich  bitte  Sie  darum,  die  genannte  Sendung  zu 
unterlassen  und  werde  bemüht  bleiben,  Sie  durch 
andere  Bestellungen  zu  entschädigen. 

Hochachtungsvoll 
(Vgl.  68.)  C.  L.  Straßer. 

68.  (Vgl.  67.)  Breslau,  26.  März  ig  . . 

Herrn  C.  L.  Straßer  in  Görlitz. 
Im  Besitz  Ihrer  beiden  Schreiben  von  gestern, 
deren  eins  uns  einen  Auftrag  auf  Lieferung  von 
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Briefe  im  Warengeschäft. 
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so  Tonnen  Oppelner  P. -Zement  für  i.  April 
brachte,  während  das  zweite  ihn  widerrief,  be- 
dauern wir  sehr,  daß  Sie  durch  den  Rücktritt 
Ihres  Käufers  sich  entmutigen  ließen,  Ihren  Auf- 
trag aufrecht  zu  erhalten. 

Wir  glauben,  daß  an  Ihrem  Platze  bei  seiner 
günstigen  Lage  am  Fluß  immer  Bedarf  an  Zement 
vorhanden  sein  muß,  da  Tiefbauten  ihn  gar  nicht 
entbehren  können,  auch  andere  Industrien  solchen 
benötigen.  Bei  unseren  großen  Abschlüssen  in 
diesem  Artikel  sind  unsere  Preise  äußerst  niedrig. 
Wir  begnügen  uns  mit  dem  kleinsten  Nutzen  und 
erblicken  unsern  Vorteil  lediglich  in  schnellem 
Umsatz,  wollen  Ihnen  darum  am  Preise  noch  4^]^ 
entgegenkommen,  d.  h.  die  Tonne  mit  M  y.20  statt 
M  7.50  ab  Lager  bei  Barzahlung  berechnen,  wenn 
Sie  sich  zur  Erneuerung  Ihres  Auftrages  bald 
entschließen. 

In  Hochachtung 

Gebr.  Locke. 

69.  a)  R.  Sievers  in  Emden  zieht  seinen  am 

C.  Reinhardt  in  Lauban  erteilten  Auftrag  auf 
Lief  erung  von  5000  Dtzd.  baumwollener  Tasciien- 
tücher  zurück,  da  er  in  Erfahrung  gebracht  hat, 
daß  sein  brasilianischer  Käufer  inzwischen 
zahlungsunfähig  geworden  sei.  b)  Reinhardt 
bedauert  die  Aufhebung  der  Bestellung  und 
empfiehlt  sich  seiner  freundlichen  Erinnerung 
bei  späterem  Bedarf.    (Vgl.  33.  37.) 

70.  H.  Großbart  in  München  widerruft  am  9.  Ok- 
tober seinen  am  5.  Oktober  der  Spiritus-Qlüh- 
licht-Qesellschaft  „Phöbus"  in  Dresden  erteilten 
Auftrag  auf  Hängelampen,  weil  das  Haus,  in 
dem  sich  sein  Geschäft  befindet,  Tags  zuvor 
z.  T.  niedergebrannt  und  er  (bei  nur  geringem 
Verlust  an  Waren)  ein  anderes  Lokal  zu  suchen 
gezwungen  ist,  da  das  Haus  gänzlich  ab- 
gebrochen wird.  Bei  dem  Mangel  an  vermiet- 
baren Räumen  dürfte  ihm  dies  nicht  leicht 
werden,  und  er  müsse  vorläufig  jede  Ver- 
größerung seines  Lagers  bei  dieser  Sachlage 
unterlassen.  Sobald  er  gute  und  ausreichende 
Räume  für  sein  Geschäft  gefunden  habe,  werde 
er  seinen  Auftrag  erneuern.     (Vgl.  22.  39.) 

71.  Anton  Koch  in  Liegnitz  bestellte  bei  Wilh. 
Spormann  in  Berlin  SW.,  Nostizstr.  7,  am 
5.  März  Kiefern-  u.  a.  Gehölzsamen,  lieferbar 
bis  5.  April,  erhielt  aber  weder  Ware  noch 
Brief.  Er  zieht  darum  seinen  Auftrag  am 
20.  April,  da  die  Lieferfrist  verstrichen  ist, 
zurück  und  lehnt  die  Annahme  für  den  Fall 
etwaiger  Ankunft  entschieden  ab,  weil  die  zum 
Verkauf  geeignete  Zeit  bereits  verstrichen  sei. 

72.  H.  Köhler  in  Dresden  bestellte  am  2.  Januar 
bei  G.  Pfeiffer  in  Annaberg  Attrappen,  bis 
15.  Januar  lieferbar,  erhielt  am  4.  jedoch  zur 
Antwort,  daß  er  sie  vor  dem  10.  Februar  nicht 
erhalten  könne,  da  Fabrikant  mit  Aufträgen  über- 
häuft sei  und  geschickte  Arbeiter  krank  geworden 
wären.  Köhler  zieht  darum  am  5.  Januar  seinen 
Auftrag  zurück,  weil  er  bis  dahin  nicht  warten 
könne  und  sich  nun  an  eine  andere  Firma 
wenden  müsse,  um  mit  seinen  Konkurrenten 
erfolgreich  wetteifern  zu  können. 


73,  K.  Schütz  in  Waldheim  sieht  sich  genötigt, 
am  10.  April  seinen  am  5.  d.  Dietz  &  Richter 
in  Leipzig  erteilten  Auftrag  auf  ätherische  und 
fette  Öle  zurückzuziehen,  da  er  in  letzter  Zeit 
recht  bedeutende  Verluste  erlitten  habe  und 
das  ungestüme  Drängen  seiner  Gläubiger  ihn 
zwinge,  bei  Gericht  den  Konkurs  anzumelden. 
Er  war  mit  ihren  Lieferungen  stets  zufrieden 
und  werde,  da  er  ihr  freundliches  Entgegen- 
kommen hochschätze,  wenn  die  Krisis  über- 
standen, bei  späterem  Bedarf  sich  gern  ihrer 
erinnern. 


g)  Ausstellungen  an  empfangener  Ware 
(Reklamationen). 

Trotz  klarer  Verabredungen  oder  schrift- 
licher Abmachungen  über  Leistung  und  Gegen- 
leistung (siehe  b)  kommen  bei  der  Abwickelung 
von  kaufmännischen  Geschäften  zwischen  beiden 
Parteien  leicht  Meinungsverschiedenheiten  vor, 
die  oft  zu  zeitraubenden  und  unerquicklichen 
Auseinandersetzungen  führen.  —  Der  rechtlich 
und  billig  denkende  Kaufmann  wird  sich  bei 
unbedeutenden  Mängeln  des  Tadeins  ent- 
halten, um  nicht  in  den  Ruf  eines  Nörglers  oder 
Plagegeistes  zu  kommen,  mit  dem  niemand  gern 
verkehrt;  nur  bei  größeren  Abweichungen 
von  der  getroffenen  Vereinbarung  (großem  Ge- 
wichts- oder  Qualitätsunterschied,  sichtbaren 
Fehlern,  schlechter  Verpackung,  verdorbener 
Ware,  verspäteter  Lieferung  u.  a.)  wird  er  die 
Lieferung  bemängeln,  Entschädigung 
beanspruchen  oder  die  Ware  dem  Absender 
zur  Verfügung  stellen.  Dies  muß  möglichst 
sofort,  nach  §  377  des  HGB.  unverzüglich, 
jedenfalls  innerhalb  der  auf  der  Rechnung  ver- 
zeichneten Beschwerdefrist  geschehen.  Dabei 
bleibt  der  Käufer  (nach  §  379  des  HGB.)  ver- 
pflichtet, für  die  einstweilige  Aufbewahrung 
der  beanstandeten  Ware  zu  sorgen.  —  Der 
Verkäufer  soll  und  wird  sich  in  seiner  Ant- 
wort auf  die  Reklamation  verteidigen,  soweit 
er  es  kann,  muß  aber  bei  nachgewiesenen 
Mängeln  um  Entschuldigung  bitten  und  die 
leidige  Angelegenheit  friedlich  auszugleichen 
bemüht  sein.  —  Der  Ton  dieser  Briefe  soll 
auf  beiden  Seiten  höflich  bleiben  und  nicht, 
wie  es  bei  Erörterung  von  Differenzen  zu- 
weilen vorkommt,  in  bittere  und  verletzende 
Äußerungen  ausarten.  Für  beide  Teile  ist  es 
vorteilhafter,  auf  gütlichem  Wege  zu  einer 
Verständigung  zu  gelangen  (z.  B.  Umtausch 
der  Ware,  Preisnachlaß,  Zurücknahme),  als  die 
Angelegenheit  im  kostspieligen  Klagewege  zum 
gerichtlichen  Austrag  zu  bringen  („Kammer 
für  Handelssachen"). 
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74.    (Vgl.  28. 42.)  Cöln  a.jRh.,  30.  Juni  ig  .  . 

Herrn  Aug.  Hammer  in  Bremen. 

Die  von  mir  am  23.  d.  bei  Ihnen  bestellten 
Zigarren  kamen  gestern  in  meinen  Besitz.  Zu 
meinem  Bedauern  muß  ich  Ihnen  mitteilen,  daß 
die  gesandten  ^j^  Kisten  Brema  nicht  auftrags- 
gemäß sind.  Ich  bestellte  sie  leicht  und  mild,  also 
in  heller  Farbe,  empfing  aber  '^j^  Kisten  colorado 
und  ^/j  Kisten  maduro,  also  dunkle  Farben  und 
sehr  kräftig  im  Geschmack.  Ich  kann  diese  nicht 
gebrauchen,  zumal  ich  in  dunkleren  Farben  noch 
viel  auf  Lager  habe,  mehr  als  die  Geschmacks- 
richtung meiner  Kunden  verlangt. 

So  unangenehm  es  mir  ist,  muß  ich  diese  2000 
Stück  Ihnen  zur  Verfügung  stellen  und  um  baldige 
Ersatzsendung  in  helleren  Farben  bitten,  wie  um 
Benachrichtigung,  was  mit  der  beanstandeten  Ware 
geschehen  soll. 

Hochachtungsvoll 
(Vgl. 75)  Adolf  Michels. 


75.    (Vgl.  74.) 


Bremen,  den  2.  Juli  ig 


Herrn  Adolf  Michels  in  Cöln  a.jRh. 

Zu  meinem  Bedauern  entnahm  ich  aus  Ihrem 
Schreiben  vom  30.  v.  M.,  daß  ein  Teil  der  Sendung 
nicht  zu  Ihrer  Zufriedenheit  ausgefallen  ist. 

Ich  war  verreist  und  bitte  wegen  des  auf  Un- 
achtsamkeit meines  Expedienten  zurückzuführenden 
Versehens  um  Entschuldigung.  Die  Ersatzsendung 
in  helleren  Farben  wird  in  einigen  Tagen  porto- 
frei erfolgen,  da  inzwischen  die  geringen  Bestände 
verkauft  wurden  und  Neuanfertigung  im  Werke 
ist.  Auf  die  beanstandeten  ^j^  Kisten  colorado 
und  maduro  will  ich  Ihnen  5^1^  Extra-Rabatt 
gewähren,  wenn  Sie  sie  behalten.  Ich  hoffe,  daß 
Sie  auch  dafür  Nehmer  finden  werden,  da  ja  so 
mancher  Raucher  eine  kräftige  Zigarre  bevorzugt. 

Indem  ich  der  Annahme  meines  Vorschlags 
entgegensehe,  hoffe  ich,  daß  das  auch  mir  un- 
angenehme Vorkommnis  kein  Hinderungsgrund 
sein  wird,  mir  auch  ferner  Ihre  geschätzten  Auf- 
träge zukommen  zu  lassen. 

In  Hochachtung  ergebenst 

Aug.  Hammer. 

76,  (Vgl.  32.)  München,  am  5.  Oktober  ig  .  . 

Herren  Eckert  &  Friede  in  Hamburg. 
Heute  brachte  mir  einer  meiner  Kunden  3  Dosen 


H.  Kronenhummer  zurück,  deren  Inhalt  jedenfalls 
infolgeundichterVerlötungungenießbar geworden  ist. 
So  unangenehm  dies  auch  bei  einer  Probe- 
sendung ist,  mache  ich  Ihnen  doch  daraus  keinen 
Vorwurf,  gebe  Ihnen  aber  anheim,  mir  den  Betrag 
dafür  mit 

M  2.yo 

in  Rechnung   zu   vergüten    oder  mir  mit  nächster 
Sendung  Ersatz  zukommen  zu  lassen. 

Achtungsvoll 
(Vgl.  77.)  H.  Faulhtiber. 


i 

77.  (Vgl.  76.)  Hamburg,  7.  Oktober  ig  . , 

Herrn  H.  Faulhuber  in  München. 
Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  5.  d.,  bedauern 
wir  sehr,  daß  Sie  mit  unserer  letzten  Probesendung 
3  Dosen  verdorbenen  Helgoländer  Kronenhummer 
erhielten. 

Wir  hoffen,  daß  Ihnen  dadurch  keine  Unannehm' 
lichkeiten  erwachsen  sind  und  haben  Ihrem  Konto 
den    Betrag   von   M   2.J0   gutgeschrieben,    werdend 
auch  an  maßgebender  Stelle  darauf  hinwirken,  dap\ 
dergleichen  Mängel  nicht  wieder  vorkommen,    die\ 
jeden  Empfänger  peinlich  berühren. 

In  Hochachtung 
Ec/iert  6-  Friede 

78.  (Vgl.  18. 29. 44.)        Warmbrunn,  10.  Mai  ig  .  . 

Herrn  Richard  Kautz  in  Dresden. 
Ihre  Sendung  Kamelhaardecken  vom  8.  d.  hat 
mich  durchaus  nicht  befriedigt.  Dieselben  haben 
entschieden  zu  wenig  Appretur,  denn  die  Ober- 
fläche fühlt  sich  auf  keiner  Seite  glatt  und  weich 
an,  wie  es  selbst  der  Nichtkenner  erwartet,  sondern 
die  Haare  stehen  in  die  Höhe,  was  schon  schlecht 
aussieht  und  den  Käufer  zurückstößt. 

Solche  Ware  kann  ich  niemandem  anbieten,  lasse 
die  Sendung  darum  zurückgehen  und  bitte  um  eine 
Ersatzsendung  von  gefälligerem  Aussehen. 

In  Hochachtung 
J.  M.  Kampf. 


(Vgl.  79.) 


79.  (Vgl.  78.) 


Dresden,  den  12.  Mai  ig  . . 


Herrn  J.  M.  Kampf  in  Warmbrunn. 

Aus  Ihrem  Schreiben  vom  10.  d.  ersah  ich  mit 
Bedauern,  daß  Sie  mit  der  Ausführung  Ihres 
Auftrags  vom  5.  d.  nicht  befriedigt  waren.  Was 
Sie  bemängeln,  ist  auch  mir  bei  der  Versendung 
aufgefallen,  doch  erklärte  ich  mir  das  veränderte 
minder  gute  Aussehen  der  Decken  durch  die  an- 
haltend feuchte  Witterung  der  letzten  Zeit,  hoffend, 
daß  es  sich  bei  straffer  Packung  und  späterem 
Gebrauch  vorteilhafter  darstellen  würde,  konnte  auch 
keine  anderen  Decken  senden,  da  diese  den  Rest- 
bestand meines  Lagers  bildeten. 

Sobald  die  erwartete  Nachbestellung  eingegangen, 
sende  ich  Ihnen  glatte,  gut  appretierte  Ersatzdecken 
und  hoffe,  damit  Ihre  Zufriedenheit,  an  der  mir 
sehr  viel  liegt,  zu  erlangen. 

Hochachtungsvoll  und  ergebenst 
Richard  Kautz. 

80.  H.  Kohl  in  Gera  meldet  am  15.  Mai  Gebr. 
Grützmacher  in  Solingen  den  Empfang  der 
Sendung  Messer  und  Gabeln  und  tadelt  die 
mangelhafte  Befestigung  bei  6  Paar  in 
Hirschhomheften,  aus  denen  man  sie  bequem 
herausdrehen  könne,  sendet  letztere  durch  die 
Post  zurück  und  bittet  um  Ersatz.  (Vgl.  35, 
41,  81.) 

81.  Gebr.  Grützmacher  in  Solingen  zeigen  mit 
Schreiben  vom  18.  Mai  H.  Kohl  in  Gera  an, 
daß  sie  sich  mit  Bedauern  von  dem  gerügten 
Mangel  überzeugt  hätten,  erklären  das 
kommnis    durch    die    markige    Substanz 
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Homes,   bei   welcher   dies   keine   seltene  Er-  j 
scheinimg  sei,  und  senden  6  Paar  Messer  und 
Gabeln   als  Ersatz,   bitten  um  Entschuldigung 
und   empfehlen   sich   zu   weiteren   Aufträgen. 
(Vgl.  80.) 

82.  Gebr.  Schönherr  in  Plauen  bemängeln  die 
Lacksendung  von  F.  Pauly  in  Nürnberg  als 
zu  dick,  nicht  flüssig  genug,  was  bei  dem  Ver- 
brauch hinderlich  und  unvorteilhaft  sei.  Sie 
wollen  ihn  nur  behalten,  wenn  er  S*^/«  am 
Preise  erläßt,  andernfalls  solle  er  darüber  Ver- 
fügung treffen.    (Vgl.  34,  45,  83.) 

83.  Pauly  erklärt  die  gerügte  Beschaffenheit  des 
Lacks  durch  längeres  Lagern.  Sie  ließe  sich 
jedoch  durch  Anwärmen  eines  Teües  vor  jedes- 
maligem Gebrauch  leicht  beseitigen,  wodurch 
der  Lack  leicht  streichbar  und  ausnutzbar  würde, 
so  daß  von  einem  Schaden  keine  Rede  sein 
könne.  Ein  Grund  zur  Zurückweisung  liege 
nicht  vor,  doch  wolle  er  der  Mühewaltung 
wegen  ihnen  2^\q  am  Preise  nachlassen.  Ein 
Mehr  könne  er  nicht  bewilligen.    (Vgl.  82.) 

84.  G.  Nitsche  Nachf.  in  Göttingen  zeigt  C.  Friese 
in  Arnstadt  am  13.  März  an,  daß  sich  bei 
Besichtigung  seiner  ihm  heute  zugegangenen 
Sendung  von  Herren-  und  Damen-Glacehand- 
schuhen an  18  Paaren,  wenn  auch  kleine,  so 
doch  bemerkbare  Flecken  im  Leder  ge- 
funden hätten,  weshalb  er  sie  als  für  ihn  un- 
verkäuflich mit  nächster  Post  zurücksende.  Er 
bittet  umgehend  um  Ersatz  in  gleicher  Farbe  und 
Nummer,  aber  in  tadelloser  Ware.  (Vgl.  46, 85.) 

85.  C.  Friese  in  Arnstadt  erkennt  die  gerügten 
Fehler  an,  bittet  um  Entschuldigung  des  un- 
liebsamen Vorkommnisses,  das  auf  einem  Ver- 
sehen des  Sortierers  beruhe,  dem  Sekunda- 
unter Primaware  geraten  sei,  und  meldet  ihm 
am  15.  März  den  Abgang  von  18  anderen 
Paaren  feinster,  tadelloser  Qualität  in  gleicher 
Farbe  und  Nummer,  wodurch  der  unangenehme 
Zwischenfall  wohl  zu  seiner  Zufriedenheit  er- 
ledigt sei.    (Vgl.  46,  84,  94.) 

h)  Erinnerungen,  Mahnbriefe. 
Der  Mangel  an  Pünktlichkeit  mancher 
Schuldner  und  das  Bestreben  des  Gläubigers, 
an  seinem  Betriebskapitale  keinen  weiteren 
Zinsverlust  als  den  bei  der  Preiskalkulation 
veranschlagten  zu  erleiden,  veranlassen  den 
Kaufmann  zu  Erinnerungs-  oder  Mahnbriefen. 
Außergewöhnliche  Preis-  und  Fristzugeständ- 
nisse seitens  der  Verkäufer  infolge  großer  Vor- 
räte erwecken  bei  den  Käufern  leicht  die 
Meinung,  es  sei  mit  pünktlicher  Einhaltung 
der  Zahlungsfrist  nicht  so  ernst  gemeint  und, 
haben  sie  Mühe,  ihre  Waren  in  genügender 
Menge  an  den  Mann  zu  bringen,  so  halten 
sie  eine  willkürliche  Veränderung  des  Zahlungs- 
termines für  etwas  Selbstverständliches.  Haben 
letztere  nun  ihr  Unternehmen  noch  mit  un- 
zureichenden Mitteln  begonnen  oder  sich  ohne 
große  Bedenken     auf  Geschäfte     eingelassen, 


deren    Ende   kaum   abzusehen    ist,   so   treten 
Zahlungsverlegenheiten  um  so  eher  und  öfter 
ein.    Der  Verkäufer  erhält  bei  so  ungesunden 
Geschäftsverhältnissen  sein  bares  Betriebskapital 
oft  erst  nach  Jahresfrist  zurück.    Sein  Bemühen, 
die  Zahlungsfristen  abzukürzen  und  rechtzeitige, 
glatte  Abmachung  der  Verbindlichkeiten,  unter 
Umständen  mit  Nachdruck,  durchzusetzen,  er- 
scheint vollkommen  gerechtfertigt,  gelingt  je- 
doch  nicht   immer,  am   ehesten   bei   Verein- 
barungen größerer  Gruppen  von  Kaufleuten 
oder    Fabrikanten    gleichen    Geschäftszweiges. 
Die  Art   der  Mahnung   kann,   je  nach  den 
Umständen,  sehr  verschieden  sein.    Neben  der 
Person  des  Schuldners  (pünktlich  oder  nicht, 
leichtfertig,  böswillig  u.  a.)  sind  auch  die  Zeit- 
verhältnisse  in  Betracht   zu   ziehen.     Dem 
kleinen  Kaufmann,  dessen  Kunden  meist  nur 
ein-  oder  zweimal  im  Jahre  zahlen,  wird   ein 
längeres   Zahlungsziel    einzuräumen    sein. 
Mit  Nachsicht  und  Wohlwollen  wird  man 
immer  mehr  erreichen  als  bei  schroffem  Vor- 
gehen,   das    nur   bei    böswilligen    Schuldnern 
am  Platze  erscheinen  dürfte.  —  Die  gelindeste 
Form  der  Mahnung  (bei  sonst  pünktlichen 
Zahlern)    ist  wohl    die  nochmalige  Zusen- 
dung der  (verkürzten)  Rechnung  (mit  oder 
ohne  Empfehlung  zu  neuen  Aufträgen),  eine 
nachdrücklichere     (bei    nachlässigen   Zahlern), 
die    Benachrichtigung,     daß     man     innerhalb 
weniger  Tage  die  Forderung  durch  Postauf- 
trag oder  (bei  größeren  Beträgen  und  gleich- 
zeitiger Fristverlängerung)  durch  Tratte   ein- 
ziehen werde.    Das  verlangte  Wechselakzept 
ist  ein  gutes  Mittel  zur  rascheren  Erzwingung 
der  Leistung.     Verweigert    es  der  Schuldner, 
oder  hat  man  es  mit  einem  böswilligen  Zahler 
zu   tun,   so   drohe   man    mit    gerichtlicher 
Einziehung     (Zahlungsbefehl     oder    Klage; 
diese  ist  bei  vorausgesetztem  Widerspruch  des 
Schuldners  vorzuziehen). 

Der  Schuldner  kann  nur  (vor  wie  nach  der 
Mahnung)  um  Nachsicht  bitten  und  für  Ge- 
währung einer  weiteren  Zahlungsfrist  dankbar 
sein.  Eine  andere  Gesinnung  würde  ihn  der 
Nachsicht  unwert  erscheinen  lassen. 

86.  (Vgi.3a,b,a6,38.)       Prag,  den  30.  Novbr.  19  .  . 

Herren  Rehfeld  &  Spitzner  in  Wien. 

Wir  bedauern,  seit  unserm  letzten  Schreiben 
vom  g.  d.,  das  eine  Rechnung  über 

K  J824. —  für  23.  November  ig.. 

enthielt,  ohne  Ihre  geschätzten  Aufträge  gehlieben 
zu  sein. 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns, 


Wir  erlauben  uns  daher,  unsere  Firma  in  emp- 
fehlende Erinnerung  zu  bringen,  und  legen  unsere 
neueste  Preisliste  zu  Ihrer  Benutzung  bei. 
fy  ,  g   )  Mit  Hochachtung 

_  ^.' /.'  CzoUek  &  Felsenhauer. 

Preisliste. 


87.    (Vgl.  86.) 


Wien,  den  2.  Dezember  ig. 


Herren  Czollek  &  Felgenhauer  in  Prag. 

Wir  besitzen  Ihre  Schreiben  vom  g.  und  30.  v.  M. 
und  senden  Ihnen  heute  durch  Postanweisung 
K  7824.—, 

die  Sie  zum  Ausgleich  Ihrer  Rechnung  vom  9.  No- 
vember benutzen  wollen. 

Durch  Veränderungen  in  unseren  Lokalitäten 
waren  wir  so  in  Anspruch  genommen,  daß  wir 
den  fälligen  Posten  übersahen,  und  bitten  dafür 
um  Entschuldigung. 

In  Hochachtung 

Rehfeld  &  Spitzner. 

SS,(Vgi.i8,29,44,78,79.)  Dresden,  am  12.  August  ig.. 

Herrn  J.  M.  Kampf  in  Warmhrunn. 
Bei   Durchsicht   meiner   Bücher   finde   ich    auf 
Ihrem  Konto  einen  verfallenen  Posten  von 
M  60.40,  Rechnung  vom  8.  Mai, 

und  bitte  Sie  um  dessen  baldige  Begleichung. 

Indem    ich    Ihnen    für   weiteren   Bedarf   mein 
reichhaltiges  Lager  empfehle,  begrüße  ich  Sie. 
In  Hochachtung 
(Vgl.  89.)  Richard  Kaiitz. 

^9.(Vsi.88.,  Dresden,  am  2y.  August  ig.. 

Herrn  J.  M.  Kampf  in  Warmhrunn. 

Auf  mein   Schreiben   vom   12.  d.   habe   ich  bis 
heute  weder  Antwort  noch  Zahlung  erhalten  und 
werde  mir  darum  erlauben,  mein  Guthaben  von 
M  60.40 
zuzüglich    „  — .50  Einzugsspesen 
also  M  60. go 
am  5.  September  durch   Postauftrag  einzuziehen, 
falls    Sie    die  Angelegenheit   bis  dahin  nicht  ge- 
ordnet haben  sollten.  Achtungsvoll 


(Vgl.  90.) 


dO.(Vgl.89.) 


Richard  Kautz. 


Dresden,  am  15.  Septbr.  ig 


Herrn  J.  M.  Kampf  in  Warmhrunn. 
Zu    meinem   Befremden    haben   Sie  den   Ihnen 
rechtzeitig  angekündigten  Postauftrag  nicht  einge- 
löst.    Ich  sehe  mich  dadurch  veranlaßt,   Sie  hier- 
mit aufzufordern,  mir  mein  Guthaben  von 
M,  6o.go 

bis  zum  22.  d.  bestimmt  zukommen  zu  lassen. 

Sollten  Sie  meine  Forderung  bis  dahin  nicht 
beglichen  haben,  so  würden  Sie  mich  zwingen, 
andere  Maßregeln  zu  ergreifen. 

Achtungsvoll 
(Vgl.  91.)  Richard  Kautz. 


91,  (Vgl.  90.)  Warmhrunn,  den  16.  Sept.  ig  . . 

Herrn  Richard  Kautz  in  Dresden. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  von  gestern  bitte  ich 
Sie,  entschuldigen  zu  wollen,  daß  ich  den  ver- 
fallenen Posten  noch  nicht  beglichen  habe. 

Der  überaus  heiße  Sommer  hat  uns  nur  wenig 
Kurgäste  gebracht.  Die  Nachfrage  nach  Kamel- 
haardecken war  sehr  gering,  die  Hälfte  Ihrer  Sen- 
dung ist  unverkauft  geblieben,  dabei  nähert  sich 
die  Saison  ihrem  Ende.  In  andern  Artikeln  ivar 
das  Geschäft  auch  sehr  mäßig. 

Ich  würde  Ihnen  dankbar  sein,  wenn  Sie  mir 
den  offenen  Posten  noch  bis  i.  November  stunden 
wollten  und  hoffe,  daß  Sie  meiner  Bitte  sich  will- 
fährig zeigen  Hochachtungsvoll 

(Vgl.  92.)  /•  M.  Kampf. 

92.  (Vgl. 91.)  Dresden,  am  18.  Septbr.  ig. ^ 
Herrn  J.  M.  Kampf  in  Warmhrunn. 

Ich  bin  im  Besitz  Ihres  Briefes  vom  16.  d.  und 
will  mit  Rücksicht  auf  dessen  Inhalt  Ihrem  Wunsche 
entsprechen,  wenn  Sie  mir,  die  hier  beigelegte 
Tratte  für 

Ji  60.40  Rechnungsbetrag  vom  8.  Mai 
„  — .30  Postauftrag  vom  5.  September 
„  — .80  Verzugszinsen 
überJL  61.50  für  i.  November  Ojeigene 

akzeptiert  umgehend  zurücksenden. 

Bei  den  niedrigst  berechneten  Preisen  kann  ich 
Ihnen  auf  keinen  Fall  ein  längeres  Ziel  ohne 
Verzugszinsen  gewähren. 

(Vgl.  93.)  Achtungsvoll 


Tratte. 


Richard  Kautz. 


93.  (Vgl.  92.)  Dresden,  am  25.  Septbr.  ig . , 

Herrn  J.  M.  Kampf  in  Warmbrunn. 

Ich  bestätige  hiermit  mein  Schreiben  vom  18.  d. 
nebst  eingelegter 

Tratte  über  M  61.50  für  i.  November 

und  ersuche  Sie  hierdurch  abermals  um  deren, 
mit  Ihrem  Akzept  versehen,  baldigste  Rücksendung. 
Sollte  diese  Angelegenheit  nicht  in  den  nächsten 
Tagen  zu  meiner  Zufriedenheit  geregelt  werden, 
so  müßte  ich  andere  Wege  einschlagen,  um  end- 
lich zu  meinem  Guthaben  zu  gelangen. 

Achtungsvoll 

Richard  Kautz. 

94.  C.  Friese  in  Arnstadt  erinnert  am  10.  Juni  G. 
Nitsche  Nachfolger  in  Göttingen  an  die  am 
13.  d.  M.  eintretende  Fälligkeit  seines  Akzepts 
über  M  131.25  für  gelieferte  Handschuhe.  Auf 
eine  etwa  gewünschte  Prolongation  könne  er 
nicht  eingehen;  die  Folgen  der  Nichtannahme 
hätte  er  zu  tragen.    (Vgl.  46, 84, 85.) 

95.  a)  Gebier  6-  Block  in  Gablonz  a.  N.  erinnern 
am  1.  Mai  ....  Max  Krause  in  Dresden-A. 
an  den  am  10.  April  fällig  gewesenen  Posten 
von  K  37.15  zu  0,85  Ji  =  31,58  M.  b)  Da  sie 
keine  Antwort  empfingen,  ersuchen  sie  am 
15.  Mai  um  Zahlung  bis  22.  d.;  andernfalls 
würden  sie  den  Rechnungsbetrag  durch  Post- 
auftrag   einziehen    (internationales    Formular). 


Briefe  im  Warengeschäft. 


905 


c.  Max  Krause  in  Dresden  entschuldigt  am 
18.  Mai  sein  Schweigen  durch  Krankheit  und 
zeig-t  im  Briefe  die  Einzahlung  des  Betrages 
auf  Postanweisung  an.  Zu  einem  neuen  Auf- 
trag habe  er  keine  Veranlassung,  da  unechte 
Sachen  jetzt  weniger  gesucht  werden  als  früher. 
(Vgl.  27,  43.) 

96.  Ludwig  Pietsch  in  Berlin  N.,  Kieler str.  i8, 
sandte  am  24.  Februar  mit  Fakturbrief  an  F. 
Hanold  in  Magdeburg  die  bestellten  Matratzen 
und  empfing  auf  seine  Rechnung  über  461,80  M 
durch  Postanweisung  am  1.  März  231,80  JC. 
Da  der  Rest  am  1.  April  ausgeblieben,  erinnert 
er  Hanold  am  16.  April  an  sein  im  Bestell- 
brief (vgl.  30)  gegebenes  Versprechen  und  er- 
sucht um  Einsendung  des  Restes  von  230  M 
bis  zum  1.  Mai,  da  er  bei  den  niedrig  bemes- 
senen Preisen  ein  längeres  Ziel  nicht  gewäh- 
ren kann.    (Vgl.  19, 30, 97, 98.) 

97.  Am  5.  Mai  teilt  Pietsch  seinem  Schuldner,  der 
das  Schreiben  unbeantwortet  ließ,  mit,  daß  er 
den  Klageweg  beschreiten  werde,  wenn  de 
gestundete  Betrag  nebst  S^/o  Zinsen  vom 
1.  Mai  ab  nicht  bis  15.  d.  in  seinen  Händen 
sei.    (Vgl.  96.) 

98.  Pietsch,  am  15.  Mai  noch  unbefriedigt,  teilt 
am  16.  Mai  den  Sachverhalt  dem  Rechtsanwalt 
H.  Freigang  in  Magdeburg  mit,  und  beauf- 
tragt ihn,  jF.  Hanold,  dort,  zur  Zahlung  der 
Restschuld  von  230  A  nebst  5"/o  Zinsen 
vom  1.  April  ab  und  Kosten  zu  veranlassen; 
im  Falle  der  Zahlungsverweigerung  solle  er 
ohne  weitere  Nachsicht  Klage  einreichen. 
(Vgl.  97.) 

99.  F.  Hirschfeld  in  Erfurt  erinnert  am  15.  Fe- 
bruar G.  Schaefer  in  Coburg  an  sein  Schreiben 
vom  25.  Januar,  worin  er  ihn  um  Einsendung 
seines  Rechnungsbetrages  vom  20.  November 
v.  J.  ersuchte,  worauf  er  jedoch  weder 
Zahlung  noch  Antwort  empfangen  habe.  Er 
habe  darum  heute  seine  Forderung  von 
522,70  A  durch  einen  Wechsel,  10  Tage  dato, 
Order  Anton  Kühnel  dort,  auf  ihn  entnommen 
und  erwarte  bestimmt,  daß  er  seine  Tratte  am 
25.  d.  M.  einlösen  werde. 

i)  Briefe  über  Rechnungsauszüge 
(Kontokorrente). 
Kaufleute  und  Bankiers  lassen  ihren  Ge- 
schäftsfreunden, mit  denen  sie  in  laufender 
Rechnung  stehen,  zu  bestimmten  Terminen 
(jährlich,  halb- oder  vierteljährlich)  Abschriften 
ihrer  Konti  behufs  vergleichender  Prüfung 
und  Erörterung  etwaiger  Differenzen  mit 
Begleitbriefen  zugehen.  Nach  §§  353  bis  355 
des  HOB.  sind  sie  berechtigt,  für  ihre  For- 
derungen aus  beiderseitigen  Handelsgeschäften 
vom  Tage  der  Fälligkeit  an  (für  den  Über- 
schuß [Saldo]  vom  Tage  des  Abschlusses 
an)  Zinsen  zu  fordern  (für  Darlehen,  Vor- 
schüsse, Auslagen  usw.  vom  Tage  der 
Leistung  an),  für  geleistete  Dienste  oder  Ge- 
schäfte desgl.  Provision  (auch  ohne  Verab- 


redung), für  Aufbewahrung  von  Gütern  Lager- 
geld nach  ortsüblichen  Sätzen.  Die  Handels- 
technik nennt  die  einfachere  Form  einer  solchen 
Abschrift  ohne  Zinsberechnung  (zuweilen  nur 
einseitig)  Rechnungsauszug,  eine  Abschrift  aus 
dem  Kontokorrentbuch  (Riskontro),  mit  Zinsen- 
und  Spesenberechnung  (meist  zweiseitig,  Soll 
und  Haben,  Debet  und  Kredit)  dagegen 
Kontokorrent.  Aus  beiden  muß  der  ver- 
bleibende Überschuß  (Saldo)  klar  zu  ersehen 
sein.  —  Findet  der  prüfende  Empfänger  keinen 
Unterschied  mit  seinen  Buchungen,  so  schließt 
er  das  Konto  des  Ausstellers  in  seinen  Büchern 
übereinstimmend  (konform)  ab,  trägt  den  Be- 
stand auf  neue  Rechnung  vor  und  gibt  seinem 
Geschäftsfreund  kurze  Nachricht  hierüber;  hat 
er  aber  Differenzen  entdeckt,  die  bei  sehr  ver- 
wickelter Art  oft  erst  durch  einen  längeren 
Briefwechsel  mit  den  nötigen  Erklärungen  be- 
hoben werden,  so  wartet  er  mit  dem  Ab- 
schluß der  betr.  Rechnung  bis  zur  Klärung 
der  Differenzpunkte. 

100.  Danzig,  den  5.  Juli  ig  .  . 

Herren  0.  Wagner  &  Co.  in  Posen. 

Wir  beehren  uns,  Ihnen  in  Anlage  einen  Aus- 
zug Ihrer  laufenden  Rechnung  bei  uns  zuzustellen, 
nach  welchem  sich  ein  Saldo  von  M  32^6.80  für 
30.  Juni  zu  unsern  Gunsten  ergibt. 

Haben  Sie  die  Güte,  den  Saldo  mit  Ihren  Bu- 
chungen zu  vergleichen  und  uns  mitzuteilen,   ob 
Sie  ihn  damit  übereinstimmend  gefunden  haben. 
In  Hochachtung 
(Vgi.ioi.)  Danziger  Ölmühle. 

I  Rechnungsauszug.  Voigt     Manuel 


101.    (Vgl.  ZOO.)  Posen,  den   7.  Juli  ig  .  . 

An  die 
Danziger  Ölmühle  in  Danzig. 

Den  uns  mit  Ihrem  Briefe  vom  5.  d.  übersandten 
Auszug  unserer  Rechnung,  abgeschlossen  am 
30.  Juni  er.,  haben  wir  richtig  befunden  und  dessen 
Saldo  von 

M,  32y6.8o  zu  Ihren  Gunsten 

übereinstimmend  mit  Ihnen  auf  neue  Rechnung 
vorgetragen. 

Beiliegende  Tratte  auf  F.  Würfel  in  Königsberg 
über  2400  M.  für  i.  August  belieben  Sie  nach  Ein- 
gang  unserem  Konto  gutzuschreiben.     An   deren 
pünktlicher  Einlösung  ist  nicht  zu  zweifeln. 
I  Wechsel.  Hochachtungsvoll 

Einschreiben.  0.  Wagner  &  Co. 


102.  Elberfeld,  am  3.  Januar  ig    - 

Herren  B.  G.  Seifert  Söhne  in  Braunschweig. 

In  der  Anlage  gestatten  wir  uns,    Ihnen  einen 

Kontokorrent- Auszug ,    abgeschlossen  am  31.  De- 
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zember  v.  /.,  zu  überreichen,  nach  welchem  Ihnen 
ein  Saldo  von  M  53.70  für  das  neue  Jahr  gutbleibt. 

Wir  bitten  Sie  um  dessen  Prüfung  und  sehen 
Ihrer  Mitteilung  darüber  mit  dem  Wunsche,  uns 
auch  im  neuen  Jahre  Ihr  Vertrauen  zu  bewahren, 
^^tSegen.  ^-^  Hochachtung 

Elberfelder  Farbenfabrik 
(Fr.  Schmidt  &  Co.) 
(Vgl.  103.)  Junghans.    Seiler. 


Ktkt. 


103.  (Vgl.  103.)      Braufischweig,  den  8.  Januar  ig  . . 

An  die 
Elberfelder  Farbenfabrik  (Fr.  Schmidt  6-  Co.) 

Elberfeld. 

Bei  der  Vergleichung  Ihres  mit  Brief  vom  3.  d. 
erhaltenen  Kontokorrents  mit  unseren  Buchungen 
haben  wir  gefunden,  daß  Sie  uns  das  im  Sep- 
tember V.  J.  unbestellt  gesandte  350  kg- Faß  Ma- 
hagonibraun im  Betrage  von  M  56.00,  welches 
wir  zurücksandte}!,  in  Rechnung  gestellt,  uns  aber 
von  dem  Betrage  nicht  wieder  entlastet  haben.  Im 
übrigen  ist  Ihre  Rechnung  mit  der  unserigen  über- 
einstimmend gefunden  worden. 

Nach  Vorstehendem  beträgt  unser  Guthaben  bei 
Ihnen  nicht  Ji  53.70,  sondern  M.  iog.70.  —  Be- 
lieben Sie  die  Berichtigung  vorzunehmen  und  diesen 
Saldo  unter  Anzeige  auf  neue  Rechnung  vorzutragen. 
Hochachtungsvoll 

B.  G.  Seifert  Söhne. 

Weitere  Beispiele  hierzu  enthält  der  Abschnitt 
III  d)  „Kontokorrentverkehr  im  Bankgeschäft". 

104.  E.  Knoll  in  Würzburg  sendet  am  5.  April  an 
Gebr.  Specht  in  Darmstadt  auf  deren  Wunsch 
vom  26.  März  einen  Auszug  ihres  Kontos, 
nach  dem  ihm  ein  Saldo  von  864,20  Ji  gut- 
bleibt, worin  320  M.  und  240,60  M  enthalten, 
die  seit  3  und  2  Monaten  verfallen  sind.  Er 
bittet  um  Prüfung,  Benachrichtigung  und  kon- 
formen Vortrag.    (Vgl.  105.) 

105.  Gebr.  Specht  in  Darmstadt  danken  am  8.  April 
für  Zusendung  des  gewünschten  Rechnungs- 
auszugs, haben  ihn  geprüft  und  gefunden,  daß 
Knoll  einen  ihm  am  12.  Febr.  gesandten  Wechsel 
über  600  M.  für  1.  März  auf  C.  Selchow  in 
Schwein/urt  ihnen  nicht  gutgeschrieben  habe. 
Sie  glauben  an  dessen  Einlösung,  da  ihnen 
keine  gegenteilige  Nachricht  darüber  zuge- 
gangen ist,  bitten  um  dessen  Nachtrag  in  seinen 
Büchern  und  sehen  seiner  Erklärung  hierüber 
entgegen.    (Vgl.  104.) 

106.  R.  Sonntag  in  Oppeln  bestätigt  am  1.  Juli 
jF.  Meinecke  in  Beuthen  OjS.  den  Empfang 
seiner  Barsendung  vom  22.  Juni,  die  er  ihm 
mit  352,80  M  gutgebracht  habe.  Damit  sei 
jedoch  sein  Konto  noch  nicht  ausgeglichen; 
darum  behändigt  er  ihm  inliegenden  Rech- 
nungsauszug, wonach  ihm  noch  76,50  Ji  gut- 
kommen. Er  bittet  um  Prüfung,  Nachricht 
darüber  und  Bewahrung  seines  Wohlwollens 
und  wünscht  Meinecke  Glück  für  das  weitere 
Gedeihen  seines  Geschäfts  im  neuen,  eigenen 
Heim.    (Vgl.  107.) 


107.  a)  Meinecke  teilt  am  4.  Juli  Sonntag  mit,  daß 
"er  seinen  Rechnungsauszug  geprüft  und  ge- 
funden habe,  daß  ihm  die  von  ihm  am  5.  April 
in  seinem  Auftrage  und  für  seine  Rechnung 
an  C.  Langguth  in  Kattowitz  gezahlten  200  M 
darin  nicht  gutgeschrieben  sind.  Danach  habe 
nicht  Sonntag  76,50  Ji  gut,  sondern  Meinecke 
123,50  JL,  die  Sonntag  nach  Berichtigung  der 
Rechnung  auf  Meineckes  Konto  zum  Vortrag 
bringen  wolle,  b)  Sonntag  erkennt  das  Versehen 
an  und  bittet  um  Entschuldigung.    (Vgl.  106.) 

108.  H.  Egerland  in  Cöln  ajRh.  wendet  am  5.  Ja- 
nuar gegen  das  von  M.  Birnbaum  in  Crefeld 
empfangene  Ktkt.  ein,  daß  im  Soll  beim  2.  Posten 
10  Tage  und  beim  6.  Posten  8  Tage  zuviel, 
im  Haben  beim  4.  Posten  aber  30  Tage  zu- 
wenig angesetzt  seien,  was  auf  Zinsen  und 
Saldo  von  Einfluß  sei.  Er  bittet  ihn  um  Be- 
richtigung und  Nachricht  über  die  danach  zu 
machenden  Einträge.    (Vgl.  109.) 

109.  M.  Birnbaum  in  Crefeld  erkennt  am  7.  Januar 
die  Richtigkeit  der  gegnerischen  Einwendung 
an  und  bittet  um  Entschuldigung  für  diese  Ver- 
sehen.   Er  hat  das  Ktkt.  berichtigt,  und  zwar 

im  Soll      (2.)  223  Tg.  =  776  Zahl 
(6.)  104    „    =  170    „ 

im  Haben  (4.)  198  „  =  792  „ 
eingestellt;  danach  ergibt  sich  eine  Zahlen- 
ausgleichung von  30  im  Soll  statt  138  im  Haben 
und  an  Zinsen  0,35  JC  für  die  Habenseite  statt 
1,55  JL  für  die  Sollseite.  Sein  Guthaben  ist 
darum  nicht  830,60  Ji,  sondern  nur  828,70  J^. 
(Vgl.  108.) 

k)   Briefe    im    Verkehr    mit   Agenten, 
Maklern,   Kommissionären   u.  a. 

Nicht  minder  wichtig  als  die  Korrespondenz 
mit  den  Geschäftsfreunden  ist  für  einen  guten 
Fortgang  des  Geschäfts  die  Korrespondenz  mit 
obengenannten  Vermittlern  der  Handelsge- 
schäfte. Ihr  Rechtsverhältnis  zu  ihrem  Auf- 
traggeber (dem  Kommittenten)  wird  geregelt 
durch  das  Handelsgesetzbuch  §§  84  bis  104 
und  §§  383  bis  406.  Die  Unterschiede  in 
ihren  Tätigkeiten,  bereits  an  anderer  Stelle  er- 
wähnt, ergeben  sich  aus  den  hier  folgenden 
Beispielen  und  Aufgaben.  —  Die  Briefe  über 
die  durch  Vermittler  zu  besorgenden  Ein-  und 
Verkaufsgeschäfte  erfordern  große  Umsicht 
und  Genauigkeit  im  Ausdruck  (vgl.  das  in  Ab- 
schnitt b,  Seite  891  Gesagte),  weil  unklare 
Äußerung  oder  das  Übergehen  eines  auch 
nur  unbedeutenden  Umstandes  ein  Mißver- 
ständnis oder  einen  Zeitverlust  veranlassen  kann, 
welcher  oft  sehr  nachteilig  ist.  Dunkle  oder 
zweideutige  Vorschriften  versetzen  den  Kom- 
missionär in  eine  sehr  schwierige  Lage. 

Bei  Aufträgen  zu  Einkäufen  sind  als  Haupt- 
erfordernisse zu  betrachten:  1.  die  Angabe  des 
Quantums  und  der  Qualität  der  betr.  Ware, 
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2.  das  Limit  (d.h.  die  Preisgrenze,  hier  nach 
oben,  welche  nicht  überschritten  werden  soll), 

3.  die  Bestimmung  hinsichtlich  der  Versen- 
dung oder  der  einstweiligen  Aufbewahrung 
der  gekauften  Ware,  4.  die  Vorschrift  in  Be- 
treff der  Assekuranz  (Versicherung),  5.  der 
Ausspruch  über  die  Z ah lungs weise  für  den 
Betrag  der  Einkaufsrechnung. 

Bei  Verkäufen  ist  ebenfalls  der  Preis  zu 
limitieren,  zu  dem  man  die  Ware  ablassen  kann 
(hier  Limit  nach  unten,  unter  dem  nicht  ver- 
kauft werden  soll),  oder  der  Wunsch  zu  äußern, 
unter  bester  Benutzung  der  örtlichen  und  Zeit- 
verhältnisse sie  so  vorteilhaft  als  möglich  zu 
verkaufen.  —  Der  Vorsicht  halber  ersucht  der 
Konsignant  (Besitzer  der  Ware)  sehr  oft,  unter 
Beifügung  einer  Einkaufsrechnung  (Konsigna- 
tionsfaktura) den  Konsignatar  (d.  h.  den  mit 
dem  Verkauf  der  Ware  am  fremden  Platze 
Beauftragten),  ihm  zuvor  seine  Ansicht  mitzu- 
teilen, ob  sie  überhaupt  daselbst  mit  Nutzen 
zu  verkaufen  sei  und  welcher  Preis  wohl  dabei 
zu  erzielen  wäre,  damit  er  nicht  („auf  gut 
Glück")  die  Frachtkosten  riskiert  und  etwa  ge- 
zwungen sei,  die  Ware  um  jeden  Preis  „los- 
zuschlagen" (=  zu  verschleudern).  Zu  diesem 
Zweck  wird  um  eine  fingierte  (=  ersonnene, 
angenommene)  Beispielsrechnung  (ital.: 
Conto  finto)  erbeten,  um  das  Unbekannte 
daraus  zu  erfahren,  sei  es  Verkauf,  Einkauf 
oder  Spesensätze  betreffend. 

Der  Kommissionär  hat  sich  der  größten 
Vorsicht,  Tätigkeit  und  Redlichkeit  zu  be- 
fleißigen und  bei  Übernahme  der  Aufträge  das 
Interesse  seines  Kommittenten  jederzeit  nach 
besten  Kräften  wahrzunehmen. 


110. 


Düsseldorf,    lo.  März  ig 


Herrn  F.  Kehr  in  Amsterdam. 

Für  Ihre  Zuschrift  vom  8.  d.  dankend,  ersuche 
ich  Sie,  für  meine  Rechnung  die  erwähnte  Quan- 
tität Sumatratabak  zu  gs'^-j^  cts.  das  ^j^  kg  mit 
3  Monat  Ziel  zu  kaufen,  etwa  ein  Drittel  davon 
in  Sammelladung  mir  zugehen  zu  lassen,  den  Rest 
aber  auf  Lager  zu  bringen,  gegen  Feuersgefahr 
einschließlich  20^l(,  des  Wertes  zu  versichern  und 
zur  kostenfreien  Abf orderung  bereit  zu  halten. 
Ihrer  Einkaufsrechnung  entgegensehend, grüßt  Sie 
(Vgl.  III,  112, 113.J  A.  G.  Eidam. 

111.    fVgL  HO.)    Amsterdam,  den  15.  März  ig  .  . 

Herrn  A.  G.  Eidam  in  Düsseldorf. 
Es  freut  mich,  daß  Sie  meine  Offerte  annehm- 
bar fanden  und  sich  die  vorzügliche  Marke  Su- 
matratabak aneignen.     Bei  der  großen  Nachfrage 
hatte  ich  Mühe,  das  nicht  unbedeutende  Quantum 


bis  zum  Eintreffen  Ihrer  Antwort  reserviert  zu 
halten.  Ich  hoffe,  die  Qualität  wird  Sie  bei  dem 
verhältnismäßig  sehr  niedrigen  Preise  recht  be- 
friedigen, und  versichere  Sie,  auch  bei  weiteren 
Aufträgen  Ihren  Vorteil  stets  im  Auge  zu  behalten. 
Einkaufsrechnung  liegt  hier  bei.  Von  dem  Tabak 
habe  ich  heute  für  Ihre  Rechnung  und  Gefahr 
2y  Packen  zur  Versendung  als  Frachtgut  an  Ihre 
werte  A  dresse  in  Sammelladung  an  Gebr.  Weidhaas 
ausgeliefert,  den  Rest  laut  Ihrer  Verfügung  auf 
gutes  Lager  gebracht  und  versichert.  Die  Police 
befindet  sich  in  meinen  Händen. 

. In  Hochachtung 

F.  Kehr. 


E. -Rechnung. 


Amsterdam,  den  15.  März  ig  .  . 

Faktura 

für  Herrn  A.  G.  Eidam  in  Düsseldorf 
über  gekaufte  112  Packen  Tabak. 


13457I568 


112  Packen  Sumatra -Tabak 

Deli-Laugkat^)  H.  &  P. 
Nr.  Sog.  27  Packen  SSBiy 
Bo.  2108  kg,  Ta.  54  kg,^) 
No.  2054  ^g 
Nr.  810.    85  Packen  S B  i^) 
Bo.  6y82  kg,  Ta.  lyo  kg,'^) 
No.  6612  kg 


112  Packen 


Bo. 
Ta. 


224 


No.  8666  kg 
zu  g2'^j^  cts.  das  halbe  kg 

Valuta  15.  Juni  ig  . 


16032 


cts. 


10 


112.    (Vgl.  III.) 


F.  Kehr. 


Düsseldorf,    24.  März  ig  .  . 


Herrn  F.  Kehr  in  Amsterdam. 

Die  von  Ihnen  als  Frachtgut  am  15.  d.  in 
Sammelladung  aufgegebenen  27  Packen  Sumatra 
sind  in  meinem  Besitz.  Die  Qualität  befriedigt 
mich,  wie  der  Umstand,  daß  das  größere  noch 
dort  befindliche  Quantum  weniger  Sprenkel  hat 
als  das  mir  gesandte,  da  viele  Fabrikanten  reine 
Farben  bevorzugen. 

Für  einen  Teil  des  Restes  hat  sich  bereits  ein 
Nehmer  gefunden:  Herr  Max  Dürr  in  Hanau 
kaufte  5  Packen.  Ich  ersuche  Sie,  ihm  diese  in 
meinem  Namen  baldigst  zu  senden  und  ihm  1,88  M 
für  ^/a  kg  ab  Amsterdam  unverzollt  in  Rechnung 
zu  stellen,  mich  aber  von  dem  Geschehenen  zu  be- 
nachrichtigen. 

In  Hochachtung 
(^^^-  "3.)  A.  G.  Eidam. 


')  Bezeichnung  (Name)  der  Plantage  der  Deli-MaatschappiJ- 
Oesellschaft,  welche  den  Tabak  bauen  ließ. 

'•')  S  bedeutet,  daß  das  Tabakblatt  weiße  Sprenkel  (Flecken^ 
hat,  SS  viele  weiße  Sprenkel,  Bl  =  braun  in  erster  (dunkeler) 
Farbensorte,  B  2  =  braun  in  zweiter  (hellerer)  Sorte. 

')  Die  Tara  wird  mit  2  kg  für  1  Packen  berechnet. 
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113.  (Vgl-  11^-)  Amsterdam,  26.  März  ig  .  . 

Herrn  A.  G.  Eidam  in  Düsseldorf. 
Ihrem  Auftrage  vom  24.  d.  entsprechend,  über- 
gab ich  heute  dem  Schiffer  W.  Urban  hier  die  in 
beiliegender  Rechnung  verzeichneten  5  Packen  Su- 
matra-Tabak,  für  Herrn  Max  Dürr  in  Hanau  be- 
stimmt.  Sein  gedeckter  Kahn  „Nymphe"  steuert 
bereits  morgen  Mainz  zu,  was  ich  dem  Empfänger 
gemeldet  habe. 

Hochachtungsvoll 

Rechnung.  F.  Kehr. 

Amsterdam,  26.  März  ig  .  . 

Rechnung 

über  an   Herrn  Max  Dürr  in  Hanau 
in  Kahn  „Nymphe",  Schiffer  W.  Urban,  verladene 


H.S-P. 

5    Packen    Sumatra  -  Tabak, 

Ji 

4 

13  4S4ISS 

Deli-Maatschappij 

Bo.  So^L-,  kg] 

„     79^/2   „  \=  ^'^^  ^^ 

„     Z       ..  \Ta.    10  „ 

No.  230  kg 

unverzollt  ab  Amsterdam 

zu  1,88  M  für  ^/a  kg  .  . 

864 

80 

114. 


F.  Kehr. 
Altona,    18.  Februar  ig 


Herren  Siegel  &  Frank  in  Liverpool. 

Da  ich  für  das  Frühjahr  große  Quantitäten  Saat- 
gut anzuschaffen  beabsichtige,  ersuche  ich  Sie  hier- 
durch um  Zusendung  einer  fingierten  Einkaufs- 
.rechnung  für  den  Bezug  von  500  Qrs  Saatlein  zu 
dortigen  Preisen  und  Usancen,  um  einen  Anhalt 
für  die  darauf  zu  basierende  Kalkulation  in  diesem 
Artikel  zu  haben. 

Freundlicher  Gewährung  meiner  Bitte  entgegen- 
sehend, danke  ich  Ihnen  im  voraus  und  werde 
Ihnen  geeignetenfalls  einen  Auftrag  erteilen,  wobei 
ich  erwarte,  daß  Sie  in  jeder  Beziehung  mein  In- 
teresse wahrnehmen  werden. 

Hochachtungsvoll 

(Vgl-  II5-)  H.  B.  Schütze. 

115.  (Vgl.  114.)  Liverpool,   24.  Februar  ig  .  . 

Herrn  H.  B.  Schütze  in  Altona. 

Gern  zu  Ihren  Diensten,  senden  wir  Ihnen  in 
Anlage  die  gewünschte  fingierte  Einkaufsrechnung 
für  Leinsaat  mit  dem  Bemerken,  daß  wir  den 
gegenwärtigen  Preis  zugrunde  gelegt  haben,  der 
zugleich  als  Durchschnittspreis  gilt. 

Es  wird  uns  freuen,  einen  Auftrag  von  Ihnen 
zu  erhalten.  Wir  werden  ihm  alle  Sorgfalt  an- 
gedeihen  lassen  und  stets  auf  Ihr  Interesse  be- 
dacht sein. 

Mit  dieser  Versicherung  empfehlen  wir  uns  Ihnen. 


Conto  finto. 


Siegel  &  Frank. 


(Zu  115.)  Liverpool,   24.  Februar  ig  .  t 

Beispielsrechnung 

über  gedachten  Einkauf  von  500  Qrs  Leinsaat. 


500  Qrs  netto  zu  52^1^  sh  das  Qr   . 
Diskont  2^/2^/0 
Spesen  : 

Empfangen,  Wiegen,  Zeichnen,  stat. 
Warenverzeichnis  und  städt.  Ab- 
gaben   ä     3-3-4 

500  Säcke   zum  Ein- 
füllen je  il4^J  ■  .    . 

Fuhr-  u.   Trägerlohn, 
Einschiffen    .... 

Assekuranzauf  £  1500 
zu  7l6'>JoV     .... 

Police 

Courtage   ^/g^/o  von 
£  131 2.  10.  —  */)  . 

Konnossement,  Porti, 
kleine  Kosten  .    .    . 


33-    6.    8 

12.  10.  — 

5-  12.    6 

—  IG.  — 


J.  IG. 


Kommission  2°Jq 


£ 
1312 
32 


127g 


58 


1337 
26 


13 


Siegel 


1364  14     3 
&  Frank. 


1 


Bemerkung.  Dergleichen  fingierte  Verkauimechnungen 
lauten  ähnlich,  unterscheiden  sich  von  obigen  nur  dadurch,  daß 
die  Verkauisspesen  vermindemd  wirken,  vom  angenommenen 
Bruttoertrage  also  abgezogen  werden,  um  den  Reinertrag  zu 
finden. 

116.  Magdeburg,  den  3.  März  ig  .  .- 

Herrn  Theodor  Weinhold  in  Hamburg. 

Für  Ihr  freundliches  Anerbieten  in  Ihrem  w. 
Schreiben  vom  2g.  v.  M.  bestens  dankend,  habe 
ich  heute,  mit  Ihren  Bedingungen  einverstanden, 
demselben  entsprechend  Herrn  F.  Sorge  in  Lands- 
berg  a.  d.  W.  beauftragt,  für  meine  Rechnung 
15  Faß  rote  Kleesaat 

auf  dem  Wasserwege  baldigst  an  Sie  zu  befördern. 

Ich  ersuche  Sie  hierdurch,  die  Ware  dort  mög- 
lichst vorteilhaft  zu  verkaufen,  jedoch  nicht  unter 
52  M  für  50  kg. 

Es  wird  mich,  freuen,  wenn  dieser  Versuch  so 
ausfällt,  daß  ich  daraus  Veranlassung  nehmen 
kann,  Ihnen  öfter  Zuweisung  in  dieser  Richtung 
zu  machen. 

In  Erwartung  Ihrer   angenehmen    Nachrichten 
empfehle  ich  mich  Ihnen. 
(Vgl.  117.)  Georg  Lamprecht. 

117.  (Vgl.  116.)  Hamburg,  am  28.  März  ig  .  : 

Herrn  Georg  Lamprecht  in  Magdeburg. 

Indem  ich  Ihnen  den  Eingang  der  mir  in  Ihrem 
Schreiben  vom  3.  d.  M.  angekündigten 
15  Faß  rote  Kleesaat 

anzuzeigen  die  Ehre  habe,  freut  es  mich,  Ihnen 
heute  mitteilen  zu  können,  daß  sie  zu  55,60  Jii 
für  50  kg  Nehmer  gefunden  haben. 


^)  1'4  heißt  1  sh  4  d  das  Stück. 
2)  7  sh  6  d  für  100  £. 
')  Die  Courtage  wird   von   der  Einkaufssumme  vor  Abzug- 
des  Diskonts  berechnet. 


^1 


Briefe  im  Warengeschäft. 


909 


Beiliegend    finden    Sie    Verkaufsrechnung,   für 
deren  Netto -Ertrag  von 

M  4722.40,  Valuta  für  31.  d.  M., 
ich  Sie  erkannte. 
Als  Gegenwert  überreiche  ich  Ihnen  anbei 
M  4000.00  für  ult.  März  auf  die  Braun- 
schweigische Bank, 
deren  Sie  sich  zu  meinen  Gunsten  bedienen  wollen. 
Mit  der  Bitte  um  Gutschrift  dieses  Betrages  nach 
Eingang  verbinde  ich  die  weitere  um  Wiederholung 
Ihrer   geschätzten  Aufträge,    da   ich    wohl  hoffen 
darf,  daß  Sie  mit  dem  Resultat  dieses  ersten  Ge- 
schäftes zufrieden  sein  werden. 

V. -Rechnung.  -^^  Hochachtung 

Wechsel.  Theodor  Weinhold. 

(Vgl.  118.) 

Hamburg,  28.  März  ig .  : 

Verkaufsrechn  ung 

über  15  Faß  rote  Kleesaat,  empfangen  von  F.  Sorge 

in  Landsberg  a.  d.   W.  für  Rechnung  des  Herrn 

Georg  Lamprecht  in  Magdeburg. 


F.S 

Nr. 
728:42 


15  Faß  rote  Kleesaat. 
Bo.  4812  kg  /  Ta   315  kg 
ab      363   „  \  Ggw.  48  „  (1^1 


No.  444g  kg  zu  Ji  55.60  für  50  kg 


ab  Dekort  i^i 


Spesen :  Bruttoertrag 

Courtage  von  444g  kg  zu 

1,25  M  für  100  kg  .  M  55.60 
Abnehmen,        Stürzen, 

Wiegen,  Liefern  u,  a. 

kleine    Spesen    60   c) 

pro  Faß 

Versicherung  auf  5000  M. 

•^^    /s  /oo 

Eingangszoll  ^/^o/^  von 

M  4947-30 

Kahnfracht  von  Lands- 
berg bis  Hamburg  auf 
4800  kg,  50  cf)  f.  100  kg 

Provision  zu  i^j^^jo  von 
M  48g7.8o 


9-30 

0.63 

12.37 

24.00 


73-50 


Reinertrag  für  31.  März 


M 


4947 
49 


4897 


175 


^ 


4722 


Theodor  Weinhold. 


118.  (Vgl.  116. 117.)  Magdeburg,  den  2.  April  ig  .  . 

Herrn  Theodor  Weinhold  in  Hamburg. 
Ihr  Brief  vom  28.  März  brachte  mir  die  erfreu- 
liche Nachricht  von  dem  schnellen  und  vorteilhaften 
Verkauf  der  Ihnen  am  3.  März  avisierten  15  Faß 
roter  Kleesaat. 

Die  beigefügte  Verkaufsrechnung  habe  ich  in 
Ordnung  gefunden.  Wie  ich  Sie  für  deren  Rein- 
ertrag mit  M  4722.40  belastet  habe,  so  habe  ich 
Sie  fiir  den  gesandten  Wechsel,  den  die  Braun- 
schweigische Bank  eingelöst  hat,  für  4000M  erkannt. 

Den  kleinen  Rest  meines  Guthabens  von  M  722.40 
bitte  ich  für  meine  Rechnung  an  die  Herren  Gebr. 
Forstmann  dort  gegen  doppelte  Quittung  zu  zahlen. 
Ich   habe   denselben  bereits  Mitteilung  von  dieser 


Verfügung  gemacht.  Nach  Empfang  einer  Quittung 
können  wir  beide  diese  Kommission  ohne  Saldo- 
vortrag abschließen,  da  sich  beide  Seiten  völlig 
ausgleichen. 

Schließlich  danke  ich  Ihnen  für  Wahrnehmung 
meines  Interesses  bei  dieser  Kommission  und  ver- 
sichere Sie,  daß  ich  Ihnen  gern  weitere  Aufträge 
ähnlicher  Art  zukommen  lassen  werde. 

Hochachtungsvoll 
Georg  Lamprecht. 

li^.Georg  Hesky  in  Wien  empfiehlt  sich  am 
5.  Januar  ....  Oskar  Liebers  in  Hanau  für 
den  Verkauf  von  Lederwaren  in  Österreich- 
Ungarn  und  bittet  um  eine  Probesendung, 
deren  Behandlung  ihn  wohl  zu  weiteren  Auf- 
trägen veranlassen  werde.  Mehrjährige  Er- 
fahrung und  gute  Verbindungen  lassen  ihn 
auf  schnellen  Umsatz  hoffen.  Verkaufsbedin- 
gungen: 2V2*'/o  Vergütung,  2«/o  für  Bürgschaft 
bei  Verkäufen  mit  Ziel,  Erstattung  aller  baren 
Auslagen.    Empfehlung  und  Versprechen  usw. 

120.  Alfred  Spielmann  in  Dortmund  erteilt  Rudolf 
Bitter  in  Geisenheim  auf  dessen  Anerbieten 
vom  25.  August  am  3.  September  Auf  trag  zum 
Ein kaufvon  rund 60hl  Weißwein  vorjähriger 
Ernte  zum  Höchstpreise  von  72  JC  für  das  hl 
ausschließlich  Faß  für  seine  Rechnung.  Er 
erwartet  gute  Qualität  in  sauberen,  gut  ver- 
schlossenen Fässern,  deren  billige  Berechnung, 
Versicherung  25 «/^  über  Einkaufspreis  und 
Versendung  mittels  Kahn  Ende  September. 
Für  den  Gesamtbetrag  seiner  Rechnung  soll 
er  10  Tage  nach  Sicht  auf  ihn  trassieren,  aber 
ihn  davon  vorher  bei  Erteilung  der  Rechnung 
benachrichtigen. 

121.  a)  Walter  Gerber  in  Bremen  sendet  an  Walter 
Helm  in  Berlin  10000  kg  Sago  zum  kom- 
rnissionsweisen  Verkauf,  nicht  unter  13  ^ 
für  1/2  kg.  —  b)  Helm  verkauft  das  ganze 
Quantum  zu  15  4  für  das  halbe  kg  und  zieht 
in  der  Verkaufsrechnung  an  Spesen  ab:  Fracht 
nach  Berlin  M  50.00,  Depeschen  u.  a.  kl.  Kosten 
M  3.50,  Rollgeld  u.  a.  M  18.00,  Arbeitslöhne 
M  9.00,  Provision  2^\^. 

122.  Ernst  Kümmel  in  Schwerin  erhält  von  seinem 
Reisenden  Max  Gabler  Nachricht,  daß  er  an 
Franz  Dennstedt  in  Rostock  mit  2  Monat 
Ziel  verkauft  habe: 

netto  500  kg  Santos-Kaffee  zu  44  ^  das  halbe  kg, 
„  1000  „  Gras-Saat  zu  45  Ji  die  100  kg, 
„     500  „  Weißklee        zu\3tM  die  100  kg, 

welche  sofort  durch  die  Bahn  abzusenden  sind. 

123.  Karl  Stelzmann  in  Basel  verkaufte  von  Sen- 
dung des  Herrn  Paul  Scheffler  in  Chur  in 
Kommission  für  dessen  Rechnung  30  Laibe 
(d.  i.  große  runde  Scheiben  von  50—70  kg 
Gewicht)  la  Emmentaler  Schweizerkäse  (Preise 
zwischen  2,00  bis  2,25  Fr.  für  das  kg  schwankend). 
Er  erteilt  ihm  darüberVerkaufsrechnung  mit 
genauer  Angabe  der  Gewichte  und  Preise 
(netto  Kasse)  und  berechnet  an  Spesen:  Fracht 
19,60  Fr.,  Empfangs-  und  Lagergebühren 
10,20  Fr.,  Kommission  S^j^. 

12^.  Armin  Stock  in  Leipzig  erteilt  H.  F.  Dipp- 
mann  in  Königsberg  Faktura  über  für  ihn 
gekaufte  Waren  (in  1  Kiste  unfrankiert  al& 
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Stückgut  mit  Bahn  versandt):  je  2 Dtzd.  Damen- 
hosen, Größe  5,  in  Perlköper  zu  M  12.00;  in 
Kammgarn  zu  M,  36.00;  wollene  Trikot-Leib- 
binden, Größe  4,  zu  M  20.00;  wollene  Normal- 
anzüge, Größe  3,  5  und  7,  zu  M  11.00,  13.00, 
15.00;  desgl.  Vigogne,  Größe  4  und  7,  zu 
M  6.00  und  12.00.  Er  gibt  bei  jedem  Artikel  die 
Fabriklagernummer  an,  zieht  auf  den  Rechnungs- 
betrag 2**/o  Kasse-Skonto  ab,  berechnet  die  Kiste 
mit  2  M>,  die  Spedition  zur  Bahn  mit  0,80  M 
und  aufs  ganze  5<*/o  Kommission,  alles  netto 
Kasse. 

125,  Franz  Elster  in  Breslau  benachrichtigt  Bruno 
Findeisen  in  Berlin,  daß  es  ihm  gelungen 
sei,  die  am ihm  in  Kommission  ge- 
gebenen HO  Kisten  Eier,  poln.  und  nord- 
russische, limitiert  2,50  M  das  Schock,  zu 
2,65  M  für  das  Schock  zu  verkaufen.  In  der 
Verkaufsrechnung  verzeichnet  er:  B«  10200  kg 
Ta  120  kg,  Inhalt  2520  Schock  (=60  Stück)  zu 
2,65  iC  =  i£  6678.00;  ab:  Fracht  und  Zoll 
M  672.50,  Vergütung  für  Bruch  und  Ausschuß 
M  36.00,  Provision  2^2*^/0  von  M  6678.—.  Für 
den    Reinertrag    sendet    er    beiliegend   einen 

Wechsel   über   M  5800.00   für (8  Tage 

dato)  auf  die  Berliner  Handelsgesellschaft  und 
Ji  2.55  in  Briefmarken,  wodurch  sich  Soll  und 
Haben  ausgleicht.  —  Elster  hofft,  F  .  .  .  werde 
mit  dem  Resultat  dieses  Geschäfts  zufrieden 
sein  und  sich  zu  weiteren  Aufträgen  veran- 
laßt finden. 

2.  Briefe  im  Speditionsgeschäft^) 
und  für  dasselbe. 

Nach  §  407  des  HOB.  ist  Spediteur,  wer 
gewerbsmäßig  in  eigenem  Namen,  aber  für 
Rechnung  eines  Anderen  Güterversendungen 
durch  Frachtführer  oder  durch  Verfrachter  von 
Seeschiffen  übernimmt.  Er  hat  die  Sendungen 
(§  408)  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentUchen 
Kaufmanns  auszuführen  und  das  Interesse  des 
Versenders  (nach  dessen  Weisungen)  wahr- 
zunehmen, nach  §410  auch  ein  Pfandrecht 
an  dem  Gute  (sofern  er  es  noch  im  Besitze 
hat),  wegen  der  Fracht,  seiner  Provision,  Aus- 
lagen und  etwaiger  Vorschüsse.  Zur  Ver- 
sicherung des  Gutes  ist  er  ohne  Auftrag  nicht 
verpflichtet.  Ausführliches  hierüber  bringt  der 
11.  Abschnitt  dieses  Werkes.    Die  Korrespon- 


')  Die  Zahl  der  Transportpapiere  ist  sehr  groß  und  die 
Vorschriften  über  ihre  Ausfertigung  und  Behandlung  sehr 
mannigfaltig.  Erwähnt  sei  hier  nur  1.  der  Frachtbrief  (bei 
mangelhafter  Verpackung  des  Gutes  mit  einer  besonderen  Er- 
klärung hierüber  seitens  des  Absenders),  2.  Erklärungen  und 
Deklarationen  für  die  Zollämter,  3.  das  Formular  für  die 
,, Statistik  des  Warenverkehrs",  4.  Ursprungsatteste,  Identitäts- 
nachweise, Erlaubnisscheine  zur  Ein-  oder  Durchfuhr  einer 
WarCj  5,  für  Flußschiffahrt  der  Ladeschein  (bill  of  lading, 
recepisse),  6.  das  Konnossement  (Seefrachtbrief),  7.  die  Charte- 
partie  (Vertrag  über  Schiffsvermietung),  8.  die  Lagerscheine 
(Empfangscheine),  Oewichtsscheine  (zur  Veräußerung  der 
Ware  verwendbar)  und  Warrants  (Sicherheits-,  Garantiescheine, 
zur  Verpfändung  der  Waren  geeignet),  von  der  Lag'erhaus- 
verwaltung  ausgestellt  und  übertragbar,  9.  die  Legalisation  (Be- 
glaubigung der  Faktura  seitens  des  Konsulats  beim  Export  von 
Waren. 


denz  besteht  in  der  Hauptsache  in  (gedruckten) 
Speditions-Offerten  und  (schriftlichen)  Versen- 
dungsanzeigen (Avisbriefe). 

a)  Gedruckte  Offerten. 
126.  Flußschiffahrts-Bericht 

der  Speditions-  und  Schiffahrtsfirma 
Heinr.  Heisterbergk,  Hamburg-Lübeck 

Hamburg,  4.  Juni  1904. 
P.  P. 

In  Bestätigung  meines  letzten  Berichtes  ist  heute 
zu  melden,  daß  auf  der  ganzen  Linie  eine  z.  T. 
recht  empfindliche  Frachterhöhung  eingetreten  ist, 
trotzdem  sich  der  Wasserstand  der  Elbe  inzwischen 
gebessert  hat.  Die  Eibschiffer  wollen  eben  nicht 
mehr  zu  der  bisherigen  Anteilfracht  von  10  ^  für 
100  kg  fahren  und  haben,  begünstigt  durch  ver- 
hältnismäßig wenig  verfügbaren  Kahnraum  und 
vermöge  ihrer  über  das  ganze  Eibgebiet  verbreiteten 
genossenschaftlichen  Organisation,  zunächst  eine 
Erhöhung  um  5  ^  für  100  kg  durchgesetzt,  der 
möglicherweise  bald  eine  weitere  Aufbesserung  folgen 
wird.  Gerechterweise  muß  aber  anerkannt  werden , 
daß  die  Schiffer  jene  Mehrforderung  schon  vor 
14  Tagen  hätten  durchdrücken  kör^nen,  dies  aber 
aus  mancherlei  Rücksichten  unterlassen  haben. 
Frachten  nach  den  Spree-,  Oder-,  Netze-  und 
Warthe-Stationen  sind  ebenfalls  höher  gegangen 
und  dürften  sich  z.  T.  auch  einstweilen  auf 
jetziger  Höhe  behaupten,  zumal  der  Wasserstand 
der  Oder  und  Warthe  ein  äußerst  ungünstiger  ist. 
Gegenwärtige  Forderungen  für  100  kg  erstklassiges 
Massengut  nach: 


Magdeburg 2j<). 

Schönebeck 25  „ 

Aken 37  ,, 

WallwUzhafen 29  ,, 

Torgau jj  „ 

Riesa 33  ,< 

Dresden 35  ,, 

Tetschen- Laube   ....  41  „ 

Schönpriesen 44  „ 

Aussig 44  „ 

Halle  als 45  „ 

Berlin,  Deckkähne  .   .    .  30  35 


Berlin,  offene,  großeKähne  28I33  4- 
,,     offene, kleineKähne3ol3S  » 

Fürstenberg  a,0 45\50  „ 

Oderstationen  bis  einschl. 

Breslau   ....  6o\6s  „ 

Cosel 7SISS  „ 

Stettin 4SI50  „ 

Frankfurt  a\0 46I50  „ 

Küstrin 46,50  „ 

Landsberg  a\W 5o\55  „ 

Posen öslyo  „ 

Bromberg 85:^0  „ 


Finow-Maßkähne  30  35  ,, 

Ab  Lübeck   liegen   die  Frachten  für  Massenartikel  um  5  S/.  für 
100  kg  höher. 

127.     Übernahme  der  Transportkosten 

für  100  Kilogramm  in  Mark, 

ausschließlich  Assekuranz  und  Porti, 

für  Güter  aller  A  rt  (feuergefährliche  ausgenommen) 

ab  Station  Chemnitz. 


Nach  Station: 


Altwasser 3.4$ 

Beuthen  i.  Oberschi.     .    .    .  4.^0 

Breslau j-jo 

Brieg 3.80 

Bunzlau 2.55 

Camenz 4.00 

Canth 3.50 

Charlottenbrunn 3.40 

Cosel  (Stadt) 4.80 

Diüersbach  i.  Schi 3.20 

Dzieditz ^.go 

Falkenberg  i.  Oberschi.    .    .  4.20 

Frankensfein  ».  Schi.   .    .    .  4.10 

Freiburg  i.  Schi 3.50 

Friedeberg  a.  Queis  ....  2.50 

Friedland  i.  Ndr.-Schl.    .    .  3.35 

Friedland  i.  Böhmen   .    .    .  2.30 

Glotz 3.90 


Gleiwitx 4.S0 

Oörlitz x.ss 

Goldberg 3.30 

Greiffenberg  ».  Schi,     .   .    .  2.^0 

Groß-Strehlitz ^.70 

Grottkau 4.20 

Habelschwerdt 4.10 

Halbstadt  i.  Böhmen    .   .   .  3.4s 

Hansdorf 2.50 

Haynau 2.85 

Herrnstadt 4.10 

Hirschberg  i.  Schi 2.80 

Jägerndorf 3.10 

Jauer 3.25 

Kattowitz 5-00 

Kempen 4.20 

Königshütte  i.  Oberschi.  .    ,  5.00 

KSnigshuld 4.40 
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Petersdorf  (Riesengeb.)     .   .  3.00 

Pitschen 4.50 

Pless S.60 

Priebus  . S.S5 

Raiibor 4.80 

Rauscha 2.40 

Rawüsch 4.00 

Reichenbacb  »•  Schi.  .  3.70 

Rosettberg  O.  S 4.60 

Ruhbank 3.10 

Rybtiih ^.10 

Sagan 2.^$ 

Schmiedeberg  i.  R 3.00 

Schnellewalde 4.50 

Schoppinüz 3.30 

Schweidnitz 3.70 

Seidenberg 2.10 

Sohrau  i.  Ober  sohl $.40 

Sorau 2.40 

Sosnowice 3.30 

Sprottau 2.70 

Sirehlen 4.00 

Striegau 3.40 

Tarnowitz 3.00 

Trachenberg 3.80 

Trebnitz  i.  Schi 3.70 

Troppau 3.40 

Waidenburg  i.  Schi.     .   .    .  3.30 

Warmbrunn 2.go 

Wohlau 3.60 

Wüstegiersdorf   •  •  3-30 

Zabrze 4.^0 

Ziegenhals 4.50 

lobten 3.80 


Königszelt 3.55 

Kohlfurt 2.25 

Konstadt 4.30 

Kreuzburg •    .    .  4.40 

Krotoschin  i.  Posen  ....  4.25 

Landeshut  i.  Schi 3.10 

Langenbielau 3.80 

Lauban 2.20 

Laurahütte 5.10 

Leobschütz 4.^0 

Liegnitz 3-00 

Lissa  i.  Posen 3.70 

Löwen 4.00 

Löwenberg  i.  Schi 2.60 

Lublinüz 4.^0 

LOben 3.30 

Militsch 4.20 

Morgenroth ^.oo 

Münsterberg  i.  Schi.     .    .    .  4.00 

Myslountx 5.20 

Namslau 4.00 

Neisse 4.30 

Neurode 3.60 

Neustadt  o.s (.50 

Niedersalzbrunn 3.40 

Nimptsch 3.^0 

Oberglogau 4.80 

Ober-Langenbielau    ....  3.80 

Oderberg 5.30 

Oels 3.80 

Ohlau 3.80 

Oppeln 4.30 

Ostrowo  i.  Posen 4.60 

Oswiecim 3.60 

Ottmachau 4.20 

Sämtliche  Notierungen  verstehen  sich  auf  Grund 
der  gegenwärtigen  Frachten  und  der  Bedingungen 
der  am  Transport  beteiligten  Eisenbahn-Gesell- 
schaften. —  Minimalgewicht  20kg.  —  Assekuranz 
besorgen  wir  nur  auf  ausdrückliches  Verlangen. 
—  Eine  Haftpflicht  übernehmen  wir  nur  soweit, 
als  die  beteiligten  Eisenbahngesellschaften  uns  haft- 
bar sind.  —  Versicherungen,  wenn  wir  dazu  beauf- 
tragt, besorgen  wir  lediglich  als  Vermittler,  nicht 
als   Versicherer. 

Die  Güter  sind  an  unsere  A  dresse  hierher  zu  senden. 
Ab  Station erhöhen    sich   obige    Über- 
nahmen um  M  . .  .  für  100  kg. 

Chemnitz,  im  August  ig  .  . 

Gehrüder  Reiß. 

b)  Anfrage  wegen  Frachtsatz  für  Exportgut. 

128.  Chemnitz,  am  22.  Februar  ig  .  . 

Herren  Jahn  &  Frisch,  Hamburg. 

Bergedorfer  Straße  Nr.  i. 

Hierdurch  ersuche  ich  Sie  um  Angabe  der  Fracht- 
sätze für  Baumwollwaren  frei  ab  Station  Chemnitz 
durch  die  Bahn  als  Ausfuhrgut 
nach  Belfast  franko  Haus  a)  direkt,  b)  via  Leith, 
„      Bolton       „  „  a)in Ballen,  b)in Kisten, 

„      Dublin      „  „  a)  direkt,   b)  via  Leith, 

„     Lincoln    „  „  a)  via  Grimsby, 

b)  via  Boston, 
ferner   um   Mitteilung,    wann    und   wie    oft   sich 
Ladungsgelegenheit  nach  diesen  Plätzen  bietet. 

Ich  danke  Ihnen  im  voraus  für  erwarteten  Be- 
richt und  werde  bei  annehmbaren  Sätzen  Ihnen 
gern  meine  Aufträge  zuweisen. 

In  Hochachtung 
(Vgl.  12g.)  F.  L.  Jacobs. 


129.  (Vgl.  128.)        Hamburg,  den  23.  Februar  ig  .  . 

Herrn  F.  L.  Jacobs  in  Chemnitz. 

In  Beantwortung  Ihrer  gestrigen  Anfrage  teilen 
wir  Ihnen  mit,  daß  gegenwärtig  unsere  Fracht- 
sätze für  Baumwollwaren  als  Ausfuhrgut  frei  ab 
Station  Chemnitz  folgende  sind: 

für 
100  kg 

r»  7j    a.t       u   Tj       (direkt  g,22j 

n.  Belfast  franko Haus{    .     r    -^i 

'       '  \vta  Leith   10,22  . 


Bolton 


Dublin 


Lincoln 


bei  einem 
Minitnal- 

gewicht 

V.I20k9. 


200 


120 
200 

) 


(in  Ballen  y,^! 
"     \  „  Kisten    8,10  „ 

(direkt  8,71 

"     \via  Leith   10,22 

(via  Grimsby  8,02 
"     \via  Boston    7,15 

Unsere  Transportbedingungen  sind: 

1.  Die  notierten  Sätze  gelten  zu  den  Bedingungen 
der  beteiligten  Eisenbahn,  bzw.  Schiffahrtsgesell- 
schaften. Eine  Haftpflicht  übernehmen  wir  daher 
nur  soweit,  wie  die  beteiligten  Transportgesell- 
schaften uns  haftbar  sind. 

2.  Die  Sätze  enthalten  die  Kosten  einer  glatten 
Expedition  unter  normalen  Verkehrsverhältnissen. 
A  ußer gewöhnliche  Kosten  infolge  mangelnder  Trans- 
portgelegenheit, Eis  oder  Strikes,  sowie  Assekuranz, 
Porti  und  Statistik  sind  nicht  darin  eingeschlossen. 

j.  Unsere  Preise  gelten  auf  Grund  der  gegen- 
wärtig gültigen  Frachten.  Die  Offerte  erlischt  da- 
her bei  eintretender  Frachtveränderung. 

4.  Die  Verladung  nach  hier  hat  nach  unseren 
speziellen  Angaben  zu  erfolgen,  während  die  Ver- 
ladung ab  hier  mit  regulärem  Steamer  auf  kürzester 
Route  erfolgt,  und  zwar  unter  Deck,  wenn  nicht 
anders  angegeben. 

5.  Auf  Verlangen  besorgen  wir  die  Versicherung 
lediglich  als  Vermittler,  nicht  als  Versicherer,  und 
zahlen  im  Schadensfalle  nur,  was  die  Versicherungs- 
gesellschaft uns  vergütet. 

6.  Die  Benutzung  dieser  Offerte  gilt  als  An- 
erkennung unserer  Bedingungen.  Ladungsgelegen- 
heit nach  diesen  Plätzen  bietet  sich  hier  jeden 
Mittwoch. 

Wir  hoffen,  mit  Ihren  Zuweisungen  beehrt  zu 
werden,  und  empfehlen  uns  Ihnen. 

Jahn  &  Frisch. 


c)  Dienstanerbieten  für  Güterbeföiderung. 
Drucksache. 


130. 


CölnajRh.,  i.  April  ig  .  , 

Herren  Gebr.  Hagenbruch  in  Erfurt. 

Hierdurch  gestatten  wir  uns,  Ihnen  unsere  Spe- 
ditionsvermittelung für  Ihre  Sendungen  nach  Hol- 
land, Belgien  und  Frankreich  anzubieten.  Für 
diesen  Verkehr  sind  wir  in  der  Lage,  Ihnen  be- 
sonders vorteilhafte  Frachtsätze  einzuräumen. 

Wir  ersuchen  Sie  um  Angabe  der  für  Sie  in 
Betracht  kommenden  Plätze  und  der  Warengat- 
tungen,   welche  Sie  versenden,    damit  wir  Ihnen 

')  Ohne  Minimalgewicht  mit  Zuschlag  von  0,75  Ji  für  jeden 
Empfänger,  wenn  unter  180  kg. 
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unsere  billigsten  Übernahmssätze  dafür  unterbreiten 
können. 

Es  wird  uns  freuen,  wenn  Sie  unserer  Ver- 
mittelung  sich  bedienen  und  uns  recht  oft  für  Sie 
beschäftigen. 

In  Hochachtung 

F.  Geißler  &  Co. 


131. 


Drucksache. 

Baltimore,  am  5.  März  ig 


P.  P. 


Hiermit  beehren  wir  uns,  Ihre  Aufmerksamkeit 
auf  die  in  Verbindung  mit  unserem  Bankgeschäft 
eingerichtete 

Speditions-  und  Inkasso-Abteilung 
zu  lenken  und  Ihnen  unsere  Dienste  für 
Empfangnahme,   Abfertigung  und  Lagerung  von 
Gütern,   Passierung  derselben  durch  das  Zollhaus 

und  Weiterbeförderung 
anzubieten. 

Wir  besorgen  für  unsere  Auftraggeber  das 
Inkasso  der  Fakturen  und  Nachnahmen  gegen 
A  blieferung  der  Güter  oder  der  Verschiffungspapiere 
und  bewirken  die    Verrechnung  und  Auszahlung 
der  Beträge  durch  unser  Bremer  Haus,  Am  Wall  92. 
Infolge   zweckdienlicher   Einrichtungen   können 
wir  Ihnen  die  schnellste  Erledigung  aller  derar- 
tigen Aufträge  zusichern,  da  wir  uns  dabei  der 
Unterstützung  durch  vertrauenswerte  Verbindungen 
in  allen  Teilen  der  Vereinigten  Staaten  erfreuen. 
Zu   weiteren   Auskünften   sind   wir,    wie   auch 
unser   oben  erwähntes  Bremer  Haus,  gern  bereit. 
In  der  Erwartung,  daß  Sie  im  gegebenen  Falle 
von  unserem  Anerbieten  Gebrauch  machen,  emp- 
fehlen wir  uns  Ihnen 

in  Hochachtung  und  Ergebenheit 

Hopson  &  Lippold. 

853  Columbia  avenue 

Baltimore. 

d)  Anmeldung  von  Frachtgut. 
132.  Mannheim,  den  12.  Oktober  ig  . . 

Herrn  Walter  Großlaub  in  Gießen. 

Herr  Weingutsbesitzer   Viktor  Schade  in  Neu- 
stadt a.  d.  Haardt  wird  Ihnen  für  unsere  Rechnung 
G.  Sp.  Nr.  716J45 
30  Faß  Weißwein,  Bo-  4218  kg  franko  per  Bahn 


als  Stückgut 
senden.    Wir  ersuchen  Sie,  diese  nach  Entfernung 
etwaiger  Herkunftszeichen  an 

Herrn  Adolf  Nagel,  dort,  Friedrichstr.  3g, 
unter  Nachnahme  Ihrer  Spesen  auszuliefern. 
Hochachtungsvoll 
(Vgl.  133.)  Gebr.  Spielhagen. 

133.  (Vgl.  132.)  Gießen,  25.  Oktober  ig  .  . 

Herren  Gebr.  Spielhagen  in  Mannheim. 

Von  Herrn  Viktor  Schade  in  Neustadt  a.  d.  H. 
empfing  ich  die  mir  von  Ihnen  am  12.  d.  ange- 
kündigten G.  Sp.  Nr.  716 j 45 

30  Faß  Weißwein. 


Ich  habe  sie  nachgewogen  und  richtig  befunden, 
nach  Entfernung  der  Ursprungszeichen  Ihrer  Vor- 
schrift  gemäß  an 

Herrn  Adolf  Nagel,  hier,  Friedrichstr.  3g, 

abgeliefert  und  halte  Ihnen  meine  weiteren  Dienste 
bestens  empfohlen. 

In  Hochachtung 

Walter  Großlaub 

e)  Anzeige  über  Eingang  von  Frachtgut. 
134.  Zwickau,  10.  Septbr.  ig . . 

Herrn  Georg  Wendland,  hier. 

Von   Herrn    Ed.    Sinding   in    Frankfurt  ajM^ 
sind  für  Sie  F.  &■  Co.  376J78 
3  Ballen  franz.  Kalb-  und  Schafleder,  Bo  486  kg]^ 


hier  eingetroffen,   welche  Sie  gegen  Bezahlung  der 
Fracht  und  meiner  Spesen  von  zusammen  afiS 

M  72.60  ^11 

bei  mir  in  Empfang  nehmen  wollen. 

Auf  Wunsch  lasse  ich  sie  Ihnen  auch  durch 
mein  Geschirr  zuführen. 

Indem  ich  diese  Gelegenheit  benutze,  Ihnen 
meine  Dienste  für  Ihre  Speditionen  anzubieten, 
empfehle  ich  mich  Ihnen. 

In  Hochachtung 
Walter  Schneegans. 

Nota. 
Fracht  Lyon — Frankfurt       Jli  32.10 
„      Frankfurt — Zwickau  „  38.70 
Empfangs-Spesen  „     1.80 

M>  72.60 

f)  Anzeige  über  erfolgte  Auslieferung 
von  Frachtgut. 

135.  Breslau,  am  g.  November  ig  . 

Herrn  Albert  Grau  in  Schweidnitz. 
Die  mit  Ihrem  Briefe  vom  4.  d.   angemeldeten 
G.  K.  4::}:  i387\g4   8  Kisten,  Bo  g42  kg, 

sind  heute  eingetroffen  und  mit  den  hier  bereits 
lagernden 

G.  K.  ^  I2g8ji30i,  4  Kisten,  Bo  476  kg, 
zusammen  nachzüglich  des  Rollgeldes 

an  Herrn  Georg  Frohberger,  hier, 
zufolge  Ihrer  Verfügung  ausgeliefert  worden. 
Für  den  Betrag  untenstehender  Nota  von 
M  8.00 
belieben  Sie  mich  zu  erkennen. 

Hochachtungsvoll 

M.  Freund 

Nota. 
Vorfracht  auf  4  Kisten  M    6.20 

Rollgeld  zum  Lager  „     1.20 

I  Monat  Lagergeld  und  Porto   „  — .60 


M   8.00 


Briefe  im  Speditionsgeschäft. 
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g)  Versandanzeige  mit  Unkostenrechnung. 
136  a. 

Sp.         Lindemann  &  Gerig,  Hamburg 

Spedition  und  Schiffahrt.   Charterung,  A  ssekuranz, 
Verzollung,  Lagerung,  Sammelladungs-Dienst. 

Giro  -  Konten :  Reichsbank 

und  Hamburger  Filiale  der 

Deutsciten  Bank. 

Telegramm- A  dresse  : 

„Lindgerig". 

Femsprecher: 

Amt  I.   Nr.  6702, 

Herrn  Paul  Schweizer  in  Chemnitz  ijS. 

Wir  beehren  uns,  Ihnen  hierdurch  Expeditions- 
bericht über  von 

Herren  S.  A.  le  Vino  &  Co.,  Amsterdam, 

per  Dampfer  ,,Nereus",  empfangene  Güter  zu  er- 
teilen und  erlauben  uns,  unsere  Spesen  lt.  unten- 
stehender Nota  im  Betrage  von 

M  g.05 

der  Sendung  nachzunehmen.  Assekuranz  deckten 
wir  nicht. 

Um  Fortsetzung  Ihrer  Zuweisungen  bittend, 
sichern  wir  Ihnen  schnellste  und  aufmerksame 
Bedienung  zu  und  empfehlen  uns 

hochachtungsvoll 

Lindemann  &  Gerig. 


Buch  Nr.  5908. 


L.  V.  27' 32. 
6  Ballen  Kümmel, 

300  kg, 

m.EüschUpp.  747. 

ip;:  Koppe  durchd. 

Sp.  Sp.  Akt. -Ges. 

Riesa  franko, 

Wagen  dort,  an 

Ihre  werte  Adresse 

verladen. 


Spesen-Nota. 

Nachnahme     

Fracht  bis  hier 

Kailöschkosten    

Kaiwiegen  

Uebernahme    vom   Hamburger    Kai   l 
Chemnitz  Wg.  su  Jh  z.65  für  100 
auf  300  kg 

Assekuranz  M. iu  

Police  und  Stempel 

Spedüions- Provision    

Konnossemente,  Transito,  Porti 


für 


\    9  <  05 


Zahlbar  Kasse  in  Reichsmünze  direkt  portofrei  an  uns  oder  durch 
Giro-Konto  ohne  jeden  Abzug.  Wechsel  usw.  werden  nur  gegen  Ver- 
gü'iing  von  Diskont  und  etwaiger  Inkassospesen  in  Zahlung  genommen. 

1361).  Stettin,  12.  Mai  ig  .  . 

Herrn  Albert  Priebus  in  Berlin  SW. 

Tempelhof  er  Ufer  27. 
Ab  Chemnitz  für  Sie  empfangene 
S.  M.  F.  :^  I3iy\2i    5  Kisten  Maschinenteile, 

Bo  3478  kg, 

beförderten  wir  franko  durch  Dampfer  „Nautilus", 
Kapitän  Ohnsorge,  unterVersicherungvonJiy  500.00 
zufolge  Ihrer  Verfügung  an 

Herrn  Chr.  Krüger  in  St.  Petersburg. 

Ein  Konnossement  sandten  wir  dem  Empfänger ; 
Duplikat-Konnossement  liegt  für  Sie  bei. 

Unsere  Auslagen  und  Spesen  betragen: 
für   Porti  und  Konnossemente    .    .    .    .    M    1.80 
,,     Vorfracht  Chemnitz — Stettin 

(2,63  M  für  100  kg) ,  gi.50 

„    Empfangen  und  an  Bord  bringen  .    „  17.40 
zum  Übertrag    M  110.70 
58 


Übertrag  M  110.70 
Versicherung  auf  Ji  7500.00  zu  ^j^  Jo  »    37-50 

,,     Police  und  Stempel „    —.70 

„     Fracht  nach  St.  Petersburg 

(1,70  M  für  100  kg) „   5g.2o 

M  208.10 
um  deren  Gutschrift  wir  Sie  ersuchen. 

Wir   sehen   Ihren   ferneren   Zuweisungen   gern 
entgegen  und  empfehlen  uns  Ihnen  in  Hochachtung. 

I  Konnossement.  Busch  &  Schellhaas. 


h)  Vorschriften  für  den  Spediteur  am 
Bestimmungsorte. 

137.  Magdeburg,  ig.  September  ig. 

Herren  Erbs  &  Härtung  in  Flensburg. 

Durch  Vermittlung  des  Herrn  W.  Krumbiegel 
in  Hamburg  sende  ich  Ihnen  franko  45  Stück 
eiserne  Öfen,  wovon  Sie 


an  die  Herren: 
H.  Junker  in  Apenrade 
W.  Zeisig  in  Tondern 
M. Donner  i.  Hadersleben 


je  6  Dauerbrand -Regit-' 

lieröfen 
je  4  Gasheizöfen,  System 

Hoüben, 
je  5  Petroleum-Heizöfen 
gütigst  weiterbefördern  wollen. 

Die  dortigen  Spesen  tragen  die  Empfänger. 
Hochachtungsvoll 

Paul  Lampert. 

i)  Mitteilung  einer  Annahmeverweigerung. 

138.  Gera,  am  5.  November  ig  . . 

Herrn  G.  Breitenbach  in  Schneeberg. 

Die  Herren  Heinze  cS-  Koburger,  hier,  verweigern 
die  Annahme  Ihrer  Sendung  vom  26.  v.  M. 
H.  F.  S.  7 3g 1 40    2  Ballen  Spitzen  und  Posa- 
menten, Bo  138  kg, 
da  nach  Ihren  Angaben  die  Lieferfrist  längst  ver- 
strichen sei. 

Wir  haben  die  Ballen  einstweilen  auf  gutes 
Lager  gebracht  und  bitten  um  Verfügung  betreffs 
deren  weiterer  Behandlung. 

In  Hochachtung 
Sturm  &  Dittrich. 

k)  Anzeige  über  verzögerte  Lieferung. 

139.  Jena,  den  23.  Septbr.  ig.. 

Herrn  C.  W.  Breitfeld,  hier. 

Von  Herrn  Professor  A.  Bloembergen  in  Utrecht 

erhielt  ich  soeben  die  Nachricht,   daß  die  für  ihn 

bestimmten  und  Ihnen  von  mir  am  i.  d.  M.  zur 

Beförderung  an  seine  Adresse  übergebenen 

H   W.  16276177  3  Kisten  optische  Instrumente, 

Bo  47  ^U  kg^ 
noch  nicht  eingetroffen  sind. 

Ich  ersuche  Sie  darum,  die  nötigen  Nachfor- 
schungen nach  deren  Verbleib  sofort  zu  veranlassen 
und  füge  zu  diesem  Zwecke  die  Karte  des  ge- 
nannten Herrn  hier  bei. 

A  chtungsvoll 

H.  Weinhold. 


I  Karte. 

~(vgiri4^ 
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Anfrage  bei  der  Bahnverwaltung. 

140.  (Vgl.  139.)  Jena,  den  23.  Septhr.  ig  . . 

An  die 
Güter-Verwaltung  der  Weimar-Geraer  Eisenhahn 

hier. 
Mit  Frachtbrief  vom  2.  d.  übergab  ich  Ihnen 
H.  W.  i62y6\7y  2  Kisten,  Inhalt  optische  In- 
strumente, Bo  4y^\^  kg, 
zur  Beförderung  als  Frachtgut  an 

Herrn  Professor  A.  Bloembergen  in  Utrecht, 

bahnlagernd  Utrecht. 
Laut  beiliegender  Karte  soll  diese  Sendung  noch 
nicht  am  Bestimmungsorte  angelangt  sein.  Ich 
ersuche  Sie  deshalb,  die  nötigen  Nachforschungen 
über  den  Verbleib  dieser  2  Kisten  anzustellen  und 
mich  vom  Resultat  zu  unterrichten. 

Mit  Hochachtung 
C.  W.  Breitfeld. 


I  Karte. 


(Die  hinter  den  Nummern  stehenden  Buchstaben  geben  die 
Kapitel  der  vorstehenden  Beispiele  an.) 

141.  (a)  Die  Speditionsfirma  F.  Stockmann  in  Em- 
merich empfiehlt  sich  durch  gedrucktes  Zirkular 
für  Güter-  und  Paket-Sendungen  jeder  Art  auf 
billigsten  und  schnellsten  Linien  nach  allen 
Teilen  der  Welt  zu  festen  Tarifsätzen  ohne 
Nebenspesen.  Sie  fügt  einen  Tarif  für  Paket- 
Sendungen  nach  Großbritannien  (einschl.  aller 
Spesen,  ausschl,  Versicherung)  bei,  mit  alpha- 
betischer Angabe  folgender  Orte  und  Zonen: 

1.  Zone:  Bath,  Brighton,  Cambridge,  Hüll, 
Northampton,  Norwich,  Portsmouth,  Wolver- 
hampton. 

2.  Zone:  Birkenhead,  Birmingham,  Bradford, 
Bolton,  Bristol,  Cardiff,  Carlisle,  Chester,  Derby, 
Exeter,  Falmouth,  Halifax,  Hartlepool,  Hudders- 
field,  Leeds,  Leicester,  Liverpool,  Manchester, 
Middlesborough,  Newcastle  upon  Tine,  Not- 
tingham, Oldham,  Oxford,  Plymouth,  Preston, 
Sheffield,  Southampton,  Stafford,  Walsall, 
Worcester,  Yarmouth,  York. 

3.  Zone:  Ashton  u/Lyne,  Coventry,  Darling- 
ton, Dundee,  Glasgow,  Hereford,  Newport, 
Southport,  Stockport,  Sunderland,  Whitby. 

4.  Zone :  Belfast,  Cork,  Dublin,  Queenstown, 
Stockton  o  Tees, 

1  bis  25  kg  kosten  in 
Zonel :  i^  1.50  bis  M  7.90,  jed.weit.kg30(^  mehr 

„  Z:  „  l./U  „  „  /.y3,  n  n  y>  ■^■' »  n 
„  o'.  n  l.oU  „  „  y.DÜ,  „  „  „  40 „  „ 
„     4 :   „    /.UU    „    „11 .25,    „       „        „   4d  „      „ 

(Zwischen  2  und  3  kg  .J  1.00  bis  1.20  Unterschied, 
7  bis  9kg  im  Preise  gleich!) 

Von  Emmerich  bis  London  und  vice-versa 


v=  umgekehrt)  gilt  ein 

Spezial-Tarif. 


kg  1-2 

3-5 

6-10 

11 

12 

13 

14 

Jb   1.00 
kg  15 

2.00 
16 

2.50 
17 

2.60 
18 

2.65 
19 

2.85 
20 

3.00 
21 

Jl,  3.20       3.60      3.90      4.20       4.50       4.75       5.10 

Expreß-Sendungen  werden  in  England  in 
1  bis  3  Tagen  ab  Emmerich  abgeliefert. 

Frachtgüter  werden  zu  billigen  Übernahme- 
sätzen nach  allen  Teilen  angenommen,  Tarife 


für  Expreß-Sendungen  nach  Amerika,  den  Ko- 
lonien u.  a.  gratis  ausgegeben.  (Filialen  in 
Vhssingen  und  London.) 

142. (b)  G.  Werner  in  Düren  ersuchte.  Schücking 
in  Hamburg  um  Angabe  der  Frachtsätze  und 
Versicherungsgebühr  für  Papier  nach  Porto 
Alegre  (Brasilien),  auch,  wie  oft  und  wann 
sich  Schiffsgelegenheit  dorthin  bietet.  (Vgl.  143.) 

143. (b)  Schücking  antwortet  umgehend:  Fracht 
M  42.00  für  1000  kg  Bo,  Seeversicherung  Va^/o 
frei  von  5<>/o  Beschädigung  ausschließlich  der 
üblichen  Kosten  für  Police,  Stempel  u.  a.,  Ver- 
schiffungskosten 40  4  für  100  kg  oder  Jü  1.00 
das  Kollo  nach  seiner  Wahl,  mindestens  Ji  3.00 
für  eine  Sendung.  Kai-,  Lager-  und  andere 
Kosten  besonders.  Abgang  der  Schiffe  jeden 
Donnerstag  (Hamburg-Südamerik.  Dampfschiff- 
fahrts-Gesellschaft).    (Vgl.  142.) 

144.  (c)  Heinr.  Haller  in  Kiel  empfiehlt  sich  am 
24.  April  durch  Zirkular  zur  Speditionsvermitt- 
lung für  ein-  und  ausgehende  Sendungen  nach 
und  von  allen  Ostseehäfen  unter  Angabe  der 
diesjährigen  regelmäßigen  Dampfschiffsver- 
bindungen. Er  ist  jederzeit  zur  Aufgabe  von 
festen  Frachtübernahme-Sätzen  und  weiteren 
Auskünften  bereit  und  sichert  pünktliche  und 
aufmerksame  Bedienung,  wie  Wahrnehmung 
der  Interessen  seiner  Auftraggeber  zu. 

145.  (d)  a)  Wilh.  Dietsch  in  Großschönau  meldet 
E.  Franke  in  Zittau  die  Absendung  von 
5  Kisten  Leinwand  und  Damast,  Bo  784  kg, 
an  und  ersucht  um  Weiterbeförderung  in 
Sammelladung  an  /.  Koch  &  Sohn  in  Frank- 
furt a.  d.  O.  b)  E.  Franke  bestätigt  den  Ein- 
gang (durch  Postkarte)  und  meldet  die  Aus-JB 
führung  dieses  Auftrags;  Empfehlung  zu  wei-^^J 
teren  Diensten. 

146.  (d)  a)  Th.  Röber  in  Ruhla  benachrichtigt  H. 
Schenkel  in  Eisenach  von  frankierter  Absen- 
dung von  3  Kisten  Pfeifen,  Nr.  126/8,  Bo  150  kg, 
bittet  um  Weiterbeförderung  an  Josef  Bild- 
hauer in  Eger,  franko  Eger,  sowie  um  Ver- 
sicherungsnahme  mit  450  M.  Die  Fracht  Ä| 
Eisenach — Eger  möchte  er  ihm  in  Rechnung  1|| 
stellen,  die  Versicherungsgebühr  nebst  deren 
Spesen  hingegen  vom  Empfänger  durch  Nach- 
nahme erheben,  b)  H.  Schenkel  meldet  die 
Ausführung  dieses  Auftrags  und  bittet  um 
Gutschrift  des  Frachtbetrages  von  3,80  M. 

147. (d)  a)  C.  van  Andel  in  Amsterdam  avisiert  /.  G. 
Berger  in   Plauen  i\V.    den   Abgang  der   für 
Gebr.  Steinbach,  dort,  in  Auktion  gekauften 
^  4358/4407   50  Ballen  Rohkaffee,  Bo  3090  kg 
p  4561/4630    70      „  „  „    4320  „ 

in  Sendung  der  Niederländischen  Staatsbahn 
über  Emmerich;  b)  meldet  die  Sendung  gleich- 
zeitig auch  der  Sped.-Firma  M.  Schott  in  Em- 
merich an  mit  dem  Ersuchen  um  Weiterbe- 
förderung unter  Nachnahme  seiner  Spesen  an 
J.G.  Berger  in  Plauen  ijV.     (Vgl.  148.) 

148.  (e)  Schott  in  Emmerich  zeigt  den  Eingang  der 
Kaffeesendung  und  die  Ausführung  obigen 
Auftrages  a)  C.  van  Andel,  Amsterdam,  b) 
/.  G.  Berger  in  Plauen,  an,  letzterem  auch 
die  Nachnahme  seiner  Spesen  von  18,60  Jü 
für  Übernahme  und  24,60  Ji  Umladegebühr. 
(Vgl.  147,  149.) 
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149.  (e)  a)  /.  G.  Berger  in  Plauen  ij  V.  empfängt 
die  120  Ballen  Rohkaffee,  bahnseitig  nachge- 
wogen und  richtig  befunden,  gegen  Eriegung 
der  Fracht  und  benachrichtigt  davon  Gebr. 
Steinbach  daselbst  unter  Beifügung  seiner 

Spesen-Nota: 
Nachnahme  von  Emmerich   .   .   M   43.20 
Bahnfracht  Amsterdam— Plauen    „  312.80 

Übernahme  hier „     18.00 

Anmeldung  b.  Zollamt,  Porti  u.  a.   „      3.60 
Speditionsprovision „     15.10 

M  392.70 
mit  dem  Ersuchen  um  Empfangnahme  gegen 
Zahlung.  Auf  Verfangen  wird  er  Ihnen  das 
Out  durch  sein  Geschirr  zuführen  lassen.  Emp- 
fehlung zu  weiteren  Diensten,  b)  \f\  Berger, 
Plauen,  benachrichtigt  nach  Eriedigung  dieser 
Auslieferung  C  van  Andel  in  Amsterdam  hier- 
von, dankt  ihm  für  seinen  Auftrag  und  bittet 
um  Bewahrung  seines  Wohlwollens  in  Gestalt 
weiterer  Zuweisungen  usw.    (Vgl.  147, 148.) 

150.  (b)  a)  H.  Zander  in  Leipzig  ersucht  G.  Reuter 
in  Hamburg  um  Auskunft  über  die  Kosten 
für  Beförderung  von  Exportgut.  b)  Reuter 
schreibt:  Es  empfiehlt  sich,  bei  mehreren  Sen- 
dungen, die  von  verschiedenen  Plätzen  kom- 
men, aber  vereint  verschifft  werden  sollen 
(Ersparnis  bis  zu  20^1^1),  die  Anordnungen  so 
zu  treffen,  daß  die  Sendungen  möglichst  gleich- 
zeitig dort  anlangen,  da  die  Bahn  nur  48  Stunden 
freies  Lager  gewährt,  für  längere  Fristen  aber 
eine  Lagermiete  von  10  ^  für  je  100  kg  und 
1  Tag  erhebt.  Ist  ein  gleichzeitiges  Eintreffen 
nicht  zu  ermöglichen,  so  ist  Einlagern  im 
Freihafen  das  beste.  An  Spesen  werden  be- 
rechnet: 

für    Transport  zum    Lager  20  ^  für  100  kg, 

mindestens  1  J6  für  das  Stück, 
für  Aufnahmen  und  Absetzen  16  ^  für  100  kg, 
für  Lagermiete  für  den  Monat,  einschl.  Ver- 
sicherung, 20  S)  für  100  kg, 
für  Transport  an  Bord  und  Kaigeld  30  4  für 

100  kg, 
für  Speditions-Provision  bis  5000  kg  20  ^  für 

100  kg,  über  5000  kg  10  <^  für  je  100  kg, 
für  Seefracht,   einschl.   5  bis  lO^/o   Zuschlag, 

vereinbarte  Sätze, 
für  Deklarationen,  je  10  <^  für  das  Stück, 
für  Konnossemente,  Porti  u.  a.  60  ^  für  jede 

Einzelsendung,  vereinigte  billiger. 
Jeder  Sendung  ist  ein  statistischer  Schein  bei- 
zufügen, auch  bei  Überweisungen  an  andere 
Spediteure  für  jede  einzelne  Sendung.  Weitere 
Auskünfte  auf  besonderen  Wunsch. 

151.  (h)  W.  Lukas  in  Eschwege  ersucht  Berthold 
Hahn  in  Schweinfurt,  die  für  ihn  auf  Lager 
habenden  2  Kisten  Seifen,  Bo  68  kg  (Signum), 
an  Robert  Wenige,  dort,  a\iszuliefern. 

152.  (e,  f)  F.  Kaminski  in  Sonneberg  teilt  R. 
Wächter  in  Stuttgart  mit,  er  werde  durch  Her- 
mann Gabler  in  Frankfurt  ajM.  5  Kisten 
(Signum)  Holzspielwaren,  Bo  142  kg,  erhalten 
und  möchte  diese  an  Georg  Wendler  in  Eß- 
Hngen  gegen  Nachnahme  von  148,60  M  und 
Erstattung  der  Fracht  und  seiner  Spesen  aus- 
liefern, erstere  aber  ihm  durch  Postanweisung 
zusenden. 


153.  (g)  K.  Junge  in  Magdeburg  teilt  der  Chemi- 
schen Fabrik  in  Leopoldshall,  A.-G.,  mit,  er 
habe  nach  ihrer  Weisung  die  ihm  gesandten 
15  Faß  Kali-  u.  a.  Salze  (Signum)  an  Arthur 
Stolz  in  Hannover  in  Sammelladung  weiter 
befördert.    Empfehlung. 

154.  (g)  W.  Schurig  in  Langensalza  benachrichtigt 
R.  Krause  in  Dresden,  daß  er  von  der  Lan- 
gensalzaer Tuchfabrik,  A.-G.,  empfangene, 
für  ihn  bestimmte,  6  Ballen  Tuche  (Signum, 
Bo-Gew.)  in  Sammelladung  vermittelst  des 
Herrn  Karl  Süßkind  in  Halle  frachtfrei  an 
seine  Adresse  weiterbefördert  habe.  Für  den 
Betrag  seiner  beiliegenden  Spesennota  (Fracht- 
brief und  Porto  0,40  JL,  Anfuhr  zur  Bahn  20  ^ 
für  100  kg,  Frachtübernahme  Langensalza — 
Dresden  2,50  Ji  für  100  kg)  habe  er  ihn  be- 
lastet.   Bitte  um  weitere  Zuweisungen. 

155.  (g)  F.  Merz  in  Kreuznach  zeigt  H.  Kollert  in 
Frankfurt  ajM.  an,  daß  er  infolge  seiner 
Weisung  die  für  ihn  aus  Oberstein  a.  d.  Nahe  . 
empfangenen  2  Kisten  Achat-  und  Amethyst- 
waren, ßo  72  kg,  als  Frachtgut  franko  an  die 
Herren  Wimmer  cS»  Severin  in  Kissingen  ver- 
laden habe.  Ji  2.40  an  Fracht  und  Spesen 
wolle  er  ihm  gutschreiben. 

156.  (d,h)  Die  Oppelner  Portland -Zementfabrik, 
vormals  A.  Giesel,  A.-G.,  zeigt  W.  Steiner  in 
Breslau  an,  daß  sie  ihm  durch  den  Schiffer 
H.  Gutbrod,  dort,  eine  Kahnladung=300  Fässer 
Zement  habe  franko  zugehen  lassen,  wovon 
er  je  100  Faß  an  E.  Willkomm  in  Posen,  an 
Hermann  Seifert  in  Berlin  SW.,  Schöneberger 
Ufer  26  und  an  Fr.  Muskat  in  Dresden  A., 
Paradiesstr.  ig,  möglichst  in  Sammelladungen 
unfrankiert  weiterbefördern  wolle. 

157. (i)  P.  Fuchs  in  Danzig  teilt  O.  Schlesinger  in 
Königsberg  i.  Pr.  mit,  daß  Gebr.  Hilscher  in 
Karthaus  die  Annahme  seiner  Sendung  russ. 
Hanf  verweigern,  da  die  Lieferfrist  bereits 
vor  4  Wochen  verstrichen  sei  und  fragt  an, 
was  damit  geschehen  soll.    (Vgl.  158.) 

158.  (h)  Schlesinger  bittet  Fuchs,  den  Hanf  für  seine 
Rechnung  versteigern  zu  lassen  und  ihm  den 
Ertrag  abzüglich  seiner  Frachtauslagen  u.  a. 
Unkosten  durch  Postanweisung  zukommen  zu 
lassen.    (Vgl.  157.) 

159.  (k)  Bruno  Wieland  in  Waldheim  erhielt  von 
F.  Köhler  in  Glogau  Kartennachricht,  daß  die 
von  ihm  bestellten  Zigarren,  welche  ihm  vor 
14  Tagen  als  abgesandt  gemeldet  wurden, 
noch  nicht  in  seinen  Besitz  gelangt  seien.  Er 
teilt  dies  dem  Spediteur  Gottfried  Leider  in 
Döbeln,  dem  er  sie  zur  Beförderung  über- 
wiesen, mit  dem  Ersuchen  mit,  alsbald  Nach- 
forschungen nach  dem  Verbleib  anzustellen 
und  ihm  über  das  Ergebnis  Mitteilung  zu 
machen.    (Vgl.  160.) 

160.  (k)  Leider  macht  der  Güterverwaltung  der 
Sachs.  St.-B.  in  Döbeln  Mitteilung  hiervon 
und  bittet  um  Nachforschungen  nach  dem 
Verbleib  der  vermutlich  verforen  gegangenen 
oder  irregeleiteten  Sendung  Zigarren.  (Vgl.  159.) 
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3.  Briefe  im  Bankgeschäft  und  für 
das  Bankgeschäft. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  hier  vorkommenden 
Geschäfte,  auf  Beschaffung,  Umsatz  und  Ver- 
wertung von  Wertpapieren,  Geld  und  Geld- 
surrogaten gerichtet  — ,  Kredit-  und  Zahlungs- 
vermittlung, Verrechnungen  zwecks  Zins-  und 
Portoersparnis,  Einziehungen  (Inkassos),  Hinter- 
legungen (Depots),  Beleihungen  (Lombard),  Auf- 
träge verschiedener  Art  und  deren  Erledigung 
—  kommt  nicht  allein  in  der  Korrespon- 
denz, die  sich  durch  die  denkbar  kürzeste 
Fassung  auszeichnet,  sondern  auch  durch  eine 
große  Zahl  anderer  Kontorarbeiten  —  Ka- 
pital-, Depot-,  Pfandscheine,  Wechsel-  und 
Effektenrechnungen,  Checks,  Giros,  Zins-,  Dis- 
kont- und  Schlußnoten — ,  hauptsächlich  aber  in 
der  umfangreichen  Buchführung  zum  Aus- 
druck. Die  Korrespondenz  hat  auf  diese  Ar- 
beiten oft  Bezug  zu  nehmen,  zuweilen  sie  auch 
beizufügen,  wie  aus  den  folgenden  Beispielen 
und  Aufgaben  zu  ersehen  ist.  Zur  Verein- 
fachung des  Schreibwerks  und  zur  schnelleren 
Erledigung  der  Geschäfte  bedient  sich  jede 
Bank  verschiedener  gedruckter  Formulare.  — 
Des  leichteren  Überblicks  wegen  teilen  wir 
hier  die  Briefe  in  4  Gruppen,  den  Geld-, 
Wechsel-,  Effekten-  und  Kontokorrent- Verkehr 
darstellend. 

a)  Geldverkehr. 
Hierzu  gehören:  Geldsendungen  für  eigene 
oder  fremde  Rechnung;  Ein-  und  Verkauf  fremder 
Geldsorten  nach  Kurs;  Annahme  und  Verzinsung 
barer  Einlagen  auf  Depositen-  oder  Check- 
Konto ;  Auszahlungen  und  Überweisungen  zu- 
folge weißer  oder  roter  Checks  oder  besonderer 
Verfügung,  Rechnungsauszüge  u.  a.  m. 

a)  Banknoten  verlangt  gegen  Wechselsendung. 

161.  Königsberg  OjPr.,  27.  Juli  ig  .  . 

An  die  Petersburger  Internationale 
Handelsbank, 

St.  Petersburg. 

Wir  bestätigen  hierdurch  unsere  heutige  Depesche : 
„Erbitten  20000  Rbl.  Banknoten, 
dort  versichert", 
sehen    deren    Sendung  entgegen   und   behändigen 
Ihnen  anbei  in  Wechseln 

Rbl.  18756.80  aj Moskau  laut  Verzeichnis 
zur  Verwendung  für  unser  Haben. 
I  Verzeichnis.  Hochachtungsvoll 


(Vgl.  x62.) 


Königsberger  Vereinsbank. 


*)  Jedes  von  der  Bank  ausg:ehende  Schriftstück  muß  die 
Unterschrift  zweier  ^dazu  bevollmächtigter)  Vorstandsbeamten 
tragen.  In  den  folgenden  Beispielen  sind  sie  durch  **  angedeutet. 


162.  (Vgl.  i6t.)        St.  Petersburg,  30.  Juli  ig  . 
An  die  Königsberger  Vereinsbank, 

Königsberg  OjPr 

Ihrem  telegraphischen  Wunsche  gemäß  sandten 
wir  Ihnen  gestern  versichert 

Rbl.  20000.00  in  Banknoten, 
hierzu    „  y.50  Versicherungsgebühr 

Rbl.  20007.50  Wert  am  2g.  Juli 
zu  Ihren  Lasten    und  schrieben  Ihnen  heute  die 
laut  Nota  uns  übersandten  Wechsel 

Rbl.  18756.80  al Moskau,  Wert  6.  Augusf^), 
unter    dem    üblichen    Vorbehalt   pünktlicher   Ein- 
lösung gut.  Hochachtungsvoll 

Petersburger  Internationale  Handelsbank. 

ß)  Barsendung  an  einen  Dritten  gewünscht, 

163.  Travemünde,  am  6.  April  ig  .  . 

An  die  Lübecker  Kommerzbank,  Lübeck 

Hierdurch  ersuchen  wir  Sie,  zu  Lasten  unseres 
Kontos  M.  3480.00 

an  Herrn  Reeder  Gustav  Röntgen  in  Wismar  um- 
gehend für  uns  zu  senden.     Hochachtungsvoll 

(Vgl.  164166.)  M.  Rosenfeld  &  Co. 

Ausführung  obigen  Auftrags. 

164.  (Vgl.  163.)  Lübeck,  den  7.  April  ig  .  . 
Herrn  Gustav  Röntgen,  Reeder  in  Wismar. 

Im  Auftrage  und  für  Rechnung  der  Herren 
M.  Rosenfeld  &•  Co.  in  Travemünde  empfangen 
Sie  anbei 

Jli  3480.00  in  Banknoten  und  R.-K. -Scheinen 
mit  der  Bitte,  uns  deren  Eingang  mit  Rücksendung 
der  beiliegenden  Quittung  zu  bestätigen. 
Anbei  I  Quittung.  Hochachtungsvoll 
Lübecker  Kommerzbank 

(Vgl.  163,  166.)  *  « 

Empfangsanzeige. 

165.  (Vgl.  163164.)  Wismar,  8.  April  ig  .  . 
An  die  Lübecker  Kommerzbank,  Lübeck. 

Hiermit  bestätige  ich  Ihnen  den  Empfang  der 
mir  mit  Brief  von  gestern  gesandten 

M  3480.00  in  Banknoten  und  R.-K. -Scheinen, 
die  ich  zu  Gunsten  der  Herren  M.  Rosenfeld  &■  Co. 
in  Travemünde  verwendete. 

Die  vollzogene  Quittung   reiche   ich  Ihnen  wie 
gewünscht  anbei  zurück.         Achtungsvoll 
I  Quittung.   (Vgl.  166.)  Gustav  Röntgen. 


Einsendung  der  Quittung  an  den  Auftraggeber, 

166.    (Vgl.  165.)  y Lübeck,   den  10.  April  ig  .  . 

Herren  M.  Rosenfeld  &  Co.   in   Travemünde. 

Zufolge   Ihres  Auftrags  vom   6.  d.  übersandten 

wir  dem  Reeder  Herrn  Gustav  Röntgen  in  Wismar 

M  3480.00  lt.  beigefügter  Quittung, 
wofür  wir  Ihr  Konto,  Wert  7.  April,  belasteten. 
Anbei  i  Quittung.  Hochachtungsvoll 


Lübecker  Kommerzbank, 


')  Mittlerer  Verfalltag  der  Wechsel. 


y)  Barsendung  für  Rechnung  eines  Dritten. 
167.  Frankfurt  ajM.,   i8.  JvUi  ig  .  . 

Herren  B.  Simon  &  Co.,  Wiesbaden. 

Im  Auftrage  der  Banque  de  France,  Dijon,  und 
für  Rechnung  des  Herrn  J.  Bernard,  Bourges, 
senden  wir  Ihnen  separat  franko  den  Gegenwert 
von  Fr.  62^4.^0  zu  80.83  = 

M  5073.10  in  Banknoten  und  Marken 
und  bitten  Sie,  uns  den  Empfang  auf  beiliegenden 
Quittungen  umgehend  zu  bestätigen. 

-— - — : Hochachtungsvoll 

2  Quittungen.^)  Deutsche  Vereinsbank. 


d)  Ein-  und  Verkauf  fremder  Oeldsorten 
nach  Kurs. 

168.  Dresden,   20.  Dezember  ig  .  . 

Herrn  Albert  Mandl  in  Bodenbach. 

Hierdurch  gestatte  ich  mir  anzufragen,  ob  Sie  mir 
2000  K  österr.  Noten 
gegen  gute  Wechsel  liefern  wollen. 
Hochachtungsvoll 

Georg  Busch. 

169.  Hamburg,  ly.  Mai  ig  .  . 

Herrn  J.  Niedermeyer,  Hannover. 

Auf  Ihre  Anfrage  von  gestern  erkläre  ich  mich 
zur  Abnahme  von   60  Stück  Sovereigns  zu  20,35 
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C)  Auszahlung  wird  verlangt 

171.  Schönebeck  ajE.,    27.  März  ig  .  . 

An   die   Reichsbank-Hauptstelle  Magdeburg. 
Wir  ersuchen  Sie  hierdurch  um  Zusendung  von 
Zwölftausend  Mark 


bereit  und  sehe  Ihrer  Sendung  entgegen.     Gegen- 
wert nach  Empfang. 

Hochachtungsvoll 

August  Schröder. 

e)  Annahme  und  Verzinsung  barer  Einlagen 
auf  Depositen-  und  Check-Konto.^) 

170.  Chemnitz,  3.  April  ig  .  . 

Herrn  C.  P  et  rieh  in  Rochlitz. 

Auf  Ihre  Anfrage  von  gestern  teilen  wir  Ihnen 
mit,  daß  wir  Bar-Einlagen  jederzeit  zur  Verzinsung 
unter  folgenden  Bedingungen  annehmen: 

I.  Die  erstmalige  Einzahlung  muß  mindestens 
500  M.  betragen.  2.  Die  Verzinsung  beginnt 
mit  dem  ersten  Werktage  nach  der  Einzahlung 
und  erfolgt  gegenwärtig  bei  täglicher  Kündigung 
zu  2'^l^^l(^,  bei  einmonatiger  zu  3^1^;  doch  werden 
für  einmalige  Einzahlungen,  welcfie  der  Bank  nur 
acht  Tage  belassen  werden,  Zinsen  nicht  vergütet. 
3.  Rückzahlungen  können  bis  zu  5000  JQ  sofort 
erhoben  werden,  höhere  nach  achttägiger  Kündi- 
gung. 4.  Für  "gekündigte,  aber  bei  Verfall  nicht 
erhobene  Gelder  hört  die  Verzinsung  mit  dem  Tage 
der  Fälligkeit  auf.  5.  Einlagebücher  stehen  an 
unserer  Kasse  zur  Verfügung.  6.  Die  Bank  ist 
berechtigt,  den  Vorzeiger  des  Rechnungshuches  als 
zur  Empfangnahme  von  Rückzahlungen  legitimiert 
zu  betrachten.  Hochachtungsvoll 

Chemnitzer  Stadtbank. 


')  Eine  bleibt  als  Beleg  in  Frankfurt  a/M.,  die  andere  wird 
nach  Dijon  gesandt. 

')  Vgl.  hierzu  Seite  462  bis  467. 


und  zwar:  M  6000.00  in  loo-Mark-Noten, 

„   4000.00  „     50-     „      -R.-K.-Sch. 
„   2000.00  „     ^/i  Kronen. 
Hochachtungsvoll 

(Vgl.  172.)       Königliche  Salinen- Verwaltung. 


172.    (Vgl.  171.) 


Magdeburg,  28.  März  ig 


An  die  Königl.  Salinen- Verwaltung  Schönebeck. 

Ihrem  Auftrage  zufolge  senden  wir  Ihnen  separat 
und  versichert 

M  12000.00  in  Noten  und  Gold, 
wofür  wir  Sie  belasten. 

Hochachtungsvoll 

Reichsbank-Hauptstelle. 

*  * 


173. 


1^)  Überweisungen. 

Reutlingen,   8.  Februar  ig  .  . 


Herren  Leist  &  Co.,  Stuttgart. 

Ich  ersuche  Sie,  an   die  Herren  Edler  <&-  Stahl 
in  Heilbronn 

M.  6000.00 

durch  Reichsbank -Giro -Konto  zu  Lasten  meines 
Check-Kontos  zu  überweisen. 

Hochachtungsvoll 
(Vgl.  IUI  176.)  Friedrich  Adam. 

m, (Vgl.  173.)  Reutlingen,  8.  Februar  ig., 

Herren  Edler  &  Stahl  in  Heilbronn. 
Ich  habe  Ihnen  durch  die  Herren  Leist  &■  Co., 

M  6000.00 


Stuttgart, 


auf  Reichsbank-Giro-Konto  überweisen  lassen,  wo 
für  Sie  mich  unter  Anzeige  entlasten  wollen. 
Hochachtungsvoll 
(Vgl.  175.  T76.)  Friedrich  Adam. 

175.  (Vgl.  173.)         Stuttgart,  den  g.  Februar  ig  .  , 

Herren  Edler  &  Stahl  in  Heilbronn. 

Im   Auftrage    und    für    Rechnung    des    Herrn 
Friedrich  Adam,  Reutlingen,  überweisen  wir  Ihnen 
M.  6000.00 

auf  Reichsbank-Giro-Konto  und  ersuchen  Sie  um 
Empfangsanzeige . 

Hochachtungsvoll 

(Vgl.  176.)  Leist  &  Co. 
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n6.(Vgi.i74,zys-)    Stuttgart,  den  g.  Februar  ig  .  . 
Herrn  Friedrich  Adam,  Reutlingen. 
Im  Besitz  Ihres  gestrigen  Schreibens  überweisen 
wir  auftragsgemäß  an  die  Herren  Edler  «S-  Stahl 
in  Heilbronn 

M  6000.00,  Wert  heute, 

wofür  wir  Sie  auf  Check-Konto  belasten. 
Hochachtungsvoll 

Leist  &  Co. 

177.  i^^Zusendung  eines  Rechnungsauszugs. 

Zwickauer  Vereinsbank. 

Herrw  Eduard  Krebs,  hier. 

Zwickau,  4.  Januar  igo^. 

Wir  beehren  uns,  Ihnen  in  der  Einlage  Auszug 
Ihrer  werten  Rechnung  bei  uns,  abgeschlossen  am 
31.  Dezember  igo4  mit  der  Bitte  zu  überreichen, 
ihn  gefälligst  zu  prüfen  und  nach  Richtigbefund 
den  sich  ergebenden  Saldo  unter  Ausfertigung  und 
Rücksendung  der  Einlage  gleichlautend  mit  uns 
auf  neue  Rechnung  vorzutragen. 
Hochachtungsvoll 

Zwickauer  Vereinsbank. 


An  die  Zwickauer  Vereinsbank,  Zwickau. 

Hiermit  bestätige  ich  den  Richtigbefund  Ihres 
gesandten  Rechnungs- Auszuges  und  den  gleich- 
lautenden Vortrag  des  mir  zukommenden  Saldos 
von  M  587.50,  Wert  31.  Dezember  igo4. 


Zwickau, 
den  5.  Januar  igo5. 


Achtungsvoll 

Eduard  Krebs. 


Zwickau,  den  31.  Dezember  igo4. 

Nota 

für  Herr;?  Eduard  Krebs,  hier 
von  der  Zwickauer  Vereinsbank. 


1904 

Juni 
Sept. 

13- 
16. 

4- 

Per  Ka 

An      „ 

ssa  Jli  y 00.00     g3     651 

-r    „    200.00 

Hc 
JL 

587 
ten. 

it 

4 

Dez. 

Ji  goo.oo     78    702 
•/.  „  325-00 

M.  575-00    26    14g 

1502 

4-  „     12.50  3^lo  Zins. 

Valuta  31.  Dezbr 
zu  Ihren  Guns 

50 
04. 

178.  (a.)  a)  Bernhard  Linke  in  Zittau  ersucht  am 
16.  Mai  die  österr.  Bank  in  Reichenberg  um 
Sendung  von  K  15000.00  Banknoten,  versichert, 
und  übersendet  als  Gegenleistung  K  12376.80 
in  Wechseln  a/Gablonz  a/N.  und  Trautenau  zur 
Gutschrift.  —  b)  Ausführung  am  17.  Mai  unter 
Berechnung  von  K  1.50  Versicherung,  Gutschrift 
des  Wechselbetrages  unterm  28.  Mai  (als  mitt- 
leren Verfalltages). 


')  =  Zeichen  des  Buchhalters. 


179.  (/?.)  a)  Eduard  Wohmann  in  Iserlohn  bittet  am 

8.  August  den  Dortmunder  Bankverein,  zu 
Lasten  seines  Kontos  M,  2160.00  an  W.  Neu- 
meister in  Paderborn  zu  senden.  —  b)  Der 
Dortmunder  Bankverein  benachrichtigt  Neu- 
meister am  9.  August  unter  Beilage  zweier 
Quittungen  von  dieser  Sendung.  —  c)  Neu- 
meister bestätigt  den  Empfang  am  10.  August. 

—  d)  Der  Dortmunder  Bankverein  sendet  am 
12.  August  Wohmann  eine  Quittung  Neu- 
meisters als  Beleg  für  erfolgte  Zahlung,  Wert 

9.  August. 

180.  (y.)  Julius  Sandmann  &  Co.  in  Breslau  senden 
am  3.  August  im  Auftrage  der  Handelsbank 
in  Lodz  und  für  Rechnung  des  Herrn  M.  Grod- 
senski  in  Kaiisch  frankiert  an  C.  Stahlkopf  in 
Ostrowo  den  Gegenwert  für  Rbl.  2392.50  zu 
215,80  =  M  5163.00  in  Banknoten  u.  a.  und 
bitten  um  doppelte  Quittung. 

181.  (d.)  L.  Haake  in  Emden  fragt  bei  /.  Brouwer 
<&-  Zoon  in  Groningen  an,  ob  sie  ihm  2000  fl. 
h.  Noten  zu  168,80  gegen  gute  Wechsel  auf 
Harlingen  liefern  wollen. 

182.  (s.)  a)  W.  Müller  in  Würzen  sendet  der  Allg. 
Deutsch.  Kredit-Anstalt,  Leipzig,  am  3.  März 
M  15000.00  als  verzinsliches  Depot  {2^1^^ l^) 
und  bittet  um  Zusendung  eines  Kapital-Scheines. 

—  b)  Letzterer  wird  am  4.  März  ausgefertigt 
und  ihm  frei  zugesandt. 

183.  (^.)  &)Emil  Oswald  in  Hersfeld  weist  am  18.  Juli 
Gebr.  Heilbronn  in  Cassel  an,  P.  Sauer  6-  Sohn 
in  Marburg  M  600.00  gegen  deren  doppelte 
Quittung  auszuzahlen.  —  b)  Antwort  am  20.  Juli 
mit  Einsendung  einer  Quittung. 

184.  {rj.)  Der  Elberfelder  Bankverein,  Elberfeld,  er- 
kennt am  13.  August  M.  Graeber  in  Düsseldorf 
für  eingegangene  Überweisungen  von 

A  3600.00  von  Clemens  Kirst,  München, 
„   2480.00  von  G  .Mathias,  Dortmund, 
„  4120.00  Jakob  &  Asch,  Bielefeld, 
Wert  15.  August. 

185.  (»?.)  a)  Ulrich  Kahn  in  Schweinfurt  beauftra 
am  14.  März  A.  Teuchert  in  Würzburg,  an 
Gebr.  Jahn  in  Aschaffenburg  Ji  12000.00 
durch  Giro-Konto  zu  überweisen.  —  b)  Kahn 
zeigt  gleichzeitig  Gebr.  Jahn  diese  Verfügung 
an.  —  c)  Teuchert  überweist  am  15.  März  an 
Gebr.  Jahn  JL  12000.00  für  Rechnung  von 
Ulrich  Kahn,  Schweinfurt.  —  d)  Derselbe 
belastet  am  15.  März  Kahn  für  diese  Über- 
weisung. —  e)  Gebr.  Jahn  erteilen  am  16.  März 
an  Ulrich  Kahn  Gutschrifts- Anzeige  über 
Ji  12000.00,  Wert  16.  März. 

186.  {'&.)  Die  Sächsische  Bank  in  Dresden  erteilt  am 
3.  Januar  1905  mit  Brief  Ernst  Wahn  in  Sebnitz 
Rechnungsauszug  mit  Zinsberechnung  über 
seine  für  Geschwister  Rothe  dort  eingezahlten 
und  abgehobenen  Mündelgelder,  und  zwar: 
eingezahlt  31.  März  A  5068.50,  abgehoben 
7.  April  M.  1000.00,  3.  Juni  Ji  1500.00,  12.  Juni 
Ji  68.50.     Der   Zinsfuß    schwankte,   war   bis 

10.  Mai  30/0,  darauf  bis  20.  Juni  2^l^^U,  ferner 
bis  20.  Dezember  30/0,  ab  20.  Dezember  3V2°/o- 
(Bringe  die  Zinszahlen  in  3  Rubriken  neben- 
einander: 3,  2^2,  31/2"/«!)  Wie  gestaltet  sich 
der  Abschluß  am  31.  Dezember  1904? 


■ 
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b)  Wechselverkehr. 
Briefe  dieser  Art  betreffen  die  Einkassierung 
von  Wechseln  und  Anweisungen,  Diskontierung 
inländischer,  An-  und  Verkauf  sowie  Über- 
weisung ausländischer  Wechsel,  Trattenanzeigen, 
Akzepteinholung,  Domizilierung,  Intervention, 
Proteste,  Regreßnahme  u.  dergl.  —  Voraus- 
setzung ist  die  Kenntnis  der  A.  D.  Wechsel- 
ordnung und  die  Beobachtung  der  darin  ent- 
haltenen und  anderer  gesetzlicher  oder  pri- 
vater Bestimmungen,  z.  B.  der  allgemeinen 
Bestimmungen  über  den  Geschäftsverkehr  mit 
der  Reichsbank,  Bankstatuten,  Usancen,  Stem- 
peltarife u.  a,  Publikationen. 

a)  Einziehung  von  Wechseln  und 
Anweisungen. 

187.  Reichenberg ijB.,  am  25.  März  ig.. 
An  die 

Oheylausüzer  Bank  in  Zittau. 

Wir  gestatten  uns,  Ihnen  beiliegende  An- 
weisung von 

M  1260.00  zum  jr.  d.  M.  ajdort 

mit  der  Bitte  zu  übersenden,  sie  für  uns  einzu- 
ziehen und  deren  Gegenwert,  abzüglich  Ihrer  Spesen, 
Herrn  J.  Kopetzky  hier  unter  Anzeige  an  uns 
gutzuschreiben.  Hochachtungsvoll 

(Vgl.  188.)  /.  Graf  &  Co. 

Erinnerung. 

188.  (Vgl.  187.)  Reichenberg  i  JB.,  am  12.  April  ig.. 

An  die 

Oberlaiisitzer  Bank  in  Zittau. 

Wir  erlauben  uns,  Sie  darauf  atifmerksam  zu 
machen,  daß  wir  über  die  am  25.  v.  M.  Ihnen 
zum  Inkasso  gesandten 

M>  1260.00  zum  31.  März  aj Zittau 

noch  Ihrer  Eingangsanzeige  entbehren,  imd  richten 
an  Sie  die  Bitte,  uns  die  betreffende  Aufgabe  mit 
umgehender  Post  zukommen  zu  lassen. 

Hochachtungsvoll 

J.  Graf  &  Co. 

189.  Hüll,   18.  Juni  ig  .  . 
An  die 

Märkische  Bank  in  Bochum. 
Conto  nostro. 

Anbei  empfangen  Sie  unten  verzeichnete  Ri- 
messen mit  dem  Ersuchen,  sie  einzuziehen  und 
uns  den  Gegenwert  zu  kreditieren. 

Hochachtungsvoll 

Bank  of  England. 
*       « 

M  3600.00  zum  25.  Juni  ajDortmund 
„  i2ig.8o     „     2j.     „      ajHamm 
„  2738.70     „     2g.     „      ajEssen 

■^^  7558-50  ferner 

£246.12.6     „     30.     „      ajdort.  (Vgi.iQo.) 


190.   (Vgl.  189.)  Bochum,  den  22.  Juni  ig  . . 

An  die 
Bank  of  England  in  Hüll. 
Conto  nostro. 
Wir  gelangten  in  den  Besitz  Ihres   Schreibens 
vom  18.  d.  M.  und  kreditieren  Ihnen  vorbehaltlich 
glatten  Eingangs  die  uns  übersandten  Wechsel 
M  3600.00  zum  25.  d.  M.  ajDortmund 
„  i2ig.8o     „      2y.  „    „     ajHamm 
„  2738.70     „      2g.  „    „    ajEssen 

M.  7558-50 

•/.  „         J.50  Spesen 

M.  7557-OÖ'  '^   7557-00 

£  246.12.6  zum  30.  d.  M.  ajhier 

zu  20,40  .    .    .    „    5031-15 


wie  vorstehend. 


Wert  28.  Juni  M  12588.15 

Hochachtungsvoll 
Märkische  Bank. 


ß)  Versendung  von  Devisen  zur  Gutschrift. 

191,  Plauen,  16.  April  ig  . . 

An  die 
Bayerische  Handelsbank  in  München. 

Wir  bekennen  uns  zum  Empfange  Ihres  Schrei- 
bens vom  12.  d.  M.  und  übersenden  Ihnen  hiermit 
Fr.  2871.60  zum  25.  April 
und,,    4783.75    „     30.     „ 


zur  Gutschrift. 


Fr.  7655.35  ajZürich 


2  Wechsel. 


Hochachtungsvoll 

Ernst  Krüger  &  Co. 


(Vgl.  192.) 

Antwort. 

192.  (Vgl.  191.)  München,  18.  April  ig  .. 

Herren  Ernst  Krüger  &  Co.  in  Plauen  ijV. 

Ihrem  Schreiben  vom  16.  d.  entnahmen  wir 

Fr.  2871.60  zum  25.  April 
u.  „    47^3-75    »     30-      „    4  '^(^g^  -Tp-r 

Fr.  7655.35  ajZürich 
•/.  „  1.85  Diskont  3^/a0/„ 

Fr-  7653-50 

leu  8o,go  p.STage 

Möigi.yo 

franko  Provision,  Wert  heute, 
wofür  wir  Sie  erkannt  haben. 

Hochachtend 
Bayerische  Handelsbank. 

y)  Diskontierung  von  Wechseln. 

193.  Essen,   10.  Oktober  ig  .  . 

An  den  Essener  Bankverein,  hier. 

Inliegend  übersende  ich  Ihnen  eine  Prima  von 
Ji  1673.40  zum  10.  Dezember  aj  Hannover, 
welche  Sie  abzüglich  Diskont  meinem  Konto  gut- 
schreiben wollen.  Hochachtungsvoll 

(Vgl.  194.)  Paul  Klette. 
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194.  fVgi.z93.)  Essen,  den  lO.Oktbr.  ig.. 

Herrn  Paul  Klette,  hier. 

Mit  Ihrem  Schreiben  von  heute  empfingen  wir 

M>  i6y3.4o  zum  lo.  Dezember  ajHannover 
•/.  „       XI. 15  Diskont  zu  ^*'/o  60  Tage 
M  1662.25  Wert  heute, 
die  wir  u.  ü.  V.^)  für  Ihr  Haben  verwenden. 
Hochachtungsvoll 

Essener  Bankverein. 


195,  Leipzig,  den  25.  Februar  ig . . 

Herrn  Georg  Fromm  in  Leipzig-Reudnitz. 

Die  uns  mit  Ihrem  Schreiben  von  gestern  ge- 
sandten Wechsel  diskontierten  wir  heute,  Ihrem 
Wunsche  gemäß,  wie  folgt: 

Tage  3%'lo 
Ji  723.60  per  i.MärzajEutritzsch  6  52^) 
„  1658.75    „    3.     „    ajGohlis  8      133 

„  2316.40  „  I O.April ajLindenau  45  1042 
„  240.00  „  12.  „  ajMannheim  47  113 
,,  1800.00     „  20.     „     ajSellerhaus.  55      ggo 


JÜ  6738.75 

•/.      22.65  Diskont  zu  jVa^/o 


2330  ^) 


M.  6716.10 
und  behändigten    diesen  Betrag  nach  Ihrer   Ver- 
fügung Herrn  Paul  Wirth,  Neuschönefeld,  gegen 
doppelte    Quittung,    deren    eine  wir  für  Sie   hier 
beilegten.  Hochachtungsvoll 

I  Quittu^  Leipziger^  Kreditanstalt. 

8)  Trattenzug  und  Verrechnung. 

196.  Brieg  ajO.,  den  7.  A  ugust  ig . . 

An  die 
Breslauer  Diskontohank  in  Breslau. 
Ich  erlaubte  mir  heute  auf  Sie  eine  Ziehung  von 
M  2384.60  zum  ult.  September  OjG.  Hellmann,*') 


bitte  um    Vormerkung  und  Einlösung  zu  Lasten 
meiner  Rechnung,  In  Hochachtung 

(Vgl.  197.)  F.Messing. 

Bestätigung. 
197.    (Vgl.  196.)  Breslau,  den  8.  August  ig.. 

Herrn  F.  Messing  in  Brieg  ajO. 

Wir    haben    von    der   uns    gestern    angezeigten 
Ziehung  von 
JL  2384.60  zum  ult.  September  OjG.  Hellmann 
Vormerkung  genommen   und  werden   Ihre  Tratte 
am  Verfalltag  zu  Ihren  Lasten  honorieren. 
Hochachtungsvoll 
Breslauer  Diskontohank. 


^)  u.ü.V.  =  unter  üblichem  Vorbehalt  (des  Eingangs,  der 
Zahlung). 

^)  Minimalzahl,  welche  50  4-  Diskont  gibt. 

»)  23310  :  910  =  25,89  zu  4%  —  {%  =)  3,24  für  >///o  =  Jt  22.65 
Diskont  zu  3'|,o/o. 

*)  Sind  mehrere  Entnahmen  erfolgt,  so  gibt  man  am  Schluß 
des  Briefes  eine  Aufstellung  davon  mit  Wiederholung  der  Ge- 
samtsumme in  Worten. 


Ziehung  infolge  Akzeptationskredits. 

198.  Nürnherg,   20.  Oktober  ig  .  , 

Herrn  Fr.  Bornstein  in  Karlsruhe. 

Wir  besitzen  Ihre  Zuschrift  vom  30.  Septembet 
und  nehmen  von  der  uns  darin  angezeigten  Ab- 
gabe von 

M.  3000.00  zum  ult.  Dezember  0\Tucher -Brauerei 
3-75  Vs'^/o  Provision 


JL  3003.75,  Wert  31.  Dezember,  franko, 
zu  Ihren  Lasten  Vormerkung. 

Mit  Hochachtung 
Nürnherger  Bank. 


199. 


Trattenzug  für  fremde  Rechnung 
(Krediteröffnung). 

Posen,  4.  Mai  ig 


An  die 
Danziger  Privathank  in  Danzig. 

Hierdurch  ersuchen  wir  Sie,  die  Tratten  der 
Herren  Johnson  &■  Co.  in  Karlskrona  bis  zum 
Betrage  von 

M  25000.00  (Fünfundzwanzigtausend  Mark) 
für  10.  A  ugust  d.  J. 
zu   Lasten   unserer   Rechnung   unter  Anzeige    in 
Schutz  zu  nehmen. 

Wir  werden  in  nächster  Zeit  mehrfach  Gelegen- 
heit haben,  unseren  Kunden  ähnliche  Kredite  zu 
eröffnen  und  hoffen  darum  auf  eine  Ermäßigung 
Ihrer  bisherigen  Bedingungen  für  solche  Geschäfte. 
In  Hochachtung 

O^si-  noo.)  Joseph  &  Biedermann. 

Bewilligung. 

200.  (Vgl.  199.)  Danzig,  6.  Mai  ig . , 

Herren  Joseph  &  Biedermann  in  Posen. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  4.  d.  werden 
wir  die  Tratten  der  Herren  Johnson  6-  Co.,  Karls- 
krona, bis  zu  dem  Gesamtbetrage  von 

M,  25000.00  für  10.  August 
bei  Vorkommen  zu  Ihren  Lasten  schützen. 

In  Erwartung  der  uns  in  Aussicht  gestellten 
größeren  Geschäfte  für  Ihre  Rechnung  sind  wir 
gern  bereit,  Ihnen  unsere  Akzepte  für  Abgaben 
Ihrer  Kunden  auf  uns  von  heute  ab  gegen  eine 
Provision  von  nur  ^js'lo  für  3-  Monats-Tratten  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Hochachtungsvoll 

Danziger  Privatbank. 

*        * 

Anzeigen. 

201.  (Vgl.  19g.)  Karlskrona,  8.  Mai  ig  . . 

Herren  Joseph  &  Biedermann  in  Posen. 

Zufolge  Ihrer  Verfügung  entnahmen  wir  heute 
auf  die  Danziger  Privatbank,  Danzig, 
M  22560.00  für  8.  August, 
wofür  wir  Ihnen  lt.  beiliegender  Nota 

K  20053.33,  Wert  heute, 
in  laufender  Rechnung  gutbringen. 

Mit  Hochachtung 
Johnson  &  Co. 


Nota. 


(Vgl.  aoa.) 


^ 
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202.  (Vgl.  201.)  Karlskrona,  8.  Mai  ig  . . 

An  die 

Danziger  Privatbank 

in  Danzig. 

Im   Auftrage   und   für   Rechnung    der   Herren 
Joseph  6-  Biedermann  in   Posen    entnahmen    wir 
heute  auf  Sie 
M.    6000.00 1 

„     gooo.oo  >für  8.  August  OjJ.  A.  Söderlund 
„     7560.00  J 
Ji  22560.00, 
welche  Sie  zu  Lasten  genannter  Herren  gefl.  in 
Schutz  nehmen  wollen. 

Mit  Hochachtung 
(^si.  »03.)  Johnson  &  Co. 

203.  (Vgl.  302.)  Danzig,  10.  Mai  ig . . 

Herren  Joseph  &  Biedermann  in  Posen. 

Hiermit  zeigen  wir  Ihnen  an,  daß  wir  heute 
3  Tratten  der  Herren  Johnson  &  Co.,  Karlskrona, 
im  Gesamtbetrage  von 

M  22 560.00  für  8.  August 

akzeptierten  und  Sie  dafür  belasteten. 
Hochachtungsvoll 
Danziger  Privathank. 

Antwort. 

204.  (Vgl.  200,  203.)  Posen,  den  12.  Mai  ig  .  . 

An  die 

Danziger  Privathank 

in  Danzig. 

Wir  bestätigen  Ihnen  den  Empfang  Ihrer  Zu- 
schriften vom  6.  und  10.  d.  M.  und  bemerkten 
uns  gern  den  für  Kommissionstratten  unserer 
Kunden  ermäßigten  Provisionssatz.  —  Durch  die 
3  Tratten  der  Herren  Johnson  &  Co.,  Karlskrona, 
erledigt  sich  unser  Akkreditiv  zu  Gunsten  dieser 
Herren. 

Für  Ihre  Akzepte  erkennen  wir  Sie  dankend  mit 
Jü  22560.00  für  8.  August. 

Hochachtungsvoll 
Joseph  &  Biedermann. 

s)  Akzept-Einholung. 

205.  Münster  ijW.,  den  10.  Mai  ig  . . 

An  den 
Düsseldorfer  Bankverein  in  Düsseldorf. 
Anbei  übersende  ich  Ihnen  2  Primawechsel  von 
Nr.  684  Ji.  2400.00  für  5.  August 

ajErnst  Buchner,  dort, 
Nr.  685  und  M  1800.00  für  8.  August 

ajGebr.  Spiller,  dort, 
mit  dem  ergebenen  Ersuchen,  sie  zur  Annahme 
vorlegen  zu  lassen  und  mir  akzeptiert  zurück  zu 
senden. 

Zu  Gegendiensten  gern  bereit,  bitte  ich,  die  Ihnen 
verursachte  Bemühung  entschuldigen  zu  wollen. 
2  Wechsel.  •^^^  Hochachtung 

(Vgl.  206, 207.)  /•  F'  Schill. 


206.    (Vgl.  205.)  Düsseldorf,  11.  Mat  ig  .. 

Herrn  J.  F.  Schill  in  Münster  ijW. 

Unter  Bezugnahme  auf  Ihr  Schreiben  von  gestern 
geben  wir  Ihnen  in  Anlage  die  uns  gesandten 
2  Wechsel 

Nr.  684  Ji  2400.00  für  5.  August  ajhier 
,,    685    „   1800.00    „     8.       „  „ 

mit  Akzept  versehen,  zurück  und  bitten  tim  Ent* 
lastung.  A  chtungsvoll 

2 Akzepte.  Düsseldorfer  Bankverein. 


(Vgl.  207.  » 

207.  (Vgl.  205,206.) 

Münster  ijW.,  den  12.  Mai  ig  . . 

An  den 
Düsseldorfer  Bankverein  in  Düsseldorf. 

Ich  gelangte  in  den  Besitz  Ihrer  gestrigen  Zu' 
Schrift  und  habe  Sie  für  deren  Inhalt  von  2  ak- 
zeptierten Prima-Wechseln 

über  M.  2400.00  per  5.  August  ajdort 
und    „    1800.00    „     8.       „  „ 

unter  verbindlichstem  Dank  entlastet. 

In  Hochachtung 

J.  F.  Schill, 

Gefälligkeits-Akzept  mit  Spesen. 

208.  Kiel,  15.  August  ig . . 

Herrn  Rudolf  Wülfing  in  Flensburg. 

Ihrem  gestrigen  Schreiben  entnahm  ich  Ihre 
Tratte  über 

M  12000.00  für  14.  November,  Ojeigene, 
„         40.00  ^/g^/o  Provision 
„         — .30  Rückporto 


Ji  12  040.30,  Wert  per  Verfall,  franko, 
und  lasse  Ihnen  die  Tratte   akzeptiert  hierdurch 
zu  Ihren  Lasten  zugehen. 

Achtungsvoll 

I  Akzept.  C.  Bandholz. 


209.  Cöln,  den  11.  Septbr.  ig  .  . 

An  die 

Banque  de  France 

in  Nancy. 

Wir  empfingen  Ihr  Schreiben  vom  g.  d.  M.  mit 
einem  Sekunda-Wechsel  über 

M  4752.60  für  17.  Oktober  ajhier 

und  geben  Ihnen  denselben  mit  der  akzeptierten 
Prima  hiermit  zu  unserer  Entlastung  zurück,  in- 
dem wir  Sie  mit 

Ji  2.50  für  Stempel^) 
und    „  0.50    „    Rückporto, 
zusammen  Ji  3.00  belasten. 

Hochachtungsvoll 


Anbei 
Prima  und  Sekunda 


S.  &  L.  Rothschild. 


')  Zur  Stempelung  verpflichtet  ist  hier  der  erste  inländische 
Inhaber  und  zwar  vor  der  Vorlegung  zum  Akzept. 
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Annahme  verweigert. 

210.  Hamburg,  15.  April  ig  . . 

Herrn  G.  Rastede  in  Itzehoe. 
Die  uns  gestern  zur  Akzepteinholung  übersandte 
Prima  von 

Jü  527.80  für  I.  Juli  ajhier 

folgt  inliegend  zu  unserer  Entlastung  unter  Pro- 

test  M.  A .  zurück,  wofür  Sie  uns 

M  5.80 

gutbringen  wollen. 

Hochachtungsvoll 

I  Wechsel.  Hamburger  Wechslerbank. 

I  Protest.  *         * 

0  Domizilierung  von  Wechseln. 
Anfrage. 

211.  Ohrdruf,  18.  Mai  ig  . . 

An  die  Gothaer  Privatbank  in  Gotha. 
Da  ich  beabsichtige,  meine  Akzepte  bei  Ihnen 
zu  domizilieren,  gestatte  ich  mir,  ergebenst  anzu- 
fragen, zu  welchem  Provisionssatze  Sie  deren  Ein- 
lösung besorgen  würden.  Für  rechtzeitige  Deckung 
würde  ich  stets  Sorge  tragen. 
Ihrer  Antwort  entgegensehend,  empfiehlt  sich  Ihnen 

hochachtungsvoll  und  ergebenst 
(Vgl.  212—214.)  Emanuel  Klein. 

Antwort. 

212.  (Vgl.  211.)  Gotha,  ig.  Mai  ig  . . 

Herrn  Emanuel  Klein  in  Ohrdruf. 
Im  Besitz  Ihrer  Zuschrift  von  gestern  teilen  wir 
Ihnen  mit,  daß  wir  Ihre  bei  uns  domizilierten 
Akzepte  gegen  eine  Provision  von  ^/g^/o  g'^^'w  ein- 
lösen werden,  jedoch  nicht  unter  50  ^  für  einen 
Wechsel,  und  unter  der  Bedingung,  daß  Ihre 
Deckung  mindestens  zwei  Tage  vor  Verfall  in  unsere 
Hände  gelangt  ist. 

Hochachtungsvoll 

Gothaer  Privatbank. 


213.    (Vgl  211,212.)  Ohrdruf ,  6.  Juni  ig  .  . 

An  die  Gothaer  Privatbank  in  Gotha. 

Hierdurch  ersuche  ich  Sie  um  Einlösung  meiner 
bei  Ihnen  domizilierten  Akzepte  von 
M.    812.50  für  10.  d., 

Aussteller  Gebr.  Scher  ff,  Weimar, 
und  „    720.00  für  15.  d., 

Aussteller  Anton  Peter,  Erfurt, 

M  1532.50  zu  meinen  Lasten, 
und  die  beigeschlossenen 
M.  1534.45  ***  Banknoten,  Coupons  und  Marken 


einschließlich     Ihrer     Provision     zum    Ausgleich 
dieses  Gegenstandes  verwenden  zu  wollen. 
In  Hochachtung 
(Vgl.  214.)  Emanuel  Klein. 


(Vgl.  213.)  Gotha,  7.  Juni  ig  .  . 

Herrn  Emanuel  Klein  in  Ohrdruf. 
Ihr  gestriges  Schreiben  brachte  uns 
M  153445  bar, 
wofür  wir  Sie  erkannt  haben. 

Wir  benutzen  diesen  Betrag  zur  Deckung  Ihrer 
bei  uns  domizilierten  Akzepte  von 

M.  812.50  für  10.  d. 
und  „  720.00   „    15.  „ 
einschl.  „      i.g5  Provision,  womit  sich 
dieser  Gegenstand  ausgleicht. 

Hochachtungsvoll 

Gothaer  Privatbank. 


17)  Protest  M.  Z.  —  Rückrechnung. 

215.  Königsberg  ijPr.,  3.  August  ig  .  , 

Herren  Siegel  6-  Fiebelkorn  in  Danzig. 

Wir  reichen  Ihnen  in  der  Einlage  den  s.  Zt. 
von  Ihnen  eingegangenen  Wechsel  über  M  2360.00 
für  I.  August  auf  Insterburg  mit  Protest  M.  Z. 
zurück  und  ersuchen  Sie  hiermit,  uns  dafür  lt. 
beiliegender  Rückrechnung 
M  2377.35,    Wert   I.  August,   franko    Provision, 


gutzubringen. 
I  Wechsel. 


I  Protest. 


Hochachtungsvoll 
Lachmund  &  Sauerteig. 


Rückrechnung 

über  M.  Z.  protestierte 

M  2360.00  für  I.  August  aj Insterburg 

„         g-5o  Protestkosten 

„         7.85  Vs^'/o  Provision 
M  2377.35,  Wert  I.  August,  franko  Provision. 


(Vgl.  216I17.) 

Regreß  gegen  den  Vormann. 
216.  [Vgl.  215.]  Danzig,  4.  August  ig  .. 

Herrn  F.  Lindemann  Nachf,  in  Thorn. 

Aus  beiliegendem  Protest  M.  Z.  werden  Sie  er- 
sehen, daß  Ihre  frühere  Rimesse  auf  Insterburg 
nicht  eingelöst  worden  ist. 

Wir  behändigen  Ihnen  anbei  die  darauf  bezüglichen 
Papiere  und  ersuchen  Sie,  uns  für  unsere  Forde- 
rungvonM  2388.45,1t.  nachstehender  Rückrechnung, 
7.    d.   Mts.    Deckung    zukommen 


bis    spätestens 
zu  lassen. 

I  Protest. 


I  Wechsel. 


Hochachtungsvoll 
Siegel  &  Fiebelkorn. 


I  Rückrechnung. 


Rückrechnung 

über  M.  Z.  protestierte 

M,  2360.00  für  I.  August  aj  Insterburg 
Betrag  der  Königsberger  Rückrechnung 

lt.  Beilage JH,  2377.35 

unsere  Provision  ^Js°Jo  „  7-9^ 
Porto  (Wertbrief)  .  .  „  — .80 
Zinsen  6^Jq  für  6  Tage  „        2.40 


I     (Vgl.  217.) 


M  2388.45 


n 


Briefe  im  Bankgeschäft. 
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217.  (Vgl.  216.)  Thorn,  den  6.  August  ig  .  . 

Herren  Siegel  &  Fiehelkorn  in  Danzig. 
Zur  Begleichung  Ihrer  Rückrechnung  vom  4.  d. 
übersende  ich  Ihnen  beiliegend  einen  Check  von 
M  2388.43  auf  die  Danziger  Privatbank,  A.-G., 
und  ersuche  Sie  um  Empfangsbestätigung  und  Zu- 
sendung des  protestierten  Wechsels. 

I  Check.  F'  Lindemann  Nachf. 

^)  Intervention  zu  Gunsten  des  Ausstellers. 

218.  Braunschweig,  5.  September  19  .  . 

An  die  Bremer  Wollkämmerei  in  Bremen. 

In  der  Einlage  überreiche  ich  Ihnen  unter  Protest 
M.  Z.  zu  Ehren  Ihrer  Unterschrift  eingelöste 
M  587.60  für  3.  September  ajFritz  Güther  hier 
,,       6.00  Protestkosten 
Ji  593.60,  Wert  3.  September, 


und   habe    Sie   dafür  belastet,    wovon    Sie   Notiz 
nehmen  wollen. 

I  Wechsel.  Hochachtungsvoll 

I  Protest.'  O^io  ^"^S^^- 

Bitte  des  Ausstellers  um  Intervention. 
219.  Fulda,  den  18.  März  ig  .  . 

Herren  Sprotte  &  Kramer  in  Frankfurt  ajM. 

Wir  haben  unsere  nachstehend  verzeichnete  Tratte 
über   M  2500.00   für    15.  Juni    ajLiebers  «S-  Co., 


Sachsenhausen,  bei  Ihnen  domiziliert. 

Sollten  die  Bezogenen  gegen  unser  Erwarten  für 
Deckung  nicht  rechtzeitig  Sorge  tragen,  so  bitten 
wir  Sie,  zu  Ehren  unserer  Unterschrift  zu  inter- 
venieren. 

Wir  haben  gleichzeitig  Herrn  C.  Beyer  dort, 
Biber gasse  ly ,  angewiesen,  Ihnen  für  unsere 
Rechnung  M  1800.00  zu  zahlen,  welche  Sie  uns 
unter  Anzeige  gutbringen  wollen. 

Hochachtungsvoll 

f^'s^-  "">■>  Albert  Fleck  &  Co. 

220.    (Vgl.  219.) 

Frankfurt  ajM.,  den  ly.  Juni  ig    . 

Herren  Albert  Fleck  &  Co.  in  Fulda. 

Mit  Bezug  auf  Ihr  Schreiben  vom  18.  März  c. 
teilen  wir  Ihnen  hierdurch  mit,  daß  wir  Ihr  Domizil 
von   M   2500.00   für    15.    Juni   ajLiebers  cS-  Co., 


Sachsenhausen,  zu  Ihren  Lasten,  Wert  ly.  Juni, 
einlösen  mußten,  da  die  Bezogenen  bis  heute  keine 
Deckung  eingesandt  haben.  Wir  fügen  die  Tratte 
zu  Ihrer  Verwendung  und  unserer  Entlastung  bei. 
Hochachtungsvoll 
Sprotte  &  Kramer. 


I  Wechsel. 


221.  (a)  F.  Kranzler  in  Burg  sendet  am  16.  Mai 
A.  B.  Gang  in  Halberstadt  eine  Prima  von 
M  413.80  für  20.  Mai  a/dort  mit  der  Bitte  um 
Einzug  und  Sendung  des  Betrages  abzüglich 
seiner  Spesen  mittels  Post-Anweisung. 


222.  (a)  ErnestGuizot,  Sedan,  erkennt  am  25.  Septbr. 
H.  Eckstein  in  Aachen  für  seine  Rimesse  von 
M  2000.00  für  15.  Oktober  a/Cöln  zu  122  «/i 
vista  und  4*'/o  Diskont  mit  Fr.  2469.50  abzüg- 
lich ^/a<'/o  Provision  und  0,40  Fr.  Porto  und 
sendet  ihm  einen  Check  a/Mainz  über  M  1996.40 
zum  Ausgleich  mit  der  Bitte  um  Empfangs- 
anzeige und  Gutschrift. 

223.  iß)  a)  Gustav  Jordan  in  Trautenau  sendet  am 
29.  Mai  Martin  Hess  in  Wien  A  5783.60  für 
28.  Juni  a/ Breslau  und  bittet  um  Gutschrift 
des  Ertrages,  b)  Hess  begibt  diesen  Wechsel 
am31.MaizumVista-Kurse  (=lTag)  117.47^2 
mit  4°/o  Diskont  und  erkennt  Jordan  für 
6773,90  K  Ertrag  der  Devise. 

224.  iy)  a)  Die  Rostocker  Bank,  Rostock,  übermittelt 
der  Russ.  Bank  für  ausw.  Handel  in  Peters- 
burg am  20.  August  n/St.  zur  Diskontierung 
und  Gutschrift  auf  Giro-Konto:  Rbl.  2746.80 
für  5.  Septbr.  n.  St.  a/Riga,  Rbl.  5283.90  für 
15.  Septbr.  a/Kasan,  Rbl.  3267.30  für  18.  Septbr. 
a/Moskau  und  Rbl.  4500.00  für  25.  Septbr. 
a/ Warschau,  b)  Die  Bank  in  P  . . .  diskontiert 
diese  Wechsel  am  25.  August  n.  St.  n.it  5'7o 
(ohne  Respekttage,  aber  Kauftag  mitgerechnet) 
und  erteilt  Anzeige  von  erfolgter  Gutschrift. 
Wieviel  Rubel  ergibt  dies  für  25.  August? 

225.  (8)  a)  H.  Landrock  in  Hanau  zeigt  am  24.  Septbr. 
Georg  Seiler  in  Gießen  seine  Tratte  über 
M  1250.00  für  24.  Novbr.  O/M.  Strauß  &Co. 
an.  b)  Seiler  antwortet  am  25.  Septbr.  und 
belastet  Landrock  für  24.  Novbr. 

226.  {S)  a)  W.  Frenzel  in  Oppeln  entnimmt  am 
5.  Mai  M  3600.00  2  Mt.  dato  O/eigene  und 
M  5400.00  für  ult.  Juli  OjTh.  Auerbach  auf 
den  Schles.  Bankverein  in  Breslau  und  zeigt 
dies  der  Bank  an.  b)  Die  Bank  antwortet  ihm 
am  6.  Mai  mit  Belastungsanzeige. 

227.  {8)  a)  F.  Mette  in  Jever  ersucht  am  2.  Januar  die 
Oldenburger  Bank  um  Einräumung  eines  Akzept- 
kredits bis  zu  Ji  6000.00  gegen  eine  mäßige 
Provision,  b)  Die  Bank  bewilligt  den  Kredit 
gegen  ^U^lo  am  4.  Januar,  c)  Mette  meldet 
ihr  am  8.  Januar  eine  Abgabe  von  Jd  3600.00 
für  15.  März  Oj  Weise  &■  Fromm  mit  der  Bitte 
um  Einlösung,  d)  Die  Bank  antwortet  am 
10.  Januar  mit  Notiznahme  und  Belastung  für 
15.  März  einschl.  Provision. 

228.  (el  (a)  Georg  Koenig,  Suhl,  schickt  am  25.  Febr. 
an  /.  Neubert  in  Meiningen  seine  Tratte  über 
M,  632.80  für  20.  Mai  a.\Hugo  Seim,  dort,  mit 
der  Bitte,  sie  akzeptieren  zu  lassen  und  zurück- 
zusenden, b)  Neubert  sendet  die  Tratte  am 
27.  Febr.  akzeptiert  zurück,  c)  Koenig  bestätigt 
am  28.  Febr.  deren  Empfang. 

229.  (e)  Bernh.  Sand,  Bromberg,  benachrichtigt  am 
20.  Juni  F.  Kaminski,  Schneidemühl,  von 
Akzeptation  seiner  Tratte  über  M  3240.00  für 
15.  Septbr.  OjG.  Dittrich  und  berechnet  Vs^/o 
Akzept-Provision  und  30  <^  Rückporto ;  Belastung 
M  3244.35  für  15.  Sept. 

230.  (ß)  K.  Stuhlbauer,  Stendal,  sendet  am  18.  Mai 
Wilh.  Glück  in  Wolfenbüttel  die  ihm  am  16.  d. 
gesandte  Prima  von  M  438.60  für  10.  August 

1         a/Stendal,   da   Bezogener  die   Annahme    ver- 
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weigerte,  unter  Protest  M.  A.  zurück  und  bittet 
um  Gutschrift  von  JC  4.50  Protestkosten  nebst 
30  <>)  Rückporto. 

231.  (C)  a)  Die  Peniger  Maschinenfabrik  und  Eisen- 
gießerei, Penig,  zeigt  am  17.  April  Adler  c5-  Co., 
Altenburg,  an,  daß  sie  ihr  Akzept  von  M  4238.00 
für  15.  Juli  OjEdmund  Schnabel  bei  ihnen 
domiziliert  habe,  was  sie  zu  ihren  Lasten 
vormerken  sollen,  b)  Adler  (S- Co.  bestätigen 
am  18.  April  diese  Anzeige  und  merken  das 
Domizil  vor,  teilen  zugleich  mit,  daß  Fritz 
Ende,  Altenburg,  für  sie  M  1860.00  eingezahlt 
hat,  wofür  sie  die  Peniger  Maschinenfabrik, 
Wert  heute,  erkannt  haben. 

232.  (C)  a)  Sacher  <S'  Barth,  Braunsberg,  fragen  am 
8.  Juli  bei  der  Königsberger  Vereinsbank  an, 
zu  welchen  Bedingungen  sie  deren  Domizil- 
wechsel einlösen  würden,  b)  Letztere  erklärt 
sich  am  10.  Juli  bei  vorheriger  Einsendung 
der  Deckung  gegen  ^/e^/o  Provision  dazu  bereit, 
c)  Sacher  &  Barth  antworten  hierauf  am 
15.  Juli,  daß  sie  mit  den  Geschäftsbedingungen 
einverstanden  seien,  und  zeigen  an,  daß  sie 
ein  Akzept  von  M  724.60  für  ult.  d.  bei  ihr 
domiziUert  haben.  Deckung  werden  sie  in 
voller  Höhe  am  28.  d.  einsenden,  d)  Die 
Königsberger  Vereinsbank  zeigt  am  2.  August 
den  Empfang  des  vorigen  Schreibens,  sowie 
der  gesandten  Deckung  an,  sie  hat  damit  deren 
Akzept  eingelöstundfügtdiesen  Wechsel,  mittels 
Durchstreichens  unbrauchbar  gemacht,  bei. 

233.  {rf)  Die  Kieler  Bank,  Kiel,  sendet  am  3.  No- 
vember der  Mecklenburger  Bank,  Schwerin, 
einen  ihr  s.  Zt.  zum  Inkasso  überlassenen, 
aber  unbezahlt  gebliebenen  Wechsel  über 
Ji  320.00  für  ult.  Oktober  a/Kiel  beigeschlossen 
unter  Protest  behufs  Entlastung  zurück  und 
belastet  sie  mit  M  3.60  für  Protest,  Provision 
und  Rückporto. 

234.  (rj)  Die  Magdeburger  Privatbank  bestätigt  am 
6.  Oktober  E.  Winter,  Halle  ajS.,  seine 
Sendung  vom  4.  d.,  enth.:  M  3000.00  für 
30.  Oktober  a/Stendal,  M  2000.00  für  31.  Oktbr. 
a/Burg  und  M  1000.00  für  5.  Novbr.  a/Schöne- 
beck,  wofür  sie  ihn,  vorbehaltlich  Eingangs, 
erkennt.  Von  seiner  Abgabe  auf  sie  M  6000.00 
für  3.  Januar  a.  f..  O/eigene,  hat  sie  Vor- 
merkung genommen  und  gibt  diesen  Abschnitt 
akzeptiert  anbei  zurück,  ihn  belastend.  Auf 
seinen  Wunsch  sendet  sie  zugleich  separat: 
M  1500.00  bar  und  1000  Fr.  französ.  Noten 
zu  81,30  =  il  813.00,  wofür  sie  ihn  einschließ- 
lich 60  ^  Porto  belastet.  Ferner  sendet  sie 
ihm  eine  früher  erhaltene  Rimesse  über  J^  640.00 
für  3.  Oktober  a/hier,  M.  Z.  protestiert,  zurück. 
An  Protestkosten  und  Kommission  berechnet 
sie  Ji  6.75,  belastet  ihn  und  bittet  um  Empfangs- 
anzeige und  Gutschrift. 

235.  (ß)  B.  Langer,  Gleiwitz,  teilt  am  27.  Juli  Karl 
Liebig  in  Beuthen  mit,  daß  er  seine  Tratte 
über  M  750.00  für  ult.  August  a/i?.  Imgart, 
Tarnowitz,  bei  ihm  domiziliert  habe  und  bittet 
für  den  Fall,  daß  Bezogener  nicht  rechtzeitig 
Deckung  sendet,  um  Ehrenzahlung  zu  seinen 
Lasten.  Zugleich  meldet  er  ihm,  A .  Lastowski 
dort  angewiesen  zu  haben,  ihm  für  seine 
Rechnung  M  600.00  zu  zahlen,  die  er  ihm  gut- 
bringen wolle.    (Vgl.  236.) 


236.  [d)  Karl  Liebig,  Beuthen,  teilt  unter  Bezug- 
nahme auf  B.  Langer  s  Schreiben  vom  27.  Juli 
diesem  am  2.  Septbr.  mit,  daß  er  sein  Domizil 
von  M  750.00  einlösen  mußte,  da  R.  Imgart, 
Tarnowitz,  nicht  zahlte.  Nach  Abzug  der  ihm 
s.  Zt.  von  A.  Lastowski  lt.  seiner  Anweisung 
gemachten  Zahlung  von  M  600.00  schulde  er 
ihm  noch  M,  150.00,  Wert  31.  August.  Bei 
deren  Begleichung  soll  er  die  bezahlte  Tratte 
in  Empfang  nehmen.     (Vgl.  235.) 

237.  {d)  Richard  Ferber,  Halle  alS.,  übersendet  am 
8.  Oktober  der  Cröllwitzer  Papierfabrik,  A.-G., 
in  Cröllwitz  b/ Halle,  eine  durch  Ehrenzahlung 
von  ihm  für  sie  eingelöste  Tratte  über  M  764.80 
für  5.  Oktober  ajMagnus  Kraushaar,  Gera, 
berechnet  ^/g^/o  Provision,  6,20  M,  Protest- 
kosten, Zins  für  3  Tage  zu  6°/o  und  35  ^  Rück- 
porto für  Wertbrief,  dem  er  Protest  beifügt  und 
bittet  um  Gutschrift  bzw.  Begleichung. 

c)  Effektenverkehr. 

Von  der  großen  Zahl  der  Effektengeschäfte 
seien  hier  nur  erwähnt:  An-  und  Verkauf  von 
Wertpapieren,  Couponsübernahme,  Einziehung 
ausländischer  Coupons,  Besorgung  neuer  Cou- 
ponsbogen,  Zeichnungen  auf  Anleihen,  Um- 
tausch und  Beleihung  von  Effekten,  Hinterle- 
gungen (Depots,  Safes),  Auslosungskontrolle  u.  a. 
Was  an  anderer  Stelle  dieses  Handbuches  über 
Effektengattungen,  Emissionsjahr,  Litera,  Nenn- 
wert, Kurs,  Zinstermine,  Konvertierung,  Divi- 
denden, Provision,  Maklergebühr,  Reichsstempel- 
abgabe, Abwickelung  der  Geschäfte  und  deren 
Usancen  gesagt  ist,  muß  naturgemäß  in  der 
Korrespondenz  Beachtung  finden.  Der  Kürze 
halber  bedient  man  sich  verschiedener  Vor- 
drucke (Formulare). 

a)  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren. 

238.  Gießen,   6.  Januar  ig  .  . 

Herren  Gebr.  Behrendt  in  Frankfurt  ajM. 

Ich  beabsichtige.   Chinesische    Staatsanleihe   zu 
kaufen,  im  Werte   von   lo  bis  12000  JL,  und  er- 
suche Sie  darum,   mir  über  deren  Sicherheit  und 
Rentabilität  gefl.  Auskunft  zu  erteilen. 
In  Hochachtung 

(Vgl.  23g.)  H.  V.  Egidy,  Professor, 

Antwort 

239.  [Vgl.  238.]   Frankfurt  ajM.,  7.  Januar  ig  .  . 

Herrn  Professor  H.  v.  Egidy,  Hochwohlgeboren, 

Gießen. 

Auf  Ihre  werte  Anfrage  von  gestern  teilen  wir 
Ihnen  ergebenst  mit,  daß  Chinesen  als  eine  sichere 
Kapitalsanlage  am  Effektenmarkte  gelten,  da  deren 
Verzinsung  und  Rückzahlung  durch  die  Einkünfte 
der  kaiserl.  Seezölle  der  chinesisclien  Vertragshäfen 
sichergestellt  ist.  Die  Tilgung  der  ö^l^igen  vom 
Jahre  1895,  die  heute  103,60  *^Jq  bz.  notiert  und 
demnach  ^^I^'^Iq  Zinsen  bringt,  erfolgt  in  15  Jahres- 


li 
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raten  von  igoi  bis  igi5.  S^laige  vom  Jahre  i8g6 
notiert  g6, 2 o'^j ff  (Ertrag  5,2^\q),  4^k'^Uige  vom  Jahre 
i8g8  steht  88,3^U  (Ertrag  5, og'^/o).  Die  Stücke 
lauten  auf  50.  100.  500  £  zu  20,40  M. 

Wir  sehen  Ihrem  gefl.  Auftrag  unter  Benutzung 
des  beiliegenden  Formular  es  event.  entgegen. 
Hochachtungsvoll 
(Vgl.  240.)  Gebr.   Behrendt. 

240.  H.  V.  Egidy,  Gießen,  erteilt  am  S.Januar  19  . . 
Auftrag  an  die  Herren  Gebr.  Behrendt,  Frank- 
furt ajM.,  bei  denen  er  ein  Depot  besitzt, 
500  £  60/0  Chines.  Staatsanleihe  von  1895  zu 
103,60  zu  kaufen.  (S.  S.  521.)  Er  hat  nun  ab- 
zuwarten, ob  das  Bankhaus  im  Laufe  des  Ja- 
nuar zu  dem  limitierten  Kurse  noch  ankommen 
kann.  Steigt  der  Kurs,  so  wird  er  sich  ent- 
weder zu  einem  höheren  Limitum  bereit  er- 
klären oder  den  Auftrag  für  Februar  erneuern 
müssen.  Fällt  der  Kurs,  so  kommt  dies  ihm 
zugute.    (Vgl.  239,  241.^ 

241.  (Vgl.  240.)  Frankfurt  ajM.,  ig.  Januar  ig  .  . 
Herrn  Professor  H.  v.  Egidy,  Hochwohlgeboren, 

Gießen. 
Z 11  folge  Ihres  Auftrags  vom  8.  d.  kauften  wir 
heute  für  Ihre  Rechnung: 

500 £  ö^JoChines.  St.-Anl.von  i8g5*)      Debet 
zu  20,40  =  JC  10200.00  zu  103,60  M  10 562.20 
Zins  20  Tage  6*^/»  .,         34-oo 


'^"•:5K:  S  'U'l^  Courtage  A  5.T0 

Lü.  A  Nr.  478  Stempel   .    .    .  „    3.30 

Lif.  A  Nr.  1260  i/o;   Provision  „  13.50 

Lit  A  Nr.  14S3  poyto     .     .     .     .    „     2.00 


10601.20 


23.go 


Wert  20.  Januar  M  10625.10 


wofür  wir  Sie,  wie  berechnet,  belasten.  Nach  Ein- 
sendung dieses  Betrages  erfolgt  die  Auslieferung 
der  Stücke  umgehend. 

Hochachtungsvoll 

Gebr.  Behrendt. 


I  Schlußschein. 


M.  a.  97  6(=  Buchungsvermerk). 

242.  Chemnitz,    am  28.  Januar  ig  .  . 
Herrn  Amtsrat  G.  Sachße  in  Augustusburg. 

Der  mir  erteilte  Auftrag  zum  Ankauf  von: 
Ji  3000.00  3^/2^/0  Chemnitzer  Stadt-Anleihe  voni88g 
Limit  ioo.2o*'Iq 

Letzter  Kurs  100. 50"']^ 
erlischt  am  30.  dieses  Monats. 

Falls  Sie  wünschen,  daß  ich  auch  weiterhin  um 
r'/e  Ausführung  bemüht  bleibe,  bitte  ich  um  bald- 
gefl.  Mitteilung. 

Immer  gern  zu  Diensten,  empfehle  ich  mich  Ihnen 
hochachtungsvoll 

F.  Menzel. 

243.  Zittau  ijS.,   am  16.  Dezember  ig  .  . 
An  die  österr.  Kredit- Anstalt  in  Wien. 

Hiermit  übersende  ich  Ihnen 
fl.  6000.00  4^JQ-igeösterr.  Goldrente,  A,O^J, 
Lit.  A  Nr.  30  437 j 42 
mit  der  Bitte,  sie  nicht  unter  iig,8o  zu  verkaufen 
und  mir  den  Ertrag  abzüglich  Ihrer  Spesen  zu- 
zusenden. Hochachtungsvoll 
(Vgl.  244.)  Golth.  Schumacher. 

*)  Zins-Termine  1.  April  und  1.  Oktober. 


244.    (Vgl.  243.)         Wien,    den  22.  Dezember  ig  .  . 

Herrn  Gotth.  Schumacher  in  Zittau  ijS. 

Auf  Grund  Ihres  Auftrags  vom  16.  d.  begaben 
wir  gestern  an  hiesiger  Börse   die   uns  gesandten 

t     ^^^"-^^  r>o    Ost.  Goldrente       Kredit 
K  12000.00  ^^  j.20^^^  ^  14478.00 

Zinsen  seit  i.jio..=  80  Tage    ,,        106.65 

K  14584.65 
ab  ^' 2^/00  Courtage  .   .    .  K    y.30 
„  Umsatzsteuer  ^j^fach  „     1.20 
„  Provision  J*^/oo   •    •    >.  14-60 
„  Wertbrief-Porto  .    .    „     3.60     „         26.70 
Wert  heute  K  I4557.g5 
wofür  wir  Ihnen  inliegend  zu  117,20  ^=  Ji  12421.45 
als  Gegenwert  in  Banknoten  und  Reichspostmarken 
überreichen. 

Indem  wir  um  Empfangsanzeige  und  Gutschrift 
bitten,  hoffen  wir,  bald  wieder  für  Sie  tätig  sein 
zu  dürfen. 

In  Hochachtung 

Wert  deklariert.  österr.  Kredit- Anstalt. 


245.  ß)  Einlösung  von  Coupons. 

Brauer    &   Co. 


Bankgeschäft 

Reichsbank-Giro-Konto 

Telegramm- Adresse : 
Brauerbank,  Chemnitz. 


Chemnitz,  den  14.  Sept.  ig  .  • 

Roßmarkt  9. 
P.    P. 

Im  Hinblick  auf  den  bevorstehenden  Coupons- 
termin gestatten  wir  uns,  Sie  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  daß  wir,  wie  seither,  so  auch  diesmal 
die  Anfang  nächsten  Monats  oder  früher  fälligen 
Coupons  und  Dividendenscheine  provisionsfrei 
schon  von  morgen  ab  einlösen,  und  daß  wir  gern 


bereit  sind,  unsern  fachmännischen  Rat  für  Ver- 
mögensverwaltungen —  einschließlich  der  Ver- 
losungskontrolle —  auch  dann  unentgeltlich  zu  er- 
teilen, wenn  Geschäfte  für  uns  dabei  nicht  in  Frage 
kommen. 

Wir  vermitteln  nicht  nur  Käufe  und  Verkäufe 
aller  an  deutschen  und  ausländischen  Börsen  ge- 
handelten Effekten  zu  kulanten  Bedingungen  bei 
gewissenhafter  fachmännischer  Beratung  und  unter- 
stützt durch  eine  der  ersten  und  vornehmsten  Banken 
Deutschlands,  deren  Vertreter  wir  sind,  sondern 
betreiben  attßer  dem  Effektengeschäft  auch  sämt- 
liche andere  Branchen  des  Bankgeschäftes,  besonders 
den  Kontokorrent-  Verkehr  unter  Gewährung  von 
Krediten,  die  Annahme  und  Verzinsung  barer 
Einlagen  auf  Depositenkonto  (abhebbar   — •  even- 


tuell ohne  jede  Kündigung  —  gegen  Quittung),  die 
Annahme  und  Verzinsung  barer  Einlagen  auf 
Checkkonto  (abhebbar  auch  in  kleinen  Beträgen 
durch  Checks  —  Checkbücher  stehen  zur  Ver- 
fügung — )  und  die  Diskontierung  guter  Waren- 
wechsel. 


S^l-z'lo  ^'^d  4^!q  Pfandbriefe  guter  Hypotheken- 
Banken  —  besonders  geeignet  zu  fester  Kapitals- 


anlage —  halten  wir  stets  vorrätig. 
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Wir  hoffen,  Sie  recht  bald  und  recht  oft  über 
unsere  Ihnen  gern  gewidmeten  Dienste  verfügen  zu 
sehen,  und  empfehlen  uns  Ihnen 

hochachtungsvoll 

Brauer  &  Co. 

246.  Breslau,  15.  Juli  ig  .  . 
An  die  Brieger  Stadtbrauerei  in  Brieg. 

Hierdurch  belasten  wir  Sie  für  die  von  uns  für 
Ihre  Rechnung  eingelösten 

M.  240.00  Coupons  Ihrer  Obligationen, 
Wert  30.  Juni,  lt.  Aufstellung, 
und  nehmen  die  Coupons  für  Sie  in  Verwahrung. 
Hochachtungsvoll 
Breslauer  Wechselhank. 

247,  Berlin,   den   28.  Januar  ig  .  . 
Herren  Merkel  cfc  Ritter  in  Stettin. 

Für  die  uns  von  Ihnen  am  25.  d.  M.  zum  In- 
kasso gesandten,  unten  verzeichneten  Coupons  kre- 
ditieren wir  Ihnen  vorbehaltlich  des  Eingangs 
M  72g. 50,  über  die  Sie  zu  verfügen  belieben. 


K 

210 

$ 

40 

Rb 

t.  24 

P- 

180 

österr.  Silber -Coupons 
Amerikan.  Zinsscheine 
Russische  Zoll-Coupons 
Holländische   Coupons 


Wert  heute 


JL 

lyg.oo 

168.10 

77.70 

304.70 


72g. 50 


Hochachtungsvoll 

Berliner  Bank. 
*  * 

y)  Besorgung  neuer  Couponsbogen. 

248.  Jülich,  5.  Jidi  ig  .  . 

An  die  Cölner  Wechslerhank  in  Cöln. 

Inliegend  sende  ich  Ihnen  eine  Zinsleiste  zu 
jHx  5000.00  Barmer  4'^ \q  Stadt- Anleihe  von  i8gg 


mit  dem  Ersuchen,  mir  dafür  einen  neuen  Zins- 
bogen besorgen   zu   wollen.      Für   Gebühren   und 
Porto  füge  ich  80  ^  in  Briefmarken  bei. 
Hochachtungsvoll 
(V&1-H9-)  Aug.  Kleinhempel. 

249.   (Vgl.  248.)  Cöln,   10.  Juli  ig  .  . 

Herrn  Aug.  Kleinhempel  in  Jülich. 

Ihrem  Auftrage  vom  5.  d.  gemäß  überreichen 
wir  Ihnen  inliegend  den  gewünschten  neuen  Zins- 
bogen zu  JL  5000.00  Barmer  4PJQ  Stadt-Anleihe 
von  i8gg.  Die  Spesen  sind  mit  Ihrer  Einlage  von 
80  ^  gedeckt. 
Stets  gern  Ihren  Diensten  gewidmet,  zeichnen  wir 
hochachtungsvoll 

Cölner  Wechslerhank. 


S)  Zeichnungen  auf  neue  Anleihen, 
Pfandbriefe  u.  a. 

erfolgen  von  Interessenten  durch  Ausfüllung  und 
Einreichung  gedruckter  Anmeldeformulare  (s.  S.251) 
bei  den  bekannt  gegebenen  Zeichnungsstellen  kosten- 
frei, z.  B.: 


250.  Zeichnungs-Anmeldung. 

Herren  Kummer  <&  Nagel  in  Dresden. 

A  uf  Grund  der  in  den  Zeitungen  veröffentlichten 
Bedingungen  zeichne  ich  hiermit: 
M  8000.00  4'* Iq  Leipziger  Hypothekenbank-Pfand- 


briefe, Ser.  Ix 
indem  ich  mich  verpflichte,  diesen  oder  den  infolge 
Überzeichnung   mir  zugeteilten  geringeren  Betrag 
am  vorgeschriebenen  Termine  abzunehmen. 

Pirna,  am  18.  März  ig  . .        August  Bachstein, 
(Vgl.  251.)  (genaue Adresse.)  Amtsrichter. 


25t.    (Vgl.  250.) 


Dresden,    24.  März  ig 


Herrn  Amtsrichter  August  Bachstein  in  Pirna. 

Auf  Ihre  Zeichnung  von 
M  8000.00  4^Jq  Leipziger  Hyp.-Bank-Pfandbriefe 

Ser.  IX 
sind  lt.  beifolgendem  Schlußschein   Nr.  1032  nur 
M  5000.00  entfallen. 


Wir  berechnen  dieselben 

zu  io2.6o^Jq Jli  5130.00 

-\-4'^jffZins.ab i.lio.  ig  .  .  =  i74Tg.  „      g6.65 
Stempel  und  Porto „         1.50 

Wert  heute  JL  5228.15 
wie  vorstehend   zu    Ihren  Lasten  und  halten  die 
Stücke  von  heute  ab  zur  Abnahme  bereit. 
Stets  gern  zu  Diensten,  zeichnen 

in  Hochachtung 
Schlußschein  Nr.  1032.         Kummer  &  Nagel. 


e)  Bezug  neuer  Aktien. 

kann  nur  von  Besitzern  alter  Aktien  von  be- 
stimmter Höhe  auf  Ausfertigung  zweier  gleichlau- 
tender Anmeldescheine,  zu  denen  Formulare  bei 
den  Bezugsstellen  erhältlich  sind.  Einreichung  der 
bezugsberechtigten  Stücke  ohne  Dividendenscheine 
zur  Abstempelung  und  Einzahlung  des  Bezugs- 
preises zuzüglich  der  Stückzinsen  ab  letztem  Zins- 
termin bis  zum  Bezugstage,  worüber  auf  einem 
Anmeldescheine  quittiert  wird,  erfolgen.  Die  Aus- 
händigung der  neuen  Aktien  erfolgt  gegen  Rück- 
gabe des  quittierten  A  nmeldescheines  bei  der  Stelle, 
wo  die  Einzahlung  geleistet  worden  ist  (s.  S.  4go). 
—  Die  Korrespondenz  beschränkt  sich  hierbei  also 
auf  die  Erfüllung  bloßer  Formalitäten. 

C)  Beleihung  von  Effekten. 
252.  Verzeichnis 

des  der  Hannoverschen  Bank,  Hannover,  zum 
Lombard- Pfandschein    Nr.    138    von    mir    über- 


gebenen  Unterpfandes. 
Hameln,  den  5.  Juni  ig  . .  Karl  Mahn. 

JL  10000.00  4*'/o  Bielefelder  St.-Anl.  von  igoo. 
Nr.  5866 j68  3 Stücke  zu  JL  2000.00    JL    6000.00 
„   g407\io  4     „       „    „  1000.00     „     4000.00 
mit  Zinsleisten  und  Zins- 
scheinen von  Nr.  7  ab  .    .   JL  10000.00 
JL  5000.00  3^12^ In  Hamburger  Staats-Rente. 

Nr.  6307 j8    2  Stücke  zuJL  2000.00    JL  4000.00 
„    701g        I  Stück    „   „  1000.00     „    1000.00 

JL  5000.00 
JL  3000.00  5^/2^/0  Dortmunder  St.-Anl.  von  i8g8. 
Nr.  83ogjii   3  Stücke  zu  JL  1000.00    JL  3000.00 


dl 
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Besteht  das  Unterpfand  in  Waren,  so  ist  dafür  ein  be- 1 
sonaeres  Verzeichnis  derselben  nach  Menge,  Gattung,  Maß 
oder  Gewicht,  Preis,  Lagerort  mit  derFeuerversicherungspolice 
einzureichen.  Die  Bank  fertigt  auch  einen  besonderen  Pfand- 
schein dafür  aus.  Auf  Teilzahlungen  (bei  der  Reichsbank  nicht 
unter  500  ul)  erfolgt  nach  Verhältnis  teilweise  Freigabe  des 
Pfandes. 

252  a.  J(>  I2000.00 

wörtlich  Mark  Zwölf  Tausend 

auf  Lombard-Pfandschein  Nr.  138  von  der  Han- 
noverschen Bank  in  Hannover'^)  empfangen  zu 
haben,  bescheinigt  mit  dem  Bemerken,  daß  das 
Gesamt-Lombard-Darlehen  nunmehr  M  12000.00 
beträgt. 

Hameln,  den  5.  Juni  ig  . .  Karl  Mahn. 


rj)  Vermietung  von  Stahlfächern  im 
Panzer-Geldschrank. 

253.   Berger  &  Hennig        Chemnitz,  den  .  . 


Bankgeschäft. 

P.  P. 

Der  lebhafte  Beifall,   den  der  in  unseren  Bu- 
reaux  aufgestellte  absolut   feuer-   und   einbruchs- 
sichere 
Stahlpanzer -Geldschrank  mit  vermietbaren  Stahl- 


fächern (sogenannter  Safes-Schrank) 

gefunden  und  dessen  zahlreiche  Benutzung  veran- 
lassen uns,  Sie  nochmals  auf  die  Vorteile  dieser 
absolut  sicheren  Art  der  Aufbewahrung  aller 
Wertpapiere  und  sonstigen  Wertgegenstände  auf- 
merksam zu  machen  und  Ihnen  die  Benutzung 
unseres  Schrankes   angelegentlichst  zu  empfehlen. 

Die  vermieteten  Fächer  stehen 

unter  eigenhändigem  Verschlusse  des  Mieters 

und  unserem  Mitverschluß.  Nur  beide  Parteien 
können  sie  gemeinsam  öffnen.  Der  Schrank  ist 
absolut  feuer-,  fall-  und  diebessicher,  aus  bestem 
Material  hergestellt  und  mit  den  neuesten  Verschluß- 
vorrichtungen versehen. 

Die  Vermietung  der  Fächer  geschieht  auf 

drei  Monate  gegen  eine  Miete  von  M.    6.00 

sechs       „  „        „        ,,         „      „  10.00 

ein  Jahr  „         „         „         „      „  20.00 

(bei  längerer  Dauer  nach  Vereinbarung). 

Den  Mietern  steht  zur  Vornahme  von  erforder- 


lichen Arbeiten    (Trennung   der   Coupons   u.  a.) 

ein  geeigneter  Raum  mit  Schreibeinrichtung   zur 
Verfügung. 

Die  Einsatzkästen  können  zur  Vornahme  dieser 
Arbeiten  auch  nach  Hause  genommen  werden. 

Mit  weiteren  A  uskünften  stehen  wir  zu  Diensten 
und  gestatten  Interessenten  auch  gern  die  Besich- 
tigung dieser  Anlage. 

Hochachtungsvoll 

Berger  <&  Hennig. 


■&)  Verwaltung  offener  Depots. 

254,  Mannheim,   den  3.  Juli  ig  .  . 

Herrn  Friedrich  Kranzler,  Heidelberg. 

Hiermit    bestätigen    wir   Ihnen    den    Empfang 
nachverzeichneter  Effekten : 
Jt  gooo.oo  5^/2^/0  Pfandbriefe  der  Pfalz.  Hyp.- 
Bank,    Serie   XXXII,    mit   Talons 
und  Coupons  ab  i.jio.  igo6  ff. 
4  Stücke  zu  M  2000.00  Nr.  52  3og\i2 
I  Stück     „    „  1000.00     „     75816. 
M.  6000.00  Aktien  der  Bayr.  Handelsbank  ohne 
Dividendenscheine     (6     Stücke     zu 
M  1000.00  Nr.  12375180), 
welche  wir  für  Sie  in  Verwahrung  und  Verwaltung 
genommen  haben. 

Hochachtungsvoll 

Badische  Bank. 


255,  Breslau,  den  30.  Mai  ig  .  . 

Herrn  Ad.  Juliushur ger  in  Öls. 

Wir  teilen  Ihnen  hierdurch  mit,  daß  wir  Sie 
für  die  auf  Ihre  Zeichnung  entfallenen 
JL  1500.00  Sachs.  3^Jo  Rente 

zu  go,6o  **/o     .     .    J^  135g. 00 
-\- Zinsen  7ol3^\f^  „         8.75 

^/g  Stempel      .     .      „       — .20 
Val.  10.  Juni    Ji  1367. gs. 


')  Soll  der  Betrag  nicht  bar  ausgezahlt,  sondern  auf  seinem 
Giro-Konto  gutgeschrieben  werden,  so  müßte  hier  der  ausdrück- 
liche Vermerk  „auf  Giro-Konto"  eingeschaltet  werden. 


wie  vorsteht,  belastet  haben. 

Dagegen   erkennen   wir   Sie  für  die   hinterlegte 
Kaution  für  heute  mit 

M  2000.00. 
Die  Stücke  nehmen  wir  für  Sie  in  Depot. 
Hochachtungsvoll 
Städtische  Bank. 


256,  Bochum,  20.  August  ig .  . 

Herrn  Traugott  Vetters  in  Iserlohn. 

Hiermit  zeigen  wir  Ihnen  an,  daß  wir  Sie  für 
die  von  Ihrem  Depot  abgetrennten  fälligen  Coupons 
von  36000  K  =  40  500  M  4^lo  Stockholmer 
Stadt- Anl.  von  igoo  mit  JL  810.00 
erkannt  haben.  Hochachtungsvoll 

Bochumer  Bank. 


257. 


Berlin,  5.  Oktober  ig 


Herrn  Eduard  Schunke  in  Rathenow. 

Wir  beehren  uns,    Ihnen  mitzuteilen,    daß  von 
Ihren  bei  uns  hinterlegten  Effekten  am  i.  d.  M. 
Fr.  1000.00  Rumän.  4^Jq  amort.  Rente  von  i8gi 
Nr.  18 124  für  2.  Januar  n.  J. 
und  Rbl.  625.00  3'^! 2^ In  Russ.  Gold- Anl. 
von  i8g4  Nr.  2gi  175  für  2.  Januar  n.  J. 

gelost  worden  sind,  die  wir  s.  Zt.  unter  Aufgabe 
für  Ihr  Kredit  einziehen  werden. 

Hochachtungsvoll 
Berliner  Kassenverein. 
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258.  Dessau,  20.  Oktober  igo4. 

Herrn  Georg  Kabel  in  Torgau. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  15.  d.  behän- 
digen wir  Ihnen  auf  Wunsch  anbei  einen  neuen 
Depotschein  über  die  für  Sie  bei  uns  ruhenden 
Wertpapiere  zu  gefl.  Kenntnisnahme  und  bitten 
um  Rückgabe  des  alten  Exemplars. 

Hochachtungsvoll 
j  Depotschein.  Dessauer  Landesbank. 


259. 


Depotschein. 

Dessau,  20.  Oktober  igo4. 


Herrn  Georg  Kabel  in  Torgau. 

Wir  verzeichnen   Ihnen  nachstehend  die   heute 

in  Ihrem  Depot  bei  uns  befindlichen  Effekten: 

Ji      500.00  (Mark  Fünfhundert)  Spandauer  St.- 

Anl.  von  i8gi,  Lit.  B  Nr.  372  mit 

Talon  u.  Coup,  für  i.  April  1905  ff. 

Jii    1500.00  (Mark   Fünfzehnhundert)   Freiberger 

Stadt-Schuldsch.    von  1872,     Lit.  A. 

Nr.  258    mit  Talon  u.  Coupons  für 

I.  April  igo5  ff. 

Jl/L  10000.00  (Mark    Zehntausend)   Allg.  Elektr.- 

Ges.   zu  Berlin,    4^1^   Anl.,   Serie  II 

Lit.  A  Nr.  lody.  2048I52  mit  Talons 

u.    Coupons    für   i.    April  igo5  ff.; 

Serie  III    Lit.  A    Nr.   854.    1571I3 

m.  Tal.  u.  Coup,  für  i.  April  igo^ff. 

die  wir  unter  angefügten  Bedingungen  für  Sie  in 

Verwahrung  und  Verwaltung  nehmen,  event.  als 

Unterpfand  für  unsere  Vorschüsse  benutzen  werden. 

Hochachtungsvoll 

Dessauer  Landesbank. 

*       * 

260.  (a)  Robert  Schiefer  in  Siegen  beauftragt  am 
18.  Juli  die  Bergisch-Märkische  Bank  in  Elber- 
feld,  3000  JC  Bochumer  Gußstahl-Aktien,  3000  JC> 
Gelsenkirchner  Bergwerks-Aktien  und  6000  Jii 
3^/2^/0  Reichs -Anleihe  billigst  zu  kaufen. 
(Vgl.  261.) 

261.  (a)  Die  B.-M.  Bank  in  Elberfeld  erteilt  am 
20.  Juli  Rechnung  über  die  gekauften  Stücke : 
B.  G.- Aktien  zu  163.50  Zs.  20  Tage  40/0,  Gel- 
senk. Bgw.- Aktien  zu  161,60  Zs.  200  Tage  40/0, 
R.-Anl.  zu  101,00  Zs.  200  Tage.  Schlußschein- 
Stempel  2,75  -f  2,75  4-  2,10  JL ;  Courtage  ^/a^/oo, 
Provision  ^/e**/o.  Porto  40  4  Versicherungsge- 
bühr 2,70  Ji  (Endsumme  M>  16106.50).  (.Vgl.260). 

262.  (a)  Franz  Egli  in  Zürich  sendet  am  24.  Mai 
25000  Fr.  4"/o  Unifizierte  Ägypter  (einheitl. 
Staats-Anleihe)  zum  bestmöglichen  Verkauf, 
nicht  unter  106.00,  an  die  Deutsche  Effekten- 
und  Wechsel-Bank  in  Frankfurt  ajM.  (Vgl.  263.) 

263.  (a)  Letztere  verkauft  die  Effekten  am  30.  Mai 
zu  106,80  (100  Fr.  =  80  Jt),  Zins_29  Tage  4o/g 


und  kürzt 


Courtage,  P/00  Provision  und 


4,40^  für  Schlußschein-Stempel;  zur  Gutschrift 
bleiben  M  21388.65.    (Vgl.  262.) 
264.  (a)  Deubner  &  Co.,  Wiesbaden,  benachrichtigen 
am  28.  Januar  Paul  Wenige,  Bingen,  daß  sein 
Auftrag   zum   Verkauf   von   6000  M   31///0 


Darmstädter  Anleihe  von  1897  zum  Limit  100,30 
am  30.  d,  erlischt;  letzter  Kurs  99,75  bz.  Q. 
Sie  bitten  um  Mitteilung  wegen  etwa  ge- 
wünschter Verlängerung  des  Auftrags  unter 
Benutzung  des  beigelegten  Formulars. 

265  (ß)  Der  Frankfurter  Bankverein  (Frank- 
furt ajM.),  mit  der  Einlösung  der  Coupons 
der  4^2^/0  Obligationen  der  A schaff enburger 
Papierfabrik  beauftragt,  zeigt  derselben  am 
15.  Januar  1905  an,  daß  er  lt.  Aufstellung 
(Nr.  der  Stücke  zu  500.  1000.  2000  M)  für  ihre 
Rechnung  Ji  1350.00  eingelöst  habe,  wofür  er 
Belastung  eintreten  ließ. 

266.  {ß)  Die  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe, 
Posen,  bestätigt  am  10.  Juli  1905  M.  Seidel 
in  Schrimm  den  Empfang  folgender  Juli-Cou- 
pons, für  deren  Wert  sie  ihn  kreditierte,  von: 

JC  3000.00  Krotoschiner  40/0  Anleihe  von  1900, 

„  6000.00  Magdeburger 4  „        „        „    1891, 

„  4000.00  Mainzer  4„        „        „    1900, 

u.  „2000.00  Liegnitzer  3^2,,        „        „    1892. 

267.  (y)  a)  Max  Liebe,  Herrnhut,  sendet  am  5.  April 
der  Sachs.  Bank  zu  Dresden  eine  Zinsleiste 
eines  Pfandbriefes  der  Sachs.  Bodenkredit-An- 
stalt, Serie  I,  über  Nom.  Ji  5000.00,  mit  der  Bitte 
um  Besorgung  eines  neuen  Zinsbogens,  wofür 
er  1  JL  an  Gebühren  und  Porto  beifügt,  b)  Die 
Sachs.  Bank,  Dresden,  sendet  den  Bogen  am 
8.  April  und  erklärt  sich  für  die  Spesen  gedeckt. 

268.  (d)  Bankier  F.  Muth  in  Plauen  teilt  dem 
Dr.  Robert  Süß  in  Greiz  am  2.  April  1904  mit, 
daß  auf  seine  Zeichnung  von  10000  J^  lt.  bei- 
gefügtem   Schlußschein    Nr nur  6000  Ji 

3^/2 *'/o  Badische  Anleihe  von  1904  entfielen. 
Er  berechnet  diese  pari  nebst  40  Tagen  Zinsen 
ab  1./3.  und  75  j  für  (1/2)  Stempel  und  Porto 
(Sa.  M  6024.10  für  10./4.)  zu  seinen  Lasten  und 
hält  die  Stücke  ab  10,  April  zur  Abnahme  bereit. 

269.  (f)  H.  Kummer,  Dürkheim,  will  von  der 
Pfalz.  Bank  in  Ludwigshafen  ajRh.  ein  Dar- 
lehen von  8000  Ji  am  2.  August  19 . .  gegen 
Verpfändung  von  (mQM4%  Bayer.  St.-Anl. 
und  6000  Ji  4'^/o  Badische  St.-Anl.  und  reicht 
ein  Verzeichnis  der  Wertpapiere  (mit  Nummern- 
angabe) und  Quittung  über  das  Darlehen  ein, 
das  ihm  gegeben  wird. 

270.  {•&)  Die  Wiener  Union-Bank,  Wien,  teilt  am 

Heinr.  Keßler,  Linz,  mit,  daß  sie  die 

ihr  gesandten  Effekten: 

5000  fl.  4°/o  Bozen -Meraner    Eisenb.-Priorit.- 

Obligationen 
und  10000  fl.  S.50/0  Österr.  Nordwestb.  Priorit.- 

Obligationen 
mit  Coupons  und  Talons  empfangen  und  für 
ihn  in  Verwahrung  und  Verwaltung  genommen 
habe. 

271.  (ß)  Die  Westfälische  Bank,  Bielefeld,  zeigt 
Georg  Becker,  Detmold,  am  3.  Oktober  an,  daß 
sie  von  seinen  deponierten  Effekten  die  am 
1.  Oktober  fälligen  Coupons  von  7500i^3V2**/o 
Preuß.  Konsols  abgetrennt  und  ihn  für  deren 
Wert  mit  131,25  Ji  auf  30.  September  erkannt 
habe. 

272.  {■&)  Die  Essener  Kredit-Anstalt,  Essen,  teilt  am 
10.  Oktober  1904  August  Brand  in  Arnsberg 
mit,  daß  von  seinen  bei  ihr  deponierten  Ei 


Briefe  im  Bankgeschäft. 
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fekten:  1  Freiburger  50  Fr.-Los  von  1887 
Nr.  22842  am  30.  September  mit  dem  Haupt- 
treffer von  8077  Fr.,  zahlbar  am  20.  Jan.  1905, 
ausgelost  worden  ist.  Sie  wird  den  Wert  von 
Ji  &61.60  abzüglich  Spesen  für  21.  Januar  1905 
ihm  gutbringen. 

d)  Kontokorrent-Verkehr. 
Von  Briefen  dieser  Art  handelt  bereits 
Kapitel  1  i,  Seite  905  und  die  Beispiele  100/103 
wie  Aufgaben  104/109.  Zur  Ergänzung  sei 
nur  noch  bemerkt,  daß  diesem  Verkehr  hier 
Verträge  zugrunde  liegen,  deren  genaue  Be- 
achtung Differenzen  möglichst  ausschließt. 
Einzelne  Banken  geben  den  Kunden,  mit  denen 
sie  oft  und  größere  oder  verschiedenartige 
Umsätze  machen,  in  kürzeren  Zeiträumen 
(monatlich  oder  aller  15  Tage)  Buchungs- 
übersichten, um  Irrtümern  möglichst  bald 
vorzubeugen.  Die  Prüfung  des  Ktkts.  muß  sich 
auf  Beträge,  Verfallzeiten,  Zins-  und  Spesen- 
berechnung erstrecken,  und  Abweichungen 
müssen  möglichst  bald  angezeigt  und  brieflich 
erledigt  werden.  —  Gewöhnlich  sendet  der 
Bankier  seinem  Kunden  mit  dem  Ktkt  ein 
Formular,  das  sich  auf  die  Anerkennung  der 
Richtigkeit  der  Rechnung  und  des  Saldovor- 
trags bezieht.  Ist  durch  dessen  Unterzeichnung 
und  Einsendung  die  Abrechnung  gebilligt,  so 
dürfte  ein  späterer  Einwand  gegen  die  Richtig- 
keit wohl  unwirksam  sein.  Völliges  Vertrautsein 
mit  den  verschiedenen  Rechnungsmethoden  ist 
für  die  Prüfung  der  Rechnung  und  Erledigung 
etwaiger  Differenzen  notwendige  Vorbedin- 
gung. Zweckmäßig  wird  es  immer  sein,  die 
beim  Abschluß  noch  nicht  fälligen  Posten 
in  der  Rechnung  zinsfrei  zu  lassen,  dafür 
aber  sie  nach  dem  Saldo- Vortrag  auf  neue 
Rechnung  zu  späterer  Verzinsung  vor- 
zutragen. 

Anfrage. 
273.  Suhl,  den  3.  Januar  ig  .  . 

Herren  Weitbrecht  &  Co.  in  Erfurt. 

Hierdurch  ersuchen  wir  Sie,  uns  mitzuteilen, 
zu  welchen  Bedingungen  —  äußersten  Zinsfuß 
und   sonstigen    Spesen   —   Sie  uns  einen  Konto- 


korrent-Kredit  von  50000  M    gegen  Sicherheiten 
gewähren  würden. 

Hochachtungsvoll 
(Vgl.  »74.)  Redlich  &  Schwarz. 

Antwort 

274.    (Vgl.  273.)  Erfurt,  5.  Januar  ig  .  . 

Herren  Redlich  &  Schwarz  in  Suhl. 

Auf  Ihre  werte  Anfrage  vom  3.  d.  erwidern  wir, 
daß  wir  Ihnen  den  gewünschten  Kredit  von 
50000  Jli  in  der  Gestalt  einräumen,  daß  wir 
59 


Ihnen  Ihr  domiziliertes  Drei-Monats- Akzept  auf 
Konto  gutbringen,  worüber  Sie  alsdann  nach  Be- 
lieben durch  Checks  u.  a.  verfügen.  Unsere  Pro- 
longationstratten müßten  ferner  zwei  Werktage  vor 
Verfall,  von  Ihnen  akzeptiert,  behufs  Erneuerung 
des  Kredits  uns  eingesandt  werden. 

In  der  Rechnung  belasten  wir  Ihnen  an  Zinsen  i^l^^ 
über  den  jeweiligen  Reichsbank-Diskont,  mindt- 
stens  5  vom  Hundert  auf  das  Jahr,  Provision 
^U^lo  ^^*  halbjährigem  Abschluß,  jedoch  von  min- 
destens der  doppelten  Höhe  des  bewilligten  Kre- 
dits (also  von  mindestens  Ji  100000.00  auf 
6  Monate). 

Wir  sehen  Ihren  weiteren  Nachrichten  hierüber 
entgegen  und  zeichnen  in  Hochachtung 

Weitbrecht  &  Co. 

Kreditgesuch. 
275.  Tarnowitz,  am  15.  März  ig.. 

An  die  Oberschlesische  Bank  in  Beuthen. 

Behufs  Erweiterung  unseres  Geschäftsbetriebs 
wäre  uns  die  Gewährung  eines  Blankokredits  von 
30  bis  40000  M  gegen  Kautionshypothek  er- 
wünscht. Wir  wenden  uns  zu  diesem  Zwecke  an 
Sie  unter  Übersendung  folgender  Unterlagen  zur 
gefl.  Kenntnisnahme,  woraus  Sie  einen  Überblick 
über  unsere  Fabrikanlage  gemnnen  werden: 

1.  Auszug  aus  dem  Grund-  und  Hypotheken- 
buche, 

2.  Besitzstands-Verzeichnis, 

3.  Schätzungs-Urkunde  des  gerichtlichen  Sach- 
verständigen, 

4.  Brandkassenschein, 

5.  letzte  Jahresbilanz. 

Aus  Anlage  i  und  3  werden  Sie  entnehmen, 
daß  unser  Fabrikgrundstück  mit  einer  Hypothek 
von  105000  M.  nur  wenig  über  ein  Drittel  seines 
Wertes  belastet  ist  und  selbst  bei  Eintragung  von 
40000  M  als  Kautionshypothek  nur  wenig  über 
die  Hälfte  belastet  sein  würde,  daß  also  unter  allen 
Umständen  reichliche  Deckung  vorhanden  ist.  Auf 
Verlangen  stellen  wir  außer  der  beigelegten  Bilanz 
auch  Inventur  und  Bücher  zur  diskreten  Einsicht- 
nahme Ihnen  zu,  erbitten  uns  mit  Ihrer  Antwort 
obige  Schriftstücke  zurück  und  empfehlen  uns  Ihnen 
in  Hochachtung 
5  Beilagen.  Gebr.  Koerner. 

(Vgl.  276.) 


Kreditbewilligung. 


276.    (Vgl.  275.) 


Beuthen,  17.  März  ig . . 


Herren  Gebr.  Koerner  in  Tarnowitz. 

Im  Besitz  Ihres  Schreibens  vom  16.  d.  erklären 
wir  uns  unter  Rücksendung  der  eingesehenen 
5  Beilagen  bereit ,  Ihnen  den  gewünschten  Kredit 
von  40000  M.  in  laufender  Rechnung  gegen 
Eintragung  einer  Kautionshypothek  gleicher  Höhe 


auf  Ihr  Fabrikgrundstück  nach  eingetragenen 
105000  M  bis  auf  weiteres  zur  Verfügung  zu  stellen. 
An  Zinsen  müssen  wir  i'^j^  über  Bankdiskont, 
mindestens  5  vom  Hundert  aufs  Jahr,  beanspru- 
chen; an  Provision  berechnen  wir  ^/j**/o  von  der 
größeren  Seite  unserer  Rechnung. 
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Sind  Sie  mit  diesen  unseren  Bedingungen  ein- 
verstanden, so  lassen  Sie,  dem  heiliegenden  For- 
mular entsprechend,  durch  einen  Notar  die  erfor- 
derliche Urkunde  anfertigen,  übergeben  diese  nach 
erfolgter  Unterschrift  von  Ihrer  Seite  dem  Hypo- 
thekenamt zur  Eintragung  der  Hypothek  im  Grund- 
buche und  senden  uns  darauf  den  vervollständigten 
Folienauszug  zu. 

Hochachtungsvoll 

Anbei  Oberschlesische  Bank. 

I  Formular.  *  * 


277. 


Dienstanerbieten. 

Antwerpen,  am  5.  Januar  ig 


Herren  Huber  &  Kiesewetter  in  Leipzig. 

Hiermit  gestatten  wir  uns,  Ihnen  unsere  Dienste 
zur  Besorgung  Ihrer  Bankgeschäfte  aller  Art  in 
Belgien  anzubieten. 

Wir  gewähren  für  Guthaben  Ihrerseits  2^J2'^Iq 
Zinsen,  berechnen  nur  ^j^^lo  Provision  von  der 
größeren  Seite  der  Rechnung  neben  Erstattung 
verauslagter  Spesen. 

Inkassi  auf  Antwerpen,  Brüssel  und  Lüttich 
besorgen  wir  al  pari  provisionsfrei ;  auf  die  übri- 
gen Plätze  berechnen  wir  ein  mäßiges  Damno 
nach  beiliegendem  Inkassotarif. 

Für  Rimessen  beschaffen  wir  Ihnen  den  Gegen- 
wert auf  London,  Liverpool,  Manchester,  Birmin- 
gham, Amsterdam,  Rotterdam,  Paris,  Lyon,  Mar- 
seille, Bordeaux,  Le  Havre  franko  Courtage  zum 
offiziellen  Vista-Kurse. 

Es  wird  uns  angenehm  sein,  Sie  von  unserer 
Vermittlung  recht  oft  Gebrauch  machen  zu  sehen. 
Seien  Sie  überzeugt,  daß  wir  Ihre  geschätzten 
Aufträge  mit  größter  Sorgfalt  behandeln  und  uns 
die  Wahrnehmung  Ihrer  Interessen  stets  angelegen 
sein  lassen  werden. 

In  vollkommener  Hochachtung 
I  Inkassotarif.         Antwerpener  Zentralhank. 

(Vgl.  283, 286.)  *  * 

278,  Düren,  10.  Juli  1904. 

Herren  Maier  &  Kühne  in  Cöln. 

Zu  Ihrem  uns  mit  Brief  vom  3.  d.  erteilten 
Kontokorrent  haben  wir  zu  bemerken,  daß  Sie 
übersehen  haben,  uns  für  die  am  20.  Mai  für 
unsere  Rechnung  gekauften  M  3000.00  Gelsen- 
kirchner Bergw.-Aktien  zu  belasten,  anderseits  die 
an  demselben  Tage  für  uns  verkauften  M.  4000.00 
Preuß.  Konsols  uns  gutzubringen.  Dadurch  ändert 
sich  der  Saldo  zu  Ihren  Gunsten  nicht  unwesentlich. 

Wir  ersuchen  Sie,  dementsprechend  unser  Konto 
hei  Ihnen  zu  berichtigen  und  dies  durch  einen 
anderen  Kontokorrent- Auszug,  dem  wir  zustimmen 
können,  zu  bestätigen. 

Hochachtungsvoll 

Gebr.  Hausner. 

279.  a)  F.  Suchow  in  Bamberg  bittet  die  Nürn- 
berger Bank  in  Nürnberg  um  Mitteilung  Ihrer 
Bedingungen  für  Gewährung  eines  Konto- 
korrent-Kredits von  40000  JL  bei  doppelter 
Sicherheit.  —  b)  Die  Nürnberger  Bank  will 
denselben  gegen  sein  domiziliertes  Drei-Monats- 


Akzept  gewähren,  über  dessen  Wert  er  nach 
Belieben  durch  Checks,  Wechsel  oder  Anwei- 
sungen verfügen  könne.  Am  3.  Werktage  vor 
Verfall  müßten  ihre  Prolongationstratten  mit 
domiziliertem  Akzept  ihr  eingesandt  sein.  An 
Zinsen  berechnet  sie  im  Soll  \^L  über,  im 
Haben  ^l^^l^  unter  Reichsbank- Diskont,  min- 
destens 5  und  3^2  vom  Hundert,  Provision 
^/s^/o  von  der  größeren  Seite.  Vertragsformu- 
lar (mit  Bedingungen  auf  der  Rückseite)  legt 
sie  dem  Schreiben  bei. 

280.  a)  Die  Solinger  Bank  sendet  am  5.  Januar .... 
Eduard  Schmidt,  Remscheid,  Ktkt.  mit  der 
Bitte  um  Prüfung  und  baldige  Nachricht  über 
deren  Ergebnis,  bei  Richtigbefund  um  überein- 
stimmende Buchung.  Empfehlung,  b)  Eduard 
Schmidt,  Remscheid,  bemängelt  am  T.Januar, . . . 
das  Fehlen  eines  Postens  im  Haben  (seine  am 
22.  November  in  ihrem  Auftrag  geleistete  Zah- 
lung von  240  M.  an  Fritz  Gast  in  Hagen),  wo- 
nach der  Saldo  nicht  139,70  Jii  zu  ihren  Gunsten, 
sondern  100,30  M.  zu  seinen  Gunsten  betrage, 
bittet  um  Berichtigung  dieses  Fehlers  und  Zu- 
sendung eines  anderen  Auszugs,  den  er  an- 
erkennen könne. 

281.  a)  Hammer  6^  Eichstädt,  Weißenfels,  möchten 
ihr  Geschäft  vergrößern  und  ersuchen  Ber- 
trand &•  Kröner  in  Halle  um  Gewährung  eines 
Blankokredits  von  20  bis  30000  X  gtgtn 
eine  Kautionshypothek  gleicher  Höhe  nach 
120000  M>,  womit  ihr  Fabrikgrundstück  be- 
lastet ist.  Zur  Orientierung  über  dessen  Wert 
und  ihre  finanziellen  Verhältnisse  fügen  sie 
Dokumente  bei  (vgl.  Nr.  275),  um  deren  Rück- 
gabe bei  Mitteilung  ihrer  Bedingungen  sie 
B.  &  K.  bitten,  b)  Bertrand  (S^  Kröner,  Halle, 
geben  nach  3  Tagen  die  Beilagen  zurück  und 
bewilligen  Hammer  6-  Eichstädt,  Weißenfels, 
einen  Kredit  bis  zu  25000  Ji  in  laufender 
Rechnung  gegen  Eintragung  einer  Kautions- 
hypothek in  dieser  Höhe  im  Nachgange  von 
120000  M  bis  auf  weiteres.  Sie  beanspru- 
chen an  Zinsen  P/o  über  Bankdiskont,  min- 
destens 5  V.  H.  p.  a.,  berechnen  per  Quartal 
^/4*'/o  Provision  von  der  größeren  Seite  der 
Rechnung,  Porti  u.  a.  Auslagen  und  legen  ein 
Formular  bei,  nach  dessen  Inhalt  notarielle 
Urkunde  behufs  Eintragung  der  K.-Hyp.  im 
Grundbuche  auszufertigen  wäre.  Nach  Ein- 
sendung des  vervollständigten  Auszuges  aus 
diesem  sei  ihnen  der  gewünschte  Kredit  eröffnet. 

282.  a)  Ackermann  6-  Co.,  Breslau,  erteilen  am 
4.  Juli  ....  Katz  6-  Rosenfeld,  Schweidnitz, 
Ktkt.  mit  einem  Saldo- Vortrag  von  M  416.80 
im  Haben,  wobei  sie  bemerken,  daß  sie  bei 
Wechseln  mit  weniger  Laufzeit  als  15  Tagen 
eine  Verbindlichkeit  für  rechtzeitige  Vorlegung 
oder  Protesterhebung  fernerhin  nicht  über- 
nehmen. Sie  bitten  um  Prüfung  der  Rechnung 
und  Nachricht  darüber,  b)  Katz  &  Rosenfeld, 
Schweidnitz,  bemerken  in  ihrer  Antwort  vom 
6.  Juli,  daß  sie  das  Ktkt.  bis  auf  folgende  Ab- 
weichungen richtig  befunden  haben:  In  der 
Sollseite  sei  infolge  eines  Additionsfehlers  die 
Summe  der  Zinszahlen  um  100  zu  hoch  an- 
gegeben, die  Habenseite  enthalte  eine  falsche 
Zinszahl,  nämlich  320  statt  520,  also  200  zu 
wenig,  wodurch  sich  der  Zahlensaldo  in  Wirk- 
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lichkeit  um  300  niedriger  stellt,  d.  i.  bei  5<*/o 
Zinsen  A  4.15  weniger  als  die  Aussteller  be- 
rechnet haben.  Außerdem  hätten  sie  den 
Empfängern  aus  2  Rückwechseln  im  Gesamt- 
betrage von  Jt  1862.50  wiederholt  ^/gO/o  Pro- 
vision berechnet,  was  unstatthaft,  da  diese  bei 
ihren  Retourrechnungen  in  den  verbuchten 
Beträgen  bereits  eingeschlossen  sei.  —  Sie 
bitten  darum,  sie  für  jene  Zinsdifferenz  von 
M  4.15  und  diese  Provisionsdifferenz  von  Ji  6.20 
entlasten  zu  wollen  und  auf  neue  Rechnung 
als  ihr  Guthaben  M  10.35  mehr,  nämlich 
M.  427.15,  vortragen  zu  wollen,  c)  Ackermann 
<&•  Co.,  Breslau,  teilen  am  8.  Juli  ....  mit, 
daß  sie  die  Bemängelung  der  Richtigkeit  ihres 
Ktkts.  begründet  gefunden,  dementsprechend 
ihnen  einen  Saldo  von  Ji  427.15  für  30.  Juni 
zum  Vortrag  gebracht  haben  und  bitten  wegen 
dieser  ihnen  unangenehmen  Fehler  um  Ent- 
schuldigung. 

4.  Verschiedenes. 

In  diesem  Abschnitt  sollen  noch  Brief- 
gattungen Erklärung  finden,  die  sowohl  im 
Waren-,  wie  Speditions-  und  Bankgeschäft 
vorkommen,  aber  in  den  Abschnitten  1  bis  3, 
weil  gemeinsam,  noch  nicht  erwähnt  worden 
sind,  nämlich: 

a)  Erkundigungen  und  Auskünfte. 

Die  bei  vielen  Geschäftsverbindungen  oft  un- 
umgängliche Kreditgewährung  nötigt  zur 
Vorsicht,  Einziehung  von  Erkundigungen 
über  die  Vermögensverhältnisse,  den  Geschäfts- 
betrieb, Ruf,  Charakter,  die  Zahlungsfähigkeit 
usw.  dessen,  der  Kredit  sucht  Oft  ist  es  schwer, 
eine  zuverlässige  Auskunft  zu  erlangen,  da 
jeder  Kaufmann  seine  Vermögens-  und  Geschäfts- 
verhältnisse geheim  hält,  der  Schein  oft  trügt 
und  mancher  auch  nicht  geeignet  oder  nicht 
geneigt  ist,  Auskunft  über  einen  Dritten  zu  er- 
teilen. Früher  nur  auf  die  Gefälligkeit  der 
Geschäftsfreunde  angewiesen,  macht  sich  der 
Kaufmann  jetzt  die  Einrichtung  der  Auskunfts- 
bureaux,  welche  die  Auskunftserteilung  ge- 
schäftsmäßig betreiben,  darum  Filialen  in 
allen  Ländern  haben,  oder  kaufmännische  Ver- 
einigungen (z.  B.  „Verband  Kreditreform")  und 
deren  hierauf  gerichtete  Organisation  zunutze, 
zumal  letztere  neben  schriftlichen  Auskünften 
auch  die  Einziehung  von  Forderungen  über- 
nehmen, Agenten  nachweisen  u.  dgl. 

Wer  Auskunft  erteilt,  sollte  nur  über  Dinge 
oder  Tatsachen  berichten,  die  er  selbst  vor- 
urteilsfrei beobachtet  oder  von  zuverlässigen, 
sachkundigen  Personen  erfahren  hat,  nicht 
Gerüchte,  die  ihm  zugegangen,  weiter- 
verbreiten, denn  durch  letztere  kann  der  Ruf  eines 
Handelshauses  schwer  geschädigt  werden;  auch 


kann  er  selbst  für  Schaden,  der  durch  leichtfertige 
(oder  gar  wissentlich  falsche)  Auskunftserteilung 
einem  anderen  zugefügt  wird,  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden.  Man  urteile  also 
nach  bestem  Wissen,  hüte  sich  vor  Über-  und 
Unterschätzung  und  übernehme  keine  Verant- 
wortung für  etwaige  ungünstigere  Lage  der 
Verhältnisse!  Da  die  Handelsverhältnisse  sich 
z.  T.  rasch  ändern,  sind  von  Zeit  zu  Zeit 
Erkundigungen  auch  über  Firmen  nötig,  mit 
denen  man  in  regelmäßiger,  geordneter  Ver- 
bindung steht.  Der  Fragende  versichert  seine 
Verschwiegenheit,  der  Antwortende  bittet 
um  „Diskretion".  Auskunfteien  liefern  nach 
festen  Tarifen  fortlaufende  Nachrichten. 

283.  Würzen  ijS.,  am  3.  September  .... 

Herrn  F.  Grunwald  in  Breslau. 

Wir  haben  Aussicht,  mit  dem  unten  genannten 
Hause  dort  ein  ziemlich  bedeutendes  Geschäft  ab- 
zuschließen. Da  uns  dasselbe  jedoch  völlig  un- 
bekannt ist,  gestatten  wir  uns,  Sie  um  die  Gefällig- 
keit einer  möglichst  eingehenden  Auskunft  über 
die  Vermögensverhältnisse,  den  Geschäftsbetrieb, 
Ruf  und  Charakter  der  Inhaber  ganz  ergebenst  zu 
ersuchen.  Insbesondere  wäre  es  uns  lieb,  zu  er- 
fahren, ob  an  der  Einlösung  einer  Drei-Monat- 
Tratte  von  etwa  2000  M  nicht  zu  zweifeln  sei. 

Für  Ihre  freundlichen  Mitteilungen,  deren 
diskreter  Benutzung  wir  Sie  versichern,  danken 
wir  Ihnen  im  voraus  verbindlichst  und  erklären 
uns  zu  Gegendiensten  gern  bereit. 

Mit  aller  Hochachtung 
Wurzener  Teppichfabrik. 


Weber  &  Duden 
Breslau 


(Vgl.  284.) 


284.  (Vgl.  383.)       Breslau,  am  5.  September  .... 
An  die  Wurzener  Teppichfabrik,  Würzen  ijS. 

In  Erwiderung  Ihrer  Zuschrift  vom  3.  d.  teile 
ich  Ihnen  mit,  daß  ich  über  die  fragliche  Firma 
nur  Vorteilhaftes  sagen  kann.  Sie  genießt  in  der 
Geschäftswelt  vollste  Achtung  und  unbedingtes  Ver- 
trauen. Die  Inhaber  verfügen  über  angemessenes 
Eigen-Kapital,  sind  rührig,  umsichtig,  gewandt 
und  haben,  obwohl  unternehmend,  soviel  mir  be- 
kannt, noch  keine  nennenswerten  Verluste  erlitten. 

Ich  selbst  würde  keine  Bedenken  tragen,  diesem 
Hause  einen  Kredit  von  einigen  tausend  Mark 
zu  gewähren.  Ohne  Zweifel  können  Sie  darum 
wohl  auch  der  pünktlichen  Einlösung  Ihrer  Tratte 
entgegensehen.  Dies  jedoch  ohne  meine  Verbind- 
lichkeit, obwohl  ich  überzeugt  bin,  daß  Sie  meine 
Angaben  bestätigt  finden  werden. 

Hochachtungsvoll 

F.  Grunwald. 

285.  (Vgl-  377-)  Leipzig,   15.  Januar  .  .  . 
An  die  Antwerpener  Zentralbank,   Antwerpen. 

Im  Besitz  Ihrer  Zuschrift  vom  5.  d.  gestatten 
wir  uns  zunächst,  Sie  um  eine  Gefälligkeit  zu  er- 
suchen. 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


Die  lange  anhaltende  Geschäftskrisis  mit  ihren 
üblen  Folgen  mahnt  uns  zu  besonderer  Vorsicht 
bei  Einleitung  neuer,  wie  zu  sorgfältiger  Über- 
wachung alter  Verbindungen.  Es  liegt  uns  viel 
daran,  über  die  auf  anliegendem  Verzeichnis  ge- 
nannten 5  Firmen  eine  zuverlässige  Auskunft  zu 
erhalten. 

Wohl  wissend,  daß  wir  Ihnen  hiermit  eine  Last 
aufbürden,  werden  Sie  uns  doch  durch  gütige  Er- 
teilung Ihres  Rates  zu  großem  Danke  verpflichten, 
den  wir  demnächst  nicht  nur  in  Worten  zum  Aus- 
druck bringen  werden,  sondern  durch  Aufträge, 
die  Ihrem  Anerbieten  entsprechen. 

Mit  den  durch  *  bezeichneten  Firmen  (Nr.  4 
und  5)  stehen  wir  schon  seit  einigen  Jahren  in 
angenehmer  Verbindung,  doch  möchten  wir  erfahren, 
ob  Sie  noch  den  alten  Ruf  der  Sicherheit  und 
Zahlungsfähigkeit  genießen.  Das  mit  A  bezeichnete 
Haus  (Nr.  3)  hat  mehrfach  Tuche  von  uns  zum 
kommissionsweisen  Verkaufe  erhalten,  die  anderen 
(Nr.  I  und  2)  wünschen  Waren  in  großen  Mengen 
zum  Export  nach  Nord-  und  Südamerika  erst- 
malig zu  erlangen,  ohne  uns  bekannt  zu  sein. 
Über  letztere  besonders  wäre  uns  eine  sichere  Aus- 
kunft sehr  erwünscht. 

Unter  der  Versicherung  aufrichtigen  Dankes 
und  des  verschwiegensten  Gebrauches  Ihrer  Mit- 
teilung empfehlen  wir  unsere  Bitte  Ihrem  ge- 
schätzten Wohlwollen  und  zeichnen 

in  Hochachtung 

I  Verzeichnis.  Huber  &  Kiesewetter. 


286.  (^Bi-  iSs.)         Antwerpen,  18.  Januar  .  .  .  . 

Herren  Huber  &  Kiesewetter  in  Leipzig. 

Für  das  uns  in  Ihrem  Schreiben  vom  15.  d. 
ausgesprochene  Vertrauen  bestens  dankend,  reichen 
wir  Ihnen  das  uns  eingesandte  Verzeichnis  belgischer 
Firmen,  mit  unsern  Bemerkungen  versehen, 
zurück.  Diese  beruhen  auf  gebuchten  Tatsachen,  wie 
sie  im  Lauf  der  letzten  Jahre  uns  bekannt  ge- 
worden sind.  Da  jedoch  die  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisse schwer  zu  beurteilen  sind,  können  wir 
für  unbedingte  Gültigkeit  nicht  einstehen,  doch 
werden  jene  Angaben  Ihnen  immerhin  einen  Maß- 
stab für  beabsichtigte  Krediterteilung  gewähren. 
Nr.  3,  4,  5  scheinen  uns  unbedenklich,  bei  Nr  i 
und  2  dürfte  Vorsicht  geboten  sein,  da  beide  nicht 
mit  völlig  zureichendem  Kapital  versehen  sind. 
Einsendung  der  Hälfte  des  Fakturenwertes  vor 
Lieferung  dürfte  bei  diesen  am  Platze  sein. 

Gern  bereit,  Ihnen  auch  anderweitig  zu  dienen, 
empfehlen  wir  unseren  Bericht  Ihrer  diskreten 
Benutzung  und  freuen  uns,  daß  wir  Ihnen  nicht 
hoffnungslose  Auskunft  in  dieser  schweren  Zeit 
haben  gehen  müssen. 

Hochachtungsvoll 

I  Verzeichnis.  Antwerpener  Zentralbank. 
*        * 

(Hierzu  auch  Nr.  313,  314.) 

287,  (a)  Georg  Stochert,  Pforzheim,  erkundigt  sich 
am  10.  Febr.  bei  Hugo  Adler  in  Lahr  über 
Friedr.  Roßbach,  dort,  der  erstmalig  Waren 
im  Werte  von  500  bis  600  M  bezielien  will. 
(Vgl.  288.) 


288.  (b)  Adler  antwortet  am  12.  Febr.  beruhigend; 
die  Firma  F.  R.  bestehe  seit  22  Jahren  und 
sei  selbst  für  größere  Kredite  gut.   (Vgl.  287.) 

289.  Die  Schlegel-Brauerei ,  Bochum ,  holt  am 
18.  August  bei  H.  Grüner,  Wesel,  Auskunft 
ein  über  Gottfr.  Enge,  Emmerich,  der  wegen 
2400  M  mehrfach  gemahnt  werden  mußte  und 
um  Verlängerung  der  Zahlungsfrist  (2  Monate) 
gebeten  hat.  (Vgl.  290.) 

290.  Grüner  teilt  am  20.  August  mit,  daß  er  Enges 
Verhältnisse  nur  vom  Hörensagen  kenne.  Er 
soll  für  Reklame  und  Sport  zuviel  Geld  aus- 
geben, sein  Geschäft  gehe  indessen  gut,  aber 
eine  geordnete  Buchführung  scheine  zu  fehlen; 
eine  längere  Kreditfrist  sei  darum  wohl  kaum 
am  Platze.    (Vgl.  289.) 

b)  Bewerbungen,  Dienstgesuche. 

Wer  sich  um  eine  offene  Stelle  bewirbt,  tue 
dies  bald,  in  höflicher  Weise,  ungezwungen 
und  wahrheitsgetreu  über  bisherige  Tätigkeit 
berichtend,  gebe  ohne  Selbstlob  und  Weit- 
schweifigkeit an,  was  er  zu  leisten  vermag, 
glatt  und  fließend,  und  lege  Zeugnisse  in 
Abschriften  bei.  Der  erste  Eindruck  ist  oft 
der  entscheidende. 

Antworten  erteile  man  bald,  im  Annahme- 
fall mit  Angabe  der  zuzuweisenden  Beschäf- 
tigung und  des  Jahresgehalts,  nötigenfalls 
mit  der  Bitte  um  Vorstellung,  bei  Ablehnung 
mit  einigen  guten  Wünschen  für  des  Bewerbers 
Zukunft 


291. 


Herford,  10.  Februar  ig 


Herren  B.  Reger  &  Co.  in  Bielefeld. 

Ihre  Anzeige  im  „Westfälischen  Anzeiger"  ver- 
anlaßt mich,  um  die  bei  Ihnen  am  i.  April  frei- 
werdende Kontoristenstelle  mich  zu  bewerben. 

Obwohl  mit  meiner  gegenwärtigen  Stellung  zu- 
frieden, hege  ich  doch  schon  lange  den  Wunsch, 
an  einem  größeren  Handelsplatze  meine  Fach- 
kenntnisse zu  erweitern.  Gestatten  Sie  mir  darum, 
mich  Ihnen  für  den  offen  werdenden  Platz  in 
Ihrem  Kontor  anzubieten,  da  ich  mich,  ohne  die 
Grenzen  der  Bescheidenheit  zu  überschreiten,  für 
fähig  halte,  ihn  auszufüllen. 

Über  meine  Schul-  und  kaufmännische  Bildung, 
wie  über  mein  sittliches  Verhalten  geben  die  hier 
in  Abschrift  beigefügten  drei  Zeugnisse  nähere  Aus- 
kunft. Es  würde  mir  sehr  angenehm  sein,  von 
Ihnen  zu  hören,  wann  ich  Ihnen  meine  Auf- 
wartung machen  dürfte. 

Im  Falle  der  Übertragung  genannter  Stelle,  um 
die  ich  Sie  hiermit  ganz  ergebenst  ersuche,  ver- 
sichere ich  Ihnen  schon  jetzt,  durch  Treue,  Auf- 
merksamkeit und  Gewissenhaftigkeit  das  mir  ge- 
schenkte Vertrauen  in  jeder  Beziehung  zu  recht- 
fertigen. 

Ihrem  gütigen  Bescheide  entgegensehend,  empfiehlt 
sich  Ihnen 

Anbei  hochachtungsvoll  und  ergebenst 

3  Zeugnisse.  Friedrich  Wartmann. 


(Vgl.  aga.) 
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292.     (Vgl-  '91) 


Bielefeld,  14.  Februar  ig 


Herrn  Friedrich  Wartmann  in  Herford, 

Ludwigstr.  ig. 

Auf  Ihre  Bewerbung  vom  10.  d.  erwidern  wir 
Ihnen,  daß  es  uns  angenehm  wäre,  Sie  nächsten 
Sonntag  bei  uns  zu  sehen,  um  das  Nähere  über 
die  Besetzung  der  bei  uns  frei  werdenden  Stelle 
zu  besprechen.  Nach  Ihren  Zeugnissen  und  der 
besonderen  Empfehlung  seitens  Ihres  gegenwärtigen 
Chefs  haben  wir  uns  entschlossen,  Sie  unter  den 
zahlreichen  Bewerbern  zu  bevorzugen. 

Wir  bedürfen  durchaus  zuverlässiger  Personen 
in  unserem  Geschäft,  die  besonders  während  unserer 
Abwesenheit  streng  auf  dessen  Vorteil  achten.  Sie 
würden  zunächst  im  Warenlager,  wie  auch  auf 
dem  Kontor  Beschäftigung  erhalten  und,  nachdem 
Sie  sich  mit  unserem  Geschäft  völlig  vertraut  ge- 
macht haben,  falls  Sie  sich  dazu  eignen  und 
Neigung  zeigen,  auch  kleine  Geschäftsreisen  zu 
machen  haben. 

Wir  bieten  Ihnen  einen  Jahresgehalt  von  vor- 
läufig Achtzehnhundert  Mark.  Beiden  Teilen  steht 
vierteljährige  Kündigung  zu.  Sind  Sie  mit  Vor- 
stehendem einverstanden,  so  erfolgt  Vertragsaus- 
fertigung bei  Ihrer  persönlichen  Vorstellung. 

Mit  Achtung 

B.  Reger  &  Co. 

293.  G.  Neubert,  Erfurt,  bewirbt  sich  am  24.  März 
um  die  lt.  Inserat  in  der  „Frankfurter  Zeitung" 
am  I.Juli  bei  Gebr.  Bethmann,  Frankfurt ajM., 
zu  besetzende  Stelle  eines  Bank-Kontoristen, 
um  seinen  Gesichtskreis  zu  erweitem  und  seine 
Kenntnisse  in  fremden  Sprachen  mehr  betätigen 
zu  können.  Zeugnisse  legt  er  in  Abschriften  bei. 

294.  Gebr.  Bethmann  (s.  293)  teilen  Neubert  am 
28.  März  mit,  daß  unter  den  vielen  Bewerbern 
er  in  engere  Wahl  gekommen  sei.  Sie  schließen 
jedoch  grundsätzlich  keine  Anstellung  ohne 
persönliche  Vorstellung  und  Aussprache  ab 
und  ersuchen  ihn,  sich  in  den  nächsten  Tagen 
zu  diesem  Zwecke  gegen  Erstattung  der  Reise- 
kosten nach  vorheriger  Anmeldung  seines  Be- 
suches bei  ihnen  vorzustellen. 

295.  Hugo  Tittel,  Ostrowo,  bewirbt  sich  am  25.  Juni 
um  die  im  „Posener  Anzeiger"  ausgeschriebene 
Stelle  eines  Lagershausverwalters  bei  der 
Posener  Sprit-Aktiengesellschaft  in  Posen,  der 
auch  im  Kontor  beschäftigt  werden  soll.  Er 
glaubt,  dort  seine  Kenntnisse  in  polnischer 
und  russischer  Sprache  besser  verwerten  zu 
können,  war  3  Jahre  Lagerhausvorstand,  auch 
als  Kontorist  in  der  Wollhandlung  Hörig  &  Co. 
in  Ostrowo  tätig  und  fügt  deren  besondere 
Empfehlung  bei.    Zeugnisse,  Versprechen. 

296.  Die  vorgenannte  Sprit-Aktiengesellschaft  in 
Posen  bedauert,  ihm  mitteilen  zu  müssen,  daß 
bei  Eingang  seiner  Bewerbung  die  betr.  Stelle 
bereits  vergeben  war,  sendet  seine  Zeugnisse 
zurück  und  wünscht,  daß  es  ihm  bald  gelingen 
möge,  eine  seinen  Kenntnissen  und  Neigungen 
entsprechende  Anstellung  zu  finden,  was  bei 
seinen  guten  Zeugnissen  und  Eigenschaften 
ihm  nicht  schwer  werden  dürfte. 


c)  Empfehlungs-  und  Kreditbriefe. 

Der  Empfehlungsbrief  wird  dem  darin 
Empfohlenen  (Reisenden  u.  a.)  meist  offen 
behufs  persönlicher  Überreichung  an  die  darin 
genannte(n)  Person(en)  übergeben.  Außer  dem 
vollständigen  Namen  des  Empfohlenen  enthält 
er  die  Mitteilung  von  dessen  Absichten  und 
die  Bitte,  ihn  in  der  Erreichung  seines  Zweckes 
mit  Rat  und  Tat  zu  unterstützen;  den  Schluß 
bildet  ein  Dank  im  voraus  für  alle  ihm  zu  er- 
weisenden Dienste.  Will  man  ei  nem  Geschäft  s- 
freunde  dadurch  den  Weg  zu  neuen  Ver- 
bindungen oder  zum  Kredit  anbahnen,  so 
versendet  man  den  Empfehlungsbrief  (ge- 
schlossen wie  jeden  anderen)  unmittelbar, 
übernehme  aber  vorsichtshalber  keine  Bürg- 
schaft. Angaben  über  sein  Geschäft,  sein 
Vermögen,  seine  Eigenart  u.  a.  müssen  der 
Wahrheit  entsprechen. 

Enthält  der  Empfehlungsbrief  zugleich  die 
Bitte,  dem  Empfohlenen  eine  Summe  Geldes 
auszuzahlen,  so  wird  er  zum  (offenen)  Kredit- 
brief. Hiervon  wird  den  Adressaten  durch 
Avisbriefe  vorher  Mitteilung  gemacht,  um 
sie  auf  die  Auszahlung  vorzubereiten.  Zur 
Verhütung  von  Mißbrauch  veranlaßt  man 
den  Empfohlenen,  seinen  Namen  unter  den 
(die)  Avisbrief(e)  zu  schreiben.  Jedes  Haus 
bemerkt  im  Kreditbrief  (auf  der  Rückseite)  die 
geleistete  Zahlung  (wörtlich)  mit  Datumangabe; 
das  letzte  Haus  nimmt  gewöhnlich  den  Kredit- 
brief behufs  Einsendung  an  _den  Aussteller 
an  sich. 

Vergnügungs  -  Reisende  'lösen  sich  durch 
Zahlung  Kreditbriefe  von  vertrauenswürdigen 
Bankhäusern.  (Vgl.  das  Kapitel  „Banken",  S.479ff.) 

Offenes  Schreiben. 
297,  Münster,  den  12.  Mai  ig  .  . 

Herren  A.  Preux  S-  Co.  in  Lüttich. 

Hierdurch  gestatte  ich  mir,  Ihnen  in  dem  Über- 
bringer dieser  Zeilen  Herrn  Otto  Littmann,  Teil- 
haber des  mir  befreundeten  Hauses  Heidrich&Co., 
zu  empfehlen. 

Derselbe  bereist  die  Industriebezirke  Belgiens, 
um  neue  Geschäftsverbindungen  anzuknüpfen. 

Es  wird  ihn,  wie  mich,  freuen,  wenn  Sie  ihm 
hierbei  durch  Nennung  achtbarer  Firmen  usw. 
Ihre  schätzenswerte  Beihilfe  angedeihen  lassen, 
ihm  auch  im  übrigen  mit  Rat  und  Tat  zur  Hand 
gehen  wollten. 

Jede  Gefälligkeit,  die  Sie  ihm  erweisen,  werde 
ich  dankbar  anerkennen  und  bei  jeder  Gelegenheit 
aufs  beste  zu  erwidern  bereit  sein. 

Hochachtungsvoll 

Feodor  Rabe. 


934 


Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


Zirkular-Kreditbrief. 

298.  Rathenow,  i8.  Juni  ig  .  . 
Herren  P.  Svendsen  &  Co.  in  Kopenhagen. 

„      Holmgren  &  Johnson  in  Göteborg. 
„      Ludwig  Ohlssohn  in  Stockholm. 

Wir  beehren  uns,  Ihnen  in  dem  Überbringer 
dieses  Schreibens  unsern  Reisenden,  Herrn  Georg 
Busch,  welcher  heute  seine  erste  Geschäftstour  durch 
Dänemark  und  Schweden  antritt,  vorzustellen  und 
verbinden  damit  die  ergebene  Bitte,  ihn  nötigen- 
falls mit  Ihrem  gütigen  Rate  und  freundlicher 
Auskunft  über  die  Kreditwürdigkeit  einzelner 
Firmen,  die  er  für  uns  zu  gewinnen  bemüht  sein 
wird,  unterstützen  zu  wollen. 

Für  den  Fall,  daß  Herr  Busch  Geld  bedarf, 
eröffnen  wir  ihm  hierdurch  bei  einem  jeden  unserer 
obengenannten  Geschäftsfreunde  einen  Kredit  bis 
zur  Höhe  von  Fünfhundert  Kronen  gegen  doppelte 
Quittung  und  geben  Ihnen  anheim,  sich  für  Ihre 
Zahlungen  einschließlich  Spesen  durch  Sicht-Tratte 
auf  uns  zu  erholen  oder  uns  den  Betrag  in  Rech- 
nung zu  stellen. 

Indem  wir  bitten,  von  nachstehender  Unter- 
schrift des  Herrn  Busch  Notiz  zu  nehmen,  sind 
wir  unter  verbindlichstem  Dank  für  alle  ihm  zu- 
gedachten Gefälligkeiten  zu  jedem  Gegendienste 
stets  bereit  und  empfehlen  uns  Ihnen  in  vorzüg- 
lichster Hochachtung 

Unterschrift  des  Reisenden:        Weidner  S"  Bomcmann. 

Georg  Busch. 

299.  B.  Hirt  in  Stuttgart  empfieht  seinen  Kommis 
H.  Kühne  seinem  Geschäftsfreunde  L(?o«Z)Müa/, 
Nancy,  durch  offenes  Schreiben.  Kühne  hat  bei 
ihm  drei  Jahre  zu  vollster  Zufriedenheit  gearbeitet, 
will  seine  Sprachkenntnisse  erweitern  und  sucht 
Stellung  in  Frankreich,  wozu  D . .  ihm  behilflich 
sein  möchte.  Er  ist  ein  guter  Korrespondent, 
würde  aber  auch  eine  Stelle  als  Kassierer, 
Verkäufer  u.  a.  annehmen.  In  moralischer  Be- 
ziehung ist  er  höchst  achtbar,  im  Geschäft 
fleißig,  umsichtig  und  treu  in  jeder  Beziehung. 

300.  L.  Hesse  in  Breslau  empfiehlt  M.  Kramer, 
Öls,  der  auf  der  Leipziger  Messe  Einkäufe 
machen  will,  dort  aber  unbekannt  ist,  an  Karl 
Kirst,  Leipzig,  mit  der  Bitte,  ihn  mit  seinem 
guten  Rat  zu  unterstützen  und  eröffnet  ihm 
einen  Kredit  bis  zu  1500  JC.  Dank  im  voraus 
für  alle  geleistete  Hilfe.   (Hierzu  vgl.  Nr.  315.) 

d)  Umlaufschreiben  (Zirkulare). 
Geschäftsgründung,  -Übertragung,  -Über- 
nahme, -Verlegung,  -Auflösung,  Erteilung  und 
Erlöschen  einer  Prokura,  Aufnahme  oder  Aus- 
scheiden eines  Teilhabers,  Errichtung  einer 
Filiale,  Vereinigung  zweier  Häuser  u.  a.  Ver- 
änderungen im  Geschäftsbetriebe  pflegt  der 
Kaufmann  seinen  Geschäftsfreunden  in  größerer 
Zahl  in  gedruckten  oder  lithographierten^) 
Briefen  anzuzeigen,  neuerdings  z.  T.  auch  durch 
Zeitungen  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

1)  Für  die  Namen  der  Empfänger  ist  oben  Raum  frei  zu 
lassen.  An  Stelle  der  Anschrift  (oder  Anrede)  wird  vielfach 
die  Chiffre  „P,  P."  (=  praemissis  praemittendis,  d.  h.  mit 
Vorausschickung  des  Vorauszuschickenden)  oder  „P.  T." 
(=  pleno  titulo,  statt  vollständigen  Titels)  gesetzt. 


Schreiben  dieser  Art  erfordern  ganz  besondere 
Sorgfalt,  damit  der  Hauptzweck,  Vertrauen  zu 
erwecken,  erreicht  werde.  Sie  müssen  nach 
Form  und  Inhalt  durchaus  gefällig  und  frei 
von  Überhebung  sein,  in  allen  Angaben  den 
Tatsachen  entsprechen  und  die  Unterschriften 
des  (oder  der)  Anzeigenden  urschriftlich  oder 
faksimiliert  tragen. 

Den  Übergang  eines  Geschäfts  in  andere 
Hände  pflegt  man  durch  ein  doppeltes  Zirkular 
anzuzeigen,  wobei  zu  bemerken  ist,  ob  die 
Übergabe  mit  od  er  ohne  Aktiva  und  Passiv 
erfolgte,  bzw.  wer  die  Einziehung  der  Aktiva 
und  die  Begleichung  der  Passiva  besorgt.  —^ 
Zirkulare  offener  Handelsgesellschaftenj 
sind  von  jedem  der  darin  benannten  Gesel^ 
schafter  zu  unterzeichnen,  soweit  nicht  der  eine 
oder  andere  vertragsmäßig  davon  ausgeschlossen 
ist.  —  Bei  Prokuraerteilung  hat  der  Prokurist 
seine  Unterschrift   der   der  Firma  beizusetzen. 


301. 


Leipzig,  am  i.  Oktober  ig  .  . 

P.   P. 

Hierdurch  beehre  ich  mich,  Ihnen  mitzuteilen, 
daß  ich  heute  am  hiesigen  Platze  eine 

Landwirtschaftliche  Samenhandlung 

unter  der  Firma 

Julius  Meißner 

eröffnet  habe. 

Indem  ich  Sie  bitte,  von  meiner  endstehenden 
Unterschrift  gefälligst  Kenntnis  zu  nehmen, 
zeichne  ich  mit  aller  Hochachtung 

Ich  wer  de  zeichnen:  Julius  Meißner^ 

Julius  Meißner.  '' 

gQ2  Chemnitz,  den  i.  April  ig  .  . 

P.   P. 

Hierdurch  teile  ich  Ihnen  ergebenst  mit,  daß 
mit  dem  heutigen  Tage  Herr  Ingenieur  Gustav  König 
als  Teilhaber  in  mein  Geschäft  eingetreten  ist 


Die  neue  Firma 

Pauli  6-  König 
wird   sich  wie  bisher  mit  Werkzeugmaschinenbau 
befassen   und   als  Neuheit  u.  a.    auch   verbesserte 
Stanzmaschinen  liefern. 


Die  Prokura  des  Herrn  Michael  Haas  bleibt 
für  die  neue  Firma  in  Kraft, 

Ich  benutze  diese  Gelegenheit,  Ihnen  für  das 
mir  bisher  geschenkte  Vertrauen  zu  danken  und 
knüpfe  daran  die  Bitte,  dasselbe  auf  die  veränderte 
Firma  übertragen  zu  wollen. 

Mit  dem  Ersuchen,  von  den  neuen  Unterschriften 
am  Fuße  dieses  Schreibens  Vormerkung  zu  nehmen, 
empfehle  ich  mich  Ihnen.      Hochachtungsvoll 

Fritz  Pauli 
Herr  Pauli  wird  zeichnen:  Pauli  &  König. 
Herr  König  wird  zeichnen:  Pauli  &•  König. 
Herr  Haas  wird  zeichnen :    p.p.   Pauli  &■  König. 
M.  Haas. 


m 


Verschiedenes. 
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Torgau,  i.  Juli  ig 


P.  P. 


Hierdurch  beehren  wir  uns,  Ihnen  anzuzeigen, 
daß  wir  infolge  Übereinkunft  unsere  am  i.  April 
i8y2  hier  errichtete  offene  Handelsgesellschaft 
Speicherei-  und  Speditions-  Verein  mit  heute  in  eine 

Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 

umgewandelt  und  die  Eintragung  dieser  Verände- 
rung ins  Handelsregister  bewirkt  haben. 

Die  Leitung  der  Geschäfte  der     Firma 

Speicherei-  und  Speditions-Verein  zu  Torgau, 


G.  m.  b.  H. 

verbleibt  in  den  Händen  des  zur  Zeichnung  der 
offenen   Handelsgesellschaft   zuletzt   berechtigt   ge- 
wesenen Teilhabers,  Herrn  Erwin  Steinbach. 
Die  Herren  Gustav  Wagner  und  Bruno  Schön- 


feld haben  für  die    veränderte    Firma    Kollektiv- 


Prokura  erhalten,  sind  also  berechtigt,  sie  gemein- 
schaftlich zu  vertreten  und  zu  zeichnen. 

Indem  wir  für  das  uns  bisher  entgegengebrachte 
Vertrauen  hiermit  bestens  danken,  bitten  wir,  das- 
selbe auf  die  neue  Firma  gütigst  zu  übertragen, 
und  empfehlen  uns 

hochachtungsvoll 

speicherei-  und  Speditions-Verein. 

Die  neue  Firma  werden  zeichnen: 
Herr  Erwin  Steinbach : 

Speicherei-  und  Speditions-  Verein, 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung. 
Erwin  Steinbach. 
Die  Herren  Gustav  Wagner  u.  Bruno  Schönfeld: 


ppa.  Speicherei-  und  Speditions-  Verein, 

Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung. 

G.  Wagner.  B.  Schönfeld. 

oder: 
B.  Schönfeld.  G.  Wagner. 

SOi.  a)  Ernst  Gehlert,  Adorf  HS.,  zeigt  an,  daß  er 
sein  Muschelwaren-Fabril<ationsgeschäft  seinem 
mehrjährigen  Mitarbeiter,  Herrn  Fritz  Lange, 
übergeben  habe.  Derselbe  werde  es  in  Ge- 
meinschaft mit  seinem  Bruder,  Herrn  Gustav 
Lange,  unter  der  Firma  Gebr.  Lange  in  un- 
veränderter Weise  fortführen.  Die  Außenstände 
gehen  nicht  auf  letztere  über;  ihre  Einziehung 
esorgt  Gehlert.  Dank  für  Vertrauen;  Bitte 
um  dessen  Übertragung.  —  b)  Gebr.  Lange 
zeigen  (auf  gegenüberliegender  Seite)  an,  daß 
sie  jenes  Geschäft  käuflich  übernommen  haben 
und  in  bisheriger  Weise  unter  ihrer  Firma 
fortführen  werden.  Bitte  um  Wohlwollen;  Hin- 
weis auf  ihre  nachstehenden  Handzeichnungen. 

805,  Hesse  6-  Urban,  Konstanz,  teilen  das  Aus- 
scheiden ihres  bisherigen  Teilhabers,  Herrn 
Gustav  Wahn,  und  die  Aufnahme  ihres  Pro- 
kuristen,   Herrn   Max   Stange,    als   Teilhaber 


mit.  Das  Geschäft  wird  unter  derselben  Firma 
unverändert  fortgeführt.  Herr  Wahn  hört  auf 
zu  zeichnen:  Hesse  &  Urban.  Herr  Stange 
wird  zeichnen:  Hesse  &  Urban. 

306.  Die  Rrma  Oskar  Meißner  &■  Co.,  Görlitz, 
setzt  ihre  Geschäftsfreunde  in  Kenntnis,  daß 
ihr  Senior- Chef  und  Begründer  des  Hauses, 
Herr  Geh.  Kommerz.-Rat  Oskar  Meißner,  sich 
nach  52  jähriger  Tätigkeit  in  das  Privatleben 
zurückzieht  —  Herr  Robert  Meißner  sich  von 
nun  ab  der  gleichen  Fabrikation  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  widmen  wird  — 
also  beide  ausscheiden,  hingegen  der  allein  in 
der  Firma  verbleibende  Herr  Gurt  Otto  Meißner 
als  Teilhaber  aufnimmt:  seinen  Bruder  Herrn 
Fritz  Meißner  und  seinen  Schwager,  Herrn 
Emil  Worst,  dessen  bisherige  Prokura  dadurch 
erlischt.  Letztere  drei  Herren  setzen  danach 
die  Geschäfte  in  Görlitz,  Seidenberg  O.-L.  und 
Ebersdorf  in  Böhmen  unter  gleicher  Firma  in 
bisheriger  Weise  fort.  Herr  Ernst  Wentz  legt 
gleichzeitig  die  ihm  s.  Zt.  erteilte  Prokura 
nieder;  dagegen  erteilen  die  Inhaber  den  Herren 
Moritz  Schwabe  und  Ludwig  Niessen  von  heute 
ab  Einzelprokura.  —  Hinweis  auf  folgende  (9) 
Handzeichnungen  (4  erloschene,  3  Inhaber, 
2  Prokuristen);  Dank  für  bisheriges  Wohl- 
wollen, Bitte  um  Erhaltung  desselben. 

e)  Telegraphische  Korrespondenz. 

Der  Kostenersparnis  halber  befleißigt  man  sich 
hierbei  möglichster  Kürze,  ohne  die  Deut- 
lichkeit zu  beeinträchtigen.  Die  an  anderer 
Stelle  dieses  Buches  enthaltenen  Vorschriften 
für  die  Versendung  von  Telegrammen  seien 
besonderer  Beachtung  empfohlen.  Adresse, 
Text,  Unterschrift  müssen  zweifellos  ge- 
nügen. Letztere  kann  wegbleiben,  wenn  der 
Empfänger  aus  Aufgabeort  und  Text  mit  Be- 
stimmtheit auf  den  Absender  schließen  kann. 
Firmen  mit  Doppelnamen  u.  a.  können  bei 
demTelegraphenamt  besondere  Telegramm- 
Adressen^)  eintragen  lassen,  z.  B.  Oebvogel 
für  Gebr.  Vogel,  Pelikan '*)  für  Brausewetter 
&  Steinhaus  u.  a.;  Gebühr  30  .^  für  das 
Kalenderjahr  im  voraus,  Erneuerung  spätestens 
am  31.  Dezember.  —  Änderungen  im  Text 
müssen  vom  Absender  bescheinigt  werden, 
z.  B.:  2  Worte  gestrichen.     Hühner. 

Bankhäuser  einigen  sich  bei  täglicher  An- 
gabe der  Effektenkurse  über  die  Reihenfolge, 
lassen  die  Namen  der  Effekten  weg  und  geben 
deren  Kurse  nur  in  Zahlen  mit  oder  ohne 
kurzer  Tendenznotiz.  —  Fußnoten  geben 
Erklärungen  für  folgende  Beispiele: 


*)  Bei  abgekürzten  Adressen  ist  Angabe  der  Straße  und 
Hausnummer  überflüssig. 

*)  Telegramm-Adressen  werden  auf  Briefbogen,  Rechnungen, 
Preisverzeichnissen,  Marktberichten  u.  a.  regelmäßig  vorge- 
druckt angegeben. 
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a)  Telegramm  aus  Kassel. 

Bankverein  Frankfurt. 

Kaufet  20000  Reichsanleihe  10220^) 
loooo  Konsols  102 
loooo  Hessenrente  102^) 

Gebr.  Riedel. 

h)  Gebr.  Riedel,  Kassel. 

Kauften  20000  Reichsanleihe  10210^) 
lOooo  Konsols  10180 
loooo  Hessenrente  loigo^) 

Frankfurier  Bankverein. 

308.  Telegr.  des  Agenten  Semmler  in  Magdeburg. 

Kaffeerohde'^)  Hamburg. 

Heim*)   60407^)  zweiunddreißig^)  sechsfache'') 

Doppelkilo  ^) 
Wunderlich*)  40410^)  achtundachtzig^)  fünffache'') 
Schmal*)  20412^)  dreiundneunzig ^)  vierfache'') 
dreißig  Tage  nach  Empfangt) 

Semmler. 

809.  Telegramm  aus  Cöln. 

Leon  &  Dreher  112  Rue  Richelieu  Paris. 
Erbitten  50000  Franken  Banknoten  dort  versichert 

Deichmann  <&  Co. 

310,  a)  Wien  an  Berlin. 

Maklerverein  Berlin. 
Akzeptieren  zwölf  tausend  langes  Londoner  20275 
netto.    Zusage  sofort. 

Bankverein. 

b)  Berlin  an  Wien. 

Bankverein  Wien. 

Beginnend  achtzigtägig  können  zwölftausend  ge- 
botgemäß abgeben.     Drahtantwort. 

Maklerverein. 


c)  Wien  an  Berlin. 

Maklerverein  Berlin 
Akzeptieren. 

(S.  a.  S.  3S7—377-) 


Bankverein. 


Die  Erledigung  des  vorstehenden  Auftrages 
(310c)  erfolgt  in  der  Weise,  daß  der  Makler- 
verein Berlin  umgehend  dem  Wiener  Bank- 
verein die  zugesagten  12000  £  in  langen 
Londoner  Wechseln  mit  Brief  sendet,  z.  B.: 


»)  Limitiert  102,20  Ji,  gekauft  zu.  102,10  M.  für  100  A 
Nennwert. 

'^  Reichsanleihe  und  Preuß.  Konsols  sind  SVs'/o-ig  bei  diesen 
Kursen,  Hessische  Rente  4''/o-ig. 

')  Telegramm-Adresse  für  M.  Rohde  &  Co. 

*)  Namen  der  Besteller  in  Magdeburg. 

■>)  60  Sack  San  tos,  Auftrags  Nr,  407;  40  Sack  Guatemala, 
Auftrags-Nr.  410;  20  Sack  Honduras,  Auftrags-Nr.  412. 

•*)  Preise  in  (J.  für  '/j  kg. 

')  Zahl  der  Muster. 

*)  1  Muster  zu  2  kg  durch  die  Post. 

•)  Lieferzeit  bedungen. 


Auf  Grund  unseres  heutigen  Depeschenverkehrs 
haben  wir  Ihnen  £  12000. — . —  langsichtiges 
London  (von  80  Tagen  und  mehr  Laufzeit)  zu 
20,273  zu  liefern  und  senden  Ihnen  hiervon: 

Tage      Zinszahlen 

Nr.  5369    £   373-11'  6  für 

,,    2738     „    620. — . —     „ 

„    3052     „  1568.  7.10    „ 

u.  s.  /. 


Zinsen  zu  ^°/o 


£ für  3  Mt.  zu  20.275 

netto  heute  M 

zu  Ihren  Lasten. 

Rest  lassen  wir  folgen. 

Hochachtungsvoll 

Berliner  Maklerverein 


Der  Wiener  Bankverein  sendet  dem 
Berliner  Maklerverein  den  vollen  (oder 
teilweisen)  Gegenwert  in  Marknoten  zur  Out- 
schrift auf  Separatkonto.  Die  rückständigen 
Londoner  Wechsel  folgen  aus  Berlin  ehestens 
nach,  und  Wien  tilgt  den  etwaigen  Rest  durch 
eine  Überweisung  auf  Giro-Konto  des  Berliner 
Maklervereins. 

(Vgl.  auch  Nr.  4a,  13b,  si6,  66.) 

f)  Waren-,  Markt-,  Ernte-  und  Börsen- 

berichte 
bringen  die  Börsen-,  Handels-  und  Tages- 
zeitungen aller  Länder  in  großer  Zahl  und 
Mannigfaltigkeit;  auch  geben  Großhandels- 
häuser von  Zeit  zu  Zeit  ihren  Geschäftsfreunden 
Bericht  über  den  Stand  der  Warenpreise,  Vor- 
räte, erwartete  Zufuhren,  Angebot  und  Nach- 
frage u.  a.,  wodurch  die  Orientierung  dem  in  der 
Praxis  stehenden  Kaufmann  sehr  erleichtert  wird. 

Wem  diese  Berichte  zu  kurz  gehalten  sind 
oder  wer  noch  erfahren  möchte,  welche  Aus- 
sichten für  die  nächste  Zukunft  bezüglich  der 
Preisgestaltung  einzelner  Artikel  an  diesem  oder 
jenem  Orte  oder  bezüglich  der  nächsten  Ernte 
vorhanden  sind,  um  danach  seine  Berechnung 
wegen  beabsichtigter  Bestellung  zu  machen, 
wird  das  Gewünschte  durch  Anfragen  an  den 
betr.  Plätzen  (siehe  la)  bald  erfahren. 

Die  Anfertigung  der  hier  erwähnten  Berichte 
erfordert  neben  völligem  Vertrautsein  mit  den 
Handels-  und  Platzgebräuchen  einen  weiten 
geschäftlichen  Überblick,  größte  Sorgfalt,  auf- 
merksame Beobachtung  und  durch  Erfahrung 
gereiftes  Urteil. 

g)  Briefe   über    Zahlungseinstellungen. 
Ist  das  vorhandene  Aktivvermögen  nicht  mehr 

hinreichend  zur  Deckung  der  Geschäftsschulden 
(Passiva),    so   ist   der   Kaufmann    zahlungs- 
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unfähig  (insolvent).  Er  hat  alsdann  seine 
Zahlungen  einzustellen;  auf  seinen  oder  eines 
Gläubigers  glaubhaften  Antrag  wird  über  sein 
Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet 
(§  94  der  Konkursordnung  f.  d.  Deutsche  Reich 
vom  10.  Febr.  1877).  Mit  einer  Übersicht  der 
Vermögensmasse  ist  von  ihm  ein  Ver- 
zeichnis der  Gläubiger  und  Schuldner 
einzureichen  (§  96). 

Das  Verwaltungs-  und  Verfügungsrecht  über 
die  Masse  wird  (nach  §  5)  durch  einen  Kon- 
kursverwalter ausgeübt.  Jede  unredliche 
Handlungsweise  ist  mit  schwerer  Strafe  be- 
droht (§§  209—214). 

Um  die  großen  Ausfälle  an  gerichtlichen 
und  Verwaltungsgebühren  zu  vermeiden,  suchen 
beide  Teile  zu  einem  Vergleich  zu  gelangen. 
—  Der  Schuldner  stellt  in  Briefen  an  die 
Gläubiger  seine  mißliche  Lage  dar,  gibt  die 
Prozente,  Zahltage  und  Sicherheit  an,  die 
er  zu  bieten  vermag  und  bittet  eindringlich 
um  Annahme  des  Vergleichsvorschlags 
oder  er  ermächtigt  einen  Notar  zu  einer  güt- 
lichen Vereinbarung  mit  den  Gläubigern  unter 
Beifügung  eines  Ausweises  über  den  Vermögens- 
stand, —  Bevollmächtigt  ein  Gläubiger  eine 
amtliche  Person  mit  Wahrnehmung  seiner  be- 
rechtigten Interessen,  so  hat  er  derselben  zu 
diesem  Zwecke  die  nötigen  Papiere  (Rech- 
nungen, Kontokorrent,  Wechsel,  Schuldver- 
schreibung u.  a.)  zuzustellen.  Ist  bereits  der 
Konkurs  erklärt,  so  hat  er  innerhalb  der 
bekannt  gegebenen  Anmeldefrist  seine  Forde- 
rung bei  dem  Konkursgericht  (nicht  beim 
Konkursverwalter)  anzumelden.  (Betrag,  Be- 
gründung.) 

Hierbei  sind  Wechselforderungen  von 
den  Buchforderungen  als  solche  zu  trennen. 
Der  Wert  gelieferter  Waren  muß  durch  be- 
sondere Rechnung  nachgewiesen  werden.  Ur- 
kunden (Wechsel)  sind  in  Urschrift  oder  Ab- 
schrift beizulegen.  Zinsen  dürfen  nur  bis 
zum  Tage  der  Konkurseröffnung  be- 
rechnet werden. 

Beispiel  einer  Forderungsanmeldung. 
811.     An 

das  Königliche  Amtsgericht  II  in  Berlin. 

Kotthus,  den  3.  September  ig  .  . 

Im  Konkursverfahren  über  das  Vermögen  des 
Kaufmanns  Karl  Wilhelm  Dittmar,  alleinigen  In- 
habers  der   Firma    „K.  W.  Dittmar"    in   Berlin, 


1.  M  360.00,  aus  einem  vom  Gemeinschuldner 

anerkannten,  am  i.  Juli  ig  .  .  zahlbar  ge- 
wesenen, am  3.  Juli  ig  .  .  mangels  Zahlung 
protestierten  Wechsels  über  diesen  Betrag, 
nebst  6'^Iq  Zinsen  vom  3.  Juli  bis  zum 
Konkurseröffnungstage  und  M>  4.80  Protest' 
kosten, 

2.  M,  250.00,    aus  einem  dem  Gemeinschtädner 

am  I.  April  ig  .  .  gewährten  Darlehen,  nebst 
4'^l(,  vertragsmäßigen  Zinsen  vom  i.  April 
ig  .  .  bis  zum  Tage  der  Konkurseröffnung, 

3.  JL  138.40  für  die  dem  Gemeinschttldner  käuf- 

lich gelieferten,  in  der  beiliegenden  Rechnung 
näher  bezeichneten  Waren. 
Zu  i)  füge  ich  Wechsel  nebst  Protest,  zu  a)  den 
Schuldschein,  zu  3)  besondere  Rechnung  bei. 

Alexander  Georg  Frey, 

Fabrikant, 
Kottbus,  Gubener  Str.  36. 


Anbei  4  Anlagen. 


Steglitzer  Straße  ig,  melde  ich    hiermit   folgende 
Konkur sf orderungen  an: 


Für  größere  Geschäfte  mit  auswärtigem  Kunden- 
(f  kreise  empfiehlt  es  sich,  den  „Deutschen  Reichs- 
anzeiger" zu  halten,  in  dem  alle  Konkurseröffnungen 
innerhalb  des  deutschen  Reiches  angezeigt  werden, 
da  infolge  oft  unvollständig  eingereichter  Qläubiger- 
verzeichnisse  nicht  mit  Bestimmtheit  auf  eine  Be- 
nachrichtigung aller  Gläubiger  durch  das  Konkurs- 
gericht gerechnet  werden  kann.  —  Anfragen  über 
den  Stand  und  die  Verwertung  der  Masse  (über 
mutmaßlich  entfallende  Dividende)  sind  an  den 
Konkursverwalter  zu  richten. 

Vergleichs-Versuch  (Briefe  an  die  Gläubiger). 

312.  Aschaffenburg,  am  12.  Juni  ig  .  . 

Herrn  J.  G.  Neumüller,  Würzburg. 

Zu  meinem  Schmerze  muß  ich  Ihnen  heute  mit- 
teilen, daß  die  lange  und  andauernde  Geschäfts- 
stockung und  große  Verluste,  die  Fallimente  meh- 
rerer Häuser  in  den  beiden  letzten  Jahren  mir 
gebracht  haben,  mich  nach  achtzehnjähriger  unge- 
störter Geschäftsführung  zur  Zahlungseinstellung 
zwingen.  Ich  hoffe  in  meiner  traurigen,  un- 
verschuldeten Lage  auf  das  Mitgefühl  meiner 
Herren  Gläubiger  und  bitte  Sie,  mir  durch  Ihre 
Nachsicht  dieselbe  zu  erleichtern. 

Da  meine  Verluste  leider  recht  große  waren, 
werden  meine  Herren  Gläubiger  nicht  unbedeutende 
Opfer  bringen  müssen,  wenn  ich  erwerbsfähig  bleiben 
soll.  Nach  beiliegendem  Abschluß  werden  Gläubiger 
mit  nicht  bevorrechtigten  Forderungen  im  Konkurs- 
falle nur  wenig  Aussicht  auf  Befriedigung  haben, 
da  bekanntlich  die  gerichtliche  Austragung  lang- 
wierig und  kostspielig  ist;  darum  erlaube  ich  mir, 
Ihnen  in  der  Beilage  einen  Nachlaß-Vergleichs- 
vorschlag zu  machen,  dessen  Annahme  Ihnen  zum 
Vorteil  und  mir  zur  Schonung  dienen  würde. 

Meine  Bücher,  deren  Einsicht  Ihnen  offen  steht, 
werden  Ihnen  meine  Unschuld  an  diesem  Mi/3' 
geschieh  zeigen,  aber  auch  erkennen  lassen,  daß 
ich,  wenn  mir  noch  einige  Mittel  zur  Fortführung 
meines  Geschäfts  bleiben  sollen,  meinen  Herren 
Gläubigern  nicht  mehr  als  fünfzig  Prozent  ge- 
währen kann.  — — — — ^ 
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Die  Korrespondenz  des  Kaufmanns. 


Mit  Dank  werde  ich  es  anerkennen,  wenn  Sie 
mir  durch  Annahme  dieses  Vorschlags  es  möglich 
machen,  meinen  restlichen  Verpflichtungen  später 
flachzukommen  und  das  Wohl  meiner  Familie 
weiter  zu  fördern. 
Bilanz.  Mit  aller  Hochachtung 

Vergleichsvorschlag.  G.  Friedheim,. 

Nachlaß-Vergleichsvorschlag. 

Die  lange  anhaltende  Geschäftskrisis  und  Ver- 
luste durch  Fallimente  mehrerer  Häuser  in  letzten 
Jahren  zwingen  mich  zur  Zahlungseinstellung. 
Ehe  ich  diese  jedoch  vor  Gericht  erkläre,  ersuche 
ich  meine  Herren  Gläubiger  hierdurch,  sich  am 
25.  d.  M.  in  meiner  Wohnung,  Hanauer-Straße  18, 
zusammen  zu  finden,  um  einen  außergerichtlichen 
Vergleich  mit  mir  abzuschließen.  Aus  beiliegender 
Bilanz  werden  Sie  meinen  tatsächlichen  Vermögens- 
und Schuldenstand  erkennen.  Als  Grundlage  für 
den  in  Aussicht  genommenen  Vergleich  empfehle 
ich  folgende 

Vergleichsvorschläge 

freundlicher  Berücksichtigung : 

j.  Ich  verpflichte  mich,  meinen  Herren  Gläu- 
bigern FmifzigvomHm^^  (5o^\q)  ihrer  Forde- 
rungen an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  zu  be- 
zahlen, und  zwar  in  zwei  Terminen: 
25°/o  w«^Ä  Unterzeichnung  der  Vergleichsurkunde, 
^5°/o  sßchs  Monate  später,  unbeschadet  der  Rechte 
meiner  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  genannten 
Unterpfands-  und  Vorzugs -Gläubiger  für  deren 
Forderungen. 

2.  Zur  Sicherung  dieser  So'^Jq  übernimmt  mein 
Freund,  Herr  Stadtrat  Ernst  Weinhold  hier,  Bürg- 
schaft unter  Verzicht  auf  die  Einrede  der  Vor- 
ausklage. 

3.  Ich  erwarte  dagegen  und  bedinge,  daß  die 
dem  Vergleich  beitretenden  Herren  Gläubiger  mich 
in  keiner  Weise  in  der  weiteren  Verfügung  über 
mein  Vermögen  hindern;  dafür  werde  ich 

4.  es  mir  angelegen  sein  lassen,  nach  Ablauf 
oben  genannter  Zahlungstermine,  wenn  ich  wieder 
kapitalkräftiger  geworden,  ihnen  als  Entschädigung 
für  die  jetzt  gebrachten  Opfer  angemessene  Nach- 
zahlungen zu  leisten. 

Aschaffenburg,  am  12.  Juni  ig  . . 

(Vgl.  313,  314.)  G-  Friedheim. 

313.     (Vsi-  313)        Würzburg,  am  14.  Juni  ig  .  . 

Herren  Köpke  &  Schmidt  in  Aschaffenburg. 

Gestern  empfing  ich  ein  Schreiben  von  Herrn 
G.  Friedheim  dort,  worin  er  mir  seine  Zahlungs- 
einstellung mit  Einladung  zu  einer  am  25.  d.  in 
seiner  Wohnung  stattfindenden  Gläubigerversamm- 
lung behufs  Vergleichs  anzeigt. 

Leider  hin  ich  hei  dieser  Firma  mit  M  3240.00 
beteiligt.  Ehe  ich  auf  deren  Vorschläge  eingehe, 
wäre  es  mir  angenehm,  von  Ihnen  über  die  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  dieses  Herrn  und  die  Ursachen 


seiner  Zahlungseinstellung  einiges  zu  erfahren. 
Ich  vertraue  Ihrer  Gefälligkeit  und  bitte  um  sie 
da  ich  meine  Entschließung  danach  treffen  möchte. 

Wenn  der  betr.  Herr  die  begehrte  Schonung  ver- 
dient und  dadurch  eine  Aussicht  auf  späteren  Er- 
satz  der  gegenwärtigen  Verluste  gewonnen  würde^ 
wäre  ich  nicht  abgeneigt,  jetzt  durch  Annahme 
seines  Vorschlags  von  50^ j^  das  mir  angesonnene 
Opfer  zu  bringen,  es  sei  denn,  daß  aus  der  Kon- 
kursmasse ein  Mehr  zu  erwarten  wäre. 

Für  die  erwartete  freundliche  Mitteilung  spreche 
ich  Ihnen  im  voraus  meinen  besten  Dank  aus, 
empfehle  die  Angelegenheit  Ihrer  Verschwiegenheit 
und  bin  zu  jedem  Gegendienste  gern  und  immer 
bereit. 

Hochachtungsvoll 

(^si-  3T4-)  J,  G.  Neumüller 

314.  (Vgi-  313-)       Aschaffenburg,  15.  Juni  ig  .  , 

Herrn  J.  G.  Neumüller,  Würzburg. 

Auf  Ihr  gestriges  Schreiben  erwidern  wir  Ihnen, 
daß  es  kein  Geheimnis  ist,  daß  das  Haus  G.  Fried- 
heim hier  in  den  letzten  beiden  Jahren  durch 
den  Zusammenbruch  auswärtiger  Häuser  nicht  un- 
bedeutende Summen  verloren  h%t,  auch  haben  miß- 
lungene Unternehmungen  bei  der  andauernden 
Geschäftsstockung  seinen  Fall  beschleunigt.  Bei 
dem  ihm  gewährten  Kredit  hätte  es  sich  noch 
länger  halten  können,  wenn  keine  Geschäftskrisis 
herrschte.  Die  Befürchtung  allein,  noch  tiefer  zu 
fallen,  hat  Herrn  Friedheim  veranlaßt,  seine  Rettung 
in  einem  Vergleich  mit  seinen  Gläubigern  zu  suchen, 
zu  welchen  auch  A  schaff enburger  Häuser  gehören. 

Bei  seiner  Redlichkeit,  Kulanz  und  Sparsamkeit 
genoß  er  allseitiges  Vertrauen  und  wird  mit  seiner 
Familie  herzlich  bedauert;  doch  ist  zu  hoffen,  daß 
die  erbetene  Schonung,  die  er  redlich  verdient,  ihn 
hei  besseren  Zeiten  wieder  auf  einen  grünen  Zweig 
kommen  läßt.  An  seinem  Versprechen,  spätere 
Nachschußzahlungen  zu  leisten,  ist  bei  seiner 
Ehrenhaftigkeit  nicht  zu  zweifeln.  Aus  dem  Kon- 
kurs wird  wohl  ein  Mehr  nicht  zu  erwarten  sein, 
soweit  wir  die  Sachlage  überblicken  können. 

Wenn  Sie  es  wünschten,  wären  wir  zu  Ihrer 
Vertretung  hei  der  Gläubigerversammlung  am  25.  d. 
bereit  und  bitten  für  diesen  Fall  um  Zusendung 
von  Kontokorrent,  Bilanz  und  Vollmacht.  Wir 
versichern  Sie  bester  Wahrnehmung  Ihres  Vorteils. 
In  Hochachtung 
Köpke  &  Schmidt. 

315.  G.  Ruhsam,  Meerane,  gibt  am  12.  April  seinem 
Reisenden  F.  Rost,  der  mit  Einziehung  seiner 
Forderungen  beauftragt  wurde,  einen  Empfeh- 
lungsbrief an  Ed.  Schwalbe,  Weimar,  mit,  der 
die  Bitte  um  seine  Unterstützung  mit  seinem 
Rate  bei  dem  Versuche,  von  Th.  Franke  dort 
noch  einen  Teil  seines  Guthabens  vor  Ausbruch 
des  Konkurses  zu  retten,  enthält.  Dank  im 
voraus;  bereit  zu  Gegendiensten.     (Vgl.  316.) 

316.  (Vgl.  315.)  Schwalbe  bedauert  Ruhsam  in 
seinem  Briefe  vom  14.  April,  bei  Th.  Franke 
auch  beteiligt  zu  sein.  Rost  kann  dort  nichts 
ausrichten,  da  F.  seine  Zahlungen  bereits  ein- 
gestelli   habe.    Zur  Beruhigung  teilt   er   mit, 
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daß  F.  noch  verloren  geglaubte  Posten  ein- 
gezogen habe  und  dadurch  in  der  Lage  sei, 
einen  Akkord  zu  dO^fo  anzubieten.  Er  rät  ihm 
zu  dessen  Annahme  usw.    (Vgl.  317.) 

817.  Vgl.  316.)  Th.  Franke,  Weimar,  benachrichtigt 
am  15.  April  seine  Gläubiger,  u.  a.  auch 
G.  Ruhsam,  Meerane,  von  seiner  Zahlungs- 
einstellung und  bittet  sie,  sich  bei  ihm  (Bahn- 
hofstr.  12)  am  24.  April  zur  Anbahnung  eines 
Vergleichs  einzufinden.  Der  beigefügte  Ver- 
gleichsvorschlag basiert  auf  dem  Angebot  von 
60  ^'/o  in  3  Quartalsraten  mit  Angabe  eines 
Bürgen. 

318.  B.  Höchster,  Schweidnitz,  ist  in  Konkurs  ge- 
raten. L.  Peters,  Jauer,  meldet  bei  dem  Amtsg. 
Schweidnitz  seine  Konkursforderungen  an,  be- 
stehend a)  in  einem  noch  nicht  verfallenen 
Wechsel  über  M  274.80  b)  in  einem  Darlehen 
von  M  150.00  und  c)  in  M  317.60  für  käuflich 
gelieferte  Waren. 

819.  V.  Schäfer,  Augsburg,  übersendet  am  22.  Febr. 
dem  Rechtsanwalt  Dr.  Gundermann,  München, 
Rechnung  über  dem  dortigen  Getreidehändler 
Ad.  Grieshach  gelieferte  Waren  im  Betrage 
von  M  2736.80,  der  sich  in  Zahlungsschwierig- 
keiten befinden  soll.  In  neunjähriger  Verbindung 
mit  ihm  habe  er  bei  großen  Umsätzen  keine 
Einbuße  erlitten.  Er  wolle  den  ehrenhaften 
Mann  schonend  behandeln.  G.  soll  zunächst 
auf  gütlichem  Wege  den  Betrag  zu  retten 
bemüht  sein,  Aufschub  und  Ratenzahlungen 
bewilligen,  wenn  keine  Gefahr  im  Verzuge  sei, 
andernfalls  aber  kein  Mittel  unversucht  lassen, 
um  Schäfer  vor  Verlusten  zu  bewahren. 

Z2^,  Albert  Mandel,  Böhm.-Leipa,  am  5.  Juni  an 
F.  Schönthaler,  Reichenberg:  Er  habe  erfahren, 
daß  der  Gütervertreter  in  der  Kral' sehen  Kon- 
kursmasse demnächst  eine  Verteilung  der  Masse 
vornehmen  wolle.  Er  habe  an  dieselbe  zu- 
gelassene Ansprüche  in  Händen,  von  ihm 
gedeckte  (hier  beigelegte)  Papiere: 
K  2460.(X)  Tratte  von  Jos.  Marez,  zugelassen 

für  K  2483.40 
K  1320.00  Tratte  von   Frz.  Gera,   zugelassen 

für  K  1356.60. 
Er  ersucht  Seh  .  .,  auf  Grund  beiliegender  Voll- 
machten der  Aussteller  im  Namen  dieser  Firmen 
und  zu  seinem  Nutzen  bei  der  Masse  eintreten 
zu  wollen  und  sich  die  darauf  fallenden  Divi- 
denden auszahlen  zu  lassen,  bittet  um  Ent- 
schuldigung für  verursachte  Mühe,  sieht  guter 
Erfolgsnachricht  entgegen  und  ist  zu  Gegen- 
diensten bereit. 

h)  Briefe  betr.  Feuerversicherung. 

821.  Mylau  ijV.,  den  20.  März  ig  .  . 

An  die 
Leipziger  Feuer-  Versicherungs-Gesellschaft 

in  Leipzig. 

Ich  habe  mich  entschlossen,  meine  Fabrik  und 
mein  Lager,  hier,  Greizerstraße  32  gelegen,  mit 
M  120000.00  gegen  Feuerschaden  zu  versichern 
und   bitte  Sie  um  Zusendung  Ihrer  Bedingungen 


und  der  nötigen  Formulare,  bin  aber  auch  bereit, 
einen  Ihrer  Herren  Vertreter  behufs  Abschlusses 
bei  mir  zu  empfangen. 

In  Hochachtung 

(Vgl.  322.)  Magnus  Fankhänel. 


322.     fVsi-  3^1) 


Leipzig,  21.  März  ig  .  . 

Herrn  Magnus  Fankhänel  in  Mylau  ijV. 

Im  Besitz  Ihrer  Zuschrift  von  gestern  danken 
wir  Ihnen  für  das  uns  entgegengebrachte  Vertrauen. 

Wir  haben  unsern  Vertreter,  Herrn  Georg  Weise 
in  Reichenbach,  beauftragt,  Ihnen  seine  Auf- 
wartung zu  machen  und  sind  überzeugt,  daß  die 
überaus  günstigen  Bedingungen,  die  unsere  Gesell- 
schaft Ihnen  zu  bieten  vermag,  Ihnen  annehmbar 
erscheinen  und  zu  einem  Abschluß  führen  werden. 

Hochachtungsvoll 
ppa.  Leipziger  Feuer -Versicherungs-Gesellschaft 
Hesse.  Berger. 


323. 


Gera,  den  14.  September  ig  .  . 


An  die  Thuringia, 
V  er  Sicherungs-Gesellschaft  in  Erfurt. 

Montag,  den  12.  d.,  gegen  8  Uhr  abends,  brach 
in  meiner  Mehlniederlage,  hier,  Zeitzer  Straße  18 
gelegen,  aus  bisher  nicht  zu  ermittelnder  Ursache 
(vermutlich  Selbstentzündung)  Feuer  aus,  welches 
mir  einen  bedeutenden  Schaden  brachte. 

Letzterer  bezi-ffert  sich,  auf  Grund  meiner  Ge- 
schäftsbücher festgestellt,  auf  M  16380.00,  wie  die 
Beilagen  ergeben. 

Um  keine  Störung  in  meinen  geschäftlichen 
Dispositionen  zu  erleiden,  sehe  ich  baldiger  Aus- 
zahlung dieses  Betrages  auf  Police  Nr.  58g46 
entgegen.  Hochachtungsvoll 

Beilagen.  Wilh.  Rosemann. 


B2i. Emil  Parzer  in  Crefeld  will  die  6  Schaufenster- 
scheiben seines  Geschäfts  mit  2400  M  ver- 
sichern und  ersucht  die  Gladbacher  Feuer- 
Versicherungs-Gesellschaft  um  Angabe  der  Be- 
dingungenundZusendungder  Antragsformulare 

325..^.  Neuhaus,  Drogist  in  Münster  i\W.,  beab- 
sichtigt, den  Inhalt  seiner  Verkaufs-,  Niederlags- 
und Kellerräume  mit  50000  M  gegen  Feuers-, 
Blitz-  und  Explosionsgefahr  zu  versichern  und 
ersucht  a)  die  Preuß.  National-Vers.-Gesell- 
schaft  in  Stettin,  b)  die  Gladbacher  Feuer-Vers.- 
Ges.  um  Mitteilung  ihrer  Bedingungen,  Prämien- 
sätze und  Antragsformulare. 

V.  Briefe  im  Export-  und  Import- 
Geschäft. 

Das  Deutsche  Reich  nimmt  im  Welthandel 
bereits  die  zweite  Stelle  ein.  Reichsbeihilfe 
hat  die  Einrichtung  von  Postdampferlinien 
nach  Ostasien  und  Australien  zustande  gebracht, 
Küstenschutz,  gew^altige  Hafenbauten,  den 
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Nord -Ostseekanal  geschaffen  und  durch 
zahlreiche  andere  Vorkehrungen  zur  Sicherung 
und  Beschleunigung  der  Schiffahrt  dem  Über- 
seehandel wichtige  Dienste  geleistet.  Die 
Gründung  von  Kolonien  in  Afrika  und  auf 
Inseln  des  Stillen  Ozeans,  Handelsverträge, 
Konsulate  haben  den  Exporthandel  erweitert; 
aber  auch  die  deutsche  Reederei  und  der 
deutsche  Handelsstand  haben  mit  bedeuten- 
dem Aufwand  an  der  Hebung  des  Export-,  wie 
Importgeschäftes  mitgearbeitet.  Die  rührige 
Kaufmannschaft  und  Reederei  von  Hamburg, 
Bremen,  Lübeck,  Stettin,  Danzig,  Königsberg, 
Bremerhaven,  Emden  u.  a.  verstand  es,  in 
Nord-  und  Südamerika,  wie  in  Westindien  die 
bestehenden  Handelsverbindungen  zu  erweitern 
und  aus  der  durch  den  Suezkanal  geschaffenen 
Verkehrserleichterung  Nutzen  zu  ziehen  durch 
Aufsuchung  neuer  Absatzgebiete  in  Indien, 
China,  Japan,  Australien  und  allen  Kolonien. 

Unsere  hoch  entwickelte  Industrie  mit  ihren 
großartigen  Anlagen,  vollkommenen  Maschinen 
und  leistungsfähigen  Arbeitern  bemühte  sich, 
die  Anforderungen  und  besonderen  Wünsche 
ihrer  ausländischen  Abnehmer  immer  mehr 
zu  berücksichtigen  und  ist  dadurch  rasch  „in 
das  Geschäft  gekommen".  Die  Firianzwelt 
unterstützte  dies  Bestreben  durch  Gründung 
von  Bankfilialen  im  Ausland  behufs  Deckung 
und  Inkassos.  Es  bleibt  nun  die  Aufgabe  für 
den  deutschen  Handelsstand,  die  so  erkämpfte 
Stellung  im  Welthandel  zur  Wohlfahrt  des 
deutschen  Volkes  zu  behaupten  und  zu  er- 
weitern. Dazu  gehört  aber  vielseitige  Sach- 
kenntnis und  fortwährende  Achtsamkeit  auf 
die  oft  sehr  rasch  wechselnden  politischen  und 
Handelsverhältnisse,  Besonnenheit  und  Aus- 
dauer. 

Der  Exporteur  darf,  wenn  er  nicht  Gefahr 
laufen  will,  die  Verfügung  über  die  verkauften 
Waren  nicht  eher  aus  der  Hand  geben,  bis 
ihm  durch  Akzept  seiner  Tratte  oder  durch 
gute  Rimessen  Deckung  gegeben  oder  Zahlung 
geleistet  ist;  denn  der  Rechtsschutz  im  Aus- 
lande ist  vielfach  ungenügend,  die  z.  T.  lücken- 
haften oder  vieldeutigen  Gesetze  werden  mit 
wenig  Nachdruck  gehandhabt,  ein  gerichtliches 
Verfahren  ist  langwierig,  kostspielig  und  nicht 
immer  von  dem  erwünschten  Erfolge  für  den 
Kläger. 

Konsignationen  (s.  1  k.),  zu  denen  ausläu: 
dische  Kommissionäre  durch  zu  günstige  Dar- 
stellung der  Verkaufsaussichten  ermuntern,  da 
sie  ja  bei  dem  Geschäft  keinen  Verlust  zu 
befürchten  haben,  auch  für  ihre  Auslagen  und 


Provision  durch  das  Gut  gedeckt  sind,  sind 
gleichfalls  mit  besonderer  Vorsicht  auszu- 
führen. 

Export  für  eigene  Rechnung  kann  mit 
Erfolg  nur  von  den  Firmen  betrieben  werden, 
welche  im  Auslande  eigene  Nieder- 
lassungen haben.  Für  fremde  Rechnung 
arbeiten  die  Exportkommissionäre,  welche 
Einkaufsaufträge  für  überseeische  Häuser  oder 
Verkäufe  an  solche  gegen  vorher  bestimmte 
Provision  ausführen,  durch  Ansammlung  der 
Aufträge  mehrerer  Handelshäuser  den  Fabri- 
kanten größere  Bestellungen  zuwenden  und 
so  beiden  Teilen  durch  Ersparung  mancherlei 
Kosten  nützen.  —  Muster  müssen  gefällige 
Formen  haben  und  so  groß  sein,  daß  sie  die 
Vorzüge  der  angebotenen  Waren  (Güte  des 
Materials,  sorgfältige  Arbeit,  geschmackvolles 
Aussehen)  und  ihre  Preiswürdigkeit  erkennen 
lassen,  den  Anforderungen  des  betreffenden 
Landes  entsprechen,  sich  also  für  den  aus- 
ländischen Markt  geeignet  erweisen.  —  Die 
Preise  werden,  wenn  nicht  „franko  Bestim- 
mungsort", so  doch  wenigstens  „franko  Bord 
(fob)  Seehafen"  gestellt.  —  Rabattsätze  (l^a 
bis  15^/o)  werden  bei  Anerbietungen  an  Ex- 
portfirmen nur  im  Begleitbriefe  erwähnt 
(wenn  diese  keine  Kommission  berechnen), 
nicht  in  der  Rechnung  gekürzt;  dasselbe  gilt 
beim  Kassenskonto  (1^/2  bis  5^Iq)  für  Bar- 
zahlung innerhalb  30  Tagen.  —  Auf  ge- 
schmackvolle Aufmachung  und  dauerhafte 
Verpackung  (in  Pergamentpapier,  Öltuch, 
verlöteten  Zinkeinsatz  in  neue  starke  Kisten 
mit  Eisenreifen)  ist  mit  Sorgfalt  zu  achten; 
keinerlei  Namen  oder  Zeichen  dürfen  den 
Ursprung  der  Ware  verraten,  die  Kolli 
müssen  das  Signum  und  den  Bestim- 
mungsort auf  beiden  Stirnseiten  erhalten, 
für  einzelne  Länder  auf  allen  Seiten,  z.  T. 
auch  die  Außenmaße  und  das  Brutto- 
gewicht, für  Peru  z.  B. 

H  R#216  423  kg 

Lima  83  x  72  X  54  cm. 

Alle  Schriftstücke  (Briefe,  Fakturen, 
Frachtbriefe,  Konnossemente)  sind  in  duplo, 
z.  T.  sogar  dreifach  auszufertigen. 

Über  Frachtsätze,  Versicherungen  und 
und  Zahlungsarten  sind  besondere  Verein- 
barungen zu  treffen. 

Der  Importeur  empfängt  die  Waren  in 
großen  Zufuhren  aus  dem  Auslande  entweder 
als  Konsignationsgut  oder  für  eigene 
Rechnung     infolge     fester    Bestellung.      Im 
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ersteren  Falle  ist  er  für  den  überseeischer»  Ge- 
schäftsfreund Verkaufskommissionär  und 
räumt  ihm  auf  Grund  der  Konnossemente 
einen  Akzeptkredit  von  ^j^  bis  ^/^  des  vor- 
aussichtlichen Erlöses  aus  dem  Konsignations- 
gute ein,  wodurch  das  Einkaufsgeschäft  we- 
sentlich erleichtert  wird.  Zur  Vermeidung 
von  Lagerkosten  und  Zinsverlust,  die  den 
Ertrag  sehr  schmälern  würden,  ist  er  bemüht, 
die  Ware  schon  zu  verkaufen,  solange  sie 
noch  schwimmt,  oder  er  veranstaltet  nach  ihrer 
Löschung  und  Zusammensetzung  der  gleichen 
Arten  eine  Versteigerung  in  Losen  (Grup- 
pen). Vom  Bruttoerlös  kürzt  er  alle  Unkosten 
für  Transport,  Versicherung,  Entlöschung, 
Lagerung,  Versteigerung,  Maklergebühr,  eigene 
Kommission  u.  a.  und  liefert  den  Reinertrag 
ab.  —  Waren,  die  nicht  eilig  verkauft  werden 
können,  werden  im  Freihafen  eingelagert;  der 
Zoll  wird  erst  dann  bezahlt,  wenn  sie  ver- 
kauft sind.  Die  großartigen  Freihafenan- 
lagen in  Hamburg  und  Bremen  mit  ihren 
zur  Lagerung,  Umpackung,  Zusammenstellung 
und  Veredelung  der  Waren  erforderlichen 
Speichern,  Kellern,  Lagerschuppen,  Silos  (für 
Getreide),  Tanks  (für  Petroleum),  Fabrikge- 
bäuden (Spiritusraffinerien,  Reisschälmühlen) 
usw.  werden  von  denen  anderer  Welthandels- 
häfen kaum  übertroffen. 

Da  bereits  in  den  Abschnitten  1  und  2  (in 
N.  27.  43.  95;  110—115;  119.123;  128/29; 
131.  136.  139.  141/43.  147/150)  das  Import- 
geschäft Erwähnung  gefunden  hat  und  ge- 
nügend charakterisiert  ist,  folgt  hier  noch  in 
Nr.  326  bis  335  die 

Durchführung  eines   Exportgeschäftes. 

Angenommen,  ein  Strumpffabrikant  G.  Haller 
in  Mittelbach  b/Chemnitz  hat  einen  Agenten 
C.  Fuchs  in  Hamburg,  der  für  ihn  Aufträge 
bei  Exportkommissionären  dort  zu  erlangen 
bemüht  ist.  Ein  solcher  liegt  ihm  vor  von 
W.  Ruhmann  in  Hamburg  für  W™  Young 
&  Co.,  New-York.  Die  Preise  usw.  sind 
verabredet,  und  er  sendet  den  Auftrag  ein. 

826.  Hamburg,  den  20.  Septbr.  ig  .  . 

Herrn  G.  Haller  in  Mittelbach  bjChemnitz. 

Von  Herrn  W.  Ruhmann  hier  liegt  mir  für  Sie 
ein  Auftrag  vor  auf  Lieferung  von  1500  Dtzd.  baum- 


wollene Strumpfwaren,  als  Ausfuhrgut  nach  New- 
York  bestimmt,  nach  beiliegenden  speziellen  An- 
gaben des  genannten  Herrn. 


Ich  bemerke,  daß  die  Preise  mit  ihm  nach  Ihren 
letzten  Anweisungen  vereinbart  worden   sind  und 

ersuche  Sie,  ihm  direkt  Bestätigung  zukommen  zu 
lassen  und  die  Ausführung  möglichst  zu  be- 
schleunigen.  Bei  zufriedenstellender  Ausführung 
ist  nach  seiner  Äußerung  auf  weitere  belangreiche 
Aufträge  zu  rechnen. 


Beiliegend 


I  Aviftrag  Nr.  4216. 


Hochachtungsvoll 

C.  Fuchs. 


W.  Ruhmann.      Hamburg,  20.  Septbr.  ig  .  . 

Auftrag  Nr.  4216 

für  Herrn  G.  Haller,  Mittelbach  biChemnitz 
Vertreter:  Herr  C.  Fuchs,  hier. 

Ich  bestelle  bei  Ihnen  unten  verzeichnete  Waren 
zu  folgenden  Bedingungen: 

W.  R.  738 

Marke  u.   Verpackung:  ~r^ rrf—^  eine  seemäßige 

Kiste   mit   öltuch   und   Eisenreifen,   auf   zwei 
Seiten  gezeichnet. 
Versand:  an  meine  Adresse  als  Ausfuhrgut. 


Lieferung:  so  schnell  als  möglich.  Bei  Bestätigung 

des  Auftrags  ist  die  Lieferzeit  genau  anzugeben. 

Faktura :  in  dreifacher  A  usfertigung.  Die  Bestand- 


teile der  Waren,  ob  Wolle,  Baumwolle  usw., 
ferner  die  Gewichte,  nämlich:  Brutto,  Netto  der 
aufgemachten  Ware  und  rein  Netto  sind  genau 
anzugeben. 

Bedingungen:  ab  Fabrik,  ausschließlich  Ver- 
packung, abzüglich  5*'/o  Rabatt  und  2^Jq  gegen 
Kassa  innerhalb  3o  Tagen.  Der  Rabatt  ist  in 
allen  3  Exemplaren  der  vom  amerikanischen 
Konsul  in  Chemnitz  zu  legalisierenden  Faktura^) 
zu  kürzen;  der  Kassa-Skonto  dagegen  nur  im 
Begleitbrief  zu  nennen. 

Muster:  sind  direkt  an  uns  zu  senden,  und  zwar 


2  hübsche  Verkaufsmuster  und  i  einfaches  Aus- 
fallmuster. 
Aufmachung     der    Waren:    für     jedes    Dutzend 


Strümpfe  i  leichten,  aber  dauerhaften  Karton 
mit  Bandver schnürung  und  Stirnetikette  mit 
Inhalts-  und  Größenangabe  ohne  Firma;  jedes 
halbe  Dutzend  besonders  mit  Papierstreifband 
ohne  Firma  umschlossen. 
Eine  Kiste  enthaltend: 

Zoo  Dtzd.  schwarze  b'wollene  Frauenstrümpfe ^ 
Größe:      8     8^1^      g      g^l^     10 
Dtzd.:     So    100    100    40     30 
Preise:  JL  5.60  5.80  6.00  6.20  6.50 

500      „       bunte  b'wollene  Frauenstrümpfe: 

Dtzd.:     50    100    200  100     50 


500 


Preise:  JL  7.00  7.20  7.50  7.80  8.00 
bunte  b'wollene  Herrensocken: 

Größe:     g      9V2     10    10^  j^    11 
Dtzd.:     70     80     200    80      70 

Preise:  M.  4.20  4.50  4.80  5.10  5.40 
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6««^  b' wollene  Kindersocken: 
Größe:      4567 


Dtzd. 


20     20 


20     20 


8 
20 


Preise:  M.  2.10  2.30  2.40  2.50  2.70 
schwarze  b' wollene  Kinderstrümpfe: 
Dtzd.:     20     20      20     20      20 


1500  Dtzd.     Preise:  M.  2.40  2.70  3.00  3.30  3.60 

Dieser  A  uftrag  ist  als  zurückgezogen  zu  betrachten, 
wenn  nicht  bis  zum  5.  Oktober  schriftliche  Bestäti- 
gung eingegangen  ist. 

W.  Ruhmann. 

Auftragsbestätigung  (zu  326). 
327.     Mittelhach  bjChemnitz,    27.  Septbr.  ig  .  . 

Herrn  W.  Ruhmann  in  Hamburg. 

Ihren  mir  durch  Herrn  C.  Fuchs,  dort,  erteilten 
Auftrag  auf  Lieferung  von  1500  Dtzd.  Strumpf- 
waren, für  New-York  bestimmt,  habe  ich  mit  Ihren 
Angaben  zur  besten  Ausführung  dankend  vor- 
gemerkt. 

Ich  werde  bemüht  sein,  Sie  und  Ihre  geehrten 
Abnehmer  in  jeder  Hinsicht  zufriedenzustellen, 
die  Herstellung  beschleunigen  und  die  Sendung  in 
dar  ersten  Hälfte  des  November  abgehen  lassen. 

Die  gewünschten  Muster  werden  Ihnen  durch 
Herrn  C.  Fuchs,  dort,  zugehen,  die  legalisierte 
Faktura  nebst  Abschriften  direkt.  Hoffentlich  wird 
dieses  erste  Geschäft  zu  einer  recht  lebhaften  Ver- 
bindung mit  Ihrer  geehrten  Firma  führen. 

Hochachtungsvoll 

G.  Haller. 


Mittelhach,  10.  Novbr.  ig 

bjChfmnitx. 


328. 

6.  Haller 

Strumpffabrik    und 
-Appretur 

Telep'amm-Adressse  : 

Haller  Mittelbach  Sachsen 

Fernsprecher  Chemnitz  i(f86 

Reichsbank-Giro-Konto. 

Herrn  W.  Ruhmann  in  Hamburg. 

Hierdurch   beehre   ich   mich,    Ihnen   die   Aus- 
führung Ihres  durch  Herrn  C.  Fuchs,  dort,  mir 


erteilten  Auftrages  vom  20.  September  c.  (Nr.  4216) 
ergebenst  anzuzeigen  und  anliegend  vom  Konsulat 
der  U.  S.  of  A.  in  Chemnitz  legalisierte  Faktura 


in  dreifacher  Ausfertigung   zu   überreichen.     Sie 

wollen  deren  Betrag,  nämlich  M.  8481.00 

•/.   5O/0    Rabatt    „     424.00 


M  8057.00 
Kiste  und  Verpackung    „       21.00 


innerhalb  30  Tagen 


Skonto 


Jü  8078.00 
„     161.55 


mit  netto  JÜ  7gi6.45 

meinem  Giro-Konto  bei  der  Reichsbank  überweisen. 

Die  gewünschten  Muster  erhalten  Sie  von  Herrn 

C.  Fuchs,  dort. 
Ihren  Dienten  stets  gern  gewidmet,  zeichnet 
Hierzu  in  Hochachtung 

3  gleichlautende  Rechnungen.  G.  Haller. 


Mittelbach,  10.  Novbr.  ig . . 

blChemniti. 


328  a.  Original. 

G.  Haller 

Strumpffabrik   und 
-Appretur. 

Rechnung^) 

für  Herrn  W.  Ruhmann  in  Hamburg 

Ich  sandte  Ihnen  für  Ihre  Rechnung  und  Gefah 

durch  die  Bahn: 


W    R    718       (I  Kiste,  seemäßig,  mit  öltuch  una 
-T-^ '       ,  =  <  Eisenreifen,  enthalt. :  3  Ballots,  je 


New-York 


y.500  Dtzd.  b' wollene  Strumpfwaren.^ 


Ballot  A  Brutto  502  kg.  Netto  4g 5  kg. 

Rein  netto  325  kg 
500  Dtzd.  bunte  b'wollene  Frauen- 


strümpfe 


Größe 

Dtzd. 


8 

50 


8% 
100 


9 

200 


9'k 
100 


10 
50 


Preise:  A7.00  7.20  7.50  7.80  8.00 
Ballot  B  Brutto  378  kg,  Netto  372  kg. 
Rein  netto  240  kg 
500  Dtzd.  bunte  b'wollene  Herren-] 


Oll 


socken 
Größe 
Dtzd. 


9 

70 


9^2 

80 


10 

200 


80 


II 

70 


Preise:  M  4.20  4.50  4.80  5.10  5.40 
I  ^  Ballot  C  Brutto  365  kg.  Netto  360  ÄgJ 


Rein  netto  235  kg 
I.    300   Dtzd.    schwarze 


b'wollene 


•1  ^ 


Frauenstrümpfe 

Größe  8     W^      9      pVa      -^0 

Dtzd.         30    100    100     40      30 


I  ^  Preise:  M  5.60  5.80  6.00  6.20  6.50 
I  t«      77.    100  Dtzd.    schwarze    b'wollene 


11" 


Kinderstrümpfe 

Größe  4567 

Dtzd.         20      20      20      20 


§  «^  Preise:  JL2.40  2.70  3.00  3.30  3.60 

Ji  300.00 

bunte 


:"       777.     100   Dtzd. 


b'wollene 


Kindersocken 


Größe 
Dtzd. 


5 
20 


6 
20 


7 
20 


Preise:  M>  2.10  2.30  2.40 


2.50  2.70 
M  240.00 


Die  Kiste  wiegt  Brutto  I2g7  kg 
Material   der  Ware:  Baumwollen' 


garn. 


M 


3750.00 


2400.00^^ 


2331.00 


•/.  50/0  Rabatt, 


für  Kiste  und  Verpackung, 


ii.oo 


424.00 


8057.00 
21.00 


durch  Reichsbank-Giro-KontOA  8078.00 

Anbei  2  gleichlautende  Abschriften.  I| 

G.  Haller. 


*)  Die  Rechnung  ist  in  dreifacher  Ausfertigung  (ober- 
halb in  der  Mitte  mit  „Original",  „Duplikat",  „Triplikat"  be- 
zeichnet) von  dem  Fabrikanten,  Eigentümer  oder  Ver- 
sender der  fakturierten  Ware  unterzeichnet,  persönlich 
auf  dem  betr.  Konsulate  zur  Beglaubigung  (Legalisation) 
vorzulegen.  Gebühr  hier.^  10.60.  (1  Exemplar  für  W.  Ruh- 
mann in  Hamburg,  2  für  Wm.  Young  &  Co.,  New-York ;  eins 
wird  s  o  f  0  r  t ,  das  zweite  mit  dem  nächsten  Dampfer  versandt.) 
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943 


329.  Miüelbach  bjChemnitz,  lo.  Nov.  ig  .  . 

Herrn  C.  Fuchs  in  Hamburg. 

Beigehend  empfangen  Sie  zur  Abgabe  an  Herrn 
W.  Ruhmann,  dort,  3  Muster  (2  Verkaufsmuster 
und  I  einfaches  Ausfallmuster)  der  heute  an  ihn 
zufolge  Auftrags  vom  20.  September  c.  gesandten 
Exportwaren  für  New-York. 

Ich  danke  Ihnen  für  Ihre  Bemühung  und  hoffe, 
daß  es  Ihnen  gelingen  wird,  weitere  Aufträge  ähn- 
lichen Umfangs  von  ihm  und  anderen  Firmen 
zu  erhalten,  muß  jedoch  bemerken,  daß  infolge 
erhöhter  Garnpreise  von  heute  ab  ein  Aufschlag 
von  io^Iq  auf  die  bisherigen  Preise  zu  machen  ist. 

Ihren  weiteren  angenehmen  Zuschriften  gern 
entgegensehend,  empfehle  ich  mich  Ihnen 

in  Hochachtung 
3  Muster  beigehend.  G.  Haller. 

830,  Hamburg,  30.  Novbr.  ig  .  . 
An  die  Deutsche  Bank  in  Berlin. 

Hierdurch  ersuche  ich  Sie,  an  Herrn  G.  Haller, 
Mittelbach  bjChemnitz 

M  7916.45 
durch  Reichsbank -Giro -Konto   zu  Lasten   meines 
Check -Kontos  zu  überweisen. 

Hochachtungsvoll 
W.  Ruhmann. 

831,  Hamburg,  30.  Novbr.  ig  .  . 
Herrn  G.  Haller,  Mittelbach  bjChemnitz. 

Ihre  mir  mit  Fakturbrief  vom  10.  d.  angezeigte 
Sendung  Strumpfwaren,  für  New-York  bestimmt, 
ist    unversehrt    hier    angelangt.     Herr  C.   Fuchs 


hier  überbrachte  mir  persönlich  die  recht  gefälligen 
Muster  dieser  Sendung  mit  dem  Bemerken,  daß 
für  weitere  Bestellungen  ein  Preisaufschlag  von 
io'^Iq  eintreten  müßte. 

Obwohl  dies  geeignet  ist,  das  Geschäft  zu  er- 
schweren, hoffe  ich  doch,  Ihnen  demnächst  weitere 
Aufträge  überweisen  zu  können,  deren  sorgfältiger 
Ausführung  ich  mich  versichert  halte. 

Ihre  Rechnung  habe  ich  geprüft  und  richtig 
befunden.  Den  Betrag  derselben  abzüglich  2^1^^ 
Kassa -Skonto  habe  ich  mit 

M  7916.45 
Ihnen    durch    die  Deutsche  Bank   in  Berlin   auf 
Reichsbank -Giro -Konto   vergüten   lassen,     wofür 
Sie  mich  unter  Anzeige  entlasten  wollen. 

Hochachtungsvoll 
W.  Ruhmann. 

332,  Berlin,  i.  Dezbr.  ig  .  . 

Herrn  W.  Ruhmann  in  Hamburg. 

Wir  besitzen  Ihr  gestriges  Schreiben  und  über- 
weisen Ihrem  Auftrage  gemäß  an  Herrn  G.  Haller, 
Mittelbach  biChemnitz, 

M,  7gi6.45,  Wert  heute, 
wofür  wir  Sie  auf  Check -Konto  belasten. 
Hochachtungsvoll 
Deutsche  Bank,  Berlin. 


333,  Berlin,  i.  Dezbr.  ig  . . 

Herrn  G.  Haller,  Mittelbach  bjChemnitz. 
Im  Auftrage  und  für  Rechnung  des  Herrn  W. 
Ruhmann,  Hamburg,  überweisen  wir  Ihnen 
M  7916.45 

auf  Reichsbank -Giro -Konto  und  bitten  um  Emp- 
fangsanzeige. 

Hochachtungsvoll 

Deutsche  Bank,  Berlin. 


334.  Mittelbach  bjChemnitz,  2.  Dezbr.  ig  . . 

Herrn  W.  Ruhmann  in  Hamburg. 

Ich   gelangte   in   den  Besitz  Ihres   vorgestrigen 

Briefes   und   habe    die    mir    durch    die  Deutsche 

Bank  in  Berlin  überwiesenen 

-^  7916.45 

Ihrem  Konto,   Wert  heute,   dankend  gutgebracht. 

Hochachtungsvoll 
G.  Haller. 

335.  Mittelbach  bjChemnitz,  2.  Dezbr.  ig  . . 

An  die  Deutsche  Bank  in  Berlin. 

Im  Besitz  Ihres  Briefes  von  gestern  bekenne  ich 

mich    zum   Empfange    der    mir    durch    Sie    für 

Rechnung  des  Herrn  W.  Ruhmann,  Hamburg,  auf 

Reichsbank  -  Giro  -  Konto  überwiesenen 

'^  7916.45. 

In  Hochachtung 
G.  Haller. 

In  ähnlicher  Weise  vollzieht  sich  das  Kaufs- 
geschäft zwischen  W.  Ruhmann,  Hamburg  und 
Wm.  Young  &>  Co.,  New-York. 

336.  H.  Pflug  &•  Co.  in  Rosario  (Argentinien)  be- 
stellen am  5.  August  bei  Georg  Zeise,  Hamburg, 
auf  Grund  seiner  früheren  Mustersendung 

10  Dtzd.  Gold-Double-Armreifen,  je  2  Dtzd.  von 

Nr.  2410—2414 
10  Dtzd.  Double -Armbänder,  je  2  Dtzd.  von 

Nr.  2412,  2415,  2418,  2430,  2442 
10  Dtzd.  Double -Broschen,  je  2  Dtzd.  von 

Nr.  214,  218,  222,  240,  280 
10  Dtzd.  Gold-Double-Broschen,  je  2  Dtzd.  von 

Nr.  1020,  21,  25,  26,  30 
10  Dtzd.  Colliers,  je  2  Dtzd.  von 

Nr.  45,  64,  120,  141,  160 
10  Dtzd.  Double -Kreuze,  je  2  Dtzd.  von 

Nr.  28,  32,  38,  39,  40 
und  ersuchen  um  schnellste  Lieferung. 

337.  Georg  Zeise,  Hamburg,  bezieht  am  30.  August 
die  genannten  Gold -Double -Armreifen  und 
Gold -Double -Broschen  von  Anton  Hanewald 
in  Pforzheim  (Baden),  dagegen  die  Double- 
Armbänder,  Double- Broschen,  Colliers  und 
Kreuze  von  Herrn.  Geißler  in  Fürth  (Bayern). 
Bedingung:  Die  Kisten  sind  seemäßig  bis 
25.  September  an  Robert  Hitze,  Hamburg- 
Freihafen,  zu  liefern;  Signum  G.  Z.  763,  764; 
und  Angabe  von  Länge,  Breite,  Höhe  auf 
allen  Seiten  der  Kisten. 
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388.  Anton  Hanewald,  Pforzheim,  sendet  am 
18.  September  eine  Kiste  G.  Z.  763,  Brutto 
6^2  kg,  Netto  4V4  kg,  Rein-Netto  2,820  kg, 
Maße:  43  cm  lang,  30  cm  breit,  27  cm  hoch, 
als  Wertpaket  an  Robert  Hitze,  Hamburg- 
Freihafen,  franko  Post,  zeigt  diesem  die  Ab- 
sendung an  und  berechnet  Georg  Zeise, 
Hamburg,  im  Fakturbrief  von  demselben 
Tage  die 
10  Dtzd.  Gold -Double -Armreifen,  je  2   von 

Nr.  2410,     11,      12,      13,      14.         ^ 
Dtzdpr.  m.  M  18.00  20.00  22.00  25.00  30.00  "" 
10  Dtzd.  Gold -Double -Broschen,  je  2  von 
Nr.  1020,    21,     25,     26,     30.    _  ^ 
Dtzdpr.  m.  Jü  24.00  27.00  30.00  33.00  36.00 

Kiste  mit  Zinkeinsatz  M.  10.00;  Kassaskonto  2^/0. 

339.  Herrn.  Geißler,  Fürth,  sendet  am  20.  Sep- 
tember eine  Kiste  G.  Z.  764,  Brutto  <i^U  kg, 
Netto  6Va  kg,  Rein-Netto  4,350  kg,  Maße: 
45  cm  lang,  32  cm  breit,  28  cm  hoch  an 
Robert  Hitze ,  Hamburg-Freihafen,  unfrankiert 
durch  die  Bahn,  zeigt  diesem  den  Abgang  an 
und  berechnet  Georg  Zeise,  Hamburg,  im 
Fakturbrief  von  demselben  Tage  die 
10  Dtzd.  Double -Armbänder,  je  2  von 


Nr.  2412,  15,     18,     30,      42^ 


Dtzdpr.  m.Jt  7.20  8.00  8.80  9.60  12.00 
10  Dtzd.  Double -Broschen,  je  2  von 
Nr.   214,  218,    222,    240,     280 


=  M  91.20 


Dtzdpr.  m.JC  3.00  4.20    4.50  6.00    7.50 
10  Dtzd.  Double -Colliers,  je  2  von 

Nr.    45,    64,    120,    141,     160 


=  „   50.40 


Dtzdpr.  m.Jt  6.40  8.40  9.60  13.80  16.80 

10  Dtzd.  Double -Kreuze,  je  2  von 
28,     32,     38,     39, 


=  „110.00 


Nr. 


40 


66.00 


Dtzdpr.  m.Jt  3.50  5.00    6.60    8.20  9.70       ' 

Kiste  mit  Teertuch  -  Einlage    M  8.40;    Kassa- 
Skonto  20/0. 

340.  Georg  Zeise,  Hamburg,  beauftragt  am  22.  Sep- 
tember Robert  Hitze,  Hamburg,  mit  der  Emp- 
fangnahme und  Verladung  dieser  beiden  Kisten 
an  H.  Pflug  &  Co.,  Rosario,  in  den  Dampfer 
„Amazone",  am  2.  Oktober  auslaufend.  Die 
Konnossemente  sind  „an  Order"  zu  stellen 
und  ihm  zu  übermitteln.  Zeise  deckt  die  Ver- 
sicherung selbst. 

ZU,  Robert  Hitze,  Hamburg,   sendet   am  26.  Sep- 
tember mit  Empfangs-  und  Verladungsanzeige 
Spesenrechnung   an   Georg  Zeise,    Hamburg, 
enthaltend : 
Bestellgeld  für  Postpaketa/Pforzheim  M  —.15 
Fracht  von  Fürth  bis  Hamburg  (mind. 
20  kg) 1.30 


2  Kisten  an  Bord  bringen 

3  Deklarationen 

3  Konnossemente    .   .   .   . 
Provision 


-.40 
-.30 
1.00 
-.60 
M    3.75 


342.  Nachdem  Georg  Zeise,  Hamburg,  diese  Spesen- 
rechnung beglichen  und  die  Konnossemente  in 
Empfang  genommen,  auch  die  Versicherung 
der  beiden  Kisten  gegen  Seegefahr  mit  JC  lOOO.W 
frei  von  Ersatz  bei  Beschädigung  unter  3<'/o 
zu  2''/oo  bei  der  „Norddeutschen  Versicherungs- 
Gesellschaft",  Hamburg,  besorgt  hat,  sendet 
er  H.  Pflug  (S-  Co.,  Rosario,  am  29.  Septbr. 
Fakturbrief  mit  Konnossement-  und 
Deklarations- Beilage,  enthaltend  Rech- 
nung über 

die  Kiste  a/ Pforzheim,  einschl.  Kiste  M  540.00 
„       „    a/Fürth,  „         „        „  326.00 

Spesen-Nota  (von  Hitze) „      3.75 

Porti  u.  a „      1.25 

M  871.00 
Provision  50/0 „    43.50 

M  914.50 

welchen  Betrag  er  in  ihrem  Auftrage  auf  die 
„Deutsche  Überseeische  Bank*^,  Berlin,  vista 
entnommen  hat.    Wunsch  guten  Empfangs. 

343/45.  Georg  Zeise,  Hamburg,  überweist  am 
30.  September  durch  die  „Diskonto-Gesell- 
schaft", Berlin,  die  vorgenannten  (s.  Nr.  338 
und  339)  Rechnungsbeträge  abzüglich  2  0/0 
Kassen-Skonto  a)  an  Anton  Hanewald,  Pforz- 
heim, M  529.20  und  b)  an  Herrn.  Geißler, 
Fürth,  M  319.50  auf  Reichsbank -Giro- 
Konto  und  macht  beiden  Mitteilung  davon. 
(3  Briefe.) 

346/48.  Die  „Diskonto  -  Gesellschaft" ,  Berlin, 
benachrichtigt  am  1.  Oktober  letztere ..  drei 
brieflich  von  der  Ausführung  dieser  Über- 
weisung. 

349/50.  Anton  Hanewald,  Pforzheim,  wie  auch 
Herrn.  Geißler,  Fürth,  zeigen  am  3.  Oktober 
Georg  Zeise,  Hamburg,  die  ihm  gutgebrachte 
Überweisung  m'it  Dank  an. 

Im  Zusammenhang  stehen  folgende  Briefe 
und  Aufgaben  (außer  den  mit  a,  ß,  y,  d  usw. 
bezeichneten): 

1. 23;  3.  26.  38.  86.  87;  4.  25.  40. 52;  6.  17;  13. 31 
15.  16.  24.  36.  50.  51 ;  18.  29.  44.  78.  79.  88  bis  93 
19. 30.  96  bis  98 ;  22. 39.  70;  27. 43.  95 ;  28. 42.  74.  75 
32.  76.  77;  33.  37.  69;  34.  45.  82.83;  35.41.80.81 
46. 84.  85.  94;  47.  57;  48. 58;  49. 56;  53. 54;  59  bis  62 
64.  65;  67.  68;  100/1;  102/3;  104/5;  106/7;  108/9 
110/13;  114/15;  116/18;  128/29;  132/33;  139/40 
142/43;  147/49;  157/58;  159/60;  161/62;  163/66 
171/72;  173/76;  187/88;  189/90;  191/92;  193/94 
196/97;  199/204;  205/7;  211/14;  215/17;  219/20 
238/41;  243/44;  248/49;  250/51;  260/61;  262/63 
273/74;  275/76;  277.  285.  286;  291/92;  293/94 
295/96:  311/14;  315/17;  321/22;  326/35;  336/50. 

J.  Wenzely-Chemnitz. 


I 


Zehnter  Abschnitt. 


Kontorarbeiten. 

Einleitung. 


Unter  Konlorarbeiten  im  weiteren  Sinne  ver- 
steht man  die  Gesamtheit  alier  schriftlichen 
Arbeiten  des  Kaufmannes,  im  engeren  Sinne 
die  schriftlichen  Arbeiten  mit  Ausschluss  der 
Briefe  (Korrespondenz)  und  der  Buchhaltung. 

Das  Wort  „Kontor"  stammt  vom  ital.  conto  =  Rech- 
nung {contare  =  zählen;  franz.  comptoir  =  Zähltisch, 
Bureau).  Der  Angestellte,  der  diese  Arbeiten,  (zumeist 
Scheine  und  Rechnungen)  auszuführen  hat,  heisst  Kon- 
torist. Eine  Reihe  von  andern  Kontorarbeiten  (Zeug- 
nisse, Vollmachten,  Verträge)  besorgt  der  Qeschäftseigen- 
tümer  in  der  Regel  selbst. 

Während  bei  der  Korrespondenz  eine  Arbeits- 
teilung nach  der  Art  der  Briefe  meist  nicht  statt- 
findet, indem  der  ganze  Briefwechsel  in  die  Hän- 
de eines  oder  mehrerer  Korrespondenten  gelegt 
ist,  tritt  in  den  Kontorarbeiten  wegen  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  und  wegen  der  Notwendigkeit 
einer  zweckentsprechenden  Anpassung  an  die 
Organisation  desGeschäftes  schon  bei  mittelgros- 
sen Betrieben  eine  starke  Arbeitsteilung  ein.  Aus 
diesem  Grunde  erhält  der  Kontorist  in  geringe- 
rem Masseals  der  Korrespondent  einen  Einblick 
in  das  Ganze.  Er  erwirbt  sich  in  der  Praxis  eine 
mehr  oder  weniger  grosse  Erfahrung  (Routine) 
in  der  Ausfertigung  von  Schriftstücken,  die  ei- 
nem bestimmten,  meist  engbegrenzten  Zweck 
entsprechen.  Beim  Übergang  von  einem  Ge- 
schäft ins  andere,  ja  von  einer  Abteilung  in  die  an- 
dere, kommt  er  in  eine  neue  Welt,  um  so 
mehr,  als  nicht  nur  der  Inhalt  der  neuen  Schrift- 
stücke, die  er  nun  auszufertigen  hat,  ein  anderer 
wird,  sondern  namentlich  auch  die  äussere 
Form  der  Darstellung,  indem  für  die  Kontor- 
arbeiten meistens  bestimmte,  der  Natur  des  Ge- 


stücke  im  Bank-  und  Börsenverkehr  sind  be- 
reits an  anderer  Stelle  eingefügt  worden,  so 
dass  wir  uns  hier  auf  die  Kontorarbeiten  im 
Warengeschäft  mit  Einschluss  der  wichtigsten 
Dokumente  aus  dem  Transport-  und  Versiche- 
rungsgewerbe beschränken  können. 

Alle  schriftlichen  Arbeiten  sollen  klar  und 
übersichtlich,  kurz,  inhaltlich  und  äusserlich  in 
schöner  Form  dargestellt  werden.  Das  Schrift- 
stück, das  über  ein  geschäftliches  Vorkomm- 
nis abgefasst  wird,  muss  so  beschaffen  sein,  dass 
man  daraus  zu  jeder  Zeit  über  den  betr.  Vor- 
fall genauen  Aufschluss  erhält.  Ist  alles,  was 
zu  diesem  Zwecke  dient,  darin  aufgenommen,  so 
entspricht  es  der  Anforderung  der  Genauig- 
keit, enthält  es  nur  diese  notwendigen  An- 
gaben, so  ist  auch  die  erforderte  Kürze  er- 
reicht. Diese  darf  aber  nicht,  wie  es  leider  so 
oft  geschieht,  zum  Schaden  jener  erstrebt 
werden.  Klare  Ausdrucksweise  und  Über- 
sichtlichkeit der  Anordnung  der  Gedanken 
sind  auch  in  diesen  Schriftstücken,  wie  beim 
Brief,  eine  Hauptanforderung.  Freilich  ist  der 
Kontorist  in  dieser  Hinsicht  meistens  an  die 
Formularien  gebunden,  unter  denen  es  einige 
gibt,  die  sich  derart  allgemein  in  einer  bestimmten 
Form  eingebürgert  haben,  wie  der  Wechsel,  dass 
man  sie  ohne  weiteres  in  der  herkömmlichen 
Form  zu  verwenden  hat,  während  andere,  die 
für  besondere  Zwecke  besimmt  sind,  wie  z.  B. 
Lieferscheine,  diesen  allgemeinen  Charakter 
nicht  tragen.  Da  hat  es  derjenige,  der  die 
Formularien  aufstellt,  in  der  Hand,  sie  so  zu- 
sammenzustellen, dass  Klarheit  und  Übersicht- 


schäftes  angepasste  Formularien    verwendet  lichkeit  der  Anordnung  vorhanden  sind     Da- 
werden.      Will    der    Kontorist    nicht    seinem !  durch  wird    dem  Buchhalter  und    dem  Emp- 


weiteren  Fortkommen  durch  die  Schablone 
einen  Riegel  schieben,  so  darf  er  keine  Ge- 
legenheit versäumen,  sich  in  das  Ganze  der 
Kontorarbeiten  hineinzuleben.  Dazu  sollen  ihm 
auch  die  nachfolgenden  Erklärungen  und  Bei- 
spiele behilflich  sein.  Die  wichtigsten  Schrift- 
60 


fänger  des  Schriftstückes  viel  Zeit  erspart,  und 
das  Schriftstück  macht  einen  guten  Eindruck. 
Die  Übersichtlichkeit  und  Deutlichkeit  schützen 
gegen  Fehler  in  der  Auffassung  von  selten  des 
Empfängers.  Der  Kontorist  bemühe  sich,  die 
Schriftstücke  in  schöner,  nicht  verschnör- 
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kelter  Schrift,  sauber,  ohne  Rasuren  aus- 
zustellen. 

Die  gleiche  Sorgfalt  ist  der  Abfassung  von 
Anzeigen  (Inseraten)  zuzuwenden,  da  sie  heute 
für  jedes  Geschäft  von  grosser  Bedeutung  sind. 
DieFragen:  „Wer soll  inserieren?",  „wo,  wann 
und  was  soll  man  inserieren?"  sind  im  Ab- 
schnitt „Kaufmännische  Propaganda"  beantwor- 
tet worden.  Im  folgenden  handelt  es  sich 
daher  bloss  um  das  „wie",  um  eine  kurze  Be- 
sprechung der  Anforderungen,  die  an  das  In- 
serat gestellt  werden  müssen. 

Durch  die  Anzeige  wendet  sich  der  Ge- 
schäftsinhaber an  einzelne  Kreise  oder  an  das 
ganze  „Publikum",  um,  wie  es  das  Wort  an- 
deutet, etwas  mitzuteilen,  gewöhnlich  in  der 
Absicht,  einen  Geschäftsabschluss  einzuleiten. 
Nun  lehrt  die  tägliche  Erfahrung,  dass  von 
der  Art,  wie  ein  Geschäft  eingeleitet  wird,  in 
den  meisten  Fällen  der  Erfolg  abhängt,  und 
dass  der  erste  Schritt  zur  geschäftlichen  An- 
näherung, in  welcher  Form  er  auch  unternom- 
men werde  (Inserate,  Rundschreiben,  Offerten, 
Besuch  von  Reisenden  usw.)  sehr  schwierig  ist. 


Viele  Tausende  haben  ihr  Geschäft  in  die  Höhe 
gebracht,  weil  sie  es  verstanden  haben,  in  rich- 
tiger Form  Reklame  zu  machen,  während  andere 
wieder  an  verfehlter  Propaganda  zu  gründe  ge- 
gangen sind.  Soll  die  Anzeige  ihren  Zweck  er- 
füllen, so  muss  sie  inhaltlich  sorgfältig  erwogen 
und  sprachlich  gut  abgefasst  sein.  Dieses  „gut" 
schliesst  in  sich  alle  Anforderungen,  denen  ein 
kaufmännisches  Schriftstück  überhaupt  entspre- 
chen muss. 

Das  Inserat  darf  nicht  weitschweifig  sein. 
Der  Leser  der  Zeitung  will  durch  einen  raschen 
Überblick  genugsam  über  den  Zweck  der  zahl- 
reichen, verschiedenartigen  Anzeigen  unter- 
richtet sein.  Lange  Inserate  mit  detailliertem 
Text  werden  meistens  nicht  gelesen,  beson- 
ders da  sie  oft,  um  Kosten  zu  ersparen,  in 
kleinem  Druck  erscheinen,  was  namentlich  mit 
Rücksicht  auf  das  häufig  schlechte  Zeitungs- 
papier sehr  ermüdet. 

Nach  dieser  Richtung  hin  nicht  gut  abgefasst 
ist  das  folgende  einer  Tageszeitung  entnom- 
mene Inserat: 


Das  Aussteuer-  und  Welsswarengeschäft  von  A.  Meyer  &  Cie  nimmt  bereitwilligst  in 
sein  Fach  einschlagende  Arbeiten  entgegen  zu  billigsten  Preisen,  unter  Garantie  geschmackvoller,  guter 
Arbeit.  Anfertigung  ganzer  Aussteuern,  nach  Wunsch  in  kürzester  Frist.  Handstickereien,  Monogramme, 
Festons  usw.  vom  einfachsten  bis  zum  hochfeinsten.  Speziell  machen  die  werten  Damen  auf  den  guten 
Schnitt  aufmerksam,  sowie  freundliche  exakte  Bedienung.  Wir  nehmen  auch  Arbeiten  an,  wenn  die  Stoffe 
nicht  von  uns  sind,  ohne  Preisaufschlag. 


Die   gleiche    Anzeige    dürfte    mit  weniger  Text  auf  gleichem  Räume  in  folgender  Form 
weit  wirksamer  sein: 


Oberer  Graben  14  A.    McyCr    &    ClC  Oberer  Graben  14 

Rasche  und  sorgfältige  Anfertigung  ganzer  Aussteuern  in  einfacher  und  hochfeiner  Ausstattung. 

Billige  und  geschmackvolle  Ausführung  aller   einschlagenden  Arbeiten  (ohne  Preisaufschlag,  auch  wenn  die 

Stoffe  nicht  von  uns  bezogen  werden). 

Aussteuer-  und  Weisswarengeschäft. 


Aber  auch  das  Streben  nach  Kürze  hat  seine 
Grenzen.  Die  Anzeige  muss  alles  enthalten, 
was  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  nament- 
lich das,  was  geeignet  ist,  die  Aufmerksamkeit 
des  Lesers  zu  fesseln.  Regelmässig  wieder- 
kehrende Anzeigen  dürfen  für  den  gleichen 
Zweck  kürzer  sein,  als  solche,  die  nur  einmal, 
oder  in  langen  Zwischenräumen  aufgegeben 
werden,  da  es  sich  bei  jenen  nur  darum  handelt, 
etwas  schon  Bekanntes  wieder  in  Erinnerung 
zu  bringen. 


Gesucht  ein 
Ausläufer. 

Offerten  usw.    . 


Dieses  Inserat  ist  zu 
kurz.  An  einen  Ausläufer 
werden  sehr  verschiedene 
Anforderungen  gestellt, 
je  nach  der  Natur  des 
Geschäftes.  Im  einen  Falle  wünscht  man  einen  aus 
der  Schule  entlassenen  Knaben  anzustellen,  im  andern 
Falle  einen  erwachsenen  Mann,  im  einen  Betriebe  muss 
selbst  der  Ausläufer  einigermassen  „repräsentations- 
fähig" sein,  im  anderen  spielt  Körperkraft  eine  Rolle. 
Diese  besonderen  Erfordernisse  müssen  aus  dem  In- 
serat hervorgehen;  es  muss  die  wahre  Natur  der  Stelle, 
die  zubesetzen  ist,  für  jedermann  verständlich  ausdrücken. 


Jl 
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Die  Kürze  wird  oft  auch  erstrebt  durch 
Wortkürzungen,  die  sehr  oft  bloss  der  In- 
serent versteht.  Solche  Inserate  werden  wenig 
beachtet.  Weder  das  Inserat  noch  das  Plakat 
sollen  Rätsel  aufgeben.  In  dieser  Hinsicht  wird 
auch  viel  gefehlt  bei  den  Schaufensteraufschriften 
und  den  Firmenschildern.  Dem  sprachlichen 
Ausdruck   muss  Sorgfalt  zugewendet  werden. 

Die  Wirksamkeit  der  Anzeigen  wird  erhöht 
durch  Hervorheben  des  besonders  Wichtigen, 
nicht  unbedeutender  Wörter,  wie  dies  so  oft 
geschieht  (s.  nebenstehendes  Inserat). 

Es  ist  ein  beliebter  Inserentenkniff  geworden, 
eine  Anzahl   von   Wörtern  so  hervorzuheben, 


dass  sie  für  sich  al- 
lein gelesen  irgend 
einen  Sinn  geben.  Da 
muss  man  sich  hüten, 
aus  Unachtsamkeit  solche  Zusammenstellungen 
zu   machen,    die  das 


Wer 

eine    gute    Zigarre 
rauchen  will 


Gegenteil  von  dem, 
was  man  sagen  wollte, 
sofort  in  die  Augen 
springen  lassen,  wie 
dies  bei  dem  neben- 
stehenden, einer  Ta- 
geszeitung entnom- 
menen Inserat  der  Fall  ist. 


Zur  Ausbeutung 

eines  industriellen  Unter- 
nehmens usw 

Kapitalist  gesucht. 


I.  Scheine. 


Unter  Schein  versteht  man  die  schriftliche 
Erklärung  über  den  Vollzug  einer  Leistung. 
Diese  Leistungen  können  sehr  verschiedener 
Art  sein  —  Übergabe  und  Annahme  von 
Waren,  Geld,  Wertpapieren,  Abtretung  von 
Gegenständen  und  Forderungen,  Rücknahme 
von  Gegenständen,  Sicherstellung  durch  Bürg- 
schaft oder  Kaution,  Zession  von  Rechten  usw. 
^  Dementsprechend  erfüllen  die  Scheine  sehr 
mannigfaltige  Zwecke,  von  denen  sie  ihre  be- 
sonderen Namen  (Auslieferungs-,  Depositen- 
schein usw.)  erhalten  und  denen  sie  sich  auch 
äusserlich  durch  die  zweckmässige  Anordnung, 
besonders  wo  es  sich  um  Formulare  handelt, 
anpassen.  Alle  aber  enthalten  folgende  Haupt- 
punkte: Ort  und  Datum  der  Ausstellung,  Name 
des  Gebers  und  des  Empfängers  der  vollzo- 


genen   oder   versprochenen   Leistung,   nähere 
Bezeichnung  dieser  Leistung. 

1.  Scheine  über  Bestellung,  Lieferung, 
Empfang  und  Auf  bewahrungvon  Waren. 

a)  Kaufmännische  Papiere  im  engeren 
Sinne. 
Der  Bestellschein.  Es  wurde  früher  dar- 
auf hingewiesen,  dass  die  Bestellung  auf  ver- 
schiedene Art  aufgegeben  werden  kann.  Am 
zweckmässigsten  geschieht  dies  durch  den  Be- 
stellschein. Man  erspart  dadurch  nicht  bloss 
Zeit  und  Mühe,  sondern  erreicht  eine  grosse 
Übersichtlichkeit,  was  mit  Rücksicht  auf  die 
Kontrolle  bei  Versand  und  Empfang  der  Ware, 
sowie  auf  die  Buchhaltung  von  grossem  Wert  ist. 


den. 


.19 


Bestellung 
an  das  Spezialgeschäft  für  Damenkleiderstoffe  und  Manufakturwaren 

A.  Gross  &  Cie., 


N^-'^^MNo.des 

M"^*"-!Dessin 
paketes  | 


Ersatzwahl  (im  Falle  das  gewünschte  Muster 
ausverkauft  ist) 


Meter      Artikel 


Preis 


Betrag 


No.des 
Muster- 
paketes 


No.des' 
i  Dessin  1 


Meter 


Artikel 


Preis 


Betrag 


Summe  M. 
Name 

Bitte  um  deutliche  Angabe. 
Wohnort 


g48  Kontorarbeiten. 

Oft  senden  Geschäftsleute  ihren  Kunden 
eine  Anzahl  zweckentsprechend  vorgedruckter 
Bestell-Postkarten,  wodurch  sie  nicht  nur 
die  oben  erwähnten  Vorteile,  sondern  auch  eine 
ständige  Reklame  erzielen. 


Von  grossem  Vorteil  wird  der  Bestellschein 
bei  Lieferungsgeschäften,  wonach  der  Produ- 
zent oder  der  Importeur  (Grossist)  auf  be- 
stimmte Termine  ein  bestimmtes  Quantum  zu 
liefern  hat. 


Bestell-Zettel. 

D       Unterzeichnete.,  bestell....   hiermit  auf  Grund  der  mitgeteilten  Preise,  Verkauf s- 
und  Lieferungsbedingungen  bei  A.  Grossmann  &  Cie.,  Konstanz 

Kreuzungen 


Marke 


April       Mai       Juni 
Tonnen  ]  Tonnen    Tonnen 


Juli 
Tonnen 


August  Septbr. 
Tonnen  Tonnen 


Oktbr. 
Tonnen 


Novbr. 
Tonnen 


Dezbr. 
Tonnen 


Januar     Febr. 
Tonnen  !  Tonnen 


März 
Tonnen 


Total 
Tonnen 


G.  L. 
Z.  B. 

usw. 


den 
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Firma: 


Auf  Grund  dieser  Bestellzettel  stellen  A.  Grossmann  &  Cie.  die  Bestellscheine  für  die  ein- 
zelnen Lieferanten  zusammen. 


An. 
A.  Grossmann  &  Cie. 

Kostanz 

(Adres 

> 

se) 

Konstanz, 

den 

.19  .. 

Kreuzungen 
Auftrat  für  Marke 

Kreuzungen 

No.  des 
Auftrages 

Empfänger 

Tonnen 

Sorte 

Lieferzeit 

Bemerkungen 

Name,  Wohnort                   Station 

Wird  vom  Kommissionär  oder  Importeur  gleichzeitig  eine  Bestellung  für  mehrere 
Empfänger  aufgegeben,  so  nennt  man  den  Bestellzettel  Kommissionsliste.  Diese  enthält 
die  Rubriken: 


No. 


Firma 


Wohnort 


Station 


Versen- 
dungsweise 


Art  der 
Ware 


Quantum 


Preis 


Ver- 
packung 


Liefer- 
zeit 


Bemer- 
kungen 


Werden  die  Bestellungen  durch  den  Reisenden  aufgenommen,  so  stellt  er  sie  im  sog. 
Reisebericht,  auch  Auftragsliste  genannt,  zusammen. 
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No 

Auftrags-Liste 

den... 

Hotel 

19 

Kunde 

Ort 

Station 

Art  der 
Ware 

Qualität 

Quantität 

Lieferzeit 

Preis 

Bemerkungen 

In  der  letzten  Kolonne  werden  Mitteilungen  gemacht  über  die  Zahlungsfähigkeit ,  besondere  Vereinbarungen  usw. 


Der    Lieferschein.     Werden    jemandem  j 
Waren  geliefert,  so  schickt  der  Absender,  in  der  | 
Regel  gleichzeitig  mit  dem  Versand  der  Waren,  1 
den  Begleitbrief  und  die  Rechnung.    Sehr  oft 
kommt   es  aber  vor,  dass  für  sich  wiederho-  j 
lende  Lieferungen  der  gleichen  Art  nicht  eine  i 
Rechnung,  sondern  bloss  ein  Lieferschein  aus- 
gestellt wird.    Auf  Grundlage  der  Lieferscheine 
wird  dann  in  regelmässigen  Zwischenräumen, 
z.  B.    alle   Monate,    die  Rechnung  ausgestellt. 
Der    Lieferschein    dient   auf    diese  Weise  zur 
Vereinfachung  der  Verrechnung  und  der  Buch- 
haltung.    Er   hat  aber  auch  den   Zweck,  als 
Bescheinigung  für  die  odnungsmässige  Ablie- 
ferung   und    als    Quittung   für   den    richtigen 


Empfang  der  Ware  zu  dienen  und  wird  da- 
her oft  auch  neben  der  Rechnung  ausgestellt. 
Er  zerfällt  in  zwei  Teile,  den  eigentlichen 
Lieferschein  und  den  Empfangsschein, 
der  nach  Aushändigung  der  Ware  vom  Lie- 
feranten abgetrennt  wird,  während  der  Liefer- 
schein dem  Empfänger  als  Beleg  dient 

Inhalt  des  Lieferscheines:  Adresse  des  Em- 
pfängers, Beschreibung  des  Gutes  (nach  Stückzahl,  Be- 
schaffenheit, Verpackung  usw.);  Hinweis  auf  die  Art 
der  Beförderung,  Datum  der  Lieferung,  Name  des 
Auftraggebers,  wenn  die  Lieferung  für  eine  Drittperson 
ausgeführt  wird,  Unterschrift  des  Lieferanten. 

Inhalt  des  Empfangsscheines:  Datum  des  Em- 
pfanges, Name  des  Lieferanten,  Bezeichnung  des  Gutes, 
Unterschrift  des  Empfängers. 


No.  24.                                                           Berlin,  4.  Mai  19.. 

Lieferschein 
der  Mineralwasserfabrik  A.  Gross  &  Söhne 
für  Herrn  A.  Gut,  Berlin. 

Sie  empfangen  heute  durch  mein  Fuhrwerk 

No.  24. 

Empfangsschein. 
Von    der    Mineral- 
wasserfabrik 

A.  Gross&Söhne 
4  Kisten  Limonade, 
80   Flaschen    (Vj  1)    em- 
pfangen zuhaben  be- 
scheinigt 
Berlin,  4.  Mai  19  . . 
A.  Gut. 

Kisten                Ware 

1 

Anzahl  der   1        Numern 
Flaschen            der  Kisten 

Bemerkungen 

4      j     Limonade 

80  V2I          6.  12.17.  104. 

Zuweilen  wird  auch  bloss  eine  Empfangsbescheinigung  ausgestellt. 


Empfangsbescheinigung 
für  eine  Sendung  der  Gebrüder  Weber,  Strassburg,  lt.  Faktur  von  heute 


Zeichen 


No. 


Anzahl 


Gattung 


Inhalt 


kg  netto 


Strassburg,  den 19 


Der  Empfänger: 


Werden  Waren   nicht  durch   eigenes   Fuhrwerk,  sondern    durch   Boten   übermittelt,  so 
tritt  an  die  Stelle  von  Liefer-  und  Empfangsschein  oft  der  sog.  Begleitschein. 


,    ....„       „  Bremen,  14.  Februar  19.. 

Herrn  J.  Muller,  Bremen. 

Sie  empfangen  durch  den  Boten  O.  Tanner  nachstehende  Waren: 

(Rubriken  wie  im  obigen  Empfangsschein)         . .  ... 
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Oft   gibt   der  Besteller,    der  von   verschie- 1  zu  verringern,  indem  die  verschiedenen  Gegen- 
denen  Lieferanten  des  gleichen  Ortes  zur  näm-  j  stände  in  eine  Sendung  zusammengefasst  wer- 
lichen   Zeit  Waren  bezieht,   dem  einen  Liefe-   den.     In    diesem    Falle   wird    ein    sog.    Bei- 
ranten  den  Auftrag,  seine  Waren  dem  andern  I  packschein  ausgefertigt: 
Lieferanten   zu  übergeben,  um   so  die  Kosten  i 


Beipackschein. 

Herr«  J.  Grossmann,  hier. 
Sie   empfangen  hiermit  zum  Bei- 
packen   an    Herr«    /.    Schön,     Leipzig 
nachstehende  Waren: 


Hamburg, .<P.*^".'".>. 


O.  Römer. 


Empfangsschein. 

Von    Herr«   O.  Römer,    Hamburg 

empfing ick  zur  Übersendung  als 

Beipack   an    Herrn   /.   Schön,    Leipzig 
nachstehende  Waren: 

Hamburg, <^P^!"."V. 

/.   Grossmann. 


Der  Ausweisschein  (Auslieferungsschein, 
Legitimation  zum  Empfang  von  Waren,  Be- 
zugsanweisung) kommt  in  vielen  Fällen  zur 
Anwendung.  Wie  die  bei  Abgabe  von  Klei- 
dungsstücken, Schirmen  usw.  an  der  „Garde- 


robe" erhaltene  Marke  als  Ausweis  bei  der 
Herausgabe  dient,  so  der  Auslieferungsschein 
bei  der  Rücknahme  deponierter  Gegenstände, 
beim  Bezug  von  Dispositionsware,  bei  der 
Verfügung  über  eingelagerte  Ware  usw. 


Auslieferungsschein. 

Herr«  J.  Guiknecht,  Leipzig. 
Wir    ersuchen    Sie    gegen    diesen 
Auslieferungsschein  und  Ersatz  der 
Spesen  für  unsere  Rechnung  nach- 
stehend verzeichnete  Waren  an  Herr« 
/.  Weiss,  dort,  auszuliefern: 

Empfangsschein. 

Von  Herr«  /.  Gutknecht,  Leipzig  sind 
mir  heute  für  Rechnung  der  Herren 
A.    Klein  &  Cie.   gegen    Ersatz   der 

Spesen    im    Betrage   von    M 

nachstehende  Waren   in  gutem  Zu- 
stand ausgeliefert  worden: 

Dresden,           <^^.^.""?> 

Leipzig, <P^*"."') 

J.  Weiss. 

A.  Klein  &  Cie. 

Durch  den  Aufbewahrungsschein  ver- 
pflichtet sich  der  Depositar  (Verwahrer),  den 
ihm  übergebenen  (offenen  oder  verschlossenen) 
Gegenstand  (Depositum)  dem  Eigentümer  (Hin- 
terleger, Deponent)  oder  dessen  Bevollmächtigten 
auf  Verlangen  wieder  zurückzuerstatten. 

b)  Transport-  und  Zollpapiere. 

Eisenbahnpapiere.  Der  Fracht bri  ef 
(Frachtvertrag  zwischen  Absender  und  Fracht- 
führer) muss  folgende  Angaben  enthalten: 

Ort  und  Tag  der  Ausstellung. 

Bezeichnung  der  Versandstation  (Stations- 
stempel,  Versandbahn  und  Empfangsbahn). 

Adresse  des  Empfängers.  Der  Frachtbrief  muss 
den   Namen  einer  bestimmten  Person   oder  Firma  als 


Empfänger  (Destinatar)  angeben.  Er  kann  also  nicht 
auf  den  Inhaber  oder  an  Ordre  lauten.  (Nur  im  Ver- 
kehr mit  der  Levante  über  Hamburg  können  Sendungen 
an  „Ordre"  gerichtet  werden.)  Neben  dem  Wohnort 
des  Empfängers  ist  bei  Sendungen  nach  London  oder 
nach  Russland  auch  die  Angabe  der  Strasse  und  Haus- 
nummer, in  allen  Fällen  die  Bezeichnung  der  Eisen- 
bahnstation vorgeschrieben,  bis  zu  der  das  Gut  beför- 
dert werden  soll. 

Inhaltsangabe.  Die  Zeichen  (Buchstaben,  Num- 
mern usw.) ,  die  auf  den  Gütern  angebracht  werden, 
müssen  mit  denen  des  Frachtbriefes  übereinstimmen. 
Die  Eisenbahn  ist  berechtigt,  diese  Bezeichnung  (Signatur) 
auch  bei  Wagenladungsgütern  zu  verlangen,  sofern  die 
Natur  der  Güter  eine  solche  Bezeichnung  zulässt.  Bei 
Stückgut  ist  die  Anzahl  und  die  Art  der  Verpackung 
genau  anzugeben,  z.  B.  Ballen,  Kisten,  Körbe.  Für 
unverpackte  oder  mangelhaft  verpackte  Waren  ist  ein 
sog.  Revers  auszustellen. 
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Firma  der 
Eisenbahn- Verwaltung. 

Erklärung. 

Die  Güterabfertigungsstelle  der  preußischen 
Staatsbahn  zu  Görlitz  hat  auf  unser  Ersuchen 
folgende  Güter,  die  laut  Frachtbrief  vom  heutigen 
Tag  in  nachstehender  Weise  bezeichnet  sind, 
zur  Eisenbahnbeförderung  nach  Berlin  von  uns 
angenommen,  nämlich 


Wir  erkennen  hierbei  ausdrücklich  an,  daß  diese 
Güter  in  nachstehender  mangelhafter  Verpackung 


von  uns  aufgegeben  sind,  und  daß  dies  auch  auf 
dem  Frachtbrief  von  uns  anerkannt  ist. 
Görlitz,  den  16.  März  19  .  . 

Unterschrift. 


Diese  Erklärung,  die  z.  B.  beim  Versand 
von  Zucker  in  losen  Broten,  Fellen  in  bloßer 
Umschnürung,  stets  von  der  Bahn  verlangt 
wird,  befreit  diese  von  der  gesetzlichen  Haft- 
pflicht. Die  jedesmalige  Erklärung  bei  sich 
wiederholenden  Sendungen  der  gleichen  Art 
kann  auch  durch  einen  Generalrevers  er- 
setzt werden. 

Die  Inhaltsangabe  muß  übereinstimmen  mit  den 
in  der  Güterklassifikation  und  in  der  Statistik  des 
Warenverkehrs  angegebenen  Benennungen,  z.  B. 
„Chemische  Präparate",  nicht  „Chemikalien".  Je 
nach  der  Warengattung  sind  auch  die  für  die 
Statistik  und  die  Zollbehandlung  notwendigen 
näheren  Bezeichnungen  (roh,  gefärbt,  poliert,  grob 
usw.)  anzugeben. 

Das  Gewicht  wird  in  der  Rubrik  „Wirkliches 
Bruttogewicht"  angegeben  und  von  der  Bahn  nach- 
geprüft. Wird  keine  Gewichtsangabe  gemacht,  so 
wird  die  Bestimmung  des  Gewichtes  der  Bahn  über- 
lassen. Daneben  besteht  eine  Rubrik  „Abgerundetes, 
zur  Berechnung  zu  ziehendes  Gewicht".  Diese 
Kolonne  wird  nach  den  Vorschriften  der  Reglemente 
von  der  Bahn  ausgefüllt. 

Ausnahmetarife.  Das  Verlangen  des  Ab- 
senders, Ausnahmetarife  in  Anwendung  zu  bringen, 
ist  in  der  Rubrik  „sonstige  zulässige  Erklärungen" 
oder  in  der  Kolonne  „Angabe  der  anzuwendenden 
Tarife  und  Routenvorschrift"  anzubringen.  In  der 
gleichen  Rubrik  sind  anzubringen:  Anmeldeschein, 
Deklaration  zur  (zollfreien)  Einfuhr,  Deklaration 
für  die  Geleitscheinabfertigung,  Erklärung  für  die 
Ausfuhr,  Angaben  über  steueramtliche  Behandlung 
usw. 

Etwaige  Angabe  des  Interesses  an  der 
rechtzeitigen  Lieferung.  Falls  eine  solche 
Erklärung  abgegeben  wjrd,  muß  sie  in  Buchstaben 
geschrieben  werden.  Über  die  Lieferfristen  bei 
Frachtgut  und  Eilgut,  die  Schadenersatzpflicht  bei 
verspäteter  Lieferung  usw.  geben  die  Betriebs- 
reglemente  Auskunft. 

Angabe,  ob  die  Sendung  als  Eil-  oder 
Frachtgut  zu  befördern  ist.  Für  gewöhnliche 
Fracht  ist  ein  weißer,   für  Eilgut  ein  am  oberen 


und  unteren  Rand  karminrot  gestreifter  Frachtbrief 
zu  verwenden. 

Frankaturvermerk,  1.  Die  Fracht  wird  im 
voraus  bezahlt.  Dies  muß  auf  Verlangen  geschehen, 
wenn  es  sich  um  Waren  handelt,  die  rasch  dem 
Verderben  ausgesetzt  sind,  z.  B.  Früchte,  Fische 
usw.  Der  Frankaturvermerk  lautet  in  diesem  Falle 
„franko"  oder  „frei".  2.  Die  Fracht  wird  vom 
Empfänger  erhoben,  und  der  Absender  leistet  einen 
Frankaturvorschuß. 

Etwaige  Nachnahmen.  (Barvorschuß  oder 
Auszahlung  nach  Ablieferung  des  Gutes.) 

Etwaiger  Antrag  auf  einen  Aufnahme- 
s  che  in.  Wünscht  der  Absender  einen  solchen  zu 
erhalten,  so  hat  er  der  Eisenbahnverwaltung  mit 
dem  Frachtbrief  zugleich  ein  Duplikat  desselben 
vorzulegen  und  den  Vordruck  (unten  links)  mit  „Ja" 
auszufüllen.  Im  internationalen  Verkehr  ist  das 
Duplikat  unerläßlich. 

Unterschrift  des  Absenders.  (Handschrift- 
lich oder  in  Faksimile.) 

Für  den  internationalen  Verkehr  werden 
besondere  Formulare  mit  der  Aufschrift  „Inter- 
nationaler Eisenbahntransport"  verwendet,  deren 
Vordruck  je  nach  dem  Bestimmungsland 
deutsch  (Österreich,  Skandinavien,  Niederlande 
usw.)  oder  deutsch-französisch  (Belgien, 
Frankreich,  Pyrenäenhalbinsel  usw.)  oder 
deutsch  -französisch  -  italienisch  (Italien) 
oder  deutsch-russisch  (Rußland)  ist.  Je  nach 
dem  Bestimmungslande  sind  dem  Frachtbrief 
eine  verschiedene  Anzahl  von  Deklarationen 
beizugeben. 

Z.  B.  nach  Frankreich,  England  usw.  2  inter- 
nationale Deklarationen,  nach  Italien  3  italienische 
Deklarationen  und,  falls  die  Sendung  durch  die 
Schweiz  transitiert,  eine  schweizerische  Durchfuhr- 
deklaration, nach  Serbien  2  österreichische  Dekla- 
rationen usw. 

Die  stark  umrahmten  Teile  des  Formulars 
füllt  die  Bahn  selbst  aus.  Die  nach  vor- 
geschriebenen Mustern  und  in  vorgeschriebener 
Anzahl  in  lateinischer  Schrift  in  der  Sprache 
des  Bestimmungs-  oder  Transitlandes  abzu- 
fassenden Deklarationen  müssen  den  Inhalt  und 
Wert  der  Sendung  genau  angeben.  Der  De- 
klarant  haftet  für  die  Richtigkeit  seiner  Angaben. 

Beispiele: 

Frachtbrief  im  internationalen  Verkehr. 

Das  Speditionsgeschäft  A.  Müller  &  Cie.,  Mann- 
heim schickt  einen  Sammelwagen  nach  Wien, 
Hierbei  hat  der  Absender  folgende  Rubriken  des 
Frachtbriefes  auszufüllen:  Versandhahn:  Bad.  Bahn 
—  Empfangsbahn:  k.  k.  österr.  St.  Bahn  —  Em- 
pfangsstation: Wien,  Kaiser  Franz  Jos.-Bahnhof  — 
An  (Adresse):  A.  Roth,  Spediteur,  Wien,  Kaiser 
Franz  Jos.-Bahnhof  —  Zeichen  und  Nummer: 
Verschiedene  —  Anzahl;  123  —  Art  der  Verpackung^ 
Kisten  und  Ballen  —  Inhalt:  Sammelgut  lt.  Ver- 
zeichnis —  Wirkliches  Bruttogewicht  kg:  11 600  — 
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Erklärung  wegen  der  etwaigen  zoll-  und  steuer- 
amtlichen oder  polizeilichen  Behandlung:  Bezeich- 
nung der  betreffenden  Dokumente  und  sonstigen 
Beilagen,  inkl.  Bleiverschlüsse.  Sonstige  gesetzliche 
oder  reglementarisch  zulässige  Erklärungen :  i  Spe- 
ditionsstatistik, 15  statistische  Erklärungen,  2  Zoll- 
deklarationen, 3  Begleitscheine  No.  410,  34g,  320. 
Zollamtshandlung  in  Passau  vorzunehmen  — 
Angabe  der  anzuwendenden  Tarife  und  Routen- 
vorschrift :  Süddeutsch  -  österr.  -  Ung.  Eisenbahn- 
verband Ausnahmetarif  No.  32  —  Datum  und 
Unterschrift. 

Die  andern  Rubriken  bleiben  teils  leer,  teils 
werden  sie  von  den  Bahnbeamten  ausgefüllt. 

Anmeldeschein  für  die  Ausfuhr  (grün). 

Er  enthält:  Zahl  und  Art  der  Kolli  usw., 
Zeichen  und  Nummern,  das  Bestimmungs- 
land (das  Land,  in  dessen  Eigenhandel  die  Ware 
übergeht,  nicht  etwa  das  Transitland),  allgemeine 
Bezeichnungen,  Bestimmungsland  und  Bestimmungs- 
ort (lt.  Frachtbrief )  brauchen  nicht  übereinzustimmen, 
die  Nummer  des  statistischen  Waren- 
verzeichnisses (im  amtlichen  Warenverzeichnis 


zum  Zolltarif  nicht  namentlich  aufgeführte  Waren 
sind  nach  ihrer  handelsüblichen  oder  sprach' 
gebräuchlichen  Benennung  unter  Angabe  des  Mat 
rials,  aus  dem  sie  hergestellt  sind,  so  zu  bezeichne 
daß  sie  hiernach  unter  die  entsprechende  statistisch! 
Nummer  eingereicht  werden  können),  dieOattun 
der  Waren  (in  einer  jeden  Querspalte  darf  nu: 
eine  Warengattung  verzeichnet  werden).  Netto 
gewicht,  Bruttogewicht,  anderweiter  Maß 
st  ab  (das  Gewicht  ist  netto  anzumelden.  Do 
genügt  bei  verpackten  Waren,  wenn  in  den  ei 
zelnen  Kolli  nur  eine  Warengattung  enthalten  ist, 
die  Angabe  des  Bruttogewichtes  und  der  Ver- 
packungsart. Bei  Flüssigkeiten  wird,  mit  wenigen 
Ausnahmen  die  unmittelbare  Umschließung  [Fässer, 
Flaschen]  zum  Nettogewicht  gerechnet),  Datum 
und  handschriftliche  Unterschrift  des  Aus- 
stellers. —  Raum  zum  Aufkleben  der  Stempel- 
marken für  die  statistische  Gebühr.  —  | 

Der  Anmeldeschein  für  die  Einfuhr  (v^eiß) 
ist  in  gleicher  Weise  zusammengestellt.  (In 
der  zweiten  Rubrik  ist  selbstverständlich  das 
Wort  „Bestimmung"  durch  „Herkunft"  ersetzt) 


Anmeldeschein  für  die  Durchfuhr  (gelb). 


Statistik  des  Warenverkehrs. 

Anmeldeschein  für  die  Durchfuhr  durch  das  deutsche  Zollgebiet  auf  Grund  direkter  Begleitpapiere. 


7flh1  unH    Art 

Land  der 
Herkunft 
der  Waren 

Land  der 

Bestimmung 

der  Waren 

Gattung  der  Waren 
und  Nummer 
des  Statist.  Waren- 
verzeichnisses 

Menge  der  Waren 

der  Kolli, 
Wagen  usw. 

Netto- 
gewicht 

Brutto- 
gewicht 
kg 

ander- 
weiter 
Maßstab 

(Datum) 


(Unterschrift) 


Deklaration  für  die  Einfuhr. 

Diese  enthält  auf  der  ersten  Seite  eine  Erklärung 
des  Ausstellers,  daß  er  für  die  Wahrheit  und  Voll- 
ständigkeit seiner  Angabe  (nach  dem  Vereins- 
zollgesetz §  22 ff)  hafte,  ferner  den  Vordruck  für 
die  Annahmeerklärung  und  die  Erledigung  des 
Begleitscheines.  Das  eigentliche  Deklarationsschema, 
das  ebenfalls  handschriftlich  unterzeichnet  sein  muß, 
enthält  21  Rubriken,  von  denen  die  ersten  9  vom 
Aussteller  ausgefüllt  werden.  Nummern  der  ein- 
zelnen Positionen:  40.  —  2.  Name  und  Wohnort 
der  Empfänger:  /.  Weiß  &•  Cie.,  Konstanz.  — 
3.  Zeichen  und  Nummern:  AB  2714  —  4.  Zahl  und 
Art  der  Verpackung:  i  Kiste.  —  5.  Benennung  der 
Waren  nach  Anleitung  des  Zolltarifs:  Glaswaren.  — 
6.  Rohgewicht  in  kg:  152.  —  7.  Reingewicht.  — 
8.  Anträge  und  Bemerkungen  des  Warendisponenten 
(Deklaranten,  Begleitscheinextrahenten ,  Waren- 
führers usw.):  Zur  Eingangsverzollung  nach  Netto- 


verwiegung.  —  9.  Angabe  a)  Herkunftsland,  b)  Be- 
stimmungsland, c)  ob  zur  oder  nach  Veredlung 
im  1.  Inland  für  inländische  oder  ausländische 
Rechnung,  2.  Ausland,  d)  ob  aus  einem  Freibezirk: 

aj  Schweiz,  b)  Deutschland. 

Die  übrigen  Rubriken  betreffen  den  Revisionsbefund,  die 
Zollberechnung,  den  weiteren  Nachweis  der  Waren,  Bemer- 
kungen über  Bleiverschlüsse  usw. 

Außer  den  erwähnten  Transportpapieren  im 
Eisenbahnverkehr  kommen  für  bestimmte  Fälle 
noch  andere  Beilagen  in  Betracht:  Ursprungs- 
zeugnisse, Identitätsnachweise,  Erlaubnisscheine, 
Verfügungen  über  bereits  abgesandte  Güter 
(nachträgliche  Anweisungen  und  nachträgliche 
Nachnahmebelastung).  Die  hierfür  zu  ver- 
wendenden Formulare  können  durch  die 
Eisenbahnverwaltungen  bezogen  werden. 


M 
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Beispiel  einer  nachträglichen  Anweisung  zur  Rücksendung. 


Freiburg,  den  15.  Septbr.  ig 

Die   Güterabfertigungsstelle   der  Großherzoglich -Badischen    Staatseisenbahnen   zu    Freiburg 

ich 
ersuche  — : —  die  mittelst  Frachtbrief  d.  d.  14.  Septbr.  ig  .  .  (Güterabfertigung  Freiburg)  an  Herrn 


J.  Großmann  zu  Berlin  aufgelieferte, 

nachstehend  bezeichnete  Sendung 

Zeichen  und 
Nummer 

Anzahl 

Art  der  Verpackung 

Inhalt 

Gewicht 
Kilogramm 

J.  B.  420 

I 

Kiste 

Holzwaren 

57 

nicht  an  den  im  Frachtbrief  bezeichneten  Empfänger  abzuliefern,  sondern 

1.  an  Adresse  daher  zurückzulief ern. 

unsere 

2.  an  in —  Station  der  Eisenbahn  zu  senden. 

A.  Schwarz. 


Beispiel  einer  nachträglichen  Nachnahmebelastung. 


-,  den 


ig. 


Die  -=-T^ — —  Abfertigungsstelle  der  zu 


ersuche 


ich 


auf  die  von  mittelst  Frachtbriefes  von  den ig. zur  Beförderung 

an  zu aufgelieferte  Sendung,  bestehend  in  

eine  (weitere)  Nachnahme  von  Mark,  wörtlich  (im  ganzen   dem- 
nach von  Mark)  von  dem  Empfänger  einzuziehen. 

-=^p- verpflichte— alle  durch  die  Ausführung  dieser  nachträglichen  Anweisung  entstehen- 

den  Kosten  zu  tragen,  auch  die  tarifmäßige  Nachnahmeprovision  zu  zahlen,  wenn  die  Einziehung 
der  Nachnahme  vom  Empfänger  nicht  erfolgen  kann. 

Unterschrift:  


Speditionspapiere. 


Ankunftsanzeige. 

Herr in  ... 


Nachstehend  verzeichnete  Güter,  abgesandt  von 
sind  für  Sie  eingetroffen,  unter  Nachnahme  von  M,  • 


V 


Zeichen 


Nr. 


Anzahl 


Art 


Inhalt 


kg 


Bemerkungen 


Cöln, 


ig. 


Ä .  Mayr  &  Cie. 


^)  Der  Frachtbrief  kann   gegen  Zahlung  der  darauf  haftenden  Kosten  in  unserem  Bureau  in 
Empfang  genommen  werden.  —  Falls  Sie  Zustellung  ins  Haus  wünschen,  bitten  wir  Sie  um  Mitteilung. 
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Dispositionsanfrage. 

Hat  der  Spediteur  für  die  angekommenen  Güter  keine  oder  ungenaue  Vorschriften 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Weiterbeförderung,  Einlagerung  usw.  erhalten,  so  schickt  er  dem 
Empfänger  eine  besondere  Dispositionsanfrage. 


Nachstehend  verzeichnete  Waren  sind  ohne 
umgehende  Disposition. 


Verfügung  hier  eingetroffen.     Ich  bitte  Sie  um 


Nr. 


Zeichen 


Anzahl 


Gattung 


Gewicht 


Absender 


Datum 


Absendung     Empfang 


Bemerkungen 


Versandauftrag. 


Herr 
Sie  empfangen  per 


,  den 

....    in 


ig 


-= — f- —  nachstehende  Waren,   die  Sie  —. —  Seeassekuranz 
Frachtgut  ohne 


mit  Nachnahme    von    Fracht  und  Spesen,   franko  .. 
befördern  wollen.     Statistischer  Ausfuhrschein  liegt  c 

Station   

^rßi. 

an  Bord  weiter- 

ier  Sendung  bei. 

Nr 

Marke 

Verpackung 

Gewicht 

Inhalt 

Versicherungs- 
wert 

Empfänger 

Bemerkungen 

Brutto  1    Netto 

1 

Unterschrift: 


Schiffahrtspapiere.  Die  Eigenart  der 
Güterbeförderung  zu  Wasser  erfordert  nicht 
nur  eine  größere  MannigfaHigkeit  der  aus- 
zufertigenden Transportpapiere,  sondern  diese 
selbst  kleiden  sich  in  den  meisten  Fällen  nicht 
in  die  gleich  einfachen  Formen,  wie  die 
Papiere  für  den  Landtransport.  Einige  dieser 
Papiere  haben  nicht  nur  als  Frachtdokumente, 
sondern  auch  als  Wareneffekten  eine  große 
Bedeutung. 

Während  der  Frachtbrief  im  Eisenbahn- 
verkehr eine  vom  Absender  ausgestellte  Beweis- 
urkunde ist,  die  den  Frachtführer  zum  Bezug 
der  Frachtgebühr  berechtigt,  ist  der  Ladeschein 
(Frachtbrief  der  Fluß-  und  Binnenschiffahrt) 
ein  vom  Frachtführer  ausgestellter  Verpflich- 
tungsschein, der  den  Empfänger  (Destinatar) 
berechtigt,  die  Auslieferung  der  Ware  zu  fordern. 

Im  Eisenbahnverkehr  ist  es  meist  nicht  üblich, 
Ladescheine  auszustellen.  Die  ..  Frachtbrief- 
duplikate, die  das  internationale  Übereinkommen 
eingeführt  hat,  ersetzen  die  Übertragbarkeit  der 
Ladescheine  nicht,  doch  wird  die  Verfügung  des 
Absenders  von  ihrem  Besitz  abhängig  gemacht. 

Inhalt  des  Ladescheines:  Ort  und  Datum 
der  Ausstellung,  Name  und  Wohnort  des  Fracht- 


führers und  des  Absenders  (Verlader),  Bezeichnung 
der  Güter  nach  Beschaffenheit,  Menge,  Verpackung, 
Zeichen  usw..  Ort  der  Erfüllung  (Ablieferung), 
Bestimmungen  über  die  Fracht,  Name  des  Empfän- 
gers, Unterschrift  des  Schiffsführers,  Hinweis  auf 
die  Verfrachtungsbedingungen. 

Der  Ladeschein  kann  auch  nur  „an  Ordre" 
lauten.  Als  Empfänger  gilt  in  diesem  Falle 
der  Absender,  der  den  Ladeschein  durch  In- 
dossament weiter  geben  kann.  Die  Güter 
werden  abgeliefert  gegen  Rückgabe  des  quit- 
tierten Ladescheines  (s.  S.  955). 

Wird  der  Bezeichnung  des  Inhaltes  beigefügt 
„laut  Schiff  erprobe",  so  werden  aus  der  Ware 
zu  Händen  des  Schiffers,  des  Versenders  und 
des  Empfängers  je  eine  Probe  genommen. 
Diese  werden  von  Schiffer  und  Verlader  ver- 
siegelt und  die  Siegel  auf  dem  Ladescheine 
abgedruckt  (unverpackt  verladenes  Getreide). 

Das  Konnossement  (ital.  conoscere  =  er- 
kennen, anerkennen),  auch  Seeladeschein,  See- 
frachtbrief genannt,  ist  eine  Urkunde,  in  der 
der  Schiffer  (master)  als  Bevollmächtigter  der 
Reederei  (owners,  Verfrachter)  bekennt,  vom 
Versender  (Verlader,  Ablader,  Befrachter,  engl. 
shipper)  die  in  dem  Schriftstück  aufgezählte] 


« 
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Stempel  der 

Empfangs- 

Station. 


Ladeschein 

der (Name  der  Gesellschaft.) 

Das  Gut  ist  versichert  bei  für  M mit  Einschluß  von  lo^jf^ 

imag.   Gewinn    und    Fracht.     Nachnahme   Wir   bekennen    auf  Grund   unserer 

Verfrachtungsbedingungen,   denen  Absender  und  Empfänger  sich  durch  die   Übergabe  von  Gütern 

unterwerfen,  von  Herr auf  Frachtschiff  Nr.  Steuermann  

Ladung  Nr.  zur  Beförderung  nach  übernommen  zu  haben. 


Nr. 


Zeichen  \ Anzahl 


Art  der 

Ver- 
packung 


Inhalt 


i  Brutto-  \  Land  der  j  ^^^^^^^^S.  ^^S^^  ^^^  etwaigen  zoll-  und 


gewicht  Herkunft 


steueramtlichen    Behandlung,   Bezeich- 
nung  der  betr.  Dokumente  und  Beilagen 


Wir  verpflichten  uns,  dieses  Gut  an  Herr g^gßi^  Zahlung  der  darauf  haf- 
tenden Nachnahme,  Spesen  und  Fracht  von  Pfennig   per  loo  Kilogramm,  ausschließlich 

Assekuranz,  sowie  der  umstehend  berechneten  Verläge  auszuliefern. 

Zur  Anerkennung  des  richtigen  Empfanges  der  Ware  wurden  ßf,^),  für  einfach  gültige  Lade- 
scheine von  uns  ausgefertigt. 

,  den  ig 

Unterschrift  des  Schiffsführers: 


Güter  erhalten  zu  haben  mit  der  Verpflichtung, 
sie  im  Bestimmungshafen  an  den  Berechtigten 
(Empfänger,  consignee)  auszuliefern. 

Inhalt:  Name  des  Schiffers,  Name  des  Schiffes, 
Nationalität  des  Schiffes,  Name  des  Abladers,  Name 
des  Konsignataren  (Empfängers),  Abladungshafen 
(Ladungsort),  Löschungshafen  oder  Ort,  wo  die 
Verfügung  über  die  Löschung(  Ausladen)  einzuholen 
ist,  Bezeichnung  der  Güter  (Nr.,  Marke  usw.),  Er- 
klärung über  den  Zustand  der  Güter  bei  der  Ab- 
nahme und  Versprechen  des  Schiffers  (nicht  zu 
verwechseln  mit  dem  englischen  Wort  shipper, 
Ablader),  die  Güter  „nach  glücklicher  Reise"  in 
dem  gleichen  Zustand  an  den  Empfänger  abzuliefern, 
Angabe  der  Frachtrate,  der  etwaigen  Spesennach- 
nahme und  des  Frachtvorschusses,.,  vereinbarte 
Liegezeit  und  Vergütung  für  die  Überliegetage, 
Ort,  wo  die  Fracht  zahlbar  ist,  Ort  und  Datum  der 
Ausstellung,  Unterschrift  des  Schiffers  oder  der 
Reeder  oder  deren  Agenten,  Anzahl  der  ausgestellten 
Dokumente,  Bedingungen  (Rules),  unter  denen  die 
Güter  zur  Beförderung  angenommen  wurden. 

Beispiel  der  ),Rules''  aus  einem 
Konnossement  des  Nordd.  Lloyd. 

I.  Der  Verfrachter  haftet  dem  Befrachter  für  jeden  Schaden, 
der  aus  dem  mangelhaften  Zustande  des  Schiffes  entsteht,  es 
sei  denn,  daß  der  Mangel  bei  Anwendung  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Verfrachters  nicht  zu  entdecken  war;  ebenso  für 
Fehler  oder  Nachlässigkeiten  seiner  Angestellten  in  betreff  der 
ordnungsmäßigen  Stauung,  Verwahrung,  Behandlung  und  Ab- 
lieferung der  Ladung.  Alle  Vereinbarungen  und  Klauseln, 
welche  dem  entgegenstehen,  sollen  nichtig  sein. 

n.  Der  Reeder  ist  nicht  verantwortlich  für  die  Gefahren  der 
See.  für  Feuer,  Feinde,  Seeräuber,  Beraubung,  Baratterie,  Arrest 
und  Verfügungen  von  hoher  Hand;  desgleichen  nicht  für 
Schäden  und  Verluste  durch  Kollisionen,  Strandung  und  alle 
anderen  Schiffahrtsunfälle,  selbst  wenn  der  dadurch  entstehende 
Schaden  oder  Verlust  auf  eine  rechtswidrige  Handlung,  einen 
Fehler,  eine  Nachlässigkeit  oder  einen  Irrtum  des  Lotsen,  des 
Schiffers,  der  Seeleute  oder  anderer  Personen  im  Dienste  des 
Schiffers  zurückzuführen  ist:  die  in  solclien  Fällen  etwa  ent- 
stehende Havarie  grosse  ist  er  berechtigt,  von  den  Beteiligten 


zu  fordern.  Desgleichen  ist  der  Reeder  nicht  verantwortlich 
für  Schäden  oder  Verluste  durch  Explosion,  Platzen  von  Dampf- 
kesseln oder  Rohrleitungen,  Brechen  von  Schäften  oder  irgend 
einen  verborgfenen  Fehler  am  Schiffe  oder  an  den  Masclimen, 
desgleichen  nicht  für  Verderb,  Fäulnis,  Ratten-  und  \Vurmfraß, 
Rost.  Schweiß,  Zersetzung,  Schwinden,  Leckage,  Bruch,  Land- 
bescnädigungen  oder  irgend  einen  andern  aus  der  natürlichen 
Beschaffenheit  der  verladenen  Güter,  oder  deren  äußerlich  nicht 
erkennbaren  mangelhaften  Packung,  oder  endlich  deren  Be- 
rührung mit,  oder  der  Ausdünstung  von  andern  Gütern  ent- 
standenen Schaden;  ferner  nicht  für  durch  ungenaue  oder 
mangelhafte  Adressierung  oder  durch  Verwischen  der  JVlarken, 
Nummern,  Adressen  oder  Bezeichnungen  der  verladenen  Güter 
verursachte  Versehen. 

III.  Es  steht  dem  Schiffe  frei,  Zwischenhäfen  innerhalb  oder 
außerhalb  der  gewöhnlichen  Route  in  irgend  einer  Reihenfolge 
und  für  irgend  welchen  Zweck  anzulaufen,  ohne  Lotsen  zu  fahren, 
in  Seenot  befindliche  Schiffe  zu  schleppen  und  ihnen  Beistand 
zu  leisten,  auch  von  der  Reise  abzuweichen,  um  Menschenleben 
oder  Eigentum  zu  retten;  ferner,  falls  es  behufs  Reparatur  in 
einen  Nothafen  einläuft,  die  Güter  mit  irgend  einem  andern 
Schiffe  nach  ihrem  Bestimmungsorte  weiter  zu  befördern; 
sowie  endlich  Güter  auf  Gefahr  des  Verladers  in  Leichtern 
nach  und  von  dem  Schiffe  zu  befördern. 

IV.  Qualitätsmarken  müssen  von  derselben  Größe  wie  die 
Hauptmarken  und  in  deren  unmittelbarer  Nähe  angebracht  sein. 
Wenn  sie  in  den  von  dem  Steuermann  angenommenen  Ver- 
schiffungsnoten angegeben  sind,  ist  der  Schiffer  verpflichtet, 
dementsprechende  Konnossemente  zu  zeichnen. 

V.  Das  Schiff  ist  nicht  verantwortlich  für  Gold,  Silber,  Edel- 
metall, Geld,  Dokumente,  Juwelen,  Kunstwerke;  für  andere 
Gegenstände  nur  bis  zu  einem  Werte  von  .^  2. —  per  cbdcm, 
im  Höchstbetrage  von  Ji  1000. —  per  Kollo,  es  sei  denn,  daß 
darüber  Konnossement  mit  ausdrücklicher  Wertangabe  gezeich- 
net und  ein  besonderes  Übereinkommen   getroffen  worden  ist. 

VI.  Die  Verlader  sind  haftpfhchtig  für  jeglichen  durch  ent- 
zündliche, explosive  oder  sonst  gefährliche  Güter  dem  Schiffe 
oder  der  Ladung  verursachten  Schaden  oder  Verlust,  wenn 
solche  Güter  ohne  besondere  Übereinkunft,  und  ohne  genaue 
Angabe  ihrer  Natur  verloren  worden  sind,  gleichviel  ob  der 
Verlader  sich  der  Gefährlichkeit  der  Güter  bewußt  gewesen  sei 
oder  nicht  und  ob  er  für  eigene  Rechnung  oder  im  Auftrage 
Dritter  gehandelt  habe.  Solche  Güter  ist  der  Schiffer  oder 
Reeder  zu  jeder  Zeit  ohne  Entschädigung  befugt,  über  Bord 
zu  werfen  oder  zu  zerstören. 

VII.  Die  Verlader  und  Empfänger  sind  verantwortlich  für 
alle  Schäden,  welche  Schiff  oder  Ladung  erleiden  oder  ihnen 
auferlegt  werden  möchten  infolge  ungenauer  oder  ungenügender 
Markung  der  KoUi  oder  Bezeichnung  ihres  Gewichts  oder  Inhalts. 

VIII.  Einmal  verladene  Güter  können  von  dem  Verlader  nur 
gegen  Zahlung  der  vollen  Fracht  und  Entschädigung  für  jeg- 
lichen dem  Reeder  durch  solche  Rücknahme  erwachsenden 
Nachteil  wieder  zurückgenommen  werden. 
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IX.  Falls  das  Schiff  durch  Quarantäne  oder  Blockade  ver- 
hindert ist,  den  Bestimmungshafen  zu  erreichen  oder  die  Güter 
zu  löschen,  oder  falls  der  Schiffer  das  Einlaufen  in  den  Hafen 
oder  das  Löschen  der  Güter  daselbst  für  unsicher  erachtet,  so 
ist  er  befugt,  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Ablader  oder  Emp- 
fänger diese  in  ein  Depot,  einen  Quarantäneplatz  oder  einen 
geeigneten  Hafen  zu  entlöschen,  womit  seine  Verpflichtung  er- 
füllt ist.  Doch  hat  er  den  Empfängern  der  Güter,  soweit  sie 
ermittelt  werden  können,  sofort  Anzeige  zu  machen. 

X.  Für  beschädigte  oder  durch  Leckage  verminderte  Ladung 
ist  volle  Fracht  zu  zahlen.  Für  Gewichtsvermehrung  infolge 
von  Seebeschädigung  ist  keine  Fracht  zu  zahlen. 

XL  Die  Verantwortlichkeit  des  Reeders  für  die  Güter  erlischt, 
wenn  dieselben  aus  seinem  oder  seines  Vertreters  Gewahrsam 
scheiden. 

XU.  Wenn  die  Güter  von  dem  Ladungsempfänger  nicht  ohne 
Verzug  in  Empfang  genommen  werden,  ist  der  Schiffer  befugt, 
sie  auf  Kosten  und  Gefahr  ihrer  Eigentümer  zu  landen,  oder 
in  Hulks  oder  Leichterfahrzeuge  zu  entlöschen. 

XIII.  Dem  Schiffer  steht  an  allen  Gütern  ein  Pfandrecht  zu 
für  die  Bezahlung  von  Fracht  und  Unkosten,  einschließlich 
Fautfracht,  Liegegeld,  Kosten  der  Weiterbeförderung  und  der 
Beförderung  nach  dem  Verschiffungshafen,  sowie  der  in  den 
Regeln  VII  und  IX  erwähnten  Strafen,  Schäden  und  Kosten  und 
der  Ansprüche  aus  großer  Havarie.  Auch  ist  das  Schiff  befugt, 
für  den  Unterschied  zwischen  dem  Betrag  der  im  Konnossement 
bedungenen  Fracht  und  dem  Verkaufserlös  der  Güter  auf  den 
Verlader  zurückzugreifen,  wenn  die  Fracht  nicht  anderweitig 
bezahlt  wird. 

XIV.  Im  Falle  von  Ansprüchen  wegen  unvollständiger  Ab- 
lieferung, wenn  das  Schiff  seinen  Bestimmungsort  erreicht  hat, 
gilt  als  Preis  der  Marktpreis  im  Bestimmungshafen  am  Tage 
der  Einklarierung  des  Schiffes,  abzüglich  der  ersparten  Frachten 
und  Kosten.  Das  Schiff  ist  nicht  verantwortlich  für  irgend 
welchen  Verlust  am  Marktwert,  der  durch  verspätete  oder  un- 
richtige Ablieferung  der  Waren  verursacht  ist. 

XV.  Gewicht,  Maß,  Marke,  Qualität,  Inhalt  und  Wert, 
wenngleich  im  Konnossement  erwähnt,  gelten  als  dem  Schiffer 
unbekannt,  es  sei  denn,  daß  das  Gegenteil  ausdrücklich  an- 
erkannt und  vereinbart  worden  wäre.  Die  Zeichnung  des  Kon- 
nossements gilt  nicht  als  solche  Vereinbarung. 

XVI.  Havarie  grosse  ist  nach  den  „York-Antwerp  rules  1890" 
in  Hamburg  oder  Bremen  nach  Wahl  der  Reeder  zu  regulieren. 
Nach  Wahl  des  Schiffers  haben  die  Empfänger  bezüglich  eines 
auf  sie  entfallenden  Beitrages  zur  Havarie  grosse  einen  Ver- 
pflichtungsschein mit  deklarierter  Wertangabe  zu  zeichnen  oder 
genügende  Sicherheit  zu  leisten. 

XVII.  Der  Reeder  ist  befugt,  über  Ansprüche  aus  Kollisionen 
eine  schiedsgerichtliche  Entscheidung  herbeizuführen. 

XVIII.  Fracht  und  Kosten,  wenn  am  Bestimmungsort  zu 
zahlen,  sind  gegen  Ablieferung  zahlbar  in  bar,  ohne  Diskont 
und  in  der  im  Konnossement  genannten  Währung  zu  dem  am 
Tage  der  Einklarierung  des  Schiffes  geltenden  höchsten  Sicht- 
kurse für  Bankierwechsel.  Im  voraus  bezahlte  Fracht  kann 
nicht  zurückgefordert  werden,  auch  wenn  Schiff  und  Ladung 
verloren  gehen. 

Ein  an  Ordre  gestelltes  Konnossement  kann 
durch  Voll-  oder  Blankoindossament  in  der 
bei  Wechseln  üblichen  Weise  —  die  Regreß- 


pflicht ist  jedoch  ausgeschlossen  — ,  ein  nicht 
an  Ordre  gestelltes  Konnossement  durch  Zession 
weiterbegeben  werden.  Lautet  es  an  die 
Ordre  des  Schiffers,  so  wird  der  dem  Schiffer 
unbekannte  Empfänger,  falls  er  sich  nicht  von 
sich  aus  meldet,  durch  Anschlag  in  der  Börse 
oder  durch  Ankündigung  in  öffentlichen  Blättern 
zur  Übernahme  aufgefordert. 

Die  Versicherungspolice,  die  mit  dem  Kon- 
nossement ausgehändigt  wird,  schützt  den  In- 
haber bei  Verlust  der  Ware  infolge  von  See- 
unfällen. 

Die  Konnossemente  werden  meistens  in 
englischer  oder  französischer,  die  Rules  (Be- 
förderungsbedingungen) in  englischer  und  einer 
andern  Sprache  ausgestellt. 

Gewöhnlich  werden  3  gleichlautende  (oft 
auch  5)  Exemplare  ausgefertigt,  die  den  Ver- 
merk tragen,  daß,  wenn  das  eine  erfüllt  ist, 
die  andern  erlöschen.  2  Exemplare  werden 
dem  Verlader  ausgehändigt,  das  3.  behält  der 
Schiffer.  Falls  der  Versender  als  Spediteur 
handelt  und  die  Seeversicherung  auf  einem 
andern  Platz  besorgt  wird,  werden  5  Exemplare 
ausgestellt,  und  zwar  je  eines  für  den  Eigentümer 
der  Ware,  den  Spediteur,  den  Versicherer,  den 
Reeder  (Schiffer)  und  den  Empfänger.  Des 
Schiffers  Exemplar  (Captain's  Copy,  Ship's 
Copy)  enthält  gewöhnlich  die  Bezeichnung 
„not  negotiable"  (nicht  übertragbar,  „not  trans- 
ferable"). Der  Kapitän  läßt  oft  sein  Kon- 
nossement vom  Verlader  unterzeichnen.  Der 
Empfänger  erhält  die  Ware  nur  gegen  Rück- 
gabe des  von  ihm  quittierten  Konnossements. 
Melden  sich  mehrere  Konnossementsinhaber, 
so  hat  der  Schiffer  die  Güter  gerichtlich  zu 
deponieren. 


Hamburg-Amerikanische 

Paketfahrt-Aktien- 

Qesellscbaft 


Hamburg-Amerika-Linie 

Verladen  in  äußerlich  guter  Beschaffenheit  von  A.  Groß  auf  dem  Schiffe 
Deutschland,    in    der   Meinung,    daß   am    Kai    oder   auf   Lichterschiffen 
empfangene  Waren  als  an  Bord  verladen  zu  betrachten  sind,  mit  Bestimmung 
nach  New  York,  jedoch  mit  der  Freiheit,  Zwischenhäfen  anzulaufen. 
M  Q  N-Y  Vis  dreizehn  Kisten 

[Bezeichnung  der  Ware.] 

(folgen  Zeichen,  Nummern,  Gewicht  usw. 

abzuliefern  an  Brown  Bros  &  Co.  Stol    oder  Order,    Fracht   und   Spesen 

in  Hamburg  zu  zahlen. 

[Folgen  die  Bedingungen.) 
Spesen  in  Gold  $  .  .  .  .  tt       i  ^^    r-      ,     ■,  rv/%K 

Fracht  bezahlt  Hamburg,  23.  Sept.  1905.  ^^^  ^^^         ^^,^ 

auf...Cbmzu$...  OoldperCbm$...  ... 

„       „    „  „       „     „     „  „  „  Hamburg- Amerika- Linie 

rrS,-°p°°',2  Hi.,,.  Fra^ktMeilune. 


Scheine. 
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C.  A.  Wilms  &  Son 

Schiffsmakler 
Melbourne,  Victoria 


Telegranim-Adresse : 
„Wilms,  Melbourne" 

Watkins  &  Privat 
Code 


Charte  partie 

für   Getreideladungen  etc. 


GebrüderSpechl 

Schiffsmakler 

Bremen. 


Melbourne,  14.  Nov.  1905. 


Heute  ist  vereinbart  worden  zwischen  C.  A.  Wilms  (S-  Son  im  Auftrag  und  Namen  der  Eigen- 
tümer des  Schiffes  Herzogin  Sophie  Charlotte,  klassifiziert  bei  German  Veritas  mit  2273 
Tonnen  Gehalt,  gegenwärtig  in  Honolulu,  Kapitän  G.  Warnecke,  einerseits  und  den  Herren 
Wm.  Crosby  &Co. ,  Melbourne,  Charterern,  anderseits,  daß  das  genannte  Schiff  dicht,  hecht  und 
in  jeder  Beziehung  für  eine  solche  Reise  ausgerüstet,  in  möglichst  beschleunigter  Weise  nach '^xdnty 
Heads  für  Ordre  —  die  innerhalb  24  Stunden  nach  Empfang  der  Anzeige  über  die  An- 
kunft daselbst  von  den  Charterern  zu  erteilen  ist  —  zu  fahren  hat,  um  in  Sidney,  Mel- 
bourne oder  Geelong  (nur  in  einem  Hafen)  nach  der  Charterer  Wahl  oder  so  nahe  als 
tunlich  eine  volle  und  ganze  Ladung  von  Getreide  einzunehmen  und  nach  der  Charterer  Wahl 
entweder  einen  Hafen  des  Königreichs  (Englands)  oder  des  Festlandes  zwischen  Havre  und  Hamburg 
(mit  Ausschluß  von  Rouen  und  dem  Manchester  Schiffahrtskanal)  anzulaufen.  Die 
Fracht  von  20/6  (Zwanzig  Schillinge  und  6  Pence)  versteht  sich  für  die  Tonne  von  2240  Cbs.  Wird 
andere  Fracht  geladen,  so  wird  die  Gesamtfracht  für  eine  volle  Ladung  Getreide  berechnet. 
(Hierauf  folgen  die  Rules,  die  Bestimmungen  über  die  Vorschüsse,  die  Kommission,  das  Datum  und  die  beiden  Unterschriften.) 


Durchfracht -Konnossemente  werden  aus- 
gestellt, wenn  Güter  nach  Seehäfen  bestimmt 
sind,  die  das  Schiff,  das  die  Güter  aufnimmt, 
nicht  anläuft,  oder  nach  inländischen  Plätzen. 

So  nimmt  z.  B.  die  Hamburg- Amerika- Linie 
Güter  nach  den  Hafenplätzen  der  amerikanischen 
Westküste  in  Durchfracht  mit  direktem  Konnosse- 
ment (über  Colon)  an. 

Die  Chartepartie  (Certepartie,  Charterparty). 

Wie  bei  größeren  Sendungen  im  Landtransport 
zum  Zwecke  einer  billigeren  Beförderung  ein 
ganzer  Wagen  oder  gar  ein  Extrazug  gemietet 
wird,  so  bei  bedeutenden  überseeischen  Sen- 
dungen ein  ganzes  Schiff.  Über  diese  Miete 
wird  die  Chartepartie  ausgestellt.  Mittelpunkt 
des  Schiffsvermietungsgeschäftes  ist  London. 

Ursprünglich  wurde  das  Papier  (charta),  auf 
das  der  Vertrag  geschrieben  wurde,  in  zwei  Hälften 
geteilt  (partita),  wovon  jeder  Kontrahent  eine  erhielt. 

Die  Chartepartie  (meist  in  englischer,  oft  auch 
in  französischer,  italienischer  oder  deutscher  Sprache 
abgefaßt)  enthält:  Name  und  Klasse  des  Schiffes, 
Name  des  Vermieters  (oder  Agenten)  und  des 
Mieters,  Tonnengehalt  und  Tragfähigkeit,  Angabe 
des  Ortes  und  der  Zeit  der  Befrachtung^  und  der 
Löschung,  Anzahl  der  Liegetage  und  des  Überliege- 
geldes, Verpflichtung  des  Schiffers,  das  Schiff  in 
gehörigem  Zustand  zur  rechten  Zeit  zur  Verfügung 
zu  stellen,  Verpflichtung  des  Mieters,  zur  bedungenen 
Zeit  die  vereinbarte  Ladung  zu  liefern,  die  Fracht- 
rate oder  Mietsumme  (lump  sum),  die  Verpfän- 
dungsklausel, Bestimmungen  über  Seeschäden  und 
Seegefahren,  Klausel,  betr.  Unterwerfung  unter  die 
Seerechte  und  Seegebräuche,  Datum  und  Unter- 
schriften, Anzahl  der  Exemplare. 

Die  Rules  sind  im  allgemeinen  die  gleichen 
wie  beim  Konnossement. 


Lagerhauspapiere.  Die  Bedingungen, 
unter  denen  die  Lagerhäuser  die  Aufbewahrung 
von  Waren  übernehmen,  stimmen  bei  den 
einzelnen  Gesellschaften  ziemlich  überein. 

Außer  der  Aufbewahrung  der  Waren  be- 
sorgen die  Lagerhäuser  auch  noch  andere 
Dienstleistungen  (Ausladen,  Wiegen,  Umschich- 
ten von  Mehl  und  anderen  in  Säcken  verpackten 
Waren,  Musterziehen,  Camionnage  usw.) 

Für  die  Berechnung  der  Lagergebühren 
werden  die  Waren  klassifiziert.  Für  einzelne 
Waren  gelten  Spezial-  und  Ausnahmetarife. 

Die  Hamburger  Lagerhausgesellschaft  berechnet 
z.  B.  für  100  kg  per  Monat:  Getreide  6  S,  Bücher 
16  ^,  Zigarren  30  4,  Goldwaren  nach  Wert  P/oo 
(ebenso  Moschus,  Opium),  Nähmaschinen  (zusam- 
mengesetzt) nach  Flächenraum,  im  Tarif  nicht  auf- 
geführte Waren  nach  Vereinbarung. 

Mit  den  Lagerhäusern  sind  oft  sog.  Frei- 
lager zur  Aufbewahrung  zollpflichtiger  Waren 
verbunden  (Entrepots,  Niederlagen). 

Dem  Kaufmann  bieten  die  Lagerhäuser  große 
Vorteile,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Er- 
sparung eigener  Magazine,  sowie  der  Kosten, 
da  wegen  der  großen  Menge  der  eingelagerten 
Waren  sowohl  für  die  Lagerung,  wie  für  die 
verschiedenen  Arbeitsleistungen,  z.  B.  bei  der 
Zollbehandlung,  die  Lagerhausverwaltung  sich 
mit  einer  geringen  Entschädigung  begnügen 
kann.  Den  größten  Vorteil  zieht  der  Kaufmann 
jedoch  aus  dem  Lagerschein,  der  ihn  in  den 
Stand  setzt,  die  Ware  ohne  deren  Ortsverände- 
rung zu  verkaufen,  was  namentlich  bei  Waren 
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von  großem  Gewicht  oder  Raumgehalt  viele 
Kosten  und  Mühen  erspart.  Indem  die  Kosten 
der  häufigen  Umladung,  des  Transportes  und 
die  damit  verbundenen  Beschädigungen  und 
Verluste  wegfallen,  hat  die  Einrichtung  der 
Lagerhäuser  auch  einen  großen  Einfluß  auf 
die  Preisbildung,  und  der  Lagerschein  wird 
zu   einem  Kreditpapier   (Belehnung  und  Ver- 


pfändung von  Waren  nach  Art  des  Immobiliar- 
kredits). 

Die  Anmeldung  von  Waren  zur  Einlagerung 
erfolgt  im  Betriebsbureau  der  Lagerhausgesell- 
schaft auf  Grund  des  vorgeschriebenen  An- 
meldescheines, der  das  gesamte  Bruttogewicht, 
das  Einzelgewicht  der  Kolli  über  1000  kg, 
sowie  eine  Spezifikation  der  Ware  enthalten  muß. 


Hamburger  Freihafen-Lagerhaus-Gesellschaft. 

Nr. Anmelde- Seh  ein 

zur  Einlagerung  folgender  Güter 

■    anzuliefern  -per 


Marke 
und  Nummer 


Zahl  und  Art 
der  Kolli 


Inhalt 


Ex  Schiff  voni 


Bruttogewicht 
in  Kilogramm 


Bemerkungen 
(ob  zu  wägen,  zu  be- 
arbeiten etc.) 


Unterschrift  der  Firma. 


V)    -5    5 

ö  ß  ^ 

^     S     ^ 

2  o^S 

S     ^  CTQ 

i^ 


Der  Einlagerer  erhält  einen  Lagerschein. 
Das  Lagerscheinsystem  ist  bei  den  einzelnen 
Gesellschaften  sehr  verschieden. 


In  Basel  wird  ein  Lagerschein  ausgestellt, 
der  auf  den  Namen  lautet  und  nicht  über- 
tragbar ist  (Rekta- Lagerschein.) 


Basel,  den  12.  November  1905. 

Basler  Lagerhausgesellschaft. 

Lagerschein 

(nicht  beleihbar   und   nicht  übertragbar) 

für  Herrn  Josef  Meyer  in  Basel 

über  nachstehende  im  Lagerbuch  eingetragene  und  gemäß  den  Bestimmungen  des  Reglements  und 

Tarifs  auf  Lager  genommene  Waren: 


Lager-No. 

Zeichen 

No. 

Zahl 

Art 

Inhalt 

angemeldetes 
Gewicht 

'g 

ermitteltes 
Gewicht 

kg 

Bemerkungen 

7673 

JM 

ijioo 

100 

Säcke 

Weizen 

10  000 

JOJ50 

Bei  Verfügung  über  die  Ware  ist  die  Angabe  der  Lagernummer  erforderlich. 

Ausgehende  Ware  wird  auf  dem  Lagerschein  nicht  abgeschrieben. 

§  31  des  Reglements:  Wer  der  Basler  Lagerhausgesellschaft  Güter  zur  Aufbewahrung  über- 
weist, erklärt  sich  dadurch  süllschweigend  mit  allen  Besümmungen  des  Reglements  und  der  jeweilen 
geltenden  Gebührentarife  einverstanden. 

Basler  Lagerhausgesellschaft 


Der  Direktor: 

A.  Koch 


Der  Verwalter: 
B.  Geliert 


Scheine.  959 

Der  Einlagerer  kann  über  seine  Ware  verfügen  durch  den  Dispositionsschein. 


Dispositionsschein.  Basel,  den  4.  Oktober  igos. 

E-No An  die  Basier  Lagerhausgesellschaft  in  Basel. 

Belieben  Sie  ab  '^^'"^"^   dortigen  Lager  nachstehend  verzeichnete  Waren  zu  versenden : 


Lager 
No. 

Zeichen 

No. 

Zahl 

Art 

Bezeichnung 
der  Ware 

Ko 

Empfänger 

Bestim- 
mungsort 

Station 

Bemer- 
kungen 

7673 

JM 

1I50 

50 

5 

Weizen 

5000  Gerhard  Mory 

Lausanne 

Lausanne 

franko 
Fracht 

Unterschrift:  Josef  Meyer. 


In   Frankfurt   wird    ein    Inhaber- Lager- 
schein ausgestellt. 


Lagerschein  über  steuerfreie  Güter. 

Von  Herrn  A .  Rosen  in  Freiburg  sind  heute 
bei  dem  Lagerhaus  der  Stadt  Frankfurt  unter 
den  durch  die  Lagerhausordnung  vorgeschriebe- 
nen Bestimmungen,  denen  sich  derselbe  allent- 
halben unterworfen,  gelagert: 

100  Säcke  Kaffee  (gewogen:  6050  Kilo) 
und  zu  einem  Wert  von  M  5500,  schreibe  fünf- 
tausendfünfhundert Mark,  gegen  Feuersgefahr 
versichert  worden.  __ 

Die  Rücklieferung  erfolgt  ganz  oder  teilweise 
nach  vorgängiger  Berichtigung  der  darauf  haf- 
tenden Lagerhausgefälle  an  den  Inhaber  dieses 
Lagerscheines. 

Franlifurt  ajM.,  14.  April  ig  .  . 

Lagerhaus  der  Stadt  Frankfurt  ajM., 

0.  Wild,  Inspektor.     Werder,  Kassierer- 


in Hamburg  lautet  der  Lagerschein  (War- 
rant) auf  den  Namen  des  Einlagerers 
oder  dessen  Ordre  und  ist  durch  Indossa- 
ment übertragbar  (s.  S.  960). 

In  England  und  Frankreich,  sowie  in 
Bremen  werden  dem  Einlagerer  zwei  Scheine, 
in  Österreich  ein  Doppelschein  ausge- 
stellt. Beim  Zweischeinsystem  dient  der  eine 
als  Pfandzettel  (Warrant),  der  andere  als 
Eigentumsausweis.  In  England  steht  es 
dem  Deponenten  frei,  nur  einen  Schein  (War- 
rant) zu  verlangen.  Bei  Kreditgeschäften 
werden  aber  stets  zwei  Scheine  ausgestellt: 
der  Warrant  und  die  Gewichtsnote 
(Weightnote,  mit  genauer  Angabe  des  Ge- 
wichtes) oder  Eichnote  (Gaugenote,  für  Wa- 


ren, die  nach  Maß  gehandelt  werden)  oder 
Losnote  (für  Waren,  die  in  Teilen  oder 
Losen  verkauft  werden).  Die  Gewichtsnote 
(Eich-  oder  Losnote)  dient  zur  Veräußerung. 
Der  Kredittermin,  je  nach  der  Natur  der  Ware 
30  —  90  Tage,  heißt  „prompt".  Der  Käufer, 
der  stets  eine  Anzahlung  (deposit)  zu  machen 
hat,  erhält  nur  die  Note,  nicht  den  Warrant. 
Diese  berechtigt  ihn  zum  Bezug  der  Ware, 
wenn  er  bis  zum  Ablauf  des  „prompt"  die 
Restzahlung  (Balance)  geleistet  hat,  worauf  ihm 
auch  der  Warrant  ausgehändigt  wird.  Bevor 
der  Kredittermin  verstrichen  ist,  kann  die  Aus- 
lieferung der  Ware  nur  verlangt  werden  gegen 
Aushändigung  des  Warrants  und  der  Note. 
Nach  Ablauf  des  „prompt"  erfolgt  die  Aus- 
lieferung an  den  Inhaber  des  Warrants,  indem 
alsdann  die  Note  ihre  Bedeutung  verloren 
hat.  Nach  dem  französischen  System 
werden  zwei  gleichlautende  Urkunden  aus- 
gestellt, wovon  die  eine  (Warrant)  als  Pfand- 
zettel, die  andere  (Recepisse,  in  Belgien  Cedule) 
als  Empfangsschein  dient.  Der  Inhaber  des 
Empfangsscheines  hat  beim  Verkauf  die  durch 
den  Warrant  bedingte  Schuld  entweder  selbst 
zu  zahlen,  oder  er  muß  sie  vom  Verkaufspreis 
abziehen  lassen. 

Der  österreichische  Lagerschein  bildet 
einen  Auszug  aus  dem  Juxtenbuch  und  be- 
steht aus  zwei  ursprünglich  zusammenhän- 
genden, jedoch  abtrennbaren  Teilen,  dem 
Lagerbesitzschein  und  dem  Lagerpfandschein, 
die  nach  Art  des  französichen  Systems  und  mit 
der   gleichen   rechtlichen   Wirkung   indossiert 
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Kontorarbeiten. 


No.  yso 
Fol.  10  " 


Hamburger  Freihafen-Lagerhausgesellschaft 
Block  J.  38^. 

Lager-Schein. 

(Warrant) 

über  nachstehend   bezeichnete   Waren 

für  Herren  C.   Schulz  6t  Co,    oder  Ordre 


Lagerplatz 


Abt. 


Block  J. 
Luke  L 


Marke  und  Nummer 

Zahl  und  Art 
der  Kolli 

Inhalt 
nach  Angabe  des  Lagerers 

Brutto-Gewicht 
Kilo 

AJB^I, 

500  Sack 
(Fünfhundert) 

Kaffee 

30000 
Angenommen 

Die  Ware  ist  den  Bestimmungen  des  Regulativs  gemäß  gegen  Feuersgefahr  versichert  mit  Ji  2^500 
Mark  Siehenundzwanzigtausendfünf hundert. 


Bemerkungen: 


Spezifikation  umstehend. 


Das  Rechtsverhältnis  aus  diesem  Lagerscheine  richtet  sich  nach  dem  von  Einem 
Hohen   Senat  genehmigten    Regulative  der  Hamburger  Freihafen-Lagerhaus-Geselischaft. 

§  19  des  Regulativs,  betreffend  die  Verantwortlichkeit  der  Gesellschaft  lautet: 

Für  Schaden,  welcher  durch  Verlust  oder  Beschädigung  der  Güter  seit  der  Empfangnahme 
bis  zur  Ablieferung  entstanden  ist,  haftet  die  Gesellschaft,  sofern  nicht  der  Verlust  oder  die  Be- 
schädigung durch  höhere  Gewalt  entstanden  ist  oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  der 
Güter,  namentlich  inneren  Verderb,  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  und  dergleichen  oder  durch 
Mangel,  der  Verpackung  sich  erklären  läßt. 

Äußerlich  erkennbare  Mängel  der  Verpackung  müssen  auf  dem  Lagerscheine  vermerkt  werden. 

Die  Gesellschaft  haftet  nur  dann  für  die  Richtigkeit  der  angegebenen  Gattung  der  Waren, 
wenn  letztere  von  ihr  festgestellt  worden  ist,  worüber  der  Lagerschein  einen  Vermerk  enthalten  muß. 

Sie  übernimmt  die  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  auf  Grund  der  auf  ihren  Namen 
ausgestellten,  unter  den  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  des  Verbandes  deutscher 
Privat-Feuerversicherungs-Gesellschaften  und  den  in  der  Police  enthaltenen  besonderen 
Bedingungen  abgeschlossenen  Feuer- Versicherungs-Police,  sie  ist  indessen  nicht  persönlich 
verantwortlich,  sondern  nur  als  Vermittlerin  zwischen  den  Einlagerern  und  den  Gesell- 
schaften anzusehen  und  gewährt  im  Schadenfalle  nur  diejenige  Vergütung,  welche  sie 
gemäß  den  Bestimmungen  der  Police  ausgezahlt  erhält. 

Jede  Haftung  der  Gesellschaft  erlischt,  wenn  der  Empfänger  nicht  bei  Abnahme  der  Ware 
etwaige  Schäden  durch  die  Gesellschaft  konstatieren  läßt. 

Hamburger  Freihafen-Lagerhausgesellschaft. 

gez.  Götting.  gez.  Hübener. 


Hamburg,  den  3.  Oktober  1905. 


Betriebs-Bureau. 
Vollmer. 


Scheine. 
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Spezifikation. 

A 

J  B  Nr.  1-154   S     Nr.  5-42   S 

2 —  yo   ,,             6—60    ,, 

3—  37    ..             7-54   - 

4-83     „ 

Übertragungen: 

Für  uns  an  die  Ordre 

Abschreibungen: 

Vom  Versiehe-                               ,,        .„.        u    x     j 
rungswerte              ^905            Vom  Warenbestände 

M  1485 

April  6.    Nr.  1 — 27  5  (siebenundzwanzigj 

der  Herren  Nothkauff  &  Co. 

,  1210 

,,      6.     „     7 — 22  ,,  (zweiundzwanzig) 

gez.  C.  Schulz  &-  Co. 

,  2ogo 

,,      7.      ,,     I — 38  „  (achtunddreißig) 

,   1485 

,,     7.     ,.     7 — 27  ,,  (siebenundzwanzig) 

,     605 

„     7.     „     6-11  „  (elf) 

,  2200 

8.     ,,     2 — 40  ,,  (vierzig) 

gez.  Nothkauff  &•  Co. 

,   1925 

„    10.     „     I — 33  „  (fünfunddreißig) 

,     550 

„    II.      „     6 — 10  „  (zehn) 

,  1430 

,,    12.     „     I — 26  „  (sechsundzwanzig) 

,     770 

,,   12.     ,,     5 — 14  „  (vierzehn) 

werden  können.  Wird  der  Warrant  bei  Ver- 
fall nicht  eingelöst,  so  hat  der  Eigentümer 
innerhalb  der  wechselgesetzlichen  Protestfrist 
Protest  zu  erheben  und  kann,  wenn  auch 
diese  ohne  Einlösung  des  Warrants  verstrichen 
ist,  den  Verkauf  der  Ware  bewirken.  Wird 
er  beim  Verkauf  nicht  völlig  befriedigt,  so 
kann  er  für  den   nicht  gedeckten  Teil  sprin- 


genden Regreß  nehmen,  falls  der  Verkauf 
innerhalb  30  Tagen,  von  der  Protesterhebung 
an  gerechnet,  veranlaßt  wurde. 

Der  teilweise  Rückzug  der  Ware  geschieht 
auf  Orund  von  Lieferscheinen,  denen  die 
Lagerscheine  beigefügt  sein  müssen.  Auf  diesen 
wird  die  erfolgte  Teilabnahme  vermerkt,  oder 
es  werden  neue  Lagerscheine  ausgestellt. 


Vi    Öo 

Co  S 


Hamburg, 


Von 


Lagerschein 


Nr. 


Zurücklegeschein  Nr. 

an  Herrn 

von  Partie 


Lieferschein. 

Block 


sind 


zu  wagen 


nicht  zu  wägen 


und  zuliefern 


Unterschrift: 


An  die  Hamburger  Freihafen- 
Lagerhaus-Gesellschaft. 


Über  kleinere  Partien   kann  anstatt  des  Lagerscheines   ein  Zurücklegeschein    erteilt 
werden. 


Hamburger  Freihafen-Lagerhaus-Gesellschaft. 

____^^^  Zurüclilegescltein. 

Unter  Nr.  '  -  ■■ — ^^  ^      sind  von  Lager  Nr Partie 

für  Herr zurückgelegt 

Sack 

^ .      „  .    -   einzeln 

Dieselben  sind gemerkt: 

vor 

lagern: 

Gültigkeit  erhält  dieser  Schein  erst  durch  den  Blockstempel.    Die  Lagermiete  beginnt  mit  Empfang  der  Ware. 

Rückseite.  ^,      .      ,. 

Abs  ctireibungen. 

Vor  Abnahme  der  Ware   oder  behufs  Atisstellung  eines  Lagerscheines  ist  dieser  Schein  im 
Betriebs  -Bureau  einzureichen. 
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2.  Scheine  über  Entstehung,  Über- 
tragung und  Tilgung  von 
Schuldverhältnissen,  deren  Sicher- 
stellung und  Kündigung. 

a)  Der  Schuldschein. 
Der  Aussteller  des  Schuldscheines  (Schuld- 
ner) bescheinigt  den  Empfang  eines  Darlehens 
und  verspricht,  dem  im  Scheine  genannten 
Gläubiger  zu  einer  bestimmten  Zeit  oder  auf 
erfolgte  Kündigung  hin  die  Summe  samt  den 
vereinbarten  Zinsen  zurückzuzahlen. 


Hiermit  bescheinige  ich,  von  Herrn  J.  Altherr, 
hier,  die  Summe  von  Mark  tausend  als  Darlehen 
empfangen  zu  haben  und  verspreche  ihm,  diese 
Summe  samt  5*'/o  Zinsen  jährlich  am,  i.  Sep 
tember  ig  .  .  zurückzuzahlen. 

Berlin,  i.  März  ig  .  .  A.  Meier. 


Oder  bei  Darlehen  auf  längere  Fristen: 
...,,...  drei  Monate  nach  erfolgter  Kündi- 
gung, die  ihm  und  mir  zusteht,  zurückzuzahlen'^ 

Der  notwendige  Inhalt  des  Schuldscheines 
ergibt  sich  aus  dem  obigen  Beispiel:  Be- 
kenntnis des  empfangenen  Wertes,  Angabe  des 
Zinsfußes,  Zeit  der  Ausstellung,  Bestimmung 
über  die  Rückzahlung,  Name  des  Gläubigers 
und  handschriftliche  Unterschrift  des  Schuld- 
ners. Verlangt  der  Gläubiger  eine  Sicher- 
stellung (Bürgschaft,  Faustpfand),  so  muß 
dies  ebenfalls  im  Schuldschein  angegeben 
werden.  Haftet  für  die  Schuld  ein  Grund- 
pfand, so  heißt  der  Schuldschein  Hypothek. 
Diese  muß,  gerichtlich  vollzogen,  in  das 
Hypothekenbuch  eingetragen  werden.  Sehr 
oft  wird  der  Schuldschein  in  Form  eines 
Solawechsels  (s.  S.  1061)  ausgestellt,  um 
dem  Gläubiger  Wechselrechte  gegenüber  dem 
Schuldner  zu  verschaffen. 


Schuldschein  mit  solidarischer 

Verpflichtung.  ■  __. 

Die  Unterzeichneten  haben  heute  von  Herrn 
A.  Wolf,  hier,  die  Summe  von  Mark  zehn- 
tausend als  Darlehen  erhalten  und  verpflichten 
sich  solidarisch,  ihm  diesen  Betrag  mit 
Mark  fünftausend  am  i.  August  igoy  und 
Mark  fünftausend  am  i.  August  igo8  zurück- 
zuzahlen und  die  jeweilige  Schuldsumme  mit 
S^k'^lo  -^^  verzinsen.  Der  Zins  ist  vierteljähr- 
lich, je  am  i.  Februar,  i.  Mai,  i.  August, 
I.  November  vorauszuzahlen. 

Königsberg  ijPr.,  i.  August  igo6. 

A.  Frank.  B.Glaser. 


Sehr  oft  enthält  der  Schuldschein  die  Ordre- 
klausel:  „und  verspreche,  die  Summe  an  Herrn 


oder   dessen   Ordre   zurückzuzahlen" 

—  „an  N.  N.  oder  dessen  Verfügung"  —  auch 
an  N.  N.  oder  dessen  Rechtsnachfolger"  — 
zuweilen  verspricht  der  Schuldner  „unter  Ver- 
zichtleistung auf  irgendwelche  Ausflucht  oder 
Einrede"  pünktlich  zu  zahlen. 

b)  Der  Abtretungsschein. 
Durch  die  Abtretung  (Zession)  tritt  der 
Gläubiger  seine  Forderung  auf  den  Schuldner 
an  einen  andern  Gläubiger  ab.  Der  Schuldner 
soll  von  der  Abtretung  in  Kenntnis  gesetzt 
werden.  Seiner  Einwilligung  bedarf  es  hin- 
gegen nicht,  im  Gegensatz  zur  Delegation, 
bei  der  ein  Schuldner,  mit  Einverständnis 
seines  Gläubigers,  diesem  einen  andern  Schuld- 
ner zuweist. 


Zession. 

Herr  A .  Weber,  Kaufmann  in  Erfurt,  schuldet 
mir  laut  Schuldschein  vom  i.  November  ig  .  . 
für  ein  Darlehen  die  Summe  von  Mark  zwei- 
tausend. Ich  trete  diese  Summe  unter  gleich- 
zeitiger Übergabe  des  Schuldscheines  (und  nach 
Benachrichtigung  des  Schuldners)  mit  allen 
Rechten  an  Herrn  J.  Gross,  hier,  ab,  von  dem 
ich   den  Gegenwert  empfangen  habe. 

Potsdam,,  5.  Juli  ig  .  .  Ä.  Kern. 


Oft  wird  die  Zession  auf  den  Schuldschein 
selbst  geschrieben:  „obige  Forderung  trete 
ich  usw " 


c)  Der  Empfangsschein  (Quittung). 
Der  Aussteller  der  Quittung  bescheinigt  den 
Empfang  baren  Geldes  oder  anderer  Wert- 
gegenstände für  eigene  oder  fremde  Rechnung. 
Die  selbständige  Quittung  muß  enthalten: 
Name  und  Wohnort  des  Zahlenden,  Betrag  in 
Worten,  Grund  der  Zahlung,  Datum  und  hand- 
schriftliche Unterschrift. 


Berlin,  12.  Januar  ig  .  .  j_  1248.— 

Von  Herrn  J.  Gutsmann  habe  ich  heute  den 
Betrag  meines  Darlehens  vom  12.  Januar  ig  . . 

mit  Ji  1200.00  nebst  4'^ Jq  Zinsen  für  i  Jahr 

mit  Ji       48.00 
zusammen     M    1248.00    (Mark    tausendzwei- 
hundertachtundvierzig)     gegen     Rückgabe     des 
Schuldscheines  bar  empfangen.       ^   Müller 


Bei  einer  Rechnung  wird  die  Quittung  auf 
dieser  selbst  vermerkt,  z.  B. :  Betrag  empfangen, 
Datum  und  Unterschrift. 

Wer  eine  echte  Quittung  dem  Schuldner 
vorweist,  gilt  im  allgemeinen  als  zur  Empfang- 
nahme der  Zahlung  berechtigt.  Der  Schuldner 
hat  also  nicht  zu  prüfen,  ob  der  Vorweisende 
zur  Präsentation  der  Quittung  berechtigt  sei. 


Scheine. 
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Bei  Quittungen  über  geleistete  Abschlags- 
zahlungen empfiehlt  es  sich,  den  noch  ver- 
bleibenden Schuldbetrag  darin  zu  nennen. 
Wünscht  der  Schuldner  für  '  mehrere  Einzel- 
zahlungen eine  Generalquittung,  so  hat  er 
dem  Gläubiger  die  Spezialquittungen  zurück- 
zugeben. Die  Generalquittung  führt  entweder 
alle  Einzelzahlungen  mit  den  betr.  Daten  oder 
nur  die  Gesamtsumme  auf. 

Leistet  jemand  eine  Zahlung  für  einen  an- 
dern,   so    wird    er   eine  Duplikatquittung, 
d.  h.  zwei,  oder  wenn  er  selbst   an   zweiter 
Stelle  als  Beauftragter  handelt,  drei  Quittungen 
verlangen,  eine  für  sich,  eine  für  seinen  Auf- 
traggeber, und  eine  für  die  Person,  für  welche 
die  Zahlung  geleistet  wird.    Damit  nicht  jedes 
Exemplar  als  selbständige  Quittung  geltend  ge- 
macht werden  kann,  wird  die  Duplikatklausel 
darauf  gesetzt,  z.  B.  „was  ich  hiermit  dreifach, 
aber  nur  einfachgültig  bescheinige".  Interims- 
quittungen   werden    z.   B.  für    empfangene 
Wechsel,  Checks  usw.  ausgestellt,  deren  Betrag 
erst  nach  Eingang  ausbezahlt  werden  soll, 
d)  Der  Tilgungsschein. 
Kann  bei  Rückzahlung  eines  Darlehens  der 
Gläubiger    den    Schuldschein     nicht     zurück- 
geben, so  verlangt  der  Schuldner  einen  Schein, 
in    dem     nicht    nur    die    geleistete    Zahlung 
quittiert    wird,    sondern    der   ausdrücklich    er- 
klärt,  daß  der  (verlorene  oder  abhanden   ge- 
kommene,   oder    in    böser  Absicht   zurückbe- 
haltene) Schuldschein  ungültig  ist.     (Tilgungs- 
oder Mortifikationsschein)  Dadurch  schützt  sich 
der  Schuldner  vor  der  Gefahr,  daß  der  Gläu- 
biger   seine    Forderung    zum    zweiten    Male 
geltend  mache.     Handelt  es  sich  um  den  Ver- 
lust größerer  Wertobjekte  oder  von  Urkunden, 
aus  denen  auch  von  Dritten  Ansprüche  gegen 
den  Schuldner    erhoben    werden    können,    so 
hat  die  Kraftloserklärung  (Amortisation)  in  der 
von     den    Gesetzen     vorgeschriebenen    Form 
(öffentlich,  gerichtlich)  zugeschehen.  Enthält  der 
Tilgungsschein   das  Versprechen,   daß  die  Ur- 
kunde, wenn  sie  wieder  zum  Vorschein  kommen 
sollte,    dem    Schuldner    nachträglich    zurück- 
gegeben werde,  so  geschieht  diese  Übergabe  nur 
gegen  Rückerstattung  des  Tilgungsscheines. 


e)  Der  Bürgschaftsschein. 

Der  Bürge  verpflichtet  sich,  für  einen  an- 
dern   zu    zahlen,   falls   dieser   innerhalb    einer 
bestimmten  Zeit  seinen  Verpflichtungen    nicht 
nachkommen      kann.        Diese     Verpflichtung 
wird     entweder     durch     die    Bürgschafts- 
klausel (peraval)  auf  dem  Wechsel  oder  dem 
Schuldschein  ausgedrückt,  z.  B. 
j)ef  aval:  A.  Keller 
N.  N.  (Unterschrift) 
oder  in  meinem  besonderen  Scheine,   der  die 
Hauptpunkte  der  Schuldurkunde  anführt. 

Die  Bürgschaft  kann  der  Zeit  nach  be- 
schränkt oder  unbeschränkt  sein.  Sie  kann 
sich  auf  die  ganze  Summe  erstrecken  oder 
nur  auf  einen  Teil.  Mehrere  Bürgen  können 
haften  als  Teil  bürgen  (jeder  für  einen  Teil) 
oder  als  solidarische  Bürgen  (jeder  für  die 
ganze  Summe).  Der  Bürge,  der  gezahlt  hat, 
läßt  sich  die  Forderung  nebst  etwaigen  Pfand- 
rechten durch  Zession  abtreten. 


Bürgschaftsschein. 

Ich  verpflichte  mich  hiermit,  für  das  Darlehen 
von  Mark  tausend,  welches  A.  Schill,  hier,  von 
Herrn  J.  Seiler,  hier,  heute  empfangen  hat,  sowie 
für  die  Zinsen  und  Kosten  als  Bürge  und  Selbst- 
zahler zu  haften,  wenn  der  Schuldner  in  Konkurs 
geraten  oder  fruchtlos  gepfändet  werden  sollte. 
Danzig,  4.  September  ig..       A.  Günther, 

Kaufmann. 


Tilgungsschein. 

Von  Herrn  A .  Brunner,  hier,  habe  ich  heute 
den  Betrag  von  Mark  zweitausend  als  Rückzah- 
lung meines  Durlehens  vom  i.  Maiigos  erhalten. 
Da  sich  der  hierüber  ausgestellte  Schuldschein 
nicht  mehr  vorfindet,  erkläre  ich  ihn  für  ungültig 
und  die  SchvUd  als  gänzlich  getilgt. 

Zittau,  2.  Mai  igo6.         E.  Schneider. 


f)  Der  Pfandschein. 
Geschieht  die  Sicherstellung  durch  Über- 
gabe eines  Faustpfandes  an  den  Gläubiger, 
so  wird  hierüber  ein  Pfandschein  (Pfand- 
verschreibung) ausgestellt.  Ist  die  Forderung 
ganz  oder  zum  Teil  fällig,  ohne  daß  der 
Schuldner  seiner  Verpflichtung  nachkommt,  so 
kann  ihm  der  Gläubiger  den  Verkauf  des 
Pfandgegenstandes  unter  Nennung  des  Geld- 
betrages, für  den  er  stattfinden  soll,  androhen 
und  ihn  nach  Ablauf  eines  Monats  durch- 
führen. Bei  Verpfändungen,  die  als  Handels- 
geschäfte vollzogen  werden,  beträgt  diese  Frist 
nur  eine  Woche.  Rechte  und  Pflichten  des 
Pfandgebers  und  -nehmers  richten  sich  nach 
dem  BGB.  sowie  nach  dem  HGB.,  das  dem 
Kommissionär,  Spediteur,  Frachtführer,  Schiffer 
und  Lagerhalter  für  ihre  Forderungen  Pfand- 
recht an  dem  betreffenden  Handelsgute  verleiht. 


Pfandschein. 

Ich  bekenne  hiermit,  von  Herrn  J.  Rosen,  hier, 
als  Sicherstellung  für  mein  Darlehen  von  Mark 
tausendzweihundert  (lt.  Schuldschein  von  heute) 
eine  Münzsammlung,   bestehend   aus 
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im  Schätzungswerte  von  Mark  tausendvierhun- 
dert erhalten  zu  haben. 

Ich  veerpflichte  mich  zur  sorgfältigen  Auf- 
bewahrung und  bei  Zahlung  der  Schuld  nebst 
Zinsen  zu  sofortiger  A  ushändigung  des  Pfandes. 
Sollte  wegen  Nichterfüllung  der  Verbindlichkeiten 
des  Schuldners  das  Pfand  verkauft  werden 
müssen,  so  werde  ich  einen  etwaigen  Überschuß 
über  meine  Forderung  und  Verkaufskosten  dem 
Pfandgeber  aushändigen. 

Breslau,  4.  Oktober  ig  . .      A.  E.  Ernst. 


g)  Der  Garantieschein. 
Unter  Garantie  versteht  man  die  gesetzliche 
oder  vertraglich  vereinbarte  Verbindlichkeit, 
für  den  Eintritt  eines  Ereignisses,  die  Dauer 
eines  Zustandes,  oder  gewisse  Eigenschaften 
zu  haften  oder  einen  infolge  von  Mängeln 
der  Ware  eintretenden  Schaden  zu  ersetzen. 
Garantiescheine  werden  meistens  von  den  Er- 
zeugern der  Ware  ausgestellt.  Oft  werden 
sie  auf  der  Verpackung  der  Ware  abgedruckt, 
oft  den  Fakturen  angefügt.  Häufig  dient  der 
Garantieschein  als  Reklamemittel,  z.  T.  schon 
seiner  Natur  nach,  z.  T.,  weil  am  Rande 
oder  auf  der  Rückseite  Empfehlungen  ange- 
bracht werden  (z.  B.  bei  einem  Garantieschein 
für  eine  Schreibmaschine  die  Empfehlung  für 
die  Lieferung  von  Maschinenöl,  -papier  usw.). 
Bei  Gebrauchsgegenständen  wird  die  Garantie 
auf  die  Voraussetzung  eines  ordnungsgemäßen, 
sorgfältigen  Gebrauches  und  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  beschränkt,  weshalb  das  Datum 
(in  Worten!)  sehr  wichtig  ist,  bei  Verbrauchs- 
gegenständen lautet  der  Garantieschein  ein- 
facher. 


Garantieschein. 

Wir  leisten  volle  Garantie,  daß  unser  einfaches 
Konservierungssalz  (Pökelsalz)  vollständig  frei 
von  allen  verbotenen  Substanzen  und  einwand- 

■  ^^^  *^  ■  Konservierungssalzfabrik 

Gut  und  Bauer. 


h)  Der  Kündigungsschein. 

Die  Kündigungsfristen  richten  sich  nach 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  und  den  ver- 
traglichen Vereinbarungen.  Wird  ein  Vertrag, 
der  eine  Kündigung  voraussieht,  schriftlich 
abgefaßt,  so  hat  auch  diese  schriftlich  zu  er- 
folgen. Schriftliche  Kündigung,  sowie  das 
Verlangen  nach  einer  schriftlichen  Annahme- 
bestätigung empfiehlt  sich  aber  auch  bei 
mündlich  abgeschlossenen  Verträgen. 

Der  Kündigungsschein  kommt  in  sehr  vielen 
Fällen  in  Betracht  (Miete,  Pacht,  Kapitalauf- 
kündung   bei   Darlehen,   Hypotheken,   Lösung 


des  Anstellungsverhältnisses  usw.).  Da  zu- 
weilen der  Empfänger  der  Kündigung  durch 
diese  unangenehm  berührt  wird,  so  empfiehlt 
es  sich  nicht  bloß,  sich  in  höflicher  Sprache 
auszudrücken,  sondern,  wenn  tunlich,  auch 
den  Grund  anzugeben. 


Kündigungsschein. 

Berlin,  i.  Juli  igo^ 

Herrn  A.  Fischer,  hier. 

Der  Unterzeichnete  sieht  sich  veranlaßt,  Ihnen 
heute  das  laut  Schuldschein  vom  i.  Juli  igoj  ge- 
machte Darlehen  von  Mark  zehntausend  —  zur 
Rückzahlung  auf  den  i.  Januar  igo6  infolge  an- 
derweitiger Verwertung  (etwaige  nähere  Angabe  des 
Grundes)  ZU  kündigen  und  bittet  um  Empfangs- 
anzeige. A.  Schwarz. 


3.  Zeugnisse. 

Zeugnisse  sind  Scheine  zur  Bestätigung  be- 
stimmter Tatsachen.  Gegenstand  eines  Zeug- 
nisses kann  sowohl  eine  Person,  eine  Unter- 
nehmung als  auch  eine  Sache  sein.  Das 
Zeugnis  soll  in  erster  Linie  wahr  sein.  Der 
Aussteller  soll  nicht  übertreiben.  Die  Super- 
lative sind  zu  vermeiden. 

„Er  hat  seine  Obliegenheiten  mit  Geschick  und 
Pünktlichkeit  erfüllt  und  so  meine  volle  Zufrieden- 
heit erworben"  statt,  wie  man  zuweilen  liest:  „Er 
hat  seine  Obliegenheiten  mit  seltenem  Geschick, 
Pünktlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  erfüllt  und  so 
meine  vollste  Zufriedenheit  erworben." 

Überschwengliches  Lob  macht  mißtrauisch, 
Anerkennung  des  Guten  in  einfachen  Worten 
erweckt  Vertrauen.  Kann  das  Zeugnis  nicht 
in  allen  Teilen  günstig  lauten,  so  hüte  man 
sich,  Bemerkungen  in  verblümter  Sprache 
oder  in  Ausdrücken,  die  sehr  verschieden  aus- 
gelegt werden  können,  anzubringen,  z.  B.  „er 
war  im  großen  ganzen  pünktlich  und  ge- 
wissenhaft". Solche  schonende  Hiebe  können 
für  den  Zeugnisempfänger  viel  folgenschwerer 
werden,  als  wenn  der  betr.  Mangel  zum  Aus- 
druck gebracht  wird.  In  derartigen  Fällen 
empfiehlt  es  sich,  von  dem  betr.  Punkte  ganz 
zu  schweigen.  Der  aufmerksame  Leser  des 
Zeugnisses  wird  sich  diesen  Mangel  von  selbst 
richtig  erklären.  Namentlich  aber  hüte  man 
sich,  ein  einmaliges  Vergehen,  besonders  bei 
jungen,  in  der  Charakterfestigkeit  noch  nicht 
durchgebildeten  Leuten,  zum  Gegenstand  einer 
Bemerkung  im  Zeugnis  zu  machen.  Man 
denke  stets  auch  an  die  erzieherische  Seite 
eines  über  eine  Person  ausgestellten  Zeug- 
nisses, dann  wird  man  in  beidem  Maß  halten, 
in  Lob  und  Tadel.     Grobe  Fehler,  z.  B.  Unred- 
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lichkeit  usw.  dürfen  freilich  nicht  verschwiegen 
werden.  Will  man  eine  hierauf  gerichtete  Be- 
merkung nicht  in  das  Zeugnis  aufnehmen,  so 
genügt  der  Hinweis,  daß  man  über  den  Cha- 
rakter des  Zeugnisinhabers  jederzeit  Auskunft 
zu  erteilen  bereit  sei. 


Zeugnis  für  einen  Handelsangestellten. 

Herr  Otto  Zeller  aus  Straßburg  war  vom 
15.  Januar  i8gg  bis  30.  Juni  igo6  in  meinem 
Hause  als  Handlungsgehilfe  tätig  und  zwar 
hauptsächlich  für  Korrespondenz  und  Kontor- 
arbeiten. Ausnahmsweise  arbeitete  er  auch  in 
der  Buchhaltung  (Führung  der  Hilfsbücher)  und 
half  im  Magazin  aus.  Er  war  treu  und  willig, 
fleißig  und  ordentlich  und  führte  seine  Arbeiten 
zu  meiner  vollen  Zufriedenheit  aus.  Er  verläßt 
seine  Stelle,  um  sich  nach  Frankreich  zu  begeben. 


Cöln,  2.  Juli  igo6. 


A.  Gerber. 


Nach  Vollendung  der  Lehre  erhält  der  Lehr- 
ling als  Zeugnis  den  Lehrbrief,  der  nicht  nur 
Aufschluß  über  die  Dauer  der  Lehre  und  das 
Verhalten  des  Lehrlings  gibt,  sondern  auch 
angeben  soll,  worin  der  Lehrling  sich  aus- 
zubilden Gelegenheit  hatte. 

Der  Handelsbetrieb  erfordert  häufig  auch 
von  Behörden  ausgestellte  Zeugnisse,  so  die 
Zertifikate,  Ursprungszeugnisse  über  die 
Herkunft  der  in  das  Ausland  versandten 
Waren,  Konsularzeugnisse  für  verschiedene 
Zwecke,  Urkunden  über  die  Eintragung  eines 
Schiffes  in  das  Schiffsregister,  amtlich  be- 
glaubigte Taxationen  Sachverständiger  usw. 

Das  Ursprungszeugnis  gibt  Auskunft  über 
das  Land  der  Erzeugung,  Namen  und  Wohn- 
ort des  Erzeugers,  Menge,  Stückzahl,  Marken 
usw.,  über  Wert  der  Ware,  Art  der  Feststellung 
der  Identität  der  Ware. 


II.  Rechnungen. 


Unter  Rechnung  versteht  man  eine  an  den 
Empfänger  einer  Ware  oder  einer  Leistung 
oder  an  dessen  Beauftragten  gerichtete  schrift- 
liche Mitteilung  über  die  Art  und  Größe  des 
daraus  entstehenden  Schuldverhältnisses. 

Je  nach  dem  Gegenstand  unterscheidet  man: 
Waren-,  Wechsel-,  Effekten-,  Zinsen-,  Diskont-, 
Spesen-,  Assekuranz-,  Havarie-,  Speditionsrech- 
nungen, —  nach  dem  Umstand,  ob  das  zu  Grunde 
liegende  Geschäft  für  eigene  oder  für  fremde  Rech- 
nung geschah:  Rechnung  (im  Eigenhandel),  Ein- 
kaufs-, Verkaufsrechnung,  Konsignationsfaktur,  — 
nach  dem  Umstand,  ob  ein  wirkliches  oder  ein 
fingiertes  Geschäft  zur  Aufstellung  Veranlassung 
gibt:  Rechnung  und  fingierte  Rechnung  (Conto 
finto)  —  nach  der  äußeren  Darstellung:  Nota, 
Rechnung,  Faktur. 

1.  Rechnungen  im  Eigenhandel, 
a)  Rechnungen  im  Kleinhandel. 
Im  Kleinhandel  bildet  der  Barverkauf  die 
Regel.  Doch  sieht  sich  der  Detaillist  oft  auch 
genötigt,  auf  Kredit  zu  verkaufen.  Solche 
Verkäufe  trägt  er  in  die  Ladenkladde  ein, 
häufig  ohne  dem  kreditnehmenden  Kunden 
hierüber  Rechnung  zu  erteilen.  Handelt  es 
sich  um  wiederholte  oder  regelmäßig  wieder- 
kehrende Bezüge  auf  Kredit,  z.  B.  für  Liefe- 
rungen an  einen  Gasthof,  so  werden  die 
Lieferungen  entweder  in  ein  besonderes  Büch- 
lein (Kunden  buch  lein)  notiert,  oder  es  wird 
dem  Empfänger  der  Ware  eine  sog.  Beinote 
ausgestellt,  die  zumeist  nur  das  Datum  und 
das  bezogene  Quantum  angibt.  Auf  Grund 
dieser  Beinoten  wird  die  Monatsnote  her- 
gestellt.    Handelt  es  sich  um  größere  Beträge, 


so  wird  auch  im  Kleinhandel  und  Kleinge- 
werbe in  jedem  einzelnen  Falle  eine  sog. 
Note  (Nota)  ausgestellt. 


Magdeburg,  4.  August  igos. 
Nota  für  Herrn  0.  Roller,  hier 
von  J.  Schwager' s  Söhne. 
20  kg  Santos-Kaffee  ä  M.  2.20  M  44.00 


b)  Rechnungen  im  Grosshandel. 

Die  Rechnung,  die  der  Großhändler  oder 
der  Fabrikant  ausstellt,  enthält  in  der  Regel 
die  meisten  der  folgenden  Punkte: 

Ort  und  Datum  der  Ausstellung,  Name  des  Aus- 
stellers, Name  und  Wohnort  des  Empfängers  und 
Bezeichnung  als  Schuldner,  Zahlungsbedingungen, 
Bezeichnung  der  Ware  (Zeichen,  Nr.,  Anzahl, 
Verpackung,  Gewicht,  oft  in  einer  besonderen 
Gewichtsnote  angefügt),  Art,  Tara,  Gutgewicht 
und  etwaige  andere  Gewichtsvergütungen,  Preis 
für  die  gewohnheitsmäßige  Gewichts-  oder  Maß- 
einheit, Betrag  der  Ware,  Preisnachlässe  (Skonto, 
Rabatt  usw.),  Art  und  Zeitpunkt  der  Versendung, 
Hinweis  auf  die  Fracht,  Angabe,  wer  die  Gefahr 
des  Transportes  zu   tragen   hat,  Reklamationsfrist. 

Weitere  Punkte  enthalten  die  Rechnungen 
im  Kommissionsgeschäft.  Für  Behörden  (und 
Privatkundschaft,  wenn  mit  dem  Großhandel 
das  mi-gros  Geschäft  verbunden  ist)  benutzt 
man  einfache  Formulare,  die  die  Zahlungs- 
bedingungen, Reklamationsfrist  usw.  nicht  ent- 
halten und  sich  nicht  sehr  von  der  Nota  des 
Kleinhandels  unterscheiden. 

Die  Rechnung  im  Großhandel  wird  meistens 
Faktur  (Factura,  Faktur,  aber  nicht  Faktura)  ge- 
nannt. Ursprünglich  bezeichnete  man  mit  diesem 
Namen  nurdie  RechnungdesKommissionärs.  (Faktor, 
der  für  einen  andern  etwas  tut ;  facere  =  machen.) 
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Die  eingehenden  Fakturen  werden  im  Re- 
gistratur gesammelt,  die  ausgehenden  kopiert. 
Das  Begleitschreiben,  das  mit  der  Rechnung 
abgesandt  wird,  heißt  Fakturbrief.  Dieser  ist 
entweder  ein  besonderes  Schriftstück,  oder  er 


steht  auf  der  ersten  und  die  Rechnung  auf 
der  dritten  Seite  eines  Bogens,  oder  er  bildet 
den  Kopf  der  Faktur.  Wo  es  sich  um  die  Er- 
zeugung oder  den  Umsatz  weniger  Artikel  handelt, 
sind  diese  oft  in  der  Rechnung  schon  vorgedruckt. 


Konservierungssalzfabrik  Gut  &  Bauer,  Breslau. 

Telephon  Nr.  1245.  Bresluu,  4.  September  igoj. 

Herrn  A.  Brenner,  Görlitz. 

Den  uns  durch  unseren  Reisenden,  Herrn  Jürgens gütigst  erteilten 

Auftrag  haben  wir  bestens  ausgeführt  und  geben  Ihnen  untenstehend  Rechnung  darüber.  Wollen  Sie 
deren  Betrag,  M  223.00  unserem  Konto  gutschreiben,  Wert  4.  Dezember  igo^.  Indem  wir  Ihnen 
guten  Empfang  wünschen,  empfehlen  wir  uns  Ihren  ferneren  Aufträgen.  Hochachtend 


Gut  &  Bauer. 


Faktur. 


Zeichen 
G.   &  B. 

kg 
250 

Wir   sandten   Ihnen    heute    auf   Ihre  Rechnung   und  Gefahr   per 
Bahn,  franko 

ifach.  Konserv.  Salz                                                                       &  M 

o.go\ 

1214J16 

3fach. 

Ausstellungen  an  der  Ware  werden  nur  berücksichtigt,  wenn  sie  innerhalb  8  Tagen 
nach  deren  Empfang  gemacht  werden.    Erfüllungsort  für  Lieferung  und  Zahlung: 
Breslau. 

2.  Rechnungen  im  Kommissionshandel. 

Der  Kommissionär  kauft  oder  verkauft  für 
Rechnung  seines  Auftraggebers,  des  Komit- 
tenten,  Waren  und  stellt  hierüber  die  Ein- 
kaufs- oder  Verkaufsrechnung  aus.  Diese 
enthält  im  Unterschied  zu  den  im  Eigen- 
handel ausgestellten  Rechnungen  auch  die 
Angabe  der  Provision  (Kommission),  sowie 
der  mit  dem  Einkauf,  dem  Empfang,  der  Auf- 
bewahrung, Umpackung,  Sortierung,  Lager- 
und Transport- Versicherung,  Versendung,  Ver- 
kauf verbundenen  Kosten. 

Der  Schlußbetrag  der  Einkaufsrechnung 
besteht  aus  dem  Einkaufspreis  zuzüglich  Spesen 
und  Provision,  außer  wenn  sich  der  Kom- 
missionär verpflichtet  hat,  die  Ware  frei  von 
allen  Unkosten  zu  liefern.  Die  Provision 
wird  vom  Betrag  zuzüglich  Spesen  gerechnet. 

Wie  der  Kommissionär  für  seinen  Auftrag- 
geber Waren  einkauft,  so  kommt  er  oft  in 
die  Lage,  für  ihn  Waren  zu  verkaufen.  Die 
Schlußsumme  einer  Verkaufsrechnung  nennt 
man  Nettobetrag  (Nettoprodukt).  Sie  besteht 
aus  dem  Verkaufspreis  nach  Abzug  der  Spesen 
und   der  Provision.     Steht  der  Kommissionär 


für  den  Eingang  der  Gelder  der  auf  Kredit 
verkauften  Waren  ein,  so  berechnet  er  hierfür 
das  Delcredere     (Kreditverpflichtung).  j 

Der  Kommittent,  der  Waren  zum  Verkauf  an« 
den  Kommissionär  schickt,  stellt  hierfür  eine 
Rechnung,  Konsignationsfaktur,  aus.  Die 
Ware  reist  in  diesem  Falle  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Absenders.  In  der  Regel  wird 
dem  Kommissionär  eine  Preisgrenze  festge- 
setzt, unter  der  er  nicht  verkaufen  darf.  Er  hat 
gewöhnlich  eine  Kaution  zu  leisten.  Die  Konsig- 
nationsfaktur wird  gewöhnlich  in  der  Sprache 
und  Währung  des  Bestim  mungslandes  ausgestellt. 

Wer  Waren  im  großen  ein-  oder  verkauft, 
läßt  sich  von  Zeit  zu  Zeit  von  seinen  Kom- 
missionären fingierte  Rechnung  ausstellen. 
Diese  unterscheiden  sich  von  den  Rechnungen 
über  wirkliche  Geschäfte  nur  durch  die  Über- 
schrift: Fingierte  Rechnung,  Proforma -Faktur, 
Compte  simule  usw.  Diese  fingierten  Rech- 
nungen, die  die  Einkaufs-  bezw.  Verkaufs- 
preise nach  den  Tagespreisen  auf  den  ver- 
schiedenen Plätzen  (die  Unkosten  und  Pro- 
visionen) enthalten,  sollen  den  Kaufmann 
orientieren,  ob  und  wo  er  zu  einer  bestimmten 
Zeit  vorteilhaft  ein-  oder  verkauft. 
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Einkaufsrechnung 

Verkaufsrechnung 

Konsignationsfaktur 

Kopf: 

Faktur  für  Herrn  N.  N.  in  N.  über 
nachverzeichnete  Waren,  die  ich 
in  seinem  Auftrag  eingekauft  und 
für  seine  Rechnung  und  Gefahr 
per  Dampfschiff   Alice,   Kapitän 
J.  Webster,    ab  London  an   ihn 
verladen  habe: 

Faktur  für  Herrn  N.  N. 
in  N.  über  nachverzeich- 
nete Waren,  die  ich  per 
Dampfer  Alice,  Kapitän 
J.  Webster   empfangen 
und  f  ür  s  e  i  n  e  Rechnung 
verkauft  habe: 

Faktur  für  Herrn  N.  N. 
in  N.  über  nachverzeich- 
nete Waren,  die  ich  heute 
in  Konsignation  für  meine 
Rechnung  und  Gefahr  per 
Bahn  an  ihn  absandte: 

oder 

Herrn  N.  N.  in  N. 
Ich  kaufte  in  Ihrem  Auftrag  nach- 
verzeichnete Waren,  die  ich  Ihnen 
für  Ihre  Rechnung  und  Gefahr  per 
Bahn  übersende: 

Bezeichnung 

der  Ware 
(Gegenstand  des 
Ein-    oder    Ver- 
kaufes) : 

Quantum,   Marke,  Nr.,  Zahl  der 
Colli,    Gewicht    (Brutto,    Tara, 
Netto)  (Gutgewicht)  Preis,  Betrag. 

dto. 

dto.  (mit  Angabe  des 
Preislimitums.)  (Eine 
Preisgrenze  wird  gewöhn- 
lich auch  beim  Einkaufs- 
auftrag festgesetzt.) 

Spesen: 

zuzuzählen : 
Courtage,    Stempel,    Empfangs- 
spesen, Zölle  usw. 

abzuziehen: 
dto. 

1 

Provision: 

zuzuzählen : 
vom  Werte  des  Einkaufes   und 
der  Spesen. 

abzuziehen : 
von  der  Verkaufssumme 
vor  Abzug  der  Spesen. 
Abzug  des  Delcredere. 

3.  Rechnungen  im  Speditions-  und 
Versicherungsgeschäft. 

Die  Einförmigkeit  in  der  Rechnungsstellung 
im  Speditionsgeschäft  bringt  es  mit  sich,  daß 
hierbei  Formulare  verwendet  werden,  bei 
denen  in  der  Regel  nur  die  Zahlen  handschrift- 
lich   einzustellen   sind.     Auch   im   Speditions- 


geschäft werden  häufig  fingierte  Rechnungen 
ausgestellt.  Der  Spediteur  berechnet  seine  baren 
Auslagen,  sowie  eine  Vergütung  für  seine 
Mühewaltung  beim  Empfang,  bei  der  Ver- 
zollung usw.  (nach  Gewicht  oder  nach  Stück- 
zahl der  Güter).  Sehr  oft  berechnet  er  feste 
Übernahmspreise. 


Spesen-  und  Assekuranzrechnung 

für  Herrn  

über  nachverzeichnete  Waren,  empfangen  von  versichert  bei 

für  M  


Zeichen 


Nr. 


Bezeichnung  der  Ware: 

Fracht  von  

Empfangen ,    Umpacken ,  Wiegen ,  Messen  usw. 

Kisten  


M 

M 
Ji 


Assekuranz,  frei  von  »^^  Beschädigung,  nur  für  Seegefahr, 

taxiert  mit  M   jede  Kiste,  inklusive  "/(,   imag. 

Gewinn,     ä ^j^    M.  

Police  und  Stempel    M.  

Kommission   ....    M  


JC 


,  den 


19.. 


968 


Kontorarbeiten. 


Wer  im  Auftrag  und  für  Rechnung  eines 
andern  die  Versicherung  von  Gütern  besorgt, 
stellt  hierüber  eine  Assekuranzrechnung  aus. 
Besorgt,  was  sehr  oft  vorkommt,  der  Spediteur 
die  Versicherung,  so  werden  Speditions-  und  Ver- 
sicherungsrechnung zusammengefaßt,  und  die 
Speditionskommission  wird  wie  die  Assekuranz- 
provision  vom    versicherten  Werte  berechnet. 


Die  Rechnung,  die  von  besonders  hierfür 
bestimmten  Personen  (Dispacheure)  auf  Ver- 
anlassung des  Schiffers  am  Bestimmungsort 
oder  im  Hafen,  wo  die  Reise  endet,  über  den 
Schaden  und  die  beitragspflichtigen  Raten  im 
Falle  der  Havarie  aufgestellt  wird,  nennt  man 
Havarierechnunsf. 


in.  Vollmachten  und  Verträge. 


Unter  Vollmacht  versteht  man  die  von  einer 
Person  einer  andern  erteilte  Ermächtigung,  in 
deren  Namen  und  Interesse  etwas  auszuführen. 
Die  zu  diesem  Zwecke  ausgeführte  Urkunde 
heißt  ebenfalls  Vollmacht.  Die  rechtlichen 
Wirkungen  richten  sich  nach  den  Bestim- 
mungen des  BGB.  und  des  HGB.  Als  Be- 
auftragte handeln:  der  Kommissionär,  jedoch 
nur  dem  Kommittenten  gegenüber,  da  er 
Dritten  gegenüber  in  seinem  eigenen  Namen 
handelt,  der  Agent,  der  Makler,  der  Spediteur, 
der  Frachtführer,  der  Repräsentant  u.  a.  Von 
den  zum  Geschäftspersonal  gehörenden  Per- 
sonen handeln  als  Bevollmächtigte  der  Prokurist 
und  der  Handlungsbevollmächtigte,  letzterer 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  er  zum 
Eingehen  von  Wechselverbindlichkeiten,  zur 
Aufnahme  von  Darlehen  und  zur  Prozeßführung 
einer  besonderen  Vollmacht  bedarf.  Er  zeichnet 
i.  A.  (im  Auftrag)  oder  i.  V.  (in  Vollmacht), 
während  der  Prokurist  „per  procura"  zeichnet. 
Häufig  kommt  der  Kaufmann  in  die  Lage 
Vollmachten  zu  gerichtlicher  Verfolgung  von 
Rechtsansprüchen  zu  erteilen.  Diese  müssen 
den  Prozeßvorschriften  des  Landes  entsprechen, 
in  dem  die  Ansprüche  geltend  zu  machen  sind. 
Da  diese  von  Land  zu  Land  verschiedenen 
Vorschriften  dem  Kaufmann  meistens  nicht 
genügend  bekannt  sind,  stellt  er  ein  Blankett  aus. 
Solche  Blankette  dürfen  selbstverständlich  nur 
durchaus  vertrauenenswürdigen  Personen  gegen- 
über verwendet  werden. 


Spezialvollmacht. 

Ich  bevollmächtige  hiermit  Herrn  J.  Graber 
in  Dresden,  die  Summe  von  Mark  zweitausend, 
Betrag  meines  Darlehens  vom  i.  Jan.  igoj 
(lt.  Schuldschein)  samt  4^]^  Zinsen  seit  i.  Jan. 
1905  für  mich  einzuziehen  oder  nötigenfalls 
gerichtlich  einziehen  zu  lassen  und  für  mich 
gültig  darüber  zu  quittieren.  Ich  werde  Herrn 
Graber  für  die  entstehenden  Auslagen  ent- 
schädigen und  alles,  was  er  in  dieser  Angelegen- 
heit tut,  als  von  mir  getan  betrachten. 

Berlin,  4.  Jan.  igo6.  A .  Oberer. 


(Raum,  der  vom  Rechtsanwalt  ausgefüllt  wird.) 


Blanket   zur   Vollmacht   für  Herrn  Rechts- 
anwalt    in  

in  Sachen  meiner  Forderung  an  Herrn 

in  ■■■■■ ,  in  allem  zu  gebrauchen,  wie 

oben  steht. 

,  den  ig 

Unterschrift. 


(Amtliche  Beglaubigung  der  Unterschrift.) 


Spezialvollmacht  wird  oft  dem  Reisenden 
erteilt  zur  Empfangnahme  von  Geldern  auf 
der  Reise.  Die  Generalvollmacht  bedarf  ge- 
richtlicher oder  notarieller  Beglaubigung,  falls 
die  Gegenpartei  dies  verlangt. 

Von  großer  Bedeutung  in  rechtlicher  und 
betriebstechnischer  Beziehung  sind  im  Handels- 
verkehr die  Verträge,  zu  deren  Abfassung 
die  Veranlassung  eine  sehr  mannigfaltige  ist. 
Gegenstand  eines  Vertrages,  d.  h.  einer  Willens- 
einigung zweier  Parteien  (Kontrahenten)  kann 
eine  Leistung  oder  Unterlassung  sein.  Ver- 
pflichten sich  beide  Teile,  so  nennt  man 
den  Vertrag  einen  zweiseitigen,  im  Gegensatz 
zum  einseitigen,  bei  dem  nur  der  eine  Teil 
sich  verpflichtet  (z.  B.  beim  Bürgschaftsvertrag). 
Die  Gültigkeit  eines  Nebenvertrages  (z.  B. 
Pfandvertrag)  hängt  ab  von  dem  Vorhanden- 
sein und  der  Gültigkeit  des  Hauptvertrages 
(z.  B.  Darlehensvertrag),  Im  kontoristischen 
Sinne  wird  der  Begriff  Vertrag  enger  gefaßt 
als  im  rechtlichen.  Die  folgenden  Beispiele 
geben  Aufschluß  über  den  Inhalt  und  die 
Form  der  wichtigsten  Verträge.  Einige  Ver- 
träge, wie  über  Miete,  Pacht  usw.  werden  auf 
Formularien  ausgestellt,  deren  Ausfüllung  keine 
Schwierigkeiten  bereitet. 

1.  Anstellungsvertrag. 

Zwischen  den  Unterzeichneten,  Herrn  J.  Weiß, 

hier  und  Herrn  A.  Brunner  von  Dresden  ist  heute 

folgende  Übereinkunft  abgeschlossen  worden: 

I.  Herr  A.  Brunner  tritt  am  i.  März  igo6  als 

Reisender  in  das  Geschäft  des  Herrn  G.  Weiß. 
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2.  Herr  A.  Brunner  verpflichtet  sich,  die  im 
Interesse  des  Geschäftes  liegenden  Reisen  in 
Deutschland,  Deutsch- Österreich  und  der 
deutschen  Schweiz  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Reisenden  auszuführen  und  wäh- 
rend seiner  Anwesenheit  hier  in  der  Korre- 
spondenz und  Buchführung  mitzuhelfen. 

j.  Herr  A.  Brunner  ist  verpflichtet,  alle  ihm 
aufgetragenen  Geschäftsfreunde  zu  besuchen 
und,  falls  er  von  neuen  Kunden  Bestellungen 
aufnimmt,  sich  über  deren  Vermögenslage 
genau  zu  erkundigen. 

4.  Herr  A.  Brunner  hat  wöchentlich  dreimal 
einen  Bericht  unter  Benutzung  der  ihm  hierfür 
übergebenen  Formularien  einzusenden.  In 
dringenden  Fällen  hat  er  sofort  zu  berichten. 

5  über  die  Berechtigung  zur  Empfangnahme 
von  Geldern  wird  eine  besondere  Vollmacht 
vorbehalten. 

6.  Herrn  A.  Brunner  ist  es  untersagt,  für  eigene 
oder  fremde  Rechnung  andere  Geschäfte  zu 
machen. 

7.  Herr  J.  Weiß  zahlt  dem  Reisenden  post- 
numerando per  Quartal  Mark  tausend,  sowie 
für  jeden  Reisetag  eine  Reisevergütung  von 
Mark  zwanzig,  einschließlich  Fahrgeld.  Bei 
Antritt  der  Reise  erhält  er  einen  angemessenen 
Vorschuß. 

8.  Dieser  Vertrag,  mit  dem  sich  beide  Kontra- 
henten in  allen  Teilen  einverstanden  erklären, 
ist  gültig  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  mit 
dem  Vorbehalt,  daß  bei  schwerer  Pflicht- 
vernachlässigung der  Reisende  unter  zwei- 
monatiger Kündigung  entlassen  werden  kann. 
Ein  Vierteljahr  vor  Ablauf  der  Gültigkeits- 
dauer erklären  sich  die  Kontrahenten  über 
eine  etwaige  Auflösung  oder  Verlängerung. 

Ausgefertigt  in  2  Exemplaren. 

Berlin,  15.  Januar  igo6.  J.  Weiß. 

A.  Brunner. 

2,  Lieferungsvertrag. 

Zwischen  ^^'.9'^ und 

i^'":^^,  Ort) -^^  ^^^^^  folgender 

Vertrag  vereinbart  worden: 
I >?:?l'^^/ verpflichtet  sich  zur  regel- 
mäßigen ....('".o."5t!'!^.''en)...  Lieferung  von  .B^^'S^,, 
.""d  Bezeichnung  der  Ware)^^  ^^^  nachstehenden  Be- 
dingungen : 
(Preis,  Fracht,  Zahlungsbedingungen,  Reklamationsfrist, 


Entschädigungen) 


2 ^^.^^^). verpflichtet  sich  zur  regelmäßigen 

Abnahme  der  vereinbarten  Menge  und  zur 
pünktlichen  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten. 
3.  Dieser  Vertrag  hat  Gültigkeit  für  ein  Jahr, 
also  bis  I.  Juni  igoy.  Wird  er  einen  Monat 
vor  Ablauf  nicht  gekündigt,  so  gilt  er  für  ein 
weiteres  Jahr. 
Stettin,  I.  Juli  igo6.  A.  Rommel. 

B.  Huber. 


3.  Gesellschaftsvertrag. 

Zwischen  A.  Abt  und  B.  Brin,  Kaufleute  in 
und  von  hier,  ist  heute  folgender  Gesellschafts- 
vertrag abgeschlossen  worden: 

1.  Beide  Gesellschafter  verbinden  sich,  um  unter 
der  Firma  Abt  und  Brin  ein  Kolonialwaren- 
geschäft en  gros  auf  hiesigem  Platze  zu  betreiben 
und  begeben  sich  des  Rechtes,  für  eigene  Rech- 
nung oder  in  Gemeinschaft  mit  andern  gleichartige 
Geschäfts  zu  machen. 

2.  Beide  haben  die  rechtsverbindliche  Unter- 
schrift und  teilen  sich  in  die  geschäftlichen  Ob- 
liegenheiten in  loyaler  Weise. 

3.  Jeder  Gesellschafter  legt  Mark  zwanzigtausend 
ein.  Diese  Einlagen  werden  vor  Verteilung  des 
Gewinnes  mit  j^/^  p.  a.  verzinst. 

4.  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Recht,  für  seinen 
privaten  Gebrauch  der  Geschäftskasse  monatlich 
bis  Mark  zweihundert,  zu  entnehmen.  Auf  Privat- 
konto werden  ebenfalls  3^Iq  Zinsen  gerechnet. 

5.  Der  Reingewinn,  der  durch  gemeinschaftlich 
aufgenommene  Inventur  jährlich  zu  ermitteln  ist, 
wird  zu  gleichen  Teilen  verteilt,  ebenso  ein 
etwaiger  Verlust. 

"  6.  Der  Vertrag  hat  Gültigkeit  für  4  Jahre  und 
gilt,  wenn  er  nicht  ein  Jahr  vor  Ablauf  der  Gül- 
tigkeitsdauer von  einem  Gesellschafter  gekündigt 
wird,  jeweilen  wieder  für  4  Jahre. 

7.  Im  Falle  der  Vertrag  von  einem  Gesell- 
schafter gekündigt  wird,  oder  beim  Todesfalle  eines 
Gesellschafters,  hat  der  andere  das  Recht,  das 
Geschäft  unter  der  bisherigen  Firma  weiter  zu 
führen,  indem  er  alle  Aktiven  und  Passiven  (jene 
unter  Vorbehalt  des  Einganges)  übernimmt  und 
dem  A  usscheidenden  oder  seinen  Rechtsnachfolgern 
sein  Guthaben  auszahlt,  und  zwar  20^\q  bei  Aus- 
tritt oder  Todesfall  und  je  weitere  20^ j^  nach  Ab- 
lauf von  je  3  Monaten. 

8.  Macht  er  von  diesem  Rechte  keinen  Ge- 
brauch, so  geht  es  auf  den  kündenden  Teilhaber 
über. 

g.  Macht  keiner  der  beiden  Gesellschafter  von 
dem  unter  Ziffer  7  genannten  Rechte  Gebrauch, 
so  haben  die  Gesellschafter  gemeinsam  die  Liqui- 
dation durchzuführen.  Hierbei  werden  die  zwei- 
felhaften Forderungen  gänzlich  abgeschrieben  und 
von  den  Gesellschaftern  zu  gleichen  Teilen  über- 
nommen. 

10.  Streitigkeiten  zwischen  den  Gesellschaftern 
sollen  schiedsgerichtlich  erledigt  werden.  Jeder 
Gesellschafter  bestimmt  einen  Kaufmann  als 
Schiedsrichter.  Können  diese  sich  nicht  einigen, 
so  ernennen  sie  einen  Obmann. 
'  II.  Dieser  Vertrag  ist  von  beiden  Gesellschaftern 
genehmigt  und  unterzeichnet  worden. 

A.  Abt.  B.  Brin. 

Über  die  schiedsgerichtliche  Erledigung  von 
Streitigkeiten  wird  oft  ein  besonderer  Vertrag, 
Schiedsvertrag,    Kompromiß,    aufgestellt. 

W.  Wick-Basel. 


Elfter  Abschnitt ^ 


Das  Recht  des  Kaufmanns. 

Einleitung. 


Das  Zusammenleben  der  Menschen  erfordert 
eine  Regelung  ihres  äusseren  Verhaltens  zu- 
einander. Diese  Ordnung  nennt  man  das  Recht. 
Das  Recht  hält  den  Frieden  unter  den  Men- 
schen aufrecht,  es  gewährleistet  dem  einzelnen 
den  Schutz  seiner  Arbeit  sowie  den  Genuss  des 
Erfolges  seiner  Arbeit  und  ermöglicht  Handel 
und  Verkehr. 

Das  Recht  in  diesem  Sinne,  auch  Rechts- 
ordnung oder  Recht  im  objektiven  Sinne  ge- 
nannt, beruht  im  Deutschen  Reiche  gegen- 
wärtig fast  ausschliesslich  auf  dem  Gesetz, 
und  zwar  entweder  auf  Reichsgesetz  oder  auf 
den  Gesetzen  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

Man  unterscheidet  öffentliches  Recht  und 
privates  Recht,  und  versteht  unter  jenem 
die  Rechtsgebiete,  die  sich  mit  dem  Staate  und 
anderen  öffentlichen  Gemeinwesen  und  deren 
Verhältnissen  befassen,  unter  diesem  die  Rechts- 
sätze, die  die  Verhältnisse  der  einzelnen  regeln. 

Zum  öffentlichen  Recht  wird  gerechnet:  das 
Staatsrecht  (Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
recht), das  Straf  recht,  welches  von  der  Straf- 
gewalt des  Staates  und  anderer  öffentlicher 
Gemeinwesen  handelt,  das  Prozessrecht,  wel- 
ches von  der  Art  handelt,  in  welcher  der  Staat 
Verfehlungen  gegen  die  Strafgesetze  zur  Ab- 
urteilung bringt,  andererseits  aber  auch  von 
der  Art,  in  welcher  der  Staat  für  die  Durch- 


führung der  Rechte  der  einzelnen  Personen 
des  privaten  Rechts  sorgt,  und  das  Kirchenrecht. 

Im  Gebiete  des  Privatrechts  unterscheidet 
man  wieder  das  bürgerliche  Recht,  d.  h.  das 
allgemein  im  bürgerlichen  Verkehre  geltende 
Recht,  und  das  Handelsrecht,  d.  h.  das  be- 
sondere Recht  des  Handelsverkehrs. 

Wir  beschränken  uns  in  unserer  Darstel- 
lung nicht  auf  das  Handelsrecht  in  diesem 
Sinne,  sondern  behandeln  das  gesamte  Recht, 
soweit  es  für  den  Kaufmann  von  Bedeutung 
ist,  insbesondere  das  für  den  Kaufmann  wich- 
tige Privatrecht.  Die  Bestimmungen  hierüber 
finden  sich  zunächst  im  Handelsgesetzbuch  für 
das  Deutsche  Reich  vom  10.  Mai  1897  und 
in  der  Deutschen  Wechselordnung  sowie  in 
einigen  Spezialgesetzen,  welche  im  Laufe  der 
Darstellung  besonders  angeführt  werden.  Er- 
gänzend treten  überall  die  Bestimmungen  des 
neuen  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
vom  18.  August  1896  ein. 

Das  neue  deutsche  HOB.  und  das  neue  deutsche 
BOB.  sind  am  1.  Jan.  1900,  der  Abschnitt  des  ersteren 
über  die  Handlungsgehilfen  bereits  am  1.  Jan.  1898  in 
Kraft  getreten.  Bis  dahin  galt  das  allgemeine  deutsche 
HOB.  Zur  Ergänzung  musste  damals  auf  die  mannig- 
fachen, in  den  deutschen  einzelnen  Staaten  geltenden  pri- 
vaten Rechtsordnungen  Bezug  genommen  werden.  Ge- 
genwärtig ist  im  grossen  und  ganzen  für  das  Deutsche 
Reich  die  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  privaten 
Rechts  erreicht. 


A.  Das  kaufmännische  Privatrecht. 


I.  Die  Personen  des  Handels. 

1.  Der  Kaufmann  und  sein  Geschäft, 
a)  Der  Kaufmann. 
a)  Kaufmann  ist  nach  dem  Gesetze  jeder, 


der  ein  Handelsgewerbe  betreibt,  d.  h.  der  In- 


haber   eines   solchen    Gewerbebetriebes,    der- 
jenige, in  dessen  Namen  ein  solches  Gewerbe 
betrieben  wird  (HGB.  §  1).    Persönliches  Mit- 
arbeiten im  Gewerbebetrieb  ist  nicht  nötig. 
Erforderlich   ist  demnach  zunächst  der  Be- 


*)   In  diesem  Abschnitt  gebrauchte  Abkürzungen: 

BGB.  ==  Bürgerliches  Gesetzbuch.  G.  G.  ==  Genossenschaftsgesetz.  GKG.  =  Gerichtskostengesetz.  GG.  = 
Gewerbeordnung.  GVG.  =  Gerichtsverfassungsgesetz.  HGB.  =  Handelsgesetzbuch.  KO.  =  Konkursordnung. 
StGB.  =  Strafgesetzbuch.     VO.  =  Verkehrsordnung.     WO.  =  Wechselordnung.     ZPO.  =  Zivilprozessordnung. 
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trieb  eines  Gewerbes,  d.  h.  eine  wirtschaft- 
liche Tätigkeit,  die  auf  Grund  einheitlichen 
Entschlusses  auf  Vornahme  einer  ganzen  Reihe 
von  Geschäften  gerichtet  und  von  der  Absicht 
geleitet  ist,  aus  dieser  Tätigkeit  eine  dauernde 
Einnahmequelle  zu  machen.  Aber  nicht  der 
Betrieb  jedes  Gewerbes  begründet  die  Kauf- 
mannseigenschaft, sondern  nur  der  Betrieb 
eines  Handelsgewerbes.  Als  solches  gilt 
nach  dem  HGB.  jeder  Gewerbebetrieb,  der 
eine  der  folgenden  Arten  von  Geschäften  zum 
Gegenstand  hat. 

1.  Die  Anschaffung  (besonders  den  Kauf)  und  die 
Weiterveräusserung  von  beweglichen  Sachen  (Waren) 
oder  Wertpapieren,  ohne  Unterschied,  ob  die  Waren 
unverändert  oder  nach  einer  Bearbeitung  oder  Verar- 
beitung weiter  veräussert  werden. 

Anschaffung  und  Weiterveräusserung  gehören  zu- 
sammen, denn  die  Anschaffung  erfolgt  in  der  Absicht 
gewinnbringender  Weiterveräusserung.  Es  gehört  hier- 
her z.  B.  der  Gewerbebetrieb  des  Detailhändlers,  der 
Waren  in  grösseren  Mengen  kauft,  um  sie  in  kleine- 
ren Mengen  zu  höherem  Preise    weiter  zu  verkaufen. 

Bewegliche  Sachen  sind  alle  körperlichen  Gegen- 
stände, soweit  sie  überhaupt  als  Objekte  des  Handels 
in  Frage  kommen,  mit  Ausnahme  der  Grundstücke  und 
der  mit  ihnen  fest  verbundenen  Sachen,  z.  B.  Häuser. 
Demnach  macht  die  Spekulation  in  Grundstücken  den 
Spekulanten  nicht  zum  Kaufmann. 

Gleichgültig  ist,  ob  die  Weiterveräusserung  ohne 
Veränderung  der  Waren  oder  nach  einer  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  der  Waren  erfolgt;  daher  sind  nicht 
nur  die  Personen,  die  dem  Handelsstande  im  Sinne  des 
Sprachgebrauches  angehören,  z.  B.  Engroshändler,  Im- 
porteure und  dgl.,  sondern  auch  Fabrikanten  und  so- 
gar Handwerker,  die  Material  einkaufen,  um  es  nach 
Bearbeitung  zu  veräussern,  Kaufleute. 

2.  Die  Übernahme  der  Verarbeitung  oder  Bearbeitung 
von  Waren  für  andere,  sofern  der  Betrieb  über  den 
Umfang  des  Handwerks  hinausgeht. 

Hier  gehören  die  Waren  nicht  dem,  der  die  Bear- 
beitung oder  Verarbeitung  übernimmt  (dem  Unter- 
nehmer), sondern  dem,  der  die  Bearbeitung  oder  Ver- 
arbeitung bestellt  (dem  Besteller),  und  es  wird  hier 
verlangt,  dass  der  Betrieb  über  den  Umfang  des  Hand- 
werkes hinausgeht.  Hierher  gehört  der  im  grossen 
erfolgende  Betrieb  der  sog.  Lohnwebereien,  Lohn- 
müllereien, nicht  aber  z.  B.  der  Gewerbebetrieb  des 
kleinen  Schuhmachers  oder  Schneiders,  der  nur  Repa- 
raturen ausführt. 

3.  Die  Übernahme  von  Versicherungen  gegen  Prämie. 

4.  Die  Bankier-   und  Geldwechslergeschäfte. 

5.  Die  Übernahme  der  Beförderung  von  Gütern  oder 
Reisenden  zur  See,  die  Geschäfte  der  Frachtführer  oder 
der  zur  Beförderung  von  Personen  zu  Lande  oder  auf 
Binnengewässern  bestimmten  Anstalten,  sowie  die  Ge- 
schäfte der  Schleppschiffahrtsunternehmer. 

Hier  ist  zu  beachten,  dass  die  gewerbsmässige  Be- 
förderung von  Reisenden  zu  Lande  oder  auf  Binnen- 
gewässern nur  dann  ein  Handelsgewerbe  darstellt,  wenn 
sie  von  ,, Anstalten",  d.  h.  grösseren  Unternehmungen, 
z.  B.  den  Strassenbahnen,  ausgeführt  wird. 

6.  Die  Geschäfte  der  Kommissionäre,  der  Spediteure 
oder  Lagerhalter. 


7.  Die  Geschäfte  der  Handlungsagenten  und  der 
Handelsmakler. 

8.  Die  Verlagsgeschäfte  sowie  die  sonstigen  Ge- 
schäfte des  Buch-  oder  Kunsthandels,  z.  B.  die  Geschäfte 
der  sog.  buchhändlerischen  Kommissionäre  und  der 
Sortimenter. 

9.  Die  Geschäfte  der  Druckereien,  sofern  ihr  Betrieb 
über  den  Umfang  des  Handwerks  hinausgeht. 

10.  Ein  Handelsgewerbe  ist  aber  auch  mit  Ausnahme 
des  Betriebs  der  Land-  und  Forstwirtschaft  jedes  ge- 
werbliche Unternehmen,  das  nach  Art  und  Umfang 
einen  in  kaufmännischer  Weise  eingerichteten  Geschäfts- 
betrieb erfordert,  z.  B.  das  Gewerbe  eines  Steinbruchs- 
besitzers oder  das  im  grossen  betriebene  Gewerbe 
eines  Grundstücksspekulanten,  sofern  die  Firma  de& 
Unternehmers  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 
Ein  solcher  Unternehmer  ist  verpflichtet,  die  Eintragung 
seiner  Firma  in  das  Handelsregister  herbeizuführen. 

Ist  eine  Unternehmung  dieser  Art  als  Nebengewerbe 
mit  dem  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft  ver- 
bunden, so  ist  der  Unternehmer  berechtigt,  aber  nicht 
verpflichtet,  die  Eintragung  seiner  Firma  in  das  Handels- 
register herbeizuführen.  Im  Falle  der  Eintragung  gut 
das  Nebengewerbe  als  Handelsgewerbe  und  der  Unter- 
nehmer als  Kaufmann. 

Der  Inhaber  eines  der  Gewerbebetriebe,  die 
unter  Nr.  1  bis  9  aufgeführt  sind,  ist  Kauf- 
mann, und  zwar  auch  dann,  wenn  er  das 
Handelsgewerbe  nicht  als  Hauptgewerbe  son- 
dern als  Nebengewerbe  betreibt,  z.  B.  der 
Buchbinder,  der  nebenbei  Papierwaren  verkauft. 

Die  Eintragung  der  Firma  des  Inhabers  einer 
der  Handelsgewerbebetriebe  unter  Nr.  1  bis 
9  in  das  Handelsregister  ist  zur  Begründung 
seiner  Kaufmannseigenschaft  nicht  erforderlich. 
Wer  eines  der  unter  1—9  genannten  Handels- 
gewerbe betreibt,  ist  Kaufmann,  weil  er  ein 
solches  Gewerbe  betreibt;  er  ist  Kaufmann 
kraft  Gewerbebetriebes. 

Hingegen  wird  der  Inhaber  eines  unter  Nr.  10 
behandelten  Gewerbebetriebs  Kaufmann  erst 
durch  die  Eintragung;  er  ist  Kaufmann  kraft 
Eintragung. 

Die  Kaufmannseigenschaft  erlischt  bei  den 
Kaufleuten  kraft  Gewerbebetriebs  durch  Auf- 
gabe des  Betriebs  des  Handelsgewerbes,  bei 
den  Kaufleuten  kraft  Eintragung  durch  Auf- 
gabe des  Gewerbes,  durch  Verkleinerung  des 
Gewerbes  auf  einen  Umfang,  der  einen  kauf- 
männischen Betrieb  nicht  mehr  erfordert,  oder 
durch  Löschung  der  Firma.  Vgl.  aber  S.  978. 
ß)  Inhaber  eines  Handelsgewerbes 
kann  jedes  rechtsfähige  Wesen  sein;  zunächst 
kann  es  also  eine  natürliche  (physische)  Per- 
son sein  (Einzelkaufmann),  sei  es,  dass  sie 
allein  oder  mit  einem  sog.  stillen  Gesellschaf- 
ter das  Handelsgewerbe  betreibt;  es  kann  aber 
ein  Handelsgewerbe  auch  betrieben  werden 
von  mehreren  zu  einer  Gesellschaft,  insbe- 
sondere einer  offenen  Handelsgesellschaft,  Kom- 
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manditgesellschaft,  Reederei  vereinigten  Per- 
sonen oder  aber  von  einer  sog.  juristischen 
Person,  d.  h.  von  einer  Organisation,  der 
Rechtsfähigkeit  zusteht,  die  Inhaber  von  Rech- 
ten sein  kann. 

Die  Rechtsordnung  verleiht  dem  einzelnen  gewisse 
Befugnisse,  d.  h.  die  Gewalt,  von  einem  anderen  ein 
Tun  oder  Unterlassen  zu  verlangen,  z.  B.  ihm  etwas 
zu  zahlen,  sich  der  Einwirkung  auf  das  ihm  gehörige 
Grundstück  zu  enthalten.  Eine  solche  Befugnis  nennt 
man  auch  ein  Recht  (Recht  im  subjektiven  Sinne). 
Wer  fähig  ist,  Inhaber  von  Rechten  in  diesem  Sinne  zu 
sein,  ist  rechtsfähig.  Er  wird  auch  als  „Person"  im 
Rechtssinne  bezeichnet.  Rechtsfähig  ist  jeder  Mensch 
von  der  Vollendung  der  Geburt  bis  zum  Tode  (BGB. 
§  1).  Es  sind  aber  weiterhin  kraft  besonderer  Rechts- 
bestimmungen rechtsfähig  auch  gewisse  Organisationen, 
insbesondere  der  Staat  —  als  Fiskus  bezeichnet,  soweit 
er  in  den  Verkehr  der  privaten  Personen  eintritt,  also 
selbst  als  Privatperson  handelt  und  nicht  etwa  seine 
Hoheitsrechte  ausübt  (Beispiel:  er  kauft  ein  Grund- 
stück, Gegensatz:  er  hebt  Wehrpflichtige  aus)  — ,  die 
Gemeinden,  die  „Vereine"  und  Stiftungen  im  Sinne  des 
BGB.  Diese  Organisationen  selbst  sind  Inhaber  von 
Rechten,  nicht  etwa  sind  Inhaber  der  Rechte  der  Or- 
ganisationen deren  einzelne  Mitglieder.  So  ist  z.  B. 
Eigentümer  einer  städtischen  Schule  die  Stadtgemeinde, 
und  nicht  etwa  zu  einem  Teil  jeder  einzelne  Bürger 
der  Stadt. 

Für  den  Handel  von  besonderer  Bedeutung 
sind  die  mit  juristischer  Persönlichkeit  aus- 
gestatteten Handelsgesellschaften:  die  Aktien- 
gesellschaft, die  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung,  die  eingetragene  Genossenschaft,  der 
Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit,  bei 
denen  also  nicht  die  einzelnen  Mitglieder,  z.  B. 
die  Aktionäre,  sondern  die  Organisationen,  die 
juristischen  Personen,  Inhaber  desGewerbessind. 

Die  handeltreibenden  Gesellschaften  und 
juristischen  Personen  gelten  als  Kaufleute 
(HGB.  §  6).  Die  Aktiengesellschaften,  die  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung,  die  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  die  eingetra- 
genen Genossenschaften  und  die  Versicherungs- 
vereine auf  Gegenseitigkeit  sind  sogar  dann 
als  Kaufleute  zu  behandeln,  wenn  der  Gegen- 
stand ihres  Unternehmens  nicht  im  Betriebe  eines 
Handelsgewerbes  besteht. 

Der  Staat  oder  die  Gemeinde  kann  ein 
Handelsgewerbe  betreiben  und  erwirbt  dann 
die  Kaufmannseigenschaft.  Es  gelten  in  diesem 
Falle  für  den  Staat  und  die  Gemeinde  die  für 
die  Kaufleute  bestehenden  Bestimmungen  mit 
der  Einschränkung,  dass  deren  handelsgewerb- 
liche Unternehmungen  nicht  in  das  Handels- 
register eingetragen  zu  werden  brauchen. 
Nur  die  Postverwaltungen  des  Reiches  und 
der  Bundesstaaten  gelten  kraft  besonderer  Be- 
stimmungen nicht  als  Kaufleute. 


/)  Vollkaufleute  und  Minderkaufleute. 

Vollkaufleute  sind  Personen,  auf  welche  alle 
in  betreff  der  Kaufleute  geltenden  Vorschriften 
Anwendung  finden,  Minderkaufleute,  solche,  die 
von  einzelnen  dieser  Vorschriften  ausgeschlos- 
sen sind. 

Minderkaufleute  sind  die  Handwerker,  soweit 
sie  überhaupt  die  Kaufmannseigen schaft  haben, 
und  alle  Personen,  deren  Gewerbebetrieb  nicht 
über  den  Umfang  des  Kleingewerbes  hinaus- 
geht. Auf  die  Minderkaufleute  finden  die  Vor- 
schriften über  die  Firmen,  die  Handelsbücher 
und  die  Prokura  keine  Anwendung.  Demnach 
hat  der  Minderkaufmann  keine  Firma  im  Rechts- 
sinne, selbst  wenn  er,  was  ja  sehr  häufig  vor- 
kommt, unter  einem  anderen  als  seinem  bürger- 
lichen Namen  im  Geschäftsverkehr  auftritt  (s. 
aber  S.  978).  Der  Minderkaufmann  darf  keinen 
Prokuristen  bestellen.  Zur  Führung  von  Handels- 
büchern ist  er  nicht  verpflichtet. 

Weiter  kann  durch  die  Vereinigung  mehrerer 
Personen  zum  Betriebe  eines  solchen  minder- 
kaufmännischen Gewerbes  eine  offene  Handels- 
gesellschaft oder  eine  Kommanditgesellschaft 
nicht  begründet  werden.  Dagegen  sind  Aktien- 
gesellschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  und  eingetragene  Genossenschaften  auch 
dann  als  Vollkaufleute  zu  behandeln,  wenn  ihr 
Gewerbebetrieb  ein  minderkaufmännischer  ist. 

Endlich  finden  die  Bestimmungen  der  §§  348 — 350 
HGB.  über  die  Unzulässigkeit  der  Herabsetzung  einer 
Vertragsstrafe  aus  §  343  BGB.,  über  den  Ausschluss 
der  Vorausklage  böi  der  kaufmännischen  Bürgschaft  und 
darüber,  dass  die  kaufmännische  Bürgschaft  sowie  das 
kaufmännische  Schuldversprechen  oder  Schuldanerkennt- 
nis der  Schriftform  nicht  bedürfen,  auf  Minderkaufleute 
keine  Anwendung.  Für  diese  verbleibt  es  also  bei 
den  Bestimmungen  des  BGB. 

Ein  und  dieselbe  Person  kann  Vollkaufmann 
und  Minderkaufmann  zugleich  sein,  nämlich 
dann,  wenn  sie  zwei  vollständig  voneinander 
getrennte  Geschäfte  besitzt,  von  denen  eines 
ein  vollkaufmännisches  Unternehmen,  das  an- 
dere ein  Kleingewerbe  oder  einen  Handwerks- 
betrieb darstellt.  Rücksichtlich  jenes  ist  dann 
der  Inhaber  Vollkaufmann,  rücksichtlich  dieses 
Minderkaufmann.  Sind  dagegen  die  Geschäfte 
nicht  getrennt,  so  ist  der  Inhaber  nur  Voll- 
kaufmann, da  das  minderkaufmännische  Ge- 
werbe nur  ein  Teil  des  Betriebes  des  voll- 
kaufmännischen ist.  Hl 

d)  Die  Frau  im  Handelsgewerbe.  Auch 
eine  Frau,  d.  h,  überhaupt  eine  Person  weib- 
lichen Geschlechts  —  Handelsfrau  genannt  — 
kann  ein  Handelsgewerbe  betreiben.  Das 
handeltreibende  Weib  steht  im  Handelsverkehr 
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dem  Mann  vollkommen  gleich.  Es  hat  alle 
Rechte  und  Pflichten  des  Mannes.  Dieser  Satz 
gilt  ohne  Einschränkung  von  der  unverheira- 
teten Handelsfrau,  also  auch  der  Witu^e  und 
der  geschiedenen  Frau.  Nur  die  Ehe  begrün- 
det gewisse  Besonderheiten:  Zwar  wird  auch 
die  Ehefrau  Handelsfrau  gemäss  den  oben 
unter  a)  dargestellten  Regeln,  insbesondere  also 
dadurch,  dass  sie  ein  Handelsgewerbe  betreibt 
und,  ohne  dass  sie  der  ehemännlichen  Ein- 
willigung bedarf,  und  auch  das  Erlöschen  der 
Kaufmannseigenschaft  der  Ehefrau  bestimmt 
sich  nach  den  vorerwähnten  Vorschriften. 
Aber  der  Mann  hat  das  Recht,  der  Ehefrau  den 
Gewerbebetrieb  zu  untersagen,,  nicht  willkür- 
lich, wohl  aber  dann,  wenn  die  Rücksicht  auf 
das  gemeinschaftliche  eheliche  Leben  die  Unter- 
sagung rechtfertigt  (BGB.  §  1354). 

Auch  während  der  Dauer  des  Gewerbe- 
betriebs, solange  also  die  Ehefrau  die  Eigen- 
schaft einer  Handelsfrau  besitzt,  ist  das  Ver- 
halten des  Mannes  von  Bedeutung. 

Die  Ehe  ist  ja  nicht  nur  für  die  persönlichen 
Beziehungen  der  Ehegatten  von  höchster  Be- 
deutung, sondern  sie  ergreift  auch  die  ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse  der  Ehegatten. 
Sofern  nämlich  die  Ehegatten  nicht  durch  Vertrag 
etwas  Abweichendes  vereinbart  haben,  wird  zu- 
folge der  Vorschriften  des  BGB.  über  das  „ge- 
setzliche Güterrecht"  das  Vermögen  der  Frau 
durch  die  Eheschliessung  der  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  Mannes  unterworfen,  mit 
Ausnahme  des  Vorbehaltsguts.  Auf  dieses  er- 
streckt sich  die  Verwaltung  und  Nutzniessung 
des  Mannes  nicht.  Das  der  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  Ehemannes  unterworfene  Ver- 
mögen nennt  man  das  eingebrachte  Gut 
der  Frau.  Eingebrachtes  Gut  ist  das  Ge- 
samtvermögen der  Frau,  auch  dasjenige,  das 
sie  während  der  Ehe  erwirbt,  soweit  es  nicht 
Vorbehaltsgut  ist.  Vorbehaltsgut  ist,  was 
zum  persönlichen  Gebrauche  der  Frau  be- 
stimmt ist,  was  die  Frau  durch  ihre  Arbeit 
oder  durch  den  selbständigen  Betrieb  eines 
Erwerbsgeschäfts  erwirbt,  was  durch  Ehevertrag 
iür  Vorbehaltsgut  erklärt  ist  und  was  die 
Ehefrau  durch  Erbfolge,  Vermächtnis  oder  als 
Pflichtteil  erwirbt,  oder  was  ihr  unter  Lebenden 
von  einem  Dritten  unentgeltlich  zugewendet 
wird,  wenn  der  Erblasser  durch  letztwillige 
Verfügung,  der  Dritte  bei  der  Zuwendung  be- 
stimmt hat,  dass  der  Erwerb  Vorbehaltsgut  sein 
soll  (BGB.  §§   1366—1370). 

Kraft  des  Verwaltungs-  und  Nutzniessungs- 
rechts    ist   der  Mann   befugt,    die  zum  einge- 


brachten Gut  gehörenden  Sachen  in  Besitz  zu 
nehmen,  und  erwirbt  er  die  Nutzungen  des 
eingebrachten  Guts  wie  ein  Niessbraucher. 
Andererseits  hat  er  das  eingebrachte  Gut  ord- 
nungsmässig  zu  verwalten  und  der  Frau  über 
den  Stand  der  Verwaltung  auf  Verlangen  Aus- 
kunft zu  erteilen.  Das  Verwaltungsrecht  ist 
nicht  unbeschränkt.  Der  Mann  darf  ohne  Zu- 
stimmung der  Frau  im  allgemeinen  über  das 
eingebrachte  Gut  nicht  verfügen,  auch  die  Frau 
durch  Rechtsgeschäfte  nicht  verpflichten.  Noch 
weniger  haftet  das  eingebrachte  Gut  für  die 
Schulden  des  Mannes. 

Aus  der  Stellung  des  Mannes  zum  einge- 
brachten Gut  der  Ehefrau  folgt,  dass,  falls  die 
Ehefrau  ohne  Einwilligung  des  Mannes  Ver- 
fügungen über  das  eingebrachte  Gut  vornehmen 
dürfte,  die  Rechte  des  Mannes  beeinträchtigt 
werden  könnten.  Um  dies  zu  verhüten,  wird 
die  der  Ehefrau  im  allgemeinen  zustehende 
volle  Geschäftsfähigkeit  beschränkt:  Die  Ehe- 
frau bedarf  zur  Verfügung  über  ein  einge- 
brachtes Gut,  also  einer  Handlung,  durch 
welche  das  Gut  unmittelbar  ergriffen  wird» 
z.  B.  zur  Veräusserung  eines  zum  eingebrach- 
ten Gute  gehörenden  Wertpapiers,  der  Ein- 
willigung des  Mannes  und  weiterhin  darf  die 
Frau  ein  zum  eingebrachten  Gut  gehörendes 
Recht  im  Wege  der  Klage  nur  mit  Zustimmung 
des  Mannes  geltend  machen.  Jedoch  besteht 
hier  u.  a.  die  auch  für  den  Kaufmann  sehr 
wichtige  Ausnahme,  dass  die  Frau  zur  gericht- 
lichen Geltendmachung  eines  Widerspruchs- 
rechts gegenüber  der  Zwangsvollstreckung  der 
Genehmigung   des  Mannes  nicht  bedarf. 

Weiterhin  ist  zwar  die  Zustimmung  des 
Mannes  zu  Rechtsgeschäften,  durch  die  sich 
die  Frau  zu  einer  Leistung  verpflichtet  —  z.  B.  sie 
verpflichtet  sich  durch  einen  Kaufvertrag  über 
ein  Buch  zur  Bezahlung  dem  Buchhändler 
gegenüber  —  nicht  erforderlich.  Aber  in  An- 
sehung des  eingebrachten  Gutes  ist  das  Rechts- 
geschäft dem  Manne  gegenüber  regelmässig 
nur  wirksam,  wenn  er  ihm  zugestimmt  hat. 
Das  hat  die  Folge,  dass  das  eingebrachte  Gut 
für  eine  Verbindlichkeit  der  Frau,  die  aus  einem 
nach  Eingehungder  Ehe  vorgenommenen  Rechts- 
geschäfte entsteht,  regelmässig  nur  dann  haftet 
und  dass  also  der  Gläubiger  der  Frau  aus 
einem  solchen  Rechtsgeschäfte  regelmässig  nur 
dann  Befriedigung  aus  dem  eingebrachten  Gut 
suchen  darf,  wenn  der  Mann  seine  Zustim- 
mung  zu    dem   Rechtsgeschäfte  gegeben    hat. 

Schliesslich  ist  ein  einseitiges  Rechtsgeschäft, 
das   sich   auf    das   eingebrachte   Gut   bezieht 
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(die  Kündigung  einer  Wohnung,  die  in  einem 
der  Frau  gehörigen  Hause  vermietet  ist,  seitens 
des  Mieters),  dem  Manne  gegenüber  vorzu- 
nehmen. Dagegen  ist  ein  einseitiges  Rechts- 
geschäft, das  sich  auf  eine  Verbindlichkeit  der 
Frau  bezieht  (z.  B.  Kündigung  eines  von  der 
Frau  aufgenommenen  Darlehns)  der  Frau  ge- 
genüber vorzunehmen.  Das  Rechtsgeschäft  muss 
jedoch  auch  dem  Manne,  also  beiden  Ehe- 
gatten gegenüber,  vorgenommen  werden,  wenn 
es  in  Ansehung  des  eingebrachten  Gutes  dem 
Manne  gegenüber  wirksam  sein  soll. 

Diese  Beschränkung  der  Ehefrau  taugt  für 
den  Handel  nicht.  Der  Handel  verlangt  Frei- 
heit. Die  Handelsfrau  muss  wie  ein  Mann 
auftreten  können.  Demgemäss  bestimmt  das 
Gesetz:  Erteilt  der  Mann  der  Frau  die  Ein- 
willigung zum  selbständigen  Betriebe  eines 
Erwerbsgeschäftes,  insbesondere  also  eines 
Handelsgewerbes,  so  ist  seine  Zustimmung  zu 
solchen  Rechtsgeschäften  und  Rechtsstreitig- 
keiten nicht  erforderlich,  die  der  Geschäftsbe- 
trieb mit  sich  bringt.  Im  Rahmen  des  Ge- 
schäftsbetriebes darf  die  Frau  also  auch  über 
ihr  eingebrachtes  Gut  verfügen,  darf  sie  ein 
zum  eingebrachten  Gute  gehöriges  Recht  ge- 
richtlich geltend  machen.  Aus  Rechtsgeschäften, 
die  innerhalb  des  Geschäftsbetriebes  vorge- 
nommen sind,  wird  ohne  weiteres  auch  das 
eingebrachte  Gut  verhaftet,  so  dass  die  Gläubiger 
sich  an  dieses  halten  können.  Einseitige 
Rechtsgeschäfte,  die  sich  auf  das  Handelsge- 
schäft beziehen,  sind  der  Frau  gegenüber  vor- 
zunehmen. 

Die  Einwilligung  des  Mannes  in  den  Ge- 
schäftsbetrieb kann  formlos  in  jeder  beliebigen 
Weise  erfolgen.  Sie  kann  willkürlich  erteilt, 
verweigert  und  widerrufen  werden.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  Verkehrssicherheit  bestimmt  aber 
das  Gesetz,  dass  die  Einwilligung  als  erteilt 
gilt,  wenn  die  Frau  mit  Wissen  und  ohne 
Einspruch  des  Mannes  das  Erwerbsgeschäft 
betreibt,  und  dass  der  Einspruch  des  Mannes 
gegen  den  Geschäftsbetrieb  oder  der  Wider- 
ruf der  erteilten  Einwilligung  nach  aussen  hin, 
einer  dritten  Person  gegenüber,  nur  wirksam 
ist,  wenn  er  im  Güterrechtsregister  eingetragen 
oder  der  dritten  Person  bekannt  ist. 

Das  Güterrechtsregister  ist  ein  öffentliches, 
bei  den  Amtsgerichten  geführtes  Register,  welches  be- 
stimmt ist ,  Auskunft  über  die  Oüterrechtsverhältnisse 
von  Ehegatten  zu  geben.  Die  Einsicht  des  Registers 
ist  jedem  gestattet.  Auch  hat  das  Gericht  die  Ein- 
tragungen bekannt  zu  machen  (BGB.  §  1558ff.). 

Ist  nun  der  Einspruch  oder  der  Widerruf 
wirksam,  so  unterliegt  die  Handelsehefrau  den- 


selben Beschränkungen,  wie  jede  andere  Ehe 
frau,  die  nicht  Handelsfrau  ist. 

Was  die  Ehefrau  aus  ihrem  Geschäft  erwirbt,  fälll 
wenn  die  Ehegatten  nach  gesetzlichem  Güterrecht  lebe: 
ihr  zu.     Es  wird  Vorbehaltsgut  (BGB.  §  1367). 

Das  vorstehend  Ausgeführte  bezieht  sich  zunäch 
nur  auf  die  Fälle,  in  welchen  die  Ehegatten  im  g 
setzlichen  Güterstande  leben.  Dieser  Güterstand  Iieg¥ 
aber  nicht  immer  vor.  Es  ist  vielmehr  zulässig,  dass 
die  Ehegatten  durch  Vertrag,  sog.  Ehevertrag,  ihr 
güterrechtliches  Verhältnis  regeln,  sie  können  auch  noch 
nach  Eingehung  der  Ehe  den  Güterstand  aufheben  oder 
ändern  (BGB.  §  1432  ff.).  Die  Ehegatten  können  ins- 
besondere für  ihre  güterrechtlichen  Beziehungen  die 
allgemeine  Gütergemeinschaft,  die  Errungenschaftsge- 
meinschaft, d.  h.  die  Gemeinschaft  desjenigen,  was  der 
Mann  oder  die  Frau  während  der  Ehe  erwirbt,  die 
Fahrnisgemeinschaft,  d.  h.  die  Gemeinschaft  des  be- 
weglichen Vermögens  und  der  Errungenschaft,  ein- 
führen, sie  können  auch  Gütertrennung  vereinbaren, 
in  welchem  Falle  jeder  Ehegatte  unbeschränkter  Eigen- 
tümer seines  Vermögens  bleibt.  Alle  diese  Änderungen 
des  gesetzlichen  Güterrechts  wirken  aber  gegen  eine 
dritte  Person  nur,  wenn  sie  ihr  bekannt  oder  im  Güter- 
rechtsregister eingetragen  sind  (BGB.  §  1435). 

Im  System  der  Gütertrennung  treten  keinerlei  Be- 
schränkungen der  Ehefrau  ein.  Wohl  aber  ist  auch 
nach  den  drei  anderen  soeben  erwähnten  Güterrechts- 
systemen einerseits  die  Ehefrau  in  ihren  Verfügungen 
beschränkt  und  andererseits  die  Haftung  des  Gesamt- 
gutes für  die  VerbindHchkeiten  der  Ehefrau  nur  eine 
bedingte.  Doch  auch  hier  wird  die  Stellung  der  Ehe- 
frau, falls  sie  ein  Handelsgewerbe  betreibt  und  der 
Ehemann  die  Einwilligung  dazu  gibt,  bezw.  die  Ein- 
willigung gemäss  den  oben  dargestellten  Regeln  als 
erteilt  gilt,  eine  freie,  der  oben  behandelten  Stellung 
der  nach  gesetzlichem  Güterrechte  lebenden  Handels- 
ehefrau entsprechende. 

£)  Auch  ein  Minderjähriger  kann  Kauf- 
mann sein. 

Als  Minderjährige  bezeichnet  man  Personen,  die 
das  21.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben.  Erst 
mit  der  Volljährigkeit  tritt  in  der  Regel  die  volle  Ge- 
schäftsfähigkeit ein,  d.  h.  die  Fähigkeit,  durch  eigene 
Handlungen  rechtliche  Wirkungen  hervorzubringen. 
Rechte  zu  erwerben  und  verpflichtet  zu  werden  (BGB. 
§  2).  Den  Minderjährigen  steht  die  volle  Geschäfts- 
fähigkeit nicht  zu.  Es  ist  aber  unter  ihnen  wieder  zu 
unterscheiden  zwischen : 

1.  Kindern  bis  zur  Vollendung  des  7.  Lebensjahres 
und 

2.  Minderjährigen,   die  das  7.  Lebensjahr  vollendet 
haben  (BGB.  §§  104  ff.). 

Erstere  sind  geschäftsunfähig,  d.  h.  ihre  Handlungen 
sind  schlechthin  ohne  rechtliche  Wirkungen,  sie  können 
durch  eigene  selbständige  Handlungen  ein  Recht  nicht 
erwerben  und  sich  nicht  verpflichten  —  letztere  sind 
in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt,  und  zwar  be- 
darf der  mehr  als  7jährige  Minderjährige  regelmässig 
der  vorherigen,  aber  auch  formlos  erteilbaren  Einwü- 
ligung  seines  gesetzlichen  Vertreters  zu  jeder  Willens- 
erklärung, d.  h.  zu  einer  Erklärung,  durch  die  der  auf 
Herbeiführung  eines  rechtlichen  Erfolges  gerichtete 
Wille  geäussert  wird,  demnach  zum  Abschluss  von  Ver- 
trägen sowohl  wie  auch  zur  Vornahme  sog.  einseitiger 
Rechtsgeschäfte,  d.  h.  Willenserklärungen  einer  Partei, 
die  für  sich  allein  rechtliche  Wirkungen  hervorbringen. 
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z.  B.  Mahnungen  und  Kündigungen.  Einseitige  Rechts- 
geschäfte, die  der  Minderjährige  ohne  die  Einwilligung 
seines  gesetzlichen  Vertreters  vornimmt,  sind  schlecht- 
hin unwirksam,  während  die  Wirksamkeit  von  Ver- 
trägen, die  der  Minderjährige  ohne  vorherige  Einwil- 
ligung seines  gesetzlichen  Vertreters  abschliesst,  von 
dessen  nachheriger  Genehmigung  abhängt.  Nur  solche 
Rechtshandlungen  darf  der  mehr  als  7jährige  Minder- 
jährige selbst  vornehmen,  durch  die  er  lediglich  einen 
rechtlichen  Vorteil  erlangt,  z.  B.  die  Annahme  eines 
Geschenkes  (BGB.  §§  106ff.). 

Der  gesetzliche  Vertreter  ist  bei  ehelich  geborenen 
Minderjährigen,  deren  natürlicher  Vater  noch  lebt,  regel- 
mässig dieser,  sonst  regelmässig  die  Mutter  (BGB.  §§1626, 
1627ff.,  1684ff.).  Andere  Minderjährige  erhalten  einen 
Vormund  als  gesetzlichen  Vertreter  (BGB.  §§1773  ff.). 

Alle  diese  gesetzlichen  Vertreter  können  nicht  nur 
in  der  Weise  für  den  beschränkt  geschäftsfähigen  Min- 
derjährigen auftreten,  dass  sie  zu  seinen  Willenserklä- 
rungen die  Zustimmung  erteilen,  sondern  auch  so,  dass 
sie  für  den  Minderjährigen  ohne  dessen  Zutun  Willens- 
erklärungen abgeben.  Für  den  geschäftsunfähigen  Min- 
derjährigen müssen  sie  stets  in  der  letzteren  Weise 
tätig  sein. 

Wiewohl  nun  die  Minderjährigen  in  der 
angeführten  Weise  der  vollen  Geschäftsfähig- 
keit entbehren,  können  sie  doch  Kaufleute  sein, 
da  persönliche  Mitarbeit  des  Inhabers  des  Ge- 
werbebetriebs nicht  erforderlich  ist.  Daraus 
folgt,  dass  die  Geschäftsfähigkeit  zur  Begrün- 
dung der  Kaufmannseigenschaft  entbehrlich  ist. 
Der  Minderjährige  wird  Kaufmann,  wenn  in 
seinem  Namen  ein  Handelsgewerbe  tatsächlich 
betrieben  wird,  bezw.  in  den  oben  näher  be- 
handelten Fällen  seine  Firma  in  das  Handels- 
register eingetragen  wird. 

Dazu  ist  stets  eine  Entschliessung  des  ge- 
setzlichen Vertreters  des  Minderjährigen  erfor- 
derlich. Es  ist  aber  noch  folgendes  zu  be- 
achten: Wird  ein  Geschäft  von  dem  gesetz- 
lichen Vertreter  neu  begründet,  so  soll  der 
gesetzliche  Vertreter  die  Genehmigung  des  Vor- 
mundschaftsgerichtes, d.  h,  des  mit  der  Auf- 
sicht über  ihn  betrauten  Amtsgerichts,  nach- 
suchen. Weiterhin  bedarf  der  gesetzliche 
Vertreter  der  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts zu  einem  Vertrage,  der  auf  den 
entgeltlichen  Erwerb  eines  Handelsgeschäfts 
gerichtet  ist,  sowie  zu  einem  Gesellschaftsver- 
trage, der  zum  Betriebe  eines  Handelsgeschäfts 
eingegangen  wird  (BGB.  §§  1822,  Z.3,  1823). 
Wird  aber  in  Nichtbeachtung  dieser  Regeln 
vom  gesetzlichen  Vertreter  ein  Handelsgewerbe 
für  den  Minderjährigen  betrieben,  so  wird  der 
Minderjährige  doch  Kaufmann.  Bei  der  Fort- 
setzung eines  von  dem  Minderjährigen  ererbten 
Geschäfts  ist  die  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts überhaupt  nicht  erforderlich. 

Der  Minderjährige,  der  das  18.  Lebensjahr  vollendet 
hat,    soll    vom    Vormundschaftsgericht    vor    der    Ent- 


scheidung über  die  Genehmigung  eines  auf  den  Er- 
werb eines  Handelsgeschäfts  gerichteten  Vertrags  oder 
eines  auf  den  gemeinschaftlichen  Betrieb  eines  Handels- 
geschäfts gerichteten  Gesellschaftsvertrags  sowie  vor 
der  Genehmigung  des  Beginnes  eines  Handelsgeschäfts 
gehört  werden  (BGB.  §  1827).  Seine  Erklärung  ist 
aber  ohne  entscheidende  Bedeutung. 

Wird  nun  für  den  Minderjährigen  ein  Han- 
delsgewerbe betrieben,  so  handelt  für  die 
Minderjährigen  unter  7  Jahren  stets  der  ge- 
setzliche Vertreter.  In  gewissen  Fällen  bedarf 
er  der  Genehmigung  des  Vormundschafts- 
gerichts, z.  B.  zur  Verfügung  über  Grundstücke, 
zur  Aufnahme  von  Geld  auf  den  Kredit  des 
Mündels,  zur  Eingehung  einer  Verbindlichkeit 
au£  einem  Wechsel,  zur  Übernahme  einer  Bürg- 
schaft, zur  Erteilung  einer  Prokura  (BGB. 
§§  1821,  1822,  1643,  1686).  Doch  kann  das 
Vormundschaftsgericht  zur  Vornahme  von  be- 
stimmten Rechtsgeschäften,  für  die  sonst  seine 
Genehmigung  im  einzelnen  Falle  erforderlich 
wäre,  dem  gesetzlichen  Vertreter  im  Interesse 
des  ungehinderten  Ganges  des  Geschäfts  eine 
allgemeine  Ermächtigung  erteilen.  Ausgeschlos- 
sen ist  diese  Ermächtigung  bei  Erteilung  von 
Prokuren,  bei  Verfügung  über  Grundstücke. 

Hat  der  Minderjährige  das  7.  Lebensjahr 
vollendet,  so  kann  für  ihn  der  gesetzliche  Ver- 
treter ganz  ebenso  und  mit  denselben  Be- 
schränkungen durch  die  vormundschaftsgericht- 
liche Genehmigung  handeln  wie  für  das  noch 
nicht  7  jährige  Kind.  Der  Minderjährige  kann 
aber  auch  einzelne  Geschäfte  gemäss  den  ein- 
gangs dargestellten  Regeln  über  die  beschränkte 
Geschäftsfähigkeit  der  mindestens  7jährigen 
Minderjährigen  mit  Einwilligung  bezw.  Geneh- 
migung des  gesetzlichen  Vertreters  selbst  vor- 
nehmen. Das  Gesetz  geht  aber  noch  weiter: 
Der  gesetzliche  Vertreter  kann  mit  Geneh- 
migung des  Vormundschaftsgerichts  den  min- 
destens 7jährigen  Minderjährigen  zum  selb- 
ständigen Betriebe  des  Handelsgewerbes  er- 
mächtigen. Diese  Ermächtigung  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Minderjährige  für  solche 
Rechtsgeschäfte  unbeschränkt  geschäftsfähig 
wird,  die  der  Geschäftsbetrieb  mit  sich  bringt, 
und  dass  er  auch  alle  einschlagenden  Prozesse 
führen  darf.  Ausgenommen  sind  nur  Rechts- 
geschäfte, zu  denen  der  gesetzliche  Vertreter 
die  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts 
einzuholen  hat  (BGB.  §  112).  Diese  Ermäch- 
tigung kann  von  dem  Vertreter  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Vormundschaftsgerichts  zurück- 
genommen werden. 

Der  Minderjährige  verliert  die  Kaufmanns- 
eigenschaft nach  den  S.  971  angeführten  Regeln. 
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Im  allgemeinen  entscheidet  über  die  Einstel- 
lung des  Geschäftsbetriebes  der  gesetzliche  Ver- 
treter. Jedoch  ist  zu  beachten:  einmal,  dass 
das  Geschäft,  falls  der  Minderjährige  zum  selb- 
ständigen Geschäftsbetriebe  ermächtigt  ist,  nur 
geschlossen  werden  kann,  wenn  das  Vormund- 
schaftsgericht dies  genehmigt,  und  weiterhin, 
dass  in  allen  Fällen  ein  gesetzlicher  Vertreter, 
der  Vormund  ist,  ein  bestehendes  Erwerbsge- 
schäft nicht  ohne  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts schliessen  soll  (BGB.  §  1823). 
Auch  ist  zu  einem  Vertrage,  der  auf  die  Ver- 
äusserung  eines  bestehenden  Erwerbsgeschäfts 
gerichtet  ist,  die  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichts erforderlich. 

Der  Erwerb  aus  dem  Geschäft  des  Minder- 
jährigen gebührt  diesem  stets,  wenn  er  nicht 
unter  elterlicher  Gewalt  steht. 

Unter  elterlicher  Gewalt,  d.h.  der  staatlich  geord- 
neten Fürsorgeberechtigung  und  -Verpflichtung  der 
Eltern  in  Ansehung  ihres  Kindes,  steht  regelmässig  der- 
jenige eheliche  Minderjährige,  dessen  Vater  oder  dessen 
Mutter  noch  leben.  Lebt  der  Vater,  so  hat  dieser 
regelmässig  die  elterliche  Gewalt.  Lebt  der  Vater  nicht 
mehr,  so  steht  die  elterliche  Gewalt  regelmässig  der 
Mutter  zu  (BGB.  §§1626  ff.,  1684  ff.).  Der  Inhaber 
der  elterlichen  Gewalt  hat  für  die  Person  und  das 
Vermögen  des  Kindes  zu  sorgen,  dafür  aber  auch  das 
Recht  der  Nutzniessung  am  Vermögen  des  Kindes. 

Bezüglich  des  Erwerbs  aus  dem  Handels- 
gewerbe der  unter  elterlicher  Gewalt  stehenden 
Minderjährigen  bestimmt  das  Gesetz:  Ist  der 
Minderjährige  zum  selbständigen  Betriebe  des 
Erwerbsgeschäfts  ermächtigt,  so  gebührt  der 
Ertrag  ihm,  andernfalls  gebührt  der  jährliche 
Reingewinn  dem  Inhaber  der  Gewalt.  Ergibt 
sich  in  einem  Jahre  ein  Verlust,  so  verbleibt 
der  Gewinn  der  späteren  Jahre  bis  zur  Aus- 
gleichuijg  des  Verlustes  dem  Kinde(BGB.§  1 655). 

b)  Das  Geschäft  des  Kaufmanns. 

d)  Allgemeine  gewerbepolizeiliche  Vor- 
schriften für  den  Geschäftsbetrieb.  Jeder- 
mann, der  den  selbständigen  Betrieb  eines  stehen- 
den Gewerbes  beginnt,  muss  der  für  den  betr. 
Ort  zuständigen  Verwaltungsbehörde  gleichzeitig 
Anzeige  davon  machen  (GO.  §  14). 

Der  Inhaber  eines  stehenden  Gewerbes  ist 
befugt,  auch  ausserhalb  des  Gemeindebezirks 
seiner  gewerblichen  Niederlassung  persönlich 
oder  durch  in  seinem  Dienst  stehende  Rei- 
sende für  die  Zwecke  seines  Gewerbebetriebes 
Waren  aufzukaufen  und  Bestellungen  auf  Waren 
zu  suchen,  jedoch  ist  in  solchem  Fall  eine 
Legitimationskarte  für  den  Geschäftsinhaber  oder 
seinen  Reisenden  erforderlich  (GO.   §§  44  ff.). 

Wer  dagegen   ohne  Begründung  einer  ge- 


werblichen Niederlassung  ausserhalb  des  Ge- 
meindebezirks seines  Wohnortes  oder  seiner 
durch  besondere  Anordnung  dem  Gemeinde- 
bezirk gleichgestellten  nächsten  Umgebung 
ohne  vorgängige  Bestellung  in  eigener  Per- 
son Waren  feilbieten  oder  Warenbestellungen 
aufsuchen  oder  Waren  bei  anderen  Personen 
als  bei  Kaufleuten  oder  an  anderen  Orten  als 
in  offenen  Verkaufsstellen  zum  Wiederverkauf 
ankaufen  oder  gewerbliche  Leistungen  anbieten 
will,  bedarf  eines  Wandergewerbescheins. 

Gewerbetreibende,  die  einen  offenen  Laden 
haben  oder  Gast-  oder  Schankwirtschaft  be- 
treiben, sind  verpflichtet,  ihren  Familiennamen 
mit  mindestens  einem  ausgeschriebenen  Vor- 
namen an  der  Aussenseite  oder  am  Eingang 
des  Ladens  oder  der  Wirtschaft  in  deutlich 
lesbarer  Schrift  anzubringen.  Kaufleute,  die 
eine  Handelsfirma  führen,  haben  zugleich  die 
Firma  in  der  bezeichneten  Weise  an  dem  Laden 
oder  der  Wirtschaft  anzubringen;  ist  aus  der 
Firma  der  Familienname  des  Geschäftsinhabers 
mit  dem  ausgeschriebenen  Vornamen  zu  er- 
sehen, so  genügt  die  Anbringung  der  Firma. 
Auf  offene  Handelsgesellschaften,  Kommanditges. 
und  Kommanditges.  auf  Aktien  finden  diese  Vor-  i 
Schriften  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  für  1 
die  Namen  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf-  j 
ter  gilt,  was  in  betreff  der  Namen  der  Gewerbetrei-  j 
benden  bestimmt  ist.  Sind  mehr  als  zwei  Be- 
teiligte vorhanden,  deren  Namen  demnach  in 
der  Aufschrift  anzugeben  wären,  so  genügt  es, 
wenn  die  Namen  von  zweien  mit  einem  das 
Vorhandensein  weiterer  Beteiligter  andeuten- 
den Zusatz  aufgenommen  werden.  Die  Polizei- 
behörde kann  im  einzelnen  Falle  die  Angabe 
der  Namen  aller  Beteiligten  anordnen. 

ß)  Die  kaufmännische  Niederlassung. 
Die  Leitung  oder  wenigstens  die  Oberleitung 
des  Geschäfts,  des  gesamten  Handelsunterneh- 
mens des  Kaufmanns,  erfolgt  von  einer  Stelle 
aus.  Diese  Stelle,  z.  B.  der  Sitz  des  Kontors» 
ist  der  Ort  der  Handelsniederlassung.  Die 
Ortschaft,  in  welcher  sich  die  Handelsnieder- 
lassung befindet,  braucht  nicht  der  Wohnort 
des  Kaufmanns  zu  sein.  Es  kann  ein  wohl- 
habender Kaufmann  seine  Handelsniederlassung 
in  der  Grosstadt,  seinen  Wohnsitz  in  einem 
nahe  liegenden  Villenorte  haben. 

Die  geschäftliche  Tätigkeit  braucht  sich  nur 
an  einem  Orte  abzuspielen.  Für  ein  Geschäft 
können  jedoch  auch  ausser  der  Zentralstelle 
mehrere  Nebengeschäftsstellen  vorhanden  sein, 
die  entweder  von  der  Zentralstelle  völlig  ab- 
hängig sind  oder  aber  eine  gewisse  Selbständig 
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keit  besitzen,  insofern  sie  befugt  sind,  der  Regel 
nach  selbständig  Geschäfte  abzuschliessen.  Dies 
ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  ein  bestimmter  Zweig 
des  Geschäftsbetriebes  von  der  Geschäftsstelle, 
statt  von  der  Zentralstelle,  selbständig  geleitet 
wird.  Selbstverständlich  verbleibt  der  Zentral- 
stelle die  Oberleitung,  die  sich  beispielsweise 
in  der  Besetzung  der  Geschäftsstelle  mit  dem 
leitenden  Beamten  äussern  wird. 

Die  Geschäftsstellen  ersterer  Art,  die  völlig 
abhängigen  Betriebsstellen,  kann  man  als  Neben- 
etablissements, Nebenstellen  bezeichnen.  Sie 
haben   keine  besondere  rechtliche  Bedeutung, 

Die  Geschäftsstellen  letzterer  Art,  die  mit 
einer  gewissen  rechtlichen  Selbständigkeit  aus- 
gestatteten Geschäftsstellen,  bezeichnet  man  als 
Zweigniederlassungen  (Filialen,  Kommanditen). 
Sie  haben  eine  besondere  rechtliche  Bedeutung. 
Klagen  z.  B.,  welche  auf  den  Geschäftsbetrieb 
der  Zweigniederlassung  Bezug  haben,  können 
bei  dem  Gericht  des  Ortes  erhoben  werden, 
in  dem  sich  die  Zweigniederlassung  befindet 
(CPO.  §  21). 

Die  Unterscheidung  zwischen  relativ  selb- 
ständigen und  unselbständigen  Geschäftsneben- 
stellen ist  sehr  schwierig.  Im  Verkehr  wird 
die  Unterscheidung  in  der  Regel  dadurch  er- 
leichtert, dass  die  Zweigniederlassung  in  das 
für  ihren  Ort  bestehende  Handelsregister  ein- 
getragen wird,  während  die  unselbständige 
Nebenstelle  nicht  eingetragen  werden  kann. 

Beispiele  von  Zweigniederlassungen  sind  die  Reichs- 
bankstellen, die  Preussischen  Eisenbahndirektionen,  die 
Filialen  der  Deutschen  Bank.  Beispiele  von  blossen 
Nebenetablissements  ohne  selbständige  rechtliche  Be- 
deutung sind  die  Nebenstellen  der  Reichsbank  und  die 
Preussischen  Eisenbahnstationen. 

/)  Die  Handelsfirma.  Die  Firma  eines 
Kaufmanns  ist  der  Name,  unter  dem  er  im 
Handel  seine  Geschäfte  betreibt  und  die  Unter- 
schrift abgibt  (HGB.  §  17).  Ein  Kaufmann 
kann  unter  seiner  Firma  klagen  und  verklagt 
werden.  Minderkaufleute  haben,  wie  bereits 
erwähnt,  keine  Firma  im  Rechtssinne. 

Jeder  Kaufmann  (Vollkaufmann)  ist  verpflich- 
tet, eine  Firma  zu  führen.  Er  kann  diese 
selbst  wählen,  wird  aber  in  der  Freiheit  der 
Wahl  vom  Gesetz  in  folgender  Weise  be- 
schränkt: 

1.  Die  Firma  muss  wahr  sein.  Es  soll 
keinerlei  Irrtum  darüber  möglich  sein,  welche 
Person  Geschäftsinhaber  ist,  ob  eine  einzelne 
Person  oder  eine  Gesellschaft  das  Handels- 
gewerbe betreibt,  in  welchem  Umfange  der 
Geschäftsinhaber  für  die  Geschäftsschulden  haftet. 

Daher  hat  ein  Einzelkaufmann,  der  sein 
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Geschäft  allein,  ohne  Gesellschafter  oder  nur 
mit  einem  stillen  Gesellschafter,  betreibt,  seinen 
Familiennamen  mit  mindestens  einem  ausge- 
schriebenen Vornamen  als  Firma  zu  führen. 
Der  Firma  darf  kein  Zusatz  beigefügt  werden, 
der  ein  Gesellschaftsverhältnis  andeutet  oder 
sonst  geeignet  ist,  eine  Täuschung  über  die 
Art  oder  den  Umfang  des  Geschäfts  oder  die 
Verhältnisse  des  Geschäftsinhabers  herbeizu- 
führen. Dagegen  sind  Zusätze  gestattet,  die 
zur  Unterscheidung  der  Person  oder  des  Ge- 
schäfts dienen. 

Demnach  kann  der  Buchhändler  Friedrich  August 
Müller:  F.  August  Müller,  Friedrich  August  Müller, 
August  Müller,  August  Müller's  Buchhandlung,  nicht 
aber  Müller's  Buchhandlung,  da  hier  der  Vorname  fehlt, 
oder  August  Müller  &  Co.,  da  hierdurch  ein  Gesell- 
schaftsverhältnis angedeutet  wird,  firmieren. 

Die  Firma  einer  offenen  Handelsge- 
sellschaft hat  den  Namen  wenigstens  eines 
der  Gesellschafter  mit  einem  das  Vorhanden- 
sein einer  Gesellschaft  andeutenden  Zusätze 
oder  die  Namen  aller  Gesellschafter  zu  ent- 
halten. Vornamen  brauchen  nicht  beigefügt 
zu  werden.  Die  Namen  anderer  Personen  dür- 
fen nicht  in  die  Firma  aufgenommen  werden. 

Betreiben  Friedrich  Müller  und  August  Schulze  ge- 
meinschaftlich als  offene  Handelsgesellschafter  ein  Ge- 
schäft, so  können  sie  firmieren:  Müller  &  Schulze, 
Müller  &  Co.,  Schulze  &  Co.,  Friedrich  Müller  &  Co. 
Unzulässig  wäre  als  Firma  Friedrich  Müller. 

Entsprechendes  gilt  von  der  Firma  der  Kom- 
manditgesellschaft. Sie  hat  den  Namen  we- 
nigstens eines  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter —  mit  oder  ohne  Beifügung  des 
Vornamens  —  mit  einem  das  Vorhandensein 
einer  Gesellschaft  andeutenden  Zusätze  zu  ent- 
halten. Die  Namen  anderer  Personen  als  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  dürfen  in 
die  Firma  nicht  aufgenommen  werden. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung  muss  vom  Gegenstand 
des  Unternehmens  entlehnt  sein  oder  die 
Namen  der  Gesellschafter  oder  den  Namen 
wenigstens  eines  Gesellschafters  mit  einem  das 
Vorhandensein  eines  Gesellschaftsverhältnisses 
andeutenden  Zusätze  und  in  allen  Fällen  die 
zusätzliche  und  ausgeschriebene  Bezeichnung 
„mit   beschränkter  Haftung"  enthalten. 

Die  Firma  einer  Aktiengesellschaft  und 
einer  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
ist  in  der  Regel,  die  einer  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaft stets  vomGegenstand 
des  Unternehmens  zu  entlehnen.  Ausserdem  ha- 
ben die  Firmen  dieser  Vereinigungen  je  nach  der 
Art  der  Vereinigung  die  Bezeichnungen:  Ak- 
tiengesellschaft, Kommanditgesellschaft  auf  Ak- 
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tien,  eingetragene  Genossenschaft  mit  beschränk- 
ter Haftpflicht,  bezw.  unbeschränkter  Nach- 
schusspfHcht  oder  unbeschränkter  Haftpfhcht 
zu  enthalten  (HOB.  §  20.  Gen.G.  §§  2,  3). 

2.  Weiterhin  muss  sich  jede  neue  Firma 
von  allen  an  demselben  Orte  oder  in  derselben 
Gemeinde  bereits  bestehenden  und  in  das 
Handelsregister  eingetragenen  Firmen  deutlich 
unterscheiden  (HGB.  §30). 

Ist  z.  B.  im  Handelsregister  zu  Leipzig  bereits  die 
Firma  August  Schulze  eingetragen,  so  darf  ein  anderer 
August  Schulze  nicht  auch  so  firmieren.  Er  muss 
vielmehr  seiner  Firma  einen  gestatteten  (s.  S.  977), 
deutlich  unterscheidenden  Zusatz  beifügen,  den  er  etwa 
von  der  Art  seines  Geschäfts  nimmt,  z.  B.  August 
Schulze,  Seifenhandlung. 

Besteht  an  einem  Orte,  wo  eine  Zweignieder- 
lassung errichtet  wird,  bereits  eine  gleiche  ein- 
getragene Firma,  so  muss  der  Firma  für  die 
Zweigniederlassung  ein  deutlich  unterscheiden- 
der Zusatz  beigefügt  werden.  Sonst  darf  jeder 
Kaufmann  im  Betriebe  eines  Geschäfts  nur  eine 
Firma  führen. 

3.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  seine 
Firma  und  den  Ort  seiner  Handelsniederlassung 
bei  dem  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  sich  die 
Niederlassung  befindet,  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  anzumelden.  Er  hat  seine  Firma 
zur  Aufbewahrung  beim  Amtsgericht  zu  zeich- 
nen. Anmeldung  und  Zeichnung  haben  auch 
beim  Amtsgericht  einer  etwaigen  Zweignieder- 
lassung zu  erfolgen. 

Zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  ist 
weiter  anzumelden  jede  Änderung  der  Firma 
oder  ihres  Inhabers  sowie  die  Verlegung  der 
Handelsniederlassung  an  einen  andern  Ort,  weiter 
das  im  Falle  der  Veräusserung  des  Geschäfts 
ohne  Übertragung  der  Firma  oder  im  Falle 
der  Auflösung  des  Geschäfts  eintretende  Er- 
löschen der  Firma. 

4.  Der  Grundsatz  von  der  Wahrheit  der 
Firma  wird  durch  folgende  Bestimmungen 
durchbrochen: 

Die  Firma,  gleichviel  ob  sie  eingetragen  ist 
oder  nicht,  kann  veräussert  oder  vererbt  werden, 
aber  nur  mit  dem  Geschäft,  für  das  sie  be- 
steht (HGB.  §  23),  und  weiterhin  ist  zur  Fort- 
führung der  Firma  durch  den  Geschäftserwerber 
stets  nötig,  dass  der  bisherige  Firmeninhaber 
oder  dessen  Erben  in  die  Fortführung  der  Firma 
ausdrücklich  willigen. 

Ferner  kann,  wenn  jemand  in  ein  bestehendes 
Handelsgeschäft  als  Gesellsrhafter  aufgenommen 
wird,  oder  wenn  ein  neuer  Gesellschafter  in 
eine  Handelsgesellschaft  eintritt  oder  ein  Ge- 
sellschafter aus  einer  solchen  ausscheidet,  die 


bisherige  Firma  ungeachtet  dieser  Veränderung 
fortgeführt  werden.  Beim  Ausscheiden  eines 
Gesellschafters,  dessen  Name  in  der  Firma  ent- 
halten ist,  bedarf  es  indessen  zur  Fortführung 
der  Firma  der  ausdrücklichen  Genehmigung 
des  Gesellschafters  oder  seiner  Erben. 

Es  kann  dadurch  vorkommen,  dass  ein  Einzelkauf- 
mann oder  eine  Gesellschaft  eine  Firma  führt,  die  mit 
den  bürgerlichen  Namen  des  Kaufmanns,  bezw.  den 
Namen  der  Gesellschafter  nicht  übereinstimmt. 

Geht  die  Firma  nach  diesen  Bestimmungen 
auf  eine  andere  Person  über,  so  kann  diese 
die  Firma  in  der  bisherigen  Form  oder  mit 
Beifügung  eines  das  Nachfolgeverhältnis  an- 
deutenden Zusatzes  führen. 

Auch  auf  die  oben  (S.  977)  aufgeführten 
Gesellschaften  kann  eine  schon  bestehende 
Firma  übergehen,  was  aber  diese  Gesellschaften 
nicht  von  der  Verpflichtung  entbindet,  ihr  Ge- 
sellschaftsverhältnis in  der  oben  behandelten 
Weise  in  der  Firma  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Wird  ohne  Änderung  der  Person  der  Name 
des  Geschäftsinhabers  oder  der  in  der  Firma 
enthaltene  Name  eines  Gesellschafters  geändert 
(z.  B.  eine  ledige  Handelsfrau  verheiratet  sich), 
so  kann  die  bisherige  Firma  fortgeführt  werden. 

5.  Wer  eine  ihm  nicht  zustehende  Firma 
gebraucht,  ist  von  dem  Registergericht,  d.  h. 
vom  Amtsgericht,  bei  welchem  das  betr.  Han- 
delsregister geführt  wird,  zur  Unterlassung  des 
Gebrauchs  der  Firma  durch  Ordnungsstrafen 
—  im  einzelnen  Falle  bis  zu  300  M  —  an- 
zuhalten. Auch  kann  jeder,  der  in  seinen 
Rechten  dadurch  verletzt  wird,  dass  ein  anderer 
eine  Firma  unbefugt  führt,  von  diesem  die 
Unterlassung  des  Gebrauchs  der  Firma  ver- 
langen und  Schadenersatz  fordern. 

6.  Es  kann  vorkommen,  dass  versehentlich 
oder  aus  einer  sonstigen  Veranlassung  auch 
der  Name,  unter  welchem  ein  Minderkauf- 
mann oder  ein  Nichtkaufmann  ihre  Geschäfte 
führen,  im  Handelsregister  eingetragen  wird. 
Das  Registergericht  muss  dann  zur  Löschung 
der  Eintragung  vorschreiten.  Solange  aber 
die  Eintragung  besteht,  gilt  derjenige,  dessen 
Geschäftsname  eingetragen  ist,  im  Verhältnis 
zu  Dritten  als  Vollkaufmann. 

7.  Das  Handelsregister  ist  ein  öffentliches 
Register,  das  von  den  Amtsgerichten  geführt 
wird  und  die  Rechtsverhältnisse  der  Kaufleute 
in  dem  Bezirk  des  Registergerichts  kund 
machen  soll.  Was  einzutragen  ist,  wird  im 
Gesetz  im  einzelnen  bestimmt  Die  Einsicht 
des  Handelsregisters  sowie  der  zum  Handels- 
register eingereichten  Schriftstücke,  z.  B.  einer 


Die  Personen  des  Handels. 


979 


Firmazeichnung,  ist  jedem  gestattet.  Auch  kann 
von  den  Eintragungen  eine  auf  Verlangen  zu 
beglaubigende  Abschrift  gefordert  werden. 
Das  Registergericht  hat  überdies  die  Eintra- 
gungen in  das  Handelsregister  in  dem  Deut- 
schen Reichsanzeiger  und  mindestens  in  einem 
anderen  Blatte  (Amtsblatt)  bekannt  zu  machen. 

Die  im  Handelsregister  vorzunehmenden 
Eintragungen  erfolgen  regelmässig  auf  Anmel- 
dung der  dabei  Beteiligten.  Nur  in  einzelnen 
Fällen  hat  das  Gericht  auch  ohne  Anmeldung, 
wie  man  zu  sagen  pflegt:  „von  Amts  wegen", 
eine  Eintragung  zu  bewirken. 

Die  Anmeldungen  zur  Eintragung  sowie 
die  zur  Aufbewahrung  bei  dem  Gericht  be- 
stimmten Zeichnungen  von  Unterschriften  sind 
von  den  Beteiligten  persönlich  bei  dem  Re- 
gistergericht, d.  h.  zu  Protokoll,  vorzunehmen 
oder  in  öffentlich,  d.  h.  von  einem  Notar  oder 
einem  Amtsgericht,  beglaubigter  Form  einzurei- 
chen. Vertretung  durch  einen  Bevollmächtigten 
ist  bei  der  Anmeldung,  nicht  aber  bei  der 
Zeichnung,  zulässig.  Die  Vollmacht  ist  in 
öffentlich  beglaubigter  Form  oder  persönlich 
vor  dem  Registergericht  zu  erteilen  (HGB. 
§§  1 2  ff.,  Ges.  über  die  Angelegenheiten  d. 
freiwill.  Gerichtsbarkeit  §§  167  ff.,  Reichsgesetz- 
blatt 1898,  S.  771  ff.). 

Hat  ein  Kaufmann  eine  oder  mehrere  Zweig- 
niederlassungen, so  sind  die  Eintragungen  in 
das  Handelsregister  und  die  hierzu  erforder- 
lichen Anmeldungen  und  Zeichnungen  von 
Unterschriften  sowie  die  sonst  vorgeschriebe- 
nen Einreichungen  zum  Handelsregister  bei 
jedem  Registergericht,  in  dessen  Bezirk  eine 
Zweigniederlassung  besteht,  in  gleicher  Weise, 
wie  beim  Gericht  der  Hauptniederlassung  zu 
bewirken. 

Die  Anmeldung,  die  Bewirkung  bezw.  Ein- 
reichung von  Zeichnungen  sowie  die  vom 
Gesetz  sonst  geforderte  Einreichung  von  Schrift- 
stücken können  vom  Registergericht  durch 
Ordnungsstrafen  erzwungen  werden.  Die  Strafe 
darf  im  Einzelfall  den  Betrag  von  300  M  nicht 
übersteigen. 

Regelmässig  begründen  die  Eintragung  und 
die  Unterlassung  einer  vorzunehmenden  Ein- 
tragung Rechtsvermutungen  in  folgendem  Sinne: 

Solange  eine  in  das  Handelsregister  einzu- 
tragende Tatsache  nicht  eingetragen  und  be- 
kannt gemacht  ist,  kann  sie  von  dem  Kauf- 
mann, in  dessen  Angelegenheit  sie  einzutragen 
war,  einem  Dritten  nicht  entgegengesetzt  wer- 
den, es  sei  denn,  dass  sie  dem  Dritten  bekannt 
war.    Ist  die  Tatsache  eingetragen  und  bekannt 


gemacht,  so  muss  ein  Dritter  sie  gegen  sich 
gelten  lassen,  es  sei  denn,  dass  er  sie  weder 
kannte,  noch  kennen  musste. 

Beispiele.  Die  Entziehung  einer  Prokura  ist  im 
Handelsregister  noch  nicht  eingetragen.  Ein  Dritter, 
der  von  der  Entziehung  noch  nichts  weiss,  zahlt  dem 
Prokuristen  Geld,  das  er  dem  Prinzipal  aus  Geschäfts- 
verbindung schuldig  ist.  Der  Prinzipal  kann  das  Geld 
nicht  noch  einmal  fordern. 

Dazu  das  Gegenstück:  Das  Erlöschen  der  Prokura 
ist  eingetragen  und  bekannt  gemacht.  Dann  befreit 
die  Zahlung  an  den  ehemaligen  Prokuristen  den  Dritten 
nicht  von  seiner  Schuld  an  den  Prinzipal.  Nur  wenn 
er  ohne  sein  Verschulden  von  der  Eintragung  nichts 
wusste,  braucht  er  nicht  nochmals  zu  zahlen. 

Für  den  Geschäftsverkehr  mit  einer  in  das 
Handelsregister  eingetragenen  Zweignieder- 
lassung ist  im  Sinne  dieser  Vorschriften  die 
Eintragung  und  Bekanntmachung  durch  das 
Gericht  der  Zweigniederlassung  entscheidend. 

Es  gibt  aber  Ausnahmefälle,  in  denen  die  Wir- 
kung einer  Eintragung  teils  stärker,  teils  schwächer  ist. 

In  jenem  Falle  ist  die  Wirkung  eine  rechtsbegrün- 
dende (constitutive).  Ein  Beispiel  bilden  die  Kaufleute 
kraft  Eintragung  (S.  971),  die  durch  die  Eintragung 
erst  die  Kaufmannseigenschaft  erwerben. 

Die  schwächere  Wirkung  ist,  wie  man  sagt,  eine 
rein  deklaratorische.  Sie  gibt  nur  den  Vorgang  wieder, 
ohne  dass  etwas  Weiteres  für  oder  gegen  jemand 
daraus  folgt.  Die  schwächere  Wirkung  haben  z.  B. 
die  Eintragungen,  die  sich  auf  den  Konkurs  beziehen. 
In  dieser  Hinsicht  ist  zwar  vorgeschrieben,  dass  die  Kon- 
kurseröffnung über  das  Vermögen  eines  Kaufmanns, 
die  Aufhebung  eines  Eröffnungsbeschlusses  sowie  die 
Einstellung  und  Aufhebung  des  Konkurses  auch  von 
Amts  wegen  in  das  Handelsregister  einzutragen  ist 
(HOB.  §  32).  Aber  Vorteile  oder  Nachteile  entspringen 
aus  diesen  Eintragungen  für  niemand. 

ö)  Die  Gehilfen  des  Kaufmanns.    Man 

unterscheidet  rechttich  die  kaufmännischen 
und  die  gewerblichen  Gehilfen  eines  Kaufman- 
nes, je  nachdem  sie  kaufmännische  Dienste 
oder  Dienste  nicht  kaufmännischer,  sondern 
gewerblicher  Art  leisten.  Für  die  kaufmän- 
nischen Gehilfen  gelten  die  Vorschriften  des 
HGB.  §§  59—82,  für  die  gewerblichen  Ge- 
hilfen die  Bestimmungen  der  GO. 

Der  Unterschied  ist  auch  deshalb  von  Wichtigkeit, 
weil  die  Streitigkeiten  der  Handlungsgehilfen  mit  ihren 
Prinzipalen  vor  die  Kaufmannsgerichte,  dagegen  die 
der  gewerblichen  Arbeiter  mit  ihren  Arbeitgebern  vor 
die  Gewerbegerichte  gehören.  Als  dritte  Gruppe  lässt 
sich  noch  das  Gesinde  anfüren,  wozu  z.  B.  die  Kehr- 
frau usw.  gehört.  Für  solche  Personen  gilt  das  Ge- 
sinderecht (Gesindeordnungen)  (s.  HGB.  §  83  und  Ein- 
führungsgesetz zum  BGB.  Art.  95). 

1.  Die  kaufmännischen  Oehilfen, 

Man  hat  zu  unterscheiden: 

1.  Prokura  und  Handlungsvollmacht 
(HGB.  §§  48—58).  Damit  bezeichnet  man 
die  Befugnis  zur  Vertretung  des  Prinzipals 
beim    Abschluss    von    Rechtsgeschäften,    und 
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zwar  kann  der  Prinzipal  eine  solche  Befugnis 
nicht  nur  jedem  seiner  kaufmännischen  oder  ge- 
werblichen Geschäftsangestellten  erteilen,sondern 
auch  ganz  beliebigen  anderen  Personen,  wieseiner 
Ehefrau,  einem  Geschäftsfreund  oder  sonstigem 
Bekannten,  einem  Agenten,  dem  stillen  Gesell- 
schafter usw.,  kurz,  wem  er  will. 

Gibt  beispielsweise  ein  Kaufmann  einem  zum  Ver- 
gnügen nach  Paris  fahrenden  Freunde  den  Auftrag, 
dort  ein  bestimmtes  Geschäft  für  ihn  abzuwickeln,  so 
wird  damit  der  Freund  zum  Handlungsbevollmächtigten 
des  Kaufmanns. 

2.  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlinge. 
Dies  sind  (HGB.  §§  59 — 83)  die  nur  durch  einen 
Dienstvertrag  an  das  Geschäft  gebundenen 
kaufmännischen  Angestellten.  In  dem  sie  betr. 
6.  Abschnitt  des  HGB.  werden  deshalb  bloss 
das  Dienstverhältnis  zwischen  Prinzipal  und 
Angestellten  und  die  ihnen  daraus  gegenseitig, 
also  nicht  anderen  Personen,  wie  Kunden  gegen- 
über, erwachsenden  Rechte  und  Pflichten  (betr. 
Lohn,  Kündigung  usw.)  behandelt.  Ob  ihnen 
nebenbei  auch  die  Befugnis  zur  Vertretung  des 
Prinzipals  (Prokura  oder  Handlungsvollmacht) 
zusteht,  ist  für  Lohnzahlung,  Kündigung  usw. 
selbstverständlich  gleichgültig.  Meistens  wird 
ihnen  auch  eine  Handlungsvollmacht  erteilt 
sein.  Dies  kann  möglicherweise  schon  durch 
die  Anstellung  als  Gehilfe  erfolgen,  so  beim 
Reisenden,  aber  notwendig  ist  es  nicht. 

Ein  Lagerist  oder  der  bloss  die  Bücher  führende  An- 
gestellte wird  z.  B.  Handlungsvollmacht  oder  Prokura 
nicht  besitzen  und  auch  nicht  brauchen,  weil  die  Tätig- 
keit beider  nicht  nach  aussen  hin  hervortritt.  Sie 
schliessen  ja  keine  Geschäfte  für  den  Prinzipal  ab,  son- 
dern der  eine  hat  sich  darauf  zu  beschränken,  das 
Lagerbuch  zu  führen,  das  Lager  in  Ordnung  zu  halten, 
über  dessen  Bestand  Bescheid  zu  wissen  u.  dergl.,  der 
andere  die  Geschäftsbücher  zu  führen. 

Handlungsgehilfen  wie  -lehrlinge  können 
also  zu  Prokuristen  oder  Handlungsbevoll- 
mächtigten bestellt  sein  —  der  Fall,  dass  einem 
Lehrling  Prokura  erteilt  wird,  dürfte  allerdings 
kaum  vorkommen,  zulässig  ist  es  jedoch  — , 
andererseits  gibt  es  aber  auch  Prokuristen 
oder  Handlungsbevollmächtigte,  welche  nicht 
zugleich  Handlungsgehilfen  oder  -lehrlinge 
sind. 

Im  gewöhnlichen  Leben,  das  sei  noch  erwähnt, 
nennt  man  „Kaufmann"  jeden,  der  im  Handels- 
verkehr tätig  ist.  Nach  dem  HGB.  ist  aber  die 
Bezeichnung  (s.  S.  970)  auf  die  selbständigen 
Geschäftsinhaber  beschränkt,  die  unselbständigen 
Angestellten  werden  Handlungsgehilfen,  bezw. 
Handlungslehrlinge  genannt. 

Im  alten  HGB.  unterschied  man  Handlungsdiener 
und  -lehrlinge  und  fasste  beides  unter  dem  Begriffe 
,, Handlungsgehilfen"  zusammen. 


Es  gibt  natürlich  nicht  bloss  männliche,  sondern  auch 
weibliche  Gehilfen  und  Lehrlinge.  Irgendwelches  Ver- 
wandtschaftsverhältnis zum  Prinzipal  ist  ebenso  bedeu- 
tungslos wie  der  Umstand,  ob  sie  volljährig  oder 
minderjährig  —  d.  i.  unter  21  Jahre —  sind;  die  Lehr- 
linge werden  meistens  minderjährig  sein.  Ausnahms- 
weise sind  für  minderjährige  Angestellte  besondere  Vor- 
schriften gegeben,  weil  sie  wegen  ihrer  Jugend  und 
Unerfahrenheit  schutzbedürftiger  sind  als  andere  (vgl. 
S.  985). 

aa)  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlinge. 

Handlungsgehilfen  sind  diejenigen,  die  in 
einem  Handelsgewerbe  zur  Leistung  kaufmän- 
nischer Dienste  gegen  Entgelt  (Gehalt,  Vergü- 
tung, Salär)  angestellt  sind.  Folglich  gehört 
nicht  dazu,  wer  bei  einem  Nichtkaufmann  tätig 
ist  —  ein  Minderkaufmann  kann  Handlungs- 
gehilfen haben  — ,  ferner  nicht  der  Volontär, 
weil  er  keine  Vergütung  erhält,  auch  nicht  die 
im  Geschäft  helfende  Ehefrau,  weil  sie  ge- 
wöhnlich nicht  durch  einen  Dienstvertrag  an- 
gestellt ist,  aus  dem  gleichen  Grunde  nicht 
der  Agent  oder  der  stille  Gesellschafter,  ferner 
nicht  das  Vorstandsmitglied  einer  Aktiengesell- 
schaft, da  es  deren  Vertreter  und  im  Verhält- 
nis zu  den  Angestellten  selbst  Prinzipal  ist. 

Ein  wichtiges  Erfordernis  ist  die  Leistung 
kaufmännischer  Dienste,  denn  nicht  alle  An- 
gestellten haben  solche  auszuführen.  Beispiels- 
weise sind  Dienstleistungen,  welche  der  Fabri- 
kant von  seinen  Fabrikarbeitern  fordert,  nicht 
kaufmännische,  sondern  vielmehr  gewerbliche 
Dienste  (S.  990). 

Der  Begriff  der  kaufmännischen  Dienste  ist  kein 
fester;  vielmehr  gehören  dazu  alle  Dienste,  die  im  ge- 
wöhnlichen Leben  als  kaufmännische  Dienstleistungen 
bezeichnet  werden.  Die  wichtigsten  Arten  sind:  der 
Verkauf  im  Laden  (Kommis),  die  Buchführung,  die  Korre- 
spondenz (Buchhalter,  Disponent),  das  Reisen,  das  Ver- 
mitteln und  Abschliessen  von  Handelsgeschäften,  sowie 
das  Einkassieren  und  Auszahlen  von  Geld. 

Durch  den  Anstellungsvertrag,  der  münd- 
lich oder  schriftlich  geschlossen  werden  kann, 
erwachsen  für  den  Gehilfen  wie  für  den  Prin- 
zipal Pflichten  und  Rechte,  und  zwar  ent- 
sprechen selbstverständlich  die  Pflichten  des 
einen  immer  den  Rechten   des  anderen  Teils. 

Die  Pflichten  des  Geschäftsherrn  gegen- 
über seinem  Handlungsgehilfen  bestehen  vor 
allem  in  der  Pflicht  zur  Leistung  der  Vergütung 
für  die  Dienste,  der  Fürsorge-  und  Zeugnispflicht. 

Die  Vergütung  für  die  Dienste  wird 
meistens  in  Geld  (Gehalt,  Provision,  Tantieme) 
gewährt  werden,  doch  ist  sie  auch  in  Gestalt 
von  Unterhalt  (Kost  und  Wohnung)  oder 
Waren  (sog,  Trucksystem)  möglich;  es  richtet 
sich  dies  ebenso  wie  die  Höhe  der  Vergütung 


n 


Die  Personen  des  Handels. 


981 


ganz  nach  der  getroffenen  Vereinbarung.  Ist 
eine  solche  nicht  erfolgt,  oder  ist  vielleicht, 
wie  sich  später  herausstellt,  eine  Einigung 
über  diesen  Punkt  nicht  zustande  gekommen, 
so  ist  die  ortsübliche  Vergütung  zu  entrichten. 
Mangels  eines  Ortsgebrauches  entscheidet  richter- 
liches Urteil.  Die  Zahlung  des  Gehaltes  hat 
spätestens  am  Schlüsse  eines  jeden  (Kalender-) 
Monats  zu  geschehen.  Eine  bereits  im  voraus 
getroffene  Vereinbarung,  dass  der  Gehalt  in 
längeren  Zeiträumen  gezahlt  werden  solle,  hat 
nur  Gültigkeit  für  die  Vergütung  auf  die  in- 
zwischen verflossene  Zeit;  für  die  Zukunft  ist 
sie  nichtig.  Kürzere  Termine  als  für  einen 
Monat  zu  bestimmen,  steht  den  Vertragschliessen- 
den  frei. 

Ist  der  Handlungsgehilfe  durch  eigene  Schuld 
an  der  Leistung  der  Dienste  verhindert,  so 
verliert  er  selbstredend  den  Anspruch  auf  Ge- 
halt, anders  während  der  Urlaubszeit,  für  die 
er  ihn  beanspruchen  kann.  Wird  er  dagegen 
durch  unverschuldetes  Unglück  abgehalten,  so 
muss  ihm  der  Prinzipal  auf  mindestens  sechs 
Wochen  (=  42  Tage)  die  Vergütung  in  der 
gleichen  Art  und  Höhe  gewähren,  wie  sonst, 
ohne  dass  der  Prinzipal  die  dem  Gehilfen 
zufliessenden  Unfall-  oder  Krankenversiche- 
rungsgelder abziehen  darf,  mag  auch  letzteres 
vereinbart  worden  sein.  Von  jener  Verpflich- 
tung zur  Fortzahlung  des  Gehaltes  wird  der 
Geschäftsherr  auch  nicht  frei,  wenn  er  wegen 
der  Verhinderung  kündigt,  sondern  nur,  wenn 
innerhalb  der  sechswöchigen  Frist  das  Dienst- 
verhältnis aus  einem  anderen  Grunde,  z.  B. 
infolge  einer  schon  früher  ausgesprochenen 
Kündigung,  erlischt.  Dann  muss  der  Gehalt  bis 
zu  dem  Tage  gezahlt  werden,  an  dem  das  Dienst- 
verhältnis authört.  Der  Angestellte  kann  aber 
auch  von  vornherein  auf  die  Gewährung  der 
Vergütung  im  Falle  der  Verhinderung  ver- 
zichten;   ein    solcher    Verzicht    ist    wirksam. 

Unverschuldetes  Unglück  sind  vor  allen  Dingen 
Krankheiten  (ausser  Geschlechtskrankheiten),  sowie  Un- 
fälle, wie  sie  jedem  zustossen  können,  der  sich  nicht 
absichtlich  in  Gefahren  begeben  hat,  weiter  Krankheiten 
der  nächsten  Angehörigen,  Trauerfälle  in  der  Familie 
und  dergl. 

Hat  der  Gehilfe  vor  Ablauf  der  sechswöchigen  Frist 
seine  reguläre  Tätigkeit  auch  nur  auf  ganz  kurze  Zeit 
wieder  aufgenommen,  so  beginnt  im  Falle  einer  neuen 
Erkrankung  oder  eines  Rückfalles  die  Frist  von  neuem, 
ausser  wenn  die  Wiederaufnahme  des  Dienstes  absicht- 
lich zum  Zwecke  der  Erneuerung  der  Frist  geschähe. 
Handlungsgehilfen,  welche  in  die  häusliche  Gemein- 
schaft aufgenommen  sind,  haben  ausserdem  Anspruch 
auf  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  für  sechs 
Wochen;  doch  muss  das  Dienstverhältnis  ein  dauerndes 
sein,  also  keines  auf  kurze  Zeit,  wie  gewöhnHch  Aus- 


hilfsengagements sind.  Ein  Verzicht  auf  diese  Ansprüche 
ist  zwar  möglich,  aber  nur  dann  wirksam,  wenn  gleich- 
zeitig auf  den  Gehalt  nach  HOB.  §  63  für  die  sechs 
Wochen  verzichtet  ist  (BGB.  §§619,  617). 

Soweit  es  sich  um  unverschuldete  Abhaltungen 
anderer  Art  als  durch  ,, Unglück"  handelt,  vvie  Vor- 
ladung vor  Gericht,  militärische  Übungen  usw.,  behält 
der  Angestellte  (BOB.  §  616)  den  Anspruch  auf  den 
Gehalt  dann,  wenn  die  Abhaltungsgründe  in  seiner 
eigenen  Person  liegen  und  er  für  , .verhältnismässig 
nicht  erhebliche  Zeit"  an  der  Erfüllung  seiner  Dienste 
gehindert  wird.  Folglich  braucht  beispielsweise  der 
Prinzipal  den  Gehalt  dem  Angestellten  nicht  weiter  zu 
zahlen,  der  auf  ein  oder  zwei  Jahre  zum  Militär  ein- 
berufen wird,  weil  das  keinesfalls  verhältnismässig 
kurze  Zeiträume  sind,  wohl  aber  dem,  der  durch  Ver- 
kehrshinderung nicht  im  Geschäft  erscheinen  kann,  da 
es  sich  hier  nicht  um  erhebliche  Zeit  handeln  wird. 

Liegt  dagegen  der  Abhaltungsgrund  nicht  in  der 
Person  des  Angestellten,  so  ist  zu  unterscheiden:  hat 
der  Geschäftsherr  selbst  verschuldet,  dass  ihm  die 
Dienste  nicht  geleistet  werden  können,  so  bleibt  er 
natürlich  zur  Entrichtung  des  Gehaltes  verpflichtet. 
Der  Gehilfe  muss  sich  nur  anrechnen  lassen,  was  er 
durch  Befreiung  von  der  Leistung  der  Dienste  erspart 
oder  durch  anderweite  Verwendung  der  Arbeitskraft 
erwirbt  oder  böswillig  nicht  verdient  (BGB.  §615). 

Trägt  aber  auch  der  Prinzipal  nicht  —  also  nie- 
mand —  die  Schuld ,  wie  z.  B.  wenn  ein  Warenhaus 
abbrennt,  so  wird  der  Prinzipal  zwar  von  der  Ver- 
pflichtung, das  Gehalt  zu  zahlen,  frei,  behält  aber  auch 
keinen  Anspruch  auf  die  Dienste  (BGB.  §  323). 

Zur  Nachleistung  der  Dienste  ist  der  Angestellte  in 
keinem  Falle  verpflichtet. 

Der  Gehalt  ist  regelmässig  eine  sog.  Holschuld, 
d.  h.  er  muss  beim  Prinzipal  geholt  werden.  Er  unter- 
liegt der  Pfändung  und  Beschlagnahme  nur  insoweit, 
als  er  jährlich  den  Betrag  von  M  1500  übersteigt. 
Ebenso  kann  bloss  in  diesem  Umfange  die  Abtretung 
und  gesetzliche  Aufrechnung  erfolgen  (BGB.  §§400,  394). 
Im  Konkurse  des  Prinzipals  sind  alle  Ansprüche  auf 
Dienstbezüge  für  ein  Jahr,  vom  Tage  der  Konkurs- 
eröffnung zurückgerechnet,  worin  sie  auch  bestehen 
mögen,  bevorrechtigt  (KO.  §  61  Nr.  1).  Sie  verjähren 
in  zwei  Jahren,  und  zwar  vom  Schlüsse  des  Fälligkeits- 
jahres an  gerechnet  (BGB.  §  196,  Nr.  8). 

Die  Weihnachts-  und  Neujahrsgeschenke  sowie  andere 
gelegentliche  Gratifikationen  zum  Zwecke  der  Aner- 
kennung und  des  Ansporns  bilden  im  allgemeinen, 
wenn  sie  von  vornherein  zugesagt  sind,  einen  Teil  des 
Gehaltes.  Anderenfalls  —  und  so  wird  es  sich  meistens 
verhalten  —  gelten  sie  als  Schenkungen,  wie  man 
solche  oft  im  Leben  zu  machen  pflegt  (BGB.  §  534). 
Dann  können  sie  gewöhnlich  nicht  eingeklagt,  aber 
vom  Prinzipal,  wenn  einmal  gegeben,  auch  nicht  zurück- 
gefordert werden. 

Der  Prinzipal  hat  ferner  die  sog.  Fürsorge- 
pflicht. Er  muss  den  Geschäftsbetrieb  so 
einrichten,  dass  weder  die  Gesundheit  noch 
die  Sittlichkeit  der  Angestellten  gefährdet  wird. 
Dazu  gehört  insbesondere  die  Beschaffung  ge- 
eigneter Arbeitsräume  sowie  die  Festsetzung 
einer  angemessenen  Arbeitszeit.  Ist  der  Ge- 
hilfe in  die  häusliche  Gemeinschaft  des  Prin- 
zipals aufgenommen,  so  hat  sich  dessen  Sorg- 
falt auch  auf  den  Wohn-  und  Schlafraum  des 
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Angestellten  zu  erstrecken,  und  es  muss  u.  a. 
auch  auf  die  Religion  des  Gehilfen  Rücksicht 
genommen  werden.  Selbst  wenn  der  Ange- 
stellte auf  die  Erfüllung  aller  dieser  Punkte 
im  voraus  ganz  oder  teilweise  verzichten  sollte, 
würde  dadurch  der  Prinzipal  keineswegs  von 
diesen  Pflichten  befreit  werden  (HOB.  §  62). 
Das  Gesetz  schützt  also  den  Handlungsgehilfen 
insoweit  auch  gegen  seinen  Willen.  Die  Poli- 
zei kann  vorkommenden  Falls  einschreiten. 

Für  Angestellte  in  offenen  Verkaufsstellen 
und  den  dazu  gehörenden  Schreibstuben(  Kontoren)  und 
Lagerräumen  sowie  in  Konsum-  und  anderen  Vereinen 
kommen  weiter  die  nachstehenden  Bestimmungen  derGO. 
§§139  ff.  in  Betracht.  Auf  kaufmännische  Betriebe,  die 
nicht  mit  offenen  Verkaufsstellen  verbunden  sind,  wie 
z.  B.  die  Betriebe  der  Kommissionäre,  Spediteure,  Ver- 
lagsbuchhändler usw.  bezieht  sich  das  Folgende  dem- 
nach nicht. 

Die  Verkaufsläden  müssen  von  9  Uhr  abends  bis 
5  Uhr  morgens  für  den  geschäftlichen  Verkehr  ge- 
schlossen sein  (9  Uhr-Ladenschluss).  Die  beim  Laden- 
schluss  anwesenden  Kunden  dürfen  noch  bedient  werden. 
Ausnahmsweise  können  die  Läden  auch  länger  geöffnet 
bleiben,  höchstens  aber  bis  10  Uhr  abends. 

Nach  Beendigung  der  Arbeitszeit  muss  den  Ange- 
stellten eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestnes 
10  Stunden,  in  Orten  mit  über  20000  E.  sogar  von 
mindestens  11  Stunden  gewährt  werden.  Ausserdem 
ist  innerhalb  der  täglichen  Arbeitszeit  eine  Mittagspause 
von  angemessener  Dauer  zu  bewilligen.  Wer  ausser- 
halb isst,  d.  h.  nicht  im  Laden  oder  dem  Grundstücke, 
wo  sich  der  Laden  befindet,  hat  Anspruch  auf  minde- 
stens 1  Va  Stunden  Tischzeit.  In  Ausnahmefällen  jedoch 
ist  der  Angestellte  auch  zu  Arbeiten  in  der  gesetz- 
lichen Ruhe-  und  Tischzeit  verpflichtet,  nämlich  dann, 
wenn  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  die  zur  Verhütung 
des  Verderbens  von  Waren  unverzüglich  vorgenommen 
werden  müssen,  ferner  bei  der  Inventuraufnahme  so- 
wie bei  Umzügen  und  Neueinrichtungen  und  endlich 
an  jährlich  höchstens  dreissig  von  der  Polizei  zu  be- 
stimmenden Tagen.  Ein  Anspruch  auf  Frühstücks-  und 
Vesperzeit  steht  dem  Angestellten  an  sich  nicht  zu ;  meist 
werden  aber  auch  diese  Esspausen  stillschweigend  ge- 
währt. 

Femer  hat  der  Prinzipal  den  Angestellten,  soweit 
es  der  Geschäftsbetrieb  gestattet,  Gelegenheit  zum 
Sitzen  zu  geben  (Bekanntmachung  vom  28.  Nov.  1900), 
und  diejenigen,  welche  unter  18  Jahre  alt  sind,  zum 
Besuche  der  Fortbildungsschule  anzuhalten  und  den 
Schulbesuch  zu  überwachen.  Schliesslich  muss  er  auch, 
wenn  in  seinem  Laden  zwanzig  oder  mehr  Leute  be- 
schäftigt sind,  eine  Arbeitsordnung  erlassen;  er 
macht  sich  sonst  strafbar  (Geldstrafe  bis  zu  300  M 
oder  Haft  im  Unvermögensfalle).  Die  Arbeitsordnung 
muss  Bestimmungen  enthalten  über  Anfang  und  Ende 
der  Arbeitszeit  sowie  über  die  vorgesehenen  Pausen, 
über  die  Abrechnung  und  Lohnzahlungen,  über  Kün- 
digungsfristen und  -gründe  und  endlich,  sofern  Strafen 
vorgesehen  sind,  auch  darüber. 

Die  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Sonntagsruhe 
(GO.  §§  105b  ff.)  besagen:  Am  ersten  Oster-,  Pfingst- 
und  Weihnachtsfeiertag  dürfen  im  Handelsgewerbe  über- 
haupt keine  Personen  beschäftigt  werden,  an  allen 
anderen  Sonn-  und  Festtagen  höchstens  während  5 
Stunden   die  poHzeilich  festgelegt  werden.  Bei  gewissen 


Betrieben,  welche  zeitweise  im  Jahre  zu  einer  ausser- 
gewöhnlich  verstärkten  Tätigkeit  gezwungen  sind,  sog. 
Saisonindustrien,  sind  für  diese  Zeiten  Ausnahmen  zu- 
gelassen, so  besonders  für  die  Zeit  vor  Weihnachten 
in  den  Konfektionsgeschäften  usw. 

Das  Verbot  der  Sonntagsruhe  findet  keine  Anwen- 
dung auf  Arbeiten,  die  in  Notfällen,  z.  B.  Unglücksfällen, 
oder  im  öffentlichen  Interesse  vorzunehmen  sind,  sowie 
auf  solche,  die  während  der  Inventur  oder  zur  Be- 
wachung, Reinigung  und  Instandhaltung  der  Betriebs- 
räume, zur  Beaufsichtigung  des  Betriebs  und  zur  Ver- 
hütung des  Verderbens  von  Arbeitserzeugnissen  und 
Rohstoffen  nötig  sind.  Solche  Arbeiten  müssen  jeder- 
zeit verrichtet  werden. 

Kranken  versicherungspflichtig  sind 
die  Handlungsgehilfen,  deren  Jahresverdienst 
2000  M  nicht  übersteigt.  Ebenso  sind  diese  zur 
Invalidenversicherung  anzumelden.  Die  Bei- 
träge zur  Invalidenversicherung  sind  je  zur 
Hälfte  vom  Prinzipal  und  Angestellten,  die  zur 
Krankenversicherung  dagegen  von  jenem  zu 
^/g,  von  diesem  zu  ^jg  zu  tragen.  Ferner  müssen 
die  Handlungsgehilfen,  die  in  gewissen,  mit 
besonderen  Gefahren  verbundenen  Betrieben 
tätig  sind,  sofern  ihr  Jahresverdienst  nicht  mehr 
als  3000  M  beträgt,  auch  gegen  Unfall  ver- 
sichert werden.  Die  Beiträge  hierfür  hat  der 
Prinzipal  allein  zu  tragen. 

In  Frage  kommen  hier  vor  allem  Fabrik-,  Spedi- 
tions-  und  Speichereibetriebe  sowie  solche,  die  zur 
Beförderung  von  Personen  und  Gütern  dienen,  wenn 
sie  mit  einem  handelsgerichtlich  eingetragenen  Handels- 
gewerbe verbunden  sind. 

Verstösst  der  Prinzipal  gegen  die  Fürsorge- 
pflicht, so  hat  er  für  alle  Nachteile,  die  dadurch 
der  Angestellte  in  seinem  Erwerbe  oder  Fort- 
kommen erleidet,  Schadensersatz  zu  leisten. 
Trägt  der  Verletzte  selbst  einen  Teil  der  Schuld, 
so  ist  die  Höhe  des  Schadens  dementsprechend 
zu  ermässigen  (BGB.  §§  842—846,  254). 

Endlich  muss  der  Chef  bei  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses,  aber  auf  Verlangen  bereits 
am  Tage  der  Kündigung,  dem  Gehilfen  ein 
schriftliches  Zeugnis  über  die  Art  und 
Dauer  der  Beschäftigung  ausstellen,  auf  be- 
sonderen Wunsch  auch  noch  über  seine  Füh- 
rung und  Leistungen  (HGB.  §  73).  Ist  letzteres 
geschehen,  jedoch  nachher  dem  Angestellten 
das  Zeugnis  nicht  recht,  so  kann  er  ein  neues, 
nur  über  Art  und  Dauer  der  Dienste  Auskunft 
gebendes  Zeugnis  nicht  fordern.  Hierzu  ist 
er  nur  berechtigt,  falls  der  Prinzipal  ohne  oder 
gegen  seinen  ausdrücklichen  Willen  das  Zeug- 
nis auch  über  Führung  und  Leistung  ausge- 
stellt hatte.  Verweigert  endlich  der  Prinzipal 
überhaupt  die  Ausstellung  eines  Zeugnisses, 
so  kann  darauf  geklagt  werden. 

Die  Pflichten  des  Handlungsgehilfen 
sind  hauptsächlich:  die  Dienstpflicht,  die  Ver- 
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schwiegenheitspflicht  und  die  Pflicht,  dem 
Prinzipal  keine  Konkurrenz  zu  machen.  Die 
Dienstpflicht  ist  eine  rein  persönliche,  kann 
also  nicht  vom  Angestellten  gegen  den  Willen 
oder  ohne  Einverständnis  des  Chefs  auf  eine 
beliebige  andere  Person  übertragen  werden, 
mag  letztere  auch  noch  so  sehr  zur  Vertretung 
geeignet  erscheinen.  Worin  die  zu  leistenden 
Dienste  bestehen,  wird  in  erster  Linie  durch 
den  Anstellungsvertrag  bestimmt.  Enthält  dieser 
nichts  darüber,  so  ist  der  Ortsgebrauch  mass- 
gebend, nötigenfalls  entscheidet  richterliches 
Urteil.  Abgesehen  von  den  Arbeiten  selbst 
ist  der  Gehilfe  seinem  Prinzipal  natürlich  Ehr- 
erbietung, Gehorsam,  Fleiss  und  Treue  schul- 
dig, denn  auch  alles  dies  gehört  zur  Dienst- 
pflicht. Aber  der  Prinzipal  kann  ihre  Er- 
füllung nur  innerhalb  gewisser  Grenzen  for- 
dern. So  kann  er  insbesondere  keine  häuslichen 
oder  Gesindedienste  (Auskehren)  verlangen, 
denn  das  sind  keine  kaufmännischen  Dienste. 
Weitere  Beschränkungen  ergeben  sich  ohne 
weiteres  aus  den  obigen  Ausführungen  über 
die  Fürsorgepflicht  des  Prinzipals,  insbesondere 
infolge  der  nötigen  Rücksichtnahme  auf  Ge- 
sundheit, Sitte  und  Anstand  sowie  wegen  der 
erforderlichen  Ruhe-  und  Esspausen. 

Eine  neuerdings  von  grosser  Wichtigkeit  ge- 
wordene Pflicht  des  Handlungsgehilfen  ist  die 
Verschwiegenheitspflicht,  welche  der  §  9 
des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes  vom  27,  Mai  1896  allen  An- 
gestelhen  ohne  Ausnahme,  also  auch  dem 
Handlungsgehilfen,  auferlegt.  Sie  besteht  nicht 
nur  während  des  Dienstverhältnisses,  sondern 
auch  nach  seiner  Auflösung  und  verbietet  den 
Verrat  aller  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse, 
deren  Geheimhaltung  vom  Prinzipal  ausdrück- 
lich verlangt  worden  ist  oder  von  ihm  still- 
schweigend erkennbar  vorausgesetzt  wird.  Die 
Zuwiderhandlung  ist  mit  Geldstrafe  bis  zu 
3000  M  oder  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
bedroht. 

Eine  weitere  Unterlassungspflicht,  die  aber 
im  Gegensatz  zu  der  erst  in  den  letzten  Jahren 
gebildeten  Verschwiegenheitspflicht  schon  im 
Mittelalter  bestand  und  ohnedies  auch  nur  den 
kaufmännischen  Gehilfen  obliegt,  setzen  die 
§§60  und  61  HGB.  fest.  Hiernach  dürfen  die 
Gehilfen  kein  eigenes  Handelsgewerbe  betreiben, 
welcher  Art  es  auch  sei;  im  Handelszweige  des 
Prinzipals  —  sonst  nicht  —  sind  ihnen  auch  Ein- 
zelgeschäfte verboten  sowohl  für  eigene  als  für 
frenade  Rechnung  (sog.  Konkurrenzverbot). 

Ersteht  also  z.  B.  ein  Reisender  eines  Tuchgeschäftes 


billig  einen  Posten  Seide,  so  darf  er  sie  zwar  weiter- 
verkaufen, nicht  aber  beim  Besuch  der  Kundschaft 
nebenbei  mit  anbieten  und  in  mehreren  Posten  an  den 
Mann  bringen.  Denn  das  würde  schon  gewerbsmässig 
sein,  und  das  ist  verboten. 

Dem  Prinzipal  steht  natürlich  frei,  Ausnah- 
men zuzulassen.  Nach  dem  Gesetze  wird  so- 
gar angenommen,  dass  der  Prinzipal  den  Ge- 
werbebetrieb erlaubt  hat,  wenn  er  ihn  bei  der 
Anstellung  des  Gehilfen  gekannt  und  ihn  nicht 
ausdrücklich  untersagt  hat.  Die  trotz  des  Ver- 
bots vom  Angestellten  geschlossenen  Geschäfte 
sind  aber  nicht  etwa  ungültig.  Der  Prinzipal 
kann  jedoch  vom  Angestellten  Schadensersatz 
fordern  oder  statt  dessen  auch  das  Geschäft 
auf  seine  Rechnung  übernehmen,  sofern  es 
vom  Gehilfen  auf  eigene  Rechnung  vorge- 
nommen worden  war,  oder,  falls  es  auf  fremde 
Rechnung  geschlossen  war,  wenigstens  Abtre- 
tung der  vom  Angestellten  verdienten  Ver- 
gütung verlangen  (Eintrittrecht  des  Prinzipals). 

Diese  Ansprüche  verjähren  in  drei  Monaten.  Die 
Verjährungsfrist  beginnt  aber  erst  mit  dem  Tage,  an 
dem  der  Prinzipal  von  dem  Geschäftsabschlüsse  erfährt. 
Geschieht  dies  erst  nach  fünf  Jahren  seit  dem  Geschäfts- 
abschlüsse, so  kann  der  Chef  nichts  mehr  fordern. 

Zusätze. 

Ein  Recht,  Sachen  seines  Prinzipals  oder  für  ihn 
einkassierte  Gelder  wegen  irgendwelcher  Forderungen 
gegen  ihn  zurückzubehalten,  steht  dem  Angestell- 
ten, insbesondere  dem  Reisenden  an  den  Mui.tern  und 
Koffern  im  allgemeinen  nicht  zu.  Er  hat  das  Recht 
bloss  ganz  ausnahmsweise,  so  wenn  der  Reisende 
durch  die  Muster  usw.  Beschädigungen  erlitten  oder 
dafür  Ausgaben,  die  eigentlich  der  Prinzipal  zahlen 
müsste,  gehabt  hat.  Nach  Staub  hat  der  Angestellte 
das  Zurückbehaltungsrecht  nach  Beendigung  des  Dienst- 
vertrags immer,  auch  an  vereinnahmten  Geldern.  Ist 
vereinbart,  dass  der  Gehilfe  für  alle  vermittelten  Ge- 
schäfte Provision  erhalten  soll  {commis  interesse),  so 
kann  er  vom  Chef  Rechnungslegung  und  zur  Nach- 
prüfung auch  Einsicht  der  Bücher  und  Korrespondenz 
verlangen.  Dieses  Recht  verliert  er  auch  nicht  durch 
vertragswidriges  Verhalten.  Dagegen  kann  er  trotz 
seiner  Gewinnbeteiligung  bei  den  einzelnen  Oeschäfts- 
unternehmungen  nicht  mitreden  (HGB.  §  65). 

Dass  jeder  Dienstvertrag,  wie  er  auch  lauten 
mag,  durch  Einverständnis  zwischen  Chef  und 
Angestellten  jeden  Augenblick  aufgelöst 
werden  kann,  versteht  sich  von  selbst,  ebenso 
dass  der  Tod  des  Gehilfen  —  derjenige  des 
Prinzipals  nicht  —  sowie  Ablauf  der  Zeit, 
für  die  der  Vertrag  eingegangen  ist,  den  Ver- 
trag aufheben.  Durch  Irrtum  oder  Betrug 
zustande  gekommene  oder  unsittliche  Anstel- 
lungsverträge sind  überhaupt  ungültig,  bezw. 
anfechtbar.  Eingehender  Betrachtung  bedürfen 
bloss  die  Fälle,  in  denen  einer  von  beiden 
Vertragsteilen  die  Endigung  des  Dienstverhält- 
nisses herbeiführen  will.  Hierzu  ist  die  sog. 
Kündigung  erforderlich,  d.  1.  die  Erklärung, 
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wodurch  der  Chef,  bezw.  der  Gehilfe  dem 
anderen  Teil  mitteilt,  dass  er  das  Engagement 
aufheben  will.  Sie  kann  entweder  für  sofort 
oder  für  einen  späteren  Zeitpunkt  erfolgen. 
Demnach  unterscheidet  man  zwischen  der  so- 
fortigen Kündigung  (ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist)  und  der  befristeten,  durch 
welche  erst  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist 
das  Dienstverhältnis  aufgelöst  wird. 

Die  Fälle,  wo  sofortige  Kündigung  erlaubt  ist,  sind 
Ausnahmen,  denn  erklärlicherweise  liegt  es  im  Inter- 
esse beider  Teile,  das  Ende  des  Dienstverhältnisses 
schon  eine  Zeitlang  vorher  zu  erfahren. 

Über  die  Kündigung  braucht  zwischen 
Prinzipal  und  Gehilfen  nichts  vereinbart  zu 
sein.  Sie  kann  aber  auch  ganz  nach  dem 
Willen  der  Vertragsschliessenden  von  vorn- 
herein für  eine  festgesetzte  Zeit,  ja  sogar  für 
immer  ausgeschlossen  werden.  Dabei  ist  jedoch 
gleich  ZV  erwähnen,  dass  alle  Verträge,  die 
auf  Lebenszeit  oder  auf  länger  als  fünf  Jahre 
eingegsKgen  sind,  trotz  alledem  vom  Ange- 
stellten, njcht  aber  vom  Prinzipal,  nach  Ver- 
lauf von  fünf  Jahren  unter  Einhaltung  einer 
sechsmonatigen!  Kündigungsfrist  gekündigt  wer- 
den können  (BGB.  §  624). 

Ist  über  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses, 
sowie  über  die  Kündigungsfrist  nichts  verein- 
bart, so  kann  das  Dienstverhältnis  von  jedem 
Teile  für  den  Schluss  eines  Kalenderviertel- 
jahres unter  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
von  sechs  Wochen  gekündigt  werden  (HGB. 
§  66,  gesetzliche  Kündigung).  Vorzeitige 
Kündigungen  sind  natürlich  gültig,  verspätete 
gelten  für  den  nächsten  Kündigungstermin. 
Die  spätesten  Kündigungstage  sind  also  für 
den  1.  April  der  17.  Februar,  für  den  I.Juli 
der  19.  Mai,  für  den  1.  Oktober  der  19.  Au- 
gust und  für  den  1.  Januar  endlich  der  19. 
November  des  vorhergehenden  Jahres. 

Übrigens  kann  schon  am  Tage  des  Dienstantritts 
oder  auch  noch  eher  gekündigt  werden.  Ist  z.  B. 
jemand  im  Oktober  für  den  nächsten  1.  April  engagiert, 
so  kann  er  jeden  Tag  in  der  Zeit  vom  Oktober  bis 
19.  Mai  für  1.  Juh,  aber  nicht  schon  für  1.  April, 
kündigen,  und  ihm  kann  ebenso  gekündigt  werden. 

Selbstverständlich  können  auch  andere  — 
kürzere  wie  längere  —  Kündigungsfristen 
vereinbart  werden,  nur  müssen  sie  für  beide 
Teile  stets  gleich  lang  sein,  mindestens  einen 
Monat  betragen  und  am  letzten  eines  Monats 
endigen.  Mithin  sind  die  kürzesten  zulässigen 
Kündigungen  von  Monat  zu  Monat. 

Ausnahmen  hiervon  bestehen  für  diejenigen  Gehilfen, 
die  jährlich  5000  M  oder  mehr  Gehalt  beziehen,  sowie 
für  diejenigen,  welche  für  eine  aussereuropäische  Han- 
delsniederlassung engagiert  sind  und  für  die  die  Kosten 
der  Rückreise  vereinbarungsgemäss  der  Chef  zu  tragen 


hat.  Dann  können  die  Kündigungsfristen  ganz  belie- 
big kurz  oder  lang,  sogar  für  beide  Teile  verschie- 
den sein. 

Ebenso  sind  bei  den  zur  Aushilfe  angestellten 
Gehilfen  andere  Kündigungsfristen  zulässig,  sofern  das 
Dienstverhältnis  nicht  über  drei  Monate  hinaus  fort- 
gesetzt worden  ist;  nur  müssen  hier  die  Kündigungs- 
fristen für  Gehilfen  und  Prinzipal  gleiche  sein  (eintägig, 
zweitägig,  wöchentlich  usw.). 

Keine  Ausnahmen  bilden  dagegen  die  Probeengage- 
ments; hierfür  gilt  das  oben  Gesagte.  Man  pflegt 
sich  aber  dadurch  zu  helfen,  dass  die  Anstellung  zu- 
nächst auf  eine  kurze  bestimmte  Zeit  (14  Tage,  einen 
Monat  usw.)  erfolgt,  wodurch  eine  Kündigung  über- 
flüssig wird. 

Die  Kündigung  kann  mündlich  wie 
schriftlich  erfolgen,  doch  kann  auch  letzteres 
zur  Bedingung  gemacht  worden  sein.  Jeden- 
falls muss  sie  ganz  bestimmt  lauten.  Äusse- 
rungen wie:  „Wenn  Sie  keine  besseren  Ge- 
schäfte machen",  oder:  „Wenn  Sie  sich  nicht 
ändern,  können  Sie  in  drei  Monaten  gehen", 
genügen  niemals.  Nach  der  Kündigung  muss 
der  Prinzipal  dem  Angestellten,  welcher  dauernd 
angestellt  war,  auf  Verlangen  angemessene  Zeit 
zum  Stellungsuchen  freigeben   (BGB.  §  629). 

Der  Konkurs  des  Prinzipals  gibt  beiden  Teilen  ein 
Kündigungsrecht,  wobei  keinesfalls  längere  als  die  ge- 
setzlichen Fristen  eingehalten  zu  werden  brauchen 
(KO.  §  22). 

Die  sofortige  Kündigung  ist  nur  erlaubt, 
wenn  wichtige  Gründe  dazu  vorliegen  (HGB. 
§  70),  dann  aber  sowohl  bei  Dienstverhält- 
nissen mit  unbestimmter  als  bei  solchen  mit 
bestimmter  Dauer  zulässig.  Was  alles  wich- 
tige Gründe  sind,  sagt  das  HGB.  nicht,  weil 
es  deren  zu  viele  gibt.  Es  zählt  aber  einige 
Beispiele  auf,  die  wegen  ihrer  Bedeutung  hier 
angeführt  werden  sollen.  Zu  bemerken  ist  dabei, 
dass  der  Grund  für  die  sofortige  Auflösung 
weder  vom  Chef  noch  vom  Angestellten  an- 
gegeben zu  werden  braucht;  sogar  die  Angabe 
eines  falschen  Grundes  schadet  nichts,  wenn 
nur  überhaupt  ein   wichtiger  Grund  vorliegt. 

Wichtige  Gründe  für  den  Angestell- 
ten bilden  (HGB.  §  71)  namentlich:  eigene 
Dienstunfähigkeit,  Nichtgewährung  des  Gehalts 
oder  Unterhaltes,  Ausserachtlassen  der  Für- 
sorgepflicht, Tätlichkeiten,  erhebliche  Ehrver- 
letzungen, unsittliche  Zumutungen  und  Ver- 
weigerung des  Schutzes  vor  solchen  seitens  Mit- 
angestellter oder  Familienangehöriger  des  Chefs. 

Wichtige  Gründe  für  den  Prinzipal 
zur  Entlassung,  wie  im  Verkehr  die  sofortige 
Kündigung  durch  den  Chef  genannt  wird, 
sind  vor  allem:  Untreue  im  Dienste,  Ver- 
trauensmissbrauch, Verletzung  des  Verbotes, 
ein   eigenes  Handelsgewerbe  oder  Handelsge- 
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Schaft  zu  betreiben,  beharrliche  Verweigerung 
der  Dienstleistungen,  unberechtigtes  Verlassen 
des  Dienstes  auf  erhebliche  Zeit,  längere  Ab- 
wesenheit (Krankheit,  Freiheitsstrafe,  militärische 
Übungen  von  mehr  als  8  Wochen),  endlich 
Tätlichkeiten  und  erhebliche  Ehrverletzungen 
gegen  den  Prinzipal  oder  dessen  Vertreter. 

Zusätze. 

Hat  der  Chef  den  Angestellten,  wie  sich  oft  später 
herausstellt,  ohne  wichtigen  Grund  entlassen,  so  muss 
er  ihm  den  Gehalt  bis  zu  dem  Tage,  für  den  er 
hätte  kündigen  können,  weiterzahlen  (BGB.  §  615). 
Lag  der  Fall  beispielsweise  so,  dass  der  Angestellte 
am  21.  Mai  entlassen  wurde,  aber  über  die  Kündigung 
nichts  vereinbart  war,  so  muss  der  Gehalt  bis  1.  Ok- 
tober gezahlt  werden.  Doch  auch  hier  muss  sich  der 
Gehilfe  anrechnen  lassen,  was  er  inzwischen  verdient 
oder  böswillig  nicht  verdient  hat. 

Derjenige,  der  den  Grund  zur  sofortigen  Kündigung 
gegeben  hat,  hat  dem  anderen  Vertragsteile  Schadens- 
ersatz zu  leisten  (HGB.  §  70  Abs.  2). 

Da  ein  Chef  seinen  Angestellten  ein  grosses 
Vertrauen  entgegenbringt  —  ihnen  steht  die 
Einsicht  der  Bücher  frei,  sie  lernen  den  Kunden- 
kreis, die  Bearbeitung  der  Waren  und  sogar 
z.  T.  die  besonderen  Geschäftsgeheimnisse 
kennen  usw.  —  so  erscheint  es  recht  angebracht, 
den  Prinzipal  gegen  die  Verletzung  der  Ge- 
schäftsgeheimnisse zu  schützen,  wie  oben  be- 
reits dargestellt  wurde.  Genügen  kann  das 
jedoch  keineswegs.  Hat  doch  jeder  Prinzipal 
von  seinen  Angestellten  zu  fürchten,  dass  sie 
das  bei  ihm  Gelernte  später  zu  seinem  Schaden 
verwerten,  sei  es,  dass  sie  sich  selbständig 
machen,  sei  es,  dass  sie  in  Konkurrenzgeschäfte 
übertreten.  Aus  diesem  Grunde  pflegen  viele 
Chefs  in  die  Anstellungsverträge  eine  sogen. 
Konkurrenzklausel  aufzunehmen  (HGB. 
§  74).  Dadurch  werden  die  Gehilfen  für  die 
Zeit  nach  Aufgabe  des  Dienstes  bei  Vermei- 
dung einer  zu  zahlenden  Schadensersatzsumme 
(Konventionalstrafe)  in  ihrer  Freiheit  beschränkt. 
Sie  dürfen  nicht  beliebig  ein  eigenes  Ge- 
schäft errichten  oder  in  ein  fremdes  eintreten, 
und  zwar  muss  der  Gehilfe  gewöhnlich  ver- 
sprechen, sich  „weder  direkt  noch  indirekt" 
(d.  h.  gesellschaftlich)  anderswo  zu  beteiligen. 
Die  Beschränkung  kann  sich  auf  eine  gewisse 
Zeit  (6  Monate,  1  Jahr  u.  s.  f.,  höchstens 
aber  3  Jahre),  auf  einen  bestimmten  Bezirk  (Um- 
kreis von  2  Stunden,  innerhalb  der  Provinz 
Brandenburg,  in  Norddeutschland  usw.)  und 
auf  bestimmte  Gegenstände  (Branchen)  er- 
strecken. Nur  darf  der  Gehilfe  dadurch  in 
seinem  Fortkommen  nicht  unbillig  gehindert 
werden.  Hat  der  Prinzipal  dem  Angestellten 
Veranlassung  zu  sofortiger  Kündigung  gegeben, 


oder  ohne  erheblichen  Anlass  gekündigt,  so 
wird  die  Konkurrenzklausel  hinfällig.  War  der 
Angestellte  bei  Abschluss  des  Vertrages  noch 
nicht  21  Jahre  alt,  so  ist  sie  von  vornherein 
ungültig.  Ist  die  festgesetzte  Konventionalstrafe 
unverhältnismässig  hoch,  so  kann  im  Prozesswege 
Ermässigung  gefordert  werden  (BGB.  §  343). 

Anhang:  Der  Handlungsreisende. 

Alles  bisher  Gesagte  gilt  auch  für  den  Rei- 
senden, weil  er  ja  zu  den  Handlungsgehilfen 
gehört.  Daneben  besitzt  er  aber  noch  eigene 
Rechte  und  Pflichten,  welche  hier  kurz  her- 
vorgehoben werden  sollen  mit  der  Bemerkung, 
dass  sich  das  Nachstehende  nur  auf  den  von 
Ort  zu  Ort  reisenden  Angestellten,  nicht 
auch  auf  Stadtreisende  bezieht. 

Selbstverständlich  muss  der  Reisende  den 
Anweisungen  des  Prinzipals  unbedingt  Folge 
leisten,  also  beispielsweise  mit  Unterbrechung 
der  Tour  zurückkehren  oder  die  Tour  den 
Anordnungen  des  Chefs  entsprechend  abän- 
dern —  eigenmächtig  und  willkürlich  darf  er 
das  im  allgemeinen  nicht  tun  — ,  ferner  ge- 
wissenhaft über  alles  nach  Hause  berichten, 
also  nicht  etwa  Falsches  über  die  abgeschlos- 
senen Geschäfte  (Orders)  oder  gar  überhaupt 
erlogene  Orders  angeben;  weiter  muss  er  über 
die  einkassierten  Gelder  Rechnung  legen,  auch 
bei  der  Auswahl  der  Kunden  sorgfältig  vor- 
gehen; bei  unsicheren  soll  er  deren  Verhält- 
nisse ausdrücklich  berichten,  mit  völlig  zah- 
lungsunfähigen dagegen  überhaupt  nicht  in 
Verbindung  treten. 

Im  Gegensatz  zu  Stadtreisenden,  welche 
ausserhalb  der  Besuchszeit  meist  auch  mit  im 
Geschäft  selbst  wie  jeder  andere  Angestellte 
arbeiten  müssen,  hat  dies  der  Reisende,  wenn 
er  nicht  etwa  durch  den  Anstellungsvertrag 
dazu  verpflichtet  ist,  nicht  nötig;  nur  soweit 
es  zur  Vorbereitung  der  Reise  erforderlich  ist, 
muss  er  am  Lager  mitarbeiten. 

Ausser  seinem  Gehalt  bekommt  der  Reisende 
auch  noch  die  Spesen,  d.  i.  eine  angemes- 
sene Vergütung  für  die  Auslagen  auf  der  Reise. 
Der  Prinzipal  kann  auch  insoweit  Rechnungs- 
legung fordern  und  die  Belege,  insbes.  Hotel- 
rechnungen verlangen,  jedoch  nicht  bei  gering- 
fügigen Beträgen,  wie  etwa  Quittungen  von 
Kutschern,  Dienstmännern  usw.  Erhält  aber 
der  Reisende  Vertrauensspesen,  so  ist  er 
dem  Chef  nicht  zur  Rechnungslegung  ver- 
pflichtet. 

Die  Spesen  kann  der  Reisende  auch  fordern, 
wenn  ihn  der  Chef  vertragswidrig  nicht  reisen 
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Jässt  oder  ihm  vorzeitig  kündigt,  weil  sie  zur 
Deckung  des  gesamten  Lebensunterhaltes  des 
Reisenden  bestimmt  zu  sein  pflegen.  Sie  sind 
stets  im  voraus  zu  zahlen,  wenn  auch  nur  für 
einige  Tage;  von  Gläubigern  des  Reisenden 
können  sie  nicht  gepfändet  werden. 

Über  das  Zurückbehaltungsrecht  des  Rei- 
senden s.  o.  S.  983. 

Für  den  sog.  Provisionsreisenden  gilt  das 
oben  über  den  commis  Interesse  Erwähnte. 

Nach  der  GO.  §§  44,  44  a  darf  der  Reisende  im  all- 
gemeinen nur  Proben  und  JVluster  und  bloss  ausnahms- 
weise die  zu  verkaufenden  Waren  selbst  mit  sich  führen. 
Er  muss  eine  Legitimationskarte  bei  sich  haben, 
die  auf  Antrag  des  Prinzipals  von  der  Verwaltungsbe- 
hörde (Polizei)  ausgestellt  wird  und  den  Namen  des 
Reisenden,  des  Prinzipals  oder  seiner  Firma  und  die 
nähere  Bezeichnung  des  Gewerbebetriebes  enthält. 

Wie  weit  die  Vollmacht  des  Reisenden  den 
Kunden  gegenüber  geht,  mit  andern  Worten, 
in  welchem  Umfange  er  zur  Vertretung  des 
Prinzipals  befugt  ist,  darauf  wird  noch  (S.  990) 
zurückzukommen  sein. 

Unter  Handlungslehrling  versteht  man 
denjenigen,  der  zur  Erlernung  des  kaufmänni- 
schen Gewerbes  bei  einem  Kaufmann  ange- 
stellt ist;  er  unterscheidet  sich  also  vom  Hand- 
lungsgehilfen dadurch,  dass  er  keine  Vergütung 
zu  bekommen  braucht,  und  weiter  dadurch, 
dass  er  vor  allen  Dingen  lernen,  nebenbei  aller- 
dings auch  helfen  soll,  während  der  Gehilfe 
hauptsächlich,  wie  schon  sein  Name  zeigt, 
helfen,  aber  sich  dabei  natürlich  stets  weiterbil- 
den muss. 

Für  die  Handlungslehrlinge  gilt  teilweise 
dasselbe  wie  für  Handlungsgehilfen.  Nur  weil 
für  sie  der  Chef  zugleich  ihr  Lehrherr  ist,  ist 
dessen  Stellung  ihnen  gegenüber  eine  etwas 
verstärkte  (HGB  §§  76—82).  Ausserdem  ge- 
niessen  sie,  wie  alle  jugendlichen  Personen, 
einen  besonderen  Schutz. 

Zunächst  ist  zu  unterscheiden:  Halten  und 
Anleiten  von  Lehrlingen.  Man  hält  einen 
Lehrling  schon,  wenn  man  ihn  in  seinem  Ge- 
werbe beschäftigt,  ohne  ihn  selbst  auch  zu 
unterweisen,  d.  h.  anzuleiten.  Die  Anleitung 
kann  der  Chef  nämlich  auch  anderen  Ange- 
stellten überlassen.  Zum  Schutze  der  Lehr- 
linge vor  verderblichen  Einflüssen  ist  das  Recht 
zum  Halten  und  auch  zur  Anleitung  denjenigen 
Personen  versagt,  die  nicht  im  Besitze  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  sind;  die  Verletzung 
dieses  Verbotes  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
150  M  geahndet. 

Der  Dienstvertrag  zwischen  Lehrherrn  und 
Lehrling   heisst   Lehrvertrag.      Ebenso    wie 


der  Anstellungsvertrag  des  Handlungsgehilfen, 
braucht  auch  er  nicht  schriftlich  abgefasst  zu 
werden  (vgl.  aber  S.  987).  Es  ergeben  sich  aus 
ihm  für  beide  Teile  Rechte  und  Pflichten. 

Die  Pflichten  des  Prinzipals  dem  Lehr- 
ling gegenüber  bestehen  in  der  Lehrpflicht, 
der  Fürsorgepflicht  und  der  Zeugnispflicht: 

Kraft  der  Lehrpflicht  muss  der  Prinzipal 
den  Lehrling  entweder  selbst  oder  durch  einen 
geeigneten  Vertreter  (Lehrmeister)  planmässig  zu 
den  kaufmännischen  Geschäften  seines  Handels- 
gewerbes anlernen,  aber  auch  zur  Arbeitsamkeit 
und  guten  Sitten  anhalten.  Ausserdem  muss  er 
dem  Lehrling  Zeit  und  Gelegenheit  geben, 
an  Sonn-  und  Festtagen  dem  Gottesdienst  bei- 
zuwohnen, und  wenn  er  unter  18  Jahr  alt  ist, 
die  Fortbildungsschule  zu  besuchen.  Ein  Recht 
auf  Züchtigung  hat  der  Prinzipal  nicht. 

Die  Fürsorgepflicht  ist  genau  wie  beim 
Handlungsgehilfen  geregelt.  Insofern  besteht  aber 
ein  Unterschied,  als  sich  der  Lehrherr  durch  Ver- 
letzung der  Lehr-  und  Fürsorgepflicht  gegen-     ■ 
über   dem    Lehrlinge   straffällig    macht  (Geld-     | 
strafe  bis  zu  150  M). 

Die  Zeugnispflicht  besteht  bei  Beendi- 
gung des  Lehrverhältnisses.  Das  Zeugnis  muss 
schriftlich  sein  und  Angaben  über  die  Dauer 
der  Lehrzeit  sowie  —  im  Gegensatze  zum  Ge- 
hilfenzeugnis —  über  die  während  dieser  Zeit 
erlangten  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  und 
über  das  Betragen  des  Lehrlings  enthalten. 
Der  Lehrling  darf  ein  solches  Zeugnis  nicht 
etwa  gleich  dem  Handlungsgehilfen,  welcher 
bloss  Art  und  Dauer  des  Dienstes  bezeugt 
haben  will,  zurückweisen. 

Die  Pflichtendes  Lehrlings  gegen  seinen 
Lehrherrn  bestehen  genau  wie  beim  Handlungs- 
gehilfen in  der  Dienstpflicht,  die  sich  aber 
auch  für  den  Lehrling  nicht  auf  häusliche 
oder  Gesindedienste  erstreckt,  einschliesslich 
der  Verschwiegenheitspflicht.  Ebenso 
gilt  auch  für  ihn  das  Verbot  eines  eigenen 
Handelsbetriebes  und  des  Abschlusses 
eigener  Handelsgeschäfte  im  Handels- 
zweige des  Lehrherrn  (Konkurrenzverbot). 

Die  Dauer  der  Lehrzeit  bestimmt  sich, 
wenn  nichts  vereinbart  ist,  nach  den  örtlichen 
Verordnungen  oder  dem  Ortsgebrauche.  Wäh- 
rend der  sog.  Probezeit,  die  gesetzlich  einen 
Monat  beträgt  und  vertragsmässig  höchstens 
drei  Monate  betragen  darf,  kann  von  beiden 
Teilen  jederzeit  willkürlich  und  ohne  Angabe 
eines  Grundes  für  sofort  gekündigt  werden. 
Diese  Bestimmung  erklärt  sich  dadurch,  dass 
der  Gesetzgeber  nicht  den  jungen  Leuten  zu- 
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muten  will,  in  einer  Lehre  zu  bleiben,  die 
weder  ihren  Neigungen  noch  Erwartungen 
entspricht;  andererseits  wird  aber  ebenso  das 
Interesse  des  Prinzipals  berücksichtigt,  der 
innerhalb  der  Probezeit  den  Lehrling  auf  seine 
Fähigkeiten  und  Brauchbarkeiten  prüfen  und 
sich  je  nachdem  entschliessen  kann,  ihn  zu  be- 
halten oder  nicht.  Erst  nach  Ablauf  der  Probe- 
zeit beginnt  die  eigentliche  Lehrzeit.  Auch  dann 
steht  es  dem  Lehrling  noch  frei,  die  Lehre 
zu  beendigen,  wenn  er  sich  entschliesst,  einen 
anderen  Beruf  oder  ein  anderes  Gewerbe  zu 
ergreifen;  die  Wahl  eines  anderen  Handels- 
zweiges (anderer  Branche)  genügt  nicht.  In 
jenem  Falle  ist  eine  entsprechende  schriftliche 
Erklärung  des  Vaters  oder  Vormundes  erfor- 
derlich; ist  der  Lehrling  über  21  Jahre  alt,  so 
muss  er  selbst  diese  schriftliche  Erklärung  ab- 
geben. Es  endigt  dann  das  Lehrverhältnis, 
wenn  der  Lehrling  nicht  eher  entlassen  wird, 
spätestens  nach  einem  Monat,  vom  Tage  der 
Erklärung  an  gerechnet.  Der  Lehrling  darf 
nachher  innerhalb  neun  Monaten  der  abge- 
gebenen Erklärung  zuwider  in  ein  anderes 
Handelsgeschäft,  sei  es  ein  Konkurrenz-,  sei  es 
irgend  ein  sonstiges  Geschäft,  nicht  eintreten, 
oder  er  macht  sich  und  seinen  neuen  Prinzi- 
pal, wenn  dieser  den  Sachverhalt  karmt,  scha- 
densersalzpflichtig. 

Im  übrigen  kann  der  Lehrling  das  Lehrver- 
hältnis sofort  lösen,  wenn  er  gleich  dem 
Handlungsgehilfen  einen  wichtigen  Grund 
dazu  hat.  Die  S.  984  angeführten  Beispiele 
gelten  auch  hier.  Ausserdem  ist  als  solcher 
Grund  auch  anzusehen,  wenn  der  Lehrherr 
seine  Pflichten  dermassen  gegenüber  dem  Lehr- 
ling vernachlässigt,  dass  dessen  Gesundheit, 
Sittlichkeit  und  Religion  gefährdet  wird. 

Eine  wichtige  Vorschrift  besteht  noch  für  den  Fall 
des  Todes  des  Lehrherrn.  Weil  nämlich  infolge  des 
besonderen  Lehrverhältnisses  weit  engere  Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Teilen  bestehen  als  bei  einem 
anderen  Dienstverhältnisse,  kann  der  Lehrling  dann 
innerhalb  Monatsfrist  seit  dem  Todestage  ohne  Einhal- 
tung irgendwelcher  Kündigungsfrist  kündigen.  Unter- 
bleibt dagegen  die  Kündigung,  so  muss  das  Lehrver- 
hältnis fortgesetzt  werden. 

Hat  der  Lehrling  unbefugt  die  Lehre  ver- 
lassen, so  kann  der  Lehrherr  Schadensersatz 
nur  dann  fordern,  wenn  ein  schriftlicher  Lehr- 
vertrag vorliegt.  Rückkehr  in  die  Lehre  kann 
nie  verlangt  werden.  Das  über  die  Konkur- 
renzklausel (S.  985)  Gesagte  gilt  für  Lehr- 
linge gleichfalls.  Nur  wird  sie  meistens  un- 
gültig sein,  da  die  Lehrlinge  gewöhnlich  noch 
minderjährig  sind. 


bb)    Prokura  und  Handlungsvollmacht. 

Wer  im  Namen  eines  Kaufmanns  für  diesen 
ein  Geschäft  oder  überhaupt  auf  die  Dauer 
Geschäfte  abschliessen  soll,  muss  dazu  von 
jenem  erst  sowohl  den  Auftrag  als  auch  das 
Recht  zur  Stellvertretung,  d.  i.  Vollmacht,  be- 
kommen. Beides  ist  nicht  etwa  gleichbedeu- 
tend. Der  Auftrag,  welcher  auch  im  Dienst- 
vertrag, Gesellschaftsvertrag  u.  dgl.  enthalten 
sein  kann,  ist  das  innere  Verhältnis  zwischen 
dem  Arbeitgeber  (dem  Kaufmann)  und  seinem 
Beauftragten  (Vertreter),  während  sich  die  Voll- 
macht nach  aussen  hin  äussert.  Sie  stellt  so- 
zusagen die  dritten  Personen  zugekehrte  Aussen- 
seite  dar,  der  Auftrag  dagegen  die  Innenseite. 

Der  Auftrag  (z.  B.  „Kaufen  Sie  für  mich" . . .) 
enthält  gewöhnlich  auch  die  entsprechende 
Vollmacht,  nicht  aber  auch  umgekehrt.  Denn 
es  ist  möglich,  dass  jemand  bloss  Vollmacht 
und  noch  keinen  Auftrag  hat,  oder  dass  die 
Vollmacht  weiterreicht  als  der  Auffrag.  Dritten 
Personen  gegenüber  kommt  es  nur  auf  die 
Vollmacht  an;  wer  also  mit  Vollmacht  handelt, 
verpflichtet  seinen  Vollmachtgeber  (den  Prinzi- 
pal) ebenso,  wie  wenn  dieser  selbst  tätig  ge- 
wesen wäre,  ganz  gleichgültig,  ob  er  wirklich 
Auftrag  erhalten  hatte  oder  nicht.  Hat  er  aber 
auftraglos  gehandelt  und  dadurch  vielleicht 
dem  Prinzipal  Schaden  zugefügt,  so  hat  er 
dafür  aufzukommen. 

Es  gibt  nun  zweierlei  Arten  der  kaufmän- 
nischen Vollmacht:  Die  Prokura  und  die 
Handlungsvollmacht.  Beides  sind  kauf- 
männische Vollmachten,  ermächtigen  also  nur 
zu  geschäftlichem  Handeln  für  den  Prinzipal; 
ausgeschlossen  sind  demnach  alle  privaten  oder 
höchstpersönlichen  Angelegenheiten,  wie  Testa- 
mentserrichtung, .  Eidesleistung  u.  dgl. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Bevollmächtigten  ist 
der  Bote,  der  weiter  nichts  als  ein  Werkzeug  fremden 
Willens  ist  und  keine   eigene  Erklärung  abgibt. 

Erteilt  werden  können  beide  Vollmachtsarten 
auch  Personen  weiblichen  Geschlechts,  nur 
nicht  Kindern  unter  7  Jahren  und  Geistes- 
kranken. Einer  Annahme  bedarf  die  Erteilung 
niemals;  es  ist  sogar  möglich,  dass  jemand 
ganz  ohne  oder  gegen  seinen  Willen  zum 
Prokuristen  oder  Handlungsbevollmächtigten 
bestellt  wird,  ohne  dass  er  sich  dagegen  weh- 
ren könnte.  So  wäre  es  auch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  ein  Bevollmächtigter  selbst  gar 
nichts  von  der  ihm  erteilten  Vollmacht  weiss, 
denn  die  Erteilung  der  Prokura  und  Hand- 
lungsvollmacht kann  (mündlich  oder  schrift- 
lich) sowohl  dem  Bevollmächtigten  gegenüber 
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selbst,  wie  durch  Erklärung  gegenüber  den- 
jenigen Personen  erfolgen,  die  mit  dem  Be- 
vollmächtigten verhandeln  sollen,  also  beispiels- 
weise Kunden. 

Die  Prokura  ist  eine  besonders  weitgehende, 
nur  von  einem  Vollkaufmann,  nicht  auch  Minder- 
kaufmann, erteilbare  Vollmacht.  Statt  des  Ge- 
schäftsinhabers kann  die  Prokura  auch  von 
seinem  gesetzlichen  Vertreter  erteilt  werden,  so 
wenn  der  Inhaber  - —  wie  das  ja  möglich  ist 
—  entmündigt  oder  ein  Kind  ist  und  deshalb 
bevormundet  wird.  Der  Vormund  bedarf  dann 
zur  Erteilung  vormundschaftsgerichtlicher  Ge- 
nehmigung (BGB.  §  1822). 

In  jedem  Falle  ist  zur  Prokuraerteilung 
eine  ausdrückliche  mündliche  oder  schriftliche 
Erklärung  erforderlich;  es  genügt  also  nicht 
stillschweigende  Duldung  der  Prokurazeichnung 
(HGB.  §  48).  Die  Erteilung  ist  von  dem  Prin- 
zipal zur  Eintragung  in  das  Handelsregister 
anzumelden  (HGB.  §  53),  aber  die  Prokura 
besteht  schon  vorher  und  auch  überhaupt  ohne 
Eintragung  zu  Recht. 

Der  Umfang  der  Prokura  ist  im  Gegen- 
satz zu  dem  der  Handelsvollmacht,  die  ganz 
verschieden  bald  mehr,  bald  weniger  beschränkt 
sein  kann,  im  Gesetz  selbst  festgesetzt  und 
kann  Dritten  gegenüber  nicht  beschränkt  werden. 
Sie  ermächtigt  nämlich  stets  zu  allen  Arten  von 
gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Geschäften 
und  Rechtshandlungen,  die  der  Betrieb  irgend 
eines  Handelsgewerbes,  nicht  bloss  desjenigen, 
für  das  gerade  die  Prokura  erteilt  ist,  mit  sich 
bringt.  Folglich  kann  der  Prokurist  Darlehen 
aufnehmen,  Wechsel  zeichnen,  Handlungsge- 
hilfen anstellen,  Handlungsvollmacht  geben, 
Prozesse  führen,  kurz  alle  möglichen  Geschäfte 
vornehmen,  und  zwar  auch  solche,  die  gar 
nicht  in  dem  betr.  Handelszweige  vorzukommen 
pflegen.  Beispielsweise  gilt  also  der  Prokurist 
eines  Woll-  oder  Getreidegeschäftes  auch  für 
Bankiergeschäfte  in  unbegrenzter  Höhe  ermäch- 
tigt. Ob  er  dazu  wirklich  Auftrag  von  seinem 
Prinzipal  hat,  ist  eine  andere  Frage.  Selbst 
wenn  er  einen  solchen  nicht  hat,  sind  die  Ge- 
schäfte nicht  unwirksam,  aber  der  Prokurist 
wird  dann  möglicherweise  seinem  Prinzipal 
Schadensersatz  leisten  müssen.  Dagegen  kann 
er  nicht  den  Geschäftsbetrieb  ganz  einstellen 
oder  die  Firma  löschen  lassen ,  ebensowenig 
das  Geschäft  verkaufen,  denn  alles  das  gehört 
nicht  zum  Betrieb,  vielmehr  wird  dieser  da- 
durch beendigt. 

Weiter  berechtigt  die  Prokura  nicht  zum 
Verkauf  von  Grundstücken  oder  zur  Aufnahme 


von  Hypotheken,  wohl  aber  zum  Ankauf  von 
Grundstücken  und  Löschung  von  Hypotheken. 
Soll  der  Prokurist  auch  die  erstgenannten  Ge- 
schäfte vornehmen  dürfen,  so  muss  ihm  dazu 
noch  eine  besondere  Vollmacht  erteilt  werden. 
Irgendwelche  Beschränkungen  der  Pro- 
kura, etwa  auf  bestimmte  Orte  und  Zeiten  oder 
gewisse  Geschäfte  oder  Arten  von  Geschäften 
u.  dergl.,  sind,  wie  bereits  erwähnt.  Dritten 
gegenüber  unwirksam,  sogar  wenn  diese  Per- 
sonen von  der  Beschränkung  wussten.  Dagegen 
ist  eine  solche  Beschränkung  nach  innen,  d.  h. 
für  das  Verhältnis  zwischen  Geschäftsinhaber 
und  Prokurist,  möglich;  jener  kann  also  die 
Rechte  des  Prokuristen  beliebig  gestalten  und 
einschränken,  und  ihm  ist  nachher  auch  letz- 
terer für  Überschreitungen  verantwortlich.  Von 
dieser  Regel  gibt  es  jedoch  zwei  wichtige  Aus- 
nahmen: 

1.  ist  eine  Beschränkung  durch  Erteilung 
von  Gesamtprokura  zulässig.  Dann  ist  die 
Prokura  mehreren  Personen  zusammen  erteilt, 
und  diese  können  den  Kaufmann  nur  ver- 
pflichten, wenn  sie  gemeinschaftlich  handeln, 
während  eine  Erklärung  des  einzelnen  allein 
ungültig  ist. 

Dieser  Fall  ist  wohl  von  demjenigen  zu  unterschei- 
den, wo  ein  Kaufmann  mehrere  Einzelprokuristen  hat, 
was  selbstverständlich  zulässig  ist.  Von  ihnen  kann  na- 
türlich jeder  allein  den  Geschäftsinhaber  voll  vertreten. 
Die  Gesamtprokura  muss  ausdrücklich  als  solche  be- 
zeichnet und  auch  im  Handelsregister  eingetragen 
werden. 

2.  kann  die  Prokura  auf  den  Betrieb  einer 
von  mehreren  Niederlassungen  des  Geschäfts- 
inhabers (Hauptgeschäft — Zweigniederlassung) 
beschränkt  werden,  doch  müssen  die  mehreren 
Geschäfte  dann  verschiedene  Firmen  haben. 

Allerdings  genügt  insofern  ein  Firmenzusatz,  wo- 
durch die  eine  Niederlassung  als  Zweigniederlassung 
gekennzeichnet  wird,  wie  z.  B.  „Zweiggeschäft  Cöln" 
oder  „Stadtgeschäft"  oder  ,, Filiale  Ost"  usw. 

Dass  der  Prokurist  die  ihm  erteilte  Prokura 
selbst  nicht  mit  Einwilligung  des  Prinzipals 
weiter  auf  andere  Personen  übertragen  darf, 
ist  im  Gesetz  besonders  hervorgehoben,  weil 
es  nach  dem  alten  HGB.  gestattet  war. 

Wie  zeichnet  der  Prokurist  für  die  Firma? 
Nach  HGB.  §  51  in  der  Weise,  dass  er  der 
Firma  seinen  Namen  mit  einem  die  Prokura 
andeutenden  Zusätze  beifügt.  Dabei  pflegt 
Prokura  gewöhnlich  p.  pa.  oder  p.  p.  (ppa.,  pp.) 
abgekürzt  zu  werden.  Also  halte  die  Unterschrift 
eines  Prokuristen  etwa  so  auszusehen: 
ppa.  Müller  &  Co  oder  Müller  &  Co 
Carl  Schulze  ppa.  Carl  Schulze 

Zufolge  HGB.  §  53    hat    der    Prokurist    die    Firma 
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nebst  seiner  Namensunterschrift  eigenhändig  zu  zeich- 
nen und  zur  Aufbewahrung  bei  den  Handelsregister- 
akten einzureichen.  Dabei  darf  die  Firma  nicht  durch 
Stempel  oder  dergl.  vorgedruckt  sein. 

Die  Prokura  kann  aus  drei  Gründen  er- 
löschen: Bei  Auflösung  des  Geschäfts,  durch 
den  Tod  des  Prokuristen  —  nicht  jedoch  den 
Tod   des   Prinzipals  —   und   durch  Widerruf. 

Der  Widerruf  ist  selbst  dann  wirksam,  wenn  auf 
das  Widerrufsrecht  verzichtet  worden  ist.  Infolge  des 
Widerrufs  wird  aber  nicht  zugleich  ohne  weiteres  das 
etwa  zwischen  dem  Geschäftsinhaber  und  dem  Pro- 
kuristen bestehende  Dienst-  oder  Auftragsverhältnis 
aufgelöst,  und  ebensowenig  erlischt  andererseits  die 
Prokura  schon  durch  Aufhebung  dieses  Verhältnisses. 
Erfolgt  der  Widerruf  vertragswidrig,  so  macht  sich 
natürlich   der   Geschäftsinhaber  schadensersatzpflichtig. 

Das  Erlöschen  der  Prokura  muss,  um  gegen 
dritte  Personen  rechtswirksam  zu  sein,  stets  in 
das  Handelsregister  eingetragen  und  öffentlich 
bekannt  gemacht  worden  sein.  Solange  dies 
nicht  geschehen  ist,  kann  sich  der  Geschäfts- 
inhaber nicht  auf  das  Erlöschen  berufen,  ausser 
wenn  derDrittevon  dem  Erlöschen  Kenntnis  hatte. 

Die  Handlungsvollmacht.  Handlungsbe- 
vollmächtigter ist,  wer  ohne  Erteilung  von 
Prokura  zum  Betriebe  eines  ganzen  Handels- 
gewerbes (Generalvollmacht)  oder  zur  Vor- 
nahme einer  bestimmten  Art  von  Geschäften 
oder  einzelner  Geschäfte,  welche  zu  einem 
Handelsgewerbe  gehören  (Einzelvoll macht), 
ermächtigt  ist.  Die  Handlungsvollmacht  kann 
im  Gegensatz  zur  Prokura  auch  von  einem 
Minderkaufmann  und  ohne  ausdrückliche  Ge- 
nehmigung, also  auch  z.  B.  durch  stillschwei- 
gende Duldung  des  Abschlusses  von  Geschäften, 
erteilt  werden,  wie  auch  das  Reichsgericht  ent- 
schieden hat. 

Die  Generalvollmacht  berechtigt  zur  Vor- 
nahme aller  Geschäfte  und  Rechtshandlungen, 
die  der  Betrieb  eines  derartigen  Handelsgewerbes, 
wofür  sie  gerade  erteilt  ist  —  anders  bei  der 
Prokura!  —  gewöhnlich  mit  sich  bringt  Bei 
der  Einzelvollmacht  beschränkt  sich  die  Be- 
fugnis auf  die  Vornahme  aller  derjenigen  Ge- 
schäfte und  Rechtshandlungen,  die  zu  derartigen 
Geschäften,  für  welche  Vollmacht  erteilt  ist,  zu 
gehören  pflegen. 

Nie  ermächtigt  eine  Handlungsvollmacht,  sei 
es  nun  General-  oder  Einzelvollmacht,  zum 
Verkauf  von  Grundstücken,  Aufnahme  von 
Hypotheken  —  beides  wie  bei  der  Prokura  — , 
überdies  aber  nicht  zur  Ausstellung,  Akzeptierung 
oder  Girierung  von  Wechseln  und  Aufnahme 
von  Darlehen  sowie  zur  Prozessführung.  Zu  allen 
diesen  Geschäften  würde  also  noch  eine  beson- 
dere ausdrückliche  Ermächtigung  nötig  sein. 


Im  Gegensatz  zur  Prokura  kann  die  Hand- 
lungsvollmacht auch  Dritten  gegenüber  belie- 
big beschränkt  werden.  Wer  die  Beschrän- 
kungen kennt  oder  kennen  müsste,  d.  h.  fahr- 
lässigerweise nicht  kennt,  muss  sie  gegen  sich 
gelten  lassen. 

Zum  leichteren  Verständnis  denke  man  sich  folgen- 
den Fall :  Ein  mit  Handlungsvollmacht  versehener  Hand- 
lungsgehilfe nimmt  bei  einem  Lieferanten  seiner  Firma» 
welcher  ihn  kennt,  ohne  deren  Wissen  für  sie  ein  Dar- 
lehen auf  und  verschwindet  mit  dem  Gelde.  Der 
Lieferant  kann  dann  nicht  die  Firma  haftbar  machen, 
denn  zur  Aufnahme  eines  Darlehens  bedarf  ein  Hand- 
lungsbevollmächtigter noch  besonderer  Vollmacht.  Oder 
ein  Handlungsbevollmächtigter  hat  bei  einem  Kunden 
mehrere  hundert  M  einkassiert,  obwohl  auf  den  Rech- 
nungen der  Vermerk  steht:  „Zahlung  belieben  Sie 
stets  an  uns  direkt  zu  leisten."  Hier  muss  ev.  der 
Kunde  nochmals  zahlen,  denn  er  kann  sich  nicht  damit 
entschuldigen,  dass  er  jenen  die  Handlungsvollmacht 
einschränkenden  Vermerk  auf  den  Rechnungen  nicht 
gelesen  habe. 

Ohne  Zustimmung  des  Geschäftsinhabers 
darf  der  Handlungsbevollmächtigte  die  Hand- 
lungsvollmacht nicht  auf  einen  anderen  über- 
tragen. Die  Zeichnung  des  Handlungsbevoll- 
mächtigten erfolgt  in  der  Weise,  dass  er  mit 
einem  das  Vollmachtsverhähnis  ausdrückenden 
Zusätze  unterschreibt,  ohne  sich  dabei  etwa 
eines  die  Prokura  andeutenden  Zusatzes  zu 
bedienen.  Die  Unterschrift  hätte  also  etwa 
folgendermassen  zu  lauten: 

/7.1)  Müller  &  Co. 
Carl  Schulze 
oder  /.   V.  (=  in  Vollmacht,   in   Vertretung), 
was  vor  den  Namen  des  Vertreters  zu  setzen  wäre: 
Müller  &  Co. 
i.  V.  Carl  Schulze. 
Die  Handlungsvollmacht  erlischt: 
durch  Auflösung  des  Geschäfts; 
durch  den  Tod  des  Bevollmächtigten;  wenn 
das    zugrunde    liegende    Rechtsverhältnis 
ein  Gesellschaftsvertrag    ist,    auch    durch 
den    Tod    des    Vollmachtgebers    (BGB. 
§   727),    dagegen    nicht,    wenn    das   zu- 
grunde liegende  Rechtsverhältnis  ein  Auf- 
trag ist  (BGB.  §  672); 
durch    Widerruf,    welcher   aber   anders   als 
bei  der  Prokura  auch  für  immer  ausge- 
schlossen werden  kann  und  durch  Been- 
digung des  zugrunde  liegenden  Dienstver- 
hältnisses (des  Anstellungsvertrages,  BGB. 
§  168). 
Dritte    brauchen    aber    das    Erlöschen    der 
Vollmacht  gegen  sich   nur  gelten    zu    lassen, 
wenn  sie  vom  Erlöschen  der  Vollmacht  Kennt- 
nis erhalten  oder  das  Erlöschen  kennen  mussten. 


^)  =  per,  oder  f  =  für. 
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Im  Anschlüsse  hieran  ist  noch  auf  die 
überaus  wichtigen  §§  55,  56  HOB.  einzu- 
gehen, in  welchen  zwei  Arten  von  Angestell- 
ten des  Kaufmanns,  dem  Reisenden  und  dem 
Ladenangestelten  (Kommis),  eine  gesetz- 
liche Handlungsvollmacht  verliehen  wird. 

Handlungsreisende,  worunter  das  Gesetz 
nur  solche  versteht,  die  von  Ort  zu  Ort  reisen, 
gelten  kraft  Gesetzes  für  ermächtigt,  den  Kauf- 
preis aus  den  von  ihnen  selbst  abgeschlosse- 
nen Verkäufen  einzuziehen,  Zahlungsfristen 
dafür  zu  bewilligen,  sowie  Mängelrügen,  Ver- 
fügungsstellungen und  ähnliche  Erklärungen 
entgegenzunehmen.  Folglich  hat  der  Reisende 
keine  allgemeine  Inkassobefugnis,  ferner 
nicht  das  Recht,  die  Verfügungsstellung  zu 
genehmigen  oder  etwa  die  Bezugsbedingungen 
abzuändern.  Insoweit  kann  er  aber  selbst- 
verständlich auch  besonders  ermächtigt  werden. 

Der  in  einem  Laden  oder  offenen 
Warenlager  Angestellte,  sei  er  nun  Hand- 
lungsgehilfe oder  -lehrling,  ist  gesetzlich  ohne 
weiteres  berechtigt  zu  allen  Verkaufs-  und 
Empfangnahmehandlungen,  wie  sie  in  dem 
betr.  Geschäft  gewöhnlich  vorkommen.  Hierzu 
gehören  Zahlungen,  Gewährung  von  Nach- 
lässen, Umtausch,  wofern  nicht  eine  besondere 
Ladenkasse  eingerichtet  ist  oder  Plakate  mit 
der  Aufschrift  „Feste  Preise"  oder  „Umtausch 
nicht  gestattet"  im  Verkaufslokal  angebracht  sind. 
Ausserdem  kann  der  Angestellte  selbstverständ- 
lich auch  noch  Handlungsvollmacht  haben. 

Über  die  Bedeutung  des  Telephonanschlusses 
für  den  Geschäftsbetrieb  herrscht  Streit.  Staub  u.  a. 
sind  der  Ansicht,  dass  der  Geschäftsinhaber  dadurch 
alle  seine  Angestellten  Dritten  gegenüber  zum  Ab- 
schluss  von  Rechtsgeschäften  sowie  zur  Abgabe  von 
Erklärungen  ermächtigt,  soweit  solche  gewöhnlich  tele- 
phonisch erfolgen.  Zur  Begründung  führt  man  haupt- 
sächlich an,  dass  diese  Auslegung  im  Verkehrsinteresse 
geboten  ist.  Andere  Handelsrechtslehrer,  wie  z.  B.  Ma- 
kower,  stehen  auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte. 

Eine  für  das  tägliche  Leben  überaus  wich- 
tige Frage  ist  endlich,  ob  der  Überbringer 
einer  Quittung  zur  Empfangnahme  des 
Geldes  befugt  ist.  Der  §  370  im  BGB.  be- 
jaht dies,  sofern  die  Quittung  echt  ist  und 
dem  Zahlenden  nicht  Umstände  bekannt  sind, 
infolge  deren  die  Ermächtigung  zweifelhaft  wird. 
Dagegen  gilt  der  Überbringer  einer  Ware  mit 
unquittierter  Rechnung  deshalb  noch  nicht  als 
ermächtigt,  Zahlungen  anzunehmen. 

2.  Die  gewerblichen  Gehilfen  des  Kaufmanns 
{mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Gewerbe- 
ordnung und  der  Versicherungsgesetze). 
Der  Unterschied  der  kaufmännischen  von  den  ge- 
werblichen Angestellten  (s.  o.  S.  980)  liegt  in  der  ver- 


schiedenen Art  der  Dienstleistungen  und  darin,  dass 
die  kaufmännischen  Arbeiten  im  grossen  und  ganzen 
stets  die  gleichen  bleiben  werden  —  Buch-  und  Kassen- 
führung, Korrespondenz,  Abschluss  von  Geschäften — , 
während  die  gewerblichen  Arbeiten  verschieden  sind, 
je  nach  dem  Betrieb,  um  den  es  sich  handelt.  Infolge- 
dessen lassen  letztere  sich  auch  bloss  ganz  allgemein 
kennzeichnen  als  solche,  zu  denen  man  Fachkenntnisse 
besitzen  muss,  sog.  technische  Arbeiten.  Demnach  ge- 
hören zu  den  Gewerbegehilfen  die  Fabrikarbeiter  und 
Werkführer,  Schlosser-,  Fleischergesellen  usw.,  die  Roll- 
kutscher eines  Spediteurs,  die  Strassenbahnschaffner,  die 
Matrosen  eines  Reeders,  ferner  die  Kellner  und  der 
Koch  eines  Hotels  u.  a.  m.  Sie  alle  stehen  unter  der 
Gewerbeordnung  oder  unter  Sondergesetzen  wie  z.  B. 
die   Matrosen,   für  welche  die  Seemannsordnung   gilt. 

Dementsprechend  sind  auch  für  Streitigkeiten  zwi- 
schen den  Gewerbegehilfen  und  ihren  Arbeitgebern  — 
so  heisst  für  sie  der  Prinzipal  —  die  Gewerbegerichte 
zuständig;  für  die  Seeleute  gibt  es  besondere  Seemanns- 
gerichte. 

Von  kaufmännischen  Arbeiten  brauchen  die  Gewerbe- 
gehilfen  nichts  zu  verstehen ,  was  aber  nicht  aus- 
schliesst,  dass  sie  nebenbei  auch  solche  leisten.  So- 
weit sie  mit  in  offenen  Verkaufsläden  und  den  dazu 
gehörigen  Kontoren  und  Lagerräumen  tätig  sind,  gilt 
für  sie  genau  dasselbe,  wie  für  Handlungsgehilfen  in 
solchen  Stellungen.  Es  genügt  deshalb,  auf  das  oben 
(S.  982)  Angeführte  zu  verweisen,  wie  überhaupt  in- 
folge der  Gleichheit  der  Rechtsverhältnisse  vielfach  auf 
die  Darstellung  des  Rechts  der  kaufmännischen  Ange- 
stellten verwiesen  werden  kann.  So  zerfallen  auch 
entsprechend  den  kaufmännischen  Angestellten  die  ge- 
werblichen in  Gehilfen  oder  Gesellen,  wie  sie  bei  den 
Handwerkern  heissen,  und  andererseits  Lehrlinge,  je 
nachdem  sie  zur  Leistung  oder  Erlernung  des  Gewerbes 
angestellt  sind. 

Auch  bei  den  Gewerbegehilfen  ist  im  allgemeinen, 
soweit  nichts  Abweichendes  erwähnt  wird,  das  Alter 
und  Geschlecht  gleichgültig. 

In  Anlehnung  an  den  für  die  Gewerbegehilfen  gel- 
tenden VII.  Titel  der  Gewerbeordnung  wird  sich  die 
folgende  Darstellung  der  einschlägigen  Rechtsverhält- 
nisse, soweit  sie  noch  zu  erörtern  sind,  in  fünf  Teile 
gHedern. 

aa)  Allgemeines. 

Der  Anstellungsvertrag  heisst,  je  nach- 
dem, ob  er  mit  Arbeitern,  Lehrlingen  oder 
höheren  Angestellten  (Technikern  usw.)  abge- 
schlossen wird,  Arbeits-,  Lehr-  und  Dienstver- 
trag. Über  die  hauptsächlichsten  Pflichten 
des  Arbeitgebers  (Lehrherrn,  Dienstherrn) 
aus  ihm  ist  zu  bemerken:  Die  erste  Pflicht 
ist  die  der  Lohnzahlung. 

Der  Gewerbelehrling  allerdings  braucht,  ebenso- 
wenig wie  der  Handlungslehrling,  gegen  ein  Entgelt 
angestellt  zu  sein.  Ein  wesentlicher  Unterscliied  von 
dem  Lohn  der  Handlungsgehilfen  besteht  aber  inso- 
fern, als  bei  den  gewerblichen  Arbeitern  das  sog. 
Trucksystem  im  allgemeinen  ausgeschlossen  ist,  wo- 
nach die  Vergütung  auch  in  Gestalt  von  Waren,  Nah- 
rungsmitteln usw.  gewährt  werden  kann.  Nach  GO. 
§115  haben  nämlich  die  Gewerbetreibenden,  selbst 
wenn  vorher  das  Gegenteü  vereinbart  worden  sein 
sollte,  die  Löhne  ihrer  Arbeiter  in  Reichswährung  zu 
berechnen  und  bar  auszuzahlen,  und  ist  es  ihnen  ver- 
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boten,  Waren  auf  Borg  zu  geben.  Nur  Lebensmittel, 
Feuerung,  Arzneien,  Werkzeuge  u.  a.  dürfen  zum  Selbst- 
kostenpreis, ferner  Wohnung  gegen  ortsübliche  Miets- 
preise mit  als  Vergütung  gewährt  werden.  Zuwider- 
handlungen werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  M  oder 
Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  geahndet. 

Hinsichtlich  der  Fürsorgepflicht  gilt  das 
auf  S.  981  Gesagte.  Das  Verbot  der  Sonn- 
tagsarbeit ist  insofern  ein  strengeres,  als  die 
gewerblichen  Arbeiter  auch  nicht  während  der 
5  Stunden,  in  denen  eine  Beschäftigung  der 
Handlungsgehilfen  zulässig  ist,  tätig  sein  dür- 
fen; im  übrigen  gelten  dieselben  Ausnahmen 
hinsichtlich  der  Arbeiten  in  Notfällen,  im  öffent- 
lichen Interesse  usw.  Was  die  Versicherung 
der  Gewerbegehilfen  anlangt,  so  sind  sie  stets 
krankenversicherungspflichtig.  Bezüglich  der 
Invaliditäts-  und  Unfallversicherung  gilt  das 
Gleiche  wie  für  Handlungsgehilfen. 

Zum  Schutze  jugendlicher  Arbeiter  ist 
bestimmt  worden,  dass  Minderjährige  (unter 
21  Jahren)  als  Arbeiter  nur  beschäftigt  werden 
dürfen,  wenn  sie  mit  einem  Arbeitsbuche  ver- 
sehen sind,  das  sich  der  Arbeiter  geben  lassen 
und  verwahren  muss  (GO.  §§  107  ff.).  Die 
Arbeiter  unter  18  Jahren  müssen  zum  Besuche 
der  Fortbildungsschule  angehalten  werden.  Mit 
ihrer  Anleitung  dürfen  sich  Gewerbetreibende, 
denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt 
sind,  während  der  Dauer  der  Aberkennung 
nicht  befassen. 

Auch  hinsichtlich  der  Zeugnispflicht  gilt 
dasselbe  wie  bei  Handlungsgehilfen  und  Hand- 
lungslehrlingen. 

Die  Pflichten  des  Arbeiters  gegenüber 
seinem  Arbeitgeber  erschöpfen  sich  im  wesent- 
lichen in  der  Dienstpflicht  einschliesslich 
der  Verschwiegenheitspflicht. 

bb)  Verhältnisse  der  Gesellen   und 
Gehilfen. 

Gesellen  und  Gehilfen  sind,  wie  GO.  §  121 
ausdrücklich  bestimmt,  zu  häuslichen  Arbeiten 
nicht  verpflichtet.  Die  gesetzliche  Kündigungs- 
frist beträgt  für  sie  14  Tage,  jedoch  können 
auch  beliebig  kürzere  oder  längere  Fristen  ver- 
einbart werden,  müssen  aber  bei  Vermeidung 
von  Ungültigkeit  für  beide  Teile  gleich  lang  sein. 
Im  übrigen  gewährt  auch  hier  die  GO.§§  123,124 
die  Möglichkeit,  aus  wichtigen  Gründen  sofort  zu 
kündigen.  Die  in  den  genannten  §§  beispiels- 
weise angeführten  Gründe  decken  sich  in  der 
Hauptsache  mit  denen    des  HGB.  §§  71,  72. 

cc)  Lehrlingsverhältnisse. 
Im   allgemeinen   sind  die  Rechtsverhältnisse 
des  Gewerbelehrlings  nicht  anders  als  diejeni- 


gen des  Handlungslehrlings.  Dem  Lehrherrn 
liegt  also  gegenüber  den  Gewerbelehrlingen 
gleichfalls  die  Lehr-,  Fürsorge-  und  Zeugnis- 
pflicht ob,  ihm  ist  aber  obendrein  ein  ange- 
messenes Züchtigungsrecht  zugebilligt  Wichtig 
ist  ferner,  dass  der  in  die  häusliche  Gemein- 
schaft des  Lehrherrn  aufgenommene  Gewerbe- 
lehrling auch  zu  häuslichen  Dienstleistungen 
herangezogen  werden  kann. 

Über  die  Dauer  der  Lehrzeit  sagt  die 
GO.  §  130a,  dass  sie  bei  Handwerkerlehrlingen 
3  Jahre,  keinesfalls  aber  länger  als  4  Jahre 
betragen  soll.  Die  Probezeit  ist  genau  so  ge- 
regelt wie  bei  den  Kaufmannslehrlingen,  ebenso 
das  Recht  des  Lehrlings  zur  Kündigung  des 
Lehrvertrages,  wenn  er  zu  einem  anderen  Ge- 
werbe oder  Berufe  übertreten  will,  oder  wenn 
der  Lehrherr  stirbt.  Gegen  den  Gewerbe- 
lehrling ist  aber,  wenn  er  unbefugt  die  Lehre 
verlassen  hat,  statt  des  Anspruchs  auf  Ent- 
schädigung auch  der  Anspruch  auf  Rückkehr 
gegeben,  nur  muss  ein  dahingehender  Antrag 
binnen  einer  Woche  gestellt  werden.  Voraus- 
setzung dieser  Ansprüche  ist  aber  wieder 
ein  schriftlicher  Lehrvertrag.  Von  Wichtigkeit 
ist  endlich  noch  der  gegen  sog.  Lehrlings- 
züchtereien  erlassene  §  128  GO.:  Niemand 
darf  bei  Strafe  (bis  zu  150  M  oder  6  Wochen 
Haft)  in  seinem  Gewerbebetrieb  mehr  Lehr- 
linge halten,  als  der  Art  oder  dem  Umfange 
des  Betriebes  angemessen  ist,  damit  nicht  die 
Ausbildung  der  Lehrlinge  gefährdet  werde. 
Nötigenfalls  kann  die  Polizei  einschreiten  und 
den  Lehiherrn  zum  Entlassen  einer  entsprechen- 
den Anzahl  von  Lehrlingen  zwingen. 

dd)  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter. 

Unter  Fabriken  versteht  man  umfangreiche 
Anlagen  zwecks  gewerbsmässiger  Bearbeitung, 
Verarbeitung  oder  Veredelung  von  Gegenstän- 
den, wobei  eine  grössere  Anzahl  Arbeiter  nach 
dem  Grundsatz  der  Arbeitsteilung  beschäftigt 
und  ausserdem  auch  Naturkräfte  durch  Maschinen 
benutzt  zu  werden  pflegen,  während  der  Fabrik- 
herr selbst  nur  kaufmännische  Arbeiten  zu  er- 
ledigen pflegt.  Den  Gegensatz  bildet  der  Hand- 
werksbetrieb, bei  dem  der  Meister  bei  gewerb- 
lichen Arbeiten  mithilft. 

Auf  Fabrikarbeiter  findet  zunächst  das  unter 
bb.  und  cc.  Gesagte  Anwendung  (GO.  §  134). 
Überdies  muss  der  Fabrikherr  eine  Arbeits- 
ordnung erlassen,  wie  wir  sie  bei  gewissen 
Handelsbetrieben  als  notwendig  gefunden  haben. 
Zur  Vertretung  ihrer  Interessen  können  nach 
dem   Ermessen  des  Arbeitgebers   die  Arbeiter 
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auch  aus  ihrer  Mitte  einen  ständigen  Arbeiter- 
ausschuss  wählen,  der  insbesondere  als  Ver- 
mittelungsorgan  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitern, Beratungsorgan  in  den  letztere  an- 
gehenden Fragen  und  bei  Wohlfahrtseinrich- 
tungen sowie  der  Beaufsichtigung  jugendlicher 
Arbeiter  mitwirken  soll.  Bedeutsam  für  Fabriken 
sind  noch  die  Bestimmungen  über  Kinder-  und 
Frauenarbeit. 

Kinder  unter  13  Jahren  dürfen  in  Fabriken  über- 
haupt nicht,  solche  über  13  Jahre  nur  dann,  wenn  sie 
nicht  mehr  zum  Besuche  der  Volksschule  verpfHchtet 
sind,  und  höchstens  6  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 
Die  Arbeitszeit  junger  Leute  zwischen  14  und  16  Jahren 
darf  nicht  länger  als  10  Stunden  dauern  (GO.  §  135). 
Dabei  sind  die  Arbeitsstunden  aller  jugendlichen  Arbeiter 
zwischen  13  und  15  Jahren  in  die  Zeit  von  Va  6  Uhr 
früh  bis  V28  Uhr  abends  zu  legen.  Das  Verbot  der 
Nachtarbeit  bezieht  sich  sowohl  auf  die  männliche  als 
auch  auf  die  weibliche  Jugend.  Es  gilt  ferner  über- 
haupt für  Frauen,  welche  an  Sonnabenden  überdies 
nicht  mehr  nach  ^l^d  Uhr  nachmittags  beschäftigt  wer- 
den dürfen.  Ihre  Arbeitszeit  ist  auf  höchstens  1 1  Stunden, 
und  an  Tagen  vor  Sonn-  und  Festtagen  auf  höchstens 
10  Stunden  festgesetzt.  Die  Beschäftigung  jugend- 
licher und  weiblicher  Arbeiter  ist  der  Polizei  stets  vor- 
her schriftlich  anzuzeigen. 

ee)  Verhältnisse  der  höheren  gewerb- 
lichen Arbeiter. 

Zu  dieser  Gruppe  gehören  alle  dauernd  mit 
der  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Betriebs 
oder  einer  Abteilung  des  Betriebs  beauftragten 
Personen  (Betriebsbeamte,  Werkmeister  usw.), 
sowie  solche,  die  mit  höheren  technischen 
Dienstleistungen  betraut  sind,  wie  Maschinen- 
und  Bautechniker,  Chemiker,  Zeichner  u.  dergl. 
Ihre  Dienstleistungen  sind  also  keine  kauf- 
männischen, andererseits  aber  viel  höherer  Art 
als  die  Arbeiten  von  Gesellen  oder  Fabrik- 
arbeitern. Infolgedessen  gelten  für  diese  An- 
gestellten ausser  dem  oben  unter  aa.  Gesagten 
die  besonderen  Bestimmungen  in  den  §§  133aff. 
GO.,  welche  in  bezug  auf  Kündigung,  Aus- 
hilfsengagement und  Konkurrenzklausel  völlig 
mit  denjenigen  für  Handlungsgehilfen  überein- 
stimmen. 

t)  Der  Übergang  des  Geschäfts  auf 
andere. 

1.  Das  Geschäft  des  Kaufmanns  umfasst 
alle  tatsächlichen  und  rechtlichen  Beziehungen 
seines  Handelsgewerbes,  die  kaufmännische 
und  technische  Geschäftseinrichtung,  die  Waren- 
vorräte, Forderungen  und  Schulden,  selbst  die 
Handelsbücher  und  die  Kundschaft.  Es  bildet 
eine  Vermögenseinheit  mit  einer  gewissen  recht- 
lichen Selbständigkeit  gegenüber  dem  sonstigen 
Vermögen  des  Kaufmanns.  Dieser  gesamte 
Vermögenskomplex  kann  auf  eine  oder  mehrere 


andere  Personen  übergehen.  Der  Übergang 
erfolgt  entweder  durch  Veräusserung  unter 
Lebenden,  d.  h.  durch  ein  zwischen  Lebenden 
vorgenommenes  Rechtsgeschäft,  oder  vonTodes- 
wegen,  d.  h.  durch  Erbgang. 

2.  Bei  der  Veräusserung  des  Geschäfts 
unterLebenden  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  Rechtsgeschäft,  das  die  Verpflichtung  zur 
Übertragung  des  Geschäfts  einerseits  und  zur 
Annahme  der  Übertragung  andererseits  be- 
gründet, und  der  Übertragung  selbst. 

Das  erstgenannte  Rechtsgeschäft  kann  ein 
Kauf-,  ein  Tausch-  oder  ein  Schenkungsvertrag 
sein.  Für  den  Kaufvertrag  und  Tauschvertrag 
über  ein  Geschäft,  das  Grundstücke  nicht  um- 
fasst, ist  eine  besondere  Form  nicht  erforder- 
lich. Der  Vertrag  wird  aber  vorsichtshalber 
wenigstens  in  schriftlicher  Form  geschlossen 
werden.  Geht  dieses  Rechtsgeschäft  auf  die 
Veräusserung  des  Geschäfts  im  ganzen,  so 
sind  alle  Bestandteile  des  Geschäfts,  insbeson- 
dere auch  die  Geschäftsforderungen  (Aussen- 
stände)  und  Geschäftsschulden  auch  ohne  be- 
sondere Erwähnung  zu  übertragen,  bezw.  zu 
übernehmen,  nur  die  Verpflichtung  zur  Über- 
tragung der  Firma  fordert  ausdrückliche  Fest- 
stellung. Möglich  aber  ist  auch,  dass  von  der 
Veräusserung  gewisse  Bestandteile,  z.  B.  For- 
derungen und  Schulden  ausgenommen  werden. 

Die  Übertragung  selbst  erfolgt  bei  beweg- 
lichen Sachen,  z.  B.  Waren,  durch  Übergabe^ 
verbunden  mit  dem  Willen  der  Eigentums- 
übertragung, bei  Grundstücken  durch  Auf- 
lassung. Die  Übertragung  der  Kundschaft  er- 
folgt z.  B.  durch  Namhaftmachen  der  Kunden 
und  Empfehlung  des  Geschäftsnachfolgers  bei 
diesen. 

Die  Übertragung  der  Geschäftsforderungen 
erfolgt  durch  Abtretung,  welche  praktisch  in 
der  Form  einer  Gesamtabtretung  erfolgen  wird. 
Zur  Zahlung  an  den  Erwerber  ist  der  Schuld- 
ner erst  dann  verpflichtet,  wenn  er  eine  von 
dem  bisherigen  Geschäftsinhaber  über  die  Ab- 
tretung ausgestellte  Urkunde  ausgehändigt  er- 
hält, oder  wenn  ihm  der  bisherige  Geschäfts- 
inhaber die  Abtretung  schriftlich  anzeigt  (BGB. 
§§  398  ff.,  insbesondere  §  410).  Dies  ist  eine 
für  die  Abtretung  von  Forderungen  allgemein 
geltende  Regel.  Es  wird  wegen  des  Näheren 
und  wegen  der  Beziehungen  zwischen  dem 
alten  und  dem  neuen  Gläubiger  und  dem 
Schuldner  auf  die  Ausführung  in  dem  das 
Schuldrecht  behandelnden  Abschnitt  verwiesen. 
Die  Frage,  ob  eine  genügende  Anzeige  der 
Abtretung  der   Forderung    in    der  vom    Ge- 
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schäftsveräusserer  ausgehenden  blossen  Mit- 
teilung, dass  das  Geschäft  übergegangen  sei, 
enthalten  sei,  wird  überwiegend  verneint. 

Eine  Besonderheit  gilt  für  den  Fall,  dass 
der  Erwerber  das  Geschäft  unter  der  bisherigen 
(eingetragenen  oder  nicht  eingetragenen)  Firma 
mit  Einwilligung  des  bisherigen  Geschäftsin- 
habers oder  seiner  Erben  mit  oder  ohne  Bei- 
fügung eines  das  Nachfolgeverhältnis  andeuten- 
den Zusatzes  fortführt.  Es  gelten  alsdann  die 
in  dem  bisherigen  Geschäftsbetriebe  begrün- 
deten Forderungen  den  Schuldnern  gegenüber 
als  auf  den  Erwerber  übergegangen,  so  dass 
der  Schuldner  auch  ohne  Aushändigung  der 
oben  bezeichneten  Urkunde  und  ohne  schrift- 
liche Benachrichtigung  an  den  Geschäftsnach- 
folger zu  zahlen  hat  und  er  andererseits  durch 
die  in  Kenntnis  der  Geschäfts-  und  Firmen- 
fortführung durch  einen  Dritten  an  den  bis- 
herigen Geschäftsinhaber  bewirkte  Zahlung 
nicht  befreit  wird  (HGB.  §  25  Abs.  1). 

Wird  bei  Fortführung  der  Firma  der  Über- 
gang der  Geschäftsforderungen  auf  den  Ge- 
schäftsnachfolger durch  besondere  Vereinba- 
rung ausgeschlossen,  so  wirkt  diese  Verein- 
barung gegenüber  einem  Dritten,  insbesondere 
also  gegenüber  dem  Schuldner,  nur,  wenn  sie 
in  das  Handelsregister  eingetragen  und  bekannt 
gemacht  oder  von  dem  Erwerber  oder  dem 
Veräusserer  dem  Dritten  mitgeteilt  worden  ist. 

Die  Übernahme  einer  Geschäftsschuld 
erfolgt  durch  die  Vereinbarung  zwischen  dem 
bisherigen  Geschäftsinhaber  und  dem  Geschäfts- 
erwerber, dass  dieser  die  Schuld  übernehme. 
Diese  Vereinbarung  hat  zunächst  nur  die 
Wirkung,  dass  der  Geschäftserwerber  dem  bis- 
herigen Geschäftsinhaber  gegenüber  verpflich- 
tet ist,  den  Gläubiger  rechtzeitig  zu  befriedigen. 

Das  Recht,  unmittelbar  Zahlung  von  dem 
Geschäftserwerber  verlangen  zu  können,  er- 
wirbt der  Gläubiger  nach  Massgabe  der  fol- 
genden Regeln: 

Unmittelbare  Haftung  tritt  ein,  wenn  der 
Gläubiger  die  Schuldübernahme  nach  der  An- 
zeige genehmigt, 

alsdann    wird    der    bisherige   Geschäftsinhaber    von 
seiner  Schuld  befreit  und  haftet  der  Geschäftserwerber 
allein  und  unmittelbar; 
oder  wenn  der  Erwerber 

«)  die  Übernahme  der  Verbindlichkeiten  in 
handelsüblicher  Weise,  z.  B.  durch  Zirkulare, 
bekannt  macht,  oder 

ß)  das  Geschäft  unter  der  bisherigen  Firma  (mit 
oder  ohne  Zusatz  betr.  der  Nachfolge)  fortführt. 

In  den  Fällen  a  und  ß  tritt  die  Haftung  sogar 
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dann  ein,  wenn  die  Schuldübernahme  zwischen 
dem  Veräusserer  und  dem  Erwerber  gar  nicht 
vereinbart  ist.  Ja  der  Erwerber  haftet  in  beiden 
Fällen  sogar  für  Geschäftsschulden,  die  er  gar 
nicht  kennt.  Endlich  bleibt  die  Haftung  des 
bisherigen  Geschäftsinhabers  neben  der  des 
Erwerbers  in  beiden  Fällen  bestehen.  Es  ver- 
jähren aber  die  Ansprüche  des  Gläubigers 
gegen  den  früheren  Geschäftsinhaber  spätestens 
mit  Ablauf  von  5  Jahren.  Diese  Frist  beginnt 
zu  laufen  im  1.  Falle  mit  dem  Ende  des 
Tages,  an  welchem  die  Kundgebung  der  Über- 
nahme stattgefunden  hat,  im  2.  Falle  mit  dem 
Ende  des  Tages,  an  welchem  der  neue  Inhaber 
der  Firma  in  das  Handelsregister  des  Gerichts  der 
Hauptniederlassung  eingetragen  ist  (HGB.  §  26). 

Im  einzelnen  ist  noch  zu  bemerken: 

Im  Falle  a)  muss  die  Bekanntmachung  auf  Über- 
nahme der  Geschäftsschulden  gehen.  Die  Mitteilung 
des  Erwerbers,  dass  er  das  Geschäft  übernommen  hat, 
ist  nicht  ausreichend.  Die  Bekanntmachung  braucht 
aber  nicht  allen  Gläubigern  zuzugehen.  Die  Haftung 
tritt  auch  demjenigen  Gläubiger  gegenüber  ein,  der  die 
Bekanntmachung  nicht  erhalten  hat.  Jedoch  können 
einzelne  Geschäftsschulden  in  der  Bekanntmachung  vo» 
der  Übernahme  ausgeschlossen  werden. 

Ist  im  Falle  ß)  die  Schuldübernahme  durch  Verein- 
barung zwischen  dem  Veräusserer  und  dem  Erwerber 
ausgeschlossen,  so  ist  diese  Vereinbarung  einem  Dritten,, 
also  insbesondere  dem  Gläubiger  gegenüber  nur  wirk- 
sam, wenn  sie  in  das  Handelsregister  eingetragen  undi 
bekannt  gemacht  oder  von  dem  Erwerber  oder  Ver- 
äusserer dem  Dritten  mitgeteilt  ist. 

3.  Eine  Veräusserung  des  Geschäfts  liegt 
auch  dann  vor,  wenn  jemand  als  persönlich 
haftender  Gesellschafter  oder  als  Kommanditist 
in  das  Geschäft  eines  Einzelkaufmanns  eintritt. 
Alsdann  haftet  die  Gesellschaft  kraft  Gesetzes,, 
auch  wenn  sie  die  bisherige  Firma  nicht  fort- 
führt, für  alle  im  Betriebe  des  Geschäfts  ent- 
standenen Verbindlichkeiten  des  früheren  al- 
leinigen Geschäftsinhabers.  Die  in  dem  Be- 
triebe begründeten  Forderungen  gelten  den 
Schuldnern  gegenüber  als  auf  die  Gesellschaft 
übergegangen.  Eine  abweichende  Vereinbarung 
ist  einem  Dritten  gegenüber  nur  wirksam,  wenn 
sie  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  be- 
kannt gemacht  oder  von  einem  Gesellschafter 
dem  Dritten  mitgeteilt  ist. 

Der  Übergang  des  Geschäfts  im  Wege  der  Erbfolge 
kann  an  dieser  Stelle  noch  nicht  behandelt  werden,  da 
zum  Verständnis  der  rechtlichen  Verhältnisse  die  Kennt- 
nis der  Grundzüge  des  Erbrechts,  das  erst  später  dar- 
gestellt werden  wird,  unerlässlich  ist. 

c)  Der  Kaufmann  als  Staatsbürger. 
(Überblick  über  die  Reichsverfassung). 

Der  deutsche  Kaufmann  ist  nicht  nur  Ge- 
schäftsmann, er  ist  auch  Angehöriger  des  Deut- 
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sehen  Reichs  und  hat  als  solcher  die  Verpflich- 
tung, die  Grundzüge  der  Verfassung  des  Deut- 
schen Reichs,  die  im  Gesetze  vom  16.  April 
1871  niedergelegt  ist,  zu  kennen. 

Das  Deutsche  Reich  ist  ein  zwischen  den 
deutschen  Fürsten  und  den  3  freien  Städten 
Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  abgeschlossener 
ewiger  Bund  zum  Schutze  des  Bundesgebiets 
und  des  innerhalb  desselben  gültigen  Rechts, 
sowie  zur  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen 
Volkes. 

Innerhalb  des  Bundesgebiets  übt  das  Deutsche 
Reich  das  Recht  der  Gesetzgebung  nach  Mass- 
gabe des  Inhalts  der  Reichsverfassung  und  mit 
der  Wirkung  aus,  dass  die  Reichsgesetze 
den  Landesgesetzen  vorgehen.  Die  Reichsgesetze 
erhalten  ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Ver- 
kündung von  Reichs  wegen,  welche  vermittelst 
des  Reichsgesetzblattes  geschieht.  Sofern  nicht 
in  einem  publizierten  Gesetz  ein  anderer  An- 
fangstermin seiner  verbindlichen  Kraft  bestimmt 
ist,  beginnt  der  Termin  mit  dem  14.  Tage 
nach  dem  Ablauf  desjenigen  Tages,  an  wel- 
chem das  betr.  Stück  des  Reichsgesetzblattes  in 
Berlin  zur  Ausgabe  gelangt  ist.  Ausgeübt  wird 
die  Reichsgesetzgebung  durch  den  Bundesrat 
und  den  Reichstag.  Die  Übereinstimmung 
der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen 
ist  zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und 
ausreichend. 

Der  Bundesrat  besteht  aus  den  Vertretern 
der  Mitglieder  des  Bundes,  unter  welchen  die 
Stimmführung  sich  in  der  Weise  verteilt,  dass 
Preussen  1 7,  Bayern  6,  Sachsen  und  Württem- 
berg je  4,  Baden  und  Hessen  je  3,  Mecklen- 
burg-Schwerin und  Braunschweig  je  2  und 
die  übrigen  Bundesstaaten  je  1  Stimme,  alle 
Mitglieder  des  Bundes  zusammen  also  58  Stim- 
men im  Bundesrate  haben. 

Jedes  Mitglied  des  Bundes  kann  so  viel  Bevoll- 
mächtigte zum  Bundesrate  ernennen,  wie  es  Stimmen 
hat,  doch  kann  die  Gesamtheit  der  zuständigen  Stimmen 
nur  einheitlich  abgegeben  werden. 

Der  Bundesrat  hat  die  Aufgabe,  über  die 
dem  Reichstag  zu  machenden  Vorlagen  und 
die  von  diesem  gefassten  Beschlüsse  und  über 
die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforder- 
lichen allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  und 
Einrichtungen  zu  beschliessen.  Jedes  Mitglied 
des  Bundesrates  hat  das  Recht,  im  Reichstage 
zu  erscheinen  und  muss  daselbst  auf  Verlangen 
gehört  werden.  Der  Vorsitz  im  Bundesrate 
und  die  Leitung  der  Geschäfte  steht  dem  Reichs- 
kanzler zu,  welcher  vom  Kaiser  zu  ernennen  ist. 

Der  Reichstag  geht  aus  allgemeinen   und 


direkten  Wahlen  mit  geheimer  Abstimmung 
hervor  und  besteht  aus  397  Abgeordneten. 
Die  Verhandlungen  sind  öffentlich.  Der  Reichs- 
tag hat  das  Recht,  innerhalb  der  Kompetenz 
des  Reichs  Gesetze  vorzuschlagen.  Seine  Legis- 
laturperiode dauert  5  Jahre.  Zur  Auflösung 
des  Reichstags  während  dieser  Periode  ist  ein 
Beschluss  des  Bundesrats  unter  Zustimmung 
des  Kaisers  erforderlich.  Nach  Ablauf  der  Legis- 
laturperiode oder  nach  Auflösung  des  Reichs- 
tags müssen  neue  Wahlen  vorgenommen  werden. 
Beschlüsse  werden  nach  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefasst.  t)ie  Mitglieder  des  Reichs- 
tags sind  Vertreter  des  gesamten  Volkes  und 
an  Aufträge  und  Instruktionen  nicht  gebunden. 
Kein  Mitglied  darf  zu  irgend  einer  Zeit  wegen 
seiner  Abstimmung  oder  wegen  der  in  Aus- 
übung seines  Berufs  getanen  Äusserungen  ge- 
richtlich oder  disziplinarisch  verfolgt  oder  sonst 
ausserhalb  der  Versammlung  zur  Verantwortung 
gezogen  werden. 

Das  Präsidium  des  Bundes  steht  dem 
König  von  Preussen  zu,  welcher  den  Namen 
Deutscher  Kaiser  führt.  In  dieser  Eigenschaft 
hat  er  das  Reich  völkerrechtlich  zu  vertreten, 
im  Namen  des  Reichs  Krieg  zu  erklären  und 
Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  andere 
Verträge  mit  fremden  Staaten  einzugehen,  Ge- 
sandte zu  beglaubigen  und  zu  empfangen.  Zur 
Erklärung  des  Krieges  im  Namen  des  Reiches 
ist  die  Zustimmung  des  Bundesrats  erforder- 
lich, es  sei  denn,  dass  ein  Angriff  auf  das 
Bundesgebiet  oder  dessen  Küsten  erfolgt. 

Insoweit  die  Verträge  mit  fremden  Staaten 
sich  auf  Gegenstände  beziehen,  welche  in  den 
Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören  (z.  B, 
Handelsverträge),  ist  zu  ihrem  Abschluss  die 
Zustimmung  des  Bundesrats  und  zu  ihrer  Gül- 
tigkeit die  Genehmigung  des  Reichstags  erfor- 
derlich. 

Dem  Kaiser  steht  es  zu,  den  Bundesrat  und 
den  Reichstag  zu  berufen  —  dies  hat  alljährlich 
stattzufinden  — ,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und 
zu  schliessen,  die  Reichsgesetze  auszufertigen 
und  zu  verkünden  und  die  Ausführung  zu  über- 
wachen. Die  Anordnungen  und  Verfügungen 
des  Kaisers  werden  im  Namen  des  Reichs  er- 
lassen und  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  welcher 
dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt. 

Das  Deutsche  Reich  bildet  ein  Zoll-  und 
Handelsgebiet,  umgeben  von  gemeinschaft- 
licher Zollgrenze.  Ausgeschlossen  bleiben  die 
wegen  ihrer  Lage  zur  Einschliessung  in  die 
Zollgrenze  nicht  geeigneten  Gebietsteile.    Auch 
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bleiben  ausserhalb  der  Zollgrenze  die  Freihäfen 
in  Bremen  und  Hamburg.  Der  Ertrag  der 
Zölle  fliesst  in  die  Reichskasse. 

Die  Bundesregierungen  sind  verpflichtet,  die 
deutschen  Eisenbahnen  im  Interesse  des  all- 
gemeinen Verkehrs  wie  ein  einheitliches  Netz 
verwalten  und  zu  diesem  Behufe  auch  die  neu 
herzustellenden  Bahnen  nach  einheitlichen  Nor- 
men anlegen  und  ausrüsten  zu  lassen.  Ins- 
besondere sind  die  einzelnen  Eisenbahnverwal- 
tungen verpflichtet,  die  für  den  durchgehenden 
Verkehr  und  zur  Herstellung  ineinandergrei- 
fender Fahrpläne  nötigen  Personenzüge  mit  ent- 
sprechender Fahrgeschwindigkeit,  desgleichen 
die  zur  Bewältigung  des  Güterverkehrs  nötigen 
Güterzüge  einzuführen,  auch  direkte  Expedi- 
tionen im  Personen-  und  Güterverkehr,  unter 
Gestattung  des  Überganges  der  Transportmittel 
von  einer  Bahn  auf  die  andere,  gegen  die  üb- 
liche Vergütung  einzurichten.  Über  das  Tarif- 
wesen steht  dem  Reiche  die  Kontrolle  zu. 

Das  Post-  und  Telegraphenwesen  wird 
für  das  gesamte  Gebiet  des  Deutschen  Reichs 
—  mit  Ausschluss  von  Bayern  und  Württem- 
berg —  als  einheitliche  Staatsverkehrs-Anstalt 
eingerichtet  und  verwaltet.  Die  Einnahmen 
hieraus  sind  für  das  ganze  Reich  gemeinschaft- 
lich. Die  Ausgaben  werden  aus  den  gemein- 
schaftlichen Einnahmen  bestritten.  Die  Über- 
schüsse fliessen  in  die  Reichskasse.  Jedoch 
haben  Bayern  und  Württemberg  an  den  zur 
Reichskasse  fliessenden  Einnahmen  des  Post- 
und  Telegraphenwesens  keinen  Teil.  Die  oberste 
Leitung  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
steht  dem  Kaiser  zu. 

Die  Kriegsmarine  ist  eine  einheitliche  unter 
dem  Oberbefehl  des  Kaisers,  dem  auch  die 
Organisation  und  Zusammensetzung  obliegt. 
Die  Kauffahrteischiffe  aller  Bundesstaaten  bilden 
eine  einheitliche  Handelsmarine. 

Das  gesamte  Konsulatwesen  des  Deutschen 
Reichs  steht  unter  der  Aufsicht  des  Kaisers, 
welcher  die  Konsuln  anstellt. 

Jeder  Deutsche  ist  wehrpflichtig  und  kann 
sich  in  Ausübung  dieser  Pflicht  nicht  vertreten 
lassen.  Die  Kosten  und  Lasten  des  gesamten 
Kriegswesens  des  Reichs  sind  von  allen  Bundes- 
staaten und  ihren  Angehörigen  gleichmässig 
zu  tragen.  Die  gesamte  Landmacht  des  Reichs 
bildet,  wenigstens  im  Kriege,  ein  einheitliches 
Heer,  welches  unter  dem  Befehl  des  Kaisers 
steht.  Nur  bezüglich  Bayerns  bestehen  einige 
wesentliche,  bezüglich  Sachsens  und  Württem- 
bergs einige  unwesentliche  Besonderheiten. 

Alle  Einnahmen   und  Ausgaben  des  Reichs 


müssen  für  jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den 
Reichshaushalts-Etat  gebracht  werden,  der 
von  Beginn  des  Etatsjahres  durch  ein  Gesetz 
festgestellt  wird.  Zur  Bestreitung  aller  gemein- 
schaftlichen Ausgaben  dienen  zunächst  die  et- 
waigen Überschüsse  der  Vorjahre,  sowie  die 
aus  den  Zöllen,  den  gemeinschaftlichen  Ver- 
brauchssteuern und  sonstigen  Reichssteuern 
(Reichsstempelabgaben,  Wechselstempelsteuern 
und  Spielkartenstempel)  und  aus  dem  Post- 
und  Telegraphenwesen  fliessenden  gemein- 
schaftlichen Einnahmen.  Insoweit  die  Aus- 
gaben durch  die  Einnahmen  nicht  gedeckt 
werden,  sind  sie  durch  Beiträge  der  einzelnen 
Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung 
aufzubringen  (Matrikularbeiträge).  Die  gemein- 
schaftlichen Ausgaben  werden  in  der  Regel 
für  ein  Jahr  bewilligt.  In  Fällen  eines  ausser- 
ordentlichen Bedürfnisses  kann  im  Wege  der 
Reichsgesetzgebung  die  Aufnahme  einer  Reichs- 
anleihe erfolgen  (s..  S.  248 ff.). 

Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen 
Bundesstaaten,  sofern  sie  nicht  privatrechtlicher 
Natur  und  daher  von  den  zuständigen  Ge- 
richten zu  entscheiden  sind,  werden  auf  An- 
rufen des  einen  Teils  vom  Bundesrate  erledigt. 

2.  Die  Handelsgesellschaften.^) 
a)  Die  offene  Handelsgesellschaft 

a)  Begriff  und  Errichtung  der  Gesell- 
schaft Eine  offene  Handelsgesellschaft  ist 
vorhanden,  wenn  zwei  oder  mehr  Personen 
gemeinschaftlich  unter  einer  Firma  ein  voll- 
kaufmännisches Handelsgewerbe  betreiben  und 
sämtliche  Gesellschafter  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
mögen für  die  Gesellschaftsschulden  aufzu- 
kommen haben  (HGB.  §   105). 

Wie  bei  jeder  Gesellschaft  erfolgt  die  Grün- 
dung durch  Vertrag  zwischen  den  Gesell- 
schaftern, der  bei  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft mündlich  oder  schriftlich  abgeschlossen 
werden  kann.  An  dem  Orte,  wo  die  Ver- 
waltung geführt  wird,  also  der  „Sitz"  ist,  ist 
die  Gesellschaft  zur  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister anzumelden,  und  spätestens  mit 
dieser  Eintragung  tritt  sie  dritten  Personen 
gegenüber  in  Wirksamkeit 

Letzteres  kann  aber  schon  durch  den  Beginn  der 
Geschäfte  erfolgt  sein.  Die  offene  Handelsgesellschaft 
entsteht  also  nicht  erst  durch  die  Eintragung. 

Bei    der  Anmeldung  ist    anzugeben: 
1.  Vor-  und  Zuname  sowie  der  Stand  und  der  Wohn- 
ort aller  Gesellschafter; 
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2.  die  Firma  und  der  Ort,  wo  die  Verwaltung  ge- 
führt wird  („Sitz"); 

3.  der  Zeitpunkt  des  Geschäftsbeginnes,  weil  dieser, 
wenn  vor  der  Eintragung  liegend,  für  das  Verhältnis 
Dritten  gegenüber  von  Wichtigkeit  ist. 

Ebenso  sind  alle  Änderungen  in  der  Person  der  Ge- 
sellschafter (Ausscheiden  und  Neueintreten),  in  der  Firma 
oder  hinsichtlich  des  Sitzes  anzumelden,  und  zwar 
immer  von  sämtHchen  Gesellschaftern. 

ß)  Rechtsverhältnis  der  Gesellschafter 
untereinander.  Die  Rechte  und  Pflichten, 
welche  den  Gesellschaftern  gegenseitig  zustehen, 
ergeben  sich  in  erster  Linie  aus  dem  zwischen 
ihnen  geschlossenen  Vertrage.  Nur  soweit  da- 
rin nichts  angegeben  ist,  kommen  die  §§  110 
bis  122  HOB.  und  ergänzend  die  §§  705  ff. 
BGB.  über  die  Gesellschaft  des  bürgerlichen 
Rechts  zur  Anwendung. 

Zunächst  haben  die  Gesellschafter  die  Pflicht, 
die  vertragsmässig  übernommenen,  in  der  Regel 
gleich  hohen  Einlagen  zu  leisten,  was  in 
barem  Gelde  oder  in  Waren  und  anderen 
Gütern,  ev.  auch  in  Dienstleistungen  geschehen 
kann.  In  den  beiden  letzten  Fällen  ist  der 
Wert  des  Einbringens  vorher  abzuschätzen 
(BGB.  §  706).  Eine  Verpflichtung,  die  Ein- 
lagen nachträglich  zu  erhöhen  oder  die  durch 
Verluste  verminderten  Einlagen  zu  ergänzen, 
besteht,  wofern  dies  nicht  der  Gesellschafts- 
vertrag ausdrücklich  vorsieht,  nicht. 

Nach  dem  Grundsatz  der  Gleichheit  aller 
hat  in  der  Regel  jeder  Gesellschafter  die  Be- 
fugnis, die  Geschäfte  der  Gesellschaft  zu  führen. 
Dieses  Recht  richtet  sich  aber  bloss  nach  innen, 
d.  h.  gegen  die  übrigen  Gesellschafter,  und  ist 
wohl  von  der  Befugnis  zur  Vertretung  der  Gesell- 
schaft Dritten  gegenüber,  oder  wie  man  zu  sagen 
pflegt,  nach  aussen  zu  unterscheiden  (s.  S.  998). 

Das  Gesetz  lässt  von  obiger  Regel  Ausnahmen 
zu  und  erlaubt,  dass  vertraglich  die  Geschäfts- 
führung einzelnen  oder  gar  bloss  einem  Ge- 
sellschafter übertragen  und  den  anderen  das 
Recht  dazu  entzogen  wird  (HGB.  §  114). 
Immer  ist  jedoch  jeder  Geschäftsführer  allein 
zu  handeln  befugt;  den  übrigen  Geschäfts- 
führern steht  freilich  auch  stets  ein  Wider- 
spruchsrecht zu.  Erfolgt  ein  Widerspruch, 
so  muss  die  beabsichtigte  Handlung  unter- 
bleiben. Eine  besondere  Beschränkung  der 
Geschäftsführung  ist  insofern  möglich,  als  im 
Gesellschaftsvertrag  bestimmt  werden  kann, 
dass  für  jedes  Geschäft  die  Zustimmung  aller 
Geschäftsführer  erforderlich  sein  soll.  Dadurch 
wird  eine  der  Gesamtprokura  ähnliche  Rechts- 
lage nach  innen  geschaffen.  Ist  freilich  Ge- 
fahr im  Verzuge,  so  darf  auch  in  diesem  Falle 
jeder  Geschäftsführer  selbständig  handeln. 


Die  Befugnis  der  Geschäftsführung  erstreckt 
sich  auf  alle  Handlungen,  soweit  sie  zum  ge- 
wöhnlichen Betrieb  des  Handelsgewerbes  der 
Gesellschaft  gehören. 

Mithin  darf  der  Geschäftsführer  einer  Tuchfabrikation 
betreibenden  offenen  Handelsgesellschaft  z.  B.  keine 
Bankiergeschäfte  vornehmen,  sondern  nur  solche  Ge- 
schäfte, wie  sieder  Betrieb  einer  Tuchfabrik  mit  sich  bringt. 

Zur  Prokuraerteilung  ist  die  Zustimmung 
aller  Geschäftsführer  notwendig  —  ausser  bei 
drohender  Gefahr  — ,  der  Widerruf  dagegen 
kann  von  jedem  einzelnen  erfolgen.  Im 
übrigen  können  Geschäfte,  welche  über  den 
gewöhnlichen  Betrieb  hinausgehen,  nur  auf 
Beschluss  sämtlicher  Gesellschafter  —  also  nur 
unter  Zuziehung  auch  der  von  der  Geschäfts- 
führung ausgeschlossenen  —  vorgenommen 
werden.  Bei  der  Beschlussfassung  ist  je  nach 
dem  Gesellschaftsvertrage  entweder  Einstimmig- 
keit oder  Stimmenmehrheit  entscheidend;  ist  im 
Gesellschaftsvertrag  nichts  bestimmt,  so  ist  Ein- 
stimmigkeit nötig;  bei  der  Abstimmung  hat 
jeder  Gesellschafter  eine  Stimme. 

Die  Geschäftsführung  ist  ein  Recht  und  eine 
Pflicht.  Deshalb  kann  sie  der  damit  Beauf- 
tragte nur  aus  wichtigen  Gründen  niederlegen, 
und  sie  kann  ihm  andererseits  ebensowenig 
beliebig  entzogen  werden.  Vielmehr  muss  auch 
hierzu  ein  wichtiger  Grund,  z.  B.  grobe  Pflicht- 
verletzung oder  Unfähigkeit  zur  ordnungsmässi- 
gen  Geschäftsführung  vorliegen,  und  die  Ent- 
ziehung selbst  ist  bloss  im  gerichtlichen  Wege 
auf  Antrag  sämtlicher  Gesellschafter  möglich. 
Ein  Beschluss  der  Gesamtheit  genügt  folglich 
nicht,  sondern  es  muss  entweder  Klage  er- 
hoben oder  eine  einstweilige  Verfügung  er- 
wirkt werden. 

Durch  Überschreitung  seiner  Befugnisse  macht 
sich  der  Geschäftsführer  seinen  Mitgesellschaftern 
möglicherweise  schadensersatzpflichtig.  Im  übri- 
gen haftet  er,  wie  überhaupt  jeder  Gesellschafter, 
in  Gesellschaftsangelegenheiten  immer  fürgrobes 
Verschulden.  Für  leichtes  Verschulden  hingegen 
braucht  ein  Gesellschafter  nicht  aufzukommen, 
wenn  ihm  der  Nachweis  gelingt,  dass  er  auch 
in  seinen  eigenen  Angelegenheiten  nicht  sorg- 
fältiger verfährt.  Die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmanns  spielt  hier  also  keine  Rolle. 

Nach  HGB.  §  118  kann  jeder,  mag  er  auch 
von  der  Geschäftsführung  ausgeschlossen  sein, 
sich  stets  von  den  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft persönlich,  nicht  auch  durch  Vertreter, 
unterrichten,  die  Handelsbücher  und  Papiere 
einsehen  und  sich  aus  ihnen  eine  Bilanz  an- 
fertigen. Allerdings  kann  durch  Vertrag  diese 
Befugnis  beschränkt  oder  ganz  ausgeschlossen 
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werden.  Trotzdem  kann  aber  für  den  Fall,  dass 
Unredlichkeiten  bei  der  Geschäftsführung  zu  be- 
fürchten stehen,  die  Einsicht  gefordert  werden. 

Alles  soeben  Gesagte  bezieht  sich  lediglich 
auf  das  Verhältnis  nach  innen,  gilt  mit  andern 
Worten  nur  für  die  Gesellschafter  unter  sich. 
Über  die  Gestaltung  der  Rechtslage  nach 
aussen  s.  S.  998. 

Die  allgemeine  Verpflichtung  des  Gesell- 
schafters, im  Interesse  des  gemeinsamen  Zwecks 
tätig  zu  sein,  begründet  natürlich  auch  die 
Pflicht,  alles  dem  Gemeinwohle  Schädliche  zu 
unterlassen.  Ein  Ausfluss  dieser  Unterlassungs- 
pflicht ist  das  sog.  Konkurrenzverbot,  von  dem 
bereits  bei  der  Besprechung  des  Verhältnisses 
zwischen  Kaufmann  und  Angestellten  (s.  S.  983). 
die  Rede  war.  Gemäss  HGB.  §  112  ist  näm- 
lich den  Gesellschaftern  verboten,  Geschäfte  in 
dem  Handelszweige  (Branche)  der  Gesellschaft 
zu  machen  oder  an  einer  anderen  gleichartigen 
Handelsgesellschaft  als  persönlich  haftende  Ge- 
sellschafter teilzunehmen,  es  sei  denn,  dass  die 
übrigen  eingewilligt  oder  von  der  Beteiligung 
bei  Gründung  der  Gesellschaft  gewusst  und 
sie  geduldet  hatten.  Die  erste  Hälfte  des  Ver- 
botes ist  bei  ihrer  Allgemeinheit  nicht  miss- 
verständlich; zu  der  zweiten  ist  zu  bemerken, 
dass  nicht  jede  anderweite  Beteiligung  schlecht- 
hin verboten  ist,  sondern  bloss  solche  mit  per- 
sönlicher Haftung.  Demnach  kann  ein  Gesell- 
schafter beispielsweise  Aktionär  einer  Konkur- 
renzaktiengesellschaft oder  Kommanditist  bei 
einem  Konkurrenzunternehmen  (Kommandit- 
gesellschaft) sein,  denn  in  beiden  Fällen  haftet 
er  nur  beschränkt.  Verstösse  gegen  das  Kon- 
kurrenzverbot geben  den  Mitgesellschaftern  das 
Recht,  innerhalb  dreier  Monate  vom  Zeitpunkt 
der  Kenntnis  an  gerechnet,  längstens  jedoch 
im  Zeitraum  von  fünf  Jahren,  zu  beschliessen, 
entweder  den  Betreffenden  schadensersatzpflich- 
tig zu  machen  oder  das  sog.  Eintrittsrecht  aus- 
zuüben (vgl.  hierzu  S.  983).  Daneben  kann 
auch  Auflösung  der  Gesellschaft  verlangt  werden. 

In  welcher  Weise  erfolgt  die  Verrechnung 
unter  den  Gesellschaftern?  HGB.  §§120 
und  1 2 1  bestimmen,  dass  am  Schlüsse  eines  jeden 
Geschäfts-  —  nicht  Kalenderjahres —  durch  Auf- 
stellung einer  Bilanz  das  Ergebnis  des  Geschäfts- 
bestriebes festzustellen  ist.  Verlust  wird  unter 
die  Gesellschafter  nach  Köpfen,  nicht  nach  der 
Höhe  der  Anteile  verteilt  und  ebenso  wie  ein 
auf  die  Kapitaleinlage  entnommener  Betrag  ab- 
geschrieben. Vom  Gewinn  wird  zunächst  eine 
vierprozentige  Verzinsung  der  Anteile  gewährt 
oder,  wenn  soviel  nicht  vorhanden  sein  sollte, 


entsprechend  weniger,  und  erst  der  hiernach 
verbleibende  Rest  wird  gleichmässig  nach  der 
Anzahl  der  Gesellschafter  verteilt.  Soweit  der 
Gewinn  nicht  ausbezahlt  wird,  wächst  er  selbst- 
verständlich den  Kapitalanteilen  zu.  Abhebungen 
vom  Kapitalanteile  sind  höchstens  bis  zum  Be- 
trage des  Gewinnanteils  des  letzten  Geschäfts- 
jahres erlaubt  und  werden  durch  Verluste  in 
früheren  Jahren  an   sich  nicht  ausgeschlossen. 

Beispiel:  Eine  aus  4  Personen  (A,  B,  C  und  D) 
bestehende  Gesellschaft,  zu  welcher  A  4000  M,  B  3000  M 
und  C  1000  M,  D  dagegen  keine  Einlage  gemacht  hat, 
hat  im  1.  Geschäftsjahr  1000  M,  im  2.  nur  120  M  ver- 
dient; Abhebungen  oder  Auszahlungen  des  Gewinnes 
sind  unterblieben.  Die  Verteilung  jener  Beträge  würde 
sich  dann  folgendermassen  gestalten: 


1.  Geschäftsjahr 

Kapitalanteile 

2.  Geschäfts- 

Einlage 

1000  M  Gewinn 

am  Schlüsse  des 

jahr:   120  M 

al  4%,  b)  Restanteil 

I.Geschäftsjahrs 

Gewinn 

A  4000  M 

160  M  +  170  M 

4330  M 

M  57.73 

B  3000  „ 

120  „  +  170  „ 

3290  „ 

„    43.87 

C  1000  „ 

40  „  +  170  „ 

121f)  „ 

„    16.13 

D        0  „ 

-  „   +  170  „ 

170  „ 

„      2.27 

/)  Rechtsverhältnis  der  Gesellschafter 
zu  Dritten.  Nach  aussen  hin  tritt  die  offene 
Handelsgesellschaft  wie  eine  wirkliche  Person 
auf.  Sie  hat  einen  Namen  (Firma),  ihr  eigenes 
Vermögen  und  kann  unter  ihrem  Namen  alle 
möglichen  Geschäfte  vornehmen,  also  kaufen, 
Darlehen  aufnehmen,  Grundstücke  erwerben, 
sich  Hypotheken  eintragen  lassen,  auch  klagen 
und  verklagt  werden.  Um  die  Zwangsvoll- 
streckung in  das  Gesellschaftsvermögen  zu 
führen,  bedarf  es  stets  eines  Urteils  gegen  die 
Gesellschaft;  sind  die  Gesellschafter  verklagt 
und  verurteilt,  so  kann  Vermögen  der  Gesell- 
schaft nicht  gepfändet  werden,  ebensowenig 
umgekehrt  (HGB.  §124  Abs.  2,  §  129  Abs.  4). 
Aus  diesem  Grunde  wird  es  immer  zweck- 
mässig sein,  die  Klage  gegen  die  Firma  und 
die  Gesellschafter  zu  richten;  das  ist  zulässig, 
und  dann  kann  man  in  beider  Vermögen  voll- 
strecken. 

Firma  und  Gesellschafter  können  zugleich  ver- 
klagt werden,  da  sämtliche  Gesellschafter  per- 
sönlich, d.  h.  unmittelbar  haften,  und  zwar 
ein  jeder  für  die  ganze  Schuld  oder  „gesamt- 
schuldnerisch", wie  das  Gesetz  sagt. 

Wer  also  beispielsweise  für  1000  M  Waren  an  die 
offene  Handelsgesellschaft  Müller  &  Co.  —  Inhaber 
Müller  &  Schulze  —  geliefert  hat,  kann  gleichzeitig 
die  Firma  Müller  und  Co.,  den  Kaufmann  Müller  und 
den  Kaufmann  Schulze  verklagen  und  von  jedem  die 
1000  M  fordern,  aber  selbstverständlich  im  ganzen 
nur  einmal. 

Selbst  wenn  die  Inhaber  vereinbart  haben 
sollten,  dass    einer   nur   zu  einem  Teile  oder 
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Überhaupt  nicht  dem  Lieferanten  haften  solle, 
so  braucht  sich  dieser  trotzdem  darum  nicht 
zu  kümmern.  Die  Haftung  geht  sogar  noch 
weiter.  Wer  nämlich  in  eine  bestehende  offene 
Handelsgesellschaft  eintritt,  muss,  ebenso  wie 
die  übrigen,  für  die  vor  seinem  Eintritt  ent- 
standenen Verbindlichkeiten  aufkommen,  mag 
auch  die  Firma  geändert  und  das  Gegenteil 
zwischen  den  Gesellschaftern  vereinbart  wovden 
sein,  denn  Dritten  gegenüber  ist  das  unwirksam. 

Tritt  also  z.  B.  in  die  offene  Handelsgesellschaft 
Müller  &  Co.  (s.  das  obige  Beispiel)  noch  Lehmann 
ein,  so  gewinnt  der  Lieferant  noch  einen  vierten  Schuld- 
ner für  seine  Kaufpreisforderung. 

Was  die  Geschäftsführung  nach  innen  ist, 
ist  die  Vertretung  nach  aussen.  Beides  ist 
auch,  soweit  angängig,  übereinstimmend  ge- 
regelt. Jeder  Gesellschafter  ist  nämlich,  wenn  er 
nicht  durch  den  Gesellschaftsvertrag  von  der  Ver- 
tretung ausgeschlossen  ist,  berechtigt,  mit  Dritten 
im  Namen  der  Gesellschaft  rechtsverbindlich 
Geschäfte  vorzunehmen,  d.  h.  sie  zu  vertreten. 
Die  Vertretungsmacht  geht  über  die  Befugnisse 
einer  Prokura  noch  hinaus;  sie  erstreckt  sich 
auf  alle  gerichtlichen  wie  aussergerichtlichen 
Handlungen  einschliesslich  djes  Rechtes,  Grund- 
stücke zu  verkaufen  und  mit  Hypotheken  zu 
belasten,  sowie  Prokura  zu  erteilen  und  zu 
widerrufen. 

Diese  Befugnisse  der  Vertreter  oder  sog. 
firmierenden  Gesellschafter  können  Dritten  ge- 
genüber mit  Wirksamkeit  nur  in  folgenden 
drei  Richtungen  eingeengt  werden: 

1.  Es  kann  Gesamtvertretung  durch  den 
Gesellschaftsvertrag  angeordnet  sein.  Dann 
können  nur  alle  oder  wenigstens  mehrere 
Vertreter  zusammen  wirksam  handeln. 

2.  Ebenso  kann  vereinbart  sein,  dass  ein 
Vertreter  stets  in  Gemeinschaft  mit  einem  Pro- 
kuristen tätig  sein  muss. 

3.  Kann  die  Vertretung  genau  wie  die  Pro- 
kura auf  eine  von  mehreren  Handelsnieder- 
lassungen beschränkt  werden,  nicht  aber  auf 
Zeit  oder  bestimmte  Arten  von  Geschäften 
usw.  Der  Ausschluss  eines  Gesellschafters  von 
der  Vertretung  und  die  unter  1.  und  2.  ge- 
nannten Beschränkungen  müssen  in  das  Han- 
delsregister eingetragen  werden. 

Die  Entziehung  der  Vertretungsmacht  kann 
wie  diejenige  der  Geschäftsführung  nur  aus 
wichtigen  Gründen  und  bloss  durch  gericht- 
liche Entscheidung  erfolgen. 

ö)  Auflösung  der  Gesellschaft  und 
Ausscheiden  von  Gesellschaftern.  Nach 
HGB.  §  131  gibt  es  sechs  Auflösungsgründe 
für  die  offene  Handelsgesellschaft: 


1 .  Ablauf  der  im  Vertrage  für  die  Gesellschaft 
festgesetzten  Zeit; 

2.  Beschluss  der  Gesellschafter; 

3.  Konkurseröffnung  über  das  Gesellschafts- 
vermögen ; 

4.  Konkurseröffnung  über  das  Vermögen 
eines  Gesellschafters; 

5.  Kündigung  und  gerichtliche  Entschei- 
dung sowie 

6.  aber  nur,  wenn  nicht  das  Gegenteil  im 
Vertrage  bestimmt  ist,  Tod  eines  Gesellschafters. 

Um  den  letzten  Fall  vorwegzunehmen, 
sei  bemerkt,  dass  die  Gesellschaft  auch  mit 
den  Erben  eines  Gesellschafters  fortgesetzt 
werden  kann.  Dabei  können  aber  diese  ihre 
Haftung  auf  denjenigen  Anteil  beschränken, 
der  auf  den  Verstorbenen  entfallen  wäre,  und 
so  die  Stellung  eines  Kommanditisten  einge- 
räumt bekommen  (vgl.  hierzu  S.  999).  Sie 
müssen  dies  jedoch  innerhalb  dreier  Monate, 
von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  wo  sie  vom 
Anfalle  der  Erbschaft  erfahren  haben,  geltend 
machen. 

Die  Kündigung  kann  unter  Einhaltung 
einer  sechsmonatlichen  Frist  nur  für  den  Schluss 
eines  Geschäftsjahres  erfolgen,  und  zwar: 

1.  bei  Gesellschaften  auf  unbestimmte  Zeit 
durch  jeden  Gesellschaftler  willkürlich.  Das 
Gleiche  gilt  für  Gesellschaften  auf  Lebenszeit 
sowie  solche,  die  über  die  für  sie  bestimmte 
Zeit  stillschweigend  fortgesetzt  worden  sind; 

2.  bei  allen  Gesellschaften  durch  einen 
Privatgläubiger  eines  Gesellschafters,  wenn  jener 
diesen  innerhalb  der  letzten  sechs  Monate  er- 
folglos ausgepfändet  hat. 

Die  übrigen  Gesellschafter  können  aber 
durch  Beschluss  das  Fortbestehen  der  Gesell- 
schaft unter  sich  herbeiführen. 

Ausserdem  ist  bei  allen  Gesellschaften  (auf 
bestimmte  oder  unbestimmte  oder  Lebenszeit) 
auch  Auflösung  ohne  Kündigung,  also  für  so- 
fort, durch  gerichtliches  Urteil  möglich,  sofern 
ein  wichtiger  Grund  dazu  vorhanden  ist. 

Ein  solcher  ist  z.  B.  vorsätzliche  oder  grobfahr- 
lässige Pflichtverletzung  oder  Unfähigkeit  zur  Pflicht- 
erfüllung usw.  In  allen  diesen  Fällen  kann  den  übrigen 
Gesellschaftern  die  Fortsetzung  des  Gesellschaftsver- 
hältnisses billigerweise  nicht  zugemutet  werden,  und 
deshalb  ist  auch  eine  vertragliche  Beschränkung  oder  Aus- 
schliessung des  Rechtes  auf  Auflösung  niemals  bindend. 

Im  allgemeinen  wird  das  Gesellschaftsver- 
hältnis durch  Kündigung,  Tod  oder  Konkurs 
eines  Mitgesellschafters  vollständig  aufgehoben. 
Ist  jedoch  im  Vertrage  bestimmt,  dass  die  Ge- 
sellschaft dann  unter  den  übrigen  Gesellschaftern 
weiterbestehen  soll,  so  scheidet  der  Betreffende 
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in  dem  massgebenden  Zeitpunkte  einfach  aus. 
Ebenso  können  die  übrig  gebliebenen  Gesell- 
schafter, sofern  ein  Grund  zur  sofortigen  Auf- 
lösung vorliegt,  statt  dessen  vom  Gericht  die 
Ausschliessung  desjenigen  Gesellschafters,  in 
dessen  Person  der  wichtige  Grund  liegt,  aus- 
sprechen und  so  unter  sich  die  Gesellschaft 
fortbestehen  lassen.  Beim  Vorhandensein  bloss 
zweier  Gesellschafter  ist  in  solchem  Falle  oder 
im  Falle  des  Konkurses  des  einen  der  andere 
zur  Übernahme  des  Geschäftes,  wie  es  steht 
und  liegt,  mit  Aktiven  und  Passiven  berechtigt. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  sowie  das 
Ausscheiden  eines  Mitglieds  muss  zur  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  angemeldet 
werden.  Die  Konkurseröffnung  über  das  Ge- 
sellschaftsvermögen trägt  das  Gericht  auch  ohne 
Antrag  von  Amts  wegen  ein. 

£)  Liquidation  der  Gesellschaft.  Wenn 
sich  eine  offene  Handelsgesellschaft  auflöst,  so 
wird  sie  ihren  Geschäftsbetrieb  meist  nicht 
sofort  einstellen  können.  Vielmehr  müssen  erst 
noch  die  laufenden  Geschäfte  abgewickelt, 
Aussenstände  eingezogen,  Warenbestände  usw. 
versilbert,  die  Schulden  bezahlt  und  der  Rest 
des  Vermögens  unter  die  Gesellschafter  verteilt 
werden.  Bis  zur  Erledigung  alles  dessen  gilt 
die  Gesellschaft,  soweit  notwendig,  als  fortbe- 
stehend. Man  nennt  dies  Verfahren  „Liqui- 
dation". Von  den  Vorschriften,  die  das  HGB. 
dafür  in  den  §§  145 — 158  gibt,  seien  erwähnt: 

1.  Die  bisherige  Firma  erhält  einen  Zusatz, 
durch  welchen  die  Liquidation  angedeutet  wird, 
z.  B.  „Gebr.  Müller  in  Liga." 

2.  Die  Liquidation  selbst  geschieht  durch 
die  sog.  Liquidatoren,  das  sind  entweder  alle 
oder  mehrere  oder  ein  Gesellschafter  oder 
irgend  eine  andere  dazu  bestellte  Person.  Ihre 
Bestellung  muss  ebenso  wie  ihre  Abberufung 
in  das  Handelsregister  eingetragen  werden.  Sie 
vertreten  die  Gesellschaft  gerichtlich  und  ausser- 
gerichtlich  unbeschränkt  in  allen  Angelegen- 
heiten. Neue  Geschäfte  dürfen  sie  nur  zwecks 
Beendigung  schwebender  Geschäfte  eingehen. 

3.  Beim  Beginn  und  der  Beendigung  der 
Liquidation  ist  von  den  Liquidatoren  eine 
Bilanz  aufzustellen. 

4.  Ist  das  Vermögen  verteilt  worden,  was 
sich  natürlich  sehr  in  die  Länge  ziehen  kann, 
so  haben  die  Liquidatoren  das  Erlöschen  der 
Firma  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister 
anzumelden.  Die  Geschäftsbücher  und  -papiere 
müssen  irgendeiner  Person  zur  Aufbewahrung 
übergeben  werden;  vernichtet  werden  dürfen 
sie  erst  nach  zehn  Jahren  (HGB.  §  44). 


g)  Verjährung.  Ansprüche  gegen  einen 
Gesellschafter  aus  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
sellschaft verjähren  spätestens  nach  fünf  Jahren, 
von  der  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  dem 
Austritt  des  betreffenden  Gesellschafters  an 
gerechnet.  Im  allgemeinen  gelten  hierzu  hin- 
sichtlich der  Unterbrechung  und  Hemmung 
der  Verjährung  die  Bestimmungen  des  BGB. 
(§§  194  ff).  Hervorzuheben  ist,  dass  die  Unter- 
brechung gegenüber  einem  einzelnen  Gesell- 
schafter nicht  auch  gegenüber  den  anderen 
Gesellschaftern  Wirkung  hat. 

b)  Die  Kommanditgesellschaft. 

Die  Kommanditgesellschaft  ist  im  grossen 
und  ganzen  nur  eine  Abart  der  offenen  Handels- 
gesellschaft, bei  der  wenigstens  einer  der  Ge- 
sellschafter —  nicht  aber  alle  —  den  Gesell- 
schaftsgläubigern bloss  mit  einer  bestimmten 
Vermögenseinlage  haftet.  Die  übrigen  Gesell- 
schafter haften  ganz  so  wie  offene  Handels- 
gesellschafter unbeschränkt.  Jene  heissen  Kom- 
manditisten, diese  Komplementare  (persönlich 
haftende  Gesellschafter).  Beider  Zahl  kann 
beliebig  sein,  es  fnuss  aber  mindestens  von 
beiden  je  einer  vorhanden  sein  (HGB.  §  161). 

Für  die  Kommanditgesellschaften  gelten  die 
Vorschriften  über  die  offenen  Handelsgesell- 
schaften und  dazu  eine  Reihe  abändernder 
Bestimmungen  in  den  §§  162 — 177  HGB., 
die  sich  fast  ausnahmslos  auf  die  Komman- 
ditisten beziehen.  Die  Komplementare  stehen 
den  Mitgliedern  der  Offenen  Handelsgesell- 
schaft gleich.  Mit  Rücksicht  auf  die  bedeutend 
geringere  Haftung  der  Kommanditisten  sind 
auch  deren  Rechte  und  Pflichten  weit  geringere; 
sie  sind  sozusagen  Gesellschafter  zweiten 
Ranges.    Im  einzelnen  ist  folgendes  zu  sagen: 

1.  In  der  Firma  dürfen  nur  Namen  von 
persönlich  haftenden  Gesellschaftern  (Komple- 
mentaren) enthalten  sein  (HGB.  §   19). 

2.  Bei  der  Anmeldung  zur  Eintragung  in 
das  Handelsregister  sind  ausser  den  Komple- 
mentaren usw.  auch  die  Kommanditisten  und 
die  Höhe  ihrer  Einlage  anzugeben;  veröffent- 
licht wird  aber  bezüglich  der  Kommanditisten 
bloss  ihre  Anzahl.  Spätere  Erhöhungen  oder 
Herabsetzungen  der  Einlagen  bedürfen  zur 
Wirksamkeit  gleichfalls  der  Eintragung. 

3.  Bis  zur  Höhe  ihrer  Einlage  haften  die 
Kommanditisten  den  Gesellschaftsgläubigern 
unmittelbar,  und  diese  können  sich  ohne  wei- 
teres an  sie  halten,  wenn  etwa  die  Einlagen 
gestundet  oder  gar  zurückgezahlt  sein  sollten. 
Nur  soweit  die  Kommanditisten  ihre  Einlagen 
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tatsächlich  geleistet  haben,  sind  sie  ihrer  Haf- 
tung ledig. 

4.  Von  der  Geschäftsführung  und  der  Ver- 
tretung sind  die  Kommanditisten  vollständig 
ausgeschlossen.  Das  Widerspruchsrecht,  welches 
den  Komplementaren  gleich  den  offenen  Han- 
delsgesellschaftern zusteht,  haben  jene  auch 
nur  insoweit,  als  es  sich  um  Geschäfte  handelt, 
welche  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  des 
Handelsgewerbes  hinausgehen.  Dagegen  steht 
ihnen  das  Recht  zu,  Abschrift  der  Jahresbilanz 
und  Einsicht  der  Geschäftsbücher  und  -papiere 
zu  verlangen.  Das  Konkurrenzverbot  gilt  für 
Kommanditisten  nicht  Nur  der  Tod  eines 
Komplementars,  nicht  auch  der  eines  Komman- 
ditisten löst  die  Gesellschaft  auf. 

5.  Lässt  der  Kommanditist  seinen  Gewinn- 
anteil stehen,  so  erhöht  sich  trotzdem  nicht 
seine  Einlage  oder  sein  Gewinnanteil  in  den 
folgenden  Jahren.  Ist  andererseits  seine  Ein- 
lage durch  Geschäftsverlust  unter  die  festge- 
setzte Höhe  gesunken,  so  kann  er  Auszahlung 
des  Gewinnanteils  solange  nicht  fordern,  bis 
seine  Einlage  die  ursprüngliche  Höhe  wieder 
«rreichthat.  Einmal  ausgezahlten  Gewinn  braucht 
er  aber  im  Falle  späterer  Verluste  niemals 
zurückzuzahlen. 

c)  Die  Aktiengesellschaft. 

a)  Allgemeines.  Bei  der  Aktiengesellschaft 
fällt  jede  unbeschränkte  und  persönliche  Haf- 
tung der  Gesellschafter  fort.  Das  sog. 
Grund-  oder  Aktienkapital  ist  in  eine  Anzahl 
gleich  grosser  Anteile  (Aktien)  zerlegt,  von 
welchen  jeder  Gesellschafter  (Aktionär)  einen 
oder  auch  mehrere  besitzt.  Die  Haftung  der  Ge- 
sellschafter beschränkt  sich  auf  diese  ihre  Anteile 
(HGB.  §  1 78).  Die  Aktiengesellschaft  muss  wie 
jede  Handelsgesellschaft  eine  Firma  haben. 

Die  Anteile  der  Gesellschafter  sind: 

Inhaberaktien,  die  zugunsten  des  jeweili- 
gen Inhabers  lauten  und  frei  übertragbar  sind, 
oder 

Namenaktien.  Name,  Wohnort  und  Stand 
des  Gesellschafters  ist  in  der  Aktienurkunde 
angegeben.  Ausserdem  wird  von  der  Gesell- 
schaft noch  ein  sog.  Aktienbuch  geführt,  in 
welches  die  gleichen  Angaben  über  die  Aktio- 
näre eingetragen  werden.  Die  Übertragung 
solcher  Aktien  auf  andere  Personen  kann  ge- 
wöhnlich nur  mit  Genehmigung  der  Gesell- 
schaft erfolgen,  und  zwar  auch  in  der  Form 
des  Wechselindossaments  (vinkulierte  oder  ge- 
bundene Namenaktien).  Der  neue  Inhaber  muss 
gleichfalls  im   Aktienbuche   vermerkt  werden. 


DerNominal-(Nenn-)wert  der  Aktien  muss 
im  allgemeinen  mindestens  1000  M  betragen; 
es  können  aber  beliebig  höhere  Beträge  ge- 
wählt werden,  wofern  sie  nur  bei  allen  Aktien 
gleich  sind.  Ausnahmsweise  dürfen  Aktien  auch 
auf  geringere  Summen  —  jedoch  bei  Nichtig- 
keit niemals  unter  200  M  —  ausgestellt  werden, 
sog.  Kleinaktien,  1.  wenn  die  Aktien  vinku- 
lierte Namenaktien  sind,  oder  wenn  2.  die  Ge- 
sellschaft ein  gemeinnütziges  Unternehmen  zum 
Zweck  hat.  Teilbar  sind  Aktien  nie.  Meistens 
werden  die  Aktien  höher  als  zum  Nominalwert 
ausgegeben  (emittiert),  z.  B.  anstatt  zu  1000  mit 
1 100  M;  d.  h.  „über  pari"  (der  Mehrbetrag,  hier 
100  M,  heisst  „Agio").  Ausgabe  „unter  pari" 
ist  nicht  gestattet. 

Ist  eine  Aktiengesellschaft  bereits  gegründet 
und  in  das  Handelsregister  eingetragen,  und 
sind  die  Aktien  noch  nicht  ausgegeben,  so  er- 
halten die  Aktionäre  zunächst  sog.  Interims- 
scheine und  später  gegen  deren  Rückgabe  die 
Aktien  selbst.  Diese  Interimsscheine  müssen 
stets  den  Namen,  Stand  und  Wohnort  des- 
jenigen angeben,  zu  dessen  Gunsten  sie  aus- 
gestellt sind. 

Eine  Aktiengesellschaft  kann  auch  verschie- 
dene Arten  von  Aktien  ausgeben,  von  denen 
dann  die  einen  vor  den  anderen  bevorrechtigt 
sind.  Man  unterscheidet  in  dieser  Beziehung 
Stammprioritäten  (Prioritätsaktien)  und  Stamm- 
aktien. Erstere  sind  meist  insofern  bevorzugt, 
als  auf  sie  vorweg  ein  Teil  des  jährlichen  Rein- 
gewinns entfällt  (s.  a.  S.  517).  Solche  verschie- 
dene Gattungen  von  Aktien  können  auch  ver- 
schiedenen Nominalwert  haben. 

UnterAmortisation  von  Aktien  versteht  man 
ihre  Einziehung  durch  die  Gesellschaft  in  der 
hierfür  festgesetzten  Weise.  Hierzu  darf  nur 
verfügbarer  Reingewinn  verwendet  werden.  Im 
übrigen  soll  eine  Aktiengesellschaft  ihre  eigenen 
Aktien  oder  Interimsaktien  nicht  ankaufen  oder 
sich  verpfänden  lassen,  etwa  in  der  Absicht, 
einen  drohenden  Kurssturz  der  Aktien  künstlich 
zu  hintertreiben. 

Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  gelten 
besondere  Vorschriften  (s.  S.  798). 

ß)  Die  Gründung  der  Gesellschaft. 

Der  Hergang  bei  der  Gründung  einer  Aktiengesell- 
schaft ist  keineswegs  einfach.  Infolgedessen  und  wegen 
der  verschiedenen  möglichen  Qründungsarten  kann  im 
folgenden  die  Gründungsgeschichte  nur  in  den  Haupt- 
punkten kurz  angedeutet  werden.  Eine  genauere  Dar- 
stellung erübrigt  sich  auch  schon  deshalb,  weil  zur 
Grüundung  jeder  Aktiengesellschaft  ein  juristischer  Beirat 
unerlässlich  ist. 

Die  Aktiengesellschaft  entsteht  erst  mit  dem 
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Zeitpunkt  der  für  sie  notwendigen  Eintragung 
in  das  Handelsregister  (HOB.  §  200).  Alles 
was  vorher  liegt  heisst  „Gründung". 

Zunächst  ist  dazu  ein  gerichtlich  oder  durch 
einen  Notar  beurkundeter  Gesellschaftsver- 
trag (Statut)  erforderlich,  in  dem  das  Wesen  der 
zu  gründenden  Gesellschaft:  Firma,  Sitz,  Gegen- 
stand, Grundkapital,  sowie  das  Nähere  über  die 
auszugebenden  Aktien,  den  Vorstand,  die  Gene- 
ralversammlung und  die  Bekanntmachungen  an- 
gegeben sein  muss.  Zum  Vertragsschluss  sind 
mindestens  fünf  Gesellschafter  nötig,  welche 
sämtlich  auch  Aktien  übernehmen  müssen.  Diese 
Personen,  sowie  solche,  welche  nicht  bare,  son- 
dern Sacheinlagen  (Apports),  wie  Grundstücke, 
Waren,  Patente  usw.  leisten,  heissen  Gründer 
(HGB.  §  187). 

Je  nachdem  nun  die  Gründer  alle  Aktien  oder 
nur  einen  Teil  davon  übernehmen,  unterscheidet 
man  Simultan-  oder  Einheitsgründung 
und  Sukzessiv- oder  Stufengründung.  Bei 
letzterer  wird  an  das  Publikum  die  Aufforderung 
gerichtet,  sich  an  der  „Zeichnung"  der  nicht 
von  den  Gründern  übernommenen  Aktien  zu 
beteiligen.  Zu  diesem  Zwecke  werden  meistens 
durch  beauftragte  Banken  (Emissionshäuser), 
unter  Bekanntmachung  eines  Prospektes,  in 
welchem  näheres  über  die  Aktien  und  das  Unter- 
nehmen enthalten  ist,  Zeichnungsscheine  veraus- 
gabt, in  welche  sich  an  den  sog.  Zeichnungs- 
stellen jeder  eintragen  kann.  Nach  Schliessung 
der  Zeichnung  werden  die  Aktien,  bezw.  In- 
terimsscheine an  die  Zeichner  ausgehändigt. 
Damit  ist  jedoch  das  Papier  noch  nicht  zum 
Börsenhandel  zugelassen.  Vielmehr  dürfen  die 
Aktien  erst  nach  Prüfung  durch  die  an  jeder 
Börse  eingerichtete  Zulassungsstelle  (s.  S.  511) 
auf  einen  dahingehenden  Antrag  hin  an  der 
Börse  „eingeführt"  werden. 

Werden  für  die  „Gründer"  im  Gesellschafts- 
vertrage besondere  Vorteile  festgesetzt,  oder 
übernimmt  die  Gesellschaft  Apports  (s.  o.),  so 
ist  die  Gründung  noch  in  einzelnen  Beziehungen 
erschwert,  weil  die  Gefahr  besteht,  dass  die 
Aktionäredurch  die  Gründer  übervorteilt  werden. 

Um  diese  Schwierigkeiten  zu  umgehen,  wird 
oft  der  Ausweg  gewählt,  dass  die  Aktiengesell- 
schaft erst  nach  erfolgter  Errichtung  die  Apports 
übernimmt  (sog.  Nachgründung).  Zur  Sicher- 
heit der  Aktionäre  sieht  deshalb  HGB.  §  207 
vor,  dass  alle  solche  Übernahmeverträge  in  den 
ersten  beiden  Jahren  des  Bestehens  der  Gesell- 
schaft, sofern  die  zu  leistende  Vergütung  mehr  als 
den  zehnten  Teil  des  Grundkapitals  beträgt,  der 
Zustimmung  der  Generalversammlung  bedürfen. 


Vor  der  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das 
Handelsregister  müssen  dann  noch  die  Organe 
der  Gesellschaft,  Vorstand  und  Aufsichtsrat, 
gewählt  werden,  welche  den  Gründungshergang 
zu  prüfen  haben  (Revisoren). 

Die  Gründer  und  die  Emissionshäuser  haben, 
falls  ihre  Angaben  bei  der  Gründung  nicht 
richtig  oder  nicht  vollständig  waren,  nicht  al- 
lein für  den  daraus  entstehenden  Schaden  auf- 
zukommen, sondern  machen  sich  auch  strafbar. 

Es  kann  auf  Gefängnis  bis  zu  5  Jahren  und  ausser- 
dem auf  Geldstrafe  bis  zu  20000  M,  sowie  auf  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

/)  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft 
und  der  Gesellschafter.  Die  Aktiengesell- 
schaft ist  eine  juristische  Person  mit  eigenen 
Rechten  und  Pflichten,  die  mit  denen  der  Ak- 
tionäre nichts  zu  tun  haben.  Sie  hat  selb- 
ständiges Eigentum,  auch  an  Grundstücken, 
kann  selbst  vor  Gericht  klagen  und  verklagt 
werden  und  hat  ferner  auf  jeden  Fall  die  Eigen- 
schaft eines  Vollkaufmanns,  mag  auch  der  Ge- 
genstand ihres  Unternehmens  kein  Handelsge- 
werbe sein. 

Die  Aktionäre  haben  zunächst  die  Pflicht, 
ihre  Kapitaleinlage,  d,  i. der  Nennbetrag  der 
Aktie,  oder  falls  der  Ausgabepreis  höher  ist, 
diesen  zu  leisten;  mehr  als  letzteren  brauchen 
sie  nicht  zu  zahlen.  Daneben  kann  ihnen 
freilich  die  Verpflichtung  zu  wiederkehrenden, 
aber  nicht  in  Bargeld  bestehenden  Leistungen 
auferlegt  sein,  wenn  die  Aktien  auf  den  Namen 
lauten  und  vinkuliert  sind. 

Diese  Bestimmung  ist  hauptsächlich  wegen  der  Rüben- 
zuckerfabrikation getroffen  worden,  um  die  Aktionäre 
solcher  Gesellschaften  zu  verpflichten,  jährlich  Rüben 
an  die  Gesellschaften  zu  liefern,  sog.  Rübenparagraph. 

Zurückfordern  können  die  Aktionäre  ihre 
Einlagen  nicht;  ebensowenig  dürfen  ihnen 
Zinsen  in  bestimmter  Höhe  bedungen  oder 
ausgezahlt  werden.  Vielmehr  haben  sie  ledig- 
lich einen  Anspruch  auf  Anteil  am  Reinge- 
winn nach  dem  Verhältnisse  der  Aktienbeträge 
=  Dividende.  Nur  für  die  Zeit  der  Vorbe- 
reitung bis  zum  Anfange  des  vollen  Betriebes 
können  bestimmt  hohe  Zinsen  an  die  Aktio- 
näre gezahlt  werden  (sog.  Bauzinsen).  Gut- 
gläubig bezogene  Zinsen  oder  Dividenden 
brauchen  nicht  zurückerstattet  zu  werden. 

Wenn  ein  Aktionär  seine  Einlage  nicht  recht- 
zeitig leistet,  ist  er  zur  Zahlung  von  S^/o  Ver- 
zugszinsen verpflichtet.  Er  kann  aber  auch 
seines  Anteilsrechtes  zugunsten  der  Gesell- 
schaft für  verlustig  erklärt  werden  (Ausschlies- 
sung oder  sog.  Kaduzierung). 
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6)  Verfassung  und  Geschäftsführung. 

Die  Organe  der  Aktiengesellschaft  sind  der 
Vorstand,  der  Aufsichtsrat  und  —  über  beiden 
stehend  —  die  Generalversammlung. 

Der  Vorstand  besteht  aus  einer  oder  meh- 
reren Personen,  auch  Nichtaktionären.  Ihre 
Namen,  sowie  Änderungen  in  ihrer  Person 
müssen  in  das  Handelsregister  eingetragen 
werden  (HOB.  §  234).  Die  Mitglieder  des 
Vorstandes  sind  keine  Handlungsgehilfen,  son- 
dern gelten  im  Verhältnis  zu  den  Angestellten 
als  Prinzipale;  es  gilt  aber  für  sie  gleicher- 
massen  das  Konkurrenzverbot  wie  für  jene. 
Der  Vorstand  vertritt  die  Gesellschaft  nach 
aussen  hin,  und  zwar  unbeschränkt;  er  hat 
ferner  die  Bücher  zu  führen,  die  Generalver- 
sammlung zu  berufen  usw.  Er  hat  aber  nicht 
allein  im  Interesse  der  Gesellschaft,  sondern 
auch  in  demjenigen  der  Gesellschaftsgläubiger 
zu  handeln,  denn  er  muss  stets  darum  besorgt 
sein,  dass  die  Passiven  von  den  Aktiven  ge- 
deckt werden.  Ergibt  sich  eine  Unterbilanz, 
so  hat  er  unverzüglich  eine  Generalversamm- 
lung zu  berufen  und  eintretenden  Falls  sogar 
die  Konkurseröffnung  zu  beantragen. 

Die  Vorstandsmitglieder  zeichnen,  indem  sie 
zu  der  Firma  der  Gesellschaft  ihre  Namens- 
unterschrift hinzufügen.  In  der  Regel  bedarf 
es  zu  Willenserklärungen  für  die  Gesellschaft, 
insbesondere  zur  Zeichnung  für  diese,  der 
Mitwirkung  sämtlicher  Vorstandsmitglieder. 
Im  Gesellschaftsvertrage  kann  aber  auch  be- 
stimmt sein,  dass  ein  Mitglied  oder  mehrere 
Mitglieder  des  Vorstandes  oder  ein  Mitglied 
des  Vorstandes  mit  einem  Prokuristen  zur  Ver- 
tretung der  Gesellschaft  befugt  sind.  Für  die 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  sind  die  Vorstands- 
mitglieder nicht  nur  schadensersatzpflichtig, 
sondern  auch  strafrechtlich  verantwortlich  (HGB. 
§§  241,  315,  319). 

Der  Aufsichtsrat  besteht  mindestens  aus 
drei  Personen,  welche  nicht  Aktionäre  zu  sein 
brauchen,  aber  Vorstandsmitglieder  oder  Beamte 
der  Gesellschaft  nicht  sein  dürfen,  und  wird 
in  der  Generalversammlung  gewählt.  Er  soll 
die  Geschäfte  überwachen  und  die  Bücher 
prüfen.  Ausnahmsweise  vertritt  er  die  Gesell- 
schaft, nämlich  bei  Geschäften  zwischen  dieser 
und  dem  Vorstande,  z.  B.  beim  Engagement 
eines  Vorstandsmitglieds.  Die  Aufsichtsräte  be- 
kommen für  ihre  Tätigkeit  gewöhnlich  eine 
Vergütung  in  Gestalt  der  Tantieme.  Sie  sind 
gleichfalls  für  Vernachlässigung  ihrer  Pflichten 
haftbar  und  können  überdies  deswegen  bestraft 
werden  (HGB.  §§  249,  319ff.). 


Die  Generalversammlung  ist  die  Ver- 
einigung sämtlicher  Aktionäre.  Sie  tritt  bloss 
auf  Einberufung  zusammen,  die  mindestens 
zwei  Wochen  zuvor  bekannt  gegeben  werden 
muss  (HGB.  §  255).  Die  erscheinenden  Ak- 
tionäre müssen  gewöhnlich  ihre  Aktien  vor- 
her bei  einer  sog.  Hinterlegungsstelle  in  Ver- 
wahrung geben.  Die  Abstimmung  erfolgt 
nach  Aktien,  wobei  eine  jede  Aktie  in  der 
Regel  auch  eine  Stimme  gibt.  Besitzen  meh- 
rere zusammen  eine  Aktie,  so  kann  das  Stimm- 
recht nur  durch  einen  Vertreter  ausgeübt  wer- 
den. Stimmenkauf  und  Missbrauch  fremder 
Aktien  bei  der  Abstimmung  ist  strafbar  (HGB. 
§§  317,  318). 

Die  Generalversammlung  beschliesst  über  alle 
wichtigen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft.  — 
Ihre  Beschlüsse  bedürfen  zur  Gültigkeit  ge- 
richtlicher oder  notarieller  Beurkundung  und 
sollen  in  beglaubigter  Abschrift  zum  Handels- 
register eingereicht  werden.  —  Sie  erteilt  dem 
Vorstande  und  dem  Aufsichtsrate  Entlastung, 
genehmigt  die  Jahresbilanz  und  die  Gewinnver- 
teilung (Höhe  der  Dividende)  usw.  Dabei  ist 
zu  berücksichtigen,  dass  nach  HGB.  §  262  zur 
Deckung  eintretender  Verluste  ein  Reservefonds 
gebildet  werden  muss,  in  dem  vor  allem  das 
erzielte  Agio  bei  Ausgabe  der  Aktien  und  we- 
nigstens 5"/o  des  jährlichen  Reingewinnes  ein- 
zustellen ist. 

Ausser  diesem  gesetzlichen  Reservefonds  haben  viele 
Aktiengesellschaften  auch  Amortisationsfonds,  Spezi- 
alreservefonds,     Pensionsfonds,    Delkrederefonds    usw. 

Die  Anfechtung  von  Generalversamm- 
lungsbeschlüssen ist  nur  mittels  Klage  beim 
Landgericht  gegen  die  Gesellschaft  möglich, 
nachdem  in  der  Versammlung  selbst  gegen  den 
Beschluss  Widerspruch  zu  Protokoll  erklärt 
worden  ist. 

e)  Abänderung  des  Gesellschaftsver- 
trages. Statutenänderungen,  die  mitunter  sich 
im  Laufe  der  Zeit  erforderlich  machen  —  solche 
sind  auch  Änderungen  des  Gegenstandes  des 
Unternehmens,  Fusionen,  d.  h.  Vereinigung 
mit  anderen  Aktiengesellschaften,  usw.  — ,  können 
nur  durch  Beschluss  der  Generalversammlung 
erfolgen,  wobei  stets  eine  Mehrheit  von  min- 
destens drei  Vierteilen  des  bei  der  Beschluss- 
fassung vertretenen  Aktienkapitals  nötig  ist 
(HGB.  §§  274,  275).  Die  Abänderung  des 
Statuts  ist  selbstverständlich  auch  zur  Eintra- 
gung in  das  Handelsregister  anzumelden. 

Besonders  wichtige  Änderungen  des  Gesell- 
schaftsvertrags sind  Erhöhung  und  Herabsetzung 
des  Grundkapitals  (HGB.  §§  278 ff.,  288 ff.). 
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Die  Erhöhung  bezweckt,  der  Gesellschaft 
noch  mehr  Geldmittel  zuzuführen.  Es  werden 
dann  neue  oder  sog.  „junge"  Aktien  zur  Zeich- 
nung aufgelegt,  wobei  die  Inhaber  der  alten 
Aktien  vor  anderen  Personen  das  „Bezugsrecht" 
haben. 

Wird  die  Herabsetzung  des  Aktienkapi- 
tals beschlossen,  so  muss  in  dem  Beschlüsse 
zugleich  deren  Zweck  sowie  die  Art  der  Aus- 
führung des  Beschlusses  festgesetzt  werden. 
Der  Zweck  kann  sein:  Befreiung  der  Aktionäre 
von  noch  nicht  geleisteten  Einzahlungen,  Ent- 
lastung der  Gesellschaft  von  überflüssigem  Be- 
triebskapital, Beseitigung  einer  Unterbilanz, 
Amortisation  eines  Teiles  der  Aktien  u.  dgl. 
mehr.  Ausgeführt  werden  kann  die  Herabsetzung 
durch  Verminderung  entweder  des  Nennbetrages 
—  in  diesem  Falle  müssen  die  Aktien  über 
mehr  als  1000  M  lauten  —  oder  durch  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Aktien  —  drei  Aktien 
werden  z.  B.  zu  einer  zusammengelegt.  Den 
Inhabern  steht  aber  dann  auch  meist  das  Recht 
zu,  durch  Zuzahlung  eines  entsprechenden  Be- 
trages die  Zusammenlegung  der  in  ihrem  Besitz 
befindlichen  Aktien  auszuschliessen.  Natürlich 
müssen  in  allen  diesen  Fällen  die  Aktien  zur 
Abstempelung  oder  zum  Umtausch  bei  der 
Gesellschaft  eingereicht  werden;  sonst  können 
sie  nach  fruchtloser  Aufforderung  für  kraftlos 
erklärt  werden. 

C)  Auflösung  und  Nichtigkeit  der  Ge- 
sellschaft. Die  Auflösungsgründe  sind  teils 
die  gleichen  wie  bei  den  anderen  Handels- 
gesellschaften, nämlich: 

Ablauf  der  im  Gesellschaftsvertrage  be- 
stimmten Zeit; 

Generalversammlungsbeschluss,  wozu  eine 
Mehrheit  von  mindestens  drei  Vierteilen  des 
dabei  vertretenen  Grundkapitals  erforderlich  ist; 

Konkurseröffnung.  Diese  findet  bei  Über- 
schuldung und  bei  Zahlungsunfähigkeit,  die 
auch  ohne  Überschuldung  vorhanden  sein  kann, 
statt;  sie  wird  vom  Gericht  ohne  Antrag  in 
das  Handelsregister  eingetragen;  im  übrigen 
dagegen  müssen  die  Vorstandsmitglieder  die 
Auflösung  zur  Eintragung  anmelden  (HGB. 
§§  292,  293). 

Andere  Auflösungsgründe  sind  beispielsweise: 
Amortisation  sämtlicher  Aktien,  Gefährdung  des  Ge- 
meinwohls durch  die  Gesellschaft  usw. 

An  die  Auflösung  schliesst  sich  wie  bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft  die  Liquidation; 
für  sie  gilt  in  der  Hauptsache  das  Gleiche 
(HGB.  §§  294 ff.).  Die  Liquidatoren  sind  hier 
die  Vorstandsmitglieder.    Sie  müssen  an  sämt- 


liche Gläubiger  drei  öffentliche  Aufforderungen 
zur  Anmeldung  ihrer  Ansprüche  ergehen  lassen. 
Die  Verteilung  des  nach  Berichtigung  der 
Schulden  verbleibenden  Überschusses  an  die 
Aktionäre  darf  jedoch  erst  nach  Ablauf  eines 
Jahres,  von  der  letzten  Bekanntmachung  an  die 
Gläubiger  ab  gerechnet,  erfolgen  (sog.  Sperrjahr). 

Nach  Beendigung  der  Liquidation  und 
Schlussrechnungslegung  wird  die  Firma  der 
Aktiengesellschaft  im  Handelsregister  gelöscht; 
Bücher  und  Papiere  müssen,  wie  immer,  zehn 
Jahre  lang  aufbewahrt  werden. 

Das  Gesellschaftsvermögen  kann  auch  im 
ganzen  veräussert  werden,  so  im  Falle  einer 
Fusion,  d.  h.  Vereinigung  mit  einer  anderen 
Aktien-  oder  Kommanditgesellschaft,  oder  der 
Verstaatlichung  durch  das  Deutsche  Reich, 
durch  einen  Bundesstaat  oder  eine  Gemeinde. 
Dann  pflegt  natürlich  eine  Liquidation  nicht 
stattzufinden. 

Eine  Aktiengesellschaft  kann  auch  nichtig 
sein,  so  wenn  der  Gesellschaftsvertrag  unvoll- 
ständig ist.  Jeder  einzelne  Gesellschafter  hat 
dann  das  Recht,  im  Klagewege  vom  Landge- 
richt die  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  erklären 
zu  lassen.  Die  Nichtigkeit  wird  in  das  Han- 
delsregister eingetragen,  und  es  folgt  dann  die 
Liquidation. 

d)  Die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien. 

Die  Kommanditaktiengesellschaft  ist,  wie 
schon  ihr  Name  sagt,  eine  Vereinigung  von 
Kommandit-  und  Aktiengesellschaft.  Mindestens 
einer  der  Gesellschafter  (Komplementär)  muss 
den  Gesellschaftsgläubigern  unbeschränkt  per- 
sönlich haften,  während  die  anderen  Gesell- 
schafter (Kommanditisten)  nur  mit  ihren  in 
Aktien  verbrieften  Einlagen  beteiligt  sind  (HGB. 
§  320).  Also  bloss  durch  die  Zerlegung  des 
Grundkapitals  in  Aktien  unterscheidet  sich  die 
Kommanditaktiengesellschaft  von  der  gewöhn- 
lichen Kommanditgesellschaft.  Im  allgemeinen 
gilt  daher  für  die  Kommanditisten  Aktienrecht 
und  für  die  Komplementare  das  Recht  der 
Kommanditgesellschaften. 

Was  die  Gründung  anlangt,  so  müssen  auch 
hier  mindestens  fünf  Personen  mitwirken.  Die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  sich 
sämtlich  dabei  zu  beteiligen;  ausser  ihnen  können 
Personen  als  Kommanditisten  Aktien  über- 
nehmen. Im  Gesellschaftsvertrag,  in  den  Zeich- 
nungsscheinen sowie  in  der  Anmeldung  zur 
Eintragung  in  das  Handelsregister  müssen  alle 
Komplementare  angegeben  werden. 
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Die  Vertretung  und  Geschäftsführung 
liegt  hier  in  den  Händen  der  Komplementare; 
sie  haben  also  die  Stellung  des  Vorstandes  der 
Aktiengesellschaft.  Einen  Vorstand  hat  die 
Kommanditaktiengesellschaft  nicht.  In  der  Ge- 
neralversammlung haben  die  Komplementare 
kein  Stimmrecht;  die  Beschlüsse  der  General- 
versammlung bedürfen  deshalb  stets  noch  ihrer 
Zustimmung,  Für  die  Komplementare  gilt  das 
Konkurrenzverbot  gleich  wie  für  die  offenen 
Handelsgesellschafter. 

Der  Aufsichtsrat  dient  bei  der  Komman- 
ditgesellschaft auf  Aktien  nicht  nur  als  Kontroll- 
organ, sondern  auch  als  ausführendes  Organ 
für  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
und  als  Vertreter  der  Gesellschaft  gegenüber 
den   Komplementaren. 

Hinsichtlich  der  Verteilung  des  Reinge- 
winnes ist  zu  bemerken,  dass  an  die  Komple- 
mentare als  solche  der  ihnen  zukommende 
Anteil  am  Reingewinn  solange  nicht  ausge- 
zahlt werden  darf,  als  eine  Unterbilanz  vor- 
handen ist,  welche  ihre  nicht  in  Aktien  be- 
stehenden Anteile  übersteigt. 

Eine  Auflösung  durch  Kündigung  eines  Pri- 
vatgläubigers, eines  Kommanditisten  oder  durch 
Konkurs  eines  Kommanditisten  gibt  es  nicht. 

Die  Kommanditaktiengesellschaft  kann  auch 
durch  Beschluss  der  Generalversammlung  und 
Zustimmung  der  Komplementare  in  eine  Aktien- 
gesellschaft umgewandelt  werden.  Darin  liegt 
selbstverständlich  eine  Abänderung  des  Statuts, 
zu  der  eine  Mehrheit  von  mindestens  einem 
Vierteil  des  gesamten  Aktienkapitals  erforder- 
lich ist. 

e)  Die  stille  Gesellschaft. 

Die  stille  Gesellschaft  spielt  im  Handelsverkehr  eine 
weit  grössere  Rolle  als  gemeinhin  geglaubt  wird.  Sie 
verdankt  dies  ihrer  Einfachheit  und  hauptsächlich  dem 
Umstand,  dass  sie,  wie  auch  ihr  Name  andeutet,  un- 
beteiligten Personen  nicht  erkennbar  ist.  Durch  diese 
ihre  Eigenart  unterscheidet  sie  sich  von  allen  anderen 
Gesellschaftsformen,  und  es  ist  eigentlich  an  sich  un- 
richtig, sie,  wie  es  im  Handelsgesetzbuch  geschieht,  an 
die  Handelsgesellschaften  anzureihen.  Denn  in  Wahr- 
heit ist  sie  keine  solche,  sondern  nur  eine  Innengesell- 
schaft. Ausser  den  §§  335—342  HGB.  gelten  für  sie 
ergänzend  die  Vorschriften  über  die  bürgerliche  Ge- 
sellschaft (BGB.  §§  705  ff.). 

Von  einer  stillen  Gesellschaft  spricht  man, 
wenn  sich  irgend  jemand  bei  dem  Handels- 
gewerbe eines  anderen  mit  einer  Vermögens- 
einlage beteiligt.  Das  Geschäft,  in  das  der 
stille  Gesellschafter  (stiller  Teilhaber,  stiller  So- 
zius, stiller  Kompagnon)  seine  Einlage  gibt, 
kann  sowohl  das  eines  Einzelkaufmannes  (Voll- 
oder Minderkaufmannes,  also  z.  B.  auch  eines 


Hausierers)  oder  auch  einer  Handelsgesellschaft 
(offenen  Handelsgesellschaft,  Kommandit-,  Ak- 
tiengesellschaft usw.)  sein.  Ebenso  kann  der 
stille  Teilhaber  selbst  eine  Einzelperson,  auch 
Nichtkaufmann,  oder  eine  solche  Gesellschaft 
sein,  und  es  können  sich  auch  bei  ein  und 
demselben  Geschäft  mehrere  stille  Gesellschafter 
beteiligen.  Nicht  ausgeschlossen  ist  folglich, 
dass  ein  Handlungsgehilfe  stiller  Gesellschafter 
seines  Chefs  ist.  Immer  besteht  jedoch  das 
Geschäftsverhältnis  bloss  zwischen  zweien,  dem 
Geschäftsinhaber  einerseits  und  dem  stillen  Ge- 
sellschafter andererseits,  nicht  auch  zwischen 
den  etwa  vorhandenen  mehreren  stillen  Ge- 
sellschaftern. 

Nach  aussen  hin  zeigt  sich  eine  stille  Ge- 
sellschaft überhaupt  nicht.  Infolgedessen  darf 
eine  etwaige  Firma  des  Geschäftsinhabers, 
wegen  des  Vorhandenseins  eines  stillen  Teil- 
habers nicht  einen  Zusatz  erhalten,  der  auf  ein 
Gesellschaftsverhältnis  schliessen  lässt.  Ebenso- 
wenig gibt  es  ein  Gesellschaftsvermögen,  denn 
die  Einlage  des  stillen  Gesellschafters  geht  in 
das  Vermögen  des  Geschäftsinhabers  über,  und 
aus  den  von  letzterem  abgeschlossenen  Ge- 
schäften wird  auch  dieser  allein  berechtigt  und 
verpflichtet.  Seine  Gläubiger  können  sich  also 
nicht  etwa  an  den  stillen  Teilhaber  halten, 
sondern  höchstens  den  Anspruch  des  Geschäfts- 
inhabers gegen  ihn  auf  die  Vermögenseinlage 
pfänden. 

Errichtet  wird  die  stille  Gesellschaft  durch 
mündlichen  oder  schriftlichen  Vertrag.  Die 
Rechte  und  Pflichten,  welche  den  Beteiligten, 
also  dem  Geschäftsinhaber  und  seinem  stillen 
Teilhaber,  gegenseitig  daraus  erwachsen,  sind 
folgende: 

Die  Geschäftsführung  steht  ganz  allein 
dem  Inhaber  zu.  Der  „Stille"  kann  nicht  wider- 
sprechen, allenfalls  bei  aussergewöhnlichen  Ge- 
schäften. Er  hat  vor  allem  seine  Einlage  zu 
leisten,  die  in  Geld,  Waren,  Rechten  oder 
anderen  Gegenständen  bestehen  kann  und  so  ge- 
leistet werden  muss,  dass  sie  in  das  Vermögen 
des  Inhabers  übergeht  Zur  Erhöhung  seiner 
Einlage  ist  der  Teilhaber  nicht  verpflichtet. 

Wie  der  Gesellschafter  an  Gewinn  und 
Verlust  teilnimmt,  bestimmt  sich  in  erster  Linie 
nach  dem  Gesellschaftsvertrage.  Enthält  dieser 
nichts  hierüber,  so  gilt  ein  den  Umständen 
nach  angemessener  Anteil  als  bedungen.  Die 
Beteiligung  am  Gewinn  kann  niemals  ausge- 
schlossen werden;  wohl  aber  ist  eine  Verein- 
barung, dass  der  Inhaber  den  ganzen  Verlust 
allein  trägt,  zulässig. 
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Der  Gewinn  und  Verlust  wird  am  Schlüsse 
eines  jeden  Geschäftsjahres  berechnet.  Am 
Verluste  nimmt  der  Teilhaber  höchstens  bis 
zum  Betrage  seiner  eingezahlten  oder  rück- 
ständigen Einlage  teil,  einmal  bezogenen  Ge- 
winn braucht  er  wegen  späterer  Verluste  nicht 
zurückzuzahlen,  jedoch  wird  ihm,  solange  seine 
Einlage  durch  Verluste  vermindert  ist,  kein 
Gewinn  ausgezahlt.  Hebt  der  Gesellschafter 
seinen  Jahresgewinn  nicht  ab,  so  wird  dadurch 
seine  Einlage  im  allgemeinen  nicht  grösser. 
Das  ist  wichtig  für  die  Gewinnverteilung  der 
folgenden  Jahre.  Der  Anspruch  auf  nachträg- 
liche Auszahlung  jenes  nicht  abgehobenen  Ge- 
winnes verbleibt  dem  Teilhaber  natürlich. 

Infolge  dieser  Beteiligung  am  Betriebsergeb- 
nisse hat  der  Gesellschafter  am  Ende  eines 
jeden  Geschäftsjahres  das  Recht  auf  Mitteilung 
der  jährlichen  Bilanz  und  auf  Einsicht  der 
Geschäftspapiere  und  -bücher  zwecks  Prüfung 
der  Bilanz.  Ist  zu  befürchten,  dass  sich  der 
Inhaber  unredliche  Handlungen  zu  schulden 
kommen  lässt  oder  liegt  ein  anderer  ähnlicher 
wichtiger  Grund  vor,  so  kann  das  Gericht  auf 
Antrag  des  Teilhabers  jederzeit  die  Mitteilung 
einer  Bilanz,  sowie  die  Vorlegung  von  Büchern 
und  Papieren  anordnen. 

Das  Konkurrenzverbot  besteht  für  den  stillen 
Teilhaber  nicht. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  geschieht: 
durch  Ablauf  der  für  sie  bestimmten  Zeit, 
durch    Tod  des  Geschäftsinhabers,  nicht 

auch  durch  Tod  des  Stillbeteiligten, 
durch  Kündigung       und 
durch  Konkurs  des  Inhabers. 

Hinsichtlich  der  Kündigung  gilt  das  Gleiche 
wie  für  die  offene  Handelsgesellschaft  und  die 
Kommanditgesellschaft.  Ausserdem  ist  Kündi- 
gung ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
möglich,  wenn  dafür  ein  wichtiger  Grund, 
wie  vorsätzliche  oder  grobfahrlässige  Pflicht- 
verletzung, gegeben  ist;  aber  auch  dann  soll 
die  Kündigung  im  allgemeinen  nicht  zur  Un- 
zeit erfolgen  (HGB.  §  339). 

Der  Auflösung  folgt  keine  Liquidation,  sondern 
nur  die  Auseinandersetzung  zwischen  Inhaber 
und  Gesellschafter.  Die  schwebenden  Geschäfte 
werden  vom  Inhaber  beendigt,  und  dann  erhält 
der  Teilhaber  sein  Guthaben  ausgezahlt. 

Ist  der  Geschäftsinhaber  in  Konkurs  ge- 
raten, so  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Teilhaber  hat  seine  Einlage  voll  ge- 
leistet; dann  kann  er  denjenigen  Teil  seiner 
Einlage,  welcher  nach  Abzug  seines  Verlust- 
anteils verbleibt,  als  Konkursforderung  anmelden. 


Ein  Kommanditist  dagegen  würde  überhaupt 
nichts  anmelden  können,  weil  er  Mitinhaber 
ist  und  nicht  Gläubiger  der  Kommanditgesell- 
schaft. Ein  Darlehnsgeber  würde  seine  ganze 
Darlehnsforderung  geltend  machen  dürfen. 

2.  Der  Teilhaber  hat  seine  Einlage  noch 
nicht  oder  noch  nicht  ganz  geleistet;  dann 
muss  er  seinen  Verlustanteil  zur  Konkursmasse 
einzahlen.  Übersteigt  die  bereits  geleistete 
Teilzahlung  diesen  Anteil,  so  kommt  das  unter 
1.  Gesagte  entsprechend  zur  Anwendung. 

Zur  Veranschaulichung  diene  folgendes  Beispiel:  A 
ist  stiller  Teilhaber  des  B  mit  10  000  M  bei  einer  Be- 
teiligung von  20%  am  Gewinn  und  Verlust.  B  gerät 
in  Konkurs.  Die  Unterbilanz  beläuft  sich  auf  40000  M. 
Dann  würde  der  Verlustanteil  des  A  8000  M  betragen. 
Hatte  er  nun  bereits  9000  M  (oder  seine  ganze  Ein- 
lage) geleistet,  so  kann  er  1000  M  (bezw.  2000  M)  als 
Konkursforderung  anmelden.  War  dagegen  seine  Ein- 
lage noch  ganz  oder  grösstenteils  rückständig,  so  muss 
er  bis  zu  8000  M  zur  Masse  zahlen. 

Ist  im  letzten  Jahre  vor  der  Konkurseröff- 
nung dem  Teilhaber  vom  Inhaber  die  Einlage 
vereinbarungsgemäss  ganz  oder  teilweise  zu- 
rückgegeben oder  ist  ihm  sein  Verlustanteil 
ganz  oder  teilweise  erlassen  worden,  so  unter- 
liegt die  Rückgewähr  oder  der  Erlass  der  An- 
fechtung zugunsten  der  Gläubiger. 

f)   Die    Gesellschaft    mit    beschränkter 
Haftung. 

Die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
(G.  m.  b.  H.)  gilt  kraft  gesetzlicher  Vorschrift 
als  Handelsgesellschaft  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuchs und  ist  deshalb  im  Anschluss  an 
diese  Handelsgesellschaften  zu  betrachten. 

Sie  ist  erst  eine  Errungenschaft  der  neueren 
Zeit  —  Gesetz  vom  20.  April  1892,  jetzt  in 
der  Fassung  vom  20.  Mai  1898  —  entstanden 
aus  dem  Bedürfnis  nach  einer  Gesellschafts- 
form, wo  sämtliche  Gesellschafter  nur  anteilig 
wie  bei  der  Aktiengesellschaft  hafteten,  ohne 
dass  aber  für  ihre  Errichtung  solche  Schwierig- 
keiten wie  bei  letzterer  zu  überwinden  waren. 
Dieser  Wunsch  hat  in  der  G.  m.  b.  H.  eine  glück- 
liche Lösung  gefunden  und  unser  Wirtschafts- 
leben hat  sich  dieser  neuen  Gesellschaftsform 
in  einer  ungeahnten  Ausdehnung  bemächtigt. 

a)  Allgemeines.  Die  G.  m.  b.  H.  ist  nur 
ein  Abbild  der  Aktiengesellschaft  und  im  Gegen- 
satze zu  dieser  für  kleinere  gewerbliche  Unter- 
nehmungen geeignet,  zu  denen  nicht  so  grosse 
Kapitalien  wie  für  Aktiengesellschaften  benötigt 
werden.  Infolgedessen  ist  auch  bloss  die  Be- 
teiligung einer  geringen  Anzahl  Gesellschafter, 
nicht  des  ganzen  Publikums  erforderlich,  und 
daher  fallen  auch  bei  der  G.  m.  b.  H.  die  be- 
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sonderen  für  Aktienunternehmen  getroffenen 
Schutzeinrichtungen  weg,  wie  Revisoren  und 
Aufsichtsrat.  Allerdings  kann  ein  Aufsichtsrat 
mit  den  gleichen  Befugnissen  wie  bei  der 
Aktiengesellschaft  eingesetzt  werden,  nötig  ist 
er  aber  nicht.  Im  übrigen  lassen  sich  als 
gleichwertig  bei  der  Aktiengesellschaft  und  der 
G.m.b.H.  gegenüberstellen:  Aktie — Geschäfts- 
anteil, Aktionär — Gesellschafter,  Aktienkapital — 
Stammkapital,  Vorstand — Geschäftsführer,  Ge- 
neralversammlung—Gesellschafterversammlung. 

Wichtig  ist  noch,  dass  die  Gesellschafter 
auch  zu  Nachschüssen  verpflichtet  sein  können, 
und  zwar  in  beschränktem  und  unbeschränk- 
tem Masse. 

Die  G.  m.  b.  H.  hat  ihren  eigenen  Namen 
(Firma),  ihr  eigenes  Vermögen  und  stets  Kauf- 
mannseigenschaft, ohne  dass  ihre  Mitglieder 
Kaufleute  zu  sein  brauchen;  ihr  Zweck  kann 
jeder  gesetzlich  zulässige  sein  (§§  1,  13  d.  G.), 
alles  wie  bei  der  Aktiengesellschaft.  Wegen  der 
Firma  ist  das  Nötige  bereits  bemerkt. 

ß)  Errichtung.  Die  G.  m.  b.  H.  entsteht 
ebenso  wie  die  Aktiengesellschaft  erst  mit  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister.  Der  Gesell- 
schaftsvertrag —  mindestens  sind  zwei  Personen 
dazu  erforderlich  —  muss  vor  Gericht  oder  einem 
Notar  abgeschlossen  und  von  allen  Gesell- 
schaftern unterzeichnet  werden.  Im  Vertrage 
muss  angegeben  sein:  Firma  und  Sitz  der  Ge- 
sellschaft, der  Gegenstand  des  Unternehmens, 
die  Grösse  des  Stammkapitals  und  die  Höhe 
der  Einlage  eines  jeden  Gesellschafters  (Stamm- 
einlage). 

Das  Stammkapital  darf  nicht  weniger  als 
20  000  M,  die  Stammeinlage  jedes  Gesellschaf- 
ters nicht  weniger  als  500  M  betragen  und 
muss  in  Geld  abgeschätzt  durch  100  teilbar 
sein.  Stammeinlagen  von  550  oder  625  M 
z.  B.  sind  also  unmöglich.  Im  übrigen  können 
die  Einlagen  der  einzelnen  Gesellschafter  ganz 
verschieden  hoch  sein. 

Erfordernis  der  Anmeldung  und  Eintragung 
der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  ist,  dass 
mindestens  25  "^/o  der  baren  Stammeinlagen  ein- 
gezahlt sind  (Grundsatz  der  Viertelsdeckung). 
Auf  alle  Fälle  müssen  aber  250  M  eingezahlt 
worden  sein. 

Haben  also  beispielsweise  A  und  B  eine  G.  m.  b.  H. 
begründet,  wobei  die  Stammeinlage  des  A  in  einer  auf 
149000  M  geschätzten  Fabrik  und  die  Einlage  des  B 
500  M  beträgt,  so  muss  B  mindestens  250  M  einge- 
zahlt haben,  ehe  die  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das 
Handelsregister  erfolgen  darf. 

Mehrere  Stammeinlagen  können  bei  der  Er- 
richtung von  einem  Gesellschafter  nicht  über- 


nommen werden.  Eine  Sukzessivgründung, 
wie  bei  der  Aktiengesellschaft,  gibt  es  nicht, 
vielmehr  muss  das  Stammkapital  mit  dem  Ge- 
samtbetrag der  Einlagen  übereinstimmen.  Die 
Leistung  der  Einlagen  darf  den  Gesellschaftern 
ausser  bei  Herabsetzung  des  Stammkapitals 
weder  erlassen  noch  gestundet  werden.  Eben- 
sowenig darf  das  zur  Erhaltung  erforderliche  Ver- 
mögen an  die  Gesellschafter  ausgezahlt  werden. 

Wie  die  Aktiengesellschaft  einen  Vorstand, 
so  muss  die  G.  m.  b.  H.  einen  oder  mehrere 
Geschäftsführer  haben,  welche  nicht  Ge- 
sellschafter zu  sein  brauchen.  Enthält  der 
Gesellschaftsvertrag  nichts  über  ihre  Bestellung, 
so  kommen  die  unter  ö  dargestellten  Grund- 
sätze zur  Anwendung. 

/)  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft 
und  Gesellschafter.  Dass  die  G.  m.  b.  H. 
gleich  der  Aktiengesellschaft  eine  juristische 
Person  ist,  also  selbständiges  Eigentum  hat, 
selbst  prozessieren  kann,  war  bereits  hervor- 
gehoben. Für  ihre  Schulden  haften  die  Ge- 
sellschafter persönlich  nicht  (bloss  das  Gesell- 
schaftsvermögen), sogar  dann  nicht,  wenn 
die  Einlagen  oder  Nachschüsse  rückständig 
sind.  Allerdings  können  in  diesem  Falle  die 
Gläubiger  die  Ansprüche  der  G.  m.  b.  H.  gegen 
ihre  Mitglieder  pfänden. 

Für  seine  Stammeinlage  erhält  jeder  Gesell- 
schafter einen  sog.  Geschäftsanteil,  dessen  Höhe 
sich  ganz  nach  der  Einlage  richtet.  Diese  Ge- 
schäftsanteile können  nach  Art  von  Namen- 
aktien verbrieft  sein  und  dürfen  durch  gericht- 
lich oder  notariell  beurkundeten  Vertrag  ganz 
oder  z,  T.,  letzteres  nur  mit  schriftlicher  Ge- 
nehmigung der  Gesellschaft,  auf  andere  Per- 
sonen übertragen  werden.  Im  Falle  des  Todes 
eines  Gesellschafters  geht  dessen  Anteil  auf 
seine  Erben  über.  Steht  ein  Anteil  mehreren 
Personen  zu,  so  können  diese  nur  gemein- 
schaftlich die  Gesellschafterrechte  ausüben. 

Die  Gesellschaft  darf  eigene  Anteile  nur  dann 
erwerben,  wenn  die  Stammeinlage  darauf  voll- 
ständig eingezahlt  ist. 

Leistet  ein  Gesellschafter  seine  Einlage  nicht 
rechtzeitig,  so  hat  er,  wie  ein  Aktionär,  5  "/o 
Verzugszinsen  zu  zahlen.  Er  kann  dann  auch 
ebenso  wie  letzterer  seines  Anteils  zugunsten 
der  Gesellschaft  für  verlustig  erklärt  werden 
(Kaduzierung).  Das  Gleiche  gilt,  wenn  bei 
einer  G.  m.  b.  H.  mit  beschränkter  Nachschuss- 
pflicht  ein  Gesellschafter  den  eingeforderten  ■ 
Nachschuss  nicht  zahlt.  Handelt  es  sich  da- 
gegen um  eine  Gesellschaft  mit  unbeschränk- 
ter Nachschusspf licht,  so  kann  sich  jeder  Ge- 
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sellschafter  der  Verpflichtung  zur  Nachzahlung 
dadurch  entziehen,  dass  er  seinen  Anteil  der 
Gesellschaft  innerhalb  eines  Monats  nach  der 
Aufforderung  zur  Verfügung  stellt.  Dann  wird 
dieser  Anteil  durch  die  Gesellschaft  öffentlich 
versteigert. 

Die  Einziehung  (Amortisation)  von  Anteilen 
darf  nur  erfolgen,  wenn  sie  im  Gesellschafts- 
vertrage zugelassen  ist. 

ö)  Vertretung  und  Geschäftsführung. 
Die  Vertretungsbefugnis  der  Geschäf  tsf  ü  hrer, 
welche  durch  die  Gesellschafterversammlung 
gewählt  werden,  ist  gleich  der  des  Vorstandes 
einer  Aktiengesellschaft  gegenüber  Dritten  un- 
beschränkt; sie  erstreckt  sich  auf  gerichtliche 
wie  aussergerichtliche  Handlungen.  Die  Ge- 
schäftsführer zeichnen,  indem  sie  einfach  zur 
Geschäftsfirma  ihre  Unterschrift  setzen.  Irgend- 
welcher sonstiger  Zusatz  ist  nicht  erforderlich, 
Ihre  Bestellung  ist  jederzeit  widerruflich;  im 
Gesellschaftsvertrag  kann  freilich  das  Wider- 
rufsrecht auf  wichtige  Gründe,  wie  grobe 
Pflichtverletzung  oder  Unfähigkeit  zur  ord- 
nungsmässigen  Geschäftsführung,  beschränkt 
werden.  Dass  die  Geschäftsführer,  die  stets 
mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäfts- 
mannes zu  handeln  haben,  den  Gesellschaftern 
für  die  Überschreitung  ihrer  Befugnisse,  ins- 
besondere wenn  sie  ohne  Auftrag  gehandelt 
und  dadurch  der  Gesellschaft  vielleicht  Schaden 
zugefügt  haben,  haftbar  sind,  versteht  sich  von 
selbst,  zumal  da  eben  die  Vertretungsmacht 
Dritten  gegenüber  nicht  wirksam  eingeengt 
werden  kann. 

Den  Geschäftsführern  liegt  ferner  die  Pflicht 
ob,  im  Januar  eines  jeden  Jahres  eine  von 
ihnen  unterschriebene  Liste  mit  genauer  An- 
gabe der  Gesellschafter  (Name,  Stand,  Höhe 
der  Geschäftsanteile  usw.)  zum  Handelsregister 
einzureichen. 

Die  Stellvertreter  der  Geschäftsführer  stehen  diesen 
in  Rechten  und  Pflichten  gleich. 

Über  den  Geschäftsführern  steht  die  Ver- 
sammlung aller  Gesellschafter.  Sie  wird 
von  jenen  durch  eingeschriebene  Briefe  einbe- 
rufen, und  zwar  ausser  den  im  Gesellschaftsver- 
trage bestimmten  Fällen  immer,  wenn  es  das 
Gesellschaftsinteresse  erfordert;  so  besonders, 
wenn  grössere  Verluste  zu  verzeichnen  sind. 

Auf  Verlangen  von  Gesellschaftern,  deren 
Anteile  zusammen  ein  Zehntel  des  Stamm- 
kapitals oder  mehr  ausmachen,  muss  die  Ver- 
sammlung gleichfalls  berufen  werden.  Bei  der 
Beschlussfassung  gewähren  jede  100  M  eine 
Stimme;  wer  also  einen  Geschäftsanteil  in  Höhe 


von  4500  M  besitzt,  hat  45  Stimmen.  Der 
Abhaltung  einer  Versammlung  bedarf  es  nicht, 
wenn  sämtliche  Gesellschafter  sich  schriftlich 
damit  einverstanden  erklärt  haben,  dass  die  Ab- 
stimmung schriftlich  erfolgen  soll. 

Die  Gesellschafterversammlung  beschliesst  vor 
allem  über  die  Feststellung  der  Jahresbilanz 
und  die  Verteilung  des  Reingewinnes,  Teilung 
und  Einziehung  von  Geschäftsanteilen,  Be- 
stellung, Abberufung  sowie  Entlastung  der  Ge- 
schäftsführer, Einforderung  von  Nachschüssen 
und  Bestellung  von  Prokuristen  und  General- 
bevollmächtigten. 

Betr.  der  Bilanz  s.  S.  799. 

e)  Abänderungen  des  Gesellschafts- 
;  Vertrags.  Eine  Abänderung  des  Gesellschafts- 
vertrags kann  nur  durch  gerichtlich  oder  no- 
tariell beurkundeten  Gesellschafterbeschluss  mit 
einer  Mehrheit  von  drei  Vierteilen  der  abge- 
gebenen Stimmen  erfolgen;  sie  bedarf  zur  Wirk- 
samkeit stets  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register, Eingehend  geregelt  hat  das  Gesetz 
die  Erhöhung  und  Herabsetzung  des  Stamm- 
kapitals. Bei  der  Erhöhung  können  auch  an- 
dere Personen  als  Gesellschafter  durch  Über- 
nahme der  neuen  Stammeinlagen  der  Gesell- 
schaft beitreten.  Die  Herabsetzung  muss  drei- 
mal öffentlich  bekannt  gemacht  und  gleich- 
zeitig muss  eine  Aufforderung  an  die  Gesell- 
schaftsgläubiger gerichtet  werden,  ihre  An- 
sprüche anzumelden.  Erst  nach  Befriedigung 
oder  Sicherstellung  der  Gläubiger  darf  die 
Herabsetzung  in  das  Handelsregister  einge- 
tragen werden,  und  zwar  muss  zwischen  der 
letzten  Bekanntmachung  und  der  Anmeldung 
zur  Eintragung  das  sog.  Sperrjahr  verflossen  sein. 

^  Auflösung  und  Nichtigkeit  der  Ge- 
sellschaft    Auflösungsgründe  sind: 

Ablauf  der  im  Gesellschaftsvertrage  bestimm- 
ten Zeit; 

Gesellschafterbeschluss,  wozu  eine  Mehrheit 
von  drei  Vierteilen  der  abgegebenen  Stimmen 
notwendig  ist; 

gerichtliches  Urteil,  wenn  die  Erreichung 
des  Gesellschaftszweckes  unmöglich  wird  oder 
sonst  wichtige  Gründe  für  die  Auflösung  vor- 
handen sind.  Voraussetzung  ist  die  Auflösungs- 
klage, welche  beim  Landgericht  von  mindestens 
ein  Zehntel  des  Stammkapitals  vertretenden  Ge- 
sellschaftern erhoben  sein  muss; 

Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde  im 
Verwaltungsstreitverfahren,  wenn  die  Gesell- 
schaft das  Gemeinwohl  gefährdet  oder  gesetz- 
widrige Beschlüsse  fasst  oder  solche  Hand- 
lungen des  Geschäftsführers  geschehen  lässt; 
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Konkurseröffnung,  die  zu  geschehen  hat  bei 
Zahlungsunfähigkeit  oder  bei  Überschuldung. 

Im  Falle  des  Konkurses  erfolgt  die  Ein- 
tragung der  Auflösung  der  Gesellschaft  von 
Amts  wegen  durch  das  Gericht  selbst,  im  übrigen 
ist  sie  durch  die  Geschäftsführer  zur  Eintra- 
gung anzumelden. 

An  die  Auflösung  schliesst  sich  die  übliche 
Liquidation,  die  entsprechend  verläuft  wie  die 
Liquidation  bei  der  Aktiengesellschaft.  Liqui- 
datoren sind  die  Geschäftsführer.  Nach  aus- 
drücklicher Gesetzesvorschrift  kann  eine  Aktien- 
gesellschaft ohne  Liquidation  der  letzteren  und 
ohne  das  sonst  zu  beachtende  Sperrjahr  in 
eine  G.  m.  b.  H.  umgewandelt  werden;  als- 
dann geht  das  Vermögen  der  Aktiengesellschaft 
einschliesslich  ihrer  Schulden  mit  der  Eintra- 
gung der  neuen  Gesellschaft  in  das  Handels- 
register auf  diese  von  Rechts  wegen  über. 

Für  die  Nichtigkeit  der  G.  m.  b.  H.  gelten 
entsprechende  Vorschriften  wie  für  diejenige 
von  Aktienunternehmungen.  Auch  hier  ist  die 
Nichtigkeitsklage  erforderlich.  Nach  der  Ein- 
tragung der  Nichtigkeit  in  das  Handelsregister 
erfolgt  Liquidation. 

Dr.  J.  Festner-Leipzig. 

g)  Die  Genossenschaften. 

Die  ersten  Genossenschaften  in  dem  Sinne,  in  dem 
wir  heute  dies  Wort  gebrauchen,  entstanden  1849. 
1867  aber  erst  erlangten  sie  gesetzliche  Anerkennung 
in  Preussen.  Schulze-Delitzsch  hatte  bei  der  Organi- 
sation der  Genossenschaften  mannigfache  Schwierig- 
keiten zu  überwinden,  die  in  dem  Mangel  der  Rechts- 
persönlichkeit der  Genossenschaften  lagen.  So  konnte 
die  Genossenschaft  keine  Grundstücke  und  Hypotheken 
auf  ihren  Namen  erwerben  und  konnte  keinen  Wechsel 
zeichnen.  In  allen  solchen  Fällen  musste  der  Kassierer 
mit  seinem  Namen  eintreten,  und  die  Genossenschaft 
suchte  ihre  Sicherung  in  Privatverträgen  mit  dem  Kas- 
sierer. Es  ist  erstaunlich,  wie  sich  unter  solch  schwie- 
rigen Rechtsverhältnissen,  die  bis  1867/68  bestanden, 
die  Genossenschaften,  z.  T.  in  erheblichem  Umfange, 
entwickeln  konnten.  Dem  Vorbilde  Preussens  in  der 
gesetzlichen  Anerkennung  folgten  dann  die  übrigen 
deutschen  Staaten;  1868  trat  an  die  Stelle  der  Landes- 
gesetzgebung, wenigstens  für  die  Staaten  des  Nord- 
deutschen Bundes,  das  Ges.  von  1868,  das  dann 
schHesshch  nach  der  Bildung  des  Deutschen  Reiches 
deutsches  Reichsgesetz  wurde.  Das  Ges.  von  1868 
wurde  ersetzt  durch  das  Ges.  vom  1.  Mai  1889,  das 
in  einigen  Bestimmungen  abgeändert  und  ergänzt 
wurde  durch  die  Novelle  vom  12.  August  1896  und 
später  durch  Art.  10  des  Einf.-Ges.  zum  HGB.  vom 
10.  Mai   1897. 

Ein  Eintragungszwang  besteht  für  die 
Genossenschaften  in  Deutschland  nicht;  will 
eine  Genossenschaft  jedoch  Rechtspersönlich- 
keit erlangen,  so  muss  sie  sich  in  das  Ge- 
nossenschaftsregister eintragen  lassen,  das  bei 


dem  zur  Führung  des  Handelsregisters  zustän- 
digen Gericht(GG.  §10)  geführtwird.  Nach 
GG.  §  1  erwerben  Gesellschaften  von  nicht 
geschlossener  Mitgliederzahl,  welche  die  För- 
derung des  Erwerbs  oder  der  Wirt- 
schaft ihrer  Mitglieder  mittelst  ge- 
meinschaftlichen Geschäftsbetriebes  be- 
zwecken, die  Rechte  einer  eingetragenen  Ge- 
nossenschaft durch  Eintragung  in  das  Genossen- 
schaftsregister. §§  6,  7,  36  Abs.  1,  131  Abs.  2 
GG.  besagen,  was  das  Statut  enthalten  muss, 
nämlich:  die  Firma  und  den  Sitz  der  Genossen- 
schaft; den  Gegenstand  des  Unternehmens; 
Bestimmungen  über  die  Form  für  die  Berufung 
der  Generalversammlung  sowie  für  die  Be- 
urkundung ihrer  Beschlüsse  und  über  den 
Vorsitz  in  der  Generalversammlung;  Bestim- 
mungen über  die  Form,  in  der  die  von  der 
Genossenschaft  ausgehenden  Bekanntmachun- 
gen erfolgen  sowie  über  die  öffentlichen  Blätter, 
in  die  sie  aufzunehmen  sind;  Bestimmungen 
über  die  Haftpflicht  der  Mitglieder;  über  den 
Betrag  und  die  Bildung  des  Geschäftsanteils;  über 
die  Grundsätze  für  die  Aufstellung  und  Prüfung 
der  Bilanz;  über  die  Bildung  eines  Reserve- 
fonds; Vorschriften  über  die  Beschlussfähigkeit 
des  Aufsichtsrats;  und  bei  Genossenschaften  mit 
beschränkter  Haftpflicht  über  die  Höhe  der 
Haftsumme.  §§  8,  76  GG.  bezeichnen  die  Be- 
stimmungen, die  der  Aufnahme  in  das  Statut 
bedürfen,  wenn  die  betr.  Angelegenheiten  ge- 
regelt werden  sollen.  §  8  verlangt  die  Auf- 
nahme von  Bestimmungen  in  das  Statut,  nach 
welchen  die  Genossenschaft  auf  eine  bestimmte 
Zeit  beschränkt  wird;  Erwerb  und  Fortdauer 
der  Mitgliedschaft  an  den  Wohnsitz  innerhalb 
eines  bestimmten  Bezirks  geknüpft  wird;  das 
Geschäftsjahr  auf  ein  mit  dem  Kalenderjahr 
nicht  zusammenfallendes  Jahr  bemessen  wird; 
über  gewisse  Gegenstände  die  Generalversamm- 
lung nicht  schon  durch  einfache  Stimmenmehr- 
heit Beschluss  fassen  kann;  die  Ausdehnung 
des  Geschäftsbetriebes  auf  Personen,  welche 
nicht  Mitglieder  der  Genossenschaft  sind,  zu- 
gelassen wird.  §  76  regelt  den  Fall  des  Aus- 
scheidens der  Mitglieder  durch  Übertragung 
des  Geschäftsguthabens;  diese  Art  des  Aus- 
scheidens ist  grundsätzlich  zugelassen,  kann 
jedoch  durch  das  Statut  ausgeschlossen  oder 
erschwert  werden. 

Das  Statut  bedarf  (GG.  §  5)  der  schrift- 
lichen Form,  ohne  dass  die  Beurkundung 
an  weitere  Erschwernisse  geknüpft  ist.  Die 
Statuten  der  Genossenschaft  sind  meist  um- 
fangreicher als  die  anderer  Gesellschaftsarten^ 
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Es  soll  in  der  Regel  durch  das  Statut  den 
Mitgliedern  ein  Bild  von  dem  inneren  Betriebe 
der  Genossenschaft  geboten  werden,  und  sie 
sollen  durch  das  Statut  über  ihre  Rechte  und 
Pflichten  aufgeklärt  werden.  So  enthalten  denn 
die  sog.  Musterstatuten  in  der  Regel  Be- 
stimmungen über  die  Tätigkeit  des  Verwaltungs- 
und Kontrollorgans,  wobei  allerdings  das 
Schwergewicht  in  die  Oeschäftsanweisungen 
und  Geschäftsordnungen  gelegt  wird,  um  die 
Beweglichkeit  der  Genossenschaft  nicht  allzu- 
sehr zu  erschweren. 

Die  Anmeldung  der  Genossenschaft 
zur  Eintragung  in  das  Genossenschafts- 
register erfolgt  nach  Massgabe  des  §  11  GG. 
und  zwar  durch  den  Vorstand. 

Bei  der  Gründung  der  Genossenschaft  ge- 
hört es  wohl  zu  den  wichtigsten  und  schwie- 
rigsten Fragen,  die  Haftart  zu  wählen. 
Drei  Haftarten  sind  durch  §  2  GG.  vor- 
gesehen : 

1.  Die  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Haftpflicht:  Die  einzelnen  Mitglieder  haften  für 
die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  sowohl  der  Genos- 
senschaft wie  unmittelbar  deren  Gläubigern. 

2.  Die  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Nachschusspflicht:  Die  Genossen  haften  zwar 
auch  mit  ihrem  ganzen  Vermögen,  aber  niemals 
unmittelbar  den  Gläubigern  der  Genossenschaft, 
vielmehr  sind  sie  nur  verpflichtet,  der  Genos- 
senschaft die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger 
erforderlichen  Nachschüsse  zu  leisten. 

3.  Die  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht: Die  Haftpflicht  der  Genossen  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  ist  so- 
wohl dieser  wie  unmittelbar  den  Gläubigern 
gegenüber  im  voraus  auf  eine  bestimmte  Summe 
beschränkt.  Die  Worte,  die  der  Firma  hinzu- 
zusetzen sind  „m.  u.  H."  —  „m.  u.  N."  —  „m. 
b.  H."  geben  die  Haftart  an,  auf  der  die  Ge- 
nossenschaft beruht.  Von  der  u.  N.  ist  in  der 
Praxis  sehr  wenig  Gebrauch  gemacht;  der 
Unterschied  zwischen  ihr  und  der  u.  H.  liegt 
allein  darin,  dass  die  persönliche  Haftpflicht 
der  Mitglieder  beim  Konkurse  der  Genossen- 
schaft in  verschiedener  Art  geltend  gemacht 
wird.  Die  Genossenschaft  m.  u.  H.  unter- 
scheidet sich  von  der  m.  b.  H.  dadurch,  dass 
bei  jener  die  persönliche  Haftpflicht  der  Mit- 
glieder unbeschränkt,  bei  dieser  durch  den  im 
Statut  festgesetzten  Betrag  begrenzt  ist.  Es  ist 
eine  Eigenart  der  e.  G.,  dass  bei  ihr  die  Mit- 
glieder nicht  nur  mit  ihren  Kapitalbeteiligungen 
haften,  sondern  darüber  hinaus  noch  persönlich 
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verpflichtet  bleiben.  Aus  dieser  persönlichen 
Haftpflicht  können  sie  nur  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  im  Konkurse  der  Genossen- 
schaft oder  beim  Ausscheiden  aus  der  Genossen- 
schaft, falls  dann  eine  Unterbilanz  vorliegt.  Da 
die  Genossenschaft  Rechtspersönlichkeit  hat,  so 
können  die  Gläubiger,  so  lange  die  Genossen- 
schaft besteht,  sich  nur  an  das  Vermögen  der 
Genossenschaft  halten.  Die  Fälle,  in  denen 
sich  die  Gläubiger  direkt  an  die  Mitgliedei 
halten  können,  sind  für  die  e.  G.  m.  u.  H.  in 
§  122  GG.,  für  die  e.  G.  m.  b.  H.  in  §  141 
geregelt;  dieser  sog.  Einzelangriff  kann  erst 
geltend  gemacht  werden,  wenn  und  so  weit 
in  dem  sich  an  den  Konkurs  anschliessenden 
Nachschussverfahren  die  Gläubiger  nicht  be- 
friedigt sind.  Das  Nachschussverfahren  ergibt 
sich  aus  der  persönlichen  Haftpflicht  der  Mit- 
glieder und  ist  ein  ganz  eigenartig  geregeltes 
Verfahren  (GG.  §§  105 ff.). 

Bis  zum  Genossenschaftsgesetz  von  1889  gab  es 
nur  eine  Haftart,  nämlich  die  unbeschränkte  Haft- 
pflicht der  Mitglieder,  und  zweifellos  ist  dies  für  die 
Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  von  grosser 
Bedeutung  gewesen,  denn  nicht  nur  sicherte  die  un- 
beschränkte gegenseitige  Haftpflicht  der  Mitglieder  für 
die  Verpilichtungen  der  Genossenschaft  dieser  selbst 
unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  den  weitgehend- 
sten Kredit,  sondern  es  schützte  die  strenge  Haftpflicht 
auch  das  Genossenschaftswesen  vor  Schädigung  durch 
missbräuchliche  leichtfertige  Genossenschaftsgründungen. 
So  notwendig  die  Zulassung  der  Gründung  von  Ge- 
nossenschaften mit  beschränkter  Haftpflicht  durch  das 
Gesetz  von  1889  war,  hat  diese  Haftart  doch  ganz 
gewiss  auch  die  Gelegenheit  zu  vielen  leichtfertigen 
Gründungen  geboten.  Es  grenzt  an  Unfug,  wenn 
Genossenschaften  mit  wenigen  M  Geschäftsanteil  und 
geringfügiger  Haftsumme  ins  Leben  gerufen  werden, 
es  ist  aber  auch  nicht  minder  bedenkhch,  wenn  Ge- 
schäftsanteil (der  Betrag,  bis  zu  dem  sich  ein  Mitglied 
mit  Bareinlagen  beteiligen  darf)  und  Haftsumme  der 
Höhe  nach  in  krassem  Widerspruch  stehen,  und  z.  B. 
der  Geschäftsanteil  auf  1  M  und  die  Haftsumme  auf 
einige  Hundert  M  festgesetzt  wird.  Dann  lassen  sich 
freilich  leicht  Mitglieder  gewinnen,  doch  der  soliden 
Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  geschieht  da- 
mit naturgemäss  Abbruch. 

Für  die  Wahl  der  Haftart,  d.  h.  ob  unbe- 
schränkte oder  beschränkte  Haftpflicht,  ist  ent- 
scheidend, ob  die  Genossenschaft  den 
Kredit  in  grossem  Umfange  wird  in  An- 
spruch nehmen  müssen  oder  nicht.  Wenn 
heute  so  oft  behauptet  wird,  dass  die  Kredit- 
genossenschaft nicht  den  nötigen  Kredit  findet, 
und  daher  die  „Staatshilfe"  notwendig  sei, 
so  ergibt  in  der  Regel  eine  Feststellung  der 
Tatsachen  sehr  leicht,  dass  die  Genossenschaft 
auf  unzureichenden  Kreditunterlagen  errichtet  ist. 
Eine  Kreditgenossenschaft  mit  200  M  Geschäfts- 
anteil oder  weniger  und  gleicher  Haftsumme  kann 
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naturgemäss  nicht  erwarten,  dass  ihr  von  dritter 
Seite  die  nötigen  Betriebsmittel  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  Eine  auf  der  unbeschränkten 
Haftpflicht  beruhende  Kreditgenossenschaft,  die 
richtig  organisiert  ist  und  an  deren  Spitze  die 
geeigneten  Personen  stehen,  hat  noch  stets  den 
notwendigen  Kredit  gefunden.  Ist  die  Kredit- 
genossenschaft erst  erstarkt,  dann  kann  sie  aller- 
dings die  unbeschränkte  durch  die  beschränkte 
Haftpflicht  ersetzen.  Unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ist  es  freilich  auch  wohl  denkbar, 
dass  sich  die  Gründung  mit  der  beschränk- 
ten Haftpflicht  ermöglichen  lässt,  doch  muss 
dann  bei  der  eigenen  Kapitalbildung  ganz  be- 
sonders darauf  Rücksicht  genommen  werden, 
dass  die  Haftpflicht  der  Mitglieder  nur  die  be- 
schränkte ist. 

Erwerb  (GG.  §  15)  und  Verlust  (GG. 
§§  65  ff.)  der  Mitgliedschaft  sind  abhängig 
von  der  Eintragung  in  die  Liste  der  Genossen ; 
nur  im  Falle  des  Todes  endigt  dieser  ohne 
weiteres  die  Mitgliedschaft,  doch  behält  auch 
hier  die  Eintragung  eine  gewisse  Bedeutung. 
Das  Ausscheiden  ist  nur  statthaft  zum  Schluss 
des  Geschäftsjahres.  Nur  im  Falle  des  §  76 
GG.,  d.  h.  bei  Übertragung  des  Geschäftsgut- 
habens, ist  auch  im  Laufe  des  Jahres  das  Aus- 
scheiden gestattet.  Mit  den  Mitgliedern,  die  in- 
folge Kündigung,  Ausschluss  oder  Tod  ausschei- 
den, findet  nach  §  73  GG.  ein  Auseinander- 
setzungsverfahren statt,  worauf  die  Auszahlung 
des  Geschäftsguthabens  erfolgt,  oder  bei  Unter- 
bilanz, d.  h.  bei  Verlust,  die  Geschäftsguthaben 
und  die  Ausgeschiedenen  aus  ihrer  persön- 
lichen Haftpflicht  zur  Deckung  herangezogen 
werden. 

Das  Betriebskapital  setzt  sich  zusammen 
aus  Geschäftsguthaben,  Reserven  und  fremden 
Geldern.  Die  Geschäftsguthaben  werden  ge- 
bildet durch  Einzahlungen  auf  Geschäftsanteile, 
die  durch  das  Statut  zu  regeln  und  denen 
nach  §  19  GG.  die  Gewinne  zuzuschreiben  sind. 
Die  Bildung  eines  Reservefonds  ist  durch  §  7 
Abs.  4  GG.  vorgeschrieben.  In  der  Aufnahme 
fremder  Gelder  ist  die  Genossenschaft  durch 
das  Gesetz  nicht  begrenzt;  es  hat  jedoch  nach 
§  49  GG.  die  Generalversammlung  festzu- 
setzen den  Gesamtbetrag,  welchen  Anleihen  der 
Genossenschaft  und  Spareinlagen  bei  derselben 
nicht  überschreiten  sollen.  Sache  der  General- 
versammlung ist  es  auch,  die  Grenzen  zu  be- 
stimmen, welche  bei  Kreditgewährungen  an  Ge- 
nossen  eingehalten  werden  sollen. 

Die  Organe  der  Genossen  Schaft  sind:  Vor- 
stand (GG.  §§  24  ff.),  Aufsichtsrat  (GG.§§  37 ff.). 


Generalversammlung  (GG.  §§  43  ff.).  Der  Ver- 
stau d  hat  die  unbeschränkte  Vertretungsbefug- 
nis der  Genossenschaft,  dem  Auf  sichtsrat  liegt 
die  Kontrolle  ob.  Von  grosser  Bedeutung 
ist  es,  die  Befugnisse  von  Vorstand  und  Auf- 
sichtsrat zueinander  richtig  abzumessen.  Frei- 
lich darf  der  Aufsichtsrat  nicht  direkt  in  die 
Geschäftsführung  eingreifen,  denn  Verwaltung 
und  Kontrolle  müssen  streng  gelrennt  gehalten 
werden.  Andererseits  ist  es  doch  zweckmässig, 
dem  Aufsichtsrat  Obliegenheiten  zuzuweisen, 
die  ihn  befähigen,  auch  rechtzeitig  Handlungen 
des  Vorstandes  zu  verhindern,  die  die  Genossen- 
schaft schädigen  könnten.  In  der  Generalver- 
sammlung machen  die  Mitglieder  ihre  Rechte 
geltend.  Dabei  bestimmt  §  43  GG.,  dass  jeder 
Genosse  nur  eine  Stimme  haben  darf.  Hierin 
kommt  der  demokratische  Grundzug  der  Ge- 
nossenschaft zum  Ausdruck.  Ein  Mitglied,  das 
soeben  in  die  Genossenschaft  eingetreten  ist  und 
auf  den  Geschäftsanteil,  der  vielleicht  1 000  M  be- 
trägt, 1  M  eingezahlt  hat,  hat  das  gleiche  Stimm- 
recht in  der  Generalversammlung  wie  ein  Mit- 
glied, das  die  1000  M  Geschäftsanteil  voll  ein- 
gezahlt hat  und  seit  längerer  Zeit  im  lebhaften 
Geschäftsverkehr  mit  der  Genossenschaft  steht. 
Diese  Bestimmung  hat  in  den  Kreisen  der 
Baugenossenschaften,  bei  denen  das  Interesse 
der  Mitglieder  an  der  Genossenschaft  allerdings 
z.  T.  sehr  verschiedenartig  ist,  schon  wieder- 
holt zu  der-  Frage  geführt,  ob  nicht  für  die 
Baugenossenschaften  der  Erlass  eines  Sonder- 
gesetzes geboten  erscheint.  Es  kann  aber 
gar  keine  Frage  darüber  sein,  dass  das  freie 
Ein-  und  Austrittsrecht  der  Mitglieder  in  Ver- 
bindung mit  dem  allgemeinen  gleichen  Stimm- 
recht ganz  wesentlich  zur  Ausbreitung  der  Ge- 
nossenschaften beigetragen  und  diese  so  popu- 
lär gemacht  haben. 

Besondere  Bilanzvorschriften,  wie  sie 
das  HGB.  für  die  Aktiengesellschaften  ent- 
hält, sieht  das  GG.  nicht  vor;  es  gelten  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  HGB.  Sache  der 
Generalversammlung  ist  es  (GG  §  48),  über 
die  Genehmigung  der  Bilanz  zu  beschliessen 
und  von  dem  Gewinn  oder  Verlust  den  auf 
die  Genossen  fallenden  Betrag  festzusetzen. 

In  dem  Geschäftsbetrieb  sind  die  Kre- 
ditgenossenschaften durch  §  8  Abs.  2  GG. 
beschränkt:  „Genossenschaften,  bei  welchen  die 
Gewährung  von  Darlehen  Zweck  des  Unter- 
nehmens ist,  dürfen  ihren  Geschäftsbetrieb,  so- 
weit er  in  einer  diesen  Zweck  verfolgenden 
Darlehnsgewährung  besteht,  nicht  auf  andere 
Personen   ausser  den  Mitgliedern   ausdehnen. 
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Darlehnsgewährungen,  welche  nur  die  Anle- 
gung von  Geldbeständen  bezwecken,  fallen 
nicht  unter  dieses  Verbot."  So  klar  dieser 
Grundsatz  ist,  soviel  Schwierigkeiten  ergeben 
sich  doch  in  der  Praxis,  indem  es  im  ein- 
zelnen Fall  sehr  zweifelhaft  sein  kann,  ob  eine 
Darlehnsgewährung  an  Nichtmitglieder  oder 
eine  Anlegung  müssiger  Gelder  vorliegt.  Den 
Genossenschaften  war  wohl  stets  der  Rat  erteilt, 
den  Geschäftsbetrieb  aut  den  Kreis  der  Mit- 
glieder zu  beschränken,  jedoch  ebenso  ent- 
schieden wurde  gegen  die  Aufnahme  der  Be- 
schränkung in  das  Gesetz  Stellung  genommen, 
weil  sich  für  die  Genossenschaften  daraus  grosse 
Ungelegenheiten  ergeben  können.  Die  Vorlage 
des  Genossenschaftsgesetzes  von  1 889  ging  sogar 
soweit,  dass  sie  den  Kreditgenossenschaften  we- 
gen der  Verletzung  des  Verbots  mit  Auflösung 
drohte.  Die  Bestimmung  Hess  sich  dem  ein- 
mütigen Widerspruch  der  Genossenschaften  ge- 
genüber nicht  aufrecht  erhalten,  und  heute  sieht 
das  Gesetz  nur  vor,  dass  das  Registergericht 
die  Vorstandsmitglieder  durch  Ordnungsstrafen 
zur  Einhaltung  der  gesetzlichen  Beschränkung 
zwingen  kann.  Angeblich  ist  das  Verbot  ein 
Ausfluss  der  Sorge  um  die  Kreditgenossen- 
schaften, man  wollte  mit  dem  gesetzlichen  Ver- 
bot verhindern,  dass  die  Kreditgenossenschaf- 
ten sich  auf  Geschäfte  einlassen,  die  ausser- 
halb des  Rahmens  der  Genossenschaft  liegen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  für  die  Konsum- 
vereine geltenden  Verbot.  Für  Konsumvereine  be- 
stimmt §  8  Abs.  4  GG.,  dass  sie  im  regelmässigen 
Geschäftsverkehr  Waren  nur  an  ihre  Mitglieder  oder 
deren  Vertreter  verkaufen  dürfen;  die  Übertretung 
dieser  gesetzhchen  Bestimmung  ist  strafbar,  und  das 
Gesetz  enthält  verschiedene  Vorschriften,  die  sich  auf 
die  Durchführung  dieses  Verbots  beziehen.  Diese  Be- 
stimmung ist  ein  Produkt  der  Bestrebungen  der  Kon- 
kurrenz der  Konsumvereine,  der  Kleinhändler,  die  glaub- 
ten, mit  dem  Verbot  den  Konsumvereinen  die  Ent- 
wicklung zu  erschweren.  Das  Genossenschaftsgesetz 
von  1889,  in  das  das  Verbot  gegen  den  entschiedenen 
\X^iderspruch  der  Regierungen  aufgenommen  wurde, 
enthielt  keinerlei  Strafbestimmung  auf  die  Über- 
tretung des  Verbotes,  diese  kam  erst  durch  die  No- 
velle von  1896  in  das  Gesetz  hinein.  Wir  verweisen 
auf  das  S.  155  Gesagte  und  begnügen  uns  hier,  fest- 
zustellen, dass  die  durch  das  Gesetz  gezogene  Schranke 
die  Konsumvereine  nicht  geschädigt  hat.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  ist  überall  ausserordentlich  gewachsen; 
aus  der  Vorschrift  des  Gesetzes,  die  die  Konsumver- 
eine schädigen  sollte,  wurde  eine  Reklame  für  die 
Konsumvereine. 

§§  78ff.  GG.  behandeln  Auflösung  und 
Nichtigkeit  der  Genossenschaft.  Eine  Be- 
sonderheit ist  in  §  81  GG.  enthalten,  der  be- 
stimmt, dass  eine  Genossenschaft  nach  Mass- 
gabe   des    daselbst    vorgesehenen    Verfahrens 


aufgelöst  werden  kann,  „wenn  sie  sich  ge- 
setzwidriger Handlungen  oder  Unter- 
lassungen schuldig  macht,  durch  welche  das 
Gemeinwohl  gefährdet  wird,  oder  wenn  sie 
andere  als  die  in  diesem  Gesetz  bezeichneten 
geschäftlichen  Zwecke  verfolgt."  Hiermit  im 
Zusammenhang  steht  §  47  GG.,  der  vorschreibt, 
dass  die  Einsicht  in  die  Protokollbücher 
der  Generalversammlung  der  Staatsbehörde  ge- 
stattet ist,  und  §  149  GG.,  der  bestimmt,  dass 
Mitglieder  des  Vorstandes  sich  strafbar 
machen,  „wenn  ihre  Handlungen  auf  andere 
als  die  im  §  1  erwähnten  geschäftlichen  Zwecke 
gerichtet  sind,  oder  wenn  sie  in  der  General- 
versammlung die  Erörterung  von  Anträgen 
gestatten  oder  nicht  hindern,  welche  auf  öf- 
fentliche Angelegenheiten  gerichtet  sind,  deren 
Erörterung  unter  die  Gesetze  über  das  Ver- 
sammlungs-  und  Vereinsrecht  fällt." 

Eine  ganz  besondere  für  die  e.  G.  geltende 
Einrichtung  ist  die  „Revision",  von  der  der 
4.  Abschnitt  des  GG.  handelt.  Es  bestimmt 
§  53  GG.:  „Die  Einrichtungen  der  Genossen- 
schaften und  die  Geschäftsführung  derselben  in 
allen  Zweigen  der  Verwaltung  sind  mindestens 
in  jedem  2.  Jahre  der  Prüfung  durch  einen 
der  Genossenschaft  nicht  angehörigen  sach- 
verständigen Revisor  zu  unterwerfen."  Für 
Genossenschaften,  welche  einem  „Revisonsver- 
bande"  angehören,  wird  der  Revisor  durch 
den  Verband  bestellt.  Die  Bildung  des  Re- 
visionsverbandes ist  durch  §§  55  ff.  GG.  vorge- 
sehen; die  Verleihung  des  Rechts  zur  Bestel- 
lung des  Revisors  an  den  Verband  erfolgt 
nach  §  57  GG.  entweder  durch  den  Bundes- 
rat oder  durch  die  Zentralbehörden  des  Bundes- 
staats. Für  Genossenschaften,  welche  einem 
Revisionsverband  nicht  angehören,  wird  der 
Revisor  nach  Massgabe  des  §  61  GG.  durch 
das  Gericht  bestellt.  Die  „Revision"  ist  eine 
Besonderheit  der  eingetragenen  Genossenschaf- 
ten, wir  finden  bei  keiner  anderen  Gesell- 
schaftsart eine  gleichartige  Einrichtung,  und  nur 
Österreich  hat  kürzlich  für  die  österreichischen 
Genossenschaften  eine  gleiche  Bestimmung 
durch  Gesetz  getroffen.  Das  Geschäftsgeheim- 
nis spielt  sonst  im  geschäftlichen  Leben  eine 
sehr  grosse  Rolle,  und  hier  sehen  wir,  wie 
die  Genossenschaft  einem  Dritten,  einem  Frem- 
den, vollen  Einblick  in  die  Geschäftslage  ge- 
währt. Unzweifelhaft  verdient  die  Verbands- 
revision den  Vorzug  vor  der  Revision,  die  der 
vom  Gericht  bestellte  Revisor  vornimmt;  denn 
I  ganz  abgesehen  davon,  dass  in  der  Regel  der 
!  Revisor  im  ersteren  Falle  mit  grösserer  Sach- 


1012 


Das  kaufmännische  Privatrecht. 


kenntnis  ausgestattet  sein  wird  wie  im  zweiten  I  es  sich  angelegen  sein  lässt,  darüber  zu  wachen, 
Falle,  bietet  die  Verbandsrevision  auch  den  dass  die  Erinnerungen  des  Revisors  Beachtung 
Vorteil,  dass  nach  der  Revision  der  Verband  |  finden.      p^.  Hans  Crüger-Chariottenburg. 

II.  Das  Schuldrecht  des  Handels.  (Die  Handelsgeschäfte.) 
1.  Allgemeine  Vorschriften. 


a)  Begründung  der  Schuldverhältnisse. 

Das  Schuldrecht  des  Handels  beruht  in  erster 
Linie  auf  den  für  den  Kaufmann  gegebenen 
Sonderbestimmungen,inzweiterLinieauf  den  all- 
gemeinen Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes. 
Das  Sonderrecht  des  Kaufmanns  ist  durch  die 
Gesetzgebung  vom  Jahre  1900  stark  eingeengt 
worden.  Viele  Vorschriften,  die  früher  dem 
freieren  Verkehre  des  Handelsstands  eigen  waren, 
sind  entsprechend  der  wachsenden  Regsamkeit 
des  deutschen  Volkes  auf  allen  Gebieten  Gemein- 
gut geworden.  Sie  finden  sich  nicht  mehr  im 
HGB.,  als  dem  eigentlichen  Gesetze  des  Kauf- 
manns, sondern  im  BGB.,  und  zwar  gilt  dieser 
Satz  sowohl  für  die  einzelnen  Schuldverhält- 
nisse, wie  den  Kauf,  als  auch  besonders  für 
die  allgemeinen  Regeln  über  Begründung,  In- 
halt, Wirkung  und  Erlöschen  der  Schuldver- 
hältnisse. Der  Kaufmann  kann  sich  jetzt  nicht 
mehr  auf  die  Kenntnis  der  für  seinen  Stand 
gegebenen  Sonderregeln  beschränken,  sondern 
er  wird  sich  eine  allgemeine  Kenntnis  der  für 
ihn  wichtigen  Bestimmungen  des  bürgerlichen 
Rechtes  anzueignen  haben.  Diese  Notwendig- 
keitwird oft  von  ihm  unterschätzt,  jedoch  sehr 
mit  Unrecht.  Wie  viele  wohlbegründete  An- 
sprüche scheitern  im  Prozesse  daran,  dass  all- 
gemeine Vorschriften  verletzt  waren,  die  dem 
Juristen  tägliches  Brot,  dem  Kaufmann  aber 
nicht  genügend  vertraut  sind!  Auch  der  ge- 
wandteste Rechtsbeistand  kann  solche  Verstösse 
nicht  wieder  gut  machen.  Besonders  wünschens- 
wert ist  die  allgemeinere  Kenntnis  der  Grund- 
regeln des  bürgerlichen  Rechtes  deshalb,  weil 
gerade  in  dieser  Beziehung  das  neue  Recht 
vielfach  Wandel  geschaffen  hat. 

Schuldverhältnisse  werden  entweder  durch 
den  erklärten  Willen  einer  oder  mehrerer  Per- 
sonen oder  unmittelbar  durch  das  Gesetz  ge- 
schaffen. 

1,  Soll  der  Wille  Rechtswirkungen  äussern, 
so  muss  er  erklärt  sein.  Von  wenigen  Aus- 
nahmen (Auslobung,  Testament)  abgesehen,  muss 
erferner  einer  bestimmten  Person  gegen- 
über erklärt  werden  (Kündigung, Vertragsantrag, 
Anfechtung). 


Die  Erklärung  wird  in  der  Regel  in  einer  münd- 
lichen oder  schriftlichen  Äusserung  bestehen,  unter  Um- 
ständen kann  aber  auch  schon  das  bestimmte  Verhalten 
einer  Person,  ja  sogar  ihr  Schweigen  eine  gewisse 
Willensrichtung  erkennen  lassen  und  als  Äusserung 
dieses  Willens  gelten. 

Ausser  in  den  vom  Gesetz  ausdrücklich 
geregelten  Fällen  sind  Willenserklärungen  an 
eine  Form  nicht  gebunden. 

Soll  der  erklärte  Wille  wirksam  sein,  so  muss 
er  sich  innerhalb  der  von  der  Rechtsordnung 
gezogenen  Schranken  halten. 

Das  Gesetz  versagt  jede  Wirkung  solchen  Erklärungen, 
die  gegen  die  guten  Sitten  Verstössen,  z.  B.  wucher- 
lichen Rechtsgeschäften,  sowie  solchen  Willensäusse- 
rungen, die  einem  gesetzlichen  Verbote  zuwiderlaufen. 

Die  Willenserklärung  muss  ernstlich  ge- 
meint sein,  um  Wirkungen  äussern  zu  können. 
Deshalb  sind  Willenserklärungen,  die  offenbar 
zum  Scherz  abgegeben  sind,  nichtig.  Wird 
eine  Willenserklärung,  die  einem  anderen  gegen- 
über abzugeben  ist,  mit  dessen  Einverständnisse 
nur  zum  Schein  abgegeben,  so  ist  sie  gleich- 
falls nichtig. 

Wirkungslos  sind  ferner  solche  Willenser- 
klärungen, die  der  vom  Gesetz  ausdrücklich 
vorgeschriebenen  oder  der  von  den  Parteien 
verabredeten  Form  nicht  genügen.  Volle  Wir- 
kung kann  die  Erklärung  nur  äussern,  wenn 
sie  dem  Willen  des  Erklärenden  entspricht. 

Hat  jemand  unter  körperlichem  Zwang  eine  Er- 
klärung abgegeben,  z.  B.  eine  Unterschrift  geleistet, 
so  ist  diese  Erklärung  nichtig. 

Ist  der  Erklärende  durch  Drohung  oder  durch  arg- 
listige Täuschung  zur  Abgabe  der  Erklärung  bestimmt 
worden,  so  ist  diese  zwar  nicht  ohne  weiteres  wirkungs- 
los, es  ist  aber  in  das  Belieben  des  Erklärenden  ge- 
stellt, ob  er  die  Erklärung  gelten  lassen,  oder  an- 
fechten will.  Wählt  er  die  Anfechtung,  die  innerhalb 
Jahresfrist  seit  Aufhören  der  Zwangslage  oder  seit  der 
Entdeckung  der  Täuschung  erklärt  werden  muss,  so 
werden  durch  sie  alle  Rechtswirkungen  der  angefoch- 
tenen Erklärung  beseitigt. 

Zur  Anfechtung  ist  femer  berechtigt,  wer  bei  Ab- 
gabe einer  Willenserklärung  über  deren  Inhalt  im  Irr- 
tume  war  oder  eine  Erklärung  dieses  Inhalts  überhaupt 
nicht  abgeben  wollte,  —  falls  anzunehmen  ist,  dass  er 
bei  Kenntnis  der  wahren  Sachlage  und  bei  verständiger 
Würdigung  des  Falles  die  Erklärung  nicht  abgegeben 
haben  würde. 

Wird  eine  Willenserklärung  durch  die  zur  Über- 
mittelung verwendete  Person  (Boten)  oder  Anstalt 
(Telegraph)  absichtlich  oder  aus  Versehen  falsch  über- 
mittelt, so  kann  sie  unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
angefochten   werden  wie    eine    irrtümhch    abgegebene 
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Erklärung.  In  diesem  Falle,  wie  im  Falle  des  Irrtums 
muss  die  Anfechtung  unverzüglich  nach  Kenntnis  von 
dem  Anfechtungsgrund  erfolgen.  In  beiden  Fällen  hat 
der  Anfechtende  dem  anderen  Teile,  der  auf  die  Wirk- 
samkeit der  Erklärung  vertraute,  den  daraus  etwa  ent- 
standenen Schaden  zu  ersetzen. 

Der  Geschäftsunfähige  kann  wirksame 
Willenserklärungen  überhaupt  nicht,  der  be- 
schränkt Geschäftsfähige  nur  in  beschränk- 
tem Umfang  abgeben.  Für  beide  handelt  ihr 
gesetzlicher  Vertreter.  Aber  auch  dem  voll 
Geschäftsfähigen  steht  es  frei,  sich  zur  Ab- 
gabe seiner  Willensäusserungen  eines  gewill- 
kürten Vertreters  (Bevollmächtigten)  zu  be- 
dienen. 

Die  Vollmacht  wird  entweder  durch  Erklärung  an 
den  Vertreter  oder  durch  Mitteilung  an  denjenigen  er- 
teilt, dem  gegenüber  die  Vertretung  stattfinden  soll. 
In  der  Regel  liegt  ihr  ein  Auftrag  oder  ein  anderes 
Rechtsverhältnis  zu  Grunde,  mit  dessen  Beendigung 
sie  von  selbst  erlischt.  Sie  kann  in  der  Regel  frei 
widerrufen  werden.  War  sie  aber  durch  Erklärung 
an  einen  Dritten  erteilt,  so  bleibt  sie  diesem  gegen- 
über in  Kraft,  bis  ihm  der  Vollmachtgeber  das  Er- 
löschen anzeigt. 

Wenn  die  Erklärungen  eines  gesetzlichen  oder  ge- 
willkürten Vertreters  für  oder  gegen  den  Vertretenen 
wirken  sollen,  so  muss  sich  der  Vertreter  einmal  streng 
innerhalb  der  Grenzen  seiner  Vertretungsmacht  halten 
und  zweitens  muss  entweder  aus  seinen  Erklärungen 
oder  aus  den  Begleitumständen  klar  hervorgehen,  dass  er 
im  Namen  des  Vertretenen  und  nicht  in  eigenem  Namen 
auftritt. 

Fehlt  es  an  der  letzteren  Voraussetzung,  so  wird 
dadurch  die  Erklärung  des  Vertreters  nicht  etwa  wir- 
kungslos, aber  sie  wirkt  nun  unmittelbar  für  und  gegen 
den  V  e  r  t  r  e  t  e  r .  Die  beabsichtigten  Rechtsbeziehungen 
treten  nicht  zwischen  dem  Vertretenen  und  dem 
Dritten,  sondern  zwischen  diesem  und  dem  Vertreter 
ein.  So  ist  z.  B.  der  Vertreter  an  den  gesteUten 
Vertragsantrag,  und  bei  dessen  Annahme  an  den  Ver- 
trag selbst  gebunden. 

Überschreitet  der  Vertreter  seine  Vertretungsmacht 
oder  tritt  er,  ohne  eine  solche  überhaupt  zu  besitzen, 
für  einen  anderen  auf  und  schliesst  in  dessen  Namen 
einen  Vertrag,  so  hängt  dessen  Wirksamkeit  von  der 
Genehmigung  des  Vertretenen  ab.  Wird  diese  nicht 
erteilt,  so  kann  der  Dritte  nach  seiner  Wahl  den  Ver- 
treter entweder  auf  Erfüllung  des  Vertrags  oder  auf 
Schadenersatz  in  Anspruch  nehmen,  wenn  er  nicht 
etwa  den  Mangel  der  Vertretungsmacht  gekannt  hat 
oder  doch  bei  Anwendung  der  verkehrsübHchen  Sorg- 
falt hätte  erkennen  müssen. 

Die  für  den  Verkehr  wichtigsten  Rechtsbe- 
ziehungen werden  geschaffen  durch  die  über- 
einstimmenden Willenserklärungen  von  zwei 
oder  mehr  Personen:  durch  Vertrag. 

Verträge  kommen  zustande  durch  Antrag  und  An- 
nahme, beides  einseitige  Willenserklärungen,  die  dem 
anderen  Teile  „zugehen"  müssen.  Sie  sind  „zuge- 
gangen", sobald  der  andere  Teil  das  gesprochene  Wort 
des  Gegners  oder  seines  Vertreters  vernommen  hat  oder 
sobald  der  Brief  (das  Telegramm)  in  verkehrsüblicher 
Art  in  die  Verfügungsgewalt  des  Empfangenden  oder 
eines   anderen,   der   ihn    in    der   Empfangnahme    von 


1013 

Briefen  vertreten  konnte  (Ehegatte,  Dienstbote,  Qe- 
schäftsgehülfe)  gelangt  und  dem  Empfänger  so  die  Mög- 
lichkeit der  Kenntnisnahme  verschafft  ist. 

Der  Antrag  bindet  den  Antragsteller,  und  zwar, 
wenn  er  selbst  eine  Frist  für  die  Annahme  gestellt  hat, 
bis  zum  Ablaufe  dieser  Frist;  anderenfalls  bleibt  der 
Antragende  bei  einem  Antrag  unter  Abwesenden  bis 
zum  Ablaufe  der  Zeit  gebunden,  innerhalb  deren  er 
den  Eingang  der  Antwort  unter  regelmässigen  Um- 
ständen erwarten  darf.  Bei  Verhandlungen  unter  An- 
wesenden oder  durch  Fernsprecher  endigt  die  Gebunden- 
heit schon,  wenn  der  andere  Teil  nicht  sofort  annimmt. 
Ein  Antrag  kann  nur  genau  so  angenommen  werden, 
wie  er  gestellt  ist.  Eine  Annahme,  die  auch  nur  eine 
geringe  Änderung  vorschlägt,  gilt  als  Ablehnung  und 
gleichzeitig  als  neuer  Antrag,  der  wiederum  der  An- 
nahme bedarf. 

Ist  auch  nur  einer  der  Vertragschliessenden  Kauf- 
mann, so  ist  der  Vertrag  ein  Handelsgeschäft,  auf 
das  die  Vorschriften  über  Handelsgeschäfte  für  beide  Teile 
gleichmässig  zur  Anwendung  kommen,  falls  nicht  im 
Gesetze  für  Ausnahmefälle  ein   anderes  bestimmt   ist. 

2.  Ohne,  selbst  gegen  unseren  Willen 
lässt  das  Gesetz  aus  einer  Reihe  von  Um- 
ständen Schuldverhältnisse  entstehen. 

Dies  ist  einmal  im  Anschluss  an  Verträge,  und  zwar 
dann  der  Fall,  wenn  der  von  den  Parteien  gewollte 
Erfolg  nicht  oder  nur  beschränkt  eingetreten  ist  (es  er- 
füUt  z.  B.  der  eine  Teil  nicht,  weil  er  nicht  will  oder 
nicht  kann).  In  solchen  Fällen  lässt  das  Gesetz  aus 
dem  Vertrage  neue  Verpflichtungen  entspringen,  die 
statt  auf  die  ursprünglich  versprochene  Leistung  auf  das 
Interesse  oder  auf  Schadensersatz  gerichtet  sein  können. 
Aber  auch  ohne  dass  ein  Vertrag  voraufgegangen  wäre, 
lässt  das  Gesetz  in  zahlreichen  Fällen  Schuldverhältnisse 
entstehen.  Dahin  gehören  vor  allem  die  famüienrecht- 
lichen  Verpflichtungen  auf  Unterhalt,  Aussteuer  usw. 
Für  den  Kaufmann  von  Wichtigkeit  sind  die  Ansprüche 
aus  der  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  und  aus  unge- 
rechtfertigter Bereicherung. 

b)  Inhalt  der  Schuldverhältnisse. 

Als  Inhalt  eines  Schuldverhältnisses  sind  alle 
die  rechtlichen  Beziehungen  anzusehen,  die 
zwischen  den  Beteiligten  durch  einen  Vertrag 
oder  durch  Gesetzesvorschrift  begründet  werden. 
Die  wichtigste  dieser  Beziehungen  ist  die  Ver- 
pflichtung des  Schuldners  zur  Erfüllung  der 
vereinbarten  oder  gesetzlich  bestimmten  Lei- 
stung an  den  Gläubiger. 

Diese  Leistung  kann  entweder  in  einem  Tun 
(Geben  oder  Handeln)  oder  in  einem  Unter- 
lassen bestehen.  Sie  muss  nicht  notwendig 
einen  Vermögenswert  haben.  Gegenstand  des 
Schuldverhältnisses  kann  vielmehr  jedes  nach 
der  Verkehrsanschauung  schutzwürdige  Inter- 
esse sein. 

Wie  ist  zu  leisten?  Der  alle  Schuld- 
verhältnisse beherrschende  Leitsatz  ist  der,  dass 
die  Leistung  so  zu  bewirken  ist,  wie  Treu  und 
Glauben  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte 
es  erfordern.    Dieser  Satz  steht  in  engem  Zu- 
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sammenhange  mit  dem  Grundsatze,  dass  bei 
der  Auslegung  einer  Willenserklärung  der  wirk- 
liche Wille  zu  erforschen,  und  nicht  an  dem 
buchstäblichen  Sinne  des  Ausdrucks  zu  haften 
ist.  Also  kein  Haften  am  Wort,  kein  Versteifen 
auf  Spitzfindigkeiten,  —  der  ehrliche  vernünf- 
tige Wille  und  die  Verkehrssitte  entscheiden 
sowohl  über  den  Sinn  wie  über  die  Erfüllung 
eines  Vertrags.  Unter  Kaufleuten  ist  ausserdem 
in  Ansehung  der  Bedeutung  und  Wirkung  von 
Handlungen  und  Unterlassungen  auf  die  im 
Handelsverkehre  geltenden  Gewohnheiten  und 
Gebräuche  Rücksicht  zu  nehmen. 

Wer  hat  zu  leisten?  Grundsätzlich  muss 
es  dem  Gläubiger  gleich  sein,  von  wem  er 
die  geschuldete  Leistung  empfängt,  ausser  wenn 
es  ihm  nach  der  Natur  des  Schuldverhältnisses 
(Dienstvertrag,  Auftrag,  Verwahrung)  darauf 
ankam,  dass  die  Leistung  gerade  durch  den 
Schuldner  persönlich  bewirkt  würde.  Abge- 
sehen von  diesen  Ausnahmen  muss  der  Gläu- 
biger die  Leistung  durch  einen  Dritten  an- 
nehmen, wenn  nicht  auch  der  Schuldner  dem 
Einspringen  des  Dritten  widerspricht. 

W^o  ist  zu  leisten?  In  erster  Linie  ent- 
scheidet die  Natur  des  Schuldverhältnisses,  so 
ist  z.  B.  für  die  Verpflichtung,  Maschinen  in 
ein  Fabrikgebäude  einzubauen,  das  Grundstück 
des  Bestellers  der  Erfüllungsort.  In  zweiter 
Linie  entscheidet  die  Vereinbarung.  Fehlt  es 
an  dieser  und  an  besonderen  Umständen,  so  hat 
die  Leistung  dort  zu  erfolgen,  wo  der  Schuldner 
zur  Zeit  der  Entstehung  des  Schuldverhältnisses 
seinen  Wohnsitz,  oder  wenn  die  Schuld  in 
seinem  Gewerbebetrieb  entstanden  ist,  seine 
gewerbliche  Niederlassung  hat.  Hiernach  hätte 
in  der  Regel  der  Gläubiger  die  geschuldete 
Leistung  abzuholen.  —  Tatsächlich  liegt  die 
Sache  meist  umgekehrt.  Der  Schuldner  pflegt 
regelmässig  die  geschuldete  Sache  an  den  Ort 
zu  übermitteln,  wo  sie  ihre  wirtschaftliche  Ver- 
wendung finden  soll:  an  den  Bestimmungs- 
ort. Diese  Übermittelung  ist  bei  Geldschulden 
sogar  gesetzliche  Pflicht.  Bei  anderen  Schulden, 
besonders  bei  solchen  aus  Handelsgeschäften 
(Distanz-Kauf)  entspricht  sie  der  Verkehrssitte. 
Durch  diese  Übermittelung  wird  jedoch  am 
gesetzlichen  „Erfüllungsorte"  nichts  geändert. 
Erfüllungsort  bleibt  der  Wohnsitz  oder  die 
Niederlassung  des  Schuldners  selbst  dann,  wenn 
dieser  die  Kosten  der  Übersendung  an  den  Be- 
stimmungsort übernommen  hat.  Die  Frage, 
welcher  Platz  als  Erfüllungsort  gilt,  ist  beson- 
ders wesentlich  für  die  Zuständigkeit  des  Ge- 
richts bei  Klagen  auf  Erfüllung  und  Aufhebung 


eines  Vertrags,  sowie  auf  Entschädigung  wegen 
Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Erfüllung. 
Auch  sind  im  Zweifel  Mass,  Gewicht,  Wäh- 
rung, Zeitrechnung  und  Entfernungen,  die  am 
Erfüllungsorte  gelten,  als  die  vertragsmässigen 
anzusehen. 

An  wen  ist  zu  leisten?  In  der  Regel  an 
den  Gläubiger  selbst.  Leistung  an  einen  Ver- 
treter befreit  den  Schuldner  nur,  wenn  der  Ver- 
treter zur  Empfangnahme  der  Leistung  vom 
Gläubiger  ermächtigt  war.  Ob  diese  Ermäch- 
tigung vorliegt,  hat  der  Schuldner  zu  prüfen. 
Der  Überbringer  einer  Quittung  gilt  als  er- 
I  mächtigt,  die  Leistung  zu  empfangen,  falls  nicht 
besondere,  dem  Schuldner  bekannte  Umstände 
(z.  B.  die  Persönlichkeit  des  Überbringers, 
Mangel  an  Transportmitteln)  ergeben,  dass  der 
Gläubiger  den  Boten  mit  der  Entgegennahme 
der  Leistung  nicht  betrauen  wollte. 

Wann  ist  zu  leisten?  Auch  hier  ent- 
scheiden in  erster  Linie  die  besonderen  Um- 
stände, in  zweiter  die  Vereinbarung.  Liegt  keins 
von  beiden  vor,  so  kann  der  Gläubiger  die 
Leistung  sofort  verlangen,  der  Schuldner  sie 
sofort  bewirken.  Bei  Handelsgeschäften  kann 
jedoch  die  Leistung  nur  während  der  gewöhn- 
lichen Geschäftszeit  bewirkt  und  gefordert 
werden.  Ist  bei  Handelsgeschäften  als  Zeit  der 
Leistung  das  Frühjahr  oder  der  Herbst  oder 
ein  in  ähnlicher  Weise  bestimmter  Zeitpunkt 
vereinbart,  so  entscheidet  über  den  Sinn  dieser 
Abrede  der  Handelsgebrauch  des  Leistungsorts. 

Unmöglichkeit  der  Leistung.  Wird  eine 
von  vornherein  für  jedermann  unmögliche  Lei- 
stung versprochen,  so  ist  der  Vertrag  für  beide 
Teile  unwirksam,  auch  die  etwaige  Verpflich- 
tung zur  Gegenleistung  fällt  fort.  Verspricht 
jemand  eine  Leistung,  die  zwar  an  sich  möglich 
ist,  die  aber  der  Versprechende  zur  Zeit  des 
Vertragsschlusses  nicht  bewirken  kann,  weil 
ihm  z.  B.  die  versprochene  Sache  nicht  gehörtj 
(Unvermögen  zur  Leistung),  so  ist  er  verpflichtet, 
dieses  Hindernis  zu  beseitigen.  Tut  er  das 
nicht,  so  macht  er  sich  schadensersatzpflichtig, 
während  der  andere  Teil  von  der  etwa  ver- 
sprochenen Gegenleistung  frei  wird. 

Wird  die  versprochene  Leistung  nachträg- 
lich in  solcherweise  unmöglich,  dass  niemand 
sie  mehr  bewirken  kann  (Untergang  der  zu 
liefernden  Sache  oder  Sachengattung),  so  kommt 
es  darauf  an,  ob  der  Verpflichtete  die  Unmög- 
lichkeit verschuldet  hat.  Ist  das  nicht  der  Fall, 
wofür  ihm  der  Beweis  obliegt,  so  wird  er  von 
seiner  Leistungspflicht  frei,  verliert  aber  auch 
den  etwaigen  Anspruch  auf  die  Gegenleistung, 


4 


Das  Schuldrecht  des  Handels.     (Die  Handelsgeschäfte.) 


1015 


wenn  nicht  etwa  der  andere  Teil  die  Unmög^ 
lichkeit  verschuldet  hatte.  Hat  der  Schuldner 
die  Unmöglichkeit  selbst  verschuldet,  so  kann 
der  Gläubiger  entweder  vom  Vertrage  zurück- 
treten, oder  er  kann  Ersatz  des  Schadens  ver- 
langen, der  ihm  durch  die  Nichterfüllung  des 
Vertrags  entstanden  ist;  von  einer  etwaigen 
Gegenleistung  wird  er  frei.  Nachträglich  ein- 
tretendes Unvermögen  steht  der  nachträglichen 
Unmöglichkeit  gleich  mit  dem  Unterschiede, 
dass  den  Schuldner  sein  Unvermögen  auch 
ohne  sein  Verschulden  stets  schadensersatz- 
pflichtig macht,  wenn  er  eine  nur  der  Gattung 
nach  bestimmte  Sache  (Geld,  Getreide,  Kohlen) 
schuldete  und  die  Leistung  aus  der  Gattung 
überhaupt  noch,  wenn  auch  nicht  für  ihn, 
möglich  ist.  Hervorzuheben  ist  hier,  dass  der 
Schuldner  sich  niemals  auf  unverschuldete  Zah- 
lungsunfähigkeit berufen  kann,  gleichviel,  ob 
er  Geld  oder  eine  mit  Geld  zu  beschaffende 
Sache  zu  leisten  hat. 

Folgen  der  nicht  rechtzeitigen  Erfül- 
lung. Den  Zeitpunkt,  von  dem  ab  der  Gläu- 
biger die  Leistung  verlangen  kann,  nennt  man 
den  Zeitpunkt  der  Fälligkeit.  Leistet  der  Schuld- 
ner bei  Fälligkeit  nicht,  so  hat  dies  zunächst 
nur  die  eine  Folge,  dass  Kaufmann  gegen  Kauf- 
mann für  Forderungen  aus  beiderseitigen  Han- 
delsgeschäften 5  V.  H.  Zinsen  berechnen  darf. 
Beim  Kauf  ist  ferner  der  fällige  und  nicht  ge- 
stundete Kaufpreis  vom  Käufer  zu  verzinsen, 
wenn  dieser  die  Nutzungen  der  verkauften 
Sache  zieht.  Weitere  Folgen  treten  erst  ein, 
wenn  der  Schuldner  auf  eine  nach  der  Fällig- 
keit ergehende  Mahnung  des  Gläubigers  nicht 
leistet.  Der  Mahnung  steht  die  Klage  und  die 
Zustellung  des  Zahlungsbefehls  gleich.  Sie  ist 
nicht  erforderlich,  wenn  für  die  Leistung  eine 
Zeit  nach  dem  Kalender  (1.  Januar,  im  De- 
zember) bestimmt  war.  Durch  die  Mahnung 
kommt  der  Schuldner  in  Verzug,  falls  nicht 
etwa  die  Leistung  infolge  eines  Umstands 
unterbleibt,  den  er  nicht  zu  „vertreten"  hat. 
Nicht  zu  vertreten  hat  der  Schuldner  unver- 
schuldete Unmöglichkeit  und  unverschuldetes 
Unvermögen  (s.  S.  1014).  Leistungsverzug  ist 
ferner  ausgeschlossen,  solange  der  Gläubiger 
in  Annahmeverzug  ist.  Die  Folge  des  Ver- 
zugs ist,  dass  der  Schuldner  dem  Gläubiger 
den  aus  der  Verzögerung  erwachsenden  Schaden 
ersetzen  muss.  Wird  die  Leistung  während 
des  Verzugs  durch  Zufall  unmöglich,  so  muss 
der  Schuldner  den  Schaden  beider  Teile  tragen. 
Besondere  Vorschriften  gibt  §  326  BGB.  für 
den  Verzug  bei  gegenseitigen  Verträgen,  d.  h. 


bei  Verträgen,  die  beide  Teile  zu  gegenseitigen 
Leistungen  verpflichten  (Lieferung  der  Ware 
gegen  Zahlung  des  Preises).  Ist  hier  der  eine 
von  beiden  Teilen  in  Verzug  geraten,  so  kann 
ihn  zunächst  natürlich  der  andere  Teil  auf  Er- 
füllung verklagen,  der  andere  Teil  kann  ferner 
die  eigene  Leistung  bis  zur  Bewirkung  der 
Gegenleistung  verweigern.  Hat  er  vorzuleisten, 
so  steht  ihm  dieses  Weigerungsrecht  nur  dann 
zu,  wenn  nach  dem  Abschlüsse  des  Vertrags 
in  den  Vermögensverhältnissen  des  anderen 
Teiles  eine  wesentliche  Verschlechterung  ein- 
tritt, durch  die  der  Anspruch  auf  die  Gegen- 
leistung gefährdet  wird. 

Will  der  nicht  säumige  Teil  jedoch  den 
Versuch,  den  Gegner  zur  vereinbarten  Leistung 
zu  zwingen,  nicht  machen,  so  muss  er  ihm 
zunächst  zur  freiwilligen  Bewirkung  der  Lei- 
stung eine  angemessene  Frist  mit  der  Erklärung 
bestimmen,  dass  er  die  Annahme  der  Leistung 
nach  dem  Ablaufe  der  Frist  ablehne.  Nach 
Ablauf  der  gesetzten,  oder  falls  diese  zu  kurz 
bemessen,  nach  Ablauf  einer  wirklich  ange- 
messenen Frist  hat  er  die  Wahl,  ob  er  vom 
Vertrage  zurücktreten,  oder  ob  er  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterfüllung  des  ganzen  Ver- 
trags verlangen  will.  In  beiden  Fällen  braucht 
er  die  ihm  obliegenden  Leistungen  nicht  mehr 
zu  erfüllen,  er  kann  aber  auch  die  Erfüllung 
vom  Gegner  nun  nicht  mehr  verlangen.  Die 
Fristsetzung  und  die  gleichzeitig  abzugebende 
Androhung  der  Annahmeverweigerung  kann 
nur  dann  unterbleiben,  wenn  die  Erfüllung 
des  Vertrags  infolge  des  Verzugs  für  den 
Gläubiger  kein  Interesse  mehr  hat,  d.  h.  wenn 
sie  nach  der  Verkehrsanschauung  —  nicht  etwa 
nur  nach  seinem  persönlichen  Ermessen  — 
keinen  wirtschaftlichen  Wert  mehr  für  ihn  besitzt. 

Die  Fristsetzung  erübrigt  sich  ferner  dann, 
wenn  der  Schuldner  bestimmt  erklärt  hat,  dass 
er  die  Leistung  verweigere.  In  diesem  Falle 
kann  der  Gläubiger  ohne  weiteres  zurücktreten 
oder  den  Schuldner  auf  Schadensersatz  in  An- 
spruch nehmen. 

Folgen  der  mangelhaften  Erfüllung. 
Leistet  der  Schuldner  zwar  rechtzeitig,  ent- 
spricht die  Beschaffenheit  der  Leistung  aber 
nicht  dem  Vertrage,  so  stehen  dem  Gläubiger 
verschieden  geartete  Rechte  zu,  die  nicht  durch 
eine  allgemeine  Vorschrift,  sondern  bei  einem 
jeden  einzelnen  Schuldverhältnisse  besonders 
geregelt  sind.  Ein  allgemeiner  Grundsatz  be- 
steht nur  für  den  Fall,  dass  der  Verpflichtete 
schuldhaft,  d.  h.  vorsätzlich  oder  fahrlässig 
gegen  seine  Vertragspflicht  verstösst.     Dieser 
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Grundsatz  geht  dahin,  dass  der  Schuldner  dem 
Gläubiger  allen  und  jeden  Schaden,  der  nach- 
weislich durch  die  Vertragsverletzung  verursacht 
ist,  ersetzen  muss,  ohne  dass  es  einer  Androhung, 
Fristsetzung  oder  sonstigen  Erklärung  bedarf. 
Annahmeverzug.  Wie  der  Schuldner  ver- 
pflichtet ist  zu  leisten,  so  hat  der  Gläubiger 
die  Leistung  anzunehmen,  wenn  sie  dem  Ver- 
trag oder  Gesetz  entspricht. 

Der  Annahme  hat  in  der  Regel  das  tatsächliche  An- 
gebot des  Schuldners  voranzugehen,  d.  h.  der  Schuldner 
muss  seine  Leistungsabsicht  zu  erkennen  geben,  er 
muss  tatsächlich  willens  und  imstande  sein,  die  Leistung 
zu  bewirken,  und  er  muss  alles  getan  haben,  wozu  er 
verpflichtet  ist  (Aussonderung  der  Ware,  Bereitstellung, 
Übermittelung).  Wörtliches  Angebot  reicht  nur  aus, 
wenn  der  Gläubiger  bereits  erklärt  hat,  dass  er  die 
Leistung  nicht  annehme ,  oder  wenn  zur  Bewirkung 
der  Leistung  eine  Handlung  des  Gläubigers  (Abholung) 
erforderlich  ist.  Aber  auch  in  diesem  Falle  muss  der 
Schuldner  bei  Abgabe  des  Angebots  zur  Leistung  be- 
re'*  sein.  Nimmt  der  Gläubiger  trotz  ordnungsmässigen 
Angebots  nicht  an,  so  kommt  er  in  Verzug,  gleichviel 
aus  w'elchem  Grunde  er  die  Annahme  unterlässt,  gleich- 
viel ob  er  nicht  annehmen  will  oder  nicht  annehmen 
kann,  ob  ihn  ein  Verschulden  trifft  oder  nicht.  Die 
Folge  ist,  dass  die  Stellung  des  Schuldners  sich  wesent- 
lich erleichtert.  Der  Gläubiger  hat  von  nun  ab  die 
Gefahr  zufälligen  Schadens  oder  Untergangs  zu  tragen. 
Selbst  geringe  Fahrlässigkeit  darf  der  Schuldner  sich 
zu  schulden  kommen  lassen,  ohne  dass  er  dadurch 
schadensersatzpflichtig  wird,  die  Zinspflicht  hört  auf, 
etwaige  Mehraufwendungen  auf  die  Sache  sind  dem 
Schuldner  zu  ersetzen.  Das  Gesetz  gibt  endlich  dem 
Schuldner  die  Möglichkeit,  sich  der  geschuldeten  Lei- 
stung auch  ohne  die  Mitwirkung  des  Gläubigers  zu 
entledigen.  Schuldet  er  ein  Grundstück,  so  kann  er 
nach  vorheriger  Androhung  den  Besitz  aufgeben.  Be- 
wegliche Sachen,  die  nach  den  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften sich  zur  Hinterlegung  eignen,  kann  er  hinter- 
legen, andere  kann  er  versteigern  lassen  und  den  Erlös 
hinterlegen.  Beim  Handelskaufe  treten  die  Rechte  aus 
§  373  HGB.  hinzu.  Hiernach  hat  der  Verkäufer  ein- 
mal das  Recht,  die  Ware  auf  Gefahr  und  Kosten  des 
Verkäufers  in  einem  öffentlichen  Lagerhaus  oder  sonst 
in  sicherer  Weise  zu  hinterlegen.  Ferner  kann  er  nach 
vorheriger  Androhung  die  Ware  öffentlich  versteigern 
lassen,  oder,  wenn  sie  einen  Markt-  oder  Börsenpreis 
hat,  sie  auch  aus  freier  Hand  durch  einen  Handels- 
mäkler oder  eine  zur  öffentlichen  Versteigerung  be- 
fugte Person  zum  laufenden  Preise  veräussern  lassen. 
Der  Eriös  ist  nicht  zu  hinterlegen,  sondern,  falls  der 
Kaufpreis  noch  nicht  fällig  war,  dem  Käufer  auszu- 
zahlen; war  der  Kaufpreis  bereits  fällig,  so  kann  der 
Verkäufer  sich  wegen  seines  Kaufgeldanspruchs  aus 
dem  Erlöse  decken  und  hat  nur  den  etwaigen  Über- 
schuss  dem  Käufer  zu  übermitteln. 

Schaden  ist  jede  Beeinträchtigung  oder  Ent- 
ziehung eines  Lebensguts,  vornehmlich  eines 
Vermögenswerts.  Wer  nach  dem  Gesetze  ver- 
pflichtet ist,  Schaden  zu  ersetzen,  der  muss 
grundsätzlich  den  Zustand  herstellen,  der  be- 
stehen würde,  wenn  der  schädigende  Umstand 
nicht  eingetreten  wäre.     Der  Geschädigte  soll 


keinen  Verlust,  dagegen  alle  Vorteile  haben, 
die  ihm  der  normale  Verlauf  der  Dinge  ge- 
bracht haben  würde.  Ist  diese  Herstellung 
nicht  möglich,  oder  reicht  sie  zur  Entschädi- 
gung nicht  aus,  so  kann  der  Gläubiger  Ersatz 
in  Geld  verlangen.  Ist  wegen  Verletzung  einer 
Person  oder  Sache  Schadensersatz  zu  leisten, 
so  kann  stets  von  vornherein  Geld  gefordert 
werden.  Der  zu  ersetzende  Schaden  umfasst 
regelmässig  auch  den  entgangenen  Gewinn. 

Wer  selbst  die  im  Verkehr  erforderliche 
Sorgfalt  ausser  acht  lässt,  oder  vorsätzlich 
seinen  Verpflichtungen  zuwider  handelt,  kann 
aus  dem  Verschulden  des  anderen  Teils  kein 
Kapital  schlagen:  Hat  an  der  Entstehung  des 
Schadens  auch  der  Geschädigte  schuld,  so 
kann  er  nur  Ersatz  verlangen,  wenn  der  Scha- 
den vorwiegend  von  dem  anderen  Teile  ver- 
ursacht worden  ist.  Auch  ist  der  Geschädigte 
verpflichtet,  selbst  helfend  einzugreifen.  Konnte 
er  den  Nachteil  abwenden  oder  mindern,  und 
hat  er  das  unterlassen,  so  muss  er  selbst  den 
Schaden  tragen. 

Wer  vertragliche  Verpflichtungen  übernimmt, 
muss  dafür  sorgen,  dass  sie  ordnungsgemäss 
erfüllt  werden.  Bedient  er  sich  hierbei  der 
Hilfe  eines  anderen  (Angestellten,  Beauftragten), 
und  verletzt  dieser  fahrlässig  oder  vorsätzlich 
die  ihm  übertragene  Pflicht,  so  kann  der  Auf- 
traggeber die  Schuld  nicht  auf  den  Angestellten 
abwälzen,  sondern  er  muss  selbst  für  den  ent- 
standenen Schaden  eintreten,  gleichviel  ob  der 
Angestellte  vertrauenswürdig  war  oder  nicht. 
Diese  Haftung  trifft  in  gleicher  Weise  den 
einzelnen  wie  die  juristische  Person  (Aktien- 
gesellschaft, Genossenschaft,  G.  m.  b.  H.).  — 
Fügt  der  mit  einer  Verrichtung  betraute 
Angestellte  in  Ausübung  der  Verrichtung  einem 
anderen  widerrechtlich  Schaden  zu,  ohne  dass 
sein  Dienstherr  mit  diesem  anderen  in  einem 
Vertragsverhältnisse  stand,  auf  das  sich  die 
Verrichtung  bezog,  so  haftet  der  Geschäftsherr 
zwar  auch  für  allen  Schaden,  den  der  andere 
erlitten  hat,  er  kann  sich  aber  durch  den  Nach- 
weis befreien,  dass  er  bei  der  Auswahl  der 
bestellten  Personen  die  im  Verkehr  erforder- 
liche Sorgfalt  beobachtet  hat. 

Hiervon  abweichend  ist  die  ausservertrag- 
liche  Haftung  der  juristischen  Personen  für 
ihre  verfassungsgemäss  (d.  h.  im  Gesellschafts- 
vertrage, dem  Statut,  der  Vereinssatzung)  be- 
rufenen Vertreter  geregelt.  Die  juristische  Per- 
son haftet  für  allen  Schaden,  den  ein  solcher 
Vertreter  in  Ausübung  der  ihm  zustehenden 
Vertretungsmacht   einem    Dritten    durch    eine 
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zum  Schadensersatze  verpflichtende  Handlung 
zufügt  Der  Unterschied  ist  darin  enthalten, 
dass  die  juristische  Person  sich  nicht  durch 
den  Nachweis  sorgfältiger  Auswahl  befreien 
kann  und  dass  sie  auch  haftet,  wenn  ihren 
Vertreter  nicht  einmal  ein  Verschulden  trifft, 
sondern  einer  der  praktisch  allerdings  wenig 
bedeutsamen  Fälle  vorliegt,  in  denen  das  Ge- 
setz auch  ohne  Verschulden  eine  Schadens- 
ersatzpflicht feststellt  (§§  833,  228,  231  BGB.). 

c)  Erlöschen    der  Schuldverhältnisse. 

Der  Endzweck  eines  jeden  Schuldverhältnisses 
ist  seine  Erfüllung.  Mit  dieser  erlischt  das 
Schuldverhältnis.  Ohne  Erfüllung  endigt  es 
in  der  Regel  nur  durch  Aufhebung  oder  Erlass 
in  beiderseitigem  Einverständnisse  der  Vertrags- 
parteien. Einseitiger  Rücktritt  beseitigt  es  nur, 
wenn  der  Rücktritt  im  Vertrage  vorbehalten 
war  oder  in  den  durch  das  Gesetz  ausdrück- 
lich zugelassenen  Fällen  (Unmöglichkeit  der 
Leistung,  Verzug).  Der  Erfüllung  gleich  steht 
die  Annahme  einer  anderen  als  der  geschul- 
deten Leistung  an  Erfüllungsstatt.  Will  der 
Schuldner  erfüllen,  ist  er  aber  dazu  nicht  im- 
stande, weil  entweder  der  Gläubiger  die  Lei- 
stung nicht  annimmt  oder  weil  er  ohne  seine 
Schuld  über  die  Person  des  Gläubigers  im 
unklaren  ist  (Erbfall,  die  Erben  sind  unbe- 
kannt), so  kann  er  bei  der  Hinterlegungsstelle 
des  Leistungsorts  Geld,  Wertpapiere,  sonstige 
Urkunden  und  Kostbarkeiten  unter  Verzicht  auf 
das  Recht  zur  Rücknahme  hinterlegen.  Dadurch 
wird  er  ebenso  befreit,  wie  durch  die  Erfül- 
lung selbst. 

Die  Erfüllung  kann  ferner  unter  Umständen 
ersetzt  werden  durch  die  Aufrechnung: 

Schulden  zwei  Personen  sich  gegenseitig  gleichartige 
Leistungen,  so  würde  deren  Austausch  unnötige  Arbeit 
bedeuten  und  deshalb  unwirtschaftlich  sein.  Der  Schuld- 
ner hat  deshalb  das  Recht,  sobald  seine  Gegenforde- 
rung fällig  und  er  zur  Leistung  berechtigt  ist,  durch 
einseitige,  unbedingte,  unbefristete  Erklärung  die  beider- 
seitigen Ansprüche  zum  Erlöschen  zu  bringen,  soweit 
sie  gleich  hoch  sind. 

Zu  unterscheiden  von  dieser  einseitigen,  gegen  den 
Willen  des  Gläubigers  möglichen  Aufrechnungserklärung 
ist  der  Auf  rech  nun  gs  vertrag,  bei  dessen  Abschluss 
die  Parteien  an  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  der 
einseitigen  Aufrechnung  (Gegenseitigkeit,  Fälligkeit, 
Gleichartigkeit)  nicht  gebunden  sind. 

Der  für  den  Kaufmann  bedeutsamste  Aufrechnungs- 
vertrag ist  der  Kontokorrent-Vertrag.  Er  liegt 
vor,  wenn  jemand  (Kaufmann  oder  Nichtkaufmann)  mit 
einem  Kaufmanne  derart  in  Geschäftsverbindung  steht, 
dass  die  aus  der  Verbindung  entspringenden  beider- 
seitigen Ansprüche  und  Leistungen  nebst  Zinsen  in 
Rechnung  gestellt  und  in  regelmässigen  Zeitabschnitten 
durch  Verrechnung    ausgeglichen    werden.      Der  Sinn 


eines  solchen  Verhältnisses  ist  der,  dass  die  sämtlichen 
in  Rechnung  gestellten  Forderungen  ihre  Selbständigkeit 
vertieren  und  als  einzelne  nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden  können.  Vielmehr  besteht  bei  Beendigung  des 
Kontokorrent-Verhältnisses  nur  noch  eine  einzige  For- 
derung und  zwar  die  auf  Zahlung  des  beim  Rechnungs- 
abschlüsse für  den  einen  Teil  sich  ergebenden  Über- 
schusses (Saldo).  Der  Rechnungsabschluss  findet  in 
der  Regel  alljährlich  statt,  das  Kontokorrent-Verhältnis 
ist  aber  auch,  falls  nichts  anderes  vereinbart  ist,  jeder- 
zeit kündbar.  Der  Saldo  ist  vom  Tage  des  Rechnungs- 
abschlusses ab  zu  verzinsen,  auch  soweit  Zinsen  in 
ihm  enthalten  sind.  War  eine  von  den  in  Rechnung 
gestellten  Forderungen  durch  Pfand,  Bürgschaft  oder 
in  anderer  Weise  gesichert,  so  haftet  die  Sicherheit 
nach  der  Saldoziehung  nur  noch  für  den  dem  Gesicherten 
etwa  zustehenden  Überschuss. 

Dem  Erlöschen  eines  Schuldverhältnisses 
steht  die  Anspruchsverjährung  in  der  Wir- 
kung nahe. 

Nach  Ablauf  eines  gewissen  Zeitraums  ist 
der  Schuldner  berechtigt,  die  Leistung  zu  ver- 
weigern. Dadurch  wird  die  Verpflichtung  nicht 
aus  der  Welt  geschafft,  die  Leistung  bleibt 
nach  wie  vor  geschuldet,  aber  es  steht  im  Be- 
lieben  des  Schuldners,  die  Klage  des  Gläubigers 
durch  die  Einrede  der  Ve rj ä  h  r u  n  g  abzuwehren. 
Leistet  er  trotz  Fristablauf,  so  hat  er  eine  Schuld 
getilgt,  kann  also  nicht  etwa  das  Geleistete  zu- 
rückverlangen und  zwar  gleichviel,  ob  er  den 
Eintritt  der  Verjährung  kannte  oder  nicht.  Ist 
die  Forderung  durch  Pfand  oder  Hypothek 
gesichert,  so  bleibt  diese  Sicherheit  auch  nach 
Verjährung  des  Anspruchs  dem  Gläubiger  ver- 
haftet. Sogar  die  Aufrechnung  mit  einer  ver- 
jährten Forderung  ist  noch  zulässig,  wenn  diese 
der  Gegenforderung  vor  Ablauf  der  Verjährung 
nur  einen  Augenblick  aufrechnungsfähig  gegen- 
über gestanden  hat. 

Die  regelmässige  Verjährungsfrist  beträgt 
30  Jahre.  Für  eine  grosse  Anzahl  von  An- 
sprüchen, besonders  für  solche  aus  Geschäften 
des  täglichen  Verkehrs  bestehen  jedoch  kürzere 
Verjährungsfristen. 

So  verjähren  z.  B.  die  Ansprüche  der  Kaufleute, 
Fabrikanten,  Handwerker  und  Kunstgewerbetreibenden 
für  Lieferung  von  Waren,  Ausführung  von  Arbeiten 
und  Besorgung  fremder  Geschäfte  mit  Einschluss  der 
Auslagen  in  zwei  Jahren,  und  wenn  die  Leistung  für 
den  Gewerbebetrieb  des  Schuldners  erfolgte,  in  vier 
Jahren. 

Die  Verjährung  beginnt  in  der  Regel  mit 
der  Entstehung  des  Anspruchs.  Hängt  die 
Leistungspflicht  von  einer  Kündigung  ab,  so 
läuft  die  Verjährung  erst  seit  der  Zulässigkeit 
der  Kündigung,  ist  der  Anspruch  an  den  Ab- 
lauf einer  Kündigungsfrist  geknüpft,  so  be- 
ginnt die  Verjährung  erst  mit  deren  Beendi- 
gung. —  Die   oben   erwähnten    kurzen    Ver- 
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jährungsfristen  laufen  erst  vom  Schlüsse  des 
Jahres  an,  in  das  die  Entstehung  des  Anspruchs, 
die  Zulässigkeit  der  Kündigung,  das  Ende  der 
Kündigungsfrist  oder,  falls  die  Leistung  gestundet 
war,  der  Ablauf  der  Stundungsfrist  fällt. 

Auch  bei  anderen  Ansprüchen  wird  der  Lauf 
der  Verjährung  durch  die  Stundung  gehemmt. 

Die  Verjährung  wird  unterbrochen,  wenn 
der  VerpfHchtete  dem  Berechtigten  gegenüber 
den  Anspruch  in  irgend  einer  Weise  anerkennt, 
sie  wird  ferner  unterbrochen  durch  die  Er- 
hebung der  Klage,  die  Zustellung  eines  Zah- 
lungsbefehls, die  Anmeldung  des  Anspruchs 
im  Konkurse,  die  Geltendmachung  der  Auf- 
rechnung des  Anspruchs  im  Prozesse,  die 
Streitverkündung  in  dem  Prozesse,  von  dessen 
Ausgange  der  Anspruch  abhängt,  und  die  Vor- 
nahme einer  Vollstreckungshandlung.  —  Nach 
Beendigung  der  Unterbrechung  beginnt  von 
neuem  der  Lauf  der  vollen  Verjährungsfrist. 
Eine  Reihe  von  Ansprüchen  ist  unverjährbar. 

Dahin  gehören  gewisse  Ansprüche  aus  familien- 
rechtlichen Verhältnissen,  der  Anspruch  auf  Berichtigung 
des  Grundbuchs,  die  Ansprüche  aus  den  im  Grundbuch 
eingetragenen  dinglichen  Rechten  u.  a.  m. 

Ist  ein  Anspruch  rechtskräftig  festgestellt, 
so  unterliegt  er  nunmehr  stets  der  dreissig- 
jährigen  Verjährung,  die  von  der  Rechtskraft 
des  Urteils  an  läuft. 

Eine  Verlängerung  der  Verjährungsfristen 
durch  Vertrag  ist  —  abgesehen  von  den  Ge- 
währleislungsansprüchen  aus  einem  Kauf-  oder 
Werkvertrage  —  unzulässig. 

d)  Übertragung  der  Forderung. 
Ansprüche  und  andere  Vermögensrechte  kön- 
nen durch  Vertrag  von  dem  bisherigen  auf 
einen  neuen  Gläubiger  übertragen  werden,  ohne 
dass  es  der  Zustimmung  des  Schuldners  be- 
darf. Dieser  braucht  aber  nicht  eher  an  den 
neuen  Gläubiger  zu  leisten,  als  bis  ihm  eine 
von  dem  bisherigen  Gläubiger  über  die  Ab- 
tretung ausgestellte  Urkunde  übergeben  ist,  oder 
bis  der  bisherige  Gläubiger  ihm  die  Abtretung 
schriftlich  angezeigt  hat.  Solange  der  Schuld- 
ner von  der  Abtretung  keine  gewisse  Kennt- 
nis hat,  kann  er  noch  mit  befreiender  Wirkung 
an  den  bisherigen  Gläubiger  leisten.  Der  neue 
Gläubiger  ist  also  erst  gesichert,  wenn  sein 
Vorgänger  die  Abtretung  dem  Schuldner  in 
überzeugender  Weise  kundgegeben  hat.  Das 
Gesetz  gibt  deshalb  dem  neuen  Gläubiger  das 
Recht,  von  dem  bisherigen  eine  öffentlich  be- 
glaubigte Urkunde  über  die  Abtretung  zu  ver- 
langen. Der  Gläubigerwechsel  darf  die  Stel- 
lung des  Schuldners  nicht  verschlechtern,  dieser 


kann  dem  neuen  Gläubiger  alle  Einwendungen 
entgegensetzen,  die  zur  Zeit  der  Abtretung  be- 
gründet waren.  Er  kann  auch  dem  neuen  Gläu- 
biger gegenüber  mit  Forderungen  aufrechnen, 
die  ihm  gegen  den  bisherigen  Gläubiger  zu- 
standen, vorausgesetzt,  dass  er  sie  schon  vor 
Kenntnis  der  Abtretung  erworben  hatte  und 
dass  sie  vor  dieser  Kenntnis  bereits  fällig  waren. 
Werden  sie  nach  der  Kenntnis  fällig,  so  ist 
die  Aufrechnung  nur  für  den  Fall  zugelassen, 
dass  die  abgetretene  Forderung  noch  später 
als  die  Gegenforderung  fällig  wird.  Auf  die 
Mitteilung  des  bisherigen  Gläubigers  sowie 
auf  eine  von  diesem  ausgestellte  Urkunde  kann 
der  Schuldner  sich  unbedingt  verlassen.  Er 
braucht  deren  Ernstlichkeit  oder  sonstige  Wirk- 
samkeit nicht  zu  prüfen,  wohl  aber  muss  er 
prüfen,  ob  die  Erklärung  auch  wirklich  von 
dem  bisherigen  Gläubiger  herrührt.  Nicht  über- 
tragbar sind  Forderungen,  die  nicht  pfändbar 
sind  und  solche,  deren  Übertragung  durch  Ver- 
trag mit  dem  Schuldner  ausgeschlossen  ist 
(Eisenbahnfahrkarte).  Mit  der  Forderung  gehen 
deren  Sicherungen  (Bürgschaft,  Pfandrechl,  Hy- 
pothek) auf  den  neuen  Gläubiger  über. 

e)  Schuldübernahme. 

Ein  Wechsel  des  Schuldners  ist  naturgemä 
nur  mit  Einwilligung  des  Gläubigers  möglich»' 
Wird  diese  erteilt,  so  tritt  der  neue  Schuldner 
vollständig  an  die  Stelle  des  alten,  dieser  scheidet 
aus  dem  Schuldverhältnis  aus.  Will  der  Dritte 
eine  schon  bestehende  Schuld  neben  dem  bis- 
herigen Schuldner  übernehmen,  so  bedarf  seine 
Erklärung  der  Schriftform.  Ist  die  Zustim- 
mung des  Gläubigers  nicht  zu  erlangen,  so 
hat  ein  Vertrag  zwischen  dem  Schuldner  und 
dem  Dritten  über  die  Übernahme  der  Schuld 
nur  die  Wirkung,  dass  der  Dritte  dem  Schuld- 
ner verpflichtet  ist,  für  die  rechtzeitige  Befrie- 
digung des  Gläubigers  zu  sorgen.  Der  Gläu- 
biger bleibt  in  diesem  Fall  auf  den  Zugriff 
gegen  den    bisherigen  Schuldner   angewiesen. 

Ein  wichtiger  Fall  der  Schuldübernahme  ist  der  Fall 
der  Übernahme  der  Hypotheken  eines  Grundstücks  in 
Anrechnung  auf  den  Kaufpreis.  Hierfür  gilt  fol- 
gende Sondervorschrift:  Der  Gläubiger  kann  die  Über- 
nahme der  Schuld  nur  genehmigen,  wenn  der  Veräus- 
serer sie  ihm  nach  der  Eintragung  der  Eigentumsände- 
rung schriftlich  und  unter  dem  Hinweis  darauf  mitteilt, 
dass  der  Übernehmer  an  Stelle  des  bisherigen  Schuld- 
ners trete,  wenn  nicht  der  Gläubiger  die  Verweigerung 
seiner  Genehmigung  innerhalb  6  Monaten  seit  Empfang 
der  Mitteilung  erkläre.  Wird  die  Genehmigung  nicht 
innerhalb  der  6  Monate  dem  Veräusserer  gegenüber 
verweigert,  so  gilt  sie  als  erteilt.  Der  Veräusserer 
muss  auf  Verlangen  des  Erwerbers  dem  Gläubiger  die 
Schuldübernahme  mitteilen. 
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Der  Übemehmer  hat  grundsätzlich  dieselben 
Einwendungen  wie  der  bisherige  Schuldner, 
kann  aber  mit  dessen  Forderungen  nicht  auf- 
rechnen. Mit  der  Schuldübernahme  erlöschen 
die  für  die  Forderung   bestellten  Sicherheiten. 

2.  Einzelne  Schuldverhältnisse. 

A.  Einzelne  Schuldverhältnisse  des  all- 
gemeinen Bürgerlichen  Rechtes. 

a)  Das  Darlehn. 

Das  Darlehn  kommt  zustande  durch  die 
Hingabe  von  Geld  oder  anderen  vertretbaren 
Sachen  und  erzeugt  nur  eine  Verpflichtung, 
nämlich  die  des  Empfängers,  das  Empfangene 
in  Sachen  von  gleicher  Art,  Güte  und  Menge 
zurückzuerstatten.  Eine  Verzinsung  findet  nur 
statt,  wenn  sie  bedungen  ist.  Die  Fälligkeit 
des  Darlehns  hängt  entweder  von  der  besonde- 
ren Vereinbarung  oder  von  einer  Kündigung  ab. 
Die  Kündigungsfrist  beträgt  bei  mehr  als  300  M 
3  Monate,  bei  Darlehnen  von  geringerem  Be- 
trag 1  Monat.  Wer  Hingabe  eines  Darlehns 
verspricht  (Darlehnsvorvertrag),  kann  dieses  Ver- 
sprechen widerrufen,  wenn  in  den  Vermögens- 
verhältnissen des  anderen  Teiles  nachträg- 
lich eine  wesentliche  Verschlechterung  eintritt, 
durch  die  der  Anspruch  auf  Rückerstattung 
gefährdet  wird. 

Dieses  Widerrufsrecht  ist  also  dann  nicht  gegeben, 
wenn  der  Darlehnsnehmer  sich  schon  zur  Zeit  der  Hin- 
gabe des  Darlehns  in  so  schlechter  Vermögenslage  be- 
fand, dass  die  Rückgabe  fraghch  erschien,  gleichviel 
ob  der  Darleiher  das  wusste  oder  nicht. 

b)  Miete. 

Durch  den  Mietvertrag  wird  der  Vermieter 
verpflichtet,  dem  Mieter  den  Gebrauch  einer 
beweglichen  Sache,  eines  Grundstücks,  eines 
Wohn-  oder  anderen  Raumes  gegen  eine  Ver- 
gütung (Mietzins)  zeitweise  zu  überlassen. 

Die  äusserste  feste  Grenze  der  Mietzeit  sind  30  Jahre, 
die  nur  insoweit  überschreitbar  ist,  als  der  Mietvertrag 
für  die  Lebensdauer  des  Vermieters  oder  Mieters  ab- 
geschlossen werden  kann.  Ist  die  Mietzeit  bestimmt, 
so  erlischt  der  Vertrag  mit  ihrem  Ablaufe  von  selbst, 
andernfalls  kann  er  von  jedem  Teil  unter  Einhaltung 
der  gesetzlichen  oder  vertraglichen  Kündigungsfrist  ge- 
kündigt werden.  Die  gesetzliche  Kündigungsfrist  be- 
trägt bei  beweglichen  Sachen  3  Tage.  Bei  Grundstücken, 
Wohn-  und  anderen  Räumen  ist  die  Kündigung  regel- 
mässig nur  für  den  Schluss  eines  Kalendervierteljahrs 
zulässig  und  muss  spätestens  am  3.  Werktage  des 
Vierteljahrs  erfolgen.  Ist  der  Mietzins  nach  Monaten 
bemessen,  so  ist  die  Kündigung  für  jeden  Monatsschluss, 
aber  nicht  mehr  nach  dem  15.  desselben  Monats  zu- 
lässig. Ist  der  Mietzins  nach  Wochen  bemessen,  so  kann 
die  Kündigung  am  1.  Werktage  der  Woche  zum  Wochen- 
schluss  erfolgen.    Ist  er  nach  Tagen  bemessen,  so  kann 


sowohl  bei  beweglichen  Sachen,  wie  bei  Grundstücken 
und  Räumen  an  jedem  Tage  für  den  darauf  folgenden 
gekündigt  werden.  Kann  das  Mietverhältnis  aus  den 
nachfolgenden  gesetzlichen  Gründen  vorzeitig,  aber 
nur  „unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Frist"  gekündigt 
werden,  so  gilt  als  diese  Frist  bei  Grundstücken  und 
Räumen  stets  das  Vierteljahr,  bei  beweglichen  Sachen 
der  Zeitraum  von  3  Tagen:  Stirbt  der  Mieter,  so  sind 
der  Erbe  und  der  Vermieter  berechtigt,  für  den  bei 
gesetzlicher  Kündigung  zulässigen  ersten  Termin  zu 
kündigen.  Militärpersonen,  Beamte,  Geistliche  und  Leh- 
rer an  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  können  im  Falle 
der  Versetzung  an  einen  anderen  Ort  die  für  sich  und 
ihre  Familie  gemieteten  Räume  für  den  bei  gesetzlicher 
Kündigung  zulässigen  ersten  Termin  kündigen.  Setzt 
der  Mieter  nach  Ablauf  des  Vertrags  den  Gebrauch 
der  Sache  fort,  so  gilt  der  Vertrag  als  auf  unbestimmte 
Zeit  verlängert,  falls  nicht  der  Mieter  oder  der  Vermieter 
innerhalb  2  Wochen  ihren  entgegenstehenden  Willen 
erklären. 

Ein  Mietvertrag  über  ein  Grundstück  oder  einen  Raum 
bedarf  der  Schriftform,  falls  er  auf  länger  als  ein  Jahr 
geschlossen  wird.  Ist  die  Schriftform  nicht  gewahrt, 
so  gilt  der  Vertrag  als  auf  unbestimmte  Zeit,  minde- 
stens aber  auf  ein  Jahr  geschlossen. 

Pflichten  des  Vermieters.  Der  Vermieter  hat 
die  vermietete  Sache  dem  Mieter  in  einem  zu  dem  ver- 
tragsmässigen  Gebrauche  geeigneten  Zustande  zu  über- 
lassen und  sie  während  der  Mietzeit  in  diesem  Zu- 
stande zu  erhalten.  Zeigen  sich  Mängel  der  Mietsache, 
so  muss  der  Vermieter  sie  beseitigen. 

Ist  die  Mietsache  mit  einem  Fehler  behaftet,  der  ihre 
Tauglichkeit  zu  dem  vertragsmässigen  Gebrauche  ganz 
oder  teilweise  aufhebt  oder  vermindert,  oder  fehlt  der 
Sache  eine  zugesicherte  Eigenschaft,  so  ist  der  Mieter, 
solange  der  Mangel  nicht  beseitigt  wird,  ganz  oder 
teilweise  von  der  Entrichtung  des  Mietzinses  befreit. 
War  der  Mangel  schon  bei  Vertragsschluss  vorhanden, 
oder  entstand  er  später  durch  Schuld  des  Vermieters, 
so  kann  der  Mieter  statt  von  dem  obigen  Rechte  Ge- 
brauch zu  machen,  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung 
verlangen.  Kommt  der  Vermieter  mit  der  Beseitigung 
eines  Mangels  in  Verzug,  so  kann  der  Mieter  ebenfalls 
Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  fordern,  kann  aber 
auch  den  Mangel  auf  Kosten  des  Vermieters  selbst  be- 
seitigen. In  gleicher  Weise  haftet  der  Vermieter,  falls 
dem  Mieter  der  vertragsmässige  Gebrauch  der  Miet- 
sache ganz  oder  zum  Teil  durch  das  Recht  eines  Dritten 
an  der  Sache  (Eigentum,  Pfandrecht,  Niessbrauch)  ent- 
zogen wird. 

Die  Gewährleistung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der 
Mieter  den  Mangel  bei  Vertragsschluss  kennt,  oder 
wenn  er  die  Sache  in  Kenntnis  des  Mangels  vorbehalt- 
los annimmt.  Hat  er  den  Mangel  grob  fahrlässig  über- 
sehen, so  haftet  der  Vermieter  nur,  wenn  er  die  Ab- 
wesenheit des  Fehlers  zugesichert  oder  den  Mangel 
arglistig,  d.  h.  in  Kenntnis  seines  Vorhandenseins  und 
seiner  Erheblichkeit  verschwiegen  hatte.  Wird  der  ver- 
tragsmässige Gebrauch  dem  Mieter  nicht  rechtzeitig 
gewährt  oder  vom  Vermieter  wieder  entzogen,  so  hat 
er  einmal  das  Recht,  auf  Erfüllung  des  Vertrags  zu  kla- 
gen, er  kann  aber  auch  nach  fruchtlosem  Ablauf  einer 
dem  Vermieter  gesetzten  angemessenen  Frist  ohne  Ein- 
haltung einer  Kündigungsfrist  kündigen.  Eine  Verein- 
barung, durch  die  der  Vermieter  von  der  Gewährlei- 
stung ganz  oder  teilweise  befreit  wird,  ist  zulässig  und 
im  Verkehre  die  Regel.  Sie  ist  jedoch  insoweit  nichtig, 
als  der  Vermieter  einen  Mangel   arglistig  verschwiegen 
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hat.  Trotz  Kenntnis  des  Mangels  und  Verzicht  auf  die 
Gewährleistung  ist  die  sofortige  Kündigung  stets  zu- 
lässig, falls  die  Benutzung  des  gemieteten,  zum  Aufent- 
halte von  Menschen  bestimmten  Raumes  mit  einer  er- 
heblichen Gefährdung  der  Gesundheit  verbunden  ist. 

Zeigt  sich  im  Laufe  der  Miete  ein  Mangel,  oder  wird 
eine  Schutzvorrichtung  gegen  eine  unvorhergesehene 
Gefahr  erforderlich,  so  hat  der  Mieter  dem  Vermieter 
unverzüglich  Anzeige  zu  machen.  Unterlässt  er  dies, 
so  wird  er  nicht  nur  schadensersatzpflichtig,  sondern 
er  verliert  auch  seine  Gewährleistungsansprüche  mit  der 
alleinigen  Ausnahme,  dass  er  den  Mangel  bei  Verzug 
des  Vermieters  auf  dessen  Kosten  beseitigen  lassen  und 
dass  er  nach  fruchtloser  Fristsetzung  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  kündigen  kann.  Die  auf  der 
Mietsache  ruhenden  Lasten  trägt  der  Vermieter.  Dieser 
hat  auch  dem  Mieter  die  auf  die  Sache  gemachten  not- 
wendigen Verwendungen  zu  ersetzen.  Der  Mieter  ist 
berechtigt,  eine  Einrichtung,  mit  der  er  die  Sache  ver- 
sehen hat,  wegzunehmen. 

Pflichten  des  Mieters.  Der  Mieter  hat  die  Sache 
nach  Ablauf  der  Mietzeit  grundsätzlich  so  zurückzugeben, 
wie  er  sie  übernommen  hatte.  Für  die  Folgen  des  ver- 
tragsmässigen  Gebrauchs  (Abnutzung)  hat  er  jedoch 
nicht  aufzukommen.  Für  andere  Beschädigungen  haftet 
er  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  dann,  wenn  ihn 
ein  Verschulden  trifft.  Für  das  Verschulden  eines  Dritten, 
dem  er  den  Gebrauch  der  Sache,  wenn  auch  mit  Zu- 
stimmung des  Vermieters  überlassen  hatte,  hat  der 
Mieter  stets  aufzukommen.  Zur  Überlassung  des  Ge- 
brauchs an  einen  Dritten  (Untermieter)  ist  er  ohne  Zu- 
stimmung des  Vermieters  nicht  befugt.  Verweigert  aber 
der  Vermieter  seine  Zustimmung  ohne  wichtigen  Grund, 
so  braucht  der  Mieter  das  Ende  des  Vertrags  nicht  ab- 
zuwarten, sondern  kann  unter  Einhaltung  der  gesetz- 
lichen Kündigungsfrist  kündigen.  Macht  der  Mieter 
von  der  Sache  einen  vertragswidrigen  Gebrauch,  so 
kann  der  Vermieter  zunächst  auf  Unterlassung  klagen. 
Verletzt  der  Missbrauch  die  Rechte  des  Vermieters  er- 
heblich, so  kann  dieser  nach  fruchtloser  Abmahnung 
ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  kündigen.  Das 
gleiche  Recht  steht  dem  Vermieter  zu,  wenn  der  Mieter 
für  zwei  aufeinander  folgende  Termine  mit  der  Ent- 
richtung des  Mietzinses  ganz  oder  teilweise  im  Verzug 
ist.  Der  Mieter  hat  den  Mietzins  mangels  abweichender 
Vereinbarung  am  Schlüsse  der  Mietzeit,  und  wenn  er 
nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist,  nach  Ablauf  des  ent- 
sprechenden Abschnitts  zu  entrichten.  Bei  Grundstücks- 
und Wohnungsmiete  ist  der  Zins,  falls  nichts  anderes 
vereinbart  ist ,  nach  Ablauf  jedes  Kalendervierteljahrs 
am  ersten  Werktage  des  folgenden  Monats  zu  zahlen. 

Macht  der  Mieter  infolge  eines  in  seiner  Person 
liegenden  Grundes  von  dem  Mietrechte  keinen  Gebrauch, 
so  muss  er  den  Zins  gleichwohl  solange  zahlen  als 
nicht  der  Vermieter  ausser  stände  ist  (z.  B.  durch 
festes  Weitervermieten  an  einen  anderen),  ihm  den  Ge- 
brauch zu  gewähren.  Der  Vermieter  muss  sich  aber 
den  Betrag  kürzen,  den  er  durch  das  Unterbleiben  von 
Aufwendungen  erspart  oder  durch  die  anderweite  Ver- 
wertung des  Gebrauchs  der  Sache  verdient. 

Pfandrecht  des  Vermieters.  Bei  der  Grund- 
stücks- und  Wohnungsmiete  hat  der  Vermieter  wegen 
des  rückständigen  Mietzinses,  wegen  des  Zinses  für 
das  laufende  und  für  das  nächstfolgende  Mietjahr  und 
wegen  der  fälligen  Entschädigungsforderungen  ein  ge- 
setzliches Pfandrecht  an  den  eingebrachten  Sachen  des 
Mieters,  soweit  sie  der  Pfändung  unterliegen  (nicht  auch 
an  den  Sachen  der  Ehefrau  und  der  Kinder  des  Mieters). 


Das  Pfandrecht    berechtigt   den  Vermieter,   der  Fort- 
schaffung der   eingebrachten  Sachen   zu  widersprechen 
und  sie  nötigenfalls  mit  Gewalt  zu  verhindern.    Werden^ 
die  Sachen  gegen  seinen  Wülen  oder  ohne  sein  Wisser 
entfernt,   so   kann   er    die  Zurückschaffung  verlangen,^ 
muss    diesen  Anspruch    aber    innerhalb    eines    Monatsj 
aussergerichtlich  durchsetzen  oder  durch  Klage  geltendJ 
machen,  widrigenfalls  sein  Pfandrecht  erlischt.    Werden] 
die  Sachen  mit  Willen  des  Vermieters  entfernt,  so  endigt| 
damit   das  Pfandrecht.     Der  Vermieter  kann  der  Ent- 
fernung dann  nicht  widersprechen,  wenn  sie  im  regel-^ 
massigen  Betriebe  des  Geschäfts  des  Mieters  oder  den] 
gewöhnlichen   Lebensverhältnissen   entsprechend  tReisej 
des   Mieters,   Ausbesserung)    erfolgt,    oder    wenn    die] 
zurückbleibenden  Sachen  zu  seiner  Sicherung  offenbar^ 
ausreichen. 

Der  Mieter  kann  die  Ausübung  des  Pfandrechtes 
sowohl  im  ganzen,  wie  bezüglich  einzelner  Sachet 
jederzeit  durch  entsprechende  Sicherheitsleistung  ab- 
wenden. 

Kauf  bricht  nicht  Miete.     Wird  ein  Grundstücl 
freiwilhg  veräussert,   dessen   Räume   ganz   oder  z.  TJ 
vermietet  sind,  so  tritt  der  Erwerber  des  Grundstücke 
kraft   Gesetzes  in  die  bestehenden  Mietsverträge   eit 
soweit  die  vermieteten  Räume  dem  Mieter  bereits  über- 
lassen sind. 

Solange  die   zur  Zeit  bestehenden  Verträge  laufen/ 
haftet  der  Veräusserer  den  Mietern  für  die  Erfüllung 
der  Verbindlichkeiten    des    neuen  Vermieters  wie    einj 
selbstschuldnerischer  Bürge.     Diese  Haftung  fällt  weg,j 
wenn  der  Vermieter  dem  Mieter  den  Eigentumsüber- 
gang anzeigt  und  der  Mieter  gleichwohl  nicht  für  den 
ersten  nach  seinem  Vertrage  zulässigen  Termin  kündigt. 

c)  Geschäftsführung  ohne  Auftrag. 

Gibt  jemand  Willenserklärungen  im  Namen 
eines  anderen  ab,  so  wirken  sie  für  und  gegen 
den  Vertretenen,  wenn  der  Vertreter  innerhalb 
der  ihm  gesetzlich  oder  durch  Vollmacht  zu- 
stehenden Vertretungsmacht  handelt.  Tritt  je- 
mand ohne  diese  Vertretungsmacht  für  einen 
anderen  auf,  so  hängt  die  Wirksamkeit  seiner 
Erklärungen  für  und  gegen  den  Vertretenen 
von  dessen  Genehmigung  ab.  Wird  diese  er- 
teilt, so  kommt  dadurch  das  vom  Vertreter  ge- 
wollte Geschäft  zwischen  dem  Vertretenen  und 
dem  Dritten  zustande,  die  Tätigkeit  des  Ver- 
treters ist  gebilligt,  und  er  kann  von  dem  Ver- 
tretenen Ersatz  seiner  Aufwendungen  fordern. 
Aber  auch,  wenn  der  Vertretene  seine  Geneh- 
migung nicht  erteilt,  wenn  also  ein  Rechts- 
geschäft zwischen  dem  Vertretenen  und  dem 
Dritten  überhaupt  nicht  zustande  kommt,  muss 
der  Geschäftsherr  dem  Geschäftsführer  dessen 
Auslagen  dann  vergüten,  wenn  die  Geschäfts- 
führung dem  Interesse  und  dem  wirklichen 
oder  doch  dem  mutmasslichen  Willen  des  Ver- 
tretenen entsprochen  hatte.  Besteht  die  Ge- 
schäftsführung darin,  dass  der  Vertreter  eine 
gesetzliche  Unterhaltspflicht  oder  eine  im  öffent- 
lichen   Interesse    liegende    Verpflichtung    des 
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Vertretenen  erfüllte,  so  muss  dieser  die  Auf- 
wendungen sogar  dann  ersetzen,  wenn  sein 
Wille  der  Geschäftsführung  geradezu  und  offen- 
kundig entgegenstand. 

Allerdings  hat  der  Geschäftsführer  bei  Vermeidung 
des  Verlusts  aller  seiner  Ansprüche  dem  Geschäftsherrn 
die  Übernahme  der  Geschäftsführung  sobald  als  mög- 
lich anzuzeigen,  und  wenn  nicht  mit  dem  Aufschübe 
Gefahr  verbunden  ist,  dessen  Entschliessung  abzuwarten. 

Fügt  der  Geschäftsführer  dem  anderen  durch  sein 
unberufenes  Eingreifen  schuldhaft  Schaden  zu,  so  muss 
er  diesen  schon  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ersetzen. 
Als  Schuld  wird  ihm  aber  schon  angerechnet,  wenn  er 
hätte  erkennen  müssen,  dass  die  Übernahme  der  Ge- 
schäftsführung dem  wirklichen  oder  mutmasslichen  Willen 
des  Qeschäftsherrn  widersprach. 

d)  Bürgschaft. 

Während  die  Schuldübernahme  dem  Gläu- 
biger an  Stelle  des  alten,  ausscheidenden  Schuld- 
ners einen  neuen  entgegenstellt,  schafft  der  Bürg- 
schaftsvertrag neben  dem  bisherigen  Schuldner 
einen  zweiten,  an  den  der  Gläubiger  sich  in 
der  Regel  nur  halten  kann,  wenn  der  Zugriff 
auf  den  Hauptschuldner  versagt.  Die  Bürg- 
schaftserklärung bedarf  der  schriftlichen  Form, 
ausser  wenn  die  Bürgschaft  auf  selten  des 
Bürgen  ein  Handelsgeschäft  ist,  d.  h.,  wenn 
sie  zum  Betriebe  des  Handelsgewerbes  eines 
Kaufmanns  gehört.  Die  Verpflichtung  des  Bürgen 
ist  keine  selbständige,  ihre  Bedeutung  liegt  darin, 
dem  Gläubiger  die  Befriedigung  wegen  der 
Hauptschuld  zu  sichern.  Daraus  folgt,  dass  sie 
mit  dei  Hauptschuld  steht  und  fällt.  Auch  ihr 
Umfang  richtet  sich  regelmässig  nach  dem  der 
Hauptschuld.  Erfährt  diese  durch  das  Ver- 
schulden oder  den  Verzug  des  Schuldners 
eine  Veränderung  oder  Erweiterung,  so  ver- 
ändert und  erweitert  sich  auch  die  Verpflich- 
tung des  Bürgen.  Dies  gilt  jedoch  nicht  für 
die  freiwillig  vom  Schuldner  durch  Rechts- 
geschäft nach  Übernahme  der  Bürgschaft  vor- 
genommenen Erweiterungen  der  Hauptschuld. 

Dem  Bürgen  stehen  die  Einreden  des  Schuld- 
ners gegen  den  Gläubiger  ebenso  zu  Gebote, 
wie  dem  Schuldner  selbst.  Er  kann  die  Lei- 
stung auch  dann  verweigern,  wenn  der  Schuld- 
ner die  Möglichkeit  hat,  den  Anspruch  des 
Gläubigers  anzufechten,  oder  durch  Aufrech- 
nung zu  tilgen. 

Grundsätzlich  darf  der  Gläubiger  den  Bürgen 
erst  in  Anspruch  nehmen,  wenn  er  den  Haupt- 
schuldner verklagt  und  die  Zwangsvollstreckung 
in  dessen  bewegliches  Vermögen  fruchtlos  ver- 
sucht hat.  Der  Bürge  hat  also  die  „Einrede 
der  Vorausklage".  Stehen  dem  Gläubiger  zur 
Sicherung  seiner  Forderung  Pfandrechte  oder 


Zurückbehaltüngsrechte  an  beweglichen  Sachen 
des  Schuldners  zu,  so  muss  er  auch  aus  diesen 
zunächst  seine  Befriedigung  zu  erlangen  suchen, 
ehe  er  den  Bürgen  in  Anspruch  nimmt. 

Befriedigt  der  Bürge  freiwillig  oder  ge- 
zwungen den  Gläubiger  ganz  oder  zum  Teil, 
so  geht  dessen  Forderung  gegen  den  Schuld- 
ner insoweit  auf  ihn  über. 

e)  Schuldversprechen,  Schuld- 
anerkenntnis. 

Wer  aus  einer  Verpflichtung  Ansprüche  her- 
leitet, muss  in  der  Regel  das  zugrunde  liegende 
Schuldverhältnis  aufdecken,  und  bei  Bestreiten 
des  Gegners  beweisen.  Dieser  Zwang  fällt 
weg,  wenn  der  Schuldner  im  Einverständnisse 
mit  dem  Gläubiger  diesem  die  Erklärung  ab- 
gibt, er  wolle  eine  bestimmte  Leistung  be- 
wirken (Schuldversprechen),  oder  er  erkenne  an, 
eine-  bestimmte  Leistung  zu  schulden  (Schuld- 
anerkenntnis), ohne  dass  es  darauf  ankommen 
solle,  ob  das  zugrunde  liegende  Schuldver- 
hältnis tatsächlich  und  nachweisbar  die  ver- 
sprochene Leistung  oder  die  anerkannte  Pflicht 
rechtfertige. 

Ein  solches  selbständiges  Versprechen  oder  Aner- 
kenntnis schafft  durch  sich  selbst  Rechte  und  Pflichten, 
die  an  Stelle  der  Rechte  und  Pflichten  treten,  die  aus 
dem  ursprünglichen  Schuldverhältnisse  hätten  entspringen 
können  und  entsprungen  waren.  Der  Gläubiger  braucht, 
um  seine  Ansprüche  durchzusetzen,  nur  das  Schuldver- 
sprechen oder  Anerkenntnis  nachzuweisen.  Der  Schuld- 
ner kann  Einwendungen,  die  auf  dem  zugrunde  lie- 
genden Schuldverhältnisse  beruhen,  dem  neuen  Ver- 
pflichtungsgrunde gegenüber  nicht  mehr  geltend  machen. 

In  der  Regel  bedarf  eine  derartige  Erklärung,  ihrer 
einschneidenden  Wirkung  halber,  der  Schriftform.  Die 
mündliche  Abrede  genügt  jedoch,  wenn  das  Versprechen 
oder  Anerkenntnis  auf  Grund  einer  Abrechnung  oder 
im  Wege  des  Vergleichs  erteilt  wird,  oder  wenn  es 
von  einem  Kaufmann  innerhalb  des  Betriebs  seines 
Handelsgewerbes  abgegeben  wird. 

f)  Ungerechtfertigte  Bereicherung. 

Wie  die  Verpflichtung  regelmässig  einen  be- 
stimmten Zweck  verfolgt,  so  hat  auch  jede 
Leistung  naturgemäss  ihren  Grund,  mag  er  nun 
in  der  Erfüllung  einer  Verpflichtung,  in  der 
Begründung  eines  Rechtes  (Darlehn),  oder  in 
einer  Schenkung  bestehen. 

Fehlt  es  der  Leistung  an  jedem  Grunde,  so 
liegt  eine  wirtschaftlich  nicht  begründete  Ver- 
mögensverschiebung, eine  „ungerechtfertigte  Be- 
reicherung"' des  Empfängers  vor,  die  diesen 
zur  Herausgabe  des  Erlangten  verpflichtet. 

Als  Leistung  in  diesem  Sinne  gilt  auch  das 
durch  Vertrag  erteilte  Schuldanerkenntnis.  Wird 
eine  verjährte  Schuld  erfüllt,  so  ist  ausnahms- 
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weise,  obwohl  der  rechtliche  Grund  fortgefallen 
ist,  die  Rückforderung  ausgeschlossen.  Das 
gleiche  gilt,  wenn  der  Leistende  wusste,  dass 
er  zur  Leistung  nicht  verpflichtet  war. 

Als  ungerechtfertigte  Bereicherung  gelten 
auch  Vermögensverschiebungen,  die  nicht  ge- 
rade durch  eine  Leistung  des  Geschädigten 
selbst,  sondern  durch  andere  Umstände,  z.  B. 
Handlungen  unbefugter  Dritter,  auf  Kosten 
des  Geschädigten  herbeigeführt  werden. 

Ist  die  Herausgabe  des  Erlangten  selbst  nicht 
mehr  möglich,  so  tritt  Ersatz  des  Wertes  an 
ihre  Stelle.  Jede  Verpflichtung  kommt  jedoch 
in  Wegfall,  sobald  der  Empfänger  beweist, 
dass  er  nicht  mehr  bereichert  sei.  Ob  dieser 
Beweis  zu  führen  ist,  ist  Frage  des  einzelnen 
Falles.  Hat  z.  B.  der  Empfänger  das  Erlangte 
verschenkt  oder  verloren,  so  ist  er  nicht  mehr 
bereichert,  hat  er  es  verbraucht,  so  kommt  es 
darauf  an,  ob  er  durch  den  Verbrauch  Aus- 
gaben, die  sonst  sein  Vermögen  zu  tragen 
gehabt  hätte,  erspart  hat.  Hat  er  das  Erlangte 
gegen  Entgelt  veräussert,  so  besteht  seine  Be- 
reicherung  in  dem  empfangenen  Gegenwerte. 

Kannte  der  Empfänger  den  Mangel  des  recht- 
lichen Grundes  beim  Empfange,  oder  erfährt 
er  ihn  später,  so  haftet  er  von  der  Kenntnis 
an  auch  dann  auf  Wertersatz,  wenn  die  Be- 
reicherung später  wegfällt.  Die  gleiche  Haf- 
tung tritt  ein,  sobald  der  Anspruch  auf  Her- 
ausgabe rechtshängig  geworden  ist 

g)  Abzahlungsgeschäfte. 

Seit  den  achtziger  Jahren  entstanden  in 
Deutschland  vielfach  Handelsbetriebe,  die  dem 
wirtschaftlich  schwächeren  Teile  der  Bevölke- 
rung Gelegenheit  gaben,  grössere  Mengen  an 
Hausgerät  und  Werkzeugen  gegen  kleine,  meist 
lange  Zeit  sich  hinziehende  Teilzahlungen,  zu 
entnehmen. 

Zum  Begriffe  dieser  Abzahlungsgeschäfte  ge- 
hörte einmal,  dass  der  Verkäufer  sich  das 
Eigentum  an  den  verkauften  Sachen  vorbe- 
hielt und  dass  ihm  ferner  das  Recht  zustand, 
beim  Unterbleiben  einer  Ratenzahlung  nicht  nur 
die  Ware  wieder  an  sich  zu  nehmen,  sondern 
auch  den  bereits  bezahlten  Teil  des  Kaufpreises 
für  sich  zu  behalten. 

Um  den  hieraus  häufig  sich  ergebenden  Härten 
zu  steuern,  erging  das  Reichsgesetz  betreffend 
die  Abzahlungsgeschäfte  vom    16.  Mai   1894. 

Hiernach  ist  bei  einem  über  bewegliche 
Sachen  in  der  Form  des  Kaufes,  der  Miete 
oder  in  anderer,  den  gleichen  Zweck  verfol- 
gender Weise  abgeschlossenen  Abzahlungsge- 


schäfte, der  Verkäufer  (Vermieter  usw.)  im  Falle 
seines  Rücktritts  verpflichtet,  dem  anderen  Teile 
die  empfangenen  Leistungen  nach  Abzug  eines 
angemessenen  Betrags  für  Gebrauch  und  Ab- 
nutzung zurückzugewähren.  Eine  hiervon  ab- 
weichende Vereinbarung  ist  nichtig. 

Die  Abrede,  dass  die  Nichterfüllung  der 
Verpflichtungen  des  Käufers  die  Fälligkeit  der 
ganzen  Restschuld  zur  Folge  haben  solle,  kann 
rechtsgültig  nur  für  den  Fall  getroffen  wer- 
den, dass  der  Käufer  mit  mindestens  zwei  auf- 
einanderfolgenden Teilzahlungen  ganz  oder  teil- 
weise im  Verzuge  ist  und  der  rückständige 
Betrag  mindestens  dem  zehnten  Teile  des  Kauf- 
preises der  übergebenen  Sachen  gleichkommt. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden 
keine  Anwendung,  wenn  der  Empfänger  der 
Waren  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist. 

B.  Die  besonderen  Handelsgeschäfte 
des  HGB. 

a)  Der  Handelskauf. 

Die  weitaus  meisten  Vorschriften  über  den 
Kauf  und  zwar  auch  über  den  Handelskauf 
sind  dem  BGB.  zu  entnehmen.  Das  HGB. 
enthält  nur  wenige  Sonderbestimniungen.  — 
Der  Kauf,  „Umsatz  von  wirtschaftlichen  Gütern 
gegen  Geld",  ist  das  vornehmste,  vielgestaltigste 
Geschäft  des  Kaufmanns,  das  diesem  den  Na- 
men gegeben  hat.  Als  Gegenstand  des  Kaufes 
kommenSachen,— bewegliche  Sachen  (Waren), 
wie  Grundstücke,  —  Sachinbegriffe  (Warenlager) 
und  Rechte  aller  Art  (persönliche  Forderungen, 
Wechsel-,  Hypothekenforderungen,  Urheber- 
rechte, Patente),  aber  auch  ganze  Vermögensein- 
heiten (Handelsgeschäfte,  Nachlässe)  in  Betracht. 

Ein  Handelskauf  im  engeren  Sinn  aber 
liegt  nur  vor,  wenn  den  Gegenstand  des  Ge- 
schäfts Waren  (bewegliche  Sachen,  die  Ge- 
genstand des  Handelsverkehrs  zu  sein  pflegen) 
oder  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  Wert- 
papiere bilden  (Staatspapiere,  Aktien,  indos- 
sable  Wechsel,  Checks,  kaufmännische  Ver- 
pflichtungsscheine). Nur  für  solche  Käufe 
gelten  neben  den  allgemeinen  Bestimmungen 
des  BGB.  und  HGB.  die  Sondervorschriften 
des  HGB.  über  den  Handelskauf.  Im  folgen- 
den ist  der  Handelskauf  im  engeren  Sinne  zu 
besprechen. 

«)  Der  gewöhnliche  Handelskauf.  Der 
Verkäufer  wird  durch  den  Kaufvertrag  ver 
pflichtet,  dem  Käufer 

die  verkaufte  Sache  zu  übergeben  und  ihm 

das  Eigentum  daran  zu  verschaffen, 
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das  verkaufte  (in  dem  Wertpapiere  verbriefte) 

Recht  zu  verschaffen. 

Er  ist  ferner  verpfUchtet,  den  verkauften  Ge- 
genstand frei  von  Rechten  zu  verschaffen,  die 
von  Dritten  gegen  den  Käufer  geltend  ge- 
macht werden  könnten,  es  sei  denn,  dass  der 
Käufer  das  Recht  des  Dritten  bei  Kaufabschluss 
kannte.  Der  Verkäufer  eines  Rechtes  haftet  für 
dessen  rechtUchen  Bestand,  nicht  auch  für  die 
Beitreibbarkeit,  wenn  er  nicht  ausdrückhch  auch 
für  diese  die  Gewähr  übernommen  hat. 

Die  Gefahr  des  zufäUigen  Untergangs  und 
der  zufälligen  Verschlechterung  einer  Sache 
trägt  grundsätzlich  der  Eigentümer.  Mit  der 
Übergabe  geht  die  Gefahr  auf  den  Käufer 
über,  dem  von  demselben  Zeitpunkt  an  die 
Nutzungen  gebühren  und  die  Lasten  obliegen. 

Beim  Übersendungs(Distanz-)Kauf,  d.  h.  in 
dem  Falle,  dass  der  Verkäufer  auf  Verlan- 
gen des  Käufers  die  verkaufte  Sache  nach 
einem  anderen  Ort  als  dem  Erfüllungsorte 
versendet,  geht  die  Gefahr  auf  den  Käufer  schon 
über,  sobald  der  Verkäufer  die  Sache  dem 
Spediteur,  Frachtführer  oder  der  sonst  zur 
Ausführung  der  Versendung  bestimmten  Person 
oder  Anstalt  übergibt. 

Die  Kosten  der  Übergabe  der  verkauften 
Sache,  insbesondere  die  Kosten  des  Messens 
und  Wagens  fallen  dem  Verkäufer,  die  Kosten 
der  Abnahme  und  Versendung  an  einen  an- 
deren Ort  als  den  Erfüllungsort,  fallen  dem 
Verkäufer  zur  Last,  wenn  nichts  anderes  ver- 
einbart ist. 

Der  Käufer  ist  verpflichtet,  den  vereinbar- 
ten Kaufpreis  zu  zahlen.  Über  Zeit  und  Ort 
der  Erfüllung  dieser  Pflicht  gelten  die  allge- 
meinen Vorschriften  (s.  S.  101 3  ff.).  Der  Käufer 
hat  ferner  den  Kaufpreis  bei  beiderseitigem 
Handelskauf  mit  5  v.  H.  seit  der  Fälligkeit, 
sonst  mit  4  v.  H.  von  dem  Zeitpunkt  ab  zu 
verzinsen,  von  dem  an  ihm  die  Nutzungen 
der  Kaufsache  gebühren,  es  sei  denn,  dass 
ihm  der  Kaufpreis  gestundet  ist.  Der  Käufer 
hat  ferner  dem  Verkäufer  die  Kaufsache  ab- 
zunehmen. Abnahme  ist  die  tatsächliche  Über- 
nahme in  die  Verfügungsgewalt  des  Käufers. 
Die  Abnahmepflicht  besteht  nur,  wenn  die 
Kaufsache  dem  Vertrag  entspricht.  Das  ist 
dann  der  Fall,  wenn  sie  zu  der  Zeit,  zu  wel- 
cher die  Gefahr  auf  den  Käufer  übergeht,  oder 
doch  infolge  der  Abnahme  übergehen  würde, 
nicht  mit  Fehlern  behaftet  ist,  die  den  Wert 
oder  die  Tauglichkeit  zu  dem  gewöhnlichen 
oder  dem  nach  dem  Vertrage  vorausgesetzten 
Gebrauch    aufheben    oder   erheblich    mindern 


würden  und  wenn  sie  zu  derselben  Zeit  die 
besonders  zugesicherten  Eigenschaften  hat. 

Genügt  die  Kaufsache  diesen  Voraussetzungen 
nicht,  so  braucht  der  Käufer  sie  nicht  abzu- 
nehmen. Lehnt  er  die  Übernahme  der  Sache 
in  seine  Verfügungsgewalt  ab,  so  ist  die  Sache 
nicht  geliefert,  dem  Käufer  bleibt  sein  An- 
spruch auf  Erfüllung  erhalten,  er  kann  ausser- 
dem je  nach  Lage  der  Sache  von  den  Rechten 
aus  dem  Verzug  oder  aus  der  Unmöglichkeit 
Gebrauch  machen  (s.  S.  1014ff.).  Ist  dagegen 
die  Lieferung  erst  einmal  erfolgt,  ist  die  Kauf- 
sache in  die  Verfügungsgewalt  des  Käufers 
gelangt,  so  entfällt  damit  der  Anspruch  auf 
Erfüllung,  ebenso  wie  die  bis  zur  Abnahme 
bestehenden  Rechte  aus  Verzug  und  Unmög- 
lichkeit entfallen:  Der  Käufer  hat  von  nun  an 
nur  noch  die  im  Gesetze  besonders  geregelten 
Gewährleistungsansprüche  wegen  Mängel  der 
Kaufsache. 

Die  Geltendmachung  dieser  Ansprüche  ist 
ausgeschlossen,  wenn  der  Käufer  den  Mangel 
bei  Kaufabschluss  kannte;  ist  er  ihm  infolge 
grober  Fahrlässigkeit  verborgen  geblieben,  so 
kann  er  die  Ansprüche  nur  erheben,  wenn  der 
Verkäufer  entweder  die  Abwesenheit  des  Mangels 
zugesichert  oder  den  Fehler  arglistig  (in  Kennt- 
nis seines  Vorhandenseins  und  seiner  Erheb- 
lichkeit) verschwiegen  hat.  Auch  der  Verzicht 
des  Käufers  auf  die  Gewährleistung  befreit  den 
Verkäufer  insoweit  nicht,  als  letzterer  Mängel 
arglistig  verschwiegen  hat.  Hat  der  Käufer 
die  mangelhafte  Sache  in  Kenntnis  des  Mangels 
entgegengenommen,  so  kann  er  Gewährleistungs- 
ansprüche nur  noch  erheben,  wenn  er  sich  seine 
Rechte  bei  der  Annahme  vorbehalten  hat. 

Trifft  keiner  dieser  Ausschliessungsgründe  zu, 
so  setzt  die  Erhebung  der  Gewährleistungs- 
ansprüche in  der  Regel  nur  das  Vorhanden- 
sein eines  Mangels  der  obenbezeichneten  Art 
zur  Zeit  des  Gefahrübergangs  voraus.  Dass 
der  Verkäufer  Kenntnis  von  dem  Mangel  ge- 
habt oder  ihn  gar  durch  seine  Schuld  herbei- 
geführt hätte,   ist  in   keinem  Fall  erforderlich. 

Eine  weitere  Voraussetzung  ist  jedoch  für 
den  Fall  gegeben,  dass  der  Kauf  für  beide 
Teile  ein  Handelsgeschäft  ist.  In  diesem  Falle 
hat  der  Käufer  die  Ware  nach  der  Ablieferung 
—  und  zwar  gleichviel  ob  diese  verfrüht  oder 
verspätet  erfolgt  —  unverzüglich,  soweit  dies 
nach  ordnungsmässigem  Geschäftsgange  tun- 
lich ist,  zu  untersuchen  (s.  S.  311)  und  wenn 
ein  Mangel  sich  zeigt,  dem  Verkäufer  unver- 
züglich Anzeige  zu  machen.  Unterbleibt  die 
Anzeige,  so  gilt  die  Ware  als  genehmigt,  und 
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jeder  Gewährleistungsanspruch  ist  damit  aus- 
geschlossen. War  allerdings  der  Mangel  trotz 
sachgemässer  Untersuchung  nicht  erkennbar, 
so  genügt  es,  wenn  die  Anzeige  unverzüglich 
nach  der  späteren  Entdeckung  des  Mangels 
gemacht  wird. 

Schon  die  rechtzeitige  Absendung  der  An- 
zeige, falls  sie  nach  der  Verkehrssitte  als  ord- 
nungsmässig  erfolgt  anzusehen  ist,  wahrt  dem 
Käufer  seine  Rechte.  Eine  Form  ist  für  die 
Mängelrüge  nicht  vorgeschrieben,  sie  kann  also 
auch  mündlich  erfolgen. 

Der  Käufer  muss  in  der  Anzeige  zum  Aus- 
druck bringen,  dass  und  weshalb  er  die  Ware 
nicht  genehmigt.  Einer  „Zurdispositionsstel- 
lung"  bedarf  es  nicht,  dagegen  müssen  die 
Mängel  so  genau  bezeichnet  werden,  dass  der 
Verkäufer  ihre  Art  und  ihren  Umfang  erken- 
nen kann. 

Ist  die  Mängelrüge  ordnungsmässig  abge- 
sendet, so  hat  das  zur  Folge,  dass  dem  Käufer 
die  Gewährleistungsansprüche  nach  jeder  Rich- 
tung gewahrt  bleiben.  Das  gleiche  gilt  trotz 
der  Unterlassung  der  Anzeige,  wenn  arglistiges 
Verschweigen  des  Mangels  durch  den  Ver- 
käufer den  arglos  vertrauenden  Käufer  veran- 
lasst hat,  die  Rügepflicht  zu  versäumen. 

Ist  bei  einem  beiderseitigen  Handelskauf  eine 
andere  als  die  bedungene  Ware  oder  eine  an- 
dere als  die  bedungene  Warenmenge  geliefert, 
so  finden  die  Vorschriften  über  die  Rügepflicht 
und  deren  Folgen  entsprechende  Anwendung. 

Hat  nun  der  Käufer  sich  seine  Rechte  in 
der  angegebenen  Weise  gewahrt,  oder  bedurfte 
es  —  bei  einem  nicht  beiderseitigen  Han- 
delsgeschäfte —  dieser  Wahrung  nicht,  so  er- 
wachsen ihm  aus  der  Mangelhaftigkeit  der 
Kaufsache  folgende  Rechte: 

Der  Käufer  kann  in  erster  Linie  Rückgängig- 
machung des  ganzen  Kaufes  (Wandelung)  oder 
Herabsetzung  des  Preises  (Minderung)  verlangen. 
Ist  die  Kaufsache  nur  der  Gattung  nach  bestimmt, 
so  tritt  als  dritte  Möglichkeit  der  Anspruch 
auf  Nachlieferung  einer  mangelfreien  Sache  an 
Stelle  der  mangelhaften  (Umtausch)  hinzu. 

Wählt  der  Käufer  die  Wandelung,  so  ist 
die  Folge,  dass  beide  Vertragsparteien  sich  die 
empfangenen  Leistungen  Zug  um  Zug  zurück- 
zugewähren haben. 

Der  Verkäufer  hat  ausserdem  dem  Käufer 
die  aufgewendeten  Vertragskosten  zu  erstatten. 

Sind  von  mehreren  verkauften  Sachen  nur 
einzelne  mangelhaft,  so  kann  jede  Vertrags- 
partei die  Ausdehnung  der  Wandelung  auf 
die  mangelfreien  Sachen  dann  verlangen,  wenn 


die  Sachen  als  zusammengehörend  verkauft 
sind  und  die  mangelhaften  Sachen  nicht  ohne 
Nachteil  für  die  Partei  von  den  übrigen  Sachen 
getrennt  werden  können. 

Wählt  der  Käufer  die  Minderung,  so  ist 
der  Kaufpreis  in  dem  Verhältnisse  herabzu- 
setzen, in  dem  zur  Zeit  des  Verkaufs  der  Wert 
der  Sache  in  mangelfreiem  Zustande  zu  dem 
wirklichen  Werte  gestanden  haben  würde. 

Gleichung.  Wert  in  mangelfreiem  Zustande:  Wert 
in  mangelhaftem  Zustande  =  Kaufpreis:  x. 

Das  für  den  Gattungskauf  gegebene  Um- 
tauschrecht gibt  einen  dem  erloschenen  Er- 
füllungsanspruche völlig  gleichenden  neuen  An- 
spruch auf  vertragsmässige  Leistung.  Es  ver- 
pflichtet den  Käufer  zur  Rückgewähr  der  mangel- 
haften Sache. 

Die  freie  Wahl  des  Käufers  zwischen  Wan- 
delung, Minderung  und  Umtausch  wird  end- 
gültig, wenn  der  Verkäufer  sich  mit  dem  gel- 
tend gemachten  Anspruch  einverstanden  erklärt. 

Eine  Sondervorschrift  gibt  §  379  HGB. 
beim  beiderseitigen  Handelskaufe  für  den  Fall, 
dass  der  Käufer  die  ihm  von  einem  anderen 
Ort  übersendete  Ware  beanstandet.  Will  er 
nämlich  die  Ware  nicht  behalten,  so  ist  er 
doch  verpflichtet,  für  ihre  einstweilige  Aufbe- 
wahrung zu  sorgen.  Ist  die  Ware  dem  Ver- 
derb ausgesetzt  und  Gefahr  im  Verzuge,  so 
kann  er  für  Rechnung  des  Verkäufers  einen 
Notverkauf  vornehmen  (s.  S.  1016),  falls  nicht 
der  Verkäufer  dem  widerspricht.  War  die 
Beanstandung  begründet,  so  kann  der  Käufer 
die  Kosten  der  Aufbewahrung  und  des  Not- 
verkaufs, erstere  in  Gestalt  von  Lagergeld  auch 
dann  erstattet  verlangen,  wenn  er  die  Kaufsache 
selbst  aufbewahrt  hatte. 

In  zweiter  Linie  steht  das  Recht  des  Käu- 
fers, an  Stelle  der  bisher  besprochenen  An- 
sprüche, also  nicht  neben  diesen,  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterfüllung  zu  verlangen. 

Hierzu  ist  er  befugt,  wenn  der  Kaufsache 
schon  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses,  beim 
Gattungskaufe  zur  Zeit  des  Gefahrübergangs, 
eine  zugesicherte  Eigenschaft  fehlte,  oder  wenn 
der  Verkäufer  einen  Fehler  arglistig  verschwie- 
gen hat.  Insoweit  diese  Voraussetzungen  vor- 
liegen, ist  der  Vertrag  nicht  erfüllt,  und  falls 
dem  Käufer  dadurch  ein  Schaden  irgend  wel- 
cher Art  entstanden  ist  (geringere  Brauchbar- 
keit oder  Verwertbarkeit,  Inanspruchnahme  des 
Käufers  durch  seinen  Abkäufer),  muss  der  Ver- 
käufer dafür  aufkommen. 

Alle  Gewährleistungsansprüche  sind  einer 
überaus  kurzen  Verjährung  unterworfen.     Sie 
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verjähren  bei  beweglichen  Sachen  in  6  Mo- 
naten von  der  Übergabe  an.  Die  Verjährung 
wird  weder  durch  die  Anzeige  des  Mangels, 
noch  durch  die  Erklärung,  einen  der  Gewähr- 
leistungsansprüche geltend  machen  zu  wollen, 
unterbrochen,  sondern  nur  durch  die  oben 
(S.  1018)  aufgeführten  Unterbrechungsgründe 
und  durch  den  Antrag  auf  gerichtliche  Beweisauf- 
nahme zur  Sicherung  des  Beweises  (§  488  ZPO). 

Ist  die  Verjährung  eingetreten,  so  bleibt  nur 
dem  Käufer,  der  noch  nicht  gezahlt  hat,  noch 
das  Recht,  die  Zahlung  des  Kaufpreises  inso- 
weit zu  verweigern,  als  er  auf  Grund  der  Wan- 
delung oder  Minderung  dazu  berechtigt  sein 
würde:  Auch  hierzu  ist  er  aber  nur  dann  be- 
fugt, wenn  er  vor  Eintritt  der  Verjährung  we- 
nigstens die  Anzeige  des  Mangels  an  den  Ver- 
käufer abgesendet  hat.  Ist  dieser  Voraussetzung 
genügt,  so  kann  auch  der  Anspruch  auf  Scha- 
densersatz noch  nach  Eintritt  der  Verjährung 
zur  Aufrechnung  gestellt  werden. 

Die  kurze  Verjährung  tritt  nicht  ein,  soweit 
die  Ansprüche  aus  einem  arglistig  vom  Verkäu- 
fer verschwiegenen  Mangel  hergeleitet  werden. 

Neben  den  Gewährleistungsansprüchen  er- 
wächst dem  Käufer  aus  allgemeinen  Grund- 
sätzen ein  Anspruch  auf  Schadensersatz,  wenn 
die  mangelhafte  Lieferung  auf  ein  Verschul- 
den des  Verkäufers  oder  seiner  Leute  (Vorsatz, 
Fahrlässigkeit)  zurückzuführen  ist  und  die  Ge- 
währleistungsansprüche nicht  ausreichen,  um 
den  infolge  der  schuldhaften  Vertragsverletzung 
entstandenen  Schaden  wieder  gut  zu  machen. 
Worin  der  Schadensersatz  besteht,  richtet  sich 
nach  den  allgemeinen  Regeln. 

Für  den  Viehkauf  geben  die  §§  481—492 
BGB.  besondere  Bestimmungen,  die  auch  für 
den  Handelskauf  gelten. 

ß)  Besondere  Arten  des  Handelskaufs. 
Der  Spezifikationskauf  ist  ein  Gattungskauf, 
bei  dem  der  Käufer  sich  die  nähere  Bestim- 
mung über  Form,  Mass  oder  ähnliche  Ver- 
hältnisse vorbehalten  hat;  z.  B.  A  kauft  von 
B  zu  einem  Grundpreise  1000  Zentner  Roh- 
eisen, die  als  Draht  in  gewissen  Abmessungen 
nach  Angabe  des  Käufers  zu  liefern  sind.  — 
Bei  diesem  Kaufe  tritt  zu  der  Abnahmepflicht 
des  Käufers  die  vorher  zu  erfüllende  Verpflich- 
tung hinzu,  die  vorbehaltene  Bestimmung  zu 
treffen.  Kommt  der  Käufer  mit  dieser  Ver- 
pflichtung in  Verzug,  so  kann  zunächst  der 
Verkäufer  auf  Vornahme  der  Bestimmung  kla- 
gen. Die  Vollstreckung  erfolgt  nach  §  888 
ZPO.  durch  Festsetzung  von  Geld-  und  Haft- 
strafen durch  das  Prozessgericht.  —  Der  Ver- 
65 


käufer  hat  aber  auch  das  Recht,  die  Bestim- 
mung statt  des  Käufers  selbst  zu  treffen.  Seine 
Bestimmung  wird  massgebend,  wenn  er  sie 
dem  Käufer  unter  Fristsetzung  mitgeteilt  und 
der  Käufer  innerhalb  der  Frist  eine  anderweite 
Bestimmung  nicht  getroffen  hat.  —  Der  Ver- 
käufer kann  endlich  unter  Beobachtung  der 
Formen  des  §  326  BGB.  (s.  S.  1015)  vom  Ver- 
trage zurücktreten  oder  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung  fordern. 

Ein  Fixhandelskauf  liegt  vor,  wenn  bei 
einem  Handelskaufe  die  Leistung  des  einen 
Teiles  oder  beider  Teile  genau  zu  einer  festbe- 
stimmten Zeit  oder  innerhalb  einer  festbestimmten 
Frist  bewirkt  werden  soll.  Das  Fixgeschäft  ist 
stets  ein  Zeitgeschäft:  Die  Leistung  muss 
„terminiert"  sein.  Der  Stichtag  muss  ferner  so 
genau  bestimmt  sein,  dass  für  die  Frage,  wann 
zu  leisten  ist,  auch  nicht  der  geringste  Spiel- 
raum bleibt.  Es  muss  endlich  der  Vertragswille 
dahin  gehen,  die  Leistung  gerade  an  dem  ver- 
einbarten Stichtage-  oder  gerade  innerhalb  der 
vereinbarten  Frist  —  nicht  früher,  nicht  später 
—  zu  einem  so  wesentlichen  Bestandteile  des 
Vertrags  zu  erheben,  dass  von  der  Einhaltung 
dieses  Bestandteils  die  gesamten  Wirkungen  des 
Geschäfts  abhängig  gemacht  werden  sollen.  Ob 
dieser  Vertragswille  vorhanden  ist,  muss  sich  ent- 
weder aus  dem  Wortlaute  der  Vereinbarung,  z. 
B.  aus  dem  Gebrauche  der  Worte  „fix",  „präzise", 
„genau"  oder  aus  den  Umständen  des  Falles 
mit  Sicherheit  ergeben.  Zeitbestimmungen  wie 
„sofort",  „so  schnell  als  möglich",  „bis  ultimo 
Juni",  „im  Herbst"  geben  dem  Vertrage  nicht 
den  Charakter  des  Fixgeschäfts. 

Die  Besonderheiten  des  Fixhandelskaufes  lei- 
ten sich  daraus  her,  dass  bei  ihm  der  Käu- 
fer oder  Verkäufer,  falls  nicht  am  Stichtage 
präzis  erfüllt  wird,  in  der  Regel  jedes  Interesse 
an  der  Leistung  verliert.  Infolgedessen  tritt 
der  Anspruch  auf  Erfüllung  nach  fruchtlosem 
Ablaufe  der  festbestimmten  Leistungszeit  voll- 
ständig in  den  Hintergrund.  An  erste  Stelle 
rückt  1.  das  Recht  des  anderen  Teiles,  ohne 
weiteres  den  Rücktritt  vom  Vertrage  zu  er- 
klären und  2.,  falls  der  Schuldner  im  Verzuge 
ist,  d.  h.  wenn  er  die  Nichterfüllung  zu  ver- 
treten hat  (s.  S.  1015),  das  Rechtauf  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterifüllung.  —  Der  Anspruch 
auf  die  bedungene  Leistung  erlischt  schlecht- 
hin, wenn  nicht  der  Gläubiger  sofort  nach  Ab- 
lauf des  Termins  oder  der  Frist  dem  Schuld- 
ner anzeigt,  dass  er  auf  Erfüllung  bestehe. 

Über  Kauf  nach,  auf  und  zur  Probe 
s.  S.  310. 
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b)  Das  Kommissionsgeschäft. 

Als  Kommissionsgeschäft  (s.  S.  288  ff.)  im 
engeren  Sinne  kommen  nur  der  Ein-  und  Ver- 
kauf von  Waren  oder  von  Wertpapieren  in 
Betracht.  —  Wer  solche  Geschäfte  gewerbs- 
mässig im  eigenen  Namen,  aber  auf  fremde 
Rechnung  betreibt,  ist  Kommissionär  und  als 
solcher  Kaufmann.  Der  Kommissionär  schliesst 
mit  dem  Dritten  als  Selbstkäufer  oder  Selbst- 
verkäufer ab.  Der  Dritte  tritt  also  nur  mit 
ihm  in  ein  Vertragsverhältnis,  alle  Ansprüche, 
die  für  den  Dritten  aus  dem  Kaufvertrag  ent- 
springen können,  richten  sich  allein  gegen  den 
Kommissionär.  —  Das  Geschäft  ist  somit  recht- 
lich ein  eigenes  des  Kommissionärs,  wirt- 
schaftlich aber  ist  es  ein  Geschäft  des  Kom- 
mittenten, auf  dessen  Rechnung  es  geht.  Wer- 
den von  dem  Dritten  Ansprüche  aus  dem  Ge- 
schäfte gegen  den  Kommissionär  erhoben,  so 
wälzt  dieser  die  ihm  etwa  entstehenden  Ver- 
pflichtungen wirtschaftlich  auf  den  Kommit- 
tenten ab.  Trägt  hiernach  dieser  das  Risiko  des 
Geschäfts,  so  ist  es  natürlich,  dass  er,  und  nicht 
der  Kommissionär  der  eigentliche  Geschäfts- 
herr ist.  Von  ihm  allein  geht  der  Entschluss 
aus,  ob  und  wie  das  Geschäft  zu  machen 
sei,  der  Kommissionär  ist  nur  das  ausführende 
Organ,  er  ist  der  mitten  im  Verkehr  stehende, 
alle  Quellen  und  Verhältnisse  kennende  Ver- 
mittler zwischen  Angebot  und  Nachfrage.  Er 
ist  aber  gleichzeitig  der  Vertrauensmann  seines 
Auftraggebers,  dem  er  mit  der  Sorgfalt  eines  i 
ordentlichen  Kaufmanns  zu  dienen  und  dessen  ! 
Interesse  er  wahrzunehmen  hat.  Die  Annahme 
kollidierender  Aufträge  ist  ihm  deshalb  verwehrt. 

Weicht  der  Kommissionär  in  Überschreitung 
seiner  dienenden  Stellung  von  den  erhaltenen 
Weisungen  ab,  so  macht  er  sich  schadensersatz- 
pflichtig, auch  braucht  der  Kommittent  dis 
Geschäft  nicht  für  seine  Rechnung  gelten  zu 
lassen. 

Besteht  die  Zuwiderhandlung  gegen  die  Wei- 
sungen der  Kommittenten  darin,  dass  der  Kom- 
missionär unter  dem  ihm  gesetzten  Limit  ver- 
kauft, oder  darin,  dass  er  das  ihm  gesetzte 
Einkaufslimit  überschreitet,  so  gih  diese  Ab- 
weichung als  genehmigt,  falls  nicht  der  Kom- 
mittent unverzüglich  nach  Eingang  der  Aus- 
führungsanzeige das  Geschäft  zurückweist.  — 
Zur  Zurückweisung  ist  er  aber  dann  nicht 
berechtigt,  wenn  der  Kommissionär  sich  zu- 
gleich mit  der  Ausführungsanzeige  zur  Dek- 
kung  der  Differenz  erbietet. 

Erzielt  der  Kommissionär  vorteilhaftere  Be- 


dingungen als  die,  welche  der  Kommittent  ihm 
äusserst  gesetzt  hatte,  so  kommt  dies  dem 
Kommittenten  zugute. 

Gelangt  bei  der  Einkaufs-  oder  Verkaufs- 
kommission ein  Gut  in  den  Besitz  des  Kom- 
missionärs, das  äusserlich  erkennbar  beschädigt 
oder  mangelhaft  ist,  so  hat  der  Kommissionär 
die  Rechte  gegen  den  Frachtführer  oder  Schiffer 
zu  wahren,  für  den  Beweis  des  Zustands  zu 
sorgen,  und  den  Kommittenten  unverzüglich 
zu  benachrichtigen.  Bei  drohendem  Verderb 
der  Waren  kann  er  sogar  unter  Beobachtung 
des  §  373  HGB.   zum  Notverkaufe  schreiten. 

Solange  sich  das  Gut  in  seiner  Verwahrung 
befindet,  haftet  er  für  Verlust  und  Beschädi- 
gung und  kann  sich  von  dieser  Haftung  nur 
durch  den  Nachweis  befreien,  dass  der  Scha- 
den auch  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmanns  nicht  abzuwenden  gewesen  wäre. 

Die  Verwahrung  ist  nur  solange  Sache  des 
Kommissionärs,  als  der  Zweck  des  Geschäfts 
sie  mit,  sich  bringt.  Ist  der  Verkauf  der  kom- 
mittierten Sachen  endgültig  misslungen  oder 
der  Einkauf  beendet,  so  ist  es  Sache  des  Kom- 
mittenten, über  die  Waren  oder  Wertpapiere 
Bestimmung  zu  treffen.  Tut  er  das  nicht,  so 
kann  der  Kommissionär  sich  durch  Selbst- 
hilfeverkauf gemäss  HGB.  §  373  befreien. 

Seine  Provision  kann  der  Kommissionär  nicht 
schon  beim  Abschlüsse  des  Kaufes,  sondern 
erst  dann  verlangen,  wenn  das  Geschäft  zur 
Ausführung  gelangt,  d.  h.  wenn  der  Vertrag 
erfüllt  ist.  Er  wird  also  nicht  für  seine  Arbeit, 
sondern  für  den  Erfolg  bezahlt.  Eine  Aus- 
nahme hiervon  gilt  nur  für  den  Fall,  dass  der 
Erfolg  durch  Verschulden  des  K-ommittenten 
oder  durch  einen  anderen  lediglich  in  dessen 
Person  liegenden  Grund  verhindert  worden  ist. 

Kosten  und  Auslagen,  die  der  Kommissionär 
für  erforderlich  halten  durfte,  kann  er  in  je- 
dem Fall  erstattet  verlangen. 

Der  Kommissionär  hat  an  dem  Kommis- 
sionsgute, sofern  er  es  im  Besitze  hat,  oder 
mittelst  Konnossements,  Ladescheins  oder  La- 
gerscheins darüber  verfügen  kann,  ein  Pfand- 
recht wegen  seiner  Provision,  wegen  seiner 
Kosten,  wegen  der  von  ihm  auf  das  Gut  ge- 
gebenen Vorschüsse  und  Darlehen  und  wegen 
aller  Forderungen  gegen  den  Kommittenten 
aus  laufender  Rechnung  in  Kommissionsge- 
schäften. Er  kann  sich  wegen  aller  dieser 
Ansprüche  wie  ein  Pfandgläubiger  aus  dern 
Gute  befriedigen. 

Ebenso  kann  er  sich  wegen  der  obigen  An 
Sprüche  aus  den  Forderungen,  die  er  in  Aus 
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führung  der  Kommission  gegen  Dritte  erwor- 
ben hat,  vor  dem  Kommittenten  und  dessen 
Gläubigern  befriedigen. 

In  der  Regel  hat  der  Kommissionär  dem 
Kommittenten  für  die  Erfüllung  des  auf  Rech- 
nung des  letzteren  abgeschlossenen  Geschäfts 
nicht  einzustehen. 

Diese  Regel  ist  nur  für  die  Fälle  durch- 
brochen, dass  der  Kommissionär  das  Delkre- 
dere entweder  freiwillig  übernimmt  oder  nach 
dem  am  Orte  seiner  Niederlassung  geltenden 
Handelsgebrauche  zu  tragen  hat  oder  dass  er 
dem  Kommittenten  mit  der  Anzeige  von  der 
Geschäftsausführung  nicht  auch  zugleich  den 
Dritten  nennt,  mit  dem  er  das  Geschäft  abge- 
schlossen hat 

Das  Selbstelntrittsrecht  des  Kommissionärs. 

Das  Interesse  des  Kommittenten  steht  natur- 
gemäss  in  einem  gewissen  Widerstreite  mit 
dem  Interesse  desjenigen,  der  den  für  Rech- 
nung des  Kommittenten  ergehenden  Kauf-  oder 
Verkaufsantrag  annimmt.  —  Der  Kommissionär, 
der  ja  das  Interesse  des  Kommittenten  zu  wahren 
hat,  würde  also  regelmässig  in  eine  Interessen- 
kollision geraten,  wenn  er  das  vom  Kommitten- 
ten gewollte  Geschäft  selbst  mit  diesem  machte, 
statt  es  an  Dritte  weiterzugeben. 

Andererseits  kann  der  Selbsteintritt  des  Kom- 
missionärs die  Ausführung  des  Geschäfts  unter 
Umständen  sehr  vereinfachen  und  beschleunigen. 

Das  Gesetz  hat  daher  einen  Mittelweg  ge- 
wählt. Es  lässt  den  Selbsteintritt  des  Kommis- 
sionärs zu  bei  Einkäufen  und  Verkäufen  von 
Waren,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben 
und  von  Wertpapieren,  bei  denen  ein  Börsen- 
oder Marktpreis  amtlich  festgestellt  wird,  jedoch 
auch  hier  nur  dann,  wenn  nicht  der  Kommittent 
ein  anderes  bestimmt  hat.  Bei  diesen  Ge- 
schäften erscheint  eine  Übervorteilung  des 
Kommittenten  infolge  der  Feststellbarkeit  des 
jeweiligen  Börsen-  oder  Marktpreises  ausge- 
schlossen. 

Der  Kommissionär  darf  dem  Kommittenten 
keinen  ungünstigeren  als  den  zur  Zeit  der  Aus- 
führung der  Kommission  durch  Selbsteintritt 
bestehenden  Börsen-  oder  Marktpreis  berechnen. 
Als  Zeit  der  Ausführung  gilt  der  Zeitpunkt 
der  Absendung  der  Anzeige.  Geht  dem  Kom- 
mittenten vor  Absendung  der  Anzeige  der  Wider- 
ruf des  Kommissonsauftrags  zu,  so  ist  der 
Selbsteintritt  ausgeschlossen. 

Die  Vorschriften  über  das  Pfandrecht,  die 
Provision  und  den  Ersatz  der  Kosten  gelten 
auch  für  den  Fall  des  Selbsteintritts. 


c)  Das  Speditionsgeschäft. 


Spediteur  ist,  wer  es  gewerbsmässig  über- 
nimmt, Güterversendungen  durch  Frachtführer 
oder  durch  Verfrachter  von  Seeschiffen  für 
Rechnung  eines  anderen  (des  Versenders)  in 
eigenem  Namen  zu  besorgen. 

Der  Spediteur  ist  Kaufmann  kraft  Gewerbes. 
Seine  Aufgabe  ist  es  nicht,  Güterversendungen 
selbst  auszuführen,  er  nimmt  vielmehr  nur 
dem  Versender  die  Mühe  ab,  sich  die  Personen, 
welche  die  Beförderung  bewirken  sollen,  selbst 
zu  suchen.  Er  übernimmt  ferner  die  Besorgung 
der  erforderlichen  Zoll-  und  Begleitpapiere, 
überantwortet  das  Gut  dem  Transportführer, 
bestimmt  in  sachentsprechender  Weise  Zeit  und 
Art  des  Transports,  wählt  die  kürzeste  Route, 
vereinbart  die  für  den  Fall  günstigsten  Fracht- 
sätze und  erspart  so  durch  seine  Erfahrungen 
auf  dem  Gebiete  des  Gütertransports  dem 
Versender  mühsame  Erkundigungen  und  un- 
nütze Ausgaben. 

Mit  den  Frachtführern  und  Verfrachtern 
schliesst  er  als  Selbstkontrahent  ab.  Diese 
treten  also  mit  dem  Versender  in  keinerlei 
Vertragsverhältnis.  Da  aber  das  Geschäft  auf 
Rechnung  des  Versenders  geht,  der  dem  Spe- 
diteur die  Auslagen  für  Fracht  und  sonstige 
Verwendungen  ersetzen  muss,  so  ist  das  Spe- 
ditionsgeschäft, wie  die  Kommission,  nur  recht- 
lich ein  eigenes,  wirtschaftlich  ein  fremdes  Ge- 
schäft des  Spediteurs.  Wegen  dieser  nahen 
Verwandtschaft  mit  dem  Kommissionsgeschäft 
finden  dessen  Vorschriften  auf  die  Spedition 
entsprechende  Anwendung,  soweit  das  mit  der 
Natur  des  Speditionsgeschäfts  vereinbar  ist  und 
für  letzteres  nicht  besondere  Bestimmungen 
gegeben  sind.  —  Der  Spediteur  hat  bei  allen 
seinen  Massnahmen,  insbesondere  bei  der  Aus- 
wahl der  Transportführer  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmanns  zu  beobachten,  das 
Interesse  des  Versenders  zu  wahren  und  dessen 
Weisungen  zu  befolgen.  Handelt  er  diesen 
Verpflichtungen  zuwider,  so  kann  der  Versender 
ihn  auf  Schadensersatz  in  Anspruch  nehmen, 
er  braucht  aber  auch  die  vom  Spediteur  ge- 
schlossenen Frachtverträge  nicht  für  seine  Rech- 
nung gelten  zu  lassen.  Macht  er  von  dem 
letzteren  Rechte  Gebrauch,  so  fällt  damit  nicht 
etwa  der  ganze  Speditionsvertrag,  sondern  der 
Spediteur  hat  nunmehr  das  Geschäft  in  sach- 
gemässer  Weise  und  zu  angemessenen  Sätzen 
auszuführen.  Hat  der  Spediteur  bei  der  Aus- 
wahl der  Transportführer  die  nötige  Sorgfalt 
beobachtet,  so  braucht  er  für  den  Schaden,  der 
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durch  deren  Verschulden  während  des  Trans- 
ports dem  Versender  entsteht,  nicht  aufzukom- 
men. Die  Vertrauensstellung  des  Spediteurs 
hat  zur  Folge,  dass  er  dem  Versender  keine 
höhere  Fracht,  als  die  von  ihm  selbst  mit  dem 
Frachtführer  oder  Verfrachter  vereinbarte,  in 
Rechnung  stellen  darf.  Sein  Verdienst  besteht 
allein  in  der  Provision,  die  er  schon  fordern 
kann,  wenn  das  Gut  dem  Frachtführer  oder 
Verfrachter  zur  Beförderung  übergeben  ist 
Wegen  der  Provision,  der  Fracht,  der  Aus- 
lagen und  Verwendungen,  sowie  wegen  der 
mit  Zustimmung  des  Versenders  auf  das  Gut 
gegebenen  Vorschüsse  —  nicht  aber  wegen 
seiner  Ansprüche  aus  anderen  laufenden  Spe- 
ditionsgeschäften —  hat  der  Spediteur  ein 
Pfandrecht  an  dem  Gute,  solange  es  in  seinem 
Besitz  ist,  oder  er  durch  Konnossement,  Lade- 
schein oder  Lagerschein  darüber  verfügen  kann. 

Adressiert  der  Spediteur  das  Gut  im  Einverständnis 
mit  dem  Versender  nicht  unmittelbar  an  den  Empfänger, 
sondern  an  eine  andere  Person  zur  Weiterversendung 
und  Ablieferung  (den  Zwischenspediteur),  so  hat  dieser 
ein  eigenes  Pfandrecht  an  dem  Speditionsgute.  Er 
muss  aber  zugleich  auch  die  seinem  Vormanne  zu- 
stehenden Rechte,  insbesondere  dessen  Pfandrecht,  in 
dessen  Interesse  ausüben. 

Befriedigt  der  Zwischenspediteur  seinen  Vormann, 
so  geht  dessen  Forderung  und  Pfandrecht  auf  ihn  über. 

Der  Spediteur  ist,  falls  nichts  anderes  ver- 
einbart wird,  zum  Selbsteintritt  als  Frachtführer 
stets  befugt.  Er  hat  dann  neben  den  Rechten 
und  Pflichten  des  Spediteurs  auch  die  Rechte 
und  Pflichten  eines  Frachtführers. 

Nur  die  Stellung  des  Frachtführers  hat  der  Spe- 
diteur dann,  wenn  er  mit  dem  Versender  einen  be- 
stimmten Satz  der  Beförderungskosten  vereinbart,  oder 
wenn  er  die  Versendung  des  Gutes  zusammen  mit  den 
Gütern  anderer  Versender  auf  Grund  eines  für  seine 
Rechnung  über  eine  Sammelladung  geschlossenen  Fracht- 
vertrages bewirkt. 

Provision  kann  der  Spediteur  in  diesem  Falle  nur 
fordern,  wenn  es  besonders  vereinbart  ist. 

Die  Ansprüche  gegen  den  Spediteur  wegen  Minde- 
rung und  Beschädigung  des  Gutes  verjähren  in  einem 
Jahre  seit  der  Ablieferung,  die  Ansprüche  wegen  Ver- 
lustes und  verspäteter  Ablieferung  in  einem  Jahre  seit  dem 
Tage,  an  dem  die  Abheferung  hätte  bewirkt  sein  müssen. 

Die  Vorschriften  über  das  Speditionsgeschäft  im 
engeren  Sinne  kommen  zur  entsprechenden  Anwendung, 
wenn  ein  Kaufmann,  der  nicht  Spediteur  ist,  im  Be- 
^triebe  seines  Handelsgewerbes  eine  Güterversendung 
durch  Frachtführer  oder  Verfrachter  für  Rechnung  eines 
anderen  im   eigenen  Namen  zu  besorgen,  übernimmt. 

d)  Das  Lagergeschäft 

Lagerhalter  ist,  wer  gewerbsmässig  die  La- 
gerung und  für  längere  Zeit  die  Aufbewah- 
rung von  leblosen  Waren  (Gütern)  durch  dahin- 
gehende Verträge  übernimmt  Der  Lagerhalter 
ist  Kaufmann  kraft  Gewerbes. 


Ob  die  Verwahrung  in  Lagerhäusern,  Waren- 
speichern oder  sonstigen  Räumen  stattfindet, 
ist  gleichgültig.  Befindet  sich  das  zu  lagernde 
Gut  bei  der  Ablieferung  an  den  Lagerhalter  in 
einem  äusserlich  erkennbar  mangelhaften  oder 
beschädigten  Zustande,  so  hat  der  Lagerhalter 
die  Rechte  des  Einlagerers  gegen  den  Schiffer 
und  Frachtführer  zu  wahren,  für  den  Beweis 
des  Zustands  zu  sorgen  (ZPO.  §  488)  und  dem 
Einlagerer  unverzüglich  Nachricht  zu  geben. 

Solange  das  Gut  lagert,  hat  der  Lagerhalter 
es  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
manns zu  verwahren.  Für  Verlust  und  Be- 
schädigung haftet  er  in  gleicher  Weise  wie 
der  Kommissionär. 

Der  Einlagerer  braucht  sich  auf  das  pflicht- 
gemässe  Verhalten  des  Lagerhalters  nicht  blind- 
lings zu  verlassen,  er  hat  vielmehr  das  Recht, 
während  der  Geschäftsstunden  das  Gut  zu  be- 
sichtigen, Proben  zu  entnehmen  und  selbst 
die  zur  Erhaltung  des  Gutes  notwendigen 
Handlungen  vorzunehmen. 

Das  eingelagerte  Gut  wird  in  keinem  Falle 
Eigentum  des  Lagerhalters.  Die  Regel  ist,  dass 
es  von  allen  anderen  Gütern  getrennt  gehalten 
und  bei  Beendigung  der  Lagerung  in  Natur 
zurückgegeben  wird  (Sonderlager). 

Ist  dem  Lagerhalter  ausdrücklich  gestattet, 
das  Gut  mit  Gütern  gleicher  Art  zu  vermischen 
(Sammellager,  z.B.  Getreidesilo,  Petroleum- 
tank), so  werden  durch  die  Vermischung  die 
mehreren  Beteiligten  Miteigentümer  nach  dem 
Verhältnisse  des  Wertes,  den  die  Waren  zur 
Zeit  der  Vermischung  haben.  Die  Teilung 
vorzunehmen  ist  der  Lagerhalter  ohne  Geneh- 
migung der  übrigen  Beteiligten  selbständig  be- 
rechtigt. Durch  die  Auslieferung  des  vom  Lager- 
halter gesonderten  Teiles  wird  der  Einlagerer 
nunmehr  wieder  dessen  Alleineigentümer. 

Als  Entschädigung  kann  der  Lagerhalter 
Lagerkosten  verlangen.  Diese  umfassen  das 
vereinbarte,  ortsübliche  oder  angemessene  Lager- 
geld und  Ersatz  der  Auslagen  für  verauslagte 
Fracht,  Zölle  und  sonstige  Aufwendungen. — 
Die  Lagerkosten  sind  von  drei  zu  drei  Mo- 
naten und,  falls  die  Rücknahme  inzwischen 
erfolgt,  bei  dieser  zu  entrichten.  Für  ihre 
Zahlung  haftet  dem  Lagerhalter  das  Lagergut 
als  Pfand,  solange  er  es  im  Besitze  hat  oder 
mittelst  Konnossements,  Lagerscheins  oder  Lade- 
scheins darüber  verfügen  kann. 

Der  Einlagerer  kann  jederzeit  die  Rückgabe 
des  Gutes  fordern,  soweit  ihm  nicht  das  Pfand- 
recht des  Lagerhalters  entgegensteht. 

Der   Lagerhalter   dagegen  kann   die   Rück- 
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nähme  erst  nach  Ablauf  der  bedungenen 
Lagerzeit,  und  falls  eine  solche  nicht  verein- 
bart ist,  nach  Ablauf  von  drei  Monaten  seit 
der  Einlagerung,  verlangen.  Ist  keine  Lager- 
zeit bedungen,  oder  behält  er  das  Gut  über 
die  vereinbarte  Zeit  hinaus,  so  hat  er  ausser- 
dem stets  eine  Kündigungsfrist  von  einem 
Monat  einzuhalten.  —  „Wichtige  Gründe"  be- 
freien ihn  in  allen  Fällen  ohne  weiteres  von 
seiner  Lagerpflicht. 

Der  Lagerhalter  kann  dem  Einlagerer  über 
den  Empfang  der  Waren  einen  „Lagerschein" 
ausstellen.  In  der  Regel  kann  dieser  nur  auf 
den  Namen  des  Einlagerers  lauten  (Rektalager- 
schein).  Seine  Übergabe  an  einen  Dritten  hat 
nur  Bedeutung,  wenn  gleichzeitig  der  Anspruch 
des  Einlagerers  gegen  den  Lagerhalter  auf 
Rückgabe  der  Waren  an  den  Dritten  abge- 
treten wird, 

Anstalten,  die  staatlich  hierzu  besonders  er- 
mächtigt sind,  können  jedoch  Lagerscheine 
(Warrants)  ausstellen,  die  an  Order  lauten, 
und  die  alsdann  durch  Indossament  übertragen 
werden  können.  Die  Übergabe  eines  indos- 
sablen  und  indossierten  Lagerscheins  an  den 
legitimierten  Empfänger  hat  für  den  Übergang 
des  Eigentums  und  die  Verpfändung  des  Gutes 
dieselbe  Wirkung,  wie  die  Übergabe  des  Gutes 
selbst  Inhaberlagerscheine  kennt  das  HGB.  nicht. 
Die  Regelung  des  Lagerpfandscheins  ist  den 
Landesgesetzen  vorbehalten. 

e)  Der  Handlungsagent^). 

Der  Handlungsagent  (Waren-,  Versicherungs-, 
Auswanderungs-,  Transportagent)  ist  ein  selb- 
ständiger Kaufmann  (kein  Handlungsgehilfe), 
der  ständig  (nicht  wie  der  Mäkler  von  Fall  zu 
Fall)  von  einem  anderen  Kaufmanne  damit 
betraut  ist,  für  dessen  Handelsgewerbe  Ge- 
schäfte entweder  nur  zu  vermitteln  oder  zu 
vermitteln  und  im  Namen  des  anderen  (nicht 
wie  der  Kommissionär  in  eigenem  Namen) 
abzuschliessen. 

Wesentlich  ist  für  den  Begriff  des  Agenten  die 
auf  die  Dauer  berechnete  gleichartige  Tätigkeit 
für  einen  oder  mehrere  Geschäftsherren.  Wer 
nur  von  Fall  zu  Fall  Geschäfte  für  andere  ver- 
mittelt, ohne  seine  Dienste  ständig  bestimmten 
Personen  zu  widmen(Augenblicks-,Gelegenheits- 
agent)  ist  nicht  Handlungsagent,  sondern  Mäkler. 

Der  Agent,  der  für  einen  Nichtkaufmann 
(z.  B.    für   eine    Versicherungsgesellschaft   auf 

*)  Die  Abschnitte  e  bis  h  halten  sich  z.  T.,  beson- 
ders bei  streitigen  Fragen,  eng  an  S t au b's  Kommentar 
zum  HOB.,  6.  und  7.  Auflage. 


Gegenseitigkeit)  in  der  oben  bezeichneten  Weise 
ständig  tätig  ist,  wird  dadurch  nicht  zum  Hand- 
lungsagenten, er  ist  also  auch  nicht  ohne 
weiteres  Kaufmann,  wenn  auch  die  Regeln 
über  den  Handlungsagenten  auf  sein  Vertrags- 
verhältnis meist  entsprechende  Anwendung 
finden  werden. 

Der  Handlungsagent  hat  das  Interesse  des 
Geschäftsherrn  mit  der  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmanns  zu  wahren.  Er  ist  ver- 
pflichtet, sich  um  die  Vermittelung  von  Ge- 
schäften seines  Faches  zu  bemühen,  muss  aber 
auch  darauf  bedacht  sein,  sein  Haus  möglichst 
nur  mit  soliden  Kunden  in  Geschäftsverbindung 
zu  bringen.  Hat  er  bestimmte  Weisungen,  so 
darf  er  von  ihnen  nur  im  Notfall  abgehen. 
Von  Geschäftsabschlüssen  hat  er  regelmässig 
und  nach  ordnungsmässigem  Geschäftsgange 
unverzüglich  Anzeige  zu  machen. 

Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Ab- 
schluss-  und  dem  Vermittelungsagenten. 
Der  Abschlussagent  ist  Handlungsbevoll- 
mächtigter, er  ist  ermächtigt,  das  Geschäft  nicht 
nur  zu  vermitteln,  sondern  im  Namen  des  Ge- 
schäftsherrn als  dessen  Vertreter  abzuschliessen. 
Die  Ermächtigung  braucht  nicht  ausdrücklich 
erteilt  zu  sein.  Sie  wird  sich  oft  auch  aus  der 
ganzen  Stellung,  die  der  Agent  mit  Wissen  und 
Willen  des  Geschäftsherrn  einnimmt,  ergeben. 

DerVermittelungsagent  bereitet  den  Ge- 
schäftsschluss  nur  vor,  das  letzte  Wort  hat  nicht 
er,  sondern  der  Geschäftsherr  allein.  Schliesst 
er  dennoch  ein  Geschäft  im  Namen  des  Ge- 
schäftsherrn ab,  so  ist  dieser  an  den  Abschluss 
nicht  gebunden,  das  Geschäft  kommt  erst  zu- 
stande, wenn  der  Prinzipal  die  Erklärungen 
des  Vertreters  ohne  Vertretungsmacht  geneh- 
migt. —  Diese  Genehmigung  gilt  aber  als  er- 
teilt, wenn  der  Geschäftsherr  nicht  unverzüg- 
lich, nachdem  er  durch  den  Agenten  oder  den 
Dritten  von  dem  Abschlüsse  Kenntnis  erhalten 
hat,  dem  Dritten  erklärt,  dass  er  das  Geschäft 
ablehne.  Gibt  er  diese  Erklärung  ab,  so 
haftet  der  Agent  dem  Dritten  nach  dessen 
Wahl,  entweder  auf  Erfüllung  des  Geschäfts 
oder  auf  Schadensersatz,  es  sei  denn,  dass  der 
Dritte  den  Mangel  der  Vollmacht  kannte  oder 
bei  Anwendung  der  im  Verkehr  erforderlichen 
Sorgfalt  hätte  erkennen  müssen. 

Hat  der  Agent  sich  darauf  beschränkt,  einen 
bindenden  Vertragsantrag  des  Dritten  aufzu- 
nehmen, so  steht  die  Entscheidung  über  die 
Annahme  beim  Geschäftsherrn.  —  Nach  all- 
gemeinen Regeln  würde  diese  Annahme  dem 
Dritten  gegenüber  alsbald  erklärt  werden  müssen, 
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wenn  das  Geschäft  zustande  kommen  soll. 
Die  Anschauung  des  Verkehrs  geht  jedoch 
dahin,  dass  der  von  dem  Agenten  entgegen- 
genommene Antrag  auch  ohne  ausdrückliche 
Erklärung  als  angenommen  gilt,  wenn  der  Ge- 
schäftsherr nicht  alsbald  nach  der  Anzeige  den 
Auftrag  ablehnt. 

Die  Ermächtigung  zur  Entgegennahme  von 
Zahlungen  und  zur  nachträglichen  Bewilligung 
von  Zahlungsfristen  ist  verschieden  geregelt, 
je  nachdem  der  Agent  als  Platzagent,  d.  h. 
von  einer  festen  Handelsniederlassung  aus 
wirkt,  oder  als  Handlungsreisender  tätig 
ist.  Der  erstere  bedarf  zu  den  genannten  Hand- 
lungen besonderer  Ermächtigung,  der  letztere 
kann  sie  bei  den  von  ihm  abgeschlossenen 
Geschäften  stets  vornehmen.  Erfolgt  die  Zah- 
lung an  einen  nicht  Berechtigten,  so  braucht 
der  Geschäftsherr  sie  nicht  gegen  sich  gelten 
zu  lassen.  Die  Mängelanzeige,  die  Zurver- 
fügungstellung einer  Ware,  die  Fristsetzung 
können  sowohl  dem  Platzagenten,  wie  dem 
Reisenden  gegenüber  erklärt  werden,  dem  letz- 
teren aber  nur  in  bezug  auf  die  von  ihm 
selbst  abgeschlossenen  Geschäfte  und  in  seiner 
Anwesenheit. 

Der  Lohn  des  Handhmgsagenten  drückt  sich 
meist  in  einer  „Provision"  für  die  von  ihm 
zustande  gebrachten  Geschäfte  aus,  er  kann 
aber  ebensogut  in  einer  Tantieme  und  sogar 
in  festem  Gehalt  bestehen.  Der  Agent  wird, 
wie  der  Kommissionär,  nicht  für  die  Arbeit, 
sondern  für  den  Erfolg  bezahlt:  sein  Lohn  ist, 
ifalls  nicht  anderes  vereinbart,  erst  verdient 
mit  der  Ausführung  des  Geschäftes.  Was 
Ausführung  bedeutet,  ist  Frage  des  einzelnen 
Falles.  Stets  ist  sie  mehr  als  der  blosse  Ab- 
schluss  des  Vertrags.  —  Der  Transportagent 
wird  seinen  Lohn  verdient  haben,  wenn  das 
Frachtgut  dem  Transportführer  abgeliefert  ist, 
der  Versicherungsagent,  wenn  die  Police  vom 
Versicherten  eingelöst  wird.  Für  den  Verkaufs- 
agenten gibt  das  Gesetz  die  ausdrückliche  Vor- 
schrift, dass  im  Zweifel  der  Provisionsanspruch 
erst  mit  dem  Eingange  der  Zahlung  und  nur 
nach  dem  Verhältnisse  des  .eingegangenen  Be- 
trags erworben  ist. 

Lässt  der  Geschäftsherr  das  Geschäft  nicht 
zur  Ausführung  gelangen,  ohne  dass  ihn  ein 
wichtiger  Grund  in  der  Person  des  Vertrags- 
gegners (Insolvenz,  Kreditunwürdigkeit)  davon 
abhält,  also  aus  reiner  Willkür  oder  infolge 
nachträglicher,  freiwilliger  Aufhebung  des  Ver- 
trags durch  die  Parteien,  so  ist  di^  Provision 
entgegen  der  obigen  Regel  verdient.    Ebenso, 


wenn  die  Ausführung  des  Geschäfts  durch  die 
Schuld  des  Geschäftsherrn  unterbleibt  (mangel- 
hafte, verspätete  Erfüllung,  leichtsinnige  Stun- 
dung). 

Ist  die  Höhe  der  Provision  nicht  vereinbart, 
so  richtet  sie  sich  nach  der  Ortsüblichkeit. 
Zugrunde  zu  legen  ist  der  Nettobetrag  des 
Kaufpreises  oder  der  sonstigen  Leistung.  Die 
Abrechnung  hat,  falls  nichts  anderes  verein- 
bart ist,  am  Schlüsse  jedes  Kalenderhalbjahres 
zu  erfolgen.  Zu  ihrer  Vorbereitung  oder  Nach- 
prüfung kann  der  Agent  Mitteilung  eines  Buch- 
auszugs über  die  provisionspflichtigen  Ge- 
schäfte verlangen.  Da  ihm  das  Recht  zur  Ein- 
sicht der  Bücher  selbst  nicht  zusteht,  ist  er  in 
hohem  Masse  auf  die  Ehrlichkeit  des  Geschäfts- 
herrn angewiesen. 

In  der  Regel  erstreckt  sich  der  Provisions- 
anspruch nur  auf  die  vom  Agenten  wirklich 
zustande  gebrachten  Geschäfte.  Ist  er  aber 
„ausdrücklich"  für  einen  bestimmten  Bezirk 
(Kreis,  Provinz)  bestellt  (Bezirksagent),  so  kann 
er  mangels  abweichender  Vereinbarung  Pro- 
vision von  jedem  Geschäfte  verlangen,  das 
überhaupt  zu  gunsten  des  Geschäftsherrn  in 
diesem  Bezirke  zustande  kommt. 

Ersatz  seiner  Kosten  und  Auslagen  kann  der 
Agent  in  der  Regel  nicht  verlangen. 

Die  Auflösung  eines  für  unbestimmte  Zeit 
abgeschlossenen  Agenturvertrags  setzt  von 
beiden  Seiten  Kündigung  zum  Schlüsse  eines 
Kalendervierteljahres  mit  sechswöchiger  Kün- 
digungsfrist voraus.  Aus  wichtigen  Gründen 
(erhebliche  Beleidigungen,  falscher  Buchaus- 
zug des  Geschäftsherrn,  Untreue  des  Agenten) 
kann  der  Vertrag  von  beiden  Seiten  jederzeit 
ohne  Einhaltung  einer  Frist  gekündigt  werden. 

f)  Der  Handelsmäkler. 

Der  Handelsmäkler  (HGB.  §§  93—104) 

ist  ein  privater  selbständiger  Kaufmann,  dessen 
Gewerbe  darin  besteht,  für  andere,  wechselnde 
Personen  von  Fall  zu  Fall  Verträge  zu  ver- 
mitteln und  zwar  Verträge  über  Anschaffung 
oder  Veräusserung  von  Waren  oder  Wertpa- 
pieren, über  Versicherungen,  Güterbeförde- 
rungen, Bodmerei,  Schiffsmiete  und  sonstige 
Gegenstände  des  Handelsverkehrs  (Patentver- 
äusserungen,  Geschäfte  des  Bankgewerbes  u. 
a.  m.,  nicht  aber  Hypothekengeschäfte,  Grund- 
stücksvermittlungen, Gesindevermittlungen). 

Auf  Geschäfte  anderer  Art  finden  die  Vor- 
schriften dieses  Abschnittes  selbst  dann  keine 
Anwendung,  wenn  sie  von  einem  Handels 
mäkler  vorgenommen  werden. 
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Der  amtliche  Handelsniäkler  ist  verschwunden.  Seine 
Aufgaben  sind  z.  T.  auf  die  Kursmakler  des  Börsenge- 
setzes vom  22.  Juni  1896  übergegangen,  die  insov^^eit 
beamtet  sind,  als  sie  bei  der  Kursnotierung  mitzuwirken 
haben.  —  Der  Kursmakler  geht  zwar  aus  dem  Handels- 
mäkler hervor,  seine  amtliche  Nebenstellung  hat  indessen 
mit  seiner  privaten  Vermittlertätigkeit    nichts   zu  tun. 

Die  regelmässige  Stellung  des  Handelsmäklers 
ist  die  einer  die  Interessen  beider  Teile  gleich- 
massig  und  unparteiisch  wahrenden  Mittels- 
person. Seine  eigentliche  Aufgabe  ist  es  nicht, 
Verträge  zu  schliessen,  sondern  den  Abschluss 
vorzubereiten  und  zu  beurkunden. 

Als  Regel  ergibt  sich  aus  dieser  eigentüm- 
lichen Stellung  des  Handelsmäklers,  dass  er 
durch  die  Ausübung  seiner  Vermittlertätigkeit 
zu  beiden  Parteien  in  ein  Vertragsverhältnis 
tritt,  dass  er  infolgedessen  auch  beiden  für 
den  durch  sein  Verschulden  entstehenden  Scha- 
den haftet,  und  dass  mangels  abweichender 
Vereinbarung  oder  abweichenden  Ortsgebrauchs 
jede  Partei  die  Hälfte  des  vereinbarten  oder 
üblichen  Mäklerlohnes  zu  zahlen  hat. 

Die  Pflicht  des  Handelsmäklers,  die  Inter- 
essen beider  Parteien  zu  wahren,  geht  übrigens 
nicht  soweit,  dass  er  die  Zahlungsfähigkeit  und 
Kreditwürdigkeit  der  Beteiligten  zu  prüfen  hätte. 

Die  dem  Handelsmäkler  obliegende  Beur- 
kundung des  vermittelten  Geschäfts  besteht 
darin,  dass  er  unverzüglich  nach  dem  Ab- 
schlüsse jeder  Partei  eine  von  ihm  unterzeich- 
nete Schlussnote  zuzustellen  hat,  welche  die 
Parteien,  den  Gegenstand  und  die  Bedingungen 
des  Geschäfts,  insbesondere  bei  Verkäufen  von 
Waren  oder  Wertpapieren,  deren  Gattung  und 
Menge,  sowie  den  Preis  und  die  Zeit  der 
Lieferung  enthält.  Bei  Geschäften,  die  nicht 
sofort  erfüllt  werden  sollen,  ist  die  Schluss- 
note ausserdem  den  Parteien  zur  Unterschrift 
zuzustellen  und  ist  jeder  Partei  die  von  der 
anderen  unterschriebene  Schlussnote  zu  über- 
senden. Verweigert  eine  Partei  die  Annahme 
oder  Unterschrift  der  Schlussnote,  so  hat  der 
Handelsmäkler  die  andere  Partei  unverzüglich 
zu  benachrichtigen. 

Die  Schlussnote  ist  eine  Privaturkunde.  Sie 
hat  nur  die  Bedeutung  eines  Beweismittels. 
Sind  die  Parteien  tatsächlich  nicht  einig  ge- 
worden, so  bringt  natürlich  auch  die  Ausstel- 
lung der  Note  das  Geschäft  nicht  zustande. 
—  Die  Annahme  der  Schlussnote  braucht 
nicht  in  allen  Fällen  als  Genehmigung  aufge- 
fasst  zu  werden.  Unterzeichnet  aber  eine  Partei 
die  Note,  so  gibt  sie  damit  die  Erklärung  ab, 
dass  nach  ihrer  Ansicht  das  Geschäft  in  der 
vom  Mäkler  beurkundeten   Art  abgeschlossen 


worden  sei.  Unterzeichnen  beide  Parteien  vor- 
behaltlos, so  wird  darin  regelmässig  eine  wenig- 
stens nachträgliche  Einigung  zu  erblicken  sein. 

Ist  dem  Handelsmäkler  ein  Auftrag  zugegangen  und 
hat  er  einen  Reflektanten  zwar  noch  nicht  fest  an  der 
Hand,  glaubt  ihn  aber  wohl  zur  Annahme  noch  be- 
stimmen zu  können,  so  kann  er  sich  das  Geschäft  da- 
durch zu  sichern  suchen,  dass  er  dem  Auftraggeber 
eine  Schlussnote  zustellt,  in  der  er  sich  die  Bezeich- 
nung der  anderen  Partei  vorbehält  („Aufgabe  vorbe- 
halten"). —  Weist  die  erste  Partei  diese  Note  nicht 
sofort  zurück  und  findet  der  Mäkler  nachträglich  einen 
Vertragsgegner,  so  ist  die  erste  Partei  an  das  in  der 
Schlussnote  niedergelegte  Geschäft  mit  diesem  gebunden, 
wenn  nicht  gegen  die  Person  des  Benannten  begrün- 
dete Einwendungen  (Zahlungsunfähigkeit,  Kreditun- 
würdigkeit)  erhoben  werden  können. 

Der  Mäi<ler  hat  jedoch  zu  dieser  nachträglichen  Auf- 
gabe nur  eine  nach  dem  Ortsgebrauch,  ev.  nach  den 
Umständen  zu  bemessende,  beschränkte  Frist.  Kann 
er  innerhalb  dieser  einen  Vertragsgegner  nicht  be- 
nennen oder  bestehen  gegen  den  Benannten  begründete 
Einwendungen,  so  kann  die  erste  Partei  den  Mäkler 
auf  Erfüllung  des  Geschäfts  in  Anspruch  nehmen.  Sie 
verliert  dieses  Recht,  wenn  sie  auf  eine  Anfrage  des 
Mäklers  nicht  unverzüglich  erklärt,  dass  sie  die  Erfüllung 
verlange.  —  Ein  Selbsteintritts  recht  steht  dem  Mäkler 
in  keinem  Falle  zu. 

Beim  Kauf  nach  Probe  ist  der  Handels- 
mäkler —  falls  ihn  nicht  die  Parteien  oder 
der  Ortsgebrauch  davon  entbinden  —  ver- 
pflichtet, die  ihm  übergebene  Probe  solange 
aufzubewahren,  bis  ein  Streit  über  die  probe- 
mässige  Beschaffenheit  der  Ware  nicht  mehr 
zu  erwarten  ist. 

Als  Kaufmann  hat  der  Handelsmäkler  die 
vorgeschriebenen  Handelsbücher  zu  führen. 
Ausserdem  ist  er  aber  verpflichtet,  die  von  ihm 
abgeschlossenen  Geschäfte  täglich  nach  ihrer 
Zeitfolge  unter  Bezeichnung  der  Parteien,  des 
Gegenstands  und  der  Bedingungen  des  Ge- 
schäfts in  ein  Tagebuch  einzutragen.  Die 
Eintragungen  sind  von  ihm  selbst  täglich  zu 
unterschreiben.  Für  die  Einrichtung  und  Auf- 
bewahrung des  Tagebuchs  gelten  die  für  die 
Handelsbücher  gegebenen  Vorschriften  der 
§§  43  und  44  HGB. 

Die  Vertragsparteien  haben  jederzeit  An- 
spruch auf  Erteilung  eines  vollständigen,  vom 
Mäkler  unterzeichneten  Auszugs  aus  dem  Tage- 
buch über  das  vermittelte  Geschäft.  —  Die  Vorle- 
gung des  Tagebuchs  kann  im  Prozesse  durch  das 
Gericht  von  Amts  wegen  angeordnet  werden. 

Die  Vorschriften  über  Schlussnoten  und  Tagebücher 
finden  auf  den  Krämermäkler,  d.  i.  den  Vermittler  von 
Warengeschäften  im  Kleinverkehr,  keine  Anwendung, 
mag  er  im  übrigen  Vollkaufmann  sein  oder  nicht. 

g)  Das  Landfrachtgeschäft. 

Das  Landfrachtgeschäft  hat  zum  Gegenstande 
die  Ausführung  der  Beförderung  fremder  Güter 
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von  Ort  zu  Ort.  Zum  Begriffe  der  Ausfüh- 
rung gehört  Übernahme  des  Gutes  in  die 
tatsächUche  Innehabung  des  Frachtführers  und 
AbHeferung  an  den  Adressaten. 

Güter  im  Sinne  dieses  Abschnitts  sind  alle 
transportablen,  beweglichen  Gegenstände  (Wa- 
ren, Kanonen,  Vieh).  Der  Gebrauch  von  Trans- 
portmitteln ist  für  den  Begriff  des  Frachtge- 
schäfts nicht  wesentlich. 

Wer  aus  dieser  Art  von  Geschäften  ein  Ge- 
werbe macht,  ist  Frachtführer,  als  solcher  kraft 
Gewerbes  Kaufmann,  und  zwar  je  nach  dem 
Umfange  seines  Gewerbebetriebes  Voll-  oder 
Minderkaufmann. 

Durch  den  Frachtvertrag  wird  in  erster  Linie 
ein  Vertragsverhältnis  zwischen  dem  Absender 
und  dem  Frachtführer  begründet.  Der  Fracht- 
vertrag lässt  aber  ausserdem  unter  Umständen 
vertragliche  Beziehungen  zwischen  dem  Fracht- 
führer und  dem  Empfänger  entstehen,  obwohl 
dieser  unmittelbar  mit  dem  Frachtführer  keinen 
Vertrag  geschlossen  hat.  Der  Frachtvertrag 
ist  insoweit  ein  sog.  Vertrag  „zugunsten  eines 
Dritten". 

Frachtführer  und  Absender.  Der  Fracht- 
führer wird  durch  den  Vertrag  verpflichtet,  den 
Transport  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Frachtführers  und  mit  Rücksicht  auf  die  An- 
weisungen des  Absenders  auszuführen,  insbe- 
sondere das  ihm  anvertraute  Gut  innerhalb  der 
vereinbarten  oder  angemessenen  Zeit  an  den 
Bestimmungsort  und  an  den  ihm  benannten 
Empfänger  zu  befördern. 

Ist  über  Beginn  und  Ende  der  Beförderungszeit 
nichts  vereinbart,  so  hat  der  Frachtführer  sich  nach 
dem  Ortsgebrauche  des  Abgangsortes  zu  richten  und 
in  Ermangelung  eines  solchen  Gebrauches  eine  den 
Umständen  nach  angemessene  Frist  einzuhalten. 

Tritt  ein  vorübergehendes  Reisehindernis  ein,  so 
kann  der  Absender,  nicht  auch  der  Frachtführer,  ohne 
weiteres  vom  Vertrage  zurücktreten,  muss  aber,  wenn 
nicht  das  Hindernis  vom  Frachtführer  verschuldet  ist, 
diesem  eine  seiner  bisherigen  Leistung  entsprechende 
Teilentschädigung  („Distanzfracht")  zahlen.  —  Ist  das 
Hindernis  gehoben,  so  ist  der  Rücktritt  ausgeschlossen. 

Ist  die  Behinderung  eine  dauernde,  so  treten  die 
allgemeinen  Regeln  über  die  Unmöglichkeit  der  Lei- 
stung ein  (s.  S.   1014). 

Die  beiderseitigen  Verpflichtungen  des  Fracht- 
führers und  des  Absenders  finden  ihren  Aus- 
druck im  Frachtbrief,  dessen  Ausstellung  der 
Frachtführer   vom   Absender   verlangen   kann. 

Der  Frachtbrief  ist  nicht  etwa  die  gesetz- 
liche Form  des  Frachtvertrags,  er  ist  vielmehr 
nur  ein  Beweismittel  für  den  Inhalt  der  form- 
frei geschlossenen  Vereinbarung.  Ist  er  ord- 
nungsmässig  ausgestellt  und  vom  Frachtführer 
angenommen,  so  folgt  daraus  für  und  gegen 


beide  Vertragsparteien  die  Vermutung,  dass  er 
der  wahrheitsgemässe  Niederschlag  der  Ver- 
tragsbedingungen sei.  Der  Gegenbeweis  seiner 
Unrichtigkeit  kann  aber  von  beiden  Parteien 
geführt  werden. 

Als  Adressat  kann  der  Absender  sich  selbst 
bezeichnen.  —  Die  Angabe  des  Empfängers 
und  des  Ablieferungsortes  kann  auch  vorbe- 
halten werden.  Niemals  aber  kann  der  Fracht- 
brief an  Order  oder  auf  den  Inhaber  lauten. 

Der  Frachtführer  haftet  für  den  Schaden, 
der  durch  Versäumung  der  Lieferungsfrist  und 
durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Gutes 
in  der  Zeit  von  der  Übernahme  bis  zur  Ab- 
lieferung entsteht.  Von  dieser  Haftung  kann 
er  sich  nur  durch  den  Nachweis  befreien,  dass 
der  Verlust,  die  Beschädigung  oder  die  Ver- 
spätung auf  Umständen  beruht,  die  durch  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht 
abgewendet  werden  konnten. 

Hat  der  Frachtführer  die  Beförderung  des  Gutes 
bis  an  das  eigentliche  Endziel  übernommen,  übergibt 
er  aber  einen  Teil  der  Ausführung  einem  anderen 
Frachtführer  (Unterfrachtführer),  der  die  Beförderung 
auf  Grund  des  ursprünglichen  „durchgehenden"  Fracht- 
briefs fortführt  (z.  B.  der  Fuhrmann  gibt  das  Gut  an 
die  Eisenbahn  ab),  so  hat  der  Hauptfrachtführer  für 
das  Verschulden  seines  Nachmannes,  dessen  er  sich  zur 
Ausführung  seiner  Verpflichtungen  bedient,  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  einzustehen.  Neben  ihm  aber 
haftet  dem  Absender  im  gleichen  Umfange  der  Unter- 
frachtführer für  die  Erfüllung  aller  der  aus  dem  ur- 
sprünglichen Frachtbriefe  sich  ergebenden  Verpflich- 
tungen. Der  Absender  hat  die  Wahl,  wen  er  in  An- 
spruch nehmen  will  und  zwar  gleichgültig,  um  welche 
Beförderungsstrecke  es  sich  handelt. 

Ist  einer  der  beteiligten  Frachtführer  vom  Absender 
auf  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  worden,  so 
kann  er  zunächst  nur  gegen  denjenigen  Frachtführer 
seinen  Rückgriff  nehmen,  der  den  Schaden  nachweis- 
lich verschuldet  hat.  Ist  der  Schuldige  nicht  zu  er- 
mitteln, so  haben  alle  Frachtführer  nach  dem  Verhältnis 
ihres  Verdienstes  sich  in  den  Schaden  zu  teilen.  Nur 
der  geht  frei  aus,  der  nachweisen  kann,  dass  der  Schaden 
auf  seiner  Beförderungsstrecke  nicht   entstanden  ist. 

Vom  Unterfrachtführer  ist  der  Zwischenfracht- 
führer zu  unterscheiden.  Ein  solcher  kommt  in  Frage, 
wenn  der  erste  Transporteur  die  Beförderung  nicht 
bis  an  das  eigentliche  Endziel,  sondern  nur  bis  zu 
einer  Zwischenstation  (z.  B.  bis  zur  Eisenbahn)  über- 
nommen hat,  und  sein  Frachtbrief  also  auch  nur  bis  zu 
der  Zwischenstation  lautet. 

Der  Frachtführer,  der  nunmehr  auf  Grund  eines 
neuen  Frachtvertrags  und  Frachtbriefes  die  Weiterbe- 
förderung übernimmt,  wird  Zwischenfrachtführer  ge- 
nannt. Seine  Leistungen  sind  von  denen  des  ersten 
Frachtführers  völlig  gesondert,  keiner  der  beiden  haftet 
daher  irgendwie  für  die  Vorgänge  auf  der  Beförde- 
rungsstrecke des  anderen. 

Der  Absender  hat  das  Gut  in  transport- 
bereitem Zustande  dem  Frachtführer  zu  über- 
mitteln.   Er  hat  ihm  insbesondere  die  nach  den 
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Zoll-,  Steuer-  und  Polizeivorschriften  erforder- 
lichen Begleitpapiere  zu  übergeben,  und  haftet 
dem  Frachtführer  für  allen  Schaden,  den  die 
Unzulänglichkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Papiere 
zur  Folge  hat  (Strafen,  Einziehung  der  Ware, 
Verzögerung  des  Transports). 

Der  Absender  hat  dem  Frachtführer  ferner 
nach  Ausführung  der  Beförderung  den  verein- 
barten oder  üblichen  Frachtlohn  zu  zahlen, 
und  die  gehabten  Auslagen  (Liege-,  Zollgelder) 
zu  erstatten,  soweit  nicht  diese  Verpflichtung 
vom  Empfänger  erfüllt  wird  (s.  u.). 

Wegen  aller  dieser  Ansprüche,  sowie  wegen 
der  auf  das  Gut  geleisteten  Vorschüsse,  hat 
der  Frachtführer  ein  Pfandrecht  an  dem  Gute, 
solange  er  es  im  Besitze  hat,  oder  mittelst 
Konnossements,  Ladescheins  oder  Lagerscheins 
darüber  verfügen  kann.  Auch  nach  der  Ab- 
lieferung dauert  das  Pfandrecht  fort,  wenn  inner- 
halb von  drei  Tagen  das  haftende  Gut  noch 
im  Besitze  des  Empfängers  ist  und  gegen 
diesen  von  dem  Frachtführer  die  Klage  auf 
Herausgabe  angestrengt  worden  ist. 

Der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  die  Beför- 
derung auszuführen,  er  hat  aber  auf  ihre  Aus- 
führung keinen  Anspruch,  Der  Absender  ist 
deshalb  jederzeit  in  der  Lage,  den  Frachtführer 
anzuweisen,  das  Gut  anzuhalten,  es  zurückzu- 
geben oder  an  einen  anderen  als  den  im  Fracht- 
briefe bezeichneten  Empfänger  auszuliefern,  vor- 
ausgesetzt, dass  die  Ausführung  dieser  An- 
weisung nicht  eine  Mehrleistung  des  Fracht- 
führers bedeutet  und  dass  der  Absender  oder  der 
neue  Empfänger  die  etwaigen  Mehrkosten  trägt. 

Dieses  Verfügungsrecht  des  Absenders  er- 
lischt naturgemäss  durch  Übergabe  des  Gutes 
an  den  Empfänger,  unter  Umständen  endigt 
es  aber  auch  schon  vorher,  um  dem  Verfügungs- 
rechte des  Empfängers  Platz  zu  machen. 

Frachtführerund  Empfänger.  Der  Emp- 
fänger ist  schon  während  der  Reise,  vor  An- 
kunft des  Gutes  am  Ablieferungsorte,  dem 
Frachtführer  gegenüber  berechtigt,  alle  zur 
Sicherstellung  des  Gutes  erforderlichen  Mass- 
regeln zu  ergreifen  und  dem  Frachtführer  die 
zu  diesem  Zwecke  notwendigen  Anweisungen 
zu  erteilen. 

Durch  die  Ankunft  des  Gutes  am  Abliefe- 
rungsort aber  erwächst  dem  Empfänger  sogar 
das  Recht,  alle  durch  den  Frachtvertrag  be- 
gründeten Rechte  in  eigenem  Namen,  nicht 
nur  in  Vertretung  des  Absenders  gegen  den 
Frachtführer  geltend  zu  machen,  allerdings  nur 
gegen  Erfüllung  der  aus  dem  Frachtvertrage 
dem  Absender  obliegenden   Pflichten.     Unter 


diesen  Rechten  des  Empfängers  stehen  in  erster 
Reihe  die  Ansprüche  auf  Auslieferung  des 
Gutes  und  auf  Übergabe  des  Frachtbriefs. 

Solange  der  Frachtbrief  noch  nicht  über- 
geben oder  solange  nicht  vom  Empfänger 
Klage  gegen  den  Frachtführer  auf  Erfüllung 
der  Pflichten  aus  dem  Frachtvertrag  erhoben 
ist,  kann  der  Absender  das  Recht  des  Em- 
pfängers noch  durch  Gegenorder  an  den  Fracht- 
führer vereiteln.  Ist  aber  einmal  der  Fracht- 
brief ausgehändigt  oder  Klage  erhoben,  dann 
ist  das  Verfügungsrecht  des  Absenders  erloschen. 
Von  diesem  Zeitpunkt  ab  hat  der  Frachtführer 
nur  noch  die  Anweisungen  des  Empfängers 
zu  beachten,  verletzt  er  diese  Pflicht,  so  ist  er 
dem  Empfänger  für  das  Gut  verhaftet. 

Es  steht  in  der  Hand  des  Empfängers,  ob 
er  von  den  vorbezeichneten  Rechten  Gebrauch 
machen  will.  Pflichten  sind  also  mit  der 
Entstehung  der  Rechte  zunächst  noch  nicht 
verbunden.  Erst  wenn  der  Empfänger  den 
Frachtbrief  und  das  Gut  vom  Frachtführer 
entgegengenommen  hat,  ist  er  nunmehr 
auch  verpflichtet,  dem  Frachtführer  nach 
Massgabe  des  Frachtbriefes  Zahlung  zu  leisten. 
Mit  dem  Eintritte  dieser  Verpflichtung  wird 
der  Absender  dem  Frachtführer  gegenüber  frei, 
das  Vertragsverhältnis  hat  sich  also  völlig  ver- 
schoben. 

Macht  der  Empfänger  von  seinem  Ver- 
fügungsrechte keinen  Gebrauch,  so  ist  der 
Frachtführer  nicht  befugt,  ihn  zur  Abnahme 
des  Gutes  zu  zwingen.  Der  Frachtführer  kann 
hiernach  Rechte  aus  dem  Frachtvertrage  gegen 
den  Empfänger  immer  erst  geltend  machen, 
wenn  dieser  durch  Annahme  des  Frachtbriefes 
und  des  Gutes  gezeigt  hat,  dass  er  mit  der  Über- 
nahme der  Verpflichtungen   einverstanden   ist. 

Tritt  dieser  Fall  nicht  ein,  so  muss  der  Fracht- 
führer es  dem  Absender  überlassen,  seine 
Rechte  gegen  den  Empfänger  zu  verfolgen. 
Er  ist  nur  verpflichtet,  falls  der  Empfänger  die 
Annahme  des  Gutes  verweigert,  oder  falls  er 
nicht  zu  ermitteln  ist,  oder  wenn  sich  ein 
sonstiges  Ablieferungshindernis  ergibt,  dem  Ab- 
sender unverzüglich  Anzeige  zu  machen  und 
dessen  Anweisung  einzuholen.  Geht  die  An- 
weisung nicht  rechtzeitig  ein,  oder  lässt  sie 
sich  nicht  ausführen,  so  kann  der  Frachtführer 
das  Gut  in  einem  öffentlichen  Lagerhaus  oder 
sonst  in  sicherer  Weise  hinterlegen,  er  kann 
auch  im  Notfalle  den  Notverkauf  gemäss  §  372 
HGB.  vornehmen.  Hat  er  diese  Massregeln 
ergriffen,  so  bleibt  ihm  nunmehr  nur  noch 
übrig,  seine  Ansprüche  auf  Frachtlohn,  Aus- 


1034 


Das  kaufmännische  Privatrecht. 


lagen  usw.  gegen  den  Absender  geltend  zu 
machen. 

Bleibt  es  bei  dem  Regelfalle,  dass  das  Gut 
angenommen  und  die  Fracht  sowie  die  Neben- 
forderungen bezahlt  werden,  so  sind  damit 
alle  Ansprüche  des  Absenders  wie  des  Em- 
pfängers gegen  den  Frachtführer  aus  dem  Fracht- 
vertrag erloschen.  —  Auch  Schadensersatzan- 
sprüche sind  ausgeschlossen,  wenn  nicht  schon 
vor  der  Annahme  des  Gutes  dessen  Beschädi- 
gung oder  Minderung  durch  amtlich  bestellte 
Sachverständige  festgestellt  worden  ist,  oder  — 
bei  äusserlich  nicht  erkennbaren,  nachweislich 
zwischen  Übernahme  und  Ablieferung  ent- 
standenen Mängeln  —  die  Feststellung  des 
Mangels  durch  amtlich  bestellte  Sachverstän- 
dige unverzüglich  nach  der  Entdeckung  und 
spätestens  eine  Woche  nach  der  Annahme  be- 
antragt war. 

Die  Befreiung  des  Frachtführers  von  seiner 
Ersatzpflicht  tritt  nur  dann  nicht  ein,  wenn  er 
den  Schaden  durch  Vorsatz  oder  grobe  Fahr- 
lässigkeit herbeigeführt  hatte. 

Der  Ladeschein.  Für  den  Absender,  der  die 
Angabe  des  Adressaten  vorbehalten  oder  wider- 
rufen hat,  kann  sich  während  des  Transports  das 
wirtschaftliche  Bedürfnis  ergeben,  die  rollenden 
Werte  durch  Weiterveräusserung  alsbald  für 
sich  zu  realisieren.  Diese  Realisierung  könnte 
in  der  Weise  erfolgen,  dass  der  Absender  seinen 
Anspruch  auf  Herausgabe  des  Gutes,  der  ihm 
gegen  den  Frachtführer  zusteht,  an  einen  Dritten 
abträte  und  sich  mit  diesem  darüber  einigte, 
dass  das  Eigentum  an  dem  rollenden  Gute 
auf  ihn  übergehen  solle.  Durch  dieses  Ver- 
fahren wäre  der  Dritte  nunmehr  zur  Verfügung 
über  das  Gut  berechtigt,  indessen  wäre  die 
Sicherheit  des  Abnehmers  nur  gering,  da  seine 
Rechte  aus  der  Abtretung  den  Rechten  aus  einer 
früheren  Abtretung  nachstehen  würden.  Der 
Abnehmer  würde  sich  deshalb  zur  alsbaldigen 
Bezahlung  des  Wertes  ohne  die  während  des 
Transportes  schwer  ausführbare  tatsächliche 
Übergabe  des  Gutes  kaum  bereitfinden.  Hier 
weist  die  Zulassung  der  zweiten  Urkunde  des 
Frachtgeschäfts, des— im  Landfrachtverkehr  aller- 
dings nicht  üblichen  —  Ladescheins  einen  Weg. 

Der  Ladeschein  kann  vom  Frachtführer  dem 
Absender  ausgestellt  werden.  Eine  Verpflich- 
tung zur  Ausstellung  besteht  nicht.  In  ihm 
verpflichtet  sich  der  Frachtführer,  das  empfangene 
Gut  an  den  durch  den  Schein  ausgewiesenen 
Empfänger  auszuliefern. 

Der  Ladeschein  ist  also  mehr  als  eine  Be- 
weisurkunde, er  ist  ein   Verpflichtungsschein, 


und  zwar  bezieht  er  sich  nur  auf  die  Ver- 
pflichtungen des  Frachtführers  gegenüber  dem 
Empfänger,  während  er  den  Frachtvertrag 
zwischen  Absender  und  Frachtführer  unberührt 
lässt.  —  Ist  ein  Ladeschein  ausgestellt,  so  ist 
er  für  den  Umfang  der  Verpflichtungen  des 
Frachtführers  gegen  den  Empfänger  ausschliess- 
lich massgebend.  Die  nicht  in  ihn  aufge- 
nommenen Bestimmungen  des  Frachtvertrags, 
und  die  nicht  aus  ihm  ersichtlichen  auf  dem 
Gute  ruhenden  Lasten  (z.  B.  das  Pfandrecht  des 
Frachtführers  wegen  rückständiger  Forderungen) 
wirken  dem  Empfänger  gegenüber  nicht. 

Der  Ladeschein  kann  an  Order  gestellt  werden  und 
ist  sodann  durch  Indossament  übertragbar.  Zum  Em- 
pfange des  Gutes  legitimiert  ist  derjenige,  an  welchen 
das  Gut  nach  dem  Ladeschein  abgeliefert  werden  soll 
oder  auf  welchen  der  Ladeschein,  wenn  er  an  Order 
lautet,  durch  Indossament  übertragen  ist.  Die  Über- 
gabe des  Ladescheines  an  denjenigen,  der  durch  den 
Schein  zur  Empfangnahme  des  Gutes  legitimiert  wird, 
hat,  wenn  das  Gut  vom  Frachtführer  übernommen  ist, 
für  den  Erwerb  von  Eigentum  und  sonstigen  dinglichen 
Rechten  an  dem  Gute  dieselben  Wirkungen,  wie  die 
Übergabe  des  Gutes.  Der  Ladeschein  ist  hiernach  ein 
Traditionspapier,  wie  der  indossable  Lagerschein  und 
das  Konnossement.  Ist  der  Ladeschein  an  Order  ge- 
stellt, so  muss  zur  Übergabe  des  Papiers  das  Indossa- 
ment auf  den  Empfänger  oder  das  Vorhandensein  eines 
Blankoindossaments  hinzutreten.  Die  Befugnisse  des 
legitimierten  Scheininhabers  erschöpfen  sich  nicht  in 
dem  Recht  auf  Auslieferung  des  Gutes,  sie  beginnen 
vielmehr  schon  während  des  Transports.  Schon  vor 
Ankunft  des  Gutes  am  Ablieferungsorte  hat  der  zum 
Empfang  Legitimierte  die  Rechte,  welche  dem  Absender 
in  Ansehung  der  Verfügung  über  das  Gut  zuständen, 
wenn  ein  Ladeschein  nicht  ausgestellt  wäre.  Der  Fracht- 
führer darf  einer  Anweisung  des  Absenders,  das  Gut 
anzuhalten,  zurückzugeben  oder  an  einen  anderen  als  an 
den  durch  den  Ladeschein  legitimierten  Empfänger  aus- 
zuliefern, nur  Folge  leisten,  wenn  ihm  der  Ladeschein 
zurückgegeben  wird.  Er  ist  zur  Ablieferung  des  Gutes 
nur  gegen  Rückgabe  des  quittierten  Ladescheins  ver- 
pflichtet. Hierdurch  ist  der  Inhaber  des  Ladescheins 
auch  gegen  die  Ansprüche  aus  einer  etwaigen  früheren 
Abtretung  des  Herausgabeanspruchs  geschützt. 

Die  in  diesem  Abschnitte  für  den  Frachtvertrag  im 
engeren  Sinne  besprochenen  Regeln  kommen  auch  zur 
Anwendung,  wenn  ein  Kaufmann,  der  nicht  Fracht- 
führer ist,  im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  eine 
Beförderung  von  Gütern  zu  Lande  oder  auf  Flüssen 
oder  sonstigen  Binnengewässern  übernimmt. 

Die  Beförderung  von  Gütern  durch  die  Postver- 
waltungen des  Reiches  und  der  Bundesstaaten  ist  dem 
Handelsrecht  entzogen.  Die  genannten  Verwaltungen 
gelten  nicht  als  Kaufleute. 


h) 


und 


Die    Beförderung     von    Gütern 
Personen  auf  Eisenbahnen. 

«)  Güterverkehr.  Die  bedeutsamsten 
Frachtführer  zu  Lande  sind  die  Eisenbahn- 
unternehmer, unter  denen  im  Deutschen  Reiche 
die  Preussisch-Hessische  Eisenbahngemeinschaft 
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an  erster  Stelle  steht.  Die  Frachtverträge  mit 
ihnen  unterliegen  einer  Reihe  von  Sondervor- 
schriften, welche  die  allgemeinen,  grundsätzlich 
auch  hier  geltenden  Regeln  über  das  Fracht- 
geschäft teils  ergänzen,  teils  abändern.  Die 
Sonderstellung  der  Eisenbahnen  beruht  auf 
deren  tatsächlichem  Monopol.  Der  Verkehr 
ist  auf  die  Beförderung  mit  Hilfe  dieses  schnell- 
sten und  leistungsfähigsten  Frachtführers  an- 
gewiesen, und  es  besteht  daher  die  Gefahr 
eines  Missbrauchs  dieser  günstigen  Stellung 
auf  Kosten  des  Publikums.  Dieser  Gefahr 
sollen  die  Sondervorschriften  über  den  Eisen- 
bahnverkehr vorbeugen. 

Dem  genannten  Zweck  entsprechend  be- 
ziehen sich  die  in  diesem  Abschnitte  behan- 
delten Gesetzesvorschriften  nur  auf  die  dem 
öffentlichen  Güterverkehre  dienenden  Ei- 
senbahnen. 

Eisenbahnen  im  Sinne  dieses  Abschnittes  sind  ausser 
den  Voll-,  Neben-  und  Kleinbahnen  im  engeren  Sinne 
auch  Pferde-,  Luftdruck-,  Drahtseil-  und  elektrische 
Bahnen,  vorausgesetzt,  dass  sie  bestimmungsgemäss 
dem  öffentlichen  Güterverkehre  dienen. 

Das  vom  Gesetze  zur  Bekämpfung  der  oben- 
bezeichneten Gefahr  angewendete  Mittel  ist 
eine  weitgehende  Beschränkung  der  Ver- 
tragsfreiheit der  Eisenbahnen. 

Die  Eisenbahn  darf  nach  §  453  HOB.  die 
Übernahme  von  Gütern  zur  Beförderung 
nach  einer  für  den  Güterverkehr  eingerichteten 
Station  des  Deutschen  Reiches  nicht  verwei- 
gern, falls  der  Absendersich  den  Beförderungs- 
bedingungen und  allgemeinen  Anordnungen 
der  Bahn  unterwirft,  die  Beförderung  nicht  ge- 
setzlich oder  polizeilich  verboten  ist,  die  Güter 
sich  nach  der  Verkehrsordnung  zur  Beförderung 
eignen,  die  Beförderung  mit  den  gewöhnlichen 
Beförderungsmitteln  möglich  ist  und  nicht  durch 
höhere  Gewalt  verhindert  wird. 

Für  Kleinbahnen  findet  §  453  HOB.  mit  der  Mass- 
gabe Anwendung,  dass  an  die  Stelle  der  Verkehrsord- 
nung die  Beförderungsbedingungen  der  Bahnunterneh- 
mung treten  und  dass  die  Kleinbahn  die  Übernahme 
von  Gütern  auf  ihrer  Bahnstrecke  nicht  verwei- 
gern darf. 

Unter  „regelmässigen  Beförderungsmitteln"  sind 
nicht  die  regelmässig  vorhandenen,  sondern  die  nach 
der  Erfahrung  regelmässig  nötigen  zu  verstehen. 

Kann  die  Beförderung  nicht  sofort  erfolgen,  so 
braucht  die  Eisenbahn  die  Güter  zur  „Beförderung" 
nicht  anzunehmen,  sie  hat  sie  jedoch  vorläufig  zu  ver- 
wahren, soweit  ihre  Räumlichkeiten  ausreichen.  Wäh- 
rend der  Verwahrung  haftet  die  Bahn  noch  nicht  mit 
der  starken  Haftung  des  Frachtführers,  sondern  nur 
als  Verwahrer  für  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit. 

Ein  fast  gleicher  Vertragszwang,  wie  für  die  inlän- 
dischen Bahnen  besteht  im  internationalen  Eisenbahn- 
verkehr   nach    Art.   5    des    Berner    Abkommens    vom 


14.  Oktober  1890  für  die  diesem  Vertrage  beigetretenen 
Staaten. 

Geht  das  zur  Beförderung  angenommene 
Gut  vor  der  Ablieferung  verloren,  oder  wird  es 
beschädigt,  so  hat  die  Bahn  grundsätzlich  für 
den  Schaden  einzustehen,  auch  wenn  ihr 
ein  Verschulden  nicht  zur  Last  fällt.  Von  dieser 
Verpflichtung  kann  sie  sich  nur  durch  den 
Nachweis  befreien,  dass  der  Schaden  entweder 
durch  ein  Verschulden  oder  eine  nicht  von 
der  Bahn  verschuldete  Anweisung  des  Ver- 
fügungsberechtigten oder  durch  höhere 
Gewalt  oder  durch  äusserlich  nicht  erkenn- 
bare Mängel  der  Verpackung  oder  durch 
die  natürliche  Beschaffenheit  desGutes, 
namentlich  durch  inneren  Verderb,  Schwinden, 
gewöhnliche  Leckage  (Dringen  von  Flüssigkeit 
durch  die  Fugen  des  unversehrten  Gefässes) 
verursacht  ist. 

Unter  höherer  Gewalt  sind  zu  verstehen  alle  von 
aussen  kommenden,  nicht  voraussehbaren  und  durch 
sorgfältigste  Vorkehrungen  nicht  abwendbaren  Ereig- 
nisse (Orkan,  Überschwemmung,  Blitzschlag). 

In  einer  Reihe  von  Fällen,  bei  denen  die  Möglich- 
keit naheliegt,  dass  der  Schaden  durch  die  Beschaffen- 
heit der  Ware,  die  Art  der  Beförderung  oder  durch 
das  Verhalten  des  Absenders  verursacht  sein  könnte 
(HGB.  §  459),  stellt  das  Gesetz  eine  Vermutung  zu- 
gunsten der  Bahn  auf,  nach  der  die  Entstehung  des 
Schadens  solange  auf  die  bezeichneten  Umstände  zu- 
rückgeführt wird,  bis  der  Absender  das  Gegenteil 
nachweist.  Erst  dann  tritt  wieder  die  regelmässige, 
schwere  Haftung  des  Unternehmers  ein. 

Eine  weitere  Vergünstigung  gewährt  §  460  HGB. 
der  Bahn.  Diese  haftet  nach  §  456  für  solche  Gewichts- 
verluste nicht,  die  eine  Folge  der  natürlichen  Beschaffen- 
heit des  Gutes  sind.  Sie  hat  aber  nach  der  allgemeinen 
Regel  die  sie  entlastende  Ursache  des  Schadens  zu 
beweisen.  Hiervon  ist  für  Güter,  die  bei  der  Beför- 
derung regelmässig  einen  Gewichtsverlust  erleiden,  eine 
Ausnahme  gemacht.  Es  ist  der  Bahn  gestattet,  ein  für 
allemal  einen  Prozentsatz  zu  bestimmen,  welcher  der 
erfahrungsmässigen  Minderung  des  betr.  Gutes  ent- 
spricht. Wird  dann  bei  der  Ablieferung  tatsächlich  eine 
Minderung  festgestellt,  so  haftet  die  Bahn  in  Höhe 
jenes  Prozentsatzes  nur,  wenn  ihr  nachgewiesen 
wird,  dass  der  Schaden  nicht  auf  die  Beschaffenheit 
des  Gutes  zurückzuführen  ist. 

Was  die  Höhe  des  von  der  Bahn  zu  lei- 
stenden Ersatzes  anlangt,  so  ist  grundsätzlich 
der  gemeine  Handelswert,  in  dessen  Ermange- 
lung der  gemeine  Wert  des  Gutes  zur  Zeit 
der  Absendung  zu  ersetzen.  Der  Bahn  ist 
jedoch  das  Recht  gegeben,  in  besonderen  Aus- 
nahmetarifen einen  Höchstbetrag  ihrer  Haftung 
für  einzelne  Güter  festzusetzen,  falls  sie  gleich- 
zeitig eine  Preisermässigung  für  die  ganze  Be- 
förderung bewilligt.  Dasselbe  gilt  —  ohne 
dass  es  einer  Preisermässigung  bedarf  —  von 
Kostbarkeiten,  Kunstgegenständen,  Geld  und 
Wertpapieren. 
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Das  kaufmännische  Privatrecht. 


Gegen  einen  Frachtzuschlag  kann  der  Ab- 
sender sein  „Interesse  an  der  Lieferung"  im 
Frachtbrief  angeben,  und  zwar  muss  die  Summe 
an  der  dafür  vorgesehenen  Stelle  des  Fracht- 
briefs in  Buchstaben  eingetragen  werden.  Ist 
die  Angabe  erfolgt,  so  kann  der  Absender 
Ersatz  über  den  gemeinen  Wert  hinaus  bis  zu 
der  eingetragenen  Summe  verlangen,  falls  er 
nachweist,  dass  der  Schaden  den  gemeinen 
Wert  übersteigt. 

Die  erwähnten  Vergünstigungen  der  Bahn 
kommen  in  Wegfall,  wenn  der  Schaden  durch 
Vorsatz  oder  grobe  Fahrlässigkeit  des  Unter- 
nehmers oder  seiner  Beamten  verursacht  ist. 

Wird  die  Beförderung  eines  Gutes  auf  Grund 
eines  durchgehenden  Frachtbriefes  durch  meh- 
rere Frachtführer  ausgeführt,  so  haftet  im 
Eisenbahnverkehr  dem  Absender  nur  die  erste 
Bahn,  ferner  diejenige  Bahn,  auf  deren  Strecke 
der  Schaden  sich  nachweislich  ereignet  hat,  und 
endlich  die  Bahn,  welche  das  Gut  zuletzt  mit 
dem  Frachtbrief  übernommen  hat.  Die  anderen 
Zwischenbahnen  sind  frei. 

Für  den  Ausgleich  der  Bahnen  unterein- 
ander gilt  dasselbe,  wie  für  den  unter  mehre- 
ren Land-Frachtführern  (s.  S.  1032),  falls  sie 
nicht  unter  sich  anderes  vereinbaren. 

ß)  Personenverkehr.  Die  Beförderung 
von  Personen  wird  auf  den  Eisenbahnen  durch 
die  Eisenbahnverkehrsordnung,  bei  Kleinbahnen 
durch  deren  Beförderungsbedingungen  geregelt. 

Die  zur  Zeit  geltende  Verk.-Ordnung  vom 
26.  Oktober  1899,  gültig  vom  I.Januar  1900 ab, 
gibt  hierüber  in  den  §§  10  bis  29  eine  grosse 
Anzahl  von  Einzelbestimmungen  über  Fahr- 
preistarife, Preisermässigungen,  Fahrkartenin- 
halt, Umtausch,  Zurücknahme,  Verhalten  der 
Reisenden,  Ausschluss  von  Kranken,  Kontrolle, 
Entschädigung  bei  Verspätung  und  Ausfall  von 
Zügen,  Mitnahme  von  Handgepäck  usw. 

7)  Besondere  Vorschriften  für  den  Ab- 
schluss  des  Vertrags  und  für  den  Fracht- 
brief des  Eisenbahnverkehrs.  Der  Fracht- 
vertrag ist  erst  abgeschlossen,  sobald  das  Gut 
mit  dem  Frachtbriefe  von  der  Versandstation 
zur  Beförderung  angenommen  ist. 

Jede  Sendung  muss  von  einem  Frachtbriefe 
begleitet  sein,  über  dessen  Inhalt  die  §§  51,  52 
VO.  genaue  Angaben  machen.  Zu  seiner  Aus- 
stellung sind  die  von  der  Eisenbahn  veröffent- 
lichten Formulare  zu  verwenden. 

Auf  Verlangen  des  Absenders  hat  die  Eisen- 
bahn den  Empfang  des  Gutes  unter  Angabe 
des  Tages  der  Annahme  auf  einem  Duplikat 
des  Frachtbriefs  zu  bescheinigen.    Die  Aus- 


stellung dieses  Duplikats  hat  ähnliche  Wir- 
kungen, wie  die  Ausstellung  eines  Ladescheins. 
Der  Absender  kann  von  nun  an  das  Gut  nur 
noch  anhalten  oder  einem  anderen  Empfänger 
zuweisen,  wenn  er  das  Duplikat  vorlegt  Hat 
er  es  dem  Empfänger  ausgehändigt,  so  hat  die- 
ser damit  eine  feste,  unentziehbare  Anwartschaft 
auf  Auslieferung  des  Gutes  durch  die  Eisen- 
bahn erlangt.  Andererseits  geht  aber  nicht 
etwa,  wie  beim  Ladeschein,  die  Verfügungs- 
befugnis des  Absenders  während  der  Reise  auf 
den  Inhaber  des  Duplikats  über,  —  das  Dup- 
likat ist  kein  „Traditionspapier".  Auch  der  Em- 
pfänger, der  es  in  Händen  hat,  kann  Ansprüche 
auf  Auslieferung  des  Gutes  nur  entsprechend 
den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Frachtge- 
schäfts, also  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Ab- 
lieferungsorte geltend  machen. 

i)  Das  Flussfrachtgeschäft 

Das  Flussfrachtgeschäft  hat  seine  Regelung  in 
dem  Reichsgesetze  betr.  die  privatrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Binnenschiffahrt  vom  15.  Juni  1895 
(in  der  Neufassung  vom  20.  Mai  1898)  gefun-| 
den.  In  diesem  Gesetze  sind  die  Vorschriften  des 
HGB.  über  das  Frachtgeschäft  zum  allergröss- 
ten  Teile  für  anwendbar  erklärt  Abweichun- 
gen finden  sich  besonders  in  folgenden  Punk- 
ten: 1.  Antritt  der  Reise  und  Beförderungszeit, 
2.  Erlöschen  der  Ansprüche  gegen  den  Fracht- 
führer nach  Annahme  des  Gutes  durch  den 
Empfänger,  3.  Ladeschein.  Frachtführer  ist  die- 
jenige Person,  welche  durch  den  Frachtvertrag 
die  Beförderung  des  Gutes  auf  dem  Wasser- 
wege übernimmt  Sie  braucht  mit  dem  Schiffs- 
eigner nicht  identisch  zu  sein.  Der  Frachtführer 
hat  das  Schiff  an  den  ihm  angewiesenen  Lade- 
platz hinzulegen.  Mit  der  Anzeige  von  der  Lade- 
bereitschaft beginnt  die  nach  dem  Gegenstande 
des  Frachtvertrags  verschieden  bemessene  Lade- 
zeit Läuft  diese  ab,  ohne  dass  die  Beladung 
vollendet  ist,  so  braucht  der  Frachtführer  die 
Abreise  nur  aufzuschieben,  wenn  es  besonders 
vereinbart  ist.  Ist  das  der  Fall,  oder  wartet 
der  Frachtführer  freiwillig  die  Vollendung  der 
Verladung  ab,  so  kann  er  während  der  nun 
laufenden  Überliegezeit  für  jeden  Tag  Liege- 
gelder in  gesetzlich  bestimmter  Höhe  verlangen. 

Die  Zeit,  welche  der  Frachtführer  laut  Verein- 
barung oder  Gesetz  im  ganzen  auf  die  Be- 
ladung warten  muss,  wird  Wartezeit  genannt 

Ist  bis  zu  ihrem  Ablaufe  keine  Ladung  ge- 
liefert, so  ist  der  Frachtführer  an  den  Vertrag 
nicht  länger  gebunden  und  kann  vom  Absen- 
der ausser  den  etwa  entstandenen  Liegegeldern 
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ein  Drittel,  bei  Stückgütern  die  Hälfte  der  be- 
dungenen Fraclit  als  Entschädigung  verlangen, 
ohne  dass  es  auf  den  Grund  der  Nichtlieferung 
ankommt. 

Ist  bis  zum  Ablauf  der  Wartezeit  nur  ein 
Teil  der  Ladung  geliefert,  so  kann  der  Fracht- 
führer die  Reise  antreten  und  die  Fracht  für 
die  volle  Ladung  berechnen. 

Ist  die  Beförderung  durch  ein  bestimmtes 
Schiff  bedungen,  so  darf  der  Frachtführer  die 
Güter  nicht  in  ein  anderes  Schiff  verladen  oder 
umladen. 

Nach  der  Ankunft  an  dem  angewiesenen 
oder  ortsüblichen  Löschplatze  beginnt  mit  der 
Anzeige  der  Löschbereitschaft  an  den  Em- 
pfänger die  Löschzeit,  deren  Dauer  der- 
jenigen der  Ladezeit  gleich  ist.  Die  Vor- 
schriften über  Überliegezeit,  Liegegelder  und 
Wartezeit  sind  entsprechend  anwendbar. 

Die  Ansprüche  gegen  den  Frachtführer  auf 
Schadensersatz  wegen  Beschädigung  oder  Ver- 
lustes erlöschen,  falls  die  Feststellung  durch 
Sachverständige  unterbleibt,  schon  durch  die 
Annahme  des  Gutes,  während  beim  Land- 
frachtführer noch  die  Bezahlung  der  Fracht 
hinzutreten  muss. 

Verlangt  der  Absender  vor  der  Verladung 
Ausstellung  eines  Ladescheins,  so  ist  der  Fracht- 
führer nach  Beendigung  der  Verladung  ver- 
pflichtet, dem  stattzugeben. 

Für  Reisegepäck  haftet  der  Schiffseigner,  falls  das 
Gepäck  von  dem  Schiffer  oder  einer  dazu  bestellten 
Person  übernommen  ist,  in  gleicher  Weise,  wie  der 
Frachtführer  für  Frachtgüter. 

k)  Der  SeehandeH). 

Der  Erwerb  durch  die  Seefahrt  hat  im 
4.  Buche  des  HGB.  seine  besondere  Regelung 
erfahren.  Zu  dieser  Erwerbsart  rechnet  nicht 
nur  die  Beförderung  von  Gütern  und  Personen 
über  See,  sondern  auch  der  gewerbsmässige 
Betrieb  der  Rettungs-  und  Schleppdampfer, 
der  Leichterschiffe,  Lotsenschiffe,  die  Hochsee- 
jagd und  die  Hochseefischerei. 

Unter  Seefahrt  ist  die  Fahrt  auf  offener  See  und 
den  Küstengewässem,  nicht  aber  die  Fahrt  ausschliess- 
lich auf  Binnengewässern  zu  verstehen.  Zu  ihr  rechnet 
auch  die  Küstenschiffahrt,  die  der  Sonderbestimmung 
unterliegt,  dass  die  Küstenfrachtfahrt  zwischen  deut- 
schen Seehäfen  ausschliesslich  deutschen  Schiffen  zu- 
stehen soll,  und  ausländischen  Schiffen  nur  durch  Staats- 
vertrag oder  durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zustim- 

')  Dieser  Abschnitt  folgt  zum  grössten  Teile  dem 
Kommentar  des  deutschen  Seerechts  von  Schaps  und 
dem  „Handelsgesetzbuch  mit  Kommentar"  (II.  Band) 
von  Mako  wer. 


mung  des  Bundesrates  eingeräumt  werden  kann  (Reichs- 
gesetz vom  22.  Mai  1899). 

Schiffe  sind  bewegliche  Sachen  im  Sinne 
des  bürgerlichen  Rechtes.  Ihre  Übereignung 
setzt  daher  grundsätzlich  die  körperliche  Über- 
gabe voraus.  Diese  kann  aber  bei  Schiffen 
und  bei  Schiffsparten  (Eigentumsbruchteilen) 
durch  die  Vereinbarung  ersetzt  werden,  dass 
das  Eigentum  sofort,  d.  h.  ohne  Übergabe  auf 
den  Erwerber  übergehen  soll. 

Als  Heimatshafen  des  Schiffes  gilt  der 
Hafen,  von  dem  aus  die  Seefahrt  mit  dem 
Schiffe  betrieben  wird.  Diese  Bestimmung  ist 
deshalb  wichtig,  weil  der  Schiffseigner  wegen 
jedes  aus  dem  Betriebe  der  Seefahrt  ent- 
springenden Anspruchs  vor  dem  Gericht  des 
Heimatshafens  belangt  werden  kann. 

Die  Schiffsbesatzung  besteht  aus  dem 
Schiffer  (dem  Führer  des  Schiffes,  Schiffs- 
kapitän), der  Schiffsmannschaft  (den  mit  see- 
männischen Diensten  auf  dem  Schiffe  dauernd 
oder  vorübergehend  beschäftigten  Personen, 
Matrosen,  Lotsen)  einschliesslich  der  Schiffs- 
offiziere, z.  B.  des  Steuermanns,  und  allen 
übrigen  auf  dem  Schiffe  zu  nichtseemänni- 
schen Diensten  dauernd  oder  vorübergehend 
angestellten  Personen  (Ärzten,  Ingenieuren, 
Maschinisten,  Zahlmeistern,  Köchen,  Aufwär- 
tern, Handwerkern). 

Reeder  (Rheder)  ist  der  Schiffseigner,  der 
sein  Schiff  selbst  zum  eigenen  Erwerbe  durch 
die  Seefahrt  verwendet. 

Wer  ein  ihm  nicht  gehöriges  Schiff  zum 
Erwerbe  durch  die  Seefahrt  für  seine  Rech- 
nung verwendet  und  es  entweder  selbst  führt, 
oder  die  Führung  einem  Schiffer  anvertraut, 
wird  im  Verhältnis  zu  Dritten  als  der  Reeder 
angesehen  (Ausrüster). 

Der  Reeder  ist  kraft  Gewerbes  nur  dann  Kauf- 
mann, wenn  er  die  Beförderung  von  Gütern  oder 
Reisenden  zur  See  gewerbsmässig  betreibt.  —  Die 
übrigen  Arten  der  Seeschiffahrt  gelten  als  Handels- 
gewerbe nur,  wenn  sie  nach  Art  und  Umfang  einen 
in  kaufmännischer  Weise  eingerichteten  Geschäftsbe- 
trieb erfordern  und  die  Firma  des  Unternehmers  im 
Handelsregister  eingetragen  ist. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Rechtes  der 
Schuldverhältnisse,  dass  jeder  für  seine  Ver- 
pflichtungen mit  seinem  ganzen  Vermögen 
einzustehen  hat  (persönliche  Haftung),  ist  im 
Seehandelsrechte  durchbrochen.  Der  Reeder 
haftet  in  einer  Reihe  von  Ausnahmefällen  nur 
beschränkt,  und  zwar  beschränkt  sich  seine 
Haftung  entweder  auf  „Schiff  und  Fracht" 
(„Schiffsvermögen"),  oder  er  haftet  zwar  persön- 
lich, aber  nur  auf  einen  gewissen  Höchstbetrag. 
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Haftet  der  Reeder  kraft  Gesetzes  oder  Vertrags 
{Bodmerei)  nur  mit  dem  Schiffsvermögen,  so  haben 
die  Gläubiger  nur  die  Möglichkeit,  ihre  Befriedigung 
aus  diesem  Teile  des  Vermögens  ihres  Schuldners  zu 
suchen.  Diese  Möglichkeit  ist  regelmässig  gesichert 
durch  ein  dem  Gläubiger  gesetzlich  oder  vertraglich 
(Bodmerei)  zustehendes  Pfandrecht  (Schiffsgläubiger- 
recht). Das  „Schiffsvermögen"  besteht  einmal  aus  dem 
Schiffskörper  mit  allen  seinen  Teilen  und  seinem  Zu- 
behör und  zweitens  aus  der  noch  ausstehenden  oder 
schon  gezahlten,  aber  noch  in  den  Händen  des  Schiffers 
befindliche  Summe,  die  dem  Reeder  als  Entgelt  für  die 
Beförderung  aus  dem  Frachtvertrage  zusteht  und  zwar 
ohne  jeden  Abzug  von  Reisekosten  usw.  (Bruttofracht). 
In  Betracht  kommt  nur  die  Fracht  für  diejenige  Reise, 
aus  welcher  die  Forderung  des  betreffenden  Gläubigers 
entstanden  ist. 

Der  Reeder  haftet  nur  mit  dem  Schiffsver- 
mögen (HOB.  §  486.): 

1.  Für  Ansprüche  aus  Rechtsgeschäften, 
welche  der  Schiffer  als  solcher  kraft  seiner 
gesetzlichen  Befugnisse  und  nicht  mit  Bezug 
auf  eine  besondere  Vollmacht  geschlossen  hat. 

Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  sind  jedoch 
die  Forderungen  der  Schiffsbesatzung  aus  den  Dienst- 
und Heuerverträgen. 

2.  Für  Ansprüche  wegen  Nichterfüllung 
oder  mangelhafter  Erfüllung  von  Verträgen 
des  Reeders,  deren  Ausführung  zu  den  Dienst- 
obliegenheiten des  Schiffers  gehört  (Fracht-, 
Schlepp-,  Berge-,  Hilfsleistungsverträge). 

3.  Für  Ansprüche  auf  Schadensersatz  wegen 
Verschuldens  einer  Person  der  Schiffsbesatzung. 

Die  zweite  Art  der  beschränkten  Haftung  des  Reeders, 
die  Haftung  bis  zu  einem  Höchstbetrage,  kommt  vor 
in  einer  Reihe  von  Fällen,  in  denen  der  Reeder  den 
Schiffsgläubigern  die  Befriedigung  aus  dem  Schiffsver- 
mögen vereitelt  oder  erschwert  hat. 

Kommen  mehrere  Miteigentümer  eines  See- 
schiffes dahin  überein,  das  Schiff  zum  Er- 
werbe durch  die  Seefahrt  auf  gemeinschaft- 
liche Rechnung  zu  verwenden  und  führen  sie 
diese  Absicht  aus,  so  entsteht  durch  den  Ver- 
trag und  seine  Verwirklichung  eine  Reederei, 
d.  i.  eine  Erwerbsgesellschaft  besonderer  Art, 
deren  Mitgliedschaft  bedingt  ist  durch  das  Mit- 
eigentum an  einem  Seeschiffe  und  auf  deren 
Bestand  Änderungen  des  Mitgliederkreises  (durch 
Tod,  Konkurs,  rechtsgeschäftlichen  Übergang) 
ohne  Einfluss  sind.  Die  Reederei  ist  keine 
juristische  Person  wie  die  Aktiengesellschaft 
oder  die  G.  m.  b.  Fi.,  sie  hat  kein  selbständiges 
Vermögen,  Gläubiger  und  Schuldner  hinsicht- 
lich des  „Reedereivermögens"  sind  vielmehr  stets 
nur  die  einzelnen  Mitreeder,  die  Reederei  ist 
nicht  partei-  und  nicht  prozessfähig,  ein  Kon- 
kurs über  ihr  Vermögen  ist  unzulässig.  Eine 
Reedereifirma  gibt  es  nicht. 

In  den  Angelegenheiten  der  Reederei  ent- 
scheidet regelmässig  die  einfache  Mehrheit  der 


Mitreeder.  Die  Stimmenzahl  wird  nach  der 
Grösse  der  Anteile  (Schiffsparten)  berechnet. 
Aufkündigung  des  Verbands  durch  ein  Mit- 
glied oder  Ausschliessung  eines  solchen  findet 
nicht  statt. 

Durch  Mehrheitsbeschluss  kann  einer  der 
Mitreeder,  durch  Stimmenmehrheit  auch  ein 
Nichtreeder,  zum  „Korrespondentreeder",  d.  h. 
zum  ständigen  Vertreter  der  Mitreeder  für  die 
Führung  des  Reedereibetriebes  bestellt  werden. 

Die  dem  Korrespondentreeder  grundsätzlich 
zustehende  Vollmacht  kann  durch  den  Reederei 
oder  Anstellungsvertrag  sowie  durch  spätere 
Mehrheitsbeschlüsse  nach  jeder  Richtung  be- 
schränkt werden.  Nach  aussen  wirkt  diese 
Beschränkung  jedoch  nur  dem  gegenüber,  der; 
sie  kannte  oder  dem  sie  durch  eigene  Fahrlässig- 
keit   unbekannt   geblieben  oder  geworden  ist. 

Jeder  Mitreeder  ist  verpflichtet,  nach  dem 
Verhältnisse  seiner  Schiffspart  zu  den  Aus- 
lagen des  Schiffahrtsbetriebes(insbesondere  Aus- 
rüstung und  Reparaturkosten)  beizutragen. 

Diese  Verpflichtung,  die  gegen  den  einzelnen  ein- 
klagbar ist,  ist  an  eine  Höchstgrenze  nicht  gebunden. 
Jedoch  kann  jeder  Mitreeder,  wenn  ohne  seine  Zustim- 
mung eine  neue  Reise,  oder  nach  Beendigung  einer 
Reise  die  Reparatur  des  Schiffes  oder  die  Befriedigung 
eines  Gläubigers  beschlossen  worden  ist,  dem  die  Reeder 
eigentlich  nur  mit  Schiff  und  Fracht,  also  nicht  per- 
sönlich haften,  weitere  Ausgaben  dadurch  vermeiden, 
dass  er  seine  Schiffspart  ohne  Anspruch  auf  Entgelt 
aufgibt  (abandonniert). 

Jeder  Mitreeder  kann  seinen  Anteil  jederzeit 
ganz  oder  zum  Teile  veräussern.     Nur  zur^_ 
Veräusserung  an  einen  Ausländer  —  die  nach|^H 
§  2   des   Reichsflaggengesetzes  vom   22.  Juni^^l 
1899   den   Verlust  des   Rechtes  zur  Führung 
der  Reichsflagge  zur  Folge  hat  —  ist  Zustim- 
mung aller  Mitreeder  erforderlich. 

Die  Auflösung  der  Reederei  kann  durch 
Stimmenmehrheit  beschlossen  werden.  Der  Be- 
schluss,  das  Schiff  zu  veräussern,  steht  dem 
Auflösungsbeschlusse  gleich. 

Der  einzelne  Mitreeder  haftet  persönlich  den 
Gläubigern  der  Reederei  nur  nach  dem  Ver- 
hältnisse der  Grösse  seiner  Schiffspart. 

Schiffer  ist  der  Führer  eines  zum  Erwerbe 
durch  die  Seefahrt  dienenden  Schiffes.  Seine 
Tätigkeit  setzt  (GG.  §  31)  einen  Befähigungs- 
nachweis voraus.  Er  wird  durch  den  Reeder 
oder  die  Mitreeder  angestellt,  kann  aber  auch 
bei  Behinderung  des  angestellten  Schiffers  von 
diesem  ernannt  werden.  Ihm  liegt  nicht  nur 
die  fachmännische  Leitung  des  Schiffes,  son- 
dern in  weitgehendem  Umfange  auch  die  Ver- 
tretung des  Reeders  bei  Vornahme  von  Rechts- 
geschäften ob. 
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Der  Umfang  seiner  Vertretungsmacht  ist  verschieden, 
je  nachdem  das  Schiff  sich  im  Heimatshafen  befindet 
oder  nicht.  Nähere  Bestimmungen  hierüber  enthalten 
die  §§  526—534  HOB. 

Rechtsgeschäfte,  die  der  Schiffer  innerhalb 
seiner  Vertretungsmacht  vornimmt,  berechtigen 
den  Reeder  unmittelbar  und  verpflichten  ihn 
mit  dem  Schiffsvermögen.  Will  der  Schiffer 
den  Reeder  auch  persönlich  verpflichten,  so 
kann  er  dies  nur  auf  Grund  besonderer  Voll- 
macht. 

Die  Entlassung  des  Schiffers  steht  dem  Reeder 
jederzeit  frei,  unbeschadet  des  Anspruchs  des 
ersteren  auf  Entschädigung. 

Man  unterscheidet  „Chartervertrag"  (Verfrach- 
tung des  ganzen  Schiffes  oder  eines  Bruch- 
teiles oder  eines  bestimmt  bezeichneten  Raumes, 
z.  B.  des  Zwischendecks)  und  „Stückgüterver- 
trag" (Übernahme  der  Beförderung  von  ein- 
zelnen Gütern). 

Beim  Chartervertrag  kann  jede  Partei  die 
Errichtung  einer  schriftlichen  Urkunde  (Charte- 
partie)  über  den  mündlich  bindend  geschlos- 
senen Vertrag  verlangen.  Sie  ist  lediglich  Be- 
weisurkunde, nicht  etwa  Traditionspapier,  ent- 
spricht also  dem  Frachtbriefe  des  Landfracht- 
verkehres und  ist  nur  massgebend  für  das 
Verhältnis  zwischen  Verfrachter  und  Absender 
(Befrachter). 

Der  Verfrachter  hat  das  Schiff  in  see- 
tüchtigem Zustande  an  den  vom  Befrachter  ihm 
angewiesenen  Ladungsplatz  zur  Einnahme  der 
Ladung  zu  legen.  Er  trägt  die  Kosten  der 
Einladung. 

Über  Ladezeit,  Überliegezeit,  Wartezeit,  Liegegelder, 
Antritt  der  Reise  ohne  die  volle  Ladung  enthalten  die 
§§  567  bis  579  Bestimmungen,  die  im  wesentlichen  den 
Regeln  des  Binnenschiffahrtsverkehrs  entsprechen. 

Vor  Antritt  der  Reise  kann  der  Befrachter 
gegen  Zahlung  der  halben  Fracht  als  „Faut- 
fracht" und  Ersatz  aller  Kosten,  sowie  Ent- 
richtung etwaiger  Liegegelder  vom  Vertrage 
zurücktreten,  nach  Antritt  der  Reise  nur  gegen 
Bezahlung  der  vollen  Fracht. 

Die  Haftung  des  Verfrachters,  seine  Rechte 
gegen  den  Empfänger,  sein  Pfandrecht  am 
Frachtgute,  entsprechen  den  Regeln  des  Land- 
frachtverkehrs. Nur  erlischt  das  Pfandrecht  erst, 
wenn  es  nicht  binnen  30  Tagen  nach  der  Ab- 
lieferung gerichtlich  geltend  gemacht  wird. 

Das  Konnossement  ist  der  Ladeschein  des 
Seefrachtgeschäftes.  Es  dient  der  Beschleuni- 
gung und  Vereinfachung  des  Güterumlaufes 
und  vertritt  im  Warenverkehr  über  See  die  Ware, 
an  deren  Stelle  es,  während  die  Ware  selbst 
noch  unterwegs  ist^  kursiert 


Das  Konnossement  wird  vom  Schiffer  dem 
Ablader,  d.  h.  demjenigen,  der  die  Ladung  in 
eigenem  Namen  auf  das  Schiff  liefert,  ausge- 
stellt. Es  enthält  erstens  die  Bescheinigung  des 
Ausstellers,  dass  bestimmte  Güter  auf  das  Schiff 
abgeladen  seien,  und  zweitens  die  im  Namen  des 
Reeders  abgegebene  Verpflichtungserklärung, 
dem  legitimierten  Inhaber  des  Konnossementes 
die  im  Konnossement  genannten  Güter  aus- 
zuliefern. Der  Inhaltdieser  Verpflichtung  richtet 
sich  streng  nach  dem  Inhalte  des  Konnosse- 
ments, soweit  sie  sich  überhaupt  im  voraus 
festsetzen  lässt. 

Das  Konnossement  kann  auf  den  Namen 
oder,  was  die  Regel  ist,  an  Order  lauten,  ob 
auch  auf  den  Inhaber,  ist  streitig.  Ist  es  an 
Order  gestellt,  so  ist  es  durch  Indossament 
übertragbar,  während  das  Namenskonnossement 
nur  durch  Abtretung  übertragen  werden  kann. 

Das  Konnossement  ist,  wie  der  Ladeschein, 
Traditionspapier,  d.  h.  die  Übergabe  hat  die- 
selbe Wirkung  für  die  Veräusserung  und  Ver- 
pfändung des  Gutes,  wie  die  Übergabe  des 
Gutes  selbst. 

Überfahrtsvertrag  oder  Passagierver- 
trag ist  der  Vertrag,  durch  den  sich  der  Ver- 
frachterverpflichtet, den  Reisenden  nebst  seinem 
Gepäck,  dem  Reisegute,  zur  See  nach  einem 
bestimmten  Orte  zu  befördern.  Wer  diese  Art 
des  Frachtrechtes  gewerbsmässig  betreibt,  ist 
Kaufmann. 

In  besonderem  Gesetze  vom  9.  Juni  1897,  sowie  in 
den  Bekanntmachungen  des  Bundesrates  vom  14.  März 
1898  ist  das  Auswanderungswesen  und  der  Geschäfts- 
betrieb der  Auswanderungsunternehmen  und  Auswan- 
derungsagenten geregelt. 

Das  Recht  auf  die  Überfahrt  ist  grundsätzlich 
übertragbar,  allerdings  nur  im  ganzen,  nicht 
bezüglich  einzelner  Teilstrecken,  z.  B.  der  Rück- 
fahrt. Eine  Ausnahme  gilt  für  den  Fall,  dass  der 
Reisende  in  dem  Überfahrtsvertrage  genannt  ist. 

Zufälliger  Verlust  des  Schiffes  löst  den  Vertrag. 

Verzögerung  durch  notwendige  Ausbesserung 
des  Schiffes  muss  der  Reisende  sich  gefallen 
lassen. 

Für  das  Reisegut  des  Passagiers  haftet  der 
Verfrachter  mit  der  starken  Haftung  des  Fracht- 
führers nur,  wenn  es  von  ihm  oder  einer  dazu 
bestellten  Person  übernommen  ist.  Andernfalls 
haftet  er  nur  für  Verschulden  des  Schiffers  und 
der  Mannschaft.  Der  Verfrachter  hat  wegen 
der  Überfahrtsgelder  an  den  vom  Reisenden 
an  Bord  gebrachten  Sachen  ein  Pfandrecht,  so- 
lange die  Sachen  von  ihm  zurückbehalten  werden 
oder  hinterlegt  sind. 

Das  Seedarlehn  im  weiteren  Sinne  ist  Hin- 
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gäbe  von  Geld  gegen  Zusicherung  einer  Prämie 
und  Verpfändung  von  Schiff,  Fracht  und  La- 
dung mit  der  Nebenabrede,  dass  der  Gläubiger 
sich  wegen  seiner  Dariehnsforderung  nur  an 
die  verpfändeten  Gegenstände  und  auch  das 
nur  nach  Ankunft  des  Schiffes  am  Bestimmungs- 
orte halten  kann.  Es  hat  die  Eigentümlichkeit, 
dass  der  kreditsuchende  Unternehmer  nur  beim 
glücklichen  Ausgange  seines  Unternehmens  zur 
Rückzahlung  verpflichtet  ist.  Die  Gefahr  der 
Seefahrt  trägt  der  Darlehnsgeber,  der  für  dieses 
Risiko  durch  die  hohe,  an  keinerlei  Zinsbe- 
schränkung gebundene  Prämie  entschädigt  wird. 
Das  HGB.  behandelt  nur  die  Aufnahme  eines 
Seedarlehns  durch  den  Schiffer  in  Not- 
fällen (Bodmerei  im  engeren  Sinne).  Die 
Einzelfälle  sind   in  §  680  HGB.  bestimmt. 

Über  die  Verbodmung  muss  vom  Schiffer  ein 
Bodmereibrief  (Seewechsel,  Beilbrief,  Biel- 
brief)  ausgestellt  werden,  und  zwar  in  so  vielen 
Exemplaren,  als  der  Bodmereigeber  verlangt. 
Der  Brief  ist  auf  Verlangen  des  Bodmereigebers 
an  Order  zu  stellen  und  ist  dann  durch  In- 
dossament übertragbar. 

Die  Bodmereischuld  ist  binnen  8  Tagen  nach 
Ankunft  des  Schiffes  im  Bestimmungshafen  dort- 
selbst  zu  zahlen,  und  zwar  an  den  legitimierten 
Inhaber  auch  nur  eines  Briefexemplares  gegen 
Rückgabe  des  quittierten  Briefes.  Melden  sich 
mehrere  Briefinhaber,  so  ist  die  Summe  zu 
hinterlegen. 

Der  Bodmereigläubiger  kann  sich  sofort  nach 
Ankunft  des  Schiffes  dadurch  sichern,  dass  er 
die  verbodmeten  Gegenstände  mit  Arrest  be- 
legt, und  zwar  braucht  er  hierzu,  entgegen  den 
sonstigen  Regeln  der  Zivilprozessordnung  einen 
Arrestgrund  nicht  glaubhaft  zu  machen. 

Der  Schiffer  macht  sich  dem  Bodmereigläu- 
biger persönlich  haftbar,  wenn  er  willkürlich 
die  Bodmereireise  ändert,  oder  nach  ihrer  Be- 
endigung die  verbodmeten  Gegenstände  von 
neuem  einer  Seegefahr  aussetzt,  ebenso,  wenn 
er  die  verbodmete  Ladung  vor  Befriedigung 
oder  Sicherstellung  des  Gläubigers  ganz  oder 
teilweise  den  Empfängern  ausliefert. 

Sind  solche  Handlungen  auf  Anweisung  des 
Reeders  vorgenommen,  so  haftet  dieser  per- 
sönlich. 

Die  kleine  Haverei,  d.s.  die  gewöhnlichen 
und  ungewöhnlichen  Kosten  der  Schiffahrt 
(Lotsengeld,  Hafengeld,  Leuchtfeuergeld, 
Schlepplohn,  Quarantainegelder,  Auseisungs- 
kosten  usw.)  fällt  dem  Verfrachter  allein  zur  Last. 

Die  grosse  Haverei,  d.  s.  alle  Schäden, 
die  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  oder  beiden 


zum  Zwecke  der  Errettung  beider  aus  einer 
gemeinsamen,  wirklichen  und  unmittelbaren 
Gefahr  von  dem  Schiffer  oder  auf  dessen  Ge- 
heiss  vorsätzlich  zugefügt  werden,  sowie  die 
durch  solche  Massregeln  verursachten  Schäden 
und  Kosten,  wird  von  Schiff,  Fracht  und  La- 
dung gemeinschaftlich  getragen,  falls  durch  das 
Opfer  die  gänzliche  oder  teilweise  Rettung  des 
Schiffes  und  der  Ladung  erreicht  worden  ist. 

Fälle  der  grossen  Haverei  sind  der  eigenthche  See- 
wurf (das  Überbordwerfen  von  Waren,  Schiffsteilen, 
Schiffsgeräten),  das  Anlaufen  eines  Nothafens  zur  Ver- 
meidung der  dem  Schiffe  und  der  Ladung  im  Falle  der 
Fortsetzung  der  Reise  drohenden  gemeinsamen  Gefahr, 
die  Verteidigung  des  Schiffes  gegen  Feinde  und  See- 
räuber, usw. 

Der  Verlust  ist  von  Schiff,  Fracht  und  La- 
dung nach  dem  Verhältnis  des  Wertes  der  bei- 
tragspflichtigen Gegenstände  zu  tragen.  Es  ist 
also  eine  doppelte  Berechnung  erforderlich: 
Die  Berechnung  des  Schadens  und  die  Bewer- 
tung der  beitragspflichtigen  Gegenstände. 

Die  Aufstellung  dieser  Rechnung  (Dispache) 
erfolgt  am  Bestimmungsorte,  ev.  am  Orte,  wo 
die  Reise  endet,  und  ist  vom  Schiffer  ohne 
Verzug  zu  beantragen.  Sie  wird  vorgenommen 
durch  ein  für  allemal  von  der  zuständigen  Be- 
hörde (Handelskammer)  bestellte  Dispacheure 
vor  dem  Amtsgerichte  —  oder  dem  Reichs- 
konsul — ,  welch  letztere  die  Dispache  zu  „be- 
stätigen" haben. 

Das  Verfahren  ist  im  einzelnen  geregelt  in 
den  §§  149  ff.  des  Reichsgesetzes  über  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 
Die  bestätigte  Dispache  ist  ein  vollstreckbarer 
Titel  für  die  darin  festgestellten  Ansprüche. 

Besondere  Haverei.  Alle  nicht  zur  grossen 
Haverei  gehörigen,  durch  einen  Unfall  verur- 
sachten Schäden  und  Kosten,  letztere  soweit 
sie  nicht  als  „kleine  Haverei"  gelten,  sind  „be- 
sondere Haverei".  Sie  wird  von  den  Eigen- 
tümern des  Schiffes  und  der  Ladung,  von  jedem 
für  sich  allein  getragen. 

Der  Schaden,  der  Schiffen  oder  deren  La- 
dung durch  Zusammenstoss  mit  anderen 
Schiffen  zugefügt  wird,  unterliegt  besonderen 
Regeln:  Ist  der  Zusammenstoss  durch  das  Ver- 
schulden einer  Person  der  Schiffsbesatzung 
herbeigeführt,  so  haftet  der  Reeder  mit  dem 
Schiffsvermögen  für  den  ganzen  unmittelbaren 
und  mittelbaren  Schaden.  Eine  Ausnahme  ist 
für  den  Fall  gemacht,  dass  der  Schuldige  ein 
sog.  Zwangslotse,  d.  h.  ein  Lotse  ist,  den 
der  Schiffer  infolge  obrigkeitlicher  Anordnung 
in  bestimmten  Gewässern  an  Bord  nehmen 
muss.    Hier  haftet  der  Reeder  nicht.    Fällt  auch 
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der  Besatzung  des  anderen  Schiffes  ein  Ver- 
schulden zur  Last,  so  richtet  sich  die  Ersatz- 
pflicht nach  den  Umständen,  insbesondere  da- 
nach, durch  wessen  Schuld  vorwiegend  der 
Zusammenstoss  verursacht  worden  ist. 

Wer  in  Seenot  ein  von  der  Mannschaft  verlassenes 
oder  deren  Verfügung  entzogenes  Schiff  oder  dessen 
Ladung  ganz  oder  teilweise  rettet,  hat  Anspruch  auf 
Bergelohn,  wer  in  anderen  Fällen  Schiff  oder  Ladung 
aus  Seenot  rettet,  Anspruch  auf  Hilfslohn.  Die  Höhe 
richtet  sich  nach  der  Vereinbarung  oder  nach  beson- 
deren gesetzlichen  Bestimmungen.  Ein  noch  während 
der  Gefahr  vereinbarter  Berge-  oder  Hilfslohn  kann 
wegen  erheblichen  Übermasses  durch  Richterspruch 
herabgesetzt  werden. 

Gewisse  in  §  754  HOB.  aufgezählte  For- 
derungen, die  mit  der  bestimmungsmässigen 
Verwendung  des  Schiffes  zur  Seefahrt  in  Ver- 
bindung stehen,  gewähren  die  Rechte  eines 
„Schiffsgläubigers". 

Allen  diesen  Gläubigern  steht  wegen  Kapital, 
Zinsen  und  Kosten  ein  gesetzliches  Pfandrecht 
an  dem  Schiffe  und  an  der  Bruttofracht  der- 
jenigen Reise  zu,  aus  welcher  ihre  Forderungen 
entstanden  sind. 

Dieses  Pfandrecht  bleibt  auch  erhalten,  wenn 
das  Schiff  in  das  Eigentum  eines  gutgläubigen 
Erwerbers  übergeht,  es  ist  gegen  jeden  dritten 
Besitzer  ohne  Unterschied  des  Grundes  der 
Besitzveränderung  verfolgbar.    Der  Eintragung 


in  das  Schiffsregister  bedarf  es  zu  seiner  Wirk- 
samkeit nicht. 

Die  Schiffsgläubigerrechte  erlöschen,  wie 
überhaupt  alle  Pfandrechte  an  Schiffen,  ausser 
durch  den  Wegfall  der  Forderung  oder  den 
Untergang  des  Schiffes,  durch  die  im  Inlande 
erfolgende  Zwangsversteigerung  des  Schiffes 
(nicht  auch  einer  Schiffspart)  sowie  durch  den 
vom  Schiffer  vorgenommenen  Notverkauf.  Das 
Pfandrecht  erhält  sich  in  diesen  Fällen  am 
Kaufgelde,  solange  dies  noch  aussteht  oder 
noch  in  den  Händen  des  Schiffers  sich  befindet. 

Auch  an  der  Fracht  erhält  sich  das  Pfand- 
recht der  Schiffsgläubiger  solange,  als  die  Fracht 
noch  aussteht  oder  die  Frachtgelder  sich  noch 
in  den  Händen  des  Schiffers  befinden. 

Zieht  der  Reeder  die  Fracht  oder  das  Schiffs- 
kaufgeld ein,  und  bringt  er  damit  das  Schiffs- 
gläubigerrecht zum  Erlöschen,  so  haftet  er 
nunmehr  den  Gläubigern  insoweit  persönlich, 
als  sie  sich  aus  ihrem  Pfände  hätten  befrie- 
digen können.  Ebenso  wird  ei  persönlich 
haftbar,  wenn  er  das  Schiff  zu  einer  neuen 
Reise  aussendet. 

Über  die  Rangordnung  der  Schiffsgläubiger 
untereinander  geben  die  §§  766ff.  des  HGB. 
besondere  Vorschriften. 

Carl  von  Lewinski-Berlin. 


Anhang.    Das  Wechselrecht. 


1.  Geschichte  des  Wechsels. 

Wann  und  wo  die  ersten  Spuren  des  Wechsels  zu 
suchen  sind,  ist  bisher  mit  Sicherheit  nicht  festgestellt 
worden.  Allgemein  nimmt  man  aber  an,  dass  seine 
Heimat  in  Italien,  und  seine  Entstehung  —  die  ältesten 
Wechsel  sind  Eigenwechsel  —  zur  Zeit  der  ersten 
Kreuzzüge  zu  suchen  ist.  Die  Entwickelung  des  Wechsels, 
die  Ausdehnung  des  Wechselverkehrs  ist  gegeben  durch 
die  damals  in  Mittel-  und  Westeuropa  aufkommenden 
Messen  und  Märkte. 

Die  Mannigfaltigkeit  des  Gepräges,  das  schwere 
Gewicht  der  Silbermünzen  und  nicht  zum  mindesten 
auch  die  Unsicherheit  der  Landstrassen  Hessen  es  den 
zur  Messe  reisenden  Kaufleuten  nicht  zweckmässig  er- 
scheinen, grössere  Summen  baren  Geldes  mit  sich  zu 
führen.  Allgemein  wurde  es  übUch,  den  Betrag,  wel- 
chen man  für  die  Einkäufe  und  als  Reise-  und  Zehr- 
geld benötigte,  einem  der  Bankiers  {campsores,  bancheni) 
der  Heimat  zu  übergeben,  um  im  Tausch  dagegen  eine 
Anweisung  auf  einen  Geschäftsfreund,  auf  einen  an 
dem  zu  besuchenden  Messplatz  wohnenden  Bankier  zu 
erhalten. 

Diese  Anweisungen  wurden  nach  der  Art  der  ihnen 
zu  Grunde  liegenden  Geschäfte  —  es  fand  ein  Um- 
rechnen, ein  Umwechseln  der  Valuta  des  einen  Platzes 
in  die  eines  anderen  statt  —  Wechsel  genannt.  Ihre 
Abfassung  erfolgte  in  der  ersten  Zeit  regelmässig  im 
Beisein  eines  Notars.    Wesentliche  Erfordernisse  waren : 
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1.  Die  Valutaquittung,  d.  h.  die  Bescheinigung 
über  den  Empfang  des  Gegenwertes  und 

2.  der  Zahlungsauftrag,  d.  h.  die  an  einen  in 
der  Urkunde  genannten  Geschäftsfreund  des  Ausstel- 
lers gerichtete  Aufforderung,  eine  genau  angegebene 
Summe  an  den  Überbringer  des  Schriftstückes  zu  zahlen. 

Beispiel  eines  Wechsels  aus  dem  Jahre  1395. 

Zahlet  gegen  diesen  ersten  Brief  am  9.  Oktober 
an  Lucas  von  Goro  45  Pfund.  Sie  sind  der 
Gegenwert  der  Summe,  welche  ich  von  Masio 
Reno  empfangen  habe.  Zahlet  zur  rechten  Zeit 
und  stellet  die  Summe  auf  meine  Rechnung. 
Christus  behüte  Euch! 

Bonromeo  von  Bonromei 
sendet  Euch  Grüsse. 

Mailand,  9.  März  1395. 
Waren  die  ersten  Wechsel  fast  ausschliesslich  nur 
sog.  reguläre  Wechsel,  d.  h.  Messwechsel  — 
zahlbar  an  einem  Messplatz  zur  Messzeit  —  so  ist  es 
das  Verdienst  der  Hanseaten,  den  Wechselverkehr 
allmählich  auf  andere  Plätze  ausgedehnt  zu  haben.  Aus 
einer  Urkunde  des  Jahres  1315  erfahren  wir,  dass  in 
diesem  Jahre  den  Hanseaten  in  Brabant  das  Privilegium 
erteilt  worden  war  „zu  wechseln  und  Wechselgeschäfte 
zu  treiben  mit  jedermann  und  gegenseitig  Zahlung  zu 
machen  und  anzunehmen,  sowohl  mit  als  auch  ohne 
Wechselbriefe,  wie  es  ihnen  vorteilhaft  erscheinen 
möchte". 
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Eine  grössere  Ausdehnung  nahm  der  Wechselver- 
kehr jedoch  erst  im  Beginn  des  17.  Jahrhunderts. 

2.    Wechselgesetzgebung. 

Das  äheste  Wechselrecht  war  Gewohnheitsrecht, 
das  sich  bei  den  Lombarden  gebildet  und  von  dort 
aus  weiter  fortgepflanzt  hatte.  Eigentümlich  war  dem 
Wechsel  von  jeher  die  Wechselstrenge,  d.h.  be- 
schleunigtes Verfahren,  Personalarrest,  Ausschluss  vom 
Messbesuch  usw. 

Das  älteste  deutsche  Wechselrecht  war  die  Wechsel- 
ordnung von  Hamburg  aus  dem  Jahre  1603,  der 
im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  in  Deutschland  23  andere 
Wechselordnungen  folgten.  Im  18.  Jahrhundert  wur- 
den, einschliesslich  der  Revisionen  früherer  Gesetze,  nicht 
weniger  als  51  Wechselordnungen  im  Deutschen  Reiche 
erlassen. 

Preussens  Verdienst  war  es,  dass  ein  Ende  gemacht 
wurde  diesem  Wirrwarr,  der  dadurch  entstanden  war, 
dass  jeder  Landesteil  sein  eigenes,  von  dem  der  an- 
deren in  mehr  oder  weniger  Punkten  abweichendes 
Wechselrecht  besass.  Die  preussische  Regierung,  welche 
einen  Entwurf  zu  einer  allgemeinen  Wechselordnung 
ausgearbeitet  hatte,  forderte  im  Oktober  1847  im  Auf- 
trage des  Zollvereins  die  Regierungen  aller  deutschen 
Bundesstaaten  auf,  Vertreter  zu  einer  „Konferenz  zur 
Beratung  über  ein  allgemeines  Wechselrecht" 
nach  Leipzig  zu  senden. 

Der  dort  zustande  gekommene  Entwurf  ist  dann  am 
25.  November  1848  in  der  Nationalversammlung  zu 
Frankfurt  a.  M.  als  Reichsgesetz  —  mit  Gesetzes- 
kraft vom  1.  Mai  1849  ab  —  angenommen  worden. 
Einige  Änderungen  und  Ergänzungen  der  Wechselord- 
nung wurden  durch  eine  in  den  Jahren  1858  und 
1861  in  Nürnberg  zwecks  Beratung  über  ein  allgemei- 
nes deutsches  Handelsgesetzbuch  tagende  Kommission 
vorgenommen,  es  sind  dies  die  sog.  „Nürnberger 
Novellen". 

Durch  Gesetz  vom  5.  Juni  1869  wurde  die  Allge- 
meine Deutsche  Wechselordnung  nebst  Nürn- 
berger Novellen  zum  Bundesgesetz  und  am  16.  April 
1871  zum  Reichsgesetz  erklärt. 

Mit  Inkrafttreten  des  BGB.  und  des  HOB.  sind  auch 
für  das  Wechselrecht  einige  Änderungen  von  einschnei- 
dender Bedeutung  erfolgt. 

Einteilung  der  Wechselordnung:  Art.  1 — 3 
handelt  von  der  Wechselfähigkeit,  Art.  4 — 95  von  den 
gezogenen  Wechseln  und  Art.  96 — 100  von  den  ei- 
genen Wechseln. 

3.  Wechselfähigkeit. 

Während  in'  früheren  Zeiten  zahlreiche  Kate- 
gorien von  Personen,  wie  z,  B.  die  GeistHch- 
keit,  das  Militär,  Bauern,  Frauen  etc.,  keine 
wechselmässigen  VerpfHchtungen  eingehen  durf- 
ten, ist  diese  Beschränkung  bereits  durch  Art.  1 
der  WO.:  „Wechselfähig  ist  jeder,  der  sich 
durch  Verträge  verpflichten  kann,"  weiter  dann, 
in  bezug  auf  die  Frauen,  durch  das  BGB.  so 
gut  wie  gänzlich  beseitigt  worden. 

Vertrags-  resp.  geschäftsfähig  sind  nach  §  104 
des  BGB.  alle  nicht  in  die  folgenden  drei  Kate- 
gorien fallenden  Personen: 

1.  Wer  nicht  das  7.  Lebensjahr  vollendet  hat 


2.  Wer  sich  in  einem,  die  freie  Willensbestim- 
mung ausschliessenden  Zustande  krank- 
hafter Störung  der  Geistestätigkeit  befin- 
det, sofern  nicht  der  Zustand  seiner  Na- 
tur nach  ein  vorübergehender  ist. 

3.  Wer  wegen  Geisteskrankheit  entmündigt  ist. 

Beschränkt  wechselfähig  sind: 

1.  Minderjährige  Personen  über  7  Jahre.  — 
Zur  Eingehung  von  Wechselverbindlich- 
keiten bedürfen  sie  der  Zustimmung  des 
gesetzlichen  Vertreters  und  des  Vormund- 
schaftsgerichtes. Das  gleiche  gilt  von  min- 
derjährigen Ehefrauen.  Heirat  macht  nach 
dem  BGB.  nicht  mündig. 

Orossjährige  Ehefrauen  können,  ganz  gleich 
ob  sie  Handel  und  Gewerbe  treiben  oder  nicht,  seit 
dem  1.  Januar  1900  auch  ohne  Einwüligung  des  Ehe- 
gatten Wechselverpflichtungen  eingehen.  In  diesem 
Falle  haftet  aber  für  die  Wechselschulden  nur  das  sog. 
Vorbehaltsgut  der  Frau  (s.  §§  1365  ff.  des  BGB ), 
nicht  auch  das  eingebrachte  Gut  und  das  gemeinschaft- 
liche Gut  der  Ehegatten. 

2.  Blinde,  Taubstumme,  Analphabeten.  Ver- 
pflichten sich  diese  Personen  wechsel- 
mässig,  so  ist  eine  gerichtliche  oder  no- 
tarielle Beglaubigung  der  Unterschrift  er- 
forderlich. 

Durch  Unterschriften  von  Personen,  welche 
sich  überhaupt  nicht,  oder  nur  mit  Einschrän- 
kungen wechselmässig  verpflichten  durften,  wird 
aber  (Art.  3  der  WO.)  nicht  der  ganze  Wech- 
sel ungültig,  sondern  es  bleiben  die  anderen 
Personen,  welche  ihre  Unterschrift  auf  den 
Wechsel  gesetzt  haben  und  hierzu  auch  nach 
Art.  1  der  WO.  berechtigt  waren,  wechsel- 
mässig verpflichtet. 

Diese  Bestimmung  geht  von  der  richtigen  Er- 
kenntnis aus,  dass  ein  späterer  Erwerber  des 
Wechsels  in  der  Regel  nicht  in  der  Lage  sein  wird, 
zu  prüfen,  ob  die  Personen,  welche  ihre  Unter- 
schrift auf  den  Wechsel  gesetzt  haben,  hierzu 
auch  berechtigt  waren. 

4.  Wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Wechsels. 

Während  der  Wechsel  ursprünglich  Tausch- 
mittel gewesen  war,  wurde  er  bei  Aufkom- 
men des  Übertragungsvermerkes,  welcher  Giro 
—  abgeleitet  von  yvQoq  =  Kreis,  der  Wech- 
sel macht  einen  Kreislauf  —  oder  Indossa- 
ment —  d.  i.  das  in  dosso  (auf  der  Rückseite  des 
Wechsels)  Geschriebene  —  genannt  wurde,  ein 
Zahlungs-,  ein  Ersatzmittel  für  Metall-  und 
Papiergeld. 

Im  vorigen  Jahrhundert  hat  auch  diese  Eigen- 
schaft,  als  Zahlungsmittel  zu    dienen,    immer 
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mehr  und  mehr  einer  neuen  Funktion  Platz 
gemacht:  Der  vornehmste  Zweck  des  Wechsels 
der  Neuzeit  besteht  in  der  Kreditvermitte- 
lung. Seine  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung 
beruht  darauf,  dass  er  jederzeit,  vorausgesetzt, 
dass  die  Unterschriften  gut  sind,  d.  h.  die  betr. 
Personen  oder  Firmen  eines  Kredites  für  wür- 
dig erachtet  werden,  durch  Diskontierung  zu 
Geld  gemacht  werden  kann,  oder  aber,  dass 
durch  Übertragung  der  Forderung  an 
eine  andere  Person  oder  Firma  eine  Einschrän- 
kung der  Umlaufsmittel  möglich  ist. 

Beim  gezogenen  Wechsel  (Tratte)  ist,  wenn 
dem  Wechsel  ein  Warengeschäft  zu  Grunde 
liegt,  meist  der  Aussteller  —  Trassant  genannt, 
d.  h.  der  den  Wechsel  Ziehende  —  der  Pro- 
duzent, und  der  Bezogene  —  Trassat  ge- 
nannt, d.  i.  die  Person,  auf  welche  der  Wech- 
sel gezogen  wird,  welche  am  Fälligkeitstage 
zahlen  soll  —  ist  der  Konsument,  oder  aber: 
der  Aussteller  ist  der  Verkäufer  der  Ware,  der 
Kreditor,  der  Gläubiger;  und  der  Bezogene 
ist  der  Käufer,  der  Debitor,  der  Schuldner. 

Beispiel:  A  verkauft  an  B  am  10.  Februar 
19  .  .  Waren  im  Werte  von  2000  M.  Die 
Zahlungsbedingungen  des  Verkäufers  lauten: 
3  Monate  Ziel  oder  Barzahlung  mitS'^lo  Skonto. 
Von  dem  letzteren  Angebot  kann  der  Käufer 
keinen  Gebrauch  machen,  da  seine  Mittel  be- 
schränkt sind,  und  er  als  Detaillist  das  Geld 
für  die  Ware  erst  im  Verlauf  mehrerer  Mo- 
nate hereinbekommt.  Aber  auch  das  Betriebs- 
kapital des  Verkäufers  der  Ware,  des  Produ- 
zenten, ist  kein  erhebliches.  Würden  alle  seine 
Käufer  in  ähnlicher  Weise  wie  B  verfahren, 
d.  h.  den  Gegenwart  der  gekauften  Waren  sich 
belasten  lassen  und  erst  nach  3  Monaten  zahlen, 
so  würde  er  mangels  Kapitals  genötigt  sein, 
zeitweise  den  Betrieb  einzustellen.  Er  könnte 
die  Arbeiter  nicht  entlohnen,  und  auch  beim 
Einkaufe  der  Rohprodukte  würden  ihm,  da 
sein  Kapital  festgelegt  ist,  Schwierigkeiten  er- 
wachsen. 

Da  bietet  dann  der  Wechsel  grosse  Vorteile: 
Sofort,  wenn  die  Ware  abgeliefert  ist,  zieht  A 
auf  B    mit  dessen   Genehmigung   eine    Drei- 
monatstratte.   B  erkennt  die  Verpflichtung  an, 
indem  er  links  an  der  Seite  (s.  Beispiel  S.  1048) 
quer  seinen  Namen  auf  den  Wechsel  schreibt. 
Nun  gibt  es  zwei  Möglichkeiten:  A  verkauft 
den  Wechsel  an  die  X-Bank,  bei  der  er  Kredit 
geniesst   (s.  S.  473 ff.  und  S.  819),    d.  h.    die 
^  I  betr.  Bank    zahlt   ihm    den   Betrag   abzüglich 
^  i  Zinsen    und   Provision    aus.     Diese  Bank    ist 
^1  hiermit  Remittent  (Ordre)  geworden,  und  an 


O 
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sie,  bezw.  an  ihre  Order,  ist  bei  Verfall  die 
Wechselsumme  zu  zahlen. 

Eine  andere  Möglichkeit  ist:  der  Aussteller 
des  Wechsels,  d.  i.  der  Verkäufer  der  Ware, 
bezahlt  mit  dem  Wechsel  seinen  Gläubiger  C, 
von  dem  er  die  Rohprodukte  gekauft  hat.  C 
gibt  nun  den  Wechsel  entweder  ebenfalls  weiter 
in  Zahlung,  oder  er  diskontiert  ihn,  oder  aber 
er  lässt  ihn  bis  zum  Verfalltage  liegen  und  präsen- 
tiert ihn  dann  dem  Bezogenen  zur  Zahlung. 

5.  Form  und  Erfordernisse  des  ge- 
zogenen Wechsels. 

Die  WO.  enthält  keinerlei  Vorschriften  über 
das  Format  des  Wechsels.  Sie  verlangt  ferner 
nicht,  dass  ein  bestimmter  Stoff  (Papier)  be- 
nutzt und  mit  einem  bestimmten  Stoff  (Tinte) 
geschrieben  wird.  Um  ein  ganz  krasses  Bei- 
spiel zu  wählen:  Auch  ein  mit  Bleistift  be- 
schriebenes Stück  Holz  kann  ein  gültiges 
Wechselversprechen  enthalten. 

Ein  derartiger,  nach  der  WO.  zwar  gültiger 
Wechsel  würde  aber  von  keiner  Bank  und  von 
keinem  Bankier  zum  Diskont  genommen  wer- 
den. Dieser  Wechsel  wäre  nicht  „bankfähig", 
wie  der  terminus  technicus  lautet. 

Wechselerklärungen,  welche  statt  eines  Namens 
Kreuze  oder  andere  Zeichen  enthalten,  haben 
nur  dann  Wechselkraft,  wenn  diese  Kreuze  oder  Zeichen 
gerichtlich  oder  notariell  beglaubigt  sind. 

Um  als  gezogener  Wechsel,  d.  h.  den  Vor- 
schriften der  WO.  unterliegend,  behandelt  zu 
werden,  muss  eine  Urkunde  folgende  acht  Er- 
fordernisse enthalten: 

1.  Die  in  den  Wechsel  selbst  (nicht  nur  in 
der  Überschrift)  aufzunehmende  Bezeichnung 
als  Wechsel,  oder,  falls  der  Wechsel  in  einer 
fremden  Sprache  ausgestellt  ist,  einen  entspre- 
chende Ausdruck  in  der  fremden  Sprache,  wie 
z.  B.  lettre  de  change,  bill  of  exchange,  lettem  di 
cambio,  cambiale,  wisselbrief  usw. 

Das  Wort  „Wechsel"  usw.  soll  den  Unerfahrenen  ge- 
wissermassen  mahnen,  bevor  er  seine  Unterschrift 
gibt,  sich  noch  einmal  klar  zu  machen,  was  für  Ver- 
pfUchtungen  er  eingeht. 

2.  Die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geld- 
summe. 

Ist  der  Betrag  in  Buchstaben  und  in  Ziffern  aus- 
gedrückt, so  gilt  bei  Abweichungen  die  in  Buch- 
staben ausgedrückte  Summe.  Ist  die  Summe  jedoch 
mehrfach  nur  in  Ziffern  oder  Buchstaben  geschrieben, 
so  gilt  bei  einer  Abweichung  der  kleinere  Betrag. 

Ein  Wechsel,  in  welchem  der  Aussteller  den  Be- 
zogenen beauftragt,  Waren  zu  leisten,  ist  ungültig. 

3.  Der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  an 
welche  oder  an  deren  Ordre  gezahlt  werden 
soll,  der  Remittent  —  in  unserem  Beispiele 


(S.  1045):  Paul  Haubensack.  Der  Vorname  so- 
wie der  Wohnort  des  Remittenten  kann,  aber 
braucht  nicht  angegeben  zu  sein. 

Der  Aussteller  des  Wechsels,  Georg  Liebich,  kann 
sich  auch  selbst  als  Zahlungsempfänger,  als  Remittenten 
bezeichnen  (an  die  Ordre  „meiner  eigenen",  „von  mir 
selbst"  usw.).  Er  wird  dies  stets  dann  tun,  wenn  er 
bei  der  Ausstellung  des  Wechsels  noch  nicht  weiss,  an 
wen  er  das  Papier  weitergeben  wird,  oder  wenn  er 
nicht  sicher  ist,  ob  der  Gläubiger,  dem  er  das  Geld 
schuldet,  oder  das  Bankhaus,  bei  dem  er  den  Wechsel 
diskontieren  will,  diesen  auch  annehmen  wird. 

4.  Die  Angabe  der  Zeit,  zu  welcher  ge- 
zahlt werden  soll. 

Diese  kann  festgesetzt  werden: 

a)  auf  einen  bestimmten  Tag,  z.B.:  Am  31.  Oktober 
1906,  primo  (am  ersten  Tage  des  Monats),  medio 
(am  15.),  ultimo  (am  letzten  Tage  des  Monats) 
(Tagwechsel) ; 

b)  auf  Sicht  (Vorzeigung,  a  vista  usw.)  (Sichtwechsel) 
oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht:  3  Monate, 
8  Tage  nach  Sicht  zahlen  Sie  (Nach-Sichtwechsel) ; 

c)  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Tage  der 
Ausstellung,  z.B.:  3  Monate  dato,  10  Tage  nach 
heute  usw.  (Datowechsel); 

Der  Ausdruck  „halber  Monat"  wird  einem  Zeitraum 
von  15  Tagen  gleichgeachtet.  Ist  der  Wechsel  auf 
einen  oder  mehrere  ganze  Monate  und  einen  halben 
Monat  gestellt,  so  sind  die  15  Tage  zuletzt  zu  zählen. 

d)  auf  eine  Messe  oder  einen  Markt  (Mess-  oder 
Marktwechsel),  z.  B.:  Bei  der  Leipziger  Oster- 
messe 1906. 

5.  Die  Unterschrift  des  Ausstellers  (Trassanten) 
mit  seinem  Namen  oder  seiner  Firma. 

Eine  Unterschrift  muss  es  sein,  d.h.  sie  muss  sich 
an  der  Stelle  befinden,  an  welcher  der  Text  des  Wechsels 
endigt.  Eine  Unterschrift  in  bekannten  Schrift- 
zeichen darf  es  femer  nur  sein.  Eine  Unterstem- 
pel ung  allein  genügt  nicht.  Sehr  zweckmässig  ist 
es  aber,  schwer  zu  entziffernden  Unterschriften  den  Fir- 
menstempel beizufügen. 

6.  Die  Angabe  des  Ortes,  Monatstages 
und  Jahres  der  Ausstellung. 

7.  Der  Name  des  Bezogenen  (Trassaten), 
d.  i.  die  Person  oder  Firma,  welche  die  Zah- 
lung leisten  soll. 

8.  Angabe  des  Zahlungsortes. 

Der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Bezogenen 
angegebene  Ort  gilt  für  den  Wechsel,  insofern  nicht 
ein  eigener  Zahlungsort  angegeben  ist,  als  Zahlungs- 
ort und  zugleich  als  Wohnort  des  Bezogenen. 

Diese  acht  Angaben  sind  bei  den  gezogenen 
Wechseln,  und  die  ersten  sechs  Angaben  bei 
den  Solawechseln  unbedingt  erforderlich,  um 
aus  einer  Schrift  eine  wechselmässige  Ver- 
bindlichkeit entstehen  zu  lassen.  Fehlt  auch 
nur  ein  einziges  dieser  Erfordernisse,  so 
haben  die  auf  eine  solche  Schrift  gesetzten 
Erklärungen  (Indossament  oder  Akzept)  keine 
Wechselkraft. 

Ausser  diesen  wesentlichen  Erfordernissen 
findet  man  auf  den  Wechseln  gewöhnlich  noch 
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Frankfurt  a.  M. 


Breslau, 


.^„^^:./'"^"^L^J.. 


xani^n    (z^te  /ci*   cu'eA«^*    Oytt^na  -  i^ec/iaef 

,     y^f  ,  des   Herrn   Paul   Haubensack  ,.      rz? 

rü'e    (ytcUe «w»    (STumme    van 


Am  31.   Oktober    1906 


en  Deckert  &  Mühsam 


Qy/? 


Frankfurt  a.  M. 


Georg  Liebich 


Wechsel  ohne  die  üblichen  anwesentlichen .  Bestandteile. 


Breslau^            y^     28.  August 
31   Oktober  1906 
Herrn   Paul  Haubensack   


06 


zni«**    (STt»  o«oen   at-e^nn    /^ecAiet 


Q^ 


Herren   Deckert  df  Mühsam 

.    Frankfurt  a.  M. 

€^t 

Beeihovenstrasse  j6. 


Georg  Liebich 


folgende  von  der  WO.  nicht  erforderte  Ver- 
merke: 

a)  Die  Angabe  des  Verfalltages  und  Zah- 
lungsortes ausserhalb  des  Kontextes; 

b)  die  Wechselsumme  in  Ziffern  rechts 
oben,  am  Kopfe  des  Wechsels; 

c)  die  Bezeichnung  als  Prima- Wechsel, 
selbst  wenn  weitere  Exemplare  (Duplikate)  nicht 
ausgefertigt  sind; 

d)  die  Ordreklausel  („an  die  Ordre  des 

Herrn ",   oder  „an  Herrn 

oder  dessen  Ordre").  Sie  ist  überflüssig,  da 
nach  der  WO.  jeder  Wechsel  Ordrequalität 
besitzt,  d.  h.  durch  Indossament  weiterbegeben 
werden  kann; 

e)  die  Valutaklausel  (Empfangsbekenntnis). 

Diese  Valutaklausel  hatte  volle  Berechtigung  in  den 
Anfängen  des  Wechselverkehrs,  denn  allein  durch  diesen 
Quittungsvermerk  konnte  der  Verkäufer  des  Wechsels 
(campsor)  dem  Nehmer  des  Wechsels  haftbar  gemacht 
werden.  In  der  heutigen  Zeit  aber  ist  die  Valuta- 
quittung eine  blosse,  nichtssagende  Formel. 


Man  sagt: 

bei  Barzahlung  des  Gegenwertes  durch 
den  Remittenten:  „Wert  erhalten",  „Wert 
empfangen"; 

bei  Gutschrift  der  Wechselsumme:  „Wert 
in  Rechnung"; 

bei  Lieferung  von  Waren:  „Wert  in 
Waren"; 

bei  Wechseln  an  eigene  Ordre:  „Wert  in 
mir  (uns)  selbst". 

Diese  Worte  sind  nicht  an  den  Be- 
zogenen, sondern  an  den  Remittenten 
gerichtet. 

f)  Die  Angabe  des  Deckungsverhält- 
nisses zwischen  dem  Aussteller  und  dem  Be- 
zogenen. 

Der  Aussteller  fordert  den  Bezogenen  auf,  ihn  für 
die  Valuta  zu  belasten  „und  stellen  ihn  (nämlich  den 
Wechsel,  resp.  sie,  die  Wechselsumme)  auf  Rechnung". 
Ist  der  Wechsel  für  fremde  Rechnung  gezogen  (Kom- 
missionstratte), so  heisst  es  ,, stellen  ihn  auf  Rechnung 
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des  Herrn  N.  in  X."  (vom  Namen  werden  gewöhnlich 
nur  die  Anfangsbuchstaben  angegeben); 

g)  die  Berichtsangabe. 

Beabsichtigt  der  Aussteller,  dem  Bezogenen  von 
seiner  Ziehung  (Trassierung)  Mitteilung  zu  machen, 
so  schreibt  er  auf  den  Wechsel  „laut  Bericht",  unter- 
lässt  er  sie,  so  schreibt  er  „ohne  Bericht",  macht  er 
sie  von  gewissen  Umständen  abhängig  „laut  oder  ohne 
Bericht." 

Die  Abschaffung  dieser  7  vom  Gesetze  nicht 
geforderten,  vor  allen  Dingen  aber  der  völlig 
zwecklosen  Zusätze  d,  e,  f  und  g,  ist  in  den 
letzten  Jahren  von  verschiedenen  Seiten  angeregt 
und  erfreulicherweise  z.  T.  auch  schon  durchge- 
führt worden.  Ein  nach  vorstehendem  Muster 
(2.  Beispiel  auf  S.  1045)  ausgefülltes  Wechsel- 
formular genügt  den  gesetzlichen  Vorschriften. 


Das  kaufmännische  Privatrecht. 


6.  Wechselübertragung 
ment 


und   Indossa- 


Wie  schon  erwähnt,  ist  die  bequeme,  an 
eine  bestimmte  Form  nicht  gebundene  Über- 
tragung des  Wechsels  mittelst  Indossament  eine 
der  Hauptursachen  seiner  weiten  Verbreitung. 

Der  äusseren  Form  nach  sind  zu  unter- 
scheiden: 

1.  Das  Vollindossament.  Es  enthält  ausser 
dem  Namen  des  Giranten  (Indossanten),  d.  h. 
der  Person  oder  Firma,  welche  den  Wechsel 
überträgt,  auch  den  Namen  des  Giratar  (In- 
dossatar), d.  h.  der  Person  oder  Firma,  an 
welche  der  Wechsel  übertragen  wird.  In  der 
Regel  ist  in  dem  Vollindossament  die  Formel 
„Für  mich  (resp.  uns)  an  die  Ordre  des  Herrn 

",  ferner  die  Valutaquittung  —  Wert 

erhalten:  wenn  der  Gegenwert  ausgezahlt,  Wert 
in  Rechnung:  wenn  der  Betrag  verrechnet  ist 
■ —  und  das  Übertragungsdatum  enthalten. 

Beispiel: 

Für  mich  an  die  Ordre 

des  Herrn  Paul  Krause 
Wert  erhalten. 

Cöln,  den  31.  Juli  1906 

ppa.  Emil  Metz 
Schimbke. 
2.    Das    Blankoindossament,     welches 
nicht  den  Namen  des  Indossatars  enthält, 

Beispiel: 

ppa.  Emil  Metz 
Schimbke. 

Das  Blankoindossament  wird,  ebenso  wie 
der  Wechsel  an  eigene  Ordre,  hauptsächlich 
dann  gewählt,  wenn  der  Indossant  noch  nicht 
weiss,  ob  die  Person  oder  Firma,  welcher  er 
den  Wechsel  gibt,  auch  bereit  ist,  ihn  in  Zah- 
lung zu  nehmen,  bezw.  zu  diskontieren. 


Der  Nachteil  des  Blankoindossaments  besteht 
darin,  dass  ein  mit  einem  Blankoindossament 
versehener,  abhanden  gekommener  Wechsel 
von  einem  unehrlichen  Finder  oder  Diebe 
leichter  veräussert  werden  kann  —  dies  hat 
er  mit  jedem  Inhaberpapier  gemeinsam  — 
als  ein  Wechsel,  bei  dem  das  Giro  ausge- 
füllt ist. 

Wechsel  mit  offenem  (Blanko-)Indossament  weiter- 
zugeben ist  auch  deswegen  nicht  ratsam ,  weil  bei 
nicht  erfolgter  Zahlung  von  den  nachfolgenden  Giranten 
wegen  fehlender  Ortsbezeichnung  keine  Benachrichti- 
gung gegeben  werden  kann. 

Bei  Wechseln  mit  Blankoindossament,  welche  an  die 
Reichsbank  zum  Diskont  gegeben  werden,  muss  das 
Indossament  an  den  Verkäufer  und  das  des  letzteren 
an  die  Bank  ausgefüllt  sein. 

Der  Rechtswirkung  nach  ist  zu  unter- 
scheiden : 

1.  das  Eigentums-  oder  Begebungs- 
indossament. Der  Indossant  überträgt  an 
den  Indossatar  sämtliche  Rechte  aus  dem  Wech- 
sel. Mit  Übertragung  der  Rechte  entsteht 
gleichzeitig  eine  neue  Wechselverpflich- 
tung: Der  Indossant  haftet  jedem  späteren 
Inhaber  des  betr.  Wechsels  wechselmässig 
dafür,  dass  der  Wechsel  angenommen  (akzep- 
tiert) und  bei  Verfall  bezahlt  wird. 

Von  dieser  Verpflichtung  kann  sich  ein  In- 
dossant befreien,  wenn  er  neben  sein  Giro  die 
Angstklausel,  d.  h.  den  Vermerk  „ohne  Ob- 
ligo", „ohne  Gewährleistung",  „ohne  Garantie" 
usw.  setzt.  Wechsel  mit  einem  solchen  be- 
schränkten Giro  werden  jedoch  von  der  Reichs- 
bank, und  in  der  Regel  auch  von  anderen 
Banken  und  Bankiers  nicht  angekauft. 

Verwechselt  wird  diese  Klausel  häufig  mit 
der  Rektaklausel,  d.  h.  dem  vom  Aussteller 
im  Kontext  des  Wechsels  ausgesprochenen 
Verbot  (Formel:  „Zahlen  Sie  für  diesen  Wechsel 

an  Herrn nicht  an  Ordre"),  den 

Wechsel  weiterzubegeben.  Wird  ein  derartiger 
Wechsel  —  Rektawechsel  genannt  —  vom 
Indossatar  trotz  des  Verbotes  weitergiriert, 
so  haben  die  betr.  Indossamente  keine  wechsel- 
mässige  Wirkung,  sondern  sie  sind  nur  als 
Zessionen  aufzufassen. 

2.  Das  Prokura-Inkassoindossament. 
Es  überträgt  nicht  dasEigentumam  Wechsel, 
sondern  erteilt  dem  Indossatar  nur  Vollmacht 
{procura),  den  Wechsel  bei  Fälligkeit  einzu- 
kassieren und,  sofern  die  Zahlung  verweigert 
wird,  Protest  erheben  zu  lassen  sowie  Hand- 
lungen vorzunehmen,  welche  im  Interesse  des 
Prokuraindossanten  liegen. 

Die  übliche  Form  des  Prokuraindossaments 
lautet: 
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An  die  Ordre 

des  Herrn 

Wert  zum  Inkasso  {oder  „zum  Einzug**  usw.). 

Ort  und  Datum. 

Unterschrift  des  Indossanten. 

Der  Zeit  nach  unterscheidet  man  das  In- 
dossament, das  rechtzeitig  gegeben  ist,  d.  h.  vor 
Ablauf  der  Frist,  innerhalb  welcher  Protest  auf- 
genommen worden  ist,  bezw.  innerhalb  welcher 
Protestaufnahme  stattfinden  darf  (s.  S.  1051  ff.), 
und  das  Nachindossament. 

Art.  16  der  WO.  unterscheidet: 

1.  das  Nachindossament  eines  nicht  recht- 
zeitig oder  nicht  in  gültiger  Weise  protestierten 
Wechsels,  der  dadurch  seine  Wechselkraft  ver- 
loren hat,  präjudiziert  ist,  und 

2.  das  Nach  Indossament  eines  rechtzeitig 
und  ordnungsgemäss  protestierten  Wechsels. 

Ist  ein  Wechsel  präjudiziert,  d.  h.  ist  er 
nicht  spätestens  am  2.  Werktage  nach  dem 
Fälligkeitstage  zur  Zahlung  präsentiert,  und  bei 
Nichtzahlung  innerhalb  dieser  Frist  protestiert 
worden,  so  gehen  dadurch  die  Regressansprüche 
an  den  Aussteller  und  an  die  Personen,  welche 
den  Wechsel  vor  Ablauf  dieser  Frist  giriert 
haben,  verloren.  Die  genannten  Personen 
haften  Wechsel  massig  eben  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung der  rechtzeitigen  Protesterhebung. 
Bestehen  bleiben  dagegen  die  Regressansprüche 
an  den  Akzeptanten,  der,  solange  nicht  Ver- 
jährung eingetreten  ist,  jedem  durch  Indossa- 
ment legitimierten  Inhaber  Zahlung  zu  leisten 
verpflichtet  ist.  Weiter  haften  dem  Nachindos- 
satar  eines  präjudizierten  Wechsels  wechsel- 
mässig  die  Nachindossanten,  denen  ja  bekannt 
ist,  dass  Protest  nicht  erhoben  ist,  und  die  infolge- 
dessen diesen  Einwand  nicht  erheben  können. 

Durch  das  Nachindossament  erlangt  der  präjudizierte 
Wechsel  die  Natur  eines  Sichtwechsels,  der  innerhalb 
der  Verjährungsfrist  vom  Nachindossatar  jederzeit  dem 
etwaigen  Akzeptanten  zur  Einlösung  vorgelegt  werden 
kann. 

Durch  das  Nach  Indossament  eines  recht- 
zeitig und  ordnungsmässig  protestier- 
ten Wechsels  hingegen  können  neue,  selb- 
ständige Wechselverpflichtungen  nicht  mehr 
geschaffen  werden.  Mit  dem  Verfall  und  Pro- 
test ist  der  Lauf  des  Wechsels  beendet,  der 
Kreis  der  im  Wechsel  verbau  de  stehenden  Per- 
sonen geschlossen.  Etwa  noch  folgende  Über- 
tragungsvermerke können  nicht  mehr  selb- 
ständige Rechte  übertragen,  nicht  mehr  als  In- 
dossamente, sondern  nur  noch  als  Zessionen 
gelten.  Ein  solches  Nachindossament  über- 
trägt nur  die  Rechte,  welche  dem  Indossanten 


gegen  den  Akzeptanten,  gegen  den  Aussteller 
und  gegen  diejenigen  Personen  zustehen,  welche 
den  Wechsel  bis  zur  erfolgten  Protesterhebung 
giriert  haben. 

Das  Nachindossament  eines  protestierten 
Wechsels  gibt  also  geringere  Rechte  als  das 
eines  präjudizierten  Wechsels. 

Ist  die  Rückseite  des  Wechsels  bereits  mit 
Indossamenten  beschrieben,  so  müssen  etwaige 
weitere  Indossamente  auf  ein  mit  dem  Wechsel 
verbundenes  Blatt  —  Allonge  genannt  — 
gesetzt  werden.  Um  Betrügereien  zu  verhüten, 
gibt  man  auf  der  Vorderseite  der  Allonge  eine 
kurze  Kopie  des  Wechsels. 

Wäre  sie  für  den  auf  S.  1045  abgedruckten 
Wechsel  notwendig  gewesen,  so  hätte  sie  ge- 
lautet: 

Allonge  zum  Wechsel: 

Mark  450.65  fällig  am  31.  Oktober  1906. 

Aussteller:  Georg  Liebich,  Breslau. 

Bezogener :  Deckert&Mähsam,  Frankfurt  a.  M. 

7.  Akzept. 

Weit  verbreitet  ist  die  Ansicht,  dass  zu  den 
wesentlichen  Erfordernissen  des  Wechsels  auch 
das  Akzept  gehört.  Der  hohe  Prozentsatz 
der  mit  einem  Akzept  versehenen  Wechsel 
mag  vielleicht  zu  diesem  Irrtum  geführt  haben. 

Der  Aussteller  des  Wechsels  haftet  als  Schöpfer 
der  Urkunde  demjenigen,  dem  er  den  Wechsel 
gegeben  hat  und  dessen  Nachmännern  wechsel- 
mässig  dafür,  dass  der  Wechsel  akzeptiert  wird, 
und   dass  Zahlung  am  Fälligkeitstage  erfolgt. 

Der  Bezogene,  der  sich  weigert,  das  gefor- 
derte Akzept  zu  leisten,  kann  hierzu  nicht  ge- 
zwungen werden,  wohl  aber  wird  er,  wenn 
Klage  angestrengt  wird,  zur  Tragung  der  ent- 
standenen Kosten  verurteilt  werden,  wenn  er 
sich  vorher  dem  Aussteller  gegenüber  zur 
Akzeptierung  des  Wechsels  bereit  erklärt  hatte. 
Wechselmässig  verpflichtet  wird  der  Bezogene 
erst  in  dem  Moment,  in  dem  er  seine  Unterschrift 
auf  den  Wechsel  setzt,  wo  er  „querschreibt". 

Dass  ein  akzeptierter  Wechsel  naturgemäss 
grössere  Sicherheit  als  ein  mit  den  gleichen 
Unterschriften  versehener  unakzeptierter Wechsel 
gewährt  und  somit  leichter  zu  begeben  ist, 
bedarf  keiner  Erwähnung. 

Die  Reichsbank  fordert,  dass  Wechsel,  welche  am 
Sitz  der  ankaufenden  Bankanstalten  zahlbar  sind,  und 
alle  domizilierten  Wechsel  vor  dem  Ankauf  den  An- 
nahmevermerk tragen. 

[  Das  Recht,  den  Wechsel  dem  Bezogenen 
j  zur  Annahme  (Akzept)  vorzulegen,  steht  jedem 
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Wechselinhaber  zu.    Aus  dem  Recht  wird  eine 
Pflicht: 

a)  bei  Wechseln,  welche  auf  eine  bestimmte 
Zeit  „nach  Sicht"  lauten. 

Um  zu  verhüten,  dass  der  Fälligkeitstag  der  Nach- 
Sicht-Wechsel  allzuweit  hinausgeschoben  und  somit  Ver- 
bindlichkeiten auf  sehr  lange  Zeit  geschaffen  werden, 
hat  die  WO.  dem  Aussteller  und  den  Indossanten  das 
Recht  eingeräumt,  im  Kontext  des  Wechsels  eine  Prä- 
sentationsfrist vorzuschreiben.  Ist  eine  diesbezügliche 
Vorschrift  nicht  gegeben  worden,  so  muss  der 
Wechsel  binnen  2  Jahren  nach  dem  Ausstel- 
lungstag zur  Annahme  präsentiert  werden; 

b)  bei  Domizilwechseln  (s.  S.  1048|49) 
mit  unbenanntem  Domiziliaten,  sofern  vom 
Aussteller  die  Präsentation  zur  Annahme  vor- 
geschrieben worden  ist. 

Form  des  Akzepts.  Das  Akzept  wird  in 
der  Regel  auf  der  linken  Vorderseite  des  Wechsels 
quer  über  den  Text,  —  daher  die  volkstümliche 


Bezeichnung  „Querschreiben"  —  vielfach  mit 
roter  Tinte,  geschrieben.  Der  blosse  Name,  bezw. 
die  Firma,  genügt  schon.  Jedoch  ist  es  üblich, 
noch  das  Wort  „Angenommen"  hinzuzufügen. 
Mitunter,  besonders  wenn  es  von  Banken  und 
Bankfirmen  gegeben  wird,  findet  man  das 
Akzept  in  etwas  ausführlicherer  Form,  z.  B.: 

Angenommen  für 
Mark  Hundertneunundneiinzig  30  Pf. 

Berlin,  den  31.  Oktober  1905. 
Karl  Käufer. 
Erforderlich  ist  die  Datierung  bei  Wech- 
seln, welche  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht 
gestellt  sind,  denn  hier  genügt  es  nicht,  dass 
der  Bezogene  den  Wechsel  gesehen  hat,  son- 
dern es  muss,  um  den  Verfalltag  festzusetzen, 
aus  dem  Akzept  hervorgehen,  wann  er  ihn 
gesehen  hat. 


^ 


^ 


rt  a.  M.,  den  5.  Dezember  1905 


Für  M  1250  — 


I 
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&^  Jnbfiate  nach  Sicht  zahlen  Sie  uns  für  diesen  Prima-  Wechsel 

2  ^  Mark  Zwölfhundertfänfzig 

l^r^n^^l  Schuster  &  Co. 

h«    <    ^      ^hmolz  Carl  Büttner  &  Schmidt 

**■  ^  ^W^^W  ^-  ^-  Landsberger 
jsläu,  Ring  25 

CO 


^^    ^^Ä^ 


Obiger  Wechsel  ist  dem  Bezogenen  erst  am  20.  Januar 
1906  zum  Akzept  vorgelegt  worden.  Da  er  3  Monate 
nach  Sicht  lautet,  ist  er  am  20.  April  1906  fällig. 

Ein  einmal  gegebenes  Akzept  darf 
unter  keinen  Umständen  zurückgezogen 
werden.  Daher  prüfe  jeder,  dem  ein  Wechsel 
zum  Akzept  vorgelegt  wird,  bevor  er  sich 
durch  seine  Unterschrift  verpflichtet,  ob  die 
Gegenleistung  den  Abmachungen  gemäss  er- 
folgt ist,  z.  B.  ob  die  Quantität  und  Qualität 
der  gelieferten  Ware  den  Vereinbarungen  ent- 
spricht. 

Ein  Teilakzept,  d.  h.  Annahme  auf  nur 
einen  Teil  der  im  Kontext  des  Wechsels  an- 
gegebenen Summe  ist  zulässig;  über  den  Rest 
kann  dann  Protest  (s.  S.  1051)  aufgenommen 
werden.  Einer  Annahmeverweigerunggleich- 
geachtet  wird  jedoch  ein  Akzept,  das  andere 
Einschränkungen  als  hinsichtlich  der  Wechsel- 
summe enthält,  in  dem  z.  B.  ein  anderer,  weiter 
hinausgeschobener  Fälligkeitstag,  oder  ein  an- 
derer Zahlungsort  angegeben  ist.  In  diesen 
Fällen  ist  die  Erhebung  eines  Protestes  mangels 
Annahme  zulässig.  Der  Akzeptant  haftet  nach 
dem  Inhalte  seines  Akzeptes  wechselmässig. 


Unter  Blankoakzept  versteht  man  einen  An- 
nahmevermerk auf  einem  Wechselformular,  auf 
dem  noch  eins  oder  mehrere  der  von  der 
WO.  vorgeschriebenen  wesentlichen  Erforder- 
nisse, in  der  Regel  die  Wechselsumme,  fehlen. 
Geschäftsleute  und  Private  mögen  an 
das  Risiko  denken,  das  sie  eingehen, 
wenn  sie  ein  Akzept  in  blanco  abgeben, 
d.h.  eine  Verpflichtung  eingehen,  deren 
Höhe  sie  nicht  kennen.  Der  Einwand, 
dass  ein  Vertrauensmissbrauch  vorliegt,  dass 
der  Wechsel  auf  einen  höheren  Betrag  als  ver- 
einbart war,  ausgestellt  worden  ist,  kann  dem- 
jenigen gegenüber,  der  den  Wechsel  im  guten 
Glauben  {bona  fide)  erworben  hat,  nicht  er- 
hoben werden. 

Betr.  Ehrenakzept  s.  S.  1053ff. 

8.  Domizilwechsel. 

Für  den  Aussteller  sowohl  wie  für  den  Be- 
zogenen wird  es  sich  in  vielen  Fällen  em- 
pfehlen, den  Wechsel  mit  einem  Domizilver- 
merk zu  versehen,  d.  h.  unter  die  Wechsel- 
adresse den  Namen  einer  Person  oder  Firma 
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—  in  der  Regel  wird  es  eine  Bank  oder  ein 
Bankhaus  sein  —  zu  setzen,  welche  mit  der 
Zahlung  des  Wechsels  am  Fälligkeitstage  be- 
auftragt wird  (zahlbar  bei  der Bank 

in ). 

Für  den  Aussteller  ist  die  Domizilierung 
von  Nutzen,  wenn  der  Bezogene  an  einem 
Orte  wohnt,  der  nicht  Bankplatz  ist,  d.  h.  an 
dem  die  Zentralbank  des  Landes  —  in  Deutsch- 
land: die  Deutsche  Reichsbank,  in  Österreich- 
Ungarn:  die  Österreichisch-ungarische  Bank  — 
eine  Filiale  nicht  besitzt.  Dadurch,  dass  der 
Wechsel  bei  einer  Bank  oder  einem  Bankier 
eines  grösseren  Platzes  zahlbar  gemacht  wird, 
kann  er  leichter  begeben  werden,  und  die 
Einzugsspesen  sind  nur, sehr  gering. 

Die  Einzugsspesen  für  einen  Wechsel  von  mehr  als 
800  M  —  bis  zu  diesem  Betrag  kann  das  Inkasso 
mittelst  Postauftrag  erfolgen  —  auf  einen  Ort,  an  dem 
ein  Bankhaus  nicht  vorhanden  ist,  sind  naturgemäss 
ziemlich  erhebHch,  da  der  mit  dem  Inkasso  betrauten 
Persönlichkeit  Zeit  und  Fahrkosten  zu  vergüten  sind. 

Dem  Bezogenen  wird  durch  die  Domi- 
zilierung manche  Mühe  und  mancher  Verdruss 
erspart:  Der  Wechsel  kann  bekanntlich  nicht 
nur  am  Fälligkeitstage,  sondern  auch  noch  an 
den  beiden  darauffolgenden  Werktagen  dem 
Bezogenen  zur  Zahlung  präsentiert  werden.  Ist 
der  Bezogene  vom  Geschäft,  bezw.  seiner  Woh- 
nung abwesend,  so  muss  er,  da  der  Wechsel  nach 
einmaliger  erfolgloser  Präsentation  sofort  zum 
Protest  gegeben  werden  kann,  jemand  anders 
in  seinem  Geschäftslokal  bezw.  seiner  Woh- 
nung mit  der  Einlösung  des  Wechsels  be- 
trauen. Dieses  wird  ihm  erspart,  wenn  er 
den  Wechsel  bei  einer  Bank  zahlbar  macht. 
Der  Wechsel  wird  dann  der  betr.  Bank  zur 
Zahlung  vorgelegt  und  von  ihr,  sofern  Avis  — 
Angabe  des  Betrages,  Verfalltages,  Ausstellers 
und  Bezogenen  —  und  Deckung  rechtzeitig 
eingegangen  ist,  eingelöst  werden.  Die  Do- 
mizilprovision beträgt  durchschnittlich  1%q, 
d.  h,  IM  für  Tausend  M  der  Wechselsumme. 

Die  Domizilgebühr  der  Reichsbank  beträgt  in  der 
Regel  —  bei  den  von  Girokunden  der  Reichsbank 
domizilierten  Wechseln  und  in  einigen  anderen  Fällen 
wird  von  der  Erhebung  einer  Gebühr  abgesehen  — 
für  Reichsangehörige  V6°/o.  ^ür  Ausländer  VaVoi  niin- 
destens  aber  M  0.50  für  jeden  Wechsel.  Ist  die  Ge- 
bühr der  eingesandten  Deckung  nicht  beigefügt,  so 
vk'ird  sie  bei  der  Einsendung  des  Wechsels  mittelst 
Nachnahme  erhoben.  Sollte  die  Annahme  der  Nach- 
nahme verweigert  werden,  so  wird  seitens  der  Bank 
der  Betrag  sofort  eingeklagt. 

Rechtlich  unterscheidet  man  (eigentliche)  Do- 
mizilwechsel und  uneigentliche  Domi- 
zilwechsel. 

Die   WO.   spricht    nur   von    den   ersteren, 


d.  h,  von  Wechseln,  bei  denen  ein  vom  Wohn- 
ort des  Bezogenen  verschiedener  Zahlungsort 
angegeben  ist.  Nach  Art.  24  der  WO.  steht  dem 
Aussteller  eines  Domizilwechsels  das  Recht 
zu,  die  Präsentation  zur  Annahme  vor- 
zuschreiben. Wird  diese  Vorschrift  nicht  be- 
folgt, so  geht  der  wechselmässige  Anspruch 
gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten  ver- 
loren. Ausser  dem  Aussteller  und  den  Indos- 
santen wird  auch  der  Akzeptant  eines  Do- 
mizilwechsels von  der  Wechsel  massigen  Haf- 
tung, laut  Art.  43  der  WO.,  befreit,  wenn  die 
rechtzeitige  Protesterhebung  beim  Domiziliaten 
versäumt  wird. 

Diese  beiden  Vorschriften  beziehen  sich  nicht 
auf  die  uneigentlichen  Domizilwechsel,  d.  h. 
auf  Wechsel,  bei  denen  der  Zahlungsort  der 
gleiche  wie  der  wechselmässige  Wohnort  des 
Bezogenen  ist,  z.B.  wenn  der  Vermerk  lautet: 

Bezogener:  Ernst  Schmidt,  Berlin, 

Seidelstr.  97 
zahlbar:  bei  der  Depositenkasse  der  Bank 

für  Handel  und  Industrie,  Berlin, 

Schinkelplatz  1 — 2. 

9.  Zahlung  des  Wechsels. 

Der  Wechsel  ist  eine  Hol  schuld,  d.  h.  er 
muss  bei  Fälligkeit  dem  zur  Zahlung  Ver- 
pflichteten im  Geschäftslokal,  oder  in  Erman- 
gelung eines  solchen  in  der  Wohnung  zur 
Zahlung  präsentiert  werden.  Derjenige,  der 
den  Wechsel  einlöst,  hat  darauf  zu  achten, 
dass  die  Indossamente  eine  zusammenhängende 
Kette  bilden  und  dass  der  letzte  Indossant 
über  den  Empfang  quittiert  hat  (s.  Beispiel 
S.  1054). 

Findet  der  Wechselschuldner,  bezw.  der  Do- 
miziliat  eine  Lücke  in  den  Indossamenten  —  hat 
z.  B.  Paul  Müller  den  Wechsel  an  die  Ordre 
des  Herrn  Fritz  Lehmann  giriert,  Fritz  Lehmann 
aber  nicht  seinen  Namen  unter  das  Giro  von 
Paul  Müller  gesetzt  — ,  so  hat  er  das  Recht,  die 
Zahlung  zu  verweigern.  In  der  Regel  wird 
aber  von  diesem  Recht  dann  kein  Gebrauch 
gemacht  werden,  wenn  der  letzte  Girant  hin- 
reichend sicher  erscheint  und  Garantie  über- 
nimmt, so  dass  für  die  den  Wechsel  einlösende 
Person  die  Gefahr,  den  Wechsel  noch  einmal 
bezahlen  zu  müssen,  nicht  besteht. 

Diese  Formel  lautet  etwa: 

Betrag  erhalten 
unter  Garantie  für  das  fehlende  3.  Giro 

(Name  des  Giranten) 
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Ist  der  Fälligkeitstag  ein  Sonntag  oder  all- 
gemeiner Feiertag,  so  kann  Zahlung  der  Wechsel- 
summe erst  am  nächsten  Werktage  gefordert 
werden,  und  zwar  in  den  landesüblichen  Ge- 
schäftsstunden, d.  h.  in  der  Regel  nicht  vor 
9  Uhr  morgens  und  nicht  nach  6  Uhr  abends. 

Der  Wechsel  muss  demjenigen,  der  ihn  ein- 
löst, ausgehändigt  werden.  Wird  aber  nur  eine 
Teilzahlung  geleistet,  so  wird  ein  entspre- 
chender Quittungsvermerk  auf  die  Rückseite 
des  Wechsels  gesetzt. 

Auf  umstehenden  Wechsel 

M 

als  Teilzahlung  erhalten. 

(Ort,  Datum  und  Name  des  Empfängers). 

Der  Zahlende  aber  erhält  nicht  den  Wechsel, 
sondern  eine  besondere  Quittung  ausgehän- 
digt. Auf  die  Vorderseite  des  Wechsels  (rechts 
oben)  wird  der  Deutlichkeit  halber  meist  noch 
der  Restbetrag  geschrieben: 
Bleibt  Rest  M 

Wird  der  Wechsel  nicht  spätestens  am 
2.  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  zur  Ein- 
lösung präsentiert,  so  kann  der  Akzeptant 
(Art.  40  der  WO.)  die  Wechselsumme  auf  Ge- 
fahr und  Kosten  des  Inhabers  bei  Gericht  oder 
einer  anderen  zur  Annahme  von  Depositen  er- 
mächtigten Behörde  hinterlegen. 

Ist  die  Wechselsumme  in  fremder  Münze 
angegeben,  so  hat  der  zur  Zahlung  Verpflichtete 
das  Recht,  zu  wählen,  ob  er  in  der  fremden 
Münze  zahlen  will  oder  in  der  Land  es  münze, 
umgerechnet  zu  dem  am  Zahlungsort  notierten 
Kurse  des  Verfalltages. 

Respekttage,  d.h.  eine  Frist,  bis  zu  welcher 
der  Verfalltag  eines  Wechsels  auf  Ersuchen  des 
Schuldners  hinausgeschoben  werden  muss,  gibt 
es  in  Deutschland  nicht  mehr. 

Die  Fälligkeit  der  verhältnismässig  sehr  selten 
vorkommenden  Mess-  oder  Marktwechsel  ist 
aus  dem  Wechsel  selbst  nicht  ersichtlich.  Es  heisst  im 
Wechseltext  nur,  dass  Zahlung  zu  der  oder  jener  Messe 
zu  erfolgen  habe.  Bestimmt  wird  der  Fälligkeitstag 
durch  die  Gesetze  des  betr.  Ortes.  Existieren  solche 
nicht,  dann  ist  der  Wechsel  am  Tage  vor  dem  ge- 
setzlichen (nicht  tatsächlichen)  Schluss  der  Messe  oder 
des  Marktes  fällig. 

10.  Regress. 

Unter  Wechselregress  —  abgeleitet  von  re- 
j^r^üf/ =  zurückschreiten,  zurückgreifen  —  ver- 
steht man  das  Recht  des  Wechselinhabers,  sich 
in  gewissen  Fällen  dadurch  schadlos  zu  halten, 
dass  die  Vormänner  haftbar  gemacht  werden. 

Die  WO.  unterscheidet  zwei  Arten  des  Re- 
gresses: 


1.  den  Regress  auf  Sicherstellung  und 

2.  den  Regress  auf  Zahlung. 
Der  Regressnehmer  wird  Regredient,  de 

jenige,  gegen  den  Regress  erhoben  wird,  R© 
gressat  genannt.  Sprungregress  ist  ge- 
stattet, d.  h.  es  ist  nicht  nötig,  sich  an  den 
unmittelbaren  Vormann  zuhalten.  In  unserem 
Beispiel  auf  S.  1054  kann  sich,  falls  der  Wech- 
sel nicht  bezahlt  wird,  z.  B,  B.  Breslauer  an 
Schulze  &  Kunath  wenden. 

1.  Regress  auf  Sicherstellung.  Weigert 
sich  der  Bezogene,  den  ihm  vorgelegten  Wechsel 
zu  akzeptieren,  so  steht  es  im  Belieben  des 
Wechselinhabers,  den  Wechsel  einfach  wieder 
bis  zum  Verfalltag  ins  Portefeuille  zurückzulegen, 
hoffend,  dass  er  dann  prompt  eingelöst  wird, 
oder  an  dem  Aussteller  oder  an  denjenigen,  wel- 
che den  Wechsel  vor  ihm  giriert  haben,  Re 
gress  zu  nehmen. 

Diese  Regressnahme  geschieht  auf  folgend 
Weise:  Nachdem  der  Bezogene  sich  geweigert 
hat,  den  Wechsel  zu  akzeptieren,  lässt  der 
Wechselinhaber  die  Annahmeverweigerung 
von  einem  Notar  oder  Gerichtsbeamten  durch 
Aufnahme  eines  Protestes  (s.  S.  1051)  feststellen. 
Mit  diesem  Protest  wendet  sich  der  Wechsel- 
inhaber an  seinen  unmittelbaren  oder  an  einen 
anderen  Vormann  und  sagt:  Der  Wechsel  ist 
nicht  akzeptiert  worden  und  somit  liegt  die 
Gefahr  nahe,  dass  er  auch  bei  Fälligkeit  nicht 
eingelöst  werden  wird.  Daher  fordere  ich,, 
gemäss  Art.  25  der  WO.,  Sicherstellung  in 
Höhe  der  nicht  akzeptierten  Wechselsumme 
und  der  mir  entstandenen  Unkosten.  Die  Sicher- 
heitsleistung geschieht  in  der  Regel  durch  De- 
ponierung des  Betrages  bei  Gericht  oder  bei 
einer  anderen  zur  Annahme  von  Depositen 
ermächtigten  Behörde. 

Die  Sicherheit  haftet  nicht  nur  demjenigen,  der  sie 
eingefordert  hat,  sondern  auch  denen,  an  welche  der 
Wechsel  nach  Stellung  der  Sicherheit  giriert  worden 
ist,  sofern  sie  Regress  auf  Sicherstellung  nehmen. 
Weitere  Sicherheit  dürfen  die  Nachmänner  nur  dann 
fordern,  wenn  sie  gegen  die  Art  oder  Grösse  der  ge- 
leisteten Sicherheit  Einwendungen  zu  begründen  ver^ 
mögen. 

Zurückgegeben  werden  muss  die  bestellte 
Sicherheit: 

1.  sobald  die  vollständige  Annahme  des 
Wechsels  nachträglich  erfolgt  ist; 

2.  wenn  gegen  den  Regresspflichtigen,  welcher 
sie  bestellt  hat,  binnen  Jahresfrist,  vom  Verfall- 
tage des  Wechsels  an  gerechnet,  auf  Zahlung 
aus  dem  Wechsel  nicht  geklagt  worden  ist; 

3.  wenn  die  Zahlung  des  Wechsels  erfolgt 
oder  Verjährung  (s.  S.  1059)  eingetreten  ist. 
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Nicht  nur,  wenn  das  Akzept  verweigert, 
sondern  in  gewissen  Fällen  auch  dann,  wenn 
es  erteilt  ist,  gestattet  die  WO.  Regress  auf 
Sicherstellung  zu  nehmen: 

1.  wenn  über  das  Vermögen  des  Akzeptanten  der 
Konkurs  eröffnet  worden  ist  oder  der  Akzeptant  auch 
nur  seine  Zahlungen  eingestellt  hat; 

2.  wenn  nach  der  Ausstellung  des  Wechsels  eine 
Exekution  in  das  Vermögen  des  Akzeptanten  fruchtlos 
ausgefallen  ist. 

Sicherheitsleistung,  nicht  aber  Zahlung 
des  Wechsels  kann  also  vom  Akzeptanten  in  den 
beiden  genannten  Fällen  bereits  vor  dem  Ver- 
falltage verlangt  werden,  Ist  der  Akzeptant 
nicht  in  der  Lage,  die  Sicherheit  zu  stellen, 
dann  kann  der  Wechselinhaber  sie  von  seinen 
Vordermännern  beanspruchen.  Es  ist  dies  der 
Regress  wegen  Unsicherheit  des  Akzep- 
tanten. 

2,  Regress  mangels  Zahlung.  Beim  Re- 
gress wegen  nicht  erhaltener  Annahme  und 
beim  Regress  wegen  Unsicherheit  des  Akzep- 
tanten handelt  es  sich  um  Schritte,  die  vor 
Fälligkeit  des  Wechsels  getan  werden  können. 
Um  Regress  mangels  Zahlung  zu  erheben, 
ist  nötig,  dass  zuvor  durch  einen  Protest  fest- 
gestellt worden  ist,  dass  der  Wechsel  bereits 
Not  gelitten  hat,  indem  er  am  Fälligkeitstage 
oder  spätestens  am  2.  Werktage  nach  diesem 
Tage  zur  Zahlung  präsentiert,  aber  nicht  ein- 
gelöst worden  ist. 

Im  Regresswege  kann  der  Inhaber,  welcher 
den  Wechsel  mangels  Zahlung  hat  protestieren 
lassen,  von  seinem  Vordermanne  fordern: 

1.  die  nicht  bezahlte  Wechselsumme  nebst 
6%  jährlicher  Zinsen  vom  Verfalltage  ab; 

2.  die  Protestkosten,  Porti  und  etwaige  an- 
dere Auslagen; 

3.  eine  Provision  von  V3%  von  der  Summe 
ad  1. 

Der  vorletzte  Girant  kann  von  dem  dritt- 
letzten, der  drittletzte  von  dem  viertletzten  usw. 
verlangen : 

1.  die  von  ihm  an  seinen  Hintermann  (Nach- 
giranten) gezahlte  Summe  nebst  6%  Zinsen 
vom  Tage  der  Zahlung; 

2.  die  ihm  entstandenen  Auslagen; 

3.  ^/g^/o  Provision  von  der  Summe  ad  1. 
Rückwechsel,  d.  h.  Wechsel,  welche  von 

den  Regressnehmern  über  den  Betrag  ihrer  For- 
derung auf  die  Regresspflichtigen  gezogen  wer- 
den —  über  sie  spricht  die  WO.  in  den  Ar- 
tikeln 53  und  54  —  kommen  heutzutage,  bei 
dem  gutorganisierten  Zahlungsverkehr,  fast  gar 
nicht  mehr  vor. 


11.  Protest. 


Ist  ein  Wechsel  notleidend  geworden,  d.  h. 
ist  er  vom  Bezogenen  auf  eine  diesbezügliche 
Aufforderung  hin  nicht  akzeptiert  oder  am 
Verfalltage  nicht  bezahlt  worden,  so  muss,  wie 
erwähnt,  bevor  Regress  genommen  werden 
darf,  ein  Protest  —  abgeleitet  wird  das  Wort 
von  protestarl  =  öffentlich  bezeugen  —  er- 
hoben, d.  h.  eine  Urkunde  nach  bestimmten 
Vorschriften  aufgenommen  .worden  sein,  aus 
der  hervorgeht,  dass  die  von  einem  Notar  oder 
einem  hierzu  ermächtigten  Gerichtsbeamten  an 
den  Wechselschuldner  oder  dessen  Vertreter 
gerichtete  Aufforderung  zur  Leistung  vergeblich 
gerichtet  oder  zu  richten  versucht  worden  ist 

Die  Protesturkunde  muss   enthalten: 

1.  eine  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels 
und  der  auf  ihm  befindlichen  Indossa- 
mente und  Bemerkungen. 

Unleserliche  Handschriften  dürfen  als  solche  im 
Protest  bezeichnet  werden.  Im  allgemeinen  aber  soll 
die  Abschrift  möglichst  sorgfältig  angefertigt  werden» 
damit  ersichtlich  ist,  dass  der  richtige  Wechsel  präsen- 
tiert und  protestiert  worden  ist. 

2.  den  Namen  der  Personen  oder  Firmen, 
für  welche  (Protestant)  und  gegen  welche 
(Protestat)  Protest  erhoben  wird; 

3.  das  an  die  Person,  gegen  welche  pro- 
testiert wird,  gestellte  Begehren,  ihre  Ant- 
wort oder  die  Bemerkung,  dass  sie  keine 
gegeben  habe  oder  nicht  anzutreffen  ge- 
wesen sei; 

4.  Ort  und  Datum,  an  welchem  die  Auf- 
forderung geschehen  oder  ohne  Erfolg 
versucht  worden  ist; 

5.  im  Falle  einer  Ehrenannahme  oder  einer 
Ehrenzahlung  (s.S.  1053 ff.)  die  Erwähnung^ 
von  wem,  für  wen  und  wie  sie  ange- 
boten oder  geleistet  wird; 

6.  die  Unterschrift  des  Notars  oder  des  Ge- 
richtsbeamten, welcher  den  Protest  auf- 
genommen hat,  mit  Beifügung  des  Amts- 
siegels. 

Ist  der  Protestat  nicht  auffindbar,  so  wird  „Protest 
in  den  Wind",  ist  das  Geschäftslokal,  bezw.  in  Er- 
mangelung eines  solchen  die  Wohnung  des  Protestaten 
verschlossen,  so  wird  „Protest  gegen  die  Wand" 
erhoben. 

Die  Protestkosten  richten  sich  nach  der 
Höhe  des  Wechsel betrages  und  der  Zahl  und 
der  Länge  der  notwendig  gewesenen  Gänge 
des  Protestbeamten.  Der  zur  Zahlung  Ver- 
pflichtete kann,  vorausgesetzt,  dass  er  die  Pro- 
testurkunde nicht  bedarf,  Stempel  und  Aus- 
fertigungsgebühren sparen,  wenn  er  sofort  nach 
erhobenem  Protest  den  Wechsel  einlöst.     Er 
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bezahlt  den  Wechselbetrag  bei  der  Firma, 
welche  den  Wechsel  in  Händen  hat  und  er- 
hält dagegen  eine  Quittung,  gegen  deren  Aus- 
händigung und  Entrichtung  der  bis  dahin  ent- 
standenen Unkosten  ihm  vom  Protestbeamten 
der  Wechsel  übergeben  wird. 

Gründe  zur  Erhebung  des  Protestes  kön- 
nen sein: 

1.  Weigerung,  den  Wechsel  zu  akzeptieren: 
Protest  mangels  Annahme  (abgekürzt: 
M.  A.); 

2.  Weigerung,  den  Wechsel  bei  Fälligkeit 
zu  zahlen:  Protest  mangels  Zahlung  (ab- 
gekürzt: M.  Z.). 

3.  Weigerung,  einen  auf  eine  bestimmte  Zeit 
nach  Sicht  gestellten  Wechsel  zu  sichten, 
d.  h.  mit  einem  Datum  zu  versehen; 

4.  Weigerung,  das  zugehörige  Duplikat  (Ak- 
zeptexemplar) auszuliefern; 

5.  Unsicherheit  des  Akzeptanten. 
Wünscht  ein  Wechselbeteiligter  (Aussteller, 

Indossant),  dass  kein  Protest  aufgenommen 
wird,  so  hat  er  neben  seine  Unterschrift  einen 
diesbez.  Vermerk,  „ohne  Kosten"  (O.  K.),  „ohne 
Protest"  usw.  zu  setzen.  Wirksam  ist  ein  Pro- 
testerlass  nur  für  denjenigen,  der  den  Pro- 
test erlassen  hat. 

Die  vielfach  aufgeworfene  Frage,  ob  eine 
Verpflichtung  besteht,  den  Protesterlass  zu  re- 
spektieren, ist  verneinend  zu  beantworten,  denn 
Art.  42  der  WO,  sagt:  „Gegen  die  Pflicht  zum 
Ersätze  der  Protestkosten  schützt  jene  Auffor- 
derung nicht."  Man  wird  die  Bitte  —  als 
solche  ist  der  Vermerk  „O.  K."  aufzufassen  — 
dann  nicht  erfüllen,  wenn  der  Vorgirant  oder 
derjenige,  welcher  diesen  Vermerk  zu  seinem 
Indossament  gesetzt  hat,  nicht  sicher  erscheint. 
Wird  nämlich  Protest  nicht  erhoben,  so  wer- 
den die  Aussteller  und  diejenigen  Giranten, 
welche  den  Protest  nicht  erlassen  haben,  von 
ihrer  Regresspflicht  befreit. 

Ausführlicheres  hierüber  enthäU  meine  Schrift 
„Wechsel-  und  Checkkunde". 

12.  Intervention. 

Proteste  und  Regressnahmen  sind  für  die 
daran  Beteiligten  die  unangenehmen  Seiten  des 
Wechselverkehrs.  Einmal  werden  dadurch, 
dass  der  Wechsel  rückläufig  wird,  d.  h.  von 
Girant  zu  Girant  bis  zum  Aussteller  zurück- 
wandert, grosse  Kosten  —  durch  Protest,  Zinsen, 
Porti  und  vor  allen  Dingen  durch  das  drittel  Pro- 
zent Provision,  das  jeder  Girant  von  seinem  Vor- 
mann zu  fordern  berechtigt  ist  —  verursacht, 


dann  aber  auch  wird  durch  häufige  Regress- 
nahmen der  Ruf  der  beteiligten  Firmen  und 
Personen  geschädigt.  Um  dies  zu  vermeiden» 
ist  die  Einrichtung  der  Intervention  geschaffen 
worden,  d.  h.  es  ist  statthaft,  dass  ein  Dritter 
zugunsten  eines  Regresschuldners  eintritt.  Der 
Aussteller  und  jeder  Indossant  des  Wechsels 
hat  das  Recht,  neben  den  Namen  und  Wohn- 
ort des  Bezogenen,  d.  i.  die  Wechsel-Adresse, 
eine  zweite  Adresse,  die  sog.  Notadresse» 
zu  setzen,  hinsichtlich  der  nur  die  eine  Vor- 
schrift besteht,  dass  sie  auf  den  Zahlungsort 
des  Wechsels  lautet. 

Die  üblichen  Formeln  der  Notadresse  lauten: 

Falb  bei  Herrn  X.  Y.  in  Z.  für  A.  B.  (An- 
fangsbuchstaben des  Regresspflichtigen,  zu  dessen 
Gunsten  die  Intervention  erfolgt). 

nötigenfalls  bei 

au  oder  ä  besoin  chez 

in  case  of  need  with oder  apply  to 

Die  Intervention  kann  in  einer  Ehrenan- 
nahme oder  in  einer  Ehrenzahlung  bestehen. 
Bevor  sie  Platz  greift,  muss  jedoch,  sofern  es 
sich  nicht  um  einen  Wechsel  ohne  Kosten 
(ohne  Protest)  handelt,  durch  einen  Protest  fest- 
gestellt worden  sein,  dass  der  Wechsel  Not  ge- 
litten hat. 

Nehmen  wir  an  (s.  Beispiel  S.  1054),  Carl  Prae- 
torius  hätte  sich  geweigert,  den  ihm  von  Schulze 
&  Kunath  zum  Akzept  vorgelegten  Wechsel  zu 
akzeptieren.  Stände  auf  dem  Wechsel  keine 
Notadresse,  dann  hätte  die  Firma  Schulze  & 
Kunath  nach  Erhebung  des  Protestes  mangels 
Annahme  das  Recht,  von  ihrem  Vormanne,  Fritz 
Lehmann,  Sicherstellung  zu  fordern.  Das  gleiche 
Ersuchen  könnte  Fritz  Lehmann  an  Paul  Müller 
und  dieser  an  Ernst  Schulzendorff  richten.  Dies 
alles  ist  aber  nicht  erforderlich,  da  auf  dem 
Wechsel  eine  Notadresse  angegeben  ist.  Nach- 
dem Carl  Praetorius  die  Annahme  des  Wechsels 
verweigert  hat  und  durch  Protest  dies  festge- 
stellt worden  ist,  hat  sich  der  Protestbeamte 
zur  Notadresse,  der  Firma  Knauth,  Nachod  & 
Kühne,  zu  begeben  und  dieser  den  Wechsel 
zum  Akzept  vorzulegen.  Erklärt  sich  die  Firma 
hierzu  bereit,  so  wird  die  Ehrenannahme  in 
einem  Anhang  zum  Protest  vermerkt.  Den 
ausgefertigten  Protest  und  den  Wechsel  händigt 
der  Protestbeamte  seinem  Auftraggeber,  der 
Firma  Schulze  &  Kunath,  gegen  Zahlung  der 
Protestkosten  aus.  Diese  wieder  zieht  den  Be- 
trag bei  Knauth,  Nachod  &  Kühne  ein,  welche 
auch  den  Wechsel  erhält,  um  auf  ihn  ihr  Ehren- 
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akzept  zu  setzen.  Die  Formel  würde  in  unserem 
Beispiel  lauten: 

Angenommen  unter  Protest 
zu  Ehren  und  für  Rechnung  von 
Ernst  Schulzendorff, 
für  Mark  Zwölßiundert  per  1.  Juni  1905. 
Knauth,  Nachod  &  Kühne. 

Von  der  erfolgten  Intervention  muss  der 
Ehrenakzeptant,  auch  Honorant  genannt, 
den  H onoraten,  d.  h.  den,  zu  dessen  Ehren 
er  akzeptiert  hat,  —  Ernst  Schulzendorff  — 
unter  Einsendung  des  Protestes  baldigst  be- 
nachrichtigen. Spätestens  am  zweiten  Tage  nach 
dem  Tage  der  Protesterhebung  muss  die  Be- 
nachrichtigung zur  Post  gegeben  sein,  schreibt 
Art.  58  der  WO.  vor.  Geschieht  dies  nicht, 
so  haftet  der  Ehrenakzeptant  für  den  durch  die 
Unterlassung  entstehenden  Schaden. 

Welcher  Art  sind  nun  die  Wechselverbind- 
lichkeiten des  Wechselakzeptanten  ?  Art.  60  der 
WO.  antwortet  hierauf:  „Der  Ehrenakzep- 
tant wird  den  sämtlichen  Nachmännern 
des     Honoraten     durch     die    Annahme 


Ernst  Schulzendorff 

Für  mich  an  die  Ordre  des  Herrn  Fritz  Leh- 
mann Wert  in  Rechnung 

Paul  Müller 

Fritz  Lehmann 

Schulze  &  Kunath 

Friedrich  &  Co. 

Betrag  erhalten 
B.  Breslauer 


wechselmässig  verpflichtet",  d.  h.  also  in 
unserem  Beispiel:  Den  Herren  Paul  Müller, 
Fritz  Lehmann  und  Schulze  &  Kunath,  so- 
wie den  beiden  Firmen  Friedrich  &  Co.  und 
B.  Breslauer,  an  welche  der  Wechsel  nach  er- 
folgtem Ehrenakzept,  aber  vor  Eintritt  der 
Fälligkeit  des  Wechsels  giriert  worden  ist.  Wird 
der  Wechsel  bei  Verfall  vom  Bezogenen  — 
Carl  Praetorius,  Leipzig  ^ —  nicht  eingelöst,  dann 
wendet  sich  der  Wechselinhaber,  B.  Breslauer, 
an  den  Ehrenakzeptanten,  der  sich  ja  durch  sein 
Akzept  verpflichtet  hat,  den  Wechsel  einzulösen. 
Die  wechselmässige  Haftung  des  Ehren- 
akzeptanten währt  ebensolange,  wie  die  des 
Akzeptanten,  d.  h.  Verjährung  tritt  erst  drei 
Jahre  nach  dem  Verfalltage  des  Wechsels  ein. 
In  dem  Falle  jedoch,  dass  der  Wechsel  nicht 
spätestens  am  zweiten  Werktage  nach  dem 
Zahlungstage  zur  Zahlung  vorgelegt  worden 
ist,  erlischt  die  Verpflichtung  dessen,  der  zu 
Ehren  eines  Dritten  akzeptiert  hat,  bereits  mit 
Ablauf  dieser  dreitägigen  Frist. 

Befinden    sich   auf  einem  Wechsel   mehrere  Not- 
adr essen,    so  ist  derjenigen   der  Vorzug  zu  geben, 
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durch  deren  Zahlung  die  meisten  Verpflichteten  befreit 
werden,  d.  h.  die  Notadresse  des  Ausstellers  hat  den 
Vorzug  vor  der  des  1.  Giranten,  die  des  1.  Giranten 
vor  derjenigen  des  2.  Giranten  usw.  Ergibt  sich  nun 
aber  nicht  aus  dem  Wechsel  ohne  weiteres  —  d.  h. 
ist  in  einer  oder  mehreren  der  Notadressen  nicht  an- 
gegeben worden,  für  wen  sie  intervenieren  soll  —  an 
welche  der  Notadressen  der  Wechselinhaber  sich  zu 
wenden  hat,  dann  muss  er  alle  Notadressen  angehen 
und  derjenigen  den  Wechsel  zum  Akzept  vorlegen,  die 
für  den  Aussteller  resp.  das  früheste  Giro  zu  interve- 
nieren beabsichtigt. 

Wir  sprachen  bisher  von  dem  Falle,  dass 
ein  Wechsel  Not  gelitten  hat,  weil  der  Bezogene 
sich  geweigert  hat,  den  Wechsel  zu  akzeptieren, 
und  wir  haben  gesehen,  wie  durch  das  Ehren- 
akzept eines  Dritten,  der  hiermit  in  den  Wechsel- 
verband tritt,  die  umständliche  Sicherheits- 
leistung und  Regressnahmen  vermieden  werden 
können.  Aber  auch  trotz  des  Akzeptes 
seitens  des  Bezogenen  kommt  es  häufig  vor, 
dass  ein  Wechsel  Not  leidet,  d.  h.,  nicht  be- 
zahlt wird.  Auch  in  diesem  Falle  ist  die 
Intervention,  hier  Ehrenzahlung  genannt, 
von  grossem  praktischen  Wert. 

Bleiben  wir  bei  unserem  Beispiel.  Nehmen 
wir  aber  an,  Carl  Praetorius  —  nicht  die  Not- 
adresse —  hätte  den  Wechsel  s.  Z.  akzeptiert 
Als  der  Wechsel  aber  von  seinem  Inhaber  dem 
Carl  Praetorius  bei  Verfall  am  I.Juni  1905  zur 
Zahlung  vorgelegt  wird,  erklärt  dieser,  dass  er 
nicht  in  der  Lage  sei,  den  Wechsel  einzulösen. 
Der  Wechselinhaber,  B.  Breslauer,  wird  nun 
den  Wechsel  zum  Protest  geben.  Pflicht  des 
Protestbeamten  ist  es,  den  Wechsel  nicht  nur 
dem  Bezogenen,  sondern  auch  der  Notadresse 
zur  Zahlung  vorzulegen  und  beider  Antworten 
in  der  Protesturkunde  zu  vermerken. 

Erklärt  sich  der  Notadressat,  die  Firma 
Knauth,  Nachod  &  Kühne,  dem  Protestbeamten 
gegenüber  zur  Intervention  bereit,  d.  h.  sagt 
sie  „ich  zahle  den  Wechsel  unter  Protest  zu 
Ehren  des  Giros  von  Ernst  Schulzendorf f",  so 
wird  sie  durch  diese  Erklärung  wechselmässig 
noch  nicht  verpflichtet.  Sie  kann,  wenn  B. 
Breslauer  ihr  den  Wechsel  zur  Zahlung  vor- 
legt, die  Einlösung  verweigern.  Tut  sie  dies, 
aus  dem  oder  jenem  Grunde  —  vielleicht  weil 
ihr  im  letzten  Moment  etwas  Ungünstiges  über 
die  Verhältnisse  des  Honoraten,  für  den  sie 
den  Wechselbetrag  auslegen  soll  und  an  den 
sie  sich  doch  zu  halten  hat,  berichtet  worden 
ist  —  dann  muss  der  Wechselinhaber  inner- 
halb der  üblichen  Protestfrist,  d.  h.  spätestens  am 
2.  Werktage  nach  Fälligkeit  des  Wechsels,  gegen 
die  Notadresse  einen  neuen  Protest  mangels  Zah- 
lung, einen  Kontraprotest,  aufnehmen  lassen. 


Ebenso  wie  die  Worte  „unter  Protest"  in  der 
Erklärung  der  Notadresse  erforderlich  sind,  so 
müssen  sie  auch  in  der  Quittung,  welche  der 
Wechselinhaber  gibt,  enthalten  sein.  Bevor 
B.  Breslauer  den  Wechsel  dem  Protestbeamten 
gibt,  durchstreicht  er  seinen  Quittungsvermerk: 

Uifi^g,  ^tsn/.  yW  1905 

Nachdem  Protest  aufgenommen  worden  ist, 
lässt  er  dem  Intervenienten  den  Wechsel  mit 
folgender  Quittung  vorlegen: 

Betrag  unter  Protest  empfangen  von 
Knauth,  Nachod  &  Kähne 
Leipzig,  den  3.  Juni  1905 

B.  Breslauer 

Wird  Zahlung  von  einer  nicht  auf  dem 
Wechsel  stehenden  Person  zu  gunsten  eines  Ver- 
pflichteten angeboten,  so  darf  sie  der  Wechsel- 
gläubiger nicht  ausschlagen.  Widrigenfalls 
würde  er  das  Regressrecht  gegen  diejenigen 
Regresspflichtigen  verlieren,  welche  durch  die 
Ehrenzahlung  von  ihrer  wechselmässigen  Haf- 
tung befreit  worden  wären. 

1 3.  Wechselvervielfältigung. 

In  vielen  Fällen  ist  es  zweckmässig,  von 
einem  gezogenen  Wechsel  mehrere  gleich- 
lautende Exemplare,  welche  Duplikate  oder 
Kopien  sein  können,  auszufertigen. 

Duplikate  dienen: 

1.  zur  Sicherheit:  Für  ein  bei  der  Ver- 
sendung verloren  gegangenes  Exemplar  ist  Er- 
satz geschaffen. 

Wechsel,  welche  über  See  gehen,  werden  infolge 
des  mit  der  Reise  verknüpften  grösseren  Verlustrisikos 
fast  stets  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt.  In  der 
Regel  wird  dann  jedes  Exemplar  mit  einem  anderen 
Dampfer  verschickt. 

2.  zur  Bequemlichkeit:  Ein  Exemplar 
wird  zur  Einholung  des  Akzepts,  das  andere 
zur  Weiterbegebung  benutzt; 

3.  zum  Er  satzfür  verloren  gegangene  Wechsel. 

Äussere  Form  der  Duplikate.  Die  Du- 
plikate müssen  im  Wechseltext  als  Prima, 
Sekunda,  Tertia  usw.  bezeichnet  sein.  Anderen- 
falls gilt  jedes  Exemplar  als  ein  für  sich  be- 
stehender Wechsel  (Solawechsel). 

Die  Ausstellung  von  Duplikaten  erfolgt 
einzig  und  allein  durch  den  Aussteller  des 
Wechsels.  Verliert  z.  B.  der  3.  Indossant  den 
Wechsel,  oder  wünscht  er  aus  irgend  einem 
anderen  Grunde  ein  Duplikat,  dann  muss  er 
sich   dieserhalb  an    seinen  Vormann,    also  an 
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1 


Nar  zum  Akzept  bestimmt. 


Berlin,  den  28.  August  1905 


Für  M  600. 


Am  28.  November  1905  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima- Wechsel  (Sekunda  nicht) 
an  Herrn  Hans  Pulst 

Mark  Sechshundert 


Herrn  Paul  Frost 
Frankfurt  a.  M.,   Kaiser  Str.  97 


Carl  von  Bergfeld 


2.  Duplikat. 


Berlin,  den  28.  August  1905 


Für  M  600. 


Am  28.  November  1905  zahlen  Sie  gegen  diesen  Sekunda- Wechsel  (Prima  nicht) 
an  Herrn  Hans  Pulst 

Mark  Sechshundert 


Herrn  Paul  Frost 

Frankfurt  a.  M.,   Kaiser  Str.  97 


Carl  von  Bergfeld 
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Deutscher  Wechselsfempel. 

M  1  00 

Von  mehr  als  1 000  bis  2000  M 

den  20.  Oktober  1905. 


Für  mich  an  die  Ordre  des 
Herrn  Walter  Behrens 
Wert  erhalten. 

Wiesbaden,  23.  Oktober  1905. 


Carl  Schrader 
Walter  Behrens 
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Für  mich  an  die  Ordre  des 

Herrn  Walter  Behrens 

Wert  erhalten. 

Wiesbaden,  23.  Oktober  1905. 

Carl  Schrader 

Walter  Behrens 

Bis  hierher  Kopie 

• 

■q. 

Deutscher  Wechselstempel. 

o 

M  1.00 
Von  mehr  als  1000  bis  2000  M 

T3 

den  26.  Oktober  1905. 

'53 

Ludwig  Bernhard 

:3 

Hans  Heimann 

An  die  Ordre  des 

Herrn  Alfred  Lehmann 

Carl  Maller  &  Co. 

Inhalt  empfangen 

Wiesbaden,  28.  April  1906. 

Alfred  Lehmann 
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den  2.  Giranten  wenden.  Dieser  gibt  das 
Gesuch  an  den  1.  Giranten  und  dieser  wieder 
an  den  Aussteller.  Entstehende  Kosten  sind 
von  demjenigen  zu  tragen,  der  die  Ausstellung 
gewünscht  hat. 

Durch  Bezahlung  eines  Exemplares  werden 
die  anderen  ungüUig.  Vielfach  wird  dies  auf 
dem  Wechsel  noch  besonders  durch  die  kassa- 
torische  Klausel  („Sekunda  nicht,  bezw. 
Prima  nicht")  angegeben.  Notwendig  ist  sie 
nicht.  Gefordert  wird  vielmehr  nur,  dass  sämt- 
liche Exemplare  in  allen  wesentlichen  Bestand- 
teilen gleich  lauten  und  fortlaufend  als  Prima, 
Sekunda,  Tertia  im  Kontext  bezeichnet  sind. 

Ist  der  Originalwechsel  oder  ein  Duplikat  be- 
zahlt, so  werden  die  anderen  Exemplare  wertlos. 

Aus  den  übrigen  Exemplaren  haften  jedoch: 

1.  der  Indossant,  welcher  mehrere  Exemplare  des- 
selben Wechsels  an  verschiedene  Personen  indossiert 
hat,  und  alle  späteren  Indossanten,  deren  Unterschriften 
sich  auf  den  bei  der  Zahlung  nicht  zurückgegebenen 
Exemplaren  befinden,  aus  ihren  Indossamenten; 

2.  der  Akzeptant,  welcher  mehrere  Exemplare 
desselben  Wechsels  akzeptiert  hat,  aus  den  Akzepten 
auf  den  bei  der  Zahlung  nicht  zurückgegebenen  Exem- 
plaren. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Wechsel- 
Duplikat  ist  die  Wechsel-Kopie.  Schon  bei 
der  Anfertigung  besteht  ein  Unterschied:  Ein 
Duplikat  darf  nur  vom  Aussteller,  eine  Kopie 
jedoch  von  jedem  Wechselinhaber  angefertigt 
■werden.  Rechtlich  unterscheidet  sich  das 
Duplikat  von  der  Kopie  dadurch,  dass  das 
Duplikat  selbständiger  Träger  der  Wechsel- 
forderung ist,  während  die  Kopie  dies  nur  in 
Vereinigung  mit  dem  Original  ist. 

Die  Kopie  dient,  abgesehen  von  der  Quittungs- 
erteilung bei  einer  Abschlagszahlung,  haupt- 
sächlich zur  Beschleunigung  des  Verkehrs. 
Praktisch  wird  dies  in  der  Regel  in  der  Weise 
gehandhabt,  dass  das  Original  zum  Akzept, 
die  Kopie  zum  Giro  benutzt  wird. 

Erforderlich  ist,  soll  die  Kopie  nicht  wertlos 
sein,  dass  auf  der  Abschrift,  welche  auch  betr. 
der  Indossamente  und  etwaiger  Vermerke  genau 
vorgenommen  sein  muss,  hinter  dem  letzten 
Indossament  der  Vermerk  —  Arretierungs- 
klausel genannt  —  „bis  hierher  Kopie" 
oder  eine  ähnliche  Bezeichnung  steht.  Hinter 
diese  Klausel  kommen  dann  die  Original- 
indossamente, welche  den  Indossanten  ebenso 
verpflichten,  als  wenn  sie  auf  einem  Original- 
wechsel stünden  (s.  S.  1057). 

Die  Depositionsklausel  ist  der  Vermerk, 
welcher  besagt,  in  wessen  Händen  sich  das 
akzeptierte  Exemplar,  bezw.  der  Originalwechsel 
befindet  (s.  S.  1057). 


14.  Abhanden  gekommene  Wechsel. 

Um  aus  einem  Wechsel  Rechte  geltend  zu 
machen,  ist  der  Besitz  des  Wechsels  erforder- 
lich. Geht  der  Wechsel  verloren,  so  entsteht 
die  Frage,  was  hat  der  Inhaber  zu  tun,  um 
sich  vor  Verlust  zu  schützen?  Darauf  ist  zu 
erwidern:  Die  zu  treffenden  Massregeln  sind 
verschieden,  je  nachdem  der  Wechsel  einen 
Akzeptvermerk  getragen  hat  oder  nicht. 

War  der  Wechsel  nicht  akzeptiert,  so  ge- 
nügt eine  diesbez.  Benachrichtigung  an  den 
Bezogenen,  welcher  dann  Akzept  und  Zahlung 
zu  verweigern  hat  Der  Inhaber  des  Wechsels 
lässt  unter  Einhaltung  der  im  vorigen  Abschnitt 
angegebenen  Formalitäten  ein  Duplikat  aus- 
schreiben, auf  das,  ebenso  wie  auf  einen  Ori- 
ginalwechsel, bei  Fälligkeit  Zahlung,  bezw. 
vorher  schon  Akzept,  gefordert  werden   darf. 

War  der  Wechsel  jedoch  bereits  mit  einem 
Akzept  versehen,  dann  muss  Amortisation 
(Tilgung)  beim  Gericht  des  Zahlungsortes  be- 
antragt und  Bezogener  und  Aussteller  davon 
in  Kenntnis  gesetzt  werden. 

Zur  Begründung  des  Antrages  auf  Amorti- 
sation h:Lt  der  Antragsteller: 

1.  entweder  eine  Abschrift  der  Urkunde  beizubringen 
oder  deren  wesentlichen  Inhalt,  sowie  alles  das  anzu- 
geben, was  zu  ihrer  vollständigen  Erkennbarkeit  er- 
forderlich ist; 

2.  den  Verlust  der  Urkunde,  sowie  diejenigen  Tat- 
sachen glaubhaft  zu  machen,  von  welchen  seine  Be- 
rechtigung abhängt,  das  Aufgebotsverfahren  zu  bean- 
tragen und 

3.  sich  zur  Versicherung  der  Wahrheit  seiner  An- 
gaben an  Eidesstatt  zu  erbieten. 

Ist  das  Amortisationsverfahren  eingeleitet, 
dann  ist  der  Wechselinhaber  berechtigt,  vom 
Akzeptanten  Zahlung  zu  fordern,  sofern  er  bis 
zur  Amortisation,  d.  h.  bis  zu  dem  Termin,  an 
welchem  das  Ausschlussurteil  erfolgt,  Sicher- 
heit bestellt.  Ohne  Sicherstellung  kann  nur 
Hinterlegung  der  akzeptierten  Summe  bei 
Gericht  oder  einer  anderen  zur  Annahme 
von  Depositen  ermächtigten  Behörde  verlangt 
werden. 

Auf  Herausgabe  des  Wechsels  (Vindika- 
tion) kann  mit  Erfolg  nur  dann  geklagt  wer- 
den, wenn  der  Besitzer  den  Wechsel  in  bösem 
Glauben  erworben,  oder  wenn  er  sich  beim 
Erwerb  einer  groben  Fahrlässigkeit  schuldig 
gemacht  hat. 

15.  Falsche  Wechsel. 

Man  hat  zu  unterscheiden  zwischen  falschen 
Wechseln  und  gefälschten  Wechseln.  Ein  Wechsel 
ist   falsch,    wenn  eine  oder  mehrere  Unter 
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Schriften  anderer  Personen  nachgeahmt,  d.  h. 
unecht  sind,  verfälscht,  wenn  Unterschriften 
und  wesenthche  Bestandteile  ursprünglich  echt 
waren,  nachträglich  aber  in  betrügerischer  Ab- 
sicht, z.  B.  durch  Erhöhung  der  Wechselsumme, 
Hinausschieben  des  Verfalltages  usw.,  geändert 
worden  sind. 

Da  ein  Erwerber  des  Wechsels  in  der  Regel 
nicht  in  der  Lage  sein  wird,  zu  prüfen,  ob 
alle  Unterschriften  echt  sind,  so  wäre  es  un- 
billig, einen  Wechsel,  der  eine  falsche  Unter- 
schrift trägt,  als  ungültig  zu  erklären.  Die 
WO.  bestimmt  daher  (Art.  75),  dass  auch  in 
diesem  Falle  das  echte  Akzept  und  die  echten 
Indossamente  wechselmässige  Wirkung  behalten, 
und  (Art.  76)  dass  aus  einem  mit  einem  falschen 
oder  verfälschten  Akzept  oder  Indossament  ver- 
sehenen Wechsel  sämtliche  Indossanten  und 
der  Aussteller,  deren  Unterschriften  echt  sind, 
wechselmässig  verpflichtet  bleiben. 

Zu  den  falschen  Wechseln  sind  auch  die 
Kellerwechsel  zu  zählen.  Man  versteht  da- 
runter Wechsel,  welche  im  geheimen,  „im 
Keller"  fabriziert  werden  und  deren  Aussteller, 
Bezogener  und  z.  T.  auch  Indossanten  teils 
fingierte,  teils  vermögenslose  Personen  sind, 
deren  Unterschriften  für  billiges  Geld  —  der 
Satz  soll  zwischen  M  0.50  bis  M  1.50  schwanken 
—  erkauft  worden  sind.  Gesucht  zur  Ab- 
gabe von  Unterschriften  sind  vor  allen  Dingen 
Personen,  die  zur  Verwechselung  mit  bekannten 
Firmen  Anlass  geben  können  oder  solche, 
die  aus  ihrem  früheren  Gewerbe,  in  dem  sie 
Schiffbruch  erlitten  haben,  einen  Stempel  mit 
der  Aufschrift  „Kommissionshaus",  „Bauge- 
schäft" usw.  gerettet  haben,  den  sie  nun  auf 
den  Wechsel  setzen,  um  damit  den  Anschein  zu 
erwecken,  als  ob  er  auf  solider  Grundlage  beruht, 
ein  „Kundenwechsel"  ist.  Da  die  betr.  Personen 
vollständig  vermögenslos  sind,  fallen  natürlich 
die  Pfändungen,  die  nach  erhobener  Wechsel- 
klage vorgenommen  werden,  vollständig  frucht- 
los aus. 

In  der  Regel  kommt  es  jedoch  hierzu  nicht. 
Die  Wechsel  werden  bei  einem  Bankhause 
zahlbar  gemacht,  und  in  der  Regel  sorgt  dann 
der  Indossant,  welcher  den  Wechsel  diskontiert 
und  auf  diese  Weise  sich  ein  dreimonatliches 
Darlehn  verschafft  hat,  für  Deckung,  die  er  sich 
dadurch  verschafft,  dass  er  einen  neuen  Wechsel 
ausschreibt  und  diskontiert. 

Von  den  Kellerwechseln  zu  unterscheiden 
sind  die  Reitwechsel,  welche  auf  einem 
Akzeptaustausch  beruhen.  A  zieht  auf  B  und 
B  auf  A  einen  Wechsel.     Die  Wechsel  werden 


akzeptiert  und  dann  diskontiert,  und  zwar,  da- 
mit die  wahre  Ursache  des  Geschäfts  nicht  zu- 
tage tritt,  bei  verschiedenen  Bankfirmen.  Zur 
Deckung  werden  bei  Verfall  zwei  neue  Wechsel 
ausgeschrieben,  mit  denen  dann  wieder  in 
gleicher  Weise  verfahren  wird. 

Eine  sehr  dankenswerte  Aufgabe  für  Be- 
hörden, Banken,  Handelskammern  usw.  wäre 
es,  nach  Mitteln  und  Wegen  zu  sinnen,  durch 
welche  diesem  unlauteren  Wechselverkehr,  durch 
den  schon  viele  Tausende  geschäftsunkundiger 
Kaufleute  ins  Verderben  gestürzt  worden  sind, 
dauernd  ein  Ende  bereitet  werden  könnte  — 
die  seit  einiger  Zeit  bestehenden  „schwarzen 
Listen"  haben  dies  bisher  leider  nicht  vermocht. 
Kaufleute,  Industrielle  usw.  aber  mögen 
hiermit  dringend  gewarnt  sein,  sich  mit 
Personen  einzulassen,  welche  in  An- 
noncen „Gefälligkeitsakzepte",  „Akzept- 
kredit", „Akzeptaustausch",  „Beseiti- 
gung von  Zahlungsstockungen"  usw. 
versprechen. 

16.  Wechselverjährung. 

Unter  Verjährung  versteht  man  die  nach 
einer  gesetzlich  bestimmten  Frist  eintretende 
Befreiung  von  einer  Verpflichtung.  Beim  Wechsel 
sind  diese  Fristen  verhältnismässig  kurz.  Am 
längsten  haftet  der  Akzeptant  und  der  Aus- 
steller eines  eigenen  Wechsels,  nämlich  3  Jahre, 
vom  Verfalltage  des  Wechsels  ab  gerechnet. 
Dem  gegenüber  steht  als  kürzeste  Haftfrist  die 
des  Ehrenakzeptanten,  dessen  Verpflichtung, 
wie  bereits  erwähnt,  erlischt,  sofern  ihm  der 
Wechsel  nicht  spätestens  am  zweiten  Werktage 
nach  dem  Zahlungstage  zur  Zahlung  vorge- 
legt wird. 

Die  Regressansprüche  des  Inhabers  gegen  den 
Aussteller  und  gegen  die  Indossanten  ver- 
jähren (Art.  78): 

1.  in  3  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  Europa,  mit 
Ausnahme  von  Island  und  den  Faröern,  zahlbar  war; 

2.  in  6  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  den  Küsten- 
ländern von  Asien  und  Afrika  längs  des  Mittel- 
ländischen und  Schwarzen  Meeres  oder  in  den  dazu 
gehörigen  Inseln  dieser  Meere  zahlbar  war; 

3.  in  18  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  einem  an- 
deren aussereuropäischen  Lande  oder  in  Island  oder 
den  Faröern  zahlbar  war. 

Genau  dieselben  Fristen  gelten  für  den  Indossanten 
gegen  den  Aussteller  und  die  übrigen  Vormänner.  Sie 
richten  sich  naturgemäss  hier  nach  dem  Wohnort  des 
Regressnehmers,  nicht  nach  dem  Zahlungsort  des  Wechsels 
und  beginnen  mit  dem  Tage,  an  dem  der  Regredient 
Zahlung  geleistet  hat. 

Unterbrochen  wird  die  Verjährung  (§§  208 
und  209  des  BGB.)  in  2  Fällen: 

1.  WennderVerpf  lichtete  dem  Berechtigten  gegen- 
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über  den  Anspruch  durch  Abschlagszahlung,  Zinszahlung, 
Sicherheitsleistung  oder  in  andererWeiseanerl<ennt  oder 
2.  wenn  der  Berechtigte  auf  Befriedigung  oder 
auf  Feststellung  des  Anspruchs,  auf  Erteilung  der  Voll- 
streckungsklausel oder  auf  Erlassung  des  Vollstreckungs- 
urteils Klage  erhebt. 

17.  Wechselklage. 

Ein  grosser  Vorzug  des  Wechsels  besteht 
darin,  dass  gegen  diejenigen,  welche  ihren  Ver- 
pflichtungen nicht  nachkommen,  im  Wechsel - 
prozess  geklagt  werden  kann.  Dies  bedeutet 
für  den  Kläger  wegen  der  vereinfachten  Beweis- 
führung und  der  schnellen  Erledigung  einen 
grossen  Vorzug. 

Nur  solcher  Einreden  darf  sich  der  Wechsel- 
schuldner bedienen,  welche  aus  dem  Wechsel- 
rechte selbst  hervorgehen  oder  ihm  unmittelbar 
gegen  den  jedesmaligen  Gläubiger  zustehen. 
Widerklagen  sind  nicht  statthaft.  Beweismittel 
sind  nur  Urkunden  und  Eid. 

Zuständig  für  Klagen  im  Wechselprozess 
ist  das  Gericht  des  Zahlungsortes,  auf  Wunsch 
des  Klägers  aber  auch  das  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Beklagte  wohnt.  Werden  mehrere 
Wechsel  verpflichtete  gemeinsam  verklagt,  so 
ist  ausser  dem  Gericht  des  Zahlungsortes  jedes 
Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  einer  der 
Beklagten  seinen  Wohnsitz  hat. 

Die  Einlassungsfrist,  d.i.  die  Frist,  welche 
zwischen  der  Zustellung  der  Klage  und  dem 
Termin  liegen  muss,  ist  sehr  kurz:  24  Stunden, 
wenn  der  Beklagte  an  dem  Orte  wohnt,  bei 
dessen  Gericht  der  Prozess  stattfindet,  in  an- 
deren Fällen  3  resp.  7  Tage. 

Wesentliches    Erfordernis    bei    Einrei- 
chung der  Klage  ist  die  Erklärung,  dass  im 
Wechselprozess  geklagt  wird  und  die  Beifügung 
des  Wechsels  im  Original  oder  in  Abschrift. 
Beispiel  einer  Wechselklage  gegen 
den  Akzeptanten. 
•/.  Nach  beifolgendem  Wechsel  schuldet  der  Fabri- 
kant Emil  Müller  in  Berlin   {Königstrasse  60)   als 
Akzeptant  mir  die  am  20.  Oktober  1905  fällig  ge- 
wesenen M  120. — . 

Beweis:  Urkunde.    Für  die  Echtheit  seiner  Un- 
terschrift schiebe  ich  ihm  den  Eid  zu. 

•/.  Wie  aus  dem  anliegenden  Postauftrag  hervor- 
geht, ist  der  Wechsel  dem  Emil  Müller  am  Fällig- 
keitstage zur  Zahlung  präsentiert,  diese  aber  ver- 
weigert worden.  Ich  klage  im  Wechselprozess, 
lade  den  Beklagten  zur  mündlichen  Verhandlung 
des  Rechtsstreites  vor  das  Kgl.  Amtsgericht  I  Berlin 
zu  dem  von  diesem  angesetzten  Termine  und  be- 
antrage, durch  vorläuj ig  vollstreckbares  Urteil  den 
Beklagten  kostenpflichtig  zu  verurteilen,  mir  M  120. — 
nebst  6"/^,  Zinsen  seit  dem  20.  Oktober  1905  und 
M  0.55  für  den  Postauftrag  zu  zahlen. 
Berlin,  den  23.  Oktober  1905.  Carl  Lehmann, 

Lützow-Str.  81.  Kaufmann. 


[  Bereicherungsklage.  Durch  Verjährung 
oder  Präjudizierung,  d.  h.  Verabsäumung  der 
zur  Erhaltung  des  Wechselrechtes  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Handlungen,  erlöschen  die 
Rechte  gegen  die  Wechselverpflichteten.  Gegen 
die  beiden  Hauptschuldner,  den  Aussteller  und 
den  Akzeptanten,  bleiben  sie  jedoch  insoweit 
erhalten,  als  diese  sich  mit  dem  Schaden  des 
Wechselinhabers  bereichern  würden. 

18.  Ausländische  Gesetzgebung. 

Die  Fähigkeit  eines  Ausländers,  wechsel- 
mässige  Verpflichtungen  zu  übernehmen,  wird 
nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem  er  ange- 
hört, beurteilt.  Ist  jedoch  der  Ausländer  zwar 
nicht  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatlandes, 
wohl  aber  nach  deutschem  Recht  wechselfähig, 
dann  hat  die  von  ihm  in  Deutschland  einge- 
gangene Verbindlichkeit  Wechselkraft. 

Die  wesentlichen  Erfordernisse  eines 
im  Auslande  ausgestellten  Wechsels  werden  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes  beurteilt,  an  welchem 
die  Ausstellung  des  Wechsels  erfolgt  ist,  andere 
Erklärungen,  wie  z.  B.  Interventionen,  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes,  an  dem  sie  abgegeben 
sind.  Für  die  im  Auslande  zur  Ausübung 
oder  Erhaltung  des  Wechselrechtes  vor- 
zunehmenden Handlungen  —  Vorlegung 
zur  Zahlung  oder  zum  Akzept,  Protest,  Noti- 
fikation usw.  —kommt  das  an  dem  betr.  Ort 
geltende  Recht  in  Betracht. 

Nach  dem  im  Wechselrecht  geltenden  Satz:  locus 
regit  actum  —  ein  Rechtsgeschäft  ist  gültig,  sofern 
auch  nur  die  Formen  erfüllt  sind,  welche  das  Gesetz 
des  Landes,  in  welchem  die  Verpflichtung  eingegangen 
ist,  vorschreibt  —  würde  z.  B.  ein  in  Frankreich  aus- 
gestellter Wechsel,  der  die  Wechsel  klau  sei  nicht 
enthält,  trotzdem  als  Wechsel  zu  betrachten  sein,  weil 
nach  französischem  Recht  die  Bezeichnung  als  Wechsel 
nicht  wesentliches  Erfordernis  eines  Wechsels  ist. 

19.  Ort  und  Zeit  für  die  Präsentation 

und   die   anderen   im  Wechsel  verkehr 

vorkommenden  Handlungen. 

Die  Präsentation  des  Wechsels  zur  Annahme 
oder  Zahlung,  die  Protesterhebung,  die  Ab- 
hebung eines  Prima-  oder  eines  Originalwechsels 
usw.  muss  im  Geschäftslokal  erfolgen,  in  der 
Wohnung  nur  dann,  wenn  ein  Geschäftslokal 
nicht  vorhanden  ist.  Kann  der  Protestbeamte 
die  Geschäftsräume  nicht  ermitteln,  dann  muss 
er  bei  der  Polizeibehörde  des  Ortes  (Einwohner- 
Meldeamt)  Nachforschungen  anstellen.  Erst 
wenn  auch  diese  erfolglos  geblieben  sind, 
darf  er  Protest  (Protest  in  den  Wind)  erheben. 
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Verfällt  der  Wechsel  an  einem  Sonntage 
oder  allgemeinen  Feiertage,  so  ist  der 
nächste  Werktag  der  Zahlungstag.  Auch  zum 
Akzept  oder  Protest  darf  ein  Wechsel  nur  an 
einem  Werktage  vorgelegt  werden. 

Ein  Wechsel,  der  an  einem  Sonntag  fällig  ist,  darf 
mithin  erst  am  Montag  zur  Zahlung  präsentiert  werden. 
Die  Protestfrist  läuft,  da  Sonntage  und  allgemeine 
Feiertage  nicht  mitzählen,  erst  am  Mittwoch  Abend  ab. 

Ist  ein  Wechsel  am  Karfreitag  fällig,  so  kann  Zah- 
lung erst  am  Sonnabend  gefordert  werden.  Wird  der 
Wechsel  nicht  eingelöst,  so  kann  mit  der  Protestauf- 
nahme ev.  bis  Mittwoch  Abend  gewartet  werden. 

20.  Eigene  Wechsel. 

Während  der  gezogene  Wechsel,  mit  dem 
wir  uns  bisher  beschäftigt  haben,  den  Kredit- 
und  Zahlungsverkehr  erleichtern  soll  —  mit 
Wechseln  werden  Zahlungen  geleistet  und  aus- 
stehende Forderungen  eingezogen  —  soll  der 
eigene  Wechsel  vorzugsweise  Schuldanerkennt- 
nis mit  schleunigem  Verfahren  im  Falle  der 
Nichtzahlung  sein. 

Rechtlich  unterscheidet  sich  der  gezogene 
Wechsel,  die  Tratte,  von  dem  eigenen  Wechsel 
dadurch,  dass  beim  gezogenen  Wechsel  der 
Aussteller  einen  Dritten  beauftragt  („zahlen  Sie"), 
am  Fälligkeitstage  Zahlung  zu  leisten.  Erklärt 
dieser  sich  durch  seine  auf  den  Wechsel  ge- 
setzte Unterschrift  (Akzept)  hierzu  bereit,  so 
liegt  ein  wechselrechtliches  Zahlungsver- 
sprechen vor.  Beim  eigenen  Wechsel  — viel- 
fach auch  trockener  Wechsel  oder  Sola- 
wechsel genannt  —  hingegen  verspricht  der 
Aussteller  („zahle  ich"),  Zahlung  bei  Fälligkeit 
zu  leisten.  Bezogener,  bezw.  Zahler  und  Aus- 
steller sind  also  ein  und  dieselbe  Person.  Als 
Zahlungsort  gilt  der  Ort  der  Ausstellung, 
sofern  kein  besonderer  Zahlungsortangegeben  ist. 

Da  der  Name  des  Bezogenen  und  die  An- 
gabe des  Zahlungsortes  in  Wegfall  kommen, 
kann  man  beim  eigenen  Wechsel  nur  von 
sechs  wesentlichen  Bestandteilen  reden. 

Die  Übertragung  eines  eigenen  Wechsels 
kann  mittelst  Indossament  in  gleicher  Weise 
wie  bei  einem  gezogenen  Wechsel  erfolgen. 
Praktisch  kommt  dies  jedoch  nur  selten  vor, 
da  die  eigenen  Wechsel  vorzugsweise  als 
Kautions-,  Depot-  oder  Deckungswechsel,  bezw. 
Schuldanerkenntnisse  dienen  und  als  solche 
vertragsmässig  in  der  Hand  des  ersten  Nehmers 
bleiben  sollen. 

Im  Art.  98  der  WO.  werden  die  Art.  der 
WO.  aufgezählt,  deren  Vorschriften  auch  für 
die  eigenen  Wechsel  gelten.  Nicht  gestattet 
ist  es  hiernach  u.  a.,  Solawechsel  an   eigene 


SOLA-WECHSEL 


K 


i 


M 
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Ordre   zu    stellen    oder  Duplikate  von    Sola- 1  Vermerkes,    z.  B.  die  letzte  Ziffer  der  Jahres 


wechseln  —  was  ja  schon  der  Name  verbietet 
—  auszufertigen. 

Zwei  Vermerke,  die  bei  den  gezogenen  Wechseln  zwar 
auch,  aber  verhältnismässig  viel  seltener  als  bei  den 
eigenen  Wechseln  vorkommen,  sind  zweckmässig  hier 
zu  besprechen:  Der  Aval  und  die  Prolongation. 

Der  Aval  —  italienisch:  a  valle  =^  darunter  —  oder 
die  Wechselbürgschaft  ist  das  Gutsagen,  das  Eingehen 
einer  wechselmässigen  Verpflichtung  eines  Dritten  zu- 
gunsten eines  Wechselverpflichteten.  Die  Unterschrift 
des  AvaHsten  (oder  Wechselbürgen)  muss  unter  dem 
Namen  derjenigen  Person  oder  Firma  stehen,  für  die 
er  sich  verpflichtet. 

Prolongation  eines  Wechsels  ist  das  Hinausschieben 
des  Verfalltages.    Die  übliche,  auf  den  Wechsel  gesetzte 

Formel    hierfür  lautet:    „Prolongiert   bis  zum " 

oder  „Prolongiert  auf  ....  Tage  resp.  Monate".  An- 
statt diesen  Vermerk  auf  den  Wechsel  zu  setzen,  wird 
vielfach  auch  ein  neuer  Wechsel  ausgeschrieben,  der 
dann  an  die  Stelle  des  bei  Verfall  nicht  eingelösten 
Wechsels  tritt. 


Der  Wechselstempel. 

Einer  Stempelabgabe  unterliegen    gezogene 

und  eigene  Wechsel. 

Die  Stempelabgabe  beträgt: 
bei  einer  Summe  von  200  M  und  weniger  0,10  M, 
„       „           „       über  200    „    bis     400  M    0,20    „ 
„       „           „  „      400    „     „       600   „    0,30    „ 

„       „           „  „      600    „     „      800   „     0,40    „ 

, „      800    „     „    1000   „    0,50    „ 

und  von   jedem   ferneren   1000  M  der  Summe  0,50  M 

mehr,  dergestalt,  dass  jedes  angefangene  Tausend  für 

voll  gerechnet  wird. 

Die  Marken  sind  auf  der  Rückseite  der  Ur- 
kunde und  zwar,  wenn  die  Rückseite  noch 
unbeschrieben  ist,  unmittelbar  an  einem 
Rande,  andernfalls  unmittelbar  unter  dem  letzten 
Vermerke  (Indossament  usw.)  auf  einer  mit 
Buchstaben  oder  Ziffern  nicht  beschrie- 
benen oder  bedruckten  Stelle  zu  befestigen. 

Der  inländische  Inhaber,  welcher  versehent- 
lich sein  Giro  auf  einen  noch  ungestempelten 
Wechsel  geschrieben  hat,  ist  befugt,  vor  Weiter- 
gabe des  Wechsels  sein  Giro  zu  durchstreichen 
und  unter  diesem  dann  die  Wechselstempel- 
marke anzubringen. 

Die  Marken  sollen  nebeneinander  und  erst 
dann,  wenn  es  die  Breite  des  Wechsels  nicht 
zulässt,  untereinander  geklebt  werden.  Die 
Stempelmarken  eines  auf  der  Rückseite  noch  un- 
beschriebenen Wechsels  müssen  unmittelbar 
am  Rande  stehen.  Zwecks  Kassierung  muss 
der  Tag  und  das  Jahr  der  Verwendung  mit 
arabischen  Ziffern,  der  Monat  mit  Buch- 
staben in  deutlicher  Schrift  ohne  jegliche 
Verbesserung  oder  Rasur  niedergeschrieben 
sein.    Ragen  wesentliche  Teile  des  Entwertungs- 


zahl, über  den  Wechselrand  hinaus,  so  ist  die 
Stempelung  ungültig. 

Jeder  Wechselbeteiligte,  welcher  den  Wechsel 
nicht,  oder  nicht  rechtzeitig  oder  nicht  vor- 
schriftsgemäss  stempelt  bezw.  auf  einen  der- 
artigen Wechsel  seine  Unterschrift  setzt  (s.  a. 
meine  „Wechsel-  und  Checkkunde"),  hat  als 
Strafe  den  fünfzigfachen  Betrag  der  erforder- 
lich gewesenen  Stempelmarken  zu  entrichten. 
Die  Stempelung  durch  einen  späteren  Inhaber 
befreit  die  Vordermänner  nicht  von  der  Abgabe, 

Von  der  Stempelabgabe  befreit  bleiben: 

1.  die  vom  Auslande  auf  das  Ausland  ge 
zogenen,    nur    im    Auslande    zahlbaren^ 
Wechsel; 

2.  die  vom  Inlande  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Auslande  und  zwar  auf 
Sicht  oder  spätestens  innerhalb  10  Tagen 
nach  dem  Tage  der  Ausstellung  zahlbaren 
Wechsel,  sofern  sie  vom  Aussteller 
direkt  ins  Ausland  remittiert  wer  den; 

3.  die  statt  der  Barzahlung  dienenden  Platz- 
anweisungen und  Checks,  wenn  sieauf 
Sicht  lauten,  ohne  Akzept  bleiben  und  auf 
ein  Bankhaus  oder  Geldinstitut  gezogen 
sind,  das  für  den  Aussteller  Zahlungen 
leistet  auf  Grund  seines  Guthabens,  das 
auch  dadurch  entstanden  sein  kann,  dass 
er  von  einem  Dritten  bei  dem  betr.  Bank- 

.  hause  akkreditiert  worden  ist; 

4.  Akkreditive,  durch  welche  lediglich  einer 
bestimmten  Person  ein  nur  im  Maximal- 
betrage begrenzter  oder  unbeschränkter 
und  nach  Belieben  zu  benutzender  Kredit 
zur  Verfügung  gestellt  wird; 

5.  dasjenige  Exemplar  eines  in  mehreren 
Exemplaren  ausgestellten  Wechsels,  welches 
zwar  mit  einem  Akzept  oder  mit  Not- 
adressen versehen,  aber  nicht  zum  Um- 
laufe bestimmt  ist,  wenn  die  Rückseite  so 
durchkreuzt  wird,  dass  sie  nicht  zum  Gi- 
rieren benutzt  werden  kann. 

Die  Stempelung  eines  Wechsels  muss  vorgenommen 
werden  entweder: 

vom  Aussteller  oder  jedem  späteren  Besitzer  vor 
der  Weitergabe  oder  vor  der  Hingabe  zur  Einlö- 
sung; oder 

vom  Akzeptanten,  bevor  er  den  Wechsel  wieder  aus 
den  Händen  gibt;  oder 

vom  Bezogenen,  bevor  er  ihn  einlöst;  oder 

von  sonst  jedem  Inhaber,  bevor  er  den  Wechsel  auf 
der  Vorder-  oder  Rückseite  unterzeichnet,  ihn  ver- 
äussert, verpfändet,  zur  Zahlung  präsentiert,  Zahlung 
darauf  empfängt  oder  leistet,  eine  Quittung  darauf 
setzt,  mangels  Zahlung  Protest  erhebt  oder  den  Wechsel 
aus  den  Händen  gibt. 


I 


Das  Sachenrecht  im  Handel. 


1063 


Ein  vom  Auslande  auf  das  Inland  gezogener  Wechsel 
muss  von  demjenigen  gestempelt  werden,  der  ihn  zu- 
erst^_im  Inlande  aus  den  Händen  gibt. 

Österreich-Ungarn.  Wechsel,  welche  in  Öster- 
reich ausgestellt  sind,  müssen  mit  österreichischem, 
Wechsel,  welche  in  Ungarn  ausgestellt  sind,  mit 
ungarischem  Stempel  versehen  sein.  Die  Höhe  der 
Stempelgebühr  wird  durch  die  Wechselsumme  und  die 
Länge  der  Laufzeit  bestimmt. 

Skala  I: 
bis  einschL     150  K  0,10K  j  bis  einschl.  2100  K  1,40  K 


300 

600 

900 

1200 

1500 

1800 


0,20  „ 
0,40  „ 
0,60  „ 
0,80  ,. 

1,— „ 
1,20,, 


2400,,  1,60,, 
2700,,  1,C0„ 
3000  „  2,—  „ 
6000,,  4,— „ 
9000  „  6,—  „ 


Für  jede  weiteren  angefangenen  3000  K  2  K  mehr. 
Gültig  für: 

a)  im  Inlande  ausgestellte,  innerhalb  von  6  Monaten 
zahlbare  Wechsel, 

b)  im  Auslande  ausgestellte,  im  Inlande  innerhalb 
von  12  Monaten  zahlbare  Wechsel, 

c)  jede  Kopie  von  solchen  Wechseln, 

d)  für  jedes  einzelne  inländische  Giro  auf  Wechseln, 
die  der  Gebühr  nach  Skala  II  unterliegen: 

a)  mit  mehr  als  6  Monaten  Laufzeit, 
ß)  mit  mehr  als  12  Monaten  Laufzeit; 

e)  Wechsel  a  vista,  Anweisungen  und  Checks  mit 
mehr  als  8  Tagen  Laufzeit, 

f)  Checks  und  Anweisungen  auf  Sicht  oder  mehrere 
Tage  nach  Sicht  ohne  den  Vermerk  ,, zahlbar  innerhalb 
8  Tagen". 

Skala   II: 


bis  einschl.  40  K  0,14  K 

bis  einschL  4000  K  12,50  K 

80  „  0,26  „ 

4800  „15,00,, 

,    120  „  0,38  „ 

6400  „20,00,, 

200  „  0,64  „ 

8000  „25,00,, 

400  „  1,26  „ 

9600,,  30,00  „ 

600  „  1,88  „ 

„   11200  „35,00,, 

800  „  2,50  „ 

„   12800  „40,00,, 

,   1600  „  5,00  „ 

„   14400  „45,00,, 

,   2400  „  7,50  „ 

„    „   16000,,  50,00  „ 

,   3200  „  10,00  „ 

über  16  000  K  für  jede 

weitere  angefangene  800  K  2,50  K  mehr. 

Gültig  für: 

a)  im  Inlande  ausgestellte  Wechsel  mit  mehr  als 
6  Monaten  Laufzeit, 

b)  im  Auslande  ausgestellte,  im  Inlande  zahlbare 
Wechsel  mit  mehr  als  12  Monaten  Laufzeit, 

c)  Wechsel  auf  Sicht  oder  auf  eine  bestimmte  Zeit 
nach  Sicht,  die,  wenn  im  Inlande  ausgestellt,  nach  Ab- 
lauf von  6  Monaten,  wenn  im  Auslande  ausgestellt, 
nach  Ablauf  von  12  Monaten  vom  Ausstellungstage 
zur  Zahlung  präsentiert  werden. 


d)  für  jeden  Bürgschafts-  und  Aval-Vermerk,  sowie 
jedes  Acquit  auf  solchen  Wechseln. 

Checks  und  Anweisungen,  deren  Zahlbarkeit  auf 
höchstens  8  Tage  vom  Tage  der  Ausstellung  beschränkt 
ist,  unterliegen  einer  Gebühr  von  10  h,  in  Bosnien 
einer  solchen  von  8  h.  Checks,  welche  diesen  ein- 
schränkenden Beisatz  nicht  enthalten,  sind  wie  Wechsel 
zu  versteuern.  Checks  auf  Depositen-Kassen  kosten  4  h. 

Durchlaufende  Wechsel  —  4  h  für  jede  angefangenen 
200  K  —  dürfen  keine  Notadresse,  kein  Domizil  oder 
Ehrenakzept  in  Österreich- Ungarn  erhalten. 

Die  AnnulHerung  der  Stempel-Marken  muss  durch 
eine  Amtsperson  erfolgen. 

England.  Der  Stempel  beträgt  für  alle  Wechsel 
und  promissory  notes 


bis  einschl.  5  ä^  =  1  d 
„  10  „  =2  „ 
„       25   „  =  3   „ 


bis  einschl.  50  £==6  d 
75       =9 
,.     100   „  =  1  sh 


für  jede  weiteren  100  Ä  =  l  sh  mehr,  also  Va  7,.o- 
Wechsel  bis  zu  3  Tage  Sicht  oder  Dato  und  Checks 
-=  1  d. 

Durchlaufende  Wechsel  sind  zu  stempeln.  Amtlicher 
Trockenstempel.  Die  Marken  sind  durch  Über- 
schreiben mit  dem  Namen  des  Versteuernden  und  mit 
dem  Datum  zu  annullieren. 

Frankreich.     Der  Stempel  beträgt 

bis  einschL   100  Fr.  0,05  Fr., 

für  jede  ferneren  100  Fr.  0,05  Fr.  mehr  =  '4  "Zoo- 

Platz-Checks  10  cts.,  andere  Checks  20  cts. 

Durchlaufende  Wechsel  zahlen  für  jede  2000  Fr.-Stufe 

50  cts. 

Bei  Checks  ist  das  Ausstellungsdatum  stets  in  Buch- 
staben zu  schreiben,  andernfalls  muss  jeder  französische 
Girant  100  Fr.  Strafe  zahlen. 

Stempelpapier  oder  Trockenstempel  sind  nicht  not- 
wendig. In  Frankreich  ausgestellte  Wechsel  sind  rechts 
neben  der  Unterschrift  des  Ausstellers,  nötigenfalls  auf 
Allongen  zu  stempeln.  Jede  Marke  ist  für  sich  zu 
annullieren.  Unterschriften  dürfen  die  Marken  nicht 
treffen. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Der  Stempel 
beträgt  für  Inlands  Wechsel  und  Zahlungsanweisungen, 
die  nicht  bei  Sicht  zahlbar  sind, 

bis  einschl.   100  Doli.  0,02  Doli, 
für  jede  ferneren  angefangenen  100  Doli.  0,02  Doli.  mehr. 

In  den  Vereinigten  Staaten  ausgestellte,  auf  das  Aus- 
land gezogene  Wechsel  unterliegen  dem  gleichen  Satze 
wie  die  Inlandswechsel,  wobei  jedoch  zu  bemerken  ist, 
dass  bei  Ausfertigung  mehrerer  Exemplare  jedes  mit 
der  Hälfte  dieses  Satzes  zu  versteuern  ist. 

Ungestempelte  oder  nicht  ordnungsgemäss 
gestempelte  Wechsel  haben  keine  Wechsel- 
kraft. 

Ge  org  Obst 


in.  Das  Sachenrecht  im  Handel. 


1.  Allgemeines. 

Das  Sachenrecht  enthält  die  Vorschriften, 
die  sich  mit  der  Herrschaft  der  Personen  über 
die  Sachen  —  Sachen  sind  körperUche  Gegen- 
stände (BGB.  §  90)  —  befassen. 


Man  unterscheidet  u.  a. 

1.  bewegliche  Sachen  und  Grundstücke. 
Der  Unterschied  ist,  wie  sich  bei  der  Darstellung  der 

einzelnen  Rechte  an  Sachen  zeigen  wird,  von  grosser 
Bedeutung. 

2.  vertretbare    und    nicht    vertretbare 
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Sachen.     Vertretbare  Sachen  sind  bewegliche 
Sachen,  die  im  Verkehr  nach  Zahl,  Mass  oder 
Gewicht  bestimmt  zu  werden  pflegen.  Hierher 
gehören  das  Geld  und  die  meisten  Waren. 
Der  Begriff  ist  z.  B.  für  das  Darlehn  wichtig. 

Das  rechtliche  Schicksal  einer  Sache  teilen 
deren  wesentliche  Bestandteile,  d.  h.  die- 
jenigen Bestandteile  der  Sache,  die  von  einander 
nicht  getrennt  werden  können,  ohne  dass  der 
eine  oder  der  andere  Bestandteil  zerstört  oder 
in  seinem  Wesen  verändert  wird,  die  also  erst 
durch  ihre  Verbindung  die  Sache  zu  einer  nach 
der  Verkehrsauffassung  vollständigen  machen, 
z.  B.  der  Zeiger  an  der  Uhr,  der  Graphit  im 
Bleistift.  Solche  wesentliche  Bestandteile  können 
nicht  Gegenstand  besonderer  Rechte  sein,  son- 
dern der  Eigentümer  der  Sache  ist  auch  Eigen- 
tümer der  wesentlichen  Bestandteile. 

Kraft  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen 
gehören  zu  den  wesentlichen  Bestand- 
teilen eines  Grundstücks  die  mit  dem 
Grund  und  Boden  fest  verbundenen  Sachen, 
insbesondere  Gebäude,  sowie  die  Erzeugnisse 
des  Grundstücks,  solange  sie  mit  dem  Boden 
zusammenhängen. 

Samen  wird  mit  dem  Aussäen,  eine  Pflanze  mit  dem 
Einpflanzen  Bestandteil  des  Grundstücks. 

Zu  den  wesentlichen  Bestandteilen 
eines  Gebäudes  gehören  die  zur  Herstellung 
des  Gebäudes  eingefügten  Sachen,  selbst  wenn 
sie  mit  dem  Gebäude  nicht  fest  verbunden 
sind,  wie  z.  B.  die  Dachziegel. 

Eine  Ausnahme  bilden  und  unwesentliche  Be- 
standteile sind  indessen: 

1.  die  nur  zu  einem  vorübergehenden  Zwecke  mit 
dem  Grund  und  Boden  verbundenen  Sachen,  z.  B.  die 
vom  Mieter  eines  Gartens  eingepflanzten  Bäume, 

2.  die  nur  zu  einem  vorübergehenden  Zwecke  in  ein 
Gebäude  eingefügten  Sachen,  z.  B.  die  von  dem  Mieter 
einer  Wohnung  gesetzte  Gasuhr. 

Unwesentliche  Bestandteile  einer  Sache  können  Ge- 
genstand besonderer  Rechte  sein. 

Von  den  Bestandteilen  einer  Sache  scharf 
zu  scheiden  ist  das  Zubehör,  das  sind  be- 
wegliche Sachen,  die,  ohne  Bestandteile  der 
Hauptsache  zu  sein,  dem  wirtschaftlichen  Zweck 
der  Hauptsache  dauernd  zu  dienen  bestimmt 
sind  und  zu  ihr  in  einem  dieser  Bestimmung 
entsprechenden  räumlichen  Verhältnis  stehen, 
z.  B.  der  Uhrschlüssel.  Kraft  besonderer  ge- 
setzlicher Vorschriften  gelten  als  Zubehör  eines 
für  einen  gewerblichen  Zweck  dauernd  einge- 
richteten Gebäudes  die  zum  Betriebe  bestimmten 
Maschinen  und  sonstigen  Gerätschaften,  als  Zu- 
behör eines  Landgutes  das  zum  Wirtschafts- 
betriebe bestimmte  Gerät  und  Vieh  u.  a.  m. 

Jedoch  werden  von  der  Rechtsprechung  die  zur  Ein- 
richtung einer  Fabrik  bestimmten  Maschinen,  welche 


in  der  Fabrik  eingesetzt  sind,  sogar  als  wesentliche 
Bestandteile  angesehen,  sodass  der  von  vielen  Maschinen- 
fabriken bei  der  Lieferung  von  Maschinen  beliebte  Eigen- 
tumsvorbehalt von  zweifelhaftem  Werte  ist. 

Der  Zubehörbegriff  ist  in  der  Hauptsache  insofern 
von  Bedeutung,  als  die  Verpflichtung  zur  Veräusserung 
oder  Belastung  einer  Sache  sich  im  Zweifel,  d.  h.  in 
Ermangelung  eines  ausdrücklich  erklärten  oder  aus  den 
Umständen  zu  entnehmenden  entgegenstehenden  Willens 
der  Vertragsschliessenden  Teile,  auch  auf  das  Zubehör 
erstreckt,  als  weiter  die  Hypothek  in  der  Regel  das 
Zubehör  umfasst  und  schliesslich  das  Zubehör  nicht  | 
von  der  Hypothek  weggepfändet  werden  kann. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  den  Kaufmann  ist 
noch  der  Begriff  der  Früchte,  die  Früchte  einer  Sache 
und  Früchte  eines  Rechts  sein  können,  und  bei  denen 
in  beiden  Fällen  wieder  zu  unterscheiden  ist  zwischen 
natürlichen  und  juristischen  Früchten. 

a)  Natürliche  Früchte  einer  Sache  sind  die 
Erzeugnisse  der  Sache,  z.  B.  das  Getreide  auf  dem 
Felde,  die  Frucht  eines  Baumes,  das  Junge  des  Tieres, 
und  die  sonstige  Ausbeute,  welche  die  Sache  ihrer  Be- 
stimmung gemäss  gewährt,  z.  B.  die  Steine  des  Stein- 
bruchs. 

b)  Juristische  Früchte  einer  Sache  sind  die 
Erträge,  welche  eine  Sache  vermöge  eines  Rechtsver- 
hältnisses gewährt,  d.  h.  vermöge  einer  rechtlichen 
Beziehung,  in  welcher  der  Eigentümer  der  Sache  zu 
einem  anderen  in  Ansehung  der  Sache  steht.  Juristische 
Frucht  eines  Hauses  ist  z.  B.  der  Mietzins,  den  das 
Haus  bringt. 

c)  Natürliche  Früchte  eines  Rechts  sind  die 
Erträge,  welche  das  Recht  seiner  Bestimmung  gemäss 
gewährt,  z.  B.  bei  einer  verzinslichen  Darlehnsforderung 
die  Zinsen,  insbesondere  bei  einem  Recht  auf  Gewinnung 
von  Bodenbestandteilen,  z.  B.  dem  landwirtschaftlichen 
Pachtrecht,  die  gewonnenen  Bestandteile. 

d)  Juristische  Früchte  eines  Rechts  sind  die  Er- 
träge, welche  das  Recht  vermöge  eines  Rechtsverhältnisses 
gewährt,  z.  B.  der  Mietzins  bei  sog.  Aftervermietung. 

Von  Bedeutung  wird  diese  Unterscheidung  u.  a.  bei 
Beurteilung  der  Frage,  wie  die  Früchte  zu  verteilen 
sind,  wenn  jemand  berechtigt  ist,  die  Früchte  einer  Sache 
oder  eines  Rechts  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  oder 
von  einer  bestimmten  Zeit  >an  zu  beziehen.  Es  gebühren 
ihm  dann  in  Ermangelung  einer  abweichenden  Verein- 
barung oder  einer  gesetzlichen  Spezialbestimmung: 

1.  die  natürlichen  Früchte  einer  Sache,  auch  wenn 
er  sie  als  Früchte  eines  Rechts  zu  beziehen  hat,  inso- 
weit, als  sie  während  der  Dauer  der  Berechtigung  von 
der  Sache  getrennt  werden; 

2.  andere  Früchte  insoweit,  als  sie  während  de 
Dauer  der  Berechtigung  fällig  werden.  Bestehen  je 
doch  die  Früchte  in  der  Vergütung  für  die  Überlassung 
des  Gebrauchs  oder  des  Fruchtgenusses,  in  Zinsen, 
Gewinnanteilen  oder  anderen  regelmässig  wiederkehren- 
den Erträgen,  so  gebührt  dem  Berechtigten  ein  der 
Dauer  seiner  Berechtigung  entsprechender  Teü.  Dem- 
nach hat  derjenige,  der  einen  Staatsschuldschein  er- 
wirbt, in  der  Regel  die  Zinsen  von  der  Zeit  des  Er- 
werbs an  zu  fordern. 

Entsprechend  hat  derjenige,  der  verpflichtet  ist,  die 
Lasten  einer  Sache  oder  eines  Rechts  bis  zu  einer 
bestimmten  Zeit  oder  von  einer  bestimmten  Zeit  an  zu 
tragen,  sofern  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist,  die  regel- 
mässig wiederkehrenden  Lasten  nach  dem  Verhältnis 
der  Dauer  seiner  Verpflichtung,  andere  Lasten  insoweit 
zu  tragen,  als  sie  während  der  Dauer  seiner  Verpflich- 
tung zu  entrichten  sind. 
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Ein  weiterer  Begriff  als  der  der  Früchte  ist  derjenige 
der  Nutzungen,  worunter  das  Gesetz  versteht  die 
Früchte  einer  Sache  oder  eines  Rechts,  sowie  die  Vor- 
teile, welche  der  Gebrauch  der  Sache  oder  des  Rechts 
gewährt. 

Die  Herrschaft  einer  Person  über  eine 
Sache  kann  eine  rein  tatsächliche  (Besitz)  oder 
eine  rechtHche  sein.     Letztere  kann: 

1.  die  Sache  in  allen  möglichen  Beziehungen 
umfassen,  in  welchem  Falle  das  Recht  der  All- 
gemeinherrschaft über  die  Sache,  das  Eigentums- 
recht, vorliegt  oder 

2.  die  Sache  nur  in  einzelnen  Beziehungen 
ergreifen,  in  welchem  Falle  Rechte  mit  be- 
schränkter Herrschaft  über  die  Sache,  Rechte 
an  fremder  Sache,  vorliegen. 

Sowohl  das  Eigentum  wie  die  Rechte  an 
fremden  Sachen  gewähren  dem  Berechtigten 
eine  unmittelbare  rechtliche  Herrschaft  an  der 
Sache.  Man  nennt  diese  Rechte  daher  dingliche 
Rechte  und  stellt  sie  in  Gegensatz  zu  den  Forde- 
rungsrechten (obligatorischen  Rechten),  welche 
die  Befugnis  des  Inhalts  gegenüber  einem  an- 
deren gewähren,  dass  dieser  eine  Leistung  zu  be- 
wirken hat.  Die  Leistung  kann  ihrerseits  in  der 
Verschaffung  eines  dinglichen  Rechts  bestehen. 

Der  Rechte  an  fremden  Sachen  gibt  es  mehrere 
Arten.  Die  für  den  Kaufmann  wichtigsten  sind : 
die  Hypothek,  die  Grundschuld  und  die 
Pfandrechte  an  beweglichen  Sachen. 

2.  Der  Besitz. 

Der  Besitz  ist  die  rein  tatsächliche  Herrschaft 
über  eine  Sache.  Er  wird  häufig  als  gleich- 
bedeutend mit  dem  Eigentum  angesehen,  ist 
aber  von  diesem  streng  zu  scheiden;  denn  die 
rein  tatsächliche  Herrschaft  kann  zwar,  braucht 
aber  nicht  mit  der  rechtlichen  allgemeinen  Herr- 
schaft über  die  Sache  verbunden  zu  sein.  Der 
Taschendieb,  der  eine  goldene  Uhr  stiehlt,  er- 
langt zwar  den  Besitz  der  Uhr,  nicht  aber  das 
Eigentum,  welches  dem  Bestohlenen  verbleibt. 

Hat  nun  aber  der  Handlungsgehilfe,  der  das  Haupt- 
buch vom  Prokuristen^zum  Chef  trägt,  Besitz  an  dem 
Buche?  Die  Antwort  lautet:  nein;  denn  das  Gesetz 
enthält  für  diejenigen  Fälle,  in  welchen  jemand  die  tatsäch- 
liche Gewalt  über  eine  Sache  für  einen  anderen  in  dessen 
Haushalt  oder  Erwerbsgeschäft  oder  in  einem  ähnlichen 
Verhältnis  ausübt,  vermöge  dessen  er  den  sich  auf  die 
Sache  beziehenden  Weisungen  des  anderen  Folge  zu 
leisten  hat,  die  besondere  Bestimmung,  dass  dann  nur 
der  „andere"  Besitzer  ist.  Der  für  ihn  die  Gewalt  tat- 
sächlich Ausübende  heisst  Besitzdiener,  und  dieser  hat 
nur  den  Gewahrsam  der  Sache  (BGB.  §  885). 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Verhältnis 
des  Besitzers  und  des  Besitzdieners  ist  das  des 
mittelbaren  Besitzers  und  des  unmittelbaren  Be- 


sitzers. Dieses  Verhältnis  liegt  vor,  wenn  jemand 
eine  Sache  als  Niessbraucher,  Pfandgläubiger, 
Pächter,  Mieter,  Verwahrer  oder  in  einem  ähn- 
lichen Verhältnis  besitzt,  vermöge  dessen  er 
einem  anderen  gegenüber  auf  Zeit  zum  Besitz 
berechtigt  oder  verpflichtet  ist.  Alsdann  ist  der, 
der  die  Sache  tatsächlich  in  der  Gewalt  hat,  un- 
mittelbarer, der  andere  aber  mittelbarer  Besitzer. 

Eine  besondereArt  des  Besitzes  ist  der  Eigenbesitz, 
d.  h.  der  Besitz  desjenigen,  der  eine  Sache  als  ihm  ge- 
hörend besitzt. 

Der  Besitz  ist  die  Grundlage  des  öffentlichen 
Friedens.  Das  Gesetz  verbietet  daher  im  all- 
gemeinen, dass  jemand,  und  sei  es  auch  der 
Eigentümer,  dem  Besitzer  ohne  dessen  Willen 
den  Besitz  entzieht  oder  ihn  in  dem  Besitz 
stört,  und  gestattet  dem  Besitzer,  sich  mit  Ge- 
walt des  Eingriffes  zu  erwehren.  Die  weitere 
Bedeutung  des  Besitzes  liegt  darin,  dass  er 
vielfach  die  Grundlage  für  den  Erwerb  von 
Rechten  bildet. 

Erworben  wird  der  Besitz  durch  die  Er- 
langung der  tatsächlichen  Gewalt  über  die  Sache. 
Diese  wieder  kann  man  dadurch  erlangen,  dass 
man  die  Sache  an  sich  nimmt,  so  die  Muschel, 
die  man  am  Meeresrand  findet.  Es  kann  aber 
die  tatsächliche  Gewalt  auch  durch  Übertragung 
seitens  des  bisherigen  Besitzers  erworben  werden. 
Die  Übertragung  erfolgt  durch  Übergabe  der 
Sache  oder,  falls  der  Besitzerwerber  bereits  in 
der  Lage  ist,  die  Gewalt  über  die  Sache  aus- 
zuüben, durch  die  Einigung  des  bisherigen 
Besitzers  und  des  Erwerbers  über  den  Über- 
gang des  Besitzes. 

Beendet  wird  der  Besitz  dadurch,  dass  der 
Besitzer  die  tatsächliche  Gewalt  über  die  Sache 
aufgibt,  sie  z.  B.  wegwirft,  oder  in  anderer 
Weise  hicht  nur  vorübergehend  verliert. 

3.  Die  Rechte  an  Grundstücken 
im  allgemeinen. 

Die  Grundlage  für  das  System  der  Rechte 
an  Grundstücken  bildet  das  Grundbuch.  Die 
Grundbücher  sind  öffentliche,  von  den  Grund- 
buchämtern (das  sind  meistens  die  Amtsge- 
richte) je  für  ihren  Bezirk  geführte  Bücher, 
dazu  bestimmt,  die  Rechtsverhältnisse  an  den 
Grundstücken  festzustellen  und  so  den  Verkehr 
mit  Grundstücken  zu  sichern  (Grundbuchord- 
nung §§  1  ff.).  Jedes  Grundstück  erhält  im 
Grundbuch  ein  besonderes,  mit  einer  Ziffer 
versehenes  Blatt  (Grundbuchblatt).  Jedes  Grund- 
buchblatt enthält  in  der  Regel,  je  nach  den  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  dazu  ergangenen 
Ausführungsvorschriften,  3  Abteilungen. 
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Die  1.  Abteilung  gibt  Auskunft  über  das  Grundstück 
selbst,  dessen  Lage,  Grösse,  Beschaffenheit  (Hausgrund- 
stück, Acker,  Wiese  und  dgl.),  die  2.  führt  den  Eigen- 
tümer, die  3.  die  Lasten  des  Grundstücks  auf. 

In  dieses  Grundbuch  nimmt  das  Grundbuch- 
amt Eintragungen  vor,  z.  B.  die  Eintragung 
eines  neuen  Eigentümers,  einer  Hypothek,  der 
Löschung  einer  Hypothek.  Eine  Eintragung 
erfolgt  regelmässig  nur  auf  Antrag  desjenigen, 
zu  dessen  Gunsten  die  Eintragung  erfolgen 
soll,  oder  desjenigen,  dessen  Recht  durch  die 
Eintragung  betroffen  wird,  der  also  durch  die 
Eintragung  einen  Nachteil  erleidet.  Weiter  ist 
zur  Eintragung  in  der  Regel  noch  erforderlich 
die  Bewilligung  der  Eintragung  durch  den- 
jenigen, dessen  Recht  von  der  Eintragung  be- 
troffen wird.  Für  den  Antrag  ist  eine  beson- 
dere Form  in  der  Regel  nicht  erforderlich,  die 
Bewilligung  dagegen  muss  vor  dem  Grund- 
buchamt zu  Protokoll  erklärt  oder  in  öffent- 
licher oder  öffentlich  beglaubigter  Urkunde 
eingereicht  werden.  Die  Eintragungen  werden 
fortlaufend  numeriert  und  je  mit  Angabe  des 
Tages  versehen,  an  dem  sie  erfolgt  sind.  Die 
Einsicht  des  Grundbuchs  sowie  der  Urkunden, 
auf  die  in  den  Eintragungen  im  Grundbuch 
Bezug  genommen  ist,  ist  jedem  gestattet,  der 
ein  berechtigtes  Interesse  darlegt;  auch  eine  ein- 
fache oder  beglaubigte  Abschrift  der  Einträge 
und  Urkunden  kann  verlangt  werden. 

Zum  Erwerb  eines  Rechts  an  einem 
Grundstück  durch  Rechtsgeschäft, demnach 
also  zur  Übertragung  des  Eigentums  an  einem 
Grundstück,  zur  Belastung  eines  Grundstücks 
mit  einem  Recht  (Recht  an  fremder  Sache)  so- 
wie zur  Übertragung  oder  Belastung  eines 
solchen  Rechts,  ist,  soweit  nicht  das  Gesetz  ein 
anderes  vorschreibt,  erforderlich:  die  Einigung 
des  Berechtigten  und  des  anderen  Teils  über 
den  Eintritt  der  Rechtsänderung  und  die  Ein- 
tragung der  Rechtsänderung  im  Grundbuch 
(BGB.  §  873). 

Die  Einigung  der  Beteiligten,  d.  h.  der 
auf  den  Eirftritt  der  Rechtsänderung  gerichtete 
Vertrag,  bedarf  einer  besonderen  Form  im  all- 
gemeinen nicht.  Jedoch  muss  die  zur  Über- 
tragung des  Eigentums  an  einem  Grundstück 
erforderliche  Einigung  des  Veräusserers  und 
des  Erwerbers,  die  sog.  Auflassung,  bei  gleich- 
zeitiger Anwesenheit  beider  Teile  vor  dem 
Grundbuchamt  zu  dessen  Protokoll  (oder,  so- 
fern dies  von  den  Gesetzen  eines  Bundesstaats 
zugelassen  ist,  vor  einem  Notar)  erklärt  werden. 
Vertretung  durch  einen  mit  beglaubigter  Voll- 
macht versehenen  Bevollmächtigten  ist  zulässig. 
Im    übrigen    kann    die    Einigung    auch    still- 


schweigend und  erst  nach  der  Eintragung  er- 
folgen. 

Zur  Aufhebung  eines  Rechts  an  einem 
Grundstück  ist,  soweit  nicht  das  Gesetz  ein 
anderes  vorschreibt,  die  Erklärung  des  Berech- 
tigten, dass  er  das  Recht  aufgebe,  und  dif 
Löschung  des  Rechts  im  Grundbuch  erfordev 
lieh.  Die  Löschung  ist  ein  Eintrag  und  wird, 
ebenso  wie  die  Eintragung  nur  auf  Antrag  und 
Bewilligung  vom  Grundbuchamt  vorgenommen. 

Zur  Aufhebung  einer  Hypothek  oder  Grund- 
schuld durch  Rechtsgeschäft  ist  weiterhin  noch 
die  Zustimmung  des  Eigentümers  des  Grund- 
stücks erforderlich  (s.  S.  1074).  Demgemäss 
trägt  das  Grundbuchamt  die  Löschung  einer 
Hypothek  oder  Grundschuld  nur  ein,  wenn  die 
Bewilligung  der  Löschung  seitens  des  Eigen- 
tümers beigebracht  wird. 

Ein  Recht  an  einem  Grundstück  erlischt  nicht 
dadurch,  dass  der  Eigentümer  des  Grundstückes 
das  Recht,  oder  der  Berechtigte  das  Eigentum 
an  dem  Grundstück  erwirbt.  Steht  also  jemand 
an  einem  Grundstück  eine  Hypothek  zu,  so 
erlischt  die  Hypothek  nicht  dadurch,  dass  der 
Hypothekengläubiger  das  Grundstück  kauft  und 
zu  Eigentum  übertragen  erhält.  flfl 

Wegen  des  Erlöschens  dinglicher  Rechte  im  Zwangs^^ 
versteigerungsverfahren  s.  dieses  Kapitel. 

Soll  der  Inhalt  eines  Rechts  an  einem 
Grundstück  geändert  werden,  so  ist  eben- 
falls die  Einigung  der  Beteiligten,  sowie  die 
Eintragung  der  Änderung  im  Grundbuch  er- 
forderlich. 

Das  Rangverhältnis  unter  mehrerenRechten^ 
mit  denen  ein  Grundstück  belastet  ist,  bestimmt 
sich,  wenn  die  Rechte  in  derselben  Ab- 
teilung des  Grundbuchs  eingetragen  sind,  nach 
der  Reihenfolge  der  Eintragungen.  Eine  ab- 
weichende Bestimmung  des  Rangverhältnisses 
bedarf  der  Eintragung  ins  Grundbuch.  Die 
Reihenfolge  der  Eintragungen  in  derselben  Ab- 
teilung bestimmt  sich  nach  der  Zeitfolge  der  An- 
träge. Infolgedessen  hat  das  Grundbuchamt  den 
Zeitpunkt,  in  welchem  ein  Antrag  bei  ihm  ein- 
geht, genau  auf  dem  Antrag  zu  vermerken.  Gehen 
Anträge  gleichzeitig  ein,  so  ist  im  Grundbuch 
zu  vermerken,  dass  die  auf  die  Anträge  er- 
folgten Eintragungen  gleichen  Rang  haben. 

Sind  die  Rechte  in  verschiedenen  Ab- 
teilungen eingetragen,  so  hat  das  unter  An- 
gabe eines  früheren  Tages  eingetragene  Recht 
den  Vorrang.  Rechte,  die  vom  gleichen  Tage 
datiert  sind,  haben  gleichen  Rang.  Eine  ab- 
weichende Bestimmung  des  Rangverhältnisses 
bedarf  der  Eintragung  im  Grundbuch.    Werden 
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mehrere,  nicht  gleichzeitig  beantragte  Ein- 
tragungen in  verschiedenen  Abteilungen  des 
Grundbuchs  an  demselben  Tage  vorgenommen, 
so  ist  im  Grundbuch  zu  vermerken,  dass  die 
später  beantragte  Eintragung  der  früher  bean- 
tragten im  Range  nachsteht. 

Die  Zeit  der  Einigung  über  den  Erwerb 
der  Rechte  (s.  S.  1066)  ist  für  die  Rangfolge 
der  Rechte  ohne  Bedeutung.  Das  Rangverhält- 
nis kann  nachträglich  geändert  werden. 

ErforderHch  ist  hierzu  die  Einigung:  des  zurück- 
tretenden und  des  vortretenden  Berechtigten  und  die 
Eintragung  der  Rangänderung  im  Grundbuch. 

Soll  eine  Hypothek  oder  Grundschuld  zu- 
rücktreten, so  ist  ausserdem  die  Zustimmung 
des  Eigentümers  erforderlich. 

Das  Grundbuchamt  trägt  die  Rangänderung 
ein,  wenn  ihm  der  Antrag  sowie  die  Be- 
willigung des  Eintrags  durch  den  zurücktreten- 
den Berechtigten  (bei  der  Hypothek  auch  die 
Eintragsbewilligung  des  Eigentümers)  beige- 
bracht wird. 

Es  kann  jemand  ein  Recht  auf  eine  Ein- 
tragung im  Grundbuch  haben,  aber  aus  irgend 
einem  Grund,  z.  B.  weil  die  Bewilligung  des 
anderen  Teils  nicht  oder  noch  nicht  zu  haben 
ist,  kann  die  Eintragung  noch  nicht  erfolgen. 
Dies  kann  dem  Berechtigten  Schaden  bringen, 
da  unterdessen  andere  Rechte  im  Grundbuch 
eingetragen  werden  können,  die  dann  seinem 
Rechte  vorgehen  würden. 

Ein  Bauhandwerker  hat  z.  B.  den  gesetzlichen  An- 
spruch auf  Eintragung  einer  Sicherungshypothek  für 
Arbeiten,  die  er  in  einem  Grundstück  ausgeführt  hat 
(BGB.  §  648).  Der  Bauherr  weigert  sich,  die  Hypo- 
thek eintragen  zu  lassen.  Er  geht  vielmehr  damit  um, 
sich  Geld  dadurch  zu  verschaffen,  dass  er  noch  eine 
Hypothek  auf  das  Grundstück  aufnimmt.  Wie  ist  dann 
dem  Bauhandwerker  zu  helfen? 

Für  solche  Fälle  hat  das  Gesetz  die  Vor- 
merkung eingeführt.  Sie  dient  zur  Sicherung 
des  Anspruchs  auf  Einräumung  oder  Auf- 
hebung eines  Rechts  an  einem  Grundstück 
oder  an  einem  das  Grundstück  belastenden 
Rechte  oder  auf  Änderung  des  Inhalts  oder 
des  Ranges  eines  solchen  Rechts  und  wird 
eingetragen  auf  Grund  einer  einstweiligen  Ver- 
fügung oder  auf  Grund  der  Bewilligung  des- 
jenigen, dessen  Grundstück  oder  dessen  Recht 
von  der  Vormerkung  betroffen  wird,  ev.  auch 
zur  Sicherung  eines  künftigen  oder  eines  be- 
dingten Anspruchs.  Die  Eintragung  der  Vor- 
merkung bewirkt,  dass  spätere  Verfügungen 
über  das  Grundstück  oder  das  Recht  dem 
durch  die  Vormerkung  gesicherten  Anspruch 
nicht  mehr  schaden  können,  und  dass  der 
Rang  des    Rechts,    dessen    Erwerb    durch    die 


Vormerkung  gesichert  werden  soll,  sich  nach 
der  Eintragung  der  Vormerkung  bestimmt. 

Das  Gesetz  stellt  rücksichtlich  der  Eintrat 
gungen  im  Grundbuch  zwei  Vermutungen  auf: 
Ist  im  Grundbuch  für  jemand  ein  Recht  ein- 
getragen, so  wird  vermutet,  dass  ihm  das  Recht 
zustehe,  er  braucht  also  das  Recht  nicht  weiter 
zu  beweisen,  sondern  es  ist  gegen  ihn  der 
Beweis  zu  führen,  dass  das  Recht  ihm  nicht 
zustehe.  Ist  ein  im  Grundbuch  eingetragenes 
Recht  gelöscht,  so  wird  vermutet,  dass  das 
Recht  nicht  besteht. 

Eine  noch  grössere  Wirkung  verleiht  das 
Gesetz  aber  den  Eintragungen,  indem  es  be- 
stimmt, dass  der  Inhalt  des  Grundbuchs  selbst 
dann,  wenn  er  der  Wirklichkeit  nicht  entspricht^ 
zugunsten  desjenigen  als  richtig  gilt,  der  ein 
Recht  an  einem  Grundstück  oder  ein  Recht  an 
einem  solchen  Recht  durch  Rechtsgeschäft  (alsa 
Einigung  und  Eintragung)  erwirbt,  es  sei  denn^ 
dass  gegen  die  Richtigkeit  des  Grundbuchs  ein 
Widerspruch  eingetragen  ist  oder  die  Unrich- 
tigkeit dem  Erwerber  bekannt  ist  (sog.  öffent- 
licher Glaube  des  Grundbuchs). 

Diese  Vorschrift  findet  entsprechende  Anwendung^ 
wenn  an  denjenigen,  für  den  ein  Recht  im  Grundbuch 
eingetragen  ist,  auf  Grund  dieses  Rechts  eine  Leistung,. 
z.  B.  Zinszahlung,  bewirkt  wird. 

Für  die  feste  Hypothek  gelten  diese  Vor- 
schriften auch  in  Ansehung  der  Forderung,  jedoch 
nur  insoweit,  als  die  Haftung  des  Grundstücks^ 
nicht  aber  die  persönliche  Haftung  des  Eigen- 
tümers oder  eines  Dritten  in  Frage  kommt. 

Es  ist  z.  B.  für  A  auf  dem  Grundstück  des  B  eine 
Hypothek  wegen  einer  Darlehnsforderung  von  30000  M 
eingetragen.  Darauf  hat  B  20000  M  abgezahlt,  ohne 
dass  jedoch  über  die  Abzahlung  etwas  im  Grundbuch 
verlautbart  worden  ist.  A  tritt  die  Hypothek  an  C 
ab.  C  weiss  von  der  Abzahlung  nichts.  Dann  erwirbt 
er  die  Hypothek  in  Höhe  von  30000  M.  Wegen  dieser 
30000  M  kann  er  aber  nur  aus  dem  Grundstück  Be- 
friedigung suchen,  der  Eigentümer  haftet  mit  dem  Ver- 
mögen, das  er  ausser  dem  Grundstück  hat,  nur  in  Höhe 
von  10000  M. 

Stimmt  der  Inhalt  des  Grundbuchs  mit  der 
wirklichen  Rechtslage  nicht  überein,  so  ist  beim 
Grundbuchamt  der  Antrag  auf  Berichtigung 
des  Grundbuchs  zu  stellen. 

Das  Grundbuchamt  führt  diesen  Antrag  aus,  wenn 
die  Bewilligung  desjenigen  beigebracht  wird,  dessen 
Recht  von  der  Berichtigung  betroffen  wird,  oder  wenn 
die  Unrichtigkeit  durch  öffentliche  oder  öffentlich  be- 
glaubigte Urkunden,  z.  B.  durch  Quittung  über  Zahlung 
einer  Hypothek,  nachgewiesen  wird. 

Derjenige,  dessen  Recht  durch  die  Berich- 
tigung betroffen  wird,  hat  die  Zustimmung  zur 
Berichtigung  zu  erklären  und  demgemäss  auch 
die  Eintragung  der  Berichtigung  zu  bewilligen. 
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Es  kann  aber  auch  die  Eintragung  eines 
Widerspruchs  begehrt  werden,  d.  h.  einer 
vorläufigen  Eintragung  zur  Sicherung  des  An- 
spruchs auf  Berichtigung  des  Grundbuchs.  Der 
Widerspruch  wird  eingetragen  auf  Grund  einer 
einstweih'gen  Verfügung  oder  einer  Bewilligung 
desjenigen,  dessen  Recht  von  der  Berichtigung 
betroffen  wird.  Die  Eintragung  des  Wider- 
spruchs schliesst  den  öffentlichen  Glauben  des 
Grundbuchs  aus. 

Die  Ansprüche  aus  eingetragenen  Rechten 
unterliegen  nicht  der  Verjährung.  Dies  gilt 
•aber  nicht  für  Ansprüche,  die  auf  Rückstände 
wiederkehrender  Leistungen,  insbesondere  Hy- 
pothekenzinsen, gerichtet  sind.  Ein  Recht, 
wegen  dessen  ein  Widerspruch  gegen  die  Richtig- 
keit des  Grundbuchs  eingetragen  ist,  steht  einem 
eingetragenen  Rechte  gleich. 

4.  Das  Eigentum. 

Das  Eigentum  ist  das  Recht  der  allge- 
meinen Herrschaft  über  eine  Sache,  das 
Recht,  über  die  Sache  in  allen  möglichen  Be- 
ziehungen zu  verfügen.  Der  Eigentümer  kann, 
soweit  nicht  besondere  Vorschriften  oder  be- 
sondere Rechte  Dritter  entgegenstehen,  mit  der 
Sache  nach  Belieben  verfahren,  insbesondere 
auch  die  Früchte  der  Sache  ziehen,  und  andere 
von  jeder  Einwirkung  ausschliessen. 

Das  Eigentum  an  Grundstücken  wird 
im  wesentlichen  erworben  durch  Einigung 
(Auflassung)  und  Eintragung  und  durch  Erbgang. 

Wegen  des  Erwerbes  durch  Einigung  und 
Eintragung  s.  S.  1066,  wegen  des  Erwerbes 
durch  Erbgang  s.  S.  1082.  Der  Erbe  erwirbt 
das  Eigentum  auch  ohne  Eintragung. 

Entsprechend  endigt  das  Eigentum  dadurch, 
dass  es  durch  Auflassung  und  Eintragung  ein 
anderer  erwirbt,  oder  dadurch,  dass  es  mit 
dem  Tode  des  Eigentümers  nebst  dessen  an- 
derem Vermögen  auf  die  Erben  übergeht. 

Das  Eigentum  an  beweglichen  Sachen 
wird  erworben: 

«)  durch  Übertragung  seitens  des  bis- 
herigen Eigentümers.  Hierzu  ist  erforder- 
lich, dass  der  Eigentümer  die  Sache  dem  Er- 
werber übergibt,  ihm  den  Besitz  überträgt,  und 
dass  beide  darüber  einig  sind,  dass  das  Eigen- 
tum übergehen  solle. 

Besonderes  gilt  in  folgenden  Fällen: 

1.  Ist  der  Erwerber  im  Besitz  derSache, 
so  genügt  die  Einigung  über  den  Übergang 
des  Eigentums;  denn  der  Besitz  braucht  ja 
dann  nicht  erst  übertragen  zu  werden. 


2.  Ist  der  Eigentümer  (also  der  Ver- 
äusserer) im  Besitz  der  Sache,  so  kann  die 
Übergabe  dadurch  ersetzt  werden,  dass  zwi- 
schen ihm  und  dem  Erwerber  ein  Rechtsver- 
hältnis vereinbart  wird,  vermöge  dessen  der 
Erwerber  den  unmittelbaren  Besitz  erlangt. 

Der  Hauptfall  ist  der  des  sog.  Sicherungskaufs:  Zur 
Begründung  des  Pfandrechts  an  beweglichen  Sachen  ist 
deren  Übergabe  an  den  Pfandgläubiger  erforderlich. 
Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  der  Besitz  an  den 
Sachen,  die  dem  Gläubiger  zur  Sicherheit  dienen  sollen, 
dem  Schuldner  verbleiben  soll,  z.  B.  weil  er  ihrer  zum 
Geschäft  oder  als  Wohnungseinrichtung  bedarf,  so  kann 
ein  Kaufvertrag  über  die  Sachen  abgeschlossen  wer- 
den. Gegen  die  Kaufpreisforderung  des  Veräusserers 
(oder  einen  Teil  hiervon)  rechnet  der  Erwerber  mit 
der  ihm  zustehenden  Forderung  (ganz  oder  teilweise) 
auf.  Es  wird  alsdann  vereinbart,  dass  das  Eigentum 
übergehe,  die  Sachen  aber  dem  Veräusserer  mietweise 
(oder  leihweise)  weiter  zur  Benutzung  überlassen  bleiben 
sollen.  Der  Sicherungskauf  wird  jetzt  allgemein  für 
zulässig  erachtet  und  ist  im  geschäftlichen  Leben  gegen- 
wärtig leider  nicht  mehr  zu  entbehren, 

3.  Ist  ein  Dritter  im  Besitz  der  Sache, 
so  kann  die  Übergabe  dadurch  ersetzt  wer- 
den, dass  der  Eigentümer  dem  Erwerber  den 
Anspruch   auf  Herausgabe  der  Sache   abtritt. 

Durch  die  Übergabe  der  Sachen,  verbunden 
mit  der  Einigung  über  den  Übergang  des 
Eigentums,  wird  der  Erwerber  selbst  dann 
Eigentümer,  wenn  die  Sache  nicht  dem 
Veräusserer  gehört,  es  sei  denn,  dass  er  z.  Z. 
der  Übergabe  nicht  in  gutem  Glauben  ist. 

In  gutem  Glauben  ist  nach  allgemeinem  bürger- 
lichen Recht  derjenige  nicht,  dem  bekannt  ist  oder 
infolge  grober  Fahrlässigkeit  unbekannt  geblieben  ist, 
dass  die  Sache  nicht  dem  Veräusserer  gehört.  Nach 
einer  besonderen  handelsrechtlichen  Bestimmung  wird 
aber,  falls  ein  Kaufmann  im  Betriebe  seines  Handels- 
gewerbes eine  ihm  nicht  gehörige  Sache  veräussert,  der 
gute  Glaube  des  Erwerbers  erst  dann  ausgeschlossen, 
wenn  der  Erwerber  weiss  oder  infolge  grober  Fahr- 
lässigkeit nicht  weiss,  dass  der  Veräusserer  nicht  Eigen- 
tümer ist,  und  dass  weiter  dem  Veräusserer  die  Befug- 
nis fehlt,  für  den  Eigentümer  der  Sache   zu  verfügen. 

Diese  Grundsätze  sind  von  ausserordent- 
licher Bedeutung.  Beständen  sie  nicht,  so 
müsste  man  entweder  bei  dem  Erwerb  eines 
jeden  Gegenstandes  erst  das  Eigentum  des 
Veräusseres  nachprüfen  —  eine  schwierige  und 
in  vielen  Fällen  wohl  unmögliche  Arbeit  — , 
oder  man  schwebte  fortgesetzt  in  der  Gefahr, 
erworbene  Gegenstände  wieder  herausgeben 
zu  müssen. 

Für  die  soeben  aufgeführten  besonderen  Fälle  der 
Eigentumsübertragung  gelten  rücksichtlich  des  guten 
Glaubens  folgende  Besonderheiten: 

Im  Falle  1.  wird  der  gutgläubige  Erwerber  nur 
dann  Eigentümer  der  dem  Veräusserer  nicht  gehörigen 
Sache,  wenn  er  den  Besitz  von  dem  Veräusserer  er- 
langt hat. 

Im  Falle  2.    wird    der  Erwerber  erst  dann  Eigen- 
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tümer  der  dem  Veräusserer  nicht  gehörigen  Sache, 
wenn  sie  ihm  vom  Veräusserer  wirkHch  übergeben 
wird,  er  also  den  unmittelbaren  Besitz  der  Sache  er- 
langt, vorausgesetzt,  dass  er  zur  Zeit  der  Übergabe 
in  gutem  Glauben  ist. 

Im  Falle  3.  wird  der  Erwerber  Eigentümer  der  dem 
Veräusserer  nicht  gehörigen  Sache:  wenn  der  Ver- 
äusserer mittelbarer  Besitzer  der  Sache  ist,  mit  der 
Abtretung  des  Anspruchs  auf  Herausgabe  der  Sache, 
andernfalls  dann,  wenn  er  den  Besitz  der  Sache  von 
dem  Dritten  erlangt,  vorausgesetzt,  dass  er  im  1.  Falle 
zur  Zeit  der  Abtretung,  im  2.  Falle  zur  Zeit  des  Be- 
sitzerwerbs in  gutem  Glauben  ist. 

Diese  Regeln  bleiben  ausser  Anwendung 
bei  einer  Sache,  die  dem  Eigentümer  gestohlen 
worden  oder  ihm,  bezw.  falls  er  nur  mittel- 
barer Besitzer  war,  dem  unmittelbaren  Besitzer, 
verloren  gegangen  oder  sonst  abhanden  ge- 
kommen war.  Bei  einer  auf  diese  Art  abhan- 
den gekommenen  Sache  erwirbt  also  auch  der 
gutgläubige  Erwerber  nicht  das  Eigentum.  Nur 
bei  Geld,  Inhaberpapieren  und  Sachen,  die  im 
Wege  öffentlicher  Versteigerung,  insbesondere 
durch  den  Gerichtsvollzieher,  veräussert  wer- 
den, gelten  die  obigen  Regeln  durchgängig. 

Bezüglich  des  guten  Glaubens  beim  Erwerbe  von 
gestohlenen,  verlorenen  oder  dem  Eigentümer  sonst 
abhanden  gekommenen  Inhaberpapieren  enthält  das 
HGB.  eine  Sonderbestimmung,  insofern  es  im  Falle  der 
Veräusserung  eines  solchen  Papiers  an  einen  Kaufmann, 
der  Bankier-  oder  Geldwechslergeschäfte  be- 
treibt, den  guten  Glauben  für  ausgeschlossen  erklärt, 
wenn  z.  Z.  des  Erwerbs  der  Verlust  des  Papiers  von 
einer  öffentlichen  Behörde  oder  von  dem  aus  der  Ur- 
kunde Verpflichteten  im  Deutschen  Reichsanzeiger  be- 
kannt gemacht  und  seit  dem  Ablauf  des  Jahres,  in 
welchem  die  Veröffentlichung  erfolgt  ist,  nicht  mehr 
als  ein  Jahr  verstrichen  war.  Nur  dann  ist  der  gute 
Glaube  eines  solchen  Kaufmanns  nicht  ausgeschlossen, 
wenn  er  die  Veröffentlichung  im  Reichsanzeiger  infolge 
besonderer  Umstände  weder  kannte,  noch  kennen  musste. 

Ausgenommen  von  dieser  Sondervorschrift  sind 
Zins-,  Renten-  und  Gewinnanteilscheine,  die  nicht  später 
als  in  dem  nächsten,  auf  die  Veräusserung  folgenden 
Einlösungstermine  fällig  werden,  sowie  Banknoten  und 
andere  auf  Sicht  zahlbare  unverzinsliche  Inhaberpapiere 
(HGB.  §367). 

Ist  eine  veräusserte  Sache  mit  dem  Rechte 
eines  Dritten,  insbesondere  also  dem  Pfand- 
rechte, belastet,  so  erlischt  das  Recht  mit  dem 
Erwerb  des  Eigentums,  es  sei  denn,  dass  der 
Erwerber  z.  Z.  des  Eigentumserwerbs  in  An- 
sehung des  Rechtes  nicht  in  gutem  Glauben  ist. 

ß)  Von  geringerer  Bedeutung  sind  die  übrigen  Ar- 
ten des  Eigentumserwerbs: 

1.  Die  Ersitzung:  Wer  eine  bewegliche  Sache 
10  Jahre  im  Eigenbesitz  hat,  erwirbt  das  Eigentum  an 
ihr,  es  sei  denn,  dass  er  z.  Z.  des  Erwerbes  des  Eigen- 
besitzes nicht  in  gutem  Glauben  ist  oder  dass  er  später 
erfährt,  dass  ihm  das  Eigentum  nicht  zusteht.  Die  Er- 
sitzung ist  wichtig  für  den  Eigentumserwerb  an  ge- 
stohlenen, verloren  gegangenen  oder  dem  Eigentümer 
sonst    abhanden    gekommenen   Sachen.     Mit  dem   Er- 


werb des  Eigentums  erlöschen  in  der  Regel  auch  die 
Rechte  Dritter,  es  sei  denn,  dass  der  Erwerber  in  An- 
sehung der  Rechte  nicht  in  gutem  Glauben  war. 

2.  Die  Verbindung:  Wird  eine  bewegliche  Sache 
mit  einem  Grundstück  dergestalt  verbunden,  dass  sie 
wesentlicher  Bestandteil  des  Grundstücks  wird,  so  er- 
streckt sich  das  Eigentum  an  dem  Grundstück  auf  diese 
Sache.  Werden  bewegliche  Sachen  miteinander  der- 
gestalt verbunden,  dass  sie  wesentliche  Bestandteile 
einer  einheitlichen  Sache  werden,  so  werden  die  bis- 
herigen Eigentümer  Miteigentümer  dieser  Sache.  Die 
Anteile  bestimmen  sich  nach  dem  Verhältnis  des  Wert.s, 
den  die  Sachen  z.  Z.  der  Verbindung  hatten.  Ist  eine 
der  Sachen  als  Hauptsache  anzusehen,  so  erwirbt  ihr 
Eigentümer  das  Alleineigentum. 

3.  Die  Vermischung:  Werden  bewegliche  Sachen 
miteinander  untrennbar  vermischt  oder  vermengt,  so 
finden  die  Regeln  unter  2.  entsprechende  Anwendung. 

4.  Verarbeitung:  Wer  durch  Verarbeitung  oder 
Umbildung  eines  oder  mehrerer  Stoffe  eine  neue  be- 
wegliche Sache  herstellt,  erwirbt  das  Eigentum  an  der 
neuen  Sache,  sofern  nicht  der  Wert  der  Verarbeitung 
oder  Umbildung  erheblich  geringer  ist  als  der  Wert 
des  Stoffes.  Als  Verarbeitung  gilt  auch  das  Schreiben, 
Zeichnen,  Malen,  Drucken,  Gravieren  oder  eine  ähnliche 
Bearbeitung  der  Oberfläche.  Mit  dem  Erwerb  des 
Eigentums  an  der  neuen  Sache  erlöschen  die  an  dem 
Stoffe  bestehenden  Rechte.  Nach  einer  besonderen  Be- 
stimmung steht  das  Eigentum  an  einem  über  eine 
Forderung  ausgestellten  Schuldschein  dem  Gläubiger  zu. 

Wer  infolge  dieser  4  Vorschriften  einen  Rechtsverlust 
(Verlust  des  Eigentums,  eines  Pfandrechtes)  erleidet, 
kann  von  dem,  zu  dessen  Gunsten  die  Rechtsänderung 
eintritt,  Vergütung  in  Geld  nach  den  Vorschriften  über 
die  Herausgabe  einer  ungerechtfertigten  Bereicherung» 
im  Falle  des  Vorhandenseins  einer  unerlaubten  Hand- 
lung auch  Schadensersatz  fordern,  nicht  jedoch  die  Her- 
stellung des  früheren  Zustandes  verlangen. 

5.  Erwerb  von  Erzeugnissen  und  sonstigen 
Bestandteilen  einer  Sache.  Diese  gehören  auch 
nach  der  Trennung  in  der  Regel  dem  Eigentümer.  Hat 
dieser  aber  einem  andern  gestattet,  sich  Erzeugnisse 
oder  sonstige  Bestandteile  der  Sache  anzueignen,  so 
erwirbt  der  andere  das  Eigentum  an  ihnen,  und  zwar, 
wenn  der  Besitz  der  Sache  ihm  überlassen  ist,  mit  der 
Trennung  (Beispiel:  der  Pächter),  andernfalls  mit  der 
Besitzergreifung  (z.  B.  der  Käufer  einer  anstehenden 
Ernte). 

6.  Aneignung:  Wer  eine  herrenlose  bewegliche 
Sache  in  Eigenbesitz  nimmt,  erwirbt  das  Eigentum  an 
ihr.  Herrenlos  ist  eine  Sache,  wenn  sie  in  niemandes 
Eigentum  steht.  Eine  bewegliche  Sache  wird  herrenlos, 
wenn  der  Eigentümer  in  der  Absicht,  auf  das  Eigentum 
zu  verzichten,  den  Besitz  der  Sache  aufgibt. 

7.  Fund:  Wer  eine  verlorene  Sache  findet  und  an 
sich  nimmt,  hat  dem  Veriierer  oder  dem  Eigentümer 
oder  einem  sonstigen  Empfangsberechtigten,  bei  Nicht- 
kenntnis  dieser  Personen  aber  der  Polizeibehörde  un- 
verzüglich Anzeige  zu  machen.  Der  Anzeige  bei  der 
Polizeibehörde  bedarf  es  nicht,  wenn  die  Sache  nicht 
mehr  als  3  M  wert  ist.  Der  Finder  kann  regelmässig 
einen  Finderlohn  verlangen  (5  v.  H.  von  dem  Werte 
der  Sache  bis  zu  300  M,  vom  Mehrwert  1  v.  H.)  und 
erwirbt  regelmässig  das  Eigentum  der  Sache  mit  dem 
Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Anzeige  des  Fundes  bei 
der  Polizeibehörde,  sofern  nicht  vorher  ein  Empfangs- 
berechtigter dem  Finder  bekannt  geworden  ist  oder 
sein  Recht  bei  der  Polizeibehörde  angemeldet  hat.    Bei 
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Sachen,  die  nicht  mehr  als  3  M  wert  sind,  beginnt  die 
«injährige  Frist  mit  dem  Funde. 

Y)  Betr.  des  Eigentumserwerbs  durch  Erbgang  s. 
S.   1082. 

Das  Eigentum  an  beweglichen  Sachen  en- 
digt durch  Aufgabe  des  Besitzes  mit  dem  Willen, 
auf  das  Eigentum  zu  verzichten,  durch  Über- 
tragung auf  einen  anderen  oder  Erwerb  durch 
■einen  anderen  oder  durch  den  allgemeinen  Ver- 
mögensübergang auf  die  Erben  im  Todesfalle. 

Der  Eigentümer  kann  regelmässig  von  dem 
Besitzer  die  Herausgabe  der  Sache  verlangen. 
Der  Besitzer  kann  sie  verweigern,  wenn  er 
oder  der  mittelbare  Besitzer,  von  dem  er  sein 
Recht  zum  Besitz  ableitet,  dem  Eigentümer 
gegenüber  zum  Besitz  berechtigt  ist. 

Auch  kann  der  Besitzer  für  die  auf  die 
Sache  gemachten  Verwendungen,  wenn  sie  not- 
wendig waren,  Ersatz  fordern  und  die  Her- 
ausgabe der  Sache  verweigern,  bis  dieser  ge- 
leistet ist. 

Genehmigt  der  Eigentümer  die  Verwendungen,  so 
kann  der  Besitzer  den  Anspruch  auf  Ersatz  der  Ver- 
wendungen auch  selbständig  im  Klagewege  gegen  den 
Eigentümer  geltend  machen. 

Wird  das  Eigentum  in  anderer  Weise  als 
durch  Entziehung  oder  Vorenthaltung  des  Be- 
sitzes beeinträchtigt  (Beispiel:  es  treibt  jemand 
öfters  Vieh  über  das  Grundstück  eines  anderen), 
so  kann  der  Eigentümer  von  dem  Störer  die 
Beseitigung  der  Beeinträchtigung  verlangen 
und,  sind  weitere  Beeinträchtigungen  zu  be-, 
sorgen,  auf  Unterlassung  klagen. 

Da  der  Nachweis  des  Eigentums  recht 
schwierig  sein  k"nn,  so  wird  zugunsten  des 
Besitzers  einer  beweglichen  Sache  vermutet, 
dass  er  Eigentümer  der  Sache  sei.  Er  braucht 
also  nicht  sein  Eigentum,  sondern  nur  seinen 
Besitz  zu  beweisen. 

Die  Vermutung  gilt  aber  nicht  einem  früheren  Be- 
sitzer gegenüber,  dem  die  Sache  gestohlen  worden, 
verloren  gegangen  oder  sonst  abhanden  gekommen 
ist,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Geld  oder  Inhaber- 
papiere handelt. 

Im  Miteigentum  steht  eine  Sache,  falls 
das  Eigentum  an  ihr  mehreren  nach  Bruch- 
teilen zusteht  Die  Verwaltung  steht  den  Mit- 
eigentümern gemeinschaftlich  zu.  Jeder  Mit- 
eigentümer kann  im  Zweifel  jederzeit  die  Auf- 
hebung der  Gemeinschaft  fordern.  Auch  kann 
jeder  Miteigentümer  bei  Eigentumsstörung  den 
soeben  behandelten  Anspruch  selbständig  gel- 
tend machen  und  im  Falle  der  Vorenthaltung 
der  Sache  auf  Hinterlegung  der  Sache  für  alle 
Miteigentümer  oder  auf  Herausgabe  an  einen 
gerichtlich   zu  bestellenden  Verwahrer  klagen. 


5.  Das  Pfandrecht 

Das  BGB.  kennt  den  Ausdruck  „Pfandrecht"  nur 
bei  beweglichen  Sachen  und  Rechten;  das  Pfandrecht 
an  unbeweglichen  Sachen  nennt  es  Hypothek. 

a)  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen.  ^ 

Das  Pfandrecht  an  einer  beweglichen  Sache 
ist  das  Recht,  kraft  dessen  der  Berechtigte 
wegen  einer  ihm  (an  den  Besteller  des  Pfand- 
rechts oder  an  einen  Dritten)  zustehenden  For- 
derung Befriedigung  aus  der  Sache  suchen 
darf  (BGB.  §  1204).  Das  Pfandrecht  kann 
auch  für  eine  künftige  oder  eine  bedingte 
Forderung  bestellt  werden. 

Zur  Bestellung  des  Pfandrechts  an 
beweglichen  Sachen  ist  erforderlich:  dass  der 
Eigentümer  die  Sache  dem  Forderungsinhaber 
(dem  Gläubiger)  übergibt  und  dass  beide  da- 
rüber einig  sind,  dass  das  Pfandrecht  dem 
Gläubiger  zustehen  soll.  Das  so  begründete 
Pfandrecht  bezeichnet  man  als  vertragsmässiges. 
Da  der  Pfandgläubiger  den  verpfändeten  Gegen- 
stand in  die  Hand  bekommen  soll,  so  spricht 
man  auch  von  Faustpfand. 

Ist  der  Gläubiger  im  Besitz  der  Sache,  so 
genügt  die  Einigung  über  die  Entstehung  des 
Pfandrechts.  Die  Übergabe  einer  im  mittel- 
baren Besitz  des  Verpfänders  befindlichen  Sache 
kann  dadurch  ersetzt  werden,  dass  der  Ver- 
pfänder  den  mittelbaren  Besitz  auf  den  Pfand- 
gläubiger überträgt  und  die  Verpfändung  dem 
unmittelbaren  Besitzer  anzeigt. 

Gehört  die  Sache  nicht  dem  Verpfänder,  so 
finden  auf  die  Verpfändung  die  für  den  Er- 
werb des  Eigentums  geltenden  Vorschriften,  wel- 
che, auf  S.  1068  dargestellt  sind,  entsprechende 
Anwendung.  Es  erwirbt  also  der  gutgläubige 
Pfandempfänger,  obwohl  der  Verpfänder  nicht 
Eigentümer  der  Sache  ist,  doch  das  Pfandrecht 
unter  denselben  Voraussetzungen,  unter  denen 
der  gutgläubige  Erwerber  das  Eigentum  an 
einer  nicht  dem  Veräusserer  gehörigen  Sache 
erwirbt. 

Das  Pfandrecht  kann  auch  auf  dem  Gesetz  be 
ruhen  (gesetzliches  Pfandrecht),  so  das  Pfandrecht  des 
Vermieters  an  den  eingebrachten  Sachen  des  Mieters, 
das  Pfandrecht  des  Kommissionärs,  Spediteurs,  Lager- 
halters und  Frachtführers.  Die  im  nachstehenden  dar- 
gestellten Vorschriften  sind  vom  Gesetz  zunächst  für 
das  vertragsmässige  Pfandrecht  aufgestellt,  gelten  aber 
entsprechend  auch  für  das  gesetzliche  Pfandrecht.  Jedoch 
entsteht  das  gesetzliche  Pfandrecht  nicht  an  denjenigen 
Sachen,  die  dem  Schuldner  nicht  gehören,  mag  auch 
der  Gläubiger  das  Eigentum  des  Schuldners  annehmen. 

Im  Falle  mehrfacher  Verpfändung  ist 
für  den  Rang  eines  jeden  Pfandrechts  die  Zeit 
seiner  Bestellung  massgebend.     Dies  gilt  auch 
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dann,  wenn  es  für  eine  künftige  oder  bedingte 
Forderung  bestellt  ist. 

Das  Pfand  haftet  für  die  Forderung  in 
deren  jeweiligem  Bestände,  insbesondere  auch 
für  Zinsen  und  Vertragsstrafen,  ferner  für  die 
dem  Pfandgläubiger  zu  ersetzenden  Kosten  der 
Kündigung  und  der  Rechtsverfolgung  sowie 
für  die  Kosten  des  Pfandverkaufs. 

Ist  der  persönliche  Schuldner  nicht  der 
Eigentümer  des  Pfandes,  so  wird  durch  ein 
Rechtsgeschäft,  das  der  persönliche  Schuldner 
nach  der  Verpfändung  vornimmt,  die  Haftung 
nicht  erweitert. 

Das  Pfandrecht  erstreckt  sich  auch  auf  die 
Erzeugnisse,  die  von  dem  Pfände  getrennt  wer- 
den, z.B.  auf  das  Junge  eines  verpfändeten  Tiers. 

Der  Pfandgläubiger  ist  zur  Verwahrung 
des  Pfandes  verpflichtet. 

Wird  durch  den  drohenden  Verderb  des  Pfandes 
oder  eine  zu  besorgende  wesentliche  Minderung  des 
Wertes  die  Sicherheit  des  Pfandgläubigers  gefährdet, 
so  kann  dieser  das  Pfand  öffentlich,  d.  h.  durch  eine 
hierzu  amtlich  befugte  oder  öffentlich  angestellte  Per- 
son, insbesondere  einen  Gerichtsvollzieher,  versteigern 
lassen.  Bei  Pfändern,  die  einen  Börsen-  oder  Markt- 
preis haben,  kann  der  Verkauf  auch  freihändig  durch 
einen  zu  solchen  Verkäufen  öffentlich  ermächtigten 
Handelsmakler  oder  durch  eine  zur  öffentlichen  Ver- 
steigerung befugte  Person  zum  laufenden  Preise  be- 
wirkt werden.  Der  Erlös  tritt  an  die  Stelle  des  Pfandes 
und  ist  auf  Verlangen  des  Verpfänders  zu  hinterlegen. 

Wird  das  Recht  des  Pfandgläubigers  durch  Ent- 
ziehung oder  Störung  des  Besitzes  der  Pfandsache  be- 
einträchtigt, so  hat  der  Pfandgläubiger  die  im  gleichen 
Falle  dem  Eigentümer  zustehenden  Rechtsbehelfe  (s. 
S.   1070). 

Die  Befriedigung  des  Pfandgläubigers 
aus  dem  Pfände  erfolgt  durch  Verkauf  des 
Pfandes,  zu  dem  der  Pfandgläubiger  berech- 
tigt ist,  wenn  die  Forderung  ganz  oder  zum 
Teil  fällig  geworden  ist. 

Eine  vor  dem  Eintritt  der  Verkaufsberechtigung 
getroffene  Vereinbarung,  nach  welcher  dem  Pfand- 
gläubiger,  falls  er  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  befriedigt 
wird,  das  Eigentum  an  der  Sache  zufallen  oder  über- 
tragen werden  soll,  ist  nichtig. 

Geht  die  Forderung  des  Pfandgläubigers  nicht  auf 
Zahlung  von  Geld,  so  ist  der  Verkauf  erst  zulässig, 
wenn  die  Forderung  in  eine  Geldforderung  überge- 
gangen ist. 

Der  Verkauf  geht  in  folgender  Weise  vor 
sich:  Zunächst  hat  der  Pfandgläubiger  dem 
Eigentümer  den  Verkauf  anzuzeigen  und  dabei 
den  Geldbetrag  zu  bezeichnen,  wegen  dessen 
der  Verkauf  stattfinden  soll,  und  zwar  kann 
die  Androhung  erst  nach  dem  Eintritt  der 
Verkaufsberechtigung  erfolgen.  Der  Verkauf, 
der  erst  nach  Ablauf  eines  Monats  von  der 
Androhung  an  stattfinden  darf,  ist  in  der  Regel 
im    Wege   öffentlicher    Versteigerung   zu    be- 


wirken. Zeit  und  Ort  der  Versteigerung  sind 
öffentlich  bekannt  zu  machen  und  dem  Eigen- 
tümer und  Personen,  denen  Rechte  an  dem 
Pfände  zustehen,  besonders  mitzuteilen.  Das 
Pfand  darf  nur  mit  der  Bestimmung  versteigert 
werden,  dass  der  Käufer  den  Kaufpreis  sofort 
bar  zu  entrichten  hat  und  seiner  Rechte  ver- 
lustig sein  soll,  wenn  das  nicht  geschieht.  Der 
Pfandgläubiger  und  der  Eigentümer  können 
bei  der  Versteigerung  mitbieten.  Vom  Verkauf 
des  Pfandes  und  dem  Ergebnis  der  Verstei- 
gerung hat  der  Pfandgläubiger  den  Eigentümer 
unverzüglich  zu  benachrichtigen. 

Haften  dem  Pfandgläubiger  mehrere  Pfänder,  so 
kann  er,  soweit  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist,  die- 
jenigen auswählen,  welche  verkauft  werden  sollen.  Nur 
soviel  Pfänder  darf  er  zum  Verkauf  bringen,  als  zu 
seiner  Befriedigung  erforderlich  sind. 

Die  Androhung  des  Verkaufs,  die  besondere  Mit- 
teilung des  Ortes  und  der  Zeit  der  Versteigerung  und 
die^  Benachrichtigung  über  die  Vornahme  des  Verkaufs 
dürfen  unterbleiben,  wenn  sie  untunlich  sind. 

Hat  das  Pfand  einen  Börsen-  oder  Marktpreis, 
so  kann  es  auch  freihändig  verkauft  werden.  Gold- 
und  Silbersachen  dürfen  nicht  unter  dem  Gold-  oder 
Silberwert  zugeschlagen  werden. 

Eine  abweichende  Art  des  Pfandverkaufs  kann  von 
den  Beteiligten  vereinbart,  vom  Gericht,  sofern  sie  den 
Interessen  der  Beteiligten  entspricht,  verfügt  werden. 

Beim  Verkauf  gilt  zugunsten  des  Pfandgläubigers 
als  Eigentümer  der  Verpfänder,  sofern  nicht  der  Pfand- 
gläubiger weiss,  dass  der  Verpfänder  nicht  der  Eigen- 
tümer ist.  Die  Androhung,  Benachrichtigung  usw. 
können  also  ohne  Gefahr  an  den  Verpfänder  erfolgen. 

Ist  die  Verpfändung  auf  selten  des  Pfandgläubigers 
und  des  Verpfänders  ein  Handelsgeschäft,  so  braucht 
zwischen  der  Androhung  des  Verkaufs  und  dem  Ver- 
kauf nur  eine  Frist  von  einer  Woche  zu  liegen.  Diese 
Vorschrift  findet  auf  das  gesetzliche  Pfandrecht  des 
Kommissionärs,  des  Spediteurs,  des  Lagerhalters  und 
des  Frachtführers  entsprechende  Anwendung,  auf  das 
Pfandrecht  des  Spediteurs  und  des  Frachtführers  auch 
dann,  wenn  nur  auf  ihrer  Seite  der  Speditions-  oder 
Frachtvertrag  ein  Handelsgeschäft  ist  (HGB.  §  368). 

Durch  die  rechtmässige  Veräusserung  des 
Pfandes  erwirbt  der  Erwerber  das  Eigentum. 
Pfandrechte  an  der  Sache  erlöschen,  auch  wenn 
sie  dem  Erwerber  bekannt  waren. 

Soweit  der  Erlös  aus  dem  Pfände  zur  Be- 
friedigung des  Pfandgläubigers  nötig  ist,  ge- 
bührt er  diesem.  Der  zur  Befriedigung  des 
Pfandgläubigers  nicht  erforderliche  Teil  des 
Erlöses  tritt  an  die  Stelle  des  Pfandes. 

Wer  durch  die  Veräusserung  des  Pfandes 
ein  Recht  an  dem  Pfände  verlieren  würde, 
insbesondere  ein  späterer  Pfandgläubiger,  kann 
den  Pfandgläubiger  befriedigen,  sobald  der 
Schuldner  zur  Leistung  berechtigt  ist,  späte- 
stens also  bei  Eintritt  der  Verkaufsberechtigung 
des  Pfandgläubigers.  Soweit  er  den  Pfandgläubi- 
ger befriedigt,  geht  die  Forderung  auf  ihn  über. 
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Mit  der  Forderung  geht  sowohl  in  diesem 
wie  in  jedem  anderen  Falle  der  Übertragung 
der  Forderung  das  Pfandrecht  auf  den  neuen 
Gläubiger  über.  Dieser  kann  von  dem  bis- 
herigen Pfandgläubiger  die  Herausgabe  des 
Pfandes  verlangen.  Mit  dessen  Erlangung  tritt 
er  an  Stelle  des  bisherigen  Pfandgläubigers  in 
die  mit  dem  Pfandrecht  verbundenen  Verpflich- 
tungen gegen  den  Verpfänder  ein. 

Das  Pfandrecht  erlischt  mit  der  Forde- 
rung, für  die  es  besteht,  ferner  dann,  wenn 
der  Pfandgläubiger  das  Pfand  dem  Verpfänder 
oder  dem  Eigentümer  zurückgibt;  der  Vor- 
behalt der  Fortdauer  des  Pfandrechts  ist  un- 
wirksam. Nach  dem  Erlöschen  des  Pfandrechts 
hat  der  Pfandgläubiger  das  Pfand  dem  Ver- 
pfänder zurückzugeben. 

Ist  das  Pfand  im  Besitze  des  Verpfänders 
oder  des  Eigentümers,  so  wird  vermutet,  d,ass 
es  ihm  von  dem  Pfandgläubiger  zurückgegeben 
worden  sei  (BGB.  §  1252). 

Das  Zurückbehaltungsrecht  ist  kein  ding- 
liches, sondern  lediglich  ein  persönliches  Recht 
des  Gläubigers  gegenüber  dem  Schuldner  auf 
Innebehaltung  von  Gegenständen. 

Das  BGB.  bestimmt  hierüber: 

Ein  Schuldner  kann,  sofern  er  aus  demselben  recht- 
lichen Verhältnis,  auf  dem  seine  Verpflichtung  beruht, 
einen  fälligen  Anspruch  gegen  den  Gläubiger  hat,  die 
geschuldete  Leistung  verweigern,  bis  die  ihm  gebüh- 
rende Leistung  bewirkt  wird.  Es  müssen  demnach 
sog.  konnexe,  d.  h.  auf  demselben  Rechtsverhältnis  be- 
ruhende Ansprüche  vorliegen  (BGB.  §  273). 

Beispiel:  A  beauftragt  den  B,  für  ihn  ein  Reitpferd 
zu  kaufen.  B  verlegt  den  Preis  des  Pferdes.  Es 
braucht  dann  B  dem  A  das  Pferd  erst  dann  herauszu- 
geben, wenn  ihm  A  den  verlegten  Preis  bezahlt. 

Wer  zur  Herausgabe  eines  Gegenstandes  verpflichtet 
ist,  hat  das  gleiche  Zurückbehaltungsrecht,  wenn  ihm 
ein  fälliger  Anspruch  wegen  Verwendungen  auf  den 
Gegenstand  oder  wegen  eines  ihm  durch  diesen  ver- 
ursachten Schadens  zusteht,  es  sei  denn,  dass  er  den 
Gegenstand  durch  eine  vorsätzlich  begangene  unerlaubte 
Handlung  erlangt  hat. 

Der  Gläubiger  kann  die  Ausübung  des  Zurückbe- 
haltungsrechts durch  Sicherheitsleistung  abwenden. 

Das  HGB.  geht  weiter.  Es  gibt  ein  Zu- 
rückbehaltungsrecht auch  wegen  nicht  konnexer 
Forderungen. 

Es  gewährt  einem  Kaufmann  wegen  der  fälligen 
Forderungen,  welche  ihm  gegen  einen  anderen  Kauf- 
mann aus  den  zwischen  ihnen  geschlossenen  beider- 
seitigen Handelsgeschäften  zustehen,  ein  Zurückbehal- 
tungsrecht an  den  beweglichen  Sachen  und  Wert- 
papieren des  Schuldners  (also  des  anderen  Kaufmanns), 
welche  mit  dessen  Willen  auf  Grund  von  Handelsge- 
schäften in  seinen  Besitz  gelangt  sind,  sofern  er  sie 
noch  im  Besitz  hat,  insbesondere  mittels  Konnossements, 
Ladescheins  oder  Lagerscheins  darüber  verfügen  kann. 

Ist  jedoch  der  Gläubiger  von  dem  Schuldner  vor  oder 
bei  Übergabe  eines  Gegenstands  angewiesen  worden, 


mit  diesem  in  bestimmter  Weise  zu  verfahren,  oder  hat 
er  sich  hierzu  verpflichtet,  so  steht  ihm  das  Zurückbe- 
haltungsrecht an  dem  Gegenstande  nicht  zu,  so  z.  B., 
wenn  der  Gläubiger  dem  Schuldner  versprochen  hat, 
einen  Geldbetrag,  den  er  von  dem  Schuldner  erhalten 
hat,  einem  Dritten  auszuzahlen. 

Der  Schuldner  kann  die  Ausübung  des  Zurückbe- 
haltungsrechts durch  Sicherheitsleistung  abwenden. 

Ausnahmsweise  wird  das  Zurückbehaltungsrecht  auch 
wegen  nicht  fälliger  Forderungen  gewährt,  so  wenn  über 
das  Vermögen  des  Schuldners  der  Konkurs  eröffnet  ist 
oder  der  Schuldner  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  oder 
wenn  eine  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  des 
Schuldners  ohne  Erfolg  versucht  ist. 

Auch  inhaltlich  geht  das  Zurückbehaltungs- 
recht des  HGB.  weiter,  als  das  des  BGB.  Der 
Gläubiger  ist  kraft  des  handelsrechtlichen  Zu- 
rückbehaltungsrechts befugt,  sich  aus  dem  zu- 
rückbehaltenen Gegenstand  für  seine  Forderung 
zu  befriedigen.  Die  Befriedigung  erfolgt  nach 
den  für  das  Pfandrecht  geltenden  Vorschriften 
des  BGB.  mit  der  Massgabe,  dass  die  Frist, 
die  zwischen  Verkaufsandrohung  und  Verkauf 
zu  liegen  hat,  nur  eine  Woche  zu  betragen 
braucht.  Allerdings  ist  die  Befriedigung  erst 
zulässig,  wenn  der  Gläubiger  den  Schuldner 
auf  Gestattung  der  Befriedigung  verklagt  und 
ein  obsiegendes  Urteil  erwirkt  hat. 

Im  Konkurs  des  Schuldners  hat  der  Gläu- 
biger auf  Grund  des  kaufmännischen  Zurück- 
behaltungsrechts ein  Absonderungsrecht. 

b)  Die  Hypothek. 

a)  Begriff  und  Arten.  Die  Hypothek  ist 
die  Belastung  eines  Grundstücks  in  der  Weise, 
dass  der  Berechtigte  zur  Befriedigung  wegen 
einer  ihm  (an  den  Eigentümer  des  Grund- 
stücks oder  eine  dritte  Person)  zustehenden 
Forderung  Zahlung  einer  bestimmten  Geld- 
summe aus  dem  Grundstück  verlangen  kann 
(BGB.  §  1113).  Die  Hypothek  kann  auch  für 
eine  künftige  oder  eine  bedingte  Forderung 
bestellt  werden. 

Man  unterscheidet  die  gewöhnliche  Hypothek, 
auch  feste  oder  Verkehrshypothek  genannt,  und 
die  Sicherungshypothek.  Bei  der  Sicherungs- 
hypothek bestimmt  sich  das  dingliche  Recht 
aus  der  Hypothek,  also  die  Haftung  des  Grund- 
stücks, nur  nach  der  persönlichen  Forderung, 
der  Gläubiger  kann  sich  zum  Beweise  der 
Forderung  nicht  auf  die  Eintragung  im  Grund- 
buch berufen. 

Da  die  Sicherungshypothek  im  Grundbuch  als  solche 
bezeichnet  werden  muss,  so  ist  unschwer  festzustellen, 
ob  eine  im  Grundbuch  eingetragene  Hypothek  eine 
gewöhnliche  oder  eine  Sicherungshypothek  ist. 

Innerhalb  der  gewöhnlichen  Hypothek  un- 
terscheidet man  wieder  Brief hypothek  und 
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Buchhypothek,  je  nachdem  über  die  Hypo- 
thek ein  Hypothekenbrief,  d.  h.  eine  Urkunde 
über  die  Eintragung  der  Hypothek,  erteilt  wird 
oder  nicht.  Ein  Hypothekenbrief  ist  an  sich 
zu  bilden,  die  Bildung  kann  aber  auch  durch 
Einigung  zwischen  Gläubiger  und  Eigentümer 
und  Eintragung  der  Einigung  im  Grundbuch 
ausgeschlossen  werden. 

Aus  dem  Grundbuch  ist  also  sofort  zu  ersehen,  ob 
die  Hypothek  Buch-  oder  Briefhypothek  ist.  Nur  im 
ersteren  Falle  befindet  sich  ein  Eintrag  über  Ausschluss 
des  Hypothekenbriefs  im  Grundbuch. 

ß)  Die  gewöhnliche  Hypothek.  Sie  ent- 
steht durch  Einigung  zwischen  Eigentümer  des 
Grundstücks  und  Gläubiger  und  Eintragung. 
Der  Gläubiger  erwirbt  aber  die  Hypothek  nur, 
wenn  und  soweit  die  Forderung  besteht  Bei 
der  Briefhypothek  ist  Voraussetzung  des  Er- 
werbes überdies,  dass  dem  Gläubiger  der  Brief 
vom  Eigentümer  des  Grundstücks  übergeben 
wird,  die  Übergabe  kann  auch  nach  den  bei  der 
Eigentumsübertragung  (S.  1068)  dargestellten 
Regeln  erfolgen  und  durch  die  Vereinbarung 
ersetzt  werden,  dass  der  Gläubiger  berechtigt 
sein  soll,  sich  den  Brief  vom  Grundbuchamt 
aushändigen  zu  lassen. 

Ist  der  Gläubiger  im  Besitz  des  Briefes,  so  wird 
vermutet,  dass  die  Übergabe  erfolgt  sei.  Besteht  die 
Forderung  nicht,  oder  ist  bei  der  Briefhypothek  der 
Brief  dem  Gläubiger  noch  nicht  übergeben,  so  steht 
die  Hypothek  dem  Eigentümer  zu. 

Kraft  der  Hypothek  haftet  das  Grundstück 
auch  für  die  gesetzlichen  Zinsen  der  Forde- 
rung sowie  für  die  Kosten  der  Kündigung 
und  der  die  Befriedigung  aus  dem  Grund- 
stück bezweckenden  Rechtsverfolgung.  Soll 
das  Grundstück  auch  wegen  anderer  Kosten 
noch  haften,  so  muss  noch  eine  besondere 
Hypothek  wegen  dieser  Kosten  bestellt  werden. 

Die  Hypothek  erstreckt  sich  auch  auf  die 
von  dem  Grundstück  getrennten  Erzeugnisse 
und  sonstigen  Bestandteile,  soweit  sie  nicht 
mit  der  Trennung  in  das  Eigentum  eines  an- 
deren als  des  Grundstückseigentümers  gelangt 
sind,  sowie  auf  das  Zubehör  des  Grundstücks 
mit  Ausnahme  der  Zubehörstücke,  welche  nicht 
in  das  Eigentum  des  Eigentümers  des  Grund- 
stücks gelangt  sind.  Ist  das  Grundstück  vermietet 
oder  verpachtet,  so  erstreckt  sich  die  Hypothek 
auf  die  Miet-  oder  Pachtzinsforderung.  Wird 
der  Miet-  oder  Pachtzins  aber  eingezogen,  be- 
vor er  zugunsten  des  Hypothekengläubigers 
(durch  Pfändung  oder  Anordnung  der  Zwangs- 
verwaltung) in  Beschlag  genommen  ist,  oder 
wird  vor  der  Beschlagnahme  in  anderer  Weise 
über  ihn  verfügt  (z.  B.  durch  Abtretung  oder 
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gerichtliche  Pfändung  zugunsten  eines  per- 
sönlichen Gläubigers),  so  ist  die  Verfügung 
dem  Pfandgläubiger  gegenüber  wirksam,  aber 
nur  insoweit,  als  sie  sich  auf  den  Miet-  oder 
Pachtzins  für  das  z.  Z.  der  Beschlagnahme 
laufende  und  das  folgende  Kalendervierteljahr 
bezieht  Diese  Vorschrift  ist  äusserst  wichtig, 
da  sie  einem  rein  persönlichen  Gläubiger  des 
Eigentümers  eines  Miethauses,  z.  B.  jemandem, 
der  dem  Eigentümer  einen  grossen  Posten 
Waren  geliefert  hat,  die  Möglichkeit  bietet, 
durch  Pfändung  der  Mietzinsen  zu  seinem 
Gelde  zu  kommen. 

Bei  Gegenständen,  die  für  den  Eigentümer  unter 
Versicherung  gebracht  sind,  z.  B.  Häusern,  die  gegen 
Brandschaden  versichert  sind,  erstreckt  sich  die  Hypo- 
thek auch  auf  die  Forderung  gegen  die  Versicherungs- 
gesellschaft, bezw.  den  sonstigen  Versicherer.  Zahlung 
der  Versicherungssumme  kann  somit  regelmässig  nur 
mit  Zustimmung  des  Gläubigers  an  den  Eigentümer 
erfolgen. 

Die  Gesamthypothek  ist  die  für  eine 
Forderung  an  mehreren  Grundstücken  be- 
stehende Hypothek.  Jedes  Grundstück  haftet 
für  die  ganze  Forderung.  Der  Gläubiger  kann 
die  Befriedigung  nach  seinem  Belieben  aus  jedem 
der  Grundstücke  ganz  oder  zu  einem  Teil  suchen. 
Auf  dem  Grundbuchblatt  eines  jeden  Grund- 
stücks ist  die  Mitbelastung  der  übrigen  Grund- 
stücke von  Amts  wegen  erkennbar  zu  machen. 

Fällig  ist  die  Hypothek  mit  Fälligkeit  der 
Forderung,  für  die  sie  bestellt  ist  Hängt  die 
Fälligkeit  der  Forderung  von  einer  Kündigung 
ab,  so  ist  die  Kündigung  für  die  Hypothek 
nur  wirksam,  wenn  sie  vom  Gläubiger  dem 
Eigentümer  des  Grundstücks  oder  vom  Eigen- 
tümer dem  Gläubiger  erklärt  wird. 

Die  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem 
Grundstück  und  den  der  Haftung  mit  unter- 
liegenden Gegenständen  erfolgt  dadurch,  dass 
der  Gläubiger  Klage,  erhebt  mit  dem  Antrage 
auf  Verurteilung  des  Grundstückseigentümers 
zur  Duldung  der  Zwangsvollstreckung  in  das 
Grundstück  zwecks  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers. Auf  Grund  des  Urteils  ist  dann  durch 
Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung 
dem  Gläubiger  aus  dem  Erlös,  bezw,  aus  den 
Einkünften  des  Grundstücks,  Zahlung  zu  be- 
schaffen. 

Mit  der  Übertragung  der  Forderung  geht 
die  Hypothek  auf  den  neuen  Gläubiger  über. 
Die  Forderung  kann  nicht  ohne  die  Hypothek, 
die  Hypothek  nicht  ohne  die  Forderung  über- 
tragen werden.  Die  Abtretung  der  Forderung 
geschieht: 

1.  bei  der  Brief  hypothek  durch  schriftliche 
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Abtretungserklärung  und  Übergabe  des  Hypo- 
thekenbriefs. 

Die  schriftHche  Abtretungserklärung  bedarf  dem- 
nach zur  Wirksamkeit  nicht  der  beglaubigten  Form. 
Die  Beglaubigung  empfiehlt  sich  aber  mit  Rücksicht 
auf  den  Verkehr  mit  dem  Grundbuchamt.  Der  neue 
Gläubiger  hat  das  Recht,  die  Beglaubigung  zu  fordern. 
Die  schriftliche  Abtretungserklärung  kann  dadurch  ersetzt 
werden,  dass  die  Abtretung  im  Grundbuch  eingetragen 
wird. 

2.  bei  der  Buchhypothek  durch  formlose 
Einigung  über  die  AlDtretung  der  Hypothek 
und  Eintragung  der  Abtretung  im  Grundbuch. 

Vereinigt  sich  die  Hypothek  mit  dem  Eigen- 
tum in  einer  Person,  ohne  dass  dem  Eigen- 
tümer auch  die  Forderung  zusteht,  so  verwan- 
delt sich  die  Hypothek  in  eine  Grundschuld, 

Hauptfälle  der  Entstehung  dieser  sog.  Eigentümer- 
grundschuld sind  die  im  §1163  des  BGB.  behandelten. 
Es  erwirbt  demnach  der  Eigentümer  die  Hypothek, 
wenn  die  Forderung,  für  welche  die  Hypothek  bestellt 
ist,  nicht  zur  Entstehung  gelangt  oder  wenn  die  For- 
derung erhscht  (z.  B.  der  Hypothekengläubiger  wird 
Eigentümer  des  Grundstücks).  Endlich  steht  eine  Hypo- 
thek, für  welche  die  Erteilung  des  Hypothekenbriefs  nicht 
ausgeschlossen  ist,  bis  zur  Übergabe  des  Briefs  an  den 
Gläubiger  dem  Eigentümer  zu.  Der  Eigentümer  kann 
in  allen  diesen  Fällen  von  dem  eingetragenen  Gläubiger 
im  allgemeinen  verlangen,  dass  die  Hypothek  als  Eigen- 
tümergrundschuld im  Grundbuch  eingetragen  wird.  Auch 
hat  im  Zwangsversteigerungsverfahren  der  Eigentümer 
Anspruch  auf  denjenigen  Erlös,  der  auf  die  Eigentümer- 
grundschuld entfällt. 

Das  Entstehen  der  Eigentümergrundschuld  in  diesen 
Fällen  ist  der  Grund  dafür,  dass  zur  Löschung  der 
Hypothek  und  zum  Rücktritt  einer  Hypothek  hinter 
ein  anderes  Recht  die  Zustimmung  des  Eigentümers 
erforderlich  ist. 

Es  kann  aber  der  Eigentümer  auch  einem  anderen 
gegenüber,  z.  B.  einem  nachstehenden  Hypotheken- 
gläubiger, sich  verpflichten,  die  Hypothek  löschen  zu 
lassen,  wenn  sie  sich  mit  dem  Eigentum  in  einer 
Person  vereinigt.  Zur  Sicherung  des  Anspruchs  auf 
Löschung  kann  eine  Vormerkung  in  das  Grundbuch 
eingetragen  werden. 

An  die  Stelle  der  Forderung,  für  welche  die 
Hypothek  besteht,  kann  eine  andere  Forde- 
rung gesetzt  werden.  Hierzu  ist  die  Einigung 
des  Gläubigers  und  des  Eigentümers  sowie 
die  Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich. 
Steht  die  Forderung,  die  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Forderung  treten  soll,  nicht  dem  bis- 
herigen Hypothekengläubiger  zu,  so  ist  dessen 
Zustimmung  erforderlich. 

Ausser  durch  Löschung  im  Grundbuch  er- 
lischt die  Hypothek,  wenn  der  Gläubiger  aus 
dem  Grundstück  befriedigt  wird. 

7)  Die  Sicherungshypothek.  Für  sie 
gelten  im  allgemeinen  dieselben  Grundsätze, 
wie  für  die  feste  Hypothek.  Ausgeschlossen 
ist  jedoch  stets  die  Erteilung  eines  Hypotheken- 
briefs und  die  Beziehung  des  Gläubigers  zum 


Beweise  seiner  Forderung  auf  das  Grundbuch. 
Die  Kündigung  erfolgt  nur  gegenüber  dem 
persönlichen  Schuldner  und  durch  diesen,  nicht 
also  gegenüber  dem  Eigentümer  und  durch 
diesen. 

Eine  Sicherungshypothek  kann  in  eine  ge- 
wöhnliche Hypothek,  eine  gewöhnliche  Hypo- 
thek in  eine  Sicherungshypothek  umgewandelt 
werden,  ohne  dass  die  Zustimmung  der  im 
Range  gleich-  oder  nachstehenden  Berechtigten 
erforderlich  ist. 

Für  die  Forderung  aus  einer  Schuldver- 
schreibung auf  den  Inhaber,  aus  einem  Wechsel 
oder  aus  einem  anderen  Wertpapiere,  das  durch 
Indossament  übertragen  werden  kann,  kann 
nur  eine  Sicherungshypothek  bestellt  werden. 
Die  für  eine  solche  Forderung  bestellte  Hypo- 
thek gilt  als  Sicherungshypothek,  auch  wenn  sie 
als  solche  nicht  im  Grundbuch  bezeichnet  ist. 

Zur  Bestellung  einer  Hypothek  für  die  For- 
derung aus  einer  Schuldverschreibung  auf  den 
Inhaber  genügt  die  Erklärung  des  Eigentümers 
gegenüber  dem  Grundbuchamt,  dass  er  die 
Hypothek  bestelle,  und  die  Eintragung  in  das 
Grundbuch. 

Bei  einer  Hypothek  der  im  vorletzten  Absatz 
bezeichneten  Art  kann  für  den  jeweiligen  Gläu- 
biger ein  Vertreter  (sog.  Treuhänder)  mit  der 
Befugnis  bestellt  werden,  mit  Wirkung  für  und 
gegen  jeden  späteren  Gläubiger  bestimmte  Ver- 
fügungen über  die  Hypothek  zu  treffen  und 
den  Gläubiger  bei  der  Geltendmachung  der 
Hypothek  zu  vertreten.  Zur  Bestellung  des 
Vertreters  ist  die  Eintragung  in  das  Grund- 
buch erforderlich.  Ist  der  Eigentümer  be- 
rechtigt, von  dem  Gläubiger  eine  Verfügung 
zu  verlangen,  zu  welcher  der  Vertreter  befugt 
ist,  so  kann  er  die  Vornahme  der  Verfügung 
von  dem  Vertreter  verlangen. 

Eine  Sicherungshypothek  kann  in  der  Weise 
bestellt  werden,  dass  nur  derHöchstbetrag,  bis 
zu  dem  das  Grundstück  haften  soll,  bestimmt, 
im  übrigen  die  Feststellung  der  Forderung  vor- 
behalten wird  (sog.  Höchst-  oder  Maxitnal- 
hypothek).  Der  Höchstbetrag  muss  in  das 
Grundbuch  eingetragen  werden.  Ist  die  For- 
derung verzinslich,  so  werden  die  Zinsen  in 
den  Höchstbetrag  eingerechnet. 

Die  Grundschuld  ist  die  Belastung  eines 
Grundstücks  in  der  Weise,  dass  an  den  Be- 
rechtigten eine  bestimmte  Geldsumme  aus  dem 
Grundstück  zu  zahlen  ist.  Im  Gegensatz  zur 
Hypothek  fehlt  bei  der  Grundschuld  die  per- 
sönliche Forderung.  Die  Vorschriften  der  Hy- 
pothek finden  auf  sie  entsprechende  Anwen- 
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düng,  soweit  sich  nicht  daraus  ein  anderes 
ergibt,  dass  die  Grundschuld  nicht  eine  For- 
derung voraussetzt. 

Ein  besonderer  Fall  der  Grundschuld  ist  die 
Rentenschuld.  Hier  ist  in  regelmässig  wieder- 
kehrenden Terminen  eine  bestimmte  Geldsumme 
aus  dem  Grundstück  zu  zahlen  (nicht  zu  ver- 
wechseln mit  der  sog.  Amortisationshypothek, 
bei  welcher  eine  persönliche  Forderung  be- 
steht). Bei  der  Bestellung  der  Rentenschuld 
muss  der  Betrag  bestimmt  werden,  durch  dessen 
Zahlung  die  Rentenschuld  abgelöst  werden 
kann,  sog.  Ablösungssumme.  Letztere  muss 
im  Grundbuch  angegeben  werden. 

c)  Das  Schiffspfandrecht, 

Das  Pfandrecht  an  einem  im  Schiffsregister 
eingetragenen  Schiffe  ist  der  Hypothek  nach- 
gebildet. Zur  Bestellung  ist  die  Einigung  des 
Eigentümers  des  Schiffes  und  des  Gläubigers 
darüber,  dass  dem  Gläubiger  das  Pfandrecht 
zustehen  soll,  u;id  die  Eintragung  des  Pfand- 
rechts im  Schiffsregister  erforderlich.  Dieses 
wird  von  den  Amtsgerichten  geführt. 

Seeschiffe  werden  eingetragen  nach  dem  Reichsge- 
setz betreffend  das  Flaggenrecht  der  Kauffarteischiffe 
vom  22.  Juni  1899,  Binnenschiffe  nach  dem  Binnen- 
schiffahrtsgesetz in  der  Form  der  Bekanntmachung  vom 
20.  Mai  1898.  Das  Pfandrecht  an  nicht  eingetragenen 
Schiffen  unterliegt  den  Regeln  des  Pfandrechts  an  be- 
weglichen Sachen. 

d)  Das  Pfandrecht  an  Rechten. 

Auf  das  Pfandrecht  an  Rechten  finden  im 
allgemeinen  die  Vorschriften  über  das  Pfand- 
recht an  beweglichen  Sachen  entsprechende 
Anwendung  (BGB.  §  1273).  Indessen  gelten 
gerade  für  das  wichtigste  Pfandrecht  an  Rechten, 
nämlich  das  Pfandrecht  an  Forderungen 
(und  auch  für  das  Pfandrecht  an  Grund-  und  Ren- 
tenschulden) die  folgenden  besonderen  Regeln: 

Die  Verpfändung  einer  Forderung,  zu 
deren  Übertragung  der  Abtretungsvertrag  genügt, 
erfolgt  nach  den  Regeln  über  die  Abtretung  der 
Forderung  (also  durch  die  Einigung  des  Gläu- 
bigers und  des  Pfandgläubigers  über  die  Ver- 
pfändung), weiterhin  ist  aber  erforderlich,  dass 
der  Gläubiger  die  Verpfändung  dem  Schuldner 
anzeigt.  Der  Abtretungsvertrag  genügt  zur  Über- 
tragung bei  den  meisten  Forderungen,  nicht 
aber  z.  B.  bei  Hypothekenforderungen.  Für 
deren  Verpfändung  gilt  folgendes: 

Zur  Verpfändung  der  Buchhypothek  ist  er- 
forderlich die  Einigung  des  Gläubigers  und  des  Pfand- 
gläubigers über  die  Verpfändung  und  die  Eintragung 
der  Verpfändung  im  Grundbuch. 

Die  Verpfändung  der  Briefhypothek  erfolgt 


durch  die  Übergabe  des  Briefes  und  die  schriftliche 
Verpfändungserklärung,  jedoch  kann  die  schriftliche  Ver- 
pfändungserklärung durch  die  Eintragung  der  Verpfän- 
dung in  das  Grundbuch  ersetzt  werden. 

Die  Verpfändung  einer  Grundschuld, 
für  welche  ein  Grundschuldbrief  besteht,  er- 
folgt entsprechend  der  Verpfändung  der  Brief- 
hypothek, während  auf  die  Verpfändung  der 
Grundschuld,  für  welche  die  Erteilung  des 
Grundschuldbriefs  ausgeschlossen  ist,  die  Regeln 
über  die  Verpfändung  der  Buchhypothek  ent- 
sprechende Anwendung  finden. 

Zur  Verpfändung  eines  Wechsels  oder 
eines  anderen  Papiers,  das  durch  Indossament 
übertragen  werden  kann,  genügt  die  Einigung 
des  Gläubigers  und  des  Pfandgläubigers  und 
die  Übergabe  des  indossierten  Papieres. 

Für  das  Pfandrecht  an  einem  Inhaberpapier 
gelten  die  Vorschriften  über  das  Pfandrecht 
an  beweglichen  Sachen  (BGB.  §  1293).  Es  ist 
also  Einigung  über  die  Verpfändung  und  Über- 
gabe des  Inhaberpapiers  erforderlich. 

Das  Pfandrecht  an  einer  Forderung  erstreckt 
sich  auf  die  Zinsen  der  Forderung,  das  an 
einem  Wertpapier  aber  nur  dann  auf  die  zu 
dem  Papier  gehörenden  Zins-,  Renten-  oder 
Gewinnanteilscheine,  wenn  sie  dem  Pfand- 
gläubiger übergeben  sind. 

Solange  die  Forderung  des  Pfandgläu- 
bigers nicht  fällig  (oder  noch  nicht  in  eine 
Geldforderung  übergegangen)  ist,  kann  der 
Schuldner  nur  an  den  Pfandgläubiger  und  den 
Gläubiger  gemeinschaftlich  leisten. 

Jeder  der  beiden  letzteren  kann  verlangen,  dass  an 
sie  gemeinschaftlich  geleistet  wird.  Pfandgläubiger  und 
Gläubiger  sind  einander  verpflichtet,  zur  Einziehung 
mitzuwirken,  wenn  die  verpfändete  Forderung  fällig  ist. 

Ist  die  Forderung  des  Pfandgläubigers 
fällig,  bezw.  ist  sie  bei  einer  ursprünglich 
nicht  auf  Geld  gehenden  Forderung  auch  in 
eine  Geldforderung  übergegangen,  so  ist  der 
Pfandgläubiger  berechtigt,  sie  einzuziehen,  nur 
an  ihn  kann  der  Schuldner  leisten. 

Die  Einziehung  einer  Geldforderung  steht  dem  Pfand- 
gläubiger aber  nur  insoweit  zu,  als  sie  zu  seiner  Be- 
friedigung erforderlich  ist.  Der  Pfandgläubiger  ist  dem 
Gläubiger  gegenüber  verpflichtet,  für  ordnungsmässige 
Einziehung  der  Forderung  zu  sorgen. 

Leistet  der  Schuldner,  so  erwirbt  mit  der 
Leistung  der  Gläubiger  den  geleisteten  Gegen- 
stand und  der  Pfandgläubiger  ein  Pfandrecht 
an  dem  Gegenstand.  Wird  aber  eine  Geld- 
forderung gemeinschaftlich  eingezogen,  so  sind 
der  Pfandgläubiger  und  der  Gläubiger  ein- 
ander verpflichtet,  dazu  mitzuwirken,  dass  der 
eingezogene  Betrag  tunlichst  mündelsicher  (BGB. 
§   1807)    und    verzinslich  angelegt  und    dem 
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Pfandgläubiger  das  Pfandrecht  bestellt  wird. 
Geschieht  die  Einziehung  einer  Geldforderung 
durch  den  Pfandgläubiger  allein,  so  gilt  die 
Forderung  des  Pfandgläubigers,  soweit  ihm 
der  eingezogene  Betrag  zu  seiner  Befriedigung 
gebührt,  als  von  dem  Gläubiger  berichtigt. 

6.  Das  Urheberrecht, 
a)  Urheberrecht  an  Geschmacksmustern. 

(Reichsgesetz  vom  11.  Januar  1876.) 

Der  Urheber  eines  gewerblichen  Musters 
oder  Modells  hat  ausschliesslich  das  Recht, 
das  Muster  oder  Modell  (sog.  Geschmacks- 
muster, z.  B.  Muster  für  Damenkleiderstoffe) 
ganz  oder  teilweise  nachzubilden.  Bei  solchen 
Mustern  und  Modellen,  welche  von  den  in 
einer  inländischen  gewerblichen  Anstalt  be- 
schäftigten Zeichnern,  Malern,  Bildhauern  usw. 
im  Auftrage  oder  für  Rechnung  des  Eigen- 
tümers der  gewerblichen  Anstalt  angefertigt 
werden,  gilt  dieser,  wenn  durch  Vertrag  nichts 
anderes  bestimmt  ist,  als  der  Urheber  der 
Muster  und  Modelle.  Als  Muster  und  Mo- 
delle werden  aber  nur  neue  eigentümliche 
Erzeugnisse  angesehen,  und  diese  auch  nur 
dann  gegen  Nachbildung  geschützt,  wenn 
der  Urheber  das  Muster  oder  Modell  zur 
Eintragung  in  das  bei  dem  Amtsgericht  seiner 
Hauptniederlassung  geführte  Musterregister  an- 
gemeldet hat.  Bei  der  Anmeldung  ist  ein 
Exemplar  oder  eine  Abbildung  des  Musters 
oder  Modells  bei  dem  Amtsgericht  niederzu- 
legen, und  Anmeldung  und  Niederlegung  haben 
vor  Verbreitung  eines  nach  dem  Muster  oder 
Modell    gefertigten   Erzeugnisses   zu   erfolgen. 

Die  Eintragung  im  Musterregister  erfolgt 
ohne  Prüfung  der  Berechtigung  des  Antrag- 
stellers oder  der  Richtigkeit  der  zur  Eintra- 
gung angemeldeten  Tatsachen.  Das  Recht  des 
Urhebers  ist  vererblich  und  veräusserlich. 

Der  Schutz  gegen  Nachbildung  wird  dem 
Urheber  nach  seiner  Wahl  1 — 3  Jahre  lang 
vom  Tage  der  Anmeldung  ab,  ev.  auch  auf 
1 5  Jahre,  gewährt,  und  zwar  zivilrechtlich  wie 
strafrechtlich. 

b)  Urheberrecht  an  Gebrauchsmustern. 

(Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1891.) 

Als  Gebrauchsmuster  werden  geschützt  Mo- 
delle von  Arbeitsgerätschaften  oder  von  Teilen 
von  solchen,  insoweit  sie  dem  Arbeits-  oder 
Gebrauchszweck  durch  eine  neue  Gestaltung, 
Anordnung  oder  Vorrichtung  dienen  sollen, 
z.  B.  das  Modell  eines  Türschliessers. 


Als  neu  gelten  die  Modelle  nicht,  die  z. Z. 
der  zur  Herbeiführung  des  Schutzes  erforder- 
lichen Anmeldung  beim  Patentamt  bereits  in 
öffentlichen  Druckschriften  beschrieben  oder 
im  Inlande  offenkundig  benutzt  sind. 

Der  Schutz  des  Gebrauchsmusters  wird  er- 
worben durch  Eintragung  in  die  vom  Patent- 
amt geführte  Rolle  für  Gebrauchsmuster. 

Zum  Zwecke  der  Eintragung  sind  die  Modelle  beim 
Patentamt  schriftlich  anzumelden  mit  der  Angabe,  unter 
welcher  Bezeichnung  das  Modell  eingetragen  werden 
und  welche  neue  Gestaltung  oder  Vorrichtung  dem 
Arbeits-  oder  Gebrauchszweck  dienen  soll.  Nach-  oder 
Abbildung  des  Modells  sind  beizufügen.  Gleichzeitig 
ist  für  jedes  Modell  eine  Gebühr  von  15  M  einzu- 
zahlen. Entspricht  die  Anmeldung  diesen  Anforde- 
rungen, so  verfügt  das  Patentamt  ohne  Prüfung  der 
Neuheit  die  Eintragung  in  die  Rolle  für  Gebrauchsmuster. 

Der  Schutz  geht  dahin,  dass  der  Einge- 
tragene ausschliesslich  das  Recht  hat,  gewerbs- 
mässig das  Muster  nachzubilden,  die  durch 
Nachbildung  hervorgebrachten  Gerätschaften 
und  Gegenstände  in  Verkehr  zu  bringen,  feil 
zu  halten  oder  zu  gebrauchen. 

Geschützt  wird  also  der  Anmeldende,  nicht 
der  tatsächliche  Erfinder.  Jedoch  tritt  dem 
Erfinder  gegenüber  der  Schutz  nicht  ein.  Auch 
kann,  falls  das  Muster  nicht  neu  oder  entlehnt 
ist,  Klage  auf  Löschung  erhoben  werden.  Das 
Schutzrecht  ist  vererblich  und  veräusserlich.  Die 
Dauer  des  Schutzes,  der  auch  hier  zivil-  und 
strafrechtlich  ist,  beträgt  3  ev.  6  Jahre  von  dem  auf 
die  Anmeldung  folgenden  Tage  an  gerechnet. 
Dr.  J.  Festner-Leipzig. 

c)  Das  Patentrecht. 

Das  Erfinderrecht  oder  Patentrecht  gehört  zu 
denjenigen  Rechten,  welche  die  Rechtswissen- 
schaft als  Immaterialgüterrechte  bezeich- 
net und  deren  Eigenheit  darin  besteht,  dass 
jemand  an  einem  Gute  berechtigt  ist,  welches 
keine  Körperlichkeit  hat  und  darum  keine  Sache 
im  Rechtssinn  darstellt:  denn  eine  Sache  im 
Rechtssinn  ist  bloss  ein  körperliches  Gut.  Daher 
ist  das  Erfinderrecht  nicht  identisch  mit  dem 
Eigentum,  und  die  Idee  des  geistigen  Eigen- 
tums ist  gegenwärtig  in  Deutschland  ziemlich 
allgemein  aufgegeben.  Wohl  aber  ist  es  ein 
Recht,  welches  ebenso  in  den  Bedürfnissen  der 
Gesellschaft  begründet  ist  wie  das  Eigentum, 
und  nicht  etwa  als  eine  willkürliche  Schöpfung 
erscheint,  namentlich  nicht  mit  Privilegien  oder 
anderen  Sonderverleihungen  zusammengestellt 
werden  kann. 

Das  Erfinderrecht  entsteht  vor  allem  durch 
Erfindung,  d.  h.  durch  Bildung  einer  gewerb- 
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liehen  Idee,  welche  es  ermöglicht,  durch  eine 
neue  Art  der  Beherrschung  der  Naturkräfte  auf 
die  Technik  zu  wirken  und  zugleich  ein  Kultur- 
bedürfnis zu  erfüllen.  Wesentlich  ist  nicht  eine 
Nützlichkeit  in  dem  Sinne,  dass  die  Ausübung 
der  Erfindung  gewinnreich  ist,  auch  nicht  in 
dem  Sinne,  dass  die  Mittel,  welche  die  Er- 
findung bietet,  besser  sind  als  die  früheren; 
sondern  es  genügt,  dass  neue  Mittel  zur  Be- 
friedigung eines  vernünftigen  Bedürfnisses  ge- 
schaffen werden.  Nicht  selten  ist  eine  Er- 
findung in  ihrer  ersten  Lebenszeit  noch  ziemlich 
hilflos  und  kaum  in  der  Lage,  mit  bisherigen 
Betriebsmitteln  zu  wetteifern.  Sie  gewinnt  aber 
durch  Verbesserung  vielleicht  alsbald  einen 
Vorsprung  vor  vielen  anderen  und  ist  mög- 
licherweise bestimmt,  alles,  was  bisher  be- 
steht, aus  dem  Sattel  zu  heben. 

Die  technische  Einwirkung  kann  entweder 
in  der  Art  geschehen,  dass  neue  Erzeugnisse 
geschaffen  werden,  oder  so,  dass  die  Möglich- 
keit erwächst,  bekannte  Erzeugnisse  in  neuer 
Weise  zu  schaffen,  —  also  Erzeugnispatente  und 
Verfahrenspatente.  Die  Maschinenpatente  stehen 
insofern  zwischen  beiden,  als  es  sich  hier  um 
Erzeugnisse  handelt,  welche  ein  bestimmtes 
Verfahren  in  sich  bergen;  sie  sind  aber  doch 
von  den  Verfahrenspatenten  zu  unterscheiden, 
denn  das  Verfahren  wird  nur  insoweit  durch 
sie  gedeckt,  als  es  sich  in  der  Maschine  ver- 
körpert. 

Mehr  oder  minder  willkürlich  sind  die  Be- 
schränkungen des  Erfinderschutzes.  So  hat  man 
In  Deutschland  insbesondere  den  Arzneimitteln 
den  Schutz  versagt.  Begründet  aber  ist  die 
Beschränkung,  dass  chemische  Erfindungen  nur 
insoweit  geschützt  werden,  als  es  sich  um  ein 
Verfahren,  nicht  insoweit,  als  es  sich  um  ein 
Erzeugnis  handelt.  Ein  neues  chemisches  Er- 
zeugnis kann  daher  keinen  Patentschutz  er- 
werben, und  wer  es  erfindet,  kann  nur  ein 
Patent  für  die  Art  und  Weise  der  Herstellung 
erlangen,  so  dass  jede  andere  Herstellung,  wenn 
sie  auch  zu  dem  nämlichen  Erzeugnisse  führt, 
gestattet  ist;  denn  die  ganze  Welt  chemischer 
Zusammensetzungen  muss  als  natürlich  be- 
trachtet werden,  und  nur  das  Mittel,  um  zur 
Zusammensetzung  zu  gelangen,  ist  Menschen- 
schöpfung. 

Die  Erfindung  setzt  einen  bestimmten  Grad 
der  Originalität  voraus  und  unterscheidet  sich 
dadurch  von  der  Konstruktion,  welche  ledig- 
lich als  allgemeine  Geschicklichkeit  des  Tech- 
nikers zu  erachten  ist.  Sie  setzt  also  eine  ge- 
wisse   individuelle  Eigenart  und  ein   Hinaus- 


gehen über  den  üblichen  Gedankenkreis  voraus; 
im  übrigen  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob 
diese  gefundene  Idee  das  Ergebnis  langer 
Nachforschungen  oder  der  blitzende  Einfall 
eines  glücklichen  Augenblickes  gewesen  ist 
Nötig  ist  auch,  dass  der  Erfindergedanke  so- 
weit durchgebildet  wurde,  dass  eine  Verwirk- 
lichung möglich  ist,  weshalb  eine  Erfindung 
dann  noch  nicht  gemacht  ist,  wenn  zwar  der 
Erfinder  den  Weg  gewiesen  hat,  aber  nicht 
in  der  Lage  war,  die  Mittel  anzugeben,  um 
auf  diesem  Wege  bis  ans  Ziel  zu  gelangen. 

Die  Erfindung  ist  nur  dann  des  Patent- 
schutzes fähig,  wenn  sie  neu  ist,  d.  h.  wenn 
sie  über  dasjenige  hinausgeht,  was  der  Technik 
bereits  offen  steht.  Dies  ist  mit  der  Originalität 
noch  nicht  gegeben;  denn  sehr  häufig  werden 
Erfindungen  mehrfach  gemacht,  öfters  ist  etwas, 
was  der  Technik  bereits  offen  steht,  dem  Er- 
finder unbekannt,  so  dass  es  von  ihm  noch 
einmal  ersonnen  wird.  Als  neu  aber  gilt  eine 
Erfindung  nicht  mehr,  wenn  sie  schon  irgend- 
wo in  einer  der  Technik  offenstehenden  Druck- 
schrift beschrieben  war,  oder  wenn  sie  im 
Inlande  bereits  offenkundig,  d.  h.  in  einer  frei 
nach  aussen  dringenden  Weise  benutzt  wurde. 
Doch  werden  Druckschriften  vor  100  Jahren 
ausser  Berücksichtigung  gelassen,  weil,  wenn 
weder  ein  Neudruck  noch  eine  inländische  Be- 
nutzung stattfand,  anzunehmen  ist,  dass  das,  was 
früher  der  Technik  offen  stand,  nunmehr  in 
die  Nacht  des  Vergessens  gerückt  ist. 

Der  Erfinder  geniesst  schon  durch  die  Erfin- 
dung einen  gewissen  Schutz.  Er  hat  ein  unvoll- 
kommenes Immaterialgüterrecht,  ihm  steht  aber 
auch  ein  Persönlichkeitsrecht  in  der  Weise  zu, 
dass  niemand  in  das  Geheimnis  der  Erfindung 
eindringen  darf.  Kraft  des  Immaterialrechts 
kann  er  die  Erfindung  jetzt  schon  veräussern. 
Die  Gläubiger  aber  dürfen  ohne  seinen  Willen 
nicht  auf  die  Erfindung  greifen,  denn  er  hat 
die  Befugnis,  sie  so  lange  geheim  zu  halten, 
als  er  will.  Eine  Erweiterung  dieses  Rechts 
tritt  ein  durch  Anmeldung,  Alle  Patentgesetze 
sehen  die  Anmeldung  bei  irgend  einer  Be- 
hörde vor,  worauf  entweder  der  Patentschutz 
ohne  weiteres  stattfindet  oder  ein  Patent  er- 
teilt wird,  entweder  ohne  Prüfung  oder  so, 
dass  eine  Prüfung  stattfindet  und  dass  erst  nach 
solcher  Prüfung  die  Patentierung  erfolgt,  oder 
endlich  so,  dass  das  Publikum  aufmerksam  ge- 
macht wird,  um  etwaige  Einwendungen  geltend 
zu  machen.  Während  das  französische  Recht 
und  die  ihm  folgenden  Rechte  das  reine  An- 
meldesystem  haben,  hat  das  englische  Recht 
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seit  dem  Gesetz  von  1852  das  Aufgebots- 
system, das  auch  in  vielen  englischen  Kolonien 
Eingang  gefunden  hat;  während  das  amerika- 
nische Gesetz  eine  eingehende  Vorprüfung 
verlangt,  welche  neuerdings  auch  (Gesetz  1902) 
in  England  Aufnahme  fand.  Deutschland  aber 
hat  schon  seit  seinem  ersten  Patentgesetze  von 
1877  eine  Verbindung  von  Vorprüfung  und 
Aufgebotssystem,  und  das  gleiche  gilt  jetzt  auch 
in  dem  neuen  Patentgesetz  vom  7.  April  1891. 
Die  Anmeldung  geschieht  in  Deutschland  bei 
dem  Patentamt,  einer  Behörde,  welche  vor  allem 
eine  Patentprüfungs-  und  Patenterteilungsbe- 
hörde ist  und  die  in  eine  Reihe  von  Anmel- 
dungsabteilungen und  Beschwerdeabteilungen 
zerfällt  und  teils  mit  Technikern,  teils  mit  rechts- 
gelehrten Beamten  besetzt  ist,  und  zwar  so,  dass 
die  technischen  Beamten  teils  ständig,  teils  nicht 
ständig,  d.h.auf  5 Jahre  berufen  sind.  Die  Patent- 
prüfung erfolgt  zunächst  durch  einen  Vorprüfer 
und  sodann  durch  die  Anmeldungsabteilung, 
gegen  deren  Entscheidung  Beschwerde  an  eine 
Beschwerdeabteilung  stattfindet.  Wird  die  An- 
meldung zugelassen,  dann  wird  sie  aufgeboten, 
und  daraufhin  kann  ein  Einspruchsverfahren 
stattfinden  zwischen  dem  Einsprechenden  und 
dem  Anmelder.  Auf  Grund  dessen  wird  das 
Patent  entweder  erteilt  oder  versagt.  Nach 
endgültiger  Erteilung  des  Patentes  wird  eine 
Patenturkunde  ausgefertigt  und  das  Patent  in 
die  Patentrolle  eingetragen. 

Trotz  der  Vorprüfung  ist  die  Frage,  ob  der 
Patentträger  wirklich  ein  Recht  hat,  noch  nicht 
endgültig  erledigt.  Die  Vorprüfung  soll  gegen 
das  Eindringen  von  unbrauchbaren  Patent- 
anmeldungen eine  gewisse  Sicherung  bieten, 
aber  einen  rechtsgültigen  Abschluss  bewirkt  sie 
nicht.  Daher  kann  ein  Patent  noch  nachträg- 
lich angegriffen  und  für  nichtig  erklärt  wer- 
den. Die  Entscheidung  darüber  steht  ebenfalls 
dem  Patentamt  zu,  das  in  dieser  Beziehung 
eine  zweite  Behörde  (eine  verwaltungsgericht- 
liche Behörde)  darstellt,  welche  durch  eine  be- 
sondere Abteilung  des  Patentamts,  die  Nich- 
tigkeitsabteilung, gebildet  wird,  gegen  deren 
Entscheidung  die  Berufung  an  das  Reichsge- 
richt stattfindet.  Auch  das  Reichsgericht  ur- 
teilt in  solchem  Falle  nicht  als  privatrechtliches, 
sondern  als  Verwaltungsgericht  und  nach  be- 
sonderen Verfahrensgrundsätzen. 

Die  Nichtigkeitsklage  steht  einem  jeden  zu, 
ohne  dass  ein  besonderes  Interesse  vorliegt; 
doch  muss  ein  Interesse  mindestens  möglich 
sein.  Die  Nichtigkeitserklärung  wirkt  absolut, 
d.  h.  das  Patent  gilt  rechtlich  als  von  Anfang 


an  nichtig,  als  niemals  vorhanden  gewesen,  so 
dass  alles,  was  bisher  auf  Grund  des  Patents 
erworben  worden  ist,  zu  Unrecht  erworben  ist. 
Wird  aber  die  Nichtigkeitsklage  abgewiesen,  so 
ist  damit  der  Patentträger  noch  nicht  gesichert, 
denn  es  kann  von  irgend  einem  Dritten  eine 
weitere  Nichtigkeitsklage  erhoben  werden.  In- 
folgedessen sind  die  Patente  sehr  gefährdet, 
und  dies  wäre  umso  misslicher,  als  auf  Grund 
der  Patente  bedeutende  Aufwendungen  gemacht 
werden,  die  im  Falle  der  Vernichtung  ihre  Be- 
deutung völlig  verlieren  können.  Darum  hat 
das  neue  Patentgesetz  die  Bestimmung  aufge- 
nommen, dass  5  Jahre  nach  Bekanntmachung 
des  erteilten  Patentes  eine  Nichtigkeitsklage  auf 
Grund  der  Nichtneuheit  oder  Nichtpatentfähig- 
keit  nicht  mehr  erhoben  werden  kann;  eine 
Bestimmung,  die  allerdings  dann  nicht  durch- 
dringt, wenn  das  Patent  erschlichen,  d.  h.  von 
dem  Anmelder  in  dem  Bewusstsein  der  Nicht- 
neuheit oder  Nichtpatentfähigkeit  erworben  wor- 
den ist:  denn  in  diesem  Falle  kann  den  An- 
sprüchen aus  dem  Patentrecht  eine  Arglisten- 
einrede entgegengehalten  werden. 

Eine  Anfechtung  des  Patents  ist  möglich, 
wenn  die  Erfindung  einem  anderen  widerrecht- 
lich entnommen  worden  ist,  in  welchem  Fall 
nur  derjenige,  in  dessen  Recht  eingegriffen 
wurde,  die  Anfechtungsbefugnis  hat. 

Das  Patent  gibt  das  ausschliessliche  Recht, 
die  Erfindung  gewerblich  auszuüben,  sowohl 
durch  Herstellung  und  Verbreitung  der  Erfin- 
dungserzeugnisse, als  auch  durch  ihren  gewerb- 
lichen Gebrauch  im  Inlande;  gewerblicher  Ge- 
brauch ist  jeder  Gebrauch  ausserhalb  des  per- 
sönlich-häuslichen Kreises:  es  ist  also  nicht  nur 
gewerblich,  wenn  eine  patentierte  Maschine  in 
der  Fabrik  verwendet,  sondern  auch  wenn  eine 
patentierte  Beleuchtung  in  Fabrik  oder  Laden 
oder  auch  auf  der  öffentlichen  Strasse  benutzt 
wird.  Ist  das  Patent  ein  Verfahrenspatent,  so 
darf  das  Erzeugnis  durch  ein  anderes  Verfah- 
ren hergestellt  werden,  nicht  aber  durch  das- 
selbe Verfahren;  und  Erzeugnisse,  die  durch  ein 
in  Deutschland  patentiertes  Verfahren  im  Aus- 
lande (z.  B.  in  Holland)  hergestellt  worden  sind, 
dürfen  nicht  in  Deutschland  verbreitet  werden. 

Ein  Dritter,  der  zur  Zeit  der  Patentanmel- 
dung bereits  die  Erfindung  durch  Herstellung 
(Produktion)  oder  Gebrauch  technisch  ausübte, 
insbesondere  kraft  eines  Fabrikgeheimnisses, 
darf  auch  nach  der  Patenterteilung  die  Erfin- 
dung weiter  benutzen  (Recht  der  Vorbenutzung). 

Das  Patent  ist  zivilrechtlich  wie  strafrecht- 
lich geschützt.  Wer  vorsätzlich  oder  aus  grober 
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Fahrlässigkeit  zuwiderhandelt,  ist  entschädi- 
gungspflichtig, wer  es  vorsätzlich  tut,  kann 
(nicht  nur  mit  Geld,  sondern  auch  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  einem  Jahre)  auf  Antrag  des  Ver- 
letzten bestraft  werden,  wobei  auch  zugleich  auf 
Busse  als  Entschädigung  erkannt  werden  kann. 

Gestraft  wird  auch,  wer  eine  Ware  vorsätzlich  oder 
fahrlässig  unrichtig  als  patentiert  bezeichnet;  doch  ist 
dies  kein  Patentschutz,  sondern  eine  Art  des  Schutzes 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  (sog.  Patentanmassung). 

Fast  alle  Patentgesetze  sehen  eine  periodische 
Patentsteuer  vor,  bei  deren  Nichtzahlung  das 
Patent  verfällt,  und  sehr  viele  Gesetze  haben 
diese  Patentsteuer  in  progressiver  Weise  ge- 
staltet; so  auch  das  deutsche  Gesetz,  dieses 
allerdings  mit  ziemlich  starker  Steigerung,  mit 
einer  Mehrung  von  50  M  von  Jahr  zu  Jahr. 
Der  Gedanke  der  Patentsteuer  ist  eigentlich, 
dass  der  Vorteil  des  Patentes  eine  bestimmte 
Besteuerung  rechtfertigte;  allein  dieser  Gedanke 
ist  nicht  näher  durchgeführt:  denn  die  Besteue- 
rung ist  die  gleiche  ohne  Rücksicht  auf  die 
Bedeutung  des  Patentes  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  Umstände,  die  den  Patentinhaber  bei 
der  Ausübung  des  Patentes  begleiten.  Daher 
ist  die  Berechtigung  einer  derartigen  Steuer 
vom  finanzwirtschaftlichen  Standpunkt  sehr  zu 
bezweifeln.  Man  will  aber  noch  einen  anderen 
Zweck  damit  erreichen,  nämlich  die  Patente, 
welche  sich  nicht  bewährt  haben,  aus  der  Reihe 
der  Lebenden  streichen.  Dieser  Zweck  wird 
auch  erreicht;  denn  in  der  Tat  dauern  die 
wenigsten  Patente  über  das  4.  oder  5.  Jahr 
hinaus,  und  nur  sehr  wenige  erreichen  die 
letzte  Frist  von  15  Jahren.  Ob  dies  allerdings 
nicht  weit  über  das  Ziel  hinausgeht,  ob  das, 
was  auf  solche  Weise  verschwindet,  stets  der 
Lebensfähigkeit  gebricht,  ob  nicht  eine  Menge 
fruchtbarer  Keime  für  das  Einzelvermögen 
und  das  Allgemeinwirken  dadurch  unterdrückt 
werden,  ist  eine  andere  Frage.  Jedenfalls  ist 
die  deutsche  Patentsteuer  zu  hoch. 

Manche  Patentgesetze,  so  auch  das  deutsche 
geben  die  Möglichkeit,  ein  Patent,  das  im  In- 
lande  nicht  oder  nur  mangelhaft  durchgeführt 
worden  ist,  für  verwirkt  zu  erklären;  die 
Erklärung  geschieht  auch  hier  in  verwaltungs- 
rcchtlichem  Wege  durch  das  Patentamt,  mit 
Berufung  an  das  Reichsgericht.  Sie  kann  erst 
nach  3  Jahren  erfolgen.  Manche  Rechte  ge- 
währen auch  die  Möglichkeit,  vom  Patentbe- 
rechtiglen  eine  Lizenz,  d.  h.  ein  Aufführungs- 
recht gegen  angemessene  Gebühr  unmittelbar 
zu  erzwingen.     Bei  uns  gilt  dies  nicht. 

Ein  internationaler  Schutz  ist  im  Patent- 


recht weniger  nötig  als  im  Autorrecht,  weil 
fast  alle  Patentgesetze  den  Inländer  und  Aus- 
länder gleichstellen.  Das  Bedürfnis,  dem  In- 
länder auch  die  ausländische  Industrie  zu  er- 
öffnen, ist  schon  längst  so  gewaltig  gewesen, 
dass  die  Staaten  sich  nicht  länger  abschliessen 
konnten;  und  eine  Gestaltung  der  Sache,  wo- 
nach bloss  Inländer  den  Schutz  fänden,  musste 
sich  sofort  als  unerträglich  erweisen :  denn  wenn 
wir  die  Engländer  in  unserem  Lande  ausschlies- 
sen,  schliessen  sie  uns  in  England  aus;  es 
ist  aber  eine  Lebensfrage  für  jede  Industrie, 
dass  sie  auch  im  Auslande  ihre  Schösslinge 
treiben  und  dort  neues  Leben  begründen  kann. 
Dagegen  hat  allerdings  der  internationale  Ver- 
kehr die  Schwierigkeit,  dass  die  Anmeldung 
in  einem  Lande  zur  Veröffentlichung  der  Er- 
findung führt,  wodurch  dann  die  Patentierbar- 
keit in  anderen  Ländern  ausgeschlossen  oder 
wenigstens  in  Frage  gestellt  werden  kann.  Man 
hat  darum  seit  Jahrzehnten  versucht,  mit  einem 
System  der  vorauswirkenden  Anmeldung  zu 
helfen,  in  der  Art,  dass,  wenn  eine  Erfindung 
in  einem  Lande  angemeldet  wird,  dem  An- 
melder die  Möglichkeit  offen  steht,  sie  inner- 
halb einer  bestimmten  Frist  in  einem  zwei- 
ten Lande  mit  der  Wirkung  anzumelden,  wie 
wenn  die  Anmeldung  im  zweiten  Lande  bereits 
zur  Zeit  der  Anmeldung  im  ersten  erfolgt  wäre. 
Die  erste  Anmeldung  soll  also  vorauswirken 
auf  die  zweite.  Dieser  Gedanke  ist  in  der 
sog.  Pariser  Union  zum  grossartigen  Ausdruck 
gelangt,  indem  hier  eine  Prioritätspflicht  be- 
stimmt wurde,  innerhalb  welcher  die  Anmel- 
dung in  jedem  anderen  Unionstaate  mit  dieser 
Wirksamkeit  nachgeholt  werden  kann;  die 
Prioritätsfrist  war  früher  6  oder  7  Monate,  nun- 
mehr ist  sie  auf  12  Monate  erhöht.  Die  Pa- 
riser Union  wurde  am  20.  März  1883  von 
einer  Reihe  von  Staaten  begründet,  zu  welchen 
am  14.  Dezember  1900  kraft  der  Brüsseler 
Zusatzakte  noch  andere  hinzutraten.  Deutsch- 
land hat  am  21.  März  1903  (mit  Wirkung  vom 
1.  Mai  1903  an)  seinen  Anschluss  erklärt;  ausser- 
dem gehört  dazu  Frankreich,  Belgien,  Gross- 
britannien, Italien,  Spanien,  Dänemark,  Norwe- 
gen, Schweden,  Schweiz,  die  Vereinigten  Staaten, 
Japan  und  einige  andere  Länder.  Die  Union 
und  die  Zusatzakte  haben  noch  andere  wich- 
tige Neuerungen  gebracht,  insbesondere  auch 
bestimmt,  dass  die  Patente  gegenseitig  unab- 
hängig sein  sollen,  d.  h.  es  soll  das  Patent  in 
einem  Lande  nicht  deswegen  erlöschen,  weil 
es  im  anderen  Lande  erlischt.  Im  deutschen 
Gesetz  war   diese   Unabhängigkeit   von   jeher 
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gewährt,  allein  in  anderen  Ländern  galt  viel- 
fach das  System,  dass  mit  dem  Untergang  des 
Patents  in  einem  Staate  das  Patentrecht  des 
anderen  Staates  auch  sein  Ende  erreichen  solle,  — 
ein  Satz,  der  innerlich  nicht  gerechtfertigt  ist 
und  nur  aus  einem  ganz  falschen  Gefühl  der 
Billigkeit  und  der  Politik  hervorging. 

Von  den  vorhandenen  Patentgesetzen  sind 
die  wichtigsten:  das  englische  Gesetz  vom 
Jahre  1883,  welches  mehrfache  Veränderungen 
erfuhr,  die  wichtigste  im  Jahre  1902:  denn  hier 
wurde  das  Vorprüfungssystem  eingeführt.  Dem 
englischen  Rechte  entsprechen  mehr  oder  min- 
der die  Rechte  der  englischen  Kolonien,  nur  dass 
sie  teilweise  einem  früheren  Stande  des  engli- 
schen Rechts  angehören  und  diesen  aufrecht 
erhalten  haben.  Derartiger  Patentgesetze  gibt 
es  eine  grosse  Zahl. 

So  haben  Patentgesetze  fast  alle  afrikanischen  Kolo- 
nien, die  Kapkolonie,  Transvaal,  Rhodesia,  Mauritius, 
Süd-Nigerien,  Goldküste  usw.  Indien  und  Ceylon  haben 
eine  besondere,  von  dem  englischen  System  wesentlich 
abweichende  Gesetzgebung:  das  indische  Recht  gih 
auch  in  Sansibar  und  an  der  afrikanischen  Ostküste; 
es  ist  auch  mehr  oder  minder  in  einigen  benachbarten 
asiatischen  Staaten  angenommen  worden.  Ein  beson- 
deres System  verfolgt  das  Recht  von  Canada;  hier  sind 
eine  grosse  Reihe  von  Gesetzen  ergangen,  die  im 
Jahre  1898  zusamraengefasst  wurden,  doch  im  Jahre 
1903  wieder  wesenthche  Änderungen  erfuhren. 

Von  einschneidender  Bedeutung  für  die  Ge- 
schichte des  Patentrechts  war  die  Gesetzgebung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika: 
das  Patentrecht  galt  hier  von  alters  her  als 
Bundessache  und  unterlag  darum  der  Regelung 
des  Bundes.  Schon  im  Jahre  1836  nahm  man 
das  strenge  Vorprüfungssystem  an,  und  das 
grossartige  Patentamt  in  Washington  hat  seit- 
dem eine  wesentliche  Rolle  in  der  Geschichte 
des  Patentrechts  gespielt.  Das  neue  Patentgesetz 
von  1870  wurde  in  die  revised  Statutes  aufge- 
nommen und  findet  sich  hier  als  §§  4883 — 4936. 
In  Frankreich  gilt  das  Gesetz  von  1844,  und 
seinem  System  folgen  mehr  oder  weniger  Bel- 
gien, Italien,  Spanien  und  die  Schweiz. 

Dem  deutschen  System  dagegen,  welches 
Vorprüfung  und  Aufgebot  vereinigt,  haben  sich 
die  Gesetze  von  Schweden,  Norwegen,  Däne- 
mark und  die  neuen  Gesetze  von  Ungarn, 
1895,  und  Österreich  1897  angeschlossen.  Auch 
Russland  ist  ein  Land  dieses  kombinierten 
Systems  1). 


^)  Eine  Sammlung  der  Patentgesetze  samt  den  Aus- 
führungsregeln erstrebt  K  o  h  I  e  r  und  M  i  n  t  z ,  die  Patent- 
gesetze aller  Völker,  Berlin,  1905. 

Josef  Kohler-Berlin. 


Anhang.     Das  Warenzeichen. 

(Reichsgesetz  vom   12.  Mai  1894.) 

Das  Warenzeichen  dient  zur  Unterscheidung 
der  Waren  eines  Geschäftsmannes  von  den 
Waren  anderer.  Wer  sich  in  seinem  Geschäfts- 
betriebe eines  solchen  bedienen  will,  kann  das 
Zeichen  zur  Eintragung  in  die  vom  Patent- 
amt geführte  Zeichenrolle  schriftlich  anmelden. 
Der  Anmeldung  muss  die  Bezeichnung  des  Ge- 
schäfts, in  welchem  das  Zeichen  verwendet  wer- 
den soll,  ein  Verzeichnis  der  Waren,  für  welche 
es  bestimmt  ist,  sowie  eine  deutliche  Darstel- 
lung und,  soweit  erforderlich,  eine  Beschei- 
nigung des  Zeichens  beigefügt  werden.  Bei 
der  Anmeldung  ist  eine  Gebühr  von  30  M 
zu  entrichten.  Das  Patentamt  nimmt  eine  Prü- 
fung des  Zeichens  insofern  vor,  als  es  die 
Eintragung  in  die  Rolle  versagt  für  Freizeichen 
und  solche  Warenzeichen,  welche  ausschliess- 
lich in  Zahlen,  Buchstaben  oder  solchen  Wörtern 
bestehen,  die  Angaben  über  Art,  Zeit  und  Ort 
der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über 
die  Bestimmung,   über  Preis-,   Mengen-  oder 


d)    Das    Urheberrecht    an    Werken    der 
Literatur  und  der  Tonkunst. 

(Reichsgesetz  vom   19.  Juni  1901.) 

Der  Urheber  eines  Schriftwerkes  oder  eines 
Werkes  der  Tonkunst  (der  Verfasser  des  Werkes) 
hat  die  ausschliessliche  Befugnis,  das  Werk  zu 
vervielfältigen  und  gewerbsmässig  zu  vertrei- 
ben. Das  Urheberrecht  ist  vererblich  und  ver- 
äusserlich.  Der  Schutz  ist  ein  zivil-  und  ein 
strafrechtlicher  und  endigt,  wenn  seit  dem  Tode 
des  Urhebers  30  Jahre  und  ausserdem  seit  der 
ersten  Veröffentlichung  des  Werkes  10  Jahre 
abgelaufen  sind. 

e)  Das  Urheberrecht  an  Werken  der 
bildenden  Kunst. 

(Reichsgesetz  vom  9.  Januar  1876.) 

Der  Urheber  eines  Werkes  der  bildenden 
Kunst  hat  das  ausschliessliche  vererbliche  und 
veräusserliche  Recht,  das  Werk  ganz  oder  teil- 
weise nachzubilden. 

f)  Das  Urheberrecht  an  Photographien. 
(Reichsgesetz  vom  10.  Januar  1876.) 

Der  Verfertiger  einer  photographischen  Auf- 
nahme hat  das  ausschliessliche  vererbliche  und 
veräusserliche  Recht,  das  durch  Photographie 
hergestellte  Werk  ganz  oder  teilweise  auf  me- 
chanischem Wege  nachzubilden.  Der  Schutz 
ist  ein  zivil-  und  ein  strafrechtlicher. 
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Gewichtsverhältnisse  der 'Ware  enthalten;  oder 
für  solche,  welche  in-  oder  ausländische  Staats- 
wappen oder  Wappen  eines  inländischen  Ortes, 
eines  inländischen  Gemeinde-  oder  weiteren 
Kommunalverbandes  enthalten  oder  welche 
Ärgernis  erregende  Darstellungen  oder  An- 
gaben bringen,  die  ersichtlich  den  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  nicht  entsprechen  und  die 
Gefahr  einer  Täuschung  begiünden. 

Erachtet  das  Patentamt,  dass  ein  zur  An- 
meldung gebrachtes  Warenzeichen  mit  einem 
für  dieselbe  oder  für  gleichartige  Waren  früher 
angemeldeten  Zeichen  übereinstimmt,  so  macht 
es  dem  Inhaber  dieses  Zeichens  hiervon  Mit- 
teilung. Erhebt  dieser  nicht  innerhalb  eines 
Monats  nach  der  Zustellung  Widerspruch  gegen 
die  Eintragung  des  neu  angemeldeten  Zeichens, 
so  ist  das  Zeichen  einzutragen.  Bei  einem 
Widerspruch  entscheidet  das  Patentamt,  ob 
die  Zeichen  übereinstimmen.  Verneint  der 
Beschluss  die  Übereinstimmung  der  Zeichen, 
so  ist  das  neuangemeldete  Zeichen  einzutragen, 
bejaht  er  sie,  so  ist  die  Eintragung  zu  versagen. 

Die  Eintragung  des  Warenzeichens  hat  die 
Wirkung,  dass  dem  Eingetragenen  ausschliess- 
lich das  Recht  zusteht,  Waren  der  angemelde- 
ten Art  oder  deren  Verpackung  oder  Umhül- 
lung mit  dem  Warenzeichen  zu  versehen,  die 


so  bezeichneten  Waren  in  Verkehr  zu  setzen, 
sowie  auf  Ankündigungen,  Preislisten,  Ge- 
schäftsbriefen, Empfehlungen,  Rechnungen  oder 
dgl.  das  Warenzeichen  anzubringen.  Dieses 
Recht  geht  auf  die  Erben  über  und  kann  durch 
Vertrag  auf  andere  übertragen  werden,  beides 
jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  das  Recht  nur 
mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  das 
Warenzeichen  gehört,  auf  einen  andern  über- 
gehen kann. 

Der  Schutz  ist  ein  zivil-  und  ein  strafrechtlicher. 

Das  Warenzeichen  wird  gelöscht  auf  An- 
trag des  Inhabers:  jederzeit;  von  Amts  wegen: 
wenn  seit  der  Anmeldung  des  Zeichens  oder 
seit  der  unter  Zahlung  einer  Gebühr  von  10  M 
zulässigen  Erneuerung  zehn  Jahre  verflossen 
sind;  wenn  die  Löschung  von  einem  Dritten 
im  Wege  der  Klage  begehrt  und  durch  Urteil 
verfügt  ist.  Ein  solcher  Antrag  seitens  eines 
Dritten  ist  zulässig,  wenn  das  Warenzeichen 
für  ihn  bereits  eingetragen  steht,  oder  der  Ge- 
schäftsbetrieb, zu  welchem  das  Warenzeichen 
gehört,  von  dem  eingetragenen  Inhaber  nicht 
mehr  fortgesetzt  wird,  oder  wenn  Umstände 
vorliegen,  aus  denen  sich  ergibt,  dass  der  In- 
halt des  Warenzeichens  den  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen nicht  entspricht  und  die  Gefahr  einer 
Täuschung  begründet. 


IV.  Das  Erbrecht  im  Handel. 


1.    Die  Erbfolge. 

Mit  dem  Tode  einer  Person  (dem  Erbfall) 
geht  deren  Vermögen  (die  Erbschaft)  als  Ganzes 
auf  eine  oder  mehrere  Personen  (die  Erben) 
über.  Erbe  kann  nur  werden,  wer  z.  Z.  des 
Erbfalls,  also  des  Todes  des  Erblassers  lebt. 

Als  vor  dem  Erbfall  geboren  gilt  auch  derjenige, 
der  z.  Z.  des  Erbfalls  zwar  noch  nicht  lebte,  aber  be- 
reits erzeugt  war. 

Zur  Erbfolge  berufen  ist  derjenige,  der  vom 
Erblasser  durch  einseitige  letztwillige  Verfügung 
(Testament)  oder  durch  Erbvertrag  zum  Erben 
bestimmt  worden  ist  Soweit  die  Erbfolge 
auf  Grund  einer  solchen  Bestimmung  nicht 
Platz  greift,  tritt  die  gesetzliche  Erbfolge  ein. 
Hiernach  sind  zu  Erben  berufen  die  Verwandten 
und  der  Ehegatte  des  Erblassers  sowie  der  Fiskus. 

Die  Verwandten  werden  für  die  Erbfolge  in 
mehrere  Ordnungen  geteilt,  wobei  die  Regel 
gilt,  dass  ein  Verwandter  nicht  zur  Erbfolge 
berufen  ist,  solange  ein  Verwandter  einer  vor- 
hergehenden Ordnung  vorhanden  ist. 

Gesetzliche  Erben  der  1.  Ordnung  sind  die 
Abkömmlinge  des   Erblassers.     Ein  z.  Z.  des 


Erbfalls  lebender  Abkömmling  schliesst  die 
durch  ihn  mit  dem  Erblasser  verwandten  Ab- 
kömmlinge von  der  Erbfolge  aus.  An  die 
Stelle  eines  z.  Z.  des  Erbfalls  nicht  mehr  leben- 
den Abkömmlings  treten  die  durch  ihn  mit 
dem  Erblasser  verwandten  Abkömmlinge  und 
zwar  so,  dass  sie  zusammen  sein  Erbteil  er- 
halten. Man  nennt  dies  Erbfolge  nach  Stämmen. 
Dabei  erben  Kinder  stets  zu  gleichen  Teilen. 
Ein  Beispiel  in  graphischer  Darstellung  möge  dies 
erläutern : 


A  ist  der  Erblasser.  B,  C  und  D  sind  seine  Kinder, 
D  ist  vor  A  gestorben.  E  und  F  sind  die  Kinder  von  C; 
G,  H  und  J  sind  die  Kinder  des  verstorbenen  D. 

Die  Erbschaft  wird  zunächst  nach  3  Stämmen  ge- 
teilt.   Auf  den  Stamm   jedes  der  3  Kinder  kommt  Vs- 
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B  erhält  das  erste,  C  das  zweite  Drittel.  E  und  F  er- 
halten nichts,  da  sie  durch  C,  durch  den  sie  mit  dem 
Erblasser  verwandt  sind,  ausgeschlossen  werden.  Das 
Drittel  von  D  erben  dessen  3  Kinder  je  zu  einem 
Drittel.  Diese  3  Kinder  G,  H  und  J  treten  also  an 
D's  Stelle  und  erben  je  '/g- 

Die  gesetzlichen  Erben  der  2.  Ordnung  sind 
die  Eltern  des  Erblassers  und  deren  Abkömm- 
linge. Leben  zur  Zeit  des  Erbfalls  die  Eltern, 
so  erben  sie  allein  und  zu  gleichen  Teilen. 
Lebt  zur  Zeit  des  Erbfalls  der  Vater  oder  die 
Mutter  nicht  mehr,  so  treten  an  die  Stelle  des 
Verstorbenen  dessen  Abkömmlinge  nach  den 
für  die  Beerbung  in  der  1.  Ordnung  geltenden 
Vorschriften.  Sind  Abkömmlinge  nicht  vor- 
handen, so  erbt  der  überlebende  Elternteil  allein. 

Zwei  Beispiele  in  graphischer  Darstellung  mögen 
diese  Vorschriften  erläutern: 


In  beiden  Fällen  ist  mit  A  jedesmal  der  Erblasser 
bezeichnet,  V  ist  der  Vater,  M  die  Mutter,  B  der  Bruder, 
S  die  Schwester  des  Erblassers.  Im  Beispiel  a  leben 
Vater  und  Mutter  des  Erblassers  z.  Z.  des  Erbfalls  noch. 
Es  erhält  alsdann  der  Vater  die  eine  und  die  Mutter  die 
andere  Hälfte  der  Erbschaft.  Im  Beispiel  b  ist  die  Mutter 
des  Erblassers  vor  diesem  gestorben.  Es  erbt  alsdann 
der  Vater  des  Erblassers  die  Hälfte  der  Erbschaft,  an 
die  Stelle  der  Mutter  treten  aber  deren  beiden  Kinder, 
B  und  S,  welche  je  '/^  der  Erbschaft  erhalten. 

Gesetzliche  Erben  der  3.  Ordnung  sind  die 
Grosseltern  des  Erblassers  und  deren  Abkömm- 
linge, gesetzliche  Erben  der  4.  Ordnung  die 
Urgrosseltern  des  Erblassers  und  deren  Ab- 
kömmlinge, gesetzliche  Erben  der  5.  Ordnung 
und  der  ferneren  Ordnungen  die  entfernteren  Vor- 
eltern des  Erblassers  und  deren  Abkömmlinge. 

Der  überlebende  Ehegatte  des  Erblassers  ist 
neben  Verwandten  der  1.  Ordnung  zu  ^4» 
neben  Verwandten  der  2. 0.dnung  oder  neben 
Grosseltern  zur  Hälfte  der  Erbschaft  als  gesetz- 
licher Erbe  berufen.  Sind  weder  Verwandte 
der  1.  oder  der  2.  Ordnung  noch  Grosseltern 
vorhanden,  so  erhält  der  überlebende  Ehegatte 
die  ganze  Erbschaft. 

Ist  z.  Z.  des  Erbfalls  weder  ein  Verwandter 
noch  der  Ehegatte  des  Erblassers  vorhanden, 
so  ist  der  Fiskus  des  Bundesstaates,  dem  der 
Erblasser  z.  Z.  des  Todes  angehört  hat,  gesetz- 
licher Erbe. 


2.  Die  rechtliche  Stellung  des  Erben. 

Die  Erbschaft  geht  auf  den  berufenen  Erben 
ohne  weiteres  über,  unbeschadet  des  Rechts, 
sie  auszuschlagen.  Man  nennt  diesen  ÜberT— 
gang  den  Anfall  der  Erbschaft  (BGEHH 
§  1942).  Schlägt  der  Erbe  binnen  6  Wochen^ 
von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  in  welchem 
er  von  dem  Anfall  und  der  Berufung  Kennt- 
nis erlangt,  die  Erbschaft  nicht  aus,  so  gilt  die 
Erbschaft  als  angenommen.  Die  Ausschlagung 
erfolgt  durch  Erklärung  gegenüber  dem  Nach- 
lassgericht, d.  h.  dem  Amtsgericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Erblasser  z.  Z.  des  Erbfalls  seinen 
Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines  inlän- 
dischen Wohnsitzes  seinen  Aufenthalt  hatte. 
Die  Erklärung  ist  in  öffentlich  beglaubigter 
Form  oder  zu  Protokoll  abzugeben. 

Wird  die  Erbschaft  ausgeschlagen,  so  gilt 
der  Anfall  an  den  Ausschlagenden  als  nicht 
erfolgt.  Die  Erbschaft  fällt  dann  demjenigen 
zu,  welcher  berufen  sein  würde,  wenn  der 
Ausschlagende  z.  Z.  des  Erbfalls  nicht  gelebt 
hätte;  der  Anfall  gilt  als  mit  dem  Erbfall  erfolgt. 

Der  Erbe  haftet,  da  er  in  die  gesamte 
Rechtsstellung  des  Erblassers  eintritt,  an  sich 
unbeschränkt  für  die  Nachlassverbindlichkeiten. 

Seine  Haftung  beschränkt  sich  aber  auf  den 
Nachlass,  wenn  eine  Nachlasspflegschaft  zum 
Zwecke  der  Befriedigung  der  Nachlassgläubiger 
(die  Nachlassverwaltung)  angeordnet  oder  der 
Nachlasskonkurs  eröffnet  ist. 

Die  Nachlassverwaltung  wird  angeordnet  auf  Antrag 
des  Erben  oder  eines  Nachlassgläubigers.  Beide  sind 
auch  zum  Antrag  auf  Eröffnung  des  Nachlasskonkurses 
berechtigt.  Ist  die  Anordnung  der  Nachlassverwaltung 
oder  die  Eröffnung  des  Nachlasskonkurses  mangels 
einer  den  Kosten  entsprechenden  Masse  nicht  tunlich, 
oder  wird  aus  diesem  Grund  die  Nachlassverwaltung 
aufgehoben  oder  das  Konkursverfahren  eingestellt,  so 
kann  der  Erbe  die  Befriedigung  eines  Nachlassgläubi- 
gers insoweit  verweigern,  als  der  Nachlass  nicht  aus- 
reicht. Der  Erbe  ist  in  diesem  Falle  verpflichtet,  den 
Nachlass  zum  Zwecke  der  Befriedigung  des  Gläubigers 
im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  herauszugeben. 

Der  Übergang  eines  Handelsgeschäfts 
auf  die  Erben  des  bisherigen  Inhabers  erfolgt 
nach  den  allgemeinen  Regeln.  In  betreff  der 
Haftung  für  die  Geschäftsschulden  gelten  aber, 
falls  der  Erbe  das  Geschäft  fortführt,  besondere 
Regeln.  Prinzipiell  ist  der  Erbe  alsdann  für  die 
früheren  Geschäftsverbindlichkeiten  ebenso  haft- 
bar, wie  wenn  er  das  Geschäft  unter  Lebenden 
erworben  hätte.  Er  haftet  also  unbeschränkt 
für  die  früheren  Geschäftsverbindlichkeiten: 

im  Falle  der  Annahme  einer  neuen  Firma 
dann,  wenn  er  die  früheren  Geschäftsverbind- 
lichkeiten besonders  übernimmt. 


Die  Organisation  der  Gerichte. 
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im  Falle  der  Fortführung  des  Geschäfts  unter 
der  bisherigen  Firma,  immer. 

Ob  in  diesem  Falle  eine  Ablehnung  der  Schulden- 
haftung zulässig  ist,  ist  in  der  Wissenschaft  bestritten. 
Fest   steht  dagegen,  dass  die  unbeschränkte  Haftung 


in  diesem  Falle  dann  wieder  aufgehoben  wird,  wenn 
der  Erbe  die  Fortführung  des  Geschäfts  vor  dem  Ab- 
lauf von  3  Monaten  nach  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
er  von  dem  Anfall  der  Erbschaft  Kenntnis  erlangt, 
einstellt. 


B.  Die  Geltendmachung  des  Rechtes  vor  Gericht. 
I.  Die  Organisation  der  Gerichte. 


1.  Die  ordentlichen  Gerichte. 

a)  Die  Gerichte  1.  Instanz. 

Will  jemand  ein  Recht  gegen  einen  wider- 
strebenden Gegner  bei  Gericht  verfolgen,  dem- 
gemäss  einen  sog.  bürgerlichen  Rechtsstreit  be- 
ginnen, so  muss  er,  sofern  nicht  besondere 
Gerichte  zur  Entscheidung  gewisser  Arten  von 
Rechtsstreitigkeiten  durch  die  Gesetze  des 
Deutschen  Reichs  bestellt  oder  zugelassen  sind, 
im  allgemeinen  die  sog.  ordentlichen  Gerichte 
angehen,  von  denen  jedes  seinen  bestimmten 
Bezirk  hat. 

Unter  den  ordentlichen  Gerichten  sind  zur 
Verhandlung  und  Entscheidung  eines  Rechts- 
streits zunächst  berufen  die  Amtsgerichte  und 
die  Landgerichte.  Diese  entscheiden,  wie  man 
sagt,  in  erster  Instanz,  und  zwar  die  Amtsge- 
richte durch  einzelne  Amtsrichter,  die  Land- 
gerichte in  „Kammern",  die  je  aus  3  Richtern 
(dem  Vorsitzenden  und  2  Beisitzern)  bestehen. 
Es  gibt  Zivilkammern,  die  aus  Berufsrichtern, 
und  Kammern  für  Handelssachen,  die  aus  einem 
Berufsrichter  als  Vorsitzenden  und  2  Handels- 
richtern bestehen.  Die  Mitglieder  einer  Kam- 
mer haben  gleiches  Stimmrecht. 

Nicht  jedes  Landgericht  hat  Kammern  für  Handels- 
sachen. Auch  brauchen  die  Kammern  für  Handels- 
sachen nicht  für  den  ganzen  Landgerichtsbezirk  zu  be- 
stehen, vielmehr  können  sie  auch  nur  für  bestimmte 
örtlich  abgegrenzte  Teile  des  Landgerichtsbezirks  ge- 
bildet werden.  Es  kann  schliesslich  eine  Kammer  für 
Handelssachen  ihren  Sitz  innerhalb  des  Landgerichts- 
bezirks auch  an  einem  Orte  haben,  an  welchem  das 
Landgericht  seinen  Sitz  nicht  hat. 

Das  Amt  der  Handelsrichter  ist  ein  Ehren- 
amt. Die  Ernennung  erfolgt  auf  gutachtlichen 
Vorschlag  des  zur  Vertretung  des  Handels- 
standes berufenen  Organs  (in  der  Regel  der 
Handelskammer)  für  die  Dauer  von  3  Jahren; 
eine  wiederholte  Ernennung  ist  nicht  ausge- 
schlossen. 

Zum  Handelsrichter  kann  jeder  Deutsche  ernannt 
werden,  welcher  als  Kaufmann  oder  als  Vorstand  einer 
Aktiengesellschaft  in  das  Handelsregister  eingetragen 
oder  eingetragen  gewesen  ist,  das  30.  Lebensjahr  voll- 
endet hat,  in  dem  Bezirk  der  Kammer  für  Handels- 
sachen  wohnt  und   nicht   infolge  gerichtlicher  Anord- 


nung in  der  Verfügung  über  sein  Vermögen  beschränkt 
ist,  wie  z.  B.  der  Gemeinschuldner  im  Konkurs,  an 
Seeplätzen  auch  derjenige  Deutsche,  der  dem  Kreis 
der  Schiffahrtskundigen  angehört.  Die  Handelsrichter 
sind  vor  ihrem  Amtsantritt  auf  die  Erfüllung  der  Ob- 
liegenheiten des  ihnen  übertragenen  Amtes  eidlich  zu 
verpflichten.  Während  der  Dauer  ihres  Amtes  haben 
sie  in  Beziehung  auf  dieses  alle  Rechte  und  Pflichten 
richterlicher  Beamten.  Verliert  nachträglich  ein  Han- 
delsrichter eine  der  für  die  Ernennung  erforderlichen 
Eigenschaften  (verfällt  er  z.  B.  in  Konkurs),  so  ist  er 
seines  Amtes  zu  entheben. 

Die  Amtsgerichte  sind  zuständig  im 
wesentlichen: 

1.  für  Streitigkeiten  über  vermögensrecht- 
liche Ansprüche,  deren  Gegenstand  an  Geld 
oder  Geldeswert  die  Summe  von  300  M  nicht 
übersteigt; 

2.  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streit- 
gegenstandes: 

für  Streitigkeiten  zwischen  dem  Vermieter 
und  dem  Mieter  oder  Untermieter  von  Wohn- 
räumen oder  anderen  Räumen  oder  zwischen 
dem  Mieter  und  dem  Untermieter  solcher 
Räume  wegen  Überlassung,  Benutzung  oder 
Räumung,  sowie  wegen  Zurückhaltung  der 
von  dem  Mieter  oder  dem  Untermieter  in  die 
Mieträume  eingebrachten  Sachen; 

für  Streitigkeiten  zwischen  Dienstherrschaft 
und  Gesinde  und  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  hinsichtlich  des  Dienst-  oder  Arbeits- 
Mietsverhältnisses ; 

hierbei  ist  aber  zu  berücksichtigen,  dass  durch  diese 
Vorschrift  die  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  lediglich 
im  Verhältnis  zu  den  Landgerichten  abgegrenzt  wird 
und  dass  in  Streitigkeiten  zwischen  den  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  meist  die  Gewerbegerichte  zuständig  sind ; 

für  Streitigkeiten  zwischen  Reisenden  einer- 
seits und  Wirten,  Fuhrleuten,  Schiffern  und 
Flössern  andererseits; 

für  Streitigkeiten  wegen  Viehmängeln. 

Vor  die  Landgerichte  gehören  alle  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten,  welche  nicht  den 
Amtsgerichten  zugewiesen  sind.  Hier  ist  nun 
wieder  zu  unterscheiden  zwischen  den  Rechts- 
streitigkeiten, welche  vor  die  Zivilkammern 
und  denjenigen,  welche  vor  die  Kammern  für 
Handelssachen  gehören   (einerlei,   ob   letztere 
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am  Sitze  des  Landgerichts  oder  an  einem  an- 
deren Orte  innerhalb  des  Landgerichtsbezirks 
bestehen),  und  zwar  gehören  vor  die  Kam- 
mern für  Handelssachen  diejenigen  Rechts- 
streitigkeiten, in  denen  durch  die  Klage  ein 
Anspruch  geltend  gemacht  wird: 

1.  gegen  einen  Kaufmann  im  Sinne  des 
HOB.  aus  Geschäften,  welche  für  beide  Teile 
Handelsgeschäfte  sind; 

2.  aus  einem  Wechsel  oder  aus  einer  der 
im  §  363  des  HOB.  bezeichneten  Urkunden; 

3.  aus  einem  im  OVO.  §  101  Z.  3  näher 
bezeichneten  kaufmännischen  Rechtsverhältnisse, 
insbesondere  aus  einem  Rechtsverhältnis  zwi- 
schen kaufmännischen  Angestellten  und  ihrem 
Prinzipale. 

Es  ist  aber  zu  berücksichtigen,  dass  hier  nur  die 
Zuständigkeit  der  Kammern  für  Handelssachen  gegen- 
über den  Zivilkammern  abgegrenzt  ist  und  nach  den 
Bestimmungen  über  die  Kaufmannsgerichte  die  aus- 
schliessliche Zuständigkeit  der  Kaufmannsgerichte  vor- 
geschrieben sein  kann. 

b)  Die  Gerichte  2.  Instanz. 

In  die  2.  Instanz  kommt  ein  Rechtsstreit, 
wenn  gegen  das  erstinstanzliche  Urteil  Beru- 
fung eingelegt  wird.  Gerichte  2.  Instanz  für 
bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  sind  die  Land- 
gerichte und  die  Oberlandesgerichte.  Jene  ent- 
scheiden als  Berufungsgerichte  über  die  Urteile 
der  zu  ihrem  Bezirk  gehörenden  Amtsgerichte, 
diese  als  Berufungsgerichte  über  die  Urteile 
der  zu  ihrem  Bezirk  gehörenden  Landgerichte. 

Bei  den  Oberlandesgerichten  gibt  es  keine 
Kammern  für.  Handelssachen,  wie  diese  auch 
bei  den  Landgerichten  in  2,  Instanz  nicht  ent- 
scheiden. Vielmehr  entscheiden  in  2.  Instanz 
bei  den  Landgerichten  bestimmte  Zivilkam- 
mern, bei  den  Oberlandesgerichten  die  aus 
einem  Vorsitzenden  und  4  Beisitzern  bestehen- 
den Zivilsenate. 

c)  Die  Gerichte  3.  Instanz. 

In  Amtsgerichtssachen  findet  gegen  ein  Ur- 
teil nur  ein  Rechtsmittel,  die  Berufung,  statt, 
gegen  die  von  den  Landgerichten  in  der  Be- 
rufungsinstanz erlassenen  Urteile  gibt  es  keine 
weiteren  Rechtsmittel.  Dagegen  findet  gegen 
die  von  den  Oberlandesgerichten  in  der  Be- 
rufungsinstanz erlassenen  Urteile  die  Revision 
statt,  über  die  jetzt  fast  ausschliesslich  das 
Reichsgericht  entscheidet,  welches  seinen  Sitz 
in  Leipzig  hat. 

Nur  für  Bayern  kommt  jltzt  noch  ausnahmsweise 
das  oberste  Landesgericht  in  München  in  Betracht. 

Dr.  J.  Festner-Leipzig. 


2.  Die  Kaufmannsgerichte. 

a)   Entstehungsgeschichte. 

Bereits  bei  Beratung  des  Gesetzentwurfes  zu  einem 
Gesetze  betr.  die  Gewerbegerichte  von  1890  hat  die 
sozialdemokratische  Fraktion  im  Reichstage  den  Antrag 
gesteht,  den  Wortlaut  des  §  2  dahin  zu  fassen : 

Als  Arbeiter  im  Sinne  des  Gesetzes  gilt  das  ge- 
samte gewerbliche  und  kaufmännische  Hilfspersonal) 
einschliesslich  der  Lehrlinge. 
Unter  Ablehnung  dieses  Antrages  erhielt  §  81    des 
Gewerbegerichtsgesetzes  die  Fassung: 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  keine 
Anwendung  auf  Gehilfen  und   Lehrlinge  in  Apo- 
theken und  Handelsgeschäften. 
Der  einmal  angeregte  Gedanke,  auch  für  die  Hand- 
lungsgehilfen zu  Einrichtungen  zu  gelangen,  welche  es 
ermöglichen,  Streitigkeiten  aus  dem  Dienstverhältnisse 
vor  einem  durch  sachkundige  Beisitzer  aus  den  Kreisen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  verstärkten  Gericht 
in  einem  schleunigen  und  billigen  Verfahren  zum  Aus- 
trag   zu    bringen,    wurde    von    der  Organisation    der 
Handlungsgehilfenschaft,   insbesondere  von  dem  Deut- 
schen Verbände  kaufmännischer  Vereine  und  dem  Ge- 
neralrat des  Vereins  Deutscher  Kaufleute  aufgegriffen. 
Die  durch  diese  Vereine  hervorgerufene  grosse  Bewe- 
gung   zugunsten  der  Errichtung  sog.   kaufmännischer 
Schiedsgerichte  veranlasste  den  Reichskanzler,  ein  Rund- 
schreiben an  die  verbündeten  Regierungen  zu  erlassen, 
welche  ihrerseits  die  organisierten  Gesamtvertretungen 
des  Handelsstandes  zu  gutachtlichen  Äusserungen  da- 
rüber aufforderten,  ob  ein  Bedürfnis  für  kaufmännische 
Schiedsgerichte  überhaupt  voriiege  und  bejahendenfalls 
über  die  zweckmässigste  Einrichtung  derartiger  Gerichte. 
Aus  den  eingehenden  Gutachten  der  Handelsvertretungen 
Hessen  sich  drei  Strömungen  erkennen:   Ein  Teil  ver- 
neinte   das  Bedürfnis  nach  Schiedsgerichten    zwischen 
Geschäftsinhabern  und  ihren  Angestellten  und  sprach 
sich  darum  gegen  deren  Errichtung  aus.     Ein  anderer 
Teil    erkannte    ein   solches  Bedürfnis    gleichfalls    nicht 
an,   erklärte  aber,   deren  Einrichtung  nicht  völlig  ab- 
lehnend   gegenüber    zu  stehen.      Eine    dritte    Gruppe 
befürwortete    die  Verwirklichung  der  geplanten  Neu- 
einrichtung.    Der  Deutsche  Reichstag    nahm    bei  Ge- 
legenheit der  dritten  Lesung  des  Entwurfes  zum  neuen 
Handelsgesetzbuch  im  Plenum  dadurch  zu  dieser  neuen 
Forderung  Stellung,  dass  er  nach  dem  Vorschlage  einer 
Kommission  am  7.  April  1897   eine  Resolution  fasste: 
Die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  bald- 
tunUchst  die  Voriegung  eines  Gesetzentwurfs  zu 
veranlassen,  wonach  zur  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten zwischen  Prinzipalen  einerseits  und  Hand- 
lungsgehilfen   und   Lehrlingen    andererseits    kauf- 
männische Schiedsgerichte  errichtet  werden. 
In  Betracht  kommen  folgende  Anträge  Auer  und  Ge- 
nossen: 

a)  Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  die  verbündeten 
Regierungen  zu  ersuchen,  dem  Reichstage  noch  im 
Laufe  dieser  Session  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen, 
wonach  die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  auf  die 
Entscheidungen  von  gewerblichen  Streitigkeiten  zwischen 
Handlungsgehilfen  und  Lehriingen  einerseits  und  ihren 
Prinzipalen  andererseits  ausgedehnt  und  das  Gesetz 
betr.  die  Gewerbegerichte  vom  29.  Juli  1890  dahin 
abgeändert  wird,  dass  weibliche  Personen  zur  Teil- 
nahme an  den  Wahlen  berechtigt  sind  und  zum  Mit- 
gliede  eines  Gewerbegerichts  berufen  werden  können. 

b)  Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  die  verbündeten 
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Regierungen  zu  ersuchen ,  dem  Reichstage  bis  zur  i 
nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch 
welchen  die  Errichtung  von  Gewerbegerichten  obliga- 
torisch gemacht  und  deren  Zuständigkeit  auf  die  Ent- 
scheidungen von  Streitigkeiten  ausgedehnt  wird,  die 
aus  dem  Lohn-,  Arbeits-  und  Dienstverhältnis  aller  im 
Gewerbe,  Bergbau,  in  der  Land-,  Forstwirtschaft  und 
Fischerei,  im  Handel  und  Verkehr  oder  als  Gesinde 
beschäftigten  Personen  entstehen. 

In  der  Session  1898/99  wurde  dieser  Antrag  von 
sozialdemokratischer  Seite  wiederholt,  und  es  wurden 
noch  zwei  weitere  Anträge,  welche  sich  mit  der  Re- 
solution von  1897  fast  wörtlich  deckten,  vom  Abg. 
Bassermann,  bezw.  vom  Abg.  Trimborn  gestellt.  Beide 
Anträge  wurden  in  der  Sitzung  vom  25.  Jan.  1899  in 
grosser  Mehrheit  angenommen.  Am  16.  Nov.  1900 
wurde  ein  erneuter  Antrag  Bassermann  und  Gen.  für 
Errichtung  besonderer  Gerichte  für  Rechtsstreitigkeiten 
aus  dem  kaufmännischen  Dienstvertrag  unter  Anglie- 
derung  an  die  Amtsgerichte  gestellt  und  am  12.  Dez. 
1901  ein  Antrag  Raab  und  Gen.,  der  mit  einem  voll- 
ständigen Gesetzentwurf  verbunden  war.  Der  Antrag 
Bassermann  wurde  am  29.  Jan.  1902  an  eine  Kommis- 
sion von  14  Mitgliedern  überwiesen.  Ein  vom  Reichs- 
justizamt ausgearbeiteter,  am  11.  Jan.  1903  in  der 
„Frankfurter  Zeitung"  veröffentlichter  Entwurf  gab  zur 
eingehenden  Kritik  Anlass.  Ein  umgearbeiteter  Ent- 
wurf ging  sodann  dem  Reichstage  zu  und  wurde  in 
erster  Lesung  in  Verbindung  mit  einem  Entwurf  der 
„Wirtschaftlichen  Vereinigung"  Lattmann  und  Gen.  am 
20.  und  21.  Jan.  1904  im  Plenum  beraten  und  sodann 
an  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern  verwiesen. 

Die  Kommission  begann  ihre  Beratungen  am  29.  Jan. 
1904.  Sie  beriet  den  Entwurf  in  zwei  Lesungen,  welche 
zwölf  Sitzungen  in  Anspruch  nahmen  und  erstattete 
durch  den  Abg.  Dr.  Hieber  einen  schriftlichen  Bericht, 
Die  zweite  Beratung  im  Plenum  fand  vom  8. — 10.  Juni, 
die  dritte  Lesung  am  16.  Juni  1904  statt.  Der  Kaiser 
vollzog  das  Gesetz  nach  Zustimmung  des  Bundesrats 
am  6.  Juli;  die  Veröffentlichung  im  Reichs-Gesetzblatt 
fand  am  14.  Juli  1904  statt.  In  Kraft  getreten  ist  das 
Gesetz  am  1.  Januar  1905. 

b)  Grundzüge  des  Gesetzes. 

Das  Gesetz  hat  die  bestehende  gewerbliche 
Organisation  für  die  Kaufmannsgerichte  heran- 
gezogen. Dabei  ist  aber  nicht  eine  Unter- 
stellung der  Handlungsgehilfen  unter  die  Ge- 
werbegerichte angenommen  worden,  vielmehr 
sind  die  Kaufmannsgerichte  nur  durch  die  Per- 
son des  Vorsitzenden  und  die  für  den  Geschäfts- 
verkehr erforderlichen  Einrichtungen  tunlichst 
mit  den  Gewerbegerichten  in  Verbindung  ge- 
bracht worden. 

Das  für  die  Gewerbegerichte  vorgeschriebene 
Verfahren,  welches  sich  nach  den  seitherigen  Er- 
fahrungen im  allgemeinen  als  zweckdienlich  be- 
währt hat,  ist  ohne  weiteres  auf  die  Streitig- 
keiten aus  dem  kaufmännischen  Dienstverhältnis 
übertragen  worden,  wobei  dann  die  Regel 
bildende  Einheit  der  Person  des  Vorsitzenden 
eine  gleichmässige  Handhabung  der  Verfahrens- 
vorschriften gewährleistet,  und  die  Gewöhnung 


des  Personals  der  Gewerbegerichte  an  einen 
raschen  Geschäftsgang  auch  den  kaufmännischen 
Parteien  zu  gute  kommt. 

a)  Die  Errichtung  von  Kaufmanns- 
gerichten erfolgt  in  erster  Linie  zum  Zwecke 
der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus  dem 
Dienst-  oder  Lehrverhältnis  zwischen  Kaufleuten 
einerseits  und  ihrer  Handlungsgehilfen  und  Lehr- 
linge andererseits. 

Ausserdem    haben    sie  folgende  Aufgaben: 

1.  sie  können  als  Einigungsamt  angerufen 
werden  bei  Streitigkeiten  zwischen  Kauf- 
leuten und  Handlungsgehilfen  über  die  Be- 
dingungen der  Fortsetzung  oder  Wieder- 
aufnahme des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses; 

2.  sie  sind  verpflichtet,  auf  Ansuchen  von 
Staatsbehörden  oder  des  Vorstandes  des 
Kommunalverbandes,  für  welchen  sie  er- 
richtet sind,  Gutachten  über  Fragen  abzu- 
geben, welche  das  kaufmännische  Dienst- 
oder Lehrverhältnis  betreffen  (§18  Abs.  1) 
und  berechtigt,  in  den  bezeichneten  Fragen 
Anträge  an  Behörden,  an  Vertretungen  von 
Kommunalverbänden  und  an  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  der  Bundesstaaten 
oder  des  Reichs  zu  richten  (§18  Abs.  2). 

Sie  können  errichtet  werden: 
für  den  Bezirk  einer  Gemeinde, 
für  mehrere  Gemeinden  gemeinsam, 
für  den  Bezirk  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes. 

Die  Grundlage  der  Errichtung  bildet: 
Statut    der    beteiligten    Gemeinde-    oder 
Kommunalverbände, 
Anordnung  der  Landeszentralbehörde. 

Diese  erfolgt: 

auf  Antrag  beteiligter  Kaufleute  oder  Handlungs- 
gehilfen, 

ohne  einen  derartigen  Antrag,  im  Fall  die  Voraus- 
setzungen für  Errichtung  eines  obligatorischen 
Kaufmannsgerichts  gegeben  sind. 

Obligatorisch  ist  die  Errichtung  für  Ge- 
meinden, welche  nach  der  jeweiligen  Volks- 
zählung mehr  als  20000  E.  haben.  Sinkt  die 
E.-Zahl  nach  Errichtung  des  Gerichts  unter 
20000,  so  bleibt  trotzdem  das  Gericht  bestehen. 

Vor  Errichtung  des  Kaufmannsgerichts  sind 
Kaufleute  wie  Handlungsgehilfen  in  entspre- 
chender Anzahl  zu  hören.  Die  Auswahl  der 
zu  hörenden  Personen,  sowie  die  Art  und  Weise 
ihrer  Anhörung  ist  dem  Ermessen  der  Behörden 
überlassen. 

Die  Kaufmannsgerichte  sind  ebenso  wie  die  Gewerbe- 
gerichte, Staatsgerichte  und  sprechen  Recht  im  Namen 
des  Königs.  Trotzdem  sind  die  Kosten  der  Einrich- 
tung und  der  Unterhaltung  des  Gerichts,  soweit  sie  in 
dessen  Einnahmen  ihre  Deckung  nicht  finden,  von  der 
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Gemeinde  oder  dem  weiteren    Kommunalverbande  zu 
tragen. 

ß)  Zuständigkeit.  Die  Kaufmannsgerichte 
sind  sachlich  zuständig  für  Streitigkeiten  aus 
dem  Dienst-  oder  Lehrverhältnisse  zwischen 
Kaufleuten  einerseits  und  ihren  Handlungsge- 
hilfen und  Lehrlingen  andererseits,  aber  nicht 
für  alle  Streitigkeiten,  sondern  nur  für  solche, 
welche  betreffen: 

1.  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  die  Auflösung 
des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses  sowie  die  Aushän- 
digung oder  den  Inhalt  des  Zeugnisses; 

2.  die  Leistungen  aus  dem  Dienst-  oder  Lehrverhältnisse ; 

3.  die  Rückgabe  von  Sicherheiten,  Zeugnissen,  Legi- 
timationspapieren oder  anderen  Gegenständen,  welche 
aus  Anlass  des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses  über- 
geben worden  sind; 

4.  Ansprüche  auf  Schadenersatz  oder  Zahlung  einer 
Vertragsstrafe  wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  ge- 
höriger Erfüllung  der  Verpflichtungen,  welche  die  unter 
No.  1 — 3  bezeichneten  Gegenstände  betreffen,  sowie 
wegen  gesetzwidriger  oder  unrichtiger  Eintragungen 
in  Zeugnisse,  Krankenkassenbücher  oder  Quittungskarten 
der  Invalidenversicherung ; 

5.  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  von  den 
Handlungsgehilfen  oder  Handlungslehrlingen  zu  leisten- 
den Krankenversicherungsbeiträge  und  Eintrittsgelder 
(§§  53a,  65  des  Krankenversicherungsgesetzes); 

6.  die  Ansprüche  aus  einer  Vereinbarung,  durch  welche 
der  Handlungsgehilfe  oder  Handlungslehrling  für  die 
Zeit  nach  Beendigung  des  Dienst-  oder  Lehrverhält- 
nisses in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  beschränkt  wird 

Auf  Handlungsgehilfen,  deren  Jahresarbeits- 
verdienst an  Lohn  oder  Gehalt  den  Betrag  von 
5000  M  übersteigt,  sowie  auf  die  in  Apo- 
theken beschäftigten  Gehilfen  und  Lehrlinge 
finden  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  keine 
Anwendung. 

Örtlich  zuständig  ist  das  Kaufmannsgericht, 
in  dessen  Bezirk  die  streitige  Verpflichtung  zu 
erfüllen  ist  oder  sich  die  kaufmännische  Nie- 
derlassung des  Prinzipals  oder  der  Wohnsitz 
beider  Parteien  befindet.  Unter  mehreren  zu- 
ständigen Kaufmannsgerichten  hat  der  Kläger 
die  Wahl.  Die  Parteien  können  durch  Verein- 
barung einem  anderen  Kaufmannsgerichte  die 
Entscheidung  übertragen. 

Für  jedes  Kaufmannsgericht  sind  ein  Vor- 
sitzender, ein  oder  mehrere  Stellvertreter,  sowie 
mindestens  4  Beisitzer  zu  berufen. 

Zum  Mitglied  eines  Kaufmannsgerichts  können  (§10 
des  Gesetzes)  nicht  berufen  werden: 

1.  Personen  weiblichen  Geschlechts; 

2.  Ausländer; 

3.  Personen,  welche  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung 
öffentlicher  Ämter  infolge  strafgerichtlicher  Verurteilung 
verloren  haben; 

4.  Personen,  gegen  welche  das  Hauptverfahren  wegen 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens  eröffnet  ist,  dass  die 
Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  der 
Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Ämter  zur  Folge 
haben  kann; 


5.  Personen,  welche  infolge  gerichtlicher  Anordnung 
in  der  Verfügung  über  ihr  Vermögen  beschränkt  sind. 

Zum  Mitglied  eines  Kaufmannsgerichts  soll 
nur  berufen  werden,  wer  das  30.  Lebensjahr 
vollendet  und  in  dem  der  Wahl  vorangegange- 
nen Jahre  für  sich  oder  seine  Familie  Armen- 
unterstützung aus  öffentlichen  Mitteln  nicht 
empfangen  oder  die  empfangene  Armenunter- 
stützung erstattet  hat. 

Zum  Beisitzer  soll,  abgesehen  von  diesen 
allgemeinen  Erfordernissen,  nur  berufen  wer- 
den, wer  im  Bezirk  des  Gerichts  seit  mindestens 
zwei  Jahren  seine  Handelsniederlassung  hat  oder 
beschäftigt  ist. 

Als  Vorsitzender  und  dessen  Stellvertreter 
sollen  Personen  gewählt  werden,  welche  die  Fähigkeit 
zum  Richteramt  erlangt  haben;  auch  können  Personen 
gewählt  werden,  welche  die  Fähigkeit  zum  höheren 
Verwaltungsdienste  besitzen.  Ausnahmen  kann  die  hö- 
here Verwaltungsbehörde  zulassen.  Der  Vorsitzende 
und  seine  Stellvertreter  dürfen  weder  Kaufleute  noch 
Handlungsgehilfen  sein. 

Die  Wahl  der  Beisitzer  ist  unmittelbar  und 
geheim;  sie  findet  nach  den  Grundsätzen  der 
Verhältniswahl  statt  derart,  dass  neben  den 
Mehrheitsgruppen  auch  die  Minderheitsgruppen 
entsprechend  ihrerAnzahl  vertreten  sind.  Hierbei 
kann  die  Stimipabgabe  auf  Vorschlagslisten  be- 
schränkt werden,  die  bis  zu  einem  im  Statute 
festgesetzten  Zeitpunkte  vor  der  Wahl  einzu- 
reichen sind. 

Zur  Teilnahme  an  den  Wahlen  ist  jede  männ- 
liche Person  berechtigt,  die  das  25.   Lebens- 
jahr vollendet  hat   und   in    dem   Bezirke   des     | 
Kaufmannsgerichts  seine  Handelsniederlassung 
hat  oder  beschäftigt  ist. 

Die  Beisitzer,  welche  die  Übernahme  des  Amtes  nur 
aus  bestimmten  Gründen  ablehnen  dürfen,  erhalten  Ver- 
gütung für  Reisekosten  und  Zeitversäumnis.  Ein  Mit- 
glied des  Kaufmannsgerichts,  welches  seine  Amtspflicht 
gröblich  verletzt,  kann  seines   Amtes  entsetzt  werden. 

Das  Kaufmannsgericht  verhandelt  und  ent- 
scheidet in  der  Regel  in  Besetzung  von  3  Mit- 
gliedern, nämlich  dem  Vorsitzenden  und  je 
einem  Vertreter  der  Kaufleute  und  Handlungs- 
gehilfen. Durch  Statut  kann  eine  höhere  Be- 
setzung für  gewisse  Fälle  vorgesehen  werden. 
In  einzelnen  bestimmten  Fällen  entscheidet  der 
Vorsitzende  allein. 

Bei  jedem  Kaufmannsgericht  muss  eine  Ge- 
richtsschreiberei eingerichtet  werden,  in  der 
Regel  in  Verbindung  mit  der  betreffenden  Ge- 
richtsschreiberei des  Gewerbegerichts.  Die  Funk- 
tionen des  Gerichtsschreibers,  welcher  ebenfalls 
zu  beeidigen  ist,  sind  im  wesentlichen:  Auf- 
nahme von  Klagen  und  Anträgen  zu  Protokoll, 
Bewirkung  von  Zustellungen  und  Beglaubigung 
von  Abschriften,  Ladungen,  Führung  der  Pro- 
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tokolle,  Erteilung  von  Rechtskraftattesten  und 
Vollstreckungsklauseln  usw. 

Für  die  Bewirkung  der  Zustellungen  in  dem 
Verfahren  vor  den  Gewerbegerichten  können  an 
Stelle  der  Gerichtsvollzieher  Gemeindebeamte 
verwendet  werden. 

7)  Auf  das  Verfahren  vor  dem  Kauf  man  ns- 
gericht  finden  die  Vorschriften  des  Gewerbe- 
gerichtsgesetzes entsprechende  Anwendung,  mit 
der  Einschränkung,  dass  die  Berufung  zulässig 
ist,  wenn  der  Wert  des  Streitgegenstandes  den 
Betrag  von  300  M  übersteigt. 

Das  Verfahren  vor  den  Gewerbegerichten 
entspricht  im  wesentlichen  den  für  das  amts- 
gerichtliche Verfahren  geltenden  Vorschriften. 
Insbesondere  ist  der  Grundsatz  durchgeführt, 
dass  Betrieb  des  Rechtsstreits  nicht  den  Par- 
teien, sondern  den  Gerichten  obliegt  und  daher 
Ladung  und  Zustellung  regelmässig  von  Amts 
wegen  erfolgen. 

Ein  Mahnverfahren  —  Erwirkung  eines  Zah- 
lungsbefehls —  ist  nicht  zulässig.  Die  Bestim- 
mungen über  die  Gerichtsferien  finden  keine 
Anwendung. 

Für  die  Ablehnung  von  Gerichtspersonen 
sind  die  §§  41 — 49  ZPO.  anwendbar. 

Nicht  prozessfähigen  Parteien,  welche  ohne 
gesetzlichen  Vertreter  sind,  kann  auf  Antrag  bis 
zum  Eintritte  des  gesetzlichen  Vertreters  von 
dem  Vorsitzenden  ein  besonderer  Vertreter  be- 
stellt werden.  Das  gleiche  gilt  im  Falle  erheb- 
licher Entfernung  des  Aufenthaltsortes  des  ge- 
setzlichen Vertreters. 

Rechtsanwälte  und  Personen,  welche  das  Ver- 
handeln vor  Gericht  geschäftsmässig  betrei- 
ben, werden  als  Prozessbevollmächtigte  oder 
Beistände  vor  dem  Kaufmannsgerichte  nicht  zu- 
gelassen. Dieses  Verbot  erstreckt  sich  nicht  nur 
auf  die  mündliche  Verhandlung,  sondern  auf 
das  gesamte  Verfahren,  also  auch  auf  die  Ein- 
reichung der  Klage. 

Im  übrigen  kann  als  Prozessbevollmächtig- 
ter oder  Beistand  jede  prozessfähige  Person 
auftreten.  Die  hierdurch  entstehenden  Kosten 
hat  der  unterliegende  Gegner  aber  nur  dann  zu 
erstatten,  wenn  die  Zuziehung  durch  besondere 
Umstände  gerechtfertigt  war  und  nur  in  der 
Höhe,  die  das  Gericht  als  angemessen  betrachtet. 

Alle  Zustellungen,  z.  B.  der  Klage,  Schrift- 
sätze, Ladungen,  Beschlüsse,  Urteile  usw.  er- 
folgen von  Amts  wegen  durch  Vermittlung  des 
Gerichtsschreibers.  Zustellungen  durch  die  Par- 
tei sind  wirkungslos.  Der  Gerichtsschreiber  be- 
dient sich  hierbei  der  Hilfe  der  Gemeinde- 
beamten oder  der  Post 


Die  Anstrengung  der  Klage  erfolgt  durch 
Einreichung  einer  Klageschrift  oder  zu  Protokoll 
des  Gerichtsschreibers.  An  ordentlichen  Ge- 
richtstagen können  auch  die  Parteien  zur  Ver- 
handlung des  Rechtsstreits  ohne  Terminsbe- 
stimmung und  Ladung  vor  dem  Gericht  er- 
scheinen. Die  Erhebung  der  Klage  erfolgt  in 
diesem  Falle  durch  mündlichen  Vortrag.  Die 
Klage  ist  zu  Protokoll  zu  nehmen,  falls  die 
Sache  streitig  bleibt.     Sie  muss  enthalten: 

1    Die  Bezeichnung  der  Parteien  und  des  Gerichts. 

2.  Die  bestimmte  Angabe  des  Gegenstandes  und  des 
Grundes  des  erhobenen  Anspruchs  sowie  einen  bestimm- 
ten Antrag. 

Dagegen  ist  nicht  erforderlich  Ladung  des 
Beklagten  zur  mündlichen  Verhandlung,  weil 
diese  durch  das  Kaufmannsgericht  erfolgt^  oder 
Angabe  des  Wertes  des  Streitgegenstandes,  weil 
Kauf  mannsgerichte  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert 
zuständig  sind. 

Im  übrigen  finden  auf  die  Klage  die  Vor- 
schriften über  die  vorbereitenden  Schriftsätze 
Anwendung.    Diese  sollen  enthalten: 

1.  die  Bezeichnung  der  Parteien  und  ihrer  gesetz- 
lichen Vertreter  nach  Namen,  Stand  oder  Gewerbe, 
Wohnort  und  Parteistellung;  die  Bezeichnung  des  Ge- 
richts und  des  Streitgegenstandes;  die  Zahl  der  An- 
lagen ; 

2.  die  Anträge,  welche  die  Partei  in  der  Gerichts- 
sitzung zu  stellen  beabsichtigt; 

3.  die  Angabe  der  zur  Begründung  der  Anträge 
dienenden  tatsächlichen  Verhältnisse; 

4.  die  Erklärung  über  die  tatsächlichen  Behauptungen 
des  Gegners; 

5.  die  Bezeichnung  der  Beweismittel,  welcher  sich 
die  Partei  zum  Nachweise  oder  zur  Widerlegung  tat- 
sächlicher Behauptungen  bedienen  will,  sowie  die  Er- 
klärung über  die  von  dem  Gegner  bezeichneten  Be- 
weismittel; 

6.  die  Unterschrift  der  Partei  selbst  oder  desjenigen, 
welcher  für  sie  als  Bevollmächtigter  oder  als  Geschäfts- 
führer ohne  Auftrag  handelt. 

Mit  der  Zustellung  an  den  Gegner  gilt  die 
Klage  als  erhoben,  und  der  Streit  ist  rechts- 
hängig. Klagebeantwortung  oder  vorbereitende 
Schriftsätze  sind  nicht  erforderlich.  Nachdem 
die  Klage  eingereicht  oder  zum  Protokoll  des 
Gerichtsschreibers  angebracht  ist,  hat  der  Vor- 
sitzende einen  möglichst  nahen  Termin  zur  Ver- 
handlung anzusetzen. 

Die  Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Ge- 
richt einschliesslich  der  Verkündung  der  Ur- 
teile und  Beschlüsse  desselben  erfolgt  öffent- 
lich. Durch  das  Gericht  kann  die  Öffentlich- 
keit für  die  Verhandlung  oder  für  einen  Teil 
derselben  nach  Massgabe  der  Vorschriften  in 
den  §§  173 — 175  des  Gerichtsverfassungsge- 
setzes ausgeschlossen  werden. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  deutsche. 
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Erscheint  der  Kläger  im  Verhandlungstermine 
nicht,  so  ist  auf  Antrag  des  Beklagten  das  Ver- 
säumnisurteil dahin  zu  erlassen,  dass  der  Kläger 
mit  der  Klage  abgewiesen  sei.  Erscheint  der 
Beklagte  nicht,  und  beantragt  der  Kläger  das 
Versäumnisurteil,  so  werden  die  in  der  Klage 
behaupteten  Tatsachen  als  zugestanden  ange- 
nommen. Soweit  diese  den  Klageantrag  recht- 
fertigen, ist  nach  dem  Antrage  zu  erkennen; 
soweit  dies  nicht  der  Fall,  ist  die  Klage  abzu- 
weisen. Bleiben  beide  Parteien  aus,  so  ruht 
das  Verfahren,  bis  die  Ansetzung  eines  neuen 
Verhandlungstermins  beantragt  wird. 

Die  Partei,  gegen  welche  ein  Versäumnis- 
urteil erlassen  ist,  kann  binnen  der  Notfrist  von 
3  Tagen  seit  der  an  sie  bewirkten  Zustellung 
des  Urteils  die  Erklärung  abgeben,  dass  sie 
Einspruch  einlege.  Die  Einlegung  gilt  mit  der 
Einreichung  der  Erklärung  oder  mit  deren  Ab- 
gabe zum  Protokolle  des  Gerichtsschreibers 
als  bewirkt 

Nach  Einlegung  des  Einspruchs  hat  der  Vor- 
sitzende einen  neuen  Verhandlungstermin  an- 
zusetzen. Erscheint  die  Partei,  welche  den  Ein- 
spruch eingelegt  hat,  auch  in  dem  neuen  Ter- 
mine nicht,  so  gilt  der  Einspruch  als  zurück- 
genommen. Anderenfalls  wird,  sofern  der 
Einspruch  zulässig  ist,  der  Prozess  in  die  Lage 
zurückversetzt,  in  welcher  er  sich  vor  Eintritt 
der  Versäumnis  befand.  Erscheinen  die  Par- 
teien in  dem  Termine,  so  hat  das  Kaufmanns- 
gericht tunlichst  auf  eine  gütliche  Erledi- 
gung des  Rechtsstreites  hinzuwirken.  Es  kann 
den  Sühneversuch  in  jeder  Lage  des  Verfahrens 
erneuern  und  hat  ihn  bei  Anwesenheit  der  Par- 
teien am  Schlüsse  der  Verhandlung  zu  wieder- 
holen. 

Kommt  ein  Vergleich  nicht  zustande,  so  ist 
über  den  Rechtsstreit  zu  verhandeln.  Der  Vor- 
sitzende hat  dahin  zu  wirken,  dass  die  Par- 
teien über  alle  erheblichen  Tatsachen  sich  voll- 
ständig erklären,  die  Beweismittel  für  ihre  Be- 
hauptungen bezeichnen  und  die  sachdienlichen 
Anträge  stellen.  Er  kann  jederzeit  das  persön- 
liche Erscheinen  der  Parteien  anordnen  und 
für  den  Fall  des  Nichterscheinens  eine  Geld- 
•  strafe  bis  zu  100  M  androhen. 

Die  Beweisaufnahme  erfolgt  in  der  Regel  vor 
dem  Kaufmannsgerichte.  Sie  kann  nur  in  einigen 
Ausnahmefällen  dem  Vorsitzenden  des  Gerichts 
oder  mittels  Ersuchens  einem  Amtsgericht  über- 
tragen werden.  Sie  ist  auch  dann  zu  bewirken, 
wenn  beide  Parteien  oder  eine  Partei  in  dem  für 
die  Beweisaufnahme  bestimmten  Termine  nicht 
erscheinen.     Ein  Beisitzer,  ein  anderes  Kauf- 


mannsgericht  oder  ein  Gewerbegericht  kann  nie 
mit  der  Beweisaufnahme  betraut  werden. 

Die  Gebühren  der  Zeugen  und  Sachverstän- 
digen sind  dieselben  wie  an  den  ordentlichen 
Gerichten. 

Ob  die  Leistung  eines  zugeschobenen  oder 
zurückgeschobenen  Eides  durch  bedingtes  Ur- 
teil oder  durch  Beweisbeschluss  anzuordnen  sei, 
bestimmt  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen.  Im 
übrigen  finden  auf  die  Eidesleistung  die  Vor- 
schriften der  §§  445 — 459  ZPO.  entsprechende 
Anwendung.  Der  Eid  gilt  ohne  weiteres  als  ver- 
weigert, wenn  der  Schwurpflichtige  in  dem  zur 
Eidesleistung  angesetzten  Termine  nicht  er- 
scheint, doch  ist  einmaliges  nachträgliches  Er- 
bieten zur  Eidesleistung  binnen  3  Tagen  gestattet 

Das  über  die  Verhandlung  aufzunehmende 
Protokoll  ist  vom  Vorsitzenden  und  vom  Ge- 
richtsschreiber zu  unterzeichnen.  Das  Urteil  ist 
sofort  nach  Schluss  der  Verhandlung  zu  ver- 
künden. Ein  Verkündigungstermin  darf  nicht 
über  3  Tage  hinaus  angesetzt  werden. 

Aus  dem  Urteile,  das  vom  Vorsitzenden  zu 
unterzeichnen  ist,  müssen  ersichtlich  sein: 

1.  die  Mitglieder  des  Gerichts,  welche  bei  der  Ent- 
scheidung mitgewirkt  haben, 

2.  die  Parteien, 

3.  das  Sach-  und  Streitverhältnis  in  gedrängter  Dar- 
stellung nebst  den  wesentlichen  Entscheidungsgründen, 

4.  der  Spruch  des  Gerichts  in  der  Hauptsache  und 
in  betreff  der  Kosten.  Der  Betrag  der  Kosten,  mit 
Einschluss  einer  der  obsiegenden  Partei  etwa  zu  ge- 
währenden Entschädigung  für  Zeitversäumnis,  soll,  so- 
weit sie  sofort  zu  ermitteln  sind,  im  Urteile  festgestellt 
werden. 

Erfolgt  die  Verurteilung  auf  Vornahme  einer 
Handlung,  so  ist  der  Beklagte  zugleich  auf  An- 
trag des  Klägers  für  den  Fall,  dass  die  Hand- 
lung nicht  binnen  einer  zu  bestimmenden  Frist 
vorgenommen  ist,  zur  Zahlung  einer  nach  dem 
Ermessen  des  Gerichts  festzusetzenden  Ent- 
schädigung zu  verurteilen.  In  diesem  Falle 
ist  die  Zwangsvollstreckung  in  Gemässheit  der 
§§  887,  888  der  ZPO.  ausgeschlossen.  Hier- 
durch erhält  der  Kläger  ein  Mittel,  ohne  An- 
stellung einer  neuen  Klage  das  Recht  des  Scha- 
denersatzes gegen  den  Beklagten  zu  erhalten, 
welcher  dem  Urteil  nicht  Folge  leistet 

Auf  die  Kostenerstattung  finden  die  §§91  — 
102  ZPO.  mit  folgender  Massgabe  Anwendung: 

Die  Verpflichtung  der  unteriiegenden  Partei, 
die  Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen,  erstreckt 
sich  auf  die  Erstattung  der  dem  Gegner  durch  die 
Zuziehung  eines  Prozessbevollmächtigten  oder 
Beistandes  entstandenen  Auslagen  nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  die  Zuziehung  durch  be- 
sondere Umstände  gerechtfertigt  war,  und  nur 


Die  Organisation  der  Gerichte. 


1089 


in  Ansehung  des  Betrags,  welchen  das  Gericht 
für  angemessen  erachtet.  Durch  diese  Bestim- 
mung soll  die  Ernennung  eines  Bevollmäch- 
tigten möglichst  eingeschränkt  und  auf  das  per- 
sönliche Erscheinen  der  Parteien  hingewirkt  wer- 
den. Aus  demselben  Motiv  der  Vereinfachung 
und  Beschleunigung  des  Verfahrens  entspringen 
die  folgenden  Bestimmungen: 

In  dem  ersten  auf  die  Klage  angesetzten  Ter- 
mine kann  die  Zuziehung  der  Beisitzer  unter- 
bleiben. 

Erscheint  in  dem  Termine  nur  eine  der  Par- 
teien, so  erlässt  auf  deren  Antrag  der  Vor- 
sitzende das  Versäumnisurteil.  Erscheinen  beide 
Parteien,  so  hat  der  Vorsitzende  einen  Sühne- 
versuch vorzunehmen.  Kommt  ein  Vergleich 
zustande,  so  ist  dies  im  Protokoll  festzustellen. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Klage  zurückge- 
nommen oder  wenn  auf  den  Klageanspruch 
verzichtet,  bezw.  wenn  er  anerkannt  wird.  In 
diesen  Fällen  hat,  sofern  beantragt  wird,  die 
Rechtsfolgen  durch  Urteil  auszusprechen,  der 
Vorsitzende  das  Urteil  zu  erlassen. 

Bleibt  die  Sache  in  dem  Termine  streitig,  so 
hat  der  Vorsitzende  die  Entscheidung  zu  er- 
lassen, wenn  sie  sofort  erfolgen  kann  und  beide 
Parteien  sie  beantragen.  Andernfalls  ist  ein 
neuer  Verhandlungstermin,  zu  welchem  die 
Beisitzer  zuzuziehen  sind,  anzusetzen  und  so- 
fort zu  verkünden.  Zeugen  und  Sachverstän- 
dige, deren  Vernehmung  der  Vorsitzende  für 
erforderlich  erachtet,  sind  zu  diesem  Termine 
zu  laden. 

Auch  die  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche 
nicht  auf  Grund  einer  mündlichen  Verhandlung 
ergehen,  werden  vom  Vorsitzenden  allein  er- 
lassen. Als  Rechtsmittel  sind  Berufung  und  Be- 
schwerde zulässig,  erstere  aber  nur,  wenn  der 
Wert  des  Streitgegenstandes  300  M  übersteigt. 

Zuständig  ist  die  Zivilkammer  des  örtlich 
übergeordneten  Landgerichts.  Entscheidungen 
über  die  Kostenfestsetzung  sind  nicht  anfechtbar. 

Für  die  Berufung  besteht  Anwaltszwang. 
Die  Berufungsfrist  beträgt  einen  Monat,  be- 
ginnend von  der  Urteilszustellung. 

Die  Beschwerde  ist  gegeben  gegen  alle 
Entscheidungen,  durch  welche  ein  das  Verfahren 
betr.  Gesuch  zurückgewiesen  wird.  Sie  wird 
eingelegt  beim  Kaufmannsgericht;  in  dringenden 
Fällen  beim  Beschwerdegericht.  Für  die  Ein- 
legung selbst  besteht  kein  Anwaltszwang. 

Für  die  Wiederaufnahme  eines  rechts- 
kräftig abgeschlossenen  Rechtsstreits  gelten  die 
Vorschriften  der  ZPO.  über  die  Restitutions- 
und Nichtigkeitsklage. 
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Über  die  Vollstreckbarkeit  der  Ent- 
scheidungen der  Kaufmannsgerichte  gelten 
folgende  Bestimmungen: 

Aus  den  Endurteilen  der  Kaufmannsgerichte,  welche 
rechtskräftig  oder  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  sind, 
sowie  aus  den  Vergleichen,  welche  nach  Erhebung  der 
Klage  vor  dem  Kaufmannsgericht  geschlossen  sind, 
findet  die  Zwangsvollstreckung  statt. 

Die  der  Berufung  oder  dem  Einspruch  unterliegenden 
Urteile  sind  von  Amts  wegen  für  vorläufig  vollstreck- 
bar zu  erklären,  wenn  sie  die  in  No.  1  des  §  4  Gew.- 
Ger.-Ges.  bezeichneten  Streitigkeiten  betreffen  oder  der 
Gegenstand  der  Verurteilung  an  Geld  oder  Geldeswert 
die  Summe  von  300  M  nicht  übersteigt. 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  ist  nicht  auszu- 
sprechen, wenn  glaubhaft  gemacht  wird,  dass  die  Voll- 
streckung dem  Schuldner  einen  nicht  zu  ersetzenden 
Nachteil  bringen  würde;  auch  kann  sie  von  einer  vor- 
gängigen Sicherheitsleistung  abhängig  gemacht  werden. 

Im  übrigen  finden  auf  die  Zwangsvollstreckung  so- 
wie auf  den  Arrest  und  die  einstweiligen  Verfügungen 
die  Vorschriften  im  8.  Buche  der  ZPO.  Anwendung. 
Die  für  den  Beginn  der  Zwangsvollstreckung  erfor- 
derlichen Zustellungen  sind,  soweit  sie  nicht  bereits 
vorher  erfolgt  sind,  auf  Antrag  des  Gläubigers  durch 
das  Kaufmannsgericht  zu  bewirken. 

Die  Rechtskraft  der  Urteile  tritt  ein  mit  dem  Ab- 
lauf der  für  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  vorge- 
schriebenen Frist.  Das  Rechtskraftattest  erteilt  der  Ge- 
richtsschreiber. 

Von  Amts  wegen,  d.  h.  auch  ohne  Antrag  für  vor- 
läufig vollstreckbar  zu  erklären  sind  hiernach  alle  Ur- 
teile unter  300  M,  die  Urteile  über  Antritt.  Fortsetzung 
und  Auflösung  des  Dienst-  und  Lehrverhältnisses,  sowie 
über  Aushändigung  und  Inhalt  von  Zeugnissen,  Aner- 
kenntnisurteile, Urteile  in  Verkündigungsprozessen  u.  a. 

Vollstreckungsgericht  ist  nicht  das  Kaufmannsgericht, 
sondern  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  das  Voll- 
streckungsverfahren stattfinden  soll. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  auf  Grund  einer 
mit  der  Vollstreckungsklausel  versehenen  Ausfertigung, 
welche  der  Gerichtsschreiber  des  Kaufmannsgerichts  er- 
teilt. Notwendige  Voraussetzung  ist  die  Zustellung. 
Für  Arreste  und  einstweilige  Verfügungen  ist  das  Kauf- 
mannsgericht der  Hauptsache  zuständig,  in  dringenden 
Fällen  auch  das  Amtsgericht. 

Da  der  Hauptzweck  des  Gesetzes  darin  be- 
steht, den  Parteien  neben  der  schleunigen  eine 
billige  Rechtspflege  zu  sichern,  sind  die  Ge- 
bühren erheblich  geringer  als  bei  den  ordent- 
lichen Gerichten.  Es  wird  nur  eine  einmalige 
Gebühr  nach  dem  Werte  des  Streitgegenstandes 
erhoben.  Sie  beträgt  bei  einem  Gegenstand 
im  Werte 

bis  20  M  einschliesslich  1,00  M 

von  mehr  als  20  M  bis  50  M 

einschliesslich  1,50   „ 

von  mehr  als  50  M  bis  100  M 

einschliesslich  3,00    „ 

Die  ferneren  Wertklassen  steigen  um  je  100, 
die  Gebühren  um  je  3  M.  Die  höchste  Ge- 
bühr beträgt  30  M. 

Wird  der  Rechtsstreit  durch  Versäumnisurteil 
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oder  durch  eine  auf  Grund  eines  Anerkennt- 
nisses oder  einer  Zurücknahme  der  Klage  er- 
lassene Entscheidung  erledigt,  ohne  dass  eine 
kontradiktorische  Verhandlung  vorhergegangen 
war,  so  wird  eine  Gebühr  in  Höhe  der  Hälfte 
der  oben  bezeichneten  Sätze  erhoben. 

Wird  ein  zur  Beilegung  des  Rechtsstreits  ab- 
geschlossener Vergleich  aufgenommen,  so  wird 
eine  Gebühr  nicht  erhoben,  auch  wenn  eine  kon- 
tradiktorische Verhandlung  vorausgegangen  war. 

Schreibgebühren  kommen  nicht  in  Ansatz. 
Für  Zustellungen  werden  bare  Auslagen  nicht 
erhoben.  Im  übrigen  findet  die  Erhebung  der 
Auslagen  nach  Massgabe  des  §  79  des  Gerichts- 
kostenges.  statt,  dessen  §  2  Anwendung  findet. 

Durch  das  Statut  kann  vorgeschrieben  werden, 
dass  Gebühren  und  Auslagen  in  geringerem 
Betrage  oder  gar  nicht  erhoben  werden. 

Zu  den  Auslagen  gehören  z.  B.  Auslagen  für  Post- 
und  Telegraphengebühren,  für  Veröffentlichungen  von 
Bekanntmachungen,  ferner  Zeugen-  und  Sachverstän- 
digengebühren, Tagegelder,  Reisekosten  für  Lokal- 
termine usw. 

Urkunden,  von  denen  im  Verfahren  Gebrauch 
gemacht  wird,  sind  nur  insoweit  einem  Stempel 
oder  einer  anderen  Abgabe  unterworfen,  als  sie 
es  ohne  diesen  Gebrauch  sein  würden.  Ur- 
kunden, welche  im  Verfahren  errichtet  werden, 
bleiben,  soweit  ihr  Inhalt  über  den  Gegenstand 
des  Verfahrens  hinausgeht,  den  allgemeinen  Vor- 
schriften über  Erhebung  von  Stempeln  oder 
anderen  Abgaben  unterworfen.  Hiernach  sind 
kaufmannsgerichtliche  Urteile  und  Vergleiche 
stempelfrei. 

Vollmachten  unterliegen  in  Preussen  nach  No.  73 
des  Tarifs  zum  Stempelsteuergesetz  vom  31.  JuH  1895, 
sofern  der  Gegenstand  mindestens  150  M  betrifft,  einem 
Stempel  von  1,50  M. 

Ausserdem  finden  die  Vorschriften  der  §§  114 — 127 
ZPO.  über  das  Armenrecht  Anwendung. 

Schuldner  der  Gebühren  und  Auslagen  ist 
derjenige,  welchem  die  Kosten  auferlegt  sind, 
oder  wer  sie  durch  Erklärung  gegenüber  dem 
Kaufmannsgerichte  übernommen  hat,  in  Er- 
mangelung einer  solchen  Entscheidung  oder 
Übernahme  derjenige,  welcher  das  Verfahren 
beantragt  hat. 

Die  Einziehung  erfolgt  nach  den  für  Gemein- 
deabgaben geltenden  Vorschriften  (in  Preussen 
durch  Vollziehungsbeamte,  nicht  durch  Gerichts- 
vollzieher). Von  Kostenvorschüssen  ist  in  der 
Regel  abzusehen. 

Die  Kosten  der  Rechtsmittel  und  der  Zwangs- 
vollstreckung bestimmen  sich  nach  den  für 
die  ordentlichen  Gerichte  massgebenden  Vor- 
schriften. 


Die  ordentlichen  Gerichte  haben  den  Kauf- 
mannsgerichten nach  Massgabe  der  Bestim- 
mungen des  Gerichtsverfassungsgesetzes  Rechts- 
hilfe zu   leisten,  z.   B.    bei   Beweisaufnahmen. 

ö)  Einigungsamt.  Das  Kaufmannsgericht 
kann  ferner  bei  Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten 
und  Handlungsgehilfen  oder  Handlungslehr- 
lingen über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung 
oder  Wiederaufnahme  des  Dienst-  oder  Lehrver- 
hältnisses als E  i n  i gu ngsam  t  angerufen  werden. 

Auf  die  Zusammensetzung  und  das  Verfahren  des 
Einigungsamts  finden  die  Bestimmungen  der  §§63 — 73 
des  Gewerbegerichtsgesetzes  entsprechende  Anwendung. 

Der  Anrufung  ist  Folge  zu  geben,  wenn 
sie  von  beiden  Teilen  erfolgt  und  die  betei- 
ligten Handlungsgehilfen  und  Kaufleute  — 
letztere  sofern  ihre  Zahl  mehr  als  3  beträgt 
—  Vertreter  bestellen,  welche  mit  der  Verhand- 
lung vor  dem  Einigungsamt  beauftragt  werden. 

Als  Vertreter  können  nur  Beteiligte  bestellt  werden, 
welche  das  25.  Lebensjahr  vollendet  haben,  sich  im 
Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden  und  nicht 
durch  gerichtliche  Anordnung  in  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen  beschränkt  sind. 

Erfolgt  die  Anrufung  nur  von  einer  Seite, 
so  soll  der  Vorsitzende  dem  anderen  Teile 
oder  dessen  Stellvertretern  oder  Beauftragten 
Kenntnis  geben  und  zugleich  nach  Möglich- 
keit dahin  wirken,  dass  auch  dieser  Teil  sich 
zur  Anrufung  des  Einigungsamts  bereit  findet. 

Der  Vorsitzende  ist  befugt,  zur  Einleitung 
der  Verhandlung  und  in  deren  Verlauf  an  den 
Streitigkeiten  beteiligte  Personen  vorzuladen  und 
zu  vernehmen. 

Das  Einigungsamt  besteht  aus  dem  Vorsitzen- 
den des  Kaufmannsgerichts  und  aus  Vertrauens- 
männern der  Kaufleute  und  Handlungsgehilfen 
in  gleicher  Zahl.  Die  Vertrauensmänner  wer- 
den von  den  Beteiligten  bezeichnet,  andernfalls 
durch  den  Vorsitzenden  ernannt.  Ihre  Zahl 
beträgt  mindestens  2  für  jede  Partei;  sie  dürfen 
nicht  zu  den  Beteiligten  gehören.  Auch  ist 
die  Zuziehung  unbeteiligter  Personen  als  Bei- 
sitzer mit  beratender  Stimme  gestattet. 

Das  Einigungsamt  hat  durch  Vernehmung 
der  Vertreter  beider  Teile  die  Streitpunkte  und 
die  für  deren  Beurteilung  in  Betracht  kom- 
menden Verhältnisse  festzustellen.  Es  kann  zu 
diesem  Zwecke  Auskunftspersonen  vorladen 
und  vernehmen. 

Die  Auskunftspersonen  sind  nicht  Zeugen; 
weder  besteht  für  sie  ein  Zwang  zu  erscheinen, 
noch  ist  ihre  Vereidigung  zulässig.  Eine  Ver- 
gütung von  Reisekosten  oder  Entschädigung 
von  Zeitversäumnis  ist  nur  auf  Grund  des 
Statuts  zulässig. 


Die  Organisation  der  Gerichte. 
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Nach  erfolgter  Klarstellung  der  Verhältnisse 
ist  in  geheimer  Verhandlung  jedem  Teile  Ge- 
legenheit zu  geben,  sich  über  das  Vorbringen 
des  anderen  Teiles,  sowie  über  die  vorliegenden 
Aussagen  der  Auskunftspersonen  zu  äussern. 
Demnächstfindet  ein  Einigungsversuch  zwischen 
den  streitenden  Teilen  statt. 

Kommt  eine  Vereinbarung  zustande,  so  ist 
deren  Inhalt  durch  eine  von  sämtlichen  Mit- 
gliedern des  Einigungsamts  und  von  den  Ver- 
tretern beider  Teile  zu  unterzeichnende  Be- 
kanntmachung zu  veröffentlichen.  Kommt  sie 
nicht  zustande,  so  hat  das  Einigungsamt  einen 
Schiedsspruch  abzugeben,  welcher  sich  auf  alle 
zwischen  den  Parteien  streitigen  Fragen  zu 
erstrecken  hat.  Die  Beschlussfassung  über  den 
Schiedsspruch  erfolgt  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit. 

Ist  ein  Schiedsspruch  zustande  gekommen, 
so  ist  er  den  Vertretern  beider  Teile  mit  der 
Aufforderung  zu  eröffnen,  sich  binnen  einer 
zu  bestimmenden  Frist  zu  erklären,  ob  sie  sich 
dem  Schiedsspruch  unterwerfen.  Die  Nicht- 
abgabe  der  Erklärung  binnen  der  bestimmten 
Frist  gilt  als  Ablehnung  der  Unterwerfung. 

Nach  Ablauf  der  Frist  hat  das  Einigungs- 
amt eine  von  sämtlichen  Mitgliedern  unter- 
zeichnete öffentliche  Bekanntmachung  zu  er- 
lassen, welche  den  abgegebenen  Schiedsspruch 
und  die  darauf  angegebenen  Erklärungen  der 
Parteien  enthält. 

Die  Form  der  Veröffentlichung  wird  zweck- 
mässig durch  Statut  zu  beschliessen  sein.  Selbst 
wenn  sich  die  Parteien  dem  Schiedsspruch 
unterwerfen,  hat  dieser  nur  eine  moralische, 
aber  keine  rechtliche  Bedeutung.  Eine  Voll- 
streckbarkeit ist  ausgeschlossen. 

Ist  weder  eine  Vereinbarung,noch  ein  Schieds- 
spruch zustande  gekommen,  so  ist  dies  von 
dem  Vorsitzenden  des  Einigungsamts  öffent- 
lich bekannt  zu  machen. 

t)  Das  Kaufmannsgericht  ist  endlich  ver- 
pflichtet, auf  Ansuchen  von  Staatsbehörden  oder 
des  Vorstandes  des  Kommunalverbandes,  für 
welchen  es  errichtet  ist,  Gutachten  über 
Fragen  abzugeben,  welche  das  kaufmännische 
Dienst-  oder  Lehrverhältnis  betreffen. 

Das  Kauf  man  nsgericht  ist  berechtigt,  in  den 
bezeichneten  Fragen  Anträge  an  Behörden,  an 
Vertretungen  von  Kommunalverbänden  und  an 
die  gesetzgebenden  Körperschaften  der  Bundes- 
staaten oder  des  Reichs  zu  richten. 

Zur  Vorbereitung  oder  Abgabe  von  Gut- 
achten sowie  zur  Vorbereitung  von  Anträgen 
können   Ausschüsse  aus  der  Mitte  des  Kauf- 


mahnsgerichts  gebildet  werden.  Diese  Aus- 
schüsse müssen,  sofern  es  sich  um  Fragen 
handelt,  welche  die  Interessen  beider  Teile  be- 
rühren, zu  gleichen  Teilen  aus  Kaufleuten  und 
Handlungsgehilfen  zusammengesetzt  sein.  Das 
Nähere  bestimmt  das  Statut. 

Diese  Funktion  ist  dem  Kaufmannsgericht 
mit  Rücksicht  darauf  verliehen  worden,  dass 
in  den  bisher  bestehenden  Handelsvertretungen 
nur  die  Prinzipale  vertreten  waren,  man  aber 
auch  den  Angestellten  Gelegenheit  geben  wollte, 
ihre  Ansichten  und  Wünsche  zu  äussern. 

Q  Da  die  Vorteile  der  Kaufmannsgerichte  nur 
verhältnismässig  wenig  Orten  zugute  kommen, 
hat  man  für  die  Gemeinden,  für  welche  kein 
Kaufmannsgericht  besteht,  in  Analogie  des  Ge- 
werbegerichtsgesetzes eine  provisorische  Ent- 
scheidung des  Gemeindevorstehers  für 
Streitigkeiten  über  Antritt,  Fortsetzung  und  Auf- 
lösung des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses,  über 
Zeugnisse  und  Krankenversicherungsbeiträge 
zugelassen. 

Zuständig  ist  der  Vorsteher  der  Gemeinde, 
in  deren  Bezirke  die  streitige  Verpflichtung  aus 
dem  Dienst-  oder  Lehrverhältnisse  zu  erfüllen 
ist  oder  sich  die  Handelsniederlassung  des  Kauf- 
manns befindet  oder  beide  Parteien  ihren  Wohn- 
sitz haben. 

Jede  Partei  kann  die  vorläufige  Entscheidung 
des  Gemeindevorstehers,  Bürgermeisters,  Schult- 
heiss,  Ortsvorstehers  usw.  nachsuchen. 

Den  Parteien  ist  Gelegenheit  zu  geben,  ihre 
Ausführungen  und  Beweismittel  in  einem  Ter- 
mine vorzubringen.  Eine  Beweisaufnahme  durch 
Ersuchen  anderer  Behörden  findet  nicht  statt; 
Vereidigungen  sind  nicht  zulässig. 

Kommt  ein  Vergleich  zustande,  so  ist  ein 
Protokoll  darüber  aufzunehmen  und  von  den 
Parteien  und  dem  Gemeindevorsteher  zu  unter- 
schreiben. 

Eine  Verpflichtung  zur  Anrufung  des  Ge- 
meindevorstehers besteht  nicht.  Das  Verfahren 
ist  kosten-  und  gebührenfrei.  Der  Vorsteher 
ist  nicht  an  die  Vorschriften  der  Zivilprozess- 
ordnung gebunden. 

Die  Entscheidung  des  Gemeindevorstehers 
ist  schriftlich  abzufassen;  sie  geht  in  Rechts- 
kraft über,  wenn  nicht  binnen  einer  Notfrist 
von  10  Tagen  von  einer  der  Parteien  Klage 
bei  dem  ordentlichen  Gericht  erhoben  wird. 
Die  Frist  beginnt  mit  der  Verkündung,  gegen 
eine  bei  der  Verkündung  nicht  anwesende  Partei 
mit  der  Behändigung  der  Entscheidung. 

Die  vor  dem  Gemeindevorsteher  geschlos- 
senen Vergleiche,  sowie  die  rechtskräftigen  oder 
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vollstreckbaren  Entscheidungen  desselben  sind, 
sofern  die  Partei  es  beantragt,  auf  Ersuchen 
des  Gemeindevorstehers  durch  die  Ortspolizei- 
behörde nach  den  Vorschriften  über  das  Ver- 
waltungszwangsverfahren zu  vollstrecken.  Ein 
unmittelbarer  Zwang  zur  Vornahme  einer  Hand- 
lung ist  nur  im  Falle  des  §  127d  der  Ge- 
werbeordnung zulässig;  die  Leistung  von 
Diensten  aus  einem  Dienstvertrage  kann  durch 
Geldstrafen  nicht  erzwungen  werden. 

Der  Gemeindevorsteher  kann  die  Wahrnehmung  der 
ihm  obliegenden  Geschäfte  mit  Genehmigung  der  hö- 
heren Verwaltungsbehörde  einem  Stellvertreter  über- 
tragen, der  aus  der  Mitte  der  Gemeindeverwaltung 
oder  Gemeindevertretung  auf  mindestens  1  Jahr  be- 
rufen werden  muss.  Die  Berufung  ist  öffentlich  be- 
kannt zu  machen. 

Literatur:  Max  Apt,  Textausgabe  mit  An- 
merkungen, Berlin,  welche  auch  vorstehender  Skizze 
zur  Grundlage  gedient  hat;  Systematischer  Leitfaden 
von  Walther  Graf,  Leipzig;  S.Hirsekorn,  Leipzig; 
E.  Kulka,  Leipzig;  vonMeyeren,  Berlin;  Handaus- 
gabe von  M.  von  Schulz,  Berlin. 

Dr.  Max  Apt-Berlin. 

3.  Die  Gewerbegerichte. 

Die  Gewerbegerichte,  eingeführt  durch  das 
Reichsgesetz  vom  29.  Juli  1890,  bestehen  für 
den  Bezirk  einer  oder  mehrerer  Gemeinden. 
Ihre  Organisation  richtet  sich  nach  dem  Ge- 
werbegerichtsgesetz sowie  nach  dem  für  jedes 
Gewerbegericht  gemäss  den  Bestimmungen  des 
Gewerbegerichtsgesetzes  aufzustellenden  Statut. 

Die  Gewerbegerichte  sind  ausschliesslich  zu- 
ständig für  gewerbliche  Streitigkeiten  zwi- 
schen Arbeitern  einerseits  und  ihren  Arbeit- 
gebern andererseits,  sowie  zwischen  Arbeitern 
desselben  Arbeitgebers.  Dabei  gelten  als  Ar- 
beiter diejenigen  Gesellen,  Gehilfen,  Fabrik- 
arbeiter und  Lehrlinge,  auf  welche  der  7.  Titel 
der  Gewerbeordnung  Anwendung  findet  (s. 
oben),  sowie  Betriebsbeamte,  Werkmeister  und 
mit  höheren  technischen  Dienstleistungen  be- 
traute Angestellte,  deren  Jahresarbeitsverdienst 
an  Lohn  oder  Gehalt  2000  M  nicht  übersteigt. 

Unter  gewerblichen  Streitigkeiten  sind  zu  verstehen 
Streitigkeiten 

über  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  die  Auf- 
lösung des  Arbeitsverhältnisses,  sowie  über  die  Aus- 
händigung oder  den  Inhalt  des  Arbeitsbuchs  oder 
Zeugnisses; 

über  die  Leistungen    und  Entschädigungsansprüche 


aus  dem  Arbeitsverhähnisse,  sowie  über  eine  in  Be- 
ziehung hierauf  bedungene  Konventionalstrafe; 

über  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  von  den 
Arbeitern  zu  leistenden  Krankenversicherungsbeiträge 
(§§  53,  65,  72,  73  des  Ges.  betr.  die  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter  vom   15.  August  1883); 

über  die  Ansprüche,  welche  auf  Grund  der  Über- 
nahme einer  gemeinsamen  Arbeit  von  Arbeitern  des- 
selben Arbeitgebers  gegeneinander  erhoben  werden. 

Der  Wert  des  streitigen  Gegenstandes  spielt 
dabei  keine  Rolle,  vielmehr  sind  die  Gewerbe- 
gerichte für  diese  gewerblichen  Streitigkeiten 
ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegen- 
standes zuständig. 

Entstehen  Streitigkeiten  der  bezeichneten  Art  zwi- 
schen Personen,  welche  für  bestimmte  Gewerbetrei- 
bende ausserhalb  deren  Arbeitsstätte  mit  Anfertigung 
gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  sind  (Heimarbeiter, 
Hausgewerbetreibende),  und  ihren  Arbeitgebern  oder 
zwischen  solchen  Hausgewerbetreibenden  untereinander, 
so  sind  die  Gewerbegerichte  gleichfalls  ausschliesslich 
zuständig,  sofern  die  Beschäftigung  der  Heimarbeiter 
auf  die  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  der  ihnen  von 
dem  Arbeitgeber  gelieferten  Rohstoffe  oder  Halbfabri- 
kate beschränkt  ist.  Streitigkeiten  derjenigen  Hausge- 
werbetreibenden, welche  die  Rohstoffe  oder  Halbfabri- 
kate selbst  beschaffen,  unterliegen  der  Zuständigkeit 
der  Gewerbegerichte,  soweit  dies  durch  das  Statut  be- 
stimmt ist. 

Für  jedes  Gewerbegericht  sind  ein  Vor- 
sitzender und  mindestens  ein  Stellvertreter  so- 
wie mindestens  vier  Beisitzer  zu  berufen.  Der 
Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter  werden 
von  der  Gemeindevertretung  bestellt  und  dürfen 
weder  Arbeitgeber  noch  Arbeiter  sein.  Die  Bei- 
sitzer dagegen  müssen  zur  Hälfte  aus  den  Arbeit- 
gebern, zur  Hälfte  aus  den  Arbeitern  entnommen 
werden,  und  werden  mittels  Wahl  der  Arbeit- 
geber, bezw.  der  Arbeiter  bestellt.  Die  Wahl 
ist  unmittelbar  und  geheim  und  erfolgt  auf  min- 
destens 1  und  auf  höchstens  6  Jahre.  Wieder- 
wahl ist  zulässig. 

Das  Gewerbegericht  verhandelt  und  ent- 
scheidet im  allgemeinen  in  der  Besetzung  von 
3  Mitgliedern  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden. 

Bei  jedem  Gewerbegericht  ist  eine  Gerichts- 
schreiberei eingerichtet. 

Zweitinstanzlich  es  Gericht  ist  das  Land- 
gericht, in  dessen  Bezirk  das  Gewerbegericht 
seinen  Sitz  hat.  Berufung  ist  jedoch  nur  zu- 
lässig, wenn  der  Wert  des  Streitgegenstandes 
den  Betrag  von  1 00  M  übersteigt.  Ein  weiteres 
Rechtsmittel  gegen  das  Urteil  des  Landgerichts 
gibt  es  nicht 
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1.  Das  Verfahren  vor  den  ordentlichen 

Gerichten. 

a)  Das  Verfahren  in  1.  Instanz. 

a)  Das  Verfahren  vor  dem  Amtsge- 
richt. Mit  der  Klageerhebung  beginnt  der 
Prozess.  Die  Fähigkeit,  einen  Prozess  selb- 
ständig zu  führen  (Prozessfähigkeit),  steht  jeder 
Person  insoweit  zu,  als  sie  sich  durch  Ver- 
träge verpflichten  kann  (ZPO.  §  52).  Für 
nichtprozessfähige  Personen  tritt  deren  gesetz- 
licher Vertreter  auf. 

Zu  unterscheiden  von  der  Prozessfähigkeit  ist  die 
Parteifähigkeit,  d.  h.  die  Fähigkeit,  Subjekt  eines 
Prozesses  zu  sein.     Parteifähig  ist,  wer  rechtsfähig  ist. 

Die  Klage  ist  ein  Schriftstück  (Schriftsatz), 
das  enthalten  muss: 

1.  Die  Bezeichnung  der  Parteien  und  des 
Gerichts  (letzteres  gewöhnlich  in  Form  der 
Adresse  gebracht),  z.  B.: 

An  das  Königliche  Amtsgericht  Leipzig. 
Klage 
des  Engroshändlers  Wilhelm  Müller  in  Leipzig,  Orim- 
maischestrasse  200, 

Klägers, 
gegen 
den  Kolonialwarenhändler  Friedrich  Schulze  in  Leipzig, 
Petersstrasse  100, 

Beklagten. 

2.  Die  Ladung  des  Beklagten  vor  das  Pro- 
zessgericht zur  mündlichen  Verhandlung  des 
Rechtsstreits,  z.  B.: 

Zur  mündlichen  Verhandlung  des  Rechtsstreits 
lade  ich  den  Beklagten  vor  das  Königliche  Amtsge- 
gericht  Leipzig  auf  den  von  diesem  zu  bestimmen- 
den Termin. 

3.  Die  bestimmte  Angabe  des  Gegenstandes 
und   des  Grundes  des  erhobenen  Anspruchs. 

Der  Gegenstand  des  Anspruchs  ist  das 
geltend  gemachte  Recht. 

Gewöhnlich  bringt  man  den  Gegenstand  des  An- 
spruchs ganz  kurz  nach  der  Parteibezeichnung  und  gram- 
matikalisch abhängig  von  dem  Eingangswort  „Klage" 
in  Wendungen  wie  den  folgenden: 

„wegen  Kaufpreisforderung",  „wegen  Räumung  einer 
Wohnung",    „auf  Abgabe    einer   Willenserklärung". 

Der  Grund  des  erhobenen  Anspruchs, 
der  Klagegrund,  wird  gebildet  durch  diejenigen 
Tatsachen,  welche  in  Verbindung  mit  einem 
bestimmten  Rechtssatz  geeignet  sind,  den  An- 
spruch als  in  der  Person  des  Klägers  entstanden 
und  zugleich  als  durch  den  Beklagten  verletzt 
erscheinen  zu  lassen. 

4.  Einen  bestimmten  Antrag,  z.  B.: 

Ich  beantrage,  den  Beklagten  zu  verurteilen,  an 
mich  100  M  zu  zahlen,  und  das  Urteil  für  vorläufig 
vollstreckbar  zu  erklären. 


Der  Antrag  geht  meistens  auf  Vornahme  einer 
Handlung,  zu  welcher  der  Beklagte  nach  der  Behaup- 
tung des  Klägers  gegenwärtig  verpflichtet  ist.  In 
diesem  Falle  spricht  maii  von  einer  Leistungsklage. 
Ausnahmsweise  kann  auch  Klage  auf  künftige  Leistung 
erhoben  werden,  z.  B.  bei  wiederkehrenden  Leistun- 
gen, wie  fortlaufenden  Gehaltszahlungen,  oder  wenn 
den  Umständen  nach  die  Besorgnis  begründet  ist,  dass 
der  Beklagte  sich  der  rechtzeitigen  Leistung  entziehen 
werde. 

Beispiel:  Ein  Schuldner  bestreitet  die  Verbindlich- 
keit schon  vor  Fälligkeit. 

Neben  der  Leistungsklage  gibt  es  noch  die  Fest- 
stellungsklage.  Es  kann  Klage  auf  Feststellung 
des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  eines  Rechtsver- 
hältnisses (z.  B.  darauf,  das  Gericht  wolle  erkennen, 
dass  Kläger  dem  Beklagten  eine  bestimmte  Geldsumme 
nicht  schuldig  sei),  auf  Anerkennung  einer  Urkunde 
oder  auf  Feststellung  ihrer  Unechtheit  erhoben  werden, 
wenn  der  Kläger  ein  rechtliches  Interesse  daran  hat, 
dass  das  Rechtsverhältnis  oder  die  Echtheit  oder  Un- 
echtheit der  Urkunde  durch  gerichtliche  Entscheidung 
alsbald  festgestellt  wird. 

5.  Den  Wert  des  Streitgegenstandes,  sofern  er 
nicht  in  einer  bestimmten  Geldsumme  besteht, 
und  wenn  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  von 
diesem  Wert  abhängt. 

Die  Klageschrift  muss  in  einer  vom  Kläger 
selbst  oder  von  seinem  mit  schriftlicher  und 
dem  Gericht  zu  überreichender  Vollmacht 
versehenen,  prozessfähigen  Bevollmächtigten 
(ZPO.  §  79)  eigenhändig  unterschriebenen  Ur- 
schrift und  mindestens  2  Abschriften  beim  Ge- 
richtsschreiber des  Prozessgerichts  eingereicht 
werden.  Es  ist  aber  auch  zulässig,  dass  die 
Klage  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  per- 
sönlich oder  von  dem  schriftlich  Bevollmäch- 
tigten angebracht  wird  (ZPO.  §  496).  Das 
Protokoll  ist  zu  unterschreiben.  Der  Gerichts- 
schreiber fertigt  davon  mindestens  2  Abschrif- 
ten aus. 

Die  Anzahl  der  Abschriften  richtet  sich  nach  der 
Zahl  der  Beklagten.  Eine  Abschrift  ist  für  das  Gericht, 
die  übrigen  sind  für  die  Beklagten  bestimmt.  Bei  einem 
Beklagten  genügt  daher  ausser  der  Gerichtsabschrift 
eine  weitere  Abschrift.  Bei  mehreren  Beklagten  sind 
entsprechend  mehr  Abschriften  einzureichen,  bezw.  an- 
zufertigen. 

Sodann  legt  der  Gerichtsschreiber  die  Ur- 
schrift, bezw.  das  unterschriebene  Protokoll 
dem  Amtsrichter  vor,  der  nun  einen  Termin 
zur  mündlichen  Verhandlung  bestimmt.  Als- 
dann erfolgt  die  Zustellung  der  Klage  an  den 
Beklagten,  wofür  der  Gerichtsschreiber  zu  sorgen 
hat,  sofern  nicht  der  Kläger  in  der  Klage  oder 
dem  Protokoll  erklärt  hat,  dies  selbst  tun  zu 
wollen. 

Die  Zustellung  erfolgt  durch  den  Gerichts- 
vollzieher, dem  daher  die  zuzustellenden  Schrift- 
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stücke  zu  übergeben  sind,  wenn  sie  nicht  nach 
vorstehendem  dem  Gerichtsschreiber  zum 
Zwecke  der  Vermittelung  der  Zustellung  über- 
geben werden.  Die  Zustellung  besteht  in  der 
Übergabe  einer  beglaubigten  Abschrift  des  zu- 
zustellenden Schriftstücks  an  den  Beklagten. 
Die  Beglaubigung  geschieht  durch  den  Ge- 
richtsvollzieher oder  durch  den   Rechtsanwalt. 

An  Orten  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  stellt  der 
Gerichtsvollzieher  gewöhnlich  nicht  selbst  zu,  sondern 
lässt  die  Zustellung  durch  die  Post  bewirken.  Es  über- 
gibt alsdann  der  Postbote  die  vom  Gerichtsvollzieher 
(oder  dem  Anwalt)  beglaubigte  Abschrift  des  zuzustel- 
lenden Schriftstücks. 

Bei  nichtprozessfähigen  Personen  erfolgt  die 
Zustellung  an  den  gesetzlichen  Vertreter.  Ist 
ein  Prozessbevollmächtigter  bestellt,  so  müssen 
alle  Zustellungen  an  diesen  erfolgen. 

Wird  die  Person,  welcher  zuzustellen  ist,  nicht  an- 
getroffen, so  ist  Ersatzzustellung  an  gewisse  Personen, 
z.  B.  an  einen  zur  Famihe  gehörigen  erwachsenen 
Hausgenossen  oder  eine  in  der  Familie  dienende  er- 
wachsene Person  oder  an  einen  Gewerbegehilfen,  zu- 
lässig. Ist  der  Aufenthalt  einer  Person  unbekannt,  so 
kann  die  Zustellung  durch  öffentliche  Bekanntmachung 
erfolgen. 

Mit  der  Zustellung  ist  die  Klage  erhoben, 
un  .  hierdurch  wird  die  Rechtshängigkeit  der 
Streitsache  begründet.  Dem  Beklagten  ist  frei- 
gestellt, durch  einen  Schriftsatz,  der  dem  Gegner 
zuzustellen  ist,  seine  Einwendungen  dem  Ge- 
richt zugehen  zu  lassen. 

Zu  erheben  ist  die  Klage  im  allgemeinen 
bei  dem  Gericht,  bei  dem  der  Beklagte  seinen 
allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 

Den  allgemeinen  Gerichtsstand  hat  der  Beklagte 
bei  demjenigen  Gericht,  in  dessen  Bezirk  er  seinen 
Wohnsitz  hat.  Hat  er  keinen  Wohnsitz,  so  ist  der 
allgemeine  Gerichtsstand  bei  demjenigen  Gericht  be- 
gründet, in  dessen  Bezirk  er  seinen  Aufenthaltsort  hat. 
Ist  ein  Aufenthaltsort  im  Deutschen  Reiche  nicht  be- 
kannt, so  ist  der  letzte  Wohnsitz  massgebend. 

Es  gibt  auch  besondere  Gerichtsstände  mit 
der  Wirkung,  dass  in  besonderen  Fällen  die 
Klage  bei  dem  Gericht  eingereicht  werden 
kann,  bei  welchem  der  besondere  Gerichts- 
stand begründet  ist. 

So  ist  z.  B.  zuständig 

das  Gericht  des  Ortes,  in  dem  sich  eine  Handels- 
niederlassung (Haupt-  oder  Zweigniederlassung)  befin- 
det, für  alle  Klagen,  welche  auf  den  Geschäftsbetrieb 
der  Niederlassung  Bezug  haben, 

für  Klagen  auf  Feststellung  des  Bestehens  oder 
Nichtbestehens  eines  Vertrages,  auf  Erfüllung  oder 
Aufhebung  eines  solchen,  sowie  auf  Entschädigung 
wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Erfüllung, 
das  Gericht  des  Ortes,  an  welchem  die  streitige  Ver- 
pflichtung zu  erfüllen  ist. 

Diese  Bestimmung  ist  ausserordentlich  wichtig,  da 
bei  Kaufverträgen  sehr  häufig  als  Erfüllungsort  der 
Ort  der  Niederlassung  des  Verkäufers  bedungen  wird. 
Das  hat  die  für  den  Käufer  unter  Umständen  unange- 


nehme Wirkung,  dass  bei  Streitigkeiten  aus  dem  Kauf- 
vertrage der  Verkäufer  die  Klage  am  Orte  seiner  (detj 
Verkäufers)  Handelsniederlassung  erheben  kann.  (f 

Von    besonderer  Bedeutung   ist    noch    die' 
Vorschrift,  dass  ein  Gericht  I.Instanz,  welches 
an  sich  unzuständig  ist,  d.  h.  bei  welchem  an 
sich    ein    Gerichtsstand    nicht    begründet    ist, 
durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Ver- 
einbarung der   Parteien    zuständig  wird,  um^ 
zwar  kann  sich  die  Vereinbarung  sowohl  aul 
die  sachliche  wie  auf  die  örtliche  Zuständigkeit 
beziehen,    es    kann    also   sowohl    amtsgericht-- 
liehe  Zuständigkeit  vereinbart  werden,  währenc 
an  sich  das  Landgericht  zuständig  wäre,  un( 
weiterhin   kann  ein  anderes  als  das  eigentlich 
zuständige  Amtsgericht  als  zuständig  bestimmf 
werden. 

Eine  Person,  welche  in  Königsberg  wohnt  und  von 
einer  anderen  Person  auf  Zahlung  von  1000  M  in  An- 
spruch genommen  wird,  kann  also  mit  dieser  anderen 
Person  auch  vereinbaren,  dass  der  Rechtsstreit  bei  dem 
Amtsgericht  in  München  anhängig  gemacht  wird. 

Die  Vereinbarung  über  die  Zuständigkeit  kann  aus  _ 
verschiedenen  Gründen  erfolgen,  so  z.  B.  wenn  befa|^| 
dem  eigentlich  zuständigen  Gericht  Anwälte  nicht  zu-^B 
gelassen  sind. 

Eine  stillschweigende  Vereinbarung  über  die 
örtliche  Zuständigkeit  ist  anzunehmen,  wenn 
der  Beklagte,  ohne  die  Unzuständigkeit  geltend 
zu  machen,  zur  Hauptsache  mündlich  verhan- 
delt hat.  Daher  muss  der  Beklagte  den  Mangel 
der  Zuständigkeit,  sofern  er  die  Verhandlung 
vor  dem  angerufenen  Gericht  nicht  wünscht, 
rügen,  ehe  er  zur  Hauptsache  verhandelt. 

Nunmehr  haben  die  Parteien  sich  zur  münd- 
lichen Verhandlung  im  festgesetzten  Ter- 
min vor  Gericht  einzufinden. 

Zwischen  der  Zustellung  der  Klage  und  dem  1. 
Termin  muss  die  sog.  Einlassungsfrist  Hegen,  durch 
die  dem  Beklagten  Zeit  gegeben  werden  soll,  seine 
Rechte  auszuführen.  Sie  beträgt  in  amtsgerichtlichen 
Prozessen  mindestens  3  Tage,  wenn  die  Zustellung  im 
Bezirk  des  Prozessgerichts,  mindestens  eine  Woche, 
wenn  sie  ausserhalb  desselben,  jedoch  im  Deutschen 
Reiche  erfolgt. 

Die  Parteien  brauchen  in  der  mündlichen 
Verhandlung  nicht  persönlich  zu  erscheinen, 
sondern  können  sich  durch  Bevollmächtigte 
vertreten  lassen. 

Die  Vollmacht  kann  für  den  ganzen  Prozess  erteilt 
werden  (Prozessvollmacht)  oder  sich  auf  bestimmte 
Termine  beziehen.  Als  Bevollmächtigter  kann  jede 
prozessfähige  Person  auftreten  (ZPO.  §  79)  insbeson- 
dere können  Rechtsanwälte  zu  Bevollmächtigten  be- 
stellt werden. 

Die  Leitung  der  mündlichen  Verhandlung 
liegt  dem  Amtsrichter  ob.  Er  erteilt  das  Wort 
und  entzieht  es  dem,  der  seinen  Anordnungen 
nicht  Folge   leistet.     Er   hat   dafür  Sorge  zu 
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tragen,  dass  die  Sache  erschöpfende  Erörterung 
findet  (ZPO.  §  136)  und  auch  dahin  zu  wir- 
ken, dass  die  Parteien  die  sachdienHchen  An- 
träge stellen. 

Zunächst  stellt  der  Kläger  den  Klageantrag, 
der  Beklagte  den  Abweisungsantrag. 

Es  ist  für  den  Beklagten  stets  empfehlenswert,  nicht 
nur  den  Kiageabweisungsantrag  zu  stellen,  sondern  auch 
sich  zur  Sicherheitsleistung  für  den  Fall  der  Ver- 
urteilung zu  erbieten.  Dadurch  geniesst  er  den  Vor- 
teil, dass  das  amtsgerichtliche,  an  sich  regelmässig  vor- 
läufig vollstreckbare  Urteil  nicht  vollstreckt  wird,  so- 
fern er  die  Sicherheit  leistet.  Er  entgeht  dann  der 
Gefahr,  die  z.  B.  bei  einem  zahlungsunfähigen  Kläger 
besteht,  vom  Amtsgericht  zur  Zahlungsleistung  verur- 
teilt zu  werden,  ohne  von  einer  Änderung  des  Urteils 
in  der  Berufungsinstanz  den  Erfolg  zu  haben,  wieder 
zu  seinem  Gelde  zu  kommen. 

Sodann  hat  der  Kläger  die  Klagebegrün- 
dung, der  Beklagte  die  Begründung  für  seinen 
Widerspruch  in  freier  Rede  vorzutragen.  Jede 
Partei  hat  sich  über  die  vom  Gegner  behaup- 
teten Tatsachen  zu  erklären. 

Der  weitere  Gang  des  Prozesses  richtet  sich 
nach  der  Art  dieser  Erklärung.  Wird  eine 
rechtserhebliche  Behauptung  bestritten,  so  muss 
Beweis  für  die  Behauptung  angetreten  werden. 
Wird  eine  Behauptung  zugegeben,  so  bedarf 
sie  keines  Beweises.  Die  ZPO.  kennt  folgende 
Arten  der  Beweisführung:  a)  durch  Augen- 
schein, b)  durch  Zeugen,  c)  durch  Sachver- 
ständige, d)  durch  Urkunden  und  e)  durch  Eid. 

Die  Antretung  des  Beweises  erfolgt 

im  Falle  a) :  durch  die  Bezeichnung  des  Gegenstan- 
des des  Augenscheins  und  durch  die  Angabe  der  zu 
beweisenden  Tatsachen; 

im  Falle  b):  durch  die  Benennung  der  Zeugen  und 
die  Bezeichnung  der  Tatsachen,  über  welche  die  Ver- 
nehmung der  Zeugen  stattfinden  soll; 

im  Falle  c):  durch  die  Bezeichnung  der  zu  begut- 
achtenden Punkte; 

im  Falle  d):  falls  der  Beweisführer  die  Urkunde  in 
den  Händen  hat,  durch  Vorlegung  der  Urkunde;  falls  sich 
die  Urkunde  nach  der  Behauptung  des  Beweisführers 
in  den  Händen  des  Gegners  befindet,  durch  den  An- 
trag, dem  Gegner  die  Voriegung  der  Urkunde  aufzu- 
geben; falls  sich  die  Urkunde  nach  der  Behauptung 
des  Beweisführers  in  den  Händen  eines  Dritten  be- 
findet, durch  den  Antrag,  zur  Herbeischaffung  der  Ur- 
kunde eine  Frist  zu  bestimmen;  falls  sich  die  Urkunde 
nach  der  Behauptung  des  Beweisführers  in  den  Hän- 
den einer  öffentlichen  Behörde  oder  eines  öffentlichen 
Beamten  befindet,  durch  den  Antrag,  die  Behörde  oder 
den  Beamten  um  die  Mitteilung  der  Urkunde  zu  er- 
suchen; 

im  Falle  e):  durch  die  bestimmte  Bezeichnung  der 
zu  beweisenden  Tatsache  und  die  Erklärung,  dass  dem 
Gegner  über  die  Tatsache  der  Eid  zugeschoben  wird. 
Die  Eideszuschiebung  ist  nur  über  Tatsachen  zulässig, 
welche  in  Handlungen  des  Gegners,  seiner  Rechtsvor- 
gänger oder  Vertreter  bestehen  oder  Gegenstand  der 
Wahrnehmung  dieser  Personen  gewesen  sind.  Die 
Partei,  welcher  der  Eid  zugeschoben  wird,  hat  sich  zu 


erklären,  ob  sie  den  Eid  annimmt  oder  zurückschiebt. 
Die  Zurückschiebung  ist  aber  nur  insofern  zulässig, 
als  nach  dem  vorletzten  Satze  die  Zuschiebung  zulässig 
sein  würde,  also  nur  insofern,  als  die  Tatsache  in  einer 
Handlung  derjenigen  Person,  welcher  der  Eid  zurück- 
geschoben wird,  ihres  Rechtsvorgängers  oder  ihres 
Vertreters  besteht,  oder  Gegenstand  der  Wahrnehmung 
dieser  Personen  gewesen  ist. 

Kläger  schiebt  z.  B.  dem  Beklagten  den  Eid  darüber 
zu,  dass  er  ihm  100  M  gezahlt  habe;  hier  ist  die  Zu- 
rückschiebung des  Eides  zulässig.  Dazu  das  Gegen- 
stück: Kläger  behauptet,  dass  Beklagter  —  in  seiner 
Abwesenheit  —  einen  Brief  unterschrieben  habe.  Der 
hierüber  zugeschobene  Eid  kann  nicht  zurückgeschoben 
werden,  da  die  Tatsache  des  Unterschreibens  nicht 
Gegenstand  der  Wahrnehmung  des  Klägers  gewesen  ist. 
Auf  die  Beweisanordnung  folgt  die  —  in 
der  Regel  durch  Beweisbeschluss  anzuord- 
nende —  Beweiserhebung  durch  das  Gericht. 
Diese  geschieht  beim  Beweis  durch  Augen- 
schein dadurch,  dass  das  Gericht  den  Gegen- 
stand des  Augenscheins  besichtigt. 

Die  Aufnahme  des  Zeugenbeweises  ge- 
schieht durch  Vernehmimg  des  Zeugen  und 
erfolgt  regelmässig  durch  das  Prozessgericht 
Falls  aber  ein  Zeuge  weit  entfernt  vom  Orte 
des  Prozessgerichts  wohnt,  so  ersucht  das 
Prozessgericht  gewöhnlich  das  Amtsgericht,  in 
dessen  Bezirk  der  Zeuge  wohnt,  um  Vernehmung. 
Der  Zeuge  wird  zur  Vernehmung  vom  Ge- 
richt geladen.  Bleibt  er  trotz  ordnungsmässiger 
Ladung  unentschuldigt  aus,  so  ist  er  in  Geld-, 
ev.  auch  in  Haftstrafe  zu  nehmen.  Auch  kann 
er  zwangsweise  vorgeführt  werden. 

Als  Zeuge  kann  weder  die  Prozesspartei  noch  — 
bei  einer  nicht  prozessfähigen  Partei  —  deren  gesetz- 
licher Vertreter  vernommen  werden.  Eine  Reihe  von 
Personen,  z.  B.  der  Ehegatte  und  nähere  Verwandte, 
können  regelmässig  das  Zeugnis  verweigern.  Auch 
kann  jeder  Zeuge  über  gewisse  Fragen  das  Zeugnis 
verweigern,  z.  B.  über  solche,  deren  Beantwortung 
ihm  einen  unmittelbaren  vermögensrechtlichen  Schaden 
verursachen,  ihm  zur  Unehre  gereichen  oder  ihm  die 
Gefahr  strafrechtlicher  Verfolgung  zuziehen  würde,  oder 
über  solche,  die  der  Zeuge  nicht  würde  beantworten 
können,  ohne  ein  Kunst-  oder  Gewerbegeheimnis  zu 
offenbaren.  Im  übrigen  kann  das  Zeugnis  vom  Gericht 
durch  Geld-,  bezw.  auch  Haftstrafe  erzwungen  werden. 
Der  Zeuge  ist  vom  Gericht  zu  veranlassen, 
dasjenige,  was  ihm  vom  Gegenstand  seiner 
Vernehmung  bekannt  ist,  im  Zusammenhang 
anzugeben.  Zur  Aufklärung  und  Vervollstän- 
digung hat  der  Richter  nötigenfalls  weitere 
Fragen  zu  stellen.  Auch  sind  die  Parteien 
berechtigt,  dem  Zeugen  die  Fragen  vorlegen  zu 
lassen,  welche  sie  zur  Aufklärung  der  Sache 
für  dienlich  erachten,  und  das  Gericht  kann 
den  Parteien  gestatten,  an  den  Zeugen  unmittel- 
bar Fragen  zu  richten. 

Der  Zeuge  ist,  sofern  nicht  die  Parteien  dar- 
auf verzichten,  regelmässig  zu  vereidigen.  Auch 
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die    Eidesleistung    kann    vom    Gericht   durch 
Geld-,  bezw.  Haftstrafe  erzwungen  werden. 

Auf  den  Beweis  durch  Sachverständige 
finden  die  Vorschriften  über  den  Beweis  durch 
Zeugen  im  allgemeinen  entsprechende  Anwen- 
dung. Einige  Unterschiede  ergeben  sich  aus 
der  Sache  selbst.  Der  Sachverständige  hat  die 
Sachkunde,  die  dem  Gericht,  welches  ja  nicht 
alle  Lebensverhältnisse  kennen  kann,  fehlt,  zu 
ersetzen.  Sachverständigenbeweis  ist  daher  z.  B. 
anzuordnen,  wenn  eine  technische  Frage  oder 
ein  Handelsbrauch  streitig  ist.  Die  Auswahl  der 
zuzuziehenden  Sachverständigen  und  die  Be- 
stimmung ihrer  Anzahl  erfolgt  durch  das  Pro- 
zessgericht. Ein  Sachverständiger  kann  von 
jeder  Partei  abgelehnt  werden,  wenn  Gründe 
für  eine  etwaige  Befangenheit  vorliegen. 

Der  zum  Sachverständigen  Ernannte  hat  der  Ernen- 
nung Folge  zu  leisten,  wenn  er  zur  Erstattung  von 
Gutachten  der  erforderlichen  Art  öffentlich  bestellt  ist, 
oder  wenn  er  die  Wissenschaft,  die  Kunst  oder  das 
Gewerbe,  deren  Kenntnis  Voraussetzung  der  Begut- 
achtung ist,  öffentlich  zum  Erwerbe  ausübt,  oder  wenn 
er  zu  ihrer  Ausübung  öffentlich  bestellt  oder  ermäch- 
tigt ist,  ferner  auch  dann,  wenn  er  sich  zur  Erstattung 
des  Gutachtens  vor  Gericht  bereit  erklärt  hat. 

Zur  Verweigerung  des  Gutachtens  berech- 
tigen den  Sachverständigen  dieselben  Gründe, 
die  einen  Zeugen  berechtigen,  sein  Zeugnis  zu 
verweigern.  Haftstrafen  erfolgen  gegen  den 
Sachverständigen  aber  weder  im  Falle  der  un- 
berechtigten Verweigerung  des  Gutachtens,  noch 
bei   unentschuldigtem  Ausbleiben   im  Termin. 

Der  Sachverständige  ist,  sofern  nicht  die 
Parteien  auf  seine  Beeidigung  verzichten,  zu 
beeidigen.  Ist  er  für  die  Erstattung  von  Gut- 
achten der  betr.  Art  im  allgemeinen  beeidigt, 
so  genügt  die  Berufung  auf  den  im  allgemeinen 
geleisteten  Eid. 

Zulässig  istauch  schriftliche  Begutachtung. 
In  diesem  Falle  hat  der  Sachverständige  das 
von  ihm  unterschriebene  Gutachten  auf  der 
Gerichtsschreiberei  niederzulegen.  Das  Gericht 
kann  jedoch  das  Erscheinen  des  Sachverstän- 
digen im  Termin  anordnen. 

Erachtet  das  Gericht  das  Gutachten  für  un- 
genügend, so  kann  es  eine  neue  Begutachtung 
durch  dieselben  oder  durch  andere  Sachver- 
ständige anordnen. 

Vom  Sachverständigen  zu  unterscheiden  ist 
der  sachverständige  Zeuge,  d.  h.  eine  Per- 
son, die  über  eine  vergangene  Tatsache,  einen 
vergangenen  Zustand  zu  vernehmen  ist,  zu 
deren  Wahrnehmung  eine  besondere  Sachkunde 
erforderlich  war,  z.  B.  ein  Arzt,  der  über  eine 
in  der  Vergangenheit   liegende    Krankheit   zu 


vernehmen  ist.  Der  Beweis  durch  Vernehmung 
eines  sachverständigen  Zeugen  unterliegt  den 
Vorschriften  über  den  Zeugenbeweis. 

Die  Beweisaufnahme  beim  Urkunden- 
beweis geschieht  durch  mündlichen  Vortrag 
der  Urkunde  seitens  des  Beweisführers. 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  die  Herbeischaffung 
einer  Urkunde  mit  Schwierigkeiten  verbunden  sein  kann. 
Ist  eine  dritte  Person  —  die  also  nicht  Prozesspartei 
ist  —  im  Besitz  der  Urkunde,  so  ist  möglicherweise 
ein  besonderer  Prozess  gegen  den  Dritten  auf  Vor- 
legung der  Urkunde  nötig. 

Eine  Vorleguiigspflicht  besteht,    sofern   eine  andere 
Privatperson    als    der   Beweisführer,    also   der   Gegnc 
oder  ein  Dritter,  im  Besitz  der  Urkunde  ist,  rücksichtif 
lieh  derjenigen  Urkunden,  die  im  Interesse  des  Beweis 
führers  errichtet  sind   oder  ein  zwischen  dem  Beweis 
führer  und  einem  anderen  bestehendes  Rechtsverhältnis" 
beurkunden  oder  solche  Verhandlungen  über  ein  Rechts- 
geschäft enthalten,  die  zwischen  dem  Beweisführer  und 
einem   anderen   oder   zwischen   einem   von    ihnen    und 
einem  gemeinschaftlichen  Vermittler  gepflogen  worden 
sind. 

Handelsbücher  sind  vorzulegen,  soweit  es  sich  um 
Feststellung  der  unter  den  Parteien  bestehenden  ge- 
schäftlichen Verhältnisse  handelt.  Jedoch  kann  das  Ge- 
richt auch  ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Regeln  nacll 
seinem  Ermessen  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  an«»! 
ordnen  (HGB.  §  45). 

Weiter  hat  der  Gegner  auch  solche  Urkun- 
den vorzulegen,  auf  die  er  sich  zum  Zwecke 
der  Beweisführung  seinerseits  bezogen  hat. 
Bestreitet  der  Gegner,  im  Besitze  der  Vor- 
legungspflichtigen Urkunde  zu  sein,  so  hat  er 
unter  Umständen  zu  beschwören,  dass  er  nach 
sorgfältiger  Nachforschung  die  Überzeugung 
erlangt  habe,  dass  die  Urkunde  in  seinem 
Besitz  sich  nicht  befinde,  dass  er  die  Urkunde 
nicht  in  der  Absicht  abhanden  gebracht  habe, 
deren  Benutzung  dem  Beweisführer  zu  ent- 
ziehen, dass  er  auch  nicht  wisse,  wo  die  Ur- 
kunde sich  befinde  (ZPO.  §  426).  Die  Ver- 
weigerung der  Leistung  dieses  Eides  kann  für 
den  Schwurpflichtigen  den  Nachteil  haben,  dass 
das  Gericht  den  vom  Beweisführer  behaupteten 
Inhalt  der  Urkunde  als  richtig  ansieht. 

Ist  die  Urkunde  vorgelegt,  so  ist  zunächst  ihre 
Echtheit  festzustellen.  Öffenthche  Urkunden,  d.  h. 
Urkunden,  welche  nach  Form  und  Inhalt  als  von  einer 
öffentlichen  Behörde  oder  von  einer  mit  öffentlichem 
Glauben  versehenen  Person,  z.  B.  einem  Notar,  errichtet 
sind,  haben  die  Vermutung  der  Echtheit  für  sich. 
Über  die  Echtheit  einer  Privaturkunde  hat  sich  der 
Gegner  des  Beweisführers  zu  erklären.  Befindet  sich 
unter  der  Urkunde  eine  Namensunterschrift,  so  ist  die 
Erklärung  auf  diese  zu  richten.  Wird  die  Echtheit 
bestritten,  so  ist  sie  zu  beweisen. 

Steht  die  Echtheit  der  Urkunde  fest,  so  be- 
gründen Privaturkunden,  sofern  sie  von  den 
Ausstellern  unterschrieben  oder  mittels  gericht- 
lich  oder  notariell  beglaubigten  Handzeichens 
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unterzeichnet  sind,  vollen  Beweis  dafür,  dass 
die  in  ihnen  enthaltenen  Erklärungen  von  den 
Ausstellern  abgegeben  sind.  Öffentliche  Ur- 
kunden begründen  vollen  Beweis  des  durch 
die  Behörde  oder  die  Urkundsperson  beur- 
kundeten Vorgangs,  bezw.  vollen  Beweis  der 
darin  bezeugten  Tatsachen.  Inwiefern  Durch- 
streichungen, Radierungen,  Einschaltungen  oder 
sonstige  äussere  Mängel  die  Beweiskraft  einer 
Urkunde  ganz  oder  teilweise  aufheben  oder 
mindern,  entscheidet  das  Gericht  nach  freier 
Überzeugung. 

Bei  der  Beweisführung  durch  Eideszu- 
schiebung  ist  auf  die  Leistung  des  Eides  im  all- 
gemeinen durch  Endurteil,  d.  h.  den  Prozess  in 
einer  Instanz  abschliessenden  Urteil,  zu  erkennen. 
Das  Endurteil  trifft  sowohl  für  den  Fall  der 
Leistung,  wie  für  den  der  Nichtleistung  eine 
Entscheidung.  Die  Eidesleistung  erfolgt  erst 
nach  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Urteils.  Je 
nachdem  der  Eid  geleistet  wird  oder  nicht, 
ist  durch  ein  weiteres  Urteil  (sog.  Läuterungs- 
urteil) festzustellen,  welche  in  dem  früheren 
Urteil  bedingt  ausgesprochene  Entscheidung 
in  Kraft  zu  treten  hat. 

Sind  die  Parteien  über  die  Erheblichkeit  und 
die  Norm  des  Eides,  d.  h.  dessen  zu  beschwö- 
renden Inhalt,  einverstanden,  so  kann  die  Lei- 
stung des  Eides  durch  Beweisbcschluss  ange- 
ordnet werden. 

Der  Eid  wird  entweder  als  Wahrheits- 
oder als  Überzeugungseid  formuliert,  je 
nachdem  die  Tatsache  in  einer  Handlung  des 
Schwurpflichtigen  besteht,  bezw.  Gegenstand 
seiner  Wahrnehmung  gewesen  ist  oder  nicht. 
Im  ersten  Falle  ist  zu  beschwören,  dass  die 
Tatsache  wahr  oder  nicht  wahr  sei.  Im  letzten 
Falle  wird  der  Eid  dahin  geleistet,  dass  der 
Schwurpflichtige  nach  sorgfältiger  Prüfung  und 
Erkundigung  die  Überzeugung  erlangt,  bezw. 
nicht  erlangt  habe,  dass  die  Tatsache  wahr  sei. 

Die  Leistung  des  Eides  erbringt  vollen  Be- 
weis der  beschworenen  Tatsache.  Die  Erlas- 
sung des  Eides  von  selten  des  Gegners  hat 
dieselbe  Wirkung  wie  die  Leistung  des  Eides. 
Die  Verweigerung  der  Eidesleistung  hat  zur 
Folge,  dass  das  Gegenteil  der  zu  beschwö- 
renden Tatsache  als  voll  bewiesen  gilt. 

Die  Eidesleistung  erfolgt  in  einem  beson- 
deren Termin,  der  vom  Gericht  im  Falle  der 
Auferlegung  des  Eides  durch  Beweisbcschluss 
von  Amts  wegen,  im  Falle  der  Auferlegung 
durch  Endurteil  auf  Nachweis  des  Eintrittes  der 
Rechtskraft  des  bedingten  Endurteils  nach  An- 
trag des  Schwurpflichtigen   oder  des  Gegners 


anzuberaumen  ist.  Erscheint  der  Schwurpflich- 
tige in  diesem  Termin  nicht,  so  ist  der  Eid 
als  verweigert  anzusehen  und  mit  dieser  Unter- 
stellung zur  Hauptsache  zu  verhandeln.  Je- 
doch kann  sich  der  Schwurpflichtige  binnen 
einer  Woche  noch  zur  Eidesleistung  dem  Ge- 
richt gegenüber  erbieten. 

Auf  Grund  der  Verhandlung  und  der  Be- 
weisaufnahme verkündet  das  Gericht  das  Ur- 
teil (ZPO.  §§  313ff.). 

Ist  das  Ergebnis  der  Verhandlungen  und  einer 
etwaigen  Beweisaufnahme  nicht  ausreichend,  um 
die  Überzeugung  des  Gerichts  von  der  Wahr- 
heit oder  Unwahrheit  einer  zu  erweisenden  Tat- 
sache zu  begründen,  so  kann  das  Gericht  der 
einen  oder  der  anderen  Partei  über  die  Tat- 
sache im  Urteil  einen  Eid  auferlegen  (ZPO.  §  475). 

Besonders  einfach  gestaltet  sich  das  Urteil 
bei  Anerkenntnis  des  gellend  gemachten 
Anspruchs  durch  den  Beklagten.  In  diesem 
Falle  erfolgt  sog.  Anerkenntnisurteil. 

Eine  besondere  Berücksichtigung  erfordert 
noch  das  Versäumnisurteil  gegen  den  Kläger 
und  gegen  den  Beklagten.  Erscheint  der  Kläger 
im  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  nicht, 
so  ist  auf  Antrag  das  Versäumnisurteil  dahin 
zu  erlassen,  dass  der  Kläger  mit  der  Klage  ab- 
zuweisen sei.  Erscheint  der  Beklagte  nicht,  so 
ist  das  tatsächliche  mündliche  Vorbringen  des 
Klägers  als  zugestanden  anzunehmen  und,  soweit 
das  Vorbringen  den  Klageantrag  rechtfertigt,  auf 
Antrag  des  Klägers  Versäumnisurteil  nach  dem 
Antrag  zu  erlassen,  soweit  es  den  Antrag  nicht 
rechtfertigt,  die  Klage  abzuweisen.  Freilich  muss 
das  gesamte  Vorbringen  einschliesslich  des 
Antrags  dem  Beklagten  rechtzeitig,  gewöhnlich 
also  unter  Wahrung  der  Einlassungsfrist,  durch 
Schriftsatz  zugestellt  sein  und  der  Nachweis 
dafür  im  Termin  erbracht  werden. 

Der  Partei,  gegen  welche  ein  Versäumnis- 
urteil erlassen  ist,  steht  hiergegen  binnen  zwei 
Wochen,  beginnend  mit  der  Zustellung  des 
Versäumnisurteils,  ein  Einspruch  zu,  der  durch 
Zustellung  eines  Schriftsatzes  zu  erfolgen  hat. 

Dieser  muss  enthalten: 

die  Bezeichnung  des  Urteils,  gegen  welches  der  Ein- 
spruch eingelegt  wird; 

die  Erklärung,  dass  gegen  das  Urteil  Einspruch  ein- 
gelegt werde; 

die  Ladung  des  Gegners  zur  mündlichen  Verhand- 
lung über  die  Hauptsache. 

Das  Urteil  erledigt  sich  überhaupt,  wenn 
der  Kläger  die  Klage  zurücknimmt.  Ohne 
Einwilligung  des  Beklagten  kann  die  Klage  nur 
bis  zum  Beginn  der  mündlichen  Verhandlung 
des  Beklagten  zur  Hauptsache  zurückgenommen 
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werden.  Die  Zurücknahme,  die  den  Kläger  ver- 
pflichtet, die  Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen, 
erfolgt  entweder  durch  Erklärung  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  oder  durch  Zustellung  eines 
Schriftsatzes,  von  weichem  nach  erfolgter  Zu- 
stellung sofort  Abschrift  auf  der  Gerichtsschrei- 
berei niederzulegen  ist. 

Behufs  weiteren  Vorgehens  ist  das  Urteil 
zuzustellen,  was  sowohl  für  den  Lauf  der 
Rechtsmittelfrist  als  für  die  Zwangsvollstreckung 
von  Bedeutung  ist  Es  muss  also  beim  Ge- 
richt eine  Ausfertigung  des  Urteils  bestellt  und 
davon  eine  vom  Gerichtsvollzieher  zu  be- 
glaubigende Abschrift  dem  Gegner  nach  den 
oben   dargestellten  Regeln   übergeben  werden. 

Die  Bedeutung  des  Urteils  liegt  zunächst 
darin,  dass  auf  Grund  des  Urteils  mit  Zwangs- 
vollstreckung vorgegangen  werden  kann,  weiter- 
hin aber,  sofern  das  Urteil  rechtskräftig  ist 
(S.  1101),  darin,  dass  das  im  Urteil  festgestellte 
Rechtsverhältnis  unter  den  Parteien  zu  gelten  hat. 

ß)  Das  Verfahren  vor  dem  Landge- 
richt ist  im  grossen  und  ganzen  ebenso  ge- 
regelt wie  das  Verfahren  vor  dem  Amtsgericht. 
Die  wesentlichen  Unterschiede  sind  folgende: 

Die  Parteien  müssen  im  Landgerichtsprozess 
durch  Anwälte  vertreten  sein;  die  Klage  kann 
nicht  zu  Protokoll  erklärt  werden;  die  Anlei- 
tung der  Parteien  durch  das  Gericht  tritt,  eben 
weil  sie  durch  rechtskundige  Bevollmächtigte 
vertreten  werden,  weniger  hervor  als  im  Amts- 
gerichtsprozess. 

Die  Prozessleitung,  insbesondere  die  Termins- 
bestimmung, sowie  die  Leitung  der  mündlichen 
Verhandlung,  die  Befragung  der  Zeugen  und 
Sachverständigen  ist  dem  Vorsitzenden  über- 
tragen, doch  dürfen  die  beisitzenden  Richter 
Fragen  stellen.  Die  sachlichen  Entscheidungen 
—  Beweisbeschlüsse,  Urteile  —  werden  vom 
Gericht  erlassen. 

b)   Das  Verfahren   in   der  Rechtsmittel- 
instanz. 

Die  ZPO.  kennt  3  Rechtsmittel:  Die  Beru- 
fung, die  Revision  und  die  Beschwerde, 

Berufung  ist  zulässig  gegen  die  Urteile  der 
Amtsgerichte  und  die  erstinstanzlichen  Urteile 
der  Landgerichte,  ferner  gegen  die  Urteile  der 
Gewerbe-,  sowie  der  Kaufmannsgerichte,  bei 
den  letzteren  beiden  jedoch  nur,  wenn  der 
Streitwert  mehr  als  100  bezw.  300  M  beträgt. 

Einzulegen  ist  die  Berufung  beim  Berufungs- 
gericht innerhalb  eines  Monats  von  der  Zu- 
stellung des  erstinstanzlichen  Urteils  ab  (ZPO. 
§  516).     Das  weitere  Verfahren  entspricht  im 


allgemeinen  dem  landgerichtlichen  Verfahren 
erster  Instanz.  Die  Berufungsinstanz  prüft  den 
gesamten  Prozesstoff,  der  in  1.  Instanz  in  den 
Rechtsstreit  eingeführt  wurde  in  tatsächlicher 
und  rechtlicher  Beziehung  nach.  Auch  neue 
Tatsachen  können  noch  vorgebracht  und  neue 
Beweise  noch  erhoben  werden. 

Revision  ist  gegen  die  in  der  Berufungs- 
instanz von  den  Oberlandesgerichten  erlassenen 
Urteile  zulässig,  bei  vermögensrechtlichen  An- 
sprüchen aber  nur  dann,  wenn  der  Beschwerde- 
gegenstand, also  das  Objekt,  über  das  die  Re- 
visionsinstanz entscheiden  soll,  den  Betrag  von 
2500  M  übersteigt. 

Auch  die  Revision  ist  innerhalb  eines  Monats 
von  der  Zustellung  des  angefochtenen  Ur- 
teils ab,  einzulegen  und  kann  nur  darauf  ge- 
stützt werden,  dass  die  angefochtene  Entschei- 
dung auf  der  Verletzung  eines  Reichsgesetzes 
oder  eines  Gesetzes,  dessen  Geltungsbereich 
sich  über  den  Bezirk  des  Berufungsgerichts 
hinaus  erstreckt,  beruhe.  Dementsprechend  prüft 
die  Revisionsinstanz,  im  Gegensatz  zur  Beru- 
fungsinstanz, nur  die  rechtliche  Seite  des  Pro- 
zesses. 

Berufung  und  Revision  müssen  von  einem  Rechts- 
anwalt eingelegt  werden,  der  bei  dem  Berufungsge- 
richt, bezw.  dem  Revisionsgericht  zugelassen  ist.  Auch 
im  gesamten  Verfahren  vor  dem  Berufungs-  bezw. 
Revisionsgericht  ist  die  Vertretung  durch  einen  Anwalt 
geboten.  Hiernach  ist  die  weitere  Darstellung  des  Ver- 
fahrens in  der  Berufungs-  und  Revisionsinstanz  für  den 
Kaufmann  nicht  von  praktischer  Bedeutung  und  daher 
im  ,,Buch  des  Kaufmanns"  nicht  vonnöten. 

Beschwerde  ist  ein  Rechtsmittel,  welches 
in  den  von  der  ZPO.  und  anderen  Gesetzen 
besonders  hervorgehobenen  Fällen  und  weiter- 
hin gegen  solche  eine  vorgängige  mündliche 
Verhandlung  nicht  erfordernde  Entscheidungen 
stattfindet,  durch  welche  ein  das  Verfahren  be- 
treffendes Gesuch  zurückgewiesen  ist,  z.  B.  ein 
Gesuch  um  Vertagung  wird  abgelehnt.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  das  im  Instanzenzuge 
zunächst  höhere  Gericht. 

Der  Instanzenzug  ist:  Amtsgericht, Landgericht,  Ober- 
landesgericht und  Reichsgericht. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Beschwerde- 
gerichts ist,  soweit  in  ihr  nicht  ein  neuer 
selbständiger  Beschwerdegrund  enthalten  ist, 
eine  weitere  Beschwerde  nicht  zulässig. 

Die  Beschwerde  wird  bei  dem  Gericht  ein- 
gelegt, von  dem  die  angefochtene  Entscheidung 
erlassen  ist,  in  dringenden  Fällen  auch  bei  dem 
Beschwerdegericht,  d.  h.  dem  höheren  Gericht. 
Die  Einlegung  erfolgt  im  allgemeinen  durch 
Einreichung  einer  Beschwerdeschrift,  falls  aber 
der  Rechtsstreit  bei  einem  Amtsgericht  anhängig 
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ist  oder  anhängig  war,  auch  durch  Erklärung 
zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers.  Die  Be- 
schwerde kann  auf  neue  Tatsachen  und  Be- 
weise gestützt  werden  (ZPO.  §  571). 

Aufschiebende  Wirkung  hat  die  Beschwerde 
im  allgemeinen  nicht,  d.  h.  die  angefochtene 
Entscheidung  kann  im  allgemeinen  trotz  der 
Beschwerde  vollzogen  werden.  Die  Entschei- 
dung über  die  Beschwerde  kann  ohne  münd- 
liche Verhandlung  erfolgen. 

Besondere  Beachtung  erfordert  die  sofortige  Be- 
schwerde, die  für  bestimmte  Fälle  besteht.  Sie  findet 
z.  B.  statt  gegen  Entscheidungen,  die  im  Zwangsvoll- 
streckungsverfahren  ohne  vorgängige  mündliche  Ver- 
handlung ergehen  können,  z  B.  gegen  die  Entschei- 
dung, durch  welche  die  Freigabe  emer  gepfändeten, 
aber  dem  Schuldner  unentbehrlichen  Sache  abgelehnt 
wird  (ZPO.  §  793).  Die  sofortige  Beschwerde  ist 
binnen  einer  Frist  von  2  Wochen,  die  im  allgemeinen 
mit  der  Zustellung  der  angefochtenen  Entscheidung  be- 
ginnt, bei  dem  Gerichte,  dessen  Entscheidung  ange- 
fochten wird,  oder  bei  dem  Beschwerdegericht  einzulegen. 

c)  Besondere  Prozessarten. 

a)  Der  Wechselprozess.  Ein  Anspruch 
aus  einem  Wechsel  kann  im  sog.  Wechsel- 
prozess geltend  gemacht  werden,  sofern  die 
sämtlichen,  zur  Begründung  des  Anspruchs  er- 
forderlichen Tatsachen  durch  den  Wechsel  und 
andere  Urkunden  bewiesen  werden  können. 
(ZPO.  §§  602,  592).  Insbesondere  muss,  wenn 
nach  den  Bestimmungen  der  Wechselordnung 
die  Protesterhebung  nötig  ist,  die  Protestur- 
kunde vorhanden  sein.  Der  starre  Grundsatz, 
dass  der  Beweis  für  die  Klagebegründung 
durch  Urkunden  zu  erbringen  ist,  wird  aber 
durch  folgende  Bestimmung  durchbrochen: 

Bedarf  es  der  Protesterhebung  nicht,  so  ist 
als  Beweismittel  bezüglich  der  Präsentation  die 
Eideszuschiebung  zulässig.  Auch  genügt  zur 
Berücksichtigung  einer  Nebenforderung  (z.  B. 
der  Spesen  bei  Einsendung  des  Wechselbe- 
trages an  den  Nachmann),  dass  diese  glaubhaft 
gemacht  ist. 

Die  Klage  muss  die  Erklärung  enthalten, 
dass  im  Wechselprozess  geklagt  wird. 
Der  Wechsel  und  die  anderen  Urkunden  müssen 
in  Urschrift  oder  in  Abschrift  der  Klage  bei- 
gefügt sein  und  im  Termin  vorgelegt  werden. 

Über  Zuständigkeit  des  Gerichts  bei  Wechsel- 
klagen sowie  über  die  Einlassungsfrist  s.  8.  1060. 

Die  Termine  in  Wechselsachen  finden  auch  wäh- 
rend der  Gerichtsferien,  d.  h.  innerhalb  der  Zeit  vom 
15.  Juli  bis  15.  September,  in  denen  Termine  in  Zivil- 
sachen im  allgemeinen  nicht  abgehalten  werden,   statt. 

Als  Beweismittel  bezüglich  der  Echtheit  oder 
Unechtheit  der  im  Prozess  vorgebrachten  Urkunden, 
sowie  bezüglich  anderer  als  der  klagbegründenden  Tat- 
sachen sind  nur  Urkunden  und  Eideszuschiebung  zu- 


lässig, und  zwar  müssen  die  Urkunden  zur  Antretung 
des  Urkundenbeweises  sofort  vorgelegt  werden.  Auf  die 
Leistung  des  Eides  wird  durch  Beweisbeschluss  erkannt. 

Hat  der  Beklagte  der  Verurteilung  widerspro- 
chen, und  kann  er  den  Beweis  nicht  mit  den  im 
Wechselprozess  zulässigen  Beweismitteln  führen,  so 
wird  er  im  Wechselprozess  verurteilt,  es  ist  ihm  je- 
doch die  Ausführung  seiner  Rechte  im  Urteil  vorzube- 
halten. Alsdann  kann  er  sowohl  wie  der  Kläger  zur 
mündlichen  Verhandlung  im  ordentlichen  Verfahren 
laden.  Es  kann  aber  dessen  ungeachtet  das  im  Wechsel- 
prozess ergangene  Urteil  vollstreckt  werden. 

Ebenso  kann  der  Kläger,  wenn  er  mit  den  im  Ur- 
kundenprozess  zulässigen  Beweismitteln  nicht  durch- 
dringt, bis  zum  Schluss  der  mündlichen  Verhandlung, 
ohne  dass  es  der  Einwilligung  des  Beklagten  bedarf, 
von  dem  Wechselprozess  in  der  Weise  abstehen, 
dass  der  Rechtsstreit  im  ordentlichen  Verfahren  an- 
hängig bleibt. 

Der  Wechselprozess  ist  also  ein  besonders 
schnelles  Verfahren. 

ß)  Das  Mahn  verfahren.  Hat  ein  Gläu- 
biger gegen  einen  Schuldner  Anspruch  auf 
Zahlung  einer  bestimmten  Geldsumme, 
so  kann  er,  falls  die  Geltendmachung  des  An- 
spruchs nicht  von  einer  noch  nicht  erfolgten 
Gegenleistung,  z.  B.  der  Lieferung  von  Waren, 
abhängig  ist,  bei  dem  Amtsgericht,  bei  welchem 
der  Schuldner  seinen  allgemeinen  persönlichen 
Gerichtsstand,  insbesondere  also  seinen  Wohn- 
sitz hat,  das  Gesuch  um  Erlass  eines  Zahlungs- 
befehls stellen. 

Auch  wegen  anderer  Ansprüche  kann  unter  Um- 
ständen ein  Zahlungsbefehl  erlassen  werden. 

Das  Gesuch  um  Erlass  des  Zahlungs- 
befehls, das  mündlich  oder  schriftlich  an- 
gebracht werden  kann,  muss  enthalten:  die 
Bezeichnung  der  Parteien  nach  Namen,  Stand 
oder  Gewerbe  und  Wohnort,  die  Bezeichnung 
des  Gerichts,  die  bestimmte  Angabe  des  Be- 
trags und  des  Grundes  des  Anspruchs  sowie 
das  Gesuch  um  Erlassung  des  Zahlungsbefehls. 

Beantragt  ein  Bevollmächtigter  den  Erlass 
eines  Zahlungsbefehls,  so  bedarf  es  des  Nach- 
weises einer  Vollmacht  nicht. 

Auf  das  vorschriftsmässige  Gesuch  erlässt 
das  Gericht  einen  Zahlungsbefehl,  welcher 
ausser  den  oben  bezeichneten  Erfordernissen 
des  Gesuchs  den  Befehl  an  den  Schuldner  ent- 
hält, binnen  einer  vom  Tage  der  Zustellung 
ab  laufenden  Frist  von  einer  Woche  bei  Ver- 
meidung sofortiger  Zwangsvollstreckung  den 
Gläubiger  wegen  des  Anspruchs  nebst  den 
dem  Betrage  nach  zu  bezeichnenden  Kosten 
des  Verfahrens  und  den  geforderten  Zinsen  zu 
befriedigen  oder  bei  dem  Gerichte  Widerspruch 
zu  erheben.  Der  Zahlungsbefehl  wird  alsdann 
durch  Vermittelung  des  Gerichtsschreibers  zu- 
gestellt. 
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Der  Schuldner  kann  gegen  den  Anspruch 
oder  einen  Teil  desselben  schriftlich  oder  münd- 
lich Widerspruch  erheben,  solange  der  Voll- 
streckungsbefehl nicht  verfügt  ist.  Das  Gericht 
hat  den  Gläubiger  von  dem  rechtzeitig  erho- 
benen Widerspruch  in  Kenntnis  zu  setzen  und 
dem  Schuldner  auf  Verlangen  eine  Bescheini- 
gung darüber,  dass  rechtzeitig  Widerspruch  er- 
hoben ist,  zu  erteilen.  Des  Nachweises  einer 
Vollmacht  im  Falle  der  Widerspruchserhebung 
durch    einen  Vertreter  bedarf  es  dabei   nicht. 

Durch  die  rechtzeitige  Erhebung  des  Wider- 
spruchs gegen  den  Anspruch  oder  einen  Teil 
desselben  verliert  der  Zahlungsbefehl  seine 
Kraft,  Es  ist  dann,  sofern  der  Gläubiger  seinen 
Anspruch  weiter  verfolgen  will,  entweder  zur 
mündlichen  Verhandlung  vor  das  Amtsgericht  zu 
laden,  oder  es  ist  Klage  bei  dem  Landgericht  zu 
erheben,  je  nachdem  für  den  Rechtsstreit  das 
Amtsgericht  oder  das  Landgericht  zuständig  ist. 

Erhebt  dagegen  der  Schuldner  innerhalb 
einer  Frist  von  einer  Woche  keinen  Wider- 
spruch, so  ist  der  Zahlungsbefehl  auf  Gesuch 
des  Gläubigers  für  vorläufig  vollstreckbar  zu 
erklären,  sofern  nicht  noch  entsprechend  dem 
oben  Ausgeführten  der  Schuldner  vor  der  Voll- 
streckbarkeilserklärung Widerspruch  erhebt.  Die 
VollstreckbarKcitserklärung  erfolgt  durch  einen 
auf  den  Zahlungsbefehl  zu  setzenden  Voll- 
streckungsbefehl. In  dem  Vollstreckungs- 
befehl sind  die  von  dem  Gläubiger  zu  be- 
rechnenden Kosten  des  bisherigen  Verfahrens 
aufzunehmen.  Der  Vollstreckungsbefehl  steht 
einem  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärten,  auf 
Versäumnis  erlassenen  Urteil  gleich.  Es  ist 
daher  der  Einspruch  gegen  den  Vollstreckungs- 
befehl zulässig.  Für  die  Nachsuchung  des 
Vollstreckungsbefehls  und  für  den  Einspruch 
dagegen  bedarf  ein  Bevollmächtigter  einer  zu 
überreichenden  Vollmacht. 

Das  Mahnverfahren  ist  sonach  ein  besonders 
vereinfachtes  Verfahren,  darauf  berechnet,  dass 
in  vielen  Fällen  der  Schuldner  zwar  zahlen 
will,  aber  nicht  zahlen  kann.  Die  Gerichts- 
ferien sind  auf  das  Mahnverfahren  ohne  Einfluss. 

2.  Das  Verfahren  vor  den  Gewerbege- 
richten und  den  Kaufmannsgerichten. 

Auf  das  Verfahren  vor  den  Gewerbegerichten 
finden  im  allgemeinen  die  für  das  amts- 
gerichtliche Verfahren  geltenden  Vorschriften 
der  ZPO.  entsprechende  Anwendung,  jedoch 
tritt  die  anleitende  Tätigkeit  des  Gerichts  noch 
mehr  hervor  als  im  Amtsgerichtsprozess. 


Zuständig  ist  dasjenige  Gewerbegericht, 
in  dessen  Bezirk  die  streitige  Verpflichtung  zu 
erfüllen  ist. 

Rechtsanwälte  und  Personen,  welche  das 
Verhandeln  vor  Gericht  geschäftsmässig  be- 
treiben, werden  als  Bevollmächtigte  oder 
Beistände  vor  dem  Gewerbegericht  nicht 
zugelassen. 

Die  Zustellungen  in  dem  Verfahren  vor 
den  Gewerbegerichten  erfolgen  von  Amts  wegen, 
insbesondere  werden  auch  Urteile,  gegen  welche 
ein  Rechtsmittel  stattfindet,  den  Parteien  von 
Amts  wegen  zugestellt,  soweit  diese  nicht  auf 
die  Zustellung  verzichten.  Der  Gerichts- 
schreiber hat  für  die  Zustellung  zu  sorgen  und 
die  hierbei  zu  übergebenden  Abschriften  zu 
beglaubigen.  Die  Zustellung  selbst  kann  so- 
wohl durch  den  Gerichtsvollzieher  wie  durch 
Gemeindebeamte,  ev.  unter  Zuhilfenahme  der 
Post  erfolgen. 

Die  Klage  kann,  ebenso  wie  im  amtsgericht- 
lichen Verfahren,  schriftlich  eingereicht  oder 
zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  angebracht 
werden.  Nach  Eingang  der  Klage  hat  der 
Vorsitzende  einen  möglichst  nahen  Termin  zur 
Verhandlung  anzusetzen.  Dann  veranlasst  der 
Gerichtsschreiber  die  Ladung  der  Parteien. 
(Ladungen  durch  die  Parteien  finden  nicht  statt.) 
Die  Zustellung  der  Ladung  muss  spätestens 
am  Tage  vor  dem  Termin  geschehen. 

Die  Verhandlung  entspricht  im  allgemeinen 
der  vor  dem  Amtsgericht.  Sie  ist  öffentlich. 
Erscheinen  beide  Parteien  im  Termine,  so  hat 
das  Gewerbegericht  tunlichst  auf  eine  gütliche 
Erledigung  des  Rechtsstreits  hinzuwirken. 

Ein  Versäumnisurteil,  ganz  ebenso  wie  das 
amtsgerichtliche,  wird  nur  im  ersten  Ver- 
handlungstermin erlassen.  Der  Einspruch  ist 
binnen  einer  Notfrist  von  drei  Tagen  seit  der 
an  die  ausgebliebene  Partei  bewirkten  Zustellung 
des  Urteils  einzulegen.  Nach  Einlegung  des 
Einspruchs  hat  der  Vorsitzende  einen  neuei 
Verhandlungstermin  anzusetzen. 

Ganz  abweichend  vom  amtsgerichtlichen  Ver-*'^ 
fahren   ist  das  Verfahren,    falls  in  einem   zur 
Fortsetzung  der  Verhandlung  bestimmten  Ter- 
mine eine  oder  beide  Parteien  nicht  erscheinen. 
Während  im  amtsgerichtlichen  Verfahren  Ruhen 
des  Verfahrens  eintritt,  bezw.  gegen  die  nicht 
erschienene  Partei  auf  Antrag  Versäumnisurteil 
zu  erlassen   ist,    ist  hier  zulässig  die  Fällung 
eines  Urteils  unter  Berücksichtigung  der  bis- 
herigen   Verhandlungen,     insbesondere    einer     I 
etwaigen  Beweisaufnahme.    Das  so  ergehende      ■ 
Urteil   ist  auch   dann,    wenn   nur  eine   Partei 
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nicht  erschienen  ist,  kein  Versäumnisurteil,  da 
es  eben  nicht  auf  Grund  der  einseitigen  Dar- 
stellung der  erschienenen  Partei,  sondern  auf 
Grund  des  bisher  von  beiden  Parteien  Vor- 
gebrachten und  der  ev.  erfolgten  Beweisauf- 
nahme erlassen  wird. 

Aus  der  Beweisaufnahme  ist  hervorzuheben,  dass 
die  Beeidigung  der  Zeugen  und  Sachverständigen  nur 
erfolgt,  wenn  das  Gericht  die  Beeidigung  zur  Herbei- 
führung einer  wahrheitsgemässen  Aussage  für  notwen- 
dig erachtet,  oder  wenn  eine  Partei  sie  beantragt. 

Ferner  bestimmt  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen, 
ob  die  Leistung  eines  zugeschobenen  oder  zurück- 
geschobenen Eides  durch  bedingtes  Urteil  oder  durch 
Beweisbeschluss  anzuordnen  sei.  Erscheint  der  Schwur- 
pflichtige in  dem   zur  Leistung  des  Eides  bestimmten 


Termin  nicht,  so  ist  der  Eid  ohne  weiteres  als  ver- 
weigert anzusehen.  Der  Schwurpflichtige  kann  binnen 
einer  Notfrist  von  drei  Tagen  nach  dem  Termin  sich 
zur  nachträglichen  Eidesleistung  erbieten. 

Auch  das  landgerichtliche  Verfahren  hat  dem 
gewerbegerichtlichen  Verfahren  teilweise  als 
Vorbild  gedient,  insofern  nämlich  die  Befug- 
nisse des  Vorsitzenden  und  die  Befugnisse  der 
Beisitzer  nach  den  Vorschriften  über  das  land- 
gerichtliche Verfahren  zu  beurteilen  sind.  Es 
haben  also  insbesondere  die  Beisitzer  das  Recht, 
Fragen  zu  stellen. 

Über  das  Verfahren  vor  den  Kaufmanns- 
gerichten s.  S.  1087  ff. 


III.  Die  Zwangsvollstreckung. 


1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Zwangsvollstreckung  findet  statt  aus 
Urteilen,  die  rechtskräftig  oder  für  vorläufig 
vollstreckbar  erklärt  sind  (ZPO.  §  704). 

Rechtskräftig  ist  ein  Urteil,  gegen  das 
weder  ein  Rechtsmittel  (Berufung  oder  Revi- 
sion) noch  der  Einspruch  zulässig  ist 

also  die  von  den  Landgerichten  in  2.  Instanz  er- 
lassenen Urteile  und  die  Urteile  der  Revisionsinstanz, 
möglicherweise  die  Urteile  der  Oberiandesgerichte;  die 
Urteile  der  Gewerbe-  sowie  Kaufmannsgerichte  dann, 
wenn  der  Wert  des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von 
100  M   bezw.  300  M  nicht  übersteigt, 

oder  gegen  welches  das  zulässige  Rechtsmittel 
bezw.  der  zulässige  Einspruch  vor  Ablauf  der 
hierfür  bestimmten  Frist  nicht  eingelegt  wor- 
den ist. 

Für  vorläufig  vollstreckbar  zu  erklären 
sind  auf  Antrag: 

1.  Urteile,  welche  betreffen: 
Streitigkeiten    zwischen    dem    Vermieter    und    dem 

Mieter  wegen  Überiassung,  Benutzung  oder  Räumung 
der  Mietobjekte  oder  wegen  der  Zurückbehaltung  ein- 
gebrachter Sachen, 

Streitigkeiten  zwischen  Dienstherrschaft  und  Gesinde, 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern, 

andere  vermögensrechtliche  Ansprüche,  sofern  der 
Gegenstand  der  Verurteilung  an  Geld  oder  Geldeswert 
die  Summe  von  300  M  nicht  übersteigt  (also  sind 
regelmässig  amtsgerichtliche  Urteile  auf  Antrag  für 
vorläufig  vollstreckbar  zu  erklären), 

2.  andere  Urteile,  sofern  sich  der  Gläubiger 
erbietet,  vor  der  Vollstreckung  Sicherheit  zu 
leisten, 

ohne  Antrag: 

Anerkenntnisurteile,  Läuterungsurteile  oder 
Urteile,  die  im  Urkunden-  oder  Wechselprozess 
erlassen  werden. 

Auf  Antrag  hat  jedoch  das  Gericht  dem  Schuldner 
nachzulassen,  durch  Sicherheitsleistung  oder  durch  Hin- 
terlegung die  Vollstreckung  abzuwenden,   wenn  nicht 


der  Gläubiger  sich  erbietet,  vor  der  Vollstreckung 
Sicherheit  zu  leisten.  Hat  der  Gläubiger  Sicherheit 
geleistet,  so  hat  das  Gericht,  das  die  Sicherheitsleistung 
angeordnet  oder  zugelassen  hat,  auf  Antrag  die  Rück- 
gabe der  Sicherheit  anzuordnen,  wenn  ein  Zeugnis 
über  die  Rechtskraft  des  für  vorläufig  vollstreckbar 
erklärten  Urteils  vorgelegt  wird.  Rechtskraftzeugnisse 
werden  im  allgemeinen  vom  Gerichtsschreiber  erster 
Instanz  erteilt. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  auf  Grund 
einer  mit  der  Vollstreckungsklausel  — 
„Vorstehende  Ausfertigung  wird  dem (Be- 
zeichnung der  Partei)  zum  Zwecke  der  Zwangs- 
vollstreckung erteilt."  —  versehenen  Ausfertigung 
des  Urteils.  Eine  solche  Ausfertigung  heisst 
vollstreckbare  Ausfertigung. 

Die  Vollstreckungsklausel  ist  dem  ausgefertig- 
ten Urteil  am  Schluss  beizufügen,  vom  Ge- 
richtsschreiber zu  unterschreiben  und  mit  dem 
Gerichtssiegel  zu  versehen.  Die  vollstreckbare 
Ausfertigung  wird  von  dem  Gerichtsschreiber 
1.  Instanz  und,  wenn  der  Rechtsstreit  bei  einem 
Gericht  höherer  Instanz  anhängig  ist,  von  dem 
Gerichtsschreiber  dieses  Gerichts  erteilt. 

Bei  der  Zwangsvollstreckung  in  das  eingebrachte 
Gut  einer  im  gesetzlichen  Güterstand  mit  ihrem  Manne 
lebenden  Ehefrau  genügt  eine  vollstreckbare  Ausferti- 
gung gegen  diese  nicht.  Es  ist  vielmehr  erforderlich, 
dass  die  Ehefrau  zur  Leistung  und  der  Ehemann  zur 
Duldung  der  Zwangsvollstreckung  in  das  eingebrachte 
Gut  verurteilt  ist.  Ausgenommen  ist  der  Fall,  dass 
die  Ehefrau  selbständig  ein  Erwerbsgeschäft  betreibt. 
Alsdann  ist  zur  Zwangsvollstreckung  in  das  einge- 
brachte Gut  ein  gegen  die  Ehefrau  ergangenes  Urteil 
genügend,  es  sei  denn,  dass  z.  Z.  des  Eintritts  der 
Rechtshängigkeit  der  Einspruch  des  Ehemannes  gegen 
den  Betrieb  des  Erwerbsgeschäfts  oder  der  Widerruf 
seiner  Einwilligung  zu  dem  Betriebe  im  Güterrechts- 
register eingetragen  war. 

Die  Zwangsvollstreckung  darf  nur  begin- 
nen, wenn  die  Personen,  für  und  gegen  welche 
sie  stattfinden  soll,  in  dem  Urteil  oder  in  der 
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ihm  beigefügten  Vollstreckungsklausel  nament- 
lich bezeichnet  sind  und  das  Urteil  bereits  zu- 
gestellt ist  oder  gleichzeitig  zugestellt  wird. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt,  soweit  sie 
nicht  den  Gerichten  zugewiesen  ist,  durch  die 
Gerichtsvollzieher,  welche  sie  im  Auftrage 
des  Gläubigers  zu  bewirken  haben.  Die  Be- 
auftragung erfolgt  schriftlich  oder  mündlich; 
auch  kann  sie  durch  Vermittelung  des  Gerichts- 
schreibers geschehen.  In  dem  Auftrag  zur 
Zwangsvollstreckung  in  Verbindung  mit  der 
Übergabe  der  vollstreckbaren  Ausfertigung  liegt 
die  Beauftragung  des  Gerichtsvollziehers,  die 
Zahlungen  oder  sonstigen  Leistungen  in  Em- 
pfang zu  nehmen,  über  den  Empfang  wirk- 
sam zu  quittieren  und  dem  Schuldner,  wenn 
dieser  seiner  Verbindlichkeit  genügt  hat,  die 
vollstreckbare  Ausfertigung  auszuliefern. 

Der  Gerichtsvollzieher  ist  befugt,  die  Woh- 
nung und  die  Behältnisse  des  Schuldners  zu 
durchsuchen,  soweit  der  Zweck  der  Voll- 
streckung dies  erfordert.  Er  darf  die  ver- 
schlossenen Haustüren,  Zimmertüren  und  Be- 
hältnisse öffnen  lassen  und  bei  Widerstand 
Gewalt  anwenden. 

Zahlt  der  Schuldner,  so  hat  der  Gerichts- 
vollzieher die  vollstreckbare  Ausfertigung  nebst 
einer  Quittung  auszuliefern.  Bei  teilweiser 
Leistung  des  Schuldners  hat  er  dies  auf  der 
vollstreckbaren  Ausfertigung  zu  bemerken  und 
dem  Schuldner  Quittung  zu  erteilen. 

Die  den  Gerichten  zugewiesene  Anordnung 
von  Vollstreckungshandlungen  und  JVlitwir- 
kung  bei  solchen  gehört  zur  Zuständigkeit 
der  Amtsgerichte  als  Vollstreckungsge- 
richte. Als  Vollstreckungsgericht  ist,  sofern 
nicht  das  Gesetz  ein  anderes  Amtsgericht  be- 
zeichnet, dasjenige  Amtsgericht  anzusehen,  in 
dessen  Bezirk  das  Vollstreckungsverfahren  statt- 
finden soll  oder  stattgefunden  hat.  Die  Ent- 
scheidungen des  Vollstreckungsgerichts  können 
ohne  vorgängige  mündliche  Verhandlung  er- 
folgen und  sind  mit  sofortiger  Beschwerde  an- 
fechtbar. 

Es  ist  zulässig,  gegen  die  Art  und  Weise  der 
Zwangsvollstreckung  oder  gegen  das  Verfahren 
des  Gerichtsvollziehers  hierbei  Einwendun- 
gen und  Erinnerungen  zu  erheben,  auch 
in  Ansehung  der  Art  und  Weise  der  Zwangs- 
vollstreckung und  des  Verfahrens  des  Gerichts- 
vollziehers Anträge  zu  stellen.  Über  diese  An- 
träge, Einwendungen  und  Erinnerungen  ent- 
scheidet das  Vollstreckungsgericht. 

Insbesondere  hat  es  dann  zu  entscheiden,  wenn  ein 
Gerichtsvollzieher  sich   weigert,    einen  Vollstreckungs- 


auftrag zu  übernehmen  oder  eine  Volistreckungshand- 
lung  gemäss  dem  Auftrage  auszuführen. 

Einwendungen  gegen  den  durch  das  Urteil 
festgesetzten  Anspruch  selbst  müssen  dagegen 
vom  Schuldner  im  Wege  der  Klage  beim  Pro- 
zessgericht 1.  Instanz  geltend  gemacht  werden, 
sie  sind  aber  nur  beschränktzulässig(ZPO.  §767). 

Falls  ein  Dritter  an  dem  Gegenstand  der 
Zwangsvollstreckung  ein  die  Veräusserung  hin- 
derndes Recht  hat,  so  kann  er  gegen  die  Zwangs- 
vollstreckung Widerspruch  erheben,  und 
zwar  im  Wege  der  Klage  bei  demjenigen  Ge- 
richt (Land-  oder  Amtsgericht),  in  dessen  Be- 
zirk die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  ist  (ZPO. 
§  771). 

Beispiel:  Es  sind  in  der  Wohnung  eines  Ehepaares 
wegen  einer  Forderung  gegen  den  Mann  Möbel  ge- 
pfändet worden,  die  der  Ehefrau  gehören.  Alsdann 
hat  die  Ehefrau  das  Recht,  gegen  den  Gläubiger  Klage 
zu  führen.  Der  Antrag  geht  darauf,  die  Zwangsvoll- 
streckung in  die  Möbel  für  unzulässig  zu  erklären. 

Die  Zwangsvollstreckung  ist  einzustellen, 
wenn  vorgelegt  wird: 

1.  die  Ausfertigung  einer  vollstreckbaren  Ent- 
scheidung, aus  der  sich  ergibt,  dass  das  zu  voll- 
streckende Urteil  oder  dessen  vorläufige  Voll- 
streckbarkeit aufgehoben  oder  dass  die  Zwangs- 
vollstreckung für  ungültig  erklärt  oder  deren 
Einstellung  angeordnet  ist; 

2.  die  Ausfertigung  einer  gerichtlichen  Ent- 
scheidung, aus  welcher  sich  ergibt,  dass  die 
einstweilige  Einstellung  der  Vollstreckung  oder 
einer  Vollstreckungsmassregel  angeordnet  ist. 

Eine  solche  einstweilige  Einstellung  der  Zwangsvoll- 
streckung wird  vom  Gericht  gegen  oder  ohne  Sicher- 
heitsleistung verfügt,  sofern  in  den  oben  behandelten 
Fällen  der  §§  767,  771  ZPO.  oder  im  Falle  der  Ein- 
legung eines  Rechtsmittels  oder  des  Einspruchs  gegen 
ein  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärtes  Urteil  der  An- 
trag auf  Einstellung  gestellt  und  in  den  Fällen  der 
§§  767,  771  ZPO.  die  den  Antrag  rechtfertigenden 
tatsächlichen  Behauptungen  glaubhaft  gemacht  werden. 

3.  eine  öffentliche  Urkunde,  aus  welcher  sich 
ergibt,  dass  die  zur  Abwendung  der  Zwangs- 
vollstreckung nachgelassene  Sicherheitsleistung 
oder  Hinterlegung  erfolgt  ist; 

4.  eine  öffentliche  Urkunde  oder  eine  von 
dem  Gläubiger  ausgestellte  Privaturkunde,  aus 
welcher  sich  ergibt,  dass  der  Gläubiger  nach 
Erlassung  des  zu  vollstreckenden  Urteils  be- 
friedigt worden  ist  oder  Stundung  bewilligt  hat; 

5.  ein  Postschein,  aus  welchem  sich  ergibt^ 
dass  nach  Erlassung  des  Urteils  die  zur  Be- 
friedigung des  Gläubigers  erforderliche  Summe 
zur  Auszahlung  an  ihn  bei  der  Post  einge- 
zahlt ist. 

Das  rechtskräftige  oder  für  vorläufig  voll- 
streckbare   Urteil    bildet    nicht    den    einzigen 
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Schuldtitel,  aus  welchem  die  Zwangsvollstrek- 
kungzulässig  ist.  Vielmehr  findet  die  Zwangs- 
vollstreckung noch  statt  aus: 

1.  Vergleichen,  welche  nach  Erhebung  der 
Klage  zwischen  den  Parteien  oder  einer  Par- 
tei und  einem  Dritten  zur  Beilegung  des  Rechts- 
streits seinem  ganzen  Umfange  nach  oder  in 
betreff  eines  Teils  des  Streitgegenstandes  vor 
einem   deutschen  Gericht  abgeschlossen  sind; 

2.  Entscheidungen,  gegen  welche  das  Rechts- 
mittel der  Beschwerde  stattfindet; 

3.  Vollstreckungsbefehlen ; 

4.  Urkunden,  welche  von  einem  deutschen 
Gericht  oder  von  einem  deutschen  Notar  inner- 
halb der  Grenzen  seiner  Amtsbefugnisse  in 
der  vorgeschriebenen  Form  aufgenommen  sind, 
sofern  die  Urkunde  über  einen  Anspruch  er- 
richtet ist,  welcher  die  Zahlung  einer  bestimm- 
ten Geldsumme  oder  die  Leistung  einer  be- 
stimmten Quantität  vertretbarer  Sachen  oder 
Wertpapiere  zum  Gegenstande  hat  und  der 
Schuldner  sich  in  der  Urkunde  der  sofortigen 
Zwangsvollstreckung  unterworfen  hat. 

2.  Zwangsvollstreckung  wegen  Geld- 
forderungen. 

a)  Zwangsvollstreckung  in  das  beweg- 
liche Vermögen. 

Die  Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche 
Vermögen  erfolgt  durch  Pfändung  (ZPO.  §  803). 
Hierdurch  erwirbt  der  Gläubiger  ein  Pfand- 
recht an  dem  gepfändeten  Gegenstande.  Das 
durch  eine  frühere  Pfändung  begründete  Pfand- 
recht geht  demjenigen  vor,  welches  durch 
eine  spätere  Pfändung  begründet  wird. 

Auf  Grund  eines  Pfand-  oder  Vorzugsrechts 
an  einer  Sache  kann  ein  Dritter,  der  sich  nicht 
im  Besitze  der  Sache  befindet,  der  Pfändung 
der  Sache  nicht  widersprechen;  er  kann  le- 
diglich seinen  Anspruch  auf  vorzugsweise  Be- 
friedigung aus  dem  Erlöse  im  Wege  der  Klage 
geltend  machen.  Wird  der  Anspruch  glaub- 
haft gemacht,  so  hat  das  Gericht  auf  Antrag 
die  Hinterlegung  des  Erlöses  anzuordnen. 

Diese  Bestimmung  ist  für  Vermieter  von  besonderer 
Wichtigkeit.  Sie  können  hiemach  nicht  hindern,  dass 
z.  B.  Möbel,  die  ihrem  Mieter  gehören,  gepfändet 
werden;  wohl  aber  können  sie  zu  ihrer  Deckung  vor- 
zugsweise Befriedigung  aus  dem  Erlöse  der  Verstei- 
gerung der  gepfändeten  Möbel  verlangen. 

Die  Pfändung  der  im  Gewahrsam  des 
Schuldners  befindlichen  körperlichen  Sachen 
wird  dadurch  bewirkt,  dass  der  Gerichtsvoll- 
zieher sie  in  Besitz  nimmt.  Die  gepfändeten 
Sachen  sind  bis  auf  Geld,   Kostbarkeiten  und 


Wertpapiere,  sofern  nicht  hierdurch  die  Be- 
friedigung des  Gläubigers  gefährdet  wird,  im 
Gewahrsam  des  Schuldners  zu  belassen.  In  die- 
sem Falle  ist  die  Wirksamkeit  der  Pfändung 
dadurch  bedingt,  dass  durch  Anlegung  von 
Siegeln  oder  auf  sonstige  Weise  die  Pfändung 
ersichtlich  gemacht  wird. 

Entsprechendes  gilt  für  die  Pfändung  von  Sachen,  die 
sich  im  Gewahrsam  des  Gläubigers  oder  eines  zur 
Herausgabe  bereiten  Dritten  befinden. 

Nicht  gepfändet  werden  dürfen: 

die  Kleidungsstücke,  die  Betten,  die  VPäsche,  das 
Haus-  und  Küchengerät,  insbesondere  die  Heiz-  und 
Kochöfen,  soweit  diese  Gegenstände  für  den  Bedarf 
des  Schuldners  oder  zur  ErhaHung  eines  angemessenen 
Hausstandes  unentbehrlich  sind, 

bei  Künstlern,  Handwerkern,  gewerblichen  Arbeitern 
und  anderen  Personen,  welche  aus  Handarbeit  oder 
sonstigen  persönlichen  Leistungen  ihren  Erwerb  ziehen, 
die  zur  persönlichen  Fortsetzung  der  Erwerbstätigkeit 
unentbehrlichen  Gegenstände, 

die  in  Gebrauch  genommenen  Haushaltungs-  und 
Geschäftsbücher. 

Auch  sollen  Gegenstände,  welche  zum  gewöhnlichen 
Hausrate  gehören  und  im  Haushalte  des  Schuldners 
gebraucht  werden,  nicht  gepfändet  werden,  wenn  ohne 
weiteres  ersichtlich  ist,  dass  durch  deren  Verwertung 
nur  ein  Erlös  erzielt  werden  würde,  welcher  zu  dem 
Werte  ausser  allem  Verhältnis  steht. 

Die  gepfändeten  Sachen  sind  vom  Gerichts- 
vollzieher öffentlich  zu  versteigern. 

Zeit  und  Ort  der  Versteigerung  sind  unter  allge- 
meiner Bezeichnung  der  zu  versteigernden  Sachen, 
öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Gepfändetes  Geld  ist  dem  Gläubiger  abzuliefern. 
Gepfändete  Wertpapiere,  die  einen  Börsen-  oder  Markt- 
preis haben,  hat  der  Gerichtsvollzieher  aus  freier  Hand 
zum  Tageskurse  zu  verkaufen. 

Nachpfändung  bereits  gepfändeter  Sachen 
ist  möglich.  Es  genügt  hierzu  die  Erklärung 
des  Gerichtsvollziehers,  dass  er  die  Sachen  für 
seinen  Auftraggeber  nachpfände. 

Die  gerichtlichen  Handlungen,  welche  die 
Zwangsvollstreckung  in  Forderungen  und 
andere  Vermögensrechte  zum  Gegenstand  haben, 
erfolgen  durch  das  Vollstreckungsgericht,  d.  h. 
durch  das  Amtsgericht,  bei  welchem  der  Schuld- 
ner im  Deutschen  Reiche  seinen  allgemeinen 
Gerichtsstand  hat. 

Die  Pfändung  einer  Geldforderung  erfolgt 
in  der  Weise,  dass  das  Gericht  einen  Pfän- 
dungsbeschluss  erlässt,  Inhalts  dessen  es  dem 
Drittschuldner  verbietet,  an  den  Schuldner  zu 
zahlen,  und  an  den  Schuldner  das  Gebot  er- 
lässt, sich  jeder  Verfügung  über  die  Forderung, 
insbesondere  ihrer  Einziehung,  zu  enthalten. 
Der  Gläubiger  hat  den  Beschluss  dem  Dritt- 
schuldner zustellen  zu  lassen,  wodurch  die 
Pfändung  als  bewirkt  anzusehen  ist. 

Die  Pfändung  von  Forderungen  aus  Wechseln  erfolgt 
in  der  Weise,  dass  der  Gerichtsvollzieher  die  Wechsel 
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in  Besitz  nimmt.  Das  Pfandrecht,  welches  durch  die 
Pfändung  einer  Gehaltsforderung  oder  einer  ähnlichen, 
in  fortlaufenden  Bezügen  bestehenden  Forderung,  z.  B. 
Mietzinsforderung,  erworben  wird,  erstreckt  sich  auch 
auf  die   nach   der  Pfändung   fällig  werdenden  Bezüge. 

Die  gepfändete  Geldforderung  ist  dem  Gläu- 
biger nach  seiner  Wahl  zur  Einziehung  oder 
an  Zahlungsstatt  zum  Nennwerte  zu  über- 
weisen. Die  Regel  ist  die  Überweisung  zur 
Einziehung.  Falls  der  Drittschuldner  nicht 
zahlt,  muss  der  Gläubiger  gegen  ihn  Klage 
auf  Zahlung  erheben.  Dabei  hat  der  Gläubiger 
dem  Schuldner  gerichtlich  den  Streit  zu  ver- 
künden, d.  h.  er  hat  ihm  einen  Schriftsatz  zu- 
zustellen, in  welchem  er  ihm  von  dem  Rechts- 
streit Kenntnis  gibt. 

Schon  vor  der  gerichtlichen  Pfändung 
kann  der  Gläubiger  auf  Grund  eines  vollstreck- 
baren Schuldtitels  durch  den  Gerichtsvollzieher 
dem  Drittschuldner  und  dem  Schuldner  die 
Benachrichtigung,  dass  die  Pfändung  bevor- 
stehe, zustellen  lassen,  mit  der  Aufforderung 
an  den  Drittschuldner,  nicht  an  den  Schuldner 
zu  zahlen,  und  mit  der  Aufforderung  an  den 
Schuldner,  sich  jeder  Verfügung  über  die  For- 
derung, insbesondere  ihrer  Einziehung,  zu  ent- 
halten. Der  vorherigen  Erteilung  einer  voll- 
streckbaren Ausfertigung  und  der  Zustellung 
des  Schuldtitels  bedarf  es  nicht.  Die  Benach- 
richtigung an  den  Drittschuldner  hat  die  Wir- 
kung eines  Arrestes  (s.  u.),  sofern  die  Pfändung 
der  Forderung  innerhalb  3  Wochen  bewirkt 
wird.  Die  Frist  beginnt  mit  dem  Tage,  an 
welchem  die  Nachricht  zugestellt  ist. 

Durch  diese  Bestimmung  wird  der  Gläubiger  nach 
Möglichkeit  gegen  Versuche  des  Schuldners  geschützt, 
die  zu  pfändende  Forderung  vor  Zustellung  des  Pfän- 
dungsbeschlusses einzuziehen  oder  sonst  zu  verwerten. 

Eine  Reihe  von  Ansprüchen  kann  nicht 
gepfändet  werden.     So  z.  B.  nicht: 

der  künftig  geschuldete  Arbeits-  oder  Dienstlohn, 
insoweit  der  Gesamtbetrag  der  Vergütung  die  Summe 
von  1500  M  für  das  Jahr  nicht  übersteigt;  (Pro- 
vision und  Tantieme  sind  der  Pfändung  unterworfen 
und  in  den  Gesamtbetrag  der  Vergütung  mit  einzu- 
rechnen), 

die  aus  Kranken-,  Hilfs-  oder  Sterbekassen  zu  be- 
ziehenden Hebungen,  sowie  die  Pension  invalider  Arbeiter, 

das  Diensteinkommen  oder  die  Pension  der  Offiziere, 
Beamten  und  Geistlichen.  Übersteigt  jedoch  das  Dienst- 
einkommen oder  die  Pension  die  Summe  von  1500  M 
für  das  Jahr,  so  ist  der  3.  Teil  des  Mehrbetrages  der 
Pfändung  unterworfen. 

Ist  eine  Geldforderung  für  mehrere  Gläu- 
biger gepfändet,  so  ist  der  Drittschuldner 
berechtigt,  und  auf  Verlangen  eines  Gläubigers, 
welchem  die  Forderung  überwiesen  ist,  ver- 
pflichtet, unter  Anzeige  der  Sachlage  und  unter 


Aushändigung  der  ihm  zugestellten  Beschlüsse 
an  das  Amtsgericht,  dessen  Beschluss  ihm  zu- 
erst zugestellt  ist,  den  Schuldbetrag  zu  hinter- 
legen. Dieses  ist  dem  Drittschuldner  regel-| 
massig  anzuempfehlen. 

Sofern  eine  dem  Schuldner  gehörige  Sache 
nicht  im  Gewahrsam  des  Schuldners  oder  eine 
zur  Herausgabe  bereiten  Dritten  ist,  muss  siel 
der  Gläubiger  dadurch  helfen,  dass  er  eineii 
Pfändungsbeschluss  erwirkt,  Inhalts  desser 
der  Anspruch  des  Schuldners  auf  Herausgabc 
der  Sache  gepfändet  wird.  Dabei  hat  das  Gericht 
gleichzeitig  die  Herausgabe  der  Sache  an  einer 
vom  Gläubiger  zu  beauftragenden  Gerichts-| 
Vollzieher  anzuordnen  (ZPO.  §§  846,  847) 
Gibt  der  Drittschuldner  die  Sache  nicht  heraus^ 
so  hat  der  Gläubiger  gegen  ihn  Klage  auf  Heraus^ 
gäbe  an  einen  zu  beauftragenden  Gerichtsvoll« 
zieher  zu  erheben.  Mit  der  Herausgabe  der  Sach^ 
an  den  Gerichtsvollzieher  erwirbt  der  Gläubige 
ein  Pfandrecht  an  der  Sache  selbst. 

b)  Zwangsvollstreckung  in  das  unbeweg«i 
liehe  Vermögen. 

Der  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewe^ 
liehe  Vermögen  unterliegen  im  allgemeinen  di< 
Grundstücke  und  die  im  Schiffsregister  ein- 
getragenen Schiffe,  ferner  die  Gegenstände,  auf 
welche  sich  bei  Grundstücken  die  Hypothek,  bei 
Schiffen  das  eingetragene  Pfandrecht  erstreckt. 
Diese  Gegenstände  können,  soweit  sie  Zubehör 
sind,  nicht  im  Wege  der  Mobiliarpfändung  ge- 
pfändet werden,  unterliegen  im  übrigen  aber  der 
Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Ver- 
mögen, solange  nicht  ihre  Beschlagnahme  im 
Wege  der  Zwangsvollstreckung  in  das  unbe- 
wegliche Vermögen  erfolgt  ist. 

Insbesondere  können  Miet-  und  Pachtzinsforderungen 
zunächst  gepfändet  werden,  sie  werden  erst  durch  die 
Zwangsverwaltung  beschlagnahmt  und  damit  der  Pfän- 
dung zugunsten  persönlicher  Gläubiger  entzogen. 

Die  Zwangsvollstreckung  in  ein  Grund- 
stück erfolgt  durch  Eintragung  einer  Siche- 
rungshypothekfür die  Forderung,  durch  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwaltung. 

Die  Sicherungshypothek  wird  auf  Antrag  des 
Gläubigers  in  das  Grundbuch  eingetragen.  Sie  entsteht 
mit  der  Eintragung.  Das  Grundstück  haftet  auch  für 
die  dem  Schuldner  zur  Last  fallenden  Kosten  der  Ein- 
tragung. Sollen  mehrere  Grundstücke  des  Schuldners 
mit  der  Hypothek  belastet  werden,  so  ist  der  Betrag 
der  Forderung  auf  die  einzelnen  Grundstücke  seitens 
des  Gläubigers  zu  verteilen.  Auf  Grund  eines  Voll- 
streckungsbefehls findet  jedoch  die  Eintragung  einer 
Sicherungshypothek  nicht  statt,  auf  Grund  eines  anderen 
Schuldtitels  nur  für  eine  den  Betrag  von  300  M  über- 
steigende Forderung. 
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Für  die  Zwangsversteigerung  und 
Zwangsverwaltung  (Reichsgesetz  vom  24. 
März  1897)  eines  Grundstücks  ist  als  Voll- 
streckungsgericht das  Amtsgericht  zuständig, 
in  dessen  Bezirk  das  Grundstück  belegen  ist 

Die  Zwangsversteigerung  eines  Grundstücks 
wird  von  dem  Vollstreckungsgericht  auf  An- 
trag angeordnet.  Der  Beschluss  hierüber  gilt 
zugunsten  des  Gläubigers  als  Beschlagnahme 
des  Grundstücks.  Die  Beschlagnahme  umfasst 
auch  diejenigen  Gegenstände,  auf  welche  sich 
bei  einem  Grundstück  die  Hypothek  bezieht. 
Miet-  und  Pachtzinsforderungen  umfasst  die 
Beschlagnahme  im  Falle  der  Zwangsversteige- 
rung aber  nicht. 

Zur  Ausführung  der  Zwangsversteigerung 
setzt  das  Gericht  einen  Versteigerungstermin 
an,  in  dem  die  Gebote  auf  das  Grundstück 
abzugeben  sind.  Dabei  sind  die  gesetzlichen 
Versteigerungsbedingungen,  welche  aber  mit 
Zustimmung  der  Beteiligten  abgeändert  werden 
können,  folgende: 

Es  wird  nur  ein  solches  Gebot  zugelassen, 
durch  welches  die  dem  Anspruch  des  Gläu- 
bigers vorgehenden  Rechte  sowie  die  Kosten 
des  Verfahrens  gedeckt  werden,  sog.  geringstes 
Gebot. 

Dem  Ansprüche  des  Gläubigers  gehen  vor 
insbesondere  die  Ansprüche  auf  Entrichtung 
der  öffentlichen  Lasten  des  Grundstücks,  sowie 
die  Ansprüche  aus  Rechten  an  dem  Grund- 
stück einschliesslich  Zinsen  und  Kosten.  Be- 
treibt der  Gläubiger  die  Zwangsvollstreckung 
selbst  auf  Grund  eines  Rechtes  an  einem  Grund- 
stücke, so  gehen  seinem  Ansprüche  nur  diejenigen 
Rechte  an  dem  Grundstücke  vor,  welche  nach 
den  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Rang- 
verhältnis an  Rechten  an  einem  Grundstück 
den  Vorrang  haben. 

Derjenige  Teil  des  geringsten  Gebots,  welcher 
zur  Deckung  dier  Kosten  des  Verfahrens,  der 
öffentlichen  Abgaben,  sowie  der  Zinsen-  und 
Kostenansprüche  der  vorhergehenden  Berech- 
tigten bestimmt  ist,  desgleichen  der  das  ge- 
ringste Gebot  übersteigende  Betrag  des  Meist- 
gebots ist  vom  Ersteher  im  Verteilungstermin 
bar  zu  berichtigen,  sog.  Bargebot. 

Ein  Recht  an  dem  Grundstück  bleibt 
insoweit  bestehen,  als  es  bei  der  Feststellung 
des  geringsten  Gebots  berücksichtigt  und  nicht 
durch  Zahlung  zu  decken  ist.  Im  übrigen  er- 
löschen die  Rechte. 

Sicherheit  für  Gebote  auf  das  Grundstück 
ist  im  allgemeinen  nicht  zu  leisten.     Erforder- 
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ist  Sicherheitsleistung  erst  dann,  wenn  ein  Be- 
teiligter, dessen  Recht  durch  Nichterfüllung  des 
Gebots  beeinträchtigt  werden  würde,  sie  ver- 
langt, was  aber  sofort  nach  Abgabe  des  Gebots 
geschehen  muss. 

Der  Zuschlag  erfolgt  an  den  Meistbietenden, 
der  hierdurch  Eigentümer  des  Grundstückes 
wird.  Nach  der  Erteilung  des  Zuschlags  hat 
das  Gericht  einen  Termin  zur  Verteilung  des 
Versteigerungserlöses  zu  bestimmen. 

Da  das  Bargebot  vom  Ersteher  bar  zu  berichtigen  ist, 
hat  das  Gericht  einen  Plan  über  die  Verteilung  des 
Bargebots  aufzustellen.  Die  Verteilung  erfolgt  nach 
Massgabe  des  Rangverhältnisses  derjenigen  Ansprüche, 
welche  aus  dem  Bargebot  zu  decken  sind.  Zunächst 
sind  die  Kosten  des  Verfahrens  und  danach  die  öffent- 
lichen Abgaben  zu  berücksichtigen,  es  folgen  die  An- 
sprüche aus  Rechten  an  dem  Grundstück  nach  dem 
S.  1066  dargestellten  Rangverhältnis  der  Rechte  und 
schliesslich  der  Anspruch  des  (nicht  realberechtigten) 
betreibenden  Gläubigers. 

Im  Verteilungstermin  hat  der  Ersteher  das  Bar- 
gebot an  das  Gericht  zu  bezahlen,  und  das  Gericht 
zahlt  die  gemäss  dem  Verteilungsplan  den  Berechtigten 
zukommenden  Geldbeträge  an  diese  aus. 

Soweit  das  Bargebot  nicht  berichtigt  wird,  über- 
trägt das  Gericht  dem  Gläubiger  eine  Forderung  gegen 
den  Ersteher,  für  die  eine  Sicherungshypothek  an  dem 
Grundstück  mit  dem  Range  des  nicht  berichtigten  An- 
spruchs eingetragen  wird.  Die  Hypothek  entsteht  mit 
der  Eintragung.  Die  Forderung  gegen  den  Ersteher  ist 
gegen  diesen,  der  Anspruch  aus  der  Sicherungshypothek 
gegen  den  Ersteher  und  jeden  späteren  Eigentümer  ohne 
weiteres  auf  Grund  der  Übertragung  der  Forderung, 
bezw.  der  Eintragung  der  Sicherungshypothek  vollstreck- 
bar. Der  Berechtigte  hat  lediglich  eine  vollstreckbare 
Ausfertigung  des  Beschlusses  zu  erwirken,  durch  wel- 
chen der  Zuschlag  erteilt  ist.  In  der  Vollstreckungs- 
klausel wird  der  Berechtigte,  sowie  der  Betrag  der  For- 
derung angegeben. 

Die  Zwangsverwaltung  unterscheidet  sich 
von  der  Zwangsversteigerung  dadurch,  dass  bei 
der  Zwangsversteigerung  das  Grundstück  selbst 
in  Geld  umgesetzt  wird  und  hierdurch  die  Gläu- 
biger befriedigt  werden  sollen,  während  bei 
der  Zwangsverwaltung  die  Befriedigung  durch 
Erhebung  der  Einkünfte  geschieht.  Die  Be- 
schlagnahme des  Grundstücks  im  Falle  der 
Zwangsverwaltung  umfasst  auch  die  Miet-  und 
Pachtzinsforderungen.  Zur  Ausführung  der 
Zwangsverwaltung  bestellt  das  Gericht  einen 
Zwangsverwalter,  welcher  das  Recht  und  die 
Pflicht  hat,  alle  Handlungen  vorzunehmen, 
welche  erforderlich  sind,  um  das  Grundstück 
in  seinem  wirtschaftlichen  Bestände  zu  erhalten 
und  ordnungsmässig  zu  benutzen;  er  hat  die 
Ansprüche,  auf  welche  sich  die  Beschlagnahme 
erstreckt,  geltend  zu  machen. 

Aus  den  Nutzungen  des  Grundstücks  sind  die  Aus- 
gaben der  Verwaltung,  sowie  die  Kosten  des  Verfahrens 
vorweg  zu  bestreiten.     Die  Überschüsse  werden  ver- 
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teilt  in  der  Weise,  dass  zunächst  die  öffentlichen  Grund- 
stücksabgaben, sodann  die  laufenden  Zinsen  der  ding- 
lichen Rechte  an  dem  Grundstück,  ferner  (sofern  nicht 
der  Gläubiger  selbst  Realberechtigter  ist)  die  Zinsen 
und  Kosten  der  Forderung  des  betreibenden  Gläubigers 
und  schliesslich  die  Kapitalsforderung  des  Gläubigers 
gedeckt  werden.  Auch  hier  wird  ein  Teilungsplan  be- 
stimmt. Das  Verfahren  wird  durch  Beschluss  des  Ge- 
richts aufgehoben. 

c)  Verteilungsverfahren. 

Wenn  eine  bewegliche  Sache  für  mehrere 
Gläubiger  gleichzeitig  gepfändet  ist  und  der 
Versteigerungserlös  zur  Deckung  der  Forde- 
rungen aller  Gläubiger  nicht  ausreicht,  ferner 
auch,  wenn  eine  bewegliche  Sache  für  mehrere 
Gläubiger  nacheinander  gepfändet  ist,  der  Ver- 
steigerungserlös zur  Deckung  aller  Gläubiger 
nicht  ausreicht  und  der  Gläubiger,  für  den  die 
zweite  oder  eine  spätere  Pfändung  erfolgt,  ohne 
Zustimmung  der  übrigen  Beteiligten  eine  andere 
Verteilung  als  nach  der  Reihenfolge  der  Pfän- 
dungen verlangt,  so  hat  der  Gerichtsvollzieher 
die  Sachlage  dem  Gericht  anzuzeigen  und  den 
Erlös  zu  hinterlegen. 

Es  sind  auch  noch  andere  Fälle  möglich,  in  denen 
bei  der  Zwangsvollstreckung  ins  bewegliche  Vermögen 
ein  Geldbetrag  hinterlegt  ist,  welcher  zur  Befriedigung 
der  beteiligten  Gläubiger  nicht  ausreicht,  so,  wenn  der 
Drittschuldner  bei  mehrfacher  Pfändung  einer  Forde- 
rung den  Forderungsbetrag  hinterlegt. 

In  diesen  Fällen  hat  das  Vollstreckungs- 
gericht die  Verteilung  des  hinterlegten  Betrags 
vorzunehmen.  Zu  diesem  Zweck  stellt  es  einen 
Teilungsplan  auf  und  bestimmt  zur  Erklärung 
hierüber  einen  Termin.  Wird  in  diesem  Ter- 
min ein  Widerspruch  gegen  den  Plan  nicht 
erhoben,  so  ist  er  zur  Ausführung  zu  bringen, 
erfolgt  ein  Widerspruch,  so  ist  er,  falls  eine 
Einigung  nicht  zustande  kommt,  insoweit  aus- 
zuführen, als  er  durch  den  Widerspruch  nicht 
getroffen  wird. 

Der  widersprechende  Gläubiger  aber  hat,  sofern  er 
mit  seinem  Widerspruch  nicht  ausgeschlossen  werden 
will,  binnen  eines  Monats  vom  Terminstage  an  dem 
Gericht  nachzuweisen,  dass  er  Klage  erhoben  habe. 
Beim  Ausbleiben  dieses  Nachweises  wird  der  Plan  ohne 
Rücksicht  auf  den  Widerspruch  ausgeführt.  Wird  aber 
die  Klageerhebung  rechtzeitig  nachgewiesen,  so  ist  der 
Teilungsplan  eventuell  zu  berichtigen. 

Entsprechendes  gut,  wenn  gegen  den  im  Zwangs- 
versteigerungs-  oder  Zw angsverwaltungs verfahren  auf- 
gestellten Teilungsplan  Widerspruch  erhoben  wird. 

3.  Zwangsvollstreckung  zur  Erwirkung 
anderer  Leistungen. 

Hat  der  Schuldner  eine  bewegliche  Sache 
oder  von  bestimmten  beweglichen  Sachen  eine 
Quantität    herauszugeben,    so    sind    ihm    die 


Sachen    von    dem    Gerichtsvollzieher   wegzu 
nehmen  und  dem  Gläubiger  zu  übergeben. 

Ist  der  Schuldner  zur  Abgabe  einer  Wil^ 
lenserklärung  verurteilt,  so  gilt  die  Erklärung 
als  abgegeben,  sobald  das  Urteil  die  Rechts- 
kraft erlangt  hat. 

Beispiel:  Der  Schuldner  wird  verurteilt,  zu  be- 
willigen, dass  eine  Hypothek  für  den  Gläubiger  ein- 
getragen wird.  Nach  Rechtskraft  reicht  dann  einfach 
der  Gläubiger  das  Urteil  mit  dem  Antrage  auf  Ein- 
tragung der  Hypothek  beim  Grundbuchamt  ein. 


4.  Offenbarungseid  und  Haft. 

Sofern  die  Pfändung  wegen  einer  GeldfoMl 
derung  in  das  bewegliche  Vermögen  zu  einer^ 
vollständigen  Befriedigung  des  Gläubigers  nicht 
geführt  hat  oder  dieser  glaubhaft  macht,  dass 
er  durch  Pfändung  seine  Befriedigung  nicht 
vollständig  erlangen  könne,  ist  der  Schuldner 
auf  Antrag  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  seines 
Vermögens  vorzulegen,  in  betreff  seiner  For- 
derungen den  Grund  und  die  Beweismittel  zu 
bezeichnen  sowie  den  Offenbarungseid  da- 
hin zu  leisten: 

„dass    er   nach    bestem    Wissen    sein    Ver- 
mögen so  vollständig  angegeben  habe,  als 
er  dazu  imstande  sei," 
Der   Offenbarungseid    ist    ferner    dann    zu 
leisten,  wenn  der  Schuldner  eine  bewegliche 
Sache  herauszugeben  hat,  diese  aber  bei  ihm 
nicht  vorgefunden  wird.    In  diesem  Falle  geht 
der  Offenbarungseid  dahin: 

„dass  Schuldner  die  Sache  nicht  besitze,  auch 
nicht  wisse,  wo  die  Sache  sich  befinde." 
Für  die  Abnahme  des  Offenbarungseides  ist 
das  Amtsgericht  des  Wohnsitzes  des  Schuldners 
zuständig. 

Der  Offenbarungseid  wird  in  dem  vom  Ge- 
richt anzuberaumenden  Termin  geleistet.  Zum 
Zwecke  der  Anberaumung  des  Termins  ist 
der  Antrag  auf  Leistung  des  Offenbarungseides 
beim  Gericht  einzureichen,  im  Antrag  muss 
die  Ladung  des  Schuldners  zur  Leistung  des 
Offenbarungseides  in  dem  zu  bestimmenden 
Termin  enthalten  sein  und  die  Ladung  muss 
dem  Schuldner  zugestellt  werden. 

Im  Termin  ist  die  Anwesenheit  des  Gläu- 
bigers nicht  erforderlich.  Hingegen  muss  der 
Schuldner  erscheinen.  Erscheint  er  nicht  oder 
verweigert  er  die  Leistung  des  Eides  ohne 
Grund,  so  ist  auf  Antrag  vom  Gericht  Haft- 
befehl zu  erlassen. 

Auf  Grund  des  Haftbefehls  kann  der  Gläu- 
biger den  Schuldner  durch  einen  Gerichtsvoll- 
zieher verhaften   lassen.     Die  Haft   darf   aber 


Die  Zwangsvollstreckung. 


1107 


die  Dauer  von  6  Monaten  nicht  übersteigen. 
Beantragt  der  verhaftete  Schuldner,  ihm  den 
Eid  abzunehmen,  so  ist  dem  Antrage  ohne 
Verzug  stattzugeben  und  nach  Leistung  des 
Offenbarungseides  der  Schuldner  aus  der  Haft 
zu  entlassen. 

Ein  Schuldner,  welcher  den  Offenbarungseid 
der  ersten  Art  geleistet  hat,  ist  zur  nochmaligen 
Leistung  auch  einem  anderen  Gläubiger  ge- 
genüber nur  dann  verpflichtet,  wenn  glaubhaft 
gemacht  wird,  dass  er  später  Vermögen  er- 
worben hat.  Sind  jedoch  5  Jahre  seit  der 
Eidesleistung  verflossen,  so  muss  der  Schuldner 
bei  Vorhandensein  der  übrigen  Voraussetzungen 
auch  ohne  diese  Glaubhaftmachung  den  Offen- 
barungseid nochmals  leisten. 

Das  Vollstreckungsgericht  hat  ein  Verzeichnis 
derjenigen  Personen  zu  führen,  welche  vor  ihm 
den  Offenbarungseid  wegen  Erfolglosigkeit  der 
Pfändung  auf  Grund  einer  Geldforderung  ge- 
leistet haben  oder  gegen  welche  wegen  Ver- 
weigerung dieses  Eides  die  Haft  angeordnet  ist. 

Die  Einsicht  in  dieses  Verzeichnis  wird  den 
Kaufmann  vor  manchem  Verlust  schützen. 

5.  Arrest  und  einstweilige  Verfügungen. 

Der  Arrest  dient  zur  Sicherung  der  Zwangs- 
vollstreckung in  das  bewegliche  oder  unbe- 
wegliche Vermögen  wegen  einer  Geldforde- 
rung oder  wegen  eines  Anspruchs,  der  in  eine 
Geldforderung  übergehen  kann.  Er  kann  aber 
auch  wegen  solcher  Ansprüche  angeordnet 
werden,  welche  betagt  oder  bedingt  sind. 

Man  unterscheidet  den  dinglichen  Arrest  und 
den  persönlichen  Sicherheitsarrest. 

Dinglicher  Arrest  findet  statt,  wenn  zu  besorgen 
ist,  dass  ohne  seine  Verhängung  die  Vollstreckung  des 
wegen  der  Forderung  zu  erwirkenden  Urteils  vereitelt 
oder  wesentlich  erschwert  werden  würde.  Der  Tat- 
bestand, aus  dem  diese  Besorgnis  begründet  ist,  heisst 
der  Arrestgrund.  Als  ein  zureichender  Arrestgrund 
ist  es  anzusehen,  wenn  das  Urteil  im  Auslande  voll- 
streckt werden  müsste. 

Der  persönliche  Sicherheitsarrest,  der  sel- 
tener vorkommt,  ist  das  letzte  Sicherungsmittel,  nur 
dann  anwendbar,  wenn  der  dingliche  Arrest  nicht  ge- 
nügt und  auch  sonst  die  Sicherung  der  künftigen 
Zwangsvollstreckung  nicht  zureichend  ist.  Der  persön- 
liche Sicherheitsarrest  wird  mit  Vorliebe  gegenüber 
Ausländern  beantragt,  welche  sich  zufällig  im  Deut- 
schen Reiche  aufhalten. 

Für  die  Anordnung  des  Arrestes  ist  so- 
wohl das  Gericht  der  Hauptsache,  d.  h.  das 
Gericht,  welches  zur  Entscheidung  über  den 
zu  sichernden  Anspruch  in  1.  Instanz  berufen 
ist,  gleichviel  ob  der  Anspruch  bereits  anhängig 
ist  oder  nicht,  als  auch  das  Amtsgericht  zustän- 


dig, in  dessen  Bezirke  der  mit  Arrest  zu  belegende 
Gegenstand  oder  die  in  ihrer  persönlichen 
Freiheit  zu  beschränkende  Person  sich  befindet. 
Der  Arrest  wird  beantragt  durch  ein  Gesuch, 
das  die  Bezeichnung  des  Anspruchs  unter  An- 
gabe des  Geldbetrags  oder  des  Geldwerts  so- 
wie die  des  Arrestgrundes  zu  enthalten  hat. 

Der  Anspruch  und  der  Arrestgrund  sind  glaubhaft 
zu  machen,  d.  h.  durch  eidesstattliche  Versicherung  des 
Antragstellers  oder  eines  Dritten,  durch  Urkunden  oder 
andere  Beweismittel  (mit  Ausnahme  der  Eideszuschie- 
bung)  zu  bescheinigen. 

Über  das  Gesuch,  das  schriftlich  eingereicht 
oder  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  erklärt 
werden  kann,  entscheidet  das  Gericht  in  der 
Regel  ohne  vorgängige  mündliche  Verhandlung. 

Es  kann  den  Arrest  auch  dann  anordnen,  wenn  der 
Anspruch  oder  der  Arrestgrund  nicht  glaubhaft  gemacht 
ist,  verlangt  aber  dann  wegen  der  dem  Gegner  drohen- 
den Nachteile  eine  Sicherheit. 

Die  Entscheidung  über  das  Gesuch  erfolgt  re- 
gelmässig durch  Beschluss,  Arrestbefehl,  den 
der  Gesuchsteller  dem  Gegner  zustellen  zu  lassen 
hat.  In  dem  Arrestbefehl  ist  ein  Geldbetrag  fest- 
zustellen, durch  dessen  Hinterlegung  die  Voll- 
ziehung des  Arrestes  gehemmt  und  der  Schuldner 
zum  Antrag  auf  Aufhebung  des  vollzogenen 
Arrestes  berechtigt  wird.  Gegen  den  Arrest- 
befehl findet  Widerspruch  statt.  Die  wider- 
sprechende Partei  hat  den  Gegner  unter  Mit- 
teilung der  Gründe,  welche  sie  für  die  Auf- 
hebung des  Arrestes  geltend  machen  will,  zur 
mündlichen  Verhandlung  zu  laden.  Es  ent- 
scheidet alsdann  das  Gericht  über  die  Recht- 
mässigkeit des  Arrestes  durch  Urteil. 

Der  Arrest  wird  vollzogen  nach  den  Regeln 
über  die  Zwangsvollstreckung,  wobei  aber  zu 
beachten  ist,  dass  nach  §  929  der  ZPO.  die 
Vollziehung  des  Arrestbefehls  unstatthaft  ist, 
wenn  seit  dem  Tage,  an  welchem  der  Arrest- 
befehl der  ihn  begehrenden  Partei  vom  Gericht 
zugestellt  ist,  2  Wochen  verstrichen  sind.  Die 
Vollziehung  des  Arrestes  vor  der  Zustellung  des 
Arrestbefehls  an  den  Schuldner  ist  zulässig; 
die  Vollziehung  ist  aber  ohne  Wirkung,  wenn 
die  Zustellung  nicht  innerhalb  einer  Woche 
nach  der  Vollziehung  und  vor  Ablauf  der  für 
diese  im  vorigen  Satz  bezeichneten  Frist  von 
2  Wochen  (von  der  Zustellung  an  den  Ge- 
suchsteller an)  erfolgt. 

Die  Vollziehung  des  Arrestes  in  bewegliches 
Vermögen  wird  durch  Pfändung  bewirkt,  ins- 
besondere unterliegen  auch  Forderungen  der 
Pfändung.  Regelmässig  verbindet  das  Gericht 
mit  dem  Arrestbefehl  auf  Antrag  den  Pfän- 
dungsbeschluss. 
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Die  Vollziehung  des  Arrestes  in  ein  Grund- 
stück erfolgt  durch  Eintragung  einer  Sicherungs- 
hypothek für  die  Forderung. 

Die  Vollziehung  des  persönlichen  Sicher- 
heitsarrestes erfolgt  in  der  Regel  durch  Ver- 
haftung. 

Die  einstweilige  Verfügung  dient: 

zur  Sicherung  einer  Individualleistung,  z.  B. 
des  Anspruchs  auf  Herausgabe  eines  bestimm- 
ten Gegenstandes,  und 

zur  Regelung  eines  einstweiligen  Zustandes 
in  bezug  auf  ein  streitiges  Rechtsverhältnis. 

Im  1.  Falle  ist  eine  einstweilige  Verfügung  dann 
zulässig,  wenn  zu  besorgen  ist,  dass  durch  eine  Ver- 
änderung des  bestehenden  Zustandes  die  Verwirklichung 
des  Rechts  des  Antragstellers  vereitelt  oder  wesentlich 
erschwert  werden  könnte  (z.  B.  ein  herauszugebendes 
Pferd  soll  vom  Schuldner  anderweit  veräussert  wer- 
den). Im  2.  Falle  ist  die  einstweilige  Verfügung  dann 
zulässig,  wenn  die  Regelung  des  einstweiligen  Zustan- 
des, insbesondere  bei  dauernden  Rechtsverhältnissen, 
zur  Abwendung  wesentlicher  Nachteile  oder  zur  Ver- 
hinderung drohender  Gewalt  oder  aus  anderen  Grün- 
den nötig  erscheint. 

Auf  die  Anordnung  einstweiliger  Verfü- 
gungen und  das  weitere  Verfahren  finden  die 
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und  das  Arrestverfahren  im  allgemeinen  ent- 
sprechende Anwendung  (ZPO.  §  936).  Jedoch 
ist  die  einstweilige  Verfügung  regelmässig  beim 
Gericht  der  Hauptsache  (s.S.l  107)  zu  beantragen. 

Nur  in  dringenden  Fällen  kann  das  Amtsgericht, 
in  dessen  Bezirk  sich  der  Streitgegenstand  befindet, 
eine  einstweilige  Verfügung  erlassen,  unter  Bestim- 
mung einer  Frist,  innerhalb  welcher  der  Gegner  zur 
mündlichen  Verhandlung  über  die  Rechtmässigkeit  vor 
das  Gericht  der  Hauptsache  zu  laden  ist. 

Soll  jedoch  auf  Grund  einer  einstweiligen  Ver- 
fügung eine  Vormerkung  oder  ein  Widerspruch 
gegen  dieRichtigkeit  desGrundbuchs  eingetragen 
werden,  so  kann  der  Antrag  bei  dem  Amts- 
gericht, in  dessen  Bezirk  das  Grundstück  be- 
legen ist,  auch  dann  gestellt  werden,  wenn  der 
Fall  für  dringlich  nicht  erachtet  wird.  Die 
Bestimmung  der  Frist,  innerhalb  welcher  der 
Gegner  zur  mündlichen  Verhandlung  über  die 
Rechtmässigkeit  der  einstweiligen  Verfügung 
vor  das  Gericht  der  Hauptsache  zu  laden  ist, 
erfolgt  in  diesem  Falle  nur  auf  Antrag  des 
Gegners. 


IV.  Das  Konkursverfahren. 
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Die  Bestimmungen  über  das  Konkursverfahren 
finden  sich  in  der  Konkursordnung  vom  10.  Fe- 
bruar 1877  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung 
vom  20.  Mai  1898. 

Das  Konkursverfahren  ist  ein  allgemeines 
Zwangsvollstreckungsverfahren.  Es  umfasst 
das  gesamte  einer  Zwangsvollstreckung  unter- 
liegende Vermögen  des  Schuldners  (Gemein- 
schuldners), welches  ihm  z.  Z.  der  Eröffnung 
des  Verfahrens  gehört.  Dieses  Vermögen  ist 
die  Konkursmasse  und  dient  zur  gemeinschaft- 
lichen Befriedigung  aller  persönlichen  Gläubiger, 
welche  einen  z.  Z.  der  Eröffnung  des  Ver- 
fahrens begründeten  Vermögensanspruch  an  den 
Gemeinschuldner  haben.  Diese  Gläubiger  sind 
die  Konkursgläubiger. 

Voraussetzung  für  die  Eröffnung  des  Kon- 
kursverfahrens ist  die  Zahlungsunfähigkeit 
des  Gemeinschuldners.  Sie  ist  insbesondere 
anzunehmen,  wenn  Zahlungseinstellung  erfolgt 
ist.  Beim  Vorliegen  dieser  Voraussetzung  wird 
das  Verfahren  auf  Antrag  des  Gemeinschuldners 
oder  eines  Konkursgläubigers  von  demjenigen 
Amtsgericht  eröffnet,  bei  welchem  der  Gemein- 
schuldner seine  gewerbliche  Niederlassung  oder 
in  Ermangelung  einer  solchen  seinen  all- 
gemeinen Gerichtsstand,  insbesondere  also 
seinen  Wohnsitz  hat. 


Beantragt  der  Gemeinschuldner  die  Eröffnung 
des  Verfahrens,  so  hat  er  ein  Verzeichnis  der 
Gläubiger  und  Schuldner,  sowie  eine  Übersicht 
der  Vermögensmasse  bei  Stellung  des  Antrags 
einzureichen  oder,  wenn  dies  nicht  tunlich  ist, 
ohne  Verzug  nachzuliefern.  Der  Antrag  eines 
Gläubigers  auf  Eröffnung  des  Verfahrens  ist 
zuzulassen,  wenn  die  Forderung  des  Gläubigers 
und  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Gemeinschuld- 
ners glaubhaft  gemacht  werden. 

Die  Abweisung  des  Eröffnungsantrags  kann 
erfolgen,  wenn  nach  dem  Ermessen  des  Ge- 
richts eine  den  Kosten  des  Verfahrens  ent- 
sprechende Konkursmasse  nicht  vorhanden  ist. 
Jedoch  unterbleibt  die  Abweisung,  wenn  ein 
zur  Deckung  der  gerichtlichen  Kosten  des  Ver- 
fahrens und  der  Kosten  der  Verwaltung,  Ver- 
wertung und  Verteilung  der  Masse  ausreichender 
Geldbetrag  vorgeschossen  wird. 

Die  Eröffnung  des  Verfahrens  geschieht 
durch  den  gerichtlichen  Eröffnungsbeschluss. 
Gleichzeitig  erlässt  das  Gericht  den  offenen 
Arrest,  durch  den  allen  Personen,  welche  eine 
zur  Konkursmasse  gehörige  Sache  im  Besitz 
haben  oder  zur  Konkursmasse  etwas  schuldig 
sind,  aufgegeben  wird,  nichts  an  den  Gemein- 
schuldner zu  verabfolgen  oder  zu  leisten.  Das 
Gericht    ernennt    bei    der    Eröffnung    einen 
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Konkursverwalter  und  bestimmt  einen,  nicht 
über  einen  Monat  hinauszusetzenden  Termin 
für  eine  Gläubigerversammlung  zwecks  Be- 
schlussfassung über  die  Wahl  eines  anderen 
Verwalters  und  die  Bestellung  eines  Gläubiger- 
ausschusses, ferner  die  Anmeldefrist  und  den 
allgemeinen  Prüfungstermin.  Der  Eröffnungs- 
beschluss,  der  offene  Arrest,  die  Anmeldefrist, 
der  Name  des  Konkursverwalters  sowie  die 
Termine  sind  vom  Gerichtsschreiber  sofort 
öffentlich  bekannt  zu  machen,  auch  ergeht  an 
die  nach  ihrem  Wohnorte  bekannten  Gläubiger 
und  Schuldner  des  Gemeinschuldners  besondere 
Zustellung. 

Mit  der  Eröffnung  des  Verfahrens  verliert 
der  Gemeinschuldner  das  Verwaltungs-  und 
Verfügungsrecht  über  das  zur  Konkursmasse 
gehörige  Vermögen.  Dieses  Recht  geht  auf 
den  Konkursverwalter  über. 

Arreste  und  Zwangsvollstreckungen  zugunsten 
einzelner  Konkursgläubiger  finden  nunmehr  we- 
der in  das  zur  Konkursmasse  gehörige  noch  in  das 
sonstige  Vermögen  des  Gemeinschuldners  statt. 

Der  Konkursverwalter  hat  als  eine  Haupt- 
aufgabe die  Pflicht,  die  Konkursmasse  zu  ver- 
walten und  zu  verwerten. 

Der  Konkursverwalter  wird,  wie  erwähnt,  zunächst 
vom  Gericht  ernannt.  Es  ist  jedoch  den  Gläubigern 
gestattet,  in  dem  auf  die  Ernennung  folgenden  Ter- 
mine eine  andere  Person  als  Verwalter  zu  wählen. 

Der  Verwalter  hat  bei  seinen  Massnahmen 
in  gewissen  Fällen  die  Genehmigung  des 
Gläubigerausschusses,  der  von  der  Gläubiger- 
versammlung bestellt  werden  kann,  aber  nicht 
bestellt  zu  werden  braucht,  oder  die  Geneh- 
migung der  Gläubigerversammlung  einzuholen. 

Der  Verwalter  hat  das  Recht  und  die  Pflicht, 
gewisse  Rechtshandlungen  des  Gemeinschuld- 
ners oder  einzelner  Gläubiger,  durch  die  vor 
der  Konkurseröffnung  einzelne  Gläubiger  un- 
berechtigte Befriedigung  oder  Sicherstellung  er- 
langt haben,  anzufechten,  um  hierdurch  die 
Masse  zu  vergrössern. 

Die  Konkursgläubiger  haben  ihre  Forderungen 
bei  Gericht  innerhalb  der  Anmeldefrist  anzu- 
melden. Die  Prüfung  der  angemeldeten 
Forderungen  erfolgt  dann  in  dem  vom  Ge- 
richt angesetzten  Prüfungstermin.  Sie  findet 
auch  statt,  wenn  der  anmeldende  Gläubiger 
im  Prüfungstermin  ausbleibt.  Das  Gericht  trägt 
das  Ergebnis  der  Prüfung  in  die  von  ihm 
aufzustellende  Tabelle  der  angemeldeten  Forde- 
rungen ein. 

Erhebt  weder  der  Konkursverwalter  noch 
ein  Konkursgläubiger  im  Prüfungstermin  Wider- 


spruch gegen  eine  Forderung,  so  gilt  sie  als 
festgestellt.  Die  Gläubiger  streitig  gebliebener 
Forderungen  können  deren  Feststellung  gegen 
die  Bestreitenden  im  Prozesswege  betreiben.  Auf 
Grund  eines  etwa  ergangenen  obsiegenden  Urteils 
können  sie  die  Berichtigung  der  Tabelle  erwirken, 
also  erreichen,  dass  auch  ihre  Forderung  in 
die  Tabelle  als  festgestellt  eingetragen  wird. 

Nach  der  Abhaltung  des  allgemeinen  Prüfungs- 
termins soll,  so  oft  hinreichende  Masse  vor- 
handen ist,  eine  Verteilung  an  die  Konkurs- 
gläubiger erfolgen.  Ist  die  Verwertung  der 
Masse  beendigt,  so  erfolgt  die  Schlussverteilung. 

Die  Schlussverteilung  erfolgt  auf  Grund  der  vom 
Konkursverwalter  zu  legenden  Schlussrechnung  und 
des  von  ihm  aufzustellenden  Schlussverzeichnisses  der 
zu  berücksichtigenden  Forderungen.  Zur  Abnahme  der 
Schlussrechnung  und  zur  Erhebung  von  Einwendungen 
gegen  das  Schlussverzeichnis  beraumt  das  Gericht  einen 
Schlusstermin  an. 

Die  Verteilungen  geschehen  durch  den 
Konkursverwalter.  Hierbei istzu  berücksichtigen: 

Vorweg  zu  berichtigen  sind  die  Massekosten, 
d.  h.  die  gerichtlichen  Kosten  für  das  gemein- 
schaftliche Verfahren,  die  Ausgaben  für  die 
Verwaltung,  Verwertung  und  Verteilung  der 
Masse  und  die  dem  Gemeinschuldner  und 
dessen  Familie  etwa  bewilligte  Unterstützung, 
sowie  die  Masseschulden,  das  sind  die  aus  Ge- 
schäften oder  Handlungen  des  Konkursverwal- 
ters entstehenden  Ansprüche 

z.  B.  der  Anspruch  auf  Bezahlung  der  vom  Kon- 
kursverwalter etwa  erlassenen  Annoncen  behufs  Ver- 
kaufs der  Konkursmasse 

und  die  Ansprüche  aus  Verträgen,  deren  Erfül- 
lung für  die  Zeit  nach  der  Eröffnung  des 
Verfahrens  erfolgen  muss 

z.  B.  der  Lohnzahlungsanspruch  des  Angestellten, 
dessen  Dienstverhältnis  durcli  die  Konkurseröffnung  an 
sich  noch  nicht  aufgehoben  wird. 

Dann  kommen  die  Konkursgläubiger  zur 
Befriedigung.  Unter  den  Konkursforderungen 
besteht  eine  Rangordnung.  Sie  sind  in  6  be- 
sondere Klassen  eingeteilt,  derart,  dass  die 
späteren  Klassen  angehörenden  Konkursforde- 
rungen erst  dann  zu  berücksichtigen  sind, 
wenn  die  der  vorhergehenden  Klassen  aus  der 
Masse  befriedigt  worden  sind.  Bei  gleichem 
Range  erfolgt  die  Befriedigung  nach  Verhältnis 
der  Beträge  der  festgestellten  Forderungen. 

Die  den  5  ersten  Klassen  angehörigen  Kon- 
kursforderungen nennt  man  bevorrechtigte. 

In  die  1.  Klasse  gehören  z.  B.  die  aus  dem  letzten 
Jahr  vor  der  Konkurseröffnung  rückständigen  Lohn- 
bezw.  Gehaltsforderungen  der  Angestellten  des  Gemein- 
schuldners. 

Die  6.  Klasse  umfasst  alle  übrigen  (also 
die  nichtbevorrechtigten)  Forderungen. 
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Ausserhalb  des  Konkursverfahrens  suchen 
die  sog.  absonderungsberechtigten  Gläu- 
biger ihre  Befriedigung.  Absonderungsberech- 
tigt sind  diejenigen  Gläubiger,  die  an  einem 
zur  Konkursmasse  gehörigen  Gegenstand  ein 
durch  Rechtsgeschäft  bestelltes  Pfandrecht  haben, 
ferner  auch  diejenigen,  welche  an  gewissen 
Gegenständen  ein  gesetzliches  oder  ein  durch 
Pfändung  erlangtes  Pfandrecht  haben.  Ein 
solcher  absonderungsberechtigter  Gläubiger 
kann  aus  dem  ihm  haftenden  Gegenstand  ab- 
gesonderte Befriedigung  wegen  seiner  Pfand- 
forderung verlangen,  einmal  wegen  der  Kosten, 
dann  wegen  der  Zinsen  und  zuletzt  wegen 
des  Kapitals. 

Von  den  Absonderungsberechtigten  sind  zu 
unterscheiden  die  Aussonderungsberechtigten, 
das  sind  diejenigen  Personen,  die  auf  Grund 
eines  persönlichen  oder  dinglichen  Rechts  einen 
dem  Gemeinschuldner  nicht  gehörigen,  aber  bei 
der  Konkursmasse  befindlichen  Gegenstand  für 
sich  in  Anspruch  nehmen  dürfen,  z.  B.  der 
Eigentümer  eines  Pferdes,  das  dem  Gemein- 
schuldner geliehen  ist.  Auch  sie  verfolgen  ihren 
Anspruch  ausserhalb  des  Konkursverfahrens. 

Sehr  wichtig  für  Kaufleute  ist  die  Bestim- 
mung des  §  44  der  KO.,  nach  welchem  der 
Verkäufer  und  der  Einkaufskommissionär  Waren, 
welche  von  einem  anderen  Orte  an  den  Ge- 
meinschuldner abgesendet  und  von  dem  Ge- 
meinschuldner noch  nicht  vollständig  bezahlt 
sind,  zurückfordern  können,  sofern  die  Waren 
nicht  schon  vor  der  Eröffnung  des  Verfahrens 
an  dem  Orte  der  Ablieferung  angekommen  und 
in  den  Gewahrsam  des  Gemeinschuldners  oder 
einer  anderen  Person  für  ihn  gelangt  sind. 

Nach  der  Abhaltung  des  Schlusstermins  be- 
schliesst  das  Gericht  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung die  Aufhebung  des  Konkursver- 
fahrens. Der  Gemeinschuldner  erlangt  das 
Verwaltungs-  und  Verfügungsrecht  über  sein 
Vermögen  zurück. 

Nach  der  Aufhebung  des  Konkursverfahrens 
können  die  nicht  befriedigten  Gläubiger  ihre 
Forderungen  gegen  den  Schuldner  unbeschränkt 
geltend  machen.  Für  die  Gläubiger,  deren 
Forderungen  festgestellt  und  nicht  von  dem 
Gemeinschuldner  im  Prüfungstermin  ausdrück- 
lich bestritten  sind,  findet  gegen  den  Schuldner 
aus  der  Eintragung  in  die  Tabelle  die  Zwangs- 
vollstreckung statt  Es  kann  also  ein  Gläubiger 
sich  eine  vollstreckbare  Ausfertigung  aus  der 
Tabelle  erteilen  lassen  und  auf  Grund  dieser 
gegen  den  Gemeinschuldner  vorgehen. 

Sobald  der  allgemeine  Prüfungstermin  ab- 


gehalten und  solange  nicht  die  Vornahme  der 
Schlussverteilung  vom  Gericht  genehmigt  ist, 
kann  auf  den  Vorschlag  des  Gemeinschuldners 
zwischen  diesem  und  den  nichtbevorrechtigten 
Konkursgläubigern  ein  Zwangsvergleich  ge- 
schlossen werden.  Dieser  muss  angeben,  in 
welcher  Weise  die  Befriedigung  der  Gläubiger 
erfolgen,  sowie  ob  und  in  welcher  Art  ihre 
Sicherstellung  bewirkt  werden  soll.  Der  Ver- 
gleich hat  allen  nicht  bevorrechtigten  Konkurs- 
gläubigern gleiche  Rechte  zu  gewähren. 

Nach  Vorprüfung  des  Vergleichsvorschlags 
durch  den  Konkursverwalter,  bezw.  den  Gläu- 
bigerausschuss,  beraumt  das  Gericht  einen  Ver- 
gleichstermin an,  welcher  öffentlich  bekannt  zu 
machen  ist,  und  zu  dem  der  Gemeinschuldner, 
der  Verwalter,  sowie  unter  Mitteilung  des  Ver- 
gleichsvorschlags und  des  Ergebnisses  der  Vor- 
prüfung die  nichtbevorrechtigten  Konkursgläu- 
biger, welche  Forderungen  angemeldet  haben, 
besonders  zu  laden  sind.  Im  Vergleichstermin 
wird  über  den  Vergleich  verhandelt  und  ab- 
gestimmt. 

Zur  Annahme  des  Vergleichs  ist  erforderlich,  dass 
die  Mehrzahl  der  in  dem  Termin  anwesenden  stimm- 
berechtigten Gläubiger  dem  Vergleiche  ausdrücklich 
zustimmt  und 

die  Gesamtsumme  der  Forderungen  der  zustimmenden 
Gläubiger  wenigstens  drei  Vierteile  der  Gesamtsumme 
aller  zum  Stimmen  berechtigten  Forderungen  beträgt. 

Der  angenommene  Zwangsvergleich  bedarf 
der  Bestätigung  des  Konkursgerichts.  Die  Be- 
stätigung kann  angefochten  werden.  Die  Wir- 
kung des  rechtskräftig  bestätigten  Zwangsver- 
gleichs ist  folgende: 

Der  Konkursverwalter  hat  die  Masseansprüche 
zu  berichtigen,  bezw.  soweit  sie  bestritten  sind, 
sicher  zu  stellen,  und  die  bevorrechtigten  Kon- 
kursforderungen, soweit  sie  festgestellt  sind, 
ebenfalls  zu  berichtigen,  soweit  sie  bestritten, 
aber  glaubhaft  gemacht  sind,  sicher  zu  stellen. 

Das  Gericht  beschliesst  die  Aufhebung  des 
Konkursverfahrens. 

Der  Gemeinschuldner  erhält  das  Recht  zurück, 
über  die  Konkursmasse  frei  zu  verfügen. 

Der  rechtskräftig  bestätigte  Zwangs  vergleich 
ist  wirksam  für  und  gegen  alle  nicht  bevor- 
rechtigten Konkursgläubiger,  auch  wenn  sie  an 
dem  Konkursverfahren  oder  an  der  Beschluss- 
fassung über  den  Vergleich  nicht  teilgenommen 
oder  gegen  den  Vergleich  gestimmt  haben. 
Weitergehende  Rechte  gegen  den  Gemein- 
schuldner sind  demnach  durch  den  Zwangs- 
vergleich aufgehoben. 

Auch  eine  Einstellung  des  Konkurs- 
verfahrens  kennt  das  Gesetz,   insofern    das 
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Konkursverfahren  auf  Antrag  des  Gemein- 
schuldners einzustellen  ist,  wenn  er  nach  dem 
Ablauf  der  Anmeldefrist  die  Zustimmung  aller 
Gläubiger,  welche  Forderungen  angemeldet 
haben,  beibringt. 

Besondere  Bestimmungen  gelten  für  das  Kon- 
kursverfahren der  Handelsgesellschaften  und 
Genossenschaften,  sowie  für  den  Nachlass- 
konkurs. 

Hervorzuheben  ist  hier  folgendes. 

1.  Über  das  Vermögen  einer  Aktiengesellschaft  findet 
das  Konkursverfahren  ausser  im  Falle  der  Zahlungs- 
unfähigkeit bei  Überschuldung  statt.  Zum  Antrag  auf 
Eröffnung  des  Verfahrens  ist  ausser  den  Konkurs- 
gläubigern jedes  MitgHed  des  Vorstandes  und  jeder 
Liquidatornicht  nurberechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet. 

2.  Im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  einer  Offenen 
Handelsgesellschaft,  einer  Kommanditgesellschaft  oder 
einer  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  findet  über 
das  Gesellschaftsvermögen  ein  selbständiges  Konkurs- 
v'erfahren  statt.  Zu  dem  Antrag  auf  Eröffnung  des 
Verfahrens  ist  ausser  den  Konkursgläubigem  jeder  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  und  jeder  Liquidator 
berechtigt. 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  noch  die 
Straf  bestimmun  gen. 

Das  Gesetz  bestraft  wegen  betrüglichen 
Bankerotts  mit  Zuchthaus  diejenigen  Schuld- 
ner, welche  nach  Einstellung  ihrer  Zahlungen 
oder  nach  Eröffnung  des  Konkursverfahrens 
über  ihr  Vermögen,  in  der  Absicht,  ihre  Gläu- 
biger zu  benachteiligen, 

Vermögensstücke  verheimlicht  oder  beiseite  geschafft 
haben ; 

Schulden  oder  Rechtsgeschäfte  anerkannt  oder  auf- 
gestellt haben,  welche  ganz  oder  teilweise  erdichtet  sind; 

Handelsbücher  zu  führen  unterlassen  haben,  deren 
Führung  ihnen  gesetzlich  oblag,  oder 

ihre  Handelsbücher  vernichtet  oder  verheimlicht  oder 
so  geführt  oder  verändert  haben,  dass  sie  keine  Über- 
sicht des  Vermögenszustandes  gewähren. 

Schuldner,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt 
haben,  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkurs- 
verfahren eröffnet  worden  ist,  werden  wegen 
einfachen  Bankerotts  mit  Gefängnis  bestraft, 
wenn  sie 

durch  Aufwand,   Spiel  oder  Wette  oder  durch  Dif- 


ferenzhandel mit  Waren  oder  Börsenpapieren  über- 
mässige Summen  verbraucht  haben  oder  schuldig  ge- 
worden sind; 

in  der  Absicht,  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens 
hinauszuschieben,  Waren  oder  Wertpapiere  auf  Kredit 
entnommen  und  diese  Gegenstände  erheblich  unter 
dem  Werte  in  einer  den  Anforderungen  einer  ordnungs- 
mässigen  Wirtschaft  widersprechenden  Weise  veräussert 
oder  sonst  weggegeben  haben; 

Handelsbücher  zu  führen  unterlassen  haben,  deren 
Führung  ihnen  gesetzlich  oblag,  oder  dieselben  ver- 
heimlicht, vernichtet  oder  so  unordentlich  geführt 
haben  —  ohne  die  Absicht,  die  Gläubiger  zu  benach- 
teiligen — ,  dass  sie  keine  Übersicht  ihre^  Vermögens- 
zustandes gewähren,  oder 

es  gegen  die  Bestimmung  des  Handelsgesetzbuchs 
unterlassen  haben,  die  Bilanz  ihres  Vermögens  in  der 
vorgeschriebenen  Zeit  zu  ziehen. 

Wegen  Gläubigerbegünstigung  werden 
mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft  Schuldner, 
die  nach  Zahlungseinstellung  oder  nach  Eröff- 
nung des  Konkursverfahrens  über  ihr  Vermögen 
einem  Gläubiger,  obwohl  sie  ihre  Zahlungs- 
unfähigkeit kannten,  in  der  Absicht,  ihn  vor 
den  übrigen  Gläubigern  zu  begünstigen,  eine 
Sicherung  oder  Befriedigung  gewährt  haben, 
welche  er  nicht  oder  nicht  in  der  Art  oder 
nicht  zu  der  Zeit  zu  beanspruchen  hatte. 

Auch  Personen,  die  im  Interesse  des  Gemein- 
schuldners Vermögensstücke  verheimlicht  oder 
beiseite  geschafft  haben  oder  im  Interesse  des 
Gemeinschuldners  oder,  um  sich  oder  einem 
anderen  einen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen, 
im  Verfahren  erdichtete  Forderungen  geltend 
machen,  und  Gläubiger,  welche  sich  besondere 
Vorteile  dafür  haben  gewähren  öder  versprechen 
lassen,  dass  sie  bei  den  Abstimmungen  der 
Konkursgläubiger  in  einem  gewissen  Sinne 
stimmen,  werden  bestraft. 

Die  vorstehend  aufgeführten  Strafvorschriften  finden 
gegen  die  Mitglieder  des  Vorstandes  einer  Aktienge- 
sellschaft oder  eingetragenen  Genossenschaft  und  gegen 
die  Liquidatoren  einer  Handelsgesellschaft  oder  einge- 
tragenen Genossenschaft,  welche  ihre  Zahlungen  ein- 
gestellt hat  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkurs- 
verfahren eröffnet  worden  ist,  Anwendung,  wenn  sie 
in  dieser  Eigenschaft  die  mit  Strafe  bedrohten  Hand- 
lungen begangen  haben. 


V.  Gebührenwesen. 


1.  Gerichtskosten. 

Gerichtskostengesetz  vom  18.  Juni  1878,  jetzt  gültig 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  29.  Mai  1898. 

Die  Gerichte  erheben  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten : 

a)  die  Verhandlungsgebühr,  d.  h.  die 
Gebühr  für  die  streitige  mündliche  Verhand- 
lung, also  eine  Verhandlung,  in  der  beide  Par- 
teien widersprechende  Anträge  gestellt  haben; 


b)  die  Beweisgebühr,  d,  h.  die  Gebühr 
für  die  Anordnung  einer  Beweisaufnahme; 

c)  die  Entscheidungsgebühr,  d.  h.  die 
Gebühr  für  eine  andere  Entscheidung. 

Diese  Gebühren  werden  für  jede  Instanz 
besonders  erhoben.  Dabei  ist  zweierlei  zu 
berücksichtigen : 

Einmal  entsteht  jede  dieser  Gebühren  nur, 
wenn  das  Gericht  die  Tätigkeit  vornimmt,  für 
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welche  die  Gebühr  festgesetzt  ist.  Sodann 
dürfen,  wenn  das  Gericht  nicht  noch  in  beson- 
derer Weise  tätig  wird,  z.  B.  durch  Verhängung 
eines  Arrestes,  weitere  Gebühren  nicht  erhoben 
werden. 

Aus  dem  1.  Satz  folgt,  dass,  falls  in  einer  Sache 
nur  eine  Partei  erscheint,  Versäumnisurteil  wider  den 
Gegner  beantragt  und  daraufhin  das  Gericht  Versäum- 
nisurteil erlässt,  nur  eine  Gebühr,  die  Entscheidungs- 
gebühr, berechnet  werden  darf.  Dagegen  sind,  falls 
ein  Prozess  nach  mündlicher  Verhandlung  und  Beweis- 
aufnahme durch  Urteil  erledigt  wird,  sämtliche  3  Ge- 
bühren anzusetzen. 

Aus  dem  2.  Satz  folgt  die  Unrichtigkeit  der  weit 
verbreiteten  Anschauung,  ein  Prozess  würde  um  so 
teurer,  je  mehr  Termine  in  ihm  abgehalten  würden. 
Mag  in  einem  oder  in  zwanzig  Terminen  streitig  ver- 
handelt werden  —  es  darf  doch  nicht  mehr  als  eine 
Verhandlungsgebühr  vom  Gericht  erhoben  werden. 

Die  Gebühr  beträgt  bei  Gegenständen  im  Werte: 

—  20  M  einschhesslich  1,00  M 

von  mehr  als   20—  60  „  ,  2,40    „ 

„      „     60—120  „  „  4,60    „ 

„      „  120—200  „  „  7,50    „ 

„      „  200—300  „  „  11,—    „ 

Die  ferneren  Wertklassen  steigen  unregelmässig  bis 
zur  Wertklasse  von  8200 — 10000  M  einschliesslich, 
in  welcher  die  Gebühr  90  M  beträgt.  Die  Wertklassen 
über  10  000  M  steigen  um  je  2000  M  und  die  Ge- 
bühren für  jede  Klasse  um  je  10  M. 

In  gewissen  Fällen  wird  nur  ein  Bruchteil 
dieser  Gebühren  erhoben  oder  findet  eine  Er- 
hebung überhaupt  nicht  statt: 

Die  Verhandlungsgebühr  wird  nicht  erhoben, 
wenn  ein  zur  Beilegung  des  Rechtsstreits  abgeschlos- 
sener Vergleich  aufgenommen  oder  auf  Grund  eines 
Anerkenntnisses  oder  Verzichts  eine  Entscheidung  er- 
lassen wird,  ohne  dass  die  Anordnung  einer  Beweis- 
aufnahme oder  eine  andere  gebührenpflichtige  Ent- 
scheidung vorhergegangen  ist. 

Die  Beweisgebühr  wird  nur  zur  Hälfte  erhoben, 
wenn  die  angeordnete  Beweisaufnahme  weder  ganz 
noch  teilweise  stattgefunden  hat,  oder  wenn  bezüglich 
des  durch  die  Beweisanordnung  betroffenen  Gegen- 
standes ein  zur  Beilegung  des  Rechtsstreits  abgeschlos- 
sener Vergleich  aufgenommen  oder  auf  Grund  eines 
Anerkenntnisses  oder  Verzichtes  eine  Entscheidung  er- 
lassen wird. 

Die  Entscheidungsgebühr  wird  nur  in  Höhe 
von  ^/jo  erhoben  für  die  auf  Grund  eines  Anerkennt- 
nisses oder  Verzichtes  erlassene  Entscheidung.  Die 
Entscheidungsgebühr  wird  aber  zu  "/jo  auch  für  die 
Aufnahme  eines  zur  Beilegung  des  Rechtsstreits  abge- 
schlossenen Vergleichs  erhoben. 

Im  Urkunden-  und  Wechselprozess  betragen 
die  Gebühren  7io  ^^^  ^^^  ^^^  ordentliche  Ver- 
fahren festgesetzten  Gebühren.  Geht  aber  der  Kläger 
vom  Wechselprozess  ab,  oder  wird  der  Beklagte  im 
Wechselprozess  unter  Vorbehalt  der  Rechte  verurteilt, 
so  gilt  das  ordenthche  Verfahren,  in  welchem  nunmehr 
der  Rechtsstreit  weitergeführt  wird,  als  besondere  In- 
stanz. Ebenso  gilt  das  Verfahren  infolge  des  Ein- 
spruchs gegen  ein  Versäumnisurteü  als  neue  Instanz, 
insoweit  der  Einspruch  wegen  formeller  Mängel  ver- 
worfen, zurückgenommen  oder  nicht  verhandelt  wird. 
Gilt  das  Verfahren  als  Fortsetzung  der  Instanz,  so  wird 


gleichwohl  durch  die  Gebühr  für  das  Versäumnisurteil 
eine  weitere  Entscheidungsgebühr  nicht  ausgeschlossen. 

Für  die  Entscheidung  über  Anträge  auf  gericht- 
liche Handlungen  der  Zwangsvollstreckung 
(z.  B.  Erlassung  eines  Pfändungsbeschlusses,  eines  Haft- 
befehls) und  auf  Anordnung  oder  Aufhebung  eines 
Arrests  oder  einer  einstweiligen  Verfügung  einschliess- 
lich des  voraufgegangenen  Verfahrens  beträgt  die  Ge- 
bühr 7]o  <i^i"  vollen  Gebühr.  Jeder  solcher  Antrag  gilt ; 
als  besonderer  Rechtsstreit.  Es  ist  also  für  jede  Ent- 
scheidung eine  besondere  Gebührenerhebung  zulässig. 

Im  Mahnverfahren  werden  erhoben  7io  der  Ge- 
bühr für  die  Entscheidung  über  das  Gesuch  um  Er- 
lassung des  Zahlungsbefehls, 

*/jg  der  Gebühr  für  die  Entscheidung  über  das  Ge- 
such um  Erlassung  des  Vollstreckungsbefehls. 

Soweit  die  Kosten  des  Mahnverfahrens  als  Teil  der 
Kosten  eines  entstehenden  Rechtsstreits  anzusehen  sind,  i 
wird  die  Gebühr  für  die  Entscheidung  über  das  Ge- 
such um  Erlassung  des  Zahlungsbefehls  auf  die  Gebühr 
des  entstehenden  Rechtsstreits  angerechnet. 

Die  Gebühr  für  die  Verhandlung  in  dem  zur  Ab- 
nahme des  Offenbarungseids  bestimmten  Termin 
beträgt  in  der  Regel  7io  der  vollen  Gebühr, 

Wird  eine  Klage,  ein  Antrag,  ein  Einspruch  oder 
ein  Rechtsmittel  zurückgenommen,  bevor  ein  ge- 
bührenpflichtiger Akt  stattgefunden  hat,  so  wird  Vio 
der  Gebühr  erhoben,  welche  für  die  beantragte  Ent- 
scheidung (oder  im  Falle  der  Ladung  zur  Leistung  des 
Offenbarungseids  für  die  beantragte  Verhandlung  in 
dem  zur  Abnahme  des  Offenbarungseides  bestimmten 
Termine)  zu  erheben  sein  würde. 

In  der  Berufungsinstanz  erhöhen  sich  die  Ge- 
bührensätze um  V4,  in  der  Revisionsinstanz  um  V-^- 

In  allen  diesen  Fällen  aber  beträgt  der  Mindest- 
betrag  einer  Gebühr  M  0,20  und  werden  Pfennig- 
beträge, welche  ohne  Bruch  nicht  durch  10  teilbar  sind, 
auf  den  nächst  hohen  durch  10  teilbaren  Betrag  ab- 
gerundet.   

Neben  den  Gebühren  erheben  die  GerichteJM 
ihre  baren  Auslagen,  wie  Schreibgebüh'^H 
ren  für  Ausfertigungen  und  Abschriften. 

Die  Schreibgebühr  beträgt  für  die  Seite,  welche 
mindestens  20  Zeilen  von  durchschnittlich  12  Süben 
enthält,  M  0.10,  auch  wenn  die  Herstellung  auf  mecha- 
nischem Wege  stattgefunden  hat.  Jede  angefangene 
Seite  wird  voll  gerechnet. 

Schuldner  der  Gebühren  und  Ausla- 
gen ist  derjenige,  welchem  durch  gerichtliche 
Entscheidung  die  Kosten  des  Verfahrens  auf- 
eriegt  sind,  d.  i.  der  unteriiegende  Teil,  oder 
welcher  die  Gebühren  und  Auslagen  durch 
eine  vor  dem  Gericht  abgegebene  oder  dem 
Gerichte  mitgeteilte  Erklärung  übernommen  hat. 
Schuldner  der  Schreibgebühren  für  Ausferti- 
gungen und  Abschriften,  welche  nicht  von  Amts 
wegen  zu  erteilen  sind,  ist  der  Antragsteiler. 

Daneben  besteht  eine  Vorschusspflicht. 
Für  jede  Instanz  ist  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten von  dem  Antragsteller  ein  Ge- 
bührenvorschuss  zu  bezahlen  in  Höhe  der 
höchsten  Gebühr,  welche  für  einen  Akt  der 
Instanz  zum  Ansatz  kommen  kann  (also  im 
Verfahren  1.  Instanz  eine  volle  Gebühr). 


Oebührenwesen. 
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Hat  jemand  einen  Vorschuss  oder  Schreib- 
^ebühren  bezahlt,  für  die  er  dem  Gerichte  als 
Schuldner  haftet,  so  kann  er,  falls  der  Gegner 
in  die  Kosten  verurteilt  wird  oder  die  Kosten 
übernimmt,  die  von  ihm  gezahlten  Beträge 
vom  Gericht  festsetzen  lassen  und  auf  Grund 
des  Kostenfestsetzungsbeschlusses  von 
dem  Gegner  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
beitreiben.  Für  den  Kostenfestsetzungsbeschluss 
einschliesslich  des  voraufgegangenen  Verfahrens 
erhält   das  Gericht  i/^o   einer    vollen  Gebühr. 

2.  Gebühren  der  Gerichtsvollzieher. 

Reichsgesetz  vom  24.  Juni  1878  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898. 

Die  Gebühr  für  jede  Zustellung  beträgt  M  0.80, 
in  amtsgerichtlichen  Sachen  M  0.50.  Geschieht  die  Zu- 
stellung durch  die  Post,  so  erhält  der  Gerichtsvollzie- 
her für  das  Ersuchen  an  die  Post  um  Bewirkung  der 
Zustellung  die  Hälfte  der  obigen  Sätze,  die  Post  für 
die  Zustellung  in  der  Regel  M  0.50. 

Für  die  Pfändung  von  beweglichen  körper- 
lichen Sachen  erhält  der  Gerichtsvollzieher  bei  einem 
Betrage 
bis  50  M  einschliesslich  1  M, 

von  mehr  als  50  bis  100  M  einschliesslich  2  M 

..      ,,  100    „    300    „  „  3  „ 

„      „  300    „  1000    „  „  4  „ 

„      „1000    „  5000    „  ,  5  „ 

„     über       5000  M  6  „ 

Für  die  Versteigerung  von  beweglichen  Sa- 
chen erhält  der  Gerichtsvollzieher  von  dem  Betrage 
des  erzielten  Erlöses 

bis  zu  100  M  57o 
über  100  bis  300  M  37o 
„     300    „  1000   „    27o 
„   1000    „  5000    „    l7o 
„  5000  M  VgO/^. 

Für  die  Entsetzung  aus  dem  Besitze  unbe- 
weglicher Sachen,  insbesondere  aus  einer  Wohnung, 
beträgt  die  Gebühr  3  M  für  jede  angefangene  Stunde. 

Auch  Schreibgebühren  darf  der  Gerichtsvoll- 
zieher verfangen.  Die  Höhe  ist  die  gleiche  wie  die 
der  gerichtlichen  Schreibgebühren. 

3.  Gebühren  der  Rechtsanwälte. 

Das  Reichsgesetz  vom  7.  Juli  1879  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai 
1 898  bestimmt  die  Vergütung  für  die  Berufs- 
tätigkeit des  Rechtsanwalts  in  einem  Verfahren 
vor  den  ordentlichen  Gerichten,  auf  welches 
die  Zivilprozessordnung,  die  Strafprozessord- 
nung oder  die  Konkursordnung  Anwendung 
findet,  sowie  für  die  beratende  Berufstätigkeit 
des  Rechtsanwalts,  welche  den  Beginn  oder  die 
Fortsetzung  eines  solchen  Verfahrens   betrifft. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  stehen 
dem  Anwalt  zu: 

a)  die  Prozessgebühr,  d.   i.  die  Gebühr 


für   den    Geschäftsbetrieb   einschliesslich    der 
Information; 

b)  die  Verhandlungsgebühr,  d.  i.  die 
Gebühr  für  die  mündliche  Verhandlung; 

c)  die  Vergleichsgebühr,  d.  i.  die  Ge- 
bühr für  die  Mitwirkung  bei  einem  zur  Bei- 
legung des  Rechtsstreits  abgeschlossenen  Ver- 
gleiche; 

d)  die  Beweisgebühr,  d.  i.  die  Gebühr 
für  die  Vertretung  in  dem  Termine  zur  Lei- 
stung des  durch  ein  Urteil  auferlegten  Eides 
sowie  in  einem  Beweisaufnahmeverfahren,  wenn 
die  Beweisaufnahme  nicht  bloss  in  Vorlegung 
der  in  den  Händen  des  Beweisführers  oder  des 
Gegners  befindlichen  Urkunden  besteht. 

Die  Gebühren  werden  in  jeder  Instanz  be- 
sonders erhoben,  umfassen  aber  andererseits 
die  gesamte  Tätigkeit  des  Rechtsanwalts  von 
dem  Auftrage  bis  zur  Beendigung  der  Instanz, 
soweit  nicht  kraft  spezieller  Bestimmungen  be- 
sondere Gebühren  verlangt  werden  dürfen. 

Als  volle  Gebühren  betragen  diese  Gebühren  bei 
Gegenständen  im  Werte 

bis  20    M  einschliesslich  2  M 

von  mehr  als  20 — 60     ,,             „  3  „ 

„      „    60—120  „             „  4  „ 

„       „  120—200  „             „  7  „ 

„      „200—300  „              „  10  „ 

Die  Gebühren  steigen  bis  zur  Wertklasse  von  8200 
bis  10000  M,  in  welcher  die  volle  Gebühr  64  M 
beträgt,  unregelmässig,  von  da  an  um  je  2000  M.  Die 
Gebittirensätze  steigen  in  den  Klassen  von  10000  M 
ab  bis  50000  M  einschliesslich  um  je  4  M  für  jede 
Wertklasse,  bis  100000  M  einschH esslich  um  je  3  M 
und  darüber  hinaus  um  je  2  M. 

In  dieser  vollen  Höhe  entstehen  aber  die  Gebühren 
nicht  immer. 

So  steht  dem  Anwalt  die  Prozessgebühr  nur  zu 
Vio  zu,  soweit  der  Auftrag  vor  der  mündlichen  Ver- 
handlung erledigt  ist,  ohne  dass  der  Rechtsanwalt  die 
Klage  eingereicht  hat  oder  einen  Schriftsatz  hat  zu- 
stellen lassen. 

Die  Verhandlungsgebühr  steht  dem  Rechtsan- 
walt zwar  —  im  Gegensatz  zu  der  für  die  gericht- 
liche Verhandlungsgebühr  geltenden  Bestimmung  — 
auch  bei  nicht  streitiger  Verhandlung  (Versäumnis-  und 
Anerkenntnisverfahren),  dann  aber  nur  zu  7io  zu. 

Die  Vergleichsgebühr  entsteht  nur  nach  Höhe 
von  "/,„,  wenn  dem  Rechtsanwalt  für  denselben  Streit- 
gegenstand die  volle  Verhandlungsgebühr  zusteht  und 
der  Vergleich  vor  dem  Prozessgericht  oder  einem  er- 
suchten oder  beauftragten  Richter  abgeschlossen  ist. 

Die  Beweisgebühr  endlich  beträgt  regelmässig  nur 
V,o  der  vollen  Gebühr.  Es  erhöht  sich  aber,  falls  nach 
der  Beweisaufnahme  noch  weiter  verhandelt  wird,  die 
Verhandlungsgebühr  bei  streitiger  Verhandlung  um  Vjoi 
bei  nicht  streitiger  Verhandlung  um  '/j,,. 

Im  Urkunden-  und  Wechselprozess  betragen 
auch  hier  sämtliche  Gebühren  nur  7io  ^^^  für  das  ordent- 
liche Verfahren  bestimmten  Gebühr. 

Im  Zwangsvollstreckungsverfahren  erhält  der 
Rechtsanwalt  ^/j^  der  ihm  sonst  zustehenden  Gebühren. 
Dabei   bildet   jede  Vollstreckungsmassregel  zusammen 
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mit  den  durch  sie  vorbereiteten  weiteren  Vollstreckungs- 
handlungen (also  z.  B.  der  Antrag  auf  Mobiliarpfän- 
dung mit  der  Beiwohnung  bei  der  Pfändung)  bis  zu 
der  durch  die  Massregel  zu  erlangenden  Befriedigung 
des  Gläubigers  eine  besondere  Instanz.  Der  Anwalt 
darf  also  die  Gebühr  für  jede  Vollstreckungsmassregel 
besonders  erheben. 

Weiter  gilt  das  nach  einem  Wechsel-  oder  Urkunden- 
prozess  anhängig  bleibende  ordentliche  Verfahren  auch 
für  die  Berechnung  der  Gebühren  des  Anwalts  als  be- 
sonderer Rechtsstreit.  Der  Anwalt  muss  sich  aber  die 
Prozessgebühr  des  Urkunden-  oder  Wechselprozesses 
auf  die  gleiche  Gebühr  des  ordentlichen  Verfahrens  an- 
rechnen. 

Ebenso  gilt  im  Falle  der  Zurücknahme  oder  Ver- 
werfung des  gegen  ein  Versäumnisurteil  eingelegten 
Einspruchs  das  Verfahren  über  den  Einspruch  für 
die  Gebühren  des  Rechtsanwalts  mit  Ausnahme  der 
Prozessgebühr  als  neue  Instanz.  Im  Falle  der  Zulassung 
des  Einspruchs  steht  dem  Rechtsanwalt  des  Gegners 
der  den  Einspruch  einlegenden  Partei  die  Gebühr  für 
die  mündliche  Verhandlung,  auf  welche  das  Versäumnis- 
urteil ergangen  ist,  besonders  zu. 

Nicht  zur  Instanz  gehört  und  zur  Erhebung  beson- 
derer Gebühren  berechtigt 

a)  der  Antrag  auf  Anordnung  oder  Aufhebung  eines 
Arrestes  oder  einer  einstweiligen  Verfügung 
und  die  Vertretung  in  dem  weiteren  Verfahren,  sofern 
das  Verfahren  von  dem  Verfahren  über  die  Hauptsache 
getrennt  ist; 


b)  die  Vertretung  in  dem  Kostenfestsetzungs- 
verfahren. 

Für  seine  Tätigkeit  in  diesen  Fällen  erhält  der  An- 
walt unter  entsprechender  Anwendung  der  für  den  ge- 
wöhnlichen Prozess  geltenden  Bestimmungen  7io  der 
vollen  Gebühren.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dass 
der  Anwalt  für  die  Mitwirkung  bei  der  Vollziehung 
eines  Arrestbefehls  oder  einer  einstweiligen  Verfügung 
eine  Gebühr  in  Höhe  von  7io  ^^^  vollen  Gebühr,  und 
zwar  für  jede  Vollziehung,  entsprechend  den  für  die 
Zwangsvollstreckung  geltenden  Vorschriften,  besonders 
erheben  darf. 

Im  Mahnverfahren  erhält  der  Rechtsanwalt: 

a)  ^/lo  der  vollen  Gebühr  für  die  Erwirkung  des 
Zahlungsbefehls  einschliesslich  der  Mitteilung  des  Wider- 
spruchs an  den  Auftraggeber; 

b)  */',o  für  die  Erhebung  des  Widerspruchs; 

c)  */jo  für  die  Erwirkung  des  Vollstreckungsbefehls. 
Für    einen    erteilten    Rat    erhält    der  nicht  zum 

Prozessbevollmächtigten  bestellte  Anwalt   eine  Gebühr 
in  Höhe  von  Vio  ^^^  Prozessgebühr. 

Schuldner  des  Anwalts  ist  sein  Auftrag- 
geber. Jedoch  kann  der  Auftraggeber  die  ihm 
erwachsenen  Kosten  gegen  den  in  die  Kosten 
verurteilten  Gegner  gerichtlich  festsetzen  lassen 
und  auf  Grund  des  gerichtlichen  Kostenfest 
Setzungsbeschlusses  von  ihm  beitreiben. 


C,  Kaufmännisches  Strafrecht. 


H 


Die  strafgesetzlichen  Bestimmungen,  die  den  Kauf- 
mann interessieren,  sind  z.  T.  bereits  in  der  bisherigen 
Darstellung  angezogen  worden.  Strafandrohungen  finden 
sich  im  Handelsgesetzbuch,  in  der  Gewerbeordnung,  in 
den  Urhebergesetzen,  sowie  in  der  Konkursordnung, 
ferner  auch  im  Postgesetz  und  ausser  ihm  noch  in  vielen 
anderen  Reichsgesetzen  und  Landesgesetzen.  Es  verbleibt 
uns  hier  nur  noch  die  Aufgabe,  die  für  den  Kaufmann 
wichtigsten  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches,  sowie 
einzelner  Spezialgesetze  zu  behandeln. 

1.   Die   für   den   Handel  wichtigsten 
Bestimmungen    des   Strafgesetzbuchs. 

Des  Betrugs  macht  sich  schuldig,  wer 
durch  Vorspiegelung  falscher  oder  durch  Ent- 
stellung oder  Unterdrückung  wahrer  Tatsachen 
bei  einem  anderen  einen  Irrtum  erregt  oder 
unterhält,  hierdurch  aber  das  Vermögen  des 
anderen  (oder-  eines  Dritten,  über  dessen  Ver- 
mögen der  andere  disponieren  kann)  schädigt 
und  in  der  Absicht  handelt,  sich  oder  einer 
dritten  Person  einen  Vermögensvorteil  zu  ver- 
schaffen, auf  den  er  einen  Anspruch  nicht  besitzt. 

Auf  Betrug  steht  Gefängnisstrafe,  neben  welcher 
auf  Geldstrafe  bis  zu  3000  M  sowie  auf  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden  kann.  Bei 
mildernden  Umständen  kann  ev.  auch  ausschliesslich 
Geldstrafe  verhängt  werden. 


Das  Delikt  der  Untreue  wird  u.  a.  von 
einem  Bevollmächtigten  begangen,  welcher  über 
Forderungen  oder  andere  Vermögensstücke  sei- 
nes Auftraggebers  absichtlich  zu  dessen  Nach- 
teile verfügt. 

Die  Strafe  ist  Gefängnis,  neben  welcher,  falls  die 
Untreue  in  der  Absicht  begangen  wird,  sich  oder  einem 
anderen  einen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen,  auf 
Geldstrafe  bis  zu  3000  M  erkannt  werden  kann. 

Die  Urkundenfälschung  ist  die  in  rechts- 
widriger Absicht  erfolgte  Fälschung  oder  fälsch- 
liche Anfertigung  einer  öffentlichen  Urkunde 
oder  einer  solchen  Privaturkunde,  welche  zum 
Beweise  von  Rechten  oder  Rechtsverhältnissen 
von  Erheblichkeit  ist,  verbunden  mit  der  Be- 
nutzung der  verfälschten  oder  fälschlich  ange- 
fertigten Urkunde  zum  Zweck  einer  Täuschung. 

Die  Strafe  ist  Gefängnis.  Zuchthausstrafe  tritt  ein, 
wenn  die  Urkundenfälschung  in  der  Absicht  begangen 
wird,  sich  oder  einem  anderen  einen  Vermögensvorteil 
zu  verschaffen  oder  einem  anderen  Schaden  zuzufügen. 

Der  fälschlichen  Anfertigung  einer  Urkunde 
wird  es  gleich  geachtet,  wenn  jemand  einem 
mit  der  Unterschrift  eines  anderen  versehenen 
Papiere  (Blankett)  ohne  dessen  Willen  oder 
dessen  Anordnungen  zuwider  durch  Ausfüllung 
einen  urkundlichen  Inhalt  gibt. 
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Dieses  Delikt  begeht  z.  B.  derjenige,  der  ein  Wech- 
selakzept, welches  in  Blanko  gegeben  ist,  wider  die 
Abrede  auf  eine  höhere  Summe  ausstellt. 

Diebstahl  ist  die  Wegnahme  einer  fremden 
beweglichen  Sache  in  der  Absicht,  sich  diese 
rechtswidrig  zuzueignen.  Die  Strafe  ist  Ge- 
fängnis. Unterschlagung  ist  die  rechtswid- 
rige Zueignung  einer  fremden  bewegUchen 
Sache,  die  der  Täter  in  Besitz  oder  in  Ge- 
wahrsam hat. 

Die  Strafe  ist  Gefängnis. 

Wer  einen  Diebstahl  oder  eine  Unterschlagung  ge- 
gen Angehörige,  Vormünder  oder  Erzieher  begeht  oder 
wer  einer  Person,  zu  der  er  im  Lehriingsverhältnis 
steht  oder  in  deren  häuslicher  Gemeinschaft  er  als  Ge- 
sinde sich  befindet,  Sachen  von  unbedeutendem  Werte 
stiehlt  oder  unterschlägt,  ist  nur  auf  Antrag  zu  ver- 
folgen. Ein  Diebstahl  oder  eine  Unterschlagung,  welche 
von  Verwandten  aufsteigender  Linie  (Eltern,  Grosseltern) 
gegen  Verwandte  absteigender  Linie  (Kinder,  Enkel) 
oder  von  einem  Ehegatten  gegen  den  anderen  began- 
gen worden  ist,  bleibt  straflos. 

Als  Hehler  wird  mit  Gefängnis  bestraft, 
wer  seines  Vorteils  wegen  Sachen,  von  denen 
er  weiss  oder  den  Umständen  nach  annehmen 
muss,  dass  sie  mittels  einer  strafbaren  Hand- 
lung erlangt  sind,  verheimlicht,  verkauft,  zum 
Pfände  annimmt  oder  sonst  an  sich  bringt 
oder  zu  deren  Absätze  bei  anderen    mitwirkt. 

Das  Delikt  des  Arrestbruchs  besteht  darin, 
dass  Sachen,  welche  durch  die  zuständigen  Be- 
hörden oder  Beamten  gepfändet  oder  in  Be- 
schlag genommen  sind,  vorsätzlich  beiseite  ge- 
schafft, zerstört  oder  in  anderer  Weise  der  Ver- 
strickung ganz  oder  teilweise  entzogen  werden. 

Die  Strafe  ist  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre. 

Ein  ähnliches  Delikt,  das  der  Vereitelung 
einer  Zwangsvollstreckung,  begeht,  wer  bei  einer 
ihm  drohenden  Zwangsvollstreckung  in  der 
Absicht,  die  Befriedigung  des  Gläubigers  zu 
vereiteln,  Bestandteile  seines  Vermögens  ver- 
äussert oder  beiseite  schafft. 

Die  Strafe  ist  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren.  Die  Straf- 
verfolgung tritt  nur  auf  Antrag  des  Gläubigers  ein. 

Wer  unter  Ausbeutung  der  Notlage,  des 
Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  eines  an- 
deren mit  Bezug  auf  ein  Darlehn  oder  die 
Stundung  einer  Geldforderung  oder  auf  ein 
anderes  zweiseitiges  Rechtsgeschäft,  welches  dem- 
selben wirtschaftlichen  Zweck  dienen  soll,  sich 
oder  einem  Dritten  Vermögensvorteile  ver- 
sprechen oder  gewähren  lässt,  welche  den  übli- 
chen Zinsfuss  dergestalt  überschreiten,  dass  nach 
den  Umständen  des  Falles  die  Vermögensvor- 
teile in  auffälligem  Missverhältnis  zu  der  Leistung 
stehen,   wird   wegen   Wuchers  belangt. 

Die  Strafe  ist  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  zu- 
gleich Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  Auch  kann  auf  Ver- 
lust   der    bürgerlichen    Ehrenrechte    erkannt    werden. 


2.  Das  Gesetz  zur  Bekämpfung 

des  unlauteren  Wettbewerbs  vom 

27.  Mai  1896. 

1.  Es  ist  verboten,  in  öffentlichen   Bekannt- 
machungen oder  in  Mitteilungen,  welche  für 
einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt 
sind,  über  geschäftliche  Verhältnisse,  insbeson- 
dere über  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungs- 
art oder  die  Preisbemessung  von  Waren  oder 
gewerblichen  Leistungen,  über  die  Art  des  Be- 
zugs oder  die  Bezugsquelle  von  Waren,  über 
den  Besitz  von  Auszeichnungen,  über  den  An- 
lass  oder  den  Zweck  des  Verkaufs,  unrichtige 
Angaben  tatsächlicher  Art  zu  machen,  welche 
geeignet  sind,  den  Anschein  eines  besonderen 
günstigen  Angebots  hervorzurufen.     Bei  einer 
Zuwiderhandlung  kann    zunächst   von   jedem 
Gewerbetreibenden,  der  Waren  oder  Leistungen 
gleicher  oder  verwandter  Art  herstellt  oder  in 
geschäftlichen  Verkehr  bringt,  oder  von  Ver- 
bänden zur  Förderung  gewerblicher  Interessen 
Klage  auf  Unterlassung  erhoben  werden,  von 
dem    geschädigten    Gewerbetreibenden   auch, 
falls  derjenige,  der  die  Angaben  gemacht  hat, 
ihre  Unrichtigkeit  kannte  oder  kennen  musste, 
Anspruch  auf  Schadensersatz  erhoben  werden. 
Es  tritt  aber  auch  Geldstrafe  bis  zu   1500  M 
ein,    wenn    die  Angaben   wissentlich    unwahr 
sind  und  in  der  Absicht  gemacht  werden,  den 
Anschein  eines  besonders  günstigen  Angebots 
hervorzurufen. 

Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen: 

a)  einschränkend,  dass  die  Verwendung  von 
Namen,  welche  nach  dem  Handelsgebrauch  für  Be- 
nennung gewisser  Waren  dienen,  ohne  deren  Her- 
kunft bezeichnen  zu  sollen,  gestattet  ist,  auch  dann, 
wenn  die  Waren  nicht  dieser  Herkunft  sind  (z.  B. 
Wiener  Würstchen); 

b)  ausdehnend,  dass  den  Angaben  tatsächlicher 
Art  bildliche  Darstellungen  und  sonstige  Veranstaltun- 
gen gleich  zu  achten  sind,  die  darauf  berechnet  und 
geeignet  sind,  solche  Angaben  zu  ersetzen. 

2.  Verboten  ist  die  zu  Zwecken  des  Wettbe- 
werbs über  das  Erwerbsgeschäft  eines  anderen, 
über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des 
Geschäfts,  über  die  Waren  oder  gewerblichen 
Leistungen  eines  anderen  erfolgende  Aufstellung 
oder  Verbreitung  von  Behauptungen  tatsäch- 
licher Art,  welche  geeignet  sind,  den  Betrieb 
des  Geschäfts  oder  den  Kredit  des  Inhabers  zu 
schädigen.  Es  kann  auch  hier  zunächst  auf 
Unterlassung  und,  falls  die  Behauptungen  nicht 
erweislich  wahr  sind,  auch  auf  Ersatz  des  ent- 
standenen Schadens  geklagt  werden.  Geld- 
strafe bis  zu  1500  M  oder  Gefängnisstrafe  bis 
zu  einem  Jahre  tritt  ein,  falls  diese  Behauptungen 
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wieder  besseres   Wissen    aufgestellt  oder  ver- 
breitet werden. 

3.  Das  Gesetz  verbietet,  dass  im  geschäftlichen 
Verkehr  ein  Name,  eine  Firma  oder  die  be- 
sondere Bezeichnung  eines  Erwerbsgeschäfts, 
eines  gewerblichen  Unternehmens  oder  einer 
Druckschrift  in  einer  Weise  benutzt  wird,  welche 
darauf  berechnet  oder  geeignet  ist,  Verwech- 
selungen mit  dem  Namen  oder  der  Firma  oder 
der  besonderen  Bezeichnung  hervorzurufen, 
deren  sich  ein  anderer  befugter  Weise  bedient. 
Eine  Strafe  ist  für  den  Fall  der  Zuwiderhand- 
lung aber  nicht  vorgesehen. 

4.  Ein  Angestellter,  Arbeiter  oder  Lehrlingeines 
Geschäftsbetriebs,  welcher  Geschäfts-  oder  Be- 
triebsgeheimnisse, die  ihm  vermöge  des  Dienst- 
verhältnisses anvertraut  oder  sonst  zugänglich 
geworden  sind,  während  der  Geltungsdauer 
des  Dienstverhältnisses  unbefugt  an  andere  zum 
Zweck  des  Wettbewerbs  oder  in  der  Absicht, 
dem  Inhaber  des  Geschäftsbetriebs  Schaden  zu- 
zufügen, mitteilt,  oder  derjenige,  der  Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisse,  deren  Kenntnis  er 
durch  eine  solche  Mitteilung  oder  durch  eine 
gegen  das  Gesetz  oder  die  guten  Sitten  ver- 
stossende  eigene  Handlung  erlangt  hat,  zu 
Zwecken  des  Wettbewerbs  unbefugt  verwertet 
oder  an  andere"  mitteilt,  werden  mit  Geld- 
strafe bis  zu  3000  M  oder  mit  Gefängnis  bis 
zu  1  Jahre  bestraft.  Ausserdem  ist  der  ge- 
schädigte Geschäftsherr  berechtigt,  Schadens- 
ersatz zu  fordern. 

Wer  zum  Zwecke  des  Wettbewerbs  es  unternimmt, 
einen  anderen  zur  unbefugten  Mitteilung  eines  Ge- 
schäfts- oder  Betriebsgeheimnisses  zu  bestimmen,  wird 


mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  M  oder  mit  Gefängnis  bis 
zu  9  Monaten  bestraft. 


3.  Das  Reichsgesetz  betr.  den  Wucher 

(vom  24.  Mai  1887,  abgeändert  und  ergänzt 
durch  das  Gesetz  vom  19.  Juni  1893)  ver- 
pflichtet denjenigen,  der  aus  dem  Betriebe  von 
Geld-  oder  Kreditgeschäften  ein  Gewerbe  macht, 
die  Rechnung  des  Geschäftsjahres  für  jeden, 
welcher  ein  Geschäft  der  bezeichneten  Art  mit 
ihm  abgeschlossen  hat  und  daraus  sein  Schuldner 
geworden  ist,  abzuschliessen  und  dem  Schuldner 
binnen  3  Monaten  nach  Schluss  des  Jahres 
einen  schriftlichen  Auszug  dieser  Rechnung 
mitzuteilen,  der  ausser  dem  Ergebnis  auch  er- 
kennen lässt,  wie  solches  entstanden  ist.  Wer 
sich  dieser  Verpflichtung  vorsätzlich  entzieht, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  500  M  oder  mit 
Haft  bis  zu  6  Wochen  bestraft  und  verliert 
den  Anspruch  der  Zinsen  auf  das  verflossene 
Jahr  hinsichtlich  der  Geschäfte,  welche  in  den 
Rechnungsauszug  aufzunehmen  waren. 

Diese  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung,  wenn 
das  Schuldverhältnis  auf  nur  einem  während  des  abge- 
laufenen Geschäftsjahres  abgeschlossenen  Rechtsge- 
schäfte beruht,  über  dessen  Entstehung  und  Ergebnis 
dem  Schuldner  eine  schriftliche  Mitteilung  behändigt 
ist.  Sie  haben  ferner  keinen  Bezug  auf  öffentliche 
Banken,  Notenbanken,  Bodenkreditinstitute  und  Hypo- 
thekenbanken auf  Aktien,  auf  öffentliche  Leihanstalten, 
auf  Spar-  und  Darleihinstitute  öffentlicher  Korporati- 
onen und  auf  eingetragene  Genossenschaften,  soweit 
es  sich  bei  den  eingetragenen  Genossenschaften  um 
den  Geschäftsverkehr  mit  den  Mitgliedern  handelt; 
ferner  nicht  auf  den  Geschäftsverkehr  zwischen  Kauf- 
leuten, deren  Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 
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/.   Warenklage. 

An  das  Königliche  Amtsgericht 
in  Danzig. 

Klage 
des  Mehlhändlers  Friedrich  Lehmann  in  Danzig,  Grüne 
Strasse  No.  11,  Klägers, 

gegen 
den  Bäcker  August  Hinrichsen  in  Danzig,  Blaue  Gasse 
No.  25,  Beklagten, 
wegen  Kaufpreisforderung  von  105  M  s.  A. 

Ladung:  Zur  mündlichen  Verhandlung  des  Rechts- 
streits lade  ich  den  Beklagten  vor  das  Kgl.  Amtsgericht 
Danzig  auf  den  von  diesem  zu  bestimmenden  Termin. 

Antrag:  Ich  werde  beantragen: 

1.  Den  Beklagten  zu  verurteilen: 

a)  an   mich    105  M   mit   5%  Zinsen  seit  dem 
11.  Mai  1905  zu  zahlen, 

b)  die  Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen. 

2.  Das  Urteil  für  vorläufig  vollstreckbar  zu  erklären. 


Begründung. 
Beklagter  erhielt  auf  seine  vorgängige  käufliche  Be- 
stellung von  mir  am  11.  Mai  1905  zehn  Zentner  Weizen- 
mehl 00   für  den  Betrieb  seines  Bäckereigewerbes  ge- 
liefert und  übergeben. 

Beweis:  Schlusschein,  Lieferschein. 
Für  den  Zentner  Weizenmehl  00   ist   der  Preis  von 
M  10.50  bei  Bestellung   zwischen  dem  Beklagten  und 
mir  vereinbart  worden. 

Beweis:  Schlusschein. 
Überdies  ist  dieser  Preis  auch  angemessen. 

Beweis :    Sachverständigengutachten. 

Der  Beklagte  ist  mir  daher  105  M  schuldig  gewor- 
den und  zahlt  diesen  Betrag  trotz  Aufforderung  nicht. 

Der  Beklagte  ist  Kaufmann  und  der  geforderte  Zins- 
fuss  von  5  V.  H.  deshalb  gerechtfertigt. 

Danzig,  am  22.  April  1906. 

Friedrich  Lehmann. 
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2.  Wechselklage. 

An  das  Königliche  Amtsgericht 
in  Stuttgart. 

Klage 
im  Wechselprozesse 

des  Kaufmanns  Fridolin  Kränzle  in  Stuttgart,  Wilhelms- 
strasse 11,  Klägers, 

gegen 
den   Kaufmann  Joseph  Eisele  in  Stuttgart,    Friedrich- 
strasse 137,  Beklagten, 
wegen  Wechselforderung  von  100  M  s.  A. 

Ladung:  Im  Wechselprozesse  klagend,  lade  ich  den 
Beklagten  zur  mündlichen  Verhandlung  des  Rechtsstreits 
vor  das  Kgl.  Amtsgericht  Stuttgart  auf  den  von  diesem 
zu  bestimmenden  Termin. 

Antrag:  Ich  werde  beantragen: 
den  Beklagten  zu  verurteilen 

a)  an  mich  100  M  Wechsclstamm  nebst  6"/o 
Zinsen  seit  dem  15.  April  1906  sowie  4  M 
Wechselunkosten  zu  zahlen, 

b)  die  Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen. 

Begründung: 

Der  Beklagte  ist  Akzeptant  des  von  mir  am  15.  Ja- 
nuar 1906  ausgestellten,  am  15.  April  1906  fällig  ge- 
wesenen, in  der  Anlage  A  abschriftlich  wiedergegebenen 
Wechsels  über  100  M. 

Beweis:  Das  Original  der  Anlage  A. 
Der  Wechsel  ist  dem  Beklagten  bei  Verfall  zur  Zah- 
lung vorgelegt,  aber  von  ihm  nicht  eingelöst  worden. 
Es  ist  daher  am  17.  April  1906  Protest  mangels  Zah- 
lung erhoben  worden,  worüber  die  in  der  Anlage  B 
abschriftlich  wiedergegebene  Protesturkunde  aufgenom- 
men worden  ist.  Durch  die  Protesterhebung  sind  4  M 
Kosten  entstanden. 

Beweis:   Das  Original  der  Anlage  B. 
Stuttgart,  den  20.  April  1906. 

Fridolin  Kränzle. 
Anlage  A :   Der  Wechsel  in  Abschrift. 
Anlage  B:  Die  Protesturkunde  in  Abschrift. 

3.  Ladung  bei  Oerlcht. 

An  das  Kgl.  Amtsgericht 
zu  Hannover. 

In  Sachen 
des  Maschinenfabrikanten  Friedrich  Meyer  in  Hannover, 
Bahnhofstrasse  17,  Klägers, 

gegen 
den   Maschinenfabrikanten   Kurt  Stumm    in   Hannover, 
Ernst  Auguststrasse  21,  Beklagten, 

lade  ich  als  Prozessbevollmächtigter  des  Klägers  den 
Beklagten  anderweit  zur  mündlichen  Verhandlung  des 
Rechtsstreits  vor  das  Kgl.  Amtsgericht  Hannover  auf 
den  von  diesem  zu  bestimmenden  Termin. 

Im  Termin  werde  ich  den  in  der  Klage  enthaltenen 
Antrag  stellen. 

Hannover,  den  20.  April  1906. 

Rechtsanwalt  Dr.  Hörn. 

4.   Antrag  auf  Erlass  eines  Zahlungsbefehls. 

An  das  Grossherzogliche  Amtsgericht 
zu  Weimar. 

Gesuch 
des    Materialwarenhändlers    Ewald  Scharf    in  Weimar, 


Schillerstrasse  1 1 ,  um  Erlassung  eines  Zahlungsbefehls 

gegen 
den  Barbier   Friedrich  Schröder    in  Weimar,    Goethe- 
strasse 25. 

Dem  Schuldner  lieferte  ich  auf  vorgängige  käuf- 
liche Bestellung  am  25.  August  1905  fünf  U.  Seife 
zum  vereinbarten  Gesamtpreise  von  M  2.50. 

Wegen   dieser  Summe  und   4  70  Zinsen  seit   dem 
25.  August  1905  bitte  ich: 
Zahlungsbefehl  gegen  den  Schuldner  zu  erlassen. 

Weimar,  den  11.  März  1906. 

Ewald  Scharf. 

5.  Antrag  auf  Erlassung   des  Vollstreckungs- 

befehls. 

Aktenzeichen. 

An  das  Grossherzogliche  Amtsgericht 
zu  Weimar. 

In  Mahnsachen 
des    Materialwarenhändlers    Ewald   Scharf    in   Weimar, 
Schillerstrasse  11,  Gläubigers, 
gegen 
den   Barbier  Friedrich   Schröder    in  Weimar,    Goethe- 
strasse 25,  Schuldner, 

beantrage  ich: 
den  von   dem   Grossherzoglichen   Amtsgericht  Weimar 
am  15.  März  1906   erlassenen  Zahlungsbefehl  für  vor- 
läufig vollstreckbar  zu  erklären. 

Meine  bisherigen  Kosten  betragen  M  1.90. 
Weimar,  den  I.April  1906. 

Ewald  Scharf. 

6.  Auftragsschreiben    an   einen   Rechtsanwalt 

Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Dörfel 

Leipzig. 
Anbei  übersende  ich  Ihnen  eine  Rechnung,  laut  wel- 
cher ich   von  dem  Ofenhändler  Friedrich  Lustig  dort. 
Lange  Strasse  75,   M  537.50   für  gelieferte  Waren  zu 
fordern  habe. 

Da  Lustig  in  Güte  nicht  zahlt,  wollen  Sie  gegen 
ihn  wegen  des  Schuldbetrags  zuzüglich  5"/o  Verzugs- 
zinsen von  den  einzelnen  Lieferungstagen  ab  Klage 
erheben. 

Vollmacht  füge  ich  bei. 

Halle  a.  S.,  den  17.  März  1906. 

Hochachtungsvoll 

Ernst  Heiter. 

7.  Prozessvollmacht. 


Prozessvollmacht. 


Dem 


Rechtsanwalt  Herrn  Dr.  Dörfel 
in  Leipzig 
erteile  ich  hierdurch 

Vollmacht 
zur  Führung  des  von  mir 
gegen 

den  Ofenhändler  Friedrich  Lustig  in  Leipzig 
bei  dem  Kgl.  Landgericht  in  Leipzig 
wegen  einer  Kaufpreisforderung  von  M  537.50  s.  A. 
zu  erhebenden  Prozesses  mit  der  Ermächtigung,  Geld 
und  Geideswert  für  mich  in  Empfang  zu  nehmen  und 
darüber  wirksam  zu  quittieren. 
Halle  a.  S.,  den   17.  März  1906. 

Ernst  Heiter. 
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8.  TermlnsvoUtnacht. 

Aktenzeichen. 

Terminsvollmacht. 

In  Sachen 

meiner 

gegen 

den  Schuhmacher  Adolf  Walther  in  Berlin 

erteile  ich  meinem  Buchhalter  Max  Schütze  in  Rixdorf 

Vollmacht, 
mich  in  dem  am  17.  ds.  Mts.  anstehenden 

Beweisaufnahmetermine 
allenthalben  zu  vertreten. 

Rixdorf,  den  15.  März  1906.         Gustav  Kanzler. 

9.   Antrag  auf  Erteilung  einer  Ausfertigung. 

Aktenzeichen. 

An  den  Herrn  Gerichtsschreiber 
bei  dem  Kgl.  Amtsgericht  Chemnitz. 
In  Sachen 
meiner 
gegen 
den  Kaufmann  Erich  Erichsen 
bitte  ich  um   Erteilung   einer  vollstreckbaren  Ausferti- 
gung des  am  ll.ds.  Mts.  erlassenen  Versäumnisurteils. 
Chemnitz,  den  25.  Mai  1906. 

Bernhard  Fest. 

10.  Antrag  auf  Erteilung  von  Abschriften. 

Eingang  wie  im  vorstehenden  Beispiele.    Dann  fort- 
fahrend : 

bitte  ich  um  Erteilung  einer  Abschrift  des  am  20.  ds. 
Mts.  verkündeten  Beweisbeschlusses  (oder:  des  über  die 
am  25.  ds.  Mts.  erfolgte  Beweisaufnahme  aufgenomme- 
nen Protokolls,  oder:  des  vom  Schuldner  am  17.  ds. 
Mts.  beschworenen  Vermögensverzeichnisses). 

//.  Antrag  auf  Erteilung  des  Notfristzeugnisses. 

An  den  Herrn  Oerichtsschreiber 
des  Kgl.  Landgerichts  zu  Cöln  a.  Rh. 
In  Sachen 
meiner, 

Klägers, 
gegen 
den  Fabrikbesitzer  Ernst  Aufrecht  in  Cöln  a.  Rh., 
Beklagten, 
überreiche  ich  Urteil  des  Kgl.  Amtsgerichts  Cöln  a.  Rh. 
vom   25.   Februar  1906    mit    Zustellungsurkunde  vom 
13.  März    1906  und  bitte  um  Erteilung  eines  Zeug- 
nisses darüber, 

dass  innerhalb  der  bis  zu  dem  13.   April    1906  rei- 
chenden Notfrist  eine  Berufungsschrift  bei  dem  Kgl. 
Landgericht  in  Cöln  nicht  eingereicht  worden  ist. 
Cöln  a.  Rh.,  den  20.  April  1906.  Max  Dietz. 

12.  Antrag  auf  Erteilung  des  Rechtskraft- 
zeugnisses 

Aktenzeichen. 
An  den  Herrn  Gerichtsschreiber 

beim  Kgl.  Amtsgericht  zu  Cöln  a.  Rh. 
In  Sachen 

(wie  im  vorigen  Beispiel) 

bitte  ich  unter  Überreichung  des  mit  Notfristzeugnis 
vom  26.  d.  Mts.  versehenen  Urteils  des  Kgl.  Amts- 
gerichts Cöln  a.  Rh.  vom  25.  Februar  1906  um  Er- 
teilung. 

des  Rechtskraftzeugnisses. 
Cöln  a.  Rh.,  den  30.  April  1906. 

Max  Dietz. 


13.  Antrag  auf  Pfändung  von  Forderungen, 
An  das  Herzogliche  Amtsgericht 
zu  Gotha. 
Ausweislich  des  hierbei  mit  Zustellungsurkunde  vom 
1.  September  1905  überreichten  und  voriäufig  voll- 
streckbaren Urteils  des  Kgl.  Amtsgerichts  Leipzig 
vom  27.  August  1905  steht  mir  gegen  den  Schneider- 
meister August  Munter  in  Gotha,  Poetenweg  18,  eine 
Forderung  von  M  41.—  mit  47o  Zinsen  seit  dem  27. 
September  1904  zu.  Wegen  dieses  Schuldbetrages  zu- 
züglich der  entstehenden  Kosten  bitte  ich  diejenige 
Forderung  von  50  M  zu  pfänden  und  mir  zur  Ein- 
ziehung zu  überweisen,  die  meinem  Schuldner  Munter 
gegen  den  Privatier  Leberecht  Langsam  in  Gotha, 
Herzog  Ernst-Platz  3,  auf  Bezahlung  eines  am  11.  Februar 
1906  gelieferten  Schlafrocks  zusteht. 

Gotha,  den  2.   März  1906.  Heinrich  Unruh. 

14.  Ladung  zum  Offenbarungseid. 
An  das  Herzogliche  Amtsgericht 
zu  Gotha. 

Ladung 

zur  Leistung  des  Offenbarungseides 

in  Sachen 

des  Tuchhändlers  Heinrich  Unruh  in  Gotha,  Gläubigers, 

gegen 
den  Schneidermeister  August  Munter  in  Gotha,  Poeten- 
weg 18,  Schuldner. 
Hiermit  überreiche  ich  vollstreckbare  Ausfertigung 
des    Urteils    des    Kgl.    Amtsgerichts    Leipzig    vom 
27.  August  1905  nebst  Zustellungsurkunde  und  einen 
Bericht  des  Gerichtsvollziehers  über  die  am  1 7.  Sep- 
tember 1905   bei  dem   Schuldner  auf  Grund  dieses 
Urteils  ohne  Erfolg  versuchte  Pfändung. 

Der  Schuldner  ist  demnach  verpflichtet,  ein  Ver- 
zeichnis seines  Vermögens  vorzulegen,  in  betreff 
seiner  Forderungen  den  Grund  und  die  Beweismittel 
zu  bezeichnen  und  den  Offenbarungseid  zu  leisten. 
Ich  beantrage  deshalb,  dem  Schuldner  den  Offen- 
barungseid abzunehmen,  und  lade  ihn  zur  Leistung 
des  Offenbarungseides  vor  das  Herzogliche  Amts- 
gericht Gotha  auf  den  von  diesem  hierzu  zu  bestim- 
menden Termin. 
Gotha,  den  1.  Oktober  1906.         Heinrich  Unruh. 

Literatur.  Allfeld,  Kommentar  zu  den  Reichs- 
gesetzen über  das  gewerbl.  Urheberrecht.  Basch, 
Handausgabe  des  HGB.  Borchardt,  die  Wechselord- 
nung. Co  sack,  Lehrbuch  des  Handelsrechts.  Daude, 
Handausgabe  des  StGB.  Derselbe,  Handausgabe  der 
Strafprozessordnung.  Friedberg,  Formelbuch  für  Han- 
dels-, Wechsel-  und  Seerecht.  Derselbe,  die  Handelsge- 
setzgebung (Zusammenstellung- von  Gesetzen).  Gar  eis, 
Deutsches  Handelsrecht  (Lehrbuch).  Kaufmann,  Han- 
delsrechtliche Rechtsprechung.  Korn,  Das  neue  deutsche 
Handelsgesetzbuch  (Handausgabe  des  HGB.).  Lehmann 
und  Ring,  Kommentar  zum  HGB.  Makower,  Kqm- 
mentar  zum  HGB.  mit  Nebengesetzen.  Müller,  Kom- 
mentar zum  Ges.,  betr.  den  unlauteren  Wettbewerb. 
Neuberg,  Zusammenstellung  sämtlicher  Reichsgesetze 
strafrechtl.  Inhalts.  Parisiusund  Crüger,  Kommentar 
zum  Gen.Ges.  Dieselben,  Kommentar  zum  Ges., 
betr  die  G.  m.  b.  H.  Staub,  Kommentar  zum  HGB. 
Derselbe,  Kommentar  zur  WO.  Sydow-Busch, 
Handausgabe  der  ZPO.  Dieselben,  Handausgabe 
der  Konkursordnung. 

Dr.  J.  Festner-Leipzig. 


Sachregister, 

zugleich  ein  Verzeichnis  kaufmännischer  Fachausdrücke. 


A  auf  deutschen  Münzen  bedeutet 
Münzstätte  Berlin. 

a,  Abkürzung  für  Ar. 

ö  hat  viele  Bedeutungen:  zu  (z.  B. 
5  Meter  ä  [zu]  5  Mark),  je,  von, 
für,  um,  bis,  auf,  nach;  der,  die, 
das  (z.  B.  ä  [das]  Stück);  jeder, 
jede  (z.  B.  ä  [jede]  Person),  jedes. 

Aachen,  Rheinpr.  571   572  574. 

Aachener  Schwefelquellen  564. 

Aal:  falscher  Bruch  im  Tuche. 

Aalborg,  Dänemark  590. 

Aalen,  Württemberg  563  571. 

Aar,  Nebenfluss  des  Rheins  563  567. 

Aarhuus,  Dänemark  590. 

ab  wird  im  kaufmännischen  Aus- 
druck häufig  statt  von  gebraucht: 
ab  hier,  ab  Berlin  bedeutet,  dass 
die  gekaufte  Ware  von  dem  ge- 
nannten Platze  aus  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Käufers  versendet  wird. 

Abaca  (Hanfsorte)  695. 

abandonnieren :  verzichten,  preisge- 
ben; (im  Versicherungswesen)  das 
versicherte,  beschädigte  Gut  gegen 
Empfang  der  Versicherungssum- 
me der  Versicherungs- Gesellschaft 
überlassen;  (im  Börsenhandel)  die 
Prämie  zahlen  531. 

Abbas,  Persien  609. 

Abbe,  Prof.,  Physiker  u.  Fabrikbe- 
sitzer 179. 

/Iö6esz'^//tf/z^eines  Auftrags  imWaren- 
geschäft  und  Antworten  darauf, 
Musterbriefe  900  901. 

A  beokuta  Britisch  -  Nordwestafrika, 
614. 

Abendkurse  kaufmännischer  Fortbil- 
dungsschulen 3. 

Aberdeen,  Schottland  590. 

Abessinien  615  616. 

A  bessinier  611. 

Abführmittel  648  691. 

Abgabe  =  Tratte   (s.  d.);  Steuer. 

Abgang:  Verlust  an  Mass  oder  Ge- 
wicht. 

abgeben  =  trassieren  (s.  d.);  (im 
Börsenverkehr:)  verkaufen. 

abgelagert  sagt  man  von  Waren, 
die  bereits  längere  Zeit  auf  Lager 
sind  und  dadurch  an  Güte  ge- 
wonnen haben. 

Abietinsäureantiydrid  688. 

Abkürzungen  in  kaufm.  Briefen  885 
886. 


Abläufe  bei  der  Zuckerfabrikation 
667. 

ablassen :  eine  Ware  jemandem  ver- 
kaufen. 

ablaufen:  fällig  werden  (insbeson- 
dere von  Wechseln). 

Abnehmer:  Käufer  von  Waren. 

abnorm :  ungewöhnlich ,  ausser- 
ordentlich, von  der  Regel  ab- 
weichend. 

Abo,  Finnland  594. 

Abome  Franz.  Sudan  612. 

Abonnement:  Dauergebrauch  oder 
Dauerbezug,  bei  Vorbestellung 
oder  Vorausbezahlung,  wobei  in 
vielen  Fällen  eine  Ermässigung 
des  gewöhnhchen  Preises  gewährt 
wird. 

Abonnementsbillet:  Zeitkarte,  Dauer- 
karte. 

Abonnementspreis:  Bezugspreis. 

Abonnent:  derjenige  der  vorbestellt 
oder  vorausgezahlt  hat. 

abonnieren:  vorausbestellen. 

Abrechnungsstelle  Berlin  468 — 470. 

Abrechnungsverkehr  der  Grossbanken 
und  Grossbankiers  467 — 470- 

Abruzzen  596. 

Absatz:  Übergang  von  Waren  aus 
der  Hand  des  Verkäufers  in  die 
des  Käufers  148. 

Absatzkrisen  nennt  man  den  krank- 
haften Zustand  im  Handel,  in  dem 
der  gewohnte,  regelmässige  Ab- 
satz vieler  oder  einzelner  Handels- 
artikel in  grossem  oder  geringem 
Umfange  stockt. 

Absatzmethoden  des  Handels  264. 

Absatzquelle:  der  Ort,  wo  sich  für 
bestimmte  Waren  Käufer  finden. 

Abschlagsdividende:  Abschlagszah- 
lung auf  den  zu  verteil.  Jahreser- 
trag eines  Aktienunternehmens. 

Abschlagszahlung:  die  zur  teilwei- 
sen Tilgung  einer  Schuld  gelei- 
stete Zahlung. 

Abschluss:  1.  rechtsverbindliche  Ver- 
einbarung eines  Geschäfts  zwischen 
Käufer  und  Verkäufer.  2.  Schluss 
aller  in  den  Geschäftsbüchern  vor- 
handenen Konten,  behufs  Fest- 
stellung des  Gewinnes  und  des 
Vermögensbestandes. 

Abschluss  der  Konten  in  Gesdiäfts- 
büchern  730—732    746—748. 


Abschnitte:  die  einzelnen  Wertpapier- 
stücke und  Wechsel. 

Abschreibungen  machen,  abschreiben: 
beim  Abschluss  der  Bücher  behufs 
Vermögensaufnahme  einen  Betrag 
von  dem  Anschaffungspreis  der 
vorrätigen  Waren, der  Grundstücke, 
der  Maschinen  usw.  oder  von  der 
Summe  des  Wertes,  mit  der  sie 
in  die  letzte  Vermögensaufnahme 
eingestellt  worden  sind,  absetzen; 
ferner  das  Soll  der  ausstehenden 
Forderungen  um  einen  angemes- 
senen Betrag  verringern,  weil 
voraussichtlich  ein  Teil  der  For- 
derungen nicht  bezahlt  werden 
wird. 

Abschriften  (Kopien)  der  Handels- 
briefe 882. 

Absender,  eines  Frachtgutes  und  der 
Frachtführer  1032  1033. 

absonderungsberechtigteGläubiger  bei 
Konkursen  1110. 

Abt,  Ingenieur  67. 

abtakeln:  die  beweglichen  Teile  der 
Masten  (Stengen),  die  Taue,  Segel, 
Anker  usw.  eines  Schiffes,  das 
ausser  Dienst  gestellt  werden  soll, 
abnehmen  und  ans  Land  bringen. 

Abtretungsschein{Zts,sionsschGm)9(>2. 

Abundanz,  abundant:  (Börsenaus- 
druck) Geld   reichlich  vorhanden. 

Abwälzung  der  Grundsteuer  176. 

abwaschen  von  Ziegelrohbauten  648. 

Abzahlungsgeschäfte  279   1022. 

c.  c.  (anni  currentis)  =  d.  J.  (dieses 
Jahres),   If.  J.  (laufenden  Jahres). 

Acacia  Catechu  705. 

Acapulco,  Mexiko  544  626. 

Acceplsse:    Empfangsschein,   Em- 
pfangsbescheinigung. 

Accept  usw.  s.  Akzept. 

Acer  saccharinum  666. 

Achat  663. 

Achatbrüche  563. 

Ackerbaukolonien  633. 

Ackerboden  Deutschlands,  Preussens 
Anteil  572. 

—  der  beste  in  Deutschland  565  566. 

Ackerdoppen  1^'i. 

Ackerland  in  Belgien  576,  Deutsch- 
land 571,  Holland  578,  Österreich 
582,  Russland  593. 

Aconcagua,  Chile  629. 

c  condition:  bedingungsweise.    Be« 
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sonders  ein  im  Buchhandel  ge- 
bräuchHcher  Ausdruck  bei  Bücher- 
sendungen, die  der  Empfänger 
wieder  zurückzuliefern  (zu  remit- 
tieren) das  Recht  hat. 

ä  conto:  auf  Rechnung;  k  conto 
schreiben  heisst,  eine  Zahlung, 
eine  Rimesse  usw.  auf  die  laufende 
Rechnung  setzen.  Zahlung  ä  conto 
hat  häufig  die  Nebenbedeutung: 
Abschlagzalilung. 

ä  conto  nuovo:  auf  neue  Rechnung. 

ä  conto  vecchio:  auf  alte  Rechnung. 

Acquit:  Empfangsbescheinigung;  auch 
per  oder  pour  acquit:  veraltete 
Form  für  empfangen,  bezahlt. 

Acrole'in  690. 

Adamana,  Kamerun  637, 

Adamello- Alpen  562. 

Adamsapfelbauni  668. 

a  dato:   von  heute  ab,   nach  heute. 

Adda  596. 

Addabriicke  bei  Trezzo  68. 

Addis-Abeba,  Abessinien  616. 

Additionsmaschine  881. 

Adel  im  Mittelalter  29. 

Adelaide,  Südaustralien  631. 

Aden,  Arabien  54  609. 

Adhäsionsbahnen  67. 

Adirondacks,  Gebirge  in  Nordame- 
rika 617. 

adjustieren:  berichtigen,  ausgleichen, 
richtiges  Gewicht  oder  Mass  her- 
stellen. Gewichte  eichen. 

Adler-Linie  79. 

Adlervitriol  649. 

Administration  200. 

Administrator:  Verwalter. 

Admiranten  615. 

Admission:  Zulassung. 

Admonter'^'xix'xoX  649. 

ad  notam  nehmen:  sich  merken, 
vormerken. 

Adorf,  im  sächs.  Erzgebirge  564. 

Adr.,  Abkürzung  für  Adresse;  per 
Adr.:  bei,  abzugeben  bei,  im  Hause, 
mit  Briefen,  zu  Händen  (z.  H.). 

Adressat:  Empfänger,  Empfangsbe- 
rechtigter, derjenige,  an  den  ein 
Brief,  ein  Telegramm  usw.  ge- 
richtet ist. 

Adresse:  Aufschrift  auf  einem  Briefe, 
einem  Pakete  u.  dgl.,  die  den  Na- 
men, Wohnort,  Strasse  und  Num- 
mer der  Wohnung  des  Empfän- 
gers angibt. 

adressieren:  mit  Aufschrift  versehen. 

Adrianopel,  europäische  Türkei  596. 

Adschmir,  Vorderindien  607. 

Adua,  Abessinien  616. 

arf  valorem:  nach  dem  Werte. 

a.  f.  (anni  futuri):  k.J.  (künftigen 
Jahres). 

Affektionswert:  Liebhaberwert. 

Affenfelle  707. 

Affental,  Baden  563. 

Affiche:  Aushang,  Anschlagzettel. 

affichieren:  eine  Bekanntmachung  an- 
heften, anschlagen,  aushängen. 


Sachregister. 

Affidavit  489. 

Affinieranstalt:  Seh  eideanstalt. 

affirmieren:  bestätigen,  bekräftigen. 

Afghanistan  54  608. 

ä  fohds  perdu:  als  verlorenes  Geld, 
unter  Verzicht  auf  Rückerstattung. 

ä  forfait:  in  Bausch  und  Bogen, 
ohne  weiteren  Anspruch. 

Afrika  609—616. 

Ag,  chemisches  Zeichen  für  Argen- 
tum  (Silber). 

Agave  rigida  696. 

Agde,  Frankreich  586. 

Agenda:  Merkbuch,  Anschreibebuch, 
Tagebuch. 

Agent:  Ein  bevollmächtigter  Handels- 
vermittler, der  an  seinem  Wohn- 
platz für  ein  auswärtiges  Hand- 
lungshaus Geschäfte  gegen  eine 
bedungene  Gebühr  abschliesst  288. 
s.  a.  unter  Handlungsagent. 

Agenten,  was  bei  Aufträgen  beson- 
ders zu  beachten  ist  —  Muster- 
briefe für  Agenten  und  für  Auf- 
traggeber 906—909. 

Agents  de  change  532. 

Ägina  19. 

Agio:  Aufgeld,  der  Preis,  der  den 
Nennwert  übersteigt. 

Agiotage:  Das  gewerbsmässige 
Spekulieren  an  der  Börse  in  einem 
Umfange,  dass  dadurch  in  einer 
bestimmten  Richtung  auf  die  Kurse 
eingewirkt  wird. 

agnoszieren:  eine  Unterschrift  aner- 
kennen. 

Agra,  Vorderindien  607. 

Agram,  Kroatien  583. 

Agrarkrisis  in  Deutschland  379. 

Agrarpolitik,  zur  Zeit  in  Preussen 
geplante  177. 

Agrarverfassung  197 — 202. 

Agrumen :  Südfrüchte. 

Ag.ß:  Formel  in  der  Chemie  für 
Silberglanz  641. 

Ägypten  13  14  15  25  49  53  58 
70  71   611. 

—  Gold-  und  Silbermünzen  839. 

—  im  Altertum   13   14   15  25 
Ägyptische  Staatsschuldenkasse  unter 

Kontrolle  der  Grossmächte  515. 

Ahmedabad,  Vorderindien  607. 

Aigues  Mortes  584. 

Ajaccio,  Corsika  587. 

ä  Jour:  bis  zum  heutigen  Tage  in 
Geschäftsbüchern  übertragen,  auf 
dem  laufenden  sein;  durchsichtig 
(bei  Geweben) ;  Edelsteine  in  Rin- 
gen sind  ä  jour  gefasst,  wenn  sie 
an  den  Kanten  festgehalten  sind, 
ihre  Rückseite  frei  und  unbedeckt, 
also  durchsichtig  ist. 

Akademie  für  Sozial-  und  Handels- 
wissenschaften in  Frankfurt  a.M.  8. 

Akaziengummi  686. 

Akjerman,  Russ.-Polen  594. 

Akkord:  gerichtlicher  oder  ausserge- 
richtlicher  Vergleich  eines  Schuld- 
ners mit  seinen  Gläubigern,  296. 


Akkordarbeit  179. 

Akkordlohn  179. 

akkreditieren:  Jemandem  bei  einem 
auswärtigen  Hause,  gewöhnlich  bis 
zu  einem  bestimmten  Betrage, 
Kredit  verschaffen. 

Akkreditiv  s.  Kreditbrief. 

Akridinfarbstoffe  706. 

Aktie:  Anteilschein  eines  Oesell- 
schaftsunternehmens,  eine  Ur- 
kunde, in  der  bescheinigt  ist,  mit 
welchem  Betrage  der  Inhaber  an 
dem  Gesellschaftsunternehmen  be- 
teiligt ist. 

Aktien  514  516—518. 

—  Inhaberaktien — Namenaktien  — 
Aktienbuch  —  geringste  Höhe  des 
Nennwertes  einer  Aktie  —  In- 
terimsscheine —  verschiedene  Ar- 
ten von  Aktien  —  Amortisation 
der  Aktien  durch  Einziehung  1000. 

Aktiengattungen  517  518. 
Aktiengesellschaft  149   150  1000. 

—  Gründung  —  Gesellschaftsver- 
trag (Statut)  —  Simultan-  und 
Sukzessivgründung  —  Emissions- 
häuser —  Prospekt  —  Zeichnung 

—  Zulassungsstelle  —  Nachgrün- 
dung —  Revision  der  Gründungs- 
vorgänge 1000   1001. 

—  Rechtsverhältnisse  der  Gesell- 
schaft und  der  Gesellschafter  — 
Dividendenanspruch  —  Bauzinsen 

—  Ausschliessung  des  Anteilsrechts 
(Kaduzierung)  1001. 

—  Verfassung  und  Geschäftsführung. 
Vorstands —  Aufsichtsrat  —  Gene- 
ralversammlung —  Anfechtung 
V.  Generalversammlungsbeschlüs- 
sen  1002. 

—  Bilanz,  Vorschriften  des  HGB.  798. 

—  Abänderung  des  Gesellschafts- 
vertrages (Statutenänderung)  — 
Erhöhung,  Herabsetzung  des  Ak- 
tienkapitals 1002   1003. 

—  Auflösung  der  Gesellschaft.  Auf- 
lösungsgründe —  Liquidation  — 
Sperrjahr  —  Fusion  —  Verstaat- 
hchung  —  Nichtigkeit  der  Ge- 
sellschaft 1003. 

Aktiengesellschaften,  ihre  geschicht- 
liche Entwicklung  150. 

Aktienrecht,  deutsches  150. 

Aktienzeichnung:  Unterzeichng  einer 
Erklärung,  durch  die  man  sich  zur 
Abnahme  einesbestimmten  Aktien- 
betrages auf  Grund  des  veröffent- 
lichten Prospekts  und  zu  den  da- 
rin angegebenen  Bedingungen  ver- 
pflichtet. 

A  ktienzusammenlegung  517. 

Aktionär:  Besitzer  von  Aktien. 

Aktionäre  149. 

Aktiva:  Vermögen,  der  gesamte  Be- 
sitz eines  Kaufmanns  an  Waren, 
Geld,  Grundstücken  usw.  unter 
Hinzurechnung  seiner  ausstehen- 
den Forderungen  721. 

aktive  Handelsbilanz:   die  Handels- 
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bilanz    eines    Staates,    der    mehr 
Waren  aus-  als  einführt. 

Aktivgeschäfte  nennt  man  diejenigen 
Kreditgeschäfte  einer  Bank,  bei 
denen  sie  Geld  ausleiht,  Gläubi- 
gerin ist. 

—  der  Banken  472-477. 

Aktivmasse:  die  beim  Ausbruch  eines 
Konkurses  vorhandenen  Bestände 
an  Werten  irgendwelcher  Art. 

Akzept:  Annahmevermerk  auf  einem 
Wechsel.  Üblich  ist,  den  Annahme- 
vermefk  quer  über  die  hnke  Vor- 
derseite des  Wechsels  zu  schrei- 
ben und  zwar  das  Wort  , , ange- 
nommen" u.  darunter  die  Zeichnung 
des  Namens  oder  der  Firma.  Nach 
der  Deutschen  Wechselordnung 
genügt  jedoch  allein  die  Zeich- 
nung des  Namens  oder  der  Firma 
1047   1048. 

— ,  Datierung  des  Akzepts  bei  Wech- 
seln, die  auf  eine  bestimmte  Zeit 
nach  Sicht  gestellt  sind   1048. 

— ,  Beispiel  eines  Akzepts  1057. 
s.  a.  Blankoakzept  —  Ehrenakzept. 

akzeptabel:  annehmbar. 

Akzeptant:  derjenige,  der  einen  auf 
ihn  gezogenen  Wechsel,  den  er 
also  bei  seiner  Fälligkeit  einlösen 
soll,  mit  seinem  Annahmevermerk 
versehen  hat. 

— ,  sein  Recht,  wenn  der  W.  ihm 
zur  Bezahlung  nicht  vorgelegt 
worden  ist,  die  Wechselsumme 
beim  Gericht  zu  hinterlegen  1050. 

— ,  wenn  das  Amortisationsverfahren 
eingeleitet  ist  1058. 

— ,  wie  lange  er  haftbar  bleibt  1059. 

— .Beispiel  einer  Wechselklage  gegen 
ihn   1060. 

akzeptieren:  annehmen,  übernehmen, 
anerkennen,  gutheissen,  geneh- 
migen. 

Akzeptkredit:  Der  Kredit,  den  eine 
Bank  (oder  ein  Bankhaus)  einem 
Geschäftshause  in  der  Weise  ge- 
währt, dass  sie  bis  zu  einer  be- 
stimmten Summe  Wechsel,  die  das 
Geschäftshaus  auf  sie  zieht,  ak- 
zeptiert u.  am  Fälligkeitstage  zu 
dessen  Lasten  einlöst.  Das  Ge- 
schäftshausverschafft sich  das  Geld 
dadurch,  dass  es  den  von  der  Bank 
akzeptierten  Wechsel  bei  einer 
anderen  Bankfirma  diskontiert,  was 
in  der  Regel  zu  dem  Privatdis- 
kontsatz  (s.  d.)   geschehen  kann. 

Akzeptprovision:  Vergütung  für  den 
in  Anspruch  genommenen  Akzept- 
kredit. Die  Banken  belasten  ge- 
wöhnlich ihre  Kunden  für  die  Pro- 
vision sofort,  nachdem  sie  den  auf 
sie  gezogenen  Wechsel  mit  ihrem 
Annahmevermerk  versehen  haben. 

Akzise:  Der  von  einigen  Städten 
noch  erhobene  Zoll  auf  Lebens- 
mittel. 

Akzidentien :  Nebeneinkünfte. 
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Akzidenzdruckereien :  Buchdrucke- 
reien, die  sich  mit  Herstellung 
von  Zirkularen,  Briefköpfen,  Rech- 
nungsformularen u.  dgl.  beschäf- 
tigen. 

AI,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Alu- 
minium 646. 

ä  La  baisse:  auf  das  Fallen  eines 
Kurses  (spekulieren) 

Alabamastrom  618. 

Alabaster  660. 

ä  la  Hausse:  auf  das  Steigen  eines 
Kurses  (spekulieren). 

Alais,  Frankreich  585  586, 

Alaska  61  616  618  625. 

Alaun  648. 

—  gebrannter  648. 

—  konzentrierter  648. 
Alaunerde  648. 
Alaunschiefer  648. 
Alaunstein  648. 
Albanien  596. 

Albany,  Ver.  St.  v.  Nordamerika  624. 

Albert-Edward-Njansa  610  615. 

Albert-Njansa  610. 

Albulapass  562. 

Ale  677. 

Alengon,  Frankreich  585. 

Aloetin  685. 

Aleppo,  Syrien  609. 

Aletschgletscher  561. 

Aletschhorn  561. 

Alexandretta,  Syrien  609. 

Alexandria,  Ägypten  21  541  611. 

Al^F^öNaF,  Formel  in  der  Chemie 
für  Fluoraluminium  und  Fluor- 
natrium 646. 

Algarve,   Gebirge  in  Portugal  600. 

Algäuer  Alpen  562. 

Algerien  611. 

Algier,  Algerien  49  612. 

Alicante,  Spanien  599. 

Alizarin  705. 

Alizarine,  künstliche  706. 

Alkalien  647. 

Alkalimetrie  652. 

A  Ikaloid-  Nikotin  6  74 . 

Alkohol  tn  —  bl^i. 

Alkoholgehalt  der  Weine  676. 

alkoholische  Genussmittel  675 — 679. 

Alkoholometer  678. 

Alkoholometrie  678  679, 

Alkoholtafeln  zur  Ermittlung  des  Al- 
koholgehalts 679. 

Allahabad,  Vorderindien  607. 

Alle  568. 

Alleghanies  616  617. 

Allegheny,  Ver.  St.  v.  Nordamerika 
624. 

Allentown,  Ver.  St.  v.  Nordamerika 
624. 

Aller  568. 

Allgemeine  Deutsche  Kreditanstalt  in 
Leipzig  102. 

Allessandria,  Norditalien  597. 

AUmende  29  199. 

Allonge:  Verlängerung,  Anhang,  d.  i. 
das  an  einem  Wechsel  angeklebte 
Stück   Papier,   auf  die  die  Giros 
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gesetzt  werden,  wenn  die  Rück- 
seite des  Wechsels  bereits  voll- 
geschrieben ist  1047. 

Allyl-Senf-Öl  681. 

Almaden,  Spanien  599. 

Almandin  662. 

al  marco:   nach   dem  Gewicht  841. 

Almeria,  Spanien  599. 

Al^O^,  Zeichen  in  der  Chemie  für 
Tonerde  646. 

Aloe  684  685. 

al  pari  482. 

Alpen  557  560-562  584. 

—  menschliche  Wohnungen  in  un- 
wirtlichen Höhengebieten  561. 

Alpengebiete,    ihre    Einteilung   nach 

ihrer  Höhe  560  561. 
Alpenpässe  561   562. 
Alpenstrassen  57. 
Alpentunnel  561. 

al  peso  {ital.) :  nach  dem  Gewicht. 
Alster  568  575. 
Altamahastrom  618. 
Alte  Weichsel  568. 
Alte  Welt  546  550. 

—  ihre  Tierbewohner  552. 
Altena,  Westfalen  571. 
Altenburg,  S. -Altenburg  566  574. 
Altendorf,  Rheinland  574. 
Altenessen,  Rheinland  574. 
Alter  Rhein  578. 

alternieren:  abwechseln. 

alternierende  Währung  414. 

Altersklassen  188. 

Altersrente  217  218. 

Altersrenten-  Versicherungsgesetzel  1 3. 

Altertum,  das  13—22. 

Älteste  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 

393  511. 
Althaea  officinalis  683. 
Altheewurzel  (Althaea  officinalis)  683. 
Altholzrinde  703. 

Altmühl,  schiffb.  Fluss  i.  Bayern  568. 
Altana,  Schlesw.-Holstein  573. 
Aluminium  646. 
Aluminiumbronze  646. 
Aluminiumoxyd  oder  Tonerde  646. 
Aluminiumsulfat  648. 
Aluta,  Nebenfluss  d.  Donau  568. 
Altvater  565. 
Amagersund  590. 
Amalfi,  Italien  597. 
Amalgamationsverfahren  641. 
Amalgame  642. 
Amazones,    der  grösste  Strom  der 

Erde  549  668. 
Ambareefiber  695. 
Ambra  684. 
Amboina,    Ausfuhrhafen,   holl.   Kol. 

in  Asien  606. 
Ambroid  663. 
Ambrosiamandeln  669. 
Ameisensäure  647. 
Amerika  616—630. 

—  entdeckt  von  den  Normannen  23. 
ö/w^A-üfea/ziscÄe  Baumwollpflanzen  693. 
amerikanische   Buchführung    748 — 

763. 
amerikanische  Eisenbahnen  67 — 69. 
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amerikanischer  Zobel  708. 

a  metä:  zur  Hälfte,  auf  halbe  Rech- 
nung. 

—  Geschäfte:  gemeinschaftHche  Ge- 
schäfte, bei  denen  der  Gewinn 
oder  Verlust  geteilt  wird. 

Amethyst  663. 

Amianth  660. 

AmicabieSodety  for  aperpetual  Assu- 
rance  office  107. 

Amidulin  665. 

Amiens,  Frankreich  585  587. 

Amidobenzol oAtr  AmMn  (C^Hj  •  NH=) 
706. 

am  Markte  ist  eine  Ware,  wenn 
Verkäufer  dafür  vorhanden  sind. 

Ammoniakalaun  648. 

Ammoniaksodaverfahren  651. 

AmmoniakwasserdGvG&sidihnktnfiSO. 

Ammoniumaluminiumsulfat  (NHJ^ 
AI2(S0J8  +  24H,0  648. 

Ammoniumchlorid  650. 

Ammoniumsulfat  648. 

A  mmoniumzinnchlorid  (2  NH^  +  Sn 
CIJ  650. 

Ammonkarbonat  650. 

Amorces  650. 

Amortisation:  Tilgung  einer  Schuld, 
eines  Anlehens;  Kraftloserklärung 
einer  verlorengegangenen  Ur- 
kunde. 

—  eines  abhanden  gekommenen 
Wechsels  1059. 

A  mortisationshypotheken  471. 

Amritsar,  Vorderindien  607. 

>l/ras^e'/"rfa/ra,Niederlande  29  37  4  3  578. 

Amsterdamer  Börse,  Devisennotie- 
rungen 846. 

^/«5fe/,Mündungsarm  des  Rheins  578. 

Amtsgerichte,  für  welche  Streitig- 
keiten sie  zuständig  sind  1083. 

—  Zuständigkeit  als  Vollstreckungs- 
gericht 1105. 

—  das  Verfahren  vor  dem  A.  1093. 
Amur,  Strom  600  601 
Amurland  50. 

Amylalkohol  678. 

Amylase  665  677. 

Amylodextrin  665. 

Amylum  665. 

An:  dieses  kurze  Verhältniswort  zeigt 

bei  derdoppelten  Buchführung  eine 

Schuld  an  ein  Konto  an. 
Anaconda,  Ver.  St.  v.  Nordamerika 

625. 
Anakardiumgummi  686. 
Ananasfaser  696. 
Anarchie  132. 
Anarchismus  42  138. 
Anarchisten  182. 
Anchovis  539  541   670. 
Ancona,  Italien  597. 
Anden  627. 

Anderatscha,  Abessinien  616. 
an  der  Hand  haben  892r 
Aneignung  einer  herrenlosen  Sache 

1069. 
Anerbenrecht  201. 
Anerbieten  (Offerten)  im  Warenge- 


Sachregister. 

schäft  und  Antworten  darauf,  was 
dabei  besonders  zu  beachten  ist 
und  Musterbriefe  891  —  893. 

Anerkenntnisurteil'i  Zivilprozessl  097. 

Anfangsbuchstaben,  in  welchen  Fällen 
sie  gross  und  in  welchen  sie  klein 
geschrieben  werden  871   872. 

Anfechtung  eines  Patents  1078. 

Anfragen  im  Warengeschäft  und  Be- 
antwortungen, was  dabei  beson- 
ders zu  beachten  ist  und  Muster- 
briefe 889—891. 

angara  84. 

Angebot  und  Nachfrage  167  168. 

Angeld  309. 

angemeldete  Forderungen  der  Kon- 
kursgläubiger, ihre  Prüfung  1 109. 

Angerapp,  Nebenfluss  d.  Pregel  568. 

Angers,  Frankreich  586. 

Angestellte  in  einem  Laden  oder  in 
einem  offenen  Warenlager,  ihre 
Berechtigung  zu  Verkaufs-  und 
Empfangsnahmehandlungen  990. 

Angestellte,  kaufmännische,  welche 
Gerichte  für  ihre  Rechtsstreitig- 
keiten mit  Prinzipalen  zuständig 
sind  1084  1086. 

/4«jg-/o-amerikanische  Kolonien,  Er- 
kämpfung ihrerUnabhängigkeit34. 

y4/z^/o-Österreichische  Bank  100. 

Angola,  portugies.  Kolonie  614. 

Angora,  Kleinasien  609. 

Angouleme,  Frankreich  586. 

Angstklausel  auf  einem  Wechsel  1 046. 

Anguillula  aceti  679. 

Anhalt  572  574. 

^«AaÄ- Dessauische  Landesbank  101. 

Anilin  706. 

Anilinblau  706. 

Anilinfabriken,  in  welchen  Städten 
Deutschlands  sich  die  bedeutend- 
sten befinden  707. 

Anilinfarbstoffe  706. 

Anilingelb  706, 

Anilinrot  706. 

Anilinschwarz  706. 

animieren:  anregen,  bewegen. 

animiert:  lebhaft,  viel  Kauflust. 

Animo:  lebhafte  Nachfrage,  Kauf- 
lust, gute  Stimmung. 

ankommen :  zu  einem  gewissen  Preise 
kaufen  können. 

Anlagekapital:  das  Vermögen,  das 
zum  Betrieb  eines  Unternehmens 
erforderlich  oder  dazu  verwandt 
worden  ist  146. 

anlegen:  Geld  zum  Ankauf  eines 
Wertpapiers,  eines  Grundstücks 
usw.  verwenden;  einen  bestimmten 
Preis  anlegen  (=  zahlen)  wollen. 

Anleihen,  frühere,  von  den  Regie- 
rungen im  Auslande  aufgenom- 
mene 43. 

Anmeldescheine  für  die  Ausfuhr  und 
für  die  Durchfuhr  952. 

Anmeldesysteme  im  Patentrecht  1077 
1078. 

Anmeldung  eines  Patentes  in  Deutsch- 
land 1078. 
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Annaberg,  Sachsen  574. 

Annabon,  span.  Guinea-Insel  614. 

Annahme  s.  Akzept. 
Annahmeverzug  einer  Leistung,  die 
daraus    entstehenden   Rechte    für 
den  Schuldner  oder  den  Verkäufer 
—  Schadenersatz  1016. 

Annam,  Indo-China  606. 

anno:  im  Jahre. 

Annonay,  Frankreich  5S6. 

Annonce:  Anzeige  in  einer  Zeitung. 

A  nnoncenexpeditionen  301. 

annoncieren:  anzeigen,  bekannt- 
machen. 

Annuität:  Zeitrente,  Jahresrente;  er- 
höhte Zinszahlungen ,  wodurch 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeit 
eine  Schuld  getilgt  wird. 

Annuitäten  254. 

annullieren:  für  null  und  nichtig  er- 
klären.für  ungültig  erklären,  wider- 
rufen, abbesteilen. 

anorganische  Waren  640 — 663. 

Anrufung  des  Kaufmannsgerichts  als 
Einigungsamt  1090   1091. 

Ansbach,  Bayern  563. 

Anschaffung  machen:  Sendung  von 
Werten  zur  Deckung  einer  Schuld. 

Anschlag:  Vorausberechnung  der 
Kosten  eines  Unternehmens. 

Ansprüche,  die  nicht  gepfändet  wer- 
den können  1104. 

— ,  welche  A.  dem  Anspruch  des 
Gläubigers  bei  der  Zwangsvoll- 
streckung in  einem  Grundstück 
vorgehen  1105. 

— ,  im  Konkursverfahren  zu  befrie- 
digende 1109. 

anstellen,  eine  Anstellung  machen: 
Wertpapiere  oder  Waren  zu  einem 
bestimmten  Preise  zum  Kauf  an- 
bieten. 

Anstellungsvertrag  mit  einem  Rei- 
senden 968  969. 

Antarktische  Ozean,  der  546. 

antedatieren:  einen  früheren  Tag  als 
den  der  Niederschrift  auf  einem 
Schriftstück  angeben. 

Anthrachinonfarb Stoffe  706. 

Anthrazen  (Cj^Hju)  706. 

Anthrazitkohle  655. 

Anticornlawleague  44   128. 

Antimon  (Sb.  =  lat.  Stibium)  646. 

— ,    wozu  es  verwendet  wird  646. 

Antiquariatsbuchhandel:  Handel  mit 
bereits  gebrauchten  Büchern  und 
mit  Auflageresten ;  ferner  Ein-  u. 
Verkauf  von  alten,  kostbaren  und 
seltenen  Erzeugnissen  der  Buch- 
druckerkunst und  der  verwandten 
Vervielfältigungsarten,  sowie  von 
Manuskripten  und  Autographen 
273. 

Antiquaschriß,  im  Buchdruck:  eine 
lateinische  Druckschrift 

Antiquitätenhanael:  An-  u.  Verkauf 
von  Kunstgegenständen  u.  Alter- 
tümern aller  Art  u.  aller  Zeiteu 
u.  Stiiperioden  271  272. 
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antizipieren :  vorwegnehmen,  voraus- 
zahlen. 

Antofagasta,  Chile  629. 

Antwerpen,  Belgien  28  37  506  542 
577. 

Anweisung:  eine  dem  Wechsel  ähn- 
liche Urkunde ,  worin  anstatt 
„Wechsel"  das  Wort  „Anweisung" 
gebraucht  wird  und  die  deshalb 
keine  Wechselkraft  hat. 

Anzeigen  in  Zeitungen  946  947. 

anziehen:  im  Preise  höher  gehen. 

c.  p.  =  anno  passato :  verflossenen 
Jahres. 

Apanagen  221. 

Apatit  657. 

Apennin  596. 

Äpfelsäure  647. 

Apfelsinenbaum  (Citrus  Aurantium) 
668. 

Apia,  Samoa-Inseln  632. 

Apoikien  (Tochterstädte)  19. 

Apolda,  S.-Weimar  574. 

Apotheker  169. 

Apothekergehilfen  u.  -lehrlinge,  deren 
Rechtsstreitigkeiten  ausgeschlos- 
sen von  der  Zuständigkeit  der 
Kaufmannsgerichte  1086. 

Appalachicolastrom  618. 

Appalachisches  Gebirge  616  617. 

Appoint:  Abschnitt,  ein  Stück  einer 
Wertpapiergattung,  ein  Papier- 
geldschein, ein  Wechsel. 

Apports:  Sacheinlagen  bei  Gründung 
einer  Aktiengesellschaft  1001. 

Appretur  701. 

Appreturmittel  648. 

c-  pr.  =  anni  praeteriti :  vergangenen 
Jahres. 

d  presentation  (auf  Wechseln):  bei 
Vorzeigung,  zahlbar  bei  Sicht. 

Äquatorialströmungen  539  543. 

äquatoriales  Südamerika,  seine  Boden- 
erzeugnisse 551. 

Äquivalent:  Gegenwert,  Ersatz,  Ent- 
schädigung. 

Ar  (a),  Flächenmass  810. 

Araber  24  611. 

Arabien  609. 

arabisches  Gummi  686. 

Arachis  hypogaea  691. 

Arachisöl  691. 

Arad,  Ungarn  583. 

Aralsee  601. 

Afamäer  15. 

Aräometerspindeln  678. 

Ararat  609. 

Arbeit  148. 

— ,  Begriffsbestimmung  140. 

— ,  Arten  der  141—143. 

Arbeiter,  wie  gross  der  Prozentsatz 
der  Arbeiterzahl  in  jeder  der  drei, 
nach  dem  Alter  der  Arbeiter  ge- 
bildeten Gruppen  in  verschiedenen 
Ländern  ist  141. 

— ,  wieviel  in  Grossbritannien  und 
Irland  im  Bergbau  u.  in  einigen 
Industrien  beschäftigt  werden  588. 

— ,  Zahl  der  bei  der  Metallverarbei- 


tung i.  Deutschland  beschäftigten 
571 ;  in  der  Gewebsindustrie  572; 
in  der  Papierindustrie  572. 

— ,  gewerbliche  979. 

— ,  jugendliche  991  992. 

— ,  Kinderunteru.über  13  Jahren  992. 

— ,  höhere  gewerbliche  992. 

—  u.  Arbeitgeber  als  Beisitzer  bei 
den  Gewerbegerichten  1092. 

Arbeiterausschuss  992. 

Arbeiterausstand  (Streik):  gemein- 
sames Niederlegen  der  Arbeit 
seitens  der  Arbeiter,  um  bessere 
Arbeitsbedingungen  zu  erzwingen. 

Arbeiterbevölkerungszahl  i.  Deutsch- 
land 571. 

Arbeiterbewegung  41  42. 

Arbeiterfrage,  die  212 — 214. 

A  rbeiter- Pensionskassen  113. 

Arbeiterschutzgesetzgebung  2 1 4—2 1 8 . 

Arbeiterstatistik,  Beirat  für  395. 

Arbeiterverein,  der  Allgemeine  Deut- 
sche 135. 

Arbeiterversicherung  112  113. 

Arbeiterversicherungsgesetzgebung 
216—218. 

Arbeitskräfte,  neben  dermenschHchen 
die  mechanischen  330. 

Arbeitslohn  126  141  175  178-180 
431. 

Arbeitslosigkeit,  Versicherung  gegen 
113. 

Arbeitsordnung  in  Fabriken,  Pflicht 
des  Fabrikherrn  sie  zu  erlassen  991. 

Arbeitssysteme  143. 

Arbeitsteilung  143   144   165. 

Arbeitsvereinigung  144. 

Arbeitszeit,  der  volkswirtschaftliche 
u.  der  ideale  Nutzen  ihrer  Ver- 
kürzung 141. 

Arber,  Berg  im  Böhmerwald  564. 

Arbitrage:  die  Handelstätigkeit,  die 
aus  den  Preisunterschieden  der 
gleichen  Börsenwerte  an  verschie- 
denen Plätzen  Nutzen  zu  ziehen 
sucht,  s.  a.  die  Begriffsbestimmung 
S.  855. 

Arbitragen,  Ausgleichsarbitragen  855 
—857. 

—  Differenzarbitragen  857. 

—  Münzen,  Noten  und  Edelmetall- 
arbitragen 857. 

Archangelsk,  Finnland  546  594. 
Archiv:  Urkundensammlung,  Ort  zur 

Aufbewahrung  von  Urkunden. 
Ardennen  577  584. 
Areal:  Bodenfläche,  Flächeninhalt. 
Areka-Palme  678. 
Arendal,  Norwegen  591. 
Argentarii  96. 
Argentinien  629. 

—  Münzen  839. 
argentinische  Pampas  551. 
Argumentation :  Darlegung,  Beweis- 
führung. 

Aristoteles  121. 
Arithmometer  106. 
Arkansasfluss  618. 
arktische  Flora  550. 


arktische  Inseln  616. 

arktisches  Klima  548. 

arktisches  Meer  545. 

Arlbergbahn  67  561. 

Arlbergpass  562. 

Armada  34  73. 

Ärmelkanal  541. 

Armenien  609. 

Armenier  602. 

Armenpflege  126  190  191. 

Armenwesen  190. 

Armut  190. 

Arnoldi,  Begründer  der  Feuerver- 
sicherungsbank in  Gotha  105  108. 

Arrak  678. 

Arrangement:  gütlicher  Vergleich 
eines  Schuldners  mit  seinen  Gläu- 
bigern; Aufmachung,  Ausstattung, 
Zusammenstellung  eines  Waren- 
lagers. 

— ,  Geschäfte  an  der  Wiener  Börse 
„per  Arrangement"  werden  nicht 
wie  die  Kassageschäfte  zwischen 
den  Kontrahenten  direkt  abge- 
wickelt, sondern  durch  das  vom 
Wiener  Giro-  und  Kassenverein 
errichtete  Arrangement-Bureau. 

arrangieren :  vereinbaren,  einen  Ver- 
gleich herbeiführen,  eine  Ange- 
legenheit in  Ordnung  bringen. 

Arrest:   gerichtliche  Beschlagnahme. 

—  zur  Sicherung  der  Zwangsvoll- 
streckung —  dinglicher  A.  —  per- 
sönlicher Sicherheitsarrest  —  Ar- 
restgrund —  Arrestbefehl  —  Voll- 
ziehung des  Arrestes  1107  1108. 

—  Recht  des  RechtsanwaUs  für 
seinen  Antrag  auf  Anordnung  oder 
Aufhebung  eines  A.  besondere 
Gebühren  zu  berechnen  1114. 

Arrestbruch  1115. 

A  rretierungsklausel  auf  einem  Wechsel 
1058. 

Arrow-root  665. 

Arschin,  russ.  Längenmass  811. 

Arsen  (As)  646. 

Arsenerz,  wo  es  gefunden  wird  646. 

arsenige  Säure  647. 

Arsenik,  weisser  646. 

Arsensäure  646. 

Artern  564. 

Arth-Kigi,  Zahnradbahn  i.  d.  Schweiz 
67. 

Artikel:  Warengattung. 

Aruba,  Curagao  630. 

Arum  macalatum  666. 

Arundo  Bambus  693. 

Aruwimi,  Fluss  i.  Kongo-Staat  615. 

Arzneiwaren  683  684, 

As,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Ar- 
sen 646. 

Asa  foetida  687. 

Asbest  660. 

Asbestpapier  660. 

Asbestpappe  660. 

Aschanti  614. 

Aschblei  644. 

Asien  600—609. 

Asowsches  Meer  541. 
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Asphalt  656. 

— ,  wo  es  gewonnen  wird  553. 

AsS,  Formel  in  der  Chemie  für 
Realgar  652. 

As.^Ss,  Formel  in  der  Chemie  für 
Operment  652. 

Assab,  Erythraea  615. 

Assekuranz:  Versicherung  bei  einer 
Gesellschaft,  die  gegen  Zahlung 
eines  bestimmten  Betrages  (einer 
Prämie)  die  Verpflichtung  über- 
nimmt, bei  einem  verlustbringen- 
den Ereignis  den  Versicherer  zu 
entschädigen. 

assekurieren :  versichern. 

asservieren :  aufbewahren. 

Assignat  s.  Bezogener. 

Assignaten:  Anweisungen;  franzö- 
sisches Papiergeld  zur  Zeit  der 
ersten  Republik. 

Assignatenkrisis  in  Frankreich  193 
440. 

Assignation:  Aufbewahrung. 

assignieren:  anweisen. 

Assmannshausen  564. 

Assode:  Teilhaber,  Mitinhaber  eines 
Handelsgeschäfts. 

assortieren:  sein  Warenlager  ver- 
vollständigen, sich  mit  allen  nö- 
tigen Warensorten  versehen. 

Assortiment:  reichhaltige  Auswahl 
von  Waren. 

assoziieren:  sich  mit  jemandem  zu 
der  Teilhaberschaft  eines  Handels- 
geschäfts verbinden. 

Assyrer  15  56. 

Astenberg  i.  Westerwald  564. 

Asti,  Italien  597. 

Astrachan,  Russland  594. 

Astrachan  (Wollstoff)  701. 

astrachaner  Lammfelle  707. 

astrachanischer  Kaviar  670. 

Astragalus  687. 

Astralöl  656. 

astronomische  Lage  von  Asien  600, 
Australien  630,  China  603,  Däne- 
mark 590,  Deutschland  569,  Eu- 
ropa 555,  Frankreich  584,  Oross- 
britannien  und  Irland  587,  Ita- 
lien 596,  Nordamerika  616,  Öster- 
reich-Ungarn 580,  Portugal  599, 
_  Rumänien  594,  Russland  592. 

Ästuarien  340. 

Asuan,  Ägypten  611. 

Asuncion,  Paraguay  629. 

Atacama,  Wüste  in  Chile  629. 

Atbara,  Strom  in  Abessinien  616. 

Athabaska,   Britisch  -  Nordamerika 
621. 

Athabaskasee  in   Nordamerika  619. 

Athen  19  20  596. 

ätherische  Öle  689—692. 

äthiopisches  Sondergebiet,  seine  Tier- 
bewohner 552. 

Atlanta,  Nordamerika  625. 

Atlantic  Paclficbahn  618. 

Atlantischer  Ozean  538—543  600. 

Atlas,  Gebirge  611   612. 

Atlasgewebe  700. 
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Ätna  596. 

ä  tout  prix:  zu  jedem  Preis. 

Attentate  135. 

Attentatsklausel  138. 

Attest:  Zeugnis,  Bescheinigung. 

attestieren:  bezeugen,  bescheinigen, 
beglaubigen. 

Ätzalkalien  651   652. 

Ätzammoniak  650. 

Ätzkali  652. 

Ätzkalk  652  659. 

Ätznatron  (NaOH)  652. 

Au,  chemisches  Zeichen  für  Aurum 
(Gold)  641. 

au  besoin:  im  Notfall,  nach  Bedürf- 
nis, im  Fall  (auf  Wechseln). 

Auckland,  Neu-Seeland  544  631. 

AuCl^:  Goldchlorit  641. 

au  courant  sein :  auf  dem  laufenden 
sein,  Bescheid  wissen. 

au  fait  sein:  von  einer  Angelegen- 
heit unterrichtet  sein. 

auf  die  Tour  gehen :  im  Warengross- 
geschäft eine  Geschäftsreise  zum 
Besuch  der  Kundschaft  antreten. 

Aufgabe:  Dieses  Wort  wird  vom 
Börsenmakler  auf  seinen  Börsen- 
schlusscheinen  an  Stelle  des  Na- 
mens des  Käufers  oder  des  Ver- 
käufers gesetzt,  wenn  er  ihn  dar- 
auf nicht  angeben  kann.  Die  spä- 
ter von  ihm  genannte  Firma  ist 
die  Aufgabe.  Die  Nennung  heisst : 
Aufgabe  machen,    s.  a.  1031. 

Aufgebot:  öffentliche  Aufforderung 
an  den  unbekannten  Finder  eines 
verloren  gegangenen  Wertgegen- 
standes. 

Aufgeld,  s.  Agio. 

Aufhebung  der  freien  Silberprä- 
gungen 420. 

Aufhebung  des  Konkursverfahrens 
1110. 

aufhissen:  die  Flagge  auf  Schiffen 
in  die  Höhe   ziehen. 

Aufkäufer  291. 

Auflage:  die  Gesamtzahl  der  von 
ein.  Satze  hergestellten  Abdrücke. 

Auflösung  eines  Unternehmens  295 
296. 

Aufmachung  888. 

Aufrechnung  einer  Schuld  durch  Ge- 
genforderung, bes.  im  Kontokor- 
rentverkehr 1017. 

—  gegenüber  einem  neuen  Gläu- 
biger, dem  die  Forderung  über- 
tragen worden  ist  1018. 

Aufsichtsrat  149  516. 

—  einer  Aktiengesellschaft  1001 
1002,  einer  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  1004,  einer  Genossen- 
schaft 1010. 

Aufträge  im  Warengeschäft  —  Be- 
stätigung ihres  Empfanges  —  Mit- 
teilung, dass  der  Auftrag  ausge- 
führt worden  ist  —  Rechnung 
über  die  gesandten  Waren  —  Mit- 
teilung, dass  der  Auftrag  nicht 
ausgeführt  werden  könne  —  was 


in  allen  diesen  Fällen  besonders 
zu  beachten  ist  und  Musterbriefe 
893—897. 

—  zurückziehen,  widerrufen,  abbe- 
stellen 900  901. 

Aufzug  der  Gewebe  700. 

Augsburg,  Bayern  572  575. 

Augusta-f\nss  632. 

Augustus,  Begründer  der  römischen 
Staatspost  85. 

Auktion:  öffentlicher  Verkauf  von 
Waren  mittels  Versteigerung. 

Auktionen  im  Grosshandel  310. 

au  porteur:  auf  den  Inhaber. 

Auramin  (gelb)  706. 

Aurichlorwasserstoff  641. 

Auripigment  652. 

Ausbeute,  deran die  Gewerke  (Kuxen- 
inhaber) verteilte  Gewinn  164  519. 

—  von  Gold  und  Silber  43. 
ausblasen,  einen  Hochofen :  das  Feuer 

eines  zur  Herstellung  von  Eisen, 
Stahl  usw.  dienenden  Hochofens 
eingehen  lassen. 

Ausbruchweine  676. 

Ausfuhr,  s.  a.  u.  Export. 

i4«5/«/!/-Ägyptens  611,  Belgiens  577, 
Deutschlands  572,  Frankreichs  586, 
Griechenlands  596,  Grossbritan- 
niens u.  Irlands  589,  Hollands  578, 
Italiens  597,  Persiens  609,  Ru- 
mäniens 595,  Russlands  593  594, 
Schwedens  592,  der  Schweiz  580, 
Serbiens  595,  der  Türkei  595,  der 
Verein.  Staaten  624,  Vorderin- 
diens 607. 

Ausfuhr  aus  dem  deutschen  Zoll- 
gebiet 267. 

Ausfuhrartikel  Deutschlands  572. 

—  der  deutschen  Schutzgebiete  638. 
— ,  die    hauptsächlichsten    Spaniens 

599,   der  Vereinigt.  Staaten  624. 

ausführen  =  exportieren :  inländische 
Waren  nach  dem  Auslande  ver- 
senden. 

Ausfuhrprämie ,  infolge  entwerteter 
Valuta  423  424. 

Ausfuhrwerte,  deren  Höhe  insgesamt 
555. 

ausgleichen:   eine  Schuld  tilgen. 

Auskünfte  auf  Erkundigungen,  Mu- 
sterbriefe 931  932. 

Auskunftsbureau  311. 

Auslage:  für  jemanden  einen  Betrag 
bezahlen,  den  dieser  wieder  zu 
erstatten  hat;  Waren  in  einem 
Schaufenster  zur  Schau  stellen. 

Ausländer,  seine  wechselmässige  Ver- 
bindlichkeit 1060. 

ausländische  Staatsanleihen  514  515. 

—  Wechselkurse  416  417. 
Auslandswechsel,  in  welchen  Fällen  sie 

nicht   stempelpflichtig   sind  1062. 
— ,  wer  die  auf  das  Inland  gezogenen 

mit  Stempelmarken  versehen  muss 

1063. 
Auslassungszeichen{k^o%ixo'^\i),v4Z.\\vi 

es  anzuwenden  ist  873. 
Ausleseweine  676. 
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Auslieferungsschein.'.  Anweisung,  bei 
Abgabe  des  Scheines,  die  darauf 
angegebenen  Waren  auszuliefern. 

— :  Muster  eines  Vordrucks  (For- 
mulars) 950. 

ausmachender  Betrag:  der  vollstän- 
dige Betrag  einer  Rechnung. 

Ausprägungen  v.  Münzen  in  Deutsch- 
land 409—411. 

ausrangieren:  Waren,  die  zu  herab- 
gesetztem Preise  verkauft  werden, 
aussondern. 

Ausschuss:  Waren,  die  irgend  wel- 
chen Fehler  haben. 

Aussee,  Österreich  582  649. 

Anssenhandel  305  940—944. 

— ,  statistische  Zahlen  264  265. 

— ,  europäischer,  Anteil  der  verschie- 
denen Staaten  560. 

—  sämtlicher  deutscher  Schutzge- 
biete 639. 

—  Afrikas  611,  Ägyptens  611,  Al- 
geriens 612,  Argentiniens  629, 
Asiens  602,  Australiens  631,  Bra- 
siliens 630,  Bulgariens  595,  Chinas 

604,  Dänemarks  590,  Deutsch- 
lands 572,  Frankreichs  586,  Gross- 
britanniens u.  Irlands  589,  Japans 

605,  Italiens  597,  Koreas  604, 
Marokkos  612,  Mexikos626,  Nor- 
wegens 591,  Österreich-Ungarns 
582,  Portugals  600,  Rumäniens 
595,  Russlands  593,  Schwedens 
592,  Serbiens  595,  Spaniens  599, 
von  Tunis  611,  der  Türkei  595, 
der  Vereinigten  Staaten  624. 

Aussenstände:  Geld,  das  man  von 
anderen  zu  fordern  hat. 

Aussig,  Böhmen  565  582. 

aussonderungsberechtigte  Gläubiger 
bei  Konkursen  1110. 

Aussperrung  {engl,  lock  out):  Kampf- 
mittel der  Arbeitgeber,  das  darin 
besteht,  dass  sie  den  Betrieb  ein- 
stellen und  ihre  sämtlichen  Arbeiter 
entlassen. 

Aussteller  =  Trassant:  derjenige,  der 
den  Bezogenen  (den  Trassaten) 
eines  Wechsels  anweist,  an  den 
Zahlungsempfänger  (den  Remit- 
tenten) den  auf  dem  Wechsel  an- 
gegebenen Betrag  zuzahlen  1044 
1046   1047   1048  1049. 

— ,  Verjährung  der  Regressansprüche 
gegen  ihn  1059. 

Ausstellungen  303. 

—  an  empfangener  Ware  (Reklama- 
tionen), was  dabei  besonders  zu 
beachten  ist  und  Musterbriefe  901 
—903. 

Austern  669. 
Austernbänke  669. 
Austernfischerei  u.  -Zucht   539  542. 
Austernparks  669. 
Austernsorten  669. 
Austernzucht  578. 
Australien  33  53  630-632. 
— ,  seine  Bodenerzeugnisse  u.  seine 
Viehzucht  551. 


australisches  Gebiet,  seine  Tierbe- 
wohner 552. 

Australneger  630. 

Auswandererzahl  Italiens  596. 

Auswanderung  633  636. 

Auswanderungen  nach  Amerika  32 
189. 

—  nach  Nordamerika  51. 

Auswanderungsverbote  189. 

Auszahlungen  475  478  480. 

Autographenhandel,  gewöhnlich  mit 
dem  Antiquariatsbuchhandel  oder 
dem  Kunsthandel  verbunden :  Han- 
del mit  Schriftstücken,  die  von 
ihren  Verfassern  mit  eigner  Hand 
niedergeschrieben  worden  sind  u. 
mit  Oiiginalbriefen  bedeutender 
Fürsten,  Staatsmänner,  Gelehrter, 
Dichter,  Schriftsteller  usw. 

autographieren:  Geschriebenes  durch 
Umdruck  vervielfältigen. 

autonomer  Zolltarif  46  245. 

autorisieren :  bevollmächtigen,  jeman- 
den ermächtigen. 

Auvergne,  Frankreich  584. 

Aux  Cayes,  Haiti  626. 

A  val:  Bürgschaft,Wechselbürgschaft ; 
ein  von   einer  Bank  akzeptierter 

.  Wechsel,  der,  bei  einer  Behörde 
zur  Bürgschaft  für  einen  Kunden 
hinterlegt,  zur  Sicherheit  dafür 
dient,dass  dieser  seinen  Lieferungs- 
vertrag erfüllen  oder  gestundete 
Steuern  zahlen  wird. 

Avalkredit:  die  Wechselbürgschaft, 
die  eine  Bank  für  ihren  Kunden 
leistet. 

Avance:  Gewinn;  Vorschuss. 

Avena  satlva  664. 

Average:  Seeschaden;  Mittelware. 

Avers:  die  Hauptseite,  die  Schau- 
seite einer  Münze. 

Aversum :  Bauschsumme,  Abfindungs- 
summe. 

avertieren :  benachrichtigen. 

Avertissement:  Ankündigung. 

Avignon,  Frankreich  586. 

Avis:  Anzeige,  Bericht. 

Avisbrief:  Mitteilung  von  der  Aus- 
stellung eines  Wechsels,  dem  Ver- 
sande einer  Ware,  vom  Besuch 
eines  Reisenden  usw. 

avisieren:  benachrichtigen,  mitteilen, 
berichten,  melden. 

a  vista:  nach  Sicht. 

Avoirdupoid-Pfund,  engl.  Handels- 
gewicht 408  835. 

Avon,  Fluss  i.  Engl.  587. 

ä  vue  =  a  vista  (s.  d.). 

Axenstrasse  562  579. 

Axminster  Teppiche  701. 

Azale'injarbe  706. 

Azofarbstoffe  706  707. 

Azoren  600. 

Azurblau  653. 

B 

B.  auf  Kurszetteln:  Brief  329  524. 
b.  oder  bez.  auf  Kurszetteln  524. 


Bab-el-Mandeb  Strasse  545  615. 

Babeuf,  Gracchus,  franz.  Kommunist 
131. 

Babia  Gora  566. 

Babylonien  15  71. 

Baccarat,  Frankreich  586. 

Backbord:  die  linke  Seite  eines 
Schiffes  (vom  Steuerruder  aus). 

Backkohle  655. 

Backpulver  651. 

Backsteintee  673. 

Badafoz,  Spanien  599. 

Baden,  Grossherzogtum  576. 

Baden-Baden  576. 

Badeschwämme  709. 

Badische  Bank  461. 

badische  Weine  676. 

Baffinsland  616. 

Bagamojo,  Deutsch-Ostafr.  613  614. 

Bagdad,  Asiat.  Türkei  601  609. 

Bagdad-Bahn  609. 

Bagger  76. 

Baggings:  Packleinen. 

Bagida,  Togo  613. 

Bahama-Inseln  622. 

Bahia,  Brasilien  630. 

Bahiakaffee  671. 

Bahnhöfe  65. 

Bahnsteige  65. 

Bahrein-Inseln  609. 

Bailleul,  Frankreich  585. 

Baisse:  Sinken,  Fallen,  Weichen, 
Rückgang  der  Preise. 

Baisslers  527  529. 

Bake  die:  Merkzeichen  für  Schiffer, 
besonders  zur  Warnung  vor  Un- 
tiefen und  Klippen. 

Bakerguano  711. 

Bakterien  647. 

Baku,  Asiat.  Russland  602. 

Bakunin,  Michael,  russ.  Anarchist  138. 

balancieren,  ausgleichen. 

Balata  686. 

Balbao  31. 

Baldrianpflanze  (Valeriana  officina- 
lis)  683. 

Baldrianwurzel  683. 

Balearen  599. 

Bälge  707. 

Balkangebirge  595. 

Ballarat,  Australien  631. 

Ballast,  zsgs.  ausniederl.  bale( Bohle) 
u.  last :  jede  Belastung  eines  Schiffes, 
die  den  Zweck  hat,  dem  Schiffe 
durch  seine  Schwere  den  nötigen 
Tiefgang,  sowie  das  Gleichgewicht 
zu  geben ;  häufig  auch  für  unnütze 
Last. 

Ballen :  ein  zusammengeschnürter 
Warenpack;  sonst  auch  ein  be- 
stimmtes Zählmass:  beim  Papier 
1 B.  =  1 0  Ries,  beim  Tuch  1  B.  =  1 2 
Tücher  zu  32  Ellen. 

Ballen  (Gamverpackung)  699. 

Ballin,  Albert,  Generaldirektor  der 
Hambg.-Am. -Linie  79. 

Ballon:  ein  kugelförmiges  Glasge- 
fäss  mit  kurzem  Halse  zum  Ver- 
sand von  Säuren  usw. 
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Balsame  689. 

Balsamodendron  Myrrha  Nees  687. 

Baltimore,  Ver.  St.  v.  Amerika  625. 

Baltischer  Landrücken  565. 

Bamberg,  Bayern  563  575. 

Bambusrohr  693. 

Bammako,  Franz.  Sudan  612. 

Banana  615. 

Bananenfaser  695. 

Bancharoti  96. 

Bancherii  96  1041. 

Banco  (ital):  die  Bank;  die  alte 
Hamburger  Bankwährung  (abgek. 
Bco):  1  M  Bco.  =  15V6  Silber- 
groschen =  1   M  51,685  Pf. 

Banco  del  Giro  97. 

Banco  di  Rialto  97. 

Banco  Publica  in  Nürnberg  100. 

Banco  rotto  96. 

Bandacliat  663. 

Bandjermassin,  Süd-Bomeo  605. 

Bangalore,  Vorderindien  607. 

Bangkok,  Siam  606. 

Bangweolo-See  615. 

Bank  von  Amsterdam  97  98. 

Bank  von  England  98  500—502. 

Bank  von  Frankreichs'^  441  502  503. 

Bank  des  Berliner  Kassenvereins  101 
526  528. 

Bank  für  Handel  und  Industrie  102. 

Banka,  Insel  605. 

Bankaktien  517. 

Bankbilanzpriifungen  517. 

Bankdiskont  473. 

Banken  452—504. 

— ,  Ableitung  des  Namens  96. 

—  im  Altertum  95—103. 

— ,  ihre  Einteilung  452 — 454. 

Bankenkonzentration  99. 

Banker  99. 

Bankerott,  betrüglicher  u.  einfacher, 
wodurch  man  sich  des  einen  oder 
des  andern  schuldig  macht  —  Be- 
strafung 1111. 

bankgeschäftlicher  Briefwechsel  im 
Geldverkehr  916-918,  im  Wech- 
selverkehr 919—924,  im  Effekten- 
verkehr 924—929,  im  Kontokor- 
rentverkehr 929  930. 

Bankgesetzgebung  in  Deutschland 
455  456. 

Bankier  170. 

— ,  Begriffsbestimmung  452. 

Bankierprovision  482. 

Bankkredit  294. 

Banknoten  26  173  436  440. 

—  und  Staatspapiergeld,  ihr  prinzi- 
pieller   Unterschied     441 — 443. 

Banknotendruck  653. 

Banknotenhandel  478. 

Banknotensperrgesetz  102. 

Banko  Mark  100. 

Bankpfund  100. 

Bankpolitik,   deren  oberstes  Gesetz 

452  453. 
Bankrate:  der  Zinsfuss,  zu  dem  die 

Notenbank  eines  Landes  Wechsel 

diskontiert. 
Bankverkehr  173. 
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Bankwesen  451 — 504. 

—  in  Deutschland  100—103. 

—  in  Orossbritannien  98. 

—  in  Frankreich  99  100. 

—  in  Österreich-Ungarn  100. 
Banque  generale  99. 
Bantu-Neger  610  615. 

Baratt:  T&usch.  Baratthandel:  Waren- 
tauschgeschäfte. 

Baratterie:  Unterschleif  der  Schiffer; 
Warenfälschung. 

Barattgeschäft  259. 

Barawa,  Ital.  Somaliland  615. 

Barbados,  engl. -amerik.  Kolonie  622. 

Barcelona,  Spanien  541   599. 

Barchent:  Baumwollenzeug,  auf  einer 
Seite  rauh,  mit  Kette  von  Lein- 
wand 700. 

Bardi  96. 

Barege  701. 

Bar-el-Arab  611. 

Bärenfelle  707. 

Barferusch,  Persien  609. 

Bari,  Italien  597 

Baring,  Bankier  43. 

Bark :  grosses  dreimastiges  Handels- 
schiff. 

Barka  19. 

Barkasse:  grösstes  Boot,  das  die 
Schiffe  mit  sich  führen. 

Bärlappsamen  (Lycopodium)  684. 

Barletta,  Italien  597. 

Barmen,  Rheinpr.  572  574. 

Barquisimeto,  Venezuela  628. 

Barrancas  617. 

Barras:  grobe  Packleinwand 

Barrel  =  Tönnchen,  Fässchen:  ein 
Hohlmass  für  Wein,  Öl,  Mehl, 
Petroleum  usw. 

Barren:  Edelmetallstangen  von  ver- 
schiedenem Gewicht  und  Fein- 
gehalt. 

Barren  Grounds  548  617  620. 

Barsortiment  273. 

Barte,  die  (Mz.  Barten):  Fischbein, 
Zahn  in  der  oberen  Kinnlade  des 
Bartenwales. 

Barthelemy,  f ranz.-amer.  Kolonie  627. 

Baruda,  Vorderindien  607. 

Barytweiss  652. 

Baryumsulfat  652. 

Basar  271. 

Basargeschäfte  276  277. 

Baschkiren  558. 

Basel,  Schweiz  563  580. 

Basen  647. 

Basis:  Grundlage;  Grundpreis. 

Basis-System  für  Arbeiter-Gewinn- 
beteiligung 179. 

Basken  598. 

Basra,  Asiat.  Türkei  609. 

Bassiafette  692. 

Bassorin  687. 

Bast  695. 

Basthanf  695. 

Bastia,  Frankreich  587. 

Bastiat,  Fr., franz.  Volkswirt  127  128. 

Batanga,  Kamerun  613. 

Bataver  578. 


Batavia,  holl.-asiat.  Kolonialreich  605 

Bathurst,  Brit. -Nordwestafrika  614 

Baüist  700. 

Batum,  Asiat.  Russland  602. 

Bauden  565. 

Bauern  41   198  199. 

—  im  Mittelalter  29. 
Bauernbefreiung  198  199 
Bauernkriege  29. 

Bauernstand,   dessen   Befreiung  41 
Baugenossenschaften  156  163. 
— ,  städtische  157. 
Baumöl  690  691. 
Baumwollbarege  700. 
Baumwollblau  706. 

Baumwolle  186  693  696. 

— ,  nordamerikanische  694. 

— ,  die  verschiedenen  Bezeichnungen 

zu  ihrer  Unterscheidung  694. 
Badmwollenausfuhr  Vorderindiens 

607. 
baumwollene  Gewebe  700. 
Baumwollenländer,    die   wichtigsten 

der  Erde  552. 
Baumwollen-Merino  700. 
Baumwollensamt  700. 
Baumwollenspindeln  in  Russland  593. 
Baumwollen-Stramin  700. 
Baumwollenweberei'mGrosshni&nmea 

und  Irland  588. 

—  in  Spanien  599. 
Baumwollen  Industrie  in  Deutschland 

572,   in  Frankreich  585,    in  den 
Ver.  St.  von  Amerika  623. 

Baumwollenindustrieländer,  die  wich- 
tigsten 554. 

Baumwollmärkte  in  China  604. 

Baumwollpflanze  (Gossypium)   693- 

Baumwollsamenöl  691. 

Bauordnung  177. 

Bauplatzsteuer  232. 

Bausch  und  Bogen :  eins  ins  andere 
gerechnet,  ohne  auf  etwas  mehr 
oder  weniger  zu  achten. 

Baustelle  175. 

Bautzen,  Kgr.  Sachsen  574. 

Bauxit  646. 

Bauzinsen  einzelner  Aktiengesell 
Schäften  482. 

Bayerische  Alpen  562. 

Bayerische  Bank,  Königlich  498  499. 

bayerische  Biere  677. 

Bayerische  Hochebene  563. 

Bayerische  Hypotheken-  und  Weclisel- 
bank  in  München  101. 

—  Notenbank  461. 
Bayern  572  575. 
Bayonne,  Frankreich  586. 
Bazar:  Kaufhalle,  Kaufhaus. 
Bäzard  166. 

b.B.  oder  bez.  B.  auf  Kurszetteln  524. 

Bebet,  August  135. 

ß^</ß// bedeutet,  dass  Bedürfnis  für 
Ware  bei  einem  Kaufmann  oder 
im  ganzen  Markte  vorhanden  ist. 

— ,  sein  allgemeiner  Begriff  115. 

Beden  226  234. 

Bedürfnisse,  ihre  Begriffsbestimmung 
und  Einteilung  115. 
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beehren :  eine  in  Handelsbriefen  häufig 
angewandte  Höflichkeitsformel. 
Einen  Wechsel  mit  Annahme,  mit 
Zahlung  beehren,  heisst  ihn  ak- 
zeptieren, ihn  einlösen. 

Beerberg  564. 

Befähigungsnachweis  211. 

befracliten:  ein  Schiff,  einen  Wagen 
mit  Gütern  beladen. 

begeben:  Wertpapiere,  Wechsel  ver- 
äussern, verkaufen. 

begehrt:  gesucht,  gefragt. 

beglaubigen:  amtliche  Bescheinigung, 
dass  die  Person,  die  die  voriie- 
gende  Urkunde  unterzeichnet,  ver- 
fügungsfähig  ist  und  ihren  Namen 
selbst  geschrieben  hat. 

Behaim,  Geograph  73. 

beige:  naturfarben  (bei  Wollen  waren). 

Beilbrief:  eine  obrigkeitliche  Be- 
scheinigung, dass  ein  Schiff  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  ge- 
baut ist;  (in  der  Schweiz)  eine 
Urkunde  über  eine  auf  ein  Grund- 
stück eingetragene  Schuld,  Hypo- 
thekenschein. 

Beinglas  658. 

Beinschwarz  708. 

Beipackscheine,  Muster  eines  Vor- 
drucks (Formulars)  950. 

Beirat  für  Arbeiterstatistik  395. 

Beirut,  Syrien  609. 

Beisbeere  (Capsicum  annuum  und 
longum)  680. 

Beize  706. 

Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbe- 
werbs, Gesetz  vom  27.  Mai  1896 
1115  1116. 

belasten  (debitieren):  jemandem  auf 
seinem  Konto  einen  Betrag  zur  Last, 
in  das  Soll,   ins  Debet  schreiben. 

Belegnummern  301. 

Belem,  Paraguay  630. 

Belfast,  Iriand  590. 

Belgien  49  576  577. 

— ,  Münzen  839. 

Belgrad,  Serbien  595. 

Belize,  Brit.-Honduras  622. 

Bell  74. 

Ä^//aOT)',bek.amer.Verf.e.Utopial31. 

Beimez,  Spanien  509. 

Bell,  grosser  und  kleiner  542. 

Belutschistan  607. 

Benares,  Vorderindien  607. 

Bender,  Persien  609. 

Bengalstripes ,  gestreiftes  Wiener 
Leinen. 

Benguela,  Angola  614. 

Benicarlo,  Spanien  599. 

Benue,  Fluss  in  Brit. -Nordwestafrika 
614. 

Benzin  655  656. 

Benzoe  688. 

Benzol  {C^W^M)  706. 

beordern:  bestellen,  beauftragen,  an- 
weisen. 

Berber  611. 

Berbera,  Brit.-Ostafrika  615. 

Berchtesgaden,  Bayern  649. 
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Berditschew,  Russland  594. 

Berechtigung  zum  einjährig-freiwil- 
ligen MiHtärdienst  5. 

Bereicherung,  ungerechtfertigte  1021 
1022. 

Bereicherungsklage  im  Wechselpro- 
zess  1060. 

Berg-  und  Hügelland  547. 

Bergamasher  Alpen  562. 

Bergamo,  Italien  597. 

Bergamottöl  668  690. 

Bergamottzitrone  668. 

Bergbahnen  67. 

Bergbau  206. 

Bergen,  Norwegen  591. 

—  (Mons)  in  Belgien  577. 
bergen:    in  Sicherheit    bringen   (ein 

gestrandetes  Schiff  oder  nur  dessen 
Ladung). 

Bergener  Kontor  28. 

Bergfahrt:  die  Fahrt  eines  Schiffes 
stromaufwärts. 

Bergflachs  660. 

Berggold  641. 

Berggrün  653. 

Bergkristall  663. 

Bergleder  660. 

Bergregal  206. 

Bergreis  664. 

Dergteer  657. 

Bergwerke,  Frage  ob  Staats-  oder  Pri- 
vatbesitz wünschenswert  221  222. 

Bergwerksproduktion  Preussens  im 
Verhältnis  zu  der  ganz  Deutsch- 
lands 572. 

Bergwerksrente  178. 

Beringstrasse  545. 

Berka,  S.-Weimar  564. 

Berlin,  Preussen  572  573. 

Berlinerblau  653. 

Berliner  Börse  507  510  511  512  528. 

Berliner  Handelsgesellschaft  102. 

Berliner  Porzellanfabrik  659. 

berliner  Konferenz  zur  internatio- 
nalen Regelung  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung 215. 

Berlinische  Lebensversicherungsges. 
108. 

Bermuda-Inseln  622. 

Bern,  Schweiz  580. 

Bernburg,  Anhalt  574. 

Berner  Alpen  561. 

St.  Bernhardinpass  561  562. 

Bernhardin  von  Siena,  berühmter 
Theologe  im  Mittelalter  122. 

Bernhardshospiz  561, 

Bernina  562. 

Berninapass  562. 

Bernouilli,  Daniel,  Mathematiker  u. 
Physiker  74. 

Bernstein,  Eduard,  deutscher  Sozialist 
134. 

Bernsteinfichte  663. 

Bernsteinsäure  647. 

Berufsgenossenschaften  217. 

Berufsstatistik  264. 

—  in  Deutschland  140  142. 
Berufungen   gegen  die  Urteile  der 

Amtsgerichte. 
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Berufungen  der  Landgerichte  1084 
1098. 

—  der  Gewerbegerichte  1098. 

—  der  Kaufmannsgerichte  1089 — 
1098. 

Berufungsgerichte  1083. 

Berufzählung  i.  Deutschland  264. 

Beryll  662. 

Besangon,  Frankreich  586  587. 

Besanmast:  Hintermast. 

Beschickung  der  Münzen  408. 

Beschlagnahme  eines  Grundstücks  in- 
folge Beschlusses  d.  Vollstreckungs- 
gerichts 1105. 

—  s.  a.  unter  Arrest. 
Beschlagnahmerecht   auf    den   Miet- 
oder Pachtzins  1073. 

Beschwerden,  wo  sie  einzulegen  sind  — 
Instanzenzug  1098  1099. 

Besemschon:  eine  handelsgebräuch- 
liche Vergütung  für  den  Rückstand, 
der  beim  Ausleeren  der  Kisten,  Fäs- 
ser, Säcke  u.  dergl.  hängen  bleibt 
315. 

Besenstrauch  (Spartium  scoparium) 
682. 

Besitz,  tatsächlich,  u.  rechtlicher  1 065. 

— ,  Beeinträchtigung  des  B.  durch 
Entziehung  oder  Vorenthaltung 
1070. 

Besitzer  einer  Sache,  mittelbarer  u. 
unmittelbarer  1065. 

Besitzübertragung,verschitdene  Arten 
der  B.  254  255. 

Beskiden  566. 

Bessemereisen  645. 

Bessemerstahl  645. 

bessern  (sich) :  im  Preise  wieder  höher 
gehen. 

Bestand:  der  Vorrat  an  Waren,  an 
barem  Gelde. 

Bestellanstalt:  eine  Sammelannahme- 
stelle für  Pakete,  Zirkulare  usw. 
der  Buchhändler. 

Bestellbuch  311  313. 

Bestellscheine,  Muster  von  Vordrucken 
(Formularen)  947—949. 

Bestellungen  im  Warengeschäft  s.  u. 
Aufträge. 

Bestellzettel  311. 

bestens:  ein  häufig  im  Wertpapier- 
handel gebrauchtes  Beiwort  bei 
Aufträgen,  die  in  jedem  Falle 
ausgeführt  werden  sollen,  also  un- 
limitiert (s.  d.)  sind. 

Besteuerung  der  Bauplätze  und  der 
Gebäude  nach  dem  gemeinen  Wert 
232. 

—  des  Wertzuwachses  von  Grund 
u.  Boden  238. 

Bestimmungshafen:  der  Hafen,  indem 
ein  Schiff  einzulaufen  bestimmt  ist. 

Beta  vulgaris  667. 

Bethanien  im  Gross-Nama-Land  613. 

Bethmann,  Bankier  43. 

Beton  660. 

Betriebskapital:  Die  Geldsumme,  die 
zum  Betriebe  eines  Unternehmens 
erforderlich  oder  verwendet  wor- 


1128 

den  ist  oder  zur  Verfügung  steht 
146. 

Betriebsteuer  in  Preussen  233. 

Betrug,  Begriffsbestimmung  im  Straf- 
gesetzbucii  —  Strafe  1114. 

Bettfedern  708. 

Beurten ;  Reihen,  Schiffergilden,  deren 
Schiffe,  um  die  nachteilige  Kon- 
kurrenz zu  vermeiden,  unter  sich 
vereinbart  haben,  der  Reihe  nach 
bestimmte  Flüsse  zu  befahren. 

Beutel:  das  türkische  500 -Piaster- 
stück =  5  türkische  Pfunde. 

Beuteltucli  701. 

Beuthen,  Schlesien  573.. 

Bevölkerung  187—190. 

— ,  Verhältniszahlen  der  Männer  zu 
den  Frauen  188. 

Bevölkerungsbeweg  ung  188. 

Bevölkerungsdichtigkeit  188. 

—  in  Afrika  609,  Asien  600,  Austra- 
Hen  630,  Belgien  576,  Bulgarien 
595,  Dänemark  590,  Deutschland 
569,  Europa  555,  Frankreich  583, 
Grossbr.  u.  Irl.  587,  Holland  577, 
Italien  596,  Montenegro  595, 
Nordamerika  6 1 6,  Norwegen  591, 
Österreich  582,  Portugal  599, 
Rheinland  574,  Russland  592,  Russ. 
Reich  i.  Asien  602,  Kgr.  Sachsen 
574,  Schweden  591,  Schweiz  579, 
Serbien  595,  Spanien  598,  Türkei 
595,  Ungarn  583,  Verein.  St.  v. 
Amerika  622. 

Bevölkerungsgesetz  125. 
Bevölkerungsgliederung    im    Mittel- 
alter 29. 
Bevölkerungspolitik  189. 
Bevölkerungsrassen  in   Europa  558, 

—  i.  d.  Ver.  St.  v.  Amerika  623. 
Bevölkerungszahlen.       Afrika     609, 

Ägypten  611,  Argentinien  629, 
Asien  600,  Australien  630,  Belgien 
576,  Bosnien  u.  Herzeg.  583,  Bra- 
silien 629,  Bulgarien  595,  Ceylon 
608,  China  603,  Cypern  609, 
Dänemark  590,  Deutschland  569, 
deutsche  Kolonien  572,  deutsche 
Länder  u.  Städte  573—576,  Eu- 
ropa 555,  Frankreich  583,  franz. 
Kol.  i.  Afrika  611,  —  i.  Asien 
606,  Griechenland  596,  Grossbr. 
u.  Irl.  587,  —  Kolonien  i.  Asien 
606,  Holland  577,  holl.  Kol.  i. 
Asien  605,  Japan  604,  Italien  596, 
Korea  604,  Luxemburg  576,  Ma- 
rokko 612,  Mexiko  625,  Monte- 
negro 595,  Nordamerika  616, 
Norwegen  591,  Österreich  582, 
Persien  608,  Portugal  590,  port. 
Kol.  i.  Asien  605,  Rumänien  594, 
Russland  592,  Russ.  Reich  i.  Asien 
602,  Schweden  591,  Serbien  595, 
Slam  606,  Spanien  598,  Türkei 
595,  Türk.  Reich  i.  Asien  609, 
Ungarn  583,  Ver.  St.  v.  Amerika 
622,  deren  Kol.  i.  Asien  605. 
Bevölkerungszunahme  188  189  s.  a. 
unter  Volksvermehrung. 
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Bevollmächtigter  1013. 

bevorrechtigte  Yordernngtn  bei  Kon- 
kursen 1109. 

bewegliche  Güter:  Mobilien,  Besitz- 
stücke die,  anders  als  die  unbe- 
weglichen Güter,  die  Immobih"en, 
d.s.  Grundstücke  U.Liegenschaften, 
von  einem  Ort  zum  andern  ge- 
bracht werden  können,  z.  B.  Waren, 
Wertpapiere. 

bewegliches  Kapital  146. 

Beweisbeschluss  u.  Beweisführung 
im  Zivilprozess  1094 — 1096. 

Beweisgebühren  der  Gerichte  in  bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten  1111 
1112. 

—  der  Rechtsanwälte  1113. 
Bewerbung  um   eine  Stelle,   Muster 

eines  Schreibens  u.  Antwort  da- 
rauf 932  933. 

beziehen:  Waren  einkaufen. 

Beziers,  Frankreich  586. 

Bezogene:  Trassat,  Assignat,  der- 
jenige, auf  den  ein  Wechsel  aus- 
gestellt (gezogen)  worden  ist,  der 
ihn  bezahlen  soll  1043  1047  1049. 

Bezugsquelle:  der  Ort  oder  die  Firma, 
wo  ein  Kaufmann  bestimmte  Waren 
einkauft. 

Bezugsrecht:  das  Recht  des  Aktien- 
besitzers, neue  Aktien  zu  den  von 
der  Generalversammlung  beschlos- 
senen Bedingungen  zu  beziehen 
490. 

b.  G.  oder  bez.  G.  auf  Kurszetteln  524. 

BGB  =  Bürgerliches  Gesetzbuch. 

Bhamo,  Birma  608. 

Bhutan,  brit.  Kol.  i.  Asien  608. 

Bi,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Bis- 
mutum  644. 

Biber  (Wollstoff)  701. 

Biberfelle  707. 

Bibergeil  (Castoreum)  684. 

Biberseehundfelle  707. 

Bicycle:  Zweirad. 

Biebricher  Scharlachfarbe  706. 

Bielefeld,  Westfalen  572,  574. 

Bienenstöcke  in  Ungarn  583. 

Bienenwachs  692. 

Bienenzucht  559  577. 

Bier  677. 

— ,  seine  Bestandteile  677. 

Bierbesteuerung  242  243. 

Bierbrauerei,  Ersatzmittel  d.  Malzes 
668. 

—  i.  England  588, 
Bierbrauereibetrieb  in  Deutschi.  572. 
Bierbrauereistädte,  bayerische  563. 
Bieressig  679. 

Biersorten  677. 

Biesbosch,  Holland  578. 

Bihar,  Berg  i.  Siebenb.  Erzgeb.  566. 

Bijouterie:  Schmuckwaren. 

Bilanz  :Vermögensauf  stellg. ;  Bücher- 
abschluss;  Zusammenstellung  der 
einzelnen  Konten,  um  zu  prüfen, 
ob  bei  den  Übertragungen  keine 
Fehler  gemacht  worden  sind. 

— ,    die    kaufmännische,    was    man 
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darunter  zu  verstehen  hat  u.  recht- 
liche Bestimmungen  darüber  721 
722  793. 

Bilanz,  Darstellung  mit  Beispielen 
u.  Erklärungen  793—800. 

— ,  Eröffnungsbilanz  739. 

— ,  Schlussbilanz  722. 

— ,  mit  Inventuraufnahme  752 — 75 
766  767. 

Bilanzen,  richtig  u.  unrichtig  auf- 
gemachte 804  805. 

— ,wie  sie  nachgeprüft  werden  sollen 
803—808. 

Bilanz-Konto  der  doppelten  Buch- 
führung 735  736  746. 

BUanzvorschriften  für  das  Deutsche 
Reich  798—800. 

Bilbao,  Spanien  599. 

Bildgewebe  700. 

Bildung,  volkswirtschaftliche  120. 

Bilin,  Böhmen  565. 

Bille,  FIuss  575. 

Billet:  kleiner  Brief,  Zettel,  Einlass-, 
Fahr-,  Abonnementskarte;  B.  de 
banque :  Banknote ;  B.  de  change : 
Wechsel. 

billigst:  ein  bei  Aufträgen  zum  An- 
kauf von  Wertpapieren  häufig  an- 
gewandtes Wort. 

Billon:  ein  zu  Münzen  verwendetes 
Metall,  das  mehr  Kupfer  als  Silber 
enthält;  jedes  Gold  u.  Silber  von 
weniger  als  Va  Feingehalt. 

Bimetallismus  43. 

— ,  Bestrebungen  ihn  herzustellen 
420  430  431. 

BimetaUisten  423  424  430  431. 

Bimmstein  661. 

Bimmsteintuff  659. 

Bindestrich,  wann  er  anzuwenden 
ist  872. 

Bindrotting  (Rohr)  693.  ^ 

Bingen,  Hessen  567  576.  ffl 

Binnenfischerei  205.  fl 

Binnenschiffahrt  347  348.  ^ 

Binnenschiffahrtsflotte   Deutschland^"' 
572. 

Birkenholzteer  689.  -   -j 

Birma  54  608.  M 

Birmingham,  England  588  589  6257^ 

Bisam  684. 

Bisamfelle  707. 

Biskuitporzellan  659. 

Bismarck  46. 

Bismarck-krc\np&\  47  638. 

Bismarckbraun  706. 

Bismarckburg  613  614. 

Bismarckinseln  632. 

Bissagosinseln  614. 

Bitteresche  (Quassia  amare)  684. 

Bitterfeld,  Prov.  Sachsen  566 

Bittermandelöl  669. 

Bittersalz  646  648. 

Bitterwässer  648. 

Bixa  orellana  705. 

Bjelostok,  (Bialystok)  Russland  594. 

Blackburn,  England  590. 

Black  Hills  von  Dokota  616. 

Blanc,  Louis,  franz.  Sozialist   132. 


Blanc  fixe  652. 
Blandbill  420. 

Blankets:  weisse  wollene  Decken. 
Blankett:  ein  unausgefüUtes  Formu- 
lar (Vordruckblatt). 
Blankoakzept  (Blankoannahme)  eines 

Wechsels  1048. 
Blankoindossament :     Indossamente, 

die  nur  aus  dem  Namenszug  oder 

der     Firmenzeichnung     bestehen 

1046. 
Blankokredite  472. 
Blankoverkäufe:  Leerverkäufe,  s.  d. 
Blantyre,  Brit.  Afrika  615, 
Blasenkäfer  684. 
Blätterhansenblase  710. 
Blätterkohle  655. 
Blauer  Nil  616. 
Blaufärben  von  Glas  645. 
Blaufuclis  707. 
Blauholz  705. 
Blauholzextrakt  705. 
Blechwarenindustrie,  deutsche  571. 
Blei  643. 
— ,  wo  es  in  bedeutenden  Mengen 

gewonnen  wird  643. 
— ,  in  welchen  Ländern  Europas  es 

gewonnen  wird  571. 
— ,  wozu  es  verwendet  wird  643. 
— ,   in  welchen  Formen   es  in  den 

Handel  kommt  643. 
Bleiacetat  710. 
Bleichertweine  676. 
Bleiclisalze  650. 

Bleierzförderung  Deutschlands   571. 
—  der  Vereinigten  Staaten  623. 
Bleierzlager  564. 
Bleiessig  710. 
Bleiglanz  643  647. 
Bleiglätte  643. 
Bleikristall  658. 
Bleilager  562. 
Bleiländer  553. 
Bleioxyd  643. 
Bleiphosphat  643. 
Bleirot  652. 
Bleistifte  654. 
Bleisulfat  643. 
Bleivitriol  643. 
Bleiwasser  710. 
Bleiweiss  652. 
Bleizinnober  652. 
Bleizucker  710. 
Blitzlichtpulver  646, 
Blitzpulver  684. 
Blizzards  618. 

Blockadedekret  Napoleons  39. 
Block-Benzoe  688. 
Blockzucker  668. 

Bloemfontein,  Orangeflussland  615. 
Blonden  701. 
Blume,   Bouquet:   der   eigentümlich 

angenehme     Duft     verschiedener 

Weine  676. 
Blumenzucht  577. 
Blutapfelsinen  668. 
ßoÄer  568. 
Bochnia   583  649. 
Bochum,  Westfalen  571  573. 
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Bockbier  677. 

Bodden:  Meereinschnitte i.d.  Ostsee. 

Bodenbildung  Deutschlands  570. 

—  Europas  556  557. 

Bodenertrag,  Gesetz  seiner  Abnahme 
197. 

Bodenerzeugnisse,  pflanzliche,  in 
den  verschiedenen  Gebieten  der 
Erde  550—552;  s.  a,  besonders 
unter  dem  Namen  jedes  einzelnen 
Landes. 

Bodenfläche  s,  Flächengrösse. 

Bodenreform  182. 

Bodenreformer,  deutsche  178. 

Bodenreichtum  an  Mineralien  in 
den  verschiedenen  Gebieten  der 
Erde  553. 

Bodensee  579. 

Bodenwertsteigerungen  178. 

Bodmerei,  die  Verpfändung  eines 
Schiffes  und  seiner  Ladung,  um 
ein  Darlehn  für  eine  bestimmte 
Seereise  zu  erhalten  346. 

Bodmereibrief  1039. 

Bodrog,  Fluss  568. 

Bogengrösse,  normale,  des  Papiers 
702. 

Bohea-Tee  672. 

V.  Böhm-Bawerk,  österr.  Volkswirt 
117  137  147. 

Böhmert,W.,  deutscher  Volkswirt  128. 

Böhmerwald  564  572. 

Böhmisches  Becken,  das  565. 

böhmische  Biere  677. 

Böhmische  Escompte-Bank  100. 

Böhmische  Union-Bank  100. 

böhmischer  Granat  662. 

böhmischer  Topas  663. 

böhmisches  Kristallglas  658. 

Böhmisches  Paradies  565. 

Bohnen  664. 

Bohranteile  519. 

Bojen:  schwimmende  Seezeichen, 
Seetonnen,  s.  a.  Bake. 

Bolivia,  Republik  629. 

— ,  Münzen  839. 

Bologna,  Italien  597. 

Bolton,  England  590. 

Bolus  653. 

Bolus  umbra  653. 

Boma,  Kongo-Staat  615. 

Bombasin  701. 

Bombaxwolle  696. 

Bombay,  Vorderindien  607. 

Bombyx  militta  u.  B.  selene  698, 

Bombyx  mori  697. 

Bon:  Gutschein,  Schuldschein. 

Bona,  Algerien  612. 

bona  fide:  gutgläubig,  in  gutem 
Glauben,  nach  besterÜberzeugung. 

Bonaire,  Curagao  630. 

Bonbonfabrikation  668. 

Bonds  nennt  man  in  England  und 
Amerika  die  Staatsanleihescheine 
und  auch  die  Anleihescheine  der 
Eisenbahnen,  Städte  usw. 

Boni,  Celebes  605. 

Bonifikation :  Vergütung,  Nachlass, 
Schadloshaltung  315. 
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bonifizieren:  vergüten,  nachlassen. 

Bonität:  Güte,  Wert  einer  Ware; 
Zahlungsfähigkeit  einer  Firma. 

bonitieren:  abschätzen  (bes.  Grund- 
stücke). 

Bonitierung  230  231. 

Bontouxkrach  99. 

Bontouxkrise  194. 

Borate  650. 

Borax  {^3i^'ßS>i  +  IOH2O)  650. 

Bord:  der  obere  Rand  an  Schiffen 
u.  Booten;  Bezeichnung  auch  für 
das  ganze  Schiff,  z.  B.  an  Bord 
nehmen,  Güter  in  das  Schiff  ein- 
laden. 

Bordeaux,  Frankreich  586. 

Bordeauxfarbe  706. 

Bordeaux-Weine  676. 

Bordereau:  Verzeichnis,  Aufstellung. 

Bording:  kleine  Schiffe,  die  grossen 
einen  Teil  ihrer  Ladung  abneh- 
men, damit  diese  mit  geringerem 
Tiefgang  weiterfahren  können. 

Bordüre:  Einfassung,  Besatz,  Ver- 
brämung. 

van  der  Borght,  R.  Prof.  d.  Natio- 
nalökonomie, jetzt  Präsident  des 
Statistischen  Amts  121. 

Borneo  608. 

Bornholm  590. 

Boronatrokalzit  650. 

Boroviczka  678. 

Borrowdale  653  654. 

Borsäure  647. 

borsaure  Salze  650. 

Börse  167  317—330. 

—  in  Berlin  und  in  andern  deut- 
schen Plätzen  475  576  510  511 
522—532,  in  London  533,  inNew- 
York  533  534,  in  Paris  532,  in 
Wien  532. 

— ,  ihre  Geschichte  und  ihre  Bedeu- 
tung 504—509. 

— ,  Prospektzwang  und  die  Haftung 
für  die  Richtigkeit  des  Prospekts 
513. 

— ,  Arten  der  an  ihnen  gehandelten 
Wertpapiere  514. 

— ,  Handel  per  Erscheinen  513, 

Börsenaufträge  520 — 622. 

Börsenausschuss  395  509. 

Börsenberufungskammer  511. 

—  in  Ehrengerichtssachen  395. 
Börsenbesuch,  Zulassung  510. 
Börsenehrengericht  510. 
Börsengeschäfte,  Arten  der  525. 

— ,  Zwangsregulierung  oder  Rück- 
tritt vom  Geschäft  seitens  des 
nicht  säumigen  Kontrahenten  526. 

Börsengesetz,  deutsches,  v.  22,  Juni 
1896  395  509—513  530. 

Börsengesetze,  verschiedene  319  320 
326  327. 

Börsengesetzgebung,  eine  schwierige 
Aufgabe  für  den  Staat  384. 

Börsenhandel,  Zulassung  von  Wert- 
papieren 511 — 513. 

Börsenkarte  für  die  Berliner  Börse  511, 

Börsenkündigungsscheine  325  326. 
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Börsenkurse,  ihre  amtliche  Feststel- 
lung 522—525. 

Börsenliteratur  534. 

Börsenmakler  482  522. 

Börsenordnungen  320 — 323. 

Börsenorganisation  509 — 5 1 1 . 

Börsenpreis  482. 

Börsenpreisnotierungen,  amtl.328  329. 

Börsenregister  530. 

Börsen-Reichsstempelgesetz  512  513. 

Börsenschiedsgerichte  329  330. 

Börsenspekulation  b21. 

Börsensprache,  deren  unschöne  Bilder 
866. 

Börsensteuer  238. 

Börsentermingeschäfte  325  526  532, 

• — ,  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  526 
527. 

— ,  Liquidation  325  326. 

Börsenterminhandel,  Begriffsbestim- 
mung im  Börsengesetz  530. 

— ,  seine  Gegner  527. 

Börsenusancen  324. 

Börsenvertreter  511. 

Bosna,  Fluss  568. 

Bosnien  48  583. 

ßos/ziscA- Dalmatische  Oebirgsland, 
das  567. 

Bosporus  596. 

Boston,  Ver.  Staaten  624. 

ßo^a«ÄscA^  Zentralstelle  in  Berlin  637. 

Bötticher,  Alchimist  659. 

Bottoms  617. 

Boulogne  sur  Mer,   Frankreich  586. 

Bouretteseide  697. 

Bourges,  Frankreich  586. 

Bourre:  Abfall,  Scherwolle. 

Bourse  (Börse),  wo  dieser  Ausdruck 
zum  ersten  Male  angewendet  wor- 
den ist  506. 

Bourtanger  Moor  566. 

Boxcalfleder :  Kalb-Oberleder ,  das 
nach  einem  neueren  Verfahren, 
mit  Chrom  gegerbt  ist. 

Boxerkrieg  54. 

Boykott:  Verrufserklärung. 

boykottieren:  in  Verruf  erklären. 

Brachmonat  197. 

Brack,  Brackgut:  Ausschussware. 

Bradfort,  England  589. 

Braganza,  Portugal  600. 

Brahamisten  in  Vorderindien  607. 

Brake  573. 

Brahma'isten  602. 

Brahmaputra  601  607. 

Braila,  Rumänien  595. 

Bramsegel:  Segel  an  der  Bramstange. 

Bramstange:  der  kleine  spitz  zulau- 
fende Mast,  der  auf  den  grossen 
Mast  gesetzt  wird. 

Branche:  Handelszweig,  Fach,  Beruf. 

Brandenburg  (Provinz)  573. 

Brandenburg,  Stadt  in  der  Provinz 
Brandenburg  572. 

Brandgilden  104. 

Brandsohlleder:  das  Leder,  das  sich 
in  Stiefeln  und  Schuhen  unmittel- 
bar unter  dem  Fuss,  über  der 
Sohle  befindet. 
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Brandsteuern  104. 

Brandwirtschaft  196. 

Branntwein  677  678. 

— ,  Jahreserzeugung  in  Deutschland 
678. 

Branntweinessig  679. 

Branntweinsteuer  241  242. 

ß/-as//-Kaffee  (Caffe  lavado)  671. 

Brasilien  33  629  630. 

— ,  Goldmünzen  u.  Papiergeld  839. 

Brasilienholz,  echtes  705. 

Brassen:  die  an  den  Segeln  be- 
festigten Seile. 

Brassey,  engl.  Eisenbahnunterneh- 
mer 141. 

Brassica  campestris  691. 

Brassica  nigra  681. 

Brauerei,  Beispiel  ihrer  Buchführung 
764—782. 

Braugerste  664. 

Braunbleierz  643. 

Brauneisenstein  644. 

Braunkohle  565  655. 

Braunkohlenbriketts  655. 

Braunkohlenförderung  in  Deutsch- 
land 571. 

Braunkohlenlager,  bedeutende  655. 

—  in  Deutschland  564  566  571. 

Braunkohlenteer  655. 

Braunkohlenteerasphalt  655. 

Braunkohlenteeröl  655. 

Braunschweig,  Herzogtum  574. 

Braunschweig,  Stadt  566  572  574. 

Braunschweiger  Mumme  677. 

Braunschweigische  Bank  461. 

Braunstein  645. 

Brausepulver  651. 

Brausteuergemeinschaft  242. 

Brazzaville,  Franz.  Kongo  612. 

Breccienmarmor  660. 

Brechnüsse  684. 

Brechweinstein  710. 

Brechwurzel  683. 

Bremen  bll  575. 

Bremergrün  653. 

Bremerhaven  575. 

Brennerbahn  66  597. 

Brennöle  691. 

Brennstoffe,  fossile  654 — 657. 

Brentano,  Prof.  d.  Nationalökono- 
mie 136. 

Brescia,  Italien  597. 

Breslau,  Schlesien  565  568  572  573. 

Brest,  Frankreich  586. 

brevi  manu  (br.  m.):  kurzer  Hand 
(k.  H.),  ohne  weiteres ;  urschriftlich. 

Briangoner  Kreide  652. 

Bridgeport,  Ver.  Staaten  624. 

Briefe,  postgesetzliche  Bestimmungen 
350  352. 

— ,  Posttarif  362—364. 

— ,  Titulaturen  887. 

— ,  kaufmännische,  ihre  äussere 
Form  und  innere  Einrichtung  — 
B.  nach  überseeischen  Plätzen  — 
Geld-  u.  andere  Wertbriefe   883. 

— ,  Beispiele  von  Redewendungen 
für  den  Anfang  und  den  Schluss 
eines  B.  884. 


Briefe,  Verstösse  gegen  die  Sprach- 
lehre 886. 

— ,  gebräuchliche  Abkürzungen  — 
welche  Abkürzungen  zu  vermei- 
den sind  885  886. 

— ,  Nachschriften  884. 

— ,  wie  die  erledigten  B.  zu  behan- 
deln sind  888. 

— ,  Referenzen  bei  ersten  Aufträgen 
884. 

—  nach  dem  .Auslande,  ob  sie  in 
fremder  oder  in  deutscher  Sprache 
zu  schreiben  sind  886. 

—  in  Warengeschäften  888—910. 

—  in  Speditionsgeschäften  und  an 
sie  gerichtete  910 — 915. 

—  in  Bankgeschäften  u.  an  sie  ge- 
richtete 916—931. 

— ,  Erkundigungen  und  Auskünfte 
931  932. 

— ,  Bewerbungen,  Dienstgesuche  932 
933. 

— ,  Empfehlungs-  und  Kreditbriefe 
933  934. 

— ,  Umlaufsschreiben  (Zirkulare)  934 
935. 

— ,  telegraphischeKorrespondenz935 
936. 

— ,  Waren-,  Markt-,  Ernte-  u.  Bör- 
senberichte 936. 

—  über  Zahlungseinstellungen  936 
—939. 

—  in  Feuerversicherungsangelegen- 
heiten 939. 

—  in  Export-  und  Importgeschäften 
939—944. 

Briefpapier  702. 

Briefsendungen  560. 

— ,  gesamte  auf  der  Erde  560. 

Briefstil,  guter  kaufmännischer,  seine 

wesentlichen  Erfordernisse  884 — 

886. 
— ,  wie  er  sein  soll  861  884—944. 
— ,  religiöse  Zutaten  in  früherer  Zeit 

862. 
—,Titelsuchtinfrüherer Zeit 863  864. 
— ,  andere  veraltete  Formen  864. 
— ,  noch  heute  gepflegte,  überflüs- 
sige Höflichkeitsformeln  864. 
— ,  Weitschweifigkeit  früher  u.  jetzt 

864  865. 
— ,  Auslassen    notwendiger  Wörter 

865. 
— ,  Fremdwörter  865  866  885. 
Brieftauben  536. 
Briefwechsel  des  Kaufmanns  882 — 

944. 
Brienzer  See  579. 
Brighton,  England  589. 
Brillant  662. 
Brillantgrün  706. 
Brillen  658. 
Brindisi,  Italien  597. 
Brisbane,  Australien  631. 
Bristol,  England  588  589. 
Bristol-Bai  616. 
Britanniametall  644. 
Britisch-QoXViVabva.  621. 
Guyana  630. 
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Är/YiscA- Honduras  622. 

Indien  606—608. 

,    Gold  u.  Silbermünzen  839. 

— ,  -Nordwestafrika  614. 
— ,  -Ostafrika  53  615. 
— ,  -Somaliland  615. 
— ,  -Südafrika  614. 
— ,  -Zentralafrika  615. 
Britisches  Kolonialreich  in  Afrika  614 
615. 

—  —  in  Australien  631. 

in  Asien  606—608. 

in  Nordamerika  620 — 622. 

—  —  in  Südamerika  630. 
brochiert,  von  Büchern :  geheftet ;  von 

Zeug:   durchwirkt,  durchbrochen. 

Brocken  564. 

Brockton,  Ver.  Staaten  624. 

V.  Broich,  Freiherr,  seine  sozialre- 
formatorischen  Versuche  im  Ge- 
nossenschaftswesen 154. 

Brokat:  ein  mit  Gold-  und  Silber- 
fäden durchwirkter  Seidenstoff. 

Brokate  701. 

Brokerage:  Maklergebühr  323. 

Brokers  323. 

—  an  der  Londoner  Börse  533. 
Brom  645  650. 

Bromberger  Kanal  568. 

Bronze:  Mischung  aus  Kupfer  und 
Zink,  worin  ersteres  vorwiegt. 

Bronze  643. 

Brooklyn,  Ver.  Staaten  624. 

— ,  New- Yorker  Hängebrücke  69. 

Brouillon  (Kladde,  Memorial,  Prima- 
Nota,  Strazze):  ein  Geschäftsbuch, 
in  das  alle  Geschäftsvorfälle,  mit 
Ausnahme  der  Kassen-Ein-  und 
Ausgänge,  eingetragen  werden, 
um  von  hier  aus  in  die  anderen 
Geschäftsbücher  übertragen  zu 
werden;  jeder  rohe  Entwurf  einer 
schriftlichen  Arbeit. 

Brüche  in  Niederungen  deutscher 
Flüsse  566. 

Bruchmarmor  660. 

Brucin  684. 

Brückenau,  Hessen  564. 

Brückenbau  68 — 69. 

Bruderladen  105  112  206. 

Bruderschaß  der  Brückenbauer  68. 

Brügge,  Belgien  28  30  506  577. 

Brunei,  Nord-Bomeo  608. 

Brunesche  Tafel  108. 

Brünigbahn  562. 

Brünigstrasse  579. 

Brunn,  Österreich  565  582. 

Brussa,  Asiat.  Türkei  609. 

Brüssel,  Belgien  577. 

Brüsseler  Börse,  Börsennotierungen 
846. 

—  Teppiche  701. 

brutto:  roh,  mit  Verpackung;  Roh- 
gewicht, ohne  Abzüge;  einschliess- 
lich der  Kosten. 

Brutto  für  netto  315. 

Bruttogewicht:  Rohgewicht,  Gesamt- 
gewicht, Gewicht  einer  Ware  mit 
der  Umhüllung  315. 
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Bruttoeinnahme:  Einnahme  ohne  Ab- 
zug der  Kosten. 

Brya  Ebenus  693. 

Buch,  Papier-Einheit  u.  seine  Unter- 
teilungen 702. 

Buchara,  Russ.  Zentralasien  603. 

Buchdruckerkunst  30. 

Bucheckernöl  691. 

buchen:  einen  Geschäftsvorfall  in 
die  Handlungsbücher  eintragen. 

Bächer,  K.,  Prof.  d.  Nationalökono- 
mie 145. 

Bücherabschluss  721—723  740  742 
—748. 

Bücher  ä  condition  273. 

Buchez,  franz.  Sozialist  132. 

Buchführung,  ihr  Zweck  u.  Wesen 
u.  ihre  Einteilung  712  713. 

— ,  die  kaufmännische,  handelsge- 
setzliche Vorschriften  713  719 
721   722  725. 

— ,  die  einfache  713—726. 
-,  die  doppelte  726—782. 

— ,  doppelte,  ihre  Grundbücher  732 
—734. 

— ,  die  amerikanische  748 — 763. 

—  in  industriellen  Betrieben  764 — 
782. 

—  in  Kommissionsgeschäften  784 — 
790. 

—  für  Konto  ä  metä  790—793. 

—  bei  Staats-  und  Gemeindever- 
waltungen 782  783. 

— ,  wie  die  Buchungen  nachgeprüft 
werden  sollen  808  809. 

Buchführungsformen  783  784. 

Buchhalter  285. 

Buchhaltung,  Literaturangaben  809. 

Buchhaltungs-Lexikon  713. 

Buchhaltungswerke,  alte,  ihre  eigen- 
artige Ausdrucksweise  863. 

Buchhandel  211  — 21 A  573  574  576. 

Buchhandelsplätze,  die  bedeutend- 
sten 273. 

Buchhändlerhaus,  Deutsches,  in  Leip- 
zig 273. 

Buchsbaumholz  693. 

Buchschulden:  Schulden,  die  in  den 
Büchern  stehen,  für  die  der  Gläu- 
biger keine  Sicherheiten,  auch 
keinen  Wechsel  in  Händen  hat. 

Buchungen  bei  Eröffnung  eines  Ge- 
schäfts 727  728  739  794. 

Buchweizen  663. 

Bückling  670. 

Buckskin  701. 

Budapest,  Ungarn  48  583. 

V.  Budde,  preuss,  Eisenbahnminister 
162  163. 

Buddhismus  549. 

Buddhisten  602. 

—  in  Vorderindien  607. 
Budget  247. 

Budweis,  Böhmen  568  582. 

Buenos  Aires,  Argentinien  629. 

Buffalo,  Ver.  Staaten  624. 

Büffelhörner  709. 

Bug  568. 

Bugspriet:  die  über  den  Vorderteil 
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(Bug)  des  Schiffes  schräg  empor- 
ragende Stange  (Spriet). 

Bukarest,  Rumänien  567  595. 

Bukett  der  Weine  676. 

Bukoba,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Bulawayo,  Brit. -Zentralafrika  615. 

Bulgarien  595. 

— ,  Münzen  839. 

Bullion:  ungemünztes  Gold  oder 
Silber,  Barrengold,   Barrensilber. 

Bund  der  Landwirte  203. 

Bundespräsidium  und  die  Rechte  des 
Deutschen  Kaisers  994. 

Bundesrat,  wie  die  Stimmführung 
verteilt  ist  —  Bevollmächtigte  zum 
B.  —  Aufgabe  des  B.  —  Recht 
jedes  Mitgliedes  —  Vorsitz  994. 

— ,  Streitigkeiten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  995. 

Buntbleierz  643. 

Bürde  (im  Lederhandel):  ein  Pack 
gegerbter,  ganzer  Sohllederhäute. 

Bureau:  Schreibzimmer,  Geschäfts- 
zimmer; Amtszimmer;  Beamten- 
schaft; Schreibtisch,  Pult. 

ÄareßwcA^:  Abteilungsvorsteher  286. 

Burenkrieg  55. 

Bärgas,  Bulgarien  595. 

Bürgerliches  Gesetzbuch,  welches 
Datum  es  trägt  970. 

— ,  Notwendigkeit  für  den  Kauf- 
mann, sich  eine  allgemeine  Kennt- 
nis der  für  ihn  wichtigen  Bestim- 
mungen des  bürgerlichen  Rechts 
anzueignen  1012. 

Burgos,  Spanien  599. 

Bärgschaft  1021. 

Bärgschaf tsklausel  (per  aval)  963. 

Bürgschaftskredit  1 70. 

Bürgschaftsscheine  963. 

Buschir,  Persien  609. 

Buschmänner  610. 

bushel:  Getreidemass,  in  England 
36,35  Liter,  in  Nordamerika  35,24 
Liter. 

Butte,  Ver.  Staaten  625. 

Buttermilch  670. 

Buxus  sempervirens  693. 

Byzantiner  24. 

Byzanz  19. 

C 
(vergl.  auch  K  und  Z). 

c  =  Centimes,  cents. 

c.  ca.  (circa):  ungefähr,  nahezu,  etwa, 
gegen. 

c.  er.  (courant,  currentis) :  d.  J.  (die- 
ses Jahres;  laufenden  Jahres),  d.  M. 
(dieses  Monats)  lfd.  M.  (laufenden 
Monats). 

Cabet,  franz.  Verf.  einer  Utopie  131. 

Cabochon:  ein  nach  seiner  in  der 
Natur  sich  gebildeten  Form  ge- 
schliffener Edelstein,  s.  a.  662. 

Cabotage:  Küstenhandel;  Küsten- 
schiffahrt ;  Frachtschiffahrt  zwi- 
schen Häfen  ein  und  desselben 
Landes. 
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ci 


Formel  in  der  Chemie 


^^  "^  OCl 

für  Chlorkalk  650. 

CaCOg,  Formel  in  der  Chemie  für 
Calciumkarbonat  660. 

Cadiz,  Spanien  599. 

Caen,  Frankreich  585. 

caf=  coüt,  assurance,  fret  328. 

Caffee  do  terreiro  671. 

Caffee  lavado  671. 

Cagliari,  Italien  598. 

Caisse  (Vescompte  99. 

Calais,  Frankreich  585. 

Calamus  Rotang  693. 

Calcium  647  650. 

Calciumcarbonat  (CaCOg)  659  660. 

Calciumsulfat  {Ci&O^  +  2HaO)  660. 

Caldera,  Chile  629. 

Calgary,  Kanada  621. 

Callao,  Peru  544  629. 

Calo:  Gewichtsverlust,  Schwund;  bei 
Münzen  der  Gewichtsabgang  beim 
Umschmelzen,  durch  den  Schmutz, 
der  an  den  Münzen  gehaftet  hat. 

Caltanisetta,  Italien  598. 

Caltha  palustris  682. 

Calvin,  über  Zinsnehmen  182. 

Cambio:  Wechsel. 

Cambodja,  franz.  Kolonie  49  606. 

Cambridge,  England  589. 

Camden,  Ver.  Staaten  624. 

Camionneur  290. 

Campagna  Romana  596. 

Campagne:  Hauptgeschäftszeit,  Be- 
triebszeit, die  Zeit  des  ununter- 
brochenen Betriebes  eines  Gewer- 
bes; in  den  Zuckerfabriken  die 
Zeit,  wo  die  Rüben  verarbeitet 
werden,  die  unmittelbar  nach  der 
Ernte  (Oktober)  beginnt  und  2 
bis  4  Monate  dauert. 

Campanella:  Verf.  d.  utopischen  Ro- 
mans: der  Sonnenstaat  131. 

Campeche,  Mexiko  626. 

Campecheholzbaum  (Haematoxylon 
Campechianum)  705. 

Camphin  689. 

Campos  627. 

Campsores  camerae  apostolicae  96 
1041. 

Canal  de  deux  Mers  585. 

—  du  Centre  585. 

—  du  Midi  584  585. 
Cannabinaceae  (Hanfgewächse)  680. 
Cannabis  sabita  695. 

—  sativa  691. 

Canning,  engl.  Staatsmann  44. 

Cannstatt,  Württemberg  576. 

Canons  617. 

CaO,  Formel  in  der  Chemie  für  ge- 
brannten Kalk  659. 

Ca(OH)^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Kalkhydrat  650. 

Cape  Coast  Castle,  Brit.  Nordwest- 
Afrika  614. 

Cap  Haitien,  Haiti  626. 

Capparis  spinosa  682. 

Capsa'icin  680. 

Capsicum  annuum  und  longura  680. 
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Caput  mortuum  661. 

Caracas,  Venezuela   628. 

Carbonado  661. 

Cardiff,  Engl.  587  590. 

Carex  brizoides  696. 

Carey,  Henri,  amerik.  Volkswirt  40 
120  127   128   129. 

Cargadeur  882. 

Cargo  (Schiffsladung)  882. 

— ,  halbgeschälter  Reis  664. 

Carragheen  684. 

Carrara,  Italien  597. 

Carthagena,  Spanien  599. 

Carthamus  tinctorius  705. 

Casablanca,  Marokko  612. 

Casco:  Schiffsrumpf,  Schiffskörper. 

CaSO^  +  2//2O,  Formel  in  der  Che- 
mie für  Calciumsulfat  660. 

Cassia  acutifolia  684. 

Cassonade  667. 

Castänea  vesca  669. 

Castania,  Italien  597. 

Castellon  de  la  Plana  599. 

Castoreum  684. 

St.  Catherines  621. 

Cattaro,  Österreich  582, 

Cauca,  Fluss  in  Südamerika  628. 

Cauliflorie  673. 

Cayenne,  Franz.-Guyana  630. 

Cayennepfeffer  680. 

cbm,  Abkürzung  für  Kubikmeter  810. 

ccm,  Abkürzung  für  Kubikzentimeter 
810. 

cdcm,  Abkürzung  für  Kubikdezimeter 
810. 

Cearakaffee  671. 

Cearawachs  692. 

Cebu,  Philippinen-Insel  605. 

Cedent:  derjenige,  der  seine  Forde- 
rung an  einen  andern  abtritt. 

cedieren :  eine  Forderung,  ein  Recht 
an  einen  andern  abtreten,  über- 
lassen, übertragen. 

Cedrelaholz  (falschesCederiiholz)  693. 

Celebes  605. 

Celle,  Hannover  568. 

Cephaelin  683. 

Ceratonia  siliqua  669. 

Cerealien :  Getreide ,  Halmfrüchte, 
Feldfrüchte  663. 

Ceresin  692. 

Cerotinsäure  692. 

Cerro  de  Pascq  629. 

Certificat:  Bescheinigung;  ein  obrig- 
keitlicher Beglaubigungsschein. 

Cession:  Abtretung,  Übertragung, 
Abtretungsurkunde. 

Cessionar:  derjenige,  dem  eine  For- 
derung abgetreten  worden  ist. 

Cetaceum,  Sperma  ceti  692. 

Cetrarin  684. 

Cette,  Frankreich  586. 

Cettinje,  Montenegro  595. 

Ceuta,  Span,  afrik.  Kol.  614. 

Cevennen  584. 

Ceylon,  Insel  608. 

Ceylonkaffee  671. 

Ceylonzimt  682. 

^.(cost  and  freight)  hinter  eine  Preis- 


angabe gesetzt :  einschliesslich 
Fracht  328. 

C^^H^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Naphthalin  706. 

Chagrin :  Riffelleder,  narbiges  Leder. 

Chalcedon  663. 

Chaldäer  15. 

Chalkis  19. 

Chamberlain,  englischer  Staatsmann, 
Agitator  für  den  Imperialismus 
und  gegen  den  Freihandel  54. 

Chamotte  659. 

Chamottesteine  659. 

Champagne-Weine  676. 

Champagner  (Schaumweine)  677. 

Champerico,  Guatemala  626. 

CAa/w/7/]^«ons-Schwämme  709. 

Champlainkanal  621  623. 

Chance:  Aussicht  auf  Gewinn. 

Change:  Wechsel;  Austausch. 

Chappe:  Spinnseide,  Floretseide  697. 

Charente,  Frankreich  585. 

Charkow,  Russland  594. 

Charleroi,  Belgien  577. 

Charleston,  Ver.  St.  625. 

Charleville,  Frankreich  586. 

Charlottenburg,   Brandenburg  573. 

Charlottetown,  Kanada  621. 

Chartepartie  auch  Certepartie,  Char- 
terpartie: Frachtvertrag  mit  dem 
Reeder  oder  mit  dem  Kapitän 
über  die  Befrachtung  des  ganzen 
oder  eines  Teils  des  Schiffes  957. 

Chartering  345. 

chartern:  ein  Schiff  mieten,  befrach- 
ten 76. 

Chartervertrag  1039. 

Chartismus Jtl  133. 

Chartum,  Ägypten  611. 

Chatellerault,  Frankreich  586. 

Chathartin  684. 

Chattanooga,  Ver.  St.  625. 

Chaux  de  Fonds,  Schweiz  562  580. 

Chavicapfefferstrauch  (Piper  longum) 
680. 

CgH^-CH^,  Formel  in  der  Chemie 
für  Toluol  (Methylbenzol)  706. 

CßH^- (CHg).2,  Formel  in  der  Chemie 
für  Xylole  (Demethylbenzol)  706. 

CßHg-iCNg)^,  Formel  in  der  Chemie 
für  Cumole  706. 

Check  (Scheck)  173  466  467  475 
477  478. 

Checks,  Formulare  463 — 465 

Checkverband  158. 

Checkverkehr,  seine  Technik  466  467. 

Chedrile,  Donauniündung  569. 

Chef:  der  Inhaber  eines  Handlungs- 
hauses. Bureauchef:  Abteilungs- 
vorsteher. 

Chemikalienindustrieländer  554. 

chemischeIndustriei.Deutsch\and572. 

Chemnitz,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Chemulpo  (Jentschuan),  Korea  604. 

Chenille  701. 

Cherbourg:  Frankreich  586. 

Cherokesen  619. 

Cherson,  Russland  594. 

Chesapeake-BsLi  616. 


Sachregister. 
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Chevalier,  Michel,  franz.  Volkswirt 
128. 

Chevreauxleder:  aus  französischen 
Ziegenhäuten  gegerbtes  Ober- 
leder. 

CßH^H,  Formel  in  der  Chemie  für 
Benzol  706. 

Chicago,  Ver.  St.  625. 

Chiron:  Weichkattun. 

chiffriert:  in  Geheimschrift. 

Cliih,  chines.  Längenmass  811. 

Chihuahua,  Mexiko  626. 

Chile  629. 

— ,  seine  Bodengewächse  551. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  839. 

Chilesalpeter  649. 

China  17  25  46  47  54  603  604, 

—  im  Altertum   13. 
— ,  Schiffahrt  71. 

— ,  Masse  u.  Gewichte  811. 
— ,  Münzwesen  840. 
Chinaäpfel  668. 
Chinagras  695. 
Chinarinde  683  684. 
Chinchilla  707. 
Chinchonidin  684. 
Chinesen  24. 

—  in  AustraUen  630. 

—  in  Nordamerika  619. 
chinesische  Arbeiter  637. 
chinesischer  Talg  692. 
Chinidin  684. 

Chinin  684. 

Chinoünfarbstoffe  706. 

Chioggia,  Italien  597. 

Chips  682. 

chirographarische   Forderung:     eine 

handschriftliche,  nicht  bevorzugte 

Forderung. 
Chlor  645  648. 
Chlorcalcium  650. 
Chlorgas  650. 
Chloride  648  649. 
Chlorierungsverfahren  641. 

Chlorkalk  (ca  <  qq)  648  650. 

Chlornatrium  649. 
Chlorophora  tinctoria  705. 
Chlorophyll:  Blattgrün  665. 
chlorsaure  Salze  650. 
chlorsaures  Kalium  (KClOg)  650. 
Chlorsilber  641. 
Chlorwasserstoffgas  (HCl)  648. 
CgH^-NH^,   Formel  in  der  Chemie 

für  Amidobenzol  706. 
Cgfi^-NO^,   Formel  in  der  Cheniie 

für  Nitrobenzol  706. 
CgH^^Oß,  Formel  in  der  Chemie  für 

Glykosen  666. 
^li^ii^iT  Formel  in  der  Chemie 

für  Saccharosen  666. 
Chodaws,  Negerstamm  619. 
Cholon,  Cochinchina  606. 
Chordonnetseide  698. 
Christen  in  Vorderindien  607. 
Christiania,  Norwegen  591. 
christliche  Gewerkschaften  214. 
christlich-soziale  Arbeiterpartei  137. 
christlich-soziale  Reformparteien  137. 


Christmas-\nsQ\n  632. 

Chromate  651. 

Chromeisenstein  651. 

Chromgelb  652  653. 

Chromgrün  653. 

Chromogen  706. 

Chromopapiere  702. 

chromophor:  farbengebend  706. 

Chromoxydhydrat  653. 

Chromrot  652. 

chromsaure  Salze  651. 

chromsaures  Kalium  651. 

Chromzinnober  652. 

Chrushed:  Bruchzucker. 

Chrysoidin  706. 

Chrysopras  663. 

Chuquisaca,  Bolivia  629. 

Cibaogebirge  617. 

Cichorium  Intybus  672. 

Cienfuegos,  Kuba  626. 

cif  =  cost,  Insurance  and  freight 
(hinter  Preisangaben) :  einschliess- 
lich Versicherung  und  Fracht  328. 

Cinchonin  684. 

Cincinnati,  Ver.  St.   624. 

Cinnamomum  682. 

Cinnamomum  Camphora  690. 

circa:  ungefähr. 

Circulare  s.  u.  Zirkulare. 

Cisleithanien  568  581. 

Cis^£7-«^«-Eisenbahnwagen  64. 

Citrullus  Colocynthis  684. 

Citrus  Aurantium  668. 

—  Bergamia  668. 

—  decumana  668. 

—  Limetta  668. 

—  Limonum  668, 

—  medica  668. 

—  vulgaris  668. 
Civita  vecchia  597. 
Claviceps  purpurea  664. 
Clearing  1 73  s.  a.  Abrechnungsstelle. 
Clearinghäuser  43. 

Clermont,  Frankreich  587. 

Cleveland,  Stadt  i.  Ver.  St.  624. 

Cliche:  Metallabguss  für  den  Buch- 
druck. 

Clichy,  Frankreich  586. 

Clupea  harengus  670. 

cm,  Abkürzung  für  Zentimeter  810. 

cmm,  Abkürzung  für  Kubikmillimeter 
810. 

Co,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Kobalt 
645. 

Cobden,  Richard,  engl.  Volkswirt 
128. 

—  -Vertrag  44. 
Coccus  cacti  707. 

—  lacca  687. 
Cochenille  IVl. 
Cochinchina  49  606. 
Cocosfibre  696. 

Corf^:  Schlüssel  für  abgekürzte  Draht- 
meldungen 360  361. 
Code  Napoleon  198. 
Codille  695. 
Coerulein  706. 
Coffea  arabica  671. 
Cojfea  liberica  671. 


Cohn,  Gustav,  Prof.  d.  National- 
ökonomie 121   170. 

Coimbra,  Portugal  600. 

Coir  696. 

Col  de  Belistre  584. 

Col  de  la  Perche  584. 

Col  de  Perthus  584. 

Colbert,  Hauptvertr.  d  Merkantil- 
systems 37  57  73   123   189. 

Colcothar  661. 

Collagen  710. 

Cöln,  Rheinpr.  566  572  574. 

Colombo,  Ceylon  608. 

Colon,  mittelam.  Hafen  543  626. 

Colonial  banks  in  England  98. 

Coloquinten  681. 

Colorado,  Ver.  St.  625. 

Coloradostrom  619. 

Columbia  s.  Kolumbia. 

Co/«/«ö/a-Mountains  617. 

Columbiastrom  619. 

Columbus,  Stadt  in  Ver.  St.  624. 

— ,  Christoph  31. 

Comenda  182. 

Commercial  Union  55. 

Commis  Interesse  983. 

Como,  Italien  597. 

Compagnon :  Geschäftsteilhaber. 

comptant:  bar. 

Comstock  Lode  618. 

Concepcion,  Chile  629. 

Concern:  Gemeinschaft,  Gruppe. 

Congo  oder  Congfu-Tee  672. 

Connecticutfluss  618  619. 

Conrad,  J.,  Prof.  d.  Nationalökono- 
mie 121   141. 

Considerant,  Victor,  franz.  Sozialist 
132. 

Consols  253. 

Constantine,  Algerien  612. 

Constantza,  Rumänien  595. 

Conti  finti  (Einh.  Conto  finto)  289 
907. 

Conto  a  metä,  a  tre  310. 

Conto  nuovo:  neue  Rechnung.  Wenn 
ein  Konto  in  einem  Geschäftsbuche 
abgeschlossen  wird  und  sich  hier- 
bei ein  Saldo  ergibt,  so  wird 
dieser  auf  neue  Rechnung  vor- 
getragen. 

Conto  terzo  310. 

Contract  social  131. 

Contrebande:  Durch  Schmuggel  ein- 
geführte Waren. 

Contremine:  Gegnerschaft;  eine  Spe- 
kulantenpartei, die  an  der  Börse 
auf  das  Fallen  der  Kurse  spekuliert. 

contreminieren :  durch  Leerverkäufe 
(s.  d.)  auf  den  Preis  drücken. 

Contreorder:  Abbestellung  eines  Auf- 
trages. 

Coolgardi,  Westaustralien  631. 

Corallium  rubrum  709. 

Corchorus  capsularis  u.  olitorius  695. 

Cordoba,  Spanien  599  629. 

Coriaria  myrtifolia  703. 

Corinto,  Mittelamerika  626. 

Cork,  Irland  590. 

cp/vz^/- (amerik.  Börsenausdruck):  der 
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Sieg  einer  Spekulantengruppe,  die 
durch  Aufkaufen  und  Preistreiberei 
von  bestimmten  Wertpapieren, 
eine  andere  Spekulantengruppe, 
die  zahlreiche  Leerverkäufe  ge- 
macht hat,  zwingt,  die  verkauften 
Wertpapiere  für  die  Ablieferung 
zu  hohen  Preisen  zurückzukau- 
fen 169. 

Corpus  juris  civilis  121. 

Corsika  587. 

Corunu,  Spanien  599. 

Cossa,  ital.  Nationalökonom  121. 

Cöte  (VOr  584. 

Cottonöl  691. 

coulant:  entgegenkommend. 

Couleur  653. 

Council  Drafts:  Wechsel  der  indi- 
schen Regierung  in  London  auf 
die  indischen  Staatskassen  in  Bom- 
bay, Calcutta  und  Madras,  ge- 
zogen, zur  Ausgleichung  der  in- 
dischen Zahlungsverbindlichkeiten 
gegen  England  für  Zinsen  u.  Ver- 
waltungskosten. 

Coupons:  Zinsscheine  (s.  a.  dort); 
ganze  oder  geteilte  Stücke  eines 
Gewebes. 

— ,  fremdländische,  Notierungsweise 
in  den  Kurszetteln  841. 

Couponsteuer  234. 

courant:  gangbar,  leicht  verkäuflich. 

Courtage,  Maklergebühr  482. 

Courtier  289  323. 

Credit  Lyonnais  99  100. 

Credit  mobilier  99. 

Creeks  619. 

Cremona,  ItaUen  597. 

Creinor  tartari  710. 

Crepon  701. 

Cresta  im  Aversertal  561. 

Cret  de  la  Neige  562  584. 

Cretonne  700. 

Crin  vegetal  696. 

Cripple  Creek,  Ver.  St.  618  625. 

Crocin  682. 

Crocus  saticus  682. 

Croise:  Köper,  Köpertuch,  Köper- 
kattun 

Croise-Stoffe  700. 

St.  Croix,  dän.  Kol.  in  Nordam.  627. 

Cromwell,  Oliver  123. 

Crossed-checks  465  467. 

Crossing  der  Checks  467. 

Crotolaria  juncea  695. 

Croton  Eluteria  684. 

—  Tiglium  691. 

Crozetinseln  545. 

Crüger,  Oenossenschaftsanwalt  159. 

cts  =  Centimes,  Cents. 

Cu,  chemisches  Zeichen  für  Cup- 
rum (Kupfer)  642. 

Cubaextrakt  705. 

CuFeS^,  chemische  Formel  für 
Kupferkies  642. 

Cu^FeS^,  chemische  Formel  für 
Bunt-Kupfererz  642. 

Cugnot  60. 

Cumae  19. 


Sachregister. 

Cumarin  690. 
Cumberlandgebirge  616. 
Cunard,  Samuel,  Reeder  74. 
Curafao,  Südamerika  630. 
Curassaophosphat  711. 
Curcuma  longa  705. 
Curr  59. 

Currency :  umlaufendes,  gültiges  Geld. 
Cursus  publicus  85. 

—  tardigradus  85. 

—  velox  85. 

Cu^S,  chemische  Formel  für  Kupfer- 
glanz 642. 

CuSO^  -f  5  //jO,  Formel  in  der 
Chemie  für  Kupfervitriol  649. 

Cuzco,  Peru  629. 

Cwt,  Abkürzung  für  Hundredweight 
810. 

Cyanidprozess  641. 

Cyanin  706. 

Cycas  circinalis,  C.  revoluta  666. 

Cynanchum  Arghel  684. 

Cynips  gallae  703. 

Cypern  609. 

Cyperus  papyrus  701. 

Czerna  Gera,  Karpathen  566. 

Czernowitz,  Österreich  583. 

Czikos  567. 

X) 

D.  auf  deutschen  Münzen  bedeutet 
Münzstätte  München. 

Dachauer  Moos  563. 

Daemonorops  (Calamus)  Draco  688. 

Dahliafarbe  706. 

Dakar,  Franz.  Sudan  612. 

Dallas,   Ver.  St.  625. 

Dalniann,  Techniker  76. 

Damän,  port.  Kol.  in  Asien  605. 

Damara-Land  613. 

Damaskus,  Syrien  609. 

Damast:  urspr.  Zeug  aus  Damas- 
kus, in  dessen  glatten  Grund  Blu- 
men u.  andere  Figuren,  etwas 
erhöht,  in  gleicher  Farbe  einge- 
wirkt waren. 

Damaststoff  700  701. 

Damno:  Verlust,  Abzug. 

Dampferklassen  80 — 83. 

Dampferlinien  540  544. 

Dampferverbindungen  573. 

Dampfgummi  666. 

Dampfmaschine  40. 

Dampfmaschinen- Pf erdekräjte,  die 
Deutschland  besitzt  571 ,  Frank- 
reich 585. 

Dampfschiff,  das  erste  40. 

Dampfschiffahrt  74—83. 

— ,  erste  Probefahrt  auf  dem  Hud- 
son 74. 

— ,  erste  Fahrt  über  den  Ozean  74. 

Dampfschiffe  538. 

— ,  wie  viele  jedes  einzelne  Land 
besitzt  77. 

Dampfschiffsgesellschaften  540. 

— ,  die  bedeutendsten  78. 

Dänemark  49  590  591. 

—  Gold-   und  Silbeermünzen  838. 
Dänen  28. 


Dänisches  Kolonialreich  in  Nord- 
amerika 627. 

Dannemora,  Schweden  592  645. 

Danzig,  Westpr.  572  573. 

Danziger  Weichsel  568  573. 

Dardscheiling,  Vorderindien  607. 

Dar-es-Salaam,  Deutsch-Ostafrika 
613  614. 

Darlehn  172. 

—  Verzinsung  —  Fälligkeit  — 
Kündigungsfrist  1019. 

Darlehnskassenscheine  443. 

Därme  710. 

Darmsaiten  710. 

Darmstadt,  Hessen  576. 

datieren:  auf  einem  Schriftstück  den 
Tag,  an  dem  man  schreibt,  an- 
geben. 

Datteln  669. 

Z)ü!/^^//7a//we  (Phoenix  dactylifera)669. 

Dattelseide  697. 

Daunenfedern  708. 

Dauphineer  Alpen  561. 

Davisstrasse  545. 

Dawson,  Ver.  St.  625. 

Dawson  City  621. 

Dayton,  Ver.  St.  624. 

dem,  Abkürzung  für  Dezimeter  810. 

Debet  in  der  Buchführung  715  716. 

Debit:  Absatz,  Vertrieb. 

debitieren:  belasten  (s.  d.) 

Debitor:  Schuldner  309  715  726. 

Debitorenbuch  s.  Hauptbuch. 

Debreczin,  Ung.  583. 

decalieren:  eintrocknen,  u.  als  Folge: 
an  Gewicht  abnehmen. 

Decharge:  Entlastung,  Erklärung, 
dass  eine  Rechnungslegung  für 
richtig  befunden  worden  ist. 

Decher,  Zählmass  für  Pelzwerk  und 
Leder  810. 

decken:  eine  Schuld  sicherstellen  oder 
tilgen. 

—  (Börsenausdruck):  Wertpapiere, 
die  man  in  blanco  (leer)  verkauft 
hat,  zurückkaufen. 

Decort:  Abzug. 

decortieren:  abziehen,  kürzen. 

Z)«:öap'^/^(Börsenausdruck) :  das  Vor- 
handensein schwebender,  auf  das 
Fallen  der  Kurse  gerichteter  Spe- 
kulationsgeschäfte; ungedeckte 
Zeitverkäufe ,  Leerverkäufe ,  in- 
folgedessen bei  der  Liquidation 
Stückemangel  eintreten  kann.  Man 
spricht  von  grossem  oder  klei- 
nem D.,  was  bedeutet,  dass  viele 
oder  wenige  Baisse-Spekulationen 
schweben. 

deduktive  Methode  119. 

defekt:  mangelhaft,  schadhaft,  be- 
schädigt, fehlerhaft,  nicht  voll- 
zählig. 

definitiv:  bestimmt,  festbindend,  end- 
gültig, unwiderruflich. 

Defizit:  Fehlbetrag;  der  Verlust,  der 
sich  bei  Prüfung  des  Ergebnisses 
oder  des  Vermögensbestandes  eines 
Geschäfts  ergibt. 
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Defraudation'.  Veruntreuung,  Unter- 
schlagung, Steuerhinterziehung. 

defraudieren:  einen  Zoll  oder  eine 
Steuer  hinterziehen;  veruntreuen, 
unterschlagen. 

Degras  704. 

Deidesheim,  Bayern  563. 

Deime,  Fluss  568. 

Dekalo  315. 

Dekan,  Plateau  607. 

dekatieren:  krumpfen,  Tuch  durch 
Anfeuchtung  vor  weiterem  Einlau- 
fen schützen  und  ihm  den  Press- 
glanz nehmen  701. 

Deklaration:  Angabe,  z.  B.  Wertan- 
angabe;  Verzeichnis,  Anmeldung. 

— ,  (Erklärungsschein)  für  die  Ein- 
fuhr 952. 

deklarieren:  den  Wert  einer  Sendung 
angeben.  Waren  für  die  Verzol- 
lung mit  Angabe  ihres  Gewichts 
und  ihres  Wertes  verzeichnen. 

Dekorateure  286. 

DekoH  315. 

Delagoa-Bai  614. 

Delcredere:  Bürgschaft,  Haftung, 
Haftpflicht;  Übernahme  der  Ge- 
fahr eines  Verlustes  289. 

Delcredere-Konio:  Konto  für  unein- 
bringliche oder  zweifelhafte  For- 
derungen. 

Deleware-Bai  616. 

Delft,  Holland  579. 

Delhi,  Vorderindien  607, 

Demerara,  Brit.-Guyana  630. 

demonetisieren:  (Münzen)  ausser  Kurs 
setzen. 

Denaturieren  des  Salzes  650. 

denaturierter  Spiritus  678. 

Denaturierung  des  Spiritus  242. 

St.  Denis,  Frankreich  586. 

— ,  Hafen  von  Reunion  612. 

Denver,  Ver.  St.  625. 

Deparcieux,  franz.  Lebensversiche- 
fungs-Mathematiker  109. 

Depeschen,  s.  Telegramme 

deponieren :  hinterlegen. 

Deport  529  854. 

Depositenbanken  in  England  98. 

Depositengelder,  ihre  Verzinsung  463 
—465. 

Depositengeschäft  461 — 471. 

Depositenverkehr,  seine  Technik  462 
463. 

— ,  Briefwechsel  bei  Überweisung 
auf  die  Reichsbank  917. 

—  in  Italien,  in  früheren  Jahrhun- 
derten 96. 

Depositenwesen  in  Deutschland,  Eng- 
land u.  in  den  Verein.  Staaten  470. 

Depositionsklausel  auf  einem  Wechsel 
1058. 

Depositum  reguläre  u.  irreguläre  96. 

Depot:  Verwahrsam,  Warennieder- 
lage, Speicher;  Sicherheitspfand. 

Depotgesetz,  deutsches  487  488. 

Depots,  offene  und  verschlossene  486 
—488. 

Depotschein  für  die  einer  Bank  in 


Verwahrung  u.  Verwaltung  gege- 
benen Wertpapiere,   Muster  928. 

Depression:  gedrückte  Börsenstim- 
mung 192. 

Derbent,  Kaukasien  602. 

Derby,  England  588  589. 

Derivate  706. 

Deroute:  wilde  Aufregung  an  einer 
Börse,  als  Folge  des  Sturzes  aller 
Wertpapierkurse. 

Des  Maines,  Ver.  Staaten  625. 

desortiert:  lückenhaft,  in  den  Sorten 
eines  Warenvorrates,  unvollständig. 

Dessau,  Anhalt  574. 

Dessin :  Muster,  Zeichnung,  Vorzeich- 
nung. 

Destillation  656. 

detachieren:  (ein.  Zinsschein) abtrenn. 

detail:  Waren  im  kleinen,  einzeln 
verkaufen,  Kleinhandel. 

detaillieren:  Waren  einzeln,  in  kleinen 
Mengen  verkaufen ;  etwas  im  ein- 
zelnen erklären,  näher  angeben. 

Detaillist:  Kleinhändler. 

Detaillistenverband  304. 

Däroit,  Ver.  Staaten  624. 

Deutsche  in  Australien  630. 

—  in  Österreich- Ungarn  580. 

—  in  Russland  593. 

deutsche  Arbeiterschutzgesetze  48 
214  215. 

—  Arbeiterversicherungsgesetzge- 
bung 48   112  216—218. 

—  Auswanderer,  wohin  sie  gewie- 
sen werden  sollten  636. 

—  Auswanderung  48  636. 
Deutsche  Bank  99  102  103. 
deutsche  Gewerbezählung  271. 

—  Handelspolitik  46. 

—  Hansa  27—29. 

—  Kaiserwürde,  Entsagung  Kaiser 
Franz  II.  88. 

—  Kunststrassen  57. 

Deutsche  Lebensversicherungsbank  in 

Gotha  108. 
Deutsche   Lebensversicherungsges.  in 

Lübeck  108. 

—  Mittelgebirge  562 — 565. 

—  Münzgesetze  420. 

—  Privatbanken  102. 

Deutsche  Reichsbank  102  457—461. 

—  Reichszölle  46. 

—  Silbermünzenentwertung  422. 

—  Staatsanleihen  514. 
deutsclier  Aussenhandel  47. 
Deutscher  Handelstag  394. 

—  Kolonialbesitz  47. 

—  Seehandel  47. 

Deutscher  Verband    kaufmännischer 

Vereine  4. 
Deutscher  Zollverein  40  46. 
deutsches  Flottengesetz  47. 
Deutsches  Kolonialreich  in  Afrika  613 

614. 

—  in  Australien  632. 

Deutsches  Reich,  ein  Staatenbund  994. 
— ,  Wirtschaf  tsgeschichtliches46 — 48. 
— ,  Handels-,  Verkehrs-  und  Wirt- 
schaftsgeographie 569  -  576. 


Deutsches  Reich,  Gold-  und  Silber- 
münzen 838. 

deutsches  Tiefland  565  566. 

Deutschland,  ältere  Land-,  Verkehrs- 
wege u.  Strassenordnungen  57. 

— ,  ältere  merkantilistische  Handels- 
politik 38. 

— ,  getäuschte  Hoffnungen  nach  sein. 
Befreiung  von  der  Napoleonischen 
Herrschaft  88. 

— ,  die  wichtigsten  Aus-  u.  Einfuhr- 
artikel 572. 

— ,  Einfuhr  agrarischer  Produkte  47. 

— ,  Prozentzahlen  der  Berufsgruppen 
seiner  Bevölkerung  140. 

— ,  Bevölkerungsbewegung  188  189. 

— ,  Bankwesen  100—103. 

— ,  Genossenschaftswesen  157 — 163. 

— ,  Gewerbegericht  u.  Gewerkschaf- 
ten 214. 

— ,  Lebensversicherung  108. 

— ,  Münzgeschichtliches  u.  Münz- 
wesen 408  409  410  412  416  420 
641   838. 

— ,  Papiergeld  443-446. 

— ,  Postwesen  87  88  90  91  352  — 
377. 

— ,  Seeschiffe,  Statist.  Angaben  77. 

— ,  Entwicklung  des  Sozialismus  u. 
die  Sozialreform  132—137. 

DeutschlandsKolonien  572  63  5 — 639. 

— ,  ihre  Urprodukte  637. 

Deutsch-Neuguinea  638. 

—  -Ostafrika  47  613  638  639. 

—  — ,  Handelsmünzen  840. 

—  -österreichischer  Post  verein  89  90. 

—  -Südwestafrika  47  613  636  639 
640  686. 

Deutz,  Vorort  v.  Cöln  574. 
Devalvation:   die  Herabsetzung  des 

Umlaufswertes  einer  Münze  auf 

ihren     Metallwert;     ebenso     des 

Papiergeldnennwertes     auf     den 

Kurswert. 
Devisen  474  842. 
— ,  wie  sie  an  den  Hauptbörsenplätzen 

notiert  u.  danach  berechnet  werden 

843—850. 
Devisenberechnungen  842 — 850. 
Devisengeschäft  474 — 476. 
Devonport,  England  589. 
Dextrin  665  666. 
Dextrose  665  666  668. 
Dhaus  613. 
Diabetes  668. 

diagonal:  schräg,  schräg  gestreift. 
Diamant  662. 
Diamantbord  661. 
Diamantfarbe  654. 
Diamantfelder  in  der  Kapkolonie  614. 
Diarbekr,  asiat.  Türkei  609. 
Diastase  665  677. 
Diaz,  berühmter  portug.  Seefahrer  73. 
Diebstahl,    Begriffsbestimmung    — 

Strafe  1115. 
Dievenow,  Mündungsarm  der  Oder 

568. 
Differenz:  die  Geldsumme,  die  aus 

dem   Unterschied   des   Kaufs-  u. 
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des  Verkaufspreises  oder  des  Liefe- 
rungspreises eines  Wertpapiers 
berechnet  wird  und  von  einem 
Kontrahenten  an  den  andern  be- 
zahlt werden  muss;  Meinungsver- 
schiedenheit 529. 

Differentialzölle  245. 

Differenzeinwand  530. 

Differenzgeschäfte  530. 

Differenzialrente  176. 

differieren:  abweichen,  verschieden 
sein. 

Diffessionseid:  der  Schwur,  dass  eine 
vorliegende  Unterschrift  von  dem 
Schwörenden  nicht  geschrieben 
worden  ist. 

Diffusionsverfahren  in  der  Zucker- 
fabrikation 667. 

Dijon,  Frankreich  584  586. 

diktieren:  vorsagen,  ansagen,  vor- 
schreiben. 

Dilation:  Aufschub,  Frist. 

Dimbowicza,  Fluss  i.  Rumänien  595. 

Dimethylbenzole  706. 

Dimity-^ioil  700. 

Dinarische  Alpen  567. 

Dingley-Tarif  52. 

dinglicher  Arrest  1107. 

dingliches  Recht  1065. 

Direktion  der  Diskonto-Qesellschaft 
102. 

Direktorium  149. 

Disagio:  der  Betrag,  der  für  eine 
Münze  oder  für  ein  Wertpapier 
weniger  gezahlt  wird,  als  deren 
Nennwert  beträgt.oderder  weniger 
gezahlt  wird  als  der  erste  Preis 
betrug,  zu  dem  ein  Wertpapier 
ausgegeben  worden  ist. 

Diskont  oder  Diskonto:  Wechsel- 
zinsen, Zinssatz;  Vergütung  von 
Zinsen  bei  noch  nicht  fälligen  Zah- 
lungen 819  820. 

Diskontgeschäft  473—476. 

diskontieren:  Wechsel  ankaufen  und 
verkaufen. 

Diskontierung  von  Wechseln  820 — 
823. 

Diskontierungen  unter  dem  offiziellen 
Bankzinssatz  456. 

Diskontkredit  473. 

Diskontoerhöhungen  426  430. 

Diskontosätze  431. 

Diskontrechnungen  819—823. 

—  für  die  Reichsbank  822, 

—  in  England  823. 

Diskretion :  Verschwiegenheit ;  die 
Behandlung  einer  Angelegenheit 
mit  Vorsicht,  Schonung;  Ermessen. 

Dispache:  die  Abschätzung  eines  See- 
schadens. 

Dispacheur:  ein  amtlich  bestellter 
Sachverständiger,  der  sorgfältig 
zu  prüfen  hat,  ob  die  Kosten  oder 
der  Schaden  durch  Havarie  eines 
Schiffes  in  angemessener  Höhe 
berechnet  sind. 

Disponenden  im  Buchhandel  273. 

Disponent:  Oeschäftsleiter. 
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disponibel:  verfügbar,  zu  Gebote 
stehend. 

disponieren :  verfügen,  Verfügung 
treffen  über  ..,  Vorsorgen. 

disponiert:  aufgelegt,  gestimmt,  Lust 
haben  (zu  etwas). 

Disposition:  Verfügung,  Anordnung, 
Plan;  zur  D.  stellen:  (Ware)  zur 
Verfügung  stellen. 

Dispositionsware:  Ware,  die  man 
empfangen  und  aus  berechtigten 
Gründen  nicht  behalten  will  und 
deshalb  zur  Verfügung  stellt  311. 

Dis/-a^/'/(Beaconsfield),  engl.  Minister 
54. 

Diu,  portug.  Kol.  in  Asien  605. 

Dividende:  der  an  die  Aktionäre  zur 
Verteilung  kommende  Anteil  am 
Reingewinn  einer  Aktiengesell- 
schaft. 

Dividendenscheine  489  851. 

Dividendenverteilung  517. 

Djaggaland  637. 

Dnfepr  568  593. 

Dnjestr  567  569. 

D.  O.  =  der  Obige  od.  die  Obigen, 
in  kaufm.  Briefen  884. 

Dock:  ein  für  Schiffe,  die  der  Aus- 
besserung bedürfen,  ausgemauer- 
ter Raum  an  der  See  oder  an 
einem  Fluss,  der  beliebig  mit 
Wasser  gefüllt  und  ganz  oder 
zum  Teil  geleert  werden  kann 
344. 

Docke,  Teile  eines  Garnpacks  699. 

Dokument:  Urkunde,  Beweisschrift. 

dokumentieren:ht\xrV.undLQn,htv/t\stn. 

Dollart  565  573  578. 

Dolomit  646. 

Dolomit-Alpen  562. 

Dolomitfelsen  563. 

dolus:  böswiUige  Absicht, 

Domänen  200. 

— ,  preussische  176. 

Domänenpächter  200. 

Domestiquestoff  700. 

Domingohanf  695. 

Domizilgebähr  u.  Domizilprovision 
1049. 

Domizilwechsel  1048  1049. 

— ,  uneigentliche  1049. 

Don,  Strom  in  Russland  593. 

Donau  549  568  569  594. 

—  -Main-Kanal  568. 

Donaumoos  563. 

Donauried  563. 

Donnersberg  563. 

dont:  dieses  franz.  Umstandswort 
wird  an  französischen,  häufig  auch 
an  deutschen  Börsen,  bei  Prämien- 
geschäften angewendet.  Anstatt  des 
Wortes  „Prämie"  (prime)  mit  dem 
Umstandsworte  „dont",  wird  nur 
dieses  gesprochen;  also  z.  B.  98 V* 
dont  10,  geschrieben  98,25  d/10 
oder  noch  kürzer  98,25/10,  be- 
deutet 98V4.  wovon  10  Fr.  (zutref- 
fendenfalls   Centimes)   Vorprämie. 

Doppelspat  660. 


doppelte  Buchführung  726  —  748. 

doppeltkohlensaures    Natrium 
(NaHCOs)  651. 

Doppelwährung  412 — 414. 

— ,  vertragsmässige  420  431  43 

Doppiseide  697. 

Do  Principe,  Kapverdische  Inseln  6 14. 

Dordrecht,  Holland  579. 

Dörfer,  Arten  197  198. 

Dormitor,  Berg  in  Bosnien  567. 

Dorsch  (Gadus  callarias)  670. 

Dorschfischerei  542. 

Dortmund,  Westfalen  573. 

Dortmunder  Kanal  567. 

Dotationen  für  das  Staatsoberhaupt 
221. 

Douane:  Zollamt,  Zollstelle. 

do  ut  des :  ich  gebe,  damit  du  gibst 
(do  ut  des-Politik). 

Dover,  England  589. 

Drachenblut,  ein  rotes  Harz  688. 

Drachenboote  72. 

drahten:  ein  gutgebildetes  deutsches 
Wort  für  telegraphieren. 

Drahtmeldung:    telegraphische    De- 
pesche. 

Drahtseilbahnen  67. 

Drammen,  Norwegen  591. 

Drams,  engl.  Gewicht  810. 

Drap  de  soie  701. 

Drau  562  567  568. 

Drawidas  549  602  607. 

Drehscheiben  62. 

Dreibund  47. 

Dreifeldersystem  196  197. 

Dreissig jährige  Krieg,  der  38. 

Drell  700  701. 

Dresden,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Dresdner  Bank  99   102  103. 

Drewenzsee  568. 

D.  R.  G. :  Abkürzung  für  Deutsches 
Reichsgesetz. 

Drillich:  leinenes  Gewebe  aus  drei- 
fachen Fäden  700  701. 

Drina  568. 

Drogen  683  684. 

Drogenhandel  270. 

Drohobycz,  Galizien  583. 

Druckpapier  702. 

Drucksachen,  durch  die  Post  beför- 
dert 352  353. 

Dscheypur,  Vorderindien  607. 

Dschibuti,  franz.  SomaHland  612. 

Dschidda,  Arabien  609. 

Dsungarei,  Prov.  in  China  604. 

Duala,  Kamerun  613. 

Dubiose:      zweifelhafte,     unsichere 
Aussenstände. 

Dublette:      Doppelwerk     in     einer 
Bücherei. 

Dublin,  Irland  590. 

Duckstein  659. 

Ducpetiaux,  Statistiker  186. 

Duero,   span.-port.  Strom  598  599. 

Duisburg,  Rheinland  574. 

Duluth,  Ver.  Staat.  625. 

Dümmersee  566. 

Dünaburg,  Russland  594. 

Dunajec,  Nebenfl.  d.  Weichsel  568. 


Dandee,  Schottland  588  590. 

Dunetten  345. 

Düngemittel  649  657  710  711. 

Dünkirchen,  Frankreich  586. 

Duplikat:  zweite  Ausfertigung  eines 
Schriftstücks. 

Dapont  de  Nemours,  franz.  Volks- 
wirt 124. 

Durango,  Mexiko  626. 

Durazzo,  Türkei  596. 

Dürkheim,  Bayern  563. 

Durra  664. 

Düsseldorf.  Rheinland  571  572  574. 

Dutzend,  Zählmass  810. 

Duvillard,  franz.  Lebensvers. -Sta- 
tistiker im  18.  Jahrh.  109. 

Dux,  Böhmen  582. 

Dwina  593. 

dwts,  Abkürzung  für  pennyweights 
835. 

Dyea,  Ver.  Staaten  625. 

E 

E  bedeutete  früher  auf  deutschen 
Münzen  Dresden,  jetzt  Muldener 
Hütte  bei  Freiberg  i.  S. 

East-River-Brücken  624. 

Eau  de  Cologne  690. 

Ebonit  685. 

Ebro  598. 

£ca/^(Börsenausdruck) :  Unterschied 
zwischen  den  Kursen  der  Prämien- 
und  den  der  gewöhnlichen  Ultimo- 
geschäfte. 

Echantillon:  Warenprobe,  Muster. 

Echtrotfarbe  706. 

ecru:  roh,  ungebleicht,  naturfarben. 

Ecuador  628. 

— ,  Münzen  839. 

Edelkoralle  709. 

Edelmetalle  641   642. 

—  als  Geldstoff  406  407. 

— ,  Zufluss  nach  der  Entdeckung 
Amerikas  32. 

Edelmetallproduktion  417  418. 

Edelsteine  661—663. 

— ,  die  üblichen  Schliff-  u.  Schnitt- 
formen 662. 

— ,  Oanzedelsteine  661 — 663. 

— ,  Halbedelsteine  661  663. 

— ,  harte  und  halbharte  662. 

— ,  wo  sie  gefunden  werden  553. 

Edelsteinschleiferei  662. 

Edenvertrag  39. 

Ederkopf  564. 

Edinburg,  Schottland  590. 

Effekten,  s.  a.  unter  Wertpapiere. 

£)5feÄ^m- Rechnung  850 — 855. 

Effektenverkehr   im    Bankgeschäft, 
Musterbriefe  924—929. 

effektiv:  wirklich,  tatsächlich;  (auf 
Wechseln):  in  der  angegebenen 
Münz-  oder  Qeldsorte;  (im  Pro- 
duktenhandel): sofort  lieferbar. 

effektiver  Preis:  wirklicher  Preis. 

Effektivgeschäft  310. 

Effektivwert:  der  wirklicheWert  eines 
Wertpapiers,  d.  i.  der  Betrag,  der 
dafür  beim  Verkauf  erzielt  wird. 
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effektuieren:  einen  Auftrag  ausführen. 

E.  Q.:  (im  Oenossenschaftsregister) 
eingetragene  Genossenschaft. 

Egartenwirtschaß  196. 

Eger,  Böhmen  582. 

egrenieren  693. 

Eheberg,  Theodor,  Prof.  d.  Natio- 
nalökonomie 121. 

Ehefrauen,  ihre  Rechtsfähigkeit,  ihre 
Rechte  und  deren  Einschränkung 
973  974 

eheliches  Güterrecht  974. 

Ehernes  Lohngesetz  180. 

Ehrenakzeptant  1054  1059. 

Ehrenannahme  eines  Wechsels  1053 
—1055. 

— ,  wie  die  Formel  dafür  lautet  1054. 

Ehrenfeld,  Vorort  v.  Cöln  574. 

Ehrenzahlung  für  einen  Wechselver- 
pflichteten 1055. 

Eibischwurzel  683. 

Eichenblattspinnen  698. 

Eichenrinde  703. 

Eider  568. 

Eiderente  708. 

Eideszuschiebung  im  Zivilprozess  — 
Wahrheits-  und  Überzeugungseid 
1097. 

Eifel  563. 

eigener  Wechsel  (Sola-Wechsel,  auch 
trockener  Wechsel  genannt)  — 
wodurch  er  sich  von  dem  gezo- 
genen W.  unterscheidet  —  Über- 
tragung (Indossament)  —  Beispiel 
eines  e.W. —  Avalvermerk —  Pro- 
longationsvermerk 1061   1062. 

Eigenhandel  (Proprehandel) :  Handel 
auf  eigene  Rechnung  im  Gegen- 
satz zum  Kommissionshandel. 

Eigenproduktion  der  Konsumvereine 
156. 

Eigentum ,  Begriffsbestimmung  — 
wodurch  das  E.  an  Grundstücken 
und  wodurch  es  an  beweglichen 
Sachen  erworben  wird  und  wo- 
durch es  endigt  1068  1069. 

— ,  Erwerb  durch  Ersitzung  —  Ver- 
bindung —  Vermischung  —  Ver- 
arbeitung —  Erwerb  von  Erzeug- 
nissen und  sonstigen  Bestandteilen 
einer  Sache  —  Erwerb  durch  An- 
eignung —  Fund  1069  1070. 

—  ist  Diebstahl  132. 
einfache  Buchführung  713—726. 
Einfuhr  in  Ägypten   611,    Belgien 

577,  Deutschland  572,  Frankreich 
586,  Griechenland  596,  Grossbri- 
tannien u.  Irland  589,  Holland  578, 
Italien  597,  Persien  609,  Rumänien 
595,  Russland  593  594,  Schweden 
592,  Schweiz  580,  Serbien  595, 
Türkei  596,  Ver.  Staat,  v.  Amerika 
624,  Vorderindien  607. 

—  in  das  deutsche  Zollgebiet  267. 
EinfuhrgegenständeDeutsch]a.nds572. 
— ,  die  hauptsächlichsten   der  Ver- 
einigten Staaten  624. 

— ,  die  hauptsächlichsten  Spaniens 
599. 
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Einfuhrscheine:  Bei  Ausfuhr  von  Ge- 
treide erhält  der  Ausfuhrhändler 
von  der  Zollbehörde  einen  Schein 
ausgefertigt,  der  den  Inhaber  be- 
rechtigt, eine  gleiche  Menge,  dem 
Zollbetrage  entsprechend,  in  das 
Zollgebiet  zollfrei  einzuführen. 
Nach  einer  gewissen  Frist  können 
diese  Einfuhrscheine  für  Zollge- 
bühren auf  gewisse  andere  aus- 
ländische Produkte,  wie  z.  B.  Süd- 
früchte, Kakao  usw.  verwendet 
werden. 

Ein-  und  Ausfuhrwerte,  deren  Höhe 
insgesamt  555. 

Einheitspreise  im  Kleinhandel  271. 

Einheitstaxe  für  Pakete  bis  zum  Ge- 
wichte von  5  kg  90. 

Einigungsamt  des  Kauf  mannsgerichts 
1090  1091. 

Einigungsämter  214. 

einkassieren:  (Geld)  einziehen. 

Einkauf,  der  308  309  888. 

Einkaufsbuch,  Beispiele  von  Eintra- 
gungen 741. 

Einkaufsgenossenschaßen  163  278. 

Einkommen  174   175. 

— ,  Begriffsbestimmungen  117  174. 

— ,  fundiertes  und  unfundiertes  228. 

Einkommensteuer,  allgemeine  235. 

—  in  Preussen  227  234  235  236, 
in  Bayern  und  Württemberg  234, 
in  England  235,  in  Russland  234. 

Einkommenverteilung  182    183   186. 

Einlassungsfrist  zwischen  Zustellung 
einer  Klage  u.  Termin  1094. 

einlösen:  einen  Wechsel  gegen  dessen 
Auslieferung  bezahlen ;  ebenso 
verpfändete  Wertgegenstände. 

Einlösung  der  Zinsscheine  489. 

Einschlag  der  Gewebe  700. 

Einschlagseide  697. 

Einschreibbriefe  898. 

Einschuss  der  Gewebe  700. 

einstweilige  Verfügung  1108. 

Einwanderer,  nach  Preussen  berufen 
189. 

Einwanderung  in  die  Vereinigten 
Staaten  622. 

Einzelunternehmung  149. 

Eisberge  545. 

Eisen  186  644  645. 

— ,  die  besten  Sorten  645. 

— ,  nicht  schmiedbares  644. 

— ,  schmiedbares  645. 

— ,  wie  es  gewonnen  wird  644. 

Eisenach,  Sachs.-Weimar  564. 

Eisenbahnaktien  517  518. 

Eisenbahnbau  65  66. 

Eisenbahnbaukosten  66. 

Eisenbahnbeamte  65. 

Eisenbahnbeiräte  395. 

Eisenbahnbetriebsausweise  517  518. 

Eisenbahnbetriebsreglements  332. 

Eisenbahnen  40  58—69  223  331 
-339. 

— ,  Arten  der  Fahrscheine  (Billets) 
64  65. 

— ,  Arten  der  Züge  64. 
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Eisenbahnen,  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnnetzes, dessen  Stand  an- 
fangs 1903  und  die  Eröffnungs- 
jahre 69. 

— ,  Fahrgeschwindigkeit  64  65. 

— ,  Oeneralabonnements  64. 

— ,  ihre  Haftung  bei  Verlust  oder 
Beschädigung  von  Gütern  337 
338. 

— ,  Hauptlinien  in  Europa  63. 

—  —  in  Nordamerika  618. 
— ,  höchste  Europas  598. 
— ,  Kilometerhefte  64. 

— ,  Luxus-,  Express-,  Schnell-,  Eil- 
züge 63  64. 

— ,  Pekosviadukt  69. 

— ,  Urteile  über  sie  vor  ihrem  Bau 
129. 

— ,  Verjährungsfrist  für  Schadener- 
satzansprüche 338. 

—  für  den  Weltverkehr  554  555. 

—  deren  Gesamtlänge  auf  der  Erde 
555. 

—  Preussens,  im  Verhältnis  zu  den 
ganz  Deutschlands  573. 

Eisenbahnnetz  in  Algerien6 1 2,  Austra- 
lien 631,  Belgien  577,  Bosnien  u. 
Herzegowina  583,  Brasilien  630, 
Bulgarien  595,  China  604,  Deutsch- 
land 572,  Frankreich  586,  Grie- 
chenland 596,  Grossbrit.  u.  Irland 
589,  Holland  578,  Italien  597, 
Luxemburg  576,  Mexiko  626, 
Norwegen  591,  Portugal  600, 
Rumänien  595,  Russland  593,  Kgr. 
Sachsen  574,  Schweden  592, 
Schweiz  580,  Spanien  599,  Türkei 
595,  Ungarn  583,  Ver.  Staaten 623, 
Vorderindien  607. 

Eisenbahnnetze  europäischer  Staaten, 
Vergleich  ihrer  Dichtheit  560. 

Eisenbahn-Personenwagen,    deren 
Gewicht  64. 

Eisenbahnpolitik  336  337. 

Eisenbahn-Prioritäten  516. 

Eisenbahnschienen,  deren  Länge  und 
Gewicht  64. 

Eisenbahn-Schlafwagen  64. 

Eisenbahntarife  333—335. 

Eisenbahntunnel  in  den  Alpen  66. 
67  561. 

Eisenbahnverbindung  Westeuropas 
mit  Osteuropa  560. 

Eisenbahnverkehr,  zu  verwendende 
Vordrucke  (Formulare)  950 — 954. 

Eisenbahnverstaatlichungen  in  Preus- 
sen,  Gründe  der  223. 

Eisenbahnwesen,  der  Wettbewerb  im 
335  336. 

Eisenerzförderungin  D  eutschland  5  7 1 , 
Frankreich  585,  Grossbrit.  u.  Irl. 
588,  Luxemburg  576,  Österreich- 
Ungarn  581,  Russland 593, Schwe- 
den 592,  Spanien  599,  Ver.  St.  v. 
Amerika  623. 

Eisenerzlager  553  559  562  563  564. 

Eisenglanz  644. 

Eisenglasur  688. 

Eisenhydroxyd  644. 
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Eisenindustrie  Deutschlands  571. 
Eisenindustrieländer,  die  wichtigsten 

554. 
Eisenkarbonat  644. 
Eisenkarburete  645. 
Eisenkies  647. 
Eisenoxydoxydul  644  653. 
Elsenproduktion,  in  welchen  Ländern 

die  grösste  ist  645. 
Eisenvitriol  (FeSO^  +  7HjO)    748. 
Eiserne  Küste  590. 

—  Tor,  das  566  569. 
Eisgebirge  545. 
Eismeer  592. 
Elacoptene  689. 

Elba  597- 

Elbe  567  568. 

Elberfeld,  Rheinpr.  572  574. 

Elbafelder  System  der  Armenpflege 
191. 

Elbing,  Fluss  in  Westpr.  568. 

— ,  Stadt  in  Westpr.  572. 

Eibkaviar  670. 

Eibniederung  565. 

Elboeaf,  Frankreich  585. 

Eibsandsteingebirge  564. 

Eide,  Nebenfluss  d.  Elbe  568. 

Elektoralschaf  696. 

Elektoralwolle:  feinste,  zarteste,  hoch- 
veredelte Wolle. 

elektrische  Eisenbahnen  65. 

— ,  ihre  Länge  in  den  Vereinigten 
Staaten  624. 

elektrische  Leitungen,  unterirdische, 
Isoliermittel  686. 

—  Maschinen  für  Kleinbahnen  64. 

—  Stadtbahnen  68. 

—  Strassenbahnen  62. 
Elektrizität  40. 
Elektrolytkupfer  642. 
Elemente  640  641* 

Elevator:  Aufzug,  Fahrstuhl,  Hebe- 
werk. 

Elfenbein  708. 

Elfenbeinnuss  (Phytelephus  macro- 
carpa)  708. 

Elias- Alpen  617. 

Elisabethakte  190. 

V.  Elm,  Sozialist  156. 

Elsass- Lothringen  49  576. 

Elsasser  Weine  676. 

Elster  574. 

Elswick,  EngL  588. 

Elvas,  Portugal  600. 

Email:  Schmelz,  Schmelzfarbe  650, 
659. 

Emballage:  Verpackung,  Umhüllung. 

Embargo :  Beschlagnahme  eines 
Schiffes  in  einem  Hafen. 

Emden,  Hannover  573. 

Emetin  683. 

Emission  der  Staatsanleihen  251  252. 

Emissionshäuser,  ihre  Haftung  für 
die  Richtigkeit  und  Vollständig- 
keit ihrer  Angaben  bei  der  Grün- 
dung 1001. 

emittieren:  ausgeben,  begeben,  in 
Umlauf  setzen. 

Empfangsanzeigen    und  Rechnungs- 


ausgleich im  Warengeschäft   897 
—  899. 
Empfangsscheine   (Quittungen)    962 

963. 
Emporium :  Welthandelsplatz,  Stapi 

platz. 
Ems,  Hessen-Nassau  564. 
Ems  (Fluss)  567  573. 
Ems-Jade-Kanal  567. 
Emsniederung  565. 
Emulsin  669. 
Emulsionsgelatine  710. 
en  bloc:  im  ganzen,   mit  allem  Zu- 
behör, in  Bausch  und  Bogen. 
en  cabochon:    eine  Schliffform    der 

Edelsteine  662. 
en  detail  s.  detail. 
Enf antin,  Vertreter  einer  reUgiös- 
sozial.  Richtung  des  Saint-Simo- 
nismus  131. 
Enfleurage  689. 

Engagement:  Verpflichtung,  Verbind- 
lichkeit; Anstellung. 
engagieren:    verpflichten,  anstellen; 
sich    beteiligen,    sich    zu    etwas 
verpflichten. 
Engel,  Statistiker  186. 
Engels,    Friedrich,    hervorragender 

Sozialist.  Theoretiker  134. 
England  (s.  a.  Grossbritannien)  59. 
Arbeiterversicherung  113. 
Aussenhandel  37. 
Auswanderung  und  Einwande- 
rung 53. 

Ein-    und   Ausfuhrhandel    mit 
Deutschland  575. 

Feingehalt    seiner  Goldmünzen 
408. 
Kolonialpolitik  39. 
die  verschiedenen  Arten  seiner 
Kolonien  34. 
Kolonisationsversuche  34. 
im   Mittelalter  von   rheinischeg, 
Kaufleuten  besucht  28. 
Münzgeschichtliches  414. 
Münzgewicht  408. 
Schiffahrt  73. 

Schutzzollbestrebungen  55. 
Entwicklung  zum  Weltreich  34  35. 
Zollgesetzgebung  44. 
Zollpolitik  37. 
englische  Sprache  588. 
englisckertiaindel  im  15.  u.  16.  Jh.  28. 
Englisches  Pflaster  710. 
Englisch  Leder  700. 
Englisch-  Ostindische    Handelsgesell- 
schaft 35. 
Englischrot  652  661. 
en  gros:    im  grossen,  Grosshandel. 
Engrospreis:   Massenpreis,  Preis  im 

Grosshandel. 
Enneper  Strasse  573. 
Enns  568. 

Entdeckung  des  Seewegs  nach  Ameri- 
ka 31. 
—  nach  Ostindien  31. 
Entdeckungszeitalter  30. 
Entrepot:     Lagerhaus,     Stapelplatz, 
Speicher;  zollfreie  Niederlage. 
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Entreprise:  Unternehmung;  in  E. 
geben:  einem  die  Ausführung 
eines  Bauwerks  im  ganzen  über- 
tragen. 

entrieren :  ein  Geschäft  eingehen,  ein- 
leiten, anfangen. 

Enveloppe:  Umschlag,  Umhüllung. 

en  vogue:  beliebt,-  im  Schwünge,  an 
der  Tagesordnung. 

Enzianwurzel  683. 

Enzyme  675. 

Eosine  706. 

Epoche  (in  Kontokorrenten) :  Zeitbe- 
ginn, der  Tag,  auf  den  die  Zin- 
sen aller  eingetragenen  Posten 
zurückgerechnet  werden  830. 

equipieren :  ausstatten,  bekleiden,  ein 
Schiff  ausrüsten. 

Equitable  in  London  108. 

—  in  New  York  110. 

Erben,  ihre  rechtliche  Stellung  1082 
1083. 

Erbfolge  —  Beispiele  in  graphischer 
Darstellung  1081   1082. 

Erbrecht  136  146. 

Erbschaftssteuern  239. 

Erbsen  664  665. 

Erbuntertänigkeit,  in  Preussen  auf- 
gehoben 199. 

Erdingermoos  563. 

Erdnussölt9l. 

Erdoberfläche  13. 

Erdöl  656. 

Erdpech  656. 

Erdrusch:  Ertrag  des  Dreschens. 

ErfiillungdtrVtrir'&ge,  s.u. Leistung. 

ErfäUungsort  898  1014. 

— ,  nach  dem  BGB.  ist  in  erster 
Linie  —  abgesehen  von  bes.  ge- 
setzl.  Best.  —  entscheidend:  der 
Wille  der  Beteiligten;  in  zweiter 
Linie:  die  Umstände,  z.  B.  die 
Übergabe  eines  Grundstücks  am 
Orte,  wo  es  sich  befindet,  die 
Aufstellung  einer  Maschine  an  dem 
bestimmten  Standorte;  in  dritter 
Linie:  an  dem  Orte,  wo  der 
Schuldner  zur  Zeit  der  Entstehung 
des  Schuldverhältnisses  seine  Han- 
delsniederlassung oder  in  dessen 
Ermangelung ,  seinen  Wohnsitz 
hatte.  —  Geld  hat  der  Schuldner 
im  Zweifel  auf  seine  Kosten  und 
seine  Gefahr  dem  Gläubiger  an 
dessen  Niederlassung  oder  Wohn- 
ort zu  übermitteln  328. 

Erfurt,  Prov.  Sachsen  573  649. 

Erfurter  Programm  136. 

erholen:  über  den  Betrag  seines 
Guthabens  auf  jemanden  einen 
Wechsel  ziehen. 

Ericson,  schwed.  Schiffsingenieur  75. 

Eriekanal  623. 

Eriesee  619. 

Eriwan,  Kaukasien  602. 

erkennen  (kreditieren) :  jemandem  auf 
seinem  Konto  einen  Betrag  gut- 
schreiben. 

Erklärungen,  infolge  Drohungen  oder 


arglistiger  Täuschungen  abge- 
geben 1012. 

Erkundigungen  311. 

—  und  Antworten  darauf,  Muster- 
briefe 931—932. 

Erlangen,  Bayern  563. 

Erlangerblau  653. 

Erlau,  Ungarn  566  583. 

Emeuerungsschein  für  einen  Zins- 
scheinbogen  485  489. 

Eröffnungsbilanz  739  794. 

Error  in  calculo:  Rechenfehler,  Rech- 
nungsfehler. 

£as/'/z««^  eines  Eigentumsrechtsl069. 

Ersparnisse  146. 

Erste  Kurse  524  525. 

Ertragssteuern  230. 

eruieren:  ermitteln,  erforschen,  er- 
gründen. 

Ervalenta  665. 

Erwerb  139. 

Erythraea  615. 

Erythräische  Kolonie  48. 

Erze  566. 

Erzerum,  asiat.  Türkei  609. 

Erzgebirge  572. 

Erziehung  146. 

Erzlager  564  565. 

Eschel  653. 

Escompte  s.  Diskont. 

Eskalen,  Ausdruck  i.  Seeverkehr  345. 

Eskilstuna,  Schweden  592. 

Eskimo- Ansiedelungen  622. 

Eskimos  70. 

Eskurialschaf  696. 

Espiel,  Spanien  599. 

Esseg,  Slavonien  583. 

Essen,  Rheinpr.  571  572  574. 

Essenzen  678. 

Essequibo,  Fluss  i.  Guyana  630. 

Essig  679. 

Essigälchen  (Anguillula  aceti)  679. 

Essigessenz  679. 

Essigpilz  679. 

Essigsäure  647  679. 

essigsaures  Blei  710. 

Essigschnellfabrikationsmethode  679. 

Essigverfälschung  679. 

Esslingen,  Württemberg  576. 

Essonnes,  Frankreich  586. 

etablieren:  einrichten,  errichten,  an- 
legen; sich  ein  Geschäft  gründen, 

Etablissement:  ein  Geschäftshaus, 
Fabrikhaus,  Wirtshaus. 

Etagere:  Gestell,  Fächerschrank. 

Etatsperioden  247. 

St.  Etlenne,  Frankreich  585  586  587. 

Etikette:  Preiszettel,  Aufschriftzettel. 

etikettleren:  Ware  mit  einem  Zettel 
versehen,  der  Warenbezeichnung, 
Preis  usw.  enthält. 

Stoffes  unies  700. 

Etsch  569. 

etw.  bez.  B.  auf  Kurszetteln  524. 

etw.  bez.  G.  auf  Kurszetteln  524. 

Eugenol  683  690. 

Euler,  Mathematiker  u.  Physiker  74. 

Euphrat  601. 

Euphrat  u.  Tigris  609. 


Eurvpa  555 — 600. 

europäisch  -  asiatisches  Steppengebiet, 
seine  Bodenerzeugnisse  u.  seine 
Viehz'icht  550. 

europäische  Auswanderung  n.  Nord- 
amerika 51. 

—  Handelsmarine,  Anteil  der  ver- 
schiedenen Staaten  560. 

europäischer  Aussenhandel  560. 

europäisch- sibirisches  Gebiet,  seine 
Bodenerzeugnisse  550. 

evangelisch-sozialer  Kongress  137. 

Evans,  amerik.  Mechaniker  60. 

Evansville,  Ver.  Staaten  624. 

Ewer  345. 

Exchange:  Börse. 

Exchequer  bills:  engl,  kurzfristige 
Staatsanleihescheine,  ähnlich  den 
deutschen  Schatzanweisungen. 

exekutieren:  ein  Wertpapier  durch 
einen  Kursmakler  zwangsweise 
an-  oder  verkaufen  lassen,  weü 
der  dazu  Verpflichtete  die  betref- 
fenden Wertpapiere  nicht  geliefert 
oder  nicht  abgenommen  hat;  ge- 
richtliche Zwangsvollstreckung, 
Zwangsregelung. 

Exekutionsverkäufe:Zvf  AngswerkÄvAe. 

Exemplar:  Stück,  Abdruck,  Abschrift, 
Ausfertigung. 

Existenzminimum  127  175. 

exklusive:  ausschliesslich,  ausgenom- 
men, nicht  inbegriffen;  nach  Ab- 
zug von  . . . 

Exogonium  Purga  683. 

exorbitant:  übertrieben,  übermässig. 

expedieren:  befördern,  absenden,  be- 
sorgen. 

Experte:  Sachverständiger. 

Expertise:  Untersuchung  durch  Sach- 
verständige. 

exploitieren:  ausbeuten,  ausnutzen. 

Export,  Propagandamittel  303. 

—  s.  a.  u.  Ausfuhr. 
Exportgeschäft,  Beispiele  eines  Brief- 
wechsels 941 — 944. 

Expose:  Darlegung,  Auseinander- 
setzung. 

express:  durch  Eilboten;  besonders, 
ausdrücklich. 

Expresszüge  63  64. 

Expropriationsrecht  332. 

expropriieren :  enteignen. 

ex  quay  328. 

extensive  Wirtschaft  148. 

extra:  besonders,  ausserdem,  ausser- 
ordentlich. 

Extra- Ausgabe:  Sonder- Ausgabe. 

extrahieren:  ausziehen;  aussieden, 
auslaugen. 

Extrakte  684  685. 

extraordinär:  aussergewöhnlich,  un- 
gewöhnlich. 

ex  warehouse  328. 

Exzerpt:  Auszug. 

F 

F  auf  deutschen  Münzen  bedeutet 
die  Münzstätte  Stuttgart. 
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/.:  Abkürzung  für  fein  311 

Fabier,  Gesellschaft  der  133. 

Fabrik,  Begriffserklärung  991. 

Fabrikarbeiter  209. 

— ,  seine  Rechtsverhältnisse  991  992. 

Fabrikate  291   292  293. 

— ,  Begriffserklärung  640. 

Fabrikbesitzer  209. 

Fabrikindustrie  209. 

Fabrikinspektoren  215. 

Fabriköle  691. 

Fabriksbuchführung  764—782. 

Fabrikzeichen:  ein  Stempel  oder  ein 
sonstiges,  gewöhnlich  vor  Nach- 
ahmung gesetzlich  geschütztes 
Abzeichen,  mit  dem  eine  Fabrik 
ihre  Erzeugnisse  zu  versehen  pflegt, 
damit  diese  von  den  an  andern 
Fabrikstätten  hergestellten  Waren 
unterschieden  werden  können. 

fabrizieren:  herstellen,  fabrikmässig 
anfertigen,  erzeugen. 

Fachorganisationen  180. 

Fagon:  Form,  Aussehen,  Zuschnitt, 
Schnitt  eines  Kleidungstückes 

—  bezahlen:  im  Wertpapierhandel 
für  kleine  Abschnitte  ein  Aufgeld, 
für  Stellagen  mit  sehr  schiefer 
Mitte  ein  grösseres  Stellgeld  als 
das  kursmässige  zahlen. 

fagoniert:  gemustert,  geformt,  um- 
gestaltet, zugerichtet. 

Fahlleder:  Oberleder,  das  aus  deut- 
schen Rindshäuten  gegerbt  ist. 

Fahrräder,  Fabrikorte  572. 

fair  plciy  508, 

fair  trade  55. 

Faksimile:  genaue  Nachbildung,  nach- 
gebildete Handschrift. 

Faktis  685. 

Faktorei:  Handelsniederlassung  in 
einem  fremden,  überseeischen 
Kulturgebiete. 

Faktur  oder  Factura  (aber  nicht 
Faktura):  Rechnung  über  gelieferte 
Waren  im  Grosshandel;  für  den 
Käufer  bedeutet  das  Wort:  Ein- 
kaufsrechnung 965  966. 

Falerner  Wein  676. 

fallieren:  zahlungsunfähig  werden, 
seine  Zahlung  einstellen. 

Falliment,  Fallissement :  Zahlungs- 
einstellung. 

Fallit:  Gemeinschuldner. 

Fall  River,  Ver.  Staaten  624. 

„Falls  bei . . .  für . . ."  oder  „Im  Falle 
bei...für ...":  Formel  für  Not- 
adressen auf  Wechsel. 

Falsifikat:  Fälschung,  insbes.  nach- 
gemachtes Geld. 

Fa/sa/w:fälschlicheAngabe,Fälschung, 
Betrug. 

Fan,  chines.  Gewicht  811. 

Fanalstationen  84. 

Fanning- Inseln  632. 

Farben,  blaue,  braune,  schwarze  653. 

— ,  gelbe,  grüne,  rote,  weisse  653. 

Färbereiche,  nordamerikan.  (Quercus 
tinctoria)  705. 
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Färberwaid  705. 

farbige  Stifte  654. 

Farbstoffe  704—706. 

Farinzucker  667. 

Farnkräuter  654. 

Färber  591. 

Fascher,  Ägypten  611. 

Faserkohle  655. 

fassonierte  Zeuge  700. 

Fastage:  Fass,  Kiste  usw.,  d.  h.  jede 
Umhüllung,  in  der  eine  Ware 
versendet  wird. 

Faulhorngasthaus  561. 

Faustpfand:  ein  bewegliches  Wert- 
stück, das  der  Schuldner  dem 
Gläubiger  als  Pfand  übergibt. 

Faustpfandkredit  171. 

Fautfracht  345. 

Fayence :  Steingut ,  Halbporzellan 
659. 

Fazit:  Ergebnis,  Summe,  Endbetrag. 

Fe,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Fer- 
rum 644. 

FeCO^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Eisenkarbonat  644. 

Federalaun'  tAS. 

Federharz  685. 

Federn  708. 

Federpelze  708. 

Feh:   sibirisches  Eichhörnchen  707. 

Feigen  669. 

Feigenkaffee  669. 

Feigenkäse  669. 

fein,  Feingold,  FeinsUber:  ganz  reines 
Gold  oder  Silber,  also  ohne  das 
unedle  Metall,  das  ihm  stets  bei- 
gemengt ist. 

Feingehalt  oder  Feinheit:  das  Wort 
drückt  das  Mischungsverhältnis 
des  reinen  edlen  Metalles  zum 
Gesamtgewicht  des  ungemünzten 
Metalles  oder  der  Münze  aus, 
z.  B.  900/1000  =  0.900  Fein- 
gehalt, was  bedeutet,  dass  ein 
Edelmetallstück  oder  eine  Münze 
auf  1000 Teile  des  Gesamt-(Rauh-) 
gewichts  900  Teile  reines  Gold 
oder  Süber  enthält  408  641  642. 

—  der  Edelmetalle,  seine  Ermitte- 
lung 836. 

Feingewicht  der  Edelmetalle,  seine 
Ermittelung  836. 

Feinheitsbezeichnungen  des  Goldes 
u,  des  Silbers  nach  Karat  u.  Grän 
835. 

— ,  das  alte  Karatgewicht  in  Tau- 
sendstel des  Küogrammgewichts 
umgerechnet  835. 

— ,  englische  Feinheitsbezeichnung 
835. 

— ,  russische  Feinheitsbez.  835  836. 

Feinsilber  642. 

Feinspinnen  der  Garne  698. 

Feinspinnmaschine  698. 

Feinsprit  678. 

Felbel  700  701. 

Feldberg  im  Schwarzwald  563. 

—  im  Taunus  564. 
Feldgraswirischaft  196.  ^ 


Feldkohl  691. 

FeUe  707  708. 

Felsengebirge  617. 

Felsengebirgsbahnen,  die  grossartig- 
sten in  Nordamerika  618. 

Felsenkirsche  (Prunus  Mahaleb)  693. 

Femel  695. 

Fennich  664. 

Fensterglas  658. 

Fe^Og,  Formel  in  der  Chemie  für 
Glanzkopf  644. 

Fe^O^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Eisenoxydoxydul  644. 

Fermente  675. 

Fernambukholz  705. 

Fernando- Po  614. 

Fernrohre  658. 

Fernsprechämter  358  359. 

Fernsprechstellen,  ihre  Zahl  in  Bel- 
gien 577,  Deutschland  572,  Frank- 
reich 586,  Itahen  597,  Spanien 
599,  Ver.  Staaten  624. 

Feroniagummi  686. 

Ferrara,  Italien  597. 

Ferrol,  Spanien  599. 

Ferromangan  644  645. 

Ferrosulfat  648. 

Fes,  Marokko  612. 

FeSO^  +  7H^0,  Formel  in  der  Che- 
mie für  Eisenvitriol  648. 

fest:  Ausdruck  für  eine  Börsenstim- 
mung, in  der  überwiegend  sich 
Kauflustige  zeigen. 

festes  Land  auf  der  Erde,  seine  Aus- 
dehnung u.  Gestalt  546  547. 

Feststellungsklage  1093. 

Festungsachat  663. 

Fett  664. 

Feuerschwamm  684. 

Feuervergoldung  641. 

Feuerversicherung  104 — 105. 

— ,  Briefwechsel  939. 

Feuerwerkerei  650. 

—  mit  Magnesium  646. 

ff.:  Schriftzeichen  für  hochfein;  wenn 
einer  Seitenzahl  hinzugefügt :  und 
folgende  Seiten  311. 

Fichte,  Joh.  Gottl.,  deutscher  Philo- 
soph 133. 

Fichtelgebirge  564. 

Fichtenharz  688. 

Ficus  carica,  Familie  der  Moräceae 
669. 

—  elastica  685. 
Fideikommisse  201  202. 
Fidschi-Inseln  631. 
Fieberrinde  683  684. 
figurierte  Zeuge  700. 
Filatorien  697. 

Filiale:  Tochteranstalt,  Nebenanstalt, 
Zweiggeschäft ,  Zweigniederlas- 
sung, Zweigstelle. 

— ,  ihre   rechtliche  Bedeutung  977. 

Filigranglas  658. 

Fimmel  695. 

Finance:  Bankwelt;  haute  f.:  die 
einflussreichen  Bankiers,  die  Geld- 
aristokratie. 

Finanzbehörden  248—250. 
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Finanzgeschäfte  37. 

finanzieren:  zu  einem  Unternehmen 
die  Geldmittel  hergeben,  eine  An- 
leihe übernehmen. 

Finanzierung:  Geldbeschaffung. 

Finanzministerium  248—250. 

Finanzwissenschaft  218  —  254. 

— ,  Begriffsbestimmung  und  Ein- 
teilung 120. 

Finanzzölle  246  247. 

Finderlohn  106Q. 

Findlings- Blöcke  565. 

fingierte  Rechnung:  Scheinrechnung, 
Proberechnung  907. 

Finisterre  Gebirge  632. 

Finnen  558. 

—  im  Grossherzogtume  und  im  üb- 
rigen Russland  593. 

Finnland  594. 

— ,  Münzen  839. 

Finowkanal  568. 

Finsteraarhorn  561. 

Fire  Office  Company,    erste   Mobi- 

liarversicherungsges.  105. 
Firma:  Geschäftsname  283. 
— ,   Rechtsbestimmungen  im   HGB. 

977—979. 
Firmenregister  384. 
Firnis  690  691. 

Firth  of  Forth,  engl.  Hafen  587. 
Firth  of  Forthbrücke  69. 
Fischbein  709. 

— ,  weisses  (Os  sepiae)  709. 
Fischerei  205  206. 

—  in  Grossbritannien  u.  Irland  588. 

—  in  Kanada  621. 

—  in  Norwegen  591. 
Fischereiertrag  in    den    Vereinigten 

Staaten  653. 

Fischguano  711. 

Fischtran  692. 

Fiskus:  der  Staat  in  seinen  Bezieh- 
ungen auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
mögensrechts. 

Fitch  74. 

Fiume,  Ungarn  48  583. 

Fixer  527. 

Fixgeschäfte,  rechtliche  Bestimmun- 
gen 1025. 

Fixum :  festes  Einkommen,  feste  Be- 
soldung. 

FJelde  591. 

Flächengrösse  von  Afghanistan  608, 
Afrika  609,  Ägypten  611,  Ameri- 
ka 616,  627,  Anhalt  574,  Argen- 
tinien 629,  Asien  600,  Australien 
630,  Baden  576,  Bayern  575, 
Belgien  576,  BoHvia  629,  Bos- 
nien und  Herz.  583,  BrasiHen  629, 
Braunschweig  574,  Bulgarien  595, 
Chile  629,  China  603,  Cypern  609, 
Dänemark  590,  Kol.  i.  Nordam.627, 
Deutschland  5 69 ,  Kol.  in  Afrika  613, 

—  in  Australien  632,  Ecuador  628, 
Elsass-Lothr.  576,  Europa  555, 
Frankreich  583,  Kol.  in  Afr.  611 
612,  —  in  Asien  606,  —  in 
Australien  632,  —  in  Nordam.  627, 

—  in  Südam.630,  Griechenland  596, 


Grossbrit.  und  Irl.  587,  Kol.  in 
Afr.  614  615,  —  in  Asien  606, 
—  in  Austr.  631,  —  in  Nordam. 
620—622,  —  in  Südam.  630,  Haiti 
626,  Hessen  576,  Holland  577, 
Kol.  in  Asien  605,  —  in  Südam. 
630,  Japan  605,  Italien  596,  Kol. 
in  Afr.  615,  Kolumbia  628,  Korea 
604,  Kuba  626,  Liberia  613, 
Luxemburg  576,  Marokko  625, 
Mecklenburg  574,  Mexiko  625, 
Montenegro  595,  Neu-Hebriden 
632,  Norwegen  591,  Österr.-Ung. 
580,  Paraguay  629,  Persien  608, 
Peru  628,  Portugal  599,  Kol. 
in  Afr.  614,  —  in  Asien  605, 
Preussen572,  Rumänien  594,  Russ- 
land 592,  asiat.  Besitz  602  603,  Kgr. 
Sachsen  574,  Sahara,  Wüste  612, 
Schweden  591,  Schweiz  579,  Ser- 
bien 594,  Siam  606,  Skandinavien 
591,  Spanien  598,  Kol.  in  Afr. 
614,  Türkei,  europ.  595,  asiat.  609, 
Ungarn  583,  Uraguay  629,  Vene- 
zuela 628,  Ver.  Staat.  622,  Be- 
sitz in  Asien  605,  —  in  Austra- 
lien 632,  —  in  Westindien  626, 
Württemberg  576. 

Flächenmass  810. 

Flachs  694  695. 

Flachsbau  577. 

Flachsbereitung  694  695. 

Flachsindustrie  in  Deutschland  572. 

Flachsländer,  die  wichtigsten  der 
Erde  552. 

Flachslilie  (Phormium  tenax)  695. 

Flachsspinnerei  699. 

Flachsstroh  694. 

Flagge  346. 

Flamen  578. 

— ,  Bevölkerungszahl  577. 

Fläming  565. 

Flammofeneisen  645. 

Flammofenstahl  645. 

Flanell  701. 

Flaschenglas  658. 

Flaschenreife  der  Weine  676. 

flau:  Ausdruck  für  eine  Börsenstim- 
mung, in  der  Wertpapiere  zu 
herabgesetzten  Preisen  ausgeboten 
werden. 

Flaus  od.  Koating  701. 

Flavanilin  706. 

Flavin  705. 

Fleisch  670. 

Fleischausfuhr  aus  Kanada  621. 

Fleischextrakt  670. 

Fleischkonserven  670. 

Fleischwaren  670. 

Fleischzwieback  670. 

Flensburg,  Schlesw. -Holst.  573. 

Fliegenstein  646. 

Fliess  696. 

Flintglas  658. 

Flockseide  697. 

Flor  oder  Seidengaze  701. 

—  der  Gewebe  700. 
florentiner  Geldwechselhandel  96. 

—  Lack  707. 


Florenz,  Italien  597. 

Florettseide  697. 

Florida  51  616. 

Florin,  Ursprung  des  Namens  96. 

Floss  70  71. 

flottant:  flüssig,  viel  umlaufend; 
schwebend. 

Flöze  654. 

Fluelapass  562. 

Flugmaschinen  536. 

fluktuieren:  im  Werte  schwanken. 

Flundern  542. 

Fluoraluminium  und  Fluornatrium 
(AL^FgöNaF)  646. 

Flurbuch  231. 

Flurverfassung  198. 

Flurzwang  198. 

Flüsse,  schiffbare  567 — 569. 

Flusseisen  645. 

Flussfrachtgeschäfte  —  Frachtführer 
—  Wartezeit  —  Liegegeld  — 
Löschzeit  —  Schadenersatzansprü- 
che gegen  den  Frachtführer  — 
Reisegepäck  1036  1037. 

Flussniederungen  565. 

Flusschiffahri  71   74  341. 

fob  (free  on  Bord) :  frei  an  Bord  328. 

Foggia,  Italien  597. 

Folge-Fonde  591. 

Folia,  Folium:  die  mit  einer  Zahl 
versehene  Blattseite  eines  Hand- 
lungsbuches; Buchformat,  wobei 
der  Bogen  nur  in  zwei  Blätter 
gebrochen  ist. 

foliieren:  mit  Seitenzahlen  versehen. 

Folio  Sennae  684. 

Fond:  Grund,  Grundlage,  Boden; 
Hintergrund,  Mitte  (z.  B.  eines 
Tuches). 

Fondaco  dei  Tedeschi  26. 

Fonds :  Geldmittel,  Vermögen ;  Staats- 
anleihepapiere. 

force  majeure:  höhere  Gewalt. 

Forderungsrecht  1065. 

Foreign  banks  in  England  98. 

Formosa  605. 

Formulara:  Vordruck, Vordruckblatt. 

Forst  563. 

Forstfläche  Preussens,  im  Verhältnis 
zu  der  Grösse  ganz  Deutschlands 
572. 

Forstpolitik  204  205. 

Forstwirtschaft  203—205. 

Forstwirtschaftssysteme  204. 

Fort  Arthur,  Kanada  621. 

Fortbildungskurse  kaufmännischer 
Vereine  4. 

Fortbildungsschulen  2 — 4. 

—  für  Mädchen  4  5. 

— ,  Unterhaltungskosten  3  4. 

Fortbildungsschulunterricht,  ob  obli- 
gatorisch oder  fakultativ  3. 

Fortbildungsschulzwang  2  4. 

Fortchurchill,  Brit.-Nordamerika621 . 

Forth  of  Clyde,  engl.  Hafen  587. 

Fort  York,    Brit.-Nordamerika  621. 

Foulard  701. 

Fourier,  Charles,  franz.  Sozialist. 
Theoretiker  132  166. 
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Frachtbrief  im  Eisenbahnverkehr  337 
—339  950—952. 

— ,  Ansprüche  des  Empfängers  auf 
AusHeferung  des  Gutes  —  Dupli- 
kat 1036. 

Frachtführer  im   Flussfrachtgeschäft 

—  seine  Pflichten  u.  seine  Rechte 
1036   1037. 

—  und  Absender  —  Frachtbrief  — 
Haltung  des  Fr.  —  Unterfracht- 
führer  und  Zwischenfrachtführer 

—  Pflichten  u.  Rechte  1032  1033. 

—  und  Empfänger,  Pflichten  und 
Rechte  1033  1034. 

Franceville,  Franz. -Kongo  612. 

Franckensteinsche  Klausel  247. 

Frankenweine  676. 

Frankfurt  a.  Main  43  563  572  573. 

— ,  Börse  512  528  845  846. 

Frankfurterblau  653. 

Fränkische  Jura  (Fränkische  Schweiz) 

563. 
Frankolieferung  308. 
Frankozinsen  482. 
Frankreich  34  37  49  57  583—587. 
— ,  Arbeiterversicherung  113. 
— ,  Kartelle  169. 
— ,  seine  Kolonien  und  wann  es  sie 

erworben  hat  49. 
— ,  Lebensversicherung  109. 
— ,  sein  Münzsystem  413  414. 
— ,  Gold-    und    Silbermünzen  838, 

Handelsmünzen  840. 
— ,  Postwesen  86. 
Franzbranntwein  678. 
Franzensbad,  Österreich  565  582. 
Franzius,  Kanalbautechniker  76, 
Franzosenholz  693. 
Französisch- Guyana  630. 
Kongo  612. 

—  -Somaliland  612. 
Sudan  612. 

französische  Kriege  um  die  Seeherr- 
schaft 34. 

—  Kriegskontribution  46. 

—  Küstenbesitzungen  in  Vorderin- 
dien 606. 

—  Revolution  von  1789    39. 

—  Sozialisten  42. 

—  Weine  676. 

—  Zollgesetzgebung  49. 
französischerKoloni&Xbtsiiz  33  34  49. 

—  Utopismus  92. 
französisches  Kolonialreich  in  Afrika 

611  612. 

—  —  in  Asien  606. 
in  Australien  632. 

—  —  in  Nordamerika  627. 

—  —  in  Südamerika  630. 
Frauen    im    Handelsgewerbe,    ihre 

Rechte  und  Pflichten  972—974. 

— ,  Arbeitszeitbeschränkung  992. 

— ,  ihre  Zulassung  als  Studierende 
an  Handelshochschulen  7. 

Fraueneis  661 

Fray  Bentos,  Uruguay  629. 

Frederikstadt,  Norwegen  591. 

Freese,  Heinrich,  Fabrikherr  in  Ber- 
lin, bekannt  dadurch,  dass  er  eine 


Gewinnbeteiligung  seiner  Arbeiter 
eingeführt  hat  und  auch  durch 
seine  daraufbez.  Schriften  179. 

Freetown,  Britisch  -  Nordwestafrika 
614. 

free  trade  55. 

frei  an  Bord:  spesenfrei  bis  ins 
Schiff. 

Freiberg,  Kgr.  Sachsen  564  574. 

freibleiben',  bei  einem  Warenange- 
bot sich  vorbehalten,  die  ange- 
botene Ware  nur  dann  abzugeben, 
wenn  sie  bis  zum  Eintreffen  der 
Angebotannahme  nicht  schon  an- 
derweit verkauft  ist,  s.  a.  891. 

Freiburg  in  Baden  576. 

freie  Hand  haben  892. 

freie  Konkurrenz  125  166. 

Freihafen:  Hafen,  der  den  Schiffen 
aller  Völker  freien  Verkehr  ge- 
währt und  wo  Waren  in  beson- 
deren Niederlagen  zollfrei  gelagert 
werden  können  246  344. 

Freihandelsbewegung  46. 

Freihandelspolitik  43  44. 

Freihandelsschule  128. 

—  in  Frankreich  127. 
Freihandelsverträge  44. 
Freilager  957. 
Freiland  131. 

Freizeichen:  nach  dem  D.  R.  G.  vom 
30.  Nov.  1874  solche  Fabrik-  oder 
Warenzeichen,  die  bisher  im  freien 
Gebrauch  aller  oder  gewisser  Klas- 
sen sich  befanden,  deren  Eintra- 
gung daher  nicht  zulässig  ist  und 
durch  deren  Anmeldung  ein  Recht 
nicht  erworben  wird. 

Freizügigkeitsgesetz  211. 

Fremdenrecht  39. 

Fremdenverkehr,    seine    volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  266. 

Fremdwörter,  wie  sie  geschrieben 
werden  873  874. 

— ,  entbehrliche  und  unentbehrliche 
im  kaufmännischen  Briefstil  865 
866  885. 

— ,  durch  welchen  Einfluss  sie  sich 
bei  den  Kaufleuten  eingebürgert 
haben  866. 

—  der  Handelssprache,  empfehlens- 
werte Verdeutschungsbücher  885. 

Frescobaldi,    ital.  Bankierfamilie  96. 
Fresno,  Ver.  Staaten  625. 
Freundscliafts- Inseln  632. 
Frieden  zu  Luneville  88. 

—  zu  Pressburg  88. 

Friedrich  derGrosselOO  189  199  200. 

—  Wilhelm  I.  189. 

///.  129. 

Friedrich-Wilhelmskanal  568. 
Friedrichsdor  100. 
Friedrichshall  563. 
Friendly  Societies  108, 
Fries  701. 

Friesen  578. 
Frische  Haff  568  573. 
Frist  für  Bemängelungen    empfan- 
gener Waren  311. 


Frittenporzellan  659. 

Fronden  198. 

Frondienste  29  57. 

Fronhöfe  198. 

Früchte  einer  Sache  u.  eines  Rechts 
—  Einteilung  —  Begriffsbestim- 
mungen —  Bedeutung  ihrer  Un- 
terscheidung in  der  Rechtspre- 
chung 1064. 

Fruchtwechselwirtschaft  197. 

Fruchtzucker  668. 

Fuclis,  Carl  Johannes,  Professor  der 
Nationalökonomie  118  121  168. 

Fuchsfelle  707. 

Fuchsin  706. 

Fugger,  berühmte  Augsburgische 
Bankierfamilie  36. 

Fulbe  611. 

Fulda  568. 

Fnlton,  Robert,  berühmter  amerik. 
iVlechaniker  40  74. 

Fulwabutter  692. 

Fun,  chines.  Längenmass  8U. 

Funchal,  Insel  Madeira  614. 

Fund  1069  1070. 

fundieren:  mit  Geldmitteln  versehen, 
sicherstellen. 

fundierte  Schuld:  eine  Staatsschuld, 
für  deren  Verzinsung  und  Tügung 
bestimmte  Staatseinnahmen  ver- 
pfändet sind. 

fundiertes  Einkommen  228. 

—  und  nicht  fundiertes  Einkommen 
175. 

Fundy-Bai,  Nordamerika  616. 

Fungibilität  325. 

fungible  Werte:  vertretbare  Werte, 
Werte,  die  im  Grossverkehr  nach 
ihrer  Gattung  gehandelt  werden, 
wie  z.  B.  Getreide,  Wertpapiere, 
Flüssigkeiten,  Metalle  —  im  Ge- 
gensatz zu  den  bestimmten  Waren, 
die  z.  B.  auf  Marktplätzen  verkauft 
werden. 

Furkapass  579. 

Furten  68. 

Fürth,  Bayern  575. 

Furtwangen  572. 

Fuselöl  678. 

Fusion  (Trusts)  169. 

—  V.Aktiengesellschaften  490  1003. 
Fusti:  Abgang  315. 

Fu-tscheu,  China  604. 
Futtergerste  664- 
Futtermittel  664. 

G 

G  auf  deutschen  Münzen  bedeutet 
Münzstätte  Karlsruhe. 

O.,  Abkürzung  für  Geld,  bei  Kurs- 
angaben 524. 

g,  Abkürzung  für  Gramm  810. 

Gablonz,  Österreich  582. 

Gadus  Aeglefinus  670. 

—  callarias  670, 

—  merlucius  670. 

—  molva  670. 

—  Morrhua  670. 
Gagat  655. 


Qage  179. 

Galanteriewaren :  Schmuck-  u.  Kurz- 
waren. 

Galatz,  Rumänien  595. 

Galeeren  73. 

Galenstock  561. 

Galipot  688. 

Galitzenstein,  blauer  und  weisser 
649. 

Galla  611. 

Galläpfel  703. 

Gallein  706. 

Gallen,  chinesische  703. 

St.  Gauen  560  580. 

Gallisieren  des  Weines  675. 

Galloris,  engl.  Hohlmass  810. 

Gallwespen  (Cynips  gallae)  703. 

Galmel  564  644. 

Galveston,  Ver.  Staaten  543  625. 

Gambia,  Britisch  -  Nordwestafrika 
614. 

Ganibir  705. 

Gambohanf  695. 

Ganges  601   607. 

Gänsebrüste  u.  -keulen  670. 

Gant:  gerichtliche  Versteigerung. 

Ganz,  Mehrzahl:  Gänze  645. 

Gaps  616. 

Garancin  705. 

Garantie:  Gewähr,  Gewährleistung, 
Bürgschaft. 

Garantieschein  964. 

Gärbstahl  645. 

Garcinia  Morella  687. 

Gfl/vz^  698—700. 

— ,  Bestimmung  ihrer  Feinheit  699. 

— ,  englische  u.  französische  Nume- 
rierung 699. 

Garnelenfang  539  544. 

Garnitur:  Besatz,  Einfassung,  Auf- 
putz; ein  aus  mehreren  Stücken 
bestehenderGebrauchsgegenstand, 
z.  B.  ein  Besteck,  ein  Satz  Schüs- 
seln, Pelzkragen  u.  Muff. 

Garonne,   Fluss  in  Frankreich   585. 

Gartenmohn  (Papayer  somniferum) 
675. 

Gärungen  675  676. 

Gärungsmittel  675. 

Gaskoks  655. 

Gasolin  656. 

gaufrierte  Samte  700. 

Gauss,  berühmter  deutscher  Mathe- 
matiker 40. 

Gaze  700. 

Gazenmusselin  701. 

Gebäudesteuer  231. 

Gebinde  698. 

Gebirgsbahnen  62 — 64. 

Gebirgsrichtung  u.  -höhe  in  Europa 
556  557. 

Gebrauchskapital  146. 

Gebühren  169  224—226. 

—  im  Kaufmannsgerichtsverfahren 
1089  1090. 

Gebührenwesen  —  Gerichtskosten  — 
G.  der  Gerichtsvollzieher  —  O. 
der  Rechtsanwälte  1111  —  1114. 

Geburten  188. 
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Geburtenüberschuss  über  die  Todes- 
fälle 633. 

Geddahgummi  686. 

gedeckte  Kredite  472. 

gedrückt:  in  Marktberichten  Ausdruck 
für  die  herrschende  Stimmung, 
wenn  Kauflustige  fehlen  u.  die 
Preise  weichend  sind. 

Geestemünde,  Hannover  572  573. 

Gefälligkeitsakzept:  ein  Akzept,  das 
der  Bezogene  eines  Wechsels  aus 
Gefälligkeit  gibt,  damit  sich  der 
Aussteller  durch  Diskontierung  des 
Wechsels  Geld  verschaffen  kann. 

Gefle,  Schweden  592. 

Gegenwert:  ein  im  börsen-kaufmän- 
nischen  Briefwechsel  häufig  an- 
gewandtes Wort,  wenn  darin  ange- 
geben wird,  dass  zur  Ausgleichung 
des  berechneten  Guthabens  die 
Bezahlung  oder  die  Sendung  eines 
andern  Wertes  (des  Gegenwertes) 
erfolgt. 

Gehalt  179. 

Geheimbuch:  ein  Buch,  das  das  Konto 
über  das  Vermögen  des  Geschäfts 
oder  nur  über  das  Privatvermögen 
des  Inhabers,  häufig  auch  das  Ge- 
winn- u.  Verlust  -  Konto  u.  noch 
andere  Konten  enthält,  die  den 
Angestellten  gegenüber  geheim 
gehalten  werden  sollen. 

Gehilfen  des  Kaufmanns,  Unterschei- 
dung der  kaufmännischen  von  den 
gewerblichen  979. 

Gehilfenverbände  4. 

Geigenharz  688. 

geköperte  Gewebe  701. 

Gelatine  710. 

Gelberde  652. 

Gelbglas  652. 

Gelbholz  705. 

Gelbholzextrakt  705. 

Geld  259. 

— ,  juristischer  Begriff  404  405. 

— ,  wirtschaftlicher  Begriff  397  398. 

—  als  Tausch-  od.  Umlaufsmittel438. 

— .vollwertiges  u.  unterwertiges  410. 

— ,  seine  Dienste  in  der  Volkswirt- 
schaft 399—404. 

— ,  seine  volkswirtschaftliche  u.  recht- 
liche Funktion  436  437. 

Geldarten  398  399. 

Geldeinheiten  407. 

Geldeinkommen  175. 

Geldersatzmittel  173  440. 

Geldkrisis  192  195. 

Geldmärkte  573. 

Geldsorten,  Notierungsweise  in  den 
Kurszetteln  841. 

Geldsortenhandcl  478. 

Geldstoffe  406  407. 

Geldsysteme  407  408  409—411. 

Geldverfassung,    internationale   415. 

Geldverkehrim  Bankgeschäft,  Muster- 
briefe 916—918. 

Geldwechsel  in  Italien  in  früheren 
Jahrhunderten  96. 

Geldwertsteigerung  in  den  Goldwäh- 
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rungsländem  infolge  Einführung 
der  Goldwährung,  Beantwortung 
der  Frage,  ob  sie  eingetreten  ist 
428—431. 

Geldwertveränderungen,  ihr  Wesen 
und  ihre  Wirkungen  425—431. 

Geldwesen  in  Italien  26. 

— ,  sein  Ursprung  15. 

Geldwirtschaft'i.kXigntchenXd.  18  19. 

Gelenkquarz  662. 

Gellasystem  304. 

Gelsenkirchen,  Westfalen  574. 

gemässigtes  Klima  548. 

Gemeinschuldner:  ein  Schuldner,  über 
dessen  Vermögen  Konkurs  eröff- 
net worden  ist. 

Gemengelage  198. 

Gemmen  662. 

Gemmipass  579. 

Gemüse  664. 

gemusterte  Gewebe  701. 

—  Zeuge  700. 
Generaldirektionen  249. 
Generaltarif  245. 
Generalversammlung:  die  in  der  Regel 

einmal  im  Jahre  stattfindende 
Hauptversammlung  einer  Gesell- 
schaft, in  der  der  Geschäftsbericht 
u.  der  Rechnungsabschluss  vor- 
gelegt u.  die  etwa  erforderlichen 
Neuwahlen  getroffen  werden  516. 

Genever  678. 

Likör  690. 

Genf,  Schweiz  560  580. 

Genfer  See  569  579. 

Genossenschaften.  Daten  der  Ge- 
nossenschaftsgesetze —  Erlangung 
der  Rechtspersönlichkeit  —  Ein- 
tragung ins  Genossenschaftsregi- 
ster —  was  das  Statut  enthalten 
muss  —  Wahl  unter  drei  Haft- 
arten: Genossenschaft  mit  unbe- 
schränkter Haftpflicht  (m.  u.  H.), 
mit  unbeschränkter  Nachschuss- 
pf licht  (m.  u.  N.)  und  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  (m.  b.  H.) 

—  in  welchen  Fällen  sich  die 
Gläubiger  direkt  an  die  Mitglie- 
der halten  können  —  Nachschuss- 
verfahren  1008—1010. 

— ,  Erwerb  und  Verlust  der  Mit- 
gliedschaft —  Kündigung  —  To- 
desfall 1010. 

— ,  Betriebskapital  —  Reservefond 

—  fremde  Gelder  1010. 

— ,  Organe  der  G. :  Vorstand,  Auf- 
sichtsrat, Generalversammlung  — 
Stimmrecht  1010. 

— ,  Bilanzvorschriften  1010. 

— ,  Geschäftsbetrieb  —  Darlehns- 
gewährung  an  Nichtmitglieder 
1010  1011. 

— ,  Auflösung  —  Revision  —  Re- 
visionsverband 1011   1012. 

—  mit  unbeschränkter  und  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  154. 

genossenschaftliche^ttT\thsyit\st30b. 

—  Konsumvereine  304  305. 

—  Organisationen  157. 
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genossenschaftlicher  Personalkredit 
158   159. 

Genossenschaftsgesetze  154. 

Genossenschaf tstagzu^xes\2iU,Grvix\A- 
sätze  für  die  Handwerkergenos- 
senschaften 160. 

Genossenschaftsunternehmungen 
152—165. 

Genossenschaftswesen  133. 

Genottes  708. 

Genre:  Gattung,  Art,  Sorte. 

Gent,  Belgien  577. 

Gentelesgrün  653. 

Gentiopikrin  683. 

Genua,  Norditalien  73  597. 

Genuesen  25. 

Genusscheine  517. 

Geographische  Breite  und  Länge,  s. 
astronomische  Lage. 

George,  Henry,  amerik.  Volkswirt, 
hauptsächlich  bekannt  durch  sein 
Werk  „Fortschritt  und  Armut" 
180  182. 

Georgetown,  Brit. -Guyana  630. 

— ,  Strait-Settlements  608. 

Georgier  602. 

St.  Georgsmündung  569. 

Gera,  Thüringen  574. 

Gerbereimethoden  704. 

Gerberfett  (Degras)  704. 

Gerberstoffmaterialien  703. 

Gerberwolle  696. 

Gericht,  seine  Zuständigkeit  am  Er- 
füllungsort 1014. 

Gerichte,  ihre  Organisation  1083 — 
1092. 

— ,  ordentliche  1083   1084. 

— ,  Kaufmannsgerichte  1084— 1092. 

— ,  Gewerbegerichte  1092. 

—  1.  Instanz   1083   1084. 

—  2.  Instanz   1084. 

—  3.  Instanz  1084. 

Gerichtskosten  —  Verhandlungsge- 
bühr —  Beweisgebühr  —  Ent- 
scheidungsgebühr —  Schreibge- 
bühren und  bare  Auslagen  1111 
1112. 

— ,  wer  sie  zu  zahlen  hat  1112. 

— ,  Vorschusspflicht  1113. 

— ,  Kostenfestsetzungsbeschluss 
1113. 

Gerichtsstand,  wo  eine  Klage  anzu- 
bringen ist  1094. 

—  Vereinbarung  über  ein  nicht  zu- 
ständiges Gericht  1094. 

Gerichtsverfahren,  Beispiele  v.  Schrift- 
stücken für  verschied.  Fälle  1118. 

Gerichtsvollziehergebühren  1113. 

geringstes  Gebot  in  einem  Verstei- 
gerungstermin eines  Grundstücks 
1105. 

Gerlsdorfer  Spitze  566. 

Germain,  Henry  f,  Direktor  des 
Credit  Lyonnais  in  Paris  99. 

Germanen  558. 

G^/'/na/z/fl,  Lebens-Vers. -Gesellschaft 
in  New-York  110. 

Gerste  664. 

—  als  Kaffeesurrogat  664. 


Gersteernte  in  Deutschland  571, 
Frankreich  585,  Grossbritannien 
u.  Iri.  588,  Österreich  582,  Spa- 
nien 598,  Ungarn  583,  Vereinigte 
Staaten  623. 

Geschäftsführer  287. 

Geschäftsführung  ohne  Auftrag  1020 
1021. 

Geschäftspapiere,  ihre  Beförderung 
durch  die  Post  353  362. 

Geschäftssprache  862. 

— ,  wodurch  sie  sich  entwickelt  hat 
862. 

Geschäftsstil,  notwendige  Sprachrei- 
nigung 866. 

— ,  Nachlässigkeit  in  den  Mehrzahl- 
bildungen und  in  den  Wortzusam- 
mensetzungen 866. 

— ,  unschöne  Bilder  der  Börsenspra- 
che 866. 

— ,  s.  a.  unter  Briefstil. 

Geschäftsübergang  auf  andere  Inha- 
ber, Veräusserung  des  Geschäfts 
unter  Lebenden   —  Übertragung 

—  Fortführung  der  Firma  — 
Übernahme  der  Geschäftsschulden 
992  993. 

Geschichtsauffassung,  idealistische  u. 
materiaUstische  10. 

Geschütz-  und  Gewehrfabrikation  in 
England  588. 

Gesellen  und  Gehilfen  991. 

Gesellenprüfung  211. 

Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf- 
tung —  Gesetz  v.  20.  Apr.  1892, 
jetzt  V.  20.  Mai  1898.  —  Errich- 
tung —  Mindeststammkapital  — 
Mindeststammeiniage  jedes  Ge- 
sellschafters —  Eintragung  ins 
Handelsregister —  Geschäftsführer 
1005  1006. 

— ,  Rechtsverhältnisse  der  Gesell- 
schaft und  der  Gesellschafter  — 
Nachschusspflicht  und  wie  man 
sich  ihr  entziehen  kann  —  Ein- 
ziehung (Amortisation)  von  Ak- 
tien 1006  1007. 

— ,  Vertretung  u.  Geschäftsführung 

—  Einberufung  aller  Gesellschaf- 
ter —  Stimmrecht  1007. 

— ,  Abänderung  des  Gesellschafts- 
vertrages 1007. 

— ,  Auflösung  und  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft ,  Auflösungsgründe 
1007  1008. 

Gesellschafter  149   151. 

Gesellschaftsinseln  632. 

Gesellschaftsvertrag  (Kompaniever- 
trag) 969. 

Geserichsee  568. 

Gespinste  698—700. 

Gesteinsbindemittel  659  660. 

Getreidearten  663  664. 

Getreideausfuhr  aus  Kanada  621. 

Getreidebau  in  Europa  559. 

Getreideernte  Preussens,  im  Verhält- 
nis zu  der  ganz  Deutschlands  572 

Getreidehandelsplätze  573. 

Getreideimportländer  291   292. 


Getreideländer,  die  wichtigsten  der 
Erde  551—552. 

Getreidepreisnotierung  859  860. 

Getreiderechnung  859  860. 

Getreidezufuhrbedarf  Deutschlands  u» 
Englands  571. 

Gettaniagummi  685. 

Gewanne  198. 

Gewebe  700  701. 

Gewebsindustrie  in  Deutschland  572. 

Gewehrfabrikation,  deutsche  571. 

Gewerbe  260  261. 

Gewerbebetrieb,  gewerbepolizeil.  Vor- 
schriften 976. 

Gewerbefreiheit  39   180  210—212. 

— ,  ihre  Einführung  in  Preussen 
125. 

— ,  sie  einschränkende  Gesetze  281 
282. 

Gewerbegehilfen:  Arbeiter,  Lehrlinge, 
höhere  Angestellte  (Techniker 
usw.).  Pflichten  des  Arbeitgebers: 
Lohnzahlung    —    Fürsorgepflicht 

—  Schutz    jugendlicher  Arbeiter 

—  Zeugnispflicht.  —  Pflichten  des 
Arbeiters  990  991. 

Gewerbegerichte  212  214   1092. 

— ,  Verfahren  vor  ihnen  1100  1101. 

— ,  ihre  Zuständigkeit  990. 

Gewerbegesetzgebung,  die  neuere  2 1 2 
214. 

Gewerbelehrlinge,  ihre  rechtlichen 
Verhältnisse  991. 

Gewerbeordnung  2\\  281   282. 

Gewerbesteuer  232  233. 

Gewerbesteuergesetz,  preussisches  233. 

Gewerbeverfassung  210 — 212. 

gewerbliche  Arbeiter  979. 

Gewerken  164  519. 

Gewerkschaß  164  518  519. 

Gewerkvereine  42  133  214. 

Gewicht,  Kilogrammgewicht  810. 

— ,  chinesisches  811. 

— ,  enghsches  810  835. 

— ,  russisches  811   835  836. 

Gewinnbeteiligung  dtr  Arbeiter  179. 

Gewinnverteilung  bei  offener  Gesell- 
schaft 149. 

Gewinnzuschläge  312  314. 

Gewürze  679-  683. 

Gewürzländer,  die  wichtigsten  der 
Erde  552. 

Gewürznelken  681   682. 

Gewürznelkenpulver  682. 

Gezeiten  (mhd.  [mittelhochdeutsch] 
gezit,  bestimmte  Zeit) :  Ebbe  und 
Flut  536  537  539  540  541  542  544. 

gezogeneryfl  ei^seX  ;=Tratte :  Wechsel, 
auf  dem  eine  andere  Person  oder 
eine  andere  Firma  als  die  eigene 
genannt  ist,  die  die  Zahlung  lei- 
sten soll  820  821  1043  (s.  a. 
Prima- Wechsel). 

GG.  =  Genossenschaftsgesetz. 

Ggw.  =  Gutgewicht  315. 

Gibraltar,  engl.  Besitz  589  599. 

Gierke,  bedeutender  Rechtslehrer  an 
der  Berliner  Universität  152. 

Gilbert-Inseln  632. 


Sachregister. 


1145 


Gilden  30  281. 

Gilge,  Mündungsarm  der  Memel568. 

Gin  678  690. 

Gingeroi  683. 

Gingham  700. 

Gips  649  652  660. 

Gipsen  der  Weine  676. 

Gipsspat  661. 

Girant:  derjenige,  der  sein  Recht, 
eine  Wechselsumme  einzuziehen, 
auf  eine  andere  Person  oder  auf 
eine  andere  Firma  überträgt;  es 
geschieht  dies  durch  Zeichnung 
seines  Namens  oder  seiner  Firma 
auf  die  Rückseite  des  Wechsels. 

Girgenti,  Sizilien  598. 

girieren:  auf  einen  Wechsel  seinen 
Übertragungsvermerk  setzen,  eine 
Forderung  überweisen. 

Giro:  Übertragungsvermerk  auf 
einen  Wechsel  1046.  s.  a.  In- 
dossement. 

— :  Umlauf,  Geldumlauf. 

Giro-  u.  Lehnbank  in  Berlin  100  101. 

—  u.  Leihbank  in  Breslau  100. 
Girobanken  in  Italien  97. 
Giroüberweisung  313. 
Giroverband  158. 
Giroverkehr  173. 

—  mit  der  Reichsbank  466. 
Girugewo,  Rumänien  595. 
GKG.  =  Gerichtskostengesetz. 
Glacepapier  702. 

Gladstone,  engl.  Staatsmann  44  54. 

Glanzgold  641. 

Glanzkohle  655. 

Glanzkopf  644. 

Glanzrinde  703. 

Glanzsamen  664. 

Glärnisch  562. 

Glas,  gefärbtes  658. 

— ,  geschliffenes  658. 

— ,  aus  welchen  Materialien  u.  wie 

es  hergestellt  wird  657  658. 
Glas  und  Glaswaren  657  658. 
Glaserkitt  t^\. 
GlasfabrikationtiStAd  649  650  652. 

—  in  Deutschland  572. 
Glasgow,  Schottland  588  590. 
— ,  Kanada  621. 
Glashütte  572. 

Glasindustrie  in  England  588. 
Glasmalerei  653. 
Glasperlen  658. 

Glaswaren,  in  welchen  Ländern  die 
besten  und  die  meisten  gehefert 
werden  658. 

^/aÄ  prolongieren  oder  schieben  529. 

—  sein  (Börsenausdruck):  kein  En- 
gagement haben. 

—  stellen,  sich  glatt  stellen:  durch 
den  Ankauf  oder  den  Verkauf 
von  Wertpapieren  sein  Spekula- 
tionstermingeschäft ausgleichen. 

Glatzer  Gebirge  565. 

—  Neisse  568. 
Glaubersalz  648. 
Gläubigeraussckuss:  ein  bei  grossen 

Konkursen  in  der  Regel  von  den 


Gläubigem  eingesetzter,  vom  Ge- 
richt bestätigter  Ausschuss,  der 
neben  dem  Verwalter  der  Masse 
steht,  ihn  unterstützt  oder  über- 
wacht. 

Glauchau,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Gleiwitz,  Schlesien  571   573. 

Gletscher  der  Alpen  561. 

Globeöl  656. 

Glutin  710. 

Glycyrrhiza  glabra  u.  echinata  683. 

Glykose  (CgHi^Og)  666  668. 

Glyzerin  666. 

Glyzyrrhizin  666  683. 

O.  m.  b.  H.  151. 

Gmünd,  Württemberg  572. 

Gmunden,  Österreich  582. 

Gnadengroschenkassen  112. 

Gneis  565. 

GO.  =  Gewerbeordnung. 

Goa,  portug.  Kol.  in  Asien  605. 

— ,  Erzeugungsort  des  besten  Arraks 
678. 

GOjg-o/,Fluss  in  Kaiser  Wilh.-Land  632. 

Göhre,  Sozialdemokrat,  ehemaHger 
Theologe  137. 

Gold  641. 

—  in  Barren,  dessen  höchster  und 
niedrigster  Wert  in  Mark  409. 

— ,  wichtige  Fundstätten  641. 

— ,  sein  Wert  im  Verhältnis  zu 
dem  des  Silbers  418  419  421. 

— ,  Berechnung  des  Wert  Verhält- 
nisses zum  Silber  837. 

— ,  nach  welchem  Gewicht  man  in 
früherer  Zeit  seinen  Feinheitsgrad 
bestimmte  —  wie  er  jetzt  aus- 
gedrückt wird  —  wie  das  alte 
Gewicht  in  das  neue  umgerech- 
net wird  834  835. 

— ,  Feinheitsbezeichnungen  in  Eng- 
land und  in  Russland  835  836. 

— ,  Ermittlung  des  Feingewichts, 
des  Rauhgewichts  und  des  Fein- 
gehalts 836. 

— ,  Börsennotierungen  836. 

— ,  Wertberechnung  nach  den  No- 
tierungen der  Pariser  und  der 
Londoner  Börse  836  837. 

Goldausbeute  seit  dem  Beginn  des 
19.  Jahrh.  417  418. 

— ,  jährliche  in  Australien  631,  Ka- 
nada 621,  Madagaskar  612,  Russ- 
land 593,  Transvaal  615,  Ver. 
Staaten  v.  Am.  623. 

Goldausfuhr  Koreas  604. 

Goldbarren  478. 

Goldchlorid  641. 

Goldfelder  des  Witwatersrand  615. 

Goldküste  614. 

Goldländer,  die  reichsten  553. 

— ,  in  Europa  559. 

Goldmünzen  26. 

Goldnes  Hörn  596. 

Goldparität  476. 

Goldproduktion  s.  Goldausbeute. 

Goldpunkt  417  476  856  857. 

Goldpurpur  641. 

Gold- Rubinglas  641. 


Goldsalz  641. 

Goldschlägerhaut  710. 

Goldschmiede,  englische  98. 

Goldwährung,  ihre  Einführung  419  — 
421. 

— ,  hinkende  412. 

— ,  reine  411  412. 

Goldwäscherei  418. 

Goldwert,  die  Frage  ob  er  infolge 
Einführung  der  Goldwährung  ge- 
steigert worden  ist  428. 

Goletta,  Tunis  611. 

Golfstrom  539  543. 

Gommeline  666. 

Gondar  616. 

Gönyö,  Ungarn  569. 

good  average:  gut,  mittel,  guter 
Durchschnitt. 

Göpel:  aus  einer  senkrechten  Spin- 
del bestehendes  Hebewerk  über 
einem  Schacht. 

Görlitz,   Schlesien  572  573. 

Görlitzer  Neisse  568. 

Görz,  Österreich  582. 

Gosebier  677. 

Goslar,  Hannover  573. 

Gossypium  693. 

Göta-Elf  592. 

Göteborg,  Schweden  592. 

Gotha,  Thüringen  574. 

GothaerVrogvdimm  der  soziahstischen 
Arbeiterpartei  135. 

Gotthardbahn  66. 

Gotthardpass  562. 

Gotthardtunnel  561. 

Göttingen,  Hannover  573. 

Gouda,  Holland  578. 

Goulards-Wasser  710. 

Gournay,  einer  der  Häupter  der 
physiokratischen  Schule  in  Frank- 
reich 124. 

Grachten  579. 

Gradierwerke  650. 

Grahamland  546. 

Grain,  eine  Unterteilung  des  engl. 
Troypfundes  =  0,06479g  835. 

Grains,  Eier  des  Maulbeerspinners 
697. 

Grajische  Alpen  561. 

Gramineen  663. 

Gramm  (g)  810. 

Gran,  Karpathenstrom  568. 

Gm/z, Unterteilung  des  Karatgewichts 
zum  Wiegen  des  Goldes  und  des 
Lotgewichtes  zum  Wiegen  des 
Silbers  =  0,81 19988  g;  ferner  als 
Juwelengewicht  =  0,513843g  642 
835. 

Granada,  Spanien  599. 

Granat,  edler  662. 

Grand  Bassam,  franz.  Sudan,   612. 

Grand  Rapids,  Ver.  Staaten  624. 

Graphit  564  586  645  653  654. 

Grosse,  Frankreich  586. 

Gratifikation:  eine  ausserordentliche 
Zulage  zum  Gehalt,  die  gewöhn- 
lich nach  dem  Jahresabschluss  ge- 
währt wird;  Belohnung,  Entschä- 
digung, Geldgeschenk. 


1146 

gratis:  kostenlos,  unentgeltlich,  um- 
sonst. 

Graukalk  659. 

Graupen  664  665. 

Grauspiessglanzerz  (Sb.^S3)  646. 

s^Gravenhage,  Holland  579. 

Graz,  Österreich  560  582. 

Great  B ritain  75. 

Great  Eastern  75. 

Greater  Britain  55. 

Great  Western  74. 

Greenbacks :  Staatspapiergeld  der 
Verein.  St.  v.  Amerika,  ihrer  dun- 
kelgrünen Farbe  wegen  so  ge- 
nannt. 

Grege:  ungezwirnte  Rohseide. 

Gregia  697. 

Grein  a.  d.  Donau  569. 

Gremium'.  Körperschaft,  z.  B.  (in 
Österreich  gebräuchlich)  G.  der 
Kaufmannschaft,  der  Börse. 

Grenadillholz  693. 

Grenoble:  Frankreich  585  586. 

Greze,  Grezza  697. 

Griechen  56  71   72  541   558. 

Griechenland  49  596. 

—  im  trojanischen  u,  mykenischen 
Zeitalter  18—21. 

— ,  Münzen  839. 

Griechisch  -  katholische  Bevölkerung 
Russlands  593. 

—  Rumäniens  595. 

griechische  Staatsfinanzen  unter  Kon- 
trolle einer  internationalen  Kom- 
mission 515. 

—  Weine  676. 
Gries  665. 
Grimselpass  579. 
Grobkohle  655. 
Grobmörtel  660. 
Grobrinde  703. 

Grodno,  Westrussland  594. 
Grönland  548  616  627. 
Grönlandstrasse  545. 
Gross,  Zählmass  810. 
Grossbetrieb  durch   Einführung  des 
Maschinenbetriebes  37, 

—  im  Kleinhandel. 
Grossbetriebe  164  165. 
Grossbritannien  u.   Irland  37  52 — 

55,  587—590. 

—  s.  a.  unter  England. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  838. 
— ,  Feinheitsbezeichnung  des  Goldes 

u.  des  Silbers  835  836. 
— ,  Längen-,  Hohl-  u.  Gewichtsmass 

810. 
— ,  income  tax  (Einkommensteuer) 

489. 
^,  als  Kolonialmacht  35. 
— ,  Lebensversicherung  107  108. 
Grosse  Antillen  546. 

—  Fatra  566. 

Grossenhain,  Kgr.  Sachsen  572. 
Grosser  Ozean  543  544  600. 
Grossglockner  562. 
Grosshandel  (Handel  en  gros)  281 

965  966. 
Grosshändler  281  308  309. 
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Grossindustrie:  Industriezweige,  die 
zahlreiche  Arbeiter  beschäftigen 
u.  grosse  Mengen  Güter  herstellen. 

Grossist:  Grosshändler,  s.  d. 

Grossmächte  45. 

Grosswardein,  Ungarn  583, 

Grudekoks  655. 

Grünberg,  Schlesien  565. 

—  -Sorauer  Höhen  565. 
Gränbleierz  643. 

Grundbuch,  was  darin  eingetragen 
wird  —  das  Recht,  darin  Einsicht 
zu  nehmen  1065  1066. 

— ,  Eintragung  nach  der  Zeitfolge 
u.  nach  den  Rangverhältnissen,  die 
nachträgl.  geändert  werden  können 

—  Vormerkungen  —  öffentlicher 
Glaube  des  G.  —  Berichtigung 
des  G.  1066  1067. 

—  Eintragung  eines  Widerspruchs 

—  Verjährung  1068. 
Grundeigentümer  125. 
Grundentlastung  41. 
Grundrente  175  181   182  187. 
— ,  städtische  177. 
Grundrententheorien   126   128   176. 
Grundschuld  1074  1075. 
Grundsteuer  176  230  231. 
Grundsteuergesetze,  preussische  231. 
Grundstoffe  640. 

Grundstücke,  Erwerb  —  Aufhebung 

—  Änderung  des  Inhalts  eines 
Rechts  an   einem  G    1065  1066. 

Gründung  eines  Geschäfts  293  294 
307. 

—  einerAktiengesellschaft  1000  1001. 

— ,  häufig  wird  darunter  die  Um- 
wandlung eines  persönlichen  kauf- 
männischen Unternehmens  in  ein 
Aktienunternehmen  verstanden. 

Gründungsfieber  46. 

Grünerde  653. 

Grünspan  653. 

Grüntal,  Thüringen  564. 

Gruppenakkordsystem  179. 

Guadalajara,  Mexiko  626. 

Guadalquivir,  Strom  i.  Spanien  598. 

Guadeloupe,  Kl.  Antillen  627. 

Guadiano,  Strom  i.  Spanien  598. 

Guajakholz  693. 

Guam,  Ver.  Staat.  Insel  i.  Polynesien 

605  632. 
Guanajuato,  Mexiko  626. 
Guano  711. 

Guatemala,  mittelam.  Republik  626. 
Guayana  (Cayenne)  33. 
Guayaquil,  Ecuador  544  628. 
Gaaymas,  Mexiko  626. 
Guernsey,   engl.  Kohlenstation  589. 
Guignetsgrün  653. 
G«/rt^a-lnseln  614. 
güldnes  Metall,  Wertberechnung  837. 
Gulyas  (Rinderhirten)  567. 
Gummi  664. 
Gummi  arabicum  686. 
Gummiarten  686  687 
Gummi  elasticum  685. 
Gummigutt  687. 
Gummiharze  687. 


Gummilack  687. 
Gummisorten  666. 
Gummiverfälschungen  686. 
Gumpoldskirchen,  Vorort  Wiens  582. 
Gunny-Eloth  693  695. 
Gunpowder-Tee  672. 
Gusstahl  645. 

Gusstahlwerke,  deutsche  571. 
Güstrow,  Mecklenburg  574. 
Güter,  ihre  Einteilung  200. 
— ,  wirtschaftliche,  ihre  Begriffsbe- 
stimmung u.  Einteilung  115  116. 
Güterbahnhöfe  65. 
Güterbeförderung  auf  Eisenbahnen  — 

Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 

der  Eisenbahnen  —  Schadenersatz 

1035  1036. 
—  auf  den  Eisenbahnen  Frankreichs 

586. 
Gütererzeugung  260  261. 
Güterrechtsregister  974. 
Gütertarife  334  335  338  339. 
Gütertausch  165. 
Güterübertragung,    Arten    derselben 

255—257. 
Güterumlauf,  Begriff  u.  Organisation 

165-167. 
Güterverbrauch    der    verschiedenen 

europäischen  Völker  558  559. 
Güterverteilung  174—183. 
gutschreiben:  in  das  Haben  (Credit) 

eines  Kontos  schreiben. 
Gutsuntertänigkeit,    ihre  Aufhebung 

in  Preussen  125. 
Guttapercha  685  686. 
Gutti  687. 

G  VG.  =  Gerichtsverfassungsgesetz. 
Gwalior,  Vorderindien  607. 

H 

ha,  Abkürzung  für  Hektar  810. 

Haag,  Holland  579. 

Haardt  (a.  Hard(gebirge)  563. 

Haarlem,  Holland  578  579. 

Haarsalz  648. 

Habeischwert,  Schlesien  565. 

Haben  in  der  Buchführung  715  716. 

Haborttown,  Tasmanien,  Austr.  631. 

//äV-Ä<?/,Ernst,deutscher  Naturforscher 
166. 

Hafen  344. 

Häfen;  die  bedeutendsten  des  Gros- 
sen Ozeans  544,  des  Indischen 
Ozeans  545,  des  Mexikanischen 
Meeres  543,  der  Ostsee  542. 

— ,  die  wichtigsten  f.  Baumwolle  694. 

Hafengelder  344. 

Hafenlexika  344. 

Hafer  664. 

Hafergrütze  664. 

Haft  eines  Schuldners  wegen  Nicht- 
leistung des  Offenbarungseides 
1106  1107. 

Haftpflichtgesetz  217. 

Haftung,  unbeschränkte  und  be- 
schränkte 149   15L 

Hagelversicherung  113  114. 

Hagen,  Westfalen  571,  573. 

Haida,  Österreich  582. 
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Haiderabad,  Vorderindien  607. 

Hainan,  chines.  Insel  604. 

Haiphong,  franz.  Indo-China  606. 

Haircord  700. 

Haiü  626. 

Hakodate,  Japan  605. 

Halbfabrikate  292. 

Halbkammgarn  700. 

Halblacken  701. 

Haleb,  Syrien  609. 

Hallfax,  Engl.  589  621. 

Halle  a.  d.  Saale,  Prov.  Sachsen  564 
573. 

Hallein,  Österreich  572  649. 

Halley,  berühmter  Mathematiker  u. 
Astronom  73  106  107. 

Hallstadt,  Österreich  582  649. 

Haematoxylon  Campechianum  705. 

Haferemteertrag  i.  Deutschland  571, 
Frankreich  585,  Orossbr.  u.  Irl. 
588,  Österreich  582,  Russland 
593,  Ungarn  583,  Ver,  Staaten 
623. 

Hamburg  542  572  575. 

Hamburg- Amerika- Linie  78 — 81. 

Hamburger  Bank  97  100. 

Hamburger  Börse  506  507  512  528. 

Hamburger  Paketfahrt-  Akt.  -  Gesell- 
schaft 575. 

Hamburg-Südamerikanische  Dampf- 
schiffahrts-Gesellschaft 80. 

Hamilton,  Kanada  621. 

Hamm  a  d.  Lippe,  Westf.  571  573. 

Hanau,  Hess.-Nassau  572. 

Hand,  aus  erster:  unmittelbar  vom 
Erzeuger. 

— ,  freie:  an  keine  Vorschrift  binden. 

— ,  aus  freier  Hand:  freiwillig  ver- 
kaufen. 

—  lassen,  an  der :  ein  Angebot  weiter 
gelten  lassen. 

— ,  unter  der:  gelegentlich. 

Handel,  Begriffsbestimmung  255 — 
258. 

— ,  seine  Bedeutung  als  soziale  Ein- 
richtung 257. 

— ,  sein  Einfluss  auf  die  aligemeine 
Kultur  u.  auf  das  Volksleben  267 
—269. 

— ,  seine  Entwicklungsstufen  258 — 
260. 

— ,  geschädigt  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  1 62. 

— ,  sein  Nutzen  für  Produzenten 
u.  Konsumenten  262  263. 

— ,  schematische  Darstellung  seiner 
Stellung  im  wirtschaftl.  Organis- 
mus 261. 

— ,  seine  wirtschaftliche  Bedeutung 
263—267. 

— ,  der  Umfang  des  Gesamtaussen- 
handels  in  den  einzelnen  Ländern 
u.  Erdteilen  264—267. 

—  und  Industrie:  Verhältniszahl  der 
darin  früher  und  jetzt  Beschäf- 
tigten 42. 

Handelsartikel,  deutsche,  im  Mittel- 
alter 30. 
Handelsbilanz  265  266. 


Handelsbriefe,  gesetzliche  Vorschrift, 
sie  aufzubewahren  u.  eine  Ab- 
schrift von  ihnen  zu  nehmen  882. 

Handelsbücher,  ihre  Revision  und 
ihre  Kontrolle  800  —  803  808 
809. 

Handelsfirma,  Rechtsbestimmungen 
im  HOB.  977—979. 

Handelsfloüev .  Belgien  577,  Deutsch- 
land 572,  Frankreich  586,  Griechen- 
land 596,  ürossbrit.  u.  Iri.  589, 
Holland  578,  Japan  605,  ItaHen 
597,  Norwegen  591,  Österreich- 
Ungarn  582,  Portugal  600,  Russ- 
land 593,  Schweden  592,  Spanien 
599,  Ver.  Staaten  624. 

— ,  europäische  560. 

—  aller  Länder  der  Erde,  Gesamt- 
zahl der  Registertonnen  538. 

— ,  niederländische,  in  früheren  Jahr- 
hunderten 73. 

—  Preussens  im  Verhältnis  zu  der 
ganz  Deutschlands  573. 

Handelsgeographie  3  535 — 639. 

Handelsgerichte  385  386. 

Handelsgeschäfte,  Kauf:  „Umsatz 
von  wirtschaftlichen  Gütern  gegen 
Geld"  —  Pflichten  des  Verkäufers 
—  Pflichten  u.  Rechte  des  Käufers 
1022—24. 

— ,  das  Kommissionsgeschäft  1026 
1027. 

— ,  das  Speditionsgeschäft  1027 1028 

— ,  das  Lagergeschäft   1028    1029. 

— ,  der  Handlungsagent  1029  1030. 

— ,  der  Handelsmäkler   1030  1031. 

— ,  das  Landfrachtgeschäft  1031 — 
1034. 

— ,  die  Beförderung  von  Gütern 
u.  Personen  auf  Eisenbahnen  1 034 
—1036. 

—,  das  Flussfrachtgeschäft  1036 1037. 

— ,  der  Seehandel  1037—1041. 

Handelsgesellschaften  s.  offene  Han- 
delsgesellschaft, Kommanditgesell- 
schaft, Aktiengesellschaft,  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien,  stille 
Gesellschaft,  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung. 

— ,  Gründe  ihrer  Einrichtung,  ihre 
Vorteile  und  ihre  Nachteile  284 
285. 

Handelsgesetzbuch,  deutsches  (HGB.) 
150. 

— ,  welches  Datum  es  trägt  und 
wann  es  in  Kraft  getreten  ist  970. 

— ,  wann  der  Abschnitt  über  die 
Handlungsgehilfen  in  Kraft  ge- 
treten ist  970. 

— ,  das  Sonderrecht  des  Kaufmanns, 
eingeengt  durch  das  BGB. 

Handelsgesetzgebung  383 — 386. 

handelsgesetzliche  Vorschriften  über 
die  kaufmännische  Buchführung 
713  719  721  722  725  798  — 
800. 

—  über  das  Aufbewahren  von  Han- 
delsbriefen u.  die  Zurückbehaltung 
einer  Abschrift  von  ihnen  882. 


Handelsgewerbe,  aufgeführt  im  HGB. 

282. 
Handelsgewerbe,   wer  Inhaber  eines 

solchen  sein  kann  971  972. 
Handels-  u.  Gewerbefreiheit  125. 

—  u.  Gewerbekammem  389  390. 
Handelshochschule  in  Aachen  7. 

—  in  Berlin  7. 

—  in  Cöln  8. 

—  in  Frankfurt  a.  M.  8. 

—  in  Leipzig  8. 
Handelshochschulen  6 — 9. 

—  -Frequenz  8  9. 
Handelskammern  386 — 396. 
Handelskammer -Vereinigungen    394. 
Handelskolonien  633  636. 

— ,  altgriechische  19. 

Handelskompanien  150. 

Handelskorrespondenz,  s.  u.  Brief- 
wechsel des  Kaufmanns. 

Handelslehre  3  255—396. 

Handelsmakler  323. 

— ,  Begriffsbestimmung  nach  dem 
HGB.  —  seine  Pflichten  —  Schluss- 
note —  Aufgabe  vorbehalten  — 
Führung  eines  Tagebuchs  1030 
1031. 

Handelsmann  282. 

Handelsmarine,  Anteil  der  verschie- 
denen  europäischen  Staaten  560. 

Handelsmarke  s.  Fabrikzeichen. 

Handelsministerium  386. 

Handelsmünzen  412  837  840. 

Handelsmuseen  385. 

Handelsplätze,  die  wichtigsten  für 
Baumwolle  694. 

Handelspolitik  386. 

—  im  Mittelalter  29. 
Handelsregister  283  284  384  391. 
— ,    Verpflichtung    zur    Eintragung 

978  979. 
— ,   Rechtswirkung  der  Eintragung 

979. 
Handelsrichter  1083. 
Handelsschnelldampfer,  Kosten  ihres 

Baues  76. 
Handelsschulen,  höhere  5 — 9. 

—  für  Knaben  5  6. 

—  für  Mädchen  4  5. 
Handelsstand  166. 
Handelsverträge  245. 
Handelswirkungen  55. 
Handelszweige  269—281. 
Handeltreibende,htgnüshts\\ramvmQ 

282. 

Händen,  in  festen :  bedeutet,  dass  die 
Wertpapiere,  von  denen  die  Rede 
ist,  von  Kapitalisten  zur  Kapitals- 
anlage erworben  worden  sind  und 
daher  voraussichtlich  in  grossen 
Mengen  nicht  an  den  Markt  zum 
Verkauf  kommen  werden. 

Handlungsagent  —  Begriff  nach  dem 
HGB.  —  Unterscheidung  zwischen 
Abschluss-  u.  Vermittlungsagenten 
—  Platzagent  —  Handlungsreisen- 
der —  Provisionsanspruch  1029 
1030. 

Handlungsbevollmächtigte  287  288. 
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Handlungsgehilfen  979  980—985. 

— ,  Qehaltzahlung  —  Verhinderung 
der  Dienste  durch  eigene  Schuld, 
durch  unverschuldetes  Unglück, 
wegen  Vorladung  vor  Gericht, 
militärischer  Übungen  usw.  — 
Pfand-  u.  Beschlagnahmerecht  auf 
das  Gehalt  —  Weihnachts-,  Neu- 
jahrs- u.  andere  Geschenke  981. 

— ,  Arbeits-  u.  Ruhezeit  —  Sonntags- 
ruhe —  Recht  auf  Gelegenheit 
zum  Sitzen  in  offenen  Verkaufs- 
stellen —  Kranken-,  Invaliden-  u. 
Unfallversicherungspflicht  u.  wer 
die  Beiträge  zu  zahlen  hat  —  Recht 
auf  schriftliches  Zeugnis  982. 

— ,  Dienstpflicht  —  Verschwiegen- 
heitspflicht —  Verbot,  ein  eigenes 
Handelsgewerbe  zu  betreiben  — 
Verbot  auch  der  Einzelgeschäfte 
(Konkurrenzverbot)  —  Zurück- 
haltungsrecht —  Recht  auf  Rech- 
nungslegung bei  Provisionszah- 
lung —  Auflösung  des  Dienst- 
vertrages 983. 

— ,  Kündigung  —  wichtige  Gründe 
für  sofortige  Kündigung  seitens 
des  Angestellten  u.  für  die  so- 
fortige Entlassung  seitens  des 
Prinzipals  983  984. 

— ,  Geschäftsgeheimnisse  u.  Konkur- 
renzklausel 984. 

Handlungsgehilfenproletariat  2. 

Handlungsgehilfin  4  5. 

Handlungslehrlinge  980. 

— ,  Lehrvertrag  —  Pflichten  des 
Prinzipals:  Lehrpflicht,  Fürsorge- 
pflicht, Zeugnispflicht  —  Pflichten 
des  Lehrlings  —  Dauer  der  Lehr- 
zeit —  Lösung  des  Lehrverhält- 
nisses 986  987. 

Handlungsreisende  286. 

— ,  Rechte  u.  Pflichten  985  986. 

— ,  Inkassobefugnis  990. 

— r,  Legitimationskarte  986. 

Handlungsvollmacht  979  980  987  989. 

— ,  ihr  Erlöschen  989  990. 

Handpapier  702. 

Handrotting  (Rohr)  693. 

Handschrift,  schöne  861. 

— ,  gute,  deutliche  886. 

Handwerk  155   207—209. 

Handwerker  161   282  292  293. 

—  im  Mittelalter  29. 

Handwerkergenossenschaften  159  160 
161. 

Handwerkergilden  388. 

Handwerkerkreditkassen  159. 

Handwerkerparlament  211. 

Handwerkskammern  212  387. 

Hanf  695. 

Hanfgewächse  (Cannabinaceae)   680. 

Hanfhede  695. 

Hanfländer,  die  wichtigsten  der  Erde 
552. 

Hanföl  691. 

Hanfpflanze  (Cannabis  savita)  691 
695. 

Hanfwerg  695. 


Hängebrücken  69. 

Hang-tscheu-fa,  China  604, 

Han-Jang,  China  604. 

Hankau,  China  604. 

Hannover  (Provinz)  573. 

Hannover  (Stadt)  568  573. 

Hannoversche  Lebensversicherungs-  . 
gesellschaft  108. 

Hanoi,  franz.  Indo-China  606. 

Hansa,  die  deutsche  27—29  38  72. 

Hansastädte  573  574  575. 

Hansemann,  David,  preuss.  Finanz- 
minister,  alsdann  Chef  der  Preus- 
sischen  Bank.  •  Im  Jahre  1851 
Gründer  der  Direktion  der  Dis- 
conto-Gesellschaft  in  Berlin,  deren 
Leiter  er  bis  zu  seinem  Tode  im 
Jahre  1864  blieb:  102. 

Harar,  Abessinien  616. 

Harburg,  Hannover  573  575. 

Hargittagebirge  566. 

Harmonie  wirtschaftlicher  Interessen 
127. 

Harrisburg,  Ver.  Staaten  624. 

Harrison,  erster  Verfertiger  einer 
Seeuhr  73. 

Härte,  Begriffserklärung  661. 

Härtegrade  662. 

Hartford.  Ver.  Staaten  624. 

Hartgeld  446. 

Hartgummi  685. 

Hartharze  687—689. 

Hartkautschuk  685. 

Harwich,  Engl.  589. 

Harz  (Gebirge)  564. 

Harze  687—689. 

Haschisch  675. 

Hase  (Fluss)  567  573, 

Hasenfelle  l<dl. 

Haubentaucher  708. 

HAuCl^:  Aurichlorwasserstoff  641. 

Hauenstein-Tunnel  562  579. 

Hauptbuch.  Beispiele  von  Eintra- 
gungen 717  724  775—779. 

— ,  abgeschlossene  Konten  746  —  748. 

Haus-  u.  Grundbesitzervereine  157. 

Hausenblase  (Ichthyocolla,  Colla  pis- 
cium)  710. 

Hausenfang  541. 

Häuser,  ihre  Zahl  in  London  589. 

Hausierhandel  274  275  304. 

Hausindustrie  208  209. 

Hausmacherleinen  701. 

Hausse  192. 

Haussiers  527  529. 

Häute  709. 

Haute finance:  die  ersten  Bankhäuser, 
die  Geldfürsten. 

Haute  nouveaute:  grösste,  letzte 
Neuheit,  das  Allerneueste. 

Hautleim  710. 

Havana  543  626. 

Havarie  (Haverei) :  Seeschaden  jeder 
Art,  die  ein  Schiff,  oder  Wasser- 
schaden, die  eine  Ware  auf  dem 
Schiffe  erlitten  hat  346. 

— ,  kleine,  grosse  u.  besondere  1040 
1041. 

Havarierechnung  968. 


havariert:  seebeschädigt. 

Havel  567  568. 

Havelluche  566. 

Havelmündung  568.  ; 

Havel-Oderkanal  568. 

Haverhill,  Ver.  Staaten  624. 

Havre  de  Grace,  Frankreich  586. 

Hawai-Inseln  58  632. 

Haysan-Tee  672. 

H.^B^O^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Tetraborsäure  650. 

HCl,  Zeichen  in  der  Chemie  für 
Chlorwasserstoffgas  648. 

Hebron,  Neufundland  622. 

Hecheln  des  Flachses  695 

Hechelwerg  (Hechelhede)  695. 

Hedley,  Erbauer  der  ersten  brauch- 
baren Lokomotive  60. 

Heerstrasse  von  Sardes  nach  Susa  84. 

Hefepilz  675 

Hegezeit  205. 

Hegyaljagebirge  566. 

Hehler,  Begriffsbestimmung  1115. 

Heidelberg,  Grossh.  Baden  576. 

Heidschnucke  696. 

Heilbronn,  Württemberg  576. 

Heiligenholz  693. 

Heimarbeit  208  209. 

Heimathafen  1037. 

Heinrich  der  Seefahrer  31, 

Heiratsgebot  189. 

Heiratsverbote  und  -beschränkunge 
189. 

Heizstoffe,  fossile  654  —  657. 

Heizwert  der  Brennmaterialien  655 
656. 

Hektar  (ha),  Flächenmass  810. 

Hektoliter  (hl),  Hohlmass  810. 

Helianthus  691.  _ 

St   Heller,  Frankreich  587. 

Heliotrop,  Quarz  663, 

Hellenen  18. 

Hellenismus  20—21. 

Helsingfors,  Finnland  594. 

Herat,  Afghanistan  608. 

Herausgabe  von  Sachen  1070. 

Herbertshöhe,  Bismarck-Inseln  632. 

Herbstzeitlosenblätter  681. 

Herdfrischeisen  645. 

Herdfrischstahl  645. 

hereinnehmen  (Börsenausdruck)  853. 

Hereinnehmer  529  853. 

Herero  613. 

Hering  (Clupea  harengus)  670. 

Heringe  539  542  544. 

Heringsfang  28. 

Hermannshütte  573. 

Hermannstadt,  Siebenbürgen  583, 

Hermelin  707, 

Hermupolis,  Griechenland  596. 

Hernad,  Fluss  568. 

Herrnhuter- Ansiedelungen  622. 

Herrschaft  über  eine  Sache,  tatsäch- 
liche oder  rechtliche  —  diese 
Unterscheidung,  wichtig  für  den 
Eigentumsbegriff  1065. 

Hersfeld,  Hess. -Nassau  568. 

Herstellungspreisberechnungen  in  in- 
dustriellen Betrieben  781  782 


I 


Ten      I 
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Hertzka,  österr.  volkw.  Schriftsteller 

131. 
Jiervey- Inseln  632. 
Herzegowina  48  583. 
Hessen,  Grhzt.  572  576. 
Hessen-Nassau  572  573. 
Hessische  Bergland,  das  564. 
Hessonit  662. 
Heuer  2>\\. 
Hexenmehl  684. 
Hg,    chemisches   Zeichen    für    Hy- 

drargyrum  (Merkur,  Quecksilber) 

642. 
HGB  :  Abkürzung  für  das  deutsche 

Handelsgesetzbuch. 
HgS,  Formel    in    der  Chemie   für 

Zinnober  652. 
Hibiscus  cannabinus  695. 
Hildebrandt,  Bruno,  deutscher  Na- 

lionalökonom  der  histor.  Richtung 

137. 
— ,  Rieh.,  deutscher  Nationalökonom 

145. 
Hildesheim,  Hannover  573. 
Himalaja-Gebirge  601   606. 
Himmlische  Reich  604. 
Hindukusch  608. 
Hindus  607. 

hineingeben  (Börsenausdruck)  854. 
Hineingeber  529  854. 
Hirsch-Dunckersche    Gewerkvereine 

214. 
Hirse  664. 
Hjelmarsee  592. 

hl,   Abkürzung  für  Hektoliter  810. 
HNO^,    Formel   in   der  Chemie  für 

Salpetersäure  647. 
Hoachanas,    Deutsch-Südwrestafrika 

613. 
Hoangho,  asiat.  Strom  600  601. 
Hoboken,  Ver.  Staaten  624. 
Hochbahnen  62  68. 
Hochfinanz  im   16.  Jh.  36. 
— ,  internationale  43. 
Hochgebirge  547. 
Hochheim,  Hess. -Nassau  564. 
Hochheimer  Weine  676. 
Hochofen  644. 
Hocliseef ischerei  205. 
Hochvogel,  Algäuer  Alpen  562. 
Hodeida,  Arabien  609, 
Hof,  Bayern  575. 
Höferolle  201. 
Hohe  Acht  563. 

—  Geest  575. 

—  Tatra  566. 

—  Venn  563. 
Hohensalza,  Posen  565. 
Hohlglas  657  658. 
Hohlheringe  670. 
Hohlniass  810. 

— ,  englisches  810. 

— ,  russisches  811. 

Hökerhandel  276. 

Hold-Mezö-Vasarhely,   Ungarn  583. 

Holland  (s.  a.  unter  Niederlande) 
34,  565  577—579. 

— ,  Ein- U.Ausfuhrhandel  mit  Deutsch- 
land 572. 


Holländisch-ostindische  Handelskom  - 
panie  33  150. 

—  -westindische  33 
holländisches  Kolonialreich  in  Asien 

605,  in  Austrahen  632,  in  Süd- 
amerika 630,  s.  a.  unter  nieder- 
ländisch. 

Holländisch-Guyana  630. 

Höllenöl  691. 

Höllental,  Schwarzwald  563. 

Holschuld  1049. 

Holz  566. 

—  u.  Kohlenhandel  270. 
Holzausfuhr  aus  Kanada  621. 
Holzbahnen  58  59. 

Hölzer  693. 

Holzessigsäure  679. 

Holzgeist  679. 

Holzglasur  688. 

Holzkassie  683. 

Holzländer,  die  bedeutendsten  der 
Erde  552. 

Holzteer  689. 

Holzzimt  683. 

Homburg,  Hess. -Nassau  564. 

Hongay,  franz.  Indo-China  606. 

Hongkong,  engl.  Besitzung  in  China 
544  604. 

Honig  668  670. 

Honigbiene  (Apis  mellifica)  670. 

Honigsorten  670 

Honolulu,  auf  Oahu  (Australien)  632. 

//oßo/ifl/z/ =  Ehrenakzeptant  1044. 

Honorar  179. 

Honorat:  derjenige,  zu  dessen  Ehren 
ein  protestierter  Wechsel  von  dem 
Notadressaten  akzeptiert  oder  be- 
zahlt wird  1054. 

honorieren:  einen  Wechsel  für  den 
Aussteller  oder  für  einen  Indossan- 
ten akzeptieren  und  bezahlen,  in 
Schutz  nehmen;  ärztliche  Dienst- 
leistungen, schriftstellerische  Ar- 
beiten bezahlen. 

Hope,  Grossbankier  i.  19.  Jahrh.  43. 

Hopedale,  Neufundland  622. 

Hopfen  563  680  681. 

Hopfenbau  in  Deutschland  571. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  623. 
Hopfendarren  680. 
Hopfenhandel  575. 

Hopfenmehl  681. 

Hopfenpflanze    (Humulus    Lupulus) 

680. 
Hopfenpflanzungen  563. 
Horde,  Westfalen  573. 
Horden m  664. 
Hörige  198. 
Hörigkeit  143. 
Hörn  709. 
Hornspäne  709. 

hors  concours:  ausser  Preisbewerbg. 
Horsensfjord,  Dänemark  690. 
Hottentotten  610. 
Houston,  Ver.  Staaten  626. 
fi^PbO^=-Pb^PO^,  Formel  in  der 

Chemie  für  Mennige  652. 
H^SO^,  Formel  in   der  Chemie  für 

Schwefelsäurehydrat  647. 


Huasco,  Chile  629. 

Huddersfield,  Engl.  589.  n 

Hudson,  Strom  in  Nordamerika  618. 

Hudsonsbai  542  543. 

Hudsonsbai- Kompanie  34. 

Hue,  Annam,  franz.  Indo-China  606. 

Huelva,  Spanien  590. 

Hufenbesitzer  198. 

Hufenschoss  230. 

Hügelgebirge  547. 

Hnile  vierge  690. 

HUlen  563. 

Hulikane  544. 

Hulke  345. 

Hüll,  England  589. 

Hülsenfrüchte  664  665. 

Hummern  539  544. 

Humulus  Lupulus  (Hopfenpflanze) 
680. 

Hunde  (kleine  Erz-  und  Kohlen- 
wagen) 59. 

Hundredweight  (Cwt),  engl.  Gewicht 
810. 

Hungersnot  in  Russland  593. 

Hunsrück  563. 

Hunte,  Nebenfiuss  d.  Weser  568. 

Huronensee  619. 

Hurricanes  538  543  618. 

Huskisson  44. 

Hydrasystem  304. 

Hydrolyse  666. 

Hypochlorite  650. 

Hypothek  173. 

— ,  Begriff  und  Arten  —  Ausdehnung 
ihrer  Haftung  —  Gesamthypothek 
—  Fälligkeit  —  Klage  mit  An- 
trag auf  Zwangsvollstreckung  — 
Abtretung  einer  Briefhypothek, 
einer  Buchhypothek  1072—1074. 

— ,  Sicherungshypothek   1074. 

Hypothekarkredit  170  477. 

Hypothekarverschuldung ,  ländliche 
177. 

Hypotheken,  die  als  Schuld  in  An- 
rechnung auf  den  Kaufpreis  eines 
Grundstücks  angenommen  werden 

— ,  Frist  des  Gläubigers,  seine  Ge- 
nehmigung zu  verweigern  1018. 

Hypothekenbanken  181   202  203. 

Hypothekenbankgesetz  471. 

Hypothekenbrief  1073   1074. 

Hypothekengläubiger,  welche  An- 
sprüche den  ihrigen  bei  einem 
Zwangsverkauf  des  Grundstücks 
vorangehen  1105. 

Hypothekenpfandbriefe  470  471  515 
516 

Hypothekenschulden.  Zuwachs  in 
Preussen  177.  —  in  Bayern  177. 

Hypothekenversicherung  114. 

Hyson-Tee  672. 


/  auf    deutschen   Münzen  bedeutet 

Münzstätte  Hamburg. 
harte,  Voyage  en  131. 
Ichthyocolla,  CoUa  piscium  710. 
idealistische  Geschichtsauffassung  10. 
Identitätsnachweis  246. 
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Ignatiusbohnen  684. 

Ihering,  Rud.,  deutscher  Rechtslehrer 
166  173. 

Ihna,  Nebenfluss  der  Oder  568. 

///,  Nebenfl.  des  Rheins  567. 

lUer,  Nebenfl.  der  Donau  568. 

lUinoisfluss  618. 

Illinoiskanal  623. 

Illipeöl  692. 

llmensee,  Russland  593. 

lloilo,  Philippinen  605. 

Iltisfell  707. 

imaginär:  vermeintlich,  erhofft,  ein- 
gebildet, mutmasslich,  trügerisch. 

St.  Imier,  Schweiz  562. 

Imitation:  Nachahmung,  Nachbildg. 

imitieren:  nachahmen,  nachbilden. 

imitiert:  nachgemacht,  unecht. 

Immaterialgüterrecht  1076. 

Immobiliarverkelirssteuern    237   238. 

Immobilien:  Liegenschaften,  unbe- 
wegliche Gegenstände:  Grund- 
stücke, Gebäude. 

Imperial  Federation  55. 

Imperialismus  45  46  635. 

—  in  England  53  55. 
Imperialtee  672. 

Import,  s.  a.  unter  Einfuhr. 

Importen:  vom  Ausland  eingeführte 
Waren. 

Importeur:  ein  Kaufmann,  der  Waren 
vom  Ausland  einführt  940  941. 

Importgeschäfte,  Beispiele  eines  Brief- 
wechsels 941 — 944. 

importieren:  fremde  Waren  einfüh- 
ren, beziehen. 

imprägnieren :  durchtränken,  sättigen. 

imprimieren:  aufdrucken,  prägen. 

Impuls:  Anstoss,  Antrieb. 

Income  tax  in  England  489. 

Indamine  706. 

Inder  56. 

Indexzahlen  (Index  numbers)  429  430. 

Indianapolis,  Ver.  Staaten  624. 

Indianer  549. 

—  in  Mexiko  626. 

—  in  Nordamerika  619. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  623. 
Indien  17  31  71  602  606—608. 

—  im  Altertum  13. 

— ,  Entwicklung  seiner  Währung  in 
der  Zeit  von  1893—1898  415. 

•— ,  Rupien- Wechselkurse  in  London 
423. 

— ,  Wertschwankung  der  Rupie  416. 

Indigkarmin  704. 

Indigo  704. 

Indigoblau  704. 

indische  Baumwollpflanzen  693. 

Indische  Ozean  544  600. 

Indo-China  49  606. 

Indophenole  706. 

Indossament  oder  Giro:  Übertragung 
des  Rechts  des  Wechselinhabers,  die 
Wechselsumme  vondem  Bezogenen 
zu  erheben,  auf  eine  andere  Per- 
son oder  Firma;  es  geschieht  dies 
durch  einen  kurzen  formellen  Ver- 
merk auf  der  Rückseite  des  Wech- 
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sels,  z.  B. :  Für  mich  an  die  Order 
des  Herrn Datum  u.  Na- 
mensunterschrift oder  allein  durch 
Namensunterschrift  (Blanko-Giro) 
1043   1046  1047. 

induktive  Methode  119—120. 

Induline  706. 

Indult:  Frist,  Stundung. 

Indus,  Strom  in  Indien  601  607. 

Industrie,  ihre  Aufgabe  633. 

—  Deutschlands,  Gesamtwert  ihrer 
Haupterzeugnisse  571. 

Industrieaktien  518. 

Industrieländer  Europas  560. 

Industrieobligationen  516. 

Industriesystem,  das  124. 

Industriezweige,  die  bedeutendsten, 
in  Belgien  577,  Frankreich  585 
586,  Grossbritannien  588,  Holland 
578,  Italien  597,  Norwegen  591, 
Österreich-Ungarn  581  582,  Russ- 
land 573,  Schweden  592,  Schweiz 
580,  Spanien  599,  Ver.  Staaten  623. 

Industriezweige  in  Deutschland ,  die 
bedeutendsten,  und  in  welchen 
Provinzen  oder  Städten  sie  be- 
sonders betrieben  werden  571  — 
576. 

Industrie  u.  Handel,  ihre  Vertretung 
durch  freie  Vereinigungen  396. 

Infantadoschaf  696. 

Information :  Erkundigung,  Auskunft. 

informieren:  unterrichten,  Auskunft 
geben,  in  Kenntnis  setzen;  sich 
informieren :  sich  erkundigen,  sich 
unterrichten. 

Ingredienz:  Zutat,  Bestandteil. 

Ingwer  oder  Ingber  683. 

— ,  kandierter  683. 

Ingwerkonserven  683. 

Ingwerpflanze  (Zingiber  offidnale) 
683. 

Inhaberpapiere:  Wertpapiere,  die  auf 
keinen  bestimmten  Namen  gestellt 
sind,  die  also  ohne  Übertragungs- 
vermerk von  einem  Besitzer  auf 
den  anderen  übergehen  können. 
Zu  den  I.  gehören  z.  B.  auch 
Lotterielose,  Fahrscheine,  Eintritts- 
karten  150  252  514. 

Inkasso :  das  Einziehen  baren  Geldes. 

—  von  Wechseln  und  Checks  477 
478. 

Inkassospesen:  Unkosten,  die  das 
Einziehen  des  Geldes  für  Wechsel, 
Zinsscheine  usw.  verursacht. 

Inkastrasse  in  Peru  57. 

inklusive:  einschliesslich,  miteinge- 
rechnet. 

inkorrekt:  unrichtig,  fehlerhaft,  ord- 
nungswidrig. 

Inn,  Nebenfluss  der  Donau  568. 

in  natura:  in  Wirklichkeit,  in  ur- 
sprünglichem Zustande,  von  glei- 
cher Beschaffenheit. 

Innenhandel  304. 

Innerste,  die,  Fluss  in  Hannover  573. 

Innsbruck,  Österreich  560  568  582. 

Innungen  211  212. 


Innungsmeister  210. 

inopportun:  ungelegen,  unangemes- 
sen. 

Inowrazlaw  (Hohensalza),  Posen  565, 

Insektenpulver  684. 

Inserate  (Anzeigen  in  Zeitungen)  299 
946  947. 

insolvent  296. 

Insolvenz :  Zahlungseinstellung. 

Insterburg,  Ostpr.  568. 

Instruktion :  Verhaltungsmassregel. 

Intaglien  662. 

intensive  Wirtschaft  148. 

Interessensphäre:  Einflussbereich. 

Interessenvertretungen  von  Industrie 
und  Handel  396. 

interessiert:  an  oder  bei  einer  Sache 
beteiligt  sein. 

Interimsquittung:  vorläufige,  einst- 
weilige Bescheinigung. 

Interlaken,  Schweiz  580. 

Internationale  Arbeiterassociation  134. 

Internationaler  Arbeiterschutzkongress 
in  Zürich  215. 

Internationaler  Zwischenhandel  37. 

International  Mercantile  Marine-Co. 
81. 

Interpunktion  (Satzzeichen)  874. 

intervenieren :  vermittelnd  dazwischen 
treten;  zu  Ehren  eines  Geschäfts- 
freundes einen  Wechsel,  der  dem 
Bezogenen  erfolglos  vorgelegt 
worden  ist,  als  Notadressat  unter 
Protest  einlösen. 

Intervention  1053 — 1055. 

Invalidenrente  217  218. 

Invalidenversicherungsgesetze  113. 

Invaliditäts-  u.  Altersversicherungs- 
gesetz 217  218. 

Inventur:  Vermögensaufnahme,  Be- 
stand- oder  Lageraufnahme. 

Inventur-  u.  Bilanzbuch  722  739. 

Inventuraufnahme  721  —  723  724 
725  744  753. 

Inventurbuch  u.  Inventurzusammen- 
stellung 766  767. 

Inversion  885. 

Invertzucker:  Schleimzucker  668. 

investieren:  anlegen,  festlegen. 

Ipomoea  Purga  Hayne  683. 

Iquique,  Chile  629. 

Iran  13. 

Irawadi,  asiat.  Strom  i.  Birma  601  608. 

Iren  588. 

Iridium  641. 

Irkutsk,  Sibirien  603. 

Irland  587  590. 

Irländisches  Moos  (Carragheen)  684. 

Iron  Mountains  617. 

irregulär:  unregelmässig. 

Misch,  Strom  in  Sibirien  601. 

isabell;  blassgelb,  gelblichweiss. 

Isar,  Nebenfluss  der  Donau  568. 

Isatis  tinctoria  705. 

Ischewsk,  Russland  594. 

Ischl,  Österreich  582  649. 

Iserkämme  564. 

Iserlohn,  Westfalen  571. 

Isfahan,  Persien  609. 
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Iskanderun  (Alexandretta)  Syrien  609. 
Isker,  Nebenfluss  d.  Donau  569. 
Island  591. 

Isländisches  Moos  684. 
Ismail,  Russland  594. 
isoliert:  abgesondert,  vereinzelt, frei- 
stehend. 
Issefjord,  Dänemark  590. 
Isthmus  von  Korinth  77. 
Itakolumit  662. 
Italien  38  48  596—598. 
— ,  Münzen  839. 

Italiener  i.  Österreich  -  Ungarn  581. 
Italienisch-Somaliland  615 
Italienische  Weine  676. 
Italienisches  Kolonialreich  i.  Afr.  615. 
Itinerarien  56. 


Jablunkapass  566. 

Jaconet  700. 

Jade  567. 

Jadebusen  573. 

Jajfa,  Asiat.  Türkei  609. 

Jagdberechtigung  205. 

Jagdreviere  für  Pelzwerk  553. 

Jagdschein  205. 

Jahrmärkte  29  276  316. 

Jakutsk,  Sibirien  603. 

Jalapenwurzel  (Exogonium  Purga) 
683. 

Jaluit,  Hafen  d.  Marschall-Inseln  632. 

Jamaika,  westind.  Insel  622. 

Jamaikarum  678. 

Jameson  53. 

Jamesstrom  618. 

Jangtsekiang,  asiat.  Strom  600  601. 

Janina,  Türkei  596. 

Jantra,  Nebenfluss  d.  Donau  569. 

Japan  25  50  604  605. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  839. 

— ,  Lebensversicherung  111    112. 

Japanischer  Talg  692. 

Japanisches  Wachs  692. 

Jaroslaw,  Russland  594. 

Jaspis  663. 

Jassy,  Rumänien  595. 

Java  605. 

Javakaffee  671. 

Javareis  664. 

Javazimt  682. 

Jedo  (Tokio),  Japan  605. 

Jekaterinburg,  Russland  594. 

Jena,  Sachs.-Weimar  572  574. 

Jenissei,  Strom  i.  Sibirien  545  549 
601   603. 

Jenisseisk,  Sibirien  603. 

Jentsch,  Carl,  volkswirtschaftlicher 
Schriftsteller  121 

Jentschuan  (Chemulpo),  Korea   604. 

Jersey  City,  Ver.  Staaten  624. 

Jerusalem,  Syrien  609. 

Jeschken,  Berg  i.  Lausitzer  Geb.  564. 

Jessop,  Eisenbahningenieur  59. 

Jobber:  diejenigen  Mitglieder  der 
Londoner  Börse,  die  die  Ausfüh- 
rungder  Aufträge  durch  die  Makler 
allein  ermöglichen,  weil  sie  jeder- 
zeit Wertpapiere   zu   kaufen   und 


zu  verkaufen  bereit  sind;  wag- 
halsige Börsenspieler  533. 

Jod  645  649  650. 

Jodtinktur  665. 

Johannesburg,  Transvaal  615. 

Johannisberg,  Hess. -Nassau  564. 

Johannisbrot  669. 

Johannisbrotbaum  (Ceratonia  siliqua) 
669. 

St.  John,  Neubraunschweig,  Kanada 
621. 

St.  Johns,  Neufundland  621. 

St.  Johns  River  618  619. 

Johore,  Strait  Settlements  608. 

Joint-Stock-Banks  98  436. 

Jonische  Inseln  596. 

Jönköping,  Schweden  592. 

Joplin,  Ver.  Staaten  625. 

St.  Joseph,  Ver.  Staaten  625. 

Jostedals-Brae,  Norwegen  591. 

Jouffroy,  franz.  Schiffsmaschinentecb- 
niker  74. 

Journal,  Beispiel  von  Sammelein- 
tragungen 773  774. 

Journal-Hauptbuch  d.  amerikanischen 
Buchführung  758—763. 

Juarez,  Mexiko  626. 

Juchtenleder  689  704. 

Juden  558. 

— ,   erste  Bankiers  in  England  98. 

— ,  als  Wucherer  26. 

- — ,  ihre  Bevölkerungszahl  in  Frank- 
reich 585,  Holland  578,  Öster- 
reich-Ungarn 581,  Rumänien  595, 
Russland  593. 

Judenpech  656. 

Juftenleder  704. 

jugendliche  Arbeiter  991  992. 

Julierpass  562. 

Julische  Alpen  562. 

Jumel  694. 

Jumet,  Belgien  577. 

Juneau,  Ver.  Staaten  625. 

junge  Aktien :  neue  Aktien,  die  von 
einer  schon  bestehenden  Aktien- 
gesellschaft ausgegeben  werden. 
Den  Inhabern  von  alten  Aktien 
wird  gewöhnlich  ein  Bezugsrecht 
auf  eine  bestimmte  Anzahl  junger 
Aktien  zu  günstigen  Bedingungen 
eingeräumt. 

Jungfernhonig  670. 

Jungfernöl  690. 

Jungfrau,  Berner  Alpen  561. 

Jungfraubahn  67. 

junior  (jr.):  der  jüngere. 

Juragebirge  562  563  584. 

juristische  Persönlichkeit  972. 

Jute  695. 

Jute- Industrie  i.  Schottland  588. 

Jutetuch  (gunnycloth)  693  695. 

Juwelen  661   662. 

Juwelengewicht  662. 

Juwelierarbeiten,  deutsche  572. 

Juwelierborax  650. 

K,  Abkürzung  für  Kalorie  655. 
AT,  Abkürzung  für  Österreich.  Krone. 


Kabel  589. 

Kabeljau  (Gadus  Morrhua)  670. 

Kabinettweine  dlfi. 

Kabotage  341. 

Kabul,  Afghanistan  608. 

kaduzieren:  für  verfallen  erklären. 

Kaduzierung  1001   1006. 

Kaffa,  Abessinien  616. 

Kaffee  671   672. 

— ,  ungewaschener,  (Caffee  do  ter- 
reiro)  671. 

— ■,  verfälschter  672. 

Kaffeeausfuhr  Vorderindiens  607. 

Kaffeebaum  (Coffea  arabica)  550 
671. 

Kaffeeernte  in  Brasilien,  dem  ersten 
Lande  der  Erde  für  Kaffeebaum- 
anbau 629. 

—  in  San  Domingo,  Guatemala  626, 
Kolumbia  628,  Mexiko,  Puerto 
Plata,  Puerto  Rico  626. 

Kaffee  -Jahresverbrauch  europäischer 
Völker  558. 

Kaffeeländer,  die  wichtigsten  der 
Erde  552. 

Kaffeesurrogate  672. 

Kaffein  671   672. 

Kaffern  610. 

Kafiristan,  Vorderindien  607. 

Kahorsiner,  als  Wucherer  26, 

Kai-fung-fu,  China  604. 

Kair  696. 

Kairo,  Ägypten  611. 

Kairuan,  Tunis  611. 

Kais  344. 

Kaisarie,  Kleinasien  609. 

Kaiser,  der  deutsche,  seine  Rechte 
994  995. 

Kaiser  Wilhelm  IL  215. 

Kaiser  Wilhelmskanal  77  568  573. 

Kaiser- Wilhelms- Land  47   632  638. 

Kaiseröl  656. 

Kaiserslautern,  Bayern  576. 

Kakao  673. 

Kakaobaum  (Theobroma  Cacao,  Fa- 
milie der  Sterculiaceen)  673. 

Kakaobutter  f>Ti  691. 

Kakaomasse  673. 

Kakaoschalen  674. 

Kalaharigebiet  551. 

Kalahari-Wüste  610. 

Kalait  662. 

Kalamiten  654. 

Kalfatern  der  Schiffe  695. 

Kali  647. 

Kalialaun  648. 

Kaliaturholz  705. 

Kalifeldspat  649. 

Kalifornien  51. 

— ,  seine  Bodenerzeugnisse  551. 

Kalifornischer  Meerbusen  616. 

Kaliko  700. 

Kalium  647. 

Kaliumaluminiumsulfat  (K j AI ^  (SO J, 
+  24H^O)  648. 

Kaliumchlorat  650. 

Kaliumchlorid  649. 

Kaliumchromat  651. 

Kaliumdichromat  (K^CrjO,)  651. 
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Kaliumhydroxyd  (KOH)  652. 

Kaliumkarbonat  651. 

Kaliumnitrat  649. 

Kaliumpermanganat  646. 

Kaliumsulfat  648. 

Kalk  647. 

— ,  gebrannter  (CaO)  652  659. 

— ,  gelöschter  650. 

Kalkhydrat  (CalOHJa)  650. 

Kalkspat  660. 

Kalkstein  659  660. 

Kalksteinhrüche  564. 

/<ia/A«/ö/'/o«:  Selbstkostenberechnung, 
Voranschlag  314. 

Kalkulation  in  einer  Bierbrauerei, 
Beispiel  780—782. 

kalkulieren:  die  Selbstkosten  berech- 
nen, voranschlagen  295. 

Kalkutta,  Vorderindien  607. 

Kalkuttahanf  695. 

Kalmücken  558. 

Kalorimeter  656. 

K^AL,(SOJ^-^24Hfi,  Formel  in 
der  Chemie  für  Kaliumaluminium- 
sulfat 648. 

Kaluihanf  695. 

kalzinieren  651. 

Kambodscha,  Indo-China  606. 

Kambrik  700. 

Kameen  662. 

Kamerun,  Deutsche  Kol.  i.  Afrika 
47  613  636  638. 

Kamerun-Berg  610. 

Kammern  der  Landgerichte  1083  — 
Zivilkammern  —  K.  für  Handels- 
sachen  1083  1084. 

Kammersäure  647. 

Kammgarnspinnerei  699  700. 

Kammgarnzeuge  701. 

Kämmlinge  700. 

Kammwolle  696  697. 

Kammzug  697  699. 

Kampfer  690. 

Kampferbaum  (Cinnamomum  Cam- 
phora)  690. 

Kampferspiritus  690. 

Kampine  577. 

Kamptulikon  685  693. 

/Cßßarfa  33  34  53  620  621. 

Kanadische  Pacificbahn  618  620. 

Kanadol  656 

/Canä/^  76  77. 

—  in  Deutschland  567  568  572  573 
576,  Frankreich  585,  Grossbrit. 
u.  Irl.  589,  Holland  579,  Kanada 
621,  Russland  593,  Schweden  592, 
Ver.  Staaten  623. 

Kanalisierung  der  Flussläufe  76. 

Kanariensamen  669. 

Kanarische  Inseln  614. 

Kanas,  Schweinehirten  i.  Ungarn  567. 

Kandahar,  Afghanistan  608. 

Kandia  (Kreta)  596. 

Kandis  668. 

Kanea,  Türkei  596. 

Kaneel  682. 

Kaneelstein  662. 

Kaninchenfelle  1^1. 

Kaninchenzucht  559. 
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Kännelkohle  655. 
Kannevas  700. 
Kanoes  70. 

Kanonisches  Recht  181    182. 
Kanpur,  Vorderindien  607. 
Kansas  City,  Ver.  Staaten  625. 
Kantabrisch-Asturische  Gebirge  598. 
Kantatesonntag      (Messabrechnung) 

273. 
Kanthariden  684. 
Kanton,  China  604. 
Kanzleipapier  702. 
Kaolin  646  648  658. 
Kap,  seine  Bodenerzeugnisse  u.  seine 

Viehzucht  551. 
Kapelagebirge  567. 
Kapern  682. 
— ,  deutsche  682. 

Kapernstrauch  (Capparis  spinosa)  682. 
Kapital  181  330. 
— ,  Begriffsbestimmungen  145. 
— ,  Enstehung  146  147. 
— ,  Arten  146. 
— ,  Bedeutung  für  die   Produktion 

147. 
Kapital,  das,  Hauptwerk  von  Marx 

134. 
kapitalisieren :        zum        Vermögen 

schlagen,  zu  Kapital  machen;  aus 

den  Zinsen   oder  Einkünften  den 

Kapitalwert  berechnen. 
Kapitalismus  147. 
Kapitalisten  125. 

kapitalistische  Produktionsweise  147. 
Kapital-Konto  in  der  doppelten  Buch- 
führung 729  731. 
Kapitalrentensteuer  233  234. 
Kapitalzins  180—182. 
Kapkolonie  614. 
Kapland  63. 

Kapstadt,  Kapkolonie  614. 
Kapuzinerkresse  (Tropäolum  majus) 

682. 
Kapverdische  Inseln  614. 
Karakorum-Gebirge  601. 
Karat  u.  Feingehalt  641. 
—  als  Juwelengewicht  662. 
Karatschi,  Vorderindien  607. 
Karavellen  73. 
Karawanenhandel  280. 
Karawanenstrassen  555  608  612  613. 
Karbonate  651. 
Karbonisieren  halbwollener  Lumpen 

697. 
Karborundum  661. 
Kardemomen  680. 
Karema,  Deutsch-Ostafrika  614. 
Kargador  882. 

Karibische  Meer,  das  543  616. 
Karlsbad,  Böhmen  565  582. 
Karlsruhe,  Baden  563  576. 
Karmin  707. 
Karminnakarat  1^1. 
Karnaubawachs  692. 
Karneol  663. 
Karnische  Alpen  562. 
Kärntner  Alpen  562. 
Karoben  669. 
Karolineninseln  47  632  638. 


Karotten  675. 
Karpathen  566  567. 
Karpathenwald  566. 
Kartelle  156   168. 
Karthager  19  71    165. 
Kartoffelbranntwein  678. 
Kartoffelernte   in    Deutschland    571, 

Frankreich  585,  Grossbrit.  u.  Irl. 

588,  Österreich  582. 
Kartoffelländer,  die  wichtigsten  der 

Erde  552. 
Kartoffelstärke  665. 
Kartoffelzucker  668. 
Karun,  Fluss  i.  Persien  608. 
Karup,   sein  Handbuch  für  Lebens- 
versicherungstechnik  108. 
Kasan,  Russland  594. 
Kaschau,  Ungarn  583. 
Kaschgar,  China  604. 
Kaschmir,  Vorderindien  607. 
Kaschmir-Wollstoff  701. 
Käse  670. 

Käseausfuhr  aus  Kanada  621. 
—  aus  der  Schweiz  580. 
Kasein  650. 
Kaseinleim  710. 
Käsesorten  670. 
Kasimirtuche  701. 
Kaskadenapparate  647. 
Kaskaden-Gebirge  617. 
Kaskarill-Crotons  (Croton   Eluteria) 

684. 
Kaskarillrinde  684. 
Kaspisee  592  593. 
Kassablocks  313. 
Kassabuch,  Beispiele  V.Eintragungen 

bei    einfacher    Buchführung    717 

720  723. 
— ,  bei  doppelter  Buchführung  732 

733  740  768  769. 
Kassageschäfte  525  526. 
Kassai,   Nebenfluss  d.   Kongo   614 

615. 
Kassa-Konto  (doppelte  Buchführung) 

729  730  731. 
Kassakurse  523. 
Kassel,  Hessen-Nassau  573. 
Kasseler  Braun  653. 
Kassenscheine  101. 
— ,    frühere,    in    deutschen  Staaten 

443  444. 
— ,   Reichskassenscheine    444 — 446. 
Kassen-Verein  in  Berlin  s.  Bank  des 

Berliner  Kassenvereins. 
kassieren:   vernichten,  ungültig  ma- 
chen, entwerten,  einziehen. 
Kassierer  285. 
Kastanien  669. 
/<a5/fl/z/m6fltt/«,echte(Castäneavesca) 

669. 
Kastoröl  691. 
Katalanen  598. 
Katalog:    Verzeichnis    von    Waren, 

Büchern,   Bildern  usw.   302  303. 
Kataster  229  230  231. 
Katechu  705  706. 
Kathedersozialisten  136. 
Katholiken  in  Bosnien  u.  Herzego- 

wina583,  Deutschland  571,  Gross- 
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brit.  u.  Irland  588,  Holland  578, 
Schweiz  579. 

Katholiken,  griechische  u.  römische 
in  Österreich-Ungarn  581. 

kotieren:  pressen,  Tuch  glänzend 
machen. 

Katmandu,   Nepal  608. 

Kattowitz,  Schlesien  573. 

Kattun  700. 

Katzbach,  Fluss  i.  Schlesien  573. 

Katzenauge,  Quarzstein  663. 

Katzenfelle  708. 

Kauf  bricht  nicht  Miete  1020. 

Käufer  von  Waren,  seine  Pflicht,  die 
empfangene  Ware  unverzüglich 
zu  untersuchen  u.  etwaige  Mängel 
dem  Verkäufer  anzuzeigen  — 
Ware  zur  Verfügung  stellen  — 
Rechte  des  Käufers,  wenn  die 
Mängel  ordnungsmässig  gerügt 
worden  sind  1023—1025. 

Kauffahrteischiff  oder  Handeisschiff: 
ein  Seeschiff,  das  zur  Versendung 
V.Waren  erbaut  u.  verwendet  wird. 

Kaufleute  im  Mittelalter  29. 

Kaufmann,  der  Begriff  des  Wortes 
im  Sprachgebrauch  282. 

— ,   nach  dem  HOB.  282  970  971. 

— ,  wer  die  Kaufmannseigenschaft 
erst  durch  Eintragung  ins  Handels- 
register erwirbt  971. 

— ,  Pflichten  im  Auslande  6. 

— ,  staatsbürgerliche  Pflichten  im 
Inlande  6. 

kaufmännische  Korporationen  388 
392  393. 

kaufmännische  Schulen  für  Mädchen 
4  5. 

kaufmännische  Vereine  4. 

kaufmännischer  Briefstil  s.  u.  Briefstil. 

kaufmännisches  Rechnen,  Literatur- 
angaben 860. 

kaufmännisch.StrafrechtX  114 — 1 116. 

Kaufmannschaft  von  Berlin,  Ältesten 
der  7  393. 

Kaufmannsgerichte  386. 

— ,  ihre  Entstehungsgeschichte  1084 
1085. 

• — ,  für  welche  Streitigkeiten  sie  zu- 
ständig sind  und  ihre  örtliche  Zu- 
ständigkeit 979  1086. 

— ,   ihre  sonstigen  Aufgaben  1085. 

— ,  wo  sie  errichtet  werden  müssen 
und  wo  sie  errichtet  werden  können 
—  Kostentragung  1085  1086. 

— ,  ihre  Besetzung  —  Einrichtung 
einer  Oerichtsschreiberei  1086 
1087. 

— ,  das  Verfahren  bei  den  K.  — 
Prozessbevollmächtigte  mit  Aus- 
schluss von  Rechtsanwälten  und 
Personen,  welche  das  Verhandeln 
vor  Gericht  geschäftsmässig  be- 
treiben —  Zustellungen  —  was 
die  Klage,  in  einer  Klageschrift 
oder  zu  Protokoll  gegeben,  ent- 
halten muss  1087. 

— ,  Verhandlungstermin  — Versäum- 
nisurteil und  Recht  des  Einspruchs 
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dagegen  —  Hinwirkung  auf  gut- 
liche Erledigung  des  Rechtsstreites 

—  Beweisaufnahme    1088    1089. 
Kaufmannsgerichte,  Zeugen-  u.  Sach- 
verständigengebühren 1088. 

— ,  Eid  —  Protokoll  —   Urteil  — 

Kostenerstattung  1088  1089. 
— ,    Berufung    —    Beschwerde    — 

—  Wiederaufnahme  des  Rechts- 
streits 1089. 

— ,  Vollstreckbarkeit  der  Entschei- 
dungen 1089. 

— ,  Gebühren  1089  1090. 

— ,  als  Einigungsamt,  zusammenge- 
setzt aus  dem  Vorsitzenden  des 
K.  und  aus  Vertrauensmännern 
der  Kaufleute  und  Handlungsge- 
hilfen —  das  Verfahren  des  Eini- 
gungsamtes 1090  1091. 

— ,  Gutachten  des  K.  1091. 

— ,  sein  Recht.Anträge  zu  stellen  1091. 

— ,  provisorische  Entscheidungen  des 
Gemeindevorstehers  in  Gemein- 
den, wo  keine  K.  bestehen  1091 
1092. 

Kaufmannsgerichtsbeisitzer  1086. 

Kaufmannsgilden  388. 

Kaufmannsleben  im   Mittelalter  30. 

Kaufmannsstand,  seine  Entwickig.  42. 

Kaukasien,  Asien  50  602. 

kaukasische  Rasse  549. 

Kaukasus  601. 

Kaurifichten  632. 

Kautabak  675. 

Kaution:  Sicherheitsleistung,  Hinter- 
legung zur  Sicherheit,  Pfand,  Bürg- 
schaft. 

Kautschuk  685. 

Kautschukländer,  die  wichtigsten  der 
Erde  552. 

Kautschuksurrogate  685. 

Kavelinge:  die  einzelnen,  bei  den 
Versteigerungen  der  niederländi- 
schen Handelsgesellschaft  ausge- 
botenen Warenposten  310. 

Kaviar  669  670. 

kavieren:  bürgen. 

Kawerschen,  christl.  Zinsnehmer  im 
Mittelalter  181. 

Kay  es.  Franz. -Sudan  612. 

K^CO^,  Formel  in  der  Chemie  für 
kohlensaures  Kalium  651. 

KCIO^,  Formel  in  der  Chemie  für 
chlorsaures  Kalium  650. 

KiCr^O^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Kaliumdichromat  651. 

Kr^CrO^,  Formel  in  der  Chemie  für 
gelbes,  neutrales  Salz  651. 

Keewatin,  Kanada  621. 

Kegelkugeln  693. 

Kehrtunnei  66. 

Keilberg,  Sachs.  Erzgebirge  564. 

Kelat,  Vorderindien  607. 

Kellerwechsel:  Wechsel,  die  von  ganz 
vermögenslosen  Personen  gegen 
Vergütung  eines  wmzigen  Geld- 
betrages mit  Annahmevermerk  ver- 
sehen werden  1059. 

Kelten  558. 


keltern  675. 

Kelung,  Formosa  605. 

Kenia,  Berg  in  Brit.-Ostafrika  610 
615. 

Kephalonia,  griech.  Insel  596. 

keramische  Waren  658  659. 

Keratin  696  709. 

Kerguelen  545. 

Kermadec,  die  grösste  Tiefe  im  Stillen 
Ozean  543. 

Kermesschildlaas  707. 

Keroselen  (Petroläther)  656. 

Kerosen  (Leuchtöl)  656. 

Kescho  (Hanoi)  Indo-China  606. 

Kette  der  Gewebe  700. 

V.  Ketteier,  Bischof,  früh.  Haupt  der 
kathol.  sozialreformat.  Richtung 
137. 

Kettengarne  699. 

Keltensatz,  angewandt  im  kaufmän- 
nischen Rechnen  811. 

Kettenseide  697. 

kg,  Abkürzung  für  Kilogramm  810. 

Kiachta,  Sibirien  603. 

Kiangtscheu,  Vertragshaf.,  China  604. 

Kiautschou,  China  47  604  638  639. 

Kiddermünster,  England  588. 

Kiefernwald  565. 

Kiel.  Schl.-Holst.  572  573. 

Kienöl  689. 

Kieselgalmai  644. 

Kieselsäure  647  657. 

kieselsaures  Salz  646. 

Kieselschiefer  661. 

Kieselzinkerz  644. 

Kiew,  Russland  594. 

Kilia,  Donaumündung  569. 

Kilimandscharo,  höchster  Berg  in 
Afrika  610  613. 

Kilogrammgewicht,  das  (kg)  810. 

Kilometer  (km)  Längen  mass  810. 

Kilwa,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Kimberley,  Kapkolonie  614. 

Kinder  in  Fabriken,  Arbeitszeitbe- 
schränkung 992. 

Kingsley,  Kämpfer  für  christlich-so- 
ziale PoHtik  in  Engl.  133. 

Kingston,  Kanada  543  590  622. 

Kinkelin,  Prof.,  Mathematiker  109. 

Kino  706. 

Kinzigtal  563. 

Kioto  (Saikyo),  Japan  605. 

Kipper  und  Wipper  100. 

Kips  —  Vaches:  ostindische  leichte 
Brandsohlleder. 

Kipse:  aus  ostindischen  Häuten  ge- 
gerbtes Oberleder. 

Kirchenlisten  106  107. 

Kirgisen  558. 

Kirin,  China  604. 

Kirschenwasser  678. 

Kirschperlen  709. 

Kirsey-Tuch  701. 

Kischinew,  Russland  594. 

Kissingen,  Bayern  564. 

Kiswara,  Deutsch-Ostafrika  613. 

Kitay  700. 

Kitt  691. 

Kiu-kiang,  China  604. 
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l^'öng  (Söul),  Korea  604. 

Kladde  717,  s.  a.  Brouillon. 

Kladno,  Böhmen  582. 

Klagenfurt,  Österreich  560  582. 

Klageschriften,  Beispiele  für  Klagen 
beim  Amtsgericht  1093  1116— 
1118. 

Klärsei  667. 

Klassenkampf  133. 

Klassensteuer,  preussische  227  234 
235. 

Klauenfett  692. 

Klausel:  beschränkende  Nebenbe- 
stimmung, Vorbehalt. 

Klausenburg,  Siebenbürgen  583. 

Klaustal,  Hannover  573. 

Kleber  663  665. 

Klebschiefer  661. 

Kleesalz  710. 

Kleinasien  601  609. 

Kleinbahnen  336  337  518  1035. 

kleinbäuerlicher  Besitz  177. 

Kleinbetriebe  165. 

Kleine  Antillen  617  627. 

Kleingewerbe  41. 

Kleinhandel  283  965. 

Kleinhandelsvertretung  388. 

Kleinhändler  308. 

Klein- Popo,  Togo  613. 

Kleinstaaten  45. 

Kleinwächter,  Friedrich,  Prof.  der 
Nationalökonomie  121  147  165 
168  191. 

Kleruchien  (Bürgerkolonien)  20. 

Kletten  der  Wolle  699. 

Klima  140  535  536  537  548. 

— ,  gemässigtes  13. 

—  in  Europa  557. 

—  in  Nordamerika  618. 
— ,  das  tropische  633. 
Klingglas  658. 
Klippfisch  670. 
Klischees  686. 
Klondikegebiet  621. 
Klosterneuburg  b.  Wien,   Österreich 

582. 

Klumpenhausenblase  710. 

km,  Abkürzung  für  Kilometer  810. 

Knackmandeln  669. 

Knallquecksilber  642. 

Knappschaftskassen  106  112  206. 

Knappschaftsvereine  112  113. 

Kniebispass  563. 

Knies,  Karl,  Vertreter  der  älteren 
deutschen  historisch-nationalöko- 
nomischen Richtung  137   145. 

KNO^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Salpeter  649. 

Knochen  708  709. 

Knochenfett  692. 

Knochenkohle  708. 

Knochenleim  710. 

Knoppern  703. 

Knoppernmehl  703. 

Knorpelkohle  655. 

Knöterichgewächse  663. 

Knoxville,  Ver.  Staaten  625. 

KO. :  Abkürzung  f.  Konkursordnung. 

Koalition:  Verbindung,  Vereinigung. 


Koalitionsfreiheit  213. 

Koalitionsverbote  42. 

Kobalt  645. 

Kobaltgrün  653. 

Kobaltultramarin  645  653. 

/Cö6^,  Japan  605. 

Koblenz,  Rheinland  571   574. 

Kochsalz  649  650. 

— ,  wieviel  ein  erwachsener  Mensch 
jährlich  verbraucht  650. 

— ,  wozu   es  verwendet  wird  650. 

Kochsalz- ,  Kali-  u.  Magnesiumförde- 
rung in  Deutschland  571. 

Kockelskörner  681. 

Koggen  72. 

Kognak  678. 

KOH,  Formel  in  der  Chemie  für 
Kaliumhydroxyd  652. 

Kohäsionszustand  640. 

Kohlehydrate  665. 

Kohlen  u.  Wortzusammensetzungen 
mit  ihnen,  s.  a.  unter  Steinkohlen, 

Kohlenbecken,  wichtige  654. 

Kohlenfelder,  welche  Staaten  die  be- 
deutendsten besitzen  553. 

—  in  Nordamerika  617. 

Kohlenfläche  Nordamerikas  622. 

Kohlenförderung  verschiedener  euro- 
päischer Staaten,  ihr  prozentualer 
Anteil  an  der  Gesamtförderung  in 
Europa  559. 

—  in  Australien  631,  Belgien  577, 
Deutschland  553  571,  Frankreich 
585,  Grossbrit.  u.  Irl.  553  588, 
Japan  605,  Österreich-Ungarn  581 
582,  Russland  593,  Ver.  Staaten 
v.  Am.  623. 

kohlenreichste  Länder  der  Erde  654. 
Kohlensäure  647. 
kohlensaure  Salze  651. 
kohlensaures  Kalium   (K^COg)    651. 

—  Natrium  (Na-^COg)  651. 
Kohlenstifte  für  elektrische  Bogen- 
lampen 654. 

Kohlenstoff  647. 

Kokand,  Russ.  Centralasien  603. 

Kokon  der  Seidenraupe  697. 

Kokosbutter  692. 

Kokosfaser  696. 

Kokosnussfett  692. 

Kokosnussöl  692. 

Koks  655. 

Koksöfen  655. 

Kolbenhirse  664. 

Kolberg,  Pommern  568. 

Koldingfjord,  Dänemark  590. 

kollationieren:  Übertragungen  i.  Ge- 
schäftsbüchern oder  Auszüge  aus 
ihnen  vergleichen,  auf  ihre  Richtig- 
keit prüfen,  zusammen  ablesen. 

Kollektion :  Mustersammlung,  Zu- 
sammenstellung V.  Waren  gleicher 
Gattung  in  verschiedenen  Mustern. 

Kollektivismus  130. 

Kollektivprokura  287. 

Kollo  (Mehrzahl  Kolli):  Frachtstück 
311. 

Kollodium  694. 

Kollodiumseide  694  698. 


für    i 


Kolmar,  Els.-Lothringen  576. 

Kölnische  Umbra  655. 

Kolocyntin  u.  Kolocynthidin  684. 

Kolonialbanken,  deutsche  635 

Kolonialbesitz,  seine  Wichtigkeit  für 
den  britischen  Handel  589. 

Kolonialgeschichtliches  634. 

Kolonialpolitik  634  635. 

Kolonialschule  637. 

Kolonialstaaten,  die  wichtigsten,  ihre" 
Grösse  u.  Einwohnerzahl  635. 

Kolonialwareneinfuhr  in  Deutschland 
637. ' 

Kolonialwarenhandel  270. 

Kolonialzucker  666  667. 

Kolonie,  Begriffsbestimmung  632. 

Kolonien,  die  verschiedenen  Arten 
632  633. 

— ,  altgriechische  19. 

— ,    die    nordamerikanischen,    nach 
ihrem  Abfall  von  England,  u.  die    1 
südamerikanischen,  nach  ihrem  Ab- 
fall von  Spanien  u.  Portugal  34  39. 

— ,  britische  34  35  606—608  614 
615  620—622  630  631   632. 

— ,  deutsche  613  614  632  635—639. 

— ,  französische  33  34  606  611  612 
627  630. 

— ,  italienische  615  616. 

— ,  niederländische  33  605  606  630. 

— ,  portugiesische  599  605  614,  ■ 

— ,  spanische  614.  || 

— ,  der  Ver.  Staaten  605  626.  " 

— ,  statistische  Tafeln  635  638, 

— ,  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung 
632—639. 

Kolonisation  als  Ausbreiterin  euro- 
päischer Sprachen  549. 

—  des  deutschen  Ostens  23 

Kolonisten  in  Preussen  189. 

Kolophonium  688. 

Koloquinten  684. 

Kolorado  617. 

Kalorie  (K)  655. 

Kolporteur  274. 

Kolumbia,  Republik  628. 

Kolumbus  70  75. 

Komberg  i.  Bosnien  567. 

Komfort  184. 

Kommandite  (Filiale):  Zweignieder- 
lassung eines  Handelshauses. 

— ,  ihre  rechtliche  Bedeutung  977. 

Kommanditgesellschaft  149. 

— ,  Haftung  der  Gesellschafter  — 
Eintragung  ins  Handelsregister  — 
Geschäftsführung  —  Tod  eines 
Komplementars  —  Gewinn  und 
Verlust  999  —  1000. 

Kommanditgesellschaft  auf  Aktien, 
ihre  Unterscheidung  von  der  ge- 
wöhnlichen Kommanditgesellschaft 

—  Gründung  —  Handelsregister 
— Vertretung  u.  Geschäftsführung 

—  Aufsichtsrat  —  Verteilung  des 
Reingewinns  —  Auflösung  1003 
1004. 

Kommanditisten  149 — 151. 
Kommerz-  u.  Diskontobank  103. 
Kommis:  Handlungsgehilfe  286. 
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Kommission:  Bestellung  bei  Reisen- 
den, Auftrag  ;  Vermittlungsgebühr; 
Ausschuss,  Abteilung. 

Kommissionär:  Geschäftsvermittler, 
Zwischenhändler  288   1026   1027. 

— ,  dessen  Selbsteintrittsrecht  1027. 

Kommissionsgeschäft  1026. 

Kommissionshandel  966  967. 

Kommissionsverlag  i.  Buchhandel  274. 

kommissionsweise :  auf trags weise. 

Kommittent,  Auftraggeber. 

Kommunalbetrieb  164. 

Komm  unalpapiergeld  436. 

Kommunismus,  Begriffsbestimmung 
130. 

Komoren  612. 

Kompagnon:  Teilhaber,  Teilnehmer, 
Mitinhaber  eines  Handelsgeschäfts. 

Kompagnie  od.  Kompanie:  Gesell- 
schaft, die  Verbindung  zweier 
oder  mehrerer  Personen  zum  Be- 
triebe eines  Handelsgeschäfts  auf 
gemeinsame  Rechnung. 

Kompanievertrag,  s.  Gesellschaftsver- 
trag 969. 

Kompass  (Bussole)  30  73. 

Kompensation :  Ausgleich  einer  Ver- 
pflichtung durch  eine  Gegenver- 
pflichtung. 

kompensieren :  ein  Börsengeschäft 
durch  ein  Gegengeschäft  aus- 
gleichen, so  dass  nur  die  Differenz 
zu  berechnen  bleibt,  oder  auch 
dadurch  ausgleichen,  dass  man 
das  Geschäft  an  eine  Firma  über- 
weist, die  mit  beiden  Kontra- 
henten die  Gegengeschäfte  laufen 
haben. 

Kompetenzrecht:  das  Recht  eines 
Schuldners,  aus  der  Konkursmasse 
die  Mittel  zum  notdürftigen  Unter- 
halt zu  beziehen, 

Komplementare  (persönlich  haftende 
Gesellschafter)  999   1003. 

komplett:  vollständig,  vollzählig, 

komplettieren:  vervollständigen,  er- 
gänzen. 

Kondeland,  Deutsch  -  Ostafrika  637. 

Kondition :  Bedingung,  Vereinbarung, 
Zahlungsbedingung;  Stellung, 
Dienst;  Beschaffenheit  einer  Ware. 

konditionieren:  eine  Stellung  haben, 
in  Dienst  stehen. 

Konditionierungsanstalten  385  697. 

konfiszieren:  für  den  Fiskus  (die 
Staatskasse)  beschlagnehmen,  mit 
Beschlag  belegen. 

Kongo,  franz.  Kol.  in  Afrika  612. 

— ,  afrik.  Strom  549  610. 

Kongobahn  615. 

Kongo-Staat  615. 

Kongress  der  Sozialist.  Arbeiterpartei 
zu  Eisenach  135. 

—  Gotha  135. 

Kongsberg,  Norwegen  591. 

Konia,  Kleinasien  609. 

Königlich  Bayerische  Bank  498  499. 

Königsberg,  Ostpr.  568  573. 

Königsblau  653. 


Königshutte  573. 

Königskanal  568. 

Königswasser  641   643  648. 

Konjunktur:  Die  durch  Umstände 
irgend  welcher  Art  günstig  oder 
ungünstig  beeinflusste  allgemeine 
Geschäftslage  oder  die  einzelner 
Handelszweige,  wobei  wegen  der 
ausserordentlich  gesteigerten  oder 
verminderten  Nachfrage  oder  des 
Angebots  eine  Preisbewegung 
stattfindet,  die  auf  den  Ertrag 
der  Handelsunternehmen  wesent- 
lich einwirkt  (Konjunkturgewinne, 
Konjunkturverluste). 

Konkurrent:  Mitbewerber;  Mitstre- 
ber, Wettbewerber. 

Konkurrenz  im  Handelsbetrieb  304 
—306. 

konkurrieren:  mitbewerben,  gleiche 
Geschäfte  betreiben,  zu  gleichen 
Preisen  kaufen  oder  verkaufen. 

Konkursverfahren  —  Eröffnung  des 
K.  —  Abweisung  des  Eröffnungs- 
antrages —  Eröffnungsbeschluss 
1108   1109. 

— ,  Prüfung  der  angemeldeten  For- 
derungen im  Prüfungstermin  1109 

— ,  Verteilung  der  Masse  —  bevor- 
rechtigte Forderungen  1109. 

— ,  absonderungsberechtigte  Gläu- 
biger 1110. 

— ,  Schlusstermin  —  Aufhebung  des 
K.  1110. 

— ,  Zwangsvergleich  1110. 

— ,  Einstellung  des  K.    1110   1111. 

— ,  wer  ausser  den  Gläubigern  den 
Antrag  des  K.  über  das  Ver- 
mögen einer  Aktiengesellschaft, 
einer  Offenen  Handelsgesellschaft 
usw.  zu  stellen  berechtigt  u.  wer 
dazu  verpflichtet  ist  IUI. 

—  Strafbestimmungen  wegen  be- 
trüglichen  Bankerotts,  einfachen 
Bankerotts,  wegen  Gläubigerbe- 
günstigung 1111. 

Konkursverwalter  1109. 

Konnossement  Seefrachtbrief,  Schiffs- 
frachtschein 954—957  1039, 

konservative  Sozial  reform  136. 

konserviertes  Fleisch  670. 

Konsignant  289. 

Konsignatar  289. 

Konsignation:  Sendung  von  Waren 
nach  einem  andern  Platze,  wo  sie 
auftragsgemäss  verkauft  werden 
sollen. 

konsignieren:  Waren  an  seinen  Ge- 
schäftsvermittlersenden, zumfreien 
Verkauf  oder  zum  Verkauf  nicht 
unter  einem  bestimmten  Preise. 

Konsolidation  von  Anleihen  253. 

Konsonanten,  ihre  Schreibung  868 
869. 

Konsortium  i.  Bankbetriebe  151  790. 

Konstanten:  Bargeld;  Edelmetalle. 

Konsiantinopel,  Türkei  24  25  541 
596. 

Konstanz,  Baden  576. 


Konstanziawein  676. 

Konsulate  386. 

Konsum,  Konsumtion:  Verbrauch, 
Absatz,  Bedarf. 

Konsumtion  der  Güter  183 — 196. 

Konsumvereine  155—157,  162  271 
1011. 

Kontenlager  312. 

Konterbande:  durch  Schmuggel  oder 
auf  andere  Weise  unter  Hinter- 
ziehung des  Zolles  eingeführte 
Waren  oder  solche,  deren  Einfuhr 
verboten  ist. 

Kontermine  (Börsenausdruck) :  die 
Gesamtheit  der  Spekulanten,  die 
durch  Leerverkäufe  (s.  d.)  den 
auf  das  Steigen  gerichteten  Be- 
strebungen entgegen  arbeiten ; 
s,  u.  Baissiers. 

konterminieren :  den  spekulativen  Käu- 
fen gegenüber,  spekulative  Ver- 
käufe ausführen. 

Konterorder  geben :  einen  erteilt.  Auf- 
trag widerrufen,  zurücknehmen, 

Kontinentalsperre  40. 

Kontingent  169. 

Konto  in  der  Buchführung  716. 

Kontokorrent  472  473  1017. 

— ,  was  man  darunter  versteht  825. 

— ,  Beispiele,  wie  es  ausgefertigt 
wird  826  827  828  830  832  833 
834. 

—.progressives  Verfahren  827 — 829, 

— ,  retrogrades  Verfahren  829  830. 

— ,  mit  wechselndem  Zinssatz  830 
—834. 

Konto-Korrentbuch  826. 

— ,  Beispiele  von  Eintragungen  742 
743  754  755,  s.  a.  Hauptbuch. 

Kontokorrentgeschäfte  472. 

Kontokorrentrechnung  825—834. 

Kontokorrentverkehr  im  Bankgeschäft, 
Musterbriefe  929-931. 

Konto-metä-Geschäfte  790. 

Kontorarbeiten  945 — 969. 

Kontorist,  seine  Aufgaben  945  946. 

Konto  separato  790 — 793. 

Kontrahent:    vertragschliess.  Partei. 

kontrahieren :  einenVertrag  schliessen. 

Kontrakttafeln  15. 

Kontraprotest  1055. 

Kontravention :  Übertretung  einer 
Übereinkunft  u.  dgl.,  Zuwider- 
handlung. 

Kontremine  s.  Kontermine. 

Kontrolle  der  Handelsbücher  u.  Bi- 
lanzen 800—809. 

Konvenienz:  Belieben,  Bequemlich- 
keit, Übereinkunft. 

konvenieren:  passen,  zusagen,  ge- 
nehm sein. 

Konventionalstrafe :  Vertragsstrafe. 

Konventionaltarife  46  245. 

Konversion  von  Anleihepapieren  253 
490. 

konzedieren:  einräumen,  zugestehen, 
bewilligen,  nachgeben. 

Konzept:  Entwurf  eines  Schriftstücks. 

Konzeptpapier  702. 
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Konzern  (concern):  Angelegenheit; 
Gruppe. 

Konzession  210. 

— ,  staatliche,  der  Aktiengesellschaf- 
ten 150. 

konzessionspflichtige  Gewerbe  u.  Be- 
rufe 270. 

—  industrielle  Unternehmungen  2 12. 

Kopaivabalsam  689. 

Kopal  687  688. 

Kopenhagen,  Dänemark  590. 

Köpenick,  Brandenburg  573. 

Köpergewebe  700. 

Köpertuche  701. 

Kopfstationen  65. 

Kopien  s.  Abschriften. 

Kapokwolle  696. 

Koppelwirtschaft  196. 

Kopra  692. 

Koprolithe  711. 

Korallen  541  544  709. 

Korallenklippen  545. 

Korat,  Siam  606. 

Kordilleren  617  618. 

Kordofangummi  686. 

Korea,  Asien  604. 

Korfu,  Griechenland  596. 

Korinth,  Griechenland  19  596. 

Korinthen  668. 

Korinthenernte  in  Griechenland  596. 

/CorÄ  692  693. 

Korkcambium  693. 

Korkeiche  (Quercus  suber)  692. 

Korkteppich  691. 

Korkyra  19. 

/Cor«  (Münzwesen)  408  837. 

Kornbranntwein  678. 

Körnerlack  687. 

Körnerwirtschaft  196. 

Kornhausgenossenschaften  162. 

Korogwe,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Koros,  Siebenbürgen  568. 

Körperpflege  141. 

Korrespondent  285  286. 

Korsör,  Dänemark  590. 

Korundedelsteine  662. 

Kosmos-Linie  80. 

kostbar,  Bedeutung  des  Wortes  bei 
Preisbezeichnungen  167. 

Kostenpreis  167. 

Kostgeschäft:  ein  in  Österreich  ge- 
bräuchlicher Börsenausdruck  für 
Reportgeschäfte  (s.  d.). 

ATöYAm,  Anhalt  574. 

Kottbus^  Brandenburg  572. 

Kotzen-Tuch  701. 

Kowno,  Russland  594. 

Kr,  Abkürzung  für  die  skandinavi- 
sche Krone. 

Krähenaugen  (Brechnüsse)  684. 

Krähenaugenbaum  (Strychnos  nux 
vomica)  684. 

Krainer  Kalkplateau  562. 

Krajowa,  Rumänien  595. 

Krakau,  Österreich  582. 

Kran  (Mz.  Krane,  auch  Kräne):  ein 
am  Ausladeplatz  der  Schiffe  oder 
der  Eisenbahnwagen  angebrachtes 
mechanisches  Hebewerk. 
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Krankenversicherungsgesetz  216. 

Krapotkin,  Fürst  Peter,  russ.  Anar- 
chist 138. 

Krapp  705. 

Krebse  im  Buchhandel  273. 

Kredit,  Begriffsbestimmungen  170 
171. 

— ,  die  verschiedenen  Arten  171  172. 

— ,  seine  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung 172  173. 

— ,  seine  Gefahren  173  174. 

—  in  der  Buchführung  715  716. 

—  geben:  jemandem  Waren  ver- 
kaufen und  ausliefern,  die  er  erst 
später  zu  bezahlen  braucht. 

— ,  gedeckter:  Forderungen,  Gut- 
haben, die  durch  hinterlegte  Wert- 
papiere sicher  gestellt  sind  294. 

Kreditbriefe  480—482. 

— ,  stempelfrei  1062. 

— ,  Zirkularkreditbrief,  Muster  933 
934. 

Kreditgeld  411. 

Kreditgenossenschaften  157 — 159. 

Kreditgenossenschafts-  Verbände   159. 

Kreditgewährung  174. 

kreditieren  s.  erkennen. 

— ,  jemandem  auf  seinem  Konto  für 
einen  Betrag  erkennen,  einen  Be- 
trag gutschreiben. 

Kreditlager  312. 

Kreditor,  Gläubiger  309  715  726. 

Kreditorenverein  314. 

Krefeld,  Rheinland  572  574. 

Kreide  565  654. 

Kreidepapier  702. 

Kreisanleihen  515. 

Krementschug,  Russland  594. 

Krempelmaschine  698  699. 

Krempeln  der  Wolle  699. 

Krems,  Österreich  569. 

Kremser  Weiss  652. 

Kreosot  689. 

Krepp  701. 

Kreta  (Kandia),  türk.  Insel  596. 

Kreuzblumengewächse  681. 

Kreuznach,  Rheinland  563. 

Kreuzzüge  24  25  30. 

Kridar:  Gemeinschuldner. 

Kriegsentschädigung,f  rsinzösischen  3. 

Kriegshäfen  573. 

Kriegswirkungen  55. 

Krimkrieg  50. 

Krimmer  707. 

— ,  unechter  701. 

Krimmitschau,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Krisen,  Begriff  u.  Wesen  191   192. 

— ,  wodurch  sie  entstehen  185  260. 

— ,  Geschichtliches  41  43  44  192 — 
194. 

— ,  Arten,  Ursache  und  wirtschaft- 
liche Bedeutung  194  — 196. 

Kristallzucker  668. 

Kroaten  581. 

Kroatien  583. 

kroisierte  Zeuge  700. 

Kronstadt,  Siebenbürgen  566  583. 

Kronstadt,  Russland  594. 

Krotonöl  691. 


Krupp  210. 

Kruppsche  Werke  574. 

Kruziferen  681. 

Kryolith  646  648. 

k.S.:  Abkürzung  für  kurze  Sicht. 

Kschatryas,  indische  Kaste  607. 

Kuango,  Nebenfl.  d.  Kongo  614. 

Kuba  51   626. 

Kubikdezimeter   (cdcm) ,     Raummass 
810. 

Kubikmeter  (cbm),  Raummass  810. 

Kubikmillimeter   (cmm) ,    Raummass 
810. 

Kugellack  707. 

Kuhgilden  114. 

Kuhladen  114. 

Kuka,  Sudan  614. 

Kukuruz  664. 

kulant:    geschäftlich   entgegenkom- 
men, aufmerksam,  gefällig  sein. 

Kuldscha,  China  604. 

Kulis  637. 

Kulisse  532. 

Kulmbach,  Bayern  563. 

Kulpa,  Nebenfl.  d.  Save  568 

Kulturwanderungen  556. 

Kumassie,  Brit.-Nordwestafrika  6l4! 

Kündigungsscheine  964. 

Kunene,  Strom  i.  Angola  614 

Kunstbutter  691   692. 

Kunstgläser  658. 

Kunsthandel  272.  j; 

I  Kunstseide  694  698. 

Kunststrassen  in  Deutschland  572 
in  Schweden  592, 

Kunstweine  676. 

Kunstwolle  697. 

Küpenfärberei  704. 

Kupfer  642  643. 

— ,  seine  Eigenschaften  643. 

— ,  wo  es  gefunden  und  wie  es  ge- 
wonnen wird  642. 

— ,  wozu   es  verwendet  wird  643. 

Kupferberg,  Schlesien  565. 

Kupferblau  653. 

Kupfererzlager  562. 

Kupferförderung  in  Deutschland  571. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  623. 
Kupferfundstätten  i.  Nordamerika  617. 
Kupfergewinnung  in  Chile  629. 

—  in  Europa  559. 
Kupferglanz  642. 
Kupferlager  564. 
Kupjerländer  553. 
Kupferstein  642. 
Kupfersulfat  649. 

Kupfervitriol  (CuSO^  +  SH^O)  649. 
— ,  wozu  es  verwendet  wird  649. 
Kupferwasser  648. 
kurant:  gangbar,  leicht  verkäuflich; 

im  Umlauf. 
Kurantmünzen  411   837. 
Kurator:  Vermögensverwalter. 
Kürbiszitrone  668. 
Kurdistan  609. 

Kurierpost  im  Altertum,  in  Persien  84. 
— ,  in  Rom  85. 
Kurierverkehr  56. 
Kurische  Haff  568. 
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Kurkuma  (Gelbwurzel)  705. 

Kuro-Siwo  (Schwarzer  Strom)  östl. 
von  Japan  543. 

Kurse,  ihre  amtliche  Feststellung  522 
—525. 

Kursk,  Russland  594. 

Kursmakler  323  522—525   1031. 

Kursmakler-Stellvertreter  523. 

Kurswert  482. 

Kurszettel  524  525. 

Kurze  Wec/isel  (im  Devisengeschäft 
s.  d.),  nach  Berliner  Börsenbrauch 
sind :  Wechsel  auf  Petersburg,  die 
wenigstens  noch  6,  höchsteris  14 
Tage  zu  laufen  haben;  alle  übri- 
gen Wechsel,  wenn  sie  für  8  Tage 
notiert  sind:  wenigstens  5,  höch- 
stens 14  Tage;  wenn  für  10  Tage: 
wenigstens  7,  höchstens  14  Tage; 
wenn  für  14  Tage:  wenigstens  8, 
höchstens  21  Tage.  New- Yorker 
Wechsel  wenigstens  14  Tage:  475 
843  844. 

Kurzwarenfabrikation,  deutsche  571. 

Kurzwarenhandel  270  271. 

Kusirseide  697. 

Küstenbänke  542. 

Küstenfischerei  205. 

Küstenlänge  Europas  556. 

Küstenlinie  Preussens  im  Verhältnis 
zu  der  ganz  Deutschlands  573. 

Küstenschiffahrt  71   537. 

Kuxe  164  518  519. 

Kuxhaven,  Hamburg  575. 

Kyrene  19. 


Z,:  Abkürzung  für  Lire  (ital.). 

^•.  Abkürzung  für  Livre,  altfranzö- 
sisches Wort  für  Pfund. 

/,  Abkürzung  für  Liter. 

Lab  670. 

Laberdan  670. 

Labor  department  215. 

Labrador  616  621   622. 

Labuan,  Nord-Bomeo  608. 

Lachs  544. 

Lackdye  707. 

Lackfarben  706. 

Lackharz  687. 

Lacklack  1<^1. 

Lackmus  705. 

Lackmusfarbstoff  647. 

Ladenhandel  276. 

Ladenpreise  im  Buchhandel  273. 

Ladeschein  338   1034. 

—  (Stromschiffahrt):  eine  Beschei- 
nigung des  Frachtführers  über 
empfangene  Güter,  die  nur  an 
denjenigen  ausgeliefert  werden, 
der  im  Ladeschein  benannt  ist, 
oder  wenn  er  an  Order  lautet,  an 
denjenigen,  der  ihn  durch  Über- 
tragungsvermerk (Indossement) 
besitzt  954. 

Ladogasee  593. 

Ladungsschrift  eines  Rechtsanwalts 
zur  mündlichen  Verhandlung  vor 
das  Amtsgericht  1117. 


Lafitte,  früheres  Pariser  Bankhaus 
43. 

Lagergeschäß  1028   1029. 

Lagerhalter,  Begriffserklärung  — 
Rechte  und  Pflichten  des  L.  1028 
1029. 

Lagerhäuser  65  246  957. 

Lagerhauspapiere  957^ — 961. 

Lagerscheine:  ein  durch  Indosse- 
ment übertragbarer  Schein,  der 
die  Einlieferung  des  darin  aufge- 
führten Gutes  in  ein  Lagerhaus 
bekundet.  Der  Inhaber  des  Scheines 
ist  zur  Empfangnahme  des  Guts 
berechtigt. 

Im  Deutschen  Reich  besteht, 
abgesehen  von  Bremen  und  Els.- 
Lothr.,  das  sog.  Einscheinsystem, 
d.  h.  der  Lagerschein  dient  ent- 
weder der  Veräusserung  oder  der 
Verpfändung  des  Guts.  In  den 
meisten  anderen  Staaten,  die  das 
Lagerschein  wesen  geregelt  haben, 
auch  in  Bremen  u.  Els.-Lothr.,  ist 
das  Zweischeinsystem  eingeführt, 
bei  dem  ein  Schein  der  Veräusse- 
rung, ein  anderer  der  Verpfändung 
dient  957  958  1029. 

Lagos,  Brit. -Nordwestafrika  614. 

La  Guaira,  Venezuela  543  628. 

Lahn,   Nebenfl.  des  Rheins  567. 

Lahore,  Vorderindien  607. 

Laibach,  Österreich  582. 

Laissez  faire,  laissez  passer  41  124. 

Lakritzensaft  684. 

Lama  701. 

La  Mancha,  Spanien  598. 

Lammfelle  707. 

Lammwolle  696. 

Lampendochte  660. 

Landarmenverbände  191. 

Landbriefträger  in  Deutschland  351, 

Landenge  von  Suez  545. 

Landeskultur- Rentenbanken  202. 

Landfrachtgeschäft  1031  — 1034. 

Landgericht,  Verfahren,  s.  u.  Zivil- 
prozessverfahren. 

Landgerichte,  ihre  Zuständigkeit 
1083   1084. 

"Landschaften ,  genossenschaftliche 
Kreditinstitute  202. 

Landshut,  Schlesien  565. 

Landwirtschaft  196—203. 

—  am  Ausgange  des  Mittelalters  29. 

Land-  u.  Forstwirtschaft  40  41. 

landwirtschaftliche  Betriebe,  ihre  An- 
zahl in  Deutschland  201. 

landwirtschaftliche  Genossenschaften 
155   156  157. 

landwirischaftliche  Grundrente,  Ur- 
sache ihrersinkenden  Tendenz  176. 
177. 

landwirtschaftliche  Hochschulen  203. 

landwirtschaftliche  Pfandbriefe  515 
516. 

landwirtschaftliche  Fabrikate:  Mehl, 
Kleie,  Brot,  Cakes  und  Biskuits, 
Rüböl,  Zichorien  u.  Kaffeesurro- 
gate, konservierte  Früchte  u.  Ge- 


müse, Zucker,  Spiritus,  Bier,  Wein, 
Tabak  und  Tabakfabrikate. 

landwirtschaftliche  Rohprodukte:  Ge- 
treide (Weizen,  Roggen,  Gerste, 
Hafer,  Mais),  Hülsenfrüchte  (Boh- 
nen, Erbsen),  Kartoffeln,  Ölsaten 
(Raps,  Rübsen),  Fourage  (Heu, 
Stroh),  Hanf,  Hopfen,  Gärtnerei- 
pflanzen u.  Blumen,  Obst,  Säme- 
reien. 

landwirtschaftliches  Genossenschafts- 
wesen 161   162. 

landwirtschaftliches  Kreditwesen  202. 

Landwirtschaftsbetrieb  165. 

Landwirtschaftskammern  203. 

Landwirtschaftslehre  203. 

Landwirtschaftsschulen  203. 

Langenburg,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Längenmass  810. 

— ,  chinesisches  811. 

— ,  englisches  810 

— ,  russisches  811. 

lange  Sicht,  lange  oder  langsichtige 
Papiere:  Wechsel,  die  erst  nach 
2  bis  3  Monaten  oder  noch  spä- 
ter fällig  werden  843  844. 

lange  Wechsel  (im  Devisengeschäft) 
sind  nach  Berliner  Börsenbrauch 
nur  lieferbar,  wenn  noch  zu  lau- 
fen haben :  Wechselauf  New-York 
wenigstens  45,  höchstens  100 
Tage;  alle  übrigen,  wenn  deren 
Notiz  sich  für  zweimonatige  Lauf- 
zeit versteht,  wenigstens  IVj. 
höchstens  3  Monate,  wenn  für 
eine  dreimonatige  Laufzeit,  wenig- 
stens 2^/2,   höchstens  3  Monate. 

Langres,  Frankreich  586. 

Laos,  Indo-China  606. 

La  Paz,   Bolivia  629. 

Lapis  lazuli  653. 

Laplatastrom  549  628. 

Ldposchgebirge  566, 

Lappen  558. 

Lappländer  591. 

Laredo,  Mexiko  626. 

Larissa,  Griechenland  596. 

Larnaka,  Cypern  609. 

La  Rochelle,  Frankreich  586. 

Las  Palmas,  Kanarische  Ins.  614. 

Lassalle,  Ferdinand  42  127  134  135 
154  180. 

Lasten  einer  Sache  oder  eines  Rechts 
1064. 

Lasurblau  653. 

Lateinischer  Münzbund  43. 

Latifundienbesitz  20 1 . 

Laudanum  675. 

laufende  Geschäftsbeziehungen:  in 
nicht  unterbrochener  Geschäftsver- 
bindung mit  jemandem  stehen. 

laufende  Rechnung  mit  jemandem 
haben,  in  laufender  Rechnung  mit 
jemandem  stehen:  eine  Geschäfts- 
verbindung mit  jemandem  unter- 
halten, bei  der  die  Rechnungen 
nicht  einzeln  durch  Zahlungen  ge- 
nauausgeglichen, sondern  in  einem 
Konto  zusammengestellt  werden. 
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Ein  solches  Konto  wird  an  be- 
stimmten Zeitabschnitten,  gewöhn- 
Hch  halbjährlich  abgeschlossen,  wo- 
bei der  ermittelte  Überschuss  auf 
neue  Rechnung  vorgetragen  wird ; 
s.  a.  unter  Konto  corrent. 

laufende  Schulden:  die  gesamten  Oe- 
schäftsschulden. 

laufende  Wechsel:  die  gesamten 
Wechselschulden  eines  Kaufmanns. 

La  Union,  Salvador  626. 

Lauraceen  (Lorbeergewächse)  682. 

Lausanne,  Schweiz  580. 

Lausitz  572. 

Lausitzer  Gebirge  564. 

Lautsches  Violett  706. 

Lauwersee  578. 

Lavaletta,  Sardinien  598. 

Lavandula  officinalis  690. 

Lavendelöl  690. 

lavieren :  behutsam  sich  durchwinden, 
zögern,  die  Entscheidung  hinhal- 
ten; bei  widrigem  Winde  mit  dem 
Schiffe  abwechselnd  rechts  und 
links  segeln. 

Law,  John,  Urheber  der  schwindel- 
haften Papierwirtschaft  in  Frank- 
reich im  ersten  Viertel  des  18.  Jh. 
38  99   123   150  172  193  440. 

Lawrence,  Ver.  Staaten  624. 

Leadville,  Ver.  Staaten  625. 

lebende  Konten  in  der  Buchführung 
716. 

Lebensbedürfnisse  185. 

Lebenshaltung  185   187. 

Lebensversicherung  105 — 113  379. 

Lebensversicherungsbank  der  Bayeri- 
schen Hypotheken-  u.  Wechselbank 
in  München  108. 

Lebertran  670. 

Lebkuchenbäckerei  668. 

Leblanc,  Nikolaus,  Chemiker 648  651. 

Lech,  Fluss  in  Bayern  568  575. 

Le  Creuzot,  Frankreich  586  587. 

Leda  (Fluss)  567. 

Leder  704  707. 

Lederboote  70. 

Lederfabrikation  in  England  588. 

Lederwarenindustrie  in  Deutschland 
572. 

Leeds,  England  589. 

Leer,  Hannover  567  573. 

Leerverkäufe:  Wertpapiere,  die  man 
nicht  besitzt,  auf  einen  bestimm- 
ten Termin  verkaufen,  in  der  Hoff- 
nung, dass  man  sie  bis  zu  dem 
Tage,  an  dem  man  sie  liefern 
muss,  billiger  als  zu  dem  Ver- 
kaufskurse wird  ankaufen  können. 

legieren:  Gold  zu  Schmucksachen 
mit  Silber,  beide  edle  Metalle, 
Gold  und  Silber,  mit  einem  un- 
edlen Metall,  gev/öhnlich  Kupfer, 
überhaupt  jedes  Metall  mit  einem 
minderwertigen  versetzen,  ver- 
schmelzen, vermischen,  beschicken 
641. 

Legierung  der  Münzen  408. 

Legitimation:  Ausweis  einer  Person. 


Legitimationskarten  der  Handlungs- 
reisenden 986. 

legitimieren:  beglaubigen,  sich  als 
berechtigt  ausweisen. 

Legumin  669. 

Leguminosen  664. 

Lehm  659. 

Lehmboden  566. 

Lehre,  kaufmännische  1 — 2. 

Lehrherr,  seine  gesetzlichen  Ver- 
pflichtungen 1. 

Lehrling  287. 

Lehrlingsausbildung  1  — 9 . 

Leibeigenschaft  143. 

— ,  ihre  Aufhebung  39. 

— ,  Aufhebung  in  Russland  41. 

Leibniz,  Philosoph   108. 

Leibrente  106  107  254. 

Leicester,  England  588  589. 

Leichterschiffe,  auch  Ewer  oder 
Schuten  genannt :  Schiffe  geringen 
Tiefgangs,  deren  man  sich  be- 
dient, um  von  grösseren  Schiffen, 
die  wegen  ihres  Tiefgangs  in- 
folge grosser  Ladung  nicht  in 
den  Hafen  einlaufen  können,  einen 
Teil  oder  die  ganze  Ladung  ans 
Land  zu  schaffen,  diese  Schiffe 
also  zu  erleichtem  345. 

Leihhäuser  (montes  pietatis)  im  Mit- 
telalter 26. 

Leim  710. 

Leimbereitung  648. 

Leine,  Fluss  in  Hannover  568  573 

leinene  Gewebe  700  701. 

Leinenindustrieländer,  die  wichtigsten 
554. 

Leinewand  701. 

Leinöl  69 1 . 

Leinölfirnis  691. 

Leinpflanze  (Linum  usitatissimum) 
691   694. 

Leinweberei  in  Grossbritannien  588. 

Leiokom  666. 

Leipzig,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Leipziger  Bank  101. 

Leipziger  Lebensversicherungsgesell- 
schaft 108. 

Leistung,  sie  hat  nach  Treu  und 
Glauben  zu  geschehen  —  entschei- 
dend sind  der  vernünftige  ehr- 
Hche  Wille,  die  Verkehrssitte  und 
bei  Kaufleuten  die  im  Handels- 
verkehr geltenden  Gewohnheiten 
und  Gebräuche  1013   1014. 

—  durch  einen  Dritten  1014. 

— ,  der  Ort,  wo  sie  zu  geschehen 
hat  —  Erfüllungsort  wichtig  für  die 
Zuständigkeit  des  Gerichts  1014. 

— ,  an  wen  und  wann  sie  zu  ge- 
schehen hat   1014. 

— ,  wenn  sie  für  jedermann  unmög- 
lichist, wenn  sie  der  Versprechende 
zu  richtiger  Zeit  nicht  bewirken 
kann  —  wenn  sie  nachträglich 
in  solcher  Weise  unmöglich  ist, 
dass  niemand  sie  bewirken  kann 
1014   1015. 

— ,  Folgen   der  nicht  rechtzeitigen 


L.  —  Mahnung  —  Verzug  — 
Gegen-  und  Vorleistung  —  Frist- 
bestimmung für  die  Annahme  der 
L.  durch  den  nicht  säumigen  Teil 
—  Wahl  zurückzutreten  oder  Scha- 
densersatz zu  fordern  —  in  wel- 
chen Fällen  die  Fristsetzung  unter- 
bleiben kann  1015. 

Leistung,  Folgen  der  mangelhaften  L. 
1015. 

— ,  Verzug  in  der  Annahme  einer 
L.  s.  u.  Annahmeverzug. 

Leistungsklage  1093. 

Leith,  Schottland  590. 

Leitha,  Alpenfluss  568. 

Lek,  Rheinmündungsarm  578. 

Le  Locle,  Schweiz  580. 

Le  Mans,  Frankr.  585  586. 

Lemberg,  Österreich  582. 

Lena,  Strom  in  Sibirien  545  549 
601   603. 

Leng  670. 

Leobsehütz,  Schlesien  565. 

Leon,  Spanien  599. 

— ,  Mexiko  626. 

— ,  Nicaragua  626. 

Leopoldshall,  Anhalt  649. 

Leopoldville,  Kongo-Staat  615. 

Lepidodendren  654. 

Leponiische  Alpen  561. 

Lercara,  Sizüien  598. 

Leroy-Beaulieu,  Paul,  franz.  Natio- 
nalökonom 120  121. 

Les  Baux  646. 

Lesseps,  Ferdinand  v.,  Urheber  und 
Erbauer  des  Suezkanals  76  77 
545. 

Leuchtgasfabrikation  655  656. 

Leuchtöl  656. 

Leukosaphire  662. 

Levantehandel  im  Mittelalter  25  26. 

Levuka,  Fidschi-Inseln  631. 

Levulose  668. 

Lexis,  W.,  deutscher  Nationalökonom, 
Spezialforscher  auf  dem  Gebiete 
des  Geldwesens  433. 

Leyden,  Niederlande  579. 

Lhassa,  China  604. 

Li,  chines.  Gewicht  811. 

Libanon  609. 

Liberia  613. 

Liberierung:  Befreiung,  Vollzahlung 
von  Aktien. 

Libreville,  Franz. -Kongo  612. 

Licata,  SiziUen  598. 

Lichtertalg  692. 

Liebhaberpreis  169. 

Liebigs  Fleischextrakt  670. 

Liebknecht,  Wilhelm,  deutscher  So- 
zialistenführer 135. 

Lieferscheine,  Muster  von  Vordrucken 
(Formularen)  949  950. 

Lieferung  der  verkauften  Wertpa- 
piere 526. 

Lieferungsvertrag  969. 

Liegegeld :  das  Geld,  das  einem  Schiffer 
zu  vergüten  ist,  wenn  er  auf 
eine  Ladung  länger  als  kontrakt- 
lich festgesetzt,  warten  muss. 
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Lieger,  Bedienstete  im  Mittelalter  30. 

Liegnitz,  Schlesien  566  573. 

Lie  tea  673. 

Lift:  Aufzug,  Fahrstuhl. 

Lignit  655. 

Lignum  Quassiae  684. 

Ligroin  656. 

Liköre  678. 

Lille,  Frankreich  585  586  587. 

Lima,  Peru  629. 

Limane  340. 

Limassol  609. 

Limcrick,  Irland  590. 

Liiiietten  668. 

Limfjord,  Dänemark  590. 

limitieren:  bei  einem  Kaufauftrage 
den  Preis  nach  oben,  bei  einem 
Verkaufsauftrage  den  Preis  nach 
unten  begrenzen. 

limitierte  Börsenaufträge   520 — 522. 

Limitum :  Preisgrenze. 

Limoges,  Frankreich  586. 

Limonen  668. 

Linares,  Spanien  599. 

Linden,  Hannover  573. 

Lindi,  Deutsch-Ostafrika  613  614. 

Linoleum  691   693. 

Linon  (Schleier)  700. 

Linum  usitatissimum  691   694. 

Linsen  665. 

Linz,  Österreich  582. 

Lippe,  Fluss  in  Westfalen  567. 

Lippe-Detmold  574. 

Lippe- Schaumburg  574. 

Lippfische  541. 

Liptauer  Gebirge  566. 

Liquidambar  orientalis  689. 

Liquidation  295. 

—  der  Börsentermingeschäfte  325 
326  528  529. 

Liquidationsbureau  528. 

Liquidationskurse  528  529. 

Liquidations-  Verein  für  Zeitgeschäfte 
an  der  Berliner  Fonds- Börse  528. 

liquide:   flüssig,  verfügbar,  fällig. 

liquidieren  295. 

Liquidität  einer  Bank  517. 

Liskopass  566. 

Lissabon,  Portugal  31   600. 

List,  Friedrich,  deutscher  National- 
ökonom 40   69   128  246. 

Litauer  558. 

Liter  (1),  Hohlmass  810. 

Literprozente  des  Spiritus,  wie  sie 
berechnet  werden  679. 

Lithopone  652. 

Little  Rock,  Ver.  Staaten  625. 

Liverpool,  England  590. 

Liverpool- Manchester-Eisenbahn ,  die 
erste  Dampfbahn  59. 

Livingston,  Förderer  der  Dampf- 
schiffahrt in  Amerika  74. 

Livingstone-Fälle  6 1 0. 

Livorno,  Italien  597. 

Lizenz:  eine  behördliche  Erlaubnis, 
bestimmte  Waren  in  einem  be- 
stimmten Gebiete  verkaufen  zu 
dürfen. 

Lizitation :  öffentliche  Versteigerung. 


lizitieren :  versteigern. 

Llanos  548  627. 

Lloyds  Bank  98. 

Löcherpilz  (Polyporus  fomentarius) 
684. 

Lock-out  214. 

Loden  701. 

Lodz,  Russland  594. 

Loewen,  Belgien  577. 

Logbuch  341   342. 

Lohe  703. 

Lohgerberei  704. 

Lohn  127  175   181. 

Lohnarbeiter  41  ff. 

Lohnarbeiterstand  290. 

Lohnfonds  127. 

Lohnhöhe,  Theorien  darüber  180. 

Lohnskalen,  gleitende  179. 

Lohnsysteme  143. 

Loire,  Fluss  in  Frankr.  585. 

loko:  am  Platz,  hier  am  Ort;  ab, 
bis,  in,  frei  (z.  B.  frei  Berhn). 

Lokomotive  40  58  59  60. 

— ,  deren  Gewicht,  Kraftentwicke- 
lung und  wieviel  es  auf  der  Erde 
gibt  64. 

Lokomotivfabrik,  erste  61. 

Lokoware:  am  Platz  befindliche,  so- 
fort lieferbare  Ware. 

Lomami,  Nebenfl.  d.  Kongo  615. 

Lombard:  Pfand,  Beleihung. 

Lombarden  98. 

—  als  Wucherer  26. 

Lombardgeschäfte,  kurzfristige  Dar- 
lehn  gegen  Faustpfand  476  477. 

Lombardstreet  98. 

Lome,  Togo  613. 

Lommatzsch,  Kgr.  Sachsen  566. 

Lompenzucker  667. 

— ,  indischer  (Sucre  tape)  667. 

London,  England   43  542  588  589. 

Londonderry,  Irland  587  590. 

Londoner  Börse  526  533. 

— ,  Devisennotierungen  846  847. 

London  und  Westminster  Bank  98. 

Long-Island,  Nordamerika  616. 

Lootperlen  709. 

Lorbeergewächse  (Lauraceen)  682. 

Lorca,  Spanien  599. 

Lorenz- Busen  616. 

Lorenzstrom,  Nordamerika  549  619 
620. 

Lorient,  Frankreich  586. 

Los  Angeles,  Ver.  Staaten  625. 

Los- Anleihen  519  520. 

löschen:  ein  Schiff  entladen. 

Löschpapier  702. 

Löschzeit  der  Schiffe  345. 

Löslichkeit  des  Goldes  641,  des  Sil- 
bers 642,  des  Quecksilbers  642, 
des  Zinks  644. 

Lössboden  566. 

Losung:  die  Geldeinnahme  für  ver- 
kaufte Waren  in  Kleinverkaufs- 
geschäften. 

Lot,  altes  Silbergewicht  642. 

Lotsen  345. 

Lotterien  222  223. 

Lough  Derg,  See  in  Engl.  588. 


Lough  Rhee,  See  in  Engl.  588. 

St.  Louis,  Ver.  Staaten  625. 

Louisiana,  Ver.  Staaten  33  51. 

Louisville,  Ver.  Staaten  625. 

Lounto,  Sumatra  605. 

Lourengo  Marques,  Poiiug.-Ostafrika 
614. 

Louviers,  Frankreich  585. 

Lowell,  Ver.  Staaten  624. 

Lowry:  offener  Eisenbahngüterwa- 
gen, besonders  für  den  Kohlen- 
versand. 

Luang-Prabang,  Indo-China  606. 

Lübeck  27  575. 

Lublin,  Rusdand  594. 

Luche  566. 

Luchsfelle  708. 

Luckenwalde,  Brandenburg  565  572. 

Lucknow,  Vorderindien  607. 

Lüdenscheid,  Westf.  571. 

Ludlow ,  Vertr.  der  christl. -sozialen 
Richtung  in  England  133. 

Ludwig  XIV.  123. 

Ludwigsburg,  Württemberg  576. 

Ludwigshafen,  Bayern  576. 

Ludwigskanal  568  575. 

Luftdruckgebiete,  hohe  und  niedere 
548. 

Luftmeer,  das  535  536. 

Luftschiffer  536. 

Luganer  See  579. 

Lukmanierpass  562. 

/«Ära^/i/:  gewinnbringend,  einträglich. 

Lumachello  660. 

Lumpenwolle  697 

Lumpenzucker  667. 

Lump  sum  charter  345. 

Lüneburg,  Hannover  565  573. 

Lüneburger  Heide  565. 

Lunte  (Vorgarn)  698. 

Lupen  658. 

Lupulin  681. 

Luson,   Ver.  St.  Insel  i.  Asien  605. 

Lüstrin  (Taft)  701. 

Luther,  über  Zinsnehmen  182. 

Lüttich,  Belgien  577. 

Luva,  Fidsclii-Inseln  631. 

Luxemburg  576. 

Luxus  184   185. 

Luxussteuern  185. 

Luxusverbote  185. 

Luzem,  Schweiz  560  580. 

Lydit  661. 

Lykopodium  684. 

Lynn,  Ver.  Staaten  624. 

Lyon,  Frankreich  585  586  587. 

Lys,  Belgien  577. 

Lytta  vesicatoria  684. 

M 

M,  Abkürzung  für  die  deutsche  Mark. 
m,  Abkürzung  für  Meter  810. 
Maas,  Fluss  577  585. 
Maastricht,  Holland  579. 
Macao,  portug.  Bes.  in  China  604. 
Mcu:-Culloch,  engl,  volkswirtschaftl. 

Schriftsteller  127    128. 
Macis  681. 
Mackay,  anarchist.  Schriftsteller  138. 
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Mackenzie,  Strom  in  Brit. -Nord- 
amerika 545  549. 

Mackenzieland  621. 

Mackenziestrom  619. 

Mac-Kingley-Tarif  52. 

Macleod,  engl,  namhafter  Verfasser 
Volkswirtschaft!.  Schriften ,  bes. 
zur  Theorie  des  Geld-  u.  Bank- 
wesens 172. 

Madagaskar  49  546  612. 

Madapollam  700. 

made  in  Germany  55. 

Madeira,  Insel  614. 

— ,  Fluss  in  Südamerika  628. 

Madras,  Vord.-Indien  607. 

Madrid,  Spanien  599. 

Madura,  hoU.  Kol.  in  Asien  605. 

Magalhaes,  berühmter  portug.  Welt- 
umsegler  31   73. 

Magazingenossenschaften  161. 

Magdalarot  706. 

Magdeburg,  Prov.  Sachsen  565  572 
573. 

Magdalenenstrom  628. 

Magnalium  647. 

Magnesia  647. 

Magnesit  (MgCOg)  648. 

Magnesium  (Mg)  646. 

Magnesiumchlorid  646. 

Magnesiumkaliumchiorid{}AgC\^KC\) 
646. 

Magnesiumsulfat  (MgS04  -f"  7HgO) 
648. 

Magneteisenstein  644  645. 

Magnetit  644. 

Magyaren  558. 

— ,  ihre  Volkszahl  in  Österreich- 
Ungarn  581. 

Magyarenweg  566. 

Mahagoniholz  693. 

Muhe,  Ostindien  615. 

Mahl-  u.  Schlachtsteuer  240. 

Mahlprodukte  665. 

Mahnbriefe  im  Warengeschäft  903 
—905. 

Mahnverfahren  1099  1100. 

Mahon,  Spanien  599. 

Mähren,  seine  Bodenbeschaffenheit 
565. 

Mährer,  ihre  Volkszahl  581. 

Mailand,  Italien  597. 

Mailberg,  Österreich  582. 

Maimatschin,  Mongolei  604. 

Main,  Nebenfl.  d.  Rheins  567. 

Mainz,  Hessen  563  576. 

Mais  664. 

Maisbau  567. 

Maischmethoden,  die  hauptsächlich- 
sten 677. 

Maischprozess  677. 

Maisernte  i.  Frankreich  585,  Italien 
597,  Österreich  582,  Rumänien  595, 
Serbien  595,  Ungarn  583,  Ver. 
Staaten  623. 

Maisstärke  665. 

Maizena  664  665. 

Majolapass  562. 

Majolika  659. 

Majorat  201. 


Makdischu,  Ital.  Somaliland  615. 

Makkaroni  664. 

Makler  oder  Mäkler  289  s.  a.  Han- 
delsmakler. 

Maklergruppe  522. 

AfaÄo  (Baumwolle)  694. 

Makrelen  539. 

Malabartag  (Pineytalg)  692. 

Malabarzimt  683. 

Malachatgrän  706. 

Malachit  642. 

Malaga,  Spanien  599. 

Malagawein  676. 

Malaien  602. 

Malakka,  Straits-Settlements  24  608. 

Malaria  664. 

Mälarsee  592. 

Malayen  549. 

Malmö,  Schweden  592. 

5^.  Mala,  Frankreich  586. 

Malotten  (slA. 

Malstadt- Burbach,  Rheinland  574. 

iWc/ta  589  598. 

Malthus,  englischer  Nationalökonom, 
bekannt  durch  seine  Schrift:  Ver- 
such über  das  Bevölkerungsge- 
setz 125—127  176  180  187. 

Malthusianer,  Neu-  190. 

Maltose  665  677. 

Malz  664  677. 

Malzgerste  664. 

Manchester,  England  589. 

Manchesterkanal  589  590. 

Manchester-  Liverpool  Eisenbahn  6 1 . 

Manchestermänner  44. 

Manchesterpartei  128. 

Manchestersamt  700. 

Manchesterschule  147. 

Manda,  Brit.-Ostafrika  615. 

Mandalay,  Birma  608. 

Mandarinenorangen  668. 

Mandel,  Zählmass  810. 

Mandel-Benzoe  688. 

Mandelbaum  (Prunus  amygdalus)  669. 

Mandeln  669. 

Mandelöl  691. 

Mandschurei  604. 

Mandschurische  Eisenbahn  604. 

Mangan  645. 

mangansaure  Salze  645. 

Manganstahl  645. 

mangels  Annahme,  (M/A):  verwei- 
gerte Annahme  (Akzept)  eines 
Wechsels. 

mangels  Zahlung  (M/Z):  nicht  er- 
folgte Bezahlung  eines  Wechsels. 

Mangkassar,  holl.  Insel  i.  Asien  606. 

Manifest  der  Kommunistischen  Partei 
134   135. 

—  (im  Seeverkehr) :  ein  amtlich  be- 
glaubigtes Verzeichnis  der  Güter, 
die  ein  Schiff  als  Ladung  hat. 

Manifestationseid :  Offenbarungseid 
(s.  d.). 

Manihot  utilisstma  666. 

Manila,  Ver.  St.  Kol.  i.  Asien  544 
605. 

Manilahanf  695. 

Manilahanfausfuhr  605. 


Maniokpflanze  666. 

Manipulation:  Handhabung;  Ver- 
fahren; Bearbeitung,  Kunstgriff; 
Machenschaften. 

manipulieren:  eine  Sache  behandeln, 
handhaben. 

Manitoba,  Kanada  621. 

Manko:  Fehlbetrag,  Fehlgewicht. 

Mannheim,  Baden  576. 

Mansiones  85  86. 

Mantel  eines  Wertpapiers  489. 

Manufakturwaren:  Schnittwaren, 
Kleiderstoffe. 

Manufakturwarenhandel  IIX. 

iWa/zusAny^^iHandschrift.Schriftstück. 

Manzanares,   Fluss   i.  Spanien   599. 

Maori,  austral.  Volksstamm  631. 

Marabutfedern  708. 

Marabutseide  697. 

March,   Nebenfluss  d.   Donau  568. 

Marco  Polo,  berühmter  Venezianer  25 

Marderfelle  707. 

Margarine  670  691   692. 

Marge:  Spannung,  Überschuss,  be- 
sonders im  Arbitragehandel  häufig 
angewandtes  Wort. 

Marginsystem  328. 

Maria  Theresiopol,  Ungarn  583. 

Marianeninseln  47  632  638  639. 

Marienbad,  Böhmen  565  582. 

Marienglas  661. 

Mark,  altes  Silbergewicht  642. 

Mark  Banco  100. 

Markator  74. 

Markesas,  austral.  franz.  Insel  632. 

Markirch,  Els.-Lotlir.  563. 

Markobrunn,  Hess  -Nassau  564. 

Markscheide:  Grenze  eines  Gruben- 
feldes. 

Markt  166. 

— ,  der  städtische,  im  Mittelalter  29. 

Marktbericht:  Bericht  eines  Geschäfts- 
hauses über  den  Geschäftsgang 
eines  Handelszweiges,  wobei  häu- 
fig zugleich  auch  Ansichten  über 
seine  weitere  Entwicklung  ausge- 
sprochen werden. 

Markthallen  316. 

Marktpreis  169. 

—  der  Arbeit  127. 

Mario,  Karl,  Pseudonym  des  Natio- 
nalökonomen Winkelblech   133. 
Marmor  660. 
Marmorförderungx.  Deutschland  563. 

—  in  Italien  597. 

Marokko,  Kaiserreich  u.  Stadt   612. 

Maronen  669. 

Maroquinleder  704. 

Maros,  Nebenfl.  der  Theiss  567  568. 

Marqueterie:   eingelegte   Holzarbeit. 

Marquise:  leinenes  Dach  zum  Schutz 

vor  den  heissen  Sonnenstrahlen. 
Marsala,  Italien  598. 
Marsalawein  676. 
Marschallinseln  47  632  638. 
Marschen  an  der  Nordsee  565. 
Marseille,  Frankreich  541   584  586. 
Marsh,  amerik.   Eisenbahntechniker 

67. 
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St.  Mariin  627. 

Martinique,  franz.  Kol.  in  Nord- 
amerika 617  627. 

Martiusgelb  706. 

Marx,  Karl,  Haupttheoretiker  der 
deutschen  Sozialisten  42  133 — 
136  147   186. 

Marxisten  182. 

St.  Marykanal  623. 

Marzellin  701. 

Maschinen  für  Baumwollenspinnerei 
698. 

Maschinenbau  i.   Deutschland   572, 

Maschinenindustrieländer,  die  wich- 
tigsten 554. 

Maschinenpapier  702. 

Maschinenschmieröle  691. 

Maschinenschreiben,  Vorteile  gegen- 
über dem  Schreiben  mit  der  Feder 
876—879. 

— ,  wie  es  erlernt  werden  muss  879 
880. 

Maskat,  Arabien  609. 

Massa,  Italien  597. 

Massaköpfe  660. 

Massulia,  altgriech.  Stadt  19. 

Massaua,  Erythraea  615, 

Masseln  645. 

Massenartikel  293. 

Mastix  688. 

Mastixbaum  (Pistacia  lentiscus)  688. 

Masut  655. 

Matadi,  Kongo-Staat  615. 

Matanzas,  Kuba  626. 

materialistische  Geschichtsauffassung 
10  134. 

Materialwarenhandel  270. 

Mate-Tee  673, 

Matragebirge  566. 

Matrikularbeiträge  247  995, 

matt  (in  einem  Börsenstimmungs- 
bericht): ohne  Kauflust, 

Matterhorn  561. 

Matupi,  Bismarck-Archipel  632. 

Mauersee  568. 

Maulbeerbaum  697. 

Maulbeerspinner  (Bombyx  mori)  697. 

Maund,  Qewichtsmass  in  Brit.-Ost- 
indien  810. 

Mauren  (Moriscos)  598. 

Maurice,  engl.  Förderer  der  christl.- 
sozial.  Bewegung  133. 

Mauritius  615. 

Mauritiushanf  696, 

Mäusegift  657, 

Maximum:  das  Höchste,  Äusserste, 
der  Höchstbetrag. 

May,  R.  E.,  volkswirtsch.  Schrift- 
steller 186. 

Mayaguez,  Puerto  Rico  626. 

Mayer,  T.,  deutscher  Astronom  73. 

Mayr,  Richard,  Professor  an  der 
Wiener  Handelsak.,  hauptsächlich 
bekannt  durch  seine  Schriften  über 
Handelsgeschichte. 

Mazaüan,  Mexiko  626. 

Mecheln,  Belgien  577. 

Mecklenburg  565. 

Mecklenburg-Schwerin  574. 


Mecklenburg-Strelitz  574. 

Medici,  berühmtes  florentin.  Ge- 
schlecht 96. 

Medina,  Arabien  609. 

media:  Mitte  des  Monats,  der  15. 
des  Monats. 

Mediotwist  699. 

Meerane,  Kgr.  Sachsen  574. 

Meeresströmungen  538  539  543. 

Meerschaum  646  660. 

— ,  unechter  660. 

Megalokastro   (Kandia)  Türkei  596. 

Megara,  altgriech.  Stadt  19. 

Mehl  665. 

Mehlgerste  664. 

Mehlzucker  667. 

Mehring,  Fr.,  Sozialist,  Schriftsteller 
134. 

Mehrwert  134. 

Meiderich,  Rheinland  574. 

Mejillonesguano  711, 

Meiningen,  Sachs.-Meiningen  574. 

Meissen,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Meissener  Porzellanfabrik  659. 

Meistbegünstigungsklausel  245. 

Meisterprüfung  211. 

Mekhong,  asiat.  Strom  600. 

Mekka,  Arabien  609. 

Mekkabalsam  689. 

Mekonium  675. 

Melange:  Mischung. 

Melasse  666  667. 

Melassesprit  678. 

Melbourne,  Australien  631. 

Melilla,  span.  Kol,  i.  Afrika  614. 

Melis  667. 

Melnek,  Böhmen  565  568. 

Memel,  die  (russ.  Niemen),  Fluss  567 
568. 

Memelniederung  565. 

Af£'/«OA-a«rf«/«:Mitteilung,Merkzettel. 

Memorial  der  einfachen  Buchführung 
717  723  724. 

—  der  doppelten  Buchführung  733 
734  740  741. 

— ,  Abschlussposten  745  746. 

Memphis,  Ver.  Staaten  625. 

Menes,  Ungarn  583. 

Menger,Ca.r\,  österr.  Nationalökonom; 
Gegner  der  deutschen  historisch- 
nationalökon.  Richtung  137. 

Mennige  (Bleirot)  (H^PbO^  =  Pb„ 
PbO^)  652. 

Mens  Sana  in  corpore  sano  141. 

Menschen,  Gesamtzahl  auf  der  Erde 
550. 

Menthol  690. 

Mercerisieren  der  Baumwolle  694. 

Merchant  Adventurers  28. 

Mercierdela  Reviere,  franz.  National- 
ökonom d.  physiokrat.  Schule  124. 

Merida,  Mexiko  626, 

Merinoschaf  696. 

Merino-  Wollstoff  701 . 

merkantil:  kaufmännisch,  den  Handel 
betreffend. 

Merkantilismus  35 — 38. 

—  in  Deutschland  38. 

—  in  Österreich  38. 


Merkantilismus,  sein  Ende  39. 

Merkantilsystem  122    123. 

Merkur:  Quecksilber  642, 

Merrimackßuss  619. 

Merthyr-Tydvil,  England  590. 

Merton  in  Frankfurt  a.  M.,  Stifter 
der  Frankfurter  Akademie  für 
Sozial-  u.  Handelswissenschaften  7. 

Merusee,  Kongo-Staat  615. 

Merw,  Russ.  Zentralasien  603, 

Meschhed,  Persien  609. 

Mesopotamien  13   15  609. 

Messagio  im  Buchhandel  273. 

Messana,  altgriech.  Stadt  19. 

Messen  276  316  317  574. 

—  im  Mittelalter  29. 

Messer-  u.  Klingenschmieden  571. 

Messerindustrie  in  England  588. 

Messerwarenfabri  städte  574. 

Messina,  Italien  597. 

Messwechsel  in  alter  Zeit  1041. 

Mess-  oder  Marktwechsel  1050. 

Mestizen  619  625. 

Met  670. 

Metä-Geschäft  310. 

Metä-Konten  790—793. 

Metall  als  Zahlungsmittel  18. 

Metallbestände  bei  den  Banken  425 
426. 

Metalle,  Begriffserklärung  u.  Ein- 
teilung 640  641. 

— ,  edle  u.  unedle  641. 

— ,  gediegene  u.  vererzte  641. 

— ,  schwere  u.  leichte  641. 

— ,  in  welchen  Erdschichten  sie  ge- 
funden werden  553. 

Metallglanz  641. 

Metallindustrie  in  England  588, 

metalllscheErzeugnisse  des  Bergbaues 
u.  der  Hüttenindustrie  640 — 647. 

Metalloide  640  641, 

Metallurgie  641. 

Metallverarbeitung  in  Deutschland 
571. 

Metallzeit  12, 

Metco reisen  644. 

meteorologische  Vorgänge  535. 

Meter  (m),  Längenmass  810, 

—  als  Flächenmass  810, 

—  als  Längenmass  810. 

—  als  Raummass  810. 
Methuen- Vertrag  49, 
Methylalkohol  679. 
Methylbenzol  706. 
Methylenblau  706. 
Methylviolett  706. 

Metier:  Handwerk,  Gewerbe;  Beruf. 
Metkovich,  Bosnien  583, 
metrisches  System  810. 
Metz,  Els.-Lothr.  576, 
Metzgerpost  87, 

Meurthe,  Nebenfl.  d.  Mosel  585. 
Mevissen  in  Cöln,    Stifter  der  dor- 
tigen Handelshochschule  7. 
Mexicanfibre  695. 

Mexiko,  Republik   56  620  625  626. 
— ,  Bodenerzeugnisse  551. 
— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  840. 
— ,  Stadt  626, 
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Mexikanische  Golf,  der  616. 

Mexikanische  Meer,  das  543. 

Mexikos  Ehrlichkeit  als  Schuldner  515. 

Meyer,  Karl,  Nationalökonom  145. 

— ,  Rud.,  soz.-kons. Schriftsteller  137. 

Mg,  Zeichen  in  der  Chemie  für 
Magnesium  646. 

MgCl^KCl,  Formel  in  der  Chemie 
für  Magnesiumkaliumchlorid  646. 

MgCOg ,  Formel  in  der  Chemie  für 
Magnesit  648. 

MgSO^  -\-7 H^O,  Formel  in  der 
Chemie  für  Magnesiumsulfat  648. 

Michaelis,  Otto,  volkswirtschaftlicher 
Schriftsteller  der  enghschen  Frei- 
handelsschule 128. 

Michigansee  619.  ' 

middle,  middling:  mittelfein. 

Middlesborough,  England  589. 

Mies,  Böhmen  564. 

Miesmuscheln  542. 

Miete  —  äusserste  feste  Grenze  der 
Mietzeit  —  Kündigungsfrist  bei 
beweglichen  Sachen,  bei  Grund- 
stücken, Wohn-  u.  anderen  Räu- 
men 1019. 

—  Kündigungsfrist  in  Todesfällen 
und  für  Militärpersonen,  Beamte, 
Geistliche,  Lehrer  im  Falle  ihrer 
Versetzung  1019. 

— ,  Kauf  bricht  nicht  Miete  1020. 

Mieteanteil  am  Einkommen  187. 

Mieter,  seine  Pflichten  und  seine 
Rechte  1020. 

Mietskasernen  177. 

Mietvertrag,  Verlängerung  nach  sei- 
nem Ablauf  —  Gültigkeit  und 
Dauer,  wenn  er  nicht  schriftlich 
ausgefertigt  worden  ist  1019. 

Mikindani,   Deutsch-Ostafrika  613. 

Mikroorganismen  647  675. 

Mikroskope  658. 

Milch  670. 

Milchglas  658. 

Milä,  altgriech.  Stadt  19. 

Mill,  John  Stuart,  bed.  engl.  Na- 
tionalökonom 172  176. 

Millefioriglas  658. 

Miller,  engl.  Erbauer  eines  Dampf- 
schiffes im  18.  Jh.  74. 

Milleschauergebirge  565. 

Millimeter  (mm),  Längenmass  810. 

Miloriblau  653. 

Milwaukee,  Ver.  Staaten  625. 

Mindanao,  Ver.  St.- Insel  in  Asien 
605. 

Minden,  Westfalen  564  567. 

Af/«rff/7a/!/7^^,Geschäftsfähigkeit974 
—976. 

Minderkaufleute  282  972  980. 

Mindoro,  Ver.  St.  —  Insel  in  Asien  605. 

Mineralblau  653. 

Mineralgerberei  704. 

Mineralien  in  den  Alpen  562. 

mineralische  Farben  652  653. 

—  Salze  648. 
Mineralöle  656. 
Mineralproduktion  553. 

—  in  Europa  559. 


Mineralquellen  564  565. 

Mineralsäuren  647  648. 

Mineralschwarz  653. 

Mineralwässer  648  651. 

minimal:  sehr  klein,  mindest,  ge- 
ringst, winzig. 

Minimum:  das  Mindeste,  Geringste, 
Niedrigste,  Mindestmass,  -gewicht, 
-betrag. 

Minneapolis,  Ver.  Staaten  625. 

Minorat  201. 

Minorität:  Minderheit. 

Minsk,  Russland  594. 

minus:  weniger,  abzüglich. 

v.Miquel,  preuss.  Finanzminister  160. 

Miquelon,  franz.  Insel  in  Nordam. 
627. 

Mirabeau,  der  ältere,  franz.  Natio- 
nalökonom, Vertr.  der  physiokrat. 
Richtung  124. 

Mischungsrechnung  811   812. 

Miskolcz,  Ungarn  583. 

Mississippi,  Strom  in  den  Vereinigten 
Staaten  549  618. 

Misskredit:  Missachtung,  Verruf. 

Missourifluss,  Nordam.  618. 

Miteigentum  1070. 

Mitlaute,  ihre  Schreibung  868  869. 

Mittelalter,  Bevölkerungsgliederung 
29. 

Mitteldeutsche  Kreditbank  103. 

Mitteleuropa  560 — 583. 

mitteleuropäische  Handelstarife  46. 

mitteleuropäischer  Zollvereinsplan  47. 

Mittelgebirge  547. 

mittelländische  Meer,   das   540  541. 

Mittellandkanal  567. 

Mittelmeergebiet,  seine  Bodenerzeug- 
nisse 550. 

Mittelmeerküste  Österreichs  580. 

Mittelmeerstaaten  i.  Mittelalt.  23 — 26. 

mm,  Abkürzung  für  MilHmeter  810. 

Mn,  Zeichen  in  der  Chemie  für 
IVlangan  645. 

MnO^,  Formel  in  der  Chemie  für 
Mangansuperoxyd  645. 

Mobile,  Ver.  Staaten  625. 

Mobilien:  bewegliche  Habe,  Hausrat. 

Modell:  Muster,  Vorbild,  Probestück. 

Modena,  Italien  597. 

modern:  neu,  dem  neuesten  Ge- 
schmack entsprechend. 

modernisieren:  modisch  herstellen. 

Modes:  Putzwaren. 

Modewaren  572. 

Modewarenhandel  271. 

Modistin :  Putzmacherin,  Modeschnei- 
derin. 

Mogador,  Marokko  612. 

Mohammed  24. 

Mohammedaner  602. 

—  in  Bosnien  u.  Herzegowina  583. 

—  in  China  603. 

—  in  Vorderindien  607. 
Mohammedismus  549. 
Mohilew,  Russland  594. 
Mohn  675. 

Mohnöl  691. 
Mohrhirse  664. 


Moire  701. 

Mokka,  Arabien  609. 

Mokkakaffee  671. 

Moldau,  Fluss  i.  Böhmen  568. 

Molen  344. 

Molk  a.  d.  Donau  569. 

Molkereigenossenschaften  156  157. 

Molton-Tuch  701. 

Molukken,  holl.  Kol.  i.  Asien  606. 

Mombas,  Brit. -Ostafrika  615. 

Moment,  Aas:  wesentlicher  Umstand, 
Entscheidungsgrund ,  Gesichts- 
punkt. 

Moment,  der:  Augenblick,  Zeitpunkt. 

Monastir,  Türkei  596. 

Mondamin  665. 

Mondtafeln  73. 

Mongolei  604. 

Mongolen  25  549. 

Mongoleneinbruch  49. 

mongolische  Stämme  558. 

mongolische  Völker  602. 

monieren :  erinnern ,  beanstanden, 
rügen,  mahnen. 

Monitum:  Erinnerung,  tadelnde  Be- 
merkung, Beanstandung. 

Monkeygras  696. 

Monopol:  Alleinrecht,  Handelsvor- 
recht, Alleinhandel  385. 

Monopolcharakter  des  Bodens  175 
176. 

monopolisieren :  zum  Alleinhandel  be- 
rechtigen, den  Alleinhandel  an 
sich  reissen. 

Monopolpreis  169. 

Monroedoktrin  51   635. 

Afo«sa«^oderWechselwinde543  544. 

montan:  bergmännisch. 

Montana  (Urvvaldland),  Südamerika 
629. 

Montanaktien:  Bergwerks-  u.  Hütten- 
aktien. 

Montblanc  557  561. 

Mont  Cenis-Bahn  66. 

Moni  Cenis-Tunnel  561. 

Montenegro  595. 

Monterey,  Mexiko  626. 

Monte  Rosa  561. 

Montevideo,  Uruguay  629. 

Mont  Pelee,  Vulkan  auf  der  Insel 
Martinique  617. 

Montpellier,  Frankreich  586. 

Montreal,  Kanada  621. 

Mont  Terrible  562. 

Moosachat  663. 

Moosberg,  Wesergebirge  564. 

Moratorium:  Zahlungsstundung,  die 
einem  bedrängten  Schuldner  ge- 
währt wird  174  296. 

Morawa,  Fluss  in  Serbien  569. 

Morelly,  Verfasser  des  utopischen 
Romans:  Naufrages  des  lies  flot- 
tantes  131. 

Morgan  &  Co.,  J.  P.,  führendes  Haus 
des  amerik.-engl.  Schiffahrtstrusts 
52  81. 

Morton  663. 

St.  Moritz  im  Engadin  561. 

Morlakengebirge  567. 


ten-  I 
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Morphin  675. 

Mörtel  659. 

Mortgage:  Pfand,  Schuldverschrei- 
bung. 

Mortifikationsscheine  s.  Tilgungs- 
scheine. 

mortifizieren:  für  ungültig  erklären. 

Monis,  Thomas,  Verf.  des  Werkes 
„Utopia"  131 

Moschus  (Bisam)  684. 

— ,  künstlicher  684. 

Mosel,  Nebenfl.  d.  Rheins  567  574 
585. 

Moselweine  676. 

Moskau,  Russland  594. 

Moskovade  666. 

Mossamedes,  Angola  614. 

Mossul,  Mesopotamien  609. 

Most  675. 

Mostar,  Herzegowina  583. 

Motala-Elf  Fl.  in  Schweden  592. 

Mother  Lode,  Nordam.  618. 

Motiv:  Beweggrund. 

motivieren :  begründen. 

Motlau,  Fluss  in  Westpr.  573. 

Motor:  bewegende,  treibende  Kraft, 
Triebkraft,  Kraftmaschine;  Kraft- 
wagen. 

Mount  McKinley  617. 

Mount  Morgan,  Goldminen  631. 

moussieren:  schäumen. 

Moutonleder:  Schafleder. 

Mozambique,  portug.  Ostafrika  614. 

Mpuampua,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Muffelfarben  659. 

Mühlenwerke,  die  grössten  der  Erde 
625. 

Mühlsteine  661. 

Mukden,  China  604. 

Mulde,  Fluss  im  Kgr.  Sachsen  574. 

Mulden  654. 

Mulegam  (Muletwist)  698. 

Mulemaschine  698. 

Mulhall,  Statistiker  186. 

Mülhausen,  Elsass-Lothr.  563  572 
576. 

Mülheim,  Rheinland  574. 

Mull  700. 

Müllergaze  701. 

München,  Bayern  572  575. 

Münchener  Lack  707. 

München-Gladbach,  Rheinland  572 
574. 

Mündeldepots  492. 

Mündelgelder  497  515  516. 

Mungo  697. 

Münster,  Westfalen  574. 

Münzagio  447. 

Münzdukaten  478. 

Münzen,  Notierungsweise  in  den 
Kurszetteln  und  die  Berechnung 
ihres  Wertes  841  842. 

— ,  Tafel  der  Gold-  u.  Silbermünzen 
838—840. 

— ,  Mischungsverhältnisse  der  Me- 
talle 408. 

Münzfuss  408. 

—  in  Deutschland  408. 

Münzgeld,  erstes,  in  Lydien  17. 


Munzgewicht  408. 

Münzkonferenzen  420. 

Münzmetall  408. 

Münzpari  841. 

— ,  seine  Ermittelung  841. 

Münzparitätenberechnung  415  416. 

Münzprägungen    in    alter    Zeit,     in 
Griechenland  18,  in  Persien  17. 

—  in  Deutschland  409—411. 

Münzrechnung  837 — 842. 

Münzscheine  434. 

Münzstückelungen  407  408. 

Mur,  Alpenfluss  568. 

Muradabad,  Vorderindien  607. 

Murano,  Italien  597. 

Murcia,  Spanien  599. 

Murgpass  563. 

Murray,  Eisenbahntechniker  60, 

Murraystrom  630. 

Musafaser  695. 

Muschelmarmor  660. 

Musikalienhandel  272. 

Muskatbaum     (Myristica    fragrans 
Houtt)  681. 

Muskatbutter  681   692. 

Muskatnüsse  u.  -bluten  681. 

Musselin  700. 

Musterlager  für  Exporthandel  303. 

Mutterlauge  650. 

Mutternelken  682. 

Mutterzimt  683. 

Mutual  Life    Insurance   Company 
110. 

Mutung  518. 

Mutungsrecht  206. 

Mwanza,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Myricin  692. 

Myristica  fragrans  Houtt  681. 

Myroxylon  Pereirae  689. 

Myroxylon  toluiferum  689. 

Myrrha  687. 

Myrrhentinktur  687. 

Myrtenwaclis  692. 

M.  Z.,  Abkürzung  für  mangels  Zah- 
lung (bei  Erhebung  von  Protesten). 

N 
NaAuCl^:   Goldsalz  641. 
Na.-^BJ).,  -\-10H^O,   Formel  in  der 

Chemie  für  Borax  650. 
Nachfrage  u.  Angebot  167  168. 
Nachgründung  1001. 
Nachindossament  1047. 
Nachmühlenöl  691. 
Nachod,  Böhmen  565. 
Nachprägungen  422. 
Nachschriften     in     kaufmännischen 

Briefen  884. 
NaCl,    Formel    in   der  Chemie  für 

Natriumchlorid  649. 
Na^COg,  Formel  in  der  Chemie  für 

Natriumkarbonat  651. 
Nadelfabrikation,  deutsche  571. 
Nagasaki,  Japan  605. 
V.  Nagler,   Generalpostmeister   129. 
Nagpur,  Vorderindien  607. 
NaHCOg,    Formel    in    der  Chemie 

für  Natriumdikarbonat  651. 
Nähmaschinen,  Erzeugungsorte  572. 


Nährstoffe,  stickstoffhaltige  u.  stick- 
stoffreie  663  664. 

Nahrungsmittel  663 — 670. 

— ,  das  hauptsächlichste  der  Afri- 
kaner 664. 

Nährwert  der  Nahrungsmittel  663. 

Nältseide  697. 

Nähzwirn  698. 

Nain,  Neufundland  622. 

Namen  von  Firmen  sind  in  kaufm. 
Briefen  genau  anzugeben  884. 

Namenpapiere  514. 

Nancy,  Frankreich  585  587. 

Nanking,  China  604. 

Nankingstoff  700. 

NaNOs,  Formel  in  der  Chemie  für 
Natronsalpeter  649. 

Nantes,  Frankreich  586. 

Nan-tschang,  China  604. 

NaOH,  Formel  in  der  Chemie  für 
Ätznatron 

N ophtha  656. 

— ,  wo  es  gewonnen  wird  553. 

Naphthalin  (Q^HJ  706. 

Naphtholblau  706. 

Naphtholgelb  706. 

Napoleon  L  34  57. 

—  ///.   127. 

Napoleonische  Kriege  40   193. 

Narbonne,  Frankreich  584. 

Narwa,  Finnland  594. 

Nashville,  Ver.  Staaten  625. 

Na^SO^-\-  lOH^ß,  Formel  in  der 
Chemie  für  Natriumsulfat  648. 

Natal,  Afrika  614. 

Natlonalbank  für  Deutschland   103. 

Nationalitäten  in  Österreich-Ungarn 
581. 

Nationalökonomie,  Begriffsbestim- 
mung 119. 

— ,  ihre  Geschichte  121—138. 

— ,  ihre  Richtungen  137. 

— ,  einige  Literaturangaben  121. 

National  Provincial  Bank  of  Eng- 
land 98. 

Nationalsoziale  Partei  137. 

Nationalwerkstätten  132  182. 

Natrium  647. 

Natriumchlortd  (NaCl)  649  650. 

Natriumdichromat  651. 

Natriumdikarbonat  oder  doppelkoh- 
lensaures Natrium  (NaHCOj)  651. 

Natriumhydroxyd  652. 

Natriumkarbonat  651. 

Natriumnitrat  647  649. 

Natriumsulfat  {li&.ß>0^  -f  lOH^O) 
648. 

Natron  647. 

Natronalaun  648. 

Natronsalpeter  (NaNOg)  649. 

Naturaleinkommen  174  175. 

Naturallohn  179. 

Naturalwirtschaft,  patriarchalische  18. 

Naturgaben  140. 

Naturkräfte  140  330. 

Naturrecht  39. 

Naturvölker  549. 

Nauclea  Gamblr  706. 

Nauheim,  Hessen  564. 
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Naumann,  Pfarrer,  nationalsozialer 

Politiker  137. 
Nautik,  Schiffahrtskunde,  Seewesen. 
nautische  Schule  73. 
Navajos  619. 
Navassa-CTuano  711. 
Navigationsakte  37  123. 
Naxos,  Griechenland  596. 
St.  Nazaire,  Frankreich  586. 
Neapel,  Italien  597. 
Neapolis,  altgriech.  Gründung  19. 
Neckar,  Nebenfl.  d.  Rheins  567. 
Neckartal  563. 
Neftgä  655. 
Neger  549. 
~,  ihre  Fähigkeiten  637. 

—  in  Nordamerika  619. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  623. 
Negersklaverei  in  Nordamerika  623. 
negociieren:    unterhandeln,   ein  Ge- 
schäft abschliessen. 

Negoi,  Berg  in  den  Transsilvanischen 
Alpen  566. 

Negrelli,  Österreich.  Kanalbauinge- 
nieur 77.  *" 

Negrettischaf  696. 

Neisse,  Fluss  573  574. 

Nelkenöl  690. 

Nelkenpfeffer  680. 

Nelkensäure  (Eugenol)  690. 

Nelsonstrom,  Nordamerika  619. 

Nennwert  der  Wertpapiere  482. 

Neogradergebirge  566. 

Nepal,  Asien  608. 

Neroliöl  690. 

Nertschinsk,  Sibirien  603. 

Netschajew ,  russ.  Anarchist  138. 

netto:  rein,  ohne  Abzug. 

A^^//otA-^rflg-:Reinertrag,Reinergebnis. 

Nettogewicht:  das  nach  Abzug  der 
Umhüllung  verbleibende  Reinge- 
wicht einer  Ware  315. 

Nettotara  315. 

Netze,  Nebenfluss  d,  Warthe  568. 

Netzebruch  566. 

Netzekanal  573. 

Neubraunschweig,  Kanada  621. 

Neue  Welt  546  550. 

— ,  ihre  Tierbewohner  552  553. 

Neufahrwasser,  Westpr.  573. 

Neufundland  53  616  621   622. 

Neuguinea  632. 

Neu-Hannover  632. 

Neu-Hebriden  632. 

Neuholland  546. 

Neukaledonien  49  632. 

Neu-Malthusianer  190. 

Neumann,  Casp. ,  Theologe,  Verf. 
einer  Sterblichkeitstafel  im  17.  Jh. 
106. 

— ,  Fr.  Jul.,  Prof.  d.  Nationalöko- 
nomie in  Tübingen  117. 

Neumarkt-Taus,  Pass  im  Böhmer- 
wald 564. 

Neu- Mecklenburg  (Bismarck-Inseln) 
632. 

Neunkirchen,  Rheinland  571  574. 

Neu  -  Pommern  (Bismarck  -  Inseln) 
632. 
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Neurath,  Wilhelm,  Prof.  d.  Natio- 
nalökonomie 121. 

Neuries  Papier  u.  seine  Untertei- 
lungen 702. 

Neuschottland,  Nordamerika  61 6  62 1 . 

Neuseeland,  Australien  53  546  631. 

Neuseeländischer  Flachs  696. 

Neu-Süd-Wales  631. 

Neutra  568. 

Neutragebirge  566. 

Neutralrot  706. 

Nevers,  Frankreich  586. 

Newa,  Fluss  in  Russland  593. 

Newark,  Ver.  Staaten  624. 

Newcastle,  Engl.  588  589. 

Newcomens ,  Erfinder  der  Feuerma- 
schine, einer  Vorläuferin  der  Lo- 
komotive 59. 

New-Harmony,  die  von  Robert  Owen 
gegründete  kommunistische  Ge- 
meinde im  nordamerikan.  Staat 
Indiana  132. 

New  Haven,  Ver.  Staaten  624. 

New-Orleans,  Ver.  Staaten  543  625. 

Newport,  Engl.  590. 

Newport,  Ver.  Staaten  624, 

New-York,  Ver.  Staaten  33  542  624. 

New-Yorker  Börse  533  534. 

— ,  Devisennotierungen  850. 

New-York,  Lebens-Vers.-Qes.  110. 

(NH,\Al^(SOX  +  24H^O,  Formel 
in  der  Chemie  für  Ammonium - 
aluminiumsulfat  648. 

NH^Cl,  Formel  in  der  Chemie  für 
Salmiak  650. 

N/,  Zeichen  in  d.  Chemie  f.  Nickel  645. 

Niagara-Fälle  619  620. 

Nicaraguakanal-Projekt  51   77. 

Nickel  564  645. 

— ,  Fundorte  645. 

Nickelländer  553. 

Nicotiana  rustica  674. 

Nicotiana  Tabacum  674. 

Niederlande,  die  (s.  a.  unter  Holland) 
36  49. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  838. 

— ,  Lebensversicherung  111. 

— ,  Schiffahrt  73. 

niederländische  Kolonien  (s.  a.  unter 
holländische)  33. 

Niederländisch-ostindische  Kompanie 
33  150. 

Niederlassungsort  976  977. 

Nlederös  ierreichische  Escompte-  Gesell- 
schaft 100. 

niederrheinische  Ebene  565. 

—  Gebirge  563  564. 

Niederschläge  537. 

Niederung  547. 

Niemen  oder  Njemen  (JVlemel)  568 
593. 

Niger,  afrik.  Strom  549  610  614. 

Nigeria,  Brit.-Nordwestafrika  614. 

Nigeröl  691. 

Nigrit  686. 

Nigrosine  706. 

Nikaraguakanal- Projekt  s.  Nicara- 
guakanal. 

Nikolajew,  Russland  594. 


Nikotianin  674. 

Niksitsch,  Montenegro  595 

Nil,  afrik.  Strom  549  610 

Nilgiri-Gebirge  607. 

Nil  Gin-Kaffee  671. 

Nilgummi  686. 

Nimes,  Frankreich  585  586 

Nisch,  Serbien  595. 

Nischnei-Nowgorod,  Russland  594. 

Nischnei-Tagilsk,  Russland  594. 

Nitrate  649. 

Nitrobenzol  (CeHj.NOj)  706. 

Nitrofarbstoffe  706. 

Nitroglyzerin  647. 

Nitrostärke  665. 

Nitrotoluol  706. 

Nitrozellulose  694. 

Niutschwang,  China  604. 

Nizza,  Frankreich  586. 

Njangwe,  Kongo-Staat  615. 

NJassa-See  610  614  615. 

N.  N.  (nomen  nescio);  Name  un- 
bekannt. 

NO.i,  Formel  in  der  Chemie  für 
Stickstoffoxyd  647. 

Nochgeschäfte  im  Prämienhandel  531 
532. 

Nogat,  Arm  der  Weichsel  568. 

Nollendorf,  Pass  i.  Sachs.  Erzge- 
birge 564. 

Nome,  Ver.  Staaten  625. 

Nominalwert  s.  Nennwert. 

nominell:  dem  Namen  nach;  nomi- 
neller Kurs:  ein  Kurs,  der  nur 
gesprochen,  zu  dem  jedoch  nicht 
gehandelt  worden  ist. 

non  plus  ultra:  unübertrefflich,  das 
Feinste,  Beste. 

Nonvaleurs  517. 

nordafrikanisch-asiatisches  Wüsten- 
gebiet, seine  Bodengewächse  550. 

Nordamerika  50  56  616—627. 

— ,  erste  Ansiedelungen  34. 

— ,  seine  Bodenerzeugnisse  551. 

nordamerikanische  Kolonien  39. 

nordamerikanischer  Bärgerkrieg  52. 

NordBorneo  608. 

nordchilenisches  Wüstengebiet  551. 

Norddeutsche  Bank  in  Hamburg  102. 

Norddeutsche  Bundespost  90. 

Norddeutscher  Bund  46. 

Norddeutscher  Lloyd  81—83. 

Nordenskjöld ,  berühmter  Polarfor- 
scher 33  546. 

Norderelbe,  Arm  der  Elbe  575. 

Nordeuropa,  Temperatur  557. 

Nordhausen,  Prov.  Sachsen  573. 

Nordhäuser  Kornbranntwein  678. 

Nordhäuser  Schwefelsäure  647. 

nordholländischer  Kanal  579. 

Nördliches  Eismeer  545. 

nördliches  Südamerika,  seine  Boden- 
erzeugnisse 551. 

Nord- Ostseekanal  542  568. 

Nord-Pacificbahn  618. 

Nordsee  541   542  570. 

Nordseekanal  579. 

Norfolk,  Ver.  Staaten  625. 

Normalarbeitslohn  133. 


Sachregister. 


1165 


Normalarbeitstag  133. 

Normallohn  180. 

Normalpreis  180. 

Normannen  23. 

Normannische  Inseln  587. 

Normativbedingungen  f.  Privatnoten- 
banken  101. 

normieren:  feststellen,  regeln,  be- 
messen. 

Northampton,  England  588  589. 

Northers  618. 

Northshields,  England  589. 

Norwegen  28  49  591. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  838. 

Norwich,  England  589. 

Nörz  707. 

nostro   (conto):   unsere  (Rechnung). 

Nota:  Note, Rechnung, Vormerkung; 
in  Nota  haben:  in  Auftrag,  in 
Arbeit  haben;  in  Nota  geben: 
einen  Auftrag  erteilen,  eine  Ware 
bestellen;  in  Nota  nehmen:  einen 
Auftrag  vormerken. 

noia  bene:  wohlgemerkt,  das  heisst. 

Notadresse  auf  einem  Wechsel  — 
wie  die  übliche  Formel  dafür 
lautet  1053   1054. 

— ,  welcher  N.,  wenn  mehrere  auf 
einem  Wechsel  angegeben  sind, 
der  Vorzug  zu  geben  ist   1055. 

Noten,  beschädigte  456. 

—  mit  beschränkter  Umlaufsfähig- 
keit 455. 

Notenausgabevorrecht  455  456. 
Notenbanken  436. 

—  in  Deutschland  455  456. 

— ,  ihr  Geschäftsbetrieb  in  Deutsch- 
land 456  457. 

Notenbanken,  Privat-  101. 

Notenbankwesen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  503  504. 

Notendeckungssysteme  461. 

Notenumlaufsrecht  461. 

notieren:  vormerken,  aufzeichnen, 
berechnen;  einen  Börsenkurs  haben. 

notifizieren:  melden,  anzeigen. 

Nötiges  besorgen:  ein  in  kaufmän- 
nischen Briefen  häufigangewandter 
Ausdruck  bei  Übersendung  von 
Wechseln,  die  zum  Annahmever- 
merk  oder  zur  Zahlung  vorgelegt 
werden  sollen. 

Notiz:  Vermerk,  Aufzeichnung; 
Börsenkurs. 

Notizbuch:  Merkbuch,  Taschenbuch. 

notleidende  Coupons:  Coupons  von 
festverzinslichen  Anleihen,  die,  ob- 
gleich sie  fällig  sind,  nicht  ein- 
gelöst oder  doch  nur  mit  einem 
Teilbetrage  bezahlt  werden. 

Nottingham,  England  588  589. 

Noumea,  Neukaledonien  632. 

Novität,  Nouveaute:  Neuheit,  das 
Neueste. 

Nowgorod,  Russland  28. 

N.  S.  =  Nachschrift  884. 

Nuance:  Abschattung,  Abtönung, 
Farbenton,  Anflug. 

Nubien  611. 


Nubier  611. 

Nuggets  641. 

Nukahiva,  franz. Insel  Australiens  632. 

numerieren:  mit  Zahlen  versehen. 

Nürnberg,  Bayern  563  572  575. 

Nümbergergrün  653. 

Nussdorf,  Österreich  582. 

Nussöl  691. 

Nutzgewächse,  europäische  559. 

Nutzhölzer  693. 

Nutzpflanzen :  Mais  Tabak,  Kartoffel, 
Kakao,  Chinarinde  —  deren  Ein- 
führung in  Europa  32. 

Nutzungen,  Rechtsbegriff  1065. 

Nutzungswert  231. 

Nykjöbing,  Dänemark  590. 

O 

Oakland,  Ver.  Staat,  v.  Amerika  625. 

Oasen  56  548  612. 

Oaxaca,  Kakaosorte  673. 

Ob,  Strom  i.  Sibirien  545  549  601 
603. 

Obe'id,  Ägypten  611. 

Oberalppass  579. 

obergäriges  Bier  677. 

Oberhohenberg,  Berg  i.  Schwab.  Jura- 
gebirge 562, 

Oberlandesgerichte  1084. 

Oberländische  Kanal  568. 

Oberpfälzer  Wald  564, 

Oberrealschule  5. 

Oberrechnungskammer  in  Preussen 
249, 

Oberrheinisches  Gebirgssystem  563. 

Oberrheinische  Tiefebene  563, 

Oberschlesische  Platte  565. 

Obligationen  514  516, 

obligatorisch;  bindend,  vorgeschrie- 
ben, verpflichtend. 

obligatorisches  Recht  1065. 

Obligo:  Verbindlichkeit,  Bürgschaft. 

Obok,  franz.  Kolonie  49. 

Obrabruch  566. 

Obstbau  563  567  577. 

—  in  Europa  559. 

—  in  Frankreich  585. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  623. 
Obstbäume  in  Deutschland  571. 
Ocker  652. 

— ,  gebrannter  652  661. 

Ockerschlamm  661, 

Odense,  Dänemark  590. 

Odensefjord,  Dänemark  590. 

Odenwald  563. 

Oder  567  568  573. 

Oderbruch  566. 

Odergebirge  565. 

Oderniederung  565. 

Oder-Spree-Kanal  566, 

Odessa,  Russland  594. 

Ofenkacheln  659. 

Ofenschwärze  654. 

Offenbach,  Hessen  572  576, 

Offenbarungseid  1106   1107, 

— ,  Beispiel   einer  Ladung  vor  das 

Amtsgericht  1118. 
offene  Handelsgesellschaft  149. 
— ,    Entstehung    —    Gesellschafts- 


vertrag—  Eintragung  ins  Handels- 
register 995  996. 
offene  Handelsgesellschaft  —  Einla- 
gen u.  Dienstleistungen  —  Be- 
fugnisse der  Gesellschafter  zur 
Geschäftsführung  —  Prokuraer- 
teilung —  grobe  Pflichtverletzung 

—  Rechte  des  von  der  Geschäfts- 
führung ausgeschlossenen  Gesell- 
schafters 996. 

— ,  Konkurrenzverbot  —  Verrech- 
nung des  Gewinnes  u,  des  Ver- 
lustes   unter  den   Gesellschaftern 

—  Rechtsverhältnisse  der  Gesell- 
schafter zu  Dritten  997. 

— ,  Haftung  der  Gesellschafter  für 
die  Gesellschaftsschulden  —  Be- 
fugnisse der  Gesellschafter  in  Be- 
ziehung auf  die  Vertretung  der 
Gesellschaft  nach  aussen  —  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  u.  Aus- 
scheiden von  Gesellschaftern  — 
Tod  eines  Gesellschafters  998  999. 

— ,  Liquidationsverfahren  —  Ver- 
jährung der  Ansprüche  gegen 
einen  Gesellschafter  999. 

offener  Posten :  noch  nicht  bezahlter, 
also  auf  dem  Konto  noch  offen. 

Offenes  Depot  486—488. 

öffentlicher  Kredit  170. 

öffentliches  Recht,  was  man  darunter 
versteht  und  welche  Rechte  dazu 
gerechnet  werden  970. 

offerieren:  anbieten,  ein  Angebot 
machen, 

Offerte:  Angebot,  Anerbieten,  Vor- 
schlag, 

—  s,  a.  u.  Anerbieten. 

Ohio-Erie-Kanäle  623, 

Ohiofluss  618, 

ohne  Kosten,  Vermerk  auf  Wechseln 
1053. 

ohne  Präjudiz:  ohne  Verbindlichkeit, 

Oil-City,  Ver.  Staaten  624, 

O  K,  Abkürzung  für  ohne  Kosten 
1053. 

Okkupation  139  146  148, 

Oktant  73, 

Okubawachs  692. 

Öl,  denaturiertes  691. 

Ölbaum  (Olivenbaum)  690. 

Oldenburg  (Grossherzogtum)  568 
574. 

Oldham,  England  590. 

Öle  690  691. 

Oka  europaea  690, 

Oleomargarine  692, 

Ölfarbenstifte  654, 

Olgewinnung  in  Frankreich  585.' 

Olibanum  687. 

Olivenausfuhr  Italiens  597, 

Ollvenkultur  597, 

Olivenöl  690  691, 

Ollvenölausfuhr  von  Tunis  611. 

Olivenölgewinnung  in  Spanien  598. 

Öllackfirnisse  691. 

qimiitz,  Österreich  582. 

Ölstein,  orientalischer  661. 

Ölweiss  652. 
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Olymp,  Berg  in  der  Türkei  595. 

Olynth  19. 

Omaha,  Ver.  Staaten  625. 

Oman,  Arabien  609. 

Omatako-Berge  610. 

Omsk,  Sibirien  603. 

Onegabusen  546. 

Onegasee  593. 

Ontario,  Kanada  621. 

Ontariosee  619. 

Onyx  663. 

Opal,  edler  662. 

Operment  (As^Sg)  652. 

Opium  dl 5. 

Opiumerzeugung  in  China  604. 

Opiumkrieg  54. 

opportun:  gelegen,  passend,  zweck- 
mässig. 

Opposition:  Widerspruch,  Gegen- 
partei. 

optieren:  vom  Bezugsrecht  Gebrauch 
machen. 

Option:  Bezugswahl,  Bezugsrecht, 
Lieferungsrecht;  Vorrecht. 

optische  Gläser  658. 

optische  Instrumente,  Erzeugungsorte 
572. 

optisch  wirksame  (aktive)  Zuckerarten 
666. 

Oran,  Algerien  612. 

Orangefluss ,  Afrika  53  610. 

Orangeflusskolonie  614  615. 

Orangen  668. 

Orangenbaum  668. 

Orangenernte  Italiens  597. 

Orange  River  s.  Orangefluss. 

Orbiston,  eine  auf  kommunistischer 
Grundlage  gebildete  Gemeinde  in 
Schottland  132. 

Orce'in  705. 

ord.  (ordinär)  im  Buchhandel:  La- 
denpreis, das  ist  der  Preis  eines 
Buches  ohne  Rabatt. 

Order,  Ordre:  Auftrag:  auf  Wech- 
seln bedeutet  O.:  Verfügung,  Ver- 
.  Ordnung;  „an  die  O.  der  .  .  .  . 
Bank" :  dass  der  Bezogene  an  die 
....  Bank  zahlen  soll;  ,,oder 
deren  Order" :  oder  an  die  Firma, 
an  die  der  Wechsel  durch  einen 
weiteren  Übertragungsvermerk 
übergeht. 

Orderklausel  —  überflüssig  1045. 

ordinair:  gewöhnlich,  gemein,  ge- 
ringwertig. 

Ordinairpreis  (im  Buchhandel):  La- 
denpreis eines  Buches. 

Oregonfrage  51. 

Orel,  Russland  594. 

Orenburg,  Russland  594. 

Oresmius,  Nicolaus,  Theologe  im 
Mittelalter,  Verf.  eines  Werkes 
über  Geld-  u.  Münzwesen  122. 

Organdy  700. 

Organisation  der  Arbeit,  das  Haupt- 
werk Louis  Blancs  132. 

organisieren:  einrichten,  gestalten, 
ins  Leben  rufen,  ordnen. 

Organsinseide  697. 


orientalisches  Ländergebiet,  seine 
Tierbewohner  552. 

Oriental-Stoff  700. 

orientieren:  sich  unterrichten,  sich 
mit  etwas  bekannt  machen,  einen 
Überblick  gewinnen. 

Original:  Urschrift ,  Hauptausferti- 
gung, der  echte,  nicht  der  nach- 
geahmte Wertgegenstand. 

Orinoko,  Strom  in  Südamerika  628. 

Oristano,  Sardinien  598. 

Orlean  705. 

Orleanbaum  (Bixa  orellana)  705. 

Orleans,  Frankreich  586. 

Orseille  705. 

Orsowa,  Serbien  566  569. 

Ortler  Alpen  u.   Ortler  Spitze  562. 

Ortsarmenverbände  190  191. 

Oryza  sativa  664. 

Os  sepiae  709. 

Osaka,  Japan  605. 

Osmium  641. 

Osnabrück,  Hannover  573. 

Oste-Hammekanal  567. 

Ostende,  Belgien  577. 

Österreichische  Alpen  562. 

ÖsterreichischeBodenkreditanstalt  100. 

Österreichische  Kreditanstalt  für  Han- 
del und  Gewerbe  100. 

Österreichische  Länderbank  100. 

Österreichische  Natlonalbank  100. 

österreichische  Weine  676. 

Österreichisch- ungarische  Bank  100 
499  500. 

—,  Ankauf  von  Gold  478. 

Österreich-Ungarn  580  —  583. 

— ,  Ein-  und  Ausfuhrhandel  mit 
Deutschland  582. 

— ,  seine  gesetzgebenden  Körper- 
schaften 581. 

— ,  Gold-  und  Silbermünzen  838. 

— ,  Handelsmünzen  839. 

— ,  Handelspolitik  48  49. 

— ,  Herabsetzung  des  Nennwertes 
seines  Papiergeldes  450. 

— ,  Lebensversicherung  110. 

Ostindien  54. 

—  mit  der  englischen  Krone  ver- 
einigt 35. 

Ostindische  Kompanie,ho\\2ind.\5cht3'i. 

Ostpreussen  573. 

Ostsee  542  568  570  592. 

Ostseehäfen  573  575. 

Otavi,  Deutsch-Südwestafrika  613. 

Otavibahn  636. 

Otjimbingue,  Deutsch-Südwestafrika 
613. 

Ottawa,  Kanada  621. 

Ottawakanal  621. 

qtterfelle  707. 

Ötztaler  Alpen  562. 

Oudh,  Vorderindien  607. 

Ounces  (oz),  engl.  Gewicht  810  835. 

Outsiders:  Aussenstehende  einer  Ver- 
einigung, eines  Berufs. 

Ovambo,  Deutsch-Südwestafrika613. 

Oviedo,  Spanien  599. 

ö.  W.  =  österreichische  Währung 
885. 


Owen,  Robert,  engl,  philantropi- 
scher,  dem  Kommunismus  nahe 
stehender  Nationalökonom  132 

Oxalsäure  647  710. 

Oxford,  England  589. 

Oxydation  648  649. 

oxydieren  641. 

oxydische  Erze  641. 

oz,  Abkürzung  für  Ounces  810. 

Ozean,  der  536. 

Ozeanfahrten  74. 

ozeanische  Inseln,  ihre  Bodenge 
wachse  551. 

Ozokerit  655  692. 


P,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Phos- 
phor 657. 

p.  A.  (per  Adresse):  bei. 

p.  a.  (pro  anno) :  jährlich. 

Pacht  175  200. 

Pachterträge  preussischer  Domänen 
176. 

Pacific- Eisenbahnen  618. 

Packeis  545. 

packetiertes  Eisen  645. 

Packpapier  702. 

Padang,  Sumatra  605. 

Paddy  664. 

Paderborn,  Westfalen  574. 

Padua,  Italien  597. 

paginieren :  mit  fortlaufenden  Seiten- 
zahlen versehen. 

Pahang,  Malakka  608. 

Pahthanf  695. 

Paketbeförderungdurch  d.  Post  353ff. 

Paketeim  Inlandverkehr  354  362  365. 

—  nach  dem  Ausland  354  355  362 
364—366. 

Paketverkehr  der  Post  350. 

Palaquium  oblongifolium  686.        _ 

Patau- Inseln,  deutsches  Schutzge- 
biet 47  638. 

Palembang,  Sumatra  605. 

Palermo,  Italien  598. 

Palladium  641. 

Palma,  Spanien  599. 

Palmbutter  692. 

Palmenholz  693. 

Palmer,  Erfinder  der  Schwebebahnen 
68. 

Palmfett  692. 

Palmin  692. 

Palmitinsäure  692. 

Palmitinsäure-Cetyläther  692. 

Palmwachs  692. 

Pampas  548  627  629. 

Pamplona,  Spanien  599. 

Panama,  Hafenstadt  in  Columbia 
544  626. 

— ,  Landenge  von,  Lesseps  Kanal- 
projekt 77. 

Panamakanal  51   543  616. 

Panay,  Ver.  St.,  Insel  in  Asien  605. 

Pa/z^a«/,  Deutsch-Ostafrika  61 3  614. 

Panik:  Schrecken,  besinnungslose 
Flucht,  in  diesem  Sinne  auch  als 
Bezeichnung  einer  Börsenstim- 
mung, in  der  alle  verkaufen  wollen. 
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Pannetiersgrün  653. 
Pantoffelholz  692. 
Panuco,  nordam.  Strom  619. 
Panzerplatten  für  Kriegsschiffe  645. 
Panzerplattenfafirikation  in  England 

588. 
Papaver  somniferum  675. 
Papier  701   702. 

—  aus  Lumpen  31. 
Papiergeld  434—451. 

— ,  Agio  u.  Disagio  447  448. 

—  in  Deutschland  i.  J.  1873    102. 
— ,  uneinlösbares,   mit  Zwangskurs 

440. 
Papiergeldwesen    in    den    deutschen 

Staaten  vor  dem  Reichsgesetz  v. 

30.   April  1874     444. 
Papiergeldwirtschaft  39. 
— ,    geschieht].   Rückblick  440   441. 
— ,  Theorie  der  Preisbewegung  unter 

ihrer  Herrschaft  448  449. 
Papierindustrie  in  Deutschland  572. 

—  in  England  588. 
Papierkohle  655. 
Papiermache  703. 
Papiersorten  702. 
Papiertapeten  703. 
Papierwährung   414    415    434   446 

—451. 
— ,  Literatur  darüber  451. 
Papin,  Physiker  59  74. 
Pappe  701   702  703. 
Paprika  680. 

Päpste,  deren  Teilung  der  Erde  32. 
Papuas  549  630  631. 
Papyrus  701. 
Paradiesapfelbaum  668. 
Paradiesvogelbalg  708. 
Paraffin  655  656. 
Paragonperlen  709. 
Paragras  696. 
Paraguay  629. 
— ,  Münzen  839. 
Paraguay-Tee  iill. 
Parallelwährung  414. 
Paramaribo,  Holl. -Guyana  630. 
Parfümeriepflanzen  559. 
pari:  zum  Nennwert,  vollwertig,  zu 

Hundert. 
Paris,  Frankr.  572  585  586. 
Pariserblau  653. 
Pariser  Börse  532—533. 
— ,  Devisennotierungen  848. 
— ,  Kurszettel  854. 
— ,  Parkett  532. 
Pariser  Frieden  34. 
Pariser  Kongress  34. 
Pariser  Kreide  654. 
Pariser  Union    zum   internationalen 

Schutz  der  Patente  1079. 
Paritäten  von  Münzen  verschiedener 

Münzsysteme  415  416. 
Parkett  s.  u.  Pariser  Börse. 
Parma,  Italien  597. 
Parnassos,  Berg  in  Griechenland  596. 
Paros,  Griechenland  596. 
Parsi  607. 
Parteifähigkeit  im  Gerichtsverfahren 

1093. 


Partial:  Teil. 

Partialobligationen  516. 

Partie:  Teil,  ein  Posten  Ware. 

partizipieren:  teilnehmen,  beteiligt 
sein,  Anteil  haben,  sich  beteiligen. 

Partner:  Teilhaber,  Mitinhaber  eines 
Geschäfts. 

Partnerschaft  164. 

Parts:  Anteilscheine,  Gewinnanteil- 
scheine. 

Paso  del  Norte  (Juarez)  Mexiko  626. 

Passagiervertrag  1039. 

PassatwindeU  72  538  543  544  557. 

Passau,  Bayern  564  568  575. 

Passiergewicht  der  Münzen  408  409. 

Passiva:  Schulden,  Verbindlichkeiten. 

—  in  der  Aufstellung  der  Bilanz 
721   722. 

passive  Handelsbilanz:  die  Handels- 
bilanz eines  Staates,  der  mehr 
Waren  ein-  als  ausführt. 

Passivgeschäfte:  Kreditgeschäfte  einer 
Bank,  bei  denen  sie  Empfängerin 
V.  Geld,  Schuldnerin  ist  454 — 471. 

Pastellstifte  654. 

Patent,  welches  Recht  es  gibt  — 
Recht  der  Vorbenutzung  —  zi- 
vilrechtlich  und  strafrechtlich  ge- 
schützt  1078   1079. 

— ,  es  kann  als  verwirkt  erklärt 
werden   1079. 

— ,  Frage  des  international.  Schutzes 
—  Pariser  Union  1079. 

Patentanwälte  385. 

Patentgesetzgebung  in  verschiedenen 
ausserdeutschen  Staaten  1080. 

patentiert:  gesetzlich  geschützt. 

Patentrecht  —  Anmeldesystem  — 
Aufgebotssystem  —  Vorprüfung 
1078. 

— ,  Anfechtung  —  Nichtigkeits- 
klage —  Nichtigkeitserklärung 
1078. 

Patentsteuer  1079. 

Paterson,  Ver.  Staaten  624. 

Patina  643  653. 

Patnareis  664. 

Patras,  Griechenland  596. 

Patrizier,  deutsche,  im  Mittelalter  29. 

St.  Paul,  Ver.  Staaten  625. 

Pauperismus  190. 

Pauspapier  702. 

Pavia,  Italien   597. 

Pb,  chemisches  Zeichen  für  Plum- 
buni  (Blei)  643. 

PbCO^,  chemische  Formel  für  Weiss- 
bleierz 643. 

PbS,  chemische  Formel  für  Blei- 
glanz 643. 

PbSO^,  chemische  Formel  für  Blei- 
vitriol 643. 

Pech,  gelbes  688. 

— ,  schwarzes  689. 

Pechkohle  655. 

Pecunia  trajedicia  103. 

Peel,   Robert,   engl.  Staatsmann   44. 

Peel,  Moorland  in  Holland  566. 

Peene,  Fiuss  i.  Pommern  568. 

Peking,  China  604. 


Pekko-Tee  672. 

Pelseide  697. 

Pelzhändler  542. 

Pelztiere  in  Europa  559. 

Pelztierfelle  621. 

Pelzwerk  707  708. 

Pembrokehafen,  Engl.  587. 

Pendschab,  Vorderindien  607. 

Penninische  Alpen  561. 

pennyweight  (dwts),  engliches  Münz- 
gewicht 835. 

Pensa,  Russland  594. 

Pension :  Ruhegehalt,  Altersversor- 
gung- 

pensionieren:  in  Ruhestand  versetzen. 

Pensionskassen  für  Arbeiter  113. 

per:  für,  durch,  mit,  zu;  per  Bahn: 
mittels  Bahn;  per  Jahr:  das  Jahr; 
per  30.  Juni:  zum,  fällig  am; 
per  cassa:  gegen  Kasse,  bar,  bei 
Barzahlung ;  per  cent :  das  Hundert, 
vom  Hundert;  per  Kilo:  für  ein 
Kilo;  per  Kilo  2  Mark:  das  Kilo 
2  Mark;  per  Saldo:  zum  Aus- 
gleich. 

Perak,  Malakka  608. 

Pereire,  Isaacu.  Emil,  Pariser  Bankiers, 
Gründer  des  Credit  mobilier  99. 

perfekt:  vollkommen  ausgebildet, 
fertig  (eine  fremde  Sprache  spre- 
chen); abgeschlossen  (ein  Vertrag). 

perfekt  werden:   zu  Stande  kommen. 

perforieren :  durchlochen. 

Pergament  704. 

Pergamentpapier  702. 

Perim,  Arabien  609. 

Perkai  700. 

Peikan  701. 

Perl-  u.  Perlmutterfischerei  539  544 
545. 

Perlen  709  710. 

— ,  künstliche  710. 

Perlenessenz  658. 

Perlkaffee  671. 

Perlmutter  710. 

Perlmutterglas  658. 

Perlsago  666. 

Perltee  672 

Perm,  Russland  594. 

Permanentwelss  652. 

Pernambuco,  Brasilien  630. 

Pernot-Eisen  645. 

Perpignan,  Frankreich  586. 

Persante,  Fluss  i.  Pommern  568. 

Perser  56. 

Perserkriege  19. 

Persianerfelle  707. 

Persien  16  608  609. 

— ,  Postwesen  im  Altertum  84. 

Persio  705. 

Persischer  Golf  544  545  601. 

Personalkredit  171  294. 

Personen,  natürliche  —  juristische 
972. 

Personenbeförderungen  auf  Eisen- 
bahnen, erste,  regelmässige  61. 

—  auf  den  Eisenbahnen  Frankreichs 
586,  Grossbritanniens  589. 

Personenbuch  s.   Kontokorrentbuch. 


1168 


Sachregister. 


Personen-Konten  in  der  Buchführung 
716. 

Personentarife  335. 

Personenverkehr  auf  Eisenbahnen, 
Hinweis  auf  den  Inhalt  der  Ver- 
kehrsordnung 1036. 

persönlicher  Sicherheitsarrest  1107. 

Perte:  Abzug,  Verlust. 

Perte  du  Rhone  569. 

Perth,  Westaustralien  631. 

Peru  628  629. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  840. 

— ,  Inkastrasse  57. 

Perubalsam  689. 

Perugia,  Italien  597. 

Peruzzi,  Grossbankiers  i.  Mittelalt. 96. 

Peschawar,  Vorderindien  607. 

Peterhead,  Schottland  590. 

Petersburg,  Russland  594. 

Petersburger  Börse,  Devisennotie- 
rungen 849  850. 

Peters  bürg- Kronstadter  Kanal  77. 

Petroläther  656. 

Petroleum  656. 

— ,  wo  es  gewonnen  wird  553  656. 

Petroleumproduktion  in  den  Verein. 
Staaten  656. 

Petroleumquellen  im  Karpathenwald 
566. 

—  in  Nordamerika  617. 
Petroleumsprit  656. 
Peutingersche  Tafel  56. 
Pfandbriefe  515  516. 
Pfandrecht  des  Vermieters   1020. 

—  an  beweglichen  Sachen  1070 — 
1072. 

—  an  Schiffen  1075. 

—  an  Rechten  (Forderungen)  1075 
1076. 

Pfandscheine  963  964. 

Pfändung   körperlicher    Sachen    — 

welche     davon     nicht     gepfändet 

werden  dürfen  1103. 

—  von  Geldforderungen  —  Wichtig- 
keitderschnellen Benachrichtigung 
auf  Grund  eines  vollstreckbaren 
Schuldtitels  an  den  Drittschuldner 
u.  an  den  Schuldner  1104. 

— ,  Ansprüche,  die  nicht  gepfändet 
werden  können  1104. 

—  für  mehrere  Gläubiger  1104. 

—  von  Forderungen,  Beispiel  eines 
Antrages  dazu   1118. 

Pfändungsbeschluss  1104. 

Pfauenfedern  708. 

Pfeffer  679  680. 

Pfefferstrauch  (Piper  nigrum)  679. 

Pfeifenköpfe  659. 

Pferde,  in  welchen  Ländern  Europas 
sie  namentlich  gezüchtet  werden 
559. 

Pferdebahnen  62. 

Pferdebestand  Preussens  i.  Verhältnis 
zu  dem   ganz  Deutschlands  572. 

Pf  erdeschwämme  709. 

Pferdezucht  in  Argentinien  629, 
Deutschland  571,  Frankreich  585, 
Grossbrit.  u.  Irl.  588,  Italien  597, 
Österreich    582,    Rumänien    595, 


Russland  593,  Schweden  592, 
Spanien  598,  Ungarn  583,  Ver. 
Staaten  623. 

Pflanzenalbumin  663. 

Pflanzenfarbstoffe  704—706. 

Pflanzenkasein  663. 

Pflanzenwelt  550. 

/;J7ö«z//cA^Nahrungsmittel663 — 669. 

Pflanzungskolonien  633  636  637. 

Pflaumen,  bosnische  567. 

Pflaumenernte  in  Serbien  595. 

Pforzheim,  Baden  572  576. 

Phalange  132. 

Phaseolus  664. 

Phellogen  693. 

Phenolfarbstoffe  706. 

Phenylenbraun  706. 

Philadelphia,  Ver.  Staaten  624. 

Philippeville,  Algerien  612. 

Philippinen  605. 

Philippopel,  Ost-Rumelien  595. 

V.  Philippovich ,  Eugen,  Prof.  der 
Nationalökonomie  118  121  133 
170   172  185. 

Phokaia  19. 

Phöniker  (Phönizier)  56  71  539  541 
545. 

Phoenix  dactylifera  669. 

Phönizien  16. 

Phormium  tenax  696. 

Phosphin  706. 

Phosphor  (P)  645  657. 

— ,  amorpher  (roter)  657. 

Phosphorit  657. 

Phosphorsäure  647  657. 

Photogen  655. 

photographische  Anfnahmen  m.  Blitz- 
lichtpulver 646. 

Photonaphthil  656. 

Phtalsäurefarbstoffe  706. 

physikalische  Instrumente ,  Erzeu- 
gungsorte 572 

Physiokraten,  Steuerlehre  228. 

physiokratische  System,  das  123. 

physische  Einkommensteuerpflichtige 
in  Preussen   186. 

Phytelephus  macrocarpa  708. 

Piacenza,  Italien  597. 

Piassave  696. . 

Picraena  excelsa   684. 

St.  Pierre,  franz. -nordam.  Insel  627. 

Pietermaritzburg,  Natal  614. 

Pigmentdruck  651. 

Pikee  700. 

Pikrinsäure  647  706. 

Pikul,  chines.  Gewicht  811. 

Pilatus,  Berg  in  d.  Schweiz  562. 

Pilchards  539. 

Pilica,  Nebenfl.  d.  Weichsel  568. 

Pillau,  Ostpreussen  573. 

Pilsen,  Österreich  582. 

Pilsener  Biere  677. 

Pilze  669. 

Piment  680. 

Piha  696. 

Pincops  699. 

Pineytalg  692. 

Pinguin  708. 

Pints,  engl.  Hohlmass  810. 


Pinzgau,  Landschaft  im  Herzogtum 
Salzburg  562. 

Piper  longum  680. 

Piper  nigrum  679. 

Piräus,  Griechenlanc^  596. 

Pisa,  Italien  597. 

Pisangfaser  695. 

Pistacia  lentiscus  688. 

Pisum  sativum  664. 

Pitahanf  695  696. 

Pittsburg,  Ver.  Staaten  624. 

Pityusen,  Spanien  599. 

placieren:  (im  Geschäft)  anstellen, 
(an  einem  Platz)  aufstellen,  (Wert- 
papiere) unterbringen,  (Geld)  an- 
legen. 

Plains  in  Nordamerika  617. 

Plakate  301   302. 

Plankton,  Treibprodukte  des  Ozeans 
537. 

Plänterwir'.schaft  204. 

Platin  641. 

Platinausbeute  Russlands  593. 

Platinerz,  seine  Hauptfundorte  641. 

Plato,   griech.   Philosoph    121    130. 

Plattseide  697. 

Plauen,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Plauesche  Kanal  568. 

plein  pouvoir:  unbeschränkte  Voll- 
macht, freie  Hand. 

Pleisse,  Fluss  im  Kgr.  Sachsen  574. 

Pleonasmus  885. 

Plinius  d.  Ältere,  römischer  Gelehrter 
122. 

Plojeschti,  Rumänien  595. 

Plus :  Mehrbetrag,  Überschuss. 

plus:  mehr,  zuzüglich,  und. 

Plüsch  700. 

Plymouth,  Engl.  589. 

Pnompenh,  Kambodscha  606. 

Po,  Strom  im  Italien  569  596. 

Pockholz  693. 

Pöckling  (Bückling)    670. 

Podgoritza,  Montenegro  595. 

Poitiers,  Frankreich  586. 

Pola,  Österreich  582. 

Polder  565. 

Pole  der  Gewebe  700. 

Polen  594. 

—  i.  Österreich-Ungarn  581. 

Polenta  664. 

Police:  Versicherungsschein. 

Poliermittel  661. 

Polierrot  661. 

Polierschiefer  661. 

Polisarisationsmethode  zur  Ermitt- 
lung des  Gehalts  an  reinem  Zucker 
667. 

Politik  der  ,, offenen  Türe"  266. 

Politische  Ökonomie,  Begriffsbestim- 
mung  119. 

polnische  Bevölkerung  Russlands  593. 

Polygonaceen  663. 

Polynesien  632. 

— ,  seine  Tierbewohner  553. 

Polynesier  549. 

Polyporus  fomentarius  684. 

Pomeranzenbaum  (Citrus  vulgaris) 
668. 
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Ponteranzenblütenöl  690. 

Pomeranzenöl  690. 

Pomesinen  668. 

Pommern  573. 

Pommersche  HaffbbS. 

Pampelmuse  668. 

Ponape,  Karolineninsel  632. 

Ponce,  Hafen  auf  Puerto  Rico  626. 

Ponceaufarben  706. 

Pont-Audemers,  Frankreich  586. 

Pools  169. 

Popeline  701. 

Poprad,   Nebenfl.   d.  Weichsel   568. 

Porogen  593. 

Port  Arthur,  Hafen  in  Ostasien  604. 

Port  Elisabeth,  Kap-Kolonie  614. 

Port  Louis,  Insel  Mauritius  615. 

Port  Natal,  NaUl  614. 

Port  Said,  Ägypten  611. 

Port  of  Spain,  Trinidad  630. 

Porta  Delgada,  Azoren  600. 

Porta   Westphalica  564. 

Port-au-Prince,  Insel  Haiti  626. 

Portefeuille:  Brieftasche,  Wechsel- 
mappe, Wechselbestand. 

Porter  677. 

Porteur:  Inhaber;  au  p.:  auf  den 
Inhaber. 

Portland,  Ver.  Staaten  625. 

Portland-Sago  666. 

Portlandzement  659. 

Porto,  Stadt  in  Portugal  600. 

Porto  Allegre,  Brasilien  630. 

Porto  Ferrajo,  Italien  597. 

Portonovo,  Franz. -Sudan  612. 

Portotaxen  93  94. 

Portsmouth,  Engl.  589. 

Portugal  39  49  599  600. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  838. 

— ,  Schiffahrt  73. 

Portugiesen  25  26  31   32  33. 

Portugiesisch-Oberguinea  614. 

Portugiesisch-Ostafrika  614. 

Portugiesisches  Kolonialreich  i.  Afrika 
614. 

—  in  Asien  605. 
Portwein  676. 
Porzellan  658. 
Porzellanerde  646  658. 
Porzellanfabrikation   in  Deutschland 

572 
Porzellanmalerei  641   645  650  653. 
Porzellanwarenfabrikation  i.  England 

588. 
Posen  (Provinz)  573. 

—  (Stadt)  573. 

Position:  Stellung,  Verhältnis;  Posten 
(in  Rechnungen). 

Post  26  40  55  82—95  223  224. 

— ,  deren  Ursprung  in  Persien   17. 

— ,  Auszahlungen  telegraphischer 
Anweisungen  480. 

Postanstalten  350. 

Postanweisungen  91  94  355  367— 
372  898. 

Postanweisungsverkehr  in  Deutsch- 
land 350. 

Postaufträge  356  372  —  374  467 
478. 

74 


Postaufträge  zur  Geldeinziehung  u. 
Akzepteinholung  91. 

Postchecks  356. 

Post-Clearing  94 

Postdampfer  74  82  83. 

Postdampferlinien  350. 

Posten:  eine  Partie  Ware;  jeder  Ge- 
schäftsvorfall, der  in  die  Geschäfts- 
bücher einzutragen  ist. 

poste  restante:  postlagernd. 

Postes:  dieser  Ausdruck  zum  ersten 
Male  urkundlich  86. 

Postetat  des  Deutschen  Reichs  224. 

post  festum:  hinterdrein,  zu  spät. 

Postkarten  91   350  352. 

Postkongresse  93  94. 

Postkreditbriefe  355. 

Postmaister  86 

Postnachnahme  356  374  375. 

Postnoten  355. 

Postpapier  702. 

Postpersonenverkehr  356. 

Postregal  87  88. 

Postreichsgesetz,  deutsches  90. 

Postsendungen  mit  Wertangabe  362 
—365. 

—  in  Frankreich,  ihr  Wert  jährlich 
586. 

—  in  Grossbritannien  u.  Irland  589. 

—  in  Italien  597. 

—  in  Russland  593. 
Postsparkassen  356. 
Posttarife  362—377. 
Posttarifwesen  356  357. 
Postverkehr,  internationaler  351  352. 
Postwesen  83—95  349-361. 

—  Abschaffung  der  Transitgebühren 
94. 

— ,  Bestrebungen  in  Deutschland, 
ein  einziges  Postgebiet  zu  schaffen 
89. 

— ,  Deutsch  -  Österreichischer  Post- 
verein 89  90. 

— ,  Einheitsporto  von  1  Silber- 
groschen 90. 

— ,  Einheitstaxe  für  Pakete  bis  zum 
Gewichte  von  5  kg  90. 

— ,  Reichspost  90  91. 

— ,  Rowland- Hills  Penny- Porto- 
reform 89. 

— ,  Weltpostverein  91. 

— ,  Zustand  im  Deutschen  Bunde  88. 

Postzwang  350. 

potent:  vermögend. 

Poti,  Kaukasien  602. 

Pottasche  651   668. 

Poudretle  711. 

Poult  de  soie  701. 

Pound,  engl.  Gewicht  810. 

P.  P.  (praemissis  praemittendis) : 
mit  Umgehung  des  Titels. 

p.  p.  (postpositis  postponendis,  perge 
porro):  usw. 

p.p.;  p.pa.;  ppa;  p.pr  =  per  pro- 
kura  287  884 

Präemtionsrecht  245. 

praeter  propter:  ungefähr,  etwa. 

Prag,  Böhmen  565  582. 

Prägegebühr  409. 


Prägerecht,  freies  409. 

prähistorische  Zeiten  11. 

Präjudiz:  Vorentscheidung,  Rechts- 
nachteil; ohne  Pr. :  ohne  Verbind- 
lichkeit. 

präkludieren:  für  ungültig  erklären, 
ausschliessen. 

Prämienanleihen  250  251  254  519 
520. 

Prämiengeschäfte  531. 

Prämienlöhnung  179. 

pränumerando :  vorausbezahlen. 

pränumerieren:  vorausbezahlen,  vor- 
ausbestellen. 

Prärien  548. 

— ,  ihre  Bodenerzeugnisse  551. 

Präsentation  eines  Domizilwechsels, 
Recht  des  Ausstellers,  sie  vorzu- 
schreiben 1049. 

präsentieren :  vorzeigen,  vorstellen, 
vorlegen. 

Prato,  Italien  597. 

präventive  Massregeln  189. 

präzisieren :  genau  bestimmen,  genau 
angeben. 

Pregel,  der,  Fluss  in  Ostpreussen 
568  573. 

Pregelniederung  565. 

Preis  167—170. 

Preisarten  169   170. 

Preisbildung  124   125  426—431. 

Preislisten  174. 

Preis  mass  167. 

Preisparitäten  316. 

Preisregulierung  168. 

Preisstatistiken  428  —43 1 . 

Preistaxen,  obrigkeitliche  169. 

Pressburg,  Ungarn  583. 

Presssteine  655. 

Pretoria,  Transvaal  615. 

Preussen  38  46  572—574. 

— ,  Staatspapiergeld  v.  1806  bis  1873 
443  444. 

Preussische  Bank  101. 

Preussische  Central-Genossenschafts- 
Kasse  158  495—498. 

Preussisches  Staatsschuldbuch  252 
253. 

Preussisch  -  rheinische  Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft 74. 

Preuss ischrot  652  661. 

Prevesa,  Albanien  596. 

prima  =  la,  Waren  erster  Güte 
311. 

Primage  341. 

Prima- Wecltsel:  ein  gezogener  Wech- 
sel (s.  d  ) ;  wird  ein  Wechsel  ver- 
vielfältigt, so  dass  nur  einmal  die 
Wechselsumme  gezahlt  werden 
soll,  so  werden  die  andern  Wechsel- 
abschnitte durch  den  Zusatz:  Se- 
kunda-, Tertia-  usw.  Wechsel 
kenntlich  gemacht. 

Prince-Smith,  Hauptvertreter  der 
englischen  Freihandelsschule  128. 

Prinzipal:  Geschäftsinhaber. 

Prioritäts- Aktien  517. 

Pripet,  Fluss  i.  Russland  568. 

Prisren,  Albanien  596. 
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Privatbahnen  331   332. 

Privatbanken  in  Deutschland  102. 

— ,  Diskontgeschäft  474. 

Privatbankgeschäfte  103. 

Privatdiskont  473  821. 

Privateigentum  136. 

privates  Recht,  was  man  darunter 
versteht  u.  welche  Rechte  dazu 
gehören  970. 

Privathandelsschulwesen  4. 

Privatnotenbanken  460  461, 

Probebilanz  797. 

Probiersteine  für  Edelmetalle  661. 

Produit  net  123. 

Produkte  139. 

Produktenhandel  269. 

Produktion,  systematische  Einteilung 

139   140. 
•  Produktionsfaktoren  148. 

Produktionsgebiete  d.  einzelnen  Nutz- 
pflanzen 550—552. 

Produktionskosten  148   167   168. 

— ,  ihre  Verschiebung  infolge  von 
Valutaschwankungen  424. 

Produktionsstatistik  264. 

Produktionszweige  260. 

Produktivgenossenschaften   161    163. 

Produktivkapital  146. 

produktive  u.  unproduktive  Bevölke- 
rungsklassen, Kritik  Lists  gegen 
die  Ad.  Smithsche  Einteilung  129. 

produzieren :  erzeugen,  anfertigen, 
herstellen. 

Profit:  Nutzen,  Vorteil,  Gewinn, 
Verdienst. 

profitieren:  Nutzen  haben,  Gewinn 
aus  etwas  ziehen. 

Progreso,  Mexiko  626. 

progressives  Verfahren  bei  Konto- 
Korrenten  827—829. 

Prohibitivzölle  245. 

projektieren:  planen,  in  Aussicht 
nehmen. 

Prokura  884  979  980  987  988. 

Prokuraerlöschung  989. 

Prokura  oderlnkassoindossamentl  046 
1047. 

Prokurazeichnung  988  989. 

Prokurist:  ein  im  Handelsregister 
eingetragener  Bevollmächtigter 
eines  Handlungshauses  287. 

Proletarier  aller  Länder  vereinigt 
euch  135. 

Prolongation :  Verlängerung,  Hin- 
ausschiebung einer  Verpflichtung, 
z.  B.  die  Hinausschiebung  des 
Fälligkeitstermins  eines  Wechsels. 

—  eines  Wechsels,  Formel  des  Ver- 
merks, wie  sie  dabei  üblich  ist  1062. 

Prolongationen  der  Börsentermin- 
geschäfte 529  853  854. 

Prolongationssätze,  wie  sie  berechnet 
werden  853  854. 

prolongieren :  verlängern,  hinaus- 
schieben, ein  Börsenengagement 
schieben  (s.  reportieren). 

Prome,  Birma  608. 

pro  mille:  für,  auf,  vom  Tausend, 
das  Tausend,  Tausendstel. 


prompt:  schnell,  pünktlich,  ohne  Zeit- 
verlust, sofort  geliefert. 
Propaganda  296. 

—  der  Tat  138. 
Proportion :  Verhältnis. 
Proposition :  Vorschlag. 
Proprehandel:  Eigenhandel,  s.  d. 
pro  rata:   anteilig,   nach  Verhältnis. 
prosperieren:      gedeihen,     vorwärts 

kommen,  Erfolg  haben. 
Proteinsubstanzen  663. 
Protest  eines  Wechsels  1048  1051. 

—  in  den  Wind   1051    1060. 

—  gegen  die  Wand  1051. 

— ,  aus  welchen  verschiedenen  Grün- 
den P.  erhoben  werden  kann  1053. 

— ■,  Folgen,  wenn  er  nicht  erhoben 
worden  ist   1053. 

— ,  wo  und  wann  er  erhoben  wer- 
den muss  1060  1061. 

—  M.  Z.  (mangels  Zahlung)  u.  Rück- 
rechnung, Briefwechsel  im  Bank- 
verkehr 922. 

Protestanten,  ihre  Zahl  im  Verhält- 
nis zur  Gesamtbevölkerung  in 
Holland  578. 

—  in  Österreich- Ungarn  581. 

—  in  England  588. 
Protesterlass    durch     den    Vermerk 

,,ohne  Kosten  (O.  K.)"  oder  „ohne 
Protest"  —  ob  man  verpflichtet 
ist,  ihm  Folge  zu  geben  1053. 

Protestkosten  1051   1053. 

Protesturkunde,  was  sie  enthalten 
muss  1051. 

— ,  Beispiel  eines  P.  mangels  Zah- 
lung 1052. 

Protoplasma  675. 

Proudhon,  franz.  Sozialist.  Theore- 
tiker 127  132   138  182. 

Provenceröle  691. 

Provenienz,  Herkunftsort  der  Waren, 
Ursprungsland. 

Providence,  Ver.  Staaten  624. 

Pro  vinzialanleihen  515. 

Provinzialsteuerdirektionen  in  Preu- 
ssen  249. 

Provisionsreisende  286. 

provisorisch :  vorläufig,  einstweilig, 
widerruflich  angestellt. 

Provokationsrecht  200. 

Prozentrechnung  812 — 814. 

Prozessfähigkeit  einer  Person   1093. 

Prozessvollmacht,  Beispiel  eines  sol- 
chen Schriftstücks  1117. 

Prunus  amygdalus,  Familie  der  Ro- 
saceae  669. 

Prunus  Mahaleb  693. 

Pruth,  Nebenfl.  d.  Donau  568. 

P.S.  =  Postscriptum ;  N.S.  =  Nach- 
schrift. 

Psychotria  Ipecacuanha  683. 

P.  T.  (praemissis  titulis):  mit  Um- 
gehung des  Titels. 

Pt,  chemisches  Zeichen  für  Platin  641. 

Pterocarpus  santalinus  705. 

Pud,  russ.  Hohlmass  811. 

Puddeleisen  645. 

Puddelstahl  645. 


Puebla,  Mexiko  626. 

Puerto  Cortez,  Mittelamerika  626. 

Puerto  Plato,  Insel  Haiti  626. 

Puerto  Principe,  Kuba  626. 

Puerto  Real,  Spanien  599. 

Puerto  Rico,  Ver.  St. ,  westindische^ 
Insel  626. 

Puget-Sund,  Nordamerika  616. 

Pullmann-Wagen  64. 

Pulo-Pinang,  Straits-Settlements  608. 

Pulver,  rauchschwaches  694. 

Punktation :  Vorvertrag,  Vertrags- 
entwurf. 

Punt  Arenas,  Costarica  626. 

pupillarisch  sicher:  mündelsicher. 

Purgierkassienbaum  684. 

Purpurin  705. 

Pusstenland  567. 

Pustertal  562. 

Pustertalbahn  66. 

Puteaux,  Frankreich  586. 

Puy  de  Sancy,  Berg  in  Frankreich 
584. 

Puzzolanerde  659. 

Pyrenäen  557  584  598. 

Pyrenäische  Halbinsel  598 — 600. 

Pyrethrum  684. 

Pyrit  647. 

Pyritzer  Weizacker  565. 

Pyrop  662. 

Pyroxam  665 . 


Q 

qcm,  Abkürzung  für  Quadratzenti- 
meter 810. 

qdcm,  Abkürzung  für  Quadratdezi- 
meter 810. 

qkm,  Abkürzung  für  Quadratkilo- 
meter 810. 

qm,  Abkürzung  für  Quadratmeter 
810. 

qmm,  Abkürzung  für  Quadratmilli- 
meter 810 

qu  (questioniert) :  betr.  (betreffend), 
fr.  (fraglich). 

Quadersandstein  565. 

Quadratkilometer  (qkm)  Flächenmass 
810. 

Quadratmeter  {qm),  Flächenmass  810. 

Quadratmillimeter  (qmm),  Flächen- 
mass 810. 

Quadratzentimeter  (qcm),  Flächen- 
mass 810. 

Qualifikation:  Befähigung,  Brauch- 
barkeit. 

qualifizieren,  sich :  sich  eignen,  brauch- 
bar, tüchtig  sein. 

Qualität:  Beschaffenheit,  Güte,  der 
innere  Wert  einer  Ware. 

Qualitätenbezeichnungen  315. 

qualitativ:  dem  Werte,  der  Beschaf- 
fenheit nach. 

Quantität,  Quantum :  Menge,  Anzahl, 
Grösse,  Gewicht. 

quantitativ:  der  Menge,  dem  Um- 
fange nach. 

Quark  670. 

Quarter,  engl.  Hohl-  u.  Gewichts- 
mass  810. 
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Quarz  565  641. 

Quarze,  edle  663. 

Quassia  amare  684. 

Quassiaholz  (Lignum  Quassiae)  681 

684. 
Quassiin  684. 
Quebeck,  Kanada  621. 
Quebrachoholz  703. 
Quecksilber  641   642. 
— ,  seine  wichtigst.  Fundstätten  642. 
— ,  wozu  es  verwandt  wird  642. 
Quecksilberländer  553. 
Quecksilbergewinnung  \Vi  Europa  559. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  623. 
Quecksilberlager  562. 
Queenborougli,  England  589. 
Queensland  631. 

St.  Quentin,  Frankreich  585. 

Quercus  pedunculata  u.  andere  Eichen- 
arten 703. 

Quercus  suber  692. 

Queretaro,  Mexiko  626. 

Querzitron  705. 

Querzitrinextrakt  705. 

Quesnay,  Frangois,  Hauptbegründer 
der  physiokratischen  Schule  in 
Frankreich   123. 

Quillajarinde  684. 

Quincaillerie:  Kurzwaren. 

Quito,  Ecuador  628. 

quittieren :  bescheinigen ;  eine  Stellung 
aufgeben. 

Quittung:  (aus  dem  mhd.  quiten, 
quitten,  mit  ganz  deutscher  End- 
form, daher  nicht  als  Fremdwort 
zu  betrachten)  Empfangsbeschei- 
nigung. 

— ,  ob  der  Überbringer  zur  Emp- 
fangnahme des  Geldes  befugt  ist 
990   1014. 

Quittungen  s.  a.  Empfangsscheine. 

Quittungssteuern  238. 

Quote:  verhältnismässiger  Anteil, 
Teilbetrag. 

Quotitätssteuern  229. 

R 

Raab,  Ungarn  568  569. 

Rabatt:    Preisermässigung,    Abzug, 

Vergütung  315  819. 
Radschputana,    Gebiet    im    nordw. 

Teil  Vorderindiens  607. 
Raffinade  667. 

Raffinadezucker,  flüssiger  668. 
Raffinieren  des  Petroleums  656. 

—  des  Rohzuckers  667. 
raffiniert:  gereinigt,  verfeinert;  ge- 
wiegt, gerieben,  schlau. 

Ragusa,  Österreich  582. 

Raiffeisensche  Darlehnskassen  153 
453. 

Raitelrinde  703. 

Ramie  695. 

ramponiert:  beschädigt. 

Ramsay  74. 

Ramschware:  Ausschussware;  in 
Bausch  und  Bogen  gekaufte  Ware, 
die  im  Kleinhandel  weiter  ver- 
kauft wird. 


Randdukaten  478. 

Randers,  Dänemark  590. 

Randersfjord,  Dänemark  590. 

rangieren:  einordnen,  ordnen. 

Rangun,    Birma,    Hinderindien  608. 

Rapliia  vinifera  696. 

Rassen,  wieviel  Menschen  von  jeder 

auf  der  Erde  leben  549. 
Ratafias  678. 

Rate:  Teilbetrag,  Teilzahlung. 
Rathenow,  Brandenburg  572. 
Ratibor,  Schlesien  568. 
Rattengift  646  657. 
Raubbau  260. 
Rauchberg,  Statistiker  188. 
rauchschwaches  Pulver  694. 
Rauchtabak  674. 
Rauchtopas  663. 
Rauchwaren  707. 
Rauental,  Hessen-Nassau  564. 
Rauhe  Alb  im  Jura-Gebirge  563. 
Rauhgewicht  der  Edelmetalle,   seine 

Ermittlung  837. 

—  der  Münzen  408. 
Rauhrinde  703. 
Raummass  810. 
Rauschgelb  (Operment)  652. 
Rauschgold:     Messing    zu    dünnen 

Blättchen  geschlagen,  Knittergold. 

Ravenna,  Italien  597. 

Rayonchef:  Abteilungsvorsteher. 

Reading,  Ver.  Staaten  624. 

Realgar  (AsS)  652. 

realisieren:  veräussern,  verkaufen, 
zu  Gelde  machen. 

Realitäten:  Grundstücke,  Grund- 
besitz. 

Realkredü  170. 

Recepisse,  Receipt:  Empfangsbeschei- 
nigung, besonders  in  der  Bedeu- 
tung einer  vorläufig  erteilten  über 
den  Empfang  von  Gütern  zur 
Schiffsbeförderung,  die  später  ge- 
gen das  ausgefertigte  Konnosse- 
ment ausgetauscht  wird. 

Rechenmaschine  106. 

recherchieren:  untersuchen,  nachfor- 
schen, Erkundigung  einziehen,  prü- 
fen. 

Rechnungen  im  Kleinhandel  965. 

—  im  Grosshandel  965  966. 

—  im  Kommissionshandel  966  967. 

—  im  Speditions-  u.  Versicherungs- 
geschäft 967  968. 

/?^cAn«/z^e/-^«7««^im  Warengeschäft, 

Musterbriefe  896. 
Rechnungsauszüge    (Kontokorrente) 

im  Warengeschäfte,   Briefwechsel 

905  906. 
Rechnungseinheiten  407 
Rechnungsgeld  100. 
Rechnungshof  des  Deutschen  Reiches 

250. 
Rechnungssteuern  238. 
Recht,  öffentliches  u.  privates,   was 

man   unter  jedem   der  Rechtsge- 

gebiete  versteht  u.  welche  Rechte 

zu  dem  einen  und    dem  anderen 

gehören  970. 


Recht  im  subjektiven  Sinne  972. 

— ,  dessen  natürliche  und  juristische 
Früchte  —  Lasten  —  Nutzungen 
eines  Rechts  1064  1065. 

— ,  dinglichesu.  obhgatorisches  1065. 

Rechtsanwalt,  Auftragsschreiben  an 
ihn  1117. 

Rechtsanwaltsgebühren  1113  1114. 

Rechtschreibung,  d.  deutsche867— 874. 

— ,  ihre  Einführung  in  die  Schulen 
u.  in  den  amtlichen  Verkehr  867. 

— ,  ein  empfehlenswertes  Taschen- 
buch, als  Ratgeber  in  zweifelhaf- 
ten Fällen  867. 

Rechtsfähigkeit  des  Menschen,  des 
Staates,  der  Gemeinden,  Vereine 
u.  Stiftungen  972. 

Rechtssicherheit  146. 

Reclus,  Elisee,  Universitätslehrer  in 
Brüssel,  bekannter  anarchistischer 
Theoretiker  138. 

rediskontieren :  einen  diskontierten 
Wechsel  weiter  diskontieren. 

redressieren:  rückgängig  machen, 
wieder  gutmachen. 

Red  River  i.  Nordamerika  618. 

reduzieren :  herabsetzen,  einschrän- 
ken, vermindern. 

Reeder  (Rheder)  289  347  1037. 

Reederei  1038. 

— ,  Hauptplätze  347. 

reell:  zuverlässig,  rechtschaffen,  red- 
lich; zu  reellem  Preise:  zu  ange- 
messenem Preise;  reeller:  wirk- 
licher (Ausverkauf). 

Refaktie:  Frachtnachlass,  Rückver- 
gütung auf  tarifmässig  bezahlte 
Eisenbahnfrachten,  die  den  Ver- 
sendern grösserer,  auf  ange 
Strecken  beförderte  Gütermassen 
von  Eisenbahnverwaltungen  (nicht 
deutschen)  zuweilen  gewährt  wird; 
s.  a.  315. 

Referenz :  Auskunft,  Auskunftsquelle ; 
Empfehlung. 

Referenzen  aufgeben :  sich  beziehen 
auf  die  Auskunft,  Empfehlung  der- 
jenigen Firma  oder  Person,  die 
man  selbst  angibt  311   884. 

Reflektant:  Bewerber,  Kauflustiger. 

reflektieren:  Absichten  haben  auf  et- 
was. 

Reformierte  Kirche,  Zahl  derer  An- 
gehörigen in  der  Schweiz  579. 

Refugies  573. 

refusieren:  zurückweisen,  die  An- 
nahme verweigern. 

Regale  385. 

Regenmengen  i.  Nordeuropa  557. 

Regensburg,  Bayern  575. 

Regental  i.  Böhmerwald  564. 

Reggio,  Italien  597. 

Regina,  Kanada  621. 

Registerhafen:  Hafen,  in  dessen 
Schiffsregister  ein  Schiff  eingetra- 
gen ist. 

Registertonnen  343. 

Registertonnengehalt  aller  Schiffe  je- 
des einzelnen  Landes  77  78. 
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Regnitz,  Fluss  i.  Bayern,  575. 

Regress  des  Wechselinhabers  —  auf 
Sicherstellung  mangels  Annahme 
u.  mangels  Zahlung  1050  1051. 

regulär:  regelmässig,  ordentlich. 

regulieren :  regeln,  in  Ordnung  brin- 
gen; einen  Schuldposten  aus- 
gleichen. 

Reichenbach,  Schlesien  574. 

Reichenberg,  Böhmen  582. 

Reichsamt  des  Innern  395. 

Reichsbank  102  457—461. 

— ,  Diskontgeschäft  474. 

— ,  Muster  von  Diskontrechnungen 
für  sie  822. 

— ,  Goldankäufe  478. 

— ,  Lombardverkehr  476  477. 

— ,  Einziehung vonWechseln,Checks 
478. 

— ,  Vorschriften,  wenn  man  mit  ihr 
in  Verbindung  treten  will  821. 

Reichsbankchecks  463  464. 

Reichsgesetz,  Deutsches,  betr.  Kom- 
manditges.  auf  Aktien  u.  Aktien- 
gesellschaften 150. 

Reichsgesetze,  ihre  verbindliche  Kraft 
994. 

Reichsgoldmünzen  409  641. 

Reichshaushalt,  jährliche  Feststellung 
durch  Gesetz  —  Bestreitung  der 
gemeinsamenAusgaben—  Deckung 
des  fehlenden  Teils  durch  Matri- 
kularbeiträge  995. 

Reichshaushaltseiat,deutscberi.].  1 904 
248. 

Reichskassenscheine  173. 

Reichskriegsschatz  445  446. 

Reichsnickelmünzen  645. 

Reichspapiergeld  444 — 446. 

Reichspost  90  91. 

Reichsschuld  buch  252  253. 

Reichssilbermünzen  410  642. 

Reichsstempelgesetz  5 1 2 

Reichstag,  Wahl  —  Mitgliederanzahl 
—  Legislaturperiode  —  Auflösung 
994. 

Reichstagsabgeordnete  994. 

Reichstagswahl  v.   1877  135. 

Reichsverfassung,  deutsche,  kurzer 
Überblick  993-995. 

Reichsversicherungsamt  395. 

Reiherfedern  708. 

Reikjavik,  Island  591. 

Reims,  Frankreich  585  587. 

Reinertrag  174. 

Reinerz,  Schlesien  565. 

Reinflachs  695. 

Reinhanf  695. 

Reis  664. 

Reisausfuhr  Indiens  607. 

—  Koreas  604. 

—  Slams  606. 
Reisebuchhandel  273. 
Reise-Kreditbrief  s.  Cirkular- Kredit- 
brief. 

Reisländer,  die  wichtigsten  der  Erde 

552. 
Reissblei  653  654. 
Reisstärke  665. 


Reitwechsel  1059. 

Reklamation:  Beschwerde,  Rückfor- 
derung, Nachforderung,  Anspruch ; 
Ausstellung  machen,  s.  u.  Aus- 
stellungen. 

Reklame  296—303  888. 

reklamieren :  zurückfordern,  nach- 
fordern, beanspruchen. 

Rektaindossament:  ein  Giro,  dem 
die  Worte  „nicht  an  Order",  oder 
ein  gleichbedeutender  Vermerk, 
hinzugefügt  worden  ist   1046. 

Rektalagerschein  1029. 

Rektapapiere:  auf  den  Namen  einer 
bestimmtenPerson  lautende  Schuld- 
urkunde. 

Rektawechsel:  ein  Wechsel,  der  ein 
Rektaindossament  (s.  d.)  trägt. 

religiöse  Satzungen,  deren  Einfluss 
auf  wirtschafthcheVerhältnisse549. 

Rembours:  Deckung,  Gegenanschaf- 
fung für  einen  von  einem  Vor- 
manne zurückerhaltenen,  mangels 
Zahlung  protestierten  Wechsel. 

Remedium  408. 

Remittenden  im  Buchhandel  273. 

Remscheid,  Rheinland  571  574. 

Rendement:  der  Raffinationswert  des 
Rohzuckers,  z.  B.  88"  Rende- 
ment bedeutet:  100  kg  Rohzucker 
geben  88  kg  raffinierten  Zucker; 
Ertrag,  Ergebnis,  Ausbeute;  Ver- 
dienst. 

Renneisen  645. 

Rennes,  Frankreich  586. 

Rennstahl  645. 

Renntierzucht  559. 

Renommee:  Ruf,  Name,  Leumund. 

renommiert:  angesehen,  bekannt, 
namhaft,  bewährt. 

rentabel:  einträglich,  ertragsfähig, 
lohnend. 

Rentabilität:  Ertragfähigkeit,  Erträg- 
nis, Gewinn,  Verzinsung. 

Rentenbanken  199. 

Rentenbriefe  199  516. 

Rentengut  200. 

Rentenschuld  1075. 

rentieren:  eine  Rente  abwerfen,  ein- 
träglich sein,  sich  lohnen. 

reorganisieren:  neugestalten,  umge- 
stalten. 

repartieren:  zuteilen,  nach  Verhältnis 
verteilen. 

Repartitionssteuern  229. 

Report  529  853. 

Reporteur  529  853. 

Reportgeschäfte  529. 

Repositorium:  Gestell,  Fachgestell. 

Repräsentant  288. 

repressive  Massregeln  189. 

Repressivzoll:  Kampfzoll. 

Reprise:  Wiederaufschwung  von 
Kursen. 

Reproduktion:  Nachbildung,  Wieder- 
gabe. 

Reschenscheideck ,  Pass  in  den  Ost- 
alpen 562. 

Reschitza,  Ungarn  583. 


Reseda  luteola  705. 

Reservefonds  516. 

Resina  Benzoe  688. 

resp.  (respektive) :  bezw.  (beziehungs- 
weise); häufig  zu  ersetzen  durch: 
und,  oder. 

Respekttage  1050. 

Ressel,  Joseph,  Erbauer  des  ersten 
Schraubendampfers  75. 

restieren:  rückständig,  noch  schuldig 
sein. 

Retentionsrecht:  die  Befugnis  des 
Gläubigers,  in  seinem  Besitz  sich 
befindende  Werte  des  Schuldners 
bis  zu  seiner  Befriedigung  zurück- 
zuhalten. 

Retorsionszölle  245. 

Retouren:  zurückgesandte  Waren. 

retournieren:  zurücksenden,  zurück- 
geben; zurückkehren. 

retrogrades  Verfahren  bei  der  Zins- 
berechnung der  Kontokorrente 
829  830. 

Reunion,  französ.  Kolonie  612. 

Reus,  Spanien  599. 

Reuss,  Strom  in  der  Schweiz  563. 

reüssieren:  gelingen,  glücken,  Erfolg 
haben. 

Reval,  Russland  594. 

Revalenta  arabica  665. 

Revalesciere  du  Barry  665. 

Revers:  Schein,  Bürgschein,  Aner- 
kenntnisschein; Rückseite  einer 
Münze. 

revidieren:  prüfen,  untersuchen,  durch- 
sehen, nachprüfen. 

Revision :  Prüfung,  Nachprüfung,  Un- 
tersuchung, Rechnungsabnahme. 

—  der  Handelsbücher  u.  Bilanzen 
800—808. 

—  gegen  die  Urteile  von  Ober- 
landesgerichten  1098. 

Rhabarberpflanze  (Rheum   officinale 

u.  palmatum)  683. 
Rhätische  Alpen  562. 
Rhein  72  74  567. 
Rheinbund  88. 
Rheinland  571   572  574. 
Rhein- Marne- Kanal  563  576. 
Rheinpfalz  (Rheinbayern)  575. 
Rhein-Rhone-Kanal  563  576  585. 
Rheinwaldhorn,  Berg  i.  Lepontischen 

Alpen  561. 
Rheinweine  676. 

Rheum  officinale  u.  palmatum   683. 
Rheydt,  Rheinland  574. 
Rhigolen  656. 

Rhinluch  (Reg.-Bez.  Potsdam)  566. 
Rhodes,  Cecil  53. 

Rhodesia,  brit  Kol.  in  Afrika  53  615. 
Rhodium  641. 
Rhön,  Gebirge  564. 
Rhone,   Strom    in  der  Schweiz   und 

in  Frankreich  72  569  585. 
Rhonebrücke  68. 
Rhonetal  562. 
Rhus  coriaria  703. 
Rhus  semialata  703, 
Rhuthenium  641. 
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Ricardo,  David,  Hauptvertreter  der 
engl.  Freihandelsschule  und  bedeu- 
tender Schüler  Ad.  Smith's.  Be- 
sonders häufig  angeführt  wird 
seine  Grundrententheorie  126 
127   175   176   180  228. 

Richmond,  Ver.  Staaten  625. 

Ricinus  communis  691. 

Ries,  Zählmass  für  Papier  810. 

Riesenbäume  619. 

Riesengebirge  565  572. 

Riga,  Russland  594. 

Riggcnbacfi,  schweizer  Ingenieur  67. 

Rigi,  Berg  in  den  Alpen  562. 

Rillenbahnen  58. 

Rimesse:  Anschaffung,  Deckung  einer 
Schuld  durch  Wechsel,  Wertpapiere 
oder  Geld;  der  zur  Zahlung  be- 
nutzte Wechsel  selbst. 

Rinder,  in  welchen  Ländern  Europas 
sie  namentlich  gezüchtet  werden 
559. 

Rinderbestand  Preussens  im  Verhält- 
nis zu  dem  ganz  Deutschlands 
572. 

Rinderzucht,  Anzahl  des  Rinderbe- 
standes in  Argentinien  629,  Au- 
stralien 631,  Bosnien  u.  Herze- 
gowina 583,  Bulgarien  595, 
Deutschland  571,  Frankreich  585, 
Grossbr.  u.  Irl.  588,  Italien  597, 
Österreich  582,  Portugal  600, 
Rumänien  595,  Russland  593, 
Schweden  592,  Spanien  598, 
Ungarn  583,  Ver.  Staaten  623. 

Ring  bildungen  156. 

Ringdrosselgarn  699. 

Ringe  169. 

Ringelhausenblase  710. 

Ringspindelmaschinen  698. 

Rinmannsgrün  653. 

Rio  de  Janeiro,    Brasilien   627  630. 

Rio  Grande  del  Norte,  Strom  in 
Nordamerika  619. 

Rio  Grande  do  Sul,  Staat  Brasiliens 
629. 

RioNegro,  Nebenfl.d.  Amazonas  628. 

Rips  700. 

Risiko:  Gefahr,  Wagnis. 

Risiko-Prämie  181. 

riskieren:  wagen,  aufs  Spiel  setzen. 

Rispenhirse  664. 

Riste  (Flachspackung)  695. 

Ritterschaftliche  Privatbank  in  Stettin 
101. 

Rixdorf  bei  Berlin  573, 

Rizinusöl  691. 

Robbenfang  545  546. 

Robot  198. 

Roccella  tinctoria  705. 

Rochdale,  England  590. 

Rochefort,  Frankreich  586. 

Rochester,  Ver.  Staaten  624. 

Rockhampton,  Queensland  631. 

Rodbertus -Jagetzow ,  einer  der  ersten 
Begründer  des  wissenschaftlichen 
Sozialismus  in  Deutschland,  jedoch 
national  und  monarchisch  gesinnt 
133   136   137. 


Rodriguez,  brit.  Insel  i.  Afrika  615. 

Roggen  664. 

Roggenernte  in  Deutschland  571, 
Frankreich  585,  Österreich  582, 
Russland  593,  Ungarn  583. 

Rohbilanz,  Beispiel  797. 

Rohblei  643. 

Roheisen  644. 

Roheisenerzeugung  in  Europa  559, 
s.  a.  Eisenerzförderung. 

Rohertrag  174. 

Rohflachs  695. 

Rohgewicht  315. 

Rohhanf  695. 

Rohkupfer  642. 

Rohpetroleum  656. 

Rohprodukte  291   292. 

Röhrenkassie  684. 

Rohrpost  351. 

Rohrzucker  666. 

Rohstoffe,  Begriffserklärung  640. 

— ,  europäische  291. 

Rohstoffgenossenschaften  160. 

Rohzucker  666. 

Rolle,  Zählmass  für  Felle  810. 

Rollentabak  674. 

Rom,  Italien   185   597. 

— ,  Postwesen  im  Altertum  85. 

— ,  Schiffahrt  im  Altertum  72. 

Romanen  558. 

Romanshorn,  Schweiz  580. 

Romanzemente  659. 

Römer  im  Altertum  56. 

Römerreich,  das,  im  Altertum  21 
22. 

Römerstrassen  56  57. 

Römisch  -  katholische  Bevölkerung 
Russlands  593. 

Rönne,  Dänemark  590. 

Rorschach,  Schweiz  580. 

Rosa  damascena  690. 

Rosario,  Argentinien  629. 

Röscher,  Wilh.,  hervorragender  Mit- 
begründer der  älteren  deutschen 
historisch  -  nationalökonomischen 
Schule  115  119  121  137  141  143 
145   166  170   184. 

Rose  Bengal  706. 

Rose'infarbe  706. 

Rosen  (Rosa  damascena)  690. 

Roseneck,  Berg  in  den  Kärntner  Alpen 
562. 

Rosenöl  690. 

Rosette  662. 

Rosettenkupfer  642. 

Rosinen  668. 

Rosinensorten  668. 

Röskildefjord,  Dänemai  k  590. 

Rosshaar,  vegetabilisches  696. 

Röstgummi  665. 

Rostock,  JV\eckl. -Schwerin  574. 

Rotbuche  691. 

Roteisenstein  564  644  654. 

Rötel  654. 

Rote  Meer,  das  544  545  609. 

Roter  Turmpass  567. 

Rotgerberei  704. 

Rotglas  652. 

Rotgültigerz  641. 


Rotholz  705. 

Rothschild  43. 

Rotlischildgruppe  102. 

Rotkupfererz  642. 

Rotstifte  654. 

Rotterdam,  Holland  579. 

Rotterdamer  Börse,  Devisennotie- 
rungen 846. 

Rotwein  676. 

Roubaix,  Frankreich  585  587. 

Rouen,  Frankreich  585  586. 

Rousseau,  Jean  Jacques,  einer  der  be- 
deut.  Denker  in  Frankreich  im 
18.  Jahrh.,  dessen  Schriften  den 
grössten  Einfluss  auf  das  Geistes- 
leben, bes.  das  politische  ausge- 
übt haben   123   131. 

Routine:  Geschäftserfahrung,  durch 
Übung  erlangte  Fertigkeit. 

routiniert:  eingeübt,  gewandt,  er- 
fahren. 

Rovuma,  Strom  in  Deutsch-Ostafrika 
613. 

Royal  Exchange  506. 

Rubensprit  678. 

Rübenzuckerbesteuerung  243    244. 

Rubia  tinctorum  705. 

Rubin  662. 

Rubinfarbe  706. 

Rüböl  691. 

Rückblick  aus  dem  Jahre  2000    131. 

Rückprämie  531. 

Rückversicherungsgesellschaften    114. 

Rückweclisel  1051. 

Rückzölle  245. 

Ruderschiffahrt  73. 

Rüdersdorf  bei  Berlin  565. 

Rüdesheim,  Hess. -Nassau  564. 

Rudolf-See  in  Afrika  610. 

Rufidschi,  Strom  in  Deutsch-Ost- 
afrika 613. 

Rüge,  Arnold,  hervorrag.  deutscher 
polit.  Schriftsteller  um  die  Mitte 
des  19. Jahrh.   133. 

Rügen  565. 

Ruhezeit  der  kaufmänn.  Angestellten 
in  offenen  Verkaufsstellen  982 . 

Ruhr,  Nebenfl.  des  Rheins  567. 

Ruhrort,  Rheinland  574. 

Rules  (Bedingungen)  aus  einem  Kon- 
nossement des  Nordd.  Lloyd  955 
956. 

Rum  678. 

Rumänen  in  Österreich-Ungarn  581. 

Rumänien  594  595. 

— ,  Münzen  839. 

Rüpel,  Fluss  in  Belgien  577. 

Ruse  345. 

Russ,  Farbstoff  706. 

Russ,  Mündung  der  Memel  568. 

russische  Bauernbefreiung  50. 

russischer  Zobel  708. 

Russisches  Reich  in  Asien  602  603. 

Russkohle  655. 

Russland  49—51  592—594. 

— ,  Ein-  und  Ausfuhrhandel  mit 
Deutschland  572. 

— ,  Herabsetzung  des  Wertes  seiner 
Papierrubel  450. 
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Russland,  Gold-  u.  Silbermünzen  838. 

—  ,  Masse  und  Gewichte  811. 

— ,  Spurweite  seiner  Eisenbahnen  63. 
Rusterwein  676. 
Rusischuk,  Bulgarien  595. 
Ruthenen  581. 
Rybinsk,  Russland  594. 

S 

S,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Schwe- 
fel 657. 

Saale,    Nebenfl.  der  Elbe  568  574. 

Saarbrücken,  Rheinl.    563   572  574. 

Saarkanal  576. 

Saatperlen  709. 

Saaz,  Böhmen  582. 

Saccharin  666. 

Saccharoinyces  cerevisiae  675. 

Saccharosen  (C,2H.2jO,,)  666. 

Saccharum  offlcinarum  666. 

Sachen,  ihre  Einteilung  1.  in  be- 
wegliche S.  und  Grundstücke,  2. 
in  vertretbare  u.  nicht  vertretbare 
S.  1063   1064. 

— ,  wesentliche  und  unwesentliche 
Bestandteile  einer  Sache  1064. 

Sachenrecht  im  Handel  1063-1081. 

Sachsen  (Königreich)  572  574. 

—  (Provinz)  572  573. 
Sächsische  Bank  461. 
Sächsische  Erzgebirge,  das  564  565. 
Sächsische  Schweiz  564. 
Sacramento,  Ver.  Staaten  625. 
Safes  489. 

Safflanleder  704. 

Saflor  705. 

Safran  682. 

Safranine  706. 

Safranpflanze  (Crocus  sativus)  682. 

Safransurrogat  682  706. 

Saftgrün  705. 

Saftmells  667. 

Saglnaw,  Ver.  Staaten  625. 

Sago  666. 

— ,  brasilianischer  666. 

— ,  deutscher  666. 

— ,  womit  er  gefärbt  wird  666. 

Sagobaum  666. 

Sagoblume  666. 

Sagopalme  666. 

Sagus  farlnlfera,  S.  laevis,  S.  Rum- 
phii  666. 

Sahara  610  611   612  614. 

Saigon,   Cochinchina  606. 

Salnt-Slmon,  hervorragender  franz. 
Sozialist.  Theoretiker,  gest.  1825. 
Seine  Anhänger  bildeten  nach  sei- 
nem Tode  die  St. -Simonistische 
Schule  131. 

Saisonkredit  472. 

Salamanka,  Spanien  598  599. 

Salär:  Gehalt,  Besoldung. 

salarieren:  besolden,  Gehalt  zahlen. 

saldleren :  abschliessen  mit  dem  Rest- 
betrage von  . .  . ,  ausgleichen. 

Saldlerungsverelne  für  Börsentermin- 
geschäfte 528. 

Saldo:  die  Summe,  die,  wenn  sie 
gezahlt  werden  würde,  eine  Rech- 
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nung  ausgliche  und  die  beim 
Abschluss  einer  laufenden  Rech- 
nung als  Saldovortrag  in  die  neu 
angefangene  Rechnung  übertragen 
wird. 

Saldo  in  der  Buchführung  723. 

Saldobllanz,  Beispiel  798. 

Salerno,  Italien  597. 

Salford,  England  590. 

Sallmbenl  96. 

Sallna  Cruz,  Mexiko  626. 

Salinen  222  562  564. 

Sallsbury,  engl    Staatsmann  54. 

■ — ,  Stadt  in  Brit. -Zentralafrika  615. 

Salmiak  (NH^Cl)  650. 

Salmiakgeist  650. 

Salomons-Inseln  631   632. 

Saloniki,  Türkei  596. 

Salonöle  656. 

Salpeter  (KNO3)  547  649. 

Salpetergewinnung  in  Chile  629. 

Salpeterlager  553. 

Salpetermehl  649. 

Salpetersalzsäure{Kön\g5'W  ASStr)  64 1 . 

Salpetersäure  (HNO3)  647. 

— ,  wie  sie  entsteht  647. 

salpetersaure  Salze  649. 

salpetersaures  Kalium  649. 

salpetersaures  Natrium  647  649. 

Sal  petrae:  Felsensalz  649. 

Salt  Lake  City,  Ver.  Staaten  625. 

Salvatorbler  677. 

Salz,  wie  es  gewonnen  wird  553. 

— ,  gelbes,  neutrales  (Kn^CrO^)  651. 

— ,  s.  a.  unter  Steinsalz  u.  seinen 
Wortzusammensetzungen. 

Salzach,  Nebenfl.  des  Inn  562. 

Salzburg,  Österreich  560  582. 

Salzburger  Alpen  562. 

Salze,  borsaure  650. 

— ,  chlorsaure  u.unterchlorsaure  650. 

— ,  chromsaure  651. 

— ,  kohlensaure  651. 

— ,  mineralische  648 — 652. 

— ,  salpetersaure  649. 

— ,  salzsaure  649  650. 

— ,  schwefelsaure  648  649. 

Salzgewinnung  in  Österreich-Ungarn 
581,  Russland  593. 

Salzglasur  659. 

Salzkammergut  562. 

Salzkoten  650. 

Salzlager  im  Siebenbürgischen  Erz- 
gebirge 566. 

Salzquelle  in  Kreuznach  563. 

Salzquellen  (Salzsolen)  649. 

salzreichste  Länder  553. 

Salzsäure  647  648. 

— ,  verwendet  zur  Zuckerraffinerie 
648. 

salzsaure  Salze  649    650. 

Salzsorten,  die  in  den  Handel  kom- 
men 650. 

Salzsteuer  240. 

Salzungen,  Badeort  i.  Sachs.-Mei- 
ningen  564. 

Samara,  Russland  594. 

Samarkand ,  Russisch  -  Centralasien 
603. 


Sambesi,  Fluss  i.  portug.  Ostafrika 
610  614  615. 

Sambor,  Galizien  583. 

Sambre,  Fluss  i.  Frankr.  u.  Belgien 
577  585. 

Sämlschgerberel  704. 

Sammelgut  290. 

Sammelladung:  Vereinigung  ver- 
schiedener Stückgüter  zu  einer 
Wagenladung. 

Samoa-Inseln,  Deutsches  Schutzge- 
biet 47  632  638. 

Samojeden  558. 

Samos,  türk.-asiat.  Insel  609. 

Samovy -Hausenblase  710. 

samtartige  Stoffe  700  701. 

San,  Nebenfl.  d.  Weichsel  568. 

San  Antonio,  Ver.  Staaten  625. 

San  Blas,  Mexiko  626. 

Sandakan,  Nord-Borneo  608. 

San  Diego,  Ver.  Staaten  625. 

Sand  kohle  655. 

San  Domingo,  Insel  Haiti  626. 

Sandsteinbrüche  564. 

Sandwich- Inseln  632. 

San  Franziska,  Ver.  Staaten  544 
625. 

sanieren,  gesundmachen,  heilen,  auf- 
bessern, mit  frischen  Mitteln  ver- 
sehen. 

Sanierung  eines  Aktienunternehmens 
516  517. 

San  Jose,  Costarica  626. 

San  Juan,  Puerto  Rico  in  West- 
indien 626. 

San  Lucar  de  Barrameda,  Spanien 
599. 

San  Luis  Potosl,  Mexiko  626.       jJ 

San  Paolo,  Brasilien  630.  fl| 

San  Salvador,  mittelamerik.  Repu- 
bhk  626. 

Sansibar,  Ostafrika  53  615. 

Santa  Catharlna,  Staat  i.  Brasilien 
629. 

Santa  Clara,  Kuba,  626. 

Santa-Cruz,  Teneriffa  614. 

Santalln  705. 

Santander,  Spanien  599. 

Santeestrom  618. 

Santelholz,  rotes  705. 

Santiago,  Kuba  626. 

Santiago  de  Chile,  Chile  629. 

Santiago  dl  Compostella,  Spanien  599. 

Säntls,  Berg  i.  d.  Westalpen  562. 

San  Tome,  Kapverdische  Inseln  614. 

Santorln,   Insel    Griechenlands   596, 

Santorlnerde  659. 

Santos  Camplnos-Kaffee  671. 

Santos- Kaffee  671. 

Sao  Paolo  de  Loanda,  port.  Kok 
Angola  614. 

Sapatoxln  684. 

Saphir  662. 

Saratow,  Russland  594. 

Sarawok,  Nord-Borneo  608. 

Sarazenen  24  25. 

Sardellen  670. 

Sardinen  539  541   670. 

Sardinien  598, 
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Sareptasenf  681. 

Sarnia,  Kanada  621. 

SarsaparUla  683. 

Sarsonet  700. 

Saschen,  russ.  Längenniass  811. 

Saskafschewan,  nordam.  Strom  619. 

Sassafrasivurzel  683. 

Sassari,  Sardinien  598. 

Saterlandssilmpfe  i.  Oldenburg  566. 

Satin  700  701. 

Satinieren  des  Papiers  702. 

Sauerbecksche  Indexzahlen  430. 

Sauerlandes  Gebirge  564. 

Sauerstoff  645  650. 

Sauli  de  Ste.  Marie,  Nordam.  619. 

Säurefuclisin  706. 

Säuregelb  706. 

Säuren,  Erklärung  des  Begriffs  647. 

— ,  ihre  Einteilung  in  mineralische 
u.  organische  Säuren  647. 

Savannah,  Ver.  Staaten  625. 

Savannalistrom  618. 

Save,  Nebenfl.    d.  Donau  567  568. 

Savery  74. 

Sayetgarn  700. 

Sb,  Zeichen  in  der  Chemie  für  Sti- 
bium  (Antimon)  646. 

56.2  S^.  chemische  Formel  f.  Grau- 
spiessglanzerz  646. 

Schaaffhausensche  Bankverein   102. 

Schafbestand  Preussens  im  Verhält- 
nis zu  dem  ganz  Deutschlands 
572. 

Schafe,  in  welchen  Ländern  Europas 
die  besten  gezüchtet  werden  559. 

— ,  die  zwei  Hauptrassen  696. 

SfAff^ie,  Albert,  hervorragender  deut- 
scher Nationalökorrom    118    137. 

Schafzucht  in  Algerien  612,  Argen- 
tinien 629,  Australien  631,  Bos- 
nien u.  Herzegowina  583,  Bul- 
garien 595,  Deutschland  571, 
Frankreich  585,  Grossbrit.  u.  Irl. 
588,  Italien  597,  Österreich  582, 
Portugal  600,  Rumänien  595, 
Russland  593,  Schweden  592,  Spa- 
nien 598,  Ungarn  583,  Ver. 
Staaten  623. 

Schalenhaff ee  671. 

Schanghai,  China  544  604. 

Schantung- Eisenbahn  604. 

Schal- el-Arab,  Vereinigung  d.  Euph- 
rat  u.  Tigris  609. 

Schatzanweisungen  250. 

Schauämter  123. 

Schaumweine  676  677. 

Schaumweinsteuer  185. 

Scheck  s.  Check. 

Scheibenhonig  iil^. 

Scheidemünzen  411   412  438  837. 

Scheidewasser  647. 

Scheine  im  kaufmännischen  Verkehr, 
was   man  darunter  versteht  947. 

— ,  die  verschiedenen  Arten  — 
Muster  für  Vordrucke  947—964. 

Scheide,  Fluss  in  Frankreich  und 
Belgien  577  585. 

Schellack  650  687. 

Schellfisch   (Gadus  Aeglefinus)   670. 


Schellfischfang  542  544. 
Schema:  Muster,  Vordruck,  Entwurf. 
Scherbenkobalt  646. 
Schiefer  565. 

—  für  Lithographieplatten  563. 
Schieferbrüche  564. 
Schieferkohle  655. 
Schieferstifte  654. 
Schiefertafeln  654. 
Schieferweiss  652. 

Schienen  59. 

Schiessbaumwolle  647  694. 

Schiesspulver,  schwarzes  649. 

— ,  weisses  665. 

Schiesspulver-Tee  672. 

Schiesswaffen  30. 

Schiffahrt  69—83  339—349. 

Schiffahrtsakte  341. 

Schiff ahrisfrachtsätze  348. 

Schiffahrtspapiere  954 — 957. 

Schiffahrtsstrassen  in  Deutschi.,  deren 
Länge  572. 

Schiff ahrtsstrassennetz  in  Deutsch- 
land 572. 

—  in  Frankreich  585. 

—  in  Russland  593. 
Schifferpatent  341. 
Schiffsbau  70  75  575. 

—  in  Deufschland  572. 

—  in  England  588. 
Schiffsbesatzung  1037. 
Schiffsfrachtbriefe  341   954—957. 
Schiffsgläubiger,  ihr  Pfandrecht  1041. 
Schiffsjournal  341   342. 
Schiffsklassifikation  76. 
Schiffsklassifikationsinstitute  76. 
Schiffsladeraum  343. 
Schiffsladeschein  342  954—957. 
Schiffslasten  76. 
Schiffslöschbuch  342  954  955. 
Schiffsmakler  289. 
Schiffsmanifest  342. 
Schiffsmaschinen  75. 
Schiffsmessbrief  343. 
Schiffsmusterrolle  343  344. 
Schiffspatent  341. 

Schiffspech  689. 
Schiffspfandrecht  1075. 
Schiffsregister  341. 
Schiffsregisterbrief  343. 
Schiffssegel  70. 
Schiffsverkehr  in  den  Haupthäfen  540. 

—  in  den  Häfen  Chinas  604,  Frank- 
reichs 586,  Grossbrit.  u.  Irlands 
589  590,  Japans  605,  Koreas  604, 
Rumäniens  595,  Spaniens  599, 
europ.  Türkei  596,  Ver.  Staaten 
624,  Vorderindiens  607. 

Schiffszertifikat  341. 

Schikane:  Nörgelei,  Quengelei,  Bos- 
heit. 

Schikaneur:  jemand,  der  die  Eigen- 
art hat,  stets  zu  tadeln. 

schikanieren:  an  jeder  Ware,  die 
man  empfangen  hat,  aus  Ränke- 
sucht etwas  auszusetzen  haben. 

Schildkrot  709. 

Schildkröten  539. 

Schildpatt  709. 


Schillerweine  676. 

Schipkapass  in  Bulgarien  595. 

Schlachthäuser  in  Chicago  625. 

schlackenfreies  Eisen  u.  Stahl  645. 

schlackenhaltiges  Eisen  u.  Stahl  645. 

Schläge  (Waldwirtschaft)  204. 

Schlämmkreide  654. 

Schlangenbad,  Kurort  im  Taunus  564. 

Schleifmittel  661. 

Schleifsteine  661. 

Schleimharze  687. 

Schlempe  668. 

Schlesien  572  573. 

Schleswig- Holstein  573. 

Schlettwein,  deutscher  Vertreter  der 
physiokratischen  Lehre,  gest.  1802 
124. 

schleudern:  Waren  zu  ungewöhnlich 
niedrigen  Preisen  verkaufen. 

Schleuderpreis  169. 

Schlingern,  schiffsmännischer  Fach- 
ausdruck 345. 

Schlupfpulver  660. 

Schlusskurse  525. 

Schlussnoten  323  324   1031. 

Schlussnotenausfertigung  483. 

Schlussnotenstempel  482  486. 

Schlusszettel  323  324. 

Schmuck  703. 

Schmalspurbahnen  63. 

Schmaschen  707. 

Schmelzpunkte  des  Aluminiums  646, 
des  Antimons  646,  des  Bleis  643, 
des  Eisens  644  645,  des  Kupfers 
643 ,  des  Magnaliums  647 ,  des 
Magnesiums  646,  des  Nickels  645, 
des  Platins  641,  des  Silbers  642, 
des  Zinns  643,  des  Zinks  644. 

Schmelztiegel  659. 

Schmidt,  Johann  Caspar  (Max  Stirner), 
anarchist.  Philosoph,  Verfasser  des 
Werkes:  Der  Einzige  und  sein 
Eigentum  138. 

Schmiedeberg,  Schlesien  565. 

Schmiedeeisen  645. 

Schmieröle  656. 

Schmirgel  661. 

— ,  venezianischer  661. 

Schmirgellein  wand  661. 

Schmirgelpapier  661. 

Schmoller,  Gustav,  Haupt  der  jün- 
geren deutschen  historisch-natio- 
nalökonomischen Schule,  Professor 
an  der  Berliner  Universität,  Mit- 
glied des  Staatsrats  usw.  121  137 
174   178   186   188    191    192. 

Schmuckfedern  708. 

Schmucksachenindusirie  in  England 
588. 

Schmucksteine  662. 

Schneeberg,  Kgr.  Sachsen  574. 

— ,  Berg  im  Eibsandsteingebirge  564. 

— ,  Berg  im  Fichtelgebirge  564. 

— ,  Berg  im  Glatzer  Gebirge   565. 

Schneegebiet  der  Alpen  561. 

Schneegruben  im  Riesengebirge  565. 

Schneekoppe,  Berg  im  Riesengebirge 
565. 

Schneiderkreide  652. 
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Schnelldampfer  80  82. 

Schnellgerberei  704. 

Schnupftabak  674  675. 

Schoa,  Oberkönigreich  in  Abessinien 
616. 

Schock,  Zählmass  810. 

Schokolade  673  674. 

V.  Schönberg,  Gustav,  Nationalöko- 
nom deutscher  historisch-national- 
ökonomischer Richtung,  Kanzler 
der  Universität  Tübingen,  Heraus- 
geber des  Handbuchs  der  Politi- 
schen Ökonomie  121. 

Schonen  28. 

Schonzelt  des  Wildes  205. 

schottische  Gebirge  587. 

Schottland  590. 

Schramberg,  Württemberg  572. 

Schraubendampfer  75. 

Schreiberhau,  Dorf  im  Riesengebirge 
565. 

Schreibfedern  708. 

Schreib  kreide  654. 

Schreibmaschine,  Geschichte  der  875. 

— ,  ihre  Verwendung  880  881. 

Schreibmaschinen,  die  bekanntesten 
875. 

— ,  Hauptarten  875  876. 

-p-,  wieviel  in  Amerika  überhaupt 
abgesetzt  und  wieviel  ausgeführt 
worden  sind  879. 

Schrelbmaschlnen-Schrelberlnnen,w\Q 
viele  in  einigen  Ländern  tätig 
sind,  in  welchen  Betrieben  sie 
dort  beschäftigt  werden,  und  ihr 
Verdienst  in  Amerika  u.  England 
879. 

Schrenzpapler  702. 

Schrot  (Münzwesen)  408  837. 

—  (Metallprodukt)  665. 

Schuhfabrikation  in  England  588. 

Schuldhaft  174. 

Schuldscheine  962. 

Schuldübernahme  —  Übernahme  von 
Hypotheken  als  Schuld,  Anrech- 
nung auf  den  Kaufpreis  eines 
Grundstücks  1018   1019. 

Schuldverhältnisse  s.  u.  Erfüllungs- 
ort —  Leistung  —  Verträge  — 
vertragliche  Verpflichtungen  — 
—  Willenserklärungen  —  Dar- 
lehn—  Miete  —  Geschäftsführung 
ohne  Auftrag  —  Bürgschaft  — 
Schuldversprechen,  Schuldaner- 
kenntnis —  Bereicherung,  unge- 
rechtfertigte —  Abzahlungsge- 
schäfte ohne  Vertrag  1013. 

— ,  Erlöschen  der  Seh.   — •  Aufrech- 
nung  —  Aufrechnung  in  Konto- 
korrent 1017. 
s.  a.  unter  Verjährung. 

Schuldverschreibungen  514. 

Schuldversprechen,  Schuldanerkennt- 
nis 1021. 

Schulze- Delitzsch,  deutscher  Parla- 
mentarier und  Volkswirt  128  152 
153   160. 

Schulze  -Delltzsche  Genossenschaften 
41   152   153  453. 
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Schulze-Gaevernltz ,  Gerhardt  von, 
Professor  der  Nationalökonomie 
in  Freiburg  i.  B. 

Schuppenfelle  707. 

schürfen:  nach  Erzen  graben  206. 

Schurwolle  696. 

Schussfäden  der  Gewebe  700. 

Schussgarne  699. 

Schusterhanf  695. 

Schusterpech  689. 

Schuten  345. 

Schützenbach,  Erfinder  der  Schnell- 
essigfabrikationsmethode  679. 

Schutzgebiete,  deutsche  604  613 — 614 
632  638  639. 

Schutzzoll,  infolge  entwerteter  Va- 
luta 423  424. 

Schutzzollbewegung  in  Deutschi.  41. 

Schutzzölle   125    127    129   130  246. 

—  als  Erziehungsmittel  40. 
Schutzzollsystem  128 — 130. 
Schwäbische  Jura  562. 
Schwalbach,  Kurort  im  Taunus  564. 
Schwämme  545. 

Schwammfischerei  53^  Sn   709. 
Schwanenpelz  708. 

Schwänze  (Preistreiberei)   169. 
schwänzen :  den  Leerverkäufern  (s.  d.) 

an  der  Börse  die  Preise  der  Werte 

hinauftreiben,  die  sie  verkauft  u. 

daher,  um  sie  liefern  zu  können, 

zurückkaufen  müssen. 
Schwarze  Meer,  das  541   592. 
schwarzer  Pfeffer  679  680. 
Schwarzgültigerz  641. 
Schwarzkupfer  642. 
Schwarzwald  563  568- 
Schwarzwaldbahn  67. 
Schwebebahnen  68. 
schwebende  Staatsschulden  250. 
Schweden  49  591   592. 
— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  838. 
Schwefel  (S.)  657. 
— ,  künstUcher  657. 
Schwefelblel  652. 
Schwefelblumen  657. 
Schwefelblüte  657. 
Schwefeldloxyd  (SO.2)  647  657. 
Schwefellager   in    Sizilien,     grösstes 

der  Erde  596  597. 
Schwefelquellen  in  Deutschland  564. 
Schwefelsäure  647. 
Schwefelsäurehydrat  (H.,SOJ  647. 
schwefelsaure  Salze  (Sulfate)  648. 
schwefelsaures   Eisenoxydul  648. 

—  Kupfer  649. 

—  Magnesium  648. 

—  Natrium  648. 
Schwefelzink  644. 
Schweinefett  692. 
Schweineschmalz  692. 
Schweinezucht  in  Europa  559. 

—  in  Bosnien  u.  Herzegowina  583, 
Deutschland  571 ,  Italien  597, 
Österreich  582,  Rumänien  595, 
Russland  593,  Ungarn  583,  Ver- 
Staaten 623. 

Schweinfuriergrün  646  649  652  653. 
Schwelsselsen  645. 


Schweiz  579   580. 

— ,  Lebensversicherung  109. 

— ,  Münzen  839. 

— ,  Seen  562. 

V.  Schweizer,  Führer  des  von  Las- 
salle gegründeten  allgem.  deut- 
schen Arbeitervereins  135. 

Schweizer  Hochebene  563. 

Schweizer  od.  Französische  Jura  562. 

Schweizer  Lebensversicherungsverein 
109  110. 

Schweizerische  Rentenanstalt  109. 

—  Sterbe-  u.  Alterskasse  110. 
Schwelkohle  655. 

Schwerin  in  Mecklenburg  574. 

Schwerspat  652. 

schwimmend:  man  bezeichnet  Güter 
als  schwimmende,  wenn  sie  auf 
einem  Schiff  unterwegs  sind. 

Schwingwerg  695. 

Scranton,  Ver.  Staaten  624. 

Scrlps:  vorläufige  Empfangsbeschei- 
nigungsscheine (Interimsscheine). 

Sealskln  707  708. 

Seattle,  Ver.  Staaten  544  625. 

Sebastiansberg  im  Sachs.  Erzgebirge 
564. 

Seeale  cornutum  664. 

Second-hand-books  273. 

Sedan,  Frankreich  585. 

Seealpen  561. 

Seedarlehn  1039   1040. 

Seefischerei  537. 

—  im  Atlantischen  Ozean  539. 

—  in  Italien  597. 
■ —  in  Frankreich  585. 
Seegras  539  696. 
Seehandel  —  was  unter  Seefahrt  zu 

verstehen  ist  —  Heimatshafen  — 
Schiffsbesatzung  —  Reeder  — 
Haftung  des  Reeders  —  Ree- 
derei   —    Mitreeder   —    Schiffer 

—  Chartervertrag   —   Fautfracht 

—  Ladeschein  —  Passagierver- 
vertrag —  Reisegut  des  Passagiers 

—  Seedarlehn   —    Bodmereibrief 

—  Haverei  — Bergelohn  —  Pfand- 
recht   des  Schiffsgläubigers  1037 

—  1041. 

Seehandelsflotte  Deutschlands  572. 

Seehandlang  103  490-495. 

Seeherrschaft  73. 

Seehunde  545. 

Seehundsjagd  546. 

Seekarten  Ti. 

Seekrebse  544. 

Seeladeschelne  (Konnossemente)  954 

—956. 
Seeland  590. 
Seeneutralltät  39. 
Seeprotest  s.  Verklarung. 
Seesalz  539  541   544  545  650. 
Seesalzgewinnung  537. 
Seeschiffahrt  341—349. 
Seeschiffe,    wie    sie    jedes    einzelne 

Land  besitzt  77. 
Seetang  537  539. 
5.  E.  &  O.   (salvo  errore  et  omis- 

sione):  Irrtümer  u.  Auslassungen 
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vorbehalten.    In  der  Regel  unter 

Rechnungsauszügen  kurz:  Irrtum 

vorbehalten. 
Seeverkehr,    Verpackung    der  Güter 

349. 
Seeversicherung  103   104. 
Seewegsuchen  nördlich  von  Amerika 

33. 
Segelschiffahrt  73. 
Segelschiffe  30  538. 
Segeltuch  701. 
Sego,  Franz.  Sudan  612. 
Seide  697  698. 
— ,  beschwerte  701. 
Seidenausfuhr  Chinas  604. 

—  Japans  605. 
Seidenbänder  701. 
Seidenbau  in  Italien  597. 
Seidenbiberfelle  707. 
Seidengewebe  701. 
Seidenindustrie,  wo  sie  hervorragend 

entwickelt  ist  701. 

—  in  Deutschland  572. 

—  in  England  588. 
Seidenindustrieländer,  die  wichtigsten 

554. 
Seidenmühlen  697. 
Seidenproduktion,  jährlich  698. 
Seidenraupen  559  697  698. 
Seidenraupenzucht  in  Ungarn  583. 
Seidenspitzen  701. 
Seidenstrasse  in  Asien  17. 
Seidenweberei  in  Frankreich  585. 
Seife  690. 

Seifenfabrikation  65 1 . 
Seifenrinde  684. 
Seifentalg  692. 
Seilbahnen  67. 
Seilerei  in  Deutschland  572. 
Seine,  Fluss  in  Frankreich  585. 
Sekret:  geheim,  vertraulich. 
Selbstdeklaration  233. 
Selbsthilfe  im  Genossenschaftswesen 

154   155   158. 
Selbstlaute  (Vokale),  ihre  Schreibung 

867  868. 
— ,  wie  ihre  Länge  oder  Kürze  bei 

der  Schreibung  ausgedrückt  wird 

869—871. 
Selbstverlag  274. 
Seifaktormaschinen  698. 
5"^/A/A-Ä-Afo«rtte/w5,  Nordamerika  6 17. 
Selters,  Hess. -Nassau  564. 
Semarang,  Java  605. 
Semendria,  Serbien  595. 
Semipalatinsk,  Sibirien  603. 
Semmering  66  562  582. 
sen.  (senior):  d.  Ä.,  der  Ältere. 
Seneca,  röm.  Philosoph   122. 
Senefelder,  Aloys,  Erfinder  des  Stein- 
drucks 301. 
Senegalgummi  686. 
Senegambien  49  612. 
Senf  681. 
Senfmostrich  681. 
Senfpflanze,  schwarze  (Brassica  nigra) 

681. 
— ,  weisse  (Sinapis  alba)  681. 
Senfsamen  681. 


!  Senfspiritus  681. 

Senftenberg,  Provinz  Brandenburg 
566. 

Seniorat  201. 

Seniorchef:  der  älteste  Inhaber  eines 
Handlungshauses. 

Sennärgummi  686. 

Senne,  Fluss  in  Belgien  577. 

Sennesblätter  (Folia  Sennae)  684. 

Sennhütten  561. 

Sensale  323. 

Sensarie:  Maklergebühr. 

separat:  gesondert,  Separatschreiben ; 
Sonderschreiben ;  unter  Separat- 
couvert:  unter  Sonderumschiag. 

separieren:  trennen,  absondern. 

Sepia  officinalis,  Farbstoff  707. 

Septimerpass  562. 

Sequester:  Verwalter  eines  unter 
Zwangsverwaltung  stehenden 
Grundstücks. 

Seraing,  Belgien  577. 

Serajewo,  Bosnien  583. 

Serben  in  Österreich-Ungarn  581. 

Serbien  595. 

— ,  Münzen  839. 

Serer  17. 

Seres,  Türkei  596. 

Sereth,  Nebenfluss  der  Donau  568. 

Serge  701. 

Serie:  Reihe,  Folge. 

Serienlose  519  520. 

Serienlosgesellschaften  520. 

Serienziehung  519. 

Sering,  Max,  Professor  der  Natio- 
nalökonomie an  der  Berliner  Uni- 
versität, hervorragender  Kenner 
des  Agrarwesens. 

Serone,  eine  Art  der  Verpackung 
885. 

Serpentin  646  660. 

Serra,  Antonio,  von  einigen  als  der 
Schöpfer  der  neueren  Volkswirt- 
schaftslehre angesehen  122. 

Sesamöl  691 

Sesamum  indicum   u.  Orientale  691. 

Setubal,  Portugal  600. 

Sevilla,  Spanien  598  599, 

Sevres,  Frankreich  586. 

Sewastopol,  Russland  594. 

Sextant  73. 

Seychellen^  brit.  Inseln  i.  Afrika  615. 

s'Gravenshage,  Holland  579. 

Shanghai  s.  Schanghai. 

Shares:  engl,  oder  amerik.  Wert- 
papiere, die  entweder  auf  einen 
Namen  od.  auf  d.  Inhaber  lauten. 

Sheabutter  692. 

Sheffield,  Engl.  588   589. 

Shermanbill  420. 

Shirting  700. 

Shitomir,  Russland  594. 

Shoddy  697. 

Slam  606. 

Siam-Benzoe  688. 

Sibirien  33   592  602  603. 

sibirische  Eisenbahn  50. 

Sicherungshypothek  1074. 

Sichtwechsel  475. 


Siebenbürgen  583. 

Siebenbürgisches  Erzgebirge  566. 

Siebenbürgisches  Hochland  566. 

Siebengebirge  564. 

Siedesalz  650. 

Siedlungsgenossenschaften  162. 

Siegellack  687. 

Siemens  &  Halske  68. 

Siemens- Martin- Eisen  645. 

Siemens- Martin-Stahl  645. 

Sierra  Estrella,  Gebirge  in  Portugal 
600. 

Sierra  de  Guadarrama ,  Gebirge  in 
Spanien  598. 

Sierra  Leone,  brit.  Gebiet  i.  Nord- 
westafrika 614. 

Sierra  Madre,  Gebirge  in  Mexiko 
617. 

Sierra  Maestra,  Kuba  617. 

Sierra  Morena,  spanische  Hochfläche 
598. 

Sierra  Nevada,  Geb.  i.  Spanien  598. 

— ,  Geb    in  Nordamerika  617  618. 

Sigillarien  65 A. 

Signalbuch,  internationales  346. 

Signalwesen  61  —  62. 

signieren:  zeichnen,  unterzeichnen. 

Sikyon,    altgriech.  Handelsplatz    19. 

Silbentrennung  nach  der  neuen  deut- 
schen Rechtschreibung  872. 

Silber  36  641   642. 

— ,  nach  welchem  Gewicht  man  in 
früherer  Zeit  seinen  Feinheitsgrad 
bestimmte  —  wie  er  jetzt  aus- 
gedrückt wird  —  wie  das  alte 
Gewicht  in  das  neue  umgerechnet 
wird  834  835. 

— -,  Feinheitsbezeichnungen  in  Eng- 
land und  in  Russland  835  836. 

— ,  Ermittlung  des  Feingewichts, 
des  Rauhgewichts  und  des  Fein- 
gehalts 836. 

— ,  in  welchen  Formen  es  in  den 
Handel  kommt  642. 

— ,  legiertes  642. 

— ,  reines,  wozu  es  verwandt  wird 
642. 

— ,  Börsennotierungen  836. 

— ,  Wertberechnung  nach  der  Notie- 
rung in  London  837. 

— ,  sein  Wertverhäitnis  zum  Golde 
43  418  419  421. 

— ,  wie  es  gewonnen  wird  642. 

— ,  Hauptproduktionsländer  642. 

Silberausbeute',   überhaupt   418  433. 

— ,  jährliche  in  Bolivia  629,  Deutsch- 
land 571,  Europa  559,  Mexiko  626, 
Ver.  Staaten  623. 

Silberbergbau  422. 

Silberentwertung  420  421. 

Silbererze  564  641. 

Silbererzlagerstätten  in  Nordam.  618. 

Silberflotte  32. 

Silbergehalt  nach  altem  Markgewicht 
642. 

Silbergeld,  Gefahr  seiner  Entwertung 
422. 

Silberglanz  641. 

Silberhornerz  641. 
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Silberkupferglanz  64 1 . 

Silberländer  553. 

Silberprägung,  die  freie,  aufgehoben 
420. 

Silberpreise  in  London  418. 

Silberrechnungen  834—837. 

Silberwährung  412  415. 

— ,  karolingische  26. 

Silicium  645. 

Siliciumkarbid  661. 

Silkgras  696. 

Silospeicher:    Getreidespeicher, 
Schachtspeicher. 

Silvreitapass,  Ostalpen  562. 

Similisteine:  den  echten  ähnliche, 
also  unechte  Steine. 

Simplonbahn  67. 

Simplonpass  561. 

Sintplonstrasse  57. 

Simpsonhafen  636. 

Simultangründung:  oder  Einheits- 
gründung 1001. 

Sinalbinsenföl  681. 

Sinapis  alba  681. 

Si-ngan-fu,  China  604. 

Singapore,  Straits- Settlements  24 
608. 

Singlo-Tee  673. 

Sinigrin  681. 

Sinterkohle  655. 

Siphonia  elastica  685. 

^/r«/?  666  668. 

Sisalhanf  696. 

Sismondi,  Simonde  de,  hervorrag. 
französisch,  nationalökonomischer 
Schriftsteller,  der  zuerst  die  Auf- 
merksamkeit auf  die  Verteilung  der 
Güter  gelenkt  hat.  Gegner  des 
laisser  faire,  laisser  passer,  Ist  er 
als  ein  Vorgänger  der  Staats- 
sozialisten zu  betrachten  128. 

Sistow,  Bulgarien  595. 

sittliche  Eigenschaften  141. 

Situation:  Lage,  Verhältnis. 

situiert:  gestellt,  gelegen;  gut  s.: 
gut  gestellt,  in  guten  Verhältnissen 
befindlich. 

Sizilien  597  598. 

Skadenz:  Verfallzeit,  Fälligkeit  eines 
Wechsels. 

Skagway,  Ver.  Staaten  625. 

Skalettapass,  Ostalpen  562. 

Skandinavien  591   592. 

— ,  Lebensversicherung  111. 

Skandinavische  Münzi'inion  43. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  838, 

Sklavenarbeit  142  207  548. 

Sklavenemanzipation  4 1 . 

Sklavenwirtschaft  \.  Griechenland  20. 

Skonto  309  315  819. 

Skontren  732  738  764. 

Skontrierungsvereine  528. 

Skontrobogen  528. 

Skripturen :  Schriftstücke ;  Gesamt- 
name für  Rechnungen,  Quittungen 
und  Briefe. 

Skunks  708. 

Skutari,  Türkei  596. 

Slatoust,  Russland  594. 


Slaven  558. 

—  in  Österreich-Ungarn  581. 

—  in  Rumänien  595. 

slavische  Bevölkerung  Russlands  593. 

Slavonien  583. 

SUbovitz  678. 

sliding  Scale  179. 

Slovenen  581. 

Slowaken  581. 

S malte  645. 

— ,  lat.  smaltum  =  Schmelzglas  653. 

Smaragd  662. 

Smaragdgrün  653. 

Smith,  Adam   123   124   145   167. 

— ,  sein  Hauptwerk:  An  inquiry 
into  the  nature  and  causes  of  the 
Wealth  of  Nations  124   125   143. 

— ,  Grundsätze  der  Besteuerung  226 
227. 

Smolensk,  Russland  594. 

Smyrna,  Kleinasien  541   609. 

Smyrnarosinen  668. 

Sn,  chemische  Zeichen  für  Stannum 
(Zinn)  643. 

SnCl.^-\-2H.-ß,  chemische  Formel 
für  Zinnchlorin  650. 

SnO.^,  chemische  Formel  für  Zinn- 
stein 643. 

Snodfelle  708. 

SO^,  chemische  Formel  für  Schwefel- 
dioxyd 647  657. 

Sobat,  Nebenfl.  d.  Weissen  Nils  611. 

Societe  d'assurances  sur  la  vie  in 
Lausanne  109. 

Societe  generale  de  credit  mohilier  99. 

Soda  547  651. 

Sodafabrikation  648. 

Soden,  Hess.-Nassau  564. 

Soest,  Westfalen  566. 

Soetbeer,  hervorragender  deutscher 
Münztheoretiker,  dessen  Schriften 
wesentlich  dazu  beigetragen  haben, 
dass  die  Goldwährung  in  Deutsch- 
land eingeführt  wurde  182. 

Sofia,  Bulgarien  595. 

Soggen  des  Salzes  650. 

Sokonusko,  beste  Kakaosorte  673. 

Sokoto,  Afrika  614. 

Sokotra,  brit.  Insel  in  Afrika  615. 

Solaröl  655. 

Solawechsel  s.  u.  eigene  Wechsel. 

Söldnerheere  35  36. 

Sole  553  650. 

solidarisch:  gesamthaftend,  gemein- 
sam, einer  für  alle,  alle  für  einen. 

solide:  gediegen,  gut,  tadellos,  dauer- 
haft; sicher,  zuverlässig,  rechtlich, 
ehrbar;  vertrauenswert,,  tüchtig; 
(vom  Preise):  billig,  massig. 

Solidität:  Rechtlichkeit,  Zuverlässig- 
keit, Zahlungsfähigkeit ;  Gedie- 
genheit. 

Solingen,  Rheinland  571   574. 

Soll  in  der  Buchführung    715   716. 

Soll  u.  Haben  in  der  Buchführung, 
Begriff  715. 

Solnhofen,  Bayern  563. 

Solotnik,  russ  Münzgewicht  835  836. 

solvent:  zahlungsfähig. 


Solwässer  648. 

Somali,  afrik.  Völkerstamm  611. 
Somaligummi  686. 
Somali/and  53  612  615. 
Sombrero-Guano  711. 
Sömmerda,  Prov.  Sachsen  571. 
Sommereiche  703. 
Sommergetreide  197. 
sondieren:    prüfen,    zu    ergründen, 
zu  erforschen  suchen,  ausforschen. 
Songlo-Tee  673. 
Sonnenblume  (Helianthus)  691. 
Sonnenblumenöl  691. 
Sonnenstaat  131. 
Sonntagsruhe  215. 

—  der  kaufmännischen  Angestellten 
982. 

—  der  gewerblichen  Angestellten 
991. 

Sonntagssalz  650. 

Sorghohirse  664. 

Sorghum  saccharatum  666. 

Sorten:  ausländische  Münzen  und 
ausländisches  Papiergeld;  s.  Geld- 
sortenhandel. 

sortieren:  ordnen,  sichten,  verteilen. 

Sortiment:  Vorratslager,  Auswahl, 
Warenmuster. 

Sortimenter  273. 

Souchong-Tee  672. 

Soufriere,'V\i\V.&n  auf  der  Insel  St.  Vin- 
cent 617. 

Söul  oder  Kjöng,  Korea  604. 

Soulong-Tee  673. 

Souplieren  der  Seide  698. 

Southampton,  Engl.  589. 

Southshields,  Engl.  589. 

Soyetgarn  700. 

Sozialdemokratie  in  Deutschland  42. 

Sozialdemokratische  Partei  Deutsch- 
lands, Namengebung  135   136. 

— ,  Gewerkschaften  214. 

soziale  Frage  41    175  212—216. 

—  Übelstände  42. 
soziales  Königtum   137. 
Sozialismus,  Begriffsbestimmung!  30. 
— ,  seine  Ziele   130. 

—  in  Deutschland  133—136. 

—  in  England  132   133. 

—  in  Frankreich   131    132. 
Sozialistengesetz  135. 
Sozialliberalismus  136  137. 
Sozialökonomie  119. 
Sozialreform,  deutsche  136   137. 

— ,  zu  ihrer  allgemeinen  Förderung 
auf  Anregung  Kaiser  Wilhelms  IL 
einberufene  internationale  Konfe- 
renz 136. 

Sozialreformatorisches    Genossen- 
schajtswesen  154. 

Sozietät:  Genossenschaft ,  Gesell- 
schaft, Teilhaberschaft. 

5oz/«s:  Teilhaber,Gesellschafter,  Mit- 
inhaber. 

Spalato,  Österreich  582. 

Spandau,  Brandenburg  571. 

Spanien  36  39  49  51   598  599. 

— ,  Münzen  839. 

— ,  Schiffahrt  73- 
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Spanische  Fliege  684. 

spanische  Kolonialpolitik  32. 

spanische  Kreolen  626  628. 

spanische  Weine  676. 

spanischer  Pfeffer  680. 

spanischer  Piment  680. 

spanisches  Kolonialreich  i.  Afrika  614. 

spanisches  Rohr  693. 

Sparkassen  159   162  453  454. 

Sparkassenbücher  173. 

Sparsamkeit  146   147. 

Sparsamkeitstheorie  147. 

Sparsinn  173. 

Spartium  scoparium  682. 

Spateisenstein  564  644. 

Speckstein  646  652  660. 

spedieren:  abfertigen,  absenden,  be- 
fördern. 

Spediteur  290. 

— ,  begriffliche  Erklärung  des  Wortes 
—  Rechte  u.  Pflichten  d.  Sp.  1027 
1028. 

Spedition:  Abfertigung,  Versendung, 
Verfrachtung,  Güterbestellung; 
Verfrachtungsgeschäft. 

— ,  Verwendung  von  Vordrucken 
(Formularen)  967. 

Speditionsgeschäjt  1027   1028. 

— ,  Bestimmungen  u.  Vorschriften 
des  HOB.  u.  Musterbriefe  910  — 
915. 

Speditionsvordruche  (-formulare)  953 
954. 

Speiseöle  691. 

Spekulation:  Nachsinnen,  Grübeln; 
Meinungsgeschäft. 

spekulieren:  forschen,  grübeln;  Ge- 
schäfte machen,  die  verlustbringend 
sein  können,  aber  der  Gewinn- 
aussichten wegen  unternommen 
werden ;  gewagte  Geschäfte  unter- 
nehmen. 

sperrige  Güter:  Güter,  die  im  Ver- 
hältnis zu  ihrem  Gewicht  einen 
ungewöhnlich  grossen  Raum  ein- 
nehmen. 

Sperrjahr  bei  Auflösung  einer  Ak- 
tiengesellschaft 1003. 

Spesen:  Unkosten,  Auslagen,  Neben- 
kosten. 

Speyer,  Bayern  576. 

speziell:  besonders,  namentlich,  le- 
diglich, nur. 

Spezifikation:  Stückverzeichnis  (Ein- 
zel-Aufstellung,-Verzeichnis). 

Spezifikationskauf  1025. 

spezifisches  Gewicht  des  Aluminiums 
646,  Antimons  646,  des  Arsen  646, 
des  Bleis  643,  Eisens  644  645, 
Goldes  641,  Kupfers  643,  Mag- 
naliums  647,  Magnesiums  646, 
Platins  641  ,  Quecksilbers  642, 
Silbers  642,  Zinks  644,  Zinns  643. 

spf^=  superfein:  hochfein. 

Sphärosiderit  644. 

Spianter  644. 

Spiegeleisen  644. 

Spiegelfabrikation  643. 

Spiegelglasplatten  657. 


Spiegelmetall  646. 
Spiegelrinde  703. 

Spiel,  wodurch  es  sich  von  der  Ar- 
beit unterscheidet  140. 
Spiköl  690. 
Spinnen    der  Baumwolle   698    699. 

—  der  Fäden  698. 

—  des  Flachses  699. 
Spinnhanf  695. 

Spirdingsee  i.  Ostpreussen  568. 
Spiritus,  sein  Hauptmarkt  678. 
Spiritushandelsplatz  573. 
Spiritusrechnung  nach    den  Börsen- 
notierungen 860. 

Spiritussteuer  241   242. 

Spitzen  (Börsenausdruck) :  wird  den 
Aktionären  z.  B.  das  Recht  einge- 
räumt, auf  4  Aktien  1  neue  er- 
werben zu  können  und  es  besitzt 
jemand  25  Aktien,  so  kann  er  6 
neue  (gewöhnlich  junge  genannt) 
Aktien  erwerben.  Die  eine  über- 
schiessende  Aktie,  mit  der  er  ein 
Bezugsrecht  nicht  ausüben  kann, 
ist  eine  „Spitze",  die  zusammen 
mit  anderen  Spitzen  von  3  Aktien 
wieder  zu  dem  Bezüge  einer 
neuen  Aktie  berechtigt  u.  die  des- 
halb einen  Börsenpreis    hat   490. 

Spitzenindustrie  in  England  588. 

Spitzenklöppelei  577. 

—  in  Deutschland  572. 
Splügendurchstich  67. 
Splügenpass  562. 
Spodium  708. 

Sport  141. 

Sportein  224. 

Sprache,  internationale  i.  Mittelalter 
30. 

— ,  die  deutsche,  ihre  geschichtliche 
Entwicklung  862. 

Sprachenausbreitung,  Zahl  der  Men- 
schen, die  eine  der  europäischen 
Sprachen  als  Muttersprache  spre- 
chen 549. 

Spratzen  des  Silbers  642. 

Spree  567  568  574. 

Spree-Oderkanal  568. 

Sprengmittel  647. 

Springfield,  Ver.  Staaten  624. 

Sprit  678. 

Sprotten  539  670. 

Spurbahnen  58. 

5/7«ru'«i'^  der  Eisenbahnen  59  62  63. 

—  der  Schmalspurbahnen  in  Deusch- 
land  63. 

Srinagar,  Kaschmir  607. 

5".  T.  (salvo  titulo) :  vorbehaltlich  d. 
Titels. 

Staat,  der,  Befriedigung  seiner  Be- 
dürfnisse durch  Steuern  u.  Staats- 
schulden 36. 

Staatengruppen  45  46. 

Staatsanleihen  250—252  515. 

Staatsausgaben,  Organe  zu  deren 
Kontrolle  249. 

Staatsbahnen  223  331   332. 

Staatsbergwerke,  deutsche,  Produk- 
tion 222. 


Staatsbetrieb  164. 

Staatsdomänen  221. 

Staatsfabriken  222. 

Staatsforsten  205. 

Staatshilfe  305. 

— ,  den  Genossenschaften  gewährte 

154   155   158. 
Staatskommissare  an  den  deutschen 

Börsen  509. 
Staatspapiergeld  436  439  440. 
Staatspapiergeld  und  Banknoten,  ihr 

prinzipieller    Unterschied     441 — 

443. 
Staatspost  im  Frankenreiche  u.  ihre 

Entwickelung  in  Frankreich  bis  zur 

Mitte  des   17.  jahrh.  85  86. 

—  im  alten  Perserreich  84. 

—  im  Römerreich  85. 
Staatsrenten,  ewige  Rente  253. 
Staatsschuldbuch  252. 
Staatsschulden  250—254. 

—  Ägyptens,  Griechenlands  u.  der 
Türkei  unter  Kontrolle  der  Gross- 
mächte 515. 

Staatsschuldentilgung  253. 

Staatsschuldenverwaltung  252. 

Staatssozialisten  137. 

Staatsunterstützung,  den  Eisenbahnen 
gewährte  332. 

Staatsverfassung,  ihr  Einfluss  auf  Ver- 
kehr und  Produktion  549. 

stabil:  dauerhaft,  beständig,  unver- 
ändert. 

Stadtanlelhen  515. 

Stadtbahnen  62  67. 

Städte  im  Mittelalter  29. 

Städtebund  38. 

städtische  Unternehmungen  164. 

Staffelrechnung  im  Konto-Korrent 
831-834. 

Staffeltarife  333  334. 

Stafford,  Engl.  588. 

Staffordshire,  Engl.   588. 

Stagnation:  Geschäftsstockung,  Oe- 
schäftsstillstand,  Versumpfung. 

stagnieren :  stillstehen,  stocken,  ver- 
sumpfen. 

Stahl  645. 

Stahlberg  i.  Westerwald  bei  Musen 
564. 

—  i.  Thüringer  Wald,  bei  Schmal- 
kalden  564. 

Stahlindustrieländer,  die  wichtigsten 
554. 

Stamm- Aktien  517. 

Stamm-Prioritäts- Aktien  517. 

Standard:  Die  bestimmte  Quantität 
einer  in  verschiedener  Qualität  in 
den  Handel  kommenden  Ware, 
die  als  Grundlage  der  Preisbe- 
messung dient,  so  gelten  z.  B.  die 
Preisnotierungen  in  London  für 
standard-gold  und  standard-silver 
für  diese  beiden  Edelmetalle  mit 
dem  Feingehalt,  der  gesetzlich  für 
die  engl.  Gold-  und  für  die  engl. 
Silbermünzen  vorgeschrieben  ist. 

standard-gold,  standard-silber  408 
835. 
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Standard  of  life  180. 

Standard-  Oil-  Company  169. 

Stangensche  Relsebüreau  80. 

Stangenschwefel  657. 

Stanley-Fälle  i.  Kongogebiet,  Afrika 
610. 

Stanley-Falls,  eine  Hauptstation  im 
Kongo-Staat  615. 

Stanley-Pool,  Kongo-Staat  615. 

Stanniol:  Blattzinn  643. 

Stapel:  eine  Menge  aufgehäufter, 
aufgestapelter  kaufmännischer  Gü- 
ter, Güterstapel,  Warenstapel; 
Faserlänge  der  Rohbaumwolle. 

—  (Baumwollenbüschel)  694. 
Stapelplätze    des     Welthandels     im 

Mittelalter  30. 
Stärke  (Amylum)  665. 
— ,  TabellezurBestimmungderwich- 

tigsten  Sorten  665  666. 

—  wodurch  Verfälschungen  erfolgen 
u.  wie   sie  erkannt   werden   666. 

Stärkegummi  666. 

Stärkekleister  665. 

Stärkenitrat  665. 

Stärkesirup  668. 

Stärkezucker  665  666  668. 

Stassfurter  Abraumsalz  648. 

Stassfurt-Leopoldshall,  Prov.  Sachsen 
564  649 

Statistik  120. 

Status:  Stand,  Vemögenslage;  Zu- 
sammenstellung der  Vermögens- 
bestände u.  der  Schulden  eines  Ge- 
schäfts. 

Statut:  Satzung,  Gesellschaftsvertrag 
1001. 

Stauung,  nach  Seemannsbrauch  345. 

Stavanger,  Norwegen  591. 

Stawropol,  Kaukasien  602. 

St.  Bernhardinpass  561   562. 

St.  Catherines,Ksinada^  621. 

St.  Croix,  dänische  Kol.  in  Nordamer. 
627. 

St.  Denis,   Frankreich  586. 

— ,  Hafen  v.  Reunion  612. 

Stearin  691. 

Stearoptene  689. 

Stecknitzkanal  568. 

stehendes  Kapital  146. 

5to/<?,schiffsmännischer  Fachausdruck 
345. 

V.  Stein,  Lorenz,  hervorragender 
Staatsgelehrter  und  Nationalöko- 
nom  137. 

Steingut  659. 

Steingutfabrikation  in  Deutschland 
572. 

Steinhägerbranntwein  678. 

Stein  -  Hardenbergsche  Gesetzgebung 
(1807—1811)   125. 

Steinkohle  654  655. 

s.  a.  unter  Kohlen  u.  ihren  Wort- 
zusammensetzungen. 

Steinkohlenfelder  in  Deutschland  563 
564  565. 

—  in  Frankreich  584. 
Steinkohlenfläche  Deutschlands   571. 
Steinkohlenförderung   Preussens    im 


Verhältnis  zu  der  ganz  Deutsch- 
lands 572. 

—  in  Spanien  599. 
Steinkohlenperiode  654. 
Steinkohlenteer  657  689. 
Steinkohlenverkauf  655. 
Steinöl  656. 

Steinsalz,  wie  es  gewonnen  wird  649. 
— ,  in  welchen  Ländern  Europas  es 
am   meisten   gefördert  wird  559. 
— ,  gemahlenes  650. 

—  s.  a.  unter  Salz  u.  seinen  Wort- 
zusammensetzungen. 

Steinsalzgewinnung  in  Grossbritan- 
nien u.  Irland  588. 

Steinsalzlager  562  563  565. 

— ,  wie  sie  entstanden  sind  553. 

Steinzeit,  ältere  1 1 . 

— ,  jüngere  1112. 

Steinzeug  658  659. 

Steirische  Alpen  562. 

Stellagegeschäfte  53 1 . 

Stellenbewerbungsschreiben  und  Ant- 
wort darauf  932  933. 

Stellenlosigkeitd.  Schlechtgebildeten  2. 

Stephan,  Heinrich,  Schöpfer  des  Welt- 
postvereins 91   92  94. 

Stephanis  641. 

Stephenson,  George,  Erbauer  der 
ersten  Eisenbahnlokomotive  und 
Gründer  der  ersten  Lokomotiven- 
fabrik 40  58  60. 

Steppenklima  548. 

Sterblichkeit,  erster  Versuch,  sie  zu  be- 
rechnen  107. 

— ,  Gründe  ihrer  Abnahme  107. 

Sterblichkeitstafeln  106  108  109  110. 

Sterblichkeitszahlen   107. 

Sterblingswolle  696. 

Sterletfang  541. 

St.  Etienne,  Frankreich  585  586  587. 

Stettin,  Pommern  542  568  572  573. 

Steuern  226—244. 

~,  ihre  Einteilung  229  230. 

— ,  direkte   u.  indirekte  229  230. 

—  auf  fundiertes  und  unfundiertes 
Einkommen  228. 

— ,  proportionale  oder  progressive. 
Gründe  für  u.  gegen  227  228. 

— ,  regalistische  36. 

Steuererklärung  in  Preussen  236. 

Steuerquellen  226. 

Steuerrolle  229. 

Steuerträger  226. 

Steuerüberwälzung  228  229. 

Steuerveranlagung  in  Preussen  236 
237. 

Steuerwesen,  techn.  Ausdrücke   226. 

Steuerzahler  226. 

Steyr,  Österreich  582. 

St.  Gallen,  Schweiz  560  580. 

StGB.  =  Strafgesetzbuch. 

St.  Heller,  Jersey  587. 

Stickerei  in  Deutschland  572. 

Stickstoffdioxyd  (NO.^)  647. 

stickstoffhaltige  u.  stickstoffreie  Nähr- 
stoffe 663  664. 

Stickzwirn  698. 

Stiege,  Zählmass  810. 


Stieleiche  (Quercus  pedunculata)  703. 

Stikinestrom  in  Nordamerika  619. 

Stil,  Grund  seiner  Verschiedenheit 
861   862. 

Stilfser  fach,  Mauthaus  561. 

stille  Gesellschaft ,  Vertrag  — •  Ge- 
schäftsführung —  Gewinn-  und 
Verlust  —  Konkurrenzverbot  be- 
steht nicht  —  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft —  Konkurs  1004  1005. 

Stille  Ozean  543  544  616. 

stiller  Teilhaber  eines  Geschäfts  1004. 

St.  Imier,  Schweiz  562. 

Stinkasant  687. 

stipulieren:  festsetzen,  abmachen, 
vereinbaren. 

Stirner,  Max,  Verf.  des  phüosoph. 
Werkes:  Der  Einzige  und  sein 
Eigentum   138. 

St.  John,  Neubraunschweig,  Kanada 
621. 

St.  Johns,  Neufundland  621. 

St.  Johns  River  618  619. 

St  Joseph,  Ver.  Staaten  625 

St.  Louis,  Ver.  Staaten  625. 

St.  Malo,  Frankreich  586. 

St.  Martin,  kleine  Antillen,  franzoä 
Kolonialbes.  in  Nordamerika  627. 

St.  Marykanal  in  Nordamerika  623. 

St.  Nazaire,  Frankreich  586. 

Stock:  bedeutet  in  England  der  Ge- 
samtanleihebetrag, bei  Unterneh- 
mungen das  Grundkapital,  wovon 
die  Teilbeträge,  beliebig  gross, 
auf  den  Namen  der  Eigentümer 
in  den  Verwaltungsbüchern  ein- 
getragen sein  müssen. 

Stöcker,  ehemaliger  Hofprediger, 
Gründer  der  christlich  -  sozialen 
Arbeiterpartei   137. 

Stock  Exchange  in  London  533. 

Stockfische  539  544  670. 

Stockholm,  Schweden  592. 

Stockport,  England  590. 

Stockton,  Ver.  Staaten  625. 

Stockton- Darlington-Eisenbahn  61 . 

Stoffe,  glatte  oder  schlichte  700. 

Stoke,  England  588. 

Stoke-upon-Trent,  England  589. 

Stolpeniederung  565. 

Stör,  Nebenfl.  der  Elbe  568. 

Storax,  flüssiger  689. 

stornieren:  einen  Posten,  der  falsch 
eingetragen  worden  ist,  dadurch 
ausgleichen,  dass  man  ihn  zurück- 
bucht, gegenbucht. 

Storno:  die  Ausgleichung  eines  un- 
richtig in  einem  Geschäftsbuche 
eingetragenen  Postens  durch  Ge- 
genschreibung eines  gleichen  Po- 
stens auf  die  andere  Seite  des 
Kontos. 

Stornoway,  Schottland  590. 

St.  Paul,  Ver.  Staaten  625. 

St.  Pierre,  Insel  in  Nordam.,  franz. 
Kol.-Besitz  627. 

St.  Quentin,  Frankreich  585. 

Strafrecht,  strafrechtliche  Bestim- 
mungen,   die  den   Kaufmann  in- 
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teressieren :  Betrug  —  Untreue  — 
Urkundenfälschung  —  Diebstahl 
—  Unterschlagung  —  Hehler  — 
Arrestbruch  —  Wucher  —  unlau- 
terer Wettbewerb   1114—1116. 

Strähne  698  6Q9. 

Straits-Settlements  54  608. 

Strassburg,    Elsass-Lothr.    563   576. 

Strassen  56 — 58. 

— ,  Bohlenvvege  57. 

— ,  makadamisierte  58. 

Strassenbau,  Decksystem  u.  Walzen 
57. 

—  in  der  Schweiz  561. 
Strassen-  u.  Brückenbau  56. 
Strassenordnungen    in    Deutschland 

517. 

Strassenpflasterung  657. 

Strass-Qlas  658. 

Straussenfedern  708. 

Strazzaseide  697. 

Strazze  717. 

Streichgarn  699. 

Streichgarnspinnerei  699. 

Streichgarnzeuge  70 1 . 

Streichwolle  696  697. 

Streik  213  214. 

— ,  s.  a.  Arbeiterausstand. 

Streikverbote  42. 

Streu  blau  653. 

Strickseide  697. 

Strickzwirn  698. 

Ströme,  wie  sie  wirtschaftsgeogra- 
phisch zu  beurteilen  sind  549. 

—  Europas  557  558. 

— ,  mitteleuropäische  567 — 569. 

Strontianv erfahren  667  668. 

Strychnin  684. 

Strychnos  nux  vomica  684. 

Strymündung  in   den  Dnjestr  569. 

St.  Thomas,  dän.  Kolonie,  Nordame- 
rika. 543  627. 

Stückekonto  488. 

Stückemangel  529. 

Stückeüberfluss  529. 

Stückgüter:  Güter,  die  nicht  in  gan- 
zen Wagen-  oder  Schiffsladungen, 
sondern  stückweise  verfrachtet 
werden. 

Stückkohle  655. 

Stücklohn  179. 

Stückofeneisen  645. 

Stückperlen  709. 

Stückzinsen  482  850  851. 

Stuhlrohr  693. 

Stummsche  Eisenwerke  574. 

Stürme  535  538  541   542. 

Stuttgart,  Württemberg  576. 

St.    Vincent,  kl.  Antillen-Insel  617. 

Suakim,  Ägypten  611. 

Suäkingummi  686. 

subhastieren :  zwangsweise  verstei- 
gern. 

Submission :  Bietungs-,  Verdingungs- 
verfahren,  wobei  die  beteiligten 
Kreise  von  Behörden  oder  grossen 
Verwaltungen  eingeladen  werden, 
sich  um  Arbeiten,  die  sie  zu  verge- 
ben, um  die  Lieferung  von  Waren, 


die  sie  zu  kaufen  oder  um  An- 
leihen, die  sie  zu  verkaufen  haben, 
unter  Angabe  ihrer  Preise  zu  be- 
werben. 

Submissionsverfahren  bei  Staatsan- 
leihen 251. 

Subskription,  öffentUche  251. 

Substitut:  Vertreter,  Ersatzmann; 
Beistand;  Kursmakler-Stellvertre- 
ter 523. 

Succade  668. 

Saccus  liquiritiae  (Lakritzensaft)  683 
684. 
i  Sucre,  Bolivia  629. 

Sucre  tape  667. 

Südamerika  627 — 630. 

südamerikanische  Kolonien,  von  Spa- 
nien u.  Portugal  losgesagt  39. 

Sudan  611   612. 

— ,  seine  Bodengewächse  550  551. 

Sudan- Neger  611. 

Südaustralien  631. 

Süd-Borneo  605. 

Südbrasilien,  seine  Bodenerzeugnisse 
551. 

Sudbury,  Kanada  621. 

Suderelbe,  Arm  der  Elbe  575. 

Sudeten  564  568. 

Südfrüchte  668  669. 

Südfrüchtekultur  567. 

Südliche  Eismeer,  das  546. 

Süd-Pacificbahn  618. 

Südpolarland  546. 

Sudras,  Bevölkerungskaste  Vorder- 
indiens 607. 

Südseegesellschaft  193. 

Snezkanal  53  76  77  541  545  571 
580. 

Suhl,  Prov.  Sachsen  571. 

Sukzessivgründung:  Stufengründung 
1001. 

Sulfate  648. 

sulfidische  Erze  641. 

Sulfuröl  691. 

Sulina,  Rumänien  569. 

Sultanine  668. 

Sulu-Archipel,  Ver.  St.  Kol.  i.  Asien 
605. 

Sulzer- Deichen,  höchster  Gipfel  des 
Wasgenwaldes  563. 

Sumach  103. 

Sumatra,  hoU.  Insel  in  Asien  605. 

Sumpfdotterblume  (Caltha  palustris) 
682. 

Sümpfe  auf  der  Bayerischen  Hoch- 
ebene 563. 

— ,  auch  Brüche  oder  Luche  genannt, 
in  der  Norddeutschen  Tiefebene 
u.  in  Holland  566. 

Sumpf-Eschel  653. 

Sumpffieber  664. 

Sumpfreis  664. 

Sund  542. 

Sunda-lnseln,  die  kleinen  606. 

Sunderland,  Engl.  589. 

Sunnhanf  695. 

Superdividende:  Restdividende;  sie 
wird  gezahlt,  wenn  eine  Abschlags- 
dividende (s.  o.),  die  gewöhnlich 


dem  landesüblichen  Zinfusse  ent- 
spricht, bereits  gezahlt  worden, 
und  der  Jahresabschluss  ergibt, 
dass  noch  ein  weiterer  Überschuss 
aus  dem  Erträgnis  des  Unterneh- 
mens vorhanden  ist. 

superfein:  hochfein. 

Superlativ,  sein  Missbrauch  i.  kaufm. 
Briefen  885. 

Surabaja,  Java  605. 

Surat,  Vorderindien  607. 

Surinam- Kaffee  671. 

Surtaxe:  Zuschlagssteuer. 

suspendieren :  aufheben ,  einstellen, 
des  Dienstes  entheben. 

Süssholz  666  683. 

Süssholzsaft  (Succus   liquiritiae)  684 

Süssholzstrauch  (Glycyrrhiza  glabra 
u.  echinata)  683. 

Süssmilch,  Probst,  berühmter  deut- 
scher Statistiker  in  der  ersten 
Hälfte  des  18.  Jahrh.   108. 

Süss  weine  676. 

Su-tscheu-fu,  China  604. 

SwakopmundiDtnischSM-wesiSih'iksL 
613. 

Swansea,  Engl.  587  590. 

Swatau,  China  604. 

Swine,  Odermündung  568. 

Swinemünde,  Pommern  573. 

Sybaris,  berühmte  altgriech.  Pflanz- 
stadt am  Tarentinischen  Meerbusen 
19. 

Sydney,  AustraHen  544  631. 

— ,  Kanada  621. 

Symington  74. 

synchronistisch:  Gleichzeitiges  zu- 
sammenstellend (in  der  amerik. 
Buchführung)  748  —  763. 

Syndikat:  Gemeinschaft,  Verband, 
Unternehmergruppe   151. 

Syndikus:  Rechtsbeirat. 

Syra,  Griechenland  596. 

Syracuse,  Ver.  Staaten  624. 

Syrakus,  Sizilien  19  598. 

Syrakusanerwein  676. 

Syrien  609. 

—  im  Altertum   13  25. 

Syrjänen,  mongolischer  Volksstamm 
558. 

Szamos,  Nebenfluss  der  Theiss  568. 

Szegedin,  Ungarn  583. 

T 

t,  Abkürzung  für  Tonne  810. 

Tabak  563  674  675. 

— ,  der  beste  der  Erde  626. 

— ,  im  Handel  gebräuchliche  Buch- 
stabenbezeichnungen für  die  ver- 
schiedenen Farben  der  Blätter 
907. 

Tabakbau  in  Kolumbia  628,  Ungarn 
567,  Venezuela  628,  s.  a.  Tabak- 
ernte. 

Tabakbaufläche  Deutschlands  571. 

Tabakbesteuerung  244. 

Tabake,  Hauptmärkte  dafür  674. 

Tabakernte,  jährliche,  in  Brasilien 
629,  in  den  Ver.  Staaten  623. 
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Tabakfälschungen  675. 

Tabakländer,  die  wichtigsten  der 
Erde  552. 

Tabakpflanze  (Nicotiana  L.,  Familie 
der  Solanaceen)  674. 

Tabakproduktion  der  Erde  675. 

Tabaksorten  674. 

Tabangummi  685. 

Tabasco- Piment  680. 

Tabellarii  (Brieftäfelchen)  85. 

tabellarisch:  listenförmig,  übersicht- 
lich zusammengestellt. 

Tabelle:  Tafel,  Liste,  Übersicht,  Ver- 
zeichnis. 

Tabora,  Deutsch-Ostafrika  614. 

Tabris,  Persien  609. 

Tacoma,  Ver.  Staaten  625. 

Tael,  chines.  Gewicht  811   840. 

Tafelessig  679. 

Tafelfichte  564. 

Tafelglas  657  658. 

Tafel  reis  664. 

Tafelsalz  650. 

Tafelstein  662. 

Tafilet,  Marokko  612. 

Taft  701. 

Taganrog,  Russland  594. 

tägliches  Geld  (Börsenausdruck)  820. 

Tahiti,  franz.  Insel  in  Australien  49 
632. 

Taijuen-fu,  China  604. 

Tajo,  Strom  in  Spanien  598. 

Talent,  das,  Münze  in  Altgriechen- 
land 18. 

Talg  692. 

Talk  646  652. 

Talon  s.  Zinsleiste. 

Taltal,  Chile  629. 

Tamarinden  684. 

Tamarindenbaum  (Tamarindus  indica) 
684. 

Tamatave,  Madagaskar  612. 

Tampico,  Mexiko  543  626. 

Tamsui,  Insel  Formosa  605. 

7a«,  chines.  Gewicht  811. 

Tanais,  altgriech.  Pfianzstadt  19. 

Tananarivo,  Madagaskar  612. 

Tanga,  Deutsch-Ostafrika  613  614. 

Tanganjika-See  610  614  615. 

Tanger,  Marokko  612. 

Tannin  703. 

Tantieme:  Gewinnanteil. 

Tapajos,  Nebenfl.  d.  Amazonas  628. 

Tapiau,  Westpreussen  568. 

Tapioka  666. 

Tara  315. 

Taranto,  Italien  597. 

Tarent,  altgriech.  Pflanzstadt  in  Un- 
teritalien  19. 

Tarif:  Preisliste,  Gebühren-,  Zoll-, 
Frachtsatz. 

Tarifsätze  d.  Eisenbahnen  333 — 335. 

Tarlatan  700. 

Tarragona,  Spanien  599. 

Taschkent,  Russ.-Zentralasien  603. 

Tasmanien  631. 

Tassisudon,  Bhutan  (Indien)  608. 

Tataren,  mongol.  Volksstamm  in 
Kaukasien  558  602. 


Tataren,  in  Russland  593. 

Tauern,  hohe  u.  kleine  562. 

— ,  Sonnenblickwetterwarte  561. 

Taunus  564. 

Tausch  258—260. 

Tauschhandel  166. 

Tauschverkehr  18. 

Tauschwert  124   140  259, 

Tausendblumenglas  658. 

Tautologie  885. 

Taxe:  Schätzung,  Preissatz;  Gebüh- 
renordnung. 

taxieren:  abschätzen,  veranschlagen, 
bewerten. 

Taxis,  die  „ersten  Erfinder  und  Er- 
heber  des  Postwesens"  87. 

Taxissche  Posten  86  87. 

Taylor,  engl.  Mathematiker  74. 

Teak-Baum  (Tectona  grandis)    606. 

Tee  672  673. 

— ,  grüner  u.  schwarzer  672. 

Teeausiuhr  Ceylons  608. 

— ■  Vorderindiens  607. 

Tee-Jahresverbrauch  europäischer 
Völker  558 

Teekoster,  Teeschmecker  672. 

Teeländer,  die  wichtigsten  der  Erde 
552. 

Teer  689. 

Teerfarbenfabrikation  648. 

Teerfarbstoffe  706  707. 

Teestaub  673. 

Teestrauch,  chinesischer  (Thea  chi- 
nensis,  Familie  der  Ternströmi- 
aceen)  672. 

Teeverfälschungen  673. 

7>^tta;^a/yr7a,  Honduras,Mittelamerika 
626. 

Teheran,  Persien  609. 

Teilhaber,  stiller:  Jemand,  der  sich 
mit  Kapital  an  einem  Geschäft 
beteiligt  hat,  ohne  dass  er  sich 
ins  Firmenregister  hat  eintragen 
lassen,  der  auch  in  der  Regel  im 
Geschäft  nicht  persönlich  tätig  ist. 

Teilungslager  312. 

Telegramm:  Drahtnachricht,  Draht- 
bericht, Drahtmeldung. 

Telegrammadressen  935. 

Telegramme,  ihre  Arten  360. 

— ,  wieviel  in  Grossbritannien  und 
Irland  jährlich  befördert  werden 
589. 

Telegramm  gebühren    361   375—377. 

Telegraphenkabel,  unterseeische  537 
540  544. 

Telegraphenleitungen  für  den  Welt- 
verkehr 555. 

Telegraphenlinien,  deren  Gesamt- 
länge auf  der  Erde  und  in  jedem 
einzelnen  Erdteil  555. 

— ,  Prozentverhältnis  der  Länge  der 
europäischen  Leitungen  zu  der 
Länge  aller  Leitungen  auf  der  Erde 
560. 

Telegraphennetz,  seine  Gesamtlänge 
in  Algerien  612,  Belgien  577, 
China  604,  Deutschland  572,,Frank- 
reich  586,  Grossbrit.  u.  Irl.  589, 


Holland  578,  Italien  597,  Luxem- 
burg 576,  Mexiko  626,  Norwegen 
591,  Persien  608,  Portugal  600, 
Rumänien  595,  Russland  593, 
Schweden  592,  Schweiz  580,  Spa- 
nien 599,  Ver.  Staaten  624,  Vor- 
derindien 624. 

Telegraphenschlüssel  360. 

Telegraphenwesen  4  357—361. 

telegraphieren:  Drahtnachricht  geben, 
drahten,  (überseeisch):   kabeln. 

telegraphisch:  drahtlich,  durch  Draht. 

telegraphische  kVi%T.d\<\viT^^e.n  478  480. 

—  Korrespondenz  935  936. 
Telephon:  Fernsprecher  358  359. 
Telephonanschluss,    seine    rechtliche 

Bedeutung  für  den  Geschäfts- 
betrieb 990. 

telephonieren:  fernsprechen,  mittels 
Fernsprecher  sich  unterhalten. 

Telephonleitungen,  ihre  Länge  von 
New-York  nach  Chicago  und  von 
Berlin  nach  Paris  555. 

— ,  Zahl  der  Fernsprechstellen  in 
Nordamerika  und  in  Deutschland 
555. 

Telephonstationen  s.  Fernsprech- 
stellen. 

Tellicheri-Kaffee  671. 

tel  quel:  kostenfrei,  glatt,  in  Bausch 
u.  Bogen,  (im  Wertpapierhandel) : 
der  glatte  Preis,  ohne  Berechnung 
von  Zinsen  und  Provision  480. 

Teltower  Bauordnung  177. 

Temes,  Fluss  in  Ungarn  568. 

Temesvar,  Ungarn  583. 

Tempel  als  Geldaufbewahrungsorte 
95.  j». 

Tempelstrassen  56.  1M| 

Temperaturen  in  der  Sahara  und  IfP 
Roten  Meere  610. 

—  in  Nordamerika  618. 
Tendenz:  Stimmung,  Richtung,  Strö- 
mung, Absicht,  Zweck. 

tendenziös:  absichtlich  (eine  Mittei- 
lung, ein  Bericht)  für  einen  be- 
stimmten Zweck  gefärbt 

tendieren:    hinneigen,    die   Richtun 
haben  oder  verfolgen. 

Tenduf,  Marokko  612. 

Teneriffa,  Kanarische  Insel  614. 

Tennesseefluss  in  Ver.  Staaten  618. 

Teplitz,  Böhmen  565. 

Teppichfabrikation  in  England   588. 

Teppichweberei  in  Belgien  577. 

Termin :  Zeitpunkt,  Frist ;  festgesetz- 
ter Verhandlungstag. 

Termin  zur  mündlichen  Verhandlung 
im  Zivilprozess  1094   1095. 

Termingeschäfte  324 — 326. 

Terminrechnung,  Ermittlung  des  mitt- 
leren Fälligkeitstermins  823  —  825. 

Terminsvollmacht,  Beispiel  eines  sol- 
chen Schriftstücks  1118. 

Ternate,  Molukken  606. 

Terpentin  688  689. 

Terpentinöl  688  689  690. 

— ,  künstliches  656. 

Terra  japonica  705. 


ung      ' 
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Terrain:  Grund,  Boden,  Bauland, 
Gelände. 

Terrains :  Ländereien,  Liegenschaften. 

Tertiärformation  655. 

Tessiner  Alpen  562. 

Tetraborsäure  (H^B.O,)  650. 

teuer,  Begriffserklärung  167. 

Teufelsdreck  687. 

Teutoburger  Wald  564. 

Texas  51. 

Textilindustrie:  Web-  u.  Wirkfach, 
Weberei  u.  Spinnerei. 

Tharr,  Wüste  in  Asien  607. 

Thea  chinensis,  Familie  der  Tern- 
strömiaceen  672. 

Theiss,  Nebenfl.  der  Donau  567  568. 

Themse,  Fluss  in  England  587. 

Tlienardsblau  653. 

Theobroma  Cacao,  Familie  der  Ster- 
culiaceen  673. 

Theobromin  672.  673. 

Theophyllin  672. 

Thiers,  Stadt  in  Frankreich  586. 

St.  Thomas,  dän.  Kolonie,  Nordam. 
543  627. 

Thomas  vonAquino,  berühmter  Scho- 
lastiker im  Mittelalter  122   182. 

Thomaseisen  645. 

Thomasschlacke  657  711. 

Thorn,  Westpreussen  568. 

V.  Thünen,  Joh.  Heinr.,  deutscher 
Nationalökonom,  besond.  bekannt 
durch  sein  bedeutendes  Werk: 
Der  isolierte  Staat  in  Beziehung 
auf  Landwirtschaft  und  National- 
ökonomie 176   180   197. 

Thuner  See  579. 

Thunfischfang  541. 

Thur,  Strom  in  der  Schweiz  563. 

Thüringer  Bergland  564. 

Thüringerwald  564 

Thüringische  Staaten  574. 

Thyniol  690. 

Tibbu,  Negervolk  i.  d.  Wüste  Sahara 
612. 

Tiber,  Strom  in  Italien  72  596. 

Tibet,  chines.  Gebiet  604. 

Tibet- Wollstoff  701. 

Ticino  (Tessin),  Nebenfluss  des  Po 
569  596. 

Tiefbahnen  62. 

Tiefland  547. 

Tiefländer,  europäische,  ihre  Boden- 
verhältnisse 557. 

Tiegelzementstahl  645. 

Tienen  (Tirlemont),  Belgien  577. 

Tientsin,  China  604. 

Tiert,  welche  Arten  in  den  einzelnen 
Erdgebiet,  vertreten  sind  552  553. 

Tierhäute  704  707. 

tierische  Farbstoffe  707. 

—  Nahrungsmittel  669  670. 

tierra  caliente  620. 

tierra  fria  620. 

tierra  temblada  620. 

Tiflis,  Kaukasien  602. 

Tigerfelle  708. 

Tigre,  Unterkönigreich  i.  Abessinien 
616. 


Tigris,  Strom  i.  Kleinasien  601. 

Tilgung  der  Staatsanleihen  253  254. 

Tilgungsscheine    (Mortifikations- 
scheine) 963. 

Tilsit,  Ostpreussen  568. 

Timbuktu,  Franz. -Sudan  612. 

Timor,  Insel  i.  Indischen  Ozean  605 
606. 

Tinkal  650. 

Tinos,  griech.  Insel  596. 

r/rt/£'/?/«cA  (Sepia  officinalis)  707  709. 

Titelsucht  im  alten  Briefstil  863  864. 

Titlis,  Berg  in  den  Westalpen  562. 

Titre:  Feinheit  der  Rohseide  697. 

Titres:  Wertpapierstücke. 

Titulaturen  in  der  Adresse,  in  der 
Anrede,  im  Text  und  am  Schluss 
der  Briefe  887. 

Titusville,  Ver.  Staaten  624. 

Tiza  (peruanischer  Boronatrokalzit) 
650. 

Tjumen,  Sibirien  603. 

Tlemcen,  Algerien  612. 

Tobago,  brit.-westind.  Insel  630. 

Tobolsk,  Sibirien  603. 

Todesfälle  188. 

Tödi,   Berg  in  den  Westalpen  562. 

Todt,  R.,  konservativer  Sozialrefor- 
mer 137. 

Togo,  deutsche  Kol.  i.  Afrika  47  613 
638. 

Tokay  (Tokaj),  Ungarn  583. 

Tokayer  Wein  676. 

Tokio  (Jedo),  Japan  605. 

Toledo,  Spanien  599. 

— ,  Stadt  in  den  Ver.  Staaten  624. 

Toleranz,  Fehlergrenze  in  der  Aus- 
prägung der  Münzen  408. 

Tolubalsam  689. 

Toluidin  706. 

Toluol  (Methylbenzol ;  C^U^  .  CHg) 
706. 

Tomini,  Golf  d.  holl.-asiat.  Insel 
Celebes  605. 

Tomori,  Golf  d.  holl.-asiat.  Insel 
Celebes  605. 

Tömöspass  i  Siebenbürgischen  Hoch- 
land 566. 

Tomsk,  Sibirien  603. 

7b«  658. 

Tonerde  646  648  658. 

Tonerdehydrat  646. 

Tongkay-Tee  673 

Tonking,  franz.  Kol.  i.  Indo-China 
606. 

Tonne  (t),  Hohlmass  810. 

— ,  engl.  Gewicht  810. 

— ,  Gewicht  der  Ver.  Staaten   811. 

Tonnengehalt  aller  Schiffe  jedes  ein- 
zelnen Landes  77  —  78. 

Tonpfeifen  659. 

Tonti  106. 

Tontinen  106  111   254. 

Tonwaren  658  659 

Tonwarenfabrikation  in  England  588. 

Topas  662 

— ,  böhmischer  663. 

Topeka,  Ver.  Staaten  625. 

Töpferwaren  659. 


Torf  655. 

Torf  gruben  566. 

Torfmoore  655. 

Torgau,  Prov.  Sachsen  568. 

Tornados  (Wirbelstürme)  618. 

Toronto,  Kanada  621. 

Tors  695. 

Tortosa,  Spanien  599. 

Toscanelli,  Geograph  Ausgang  des 
Mittelalters  73. 

total:  gänzlich,  vollständig,  zusam- 
men, gesamt. 

totes  Kapital:  Gelder,  die  weder 
selbst  zu  einem  Unternehmen 
verwendet  noch  ausgeliehen  sind 
146. 

Toulon,  Frankreich  584  586. 

Toulouse,  Frankreich  586. 

Tourcoing,  Frankreich  585  587. 

Tours,  Frankreich  586. 

Trace:  Spur,  Geleise;  Richtungslinie. 

Trade-mark  s.  Fabrikzeichen. 

Trades  unions  42  214. 

trade  wind  538. 

Trafik:  Handlung;  Verschhiss,  Ge- 
schäft, Tabakshandlung  in  Öster- 
reich. 

Tragantgummi  687. 

Tragantstrauch  (Astragalus)  687. 

Trajekt:  Überfahrt,  Fähre. 

Trakehner  (Gestüt)  571. 

Tramseide  697. 

Tran  692. 

Tränen- Benzoe  688. 

Transaktion:  Geschäft,  Umsatz. 

transferieren:  übertragen,  einen  Be- 
trag abschreiben. 

Transitgüter:  Waren,  die  vom  Aus- 
lande kommen  und  ins  Ausland 
gehen,  also  das  Land,  das  zwischen 
ihnen  liegt,  nur  durchgehen.  Für 
dieses  Land  sind  die  Waren  Tran- 
sitgüter. 

Transithandel:  Durchgangshandel. 

Transitlager  246. 

transkaspische  Eisenbahn  50. 

Transleithanien  568  581. 

transozeanische  Fahrten  538. 

Transport:  Übertrag;  Versendung, 
Fortschaffung,  Verladung,  Ver- 
schiffung, Fracht. 

transportabel:  beförderungsfähig, 
verladungsfähig,  tragbar,  fahrbar. 

transportieren :  übertragen ;  fortschaf- 
fen, befördern,  versenden 

Transportmittel:  Beförderungsmittel. 

Transportversicherung  380-383. 

transsibirische  Eisenbahn  50. 

Transsilvanische  Alpen  566  580  594. 

Transvaal  53  614   615. 

Trapez iten  95. 

Trapezunt,  Kleinasien  19  609. 

Trass  659. 

Trassant:  Aussteller  eines  gezoge- 
nen Wechsels. 

Trassat  s    Bezogene. 

trassieren:  einen  Wechsel  ausstellen, 
auf  jemanden  ziehen ,  abgeben, 
einen  Betrag  durch  Abgabe  eines 
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Wechsels  von  jemandem  entneh- 
men 820. 

Tratte:  gezogener  Wechsel  (s.  d.). 

Tratten-S kontra,  Beispiel  einer  Ein- 
tragung 738. 

Traubeneiche  (Quercus  sessiliflora) 
703. 

Traubenlese  675. 

Traubenzucker  666  668  675. 

Trave,  Fluss  in  Norddeutschland  568 
575. 

Treasury  bills:  vom  engl.  Schatzamt 
auf  die  Staatskasse  oder  auf  die 
Bank  of  England  gezogeneWechsel. 

T reber  675. 

Trebnitzer  Höhen  565. 

Trekken  53. 

Trenton,  Ver.  Staaten  624. 

Treppenschnitt  662. 

Tresorscheine  443. 

Trester  675. 

Tresterweine  676. 

Treuhänder  471    1074. 

Treves,  Frankreich  585. 

Trevethik,  Ingenieur  60. 

Triage  672. 

Trient,  Österreich  582. 

Trientiner  Alpen  562. 

Trier,  Rheinland  574. 

Triest,  Österreich  48  541   582. 

Triklin  (blaue  durchsichtige  Kristalle) 
649. 

Trimethylbenzole  706. 

Trinidad,  brit.  Insel  in  Südamerika 
630. 

Tripel,  Poliermittel  661. 

Triphenylmethan-Farbstoffe  706. 

Tripolis,  türk.  Regentschaft  in  Afrika 
611. 

Trockendock  d.  Norddeutschen  Lloyd 
in  Bremerhaven  82  83. 

trockener  Wechsel  s.  unter  eigener 
Wechsel. 

Trödelhandel  271. 

Trojanpass  im  Balkangebirge  595. 

Trolhättafälle  u.  -kanal  in  Schwe- 
den 592. 

Tronisö,  Norwegen  591. 

Trondhjem,  Norwegen  591. 

Tropäolin  706. 

Tropäoluin  majus  682. 

Tropenklima  548. 

tropische  Anden,  ihre  Nutzgewächse 
551. 

Troppau,  Öst.-Schlesien  565  582. 

Trousseau:  Brautschatz,  Ausstattung, 
Aussteuer. 

Troy,  Ver.  Staaten  624. 

Troyes,  Frankreich  587. 

Troypfund  408  835  836. 

Trucksystem  215. 

Trüffeln  669. 

Triimmerachat  663. 

Trusts,  Trustgesellschaften  169  305. 

— ,  amerikanische  52. 

Tsadsee  in  Nigeria,  Brit. -Nordwest - 
afrika  610  614. 

Tsana-See  in  Abessinien  616. 

Tschang,  chines.  Längenmass  811. 
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Tschechen  581. 

Tscherkessen ,  Volksstamm  in  Kau- 
kasien  602. 

Tschetwert,  russ.  Hohlmass  811. 

Tschifu,  China  604. 

Tschingtu-fu,  China  604. 

Tschin-kiang,  China  604. 

Tschuapa,  Nebenfl    des  Kongo  615. 

Tschung-king,  China  604. 

Tschuprija,  Serbien  595. 

Tsetsefliege  613. 

Tshin,  chines.   Gewicht  811. 

Tsun,  chines.  Längenmass  811. 

t.  s.  V.  p.  (tournez  s'il  vous  plait) : 
W.  S.  g.  u.  (Wenden  Sie  gefäl- 
ligst um). 

Tuareg,  Negervolk  in  der  Wüste 
Sahara  612. 

Tuch  701. 

Tuchindustrie  in  Deutschland  572; 
in  Frankreich  585. 

Tuchler  Heide  565. 

Tuchwolle  696. 

Tucker,  Benjamin,  anarchistischer 
Theoretiker  138. 

Tucuman,  Argentinien  629. 

Tula,  Russland  594. 

Tüll  im. 

Tulpenzwiebelnmanie  192. 

Tundren,  unwirtliche  Gebiete  im 
Norden  Europas  548. 

Tunis,  Staat  u.  Stadt,  franz.  Kolo- 
nie in  Afrika  611. 

— ,  seit  wann  französ.  Kolonialbe- 
sitz 49. 

Tunnels  in  den  Alpen  66  67  561. 

Turane,  Hafen  von  Annam,  franz. 
Indo-China  606. 

Turgot  (1727—1781),  franz.  Staats- 
mann, das  bedeutendste  Mitglied 
der  Gruppe  der  Physiokraten  124 
145. 

Turin,  Italien  597. 

Türkei  49. 

— ,  asiatische  609. 

— ,  europäische  595  596. 

— ,  Regentschaft  u.  Vizekönigreich 
in  Afrika  611. 

— .  Gold-  und  Silbermünzen  838. 

Türken  558. 

Türkenkrieg  50. 

Turkestan,  Asien  604. 

Türkheim  563. 

Turkinseln,  Nordamerika  622. 

Türkis  662  663. 

— ,  wie  sich  der  echte  oder  orien- 
talische von  dem  künstlich  nach- 
gebildeten, dem  Zahntürkis,  un- 
terscheidet 662—663. 

türkische  öffentliche  Schuld  unter 
Kontrolle  einer  von  fünf  Gross- 
mächten gebildeten  Kommission 
515. 

türkischer  Pfeffer  680. 

—   Weizen  664. 

Türkisches  Reich  in  Asien  609. 

Türkischrotfärberei  705. 

Turmberg  bei  Danzig  565. 

Turnau,  Österreich  582. 


Turnbullsblau  653. 

Turnseverin,  Rumänien  595. 

Türr,  Erbauer  des  Kanals  durch  den 

Isthmus  V.  Korinth   77. 
Tussahfalter  (Bombyx  mihtta  u.  B. 

selene)  698. 
Tutuila,  Ver.  Staaten -Insel   der  Sa- 

moagruppe  51  632. 
Twangkay-Tee  673. 
Twer,  Russland  594. 
Twist  698. 


Ubangi,  Nebenfl.  d.  Kongo  615. 

Überfahrtsvertrag  1039. 

Überfanggläser  658. 

überführt:  ein  Platz  ist  überführt, 
wenn  die  Zufuhr  einer  bestimm- 
ten Warengattung  so  gross  ge- 
wesen, dass  weit  über  den  Be- 
darf, also  über  die  Absatzmög- 
lichkeit Vorrat  vorhanden  ist. 

übermangansaure  Salze  646. 

Überproduktion  144   191. 

Überschwemmungsgefahren  im  Do- 
naugebiet 569. 

überseeische  Kolonisation  v.  15.  bis 
19.  Jh.  30 

—  Rohprodukte  292. 
Übertragung  von  Forderungen  und 

Ansprüchen   1018. 
Übervölkerung  187  633  634. 
Ucayali,    Nebenfl.   d.   Amazonas   in 

Südamerika  628. 
Ucker,  Fluss  in  Brandenburg  u.  Pom 

mern  568. 
Uckermark  565. 
Udine,  Italien  597. 
Uganda,  Brit.-Ostafrika  53  615. 
Ugandabahn  615. 
Uhehe,  Landgebiet  in  Deutsch-Ost 

afrika  637. 
Uhrenfabrikation  im  Juragebirge  562. 
Uhrenfabrikorte  572. 
Uhrenindustrie  in  England  588 
Ulm,  Württemberg  576. 
ult  =  ultimo:  letzter  Tag  des  Mo 

nats  520. 
Ultimo-Differenzen  528  529. 
Ultimogeschäfte  526  —  532 . 
Ultimokurse  524  525. 
f//^ra/?m/7«(Lasurblau,Azurbiau)653 
— ,  grünes  653. 
Umbra  (Umbraun)  653. 
umlaufendes  Kapital   146. 
Umlauf  schreiben  (Zirkulare),  Muster 

934  935. 
Umrechnungssätze  ausländisch.  Wäh- 
rungen in  die  deutsche  482. 

—  für  die  Berechnung  von  Wert- 
papieren fremder  Valuta  851. 

Umsatzsteuer  im  Wertpapiere,  deut- 
sche 482  486. 
Umsatzsteuern  237  238. 
unbewegliches  Kapital  146. 
Uncaria  Ganibir  706. 
unedle  Metalle  641   642-646 
Unfallgesetzgebung  113. 
Unfallversicherungsgesetz  217. 
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unfundiertes  Einkommen  228. 
Ungarische  Erzgebirge,  das  566. 

—  Tiefland,  das  567. 

—  Weine  676. 
Ungarn  583. 

—  ,  Voli<szahl  der  Ungarn  i.  Öster- 
reich-Ungarn 581. 

uni:  einfarbig. 

Union  Assurance  Society,  älteste  der 
bestehenden  Lebensversicherungs- 
gesellschaften  108. 

Union-Bank  (Wien)  100. 

Union  generale  des  Post  es  92. 

Union  of  London  a.  Smith'sBank98. 

Union-Pacificbahn  618. 

Union  Postale  Universelle  93. 

Units,  Unirechnungssätze  für  fremde 
Getreidegewichte  860. 

Universitätsposten  in  Frankreich  86. 

Unkosten,  Beispiel  ihrer  Verrechnung 
in  industriellen  Betrieben  781. 

unlauterer  Wettbewerb  303  306. 

— ,  Gesetz  v.  27.  Mai  1896  1115 
1116. 

unlimitierte  Börsenaufträge  520 — 
522. 

Unna,    Nebenfluss  der  Donau  568. 

unreell:  unredlich,  nicht  vertrauens- 
wert, zu  teuer. 

UnschHit  692. 

Unstrut,  Fluss  in  Provinz  Sachsen 
568  573. 

unterchlorigsaure  Salze  650. 

untergäriges  Bier  677. 

Untergrundbahnen  62  68. 

Unternehmer  148. 

Unternehmergewinn  148  181. 

Unternehmungen  148. 

Unternehmungsformen  149. 

Unterricht  in  fremden  Sprachen  3. 

—  für  Volkssciiüler  3. 
Unterschlagung,  Begriffsbestimmung 

—  Strafe   1115. 
Unterschriften   der  Prokuristen   und 

der  Bevollmächtigten  884. 
unterseeische  Bahnen,  projektierte  68. 
Unterstützungswohnsitz  190   191. 
Untreue,     Begriffsbestimmung     — 

Strafe   1114. 
Unyoro,  Brit. -Ostafrika  615. 
Upolu,  Samoainsel  632. 
Upsala,  Schweden  592. 
Uralgebirge  593. 
Uralsk,  Russland  594. 
Urceola  elastica  685. 
Urga,  Mongolei  604. 
Urheberrecht  an  Geschmacksmustern 

—  an  Gebrauchsmustern   1076. 

—  an  Werken  der  Literatur  u.  der 
Tonkunst   1080. 

—  an  Werken  der  bildenden  Kunst 
1080. 

—  an  Photographien   1080. 
Urkundenbeweis  im  Zivilprozess  1096 

1097. 

Urkundenfälschung,  Begriffsbestim- 
mung —  Strafe  1114   1115. 

Ursprungszeugnisse  (Ursprungszerti- 
fikate) lA"!»  965. 

75 


Urteil  des  Gerichts  im  Zivilprozess 
1097   1098. 

Urteilszustellung  1098. 

Uruguay  629. 

— ,  Münzen  839. 

Urumtsi,  China  604. 

Urwald  in  den   Karpathen  566. 

Usagara-Gebirge,  Deutsch-Ostafrika 
613. 

Usantbara,    Deutsch- Ostafrika  637. 

Usam  bara-  Gebirge  613. 

Usance,  Uso,  Usus:  Brauch,  Han- 
delsbrauch, Platzgebrauch. 

Usancen  im  Warenhandel  315  316. 

Usedom,  Insel  in  Pommern  568. 

Usküp,  Türkei  596. 

Uso-Tara  315. 

Usuarii  96 

Ütlibergbahn  67. 

Utopia  131. 

Utrecht,  Holland  578. 

Utrechter  Frieden  34. 

u.  ü.  V.  =  unter  üblichem  Vorbe- 
halt 920. 


Vacheleder:  Leder  mit  blanker  Ober- 
fläche, aus  Rindshäuten  für  bes- 
sere Stiefelsorten,  Lederriemen  u. 
dgl.  gegerbt  u.  bearbeitet. 

raiscA/as,  Volkskaste  i.  Vorderindien 
607. 

vakant:  frei,  offen  unbesetzt. 

Vakanz:  offene  Stelle 

Vakuumpfannen  in  Zuckerfabriken 
666. 

Valdivia,  Chile  629. 

Valencia,  Spanien  599. 

—  in  Venezuela  628. 

Valenciennes,  Frankreich  585  587. 

Valentia,  Iriand  590. 

Valeriana  officinalis  683. 

validieren:  als  Gegenwert  dienen, 
gelten 

Valladolid,  Spanien  599. 

Valonen  703. 

Valorenversicherung :  Wertversiche- 
rung gegen  Verluste  von  Geld 
u.  Wertsendungen.  Da  solche 
Versicherung  bei  der  Post  sehr 
teuer  ist,  senden  grosse  Geschäfts- 
häuser ihre  Wertbriefe  u.  Wert- 
pakete in  der  Regel  nur  ,, einge- 
schrieben" oder  unter  geringer 
Wertangabe,  und  versichern  den 
vollen  übrigen  Wert  wesent- 
lich billiger  bei  einer  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften, die  diesen 
Versicherungszweig  eigens  pfle- 
gen 897  898. 

valp.  oder  val.  p.  4  63. 

Valparaiso,  Chile  544  627  629. 

Val  Travers,  Schweiz  562  580. 

Valuta  415. 

Valuta-Coupons:  Coupons  in  fremder 
Währung. 

Valutaklausel  auf  einem  Wechsel  — 
heute  eine  nichtssagende  Formel 
1045. 


Valutaschwankungen  415  423—427. 

Valutengeschäft  478. 

Valvation:   Schätzung,  Wertangabe. 

Valvationswert:  der  von  einem 
Staate,  in  dem  viele  fremde  Mün- 
zen im  Verkehr  als  Zahlung  an- 
genommen werden,  diesen  Mün- 
zen beigelegte  feste  Wert  in  in- 
ländischem Währüngsgelde. 

Vancouver,  Kanada  616  621. 

Vanilla  planifolia  680. 

Vanille  680. 

Vanillin  680  690. 

variieren:  wechseln,  abwechseln, 
schwanken,  sich  ändern. 

Varna,  Bulgarien  595. 

Vasco  da  Gama  31   73  545. 

Vaseline  656. 

Vateriafett  692. 

Vatna-fökull,  Berg  i.  Island  591. 

Vechte,  holländ.  Rheinmündungsarm 
578. 

Veilefjord  i.   Dänemark  590. 

Velebitgebirge,  bosnisch-dalmatisches 
Grenzgebirge  567. 

Velours:  Sammet,  Plüsch. 

Veltliner  Alpen  562. 

Velveret  700. 

Velvet  700. 

Velveteen  700. 

Venedig  26  30  38  73  597. 

Venezianische  Bank,  alt.  Girobank  97. 

Venezuela  628. 

— ,  Münzen  839, 

Venlo,  Niederlande  579. 

Venu,  Eisen-  und  Zinkerzgebiet  in 
Belgien  577. 

Veracruz,  Mexiko  543  626. 

Verarbeitung  oder  Umbildung  eines 
oder  mehrerer  Stoffe,  wodurch 
eine  neue  bewegliche  Sache  her- 
gestellt wird,  ihre  Bedeutung  für 
das  Eigentumsrecht   1069. 

Verbandwatte  694. 

Verbindung  von  Sachen,  ihre  Bedeu- 
tung für  das  Eigentumsrecht  1069. 

Verbrauch  186   187. 

Verbrauchssteuern  239 — 244. 

Vereczkepass  566.         i 

Veredarii  85. 

Veredlungsverkehr  246. 

Verein  für  Sozialpolitik  136. 

Vereine,  kaufmännische  4. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  51 
52   189  622-625. 

— ,  Chinesenbill  51. 

— ,  Ein-  u.  Ausfuhrhandel m.  Deutsch- 
land 572. 

— ,  Einwanderungsgesetze  51. 

— ,  Gold-  u.  Silbermünzen  839. 

— ,  Lebensversicherung  110. 

— ,  Masse  u.  Gewichte  811. 

— ,  Notenbankwesen  503  504. 

— ,  Kolonialreich  in  Asien  605,  in 
Australien  632,  i.  Westindien  626. 

Verfügung,  einstweihge  1108. 

Vergnügungsdampfer  80. 

vergolden:  Goldüberzüge,  zwei  Me- 
thoden hierfür  641. 
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Verjährung  des  Anspruchs  auf  Be- 
zahlung einer  Schuld  1017. 

—  der  Ansprüche  an  einen  Wech- 
selverpflichteten  1059   1060. 

Verjährungsfrist  für  eine  Schuld  u 
wodurch  sie  unterbrochen  wird 
1017  1018. 

—  für  Gewährleistungsansprüche 
1024   1025. 

Verkäufer,  was  besonders  für  ihn  in 
Betracht  kommt  888. 

Verkaujsbuch,  Beispiel  von  Eintra- 
gungen 742. 

Verkehrslinien  Norddeutschlands  566. 

Verkehrsmittel  166. 

—  in  London  589. 

Verkehrssteuern  237—239. 

Verkehrswesen  330—377. 

Verklarung:  die  aus  dem  Schiffs- 
tagebuch entnommene  Darstellung 
eines  Seeunfalls,  die  der  Schiffs- 
führer nach  der  Ankunft  am  Be- 
stimmungsplatze zu  geben  hat  u. 
die  sowohl  er  wie  auch  die  ganze 
Mannschaft  u.  die  Schiffsreisenden 
eidlich  bestätigen  müssen  346. 

Verkoken  655. 

Verlagsbuchhändler  272  273. 

Verlagsgeschäft  272  273. 

Verlagsvertrag  272  273. 

Verleger  272  273. 

Verlosungskontrolle  489  490. 

Vermieter,  seine  Pflichten  und  seine 
Rechte  1019   1020. 

Vermillon  652. 

Vermischung  von  Sachen,  ihre  Be- 
deutung für  das  Eigentumsrecht 
1069. 

Vermittlungsgebühr  der  Börsenmak- 
ler 482. 

Vermögen,  Begriffsbestimmung  und 
Einteilung  117    118. 

Vermögensbilanz  793 — 797. 

Vermögenssteuer  236  237. 

Verona,  Italien  597. 

Verpflanzung  von  Gewächsen  in 
andere  Erdgebiete  550. 

Versäumnisurteil  i.  Zivilprozess  1097. 

verschlossene  Depots  488. 

Verschwendung  185. 

Versecz  (Werschetz),  Ungarn  583. 

Versicherung  gtgtn  einen  durch  Aus- 
losung entstehenden  Kursverlust 
490. 

Versicherungsbeirat  395. 

Versicherungsgesellschaftsaktien   518., 

Versicherungswesen  103 — 114  173 
378  -383. 

Versicherungszweige  378 — 383. 

Verstaatlichung  des  Bankbetriebes, 
Frage  der  222. 

—  des  Bergbaues,  Frage   der  206. 
Versteigerungstermin    eines    Grund- 
stücks 1105. 

Verteilungstermin  in  einem  Grund- 
stücks -  Zwangsverkaufsverfahren 
1105. 

Verteilungsverfahren  bei  der  Teilung 
des  Versteigerungserlöses  aus  ge- 


pfändeten beweglichen  Sachen  un- 
ter'mehreren  Gläubigern  1106. 

Verträge  968  969. 

— ,  wie  sie  zustande  kommen  — 
wann  die  Willenserklärung  des  an- 
dern Teiles  als  ,, zugegangen"  gilt 
—  wie  lange  der  Antragende  ge- 
bunden ist  —  Wirkung  einer  auch 
nur  geringen  Änderung  bei  der 
Annahme  —  wenn  auch  nur  einer 
derVertragschliessenden  Kaufmann 
ist  —  Schadenersatz  —  Schuldver- 
hältnisse ohne  Vertrag  1013. 

— ,  ihre  Umwirksamkeit,  wenn  die 
Leistung  für  jedermann  unmög- 
lich ist   1014. 

vertragliche  Verpflichtungen,  Haftung, 
wenn  sie  von  Angestellten  oder 
anderen  Beauftragten  durch  fahr- 
lässige oder  vorsätzliche  Pflicht- 
verletzung nicht  erfüllt  worden 
ist  —  Haftung  juristischer  Personen 
1016   1017. 

Vertreter,  ihn  betreffende  Rechtsbe- 
stimmungen  1013. 

Vertretungen  von  Industrie  u.  Handel 
durch    freie    Vereinigungen    396. 

Verviers,   Belgien  577. 

Verwaltungsbuchführung  782  783. 

Verzinsung  147. 

Verzugszinsen:  Zinsen,  die  wegen 
verspäteter  Bezahlung  einer  Schuld 
dem  Gläubiger  vom  Fälligkeits- 
tage ab  zu  vergüten  sind. 

Vesuvin  706. 

Veta  Grande,  reiche  Silbererzlager- 
stätte i.  Nordamerika  618. 

Veta  Madre,  reiche  Siibererzlager- 
stätte  i.  Nordamerika  618. 

via  (Weg):  über. 

Vicenza,  Italien  597. 

Victoria,  Britisch-Co  umbia  621. 

Victoriabrücke,  Kanada  621. 

Victorialand,  Südliches  Eismeer  546. 

Victoria-Njansa-See,  Ahika.  610  614 
615. 

Viehausfuhr  aus  Kanada  621. 

Viehhandel  269  270. 

Viehversicherung  114. 

Viehzucht  566  567  578. 

—  in  Deutschland  571. 

Viehzuchtsgebiete  553. 

Vierwaldstätter  See  579. 

Vignemale,  Berg  in  den  Pyrenäen  584. 

Vignette:  Zierbildchen. 

Vigo,  Spanien  599. 

Viktoria,  britische  Kolonie  in  Au- 
stralien 631. 

— ,  am  Kamerunberge  613. 

Viktoriablau   706. 

Viktoriagelb  706. 

Villingen,  Grossh.  Baden  572. 

St.  Vincent,  kleine  Antillen-Insel  617. 

vinkulieren :  binden. 

Virements  247. 

vis  major:  höhere  Gewalt. 

Vitis  vinifera  668  675. 

Vitis  vinifera  apyrena  668. 

Vitriole  648  649. 


Vitriolöl  647. 

Vitriolrot  661. 

Vitznau-Rigi,  Zahnradbahn  67 

Vliess  696  699. 

Vlissingen,  Niederlande  579. 

VO.  =  Verkehrsordnung. 

Vogelfutter  664. 

V.  Vogelsang,  Freiherr,  Haupt  de? 
kath.  -  sozialen  Reformpartei  in 
Österreich  137. 

Vogelsberg  i.  Hessen  564. 

Vogesen  563  584. 

Völker  der  Erde  549  550. 

Völkerrecht  39. 

Völkerwanderung  23  59  85. 

Volksdichtigkeit  s.  Bevölkerungsdich- 
tigkeit. 

Volksvermehrung,  Massregeln ,  sie  zu 
fördern  u.  zu  hemmen  189. 

Volksversicherung  111. 

Volkswirtschaft,  Begriffsbestimmung 
118. 

volkswirtschaftliche  Literatur  121. 

volkswirtschaftliche  Systeme  119. 

Volkswirtschaftslehre,  Begriffsbestim- 
mung 119. 

Volkswirtschaftspolitik  120. 

Vollkauf leute,  nach  dem  HGB.  282 
972  977. 

Vollmachten  968  969   1013. 

Vollstreckungsbefehl  1100. 

— ,  Beispiel  eines  Antrages  auf  Er 
lassung  eines  solchen  1117. 

Volontair  286  287. 

Vorarlberger  Alpen  562. 

Vorderindien  606 — 608. 

Vordrucke  (Formulare)   947 — 961 

Vorgarn  698 

vorgeschichtliche  Zeiten   11    12. 

Vormänner:  die  einem  Giro  auf  einem 
Wechsel    vorstehenden    Giranten. 

Vorprämie  531. 

Vorschuss-  u.  Kreditvereine  als  Volks- 
banken  158. 

Vorwärts,  Hauptorgan  der  sozial- 
demokratischen Partei   135. 

Vorzugs-Aktien  517. 

Vöslau,  Österreich  582. 

Vöslauer  Wein  676. 

Voyageur:  Geschäfts  -  Handlungs- 
reisender. 

vue:  Sicht;  ä  vue:  bei  Sicht,  auf  Sicht. 

Vuelta  Abajo,  Insel  Kuba  626. 

Vuelta  Arriba,  Insel  Kuba  626. 

Vulkanöl  656. 

Vulkanpass,   Siebenbürgen  567. 

W 

Waag,   Nebenfluss  der  Donau  568. 
Waal,    Mündungsarm    des     Rheins 

578. 
Waben  670. 
Wacholderbeeröl  690. 
Wacholderholzöl  690. 
Wachsarten  692. 
Wachszellen  670. 
Wagadugu,  Franz.  Sudan  612. 
Wagner,      Adolph,      bedeutendster 

Banktheoretiker  137. 
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Wagner,  Adolph,  über  die  Abwälzbar- 
keit  der  Grundrentensteuer  176. 

— ,  Begriffsbestimmung  des  Kapitals 
145. 

— ,  Begriffsbestimmung  des  Kredits 
171. 

— ,  über  die  freie  Konkurrenz   166. 

— ,  über  indirekte  Steuern  229. 

— ,  über  Papiergeld  434 — 451. 

— ,  Literaturangaben   121   219. 

Wahlrecht,  allgemeines  und  direktes 
133. 

Wahrscheinlichkeitsrechnung  für  Le- 
bensversicherung 106   108. 

Währung,  Begriff  411. 

Währungsfrage,  die  417—433. 

währungspolitische  Erörterungen  421 

—  433. 

Währungssysteme  411—415. 

Währungsverfassung,  ihre  Entwick- 
lung im   19.  Jahrh.  419—421. 

Waid  705. 

Walachei  595. 

Wald,  seine  Bedeutung  203  204. 

—  in  Deutschland  571. 
Waldbäume,  europäisclie  559. 
Waldbesitz  des  Staates,  der  Gemeinde 

u.  der  Privaten  i.  Deutschland  205. 

Waidenburg,  Schlesien  572. 

Waldenburger  Gebirge  565. 

Walderbeskopf,  Bergi,  Hunsrück  563. 

Waldfläche  \.  Nord-  u.Osteurop.  559. 

Waldgebiet,  das  europäisch-sibirische 
550. 

Waldhaar  696. 

Waldland  in  Russland  593. 

Waldmeister  690. 

Walfang  542. 

Walfische  545. 

Walfischbai,  engl.  Hafen  in  Südwest- 
afrika 613. 

Walken  der  Tuche  701. 

Wallonen,  Bevölkerungszahl  577. 

Wallosin  709. 

Walrat  (Cetaceum,  Sperma  ceti)  692. 

Walrosse  545. 

Wandergewerbeschein  276. 

Wanderlager  275  276. 

Warenbuch  in  der  Buchführung  716. 

Warengeschäftsbriefe  im  Verkehr  mit 
Agenten  —  Anerbieten  —  An- 
fragen —  Aufträge  u.  ihr  Widerruf 

—  Ausstellungen  an  empfangener 
Ware  —  Empfangsanzeigen  und 
Rechnungsausgleiche  —  Mahn- 
briefe —  Rechnungsauszüge  888 
—910. 

Warenhandel  269—271   291. 
Warenhäuser  271   277—280  305. 
Warenhaussteuer  229 
Warenkalkulation  für  Einkauf  857 — 
859. 

—  für  Produktion  859. 
Warenklage,  i  Beispiel   eines  Schrift- 
stücks 1116.' 

Waren-Konto,   bei  doppelter   Buch- 
führung 729  730   731. 
Warenkunde,  Begriffserklärung  640. 
Waren- Liquidationskassen  327. 


Warenproben,  ihre  Beförderung  durch 
die  Post  353  362. 

Warenrechnung  857 — 859. 

Warenzeichen  298  299. 

— ,  Reichsgesetz  vom  12.  Mai  1894 
1080   1081. 

Wärme  der  Weltmeere  in  einer  Tiefe 
von  4000  m  537. 

Wärmeeinheit  (W.  E.)  655. 

Warnow ,  Fluss  in  Meckl  -Schwerin 
568  575. 

Warpcops  699. 

Warps  699. 

Warrant:  Lagerschein  (s.  d),  Lager- 
pfandschein. 

Warschau,  Russ.  Polen  594. 

Warthe,  Nebenfl.  der  Oder  567  568 
573. 

Wartheb ruch  566. 

Waschgold  641. 

Waschschwämme  709. 

Wasgenwald  (Vogesen)  563   576. 

Washington,  Ver.  Staaten  625. 

Wasserblau  706. 

Wasserblei  653  654. 

Wasserharz  688. 

Wasserscheide  549. 

Waterburg,  Ver.  Staaten  624. 

Watergarn  (Watertwist)  698  699. 

Watermaschine  698. 

Watt,  James,  Verbesserer  d.  Dampf- 
maschine 40  59  60. 

Watzmann,  Berg  in  den  Salzburger 
Alpen  562. 

Wau  705. 

W.  E.,  Abkürzung  für  Wärmeeinheit 
655. 

Webstuhl  700. 

Wechsel  26   173   1041  —  1063. 

—  s.  a.  gezogener  Wechsel,  eigene 
Wechsel,  Prima- Wechsel. 

— ,  Geschichte  des  W.  —  Beispiel 
eines  W.  aus  dem  Jahre  1395 
1041    1042. 

— ,  seine  wirtschaftliche  Bedeutung 
1042—1044. 

— .  Vordruck  eines  W.  1043. 

— ,  Form  u.  Erfordernisse  des  ge- 
zogenen W.   1044  —  1046. 

— ,  Beispiel  eines  W  mit  wesent- 
lichen u.  unwesentlichen  Bestand- 
teilen u.  eines  W.  ohne  die  üblichen 
unwesentlichen  Bestandteile  1045. 

— .  Indossament  1046   1047. 

— ,  Akzept   1047   1048. 

— ,  Domizilwechsel   1048   1049. 

— ,  Holschuld  —  worauf  vor  der 
Einlösung  zu  achten  ist   1049. 

— ,  Fälligkeitstag  u.  Tageszeit,  zu 
der  Zahlung  verlangt  werden  kann 
1050. 

— ,  Teilzahlung  1050. 

— ,  wenn  die  Wechselsumme  in  frem- 
der  Münze   angegeben  ist   1050. 

~,  Regress  1050   1051. 

— ,  Protest   1051  —  1053. 

— ,  wo  und  wann  der  Protest  er- 
hoben  werden   muss   1051    1053. 

— ,  Intervention  1053  —  1055. 


Wechsel,  Duplikate  und  Kopien  1055 

—  1058. 

— ,  abhanden  gekommene  W.  1058. 

—  falsche  und  gefälschte  W.  — 
Kellerwechsel  —  Reitwechsel  1058 
1059. 

— ,  Verjährung  1059  1060. 

— ,  im  Auslande  ausgestellte  u.  W. 
auf  das  Ausland,  Bestimmungen 
darüber  im  deutschen  Wechsel- 
recht 1060. 

Wechselakzept  s.  u.  Akzept. 

Wechselbürge  1062. 

Wechselduplikate  u.  -Kopien  1055 — 
1058. 

Wechsel-Ehrenannahme  und  -Zahlung 
1053-1055. 

Wechselfähigkeit  —  durch  Unter- 
schriften von  Personen,  die  sich 
überhaupt  nicht,  oder  nur  mit 
Einschränkung  wechselmässig  ver- 
pflichten dürfen,  wird  der  Wechsel 
nicht  ungültig   1042. 

—  eines  Ausländers  1060. 
Wechselgesetzgebung,  ihre  geschicht- 
liche Entwicklung  1042. 

Wechselklage  —  Beispiele  einer  W. 
1060   1117. 

Wechselkurse  416  417  423  447. 

Wechsel  nach  Sicht  1048. 

Wechselpari  476. 

— ,  wie  es  ermittelt  wird  842  843. 

Wechselprotest  s.  u.  Protest. 

Wechselprozess  1099. 
I   Wechselrechnung  820—823. 
j   Wechselrecht  383   1041  —  1063. 

Wecliselregress  1050. 

Wechselstempel ,  Höhe  der  Stempel- 
abgabe —  wo  die  Stempelmarken 
angebracht  und  wie  sie  entwertet 
werden  müssen   1062. 

— ,  welche  Wechsel  von  der  Stem- 
pelabgabe befreit  bleiben   1062. 

Wechselstempeltarife  von  Deutsch- 
land, Österreich-Ungarn,  England, 
Frankreich ,  den  Verein.  Staaten 
von  Amerika  1062   1063. 

— ,  wann  die  Stempelung  geschehen 
muss  und  wer  dazu  verpflichtet 
ist  1062  1063. 

Wechselstrafe  1062. 

Wechselübertragung  —  Vollindossa- 
ment —  Blankoindossament  — 
Eigentums-  u.  Begebungsindossa- 
ment —  Angstklausel  —  Rekta- 
klausel —  Prokura-  oder  Inkasso- 
indossament —  Nachindossament 

—  Allonge  1046   1047. 

Wechselverjährung  1059   1060. 

Wechselverkehr  im  Bankgeschäft,  Mu- 
sterbriefe 919—924. 

Wedgwood  659. 

Wegwarte,   gemeine    (Cichorium  In- 

tybus)  672. 
Weichen  der  Eisenbahnen  62. 
Weichsel,  Fluss  567  568  593. 
Weichselholz  693. 
Weichselniederung  565. 
Wei-hai-wei,  China  54  604. 
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Weihrauch  687. 

Weimar,  Sachs. -Weimar  574. 

Wein  675-677. 

— ,  GalHsieren  668. 

Wein-  u.  Obstländer,  die  wichtigsten 

der  Erde  552. 
Weinausfuhr  Algeriens  612. 
Weinbau   in   Belgien   577,   Böhmen 

565,  Bosnien  567,  Ungarn  566. 
Weinbaugenossenschaften  1 62. 
Weinberge  563. 

—  am   Rhein  564. 

—  Preussens,  ihre  Anzahl  im  Ver- 
hältnis zn  der  in  ganz  Deutsch- 
land 572. 

Weine,  grüne,  heurige, firne,  trockene 
676. 

Weinernte  Italiens  597. 

Weinerzeugung,  jährliche  in  Deutsch- 
land 571,  Frankreich  585,  Öster- 
reich 582,  Portugal  600,  Rumänien 
595,  Russland  593,  Spanien  598, 
Ungarn  583. 

Weinessig  679. 

Weinsäure  647  710. 

Weinsprit  678. 

Weinstein  710. 

Weinsteuer  240  241. 

Weinstock  (Vitis  vinifera)  675. 

Weintrauben  675. 

Weipert,  Pass  im  Sachs.  Erzgebirge 
564. 

Weissbier  677. 

Weissblech  643. 

Weissbleierz  643. 

weisse  Farben  652. 

Weisseisen  644. 

Weisse  Meer,  das  546  592. 

Weisse  Nil,  der  611. 

weisser  Pfeffer  679. 

Weissfuchs  707. 

Weissgerberei  704. 

Weisskalk  659 

Weissstahl  644. 

Weizen  664. 

Weizenausfuhr  Vorderindiens  607. 

Weizenernte  in  Austral.  631,  Deutsch- 
land 571,  Frankreich  585,  Gross- 
britannien u.  Iri.  588,  Italien  597, 
Österreich  582,  Rumänien  595, 
Russland  593,  Serbien  595,  Spa- 
nien 598,  Ungarn  583,  Vereinigte 
Staaten  623. 

Weizenstärke  665. 

Wellington,  Neuseeland  631. 

Welschkorn  664. 

Welthandel  554  555. 

— ,  auf  den  Seewegen  537. 

Weltpostverein  91   93—95. 

Weltverkehrsstrassen  554  555. 

Wenersee  in  Schweden  592. 

Werdau,  Kgr.  Sachsen  572  574. 

Werft  der  Gewebe  700. 

Werfte  in  Deutschland  572. 

—  in  England  588. 
Werg  695. 
Werkblei  643. 
Werkgenossenschaften  161. 
Werkzeuge  180. 


Wert,  Begriffsbestimmung  u.  Ein- 
teilung 116   117. 

— ,  Ricardos  Wertlehre   126. 

— ,  leichtfassliche  Darstellung  des 
Gebrauchswertes  258. 

Wertach,  Fluss  in  Bayern  575. 

Werterhöhung  infolge  von  Kultur- 
fortschritten  146. 

Wertmesser  167  259. 

Wertpapiere,  ihre  Aufbewahrung  486 
—489. 

— ,  ihre  Verwaltung  489  490. 

— ,  Ankauf  und  Verkauf  482—486. 

—  ,  Berechnung  ihres  Wertes  nach 
der   Kursnotiz  850. 

— ,  Berechnung  der  Zinsen,  die  der 
Käufer  zu  zahlen  hat  (Stückzinsen) 
850  851. 

— ,  Berechnung  nicht  vollgezahlter 
Aktien  852. 

— ,  Berechnung  ihres  Erträgnisses 
852. 

— ,  Beispiele  ihrer  Berechnung  im 
Bankverkehre  852  853. 

— ,  s.  a.  unter  Effekten. 

Wertpapier-Konto  bei  doppelter  Buch- 
führung 729  730  731. 

Wertverhältnis  zwischen  Gold  und 
Silber  418  419. 

Wertverminderungen  infolge  von  Kul- 
turrückschritten  146. 

wesentliche  u.  unwesentliche  Bestand- 
teile einer  Sache  —  eines  Grund- 
stückes —  eines  Gebäudes  —  ihre 
Bedeutung  im  Recht  1064. 

— ,  rechtliche  Bedeutung  der  we- 
sentlichen u.  der  unwesentlichen 
Bestandteile  einer  S.  —  des  Zu- 
behörs —  der  natürlichen  u.  der 
juristischen  Früchte  —  der  Lasten 
—  der  Nutzungen   1064   1065. 

Weser  567  568  573. 

Wesergebirge  564. 

Weserniederung  565. 

Westaustralien  631. 

Westerwald  564. 

Westfalen  571    573. 

Westindische  Handelskompanie,  hol- 
ländische 33. 

westindische  Inseln,  ihre  Bodenge- 
wächse 551. 

Westpreussen  573. 

Wettbewerb,  unlauterer  303. 

Wetter  u    Klima  535  536. 

Wetterau,  Landstrich  zwischen  dem 
Main  u.  der  Lahn   573. 

Wettersee  in  Schweden  592. 

Wetzsteine  661. 

Whisky  664  678. 

Wiborg,  Russland  594. 

Wich,  Schottland  590. 

Widdin,  Bulgarien  595. 

Widerruf  eines  Auftrages  im  Waren- 
geschäft 900  901. 

Wieliczka,  Stadt  in  Galizien  583 
649. 

Wien,  Österreich  48  582. 

Wiener  Bankverein  100. 

Wiener  Biere  tll . 


Wiener  Börse  532. 
— ,  Devisennotierungen  848  849. 
— ,  Kurszettel  854  855. 
Wiener  Kongress  34  39. 
Wiener  Lack  707. 

Wiener  Schule   der   Nationalökono- 
mie 137. 
Wiener  Wald  562. 
Wieprz,  Nebenfl.  der  Weichsel  568. 
j   Wiesbaden, Prov.  Hessen-Nassau  564 
I       573. 

I   Wiesen  in  Europa  559. 
Wiesen-   u.    Weideland  in  Grossbrit.. 
u.  Iriand  588. 
'[  Wiesent,  Fluss  in  Bayern  563. 
Wieser,  österr.  Volkswirt  137. 
j   Wikinger  72   539  591. 
Wikingerzüge  23. 
Wild  in  Europa  559. 
Wildbrandsohlleder:  leichte,  aus  aus- 
ländischen Ochsenhäuten  gegerbte 
'       Sohlleder. 

,   Wildschadengesetz  in  Deutschi.  205. 
Wildsohlleder:  aus  ausländ.  Ochsen- 
häuten gegerbte,  starke  Sohlleder. 
Wildungen,  Badeort  in  Waldeck  564. 
Wilhelm  I.,    Kaiser,  Botschaft  über 
Einführung  sozialer  Reformen  136. 
Wilhelmshaven,  Prov.  Hannover  573. 
Wilkesbarre,   Ver.  Staaten  624. 
Wilkesland  im  südlichen  Eismeer  546. 
1   Willemstad,     Cura^ao,     Südamerika 
I       630. 

I  Willenserklärungen  1012   1013. 
!  — ,  abgegeben   infolge  Drohungen, 
arglistiger  Täuschungen  oder  irr- 
tümlich  1012   1013. 
i  — ,  absichtlich    oder    aus    Versehen 
falsch    (durch    Boten   oder   durch 
i       den  Telegraphen)  übermittelt  1012 
!       1013. 
— ,  Geschäftsunfähiger,    beschränkt 
Geschäftsfähiger,   voll  Geschäfts- 
fähiger durchBevollmächtigtel  Ol  3. 
— ,  Grundsatz  bei  Auslegung  einer 
Willenserklärung,   den  wirklichen; 
Willen    zu    erforschen,    nicht   an 
dem  buchstäblichen  Sinn  des  Aus- 
drucks zu  haften  und  auf  die  im. 
Handelsverkehr      geltenden     Ge- 
wohnheiten  u.    Gebräuche  Rück- 
sicht zu  nehmen   1014. 
Williamsonsblau  653. 
Wilmington,  Ver.  Staaten  625. 
Wilna,  Russland  594, 
Wilson-Bill  52. 
Winde  535  537  538  543. 
— ,  ihre  Wirkung   auf   die  Wärme- 
grade und  auf  die  Bodenbefi-uch- 
tung  in  Europa  556. 
Windhoek,  Deutsch-Südwestafr.  613.. 
Windsor,  Kanada  621. 
Windstillen  543. 

Winkel,  Reg.-Bez.  Wiesbaden  56' 
Winkelblech  (Karl  iMario)   deutscher 

Nationalökonom   133. 
Winnipeg,  Kanada  621. 
Winnipegsee  619. 
Wintereiche  (Quercus  sessiliflora)  70: 
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Wintergetreide  197. 

Winzer genossenschaften  156   157. 

Wirth,  Max,  deutscher  Volkswirt,  zur 
englischen  Freihandelsschule  ge- 
hörig, journalistisch  in  Wien  tätig 
gewesen;  bekannt  ist  hauptsäch- 
lich sein  Werk:  Geschichte  der 
Handelskrisen  128. 

Wirtschaft,  Begriffsbestimmung  118. 

wirtschaftliche  Tätigkeit,  Erklärung, 
was  darunter  zu  verstehen  ist  1 18. 

Wirtschaftlicher  Ausschuss  394. 

Wirtschafts-  u.  Handelsgeschichte  10 
—  55. 

Wirtschaftsbilanz  262 

Wirtschaftsgeographie  3. 

Wismar,  Meckl. -Schwerin  574. 

Wismut  564   644. 

— ,  Hauptfundstätten  644. 

— ,  wozu  es  hauptsächlich  verwendet 
wird  644. 

Wismutweiss  644 

witch  currents  545. 

Witebsk,  Russland  594. 

Witten,  Westfalen  571. 

Wittenberg,  Prov.  Sachsen  565. 

Witwen-   u.    Waisenversorgung    113. 

Wladiwostok,  Sibirien  603. 

WO.  =  Wechselordnung. 

Wochenmärkte  276  316. 

Wogulen,  niongol.  Volksstamm  558 

Wohltätigkeitsvereine  191. 

Wohnungen,  städtische   177. 

Wohnungsfrage  157   187. 

Wohnungsverhältnisse  in  grossen 
Städten   187. 

Wolfsfelle  708. 

Wolga,  Strom  in  Russland  593. 

Wollatlas  701. 

Wolle  696  697. 

Wolleiche  (Ouercus  pubescens)  703. 

wollene  Gewebe  701. 

Wollhandelsplatz  573. 

Wollin,  Insel,  Pommern  568. 

Wollindustrie  in  Deutschland  572, 
Grossbritannien  und  Iriand  588, 
Ver.  Staaten  623. 

Wollindustrieländer,  die  wichtigsten 
554. 

Wollmusselin  701. 

Wollproduktion,  jährliche  697. 

Wollspinnerei  699  700. 

Wollstoffe  701. 

Wollstramin  701. 

Wolverhampton,  England  588. 

Woolwich,  England  588. 

Worcester,  Ver.  Staaten  624. 

Worms,  Hess. -Darmstadt  576. 

Woronesch,  Russland  594. 

Wortzeichen  299. 

w.  S.g.  u.:  Abkürzung  für:  Wenden 
Sie  gefälligst  um. 

Wucher,  Begriffsbestimmung 
reichsgesetzliche  Bestimmung,  dem 
Schuldner  innerhalb  3  Monaten 
nach  Jahresschluss  einen  Auszug 
seiner  Rechnung  zu  geben  — 
Strafbestimniungen   1115   1116. 

Wuchergesetze  181. 


Wärfeikohle  655. 

Wurstwaren  670. 

Württemberg  576. 

Württembergische  Notenbank  461. 

Würzburg,  Bayern  575. 

Wüste  Sahara  612. 

Wüsten  13. 

Wüstenklima  548. 

Wu-tschang,  China  604. 

Wyoming,  Hochland  i.  Nordamerika 

617. 
Wysloka,  Nebenfluss  d.  Weichsel 568. 


Xenophon,    berühmter    griech.    Ge- 
schichtsschreiber i.  Altertum  121. 

Xeres  de  la  Frontera,   Spanien   599. 

Xereswein  676. 

Xyloidin  665. 

Xylokassie  683. 

Xylole  (Dimethylbenzol)    (C^H^  .  (C 
H3),)  706. 
1  Xylonit  694. 


Y  (Zuidersee-Bucht)  579. 

Yap,  Hafen  d.  Karolinen-Inseln  632. 

Yard,   englisches    L.ängenmass   810. 

Yarkand,  China  604. 

Yellowstone,  Strom  im  westl.  Nord- 
amerika 619. 

Yokohama,  Japan  544  605. 

Yola,  Nigeria,  brit.  Nordwestafrika 
614. 

York,  England  589. 

Yssel,  Rheinmündungsarm  in  den 
Niederlanden  578 

Yukon,  nordamerik.  Strom  619. 

Yukon  Territorium   in  Kanada   621. 

Yunkas,  Bolivia  629. 

Z 

(s.  a.  unter  C). 

Zabernpass,  Vogesen  563. 

Zacatecas,  Mexiko  626. 

Zackelschaf  696. 

Zaffer  645. 

Zahlensystem,  dodekadisches  15. 

Zählmasse  810. 

Zahlperlen  709. 

Zahlungen  an  Angestellte  in  einem 
Laden  oder  i.  einem  offenen  Waren- 
lager 990. 

Zahlungsbefehl,  Beispiel  eines  An- 
trages 1117. 

— ,  Widerspruch  gegen  ihn  1099 
1100. 

Zahlungsbilanz,  staatliche  265    266. 

Zahlungseinstellung,  Beispiel  einer 
Forderungsanmeldung,  eines  Ver- 
gleichsversuchs, ein  darauf  bezüg- 
liches Erkundigungs-  u.  ein  Aus- 
kunftsschreiben 937  938. 

Zahlungsfähigkeit  1 70. 

Zahlungswille  170. 

Zahlungszwang  171. 

Zahmsohlleder:  aus  deutschenOchsen- 
häuten  gegerbte  Sohlleder. 

Zahnradbahnen  67. 


Zahntürkis  662  663. 

Zakynthos  (Sagunt)  19. 

Zanella  701. 

Zante,  Griechenland  596. 

Zara,  Österreich  582. 

Zaragoza,  Spanien  599. 

Zea  664. 

Zedrate  668. 

Zehrwurz  666. 

Zeichenschiefer  654. 

Zeichnungsschein,  Muster  eines  sol- 
chen 251. 

Zeitgeschäfte  mit  beschränktem  Risiko 
531   532. 

Zeitungen,  wieviel  jährlich  durch  die 
Post  befördert  werden  350. 

Zeitungsabo nnenients  bei  der  Post 
353. 

Zeitungsbeilagen  302. 

Zeitungsreklanien  299 — 303. 

Zeitungswesen  26. 

Zeitz,  Prov.  Sachsen  566. 

Zejla,  Brit.-Ostafrika  615. 

Zelle  i.  d.  Organismen  675. 

Zellhorn  694. 

Zelluloid  694. 

Zement  659  660. 

Zementersatzmittel  660. 

Zementstahl  645. 

Zensit:  Steuerpflichtiger  226. 

Zentimeter  (cm),  Längenmass  810. 

Zentralamerika,  Münzen  839. 

Zentralgenossenschaften  154. 

Zentralnotenbanken  43. 

zentrifugieren  675. 

Zephirgarn  700. 

Zerbst,  Anhalt  574. 

Zerreiche  (Quercus  cerris)  703. 

Zessionsschein    s.   Abtretungsschein. 

Zeugenbeweise  im  Zivilprozess  1095 
1096. 

Zeugnis  für  Handelsangestellte  964 
965. 

Zichorie  672. 

Zichorienpulver  672. 

Ziegel  659. 

Ziegeltee  673. 

Ziegenfelle  707. 

Ziegenzucht  559. 

—  i.  Bosnien  u.  Herzegowina  583, 
Bulgarien  595,  Italien  597,  Por- 
tugal 600. 

Ziel  für  Zahlungsleistungen  309. 

Zigarren  674. 

Zigarrendeckblatt  674. 

Zigarrenkistenholz  693. 

Zigeuner  i.  Österreich-Ungarn  581. 

—  i.  Rumänien  595. 

Zillmer,     deutscher    Versicherungs- 

niathematiker  108. 
Zimmer,  Zählmass  für  Pelzwerk  810. 
Zimoccaschwämme  709. 
Zimt  682. 
Zimtaldehyd  683. 
Zimtblüten  683. 
Zimtkassie  683. 
Zimtkassienöl  690. 
Zimtöle  690. 
Zimtpulver  683. 
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Zimtstein  662. 

Zingiber  officinale  683. 

Zink  644. 

— ,  in  welchen  Ländern  es  haupt- 
sächlich gefunden  wird  553  559 
644. 

— ,  wie  gross  die  Förderung  ist  in 
Deutschland  571,  in  den  Verein. 
Staaten  623. 

— ,  wie  es  gewonnen  wird  644. 

— ,  wozu  es  verwendet  wird  644. 

Zinkblende  644. 

Zinkbliimen  652. 

Zinkerzeausfuhr  von  Tunis  611. 

Zinkerzefundstätten  562  564  577. 

Zinkgrau  652. 

Zinkkarbonat  644. 

Zinkolith  652. 

Zinkoxyd  644  652. 

Zinksilikat  644. 

Zinkspat  644. 

Zinkstaub  652. 

Zinksulfat  649. 

Zinkvitriol  (ZnSO^  +  7H2O)  648  649. 

Zinkweiss  644   652. 

Zinn  643. 

— ,  in  welchen  Ländern  es  am  mei- 
sten gefördert  wird  553  559 
643. 

— ,  Wert  der  Ausbeute  in  Boliva 
629,  in  Grossbrit.  u.  Irl.  588. 

— ,  wozu    es   verwendet  wird  643. 

Zinnchlorid  (SnCl^  +  5H.^O)    650. 

Zinnchlorür  (SnCl^  -f  2H2O)  650. 

Zinnfolie  643. 

Zinnkies  643. 

Zinnober  (HgS)  642  652. 

— ,  grüner  653. 

Zinnoxyd  643. 

Zinnsalz  650. 

Zinnsäure  643. 

Zinnstein  643. 

Zinnwald  564. 

Zins  175. 

— ,  gesetzlicher  in  Deutschland  181. 

Zinseszinsen  817  818. 

Zinsforderungsrecht  bei  nicht  pünkt- 
licher Bezahlung  der  empfangenen 
Waren  897. 

Zinsfuss  181. 

Zinsgarantie  des  Staates  332. 

Zinsleiste  eines  Zinsscheinbogens  485 
489. 

Zinsmaximum  unter  Kaiser  Justinian 
104. 

Zinsnehmen,  das  Recht  dazu  bestrit- 
ten 181 

Zinsrechnung  814  —  819. 

Zinsscheine  485  489. 

Zinsverbot  181. 

— ,  kirchliches  26. 

Zirkasienne-Tuch  701. 

Zirkular:  Rundschreiben,  das  z.  B. 
eine  Mitteilung  von  der  Begrün- 
dung eines  Geschäfts,  von  dem 
Eintritt  eines  neuen  Teilhabers, 
von  der  Erteilung  einer  Prokura 
enthält  302. 

— ,  Muster  934  935. 
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Zirkular-Kreditbrief  479-482. 

— ,  Muster  934. 

Zitrin  663. 

Zitronat  668. 

Zitronen  668. 

Zitronenernte  Italiens  597. 

Zitronensäure  647. 

Zittau,  Kgr.  Sachsen  574. 

Zitz  700. 

Zivilisation,  europäische,  Folgen  ihrer 

Ausbreitung  549. 
Zivillisten    für  das    Staatsoberhaupt 

221. 
Zivilprozessverfahren:  Verfahren  vor 

dem  Amtsgericht —  Leistungsklage 

—  Feststellungsklage  1093. 

— ,  bei  welchem  Gericht  die  Klage 
anzubringen  ist  —  die  Zuständig- 
keit besonderer  Gerichtsstände  — 
Einlassfrist  —  mündliche  Verhand- 
lung —  Vertretung  durch  Bevoll- 
mächtigte  1094. 

— ,  Sicherheitsleistung  für  den  ver- 
urteilten Beklagten  empfehlens- 
wert  1095. 

— ,  Verfahren  im  Termin  —  Be- 
weisbeschluss  —  Beweisführung  — 
Zeugenbeweis  —  Sachverständige 

—  schriftliche  Begutachtung  — 
sachverständige  Zeugen  —  Ur- 
kundenbeweis —  Beweis  durch 
Eideszuschiebung  1095—1097. 

— ,  Urteil  —  Anerkenntnisurteil  — 
Versäumnisurteil  —  Zurücknahme 
der  Klage   1097   1098 

— ,  Gerichtskosten  —  Gebühren  der 
Rechtsanwälte  —  Gebühren  der 
Gerichtsvollzieher  1111  —  1114. 

— ,  Beispiele  von  Klageschriften, 
Anträgen  und  Ladungen  1116 — 
1118. 

Zn,  chemisches  Zeichen  für  Zink  644. 

ZnS,  chemisches  Zeichen  f.  Schwefel- 
zink 644. 

ZnSO^  +  7H.^O,  Formel  i.  d.  Chemie 
für  Zinkvitriol  649. 

Zobel  708. 

Zollcoupons:  Coupons  russischer 
Slaatspapiere  u.  Eisenbahn -Obli- 
gationen, die  anstatt  Goldmünzen 
von  der  russischen  Zollbehörde 
in  Zahlung  genommen  werden. 

Zolldeklaration  338. 

Zölle  229  244-247. 

Zolleinnahmen   in  Deutschland   247. 

Zollgebiet  —  .die  Freihäfen  i.  Bremen 
u.  Hamburg  ausserhalb  der  Zoll- 
grenze 994  995. 

Zollkriege  37. 

Zollniederlagen  246. 

Zollstätten  65. 

Zollstundungen  246. 

Zolltarif  245. 

Zonentarife  333  334. 

Zöpfe  (Flachspackung)  695. 

Zopfwerg  695. 

Zostera  marina  696. 

ZPO.  =  Zivilprozessordnung. 

Zubehör  zu  einer  Sache  —   Bedeu- 


internationale    in 


677. 


wich- 


tung  des  Begriffs  für  die  Recht- 
sprechung 1064. 
Zubusse  164  519. 
Zucker  664  666—668  675. 
— ,   Ermittlung   des   reinen  Zuckers 

durch     die    Polarisationsmethode 

667. 
— ,  optisch  wirksam  666. 
— ,  wie  er  aus  Zuckerrohr  und  aus 

Zuckerrüben  gewonnen  wird  666 

667. 
I  — ,  aus  Zuckerrohr  gewonnener,  in 
I       Brasilien  629,  Kuba  626,    Puerto 

Rico  626. 
Zuckerahorn  666. 
Zuckergewinnung  \.  Deutschland  572, 

Russland  593,  Spanien  599. 
Zuckerhirse  666. 
Zuckerhüte  667. 
Zuckerkand  668. 
Zuckerkon  vention , 

Brüssel  244. 
Zuckerkouleur  668 
Zuckerkrankheit  668. 
Zuckerproduktionsländer,    die 

tigsten  der  Erde  552  554. 
Zuckerraffinerie  in  England  588. 
Zuckerraff inierungsverfahren  667. 
Zuckerrohr  666. 
Zuckerrübe  666  667  672. 
Zuckerrübenbau  in  Belgien  577. 
Zuckerrübenernte  in  Frankreich  585, 

Österreich  582. 
Zuckerverbrauch  europäischer  Völker 

559. 
Zugspitze,  Berg  i.  Bayer.  Alpen  562. 
Zug  um  Zug  170. 
Zuidersee  in  Holland  565  578. 
Zulassung  zum    Börsenbesuch   510. 
— ,  zum    Börsenhandel,    ihre    Be- 
dingungen 511 — 513. 
Zulassungsstelle  an  den  Börsen  511 

—513. 
Zululand,  Brit  -Südafrika  614 
Zunderpilz  684. 
Zündhölzer,  schwedische  657. 
Zündstoffe  657. 
Zünfte  207  208  211    281. 

—  im  Mittelalter  29. 
Zunftgerichtsbarkeit  210. 
Zürich,  Schweiz  560  580. 
Züricher  See  579. 
Zurückbehaltungsrecht  1072. 
Zurücknahme   einer  Klage  im  Zivil- 

prozess  1097   1098. 
Zuwaclisrente  178. 

Zuzahlung  auf  Aktien  517.  ^^H 

Zwangsinnungen  212.  "^ 

Zwangsvergleich  i.  Konkursverfahren 

1110 
Zwangsverwaltung  eines  Grundstücks 

1105  1106. 
Zwangsvollstreckung,  allgemeine  Be- 
stimmungen —  Widerspruchsrecht 
eines  Dritten  —  in  welchen  Fällen 
sie  einzustellen  ist  1101  — 1103. 

—  in  das  bewegliche  Vermögen- 
körperliche  Sachen  —  welche  da- 
von nicht  gepfändet  werden  dür- 


fen  —  Versteigerung  der  Pfand- 
stücke —  Nachpfändung  1103. 

Zwangsvollstreckung,  Pfändung  einer 
Geldforderung  — Wiclitigkeit  einer 
vorherigen  Benachrichtigung  des 
Drittschuldners  u.  des  Schuldners 
1104. 

— ,  Ansprüche,  die  nicht  gepfändet 
werden  können   1104. 

—  in  ein  Grundstück  —  Sicherungs- 


Sachregister. 

hypothek  —  Zwangsversteigerung 
— Zwangsverwaltung  —  Beschlag- 
nahme   —    Versteigerungstermin 

—  geringstes  Gebot  —  Sicher- 
heitsleistung für  Gebote  —  Zu- 
schlag —  Verteilungstermin  1104 

—  1106 
Zwangsvollstreckung  wegen  Abgabe 

einer  Willenserklärung  1106. 
Zweck    im    Recht   von    Ihering  166. 


1191 

Zweigniederlassungen,  ihre  rechtliche 
Bedeutung  977. 

— ,  Eintragung  in  das  Handelsre- 
gister des  Gerichte  ihres  Bezirks 
979. 

Zwickau,  Kgr.  Sachsen  574. 

Zwillich  700  701. 

Zwirn  698. 

Zwischenhandel,    internationaler  37. 

Zymase  675. 


Druck  von  Poeschcl  &  Trcpte,  Leipzig. 


SAMMLUNG  KAUFMÄNNISCHER  UNTERRICHTSWERKE 
Geld-,  Bank-  und  Börsen wesen.  ^'^  Handbuch  mr  Bankbeamte;  ju- 

risten,    Kaufleute   und   Kapitalisten, 

sowie  für  den  akademischen  Gebrauch  von  Dr.  GEORG  OBST,  Beamter  der  Dresdner  Bank 
in  Berlin.  Zweite  Auflage.  Gr.  8«.  XII  und  217  Seiten.  Gebunden  M  3.—. 

^Vechsel-  und  Checkkunde.  ^'"^  kurzgefasste  Erläuterung  der  Wechsel- 

. Ordnung,  des  Wechselstempelgesetzes,  des 

Diskonts,  der  Checks  und  Anweisungen  an  der  Hand  von  27  praktischen  Beispielen.  Von 
Dr.  GEORG  OBST,  Beamter  der  Dresdner  Bank  in  Berlin.  Gr.  8°.  Xu.  136  S.  Geb.  M  2.—. 

Kontorarbeiten  und  bürgerliche  Geschäftsaufsätze. 

Unter  Berücksichtigung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  der  wichtigsten  Vorkommnisse 
in  Waren-,  Speditions-,  Bank-,  Fabrikations-,  Export-  und  Importgeschäften.  Mit  Formular- 
mappe. VonJ.  WENZELY,  Oberlehrer  an  der  Öffentlichen  Handelslehranstalt  Chemnitz.  Gr.  8^. 
272  Seiten.  Gebunden  M  3.60. 

Grundriss  der  Handelswissenschaft  (Handeisiehre  und  Handeis- 

— — — — künde).  Zur  Selbstbelehrung 

und  für  Schulen.  Von  Prof.  W.  WICK,  Handelslehrer  an  der  Oberen  Realschule  zu  Basel. 
Gr.  8^  VIII  und  332  Seiten.  Gebunden  M  4.20. 

Leitfaden  der  Handelswissenschaft,  v™  Prot  wwick, Handeis- 

lehrer  an  der  Oberen  Real- 
schule zu  Basel.  Gr.  8°.   103  Seiten.  Gebunden  M  1.50. 

Grundzüge  der  Handels-  und  Verkehrsgeographie. 

Von  Dr.  EMIL  DECKERT.  Dritte,  völlig  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Gr.  8^.  IV 
und  389  Seiten.  Gebunden  M  4.20. 

Grundriss  der  allgemeinen  Warenkunde.  ^^"^^';,^^ 

-^- — — bCnKtlDtK, 

Oberlehrer  an  der  Öffentlichen  Handelslehranstalt  Chemnitz.  Gr.  8».  488  Seiten.  67  Abbil- 
dungen im  Text  und  4  farbige  Tafeln.  Geb.  M  6.50, 

Die  amerikanische  Buchführung ""/'  f  ^  ^r'"t"? '"  ^",7 

— — ^  schiedenen  Geschäftsbetrieben. Von 

Professor  ANTON  SCHMID,  k.  k.  Regierungsrat.  Gr.  8^.  VIII  und  103  Seiten  mit  2  zwei- 
farbigen Tabellenbeilagen.  Gebunden  M  2. — .  Für  praktische  Übungen  sind  zu  diesem  Bande 
erschienen:  Fünf  Übungshefte  in  Mappe:  M  2. — . 

Oonnplte  RurhfÜhrUnO'  Methodische  Anleitung  zum  Selbstunterricht.  Von 
l^KJyJlJ%^il^  £JUV>iiiuiiiuii^.   pj^j£j)j^,(>^  SCUBITZ,  k.  k.  Regierungsrat,  emer. 

Direktor  der  Aussiger  Handelsakademie.  Dritte  Auflage.  Gr.  8«.  276  Seiten.  Geb.  M  3.—. 
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Vereinfachte  deutsche  Buchführung.  ^^^»^  ^'"^^^^^"^  ""^  ^^ 

■ — ^-  peltem  System.  Neue,  prak- 
tisch bewährte  Methode  von  Professor  ANDREAS  HEER.  Gr.  8».  119  Seiten.  Geb.  M  2.—. 

Lehrbuch  der  Bankbuchhaltung,  ^on  Heinrich  brosiu^  Be- 

=-  amter  der  Rhemischen  Kreditbank, 

Freiburg  i.  B.  Gr.  8«.  245  Seiten  u.  6  Tabellen.  Geb.  M  5.40. 

Unterricht  in  deutscher  Handelskorrespondenz, 

Beispiele  und  Entwürfe  für  Handelsschüler  und  -Lehrlinge  sowie  zum  Selbstunterricht  von 
J.  WENZELY,  Oberlehrer  an  der  Öffentlichen  Handelslehranstalt  zu  Chemnitz.  5.  Auflage. 
Gr.  8».   VIII  und  200  Seiten.   Gebunden  M  2.50. 

Commercial  Correspondence.  ^'^'^  Übersetzung  von  j.  wenzely, 

„Deutsche      Handelskorrespondenz", 

englischen  Verhältnissen  angepasst  von  MAURICE  D'ARCY.  Gr.S».  VIII  u.  154  S.  Geb.  M  2.50. 

Notions  de  Correspondance  commerciale.  Freieübersetzung 

! von  WENZELY, 

„Deutsche  Handelskorrespondenz",  französischen  Verhältnissen  angepasst  von  F.  LE  BOURGEOIS, 
Gr.  8^.  220  Seiten.  Mit  einer  Handelskarte  von  Frankreich.  Gebunden  M  3. — . 

Svensk  Handelskorrespondens.  Freie  Übersetzung  von  wenzely, 

„Deutsche  Handelskorrespondenz", 

schwedischen  Verhältnissen  angepasst  von  D.  DAHLGREN.  Gr.  8».  VIII  u.  188  S.  Geb.M3.— . 

Lehrbuch  der  Gabelsbergerschen  Stenographie. 

Von  ADOLF  SCKELL,  Revisor.  Gr.  8».  96  Seiten.  Gebunden  M  2.—. 


Leitfaden  für  den  Unterricht  in  der  Buchführung. 

Der  Praxis  entnommene  Geschäftsvorfälle,  darstellend  den  Geschäftsgang  eines  Hamburger 
Import-,  Export-,  Kommissions-  und  Warengeschäftes.  Von  HEINRICH  DANKERS,  Lehrer 
der  Handelswissenschaften  in  Hamburg.  Dritte  Auflage.  IV  und  48  Seiten.  Gebunden  M  1. — . 

Zur  Methodik  des  Maschinenschreibens.  PraktischeRatschiäge 

von  FR.  STILLCKE, 

Direktor  der  Handels-  und  Gewerbeschule  der  Stadt  Gnesen.  Gr.  8°.  39  Seiten.  Geb.  M  1.—. 

Übungshefte  für  den  Unterricht  im  Maschinen- 

cpl||-^jKpt|  von  FR.  STILLCKE,  Direktor  der  Handels-  und  Gewerbeschule  der  Stadt 
Gnesen.  4«.  33  Seiten.  Geheftet  M  —.75. 
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Kapitalanlage  und  Wertpapiere.  Ein  Ratgeber  bei  Ankauf,  Verwaltung  und  Auf- 
bewahrung von  Wertpapieren.  Von  Dr.  GEORG  OBST.  8°.  87  Seiten.  Mit  einem  Anhang: 
„Die  Börse  und  ihre  Geschäfte."  6.  Auflage.  Geheftet  M  1. — ,  geb.  M  1.50. 

Der  Depositen-  und  Kontokorrentverkehr.  Ein  Ratgeber  für  den  Verkehr  mit 

dem  Bankier.  Von  Dr.  GEORG  OBST.  S».  VIII  und  78  S.  5.  Aufl.  Geh.  M  1.—,  geb.  M  1.50. 

Wecnsei-ABC.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Wechselordnung,  des  Wechselstempel- 
gesetzes, des  Diskontgeschäfts  usw.  Von  Dr.  GEORG  OBST.  8«.  IV  und  86  Seiten.  4.  Aufl. 
Geheftet  M  1.—,  gebunden  M  1.50. 

Theorie  und  Praxis  des  Checkverkehrs.  Ein  Wegweiser  für  den  modernen 
Geldverkehr.  Von  Dr.  GEORG  OBST.  8».  VI  und  174  Seiten.  Geh.  M  2.50,  geb.  M  3.^ttl 

Organisations  des  Zahlungsverkehrs.  Von  Dr.  georg  obst,  Beamter  der 

Dresdner  Bank.  Gr.  8«.  VI  und  49  Seiten.  2.  Auflage.  Geh.  M  —.80,  elegant  geb.  M  1.30. 

Was    mUSS   der  Aktionär  wissen?   Eine  gemeinverständliche  Darstellung  der  wich- 
tigsten Bestimmungen   des  Aktienrechts,  der  verschiedenen  Kategorien  der  Aktien  etc.  Vo^^._ 
Dr.  GEORG  OBST.  8».  104  Seiten.  3.  Auflage.  Geheftet  M  1.—,  gebunden  M  1.50.  Ml 

Der  Kaufmann  und  seine  Angestellten.  Gemeinfassliche  Darstellung  ihrer 
Rechte  und  Pflichten  von  Rechtsanwalt  Dr.  TH.  FUCHS.  8».  92  S.  Geh.  M  1.—,  geb.  M  1.50. 

Die  Kaufmannsgerichte,  „ihre  Verfassung  und  ihr  Verfahren".  Zum  praktischen 
Gebrauch  für  Kaufleute,  Handlungsgehilfen  und  Kauf  man  nsgerichtsbeisitzer  dargestellt  von 
WALTER  GRAEF.  Geheftet  M  1.—,  gebunden  M  1.50. 


Die  Fabrikorganisation.  Ein  praktischer  Leiter  durch  jeden  Betrieb.  Von  EMIL 
SCHMIDT,  Bielefeld.  Mit  29  Formularen  zur  Betriebsbuchführung.  Kart.  M  1.20. 

Das  Noten bankwesen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Von  Dr.  GEORG  OBST.  Gr.  8o.  112  Seiten.  Geheftet  M  2.40. 

Taschenbuch  der  deutschen  Rechtschreibung  nach  den  für  Deutschland, 

Österreich  und  die  Schweiz  gültigen  amtlichen  Bestimmungen  bearbeitet  von  Professor  Dr. 
JOH.  PÖSCHEL.  Schmal  8°.  IV  und  168  Seiten.    In  biegsamem  Leinenband  M  1.—. 

Kaufmännische  Organisation  im  Handwerk.  Ein  Lehr-  und  Hilfsbuch  für 

die  gesamten  Kontorarbeiten  des  Handwerkers.  Von  CARL  EYRICH.  Gr.  8«.  VIII  und  132 
Seiten.  Gebunden  M  2.40. 

Ortsverzeichnis  von  Russland  mit  Finland,  Sibirien,  Russ.  Zentrala"sien  und 
Kaukasien.  Im  Auftrag  der  Auskunftei  W.  Schimmelpfeng  bearbeitet  von  ALBERT  GRADE. 
Enthaltend  etwa  20000  Orte  mit  ihrer  näheren  Lage.  Dauerhaft  gebunden  M  7.50. 
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Das  Buch  des  Kaufmanns 
2.   Aufl. 
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